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A. 


Abbau. 

Bei  einer  Gemeiidieitsteüung  oder  einer 
durchgreifenden  Zusammenlegung  der  Grund- 
stücke in    einer  Gemarkung  kann  es  als 
notwendig   oder    zweckmässig  erscheinen, 
dass  einzelne  Besitzer  ihre  bisherige  Hof- 
stätte ganz  aufgeben  und  ausseihall»  des 
Dorfes  auf  dem  ihnen  zugewiesene»  Boden 
neu«1    Häuser   und  Wirtschaftsgebäude  er- 
richten, wobei  natürlich  die  Ausziehenden 
in  angemessener  Weise  scliadlos  zu  halten 
sind.    In  vielen  Fällen  int  ein  solcher  Ab- 
bau oder  Ausbau  so  allgemein  und  voll- 
ständig durchgeführt  worden,  dass  ganze 
Dörfer  sich  in  Gruppen  arrondierter  Einzel- 
höfe aufgelöst  halten,   was  dann  zugleich 
eine  völlige  Umgestaltung  des  Wirtschafts- 
systems zur  Folge  liatte.    Wenn  wir  von 
»lern  kolonisatorischen  Ausbau  absehen,  der 
im  Mittelalter  von  den  bestehenden  Wohn- 
.«-itzen  aus  durch  Rodungen  und  Neugrfln- 
dnng   von   Dörfern    und   Höfen  l«etriel»en 
wunle,  so  finden  wir  unter  den  ersten  l>e- 


kannten  Beispielen  eines  eigentlichen 
bans  im  obigen  Sinn  die  » Vereinödurif 


Ab- 

igen« 

im  Hochstift  Kempten,  die  zugleich  einen 
ziemlich  typischen  Charakter  tragen.  Ein- 
öden hiessen  im  Allgäu  zunächst  isolierte 
Höfe,  im  rechtlichen  Sinne  aber  wunle  das 
Wort  scldiesslieh  auf  jedes  Grundstück  an- 
gewandt, welches  von  Uebertrieb  und  Weide- 
servituten befreit  war.  Daher  bedeutet  auch 
V«reinödung  im  allgemeinen  nur  so  viel 
wie  Arrondieruug  und  Aufhebung  des  Flur- 
zwanges  und  der  Dienstbarkeiten  und 
sehliesst  keineswegs  auch  die  Notwendig- 
keit von  Abbauten  mit  ein.  Thatsächlich 
kamen  jedoch  nach  Ditz  schon  im  10.  Jalirh. 
(1551  in  Gmizaeh  und  1585  in  Hochgreith, 
und  zwar  hier  bei  sieben  Höfen)  Abbauten 
vor.  was  um  so  bemerkenswerter  ist ,  als 
•Üt*  Kcmpteuschen  Vereinödungen  ursprüng- 
lich einfach  durch  freiwillige  Vereinbarung 
aUtr  Beteiligten  zu  stände  kamen,  l'ebrigenä 

H»ndw<irterboch  der  StAatowlweiwchaftcn.  Zweite 


gab  es  im  Allgäu,  dem  gebirgigen  Cliarakter 
des  Landes  entsprechend,  auch  schon  von 
alters  her  viele  Einzelhöfe  und  andere  sind 
nur  mittelbar  infolge  der  Zusammenlegung 
entstanden,  indem  die  Besitzer  der  arron- 
dierten Grundstücke  erst  viele  Jahre  später 
sich  auf  denselben  anlauten,  wenn  ihre 
älteren  Häuser  hinfällig  oder  al)gebrannt 
waren.  Im  18.  Jahrh.  war  ein  mehr  oder 
weniger  ausgedehnter  Abbau  regelmässig 
mit  den  Vereiuödungen  verbunden,  und  da 
die  letzteren  jetzt  auch  in  grösseren  Ge- 
meinden stattfanden ,  so  entwickelte  sich 
auch  ein  Zwangsroeht  zum  Abbau,  das  von 
der  Regierung  häufig  auf  die  Gemeinden 
übertragen  wunle.  Das  erste  förmliche  Ge- 
setz über  die  Vereinödung  datiert  übrigens 
erat  von  17111.  Ursprünglich  hatte  die  Rc- 
gierung  als  Gnuidhon-seliaft  und  Fiskus 
sich  nur  die  Erteilung  der  Erlaubnis  für 
jede  Vereinödung  und  jede  Errichtung  eines 
neuen  Hauses  vorbehalten  und  sie  verlangte 
dabei,  dass  kein  Haus  abgebrochen  werde, 
wenn  nicht  der  Hau  eines  neuen  im  Felde 
gesichert  war,  und  dass  andrerseits  auch 
kein  Haus  mehr  gebaut  als  abgebrochen 
wenle.  Bis  gegt>n  Ende  des  17.  Jahrh. 
wimlen  bei  deu  Yenunödnngen  auch  keine 
Feldmesser  zugezogen ;  dann  aber  gab  die 
Mitwirkung  derselben  diesen  Unternehmun- 
gen einen  neuen  lebhaften  Anstoss,  Bei 
der  Auswahl  der  Abltauer  nahm  man.  wie 
es  scheint,  mclir  auf  deu  Zustand  der  ab- 
zugeltenden Häuser  als  auf  die  Grosse  des 
Gutes  Rücksicht,  so  dass  liäuiig  unzweck- 
mässigerweise  die  mittleren  oder  gar  die 
kleineren  Besitzer  ausbauen  mussten.  Das 
Zahlen  verhält  nis  der  Ausziehenden  zu  den 
Zurückbleibenden  war  sehr  verschieden,  zu- 
weilen ganz  gering,  in  anderen  Fällen  mehr 
als  die  Hälfte.  Uebrigens  bauten  sich  die 
Ausziehenden  keineswegs  immer  isoliert 
an,  sondern  sie  nickten  häufig  ihre  Höfe  zu 
kleinen  Weilern  zusammen.  Die  Kosten 
des  Ausbauens  waren  bei  der  Einfachheit 

Auflage.   I.  1 
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der  Iläust't-  meistens  nicht  sehr  bedeutend 
und  Avurden  grösstenteils  von  der  Gemeinde 
getragen.  Die  Gomcindolouto  mussten  beim 
Abbruch  uiul  Xeutau  helfen,  und  das  Rui- 
Ik-Iz  wurde  aus  den  Gemeindewaldungen 
geliefert,  wenn  solche  vorhanden  ■waren. 
Ausserdem  erhielt  der  neue  Einöder  aueh 
noeh  ♦■ine  Goldontschädigung.  Die.  grund- 
nnd  zehntheiTliehen  Verhältnisse  hlielton 
unverändert.  Aueh  die  ühliehe  Erbtoilung 
zu  gleichen  Teilen  blieb  hestehen ,  so  dass 
die  arrondierten  Hufe  später  wieder  vielfaeh 
zersplittert  wutilen  und  daher  in  mehreren 
Orten  nachweislieh  zwei  Voreinödungon  statt- 
gefunden haben.  Im  ganzen  betrug'  die 
Zahl  der  AiTondierungen  vor  1701  nach  Ditz 
222.  und  seitdem  sind  noch  ungefähr  100 
weitere  gefolgt.  Die  Leichtigkeit,  mit 
welcher  sich  die  Bauern  in  der  Regel  zum 
Abbauen  bewogen  Hessen,  erklärt  Ditz  dar- 
aus, dass  der  Oborsohwalx)  und  besonders 
der  Allgüuor  eine  besondere  Anhänglichkeit 
an  die  ererbte  Seholle  und  den  ererbten 
Herd  nicht  besitze,  sondern  eine  starke  An- 
lage zum  GüterspckuJautcii  habe.  Daher 
war  auch  nachweislich  schon  im  16.  Jalirh. 
die  jährliche  Zald  der  Verkäufe  von  Gütern 
und  Parzellen  im  Komptensohen  eine  sehr 
liedoutende. 

In  sehr  ausgedehntem  Umfange  ist  der 
Abbau  in  Verbindung  mit  den  Arrondie- 
nmgen  in  Schweden  erfolgt.    Schon  durch 


eine  Verordnun 


17S3  wunle  tli 


Massivgel  vorbereitet  und  im  .lahre  1K03 
gelang  es  zuerst  in  der  Previnz  Schonen 
die  fast  völlige  Auflösung  der  Feldmarken 
in  ausgetautc  Einzelhöfe  durchzusetzen. 
Zur  Beförderung  dieses  Abitaues  wurden 
aus  Staatsmitteln  jährlich  10000  Koiehsthlr. 
Lewilligt.  Die  Yorerdnung  von  1S07.  welche 
die  Zusamnietdegungen  für  das  ganze  Boich 
mit  Ausnahme  von  Dalekarlien  und  Norr- 
Jand  regelte,  führt«.'  ebenfalls  in  vielen 
Fällen  zu  Ausbauten,  namentlich  in  grossen 
Dorfschaften  mit  weit  entlegenen  Gcmnr- 
knngsgreuzen.  da  hier  mu-  die  in  der 
nächsten  Umgebung  des  Dorfes  liegenden 
Aecker  von  diesem  aus  ordentlich  bewirt- 
schaftet worden  konnten.  Von  den  312-4 
Hufen,  die  in  den  Jahren  1S03— IN  13  allein 
im  Mahnöer  Lehn  sejxiriert  wurden,  sind 
IbO."».  als*:»  mehr  als  ilie  Hälfte,  zugleich 
ausgebaut  Avordcu.  Auch  in  Dänemark 
Avurde  schon  im  vorigen  Jalirh.  die  Arren- 
ilienmg  mit  Abtau  stellenweise  in  grossem 
Massstalje  vorgenommen.  So  Avnrden  von 
1 7>4— Hl?  auf  Seeland  in  dem  kombinierten 
Amt  Frederiksborg  und  Kronborg  113  Feld- 
marken durch  Austau  nach  dem  Hofsystom 
umgestaltet,  wobei  3">0  Bauernhöfe  und  3(10 
Häiislerstolleu  angelegt  Avurden. 

Das  eingreifende  preussisehe,  Separations- 
verfahren  in  Verbindung  mit  der  Gemein- 


heitsteilung führt  eltenfalls  in  manchen 
(Fällen  zum  Abbau.  Die  (iemeinlieits- 
1  teiluiigsordnung  vom  7.  Juni  ls21  enthält 
00—72)  durühor  nähere  Bestimmungen. 
Wenn  nicht  allen  Teilnehmern  an  der  Aus- 
]  einandersetzung  eine  Avirtschaftlichc  Lage 
ihrer  Ulndoreion  verschafft  werden  kann« 
so  müssen  diejenigen,  welche  nach  dein 
i  Kriiiessen  der  Ausciuandcrsetziingslichördc 
'dazu  geeignet  sind,  sofern  sie  nicht 
Ländoreien  in  minder  vorteilhafter  Lige 
ann<<hmen  Avolleu,  sich  gegen  Entschädigung 
einen  Abbau  gefallen  lassen,  wenn  der 
vierte  Teil  der  interessierten  Teilneluner 
0»aeh  den  Anteilen  berechnet)  ihn  verlangt. 
Wenn  die  Entschädigung  sowold  Ersatz  für 
die,  aufgegebenen  Grundstücke,  Baulich- 
keiten etc..  als  auch  für  die  Kidturmüngel 
und  deu  zeitweiligen  Ausfall  an  Früchten 
gewähren  soll,  so  fallen  die  bisherigen  Ge- 
bäude nebst  Gehöften  und  Gärten  den- 
jenigen zu,  welche  die  Entschädigung  zu 
leisten  haben.  Begnügen  sich  die  Ab- 
tauenden aber  mit  der  Differenz  zwischen 
deu  Baukosten  der  neuen  Wohn-  und  Wirt- 
schaf tsgeMudc  und  dem  Werte  der  bis- 
herigen Gebäude,  so  A'erbleitan  die  bis- 
herigen Gehöfte,  Gärten  und  Gelw'lude  in 
ihrem  Eigentum.  In  jedem  Falle  müssen 
die  Kosten  des  Abbaues  von  allen  Ausein- 
anileisetzuiigsteilnehtnern ,  welche  daraus 
Vorteil  haben  mit  Einschluss  der  Abtauen- 
den nach  Verhältnis  ihres  Vorteils  aufge- 
bracht werden.  In  grösserer  Ausdehnung 
sind  in  Preusson  Abtauten  namentlich  in 
der  Provinz  Posen  nach  dem  Erlass  des 
agrarischen  Keform-G.  von  1*23  erfolgt,  in- 
dem von  den  25  071  regulierten  Bauern  un- 
gefähr ein  Fünftel  neue  Häuser  errichtete. 
Es  Avurden  nicht  nur  einzelne  Höfe,  sondern 
auch  ganze  Dörfer  auf  ihren  neuen  Plan- 
lagen abgetaut,  Avobei  man  jedoch  eine 
allzu  grosse  Isolierung  der  neuen  Höfe  ver- 
mied, sondern  dieselben  meistens  gruppen- 
weise zu  dreien  oder  vieren  an  beiden 
Seiten  des  Weges  anlegte  und  auch  die 
Gesamtheit  durch  genügende  Wege  Avieder 
zu  einer  dorfartigen  Einheit  verband.  Die 
Einwendungen  in  betreff  der  Erschwerung 
des  Schul-  und  Kirehcnbosuehes,  der  polizei- 
lichen Aufsicht,  der  Bekämpfung  von  Feuers- 
brünsten etc..  die  gegen  den  Abbau  er- 
hoben Avurden.  haben  sich  als  nicht  ent- 
scheidend erwiesen.  —  S.  Gemeinheits- 
teilung; Z  u  s  a  m  in  e  n  1  e  g  n  n  g  d  e  r 
G  run  d  stücke. 


Litterat ur:  Vits,  iJete.hirhte  der  VereinC-dniuj 
tut  Hvchslij't  Kempten,  Kempten  ISti.l.  Forselt, 
Statütik  von  Schweden  =  Kau  und  Hanftsni. 
Areh.  der  pol.  Ork.,  3*.  F.  Bd.  5  S.  SSO. 
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Abdeckerei. 

Ahdeck«Teii\Vasenmeisterei.  F«d]m»'istoroi, 
Klevineist«-rei.  Cavillcrie)  hejsst  eine  zur  ge- 
werbsmässigen Ausnutzung  und  unschäd- 
lichen Beseitigung  «lor  Tierkadaver  dienemlo 
Anlage.  Das  Gewerbe  «los  Abdeckers  galt 
früher  in  Deutsehland  wie  in  anderen 
europäischen  iJUnlern  als  unehrlich,  und 
•lie  Personen  dessell>on  litten  nach  deutschem 
R«*cht  an  Anrüchigkeit  (levis  notae  ni'uulae). 
Kr  Eintritt  in  die  Zünfte,  ja  das  Militär 
in«!  die  rebomahme  von  Ehrenämtern  war 
dem  Abdecker  verweigert.  Die  Kinder  und 
Abkömmlinge  desselben  standen  jedoch  nicht 
unter  der  levis  notae  niaculae.  wenn  sie 
das  Gewerl»e  der  Alnleekerei  nicht  seihst 
i  •»•trieben  hatten  (pivuss.  Kdikt  vom  24. 
Mai  1783).  I)en  gewesenen  Altderkern 
konnte  «1er  Staat  die  restitutio  famae  ge- 
währen, nach  dein  Rcichsschluss  vom  Jahre 
1771  und  dem  Reichsmandat  vom  '2.1.  April 
1772.  Im  Anfange  dieses  Jahrhunderts 
wurde,  den  AMeckem  die  volle  bürgerliche 
Ehre  zuerkannt.  Die  preuss.  Kahinettsordre 
v.  4.  Dezember  1M5)  verlieh  densellton  auch 
die  Waffenehre  und.  das  Zirkularreskript 
des  Ministers  des  Innern  vom  28.  Oktober 
W27  erkannte  den  Abdeckergehilfen  den 
( ienuss  bürgcrl icher  Ehrenrechte  zu.  Die 
Uestimmung  des  A.L.K.  T.  JI  Tit.  so.  §  s2o, 
wonach  diejenigen,  welche  bisher  die  (ie- 
-<  hafte  eines  Aiideckers  wirklich  getrieben 
haben,  eine  Zunft  oder  Innung  aufzunehmen 
nicht  sehnldip  ist.  wurde  durch  die  Kahinerts- 
■  rdre  v.  21.  Uktober  1*27  aufgehoben.  Die- 
-ellie  K.U.  setzte  auch  das  Reskript  des 
ftist.-Min.  v.  11.  OktolKT  ls»M>  ausser  Kraft, 
v.ach  welchem  der  Ab<le«ker  zu  den  Per- 
~r«neii  gehörte,  die  gemäss  §  :*2U  Nr.  14 
Tit.  1<"». 'T.  I  G.O.  als  lfc-weiszeugen  nicht 
uif c  stellt  werden  konnten. 

Die  Ausübung  lies  AMeckereigowerhes 
•  rfolgte  frflher  auf  Grund  von  Realprivilegien 
■ds  Bannre«  ht.  Schon  im  17.  Jahrhundert 
waren  Venwlnungen  erhissen  worden,  wo- 
nach den  Abdeckern  alles  abstehende  Vieh 
ingosagt  werden  musste.  Dieselben  sind 
••meuert  durch  die  Edikte  vom  2'.\.  April  1b>iJ : 
31.  Februar  17m4:  12.  November  17m7  und 
i".  Juni  171 J.  D<-mnäehst  wurde  in  Proussen 
'inter  ilem  2f.  Aprü  1772  ein  l'ublikandum 
•Hassen,  -wie  es  mit  Ansagung  und  dem 
Ergraben  des  umgefallenen  o«ler  unrein 
efundenen  Viehes  zu  halten«.  Danach 
musste  jeder  Viehbesitzer  das  ihm  ausser 
der  Viehseuche  t  Rinderpest;  gefallene  und 


V-ini  Sehlachten  unrein  befundene  Vieh 
i  Schafe  ausgenommen)  dem  Abdecker 
seines  Rezirks  sofort  ansagen ;  letzterer  hatte 
dasselbe  (»innen  24  Stunden  abzuholen. 
Auch  durften  erweislich  rotzige  oder  ganz 
inkurable  Pferde  nicht  verkauft,  vertauscht 
o<ler  verschenkt,  ingleiehen  die  zur  ferneren 
Arbeit  gänzlich  untüchtig  gewonlenen  Herde 
nicht  au  fremde  Abdecker  verhandelt,  son- 
dern mussten  an  den  Abdecker  des  Distrikts 
abgeliefert  werden*.  Die  Magistrate  und 
übrigen  l  terichtsohrigkoiten  mussten  zu  den 
Abdeckerei, .|,  geeignete  Grundstück«*  an- 
weisen. Die  Abdecker  waren  von  allen 
öffentlichen  Listen  und  Abgalten  befreit.  — 
Dieses  l'ublikandum  war  ursprünglich  nur 
für  die  Kurmark  Itestimmt,  wurde  aber 
später  auch  in  anderen  Provinzen  l>ekaunt 
gemacht,  l'nter  dem  1 1.  Mai  17S9  erschien 
eiu  Zirkular  der  kurmärkisehen  Kriegs-  und 
D«>münenkammor.  welches  «las  vorerwähnte 
Publikandum  dahin  vervollstämligte,  das« 
1  unter  «lern  Ausdruck  -»abgestandenes  Vieh« 
i  ülterhaupt  all<s  zu  ferneivm  Gebrauch  der 
Mensehcu  untüchtig  gew«trdcne  Vicht  zu 
;  versbdion  sei. 

Die  durch  diese  Verordnungen  den  Ab- 
!  «leckem  zuerkannten  Zwangs-  und  Rann- 
rechto  erwiesen  sich  jedoch  IwiM  als  lästig 
:  un«l  mit  grossen  rnzuträglichkeiton  für  die 
Viehbesitzer  verbumlen.    Deslialb  Itestiinmto 
:  eiue  Zirk.-Vorf.  des  Min.  der  Finanzen  etc. 
iv.  2»i.  Februar  1*17,  «lass  jo«le  Regierung 
|so  viel  Ansetzungeti  von  Ab«leckereien  mit 
!  Gcwerbosch«»ineu  verstatton  könne,  als  es 
[  «las  Bedürfnis  der  Gegend  erfordere,  imd 
«lass  b«'i  jiMlcrNcuemchtuug  einer  Abdeckerei 
Reschräukungen   der   Kinwohner,   ihr  ge- 
fallenes Vieh  selbst  abzult^lern,  «i«ler  andere 
«Ion  l'ntcrthanen  lästig»?  (icivchtsame  nicht 
ferner  einzuräumen,  noch  bei  Kontrakter- 
neucrungeu   unter   den   Pacht bedingungen 
zuzulassen  seien. 

Durch  das  prouss.  (b.'werbesteu«Te<likt 
vom  2.  N«tvember  1810  und  das  Hesetz 
vom  7.  September  ]<S11  wunlen  die  Alt- 
deckor  unter  diejenigen  (iewerbetiv-ilK-nden 
gestellt,  welche  eines  (iewerbescheines  Ije- 
«iürfen  uml  denen  tlei-selbe  nur  ei  teilt  wini. 
wenn  sie  die  für  den  Retrieh  ihres  (te- 
werbes  erforderlichen  Eigenschaften  auf  die 
vorgeschriebene  Weise  nachgewiesen  haben. 
Zu  diesem  Nachweis  war  die  Ablegung 
einer  Prüfung  vor  «lem  Krcisjihysikus  er- 
foi-derlich  (Reskript  des  Min.  d.  Inm^rn  v. 
17.  Juli  lsl.")j.  Das  eben  genannte  (Je- 
werb«-gesetz  vom  7.  S'itleinber  1M11  gab 
nun  zwar  das  Abde«  kereigewerlM.'  frei,  in- 
sofern als  der  Retrieh  desselh«.-n  nur  von 
dem  R«'sitz  eines  Uewerlieseheines  abhäugig 
gemacht  wunle;  der  Ab«leck«  reizwaug  wurde 
jedoch  nicht  aufgeh«iben.  Auch  die  preuss. 
Gewerbeortlnung    vom    17.    Januar  1S1."» 
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änderte  an  dieser  Sachlage  nichts.  Sie 
stellte  die  Abdeckereien  unter  diejenigen 
gewerblichen  Anlagen,  welche  einer  Ite- 
soudoren  polizeilichen  Genehmigung  lie- 
dürfen.  Auch  wurden  die  Vorschriften 
über  den  Befähigungsnachweis  der  Ab- 
decker erneuert,  Uuter  dem  29.  September 
1H4«  wunle  ein  neues  Reglement  für  die 
Prüfung  der  Abdecker  erlassen,  üie  Roiehs- 
gewerbeordnung  vom  21.  Juni  18G9  liat  die 
polizeiliche  Konzession  für  die  Anlage  der 
Abdeckerei  beibehalten ,  den  Nachweis  der 
erforderlichen  Kenntnisse  zur  Betreibung 
des  Abdeckereigewerbes  alter  nicht  mehr 
verlangt. 

Das  Gesetz  vom  Hl.  Mai  1858.  ttetr.  die 
Regulierung  des  Al>deekoreiwesens,  hat  die 
den  Abdeckern  zukommenden  besonderen 
Berechtigungen  (Zwangs-  und  Rinnrechte 
und  ausschliessliche  Gewerlteltereehtiguugen) 
in  Preusson  teilweise  aufgehol)en,  jedoch 
mur  in  den  Fällen,  wo  sie  entweder  1.  dem 
Fiskus  oder  2.  einer  Stadt-  oder  I^indge- 
ineiude  innerhalb  ihres  Kominunalbezirks 
zustehen  «Hier  'A.  von  einem  dieser  Beroch- 
tigten  erst  uaeh  dem  1.  Januar  1850  auf 
einen  andern  übergegangen  sind,  oder 
4.  wenn  die  Aufhebung  nach  dem  Inhalte 
der  Verleihungsurkunde  ohne  Kntsehädigung 
zulässig  ist.  In  allen  übrigen  Fällen  können 
die  Zwangs-  und  Bannrechte  auf  Antrag 
der  Bann  Pflichtigen  gegen  Entschädigung 
abgelost  werden.  Für  die  erst  nach  1800 
an  Preussen  gefallenen  I^audesteile  wurde 
die  Aufhebung  und  Ablösung  der  gewerb- 
lichen Berechtigungen  durch  das  Gesetz  vom 
17.  März  18(>S  ermöglicht. 

Kinen  wesentlichen  Erfolg  haben  die 
Gesetze  nicht  gehabt,  weil  die  Gemeinden 
von  dem  ihnen  zustehenden  Provokations- 
recht  auf  Ablösung  des  Abdeckereizwanges 
nur  selteu  Gebranch  machen.  Es  giobt  da- 
her in  den  älteren  Provinzen  des  preuss. 
Sumtes  jetzt  noch  viele  Abdeckereien  mit 
den  im  Puhl,  vom  29.  April  1772  verliehenen 
Privilegien. 

Was  nun  die  Pflichten  der  Abdecker 
betrifft,  so  war  densellten  früher  aus- 
schliesslich die  Sorge  des  Verscharrens 
der  abgehäuteten  Viehkadaver  aufgetragen. 
Ausserdem  lag  ihnen  noch  die  Verpflichtung 
ob,  die  herrenlosen  Hunde  oinzufangon  und 
zu  töten.  Letzteres  geschah  besonders  zur 
Verhütung  der  Tollwut.  Hinsichtlich  des 
an  Viehseuchen  zu  Grunde  gegangenen 
Viehes  existierten  für  den  Abdecker  be- 
sondere Bestimmungen.  Nach  dem  Patent 
vom  2.  April  1S03  imd  der  Deklaration  vom 
6.  November  1804  war  das  Abledern  des 
an  der  > Viehseuche*  (Rinderpest)  und  der 
»Tollkrankhoiu  abgestandenen  Viehes  gänz- 
lich untersagt.  Dagegen  war  das  Abledern 
der  an  Rotz  verendeten  oder  deshalb  ge- 


töteten Pferde  gestattet  (Zirk.- Verf.  des 
Min.  der  geistl.  etc.  Angelegenheiten  vom 
14.  Januar  1*27). 

Gegenwärtig  hat  sieh  der  Ret  rieb  der 
Abdeckereien  erweitert.  Während  früher 
von  den  gefallenen  Tieren  nur  die  Haut. 
Börner,  Hufe  und  Klauen  zu  verwerten 
waren,  können  jetzt  die  Kadaver  mit 
gi-össereni  Gewinn  zu  technischen  Zwecken 
verarlnütet  werden.  Die  Min.- Verf.  vom 
VA.  Juni  1855  bestimmt,  dass  die  Aus- 
nutzung der  Tierkadaver  zu  gewerblichen 
Zwecken  polizeilich  zu  gestatten  ist.  Durch 
die  Errungenschaften  der  Chemie  und 
Technologie  hat  die  gewerbliche  Verwen- 
dung der  Kadaver  eine  solche  Ausbildung 
erfahren,  dass  von  denselben  auf  vielen 
Abdeckereien  kaum  noch  etwas  als  un ver- 
wendbar weggeworfen  und  verscharrt  wird. 
Eine  Beschränkung  in  der  Verwertung  be- 
steht nur  für  die  an  Rinderjiest,  Milzbrand. 
Tollwut  und  Rotz  verendeten  oder  wegen 
dieser  Seuchen  getöteten  Tiere  iusofern. 
als  die  Abliäutung  solcher  Kadaver  verl  toten 
ist.  In  vielen  Fällen  worden  mit  den  Ab- 
deckereien Fabriken  zur  Ausnutzung  der 
Kadaverteile  verbunden  (Leimsiedereien. 
Seifen-,  Düngerfabriken,  Knochenbrenne- 
reien). 

Die  Abdeckereien  werden  durch  die 
Verbreitung  übler  Gerüche  in  ziemlich 
weitem  Umfange  für  die  Nachbarschaft 
lästig;  auch  können  faulige  Substanzen  sich 
den  benachbarten  Wasserläufen  und  Brunnen 
mitteilen,  wodurch  die  Gesundheit  von 
Personen  und  Tieren  gefährdet  wird. 
Ausserdem  ist  im  öffentlichen  Interesse  ge- 
ltoten, die  Verarlieitung  der  Kadaver,  sowie 
die  oft  erforderliehe  Tötung  von  Tieren 
der  Wahrnehmung  des  Publikums  zu  ent- 
ziehen. Deshalb  müssen,  soweit  nicht  die 
Privilegien  mit  dem  Besitz  geeigneter 
Grundstücke  verbunden  sind,  von  den 
Städten  oder  l.«andgemoinden  entlegene 
Plätze  für  Abdeckereien  angewiesen  werden. 
Zur  Verhütung  einer  missbräuchlichen  Ver- 
wertung des  Fleisches  verendeter  oder 
wegen  Krankheiten  getöteter  Tiere  Ist  eine 
ausreichende  polizeiliche  Kontrolle  über  den 
Betrieb  unerlässlich.  In  Preussen  hat  das 
Gesetz  vom  Hl.  Mai  1858  nur  die  gewerb- 
lichen Verhältnisse  der  AMecker  berück- 
sichtigt. Es  fehlt  noch  an  allgemeinen 
polizeilichen  Vorschriften  für  den  Betrieb 
und  die  Beaufsichtigung  derselben.  Einige 
preussische  Bezirksregierungen  haben  auf 
Grund  des  Gesetzes  über  Polizeiverwaltung 
vom  11.  März  1850  spezielle  Verordnungen 
erlassen. 

In  Bayern  wurde  schon  durch  Reskript 
vom  20.  Juli  1829  das  Itei  dem  »Viehfalb 
bestehende  Verfahren  angeordnet.  Unter 
dem  18.  Juni  1830  ist  eine  Instruktion  für 
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die  Wasenmeister  im  Isarkreise  erlassen, 
welche  lS'fl  unter  »lern  Titel  »Instruktion 
für  Wasenmeistoi  -  im  Regierungsbezirk 
<  »berbayern  und  in  demselben  Jahre  auch 
auf  den  Regierungsbezirk  Schwalten  und 
Neu  bürg  ausgedehnt  wurde. 

In  Baden  regelte  die  Min.-Verordn.  v. 
17.  Antust  1H»}"»  die  Behandlung  gefallener 
oder  auf  polizeiliche  Anordnung  getöteter 
Tier»-.  Dazu  wurde  unter  dem  21.  August 
IM»."»  eine  allgemeine  Dienstanweisung  für 
die  A  Wecker  erlassen. 

Auch  im  Grossherzogtum  Hessen  ist  das 
Abd  eckerei  wosen  gut  geregelt  nach  dem 
Rolizeistrafgesetz  v.  :n>.  Oktober  is">,  Art. 

In  Oesterreich  besteht  bis  jetzt  noch 
kein  allgemein  giltiges  Gesetz  das  Ab- 
deekereiweson  lietreffend.  Den  Anregungen, 
welche  1*74  von  dem  niederösterreichischen 
l,andessanitätsrat  in  dieser  Richtung  gegeben 
wurden,  ist  bis  jetzt  noch  nicht  genügt. 

Für  die  deutschen  Staaten  hat  die  Go- 
•^tzgebnng  die  wesentlichsten  Aufgaben  zur 
Ordnung  des  Alidoekereiwesens  auch  noch 
nicht  erledigt.  Der  deutsehe  I.andwirtschnfts- 
rat  erklärte  lNJts  «ü« »  einheitliche  Regelung 
des  Ahdeekeroiwesens  aus  saiiit:"its] « di/.»-i- 
lichen.  veterinärpolizeilichen  und  w  irtschaft- 
lichen Gründen  wiederholt  für  ein  dringendes 
Bedürfnis.  Dieselbe  sei  unter  Beseitigung 
der  noch  l»estehenden  Zwangs-  und  Bnnn- 
rechte  herbeizuführen.  Die  Gemeinden 
müssten  gehalten  sein,  für  sieh  oder  zu- 
Ninim™  mit  anderen  vorschriftsmässig  be- 
s<  Ibiffene  und  atisgestattete  Wasenplätze 
herzugeben  und  zu  erhalten,  in  denen  alle 
zugefuhrten  Stücke  eine  unschädliche  Be- 
seitigung erfahren,  und  Abdecker  für  die- 
<ellien  anzustellen.  Es  sei  wünschenswert, 
wenti  von  den  Kreisen  bezw.  Aemtern  uud 
entsprechenden  Verwaltnngskürpern  für  sich 
•  «ler  in  Gemeinschaft  mit  anderen  ent- 
sprechende Anstalten  hergerichtet  ruler  be- 
reit gestellt  werden,  in  denen  die  Kadaver 
gefallener,  abgängiger  oder  auf  polizeiliche 
Anordnung  getöteter  Tiere,  sowie  bei  der 
Fleischbeschau  beschlagnahmte  tierische 
Teile  mittels  thermocheinischer  Apparate 
unter  znverlAssiger  Krtötutig  ;dler  Krank- 
heitserreger  im  Interesse  iler  Besitzer  thun- 
lichst nutzbringend  verarbeitet  werden. 

Im  allgemeinen  polizeilichen  Interesse  ist 
für  die  möglichst  schnelle  Fortsehaffung 
der  Kadaver  nach  den  Abdeckereien  zu 
sorgen.  Der  Transport  erfolgt  in  Städten 
'«ler  verkehrreichen  (legenden  am  lösten 
durch  geschlossene  Wagen ,  aus  welchen 
Blut  und  andere  Ausflüsse  sich  nicht  ent- 
leeren. Zur  Errichtung  von  Abdeckereien 
eignen  sich  nur  Grundstücke,  welche 
mindestens  2<H>  Meter  von  Wohnhäusern. 
Brunnen  und  Wassorläufon,  sowie  1<H)  Meter 


von  öffentlichen  Wegen  oder  Gemeinde- 
weiden  entfernt  sind.  Der  Ret  rieh  selbst 
ist  einer  regelmässigen  Kontrolle  durch  die 
Organ«»  der  l^iudespolizei  zu  unterstellen. 

Lltteratnr:  Augu*tin,  Dir  av;,.iV,<.  preußisch* 

Medisiiwlrrrfiwunff,  IMS,  I.  lid.  r.  Rönne 
und.  Simon,  Ihm  M'-diximilieerrn  de*  prrujui- 
»che»  Stnntrt,  1*44,  I.  Tril.  Kramrr,  Itrprrto- 
rium  der  älteren  uud  neuesten  (lrmt:e  über  die 
M'dixiwtlrrrfuMimij  im  K<",iyreirh  Iltti/ern,  IS4C, 
III.  Bd.  Horn,  Jkus  j>ren**i*rhe  Medizinal- 
treue,,,  IS.r>7,  II.  Teil.  Piippenhelm,  llnnd- 
burh  der  SmiHit^dizei,  /.  !!d. ;  Berieht 

fi  her  dir  4.  Vereint  lidmtg  dr»  d,  uUfhen  Veterinär- 
mir*  ]M?!K  LytUin  ,  Mittrilungtn  über  da* 
IndUehe  Veteriivirweren,  J  Hde.,  und  IfxJ. 

Verhandlungen  den  druUrhrn  hind,rirt*ehttfl*- 
mU,  lau«,  meckerhoff. 


Abfallstoffe.  Abfuhr 

s.  S  t  äd  t  e  r<>  i  Ii  i  gu  n  g. 

Ablösung. 

Das  Römische  Recht  liat  nur  in  geringem 
1'mfange  Rechte  und  Verpflichtungen  zuge- 
lassen, die  in  der  Weise  mit  «lern  Eigen- 
tum an  Grund  und  Roden  verknüpft  sind, 
■  dass  der  jeweilig«1  Eigentümer  eines  Grund- 
1  stücks  Träger  des   Rechts  oder  der  Ver- 
pflichtung ist.   Es  kommen  nach  Römischem 
Rechte,  abgesehen  von  einigen  Sonderver- 
hältnissen.  wesentlich  nur  die  sog.  Realser- 
vituten (Grunddienstbarkeiten)  in  Betracht. 
Rci  ihnen  ist  der  jeweilige  Eigentümer  eines 
!  Grundstücks  berechtigt,  ein  anderes  in  frem- 
1  dem  Eigentum   ländliches  Grundstück  in 
'einzelnen  Beziehungen  zu  lienutzen,  oder 
j  aber  den  Eigentümer  des  Grundstücks  in 
Ltestimmten  Beimtzungsweisen  des  Grund- 
stücks zu  hindern.   Recht  und  Pflicht  haften 
an  den  Grundstücken  und  gehen  mit  dem 
:  Erwerb  der  Grundstücke  auf  den  neuen  Er- 
werber  üb-r.     Dies*;   römisch-  rechtlichen 
Grunddienstbarkeiten   sollen   nur  dem  Be- 
rechtigten in  der  Benutzung  seines  Grund- 
stücks (des  herrschenden  Grundstücks) 
;  einen  Vorteil  verschaffen.    Sie  sollen  nur 
den  kleinen  Bedürfnissen  der  lienachharten 
Grundstücke  untereinander  eine  Befriedigung 
gewahren.     Sie   können   nach  Römischem 
Rechte  auch  nur  im  Wege  des  IVivatrochts, 
iL  Ii.  durch  Aufgalie  des  Berechtigten,  durch 
Verjährung  oder  durch   Vereinigung  von 
Recht  und  Pflicht  in  einer  Person,  aufge- 
hoben werden. 

Die  wirtschaftlichen  und  sozialen  Ver- 
hältnisse des  Mittelalters  führten  aber  nicht 
nur  eine  ausserordentliche  Vermehrung  und 
Ausdehnung  der  Grunddienstbarkeiten  her- 
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l>oi.  sondern  auch  die  Verknüpfung  von  an- 
derweitigen Rechten  und  I fliehten  mit  dem 
Grund  und  Bod.'ti.  So  entstanden  die  Real - 
lasten,  d.  Ii.  Verpflichtungen  zu  wieder- 
kehrenden Leistungen  (Zahlung  von  Geldbe- 
trägen, Leistung  von  Diensten.  Entrichtung 
von  Naturalien).  welche  dein  jeweiligen 
Eigentümer  oder  Besitzer  eines  Grundstücks 
obliegen.  Berechtigt  zur  Forderung  dieser 
1/eistungen  ist  in  der  Regel  der  jeweilige 
Eigentümer  eines  anderen  Grundstücks,  doch 
kann  auch  eine  andere  bestimmte  Person 
der  Berechtige  sein.  Zu  den  Reallasten 
gehören  die  Grundrenten.  Grundzinsen, 
Zehnten,  Frohndeu  etc.  Su  entstanden  fer- 
ner die  sog.  Healgowerberechte.  <].  h. 
die  Berechtigungen  zum  Betrieb  eines  bo- 
stiinniten  Gewerbes,  welche  dem  jeweiligen 
Eigentümer  oder  Besitzer  eines  bestimmten 
Hauses  zustellen.  Wurden  anfangs  nur  hei 
solchen  Gewerben  Realberechtigungen  be- 
gründet, zu  deren  Betrieh  liesondore  Ein- 
richtungen der  Gebäude  erforderlich  sind, 
wie  Wi  Mühlen.  Brauereien.  Apotheken  etc.. 
so  wurden  später  auch  andere  Roalgoworbc- 
rechte  verliehen.  Hierher  gehören  endlich 
die  sog.  Hannrechte.  d.  h.  die  in  der 
Regel  mit  dem  Besitz  eines  Grundstücks 
verhundeiien  Befugnisse,  fordern  zu  dürfen, 
das«  alle  Bewohner  eines  räumlich  abge- 
grenzten Bezirks  zur  Befriedigung  ihrer  wirt- 
scliaftlichen  Bedürfnisse  mir  mit  dem  Inhalier 
des  Bannrechts  Verträge  ahschliessen  filier 
»Ion  Kauf  hestimmter  Waivn  (Bier-  und 
Branntweinzwang)  oder  über  den  Verkauf  he- 
stimmter Waren  (Bannrecht  des  Alidockers 
auf  lVticrliissiin^  des  gefallenen  oder  abstän- 
dig g< 'wordenen  Viehs)  oder  über  einzelne 
gewerbliche  Leistungen  (Mühlen-  und  Back- 
zwang). ■ —  Alle  diese  Griindgerochtigkoiton, 
Iteallasten  und  Realrochto  lieschränken  die 
Freiheit  des  Wirtschaft  liehen  Lohens  und  Ver- 
kehrs. Soweit  sie  hierdurch  aln»r  auch  der 
Fortentwickel ung  der  tand-  und  Forsrwirt- 
schaft,  des  Gewerbebetriebes  und  des  Hamids 
entgegenstehen,  sind  sie  von  der  neuem  Ge- 
setzgebung nach  dein  Vorzug  der  franzö- 
sischen Gesetzgebung  von  17S9  und  ITlMt 
entweder  durch  Gesetz  (mit  oder  ohne  Ent- 
schädigungder  Berechtigten)  aufgehoben  oder 
durch  Gesetz  für  ablösbar  erklärt  worden. 
Dieses  Schicksal  hat  zahlreiche  Grund  Gerech- 
tigkeiten ( Weiderochte,  Forstgrundgereehtig- 
koiten,  Fischoivigerochtigkeiten  etc.).  sowie 
die  Reallasten,  die  Realgeworhereehte,  die 
Bannreehte  beti-offcn. 

Filter  A  b  1  .">  s  u  n  g  versteht  man  eine  Auf- 
hebung einer  solchen  mit  Grund  und  Boden 
verknüpften  Berechtigung  oder  Verpflichtung 
gegen  Entschädigung  uaeli  Ma>sgabe  der 
hien'ilier  erlassenen  Kechtssätze  des  öffent- 
lichen Hechts  (im  Gegensatz  zur  Been- 
digung dieser  Rechtsverhältnisse  nach  Ma>s- 


j  gälte  des  Privatreehtst.  Die  Ablösung  ist 
|  entweder  eine  Zwangsablösung  oder  eine  frei- 
]  willige.  Freiwillige  Ablösungen  be- 
I  ruhen  auf  einem  zwischen  Berechtigtem  und 
Verpflichtetem  abgeschlossenen  Vortrage,  für 
dessen  Voraussetzungen  und  Formen  aber 
die  Ahlösungsgesetzo  besondere,  von  dem 
gemeinen  Privatreehte  abweichende  Normen 
aufgestellt  linlton.  Kommt  ein  solcher  Ab- 
lösungsvortrag nicht  zu  stände,  so  kann 
Zwangsablösung  eintreten.  Die  Zwangs- 
ablösung wird  entweder  auf  Antrag,  sei 
es  des  Berechtigten,  sei  es  des  Verpflichteten 
(Antragsablösu  ng),  oder  alter  ohne  einen 
jeden  Antrag  der  Beteiligten  von  Amts  wegen 
durch  die  hierfür  zuständige  Staat  sW'hördo 
erklärt  ( A m t sa b lösu u g).  Der  Ablösung 
muss  die  Ermittelung  des  Wertes  des  abzu- 
lösenden Rechtes  vorhergehen.  Nach  diesem 
Werte  und  nach  Massgabe  der  hierüber  ge- 
goltenen besondern  Rechtssätze  ist  die  Ent- 
schädigung festzustellen  (Abfindung), 
welche  für  das  durch  Ablösung  aufgehobene 
Recht  gewährt  wird.  Mit  der  Aufhebung 
des  abgelösten  Rechts  wird  zugleich  durch 
Erklärung  der  Staatsbehörde  der  Rechtsan- 
spruch auf  die  Abfindung  begründet.  Das 
Ablösungsrecht  ist  der  Inbegriff  der 
über  die  Ablösung  und  Abfindung  liestehenden 
besondern  Hoehtssätzo.  die  in  der  Regel  in 
besonderen  Ablösungsgosetzeu  enthalten  sind. 
Dassell to  kann  in  ein  materielles  und 
ein  formelles  Ablösungsrccht  geteilt 
werden.  Das m a t e ri el le Ablösungsrecht ent- 
hält die  Rechtssätze,  durch  welche  die  Rechte 
und  Lasten,  die  ablösbar  sind,  und  die  Voraus- 
setzungen, unter  denen  sie  ablösbar  sind,  be- 
stimmt sind,  die  Rechtsätze  filier  die  Antrags- 
lieroohtigung  (Provokation),  über  Werter- 
mittelung und  über  Abfindung.  Das  for- 
mell«4 Ablösungsrecht  bestimmt  die  Staats- 
behörden, welche  das  Verfahren  zu  leiten 
;  und  die  Ablösung  zu  erklären  sowie  die 
laus  dem  Verfahren  entspringenden  Streitig- 
keiten zu  entscheiden  haben,  und  normiert 
i  das  Verfahren  der  Ablösung. 

Für  die  wirtschaftliche  und  soziale  Be- 
deutung der  Alilösungen  sowie  für  das  Ab- 
1  lösungsrecht,  das  in  verschiedenen  Staaten 
in  betreff  der  einzelnen  ablösltaren  Rechte 
und  tasten  besteht,  muss  auf  die  folgenden 
Artikel  verwiesen  werden:  Abdeckerei. 
Apotheken.  Bauernbefreiung. 
Eigentum.  Forstpolitik.  Gewerbe- 
gesetz ge  hu  n  g .  Gr  u  n  d  g  e  r  e  c  h  t  i  g  - 
keiten.  Grund  schuld  (R  enteil - 
s  c  h  u  1  d) .  M  ü  h  1  e  n  r e  cht.  Z  w  a  n  g  s  -  u  n  d 
Bau  n  rechte. 

Edg.  Ixtening. 


Ablösungsbnnken  s.  Reut  e  n  b  a  n  k  e  n. 
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Ahineierung  >.  Meier  und  Meierr«»cht. 


Ahulitionisten  s.  Sklav« «rei. 


Abonoement 

>.  Pauschalzahlung.  Stouor, 
Zeitung. 
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der  A. 
Inhalt 


Gewhichtliohps.  2. 


der  Vereinbarungen 


Die 
hin- 


1.  Wesen 
einzelnen  A. 

sichtlich  der  Abrechnung.  <k*schiifts««irdniiug, 
'S.  Statistisches  über  die  t  .nzelneti  A.  Weiterer 
Jnbalt  der  Vereinbarungen. 

1.   Wewii  der  A.  tiescbichtllches.  Der 

(»»•dank.1,  durch  regelmässige  Zusammen- 
künfte zum  Zweck«1  der  Skontration  dien 
Ausgleichung  der  zwischen  einer  Anzabl 
v««u  Kanfleutcn  fort  und  fort  entstehenden 
Forderung»!!  zu  erleichtern,  ist  auch  in 
Deutschland  nicht  neu.  Vielmohr  sind,  ab- 
gesehen von  den  Messen,  schon  im  vorigen 
Jahrhundert  besondere  Skontroplätzo 
i  am  Perlaelu  in  Augsburg,  »auf  dem  Kömer- 
benr--  in  Frankfurt)  bekannt.  Krst  in  ueuoster 
Zeit  ist  al>er  die  besonders  in  England  und 
X  »nlamerika  ausgebildete  Einrichtung  der 
Clearinghäuser  <s.  d.  Art.)  auch  bei  uns  auf 
Anr»*gung  der  Keiehsbank  über  alle  be- 
deutenderen Handelsplätze  verbreitet  und  in 
ein  System  gebracht.  Der  Grund  dieser  Ver- 
s|«atung  liegt  in  den  abweichenden  deutschen 
Gewohnheiten.  Ks  fehlte  lang«1  und  fehlt 
zum  Teil  noch  immer  an  der  baukinässigeu 
<>rganisation  des  Zalduugsg«?sehäfts,  welch«' 
jene  Länder  auszoielinet.  Das  gescliäftstroi- 
l«en«le  Publikiun  ist  vielfach  n«K-h  sein  eigener 
Bankie  r.  Der  Kaufmann  trennt  sich  nicht 
von  seinen  Barmitteln,  sondern  liält  eine 
eigeiip  Kasse,  au  welche  seine  Schuldner 
zahlen  müssen  und  aus  welcher  er  seine 
Zahlungen  leistet,  »leichtert  wurde  das 
Beharren  bei  diesen  Gewohnheiten  durch  die 


den  Girokonten  bei  der  Keichsbank  (Gin*- 
Zahlung).  Wahrend  fn'iher  grosso  Summen 
von  M«*tall  und  Banknoten  sich  fortwährend 
unterwegs  befanden  und  oft  hin  und  1er 
wandern  mussten,  vollziehen  sich  im  Girover- 
kehr die  gn'issten  Zahlungen  durch  eine  ein- 
facheBuchop«'nition.  Da<lurch  dassder S«hul«i- 
ner  anstatt  seinem  Gläubiger  auch  (für  «h'ssen 
Hechnung)  tlem  Gläubiger  seines  Gläubigers 
gutschreiben  lassen  kann,  dient  dieEinrichtung 
zur  Saldierung  «ler  mehr  als  2  Teilhaber 
ders«dlien  b«'tivdfenden  Sclnddverhältnissc 
(Koscher:  Di«-  Keichsbauk  hat  seit  lsTb*  in 
ihn  n  roten  Checks  —  im  gros<on  Stil  eine 
Saldieranstult  für  ganz  Deutschland  g«s«'haf- 
b-ii' ).  Aber  obwohl  auch  andeiv  l«edeuton«ie 
Bankhäuser  zur  Pflege  des  Gin»-  (und 
Check-)  Verkehrs  ülfcrgingon.  so  blieb  doch 
ine  gi-osse  rnvollkoiiiiiienheit :  die  M«"gli«-h- 
k«>it  kost'-nfn-iei  rclietweisnngbeschiänkt  sich 
auf  die  Girnkumlcii.  Dies  genügt.  solang»* 
an  eineni  Platze  (wi«>  früher  in  Hamburg) 
das  sog.  Einbanksvstem  besteht.  Es  .ir»inüsrt 
nicht  mehr,  soltald  mehrer«*  gn>ss«* Banken, 
jede  mit  einer  znhln*ichcn  K Ii»-ut«*l,  sich  iu  «Ii«* 
Vermithdung  «ler  tbd«lg«,sehäft«'>  ein«*>  Platzes 
teilen.  Die  Keichsl»ank  ergriff  «leshalb  im 
Jahn;  1**5  b«-i  weiten*!-  Ausbildung  ihn*s 
Giroverkehrs  im  Sinne  ein«*r  stivngcivn 
Durchführung  «b-r  leit«'ii«l«>n  Gedanken  «lie 
Gelegenheit,  zunächst  mit  den  l»>dcut<*iidst».>n 
Bankhaus«*™  Berlins  ein  Abkomin«*n  wegen 
täglicher  Ausgleichung  «ler  woohsels«>itig«*n 
Geldverpflichtung»*u  im  Wege  «ler  Skontra- 
tion zu  treffen.  Indem  «Ii«'  neuen  Girol«*- 
stimmuugcu  dem  Kontoinhalier  zur  Pflicht 
machen,  seine  Wechsel  entw«-«ler  b«*i  der 
Reichshank  oder  bei  eineni  anderen 
Bank  hau  sc.    welches    mit    ihr  iu 


täglicher  Abrechnung  steht,  zahlbar 


zu  machen .  ihn  also  in  schonender  Weise 
ilarauf  hinweisen .  solche  Bankhäuser  zu 
Verwaltern  seiner  Barreserve  zu  machen, 
war  «lie  Einrichtung  «ler  Abreehnungsstell«*n 
ang«'bahnt.    w«dchc  <l«>n   Schlussstein  «ler 


gn<sse  .Menge  umlaufenden  Papiergeldes  (seit  |  ganzen  Entwickelung  bil*let.  Sie 
ls!G  n«x-h  120  Millionen  Mark  Itcichskassen-  |  aus.  dass  ein  grosser  Teil  aller 


setzt 
aus 


vor- 
dem 


scheine)  und  durch  die  Beliebtheit  der  Bank- 
noten, zumal  derer  der  Proussischon  Bank. 
Erst  als  «lie  aus  dieser  hervorgegangene 
ffc-ichshank  sich  durch  die  Beschränkung 
ilu^er  nicht  durch  den  Barvorrat  gedeckten 
Noten  menge  im  Bankgesetze  und  zugleich,  um 
der  ihr«larin  zugewiesenen  Aufgabe,  die  Zah- 
lungsausgleichungen zu  erleich- 
tern, genügen  zu  können,  zur  Einrichtung 
ihres  Giroverkehrs  genötigt  sah  (s.  d. 
Art.).  welcher  namentlich  infolge  der  Zu- 
lassung kostenfreier  Ueberwoisungen  von 
Batikplatz  zu  Bankplatz  sogleich  grossen  Um- 
fang gewann,  erfolgen  iu  immer  fortsehrei- 


gcschäftlichcu  Verkehr  hervoigehenden  For- 
derungen hauptsächlich  in  der  Form  von 
Wortj*apieren  (Wechseln,  Che«'ks  u.  s.  w.i, 
abgelöst  von  «lern  materiellen  Entstehungs- 
grun«le.  sk-h  bei  den  gn»sseu  Banken  k««n- 
zentri«'rt.  Dies  ist  allerdings  in  Doutschlnu«! 
noch  nicht  in  sehr  grossem  Umfange  «ler 
Fall,  da  der  Check  verkehr  noch  wenig  ent- 
wickelt ist.  welcher  in  andeivn  lindern 
gerade  die  Hauptmasse  des  Ckaringmatcrials 
liefert.  Ind«\ssen  es  entst«dieri  doch  unab- 
lässig zwischen  den  Hankhäusern  als  den 
Wnni rtlern  «los  G.ddverkehrs  bedeuten«  le 
Geldfordeningen,   «leren   regelmässige  Be- 


tendem Masse  die  Zalüungen  im  gnVseren  gleichuug  dun-h  Skontration  <  Zahlung  mit 
Handelsverkehr    durch   Umschreibung  auf ;  geschlossenem  Beutek )  den  Beteiligten  Zeit, 
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2.  April  18*3  im  Reichsbankge- 
Berlin  eröffneten  Abroehnungs- 


Mühe,  Kosten  und  Gefahr,  dem  Urnde  die 
kostspielige  und  auch  sonst  bedenkliche  Ver- 
mehrung der  Umlaufsmittel  erspart.  Diese 
Vorteile  leuchteten  zuerst  den  augeschensten 
Berliner  Bankhäusern  ein,  als  sie  sieh 
am  14.  Februar  1&S3  auf  Anregung  der 
Hcichsbank  mit  dieser  zu  einer  gemein- 
sehaftliehen  Abrechnungsstelle^  verltanden. 
Der  am  %} 
Itäude  zu 

stelle  folgten  bereits  am  23.  dess.  Mts.  eine 
solche  in  Fraukfurt  (Main)  und  am  l.">. 
bczw.  22.  Miii  die  Abrechnungsstellen  zu 
Stuttgart  und  Köln,  am  2f>.  Juni  die 
zu  Leipzig,  am  In.  l»ozw.  24.  Juli  1SS3 
die  zu  Dresden  und  Hamburg,  am 
1.  März  l>ezw.  7.  April  1**4  die  Abreeh- 
nungsstellen  zu  Breslau  und  Bremen 
und  am  S.  März  181)3  die  zu  Elberfeld. 
Bei  allen  Abrechnungsstellen  ist  die  Reich  s- 
hank  aktiv  und  passiv  Teilnehmerin, 
d.  h.  es  gelangen  auch  die  von  ihr  und 
die  gegen  sie  zu  erhebenden  Forderungen 
zur  Abrechnung.  Ausserdem  fungiert  sie 
als  Leiterin  des  Abreehnungsgesehäfts 
und  als  »Bank  der  Banken',  indem  die 
sich  l>oi  der  Abrechnung  schliesslich  er- 
gebenden Saldi  (Kestforderiiugen  und  Rest- 
schulden)  dutvh  Gutschrift  auf  den; 
tri  rokoii  teu  bei  i  h  r  ausgeglichen  worden.  | 
so  dass  also  eine  Barzahlung  überhaupt 
nicht  stattfindet. 

Die  Umsätze,  -welche  nur  für  alle  10  Ab- 
rechnungsstellen zusammen  monatlich  im 
Keichsanzeiger  mit  der  WochenülM-rsieht 
der  Roichshank  veröffentlicht  werden, 
zeigen  eine,  weuugleich  langsame,  doch 
stetige  Zunahme  nach  der  Stückzahl  und, 
von  dem  bald  überwundenen  geringen  Rück- 
gang der  Jahre  1*1)0  bis  1*1)2  abgesehen, 
auch  nach  dem  Betrage  der  (allein  be- 
kannt gemachten)  D e  he  t  s  u  m  m  e  n (um  mehr 
als  die  Hälfte),  wie  die  nachfolgende  Zu- 
sammenstellung ergiebt. 


Stückzahl. 

Summe  der 
Einliefe 

rungen  In 
10«»»  M. 

Auf  Giro- 
konto gut- 
g«sc  b  rie- 
ben in 
UK»  M. 

Durch' 
f.ehnitt*be- 
iniR  eint» 
einKelief. 
Stücke»  M. 

1884 

i  979012 

12  I30  I96 

3  «21  »43 

6  129 

im) 

2085  449 

«2  554  444 

3  269  912 

6020 

ihm«; 

2  205  563 

•3  35<>  483 

3516518 

6056 

1HH7 

2  334  307 

14207  194 

3  43o  354 

6086 

1K88 

2  500  183 

•5  5H563 

3  676  869 

6  201; 

imi 

2  709  770 

18048  961 

4  35'  341 

6660 

1K1K) 

2  825  314 

17  99'  3°« 

4  162441 

6368 

181»  1 

2  895  245 

17663  274 

4  323  730 

6  101 

189*2 

2  989  835 

16  76a  791 

4  148  968 

5606 

18**3 

3  205  54<> 

18272935 

4  3*°  864 

5  700 

1M94 

3  379  730 

18  398  038 

4  403  472 

5  444 

IWI5 

3678971 

21  2S4  824 

4  806  1 92 

5  785 

um 

3  945  979 

22904  935 

5  248  083 

5  8<>4 

18U7 

4  133  354 

24  »98  455 

5  455  474 

5  854 

Geringer  geworden  sind  die  Durehschnitts- 
betriige  der  eingelieferten  Stücke  -  ein 
Beweis,  dass  das  Abrechnungswesen  immer 
tiefer  in  die  Kanäle  des  Verkehrs  eindringt. 
Verbessert  hat  sich  auch  die  Kompensations- 
wirkung und  damit  die  Ersparnis  an  Bar- 
mitteln, welche  übrigens  auch  noch  bei  der 
späteren  Ausgleichung  der  schliesslich  auf 
Girokonto  gutgeschriebenen  Summen  zur 
Geltung  kommt.  1*1(7  wurden  von  den  ein- 
gelieferten 24  1D*  Millionen  M.  54">r>  MUliouen 
M.  —  22."»  Prozent  auf  Girokonto  übertragen. 
Allerdings  ist  der  Umfang  der  Konif>onsation 
an  den  einzelneu  Abrechnungsplätzeu  sehr 
verschieden  (s.  nuten  3). 

Der  Abrechnungsverkehr  hat  wiederum 
auf  die  Gestaltung  des  Giroverkehrs  grossen 
Einfluss.  An  den  Abrechnungsplätzeu  iü»or- 
wiegen  die  Verrechnungen  mit  der  Reichsbank 
und  die  Platzübertragungeu.  an  den  anderen 
Plätzen  die  Barzahlungen  und  die  reber- 
tragungen  von  anderen  Bankplätzcn  und  auf 
solche.  Freilich  herrschen  auch  hier  an  den 
einzelnen  Plätzen  bedeutende  Verschieden- 
heiten. 

2.  Die  einzelnen  A.  Inhalt  der  Verein- 
barungen hinsichtlich  der  Abrechnung.  Ge- 
schäftsordnungen. Die  Abrechnungsstellen 
beruhen  überall  auf  Verträgen  der  be- 
teiligten Rankhäuser  mit  der  Reichsbank,  für 
welche  das  Berliner  Abkommen  vom 
14.  Februar  1**3  typisch  gewesen  ist.  — 
Die  Zahl  der  Mitglieder  beträgt:  in  Berlin 
2:{,  Frankfurt  1*.  Breslau  IG.  Stuttgart  11. 
Dresden  11,  Köln  9.  I^ipig  15.  Brem>-n  s. 
Hamburg  b,  Elberfeld  5  rirmen.  überall  ein- 
schliesslich der  Reichsbank.  —  Der  luhalt 
der Vereinlwrungen  zerfällt  in  3  A  b  s  c  h  n  i  1 1  e. 
von  denen  der  erste  von  der  A  brec  h  n  u  n  g  s- 
stell  e.  der  zweite  von  dein  Check  v  c  r  k  e  Ii  r, 
der  dritte  von  den  Organen  der  Abrech- 
n u u gs s t eil e  ( Ausschuss.  Plenum)  und  dem 
A  11  s s <•  h  cid  e  11  einzelner  Mitglieder  harn lelt. 
Im  einzelnen  tivten  manche  Unterschiede 
hervor,  meistens  ein  deutliches  Spiegelbild 
der  kinkmässigen  p^ntwickelung  des  W- 
tivffenden  Platzes.  — -  Ganz  eigentümlich 
lagen  die  Verhältnisse  in  Berlin.  Hier 
befindet  sich  seit  langer  Zeit  eine  Giroaustalt 
der  Kaufleute  in  der  Bank  des  Berliner 
Kassenvereius  .  von  In-deutender  Wirk- 
samkeit (es  sind  bei  ihr  durch  Abrechnung 
beglichen:  i.  J.  1*!)»>  M.  in ;'>«Ju224<mmi  = 
1)0,0%  der  Einliefenuig.  i.  J.  1M)7  M. 
12421  420  7<H>  —  1»1.(V  r»  d.  Einlieferung.  und 
wirkich  einkassiert  nur:  i.  J.  1*1»»!  M. 
HK)232*20«I  —  'J.1%  der  Einlieferung.  i.  J. 
1*07  M.  1  lar» *J"j( UM" » =  N.4"  u  d.  Einlieferung 
an  Wechseln.  Effektenposten  u.  Hechnungen), 
welche  durch  ihren  Zusammenhang  mit 
der  auf  dem  gleichen  Prinzip  wiedie  Abrech- 
nungsstellen Iteruhenden  »Liquidation  der 
Börsengeschäfte-    erheblich   gesteigert  ist. 
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Diese  Einrichtung  zu  stören,  lap  der  Reichs- 
l.ank  fem.  Die  Abrechnung  hat  «laher  in  Berlin 
r-iüf n  vorwiepend  fakultativen  Charakter 
[>:■>  tiesteht  kein  Skontro zw»u p).   Es  hois.it : 
-.Hie  Abn-chnnnp  winl  sich  auf  Checks.  An- 
veisim<:en  und  diejenigen  Wechsed  (A<v«*pte 
utid  Domizile)  beschränken,  welche  die  Teil- 
nehmer  ;;epenseitis:   abn-chnen  wollen." 
Fan  ■ipäteivr  Zusatz  %  e  s  t  a  1 1  e  t  der  R  e  i  c  h  s  - 
bank  und  der  >See  Ii  an  d  1  nnp«  (dein  Bank- 
iauvilf-s  pivussisehen  Staats),  auch  Rech- 
tiUD.tr »Mi  zur  Abrechnung  zu  bringen.  we>- 
v.iü  dW'r  hislier  nur  seitens  der  Rei«hshank 
•  »••brauch  gemacht  winl.  Dies»»  Beschränkunp 
Abnvhnunirsmaterials.  woUm  die  Reiehs- 
luuk  aktiv  und  j>assiv  die  Kinliefenmpcii  der 
'il»ric»n  Teihiehmer  bei  weitem  ül  ►ertrifft, 
i-t  iler  Grund,  weshalb  hier  noch  immer 
ti'ir  etwa  die  Hälfte  der  einpeliefeiten  Be- 
träte dimh  Komjiensation  ausgeplichen  winl. 
tiiid  zujrleich.  dass  B»>rlin  trotz  seiner  pressen 
li'iium.T/irlleii  Bedeutung  weit  hinter  Ham- 
l'Hry  '/unVkgehlielien  ist  (s.  unten).  —  llain- 
t'iirt:  mit  seiner  alten.  Iiewilhrten  Bank- 
<tf.uiisaluni  bildet  überhaupt  den  schärfsten 
'it-ui'tisatz  p»>gen  Berlin.  Ausser  der  Keichs- 
iankliauptstelle  nehmen  dort  nur  ö  Hanken 
i  K'^iiim-Tz- und  Diskontohank.  IVutschc  Bank 
[Filiale],  Norddeutsche  Bank.  Vereinshank. 
FilbürdcrI)ivs<ln»Tlijuikian<lerAl.ivchnunps- 
>t'  !lo  teil.   lW>i  «Hesoii  Banken  aln»r  besitzen 
all-  ansehnlichen  Kaufleute  und  viele  Privat- 
personen (oft  n«d>en  ihrem  Konto  liei  der 
R''iVh>l«nk)  ein  Girokonte»,  auf  welchem  ihre 
Zaiiiunsren  durch  Gutschrift  sich  vollziehen,  so 
lass  sich  )>oi  ihnen  der  pesamte  Goldverkehr 
■<•*  Platzes  k«»nzentriert.   Die  Mitplieder  der 
Al.rv-.hnuupsstellen  halten  sich  verpflichtet, 
a  i  1  >•  srevrenseitigen  Zahlungsverpf liehtunpeii. 
i'if-h  aller  e  be  r  w  e  i  s  u  n  pe  n  für  einander 
i''iii>'  hJiesslieh  der  njten  Reichshankchecks) 
•iunh  die  Abrechnungsstelle  aiiszupleichen. 
Iiif<'ltre«lesse[)  ist  «1er  dun-hschnittlic he  B^- 
'ns  der  einzelnen  eingelieferten  Stücke  viel 
kleiner  als  beiden  anderen  Abrechnungs- 
stellen mit  Ausnahme  der  lieiden  kleinsten 
■'Stuttgart,  Klberfehl)  uml  die  Abrechnunp 
wirkt  so  vollkommen,  «lass  nur  ein  kleiner 
Prozentsatz   der  Einlkderunpcn  (s.  unten) 
schliesslich  auf  Girokonti!  üliertragen  winl. 
—  Nicht  ganz  so  scharf  ist  die  Yerpfljchtunp 
hi  Bremen  i  »die  Abnvhnung  winl  sich  auf 
alle  Wechsel  und  t  baulichst  auf  alle 
'Vk>  uml  Anweisunpen  erstrecken  ).  In- 
dessen sind  die  Verhältnisse  deich  insofern 
ähnlich,  als  an  der  Abrechnunp  ausser  der 
Kdcf)>hankhaupt.«telle   nur  4  sop.  Geld- 
makler. Iiei  welchen  seit  langer  Zeit  der 
•Hdverkehr  fies   Bremer  Platzes  vereinigt 
•>f.  und  ausserdem  H  Bankhäuser  beteiligt 
sied.  —  In  Frankfurt  ist  das  Abn-ch- 
»iJi)i>niaterial  noch  grosser  (alle  Checks. 
Anweisungen  unfl  Wechsel:  fakultativ  auch 


Rechnunpen  und  Effekten- Pakete; 
wenlen  letzten-  cinpeliefert.  so  müssen  sie 
abgenommen  werden).  Die  Durchschuitts- 
Iteträge  der  einpelieferten  Stücke?  sind  sehr 
prosse;  im  Jahr  ls!)7  wunlen  sie  nur  noch 
in  Berlin  übertroffen.  Die  Kompensations- 
wirkunp  hat  sehr  zugenommen.  —  Auch  in 
Breslau  haben  sich  die  Mitplie«lei  ver- 
pflichtet, alle  Checks.  Anweisunpen, 
Wechsel.  Rechnunpen  über  Effekten 
und  Ce.upons  in  Paketen  dunh  die 
Abrechnunpsstelle  einzuziehen.  Die  liank- 
peschäftlicho  »  >rgnnisatiou  ist  dort  offenbar 
voipes<-hritt«-n  ;  der  Abrechnungsverkehr  hat 
fiVst  ununterbrochen  zupenominen.  s«t  dass 
Breslau  nach  seinen  Erpebnisson  jetzt  die 
viertletzt«'  Stelle  unter  den  10  Ahm-hnungs- 
stellen  einnimmt.  In  Köln,  wo  mittlem 
Börsenverkehr  «las  Abrechniinpswesen  eher 
zurückgeht,  sind  Chtvks.  Anweisungen  uml 
!  Weehsed  (einschliesslich  der  Domizile)  obl  i- 
|patorisch  mit  Ausnahme  dringlicher 
,  Fälle.  Reclinunpen  nur  fakultativ.  —  Das- 
selbe gilt  in  Leipzig  und  Stuttpart. 
:  Letzt«Tes  ist  erheblich  zurückpi-pantren  uml 
laui-h  von  Bnslau  überlxdt.  wähivnd  Leipzig 
sich  sedir  pcholM-n  hat.  Ganz  allpemeiu 
für  alle  Zahlnnpsve-iiifluhtuiiticti  lautet  die 
Verpflhditunp  b  i  der  Abtvehnunpsstedle  zu 
Dresd«'n,  die  ebenfalls  fast  ununterbrochen 
voi-Milrts  peht  und  sieh  lieinahe  Breslau 
nähert.  —  Die  neueste  Abivchnuntrsstello 
(zu  Elberfeld)  ist  bisher  auch  die  kleinste 
geblieben.  Jedoch  wurden  bei  ihr  fast  alle 
eingelieferten  Bdräpc  durch  Kompensation 
auspepliehen.  Nach  dem  bei  ihr  geltenden 
Abkommen  besteht  der  Skontn.zwanp  für 
alle  Checks.  Anwcisimpen .  Wechsel  und 
!  Domizile,  während  für  Rechnunpen  die  Ab- 
:  ivchnunp  nur  fakultativ  ist.  —  Die  Verein- 
!  Itarunpen  n-pedn  weiter  die  ziviln^chtlich 
bindende  B  «leiitunp  der  Abn  chnunp  dahin, 
1 )  dass  zunächst  jeder  t.iläubiper  u  u  in  i  1 1  e  I  - 
bar  mit  seinem  Schuldner  abrechnet, 
während  die  seh  I  iessl  ichc  Auspleichunp 
dun  Ii  die  Zu-  und  Abschreiltunp  auf  Reiehs- 
bank-<ün<konto  «Tfolpt,  2)  die  Einlieferunp 
eines  Papiers  als  u'ehöritrc  Präsentation 
zur  Zahl  u  np  im  Sinne  »les  bürpiM-lii-lnm 
Reehts  und  die  Auspleichunp  im  Ab- 
n^-hnunpsverfahivn  als  Zahlung  urilt .  Ein 
zurückpoheiides  Papier  braiu  ht  als«)  nicht 
nochmals  im  lieschäftslokalo  des  S<-huld- 
ners  vfirpdept  zu  wenlen.  sondern  kann  so- 
pleich  manpcls  Zaldunp  protestiert  wenlen. 
l'ebenill  ist  die  Yert  ret  u  np  der  Mitplieder 
«lurch  ihn*  besonders  zu  bezci<-linen<lon  Be- 
amttui  oder  an«lei-e  P'ei*snuen  (in  Herlin  und 
Köln  sind  andere  Mitplieder  ausdriVklich 
als  zulässipe  Vertreter  penannt  —  «lerKassen- 
v««rein  in  Berlin  vertritt  in  der  That  mehrere 
Mitplieder)  p.-stattet.  Das  Lokal  st.dlt  die 
Rei.hsbank.    Die  übripen  Kesten  wenlen 
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von  allen  Mitglie«leru  zu  gleichen  Teilen 
getragen. 

Den  Geschäftsgang  bei  den  Abrech- 
nungen regelt  eine  bosoud<'re  von  allen  Mit- 
gliedei-n  genehmigte  Gosehüf tsordnung. 
Dksolbo  ist  nicht  bei  allen  Abrechnungs- 
stellen gleich.  Die  Abweichungen  beziehen 
sich  alter  hauptsächlich  nur  auf  die  nach 
den  örtlichen  Verhältnissen  verschieden  ge- 
regelte Zeit  und  Zahl  der  Zusammenkünfte 
und  sind  ziemlich  unbedeutend.  Im  wesent- 
lichen ist  überall  die  Berliner  Geschäfts- 
ordnung massgebend,  welche  dem  Verfahren 
des  Londoner  Clearing- House  mit  dou  in 
den  neueren  Clearinghäusern,  z.  B.  in  Man- 
chester, eingeführten  Verbesserungen  nach- 
gebildet. al«T  eist  nach  Sammlung  längerer 
Erfahrungen  und  mehrfachen  Verbesserungen 
zum  1.  Januar  1*S.">  definitiv  festgestellt 
ist.  Danach  müssen  sich  werktäglich 
sämtliche  Mitglieder  (durch  ihre  B<>- 
vollinächt igten)  zuerst  um  9  T'lir  morgens 
in  der  Abrechnungsstelle  einfinden.  Auf 
ein  Zeichen  i|es  Vorstehers  übergiobt  jeder 
dem  Vertreter  des  Hauses,  von  welchem  er 
etwas  zu  fordern  hat,  die  betreffenden 
(«pittiorten)  Papiere  (Wechsel  etc.)  mit  je 
einem  die  Beträge  einzeln  aufführenden, 
summierten  Verzeichnis  und  einem 
Schema  zu  dein  nur  die  Endsumme  eut- 
halteneu  E  in  p  f  a  n  g  s  b  e  k  e  u  n  t  n  i  s .  welches 
sogleich  vollzogen  und  ziirüekgegeben  wird. 
Ueber  diesen  Vorgang  führt  jeder  ein  -'Ab- 
rechnung* blatte  in  3  Kolonnen  (Debet 

—  outhaltend  Stückzahl  und  End- 
summe der  abgelieferten  Papiere; 
Firmen  [Schuldner  bezw.  Gläubiger];  Kredit 

—  enthaltend  die  Endsumme  der  em- 
pfangenen Papiere).  Nach  geschlossener 
Einlieferung  geheu  die  Erschienenen  mit  d«m 
empfangenen  Papieren  nach  Hause,  wo  die- 
sellten  geprüft  worden.  Cm  V2li*  l'hr  ver- 
sammeln sie  sich  wieder  und  liefern  die  be- 
anstand e  t  e  n  Papieiv  ( wie  eine  umgekehrte 
Einlieferung)  mit  angehefteten,  den  Bean- 
standungsgrund ergebenden  Zetteln  und 
Spezialvcrzeiehnis  (rot)  zurück.  Neue  Ein- 
lieferungen  sind  ebenfalls  statthaft.  Empfangs- 
bekenntnisse  werden  nicht  erteilt.  Im  Ab- 
rochnungsblatt  sind  die  Kuck  lieferungen  mit 
R.,  die  neuen  Kinlieferungen  als  II.  Lieferung 
zu  bezeichnen.  Sodann  summiert  jeder 
die  Debet-  und  Kreditsumme  seines  Al>- 
rechnungsblatts  und  ermittelt  durch  Sal- 
dieren des  letzteren,  was  sein  Haus  im 
ga  n  z  e  n  schiddet  oder  zu  fonlern  hat.  I  'ober 
den  Said«»  stellt  er  eiue  Anweisung  an 
das  Girokonto!-  der  Roichsbank  auf 
dem  Abivchnungsblatt  und  wörtlich  gleich- 
lautend auf  einem  mit  letzterein  dem  Vor- 
steher zu  übergebenden  Zettel  aus.  wouach 
entweder  zu  dunsten  oder  zu  Lasten  seines 
Girokontos  eine  Buchung  (Belastung  oder 


Gutschrift)  auf  dem  der  Gesamtheit  der 
A  b  re  c  h  n  o  n  «I  e  n  (in  der  Abrechnungsstellei 
bei  der  Roichsbank  eröffneten,  sich  täglich 
ausgleichenden  (sog.  toten)  Konto  vorzti- 
'  nehmen  ist  (zu  Gutschriften  auf  diesem 
Konto  dient  ein  grünes,  zu  Belastungen  ein 
gelbes  Formular).  Der  Vorsteher  trägt 
.  hierauf  die  Saldi  der  Abrechnungsblätter  in 
'ein  Bilanz blatt;  dasselbe  enthält  in  der 
Mittel kolumne  das  Verzeichnis  sämtlicher 
J  abrechnenden  Firmen.  Links  (Debitoren) 
|  bezw.  rechts  (Kreditoren)  werden  bei  jeder 
.Firma  die  Bot  rüge,  welche  sie  im  ganzen 
schuldet  oiler  zu  fonlern  hat,  verzeichnet ; 
die  Summen  der  Kredit-  und  Debetkolumue 
müssen  übereinstimmen.  Sodaun  giebt  der 
Vorsteher  die  von  ihm  visierten  Abivch- 
nungsblätter  zurück  (während  er  die  eben- 
falls von  ihm  visierten  Anweisungen  behält) 
und  übergiobt  schliesslich  das  Bilanzblatt 
•lern  Girokontor  der  Reichsbink.  welches 
danach  die  nötigen  Buchungen  vornimmt. 
In  einer  n  m  1 1"  h  r  nachmittags  stattfindenden 
dritten  und  letzten  Zusammenkunft  siud 
Papieiv  der  II.  Lieferung  zurückzulieferti. 
widrigenfalls  sie  als  anerkannt  gelten;  auch 
sind  neue  Kinlieferungen.  jedoch  nur  Cheeks 
und  Accepte  (nicht  Domizile  oder  Rüek- 
woohsel)  der  Mitglieder  (als  Schluss- 
lieferung' )  —  ohne  Empfangsbokenntuis  — 
zulässig,  welche  als  anerkannt  gelten,  wenn 
sie  nicht  sogleich  oder  direkt  bis  l'hr 
nachmittags  zurückgeliefcrt  werden.  Die 
Saldierung  und  Ausgleichung  erfolgt  wie 
bei  der  zweiten  Zusammenkunft. 

Die  technische  Prozediu-  bringt  das  Wesen 
der  Einrichtung  deutlich  zum  Ausdruck. 
Bis  zur  Summierung  «ler  Abrechnungsblätter 
handelt  es  sich  lediglich  um  Kompensation 
zw  i  s  c  h  e  n  G 1  ä  u  b  i  g  e  r  und  S  c  h  u  1  d  u  e  r : 
die  einzelnen  Posten  «los  Abre«hnüngshlatts 
orgelton  die  Resultate  dieser  Kompensation. 
Erst  das  weitere  Verfahren,  welches  man 
sich  juristisch  als  eine  Reihe  von  durch 
Delegationen  oder  Cossionen  vermittelten 
Kompensationen  konstruier«;!»  kann,  macht 
«las  Dazwischenschiebeu  eines  fingierten 
Subjekts,  der  Abrechnungsstelle  (Gesamtheit 
der  Abreohnemlen)  als  Gläubiger  und  Schuld- 
ner der  einzelnen  Teilnehmer,  nötig.  w«dehe> 
aber  sogleich  wieder  aussoheüiet.  da  Folge- 
rungen un«l  Schulden  sich  decken  müssen 
j  und  sofort  durch  die  Buoho|>erntion<'U  auf 
,  Girokonto  ausgeglichen  werden.  Freilieh 
j  setzt  letzteres  voraus,  dass  dazu  ein  ge- 
nügendes Guthaben  auf  «l«mi  schiddnerisehen 
Konto  vorhanden  ist.  Leber  «las.  was  ge- 
schehen soll,  wenn  «lies  nicht  der  Fall,  ist 
nur  in  Breslau  bestimmt,  dass  alsdann  das 
^Loml>ard<larlehn<  der  betreffenden  Firma 
entsprechend  zu  erhöhen  sei  —  eine  l^ösung. 
welche  wiederum  voraussetzt,  dass  ein 
Lunbarddarlehn  überhaupt  gewährt  und  das 
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erhöhte  Darlohn  bauk  gesetzlich  gedeckt  ist. 
Nach  allgemeinen.  Grundsätzen  werden  die- 
jenigen Firmen  den  Schaden  anteilig  tragen 
müssen,  welche  Forderungen  an  die  insol- 
vente Firma  zur  Abrechnung  gebracht  haben. 

Yen  ahweiehenden  Gesehaftidormcn  ist 
hervorzuheben,  dass  in  Bremen  die  Ver- 
treter der  abrechnenden  Finnen  um  10  Thr 
sich  nach  der  Reich  sbank  liegel>cn.  um  die 
•  i if  'Ii- —  t-'-tnmiit'-n  1  { i > ■  ali/.n.^eli.-;i  und 
ilq--  1  >■  l ■■  t |-t >>t-  ll  in  Kiin-f.ni'j  zu  iflmn'iL 
L>er  Au^taiisch  mit  den  ül'i  n.-en  findet  durch 
A  'l'T   lJai'!"i"   in    •  !■  ■  ti    l'-  li'-tt''ii'l.  ii 

Jv  'üt. .:-.'n  -t.itt.  w  ■  Ii -in •  dielit  bei  i ■  i i n i j '  1 '  r 
liegen.  Tin  12  l'hr  versammeln  sich  alle 
im  tiesehäftslokal  der  Heichshank.  wo  ein 
Bauklwamtor  die  Schlussahi  vrhnung  vor- 
nimmt und  die  Hu- ii'in.:--n  <U-v  S.ildi  auf 
'i:p  k  ■  ■  i-i  r . .  veranlagt    - --  In  H  am  l>  n  r  u' 

:r.' hr  A 1 1 -i; i ■  •  i ■  - 1 1 1 ; i j lj-  vi;;  1' 1  a  t  /  ii  Ii r- 
y.' '  l .-  'i  ii  ir  ■■  n  .  w-i'-h"  'l'H-r  <!.'»  ^n^steii 
T-  Li  '!>■-  '  Ir  II-,  .■rki'lirs  au-nia<  h--n.  auf  ( innul 
von  Verzei  i- Ii  ii  i  s  >  ■■  ii  .  welch--  für  jeden" 
Assignatar  aufzustellen  und  /u  vollziehen 
situl.  Diese  Ycrzeichnisse  führen  in  «lei- 
IVheiscltrift  diejenige,  liier  gewissermas.sen 
als  <t  laubiger  erscheinende   Hank  aiBT 

/ll    l-a-N'ti    liiP'S    K"li1'>-   l'-'i  ■  Iii-  in 

der  anderen  Mitglieder  —  hier  gewisser- 


massen  dem  -hui  du  er  -  /  i  'innsten 
anderer  Konteninhaber  ( Assignaten- 1  I 'eber- 
wi-i^ini^'H  v  t  >r;  i  < -lmi' -n  will.  In  li.--..ir|. -iv-r 
Kolonne  werden  zunächst  die  Klient- -ti  der 
fiber weisenden  Bank,  für  deren  Rech- 
nung die  l'ehcrwejsung  erfolgt  (<lie  eigen F- 
lichen  Assi_;:ia;a!-'),  aber  kein  K <n(  »  bei 
der  sehuldnerisehen  Hank  Im  sitzen,  auf- 
geführt (um  in  die  in  Hamburg  üblichen 
<iuts'-l»nft>/.t-1t>d  '•iug'-tr.ig.-ii  /.n  werden  i 
dann  die  iihonvicscncn  lieträg>-  und  in  einer 
dritten  Kolonne  die  Destinatare  ( Assignatare). 
.Vlmlh  Ii  wnl-ii  I '■-l»'r\v--i-~iiiig'-n  auf  aus- 
wart i  -j  r  Iv  i'  !i-l.aiik|  dat/e  I-  hand-dt.  Iii-' 
R-  i  di-l-  ck  er- ■  1 1 •  •  i ■  i T  in  d'-r  Al'i---'-linimg  als 
Schuldnerin.  Soweit  thunlteh.  werden  nie 
rere  l"elierweisungen  in  einem  roten  Check 
/ai-amiin -im-' -l"a— 4.  \\  d--  >i-iu-  di'-s»-  auf  den 
Eigentümlichkeiten  Hamburgs  beruhende 
Kinrielitnim  den  Verkehr  -  id- -i . -h t. -;-t  .  ii.-^t 
auf  der  Hand. 

3.  Statistisches  Über  die  plii/olnen  A. 
Woltem*  Inhalt  der  Vereinbarungen.  Die 
folgende  Tabelle  stellt  die  Abrechnungen  bei 
den  einzelnen  Abrechnungsstellen  nach  Stück- 
zahl. Botrag.  Girogutschrift  und  Dureh- 
schnittsbetrag  eines  eingelieferten  Stückes 
in  dem  ersten  Jahn«  ihrer  Thatigkeit  mit 
denen  des  Jahres  ls;»7  zusammen: 


im-. 

Stiii  k/.dil, 

Summe  d<-r 

Kin- 
lieferimgen 
in  l()O0  M 

Auf  (iiio- 
k«nitn  gut- 
gesilirifhcn 
in  Vit)  M 

lMnch- 
s«  bnitf^l«- 
trag  ciiifs 

rill^ell.'I"!  f-  ll 

k-  -  111  M. 

^rlin  

177  4M 

z  S73  006 

1  531  ?4° 

16  in; 
1 1  <»7  i 

8385 
4112 

2  404 
10S13 

4241 
4917 

3  s'5 

lirpnitn  ."  

Breslau  

Dresden  

.17  7«<> 
18278 

IM  947 

4>i  507 
153  260 
554  940 
Si  690 

2  I  S3  220 

5  240  404 

347  "M 
244  910 

66  402 
6;  io«> 
220  39S 

?2  73S 
478  331 

440  SSo 
1 30  056 
127  204 

Frankfurt  it.  M. 

Hamburg  

Ldpzig  

Stuttgart  

20I  891 
l  235  703 
70  612 
69664 

Im  ganzen  1H84: 

1  979012 

12  I  IO  IOO 

3  1  2 1  843 

l>  12>» 

\KY7: 

Berlin    .    .    .    fr»  u 
Bremen  ...... 

Breslau  

520 

74  309 
40009 
106  398 

93  *M,> 
59  722 
389  964 
2 677  182 
10  5  060 
66  702 

6  74> 
7S4  Ö40 

659  "6l 

3  °3  >  019 
113  527 
1 57  Ol  1 
2  So  S04 

204  232 

2  102 
645  318 
63I  2So 
22  I  004 

!04  1S7 

1 2  iV) : 
10  >59 

9  ^'»3 
6  200 
4  0S2 

3  °43. 
1 ;  0: 1 

Dresden  .  . 

Elberfeld    .    .    .    .  Z 
Krankfnrt  a.  M.  .    .  . 

3S2  26S 

iHi  :.;o 

4  293  7S4 
IO  IJ3  S33 
4j6  571 
196  ISoi 

Harubnrg  ..... 
Stttrtgart  

4  i;, 
2  nco 

Im  ganzen  1897: 

4  133  354 

24  198 \y> 

;  4;; 474 

5  854 

Diesel!^  bestätigt  <l»s-  was  bereits  olien  i.  J.  1^!'7  >teht  Hamburg  nach  Stückzahl 
übc-r  die  veiscliieilone  Entwiekehmg  der  ein-  und  Betrag:  dann  folgt  Berlin  und  Frank- 
^ItK.'iiAbm  hiiunpsiStollon  gesiigt  ist.  Obenan  furt.    Die  weitere  Reihenfolge  ist  at  nach 
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der  Stückzahl:  Köln,  l^eipzig,  Dresden, 
Bremen,  Stuttgart,  Elberfeld.  Breslau,  V)  nach 
den  B  e  t  r  ä  g  e  u :  Bremen  ,  Kol  n ,  Lei  pzig, 
Breslau.  Dresden,  Stuttgart,  Ellterfeld.  Das 
Verhältnis  der  Betrage  zu  der  Stückzahl 
ist  ungemein  charakteristisch  für  die  Ent- 
wickelung  der  einzelnen  Plätze.  In  Ham- 
burg war  der  Durohschnittstetrag  eines  ein- 
gelieferten Stücks  M.  M7*5,  in  Krankfurt 
M.  11011.  in  Bremen  M.  10 559.  dagegen  in 
Berlin  M.  12901,  ein  Zeichen,  wie  wenig 
der  Abrechnungsverkehr  hier  in  die  kleineren 
Verkelirsgebicte  hinabreicht.  Hinsichtlich  der 
Giro  Übertragungen  steht,  nächst  Elber- 
feld mit  1,15%,  Hamburg  mit  uur  H,2H%  an 
der  Spitz«- :  es  folgen :  Bimmen  ( 1 4.47  %). 
Frankfurt  (15.0.T).  Hivslau  (40.9),  Köln  (42,50). 
erst  an  siebenter  Stelle  Berlin  (45.0').  sodann 
Leipzig  (50.05).  Stuttgart  (52.94)  und  »Midlich 
Dresden  (09. Kl).  Die  Reihenfolge  in  den 
vorangegangenen  Jahren  war  ungefähr  die- 
sellie.  Nur  das  Jahr  1SK4  zeigt  erhebliche 
Abweichungen,  weil  die  Abrechnungsstellen 
zu  Bremen  und  Breslau  erst  im  Laufe  des- 
sell>en  errichtet  sind. 

Eine  fernere  Tal  »eile  zeigt  die  Bewegungen 
während  der  verschiedenen  Monate  des 
letzten  Jahnas  W>\  den  4  liedeutendsten  Ab- 
rechnungsstellen und  Iteweist.  wie  sehr  die- 
Sellien  mit  den  allgemeinen  Verkehrsersehei- 
nuugen  zusammenhängen. 


Summe  der  Einlief  erungen 

(iu  1000  M.i. 

1897 

Herlin  IHainlmri; 

Frankfurt 

Brome  n 

Januar .  . 

557  250 

818612 

379016 

73  961 

Februar 

461  104 

770095 

332  542 

63029 

März     .  . 

«27  268 

8*6718 

343  531 

(>9  735 

April    .  . 

538  662 

866  541 

384  875 

72  670 

Mui  .    .  . 

599  918 

889  722 

325  889 

67  642 

Jmii .    .  . 

55»  237 

823  6«2 

338  456 

58  776 

Juli  .   .  . 

619  159 

876  932 

426  556 

59  248 

August.  . 

542  615 

786  912 

342  675 

62  953 

September . 

560  444 

771  9S8 

325  784 

59  953 

Oktober 

573  453 

S77  37.5 

386  902 

«9  282 

November  . 

583  572 

880  742 

343  543 

67488 

Dezember  . 

630  565 

914  548 

364015 

69898 

Aus  dem  zweiten  Altschnitt  der  Ver- 
einbarungen (B.  Check  verkehr),  welcher 
in  manchen  Punkten  das  noch  immer  feldende 
Checkgesetz  ersetzen  soll,  ist  hcrvorzuhelien. 
dass  man  sich  ül>er  eine  gemeinsame  Form 
des  (Anweisungs-)  Cheeks  geeinigt  hat.  Durch 
den  quer  dnreft  den  Text  geschriel*»iien  oder 
gedruckten  Zusatz  >Nur  zur  Verrech- 
nung«' kann  ferner  dem  Check  der  Charakter 
einer  Buehuugsanweisung  verliehen  wer- 
den; er  darf  nämlich  alsdann  nicht  bar  be- 
zaldt,  sondern  nur  zur  Verrechnung  bei  dem 
Bezogenen  oder  einein  anderen  Mit- 
gliede  der  Abrechnungsstelle  ver- 


wendet werden.  Mit  den  oben  angedeuteten 
leitenden  Gedanken  steht  ferner  die  l>csnnders 
die  Hebung  des  Checkverkehrs  bezweckende 
Bestimmung  iu  enger  Verbindung,  dass  die 
Mitglieder  sich  verpflichten,  Cheeks  auf  die 
übrigen  Mitglieder  der  Abrechnungs- 
stelle nicht  bloss  von  ihren  Kunden,  .sondern 
auch  von  anderen  am  Platze  angesessenen 
Kinnen  etc.  (welche  also  ebenfalls  ohne  Be- 
denken Cheeks  iu  Zahlung  oder  zur  Gut- 
schrift nehmen  können)  anzunehmen,  um 
die  Ausgleichung  im  Abrechnungsverfahren 
uro  visionsfrei  zu  besorgen  (in  Frankfurt, 
Leipzig.  Stuttgart  und  Elberfeld  nur  von 
ihnen  als  sicher  erscheinenden 
Bankhäusern). 

Der  dritte  Abschnitt  handelt  von  der 
Vertretung  des  Vereins,  welchem 
übrigens  juristische  Persönlichkeit  nicht  Vi- 
wohnt.  durch  die  PI en a rv ersa nun  1  u ng 
der  Mitglieder  und.  mit  Ausnahme  von  Bremen 
und  Hamburg,  durch  einen  Ansschuss 
(mit  gewissen  Aufsiehts-  und  Konsultativ- 
fmiktionen).  Zur  Beschlussfähigkeit  des 
Plenums  ist  meistens  die  Anwesenheit  der 
Hälfte  der  Mitglieder,  zu  Abänderungen  der 
Geschäftsordnung  oder  des  Abkommens,  in 
Berlin.  Breslau.  Köln  und  Elberfeld  auch 
zur  Aufnahme  neuer  Mitglieder  Dreiviertels- 
mehrheit (in  Berlin  etc.  der  anwesenden.au 
einzelnen  Orten  der  Mitglieder  ülierhaupt  —  iu 
Hamburg  die  Zustimmung  von  4  Mitgliedern) 
erforderlich.  Nach  der  Schlussbestininiung 
kann  jedes  .Mitglied  mit  eimuonatlieher 
Kündigung  zum  Jahresschlüsse  (iu  Breslau 
zum  Schluss  jedes  Viertel  jahres)  aus- 
scheiden. Nach  dem  Breslauer  Abkommen 
kann  auch  die  Ausschliessung  eines  Mit- 
gliedes vom  Plenum  (mit  Zustimmung  von 
n«  der  Anwesenden)  beschlossen  werden. 

Uiese  Organisation  wie  die  ganze  Ein- 
richtung der  Abrechnungsstellen  überhaupt 
hat  sich  vollständig  Itewährt.  Das  anfäng- 
lich kühle  Verhalten,  ja  Widerstreben  der 
Bankhäuser  an  einzelneu  Plätzen  ist  der  all- 
gemeinen reber/eugung  gewichen,  dass  die 
Abrechnungsstellen  einen  wohlthätigen  und 
bedeutsamen  Kort  seh  ritt  in  unserem  Geld- 
verkehr  darstellen  und  für  unser  Wirtschafts- 
leben unentlM'dirlich  geworden  sind.  Kine 
weitere  Entwickelurig  darf  von  der  fort- 
schreitenden Einbürgerung  des  Chcekver- 
kehrs  erwartet  werden. 

({Dellen:  Iiunkqctrtz  mm  U.  Wir:  1S7S  jti  9,  V>, 
IS  Ar.  7  (R.ti.bl.S.  177). 

Littaratur:  G.  Cohn  iu  Emtrwun,,,  H'iwfb.  III 
ü  .us,br*.  S.  ms— 107 i.  OareiM,  lI„mM*rrcht, 
.;.  Aufl.  jt   7',  VI,  S.  e^—tiöS.  Paul 

Ilatnmer»chlag ,  Art.  »Ahrtrh,itn>(i*»t,lieitn 
int  Oettrrrridihchrn  StnattirürUrhttrh  /M'y.  R. 
Koch ,  At>rrrfinuHtj»»trlli  n  in  Dritturhlniid  und 
dfrrn  Vortfiimtrr  ( Srp.-AMr»rk  «»»  (!<>ld*chmidt, 
ZriKchr.  f.  .1'.  ,J,„.  H.H.,   /M.  J'JJtrft  l  ij  {SlHtt- 
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vtrt  IHM],  il.  Rauchberg.  Die  Entteickelung 
de*  Clenringrerkehr*  (  Srp.-AMruek  aiu:  Bull, 
de  i'inttitul  internal,  de  sttUittique j  [Rum  1886/. 
Iterarlbe,  /Vr  Clearing-  und  liirorerkehr 
(Wien  IHS6).  Derselbe,  The  neue*te  Eni- 
vifktlutig  de*  Clearing-  und  iiimrerkehr*  (Sep.- 
AMruck  ftu*  der  Stutütitrhen  MonaUtchrift) 
ßYiea  IS87J.     ltevelb* ,    Der  Clearing-  und 

Giroverkehr  in  Ottterreieh- Ungarn  und  im  Aus- 
lände   (Wien    1897 J ,    he«.    Ä   S6—4S,  94—96. 

C.  Franeola,  ls*  ehambres  de  com pe Million  ete. 

(Furt*  1897  J.   •/.  Wolf,  Zur  Urform  des  »ehveise- 

ritthen  Xotenbaiikweien.»   (1888)  S.  (il  ff. ,  14? 

hit  7  7.?.     Roscher,  Xat.-(tek.  de»  Handel*-  und 

CrvrrbfieUtr* ,  5.  Aufi.    (1887)         fit,  74-  i. 

Wagner  in  Schönberg ,  Handb.  d.  pol.  (Jekon., 

4.  Aaß.  I  (1896)        S6,  $7. 

R.  Koch. 

Präsident  de»  Reichsbankdirekti.riums. 


Absatz  nnd  Absatzstockung 

s.  H  a  n  «1  e  ] ,  K  r  i  s  e  n ,  lT  e  b  e  r  p  r  o  d  u  k  t  i  o  n. 


Abschoss 

!•.  Erbach  a  f  t  ss  t  o  110  r.  Fre  i  z  ü gi  gk  e  i  t. 


Abschreibung  s.  Buchf üh rung. 


Absentismus 


(englisch:  abseuteoism)  nennt  man  die 
rcwolmhcitsgemässe  Abwesenheit  der  Gress- 
CTundbesitzor  von  ihren  Besitzimgen,  deren 
Verwaltung  sie  Mittels] icrsonon  ülierlasson 
oder  direkt  Pächtern  und  Administratoren  an- 
vertrauen. Die  Folgen  dieser  Gewohnheit  sind 
»irtscliaftlich  und  sozial  in  hohem  .Masse 
Rhadiieh.  wobei  die  Verwaltung  durch 
Mittelspersonen  (Generalpächter,  General- 
direktoren, Agenten)  noch  weit  grossere 
Nachteile  in  sich  zu  schliesson  pflegt,  als 
•las  zweite  erwähnte  Verfahren.  Die  wirt- 
«•haftliehe  Ausnutzung  des  Landes  pflegt 
dabei  eine  verhältnismässig  geringe  zu  sein, 
was  insbesondere  von  der  Administration 
Strosser  G fiter  zu  sagen  ist.  Noch  grosser 
und  allgemeiner  ist  der  Sehaden  in  sozialer 
Hinsicht,  weil  ein  patriarchalisches  Verhält- 
nis zwischen  Grundherrn  und  Ackerliauern 
sich  dabei  nicht  entwickeln  kann,  denn  nur 
durch  persönliches  wohlwollendes  Eingreifen 
<ler  grossen  Grundbesitzer  kann  der  Gegen- 
satz zu  Pachtern  tuid  Arbeitern  gemildert 
wcnle«.  Beamte  pflegen  selten  der  unteren 
Ä^'ülkernng  die  nötig«  Fürsorge  angedeihen 
zu  lassen,  sondern  dieselbe  mir  im  eigenen 
Interos«;  rcsp.  in  dem  ihrer  Brotherren  aus- 


zunutzen.  Daher  mnss  der  Absentismus  in 
Zeiten  sozialer  Gährung  besonders  schädlich 
wirken. 

Naturgemäß  tritt  dieser  Zustand  stets 
im  Zusammenhange  mit  der  Latifundien- 
bildung hervor,  weil  die  Latifundienbesitzer 
nicht  allen  iluvn  Besitzungen  nahe  wohnen 
und  sie  nicht  alle  selbst  bewirtschaften  können. 
Doch  kann  die  Wirkung  des  Yerliältuisses 
abgeschwächt  werden  durch  häufigen  Besuch 
der  Besitzungen  und  jtersönlichc  Kontrolle 
der  betr.  Verhältnisse.  Absentismus  kann 
aber  auch  vorliegen,  ohne  dass  l^atifundieu 
in  grosser  Ausdehnung  vorhanden  sind,  in- 
dem sich  die  Gewohnheit  ausbildet,  dass 
auch  mittlere  und  kleine  Grundbesitzer 
ihre  Grundstücke  nicht  selbst  ^wirtschaften, 
sondern  in  den  Städten  wohneu.  andere 
Berufsthatigkeit  ül>ernehmen  und  ihre  Grund- 
stücke verjmchten  otler  administrieren  lassen. 

Beispiele  des  Absentismus  finden  wir  in 
extremem  Mass  zur  Zeit  des  Verfalls  des 
alten  römischen  Reichs,  (Linn  in  England, 
ganz  besonders  in  Irland  infolge  des  I,ati- 
fuudienwesens.  Wir  finden  ihn  aber  auch, 
freilich  bei  weitem  nicht  in  demselben  Masse, 
gegenwärtig  in  Oesterreich  und  den  östlichen 
Provinzen  Preusscns  vor. 

Die  schärfste  und  beklagenswerteste  Wir- 
kung des  Absentismus  ist  in  neuerer  Zeit  in 
Irland  zu  Tage  getreten,  wo  sich  auch  der 
Name  ausgebildet  hat.  Der  grösste  Teil  des 
Lindes  gehört  englischen  Lmls,  welche  gar 
nicht  auf  irischem  Boden  wohnen,  ihr  irisches 
Besitztum  Generalpäehtern  oder  Agenten 
nberlassen  Italien,  die  ihrerseits  die  Ver- 
richtung des  Luide«  in  kleinen  Stücken  lie- 
treibon,  nur  bestrebt  sind,  möglichst  hohe 
Pacht  zu  erzielen,  und  diese  mit  grösster 
Strenge  eintreiben.  Nichts  hat  so  den  Gegen- 
satz zwischen  England  und  Irland  verschärft, 
den  Hassder  irischen  Agrarbcvölkcnmg  gegen 
die  Grundbesitzer  so  geschürt,  als  dieses  un- 
natürliche Verhältnis,  leider  feldt  es  an 
allem  statistischen  Material  zur  näheren  Be- 
leuchtung dieses  Verliältnisses. 

In  den  östl.  Provinzen  Preussens  sind 
von  den  Gütern  mit  über  1<H)  ha  Fläche 
etwa  43,ä°.'*  von  ihren  Besitzern  nicht  l>e wohnt, 
ül^rliaupt  sind  24,1  0  o  verpachtet,  24.47  0  <> 
administriert,  wonach  schon  eine  Anzahl  der 
I  vom  Besitzer  bewohnten  Güter  doch  nicht 
!  von  ihm  selbst  bewirtschaftet  worden.  Je 
nach  den  Grössenverliältnissen  ist  dieser 
Prozentsatz  ein  sehr  ungleicher.  Von  Gütern 
in  Besitzkomplexen  unter  BUK)  ha  sind  in 
dem  Handbuche  des  GrundWsitzes  im 
Deutschen  Weiche  von  Eilerholz.  Berlin  1875 
—87,  7»  1,2  °  <>  ausdrücklich  als  von  den 
Eigentümern  als  selbst  bewirtschaftet  ange- 
geben ;  bei  Besitzkomplexen  von  über  llHKt  ha 
dagegen  nm-  22,3  0  o ;  von  den  erstereu  waren 
11, (i  0  o.  von  den  letzteren  43.r>ü.o  verpachtet. 
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Al>  administriert  sind  antr« •^■•Im  ii  v.iii  ersteren 
1V_*        von  letzteren  3-1:1  ''  o.    Sind  diese 
Zahlen  auch  nicht  als  ganz  genau  anzusehen, 
so  werden  sie  in  der  Hauptsache  als  charak- 
teristisch dir  »Ii«»  Verhältnisse  angenommen 
werden  können.    V<m  sämtlichen  grösseren 
Grundbesitzern   hielten   sich    mir   15,7  "n 
nicht  auf  ihren  Gütern  auf:  Eigentümer  von 
weniger  als  1»h  m  i  ha  14.4  '-'  <>.  Schliesst  man 
die  juristischen  Personen  aus.  so  sind  auch  , 
von  den  Eigentümern  gmsser  HeiTschafton  : 
mir  ls.5u  o  als  dem  Ahsentismus  huldigend  j 
nachgewiesen.   Ist  hiernach  derselbe  in  den  ! 
'•stl.  Provinzen  lVens4*ens  also  auch  vertreten, : 
so  ist  er  doch  entschieden  in  seiner  Wirkung 
daduivh  abgeschwächt,  dass  auch  die  grossen 
Grundeigentümer,  welche  nicht  auf  allen 
ihren  Besitzungen  wohnen  können,  doch 
grösstenteils  sich  den  grössten  Teil  des  Jahres 
auf  dem  Lande  aufhalten  und  mit  ihren  Besitz- 
ungen und  den  darauf  lebenden  und  thätigen 
Bowohneni  mehr  oder  weniger  in  persön- 
lichor  Beziehung  bleiben.  (Agrarstatistische 
( 'ntorsuohungon  V.  Die  Latifundien  im  pi-euss. 
Osten,  Jahrb.  f.  Nat.  < >ek.  und  Stat..  N.  F.  j 
IM.  X  VII.)  Hichtig  wird  aber  die  Volkswirt-  I 
schaftliche  Bedeutung  dieses  Verhältnisses 
erst  beurteilt  werden  köunen,  wenn  man  | 
die  Ent Wickelung  zu  verfolgen  vonnag  und  j 
üU'rsieht.  ob  »1er  Absentismus  zu-  oder  ah- ! 
nimmt. 

Dem  Absentismus  durch  Steuern  oder 
andere  Zwangsmassregeln  entgegenzutreten, 
wie  es  wiederholt  vorgeschlagen  ist,  dürfte 
sich  ids  wirkungslos  erweisen  und  sicher 
nicht  zu  empfehlen  «.ein.  Conrad. 


Ab*terbeordnnng  s. 

Sterblichkeit.  Sterblichkeitstafel. 


Abzahlungsgeschäfte. 

1.  Begriff  und  volkswirtschaftliche  Bedeu- 
tung. 2.  Schattenseiten.  ;i.  Agitation  wider 
die  A.  in  Deutschland  und  Oesterreich.  4.  Be- 
fürwortete Massnahmen  der  Gesetzgebung  und 
Selbsthilfe,  ö.  l>eutS4  he  Keklisiresetzirebung.  6. 
( k-sterrekhische  (ieüetzgebunt:.  7.  Charakter 
der  Befurm.  8.  Verkauf  von  Wertpapieren 
gegen  Teilzahlung. 

1.  Begriff  und  volkswirtschaft- 
liche Bedeutung.  Abzaldungsgosohäfto 
i  Warenahzaldungs-,  Teilzahhmgs-,  Katen- 
gesellültc>  sind  jene  Geschäftsbetriebe 
bei  welchen  Wanm  gegen  allmähliche 
(wöchentliche,  monatliche)  Entrichtung  des 
Kaufpreises  in  Riten  -  und  dies  regel- 
mässig, nicht  bloss  in  Ausnalunsfälleii  — 
abgegolten  werden:  auch  die  einzelnen  Ver- 
Kaufsukte  dieser  Alt  können  als  Abzahlungs- 


geschäfte bezeichnet  worden.  In  einem 
engeren  Sinne  Itezieht  man  •  l»-n  Ausdruck 
aber  auch  nur  auf  solche  Geschäfte,  bei 
denen  das  Eigentum  an  der  veniusseiteu 
Sache  dem  Vorkäufer  bis  zur  vollen  Alt- 
t ragung  der  Kaufproisartcn  gewahrt  bleibt. 
Für  die  Verbreitung  des  Verkaufes  auf 
Baten,  der  sich  allerdings  schon  seit  langem 
vorfindet,  war  insbesondere  das  Auftreten 
der  Nähmaschine  von  Belang,  als  für  viele, 
wenig  zahlungskräftige  Poi-sonon  sich  die 
Notwendigkeit  ergab,  einen  verhältnis- 
mässig kostspieligen  Gegenstand  anzu- 
schaffen. Die  ttoqueme  Zahlungsweise  hat 
dem  Abzahlungsgeschäft  einen  grossen  Zu- 
spruch erworben,  wie  sich  denn  auch  die 
rege  Konkurrenz  im  Gesehäftslebcn  dieses 
Mittels  mit  Eifer  bemächtigte,  um  den  Ab- 
satz zu  erweitern,  so  zwar,  dass  sich 
schliesslich  in  Deutsehland  und  Oesterreich 
die  Thätigkeit  der  Abzahlungsgeschäfte  auf 
die  verschiedenartigsten  Waren  erstreckt« 
(Nähmaschinen  und  Maschinen  überhaupt, 
rhren  und  Pretiosen,  Klanen»,  Bilder  und 
Wolmungseinrichtungsstüeke  aller  Art  sowie 
Hausgerätsohafteu,  Kleider,  Stoffe  etc.),  und 
oft  in  einem  und  demsollwm  Geschäft  die 
heterogensten  Dinge  auf  Abzahlung  zu  haben 
sind  (sog.  Warenabzahlungslttzai-ei.  Auch 
in  anderen  Lindern  als  den  «dien  genannten 
hat  das  Abzahlungsgeschäft  sich  einen 
mehr  oder  minder  biviteu  JTatz  erobert, 
wenngleich  es  wegen  Mangels  ausreichen- 
der Feststellungen  unmöglich  ist.  die  Ver- 
breitung im  einzelnen  genauer  zu  schildern. 
Den  Boden  des  Wareidianilels  selbst  gänzlich 
verlassend,  hatte  der  Verkauf  auf  Baten  sich 
endlich  auch  bei  Wertpapieren,  nsbesoudere 
bei  l/»sen,  einen  ansehnlichen  Platz  erobert. 

Es  fehlt  nun  nicht  an  Gründen, 
welche  das  Vorhandensein  derartiger  Ge- 
sehäftsl»etriclH>,  die  den  Verkauf  gegen 
Teilzahlungen  besonders  pflegen,  in  mannig- 
facher Hinsicht  als  vorteilhaft  erscheinen 
lassen.  Sie  gewähren  dem  Minder  l>o- 
mittelten  Gelegenheit,  sich  sofort  gegen 
eine  geringe  Anzahlung  in  den  Besitz  von 
vielleicht  zum  Leben  oder  z'iin  Erwerb 
dringendst  benötigten  Gegenständen  zu 
setzen  und  die  Begleichung  des  Kaufpreises 
in  kleinen  Beträgen  entsprechend  den 
periodisch  wiederkehrenden  Einnahmen  vor- 
zunehmen. Sie  arbeiten  unter  Umständen 
dem  Geldwuehcr  entgegen  und  wirken 
ferner  öftere  wie  ein  Sparzwang,  indem  es 
nicht  mehr  nötig  ist,  z.  II.  die  für  die  An- 
schaffung einer  Uhr  erfonlerliche  Summe 
ganz  zusammenzusparen  —  was  crfahnmgs- 
gemäss  nur  zu  oft  Unterbrechungen  begeg- 
net.  wodurch  der  gute  Vorsatz  unausge- 
führt bleibt,  —  sondern  der  ltetn>ffende  Käufer 
nunmehr  von  Rechtswegen  dazu  vorhalten 
wird,  seine  Auslagen  einzuschränken  und 
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die   Katen    /.u    bezahlen,   schliesslich  aber 
•K-h  das  freie  Eigentum  des  gewünschten 
< i»-iT'  ii>tan<l>'>  erwirbt.    Die  allmähliche*  Al>- 
küJiIuiilt  des  Kaufpreises  mindert  ülierhaupt 
die  l^i>t  l»*i  Anschaffungen,  bewahrt  kleinere 
«T.-rhäftslouto  vor  der  Notwendigkeit,  ihr 
vi.  11.  icht    ohnehin    sclmn    spärlich  zuge- 
messenes  Kapital    z.    K.  für  Geschäftsein- 
ii< htungsstücke,  Arbeitshilfsmittel  u.  a.  an- 
zugreifen, indem  sie  <lic  Teilzahlungen  aus 
ihrem    Einkommen    leisten:    kurz  gesagt, 
die««-  Geschäftsform  l «.»sitzt  in  mannigfacher 
Beziehung  Vorteile  für  «las  Publikum  und 
m  irkt  auf  den  Absatz  l>olohend  ein. 

2.  Schattenseiten.    So  unzweifelhaft 
daher  auch  die  volkswirtschaftlich  erspriess- 
iiche  Seit»*  der  Abzahlungsgeschäfte  ist.  so 
halx-n  sich  gleichwohl  im  laufe  der  Zeit 
iranz  bedeutende  Nachteile  Ixmierkbar  ge- 
macht, die  nur  mit  unwesentlichen  Ver- 
m  hiedenheiten  durch  die  umfassenden  Er- 
örterungen über  das  Abzaldungsgesehäft  in 
Deutschland    und    Oesterreich  festgestellt 
^unlen.    Man  kann  die  zu  Tage  getretenen 
l'elrelstände  namentlich  auf  zwei  Quellen 
/uiiickführen.  Das  Abzahlungsgeschäft  bietet 
•  rstens  durch  die  erleichterte  Gelegenheit. 
Kredit  zu  finden,  und  die  Bequemlichkeit 
>\>t  Entrichtung  des  Kaufpreises  in  Katen 
vielfach   eine   Verlockung  zu  unbedachten 
Anschaffungen,  eine  Annahme,  welche  schon 
'hurh  die  sonst  zu  machende  Bookichtung, 
wie  leicht   zukünftige   lösten  unterschätzt 
w.-nlen .    nahegelegt    und    übrigens  auch 
durch    positive   Zeugnisse   bestätigt  winl. 
Die   Behauptung    läuft  selbstverständlich 
nicht  darauf  hinaus,  dass  etwa  den  Aenneren 
ailes.  was  nicht  streng  nützlich  oder  not- 
wendig   ist.     mißgönnt    werde,  sondern 
"•ruht  lediglich  auf  der  Erwägung,  dass  sie 
sich  mit  Anschaffungen,  die  nicht  genau 
dire-r    I^eistungsfähigkeit    angepasst  sind, 
*dten  keinen   wirklichen    Vorted  Itereiton. 
«ianz  besonders  bedenklich  muss  das  Kredit- 
Mehmen   aus  anderen  als  gänzlich  unver- 
meidbaren Anlässen  bei  solchen  Personen 
-rscfieinen.  die  l«ei  Abtragung  ihrer  Ver- 
bindlichkeiten bloss  auf  leicht  einer  l'nter- 
r>rechung  ausgesetzte  und  nur  für  den  nor- 
malen Bedarf  ausreichende  Einnahmen  an- 
zulesen   sind.     Die    unbedachten  Käufe 
Verden  dann  noch  gefördert  durch  das  ge- 
rade beim  Abzahlungsgeschäft  zur  grossen 
Verbreitung-  gelangte  Agentenunwesen. 

Die  zweite  Quelle  von  Uebelständen  ist 
in  der  "(Wahr  einer  unbilligen  Ausgestaltung 
l*rKet ditsvcrJuiltnisse  gelegen,  indem  das  Ab- 
Miiun^g» -schuft     vergleichsweise  kompli- 
zierte KexJits^eschäfte  entstehen  lässt.  l»ei 
,j„™,  \hM--hJuss  einem  routmierten  Händler 
r         -u  f.ni«>-  l>oAvanderter  oder  unter  dem 
Ii  tV/ei    rnlstiindo   befindlicher  Käufer 
^nülereteht.  regelmässige  Folge 


eines  Kaufes  auf  Watt  n  i>f  ferner  der 
Katenschoin  oder  Ratenbrief,  d.  h. 
ein»*  Verpflicbtungsurknnde  des  Käufers, 
da  der  Händler  ohne  eine  solche  die  Ware 
wohl  nicht  abgeben  kann:  in  jenen  Schein 
können  alter  —  gestützt  auf  die  rnkenntnis 
oder  Notlage  des  Käufers,  sowie  auf  den 
notorischen  Hang  des  Publikums,  gedruckte 
Formulare  ohne  nähere  Prüfung  hinzu- 
nehmen —  leicht  Bestimmungen,  Klauseln. 
Verzichte  etc.  hiiieingesetzt  werden,  welche, 
sei  es  ffir  sich  allein  schon,  sei  es  im  Zu- 
sammenhang, dem  Käufer  zum  Nachteil  ge- 
reichen. In  dieser  Hinsicht  kamen  sehr 
häufig  vor:  die  Abrede,  dass  der  Verkäufer 
bis  zur  gänzlichen  Abzahlung  des  Preises 
Eigentümer  der  Kaufsache  bleibe  (sog. 
Eigentumsvorbehalt,  namentlich  im  Deut- 
schen Reiche  üblich,  auch  dadurch  erreicht, 
dass  das  Geschäft  in  die  Form  eines  Miet- 
vertrages gekleidet  wurde,  wobei  nach  Ent- 
richtung einer  liestimmteu  Zahl  von  Miet- 
zinsen der  angeblich  vermietete  Gegenstand 
in  das  Eigentum  des  Mieters  übergehen 
sollte);  die  Bestimmung,  dass  ltei  Nicht- 
zahlung einer  Kate  sämtliche  schon  ge- 
leisteten Katen  verwirkt  seien  und  der 
Verkaufsgegenstand  zurückzuerstatten  wäre 
(Verwirkungsklausel):  die  Abrede,  dass  im 
Falle  unpünktlicher  Zahlung  der  ganze  noch 
unbeglichene   Kost  Kaufpreises  sofort 

fällig  sei  (FfdJigkeits-.TeraüiisYerliistldausell: 
Abmachungen  oder  Bestimmungen,  welche 
bei  einem  etwaigen  gerichtlichen  Streit  die 
Zuständigkeit  des  Gerichts  am  Wohnsitze 
des  Veräusserers  begründen  (forum  proro- 
gatum.  forum  contractu«!  zum  Nachteil  des 
Käufers,  der  dann  sein  Kceht  bei  einem 
von  seinem  Wohnsitze  fernen  Gerichte  zu 
vertreten  hätte:  Verzichtleistungen  des 
Käufers  auf  Einwendungen  wegen  Mängel 
der  Kaufsache  und  zum  Teile  auch  noch 
recht  seltsame  Abmachungen  von  juristisch 
mehr  oder  weniger  zweifelhaftem  Werte 
z.  B.  (bei  in  Form  von  Mietgeschäfteii  abge- 
schlossenen Ratenverkäufen )  •  dass  im  Falle 
unpünktlicher  Zahlung  der  Vormieter  jeder- 
zeit zum  Zwecke  der  Fort  nähme  der  Sachen 
mit  den  erforderliehen  Hilfskräften  die 
Wohnung  des  Mietei-s  betreten  und  sich 
darin  aufhalten  dürfe,  oder  Beschränkungen 
in  betreff  der  freien  Wahl  des  Ortes  für 
die  I  *nterbringuug  der  Gegenstände  u.  a. 
mehr.  Diese  sohin  oft  drückende  Gestal- 
tung der  Verträge  machte  das  Katengeschäft 
zu  einer  mir  um  so  ergiebigeren  Quelle  von 
Verlegenheiten  für  den  Käufer  bei  einem 
Wechsel  in  seinen  Erwerhsverhältuissen 
oder  auch«  wenn  er  überhaupt  beim  Ab- 
sclduss  des  Kaufes  Bedarf  und  Vermögens- 
verhältnisse  nicht  richtig  veranschlagt  hatte. 

3.  Agitation  wider  die  A.  in  Deutsch- 
land und  Oesterreich.   Angesichts  dieser 
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unleugliaren  Missstände  entwickelte  sich 
sowohl  im  Deutsehen  Reich  wie  in  Kester- 
nich eine  lebhafte.  Bewegung  gegen  den 
Ratengoschäftsbetrieb ,  welche  allerdings 
mehr  dem  durch  dessen  Konkurrenz  ge- 
schädigten Detailhandelsstand  entstammte 
als  dem  Publikum.  In  Deutschland  hatte 
namentlich  der  Verein  gegen  Unwesen  in 
Handel  und  Gewerlie  zu  Köln  Stellung  ge- 
nommen (Petition  an  den  Reichstag  vom 
30.  November  1  K8(i) ;  zahlreiche  Handels- 
kammeni.  Innungen  und  fachliche  Vereine 
beteiligten  sich  an  der  Agitation.  (Das  Buch 
von  Hausmann  giebt  eine  Zusammenstellung 
der  1886 — 1888  abgegebnen  Aeusserungen 
deutscher  Handelskammern.)  Im  Febniar 
1891  lagen  der  Petitionsknmmission  des 
Reichtages  nicht  weniger  als  97'J  Petitionen 
von  Handelskammern .  Innungen .  kauf- 
männischen und  gewerblichen  Vereinen  etc.. 
vor.  welche  die  Schäden  und  Nachteile 
schilderten,  die  dmvh  den  Hausierhandel, 
dio  Detailreiseuden  und  die  Abzahlungs- 
geschäfte, sowie  andere  als  Auswüchse  an- 
gesehene Einrichtungen  der  Gescliäftswelt 
und  der  Bevölkerung  zugefügt  würden. 
Der  Bericht  ülier  diese  Petitionen  (Drucks. 
Nr.  3">1  189091)  gelangte  jedoch  nicht  zur 
Plonartieratung.  rebrigens  befasste  sich 
auch  die  volkswirtschaftliche  Litteratur  in 
wachsendem  Masse  mit  dem  Abzahlungs- 
geschäft und  1M91  hiermit  auch  der  XXI. 
Deutsche  Juristontag.  welcher  die  Frage  s<> 
dann  auch  noch  auf  der  XXII.  Versamm- 
lung (1893)  ^handelte. 

Im  österreichischen  Abgeordnetenhaus 
war  schon  im  Juni  lHHfi  (durch  die  Abgg. 
Schönerer.  Fiegl  etc.)  der  Antrag  einge- 
bracht worden,  die  Regierung  aufzufordern, 
der  liestehenden  Ausartung  des  Raten- 
geschäftes durch  entsprechende  Gesetzes- 
vorlagen  Schranken  zu  setzen:  desgl.  wurde 
der  Gegenstand  wiederholt  durch  wirt- 
scliaftliehe  Vertretungskörjier  und  Fach- 
blätter Udiandelt.  Eine  auf  Veranlassung 
der  Wiener  Handels-  und  Gewerltekainmer 
188(5  zu  stände  gekommene  Enquete  (Bei- 
lage 8  zu  den  Protokollen  dieser  Kammer 
von  1888),  bei  welcher  die  niederöster- 
reichischen  Gerichte  reichliches  Material  aus 
ihren  nur  allzu  ausgedehnten  Erfahrungen 
über  Ratengoscliäftsstreitigkeiten  geliefert 
haben,  legte  mit  aller  nur  wünschenswerten 
Klarheit  die  Minderwertigkeit  der  gelieferten 
Waren,  die  systematische  Ausnützung  aller 
durch  das  materielle  Recht  und  die  Prozess- 
ordnung gebotenen  Handhaben  gegenüber 
den  rechtsuukundigen.  irregeführten  und 
hilflosen  Käufern,  die  Häufigkeit  ungebühr- 
licher Verlockung  zum  Kaufe,  die  unge- 
heuere Zahl  der  Rechtsstreitigkeiton.  welche 
dem  Ratengescliäftsbetrieb  entspringen, 
u.  a.  dar. 


4.  Befürwortete  Massnahmen  der 
Gesetzgebung  und  der  Selbsthille.  Un- 
geachtet der  wiederholten  Diskussionen  war 
aber  eine  rebereinstimmung  ülier  die  Frage, 
ob  ein  gesetzgeberisches  Einschreiten  not- 
wendig sei.  und  noch  weniger  darüber  er- 
zielt worden,  wie  l.teschaffen  dieses  er- 
fonlerli  eben  falls  sein  sollte.  Diese  Meinungs- 
difforenz  entsprang  teils  der  Verschieden- 
heit  der  Grundanschauungeu  ülier  die  Er- 
spriesslichkeit  staatlichen  Eingreifens  auf 
dem  Gebiete  des  Gewerbewesens  oder,  all- 
gemeiner gesagt,  in  Verhältnisse,  welche 
der  freie  Verkehr  gescliaffen  hat.  teils  auch 
dem  Umstände,  dass  die  aus  dem  Ab- 
zahlungsgeschäft erwachsenden  Vor-  und 
Nachteile  verschieden  hoch  geschätzt  wurden. 
Unter  den  Vorschlägen,  die  gemacht  wurden, 
seien  genannt:  Unterstellung  der  Abzah- 
lungsgeschäfte unter  behördliche  Kontrolle 
nach  Art  der  Pfandleih-  und  Rückkaufs- 
geschäfte, ev.  mindestens  Abhängigmaehung 
des  gewerbemässigen  Anbietens  von  Waren 
an  Private  auf  Kredit  von  der  Erlangung 
einer  behördlichen  Erlaubnis,  dann  behörd- 
liche oder  gesetzgeberische  Einflussiiahmc 
auf  den  Text  dos  Ratenbriefes  (Regelung 
des  Eigcntumsvorltelialts,  insbesondere  Ver- 
l»ot  der  Verabredung,  die  bereits  erlegten 
Raten  hätten  bei  Unterbrechung  der  Ein- 
zahlungen als  verfallen  zu  gelten  —  Ver- 
wirkungsklausel s.  o.  —  oder  Beschränkung 
der  Gültigkeit  dieser  Klausel  auf  den  Fall, 
dass  der  Käufer  nicht  nachweise,  dass  ihm 
Wi  der  Nichterfüllung  weder  Vorsatz  noch 
Fahrlässigkeit  zur  iAst  falle.  Ungültig- 
erklärung der  Verzichte  auf  Einwendungen 
aus  der  Beschaffenheit  der  Ware,  dann  jener 
Bestimmungen,  welche  den  Käufer  an  der 

Krozessualen  Geltendmachung  seiner  Rechte 
indem,  wie  z.  B.  die  Unterwerfung  unter 
einen  von  seinem  Wohnsitz  abweichenden 
Gerichtsstand  etc.),  Einschränkung  der  Ab- 
zahlungsgeschäfte durch  Besteuerungsmass- 
regeln.  insbesondere  im  Wege  der  Koin- 
muiialhesteuernng.  strafrechtliche  Behand- 
huig  des  Warenwuchers  nach  Art  der 
neueren  Gesetzgebung  über  den  Geldwucher. 
Verbot  oder  Beschränkung  «1er  Abzahlungs- 
geschäfte ül>er  Luxnswaren,  Erschwerungen 
für  den  Voi-trioh  durch  Agenten  oder  im 
Hausierwege,  Festsetzung  einer  Minimal- 
höhe der  einzelnen  Raten.  Andrerseits 
wurde  eine  Besserung  der  Verhältnisse  — ' 
entweder  in  Verbindung  mit  den  gedachten 
Massregelu  oder  unter  Verwertung  dor- 
seU»en  —  von  der  Aufklärung  des  Publi- 
kums durch  Diskussion  und  Presse,  dmvh 
Gründung  gemeinnütziger  Anstalten,  welche 
gegen  Abzahlung  Einrichtung«-  und  Haus- 
haltungsgegenstände verabfolgen .  durch 
Ausbildung  und  Pflege  des  Sj>arsüines, 
dmvh  Hebung  der  haushälterischen  Scludung 
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•  I'-r  Frauen,  durch  die  Einwirkung  der  Ar- '  liehen  Hechts  handeln.  Von  einer  Bo- 
heitgcbor  auf  ihre  Bediensteten  und  dergl.  •  schränkung  des  Eigontuinsvorbchalts  sdi  der 
ei -wallet.  !  Entwurf  ab  und.  riehtete  sieh  im  wesentliehen 

Mit  der  Ausarbeitung  legislativer  Voi"-  -  auf  einen  Schutz  des  Käufets  gegen  über- 
scldäge  ging  die  österreichische  Regierung  !  massige  Nachteile  im  Falle  der  Nichterfüllung 
voran ;  im  Deutschen  Keiche  gelang  es  je-  j  der  ihm  vertragsmüssig  oMiegenden  Ver- 
dixh  zuerst,  die  Angelegenheit 
Abschlüsse    zu    bringen.  Die 

diesem  Staatsgebiete  sei  daher /.«mächst  Im'-  \  regungeil  im  Laufe  der  Reichstagsverhand 
trachtet.  -  Hinzugefügt  sei  nur  noch,  dass  ,  lungeii.  wie  in  hctivff  der  Ausscheidung  von 
in  dem  ISO?  dem  Reichstage  vorgelegten  \  dem  wirtschaftlichen  Bedarfe  der  Erwerber 
Berichte  des  ungarischen  Handelsministers  j  dienenden  Gegenständen,  insbesonden^  Näh- 
über  seine  Amtstätigkeit  die  Al.sicht  l»e-  |  maschinell,  von  der  fnterstellung  unter  das 
kannt  gegeben  winl,  den  Verkauf  von !  Gesetz .  des  VerUuVs  des  gewerbemässig 
Mobilien  auf  Raten  im  allgemeinen  gesetz-  im  Finhei-ziehen  betrielicnen  Aufziehens  von 


zu  einem  »  pflichtimgen.  Die  Vorlage  wurde  im  Reichs- 
Aetiou    in  j  tage  fast   unvermindert  angenommen.  An- 


lich  zu  nageln. 

5.  Deutsche  Reichsgesetzgebung. 


:  Bestellungen  auf  Waren,  deren  Breis  in 
Im ;  Teilzahlungen  berichtigt  werden  soll,  lwn 


Dezeml-er  1S02  ging  dem  Reichstage  der  j  Personen,  in  deren  Geschäftsbetrieb  sie  keine 
Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  die  Ab- ,  Verwendung  finden,  oder  des  Feilbietens 
zahl un gsgesc hafte  (Nr.  b!)  der  Drucks.),  zur  \  unter  dioeu  Umständen,  von  Beschränkungen 


verfassungsmässigen  Be.-chlussuahtno  zu:  die 
Angelegenheit  gelangte  aber  nicht  hinaus 
nUr  ilie  Beratung  durch  eine  Kommission 
«Bericht  vom  13.  April  lsu3.  Nr.  17U  «ler 
Dnieks.).    indem  die   Vorlage  im  Plenum 
nicht  mehr  zur  Erledigung  gel  »rächt  werden 
konnte.    Dieser  Kommission  wurde  auch  ein 
Auszug  aus  von  den  pivussischen  Justizbe- 
hörden   nlx-r  die  Abzahlutigsgesclinfte  er- 
statteten   Berichten    zugänglich  gemacht, 
welche  in  äiudicher  Weise  wie  die  nieder- 
östenvichischeu  Berichte  |s.  o.  snb  3)  die 
Missstände   Ivim  Rateiüiandel  schilderten. 
Der  neue  Entwurf  nun.  der  dem  Reichstage 
in  der  folgenden  Legislatur]>eriode  am  13. 
De/einlx-r  l!st>3  (Nr.  113  der  Drucks.)  vor- 
gelegt wurde,  entsprach  vollkommen  dem 
Elaborate  der  Kommission,  welches  übrigens 
selbst  keine  prinzipiellen  Abweichungen  von 
dem  M'iiierzeitigen  Regieruiigsentwurfe  (al>- 
ge>ehen  von  der  Aufnahme  einer  StranV- 
stiminiing  —  ij  7  —  wider  die  Veräusserung 
von  Lotterielosen  etc.  gegen  Teilzahlungen 
--  s.  u.  sub  S)  enthalten  hatte.     Die  Be- 
gründung zur  Vorlage  erörterte  unljcfangen 
die   ("el»elstände   und   Vorzüge   (>cim  Ab- 
zahlungsgeschäft, bezeichnete  die  Massivgcln 
aJs  unzweckmäßig-  die  lxdiufs  Beschränkung 
der  Abzal Jungsgeschäfte  als  solcher  etwa 
in  Betracht   kommen  könnten,  wenngleich 
andrerseits  auch   nicht  in  Ahnde  gestellt 
wurde,  dass  eine  l'ntei-sagungdesAbzahlungs- 
ge>chä/fes  für  Sachen,  die  im  einzelnen  Falle 
nur  dem  Luxus  des  Erwerbers  dienen,  zwar 
grundsätzlich  zu  rechtfertigen  wäre;  abge- 
sehen von  der  durch  das  Gesetz  vom  J>.  VI. 
]>?/:>   Kreits    vorgenommenen  Ausdehnung 
</r*  That  bestand  es  des  Wuchers  auf  die  ge- 
w«rbe-  und  g-ewohnheitsmässige  Ausbeutung 
urmitteUt  ^en.s.dtiger  V.  rträge  überhaupt 
und  der  bet*>ndoreu  Mrafbestimmung  in  & 
wurde  ferner   bemerkt,  könnte  es  sich  nur 
m Tein  Vorgehen  auf  uem  Gebiete  des  burger- 


ülter  die  vertmgsmässige  Festsetzung  des 
Gerichtsstandes  u.  a.  blieben  unVrück- 
sichtigt ;  selbst  ein  von  sozialdemokratischer 
Seite  gestellter  und  Vi  der  zweiten  Beratung 
angenommener  Antrag  —  Verpflichtung  des 
Verküufeis  zur  Aushändigung  einer  zweiten 
Ausfertigung  der  etwa  über  den  Verkauf 
errichteten  l'rkunde  an  den  Käufer  —  wurde 
bei  der  dritten  Beratung  wieder  beseitigt. 

Das  Reichsgesetz  vom  1U.  Mai  1M»4 
(R.G.B1.  S.  l."»0)  enthält  nun  bezüglich  des 
Waivnabzahluugsgeschäftes  vor  allein  Be- 
stimmungen für  den  Fall,  ilass  der  Verkauf 
wegen  Verzuges  des  Käufeis  rückgängig  ge- 
macht winl,  und  /.war  Bestimmungen,  die 
den  Käufer  gegen  unbillige  Benachteiligung 
hierbei  schlitzen  sollen. 

§  1  stellt  nämlich  «las  Prinzip  auf.  dass. 
wenn  bei  dem  Verkauf  einer  dem  Käufer 
übergel»enen  beweglichen  Sache,  deivn  Kauf- 
preis in  Teilzahlungen  lierichtigt  wenlen  soll, 
der  Verkäufer  sich  das  Hecht  vorbehalten 
hat,  wciren  Nichterfüllung  der  dem  Käufer 
obliegenden  Ver]»flichtuiigen  von  dem  Ver- 
trage zurückzutreten,  im  Falle  dieses  Rück- 
trittes jeder  Teil  verpflichtet  ist,  dem  audeivn 
Teil  die  empfangenen  ljoistungcn  zurückzu- 
gewähren. Begiviflichorweiso  gebührt  aber 
dem  Verkäufer,  der  die  Sache  Iteivits  dem 
Käufer  übergehen  hatte,  daneben  noch  ein 
Eisatz  für  diese  reberlassung.  §  '_'  des 
Gesetzes  regelt  diese  Ansprüche  nun  dahin, 
da->s  im  Falle  des  Rücktrittes  —  der 
Käufer  dem  Verkäufer  Ersatz  für  die  infolgt? 
des  Vertrages  gemachten  Aufwendungen 
(z,  B.  Transportkosten  bei  Lieferung  der 
Ware.  Stem|ielauslagen  für  die  Vertragsur- 
kunde  etc.),  sowie  für  solche  Beschädigungen 
der  Sache  /m  leisten  liat.  welche  duivh  sein 
Verschulden  oder  durch  einen  sonstigen  von 
ihm  zu  vertretenden  (.'instand  vennsacht  sind, 
endlich  für  die  L'elicrlassuiig  des  Gebrauchs 
oder  der  Benutzung  deren  Wert  vergüten 
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mu&N  wobei  auf  die  inzwischen  eingetretene 
Wertvermindorung  der  Sache  Rücksicht  zu 
nehmen  ist.  Zur  Sicherung  dieser  gt^setz- 
lichen  Bestimmungen  «lienen  weitere  Vor- 
schriften im  Gesetze.  80  über  die  Nichtigkeit 
entgegenstehender  Vereinbarungen,  über  ilic 
Herabsetzung  vom  Käufer  verwirkter,  nnver- 
hältnismässig  hoher  Vertragsstrafen  auf  den 
angemessenen  Betrag  im  Urteilswege,  Ober 
die  Gloiehbehnudlung  des  Falles,  dass  der 
Verkäufer  auf  Grund  des  Eigenruinsvorbe- 
tialtes  die  Sache  wieder  an  sich  genommen 
hat.  mit  der  Ausübung  des  Rücktrittsi-echtes. 

Was  die  Fälligkeitsklausel,  d.  h.  die  Ab- 
rede betrifft,  dass  die  Nichterfüllung  der 
dem  Käufer  obliegenden  Verpflichtungen  die 
Fälligkeit  der  Restschuld  zur  Folge  haben 
solle,  so  kann  sie  nach  !;  4  rechtsverbindlich 
nur  für  den  Fall  getroffen  wei-den,  dass  der 
Käufer  mit  mindestens  zwei  aufeinander 
folgenden  Teilzahlungen  ganz  oder  teilweise 
im  Verzug  ist  und  der  Betrag,  mit  dem  er 
>ieh  in  Rückstand  befindet,  mindestens  dem 
zehnten  Teile  des  Kaufpreises  der  übersehenen 
Sache  gleichkommt. 

Alle  diese  Bestimmungen  finden  übrigens 
nach  §  6  auf  Verträge,  welche  darauf  ab- 
zielen, die  Zwecke  eines  Abzahlungsgeschäftes 
in  einer  anderen  Rechtsform  als  der  des 
Kaufes,  insbesondere  durch  mietweise  Ueber- 
lassung  der  Sache  zu  orreichen,  entsprechende 
Anwendung,  gleichviel  ob  dem  Empfänger 
der  Sache  ein  Recht,  später  deren  Eigentum 
zu  erwerlK'n.  eingeräumt  ist  oder  nicht. 

Kücksichtlich  der  Auslegung  des  Gesetzes 
im  einzelnen  muss  hier  auf  die  zahlreichen 
zu  demselben  bereits  erschienene"  Kommen- 
tare vrrwioseu  wenlen. 

Was  <las  bereits  erwähnte  Gesetz  vom 
11*.  Juni  IS'üj  anbetrifft,  so  ist  (nach  dem 
durch  dieses  dem  Strafgesetzbuch  eingefügten 
£  3f.'2oi  mit  Strafe  derjenige  bedroht,  welcher 
mit  Bezug  auf  ein  anden-s  Rechtsgeschäft 
aL  ein  Geldkreditgeschüft  (Darh-hon  etc.) 
gewerbe-  oder  gewohnheitsiuässig  unter  Aus- 
beutung der  Notlage,  des  Leichtsinnes  oder 
der  rnerfahrenheit  eines  anderen  sich  oder 
einem  Dritten  VennögensvorteUe  versprochen 
(  "1er  gewähren  lässt.  welche  den  Wert  der 
Leistung  dergestalt  übers« -breiten,  dass  nach 
den  l"mständen  des  Falls  die  Vennügens- 
vorteilo  in  auffälligem  Missverhältuis  zu 
der  Leistung  stehen.  Ks  unterliegt  keinem 
Zweifel,  dass  auch  ein  Abzahlungsgeschäft 
unter  diese  Bestimmung  fallen  und  bei  Zu- 
t  reffen  der  sonstigen  Voraussetzungen  die 
Strafl>arkeit  hervorrufen  kann.  Die  gegen 
die  Wuehervorschriften  vorstossendeu  Ver- 
träge sind  ungültig. 

Eint-  Ergänzung  hat  die  Regelung  des 
Abzahlungsgeschäftes  neuestens  durch  die 
Novelle  zur  Gew.«).  vom  6.  August 
18%  erfaluvn.  indem  hiernach  vom  Gewcrhc- 


!  betriebe    im    Umherziehen  ausgeschlossen 
Iwunle:   -das  Foilbietou  von  Waren,  sowie 
j  das  Aufsuchen  von  Bestellungen  auf  Waren, 
i  wenn  solche  gegen  Teilzahlungen  unter  dem 
j  VorMialt  veräussert  wenlen,  dass  der  Ver- 
j  äusserer  wegen  Nichterfüllung  der  dem  Er- 
werber obliegenden  Verpflichtungen  von  dem 
Vertrage  zurücktreten  kann  (§§  1  und  6 
des  Ges.,  betr.  die  Abzaldungsgeschäfte  vom 
16.  Mai  1S94)«.    Da  nuu  gleichzeitig  das 
Aufsuchen  von  Bestellungen  ohne  vorgangige 
ausdrückliche  Aufforderung  mu'  bei  Kauf- 
lenten  in  «leren  Geschäftsräumen  oder  k-i 
solchen  Personen,  in  deren  Geschäftsbetriebe 
Waren  der  angebotenen  Waren  Verwendung 
finden  (abgesehen  von  konkreten  Ausnahmen 
für  bestimmte  Waren)  als  nicht  an  den  Besitz 
eines  Wandergewerbescheines  gebunden  er- 
klärt wurde,  so  ist  allerdings  «lern  Vertriebe 
von  Waren  gegen  Ratenzahlung  durch  Agenten 
eine  bedeutsame  Schranke  gesetzt. 

6.  Oesterreichische  Gesetzgebung. 
Im  April  1S90  legte  die  Regierung  dem  Ab- 
geonlnetenhause  einen  ^Gesetzentwurf  be- 
treffend die  Vcräussomng  beweglicher  Sachen 
gegen  Ratenzahlung-  vor;  die  Angelegenheit 
wurde  jedoch  bis  Scssioiisschluss  nicht  er- 
ledigt. In  «1er  XI.  Session,  1891,  kehrte  «1er 
Kntwurf  mit  einzelnen  Aendemngen  wieder 
(Nr.  S  der  Beilagen).  Die  Vorlage  bezweckte, 
wie  sich  der  Justizausschuss  des  Abgeord- 
iK'tenhauses  in  seinem  Berichte  vom  6.  Juni 
1892  (Nr.  466  der  Beilagen  zu  den  Prot.) 
zustimmen«  1  ausdrückte,  teils  Massnahmen 
zur  Regelung  «ks  Ratenhandels  dadurch, 
«lass  «He  recht  liehe  Position  des  wirtschaftlich 
schwachen  Käufers  gegen  den  übermächtigen 
Verkäufer  gestärkt  würde  («lurch  B«'stim- 
mungen  auf  «lein  Gebiete  des  Zivilrechtes 
und  Zivilprozossos) .  teils  Präventivniass- 
rogoln  zur  möglichsten  Hiutaidialtung  «los 
Al»schlusses  unwirtscliaftlicher  Ratenkäufe 
einerseits  durch  Beschränkung  der  Berech- 
tigung zum  Betriebe  des  Ratengeschäftes 
(gewerl>eiv<ht liehe  Bestimmungen andi-or- 
s«.-its  durch  strafrechtliche  Ahndung  der 
m  m« •herischen  Auslieutung  leichtsinniger  oder 
geschäftsunkundiger  Iiouto  (Bestimmungen 
strafrechtlicher  Natur).  In  der  ersteivn 
Hinsicht  enthielt  die  Vorlage,  insbesondere 
folgende  Bestimmungen:  Unbedingte  Auf- 
j-cchterhaltung  des  Rechtsmittels  wegen  Ver- 
kürzung über  die  Hälfte.  Ungültigkeit  der 
Bedingung  einer  Konventionalstrafe  zu 
Gunsten  des  Voräusserors  sowie  des  Ver- 
zichtes auf  «lie  Gewährleistung  für  Mängel 
<1<  -r  Sach«.',  Verpflichtung  «les  Veräusserers  dein 
Erwerber  eine  Abschrift  «les  Ratenbriefes  aus- 
zufolgen, f  reies  Em^sseii  «.les  Richters  darül  wr. 
welelies  .Mass  von  Beweiskraft  diesen  Ur- 
kunden zuzuerkennen  sei  (insbesondere  ge- 
iR-litct  gegen  die  mündlichen,  mit  dem  In- 
halle    des    Ratenbriefes    in  Widerspruch 
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-Teilenden  Zusicherungen  der  Händler  und 
Agenten),   im    wesentlichen  Ausschliessung 
des  forum  contraetus  und  forum  prorogatum. 
In  der  zweiten  Hinsicht  normierte  die  Vor- 
lage:  Hausierern   ist   der  Abschluss  von 
Ratengeschäften  untersagt,  verltoten  ist  ül»er- 
haupt  Wi  dem  Aufsuchen  von  Bestellungen 
vf.u  Ort  zu  «h-t  oder  von  Haus  zu  Hau»  die 
Einladung  zu  Ratengeschäften  und  der  Al>- 
-ehhiss  von  solchen  in  Gegenständen,  welche 
nicht  zum  Gesehäftsbetriel>o  oder  überhaupt 
dem  wirtschaftliehen  Bedarf  des  Erwerbers 
der  Sache  dienen,  Strafbarkoit  des  geworlie- 
mässigen  Wuchers  l>ei  Ratengeschäften  (  AVer 
liei  Yeräusserung  beweglicher  Sachen  gegen 
Ratenzahlung  den  Ijciohtsinn,  die  Verstaudes- 
schwäche  oder  rnerfahrenheit  des  Erwerbers 
dadurch  auslautet,  dass  er  diesen  zu  An- 
schaffungen Ujredet,  welehe  den  wirtschaft- 
lichen Verhältnissen  desselben  offenbar  nicht 
entsprechen,  oder  dass  er  sich  oder  einem 
Dritten  Gegenleistungen  versprechen  oder 
gewähren  lässt.  welche  den  Weit  der  ver- 
äusserten Sache  masslos  ülierstoigen,  macht 
-ich.  wenn  er  solche  Geschäfte  gewerbs- 
mässig V-treiht,  eines  Veigehens  schuldig 
<  te.<  ).    AJle  diese  Bestimmungen  (mit  Aus- 
nahme jener  über  die  Hausierer  und  ilas 
Aufsuchen  von  Bestellungen)  hätten  jedoch 
dann  keine  Anwendung  zu  finden,  wenn 
das  Geschäft  auf  der  Seite  des  Erwerbers 
<ler  Sache  ein  Handelsgeschäft  wäre.  -  Das 
Abgeordnetenhaus  nahm  an  der  Vorlage  zwar 
•.•in/eine  Aenderungen  vor,  schloss  sich  ihr 
jedoch  im  wesentlichen  an;  anders  verfuhr 
hingegen  das  Herrenhaus,  welches  die  oben 
al>   Präveiitivmassregehi   bezeichneten  Be- 
stimmungen beseitigte.   Massgebend  hierfür 
waren  Erwägungen,  dass  die  strafrechtlichen 
Bestimmungen  liessor  bei  Gelegetdieit  der 
b»'vi>rst ehenden  Beratungen  älter  das  allge- 
meine Strafge^tzausgetmgcnwünlen.dassder 
Thatln^tand  im  Entwürfe  zu  unbestimmt  aus- 
trednVkt  wäre,  dass  auch  schon  durch  die  zivi- 
listischeii  Neuerungen  den  Ausartungen  eine 
Schranke  gesetzt  würfle  etc.   Der  Justizaus- 
*-huss  des  Abgeordnetenhauses  empfahl  in 
meinem  Berichte  (1  ll«>  der  Beilagen.  XI.  Sess.)  i 
im  Interesse  des  leidigen  Zustandekommens1 
<  iesetzes  die  Annalune  iler  Honenhauslie- 
*.hlüsse  unter  gleichzeitiger  Aufforderung  der  | 
Regierung  (da inzwischen  die  lbiffnungauf  die  i 
Erledigung < les  Strafgesetzes  in  der  \j> •gislatur-  ' 
trriode  geschwunden  war),  ehebaldigst  ein«! 
.Welle  einzubringen,   welche  die  Strafbe- 
»'timrnungen  gegen  wucherische  Ausbeutung 
wsehäifen  und  erweitern,  insbesondere  auch 
hü  sog.  Waren wueher  troffen  wurde.  Das 
Haus  nahm  im  Sinne  dieses  Berichtes  die  Vor- 
lage in  der  Sitzung  am  -3-  ^lärz  ISOb'  an. 

Die  wesentlichsten  .Aenderungen,  welche 
'k*  auf  dje<e  Weise  zu  stände  gekommene 
«».'setz  vom  27.  April  1«W  (H.G.BI.  Nr.  70) 


gegeuülier  der  ursprünglichen  Vorhige  auf- 
weist, sind: 

al  Die  Beschränkung  auf  in  Ausübung  eines 
Handels-  oder  anderen  Gewerboltetrielies  vor- 
genoinine  Verkäufe  beweglicher  Sachen  gegen 
Ratenzahlung  und  unter  Uebergabo  an  den 
Käufer  vor  der  vollständigen  Entrichtung 
des  Kaufpreises ; 

b)  die  Aufnahme  von  Bestimmungen 
i  für  den  Fall  des  Rücktrittes  des  Verkäufers 
;  vom  Vertrage  liei  Nichterfüllung  der  dem 
|  Käufer  obliegenden  Verpflichtungen  ähnlich 
j  jenen  in  den  ss,   1,  i.  Abs.,  und  2  des 

deutschen  Reiehsgosotzes ; 

c)  Terminsverlust  tritt  nur  ein,  wenn 
<ler  Käufer  mit  mindestens  zwei  unmittel- 
l»ar  aufeinanderfolgenden  Ratenzahlungen  im 
Verenge  ist; 

d)  sinngemässe  Anwendbarkeit  der  Vor- 
schriften auch  auf  Verträge,  durch  welche 
der  Zweck  des  Ratengescliäftes  auf  anderem 
Wege,  insk'sondore  durch  mietweise  Ueber- 
Iassuog  einer  Sache  erreicht  werden  soll. 

Die  Bestimmungen  über  l'ngültigkeit  von 
:  Konventionalstrafabmachungen ,  Gewährleis- 
!  tung.  Ratenbriefe,  Gerichtsstand,  Ausschluss 
j  der  Ratengeschäfte,  welche  auf  der  Seite  de« 
1  Käuici-s  Handelsgeschäfte  sind,  von  der  Wirk- 
samkeit des  Gesetzes  hliclten.  wenn  auch  im 
■  einzelnen  vielfach  modifiziert,  so  doch  im 
Prinzijte  auf recht erhalten. 

Wie  man  sieht,  wurde  in  mannigfachen 
Beziehungen  eine  Annäherung  an  das  in- 
zwischen  im   Deutsehen   Reiche  erlassene 
Gesetz  vorgenommen.  Es  mag  endlich  dahin- 
gestellt bleiben,  oh  und  in  welcher  Art  die 
zivilprozessualen    Vorschriften    durch  die 
1  neuesten.«  vorgenommene  Reform  des  Zivil- 
;  prozesses  berührt  werden,  da  eine  Klärung 
'  <lieser  Frage  noch  aussteht. 

7.  Charakter  der  Reform.  Eine  un- 
I  befangene  Beurteilung  der  durch  die  er- 
wähnten Gesetze  bewirkten  Reform  am  Ab- 
zahlungsgeschäfte wird  dadurch  sehr  er- 
'  sehwert,  dass  die  Zeit,  seit  welcher  jene  in 
Geltung  stellen,  nur  kurz  und  natnrgcmäss 
nur  wenig  über  die  mit  den  neuen  Vor- 
schriften gemachten  Erfahrungen  in  die 
t Öffentlichkeit  gedrungen  ist.  Die  Aktion 
im  Deutschen  Reiche  ist  nun  sicherlich 
ziemlich  enge  ausgefallen.  Die  Uescliränkung 
der  Tenuinsvcrluslklansel  besitzt  keine  aus- 
gedehnte praktische  Bedeutung,  da  allen 
Beobachtungen  nach  die  Abzaldungshändlor 
ohnehin  nicht  sogleich  Itcim  ersten  Ausbleiben 
einer  Rate  einzuschreiten  pflegten.  Ob  feiner 
wirklich  die  rechtliche  Position  des  Käufers 
nach  s  2  des  Reichsgesotzes  allgemein  ge- 
stärkt sei,  lässt  si<  h  bezweifeln.  Während 
er  bei  Verzug  nach  der  alten  Verwirkungs- 
klausel den  Kaufgegenstand  zurückzuerstatten 
und  die  beivits  gezahlten  Raten  verloren  zu 
gelten  hatte,  kann  gegenwärtig  die  Ersatz- 
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reehnung  dos  Verkäufers  leicht  »leimt  aus- 
faUf-n.  »lass  »Irr  Käufer  zu  den  entrichteten 
Raten  noch  etwas  dazu  zu  zahlen  hat,  und 
flies  um  so  leichter,  als  durch  «las  übliche 
Zuwarten  des  Ratenhändlers  die  Post  für 
die  roberlassuug  fies  Gebrauches  der  Sache 
immer  ansehnlicher  wird.  Hingegen  enthält 
das  Reichsgesetz  überhaupt  keinerlei  Mass- 
nahme zur  Eindämmung  des  Abzahlungs- 
geschäfts auf  das  Dun  vernünftigerweise 
zukommende  Gebiet  des  reellen  Kreditbe- 
darfes; hier  ist  allerdings  durch  die  Novelle 
zur  Oew.O.  vom  (i.  VIII.  1H!H>  eine  Aenderuug 
eingetreten,  deren  Wirksamkeit  sich  aber 
dermalen  noeh  weniger  absehen  lässt.  In 
Oesterreich  ist  die  Regelung  durch  das  Gesetz 
vom  27.  IV.  185)6  zunächst  umfassender 
ausgefallen,  wenngleich  auch  hier  weniger  ein- 
greifend, als  es  im  ursprünglichen  Regierungs- 
entwurf geplant  war;  die  zur  Ergänzung  in 
Aussicht  genommenen  Massnahmen  —  Er- 
weiterung des  Wucherbegriffes  im  straf- 
rechtlichen Sinne,  Verlwt  des  Abschlusses 
von  Ratengeschäften  durch  Hausierer  — 
sind  jedoch,  wenigstens  bisher,  nicht  zu 
stände  gekommen.  Es  würde  sich  daher 
unter  allen  I anständen  empfehlen,  wenn 
die  öffentliche  Aufmerksamkeit  auch  ferner- 
hin dem  Gegenstande  zugewendet  bliebe, 
damit  eine  zuverlässige  BcurteUuug  der 
durch  die  gesotzgoljerisohon  Schritte  erzielten 
Erfolge  ermöglicht  würde.  Dieses  Interesse 
verdient  alter  die  Frage  aus  einem  dop|ieltcn 
Grunde:  ein  gesundes  Ratengeschäft  kauu 
dem  Aormeren  eine  Stütze  abgeben,  ein  un- 
gesundes, wucherisches  ihm  neue  Bedräng- 
nisse schaffen. 

8.  Verkauf  von  Wertpapieren  gegen 
Teilzahlung.  Iu  Oesterreich  ist  zur  Al>- 
stellung  wahrgenommener  Missbräuche  beim 
Vertrieb  von  I»sen  und  Promessen  das 
Gesetz  vom  »».  VI.  1S7S,  R.G.B1.  Nr.  90, 
erhissen  worden  ( Veräusseruug  der  Ge- 
winnsthoffnung  von  Losen  gegen  Raten- 
zahlung überhaupt  vorl>oten,  von  I/xeu 
nur  den  Inhabern  protokollierter  Finnen 
gestattet.  Gebot  der  Ausstellung  eines  die 
wesentlichen  Punkte  des  Vertrages  klar- 
stellenden Ratenbriefes  etc.):  diesem  Ge- 
setze folgte  in  l'ngarn  der  G.- Artikel  XNXI 
vom  Jahre  1SS3,  der  jedoch  viel  weiter- 
gehend zu  ltezeiehnen  ist  (gewerliemässige 
Veräusseruug  von  Wertpapieren  gegen 
TeUzahlungen  verpflichtet  zu  einer  speziellen 
Anmeldung  bei  der  Gewerbehör le :  Be- 
stimmungen filier  den  Inhalt  des  Raten- 
briefes und  die  Buchführung  der  betreffen- 
den Geschäftsinhaber:  Anfechtbarkeit  des 
Geschäftes,  wenn  das  Wertpapier  zu  einem 
Preise  veräussert  wurde,  welcher  den  zur 
Zeit  des  Gescliäftsabsehlusses  notierten 
Kurs  und  jährlich  lö°.o  desselben,  welche 
nach  der  Dauer  des  Ratengeschäftes  zu  be- 


rechnen sind,  üliersteigt :  iieriodisehe  Unter- 
suchung der  Katenge.vliäfte  duivh  die  Be- 
hörde). Bei  Gelegenheit  der  Regelung  des 
Abzahlungsgeschäftes  kam  nun  auch  sowohl 
in  Deutschland  wie  in  »  »Österreich  «1er  Ver- 
kauf von  Wortpapieren  gegen  Teilzahlungen 
zur  Sprache.  Im  Deutschen  Reiche  ge- 
langte auf  diese  Weise  bei  »Ion  Koui- 
missioiisl>eratungon  ülior  »lie  erste  Vorlage 
eine  Strafbestimmung  (Geldstrafe  bis  zu 
THH»  Mark»  für  den  Verkauf  oder  durch 
sonstige  auf  die  gleü'hen  Zwecke  abzielen- 
den Verträge  unternommene  Verünsserung 
von  IiOtterielosen .  luhnlierpapicren  mit 
Prämien  «.»der  (Gesetz  vom  n.  VI.  1871) 
Bezugs-  oder  Auteilscheiiieu  auf  solche 
Iiose'uml  Inhaborjiapiere  in  den  Gesetz- 
entwurf: dies»;  Bcstimmuug  wunle  nun  in 
»lie  zweite,  dem  Reichstage  zugekonuueue 
Vorlage  unter  Hinweis  auf  wahrgenommene 
Missstände  Itosontlorer  Art  aufgenommen 
und  —  da  der  Antrag  auf  Ausdehnung  des 
Verlx>tes  auf  den  Verkauf  aller  Wertpapiere 
gegen  TeUzahlungen  schliesslich  nicht 
durchzusetzen  war  -  fimlet  sich  als  §  7 
im  Gesetze  vor.  In  Oesterroich  wiinlen  »Ii»1 
Bestimmungen  des  neuen  Oesetz»'s  unter 
Aufii'chterhaltung  der  Vorschriften  d»'s 
schon  genannten  Gesetzes  vom  3»i.  VI.  1SS7 
—  auch  auf  »lie  Verkäufe  von  Losen  und 
Wort pnpi»*i vn,  welch»1  erst  nach  voUstan- 
»liger  Zahlung  des  iu  Raten  abzustatten» Ion 
Kaufpreises  dem  Käufer  ausgefolgt  werden 
sollen,  sinngemäss  anweiulbar  erklärt,  <la 
bei  »liesen  Ges<*häfton  *lit>  rel>orgabe  an 
den  Käufer  vor  Abzahlung  »los  ganzen 
Kaufpreises  nicht  üblich  ist  und  sie  somit 
ohin«  ausdrückliche  erweiternde  Vorsclirift. 
gemäss  der  iu  §  1  des  G«>setzes  enthaltenen 
Definiti«m  der  Ratengescliäftc  von  »lein 
GeltungsWreiehe  des  Gesetzes  ausgescIUos-sen 
geblieben  wären. 

Lltteratnr:  Baer,  Mi**l>ixiurhlichc  Gmehnfte, 
Gre„:l>->ten  lsun.  —  Jt.  van  der  Borght.  Zur 
Urform  (Ii*  Abt<.ihh<it<l*<ir*rh>iftrs,  Archiv  für  #ot. 
Gmrtnj.  und  Suti.,  4.  Uil.,  i.siu.  —  Arthur 
flohen,  lUe  vutk*iririxrh>ifilithe  Bedeutung  de* 
Al>z<ihln>itjt<jriieh(>jtr* ,  Leipzig  lS'Jl ;  dir  |Vr- 
/irrihi ri'i  tim  Aliztildn>i'i**y»trm*  im  Muxriiiiirn- 
frindrl ,  J<ihrl>.  /,  GixrCj.,  l'n  ir.  und  Y»llc*tr., 
I  i.  J.ihrij.,  I.iipziij  lS'Jj ;  ditx  At>i<-ihlniuj*<jr*ct;-ift 
im  At<j>t<iit<tr,  fluuthi.  ~  Wtlh,  Hau*mann, 
JHe  Veriiiuuerung  lieireylirher  Stichen  (legen  Raten- 
2<thhi»a,  Berlin  1,S!>J ;  du*  AI>Z<thlnng»genrhäjX 
und  dir  neuesten  I  nrncldiige  tn  feiner  Beiielttn<tt 
J*.  ./.  .>'.  für  l'»ltsu\,  l'ul.  tind  Kulturgeschichte , 
und  JC'.  Jld.;  f/.u  Ahzohlnng*tjr*ch'ij'l  und 
der  dein  Jleichnlmje  vorliegende  Gesetzentwurf, 
K.iitilp-.IHUchc*  Zentndbl.i'tt,  Jahrg. 
—  C.  Höhne,  Th"»ir.  de*  *<«,.  Leihrertnige», 
Berlin  /,<W>;  dir  genetzlichr  Regelung  der  Raten- 
ti»d  Ab:«hlHn<i*<jr.*chiiftr,  Berlin  is'.*l.  —  Her- 
mann tfaMtrotr,  l>er  Getetz'iitieitrf  betreffend 
die  Ahz<ihlnng*ge»ch!ijte ,  S\>zi<dfX'l.  Xentnilbhitt, 
.J.  Jahrg.,  isl>4;   dm   deutsche  Rriehtgrteiz  über 
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dir  At>Z-lhl»n<i*uc*rhiiftf,  Arrhir  für  'Ol.  Crtrtzq. 

«*d  .sioi.,  ?.  if./.,  dir  /w.*  <^  f.Wf*« 

•ibrr    dir    Abz<jhluH<,*<jrrth<iü' ,    N.:errV  /W»>, 
Jahrg.,  ltM.  —  S.  Llchtenthal.  /Am  Jt«tr„. 
zuM»Hq**ti*t>'ut,  Berlin  isui.  —  Lud%rlg  Loetcen- 
»IWn,  Itir  Ahnihlninj*tjri>cli'iftr,  AUnun  1S91.  — 
Victor  ytfltitja.  Rnlrnhnndrl  und  Abzahlung»- 
gttrhiiftf  ,    Atrltir  für   $>•}.    tictetzy.    und  Stut., 
I.   Jahrg.,    ISS.i  :    Zur   nrurrtrn    l.ittrrutur  iiher 
•*•>,  Ahüthlv »«ttirsrhiiii,  Jahrb.  für  Sat.-Ok.  und 
stnt.,  III.  F.,  \'.  llil.,  —  E.  XaeJ.  Hit 

AhxnhUingrgrtch'iftt  in  R<it''nU'*m  in  drr  Srhtrtiz, 
.■^■zudpid'  y.r»trriIU'itt,  1.  Jld.,  WW.   —  JultUH 

Ptermtorff.  AhzahlungrgtMfhäßr,  1.  Sappl.- IUI. 
!»u«  Ifttn.i *r<"r1r rfi.  ilrr  Slnatnr.,  1.  Aufl.,  /.s.v.?. 
—  Sach» .  Itir  Ahz<ililiini/i>yr*rhiiftr  und  ihrr 
C.'gmr,  ttrrlin  —  Yerha  ndlungni  de* 

i;.  und  dm    'i.  Itruttehr  u  Ju  ritlr  nlmjr.» 

mit  Gut.irhtm  if»i  lVttke.  Heck.  Jantrow 

»,,d  K'ffmuit  r-ii  ltore  und  Makoirerj.  — 
Aufgaben  drx  II  e  i  c  h  *  <J  >' *•  r  1  z  '  *  r  i>  m 
lt.  i  mit    Erläuterungen  i"H  (ieorff 

Becker  iHrrliiii  Fritz  Frlednutnn  (llanwirr, 
L.  Fultl.    (Leipzig  IS'Jii,    W.  Ha  Ha- 
mann  (Berlin  l.ii'jj.   J.  Hoffmann  (Berlin 
Gottfried   Schmitt  <  München  1*94). 
Vgl.  ferner    Carl   Varei*,    Itat  Rrich*gr*rti 
•ibrr    dir    A.,   Srp.-AMr.  mit   »Srußrrt*  JHdttrr 

für  Rreht*nnirendunqn ,  Erlti  M/7'  'i    /  .   

a  p  er  e  h  u  ngt  n  d  r  *  ><  x  I  e  r  r.  Gr*rttfnt- 
irttrff*  ron  Armin  Fhrenzicelu  ,  Allg. 
i'^trrr.  »IrrirltUtritnng,  41.  Jahrg.  ;  Friedrich 
Frey.  (irrirhttholh  ,  .{4.  Jahrg.;  E.  Leo 
Velmteln,  J,iritti»rhr  Blätter ,  Vi.  Jahrg.; 
«J.  .»/..   \\'-,rhr,.*rhrift  der  nirdrriUtrrr.  * i.  u; ihr. 

r  er»i>    '^ii„tlirhr :     Wim    Ih'j»).  Franz 

FanUt.   '/.nr  Urform,  de»  RatenhnudrU  in  (Ittttr- 

rtiett,  JYog  Victor  Mataja. 


Abzngsgeld  oder  Abfuhrtsgeld 

Nach -teuer. 


Accise. 

1.  Allpemeinc'».  2.  rrsjirnn^  nm\  Etymo- 
iot'i*-  <ics  Wortes.  3.  B^leimiuir  uml  Stellung 
der  A.  in  der  creschi«  ht liehen  Kntwickclunir  <ier 
."tA:it.«fiuanzen.  4.  Hie  Entwickfiimtr  «ler  A.  in 
<itut«<hen  Staaten  1  Treusten,  Sucliwu,  Bayern). 
b.  I»ie  Eutwickeluiig  <lt-r  A.  in  Englmnl. 

1.  Allgemeines«.   Di«'  Ar<-is«'ii  umfasst«Mi 
cloii-h  <1»mi  KoRiilien  staatlicli^  Eiiikoin»njiis- 
«iiielJen  dor  vcix-lii^lrnstcii  Ai1.  Wenn  man 
sie.  wie  «lies   in  der  K«^el  geschieht,  als 
im  Innern    eines   I^amles    erhol ie»e  Ver- 
brauelissteuern  l^zeiehnet  (Koa  lier),  so  lie- 
rieht  man  sieh  auf  iliren  wahrscheinlichen 
fepning  un«l  au/  die  umfiliijrlichste  (mi[i|Mi 
v<  n  Stenern,  welchen  die  Praxis  den  Namen 
Aciseii  ^repel>eii   liat.     Allein  sie  fühlten 
'linsen  Namen  weder  aiissc-lilie^sHch.  noch 
ftetwi  <lie  A<-cisen    in   ii-pend  einem  Z«-it- 
rauifie  und  <'reltuii^P^»iet  alle  in  Geltung 
gewesenen    VeH»i-aii«hsal'jral.en  zusammen. 


Innere  Verhrauehsahpaben  hilden  daher  nur 
ein.  nicht  immer,  alK-r  pewöludieh  l^esondei-s 
her\-on-a^endes  Klement  der  Accise,  mit 
welchem  Worte  im  flhrijren  ein  scharf  ah- 
pein^n/.ter  Rfin-iff  nicht  verhiinden  werden 
kann.  l)ass»dU'  entspricht  nicht  einer  ein- 
fachen  Bep-iffsbildun^.  Es  ist  nur  in  seiner 
historischen  Beileutuntr  zu  verstehen  und 
daher  nanz  in  die  Geschichte  zu  verweisen. 
Wie  der  Name  in  Deutschland  entstanden 
ist.  so  hat  er  sich  auch  nur  hier  und  in 
amleren  p  rmanischeii  Staaten,  vor  allem  in 
England,  erhalten.  Nur  wer  Accise  und 
Verbrauchssteuer  identifiziert,  vermag  auch 
in  amlen-n  Staaten,  da  sich  Yeitiraiichsah- 
pilten  natürlich  üln^nül  entwickelten,  Acciseu 
ZU  erblicken. 

2.  Ursprung  und  Etymologie  des 
Wortes.  Verbmuchssteuern  wenhm  unter 
dem  Namen  A<  <  ise  schon  früh  genannt. 
HüUmann  nimmt  an,  dass  «lie  ältesten  der- 
selben den  Namen  Zicse  führten.  Cisi  — 
Tallin,  eine  Kerbe  im  (vtuittuiiurshf>lz-  Die 
Zies*^  wimle  in  der  Hcpd  vom  Getränke, 
später  auch  vom  Getreide  erholten.  Bei 
fortschreitendem  Ht^lürfnis  wunle  zu  dieser 
Steuer  noc!)  eine  zweite  ireletrt  und  Accise 
genannt.  1'nter  diesem  Namen  winl  ein 
Mieixeld  im  VA.  Jahrh.  in  Köln,  im  14.  Jahrh. 
in  Ma^dehiirfr  erwilhnt;  eine  Abgabe  von 
Met  in  1'lm  1J.V»;  zur  soIInmi  Zeit  von  Wein 
in  Aachen  und  SjH'yer.  In  elicu  diesem 
Zeiträume  finden  ^i(■h  in  vielen  «"»lerreichi- 
schen.  rheinischen,  nieilei-ländischen  Stallten 
frleichartijrc   Abgaben   unter    dem  Namen 

l'nireld'  (mit  Cin-ei-ht  erheben.'  Abgabe) 
erwähnt.  Wenn  tn»tz  dieser  Gleichartigkeit 
l'mreld  und  Ac<  i>e  nebeneinander  einher- 
p-hen.  so  lK'iuht  dies  nicht  auf  einer  ver- 
si  hicdeiieii  wirtschaftlichen  Natur  der  so 
bezeichneten  Abiraben,  sondern  auf  äusserten 
Vcnudassun^en.  welche  nur  eine  einp-hende 
Geschichte  klarzustellen  vermöchte. 

3.  Kedentnng  nnd  Stellung  der  A. 
in  der  geschichtlichen  Entwickelung 
der  Stantsfinanzen.  Marktabiraben  und 
Zölle,  altherirebradite  VeibrauchsiralK-n  er- 
halten, nachdem  die  Städte  das  Einhebungs- 
reeht  erinnert  hatten,  erst  durch  dies»»  tre- 
schl<>ss<'iieu  Sitze  in»frenm  wirts<-haft|ich«,n 
und  namentlich  auch  ^»ddwiitsfhaftlicheu 
Verkehivs  ilire  Entwickelun>r.  Als  Teiri- 
tonalst«'iierii  komm<'ii  sie  erst  auf  in  »1er 
Zeit  wachsender  Geldwirtschaft  und  steinen- 
der Bedürfnisse  der  Landesherren,  die  mit 
don  Leistunpen  und  Naturalahfralien  der 
Grundherivn  nicht  mehr  zu  befriedigen  sind. 
Die  ersten  Anfänge  staatlicher  Verbrauchs- 
steuern und  Accisen  fallen  in  das  1">.  Jahrh., 
ihn-  volle  Entfaltung  finden  sie  erst  im 
17.  und  IS.  Jahrb.  Die  pressen  Kriepe 
dieser  Zeiträume,  die  Aushildunp  stehemler 
Heere,  rlic  Erweit<>runp  der  latub'sfürstlichen 
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Aceise 


Aufgaben  zu  staatlichen  Verwaltnngskreisen 
uiul  di(!  sieh  daran  anschliessende  Bildung 
eines  staatlichen  Beamtonstandos  stellen  An- 
forderungen an  die  Regierungen,  welchen 
da«  überkommene  Finanzsy  stein  nicht  ge- 
wachsen war.  Sowohl  die  mangelhafte  Ent- 
wicklung der  Finnnztochnik  (Kassonwoson, 
Buch  füll  ru  nur,  Einschätzungen)  als  die  zahl- 
reichen  Vorrechte  und  Privilegien  der  ein- 
zelnen Stünde  machten  es  unmöglich,  durch 
Reformen  der  alten  Schösse  den  wachsenden 
Bedarf  der  Stalten  zu  decken.  Ks  ist  da- 
her nicht  zu  verwundern,  wenn  man  gleich- 
zeitig in  <len  deutscheii  Staaten  und  in  Eng- 
land au  die  Entwickelung  von  Voihrauchs- 
und  Veikehissteuern  ging,  welche  weder 
die  hergebrachte  Scheidung  der  Stände, 
noch  deren  Vorrechte  antasteten  und  dahei 
in  ihrer  finanziellen  Ergiebigkeit  sowohl  in 
den  deutschen  Städten,  wie  in  dem  bonaoh- 
l  »arten  Holland  erprobt  waren.  Dazu  kam. 
dass  die  öffentliche  Meinung  zu  Endo  des 
17.  Jahrh.  -  in  Deutschland  wenigstens  — 
für  diese  Steuern  voreingenommen  war. 
Die  reicheren,  privilegierten  Klassen  wurden 
von  ihnen  weniger  hart  getroffen,  die  ärmere 
Bevölkerung  sah  die  harten,  oft  masslosen 
Exekutionen  hei  der  Eintreibung  der  direkten 
Steuern  verschwinden,  gelehrte  Theoretiker 
rühmten  die  mannigfachen  Vorzüge  der  Ver- 
brauchs- und  Verkehrsteuern,  deren  prin- 
zipielle Gestaltung  sie  unter  dein  Xamen 
Aceise  besprachen,  so  dass  sogar  der  Go- 
danke  au  den  Krsatz  aller  Steuern  durch 
eine  ■.ruiversalaccis.-.-  weite  Verbreitung 
finden  konnte. 

in  den  einzelnen  Staaten  war  die  Eut- 
wiekelung  verschieden.  Am  einheitlichsten 
ist  sie  in  England,  wo  die  Aceise  wesent- 
lich innere  Verbrauchssteuer  und  Zuschlag 
zum  Zoll  ist.  Die  grösste  .Mannigfaltigkeit 
weist  sie  in  Sachsen  auf,  wo  die  Aceise 
Stadt  und  Lind,  den  Verbrauch  inländischer 
und  ausländischer  Produkte,  städtischen 
Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb,  wie  den 
Wirtschaft  liehen  Verkehr  in  Kaufund  Tausch 
trifft.  In  f'reusseii  ist  die  Aceise  wesent- 
lich ein  (ieneralnanie  für  städtische  Steuern 
verschiedenster  Art  im  Gegensatz  zu  dem 
Abgaltcnsysteui  des  platten  lindes.  In 
Bayern,  wo.  wie  in  ganz  Süddeutschland  die 
Aceise  nicht  jene  hervorragende  Kollo  ge- 
spielt hat.  ist  sie  ein  Einfuhr-  und  Ausfuhr- 
zoll. Im  grossen  und  ganzen  bietet  die 
Aceise  den  erstgenannten  Staaten  das.  was 
das  System  der  indirekten  Steuern  allen 
übrigen  Staaten  bot:  den  IVhergang  nus 
dem  althergebrachten  feudalen  Abgaben- 
systeni  in  die  neue  Zeit,  in  welcher  das 
Wirtschaft  liehe  Moment  in  der  Steuer 
schärfer  hervortritt  und  eine  starke  Betonung 
des  ethischen,  wie  wirtschaftlichen  Wertes 
direkter  Steuern  stattfindet. 


4.  Die  Entwickelnng  der  A.  in  den 
deutschen  Staaten  (Prenasen.  Sachsen. 
Bayern),  n)  P r e  u  s s  e  n.  Den  Beginn  einer 
Staat  liehen  Verbran  •hsliesteuerungiuPitmsst'u 
macht  1 172  Kurffirst  Albrecht;  Achilles  diuvh 
Besteuerung  des  Bieres.  Bald  wie» ler  er- 
loschen, tiald  wieder  erneuert  bleibt  dies»1 
Abgabe  von  1513  ab  dauernd  bestehen. 
1.771  wird  eine  Ziese  vom  Getreide  erhoben. 
Erst  die  Anforderungen  des  30jährigen 
Kriegs  aber  worden  Veranlassung  zur  Aus- 
bildung des  Accisonsystoms.  Es  bildet  zu- 
nächst einen  Teil  der  Kontributionsvorfnssuug 
d.  h.  der  zur  Erhaltung  der  Truppen  zu 
leistenden  Beiträge.  Wie  später  in  Sachsen, 
wehrt  sich  auch  hier  der  Adel  gegen  die 
Aoeis»',  weil  er  gegen  alle  Privilegien  durch 
Verbrauchsabgaben  mitb. »steuert  wüttle.  Di»' 
1011  eingeführte  Gonemlaccise  mussto  ilaher 
liald  wieder  aufgeholten  werden.  Ein  zwei- 
ter, 1(H>7  gemachter  Voisnch.  an  Stelle  der 
bisherigen  Kontributionsleistungen  eine  all- 
gemeine Yerbrauchsabgnhe  zu  setzen,  führt 
ilazu.  deivn  Einführung  den  Städten  au 
Stelle  der  Kontributionen  frei  zu  lassen, 
das  platte  Land  alter  mich  bisheriger  Weise 
zu  besteuern.  ](>s(i  und  H>S4  wurde  sie  in- 
formiert. Neben  einer  massigen  Grund-, 
Gewerbe-  und  Kopfsteuer  umfasste  sie 
wesentlich  imlirekte  Steuern:  von  Getränken. 
Getreide.  Fleisch.  Viktualien  und  Kauf- 
mamiswarcu.  Die  Erhebung  fand  teils  beim 
Einbringen  in  die  Stadt,  teils  bei  der  Pro- 
duktion, teils  beim  Verkaufe  statt.  Nach 
und  nach  tritt  sie  in  den  Städten  an  die 
Stelle  aller  alten  direkten  und  indirekten 
Steuern.  1713  ist  sie  in  allen  Provinzen 
eingeführt.  Diese  Generalacciso  hatte 
Sachsen  zum  Muster  gedient,  in  dein  Finanz- 
elend  dieses  Lindes  im  IS.  Jahrh.  alter  zu 
einer  ungeheuerlichen  Ausbildung  geführt. 
Audi  in  Preiissen  genügte  si<>  dein  Finanz- 
lvedarf  unter  Friedrich  <l»'in  Grossen  nicht. 
Doch  suchte  dieser  eine  Besserung  des  Er- 
trägnisses vor  allem  diuvh  Aenderungon  in 
der  <  Organisation  der  Verwaltung  herbeizu- 
führen.  Daher  17b0  di»>  Errichtung  der 
französischen  Administration.  Die  Accisen- 
verwaltung  war  bisher  territorial  organisiert 
gewesen,  und  auch  in  der  obersten  Instanz 
orseh werte  die  unter  viele  Käte  je  ultor  eine 
Provinz  verteilte  Aufsicht  jede  allgemeine 
Veränderung.  Es  wunle  nun  ein  eigenes 
Accisendoparteinont  gebildet,  dessen  nomi- 
neller Chef  Staatsministor  v.  d.  Horst,  dessen 
.Mitglieder  die  sechs  französischen  Regisseure 
waren.  Mancherlei  Vorzüge  der  französischen 
Regie  ■  grösser»»  Klarheit  mal  Ordnung  in 
der  Verwaltung  —  konnten  beim  Volke  so- 
wohl wegen  der  fremden  Nationalität  der 
Beamten,  wie  der  Sacht?  selbst  wogen  keine 
Anerkennung  finden.  Bis  zu  ihrer  Auf- 
hebung. 17s7.  fehlte  es  nicht  an  berechtigten 
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Klaecn  ür»-»r  IWlrückung  und  Erschwerung 
des  Verkohl  s.     17*7  erschienen  wieder  für, 
jede  Provinz   ein   Wsnnderer  Aecise-   und , 
Zolltarif  und  neue  Ven:>nlnungou  ül»er  Ein-: 
h»\>ung  und  Verwaltung  der  einzelnen  Ac- , 
eisen.    Die  Llauptabgabe  war  die  Konsum-! 
t  i o n  s a e e  Up.  eingehol -en  von  jeder  in  eine 
arcl-baro  Stadt  eingeführten  Wan\  in  ilnvr 
Höhe  nach  den  Gilterartcu  verschieden,  bei 
dems. AU'\\  Oute  nach  der  Zweckln-stimmung. 
7-  R.  Getreide  zum  Mahlen  oder  zum  Bonnen. 
Von  einer  bestimmten  Höhe  ab  ward  zur 
K-nsumticiiisaecise  ein  Zuschlag  erhoben :  die 
T  el,,,  r  t  r  a  g  u  n  g  s  a  c  e  i  sc.  Füt  die (Quittung 
war  Zetttdueld  zu  liezalden.  Gmsskaiifleiitc 
k~.nii.-n  unter  Bedingungen  ein  Liger  un- 
versteuerter Wann  halten,  müssen  aher  die 
Ha  ii  d  I  ii  ngsacci-e  entrichten.  Aeeisfivi 
wurden  auch  m-üts  in  «'iiier  anden-n  Stadt 
%•  raeei>iertf  Wan-u  eingelassen.    Doch  hatte 
man  Naehschiiss  zu  zahlen.    Bei  Versendung 
aus  •  iiier  lV.viuz  in  eine  andei-e  mit  höheren 
Sätzen  traf  die  E  rgä  n  z  u  n  g sa  c<- i  s e  ein. 
V.  n  Mü'di  und  Wolle  gehenden  Tiep-n  wurde 
•  ine  Fi xa reise  entrichtet.  Auf  dem  platten 
Linde  zahlten  nur  alle  Kaufleufe  und  ge- 
wi -so.   ül»>r  -'ine  liestiuimto  Zahl  hinau- 
p-lieiideij  Handwerkereine  Aecise  unter  dem 
Namen  Nahrungsgeld,  sowie  die  Ver- 
kauf er  auf  Jahrmärkten  die  Eosungs- 
ai'cise.    Allgemein  war  feiner  che  Mahl- 
aeeise  x'it  17SS.     Der  Adel  war  nur  von 
d»-ü   ImjH»sten.  Abgaben  von  Wein.  Käse, 
fp'indem  Hi.-re  de.  getroffen.    Die  Geistlich- 
keit und  SclnilleliP-r  hlielpeii  für  gewisse 
Vi-rbniuehsiriiter  accisfiid.  —  Die  Aecise  hatte 
am  h  in  dieser  Ordnung  gmsso  Mängel.  Ks 
fehlte  ihr  an  Einheit  und  Durchsichtigkeit 
der  Bestimmungen.     Es  «ah  U7  zum  Teil 
si'  h  widersjiivehende  Tarife.     277"»  Artikel 
war-»  mit  der  Aecise  belegt.    S-Ihst  kleine 

Kallfleute  mussten  sich  für  die  Aecise  eigene 

Lid<-<liener  halten.    SO»m  Aecise-  und  Zoll- 
L-anite  verzehrten  12°  o  der  Einnahme.  Dazu 
trat  die  Erschwerung  de-  Verkehrs  zwischen 
Stadt  und  Land.     Endlich  laicht  sich  im 
IM.  Jahrh.   die   Erkenntnis  der  Volkswirt-' 
»  iiaftlichen  Schäden  dieser  gehäuften  Ver- 
1  raikhsabgal>on    Hahn.      Das   Gesetz  vom 
'.\  <tkt.  IM.O   will  die  Gleichstellung  von 
Stadt  und  Lind  und  der  einzelnen  lVovinzen 
ii'-rU-ifuhren.  die  alle  Aecise  Inseitigen  und 
au  denn  Stelle  ein  Vorbrauchssteuersystom 
mit  2o  Artikeln  setzen,  dessen  Schwergewicht 
in  der  Besteuerung  von  Fleisch,  Gemahl. 
Hier  und  Branntwein  lag.    Von  eingeführten 
Wiivn  winl  nur  Z<dl  erholen.    Hierzu  tritt 
mit  Gewährung"   der  Gowerbofreiheit  Ein- 
Mhni/ig  einer   allgemeinen  Gewerbesteuer 
i-'.  Nov.  JslO).     Die  OleichMinudluiig  sämt- 
H'  her  Städte   uihI   des  platten  Lindes  er- 
M-  isf  sich  nl»r  als  luithunlich  und  1*11  er- 
f"Lt  wieder  eine  Trennung  der  grö-epn 


Städte  von  den  kleinon-n  und  von  dein  platt. -n 
Luide  in  Bezug  auf  die  Verhrauchsihgal»c  n. 
Nach  mehrfachen  weitenn  Aendermuren  winl 
durch  Oes.  vom  :Hi.  Mai  ls_»o  eine  endgültige 
Regelung  hertVigcführt.  Die  Steuer  von  in- 
ländischem Branntwein.  Braumalz.  Weinnio-t 
und  Tabakblättern  wird  als  Produktion  — 
steuer  erholten.  Nur  noch  die  auf  l."52  Städte 
beschränkte  Mahl-  und  Schlachtsteu«-r erinnert 
an  das  alte  System,  und  die  Salz-teuer  dauert 
als  Monopol  fort.  Alle  anderen  inländischen 
Verbrauchsabgaben  und  Aeeisen  sind  aufge- 
holten. Die  Fmbildung  dieser  Verbrauchs- 
steuern erfolgt  sodann  im  wesentlichen  inner- 
halb des  Zollvereins.  Die  als  Lindessteu'  i' 
fortlM  standene  Steuer  von  Weiniuost  wird 
ls»;:>.  von  Mahlen  und  Schlachten  IsT.'i  anf- 
gehulH'ii. 

b|  Sachsen.  In  Sachsen  zeigen  dj.- 
VerbniuehsibiralM'ii  eine  stelige  Kntwii  ke|un<; 
seit  dem  .lalue  14.'N.  wo  zum  erstenmal  eine 
allgemeine  L-iudesveisanunlniig  als  aus-er- 
ordeutliclie  Steuer  auf  J  Jahn'  eine  von  den 
Verkäufern  zu  entrichtende  Abgabe  vom  J*h 
b.  /.\v.  Iii.  l'fennig  von  jedem  Kaufgeschäft, 
eine  sog.  Zi"-e.  gewährt.-.  V-  r/iest  sollten 
wenleu  alle  in  Fässern  oder  vom  Zapf-  n 
verbrauchten  (rotränke.  tietreide.  Feld-  und 
O.uleiifrnchte.  alles  auf  den  Markt  gebrachte 

Vieh,    alle     Erzeugnisse    und  Albeitsstofte 

sämtlicher  Handwerke,  alle  ( ielduiiischlä^e. 

Wechsel  etc.    Fp'i  blieben  HUI'  einige  I,ebe|ls- 

initlel.  Holz.  Kohle  und  die  Erzeugnisse  der 
(icistliehkeit  und  de-  Adels.  Die  Einhebung 
geschah  dun-h  die  Städte.  Der  höhen-  Steuer- 
satz war  von  eingeführten  Wan  n  zu  ent- 
richten. Die-e  allgemeine  Zie-e  wird  nicht 
wiederholt,  die  VerbraiichsabgalM'ii  to  ten  in 
den  nächsten  Jahrzehnten  bis  au(  eine  Be- 
lastung der  Getränke  zurück.  117"  neuer- 
lich auf  Getivide-  und  Flci-chverkauf  au<- 
gedelint.  weiden  die  Vrihiauclisabgabeii  in 
der  Folgezeit  wieder  auf  Getränke  ln  schiäiikt. 

Ulld    Seit    l."H'_'    bleibt    die  Tr.UlksteUer  eine 

von  der  allgemeinen  Luidschaft  stets  von 

Hellem    erstleckte   allgemeine  Steuer,  deren 

ausdi  ücklicher  Zweck  in  der  Verzinsung  und 
Tilgung  der  landesherrlichen  Schuld  be-!ehen 
sollte.  Si.'  bleibt  die  einzige  V.  ibmuchs- 
abgabe  bis  1(10."»,  in  welchem  Jahn'  eine 
ausseronlentlichc  Weiust'  iier  U-willigt  winl. 
Ib2s  tritt  die  Fleisehsteiief  hinzu.  Die  KrieL's- 
nöten  des  17.  Jahrh.  machen  weiten-  An— 
dehnungen  nötiur.  Schon  IUI."»  war  eine 
aii-seronlcntliclie  Aecise  auf  Einfuhr  und 
Ausfuhr  von  Wan  n  gewährt  worden.  Hill 
wunle  sie  als  Luid-  und  Warenacci-e  dauernd 
eingeführt  als  Abgabe  von  alb  n  Wan-n  im 
l*inde.  sie  haben  Nani'-ii  wie  -ie  wollen  . 
Nur  bei  I jefei  uimen  für  den  Bedarf  ritt.  i- 
sehaftlicher  Haushaltungen  war  den  V.-t- 
käufi  ru  die  Aci  i-e  erlassen.  Wi-  -chon  froher 
bei  der  Trank-teuer  treten   di--   ] ntere— 
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•Irr  Städte  und  der  Grundherren  einander 
gogeuül>er.  Vergebens  bemühen  sieh  <lie 
crsteren  wiederholt,  dunh  beantragte  Er- 
liöhung  der  allgemein  zu  tragenden  Schock- 
steuer eine  Minderung  der  vornehmlich  sie 
belastenden  Accise  herbeizuführen.  Letzten? 
wunle  zwar  167»>  aufgehoben,  unter  Johann 
Geoig  III.  aber  wieder  eingeführt  und  unter 
Friedrich  August  gegen  den  erklärten  "Willen  ! 
der  Stände  dnivh  die  Gcncral-Consumtions-  \ 
Aeeis-Onlnungon  v.  1  Tor»  u.  17u7  auch  auf 
das  platte  Lind  ausgedehnt.  Seit  dieser 
Zeit  lH'standen  bis  1S24  nelieiioinandor  die 
Generalaceise  und  die  Land-  und 
W  a  r e  n  a  e  e  i  s  e.  Die  1  e  t  z  t  e  r e  galt  gleit  h- 
mässig  für  Stadt  und  Land  und  blieb  im 
wesentlichen  a)  eine  von  allen  ausländischen 
Waren  (mit  geringen  Ausnahmen)  naeh  dein 
Werte  beim  Hingang  über  die  Zollstädte 
und  an  den  Thoren  zu  erhebende  Abgälte: 
b)  eine  von  den  Pnxluzonten  zu  erhebende 
Abgabe  von  inländischer  Wolle,  inländischen 
Tuch-  und  Leinenwaren.  Heu  etc.  Die  Adeligen 
waren  für  ihren  Bedarf  Iandaccisfrei.  Die 
Generalaceise  war  ursprünglich  nur 
städtisch.  Sie  wunle  —  mit  einigen  Ab- 
änderungen für  Leipzig  —  erhoben  a)  nach 
einem  bestimmten  Tarif  von  allen  durch 
Kauf  (nler  Tausch  den  Itcsitz  wechselnden 
beweglichen  Gütern  ohne  HiVksicht  auf  deren 
Ursprung  oder  frühere  Steuerbelastung 
dieser  Gegenständ»1;  b)  nach  einem  anderen 
Tarif  als  ^Nalirungsgcld-  (eine  Art  Gewerbe- 
steuer) von  allen  iYofessionisteu ;  c)  als 
Aeeisgrundsteuer  von  den  Liegenschaften 
des  Stadtbezirkes.  Ausser  der  Gcnemlaccise 
in  den  Accispflichtigon  Städten  (deinen  Ver- 
zeichnis im  1!>.  Jahrh.  die  Grundlage  für  den 
Yerfassungsbegriff  der  Städte  im  Gegen- 
sitz zum  d^ande<  gegeben  hat  )  bestand  auch 
eine  allgemeine  Generalaceise  auf  dem  Lande 
vom  Wein,  Hier,  Branntwein,  vom  Hacken, 
vom  Schlachten,  von  gewissen  Handelsbe- 
trieben.—  Neben  diesem  verwickelten  Aeeise- 
system  bestanden  gleichzeitig  fort  an  Ver- 
brauchsabgaben: die  Fleisch-.  Trank-,  Mahl- 
gnischensteuer,  das  Salzregal,  die  J in | nisten 
(Steuer  von  gewerblichen  Pmdukton'i.  Zölle. 
Die  unerträglichen  Härten  wurden  erst 
behoben.  lN_>_'  tritt  an  die  Stelle 
der  Lind-  und  Warenaccise,  der  Zölle,  Im- 
|H»sten  und  anderer  besondei-er  Abgalten  eine 
allgemeine  Grenzaecise  von  allen 
ein-  und  durchgeführten  Waren.  Leipzig 
behält  seine  Sonderstellung.  ImM  wird  die 
>tädtische  und  ländliche  Generalaceise  und 
der  Mahlgnischen  dunh  eine  neue  Ge- 
neralaceise ersetzt.  Dieselbe  ist  in  den 
Städten :  Kingangsaccise.  Gewerbeaccise  und 
Nahrungsgeld,  Nutzviehaccise.  Aeeisgrund- 
steuer: auf  dem  Lande:  Handels«  eise  (von 
allen  Waren).  Nahrungsgeld  herumziehen- 
der Gewerbetreibender,  Handwerkcraeei>e.  | 


Steuer  vom  Schlachten,  Backen.  Branntwein- 
biviinen.  Eine  vollständige  Aenderung  des 
Systems  wurde  erst  durch  den  Beitritt 
Sachsens  zum  Zollverein,  \Kil,  herbeige- 
führt. Von  den  alten  Aceisefordorungon 
Miellen  nur  noch  die  Aeeisegrundsteuern  bis 
zur  Einführung  einer  einheitlichen  Grund- 
steuer In  13  iM'steheii. 

e)  Bayern,  (n  Bayern,  wo  die  Städte 
jhenits  seit  dem  l.'t.  .lahrh.  Verbrauchssteuern 
besisson.  wurde  seitens  des  Landtages 
eine  solche  für  den  Staat  zum  ersten  Male 
1Ö42  genehmigt.  Man  nannte  sie  Aufschlüge, 
von  welchen  man  die  ebenfalls  l."42  zuerst 
bewilligte  Accise  unterschied.  Die  letztere 
war  eine  Abgälte  von  der  Einfuhr  auslän- 
discher oder  von  der  Ausfuhr  inländischer 
Artikel.  Sie  wurde  damals  von  Wein.  Bier, 
Met.  Branntwein,  später  auch  von  anderen 
Produkten  erhoben.  Die  Accise  knüpft  also 
hier  an  den  Vebergung  einer  "Ware  üIht  die 
Grenze  an  und  erhäit  sich  in  dieser  Be- 
deutung neben  den  weiter  entwickelten 
inneren  Verbrauchsabgaben.  Im  In.  Jahrh. 
tritt  ihre  finanzielle  Bedeutung  zurück.  Die 
Maut-  und  Aceisordriungen  (17<>4.  177N. 
17n3),  welche  die  Tarife  feststellen,  werden 
nicht  mehr  bloss  von  finanziellen,  sondern 
überwiegend  von  volkswirtschaftlichen  Ge- 
sichts] kteu  ans  geregelt.     17!)!*  sollten 

aus  diesem  Grunde  alle  Mauten  und  Aeeiseii 
abgeschafft  werden,  doch  seheitert  die  Ge- 
währung der  Handelsfreiheit  aus  finanziellen 
Gründen.  lNON  werden  die  inneren  Schranken 
und  damit  alle  Mauten  und  Accisen.  die 
bisher  im  Innern  erhoben  wurden,  aufge- 
hoben und  durch  eine  Zoll-  uml  Mautoid- 
nung  für  die  gesamten  Staaten  des  König- 
reichs Baiern  wird  die  Grenzzollerhebung 
angeordnet. 

Die  Ent wickelnng  in  Preusson,  Sachsen, 
Bayern  zeigt,  wie  verschieden  der  Umfang 
der  Accise  geordnet  war  und  wie  sehr  er 
üIkt  die  blosse  Yerbrauehsbestouening 
hinausgegriffen  hat.  Auch  dort,  wo  sich 
der  Name  bis  auf  die  (legen wart  erhalten 


hat,  hängt  er  nicht  mit  Verbrauchsabgaben 
zusammen,  sondern  dient  zur  Bezeichnung 
von  Gebühren  und  Yerkehrssteucrn.  In 
Württemberg  ist  die  Accise  (G.  vom 
IS.  Juli  1S-JJ  und  IN.  Sept.  ls.")L>)  eine  Ab- 
gabe vom  Kauf  oder  Tausch  von  Liegen- 
schaften, von  Lotterien  und  anderen  Aus- 
spielungen, von  Theatern  und  ausgestellten 
Seltenheiten.  In  Baden  (Ver.  vom  IM.  Mai 
IN.")"»)  ist  die  Accise  eine  Abgälte  von  Yer- 
mögeusübergängeii  dunh  Schenkung.  Erb- 
sehaft («ler  Licgeiischaftsülicrtragimg.  Weder 
die  geschieht  Lehe  Eiitwiekelung,  noch  die 
gegenwärtige  Gestaltung  gestatten  daher,  in 
Deutschland  die  Accise  mit  inneivn  Ver- 
brauchssteuern zu  identifizieren. 

5.  Die  Entwickeluug  der  A.  in  Eng- 
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land.    In  England  taucht  der  Gedanke  an 
•Vi»'  Einführung  von  Verbranehsuiflagen  zum 
erstenmal  unter  Königin  Elisabeth  auf,  wird 
aber  ans   verfassungsrechtlichen  Bedenken 
und  wegen  des  rnwillons  d«>r  Bevölkerung. 
*4<he  Steuern   zu  tragen,  fallen  gehisstMi. 
Erst  im  folgenden  Jahrhundert,  in  der  Zeit 
•ks  Krieges  des  Parlamentes  gegen  Karl  I.. 
nach  vollständiger  Erschöpfung  der  finan- 
ziellen Hilfsquellen  auf  Iteiden  Seiten  ahmt 
man  das  Beispiel  Hollands  nach,  und  1043 
wird  eine  Excise')  genannte  Abgabe  von 
Ale.  Bt^r.  Ohstwein.  Branntwein  und  einigen 
anderen  Artikeln  eingeführt.  Ursprünglich 
fiur  für  die  Zeit  des  Krieges  liostimmt.  winl 

•  Ii«:-  s<-bf  m  in  den  nächsten  Jahren  auf  neue 
Artikel  ausgedehnte  Abgabe  in  der  durch  die 
zusammenfassende  Verordnung  vom  Jaluv 
1  *>4T  gegebnen  Form  dauernd  in  das  Steuer- 
system Englands  eingefügt.  Die  damals  vor- 
ir-s«  hriel-Mie  <  ►nlinmjr  der  "Verwaltung  be- 
-t"ht  im  wesentlichen  auch  heute  noch. 
Härten  des  Gesetzes  in  der  Auswahl  der 
>t.  u.  iliar>  ii  Objekte  und  in  den  Stmfbestiin- 
numgeu  rufen  wiederholte,  auch  gewalt- 
tätige Kundgebungen  des  Volkes  hervor. 
Erst  uachtleni  die  notwendigen  Ijchensmittcl 
aus  der  Abgaltenliste  gestrichen  waren,  ge- 
wöhnte man  sieh  an  die  Bürle.  so  dass 
Parlament  siktc  101!)  und  1057  erklären 
'v.'nnten.  die  Excise  sei  die  leichteste  und 
wenigst  fühlbare  Abgälte,  welclie  auf  das 
Volk  gelegt  wenlen  könnte.  Im  letztge- 
nannten .Jahre  wird  die  K.  auch  von  einge- 
führten (Jütern  nelten  dem  Zoll  eingeholten. 
Utfo  diente  wesentlich  die  K.  zur  iK-ekung 
•I<t  um  1  f  erhöhten  Einkiudte  des  Königs, 
msliesondere  zum  Eivatz  der  abgeschälten 
1'  hiishcnliehen  Einkünfte  der  Krone.  Da- 

•  iunh  erhielt  die  E.  verfassungsrechtlich 
einen  .lauernden  Gliarakter,  sie  wurde  eine 
Yererlfliare  Einkommensquelle  der  Krone 
( Heredi  tary  Kxeise>  aus  Vorbrauehsabgalien 
ven  inländischem  Hier  und  anderen  Ge- 
Tränken.  sowi»>  von  Thee.  Kaffee.  Chokolade 
•iri'l  eingeführten  geistigen  Getränken.  Der- 
selbe Abgabensatz,  wie  liei  der  Hereditary 
Excise.  wurde  für  Lebzeiten  des  Königs  als 
Temj<oray  .Excise  Itewilligt.  Mit  .lantes  II. 
V'-M.'h windet  ilie  Tenit>orary  Excise.  wird 
ak-r  unter  "Wilhelm  IN.  wieder  eingefrüul. 
Die  E.  v».n  Thee,  Kaffee.  Chokolade.  deren 
Einhebung  zu  kostspielig  war,  wurde  zwar 
nicht  mehr  erneuert,  dagegen  erfolgte  all- 

1  I'aigrave  ].  c  meint  in  einer  an  das 
lateini.«  be  excido  anknüpfenden  Erklärung,  der 
Name  rühre  davon  her.  dasn  die  Steuer,  im 
Preis  der  Produkte  enthalten.  diesen  für  den 
Verkäufer  um  pbensoviel  vermindert  \_ab- 
«■'hneidet-'.  Ob  er  nicht  an.«  der  englischen 
Ansprache  des  auf  dem  Kontinent  in  Holland! 
-h-D  früher  üblichen  Wortes  Axise  eiit- 
'tan.hn  i*f? 


mäldich  ihre  Ausdehnung  auf  Salz,  Kohle, 
Malz.  Glaswaren.  Tabakspfeifen,  I>eder  etc. 
Die  finanzielle  Bedeutung  der  E.  wächst. 
IONS— 1001  ist  die  Keiueinuahme  durch- 
schnittlich o,s  Mill.  £,  zu  Ende  der  Re- 
gierung Wilhelms  III.  (1702)  aber  1.4  Mill. 
bei  einer  Gesaintroineinnahme  der  Staats- 
kasse von  l.s  Mill.  Die  Regierung  der 
Königin  Anna  bringt  erhöhte  Anforderungen. 
Die  Kriege  mit  Frankreich  und  Spanien 
steigern  die  Ausgaben  von  5  Mill.  £  (17<>2> 
:  zeitweilig  his  auf  1.*»  Mill.  <  17 1 1 »  und  die 
Staatsschuld  von  3.2  Mill.  bis  auf  3U  Mill. 
(171  f*,  K»  gieruugsautritt  tleorgs  I.).  Auch 
,  hier  liefert  die  E.  die  Mittel,  sprungweise 
wachsenden  Ansprüchen  wenigstens  einigei- 
massen  nachzukommen.  Sie  winl  auf  Ker/en. 
Seife,  Papier.  Baumwollzeug.  Hopfen  etc. 
ausgedehnt.  Ihr  Heinortmg  ist  171."»  U-reits 
2,3  Mill..  während  alle  anderen  Abgaben  — 
ein  Zeichen  ihrer  Schwerfälligkeit  —  nur 
l  3,2  Mill.  liefern.  Da  von  letzterer  Summe 
!  1.7  Mill.  auf  die  Zölle  »Mitfallen,  tritt  die 
'  Geringfügigkeit  der  direkt»Mi  Stenern  deutlich 
i  hervor.  Die  finanzielle  Entwicklung  Eng- 
'.  larxls  im  ls.  Jahrb.  zeigt  auch  fernerhin, 
:  neheu  der  Ausbildung  des  Staatsschulden- 
Wesens, als hervorstehentlstes  K«'iiiizeichen<iio 
;  Kutwiekchmg  der  Excise  und  der  Zölle. 
I  Zwar  scheitert  ein  von  Waljude  17:52  ge- 
hegter Plan  durch  Zwang  zur  Eiulagemng 
von  Waren,  insbesondere  Tabak  und  Wein, 
in  .staatliche  1  Lagerhäuser,  den  Ertrag  der 
Ac<  ise  zu  steigtMii,  an  heftigem,  von  allge- 
meinem  rnwillen  getragenem  Widei>tand, 
doch  war  das  Wachstum  der  Ex<  is»>  nicht 
aufzuhalten.  Da-selln»  tritt  weniger  in  zu- 
nehmender Mannigfaltigkeit  der  Objekte  — 
das  wichtigste  Element  bilden  stets  die  Ge- 
tränke —  als  in  sUMgender  Erhöhung  des 
Abgaltensatzes  insbesondere  wälirend  des 
amerikanischen  Krieges  unter  lx>nl  Xorth 
zu  Tage.  Den  Höhepunkt  erreicht  die 
Stellung  der  K.  aber  im  Jahre  1707.  Von 
21,3  Mill.  Gesamtreineinnahme  (Mitfallen  10.3 
auf  die  E.,  welche  sich  seit  1715  mehr  als 
vervierfacht  hat.  während  die  Zölle  nur  eine 
Verdoppelung,  die  direkten  Steuern  eine  Ver- 
dreifachung aufweisen.  Die  Kriege  mit 
Frankreich  zwingen  England  zu  gewaltiger 
Anspannung  seiner  finanziellen  Kräfte,  so 
»las«  1*D>  Steuern  mit  einem  Gesamtertrag 
von  ls  Mill.  £  aufgelassen  wenlen  können. 
Die  E..  deren  Ertrag  auf  fast  30  Mill.  £  ge- 
stiegen war.  hat  an  dieser  Erleichterung 
nur  geringen  Anteil.  Dagegen  sinken  die 
direkten  Steuern  von  24  < hslt»)  auf  <s,3  Mill. 
in  1S22.  Nun  erfolgen  auch  Minderungen 
der  E.  1*25  wird  die  Abgabe  von  Salz  auf- 
geheben. Noch  trägt  alter  1*2!*  di»>  E. 
22.2  Mill..  während  die  direkten  Steuern 
nur  5.2  Mill.  einbringen.  Die  Verbrauchs- 
abgaben waren  seit  Smith  wiederholt  Gegen- 
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stand  lebhafter  Angriffe.  1>vS0  fordert  ITenrv 
Panx'U,  spater  Lonl  Congloton.  in  einer  Ab- 
liamlhtng-   Ober   Finanz-  Ibdorm   die  Auf- 
hobung aller  Steuern  auf  Rohmaterialien, 
sowie  auf  Güter.  «len.ni  Belastung  (iowerbe- 
botnoito  schädigt.     Als  geeignete  Steuer- 1 
objekte  seien  nur  Vermögen  und  Kinkommen 
anzusehen.    Die  Whigs  nehmen  sieh  «lieser! 
Reform  an.    ls:.lrt  fällt  ilie  Abgabe  von  1/der1 
utnl  eine  der  Abgaben  vom  Bier  <<lie  Hniu- 1 
steiler).  1881  jene  auf  Kerzen.     1S.W  -wird 
eine  Kommission  zur  l'ntersuehung  tler  Ex- 
cis«  »frage  eingesetzt   und   im  Verlauf  o!er| 
näehsten  Jahrzehnte  wenlen  von  liberalen,  j 
wie    von    konservativen    Regierungen  die; 
Gegenstände  der   E.   immer   mehr  einge- 
schränkt.   Ix.M  fällt  die  Abgabe  von  Seife, 
die  letzte  der  von  Smith  im  13esondei-eii  be- 
kämpften Verbi-auihsabgaben.     Di.-  Ausbil- 
dung  des  Steuerwesens  erfolgt  nun  in  der 
Richtung  der  direkten  Steuern.  Danelnni 
alw-r  erhält  aueb  die  E..  insbesouden?  seit 
tiladstones  Ibwlget  für  1  SO  1 .  eine  neue  ge- 
festigte Stellung  als  notwendige  Ergänzung 
der   i"il»rigen   Abgalten  dureh   erhöhte  Be- 
lastung  des  Verbrauchs    wirklich  steuer- 
fähiger Güter   insbesondere   der  geistigen 
Getränke.     Heute  winl  die  E.  oingehoben 
von  Hier,  Branntwein,  Spielkarten.  Würfeln 
und  jMiteutierten  Arzneimitteln  und  ausser- 
dem worden  unter  diesem  Titel  verrechnet ' 
die  Fahrkartenabgabe  der  Eisenbahnen,  sowie  ■ 
gewisse  Licenzalgalien  z.  B.  für  Brauereien,1 
Auktionen  u.dgl..  endlieh  die  Spiel-,  Waffen-, 
HundeabgalM'.    Ihr  Xettivrträgnis  war  t Si>7 
27."i  Mill.  £  gegen  1!)  Mill.  £  der  direkten 
Steuern. 

Litterat  Ur:   .l»*>loM,    Ver(o*»ung*yesrhirhte  »ler 
•hutAchm  Frrittö.th,  Cotloi  l.s.1.}.  Hüllmann. 

ftent»rhe  Finnnzgr»ehirhte  »le»  MifliMter»,  Itrrtiti 
l*»r>.    itemelbe  in  Ertrh  >,„»!  <;  ruber,  AU- 
>je  meint.     Fneyklopi'iilie     /.V/.V.       t'im  Zw«Wtrt- 
Stcrnegg ,    Jhe  Aeei.te»ti'it   <lrnl*rher  Finonz- 
tluurrtikrr  im  17.  nn»t  1*.  Jolirli.    (X»it»e/ir.  Jiir 
Stoot»n.  i.snr.j.    Zentner,  Ihr  ,lent»ihen  Suhlte - 
»tenern  im  ];.  uixl  Ii.  .luhrh.,  Leipzig  /.«>'.  — 
Fü  r  freu,»,  „  .-  »-.  Hegueltn,  Jfi»t.krit.  Ihn- 
»Ullnng   ihr  Aeeiff-  und   /.•>!! •rrßt**,, inj   in   >l>n  J 
prent*.     St,i,il,  „  ,     Reriin     17!»?.       RoroiCKki,  J 
<  on»  nil-  mxl  Fiiiniuiri  »r  ii  in  den  pn-ux».  Stauten,  i 
./.   Awmj.,    Herl  in  <>/f  rlMflflM  ,    />■>  Fi>»-\ 

Jiihrniig  </rr  Arei»'  in  PreiiHiten  (Xviltehr,  für 
SlutiUir.  /,»;..',.  Könne,  Stxtiter.  <ler  prent*. 
Mniixrrlne ,     4.    .Intl.,     Leipzig  Jtd.  \ 

Schmollet',  F.pin  h'  n  »In-  prrum.  Finanzpolitik 
(.Inhrh.  jiir  He».  ,„,»1  Vmr.  1*7  ?).  —  Für 
So  eilten:  Falke,  IHr  Stellerl»  n-ill  iijn  nge  n  »ler 
l.o txt*tii title  »in  Knrj'iir*te)>tnin  Snrhien  hin  zntn 
Anj'mnj  ile»  1?.  Jiilnli.  1 Zritxehr.  Jiir  Stnntmr. 
/>.">/.  Hanger.  Itrnktriirdigkeitrn  zur  Finanz- 
»Jf*rliiehte  Soefi.ti  11»  ,  1?U»I.  '/, '< vi t  »  f  I»  r  i j t  »le» 
»t»tti*t.  Hiieeoii*,  K'/l.  »iiih».  Mini»!,  »le»  Innern, 
—  Für  Ho  gern:  Sruttel. 
Anjl.  I.ss?,'  1.  H<l.   —  Fi, 


T»re»  in  Kii'ilovl,  ?.  e,l.,  I.,in<ln»  7.<*,v  Le»*er. 
Ein  Aeri»e»treit  in  Knglowl ,  /{ehhlhrrg 
Sinclair.  Hütnru  „J  tlir''  puUie  Rerenw  -,j  ihr 
Hrili»h  Empire,  .f.  ed.,  Lr>»»l<m  lS"i.  Vocke, 
tietehishte  »ler  Steuern  »le»  briti»ehen  Reirhr», 
lSii»>.  Patgrave ,  IM»ii»>mirif  <>j'  JWitiiiil  F.»-. 
n»my  I.  ■*>••  ^>"r  >'"d  A>«-w<-.  Sehe,,,'. 

Y.  Phtllppoilch. 


;.  .lohnt.  JS'.s. 
Hoyel'.  Sl,uit»r.  . 
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Afhenwall,  Gottfried, 

geb.  171!)  zu  preiws.  Elbing.  f  1772  als  einer 
•ler  einfbissreiehsten  Lehrer  «les  Natur-  nml 
Völkerrechts,  der  Politik  und  Statistik  an  der 
Universität  (oittingen.  »Seine  hinterhesseneu 
Werke  sind:  1>  _E)«nieiita  jnris  nat."  l'art.  2. 
(jiitting.  175t) 5H:  vereint  mit  PUtter  ver- 
öffentlicht: von  Afhenwall  ullein  bearbeitet 
in  neuer  Auflage  17ööö«>.  Kdit.  VI.  cum  pra.- 
fat.  J.  II.  de  Selchow  1781;  von  der  4.  Aufl. 
aufwärts  sind  die  „Prolegomenn  jur.  nat."  in 
einein  liesundereii  Hände  beigefügt.  2;  ..(tnuid- 
sätze  der  europ.  tiesehichte",  (iött.  17ö4 ;  <ler 
II.  Teil  unter  dein  Titel:  ..Entwurf  der  nllgeni. 
enrop.  Staatshiindcl  des  17.  u.  1H.  Jahr.",  «birt. 
1756.  Die  folgeu<leu  Aufl.  erschienen  als  „de- 
schiehte  der  heutigen  vornehmsten  Staaten  im 
< trundriss-.  o.  Aull.  1779.  '.ii  Die  Staat.-.- 
klugheit  nach  ihren  ersten  (inindsiitzen",  (iiift. 
17t»l.  4.  Aufl.  177'.).  4,i  ein  Fragment:  „Juris 
gentium  Europaci  practici  primae  lineue";  ed. 
1775.  —  Das  Haupt  verdienst  A  eben  wa  Iis 
liegt  in  der  Richtung  der  ,.St«tistik~  als 
-Staatskunde" :  nicht,  dass  er  als  Hegrilnder 
oder  _ Vater-'  dieser  Disziplin  angesehen  werden 
könnte,  wie  dies  seit  der  pietätvollen  Aetisserung 
des  Schillers  und  Nachfolgers  Schlözer  viel- 
fach noch  heute  angenommen  wird,  — Acheii- 
wall  seihst  hat  «licses  Prädikat  gere<litei -weise 
jederzeit  dem  grossen  Polyhistor  < '  o  n  r  i  n  g  (s.  d. 
zugesprochen:  ebensowenig  kann  A  eben  wall 
als  der  Autor  des  Namens  ..Statistik"  bezeichnet 
werden,  denn  sein  Lehrer  M  a  r  t  i  n  S  c  h  m  e  i  t  z  e  I 
(s.  d.)  las  das  „( 'oUegiuin  politico-s  f  a  t  i  s  t  i  c  u  in" 
zu  Jena  schon  seit  172.1;  zu  Halle  seit  dem 
Jahre  1731.  Achenwalls  Verdienst  besteht 
in  der  wahrhaft  agitatorischen  Thütigkeit  im 
Midiste  der  von  ihm  als  ..sogenannte"  Statistik 
bezeichneten  „Staatskunde-1 ;  und  zwar  ist  es 
nach  dem  Zeugnis  Sc hlözers  ganz  vornehm- 
lieh 5)  das  .Handbuch  der  eun>p.  Staatskundc". 
durch  welches  das  luteresse  an  der  jungen 
Disziplin  und  „der  (icschmack  an  diesem  vor- 
trefflichen Studio"  in  Deutschland  weit  über 
die  l'niversitätskrcise  hinaus  erregt  wurde. 
iS.  Vorwort  zur  (».  Aull.)  Dieses  Lehrbuch 
erschien  zum  erstenmal  i.  J.  174!)  unter  dem 
Titel:  „Abriss  der  Staatswissenschaft  der  europ. 
Reiche".  Alle  folgenden  Auflagen,  die  von 
Sehlözer  und  Sprengel  iHalh  i  besorgte  (>. 
inbegriffen,  führen  den  Titel:  ..Staatsverfassung 
«ler  heutigen  vornehmsten  «urop.  Reiche  und 
Völker  im  (iriuidriss" ;  das  W«irt  „Verfassung" 
selbstverständlich  nicht  im  staatsrechtl.  Sinne, 
sondern  i»  der  lb-deiitung  von  „Zustand-  ge- 
nommen. Die  tlu'oretische  Rinlcitnng .  betitelt 
„N'orbereitung  von  der  Statistik  überhaupt  — 
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eine  knappe  Zusa  inineufassung  der  in  Folianten 
zerstreuten  grundlegenden  Gedanken  C  o  n  r  i  n  g  s 
-  erläutert  in  61        .Betriff  und  luifang. 
Zweck    und    Nutzen"    der  .Staatskenntnisu 
•.§  »'!  oder  -Statistik-  (§§  5.  11  ff.).    Sie  galt 
geradezu  als  der  Kodex  der  „Göttinger"  «der 
.ethnographischen"*  Schule  der  Staatskunde,  so 
genaunt  im  (iegensats  znr  vergleichenden  Sta- 
tistik Büsehings  (s.  d.)  und  der  .gemeinen"1 
Zahlen-  und  Tahellenstatistik.    Der  erste  Ent- 
wurf dieser  -Vorbereitung"  stammt  nach  der 
eigenen  Aussage  A  <•  h  e  n  w  a  1 1  s  (Vorr.  der  1. 
Aufl.  i  bereits  aus  dein  Jahre  1746,  d.  i.  aus  der 
Zeit  seine!»  Dozententums  zu  Marburg.  Trotz 
der  Bemühungen  von  Knies  int  dieser  Ent- 
wurf Ins  heute  nicht  aufgefunden  w  orden.  Anders 
die  vornehmlich  dnreh  Wappäus  allgemeiner 
bekannt   gewordene  6}  -Distiertatio  de  notitia 
rernm  pnhlirarum  Hoademiis  vindicata".  tiütt. 
1748  in  4°:  eine  Streitschrift,  gerichtet  gegen 
rine  der  Staatskunde  abträgliche  Stelle  in  der 
Einleitung  zum  Catalogus  Bibliotkecae  Rim-ki- 
anae  des  Archivs  am  kursächsischen  Hofe,  an 
welchem  A  e  h  e  n  w  a  1 1  als  Erzieher  der  Söhne 
de*  Kanzlers  v.  Gersdorf  die  Jahre  174H  4ti 
zugebracht  hatte.  Diese  interessante  Dissertation 


schweigende  Voraussetzung  gilt.  —  Erst 
mit  dem  Beginn  dos  Ackerbaues  ist  der 


Mensch  scsshaft  geworden,  hat  feste  Wohn- 
sitze gegründet:  die  Bildung  von  Gemeinde, 
Volk.  Staat  knfipft  an  den  Ackerbau  an. 
In  den  Wohiistätten  des  Aekerltauos  haben 
diejenigen  gewerh liehen  Thätigkeiten,  welche 
■wir  jetzt  aU  Handwerke  bezeichnen,  ihivn 
Frsprung  genommen:  erst  ganz  allinählieli 
hal»en  dieselben  sich  von  dem  Ackerbau 
emanzipiert  und  in  den  Städten  ihre  Selb- 
ständigkeit erlangt.  Je  starker  dieser  letztere 
Entwickolungsprozoss  l»ei  Kulturvölkern  fort- 
schreitet, desto  mehr  büsst  der  AekerUiu 
von  seiner  früheivn  Vorheri-schaft  ein.  desto 
geringer  wird  seheinltar  seine  Bedeutung 
für  das  allgemeine  wirtschaftliche  Wohl. 
Auf  der  anderen  Seite  gewinnt  er  aber  in- 
folge diese*  Vorganges  au  Wichtigkeit,  in- 
sofern nunmehr  die  Ackerbauer  durch  ihre 
Thätigkeit  ilie  unentbehrlichsten  Bedürfnisse 
nicht  nur  für  sich  selbst,  sondern  auch  für 
die  ganze  übrige  Bevölkerung  erzeugen 
•»»cht  die  damals  landläufigen  Einwürfe  gegen  müssen, 
die  Statistik  als  akademische  Disziplin  zu  ent-  1.  Die  Knt  wiekelung  des  Ackerbau«-, 
kraftcn  und  den  durcli  keine  andere  Wissen-  'zeigt  im  Verhältnis  zu  derjenigen  der  meisten 
schart  dein  angehenden  Staatsmann  und  Beamten  übrigen  G. -werbe  eine  grosse  Gleichfönnig- 
g-botenen  Nutze,  derselben  nachzuweisen.         koit  und  Einförnngkcit.  sowohl  nach  Lindern 

Litteratur:  .v-v/»r<*  f.  .lohn.  dr*ch.  <t.  sou, 

,  ?i  jf.  «»</  0  jT.  —  h'rryifr  H'appäu*. 
AlUjrm.  Hrrälk.-Sltit.  lSM*,'7i,  II,  :.$7  jtf.  u.  :>~>iff. 
—  r.  Mohl,  (Jetch.  und  Litt.  </.  Htmtttir.  1  :,{<. 
I,  III,  '',4.1.  —  ItrtMchliUf/,  llibli-,<jr.  hi»t. 

■I>  Ii  Stnt.  Allt  M<uji,c,  lfl+.i.p.  •l^mjif.  —  Mi'imrl . 
Litt.  (I.  »-,/.  ;W;  ;.  -  Meitze».  i:.,<hi,ht>. 
Th.-.rif  ,1.  T'ihnik  <trr  StotiftiL,  /.s'.iW,  j,.  S—ji>. 
--  <»'.  r.  Mtnir.  stntittik-  <n»l  (i**<-ii„-i,.,it<. 
Irl,rr,  IM.   I.  IM»:.  r.  17.1.  .fohn. 


Ackerbau. 


I.  Bedeutung  und  Ent  wiekelung  des  A.s 
im  allgemeinen.  II.  A.  der  alten  Griechen  und 
Rümer.  III.  Ent  wiekelung  des  A.s  vom  Zer- 
fall des  römischen  Reiches  bis  zur  Mitte  des  18. 
Jahrhunderts.    IV.  Fortschritte  des  A.s  im  18. 

Jahrhundert.    V.  I'mgestaltung  des  A.s  im  19.  gleiche  menschlich. 
Jahrhundert. 

I.  Bedeutung  und  Entwlckelung  de«  A.s 
im  allgemeinen.     1.    Der  Aekerlmu  stellt 
nach  der  wirtschaftlichen  wie  naeh  der  ge- 
sellschaftlichen   und   politischen  Seite  den 
wichtigsten  Zweig  der  Gütererzeugung  dar. 
Durch  seine  Produkte  werden  die  Bedürf-  Gruppe   der  Aekerlmugewilehse  bilden  die 
lasse   der    Menschen    nach   Nahrung   und  i  Getreidearten.     In  kälteren  Gegenden  baut 
Kleidung  vorxugs weise  befriedigt,  er  liefert !  man  als  solche  Gerste.  Koggen.  Hafer:  winl 
die  Rohstoffe  für  die  mannigfaltigsten  ge-  das  Klima  wärmer,  so  gesellen  sich  Weizen 
»erblichen  Erzeugnisse.    Seine  Bedeutung  und  Hirse  hinzu:  bei  noch  wärmerem  der 
nach  beiden  Kichtungcn  hin  wird  dadurch  Mais,  iui-1  iti  der  heissen  Zone  stellt  der 
erhöht,  dass  er  fast  ausnahmslos  in  Vor-  Keis  die  Uauptgetividcart  dar.     Die  hier 
bindimg  mit  der  Viehzucht  getrieben  wird,  aufgezählten  wenigen  Pflanzen  nahmen  sehen 
sodass,  wenn  von  Ackerbau  die  Kode  ist.  im  Altertum  den  bei  weitem  grössten  Teil 
f-ii"  entsprechende    Viehliaitung   als    .-tili-  des  Kulturlande-,  imit  Au-nahme  de-  Mais, 


wie  na<  h  Zeiten.  Ks  hängt  «lies  mit  dem 
Imstande  zusammen,  dass  die  Art  der 
Ackernutzung  in  der  Hauptsache  von  Boden 
und  Klima  abhängt.  Beide  sind  auch  im 
Liufe  grosser  Zeiträume  nur  geringen  Ver- 
änderungen unterworfen,  und  die  Haupt- 
gruppen der  Bodenarten  finden  sich  über- 
all auf  der  Knie,  wenngleich  in  abweichen- 
dem Mengevorhältnis.  Die  klimatischen 
rnteischied>'  in  den  einzelnen  Ländern 
wirken  allerdings  auf  den  AckorbauMncb 
nicht  unerheblich  ein:  aber,  sofern  die  Be- 
schaffenheit des  Klimas  den  Ackerbau  über- 
haupt noch  möglich  oder  doch  lohnend"  er- 
scheinen lässt.  zeigt  sich  diese  Einwirkung 
wesentlich  nur  darin,  dass  an  Stelle  der  einen 
Kulturpflanze  eine  andere  gebaut  wird, 
welche  aber  dun  h  ihre  Erzeugnisse  das 
■  Bedürfnis  befriedigt. 
Alle  Kulturpfl  un/.eu  unterliegen  für  ihr 
Wachstum  den  gleichen  Naturgesetzen  und 
nähren  sich  von  den  nämlichen  Stoffen; 
wesentlich  unterscheiden  sie  sich  nur  dun  h 
ihr  verschiedene-  B'dürfuis  nach  Wärme 
Feuchtigkeit.     Die  weitaus  wichtigste 
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«l»*r  oi-st  von  Amerika  importiert  wurde)  in 
Anspruch  uud  sie  bilden  auch  heute  noch 
in  «ler  alten  und  neuen  Welt  den  Mittel- 
punkt des  Ackerliaubotriebos.  Neben  den 
Getreidearten  wurden  von  den  Griechen  und 
Hömeru  auf  dem  Felde  in  grosserer  Aus- 
dehnung nur  noch  Hülsonfrikhto  getaut: 
Erbsen,  Bohnen,  Wirken.  Lupinen,  hier  und 
da  muh  einige  Oelfrüt  hto,  z.  B.Mohn.  Die 
Aufnahme  der  Wurzelgewächse  und  Futter- 
krauter unter  die  regelmässig  und  in  um- 
fassender Weise  kultivierten  Feldgewäehse 
fand  dagegen,  von  vereinzelten  Ausnahmen 
aligesehen.  erst  im  vorigen  Jahrhundert  statt. 
Im  Zusammenhang  mit  dieser  Gleichförmig- 
keit des  Ackerbaues  steht  es.  dass  durch 
alle  geschichtlichen  Zoitpcriodon  hindurch 
bei  allen  Kulturvölkern  ilie  hauptsächlich 
gehaltenen  landwirtschaftlichen  Maustier- 
arten dieselben  gewesen  sind,  wenn  auch 
deren  MengeverhAltnis  nach  Gegeml  und 
Zeit  verschalen  sieh  gestaltet  hat :  in  erster 
Linie  sind  dies:  Pfenl«».  Kindvieh.  Schafe. 
Sehweine,  eine  mehr  untcrge«>rtlnete  Be- 
deutung  haben  Esel.  Ziegen,  einzelne  Go- 
fingelarten. 

Der  in  der  Natur  der  Sache  liegenden 
Gleichförmigkeit  des  Ackcrliaubctriehcs  ent- 
sprechend sincl  auch  die  in  demselben  vor- 
kotninenden  Veirkhtiingen  noch  heute  «lie- 
m'Hm.'u  wie  vor  Tausenden  von  Jahren: 
Pflügen.  Eggen.  Bedüngen  und  Besäen  des 
Feldes,  Abschneiden,  Einernten,  Ausdreschen 
der  erzengten  Gewächse.  Bis  zu  End«»  des 
vorigen  Jahrhunderts  beschränkten  sich  die 
zeitlich  oder  örtlich  gemachten  Fortschritte 
darauf,  «lass  mau  nelien  «lein  Getreide  und 
den  Hülsenfrüchten  auch  noch  einige  aml.-iv 
Kulturpflanzen  eiufiihrte  oder  in  grösserer 
Menge  als  bisher  anbaute,  dass  man  etwas 
grössere  Sorgfalt  auf  die  Bearbeitung  und 
IV'«lüngung  des  F«»Mes  oder  die  Hehamllung 
«ler  auf  dcms«dhcn  gezogenen  FnVhte  ver- 
wandte, dass  man  an  den  Ackerwerk/.eugen 
ciuigc  Yerl>esscrungen  anbracht«».  Diese  Um- 
gestaltungen waren  ja  zuweilen  von  erheb- 
lichem Eiufluss  auf  die  Erträge  des  Acker- 
baues, aber  sie  änderten  dessen  Charakter 
im  ganzeu  nur  wenig.  Eine  tiefgreifende 
Umwandlung  erfuhr  dorsclU»  erst  in  der 
2.  Hälfte  des  1H.  uml  namentlich  im 
1!).  Jahrhundert,  als  mau  nämlich  an- 
fing, <lie  s«.'it  jener  Z«  it  gtmwuhten  grossen 
Entdeckungen  auf  den  verschiedenen  Ge- 
bieten der  Naturwissenschaft  mit  IWusst- 
sein  uml  systematisch  für  «len  Ackerbau 
nutzbar  zu  machen.  Bis  dahin  war  der- 
selbe lediglich  erfahrungsmässig  betrieben 
worden:  nun  versuehto  man  erst,  mit  Hilfe 
der  Naturwissenschaft  aus  d.-u  älteivn  und 
neugi'Siuu Hielten  Erfahrungen  feste,  allgemein 
giltige  Gruu«lsätze  für  «len  A«-kerl»aul>etricb 


zu  gewinnen:  der  früher  rein  empirische 
Fehl  bau  wurde  ein  rationeller. 

II.  A.  der  alt«n  Griechen  nnd  Reiner. 

3.  IVber  den  Ackerbau  d«»r  alteu  Griechen 
besitzen  wir  keiue  zusammenhängende  Dar- 
stellung. Was  wir  davou  wissen,  stammt 
aus  einzelnen  Bemerkungen,  welche  sich 
bei  verschiedenen  Schriftstellern  zerstreut 
vorfinden.  Die  ausführlichsten  Angaben  sind 
in  «lein  Werke  «les  Dichters  Hesiod  (lohte 
um  St  Kl  vor  Christi  Geb.)  ,.'£(•;■**  *«*  T/«*«««'' 
(Tagewerke)  enthalten.  S«-hon  damals  he- 
«lienten  si«-h  die  Griechen  eines  aus  mehreren 
Teilen  zusammengefügten  Pfluges  zum  Be- 
arbeit«»n  «les  Ackers:  sie  legten  einen  Wert 
darauf,  dass  die  Furchen  gerade  gezogen 
wurden  ;  in  die  Furchen  wimle  der  Samen 
eingestreut  und  mit  dem  Pfluge  zuevdeekt, 
ein  mit  «lein  Spaten  nachfolgen«ler  Knabe 
brachte  die  noch  obenauf  liegen  geblielM>nen 
Körner  in  die  Erde,  um  sie  vor  Vogelfrass 
zu  schützen.  Die  Egge  uml  deren  Gebräu« -h 
kannten  die  Griechen  auffallenilerweis«*  ni«ht. 
Dagegen  wussten  sie  die  Wirkung  «les 
Düngers  auf  «l«>u  Acker  wold  zu  würdigeu, 
<)bgl«»i«  h  HesirMl  «lie  Düngung  gar  nicht  er- 
wähnt, wie  schon  Ci«oro  tadelnd  liemerkl 
(<le  scn«»ct.  54).  Auf  «lie  Wahl  «ler  besten 
Jahreszeit  uml  der  zweckmässigsten  Be- 
s«'haffenh«'it  des  Hodens,  namentlich  Itezüg- 
lich  «les  Fen<  htigkeitsziistan«les.  legton  sie 
grosses  Gewicht.  Die  hauptsächlich  kulti- 
viert«« Ackorfrucht  war  «Ii«-  G«»rste.  welche 
meist  als  Wintergerste  En«l<»  <  >ktob«  r  oder 
Anfang  NovimiluT.  sehVu  als  Sommergerste 
gesät  wurde.  Weizen  wurde  auch  gebaut, 
uud  zwar  als  Wintenveizen.  <less«-n  Aussaat 
vorzugsweise  in  «len  Novemlier  fiel:  s<»ino 
Kultur  war  weit  weniger  ausgetlehnt  wie 
die  «ler  Gerste,  «lie  grössto  Verbreitung 
hatte  sie  in  Böoticn.  Boggen  uml  Hafer 
waivn  zwar  «len  Gri«vhen  bekannt,  wurden 
aber  nicht  kultiviert.  Die  K«'gel  war.  «lasg 
man  auf  «lern  gleichen  Fehl«'  auch  stets 
«Ii«»  nämliche  G.'tividcfrucht  (Gerste  oder 
un«l,  um  eine  zu  stark«'  Aus- 
B*h|«»iis  zu  vemiei«leii.  sehr 
häufig,  in  manchen  G<>gendon  ein  um  das 
andere  Jahr,  Brache  hielt.  Verschii'«b.'iio 
Arten  von  Hüls«»nfrü«,hten .  Futt«»rkrüutem, 
G«>wür/-  und  Gemüsopflanz<»n  wurden  von 
«len  Gri«xhen  gelaut,  namentlich  in  «ler 
Nähe  von  Stä«lt«'ii.  U«»l,rigens  hatt«»  «ler 
Ackerbau  in  Griecheidand,  wenigstens  zur 
Blütezeit  «les  grh'ohisehen  Volkes,  nicht  die- 
jenige Bedeutung  und  Aus«lehnung  wie  im 
alten  Boin.  Die  vi«dfa«-h  sehr  gebirgige 
Natur  «l«'s  Liiiiles  setzt«»  «lern  Ackerbau 
Schwierigkeit«»!!  entgegen,  sowie  andrerseits 
die  iviohe  Küstenentwii  k.'lung  und  «Ii«»  ge<>- 
gniphis.be  Lige  «h'n  Fis«-hfang  und  den 
Hantlei  l>egüii>t igten.  Dazu  kam.  dass  mau 
mit  zunehmemler  Bevölkerung  uml  WY.lü- 
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hatenhoit  dorn  Anlwi  der  Olive,  des  Woin- 
stockes  und  Oer  Feige  immer  grössere  Flächen 
einräumte. 

4.  Weit  ausführlichere  Nachrichten  be- 
sitzen wir  filier  den  Ackerbau  der  altou 
II  Omer.     Eine  ganze  Reihe  von  Männern 
hat  denseU>en  zum  l«esonderen  Gegenstände 
ihrer  schriftstellerischen  Thätipkeit  gemacht 
oder  doch  vieles  darüber  berichtet,  und  die 
Werke  dorsell»en  sind  uns  noch  meist  er- 
halten; so  Man -us  Poreius  Cato.  de  rustiea; 
M.  Terreiitius  Varro.  de  re  rustica  lihri  III; 
L.  Jim.    Moderatus  ColumelJa,    de  re 
rustiea  lihri  XII:  Pal  lad  ins,  de  re  rustiea 
libri  XIV :  Cajns  P 1  i  n  i  u  s  Seeundus.  historiae  ' 
naturalis  lihri  XXXVII;  Vergilius  Maro,; 
Bueolica  et  Georgica.    Ans  diesen  Werken ! 
geht  hervor,  dass  die  Römer  mit  ausser-' 
ordentlicher  Sorgfalt  und  Sachkenntnis  den 
Ackerbau  betrielien  uud  denselben  zu  einer 
Stufe  der  Vollkommenheit  gebracht  hatten, 
wie  solche  Iiis  zur  Mitte  und  selbst  bis  zu 
Ende  des  l?s.  Jahrhunderts  von  den  euro- 
päischen  Kulturvölkern   nicht    wieder  er- 
reicht  ist. 

Als  Aekerworkzeuge  bedienten  sieh  die 
Römer  des  Pfluges,  der  Egge  und  der 
Walz.-,  obwohl  letztere  selten  zur  Anwendung 
kam ;  als  Handgerate  lienutzten  sie  die  näm-  ! 
Iii  hen.  welche  auch  jetzt  noeli  im  Gebrauch  I 
sind:  Spaten.  Hacke.  Karst.  Harke,  und  zwar 
alle  die>o  je  nach  der  Natur  der  Arteit  in 
den  verschiedensten  Konstniktionen.  l'ebor 
die  Zeit  des  Pflügens,  die  Zalil.  Tiefe  und 
Richtung  der  Pflngfurehon  hatten  sie  so  vi  »ll- 
kommene  Regeln,  wie  sie  auf  rein  er- 
fahmugsmässigem  Wege  nur  aufzufinden 
möglich  sind.  Hierunter  war  auch  die  noch 
heute  selir  beachtenswerte,  dasjenige  jedes- 
mal zu  thun,  was  für  jede  Gegend,  also  für 
jeden  Fall,  das  Angemessenste  ist  (Pliu. 
XVIU,  47  >.  Als  Dünger  verwendeten  die 
Römer  nicht  nur  den  Stallmist,  sondern 
auch  die  menschlichen  Exkremente.  Fleisch, 
Ruit.  Ilaaro,  Spülwasser.  Raumlaub,  l'n- 
kräuter.  Seegras,  Asche,  Russ,  Kalk.  Gips. 
Mergel  u.  s.  w. ;  von  der  Rereitung  und 
Benutzung  des  Kompostes  machten  sie  eten- 
!>*•  ausgedehnten  Gebrauch  wie  von  der 
Gründüngung.  Zu  letztgenanntem  Zweck 
wurden  Hirse.  Wicken.  Bohnen,  besonders 
aU  r  Lupinen  angesät  und  grün  unterge- 
pflügt. 

Die  liauptsächüch  auf  dem  Acker  ange- 
kuten  Gewächse  waren  die  Getreidearten 
und  Hülsenfrüchte.     Von  ersteren  wurden 
vor  anderen   Weizen.  Dinkel,   Hirse  und 
»irrste  kultiviert.  Koggen  und  Hafer  dagegen 
Tiur  ganz  ausnahmsweise ;  unter  den  Hiilson- 
/rüebten  waren   <Ho   übliehstoü  ilie  Erbse, 
Bohne,  Linse  tnifl  Lupine.    Der  Anbau  von 
Ritten  und  Futtorkräutern  auf  dem  Acker- 
land? fand  zwar  vielfach  statt,  trat  ater  an 


Ausdehnung  hinter  dem  des  Getreides  und 
iler  Hülsenfrüchte  sehr  zurück.  Auch  die 
meisten  der  in  der  Gegenwart  üblichen 
Ilandelsgowäohso  wurden  schon  von  den 
Römern  kultiviert,  so  z.  B.  Flachs,  Hanf. 
Mohn.  Senf.  Zichorie  n.  s.  w. :  dagegen 
kannten  diescllion  von  den  jetzt  wichtigen 
Feldgewächsen  nicht:  die  Kartoffel,  den 
Tabak,  den  Mais  sowie  den  roten  Klee,  wohl 
aber  die  Luzerne. 

Grosso  Sorgfalt  wurde  der  Auswahl  und 
Behandlung  des  Saatgutes  durch  Reinigen 
von  l'nkraut.  Einheizen  zum  Schutz  gegen 
Krankheiten  zugewendet,  auch  die  Vorteile 
des  zeitweiligen  Sameuwechsels  waren  be- 
kannt. Alle  Feldfrüchte,  auch  das  Getreide, 
wurden  wahrem!  ihrer  Vegetationszeit  ein 
oder  mehren»  Male  mit  der  Hand  oder 
Hand  Werkzeugen  gejätet,  pdiackt,  auch 
wohl  l>ohäufelt.  Zur  Ernte  bediente  mau 
sich  der  Sichel;  ob  die  Sense  schon  den 
Römern  bekannt  war,  ist  ungewiss.  Ge- 
wöhnlich wurden  die  Aehren  kurz  abge- 
schnitten und  das  Stroh  nachher  noch  Im>- 
sonders  goerntet.  Das  Dreschen  geschah 
auf  verschiedene  Weise:  duivh  Austreten 
mit  Tieren,  durch  Dreschwagen.  Ausschlagen 
mit  Stöcken,  vielleicht  auch  durch  ein  dem 
jetzigen  Droschflegel  ähnliches  Werkzeug. 
Zur  ersten  oberflächlichen  Reinigung  des 
Samens  von  Spreu  u.  s.  w.  bediente  man 
sich  der  Harke  und  der  Schüttelgabel,  zur 
vollständigen  der  Wannen  oder  Schwingen, 
der  Siebe  und  der  Wurfschaufol. 

Litteratnrt  V.  Hehn,  Kult,irt,fl<tnirn  und  II,,,,*- 
tirrr  in  ihrrvi  l'rhertpnxj  nun  Arien  wirk  liriechm- 
land  v.  #.  tr. ,  6.  .Im/.,  Jsifjzitj  ISVJ.  .1.  Fr. 
Magenteilt,  Itildrr  <iu*  dtr  rüm.  hmdirirt- 
»rluifl,  .«.  Urft:  //<•»•  Feld;  (wiirtru-  und  Wirten- 
b<i»  ilrr  Wimrr,  Sti,idrr*huu*r,,  JXM.  ('.  Xeu- 
tmt tm  und  J.  l'artmeh,  l'hy»ik,di*ch>  (ir.,- 
,j,;i/,l,i,  l  on  Crirrhrnlnml  mit  hriuiulnrr  lir.riirk- 
»irhti'jniHj  d>*  Altertum*,  Ifrmlnu  JSs',.  II. 
S Unten,  It.ili*rf,r  jM,«h*L„H<lr ,  I.  IM.,  Ilrrli,, 

lMS.t. 

III.  Entwicklung  de«  A.s  vom  Zerfall 
dei  römische«  Reloh«i  bia  znr  Mitte  des 
18.  Jahrhiuderts.  .'».  Die  römischen  Kolo- 
nisten brachten  die  in  ihrer  Heimat  im  Acker- 
bau gemachten  Fortschritte  nach  den  dem 
römischen  Reich  unterworfenen  lihideru. 
auch  nach  Gallien.  Germanien,  Britannien. 
Vieles  davon  ging  unter  den  Stürmen  der 
Völkerwanderung  zwar  wieder  verloren, 
manches  wurde  alter  auch  erhalten.  Der 

;  Ackerten  der  alten  Gallier  und  Germanen 
hatte,  wie  aus  Cäsars  und  Taeitus'  Berichten 

I  hervorgeht,  eine  sehr  primitive  Form,  welche 
zunächst   nur  dort  einer  vollkommeneren 

I  wich,  wo  römische  Kolonisten  sich  in  grösseren 

i  Mengen  niederliessen.  wie  dies  namentlich 
längs  des  ganzen  Rheinstromes  geschah. 
Erst  als  die  Wogen  der  Völkerwanderung 
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sich  gelegt  und  <li«'  auf  deu  Trümmern  des 
römischen  Reiches  entstandenen  neuen 
Staafengebilde  sich  einigermasscn  unterein- 
ander abgegrenzt  und  innerlich  befestigt 
hatten,  fand  man  Neigung.  Zeit  und  Kraft. 

•  lern  Ackerhau  grössere  Aufmerksamkeit  zu- 
zuwenden.  Besonders  hervorragend  auf  diesem 
Gebiete  war  die  Thiitijrk«*it  Karls  des 
Grossen,  weleher  sieh  sehr  genau  um  die 
Bewirtschaftung  seiner  Domänen  l>ckümmerto 
und  eingehende  Vorschriften  darüber  er- 
teilte, namentlich  in  dem  Uapitulare  de 
villis.  Allerdings  handelt  dies  Capitulare 
hauptsäcldich  von  den  Pflichten  «1er  Beamten 
in  Bezug  auf  Lieferungen  an  die  kaiserliehe 
Hofhaltung,  dem  Hofgesinde  uud  den  hörigen 
Üau«nn  gegenüber,  sowie  hinsichtlich  der 
Pflege  der  voi-schiedenen  Viehbestände  und 
der  Sorge  für  die  in  der  Wirtschaft  vor- 
handenen Vorritte  und  Werkzeuge;  vom 
Ackerbau  seilet  ist  wenig  die  Hede.  Ks 
hängt  dies  mit  der  wichtigen  Thatsaehe  zu- 
sammen, dass  schon  zu  Karls  d.  Gr.  Zeit 
auf  den  grossen  Gütern  die  Ackerarbeiten  von 
deu  unterthänigen  Bauern  geleistet  wurden, 
welche  dazu  ihre  eigenen  Zugtiere  und  Ge- 
räte mitbrachten :  infolgedessen  war  die 
Möglichkeit  für  den  Gutsbesitzer,  auf  die 
Art  der  Aekerl>estelliing  einen  Kinfluss  aus- 
zufilien.  auf  eüi  geringes  Mass  beschränkt. 

•  in  Uebelstand.  weleher  den  Fortschritt  des 
Ackerlwubotriobes  mehr  wie  idles  andere 
gehemmt  hat  und  der  erst  im  1*.  uud  Ii», 
.lahrhuudort  l>esoitigt  worden  ist.  Aus  den 
Xaehweisungen.  welche  Karl  d.  Gr.  von  den 
auf  seinen  Gütern  befindliehen  luventarien- 
gegenständen.  Vorräten  u.  s.  w.  anfertigen 
Hess,  geht  deutlieh  hervor,  dass  eigentliche 
A<  kerwerkzetige  auf  den  kaiserlicheu  Hofen 
so  gut  wie  gar  nicht  vorhanden  waren.  So 
/..  B.  fanden  sich  auf  dem  Gute  Stephans- 
werth, wel.  hes  7  h  l  Morgen  Ackerland  um- 
fasste.  ein  Viehstand  von :  1  Pferd.  li(>  Uchseu. 
2»«  Kühen.  tiT  Stück  jungem  Hindvieh.  11* 
Schafen.  7"  Ziegen.  IM  >  Schweinen  und  IUI 
Stück  Geflügel,  dagegen  von  Ackerwerk- 
zeugen nur" T*  Sicheln  und  7  Hacken; 
ähnlich  war  es  auf  den  anderen  kaiserl. 
Gutem  (s.  Speeimen  Breviarii  rcrum  fisca- 
lium  Uaroli  M..  abgednickt  in  Antons  Ge- 
schichte der  deutschen  Landwirt sc  liaft,  Band 
I.  S.  J44—  -Jiu).  War  hierdurch  auch  der 
Kinfluss  Karls  d.  Gr.  und  ebenso  derjenige 
anderer  gleichzeitiger  und  späterer  Gross- 
gruudbesitzer  auf  den  eigentlichen  Ackerbau 

•  ■in  beschränkter,  so  hat  er  auf  denselben 
doch  indirekt  dadurch  günstig  eingewirkt, 
dass  er  dem  Gartenbau  grosse  Sorgfalt 
zuwendete.  Die  zu  einem  Gute  gehörenden 
Gärten  waren  damals  und  noch  lange  Zeit 
nachher  weit  ausgedehnter  als  jetzt.  Auf 
dem  Ackerlande  baute  mau  ausschliesslich 
oder  fast  ausscldiesslirh  Getreide :  der  Be- 


darf an  sonstigen  Fehl-  sowie  an  Garten- 
früchten  wurde  in  Gärteu  d.  h.  in  um- 
friedigten Grundstücken  erzeugt,  welche  in 
i  der  Nähe  des  Hofes  oder  des  Dorfes  lagen 
j  und  von  der  Ackerflur  ausgeschlossen  waren. 
Ihrem  mannigfaltigen  Zweck  entsprechend 
!  mussteii  die  Gärten  einen  grossen  Umfang 
besitzen:  Karl  d.  Gr.  zählt  in  dem  Capitu- 
lare de  villis  mehr  als  70  Gewächse  auf, 
welche  in   seinen  Gärten   gebaut  werden 
!  sollten,  ausserdem  eine  grosso  Zahl  der  ver- 
1  sehiedensten  Übstarten.    Ks  darf  als  sieher 
angenommen  werden,  dass  das  ganze  Mittel- 
alter hindurch  und  bis  weit  in  die  Neuzeit 
hinein  der  Gartonlwu  in  Deutschland  und 
in  Kuropa  überhaupt  verhältnismässig  viel 
weiter  entwickelt  war  als  der  Aekerltau  im 
engeren   Sinne.     Der  Grund   liiervon  lag 
'■  hauptsächlich  in  dem  Umstände,  dass  die 
Gutsherrschaften,  namentlich  auch  die  Klöster 
und  deren  Bewohner,  in  der  Bestellung  und 
Benutzung  des  Garteus  freie  Hand  hatten, 
während  sie  l)oi  dem  Ackerlande  nicht  nur 
von  deu  Diensten  der  hörigen  Bauern  ab- 
hängig,   sondern    auch  durch  mancherlei 
sonstige  gesetzliche  Schranken  (Flurzwaug, 
fremde   Weiderechte  u.  s.  w.)  gebunden 
waren. 

b\  Noch  ein  anderer  Umstand  trat  das 
I  ganze  Mittelalter  hindurch  einer  intensiven 
I  Handhabung  des  Ackerbaues  hemmend  ent- 
i  gegen.  Die  mit  der  allmählich  zunehmen- 
den Zahl  und  Wohlhabenheit  der  Bevölke- 
rung steigende  Nachfrage  nach  Produkten 
des  Feldbaues  suchte  man  zunächst  nicht 
durch  Kr/.iclung  höherer  Erträge  von  den 
bisher  angebauten  Flächen  zu  l^efriedigon, 
was  allerdings  zu  einer  besseren  Art  des 
Feldliaues  hätte  führen  müssen,  sondern  man 
erreichte  dies  Ziel  durch  Verwandlung  von 
Wäldern.  Weiden.  Unland  iu  Ackerland, 
also  durch  Vorgrössortuig  des  dem  Feldlwu 
gewidmeten  Areales.  Der  im  Mittelalter 
gemachte  Fortschritt  beschränkte  sich  für 
die  meisten  Gegenden  auf  die  räumliche 
!  Ausdehnung  des  Aekerlwiubetriebes.  Nur 
!  dort,  wo  durch  die  Nähe  von  Städten  oder 
|  von  guten  Verkelirswegeu  die  Möglichkeit 
gegeben  war.  nicht  nur  für  die  gewöhnlichen 
Produkte  des  Feldbaues  verhältnismässig 
hohe  Preise  zu  erzielen,  sondern  auch  solche 
Bodenprodukte  leicht  und  in  erheblicher 
Menge  abzusetzen,  welche  nach  dem  herr- 
schenden Gebrauch  eigentlich  zu  deu  Garteu- 
gewächsen zäldten,  wurde  der  Ackerbauhe- 
trieb  mit  grösserer  Sorgfalt  und  grösserem 
Erfolg  gehandhabt.  Es  geschah  dies  be- 
sonders" im  ganzen  Hheiuthal,  in  Belgien, 
dann  im  Innern  des  Deutschen  Reiches  in 
der  nähereu  oder  ferneren  Umgebung  der 
durch  umfassende  Handelsbeziehungen  und 
bedeutende  Wohlhabenheit  ausgezeichneten 
Städte,  wie  z.  B.  Nürnbeig.  Augslmrg.  Bam- 
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ierg,  Erfurt.     Man  <inanzi|.ieite  sich  hier 
ijrht  mir  von   der   sonst   allgemein  herr- 
•*  heuden  Gewohnheit,  auf  »lern  Acker  ledig- 
U'-h  Getrei.le  und  allenfalls  noch  Hülsen- 
früchte zu  bauen,  sondern  man  kultivierte 
.ms-enlein    in    grösserem    Umfange  auch 
llau»lclsgewäehse  und  Gemüse.    Danüt  war 
deichzeirig    die    Notwendigkeit  gegeben. 
in.hr  Sorgfalt    auf   die   Bearbeitiuig  und 
Düngung  des  Feldes  sowie  auf  die  Pflege 
'Irr  Urteilten  Pflanzen  selbst  zu  verwenden. 
In  keinem   Teile  des  Deutschen  Reiches, 
ausser  etwa  den  Niederlanden,  wimie  «lie 
Iroduktion  derartiger  wertvollerer  Gewächse 
in  umfassenderem   Mass»?  l>etrieben  als  in 
Thüringen,  wo  Krfurt  jahrhundertelang  den 
Mittelpunkt  eines  selir schwunghaften  Handels 
mit  Sämereien  und  andereu  hoch  im  Freise 
.-teilenden    Bodenprodukteu    bildete.  Das 
wichtigste   dersellien   war  lange  Zeit  der 
Waid,  eine   zur  Darstellung  blauer  Farbe 
k-nntzte  Pflanze,  deren   Erzeugung  aller- 
•lings  im  Di.  Jahrhundert  infolge  der  massen- 
haften Einführung  des  Indigo  aus  Indien 
~-hr  nachliess  und  si»äter  so  gut  wie  ganz 
aufhörte. 

7.  Indessen  bildeten  die  genannten  Gegen- 
•ieu  immerliin  nur  Ausnahmen.  Im  allge- 
meinen herrschte  in  Deutschland  und  ähn- 
".l<  h  im  übrigen  Euroj»a  eint«  sehr  rehe  und 
auch  wenig  einträgliche  Art  des  Ackerbau- 
i-triel**.  welche  so  lang«'  genügte,  als  noch 
Land  für  neue  I  rUirma«  Illingen  zur  Ver- 
fügung stand  und  als  die  Wirtschaft  aus- 
-i  hJie>.-bch  den  Charakter  der  Naturalwirt- 
-chaft  au  sich  trug.  Mit  Ausgang  des 
Mittelalters  waren  wenigstens  im  Deutschen 
R»ieh  diejenigen  bisher  in  anderer  Weise 
i «.-nutzten  I^ändereien,  welche  sich  ohne 
s.Tr..»se  Kosten  in  Acker  tunwandeln  liesseu, 
^aljezu  erschöpft.  Di<%  Naturalwirtschaft  war 
/.war  auf  dem  I^ande  noch  vorherrechend, 
■«»er  der  Bedarf  an  barem  Gelde  war  doch 
auch  l>ei  der  lämlliehen  Bevölkerung  ge- 
-ii*;geu  und  «laiuit  die  Notwendigkeit,  die 
M'-nge  der  verkäuflichen  Produkte  zu  ver- 
mehren. Beide  Umstände  drängten  zu  einer 
vollkommeneren  und  intensiveren  Form  des 
AckerUiues.  ohne  dass  doch  die  sonst  hier- 
für erforderlichen  Bedingungen  vorhanden 
*aren.  Hieraus  erklärt  sich,  wenigstens 
aim  TeiJ.  der  Dniek,  welcher  um  jene  Zeit 
im  dem  Bauernstände  lastete  nud  welcher 
m  Knde  des  17t.  und  Aufaug  des  10.  Jalu- 
iiuD-ierts  zu  «len  Bauernkriegen  führte. 

Wenngleich  die  Aufstände  der  Bauern 
für  «he  Jf-tztei-en  unglücklich  verliefen,  so 
T*.fJe  «loch  das  Jahrhundert  nach  Beendi- 
nujf  «jereellien  einen  gewissen  Fortschritt 
■'i  '1er  Landwirtschaft  und  damit  des  Acker- 
wtariefafe«.  Derselbe  hing  eiiunal  daimt 
msa/mnen.  «lass  mehr  Männer  aus  den  ge- 
i'ü'Ictfn  Klassen.  teiJ*  Besitzer,  teüs  Pachter, 


sich  persönlich  um  den  landwirtschaftlichen 
Betrieb  kümmerten  und  «lenselben  zu  vervoll- 
kommnen suchten.  Ferner  ab»-r  auch  damit, 
dass  manch«*  Luiil«*ffirst«'n.  «leren  Gewalt 
dein  Allel  gegenüber  zu  ei-starken  begann, 
es  sich  angelegen  sein  Hessen.  di<-  Lage  der 
Bauern  durch  Beschränkung  oder  doch 
Fixierung  von  «leren  Dienstleistungen  sowie 
durch  andere  Massregclu  zu  «'lleiihteru. 

Die  sich  vollziehende  Entwickelung  zum 
Besseren  erlitt  allerdings  eine  jäh«'  und 
lange  anhaltende  Unterbrechung  dun-h  den 
d  r  e  i  s  s  i  g  j  ä  h  r  i  g  e  n  K  r  i  e  g .  dessen  Folgen 
für  den  Ackerbau!« -trieb  liesondcrs  verhäng- 
tusvoll  waren.  Viele  Dörfer  w  im  len  gänz- 
lich zerstört  und  ihrer  Einwohner  durch  T«xl 
oiler  Fortwanderung  hemubt :  weite  Strecken 
ehemaligen  Ackerlandes  blieben  unbeltaut; 
Bauern  und  (irossgrundbesitzer  verarmten, 
es  fehlten  Zugtiere,  Gerate  und  Mensch«>n- 
kräfte  selbst  zu  einer  nur  oht-rfläehliehon 
Bearbeitung  der  Felder.  Roscher  urteilt 
über  die  Folgen  des  30 jährigen  Krieg»"*: 
-»In  der  That  wird  man  sich  «lio  volkswirt- 
schaftlich«? Verwüstung  des  Krieg«*  nicht 
leicht  zu  arg  vorstellen*  (Geschichte  der 
Nationalökonomik.  S.  211)).  Diese  Verwüs- 
tung traf  aus  natürlichen  Gründen  zumeist 
den  Land l«au.  und  «las  I)euts«-h«'  Reich  hat 
mindestens  ein  Jahrhundert  gebraucht,  um 
sich  von  «lcrselben  zu  erholen. 

IV.  ForUohritte  des  A.s  Im  18.  Jahr- 
hundert,  s.  Im  IS.  Jahrhuiulcrt  brach  bei 
den  «'insichtigeren  Fürsten,  Staatsmännern 
und  Volkswirten  die  lYU-izt.-ngiing  sich 
Baiin,  «lass  etwas  zur  Verbesserung  «1«* 
LandUiues.  namentlich  zur  Ilebuug  dt* 
Bauemstandes,  geschehen  müsse.  Vor  allem 
wiuvu  di»*  mächtigsten  deutscheu  Fürsten, 
in  Preusseii  Friedrich  WUhehn  I.  und  Fried- 
rieh  d.  Gr..  in  Oesterreich  Maria  Theresia 
und  Joseph  II.  «*ifrig  bmiüht.  sowohl  die 
Dienste  «1er  Bauern' auf  ein  f«*tes.  erträg- 
hches  Mass  zurückzuführen  oder  gar  voll- 
ständig abzulösen,  als  auch  die  An  regime 
untl  Mittel  darzubieten,  um  den  Ackerliau 
rationeller  und  ointräglkln-r  zu  gestalten. 
Beides  hing  eng  miteinander  zusammen ; 
denn  die  maugclhaftc  Art  <ler  Feldkultur 
war  zum  ni«ht  g«Ting»'u  Teil  «ladureh  b«- 
dingt.  dass  «lie  Bauern  mit  ihren  sehlechten 
Geräten  und  Zugtieren  nicht  nur  den  ..-igeneu 
Acker,  sondern  auch  den  ihrer  Gutsherren 
zu  U-stelleu  hatten.  Eiue  «lurehgreifeude 
Verb.'ss«-rung  des  F«ddUiul*etriel»es  war  daher 
erst  zu  erwarten.  wi*nn  man  di<-  Bau«-ru  iu 
eine  günstigere  will schaf thclu-  Lig»-  brachte 
und  gleichzeitig  das  Abliäugigkeitsverhältuis. 
in  welchem  sich  der  Gressgrundbesitz  be- 
züglich lies  Ackerbaues  von  den  Diensten 
der  Bauern  befand,  löste.  Letzten*  könnt»- 
nur  sehr  alhnälüich  gescJiehen  und  erfolgte 
der  Hau])t sache  nach  erst  im  10.  Jahrhund.  rt. 
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Dagegen  <rat  schon  in  der  2.  Hälfte  tief* 
1K  Jahrhunderts  «lort,  wo  bereits  <lie  recht- 
lichen Verhältnisse  eine  freiere  Bewegung 
gestatteten,  eine  Reihe  von  nicht  unwesent- 
lichen Verbesserungen  in  der  Behandlung 
und  Benutzung  des  Ackerlandes  ein. 

9.  Der  zu  jener  Zeit  am  stärksten  empfun- 
dene und  am  meisten  l>eklagte  l'ebelstand 
lag  in  «1er  unzureichenden  Düngung  des 
Bodens,  welche  ihrerseits  durch  die  Gering- 
fügigkeit der  Futtererzeugung  liedingt  war; 
letztere  hing  wieder  davon  ab,  dass  mau 
auf  dem  Acker  fast  lediglich  Getreide  und 
kein  Futter  baute.  Der  Acker  gewährte 
ausser  dem  wenig  nahrhaften  Stroh  zur  Er- 
nährung der  Nutz-  und  Zugtiere  nur  die 
kärgliche  Weide,  welche  auf  der  Brache 
und  den  Stoppelfeldern  sich  vorfand.  Mit 
der  Notwendigkeit,  diese  Weide  bis  zum 
äussersten  auszunutzen,  war  die  Unmöglich- 
keit gegeben,  die  Stoppelfelder  so  frühzeitig 
umzubrechen  und  die  Brache  so  gründlich 
zu  hearl leiten,  als  die  Rücksicht  auf  die  Er- 
haltung und  Steigerung  der  Bodenerträge 
eigentlich  gebot.  Zur  Beseitigung  dieser 
Mängel,  von  denen  einer  den  anderen  tie- 
dingte oder  verstärkte,  machte  man  in  der 
2.  Hälfte  des  vorigen  Jahrhundert*  den 
Versuch.  Futterkräuter  und  Wurzel- 
gewächse, welche  bis  dahin  gar  uicht 
oder  doch,  nur  in  geringer  Ausdehnung,  als 
Gartengewächse,  kultiviert  waren,  in  den 
regelmässigen  Feldbau  aufzunehmen.  Da- 
durch wurde  zunächst  eine  Vermehrung  der 
Futterproduktion  und  hiermit  der  Dünger- 
produktion erzielt ;  ferner  erreichte  man  die 
Möglichkeit,  die  Stop|icl  fehler  und  die 
Brache,  deivn  Weidenutzung  nicht  mehr  so 
dringend  bedurft  wurde,  frühzeitiger  und 
liesser  zu  hearlieiten:  endlich  wirkten  die 
Futterpflanzen  und  Wurzelgewächse  durch 
die  mit  ihrem  Anbau  verbundene  grössere 
Lockerung  und  Beschattung  des  Bodens  so 
günstig  auf  die  chemische  und  physikalische 
Beschaffenheit  des  Bodens  ein.  dass  die 
Brachhaltung  beschnlnkt  und  das  früher«' 
BraehfoM  wenigstens  O'ilweise  zur  Erzeu- 
gung von  Kulturpflanzen  Ijenutzt  werden 
konnte.  Man  bezeichnete  deshalb  auch  die 
in  tlie  Fruehtfolge  ueben  das  Getreide  neu 
eingeschobenen  Gewächse  mit  dem  gemein- 
samen Ausdruck  ■»  Brach  fr  flehte«.  Die 
bei  weitem  wichtigsten  unter  «lenselben 
waren  die  kleeartigen  Pflanzen,  namentlich 
der  rote  Klee,  daun  aber  auch  tlie  Lu- 
zerne, der  Weissklee  u.  a. 

10.  In  den  romanischen  iJlndcrn  sowie 
in  den  Nicdcrlamlen  war  der  feldmässige 
Anbau  des  roten  Klees  schon  in  friiheivn 
Jahrhunderten  geübt  worden,  aber  nicht  in 
grosser  Ausdehnung.  Gauz  unbekannt  war 
er  auch  in  Deutschland  nicht;  denn  Conrad 
von  Derenbach  zäldt  ihn  schou  1.770  aus- 


drücklich unter  den  Feldgewä«  Ii  seit  auf  und 
lobt  seine  guten  Eigenschaften.  Aber  die- 
selben bereits  geschilderten  Uebelstän«h\ 
welche  im  Deutschen  Reich  einen  inten- 
siveren Feldhauhetrieb  hinderten,  waren  auch 
iu  deu  übrigen  eurojwlisehen  Kulturländern 
wirksam;  die  gedrückte  Lage  der  Bauern, 
die  gegenseitige  Abhängigkeit  von  Bauern 
und  Gruudherreu,  «He  für  den  einzelnen 
Landwirt  meist  vorhainlonc  rechtliehe  Un- 
möglichkeit, über  die  Art  der  Benutzung 
des  Ackerlandes  frei  bestimmen  zu  können. 
Hatte  anderwärts  die  I  Landwirtschaft  auch 
nicht  unter  der  grossen  Kalamität  zu  leiden, 
welche  der  30jährige  Krieg  über  das  Deutsche 
Reich  heraufgeführt,  so  wann,  wenigstens 
in  den  romanischen  Ländern,  «lie  auf  den 
Bauern  ruhenden  Lasten  und  «lie  Indolenz 
«ler  ländlichen  Bov«">lkerung  womöglich  noch 
stärker  als  iu  Deutsehland,  wo  vom  Beginn 
des  Irt.  Jahrhunderts  ab  weise  un«l  that- 
kräftige  Füllten  das  herrschende  UcM 
richtig  erkannten  und  nach  Kräften  zu  be- 
seitigen strebten.  In  den  romanischen 
Ländern  stand  um  «lie  Mitte  des  vorigen 
Jahrhun<lerts  «ler  Fehlbau  durchschnittlich 
auf  keiner  höheren  Stufe  als  in  den  mitt- 
leren und  westlichen  Teilen  des  Deutschen 
Reich«>s.  In  England  hatte  man  allei- 
«lings  damals  schon  allgemeiner  angefangen, 
bei  der  Bebauung  des  Aekerlamles  mit  Ge- 
treid«\  Klee  und  Wurzelfrücliten  regelmässig 
zu  wechseln ;  auch  hatte  man  sich  bemüht, 
durch  Einführung  uiul  Benutzung  besserer 
Werkzeuge  «leu  Acker  zweckeutspreeheuder 
zu  bearbeiten.  AI  »er  selbst  hier  war  man 
in  beiden  Beziehungen  nicht  weiter  oder 
kaum  so  weit  vorgeschritten,  wie  in  den 
Niederlanden.  Dass  di"  Engländer  auch 
den  Kleebau  von  den  Bewohnern  Hollands 
uml  Belgiens  kennen  hörnten .  geht  wohl 
«laraus  hervor,  dass  sie  «len  roten  Klee  spa- 
nischen .  den  weissen  Klee  holländischen 
Kle«>  nannten.  In  Deutschland  wurde  im 
vorigen  Jahrhundert  ebenfalls  «ler  Rotklo«* 
häufig  mit  dem  Ausdruck  --sjwmischor  Klee- 
bezeichnet,  weil  er  aus  den  sjianischen 
Nie«lerlanden  und  aus  H«illau«l  nach  Deutsch- 
land, besonders  nach  der  jetzigen  preussischeri 
Rheinprovinz,  nach  der  Pfalz  u.  s.  w.  durch 
geflüchtete  Protestanten  gebracht  worden 
war.  Von  dem  westlichen  Deutschland  ging 
«lann  im  letzten  Drittel  «les  vorigen  Jahr- 
hunderts eine  lebhafte  und  erfolgreiche  Agi- 
tation zur  allgemeinen  Einführung  «los  Au- 
bau«'s  von  Futterkräutern.  lH-sonders  von 
R«)tklee,  auf  dem  Aokorlaiiilo  aus:  d«*u 
Mittelpuukt  derselben  bildete  «lie  170!»  ge- 
gründete kurpfälzische  phvsika- 
liseh-ökouomische  Sozietät  iu  Lau- 
tem. Im  mittlorou  Deutsehland  machte 
sich  um  die  gleiche  Sache  besonders  verdient 
Joh.  Uhr.  Schubart.  welcher  17S3  «len  von 
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der  Akademie  »1er  Wissenschaften  zu  Berlin 
ausgesetzten  Preis  für  die  beste  Abhandlung 
Pelier  die  verscliiedonon  Eigenschaften  und 
den  vortciliiaftestcn  Anl*au  der  Futterknlnter* 
gewanu  und  weit  her   wegen  seiner  Ver- 
dienste um  den  Kleehau  von  dem  Kaiser 
Joseph  II.  in  den  Adelstand  unter  Beilegung 
des  Namens  --Edler  von  dem  Kleefelde< 
erhol-eii  wurde. 

11.  Ein  fast  gleichzeitig  auf  dein  Gebiete 
des  Ackerhaubetriebes  gemachter  Fortsehritt 


kommen  l^escliatton  und  dadurch  locker  und 
unkrautfrei  erhalten.  Einige  der  genannten 
Gewächse  erforderten,  wie  man  bald  gewahr 
wurde,  zu  ihrem  Gedeihen  einen  tief  ge- 
pflügten Boden,  ausserdem  wälu-end  ihrer 
Vegetation  noeh  eine  Pflege  durch  Jäten, 
Hacken.  Häufeln :  so  namentlich  Kartoffeln. 
Hüben,  Tal>ak.  Infolgedessen  fing  man  an, 
den  Acker  gründlicher  zu  bearbeiten,  nament- 
lich riefer  zu  pflügen,  und  um  dies  zu 
können.  l»essere  A  c  k  e  r  \v  e  r  k  z  e  ti  g  e  zu  er- 


war  der  feldmässige  AuIkiii  der  Kartoffel,  sinnen  und  in  Anwendung  zu  bringen.  Noeh 
N.ich  in  den  Jahren  17j0  uud  17 "4  sprechen  Eckhardt  giebt  (17.M)  in  seiner  Ext>erimen tal- 


Leopold  und  Eckhardt  von  ihr  ah 
einer  wenig  liekannten  und  erst  kürzlich 
eingeführten  Kulturpflanze,  l'm  die  Ver- 
breitung des  Kartoffeltuiucs  hat  sieh  niemand 
mehr  Verdienste  erworl>en  als  Friedrich  d.  Gr., 


Ökonomie  (S.  14  ff.)  als  l>este  Tiefe  der 
P  f  1  u  gf  u  r  c  h  e .  je  nach  der  Boden  besehaffen- 
heit  2'  i,  3  l>is  höchstens  4  Zoll  und  nur  als 
Ausnahme  bei  bestimmten  Bodenarten  ö — (> 
Zoll  an :  er  warnt  ausdrücklieh  vor  tieferer 


welcher  mit  allen  ihm  zu  Geliote  stehendeu  |  Bearbeitung  des  Ackei-s.  Aehuliche  Angaben 


Mitteln  denselben  zu  fördern  suchte.  All- 
gemein wunle  der  Kartoff elliau  s«»it  den 
T'Mieningsjahren  von  1770  1772,  und  Ende 
IS.  Jahrhunderts  konnte  man  in  den 
meisten  Teilen  Deutschlands  die  Kartoffel 
-■  h<>n  ebenso  wie  den  Klee  zu  deu  landes- 
üblichen Feldgewächsen  m-htien. 

Ausser  dem  Klee  und  den  Kartoffeln 
wanm   es   noch    einig»-  andoi-e  Gewächse. 


findeu  sich  selbst  noch  in  H.  H.  Zinkens 
Allgemeinem  ökonomischen  L-xikon  (."».  Ausg. 
17S<l).  Dagegen  empfiehlt  Schul>art  schon 
17s."»  für  Luzenie  unter  bestimmten  l'm- 
standen  ein  In  Zoll  tiefes  Pflügen.  A.  Thaer 
Im>  trachtet  noch  17!N  in  .seiner  Erstlings- 
sehrift  die  Frage  nach  der  Tiefe  der  Pflug- 
fuivhi'  ;ds  eine  zweifelhafte,  neigt  sich  aber, 
in   rchoreinstimmung  mit  dem  bekannten 


el.  he  in  der  2.  Hälfte  des  1H.  Jahrhunderts  englischen  landwirtschaftlichen  Schriftsteller 


in  die  Keihe  der  eigentlichen  Feldfrüchte 
aufgenommen  wurden,  während  sie  bis  dahin 
fast  ausschliesslich  in  Gärten  angebaut 
wupb'u  waren.  Hierunter  sind  namentlich 
•Ii»'  verschiedenen  Hüben  arten,  liesonders 
die  Kunkelrül»en .  dann  der  Tabak  zu 
rechnen.  Auch  der  feldmässige  Anbau  der 
< 'elf  r üehte  gewann  um  diese  Zeit  eine 
weit  grössere  Ausdehnung,  als  er  früher  be- 


Arthur Young,  zu  der  Ansicht,  dass.  wenig- 
stens für  Klee.  Hüben.  Kohl,  ein  Ii» — 12- 
zölliges  Pflügen  zweckmässig  sei.  wähivnd 
für  Getreide  ein  4  zölliges  genüge  und  bei 
Düngcrinangel  vorzuziehen  sei  (Knglische 
Lind  Wirtschaft,  Band  I,  S.  22S  flgde.). 

\'A.  Bis  tief  in  das  IS.  Jahrhundert  hinein 
waren  fast  überall  in  Europa  Acker  Werk- 
zeuge in  Gebrauch,  welche  sich  in  ihrer  Kou- 


-•>s»-n :  desgleichen  die  Kultur  des  Hopf  e u  s . ,  struktion  wenig  von  ilen  vollkoininneivn  Ge- 
w  eiche    ihivr  Natur   nach  allerlings  den  j  n'iten  unterschieden,  die  mau  in  deri-ömischeu 


<  h;u-akter  des  Gartenbaues  mehr  oder  we- 
niger bewahren  musste. 

12.  Die  Aufnahme  der  genannten  Ge- 
wächse in  den  regelmässig«»!»  Feldbau  bedingte 
für  den  letzten1!!  nach  verschiedenen  Seiten 
•  inen  grossen  Fortschritt.  Die  Erutcpnxluktc 
•ler  Futterkräuter  und  HüUmi  ermöglichten 
eine  bessere  Ernährung  der  Tioiv  oder  eine 
Vermehrung   des   Viehstandes  und  damit 


Kaiserzeit  benutzte.  Namentlich  gilt  dies 
für  das  bei  weitem  wichtigste  Werkzeug, 
den  Pflug.  Allerdings  hatte  man  schon 
früher  hier  und  da  angefangen,  das  spitz- 
winklige Schar  durch  ein  rechtwinkliges  zu 
ersetzen  und  statt  zweier  Streichbretter  nur 
eines  anzubringen:  beide  Verbesseningen 
ermöglichten  erst  eine  eigentliche,  wenn 
auch  noch  unvollkommene.  Cinwcndung  der 


eine  erhöhte  Produktion  an  Stalldünger  und  j  Pflugfurehe ;  indessen  ist  es  wahrscheinlich, 


eine  reichJiehere  oder  öfter;  Bedüngung  des 
Ackerlandet».  Eben  dieselben  Gewächse  ge- 
Jj'jn'Ji  im  Gegensatz  zu  dem  bis  dahin  fast 
aiisschiesslicJf  angebauten  Getreide  zu  den 
tiefwurzelnden :  ihr  Anbau  führte  daher 
eine  vollständigere  Ausnutzung  der  Boden- 

kräiUi  und  eine  Verbesserung  der 

Schichten  des  Botleos  lnphysikahr 

chemischer  Beziehung 

Riehen  Wirkung 


tieferen 
her  wie 
herbei.     Von  der 
war  der  Umstand  be- 
J*flanzen  als  sogenannte 
und    zwar  ebenfalls  im 


lass  schon  bei  den  Hörnern  beide  Einrich- 
tungen vereinzelt  vorkamen.  Der  für  die 
Geschichte  des  Pfluges  bedeutsamste  Fort- 
schritt, nämlich  die  Anbringung  eines 
schraulM*nförmig  gewundenen  Streichbrettes, 
stammt  aus  Belgien  und  fällt  wahrschein- 
lich an  das  Ende  des  17.  Jahrhunderts. 
( Braungart,  Die  Ackorbaugeräte,  lSsl.  S.  ]s.) 
Im  IM.  Jahrhundert  wunle  diese  Konstruk- 
tion von  Belgien  nach  England  übertragen 
und  dort  durch  Sinai  und  Bailey  ver- 
bessert.    In    Nmddeutschland    wurde  der 


gleitet,  dass  jem 
IllattpfLinzeii  • — - 

ecgensatz  zum  Getreide  —  den  Boden  voll- 1  englische  Pflug  zu  Anfang  des  laufenden 
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Jahrhunderts  durch  A.  Thaer  eingeführt, 
während  Schwerz  den  Mgiseheu  (hra- 
hanter,  flandrischen)  Pflug  um  die  gleiche 
Z^it  direkt  aus  Brahant  nach  dem  west- 
lichen  und  südwestlichen  Deutschland 
brachte  und  ihm.  unter  etwas  veränderter 
Gestalt,  den  Namen  Hohenhoimer  Pflug 
zurrteilte.  Ktwas  später  legte  «1er  Franzose 
Matthieu  de  Domhaslo  seiner  in  Frank- 
reich so  berühmt  gewordenen  Pflugkonstruk- 
tion  den  brabanter  Pflug  zu  Grunde. 

14.  Das  Aufkommen  der  Wendopflfige. 
mit  welchem  Namen  die  geschilderten  ver- 
besserten Konstruktionen  wohl  liezeiehnet 
werden,  brachte  es  mit  sich,  dass  man  ffir 
diejenigen  Zwec  ke  der  Bodenbearbeitung, 
welche  lediglich  eine  Ijockcrung  oder  ober- 
flächliche l'mweudung  des  Hodens  erfor- 
derten,  die  ältere  Konstruktion  der  Pflüge 
zwar  im  Prinzip  heiltehielt,  dieselbe  alter 
dadurch  verbesserte,  dass  man  mehrere 
jtarallel  laufende  Schare  an  einem  Pflug- 
körjter  anbrachte.  Auch  erfand  man  Vor- 
richtungen, um  den  nämlichen  I*flugkörper 
je  nach  dem  Zweck  der  Bodenbearlteitung 
mit  verschieden  geformten  Scharen  zu  ver- 
sehen. Auf  diese  Art  erstanden  die  so 
mannigfaltigen  Instrumente,  welche  unter 
den  Bezeichnungen:  Pferdchacken.  Ex- 
s  t  i  r  p  a  t  o  r  e  n  .  S  <■  a  r  r  i  f  i  <•  a  t  o  r  e  n  , 
G  ruh  her.  Haufe]  pfl  ügeetc.  vorkommen. 
Dieselben  haben  den  Vorteil,  dass  sie 
weniger  Arbeitskraft  erfordern  als  die 
Wendepflüge  und  falls  es  auf  das  Wenden 
des  Bodens  nicht  ankommt,  die  bezweckte 
Arbeit  eltcnsn  gut  oder  seihst  besser  ver- 
richten als  die  Wendepflüge.  Besonders 
gross  ist  ihre  Bedeutung  für  die  Pflege  der 
in  Reihen  gelullten  Gewächse,  also  nament- 
lich der  Hackfrüchte:  es  ist  daher  nicht 
zufällig,  dass  mit  der  allgemeinen  Verbivi- 
tungdes  Anbaues  von  Hühen.  Kartoffeln  etc. 
auch  die  oben  genannten  Werkzeuge  zur 
umfassenden  Anwendung  gelangten.  In 
der  Erfindung  und  Benutzung  von  .Ma- 
schinen, welche  dazu  bestimmt  waivn.  die 
Zwischenräume  zwischen  den  in  Reihen  ge- 
hauteu  Gewächsen  zu  hearl>eiten.  gingen 
die  Engländer  allen  anderen  Nationen 
voran,  Jethro  Tu  II  aus  Berkshin*  war 
der  erste,  welcher  schon  im  Jahre  I7ül  die 
Pferdehacke  zu  diesem  Zwecke  verwendete, 
und  zwar  zum  Bearbeiten  nicht  nur  der 
Hackfrüchte,  sondern  auch  des  Getreides, 
welches  er  mit  einer  (Drill-)  Säemasch  i  ue 
in  Reihen  säetc  und  während  dessen  Vege- 
tationszeit wiederholt  mit  der  Pfcrdchacke 
U-arbeitete.  Auf  ihn  ist  die  Erfindung  so- 
wohl der  letzteren  wie  der  D  r  i  1 1  m  a  s  c  h  i  n  e 
zurückzuführen.  Man  hatte  zwar  schon 
früher  Versuche  gemacht,  das  Säen  mit  der 
Hand  durch  solches  mit  leblosen  Werk- 
zeugen zu  ersetzen,  aber  dieselben  hatten 


wegen  der  Mangelhaftigkeit  ihrer  Konstruk- 
tion keine  Nachahmung  gefunden.  Auch 
die  Nützlichkeit  der  Erfindung  von  Jethro 
Tüll  wurde  selbst  in  dessen  Vaterland  und 
von  Sachverständigen,  wie  Arthur  Y  o  u  n  g , 
bezweifelt,  so  dass  sie  erst  im  l!).  Jahrhun- 
dert weitere  Verbreitung  fand.  Schneller 
schaffte  sich  die  Pferdehaeke  Anerkennung, 
deren  Vorteile,  ja  gewissermassen  l'nent- 
Mirlichkeit,  bei  einem  ausgedehnten  An- 
l«iu  von  Hackfrüchten  Itald  und  klar  zu 
Tage  trat. 

Mit  Einführung  des  Wendepfluges,  der 
Drillmaschine,  der  Pferdehacke  und  der  Un- 
ähnlichen Instrumente  waren  im  Prinzip 
alle  diejenigen  Vervollkommnungen  und  Ver- 
vollständigungen der  wichtigsten  Bodenbear- 
iM'itungswerkzeuge  gegeben,  deren  die  Land- 
wirtschaft der  Gegenwart  sich  erfreut.  Die 
im  Ijiiife  des  Iii.  Jahrhunderts  darin  ge- 
machten Fortschritte  Umziehen  sich  auf  ein- 
zelne Verbesserungen,  welche  für  die  leich- 
tere Handhabung,  grössere  Haltliarkeit  und 
vor  allem  für  die  vollkommenere  Arlteits- 
leistung  jener  Werkzeuge  zwar  von  grosser 
Bedeutung  gewesen  sind,  alter  doch  nicht 
als  etwas  wesentlich  Neues  angesehen 
werden  können.  Dagegen  fällt  in  das 
gegenwärtige  Jahrhundert  die  Erfindung 
der  hauptsächlichsten  für  die  Eiuerntung 
und  weitere  Zubereitung  der  Feldfrüchte 
Itestimmten  Maschinen,  wie  namentlich  der 
Mäh-  und  Heuwendemaschine,  des  Heu- 
rechen, der  Hückselsehneido-  und  Drcfrh- 
inaschinen.  der  Oelkuchenbivcher  etc. 

Ii».  Die  Fortschritte,  welche  man  in  der 
Düngung  des  Bodens  im  18.  Jahrhundert 
machte,  waren  ziemlieh  gering;  sie  be- 
schränkten sich  im  wesentlichen  darauf. 
da*s  man  dort,  wo  infolge  des  Futterbaues 
auf  dem  Ackerlande  mehr  Stalldünger  als 
bisher  erzeugt  wurde,  auch  etwas  reichlicher 
düngte.  Besonders  intelligente  I*»ndwirte 
wendeten  ausser  dem  Stalldünger  wohl  noch 
Kalk.  (Üps  (zu  Klee).  Mergel,  Asche,  zer- 
kleinerte Knochen,  menschliche  Exkremente 
etc.  an;  aber  das  Gleiche  war  schon  früher 
geschehen  und  bereits  bei  den  alten  Römern 
üblich.  Der  grösste  auf  diesem  Gebiet  ge- 
machte Fortschritt  war  der,  dass  mau  über 
die  l'rsache  und  Art  der  Wirkung  des 
Düngers  auf  Boden  und  Pflanzen  ernstlicher 
nachzudenken  anfing,  wiewohl  man  sich 
über  die  für  die  Theorie  der  Pflanzen- 
ernährung wichtigsten  Punkte  noch  voll- 
ständig im  l'nklaren  Itefand.  Man  hielt 
noch  allgemein  daran  fest,  dass  der  Humus 
(Moor-,  Dammerde)  die  eigentlich  pflanzen- 
ernährende  Substanz  im  Boden  sei.  Hier 
und  da  wind«*  zwar  schon  die  Frage  auf- 
geworfen, ob  die  Pflanzen  nicht  auch  mine- 
ralische Nährstoffe  im  Boden  vorfinden 
müssteu,  um  normal  zu  gedeihen,  und  die 
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Berliner     Akademie     der  Wissenschaften 
stellte  hierüber  im  Jahre  179s  sogar  eine 
Preisfrag« r>.    Na<  hdein  alior  duivh  die  mit 
dem     Preise     gekn'tnten     Schriften  von 
Schräder  und  Neuinann  (Berlin  1*iK»|  diese 
Frage  auf  Grund  von  Experimenten  im  ver- 
neinenden Sinn«1  beantwortet  war.  glaubte 
man  sich  um  so  mehr  ben>chtigt.  an  der 
bisherigen   Theorie  festhalten   zu  müssen. 
Wie   gn>ss   auch   <lie   Fortschritte  waren, 
welche  die  Chemie  seit  der  1 772  stattge- 
habten Entdeckung  des  Sauei>toffes  gemacht 
hane,  und  wie  sehr  auch  Männer  wie  Jngeu- 
houss.  <lu  liamel,  Lavoisier  hemüht  wann, 
•  lie  neuen  Erkenntnisse  auf  die  Gesetze  der 
Pflanzenemähning     in     Anwendung;  zu 
bringen,  so  führten   doch  alle  diese  Be- 
mühungen zunächst  noch  nicht  zu  einer  rich- 
tigen Einsicht  in  diese  (irsetze.    Die  letz- 
teren wunlen  erst  in  einer  unwiderleglichen 
und   für  die  Landw  irtsohaft  anwemllmivn 
Weise  durch  Lieb  ig  klargestellt. 

V.  Uni  freut  alt  ung  des  A.h  im  19.  Jahr- 
hundert.    Iii.  Das  In.  Jalirhundert  hatte 
zwar  manche  und   nicht  unwichtige  Ver- 
U-sserungen  des  Ackerltaulietrielies  im  ein- 
zelnen gebracht,  al«er  eine  durehgivifonde 
l'mgestaltung     desselben     trat     ei>t  im 
19.  Jahrhundert  ein.    Iiis  dahin  hatte  man 
sich  damit   l-egnügt.  einzelne  Hegeln  für 
»-ine  lohnenden.'  Art  der  landwi ilsehaft  liehen 
Bodcidienutzung  aufzustellen.    Diese  hatten 
aiVr  immer  nur  eine  mehr  oder  minder 
ortlich  U'Schränkte  Bedeutung;  unter  an- 
deren Verhältnissen  angewendet,  erwiesen 
mc  si.-h  oft  als  unzulänglich,  ihre  Anwen- 
dung brachte  statt  des  erwarteten  Erfolges 
eine   grosse   Enttäuschung.     Es  fehlte  an 
festen  leitenden  Grundsätzen  sowohl  bezüg- 
lich Bearbeitung  und  Düngung  di's  Ackers 
wie  bezüglich  der  Behandlung  der  einzelnen 
Kulturgew  ächs«'.  Solche  aufgestellt  zu  haben, 
i^t   vor  allem  das  Verlienst   A.  Thaers 
i]~i:>2  -ls-JS).     Von   Hanse  ans   Arzt,  mit 
reichern  Wissen,  scharfer  Beolinchtuiigsgahc 
■iu<l  klan-ni  kritischen  Verstände  ausgerüstet, 
machte  Thaer  zuerst  den  erfolgiviehen  Ver- 
such, aus  den  eigenen  wie  fremden,  beson- 
•ler>  den  englischen.  Erfahrungen  auf  dem 
Gebiete  des  Arkerhaues  allgemein  gültige, 
auf  die  lehren  der  Naturwissenschaft  auf- 
cekiufe  Grundsätze  zu  gewinnen.    Ks  ge- 
schah dies  in   dem  bahnbrechenden  Werk: 
'Grundsätze  der  rationellen  Eand- 
wirfsehaft.  (4    Bde..   IMI«  ._  lsi-jj.  Wie 
gross  der  hienlnitb    gemachte  Fortschritt 
war.  ist  am  besG'u  ersichtlich  durch  einen 
Vergleich  der  ><  Grundsätze,  mit  der  vorauf- 
f  eigenen   Jand wirtschaftlichen  Eitteratur, 
ruimentJieh  auch  mit  Timer*  eigenen.  Buche 
üUr  die  englnsrhe  Landwirtschaft  CJ  Bde., 

]-iiS  i^j'ii    S    A«»fl-  welches  eiii.> 
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hält,  was  die  englische  landwirtschaftliche 
Litteratur  damals  darltot.  In  letzterem  Werk 
stellt  Thaer  «Ii«-  erpichten  Erfahrungen  der 
englischen  Luidwirte.  welche  sich  zum 
Teil  wieder  auf  die  Erfahrungen  der  fran- 
zösischen und  belgischen  stützten,  zusammen, 
sucht  die  Ursachen  der  l«>ol «achteten  Er- 
scheinungen zu  ergründen:  alter  in  Bezug 
auf  viele  Fragen  von  fundamentaler  Bedeu- 
tung gelangte  er  zu  keinem  sicheren  Resul- 
tate, wie  er  selbst  zugestand.  In  seineu 
Grundsätzen  dagegen  versuchte  Thaer  die 
verschiedenen,  oft  sich  widersprechenden 
praktischen  Erfahrungen  auf  ihn»  1'rsachen 
zurückzuführen  und  diesellien  dnn-h  die 
Verschiedenheit  der  äussoivn  Bedingungen, 
unter  denen  diesellien  gemacht  wunlen,  zu 
erklän>n.  Dadureh  gelangte  er  dann,  unter 
Anwendung  der  ihm  bekannten  Natur- 
gesetze, zu  allgemeinen  liegein  für  den 
Ackerliaulietrieh,  welche  der  Hauptsache 
nach  auch  heute  noch  als  gültig  betrachtet 
werden  müssen.  Thaer  gebührt  vor  allen 
andeivn  Zeitgenossen  das  Venlienst,  den 
gi-nsseii  Fortschritt  herbeigeführt  zu  halten, 
dass  einerseitsdie  Lindwirteanfiugon,  mit  Be- 
w  usstsein  die  Naturgesetze  auf  den  Ackerliau- 
1  »»trieb  zur  Anwendung  zu  bringen,  und  dass 
andrei-seits  die  Naturforscher  U »strebt  waivn, 
die  allgemeinen  tiesetze  ausfindig  zu  machen, 
welche  den  liei  dem  Ackerlmu  zu  Tage  tö- 
tenden verschiedenartigen  Ei-scheinungen  zu 
Grunde  lagen.  Hii'nnit  war  derjenige  Weg 
lietivtcn,  auf  welchem  der  bis  dahin  ledig- 
lich e  m  pi  ri  sc  Ii  e  Ackerhaubetrieb  zu  einem 
rationellen  umgestaltet  wenlen  konnte 
und  thatsächlich  umgestaltet  wunle.  Dies 
ist  fn'ilich  nicht  so  zu  verstehen,  als  ob 
nun  die  Art  der  bei  dem  Feldbau  vor- 
genommenen Verrichtungen  eine  wesentlich 
veränderte  geworden  sei.  Der  grosse  Fort- 
schritt bestand  vielmehr  darin,  dass  man 
nun  die  naturgesetzlielien  Wirkungen  der 
einzelnen  Mnssn'geln,  grösstenteils  auch  die 
rrsacheu  dieser  Wirkungen  erkannte,  und 
dass  mau  auf  Grund  dieser  Erkenntnis  es 
lernte,  die  Ausführung  jeder  Arbeit  sowohl 
den  gerade  vorliegenden  Aussen -n  Bedin- 
gungen wie  den  gerade  beabsichtigten  Wir- 
kungen anzupassen.  Hienluivh  wunle  das 
früher  mehr  oder  minder  blinde  Nachahmen 
und  Ex|ieriineutie]vn  lieseitigt,  man  gewann 
festen  Boden  für  die  EiTeiehung  des  auf 
Erhöhung  der  Ackerbauertnige  .gerichteten 
Zieles.  Zwar  hatte  schon  l'linius  den  so 
wichtigen  und  für  alle  Zeiten  gültigen,  von 
ihm  selbst  als  altes  Orakel  bezeichneten 
Ausspruch  gethan.  Iioim  Feldbau  müsse  immer 
dasjenige  geschehen,  was  den  vorhandenen 
Verhältnissen  am  angemessensten  sei  («piid 
«[iiaeijue  ivgio  pntituri:  alter  erst  im  19.  Jahr- 
hundert gelang  es,  zuivichende  Grundsätze 
für  die  rnterscheidung  und  Beurteilung  der 
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mannigfachen  äusscivn  Bedingungen,  unter  |  nannton  unorganischen  Elemente  oderAschen- 
donen  die  l^itxl\viits*  haft  getriolten  wird,  j  bestandteilo  zu  ilnvr  völligen  Ausbildung 
aufzustellen.     Es  war  «lies  eist  möglich, 


nachdem  die  Naturwissenschaft  genauen' 
Einsieht  in  die  Prozesse,  welche  sich  im 
Boden  und  in  den  I*flanzen  vollziehen,  ge- 
wnnnen.  und  nachdem  man  unter  Benutzung 
dieser  Einsieht  die  mannigfaltigeu  Erfah- 
rungen des  praktischen  landwirtschaftlichen 
Betriebes  gejiiilft  und  gesichtet  hatte.  Da- 
mit wurden  gerade  die  wichtigsten  und 
brennendsten  Streitfragen  in  ein  ganz  an- 


durehaus  bedürften  oder  nicht. 

1*.  Justus  L  ich  i  g  gebührt  das  Venlienst. 
nicht  nur  die  Notwendigkeit  der  Minend- 
stoffe für  die  Ernähruug  der  Pflanzen  in  un- 
widcrlegbaivr  Weise  nachgewiesen,  sondern 
auch  die  für  die  Düngung  und  sonstige  Be- 
handlung des  Bodens  wichtigen  praktischen 
Folgerungen  aus  dieser  Tliatsache  gezogen 
zu  haben.    Wie  beivits  ei-wähnt.  hatte  man 


schon  in  früheivn  Zeiten,  selbst  bei  den 
dores.  viel  helleres  Licht  gerückt.  Beispiels-  alten  Hörnern,  mineralische  Stoffe  wie;  Kalk, 
weise  sei  erinnert  an  Fragen  wie:  über  die  ,  Mergel.  Asche.  Knochen  zur  Düngung  ver- 
loste Zeit  des  Pflügens.  die  Zahl  und  Tiefe  '  wendet ;  alter  well  mau  die  Frsnehe  von 
der  PfJugfuivhoii.  die  Starke  der  Düngung,  dcivn  Wirkung  nicht  kannte  otler  falsch  be- 
urteilte, legte  mau  auf  dieselben  nur  geringes 
Gewicht,  machte  davon  auch  oft  einen  ver- 
tier Aussaat,  die  Bedeutung  der  Brach-  kehrten  Gebrauch.  Die  Liehigsohe  Iiohn? 
haltung  etc.  Man  braucht  nur  die  vielfach  brachte  Klarheit  in  die  wesentlichen  Be- 
sehr  treffenden,  von  feiner  Bcnlxichtung  Ziehungen  zwischen  Boden  und  Pflanze;  sie 
und  ivicher  Erfahrung  zeugenden  Krörte- 1  n-gte  gleichzeitig  zu  unzähligen  neuen  Ver- 


die  Art  der  Unterbringung  des  Stalldüngers, 
die  Saatzeit  der  Kidturgewächso.  die  Starke 


rungen  <lor  alten  römischen  Schriftsteller 
oiler  der  englischen  und  deutschen  Schrift- 
steller des  IS.  Jahrhunderts  über  diese 
und  ahnliche  Fragen  mit  der  Art  zu  ver- 
gleichen ,  wie  von  Thaers  Zeiten  ab  die 
nämlichen  Fragen  in  der  landwirtschaftlichen 
Litteratur  behandelt  wenlen.  um  den  grossen 
Fortschritt  zu  erkennen,  welchen  der  Ackerbau 
in  d*-n  letzten  Menschonaltern  gemach  hat. 
17.  Allerdings  befanden  sich  Thacr  und 


suchen  und  Beol Achtungen  an.  dunh  welche 
im  I*iufe  der  letzten  Jahrzehnte  nicht  nur 
die  Lehn-  von  der  Düngung,  sondern  auch 
die  praktische  Handhabung  der  letzteren 
seitens  der  Ijandwirte  vollständig  umgestaltet 
wurde.  Einerseits  fing  man  an.  nun  die  ho- 
ivits  bekannten,  zur  Düngung  geeigneten 
Materialien,  wie  Knochen.  Asche,  mensch- 
liche Exkremente,  sorgfältiger  zu  sammeln 
und  rationeller  zu  benutzen,  als  es  bisher 


seine  Zeitgenossen  innerhalb  wie  ausserhalb  geschehen   war:    andivi-seits    suchte  mau 
Deutschlands  ltozüglich  der  für  den  Acker-  neue  zur  Düngung  geeignete  Stoffe  aus- 
Itau  so  wichtigen  Lehre  von  der  Pflan 
zenernahrung   in    einem   Irrtum.  Ob- 
wohl schon  T  h.  d e  Saussure  zu  Beginn  des 


findig  zu  machen,  und  zwar  beides  mit  dem 
grössten  Erfolge.  Diesen  Bestrebungen  ist 
die  Entdeckimg  und  Benutzung  der  G  uano- 
li».  Jahrhunderts  die  Ausieht  ausgesprochen  :  und  Kali  Inger,  der  Phosphorite  und 
hatte,  die  Pflanzen  bedürften  zu  ihrer  Er-  'Apatite,  des  Chilesalpeters,  der 
nährung  gewisser  Mineralstoffe,  so  fand  doch  Thoniassch  lacke  u.  s.  w.  zu  danken.  Die 
diese  Meinung  weder  bei  den  Naturforschern,  reichlichen»  Düngung  hat  zunächst  eine  erhelt- 
niM-h  bei  den  Verti-etern  der  Landwirtschaft  liehe  Steigerung  der  Erträge  vom  Ackerbau  im 


Anerkennung:  oder  sofern  letztere  erfolgte, 
zog  man  doch  nicht  die  ffir  den  Aekerkiu 
daraus  sich  ergebenden  Folgerungen.  Bis  iu 
das  5.  Jahrzehnt  dieses  Jahrhunderts  herrschte 
bei  Praktikern  und  Theoivtikern  darin  Fchcr- 
einstiinmung.  dass  der  im  B*«lon  k-findlicho 
]|  ii  in  us  die  eigentliche  l'flanzennahrung  sei. 
MÜ  viel  grösserer  Bestimmtheit.'  als  früher 
de  Saussure,  sprach  Sprengel  in  seinem 
Lelirbuch  der  Chemie  (]S31)  mid  iu  seiner 
Düngerlehn*  (1S31V)  die  Ansicht  aus,  dass  die 
Pflanzen  der  Mineralstoffe  notwendig  hodürf- 
ten  und  zählte  die  letzteren  einzeln  nament- 
lich auf:  aber  auch  er  erkannte  die  grosse 
Tragweite  dieser  Tliatsache  nur  unvoll- 
kommen. Wie  starke  Zweifel  selbst  mass- 
gebende Autoritäten  gegen  dieselbe  hegten, 
beweist  am  ltosteu  der  F instand,  dass  noch 
1S3S  die  Göttinger  Akademie  der  Wisseu- 


allgeineiuen  herbeigeführt.  Aussenlem  hat 
aber  die  Möglichkeit  einer  ausgedehnten  An- 
wendung käuflicher  Düngemittel  ih  m  l*md- 
wirt  eine  viel  grossen»  Freiheit  in  der  Hand- 
habung des  Acki'ibaubctriclKS  gebracht. 
Früher  hing  die  Auswahl  der  anzuhauenden 
Feldgewächse  wesentlich  oder  gar  vorzugs- 
weise von  der  Menge  des  in  der  Wirtschaft 
selbst  erzeugten  Düngers  ab.  Der  Mangel 
an  solchem  hinderte  den  Iwmdwirt  oft,  die- 
euigen  nach  Boden-  und  klimatischen  Ver- 
lltnis.-en  geeigneten  Pflanzen  zu  Italien, 
weh'he  für  ihn  <lie  vorteilhaftesten  waren, 
oilcr  doch  daran,  diese  Pflanzen  in  der  wün- 
schenswerten Ausdehnung  zu  kultivieren: 
auch  die  Abschaffung  «Hier  Beseluänkung  der 
Brache  sticss  oft  auf  das  gleiche  Hindernis. 
Wenn  noch  gegen  Ende  des  IS.  Jahr- 
hunderts die  ersten  Autoritäten  wie  Arthur 


schaffen  einen  Preis  auf  die  Beantwortung  Young  und  A.  Thaer  zweifelhaft  waren,  ob 
der  Frage  setzte,  oh  die  Pflauzen  die  söge-  mau  zu  Getreide  den  Acker  tiefer  als  3—1 
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Zoll  pflügen  dürfe,  so  stützten  sie  üW  Be- 
denken lösender*  auf  (Jon  Umstand,  dass  es 
schwer  möglieh  sei.  für  eine  tiefen'  Acker- 
knmie  den   notwendigen  Dünger  herbeizu- 
schaffen.   Die  grosse  Ausdehnung,  welche 
der  Zuekerrül>ou>«au  iti  Franki-eich.  Deutseh- 
land ,    Oesterreich    während    des  letzton 
Menseh« uuüters  erfahren,  war  nur  unter  <ler 
Voraussetzung  möglieh,  dass  man  die  er- 
forderlichen Düngemittel  in  ausreichenden 
Quantitäten  käuflich  erwerben  konnte.  Man 
greift  wohl  nicht  fehl,  wenn  man  annimmt, 
dass  noch  zu  Beginn  des  Ii).  Jahrhunderts 
in  den  europäischen  Kulturländern  mindestens 
■4  d>s  AekeniP'ales  brach  lag.  als»»  nicht 
mit  Kultui-gewäehsen  bestellt  wurde;  nach 
der  Bodenstatistik  vom  Jahre   lsM  hetnig 
dagegen   im  ganzen   Deutschen  Keieh  die 
ßraehfläehe  mir  noch  f),l-H0©  der  gesamten 
Acker-  und  Gartonfläeho.     Das  dunh  die 
Beschränkung    iler    Brachhaltung  für  die 
jährliche    Bodennutzung  gewonnene  Areal 
kam  ausschliesslich  dem  Anlmu  von  Futter- 
kräutem.  Wurzelfriiehtcn.auch  wohl  Handels- 
gewächson  zu  gute,  wäluvnd  der  ( ietn'ide- 
l«au  im  Verhältnis  zur  gesamten  Ackerfläche 
sogar  eine  Ahnahme  erfuhr.    Ks  wird  sich 
nicht  weit  von  der  Wirklichkeit  entfernen, 
wenn  man  annimmt,  dass  zu  Anfang  des 
IV».  Jahrhunderts  im  Deutsehen  Hei  eh  etwa 
To"«  des  Ackerlandes  mit  Getreide-  und 
Hülsenfrüchten  tVstellt.  '>'*"  »  gebracht  und 
nur  .">"„  mit  Futterkräutern,  Wnr/.elfrüchten 
und    HandeJsge  wüchsen   angcUiut  wunlen. 
Nach  der  Anbaustat.  des  Jahn-s  lsiJ.'J  fielen 
dagegen  im  lloutschen  Keieh  von  «1er  ge- 
samten  Acker-  und   Gartenflächo  auf  Go- 
treide  und  Hülsenfrüchte  »Kl.'M'V  auf  Wur- 
zelgewächse Iti.l.'i"  .».anl  FutterkräuteriMKi" 
auf  Ackenveide  J.bl"  <>.  auf  Handclsgewächse 
o.WfV  auf  Brache  ."..i»l".,  und  auf  Garten- 
land  l.*»»"<>.    Für  den  proiissischen  Staat 
nach  seinem  Gebietsumfang  vom  Jahn'  1N02 
veranschlagt  Krug  den  l'mfang  des  kulti- 
viei-ren  Ackerlandes  auf  ungefähr  j\.  also 
auf  1>.77'e  der  Gesamtf lache  des  lindes. 
Im  iK'utsehen  Reich  lietrug  dagegen  1  s*KJ 
-Ia-  mit   Getreide.   Hülsenfrüchten.  Futter- 
kräutern.   Wurzel-    und    Handelsge  wachsen 
U>telJfe  Aekeranal  42.Ö7"  o  der  gesamten 
Lindesfläche.  und  /.war  ist  dieser  Urozont- 
>at/  in  den  Law  lesteilen,  für  welche  Krug 
H/J  seine  Rechnung  aufstellte,  mindestens 
cl-enso  gi>»ss  wie  der  durchschnittliche  für 
das  ]  Witsche  Reich.  In  Ostprousseu  betrug 
z.  R  JS93  die  mit  obigen  Gewächsen  kulti- 
vierte Ackerfläche  4-?.34°  o.  in  Westpivussen 
iHs^r,  der  Gesamtfläche  iler  liettvffendcu 
Provinz.  Die  stattgehabte  Vcrgnössoruiig  der 
jjiirlieh  zur  Erzeugung  v<>u  Feldpn>dukten 
urwendeten  FJa<  he  »st.  wie  slch  schon  aus 
■!fn  angeführten    Zahlen  ergeht,  allonlings 
nur  zum  Teil   auf   «Ii«  Kmschränkung  des 


Bmehlaudes  zurückzuführen :  zum  grösseren 
Teil  liegt  sie  in  dem  Umstand  begründet, 
dass  man  Lilndereieii.  welche  man  bis  dahin 
als  Wald.  Weide  oder  llutung  benutzte  und 
die  bei  diesen  Kultimirteu  nur  einen  sehr 
geringen  Krtrag  brachten,  oder  dass  man 
Oed-  und  Unland  zum  Ackerhau  heranzog. 
Ks  geschah  dies  in  demselben  Masse,  als 
die  Bevölkerung  und  die  Wohlhabenheit, 
damit  also  die  Menge  der  verfügban-n 
Arbeitskräfte  und  Meliorationskapitalien 
wuchs,  und  als  die  Verbesserung  der  Ver- 
kehrswege den  Alis.it/.  iler  Bodcnerzeugnisse 
erleichterte. 

III.  Wesentlich  unterstützt  wunlen  die  auf 
dein  Gebiete  des  Ackerbaues  gemachten  Fort- 
schritte durch  die  gleichzeitigen  Fortschritte 
in  der  Herstellung  1  a  n  d  w  i  r  t  sc  h  a  f  1 1  i  c  h  e  r 
!  M  aschinen.  Fürdie mannigfaltigsten  Arten 
|  der  Bodenbearbeitung,  für  flaches  und  tiefes 
Ufingen,  für  1  .eck ei  n  und  Wenden  des  Bodens, 
für  die  Bearbeitung  leichten  und  schwen-n 
Bodens,  für  das  Jäten,  Behacken  und  Be- 
häufeln der  in  Hei  heu  kultivierten  Gewächse 
'  sind  besondetv.  dem  jedesmaligen  Zweck  ent- 
spnvhendo  Werkzeuge  konstruiert  und  einge- 
führt wonlen.  Desgleichen  sind  jetzt  allent- 
halben Masellinen  für  die  bnitwfirfige  wie 
für  die  Drillsiat,  für  das  Mähen  von  Gras, 
Klee  und  Getreide,  für  das  Ausdivschen, 
Heinigen  und  Sortieivn  der  Körnerfrüchte 
in  Gebrauch.  Wo  wegen  des  Umfanges  der 
zu  bewältigenden  Arlwit  tierische  Kräfte 
nicht  ausivicheu,  braucht  man  zur  Inbetrieb- 
setzung der  Maschinen  die  Dampfknift,  so 
namentlich  1  m -i  Dn-schmaschiuen.  auch  bei 
Bodenbearbeitungsgeräten.  In  der  Krfindung 
und  Herstellung  guter  landwirtschaftlicher 
Geräte  und  Masi  hinen  ist  <  in»sbritannieii 
allen  übrigen  Lindern  vorangegangen  und 
noch  vor  Lfu  Jahn-n  nahm  es  auf  diesem  Ge- 
biete urilM'ilhigt  die  erste  Stelle  ein;  jetzt  ist 

ihm  Franktvicli  und  namentlich  Di'iitschland 
darin  vollständig  gleichgekommen,  ebenso 
Nordamerika. 

2t».  Die  bedeutenden  Verhevu-ruiiüen  in 
dem  Ackerlwinbctriebe,  welche  im  Liufo 
dieses  Jahrhunderts  sieh  vollzogen  haben, 
wären  nicht  durchzuführen  gewesen,  wenn 
nicht  fast  zu  gleicher  Zeit  eine  Abschaffung 
der  die  freie  Benutzung  des  Bodens  hem- 
menden gesetzlichen  Kinriclitungen  statt- 
gefunden hätte.  Dunh  die  Verleihung  des 
freien  Grundeigentums  an  die  Bauern,  durch 
die  Beseitigung  der  liäuerlichen  Dienste  und 
Abgaben  sowie  der  gemeinsam"  :i  Nutzungs- 
nn  lite  an  Gnmd  und  Boden,  durch  die  Auf- 
hebung des  Flurzwanges  sowie  dun-h  die 
Beseitigung  der  Gemenglage  der  Grund- 
stücke wunle  die  Mehrzahl  der  gnissenm 
wie  kleineren  Grundbesitzer  erst  in  die  liage 
versetzt,  ilm •  Felder  so  zu  U 'arbeiten  und 
mit  solchen  Gewächsen  zu  bestellen,  wie 
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ps  den  Anforderungen  einer  rationellen  Wirt-  j 
schaftuweise  entspraeh  |s.  Agrargeschiehte).  I 
21.  Wie  gi-ossartig  und  bedeutungsvoll ' 
auch  «Ii*-*  Entwickelung  gewesen  ist.  welche  I 
wähn.md    des    letzten    Jahrhunderts  dei-| 
Aekerhau  betrieb  tufol&c**  der  Einführung  neuer 
besonders  wichtiger  Kulturpflanzen,  iufolp« 
eines    angemessenen    Wechsels   der  Feld- 
früchte,  einer  besseivn  Bearbeitung,  einer] 
reichlicheren    Düngung    des    Bodens  etc. 
dunhgemacht  hat.  so  ilarf  dieselbe  doch 
keineswegs    als    bereits    abgeschlossen  he- 
trachtet  weiden.    Selbst  Ihm  ilen.  im  Acker- 
Iwiu  am   meisten   vorgeschrittenen  Kultur- 
v<"ilkern,  den   Engländern .   Franzosen  und 
Deutselien.  hat  nur  der  bei  weitem  kleinen« 
Teil  der  Ijandwirtsehaft  tivibenden  Bevölke- 
rung  aus   jenen   Fortsehritten   den  vollen 
Nutzen  gezogen:  es  sind  dies  vorzugsweise 
die  Besitzer  <«ler  Pächter  grösserer, 
auch  maneher  mittclgrosser  Oüter.  Bei 
den  Besitzern  oder  Pachtern  bäuerlicher; 
oder  ähnlicher  (i fiter  hat  sich  ja  ebenfalls 
der  Ackerbau  im  I^aufe  der  beiden  letzten 
Menschenalter  sehr  gehoben,  aber  die  .Mehr- 
zahl derselben  ist  doch  von  einer  irgend  voll- 
kommenen Ausübung  desselben  noch  weit 
entfernt.    Deingcmäss  hat  auch  in  den  am 
meisten  fortgeschrittenen  Kulturländern  Eu- 
n>pas  die   f ' 1 1 »•  1 1 1 k t i > 1 1 1  au  Ackcrhauorzeug- 
nisseu  noch  lange  nicht  die  Höhe  •■rreicht, , 
welche  seihst  auf  tfrund  des  jetzigen  Standes  | 
«ler  Erkenntnis  auf  wissenschaftlichem  wie 
praktischem  (iebiete  möglich  wäre.  Dabei! 
ist  diese  Erkenntnis  hinsichtlich  mancher 
wichtiger  Fragen  zur  Zeit  noch  eine  dun*])- 1 
aus  unvollständige,    Bezüglich  oer  für  das' 
(iedeihen  iler  Kulturpflanzen  entscheidenden 
Eigenschaften  der  einzelnen  Bodenarten  und  1 
der  im  Boden  sich  fortwährend  vollziehenden 
physikalischen  und  chemischen  Prozesse  so- 1 
wie  bezüglich  der  für  die  Ernährung:  und 
das  Wachstum  der  Pflanzen   gültigen  <ie- 
set/.e  ist  noch  vieles  unaufgeklärt.    Je  mehr 
ilie   wissenschaftliche   Forschung   und  Er- 
kenntnis auf  dem   (Jebiete  des  Ackerltaues 
fortschreitet  und  je  mehr  alle  Klassen  der 
I*ludklU  tl-eibellden  Bevölkerung  die  Resul- 
tate der   Wissenschaft   sich  aneignen  und 
praktisch  zu  verwerten  lernen,  desto  höhen.' 
Ertrüge  winl  der  Ackerbau  liefern  und  mit 
desto  giössei-er  Sicherheit  wenlcn  dieselben 
genügen,  das   Bedürfnis  au  Feldprodukten 
auch  für  eine  erheblich  grösseiv  Zahl  von 
Menschen  und  Haustien-n.  als  augenblicklich 
vorhanden  sind,  ausreichend  zu  befriedigen 
(s.auch  Aekerbausystemeundl-andsvirtschaft). 

Littemtur  zu  Ii—  I .  h.  a.  Anton.  t;r*rhiri,tc 

de,  dentxeheu  Land,,  irixrhaft .  .:  Teil,,  I ;.;<•/ it: 
t7i,u .loh.  Italic».  Ihr  l,.,t,„;«,h,h 
lytwj,  in«  dem  Ei<<lH*<lu  i>  iil» /.«»•/:/,  /'tri in  Isa.'i. 
A.  Momeyci- .  lUe  Kultur  der  t-indirirtxrli. 
X»t:/,rt„i,:t  „  ,    :  Ilde.,    I..i/i;ig   1  vv'<   und  />'•/. 


J.  iS.  von  Eckhardt*  e.dlxl-indigr  E.eperiinenUtl- 

:'ihn\'<mir,  .Irwi  l?.'..;,  II.  Ami.  l '*!.}.  Er.  Ilaber- 
landt.  /*'•/•  allge,,,.  landirirtxrh.  Pttanzmhait, 
W  h-,,  /,v ,-.'»,    Ed,  Helden,  l.ehrlmrh  ihr  lhi».,r>  . 

hhre,  IL  Aull.,  >  Ilde.,  1S7U  —  1SS7.  /,.  Krug, 
Iletrarhtuiige,,  iifirr  ,1m  Xalianalrrirhlnm  dex 
jaenxx.  Staate,  ,1,:,  1  Teile,  Berlin  IS».-,.  Chr. 
Ell.  Langethal,  tiexrhirhlr  der  drutxrhm  Land 
irirtxfhaft,  j  Hde.,  Jena  1S$ 7  .;/,*.  ./.  U,  />o- 
poldt.  Xiilzlirhe  und  auf  ifir  Erfahrung  </<•- 
gründete  Einleitung  zu  tlrr  hiniltrirtKchafl,  .7  Teile, 
Sil,;,,,  I ./,  Lleblg.  IHe  flu  , nie  i„  ihrer 
An  im „hing  auf  Agrikultur  un,l  Phgtinlugir, 
I.  Aufl.  ISIO  (hei  Lehiritm  ,le*  \'<rfa**er*  mal 
nur/,  ilexten  Tmle  rrarhirnen  za/ilrrirltr  neue  Aul- 
lagen ./.  O.  lAiUtlon.  An  Eurt/rla{Hte,li,t  ,,f 
agrirultiire ,  !...„, Ion  l.sjr,.  In  ,lrut*rhrr  l  'eln-r- 
xrtiung  erArhieurn  unter  <tt  in  Titel;  l.omluii , 
Einr  Enrgklo/H'i'lir  ,lrr  l.umliririrehuft ,  .'  Ilile., 
Weimar  IS't  —  tx.l.i.  II.  Marithai.  The  ,„ral 
ertauniiy  <>f  ,\>,rfi,U;  J  i  kIh.,  hnaUa,  17 SS.  Iter- 
Helbc.  The  rnnil  ermaang  uf  Y„rknhire,  >  ruh., 
huulia,    I7SS.  ilrm.ielhen     l'rrfuxsrr  laut 

ilunti  nufli  in  ilen  Jahren  17 SU  — -US  rirr  ireitrre 
Werke  erschienen  unter  ilen  Titeln:  The  rui"! 
rruwuiii/  aj  1  ilunrmterxh irr  t  uf  l)ie  Miillaiul 
t  'uiintiex,  uf  Ihr  Wext  uf  Etu/Ia nil,  uf  tlir  . \unthern 
t'uitnlir«  i.f  Euglantl.  Ih'e  luälen  Srhriße,,  r<.„ 
I7SS  niial  in  einer  deulxrhrn  l'elu  rx.  t'.ung  'lex 
tirafr,,  run  IKnleirilx  erxrhieiir,,.  Itrrlin  17'' 7  anil 

US,  llerli,,  isoa  anil  isai.   Joh.  Chr.  Srhnbart* 

•  U.uwaiiixrh  ■  kainrrulixtixrla  .Srhriße,,,  Teile, 
ls-i/>iig  I7S}  mal  ,v.;.  .1.  {i.  Schirellzcr.  Ihn- 
xtellung  ,1er  l.'imlirirtxrhaft  tiruxxlirilminie,,.., 
J  H'le.,  I.ei/tn'g  is.nt  „,,<!  .{<>.    .f.  X.  Schirerz. 

Anleitun<l  zur  Kenntuix  der  lirliiixrheu  Ijamlirirl- 
xrhaft,  .;  Ilde.,  Halle  lsa7  ,,,al  11.  l>rr*ellM>, 
Ilrxrh  reihum)  der  I.aiiduirtxrhufl  in  Wextfalru 
und  Kla  iiija  enxxen ,  >  lidr.  ,  Stuttgart  Is.lU. 
V.  Sprengel,  Ihr  Lehre  f.,,,  Dunger,  Leipzig 
ISiU.  A.  Tharr.  Einleitung  zur  Kenntnix  der 
rnglixrhrn  Landirirtxrhnft ,  .:  Ilde.,  Hamaa-er 
1,'US  l>a't.  IterHrlltr.  t  •randxa'tzr  der  raliiaallen 
Landirirtxrhnft .  }  lld. . ,  Her/in  lsta—U.  .1. 
Vottng  hat  etu-u  H)  llürlar  landirirtxrhaftlirhri, 
Inhultex  gexrhrieliei,  ;  ein  Wrzeirhnix  derxeflien 
rindet  rieh  in  Lmiduiix  Enrgklu/iadie,  ein  ireniger 
rullxtändä/rx  in  Th  ü  r*  englixrta  r  Li  lld 'n-irhehafl . 
A.  \\  ftnt.  Lu„d,i  irtsrl,„flli,  l,e  M«xrhtnriiku,id> , 
IL  Aull.,  llerli,,  1SSU. 

Th.  Frltr.  von  der  Haitz. 


Ackerbaasysteme. 

I.  Iietrritf  und  Einteilung.  II.  Kürnerwirt- 
schaft.  III.  KeMsrraswirfsfhaft.  IV.  Kruoht- 
wwiischvirtschaft.  V.  Weidewirtschaft.  VI.  Mo- 
difikationen in  der  Handhalmim;  der  A. 

I.  Begriff  und  Einteilung.  1.  Begriff. 
Puter  Ackerbausy stein  versteht  man  im  ente- 
ren Sinn«'  des  Wortes  die  Art  und  Weise, 
in  welcher  der  Acker  zur  Erzeugung  von 
Boden  produkten  verwendet  winl:  dieselbe 
drückt  sich  aus  in  der  F r ue h  t  f  o  1  ge .  duivh 
welche  sich  nicht  nur  die  Art  und  Menge 
der  /.um  Anbau  gelansrenden  liewächse.  son- 
dern auch  deivn  Anfeinandertolg,.  U-stimmt 
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Indessen  wird   schon  das  Won  Ackerbau« 
und  ebenso  die   entsprechenden  Ausdrücke 
in  anderen  Sr»ra,«-hon  auch  in  dem  weiteren 
Sinne  aiipew»->iulot,  dass  man  darunter  die 
gesamte  Landwirtschaftliche  Bodenkultur  oder 
.rar  den  panz.cn  huulw  irtsehaltlicheii  lt^ri«d> 
versteht.     In   ersterein  Sinne  schliesst  der 
Ausdruck  ^  Aekerliau«  gleichzeitig  die  Wiesen- 
und  Weiden  utzunp  in  letzterem  Sinne  ausser- 
dem noch  die  Viehhaltung  in  sieh.  Dieser 
Sprachpd>raueh   hänpt  mit  dem  rmstande 
zusammen,   dass  der  Aeker  die  wichttpstc 
Grundlap*  des  landwirtschaftlichen  Botriel.es 
Lüdet,  dass  von  seiner  Beschaffenheit  und 
vinejn  I'mfang  hauptsächlich  die  Kinrichtuni; 
de*   piuzeu    landwirtschaftlichen  Betrielies 
l-dinpt    wird .    dass   er  vorzugsweise  die 
ni»-UH-hliehen    und   tierisehen  Arlieitskräfte 
,-owie  das  Kapital  des  I-uidwirts  in  An- 
sj-rii'-h  niintiit.    Demp'inäss  hat  auch  der 
H'^nff      Aekerhausy  stein '    eine  viel 
weitere  Den |. Mitling,  als  die  soclicn  anp»p-- 
)--u--.    Vun  iler  Benutzung  des  Ackerlandes 
liiin^t  iler  {'infam;,  in  pTinp-rcni  Masse 
aii'-h  die  Art  der  Zu«-  und  Nutzvichhnltunp 
d-r  erforderlichen  Gebäude.  Maschinen  und 
Geräte.  de>  Betriebskapitals  mehr  wie  von 
allen  sonstigen  Verhältnissen  ah.  Andrer- 
seits  muss  die  Kruchtfolp-  mit  Rücksicht 
auf  die  vorhandenen   Wiesen  und  Weiden, 
auf  die  Möglichkeit.  l»estiinmte  Nntztiere  mit 
Krfolir  halten  zu  können,  auf  die  zur  Ver- 
fiiLMinp  stehenden  Arlieitskräfte  und  Kapi- 
talien  p-wählt  werden.    Die  Art  der  Acker- 
niitzuiifr  bildet  den  am  meisten  charakteris- 
tischen Teil  des  panzon  landwirtschaftlichen 
Betrielies.  und  daher  erklärt  es  sieh,  dass 
der  Betriff  AekerUuisysteni'  sehr  viel  mehr 
urnfasst   als  die  Art  und  Weise  iler  Be- 
nutzung   des    zur    Krzeupmir    von  Feld- 
zewächsen  verwendeten  Hodens.     Die  Be- 
zeichniine:  der  wichtigsten  Ackcrhiusy  steine 
ist.  wie  nach  ohip»r  Darstellung  erklärlich. 
iilleplin<:s  lediglich  der  lietivffenden  Forin 
der  Aekeniutzun^r  entnommen,  wie  ■/..  B.  aus 
deti  Ausdrücken  Di-eifelder-.  Frucht  weehsel- 
Wirts-  luift  11.  s.  w.  hervorpdit:  aher  mit 
derselben   ist   gleichzeitig  die  Oipinisjition 
iler  pinzen  Wirtschaft,  wenigstens  in  ihren 
Grundzüpen.  p'pdien.    Im  weitesten  Sinne 
deckt  sich  daher  der  Bcpriff  -Ackerliausysteiii' 
mit  dem  Beirriff   dandwirtschuftliches  Be- 
triehssy stein  <■  oder  'Wirtschafts- 
system ' . 

'I  Ein  tei  Inn p     Die   Heliauuu£  des 
Ackei-s  hat  vorzugsweise  den  Zweck.  Nah- 
naip-mittel   für  die   Menschen  und  Haus- 
fi'-p-  zu  erzeupen.  und  die  Produkte  der  letz- 
teren  dienen    wiederum   vorzugsweise  für 
•Ii-  menschliche  Kmahrunp   Die  Kultur  von 
l'ihiu.  i).  welch.*  s^nstip-  Bedürfnisse 
Manschen  IWriodipen  sollen,  nimmt  nur  einen 
kleinen  Teil  der  landwirtschaftlich  b-nutzten 


Fläche  in  Anspruch.  Zur  menschlichen 
Ernährumr  dienen  hauptsächlich  die  Ge- 
tre idearten,  zur  tierischen  die  Futter- 
pflanzen, wähivnd  die  H  ü  1  se  n  f  r  ü  eh  t  e 
und  Wurzelgewächse  je  nach  iluvr  Art 
und  je  nach  den  örtlichen  Gewohnheiten 
Uild  mehr  für  den  erstereii.  hald  mehr  für 
den  letzteren  Zweck  Verwendung:  finden. 
In  dem  pinzeu  Deutschen  Reiche  waivn 
von  der  p-samten  Acker-  und  Gartcuflächc 
im  Jahn»  1  S!»:<  hehaut:  mit  Getreide  (ein- 
schliesslich Buchweizen.  Hirse.  Mais)  "nVtt  I"  •>. 
mit  Hülsenfrüchten  ."iJ>4"  mit  Wurz.l- 
p^wäehsen  und  Gemüse  KiJ.'i"»,  mit  Futter- 
kräutern  einschl.  Ackerweide  14.'Jl"n.  zu- 
sammen JH.;t»»"i>:  von  den  übrip-n  si.7n"o 
fallen  r».SH°o  auf  Brache,  der  Best  auf 
Handels-  und  Gartenp-wächse.  Man  darf 
also  annehmen,  dass  mehr  ;ils  "  w  des  pm/eii 
Ackerlandes  der  Kiyeupim;  von  inenschlieheti 
Nahruiipsinitteln  oder  Viehfutter  dienen. 
Das  Menp-nverhältnis  zwischen  dem  diesen 
I iciden  Grup|N-u  von  Produkten  p-widnioteii 
Anal  ist  allerdinps  in  den  einzelnen  (ie- 
p'ilden  sehr  verscliieilen.  Die  grossen  Ali- 
weichunp'ii  werden  vorzupsweise  durch  die 
Menp»  und  die  Bes.haffenheit  der  nehen 
dem  Aekerlande  vorhandenen  Wiesen  und 
ständiu'eii  Weiden,  also  der  dauernd  dein 
FufterKiu  p'widmeten  Flächen  iH^linpt.  Je 
umfangreicher  ond  liesser  die  letzteren  sind, 
desto  wenip-r  Kutter  hraiicht  auf  dem  Acker 

erzelltrt  ZU  Welilen,    lllld    UlUp'kehrt.  Demi 

die  psamte  Viidihaltnn^  mir!  damit  die 
p'samte  Fiilterproduktion  in  einem  land- 
wirtschaftlichen Betrieh  muss  in  einem  p-- 
wissen  Verhältnis  zu  dem  p>samten  Acker- 
lande in  der  nämlichen  Wirtschaft  stehen, 
wenn  nicht  Verluste  nach  der  einen  oder 
anderen  Richtung  eintreten  sollten. 

Die  Körner  der  Getreidearton  bilden  eine 
jederzeit  verkaufsfühip*  Wan*.  man  hezeich- 
ni't  dies«  llien  daher.  zuNimmeii  mit  den  für 
•  las  Ackerhausystem  wenii;  ins  Gewicht 
fallenden  Haudidsp'Wächseu.  als  Markt- 
pflanzen:  im  (iep-nsatz  zu  den  Futter- 
kräiitern  (einschliesslich  Ackerweide)  und 
den  zur  Vortütterun«:  dienenden  Wurzel- 
früchten.  welche  mau  p«meiiisehaftlich  unter 
dein  Ausdruck  -Futterpf  lanzeie  zu- 
sammen fasst. 

Aus  der  obip'ii  Darstelluni!:  wird  es  nun 
leicht  erklärlich,  weshalh  das  Menp-nver- 
hältuis.  in  welchem  der  Anluiu  von  Markt- 
pflanzeii  zu  dem  von  Futterpflanzen  auf 
dem  Aekerlande  stattfindet,  der  Acker- 
nutzunir  hauptsächlich  das  Geju-äp-  Lfielit. 
weshalli  demnach  die  einzelnen  Aekerliau- 
systeme  sich  vorzugsweise  durch  die  ah- 
weieheiide  (iestaltuiiL;  dieses  Verhältnis-es 
s  chanikterisiei>-ii. 

Ks  pielit  Wirtschaften,  in  welchen  das 
Ackerareal   uanz  oder  zum   weit  üherwie- 
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genden  Teil  zu  «lern  Atibau  von  (ietiv'i«le  I 
«.K<ji*n«»rfrüehten  im  engeren  Sinti«.1)  benutzt 
wird:  man  nennt  «li«'s  System  --»Körner-' 
w  i  rt  s«- Ii a  f  t  .  ihn-  l*>kanntcstc  Form  ist  die  i 
Dreifehlerw'hlschaft.  In  andoi-en  Wirtschaf-  I 
t«'ii  belmut  man  «las  Ackerland  eine  Reihe : 
von  Jahna  mit  <j«»tivido  und  lässt  es  dann  j 
•  •in«'  Ibihe  von  Jahren  als  Weide  li«»gen, 
«•>  fiiulet  also  perio<l«'iiweise  «'in  Wechsel 
zwischen  eigentlich«»!!!  FeMhau  und  (irashau 
oder  zviselieu  Markt frueht bau  und  Futter- 
liau  statt:  «lit^s  System  führt  die  Bezeich- 
nung Feld  gras  w  i rt schaf  t? ,  wird  auch 
öfters  .  K  o  p  p  e  l  w  i  r  t  s  c  h  a  f  t«  genannt.  Bei 
einer  «Iritten  Form  der  Ackernutzung  wechselt 
regelmässig  oder  annähernd  ivgelmässig  von 
Jahr  zu  Jahr  der  Anbau  von  Körner-!  Malm-) 
f nicht en  mit  d«'in  von  Futter-  oder  sonstigen 
BlattpfJaiiz«'u.  Man  nennt  «lies  A<korl>au- 
systetn  •  F  r  u  «•  h  t  w  e  c  h  s  e  I  \v  i  r  t  s  c  h  a  f  t  . 
Die  drei  genannt««!!  Ack«>rl>ausyst«'iu«>  sin«l 
di«'jenipen.  unter  wek'ho  sich  alle  Formen 
«les  A«-kcrl*auli«'trich«»s.  welch«1  für  die  Ver- 
gangenheit oiler  tlie  tilgen  wart  eine  irg«»nd 
herviirragende  Beileiitung  h«'sitzen,  einreihen 
lassen.  Als  ein  viertes  System  kann  man 
allerdings  noch  die  \Vei<ie-  «xler  (iras- 
wirt  schaft  hi-trachtcn,  hei  welchem  «lie 
«ler  laiidwiilsehaftlicheu  Benutzung  unter- 
liegend«' Fläche  zum  w««it  ülterwiegen'len 
Teil  zur  Clrasnutzung  dient,  während  der 
Ackerhaii  ganz  in  den  Hintergrund  tritt. 
I'nter  ilen  Ackerbau-  «xler  den  landwirt- 
schaftlichen Btriebssysteinen  wenlen  auch 
wohl  noch  aufgeführt:  Brand- W  i  rt- 
s.haft  ,  >Moor-\V.  .  freie  W.  .  In- 
dustrie-W.--;  aber  alle  diese  Ausdrück«', 
soweit  sie  üb'rhnnpt  eine  Beivchligung  haben, 
l»i-z«'iehneu  nicht  besondere  Allen  «les  Acker- 
hauhetrieltes.  somleni  durch  einzelne  Eig«»n- 
tümlichkeiten  ausgezeichnete  Formen  der  be- 
reits genannten  Systeme.  Nur  «lie  Wald- 
feld- (auch  Hackwal«!-.  Ilaiiliergs-  u.  s.  w.) 
Wi  rt  sc  ha  f  t .  welche  aber  nicht  häufig  mehr 
vorkommt,  konnte  ixx'h  als  ein  besonderes 
Ackerliausystom  ltetnn.'htet  wenlen.  indem  lx»i 
ihr  ein  j>erio< lischer  Wechsel  zwis«h<>n  Wahl- 
nutzung  und  Ack«'rnutzung  auf  «l«»n  näm- 
lichen Flächen  stattfindet.  Im  Xachfolgen- 
«len  solh-n  die  am  nn.-isten  «-harakteristiseh«m 
Eigenschaften  sowie  «lie  g««sch  icht- 
tiche  Ent wickelung  «ler  verschied«'ii«Mi 
Ackerhausysteme  kurz  dargelegt  werden. 

II.  Körnerwirtschaft.;!.  Bci«ler  K  ör  uer- 
w  irtschaft  im  engsten  Sinne  des  Wortes 
winl  «las  Ackerland  lediglich  zur  Erzeugung 
von  KörinTfrüchtcn  (Getreide)  verwemlet, 
wühivnd  «lie  Futtererzeugung  auf  liesonderen, 
hi««rfür  dauernd  bestimmten  Flächen,  «len 
Weiden  und  Wiesen,  stattfindet;  «las  Acker- 
land gewählt  «len  Tieren  nur  Nahrung 
durch  «las  mit  den  Körnern  gleichzeitig  pn>- 
«luzicite  Stn«li  und  «lurch  das  etwa  auf  der 


Brache  und  auf  «len  St'<p[>elf«.'ldern  von 
selbst  gewachsene  Futter.  Die  am  nieist«'u 
bekannte  und  verbreitete  Form  «ler  Körner- 
wiitscliaft  ist  di«>  Dreif  <»1  «1  er w  i  rt  schaf  t , 
welche  etwa  von  «lern  5).  bis  zum  ersten 
Drittel  «les  19.  Jahrb.,  also  ungefähr  lmn» 
Jahre  hindurch,  in  dem  grösst««n  Teil  Eun>- 
pas  das  herrschend«»  Aekerlwusystem  ge- 
wf.'sen  ist,  und  welche  in  iii<nlifizi«'rt««r  Ge- 
stalt  noch  jetzt  vielfach  geübt  winl.  B«'i 
der  ursprünglichi'n,  der  reinen  Drei- 
felder-Wirtschaft  war  das  ganze  Ack«»r- 
laml  in  '.i  m«"«glichst  gleich  grosse  Teil« 
(Feld,  Zeig«»,  oder  Flur  genannt)  zerlegt, 
von  denen  im  jährlichen  W«'chsel  einer 
brach  lag,  ein«  r  mit  Wintergetreide.  einer 
mit  Sotnuiergetreide  bestellt  w  unle:  nament- 
lich in  ält»'ien  Zeiten  kam  «'s  auch  nicht, 
selten  v««r.  dass  mau  das  Wintergetreid«'f<-l<l 
ebi'iifalls  ganz  oiI«t  zum  Teil  «lern  Aul  «au 
von  Sommergetreide  unterwarf.  Di«'  ix-ben 
«lein  Ackerlande  vorhandenen  stän«ligeu 
Weiden  und  Wiesen  dienten  zursonimei  lichen 
Ernährimg  der  Zug-  und  Nutzten-  und  «ler 
Gewinnung  von  H«mi  als  Winterfutter  für 
dieselben.  Ausserdem  wurden  die  G.'tivide- 
stoppelf.'lder  sowie  «Ii.«  Bnu-he  l«is  Johauni 
heweiilet :  von  «len  Wiesen  pflegt««  man  bloss 
einen  Hruschuitt  zu  nehmen  und  di'->«  llieu 
im  Frühjahr«»  wie  im  Herbst  dem  W«i«le- 
gang  zu  unterwerfen  |  Vor-  un«l  Xachweid««!. 
Auch  die  Wähler  wurden  bis  gegen  Ende 
des  IS.  Jahrhunderts  in  ausgedehntem 
Masse  zur  Weide  benutzt.  spät«-r  erfolgt«» 
im  Interesse  <l«»r  WaMpfl-'g.«  Kinschränkung 
od«»r  gänzliche  Beseitigung  «lieser  Nutzung. 
In  Dorftuarkuugen  lagen  ;dl«>  zu  einer  Flur 
gehörenilen  Ackerstücke  räumlich  zusamm««u ; 
es  gab  also  eine  Brach-,  eine  Winterge- 
treide-uml  «'ine  Sominei-gctreiile-Flur.  welch«» 
zur  Weii|«»zeit  gemeinschaftlich  von  allem 
I)orfvi«-h  genutzt  wunlen:  ainh  auf  «l«»r 
ständigen  Weide  fand  gein«'ins<-haftliche 
I  Nutzung  statt. 

4.  So  lange  bei  dünner  Bev<"»lkeruug  d«T 
Umfang  «l«.'s  A«kerlau«les  im  Verhältnis  zu 
«lern  Umfang  «les  «h-r  Weide-  und  Wieseu- 
!  nutziing  unt«>rworfeiieti  Ai>»al«»s  g«'iing  war, 
könnt«' diel  >n'if«'lderwirtsehaft  als  eine  zwixk- 
,  mässige  Wirtschaftsweise  l»  tra«-ht«»t  wenh-n: 
|  Wi«-sen  und   W.'iil'ii  Iief«>i1en  genügeu«l«^s 
|  Futt«»r  zur  Ernährung  «-ines  ausreiclienih'n 
Viehstau«les.  und  «ler  erzeugte  Düng.-r  «li  «  kte 
<lasB«'(lürfuis  der  wenig  ausg«.»d«.'hnt.'n  Ack.»r- 
f lache.   Als  mau  ab-r  anfing,  «las  Ackerland 
auf  Kosten  von  Weiden  und  Wald  auszu- 
dehnen, «lie  Wahl-  uml  Wh'senwehh»  einzu- 
schi-änken,  trat  «'in  Missverhältiiis  zwischen 
lietrcidchau  uu«l  Düngi'n'izeugung  ein;  «lie 
Dreifeldenvirtschaft,  welche  l>is  dahin  zweck- 
mässig war.  wunle  m«'hr  und  mehr  unhalt- 
Uir.    Von  «ler  Mitte  «les  vorigen  Jahrhun- 
derts ab  waren  «lie  b«'«l.»nt«'n«ler»'ti  I^ui'l- 
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und  Staatswirte  davon  fi!*»r»iiipt,  dass  eine 
Aenderung  der  Wirtschaftsweise  nötig  sei, 
da-s  nvan  mehr  Futter  auf  dem  Acker  Umvn 
müsse,  um  mehr  oder  Wss»-ivs  Vidi  halten 
und  reichlieheivn  DünpT  pniduzioivii  zu 
können.  Das  einfachste  Mittel  liierzu  fand 
man  darin,  das*  man  < Ii»»  Brache  pwz  oder 
zum  T»-il  mit  Futterpflanzen .  Wurzelp*- 
wöehsen.  Hülsenfrüchten  liestollto.  Di«»  nine 
Dreifelderwirtschaft  wunle  diuvh  «Ii.«  sop-- 
nannle  verbesserte  D.  ersetzt,  U>i  welcher 


■las  Ackerland 


in 


!*.  12 


rar  1  r» 


Felder  geteilt  ist.  Von  derse|l>en  ist  1  .•  mit 
Winter-.  !  i  mit  Sommorp-tivide  Miaut.  1  :• 
tiäirt  die  <>l>engenanntcn  Früchte,  sofern  nicht 
Q'-eh  für  einen  kleinen  Teil  ilie  Brache  liei- 
l»lialten  wird.  Ein*-  Fruchtfolye  nach  ilem 
System  der  verU  •ssertcu  Divifelderwirt- 
-<  haft  ist  z.  R  nachstehende  llMeldrip- : 
h  Brache.  J,  Winter-«!.,  '.i)  Sommer-«!..  4) 
Wurzelf rüchte.  :>»  W.-G..  »►)  S.-(i.,  7)  Klee, 

-»  W.-G..  !>,  S.-G..  III,  Hülsenfrüchte.  II)  W.- 
G.  U)  S.-G. 

Die  wrU'sserte  Dreifelderwirtschaft,  wel- 
che tu«  h  heute  in  zjililn  iclien  häuei  lichen  B*- 
Trielw  ri  sieh  findet,  hat  vor  der  ivinen  viele 
Yorzüp-.  Sir>  ermöglicht  eine  stärkere 
Futter]  tn«luktion  und  damit  ■■ino  liessoiv 
Viehhaltung  und  reichlichen'  Dünp'tvr- 
z"iumng:  die  produktiven  Kräfte  des  Halens 
werden  vollstftndip>r  ausirenutzt.  und  es  ist 
>  in.*  «.deichmassip-re  Yerteihniy  der  zur  Ver- 
fiipmg  stehenden  ArhcitsknVteauf  den  ganzen 
Sommer  diiivhfuhrhar. 

Ausser  der  Dn-ifelderwirtsehaft  triel.t  es 
ti-x  h  andoi-e  Formen  der  Körnerwirtschaft, 
w.d.-he  al»er  sämtlich  nur  eine  örtlich  M 
invnzte  oder  zeit  lieh  Uild  vorüU>rp«hende 
Bi-deutnng  gehabt  hnlwn  oder  noch  haben. 
So  die  V  i  e  rf  e  1  d  e  r  w  i  rt  seha  f  t :  1 1  Brache, 
Winter-« 'M  und  4)  Sommer-« i..  oder  die 
Zm  ei  f  e  I  de  r  wtrt  schaf  t ,  U«i  welcher 
Krache  mit  Körnerhau  ivpdmässig  von  Jahr 
zu  Jahr  wechselt. 

Zu  den  Körnenvirtsehaften  ist  endlich 
da»  von  Fraas  als  Kinfeldorw  irt  schaff 
^•zeichnete  AekeHmusystem  zu  rechnen,  hei 
»■••Icliein  auf  demsellien  Felde  uuimterhrochen 
<lie   irleiehe     Körnerfrucht    gebaut  winl. 
Schwerz  nennt  dies  System  Krzkörner- 
Wirt  schaff     und    tierichtet   von  ihn-in 
Vorkommen  in  Westfalen.  Frans  von  den  n 
Vorkommen  in  Griechenland.  Zur  Einfeldcr- 
»irfseliaft  würde  auch  das  im  Westen  von 
Nordamerika,  namentlich  auf  den  trrossen 
Farmen,  noch    vielfach   MrieMio  System 
^•liön^fi.  f»>i  welchem  auf  dem  Ackerlande 
•Jahr  aus  Jahr  ein  Weizen  p-haut  winl.  und 
zwar  ohne  Düngunp.   Ks  ist  dies  ein  Raul»- 
^tfiii.  welcher  mit   der  Zeit  einem  anderen 
Sv stein    weieben     innss.   welches    für  ilie 
.NVhhalripkeit  <I«m-  A^keivrtnlge  gnissoiv  <ta- 
ranfie  leistet. 


III.  Feld»:  ras  Wirtschaft.  \  Puter  Feld - 
Kraswirtschaft  verstellt  mau  dasjenige 
Ackeihansystein.  \»'\  welchem  das  Acker- 
land ah  Wechsel  iiil  eine  Reihe  von  Jahren 
zur  Krzeiipui^  von  «retreide,  in  p'rinp'r 
Ausdchuuns;  auch  wohl  von  andep-n  (ie- 
wächs^'n,  unil  <lann  eine  Keiho  von  Jah- 
ivn  zum  (i  ras  hau  lieuutzt  winl.  Da  die 
(}  ras  schlafe  gewöhnlich  ahp-weid.-t  werden, 
s<»  stellt  dieses  System  einen  |>criodis<dien 
Wechsel  von  Körnerl<au  und  Wcidciiutzun<r 
auf  dem  Ackerlande  dar.  Die  ursprüntrliche 
Form  dcsselhen  nenut  man  wilde  Fcldinw- 
wirtschaft.  B»>i  ihr  winl  ein  Teil,  gewöhn- 
lich der  erhel»lich  kleinen',  des  »ranzen  jdlug- 
han^u  Lindes  mit  Könn-rfrüchten  so  lantre 
liestellt.  als  der  Krtrau:  dess<  llH'n  noch  loh- 
nend  eix  heint.  Dann  lässt  man  di.  sen  un- 
!h  haut  liep-ii.  er  nU  rzieht  sich  mit  (inis 
und  anderen  wildwachsenden  Pflanzen  und 
dient  als  Weide.  Von  dem  früheivu  Weide- 
land winl  irleichzeitiir  ein  nach  Grösse  und 
Beschaffenheit  pvi^netes  Stück  herausire- 
nommen.  p-dün^t,  Iwarheitet  und  mit  «ie- 
tn  ide  wieilerum  so  lamre  iM  stellt.  als  es  up»- 
nilp-nde  Krtnlp'  li.deil.  Aehuhche  l'r- 
sacheii  wie  diejeuitren.  welche  in  der  zweiten 
Hälfte  des  ls.  Jahrliiinderts  allmählich 
einen  1'el.eriraiiK  von  der  reinen  zu  der  ver- 
lM'sserten  Di-eifelderwirtsehaft  hcclinirten, 
ffihilen  s<hon  etwas  früher  eine  rmwaixleluni; 
der  wilden  in  die  <;e i  e«;e  1 1 >•  Fold<rras-W. 
herln-i.  Die  letzten-  charakterisiert  sich  da- 
durch, ilass  das  irauze  für  den  AckcrKiu 
i  hestimmte  Awil  in  eine  Anzahl  möglichst 
|  srh-ich  irmsx'r  Teile  (Schläp'  o<ler  Kttpfwdn 
p-naunt)  zerlep!.  winl:  auf  dii-sen  haut  man 
alsdann  zunächst  eine  hestimmte  Reihe  von 
Jahivu  «tetn'ide  und  lässt  sie  dann  eine  l»e- 
stimmte  Reihe  von  Jahn-n  zur  « inisuutzuu«; 
lietron.  Die  (icsimtzahl  wie  die  Zahl  der 
für  jede  der  lieideii  Nutzuiip-n  hestiminten 
Sehlap'  ist  vorsclm-don.  In  Holstein, 
wo  sich  die  FeldiriaswirtM  haft  im  17.  Jahrh. 
eiuhürp  rt.'  und  von  wi»  sie  im  ls.  inni 
1!>.  Jahrh.  auf  einen  grossen  Teil  des  nönl- 
lichen  und  nordöstlichen  Deutschlands  ül^r- 
trapMi  wunle.  wählte  mau  die  [Zahl  der 
Schlüp'  meist  zwischen  l<l  und  l.">.  Der 
1  erste  wunle  p-hracht  und  stark  p-dünpt, 
dann  folgten  4,  .">.  selten  mehr  « iettvide- 
!  sehlap«,  <lie  ührip-n  trup-n  Gras.  In  jeil.Mn 
Mahre  wunle  derjenip>  «iias-chlap  welcher 
am  längsten  pdep>n  hatte,  nnip'lintcheu. 
s;edün>rt  und  im  Herhst  mit  Wiliteiveti-eido 
ln'säet.  Eine  in  Holst. -in  weit  verlm-itete, 
no<  h  jetzt  vorkommende  FruchtfoL'e  nach 
diesem  System  i>t :  1)  Brache.  2)  Winter- 
P'treide.  — .">)  Summenp'tn'ide,  ('.—  In) 
Weide.  Mit  dein  Aufkommen  dos  Kleelaiies 
f intr  mau  an.  die  Weidenutzuni:  nicht  dem 
uatürli<-heit  Gniswuchs  zu  iÜ»erlas>en.  sondern 
in    den    letzten   Getreid.-^-hla».'    Klee  und 
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Gräser  einzusäen :  auch  wurde  häufig  und 
winl  jetzt  gewöhnlich  der  erste  Grassehlag 
nicht  abgeweidet,  sondern  abgemäht.  Futer 
dem  Kinfluss  des  im  Anfang  des  1!».  .lahrh. 
aufkommenden  Frucht  wochselsysteius  be- 
schränkte man  aucl»  häuf itr  die  Zald  der 
unmittelbar  aufeinander  folgenden  Körner- 
früchte daduivh,  dass  man  Hülsenfrüchte, 
später  auch  Wur/el^e wilclise  zwischen  die 
Getreideschlägo  einschob.  Kino  solche  Frucht- 
folge   ist   /.,   15.   nachstehende:    1)  Brache. 

2)  Wiutot-G..  3)  Sommor-G.,  4)  Hülsenfrüchte, 
."»).  Winter-  oder  Sommer-G.,  Ii)  Wurzelge- 
wächse, 7)  Sonunergetivide,  S)  Mähekloo, 
U) — 12)  oder  mehr  Weide.  Winl  die  Zahl 
der  Weideschläge  noch  stärker  beschränkt 
und  hei  den  übrigen  Schläfen  ein  annähernd 
regelmässiger  Wechsel  von  Halmfrüchten 
(Getn-ide)  und  Blatt  friiehten  innegehalten, 
so  entstellt  ein  Ackerhausystem,  welches 
eine  V  erei  n  i  g  n  n  g  von  Fru  c  h  t  wec  h  se  I- 
ii n il  Feldgras  Wirtschaft  bildet.  Dieses 
ist  das  im  nonlöstlichon  Deutschland,  von 
Mecklenburg  bis  Ustpi-oussen  und  Hosen,  am 
meisten  verbreitete  Feldsystem.  Auf  den 
besseren  Hodenarten  ist  die  Zahl  der 
mit  eigentlichen  Feldgewüehsen  bestellten 
Schläge,  bei  welchen  man  zwischen  Halm- 
früchten und  Blattfriichteu  möglichst  abzu- 
wechseln sucht,  verhältnismässig  gn.ss,  die 
Zahl  der  Klee-  und  Woideschlägc  verhältnis- 
mässig klein ;  umgekehrt  auf  geringen  Beden- 
arten. Auf  grossen  Gütern  hat  man  öfters 
2  Fnichtfolgen  oder  Rotationen.  Die  eine 
umfasst  die  fruchtbareren,  meist  auch  näher 
beim  Wirtschuftshofe  gelegenen  Grundstücke 
und  heisst  danach  Hinneu-  oder  luuen-Ro- 
tation;  die  andere  die  entferntotvn.  weniger 
fruchthaivn  Grundstücke,  unter  der  Bezeich- 
nung Aussen-Kotatioiif .  Die  Binnen  -K. 
nähert  sich  in  der  Art  und  Aufeinanderfolge 
der  Gewächse  schon  sehr  der  Frucht- 
wechsel-\\\.  während  die  Aussen-R.  noch 
ganz  den  t'hanikter  der  Feld  gras- W.  an  sich 
trägt.  Beispiel:  I.  Bi  n  n  e  n  -  Ho  tat  i  on  (10 
Schläge):   1)  Biaclie,  •>)  liaps  oder  Rübsen, 

3)  Wintorgettvide.  4)  Hackfrüchte. ."»)  Sommer- 
getivide.  f»)  Mäheklee.  7)  und  s\  Weide.  !)) 
Winteigetn'ide,  lu)  Sommergetreide.  II. 
Aussen -Rotation  (S  Schlage):  1)  Brache. 
2)  Wintergetreide.  "»)-  7)  Weide.  S>  Winter- 
oder  Sommergetivide. 

♦i.  Kino  eigentümliche  Kutwickelung  hat 
die  Fcldgraswirtsehaft  in  manchen  süddeut- 
schen Gebirgsgegenden,  wo  sie  auch  wohl 
den  Namen  Kga  rt  e n  w  i  rt  sc haf  t  führt, 
im  Luife  der  Zeit  durchgemacht.  Dieselbe 
ist  dort  von  jeher,  soweit  uiiscre  geschicht- 
liche Kenntnis  ivicht.  einheimisch  gewesen. 
Auf  sie  hat  die  im  I*uife  des  Ii).  Jahr- 
hunderts stattgehabte  Kinführuug  des  Frucht- 
wechs-dsystcins  einen  weit  geringeren  Kin- 
fluss ausgeübt  als  auf  die  Fe|dgras-\V.  im 


nördl.  Deutschland.  Die  Kgarten-W.  trägt 
noch  heute  manche  Merkmale  der  ursprüng- 
lichen  Feldgias-W.  au  sich.  Man  baut  auf 
dem  Boden  mehrere  Jahre  hintereinander 
Aekerfrüchto.  und  zwar  grösstenteils,  zu- 
weilen ausschliesslich.  Getividearten .  und 
ülx'rlässt  denselben  dann  eine  Reihe  von 
Jahren  dem  natürlichen  Graswuchs;  das 
Gras  winl  nach  Bedarf  entweder  abgehütet 
oder  abgemäht  und  zu  Heu  gemacht,  dem- 
nach als  Weide  oder  Wies»»  lieuiitzt.  Dal>oi 
ist  in  vielen  Gegenden  die  Zahl  der  Jahn" 
für  die  Benutzung  zum  Feldbau  oder  zum 
Grasbau  nicht  fest  bestimmt,  sondern  winl 
je  nach  der  Beschaffenheit  der  einzelnen 
Grundstücke  und  je  nach  dem  Bedarf  an 
Feldfrüchten  oder  an  Futter  beliebig  ge- 
wählt. Ks  giobt  allerdings  auch  Gegemlen. 
in  welchen  man  die  Kgarten-W.  in  gen-gelteren 
Formen  hotiviht ;  wo  man  das  ganze  zum 
Ackerbau  geeignete  IjuhI  in  b-Mimmlc 
Schläge  einteilt,  wo  ebenso  eine  fest«»  Zahl 
für  die  Frucht  Schläge  und  die  Grasschläge 
innegehalten  winl.  und  wo  man  Im »i  d»-r 
Auswahl  und  der  Aufeinanderfolge  der  Feld- 
gewächse  den  Grundsätzen  des  Frucht- 
wechsels einigermassen  Rechnung  zu  tragen 
sucht.  Beispiele:  J.  Für  besseren 
Boden  (12  1«  Schläge):  1»  Kopfkohl:  2) 
Sommermggen ;  .\)  Flachs;  4)  Sommerroggen  : 
ö)  Kartoffeln:  0)  Hafer:  7)— 12»  oder  1*) 
Wiese  oder  Weide.  II.  Für  geringeren 
Boden  bei  hoher  Gebirgslage:  ]> 
SomineiToggon  ;  2)  Hafer:  :*)  Sommern.ggen  : 
4)  Hafer:  ."•)  Sommerroggen ;  0)  Hafer:  7  -12» 

oder  Jh.  Wiese  oder  Weide. 

IV.  FruehtwoehHelwirtsehaft.  7.  Bei  der 

Fruchtwechsel-W.  im  stivngsten  Sinne  des 
Wortes  findet  alljährlich  ein  ivgclnuWiger 
Wechsel  indem  Anbau  von  Halmfrüchten 
(Getn-ide»  und  Blat  t  f  rüchten  (Hülsen- 
früchte. Futterkränter.  Wurzelgewächse. 
Handelspflanzen»  statt.  Da  nun  die  Blatt- 
pflanzen, nach  der  Anbaufläche  berechnet, 
zum  grössten  Teil  dhvkt  oder  indiivkt  (Rück- 
stämie  der  Kartoffe|bi>>nnerei  und  Rüben- 
zuekerfabrikation)  verfütteii  wenlen.  so  kann 
mau  wohl,  allenlings  mit  gewissen  Kin- 
schränkiingen  sagen,  dass  bei  der  Frinlit- 
wechsel-W.  ein  Wechsel  stattfindet  im  An- 
bau von  Marktpflanzen  und  von  zur  Yer- 
füttcrung  bestimmten  Gewächsen. 

Die  günstige  Wirkung  des  Fruchtwechsels 
auf  die  Krtragsfähigkeit  des  Bodens  war 
schon  den  alten  Römern  bekannt;  tnttzdem 
machten  sie  davon  nur  einen  geringen  Ge- 
hrauch, trieben  vielmehr  vorwiegend  K'örner- 
wirtschaft.  wahix-heinlich  aus  dein  Grunde, 
weil  ihr  Bedarf  an  auf  dem  Acker  gebautem 
Futter  kein  erheblicher  war.  Sie  befriedigten 
denselben  gn'isstenteils  durch  den  Krtrag  der 
Wiesen  und  ständigen  Weiden.  Auch  das 
ganze  Mittelalter  hindurch  und  bis  in  die 
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Min»-  des  IS.  Jahrhunderts  wurde  von 
>lni  ^••nnanisi-hon  wie  romanischen  Völkern 
v<>!»  >|.-m  Fruchtwechsel  nur  vereinzelt  (>e- 
brauch  gemacht:  die  Kornerwirtschaft,  in 
man- heu  (i««genden  auch  die  Feldgraswirt- 
«liaft  waren  vie|in«'hr  «lie  fll»] u*ii**:i  Ack«*rhau- 
-vM.'iii.-.  Anfän^r  der  Frucht  w«««'hselwirt- 
~  luift  fin«h-ti  sich  in  früherer  Zeit  nur  «lort. 
iv..  .in"  besonders  dichte  und  wohlhabende, 
namentlich  eine  stark.'  stä«ltisohe  Bevölke- 
rung  'Ii--   Notwemligkeit   und  Möglichkeit 

•  Lu-Ji-tt.  mannigfaltigere  ninl  wertvolleiv  pp»- 
•tukT>-  auf  ili'in  Acker  zu  erzeugen  und  zu 
.i!ii.''  !ü'  s-j'u.'ii  Preisen  abzusetzen.  Am  iiin- 
fanm-ei.  hst«'ii  scheint  «lies  in  B-Igion  und 
« »l.-ritalien  der  FaJl  gewesen  zu  sein:  auch 
in  <l«-r  Nähe  einzelner  grosser  Hamhlsstädte 
va  Ikur.«  bland  wie  Krfurt.  Fninkfuit.  Nürn- 
l»-n:.  Hier  nalun  aber  der  Ackerbau  schon 
■l-ii  «'harakt«-r  dos  UarteriUtues  an  und  irinic 
:ti  '|f«n-«-llM'ii  ülter.    In  irgend  grösserer  Ans- 

•  l'-hmmg   fand   d.'r  Fruchtwechsel  auf  «Ii»' 

•  i^'ntli'  li«'  I^andwirtsdiaft  oi-st  um  die  Mitte 
■  i--  \<.  Jahrhunderts  in  <  trossbntanni<»n 
Anwendung,  obwohl  auch  dort  mu  h  z.n  Ende 

•  Ii-». ■<  Jahrhundorts  die   Körner-  od«r  die 
F"!<lLrr.i>\viiiüi-haft    di.'    Oberhand  hatten. 
Aviiiir  Y«»uug  lierhhtet  177-1.  dass  in  d«'n 
!->t.mLr--l'atit.'ii   <  jogoii<b*n  (Trosshritatini««n> 
f.iL'-Midi'r  Fnir  lit\v.'<  hs.'| :  1 )  Kühen  ;  2)  <  b»rstc 
"l'-r  Hafer;  r5i  Klee;   1)  Wi'izi'ii  ttcoliachtct 
w.  n|.-.  währen«  I  er  .tri« *ü'hz*'ititr  über  Frank- 
reich U-merkt.  dass  dort  die  gewöhnlichsten 
Ordnungen    der    FeMhestolhing   seien:  1) 
Bra'  h'- :  2)  Weizen :  <><l.>r  1 )  Brach*« :  2\  Weizen : 
>t  (i.  i-ste  oder  Hafer.    Ks  unterliegt  keinem 
Zw.  if.-I.  dass  mau  in  Kurland,  wie  später 
in   LMitschlaml   und  Frankreich,  auf  den 
Fruchtwechsel  durch  «Ii««  Notwendigkeit  ge- 
führt wunle,  mt'hr  Futter  auf  dem  Acker 
zu  Uuien.    um   mehr   und   Itessores  Vieh 
halten  zu  kennen  mxl  melir  Dünger  zu  er- 
zeu^'ti.    Zu  diesem  Zweck  schob  man  Klee 
■«1"!  andere  Futt»'rkränter  sowie  Bülten  od«T 
v.nsfi<;c  Wurzelgewächse  zwischen  die  früher 
aii>s.  lili.-sslich  gebauten  Körnerfrüchte  ein. 
Auf  solchem  Wejje  kam  A.  Thaer.  ohne 
Kenntnis  von  dem  englischen  Fruchtwechsel 
zu  halten .    auf  die   nämliche  Fruehtfolge, 
«vli-he  A.  Young  als  die  in  den  Itostan- 
«'•■Uiufen  Teilen  Kurlands  übliche  anführt. 
S|«t.'i-  eist   lernte  Tita  er  die  englischen 
j.ifi  lwii-ts<  liaftlichen  Schriften  kennen,  sowie 
il-n  f'insfand.  dass  jener  Fruchtwechsel  l>o- 
vindei-s  in  der  Gnifsehaft  Norfolk  im  Oe- 
'miifii  sei.  f>a<luiTli  hat  »leivllM-  in  peutseh- 
irn-l  d'-n   Xaiiwfi     Norfolk<-r  Frucht- 
u  .m  Ii  sei    erhalt*»»  :  or  ist  jrleichzeitii;  das 
\~»r)iil>l  für  die  m»Mst«M»  Landwirte  geworden, 
»"'•lclie  die   fnihor  prühte  Kürnerwirt Schaft 
inn.'i  die   FnuMtw*'<'hsehvirt.schaft   zu  er- 
setzen   vej-sucht.Mi.      -    Eine  allgemein...-,. 
V.rf,!vitiiri"|uit  *1i««  Fnic  htwc  Sisel-W.  sowohl 


in  Kngland  wie  in  Deutschland  und  Frank- 
n^ich  ei-st  im  V.K  Jahrh.  gefunden.  Dies*'H>e 
hing  zusammen  einerseits  mit  der  vermehrten 
Einsicht  in  die.  Vorzüge  dieses  Systems, 
andrerseits  mit  der  gesetzlichen  Beseitigung 
derjenigen  Hindernisse,  welche  der  freien 
Benutzung  des  Bodens  his  dahin  entgegen- 
standen, wie  Flurzwang,  fremde  Weiderecht«.. 
Frondienste.  Zehnten.  Man  machte  auch 
l»ald  die  Erfahrung,  «lass  der  N«>rfolk«'r  Frucht- 
wechsel in  seiner  ursprünglichen  (testalt 
auf  «lie  Dauer  nicht  durchführbar  s««i.  weil 
der  Klee  inissriet.  falls  man  ihn  regelmässig 
alle  1  .lahre  auf  <l««m  gleichen  Felde  wieder 
anhaute.  w«'il  auch  die  Brache,  wenigstens 
für  viele  Verhältniss«-.  noch  uneiitlM«hrli«-h 
H'hien.  Deshalli  vermehrte  man  «lie  Zahl 
der  Schläge,  suchte  alter  innerlialh  derselhen 
•len  Norfolker  Frucht we«  lisel  heizulx-halten. 
Kine  lk'siiinlers  Itekaiintc  und  vielfach  nach- 
geahmte Frucht  folge  nach  diesem  System 
ist  «ler  von  Schwerz  in  Hohenheim  «nn- 
geführte  nix  1  dort  viele  Jahrzehnte  gehaml- 
haltte  sogenannte  II  o  Ii «« n  Ii  e  i  m  e  r  Frueht- 
w«vhscl:  Ii  Brache;  2|  Haps;  3|  Wintt'ige- 
treide:  4|  Wiir/.elfrüchte ; ."»)  Soiuinergetivi«h' ; 
•i)  Klee;  7)  Wintergetrehle.  Die  Schläge 
.'>-  (i  enthalten  den  Norfttlker  Fruchtwechsel. 

n.  Die  Einführung  des  Frnchtwechs.'lsys- 
t.  nis  hat  eine  vollständige  rmgestaltiiiig 
<l<"^  Ackcrbauhetriehcs  und  damit  der  Kand- 
wiilschaft  ülwrliaupt  bewirkt.  Duii-h  den 
Wechsel  von  Blatt-  uiif  1  Halmpflanzen  wurd«« 
•  •ine  bessiM-.-  physikalische  B«'schaffenheit 
.|es  Bodens  herbeigeführt,  di«'  rntenlrückung 
des  1'nkrautes  erleichted.  die  Beseitigung 
o«ler  doch  erliebliche  Einschränkung  der 
Brach*«  erin<">gli«  ht,  «Ii.-  M««nge  «les  auf  dem 
Acker  gebauten  Futt«'i-s  vermehrt  und  damit 
di<«  iinerlässliche  Voraussetzung  zu  einer 
Vergrt"»ss"iung  und  lusseren  Haltung  «l««r 
ViehU'stämh'  sowie  zu  einer  Vermehrung 
der  Düugerpnxluktion  gegeben. 

Die  günstig«-!!  Wirkungen  des  Frucht- 
w«'«  !is«  lsysteins  zeigten  si«-h  übrigens  nicht 
allein  in  denjenigen  Wirtschaften,  welche 
«lasselbe  vollständig  sich  zu  eigen  machten. 
son<l«'rn  auch  in  denjenigen,  welche  aus 
irgend  «'inein  (irunde  ili««  Körner-Wirtschaft 
otleraiich  <lie  FeMgnis-W.  iM'ilM'halteu  wollten. 
Denn  die  hehlen  letztgenannten  Ackerbau- 
svstem«'  halMm  unter  «lein  Einfluss  der 
«fliuidsätze  >les  Futterweclistds  eine  dui-cll- 
greif.'inle  Veränderung  .'rtahi-»«n.  Di««  hoivits 
erwähnt«-  Venlrängung  «ler  reinen  Dreift«l'ler- 
wirtschaft  «lun'h  'Ii««  verbesserte,  sowie  die 
gleichfalls  erwähnte  rmgestaltiiiig  «ler  F«  Id- 
graswirl sehaft.  I»'i  weh  hereiu««  Veriniii'huung 
in  «h'rZahl  i|»t  aufeiuau<lerfol^eu«h«u  Körner- 
früchte durch  Einschieitiing  von  BlattfnVhteii 

stattfand,  siml  na«-hweislic!i  auf  «las  B««strel  

/.urüek7.uführ»«n.  sich  ili«'  Voit.'ile  iles  Fnu-ht- 
wech.-els  möglichst  zu  Nut/..-  zu  machen. 
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Tu  zahlreichen  Wirtschaften  giobt  es  heut- 
zutage Fruehtfnlgen.  welch*1  auf  der  Grenz- 
II nie  zwischen  der  Frucht  Wechsel- W.  einer- 
seits um!  >ler  Körner- W.  oder  der  Feldgras- W. 
andrerseits  sich  befinden.  Die  Fruchtwech- 
sel-W.  liat  den  Mangel,  dass  sie  in  ihrer 
reinen  (iestalt  keine  Weideschläge  enthalt; 
unter  allen  Verhältnissen,  in  welchen  der 
Weidogang  der  Nutztiero  während  des 
Sommers  auf  dem  Acker  nc">ticr  oder  nützlich 
erscheint,  wird  man  daher  der  Feldgras-W. 
oder  einer  Kombination  von  Frucht  wechsel- 
nd! Feldgra-s-W.  den  Vorzug  geben  müssen. 
Ausserdem  gehört  die  Frucht  Wechsel- W.  zu 
den  intensiven  Ackerbausystemen  und  (>onn- 
sprueht  als  solches  relativ  viel  Arbeitskräfte 
und  Kapital.  Wo  eins  dieser  Rmduktions- 
mittel  nicht  in  hinreichender  Menge  oder 
nicht  peinigend  wohlfeil  tteschafft  werden 
kann,  ist  ebenfalls  die  Feldgras-W.  mein-  an 
der  Stelle.  letztere  findet  sieh  daher  auch 
heute  noch  vielfach :  so  z.  B.  in  Kurland, 
und  zwar  wegen  des  dort  herrschenden 
Mangels  an  Arbeitskräften;  ferner  auf  den 
meisten  grossen  Gütern  des  nördlichen  und 
besonder  des  nonlöstlichen  Deutschlands, 
zum  Teil  aus  dem  nämlichen  Gnuide.  zum 
Teil  auch  wegen  Kapitalmangel. 

V.  Weidewirtschaft.  lt.  Dieselbe 
bildet  kein  so  fcstgcsehlossenes,  einheitliches 
AckerlKUisy stein,  wie  die  bereits  genannten, 
kommt  vielmehr  in  den  verschiedensten 
Formen  vor.  Ihnen  ist  das  eine  gemein, 
dass  der  eigentliche  Aekerl.au  an  i'mfang 
und  Bedeutung  hinter  die  Weidenntzuug 
zurücktritt,  dass  domgemäss  der  Schwer- 
punkt der  landwirtschaftlichen  Produktion 
in  der  Viehhaltung  und  Viehnutzung  liegt. 
Sie  wird  teils  dort  geübt,  wo  die  geringe 
Dichtigkeit  der  Bevölkerung  oder  die  Bc- 
m  haffenheit  des  Rodens  oder  Klimas  den 
Ackerliau  wonig  lohnend  machen,  oder  wo 
Boden.  Klima  und  Absatzverhältnisse  den 
Orashau  und  die  Viehuutzung  besonders  vor- 
teilhaft  erscheinen  lassen,  obgleich  der  Acker- 
Lau  an  und  für  sich  sehr  wohl  möglich 
war»'-.  Der  erste  ('instand  giebt  den  (irund 
all  für  die  Weidewirtschaften  in  wenig  kulti- 
vierten (legenden,  wie  vielfach  in  Südamerika. 
Australien  und  im  südöstlichen  Europa; 
ferner  für  die  eigentümlichen  Weidewirt- 
schaften in  den  Alpen  (s.  Alpenwirtschaft); 
endlich  für  die  Weidewirtschaften,  welche 
mau  auch  in  Deutsehland  und  anderen  in  der 
Kultur  fortgeschrittenen  I^indcm  in  dem 
Cebersehw«  •inniTingsgeliief  grösserer  Hüsse 
findet,  wo  die  Gefahr  der  rehorschwemtiumg 
der  an  und  für  sich  zum  Ackerbau  wohl 
geeigneten  Grundstücke  die  Benutzung  der- 
selben für  diesen  Zweck  im  rät  lieh  macht. 
Der  zweite  ('instand  ist  entscheidend  für 
Hinrichtung  der  Weidewirtschaft  in  den 
Marschdistrikten,  deren  Boden  zwar  auch 


bei  Aekernulznng  eine  hohe  Beute  abwerfen 
würde,  welcher  aber  tau  Weidenutzung 
wegen  der  geringen  Betriebskosten  einen 
noch  höheren  Reinertrag  bringt.  Derartige 
Weidewirtschaften  finden  sieh  z.  B.  an  der 
Westküste  Schleswig-Holsteins,  in  Ostfries- 
land, in  den  Mündungsgebieten  der  Weser, 
KHk\  Weichsel  und  des  Progels,  der  Memel. 
ferner  in  Holland. 

Die  Weide- W.  in  allen  ihren  Formen  ge- 
I  hört  zu  den  extensiven  Betriebssystemen, 
d.  h.  das  zu  ihrer  Führung  erforderliche 
Anlage-  und  Betriebskapital  ist  relativ  niedrig 
,  im  Verhältnis  zu  dem  Grundkapital  und  zu 
|dem  Reinertrag  des  ganzen  ("iiternehmens. 
'<  Die  Weide- W.  bedarf  wenig  Gebäude,  wenig 
i  Zugvieh,  w  enig  Maschinen  und  Geräte  und 
einen   geringen   Aufwand   au  Arbeitslohn. 
Den  weit  überwiegenden  Teil  des  Anlage- 
kapitales nimmt  der  allerdings  ausgedehnte 
i  Xutzviehbestand    in    Anspruch.  Letzterer 
setzt  sich  meist  aus  Rindvieh  zusammen. 
Nur  in  Gegenden  mit  magerem,  trockenem 
Boden  oiler  trockenem  Klima  oder  in  Distrikten 
mit  sehr  ungünstigen  Verkehrsmitteln  tritt 
,  die  Schafhaltung  in  den  Vonlergrund, 
;  weil  die  Schafe  geringere  Ansprüche  an  das 
;  Futter  machen  und  ihr  Hauptprodukt,  die 
Woll> \  eine  gwsse  Transport-  und  Aufbe- 
1  wahrungsfähigkeit    besitzt;    dies   z.    B.  in 
i  manchen  Teilen  von  Südamerika,  Australien, 
|  Russland. 

Wo  die  Weide-W.  mit  Rindviehhajtung 
verbunden  ist.  hält  man  entweder  Milch- 
vieh oder  Mastvieh.  Teils  ist  dies  durch 
althergebrachte  Gewohnheit  bestimmt,  teils 
aber  auch  durch  die  örtlichen  Verhältnisse 
geboten.  In  den  Weidewirtschaften  der  Al- 
pen hat  man  überall  Milchviehhaltung,  weil 
das  Al]>engras  für  Mastvieh  steh  weniger 
eignet,  Masttiere  auch  das  Weiden  auf  den 
Bergen  nicht  gut  vertragen  würden.  Iu 
Holland  herrscht  ebenfalls  die  Michviehhal- 
tung  vor,  obwohl  dort  Mästung  eltonso  gut 
betrieben  worden  könnte.  Hier  ist  jene  da- 
durch besonders  vorteilhaft,  dass  man  sie 
mit  einer  ausgedehnten  Aufzucht  von  jungen 
Tieren  und  Verkauf  dei-selben  ins  Ausland 
verbindet.  In  deu  deutschen  Marschen  tivibt 
man  vorherrschend  Mästung  des  Rindviehes. 
Man  ist  dadurch  iu  den  Stand  gesetzt,  den 
Nutzviehbestand  während  des  Winters  auf 
die  geringe  Zahl  von  Tieivu  zu  beschränken, 
welche  nötig  sind,  um  den  eigenen  Bedarf 
an  Milch  und  Butter  zu  befriedigen.  Gleich- 
zeitig ist  mau  der  Notwendigkeit  überhoben, 
für  einen  gn>ssen  Vorrat  an  Winterfutter 
uud  Stivustmh  zu  sorgen,  dessen  Beschaffung 
bei  <lem  geringen  l'mfang  des  Ackerlandes 
für  Weidewirtschaften  mit  erheblichen 
Schwierigkeiten  und  Kosten  verknüpft  zu 
sein  pflegt. 

VI.  Modifikationen  in  der  Handhabung 
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der  A.  Alle  geregelten  Ackerwirtschaften 
Iäsm-h  sieh  auf  eins  der  genannten  System«1 
ziirückführeu  oder  stellen  eine  Mischung  von 
Systemen  dar.  Ausser  denselben  findet 
man  auch  wohl  noch  andei-e  aufgeführt,  aber 
U  i  näherem  Betracht  bilden  diesellieii  kein 
liesondeivs  Aeherliausvstem.  sondern  ledig- 
lich Moilifikationeu  eines  oder  des  anden-n 
Systems.    Die  -wichtigsten  sind  folgende: 

1»>.  Die  Bra ud  w  i rt schuf t.  In  man- 
chen Gebenden  winl  in  mehr  oder  weniger 
regelmässigen  Zwischenräumen  die  obere 
Narbe  d»>s  Bodens,  naehdem  man  dieselln; 
mit  dem  Pfluge  abp*sehält  oder  mit  der 
Handliaeke  losgelöst  hat.  einein  Brennprozess 
unterworfen.  Besonders  häufig  geschieht 
dies  l»'i  Moorboden,  in  dessen  Substanz 
gleichzeitig  das  Material  zur  ruterhaltung 
des  Bivuum-ozesses  darg« d toten  ist.  Die  zu- 
nlckgoblioWne  Asehe  winl  ausgestreut  uud 
darauf  das  Land  eine  Keihe  von  Jahivn 
mit  Sommerölfrüchten,  Hafer.  Buchweizen 
oder  anderen  geeigneten  Kcldgew  ächsen  be- 
stellt. Werden  die  Krnten  mit  der  Zeit  zu 
kümmerlich,  so  überlässt  man  die  Grund- 
stücke dem  Graswuchs  und  beuutzt  sie  als 
Weide  oder  Wiese,  bis  man  glaubt,  dass  sie 
naeh  aU'nnaligem  Bnnueu  wieder  im  stände 
seien.  Fi  ldfiTichte  für  einige  Jahre  zu  trauen. 
.Man  hat  diese  Betritdisweise  wohl  als  Moor- 
brand-W.  iH'zeichnet:  sie  ist  aber  weiter 
nicht.-»  als  eine  eigentümliche,  sehr  piimi- 
live  und  ungeregelte  Komi  der  Keld  gras  Wirt- 
schaft, welche  mit  Hecht  eine  Raubwirtschaft 
genannt  wonlen  kann.  Notien.lings  wird  sie 
allmäldich  venlrängt  durch  die  sog.  Moor- 
dammkultur, bei  welcher  der  Moorboden 
d iip di  rationelle  Entwässerung,  durch  Be- 
fahren mit  Knie  und  Düngen  mit  minerali- 
schen Dungmitteln  zu  sehr  gutem  Acker- 
lande umgeschaffen  und  befähigt  wird,  alle 
nach  Massgal»o  des  Klimas  anbaufähigen 
Eeldgewät  hse  mit  Erfolg  hervorzubringen. 
Das  bei  der  Moonlammkuitur  zur  Auwendung 
gebrachte  Ackerbausystem  ist  fast  ausnahms- 
los die  Kru«  htwechsol-W. 

Auch  Imfh  der  Koldgras-W..  besonders  in 
der  Konn  der  Egarten-W.  (s.  sub  G),  kommt 
in  manchen  Gegenden  ein  regelmässig  wie- 
derkelnvndes  Bivnuen  der  abgeschälten  Bo- 
dennarbe vor:  so  z.  B.  im  Schwarzwald, 
dem  Odenwald  und  andeivn  Gebirgsdistrik- 
teu.    Das  Brennen  wird  in  diesem  Kalle 
mit  der  XaH>e   des  letzten  Weitleschlages 
vorgenommen,  um  denselben  besser  zu  be- 
fähigen, uiui  wieder  eine  Keihe  von  Eeld- 
fnk-hten   zu    pir>duziereu.     Besonders  um- 
.-tandJicii  und  kostspielig  wird  diese  Mass- 
JT>H  dadurch,  dass  man  das  Material  zur 
f "nferiialtiing  des  Dnmnprozesses  in  Gestalt 
von  Holz,  gewöhnlieh  Keisig.  erst  herliei- 
stlja/fen  nitiss.     Da  ausserdem  der  Boden 
durch  das  Brennen  seines  ohnehin  geringen 


Huniusgehaltos  zum  grössten  Teil  lierauht 
winl,  so  ist  diese  Art  der  Brandwirtschaft 
in  noch  höheivm  Grade  als  die  vorhin  ge- 
schilderte eine  Hanbwirtsi  haft  und  durchaus 
verwerflich. 

Die  dritte  Art  der  Brand-W.  kommt  vor 
bei  der  Waldfeld-  oder  Hackwald- 
o»|er  II a u be rgs-Wirtsehaft.  Von  dieser 
lässt  sieh  allerdings  sagen,  dass  sie  ein  he- 
sondeivs  System  der  Ho<lenbewirtschaftuiig 
darstellt :  indessen  repräsentiert  sie  nicht 
mehr  ein  eigentliches  Ackerbausystem.  son- 
dern eine  eigentümliche  Verbindung  von 
Waldbau  und  r  cid  hau  (s.  Ilaubergswirt>chaft». 

11.  Die  W i  r t  s c h a f  t  in  V e r b i n d u n g 
mit  technischen  Nebenge  werben. 
Mit  manchen  latidw.  Betriclien  sind  tech- 
nische Nebengewerbe  verbunden.  So- 
weit dieselben  sich  damit  abgeben,  nicht 
Ackerprodukte,  sondern  von  der  Knie  be- 
reits dargeliotones  Material  zu  verarbeiten, 
üben  sie  auf  die  Handhabung  des  Acker- 
ltaues  und  der  Landwirtschaft  überliaupt 
keinen  irgend  erheblichen  Einfluss  aus, 
wobei  aber  nicht  ausgeschlossen  ist.  das* 
die,  erzielten  Kabrikate,  sei  es  durch  Ver- 
wertung in  der  eigenen  Wirtschaft,  sei  e* 
durch  Verkauf,  eine  bedeutende  Kosten- 
ersparnis oder  Ertragssteigerung  des  land- 
wirtschaftlichen rnternehniens  In 'wirken 
können.  Sie  berühren  aber  das  Aekorhau- 
systein  als  solches  nicht  und  sind  mit  jedem 
Äckerhausy  stein  veivinkar.  Zu  diesen 
Ncben^mvet  lH'u  gehöivn  z.  B.  die  Ziegel-  und 
Torffabrikation.  die  Kalkbivimend.  Eine 
ganz  andere  Stellung  und  Bedeutung  be- 
sitzen diejenigen  \ebengewerbi\  welche  die 
Verarbeitung  von  Ackerbau«*  r/ciignissen  zum 
Zweck  haben.  Bei  diesen  handelt  es  >idi 
darum.  Pnwlukte.  welche  im  Verhältnis  zu 
ihrem  Volumen  oder  Gewicht  einen  gc- 
ringen  Geldwert  oder  welche  eine  geringe 
AuflVwahnuigsfähigkcit  besitzen .  welche 
daher  einen  weiten  Transport  nicht  Wzahlt 
machen,  in  eine  konzentiiertere,  haltl»ai-eiv, 
leichter  t raus] HirtierUire  Konn  zu  bringen. 
In  wellig  bevölkert« -Ii  Luiden)  mit  schlechten 
Verkchi-smittelii  kann  zu  solchen  Erzeug- 
nissen das  Getreide  gehören.  Durch  die 
Verarbeitung  auf  Spiritus  (Branntwein» 
gieht  mau  demselben  «/ine  für  den  Hände] 
geeigneten:  G.stalt,  In  einzelnen  Teilen 
Kusslands  und  anderen  noch  wenig  kulti- 
vierten Ländern,  welche  zugleich  für  Go- 
livideproduktion  sich  b«sondeis  eignen,  tritt 
daher  die  G  e t  re  i d  e  b  re  n  n  e  rei  noch  jetzt 
häufig  als  landwirtschaftliches  Xehengew  erbe 
auf.  Krülier  war  das  Gleiche  auch  in 
Milteleunjp»  häufig  der  Kall.  Nachdem 
hier  alter  durch  die  Verbesserung  der  Ver- 
kehrsmittel überall  G«deg«>nheit  geboten,  «las 
Getreide  jed«-r  Zeit  auf  den  Markt  bringen 
zu  können,  ist  die  ( ietivid«"brennerei  vor- 
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Fahrikationszweig  geworden.  -  1 
halten    diejenigen    Nobengewerbe , 


wiegend  ein  städtisches  Gewerbe  geworden, 
zumal  der  Grosslietrieh.  welcher  in  den 
Städten  leic-liter  als  auf  dem  Ijuide  gchand- 
habt  weilen  kann .  erhehliehe  Vorteile  g»>- 
währt.  In  noch  höherem  Grade  ist  die 
Darstellung  von  Hieraus  (ierste  oder 'Weizen. 
Bierbrauerei,  welche  früher  vorwiegend 
ein  landwirtschaftliches  N'ebengewerbe  dar- 
stellte, nunmehr  wesentlich  ein  städtischer 

Dagegen 
welche 

W  n  r  zeig  e  wüchse  in  ein  konzentricrteres, 
handelsfilhigeres  Fabrikat  ninsehaffen,  eine 
erhöhte  Bedeutung  gewonnen.  Als  solche 
kommen  hauptsächlich  in  Betracht  <lie 
Kartoffel  und  die  Zuckerrübe,  von 
denen  jene  in  Spiritus  oder,  wiewohl  sel- 
tener, in  Stärke,  letztere  in  Zucker  verwan- 
delt wird :  K  a  r  t  o  f  f  e  1  b  re  n  n  e  r  c  i .  S  t  ä  rk  e  - 
f  a  b  r  i  k  a  t  i  o  ii ,  K  ü  be  n  z  u  c  k  e  r  f  a  b  r  i  k  a  - 
tion.  Kartoffeln  wie  Zuckerrülien  sind  sehr 
wasserhaltig  (Tö"  i.  I>ezw.  Sl%  Wasser)  und 
l>esitzcu  eine  gering«?  Transjiort-  und  Auf- 
bewaliningsflihigkeit :  Zuckerrülien  sind, 
ausser  an  Zuckerfabriken.  ülicrhaupt  nicht 
verkäuflich,  Kartoffeln  in  grosser  Menge  und 
zu  angemessenen  Pivisen  auch  nur  in  dicht 
bevölkerten  (legenden  oder  liei  sehr  guten 
Verkehrsmitteln.  Andrerseits  gelten  Kar- 
toffeln und  Zuckerrüben  Iwi  geeigneten 
Bodenverhältnissen  einen  hohen  Kohertrag. 
und  ihr  Anl»au  wirkt  sehr  günstig  auf  den 
Ertrag  der  nachfolgenden  Gctividefrüehte. 
Deshalb  bilden  namentlich  für  die  mittel- 
europäischen Länder.  Deutschland,  Oester- 
ivich  und  Fnuikivich.  die  Kartoffelbrennerei 
und  Kübenzuckerfabnkation  in  der  Gegen- 
wart wlir  wichtige  landwirtschaftliche 
Ni  liengewerl«- :  die  erstere  voj-zugsweise  für 
Distrikte  mit  mehr  leichtein.  sandigem 
Boden,  die  letztere  für  Bezirke  mit  tief- 
gründigein, mildem,  fruchtbarem  Boden.  — 
In  Brennerei-  und  Zuekorrübenwirtsehaften 
wird  zwar  kein  besonderes  Ackerbausystem 
gehandhabt,  aber  die  Verbindung  von  Kar- 
toffelbreiinen'i  oder  BülMMizuckcrfahrikation 
mit  dem  landwirtschaftlichen  Betrielte  übt 
doch  einen  grossen  Einfluss  auf  den  Wirt- 
sehaftslietrieh  im  ganzen  und  damit  auf  den 
Ackerltaubetrieb  aus.  Gewöhnlich  wird 
1  r, — 1  .{  des  Ackerareals,  im  Durchschnitt 
etwa  '4.  mit  Kartoffeln  oder  Zuckerrtlben 
bestellt,  ein  zweites  Viertel  muss  zum  An- 
l»au  von  sonstigen  Wurzelgewächsen  nnd 
Futterpflanzen  verwendet  werden,  so  dass 
höchstens  die  Hälfte  für  den  Getreideliau 
übrig  bleibt.  Dadurch  ergieht  sicli  gewisser- 
massen  von  selbst  für  derartige  Wirtschaften 
die  Anwendung  des  Frucht  Wechselsystems 
oder  einer  Kombination  von  Fruchtwechsel- 
und  Fe  kl  graswirt  schaff.  Die  Rückstände 
der  Brennerei  wie  der  Zuckertabrikation 
(Srhlemjte,   Rübenschuitzel)   bieten  grosse 


Mengen  liesonders  für  Masttiere  geeigneten 
Futters  «lar.  In  Wirtschaften  mit  den  be- 
treffenden Nebenge  werben  pflegt  daher  ''ine 
ausgedehnte  Nutzviehhaltiing  zu  sein,  und 
die  Folge  der  letztei^en  ist  eine  reichliche 
Düngerproduktion .  welche  ihrerseits  eine 
starke  Inanspruchnahme  der  Bodenkräfte 
und  hohe  Roherträge  vom  Ackerlande  er- 
möglicht. Ein  ausgedehnter  AnUiu  von 
Kartoffeln  und  namentlich  von  Zuckerrüben 
erfonlert  ferner  viele  mensclüiche  Arbeits- 
kräfte und  ausserdem,  wenigstens  der  letz- 
tere, eine  reichliche  Benutzung  von  sogen, 
künstlichen  Dungmitteln.  Beide  Bedin- 
gungen können  nur  mit  Hilfe  eines  gi-ossen 
Betriebskapitals  erfüllt.  werden  ;  daher  Italien 
Brennerei-  und  vor  allem  Zuckenül^n wirt- 
schaften ein  intensives  Betriebssystem. 

12.  Die  freie  Wirtschaft  kann  eben- 
falls  nicht  als  ein  besonderes  Ackerbau- 
system  betrachtet  werden.  Sie  charakteri- 
siert sich  dadurch,  dass  man  sich  ülicrhaupt 
nicht  an  ein  festes  System,  namentlich  an 
keine  feste  Fnicht folge  bindet,  somlern  jedes 
Grundstück  jedes  Jahr  mit  derjenigen  Frucht 
licstellt,  welche  nach  der  jeweiligen  Be- 
scliaffenhoit  von  Boden  und  Klima,  je  naen 
tlen  Verhältnissen  des  Marktes  oder  aus 
irgend  welchen  sonstigen  Gründen  die 
zw eckmiissigste  erscheint.  Die  freie  Wirt- 
schaft bringt  unter  günstigen  rmständen 
die  grössteu  Erträge:  sie  stellt  alier  hohe 
Anfordenmgen  au  die  Sachkenntnis.  I'rteils- 
kraft .  Energie  und  den  Kapitalbesitz  des 
Wirtschaftsleiters  oder  rnternehmers.  In 
grossen  Betrielton  ist  sie  kaum  durchzu- 
ffihren,  weil  der  Umfang  und  die  Kompli- 
ziertheit doi-scllten  eine  feststehende  « )rgani- 
siition  rötlicher  machen.  Dagegen  wird  ein 
freies  Ackerhausy  stein  gewisserinassen  zur 
Notwendigkeit  auf  Gütern.  l«>i  welchen  das 
Ackerland  aus  zahlreichen,  zorstivut  liegen- 
den, in  ihrer  Grösse,  vielleicht  auch  in 
ihrer  Bodenliesehaffenheit  sehr  verschiedenen 
Parzellen  liestcht.  Hier  winl  die  Auf- 
stellung und  Innehaltung  einer  festen 
Fruchtfolge  zur  rnniöglichkeit :  es  muss 
vielmehr  jedes  Jahr  für  jede  Parzelle 
die  darauf  zu  bauende  Frucht  neu  liestimmt 
werden,  woltei  Sorge  zu  tragen  ist.  dass 
ilas  Mengeverhältnis  der  einzelnen  Gruppen 
von  Gewächsen  (Körnerfrüchte .  Futter- 
pflanzen etc.)  immer  ein  dem  Gesanitzweck 
und  der  ganzen  sonstigen  <  Organisation  der 
"Wirtschaft  entsprechendes  bleibt.  In  der 
üVrwiogendeii  Mehr/jdd  der  Fälle  werden 
freie  "Wirtschaften  den  Charakter  der  Frucht- 
wechselwirtschaft an  sich  tragen. 

Litteratlir:  A'.  ltirnbatnn,  l'tUr  »/»>  HVrt- 
nh<ij1**yi<ttmc  f  Inauij.-  IH**.) ,  türwn  J.^T. 
A.  JMitttt,  Ih'c  Rfitirrtriiijr  <lcr  WirUcItnft*- 
rytteme,  Uhu/au  fi'lnu:  Jährt nzn/il j.  K.  tlöt'lz, 
i>ir  lunduirUch.  Iktriibfhhre,  „'  Mr.,  Stutlpirt 
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:?.-,*  ,,„d  Th.    Frhr.    com   der  Goltz, 

l,ii,dirirt.'ch.  Itrtrirltitt'ltrr,  lliilin 

i*f*:;        .Löf.  Ha  muten ,  Aymr- 

t»'t>Ti*chr  AI/Im ndl u, , ijr i,  ,  1  Ilde.,  hifiziq  /.»,v<* 
und  ff.  |<on  .futtll,    (  >cb,„,,t„,trhr  Si'hriftrn 

M»r  dir  iri<l,ti<j*trn  UrijrHxtdndr  drr  Sinti t-  und 
fjimirirUrh.,  -  Mr.,  'llrrlin  >t„d  l.rit,zi,j  ITC» 
I.  HJ.  S.  ;rjjT.t  s.  U.  im.  ,s.  Mi g.h 

•f.  Koppe,  AVr/oiV.M  tlrr  Ark,rt»,u,,,*hme. 
BtHh  l*l.s.  Iteraelbe,  XocUtnttj  zur  Reri*iim 
•l'-r  Arkrrixtunytfiio  ,  llrrlin  l.slU.  Itemelbe. 
k'trzr  iMirttrllmtt/  i/rr  Umdti  i rturh.  Yrrhiiltnirte 
tu  'Irr  Mark  Itrttndfuhunj,  II,  Hm  Ifi.l'J.  MOgtlH- 
■•  rh  <  A  n  >«  rt  I  r  u  de  r  l.n  n  d  tr  i  r  I  n  c  hti  ft ,  Jahr,/. 
Ml'.  S.  17  iß.  (,»th.Ht  eine  Br^rrrl,,,,,,,  ,le, 
K-rpf'-chr»  Schrift:  »lUrißi,,,,  der  Arkn-hni- 
T''*""  r:„  A.  Thorr;.  H".  Ro»cher ,  An- 
tirhUi,  der  \'»lknrirUrhujt  «im  dem  ijrtrhirht- 
liehe,,  Standpunkt,  ,  i  /Mr.,  III,  Aug,  Lripzi.j 
/.»>.  H.  Setleyant .  Ihr  lAindtrirttchnft  und 
ihr  ISetrirh,  .1  ßdr.t  Hrenhiu  l,STÖ—7:>.  H.  ron 
Thünen  .  I»rr  Uulirrte  Staat,  j  IM?.,  K„»t,,rk 
;>-f,  ./«./  IS.IO.  (  \-,jt.  ,,„ch  dir  Littemtumorh- 
*ri"  Ui  Aekerb-in,  A,jr,trne*chirhte  und  html- 
rirt.cfuift.,         Th.  Frhr.  von  der  Uoltx. 


York  1877.  —  Maimal  of  historical  litcraturo. 
New  York  1882;  dassellM-  H.Auf).  .4x1.  1889;  er 
veröffentlichte  ferner  einige  Aufsätze  in  der  in- 
zwischen eingegangenen  Zeitschrift  „l'niversity". 

Ca  rille. ' 
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Adams,  Charles  Francis,  jr., 

ireb.  zu  Boston,  Staut  Massachusetts,  27.  V. 
lKiY  Wiinlt-  1869  Mitglied  des  Board  of 
Railway  <  *oimni*sioners  of  Massachusetts :  präsi- 
diert seit  1884  der  Union  Pari  fit  Ruilway 
t  oninany. 

Er  veröffentlichte  in  Buchform:  The  rail- 
road i.robleni.  New  York  1875.  Railroad*, 
rheir  oriirin  und  Problems,  New  York  1878: 
•bleibe.  2  Aufl.  ebd.  1880:  das.«.  3.  Aufl.  ebd. 

_  >'otes  on  railroad  accidcnt*.  New  York 
1X79;  dass.  Neudruck  ebd.  1886.  —  Railroad 
and  railroad  ouestious .  New  York  1878.  Kr 
veröffentlichte  in  der  Zeitschrift  „North  Ame- 
riran  Review-  die  Artikel:  Tbe  railroad  systeui 
1867  :  Railway  prol.lems  in  186»  |I870)";  The 
^>vernmeDt  and  the  railroad  e«ir]>orationü  f  1874 1 ; 
The  jrntiiirtr  morejnem  ;1875i.         Ca  rille. 


Adams,  Charles  Kendell, 

f-i'   zn  Drrhy.   Staat  Vemionf,  24.  I.  1835. 
U"urde  J8K3  Prü.<ideut   des  Cornell  College  zu 
Jfiwk».  Staat  New  York,  woran  er  seit  1881 
*b  nowretiilrnl    Professor  gewirkt.  Obwohl 
«"rHieeeud  Historiker  hat  er  in  einzelnen  seiner 
Vhri/fen  auch   Probleme  des  höheren  Inter- 
ner.« und  zwar  unter  vollständiger  Desavouie- 
rnm.'  <ie#  Prinzips   den  lainsez  faire  beleuchtet. 
Kr  Trriiffentluhw  iu  Buchform:  Democracy  and 
tuonarrliv  in  France,  New  York  1874:  das'selbe. 
deutsch.  'S'tuttfrart.   1876.  —  The  relations  of 
kghtr  educatiou    tu  national   pro^ierity ,  New 


1.  Die  Przeit  und  die  Zeit  der  Stamme.  2. 
Die  rinwälzuiur  der  Standesverhältnisse  in  der 
fränkischen  Monarchie.  3.  Die  Entstehung'  des 
Rittertums.  4.  Die  Zeit  der  Herrschaft  des 
Rittertums.  b.  Krwerb  und  Sieherunjr  von 
Privilegien.  6.  Die  Ent.st«huncr  der  (Jutsherr- 
Schäften  im  Nordosten  Deutschlands.  7.  Fidei- 
kommiße und  verwandte  Einrichtuniren.  8.  Der 
Adel  im  modernen  Staat.  9.  Der  sjmnische  uud 
der  englische  Adel. 

Dieser  Artikel  sucht  tlic  Wirtschaft- 
liehe  Stellung  uml  rfcMleutimg  «los  Adels 
zu  .I.Mi  vei-schieilcncn  Zeiten  in  grossen  Ziigen 
zu  kennzeiclineti.  Dal>ei  IkTfleksichtipni  wir 
itn  w.-sciitlichen  nur  den  de  ut  sc  heu  Adel, 
wühivnd  wir  die  WrliiUtnis.se  andeivr  iJiuder 
bloss  zum  Vergleich  heninzichen. 

1.  Die  Urzeit  und  die  Zeit  der  Stämme. 
In  der  deutschen  Urzeit.  i|.  h.  in  der  Zeit 
der  Yrilkerschaften  und  in  der  Zeit  der 
StAnuiie  bildeten  den  Adel  diejenigen  Fa- 
milien, aus  >ve|.  heu  in  der  Regel  (prinzipiell 
geschah  es  nicht)  die  Könige.  Fürsten  und 
Priester  genommen  wurden.  Auf  wirtschaft- 
lichem (iebiet  zeichneten  sich  die  Adeligen 
Vör  den  (ieuieiiifreicn  durch  grosseren  (trund- 
besitz  aus.   Die  ihnen  gehörigen  ||öfe  liess«>n 

'sie  durch  Unfreie,  welche  den  n"misehen 
Kolouen  älinlich  standen,  Iwwii1s<liaften. 

2.  Die  rmwälzung  der  Standesver- 
hültnisse  in  der  fränkischen  3Innnrchie. 
Mit  der  Krrichtung  der  starken  fnirikischcu 
Monan  hie  verschwand  der  alte  Adel  in  den 
yei-schiedcnen  «leutscheu  Stanimesg<,bieteii 
(in  Franken  ist  er  schon  zur  Zeit  (.'hlodovechs 
nicht  mehr  vorhanden);  seine  hoheitliche 
Stellung  war  mit  der  neuen  Monarchie  nicht 
veivinhar.  Kr  ging  in  dem  neu  sich  bildenden 
Dienstadel  auf.  Die  (inmdlage  des  letzteren 
bildete  der  Königsdienst.  insbesondere  die 
Bi'kleiduiig  des  wichtigsten  staatlichen  Amtes 
jener  Zeit,  des  (irafenamtes.  In  \V,»,hsc|- 
wirkung  mit  iler  Hildung  dieses  Dienstadels 
stand  die  Bildung  der  Klasse  der  (iross- 
grunillM  sitzer,  imlem  einerseits  der  Dienstadel 
von  den  Königen  reichlich  mit  Grundbesitz 
ausgestattet  wurde  und  auch  sonst  seine 
Stellung  zur  Erweiterung  seines  Besitzes  ls>- 
nutzte.  iiiii I  jindnuvieils  die< irossgrundbesitzer 
danach  st»>bten.  das  (imfenamt  nach  Möglich- 
keit für  die  Mitglieder  ihn>s  Kreises  zu  mono- 
polisieren. Die  näheren  Umstünde,  welche 
zur  Entstehung  der  (Irnssgrundherrschafteii 
gefühH  haben,  sind  folgende.   In  dem  früher 
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römischen  Teile  von  Gallien  gab  es  bereits ! 
von  vornherein  einen  Stand  von  Grossgrun«!- ! 
Vsitzern.  Di«-  vn  den  Franken  gemachten 
Erol>crungen  verschafften  Wann  zunächst  dem 
Köllig  eine  höchst  iHKloutende  Erweiterung 
seines  Besitzes.  Die  römischen  Fiskalgiiter. 
das  konfiszierte  Out  im«  1  «las  herrenlose  Lind 
fielen  ihm  zu.  Aus  <ler  Hand  des  Köllig 
gelangte  Grundbesitz  in  grössenn  Umfange 
an  Kirchen  uii'l.  wie  schon  angedeutet,  an 
Jjaieu.  Die  Kirchen,  welche  zugleich  von 
Privatpersonen  Wschenkt  wurden,  häuften 
ihren  Grundbesitz  liald  zu  einer  exorbitanten 
Höhe  an.  Nachdem  einmal  Gruwlherrseliafton  | 
entstanileu  waren,  dehnten  sie  sieh  noch 
weiter  aus.  Der  IVlterschuss.  welchen  der 
grosso  Besitzer  aus  seiner  Willschaft  zog. 
machte  ihn  dem  Gemeinfreien  üb. 'liegen. 
Ihn  drückten  weniger  die  ausserordentlich 
hohen  Bussen  und  Wergeldcr  jener  Zeit, 
während  sie  dem  kleinen  Besitzer  oft  sein 
ganzes  Vermögen  rauhten.  Er  konnte  die 
öffentlichen  Lasten.  insl* -sondere  die  mit  der 
Auflehnung  des  Reiches  zunehmenden  mili- 
tärischen. Itesser  tragen.  Er  hatte  dadurch, 
dass  er  filier  eine  grösser  Zahl  von  Eigen- 
tum und  Zugvieh  gcl>ot,  in  dem  Wettbewerb 
um  die  Ausdehnung  des  Besitztums  durch  Ro- 
dung einen  nicht  auszugleichenden  Vorsprung. 
Aher  auch  duivli  rohe  Gewalt  vergrösserten 
dieGrundhen  en.  und  zwar  nicht  am  wenigsten 
die  Beamten  unter  ihnen,  ihren  Besitz,  indem 
sie  den  Gemeinfreien  zwangen,  sich  ihres 
Eigentums  .ider  gar  ihrer  Freiheit  zu  ent- 
äussern. 

Die  geschilderten  I  mstande  hatten  jedoch 
erstens  keineswegs  den  Erfolg,  dass  der  ge- 
sinnte Grund  und  Boden  Deutschlands  von 
den  GrundhiM-i  s'-haften  absorbiert  wurde; 
es  hliehen  vielmehr  fibemll  in  Deutschland 
grosse  Massen  von  selbständigen  Bauern 
sitzen:  erst  weit  sjiäter  ist  es.  und  auch  nur 
teilweise,  anders  geworden,  End  zweitens 
bedeutete  die  Bildung  von  grossen  Grund- 
herrschaften nicht  die  Bildung  von  J ^ltifundien. 
Wirklicher  Grosslietrioh  war  schon  wegen 
<ler  verhältnismässig  geringen  Zahl  der  un- 
freien Arlieitskräfte  unmöglich.  -Mit  der 
Ansammlung  grossen  Grundbesitzes  ging  die 
Bildung  zahlreicher  Leiheverhältnisse  Band 
in  Hand,  welche  die  Nutzung  von  Grund 
und  Boden  unter  viele  einzelne  verteilter, 
(Brünie  r).  Der  Grossgrundliesitz  des  Mittel- 
alters war  StivmVsitz.  Ein  Gutsherr  (wenn 
man  Um  für  die  damalige  Zeit  schon  so  be- 
zeichnen darf )  Kesass  vielleicht  in  einer  ganzen 
Anzahl  von  Dörfern  die  (irundherrh'ehkeit 
über  nur  eine  oder  einige  wenige  /.ins-  und 
sonst  pflichtige  Hufen«.  (Haussen). 

3.  Die  Entstehung  des  Kittertunis. 
Der  Dienstadel,  der  sich  in  der  fränkischen 
Zeit  bildete,  ist  der  Vorgänger  des  später 
sog.  -dioheih.  Adels.  Die  Inhaber  des  Grafen- 


amtes (ivsp.  irgend  eines  so  oder  so  genannten 
Geru-htshezirkes ;  denn  die  Grafschaftsl»ezirke 
wurden  im  Liufe  der  Zeit  sehr  zerstückelt) 
wurden  zu  Lindesherren.  Der  später  sog. 
■  niedere«  Adel  ist  die  Fortsetzung  des  Ritter- 
tums. Dieses  ist  durch  die  Notwendigkeit 
geschaffen  worden.  Reitcrhecre  ins  Feld  zu 
stellen.  Der  äussere  Anlass  war  für  den 
Westen  in  den  Kämpfen  mit  den  zu  Ross 
streitenden  Araliern  (Karl  MartelJ).  für  den 
Osten  im  allgemeinen  erst  in  den  Kämpfen 
mit  den  el>enfalls  zu  Ross  streitenden  l'ngani 
(König  Heinrich  I.)  gegeben.  Hinzu  kam. 
dass  bei  der  grossen  Ausdehnung  des  Reiches 
•  Ii»-  Heere  so  wie  so  nicht  mehr  in  der  Mehr- 
zahl aus  Fusstruppen  bestehen  konnten,  weil 
bei  dem  mangelhaften  Zustande  der  Heer- 
strasseu  die  Bewegung  gewaltiger  Tnfanterie- 
masson  von  einem  Ende  des  Reiches  zum 
andern  die  grössten  Schwierigkeiten  gehabt 
hätte.  Aus  diesem  Bedürfnis  entsprang  das 
L-huswesen.  Verfassungsmässig  war  der 
fränkische  Unterthan  nur  zum  Kriegsdienst 
zu  Fasse  verpflichtet ;  wollte  mau  eine  lei- 
stungsfähige Kavallerie  halien.  so  musste  man 
den  Reitern  eine  privatrechtliche  Vergütung 
bieten;  diese  ist  das  liehen,  welches  den 
Empfänger  in  den  Stand  setzen  s<ill.  zu  Ross 
zu  dienen;  der  Ldmsmann  ist  regelmässig 
Reiter.  Ritter.  Natürlich  war  es  auch  jedem 
anderen,  der  nur  überdie  erforderlichen  Mittel 
verfügte,  unverwehrt.  ritterliche  l^'bens- 
haltung  anzunehmen.  Die  Ritter  sind  zu- 
nächst freie  Personen.  Aber  schon  früh 
vermehrten  «ler  König  und  die  Ijaudcshcrivn 
(resp.  die  später  sog.  Lindesherren)  die  Zalü 
ihivr  fi-eien  Lehnsleute  durch  Fnfreie.  die 
sie  mit  ritterlicher  Rüstung  und  einem  tech- 
nisch sog.  Dienstlehen  ausstatteten;  diese 
unfreien  Ritter  heissen  Ministerialen.  Dionst- 
niaunen.  Lud  da  das  Ministcrialitätsverhält- 
nis  im  Vergleich  zu  dem  Vassal Ii täts Ver- 
hältnis dem  Hemi  Voiieile  bot.  so  nötigten 
die  Landesherren  bis  zum  18.  Jalnli.  sänit- 
liehe  in  ihivm  Territorium  sitzenden  freien 
KitterbüHigen  zum  Eintritt  in  ihif  Ministe- 
rialität.  Andrerseits  hob  sich  das  Ansehen 
der  Ministerialen  infolge  ihres  ritterliehen 
Leheusberufes  fortschreitend,  sodass  sie  bis 
etw  a  zum  1 4.  .Iah rh.(  teilweise  sjtäterjdieMerk- 
niale  ihrer  ursprünglichen  Fnfreiheit  verlor. >n  : 
Dienstlehen  und  Mannlehen  (echte  L-hen) 
winden  allmählich  gleich  behandelt.  Einen  er- 
heblichen Zuwachs  erhielt  das  Rittertum  auch 
durch  städtische  Patrizier,  die  aiifs  Land 
zogen.  Seit  dem  Schluss  des  Mittelalters 
wird  das  gesamte  Rittertum  als  adelig  (nobilisj 
bezeichnet  (was  vorher  nur  teilweise  üblich 
gewesen  war);  damit  tritt  neben  den  hohen 
:  Adel  der  Lindesherren  der  nic«lere  Adel 
der  landsässigen  Ritterschaft  und  der  Reichs- 
ritterschaft.  Was  die  wirtschaftliche  Stellung 
d.  s  Rittei-s  im  Mittelalter  betrifft,  so  ist  sie 
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im  allgemeinen  durchaus  keine  glänzende. ' 
Charakteristisch  ist  in  dieser  Beziehung,  dass 
die  Ritter  ( wenigstens  teilweise)  von  ihren» 
Herrn  mit  der  Rüstung  ausgestattet  werden 
und  dass  sie  es  als  eine  wertvolle  Gal«e  an-  i 
sehen,  wenn  ihnen  am  landesheirliehen  Hofe  \ 
Essen  gereicht  wird.    Seine  wirtschaftliehen  i 
Verhältnisse  stellen  den  Ritterstand  als  einen  1 
spezifisch  kriegerischen  dar.    Sein  Grund- 
liesitz  zunächst  Ist  zmn  grösseren  Teil  liehen 
(durch  die  Vergabung  zu  Lehen  ist  der  Besitz 
d»ir  in  der  fränkischen  Zeit  entstandenen 
grossen   Grundherrschaften    erheblich  ver- 
mindert wonlen),  zum  kleineren  Allod.  Der-  j 
seihe  bildet  häufig  eine  wahre  Grossgrund-' 
herrsehaft  mit  einem  Haupthofe  und  einer. 
Anzalü  abhängiger  Höfe,  mit  einem  Hof- 
gericht  auf  dem  Haupthofe.    Häufig  ist  der 
Grundbesitz  eines  Ritters  aber  auch  keine  i 
Gntssgrundherrschaft,  liesteht  nur  aus  eiuem,  j 
zwei  <xler  drei  Höfen  (wie  denn  ül>erhaupt : 
der  ritterliche  Grundbesitz  weit  hinter  dem  j 
kirchlichen  zurückbleibt).  Stets  ist  der  Ritter 
zu  sehr  Krieger,  als  das»  er  seinen  Grund- 
l*?sitz  selbst  bewirtschaftete ;  die  Höfe  sind 
an  Zins-  oder  Pachtbauern  vergelten,  von 
denen  er  jährlich  Renten  bezieht.  Gering 
konnte  der  I^andbesitz  eines  Ritters  deshalb 
sein,  weil  er  nicht  seine  einzige  Einnahnie- 
«juelle  war.     Als  liehen  bezog  er  nämlich 
ferner  Gehl-  oder  Getreiderenten,  die  auf  die 
verschiedenen  lokalen  Heilstätten  der  landes- 
heirliehen Finanzverwaltung  angewiesen  sind. 
Aueh  von  kirchlichen  Instituten  war  er  viel- 
lai.  li  mit  solchen  Renten,  weiter  mit  Zehnten 
und  Vogteien  belehnt.    Fast  wichtiger  als 
der  Besitz  eines  l.andgutes  war  für  den 
Ritter  der  Besitz  der  Burg.    Sie  stellte  ein 
wertvolles  Vennögensobjekt  dar.  insofern  bo- 
nachlmrte  Herren  sich  die  aOeffnung«  der-' 
Sellien  für  den  Fall  eines  Krieges  um  Gehl 
oder  anden«  Vorteile  erkauften.  Wie  hoch  die  ! 
Bunr  geschätzt  wunle,  ergiebt  sich  schon 
daraus,  dass  an  ilirem  Besitze  die  Lindtags- 
fähigkeit  mit  allen  ihren  Vorteilen  haftet.-: 
die  "landtagsfähige  Ritterschaft  setzte  sich 
nicht  aus  den  Besitzern  so  oder  so  beschaffener 
Landgüter,  sondern  lediglich  der  im  I^ande 
gelegenen  Burgen  zusammen:  sie  war  die 
M-hlossgesess«.»ne  Rittei-sehaft.  Wie  die  Lmd- 
standscha/t.  so  charakterisieren  sich  auch  die 
übrigen  politischen  Yonvchte  des  Rittertums 
als  Korndato  seiner  militärisehen  Stellung, 
frass  die  Ritterbilrtigen  (in  den  verschiedenen 
Territorien  in  verschiedenem  Fmfang)  Freiheit 
ven  direkten  Steuern  gemessen,  von  der  Ein- 
'jiurt/erimgsJast.     den    Landfilmen.'  auch, 
»enf.'-sfi'üs  soweit  es  sich  um  Gegenstände 
für  den  privaten  J*.*larf  ihres  Haus.«  handelt. 
v.-.ü  Z"li  und  Acei*e  frei  sind,  alles  dieses 
wird  in  den  Que-Uen  ausdrücklich  damit  mo- 
tiviert da^  sie  als  Entgelt  dafür  den  Reiter- 


diV/ist  leisten  uiü-ssou, 


während  diese  Pflicht 
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denjenigen,  welchen  jene  Bevorzugung  nicht 
zu  teil  wird,  auch  nicht  obliegt.  Anderes 
wird  nicht  als  Entgelt  für  die  Ix-istung  des 
Reiterdienstes  hingestellt,  ist  jedoch  ohne 
Zweifel  eine  Konzession,  die  dem  spezifischen 
Kriegerstande  gemacht  wird.  Dahin  gehört 
es,  wenn  die  Ritterbürtigeu  dem  landes- 
herrlichen Jagdregal  in  geringerem  Masse 
unterliegen:  wenn  sie  ferner  von  den  Insten, 
welche  der  mittelalterliche  GemeindeveHwmd 
mit  sich  bringt,  fast  ganz  frei,  insbesondere 
frei  von  den  gemeindeherrlichen  Bannrechten 
(Mühlen-.  Braiüiaus-,  Kelterzwang  etc.)  sind. 

4.  Die  Zeit  der  Herrschaft  des  Ritter- 
tums. Die  grosse  militärische  Bedeutung, 
die  dem  Rittertum  zukam,  hob  es  in  der 
sozialen  Geltung  auf  eine  hohe  Stufe.  Seit 
dem  13.  Jahrh.  können  wir,  trotzdem  die 
persönliche  Unfreiheit  der  Ministerialen  einst- 
weilen noch  nicht,  bezw.  nur  teilweise  be- 
seitigt war,  ein  Zeitalter  der  Blüte  des 
Rittertums  datieren.  Ks  dauert  bis  ins  17. 
Jahrh.  an.  Diese  Jahrhunderte  sind  diejenigen, 
in  welchen  das  Rittertum,  U*zw.  der  niedere 
Adel  im  deutschen  Leiten  einen  Mierr- 
schenden  Einfluss  ausübt.  »Damals  ist  die 
Grundlage  geschaffen  wonlen,  auf  der  noch 
heute,  was  ihm  au  Einfluss  geblieben  ist, 
ruht«  (M.  bmz).  Man  hat  oft  mit  Unrecht 
aus  einzelnen  Thatsachen  auf  einen  Rück- 
gang lies  Rittertums  im  ganzen  in  jener 
Zeit  geschlossen.  Es  ist  ja  richtig,  dass  die 
Revolution  im  Heerwesen,  die  sieh  damals 
vollzog,  für  den  Ritterstand  eine  nicht  bloss 
ökonomische,  sondern  auch  allgemein  gesell- 
schaftliche Einbiisse  zur  Folge  hatte.  Die 
kleinen  Bergschlösser  der  Ritter  verloren 
gegenüber  der  Ausbildung  des  neueren 
Geschfitzwesens  mehr  und  mehr  ihn'  Be- 
deutung. Die  ritterliche  Fechtweise  musste 
die  leitende  Stellung,  die  sie  bisher  einge- 
nommen hatte,  an  die  Infanterie  abgelten 
(diese  Umwandlung  ist  nicht  oder  wenigstens 
nicht  in  erster  Linie,  wie  die  populäre 
Meinung  liehnuptot.  durch  die  Erfindung  des 
Pidvers  herbeigeführt  worden).  Das  flan- 
drische, das  hussitisclie  Fussvolk,  die 
Schweizer  und  die  deutschen  Lindsknechte 
machten  die  Infanterie  zur  Haupttruppe. 
Indessen  trat  die  Reiterei  keineswegs  ganz 
zurück,  und  bis  ins  Ib.  Jahrh.  galt  sie  als 
adelige  Waffe  in  dem  Sinne.  dass  nicht  bloss 
die  Fühn'r.  sondern  in  giosser  Zahl  auch 
einfache  Reiter  dem  Adel  angehörten.  In  der 
Infanterie  nahmen  die  Adeligen  nicht  eine 
so  hedeutsame  Stellung  ein  :  doch  bekleideten 
sie  hier  wenigstens  viele  Befehlshalierposten. 
Eine  erfolgreiche  Konkurrenz  im  wirtschaft- 
lichen Wettkampf  machte  sodann  das  Bürger- 
tum vielfach  dem  Adel.  Endlich  könnt.'  der 
Adel  auch  die  einmal  festgelegten  Zinse  der 
abhängigen  Bauern,  die  infolge  des  Sinkens 
des  Geldwertes  finanziell  wenigerausniaehteü 
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nicht  immer  ohne  Schwierigkeit  erhöhen. 
Allein  wenngleich  die  wirtschaftliche  Stellung 
des  nie<leren  Adels  aus  diesen  und  den  vor- 
hin angedeuteten  Gründen  nie  eine  durch- 
weg glänzende  war,  so  wusste  er  doch  seine 
Stellung  zu  Miauptcn.  Er  that  es,  indem 
er  seine  alten  Vorrechte  zu  einem  umfassenden 
Systeme  von  exklusiven  Berechtigungen  um- 
gestaltete, seinen  Unterhalt  amsser  in  dem 
kriegerisclieu  auch  in  friedliehen  Berufen 
suchte  und  Einrichtungen  traf,  durch  welche 
sein  Besitz  nach  Möglichkeit  der  Familie 
dauernd  konserviert  wunle.  AJs  Mittel  ttei 
dem  Streiken  nach  jenen  Boroehtigungeu 
diente  ihm  namentlich  der  massgebende  Ein- 
fluss,  den  er  auf  dem  l  and  tag  liesoss.  Wir 
lotrechten  nun  den  eben  skizzierten  dreifachen 
Weg,  den  er  einschlug,  im  einzelnen. 

5.  Erwerb  und  Sicherung  von  Privi- 
legien. Der  Adel  benutzte  die  ihm  vom 
Mittelalter  her  überkommene  Machtstellung 
dazu,  um  sich  Privilegien  zu  verschaffen 
oder  zu  erhalten,  denen  die  innere  Berech- 
tigung fehlte.  Man  bezeichnet  oft  die  Privi- 
legierung iles  Adels  als  spezifisch  mittel- 
alterlich, die  ständische  Teilung  des  wirt- 
schaftlichen Daseins  als  ein  spezifisch  mittel- 
alterliches Prinzip.  Allein  die  rechtliche 
Fixierung  dieser  Verhältnisse  wenigstens  ist 
dem  eigentlichen  Mittelalter  fremd.  -Die 
kastenhafte  Absehliessung  der  Stände  beginnt 
erst  mit  dem  Zerfall  des  Mittelalters,  oder 
vielmehr  dieser  durch  jene-'  (Schäfflo).  Die 
vorhin  genannten  politischen  Vorrechte  (die 
Steuerfreiheit  etc.)  hielt  der  Adel  fest,  obwohl 
sie  seit  dem  Fall  der  Reiterheere  eine  Unge- 
rechtigkeit waren.  Im  Mittelalter  lag  es 
in  der  Natur  der  Sache,  dass  der  Ijmdes- 
herr  seine  Aemter  mit  Ritterhürtigon  be- 
setzte; ein  rechtlicher  Anspruch  auf  die  Be- 
kleidung dersell>en  bestand  jedoch  nicht. 
Jetzt,  wo  der  I-mdesherr  geneigt  ist.  juristisch 
gebildete  Beamte  aus  dem  Bürgertum  anzu- 
stellen, nötigt  der  Adel  ihm  das  verbriefte 
Zugeständnis  ab,  alle  wichtigeren  Aemter  nur 
mit  Adeligen  zu  losotzen.  Die  Motive,  welche 
den  Adel  bei  dieser  Forderung  leiten,  erkennt 
man  daraus,  dass  in  vielen  "Territorien  der 
Adelige  schliesslich  nur  Ehre  und  Gehalt 
von  dem  betr.  Amte  Wicht,  während  für 
die  Arbeit  ein  besonderer  Beamter  angestellt 
ist.  Im  Mittelalter  war  es  gesetzlich  anderen 
Klassen  nicht  untersagt,  Rittergüter  zu  kaufen, 
.letzt  wird  der  Uchcrgang  von  Rittelgütern 
auf  Geistliche.  Bürger  "und  Bauern  gesetzlich 
verboten.  Andrerseits  hatte  jedoch  der  Landes- 
herr auch  ein  {vorzugsweise  finanzielles! 
Interesse  daran,  dass  die  Adeligen  nicht  in 
zu  weitem  Umfange  Güter  von  Bürgern  und 
Bauern  erwarben.  Indem  dieser  Erwerb 
gleichfalls  (wenigstens  vielfach)  gesetzlich 
ausgeschlossen  wunle,  indem  man  ferner  die 
Ausübung  der  städtischen  Gewerbe,  insbe- 


sondere des  Braugewerbes,  den  Bürgern  reser- 
vierte, da  der  Adel  sich  nun  einmal  den  be- 
züglichen Steuern  nicht  unterwerfen  wollte, 
wunle  eine  rechtliche  Fixierung  der  ständi- 
schen Teilung  des  wirtscliaftlichen  Daseins 
hergestellt.  Denselben  Geist  der  Exklusivität 
wie  in  der  Gesetzgebung  finden  wir  in  privaten 
Verhältnissen.  Die  angeseheneren  Stifter 
hatten  schon  im  Mittelalter  ihre  Mitglieder 
aus  dem  Adel  erhalten.  Der  Adel  hatte  den 
Stiftern  Zuwendungen  in  der  klaren  Vor- 
stellung gemacht,  dass  später  seinen  Nach- 
kommen Stiftepräbenden  zu  teil  werden 
würden.  Bekannt  ist  die  Aeussemng  Luthers, 
die  alten  Stifter  seien  darauf  gestiftet,  dass, 
weil  nicht  jedes  Kind  von  Adel  Erbl»esitzer 
und  Regierer  sein  soll,  in  den  Stiftern  es 
versorgt  werden  möchte.  Jetzt  wurden  die 
Stifter  den  Adeligen  streng  reserviert,  und 
zwar  durch  die  Forderung  einer  sehr  grossen 
Ahnenreihe.  Das  praktische  Motiv  für  diese 
Fonlenmg  ist  die  Tendenz,  den  Genuss  der 
Stiftspräbenden  einem  möglichst  engen  Kreis 
zukommen  zu  lassen.  Jetzt  war  es  ökonomisch, 
bei  der  Verheiratung  auf  eine  hohe  Ahnen- 
zahl zu  sehen:  denn  ein  im  übrigen  armes 
Edelfräulein  von  16  Ahnen  repräsentierte 
mit  Rücksicht  auf  die  Stiftsstellcn,  auf  welche 
ihre  Nachkommen  rechnen  konnten,  ein 
Kapital.  Es  liegt  jedoch  auf  der  Hand,  dass 
Inhaber  von  Sinekuren,  wie  sie  die  Stifts- 
stellen boten,  zumal  wenn  damit  die  Not- 
wendigkeit iles  Cölilwites  verbunden  war, 
nicht  im  vollen  lieben  der  Nation  stehen 
konnten,  und  dass  das  Prinzip,  nur  eine 
ahnenreiche  Braut  zu  wählen,  einen  anderen, 
viel  gesünderen  Kapitalzufluss  dem  Adel  ver- 
seil loss.  Im  Refonnatiouszeitalter  erlitt  er 
insofern  eine  Einbusse,  als  in  den  protestan- 
tischen Territorien  nur  ein  Teil  derjenigen 
Stifter  und  Klöster,  in  denen  er  bisher  so 
vielfach  seine  Kinder  versorgt  hatte,  ihm 
reserviert  wunle,  während  der  grössere  Teil 
entweder  ganz  aufgehoben  oder  zu  anderen 
Zwecken  bestimmt  wunle.  Im  grossen  und 
ganzen  kam  die  kirclüiche  Reformation  jedoch 
dem  Adel  wold  zu  statten.  Sie  spielte  ihm 
manches  Stück  des  säkularisierten  Kirchen- 
gutes in  die  Hand  und  minderte  das  Ansehen 
des  Klerikerstaudes,  dei  im  Mittelalter  höher 
als  das  Rittertum  gestanden  hatte. 

0.  Die  Entstehung   der  Gutsherr- 
schaften im  Nordosten  Deutschlands. 
Die  friedlichen  Berufe,  die  der  Adel  auf- 
suchte, waren  vorzugsweise  die  staatliche 
Reamtenstellung  und  die  landwirtschaftliche 
Thätigkeit.  Zu  jenem  Zweck  erwarb  er  sich 
.seit  «lern  15.  Jalirh.  auf  italienischen  und 
deutschen,  teilweise  auch  französischen  Uni- 
versitäten die  erfonlerliche  wissenschaftliche 
;  Bildung.    Die  landwirtschaftliche  Thätigkeit 
'  des  Adels  hat  eine  ganz  besondere,  gerade- 
zu entscheidende  Bedeutung  für  die  nnnlöst- 
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liehen  Landschaften  D*  »Uts«  hlands,  dioj«'iiigcn, 
welche  «len  Slaven  abgerungen  waren,  er- 
halten. Hier  wurde  aus  «lern  Zinse  empfangen- 
den Gnunlherreu   ein  «Ii«'  Frondienst«.'  als 
wertvollste  Leistung  seiner  Bauern  schätzen- 
der Gutsherr,  wie  es  denn  charakteristisch 
ist.  <lass  in  diesem  Jalirh.  Iiei  «ler  Aufhebung 
der  läuerlichen  Aldiängigk«'itsv«>rhältnisse  im 
Westen  liauptsü«  hli«di  Zinse,  im  Osten  haupt- 
sächlich Frondienste  abzulösen  waren.  Der 
Adel  im  Nordosten  erweitert«'1  vom  End«1 
<l»->  Mittelalters  bis  in  den  Anfang  dieses 
Jahrb.  seine«  Grundbesitz  um  ein  sehr  B«'- 
trä<  htliches  und  verwandelte  den  Streul»esitz 
des  Mittelalters  in  einheitliche  grosse  Guts- 
komplexe, imlcm  er  die  entfernter  gelegenen 
miter  seinen  Bauerngütern  gegen  näher  ge- 
legene  eintauchte  un«l   ferner  zahlreiche 
Bauerngüter,  ja  ganze  I)«">rfer  unter  Entsetzung 
der  Bauern  zur  Hofländerei  des  Hanpthofos 
einzog  (das  technisch  sog.  > Bauernlegen-  ). 
Der  heute  vorhandene  Unterschied  in  der 
Verteilung   de»   Grundeigentums  zwischen 
dem  Nonlosten  und  «len  übrigen  Lamlschaftcn 
Ivutschlamls  geht  darauf  zurück.    Di«;  Mo- 
mente, welche  jenen  Vorgang  möglich  machten. 
Miid  im  wesentlichen  folgend«».  Im  N<ir«losten 
timleu  wir  liereits  im  V.l.  Jahrb.,  «lass  das 
<iut  eines  Kitters  nicht  weniger  als  «i  Huh  n 
zu  haiien  pflegt,  ein  Mass,  das  von  dem 
regelmässigen   Rittergut   «les   Westens  l«-i 
weitem  nicht  envicht  wird.    Sodann  hatten 
die  «"isuleut  schon  Territorien  vom  14.  bis  in 
das  17.  Jahrb.  «»ine  Reihe  schwacher  Regenten ; 
'  vu  lleieht  war  die  landesherrlh-he  Verwaltung 
sogar  ül-erhaupt  im  Osten  «lamals  wvniger 
intensiv  als  im  Westen.    So  vermochten  die 
Ritter,  Städte  und  kirchlichen  Institut«»  die 
landesherrlichen  Rechte  über  die  freien  Bauern 
an  sieh  zu  reissen.  In  «lie  datlun  b  liegrünih'ten 
Verhältnisse  traf  der  drcissigjährigc  Krieg 
mit  <ler  durch  ihn  horl-eigeführteii  Entvölke- 
rung, welche  den  Gutsherren  «Ii«;  Einziehung 
der  von  ihren  Besitz«Tn  verlassenen  Bauem- 
grundstüi.-ke  nahe  legte.   Endlich  veranlasste 
der  im  ls.  Jalirh.  eintretende  techiiis«  ht»  Auf- 
Mtiwung  im   landwirtschaftlichen  Bctrie!*' 
die  Schleifung  zahlreicher  Bauernhöfe.  Dieser 
technische  Aufschwung  konnte  wohl  iiiu'  auf 
len  grossen  Gütern,  die  mit  in«dir  Kapital 
und  höherer  Intelligenz  bewirts«  liaftet  wurden, 
erreicht  werden.  Doch  ist  «lamals  (namentlich 
in  MeekJenbiu-g  un<l  in  «lein  s«  hw«-dis< dum 
Netivoriximmeni,  denn  in  den  unter  preussi- 
scher  Heri"scbaft    steheiulen   Lan«ls<  haften 
vhflfzfe   «Ii«;   Regierung  «len  Bauernstand) 
in  «1er  Beseitigung  des  bäuerlichen  Besitzes 
2um  eigenen  .Sachteil  der  grossen  Güter  zu 
wenig  Mass  gehalten  worden,  wie  «lies  heute 
von  «lern  Landadel  <h»r  östlichen  Previnzon 
selbst  teilweise  anerkannt  wird. 

7.  Fideikoiumiisse  und  verwandte 
Einri'cbtungeu.    Im  Gegensätze  zum  remi- 


s«ben  R«'«bt  gestattete  «las  alte  deutsche 
R»tdit  die  Veiänsserung  v«>u  Grundstücken 
ausser  im  Falle  der  «»«  Ilten  Not  nur  mit  Ge- 
nehmigung der  näcbst«'ii  Erlien.  Insofern 
zeigt  es  eine  gewiss»»  Stabilität.  Wenn  jedoch 
«lie  <i«<u«dunigiiug  erfolgt«»,  konnte  das  Gut 
veräussert  weiden ;  es  war  ferner  vcrscluüd- 
l«ar,  endlieh  unter  mehrere  Kinder  teilUar. 
>Kein«»s  der  «leutschen  Stammesrechte  kannte 
«len  Grumlsatz  «ler  In«lividualsuc<-ession, 
sondern  gleich  nahe  Erben  hatten  gleiches 
Erbrecht,  soweit  nicht  «ler  Vorrang  der 
Männer  vor  «len  weiblichen  Verwandten  Platz 
griff»  < Brunner).  Die  Individualsuccession 
kannt«»  «las  Mittelalter  nur  für  den  abhängigen, 
für  den  im  Lohnroeht  und  im  Hofrecht 
stehenden  Gründl »esit/..  Das  Interesse  des 
Herrn  war  es,  welches  hier  den  l Jehergang 
«les  ungeteilten  Gutes  auf  einen  einzelnen 
Erben  (beim  Leben  bildete  sich  früh  die 
I '  r  i  m  o  g  e  n  i  t  u  r  erbfolg«  aus)  verlangte.  Dem 
Lehurccht  ist  der  Ad«»l  elienso  wie  der 
Bauernstand  dem  Hofrecht  für  die  Erhaltung 
leistungsfälliger  Güter  zu  Dank  verpflichtet. 
Zwei  Momente  riefen  aber  auch  Einrichtungen 
für  K«>uservierung  der  «lein  Land  recht  unter- 
stehemh'ti  Grundstück«»  hervor.  Mit  zu- 
u«dun«»n<ler  Kultur  macht<:>ii  die  Beziehungen 
«  iiu's  weiteren  Verwnndtenkrcises.  wie  sie  in 
«ler  älteren  Z«it  liestandeu,  einem  engeren 
FamüVnsinuc  Platz;  wir  bemerken  s»'it  dem 
Ende  «les  Mittelalters  «las  howusste  Be- 
str»*lK»n,  für  eine  gesi«'h«»rto  Stellung  «ler 
Na«  hkommen  zu  sorgen.  Der  G«'danke  an 
s<d(die  Bestrehungen  aU>r  wurd<»  «lein  Adel 
besonders  nahe  gelegt  durch  «lie  hcdrohli<:he 
Konkurrenz  «ler  kapitalkräftigen  Städter. 
Sehr  Kil<|  na«  b  dein  Aufkommen  «les  Städte- 
wesens müssen  ritn-rlmho  Besitzungen  in 
grosser  Zahl  in  stä«ltisebe  Hämle  ülM.'rge- 
gang«-n  sein;  wir  dürfen  dies  aus  dem  ver- 
schiedenen Städt«»n  «'rt«'ilt<»n  königlichen 
Privileg  d«'s  Erw^'rU's  von  I/»hugütern 
schliessi-n.  Je  mehr  dann  «ler  stüiltische 
Kei<btnni  wuchs,  «lest«»  häufiger  geseliah 
jenes,  und  um  so  häufiger,  als  der  Fall  «les 
ReitordieiisN.'s  «lie  <d>en  genannt«-»  Wirkungen 
äuss«.'rt«'.  Aus  den  hiermit  cluutikterisierteii 
U  i«leu  Momenten.  d«'m  Ei-wa«di«»ii  eines  be- 
wussti'ii  Familieusiuu<»s  und  «l«  r  Besorgnis 
vor  i ler  Konkurrenz  des  städtisehen  Kapitals, 
entsprang  zunä«dist  eine  original  «loutscho 
Institution,  «las  System  der  im  eng«»n»n  Sinn«; 
s«»g.  a<bdigeu  Stamingüter  (Stannngüt«  r  im 
w«»it«'reu  Sinne  siml  alle  in  <l«»r  Familie  be- 
reits vererbten  Güter,  d.  h.  solcher  Güter 
«les  hoben  und  uuh1«.»ivu  Allels.  )«  i  welchen 
der  jedesmalige  Eigcnti'nn«'r  nicht  bloss 
in  Bezug  auf  Voräusserung  dundi  «lie 
Ret-ht«?  der  nächsten  Erl»eu  U»s.  hrilnkt  ist, 
soii'lern  welche  ausserdem,  auss«  hlicsslieli 
auf  märirdi«  he  F»>i'ii  iÜH'rgehen.  Das 
untei-sL bcideu«lc  Merkmal  von   «lein  ältern 
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deutschen  System  ist  auf  eine  hcwnsste,  seit 
dorn  11.  Jahrb.  hervortretende  Neigung  dos 
Adels  zurückzuführen,  welcher  wenigstens 
di«'  ererbten  Güter  ausschliesslich  den  Söhnen 
zu  erhalten  und  daduivh  den  Trägern  des 
Namens  die  Möglichkeit  zu  gewähren  suchte, 
die  Bedeutung  der  Familie  zu  konservieren. 
Das  Stammgutssystem  l>osass  übrigens  keines- 
wegs eine  allgemeine  Verbreitung  und  war 
auch  lokal  im  einzelnen  verschieden.  Mehr 
«las  Interesse  des  allgemeinen  ritterliehen 
Standes  als  das  der  einzelnen  ritterliehen 
Familie  wahrnehmend  ist  das  ungefähr  gleich- 
zeitig entstandene  Verbot  der  Voräussorung 
von  Rittergütern  an  Nichtritterbürtigo  (die 
Stelle  dieses  Verlx>tes  vertritt  namentlich 
da.  wo  sich  seine  Durchführung  als  unmög- 
lich eiweist.  ein  ritterschaftliches  Retrakts- 
recht).    Wir  erfahren  ferner  aus  dem  Ende 
des  Mittelalters  noch  von  einzelnen  Abma- 
chungen (insbesondere  testamentarischen  Ver- 
fügungen), welche  dem  Gesichtspunkt,  die 
Bedeutung  der  Familie  aufrecht  zu  erhalten, 
Ausdruck   geben.    Ein  weit  wirksameres 
Mittel  für  die  Erreichung  dieses  Zieles  als 
das  Stammgutssystem  etc.  liot  ein  auf  fremdem 
Boden  erwachsenes  Iustitut.  das  Familien- 
f  ideikommiss  (s.  d.).  Bevor  wir  die  Geschichte 
desselben  kurz  charakterisieren,  vergegenwär- 
tigen wir  uns  die  deutschen  Verhältnisse  im 
ausgehenden  Mittelalter  noch  an  einem  l>e- 
zeiclinenden  Beispiel.    Nach  dem  jülicher 
l.audrccht  von  IfiUT  (cap.  29)  erhält  bei  der 
jülicher  Rittei-schaft  der  älteste  Sohn  den 
^Ansedebi  (d.  h.  die  Biug)  voraus,  aber  nur 
diesen,   >so  wie  der  in  seineu  Gräben  (den 
Burggräben)  gelegen  ist-  :  dann  teilen  die 
Brüder  alle  Erbschaften  und  Güter  gleich. 
Keine  Teilung  findet  nach  dein  jülicher  l,and- 


kommiss  nicht  eingedrungen  (erst  Napo- 
leon I.  hat  solche  gestiftet,  die  übrigens 
seitdem  wieder  aufgehoben  sind);  nur  jene 
italienischen  Substitutionen  finden  sich  hier. 
Im  übrigen  war  in  Frankreich,  dem  klassi- 
schen Lande  des  Lehnwesons.  wenig  Be- 
dürfnis nach  einem  neuen  Mittel  für  die 
Durchführung  der  lndividualsuecession.  In 
Deutschland  begegnen  wir  dem  Fideikom- 
miss  zuerst  bezeichnenderweise  in  dem 
mit  S|«nien  eng  verbundenen  Oesterreich. 
Es  ist  vielleicht  auch  nicht  Zufall,  dass  das 
Zweitälteste 1)  sicher  beglaubigte  Fidoikom- 
miss  in  Deutschland  (Grafscliaft  Franken- 
berg in  UherosteiToich)  von  einem  kaiserl. 
Botschafter  in  Sjwnion,  dem  Grafen  Johann 
v.  KhevenhüUer,  gestiftet  worden  ist  (im 
Jahn'  BIO"»;  die  von  Inama  aus  dem 
10.  Jahrh.  U-igobrachten  Beispiele  werden 
von  Haff  und  Hofmann  in  Zweifel  gezogen). 
Die  eigentliche  Epoche  der  Fideikoinmiss- 
stiftungeu  heiin  österreichischen  Adel  sind 
die  Regierungen  Ferdinands  II.  und  III. 
und  namentlich  l/-opolds  1.  Aus  Nord- 
deutsihlanil  sind  Fideikommisse  des  17. 
Jahrhunderts  mu-  in  sehr  geringer  Zahl 
nachzuweisen;  erst  im  IS.  wenlen  sie  hier 
häufig.  Einen  neuen  Aufschwung  hat  die 
Bildung  von  Fideikommissen  in  Proussen 
in  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts 
genommen.  Hin  bedeutender  Teil  derselben 
stammt  aus  Ijohengütorn.  da  solche  l>ei  der 
Beseitigung  lies  l/dmswesens  vielfach  in 
Fideikoiu  misse  verwandelt  worden  sind. 
|  Eine  Gruppe  venlankt  auch  ]>olitisehen 
Motiven  ihre  Entstehung,  indem  man  durch 
die  Hindung  des  adligen  Besitzes  nicht 
bloss  den  Glanz  der  Familie  zu  erhalten. 


,  sondern  zugleich  die  konservativen  Mächte 
recht  nur  bei  heben  statt.  AVenn  es  dann  zu  stärken  und  damit  den  Radikalismus  zu 
noch  erwähnt :  geistliche  Personen  unter  den  bekämpfen  meinte. 

Ki  U'ii  sollen  nicht  s<>  viel  halten  wie  die  weit-       g.  Der   Adel   im  modernen  Staat. 

liehen,  da  dem  I^iudesherni  davon*  Dienst  ;  J>r  moderne  Staat  griff  mit  seinen  Forde- 
geschehen  muss< .  so  deutet  es  damit  tivffend  ]  nutgeti  der  Gleichheit  des  Rechtes  und  det- 
ail, dass  die  Konservierung  des  ritterlichen  Pflichten  für  alle  rnterthanen  tief  in  die 
Besitzes  im  deutschen  Mittelalter  ihr  stärkstes  wirtschaftliche  Stellung  des  Adels  ein. 
Motiv  in  dem  Interesse  der  Herrschaft  hatte. 
—  Die  uns  geläufige  Form  der  Familien- 
fideikommisse  ist  in  Spanien  ausgebildet  wor- 
den. Die  leyes  de  Toro  O-'ortes  zu  Tom  1 .")«»."») 
setzen  sie  bereits  als  etwas  allgemein  Be- 
kanntes voraus;  vielleicht  ist  das  Institut 
schon  im  14.  Jahrh.  vorhanden  gewesen. 
Von  Spanien  wurde  es  nach  Italien  ver- 


Vom  17.  Jahrhundert  an.  in  dem  die  Macht 
des  alten  Ijnndtngs  gehrochen  und  damit 
das  vornehm  liebste  Bollwerk  der  bevor- 
zugten Stellung  des  Allels  beseitigt  wurde, 
bis  in  unser  Jahrhundert,  in  dem  die  ein- 
schneidendsten Massregeln  erfolgt  sind,  hat 
sieh  eine  vollkommene  Umwandlung  voll- 
zogen.    Es   wurden    alle    Privilegien  de» 


pflanzt,  wo  es  über  die  daselbst  üblichen.  Adels  (die  Steuerfreiheit  .  das  alleinige 
an  das  römische  Recht  anknüpfenden  Sub-  Hecht  auf  den  Besitz  von  Rittergütern,  das 
stitutioiien.  welch«1  der  Perpotuität  und  der  Hecht  .,nf  Bekleidung  von  staatlichen 
lndividualsuccession  ennangeln.  das  l'el>er-  Aemtern  etc.)  und  die  bäuerlichen  Ab- 
gewicht gewann.  Eigentliche  Fideikommisse  hängigkeitsverhältnisse  aufgehoben;  die  letz- 
iin  modernen  Sinne  finden  sich  in  Italien 

noch  im  Ib.  Jahrb.:  das  17.  ist  hier  das,  ,,  |teg  U|t,.st<>  dürft«-  das  des  Peter  Zollner 
Haiipt/eitalter  der  Fideikomniissstiftungeii.  |  v.  Ma*<.rn1.»erur  in  Steiermark  (durch  Testament 
Nach  Frankreich  ist  das  spanische  Fidci- ;  von  H50U»  »ein. 
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tereu  nicht,  ohne  ilivss  «ler  A<lel  «'ine  Knt-  ]  ('  '»  des  nutzbaren  tlnm<lcigentiuns  ge- 
m  hä«liguug  (teils  in  Lan«l,  teils  in  ücl«l>  er- '  hören  7< H M »  Personen).  Dieses  Verhältnis 
hielt,  «Ii«"  PrivüVgien  im  allgemeinen  ohne  ist  nicht  bloss  Folge  der  entails.  sondern 


Zugleich  entriss  «Ii»?  Silku-  vornehmlich  davon,  «lass  «lie  ir.'iitry,  seit- 

«leii  Welthandel 
ungeheure  An- 
entstand.  diese 


Entschädigung. 

larisafion  <les  Kirclumguts  am  Anfnn 
1(«.  Jahrhunderts  dem  A'h'l  den  gr 
Teil  «ler  ihm  reservierten  Stiftsstelleit 
Recnlieruug  der  gutsherrlich  -  häuerliihen 
Verhältnisse  brachte  ihm  infolge  «ler  rei«-h- 
luh     bemess«'nen     Entschädigungen  «-her 


tetl 

Die 


«lein  im  IS.  Jahrb.  «lurch 
im«l    Kolonialb«sitz  «-ino 
häiifnng    von  Kapitalien 


schon  /.nr  ttewinnung  «les  politischen  Ein- 
flusses vorzugsweise  im  (!rumlhesitz  «ler 
Heimat   anlegte  und  zu  dem  Zweck  den 


Vorteil  als  Nachteil,  und  die  AunVhung ,  noch   verband«  neu   mittlren    und  kbinen 
der  alten  Wirtsehaftsvcrfassung  (mit  ihiyn  Grundbesitz  auskauft«'.    In  dio.r  letzt.-ivn 
Fem« henkten)  veranlasste   ein«-   viel  rati«>- 
n.  uVre  Wirtschaftsweise.    Dag«"gcn  hat  der 
V.-rlust  «!«•>  all.'inigen  KechU-s  auf  tl«Mi  Er- 
werb   von    Kittergütern    «'ine  wesentliche 


S<  hmälernng  «les  adligen  Besitzes  heiVige- 
tührt.  Durch  «lie  allgemeim'u  Wirtschafts- 
verhältnisse, «leu  rapiden  Aufschwung  von 
Handel  und  Industrie,  hat  auch  d«'r  länd- 
H<  hf .  noch   immerhin    zum   sehr  grossen 


Hinsicht  liil«l«t  Xorditalien  eine  Analogie. 
Hi«r  war  «las  Grundeigentum  schon  im 
Mitt.'lalt«-!-  auss.-roploiitli<-li  zersplittert.  Ver- 
tnög«'  d«'s  beweglichen  Kapitals,  das  si«h 
in  Norditalien  infolge  <l«'r  früh-n  Blüte  von 
llan«l«'l  und  Imltistiio  angesammelt  hatte, 
gelang  es  immer  mehr,  die  zj»hlr»  i«  li»_-n 
kleinen  Güter  in  einigen  wenigen  Händen 
zu  vi'ii'iiiitren.    Tin  «lie  nieist  in  «I«-ti  Kcsitz 


Teil  in  adligen  Händen  l«'findli.  he  Besitz  stä«ltis«-li.  r  l'atrizi-'r  gelangten  J-»tifun«lien 
»  inen  erhöhten  Werl  erhalten.    Doch  wird  auf  «Ii.-  Dau«r  vor  «lein  Zerfall«'  in  einzelne 


dieser  Vorteil  durch  die  «grosse  Konkum'iiz 
auf  «lein  G«"biete  «ler  landwirtschaftlichen 
Produkte  zum  Teil  wiodir  ausgcglhhen. 

9.  Der  spanische  und  der  engliache 
Adel.  Zum  Schluss  w«visen  wir  no«h  auf  zwei 
linder  hin.  dep.in  Adel  je  «  ine  lies«»nih'iv 
typische   Bedeutung    hat.    Der  spanische 
Ädeliire  tiviht  kein  bürgerliches  (ieschäft. 
Die  Verachtung  «ler  ArUit  und  die  Tite)- 
MK-ht   des  Spaniers  konzentrieren  >ich  im 
>paiii.-chen  Adel.     Bei  «Uesen  persönlichen 
Eigenschaften  hat  auch  «lie  allgemeine  V« t- 
r i>  itung  der  Fi<leik«»mmisse  in  Sp;ini«  n  «l«  n 
Adel  nicht  vor  «lern  ök<iiioniisclien  Ve  rfall 
U-'wahrt.    Seine  Wrhültniss«'  werden  «Inn  Ii 
•  lie  Tliatsache  illustriert,  «lass,  als  in  neuerer 
Zeit  ein  gruss«'r  Teil  «ler  spanisch«n  Fi'h'i- 
k«.<inmisso  in  StaatsschuMscheino  verwandelt 
wurd<\  «lie  Besitze  r  ««-rn  damuf  eingingen, 
um  l»'i  «li'-SA-r  (ielegtjuheit  ihre  j>e»-s«"»n liehen 
S«  hiU<len  zu  iM'Zilldeii.    Im  scharfen  tieg'ii- 
sitz  zum  sj>anischen  Adel  nimmt  «ler  eng- 
ÜM-iie  an  «ler  natioiuüen  Ai-heit  em-wsclten 
Anteil.      S"»hn«'    von    Herz.gen    siml  als 
(rrrjssliändler  thätig.    I>er  Unin«ll.esitz  «les 
«iti:lL«chen  A«lels  ist  durch  die  sog.  entails 
irel»unden.    Dies«",   aus    den   nur  auf  be- 
stimmte Arten  von  Erben  (z.  B.  männliche 
lJestvndenten)  v««rerblichen  fem la  «•onditio- 
Mlia  hen  «u-g«jigangen,  waren  in  den  letzten 
evi  Jahjhund.'i-t'-Mi  des  Mittelalt.i-s  wirk- 
Ji-iie   Eideikonunis^".    Seitdem    in  abge- 
><-iiwä«-ht«'r    Gestalt    fortleben«  1,    sind  sw 
haite  Vinkidi«Tiuigca  des  tinni«  Um  'Sitzes  für 
■L'e   J^beiis«  lauer     l>eliebig    vieler  jetzt 
J  eben« ler  IVrsonen  und  für  die  Zeit  der 
Muvlrriahrigkrit     ^    u«*-h  ungeborenen 
ErU-n.  HekirmtJicdi  sich  der  («rund  , 

i  n  j  jj  in  Kn^rJrtnd  weit  ül«erwiet:.  nd ; 
im' Eigentum  «ler  nObiJity  un.l  lamle«!  gentry  j 


Teile  zu  schützi'ji,  wunleu  si«'  dann  s«>it 
«h'in  Kimlringen  spanischer  Kinflüss«'  dnn-h 
Fami]i«hfi«l.'ik«»mniiss4<   n-ehtlieh  p-bumleii. 

Llttcratlir:  <•'.  V.  BrloiC.  Tm-ilonum  <m<l  St-i'lt, 
MHiii  fi'  ii  !*:>''.  -  -  II.  Hruniwr,  livuUn-hr  HrchU' 

ijwhirhtr.  liil.  I  n.       /.'ifttiil  /.".'>;  —  lief- 

xrlbf,  Ih  r  llritt  rdi'  int  mitt  ilir  Aiijiimjr  <|V\» 
i.i  huimr>t*  </.rii*rlir.  J.  l!'<  ht*<i'  xrftirtitt ,  litl,  1], 
Ji-jr  .'.  >.  tff.t,  W.  tmo'r  is.sr.  —  II.  Delbrück, 

Ui*t«rif,  l,>  iukI i».lili*rh>  .1  <*»>'«/.*«  ,  ll< 'llin 

0.  Franklin.  Artihl  Stnmiiiijiihr,  in  >.  Jh>/l;:ti- 
ilurff'*  i:<r/,t«l.jil:„,i  II,  i.',l  Jf'.,  bij'zi'l  /.O.'.  — 
hart  .loh.  Furlm,  l>-  r  I  'nh-iyuinj  •!'«  Itmirru- 

/•tainl'S  uil'l  iIhh  Aiifkinulnrn  (/»•/•  I ,'nfji/iir/*<fl»Jtrit. 
.Xnr/i  •ivrliiiiilirch'ii  i{urllrn  tum  .V< ninrpinnmirn 
Ii»«/  /iiiift  n,  .Vfrtm/iiifi)  ;.vs,v.  —  iSttelHt,  Kniltinihe 
\\-rf'it»i>,t,)g*ijr*<-hiehl'  .  llnlin  /.>>„•>.  —  Himbach, 
Ihr  ,  n///(>r/(.  «  hiu.l<i>i»  ih  r  mal  ihr  K i „ la  .j •< iaji  n . 
I.  „.  ,1.  T.:  Schal.  V.J.  Soual,,.,!.,  h,f-.nj 
;.e<  ;.  —  if.  Ilan*»ett .  '/.»c   ilr»cläcUic  ««>»•</- 

ilriitu  ta  r  1  i nt*>r i ittchnft  J»  it  Emir  <l<*  //,'.  Jahch. 
f.\<ti-arhi*U>rirchf  AUanalhuajcn  I,  -i.SI< ft'.i,  I.'  i/<aj 
Ismi.      Jf.  TU.  e.  Inamn-Sterneuo >  IH-  I""- 

liililiitul  'Iii-  i(ii>.*fn  liiiiiaihrrrtclaijtrit  irähmal 
<!>  ,-  KaratitajrrtrH  (Ii.  S<  lam>U>  r ,  Staat*-  mal 
>„ti<il»  i»»  n»  häßlich,-  {•larchiaay»  I,  Urft  Ii, 
L-  i/,;,,,  /,»',>.  —  Drrwlbe,  Ih  nhila  WirUchaftt- 

,,,,rhichb-,  liil.  I  a.  II.  hipxi.J  l.^'J  ."/.  -  Oer- 
Hflbr.  IHr  FaiuiliriiriilfibiHaiiiii"-  in  <lr*tr,;-rich 
lihftnf.  Ktatint.  \l>a\nU*chcift ,  '.».Jahrg.,  S.  .','>•'' jf.) , 
Wir  Ii  ISs.1.  -  <;.F.Knupp,IHr  Itaa, riilirfrt  imaj  .. 
in  ih  it  alleren   Trilrn  IWiiak  hs,    ■  l'rilc,  Lt  i/i:ig 

1.  s.s  ;.  —  llernelbe.  < irutalhrrmchajt  mal  llitfrrgtit, 
Lcifitia  )S!>7  fthurIM  irr  it., r  l.ittrratmj.  -  H. 
Knothe,  lirtchichte  >U*  (H.r,la,<*iti,r  AJrh, 
JfresJrn  1*7!'—*?.  —  .Wfix  Lenz,  bunurerhl» 
{h  auche  tirtchichle ,  Miinrhtu  />  '".  (Soiultr- 
„lalruck  aun  llirlar.  /Jtrhr.,  IUI.  7  7).  -  A.  V. 
MUtHkOtcnkl ,  Ha*  Krhrrrht  mal  ili''  t.'nnal- 
.igrntmiaarrtrilmai  im  I>rnt*rhrtt  Reiche.  .1.  Ii. 
(/.'  7'.:  Srhr.  il.  V.l.  Sutial/i.,  Hl  mal  f.rij,;ia 
IS.sj  mal  ISS.',.  —  L.  Pfa/f  mal  F.  Hofmann, 
Zur  lien  hifhh-  ,h  r  Fiilrihaiiwi**, .  Sr  feirat- 
alxlrark  «a*  ilra  Lxkmn  ii    üUf  i*t.crcichi*chct 
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allgemeine*  bürgerliche»  Recht,  Wien  1#*4-  —  K.  H. 
Freth.  Itoth  v.  Schreckenstrln ,  Dir  Ritter- 
würde  und  der  Rittrmtnnd,  Frrihuryi.  Hr.  1SS0. — 
SchUfftc,  Ih-r  moderne  Adehbr  griff  (Getummelte 
Aufmitte  I,  r,~ff.),  TUhinijrn  lx.sö.  —  R.  Schröder, 
Lehrbuch  drr  deutschen  Rerhi*ge*rhirhtr,  i.  Aufl., 
Jyripzuj  tX'.'l.  —  O.  Stobbe,J[<indhuch  det  drnttrhen 
Primirecht* ,  ltd.  ?  (1.  Aufl.),  ttrrtin  lKS.f. 
V.  Strantz,  Ge*rhichte  dm  deuterhen  Adel»,  .i  Bde., 
Jlrmliiu  l!<4r,.  —  S.  Sugenheim.  iienrhichle  der 
Aufhebung  drr  Liilirigennchnft  und  Hörigkeit  in 
Euro/m,  St.  petrrthunj  tmH.  —  O.  v.  2SalUnger, 

J>ir  Srhiiffriibtirftrieu  de*  Siirh*rn*f>irgel*  ,  Inn*- 
lirnrk  ISA?.  —  l'<//.  frmer  dir  Littrrnturuuyulten 
liei  den  Artikeln  Ilourrnhefrriiing,  h'idrikommi*»r, 
thttthmitch'ift ,  Mini*teri<ilitiit ,  lieft»,  Rittergut, 
.Stunde.  O.  v. 


Advokatur  s.  An waltsehaft. 


Agentnrwesen. 

Der  Ausdruck  -Agont<  umfasst  so  vor- 
schiedeno  Geschäftsarton,  dass  die  Rechts- 
wissenschaft ihn  l.is  in  die  neueste  Zeit 
hinein  teils  ül»crhaupt  für  juristisch  unvet- 
wondkir  erklärt,  teils  doch  nur  ganz  allge- 
mein  und  unbestimmt  gedeutet  luit.  Dies 
gilt  sowohl  von  der  deutschen,  wie  von  der 
englischen,  wie  auch  von  der  französischen  i 
Rechtswissenschaft.  Nocli  in  der  von  R  i  v  i  e  r  e 
herausgegebenen  grossen  Rechtsencyklopädie 
*Pandectes  francaises  (lsss)  heisst  es: 
> Agent  d  affaiivs  est  celui  «pii  fait  prufession, 
moyennant  retributioii,  de  gerer  les  affaires 
d'autrui.  II  a  pour  objet  de  romplir  les  vides 
(iue  laissent  les  autres  profossions  ijui  ont 
pour  luit  1.1  gostion  lies  interets  des  eitoyens.« 
Domgomäss  l  »et  rächtet  die  französische  Recht- 
sprechung als  -agents  d'affaiivs«.  u.  a.  Aus- 
kunftsbureaux.  Iiiseratenunternehnier.  Dispa- 
cheure.  Patentanwälte.  Begrübnisunter- 
nehmer,  Heiratsvermittler  etc.,  und  zwar  trotz- 
dem Art.(i{2des Codedeeommereedie  »agents 
d 'affaires*  den  Kaufleuten  eingereiht  hat. 

Wohl  den  ersten  Versuch,  aus  diesem 
Cliaos  einen  fest« »n  Kern  herauszuschälen,  hat 
die  grosshritannische  -Factors  Act  von  1S8!K 
gemacht ;  sie  bestimmt ,  der  in  dem  Gesetze 
oft  vorkommende  Ausdruck  »mereantile 
agent<  shall  mean  a  mereantile  agent  having 
in  the  customary  eourse  of  Iiis  husiness  as 
such  agent  authority  either  to  seil  gnods  or 
to  consign  gooils  for  the  pui'poso  of  sale 
or  to  huy  gixMls,  or  to  raise  mouey  on  the 
security  of  goods. 


Regel  auswärts  wohnenden  Geschäftsleuten 
dauernd  beauftragt  wird,  an  seinem  Wohu- 
platzo  oder  in  einem  grösseren,  meist  deutlich 
begrenzten  Gebiete  Handelsgeseltäfte  im 
Namen  seiner  Auftraggeber  abzuseliliessen, 
Kundschaft  fflr  sie  zu  erwerben  oder  sonst 
ihr  Interesse  wahrzunehmen < . 

Im  wesentlichen  hiermit  übereinstimmend, 
liezeiehnet  5}  H4  des  am  10.  Mai  1H97  erlassenen 
neuen  deutschen  Handelsgesetzbuchs  als 
»Handlungsageuten<-  jeden,  der,  »ohne  als 
Handlungsgehilfe  angestellt  zu  sein,  ständig 
damit  betraut  ist.  für  das  Handelsgewerl 
eines  Anderen  Geschäfte  zu  vermitteln  oder 
im  Namen  des  Anderen  abzusehliessen« . 

Auch  der  Unterschied  des  Agenten  (Hand- 
liingsagenton)  vom  Mäkler,  vom  Handlungs- 
gehilfen und  vom  Kommissionär  ist  in  der 
1 .  Auflag«'  <les  Hand  Wörterbuchs  schon  ähnlich 
bestimmt  worden,  wie  in  der  Begründung 
des  neuen  Handelsgesetzbuches. 

Handlungsgehilfen  sind  Ange- 
stellte und  zwar  in  der  Regel  fest  be- 
soldete Angestellte  ihres  Prinzipals.  Der 
Agent  dagegen  ist  ein  selbständiger  Unter- 
nehmer. Kr  trägt  das  Risiko  —  zwar 
nicht  des  einzelnen  Geschäftes,  wohl  aber 
seines  ganzen  Unternehmens,  wenn  ihm  auch 
öfters,  wie  namentlich  Ihm  Versicherungs- 
agenten üblich,  ein  fester  Pausehallieirrag 
zu  seinen  Geschäftskosten  garantiert  wird. 
Der  Hauptgewinn  des  Agenten  soll  jeden- 
falls in  seiner  prozentual  abgestuften  »Pro- 
vision* {oder  Kominission? )  bestehen.  Macht 
er  keine  Geschäfte,  so  arbeitet  er  mit  Sehaden. 
Nach  §  ss  des  neuen  Handelsgesetzbuchs 
gebührt  ihm  die  Provision  für  die  von  ihm 
vermittelten  oder  abgeschlossenen  Verkäufe 
erst  nach  dem  Kiugauge.  der  Zahlung  des 
Vorkaufspreises  bezw.  nur  nach  «lern  Ver- 
hältnisse des  eingegangenen  Betrages. 

Vom  Handelsmäkler  unterscheidet 
sich  der  Agent  zunächst  dadurch,  dass  jener 
nicht  dauernd,  sondern  nur  von  Fall  zu 
Kall  beauftragt  wird.  Sodann  vermittelt  der 
Agent  regelmässig  nicht,  wie  der  .Mäkler, 
zwischen  zwei  am  gleichen  Platze  wohnenden 
Parteien.  Nur  ausnahmsweise  kommt  es 
vor,  dass  Fabrikanten  in  ihrem  Wohnorte 
einen  Unsolideren  Agenten  halten,  z.  B.  in 
Hamburg  für  den  Verkehr  mit  den  Expor- 
teuren. Der  Agent  ist  nur  verpflichtet,  das 
Interesse  des  einen  Teils,  seines  Auftrag- 
gel >ers.  wahrzunehmen,  der  Mäkler  dagegen 
steht  zu  beiden  Teilen  in  einem  Rechts- 
verhältnisse: er  soll  unparteiisch  zu  Werke 
gehen.  Endlich  ist  der  Agent  meist  berechtigt, 
das    Geschäft    selbständig  abzusehliessen, 


Pm  diesellte  Zeit  definierte  der  Verfasser  während  beim  Mäkler  sehr  häufig  die  Haupt- 


dieses  Artikes  in  der  eisten  Auflage  des 
•* Handwörterbuchs « ler  Staatsw  issonschaften  < 
als  Agenten  »jeden  selbständigen  Angehörigen 


thätigkeit  dann  besteht,  die  Parteien  zu- 
sammenzubringen. Nach  §  s.">  d.  D.  H.G.B, 
gilt  das  von  einem  Handlungsagenten,  der 


des  HandeUsUndes . . ..  der  von  anderen,  in  der  ;  ausnahmsweise    nur   Vermittlenlieiiste  zu 
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leisten  hat,  abgesclUossene  Geschäfte  als  vom 
Geschäftsherrn  genehmigt,  wenn  dieser  nicht 
unverzüglich  nach  Kenntnisnahme  dem 
Dritten  gegenül>er  erklärt,  dass  er  das  Ge- 
schäft ablehne. 

Vom  K  o  m  m  i  s  s  i  o  n  ä  r  endlich  unter- 
scheidet sich  der  Agent  zunächst  dadurch, 
dass  er  nicht  im  eigenen  Namen  kon- 
trahiert. Anderenfalls  scldicsst  er  oben  ein 
Kommissionsgeschäft  ab.  Deshalb  über- 
nimmt er  auch  in  der  Regel  weder  seinem 
Auftraggeber  gegen  über  das  Delcredere  wegen 
iles  dritten  Kontrahenten,  noch  diesem  gegen- 
über die  Gewähr  für  rechtzeitige,  und  richtige 
lieferung  der  Ware.  Indes  kann  Beides 
trotzdem  von  ihm  gefordert  werden,  insbe- 
sondere die  robernahme  des  Delcredere, 
und  unter  allen  fernständen  hat  er  die 
Zahlungsfähigkeit  der  Personen,  mit  denen 
er  Geschäfte  ahschliesst  oder  vermittelt,  zu 

Siifen.  Wendet  er  hierbei  nicht  die  Sorg- 
t  eines  ordentlichen  Kaufmanns  an.  so 
kann  sein  Auftraggeber  von  ihm  Schadens- 
ersatz verlangen,  und  auch  wenn  dies  nicht 
geschieht,  winl  der  Agent  doch  stets  fak- 
tisch (geschäftlich)  verantwortlich  gemacht, 
weslialb  ihn  sein  eigenes  Interesse  tiviben 
muss.  die  nötige  Sorgfalt  anzuwenden. 

Wie  schon  der  Name  sagt,  pflegt  der 
Agent  im  <  tes<  häftsverkehre  die  Initiative 
zu  ergreifen.  Er  ist  es,  der  zahlreichen  Per- 
sonen die  Ware  seines  Auftraggel>ers  aus 
eigenem  Antriel»o  offeriert  und  anpreist,  ihnen 
Muster  vorlegt  etc.  Auch  muss  er  seinen 
Auftiaggelier  jederzeit  vom  Stande  des 
Marktes  und  von  .allen  sonst  für  ihn  wichtigen 
Vorkommnissen  aus  eigenem  Antriebe  unter- 
richten. Der  Kommissionär  dagegen  erhält 
iu  jedem  e  i  n  z  e  1  n  e  11  Falle  einen  ganz  be- 
stimmten Auftrag,  und  auch  seine  sonstigen 
Pflichten  sind  weder  so  umfassend,  noch  so 
ausschliesslich  wie  die  des  Agenten.  Dies 
hängt  auch  damit  zusammen,  dass  letzterer 
regelmässig  nur  eine  kleinere  Zahl  von  Firmen 
vertritt,  dass  sein  Geschäftsliereich  Ül»erhaupt 
ein  relativ  beschränkter  sein  muss,  wenn  er 
mit  Erfolg  arbeiten  will,  «lass  er  jedenfalls 
in  derselben  Branche  nicht  sehr  viele, 
oft  nur  einen  einzigen  Auftraggeber  haben 
kann.  Der  Kommissionär  wird  sich  nie  derart 
beschränken  lassen. 

Ferner  bekommt  der  Agent  a  1  s  s  o  1  c  h  e  r  in 
der  Regel  weder  die  Ware  in  die  Hände,  noch 
braucht  er  Kredit  zu  erteilen.  Er  liedarf  daher 
keines  erheblichen  Geschäftskapitals, 
wie  denn  das  Agenturgeschäft  hauptsächlich 
von  jüngeren,  rühriffen,  aber  nicht  sehr  be- 
niinvjten  Leuten    l»otrieben  winl.  Ebenso 
braucht  der  Agent  nicht  wieder  Kommissionär 
.Speicher  und  .^>nt*tige  grössere  Geschäfts- 
räume zu  bezahlen,   noch  fflr  Buchhaltung 
und    KorrespoiKleiiz    ein  umfangreichen^ 
Personal  zu  Isolden.    Aber  seine  persön- 


liche Thätigkeit  muss  um  so  lebliafter  sein. 

Damit  ist  ilas  Wesen  dos  Agenten  in 
;  der  Hauptsache  bereits  gekennzeichnet.  Diese 
;  dun 'haus  moderne  Art  der  Gosehäftsvor- 
m ittel un g  liat  sich  n  i  e  h  t  aus  der  Tliätig- 
keit  der  alten  Faktoren  (s.  d.  Art.)  entwickelt. 
Denn  diese  sind  zu  Kommissionären  gewonlen. 
Das  Agenturwesen  dagegen  venlankt  seine 
Entstehung  dem  neuerdings  besonders  von 
den  Produzenten  stark  empfundenen  Be- 
dürfnisse nach  k  r ä  f  t  i  ge r e r  I  n  t  e r e s s e  n - 
Vertretung,  als  sie  Properliandel  und 
Kommissionsgeschäft   zu  bieten  vermögen, 
l'nd  dieses  Bedürfnis  ist  erst  so  dringend 
gewonlen,  seitdem  die  Industrie  fast  unaus- 
gesetzt au  rehcrpi-oduktion  leidet.  Auch 
!  giebt   es  an   grossen  Handelsplätzen  eine 
j  Menge  Agenten  für  den  Vertrieb  auswärtiger 
|  R  o  h  p  r o  d  u  k  t  e .  z.  H.  in  Hamburg  für  Petn>- 
leum.  Getivide  etc.  Eine  Hauptaufgabe  dieser 
l/>ute  besteht  darin,  dass  sie  die  Händler 
zur  Ausnutzung  augenblicklicher  Pivisunter- 
;  schiede  zwischen  den  verschiedenen  Plätzen 
]  und  sonstiger  Konjunkturell  ann-gen.  wobei 
sich  oft  mehnnv  Agenten  —  a  conto  nieta 
—  in  die  Hände  arbeiten.    Mit  Hilfe  von 
Agenten    und    rnteragenten    dehnt  sieh 
neuenlings  auch   das  Termingeschäft 
in  den  grossen  Spekulationsartikeln.  Eisen, 
Kaffee  etc.  aus.    Stets  ist  hier  der  Agent 
•  das  rührigste,  die  Yerkehrskonzontration  und 
Pi-eisausgleichung    am    meisten  fördernde 
Element.  Aber  mehr  als  alle  anderen  Arten 
en-egen  neuenlings  in  Deutschland  diejenigen 
Agenten  Inten^sse,  welche  für  die  Industrie, 
namentlich    für    die    Export  i  ndu st  ri e 
tliätig  sind. 

Die  Exportagenten  arbeiten  teils  mit 
den  inländischen  Exporteuren,  teils  diivkt 
mit  den  ausländischen  Abnehmern.  Im 
Gegensatze  zur  englischen  Exportindustrie 
hat  diejenige  Deutschlands  von  jeher  das 
Hostreben  gehabt,  solche  direkten  Ver- 
bindungen mit  dem  Auslände  anzuknöpfen ; 
sie  lud  damit  zwar  manche  Erfolge  erzielt, 
alter  auch  schon  viel  Geld  dadun  h  verloivn ; 
denn  bei  dieser  Art  des  Exports  wächst  das 
Risiko  des  Fabrikanten  erheblich,  der  Kapital- 
umsatz winl  viel  langsamer,  und  der  Fabrikant 
liegiebt  sich  überhaupt  auf  ein  ihm  fremdes 
Gebiet;  schon  Büsch  (Kl.  Schriften  v.  d. 
Handlung.  1772,  S.  107  ff.)  hat  Treffendes 
über  die  Gefalnvn  dieses  direkten  Verkehrs 
gesagt.  Wo  an  überseeischen  Plätzen  nicht 
sehr  tüchtige  Vertreter  zu  haben  sind,  l»e- 
gnügt  sich  der  Fabrikant  jedenfalls  Itesser 
mit  einem  Agenten  am  inländischen  Hafen- 
platze, der  ja  nicht  nur  mit  Exjiorteuren, 
sondern  auch  mit  überseeischen  Einkäufern 
verkehren  kann,  im  letzteivu  Falle  indess 
seinen  Auftmggeber  wiedenun  jenen  Gefahren 
des  dhvkteu "Verkehrs  aussetzt. 

In  Hamburg  hat  sich  das  Gewerbe  der 
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Exportag«»nten  neuerdings  —  nicht  «.hne  den 
scharfen  Sporn  ausläinlischor  und  hinneii- 
jändi-iher  K«inkunvuz  ausseronlentlich 
«ntwickelt.  Ihn»  Zahl  wird  j.-tzt  auf  etwa 
7«  Veranschlagt.  «Ii«  •  Tausend«»  »»xporticivnder 
Fabrikanten  v«»rtreten.    Auch  zeichnet  Hain- 


Agio. 

Agio,  italienisch  aggio,  ist  der  in  der 
(teschäftssprache  nhlirhe  Ausdruck  für  das 
in  1  Weilten  ausgedrückte  Aufgeld,  »las 
über  den  NVnnwert  «nler  den  wirklichen 
oder  konventionellen  l'ariwoit  einer  (icld- 


burg  sich  aus  durch  eine  1h »sonders  gn»sse  oder  konvoi 

Zahl  ivh-hhaltiger  Ex  port -M  usterläger.  seile  oder  eines  Wertpapi.rs  bezahlt  wink 


die  den  Exporteuren  wie  den  überseeis<h<»u 
Einkäufern  ein  vergleichendes  1'rteil,  Auswahl 
un»l  sonstige  Erleichterungen  gewähren. 

Her  Exportagent  muss  in  erster  Linn» 
g«uau  unterrichtet  sein  filier  die  Exjtort- 
iinnen,  er  muss  wissen,  wer  ex]>ortiert.  und 


in  den  zahlreichen  «l«'iits«hen  'Münz- 
bedenken aus  «li'in  H».  und  den  ersten 
Jahrzehnten  des  17.  Jahrhunderts  kommt 
das  Wort  noch  nicht  vor.  sondern  der  Kurs- 
znschlag  zu  (iuusten  der  hessen-n  Münze 
wird  mit   ■■Aufgeld'   «nler    IYb»»rsatz  1«- 


wohin  ,r  exportiert:  hat  er  dies  gefunden,  zeichnet.  Seihst  um  das  Jahr  1o7<»  war 
so  muss  er  den  Exportfirmen  Offerten  machen,  der  Ausdruck  in  Deutschland  noch  nicht 
Hiii*-i i  Preislisten  .senden,  ihnen  Muster  vor- 1  völlig  eiugehürg«»rt,  wie  die  auffallende  An* 
l«»g«»u  und  sie  auffordern,  das  Musterlag«»r  |  Wendung  tless«»|lH»n  in  einem  aus  jener  Zeit 
zu  besuchen.    EI»enso  muss  er  aufrissen. !  stammenden  tiutachteii  von  J.  C.  L»»ntz  be- 


weiin  Kilnfer  von  drüben  kommen,  muss  sie 
erwarten.  sich  üW  ihre  Solidität  informieivn 
und  sie  dahin  bringen,  dass  sie  das  Muster- 


wei-it.  in  «lern  es  hejsst,  man  zahle  «leu 
Hertel n»rn  zum  Aufwechs»»!  anstatt  eines 


eine   geringe    Vergütung In 


lair.-r  besiu-heu.  Ist  dies  gelungen,  so  muss  !  Frankivieh  fand  das  Wort  erst  am  Anfang 
•  b-r  A'-'ciit  dem  Herrn  «lie  Muster  vorlegen,  auf  des  IS.  Jahrhunderts  weiten-  Verbn»itung 


«lie  Vorzüge  <l«  r  einzelneu  Firmen  aufmerk- 
sam machen,  sowie  deren  K«»n«litiou«»u  1m»- 
kauut  teben. 

Oer  fivnnle  Käufer  kommt,  um  zu  sehen, 
was  sich  in  unserer  raschlebigen  Zeit  geändert 
hat.  was  Neues  geschaffen  wurde.  oh  sich 


ab«»r  nicht  in  «h»r  Bedeutung  von  Aufgeld, 
sondern  zur  Bezeichnung  des  Tn-ibeus  des 
atiotciirs  .  der  S|jekulantcu  in  «l«»u  starken 
Kursschwankungen  imterworfenen  St;iats- 
sehuMwrsohivibungcn  Ludwigs  XIV.  Es 
war  als«»  gleichbedeutend  mit  «l«»m  von  ihm 


«lie  I'ivise  verändert  haben  u.  s.  w.  Noch  abgeleiteten  Ausdruck  agiotag«»  .  der  auch 
vor  kurzem  begnügte  sich  ein  solcher  Kauf-  in  D«»utschland  lür  das  Börsonspiel  gebraucht 
mann  damit,  «lass  man  ihm  ein«»n  Katalog,  winl.  In  s<»inem  ursprünglichen  Sinne  ist 
vielleicht  s«jgar  nur  in  «leuts«  het  S]inu»he  v«»r-  das  Wort  im  Französisch«»]!  wenig  ge- 
legte. Das  ist  ganz  amlers  gewonh-n:  Kata-  bniiiehli«  h ;  gewöhnlieh  sigt  man  statt  Agio 
löge  wenb-n  in  genügender  Anzahl  nach  prim«»'.  und  l ►»^rt«»^-  statt  dhsigio  .  wie 
«lem  Auslamle  versandt :  aber  «ler  Einkäufer,  «lie  in  <ler  Sprach««  «ler  deutschen  Börsen 


«l.  r  s»»lhst  kommt,  will  Muster  sehen  o«b»r 
sogar  —  was  neuerdings  auch  immer  mehr 
aufkommt  —  seinerseits  «lii-ekt  mit  dein 
Fabrikanten   verhantleln.     Es   giebt  schon 


gebräuchliche  Hezeichnung  tür  einen  pn>- 
zentmässig  ausgedrückten  Kursverlust  lautet. 
Auch  in  Englaml  ist  das  Wort  Agio  nicht 
gebräuchlich,  man  nennt  den  Kursaufschlag 


ein.«  grossen-  Zahl  von  Oeschilften.  «lie  es ;  premiunc  und  «Ion  Verlust  xliscouut .. . 
si<  h  zur  Aufgab.»  mach«»n.  «Ii«»  überse«'ischen        Das  Agio  tritt  in  mannigfaltig.»n  Arten 
Einkauf«»!*  mit  d*»ii   Fabrikanten   selbst  in ;  auf,  «lie  au  geeigneter  Stelle  bcsou«l«»rs  zu 


in  j  auf, 
was  freilich  den 


Verbindung   zu  bringen, 
seilten  Hedenken  unterliegt,  wie  «las  din'kte 
Arlwiteii  inJ;'inilis«  her  Fabrikanten  mit  fp'imlen 
Plätzen. 

Wegen  «ler  Versicherungsagenten 
vgl.  «1,  Art.  Vei-sichenmgsw«»s«»n,  wegen  der 
Au<wand«>rungsagenten  «I.  Art.  Aus- 
wainl«»niii'gsunt«'inehmungeu. 

Littoratnr :  E  » i  n- »  rf  >■  i » >■  *  Hu  « </  w  * ,/  .•  *  r  / : .  j 

\,>icUk  lltti-t  Ih  tlktt  lirifl ,  ilufljmlrltt  IM  lliirh*-  i 
.hintun  mt,  Iii  , -tili  /,*,'»;,  »mrir  ilir  K"  I»  in  »■  11  ( n  r  r  ' 
Z  -l  III  II  r  II  r  ll  Ii  i  II  I  M  i  Ii  r  „  Jf  .|  ;(  ,1  r  I  *  ij  r  g  r  t  1  ■  j 
Imr/i.          lA'Jrt*tiri  Sl-h'hlfllTIf  II,  1.77  1111,1  /;</</.    ' 

i'7/n  uihurii*  Jl-iiiiitl  um!  Vrrlti-hr«  ,  Kx- 
jK.<tl,<Li,U,<iih  it>,-  ls;;f„  „h.ill,  1SU7UU,  Jl,  Jtf. 

It.  Ehrenbery. 


bespn'ehen  sein  werden.  Hier  geben  wir 
nur  «»ine  kurze  r«»bei>icht  dersellH.*n.  — 
Zuei-st  scheint  in  Italien  «ler  Ausdruck  auf 
dasjenige  Aufgeld  allgemein.»  Anwendung 
g«»fuuden  zu  habi'ii,  w«»lehes  in  Venedig  für 
Hankgeld  geg.»n  «las  gewöhnlich«»  Kuraut- 
geld bezahlt  wunle.  S»  sigt  Turl  >olo  ( lb'JIJ). 
«lass  in  Ven«  «lig  s<  h«»n  s«»it  lang«»r  Zeit  «las 
Bankgeld  ein  Agio  geg«»u  das  gewöhn- 
liche (ield  lie«linge  nu«l  «lass  mau  für  UM 
Dukaten  Hanko  1  ^ *  Dukaten  Kurant  «i-* 
|  halte  -').  Das  Amstenlamer  und  das  Ham- 
burger Bankgeld  erzi«»lt«»  ebenfalls  ein  Agio 
und  erst  von  Hollau«!  aus  s«-heint  der  Aus- 
druck nach  Frankreich  eingeführt  w«>rd«»n 
zu  sein.  -  Aber  auch  die  im  fivh'ii  Ver- 
kehr befin«Ui«.heii  gniben  und  vollwichtigen 
Mün/.eM  erhielten  stets  in  den  Zeit«»n  der 
.  Müuzvci  m  hh-chterungeii  gegenüber  den  «lie 
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Ma-se  der  rinlaufsmittol  ltiI<loiuloit  gering- 
haltigen   kleinen    Münzou    »inen  höheren 
Kurswert,  trotz  aller  Verktte   uu*l  Straf- 
androhungen gegen  diese    willkürliche  Be- 
stimmunjr  des  Geldwertes  ilurch  das  Volk«.. 
In  Deutschland  wurde  dieser  Kurszuschlag, 
wie    schon    oben    erwähnt,    erst    in  der 
zweiten    Hälfte   des   17.  Jahrhunderts  als 
Agio  Wzeiohnet :  auch  in  Italien  war  der 
Anxlnifk  in  diesem  Sinne  weniger  üblich, 
er  wird  aln  r  doch  sehon  im  10.  Jahrhundert 
■»o  angewandt.    —   Auch    ohne  Münzver- 
s.  -hlechterung  kann  eine  Geldsorte  einer  an- 
deren gegonfllier  von  dem  ursprünglichen, 
\i-lleielit   gesetzlich  fixierten  Wertvcrhält- 
!iis>e    abgehen    und    einen   höheren  oder 
niederen  Kui-s  erlangen:  wenn  nämlich  die 
Münzen  ans  vei-sohi. -denen  Edelmetallen  bo- 
siehen   und   das   Wort  Verhältnis  zwischen 
Gold  und  Silier  im  Weltverkehr  eine  merk- 
liehe  Verschiebung  erleidet.     So  erhielten 
die  Goldmünzen  in  der  zweiten  Hälfte  des 
K».  und   der  ersten  des  17.  Jahrhunderts 
allmählich  ein  erhebliches  Agio  gegenüber 
ihrem    gesetzlichen    Wert    gegen  Silber- 
münzeii.    TurUdo  spricht  z.  B.  davon,  da>s 
der  Goldscudo  von  1H  noa|jolitamschcu  Car- 
inii auf  ].">  gostiog<»u  sei.  aher  er  gebraucht 
in  diesem   Zusammenhang  nie   da,*  Wort 
Ado.    Dagegen  sagt  ein  gleichzeitiger  fran- 
zösischer Schriftsteller   mit   Rücksicht  auf 
die    grössere    H»X[ueinlichkeit    des  Goldes' 
Uim    Transjiort :     .Diese    Bequemlichkeit ! 
wild  von  den  italienischen  Bankiers  aggio  ■ 
genannt,  was  die    agge,  oder  die  grössere 
Dichtigkeit  des  TransjMirts  im  Vergleich 
mit  dem  SilU-r  l>ezeichnet.  wofür  sie  |M>i 
Zahluniren  in  Gold  immer  einen  Sou  mehr 
auf   den   Tlialer  rechnen  als   l*oi  Silber- 
zahl ungon         In  der  Gegenwart  liat  die 
Entwertung    des    Silbers    namentlich  im 
Verkehr  zwischen  Kuropa  und  Indien  und 
•'Iiiua  Agioerseheinungen  hervorgerufen,  die 
für  die  ganze  Weltwirtschaft  von  grosser 
Wichtigkeit  sind.  — •  Die  wichtigste  Art  des 
Agio  aher  datiert  erst  aus  der  neueivn  Zeit, 
in  der   die    Ausgabe   von  uneiulöslichem 
Papiergeld  mit  Zwangskurs  an  die  Stelle 
der  früheren    .Mflnzversohlechterungen   ge-  j 
treten  ist:  diesem  Papiergehl  gegenülior  er-, 
luilt    das   Edelmetallgeld   einen  veränder-l 
liehen   /'reis,  der  ein  Gold-  hezw.  Silbej- 
agio  ejjischliesst.   —  Auch  der  Kurs  der 
Wechsel,   die  auf  ausländisches  Geld  oder 
auf  das   besondere   Wechselgeld  eines  iu- 
iändischen   Platzes   (wie  es  früher  häufig 
^A.räwhlk-h    war)    lauten,  zeigt  Schwan- 
kungen of>erhalb   '"^1  unterhalh  des  Pari- 
wvrtes.  die  als  A*d<»  oder  Disagio  bezeichnet 
Verden.   Ist  ein  festes  inneres  parj  zwischen 
d.-r  inländischen    nw\  ausländischen  Valuta 
rjjVht   vorhanden,    lK?st«ht  z.  B.  «las  inlän- 
,jw  he  Geld  au-s        »  entwertendem  Papier- 


gelde oder  verringerten  Münzen,  so  be- 
rechnet sich  das  Agio  nach  einem  bloss 
fiktiven,  «lern  früheren  Wertvorhältnisse  der 
beiden  Gcldarten  entsprechenden  Pari  und 
es  verändert  *h'h  zunächst  entsprechend 
den  Aonderungen  des  Verhält  nisses  der 
inneren  Geldwerte.  Ausserdem  aher  hängt 
seine  Grosse  von  dem  Verhältnis  des  An- 
geltots  und  iler  Nachfrage  bei  den  betreffen- 
de u  Wechseln  al>.  und  da  in  früheren  Jahr- 
hunderten der  Transport  von  Edelmetall 
weit  kostspieliger  und  unsicherer  war  als 
gegenwärtig,  auch  häufig  noch  durch  Aus- 
fuhrverbote ei-sehwert  war.  so  konnte  selbst 
bei  festem  inneren  Pari  der  Spielraum  des 
Agio  ein  l»edeuteud  giössenr  werden  als 
unter  den  heutigen  Verhältnissen.  Dazu  kam 
noch,  dass  auch  die  Zinsvergütung  des 
Wiichervcrl>otes  wegen  in  einer  Kursdiffo- 
renz  versteckt  wunle.  Di"  älteren  italie- 
nischen Schriftstell,  r.  wie  Davanzati,  Sena. 
Turbolo  brauchen  indes  das  Wort  Agio 
nicht  in  diesem  Zusammenhange:  sie  reden 
von  cambio  alto  oder  basso  oder  von  nlare 
in  cambio  a  im  percento,  al  pari,  a  jM-rdita  . 

Eudlieh  nennt  mau  in  Deutschland  Agio 
auch  den  pn>zenttnässigen  Kursühorsohuss 
der  Aktien  od>-r  anderer  Börsenpapiere  üIkt 
den  Pari  wert.  Namentlich  wird  dieser  Aus- 
druck für  den  I  ntei-schied  zwischen  dein 
Emissioiiskurs  neuer  Aktien  oder  Staats- 
papicre  und  dem  Pari  angewandt,  also 
/..  B.  in  dem  Falle,  wenn  das  Gründcrkou- 
sortium,  das  zunächst  die  sämtlichen  Aktien 
eines  I  nternehineiis  übernommen  hat.  die- 
soIImmi  zu  einem  über  Pari  stehenden  Kurs»' 
an  der  Börse  einführt  oder  wenn  -'junge* 
Aktien  mit  einem  Kurszuschlage  ausgegelioii 
werden.  S.  d.  Artt.  Banken.  Börsen- 
weseu.  Münz  wesen,  Papiergeld, 
S i  1  b e r  u  n d  S  i  1  ho  r  w ä h  r  u  u g .  W  e c  h  s e  1. 

Litteratnr:  Thnmnn  von  Haffrlntrin .  Art* 
t,>,t,titvt  tii'.ti'furi'i.'l  III.  Tl..  .v.  /»».  —  riir- 
hnln.  Erwi.  ein**.  it>il.*>  />.  /,  —  (Pottllainh 
Tntih'  'l-i   M< in i,i,t)i-*   fHir  im    aniArtUrr  <l','t<U 
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dass  bei  jenen  der  l  eborgang  zur  Sesshaftig- 
keit  ein  Peliergang  von  der  nomadisien'ndeu 
Viehzucht,  ls-i  diesen  von  immadisieren- 
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«lern  Ackerbau  zum  sesshaften  Acker- 
bau ist.  Der  Gegensatz  ist  ein  l-elativer 
insofern,  als  es  we«ler  eine  nur  viehzflch- 
tendc  Kultur  ohne  allen  Ackerbau,  noch 
Ackerl-au  ohne  alle  Viehhaltung  in  histo- 
rischer Zeit  in  einem  kulturgeschichtlich 
ins  Gewicht  fallenden  Umfang«'  je  g« «geben 
hat.  Alter  so  wie  er  geschichtlich  Umstanden 
hat,  ist  seine  Tragweite  gross  genug.  Kr 
hat  die  Konsequenz,  «lass  der  Ausgangspunkt 
der  Bodenappropriation  bei  den  oceidentalcn 
Völkern  in  der  Ausscheidung  und  ausschliess- 
lichen Zuweisung  von  W  e  i  d  e  revieren  auf 
<lem  von  einer  Gemeinschaft  okkupierten 
Gebiet  an  kleinen«  Gemeinschaften  liegt,  hei 
den  Asiaten  dagegen  dieser  Ausgangspunkt 
und  damit  alle  «larauf  beruhenden  Erschei- 
nungen primitiver  Flurgemeinsthaft,  z.  B. 
der  «Kcidentale  Begriff  von  Mark  und  All- 
mende.  fehlen.  Die  Flurgonieiuschafts- 
elemeute  in  den  orientalischen  Dorfvor- 
fassungcn  zeigen  daher,  soweit  sie  nicht 
ülterhanpt  modernen  Ursprungs,  z.  B.  aus  der 
Steuorverfassung  hervorgegangen  sind,  ein 
von  den  europäischen  ganz  abweichendes 
Gepräge.  —  Und  der  gleiche  Gegensatz  tnlgt 
noch  weiter.  Auch  der  Individualismus  des 
Her  de  ii  besitz  es  mit  seiner  scharfen; 
ökonomischen  und  sozialen  Differenzierung. ! 

—  im  t  )cci«lent  der  primitive  Ausgangspunkt  I 
des  Feudalismus  —  fehlt  den  asiatischen  | 
Kulturvölkern.  Hei  den  *  Hvidontalen  dagegen 

—  nicht  nur  in  Europa  —  können  wir 
auf  diese  Ausgangspunkte  der  Entwickelung 
überall  zurückgreifen.  Ueberall  ist  hier  — 
so  viel  wir  urteilen  können  —  der  sessliafte 
Ackerl>au  unter  «lern  Druck  der  Verengung 
des  Nahrungsspielraum»  entstanden  diuvh 
zunehmende  Verschiebung  «les  Schwerpunkts  f 
der  Ernährung  von  dem  Ertrage  der  Vieh- 
haltung auf  den  Ertrag  der  Felder.  Der 
Hergang  der  Ansiedelung  ist  dnliei  natur- 
gemäss  stark  differenziert.  Er  vollzieht  sich 
in  anderen  Formen,  wenn  der  Ueltorgang 
von  der  ambulanten  Weidewirtschaft  zur 
Seßhaftigkeit  iunerhalh  sozid  wenig  diffe- 
renzierter kleiner  Gruppen  allmählich  und 
unmerklich  unter  Erhaltung  der  patriar- 
chalischen Ulan-Organisationen  vor  sich  geht 

—  wie  in  Irland  —  als  wenn  er  bei  starker 
Vennögeusdifferonzierung  ein  Produkt  eines 
Interessenkampfes  der  Besitzlosen 
gegen  die  Herdenjiatriarehen  -  der  erste 
Akt  der  Emanzimtion  der  Arlteit  vom  Besitz 

—  ist,  die  Siegelung  also  von  freien  Ge- 
nossen vollzogen  wird  —  wie  anscheinend 
in  Deutschland.  —  Für  die  Weiterentwicke- 
lung ist  dann  die  Art  der  Herausbildung 
des  Feudalismus  entscheidend,  d.  h.  der- 
jenigen Entwickelungsstufe,  auf  welcher  l»oi 
vollzogener  fester  Siedelung  die  Masse  der 
Bevölkerung  durch  die  Notwendigkeit  inten- 
siverer Arbeit  au  den  Boden  gefesselt  und 


fflr  militärische  Zwecke  ökonomisch  nicht 
mehr  disponiM  ist.  so  das«  aus  den  oberen 
Besitzesschichten  im  Wege  der  Ariteits- 
teilung  eine  Beruf  sk  rieger  sc  haft  sich 
herausdifferenziert,  welche  nun  die  wehr- 
lose Masse  fflr  ihre  Sustentation  ausbeutet. 
Die  Entwickelung  der  militärischen  Technik 
zu  einer  nur  l>erufsmässig  zu  Itetreiltenden, 
weil  ständige  Ausbildung  und  rebung  vor- 
aussetzenden Kunst  geht  damit  teils  als  Be- 
gleiterscheinung, teils  als  mitwirkende  Ur- 
sache jNirallel.  Die  Ostasiaten  und  die  alt- 
amerikanische Kultur  scheinen  den  Feudalis- 
mus in  diesem  Sinne  —  nicht  ausschliess- 
lich, aber  in  der  Hauptsache  —  als  Grupi>en- 
uml  Kasten  fem  lali  smus  gekannt  zu  halten: 
eine  fest  geschlossene,  organisierte  Krieger- 
schaft, meist  lokid  vereinigt,  oft  in  befestigten 
Orten,  wohnend,  und  naturahvirtschaftlich 
sustentiert  von  der  als  Staatssklaven  oder 
-hörige  behandelten  Bevölkerung  «les  !»'- 
herrschten  Gebietes.  Auch  der  ägyptisc  he 
und  asiatische  Orient  ist  in  seiner  ganzen 
Entwickelung  durch  «las  I'el>erwuchern 
eines  ung»?heuren  »Oikos- ,  der  natural- 
wirtschaftlichou  Staatswirtschaft  des  Pharao 
un«l  Orosskönigs,  ltcherrscht.  Im  mittel- 
lämlischen  Oceidont  ist  die  Dislokation  dieser 
herrschenden  Klasse  als  Grund  her  reu 
über  das  Land  hin  diejenige  weitaus  indivi- 
dualistischere Form  ile.s  Feudalismus,  welche 
uns  im  Mittelalter  und  schon  im  Aus- 
gang des  Altertums  ökonomisch  scharf  analy- 
sierWr  entgingen  tritt.  Dagegen  «las  mittel- 
ländische A 1  tert  u  m  hat  in  der  Frühzeit 
seiner  Kulturentwiekelung  den  S  t  a  d  t  f  e  u  - 
d  a  1  i  s  m  u  s  zusainmongesicdelter  Bemfs- 
krioger,  wennschon  in  wesentlich  kleinerem 
Massstahe  und  auf  andersartiger  Grundlage 
als  der  Orient,  gekannt. 

Der  Gegensatz  zwischen  «lern  Feudalis- 
mus im  hellenischen  und  demjenigen  im 
christlieh-om«lentalen  »Mittelalter«  ist  offen- 
bar bedingt  durch  den  Weg.  auf  welchem  der 
Feudalismus,  der  in  M.vkeuo  und  Tirvns 
ebenso  von  aussen  importiert  war,  wie 
in  Deutschland,  die  Küstengebiete  Süd- 
eurojMks  einerseits,  das  mitteleuropäische 
Binnenland  andrerseits  erreicht  hat. 

Der  Imjiort  einer  fremden  und  über- 
legenen militärischen  Technik  vollzog  sich 
in  Südeuropa  auf  dem  Seewege  und 
unter  gleichzeitiger  Verflechtung  der  zuerst 
ergriffenen  Küstenorte  in  einen  immerhin 
wenigstens  seiner  geographischen  Aus- 
dehnung nach  sehr  umfassenden  Verkehr. 
Die  feudale  herrschende  Klasse  ist  zuerst 
zugleich  diejenige,  welche  jenen  Verkehr  zu 
monopolisiren  weiss.  Es  beginnt  deshalb 
die  feudale  Entwickelung  mit  der  Bildung 
feudaler  Stadtstaaten.  Zentral- 
<Muv>pa.  zumal  Deutscldand,  wurde  auf  «lern 
Landwege  von  der  antiken  Kulturen!- 
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Wickelung  ergriffen.  Als  es  zum  Feudalis- 
mus reif  wurde,  fohlte  ilmi  der  Vorkohr. 
Deshalb  Kiute  sieh  hier  der  Feudalismus 
auf  atrrariäi'h-tiatunüwirtschaftliehor  Unter- 
lage auf  und  erzeugte  die  Grundherr- 
schaft. — 

Der  Uel>ergang  aus  jenem  antiken 
Stadtfeudalismus  zur  lokalen  und  inter- 
lokalen V  e  r  k  e  h  rs  Wirtschaft  ist,  zufolge 
des  Anschwollens  des  Sklavenunterbaues  der 
antiken  Gesellschaft,  in  der  Entwickclung 
stecken  geblieben.  Er  ist  ferner,  eben  wegen 
dieser  steigenden  Bedeutung  der  unfreien 
Arbeit,  dein  Wesen  nach  eine  anders- 
artige Erscheinung,  als  «las  unter  äusserlieh 
ähnlichen  llegleiterseheüinngen  sieh  voll- 
ziehende Emj>orwachsen  des  freien  Ge- 
werltes  iu  den  mittelalterlichen  Städten,  iler 
Niedergang  der  Gesehlechterherrschaft ,  der 
Kampf  zwischen  Stadtwirtschaft  und  Grund- 
herrschalt und  die  Zersetzung  der  Grund- 
herrscliaft  durch  die  Geld  Wirtschaft  im 
Mittelalter  und  der  Neuzeit.  Wir  sind  des- 
halb in  der  Analyse  der  sozialen  Ent- 
wiekelnng  des  Altertums  in  einer  sehr  üblen 
Lage.  Die  Analogien  mit  mittelalterliehen 
und  modernen  Erscheinungen,  seheinltar  auf 
Schritt  und  Tritt  vorhanden,  sind  el>en 
wegen  jener  ganz  andersartigen  Unterlagen 
gänzlich  unverlässlich  und  oft  deshalb  direkt 
schädlich  für  die  unbefangene  Erkenntnis. 
Und  wahrend  für  die  ökonomische  Deutung 
der  antiken  gewerblichen  Entwickclung  die 
Sprache  der  (Quellen  immerhin  eimgermassen 
ausreicht,  ist  die  agrarische  Seite  derselben 
in  um  so  grossere  Finsternis  gehüllt.  Wir 
haben  durcliaus  keine  wirkliche  Anschauung 
von  der  Art  und  dem  Masse  der  Bedeutung 
des  Verkehrs  für  das  platte  land.  Für 
die  der  Münzen  entbehrende  Frühzeit  vollends, 
für  die  wir  bei  ihren  achtunggebietenden 
technischen  Leistungen  immerhin  eiue  ziem- 
lich umfassende  arbeitsteilige  Organisation 
der  Bedarfsdeik un g  voraussetzen  müssen, 
ist  uns  die  agrarische  Unterlage  in  letzter 
Linie  ebenso  undurchsichtig  im  mittel- 
ländischen wie  im  semitischen  und  ägyj>- 
tischen  Altertiun.  Auf  den  Voraussetzungen 
dieser  Frühzeit  aber  beruht  zum  mindesten 
auf  hellenischem  Boden  offenbar  die  spätere 
Entwickclung  der  Küstenkultur,  während 
die  römische  Binncnkulturentwickelung 
wenigstens  in  Zustände  ausläuft,  die  wir 
zu  interpretieren  in  der  Lage  sind.  — 

Die  nachfolgende  Skizze  ist  in  der  üblen 
Lag»?,  ans  Rücksicht  des  Raumes  alle  Quellen- 
fceiege  unterdrücken  zu  müssen,  ganz  al>- 
gesehen  davon,  dass  p*e  sü'h  mit  den  all- 
gemeinsten Andeutungen  begnügen  und  des- 
halb die  Gefahr  in  den  Kauf  nehmen  muss, 
dass  der  allzu  knappe  Ausdruck  hie  und  da 
umersfändlich  oder  ,   was  schlimmer  wäre, 
miss verständlich  bleibt. 


2.  Der  Orient  a|  A  g y  p  t  e  n.  Die  ägypti- 
schen Quellen,  soweit  sie  dem  Nichtfachmann 
zugänglich  sind,  lassen  einzelne  Entwicke- 
lungszüge  mit  grosser  Deutlichkeit,  danelicu 
aber  nur  ein  für  die  ökonomische  Betrachtung 
vorerst  noch  nicht  zu  entwirrendes  tech- 
nisches und  kulturhistorisches  Detail  hervor- 
treten. —  Be-  und  Entwässerungsanlagen, 
Kanäle.  Wasserhel>evorriehtungen  sind  die 
grundlegenden  Institutionen  eines  Wirt- 
sehaftsl>etriel»es,  der  vollständig  an  die  Be- 
wegungen und  Kegulierungen  des  Nilwasser- 
standes  festgeklamniert  ist  und  deshalb  von 
Anfang  an  in  starkem  Masse  gemein  wirt- 
scliaftlich  l>eeinflusst  gewesen  sein  muss. 
Die  uralte  Gaueinteilung  des  lindes  hat 
sicherlich  mit  ökonomischen  Institutionen 
im  Interesse  der  Produktion  oIkmiso  zusammen- 
gehangen, wie  die  in  der  sjiäteren  Zeit  er- 
wähnten öffentlichen  Kornhäuser  in  den  Gau- 
hauptstädten  wohl  e1>enso  wie  die  assyrischen 
Institute  gleicher  Art  nel>en  dem  fiskalischen 
einen  teueningspolitischen  Zweck  verfolgten. 
Sehr  primitive  Ackerinstrumento  —  Haken- 
nflug von  Ochsen  gezogen,  Hacken  und 
Hämmer  statt  der  Eggen,  Schafe  und  Schweine 
zum  Eintreten  der  Saat,  die  Sichel  zum 
Schneiden,  Esel  oder  Rindvieh  zum  Aus- 
treten —  dienten  zum  Anbau  von  Gerste, 
Weizen,  Hirse,  dnnelicii  wurde  Wein.  Ge- 
müse und  l)attel|wlmen,  .seltener  auch  <  h>\- 
häume,  gezogen  und  aus  den  Xilsümpfen 
I»tos-(Nelumbium-)  Kerne  zum  Essen  und 
Papyrus  für  die  verschiedensten  technischen 
Zwecke,  vom  Schiffsbau  bis  zum  Schreib- 
material, gewonnen.  Das  Pferd  ist  vor  dem 
neuen  Reich  nicht  nachweislich  und  offcnUir 
von  Syrien  aus  importiert,  das  Kamel  erst  iu 
der  Römer/eit  sicher  nachweisbar,  der  Esel 
wurde  als  Trans|*>rttier  gehalten.  Rinder, 
Schafe,  Ziegen  und  verschiedene  Antilopen, 
von  Geflügel  besonders  Gänse  gezüchtet 
und  erstere  mit  Brotteig  gemästet.  Die 
Deltamarschen  dieuten  den  Herden  des 
Binnenlandes  in  periodischem  Auftrieb  im 
Grossen  als  Fettweide.  Marsch-  und  Sumpf- 
läuder  kleinen  rmfaugs  müssen  auch  nil- 
aufwärts  zu  den  einzelnen  Gauen  gehört 
halHMi.  da  die  Viehhaltung  nicht  unbeträcht- 
lich war.  Das  Schwein  war  offcnliar  von 
jeher  bekannt,  bildlich  erscheint  es  in  Herden 
erst  im  neuen  Reit  h.  Nutzholz  ist  äusserst 
spärlich,  spielt  aber  auch  weder  beim  Nil- 
schlammziogclbau  noch  ursprünglich  beim 
Schiffsl.au  eine  entscheidende  Rolle. 

Die  sozialen  Institutionen  empfingen  ihr 
Gepräge  durch  drei  Momente:  D  das  Fehlen 
ernstlicher  kriegerischer  Bedrohung  und 
Kxpansionsniöglichkeit.  '>)  die  durch  die  er- 
wähnte Eigenart  der  Existenzbedingungen 
gegeliene  Notwendigkeit  eines  früh  ziemlich 
ausgebildeten  bureaukinti  sehen  Verwaltungs- 
apjuirats  und  sehr  umfassender  Heranziehung 
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der  Bevölkerung  zu  Frondiensten  im  Inter- 
esse der  Wasserbauten:  der  Einzelne  ist  in 
erster  Linie  Stantsfrönor.  H>  das  offenbar 
hiermit  zusammenhängende  Fehlen  dcsAhnon- 
kultos,  der  Familiennamen  oder  anderer  dir 
Oosehlcchtcr  als  solche  zusammenhaltender 
|  Familien-  individualistischer!  Institutionen, 
wie  es  dmvh  die  gemeinwirtschaftlieho  Kin- 
sehnürnng  gegeben  ist.  Die  Dozent  rali- 
t-ai  i«  ti  des  Vorwnltungsapparates  im  alten 
Heieh  entspricht  der  geringfügigen  Entwieke- ! 
lung  eigentlich  militärischer  Institutionell :  es  j 
bestehen  Hellenden  1V<1  Vitrupjien  der  Tempel 
nur»  tauiiiilizi'H.dieder  ('iauvnrstand  zum  even- 
tuellen Aufgebot  freien  die  damals  ohnmäch- 
tigen Beduineiischwärme  verwendet. 

Die  Domänen  und  Sklaven  des  K«"uiitr-. 
seine  Schatz-,  Korn-.  Viehhänser  und  Rüst- 
kainmeru  in  sämtlichen  Danen  machen  das  öko- 
nomische Skelett  des  Staates  aus.  Die  könig- 
liehen  üauvenvalter  (N'unaivheid.  mit  Domä- 
rien  und  Naturaldeputnten  aus  den  königlichen  ; 
Magazinen,  welche  von  den  Allodialeinkünftcu  j 
und  -Orundhositzungen  des  Beamten  recht- 1 
lieh  klar  geschieden  waren,  beliehen,  haben 
sich  im  ■■mittleren  Reich-  (!"_'.,  I.'i.  Dynastie 
um  die  Wende  des  H.  und  1.  Jahrtausend) 
in  ganz  normaler  Weis.»  zu  einem  faktisch 
erblichen  Feudaladel  entwickelt.  (»rosse, 
buteaukratiseh  nach  staatlichem  Muster  mit 
Schreibern  etc.  verwaltete  (irundherrschaften. 
aus  zahlreichen  Dörfern  mit  tributi  .nichtigen  ; 
lciU-ip-nen  Hauern  und  militärisch  diszipli-  i 
nierten  und  in  unfreie  Berufe  —  es  finden  | 
sich  (hits-Ziinmerlonte,  -Tischler.  -Töpfer,  j 
-Schmiede  —  geschiedeneu  AiVitorn .  da- 
nehen  gewaltige,  nach  Tausenden  von  Köpfen 
zählende  Heel  den  liilden  neben  den  Tantiemen 
und  Deputaten  aus  den  Tempel-  und  könig- 
lichen (iütern,  die  sie  zu  verwalten  haben, 
die  Besitzungen  des  sozial  allmächtigen 
Nomarcheuadels.  Aus  den  <iutss|jeiohern 
wird  das  Saatgut  ausgegeben,  an  die  Speicher 
die  Ernte  Ihzw.  die  Ernteant<  ile  abgeliefert. 
—  eigene  Wirtschaft  mit  Sklaven  auf  dem 
besten  fluide  und  Ausgabe  des  schlechteren 
Lindes  an  leibeigene  Hauern  gegen  Arbeit 
(►der  feste  AbgäUm  wei-don  wie  in  Rom 
wohl  neben  einander  verstanden  haben  und  sind 
anscheinend  nicht  immer  klar  zu  scheiden; 
die  Hauern  sind  offenlwu-  einfach  aus  Staat  s- 
frönorn  grnudherrlicho  Fniner  geworden ; 
ob  eine  Scheidung  in  leibeigene  und  per- 
sönlich freie  PachtUiuorn  möglich  und  von 
praktischer  Bedeutung  ist .  seheint  nicht  zu 
entscheiden,  jedenfalls  sind  alle  nicht  minder 
unselbständig  als  die  Arbeiter,  werden 
kontrolliert  und  geprügelt  wie  diese  und 
unterliegen  der  sozialen  Missichtung.  Wie 
die  privaten  worden  die  Tempel-  und  die 
königlichen  (»fiter  verwaltet.  Den  (iefolgs- 
leuten  des  Königs,  die  jetzt  —  vielleicht 
der  Keim  des  späteren  Heeres  des  neuen 


Reiches  —  als  Rem  f  s  Soldaten  auftreten, 
werden  (bfolgsleute  der  Vasallen  ont- 
sprechen  haben.  — 

Das  mit  dem  Kani])f  der  1S.  Dynastie 
gegen  die  Fremdherrschaft  der  ;Hirtenkönige<T 
um  die  Mitte  des  >.  Jahrtausend  v.  Chr.  ein- 
setzende neue  Reich  stand  zu  dem  ■■»mittleren« 
in  einem  ähnlichen  Verhältnis. w'ic  das  Russland 
der  mrtskowi tischen  Grossfürsteu  nach  der 
Befreiung  von  der  Tatarenhorrsehaft  zu 
dem  vonnong<  ilischen  stäniliseh  gegliederten 
Staatswesen  mit  dem  Mittelpunkt  Kiew:  die 
feudalen  tiebilde,  der  Lehnsadel  und  seine 
(jiundherrschaften  sind  verschwunden,  das 
gesamte  Luid  seheint  recht  lieh  zur  einen 
Hälfte  als  Luid  des  Königs  zu  gelten,  zur 
anderen  hat  es  sich  infolge  ungeheurer 
Schenkungen  in  den  Händen  der  dadurch 
ökonomisch  übermächtigen  Tompelpriestor- 
schafteu  angesammelt,  ein  Teil  dos  erstoren 
wird  als  fiskalische  Domäne  betrachtet 
und  für  den  kgl.  Haushalt  bewirtschaftet, 
al>er  auch  das  gesinnte  übrige  Land  gilt  als 
vom  König  au  die  Hauern  gegen  1  ;.  des 
Eil  rage»  verpachtet.  Die  gesamte  Bevölke- 
rung ist  jetzt  in  einer  bei  der  weit  gresseren 
Zentralisation  höchst  fühlbaronStaatssklaverei, 
der  Unterschied  der  freien  Bauern  von  den 
Leibeigenen  dos  Königs  und  der  Prie»ter- 
schafteu  ist  wohl  ebenso  ein  nur  quantitativer 
und  funktioneller,  wie  die  Differenz  zwischen 
fiskalischem  und  nicht  fiskalischem  Lande. 
An  Stelle  fler  einzelnen  (»utsfronhöfo  des 
Nomarchenadels  ist  der  eine  ungeheure 
königliche  ( hkos  getreten,  neben  welchem 
nur  die  Priesterschaften ,  jetzt  der  Vogtei 
der  Xomarchon  entwachsen,  eine  ökonomisch 
konkurrierende,  politisch  oft  überlegene,  im- 
posante Organisation  darstellen.  Die  Ver- 
waltung ist  jetzt  reine  Bureauverwaltung  mit 
einem  Heer  von  vorsotzltaren .  zum  grossen 
Teil  als  Leibeigene  «los  Königs  geltenden 
Heamten.  Der  königliehe  Mikes  dockt  seinen 
(d.  h.  den  Hofhalts-  und  Staats-)  Hodarf 
natuinlwirtsehaftlich.  Jede  der  Domänen-, 
Tompcl-,  Magazin-  und  Hau  Verwaltungen 
hat  ihren  Stab  von  militärisch  organisierten 
FrenarlK-itern .  denen  die  Rationen  aus  den 
königlichen  Vorräten  zugewiesen  —  oder 
auch,  wie  die  zahlreichen  Arbeitseinstellungen 
wegen  Hunger  und  nicht  gelieferter  Ration 
zeigen,  unterschlagen  worden.  (Ob  diese 
Arbeiter  als  Sklaven  galten  oder  ob  sie  oder 
ein  Teil  von  ihnen  ursprünglich  geworben 
oder  kraft  allgemeiner  staatlicher  Fronpflicht 
herangezogen  wurden  und  als  drei«  galten, 
ist,  bei  der  Verwischung  aller  Statusdiffe- 
renzeu  durch  den  Despotismus,  schwerlieh 
feststellbar  und  praktisch  auch  nicht  er- 
heblieh:  WeilM-r  und  Kinder  haben  die  Ar- 
beiter, eine  sehr  breite  Revölkernngssohicht, 
wie  andere,  sind  auch  der  Schrift  zum  Teil 
kundig.)  Die  absolute  Knechtung  des  Landes 
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beruht  auf  *l«-r  Beseitigung  seiner  eigenen, 
ohnehin   von   jeher  miontwickelten  Wohr- 
liaftigkcit  und  auf  der  üku*\viegen«l  stainm- 
frcnuleu    Berufskriegerschaft,    auf  welche 
der  Pharao   seine  Herrschaft  stützt.1  und 
welch*"  aus  den  Faiiilgen  <l«^>  ungeheuren 
fHkos  und  den  Fronden  und  A halben  «k*.s 
lindes  sustentiert  wurde.    Der  linjiort  der 
asiatisciwii   Krieg-stechnik   ~-  des  Pferdes 
und  Kriegswagous  —  in  der  Hyksoszoit  liat 
zur  Entstehung  dieses  zum  gri'je«steii  Teile, 
später    wohl    ausschliesslich,     auf  Wer- 
bung Iveruhonden   Berufsheeres  und  dazu 
geführt,  dass  je  länger  je  mehr  nur  dem 
Kamen  nach  der  Pharao,  welcher  die  Wagen, 
Pferde  und  Ausrüstung  aus  seinen  Magazinen 
beschafft,  der  Sache  nach  «liest:1  stamm- 
frenid.-n    Söldner   und    die    oft  ekmfaJls 
stannnfromden  IiCikugenen  des  Königs  sich 
mit  der  Priesterscliaft  in  die  Beherrschung 
des  seitdem  nie  wieder  zur  Freiheit  gelangten 
Landes  teilten.  — 

Da<  wahrscheinlich  von  Anfang  an  leestan- 
dene  reberragen  der  Öemeinwirtschaft,  so- 
dann  das  Emporwuehern  zuerst  des  Nomar- 
chenfendalisnius.  dann  der  Oikenwirtschaft 
des  Pharao,  schränkten  den  Kaum  der  auf 
Verkehrs  wirtschaftlicher  Arkdtstoilung  k- 
rtüienden  ökonomischen  Erscheinungen  uatur- 
gemäss  stark  «'in.  Der  Handel  nach  aussen, 
sowohl  nachdem  >  Gottesland  r  und  -Punk  — 
Arabien  und  der  Somaliküste  —  wie  nadi 
Syrien  lag  rechtlich  und  mindestens  dem 
Schwerpunkt  nach  auch  faktisch  in  der  Hand 
des  Pharao  selbst  und  hat  zum  guten  Teil 
die  Form  «b1*  Geschenktausches  zwischen  den 
Staat  shänptern  k'wahrt.  wie  die  Korrespm- 
denz  mit  dein  König  von  Babylon  in  ileu 
Funden  vonTell-ol- Amarna  anschaulich  macht. 
Kaufleute  kennen  die  ägyptischen  «Quellen 
nicht.  Immerhin  muss,  wälirend  Kupfer 
und  (iold  im  Linde  selbst  gewonnen  wurden, 
nicht  nur  das  anfangs  sehr  selten«'  Silber. 
Kindern  auch  Zinn  mid  Eisen  —  letzteres 
tritt  allerdings  hinter  Bronze  als  Kolistoff 
zurück  —  von  Anfang  an  ini|)ortiert  worden 
sein  und  die  Zeit  des  neuen  Keichs  weist 
Import  von  Schiffen.  Wagen.  Waffen.  Ge- 
fasscu.  Weihrauch.  Brot.  Vieh.  Fischen  aus 
Syrien  und  Babylon  auf.  welchen  als  Ex- 
portartikel namentlich  (Sohl,  ak«r  bald  auch 
Linnen,  gegen übergestanden  hak'ii  weiden. 
Neben  «len  Frünern  der  Oiken  sind  schon 
im  alten  Keich  Kundcnhandwerker  litte- 
wis.  li  erwähnt,  iitdton  xliohnwerkeni:  im 
.Sinne  der  Bü<du>rs<.-hon  Terminologie  an- 
.«cl»eme/i«f  auch  Preiswerter'  {■/..  B.  «He 
H'a/fe/ix/imi.-de».  Die  Wekrei.  namentlich 
die  i>-incM  cbeivi.  eines  der  hervorragendsten 
(ienterbe,  gilt  <Iaceg;<ui  anseheinend  als 
trpisch 'unfreier  I*-1™1/,  '«»d  ist  wohl  aus 
(U  Hausfjeiss  «k  r  Weiher  direkt  in  die 
Hto«Je  der  Sklaven   11»   Oikos  zuerst  .!»> 


Nonian  hena<l''ls.  «lann  des  Pharao  und  der 
TemjM'l.  gelaugt:  —  es  hamhdte  sich  eben, 
da  die  Mass»»  »i»*r  Bevölkerung  «len  Ledor- 
schur/.  als  Kleidung  trug,  hier  um  ein  t»»ils 
dem  Luxuskdarf  <l«>s  Hofes  uu«l  <ler  B<>- 
amtensehaft.  teils  «lern  zweifellos  mono]» Vi- 
sierten Export  dienen<les  Produkt. 

E>er  private  Binnen-Tauschverkehr  ist  «km 
Schwerpunkt  nach  Nahrungsmittel-  und 
Krammarkt  verk«  hr :  Fische,  Gemüse.  San- 
dalen, einfache  Schmucksach« 'u  sin«l  bildlkh 
kglaubigte  Marktartikel.  Der  Verkehr  ist 
durchweg  Natural-  Tauschverkehr .  im 
neuen  Keich  fungieren  gebogene  Kupkr- 
drähte  bestimmten  Gewichts  (Pten)  als 
Wertmesser,  in  welchem  die  gegenein- 
ander ausgetauschten  Waiden  a  1«  g  e  s  «•  h  ä  t  z  t 
und  gelegentlich  «ler  etwa  Über- 
schi es  sende  Wertktrag  der  einen 
Waiv  ükn-  die  «lagegeu  eingetauschte  — 
regelmässig  nur  «lioser.  -Kauft  ist  keine 
normale  Verkelusfonn  —  abgeleistet  wird. 
Das  >uteie  ist  in  erster  Linie  Wertmass, 
und  als  solches  fungiert  es  als  ideelles, 
(nicht  offektiws»  Tunschmittel  (älmlich  dem 
SiJk*r-Shek«d  in  Babylon).  Dein  Natural- 
tausch  von  Waren  k»rres|  tendiert  als  (primi- 
tiver Vorfahr  «ler  Fon<lsl«">rse)  der  Xatural- 
rent**n  verkehr:  sowohl  zu  Stiftungszweckou 
wenlen  Grundstücke  an  Temjxd.  z.  B.  gegiui 
jährliche  Liefenmg  von  Dochten  für  Toteu- 
(icdeiikfeiern  etc.  gegeben,  als  sicli  die 
rmwechsluug  «ler  Naturahh'putate  von  Be- 
amten un«l  anderen  Berechtigten  in  an«lere 
Natunihvnten  fimkt:  eine  bestimmte  Anzahl 
Tagesrat i« »neu.  die  aus  einem  Magazin  zu 
einpfang«'ii  sind,  winl  ■/..  Ii.  g'^'n  jährliche 
Lieferung  von  bestimmten  Brot-  un«l  Bier- 
.pianten  und  «lei-gl.  vertauscht.  —  Wir  durch- 
s«-lu»ueu  «He  ökonomische  Tragfähigkeit  dieses 
eigeiitruidi'  hen .  der  Münz«'  un«l  des  voll- 
entwick«-lteu  Metall -itcH-s  überhauiit  «-nt- 
k'hivntlen  Taux  lun.-i  hauisiuus  bisher  keines- 
wegs hinlänglich,  um  «'in  wirkliches  Ib'samt- 
bil«l  d«T  «ikonomischi'u  Struktur  Aegyptens  zu 
halten.  un«l  naturg>-iniiss  ist  uns  das  Wirt- 
schaftslelh'n  «l<>s  platten  U'ind.s.  der  Bauern, 
in  s«  iii«  u  Einzelheiten  am  m«  istcn  unl»ekannt. 

t>)  \Ya.s  den  asiatischen  Mrieiit  an- 
langt, so  liegt  das  Material,  wel.  li.>> 
erstaunlichen  Leistungen  der  Keil>«-hrift- 
foix  hung  zu  Tag«1  fördern,  bis  jetzt  n«»ch 
nicht  in  einer  <ol<'h»ui  Verfassung  vor.  dass 
derjenige,  welelier  auf  «las  Studiuni  «ic.- 
ülf'rsetzt  vorhandenen  Texte  und  im  übrig« "i 
auf  «Iiis  S<  liöjif-ii  ans  zweiter  Hand  auge- 
vviesen  ist.  von  definitiven  Kesultaten  für 
die  Analvse  des  Wirtsehaltslehens  wird 
spiclien  dürfen.  <iera«le  die  für  die 
juristische  und  sozialgeschielili-  tie  Betracli- 
tung  wichtigsten  Texte  Mud  in  der  Deutung 
fast  «lur-  liweg  nusiclier.  —  l'nd  bei  Vei- 
vvendung  der  altt.'staiuentlichcii  Se!u-iite:i 
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ist  die  Frage,  wo  die  nachoxilischo  -Staats- 
romam- -Produktion  aufhört,  die  that sachlichen 
Zustände  zu  färlicn.  gerade  für  die  charakte- 
ristischsten anschlichen  Institutionen  —  man 
denke  an  das  Jobeljahr  —  höchst  dunkel. 
Auch  die  nachfolgenden  notgedrungen 
kurzen  Bemerkungen  können  nur  mit  allem 
Vorliehalt  gemacht  wenlen,  und  von  einem 
Versuche,  die  historische  Wirklichkeit  der 
israelitischen  Agrarverhältnisse  herauszu- 
schälen, ist  hier  ganz  abgesehen  wonlen.  — 

In  den  mesojiotamisehen  Kulturstaaten 
ist  nel>en  <ler  Aufzucht  der  sämtlichen  Haus- 
tiere die  Ijandwirtschaft  —  l  lesenden*  in 
Babylonien  —  in  starkem  Mass  zur  inten- 
siven (iartonkiütiir  entwickelt.  Xelien  dem 
Getreide  erscheinen  namentlich  die  Dattel- 
Ijalmengäilen  als  regelmässige  Bestandteile 
aller  erhebliehen  Vermögen  und  Sesam  als  ein 
Hauptbedai-fsgegenstand  '•  danelien  finden  sich 
in  den  Priornden  alle  denkbaren  Gemüse 
(Hülsenfrüchte,  Rüben,  Rettig,  Gurken, 
Koloquinten,  Zwielieln,  Knoblauch.  —  dieser 
ist  in  ungeheuren  Quanten,  hunderttausende 
von  Massoinhoiton.Gegenstand  von  lief  erungs- 
geschäften,  —  Dill,  ljnttich,  Mangold.  Kon- 
ander. Safran.  Ysop,  Thymus,  HrnmUtni-n 
etc.),  die  namentlich  in  den  königlichen  Gärten 
gezogen  wurden.   Dagegen  fehlt  der  Wald. 

Grundlage  der  Bodenbel«uiung  ist  die 
Bewässerung :  mit  jeder  Neusiedlung  ist  die 
Anlage  eines  Kanals  verbunden,  der  Boden 
in  spezifischem  Sinn  Arbeitsprodukt:  die 
Stelle  der  relativ  individualistischen 
Kodung  im  l'rwald  vertritt  hier  der  not- 
wendig in  irgend  einer  Form  g  e  m  e  i  u  w  i  r  t  - 
s  c  h  a  f  1 1  i  e  h  e  K  a  n  a  1  b  a  u.  I  m  letzten 
Grunde  wohl  hierin  ist  das  ökonomische 
Motiv  der.  ähnlich  wie  in  Aegypten,  auch 
hier  iiU  rmächtigen  Stellung  des  Königtums 
zu  sehen.  Im  Kriege  erol>em  dio  Könige 
von  Bal>el  und  Assur,  —  namentlich  die- 
jenigen des  letzteren,  eines  expansiven  Ko- 
louialstaates.  ■ —  vor  allem  regelmässig  Eins: 
i '  n  t  e  r  t  h  a  n  e  n ,  welche  alsdann  einen  neuen 
Kanal  für  eine  neue  Stadt  zu  gral>on  halten 
und  in  dieser  mit  zeitweiliger!  Frondeu- 
und  AbgaU »Privilegien  angesiedelt  werden, 
um  «lemnächst  die  Einnahme-  und  Macht- 
>l Hellen  des  Königs  zu  vermelnvn.  Die 
Könige  helfen  hervor,  dass  die  l'ntei  worfenen 
^Tribut  und  Steuern  zahlen  gleich  den 
Assyrern  welche  also  lediglich  als  Be- 
sit  zobjekt  des  Königs  gelten,  obwold  es  in 
Babylon  vorkommt,  dass  die  Leute  von 
Babel  und  Sippar  zur  Beratung  filier  einen 
Temj«ell«u  zusammenberufen  wenlen.  und 
obwohl  der  Assyrerkönig  tlie  »Edelcn  und 
Bürger  der  Assyrer  nach  Erbauung  seines 
neuen  Palastes  darin  bewirtet.  —  I)ie  Wirt- 
schaft des  Königs  ist  ein  die  Privatwirt- 


schaften ülientur» 


IHler 


ikos.  gesjieist  l  )  aus 


den  Domänen  des  Königs  imd  seinem  um 


fangivicheu  Loilieignonbesitz.  2)  ferner  aus 
den  Fronden  und  Natiiralahgalien  der  l'nter- 
thanen,  daneben  H\  speziell  in  Assyrien,  dem 
spezifischsten  Raubstaat  den  die  Geschichte 
kennt,  aus  der  Beute  der,  auf  der  Höhe  der 
Macht  alljährlich,  unternommenen  Kaubkriege. 
Zu  den  Abgaben  gehören,  soweit  wir  sehen 
können,  mohivn«  für  uns  nicht  zu  unter- 
scheidende Getreideabgaben,  in  Assyrien 
nach  Bodenklassen  abgestuft,  ebenso  jeden- 
falls Naturalabgalieii  von  allen  übrigen  Pro- 
dukten, von  anscheinend  seh!-  bedeutender 
Höhe.  —  die  Pacht  vertrag»4  pflegen  ül>er  ihn; 
Zahlung  Bestimmungen  zu  enthalten.  Ferner 
eine  anscheinend  auch  von  Freien .  jeden- 
falls von  Frauen  [vielleicht  ursprünglich  von 
allen  nicht  Wehrfähigen)  erholieno  Kopf- 
steuer. Danelien  finden  sich  später  ein- 
zelne Veikohrsabgaben,  so  von  Sklaven-  und 
GnindstiVkverkäufen.  Zu  den  I/dstuiigen.  die 
auf  dem  Boden  ruhten,  gehörte  in  Babylon 
wenigstens  in  der  Perserzeit  auch  die  Ge- 
stellung von  Kriegern  (damals  durch 
Stellvertivtung  erfüllt).  Wie  aber  im  übrigen, 
namentlich  in  dem  sjieziJisehen  Militärstaat 
Assyrien,  ökonomisch  die,  auch  wenn  alle 
möglichen  —  übrigens  keineswegs  an  sich 
zu  vermutenden  —  l'ebertreibungen  der  Iu- 
sehriften  abgezogen  wenlen.  ».dir  bedeutende, 
disziplinierte,  zu  Pionierarbeiten  und  gewal- 
tigen Marschleistungen  befähigte  Heeres- 
macht beschafft  und  sustentiert  wunle, 
ist  nicht  deutlich.  Die  Wagenkampf-Techmk, 
auf  welcher  dio  militärische  Expansion  der 
Euphratstaaten  l>eruht.  erfonlerte  sicher- 
lich den  Berufskrieger,  allein  auch  <lie 
Heitern  und  das  l>ei  gWissenm  Kriegen 
immerhin  wohl  nach  mehn*ivn  Zehntausenden 
zählende  Fussvolk  —  Salmanassar  11.  will 
in  Syrien  einem  Heer  von  rund  7<HHH| 
Mann'  (bei  nmd  -UKIO  Wagen).  dessen  Be- 
standteile er  aufzählt,  gegenüliergestandeu 
halieu  —  können  bei  den  Generationen  hin- 
duivh  j  ä  Ii  r  1  i  c  h  geführten  Kämpfen  schwer- 
lich dunh  Aushebung  selbstwirtsehaftonder 
Bauern  nach  Art  »les  (recht  bald  fiktiv  ge- 
wordenen) germanischen  Heerbanns  be- 
schafft worden  sein.  Die  Wagen.  Sj:.>eere 
und  Rüstungen  stellt  der  König  aus  seinen 
Zeughäusern,  die  Pfenle  wird  er  demgetnäss 
vielleicht  etienfalls  aus  seinen  Henlen  oder 
dun-li  Requisition  beschafft  haben.  Was  die 
Menschen  anlangt,  so  finden  sich  Heiter 
und  Eunuchen  <  des  Königs  als  Besatzungs- 
trupjien  in  ei-oberton  Städten,  —  also  wohl 
Gefolgsleute  neben  den  leibeignen  des 
Königs  —  und  Gefangene  verleibt  der  Köuigzu 
Tausenden  einfach  seinem  Heer  ein.  Andrer- 
seits wenlen  bei  Xouliesiedolung  von  Städten 
eine  bestimmte  Anzahl  von  Trnpjien  -ausge- 
hoben (,  —  vas  offenbar  die  Auferlegung 
der  Gestellung  durch  die  Ansiedler  bedeutet, 
—  so  dass  wir  uns  entweder  eine  ans  dem 
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ursprünglichen  l^AtuleswifgelHit  <mt  wickelte 
Konskription  zu  einem  stehemlcu  Heer  unter 
Auferlegung  der  Sustentation  auf  den  Kon- 
*kriptk'iis)>e7.irk,  «nlcr  (nach  der  erwähnten 
s»päthahylnmschen  Analogie)  die  Entwickelung 
einer  Klasse  von  Benifs-J.an<lsknechton,  aus 
welcher  «lio  Gestellungspflichtigen  soweit 
sie  nicht  Sklaven  stellen  konnten,  ihr  Kontin- 
gent eventuell  anwerlien.  zu  «lenken  hatten. 

Die  Bewegungsfreiheit  des  privaten  Ver- 
kehrst wird  durch  den  königlichen  natural  wirt- 
schaftlichen  <  ukos  in   «1er  Frülizeit  wohl 
ähnlich    eng    eingeschnürt    gewesen  sein, 
wie  in  Aegypten.  In  der  Periode,  aus  weither 
keilinsohriftlh-he  Privaturkunden  vorliegen, 
ist  die  Verkehrsentwiekelung  jedoch  eine 
relativ  ganz  ausserordentlich  und  offenbar 
zunehmen«!  freie.  Sie  ist  clem  v  o  r  1  fi  u  f  i  g  e  n 
Eindruck   nach   und   tiegreiflicherweise  in 
Babylon,  welches  in  weit  stärkerem  Mas:«.' 
aus  dem  Zwischenhandel  <»mi>orge wachsen 
war.  reicher  gestaltet  als  in  dem  Militär- 
staat Assnr.    l)er  Versuch  einer  S<  heidung 
leider  und  eltenso  einer  Scheidung  von  ein- 
zelnen IVrioden  einer  Entwickelung.  welche 
vou  der  ersten  Dynastie  Babylons  bis  zum 
Aufgehen  in  den    Islam   uns  ein   in  den 
meisten  wesentlichen  Zilgen  wohl  sich  selbst 
brichst  ähnlich  bleibendes,  im  Grunde 
nur  in  dem  Masse  des  Durchdringens  (und 
gelegentlichen  Wieder- Abebbens)  der  Ver- 
kehrs Wirtschaft  (denn  der  Ausdruck  'Geld- 
wirtschaft, passt  nur  bedingt)  schwankendes 
Bild  bietet,  kanu  liier  des  Raumes  sowohl 
als  des   vorerst  dazu  noch  ungenügenden 
«Vuellenmaterials  wegen  nicht  unternommen 
werden.  — 

Das  Recht  am  Lande  gilt  ursprüng- 
lich   offenbar     als    Entgelt     der  damit 
verknüpften    öffentlichen    Pflichten:  die 
Leistung   der  Gcsittmifroridcn   von  einem 
Grundstück  wird  im  altltahylonischen  Recht 
als  Eigentumsboweis  erwähnt.    Der  Boden- 
}-esitz  ist  zu  Gunsten  der  Hausgemeinschaft 
und  der  Gentilen  derart  gebunden,  dass  die 
Veräusscinug  urspiiinglich  offenbar  reehtlkh 
nicht  möghch  wai",  sjjäter  alter  jenen  Re- 
reehtigten  und  dem  Veiäusserer  selbst  ein 
Ketraktsrecht  gegen  Erstattung  des  von  dein 
Erwerftcr  des  Grundstücks  geleisteten  Preises 
nebst  Zinsen    zustand.      Dies  letzten« 
ist  augenscheinlich   der  gewolmheitsiveht- 
Jiehe  Niederschlag  einer  typischen  auf  Re- 
v-itigting    der   Ketraktsgcfahr  abzielenden 
Vcrtragsabrede.  neben  welche  Verfluchungen 
des  Ketrahentcn  und  Konventionnlmulten  in 
den  Urkunden  zu  treten  pflegen.  Faktisch 
ist  Mk  der  Boden  frei  veräusserlieh  und  el-en- 
fn-i   teültar    geworden.    Die  Natural- 
teilung im  Erbgang  ist  üi  den  erhaltenen 
Urkunden  die  Kegel.  Flurgemeinscbafts-Er- 
K-Aeifliingcn  sind  begreiflkherwciso  bisher 
aivltit  nicht    zu    konsultieren,   die  Vcr- 


äusserung  des  Landes  erfolgt  mit  genauer 
Angabe  der  Grenzen  nach  I^age,  Wegen, 
Nacld»nrgnindstücken,  die  Grösse  des  Lindes 
wird  teils  und  regelmässig  nach  Klächenmass, 
gelegentlich  wie  es  scheint  nach  Aussaat 
angegeben.  Die  für  Tenipoltnauzwccke  in 
Assyrien  inschriftlich  ttezeugte  Expropriation 
ist  vielleicht,  aber  nicht  notwendig,  recht- 
licher Ausflnss  eines  königlichen  Roden- 
regals,  wenigstens  rühmt  sich  der  König, 
dass  er  die  aus  «lern  Resitz  Gesetzten  ent- 
schädigt habe.  Dass  das  durch  Kanalanlageu 
neu  gewonnen«  I^and  vom  König  —  in 
Assyrien  mit  Angabe  der  Art  wie  es  zu 
bebauen  ist  (z.  R.  zum  GArtenanpflanzeti)  — 
vergeben  wurde,  legte  ja  die  Annahme  eines 
königlichen  Ok-reigentiuns  an  allem  Land 
an  sich  nahe,  welches  vielleicht  in  Babylon 
die  Form  eines  göttlichen  Bodeneigentums  an- 
genommen hat.  Vergebungen  von  )<and  und 
Leibeignen  an  verdiente  Beamte,  königliche 
Landschenkungen ,  steuerfreie  Wiederver- 
leihung  des  väterlichen  Besitzes  an  einen  Re- 
amten  kommen  in  Assyrien  vor — regelmässig 
ist  aber  der  Reamte  des  Königs  sicher  — 
wenigstens  später  —  eltenso  wieder  T«'inpol- 
lieamte  auf  Natural  d  e  p  u  t  a  t  e  aus  den  Maga- 
zinen und  Abgalten  angewiesen.  Bestanden 
also  Anfänge  einer  grundheiTlich-feudalen 
Entwickelung.  so  sind  sie  nicht  zur  Reife 
gekommen. 

Die  Hausgemeinschaft  ist  Wirtschafts- 
gemeinschaft der  i<atriaiclialen  Familie, 
und  zwar  trotz  des  Vorkommens  von 
Erbengemeinschaften  offenbar  normaler- 
weise von  Anfang  an  der  K  1  e  i  n  familie. 
Die  Frau  wird  von  dem  Haupt  ihrer  Familie 
vergelten,  in  älterer  Zeit  gelegentlich  noch 
gegen  Entgelt,  andererseits  werden  ihr 
regelmässig  Hausgerät,  Schmuck.  Kleidung, 
Sklaven,  oft  Grundstücke  und  Renten  mit- 
gegeben;  über  die  an  sich  arbiträre  Gewalt 
(Strafgewalt  und  Verstossungsrocht)  des 
Mannes  treffen  die  Kontrakte  meist  Re- 
stimmungen  (Reugelder  im  Fall  der  Ver- 
stossung  etc.);  Nebenfranen ,  insliesondere 
das  Dazuheiraten  der  Schw»'st«-r.  finden  sich. 
Ob  «1er  älteste  Sohn,  wie  es  nach  einigen 
Spur« 'ii  scheint,  ursprünglich  nach  dem  Tode 
dos  Vaters  eine  Vorzugsstellung--  etwa  die 
Fatriarchcustclluiig  —  später  einen  Vorzugs- 
teil bei  der  Teilung  erhielt,  muss  dahingestellt 
bk'iben.  —  Wie  in  Italien  im  Mittelalter  be- 
ginnt mit  Entwickelung  der  Verkehrswirt- 
schaft  und  Ei"weitenmg  <ks  Spielraums  «les 
privat«1!)  Gütererwerbs  «las  ursprünglich 
Kommunistische  Hausv«'nnögen  als  Asso- 
ziationskapital der  Familiongli«der  bolrachU't 
'  zu  werden,  l'nbcsclunb-t  der  ]*atria  jxjk'stas 
gilt  doch  auch  der  filins  familias  als  An- 
teilshalter.  Es  wird  z.  R.  bei  der  Adoption, 
'  die  ein  Kauf  des  A«lopti«*rten  von  seinen 
,  Eltern  ist,  das  Aiim  ht  desselben  an  das 
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A<loptivvormögen  kontraktlich,  inshesowlore 
für  den  Wrxtossungsfall.  festgestellt.  Aus 
den  AltontoUsverträgen  -  Gut.sül»ergal>e  re- 
toato  usufructu —  entwickeln  sich  alhnülüich 
testamentarisch«1  Dispositionen  inter  libero*. 
Die  Adoption  seilest,  «1.  h.  der  Kauf  zu 
Sohnesreeht  im  Gegensatz  zum  Sklavenkauf, 
funktioniert  als  die  primitive  Form,  in 
welcher  die  Hausgemeinschaft  sieh  durch 
fremde  Arbeitskräfte  ergänzt.  Adoption  von 
Sklaven,  Heirat  mit  Sklavinnen  etc.  ergehen 
eine  Flüssigkeit  zwischen  Freiheit  und  Un- 
freiheit in  der  Hausgemeinschaft.  —  womit 
die  Gleichbehan«  Illing  der  filii  familias  mit  den 
faetores  und  diseipuli  in  den  mittelalterliehen 
Handlungsliäusem  zu  vergleichen  ist. 

Die  Sklaven  sind  in  altttabyloniseher  Zeit 
nicht  sehr  zahlreich  —  .Mitgif ten  von  1 — H 
Sklaven  filterwiegen.  Offenltar  alter  schwoll 
mit  Zunahme  des  Verkehrs  ihre  Zahl  stetig  bis 
in  die  Pei-serzeit,  wo  «1er  Sklave  vom  Herni 
teilweise  in  geldwirtschaftlicher  Form  als 
Renteniiuelle,  nach  Art  der  < >brok  -  Leute 
in  Russland  und  der  ->  Leibeignen  <  in  West- 
lind SnddentschlaiHl  im  vorigen  Jahrhundert, 
ausgenützt  wird,  und  wo  wir  demgemäss 
«las  Sklav«>n|M-kulium  und  die  Teilnahme 
des  Sklaven  an  allen  Geschäften,  auch  das 
Sieh-Freikaufen  dessollwii,  s«.gar  Heweisver- 
träg«1  zwischen  Sklaven  dessellten  Herrn 
finden. 

Die  königlichen  Domänen,  auch  die 
an  Beamte  verliehenen,  ebenso  die  grossen 
babylonischen  Teniptdgüter  un«l  wohl  auch 
«ler  zumal  in  Habvlon  —  sieher  mehr  als  in 
Assyrien  in  «leii  Händ.^n  des  Hamlels- 
jtatriziuts  allmählich  angesammelte  Gross- 
gnindbesitz  wurden,  st  »weit  sie  nicht  par- 
zellenw«,is«1  vorpachtet  waren,  mit  Sklaven  und 
daueltcn  mit  «l«  n  Fronden  v«»n  wreheliehteu 
Unfreien.  Gärtner*:  oder  » Bauern  <  genannt, 
bewirtschaftet;  —  ob  Veranlassung  besteht, 
«lieHcchtssN'lliing  dieser  letzteren  als  die  von 
•■'Hörigen-,  von  <l«-r  <l«>r  Sklaven  zu  unter- 
sehei«leu,  erscheint  recht  fraglich.  Die 
Scluü«lsklaverei  finde)  sich,  --  mit  welchen 
näheren  Regelungen  ist  nicht  zu  sagen ;  ga- 
rantierte ein  vermögender  Verwandter,  so  ent- 
liess  man  deiiSchuldsklaveu  mit  beschränkter 
Freizügigkeit,  um  ihm  Wrdienstpdegon- 
heit  zum  Abtrairon  «ler  Schul«!  zu  g«'h<-n. 
aus  «ler  Haft.  <  >!•  «twa  die  Schuldsklaven 
eine  «piantitativ  ins  Gewicht  fallende  Kate- 
gorie schollenfi'ster  Abhängiger  darsMltcn, 
wissen  wir  nicht.  —  Die  primitiv.'  Forin  der 
zeitweiligen  Beschaffung  von  Arbeits- 
kräften ist  «Ii«1  Miete  von  Sklaven  o«ler 
Hauss<"»hn»>n  geyen  l'nterhalt,  Klei«iiing  uml 
Zins  in  Naturalien  un«l  später  in  Gehl. 
Sr»  wepl'ii  l.es' u  i«lers  die  Krub'arbeiter 
ltesehafft.  Itanu is  hat  sieh  der  Vorläufer 
des  freien  ArlH'it<vertrair«'s  (als  veivinzelte 
Erscheinung!  in  .b  in  Mieten  eines  Mannes 


»von  ihm  selbst  <>  entwickelt.  Nicht 
nur  in  dieser  Formel  tritt  die  Behand- 
lung t|es  zeitweiligen  Arbeitsverhältnisses 
als  befristeter  Versklavung  (  —  dem  römi- 
schen  in  maueipio  esse)  hervor,  sondern 
auch  darin,  dass  d«*r  sieh  selbst  Vermieten«!*» 
ursprünglich  eines  Patrons  —  der  offenbar 
als  der  eventuelle  assertor  in  littertatoin 
gedacht  ist  —  lie«lurfte. 

Das  Entleihen  von  Mitteln  [namentlich 
Silber)  zur  Zahlung  «ler  Miete  für  den  Be- 
darf an  jenen  Erutearheitskrftften  hihlet.  mit 
dem  Entleihen  von  Getreide.  Datt«>lu  etc. 
als  Saatgut  —  bei  Iteiden  mit  Versprechen 
d«>r  Rückerstattung  nach  der  Ernte  —  «lie 
primitiven  Fälle  des  Produktivkredits, 
der  so  schon  in  aJtlwbylonisehor  Zeit  nol»ou 
das  meist  ebenfalls  bei  der  Ernte  fällige 
Getreideanlehcn  zum  Zweck«1  der  Eigcn- 
konsumtion  —  kaum  merklich  von  ihnen 
geschieden  —  tritt. 

Die  Entwicklung  der  Verkehrs-Er- 
scheinungen ist  im  ganzen  asiatischen  Orient 
wesentlich  fortgeschrittener  als  wenigstens  in 
der  eigenen  Kultuivntwickelung  A«xvl>" 
tens.  insbesondere  weil  die  Formen  städti- 
scher Verkehiswirtschaft  an  einem  Zwisehen- 
handelsplatz  wie  Babylon  zu  weit  freierer 
Entfaltung  gelang«>n  mussten.  Wir  fiixlen 
zunächt  eine  der  Münzen  und  des  regel- 
mässigen  Geldgchrauehs  im  Binnenverkehr 
noch  eutbehivnd«1.  trotzdem  hoch  entwickelte 
Nat  u ral  tausc  h-Tech  n i  k .  in  welcher 
das  Geld,  im  altltabylonischen  Reich  noch 
Silber  in  Gebrauehsgutsform  (Ring«1)  und 
nach  Gewicht.  —  zuerst  zwar  auch  als 
Preisgut,  alxT  h  a  u  y  X  s  ä  c  h  1  i  c  h  al> 
Wertmesser  der  in  natura  gvgeihMii- 
nnder  g»'tauschten  Güter  zu  funktionieren 
Iteginnt.  als  effektives  Tauschmittel  im 
inneren  Verkehr  wie  in  .Egypten  meist  nur 
für  «lie  in  natura  nicht  auszugleichen'len 
Wertunterschiede.  Erst  allmählich  nimmt 
es  die  Münzform  an,  -  ■  zuerst,  w  ie  es  scheint, 
mittelst  Privatbeglaubigung  des  Gewichtes 
durch  renommierte  Finnen:  es  kommen 
>Ffiuft«'lsckelstücke  mit  dem  Stempel  des  X« 
urkundlich  vor  —  und  beginnt  erst  damit  all- 
mähli«'h  «lie  Preisguts-Fuuktion  zu  monopoli- 
sieren. Im  altbabylonischen  Boich  werden  noch 
oft  Datteln  gegen  Korn.  Häuser  gegen  Kelder 
«retauscht,  hie  und  «la  mit  Ausgleichung  «h^s 
IVbcrschusses  «lurch  Silber.  Daneben  treten 
h«Vhst  komplexe  Tauscliakto  auf.  bei  denen 
inu-  die  Abschätzung  «ler  1  leidorseitigcn  Waren 
in  Silber  den  Tausch  ermöglicht:  so  ein 
Tausch  von  Ijind  gegen  Sl(>  Sekel  Sillter, 
von  ih  nen  l'Mi  durch  einen  Wagen,  Him 
durch  b  Pferdozetlge,  131»  «lurch  einen  Kse], 
.7»  durch  «  in  Eselgerät,  HO  «lurch  ein  Bin«!, 
der  Be>t  in  kleinen  Posten  "lurch  "ol, 
Klei1lerctc.bele.4i  werden.  — Für  «liesen  V.r- 
kehr  waren,  gerade  wegen  seines  l.'harak- 
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ters  als   NatuiTiHonve-rkehr,  baukartigc 
Unternehmungen  früh  als  Vormittlungs-  uiid 
AusgleichsstoUen  unentl  (ehrlich.  Wir  f in« Ion 
denuremfcss  die  Verwaltung  «ler  Naturalien- 
einkünfte durch  Berufshändler.  welche  Koni-, 
Datteln-  et«,-.  -Conti  neben  den  Sillreroonti 
führen.  Ferner  einen  höchst  eigenartigen  Ver- 
kehr mitAnweisungen  auf  «liese  Natui-alien- 
guthaVien.  selbst  mit  einer  Art  von  Ligor- 
sclunnon  au  porteur.  welcher  «1er  näherten 
Analyse  VwHlarf  und  wert  ist :  wahrscheinlich 
entlehnte  er  «'ine  Formen  ursprünglich  der 
Verwaltung  der  königlichen  Magazin-  imd 
«ler  Tempeleinkünfte.  —  Die  Tempel  sind  in  ' 
Babylon  Korn-  und  Oeldverleiher  grössten . 
Massstaties.     Aber  auch  die  neben   ihnen  i 
stehenden  privaten  »Bank«  -Geschäfte  sind' 
von  ebenfalls  lieträchtlichom   Umfang.  — . 
Die  Hauptgeselniftsformou  der  Geld  Wirtschaft 
sind   areliaistisch   vorgebildet.    Jene  oben 
erwähnten    Natural«  Inriehen    —    in  Korn. 
Datteln,  Ziegelsteinen  etc.  —  stehen  neben 
Darlehen  in  Shekeln  (woU>i  vennutlieh  oft 
«lies-  Shekel  nur  den  Vertragswert  der  ge- 
gelx*neu  Naturalien  «larsteilten)  mit  Zinsen , 
die  beim  Korndarlehen  in  Höhe  von  1  :i  «I«* 
Schuldbetrags   vorkommen,  beim  Gelddar- 
lehen am  läufigsten  1    I>etragen.    Es  fhutet 
sich  «las  Pfand,  l**i  Sklaven  und  im  Grund- 
stüeksverkehr  als  Antichrese  <z.  B.  zinsloses 
GeMdarlehen  gegen  inietlose  Hauslionutzuug) 
und  bei  letzterem  auch  als  Hyjiothek.  wohl 
noch  ohne  klar»:-  rechtliche  Entwickelung  von 
Na«-hhy]«otheken.  Es  taucht  fernerdie  kapita- 
listischeUnternehmungund  zwar  insltesonderc 
in  ihrer  auch   «las   frühe   Mittelalter  l>e- 
lierrsehenden   charakteristischen  primitiven 
Kenn   —   als  K  o  m  in  e  n  «1  a  —  auf.  Dh' 
Wurzeln  gehen  auseinander,  ein  Teil  ent- 
stammt «ler  I Landwirtschaft.  Es  finden  sieh 
neben   den    Pa  r  z  e  1 1  e  n  verpa«htungen  an 
Rücken  t-esitzer  gegen  Anteil  (•.•■),  festen  Na* 
tural-  oder  Geldzins:  1)  dieGmssvorpachtung 
von  fnndi  instrueti  von  «len  Tempeln.  *J)  «Me 
Gnm«lstftekskoinmenda.  si>eziell    als  Nou- 
bruchskonimenda.     Der  Kommendanehiuer 
Kmt  —  so  scheint  das  Verhältnis  geregelt 
—  seine  Hütte,  lebt  von  «len  Früchten,  giebt 
in  «len  ersten  Jahren  »Vorgewinu«  von  «lern, 
was  über  seinen    Betlarf  hinaus  georntet 
winl  und  teilt  spater  den  Ertrag  mit  «lern 
Kommendanten.    Schon  im  altbabylonischen 
Reich  findet  sich  als  PanUlalerseheinung  die 
Waren-  und  Gcldkommenda  als  Form  der 
Kapitalanlage    im   auswärtigen  Handel, 
mit  noch  vielfach  in  der  Deutung  unsicheren, 
im  l'riijzip  aber  den  mittelalterlichen  islami- 
tischen und  genuesischen  gleichartigen  Be- 
stimmungen (meist  '  s- Anteil  des  Kommen- . 
datars  am  Gewinn  statt  der  typischen  ge- 
nueser  onarta  profieni).  Später  fin«let  sich 
(Up  A'ra/iüadcnkommen«la  als    Fonn  der 
kapitalistischen   Binnen  Unternehmung. 

Handwdrtt-rbncta  der  StaatawU^iuchaften.  Zueile 


Im  Gewerbe  steht  nol«on  dem  »Lohn- 
werktuv  der  Bücherschen  T«>rminologie  — 
Weber.  Schneider,  Schmiede,  auch  Gol«l- 
schmiede  z.  B.  erhalten  vom  Kun«len  «len 
Rohstoff  zugewogeu  —  der  -Preiswerkeiv 

—  Buntweber  z.  B.  s  «•  h  e  i  n  e  n  dahin 
zu  gehören,  bei  Tischlern  u.  a.  ist  dies  an 
sich  höchst  wahrscheinlich.  —  und  spater 
die  Ausnutzung  der  Sklaven  in  Form 
der  gewerblichen  AbsatzptvKluktiou.  al«er 
regelmässig  nicht  im  S  klaven  gross - 
betriebe,  sondern  als  unfreie  Konmiomla 
des  Herrn  an  den  Sklaven.  Lehrvertnlge 
des  Herrn  über  unfreie  Lehrlinge  mit  un- 
freien Handwerkern  kommen  vor. 

Neben  den  primitiven  Erscheinungsformen 
der  Pachtnuite.  des  Unternehmer-  und  Leih- 
kapital zinses.  findet  sich  —  als  eine  Art  Hem- 
placant  moderner  Kapitalanlagen  in  zinslwroti 
öffentlichen  Anleihen  —  die  als  Gegenstand 
fies  Tausch verkeh i-s.  «1er  Pfand-  und  Mitgift- 
bestell in  ig  schon  im  altbabvlonisehon  Reich 
auftretende  Beamten-  <sj>ez.  Temj>el- 
beamteu-)  Pfrün«le.  Wir  fanden  die  Au- 
sätze dazu  auch  in  Aegypten.  In  Babylon 
entwickelt  sich  in  diesen  Pfründen  ein  regel- 
mässiger Verkehr.  Die  Pfründen  haben 
die  (iestalt  von  Naturaliendeputateu.  welche 
die  Stelle  teüs  ursprünglk-her  Hechte  der 
Beamten  auf  Kreitisch,  Teilnahme  an  den 
gemeinsamen  Mahlzeiten  «1er  Priesterschaft 
und  auf  -frei«-  Station'  aus  den  Einnahmen 
der  Tempd,  teils  wohl  auch  von  ursprüng- 
lichen Belehnungen  der  Beamten  mit  Lind 
eingenommen  hatten  und  sich  weiter  zu 
er  Ii  liehen  und  schliesslich  auch  ver- 
äusse fliehen  Natural rentenreehten  ent- 
wickelten. Wir  finden  in  den  l'rkun«len 
sehr  hüufig  l,än«l«Teieii  erwähnt,  welche  zu 
Gunsten  der  Tempel  mit  Natunill«'istungen 
verschiedener  Art  an  l»istimmten  Monats- 
tagen  -  z.B.  «lern  ;1U.  j«'«len  Monats  —  Im>- 
lastet  sind,  sei  es  infolge  von  Stiftungen,  sei 
«'s  weil  sie  ursprünglich  Tempellnnd,  un«l  vom 
Tempel  unter  derartigen  Auflag»'>n  verliehen 
waiv'ii.  Aus  den  hieraus  und  ans  «len  sonstigen 
Naturalieneiimahuieu  «los  Teiup'l  fli«:*sseinl«*n 
Bezügen  werden  die  in  Fleisch-,  Brot-,  Bier-, 
Kleidiuujs-  etc.  -Lieferungen  l>osteheinleii 
Natnnili«.*nd»»putate  der  Pfrümluer  I »»stritten, 
welche  von  diesen  tageweise  —  z.  B.  «las 
Bezugsreeht  je«les  1."».  un«l  - 1* ».  Monatstag«>s 

—  v»>rauss»*rt  und  Gegenstand  «les  Verkehrs 
wer«  len. 

Von  der  Tragweite  der  skizzi«>rten,  immer- 
hin schon  zi«*mlii'h  komplexen  Vorkehrser- 
scheinungen  für  die  Struktur  der  Wirtschaft, 
speziell  der  Agrarverhältnisse  haben  wir 
eine  klare  Anscliauung  votierst  nicht.  Tr>tz- 
«Iem  dieser  Verkehr  technisch  hochentwickelt 
ist,  steht  offenlwr  <lie  PreisbiMung  unter 
«lern  ulx'i*nigeu«len  Einfliiss  «ler  königlich»*!i 
und  Teinp'lmagaziue.    In  Assyrien  winl, 
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abgesehen  von  iIit  unter  Assiirl«ini|«il  er- 
wähnten Yoräussorung  dos  Beuteviehes  zu 
festen  Preisen  an  »Ii* »  Assyivr,  schon  unter 
Saigon  der  Korn-  und  Sesam  Vorrat  der 
königlichen  Magazine  teueningsnolifisch  zur 
Regulierung  der  Preishöho  beider  Produkte 
benutzt ;  tcuimngspolitische  Oonsumbosohrän- 
kung  scheint  auch  die  vBegn-nzung  der 
Mahlzeiten'  dun-h  den  gleichen  Köllig  zu 
sein.  Aehnlieh  werden  die  Tompelvorräte 
funktioniert  haben,  und  zweifellos  diente 
der  typische  Temoelzinsfuss  faktisch  - —  oh 
planvoll,  hleiht  dahingestellt  - —  der  Re- 
guliorung  und  Fixierung  des  privaten  Zins- 
fusses.  Wenn  wir  also  im  althahvlonisohon 
Hecht,  wo  das  Kommissionsgeschäft  im  Ka- 
rawanenhandel als  Vieh-  und  Sklaven-Ein- 
kaufskommission schon  vollständig  entwickelt 
ist,  Kaufaufträge  zum  Piviso.  der  sein  winl«, 
finden,  so  ist  dies  schwerlich  ein  Konkurrenz- 
Marktpreis,  wahrscheinlich  vielmehr  der  Ver- 
kaufspreis der  königlichen  oder  Tempel- 
magazine. — 

I>ie  Kontinuität  der  babylonischen  Rechts- 
und Wirtsehaftsontwiekeluiig  ist  durch  die 
persische  und  seil  ist  durch  die  maeedoni  sehe 
Enibemng  nicht  unterbrochen  worden ;  man 
hat  als  wirkliches  Ende  dieser  vieltausend- 
jähngon  Wirtschaftsformen  am  Euphrat  wohl 
erst  die  wahnwitzigen  Vorwüstungen  der 
S»'ldschukken  anzusehen,  und  bivite  Teile 
der  islamitischen  Kultur  als  ihn*  diivkte 
Fortsetzung. 

8.  Doh  hellenische  Altertum.  Der 
Ackerhau  der  Hellenen,  soweit  er  sich  nicht 
zu  Spezial kidturen  entwickelt  hatte,  war 
Anhau  von  Spelz,  Gerste.  Weizen  in  Fcld- 
grnswirtschnft  von  versohiedenoT  Intensität. 
Die  Düngung  ist  schon  Homer  hekannt.  im 
übrigen  aher  ist  die  Technik  des  Acker- 
Iwuies  in  ziemlich  primitivem  Stadium  stabi- 
lisiert wonlen  und  dann  nicht  fortentwickelt. 
Ein  lange  Zeit  ganz  hölzerner  llakenpflug, 
'  lehsen  als  Sjiannvieh,  rlie  Sichel  als  Ernte- 
instrument bedingten  eine  starke  Arlwits- 
intensitfit  und  machten  es  dem  G et  rei  d  o- 
hau.  seihst  hei  den  hohen Getroidepreisen der 
s|>üteren  Zeit,  unmöglich,  das  Schwergewicht 
von  der  natnralwirtschaftliehen  auf  die  Markt- 
produktion zu  vorschielien.  Die  Viehzucht  be- 
ginnt, wie  es  scheint,  ei-st  in  der  Zeit  derTy- 
rannis  durch  die  Feldbestellung  in  stärker  fühl- 
Itjuvm  Masse  eingeschränkt  zu  wonlen.  Die 
Hoste  des  nomadisierenden  Ilirtendaseins 
sind  his  in  die  historische  Zeit  ziemlich 
deutlich  erkennbar.  Wir  finden  im  Zeitalter 
der  Epen  eine  Ernährung,  bei  der  Käse, 
Milch  und  Fleisch  noch  stark  im  Vonler- 
grund stehen.  Wolle  und  Felle  als  volks- 
tümliches Hekleidungsmatenal,  als  Haupt - 
liestandteil  königlicher  und  adliger  Reich- 
tümer den  HerdenVsitz  an  Ziegen,  Schafen. 
Schweinen,  Rindern,  [wähn-ud  das  Pfenl 


nur  in  grossen  Eignen  —  EuVhia  und  Thessa- 
lien —  •  massenhaft  gehalten  winl].  Hirten 
als  die  vornehmsten  Diener  des  Königs,  und 
:  scharf  entwickelte  rnfivihoit.  Wir  finden 
|  ferner  offenbar  schon  aus  dem  Noinaden- 
:  Zeitalter  her  als  Normalform  die  jvdriarehale 
.  monogamische  Kleinfamilie  mit  einer  der 
I  semitischen  wesentlich  gleichartigen  Behand- 
l  hing  der  Krau  (Gosohlechtsvormundsehaft, 
Verstossungsiveht).  die  jedoch  in  der  Ent- 
stehungszeit  des  Rechts  von  Gortyn  schon 
wesentlich  modernisiert  erscheint.  Danelion 
aber  stehen  heim  Adel  und  den  Königen 
grosso  Hausgemeinschaften  auf  der  Grund- 
lage des  agnatischen  Geschlechtes  iyivoi) 
im  Interesse  erblicher  Zusammenhaltung  des 
Besitzes.  Die  homerischen  Epen  kennen  dem- 
gemäss  Erl  1 1  e  i  1  u  n  g  nel  um  Erben  g  e  m  e  i  n  - 
schaff  (den  öftoatnvat  des  Charondas).  Die 
rechtliche  Struktur  der  grossen  patricischen 
Hausgemeinschaften  bildet  sich  später  in  ge- 
schichtlicher Entwickelung  ähnlich  um.  wie 
/..  B.  diejenige  der  grossen  Hausgemoin- 
schaften  in  den  italienischen  Städten  des 
Mittelalters:  der  ursjirünglich  volle  Familien- 
kommunismus  macht  mit  Eindringen  der 
(Feldwirtschaft  einer  Auffassung  des  Ver- 
hältnisses als  ErwerVtsassoziation  Platz:  ge- 
sonderte  Berechnung  der  Mitgiften  und 
Adventizgüter  aus  dein  Sonden-rwei-b  des 
Einzelnen,  Eigentum  der  Frauen  an  den 
Hinten  setzt  sich  allmählich  durch  (so  schon 
im  Recht  von  Gortyn),  es  wird  hier  und 
da  fraglich,  ob  nicht  der  Sohn  schon  hei 
Iicbzeiten  des  Vaters  seinen  Anteil  —  wie 
teilweise  im  südenmpäischen  städtischen 
Recht  des  Mittelaltars  —  fordern  könne  (das 
Recht  von  Gortyn  sohliesst  die  Möglichkeit 
lies  Zwanges  gegen  den  Vater  zur  Ali- 
schichtung  ausdrücklich  aus).  Das  Ver- 
mögen erscheint  elien  zunehmend  als  Produkt 
der  Erwerbsthätigkeit  der  Familien- 
glioder,  und  damit  zersetzt  sich  die  Grund- 
lage des  alten  Hauspatrian-halismus. 

Bei  den  »Geschlechtern*  ist  die  Sippe 
mit  ihn-r  Blutruchepflicht  Garantiii  der 
persönlichen  Rechtsstellung.  (Der  Mangel 
der  Sippe  )<edingt  deshalb  später  die  Not- 
wendigkeit für  den  Gemoinfroien.  sich  in 
den  Schutz  eines  Yollhürgors  zu  liegelien. 
Doch  ist  dies  wohl  eist  Produkt  der  Diffe- 
ivnzierung  des  Grundbesitzes.)  Ob  für  die 
übrige  freie  Bevölkerung  die  Phratrien<, 
als  künstliche  Verhrüdeningen  zu  Kult- 
zwecken,  ursprünglich  nelien  der  religiösen 
auch  und  namentlich  diese  ivchtsgaranlieivnde 
Funktion  der  Sippe  für  diejenigen,  welche 
des  •»Geschlechtes*  ontliohrten,  zu  ersetzen 
liestimmt  waren,  muss  dahingestellt  hleiU»n. 
Ob  sie  als  ursprüngliche  Woidereviergemein- 
sehaften  interpretiert  wenlen  dürfen,  ist 
ebenfalls  dunkel.  Wie  aus  ihn'r  Mitwirkung 
bei   der  Konstatienmg  der  Qualität  einer 
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I'.T»"i]al>  MitglbMd«'rHat!sgemeiuschaft|und 

•  i'-l'.alJi  ev.  smis  hores)  in  Attika  1i»t\ < »i-lc» -Itt. 

>ind  sie  y-'h ntalls  von  Anfang  au  Xachbar- 

;vrliänd»\  ib-tnirvmnss  spater  lokal«»,  b'i 
h  i\  Kolonien  ki'mstlich  als  l "nt«-ral .t.-ilimtr**ii 
*;>  r    1*hyl**n^    g«»scltaff«»ne  Bezirke.  d«»r  j« 

*i«chen  I^-itung;  und  Vertretung  «lutvh  die 

•  ti -s*  -blecht«  »r  unterworfen,  al>er  mit  eigenem 
l.and-  un«l  Vbdibesitz.  —  Di«1  l'hylen 
ihrerseits  siinl  zunächst  ivin  militärische 
WrlÄnde  ohno  ökonomische  Bedeutung, 
rnterabteilungvn  des  Stammes  in  seiner 
Eigenschaft  als  Heer,  «Ii«'  wohl  stets  künstlich 
vnii  (il»n  als  Pltratricnkoinplcx«»  geschaffen 
sind,  in  späterer  Zeit  iüJsr»*m«iiii»*r  Sesshnftig- 
k'-it  doshall»  lokale  Bezirke,  «lie  mit  «lein 
reU:*rwuehern  »los  Adels  wie  «lie  Phratrien 
•uit'T  seine  politische  Ijeitung  gerieten. 

Von  dem  i»olitischen  und  Wirtschaftslel«en 
>\<'T  freien  Bauerngemehnle  in  «ler  Frühzeit  - 
soweit   nie    >>estau<l<-n   hat  —   wissen  wir 
Näheres  ni<-ht.    Die  Solching  ist  ursprüng- 
lich eine  «1  <  >  r  f  weise,  die  Ort«*  sind  nnbe- 
v-tigt.   Mauerringe  auf  den  Höhen  l.ieten 
•vetitiieU  Schutz  für  Menschen  nii'l  Vieh. 
Die  Auffassung  «les  Bo«leiibesitz«\s  als  l'nter- 
lage  und  Zubehör  des  auf  der  Gemeinde- 
mitgliedschaft    l»eruh«'nden  Genosseiinvht« 
äussert  sieh  in  «ler  späteren  Z«*it  ausser  in 
•l-r  Mitwirkung  «ler  Phratri«»  Kü  der  Aner- 
k.-miuiitr  als  Situs  hen's  liesontlers  in  «ler 

•  »estaltung  «ler  Eigentumsklage  der  klassi- 
schen Zeit.  So  wenig  w  ie  der  frührömische 
Kigentumsprozess  kennt  «las  grie«hisehe 
Recht  die  einseitige  |«etitorische  Klage  auf 
Grundeigentum  und  Erhse haften.  1'elier  diese 
•t<nso  wie  üIkt  «Ii«*  publizistischen  Rechte 
und  Hliehten  der  Einzelnen  -  soweit  <1  iesu 
möglicher  Gegenstan«l  eines  Pmzesses  waren 

•  I Liturgien.  Xanienrechte.  Zugehörigkeit  zur 
l'hratrie)  —  wurde  vielnndir  im  Weg«-  desauf 
K-mtntvindikation  lienüienden  Diadikasion- 
l'rozesses präjudiziell  naeh  re  1  at  i  v  hesserem 
R-eht  entschieden,  und  aus  ganz  dem  gleichen 
Grinde  wie  l>ei  diesen.  Die  einseitige 
Exmissionsklage  (d«ij  i&ovbjs.  «lein  römischen 
Interdikt  juristisch  ungleichartig,  alier  in 

•  ler  Funktion  nah«1  verwandt)  steht  nur  l«e- 
stimmten  zur  Eigen  macht  liefugtcn  Be- 
pf-chtigten  zu.  deren  Recht  «lureli  l'rteil,  staat- 
liche Assiguation,  anerkannte  Suität  (s.  o.)  und 
Pfandgläubigerqiialität  (cf.das  löm.  precarium) 
evident  un«l  liquide  gestellt  war.  und  ist 
H«ei)faUs  keine  absolute,  sondern  eine  Klage 
aus  relativ  tesserem  Keehte.    (M.  E.  sehr 
zutreffend  findet  G.  Leist  den  Grund  des 
Fehlens  der  absoluten  Eigentumsklage  im 
grieeJiischen  Keeht  in  dem  Fehlen  der  römi- 
schen Usueapion.    S.  u.)  — 

So  -wenig  ^c  <uo  römisch«? 
darf  man  aicli  tlie  ursprüngliche  griechische 
FJurverfassung  der  germanischen 
Hufen  Verfassung   ähnlich  denken.   Oh  bei 


ijmssec  sci/.i  aoer  neuen  «iei  weinei 
(namentlich  «len  OeiUan«lern  in  «len 
private  Eitdi«>gungen  der  Könige  und 
Her» lenl»esitzer  voraus.    Die  Hodenhe 


der  Feldhestelliing  flurgemeinschaftliche 
Kiemente  mitspielten,  ist  uns  ilnivhaus 
indM-kannt.  Die  dafür  angeführten  an- 
i.r'-lilicl)en  Zeugnisse  sind  in  keiner  Weise 
U-wciskräftig.  die  Wahrscheinlichkeit  ist 
nach  orientalischen  Analogien,  naeh  der 
Art  <les  l'flügens  liei  «len  Südeuro pilern  üher- 
haupt  («^ueipflügeiO  und  lud  «lern  fast  völligem 
Felden  <l4-r  Senituten  im  attischen  Rt>eht 
der  historischen  Zeit  ents«'hieden  dagegen. 
Die  D>.rfalhnen«le  ist  \v«>hl  in  «lern  sjiäteren 
<irtindlH'sitz  der  attischen  >n(iOi  konseniert. 
Das  ungeheure  l'eherwieg«!!  «ler  ewigen 
Weide  tritt  liei  Homer  «leutlich  hervor.  Die 
Odvssee  setzt  al«  r  nelnm  der  Geineinweide 

«len  Betgen) 
grossen 
»auung 

ist  l»is  in  «las  .lahrh.  meist  Zweifelder- 
wirtschaft  —  dah«  r  «lie  gnidzalüigen  Pacht- 
perioden. Da  eigner  Flaehsanliau  erst  fürThu- 
ky<lid«'s'  Zeit,  Hanf  ei-st  zu  l'linius'  Zeit  in 
Kleinasien  sieher  ta*zeugt  ist,  war  die  Schaf- 
haltung für  den  BekleidungslxHlarf  uuentliehr- 
Jieh,  —  dnher  «lie  Beriehte  von  YorMen  des 
Sehlaehtens  von  Seliafeu  vor  der  ersten 
Schur  und  vor  dem  ersten  Wurf  — ,  und  es 
müssen  schon  d«\shall»  giosse  Weideflächen 
auch  für  die  historische  Zeit  v«»nuisgesetzt 
wenlen,  wie  «lernt  «Ii«'  iuschriftlich  ttezeugten 
Geineiudeweideu  von  sehr  lietifu-htlichem 
I  Kmfang  siinl.  Ebenso  ist  ilie  Bewaldung 
trotz  «ler  Kitt  wickelung  «los  B«-tg-  und 
Scliiffsbaues  noch  zu  Thcophrasts  Zeit  (Ende 
des  4.  Jahrh.)  sehr  erheblieh  gewesen.  — 

Die  erste  grosse  Verschiebung  der  Wirt- 
i  wdiaftsverhflltni.ss».'  in  Hellas  wurd«'  allem 
Anschein  nach  dttn-h  das  Ein«lringen  orien- 
talischer Kultttr»'lein«'ute  von  «ler  S«>e  her 
und  die  Verfl«H-htung  der  Küstenlandsehafteu 
in   einen    ühcrscei>ehen    Verk«*hr  herbei- 
führt.    Dadurch  inusste  eine  scharfe  Diffe- 
renzienmg  innerhalb  der  B«'völkeiung  ent- 
steh'-n,  ver.uilasst  offenbar  1)  dun-h  «las  Ein- 
dring»*u    «ler    asiatischen  Wagonkampfes- 
Technik,  welche  den  Berufskrieger  fordert, 
—  2)  durch  «lie  M«>nop«»lisn?ning  «les  Tausch- 
verk«'hrs  seitens  der  nunmehr  zur  Herrschaft 
gelangenden  feudalen  Bt-rufskrit^gerschicht. 
Die  Burgbauti'n  von  Mykene  und  Tiryns  u.  a. 
isind  «lie  Sitze   feudaler  wagetik«1mpfen«ler 
I  iK«'inig«?v   mit   ihren  au  Zald  vermutlich 
I  lu'khst  geringen,  nach  den  Raumverhältnissen 
zuweilen  wohl  nur  naeh  Dutzenden  zählen- 
den Berufskriegern,  umgelien  von  den  An- 
;  siedehtngen  des  Burggesiiules.    Die  inuner- 
hin  erstaunliche  Mächtigkeit  dieser  Bauten 
kann  nur  durch  gewaltige  Anspannung  der 
i  Fronarbeit  einer  von  den  Burgen  aus  mili- 
I  tarisch  völlig  beherrschten  ländlichen  Be- 
|  völkerung  erklärt    werden.  <>.'konomisch 
ruhte  «liese  Uel>ermaclit  offenbar  auf  der 
I  Teilnahme  der  Herrscher  als  solcher 
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ülterseei>ehon  Vorkohr,  der  für  sie  wohl  zu- 
nächst ein  monopolisierter  Passivhandel  mit 
den    »Ii».1    Küste    besuchenden  Orientalen 
war.  allmählich  al»er  zum  Kigenhandel  und 
im  Verfolg  dessellten  zu  überseeischen  Kriegs- 
fahrten und  zu  kolonialer  Exklusion  führte. 
DerExport  mykonischerSchmiede-undTöpfer- 
arbeiten  z.  H.  lag  wohl  zweifellos,  wie  anfäng- 
lich auch  im  Orient,  in  der  Hand  des  Königs, 
dessen  Fröner  die  Waren  für  ihn  lierstellten, 
selbst,  —  wie  denn  später  eine  oft  citierte 
kyronäische  Vase  den  dortigen  König  lieim  | 
Abwägen  von  Silphion  wohl  nicht  in  der j 
Funktion  als  Kontrollen  r  des  Handels,' 
sondern  als  Eigouhändler  zeigt.  Dieser,! 
des  Oeldes  noch  entehrende,  Tausch verkehr 
füllt  die  Schatzkammern  und  Grältor  der 
dünnen  feudalen  Schicht  mit  Gold,  bringt 
ihnen  das  linnene  orientalische  Oewand,  den  I 
Chiton,  und  differenziert  sie  in  ihren  Bo- : 
dürfnissen  und  iluvr  U'bonshaltung  gegen-, 
iUx>r  der  waffenlosen   Masse   des   platten . 
Landes.    Di«1  Kolonisation  dieser  Frühzeit 
hat  gleichfalls  einen  durch  die  Verbindung 
des  Feudalismus  mit  dem  Handel  gegebenen 
Charakter:  sie  ist  Ackerhaukolonisition  nur 
insofern,  als  elten  die  abhängige  Hauern- 
schaft als  Unterlag»1  der  zu  gründenden  *6kn 
offeultar  notwendig  ist,  - — die  Oesehleehtoiv 
alter,  welche  diese  in  der  Hand  halten,  wollen 
ebenso   wie    die   heimischen    Füllten  am 
Tanschverkehr  gewinnen.     Wie  die  ökono- 
mischen Existenzliedingungcn  der  L>;ti)'l  1  k>- 
völkerung,  welche  dem  homerischen  Ejtos 
nur  eine  elende  Schicht  von  fr^H  und  oixf;»s 
ist,  gestaltet  waren,  davon  wissen  wir  nichts. 
Ihre  Fronden  und  Abgaben  müssen  aber 
die  natiirahvirtschaftliche  Unterlage  des  über- 
ragenden Oikcnkomplexes  der  jt<U«  gobihlet 
hal»en,  und  die  gentdicischo  Bezeichnung  der 
attischen    Deinen   deutet    die  itatrimoniidc 
Cntorordnung  der  Hauern  unter  den  Herron- 
stand deutlich  genug  an,  ohne   dass  wir 
daraus  oder  aus  der  unklaren  geschichtlichen  . 
Uelterlieferung  ülter  deren  Formen  Näheres  '■■ 
entnehmen  können. 

Die  M-hroffo  ökonomische  Differenzierung  | 
und  das  Biirgcnweseu  schrumpften  nun,  wie  i 
wir  vermuten  müssen,  zusammen,  alsdie  Ver- 
bindung mit  dem  Orient  sich  mit  dem  Nieder- 
gang und  Zerbröckeln  der  grossen  orientali- 
schen Reiche  am  Nil  und  in  Vordorasien  um 
den  Sehluss  des  ersten  Jahrtausends  vor  Christi 
Geburt  gelockert  hatte.  Das  ausschliessliche 
Uebergewicht  der  zwar  nicht  an,  aber  nahe 
der  S-e  gelegenen  Burgen  gegenüber  dem 
Hinnenlande  mindert  sich  weiter  mit  der 
Aenderung  der  militärischen  Technik  durch 
die  Verdrängung  des  individuellen  Wagen- 
kampfes. Zugleich  ltegiunen  der  regel- 
mässige Gütemu  stauseh  und  die  Institution 
des  Geldes  in  das  Innere  der  Wirtschafts- 
gemeinscliafteu   einzudiiugen,    neben  den 


extensiven  internationalen  Verkehr  tritt  der 
intensive  lokale  Markt.  Der  fyutovpyoe  • — 
der  für  das  Volks,  d.  h.  für  jeden,  der 
sein  Kunde  werden  will,  nicht  nur  für 
seinen  Fronherren,  arbeitende  Beruf  sluuid- 
werker,  der  »Ijohnwerker«  der  Büeherschon 
Terminologie  —  tritt  neben  den  Fron- 
arlteiter  des  feudalen  Oikos,  die  Schicht  der 
am  ülierseeisehen  Handtd  Heteiligten  ver- 
bivitert  sich  zu  einem  Benifshändlerstande. 
und  damit  ist  die  Voraussetzung  lokaler 
landwirtschaftlicher  Absatzproduktion  ge- 
geben: die  einzelnen  Komponenten  der 
•Stadtwirtsehaft<  sind  vorhanden.  Aller- 
dings nur  in  den  Anfängen,  denn  der  feudal- 
militärische Gnmdeharakter  der  nunmelu- 
emporwachsenden  |tartikulären  politischen 
Gebilde  kann  seinem  Schwerpunkt  nach 
wenigstens  zunächst  nicht  auf  geldwirtschaft- 
licher Grundlage  geruht  halten.  Nach  wie 
vor  sind  es  hordonltesitzende  und  gnuid- 
hen-liche  Geschlechter,  welche  die  Haupt- 
träger  des  Handels  und  der  Kolonisation 
bleiben.  Wir  sind  deshalb  auch  nicht  Ite- 
rcehtigt,  den  Vorgang  des  Synoikismos, 
welcher  sich  im  Verlauf  der  nun  folgenden 
Periode  griechischer  Geschichte  abspielt,  als 
einen  vorw  i  oge  ud  ökonomisch  bestimmten 
als  in  erster  Linie  Entstehung  der 
Stadt  wirf  schaft  —  zu  deuten.  Er  ist 
vielmehr  tler  politisch-militärische 
Vorgang  des  örtlichen  Zusammenschlusses 
derjenigen  breiteren  Schicht,  auf  welche 
jetzt  die  Teilnahme  am  Waffendienst  sich 
zu  erstrecken  beginnt.  Die  gegenseitige 
kriegerische  Bedrohung  dieser  zahlreichen 
kleinen  städtischen  Zentren  unter  einander, 
wie  sie  seit  der  sogenannten  dorischen 
Wanderung  zmn  ehnmisdion  Zustand  w  ird,  - 
eine  Folge  der  Verengerung  des  Nahrungs- 
spielraums  —  macht  die  militärischen  Inter- 
essen zu  den  allein  entscheidenden.  —  Als 
Wchrgemeinde  herrseht  die  Stadt  über  das 
I*ind.  Der  Charakter  der  Stadt  alter  ist 
dabei  ein  sehr  verschiedener,  je  nach  dem 
M  a  s  s  d  o  r  D  e  m  o  k  r  a  t  i  s  i  e  r  u  n  g  des  Mili- 
tarismus. Wo  der  Waffendienst  vornelun- 
lich  Keiterdienst  ist,  ist  es  eine  dünne 
Schicht  grosser  Grundherreu,  welche  im 
Binnenland  —  so  in  Thessalien  —  die  Be- 
völkerung in  strenger  Hörigkeit  halten,  und 
auch  in  den  Küstenlandschaften  —  so  in 
Attika  —  als  Bürger  die  Stadt  beherrschen. 
Und  auch  wo  die  militärische  Technik,  wie 
im  historischeu  Hellas  durchweg,  die  Schwer- 
kraft des  Heeres  auf  die  diszipliniert  zu  Fuss 
schwerbewaffnet  in  Keih  und  Glied  streiten- 
den einexerzierten  Hopliten  rückt,  ist  die 
Zahl  tler  Bürger  oft  eine  sehr  kleine,  wenige 
Hunderte  oder  --die  Tausend*  umfassend. 
Die  Zahl  der  Bürgerstollen  ist  mehrfach 
kontingentiert  und  ergänzt  sich  eventuell 
durch  Kooptation,  die  Söhne  rücken  —  wie 
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•lie  MtnstersOhne  in  einer  Zunft  —  ein.  die 
älteren  vor  «Ion  jüngeren.    Das  Waffenhand- 
wvrk   ist  also  als  "Zunft  organisiert.  Pud 
•la  der  Waffendienst  auf  »ler  Selbstc«p>i- 
]iernng  der  dazu  «"konomisch  fähigen  an- 
sissiireu  Biliarer  ruht,  so  projiziert  sich  «li«*se 
/jinftgesehlossenheit   naturgemäss  auf  den 
Bodenbesitz  «ler  Zunftgenossen  als  die  Unter- 
lage jener  ökonomischen  Qualifikation.  Wir 
finden    di«>    Gebundenheit  desjenigen 
Rodens,  welcher  den  Besitz  «ler  die  politische 
Miicht  usurpierenden  Kri«'gerzunft  ausmacht 
—  der    xf/mroi    oder  nrclatoi  xi^ot,  umnia 
uo<>a  des  Aristoteles         in  den  mannig- 
faehsten  Spuren    noeh  in  historischer  Z.'it. 
(Diese  Gebundenheit  hat  freilich  nicht  nur 
mditaris<;h-jMditische,  sondern  auch  und  in 
ihi>:n  ältesten  Formen  wohl  sogar  vornehm- 
lich Grün«!«*,    welche  mit  der  ilurch  die 
Int«»ressen  «ler  Ahneuverehrtmg  motivierten 
G»-sehlossenheit  der  (iesehlechter  zusammen- 
hängen.   Allein  die  in  historischer  Zeit  sich 
findende  Art  der  Gestaltung  hat  offenbar 
militärische  Motive.)  —  Zunächst  l>esti*ht 
—  dies  w  ohl  über  die  wdiic  hinauf  in  die  primi- 
tivstenVerhältnis>e  zuriVkiviihend     das  Vor- 
zugsrecht «ler  Sehne  v«">r  <Ieii  Töchtern  im 
Lan«l-  und  zuweilen  auch  im  Herdenb<  si(/.,  be- 
schwert nur  mit  der  Pflicht  der  Ausstattung 
(nach  dem  Recht  von  Gortyu  erludten  die 
S~hne  « l £•  -  Stadtgrundstücke  und  das  nicht 
mit  FronUnK-rn    besetzte  ländliche  Besitz- 
tum —   Salland  —  stets  allein).     In  Er- 
mangelung von  Söhnen  bestand  auf  die  Hand 
der  Erbtochtcr  [ininkr^ot)  ein  na<h  Art  der 
Krbfolgeordjinng«-n   fest    geiv^eher  succes- 
siver  Anspruch  k'Stimmter  agnatis«  h«  r  V.  r- 
«andten,  <h'r  teilweise  selbst  eine  schon  be- 
stehende  Elie    derselben  brach    und  dem 
ursprünglich    sicherlich    die  entsprechende 
Pflicht,  —  später  zuweilen  (z.  B.  in  Athen) 
durch  eine  eventuelle  AusstattungsvcrpfJich- 
tung  ersetzt, —  kotTespuidierte.  DieYerg«*hun?r 
«ler  Erbtochter  un«l  «latnit  d«  s  x/«y?os  war 
-in«'  öffentliche  Angelegenheit,  mangels  be- 
rvchtigfer  Verwandt«^  Sache  «les  Magistrats 
lin  S|«arta  des  Königs).    Der  *i»*po;  war  im 
Interesse    «ler   Erhaltung  stamlesgomässer 
Kriegc-rlose    j«*«lenfalls    in    «len  «lorischen 
sjezifischen  31i]itärstaaten.  al>er  auch  ausser- 
halb    derselben      mehrfach,  ursprünglich 
weder  teill<ar  noch  veräusserlich  «»«ler  doch 
in   beiden    Beziehungen  _  beschränkt,  was 
praktisch  wie  eine  gesetzliche  Anerben  folge 
»irken  musste,  «len  Zusammenhalt  grosser 
flausgenieinsehafton    foi-derte,  andrerseits 
wenigstens  in   Sparta  Kinderbesrhränkung 
idi  Ge/o/ge  gehabt  haben  soll.  Das  Testa- 
ment l*?~steht  in  Athen  seit  Soloii,  in  Sparta 
«v>f  seit  (lern  peb>t>onnesischen  Kriege  und 
diente   ursprünglich  wohl  wesentlich  dem 
Zwecke  der  Adoption   tun  «les  Ahnenkults 
„.jj^          Ob  freilich  jene  Gebundenheit  der 


Kriegerlose  überall  eine  veehtlicho 
Bindung  gewesen  ist.  muss  ilahingestellt 
bleiben :  die  Staudessitte,  deren  Nachwir- 
kungen wir  in  «ler  späteren  ethischen  Miss- 
billigung  «ler  Voräussemng  «ler  «uvrbten 
Güter  sehen,  könnt«'  genügen.  —  l'n«l  über- 
dies konute  die  ökou< «mische  l'nterlage  der 
Kri«"*ger/.nnft  verschie«lenailig  aussehen.  Sie 
ist  am  kotis«>«|uentest«'n  unter  rein  mili- 
tärischen Interessen  «luivhgeführt,  wo  sie 
nat  u  ral  w  i  rt  scha  f  1 1  ie h  gestallt  ist, 
wie  in  den  dorischen  Militärstaaten,  nament- 
lich auf  «len  liparisehen  Inseln,  auf  Kivta 
und  in  Sparta.  Die  belien-sehte  Bevölke- 
rung wird  hier  als  in  Staats-Sklaverei  bezw. 
-Hörigkeit  befin<llich  behandelt,  aus  ihivn 
Natundbeiträgen  wird  «ler  I  nterhalt  der 
Krieger  lwstritten.  teils  in  gleich  zu  erwähnen- 
der Art  gt'iiH'inschaftlicli.  teils  so.  «lass  der 
Einzelne  auf  den  Ertrag  bestimmter,  von 
Sklaven  b«  wii1schafteter  Landfläch«>u  ange- 
wiesen ist.  die  ihm  in  versehüvleiumi  Masse, 
später  zunehmend  erblü  h,  app«iprii«Tt  sind. 
|  Neuzuweisungen  von  ljusen  und  amltu'weite 
Verteilung  derselben  galten  auch  in  histo- 
rischer Z«it  als  praktikalKl  und  scheinen 
vorzukommen.  Sie  sind  mit  ürlitdi  keine 
I  A  «•  k  e r  umtoilungcn.  s«iu<l«Tn  gewissermasson 
!  Kenten  fondsumteihingen.  Militärische  Ge- 
sichtspunkte,  besonders  ein«*  militaristische 
BevölkerungsjKilitik,  en1scliei<l«Mi  üImt  alle 
Einzelheiten:  bei  ErbNtsigkeit  l>est<-ht  ted- 
;  weise  Adoptions-,  auch  «lirekt  Ehezwang 
oder  das  Hecht  und  die  Pflicht,  sich  von 
Dritten  <> Nachkommen  «  rwckeii  zu  lassen. 
Nel«eu  di«'  (»eschlossenheit  «ler  l<ose  tritt 
zur  Ycrhiiul«  rung  «ler  Vennögenszeisplitb1- 
rung  t«*il\veise  eine  s<  hn>ffe  Besrhvänkuug 
•ler  Anstauung  der  Töchter.  Der  stadt- 
f  oudal  ist  iscdie  Charakter  «lieser  Politik 
äussert  sich  in  «•harakteristiseher  Form  darin, 
diiss  jenem  militaristisch«  mi  Sonderrecht  in 
(jortyn  die  mit  Hörigen  liesetzten  Grund- 
stücke des  Nachlasses  eines  Freien  unt«*r- 
liegen :  sie  bihb.ii  den »iapos. dei  im  Interesse 
der  Sustentatiou  <l«*r  WelufamiJie  gebunden 
ist.  Die  Organisation  gipfelt  bei  voller 
Durchführung  in  dem  Kasino-artig»Mi  pmiein- 
sameti  Mittagstisch  der  Krieg«-!',  den  Sys- 
sitieii'.  und  der  Ka«letten-artigen  gemein- 
samen Erziehung  «ler  Kinder  von  Stajits- 
wt^enzu  Kriegern.  Deingemäss hat  angeblich 
auch  in  Sj«irta  die  Phyle  darüber  zu  «'tit- 
s«  h<-i<len  gehabt,  ob  ein  zur  Welt  gekommenes 
Kind  aufgenommen  wenden  solle,  womit  ihre 
sehon  erwähnt«*  Mitwirkung  Ihm  der  Aner- 
i  kemiuugiMiics  Kindes  (als  zukünftigen  >s\ms« 
i  lieivs)  in  Athen  —  an  die  deutsche  Wehr- 
i  haftmaehung  «M-inneni«l  —  zu  verglichen  ist. 
—  Sparta  hat  iliese  natu  ral  w  t  rt  schaft- 
liche l'nterlage  «l.'s  Sta<ltmilitarismus  un<l 
die  alte  Kri''gerzuidt  mit  ihrer  kamerad- 
:  schaftlicheu  Uleicldieit  in  bewusstein  Kampf 
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gegen  «Ion  geldwirtschafUichcn  Zt'rsetzungs- 
piw-oss  durch  künstlich«?  Konservierung  «ler 
Naturalwirtschaft  und  «l<>s  Bim  lürfn  isstau  des 
der  Kriegerh«'völkeriuig,  deshalb  Ausschluss 
des  Geldverkehrs,  Immobilisierung  der  Spar- 
tiat.«n].tse  ii ihI  Krhaltung  der  Kasinogemeiu- 
schaft  aufrechtzuerhalten  gesticht,  bis  die 
H«MTschaftsstellung  nach  dem  ] k-1<>| M»i(iie- 
sisehen  Krieg  mit  ihrer  Notwendigkeit,  zur 
geldwirtschaftliehen  Ueekunsr  der  Stants- 
bedürfniss**  fnVrzugehon,  die  ( Feldwirtschaft 
in  das  Innere  des  gcsehl«>ss«,ueu  Kri«>ger- 
staats  trug,  <  iel«lwrui<">gcn  seliuf,  den  Be- 
dürfnisstand  der  herrseheiiden  Kaste  revo- 
lutioni«>rte  und  damit  in  kürzester  Zeit  die 
ökonomischen  Unterlagen  des  ganzen  Systems 
für  immer  vernichtete. 

Dpi-  hellenischen  Tradition  ist  nun  dieser 
natural  Wirtschaft  lieh  fundamcntiejle  Mili- 
tarismus Spartas  in  seiner  den  Zeitgenossen 
bekannten  Form  Produkt  einer  ganz  eigen- 
artigen ties.-tzirel.ung.  Das  i<t  natürlich 
imzutieffeiid.  Wir  finden  die  Lose  {xi^uoi, 
der  Angehörigen  der  Welu-gemeinde  Vi 
Homer erwfihnt  und  können  die  ursprüng- 
lich,« Unterlage  des  Stadtfeudalismus  über- 
all nur  natiiralwirtsehaftlich  denken.  Die 
Zugehörigkeit  zur  Vollbürgerkaste  setzt«»  — 
wie  ilie  Zugehörigkeit  zum  Ritterstand  im 
Mittelalter  -  überall  die  fortgesetzte  berufs- 
mässig»-' Waffenübung  —  Wi'tche  überall 
Gegenstand  staatlicher  Vorsorge  ist  —  und  1 
diese  das  Zusainuienwohiien  in  der  Stadt 
wenigstens  für  die  ihtplitcii  voraus;  wei- 
den städtischen   Wohnsitz  und  damit  die 

WaffeilÜbllllg    aufgieht.     7t§oioixoi.  ayootxin 

wird,  ist  |K»litiseh  fleclassieil :  Teilnahm«'  am 
Gymnasioii  und  |tolitisehes  R«'cht  gehen 
stets  pand lel.  ( A in lers  <  la.  wo  nel teil  i len  Hoj »I i- 
ten  ein  zum  Re  i  t  <•  rd  ie  n  s  t  erscheinender 
Adel  steht,  der  zu  Thukydides'  Zeit  in  Attika 
auf  dem  Lande  residiert,  und  in  Sparta 
fehlt).  —  Dass  wir  nun  alter  berechtigt 
seien,  jenes  auf  Sparta  und  Kreta  in  histo- 
rischer Zeit  Vftrfindliche  System  des  natural- 
w'irtst'haftlichen  Militarismus  als  auch  nur 
in  seinen  Griindzügeu  a  1 1  ge  in ••  i  u  vor- 
iianden  gewesenes  Durchgangsstadium  an- 
zusehen, ist  höchst  unwahrscheinlich,  da 
eine  so  weitgehende  Demokratisierung  des 
griechischen  Stadtfeudalisinns.  dass  die 
Mitglieder  der  herrschenden  Kriegerklasse 
aus  dem  Ertrage  eines  Besitz«>s  von  je  etwa 
3(» — ö0  Morgen,  den  Heloten  für  sie  ^wirt- 
schafteten, hatten  existieren  können,  sonst 
nicht  gefunden  wird.  Reste  wie  die  athe- 
nische Staatstafel  im  Prytan»'ion  —  der 
Ersatz  für  die  alte  königliche  Tafel  —  be- 
weisen natürlich  nicht,  dass  die  spartanischen  , 
Syssitieu  in  ihrer  spezifisch  militärischen ' 
Bedeutung  dort  je  bestanden  haben.  Wir 
finden  Ihm  Hesio«!  keine  Spur  eiu««r  f«'iulalen 
Einschnürung  d>»s  freien  Dauern,  der  mit 


wenig  Knechten  und  Erntetagelöhnern  selbst 
arltcitet.  Die  Usurpation  der  politis«-heu 
Macht  durch  die  städtische  Kriegerzunft 
musste  ja  auch  ebensowenig  zur  Entstehung 
einer  ländlichen  H««lot««nkkisse  führen,  wie 
die  HeiTschaft  des  semitischen  Militärni-m- 
anhen   diese   Folge   halten  musste.  Eine 

Hörigkeit-  der  I^aiidlwvölkerung  findet  sich, 
auss'-rhalb  der  Doivistaaten  im  IVlojtonnes : 
S|«arta,  At  gos.  Sikyon.  und  auf  Kreta,  sicher  be- 
glaubigt in  historischer  Zeit  nur  in  Thessalien, 
l^okris,  Byzanz  und  den  beiden  llcrakleia. 
in  Sikyon  und  Argos  ist  ihre  Wurzel  offen- 
bar die  Mono|K)lisienmg  der  Waffenübung 
durch  die  städtische  Bürgerschaft  —  «lie 
Hörigen  ziehen  als  laicht  bewaffnete  mit  in 
den  Krieg  —  hier  und  in  den  Kolonisation— 
staati'ti  in  Kreta,  Dyzanz  und  den  beiden  Hera- 
kleia.  wo  sie  nicht  wehrpflichtig  sind,  gelten 
die  Hörigen  offenltar  als  abgnbeiipflichtige 
Staats  hörige,  deivn  Stellung  der  Staat 
teilweis»-«  (so  in  llcrakleia  am  Pontes)  bei 
der  Unterwerfung  vertragsmässig  garantiert, 
sie  stehen  zwischen  den  Holotim  und  »len 
(gleichfalls  wehr-  und  tributpflichtigen,  aber 
|tersönli<  h  freien!  Periöken  Spaitas  in  der 
Mitt««.  In  Thessalien  scheint  eher  eine  eigent- 
liche persönliche  Griin«Uierrlk'hk«'it  in  milder 
Form  b»'stamlen  zu  liabcn.  Die  thessalischcn 
und  kretischen  Hörigen  hab<«n  garantierte  Fa- 
milien- und  Eigeiitiunsfähigkcit. Dass<licseauf 
Ausbeutung  politisiher  Unterwerfungsverhält- 
nisse  beruh« «Ilde  Staatshörigkeit  ganzer  Land- 
bevölkerungen kei  n allgemeines  Durchgangs- 
stadium der  hellenischen  Eiitwickelnug  war. 
ilarf  als  höchst  wahrscheinlich  gelten,  der 
Stadtfeiidalismus  hat  zu  derartigen  Konse- 
ouenz»'ii  nur  lokal,  und  zumeist  nur  auf 
Erolwrungsgebiet.  geführt.  —  Vielmehr 
scheint  «las  häufig« *  Nebeneinanderstellen 
latnlsässiger,  trotzdem  aber  in  der  Stadt 
privil.'gH'iter  Geschlechter,  deren  ökonomi- 
scher Schwerpunkt  z.  B.  in  Megaris  noch 
im  Zeitalter  iles  Theagenes  im  Herdeii- 
besitz  liegt,  als  Unterlage  «l««r  Reiterei, 
und  der  wafh'iiberechtigteu  Sta<ltbi"irgcr  als 
Unterlage  d«\s  <>rst  allmälüich  au  Bedeutung 
gewinnenden  H < ">  p  I  i  t «> n  heeres,  zu  zeigen, 
dass  meist  «lie  Ent Wickelung  sich  iu  Form 
eines  langsamen  Ueliergnngos  vollzogen 
hab«>u  muss.  Vielleicht  so,  dass  zunächst 
die  feudale  burgsässige  Gefolgschaft  des 
Burgkönigs  der  my  kenischen  Wageu- 
kampfjwriode  ebenso  durch  eine  sich  ver- 
breiternde land süss  ige  Rei tersch icht 
verdrängt  wurde,  wie  «lie  am  H«»fe  unter- 
haltenen Degen  d«^s  Germaneiikönigs  durch 
die  belehnten  Vasallen,  dass  also  die  könig- 
liche  Burg  iu   die  Grundbesitzungen  der 

Geschlechter«  gewiss»'rinasseu  zerbröckelte 
uu«l  dass  dann  mit  steigender  Bedeutung 
der  Fusskampftechnik  die  Geselüechter  si«:h 
im  Interesse   der  Selhsterlialtung  mit  den 
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•Ikonomisvh  zu  kriegerischer  Ausbildung  und 
«tädtiselK-m  Domizil  fähigen  Schichten  der 
nicht     adligen     <  irundlw'sitzer  zusammcn- 
schlosseu   uu«l   der  Synoikismus  die  Fnter- 
Uuro  »los  lloplitonhcores  schuf.    Der  Grund- 
satz, dass   iioIkmi  dem  im  Reiten  lienst  ge- 
übten Adel  nur  die  in  der  Stadt  wohnende, 
stetig  kriegerisch  geübte,  vielfach,  wie  schon 
l-emerkt.  der  Stoilenzahl  nach  fest  kontin- 
gentierte Hürgrorwehr  politisch  berechtigt 
i>t.  i-t    wie    in    Sjtarta  ursprünglich  am  Ii 
anderwärts   selbstverständlich.    Dagegen  ist 
offenbar  die  ökonomische  Sustentation  dieser 
zum  Kriegsdienst  Vorgel »ildeten  keineswegs 
fnVrall   in    der  Art  der  satanischen  und 
kretischen    Zusammcnhaltung   in  Syssitien 
permanent    kontrolliert    und    künstlich  in 
din-r   uatiu-ilwirtschaftlichcu  Batei-lago  er- 
halten  worden.     Di''    -Lose-    d'-r  Bürger 
sind  offenbar  der  Regel    nach  voll  appro- 
priiert:  — -  hiergegen  bildet  das  Vorkommen 
einer  Expropriation  zum  Zweck  einer  Suinpf- 
austrockuung  in  weit  späterer  Zeit  für  sich 
allein  natürlich  keinen  Gegenbeweis.  Anch 
ist   keineswegs  erweislich,   das   die  l>»se 
fnVnül  «Hier  der  Regel  nach  den  Charakter 
s  t  a  a  1 1  i  e  h   zugewies« .'iier  Natural  -  Ronteu- 
fonds.  wie  in  Sparta  und  Kivta.  gehabt  haben. 
Sie  sind  jedenfalls  in  der  Nähe  der  [laudcjs- 
zentron  an  der  Küste  meist  ziemlich  früh 
Gegenstände  des  l'msatzes.  wenn  auch  wohl 
zunächst  nicht  eines  ganz  ungebundenen,  ge- 
wnrilen.   Die  Zahl  derjenigen  Fp>ien,  welche 
üi-er  ein   Natiu-aleinkommen.   also  Bodcu- 
U-sitz.  in  dem  Umfang,  um  sich  zu  cpii- 
jtiep'n  und  in  der  Stadt  zu  leU-n.  nicht 
verfügten,  musste  sich  damit  stmk  vermehren. 

Der  in  historischer  Zeit  in  Attika  frei  unter 
Lebenden  und  durch  Testament  ven'iusscr- 
liche  und  teill«are  Boden  war  dort  und  auch 
anderwärts  stark  parzelliert,  —  nur  1  i  iler 
Bürger  entehrte  in  Attika  im  ."».  Jahrhundert 
des   Bodenbesitzes.     Er  war   ebenso  frei 
verpfäudbar.     Ursprünglich    in    Fonn  der 
Tiqdaii  ini  Ivan,  die  sich  von  der  nmuschen 
fulueia  ebenso  unterscheidet  wie  der  ger- 
manische Verkauf  auf  Wioderkauf  imd  diesem 
wohl  fast  völlig-  entspricht.   Der  Schuldner 
pflegt  (Las  durch  „optn"  des  Gläubigers  als 
dessen  (eiulösliehes)  Eigentum  gekennzeich- 
nete Grundstück  von  diesem  zu  pachten,  und 
allmählich  entwickelte  sich  daraus  mit  fort- 
schreitender Geldwirtsoliaft  und  typischer  Ge- 
staltung- des  Zinsfusses  die  (ursprünglich  an- 
scheinend auf  bestimmte  Genei-alufandrechte 
heschränkte)  Ify|»othek.  IwM  auch  die  Mög- 
lich freit  der  Verpfändung  der  >Hyperocha<, 
die  ursvrünclu  h  an  den  Konsens  des  ersten 
i'/andgiAi ibigers  gebunden  war.  —  also  der 
VachhviKithek.       Die    Notwendigkeit  des 
Gläid.igerkousense*    für   die  Veräusserung 
hvpothezierter  Outer  war,  soweit  sie  bestand, 
offenbar  von  der  **'         her  ül»er- 


uoinmen. —  Auch  anderwärts  scheint  meist 
volle  Bodenmobilisierung  bestanden  zu  hal>eti. 
Das  Kindringen  der  rechtlichen  Freiheit  des 
Bodenbesitzes  musste  den  Diffeivnzieruiigs- 
ppizess  innerhalb  der  Büigersehaft  naturge- 
mäss  erheblich  beschleunigen,  der  unter 
dem  Kinfluss  der  Verkchrsontwickelunir, 
welcher  jene  Freiheit  entsprach,  ohnehin  un- 
vermeidlich war. 

Dmui  die  Stadt  ist  in  historischer  Zeit 
nirgends  mehr  nur  Festnn.tr  und  Sitz  der 

herrschenden  Wehrgeineiudc.  s  lern  überall 

auch  Markt.  Sitz  der  fp-ieii  gewerbliche. i 
Kundenproduktiou  und  in  den  KüstenstädTeu 
Sitz  der  Kaufmannschaft.  Die  Bildung  zahl- 
P'icher  derartiger  kleiner  stadt  Wirtschaft  - 
licher  Austauschgemoinschaften  führt  zum 
Stadtpartikularismus  und  zur  politischen 
ZerbpVkelniig  fast  aller  Stammestorritorien. 
Innerhall»  dieser  massenhaft  —  wie  im 
Mittelalter  entstehenden  Stä'lte  wäch>t 
ausserhalb  wie  innerhalb  der  militärischen 
Bürgerzunft  der  Verkehr  und  die  Geldwiit- 
schaft  em|Mn\  der  lokale  Verkehr  flieht  die 
gewerbliche  Kundenproduktiou  und  die  land- 
wirtschaftliche Kleinproduktion  in  Stadt  und 
Ijind  im  Lokalmarkt  nach  Art  der  mittel- 
alterlichen Kleinstädte  ineinander,  der  Fern- 
verkehr dagegen  schafft  in  den  K  Ost  eil- 
st ädten     diejeiiiiren  ZorsetZllllgselomentf, 

welche  weiterhin  den  andersartigen  Verlauf 
der  antiken  Wirtschaftseilt wickelung  ge^en- 
I  über  dem   Mittelalter  iM'dingteu.  zunächst 
!al«'r  die  Intep.<ssenkonflikte  her.iufführten. 

Welche    die    ( r  e  S e  t  Z  g  e  b  II  II  g  e  II    lllld  die 

Ty ran nis  notwendig  machten.  Die  in 
den  Seeverkehr  verflochtenen  Küstenstädte, 
welche  teils  p^werhliche  Ppjdukte.  teils  Bn»- 
dukte  landwirtschaftlicher  S(>ezialkultui><n, 
wie  <>c|  und  Wein,  absetzten,  und  des  Zu- 
schusses von  Getreide  aus  dem  Bon  tos  und 
rnteritalien  U'durften.  sind  die  Träger  des 
Aufschwungs  des  S  k  la  v e  n  ma r k  t  s.  Die 
Exportproduktinn  liodarf  hier  wie  (ibenill 
der  unternehinungsweisen  Organisation:  Sitz 
des  attisch.Mi  Grossgnmdbesitzes  ist  die 
Ebene  (daher  ntdtavot  im  Gegensatz  zu  den 
dtti*ifioi  —  Kleiultaiiern  dos  Gebirges).  Wenn 
wir  nun  von  lernten  höp-u,  die  hier  gegen 
Natunilanteil  ilcn  Boden  bestellen,  also  je 
nach  der  Machtlage  als  Akkoplarheiter  oder 
Teilpächter  anzusehen  sind,  so  wird  der 
Schwerpunkt  dieses  natural  Wirtschaft  liehen 
Verhältnisses  wohl  im  Geti-eidekui  zu  suchen 
sein.  Del  für  den  Export  wird  dagegen  wohl 
zumeist  plautageuartit;  mit  Sklaven  gebaut 

•  worden  sein,  l'ml  ebenso  ist  die  gewerb- 
liche Broduktion  für  den  Export  wohl 
schwerlich  in  erheblichem  Fm fange  haus- 
industriell  organisiert,  sondern  auf  Sklaven- 
arbeit  aufg<-baut.  der  grossen  Billigkeit  und 

!  Massenhaftigkeit  dcsSklaveinnaterials  wegen. 
Jede  Elitwickelung  des  K.\i»orts  steigert  dann 
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die  Sklaveneinfuhr.  Göhl-  und  Menschen-  i  Schuldenentlastung  des  Bauernstandes,  zum 
hesitzer  sind  idputisch .  und  mit  der  Vor-  Ausdruck  kommt.  Tmtz  dieser  Bauorn- 
sehuldnng  der  kleinen  Grundbesitzer  ihnen  freundlichkeit  abpr  zeigt  die  Gesetzgebung 
gegenüber  wird  ein  veitpivs  Moment  dpr  I  pbpnso  wi»>  (Up  Tyrannis  pin  doppeltes 
Bcsitzdiffervnzierung  wirksam ,  wpIpIips  — !  Gedieht.  Eiuprspits  sin«!  beide  pinp  Reaktion 
nach  dpr  Natur  der  bald  eiutivtondeii '  dpr  Stadtwirlschnft  und  ihrpr  Inteivssonton 
Reaktion  zu  schliesson  —  in  zunehmender  'gegen  dip  Monopolisierung  des  Besitzes 
Verschuldung  und  niasspidiaftpin  Aufkauf  und  der  |M>litischcn  Macht  seitens  dpr  iand- 
voii  Haucrnland  durch  dip  städtischen  Geld-  'wirtschaftlichen  und  gewerblichen  Sklavcii- 
uud  Sklavpnbpsit/.pr.  d.Mii  Zuzug  dpr  dppossp- ;  hpsit/.pr,  welche  die  l.iii-gorliclio  Gl.ich- 
<lipit.ii  Bauern  in  dip  Se.städtp.  wo  der;hpit  zu  vprsphlingpu  dnmte.  Das  Bündnis 
Verkehr  Erworhsgolegpnheit  hiptet  und  da-  dpr  Bflrgpr  mit  den  Bauern,  auf  dpin  dpr 
mit  dpr  Vermehrung  dpr  besitzlosen  Freien 1  Grundsatz ,  dass  ganz  Attika  pinp  Stadt« 
sich  geltend  macht.  Zugleich  aber  winl  all-  spi,  Iwruhtp.  bringt  di.-s  ijnlitiseh  zum  Aus- 
mähliph  die  l'ntprlagp  dpr  lokalpn  städtischen  druck.  Wir  finden  auch  unter  dpa  wirt- 
Wirtschaftsgcnipinsehaft  —  der  lokale  gehl-  schaftsiw.litischen  Massnahmen  dpr  Tyrannen 
wirtschaftliche  Verkehr  --  untergraben.  Dpi-  pprinndi-os,  Theagpups.  KJeistheiip>.  IVisi- 
S<  liwprpuiikt  dpr  Bedarfsvprsorgung  ist  im  ,  Stratos.  pIipnso  wjp  in  den  Gesetzgebungen 
Sklavcnhaushnlt  naturgemäss  naluralwirt-  des  Zalpukos  und  Solon.  zuiiäclist  eiiip  Lranzo 
schaftlich ,  dpr  Oikos  ist  gowisserinnssen  Anzahl,  welche  dieser  Tendpnz  angehöivn. 
nur  mit  seiner  Spitze  in  den  Verkehr  vpr-  Die  streng  Koutn>lle  dps  Luxus,  wplehe 
flochten.  Jodes  Ansphwpllen  der  im  inter-  oft  Iiis  zu  sphr  eingreifenden  Luxusvorl  toten 
nationalen  Verkehr  erworbenen  Vermögen  prellt .  richtet  sidi  vom  kleinbuwrliehen 
ist  daher  zugleich  ein  Anschwellen  der !  Standpunkte  gpgpn  dip  Diffeivnzicrun:;  dpr 
natumlwirtschaftlichen  Bedar  fsversorgung,  so  Uboushaltnug  als  Bedmhung  dpr  hftrgor- 
dass  die  Gehlwirtschaft  sich  hier  seihst  ihr:  liehen  Gleichheit.  Das  Verl  tot  des  Sklaven- 
Gral»  zu  graben  iH'ginnt.  Dies  macht  sich 1  erwerbs  dun-h  Periandn.s  und  die  ver- 
zu  nächst  nur  in  dem  Druck,  wplchen  die  un-  suchten  Einschränkungen  der  Bodoukonglo- 
fivi«-  auf  dip  fn-io  gcwerhlichc  Arlteit  aus-  iiH-ration  durch  Solon  sm-hten  ökonomisch 
ül<t.  in  der  Expansion  des  ländli.hpu  Gmss-  »Up  Diffcivnzienmg  an  dpr  Wur/p]  zu  treffen, 
hesitzes  und  der  Sklaveiivennögen,  in  welchen  Das  Yerlangpii  dpr  Besitzlosen  nach  Lmd- 
d»T  Geldhpsitz  Anlag) •  swht,  und  damit  in  auftpilung  zeigt  «Ipii  Gegnpr.  gegen  den  ge- 
»•incr  gewaltigen  Differenzierung  der  Be- :  kämpft  winl.  Die  jiolitische  -Bauernbe- 
durfnissp  und  Lebenshaltung  der  Burger-  fiviung  einerseits.  <las  Verhot  der  Zu- 
schaft  fühlbar.  Die  Inteivssengleiehhcit  der  Wanderung  der  Baupru  in  dip  Stadt 
herrspheudpu  Stadtbürgerklasso  winl  pin<r- ;  andivrspits  zpigt .  dass  die  Abhängigkeit 
scitsdnndi  dieses  l'eberwuchorn  der  Sklaven-  der  Stadt  wirtschafte  von  der  Hemmung 
vermögen  gespivngt  und  andivrseits  heginnt  des  Umsichgreifens  der  Sklavenarbeit  auf 
neben  die  grundsässigen ,  zur  Solbstoipii-  j  dem  Laude  klar  erkannt  wird.  Das  Verbot 
pierung  fähipm  Stadtinsassen  ein«'  zu-  [  <1ps  Auf-  und  Vorkaufs.  )|ps  Zwiselienlumdels 
iw  hmen'le  Schicht  l»-sitzlo<pr  Fnner,  dip  als  und  dpr  Gpttvideausfuhr  gehört  in  die  irl''ieho 
Lthnw)'rkcr  uml  Tap'löhupr  von  ihnT Hilmlp  Kategorie,  wie  die  piitspivpliPiidpii  Mass- 
ArU'it  I'-Ih'u.  zu  tn-tpu.  Die  Herrschaft  der  nahmen  der  mittelalterlichen  Stadtpolitik- 
Sta)lt  iilier  »las  Lind  ist  nun  auf  der  his-  Das  Kleinhürg<i1um,  in  Verhindung  mit  den 
iierigen  Grundlage  nicht  mehr  zu  halten,  in  den  Stadtnhsatz  vprf locht. 'n.'ii  Iwiuerliehen 
da  nehen  die  politische  Beherrschung  ih-s  Schicht. »n  ci-streht  dunh ili.>sc typisch wieder- 
I-ind)'S  .lureh  >lie  Stadt  dessen  ökono-  kehn'tnlen  —  uml  vermutlich  eine  Reihe  in 
uii sp he  Vprschuldung  an  dieselhe  gptn't.'ii  d.'ii  glpieliPii  Zusammpuhang  gphöriger  — 
ist  und  andpnM-s.Mts  .Ii.- politis)  h  hen-s<-hendp  Massivgtdn  pinp  Stahilisierung'  der  i.iuver- 
Klassp  splhst  si.-h  in  schn)ffp  okonomisclnr  In-hen  Gleiphhcit  auf  ge l d wirtschaftlicher 
G.  gi'iisltze  zu  s]ialtpn  iH-ginnt.  Die  solo-  Grundlagp  dun-li  <1pii  Verzieht  auf  die  Herr- 
nisehe  und  verwandten  Gesetzgebungen  schnftsstcllung  dpr  nniig  —  und  s<-hlipsslich 
eli.  nso  wie  die  Tyrannis  ziehen  die  Kon-  s»*lbst  auf  dip  bui-p'rliche  Fn-iheit.  Au.lrer- 
s.  'pD-nz.  indem  sie  die  xöiis  ihivs  Charakters  seits  aber  iHih'uteten  «lie  Massn'gpln  der 
als  halhfpudah'r  Zwingburg  des  l^in.h's  ent-  j  ( o  sptzgpbpr,  pIkmi.«.)  wi<«  die  Politik  dpr 
kl.-id.  n.  Der  Stadtstaat  im  hishprigen  Sinne  Tyrannen  in  den  S-p-tiidtpn ,  im  Erfolg 
zerfallt,  der  Grundbesitz  als  solcher  ent-  lediglich  die  Konfination  des  neuen,  auf 
scheidet  üIht  die  politischen  Rechte,  die  llan.lel  nud  GeldU'sitz  in  erster  Linie, 
Stadt  wird  offiziell  dein  Lmdp  unter-  daraus  n'sultieren<leni  Sklaven-  und  Gnind- 
■worfen.  Wie  di>»  12  Tafeln  in  Rom  tragen  erwerb  in  zweiter  Linie  beruhenden,  spezifisch 
•Ii»-  Gpsetzgpbungpii  in  Hellas  pin  agrarisches  'städtischen  Reichtums  mit  den  alten  Ge- 
Gepräge, welches  am  schntffsten  in  tler  schlei  htern.  bei  .h-nen  Gniml-  und  Sklaven- 
revolutionänm   Massn-gel    der  S'isiV'hthie.  l»  sttz  die  p ri m äre .  Geld-  und  I^ihkapital- 
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l»-sitz  «Ii»'   sekundäre  (Quelle  ökonomischer 
Macht    darstellten.      Die  Gesetzgebungen, 
namentlich  die  tsolonisehe .  suchen  dir  Yer- 
h  hm.'Umiff  des  ohnehin  im  Altertum  überall 
nahe   zusajnrneugehörige n   commereial  mit. 
dem  landeil   interest  bewusst  zu  vollziehen 
und  eine  nur  der  Form  nach  klotnbürgerlich- 
uii'l  kauemfreundliehe.  der  Sache  nach  gross- 
bürgerliehe  Politik  zu  treiben,  während  die 
Tyraunis  zwar  kleinbürgerliche  und  häuer- 
liche Politik  ernstlich  zu  troihen  nach  ihrer 
Herkunft  itczwunpm  ist,  aber  Konzessionen 
■in  du-  giv  ^bürgerlichen  Interessen  macht. 
Di«*   solonis«.  he   Abstufung  der  ]«ditis<  livn 
Hecht«-  lediglich  auf  Grundlage  des  Besitzes 
\<>n  ertragfähigem  Boden  im  Zusammenhang • 
mit  d*-r  Begründung  des  H«»[dit«'ii>i< •«•i>'s  auf 
'Ii-*  spannfähigen  Besitzer  ncU-n  dem  Reiter- 
dienst der  Reichen,  fenior  die  merkantihstisehe 
Begünstigung  d«T  gewerbetreibenden  Metoi- 
ke».  welchen  durch  die  Erleichterung  des 
Zutritts  zum  Bürgerrecht  zugleich  der  Bnden- 
rrwerh  in  Attika  ermöglicht  und  damit  die 
Erhaltung  ihres  Vermögens  für  Athen  l*> 
irüiistigt  wird .  kennzeichnen  «las  liewusstc 
Bündnis  der  Geld  (und  deshalb  Menschen) 
l«-sitz<  nd<-n    Klassen.     Die  Zulassung  der 
'  >el.iut»fuhr  bei  Verl»ot  der  Ausfuhr  anderer 
Bdenpi*  >dukte    entspricht   dem   modernen  ; 
Merkantilismus  und  zeigt,  dass  die  Bauern-  i 
fn-undiielikeit  hier  ol>eiiso  Mittel  zum  Zweck  ! 
i-t.   wie   der   gleiche   Zug  in  iVrianders 
(i»-bot  für  die  Bauern,  sich  der  städtischen; 
Tr.ieht  zu  enthalten  -  -  um  ilinen  den  Stadt- 
aufenthalt zu  verleiden  —  und  in  den  er- 1 
wähnten  Bauernzuwanderungsvorhoteu  }n>r- 
vortritt.      Der    Lmdhunger    der  deposse- 
•li-  rten  und  in  die  Stadt  gedrängten  Lmd- 
Wölkerung,  welcher  mit  seinem  Neuauf- 
teihiugsvcrlangen  den  Hoden  tjesitz  und  diunit 
•Ii ►  -  Grundlage  der   Reichtums). ildutig  an- 
griff, wurde,  w  ie  später  in  Rom.  nach  aussen 
at.zulenken  gesucht.  Die  attischen  Kleruehien 
auf  Salamis  mit  ihrem  Rüekenl>esitzzwang 
und  Yerpachtungsvert>ot  —  U-ide  Auflagen 
sind        den  pditiseh  motivierten  Kolonien 
seit    dem    5.   Jahrhundort    häufig  (auch 
in  Naupaktos.   Orehomenos    und  I/'mnos 
iiisehriftJich  foststollliar)  —  haben  nelien  «lein 
unmittelbar  militärischen  wohl  auch  diesen 
bnöjkerungsentkistendcn  Zweck,  wie  sicher- 
lich die  Koloniegründungen  der  Tyrannen, 
welchen  als    Ajl^itslosenbesehäftigtmgv  ün  I 
Innern  Staatsl«auten  entsprechen. 

Die   Folgezeit    bringt    dann    die  ein- 
seitige Entwickelung  nach  der  Seite  der, 
S»vhandeJsmonopolisiernng  und  des  Kampfes 
um  diesell»«    mit   zunehmender  Abhängig- 
keit der   Seestildte   von  den  iiliersceischen  ; 
frefividezufuhren ,     welche    staatlich  kon- 
trolliert   und     vielfach    direkt    im  Kigen- 
handel   dureh    die   Städte  besoigt  wurden. 
I>ie  nun  wiederkehrende  Beherrschung  des  , 


Lindes  durch  die  Stadt,  politisch  sanktio- 
niert durch  die  Beseitigung  des  Grund- 
besitzes als  alleiniger  Grundlage  des  Bürger- 
reehts.  iiiuss  verstärkt  worden  sein  durch 
den  sicherlich  furchttiarcu  Kuiu  iler  Bjuiern- 
sehaft  in  Althellas  duifh  den  fielojxmnesi- 
schen  Krieg,  der  darin  wohl  ähnlieh  dem 
hannilrtdisehen  gewirkt  haben  wird. 

AVie  wir  uns  nun  im  einzelnen  während 
dieser  ganzen  Zeit  die  ökonomische  und 
soziale  Struktur  des  platten  Landes  zu 
denken  haben,  wissen  wir  nicht.  Die  An- 
häufung der  Spartiatenlose  in  immer  weniger 
Händen,  wie  sie  der  IVItergang  zur  Geld- 
wirtschaft b»dingte.  soll  sich  nach  einer 
ganz  glaubwürdigen  1'cl.erliefeiung  in  der 
Form  des  I'elierganges  in  die  Hände  von 
Frauen.  —  da  der  Besitz  der  männUeheu 
Spartiaten  zünftig  liegivnzt  war.- —  vollzogen 
haben.  Die  Kntstehung  der  Lykurglegende 
ist  die  thi "erotische,  die  versuchten  Neuuin- 
teilungen  unter  Agis  und  Kl<-onienes  im 
dritten  Jahrhundeil  die  praktische  Reaktion 
dagegen.  Dass  schon  während  des  fünften 
Jahrhumleils.  wie  sicher  wählend  des  vieilen, 
die  entsprechende  Erscheinung:  Anhäufung 
des  Bodens  iiifolg«-  der  steigenden  Bedeutung 
der  Sklavenarbeit,  überall  sieh  vollzogen 
habe  und  sjieziell  das  Schwenden  der  grösseren 
Bauern  die  offenKire  Abnahme  der  Wehr- 
fähigkeit des  Lindes  veranlasste,  erscheint 
auf  den  ersten  Blick  wahrscheinlich.  Auch 
ist,  trotzdem  Thukydides  für  Attika  noch 
1.5(i4H>  2<>  ."Vljührige  Zeugiten  rechnet,  das 
Schwinden  der  selhstwiitschaftendcn  Git>ss- 
Uiuern  als  (Quelle  des  Hoiiliteiiaufgebotes 
wohl  nicht  zu  bezweifeln.  In  den  attischen 
Kleruehien  des  .").  Jahrh.  auf  Euböa  ist  das 
Bückenliesitzprinzip  bereits  aufp'geben. 
Wütende  Kämpfe  um  die  Frage  der  von 
den  .Massen  geforderten  Neuaufteilung  des 
Bodens  finden  wir  im  Osten  und  Westen 
der  hellenischen  Wel  im  ."».  Jahrh.  und  mehr- 
fach —  so  in  Leontinoi  —  ist  thatsäehlieh 
eine  Neuaufteilung  vollzogen  worden.  — Allein 
trotzdem  darf  wohl  nicht  angenommen  werden, 
dass  schon  damals  eine  allgemeine  Auf- 
saugung des  Bodens  in  grosse  Komplexe 
überall  eingetreten  wäre.  Dies  ist  wenig- 
stens in  den  unmittelbar  den  verkehrsreichen 
Küstenplät/.en .  zumal  Athen,  Vnachbarten 
Ixindstrielien  nicht  der  Fall  gewesen.  Zwar 
erscheint  durch  das  Steigen  der  Yiehpreise 
von  Selon  bis  zu  den  lVi-serkriegen  auf  das 
10  bis  2Ü  fache  —  wälirend  Getieide.  jetzt  statt 
der  früheren  animalischen  Nahrung  die 
llauptnahrungsqnelle  der  Massen,  nur  auf 
etwa  das  .'{fache  gestiegen  zu  sein  scheint 
und  seit  dem  t!.  Jahrhundert  nach  den 
delisehen  Listen  zunächst  bis  Ende  des 
ö.  Jahrhunderts  auf  das  4 fache  stieg,  um 
dann  zu  sinken  und  erst  in  der  Zeit  Alexanders 
wieder  bis  Anfang  des  3.  Jahrhunderts  zu 
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steigen  —  ein  Anreiz  zur  Eutwickelung  der 
Weidewirtschaft  als  gogelien.  Trotzdem  war 
in  Attika  ganz  offenbar  derParzellon  besitz  der 
vavtovQ)oi'\  den  Xoimphon  neben  den  grosse- 
ren Besitzungen  der  „hntftflfia  •/nogyovvttsu 
kennt,  stark  vertreten  und  aus  den  vor- 
kommenden Uodendotationen  when  wir,  «las* 
schon  Besitzungen  von  nach  unseren  Be- 
griffen bäuerlichem  Umfang  als  anständiges 
Präsent  galten,  (tüter  über  "len  Umfang 
von  fiO  ha  hinaus  scheinen  kaum  oft  vor- 
gekommen zu  sein  und  einen  Al»s<'nrismns 
von  römischen  Dimensionen  kannte  Attika 
schon  aus  Gründen  der  kleineren  Entfer- 
nungen, nicht :  auch  die  grösseren  Besitzer, 
welche  die  Teilnahme  am  politischen  liehen 
in  Athen  zurückhält,  kontrollieren  die  Wirt- 
schaft ihres  unfreien  Inspektors  ständig  und 
in  Person.  (Allerdings  muss  aber  berück- 
sichtigt werden,  dass  z.  B.  öo  ha  <  Hdplantage 
ein  äusserst  respektables  Wertohjekt  bedeuten 
und  gegenüber  einer  .Masse  natuml wirtschaft- 
licher Getreide-  und  Zwergbaiiern  bei  so 
dichter  Bevölkerung  wie  in  Attika  ein  Lati- 
fundium darstellen  würden. |  —  Da  die 
althellenischen  Landschaften  landwirt- 
schaftliche Import  gebiete  waren,  der 
Sklawubetrieb  aber  da  am  stärksten  postu- 
liert  ist,  wo  für  den  Fernabsatz  produziert 
wird,  erklärt  sich  «las  Zurückhleilton  der 
Bodenkonglomeration  ausserhalb  des  Gel- 
ltaues schon  hieraus.  Andrerseits  aber 
hielt  die  überseeische  Einfuhr  von  Getreide 
den  Getreidebauer  ökonomisch  zu  Boden 
und  konzentrierte  alle  ökonomische  M:ieht 
in  den  Händen  der  Sklaven-  und  Plantagon- 
Vsitzer.  Sie  allein  sehreiten  in  der  Lel^ens- 
haltuug  fort.  Das  Vermögen  der  im  ö.Jahrh. 
sogenannten  „oA/yo«"  ist  natürlich  in  der  Haupt- 
sache Sklaven-  und  Bodenvermögeu. 

Die  Ai1  der  Bewirtschaftung  und  Ar- 
beits Verfassung  dieser  grösseren  Güter 
ist  uns  nicht  näher  bekannt,  insbesondere 
nicht  die  re  lat  i  ve  Bedeutung  der  SkJaven- 
zahl  im  landwirtschaftlichen  Betrieb  im  Ver- 
hältnis zu  anderen  Kategorien  der  abhängigen 
Bevölkerung.  Die  Teilpacht  wird,  den  Zu- 
ständen Attikas  zu  Solons  Zeit  und  olieuso 
den  späteren  Verliältnissen  nach  zuschliesseu. 
eine  starke  Rollo  gespielt  Italien  und  je  nach 
dem  Masse  der  Vorkehrsent  wickelung  natnral- 
wirtschaftlieher  Bedarfsdeckung  des  Herrn, 
oder  der  Absatzpnuluktion  gedient  haben. 
Wir  finden  in  den  Dokumenten  der  Blüte- 
und  Sjtätzeit  die  Naturalienpacht  und  die 
Kombination  von  Natural-  und  Geldpaeht 
ebenso  wie  in  den  keilinschriftlichen  Kon- 
trakten neben  der  mit  fortschreitender  Geld- 
wirtschaft uatui-gemäss  häufiger  und  schliess- 
lich hen>chend  gewordenen  reinen  Geld- 
pacht. Pachtperioden  zwischen  ."»  und  lo 
Jahreu  sind  anseheiueud  die  normalen. 
Pachten  ohne  Zeitbeschränkung  —  also  ent- 


I  weder    lebenslänglich    oder     at   will;  — 
|  kommen    vor.     Ursprünglich   war  Haupt- 
I  pfaudobjekt  lies  Vei-päiditers  die  Person  des 
|  Pächters  —  ein  typischer  Anlass  zur  Ent- 
j  steluing  faktischer  Hörigkeit,  später  das  Vieh. 
|—   Die   Erbpacht,    regelmässig  mit  Vor- 
|  äusserungs-  und  Verschuldung*-  sowie  selhst- 
I  verständlich     Parzellieningsverbot ,  findet 
sich  bei  landwirtschaftlichen  Grundstücken 
ebenso  wie  bei  ßauterrain  und  Werkstätten, 
alter  mindestens  bis  in  die  Zeit  Alexanders 
figurieren   als   Vorerbjtächter  nur  juris- 
tische Personen.  — -  ganz  wie  in  Rom  und 
,  wie  dort  schwerlich  zufällig  (s.  u.). 

Nicht  klar  ist  die  ökonomische  Bedeutung 
und  soziale  Stellung  der  &nT*i-  die,  bei 
Hesiod  Tagelöhner,  in  Attika  die  Ijind- 
bevölkeruug  unterhalb  des  spaunfähigen  Be- 
sitzes, oft  wohl  einfach  die  gesamte  des 
Eigenbesitzes,  oder  des  selbständigen  (bäuer- 
lichen) Besitzes,  entbehrende  Schicht  der 
Bevölkerung  bedeuten.  Alles  in  allein  bleibt 
die  Eutwickelung  der  ländlichen  Verhältnisse 
gerade  in  der  Blüteperiode  der  hellenischen 
Geschichte  also  trotz  mancher  Einzeleinblicke 
dunkel. 

Ebenso  bieten  auch  die  iu  ihren  politischen 
Vorgäugeu  im  vollen  Lichte  der  Gosoliiehte 
liegenden  spltgriechisehen  Zeiten  zwar  für 
die  Eutwickelung  der  Verkehrsverliältuisse. 
uicht  aber  für  die  Agrarg«;schichte  nennens- 
werte Ausbeute.  Wir  bemerken  keine  deut- 
liche Eutwickelung.  Die  militärische  Funktion 
der  hellenischen  Bürgerschaften  versinkt, 
ebenso  die  zentrale  Stellung  »ler  Küsteti- 
städto  im  Verkehr  des  Mittolmoers,  nur  die 
lokale  stadtwirtschaftliche  Unterlage  bleibt 
zurück:  ob  auf  dem  Gebiete  des  Agrar- 
wesens  auf  hellenischem  Boden  erhebliehe 
Veränderungen  vor  sich  gegangen  sind .  ist 
fraglich.  Namentlich  mus*  die  Eutwickelung 
des  Verliält  uisses  zwischen  Verkehrs  wirt- 
schaftlichen uud  uatunilwirtschaftlichen  Ele- 
menten in  der  Agrarverfassuug  und  die  Eut- 
wickelung der  unfreien  Arbeit  dahingestellt 
bleiben.  Die  Sklavenzufuhr  für  die  mehr 
und  mehr  entwaffneten  Städte  wurde  wohl 
schon  mit  dem  Stillstande  der  Expansion  im 
4.  Jahrh.  knapper.  Die  Handelsvermögen. 
welche  die  Eutwickelung  in  der  Richtuug 
der  Konglomeraten  des  Bodens  und  der 
Anliäufung  des  Sklavenbesitzes,  welche  um 
die  Mitte  des  4.  Jahrb.  verstärkt  erscheint, 
beeinflusst  haben,  verloren  zwar  in  den 
griechischen  Zentren  vermutlich  au  Bedeu- 
tung. Aber  die  einmal  im  Gang  Itefiud- 
liche  Bodeukouzeiitratioustendonz  wirkte  an- 
scheinend trotzdem  fort  und  liatto  nun- 
mehr das  Gegengewicht  «ler  die  Par- 
zelliermig  begünstigenden  starken  Lokal- 
märkte  verloren.  Die  Abwanderung  iu  «len 
Orient  war  wohl  aus  allen  griechischen 
Städten  eine  liedouteudo  und  verminderte 
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«lie  freie  Sta<ltbevölk«>rung,  un«l  indem 
die  Existenz!  *_•<  lingnngou  «los  vorkehrs- 
wirtseliaft  liehen  Parzollenliauern  mit  sinken- 
«1er  Bedeutung  «ler  givissen  Marktorto  zu- 
ni.kvrini.'.  die  Anlegung  «ler  Hau«lelsvor- 
mrc  n  in  I.au<lgütorn  alior  sich  gesteigert 
fortsetzte,  erklärt  sich  «las  stärkere  Ueber- 
wi.-^en  des  gi-osson  Limlltesitz^s  in  der 
spät  griechischen  Zeit  zugleich  als  Woiter- 
entwiekelung  «b-r  Zustande .  welche  sich  in 
der  klassischen  Zeit  vorbereitet  liatten  und 
als  Verfallsprodukt.  Der  Schwerpunkt  war  mi- 
litärisch un«l  «ökonomisch  in  «las  seinem  Unter- 
gruude  nach  naturalwirtscliaftlieho  Biriuen- 
land  verlegt.  Die  Heere  der  Könige  der  Make- 
d<.ni«  r  und  der  lud  Ionischen  Teilfürsten  ruhen 
z«uiäch>t  auf  feudaler  Grun«l lag»?.  •  In  den 
gr-ss^n  hellenistischen  Zentren  ist  dieökonn- 
misehe  Bedeutung  «ler  Sklaverei  zweifellos  ab- 
r-dut  und  P'lativ  weiter  gestiegen,  sie  hatteti 
offenbar  in  der  Hauptsache  schon  die  wii-t- 
sciiaftli«  hePhvsi«  >gnomi«Mlor  römis«dicii  Gross- 
städt.'  und  die?«  wird  auch  entsprechend  auf 
•  Los  I-ind  gewirkt  hahen.  Es  ist  das  unter 
V«-rkelu-sverliältiiis>en ,  welche  im  Binn«'ii- 
lande  <len  Gütertransjiort  auf  die  hoch- 
wertigsten Güter  für  «lie  Befriedigung  von 
Bedürfnissen  der  öftersten  Schicht  der  Be- 
sitzenden  Uschräiikteu,  nicht  anders  möglich. 

—  Wie  al»er  im  übrigen  die  agrarische 
Seite  «les  Hellenismus  näher  ausgesehen  hat. 
wissen  wir  vorerst  nicht.  Die  wenigen  Iiisher 
ans  der  nachporsischeu  Zeit  vorliegenden 
KeUinsehrifteu  erwecken  den  Kindruck,  das» 
die  ökonomische  Struktur  des  semitischen 
<  »rients  von  dem  Wec  hsel  der  Herren  fast 
uulierührt  gobliebeu  ist.  — 

4.  Das  romische  Altertum  bis  zum 
Ende  der  Republik.  An«  h  die  Krühzeit 
der  n~mi>ehen  Agnuvntwickelung  ist  durch- 
aus in  Dunkel  gehüllt.  Wir  können  erkennen, 
das.-  «He  Stellung  der  in  «lein  feudalen 
Stadtstaat  «ler  Frühzeit  allein  vollherechtigen 
patrizischeu  Geschlechter  auf  ähnlicher  «iko- 
nomischer  Unterlage  ndite.  wie  «Ii«'  Ge- 
.M-hlechterherrscluift  in  den  hellenischen 
Stallten  :  Vieh-  und  Sklavenbesitz  einerseits, 
Monopolisierung  <l«.*s  Zwischenhandels  von 
der  S.H-  her  andrerseits.  Nur  ist  Rom  aus 
dem  Sta«lium  des  IVsivhandels  in  «ler  Früh- 
zeit ni« dit  in  nennenswertem  Umfang  heraus- 
getivten :  in  «ler  Hand  fremder  Kaufleute 
lag  «lie  Zufuhr  griechischer  und  phönikisch- 
kart  hag  ist  «her  Güter  und  «lie  Ausfuhr  «ler 
dagegen  eingetauschten  Rohstoffe,  die  Stadt 
enttVhrte.  als  sie  liereits  in  den  umfassen- 
den mittelländischen  Seeverkehr  verflochten 
war.  lautre  Zeit  wie  «ler  Flotte  so  «ler  Kd««l- 
metallausmüuzuug.  Der  das  platte  Land 
einseitig  Udiorrsehende  feudale  Stadtstaat. 

—  offenU-ir  in  den  Gruudzügou  seiner  mili- 
tÄris«  h-iK)litischeii  Einrichtungen  «ler  grie- 
chischen  Parallelerscheinung  durchaus  glei«  h- 
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artig.  —  ist  uns  in  seiner  agrarischen  Unter- 
lage elieiiso  dunkel,  wie  «lies  in  Hellas  «ler 
Fall  ist.  Das  Dorf,  später  ein  der  rötni>«  hen 
Verwaltung  so  völlig  frein«lartiger  Begriff, 
ist  die  Grundlage  der  Siedelung.  Die  All- 
mend«1 «les  Dorfes  ist  in  dem  späteren  ager 
eoni|»;isi  uus  in  kümmerlichen  Hoston  or- 
;  kennhar.  Danelten  steht  «ler  ager  puMicus, 
:  «las  ungei-odete  I,and.  Wie  in  der  germa- 
iiis^di<»ii  Frühz««it,  st«'ht  an  «lieser  -.gemeinen 
Mark  «lein  Bürger  das  Roilungsreeht  zu 
!  und  winl  er  im  Besitz  dieses  ager  o<«upa- 
;  torius  s«>  lange  geschützt,  als  er  ihn  unter 
dem  Pfluge  hält.  Aber  wie  es  itinorhalli 
der  festen  Siegelungen,  in  welchen  «lie  dos 
grossen  Herdenl«esitzes  Kutltchrcmhui, 
welchen  die  Teilnahm««  an  «ler  politis«:hen 
Gewalt  und  «leshalh  die  Möglichkeit  selb- 
ständiger WahriK'hmung  iluvr  Rechte  im 
Bfirgei-gerieht  «lurch  die  im  Besitz  «ler  Sta«lt 
befindlichen  Geschnellter  entzogen  war 
clientes).  als  Bau««ru  von  iluvr  llän<le  Arlioit 
««Ilten,  <l««s  NäheiiMi  aussah,  ist  nicht  zu  er- 
kennen. Das  individuelle  voivrhlicho  und 
veifiusserliche  Grundeigentum  im  späteren 
Sinne  hat  offenbar  gefehlt.  Dies  zeigt  «lie 
Legen« lo  von  «l««r  Zuweisung  «les  here«lium 
von  2  jugei-a  als  einzigen  <«r blieben  B>- 
sitzes  an  all«1  Bürger  durch  Romulus.  Dass 
«lies  nicht  «ler  volle  Bauernbesitz  der  Früh- 
zeit war.  ist  klar.  Unmöglich  kann  dabei 
aber  andrerseits  —  wie  El.  M«.«yer  will  — 
an  Taglö!i:i.  ;l md  gedacht  worden,  vielmehr 
ist  «las  hciv«lium  der  »hortus' .  «lie  -Wurth 
der  germanischen  Dörfer,  «las  zur  iu«livi- 
«Imdlen  Bebauung  den  ««inztdnen  Kleiu- 
familien  zuerst  voll  appropriiert«'.  in  «ler 
Veräussening  ausserhalb  der  Familie  zu- 
nächst noch  lieschränkt«»  Garteukml.  Es 
kehrt  wieiler  in  den  Kolonien  dieser  Früh- 
zeit.  welche  urich  keinen  agrarpolitisehen, 
son« lern  den  Zweck  «ler  Garuisonierung  von 
Bürgern  in  Küstenort«»n  (cohmiae  maritima«') 
'  halien.  mittelst  «leren  die  Küsten  für  Rom 
.  im  Interesse  d«:«s  Handelsmonopols  lielinuptet 
!  worden  sollen.  SelbstverstAndlieh  erhält  «l««r 
Kolonist,  welcher  dein  Domizilzwang  unter- 
liegt, wie  in  Athen  die  solouischeu  Kleruchen 
in  Salamis,  nicht  nur  «lie  biua  jugera.  sondern 
wahrscheinli«  h  war  er  im  übrigen  von  der 
Ijesi'tzten  Uoin«>inde  zu  snstentieivn ,  in 
welcher  F«>nn.  können  wir  nicht  wissen.  — 
Wie  wir  uns  auf  «lein  ager  Roinanus  <lie 
sonstigen  FlurlK^rechtignugeu  der  Bürger- 
familie  neben  dem  heivdium  zu  «lenken 
Imben.  ist  gänzlich  dunkel,  elienso  welcherlei 
!  feii'lale  Boi-echtigungen  etwa  «larüU?!-  standen. 
,  Die  heiTschenden  G«ls«  ldecht«_'r  shxl  in  tribus 
j  und  curiao  geteilt,  wie  in  Gri«.'chenland  in 
Phyleu  uml  Phnitrien.  Die  Sippe  ig«Misi  ist 
I  wenigstens  in  iluvr  kultischen  un<l  i>»««ht- 
lichen  Be«leutuug  auf  si«^  beschränkt.  Die 
Dörfer  auf  «lern  Laude  sitnl  GontiMörfer  — 
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welche  jiositivon  Rechte  aber  die  gens  in 
den  ihr  unterstehenden  Fluren  liat,  wissen 
wir  nicht.    Die  lösten  des  Staats  sind  nach 
Häuptern  von  Menschen  und  Zugvieh  (res ! 
mancipii  umgelegt.     Das    dominium*  isti 
Hausrecht  des  Hauptes  der  —  gemäss  der! 
Entwickeluug  aus  dem  Xomadentum  heraus ' 
—  streng  patriai-chal  organisierten  Familie, 
welches  sich  auf  freie  wie  unfreie  Ange- 
hörige des  Hauses.  Frau.  Kinder  (  liberi< ) 
Sklaven  und  Vieh  mit  wesentlicli  gleicher 
Sehrankenlosigkeit  eist  reckt  (familia  peeuni- 
a«|ue».  Indem  allen  spricht  sich  das  Fehlen  des 
privaten  Bodoneigeiitums  deutlich  genug  aus. 

Mit  Eindringen  der  Geldwirtschaft  traten 
nun  innerhall»  dieses  feudalen  Stadtstaates 
die  gleichen  Erscheinungen  auf.  wie  in  den 
hellenischou  Städten.  Sie  führten  in  derl 
servianischeu  Verfassung  und  der  Zwölf- 
tifelgesetzgebung  zu  einem  Cmschwung 
grossartiger  Art.  welcher  nicht  oline  Grund 
von  der  Tradition  den  hellenischen  Gesetz- 
gebungen, namentlich  der  klonischen.  i«raJle- 
lisiert  wird.  Die  treibenden  Probleme  sind 
in  der  Hauptsache  die.  nämlichen,  ebenso 
die  treibenden  Interessen:  die  der  Acker- 
bürger und  Bauern  einerseits,  der  nicht- 
adtligeu  GeldWsitzor  andrerseits:  und  auch 
die  Grundgedanken  der  L"sung:  Gliederung 
der  i*olitischen  und  militärisclieii  Hechte 
und  Pflichten  nach  dem  Bodenbesitz,  also 
formell  Interworfniig  der  Stadt  unter  das 
j.latte  Land  und  Emanzipation  der  Hauern, 
sind  dieselben.  Aber  die  Form  der  1/ösung 
muss  eine  weit  radikalere  gewesen  sein 
und  die  Tragweite  ist  ungleich  .grösser. 
Rom  ist  in  der  Folgezeit  thatsächlich  von 
a  g  r  a  r  i  s  c  h  e  n  Interessen  beherrscht  worden, 
wovon  bei  den  hellenischen  Küstenorten  mit 
ihrem  mangelnden  Hinterland  und  ihrer 
ganz  überwiegend  rein  gewerblichen  und 
kommerziellen  Hedeutung  nicht  dauernd  die 
Rede  sein  konnte. 

Die  plebejische  Umwälzung  in  Hont  führte 
zunächst  zu  einer  radikalen  Sprengung  aller 
geineiiivvirtschaftlichen  Elemente  in  der 
Agrarverfassung.  Cehertmgung  des  schran- 
kenlosen  HeiTschaftsverhrdtuiss»  s  des  domi- 
nium auf  den  Boden,  Mobilisierung  desselben 
durch  eine  überaus  lieouenie  Yeräusserungs- 
lorni  (die  mancipatio),  welche  sogar  die 
Uebergabe  des  1  jandos  ontf»elirlich  macht, 
Beschränkung  der  dinglich  wirkenden  Servi- 
tuten  auf  die  absolut  unentbehrlichen  Wege- 
uml  Wasserreclitc .  dazu  volle  materielle 
Testierfreiheit,  —  und  dieser  so  völlig  mobi- 
lisierte private  Bodenbesitz  zur  Grundlage 
der  Zugehörigkeit  zudenTribns,  und,  seinem 
l'mfang  nach,  der  politischen  und  militäri- 
schen, durch  den  Census  periodic!)  festge- 
stellten Hechte  und  Pflichten  gemacht,  zeigt 
allein  schon  den  absolut  tendenziösen 
Charakter  dieser  Rechtsentwickelung.  Er  zeigt 


sieh  ferner  in  der  schroffen  Zweiteilung  des 
römischen  Bodens  in  entweder  ager  pri- 
vatus  oiler  ager  publicus.  Die  gemeinwirt- 
schaftlichen Besitzformeu  sind ,  wie  auch 
die  Struktur  des  privaten  eondominiuin  zeigt, 
bewiisst  W-nachteiligt,  der  ager  eompasouus 
(Allmende)  auf  den  Aussterbeetat  gesetzt 
und  noch  in  dem  inschriftlich  erhaltenen 
Agrargesetz  vom  Jahre  0-M  a.  u.  c.  seine  Neu- 
entstehung v  e  r  b  o  t  e  n.  Die  gleiche  Tendenz 
winl  noch  deutlicher,  wenn  man  mit  der 
schrankenlosem  Verfügungsgewalt ,  welcher 
das  appmprierte  I^and  (ager  privatus)  aus- 
geliefert wurde,  den  Kontmst  in  der  recht- 
lichen Behandlung  des  nicht  appropriiorten 
Böhlens  vergleicht.  Auf  diesem  beschränkt 
sich  die  zivile  Rechtspflege  auf  den  Schutz 
gegen  gewaltsame,  diebische  oder  seitens 
der  mit  Dienstland  auf  Widerruf  Belieheueu 
(vi,  clam.  precario)  erfolgende  Störungen  des 
jeweiligen  faktischen  Besitzstandes (p< .ssessio) 
und  eventuell  auf  dessen  Feststellung  derart, 
dass  die  Ernte  demjenigen  zufällt,  der  im 
ruhigen  Besitz  das  Feld  bestellt  hat  (dies 
ist  wohl  die  ursprüngliche  praktische  Be- 
deutung der  Jahresfrist  bei  den  Interdikten), 
knüpft  also  an  das  alte  Markrodungsrecht 
an.  Die  Regelung  aller  übrigen  H'sitz- 
stand'-sf ragen  dort  kümmert  das  Zivilrecht 
nicht,  sondern  ist  Sache  der  Verwaltung; 
es  existieren  auf  dein  ager  publicus,  als 
welcher  alles  nicht  private  Lind  gilt,  keine 
Privat i echte  am  Boden,  sondern  nur  von 
der  Verwaltung  geduldete  oder  verwaltungs- 
rechtlich geregelte  faktisch.'  Besitzstände. 
1)  Die  verwaltungsrechtlich  geregelten 
Besitzstände  sind  teils  I^ndverleiliungen 
gegen  Dienste  —  insbesondere  Wegcbau- 
dienste  (viasii  vicani)  — ,  teils  Pachten  und 
Erb] «ü  bten  (ager  vectigalis).  Erbpacht  und 
buidleihe  fehlt  dem  römischen  Recht  keines- 
wegs, sondern  nur  dem  römischen  Privat- 
rV-eht.  Ihre  Konstituierung  war  Souvenlnitäts- 
ivcht  des  Staates  und  eist  als  die  ursprüng- 
lich souveränen  Bundesgemeindoii  zu  Mu- 
uizipicu«  wurden,  schuf  der  Prätor  für  den 
munizipalen  ager  vectigalis  eine  jM-titonsche 
Formel.  Der  Zweck  kann  nur  der  Aussclüuss 
der  Entstehung  privater  Feudal  Verhält- 
nisse gewesen  sein.  2)  Die  geduldeten 
Besitzstände  auf  dem  öffentlichen  I-ande 
sind  die  viellterufenen  Okku]»atiouen.  Das 
Okkupationsreeht  am  ager  juiblicus.  d.  h. 
ilas  Hecht  jeden  Bürgers,  öffentliches  Land, 
ursprünglich  gegen  eine  Abgabe  an  den 
Statit.  später  faktisch  ohne  .solche,  in  Besitz 
zu  nehmen,  und  bis  auf  etwaige  weitere 
Vertilgung  der  Staatsverwaltung  zu  behalten, 
— .ursprünglich  wold  nachdem  die  Erlaubnis 
zur  Okkupation  öffentlich  hekanut  gegeben 
war  —  ein  Hecht,  welches  die  gewaltigen 
( i rundkomplexe  schuf,  gegen  welche  schon  die 
liciniseh-soxtische  Gesetzgebung  einschritt, 
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ist  eine  I~ol>ertragnnp  dos  »Bifano< -Rechts 
vom  Rottlan.l  auf  das  Land,  welches  dem 
Staat  durch  Ki-obe-rung  zufiel.  Da  an  dieser 
Okkupation  natürlich  die  SklavenWsitzer 
allein  mit  Erfolg  teilnehmen  konnton,  war 
«ladurvh  oiu  unerhörter  aprarischer  Kapita- 
lismus geschaffen,  gegen  wek-hen  die  Bauern 
mit  dem  Yerlangeu  reagierten,  «lass  das  or- 
oW-rte  \aiu\  systematisch  an  alle  Bürger 
verteilt  und  als  aper  privatus  appropriiert 
■wenl.-. 

In   der  That    ist   den    meisten  erfolg- 
reichen Kriegen  die  Landzuweisung  an  das 
siegreiche    He*?r   pefolpt.    die  zalilreichon 
späteren  Kolonien  der  Republik  wirkten  in 
verprüssertem  Massstah  ähnlieh  hevölkorungs- 
eutlastond  wie  die  Kleruehien  Athens  uud 
eilten  auch  so  wirken,  und  es  stellte  des- 
halb «ler  Kriep  eine  Versorgung  <l«*s  Nach- 
wuchses «ler  Bauernschaft  dar.    Dem  ent- 
sprach die  Verwendung  der  Testierfreiheit 
in  Gestalt    der  Exheredation  der  übrigen 
Kinder  zu  punsten  eines  Einzelorhon.  Sie 
war  von  eminent  praktischer  Bcdetitunp  im 
Interesse  «ler  Erhaltung  des  Gründl  *>sitzes 
in  «ler  Familie,  solange  im  Woge  der  Er- 
ol-eruiip  1-md  zur  Versorpunp  «ler  'Ent- 
erbten- eives   proletarii'     -  'Nach- 
kommen .  eines  *assiduus-  nämlich,  —  zur 
Verfügung   pesteilt    wunle.     Die  Testier- 
freiheit ebenso  wi«>  die   übrigen  Institute 
des  iranischen  B<xlenrechts  stehen  so  im 
Zusammenhang  mit  «ler  eminent  agrariseh- 
exj«uisiven  Ten« lenz,  in  welche  der  Staat 
na«-h  «ler  plebejischen  rmwälzung  gedrängt 
wuple. 

Der  Bund  der  städtischen  Kapital-  d.  h. 
Sklavenltesitzcr  mit  den  Bauern,  wie  er  in 
dem  Abschluss  des  Ständekampfes  h» 'for- 
tritt, l»ondit  auf  «lern  beiderseitigen  Inter- 
esse an  der  Beschaffunp  von  Lind  durch 
Eroberung:  für  die  ersteren  im  Interesse 
«ler  Beschaffunp  von  Ausbeutungsohjokten, 
für'lie  letzteren  im  Interesse  der  Beschaffung 
von  Land  für  ihren  Nachwuchs.    Al*?r  diese 
nach  aussen  pemeinsamen  Interessen,  welche 
Träper    der    römischen  Eroboruugsjiolitik 
waren,  enthielten  im  Innern  einen  diame- 
tralen   Interessengegensatz    in    sich:  die 
Bauern   haben  ein   Interess«?  an  «ler  Ver- 
mehrung der  selbsländipen  Nahrunpen.  also 
an  kokuiisk-render  Land  teil unp.  also  Ver- 
mehrung dos  aper  privatus.  «lie  Itesitzen- 
den  Schichten  an  Erweiterung  «les  zur  Ok- 
kupation     oder    «"ffentlichen  Verpachtung 
offenstehenden    «iper  publicus.     In  der 
Frfihzeit  der  Kroberungsperiode  finden  wir 
es  panz  regelmässig,  dass  die  l>esitzenden 
Schichten  das  Verlangen  der  Massen  nach 
Aufteilung  des  aper  publicus  mit  dem  Vor- 
schlag, Land    zum  Zweck  der  Auftciluup 
neu  zu  »'rollern  oder  eine  Kolonie  zu  dedu- 
zieren  Ixsuitworteu.    Auf  die  Dauer  zogen 


bei  dieser  Konkurrenz  der  Interessen  «lie- 
jemgeu  der  Bauern  zunehmend  den  Kürzeren. 
—  Es  verbarg  sich  in  jenem  Konflikt  der 
Kampf  zwischen  freier  und  unfreier  Arbeit. 
In  Hellas  blieb  die  ökonomisch«1  Tragweite 
der  Sklaverei  für  das  platte  Lind  offenkir 
ziemlich  begrenzt,  schon  weil  die  zahlreichen 

!  kloinen  Yorkohrsccntren  kein  ausgiebiges 
agrarisch«**  Hinterland  hatten,  danu  auch, 
weil  frfdizeitip  genug,  ehe  ilie  Eutwickclungs- 
teudenzen  «ler  Sklaveuktütur.  die  wir  im 

,  4.  Jahrh..  wo  Skluv«>nkäufo  von  1<hm»  Sklaven 
auf  einmal  vorkamen,  wahrnehmen,  sieh  auf- 
zupipfeln  vermochten,  die  Verlegung  «les 
Schwerpunktes  des  Verkelu*s  nach  dein 
Osten  (Alexamlrien)  erfolgte  und  so  die 
Entwickelung  grosser  Sklavenvonnögeu  in 
Althelüis  koupiert  und  auf  den  Bxleu  «les 
Ostens  verschoben  wunle.  Wir  hören,  ab- 
gesehen von  «lein  spartanischen  Feudalstaat, 
von  Sklavenerhobungeu  wenig  un«l  die  lokale 
stadt wü-tseluft liehe  rnterlngo  als  Stütze  der 
Kleinl«»uern  blieb  im  allgemeinen  erhalten. 
In  R«nn  dagegen  entfesselte  die  zuntdimende 
Kntstehung  von  (ieldvermögon  un«l  die 
schrankenlose  Kxpansionsmöglichkeit  in  «las 
Binnenland  hinein  in  Verbindung  mit  der 
weit  gewaltigeren  Versorgung  des  Sklaven- 
marktes die  Tendenz  zur  Mousoh<>tiaiihäufimg 
in  unerhörtem  Masse,  uml  je  weiter  «lie  Er- 
oberung ausgriff.  desto  weniger  konnte,  das 
eroberte  I,and  einer  Besudelung  durch  freie 
Bauern  zu  gute  kommen.  Ein  Symptom 
«lafür  ist,  «lass  mit  «lein  Schwinden  »ler  Ver- 
sorgung des  Nachwuchses  durch  Eroberung 
auch  die  Testi«>rfrcilieit  zu  verblassen  be- 
ginnt.    Zunehmend   neigte  sich  die  Wag- 

i  schale  zu  giinsteu  der  Sklaven-»  rrossbetriehe. 

I  Die  Okkupationen  auf  «lein,  einen  zuuehmen- 
«len  Bruchteil  Italiens  umfassenden,  ager 
publicus  siixl  solche.  Die  staatliche  Do- 
mänen- und  Domänengeffllle  -  Vorrichtung, 
zumal  diejenige  in  den  Provinzen,  be- 
günstigte den  Orossbetrieb  gleichfalls,  teils 
absichtlich  wegen  «1«t  grösseren  Bequem- 
lichkeit der  (i«.'sc.hflftsl*?ziehung  zu  grösseren 
kapitalkräftigen  Pächtern,  teüs  faktisch  durch 
den  ungeheuren  Druck,  den  sie  gegen  «Ii" 
auf  «lein  erolierten  Luide,  prekär  gegen 
Abgidn-pf licht  sitzenden  Bauern,  namentlich 

I  «lurch  das  SteuorpHchtsystem.  ausübt,  während 
naturgeinäss  ^mische  Orosspik-hter  die-Mii 
Druck  gegenülM-r  in  gunstigerer  Lipo  waren. 
Vor  allem  aber  war  der  Sklaveubetriob  unter 
den  Verkelirsverhältniss«'ii  «les  Altf'rtutns -Ii«' 
einzig  moghehe  Form  der  Produktion  fin- 
den Femabsatz  und  deshalb  in  alh'ii  land- 
wirtschaftlichen Exportländern  unvenneid- 
lich,  und  auch  der  einzig  mögliclu.'  Träg.  r 
techni>cher  Portschritte.  Die  Agrars«  hritt- 
steller  nehmen  den  Sklavenlwtrieb  als  s«dbst- 

!  verständlich  au.  daneben  kommen  nur  die 
coloni  und  für  die  Ernte  freie  Arlnüter  in 
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Betracht.  Die  sinkende  ökonomische  und 
sozial«-  Bedeutung  de.-  Ackerbürger-  und 
Baui'rnstandes  gegenüber  dir  reberma»:-ht 
der  grossen  Wrm«"g«*n  nehmen  «lemselben 
je  länger  je  mehr  sein»»  expansiv»-  Tendenz. 
Di>-  unversorgte  Nachkommenschaft  simmelt 
sich  in  der  Hauptstadt  an  und  ist  kolonisa- 
toris»*h  nielit  mehr  zu  verwenden,  seitdem 
sie  nielit  mehr  duivh  das  Interesse,  durch 
Ansüssignnuhung  zum  politischen  Voll  bürget- 
zu  werden,  getragen  wurde.  Sie  muss  in 
zunehmendem  Umfang  von  der  staatliehen 
Gctreidevei  waltung  duivh  Getreidespendon 
versorgt  werden  und  es  winl  damit  zugleich 
der  natürliche  Markt  für  das  italienische 
Getreide  beseitigt  und  für  die  freie  Ijmd- 
bevölkeruug  weiterer  Anreiz  zur  Zusammen- 
Itallung  in  der  Hauptstadt  geschaffen.  Dazu 
kam  der  fuivhtbaiv  Ruin  des  Bauernstandes 
durch  den  hannibalisehen  Krieg  und  die 
Natur  der  Kriegszüge  in  weit  entfernten 
ulterseeisehen  Gebieten  und  für  Interessen, 
wclehe  nicht  die  des  Hauernstandes  sind. 
Das  Heer  konnte  auf  die  .sieh  selbst  e<pii- 
pierenden  Gründl  K'sitzer  je  Jünger  je  weniger 
gestützt  wenlen,  schon  weil  mit  zunehmen- 
der Intensität  des  Anbaus  wie  überall  s<> 
auch  hier  der  selbstwirtsehaftende  Bauer 
zunehmend  ökonomisch  unabkömmlich  winl, 
zumal  für  Kriege  dieser  Art.  Der  letzte 
Kampf  der  freien  Arbeit  und  Siedelung 
gegen  die  unfreie  ist  die  gracehiscJie  Be- 
wegung, welche  das  eomrneroial  gegen  das 
Jandcd  interest  auszuspielen  suchte  und  auf 
die  alte  Forderung  der  Aufteilung  des  ager 
publicus  und  der  Einschränkung  der  Okku- 
•■ationen  zurückgriff.  Ihiv  Niederwerfung 
{»-siegelte  den  Sieg  der  unfreien  Arbeit  und 
die  Beseitigung  der  alten  (.imndlagen  des 
Staats.  Die  <  Okkupationen  wurden  auch 
formell  zu  ager  privatus  erklärt,  also  defi- 
nitiv appropriiert  und  der  ager  publicus 
damit  t»eseitigt.  Dahl  winl  auch  in  das  sich 
selbst  cquipioivnde  Bürgerheor  das  vom 
Staate  ctpupierte  Proletariat  aufgenommen, 
das  Heer  damit  Versorgungsanstalt  fler  Be- 
sitzloMii.  die  "Wehrpflicht  der  Besitzenden 
hört  auf  effektiv  zu  sein  und  hiermit  ist  die 
politische  Grundlage  des  Cäsarismus  ge- 
schaffen. —  Die  grossen  Sklavenaufstände 
zeig«jn  die  gewaltig»*  zahlenmüssige  Be- 
deutung  der  unfreien  I^andarbeiter.  Die 
schwelen  Hesitzerschütterungen.  welche  »lie 
Konfiskationen  und  Ackeranweisungen  zumal 
»ler  Triumvirn  mit  sich  brachten,  sind  die 
sjtfte  Rache  der  von  den  Gracchen  ge- 
führten Besitzlosen,  lialK*n  alter  nur  negativ, 
nicht  j>ositiv  gewirkt.  Die  1'eberlegenheit 
der  unfreien  Arbeit  ist  nicht  mehr  zu  er- 
schüttern und  die  Veteranen  haften  deshalb 
trotz  Vcrkaufsverltots  nicht  an  der  Scholle. 
Man  muss  sich  zwar  auch  für  Rom  hüten, 
•las  quantitative  Schrumpfen  des  Bauern- 


standc>  sich  allzu  umfassend  vorzustellen- 
Al>er  qualitativ  —  dem  sozialen  und 
ökonomischen  Gewicht  nach  —  bedeutet  er 
nichts  mehr  sregenühcr  <1»'U  Sklaveubctnelicn, 
welche  allein  Träger  der  Geldwirtschaft  sind. 

Bevor  zur  Schilderung  »ler  Kntwiekolung 
in  »ler  Kaiserzeit  ül>crgegangen  wird,  muss 
ein  kurzer  Blick  auf  die  unter  »len  gesehil- 
»lerten  Einflüssen  erfolgte  Gestaltung  1)  der 
juristisch-fel<lmesseris»  hcn  und  2)  det  In*- 
triehstechniseheu  Seite  des  römischen  Agrar- 
wesens  geworfen  wenlen. 

1)  Die  feldmesserische  Normalgestalt  des 
voll  appn)prii»'rten  maneipations-  und  census- 
fähigen  I'rivatlandes  ist  »ler  im  Wege  einer 
gleich  zu  en">rtemilen  Technik  aufgeteilte  und 
staatlich  zugewiesene  ager  »livisus  et  assig- 
natus  per  limites  in  eenturiis* .  Er  findet 
sich  sjuilter  in  »len  K*tloni«'n  vollen  Bürger- 
rechts. Dass  auch  der  ager  Romanus  Ähnlich 
aufgeteilt  gewesen  sei,  ist  uicht  überliefert, 
immerhin  knüpft  die  centuria  —  1ihix2 
jugera  »loch  wohl  an  die  here»lia,  wie  immer 
si«*  gestaltet  gewesen  s«in  mögen,  an.  Die 
Fluraufmessung,  wie  sie  bei  jeder  assignatio 
vorgenomnien  wunle,  schloss  sich  an  «tins- 
kisi  h«'  und  zum  Teil  vielleicht  griechisclie 
Vorbil«h*r  an.  Sie  zerlegt  die  Flur  zunächst 
unter  Verweuilung  einfach»'!'  «lioptrisr-hor 
Werkzeuge  duivh  ein  Koordinatensystem 
von  limib's  in  rechteckige  Stü«ke.  nor- 
malerweise (Quadrate  von  je  'Jim  jugera 
(centuria*q.  Wie  l>oi  »len  griechischen 
Städten  ist  hei  den  römischen  Fluren  »lies 
Koonlinateusystem  nach  »len  4  Himmels- 
richtungen orientiert,  «Ii«»  NS  verlaufcmlen 
limit«^s  heissen  cardines.  die  WO  verlaufenden 
d««imani.  Die  einzelnen  Quadrate  werden 
nach  ihrer  I.«»gv  zu  den  vom  Mittelpunkte 
d»-s  Koonlinatensystenis  aus  nuin«*rierten 
limites  bezeichnet  un»l  an  ihren  Eek«m  dun-h 
öffentlich  gesetzte  termiui  versteint.  Jeder 
"».  limes  bh'ibt  als  öffentlicher  Weg  von  vor- 
geschrieliemT  Bivite  offen ,  die  übrigen 
limites  (  lineani- )  sind,  wenigstens  in 
späterer  Z»'it,  nicht  notwendig  öffentliche 
Woge  imd  können  verschwinden.  Di»'  limites 
haben  nicht  den  Zwe«-k.  die  Gnunlstücks- 
givnzen  darzustellen,  »lie  zugewiesenen  lx.se 
können  vielmehr  duivh  di»'  verschie«lenen 
centuria«'  hindureligehou  und  thuu  dies  auch. 
1'ehor  «len  Vorgang  winl  eine  Flurkarte 
(forma)  aufgenommen,  auf  welcher  »lie  Flur- 
grenzen uiul  «lie  centuriae  «'rseheinen.  In 
die  einzelnen  centuriae  wenlen  di<»  Namen 
der  Losempfängor  und  die  Anzahl  jugera, 
welche  sie  in  der  l>etreffen»len  centuria  zu- 
gewiesen erhalten  halten,  eingeschneiten 
( ^assignatio- ).  Dagegen  enthält  die  Flur- 
karte nicht  »lie  Abgrenzung  der  ein- 
zelnen Lose,  auch  wenlen  in  »ler  republi- 
kanischen Zeit  dies»'  Grenzen  uicht  öffentlich 
versteint.    Unter  öffentlicher  Garantie  stand 
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a]s.<  nur  -las  Ackern  u  s  in  as s  innerhalb  d«'r  I 
einzelnen  Centime   (modus  agri).  Demg«*- 
mäss  ist  auch   »Ii«'  mancipatio  eine  IVber- 
trairuugsforni.  welche  U-i  Unind  und  Ho« Ion 
Eigentum  ohne   liesitztraditiou  iH>ergohen 
lä>>t.     iK'iii    entspricht   uun  »in   von  den 
Feldmessern   iU  »erliefert  es  lirwessvorfahren 
K'ontrovorsia    «lo    niodok    »lurch  welches 
j'-maii'l  die  Restitution  in  den  ihn»  n-sp. 
-infii    (jedenfalls    durch  Mancipationsur- 
kundeni  nachweislichen  Reohtsvorfahrcn  laut 
Flurkarto  zuständigen  modus  verlangt,  und 
w*-l.-hes  zu  einer  Nouivgulk>rnng  des  B«'- 
>irzstandes  auf  Grund  der  aus  «lern  zuge- 
v.-hriebeneu    modus   agri   sich  ergelrenden 
^uotenansprmhe  führt;  Gegenstand  des  An- 
spruches ist  also  nicht  eine  liestimmt  ho- 
ereuzte   Parzelle,  sondern   ein  Ackoraus- 
mass.  wie  heim  Reebningsverfahivn  in  den  ! 
d'  iitM-hon  Flüren.   Als  komplementäres  Ver- 
fahren bezeichnen  die  Feldmesser  die  eon- . 
trr.'V.  de   |n«-o.  durch  welche  der  Besitz-  i 
»tand    hergestellt    wird,  und  zwar  winl  l 
di«-se  mit  den  Desitziutordikten  identifiziert.  I 
lk  r  spätere  Verfall  der  ersterwähnten  Klag«« : 
wird    durch    das    reherhandnohmon    der  i 
Fla*  henusukapion  erklärt,  an  welch««!'  die 
M'Mlusregidiorung  habe  Halt  machen  müsseu.  i 
I>a  nun  die  Ausgestaltung  der  Bodenusu- '. 
kapion  als  F 1 ä  e  h  e  n  erwerbsart  wohl  zweifel- 
los ziemlich  jungen  Datums  ist,  so  ist  für 
die  alten1  Zeit  als  höchstwahrscheinlich  an-  1 
zusehen.  «la<s  sich,  abgesehen  von  fler  Tn- 1 
ansy.ruchnahme  der  u  r  s  p  r  fl  n  g  1  i  c  h  viel-  , 
l'ieht   unteilbaren     funde   (das   Wort  he- 
d-iiM    Genosse  .  also  wohl  Genossen  recht ' 
in  der  Flur)  im  ganzen  —  der  vindicatio! 
fundi   — .   ursprünglich    nur    die  leiden 
hV-htsmittel :  1)  auf  Flurregulierung  nach1 
M;is-*galte    des    rechtlich  garantierten' 
Vuotenanspruchs  (modus  agri)  und  2)  dop 
Interdiktensehntz    des    faktischen   B  e  -  I 
>it /.stand es  (locus)  im  linfang  der  letzt-  j 
jährigen   F'eldhestellung  g«-gen  gewaltsame ! 
und  diehische  Entziehung  gegenüberstanden. 
Ihis  quiritarische  Eigentum  Itczog  sich  —  : 
die  Richtigkeit  dieser  Hyixtthese  vorausge- 
setzt —  ursprünglich  j  u r l  st  i s eh  nicht  auf 
U'irrenzte  Flächen,  sondern  auf  bestimmte 
Aikerausmasse  in  der  Flur.    Beide  be- 
2"gen  sich  auf  rechtlich  verschieden  ge- 
artete Objekte.« lahor  <lie  scharfe Scheidung 
zwischen  Eigentums-  und  Besitzklagen  im 
römischen  Recht,  «lie  sjiater.  als  «las  Fiigen- 
rnm    ..hon  italisches*    F'lächeueigentum  ge- 
worden war.  unverständlich  erscheint.  Das 
Licht,  welches  damit  auf  die  ursprünglichen 
Zustände  der  römischen  Flurverfassung  fällt, 
ist  zu  spärlich,  tim  weitere  Schlüsse  zuzu- 

fo^.„          Die  Usukapion  durchlöcherte  das 

a/fe  Fiiu-svstem  beständig.  .Mit  der  Massen- 
aufnahme von  nicht  römischen  Gemeinden 
in  den  Bürgerverband  ohne  Neuauf  messung, 


ua«  h  «lein  Bürgerkriege,  wurde  es  vollends 
zur  Antitjuität. 

Die  ökonomische  Fagenart  der  in  der 
geschilderten"  Weise  aufgemessenen  Fluren 
liegt  einerseits  in  dem  öffentlich  garantierten 
Wegenetz,  andrerseits  in  «l«>r  grundsützliih 
geschlossenen  Zuweisung  «les  Areals  an  die 
Ansiedler  (continuae  possessiones).  Dadurch 
ist  die  individuelle  Freiheit  der  Bewirt- 
schaftung gesichert.  Im  übrigen  sclu-iden 
die  Quellen  zwischen  kolonialer  und  vi- 
r itaner  Assignatiou,  je  nachilem  es  si«ii 
um  Gcnicindegründung  oder  um  blosse  I„an«l- 
aufteilungen  an  Veteranen  oder  andere  Por- 
eipienten  handelte.  Bei  der  letzteren  hat 
man  wohl  «lie  I»se  einfach  «lurch  Zer- 
schlagung d«>r  Centimen  in  gleiche  Stücke 
gebildet  und  den  sich  mehlenden  Reflek- 
tanten zugeteilt,  b«-'i<l(>r  kolonialen  Assignation 
«lagegen  war  eine  Gleichstellung  «1er  Ko- 
lonen  unentbehrlich  und  konnte  nur  «lurch 
«ine.  wenn  auch  einfache.  Bodenbonitierung 
und  also  ungleiche  Grösse  der  Flächen 
<l«  r  Anteil«*,  welche  «labei  stets  «lurch  das 
l»s  vergeben  wunlen,  erzielt  wenlen.  Dies 
war  auch  «ler  Fall,  wenn  eine  Tin  legung 
bisheriger  B«'sitzer.  durch  liuwandlung  einer 
Stmlt  in  eine  Kolonie  unter  Mitbeteiligung 
rnler  auch  Alleinbeteiligung  «ler  alten  Be- 
sitzt^1, stattfaml.  Alsdann  wurde  modus 
pro  modo  s»'cnn«luin  bonitatene  zugeteilt. 
Die  liuwandlung  in  eine  Kolonie  war  also 
eine  Verkoppelung.  — 

Neltcn  «len  Fonnen.  unt«'r  denen  römischer 
ag»-r  privat us  nonnalerweise  aufgemessen 
wird,  stehen  «lie  agriu).«nsoris<h«>ii  Formen 
für  die  Aufmessung  von  Bo«lcn  ni«>«leiv»n 
Rechts:  a)  Der  ager  publieus  p.  R..  soweit 
er  nicht  zur  Okkujintion  offengestellt,  somleni 
pianmässig  vor] «achtet  wurd<\  als««  (i«_«g«.Mi- 
stand  «h^r  cens«»risehen  Verwaltungsthiltigk«it 
war.  s««llt»'  normalerweis«'  kartiert  sein  un«l 
war  «lies  auch  in  vielen  Fällen.  F'.bens«« 
mussten  di«^  Assignationen  zu  Flrbpachtie«  ht 
oiler  gegen  FV»hndienste  (Weg«1-  und  S«  hiffs- 
frohnileri)  und  die  aufgeteilten  steuerpflich- 
tigen I'i-ovinzialländer«'ien  nonnalei*w«ise  in 
Flurkarten  niedergelegt  wer<b»n.  Für  diese 
Fälle  offenkir  verwandte  man  «lie  Aufmessung 
\»>r  scamna  et  strigas- .  welche  äusser- 
lich  sich  durch  die  oblonge  Form  der  ge- 
bildeten Parzellen  von  der  Limitation  unter- 
scheidet (bei  welcher  «lieso  Form  jedoch 
ebenfalls  vorkommt),  dem  Wesen  nach  aber 
dadurch,  dass  sie  eine  Aufm«>ssung  per 
proximos  prtssessorum  rigoros  ist.  «I.  h.  «lass 
die  Besitzesgrenzen  auf  der  Flurkarte 
ziu- Darstellung  gelangen.  -  wie  dies  auch 
Viei  steuei-pfli«htigem  B«««len.  bei  dem  der 
Staat  an  «ler  l«lentifizierl«arkeit  «l«u-  einzelnen 
Btu-zelle  ein  Interesse  hatte,  notwendig  war. 
Doch  ist  die  Verwendung  d«T  bei«len  Formen 
der  Aufmessung  keineswegs  streng  durch- 
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geführt  worden  und  ist  die  Auwendung  der 
einen  wie  der  anderen  vielfach  auch  durch 
rein  technisclie  Momente  mitlicstimmt 
worden. 

b)  Die  letzte  Forin  der  Aufmessung  und 
Kartiening  endlich,  der  »ager  per  extremi- 
tatem  mensura  eomprehensus* ,  d.  h.  die 
Feststellung  und  Aufzeichnung  nur  der 
äusseren  Flurgreuzen,  wird  verwendet, 
wo  hei  der  Vermessung  nicht  privaten 
Lindes  ein  öffentliches  Interesse  an  der 
Evidenthaltung  der  einzelnen  Grundstücke 
nicht  besteht,  sondern  uur  der  Umfang  der 
Gosamtflur  interessiert,  so  hei  Tempelgütern, 
bei  Aufmessung  von  Land,  welches  »stiiieu- 
diären<  Gemeinden  oder  Grnndherren  gegen 
Kontribution  (sti|>cudium  —  im  Gegensatz 
zu  Steuer,  tributum)  belassen  oder  zuge- 
wiesen wurde.  — 

Höchst  bunt  ist  uun  die  rechtliche  Natur 
der  Besitzstünde  auf  allein  diesem  nicht  im 


vollen 


rivatcierentnm  stehenden 


Areali 


Auf  dem  ager  publicus  pop.  Rom.  gab  es, 
wie  schon  gesagt,  vom  Standpunkte  des 
Privatrechts  nur  >possessiones« .  Vorwaltungs- 
reeht  lieher  Regelung  muss  die  Ali.  des  Erb- 
ganges der  Domänenpachter  anheimgegeben 
gewesen  sein,  falls  während  der  mit  der 
Oensusperiodo  identischen  Pacht] teriodo  ein 
Todesfall  eintrat,  und  ebenso  konnte  natürlich 
eine  Veräusserung,  d.  h.  Ueltertragung  der 
Pacht  an  eiuer  Rcmplacanten  (viearius)  mit 
Zustimmung  der  Verwaltungsbehörde  statt- 
finden. Kaktisch  wann  die  Pachtungen 
dauernde,  meist  in  derselben  Familie  bleibende 
Besitzstände,  di<*  Pächter  also  ein  prekärer 
abgabepflichtiger  Besitzerstand,  der  sich  bei 
Konfiskation  des  eroberten  Lindes  zunächst 
aus  den  bisherigen  Eigentümern  des  Landes 
rekrutierte,  bis  die  Willkür  der  ('ensoren 
(Hier  eine  Disj»osition  über  den  Acker  zu 
Kolonisationszwecken  andere  an  die  Stelle 
setzte.  ( V  e  r  s  c  h  i  e  d  e  n  von  derDomänenloka- 
tion,  welche  faktisch  normalerweise  nur 
eine  Revision  der  de  jure  ablaufenden  Do- 
mänenpacht kontraktc  war,  ist  die  Abgaben- 
verpachtum*.  mittelst  der  neben  anderen 
Abgalten  auch  die  Abgalten  der  Domänen- 
rtächter  an  Publikanen  zur  Erhebung  im 
Lizitationswege  vergaben  wurden).  —  Aus 
den  rechtlich  au  die  Censusporiodo  gebun- 
denen und  prekären  Besitzständen  ent- 
wickelten sich  alsdann  erhpachtartige  Ver- 
hältnisse. Für  Afrika  wurde  durch  die  lex 
agraria  von  643  a.  u.  c.  die  Höhe  des  veetigal 
festgesetzt,  und  allmählich  ging  man  dazu 
über,  die  Domänen  auch  im  grossen  auf  100 
und  mehr  Jahre  gegen  veetigal  und  Erblte- 
stamlsgrld  zu  verpachten  an  eonduetores, 
welche  dann  ihrerseits  Afterpächter  ein- 
setzten oderseil  ist  im  grossen  wirtschafteten. — 
Schon  früh  —  wir  wissen  nicht  wann  — 
entwickelten  sich  auch  unbefristete  Be- 


sitzstände auf  dem  öffentlichen  I^ande.  Sie 
Iteruhen  entweder  auf  Senatuskonsult  —  so 
das  Leiherecht  der  erwähnten  viasii  vicaui 
™  und.  sind  dann  nur  verwaltuugsrechtlich 
geregelt  und  garantiert,  oder  auf  lex  —  wie 
der  *nger  privatns  vectigalisoue*  .  das 
Erbpachtland,  in  Afrika.  In  allen  Fälleu 
siud  sie  dem  Zivilrecht  uud  seinen  Formeln 
entzogen,  der  Prätor  und  seine  Gerichte 
haben  nichts  mit  ihnen  zu  thun,  ausser  in 
Gestalt  der  Besitzinterdikte  uud  des  Inter- 
diktes f|Uorum  tMMioruin,  die  Verwaltungs- 
behörde regelt  Eibgang  und  Veräusserung. 
Nur  die  kleine  Minderheit  des  römischen 
Bodens  also  wird  von  «lein  tendenziösen 
Bodeureeht  der  Quinten  ergriffen,  die  grosse 
Masse  der  Bodenbesitzer  sitzt  zu  brichst  ver- 
schiedenartigen, von  der  Verwaltungsltehörde 
geregelten,  meist  prekären  Rechten.  -  -  Da- 
zu treten  endlich  die  Besitzstände  auf  dem 
nicht  römischen  Acker  (a.  iieregrmus).  Inner- 
halb der  latinischen  Bundesgemoinscliaft  ist 
die  Rechtslage  des  Bodens  und  das  commer- 
cium daran  vertragsmässig  geregelt,  beide 
Teile  haben  in  bestimmter  historisch  wech- 
selnder Art  Anteil  an  dem  nationalen  Boden- 
recht  des  Gegenteils.  In  den  überseeischen 
Besitzungen  Roms  ist  die  volle  rechtliche 
Autonomie  und  also  auch  der  Besitz  des 
Bodens  nach  eigenem  Rechte  eiuein  Teile 
der  Bundesstädte  durch  foedus  garantiert 
(civ.  foederatae),  also  unwiderruflich.  Einem 
anderen  Teil  des  Bodens  ist  durch  Gesetz, 
also  einseitig  und  deshalb  auch  diuvh  Gesetz 
—  aber  uicht  dureh  Verwaltungswillkür  — 
widerruflich,  die  Qualität  als  ager  peregi  inus 
belassen.  Dahin  gehören  z.  B.  die  stijteudi- 
arii  üi  Afrika,  kontributionsitflichtige  Gross- 
grundbesitzer, die  ilu-  Ijand  belialteu,  aber 
uicht  nach  römischem  Privat-  oder  Domänen- 
pachtrecht  liesitzen,  sondern  offenbar  nach 
peregiinem  Recht,  unter  der  Möglichkeit 
arbiträrer  Einmischung  des  Statthalters  in 
die  Besitz  Verhältnisse,  wie  sie  für  jeden 
unterworfenen  Besitz  Itcstand.  Endlich  ist 
einem  Teil  der  Gemeinden  —  und  diese 
heissen  spezifisch  .»civit.  stipendiariae'  — 
der  Besitz  prekär  dureh  Senatsverfügung 
bis  auf  weiteres  belassen  mit  der  Fonnel 
liabere  uti  frui  liceat  ?vt*a  l%tiv  i&ivai 

im  SC  de  Thishaois),  als»)  ein  i>eregriner 
Besitzstand  auf  Widerruf  zugelassen,  regel- 
mässig unter  Auflegung  einer  Abgabe  (Sti- 
pendium —  chronische  Kriegskostenkontri- 
bution), ohne  dass  das  I^and  ager  publicus 
würde. 

Die  einzelnen  Besitzstandsmöglichkeiten 
sind  also  ülteraus  zahlreiche,  festzustellen 
ist  nur,  dass  die  Mehrzahl  aller  Boden- 
bebauer  im  römischen  orbis  terranini  zu 
prekärem  Recht  auf  ilirem  Boden  sass. 

2)  Die  Betriebsweise  der  römischen  Lind- 
wirt schaft  ist  auf  der  Stufe  eines  älndich 


Digitized  by  Google 


Agrargeschiehto  (Altertum) 


81 


arbeitsintensiven,    auf   einer  ziemlich  frei 
gestalteten  relativ  intensiven  Feld  gras  Wirt- 
schaft, d.  h.  einem  durch  gedüngten  Futter- 
lau unterbrochenen  Cerealienhau  mit  zahl- 
reichen Spczialkulturen  lieruhendeu  Betriel>es 
stehen  geblieben,  wie  die  griechische.  Die 
Düngung  ist  intensiv,  Stallfütterung  liesteht. 
die  Ackergeräte  aber  sind  höchst  primitiv. 
Der  Gebrauch  des  Streichbretts  gehört,  wo 
er  vorkommt ,  erst  der  Kaiserzeit  an :  ilie 
Sichel  wird  zur  Ernte,  das  Austreten  durch 
das  Vieh  als  Form  des  Dreschens  benutzt. 
lV*r.  zumal  im  Binnonlande.  wenig  rentable 
Getreidebau  ist  in  dieser  seiner  Technik  frflh 
stabilisiert.     Kur  hochwertige  Güter.  Oel 
und  Wein.  Mastvieh  und  zumal  Tafelluxus- 
produkte, können  im  Hinnenlande  für  den 
Absatz  produziert  werden.    Darauf  bendit 
auf  den  römischen  grossen  Gütern  die  Art 
der  Betriebsorganisatiou.    Grosse  Weide- 
wirtscliaften    mit   Wanderhen len    sind  in 
Apulion  und  in  den  'Calles«,  der  Bergland- 
sehaften  herrschend,  sonst  nicht  «He  Hegel. 
l"el>erall  aber  tritt  das  Interesse  am  Ge- 
treidet«au    zurück.     In   eigener  Regie 
werden    die   kapital  intensiven  Kulturen : 1 
Ol-  und  Weinplantageu  und  Spozialkidturon 1 
mit  Sklavenarbeit  l>etriol*>n.  «las  Gntreido- 
land  zunehmen«!  an  c  o  1  o  n  i  (Piu-zellcnpachtor) , 
gegenAnteil  oderGeldrente u  n  «1  —  wohl  schon  j 
in  republikanischer,  jedenfalls  aber  in  früh-  j 
kaiserlicher  Zeit  (Columeüa)  —  Erntehülfe  1 
vertreiben.    Die  Sklaven  sin«l,  so  lang«'  den 
Sklavenmarkt  stets  Zufuhr  gewahrt,  kiiser- 
niept.  leiten  also  ehe-  un«l  eigcutumslos,  und 
straff    militärisch    diszipliniert.     Xiir  der 
villicus     hat     regelmassig  contubernium 
<  Sklavenehe)  un«l  peculium  (Mitw«MdereehU 
Die  Sklavenkaserne  I«odarf  «leshalb,  trotz 
der  Prämien  auf  die  Kindererzeugung,  stets 
«les  Zukaufes  un«l  für  «liesen  ist  die  Billig- 
keit eutschei«lend.    Der  Sklavenbetrieb  ist 
ein  ungeheuerer  Mensehenversehleiss.  Die 
freien  Arbeiter,  welche  nelx'u  «len  Sklaven, 
zumal   in  «ler  Erntezeit,   zunächst  unent- 
behrlich waren .  sehnunpften  inuuer  mehr 
zusammen,  weil  ihre  Haltung  noltcu  «len 
massenhaften  Sklaven  gefährlich  schien  und 
infolge    der   allgemeinen  psychologischen 
Konsequenzen   «ler   Unfreiheit  der  Arbeit. 
Ursprünglich  scheint  man  die  freien  Arbeiter 
als  Prekaristen,  d.  h.  zu  widerruflichem,  aber 
possessorisch    geschütztem    Besitz,  wahr- 
scheinlich gegen  Erntefronden,  angesetzt  zu 
haben.    Spater  trat  an  ilire  Stelle  der  («les- 
haib  von  den  Rechtsquellen  alternativ  da- 
neben   genannte)    Kolonat,    d.    h.  ein 
Konh-aktsverlialtnis    mit    äusserlich  vor- 
wiegendem   Pachtcharakter.    Die  Stellung 
der  eoloni  ißt  rechtlich  eine  ziemlich  ge- 
drückte.   Es  fenJt  mnen  ~  un  Gegensatz 
zu  den   Staatspachtern  auf  den  Domänen . 
und  zu  den  Prekarißten  —  der  possessorische  , 
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Schutz.  Es  wird  —  wo  sie  auch  für  das 
Gut  zu  fnmdeu  hatten  —  schon  in  republi- 
kanischer Zeit  jeweils  von  den  Verhältnissen 
des  Einzelfalles  abgehangen  halten,  ob  sie 
in  erster  Linie  Arbeiter  oder  in  erster 
Linie  Pächter  sin«l.  Sie  werden,  weuu 
sie  für  den  Gntshof  zu  arlteiten  lial>en,  wie 
alle  freien  Arbeiter  des  Altertums,  beköstigt, 
und  unterstehen  der  Aufsicht  dos  Inspektors. 
Sie  sitzen  auf  den  -Aussensehlageuv  «ler 
Güter  (agri  longinquioros).  —  Mit  Zunahme 
der  Gnosbetriebe  sass  also  auch  die  Masse 
der  freien  I.andl>ovölkerung  —  denn  «He 
eoloni  sind  «lie  Sueeessoren  der  Bauern  - 
zu  widtMTufüchem  Besitz  auf  ihrer  Scholle. 
Wahrend  die  Rekrutierung  «les  Heeres  ur- 
sprünglich auf  den  sich  selbst  ausrüstenden 
Ligen  liesitzern  ndit.  treten,  nach  Auf- 
nahme der  grundhositzloseu  *capito  eonsi'. 
in  «las  nunmehr  staatlich  eqiiipierte  Heer, 
die  «  «iloni  au  «h^reu  Stelle,  «lie  wohl  schon 
in  s|täti*epubliknuiseher  Zeit,  wie  in  «ler 
Kais«T/«  it .  ilie  Haiqitivknitienmgsquellc 
biMeten. 

Die  Betriebsfüluung  ist  in  republikanischer 
Zeit  mangelhaft,  namentlich  infolge  des 
typischen  Absentismus  «ler  an  «ler  Politik 
bct«'iligten  Grundherren.  Die  Bin-hführung 
erstnvkt  sich  in  einigermassen  sorgffdtiijor 
Art  nur  auf  «lie  hochwertigen  Absatzpr*>dukt«\ 
naineutlicli  n«.|  mt«l  Wein.  Präsente  «!*•]•!- 
ronto  ist  «las  einzige  Ziel  des  Besitzers. 
Daher  «Ii*»  Abneigung  gegen  all«*  weiter  aus- 
sehen«!en  Meliorationen,  für  welch«1  auch 
eine  g»«eiguet«'  Itodkrc«litforni  fehlt.  Aus 
<l«>m  gh-ieben  Grunrle  auch  «lie  häufig  V«-r- 
;"iuss»'nuig  «ler  Wein-  un«l  Gelernte  auf  «l«mi 
Stamme.  D«r  Detri«b  «ler  <>el-  und  Wein- 
kiilturen  ist  plautagcnnrtig  un«l  arbeits- 
extensiv,  im  allgemeinen  anscheinen«]  sehr 
wenig  soigfaltig.  Der  (b'tividebau  dient  in 
der  Hauptsache  der  natundwirtschaft]i«'hen 
B«'«laifs<l«>«kung  <l«'s  gutsheiTlichen  «hkos. 
Die  Kolon,  n  Hingen  die  kleinen  l/okalmärktc 
vt'iNoitrt  haben.  Ine  Getivi«lev<>rs«trguug 
Roms  ist  durch  den  staatlich  kontrollierten 
übersroisrlicii  Import  «lauernd  der  Privat- 
wirtsehaft  ontzogtm. 

5.  Die  Entwiekelung  iu  der  Kaiser- 
zeit. Di«'  Kaiscr/eit  brachte  mit  der  Be- 
friodung  «l«?s  Keiches.  «lern  Uebergang  zu 
rationelleren  Formen  «ler  Steuerv«'rwaltung 
und  nameiitlich  der  polilischon  Dcposse- 
«lierung  «les  jrnindhositzendeu  Adels  zumVhst 
einen  energischen  Aufschwung  «ler  'IVohiuk 
und  (»ek«»nomik  des  AckerKius:  «lor  A«lel 
nimmt  «Ii«-  Verwaltung  seiner  Güt.-r  selbst 
in  «lie  Hand,  auf  sorgfältige  Vorbildung  der 
Sklaven  wird  Gewicht  gelegt  und  «lie 
Kombination  der  Fronden  «ler  KoloiR'ii  mit 
der  Sklavenarbeit  des  Gutshof« *s  wold  überall 
konse«jUcnt  durchgeführt.  Zu  pfleglichem 
und  ökonomischem  Umgehen  mit  «len  Arl>eits- 
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kräften  nötigte  «l«»r  schon  unter  Tiberiusl 
nach  manchen  Symptomen  offenbar  sehr 
fühlbare  Arbeitermangel,  "welchen  das  Auf- 
liön.'ii  der  Entlterungskriege  und  die  dadurch  ', 
eintretende  Einschränkung  des  Sklaven- 1 
markt  es  herbeiführte.  Dies  wird  zunächst 1 
am  ungünstigsten  die  unterste  Schicht  der, 
Sklaven  betriebe  betroffen  und  zu  der  gewal- 
tigen Konzuntration  der  Sklavenvermögeu 
geführt  liaben,  welche  wir  in  den  ersten 
beiden  Jahrhunderten  der  Kaiserzeit  ziem- 1 
lieh  deutlich  bemerkeu  können.  An  den 
Leistungen  der  coloni  wunle  jetzt  die  Ar-! 
beit  die  Hauptsache,  wie  die  Bemerkungen  i 
der  Agrarsehriftsteller  zeigen.  Es  führte' 
dies  weiter  dazu,  dass  die  Gruudherren 
nunmehr  die  Rekrutierung  zunehmend  als 
eine  unerträgliche  I^ast  empfanden,  weil  sie 
ihnen  die  Koloneu  als  Arbeitskräfte  entzog. 
Die  Kekrutiening  wird  daher  zunächst  von 
den  Binuenprovinzen,  zumal  Italien,  dann 
von  den  römischen  Bürgern,  zunehmend 
abgewälzt,  das  Heer,  je  mehr  es  stehendes 
Heer  winl,  zugleich  mein-  und  mehr  auf  die 
Ergänzung  aus  sich  —  durch  Soldatenkinder 
—  angewiesen,  schliesslich  ein  aus  besol- 
deten Heisläufern  zusammengesetzter  Bar- 
Uircnlianfcu  ohne  nationalen  Zusammenhang 
mit  der  Bevölkerung,  die  es  schützte.  — 
Mit  «lern  Streben  nach  ökonomischer  Aus- 
nutzung der  Arbeitskräfte  und  mit  dem  Um- 
fang tler  Sklavenvermögeu  Itcginnt  die  tech- 
nische Arbeitsteilung  innerhalb  des  <  ukos 
sich  auszugestalten.  In  zunehmendem  Masse 
werden  die  Arbeiterkategorien  berufsmässig 
differeuziert  in  einzelne  offieia  und  artifieia, 
diesen  erblich  zugewieseu  und  eine  um- 
fassende arbeitsteilige  Versorgung  des  Kigon- 
bedarfos  unter  Vermeidung  aller  Inanspruch- 
nahme des  Marktes  erstrebt.  Das  Schrumpfen 
der  Kaufsklavenmasse  nötigt  zur  Aufgabe 
der  Sklnveiikascrneu :  man  beleiht  in  zu- 
nehmendem Masse  die  Sklaven  mit  Land 
und  giebt  sie  der  monogamischen  Familie 
zurück,  um  so  Nachwuchs  zu  züchten  und 
zugleich  die  erbliche  Berufsvorbildung  zu 
ermöglichen.  Damit  inusste  der  Ulantagcu- 
betrieb  mit  unfreien  Arlteitern  für  den  Alt- 
satz, welcher  unter  den  Verkelirsverhält- 
nissen  tles  Altertums  nur  bei  militärischer 
Disziplinierung  möglich  war,  zusammen- 
schrumpfen. Andrerseits  schloss  sich  der 
uikos  der  (iruudherren  durch  das  Streben 
nach  Deckung  des  (iesamtbedaifes  durch  Ar- 
beitsteilung innerhalb  seiner  selbst,  also  zu- 
nehmende Autarkie,  vom  Markt  ab  und  eilt-  , 
zog  so  den  Städten  die  verkehrswirthschaft- 
lichernterlage.  Die  Tendenz  zur  Naturalwirt- 
schaft der  (.iruudherren  mussto  besonders  stark 
in  den  mit  Beginn  der  Kaiserzeit  in  den  Kreis 
der  antiken  Kultur  einbezogenen  oeeiden- 
talcu  Biuneulaudsflächen  wirksam  werden. 
Hier  —  wo  die  GnmiUicrrliclikcit  m.  E. 


zweifellos  importiert  wonlen  ist  —  fiel 
schon  Tacitus  der  natnralwirtschaftliche 
Fronhof  mit  seinen  Sklavenkathen  bei  den 
germanischen  Gruudherren  der  Römergrenze 
auf.  im  Gegensatz  zu  den  discripta  mini- 
steria  der  mittelländischen  Plantage.  Der 
Endpunkt  der  antiken  gmndherrliehen  Ent- 
wickelung  unter  Karl  dem  Grossen,  wo,  ob- 
wold  derselben  im  gemessenen  Dienstpflicht 
unterworfen  wie  das  antike  nnstnimentum 
vocah?"-,  der  Sklave  doch  regelmässig  als 
Fronbauer  im  »mansirs  servüis«  angetroffen 
winl,  einerseits  —  und  <lie  Schildemng 
iler  Sklavenkasernen  bei  VaiTo  und  Colu- 
mella  andrerseits  bezeichnen  den  Weg, 
den  die  ökonomische  Entwickelung  der 
grossen  Güter  der  Kaiserzeit  genommen  hat. 
l'eber  die  direkte  Descendenz  aus  dem  Alter- 
tum lässt  schon  die  beibehaltene  antike 
Terminologie  der  Grundhensehaften  im 
Frankeun'ich  keinen  Zweifel. 

Die  Umgestaltung  steht  im  Zusammen- 
hang mit  der  allgemeinen  Entwickelung  der 
antiken  Wirtschaft.  L>er  Verkehr  war.  so- 
weit er  P  r  i  v  a  t  verkehr  war,  stets  nur  eine 
dünne  Hülle  über  einem  mit  Anschwellen 
der  Sklavenmassen  stets  anschwellenden 
natural  Wirtschaft  liehen  Untergründe  gewesen. 
Als  das  römische  Reich  aus  einem  Komplex 
von  das  Unter-  und  Hinterland  auslautenden 
Städten  ein  einheitlicher  Staat  wurde,  dessen 
.Schwerpunkt  ökonomisch  und  jtolitisch  von 
der  Küste  in  das  Binnenland  rückte,  tivten 
gewaltige,  fast  verkehrlose  Wirtschaftsgebiete 
mit  ihrer»  Interessen  in  den  Vordergrund 
der  staatlichen  Verwaltungsthätigkeit.  Die 
Kosten  ilm-r  Verwaltung,  insbesondeiv  das 
für  sie  unentbehrliche  Berufsbeaintentum 
und  das  stehende  Heer  zum  Schutze  iluvr 
Grenze  sucht  der  Staat,  da  zur  geld wirt- 
schaftlichen Deckung  der  gewaltig  anwachsen- 
den Staiitsaufgaben  der  Verkehr  nicht  ge- 
nügeud  tragfähig  war,  möglichst  natural- 
wirtschaftlieh  zu  beschaffen.  Massenhafte 
Naturalabgaben  speisen  die  kaiserlichen 
Magazine,  staatliche  Bergwerke,  staatliche 
Werkstätten,  staatlich  kontrollierte  und  orga- 
nisierte Zünfte  werden  in  den  Dienst  der 
naturalwii'tschaftlichen  Deckung  der  Ein- 
künfte tles  ungeheuren  Oikos.  in  den  sich 
der  Staat  zu  verwandeln  beginnt,  gestellt, 
amhvrseits  die  Ausgaben  einschliesslich  der 
Beamteijgehältei  •thunlich.st  naturalwirtschaft- 
lich  gestaltet.  Hierdurch  verstärkte  mau 
auf  das  wirksamste  die  ohnehin  vorhandene 
Tendenz  zum  Versiegen  der  Geldwillschaft 
und  Geldkapitalbildung  in  den  Städten.  Die 
Städte  zerbröckeln  im  Laufe  der  sj«'ttereu 
Kaiseizeil  sichtbar,  je  mehr  sieh  die  Uikeii 
des  platten  Lunles  dem  Markt  entziehen. 
Die  Kaiser  müssen  fortwährond  gegen  die 
Flucht  auf  das  Land  eifern,  wo  der  Einzelne 
bei    den   Gruudherren   Schutz   gegen  die 
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hVki  utierung  sucht  und  findet.  Andrerseits 
war  trotz  jener  naturalw  irtschaftlichen  Ten- 
denzen der  Staatsverwaltung  «lie  Erhebung 
hoher  Geldsteuern  unentbehrlich,  da  insbe- 
sondere Heer  und  P»eamte  dem  Schwer- 
gewicht nach  ebenso  wie  »Ii*«  sonstigen  Ver- 
waltungsausgaben geld  Wirtschaft!  ich  zu 
decken  blieben.  Die  mit  steigender  Bedeu- 
tung der  Oiken  zunehmend  naturalw  irtschaft- 
liche  Organisation  der  Gesellschaft  machte 
aU-r  die  Erhebung  von  ausgiebigen  Geld- 
«leuern  immer  unmöglicher,  die  geldwirt- 
scliaftliche  Staatsverwaltung  war  der  natural- 
wirt>*haitliehen  ökonomischen  Intei-Iage 
immer  weniger  angepasst. 

Die  Tliätigkeit  der  Staatsverwaltung  kon- 
zentriert  sieh  notgedrungen  immer  mehr  auf 
die  eine  —  immer  unlösbarer  gewordene  — 
AufgaJie  der  Geldbeschaffung.  —  Die  wich- 
tigste der  erhol>enen  Steuern  ist  die 
G  r  n  n  d  s  t  e  u  e  r. 

Die    Grundsteuer-Organisation  der 
Kaiserzeit  ist  von  dem  Strelien  nacli  l'ni- 
fizierung  und  Vereinfachung  der  verschie- 
denen   GruudabgaK'n   getragen.     Die  Re- 
publik hatte  teils  die  Zehntrechte  der  helle- 
nistischen Herrseher  fd<ernominen  —  so  in 
Sizilien  und  Asien  —  teils  den  Gemeinden 
als  Ganzen  Kontributionen  auferlegt .  teils 
<V-u  Breden   konfisziert  und  dann  teils  ver- 
pachtet, teils  endlich  ihm  eine  Imute  Man- 
nigfaltigkeit von  GeldabgalK'ii  aufpdegt.  Die 
Kaiserzeit  sucht  zunächst  überall  die  Kon- 
tribution durch  Steuern   zu  ersetzen,  also 
direkt  an  den  Pflichtigen  heranzugehen  (da- 
her die  kaiserlichen  Provinzen  prov.  tribu- 
Taria»-  heisseui.  sie  griff  .schon  früh  in  die 
Svuerautouomie  der  stipendiäreu  Gemeinden 
ein  und   beseitigte  sie  zunehmend,  verall- 
L'-ineiiierte   al>er    andrerseits    die  Steiier- 
haftnug  der  Geiueindeverwaltungeri  (deeu- 
r.Miie^i.    Di»-  einzelnen  üodcnabgabcii  vom 
l'mvinzialland   mflsscn  zuuäi'hst   sehr  ver- 
^•liieden  geartet  gewesen  -ein  und  ei>t  die 
K'f'-nn    Diokletians   suchte  Einheitlichkeit 
schaffen:  Die  juga-  und  -capita-  (l»eides 
>t  identisch)  als  Steuereinheiten  von  je  l'KMi 
.i'irci  -ollten  die  einfache  periodische  <4»uo- 
titätsauflage  auf  das  durch  sie  dargestellte, 
'lern   Gedanken    nach    periodisch  revisible 
Kontingent  von  Steiicrkapitalicn  ermöglichen. 
Au>  h  der  Boden  vollen  römischen  Hechts  - 
i'in-  Ifah'ei  —  wurde  jetzt  der  Steuer  unter- 
«"rfen.    Ob  unter  den  juga  mdc,  auf  dem 
önjjd  und  Boden  aufgemessene  Stenerhufen 
•-kr  ideelle  Steuerkapitalien,  zu  denen  die 
ö'nuidhesitzer  eingesehatzt  wurden,  zu  ver- 
>r-/)en  .sejVn.   ist   bestritten  und  für  beide 
l-j-i«  hfen  sind  (tUiellenMege  zu  beschaffen, 
iralirv-heinlirdi  hat  beides  Wstaudeii  «indem 
.|;J.  »•„  bereits   die   einzelnen  JW-ller,  vo,, 
.-'■n?>-  Steuer-  "der  N  eetigalanflage  ergriffen 
waren.'    die    Steuerhufe    durch  Parzellen- 


kombination  gebildet  wunle,  während  da, 
I  wo  einer  Gemeinde  oder  einem  grossen 
Gute  als  Ganzen  ein  Stipendium  auferlegt 
'war,  die  Gemeinde  bezw.  der  Stamm  (so 
die  Aedui)  oder  das  Gut  als  <bm /.es  nach 
der  Zahl  der  capita  oder  juga,  der  dies 
Stipendium  entsprach,  eingeseliützt  wurden. 
[—  Mit  der  steuerliehen  Nivellierung  ging 

■  die  privatrechtliclic  pamllel.  Das  ->bonita- 
risehe  Eigentum  am  Boden,  d.  h.  ursprüug- 
lich  der  petitorisch  geschützte  Fläche u- 
liesitz,  bestand  durch  den  Schutz  des  Prätors, 
spätestens  nach  der  massenhaften  Einziehimg 
des  unvennesseiien  italischen  Landes  nach 
dem  Pumdesgenossenkriege,  auf  dem  Boden 
des  ager  privatus  als  Normal  form.  Die 
einheitliche  einseitige  l'arzelleu-viudicatio  auf 
Grund  der  petitorischen  Formel  trat  als 
normale  Eigeutumsklage  an  die  Stelle  des 
wahrscheinlichen  Dualismus  des  kontravin- 
dikatorischen  Streites  zweier  Prätendenten 
um  den  fundus-  nelien  der  contmversia  de 
modo  als  1  nanspruehnalune  des  zum  fundus 
gehörigen  Ackerausnmsses,  —  die  traditio  ex 
justa  causa  ids  Eigentumserwerbsgrund  an 
die  Stelle  der  mancipatio.  Die  Peber- 
tnigungsfonn  des  provinzialen  Itodcnliesitzos, 
soweit  es  sich  um  unbefristete  Itcsitzstände 
handelte,  und  seine  rechtliche  ltehandlnng 
überhaupt,  wurden  schon  in  der  Zeit  des 
l'Ipian  als  in  dubio  den  l»on  italischen 
Prinzipien    unterliegend    behandelt,  und, 

,  namentlich  von  Diokletian,  die  Institutionen 
des  römischen  loeus-Eigentums  durch  massen- 
hafte  Fliuzelkonstitutionen  auf  den  stipen- 
diären  lto<len  für  anwendbar  erklärt,  so  dass 
I  nach  Wegfall  der  Steuerfreiheit  der  praedia 
'juris  Italiei  der  auf  diese  allein  anwend- 
U»re  spezifisch  ijuiritarische  Hechtsformalis- 
mus als  Antiiputät  erschien,  depn  Heste 
.lustinian  beseitigte. 

Die  Nivelliertmg  des  Bodeiuvchts  und 
der  Steuern  ging  Han<l  in  Hand  mit  einer 
durchgreifenden  ständischen  G  liede- 
rung  der  Einwohnerschaft  des  Heiehs.  Die 
ökonomische  und  soziale  Vorherrschaft  der 
Gnmdlierrsehaftcn  auf  dem  platten  binde 
fand  ihn 'ti  Ausdruck  auch  auf  dem  Gebiete 
des  Yerwaltuiigsrochts.  Die  munizipale 
'Organisation  des  Heiehs  war  offiziell  die 
nur  durch  vereinzelte  Ausnahmen  durch- 
brochene allgemeine  Piiterlage  der  Staats- 
verwaltung. Faktisch  alier  beileutete  die 
Entwicklung  der  Kaiseizeit  eine  stetige  Zu- 
nahme der  feudal  organisierten  Verwaltungs- 
körper.   Die  grossen  Gruiidherrschaften  lta- 

■  lieiis  waren,  wie  die  AgrimeusonMi  erkennen 
lassen,  sehr  häufig  als  fnndi  excepti  ausser- 
halb  der  niimizi|talen  «irrranisationen  ge- 
blielH  ii.  Auf  dem  als  zum  Weichbild  Horns 
gehörig  behandelten  ager  puhlicus  fehlte  die 
GenK'indeoiganisitioii.  in  Italien  die  Frucht 

iiberliaii['t,  so 
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dass  die  grosse  Mass«*  clor  Domänen  oxkom- 
munalisiert  blieb  und  in  grosser  Zahl  in 
diesem  Zustand  in  die  Hände  Privater  ge- 
langte. Die  stipendiarii  in  Afrika  waren 
offenlmr  selbständige  Grundherrschaften. 
Der  Kaiser  hat  dann  für  seinen  Grundbesitz 
sieh  als  Gemeindeobrigkeit  behandeln  lassen. 
In  der  Kaiserzeit  tritt  das  Streiten  naeh 
Exkommimalisierung  der  grossen  G  fiter 
verstärkt  auf.  Die  verwaltungsrecht liehe 
Konsequenz  ist,  dass  ffir  diese  Gutsl>e- 
zirke«  der  Grundhen  Polizei  und  <  >rtsobrig- 
keit  ist,  die  Steuern  verauslagt  und  für  sie 
haftet,  wie  in  den  Städten  die  Deeurionen. 
die  Rekruten  aus  der  Bewohnerschaft  ge- 
stellt und  im  Verwaltungsstivitverfahivu 
(controversia  de  territory >)  elxmso  die  ine« >lao< . 
d.  h.  die  Gemeindegewalt  filier  sie.  vindiziert 
wie  sonst  die  Gemeinden.  Der  Gutsbezirk 
gilt  als  orign  -  der  Insassen,  dies  hat  die  Folge, 
dass  die  administrative  Zurüekfiihnmg  von 
Ivcistungspf lieht  igen,  welche  in  den  Städten 
/..  Ii.  gegen  die  Deeurionen  zu  Gunsten  der 
Gemeinden  angewendet  wird,  auf  den  Git- 
tern (saltus,  territoria,  dtonoriaij  als  Ansj>nieh 
des  Gutsherrn  gegen  seine  -originarii  er- 
scheint. Es  entwickelte  sich  so  der  Stand 
der  inuncdiutsteuerpf  lichtigen  jiossessores 
filier  den  nur  mediatsteuerpflichtigeii  coloni 
(tributnrii.originarii),  welche  für  ihn«  Pflichten 
gegen  den  Herrn,  der  als  Obrigkeit  gilt, 
administrativ  an  die  Seholle  gebunden  sind. 
In  den  IjandU-zirken  der  Municipieu  ent- 
wickelt sieh  in  konstantinischer  Zeit  das  Ver- 
hältnis der  steuerhaftenden  gvundsüssigen 
Deeurionen  zu  denjenigen,  ffir  die  sie  haften 
und  welche  ihneu  demgoinass  in  der  Census- 
liste  zugeschrieben  sind  (adscriptieii).  ent- 
sprechend, so  dass  am  Schlüsse  der  Kaiser- 
zeit auf  dem  Laude  der  Stand  der  jMtsses- 
sores  in  der  Hauptsache  als  alleiniger 
Träger  desjenigen  Masses  bfligerl i<  her 
Freiheit,  welches  die  diokletianische  Ki«»che 
noch  kannte,  erscheint,  die  Bauern  aber  als 
Modiatunterthanou  auch  rechtlich  in  die- 
jenige Hörigkeit  versunken  sind,  welche  der 
ökonomischen  und  sozialen  Abhängigkeit,  in 
welche  sie  mit  ihrer  zunehmenden  Ver- 
flechtung in  die  Arbeitsorganisation  der 
grossen  G fiter  geraten  waren,  entsprach. 
Die  Grundherrschaft  hatte  diejenige  Gestalt 
angenommen,  in  welcher  die  germanische 
reberflutung  sie  antraf  und  in  der  Haupt- 
sache unverändert  übernahm.  Die  Arbeits- 
teilung innerhalb  der  <  tiken  hatte  die  Ar- 
beitsteilung zwischen  den  Innerlichen  und 
gewerblichen  Einzelwirtschaften  ersetzt.  Da- 
mit war  die  Stadt  zunehmend  entbehrlicher 
geworden.  Die  Geldwirtschaft  ebbte  zurück, 
der  Geldgebrauch  sank  auch  in  der  äusseren 
Form  auf  eine  immer  primitivere  Stufe, 
die  Geldpivise  der  Güter  senkten  sich  auf 
das    Niveau    primitiver  naturalwirtschaft- 


licher  Zustände,  der  llcdfirfnisstand  ent- 
wickelte sich  demgemäsH  vou  seiner  dem  Alter- 
tum charakteristischen  schroffen  Differenzie- 
rung zurück.  Diesem  Hineinwachsen  der  an- 
tiken Gesellschaft  in  den  Feudalismus  ver- 
mochte die  Staatsverwaltung  sich  nicht  anzu- 
passen. Es  war  unmöglich,  ein  stehendes  Sold- 
lieer.  besoldete  Beamte  und  demgemäss  eine 
immerhin  dem  Schwerpunkt  nach  geldwirt- 
S4  haftliche  Verwaltungauf  eine  derart  natural- 
wirtschaftliehe  l'nterlage  zu  bauen.  Das  Reich 
als  Kinheit  musste  zerfallen.  Die  Völker- 
wanderung war  nur  teilweise  eine  Pebei- 
schwennnung  der  Gronzprovinzen  durch  kolo- 
nisierende Kauern  und  also  eine  rmwülznng 
der  agrarischen  Zustände,  reberwiegend  l»e- 
deutete  sie  nur  den  Wegfall  der  geldwirt- 
schaftlichen Zentralverwaltung  und  also  nur 
eine  weitere  Etappe  auf  der  Kntwickelung 
des  Hecidents  zur  .Naturalwirtschaft,  welche 
durch  die  zeitweilige  b>sreissung  des  Orients 
und  Afrikas  vom  mittelländischen  Verkehr 
durch  die  islamitiseherelierflutungdeii  letzten 
Anstoss  erhielt.  Die  Reichsorganisation  Karls 
des  Grossen,  welche  die  Stadt  als  ver- 
waltungsrechtliehen  Sonderliegriff  wenig- 
stens in  (iallien  und  Germanien  nicht  kennt, 
die  StaatsV'dürfnisse  natural wirtschaftlich 
deckt  und  die  GrundheiTschaft  zur  l'nter- 
lage der  feudalen  Militärorganisation  macht, 
zieht  das  Fazit.  An  der  Spitze  der  ökono- 
mischen Kntwickelung  erscheint  nunmehr 
die  Arbeitsteilung  innerhalb  der  Grundherr- 
schaft. wie  sie  in  der  römischen  Kaiserzeit 
den  Occident  zu  erobern  begonnen  hatte. 

Zur  Litteratur  (ein  Litteratur-  Ver- 
zeichnis würde  ganz  ungebührlichen  Raum 
beanspruchen!.  Für  den  Orient  steht  für 
Aegypten  das  Er  in  an  sehe  Werk  obenan.  Die 
babylonischen  und  assyrischen  Keiliuschrifteii 
sind  zuerst  durch  Jules  Oppen  und  weiter 
durch  Meissner.  I Viser,  Köhler  n.  a.  juristisch, 
noch  nicht  dagegen  ökonomisch,  ausgebeutet 
worden.  Das  wesentliche  übersetzte  Material 
enthält  die  „K e i l i u s c h r i f 1 1 i c h e  Hiblio- 
t  h  e k",  lierausgegclK-n  von  S c  h  r ad e  r.  l'eber  ilie 
assyrische  (iesaintlitteratur  s.  das  Werk  von 
Hezold  und  dessen  Zeitschrift  für  Assyrio- 
logie.  —  Die  i  hier  fortgelassene)  israelitische 
Wirtschaftsgeschichte,  hat  inaturgemäss .  aber 
leider!)  Well  hausen  nur  soweit  in  den 
Kreis  seiner  glänzenden  Arbeiten  gezogen,  als 
unbedingt  geboten.  Kür  Heller  ist  nelicn 
Ed.  Meyers  ausgezeichnetem,  in  Würdigung  der 
Wirtschaft  dem  ersten  Bande  weit  voran- 
stellenden Hand  II  der  „Geschichte  des  Alter- 
tums" Hei  ochs  griechische  Geschieht«?  und 
dessen  sonstige  Arbeiten,  daneben  Vöhlmann. 
Sozialismus  und  Kommunismus  im  Altertum, 
jetzt  speziell  Guirand,  Hiat.  de  la  propriete 
fom-iere  en  tireee.  zu  vergleichen.  Für  Kom 
halte  jeh  die  wesentlichen  Gesichtspunkt«  und 
Ergebnis*«  meiner  römischen  Agrarges<:hichte 
noch  heute  für  zutreffend,  -  cf.  neuestens  dazu 
und  oft  dagegen  Itrugi.  Le  dottrine  ginri- 
diche  degli  agi  iinen.Hori  romani,  auf  dessen  Au- 
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«khten   ich    anderwärts   künftig  eingehen  zu ! 
kennen   hoffe.      Für   die.  Gesatuteutwickelung 
werden  Roilbertn»'  grundlegende  Verdienste 
niemals  vergessen  werden  dürfen,  währeud  die 
geistvollen  ArWiten  von  F 11  s  t  e  1  d  e  t '  o  u  1  a  n  g  e  s 
zahlreich*?  Schwächen  bieten.  —  Die  Stellnng- 
uahme  zn  der  neuerdings  heftig  gewordenen  Kon- 1 
troverse   zwischen    Bücher  (Entstehung  der; 
Volkswirtschaft  i  und  Ed.  Meyer  i Die  Wirtschaft- 1 
liehe  Kntwickelnug  im  Altertum)  muss  hier  unter- 
bleiben.   Ich  habe  in  der  .Wahrheit"  (18%, 
Maiheft)  meine  Auffassung  Uber  die  Gründe  des 
l'ntergangs  der  antiken  Kultur  nochmals  kurz 
darzulegen     gesucht.      l'eber    die  Kaiserzeit 
vergl.  jetzt  His.  Die  Doiniineu  der  römischen 
Kaiserzeit,  nnil  die  Arbeiten  von  A.  Schulten 
speziell:  Die  römischen  Griindherrschaiten  i. 

Miijc  HVfcer. 


II.  Agrarverhältnisse  im  Mittelalter. 

1.  Natur.  Reehtsanschauniig  und  Agrarver- 
fa*snng.  2.  Unterschied  der  keltischen,  ueriiia- 
niseben.  slavisclien  Ent Wickelung.  3.  Das  ge- 
schlossene System  der  germanischen  l'rzeit :  ge- 
ineine Hufe,  Gemengelage  und  altere  l><>rt an- 
läge. 4.  Der  Ausbau  des  geschlossenen  Systems : 
Fronland  und  Gehöferschaft.  n.  Das  halb-in- 
dividualistische System  des  Mittelalters :  Haag- 
nnd  Marsehhufe.  Einzellage  und  neuer»-  Dort- 
anlatre.  6.  Entstehung  der  Grosswirtschaft 
durch  (Uiterlegung  und  private  Verkuppelung. 
7  Das  völlig  individnalistificbe  System  der 
Neuzeit :  moderne  staatliche  Verkoppelung. 

1.  Natur.  Keehtsanschauung  und  Agrar- 
verfa>sung.    Roschrauken  wir  mis  auf  die 
Betr.fchrung  der  europäischen,  vornehmlich 
we-.teuroiiiiisehoii  Kultur,  so  zeigen  sich  die 
verschiedenen    nationalen    Knt  Wickelungen 
weniger     von     den     rntersohieden  der; 
w»H-hselnden   Natureinflüsso  abhängig,  als! 
man  erwarten  sollte.    Auf  deutschem  Roden  j 
liat   nur  die  Hochgohirgsnatur  der  Alf «-n  , 
und  einiger  weniger  Striche  in  Süddeutsch-  j 
laud  (südliche  Vi)gesen.  südlicher  Schwarz- | 
wähl),  vielleicht  au»  h  hier  und  da.  z.  R  i 
an  Rhein  und  Mosel,  der  schroffe  Weehs»-1 
von  Rerg-  und  Thailand  grösseren  Einfliiss 
auf  die  Gestaltung  des  Ijandesaushaucs  und 
damit  des  Agrarsystems  geübt,  und  zwar 
ttn  Sinne  der  Ent  Wickelung  eines  besonders 
gestalteten  Jfof Systems.     Viel  wichtiger  ist  j 
der  Einfliiss  der  Rechtsanschauungen.    Er  j 
trennt  von  vornherein  die  nationalen  Ent-  j 
Wickelungen;    sein  Fortschritt  gemäss  der, 
Weiterbildung;  des  (ieistesloU'iis  überhaupt 
ist,  M  allem  Einfliiss  wirtschaftlicher  Fak- 
toren im  einzelnen ,  auch  fernerhin  muss- 
gef,eml  für  die  IVi  iodisioruug  der  Agrar- 
gesrhjVhte  des  einzelnen  Volkes. 

2.  Unterschied  der  keltischen,  germa- 
nischen. Hlavi*»chen  Entwicklung.  Soweit 
sich    diese    rntersehiede  für  die  jeweilig 


früheste  geschichtliche  Zeit  jeder  Völkor- 
gruppe  bisher  übersehen  lassen,  erscheint 
das  Agrarsvstem  um  so  geliundener,  je 
weiter  wir  nach  Osten  gelangen.  Die  Kelten 
besasson  in  den  letzton  Jahrhunderten  vor 
Regina  unserer  Zeitrechnung  das  Hofsystem 
und  somit  eine  ziemlich  individualistische. 
Verfassung  agrarischer  Arlteit;  ihm  gehörten 
u.  a.  fast  ganz  Frankreich,  die  Niederlande, 
der  deutsche  Niederrhein  ( Mofsystein  noch 
heut«-  hinauf  bis  Krefeld,  und  eine  Enklave 
um  Aachen),  ferner  grosse  Teile  Westfalens 
an.  Die  G.  rman.-n  entwickelten  zu  gleicher 
Zeit  etwa  das  alte  Hufen-  und  (»»•menge- 
lagesystem  (s.  suh  ;{).  Die  Slaveu  »md- 
lich  sind  noch  s — 1<>  Jahrhunderte  s|«iter 
kaum  über  den  Gedanken  des  <  teschleehts- 
und  Haiisgenu'insehaftslianes  in  Ijüiidblöcken 
ohne  individuelles  Grundeigentum  und 
Kinzellietrieb  hinausgelangt;  ihm  entsprach 
eine  ungemein  geschlossene  Ansiodlung  in 
ringförmiger  Dorfanlage  •gcgciiülicr  dem  losen 
Anbin  des  germanischen  Dorfes  (vgl.  idg. 
urverwandt  lat.  turlia  Schar,  Ilaufo  I. 
K»'ltische  und  slavischo  F.ntwickelung  sind 
für  die  deutsche  Agrargesohichte  wichtig, 
weil  die  Deutsehen  in  germanischer  Zeit 
k»dti>che  Gi-biete  weithin  in  Rcsitz  nahmen 
und  in  'leren  Agrarverfassung  heimisch 
winden  (daher  das  iionlwest>leiitsehe  Hol- 
nstein), und  weil  sie  von  karoliiigisohor 
Zeit  ab  bis  zum  14.  Jahrhundei-t  noch  vi»d 
ausgedehntere  siavisch«'  Gebiete  (mehr  als 
die  Hälfte  des  heutigen  Deutschlands)  k<n 
Ionisierten  und  sieh  dabei  vielfach  an  den 
slavisdieii  Dorfliau  gebunden  sahen,  selbst 
dann,  wenn  sie,  wie  es  häufig  geschah, 
die    »lavische    Agrarve  rtassnng  beseitigten 

<>.  sui.  r>). 

51.  Das  geschlossene  System  der  ger- 
manischen l'rzeit:  gemeine  Hufe,  Ge- 
mengelage und  altere  Dorf  an  läge.  Der 

deutsehe  LindesansUiu  der  l'rzeit  ertolgto 
unter  Aufsicht  des  Staates  nach  militärischen 
Abtoi!ung''ii .  denen  ein  genealogisches  Fer- 
ment zuGrun'le  lag.  J»  <lo  derartige  Abteilung, 
Hundertsrhaft  genannt,  erhielt  ursprünglich 
auf  Zeit.  >eit  etwa  d»T  K[»f»che  des  Tacifus 
aber  dauernd  einen  Ausicdlungshe/.irk  von 
grosser  Ausdehnung  1 1  J  Geviortiiioilcn 
selbst  in  wohlkultivierter  Gegend,  wie  z.  R. 
im  Moselland).  Diese  Rezirkc  waren  der 
Regel  nach  durch  Wälder  geschieden ;  feste 
Grenzen  bestanden  nicht,  sondern  nur  Marken, 
d.  h.  Grenzgebiete  diesseitigen  Einflusses; 
das  Wort  Grenze,  we|ch»-s  die  genaue  De- 
markation bezeichnet,  ist  siavisch  (j«dn.  mss. 
granica)  und  wird  ins  Deutsche  erst  im 
IM.  Jaluh.  aufgenommen.  Das  Gebiet  einer 
Hundertschaft  ward  l«ld  selbst  Mark  ge- 
nannt, und  die  Hundertschaft  ei-scheint  nun 
in  ihren  wirtschaftlichen  Re/.iehungen  ge- 
mäss neuerer  Terminologie  als  Markgenessen. 
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schaft.  Die  Ansiedelung  der  Markgenossen- 
schaft vollzog  sieh  meist  wohl  in  ein  ein 
Dorfe:  die  einzelnen  Familien  lianton  völlig 
frei  Hof  an  Hnf:  so  entstand  die  unrogol- 
mässigo  Anlage  des  deutschen  Dorfes  mit 
Kreuzwegen  im<l  Sackgassen.  Anltau  und 
Ausnutzung  der  Mark  unternahm  man  an- 
fangs, an  militärische  Kooperation  gewöhnt, 
gemeinschaftlich:  die  Herden  wurden  ge- 
meinsam ausgetrieben,  das  Lind  gemeinsam 
gerodet  und  Umstellt.  Dahei  trieb  mau  auf 
dem  einmal  gerodeten  Platze  (  Gewanno» 
von  ahd.  giwiunau.  urspr.  -streiten« .  dann 
••»durch  Arbeit  gewinnen  )  Rauhliau.  Wäl- 
der Boden  erschöpft,  so  rodete  man  eine 
neue  Gewanne,  und  so  fort,  bis  die  ursprüng- 
lich erst»»  Gewanne  Meli  wiederum  ertrags- 
fähig erwies.  Auf  diese  Weise  kam  man 
allmählich  zu  einem  Turnus  von  Gewannen. 
Dieser  Turnus  wurde  mit  grösserer  Inten- 
sität des  Betriebes  und  steigender  Bevölke- 
rung immer  ivgel massiger:  aus  ihm  ent- 
wickelte sich  im  Laufe  der  Jahrhunderte 
die  Dreifelderwirtschaft,  welche,  für  die 
zweite  Hälfte  des  S.  Jahrhunderts  zuerst 
sicher  bezeugt,  gewiss  schon  viel  früher 
(schon  im  5.  Jahrhundert?)  bestanden  hat. 
Ehe  indes  dieser  technische  Fortschritt  ein- 
trat, hatte  der  alte  Anbau  in  streng  gebunde- 
ner Markgemeinschaft  aufgehört.  Währemi 
man  den  gemeinsamen  Betrieb  der  Wald- 
und  Weidewirtschaft  noch  über  ein  Jahr- 
tausend beibehielt,  führt*'  die  intensivere 
Nutzung  des  Ackerlandes  zur  Individuali- 
sierung des  agrarischen  Betriebes.  Man 
teilte.  Auf  jeder  tiewanne  wurde  jedem 
Hofe  ein  Sonderstück  zu  eigenem  Betriebe 
zugewiesen:  natui gemäss  waren  es  nach 
den  bisher  schon  gemachten  Erfahrungen 
auf  allen  Gewannen  zusammen  so  viele 
Stücke,  als  zur  Nahrung  und  Notdurft  des 
Hofes  gehörten.  Ihre  Gesamtheit  bildet  die 
Hufe  (ahd.  huoba.  asäehs.  hölia.  urverwandt 
mit  gr.  *'i*oi).  Die  zu  einer  Hufe  gehören- 
den Stücke  liegen  mithin  in  allen  Gewannen 
einer  Dorfflur  zerstreut:  in  Gemengelage. 
Jedes  einzelne  derscll»en  oder  ein  gewisser 
Komplex  dei-selben  umfasst  fernerhin  eine 
Fläche,  deren  Bewältigung  in  einein  vollen 
Arlieilstag  (Arbeitsmorgcn)  möglich  war: 
danach  war  schon  die  Grösse  der  Gewannen 
in  gemeinsamer  Arbeit  gebildet  worden. 
So  bestand  ein  Ackermass  nach  »lern  Masse 
der  verwendeten  Arbeit:  der  Morgen  (vgl. 
analog  lat.  diurualis.  frz.  journeei.  Hufe, 
Einteilung derselU-n  in  etwa  30  bis  10 Morgen, 
Gemengelage  sind  die  liezcichncndsten  That- 
saohen  unseres  ältesten  Agrarsystems.  Aus 
der  Gemengelage  folgt  der  Flurzwang,  d.  h. 
die  Notwendigkeit,  sich  bei  dem  Durchein- 
anderliegen der  einzelnen  Stücke  aller 
Hüfner  gemeinsun  über  den  Anbau  zu  ver- 
ständigen. Der  Flurzwang  ist  charakteristisch 


für  die  ausserordentliche  wirtschaftliche  Ge- 
buudeidieit  des  Systems. 

4.  Der  Aushau  des  geschlossenen 
!  Syntem* :  Fronland  undGehoferschaft.  Der 

'  weitere  Ausbau  des  Landes  war  an  (he  Marken 
!  gebunden.  Der  einfachste,  sich  bis  ins  späteste 
Mittelalter,  freilich  in  abnehmender  Häufig- 
keit  wiederholende  Vorgang  war  der  der 
Begründung  von  neuen  Dörfern  (Tochter- 
dörfern) nach  dem  alten  System.  Man  pflegt 
zwei  Höhepunkte  dieser  neuen  Besiedlung 
zu  unterscheiden,  die  Karolingerzeit  und  das 
12.  und  IM.  Jahrhundert  (in  fortgeschrittene- 
ren Gegenden    11.  und    12.  Jahrhundert). 
Nebenher  lief  der  Ausliau  der  alten  Dorf- 
marken  ins  Einzelne.  Hier  entwickelten  sich 
neue  Ideen.    Die  wirtschaftlich  denkenden 
oder  besonders  kräftigen  Besitzer  strebton 
aus  dem  Zwang  gemeinsamer  Flurnutzuiig 
heraus:  sie  bauten  aus  dem  Dorfe  hinein 
in  Wald  und  Weide:  ein   neues  System 
kleiner  Hofansiedlungeu  ward  hier  und  da 
zerstreut  begründet.   Da.  wo  Spezialkulturen 
auftraten  (Weinbau:  Anbau  von  Hanf.  Hopfen. 
Waid:    Gartenkultur),    waren  verwandte 
Massivgeln  allgemein  notwendig,  wenn  man 
nicht  den  Anbau  der  Spezialgewächse  nach 
Analogie  der  alten  Flurverfassung  oder  in 
besonderen  Gewannen  ordnete  (so  vielfach 
für  den  Weinbau,  der  meist  auf  altem  All- 
mendeland    und    vielfach    au    bisher  als 
!  unproduktiv     betrachteten     Stellen  Fuss 
fasste).       Ganz      besondere  Bedürfnisse 
!  hatten  endlich  die  Besitzer  der  mittlerweile 
'entstandenen   Grossgrundherrscliaften.  Sie 
:  hatten    in    den    einzelnen    Dörfern  neben 
j  der  Hufe  des  Meiers,  ihres  Goldrenton-  und 
Natnralienoinnehmors.  eine  mehr  oder  minder 
grosse  Anzahl   von   Hufen,  deren  Inhaber 
ihnen  neben  Renten  auch  zu  jiersönliehon 
Diensten  verpflichtet  waren.   Wie  diese  per- 
sönlichen Dienste  ausnutzen V  Sie  bloss  auf 
die  Meierhufe  zu  konzentrieren,  ging  nicht 
an,  da  diese,  wenn  auch  häufig  auf  das 
doppelte    Hufeninass    vergrößert,  liierzu 
kein  genügendes  Substrat  bot:  es  mussteu 
weiten*  Strecken  für  und  durch  sie  nutzbar 
gemacht  worden.    So  begannen  die  Grund- 
herren  auf  der  Allmende,  im  Weide-  uud 
:  Waldland  der  Dorfmark  weite  Flächen  rodou 
zu  lassen  und  unter  die  'Verwaltung  des 
Meiers,  in  die  vom  Meier  geleitete,  gemein- 
same Bearbeitung  ihrer  Grundholden  oder 
Gehöfer  zu    stellen:    die   Fronlande  oder 
Boundon  (ahd.  fröno  dominieusr  ;  ahd.  biunt 
umzäuntos  Grund  stück).   Das  Kocht  hier- 
;  zu  bosassen  sie  als  Genossen  der  Mark. 
•  wenn  auch  bei  der  ursprünglichen  Konstitu- 
tion der  Markrechto  an  eiue  grunilherrhehe 
'  Ausnutzung  derselben  in  keiner  Weise  ge- 
:  dacht  worden  war.    An  diesen  Vorgang  hat 
j  sich  eine  eigentümliche  Eutwiekelung  ge- 
|  knüpft:  die  sog.  Gehöforsohaft.  namentlich 
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im  Triersehon.  al*»r  auch  sonst  fast  fHiorall 
in    \V.?stileutsch.land.      Beim    Vorfall  «ler 
Gnunlherrscliaften   in   der  zweiton  Hälfte 
■los  Mittelalters  kamen  nämlich  <lie  grund- 
holden    (.Tcnossonschaften  (Geliüfersoliaften) 
vielfach   in    «lio    Uige.  ihren  Onmdhem-n 
«las  Fronlaml  zuerst  abzupachten,  spätt^r  ab- 
zukaufen.    Sic  l»f»hicltcn  dann  das  (ianzc 
als  Gemeineigentum,  um  dio  licrgohrachto 
gemeinsame  Hostelinns?  beibehalten  zu  können, 
und  lial>en  sich  in  dieser  Art  unter  mannig- 
fachen Verschiebungen  der  B«*sitz-  und  Zu- 
stän<ligkoitsverhältnisse  teilweise  bis  zur  Ge- 
genwart »erhalten.    Dio  agrargeschii-htliohe 
Forschung  in  ihren  Anfängen  (Haussen)  hat 
sie  dann    zur  Erklärung  der  ur/eitlichen 
germanischen  Vorgänge  heran gezogen  und 
in  ihnen  noch  bi<  vor  kurzem  (issi;>  Reste 
dieser   frühest«  »u    Organisationen  erhli«ken 
wollen. 

5.  Das  halb-individualistische  System 
des  .Mittelalters :  Haag-  und  Marschhufe, 
Kinzellage  u.  neuere  Dorfanlage.  Seit  dem 
Ausgang  der  Karolinger  entspra«-h  das  alb>  ge- 
schlossene Agrarsystem  nicht  mehr  den  fort- 
i^^chrittctieren.  individualistisclieron  Heehts- 
aus«*hauungon  namentlich  auf  dem  Gebiet«» 
des  Immobiliarrechts.    Diese  Anschauungen 
l«egann.en  jede  Gomeinwirtsehaft,  es  sei  denn 
die  verwandter  Hausgomeins«-haftlei\  und  \vn- 
ni'Vlieh    auch    jeden  gcnossousi-haftlichon 
Zwang  für  die  Ackerwillschaft  abzulehnen, 
wahrend  sieden  genossenschaftlichen  Betrieb 
der  Weide-  und  Waldwirtschaft  noch  ge- 
statteten.    Aus   diesen   Tendenzen  heraus 
harte  sich  schon  in  den  vorhandeueu  Dorf- 
marken  der  Ausltau  herTorragemb'rer  Wirte 
in  die  AJlmonde  entwickelt  (s.  sub  4).  Seit 
dem  !).  Jahrh.  vereinzelt,  massenhaft  seit 
dem  11.  .lahrh.  ging  man  weiter.   Man  haute 
zunächst  einzeln  in  den  wüsten  Wald.  Die 
deutschen  Könige,  welchen  aus  der.  freilich 
nicht  ganz  sicheren,  ursprünglichen  Konstruk- 
tion eines  Bodenregals  der  nominelle  Besitz 
aller  rrwaldstrecken  gehliehen  war,  l«egün- 
stigten  dio  Bewegung  oder  hinderten  sie 
wenigstens  der  Regel  nach  nicht.    So  ent- 
standen neue  Hufen,  zunächst  im  Hofsystem, 
welche  sich  der  Regel  nach  auch  in  der 
Grösse  von  den  herkömmlichen  Hufen  unter- 
sehieden:     da    die    gemeine    Hufe  jetzt 
schon  ziemlich  intensiv  ^wirtschaftet  ward, 
so  musste  man  der  soeben  erst  gerodeten 
neuen  Hufe  mit  ihrem  geringen  Fläohen- 
ertragc  eine  grossere  Morgenzahl  gelten,  um 
sie  konkurrenzfAhig  zu  macheu;  meist  erhielt 
sie  da-  Dopi>tdte.  hisweilou  sogar  das  Vier- 
fache des  Areals  der  alten  Hufe.  Wichtig 
ward  die  neue  Hufe  vornehmlich  dadurch, 
dass  man  sie  bald  zu  neuen  Dorfanlagcri 
ausnutzte,    welche   vom  deutschen  Fnlorf 
sehr  verschieden  sind.    Man  legte  nämlich 
in   langgestreckten    Borgwaldthäl«»m .  dem 


ursprünglichen  Standort  dieser  neuen  Be- 
siedlung, später  auch  anderswo,  aufgereiht 
an  eine  bisweilen  stundenlange  Strasse,  der- 
artige Hufen  aneinander,  und  zwar  so.  dass 
der  Hof  in  die  Thalsohle,  an  die  Strasse  zu 
liegen  kam,  dann  weiter  die  Thalwandung 
hinauf  Garten  und  gesamtes  Ackerland  der 
Hufe  in  einem  Sehlage  folgten.  Noch 
weiter  ab.  meistens  auf  den  Höhen,  lagen 
dann  die  gemeine  Weide  und  der  Wald  des 
gesamten  Dorfes.  Ks  ist  das  eine  Art  der 
Anlage,  welche,  ursprünglich  dem  deutschen 
Mittelgebirge  angehörend,  im  Jjiufo  des  12. 
bis  14.  .lahrh.  mit  der  Kolonisition  des 
slavischen  Ostens  durch  die  Deutschen  eine 
ganz  ausserordentliche  Verbreitung  erhielt ; 
wo  man  nicht  durch  Ausnutzung  einer  sla- 
vischen Dorfanlage  an  die  Auswertung  der 
Flur  nach  älterein  System  gezwungen  war, 
da  hat  man  hier  der  Regel  nach  das  Dorf 
nach  neuen  Hufen  vorgezogen.    Nur  da*s 

|  man  jetzt,  ausserhalb  der  alten  Forsten. 

I  nicht  mehr  von  Haaghnfen.  reden  konnte. 
Neben  diesen  wird  jetzt  vielmehr  auch  von 

|  Marschhufen  gesprochen.  Der  Name  rührt 
von  einer  den  Haaghufen  analogen  Knt- 
wiekelung  her.  die  sich  zunächst  in  den 
Niederlanden,  dann,  durch  holländische  An- 
siedler üliertragen,  bis  spätestens  zum  Beginn 
des  ]  >.  Jahrh.  auch  au  «Ion  deutschen  Küsten 

der  Nords«-  ntfaltet  hatte.    Wie  in  «lern 

Wald  der  Mittelgebirge,  s<«  hatte  man  hi<u-, 
unter  Abbau  der  torfigen  Oberfläche,  zu- 
satnnieuhängend«'  Huf«»n  in  «Ii«'  weit  verhroi- 

;  t.'ten  Moor«»  hincing«»triel'«»n.  In  «Mosen  Huh  n 

!  ist  dann,  sowie  in  «l«»n  Haaghuf««n.  ein  grosser 
Teil  des  ehemals  slavisclnm  Gebietes  des 
heutigen  Deutschlands  kolonisiert  worden: 
nämlich  der  gii'isst«»  Teil  <lcr  Provinz  Sa«hsen 
iiikI  Teile  von  Thüringen,  dann  weitans- 
greifend  die  Nord-  un«l  Südabhänge  des  Kr/- 
gobirges  und  der  Su«b't«-n,  <h»r  Nonlabfall 
«ler  Karj«ath«»n.  gross«»  Teil«»  von  Mähren,  «las 
H.»r/.ogtuiu  Oestem»ich  und  «las  Herzogtum 

[Steiermark:  ferner  Schlesien  links  der  <  M«»r 
und  das  I«uid  zwischen  Krausta«lt.  Ijouhus  und 
Kaiisch,  Bran<l«»nburg.  gross«»  T«»ile  von  Hol- 
stein. Mi'okh'nhurg.  roniinern,  die  rb'rlämler 
«ler  Weichsel  bis  Thorn.  und  n«»ch  weitere 
nonlöstliche  Strecken  I'reussens.  Nelnm  «l«»r 
IW.eH-hnuug  Marsch-  un«l  Haaghufon  kommt 
auch  «Ii«»  rnterscheiduug  nach  fläuiis«  hen 
uu«l  fränkisi'hen  Hufen  häufig  vor.  Anfangs 
wohl  nach  H«»rkunft  und  Kocht  «ler  Ansi<^«ll«»i 
getroffen,  nimmt  sie  bald  die  allgemeine 
Bo'h'utung  von  Kolonisationshufe  überhaupt 
an;  wie  denn  auch  dio(iegensatze  von  Mars« -h- 
untl  Haaglinfon  sich  im  w«»itcron  Verlauf 
«ler  B«'sie«|.»lung  «l«-r  slavischen  Gebote 
verwischen. 

6.  Entstchnng  der  Grosswirtschaft 
durch  Güterlegung  und  private  Verkuppe- 
lung. Das  Mittelalter  hat  agrarische  Gr«  «sswirt- 
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Schaft  nicht  gekannt;  von  allen  anderen 
Voraussetzungen  abgesehen  fehlte  ihm  dazu 
die  administrative  Schulung.  Entwiekelt 
ward  die  Gross  Wirtschaft  seit  Ausgang  des 
Mittelalters  technisch  aus  r|er  reltortragung 
territorialer  Verwaltuugserfahnmgen  auf  ilie 
kleineren  Kreise  ländlichen  Lehens,  jK>litiseh 
aus  jenen  Freiheiten  der  gutsherrlichen 
Verwaltung,  welche  durch  den  ständischen 
Charakter  des  Territorialadels  und  des 
ln'iheren  Torritorialklerus  während  des  IT», 
und  lt.».  .lahrh.  gebildet  und  gewährleistet 
wurden.  Indem  die  nunmehr  ständische 
Stellung  der  alten  Grundherren  densellien  | 
ein.-  Iiislang  nicht  gekannte  Ausnutzung  ver-  ; 
ineintlieher  Hechte  gogonfilier  ihren  Grund- 
holden  gestattete,  kam  es  zur  Gütorlogung 
und  privaten  Verkuppelung.  Die  bedeutendere 
und  früher.-  .Massivgel  von  beiden  ist  die 
Güterlegung:  eine  Anzahl  von  Hauern  wunlen 
von  Haus  und  Hof  entfernt  und  aus  ihrem 
zusammengeschlagenen  Rositz  ein  Grossgut 
l»egründet.  Da.  wo  die  Gemengelage  den 
Hetriel.  eines  solchen  Gutes  zu  sehr  störte, 
kam.  zumeist  in  späterer  Zeit  und  hei  inten- 
siv.  ivr  Rowirtsohaftung,  hier  und  da  die 
private  Verkuppelung  hinzu,  deren  Ergehnis 
meist  die  völlig.«  Abrundung  des  Grossgutes 
bildete. 

7.  Uns  völlig  individualistische  System 
der  Neuzeit:  moderne  staatliche  Ver- 
kuppelung d.  Artt.  Zusammen- 
legung der  Grundstücke,  (iemein- 
h  e  i  t  s  t  e  i  1  u  n  g. 

Litterntur:  <».  Hammen.  AtjmrhUtiwiiirhr  Ah- 

Im  lull  k  mir  it.    -i  H<lr..   l.'i(izii)  LS.SII  Ii  mi  MXj.  — 

.1.  Mritzen  in  .lohrb.  f.  X»t.  ■«>.  —  K.  Th.  v. 
Inttma-Slerneftti .  1'nh  r*m  humjfn  ül-r  ihm 
Jfi.ftifttrm  im  MiUrhill.r,  Inunbriirk  1*71.  —  .1.  V. 
Hln*kmcHki  ,  Iii,  *rhir,izrri*rhr  Alhm  ml, 
Lii/izui  1*7:'  '•>.  >i.  <t.   T. :  lUi  Afjrnr-Alprn- 

null  K"i'ntVi  rf<i'*u  ml  'Irr  liruturhrn  Srliu'riz, 
lltirel  M',"X/.  —  h.  iMmpVecIlt,  Drittxchr*  Wirt- 
n  Imfluli  hin  i  {  llilr..  Li  iptifj  IS.sii)  1,-lS.f — ».V./.  — 
F..  O.  Schulz*'.  Sifilriiiinitinchr  Sirihiitml'  Ii  in 
<li  Ii    Mtirtcluii    Uli  ih  r   uuUrrii    Wrtrr  uml  Kit), 

im  !:.  n,i,l  1.1.  J'i/irti.  ■     a.  Ii.  Schmidt.  Zm 

Aiirm  iirnr/iirfiti-  l.iilmk*  uml  I hthnht'iim ,  MX,". 

A.  Meitze»,  IVnii'li'ntiK/ru,  Anlaut  uml  Aijnir- 
iii  hl  ilrr  \','ilk,r  Kurnjum  m'irillirh  ilrr  Alpr». 
I.  Ahl,  ilitmj  :  Sinlrlumj  uml  A'jrurir,  *,  u  ih:r 
H'rMi/</< rimim Ii  uml  t  Irli/ri-ninin  ii  ,  ilrr  Krltru, 
t:<"'imr,  Fiinirii  uml  Shimi.  £  Hilf,  mit  Allan, 
:/>!'■'>.  E.  O.  Schutze.  IHr  K"h.,imir,umi  uml 
>•< ■  rnuiiiixirrumj  ihr  (irhivtr  zwischen  Stmlr  uml 
Kit»  l  /',; iuxrhriß  'Irr  ,J,ihh>in»r*kiiirh<  n  Cnrll- 
f  iiii  ft  i  —  A.  Meltzen,  Kntfurzmitiimlr  ,ier 

Sinn  ii  t  Ahhl.itrr  Schirm.  I ir/ultnrh.  f.  rutrrl.  Kultur, 
Phil.-hmt.  Ahtl.,  Ifrji  >).  —  h.  lAtmpreeht. 
Ktttdr*  nur  l'i'tut  romimiipir  ilf  hl  Kinnrr,  tm'l. 
Muriijiimi,  Purin  MX''.  f.  Sechohm.  l>i>  >mj- 
lU.  li,  Ih.rüinm  imU  ;  mu  h  ihr  .;.  Aull,  nun  firm 
Kiitili'i/ii  ii  r»«    Th.  r.   Hu  nur, i,  /fiiiiiilrnj  /XXI. 

Lampeecht. 


III.  Agrarverhältnisse  der  Neuzeit. 

A.  Deutsches  Reich.  I.  Daf»  16.  und 
17.  Jahrhundert.  II.  Pas  18.  Jahr- 
hundert. 111.  Die  Umgestaltung  der 
agrarischen  Verhältnisse  in  der 
1.  Hälfte  des  19.  .1  ahrhu nderts.  IV.  Die 
Weiterent  Wickelung  Iiis  zur  Gegen- 
wart.   B.  AnsNerdentsche  Länder. 

A.  Deutsches  Reich. 

1.  Das  IG.  und  17.  Jahrhundert.  1.  Wie 

schon  seit  etwa  dem  9.  Jahrhundert  und  das 
weitere  Mittelalter  hindurch,  so  war  auch 
im  Ib.  und  17.  Jahrhundert  nicht  nur  im 
Deutschen  Reich,  sondern  auch  im  ganzen 
(ihrigen  zivilisierten  Elim]»  die  Dreifelder- 
wirtschaft das  herrschende  Wirtschafts- 
system. In  einzelnen  Gebirgsgegenden  und 
Xiederungsgehieten  wurde  auch  wohl  die 
Feldgras  w  irtschaft  oder  die  Weide- 
wirtschaft geübt.  (Die  nähere  Resehrei- 
hung  dieser  Hetriel isweisen  s.  in  d.  Art.  Acker- 
hausvsteme  I,  II.  III  und  V.) 

2.  Die  technische  Handhabung  des 
landwirtschaftlichen  Hotriebes  war  und  blieb 
diese  ganze  Periode  hindurch  eine,  nach 
unseren  heutigen  Anschauungen  sehr  mangel- 
hafte. Der  Aeker  wurde  mit  brichst  unvoll- 
kommenen Werkzeugen  auf  H.  allenfalls  4  Zoll 
Tiefe  Itearbeitet  und  in  jedem  r{.  Jahn»  mit 
Stalldünger  gedüngt.  [nfolg<>  der  meist 
s< 'hleehten  Ernährung  der  Zug-  und  Xutz- 
tiere  war  auch  die  Art  und  Menge  des  zu- 
geführten Düngeis  eine  ungenügende.  Die 
N'utztieie  mussten  sich  im  Sominer  aus- 
schliesslich, die  Zugtiere  grösstenteils  auf 
der  Weide  ihr  Futter  suchen.  Als  Weide- 
flächen dienten  die  Urach-  und  Stoppel- 
felder. <|je  Waldauger  und  die  meist  gar 
nicht  gepflegten  (Jeineindeweiden.  Im  Winter 
bestand  das  Futter  grösstenteils  aus  Stroh, 
Spivu  und  ein  wenig  Wieseuheu.  "Wurzol- 
früehte.  die  nur  in  tiärten  ihre  Stelle  fanden, 
wurden  gar  nicht  oder  doch  nur  in  ganz 
geringen  Mengen  verabreicht.  Junge  Tiere 
und  Arbeitspferde  bekamen  wohl  etwas 
Körnerfutter.  Auf  den  grossen  (intern,  die 
Hranntweiiibretuierei  oder  Hierbrauerei  Um- 
trieben ,  gewährten  die  Abfälle  dieser  tech- 
nischen Nehongowerbe  eine  wertvolle  Hei- 
gabe zu  dem  Wintertutter.  die  hauptsächlich 
den  behufs  Mästung  aufgestellten  Tieren  zu 
(tute  kam.  Die  Ernährung  des  Nutzviehs 
im  Winter  war  aber  im  allgemeinen  eine  so 
kümmerliche,  dass  in  den  ineisten  Wirt- 
schaften bei  Reginn  des  sommerlichen  Weide- 
gangs viele  Stück  Rindvieh  so  kraftlos  waren, 
dass  sie  nicht  aufstehen,  sondern  am  Schwänze 
auf  eine  Schleife  gezogen  und  auf  die  Weide 
hinausgeschleppt  werden  mussten:  das  so- 
genannte Schwanzvieh.  Resser  war  es  mit 
der  l^and Wirtschaft  nur  in  den  (legenden 
oder  auf  den  Gütern  bestellt,  wo  verhältnis- 
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«lässig  viel.-  utul  gute  ständige  Futt  erfläch  on 
i  Wiesen  un<l  \Vei«leui  sich  vorfanden,  deren 
Ertrag  eine-  wiehlh-here  Ernährung  der  Tiere 
nu<\  damit    ♦'ine    stärkere  Futterproduktion 
und  eine  hi's^r«-  Düngung  des  Ackerlandes 
•  •nn<""'t:U»*ht«'ti.     l)i«'s  traf  z.  R.  für  die  nord- 
deutschen Nie<le>mngen  und  Marschen,  ferner 
für  manch»-  Ali»einlistrikte  zu.   Audi  in  der 
Nähe  eiu/eluc-r.   in  Geweihe  und  Hände) 
Ii-«  h  entwickelter Städte  wurde  die  I~tudwirt- 
schaft  mit  grosserer  Sorgfalt  und  grösserem 
KrMg  lx  trielM'11.    Hier  hatte  man  sich  von 
4v-r  Dreifelderwirtschaft  und  dem  Flurzwang 
emanzipiert    und  haute  auf  dem  Aeker  in 
oriiel.liehem  l'mfang  Wiir/.elfnVhte.  Gemüse, 
auch  Farne-,  Gesoinnst-  und  ( tewürzpflanzcn. 
die    ZU    hohen    Preisen    vettertet  wenlen 
k.  iiiiten.     I)i.-  in  den  Städten  gewonnenen 
Ahfallstoffe  verschiedener  Art  lieferten  reich- 
liches Material  zur  Bedüngung  der  Felder, 
-l'-p-n  BearUitung  und  Benutzung  eine  dem 
Gartenbau    ähidiehe    war.     l'nter  diesen 
Städten  zeichneten  sieh  nehen  andeivn  Im>- 
»mders  auch  Erfurt  und  Kandiert;  aus. 

■i.  Wenn  die  I*an«lwirtschaft  in  dieser 
Periode  s<,  geringe  Fortsehritte  maehte,  ja 
w.-lfaeh  zurückging,  so  lag  dies  ahgesehcn 
v«>n  den  sjäter  zu  hesprechenden  Folgen  des 
dnissigjährigen  Krieges  —  hauptsächlich 
darin,  dass  man  gewohiiheitsn-chtlich  an 
•  Iii-  B«  ihehaltung  des  Dreifeldersystems  ge- 
bunden war.  Dessen  Mängel  tiaten  mit  zu- 
nehmender Dichtigkeit  der  Bevölkerung  und 
entsprechender  Steigerung  dos  Bedarfes  an 
menschlichen  Nahrungsmitteln  mit  der  Zeit 
immer  stärker  hervor.  Da  zu  Ncnrodungcn 
wenig  I-iud  mehr  \orfügl«ar  war.  so  fand 
die  für  notwendig  erachtete  Vermehrung 
des  Ackerlandes  auf  Kosten  der  ständigen 
FutterfläehiMi  statt,  was  dann  eine  weitere 
Verminderung  der  ohnehin  geringen  Futter- 
iin«i  Düngvrproduktion  zur  Folge  hatte.  Das 
iiaturgemässo  Ahhilfemittcl  für  diesen  rück- 
gängigen KntwiekeJungsgang.  der  Anhau  von 
Futter  auf  dem  Ackerlande,  war  durch  den 
Flur  zwang  und  die  gemein  sc  haft- 
Iii- hen  Weiderechte  auf  der  Brache 
und  den  Stopiielfeldern  abgeschnitten.  Die 
Jahrhunderte  lange  Ausübung  der  Dreifolder- 
wirtscliaft  hatte  bewirkt,  dass  man  dieselbe 
gcwisseniwissen  als  eine  ewig  dauernde  Hin- 
richtung lietraehtete  und  die  Möglichkeit  von 
deren  Beseitigung  gar  nicht  ins  Auge  fasste. 
JVmgcmäss  nahm  man  hei  Verkäufen  oder 
Krt.feiJungen  von  Grundstücken  wenig  Rück- 
sicht darauf,  «lass  die  einzelnen  neugehildeten 
Eigentums,  <arz«d  Ion  auch  einen  Zufuhrweg 
•Thiojfen.  Weil  samtliche  in  der  gleichen 
FJur  befindlichen  Grundstücke  auch  der 
ch'ichartwn  gleichzeitigen  Bestellung 

nntvrla^-n .  hielt  man  besondere  Zufuhr- 
wege  für  unnötig.  F>  hildete  sieh  infolge- 
dessen eine  starke  Zersplitterung  der 


Grundstücke  und  eine  sehr  hunte  Ge- 
rne nglage  der  den  verschiedenen  Kigen- 
tümern  gehörenden  Parzellen  heraus,  letztere 
machte  es  den  Besitzern,  auch  ahgeseheu 
von  den  vorhandenen  Weiderechten  dritter 
Personen,  in  der  Kegel  ganz  unmöglich,  ihre 
Aecker  anders  als  nach  dem  Dreifeldersystem 
zu  heniitzen. 

-I.  Hin  nicht  minder  starkes  Hindernis 
für  eine  zweek massigere  Bewirtschaftungs- 
j  weise  lag  in  dem  gegenseitigen  Abhängig- 
keit s  v  e  rhä  I  t  n  i  s,  welches  zwischen  den 
liciden  Klassen  der  ländlichen  Bevölkerung, 
den  <iutsherreu  '»der  Herren  und  den 
Bauern  oder  den  I'  n  t  er  t  Ii  an  e  u  hestand, 
in  dem  sogenannten  gut  sherrlieh- 
hä  u  er  lie  hon  Verhältnis.  DassclU*  erhielt 
gerade  im  Mi.  und  17.  .lahrhundert  seine 
i  schärfste  Ausprägung. 

Schon  im  Verlaufe  des  Mittelalters  hatte 
I  sieh  ein  Zustand  herausgebildet .  nach  dem 
:  die  Kauern  den  Gutsherrn  zu  den  mannig- 
faltigsten  Diensten  < Finhn-len ,  Kobot)  und 
Ahgalieii  verbunden  waren,  wohingegen  diese 
die  Ki iegsdienstleistiinp-n   für  die  Bauern 
i  üliernahmen .    dieselhen    auch   l»ei  ausser- 
gewöhnlicheii  l'nglücksfällen  untecsiützten. 
Das  Mass  der  heideix-iligen  Verpflichtungen 
war  nur  selten  vertragsmässig  fixiert,  sondern 
ln-ruhte  auf  Herkommen  und        auf  dem 
Hecht  lies  Stärkeren,     l'nter  solchen  l'm- 
i  ständen  war  es  ganz  natürlich,  dass  die 
Gutsherren  die  von  den  Bauern  zu  leistenden 
Dienste  und  AligaU-n  immer  mehr  zu  er- 
höhen, dagegen  das  den  letzteren  von  alters 
her  zustehende  Mitlieiiutznugsrecht  am  Walde 
und  an  der  sonstigen  gemeinen  Mark  zu  lie- 
!  schränken  versuchten.     Dies  gelang  ihnen 
I  auch  fast  überall,  weil  sie  die  Stärkeren 
waren  und  weil  die  Bauern  damals  an  der 
noch    sehwachen    landeshenlichen  Gewalt 
keine  Filterst ützung fanden.  Gutwillig  liessen 
die  Bauein  sich  dies  zwar  oft  nicht  gefallen. 
Die  mittelalterliche  Geschichte  weiss  wieder- 
i  holt  von  vereinzelten  Bauernaufständen 
j  zu  licrii  htcn.  die  al.er  sämtlich  lwild  unter- 
drückt wunlen  und  für  die  allgemeine  Kut- 
wick'  lnng  ohne  Folgen  hliclicu. 

Zu  Hude  des   l.">.  und  l»ei  Reginn  des 
|  lü.  Jahrhunderts  war  in  manchen  Teilen  des 
|  s  üd  w  es  1 1  i  <•  Ii  en    und    des  mittleren 
i  Deutschlands  die  I^ag«-  der  Bauern  eine 
so  gedrückte  geworden,  dass  diesellien.  zu- 
gleich angeregt  durch  die  das  damalige  Zeit- 
alter Iwlienscheiiden  freiheitlichen  und  refor- 
matorischen  Ideen,  massenhaft  aufstanden, 
um    ihre    Forderungen   mit  Waffengewalt 
.durchzusetzen.    Ihre  in  den  Hauptpunkten 
|  gemässigten  und  gerechtfertigten  Wünsche 
1  fixierten  sie  1 .7Jf>  in  den  hekannten  12  Artikeln, 
i  für  deren  wesentlichsten  Inhalt  sie  auch  die 
.Zustimmung  vieler  Zeitgenossen,  die  nicht 
;zu  den  Hauern  gehörten,  fanden.  Ihrgewalt- 
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thärigos.  mit  Sengen.  Morden  und  sonstigen 
Grausamkeiten  verbundenes  Auftreten  be- 
wirkte aber,  dass  die  meisten  der  ihnen 
bisher  wohlgesinnten  Männer,  danuitor 
namentlich  Martin  Luther,  sich  von  ihnen 
abwendeten.  Der  grosse  Hauern  krieg 
endete  im  Jahre  l"»2ö  mit  der  vollständigen 
Niederlage  der  Bauern  in  der  Schlacht  bei 
Frankenhausen. 

">.  Wenn  Bauernaufstände,  von  einzelnen 
Ausnahmen  abgesehen,  nur  im  mittleren  und 
südwestlichen  Deutschland  ausbrachen,  so 
findet  «lies  seine  Erklärung  darin,  dass  in 
damaliger  Zeit  die  dortigen  Dauern  sich  in 
besonders  ungünstiger  Lage  befanden.  Die 
Bevölkerung  hatte  sieh  stark  vermehrt  und 
infolgedessen  der  auf  den  einzelnen  Bauern 
fallende  Grundbesitz  sieh  verkleinert.  In 
früheren  Jahrhunderten  fand  die  überzahlige 
Bevölkerung  Gelegenheit,  durch  Neurod  uiigen 
in  der  Heimat  oder  durch  Fortwanderung 
nach  den.  den  Slaven  abgerungenen  weiten 
Gebieten  östlich  der  Elbe,  sich  neno  Wohn- 
sitze zu  schaffen.  Für  beides  war  aber  etwa 
vom  l.">.  Jahrhundert  ab  die  Möglichkeit  nur 
noch  in  sehr  geringem  Grade  vorhanden: 
erst,  gegen  Ende  des  17.  und  im  1*.  Jahr- 
hundert begann  wieder  eine  neue  Periode 
umfassender  Kolonisation  im  ostelbisehen 
Deutschland.  Während  nun  einerseits  der 
Xahrungsspielraum.  für  die  bäuerliche  Be- 
völkerung sich  sehr  verengt  hatte,  glaubten 
andrerseits  die  Grundherren  Veranlassung  zu 
halten  oder  gar  in  die  Notwendigkeit  ver- 
setzt zu  sein,  die  den  Bauern  auferlegten 
Leisttingen  noch  weiter  zu  steigern.  Nach 
der  Venlräugung  der  Ritterheere  durch  die 
Söldnerheere  fand  der  Adel  weniger  wie 
früher  im  Kriegsdienst  Beschäftigung  und 
Erwerb:  dem  lange  Zeit  üppig  wuchernden 
Rauhrittortum  wurde  durch  strengere  Hand- 
habung der  Gesetze  Einhalt  gethan.  Während 
die  zunehmende  Wohlhabenheit  der  Städte 
den  darin  wohnenden  grossen  Kaufleuten 
und  Handelsherren  eine  reichlichen"1  Lebens- 
haltung als  ehedem  ermöglichte,  sah  sich 
umgekehrt  ein  grosser  Teil  des  Adels  auf 
grössere  Beschränkung  angewiesen:  min- 
destens konnte  «>r  nicht  mehr,  wie  er  ge- 
wohnt war.  in  der  Entfaltung  äusseivu 
Ginuzes  allen  anderen  Ständen  voranstehen. 
Dazu  kam.  dass  infolge  der  in  der  ersten 
Hälfte  des  10.  Jahrhunderts  stattgehabten 
umfassenden  Einziehung  von  geistliche» 
Gütern  und  Pfründen  dem  Adel  viele  ein- 
trägliche Stellen  verloren  gingen,  die  bisher 
als  unbestrittene  Versorguugsj>oston  für  Mit- 
glieder des  Kitterstandes  gegolten  hatten. 
Alle  diese  Umstände  zusammen  bewirkten, 
dass  die  Grundherren  danach  strebten,  das- 
jenige, was  sie  verloren  hatten  oder  verloren 
zu  haben  glaubten .  dadurch  wieder  einzu- 
bringen, dass  sie  von  den  Bauern  mehr 


Dienste  und  Abgaben  verlangten.  Nachdem 
die  Bauern  durch  ihre  Aufstände  sich  ins 
formelle  l' urecht  gesetzt  hatten  und  unter- 
legen waren,  fehlte  ihnen  zudem  die  moralische 
und  wirtschaftliche  Kraft,  die  wachsenden 
Anforderungen  der  Grundherren  mit  Erfolg 
abzuweisen. 

In  zwei  Umständen  lag  es  begründet, 
dass  dieselben  nicht  zu  einer  unerträglichen 
Höhe  stiegen.  Einmal  hatten  sich  viele  Grund- 
herren ans  den,  auch  für  sie  zunächst  mit 
grossen  Verlusten  verbundenen  Bauern- 
kriegen die  gute  ljohre  genominen,  dass  man 
den  Bogen  nicht  ül>orspannon  dürfe,  und 
dass  der  Bauer,  wenn  ihm  einmal  der 
Faden  der  Gediüd  ivisst,  gewalttätiger  und 
bösartiger  sein  kann,  wie  vielleicht  irgend 
eine  andere  Volksklasse.  Fürs  andere  zeigte 
sich  gegen  Ende  des  Ib.  und  noch  mehr  im 
17.  Jahrhundert  schon  eine  merkliche  Er- 
starkung der  landesherrlichen  Gewalt.  Im 
Interesse  dieser  lag  es  aber,  die  bei  weitem 
zahlreichste  Bcvfllkcrungsklnssc.  die  Bauern, 
vor  allzu  gresser  wirtschaftlicher  Belastung 
zu  schützen.  Die  Anfonlemngen  des  in  der 
Entwickelung  begriffenen  absoluten  Staates 
an  die  Steuerkraft  der  Bewohner  nahmen  zu. 
Es  widersprach  dem  Interesse  der  Landes- 
herren, wenn  die  | Leistungen  der  Bauern  an 
ihre  Grundherren  so  stark  wuchsen,  dass 
sie  für  den  Staat  nichts  mehr  übrig  behielten. 
Deshalb  versuchten  die  Fürsten  auf  eine 
Ermässigung  dieser  Ijejstungen.  so  viel  es 
in  ihrer  Muht  lag.  hinzuwirken. 

Die  Grundherron  im  ostelbisehen 
Deutschland  verfolgten  zwar  ähnliche  Be- 
strebungen  wie   ihre  Standesgenossen  im 

j  westelbischen :     aber    dieselben  wurden. 

j  wenigstens  zunächst,  von  den  Bauern  nicht 
so  drückend  empfunden.  Es  Jag  dies  an 
dem  Umstände,  dass  dort  die  bäuerlichen  Be- 
sitzungen durchschnittlich  erheblich  grösser 
waren ,  eine  Teilung  der  ursprünglichen 
Bauernhufen  seltener  stattgefunden  hatte, 
auch  noch  mehr  Landflächen  sich  vorfanden, 
die  bisher  nicht  kultiviert  waren  und  die 
an  den  bäuerlichen  Nachwuchs,  der  auf  der 
väterlichen  Scholle  keinen  Platz  fand,  ver- 
gel)on  worden  konnten. 

<>.  Sehr  ungünstig  wirkte  auf  die  deutsche 
Landwirtschaft  und  namentlich  auf  die  Ent- 
wickelung der  gutsherrlioh-häuerliehen  Ver- 
hältnisse der  dreissigjährige  Krieg 
(Ibis— HUK).  Gresse  teile  des  Reiches 
wurden  verwüstet,  zahlreiche  Bauerndörfer 
von  ihren  Insassen  ganz  verlassen ;  in  anderen 
blieben  nur  wenige  Bauern,  die  ihrer  Halte 
fast  ganz  beraubt  und  unfähig  waren .  ihre 
Wirtschaft  einigennassen  ordniingsmässig 
fortzuführen,  zurück.  Die  Gnmdherren  hatten 
unter  dem  Krieg  selbstverständlich  auch 
stark  gelitten;  aber  sie  verfügten  doch  filier 
grössere  materielle  Mittel  und  geistige  Kräfte. 
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um  sieh  aus  «lern  allgemeinen  Zusammen- 
brach leichter  und  sehnoller  wieder  cmpor- 
zuarl»eitcn.    In  ihrem  eignen  Interesse  sahen 
sie  sieh  veranlasst,  den  heruntergekommenen 
Bauern  bei  der  Xeuorriehtung  «1er  zerstörten 
"Wr.hu-  und  Wirtscliaftsgehäiulo.  l>ei  der  Be- 
schaffung von  totem  und  Hindern  Inventar 
unter  die  Anne  zu  greifen,  ebenso  den  auf 
den  verwüsteten  Hufen  neu  angesiedelten 
Bauern  zu  den  nötigsten  Baulichkeiten.  Ge- 
räten. Zug-   und  Nutztieren  zu  verhelfen. 
Dadurch  hatten  sie  es  alter  in  der  Hand, 
die  den  Bauern  aufzuerlegenden  Dienste  und 
Ahgahen  nach  ihivm  (rutdüuken  zu  bestimmen. 
Der  gleiche  Tinstand  brachte  es  mit  sieh, 
das*  die  bäuerlichen  Besitzrechte  au  Grunrt 
und  Beulen    sich  verwischten.     Ks  wurde 
seitens  der   Grundherren  die  Anschauung 
gelteud  gemacht,  ilass  sie  die  wirklichen  und 
ausschliesslichen  Eigentumer  auch  der  l»äuer- 
üehen   Höfe  seien  und  dass  es  in  ihrem 
Be]iel«eii   stehe,  dieselben  mit  Bauern  zu 
besetzen  oder  nicht  :  auch  ob  sie  die  Höfe 
diesem    **ler    jenem    ihrer  nntorthänigeu 
Bauern  zur  Xutzniessung  überlassen 
w  o  1 1 1  e  n.    Demgemäss  lieanspruehton  und 
handlwbten  sie  violer  Orten  das  Recht.  Bauern- 
höfe dem.  unter  unmittelbarer  herrschaft- 
licher Verwaltung  stehenden  Lande  zuzu- 
"chlagen.   sie  einzuziehen  oder,   wie  der 
technische  Ausdruck  lautete,  die  Bauern  zu 
legen.    Vou  tlem  Bauernlegen  wurde  in 
dem  oste]bis4  hen  Deutschland  ein  besonders 
starker    Gebrauch    gemacht.     Dort  waren 
schon    von    Beginn    «ler    Kolonisation  des 
Landes  an  die  herrschaftlichen  Höfe  ver- 
hältnismässig   ausgedehnt    und    lagen  in 
grösseren  Flächen  zusammen,  wahrend  in 
'Jen  übrigen  Teilen  des  Reit  lies  der  Adel 
seinen  Besitz  in  vielen  kleineren  Höfen  zer- 
streut zu  habeu  pflegte,  wodurch  die  eigene 
Bewirtseliaftung  so  gut  wie  ausgeschlossen 
war.  Je  mehr  «las  herrschaftliche  Lin«l  sich 
vergrösserte  und  die  Zahl  der  Bauern  al>- 
uahm.   desto   mehr   Dienste   mussten  «Ion 
übrig  gebliel>enen  Bauern,  welche  die  Ar- 
beiten  nicht  nur  auf  den  eigenen  Höfen, 
sondern  auch  auf  «lein  herrscliaftüchen  Hofe 
zu  verrichten  hatten,  auferlegt  werden.  Ein- 
ziehen der  Bauernhöfe  und  Vermehrung  der 
bäuerlichen  Losten  waren  zwei  Massrogoln, 
die  sich  gegenseitig  tiedtngten.   Da  sie  nach 
'lern  rJujahrigeii  Kriege  vorzugsweise  in  dem 
ostelbischen  Deutschland  geübt  wurden,  so 
kam  >*s.  dass  auch  dort  die  I^age  der  bauer- 
Jichen  Bevölkerung-  eine  besonders  ungünstige 
wurde.    Vor  allem  galt  dies  von  Meeklen- 
lnirg   und    Soll  wo«  lisch- Pommern .    wo  die 
landesherrliche-    Gewalt    den  Grundherren 
ziemlich  freien  Spielraum  Hess,  während  in 
ifrandonburg-Preusseri  schon  von  den  Zeiten 
des  grossen   Kurfürsten  an  die  Herrscher 
<Je„  Bauern  einen  gr-Vsseren  Schutz  gewährten. 


7.  Das  gntsherrlich-bänerliche  Verhält- 
nis bedingte  übrigens  nicht  nur  eine  Ab- 
hängigkeit der  Bauern  von  den  Gutsherren, 
sondern  auch  «lieser  von  jenen.  Die  Bauern 
mussten  mit  ihren  Geräten  und  Zugtieren 
die  auf  «len  herrschaftlichen  Höfen  nötigen 
wirtschaftlichen  Arbeiten  verrichten.  Sie 
that«Mi  «lies.  namentli«'h  in  sj>äterer  Zeit,  als 
die  Dienste  sehr  gewachsen  waren .  meist 
nur  willerwillig  und  nachlässig:  sie  befanden 
sich  auch  nicht  im  Besitz  von  "Werkzeugen 
uml  <b«spannti«>reu .  die  eine  irgend  voll- 
kommene Leistung  ennöglichten.  Dabei 
waren  die  herkömmlichen  Krondon  l>ere«-h- 
net  auf  «lie  Dreife]d«Twirtschaft  «nler  auf  das 
sonst  etwa  örtlich  hergebrachte  Wirtschafts- 
system. Infolg»1  aller  «lieser  I'mstände  war 
«ler  Gutsherr  in  Bezug  auf  seinen  ««igeu.-n 
Betrieh  in  IioImuu  Gra«le  anhängig  nicht  nur 
von  der  Art  der  Leistungsverpflu-htung  und 
«ler  Leistungsfähigkeit .  sondern  auch  von 
«lein  guten  Willen  seiner  unterthänigen 
Bauiu-n.  Hierdurch  *>rklärt  es  sich,  weslialb 
es  selbst  intelligenteren  Gutsherren  oder 
Pacht  Ihutoii  schwer  wurd«'.  zu  einer  besseivu 
Wirtschaftsweise  ül>erzugidi<'n .  als  sie  di" 
i  Mängel  der  bisher  geübten  Betriebsart  er- 
I  kannt  hatten.  Eine  besoixlere  Erschwerung 
lag  auch  noch  «larin.  «lass  sich  «Ii«*  herrschaft- 
lichen mit  den  häui*rlieh*Mi  Kehlern  sehr 
häufig  o«ler  in  «ler  Regel  im  Gemenge 
fau«lcn  uml  sowohl  «Ii«*  Herren  wie  die 
rnt«'rthar  «  >  «las  Recht  hatten,  ihr  Vieh  auf 
d«u- ganzen  Unuhflur  sowie  auf  «len  Stoppel- 
b-ldern  wei«len  zu  lassen. 

X.  Im  gi-ossen  und  ganzen  weist  die 
Entwiek«dung  der  «Icutschcu  Lind  Wirtschaft 
im  Ib.  und  17.  Jahrhundert  kein  gera«le  sehr 
erfreuliches  Bil«l  auf.  Jedoch  zeigt  sich  ein 
gewisser  Kortschritt  darin,  «lass  hier  uml  «la 
Männer  auftrat««!!,  «lie  sich  bemühb'n.  inner- 
halb  «ler  einmal  gegebenen  und  für  «len 
Einz«'lncn  umluivh  brechbaren  Schranken, 
ihren  Boti-bd«  in  technischer  und  wirtschaft- 
licher Beziehung  rati«»neller  und  gewinn- 
bringender  zu  gestalten.  Damit  hängt  auch 
die  Entstehung  «ler  ältesten  laixlw.  Littera- 
tur  in  Deutschland  zusammen.  1">71  ver- 
«")ffentli<*hb*  «ler  Rat  <b»s  Herzogs  von  Jüli«-h. 
Cleve  un«l  Berg.  Conra'l  Heresbach,  in 
lateinischer  Sprach*-  -Rei  rusticae  Iii  n-i 
<|uattnor.  universam  rusti«am  «liseiplinam 
complectentes  .  welches  Bu«*h  u.a.  «lie  voll- 
ständige Besehreibung  eines  nach  damaligen 
Begriffen  gut  iMnvirtsehafteten  rheinis<dien 
Gutes  enthält.  Von  löiKl  - 1  G< »1  erschien  in 
deutscher  Sprache  Johann  Co]«ms  Oeeo- 
nomia  domestica  et  ruralis.  «lie  im  17.  Jahr- 
hundert viele  Auflagen  erlebte.  Besonders 
wertvoll  ist  «las  ebenfalls  in  ilentsehor  Sprache 
gosehrieltene  Werk  von  W  elf  II  e  1  in  Ii  a  r « I 
K  r  e  i  h  e  r  r  v  o  n  H  «G  i  h  e  r  g .  < « eorgi  <  -a « -ur i<  >sa 
«vier  IWitlit  von  dem  a« lügen  LumI-  un«l 
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Fchllehcu  .  2  Teile.  Nürnberg  1G82.  Das- 
hHIk'  kam  im  folgenden  Jahrhundert  unter 
»lfm  Titel  ..(b'orgii-a  curiosa  aucta*"  wieder- 
holt  in  neuen  Auflagen  heraus. 

II.  Uns  18.  Jahrhundert.  9.  In  diese 
l'eriode  fallen  die  Anfänge  einer  Umgestaltung 
«ler  agrarischen  Zustände  sowohl  in  tech- 
nischer und  wirtschaftlicher  Beziehung  wie 
liinsielitlieh  «1er  Lage  der  ländlichen  Be- 
völkerung und  der  Agrargesetzgebung. 
Fürsten  und  Staatsmänner.  tielehrte  und 
praktische  Lindwirtc  waren  darin  einig,  dass 
•  ine  solch.'  nötig  sei  und  arbeiteten,  sieh 
g«-genseitig  L'lehrend  und  unterstützend,  an 
ihrer  Verwirklichung.  Vor  allem  ymlt  es. 
den  Kntterlian  auf  dem  Ackerlande  einzu- 
führen, um  eine  bessere  Ernährung  der 
Nutz-  und  Zugtiere  und  «lamit  eine  roich- 
lii-here  Dimgerproduktion  und  eine  stärkere 
Düngung  der  Felder  zu  ermöglichen.  Bei 
Verffdgung  dieses  Zieles  fau«l  man  aber 
l»ald.  «lass  seine  Enviehuug  an  die  vorherige 
Beseitigung  «ler  reinen  Dreifelderwirtschaft, 
an  ilie  Abschaffung  des  Flurzwanges,  der 
geineinsehaftliehen  Weiderechte  auf  «lern 
Aek«'rlande  und  der  Frohnilienste  geknüpft 
war.  Man  erkannte  ferner,  «lass  die  Bauern 
nur  dann  mit  Lust  und  Eifer  ihrem  Beruf 
obliegen,  und  nur  dann  zuViner  sorgfältigen 
und  i'rfol.greiehen  Wirtschaftsführung  ge- 
bracht werden  konnten,  wenn  sie  bei  Leb- 
zeiten und  für  den  Todesfall  frei  über  ihiv 
Hofe  vertilgen  dürften.  In  der  zweiten 
Hälfte  «l«-s  1*.  Jahrhunderts  war  unter  den 
sachverständigen  und  weiter  blickenden 
Männern  kaum  mehr  eine  Memnngsvcr- 
s«-hi«'«leidieit  «larüber,  dass  «lie  Freiheit 
in  «ler  Verfügung  über  den  Boden 
und  in  seiner  Benutzung  sowie  die 
Aufhebung  der  persönlichen  Un- 
freiheit 'ler  niederen  läml  I  iclien 
Bevölkerung  und  die  Beseitigung 
des  gutsh«M  rl  ich-bauerl  ichen  Ver- 
hältnisses die  uuerlässlich«'i)  Vorbe- 
dingungen seien,  um  die  als  notwendig  er- 
kannten  Verl m-ssciu Ilgen  in  «lein  Betriebe 
d«>r  Lmdwirtschaft  einzuführen,  um  ferner 
tlen  ( irossgrundbesitzerm  wie  den  Bauern  eine 
lohnende,  ihren  gerechtfertigten  Wünschen 
und  Anforderungen  entsprechende  Wirt- 
schaftsweise zu  ermöglichen. 

Bei  der  konversativen,  plötzlichen  grossen 
Veränderungen  kaum  zugänglichen  Natur 
des  landwirtschaftlichen  (iewerbes  und  «ler 
ländlichen  Bevölkerung,  konnten  neue  Ein- 
richtungen nur  sehr  langsam  sieh  Bahn 
brechen.  Die  Schwierigkeit  war  um  so 
grösser,  als  die  bisherigen  Verhältnisse  durch 
eine  jahrhundertelange  Tradition  gowisser- 
masseu  geheiligt  waren,  als  sie  auch  in  den 
einzelnen  Teileu  des  Reiches  eine  sehr  ver- 
schiedenartige Ausgestaltung  gewonnen 
hatten.     Zu«lem  setzte   «lie   Mehrheit  der 


Grossgrundbositzer  allen  Neuerungen  nach 
den  el>on  gedachten  Richtungen  hin  einen 
stärket!  Widerstand  entgegen :  die  meisten 
verkannten,  dass  durc  h  ihr  eigenes  Interesse 
dieselben  nicht  minder  geboten  seien,  wie 
durch  die  Rücksicht  auf  die  uuterthäuigen 
Bauern. 

Eine  richtige  und  allgemeine  Umgestaltung 
d.^r  Betriebsweise  sowie  «ler  persönlichen 
Verhältnisse  der  Landbewohner  fand  erst 
im  19.  Jahrhundert  statt;  im  IS.  traten  nur 
hier  und  <la  partielle  Reformen  ein.  j«:  nach- 
dem die  Einsicht  einzelner  Landwirte  und 
namentlich  die  Ligv  «ler  rechtlichen  Zu- 
ständ«'  sie  möglieh  machten. 

1«>.  Im  Jahre  1727  gründete  «ler  pivussischc 
König  Fri«  «lrich  Wilhelm  «Ii«'  »'ixten 
L'hrstühle  für  Kamcraiwisscnschafteu  und 
zwar  an  den  Universitäten  Frankfurt  a.  <>. 
und  Halle  a.  S.  Sein  Beispiel  fand  viel- 
seitige Nachahmung,  so  dass  am  End«-  «les 
ls.  Jahrhunderts  fast  auf  allen  deutsehen 
Universitäten  «Ii«'  Kainendwissenschaft  vor- 
getragen wurde.  Zu  ihr  rechnete  man  da- 
mals nicht  nur  alles,  was  man  jetzt  unter 
[»olitischer  Ockonoiuic  zusainmenfasst.  s«>n- 
deru  auch  «Ii«;  gesamte  Urivatwirtscliafts- 
lehre.  innerhalb  welcher  «He  Lin<l\virtsehafts- 
lehre  den  bei  weitem  hervorragendsten  l'latz 
einnahm.  Die  Vertreter  «ler  Kameiulwissen- 
schaft  an  den  deutschen  Uuivei-sitäten  haben 
einen  sehr  wirksamen  Einfluss  auf  «Ii«-  Ite- 
form  «l«'s  landwirtschaftlichen  Betrielies  und 
der  agrargesetzlichen  Verhältnisse  ausg».'übt. 
Unter  ihnen  mögen  hier  Itesonilers  genannt 
stdn :  von  Son  neu  f  eis.  von  Justi, 
Zinke,  Leske,  Beckmann.  Der  letzt- 
genannte gab  17G9  unter  «lein  Titel  -Grun«l- 
sätze  «ler  teutsehen  I Landwirtschaft  tun 
Buch  heraus,  welches  als  «ler  erste,  wenn- 
gleich noch  sehr  unvollkommene  Vei-sueh 
einer  wirklich  wissenschaftlichen  Behand- 
lung und  systematischen  Darstellung  der 
Laiidwirtschaftslehiv  gelten  kann.  Dassell«e 
erschien  bei  L«'bzeiten  des  Verfass«*rs  in  5 
Auflagen,  davon  die  letzte  1SU2.  Neben  «len 
Gelehrten  trat  dann  auch  eine  beträchtliche 
Zahl  von  praktischen  Landwirten  auf.  die 
literarisch  «lie  Liudwirtschaftslehro  oder 
einzelne  Teile  derselU'n  behandelten.  Die 
Schriften  der  meisten  von  ihnen,  namentlich 
die  aus  «ler  2.  Hälfte  «les  ls.  Jahrhunderts 
stammenden,  zeichneten  sich  vor  der  voran- 
gegangenen Litteratur  vorteilhaft  dadurch 
aus.  «lass  sie  nicht  nur  die  vorhandenen  Zu- 
stämle  l»eschrieben  o«  ler  eigene  Erfahrungen 
uiitteilten.  sondern  dass  sie  auch  an  «lern 
Althergebrachten  Kritik  übten  und  Vor- 
schlüge zu  Verbesserungen  machten.  Von 
l>eson<lerer  Bedeutung  unter  ihnen  sind 
folgende:  .loh.  George  Leopoldt.  -Nütz- 
l'u  he  und  auf  du-  Erfahrung  gegründete 
Einleitung  zu  der  Lindwirtschaft  .  5  Teüe, 
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Sorau  17öO;    -Joh.  Gottl.  von  Eckharts 
vollständige  Rx{>erimental-< »ekonoiuio  .  Jena 
17 "4  ;  Uhristian  Reichart.  >l,and-  und 
Oartensehatzt.  ti  Teile.  l~'*i—~A  (erlebte  (i 
Auflagen,  die  letzte,  von  Völker  herausgo- 
geWn.  1  Kit») ;  . .1  o  Ii.  C  h  r i  s  t  i a  n  S  e  h  u  1t  a  rt  s 
Ökonomist  h  -  kameralistische   Schriften.  (> 
Teile.  Leipzig   17S4  u.  s."»;  Juli.  Christ. 
Bergeu.  -Anleitung  für  die  Iiandwirto  zur 
Verl*>?-serimg   der  Viehzucht«..  Berlin  und 
Stralsund  Die  letztgenannte  Schrift 

ist  dasjenige  landwirtschaftliche  Werk,  von 
dem  A.  Thaer  l>ekeunt,  dass  er  am  meisten 
daraus  gelernt  halte  und  welches  er.  mit 
Zusätzen  versehen,  im  Jalire  lHÜO  seihst 
noch  einmal  herausbat». 
Dem  Ausgang  des  ls.  Jahrhunderts  ge- 


Friedrich «I.  Gr.  AI  »er  auch  die  Ver- 
dienste von  Maria  Theresia  und  ihrem 
Sohne  Joseph  1.1.  um  die  Herbeiführung 
Unserer  agrarischer  Zustand«'  sind  nicht  ge- 
ring. Allerdings  waren  diese  heulen  Herrscher 
sachlich  weniger  genau  orientiert,  als  die 
heideu  preussischon  Könige  und  griffen  des- 
lialh  öfter  fehl. 

Friedrich  Wilhelm  1.  wandte  sein.» 
Sorgfalt  ganz  liesouders  der  ltäuerliehen  Be- 
völkerung zu:  er  suchte  deren  leisten  zu 
erleichtern,  sie  gegen  schlechte  Behandlung 
seitens  der  Gutsherren  zu  schützen,  das 
Legen  der  Bauern  zu  verhindern.  Im  Jahre 
17.12  besiedelte  er  «las  durch  <lie  Pest  fast 
entvölkerte  L  i  1 1  a  u  e  n  mit  den  ihres  ( .i lauheu s 
weisen  vertriebenen  Salzburgern.    Auf  der 


hören  noch  zwei  für  die  Entwicklung  der  dort  gelegenen  Domäne  T  ra  k  e  h  n  e  n  richtete 
Wissenseliaft  besonders  wichtige  Ereignisse 
an.  deren  Einfluss  auf  die  I Landwirtschaft 
und  die  I^atidwirtschaftslehir*  sich  freilich 
erst  im  folgenden  Jahrhundert  geltend  machte. 
Im  Jahr  I77ti  erschien  das  Werk  des  Schotten 
Adam  Smith  über  die  Natur  und  die  Ur- 
sachen des  Xationalreichtums,  welches  fflr 
die  Volkswirtschaftslehre  erst  die  wissen- 
schaftliche Grundlage  schuf.  Im  Jahre  1774 


er  m  tlem  nämlichen  Jahn*  ein  Staatsgestüt 
ein.  welches  die  Haupt  grund  läge  für  die 
weltberühmte  ostprciissischo  Pferdezucht  al»- 
gah  und  noch  immer  deren  wichtigste  Stütze 
bildet.  Friedrich  d.  Gr.  folgte  in  der 
Sorge  für  die  Lind  Wirtschaft  den  Fusstapfen 
seines  Vaters,  bekümmerte  sich  um  dieselbe 
sogar  noch  viel  eingehender  und  erfolg- 
reicher.   Um  die  Einführung  und  weitere 


entdeckten  fast  gleichzeitig  der  Engländer  Verbreitung  des  Anbaues  von  Klee.  Kar- 
Priest  le\ und  der  aus  Stralsund  stammende  toffeln.  Tabak.  Hopfen,  welche  Gewächse 
St  hwedo   Scheele    den    Sauerstoff:    die  um  die  Mitte  des  \oriy 


Jahrhunderts  den 

weitere  Verfolgung  und  Entwicklung  dieser  meisten  Lindwirten,  namentlich  den  Hauern, 
wkhligen  Entdeckung  durch  Lavoisier.  als  kultivierl-aiv  Pflanzen  noch  ganz  unbe- 
kannt waren,  erwarb  er  sich  gross«»  Ver- 
dienste. Er  liess  ferner  aus  den  nord west- 
deutschen Marschen  in  grossen  Mengen 
Hullen  und  Kühe  kommen,  um  die  Kind- 
viehzucht  und  damit  die  Milch-  und  Hutter- 
prodnktion  in  seinen  Staaten  zu  verl>osseni  und 
zu  steigern.  Aus  Spanien  bezog  er  wiederholt, 
unter  l  'elM-rwiiidung  giv.s>er  Schwierigkeiten. 
Böcke  und  Mutterschafe  und  schuf  damit  die 
Unterlage  für  die  sjwiter  so  binhende  und 
gewinnreirhe  Meriuosehafziicht  des  nord- 
östlischen  Deutschlands.  Mit  grossen  Koste» 
führte  Friedrich  d.  (ir.  die  schon  von  seinem 
Vater  geplante  Trockenlegung  de*  i  »der- 
uud  Warthebriiches  durch  und  g»»wann  da- 
durch -  4IMICHN»  Mors.'.  !!  des  frue|itl«irsteU 
Lindes,  das  er  mit  Kolonisten  auslegenden 
besiedelt.',  die  in  ihrer  landwirtschaftlichen 


I nee ii  h ou ss.  T Ii.  de  Saussure.  Marg 
graf  und  andere  gab  dann  den  Anlass  und 
bot  die  Möglichkeit,  für  die  das  pflanzliche 
und  tierische  Leben  beherrschenden  Natur- 
gesetze ein  wirkliche*  Verständnis  zu  ge- 
winnen. A.  T haers  im  Anfang  des  1!). 
Jahrhunderts  erschienenen  Grundsätze  der 
rationellen  Ijmd  w  irtsehaft  liefern  den  lösten 
Beweis,  wie  stark  der  Einfluss  der  auf  dem 
tiebiete  der  Volkswirtschaftslehre  und  der 
Naturwissenschaft  gemachteu  Fortschritte 
auf  die  landwirtschaftliche  Theorie  und  Praxis 
gewesen  ist. 

11.  Bei  weitem  die  grösste  Schwierigkeit 
für  die  dringend  nötige  Reform  der  Land- 
wirtsejiaft  lag  in  den  agrargesetzlichen 
Verhältnissen,  deren  plötzliche  Umgestaltung 
ein  Ding  der  Unmöglichkeit  war.  Sie  konnte 

nur  gelingen  durch  ein  allmähliches.  al>er  Entwickelung  besonders  weit  fortgeschritten 
ziclU'wnsstes   und   konsequentes  Vorgehen 
der   Staatsgewalt.     Glücklicherweise  war 
dieselbe  gerade  im  IM.  Jahrhundert,  der  Zeit 
des  absoluten  Füi-stentums,  ganz  U>sonders 

stark  un«I  die  Monarchen  der  beiden  grössten  j  nuw  ht    und   mit    Grundbesitz  ausgestattet 


waren.  Während  meiner  Kegierungszeil  zog 
er.  einschliesslich  der  Fainilieuglied.  r.  mehr 
wie  'J.Vmmmi  Kolonisten  in  seine  Stalten.  v..u 
denen  fast  's  auf  dem  Linde  ansässig  ge- 


Staaten. Preussen  und  Oesterreich,  hatten 
die  .Vorstände,  unter  denen  die  Landwirt- 
schaft litt 

kannt.  el»ens«>  die  Wege,  die  zu  deren  Be- 
seitigung eingeschlagen  werden  mussten. 
jfesonders  gilt   dies  von  den  pieussischen 


wurden. 

Friedrich  d.  (i.  war  lebhaft  von  der  Ueber- 
der  Hauptsache  nach  richtig  er-  ; zeugung  durchdrungen,  dass  <lie  herrschende 

Art  und  Weise  des  landwirtschaftlichen  Be- 
tricVs  den  Bedürfnissen  der  Zeit  nicht  mehr 
nt.spräche.  dass  <  r  einer  gänzlichen  Umge- 


Königen     Friedrich    Wilhelm   I.   und  staltung  bedürfte.  Bei  seinen  Hemühuugen. 
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solche  herbeizuführen,  machte  er  l.ald  die  Er- 
fahrung, dass  dicsidbe  eine  vorherige  At'iide- 
ruug  derauf  Grund  von  Gesetzen  od  ort  lewohu- 
heitsnvhten  bestehenden  allgemeinen  agra- 
rischeu  Zustände  zur  Voraussetzung  habe. 
Diese  Aonderung  zu  Wwirki'ii.  war  sein 
eifriges  Bestreben.  Er  erlitt  ein  strenges 
Verbot  gegen  das  Bauernlegen,  dem  er 
auch  d<-n  privaten  Orossgnindliesitzern  gegen- 
über Gehorsam  zu  verschaffen  wusste.  Er 
vernichte,  die  Leiltoigeuschaft  zu  beseitigen, 
die  U'luerlicheu  Dienste  auf  ein  festes  und 
erträgliches  Mass  herabzusetzen,  den  Bauern 
ein  erbliches  Besitzrecht  au  ihren  Hofen  zu 
sichern.  Erhebliche  Erfolge  liatte  er  bei 
diesen  Bestrebungen  allerdings  nur  auf  »len 
königlichen  Domänen,  auf  denen  er  l^andes- 
fürst  und  Gutsherr  zugleich  war;  1km  den 
Rittergutsbesitzern  fand  er  starken,  meist 
unüberwindlichen  Widerstand.  Behufs  Be- 
seitigung der  aus  den  gemeinschaftlichen 
Weiderechten  mul  aus  der  (iemenglage  der 
Grundstücke  sich  ergebenden  roholständen 
unternahm  er  es.dieG  emei  n  he  i  t  ste  i  1  u  n  g 
(Separation)  und  Zusammenlegung  der 
Grundstücke  durchzuführen.  Bei  luclire- 
ren  Hunderten  von  Dörfern  gelang  ilun  dies, 
l«  i  «1er  weit  fd>erwi».>gonden  Zahl  freilich 
nicht.  Ehe  Instruktionen,  welche  er  dieser- 
h;db  erliess  (14.  April  1771  und  2."».  Februar 
1777),  enthalten  aber  schon  im  wesentlichen 
die  Grundsätze,  welche  in  der  pivuss.  G»> 
meiidieitsteilungs-Ordtiung  vom  7.  Juni  1821 
als  gesetzliche  Nonn  verkündet  wurden  und 
nach  denen  in  der  Folge  die  Sofiaration  in 
dein  preussischen  Staate  zur  Durchführung 
gelangte.  —  Um  den  (ipissgnmdlM'sitzern 
Schlesiens,  die  durch  den  sieltenjährigon 
Krieg  sehr  gelitten  hatten,  aufzuhelfen,  er- 
richtete Fried  rieh  d.  (ir.,  nach  einem  von 
dem  Kaufmann  Düring  in  Berlin  ihm  vor- 
gelegten Plane,  am  2V».  August  17  Gl.»  die 
Seli  lesisehe  Landschaft,  ein  auf 
Gegenseitigkeit  lieitihendes.  alle  Rittergüter 
der  IVoviiiz  umfassendes,  Hypothekon- 
Kreditinstitut.  Ihr  folgten  am  14.  Juli 
1777  die  Lau  d  sc  halt  (Kitterschaft)  für 
die  Kur-  und  .Neu  mark,  am  Li.  .Mär/. 
17*1  die  Pom  morsche,  am  1!)  April  17S7 
die  ost  preiissische.  am  'JO.  Februar  178N 
die  west  preiissische  Landschaft.  Diese 
Landschaften  haben  sich  über  pm  Jahre 
lang  aufs  Trefflichste  bewährt:  sie  haben 
die  schweren  Kriegszeiten  von  1n»i(» — Islij 
und  deren  Folgen  uuerschütUTt  überstanden 
und  sind  im  V.i.  Jahrhundert,  namentlich  in 
dess.-n  zweiter  Hälfte,  vielfach  nachgeahmt 
wonlen.  Noch  bis  zur  Gegenwart  stehen 
die  l^indschaften  als  llypotheketi-Kivdit- 
ilistitllte  11  IUI  bell  roffen  da. 

Aueli  die  gleichzeitigen  österreicliischon 
I  b  rrscher.M  a  r  i  a  T  h  e  r  e  s  i  a  um  l  J  o s e  p h  II. 
iiessen  sich  die  Sorge  für  das  Gedcüien  der 


Ijuidwiilsihaft  und  der  ländlichen  Bevöl- 
kerung angelegen  sein.  Schon  der  Vater 
Maria  Theresias.  »ler  Kaiser  Karl  VI., 
verfügte  173b:  »Wo  die  rntorthauen.  in  was 
es  sei.  wider  Billigkeit  hart  gehalten  und 
unterdrückt  werden,  sine  respeetu  personae, 
wer  es  auch  sei.  soll  ernstlieh  abgestraft 
werden.*  Die  Tochter  setzte  das  Werk  des 
Vaters  noch  energischer  fort.  Sie  trat  dem 
auch  in  ihren  I^anden  stark  geübten  Bauern- 
legen mit  Erfolg  entgegen  und  suchte  die 
Dienste  (Rotjot)  der  Bauern  nicht  nur  auf 
ihren  Domänen,  sondern  auch  auf  den  Ritter- 
gütern zu  fixieren  und  zu  ennässigon.  In 
diesem  Sinne  erliesssie  unter  dem  22.  Oktober 
1708  und  ti.  Juli  1771  Robotpatente  für 
Schlesien,  unter  dem  IL  August  1775 
für  Böhmen  und  unter  dem  7.  September 
1775  für  Mähren.  Auf  ihren  Domänen  in 
Böhmen  und  Mähren  veränderte  sie  177U 
1778  vollständig  die  Lige  der  unterthänigen 
Bauern,  indem  sie  denselben  die  Möglichkeit 
der  Ablösiuig  der  Frondienste  gewährte 
und  ihnen  die  Erblichkeit  ihrer  Höfe  ge- 
währleistete. Kaiser  J  ose  ph  11.  hob  durch 
Patent  vom  1.  Xovemlier  17S1  die  Leibeigen- 
schaft für  Böhmen.  'Mähren  und  Schlesien 
auf  und  ersetzte  sie  durch  eine  gemässigte 
rnterthänigkeit.  Durch  Patent  vom  P». 
Februar  178!».  das  am  1.  November  17!»<>  in 
Wirksamkeit  treten  sollte,  ordnete  der  Kaiser 
die  Ablösung  aller  den  Privatlmuern  ihren 
Gutsherron  gegenüber  obliegenden  Ver- 
pflichtungen für  die  böhmischen  Erhlande, 
«Ii«-  M  österreichischen  Provinzen,  Galizion. 
Görz  und  Gradiska  an.  Die  Inhaber  kleiner 
Stellen,  die  Hänslet  und  Inleute.  wurden 
von  der  Regulierung  ausgeschlossen.  Der 
am  2*>.  Febniar  17*.Xi  erfolgt»-  Tod  des 
Kaisers  verhinderte  die  Ausfüllung  des 
Patentes  von  17*1»:  sein  Nachfolger.  Leo- 
pold IL  hob  es  wieder  auf.  Erst  im  Jahre 
1848  wurden  ui  Oesterreich  die  gutsherrlieh- 
bäuerli»hen  leisten  beseitigt. 

Auch   in  einzelnen   kleineren  deutschen 


Staate 


Uli; 


man  m 


ler 


Hälfte  des  1s. 


Jahrhunderts  mit  Reformen  auf  agrarischem 
Gebiete  vor.  1 T ."V  i  und  17b7  hoben  frei- 
willig  »ler  Graf  Günther  zu  Stollberg 
auf  Premstedt  und  Graf  Bernstor  ff  auf 
Bernstorff,  beide  in  Holstein,  die  l/'iboigen- 
schaft  und  die  FnjmUenst«- auf  ihren  Gütern 
auf.  —  1783  wurde  in  dein  M;ukgrafentum 
Baden  die  L«>ibeigeiis<haft  auf  landesge- 
setzliehem  Weg.?  beseitigt. 

iL'.  In  verschiedenen  Teden  des  Deutschen 
Reiches  fanden  sich  praktische  Land- 
wirte, Grossgrundhesitzer,  Päehter  und 
Administratoren,  welche  die  in  »lern  land- 
wirtsehaftlielien  Betrieb  als  notwendig  er- 
kannten Verbesserungen,  so  w»*it  es  nach 
l«ago  der  agTarg«'set/.lichen  Verhältnisse 
möglich  scluen,»lur»hzufülueii  sich  b< '.strebten. 
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Sic  ■wurden  dalnd  unterstützt  teils  durch  die  dem  Acker  uiul  ohne  Beseitigung  der  Fron- 
m  >Ur  zweiten  Hälfte  des  IS.  Jahrhunderts  dienste    eine    « Ion    Zeithedürfnisson  ent- 
m  vers-diioilenon   Orten  gebildeten  lau  •  l  -  sprechende  Cmgestaltung  des  landwirtschaft- 
w  irt  >e  ha  ft  l  i  i-h  en  V  ereine,  teils  duivIC  liehen  Betrielies  unmöglich  sei.  Schubart 
einzelne  Vertreter  der  Kaineralw  issenschaft.  i  machte  als  einer  der  ersten  den  Versuch, 
die  «  in  L's«-.nd*-res  Interesse  und  Verstand-  ;  auf  seinem  in  Sachsen  gelegeneu  Rittergute 
ni»  für  die  Landwirtschaft  Insassen.  Zu  den  '  Würchwitz  die  Dreifelderwirtscliaft  durch 
wirksamsten   landwirtschaftlichen  Vereinen  :  die  Fr u  ch  t  Wechsel  w  irt  sehaf  t  zu  er- 
gchörten :     die    La  n  d  w  i  rt  sc h a f  t  s- O  e-  setzen.    Er  führte  dort  mit  Erfolg  uaoh- 
sellschaft  in  Celle,  die  ökonomische  stehenden    Fruchtwechsel  ein:   1.  Brache; 
Sozietät    iu    Leipzig.  Wide   1704  ge-  2.   Raps   oder   Rühen;    'A.  Winterweizen; 
gründet,  ferner  die  kurpfälzische  phy  si-  4.  Hülsen-  oder  Hackfrüchte:   ">.  Sommer- 
kalixh-ökonr.mische  Gesellschaft  •  getreide;  O.Klee;  7.  Roggen;  S.  Ha/er.  Die 
iu  Lautern  (1700)  und  die  ökonomisch-  Schlage  3—0  enthaJteu  den  später  so  be- 
patriotisch e  Ge  sc  1 1  scha  ft  i  n  Bresl  au  rülmit  gewordenen  uud  oft  nachgeahmten 
il772).  Der  grösste.  Ausgangs  des  ls.  Jahr-  Norfolker  Fruchtwechsel,  der  noch  immer 
Kunderts  gemachte  Fortsehritt  hestand  darin,  die  Grundlage  aller  Fniehtfolgen  nach  dem 
■ia»s  man  anfing,  die  Brache  ganz  oder  teil-  Fruchtwechselsystem  bildet.  Zwei  Ursachen 
»eise  mit  Feldgowächsen.  namentlich  mit  waren  es  vorzugsweise,  welche  Schul>ai1  eine 
solchen,  die  zur  Fütterung  der  Tiere  vcr-  so  oinflussrciehe  Wirksamkeit  verschafften: 
wendet  werden  konnten,  zu  bebauen.    Der '  die   grosso  Begeisterung  für  die  von  ihm 
ieldmässige    Auhau   des   Rotklees,    der  als  notwendig  erkannten  Reformen,  deren 
Kartoffeln,  der  Rühen  fällt  iu  dies«'  Durchführung  ihm  eine  Gewissen*-,  eine 
Periode.    Allgemein  wurde  er  freilich  erst  heilige  Sache  war  und  ferner  der  V instand. 
-I-äter.  nachdem  Flurzwang  und  Frondienste  dass  er  die  Zweckmässigkeit  der  von  ihm 
U-seitigt    waren.     Auch    die   Kultur  von  gemachten  Vorschläge  durch  deren  orfolg- 
Tabak.  Hopfen.  Farhpf  lanzeii  dehnte  reiche  Verwirklichung  in  der  eigenen  Wirt- 
>n  h  aus.  wenngleich  derselben  schon  durch  schaff  bewies. 

■len  geringen  Bedarf  an  diesen  Gewächsen  !  Hin  l)«»ffnungsfreu<liges  Strelieii  und 
ziemlich  enge  Schranken  gezogen  waren.  Ringen  bewegte  am  Ende  des  ls.  Jahr- 
Itn  Jahre  1747  konstatierte  der  Chemiker  huuderts  die  Männer,  welchen  das  Wold 
Marggraf  (17« Hl — 17*2)  das  Vorhanden-  der  Lindwirtschaft  und  «ler  ländlichen  Be- 
sein  von  Zucker  in  den  Runkelrüben:  sein  völkerung  am  Herzen  lag.  Sie  waren  davon 
Si  hüler  Franz  Karl  Achard.  der  sich  überzeugt ,  dass  ganz  nein-  und  bosseiv 
»  hon  unter  Friedrich  d.  Gr.  um  die  Hebung  Zeiten  kommen  würden  und  müssten;  sie 
des  Talpakbaues  in  den  pivussisohi-n  Staaten  sdn-n  au<  h  schon  ziemlich  klar  die  Ziele  vor 
sehr  verdient  gemacht  hatte,  errichtete,  mit  Augen,  deren  Krroichuug  zu  erstieben  vväiv 
rjiterstützung  Friedrich  Wilhelms  11..  und  suchten  mit .grösserem  '»der  geringerem 
17!»0  die  erste  Rülieuziickerfahrik  auf  dein  Erfolg  nach  den  Wegen,  auf  denen  diese 
Gute  Kunern  U-i  Steinau  in  SclUesieu.  Ziele   erreicht   werden   könnten.     Tin  die 

Besonders  hervorragende  Verdienste  um  Wende   des  Jahrhunderts    trat    dann  der 
die  Ver1«e>serung  des  landwirtschaftlichen  Mann  an  die  «»Öffentlichkeit,  der.  mit  den 
IVtrieUs  erwarb  sich  Joh.  Chr.  Sehubart  einem   Reformator   unentbehrlichen  (iahen 
i\7M — 17*7).  und  zwar  sowohl  durch  seine  des  Geistes  uud  des  Charakters  ausgestattet, 
»ehriftstellerisehe,  wie  dunh  seine  T  hat  ig-  die  Bahnen  verzeichnete,  welche  nunmehr 
k»  it  als  praktischer  Lindwirt.    Ihm  ist  vor-  die  Lindwirtschaft  einzuschlagen  habe,  um 
/.iigsweise  die  allgemeine  Verbreitung  des  ihren  Zweck  und  Beruf  für  die  einzelnen 
Kleeliaue.s   zu    danken;    als   Anerkennung  Lmdwiite  sowohl  wie  für  die  Volkswirt- 
iüerfür  erhol»  ihn  Kaiser  .losejih  II.  unter  schaft  und  den  Staat  zu  »'rfülh'n.   Im  Jahre 
dem  Namen  eines  Edlen  von  dein  Klee-  170  s    veröffentlichte    A  Hu- <  •  <  •  Ii  t  Thaer 
fei  de  in  den  Adol.-taud.     Auf  seine  Ver- .  «1752 — 1*2*)  den   1.  Band   .-eines  Kjioche 
.uilassung  führten  einzelne  grössere  Guts-  machenden    Werkes    -Einleitung  zur 
t">itzer  und  .Pächter  die  Som  m  ersta  1 1  -  K  c  n  n  t  n  is  d  er  en  gl  i  sc  he  n  Landwirt- 
/ütterung  des    Rindviehs  und  sogar,  's«  ha  fl      (Hannover   170*,   2.   Bd.  1*«»1. 
dies   freilich    verkehrtonveise.    d.-r  Schafe  3.  Bd.  1*<G).   Wenige  Jahn- später  gewährte 
auf  ihren  (intern  ein.     In  der  Abhandlung  die  Reform  der  Agrargesetzgebung  die  Mög- 
ihifung.   Trift    und   Brache,  die  grössten  lichkeit.  von  «len  für  den  landwirtschaftlichen 
(frechen  und  die  Pest  der  Lindwirtschaft     Betrieb  vorgeschlagenen  nnd  als  nötig  an- 
i''iononii.M  h-kariieralistist  heSchriften,  Teil  11)  ••rkaniilen  Verbesserungen  allgemeinen  Ge- 
-■wie  in  arideren  Abhandlungen  wies  «  r  so ;  brauch  zu  machen. 

^•erzeugend .  wie  nieman«!  «>  bis  dahin  III.  Die  Umgestaltung  der  agrarischen 
sr<  tiiau  hatte,   naeh.  dass  ohne  Abschaffung  Verhältnisse  in  der  1.  Hälfte  des  10. 

./er    i'eiiK-inschaftli<-}icn    Weiderechte    auf  Jahrhunderts.  13.  Eine  h.Mic  herbeigeführt 
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zu  haben,  ist  vor  allen  anderen  das  Verdienst 
von  AI  brecht  Tliaer.  Derselbe,  von 
Bend  Arzt  (später  kgl.  grossbritaunischer 
Leibinedikus),  beschäftigte  sich  in  seinen 
Mussestunden  mit  Garteu1>au,  kaufte  sich 
dann  in  der  Nähe  der  Stadt  Celle,  iu  der 
er  wohnte,  ein  kleines  Lamlgnt  und  suchte 
dies  in  h*>stmögl icher  Weise  zu  bewirt- 
schaften. Kr  machte  sich  mit  der  da- 
maligen deutschen  und  englischen  Litteratur 
über  Iwindwirtsehaft  bekannt  und  schrieb 
als  Fnicht  seiner  Studien  und  praktischen 
Erfahrungen  das  oben  erwähnte  \Vork  ültf-r 


Zweige  liat  Thaer  umgestaltend  gewirkt. 
Dem  Fruchtwechsclsystciu  liat  er  eist  die 
wissenschaftliche  Begründung  gegolten:  ihm 
ist  hauptsächlich  die  weiten-  Verbreitung 
der  SommerstallfiUterung  des  Riudviehs.  der 
so  ungemein  erfolgreiche  Aufschwung  der 
Merinosehafhaltung.  die  Einführung  besserer 
Aokorworkzouge  und  damit  eine  rationellere 
Bodonltearbeitung  zu  verdanken.  Ein  nicht 
minder  grosses  Verdienst  erwarb  er  sich 
dadurch,  dass  er  die  Lmdwirto  rechnen 
lehrte;  dass  er  ihnen  zeigte,  wie  sie  durch 
eine  zweckentsprechende  Buchführung  und 
englische  Luid  Wirtschaft .   in  welchem  er !  durch  daran  geknüpfte  Kalkulationen  sich 


zugleich  seine  Ansichten  über  die  Reform 
der  deutschen  Ijumhvirtschaft  niederlegte. 
Das  Buch  enegte  solches  Aufsehen,  dass 
aus  allen  Teilen  Deutschlands  Männer  nach 
Celle  kamen,  um  von  Tliaer  zu  lernen.  Für 
diese  hielt  er  Vorlesungen  und  Hess  sich 
darin  noch  von  seinem  Pn-undo,  dem  Ajh»- 
theker  Einlief,  unterstützen,  1*04  folgte 
Thaer  einem,  seitens  des  Königs  Fr  i  e  il  r  i  c  h 
W  i  I  heim  III.  und  dessen  Minister  Ha  rden  - 
borg  an  ihn  ergaugenen  Ruf  nach  Pivnsseu 


Recheuscliaft  geben  könnten  und  müssten 
über  das  Resultat  ihre)'  Wirtschaftsfühning 
sowohl  im  ganzen  wie  über  die  Rentabilität 
der  einzelneu  Betriebszweig»'. 

In  der  gleichen  Richtung  wie  Thaer 
wirkten  viele  andere  zeitgenössischen  Männer, 
die  entweder  direkte  Schiller  Thaer»  oder 
doch  durch  seine  Soliriften  angeregt  waivn. 
Cnter  denselben  mögen  nur  die  folgenden 
genannt  sein.  Job.  Heinr.  v.  Tb  ü  neu 
(17*2 — l*.riO).  der  Verfasser  des  isolierten 


und  gründete  auf  dein  ihm  in  Erbpacht  ge-  Staates,  der  scheu  Timers  Schüler  in  Celle 


gebnnen  Oute  Möglin,  0  Meilen  von 
Berlin,  die  erste  ileiitsche  landwirtschaft- 
liche Akademie.  Während  der  Jahre 
1*09—1*12  voi-öffentlichte  er  sein  Haupt- 
werk Grundsätze  der  rationellen 
Landwirtschaft^.  (4  Bände).  In  diesem 
wurde  zum  ersten  Male  die  Landwirtsehafts- 
leluv  wirklich  wissenschaftlich  1h -handelt 
und  mit  Recht  kann  man  Thaer  als  den 
Begründer  der  Landwirtschaftswissenschaft 
bezeichnen.     Die  beiden  Grundlagen  der- 


war.  Job.  Crottl.  Koiipp  (17*2— 1*03). 
der  von  1*11  bis  1S1.{  Wirtschaftsinspektor 
und  zugleich  L-hror  der  Landwirtschaft  iu 
.Möglin  war  und  der  durch  sein  Buch  Tnter- 
richt  im  Ackerlmu  und  in  der  Viehzucht  . 
b  lies  bei  sein 


w»-lciies  ttei  seinen  Lebzeiten  in  9  Auflagen 
j  erschien  (die  1.  im  Jahn-  1*12.  die  letzte 
j  im  Jahre  1*01),  ungewöhnlich  viel  zur  Popu- 
larisierung der  Thaorschen  Grundsätze  bei- 
trug. Job.  Nepoinuk  Schweiz  (17"i9 
bis  1*43),  der  als  junger  Lehrer  nach  Flan- 
scIIkmi.  die  Volkswirtschaftslehre  und  die  i  dem  ging,  dort  siüter  mit  der  Administra- 
Naturwissenschaft.  beherrschte  er  in  gleichem  tiou  von  Gütern  betraut  wurde  und  darauf 
Grade;  auf  ihnen  liaute  er  mit  der  ihm 
eigentümlichen  Klarheit  und  Schärfe  des 
Geistes  sein  System  in  so  vortrefflicher 
Weise  »uf,  dass  seine  Grundsätze  trotz  der 
im  einzelnen  gemachten  Fortschritte,  noch 
bis  zur  <  legen  wart  eine  reiche  Fundgrube 
der  Erkenntnis  für  die  Vertreter  der  Wissen- 
schaft wie  der  Praxis  abgeben.  1*0!)  wunle 
Tliaer  als  Staatsrat  in  das  Ministerium  des 
Innern  berufen  und  hetliätigte  sich  als  sol- 
cher lebhaft  an  der  preussischen  Agrar- 
gesetzgebung. 1*10  wunle  er  als  äusser- 
er« lent  lieber  Professor  der  Kamerai  Wissen- 
schaft«1!! an  die  iieugegründeti-  Cniversitüt 
Berlin  gezogen.  Von  da  bis  1*19.  in  welchem 
Jahr«:  er  die  Professur  nb-derlogto.  wohnt«-  er 
wähn-nd  dos  Winters  in  Berlin,  int  Sommer 
dagegen  in  Möglin.  wo  er  am  20.  Oktober 
1*2*  starb,  nachdem  er  noch  bis  kurz  vor 
seinein  Tode,  zuletzt  vom  B«-tte  aus.  vor 
seinen  zahlreichen  Schülern 
gehalten  hatte 


in  den  verschiedensten  amtlichen  Stellen,  die 
er  im  Elsass,  in  Rheinjuvusson,  Westfalen 
un«l  Württemberg  bt-kleidcte.  eine  ähnliche 
l  "ingestall  ung  d«?r  ganzen  Betrb-bsweise  für 
das  westliche  und  südwestlich«1  Deutschland 
Itewirkto.  wie  sie  Tliaer  für  das  nönl  liehe 
und  nordüst liehe  hervorgerufen  hatte;  er  war 
auch  der  Begi  ünder  der  noch  jetzt  blühenden 
1  a  n  >l  w  i  r  t  s  c  h  a  f  1 1  i  «•  Ii  o  n  A  k  a  d  e  in  i  e 
Hohenheim,  «ler  er  von  1*1*— 1*29  als 
Direktor  vorstand.  Job.  Burger  (1773  bis 
1*12).  eiu  Gest  erreiche!-,  seinem  ursprüng- 
lichen Berufe  nach  Arzt,  wunle  l*os  Pro- 
fessor der  Landwirtschaft  am  Lyceuni  in 
Klagenfurt,  in  dessen  Nähe  er  sieh  ein  Gut 
kaufte  und  selbst  bewirtschaftete.  S«>ine 
Wirksamkeit  erstnvkte  sich  vornehmlich 
auf  die  österreichische  Landwirtschaft.  <üe 
er  nach  Thaorschen  Grundsätzen  zu  refor- 
mieren sucht«-.  Das  wichtigste  von  ihm 
Vorlesungen  geschriebene  Werk  ist  ein  -  Lehrbuch  der  Umd- 
wirtsehaft  .  «las  von  Tliaer  sehr  ho<:h  ge- 
Auf  den  landwirtschaftlichen  Betrieb  im  ,  scliätzt  wurde  und  von  1*1!) — 1*3*  in  vier 
ganzen  wie   fast  auf  alle  dessen  einzelne  j  Auflagen    erschien.      Albrecht  Block 
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(1774 — 1847),  clor  als  Pächter,  Gutsbesitzer, 
tim<lseluiftsAirektor  in  Schlesien  lebte  und 
web.  >>esonders  mn  «las  landwirtschaftliche 
rWhnuugs-  und  Taxationswesen  praktisch 
wie  wissenschaftlich  verdient  gemacht  hat. 
Seine  in  8  Quartbäuden  in  3  Auflagen  er- 
schieneneu    (1.    AufL   183«l — 1H34)    *  Mit- 
teilungen landwirtscliaftlicher  Erfahrungen. 
Ansichten  und  Grundsätze*  sind  auch  heute 
noch  j»^lem,  der  in  der  Taxatiouslelire  eigene 
Sm<lien  machen  will,  unentbehrlich. 

14.  In  der  Nacht  des  4.  August  1789 
hatte  i\ie  französische  Nationalver- 
sammlung <lie  Frondienste  und  die  son- 
stigen einer  zweckmässigen  Benutzung  des 
Bodens  entgegenstehenden  Hindernisse  be- 
seitigt, der  nie«ieren  ländlichen  Bevölkerung 
die  jx.'rsöuliche  Freiheit,  den  Bauern  das 
unbeschränkte  Eigentum  au  ihren  Höfen 
gewährt.  Die  nämlichen  oder  doch  ähn- 
liche Massregeln  wurden  anfangs  des 
19.  Jahrhunderts  in  den.  dem  französischen 
Kaiserreiche  einverleibten  Teilen  des  west- 
lichen Deutschlands  getroffen. 

Nach  «1er  unglücklichen  Sehlacht  bei 
Jena  tl*u6)  uud  dem  Tilsiter  Frieden  (1807) 
fahen  der  König  Friedrich  Wilhelm  Iii. 
und  seine  Katgelier  (Stein.  Hardenberg, 
Schön.  Schnitter  u.  s.  w.)  ein,  dass  etwas 
Durchgreifendes  geschehen  müsse,  um  die  in 
dem  so  sehr  verkleinerten  uud  geschwächten 
preussischen  Staate  noch  vorhandenen  Kräfte 


tember  1811,  betr.  Regulierung  der 
g  u  t  s  h  e  r  r  1  i  c  h  e  n  und  b  ä  u  e  r  1  i  c  h  e  n  V  e  r  - 
hältnisse,  durch  welches  die  Inhaber  der 
nicht  eigentümlich  besessenen  Bauern- 
güter volles  freies  Eigentum  an  ihivn  Höfen 
erhielten  und  alle,  mit  dem  gutsherrlieh- 
bäucrlichen  Verhältnis  verbundeneu  Rechte 
und  Pflichten .  also  auch  die  Frondienste, 
für  beide  Teile  aufgeholten  wurden.  Die 
Bauern  mussten  als  Entschädigung  für  die 
bisherigen  Ijeistungen  an  die  Gutsherren 
diesen  ein  Drittel  oder  die  Hälfte  ihrer 
Höfe  abtreten,  je  nachdem  sie  »lieseilten 
erblich  oder  nicht  orblich  Wsessen  liatten. 
B.Edikt  z  ur  Beförderung  der  Lande  s- 
k  n  1 1  u  r  vom  14.  September  181 1.  gewöhnlich 
L  a  n  d  e  s  k u  1 1  u  r  e  d  i  k  t  genannt.  Dieses  ge- 
währte, allerdings  nur  in  engen  Grenzen,  den 
einzelnen  Grundbesitzern  die  Möglichkeit,  sich 
von  der  Mitbenutzung  ihn»r  iJlndereieu, 
namentlich  ihrer  Brachäcker,  seitens  dritter 
Pen« tuen  zu  liefreien  und  enthielt  ausserdem 
eine  Menge  von  Vorschriften  und  Ratschlägen 
für  einen  zweckmässigen  Betrieb  der  Land- 
wirtschaft. Zu  dem  Regidicnmgsedikt  vom  1 4. 
September  1811  erschien  am  L>9. Mai  l«lo eine 
Deklaration,  welche  manche  für  die 
niedere  ländliche  Bevölkerung  ungünstige 
Bestimmungen  enthielt;  darunter  vor  allem 
diejenige,  dass  Höfe,  welche  keine  Acker- 
nalirung  bildeten,  von  der  Regulierung  aus- 
geschlossen werden  sollten.    Hierdiuvh  ist 


zu  energischer  Bestätigung  zu  bringen.  Das  es  leider  verliindert  worden,  dass  sich  in 
wichtigste  und  unentltehrlichste  Mittel  hierzu  den  östlichen   preussischen  Provinzen  ein 


erblickten  sie  mit  Recht  in  der  Beseitigung 
der  Sehranken,  welche  einen  erfolgreichen 
Betriet,  der  I  Landwirtschaft  unmöglich 
machten.  Zur  Verwirklichung  des  vorge- 
setzten Zweckes  harte  man  nicht  nötig,  «las 
französische  Vorbild  nachzuahmen,  sondern 
man  brauchte  nur  an  die  Bestrehungen 
Friedrich  Wilhelm  I.  und  Friedrich  d.  Gr. 
anzuknüpfen.     So  geschah  es  auch.  Die 


zahlreicher  Stand  von  grundltesitzondeu  Ar- 
lieitem  gebildet  liat.  Die  früher  in  grosser 
Mengt»  vorhanden  geweseiu-n  kleinen  Stellen, 
auf  denen  sogenannte  Büdner  oder  Häusler 
sassen,  wurden  von  den  Gutsherren  im  Ijuufe 
«ler  Zeit  eingezogen  und  dem  eigenen  Grund- 
besitz einverleibt.  4.  Verordnung  vom 
20.  Juni  l.H'io  wegen  Organisation 
der  General  kout  m issionen  und  der 


prenssische  Agrargesetzgebung,  Revision  s- Kol  1  egien  zur  Rcgulie- 
der  Jahre  1H(>7 — 1S21.  welche  man  ge-i  rung  der  gutsherrlichen  und  bäner- 


wöhnlich  als  die  Stein- Har«len  bergi- 
sche Itezeichnet,  Lst  eitie  zeitgemässe,  «ler 
Natur  des  preussischen  Staates  entsprechende 


Jieh  «Mi 
w  e  g , •  n 
diesen 


Verhältnisse,  i  n  g  1  e  i  «•  h  e  n 
des  Geschäftsbetriehes  bei 
Behörden.     Hünlureh  wurden 


Fortbihlung  und  weitere  Ausgestaltung  «ler-  besonden'  Behönlen  eingesetzt,  denen  die 
jenigeti  agrarjxtlitischen  Grundsätze,  von ,  Durcliführiing  «ler  ltereits  erlassenen  sowie 
welchen  schon  Friedrk'h  d.  Gr.  sich  liatte  j  «ler  noch  folgenden  Regulierungsedikte  ülter- 
leiten  lassen.    Die  wichtigsten  zu  ihr  ge-  trogen  und  «lenen  hierfür  eine  eingehende  In- 

5.  Verord  nuug 
vom  7.  Juni  1K21  wegen  Ablösung 
der  Dienste.  Geld-  und  Natural- 
1  e  i  s  t  u  ii  g  <•  n  v  o  n  G  r  umist  (i  <•  k  e  n,  w  >>  1  - 
che  eigentümlich,  zu  Erbzins  ««ler 
Erbpacht  besessen  wenlen.  Dem 
saeldieheu  Inhalt  nach  ist  sie  «lern  Regulie- 
rungsetlikt  vom  14.  September  1SU  und 
der  Deklaration   vom   29.  Mai   l^lo  «Mit- 


hörenden Gesetze  sin«l  folgende.   1.  Ivlikt  stmktion  gegeben  wurde, 
vom  9.  Oktober  1807,  betreffend  «leu 
erleichterten  Besitz  un«l  den  freien 
<}e|yrauch  «les  Grundeigentums  so- 
«■je  «fie  persönlichen  Verhältnisse 
«ler  Landbewohner.    Durch  dasselbe 
vrunle  ii.  a.  das  Unterthämgkeitsvorhältnis 
(/er  niederen  (bäuerlichen)  Bevölkerung  unter 
«üe  (Gutsherren  aufgehoben,  die  freie  TeUltar- 

Jteit  sowohl  der  adlige"  wie  der  bäuerlichen  !  sprechend,  bezieht  sich  aher  auf  «lie  eigen- 
r..-*„l  .„stünden.  2.  Edikt  vom  14.  Sep-  tündieh 


Güter  zugestanden 

Handwörterbuch  der  StAaUwiwenwhaften 


zu  Erbzins  oder  Erbpacht  besessenen 

Zweit«  Auflage.    I.  7 
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Höfe,  b.  Di»>  (i  4* in »- i  n h i  t  s 1 4- i  1  u n  ^ s - 
<  >rd  i)  ii  ug  vom  7.  .1  uni  1N21.  durch  welche 
•  Ii*»  gesetzliche  Handhabe  geltoten  wurde, 
die  irt'steheudeu  gemeinsamen  Wcidejrechto 
•sowie  die  Berechtigung  auf  Walelnutzungen 
H-iteiis  dritter  Personen  aufzuheben  oder 
doch  einzuschränke-n.  Mit  der  Gomoinheits- 
toilung,  Separation  genannt,  sollte  dann 
gleichzeitig  eine  Foldregu  1  ieru  n  g  ver- 
luinden  werden.  7.  Oesetz  über  die 
Ausführung  der  0  emei  n  he  i  t  s  t  ei  - 
lungs-  und  Ablösung*- Ordnungen 
vom  7.  Juni  1821,  welehes  wesentlich  eine 
Instruktion  für  die  Mandllabung  der  bereits 
erlassenen  Gesetze  enthält.  Die  prenssiseho 
Agrargesetzgebung  der  folgenden  Jahrzehnte 
beschränkte  sieh  der  Hauptsache  nach  auf 
einzelne  Modifikationen  der  bereits  genannten 
Gesetze  oder  auf  die  Ausdehnung  dorscllton 
auf  satter  hinzugekommene  Lmilesteile. 
■S.  Am  2.  März  1S")0  erging  dann  noch  das 
umfassende  Gesetz,  b  e  t  r.  d  i  e  Abi  <"■  s  u  n  g 
d  e  r  R  e  a  1 1  a  s  t  e  n  u  u  d  d  i  e  R  e  g  u  1  i  e  r  u  n  g 
der  gutherrlieh-liiluerliehen  Ver- 
hältnisse, welches  den  Inhalt  aller  früher 
hiorülier  ergangenen  Gesetze,  unter  Auf- 
hebung derselben,  zusammenfassto.  aber  auf 
die  liberalen  Bestimmungen  des  ersten  Ro- 
gidierungsgcsetzes  vom  11.  September  1  si  1 
zurüekgriff.  namentlich  auch  die  Regulierung 
der  kleineren  Innerlichen  Stelleu.  soweit 
diesellHMi  noch  nicht  von  den  Gutsherron 
eingezogen  waren,  gestattete. 

AohnJiche  Gesetze  wie  iu  Preussen 
wunlen  auch  in  den  meisten  anderen  deut- 
scheu Staaten  bezüglich  der  Aufhebung  des 
gutshenlicli-bäuerlichen  Verhältnisses,  der 
Abschaffung  der  Frondienste  und  dcr'Tciluug 
der  Genieinheiten  »'Hassen.  In  Bezug  auf  die 
letzten'  ging  man  allerdings  nicht  so  radikal 
wie  in  Preussen  vor:  namentlich  im  süd- 
westlichen Deutsehland  blieb  der  Gemeinde- 
Grundbesitz  ((be  Allmenden),  noch  in 
grossem  rmfang  erhalten. 

In  Oesterreich  ruhte  die  das  guts- 
herrlich-liüuerliche  Verhältniss  betreffend»» 
(lesetzgebung  ein  halbes  Jahrhundeil  fast 
vollständig.  Erst  durch  das  Gesetz  vom 
7.  Septomljer  ls4s  wurde  die  Aufhebung  der 
Gutsunterthänigkett.  der  Robotdienste  und 
der  sonstigen  ltäuerliehen  Leistungen  sowie 
der  gemeinschaftlichen  Holzungs-  und  "Weide- 
rechte  in  die  Weg.'  geleilet. 

1").  Bei  der  Schwierigkeit  der  Sache 
und  bei  dem  grossen  l'mfaug  der  zu  b»*- 
wältigenden  Geschäfte«  könnte  die  Ausführung 
der  geschilderten  Agrarge  setzgebung  nur  all- 
inählieh  von  statten  gellen.  Vor  allem  galt 
dies  von  der  besonders  schwierigen  Gomoin- 
heitstoihmg,  während  die  Auflösung  des 
gutsherrlicli-bävierliche'ii  Verhält nisses  sich 
viel  schneller  vollzog.  Die  Wirkung  auf  die 
Lage  der  einzelnen  Klassen  der  ländlichen 


Bevölkerung  wie  auf  den  landwirtschaft- 
lichen Betrieb  und  dessen  Resultate  war 
eine  ungewöhnlich  grosso  und  günstige, 
wenngleich  auch  einige,  damals  uicht  vor- 
ausgesehene ,  weniger  erfreuliche  Folgen 
sich  einstellten.  Merklieh  fühlbar  wunlen 
die  letzteren  erst  in  der  zweiten  Hälfte'  des 
19.  Jahrhunderts. 

Di*«  uiedere  ländliche  Bevölkerung  er- 
langte die  j>ersönlioho  Fiviheit,  kein  l'nter- 
thänigkeitsverhältuis  machte  sie  von  eleu 
Gutsherren  abhängig,  sie  war  denselben 
nicht  mehr  zu  Hand-  oder  Spanndiensten 
oder  zu  sonstigen  Leistungen  verpflichtet. 
Volles  Eigentum  au  ihrem  Höfen  wunle  deu 
Bauern  gewährt:  ihre  und  ihrer  Familien- 
glieder ganze  Kraft  konnten  sie  nunmehr 
der  Bewirtseluiftuug  ilu-es  Grundl»esitzes 
widmen.  Für  die  Gutsherren  wm"  die  neue 
Onlnung  der  Dinge  nicht  minder  vorteilhaft. 
Auch  sie  erlangten  durch  die  Beseitigung 
der  meist  sehr  mangelhaftem  bäuerlichen 
Dienste  Freiheit  iu  der  Bewirtschaftung 
ihivr  Güter  und  die  Möglichkeit,  eine  ra- 
tionollere Betriebsweise  einzuführen.  Wunlen 
sie  für  die  aufgehobenen  ltäuerliehen  Lei- 
stungen in  Geld  entschädigt,  so  erhielten 
sie  die  Mittel,  die  notwendigen  Vorl>esse- 
ruugen  in  ihrer  Wirtschaft  ins  Werk  zu 
setzen,  auch  wenn  sie  über  sonstige  Kapi- 
talien uicht  verfügtem.  Erfolgte  die  Ent- 
schädigung in  Land,  so  wunle  ihnen  eine 
erhebliche  Vermehrung  ihres  Grundbe-sitzes 
zu  teil,  dessen  Roh-  wie  Reinerträge  und 
mit  letztenm  der  Kapitalwert  im  Lxufe  der 
Jahn"-  ungemein  stark  stiegen.  .Eine  vollständig 
freie  Verfügung  über  den  oigemeu  Grund 
und  Boden  trat  allerdings  erst  ein.  nachdem 
die  fitinden  Nutzungsrechte,  namentlich 
die  Woidorechte .  Im 'seit  igt  waren,  also 
nach  Duivhführuug  der  GeiueinhcitsteUung. 
Wenigstens  gilt  dies  für  die  bäuerlichen 
Besitzer:  die  etwaigen  Weideiveht«'  der 
Bauern  auf  gntshorrlicheni  I^uiide  fielen 
nach  erfolgter  Regulierung  des  gutsherrlich- 
bäuerlicheii  Verhältnisses  von  selbst  fort. 
Hienluivh  sowie  infolge  des  Umstand«:-*, 
dass  die  GrossgTundbesifzer  über  ein  Iw- 
deutenderes  Mass  von  Bildung  und  vou  Kapital 
ve'rfügten.  als  es  den  Bauern  zu  Gebote  stand, 
war  es  ihnen  viel  leie-hter  und  schneller  als 
den  Bauern  möglich,  die  Lehren  Albrocht 
Thaers  und  andenr  Männer  in  ihn  m 
Betrieb  zur  Anwendung  zu  bringen. 

Ib.  In  der  sozialen  Gliederung 
der  ländlichen  Bevölkerung  trat  durch  die 
Agrargesetzgebung,  wenigstens  in  den  ost- 
elbischeu  Teilen  des  Deuts<hen  Reiches, 
eine  gmsse  und  folgern  seh  wen*  Veränderung 
e'in.  Ui»'  ganze  niedere  ländliche  Bevölke- 
rung, wenigi-  Ausnahmen  abgerechnet,  ge- 
hört»' bisher  zu  den  Bauern  odei-Piiter- 
t  hauen    und   bildete  einen  gemeinsamen 
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Stand.     Ihiv  Mitglieder  waren  scholl  en- 
l'flioKt  iir.  al>er  auch  schollenberoeh- 
t  j  ir  t .    Sie  durften  ohne  Erlaubnis  de*  Guts- 
Iwmi  ihren  Wohnsitz  nicht  wechseln,  dieser 
»lurfte  sie  aber  auch  nicht  fortschicken  und 
unisste   für    ihren   Lebensunterhalt  sorgen. 
Durch  die  Regiilienuigsgesotzgobung  wurden 
•Ii.-  jeweiligen  Inhalter  von  bäuerlichen  Höfen 
freie  Eigentümer  derselben.    1  >i« *  von  der 
Retmlienutg  ausgeschlossenen  Kleiustellen- 
**-sitzer  nm\  alle  anderen  Glieder  der  niederen 
ländlichen    Bevölkening   wunlen  In-sitzloso 
Tagelöhner.     Ks    bildete  sich  «-in  früher 
nicht    vorhanden   gewesener  ländlicher 
Arbeit  er  st  and.  der  zwar  pei-sönlieh  frei 
war  und   Ober  seine  Ari>eitskraft.  und 
wie  es  ihm  gefiel,  verfügen,  dein  aber  auch 
der   Arlieitgelier  nach   Belieben  kündigen 
konnte.     Damit  verlor  er  das  Recht  auf 
einen  festen  Wohnsitz,  eine  sichere  Heimat. 
Die  Mehrzahl  der  zu  dieser  neu  entstaudeneti 
Bevölkerungsklasso    gehörenden  Poj-sonen 
begab  sieh  in  ein  kontraktliches.  l*»iderseitig 
kündbares  Dienstverhältnis  zu   den  Gross- 
irrundbesitzern :    sie    wurden  Gutstage- 
löhner.    Dieselben    führten   un<l  führen 
»och  immer  örtlich  sehr  verschiedene  Be- 
zeichnungen :  I  n  s  1 1  o  u  t  e ,  Insten,  H  o  f - 
tasrelöhner,   Gärtner.  Dre.se  Ii  gä  rt  - 
ii er.    Audi  in  der  Gegenwart  bilden  sie  im 
nordöstlichen  Deutschland,  wo  der  Gross- 
grundhesitz  vorherrscht,  die  Hauptmasse  der 
ländlichen  Tagelöhner  und  einen  von  den 
Bauern .   wirtschaftlich   wie   sozial,  scharf 
iMrenuton   Staud.     I'ebergänge  zwischen 
beiden    finden    sieh    selten,    da    für  die 
Tagelöhner  nur  ausnahmsweise  Gelegenheit 
^•boten   ist.  sich  eigenen  Grundbesitz  zu 
•  rwerlwn. 

Jn  den  übrigen  Teilen  des  Deutschen 
Reiches  trat  keine  scharfe  Tr»'imuiig  zwischen 
ArtVitem  und  Bauern  ein.  l»ort  erstreckte 
sich  die  Regulienuigsgesetzgchung  entweder 
•schon  von  vornherein  auch  auf  die  Klein- 
-Ndlenliesitzer  tnler  es  war  do«.-h  den  zu- 
nächst besitzlosen  Leuten  möglich,  ein 
kleines  Grundeigentum  sich  zu  erwerben 
und  damit  in  die  Klasse  der  Bauern,  weim- 
irleich  in  deivn  unterste  Stufe,  einzutreten. 
Im  westelbisehen  Deutschand  besteht  die 
weit  filierwiegende  Zahl  der  landwirtschaft- 
H'  hen  Arlx'iter  aus  Grtindbesitz<TU. 

17.  Die  Fortschritte  der  I^andwirtschafts- 
i'hre  und  das   Beispiel  einzelner  hervor- 
ragender praktischer  l^andwiile  bewirkten 
im  Verein  mit  der  auf  die  Beseitigung  hem- 
mender Schranken  gerichteten  Agrargesetz - 
erbring  eine  völlige  rmgestaltung  des  land- 
» irtschaftlieheri  Botrieltes.    Die  reine  Drei- 
feMerwirtsehaft     versehwand:    sie  wurde 
./urr-h  die   verbesserte  Dreifeldei-wirtsehaft 
oder     die     Kruehtwechselwirtschaft  oder 
ihm-h  eine  Kombination  von  Fruchtwechsel- 


I  und  Feldgraswirtschaft  ersetzt.  Die  Brache 
!  w  urde  immer  mehr  beschränkt  und  in  fort- 
I  dauernd  zunehmendem  Masse  zum  Anbau 
von  Futterpflanzen,  Wurzelgewächsen  und 
llandelsfrüchten  benutzt.  Bessere  Bodeu- 
bearVitungsw- orkzeuge  wurden  eingeführt: 
j  mit  ihrer  Hilfe  pflügte  man  den  Boden  nicht 
'  mehr,  w  ie  früher,  nur  auf  I — ."»  Zoll,  sondern 
lauf  S-lo  Zoll  Tiefe.  Die  stärkeiv  Futter- 
produktion luit  das  Mittel,  die  Viehhaltung 
zu  vermehren.  Zug-  und  Nutztiere  reich- 
licher zu  füttern.  Dem  entsprach  dann  eine 
starken.»  Düngererzeugung,  die  wieder  eine 
vorteilhafte  Rückwirkung  auf  die  Ertrags- 
fälligkeit des  Ackerlandes  ausübte.  In  der 
Merinoschafhaltung  und  in  der  Produktion 
feiner  Wolle  oi-olterte  sich  die  deutsehe 
Ijandwirtschaft  den  eisten  Platz;  Jahrzehnte 
lang  beherrschte  die  deutsche  Wolle  unter 
den  feinen  Wollen  den  Londoner  Weltmarkt. 
Aus  Holland,  den  nonl westdeutschen  Nie- 
derungsdistrikten,  aus  den  österreichischen, 
bayerischen  und  schweizerischen  AI  neu 
wurden  die  dort  vorhandenen,  besonders 
ertragreichen  Rindviehrassen  in  denjenigen 
Gegenden  des  Deutschen  Reiches  einge- 
führt, in  welchen  man  bisher  nur  die  wenig 
leistungsfähigen  l^andschläge  kannte. 

Xaturgemüss  zeigten  sich  solche  Fort- 
schritte zunächst  Im  »sonders  bei  den  Be- 
sitzern und  Pächtern  der  grösseren  Güter, 
die  mit  anerkennenswertem  Eifer  den  Bauern 
vorangingen;  aber  auch  diese  ahmten  mehr 
oder  weniger,  schneller  oder  langsamer,  da« 
ihnen  von  dem  gebildeteren  Teile  der  I Land- 
wirte gegoltene  löbliche  Beispiel  nach.  Ver- 
glichen mit  den  zu  Knde  des  IN.  Jahr- 
hunderts vorhandenen  Zuständen  halten  die 
Bauern  in  der  eisten  Hälfte  des  II».  Jahr- 
hunderts mindestens  ebenso  grissi»  Fort- 
schritte gemacht  wie  die  höher  gestellten 
Gruppen  der  Lim I Wirtschaft  treibenden  Be- 
völkerung. 

IN.  Mit  der  Entw ickelung  des  wirt- 
schaftlichen ging  die  des  geist  igen  LeLens 
Hand  in  Hand.  Letzteres  fand  seine  För- 
derung besonders  durch  die  Verbesse- 
rung des  Volks  schul  Wesens  sowie 
durch  die  Entstehung  von  znhhviehen 
landwirtschaftlichen  Vereinen  und 
durch  die  Gründung  von  I  an  d  wirtschaft- 
lichen rnterrichtsanstalten  ver- 
schiedener Art. 

Während  zu  Hude  des  IS.  Jahrhunderts 
im  ganzen  Deutschen  Reiche  kaum  mehr 
als  20.  in  der  preussisehoti  Monarchie  im 
Jahre  IN]  5  nur  N  landwirtschaftliche  Vereine 
existierten,  war  in  der  letzteren  allein  "liese 
Zahl  im  Jahn»  lN:V»  schon  auf  .'U.t  gestiegen. 
Die  landwirtschaftlichen  Vereine  bildeten 
die  Mittelpunkte,  von  denen  vorzugs- 
weise die  Anregung  zu  Fortschritten  in  der 
landwirtschaftlichen  Praxis  ausging.  Am 
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Ende  dieser  Periode  schlössen  sicli  auch 
schon  in  manchen  lindern  oder  Provinzen 
die  darin  vorhandenen  einzelnen  land- 
wirtschaftlichen Vereine  zu  Zentral-  oder 
Haupt-  oder  Provinzialvereinen  zusammen. 
Im  Jahre  1842  wunle  für  die  preussische  Mon- 
archie das  schon  durch  das  Ijandeskultur- 
edikt  von  1811  verheissene  Lnndes-Oe- 
konomie- Kollegium  als  Zentralpunkt 
für  alle  preussisehen  landwirtschaftlichen 
Vereiue  und  als  Beirat  für  das  Ministerium 
ins  lieben  gerufen. 

Der  starke  Besuch  und  die  grossen  Er- 
folge der  landwirtschaftlichen  Aka- 
demie zu  Möglin  bewirkten,  d&ss  nach 
deren  Muster  ähnliche  Anstalten  in  den 
verschiedensten  Teilen  und  Staaten  des 
Deutschen  Reiches  errichtet  wurden:  Ho- 
he n  h  e  i  m  in  Württemberg  (1818);  Idstein 
in  Nassau  (1818),  später  nach  Hofgeis- 
berg  liei  Wiesbaden  verlegt;  Schleiss- 
h  e  i  m  in  Bayern  (1822),  später  nach  W  einen- 
Stephan  verlegt ;  J  e  n  a  1 82(5 ;  T  Ii  a  r  a  n  d  im 
Kgr.  Sachsen  (1829):  Eldena  bei  Greifs- 
wald  (I83i>);  Hegen  wähle  in  Pommern 
(1842);  Proskau  in  Schlesien  (1*47);' 
Poppelsdorf  l>ei  Bonn  (1847):  Weende 
bei  (lottingen  (l8öl);  Waldau  bei  Königs- 
berg i.  Pr.  (IS'kS).  Alle  diese  Hochschulen 
waren  mit  einem  Gutsbetriebc  verbunden. 
Jena.  Eldena  und  Poppelsdorf  standen  ausser- 
dem in  inniger  Verbindung  mit  den  l'niver- 
sitäten  Jena  bezw.  Greifswald  und  Bonn: 
die  studierenden  Ijuidwirto  waren  an  der 
Universität  immatrikuliert .  die  Lehrer  gröss- 
tenteils gleichzeitig  rnivcrsitätsdcicenten. 
Die  filierw  legende  Mehrzald  der  landwirt- 
schaftlichen Hochschulen  befand  sieh  auf 
dem  IwMide  oder  in  einer  kleinen  Stadt: 
man  nannte  sie  wohl  zum  Putei-schiede  von 
den  übrigen  »isolierte  Akademien«. 

Niedere,  für  die  liäuerliche  Bevölkerung 
bestimmte  Schulen,  meist  als  Ackerba li- 
sch nie n  bezeichnet,  entwickelten  sicli  in 
der  ersten  Hälfte  des  10.  Jahrhunderts  ver- 
hältnismässig nur  spärlich.  Ihre  ersten  Au- 
ffinge waren  eine  Nachbildung  der  von 
Pestalozzi.  Wehrli  und  Fellen- 
berg in  der  Schweiz  gegründeten  land- 
w  i  r  t  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  c  n  A  r  m  e  u  s  c  h  u  1  e  n. 

10.  Trotz  der  gewaltigen  Fortschritte, 
welche  der  landwirtschaftliche  Betrieb 
schon  in  den  ersten  drei  Dezennien  des  10. 
Jahrhunderts  machte .  war  damals  die 
wirtschaftliche  I^age  der  meisten  Laudwirte 
keine  besonders  günstige.  Bis  zum  Jahre 
181")  drückten  die  napoleonischen  Kriege 
schwer  auf  die  Lind  Wirtschaft :  Vieh  und 
Vorräte  wurden  fortgeiiommen.  die  Felder 
häufig  verwüstet.  Kontributionen  erholten,  ein 
grosser  Teil  gerade  der  arlieit.skräftigsten 
jungen  Leute  zu  den  Fahnen  eingezogeu. 
Es  gehörten  schon  einige  Friedensjahre  «la- 


zu.  um  auch  nur  die  schlimmsten  Schällen 
und  Verluste  auszugleichen.  Da  folgte  von 
1821  ab  eine  lange  Periode  ungewöhnlich 
niedriger  Getreidepreise:  auch  die  Preise 
der  tierischen  Produkte  standen  sehr  tief, 
wenngleich  verhältnismässig  etwas  höher. 
Hierunter  litten  besonders  die  Grossgrund- 
besitzer, die  bezüglich  ihrer  baren  Ein- 
nahmen vorzugsweise  auf  den  Getreidever- 
kauf augewiesen  waren.  Nur  die  Merino- 
schafhaltung warf  wegen  der  hohen  Woll- 
preise erheblichen  Gewinn  ab.  In  dem 
Jahrzehnt  1831 — 40  stiegen  die  Getreide- 
und  Viehpreise  wieder  etwas,  noch  mehr 
im  Jahrzehnt  1841—50.  In  demselben 
Grade,  als  dies  geschah,  und  als  sich  die 
günstigen  Erfolge  der  verbesserten  Betriebs- 
weise gelteud  machten,  wuchsen  dann  nicht 
nur  iüe  Rnh-,  sondern  auch  die  Reinerträge 
der  I^and Wirtschaft  und  hob  sich  der  Wohl- 
stand der  einzelnen  I^andwirte. 

IV.  Die  Weiterenrwickelung  bis  zur 
Gegenwart  20.  Die  in  der  zweiten  Hälfte 
des  10.  Jahrhunderts  auf  dem  Gebiet  des  land- 
wirtschaftlichen Berrielis  gemachten  Fort- 
schritte liestaiiden  in  ihrem  wesentlichsten 
Teile  darin,  dass  die  in  der  ersten  Hälfte 
eingeführten  grundlegenden  Verbesserungen 
eine  immer  allgemeinere  Verbreitung  und 
eine,  auf  eine  grössere  Intensivität  gerichtete 
Ausgestaltung  fanden.  Es  geschah  dies  iu 
demselben  Grade,  als  der  Wohlstand  und 
der  Besitz  an  mobilem  Kapital  wuchs,  als 
die  Verkehrswege  einen  leichteren  und 
wohlfeileren  Transport  der  zu  verkaufenden 
Produkte  und  der  anzukaufenden  Betriebs- 
mittel gestatteten,  als  die  Technik  neue 
zweckmässigen«  Maschinen  und  Geräte  zur 
Verfügung  stellte,  als  die  allgemeine  und 
die  Fachbildung  in  allen  Schichten  der  land- 
wirtschaftlichen Bevölkerung  zunahm. 

Von  besonders  günstigem  Einfluss  war 
der  Umstand,  dass,  unter  Führung  von 
Justus  L  i  e  b  i  g  ( 1 8i  13— 1 873).  die  Vertreter 
der  Naturwissenschaft  sich  eingehend  und 
erfolgreich  mit  den  das  I/ebcn  der  Tiere 
und  Pflanzen  beherrschenden  Naturgesetzen 
1  leschäf t igten.  A 1  b  r  e  c  h  t  T  h  a  e  r  und  seine 
Zeitgenossen  hatten  darüber  noch  sehr  un- 
klare und  zum  Teil  ganz  unrichtige  Vor- 
stellungen. Karl  Sprengel  war  der  Wahr- 
heit zwar  schon  viel  näher  gekommen,  aber 
er  erkanute  doch  nicht  die  grosse  Tragweite 
seiner  Entdeckungen  und  zog  darum  nicht 
die  für  die  I Landwirtschaft  massgel>endeu 
Konsequenzen.  Dies  that  erst  Liebig  in 
seinem  Buch  „Die  Chemie  in  Direr  An- 
wendung auf  Phvsiologie  und  Agrikidtur* 
(1.  Aufl.  1840.  0.'  Aufl.  187«).  in  welchem 
er  den  Nachweis  lieferte,  dass  alle  grünen 
Gewächse  gewisse  mineralische  Substanzen 
als  Nahrung  notwendig  liedürften,  dass  sie 
•lie.se  nur  im  Boden  finden  könnten,  dass 
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die  durch  die  Pflanzenkultnr  dem  Boden 
^Dtnommeneii  Mineralien  von  selbst  niemals 
in  den  Boden  zurückkehrten,  dass  der  Hollen 
deshalb    an   Nährstoffen  verarmen  müsse, 
•wenn  der  l*andwirt  nicht  durch  angemessene 
Düugung  vollen  Ersatz  gewähre.    In  ähn- 
licher "Weiso  stellte  er  aneh  ganz  neue  und 
richtigere  Grundsätze  für  die  Ernährung  fler 
landwirtst 'haftliehen  Haustiere  auf.  In  Einzel- 
heiten liat  ja  Ijebig  geirrt,  namentlich  iu 
manchen  Folgerungen,  die  er  aus  seinen 
l>'hreu  für  «He  Ausgestaltung  des  landwirt- 
schaftlichen Betrielies  zog.    In  den  wichtig- 
sten Behauptungen,  soweit  sie  sich  auf  das 
rein  naturwissenschaftliche  Gebiet  beschränk- 
ten, hat  er  aber  Recht  bellalten.   Durch  ihn 
und  seine  Schüler  ist  ein  ganz  neuer  Zweig 
der  Wissenschaft,  die  Agr  i  k  u  1 1  u  rc  h  e  in  i  e, 
der  sieh  sj>äter  die  A  g  r  i  k  u  1 1  u  r  p  h  y  s  i  k 
anscldoss.  ins  I/d»on  gerufen  worden.  Beide 
veivüiigt  haben  zur  Erweiterung  und  Ver- 
tiefung unserer  Kenntnis  von  dem  l/dten  der 
Kulturpflanzen  und  der  Haustiere  ungemein 
viel  lieigetragen:  sie  haben  namentlicli  die 
Mire  von  der  Bearbeitung  und  Düngung 
des  Bodens  sowie  die  von  Fütterung  der 
Tiere  auf  ein  viel  sichereres  Fundament  ge- 
.-tellt.    Während  man  sich  früher  in  fast 
allen  Wirtschaften  mit  den  in  ihnen  selbst 
erzeugten    Futter-    uml   Dungmittelti  lie- 
gnügte  und  l>egnügen  musste.  wurden  nun 
in   immer  steigendein  Mass«»  Düngemittel 
wie   Guano,  Knochenmehl,  Superphosphat. 
Kalisalze    u.  s.  w.    uml  Kiaftfnttermittel. 
namentlich  Oelkuchen  aller  Art.  angekauft 
und  zur  Verwendung  gebracht.     Wo  dies 
mit    Sachverständnis    geschah,    war  die 
nächste  Folge  eine  starke  Steigerung  der 
Roherträge  in  Ackerbau  und  Viehhaltung. 
Eine  weitere  günstige  Folge  war  die.  dass 
der  I^andwirt  in  dem  Ackerhaultetrieb  un- 
abliängiger  wurde  von  dem  in  der  Wirt- 
schaft erzeugten  Dünger  uud  in  der  Vieh- 
haltung unabhängiger   vou   dein  in  «lern 
eigenen  Betrieb  produzierten  Futter. 

Noch  mehr  wie  die  Roherträge  hoben 
-ich  die  Reinerträge  und  zwar  infolge  der 
starken  Preissteigerung,  welch«1  von  Beginn 
der  fünfziger  Jahre  ab  zuerst  das  Getreide, 
'Linn  auch  die  tierischen  Produkte  erfuhren, 
während  zunächst  die  Arfteitslöhno  wie  die 
sonstigen  Betriebskosten  nur  langsam  iu  die 
Höhe  gingen.  Die  deutsche  und  gleicher- 
weise die  ganze  europäische  Landwirtschaft 
bat  vorher  und  nachher  keine  glänzenden1 
und  glücklichere  Periode  erlebt  wie  die  Zeit 
von  etwa  1*50 — 1875. 

21.  In  der  zweiten  Hälfte  der  siebziger 
Jahre  machte  sich  allmählich  ein  Rückschlag 
ge/tend.  der  im  Verlauf  zu  einer  förmlichen 
X  g ra  r  k  r  i  s  i  s  f  Ohrte,  in  welcher  wir  gegen- 
wärtig uns  noch  befinden.  Deivn  li-sachcn 
*ind  selu-  mannigfaltige.  Zufolge  der  starken 


ausländischen  Konkurrenz  sind  <lie  Preise 
des  Getreides  erheblich,  die  der  Wolle  noch 
mehr  gefallen :  auch  die  von  Fleisch,  Butter 
und  Käse  haben  einen  Rückgang  erfalircn. 
Andrerseits  haben  die  Wirtschaftskosten 
durch  Steigerung  der  Arbeitslöhne,  durch 
vermehrte  Anwendung  von  Maschinen  sowie 
von  angekauften  Dung-  und  Futtermitteln, 
durch  das  Wachsen  der  Kommunalsteuern, 
endlich  durch  die  für  Kranken-,  Unfall-  und 
Invaliditätsversichcrung  zu  leistenden  Bei- 
träge eine  starke  Erhöhung  erlitten.  Dazu 
kommt  noch  ein  anderes.  Die  Landwirte 
hatten  sich  jahrzehntelang  an  das  beständige 
Wachstum  der  Reinerträge  gewöhnt  und 
glaubten .  dies  werde  und  müsse  so  fort- 
dauern. Dementsprechend  wurde  bei  Pach- 
tungen, Käufen,  Erbteilungen  der  Wert  der 
Güter  fast  allgemein  höher  bemessen,  als 
üuvm  Ertragswert  entsprach;  ebenso  ver- 
schuldete man  sehr  häufig  die  Güter  höher, 
als  es  bei  gleich  bleütenden  Reinerträgen 
nach  soliden  Grundsätzen  zulässig  war.  Man 
hatte  dies  fast  zwei  Mensi  henaltcr  hindiuvh 
ohne  Nachteil  gethan,  weU  und  so  lange 
die  Reinerträge  beständig  zunahmen.  Sie 
lud  teil  aber  während  der  letzten  12  Jahr- 
zehnte iu  vielen  <M|er  in  den  meisten  Wirt- 
schaften einen  Rückgang,  in  den  übrigen, 
mit  geringen  Ausnahmen,  einen  Stillstand 
erlitten.  Die  hoch  verschuldeten  Besitzer 
oder  Pächter  mussten  dadurch  in  Not  oder 
gar  in  wirtschaftlichen  Vorfall  geraten. 

Auf  den  landwirtschaftlichen  Ret  rieh  als 
solchen  und  im  ganzen  hat  die  herrschende. 
Krisis  noch  keinen  uachweisltaren  Eiufluss 
ausgeübt.  Eine  Vergleichung  der  für  das 
Deutsche  Reich  in  den  Jahren  ]s~s.  1SS3 
und  \x(X\  aufgenommenen  Bodenstatistiken 
ergiebt.  dass  die  Brache  und  die  Ackerweide 
fortdauernd  abgenommen  halten,  der  Anbau 
von  Getreide  und  namentlich  von  Wurzel- 
gewächsen und  Gemüse  stetig  gestiegen  ist; 
die  Bodennutzung  ist  demnach,  wie  es  auch 
dein  Wachstum  der  Bevölkerung  entspricht, 
eine  intensivere  geworden.  Das  (deiche 
gilt  von  der  Viehhaltung.  Die  Schafhaltung 
ist  allerdings  infolge  des  Sinkens  der  Woll- 
preise stark  zurückgegangen:  in  höherem 
Grade  haben  alter  die  Rindvieh-  und  Schweine- 
haltung eine  Vennehrung  erfahren.  Es  Lösst 
sich  nachweisen,  dass,  nach  körperlichem 
Gewicht  der  Tiere  Iterechnet,  in  der  Periode 
von  1  sT.f  —  1S'.»2  iler  Nutzviehltestaiid  im 
Deutschen  Reich  ungefähr  in  dem  gleichen 
Masse  wie  die  Bevölkeiung  zugenommen  hat. 
Infolge  der  reichlicheren  Düngung  des  Bodens 
und  der  besseren  Fütterung  der  Tiere  sind 
die  Roherträge  aus  »lern  Ackerliau  wie  aus 
der  Viehhaltung  bis  zur  Gegenwart  fort- 
dauernd gestiegen.  In  den  geschilderten 
Thatsichen  hegt  der  liest e  Beweis  dafür,  dass 
die   deutschen   I^andwirte   in    ihrer  iiber- 
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wiegenden  Mehrzahl  all«»  zu  Gebote  stehcn«leu 
Kräfte  aufbieten,  um  durch  vermehrte  Auf- 
weinlung  von  materiellen  uml  geistigen 
Mitteln  di«.'  vorhau«lcno  Ungunst  <1<t  V«t- 
hältnisse  zu  überwiiub'n. 

Hervorgerufen  ist  die  je-tzigo  Krisis  vor- 
zugsweise »buch  «Ii«-  veränderten  Welt- 
markt v  <>r  Ii ü  1 1  n  iss«\  Ein«-  gewiss«'  Ver- 
schärfung hat  sie  all«T«lings  dadurch  «'rfahren, 
«lass  «Ii««  landwirtschaftlichen  Praktiker  wie 
Th«>oretikor  zu  «'inseitig  «Ii«'  t>'«hn  ische 
S«>it«'  des  Retriebcs  im  Auge  hatten  un«l  zu 
wenig  «lie  für  denselben  massgebenden  w  i  rt  - 
Schaft  liehen  Gesichtspunkte  Im -achteten. 
Man  hatte  sich  infolge  tlct-  überraschend 
günstigen  Resultate,  welche  man  ilureh  An- 
wendung der  vnn  Liehig  un«l  seinen  Nach- 
folgern neu  ♦•iitdeekten  Naturgi'setze  erzielte, 
an  «lie  Anschauung  ffcwöhnt.  «lass  es  U-i  der 
IjuuI  wirf  schuft  lediglich  «nler  doch  fast  Mid- 
lich darauf  ankomme.  Ackerliau  und  Vieh- 
haltung in  einer  technisch  möglichst  ratio- 
nelh-n  Weis«'  zu  hetreil»en.  Die  wirtschaft- 
liehon  Grundsätze  in  Rezug  auf  <  »rganisation 
uu<]  l/'itunir  <l«-s  Hotriches.  in  R«'zug  auf  die 
Wertscrinittelung  «les  Grund  und  Hodens, 
in  Bezug  auf  «Ii«'  zulässige  Höhe  der  Ver- 
schuldung. einllich  in  Bezug  auf  eine  genaue 
] in< -Ii f illnu iitr  und  Kalkulation  wur«l«'ii  von 
«len  meisti'ii  I*ui«lwirten  zu  wenig  h«-rü«-k- 
sichtitrt.    Diese  Versäumnisse  haben  nicht 


Von  den  isolierten  landwirtschaftlichen 
A ka «1  e  m  i e n  wunlen  zwar  die  meisten  auf- 
gehoben, dafür  aber  an  den  l'n  i  versi  täten 
Halle.  Leipzig.  Kiel,  Heidelberg. 
Gott  i  ngen.  Glessen.  K  ön  igsherg. 
Hreslau.  Herl  in.  München.  Wien 
landwirtschaftliehe  Institute  oder  Hoch- 
schulen errichtet.  (nuiz  neu  entstanden 
die  Lau«l  w  irtschaftssehulen,  dcu«»u 
die  R«>ivehtiguug  «'Heilt  wurde,  ihren 
Abiturienten  Zeugnisse  für  den  einjährig- 
freiwilligen  Militärdn-nst  auszustellen.  tVrner 
«Ii«'  landwirtschaftlichen  W  i  n  terschu  len. 
die  einen  zweijährigen  Wintorkursus  haben 
und  fast  ausschliesslich  von  Haucmsöhu«*n 
besiK'ht  werden.  Kndlich  die  landwirt- 
schaftlichen F«i  r  t  b  i  1  d  li  ii  gs s c  h  u  len. 
in  denen  aus  «1er  Volksschule  entlassenen 
Sühnen  von  Hauern  im  ler  lamllichen 
Arbeit«'ru  an  Winterabenden  tkIci  an  Sonn- 
tagnnclmiittagcn  Putci-richt  in  «len  Ele- 
m«^ntarfi'lch«  rn.  «ler  Naturwissenschaft .  auch 
in  «ler  l«uidwirtschaftslehre  erteilt  winl. 
Knde  des  Jahn  s  gab  es  im  I Klitschen 

Reich«-  Ki  l*indwirts«  haftss<  hul«'ii .  etwa 
1  1<|  Iainlwii*ts4'haftliche  Wintersehidon  und 
mehr  als  2<M>u  Ian«lwit1schaftli«he  Fort- 
bildungsschulen. 

Nicht  mind«T  haben  die  landwirtschaft- 
li«  hen  Vereine  an  Zahl  und  Wirksamkeit 
zugenommen.   In  der  preussisch«'ii  Monan  hie 


unwesentlich  «lazu  beigetragen,  «lass  man  allein  gab  es  \HU7>  im  ganzen  2701  land- 
sich  üb«>r  «len  wirklichen  Ertragswcrt  der :  wirtschaftlich»-  (217"i)  und  zweckverwamlte 


(tüter  täuschte,  «lass  man  sie  zu  ho« 
last«»t«-,  «lass  man  im  Unklaren  blieb 


|.">S(i)  Veivine  mit   zusammen  21s  205}  Mit- 
üIh'i-  «gliedern.     Di«'  Zweigvereine  «h-r  einzelnen 


«It.-ll     H      ,         .  111(111  IUI  1      I  I  n  Uli  1     ■  I  II        •  II.  'II  1^  1IT    •  I   I  I.  IT  II  11  '     1^   •  <     l>     IM>  il'P  i     ......     ..  Ii  1. 

die  Rentabilität  der  einzelnen  Betriebszweige  Län«lcr«>d«'r  Provinzen  sind  ül>cnül  zuZentinl- 


nti'l  iiifolp'tlesseii  Einrichtungen  traf  « •<!« 'i 
b«'ilieliielt.  «lei-en  rnzweckmässigki'it  bei  ge- 
nauer  Rechnungsführung  zu  Tage  getreN-n 
wäre.  In  «len  letzten  Jahren  hab«-n  aller- 
dings viele  Limlwirte  die  hi«-riii  bisher  ge- 
machten Fehler  eingesehen  und  man  hat  an- 
gefangen.  der  wirtschaftlichen  Seite  des 
l^aiKll-aues  wieiler  gröss<»re  Aufinerksamk«'it 
zuzuwenden. 

22.  IVr  blühemle  Zustand  d«»r  I*ui«l- 
wirtschaft  während  «ler  Periode  von  is.V) — 7."« 
bracht«»  es  mit  sich,  «lass  der  Staat  wenig  j 
Wraiilassung  hatte.  durch  ügeinl  «'inscliiK-i- 
deinh'  Akte  «b-r  ( resetzgebung  in  deivn  Ent- 
wickelung  einzugivifen.  Er  lM'ginigte  sich 
in  der  Hauptsu  h«-  damit,  auf  dem  Wege  «ler 
Verwaltung  die  auf  den  Fortschritt  gerichteten 
Bestrebungen  der  Landwirte  zu  unt.'rstütz>4n 
dui-eh  Ciewährnug  von  Heihilfen  und  Hrätnii-n. 
dunh  F«"»r«lerung  des  laiulwiitschaftliclieu 
I'nterrichts-i  Vereins-.  (lenosseu- 
schafts-  und  K  red  i  t  wese  u  s.  Anfallen 
genannten  Ctebieten  ist  in  «b-in  letzten  halben 
Jahrhundert  «buch  das  Zusammenwirken  «b'r 
Ij!Ui«lwii1e  oder  deren  Ven'iuigungen  un«l 
der  Staatsbehörden  uiigemeiii  vn-l  ge|eist«»t 
worden. 


veivinen  |i-  s.  w.  zusammengeschlossen.  In 
l'reiissen  ist  dun-h  «h-setz  vom  '.i<>.  Juni  lsf»4 
d«'ii  «•iiizehh  ii  Pnivinzen  di.«  Enichtung  von 
Land  w  i  rt  s<- h a f  t  ska  m  m«> r  n ,  die  aus 
Wahlen  der  Landwille  hervorgehen  uml  er- 
heblich weitere  Ib'fugniss«'  Italien,  als  «lie 
früluuvn  o« ler  jetzt  noch  b«  stehend«'n  Zentral- 
v«'ivine.  fakultativ  zugelassen  worden.  Alle 
I'rovinztMi ,  ausgenommen  Hannover.  West- 
fab'ii  und  die  Rheinproviuz,  haben  von  der 
g(\s.  tzli«hen  Hefugnis  Gebrauch  gemacht. 

Kine  besonders  gi-osse  Ausdehnung  liat 
«las  landwirtschaftlich«' (i  e  n  osse  n  schaf  t  s- 
wesen  während  der  h'tzt«'n  Jahrzehnte  er- 
fahren.  Am  1.  Juli  lMihi  gab  es  an  land- 
wii-tschaftlicheu  Genossenschaften .  «lie  dem 
GeuossensM-haftsgesetz  sich  unterstellt  hatten, 
zusammen  s!>S(i.  Davon  waren  tiHIH  Kredit-G.. 
u2."«  Hezup-t«..  i:W7  Molkerei-(i.  und  273 
sonstige  Genossenschaften. 

Schon  aus  «b'r  giMssen  Zahl  der  l^stehen- 
ileu  Kn'ditgenossenscluiften.  die  voi7,ngs weise 
«lein  Persona  1  k  red  i  t  zu  «Heuen  bestimmt 
siiul.  ergiebt  si«:h.  wie  sehr  und  wie  erfolg- 
reieh  die  Landwiite  bestivbt  gr>w«»sen  siml. 
«luii'h  Selbsthilfe  ihivm  HedürfuLs  na«JiKre«lit 
auf  eine  ilitxMi  Inteti-ssen  ontsprechemle  Art 
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zu  genügen.  AW-r  auch  die  Anstalten  zur 
Befriedigung  dos  Immobiliarkredits 
sind  nach  Zahl  un<l  Cmfnng  iluvr  Goschäfts- 
thätijrkf  it  sehr  gewachsen.  Fast  alle  pivussi- 
schen  IYovinzen  und  die  meisten  ausser- 
pnmssischen  Staaten  des  Deutschen  Reiches 
haUm  jetzt  unter  Staatsaufsicht  stehende 
IuimobüLirkroditinstituto,  die  mehr  oder 
weniger  nach  dein  Muster  der  alten 
pivussisehen  Landschaften  eingerichtet  sind 
und  den  in  ihrem  Bezirk  befindlichen  grossen 
und  bäuerlichen  Grundbesitzern  unkündbare 
hyyiothekarisfhe  Darlehne  gegen  billigen  Zins 
gewähren.  Daneben  sind  viele  private 
Hyj»'thekeninstitute  entstanden,  die  ihren 
Wirkungskreis  nicht  auf  ein  einzelnes  Luid 
<«l.-r  ein.-  einzelne  Provinz  beschränken. 

23.  Als  zu  Ende  der  sieliziirer  Jahn1  die 
landwirtschaftlichen  Verhältnisse  sieh  un- 
günstiger gestalteten,  trat  an  den  Staat  die 
Frag»'  heran,  ob  er  nieht  seinerseits  auf  dem 
Wege  ib'f  Gesetzgebung  oder  Verwaltung 
ein.'  Hebung  oder  doch  Milderung  der  heivin- 
gebro.  honen  Krisis  l>o\verkstcliigcn  könne. 
Sowohl  von  der  Reichsregienmg  wie  von  den 
R'-tfierunijen  der  einzelnen  Bundesstaaten  ist 
dies»-  Frage  liejaht  und  sind  die  mannig- 
faltigsten Ma<sn>goln  zu  ihrer  Lösung  er- 
griffen  wonlen. 

Vor  allem  sind  nieht  unerhebliche  Zöl  le 
auf  Getreide.  Vieh   und  andere  landwirt- 
schaftliche Rohprodukte  eingeführt  wonlen. 
um    den    nachteiligen    Eiufluss    der  aus- 
ländischen Konkurrenz  etwas  abzuschwächen. 
In  I'n  nssen  hat  man  die  Grundsteuer  als 
Staatssteuer  aufgehoben  und   es   den  Ge- 
meinden   überlassen,    von    derselben  zur 
IVkung  ihrer  eignen  Bedürfnisse  Gebrauch 
zu   machen.     Ferner   ist    in   Preiissen  ein 
neues    E i  n kom  in eu s t  enorgeset  z  am 
Ii.  Juni  lSiU  erlassen  w<inlen,  welches  für 
die  Kinkommen  von  Höuo  Mark  oder  mehr 
den  Deklaratiouszwang  einführt.    Die  Folge 
davon  war.  dass  die  Lmdwirto  iiunni.hr 
von  «lern  gesamten  Ertrage  der  Einkommen- 
steuer einen  verhältnismässig  viel  geringeren 
Bruchteil  aufzubringen   hatten,  als  früher. 
Weiter  hat  man  in  IVeusseit  durch  Gesetz 
vom  :tl.  Juli  lSOr>  eine  Zcntralgenossen- 
«ehaftskasse  mit  einem  vom  Staate  her- 
geceU'iien  Kapital  von  20  Millionen  Mark 
gegründet,  welche  die  Bestimmung  hat.  den 
einzelnen  Genn-<sonsehaftsverl»änden ,  olienso 
•kn   Lmdsx  haftlh  heu   Darlohnskasseii  und 
ähnlichen   provinziellen  l'ei-sonalkreditinsti- 
njten  Darlehn^  zu  billigem  Zinsfuss  zu  go- 
wäim'ii.   Auch  in  aiuleren  rleutschen  Staaten 
ist  manches   von    seifen  der  Regierungen 
iiehen.  um  «das  Ix'i-echtigte  Bedürfnis  der 
Ln'iwiiio   na«  h  Kredit  in  augeniessenen-r 
«eis«',  als  es  vonlom  möglich  war.  zu  ho- 

Bei  Boli«~rtlen  "™  \Wla- 


mentarischen  Körperschaften  hat  sich  die 
Feherzougung  Balm  gehnichen,  dass  der 
Staat  l>oi  der  gegenwärtigen  ungünstigen 
Lige  der  Liudwirtschaft  grössere  Mittel  zu 
den 'ii  Förderung  aufwenden  nn"i<se.  als  er 
es  seither  zu  thun  für  nötig  fand.  Infolge- 
dessen sind  die  Beihilfen,  welche  die  einzelnen 
Staaten  zur  Hebung  der  verschiedenen  Zweige 
der  Viehhaltung,  zur  Ausführung  von  Melio- 
rationen, zur  Begründung  oder  l'nterhaltnug 
von  landwirtschaftlichen  I'iitorrichtsanstaltou 
oder  Versuchsstationen,  zur  Förderung  des 
Obstbaues  u.  s.  w.  regelmässig  hergeben, 
bet  nicht  lieh  gestiegen. 

Am  meisten  leidet  zur  Zeit  die  deutsche 

Lindwirtschaft  unter  der  hohen  hypo- 
thekarischen Verschuldung  d>-> 
Grundliesitzes  und  unter  den  misslichen 
Arbeiterverhältnissen.  Beide  l'eliel- 
stande  machen  sieh  besonders  geltend  in  dein 
nordöstlichen,  dem  ost  e  I  b  i  sc  Ii  e  n . 
Deutschland.  Der  Gi-ossgrundbositz  i>t  dort 
ungewöhnlich  ausgedehnt,  der  bäuerliche 
Besitz  beschränkt,  die  Industrie  wenig  ent- 
wickelt, die  Bevölkerung  verhältnismässig 
dünn.  Infolgedcssi'ii  stehen  die  Pnise  der 
landwirtschaftlichen  Produkte  niedrig,  es 
herrscht  gn>sser  Mangel  an  ländlichen  Ar- 
beitern und  diese  wandern  alljährlich  in 
gn.sseii  Scharen  nach  dem  mittleivn  oder 
westlichen  Deutschland  oder  nach  den  grossen 
Städten  fwler  ins  Ausland. 

Nach  den  darüber  gemachten  statistischen 
Erhebungen  sind  die  Uauntursaclieii 
der  rei.erschulduug  die  Eintragung  von 
zu  hohen  Rest  kauf  geldern  bei  (intskäufen 
und  von  zu  hohen  Erbteilen  der  Miterben 
bei  Erbfällen.  Beides  hängt  zusammen  mit 
der  wähivnd  der  günstigen  Periode  der  land- 
wirtschaftlichen Ent Wickelung  gewohnheits- 
mässig  geübten  Pobei-schätzung  des  Kapital- 
wertes  der  Güter.  Ein  gewisser  Gesundungs- 
pn<zess  ist  dadurch  eingeleitet,  dass  im 
letzten  Jahrzehnt  fast  überall  ein  Rückgang 
in  den  Kauf-  und  Pachtpi-oisen  stattgefunden 
hat.  Am  deutlichsten  zeigt  sich  dies  bei 
den  neu  zur  Verpachtung  gekommenen 
Staatsdomänen.  Von  dem  Jahre  ls'.)2  ab  ist 
bei  den  neu  verpachteten  preussischen 
Domänen  der  gebotene  und  l>ewilligte  Pacht- 
zins, im  Duivhschnitt  der  betreffenden  Güter, 
geringer  gewesen,  als  der  alte  war.  Im 
Jahn-  1*07  kamen  in  Pivusscii  14  Dunänen 
zur  Verpachtung.  Bei  ihnen  betrug  der  bisher 
gezahlte  Pachtzins  zusammen  ÜTö'.Kil.'J.'f  Mk.. 
der  neue  nur  7stm4:MO  Mk..  also  weniger 

lsb!>i:u.'>  Mk.  oder  HU  %. 

Pin  der  Zersplitterung  der  Bauernhöfe 
und  zugleich  deren  Peberschiildnng  ent- 
gegen zu  arlteiton.  hat  man  in  verschiedenen 
Lindern  oder  Lindesteilen  Gesetze  <T- 
1  lassen,  die  es  dem  jeweiligen  Besitzer  er- 
möglichen sollen,  durch  Eintragung  seines 
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Gutes  in  ein  staatlichersoits  geführtes  Ver- 
zeichnissen! (int  auf  einen  einzigen  Erben 
zu  übertragen ;  dabei  ist  dann  Vorsorge  ge- 
troffen, dass  «las  Gut  nach  seinem  Ertrags- 
"wert,  nieht  nach  dem  etwa  zu  erzielenden 
V  e  r  k  a  u  f  s  w  e  r  t ,  abgeschätzt  wird,  dass 
gleichzeitig  der  Anerbe  einen  Teil  des  Guts- 
wertes  ("a — 's)  im  voraus  crhillt.  Man  be- 
zeichnet diese  Gesetze  als  LandgÜter- 
ordnungen  oder  Höfeordnungon  und 
die  genannten  Eintragungslisten  als  Land- 
güterrollen oder  Höferollen.  Es 
sind  derartige  Gesetze  ergangen  für  das 
Königreich  Bayern  (22.  II.  IS;"»),  «las 
Grossherzogtum  Hessen  (11.  IX.  ls.ls), 
für  die  preussische  Provinz  Hannover  (2. 
VI.  1S74,  dazu  Ergänzungen  vom  24.  II. 
lssn  und  2«»  Tl.  1**4),  flen  Kreis  Herzog- 
tum Lauenburg  (21.  II.  1SS1).  die  Pro- 
vinz Westfalen  (30.  IV.  1KS2).  die  Provinz 
Prämien  bürg  (lu.  VII.  1SN3).  die  Provinz 
Schlesien  (24.  IV.  lss|).  die  Provinz 
Schleswig-Holstein  (2.  IV.  INSO).  den 
Reg.-Bez.  Kassel  (1.  VII.  1SH7).  Ein  irgend 
nennenswerter  Gebrauch  ist  davon  aber  nur 
dort  gemacht  worden,  wo  Wreits  von  alters 
her  die  Vererbung  der  Bauernhöfe  auf  einen 
Eiben,  die  sogenannte  geschlossene  Erbfolge, 
als  Gewohnheitsrecht  in  rebung  war.  nämlich 
in  einzelnen  Teilen  der  Provinzen  Westfalen 
und  Hannover. 

Ein  für  das  Königreich  Sachsen 
ergangenes  Gesotz  vom  30.  Nov.  ]N13  be- 
zeichnet mit  Namen  diejenigen  Rittergüter 
und  Bauernhöfe,  für  die  eine  geschlossene 
Erbfolge  gelten  soll.  Von  ihnen  darf,  ohne 
Genehmigung  der  Behörde,  höchstens  1  a 
abgetrennt  werden.  Auch  für  die  Bauern- 
güter des  badischen  Seh warzwaldes 
ist  durch  Gesetz  vom  23.  Mai  1*nS  die  ge- 
schlossene Erbfolge  festgestellt. 

l"m  in  den  Teilen  des  preiissischen  Staates, 
in  welchen  der  Grossgrundbesitz  stark  über- 
wiegt, der  bäuerliche  Besitz  dagegen  stw'trlich 
vertreten  ist,  den  letzteren  zu  vermehren, 
sind  folgende  Gesetze  erlassen  worden: 
das  G.  v.  2(i.  April  IS*»;,  betr.  die  Be- 
förderung deutscher  A  n  si  o  d  1  u  n  ge  n 
in  den  Provinzen  West  jireussen 
und  Posen  und  2)  die  beiden  Renten- 
gut sgesetze  vom  27.  Juni  1S!MI  und  7. 
.Juli  1S!)1.  Das  ersten-  bezieht  sich  bloss  auf 
die  genannten  2  Provinzen  und  hat  als 
Hauptzweck  die  Stärkung  des  Deutschtums, 
die  beiden  letzteren  gelten  für  die  ganze 
preussische  Monarchie.  Nach  dem  An- 
siedelungsgesetz kauft  der  Staat  grosse  Güter 
auf  und  teilt  dieselben  in  eine  Anzahl  von 
bäuerlichen  und  KJeinstelleu.  die  er  dann 
an  geeignet  scheinende  Kolonisten  verkauft. 
Nach  den  Rentengutsgesetzen  ist  es  den  da- 
zu geneigten  Glossgrundbesitzern  .selbst 
überlassen",  ihre  Güter  zu  parzellieren  und 


Käufer  für  die  Teilgrundstfieke  zu  beschaffen ; 
der  Staat  leiht  dabei  aber  durch  seine 
Generalkommissionen  die  wichtige  Beihilfe, 
dass  er.  wenn  ihm  das  Teilungsprojekt 
zweckmässig  und  die  veroinl>artou  Kauf- 
preise angemessen  erscheinen,  die  weitere 
Ausführung  der  Sache  in  die  Hand  nimmt. 
Ausserdem  zahlt  er  dem  Verkäufer  den 
Kaufpreis  bis  zu  aU  des  taxierten  Wertes 
bar  bezw.  in  Rentenbriefen  aus:  die  Käufer 
haben  das  Rentenkapital  durch  eine  jährliche, 
au  die  Rentenbank  zu  zahlende  Rente  zu 
verzinsen  und  zu  amortisieren.  Es  ist  eine 
wichtige  Eigentümlichkeit  sowohl  der  Renten- 
gutsgesetze wie  des  Ansiedelungsgesetzes, 
dass  der  nicht  bar  gezahlte  Teil  des  Kauf- 
preises nicht  als  Kapitalschuld,  sondern  als 
Rentenschuld  auf  das  Gut  eingetragen 
wird.  Die  Rentenschuld  unterliegt  einer 
Zwangsamortisation.  Zinsen  und  Amorti- 
sationsquote sind  dabei  zusammen  kaum  so 
hoch,  als  der  Besitzer  bei  Aufnahme  von 
Privathypotheken  allein  an  Zinsen  dem 
Gläubiger  zahlen  müsste.  Der  Nachweis 
eines  gewissen  Kapitalbcsitzes  winl  zwar 
mit  Recht  von  jedem  Ausiodler  vorlangt; 
al»er  es  ist  doch  durch  die  genannten  tie- 
setze auch  Personen,  die  über  ein  verhältnis- 
mässig geringes  Vermögen  verfügen,  leicht 
gemacht,  zu  eigenem  Grundlicsitz  zu  ge- 
langen und  die  zu  dessen  Erwerb  einge- 
gangenen Sehuldverbiiidlichkeiteii  im  Lude 
der  Jahre  auf  eine  ihnen  kaum  fühlbare 
Weise  abzustossen. 

Bis  Ende  ls«>7  waren  auf  Grund  des 
Ansiedcluugsgesetzes  schon  32<>3  neue  Stellen 
ausgelegt,  davon  234t)  fest  vergeben.  An 
Rcntengiitern  nach  den  Gesetzen  von  1K*0 
und  istll  wan-n  zu  Ende  ls«Mi  im  ganzen 
blSS  neu  gegründet  und  sind  dazu  7'»'J 
grosse  Güter  ganz  oder  teilweise  verwendet 
wonlen. 

Durch  Gesetz  vom  S.  Juui  ls%  ist  für 
alle  nach  den  Gesetzen  von  lNSü.  lst)0  und 
1S01  errichteten  Rontcngüter  das  Intestat- 
A  n  e  r  b  e  r e  <•  h  t  obligatorisch  eingeführt ; 
anderweitige  letzt  willige  Verfügungen  sind, 
I  innerhalb  der  allgemeinen  hieiülwr  vorhan- 
,  denen  Bestimmungen,  zugelassen. 

Behufs  Herlteiführung  günstigon-r  Ar- 
|  lM:>it  er v  erhält  ii  isse,  namentlich  behufs 
1  Hemmung  der  Fort  Wanderung  ländlicher 
Arbeiter,  sind  bisher  weder  seitens  des 
Staates  noch  seitens  der  Luidwirto  selbst 
wirksame  Massivgcln  ergriffen  oder  zu  er- 
givifen  auch  nur  ernstlich  versucht  wonlen. 

Ii.  Ausserdeutsehe  Länder. 

24.  Eine  irgend  eingehende  Schildennig 
I  der  agrarischen  Entwickelung  der  übrigen 
■  curoiiäischen  oder  gar  der  ausserouropäischen 
!  Länder  zu  geben,  würde  den  hier  zu  Ge- 
;  U>te  stehenden  Raiun  weit  überschreiten. 
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Wenige  Andeutungen  l>ozüglich  iler  grossen 
europäischen  Kultiu-staaten  mögen  daher  ge- 
nügen. 

lu  England  und  Frank  reich  war 
•ite  Entwickeluug  eine  ähnliche  wie  im 
I<Hit.M-h.>n  Reich.  In  England  wurden  <lie 
•Irr  freien  Bewegung  der  ländlichen  Be- 
völkerung und  der  freien  Benutzung  des 
Hdcn>  entgegenstehenden  Hindernis*»'*  am 
frfdu-sten  l>oseitigt  und  diesi'in  Umstände  ist 
ts  vorzugsweise  zuzuschreil»en ,  dass  die 
fjidisehel^andwirtsehaft  in  der  zweiten  Hälfte 
«k*>  ls.  und  in  der  ersten  Hillfte  des  10.  .lahr- 
hundei-ts  weiter  fortgeschritten  war.  als  in 
irpud  einem  anderen  Linde.  Freilich 
brachte  es  diese  Freiheit  auch  mit  sieh, 
•las?  der  Grundbesitz  sieh  in  den  Händen 
•  iner  verhältnismässig  geringen  Anzahl  vou 
Personen  anliäufto  und  dass  die  Bauern  so- 
wie die  Klcinstolleuhesitzer  zum  grösstcn 
Teil  verschwanden.  Die  englischen  Gross- 
gniwi-  oder  eigentlich  l^atifundienhesitzer 
pflegten  und  pflegen  noch  ihren  (irund  und 
II  den  zu  vonsichten  und  zwar  in  Gütern, 
die-  ilirem  Umfange  nach  kleineren  ileutsehen 
Rittergütern  oder  grossen  Bauerngütern  ent- 
i-prechen.  Den  Pächtern  (Fannern)  ging  es 
v  lange  gut.  als  infolge  der  vorliesscrten 
Technik  und  infolge  der  im  Verhältnis  zu 
>\>'\\  Wirtschaftskosten  hohen  Preise  der 
laiidwirt.-M  haftli<  heu  Produkte  die  Reiner- 
träge fortdauernd  stiegen.  Auch  naehdem 
England  die  Gotreidezölle  aufgeholten  hatte 
(Islü).  wfdule  die  günstige  Ligc  noch  fort, 
■la  in  den  folgenden  Jahren  der  Preis- 
stand für  die  hauptsächlichsten  landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse  ein  durehschnittlieh 
sehr  hoher  war.  AJs  sieh  dies  at»er  von  der 
zweiten  Hälfte  der  siebziger  Jahre  ab  änderte 
'in«!  England  trotzdem,  im  Gegensatz  zu  dou 
iui  ixten  übrigen  ouro|»äischen  lindern,  die 
Unfreiheit  l»eibehielt,  sanken  die  Reiner- 
träge dort  viel  stärker,  als  im  Deutschen 
Reich.  Die  Grossgniudliesitzor  sahen  sieh 
gezwungen,  die  Pachtgelder  erheblieh  herab- 
zusetzen und  die  Pächter  selbst  mnssteu 
mit  einer  viel  geringeren  Verzinsung  ihres 
Betriebskapitals  im  Vergleich  zu  früheren 
Zeiten  sieh  begnügen.  Eine  weiten*  Folge 
war  die  Einschränkung  des  Ackerbaues  und 
insbesondere  des  Getreidebaues  zu  Gunsten 
•ler  Wiesen  und  Weiden  und  der  Futterer- 
zeugung  überhaupt.  In  England  hat  während 
>l'T  letzten  Jahrzehnte,  der  Umfang  lies 
Ackerlandes  standig  abgenommen,  der  Fm- 
faeg  der  Wiescu  und  Weideu  ist  ebenso  ge- 
wachsen. Der  Schwerpunkt  der  englischen 
Lnd  Wirtschaft  JiVgt  jetzt  in  der  Viehhaltung, 
auch  dort,  wo  die  natürlichen  Verhältnisse 
von  Boden  und  KJima  nicht  darauf  hin- 
weise». Diese  Entwiekelung  wurde  noch 
'lailurch  befördert,  dass  infolge  der  Ver- 
drängung der  Dauern  und  Kloinstellenl»e- 


sitzer  ein  ungewöhnlicher  Mangel  an  mensch- 
liehen Arbeitskräften  sieh  einstellte.  Trotz 
des  Steigens  der  Gesamt)  »cvölkcning  wird 
das  Erzeugnis  an  Brotgetreide  in  England 
fortdauernd  geringer  und  gegenwärtig  kaun 
die  englische  I*and Wirtschaft  nur  einen 
kleinen  Bruchteil  des  Bedarfs  der  ein- 
heimischen Bevölkerung  an  Brot  durch  die 
eigene  Produktion  befriedigen.  In  technischer 
Beziehung  steht  die  englische  Landwirtschaft 
zwar  noch  auf  der  Höhe  der  Zeit,  aben*  in 
privat-  wie  in  volksw  irtschaftlicher  Hinsicht 
hat  sie  gewaltige  Rückschritte  gemacht.  Die 
landwirtschaftliche  Boden-  und  Kapitals- 
rente ist  stark  gesunken  uud  in  steigend 
geringerem  Masse  genügt  das  landwirt- 
schaftlich benutzte  Areal  seiner  wichtigsten 
B»'stimmung.  der  Bedarf  der  Bewohner  an 
den  nnontWhrlichsten  L'liensmittelu  zu  be- 
friedigen. 

In  Frankreich  waren  bis  gegeu  Ende 
des  ]S.  Jahrhunderts  der  auf  der  niederen 
ländlichen  Bevölkerung  lastende  Druck  und 
die  einer  rationellen  Betriebsweise  entgegen- 
stehenden Hindernisse  noch  grösser,  als  im 
Deutscheu  Keich.  Beides  wurde  durch  die 
Revolution  von  17S1)  mit  einem  Sehlage  be- 
seitigt. Infolge  davon  vollzog  sich  in 
Frankreich  eine  ähnliche  Umgestaltung  der 
Betriebsweise,  ebenso  der  wirtschaftlichen 
und  sozialen  Zustände  in  den  einzelnen 
Gruppen  der  ländlichen  Bevölkerung,  wie 
sie  un  Vorgehenden  für  das  Deutsche  Reich 
geschildert,  worden  ist.  Auch  in  der  Ver- 
teilung des  <  trundbesitzes  haben  beide  Länder 
viel  Verwandtes:  dem  Gesamtumfauge  nach 
fil »erwiegt  der  lu'luorlicho  Besitz  in  seinen 
verschiedenen  Abstufungen,  danel»en  sind 
alter  auch  Grossgruudliesitz  und  Kleinstellen- 
besitz  in  genügender  Menge  vortreten.  Eiu 
ganz  besonderes  Verdienst  um  die  Förderung 
der  französischen  Lmd Wirtschaft  hat  sieh 
Napoleon  III.  erworl»eu  :  auf  dem  Wege  der 
Gesetzgebung  und  der  Verwaltung  ist  er 
mit  Sachkenntnis  und  Thatkraft  für  die  lu- 
teresseti  der  Lindwirtschaft  eingetreten  uud 
zwar  in  viel  höherem  und  erfolgreicherem 
Grade,  als  irgend  eine  der  vorangegangenen 
Regierungen. 

Von  den  ungünstigen  Konjunkturen, 
unter  denen  die  Lind  Wirtschaft  aller  euro- 
päischen Staaten  gegenwärtig  leidet,  ist  auch 
die  französische  nicht  unveischont  geblieben. 
Man  hat  sie  dort  mit  ähnlichen  Mittelu  wie 
im  Deutschen  Reich  zu  bekämpfen  gesucht : 
Einführung  oder  Erhöhung  der  Zölle  auf 
Getreide  und  andere  landwirtschaftliche 
Pn»ilukte.  Fördenmg  des  Unterrichts-,  Ge- 
nossensehafts-, Kreditwesens.  Unterstützung 
der  Veivine  in  ihren  Bestrehungen  zur  Ver- 
besserung der  landwirtschaftlichen  Technik, 
Begünstigung  von  Bodennieliorationen  u.  s.w. 

Die  französische  Luidwirtschaft  ruht  auf 
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einer  Runden  Grundlage  und  wird  voraus- 
sichtlich die  jetzige  Krisis  ohne  dauernde 
Nae.li teile  ül>orwinden. 

Ein  viel  u  n  gil  n  st  ig«nvS  Bild  zeigt  dio 
Landwirtschaft  Italiens,  dalwi  allerdings 
auch  ein  so  huntes  und  mannigfaltiges,  dass 
es  sich  in  wenigen  Zilien  nicht  wiedergohcn 
lässt.  Di.»  politisch«:-  Zerrissenheit. der  Wechsel 
der  Fürsten  und  Regierungen,  die  in  manchen 
italienischen  Staaten  ungewöhnlich  schlechte 
Verwaltung  ha  heu  auch  den  Fortschritt  «1er 
italienischen  Landwirtschaft  sehr  gehemmt. 
Am  heston  stand  und  steht  «>s  damit  noch 
immer  in  <  ihoritalien.  wo  ausserdem  die 
klimatischen  und  Bodenverhältnisse  durch- 
schnittlich günstigere  sind,  als  auf  der  (ihrigen 
Halhinsel.  Auch  Italien  leidet,  wenigstens 
in  vielen  Teilen,  ähnlich  wie  Kurland  au 
«lein  La  t  i  f  u  n  <l  i  e  n  Ii  e s i  t  z  un«l  der  Pa  c  h  t  - 
Wirtschaft.  In  Italien  pflegen  aher  die 
Urossgrunilliesitz«»r  ihn»  umfangreichen 
Bo«lcnfliichen  an  kleine  heut«-,  durch  Ver- 
mittelnd«: von  Agenten,  zu  verlachten:  «la- 
l>ei  ist  ili«>  verhreiti'tste  Art  der  Ver|«a«'htumr 
die  Teil-  oder  H  a  1  hsch  <•  i  d  pa  ch  t 
(mezza<lria|.  Diese,  hei  der  Kultur  von  Wein. 
Oliven  oder  ähnlichen  perennh'ivinlen  Ge- 
wüchsen,  «leren  Anpflanzung  grosse  Kapital?— 
aufwen«lungen  ei-ftntlert.  zulässige  Art  <IW 
Verpachtung,  ist  ffir  «len  eigentlich  laml- 
wirtschaftlicheu  Betrieh  unter  «len  heutigen 
Verhältnissen  ganz  ung«'«»i«gnet.  Sic  rauht 
«lern  Lmdwirt  die  iiötif^o  IWvgungsfreiheit. 
sie  zwingt  ihn  zu  einer  extensiven  Betrh-hs- 
weise.  Die  Zahl  «1er  Pachter  und  Teil- 
hauern ist  in  Italien  nicht  nnorhclilich  grösser 
wie  die  der  Eigentümer.  B«>i  aUen  diesen 
ttruppt'ii  der  lantUichen  Bevölkerung  macht 
sich  ein  Mangel  an*  landwirtschaftlich«»!! 
Kenntnissen  und  an  Kapital  sehr  hem«->rkli«'h 
un«l  ihre  wirtschaftliche  I,ag«>  ist  durch- 
schnittlich eine  ungünstige.  Mittlere  und 
grössere  Besitz«'!-,  die  ihr«-  Güter  seihst  hc- 
wirtscliafteten .  laicht  es  nur  wenige.  In 
seiner  landwirtschaftlich«1!!  Entwickeluug  ist 
Italien  weit  hinter  «len  ührigon  ouro[iaischon 
Kulturlandern  zurückgch]i<»hcu.  Tii>tz  aller 
auf  den  Fortschritt  i;ericliteteii  Bemühungen 
der  italienischen  Rogienuig  ist  eine  «lurch- 
greifende  Besserung  kaum  zu  erwai-teu.  so 
lange  <lie  j«>tzig.»u  höchst  ungünstigen  Besitz- 
und  Pachtverhältnisse  fortbestehen. 

Lttteratar:  .1.  Hnrhenberger,  Agranresen  und 
Agrarpolitik,  J  Ilde.,  Leipzig  1SU.'  vud  IS'M.  — 
K.  Th.  Eheberg,  Agrarische  7,u»tii ndr  in  Italien 
im  19.  Ltd.  'irr  Schriften  des  Verrinn  für  Sozial, 
politik.  -  C.  J.  Puch*.  Der  Untergang  de* 
LiaueniAtaudes  und  du»  Aufkommen  der  Cut*, 
herrsehaft  eu.  Xarh  archirulixrhen  Quellen  ans 
Scurtn'pommcin  und  Itiigen.  Strasshurg  J.SS.s,  - 
Th.  Frhr.  von  der  Goltz,  Die  agrarischen 
Aufgaben  der  tteijemrart,  .'.  Aufl.,  Je  im  IS'.iA.  — 
K.  Orünbrvg .  Die  Itaurrnbefiviung  und  die 
Auflösung    <(V,   gutsherrlir/,. bäuerliche,,  Verhält- 


Hintes  in  Itöhhie»,  Mähren  und  Schlesien,  2  llde.t 
Leipzig  I.SD4.  Majt  (itintz.  Handbuch  der 
landwirtschaftlichen  Literatur,  1  Teile,  Jx-ip;ig 
IS:>?.  G.  llansaen,  Agrarhistorisrhe  Ah. 
handluugeu ,  1  Ilde. ,  Leipzig  ISSl)  u.  ISSj.  — 
G.  F.  Knapp,  Dir  Dauernliefreiuiuj  und  der 
Ursprung  der  Landarbeiter  in  dm  älteren  Teilen 
Pl  euren*, >  Ilde.,  Leidig  iss?.  —  G.  Fr.  Knopp, 
Grandherrschaft  und  Rittergut,  lyiptig  /.?.'»:.  — 
Chr.  Ed.  Langethal,  Geschichte  der  deutlichen 
Landwirtschaft ,  4  Ilde.,  Jena  IS'f? — ,5f>.  —  Th. 
Ludwin,  l>er  badirche  Hauer  im  JS.  Jahrb.. 
Strasshurg  isw.  —  E.  Satwe ,  Agrarische  Xu. 
stände  in  England  und  .F.  Frhr.  von  Jteitzen- 
Hteln,  Agrarische  Zustande  in  Fra,,k,iieh  im 
,!?.  lfd.  der  Schriften  des  Verdi,*  für  Sozial. 
P'ditil;,  Jsipiiy  ls?>4.  —  /f.  Stadehnann.  Fried- 
rich Wilhelm  I.  it,  seiner  Thätigkeit  für  die 
I^lndetknltnr  I'reussrns,  l.cip;ii)  ls?>.  —  //fl*— 
Helbe.  Friedrich  der  iimsse  in  seiner  Thätii/keit 
für  den  fsindlmit  {Wassens,  llerlin  tü?il.  —  iter- 
»ellH',  I>as  landwirtschaftliche  Verdnuirescn  in 
Pccussc»,  Halle  ts?  >.  ||\  H7//fr/i.  Dir  Grund. 
Iirrrsrhaft  in  Wadiicstdcutscldand,  Lciptig  />  '<;. 

Th.  Frhr.  von  der  Goltz. 


Agrarkrisis. 

I.  Wcsi-n  und  l'rsachcn.  Vorli^ii^uiiifh-  und 
Mihleruu^inittfl.  II.  < »eschiehte  der  A. :  1. 
(»t'scli.  d.  A.  in  den  20r  Jahren  ihest's  Jahrli  : 
2.  die  Kmin  Ende  der  4I)ct  und  anfangs  d«»r 
50er  Juhrt'  in  Irluml  und  Süddeutschland :  3. 
die  KrcditkriMs  «Itr  öOer  Jahre;  4.  die  freiren- 
wartige  A. 

I.  Wesen  und  UrHachen.V«rbeujrunffs- 
und  Mildernnjcsmittel.  Airnirki-isis  ist  «ler 
volkswirtschaftliche  Zustand  eines  I^and«*.«. 
in  welchem  ein  erhehlich«^-  Pn»zentsatz  der 
I^unlwirte  durch  uncenfhreiiden  Reinert n»jr 
oder  unzureichenden  Kredit  in  seiner  wirt- 
schaftlhhen  Existenz  «jefahnlet  ist. 

Di«'selh«>  kann  dunh  vei-w;hie«lene  I'r- 
sachen  heil>eigeführt  w«'r«len. 

a)  Duivh  eine  Reihe  von  Missernten. 
Yiehs«'U«hen,  T'elH'i-schwem  in  un^en  und 
sonstitreu  zei-stöi-'Miden  Natui-eivi^nisM-n. 
welche  in  der  alteren  Zeit  der  ■.'«•wohnliche 
(rruiid  wan'ii  uml  in  d«*r  neiu»ivn  Zeit:  in 
«len  40er  Jahren  und  zu  Anfang  «h-r  ."Hier 
Jahr«'.    Dann  infolge  von  Krieg-en. 

h)  Duir-h  Schwierigkeit  des  Ahsatz>*s 
und  «lamit  verhundeue  niedrige  Pivise  der 
landwirtscliaftlichen  Produkte,  wie  in  den 
20er  Jahren  dieses  Jahrhunderts  un«l  in  «len 
letzten  K'ideu  Dezennien. 

<•)  Aus  Manuel  an  (ield  und  Kivdit.  wie 
End«»  «ler  OOer  Jahiv  in  Pivussen  infolge 
Auswainlenniv;  d.^r  Kapitalien  in  das  Ausland. 

Die  volkswirtschaftliche  Wirkuntr  ist 
ein  Rfickfranu:  der  Preise  des  (irund  'und 
Bf.'lens  wie  der  Pacht,  ein  ausire« lehuter 
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Besitzwechsel  namentlich  durch  Zwangs- 
v-erkänfe.  welches  auch  Kapitalverlust  für 
Hv|iotliekongläuhiger  in  sich  schliessen  kann. 
Dir  Landwirtschaftliche  Betrieb  leidet  unter 
Mangel  an  Betrieltskapital.  Meliorationen 
weiden  unterlassen,  der  Wort  des  Inven- 
tariiiuis  winl  reduziert.  Die  Folge  für  die 
ländliche  Arbeiterbovölkenmg  ist  Mangel 
an  genügender  Beschäftigung.  Auel»  die 
üiiri^'  Bevölkerung  winl  in  Mitleidenschaft 
g>'Z'>_r*-!i  duivh  den  verringerten  Konsum 
der  ganzen  ländlichen  Bevölkerung  und  den 
venniiideii<»n  B*»zug  an  landwirtschaftlichen  j 
Geraten.  Maschinen  etc..  sodass  eine  lüuger 
andauernde  Agrarkrisis  auch  eine  Industrie 
und  Handelskrisis  zur  Folgt»  halten  kann, 
wie  das  in  den  2« »er  Jahn»n  in  Deutscldand 
•ler  Fall  war.  und  auch  in  den  KOer  und 
Anfang  d»-r  !><»er  Jahn-  zur  Verschärfung 
und  V«  rläng» •rung  der  allgemeinen  De- 
pression von  Handel  und  Industrie  wesent- 
lich Udget  ragen  hat. 

Die  Vorbeugung*-  und  Mildcrungsiuittcl 
derselben  wenlen  je  nach  den  Ci-sachen  der 
KaLunität  ganz  verschiedene  sein  und  sind 
deshalb  mit  diesen  im  Zusammenhange  zu 
erörtern.  Sie  sind  in  zwei  Kategorien  zu  j 
scheiden,  je  nachdem  es  sich  um  Bekäm- 
pfung von  vorübergehenden  o<ler  dauernden 
rrsaciit-n  handelt.  Sie  sind  ferner  entweder 
auf  Sfciatshilfe  o«ler  auf  Selbsthilfe  zu 
basieren. 

Die  Selbsthilfe  luit  sich  auf  Verbesse- 
rn!):: nnH  zeitgvmässe  Modifikationen  des 
Betrieljes.  Einschränkung  des  Leltens- 
itedarfs  etc.  zu  richten.  Ausserdem  sind 
hier  As.s<>ziationslM>stndamgeii  zu  erwähnen, 
sowohl  zur  Erleichterung  des  Ein-  und  Ver- 
kaufs, wie  zin  Erweiterung  und  Befestigung 
des  Kredits  duivh  Bildung  von  Kredit- 
anstalten, dann  ltosonders  zur  Fünlerung 
des  Betrielies. 

Di«-  Staatshilfe  gegen  permanente  Ge- 
fahren für  die  Lind  Wirtschaft  winl  sich  auf 
gesetzgeberische  Massnahmen  zur  Modi- 
fizierung des  gleichen  Krbivchts  zu  er- 
sticken haUm.  um  einer  übermässigen  Zer- 
splitterung und  Verschuldung  des  Grund  und 
Bodens  entgegen  zu  tn-ton.  In  dieser  Hin- 
sicht ist  hauptsächlich  auf  den  Artikel  An- 
v  r  h  e  u  r  e  c  h  t .  aber  auch  auf  die  Artt.  LI  y  p  o  - 
theken  wesen  und  Landw.  Kredit- 
wesen zu  verweisen.  Es  käme  hierbei 
die  Litteratur  über  Verstaatlichung  des  Gnmd 
und  Bodens.  Beschränkung  der  Verschuldbar- 
keit  desselben,  wie  z.  B.  die  Vorschläge  von 
Stein,  Schäffle.  F  Hirsche  im  und  an- 
deren in  Betracht.  (Jalirb.  f.  Nat.  u.  Stat.  N.  F.  15 
S.  l'd.  Co n  ra d  .  Die  neueste  deutsc  he  Litte- 
ratur ülter  Verstaatlichung  des  Grund  und 
Bodens.  Zeitschrift  f .  d .  g.  Staatswissen- 
«diaft  lks".  Ruhland.  Die  Agitation  zur 
Verstaatlichung  von  Gnmd  und  Boden  in 


Deutschland.'!  Hierher  gehöi<en  ferner  »Ii»' 
Mittel  zur  Hebimg  des  ländlichen  Kredits,  wie 
auf  der  anderen  Seite  Massnahmen  gegen  das 
l'msichgivifen  des  Wuchers  auf  dein  Lande. 
Jedes  Eingreifen  des  Staates  zur  Fünlerung 
des  landwirtschaftlichen  Betriebes  durch 
Hebung  der  allgemeinen  wie  der  technischen 
Bildung.  Anregung  dunh  Ausstellungen  etc. 
ist  hier  von  Bedeutung,  weil  dadmvh  die 
Widei-standskraft  i|er  Lindwirte  nachhaltig 
geholten  winl.  Alle  diese  I'nnkteentzieheii  sich 
hier  der  näheren  Erörterung:  dasselbe  ist  der 
Fall  in  Bezug  auf  die  speziell  landwirtschaft- 
lichen Hilfsmittel  gegen  vorübergehende  l'r- 
sachen,  wie  sie  infolge  von  rnglücksfällen 
durch  Xatunivignisse  zu  nennen  wäivn.  z.  B. 
von  reltei-schweinmungeu ,  Viehseuchen. 
Hagelschlägen  etc..  wobei  in  der  Hauptsache 
duivh  Kapitalgcwähmng  Hilfe  zu  schaffen  ist, 
wahivn<l  man  in  alter  Zeit  zu  Moratorien.  In- 
dulten etc.  seine  Zuflucht  nahm :  wir  ver- 
weisen auch  hier  auf  die  Itetr.  Stichworte. 

I'nter  den  akut  wirkenden  Fi-saehen  der 
Agiarkrisen  steht  der  Pn-isrückgang  der 
landwirtschaftlichen  I'ntdukte  in  erster  Linie. 
In  Lindern,  welche  ihren  Bedarf  au  Nahrungs- 
mitteln nicht  selbst  zu  decken  vermögen, 
kommen  hierbei  besonders  Agrar/ölle  in  Be- 
tracht, welehe  eine  eingehende  Berücksich- 
tigung unter  den  St  ich  werten  S  <•  h  u  t  z  /.  ü  He, 
G  e  t  re  i  de  -  und  V  i  e  Ii  zö  1 1  e  orfahivu  sollen. 
S.  darüber  auch  Hos c her.  Kornhandel  und 
Teuenuurs|N.litik.    d.  Aufl.    Stuttg.  1  *:,_>. 

II.  Geschichte  der  A.  Beidem  Hückhlick 
auf  die  Geschichte  der  Agrarkrisen  ist  mau  in' 
Gefahr,  sieh  in  das  rnabsehbaiv  zu  verlienm. 
denn  auf  primitiver  Stufe  der  Kultur,  nament- 
lich in  (legenden  mit  kälteivm  Klima,  treten 
diesellten  ausserordentlich  häufig  als  Folge 
periodisch  wiederkehnuider  Misseniten  oder 
verheen-nder  Kriege  auf,  welche  alter  weniger 
den  Charakter  einer  ausschliesslichen  Agrar- 
krisis  halten,  als  einer  allgemeinen  Hungors- 
not.  welche  die  gesamte  Bevölkerung  in  Mit- 
leidenschaft zieht  und  die  ländliche  weniger 
als  die  übrige.  Die  Einwirkung  auf  den 
landwirtschaftlichen  Betrieb  ist  aussenlem 
eine  genügen»,  so  lauge  derselbe  überhaupt 
einen  äussei-st  extensiven  Charakter  hat. 
Deshalb  hat  man  sich  in  früheivn  Zeiten 
auch  weniger  die  Mühe  gegeben,  derartige 
Krisen  in  ihrem  Zusammenhange  mit  der 
Lind  Wirtschaft  genauer  zu  verfolgen.  Wir 
finden  wohl  Cntei-suchungen  über  die  l'r- 
sacheu  und  Folgen  gmsser  Teuerung  für 
das  ganze  Iwmd,  nicht  aber  für  die  Lind- 
wirtschaft im  Speziellen.  Eine  Geschichte 
der  Agrarkrisen  winl  sich  "leshalb  auf  dieses 
Jahrhundert  zu  beschiänken  haben,  und  das 
Charakteristische  winl  hervorgeholten  wenlen 
können,  auch  wenn  wir  uns  auf  den  deutschen 
Boden  lteschräuken  und  nur  nelteiiliei  unsere 
Blicke  auch  auf  andere  Linder  lenken. 
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1.  Geschichte  der  A.  in  den  20er 
J  «i  h  r  e  n  il  i  e  s  e  s  .1  a  h  r  h.  Bei  weitem  die  tief- 
greifendste und  umfänglichste  Agrarkrisis 
dieses  Jaluh.  finden  wir  in  den  20er  Jahren. 

Schon  am  Schlüsse  des  vorigen  Jahr- 
hunderts hatte  die  Landwirtschaft  in  Deutsch- 
land einen  erheblichen  Aufschwung  genom- 
men. Wir  erinnern  nur  an  die  erfolgreichen 
Bestrebungen  Schubart  von  Kleefelds  aiü*  die 
Kinffihrung  des  Futterbaues ;  in  noch  h«">- 
herem  Masse  war  dieses  im  Beginn  des 
Jahrhunderts  der  Fall  unter  der  Einwirkung 
der  Thaerschen  Lehren  und  seines  Hinweises 
auf  den  englischen  Lmdbau,  wenn  auch 
die  Napoleon  ischen  Kriege  zeitweise  ein 
wesentliches  Hemmnis  bildeten.  Solwdd  die 
Freiheitskriege  b«>«_-ndigt  wareu  imd  damit 
«ler  bisherige  Ruin  gebrochen,  begann  man 
von  allen  Seiten  den  Ackerbau  mit  erneutem 
Eifer  und  verl»cssertcr  Methude  aufxunelunen, 
und  augeregt  durch  die  hohen  Preise  der 
landwirtschaftlichen  Produkte,  welche  den 
letzten  dreissig  Jahren  eigen  gewesen  waren, 
suchte  mau  das  Ackerfeld  selbst  möglichst 
zu  erweitern  und  diunit  den  reichen  Gewinn, 
den  der  Ackerbau  versprach,  zu  vergrössern. 
Dasselbe  war  nicht  mir  in  Deutschland  der 
Fall,  sondern  in  derselben  Weise  auch  in 
den  anderen  in  Betracht  kommenden  lindem. 
Wesentlich  begünstigt  wurde  «lies  durch  die 
Befreiung  des  Bauernstandes  seit  der  fran- 
zösischen Bevolution  und  iu  Frankreich 
speziell  durch  den  erweiterton  rebergang 
des  Ackerlandes  aus  der  toten  Hand  in  die 
des  Bauern.  Gerade  die  Ausdehnung  der 
landwirtschaftlich  lienutzteii  Fläche  und  die 
verbesserte  Ausnutzung  dersedben  sollte  aber 
zu  einer  verhängnisvollen  Krisis  fuhren,  denn 
«•ine  Reihe  günstiger  Einten,  mit  Ausnahme 
von  Ost-  und  Westpreussen,  in  ganz  Mittel- 
europa liess  den  Getreidevonat  so  liedeutcnd 
anschwellen,  dass  er  in  keinem  Verhältnis 
mehr  zu  dem  Bedarfe  stand,  sich  die  Un- 
verkäuflichkeit eines  Teiles  herausstellte. 
Damit  sanken  die  Preise  weit  unter  das 
bisherige  Niveau  und  erhielten  sich  auch 
längere  Zeit  so  niedrig,  dass  sie  die  laufenden 
Produktionskosten  des  landwirtschaftlichen 
Betriebs  vielfach  nicht  mehr  zu  decken 
vermochten.  Ucke  (Die  Agrarkrisis  wäluvnd 
der  er  Jahre  d.  Jalirh.'s,  Halle  ISSN)  giebt 
Seite  10  den  Ei-nteausfall  iu  den  betreffenden 
Jaliren  wie  folgt  an : 

Anno  ISIS.  Winterung  selu-  gut.  Som- 
merung mittel. 
1819.  Sehr  gut  in  allen  Gegenden. 
Nur  Sommerung  schlecht  in 
manchen  Gegenden,  die  selir 
an  Dürre  zu  leiden  hatten. 
1*20.  Ceberall  sehr  reich. 
1821.  Mittelmässig. 
,,    1*22.  Reich  in  den  meisten  Ge- 
genden. 


Anno  1823.  Uel>ersehwänglich  reich. 
„  1824.  luder  Vegetation  sehr  üppig, 
jedoch  schlechtes  Ernte- 
wetter, daher  der  Ertrag 
stellenweise  in  der  Qualität 
nicht  gut. 

Die  Getreidepreise  gestalteten  sich  infolge- 
dessen, wie  Tabelle  auf  S.  109  zeigt. 

Hieraus  ergiebt  sich,  dass  die  Preise  in  den 
Jahren  1824, 25  und  2(5  in  Deutschland  auf  und 
vielfach  unter  der  Hälfte  des  Durchschnittes 
der  vorhergegangenen  30  Jahre  und  während 
des  ganzen  Dezenniums  unter  2  a  des  Satzes  der 
früheren  Perioden  standen.  Wenn  auch  nicht 
ganz  in  demselben  Masse,  so  doch  gleichfalls 
selu-  erheblich  waren  die  Preise  der  tierischen 
Produkte  gesunken  mit  Ausnahme  der  Wolle, 
die  erst  etwas  später  in  dieselbe  Richtung 
verfiel.  Gerade  in  den  östlichen  Provinzen 
Preussens  spielte  aber  die  Wollproduktiou, 
ausser  in  Sclilesien,  noch  keine  hervorragende 
Rolle.  Namentlich  der  Bauer  vermochte 
hieraus  noch  keinen  rechten  Nutzen  zu  ziehen. 
Infolge  dieser  Verhältnisse  sanken  die  Güter- 
preise, welche  gerade  Ende  des  vorigen  und 
Anfang  dieses  Jahrhunderts  sehr  erheblich 
gestiegen  waren,  in  ganz  ausserordentlicher 
Weise,  so  dass  liei  den  Sublmstatiotieu  viel- 
fach nicht  einmal  die  anerkanntermassen  sehr 
niedrig  veranschlagten  landschaftlichen  Taxen 
erreicht  wurden,  Ucke  a.  a.  U.  führt  S.  21 
ibe  durchschnittlichen  Taxen  und  Vorkaufs- 
preise von  98  ostproussischen  Gütern  au, 
welche  in  jener  Zeit  zur  Subhastation  ge- 
langten und  im  Durchschnitt  nur  01%  der 
Taxe  einbrachten.  Es  liegen  aber  eine  ganze 
Anzahl  Fälle  vor,  in  denen  nicht  einmal  che 
von  den  Landschaften  ausgeliehenen  Summen, 
also  noch  nicht  einmal  die  Hälfte  der  Taxen, 
erreicht  werden  konnten,  weshalb  die  Land- 
schaften eine  grosse  Zahl  von  Gütern  längere 
Zeit  sequestrieren  lassen  mussten.  und  der 
Staat  sieh  genötigt  sah,  um  den  Kredit  der 
l^andschaften  auf  rocht  zu  erhalten,  in  ( »st- 
und Westpreussen  liare  Zuschüsse  zu  ge- 
währen: in  der  ersteren  Provinz  mit  über 
1  Million  Thaler,  in  der  zweiten  mit  32s  WH) 
Thalorn,  während  die  Pommersehe  1-ind- 
schaft  von  der  neu  errichteten  und  mit  be- 
sonderen Privilegien  ausgerüsteten  Zettelbank 
billige  Vorschüsse  erlangte.  In  Ponunem 
liefanden  sich  von  1*2.7—  2S  stets  filier  100 
Güter  in  Sequestration:  in  Ustpreussen  1820 
—  15-1,  1S29^90,  das  sind  beinahe  ein  Viertel 
j  der  in  der  Lindschaft  voreinigten  Güter, 
[  und  in  beiden  Jahren  kamen  s5  und  98  von 
I  «Uesen  zm-  Subluxation,  d.  i.  ca.  ein  S/chstel 
!  «les  Bestandes  «ler  Ijandschaft.  In  West- 
|  preussen  stieg  die  Zahl  schon  1823  auf  130 
j  «ler  in  Sequestration  befindlichen  Güter  und 
aid  Ol  zur  Subhastation  gekommene.  Diese 
schlimmen  V«-rhältnisse  in  <  >st-  und  West- 
preussen sind  besonders  darauf  znrückzu- 


Digitized  by  Google 


Agrarkrisis 


109 


Jahr 

Wehten 

Roggen  1  Gerste 

Hafer 

Schweine- 
fleisch 

Rind- 
fleisch 

Kalb- 
fleisch 

pro  100  kg  in  Mark 

pro 

kg  in  Pf« 

unigen 

1791—1800 
1801—1810 
1811—1820 
1821-1830 

1823 

1824 

1825 

1826 

1827 


1791—1800 
1801—1810 
1811-18211 
1821  1830 

1823 

1824 

1825 

182Ö 

1827 


1791—1800 
1801-1810 
1811-182«) 
1821-1830 

1823 

1824 

1825 

1826 

1827 


Gotha. 


14,41 
3i, 6a 

«o,39 

8,70 

10.26 

52,4 

5i.o 

34.8 

»6,16 

12,56 

11,64 
11.78 

68,8 
69,4 

66,0 

41.2 

21,22 

15,94 

«2,49 

6q,2 

41.2 

8,95 

7,16 
8,74 

7,28 

50,2 

5I'2 

30,2 

1 1,02 
6,96 

9.74 

56 

56 

32 

12,09 

4,88 

4,97 

52 

54 

32 

9,19 

5,5« 

5,<>5 

5.28 

46 

50 

28 

8,58 

6,17 

5,76 

6,to 

40 

44 

28 

10.35 

8,85 

7,65 

7.54 

43 

44 

28 

Jena. 

Weizen1) 

Gerate 

Hafer 

14.99 

9,97 

7,87 

8.06 

63.6 

36.9 

24,5 

3305 

«544 

H.99 

9.9« 

83,10 

40.10 

27,10 

22,98 

15.99 

II.96 

10,19 

88.30 

45,' 

30.5 

12,71 

8.54 

6.63 

5.84 

59,5 

32.6 

23,6 

15.82 

10,63 

6,97 

5.85 

534 

31,6 

22,11 

1 1,76 

6.47 

3-86 

3.o3 

63.1 1 

36.4 

24.IO 

9.3« 

3,69 

3.65 

2,86 

68.6 

40,0 

25.8 

9," 
8.o7 

Mo 

4-54 

346 

58,8 

34.4 

26,8 

6.  «3 

4«2 

58,6 

37.7 

28.2 

Berlin. 


«4,7« 

11,10 

io,54 

11,83 

23,24 

18.30 

16,97 

»7.38 

19.76 

14Ö3 

1383 

15-'6 

«333 

9.33 

8,46 

9.83 

10,40 
9.98 

10.38 

8,97 

10.96 

6,02 

5,83 

7-54 

10,62 

6.01 

5,94 

7,»7 

12,26 

8,08 

8,34 

9.67 

14,79 

12,08 

10,60 

12,47 

in  England  und  Wale* 


•i  18m»  113.10 

1801  119.6 

1802  69.10 
1812  126.0 

Agricnltnral  Returus  181HJ,  Lon- 
don 1897,  S.  148. 


führen,  »lass  in  diesen  letzteren  Provinzen  |  Regierung  sich  genötigt  sah,  Stundung  und 
bei  einzelnen    Früchten    noch    l>esondero  Erlasse  i|»*r  Steuern  eintreten  zu  lassen. 
Mksenitfi»    in    jenen   Jahivn    eingetreten '      Im  Königreich  Sachsen  wurden  ffir  das 
waren.  ;  Jahr    1*24 — 2."»    sämtlichen  Kammcrguts- 

Ausser  der  an  die  Landschaften  gewährten  i  näehtern  H » 0  o  der  Paehtquote  erlassen,  5 
fkrhilfe  gestattete  der  Staat  in  Ost-  und  Pachtern  sogar  20"  0.  während  ihnen  ausser- 
We>tpreussen  die  Verlängerung  des  1*07  er-  dein  in  den  beiden  folgenden  Jahren  ausser- 
lassenen  Indults  an  die  Grundhesitzer  in  He-  ordentliche  Gelduntorstiltzungeu  von  ca. 
zns  auf  die  Kapitalsehulden,  sowie  auf  die  Khkni  Thalern  zur  I Minderung  ihrer  Kalamität 
rückständigen  und  laufenden  Zinsen  bis  1832,  bewilligt  wurden. 

ohne  rlanun,  wie  wir  sahen,  massenhafte :  2.  Die  Krisis  Ende  der  l<»er  und 
Suhhastationen  verhindern  zu  können.  Ausser-  a  n  f  a  n  g  *  d  e  r  i7  \  e  r  .1  a  h  r  e  i  n  I  r  1  a  u  d  u  11  d 
dorn  gewährte  der  Staat  in  der  Zeit  von  Süddeutsch  I and.  War  die  Agrarkrisis 
1*20—31  =  s,2°o  Krlass  der  etatsmässigon  der20er  Jahre  durch  reichliehe  Krntcu  herbei- 
Einriahmen  aas  Domänen,  im  Reg.  -  Bez.  geführt ,  so  lag  die  Ursache  der  Krisen  in 
Königsberg  sogar  21.2 0  0,  in  Marien werder  den  40  er  und  Anfang  der  f>0er  Jahre  in 
13"  0.  Das»  auch  der  Bauer  nicht  auf  festen  \  einer  grösseren  Reihe  von  Jlissernton,  die  sich 
Füssen  stand.  ergiebt  sich  aus  der  Angabe  von  besonders  in  jenen  Gegenden  in  ersehrecken- 
S' hin  alz  (Jahrb.  f.  pr.  I«indw.  IV).  dass  \  der  Weise  fühlbar  machten,  wo  eine  über- 
v*>n  ca.  IO00  Bauergiitern  im  litauischen  massige  Zersplitterung  des  Grund  und  Rodens 
r>|artenient  i.  J.  1*22  nicht  weniger  als  stattgefunden  hatte  und  die  Agrarbevölkenmg 
1»M)  öffentlich  zu  «Jen  niedrigsten  Preisen  anderweitigen  Verdienst  und  Unterhalt  nicht 
verkauft  wurden,  "weil  <lie  Besitzer  nicht  zu  gewinnen  vermochte,  weil  es  an  der  er- 
•he  Steuern  aufbringen  konnten,  und  die  |  gänzenden  Industrie  feldte.    Das  war  der 
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Kill  1  vor  allein  in  Irland,  dann  in  den  süd- 
westlichen Gegenden  Deutschlands. 

Der  giösste  Tfil  des  Grund  und  Bodens 
der  irischen  Insel  war  allmählich  in  dio 
Hand  der  englischen  Aristokratie  überge- 
gangen, welche  sk-h  um  iln>»  irischen  Be- 
sitzungen persönlich  nicht  zu  kümmern 
jif legte,  ihren  Wohnsitz  ganz  in  England  hatte, 
und  die  Verwaltung  ihrer  0 fiter  Agenten 
überliess  oder  Genoralpüehtern,  welche  den 
höchsten  Nutzen  darin  fanden,  dasselbe  in 
möglichst  kleine  Stücke  zu  zerlegen  und 
•  liest-  an  kleine  Pächter  zu  vergehen.  Das 
schnelle  Anwachsen  der  Bevölkerung  in  jener 
Zeit  und  die  für  (»inen  Agrarstaat  sehr  dichte 
Bevölkening  begünstigten  die  Zersplitterung 
der  Parzellen  infolge  der  ausserordentlichen 
Nachfrage  ungemein  und  hatten  zur  Folge, 
dass  die  kleinen  Pachter  in  normalen  Jahren 
gerade  dürftigen  l/4>ensunterhalt  Zugewinnen 
vennochten.  während  Missemteu  sofort  Hun- 
gersnot zur  Folge  hatten.  Der  Anbau  der 
Parzellen  hatte  sich  mehr  und  mehr  auf  die 
ergiebigste  Frucht,  die  Kartoffel,  konzentriert, 
von  der  die  Bevölkerung  fast  ausschliesslich 
lebte.  Als  nun  in  den  40er  Jahren  die  Kartoffel- 
knmkheit  sich  in  Kurma  verbreitete  und 
den  Ertrag  der  Kartoffel  ganz  allgemein 
und  dauernd  erheblich  reduzierte,  in  jenen 
Jahren  ihn  wiederholt  auf  den  vierten  Teil 
des  bisherigen  und  noch  weniger  verminderte, 
wurde  der  grösste  Teil  der  irischen  Agrar- 
U'völkerung  dauernd  um  den  nötigen  l'nter- 
halt  gebracht  und  die  grösste  Hungersnot 
über  das  Land  verbreitet.  Da  es  unter  den 
vorliegenden  Verhältnissen  unmöglich  war, 
die  bisherige  Bevölkerung  an  Ort  und  Stelle 
durch  Landwirtschaft  zu  ernähren,  sich  In- 
dustrie, die  Kngland  dort  bisher  künstlich 
unterdrückt  hatte,  nur  sehr  langsam  ent- 
wickeln konnte,  so  blieb  der  Regierung  nichts 
übrig,  als  Masse nauswandemng,  hauptsächlich 
nach  Amerika,  mit  Staatsmitteln  zu  organi- 
sieren, um  nach  Evakuierung  des  Guides 
eine  allmähliche  Yeigiösserung  der  Pacht- 
grundstück*1 zu  ermöglichen.  Die  U'ste  Illus- 
tration zu  dem  Gesagten  liefert  die  Bevöl- 
kerungsstatistik. Hie  erste  genaue  Zählung 
fand  in  Irland  1*21  statt  und  konstatierte: 
ÖMIIKJ7.  1S.U  7  707  4O1.  Zunahme  14u<>; 
1*41  x  170  124.  lsr.l  «r,;>23S5.  die  Abnahme 
betrug  1  «22739.  fiist  20"«,;  1sti1  r>79x9«i7, 
]ss4  f.  144  9X3.  INS«  4ss7  43!»,  1X97  4  550929, 
so  dass  die  Abnahme  noch  bis  zur  Gegen- 
wart angehalten  hat.  al>er  1*4  weitein  au 
stärksten  in  den  40er  Jahren  war. 

Welche  ausserordentliche  Zersplitterung 
des  Grund  und  Bodens  iti  Iriaml  statt  ge- 
funden  harte  und  wie  rapide  die  unumgäng- 
liche Zusammeidegung  sich  vollzog,  geht  aus 
den  folgenden  Zahlen  hervor:  Zwischen  1 
und  5  aeres  umfassende  Gnmdstüeke  exi- 


stierten 1X41  in  Irland  310  43«,  1  S."»l  NXRsa. 
1X73  72onX.  1ss1  «7i  »71,  1S9«  «2  221.  Das 
ist  eine  Verminderung  auf  den  fünften  Teil. 
Grundstücke  von  5  bis  15  aetvs  gab  es  ls  11 : 
252  799,  1X51  191  S54.  1X73  1«S<>44.  iss] 
104  045.  1X9«  155  3.4.1.  die  Vermin<len,ng 
beträgt  100:  «9.  Die  Grundstücke  von  15 
bis  .4(1  acres  stiegen  dagegen  von  1x41 — 91 
von  79  342  auf  141311,  gingen  dann  bis 
lso«  auf  133  211  zurück:  die  Grundstücke 
von  mehr  als  30  acres  stiegen  von  4X«25 
atif  159  9(10  i.  J.  1X71  und  1«4o92  i.  J.  1x9«. 
d.  i.  auf  mehr  als  das  Dreifache. 

Aehnliehe  Pisaehen.  wie  die  bospwhonen, 
lagen  der  Agrarkrisis  von  1S47 — 52  in  Würt- 
temberg, Baden,  Hessen  zu  Grunde.  Nur 
dass  dort  nicht  die  Verpachtung  um  sich 
gegriffen  hatte,  sondern  eine  übermässige 
Zerstückelung  des  Grundbesitzes  vorlag, 
welche  den  kleinen  bäuerlichen  Besitzern 
nicht  mehr  ausreichende  Beschäftigung  und 
in  ungünstigen  Jahren  nicht  die  nötigen 
Nahrungsmittel  gewährte.  Zu  «lern  Misswachs 
der  Kartoffeln  gesellte  sich  noch  1S47  Miss- 
ernte dos  Getreides  und  in  späteren  Jahren 
noch  das  mehrjährige  Missraten  des  W  e  i  n  e  s  . 
wodurch  die  Verarmung  ganzer  Gemeinden 
herbeigeführt  wurde,  und  die  Regierungen 
sich  nur  dadurch  zu  helfen  wussten.  dass 
sie  das  Land  bankerott  gewordener  Bauern 
an  sich  nahm  und  die  Veräusserung  in  ver- 
giösserten  und  ltosser  arnmdierten  Grund- 
stücken vornahm,  während  die  Auswanderung 
der  brotlos  gewordenen  Bevölkerung  vielfach 
mit  Staatsmitteln  unterstützt  wurde. 

t"eber  die  damaligen  Verhältnisse  in 
Württemberg  äussert  sich  Hei  fori  eh  in 
der  Zeitschr.  f.  Staatsw.  1n'»3.  S.  425  (Studien 
über  Württembergische  Agrarverhältnisse) 
wie  folgt:  Ks  ist  in  besseren  Gegenden 
nicht  selten,  dass  bei  Zwangsvorkäufeit  bei 
weitem  nicht  «las  hvpotheziorte  Kapital,  also 
noch  nicht  die  Anschlagssumme  geboten 
wird.  In  mehr  herunteigekommeiieu  Ge- 
meinden oft  nicht  ein  Viertel  des  Anschlags; 
ja.  es  sind  Fälle  bekannt,  wo  kaum  ein 
Viertel  der  Schuldsumme  zu  erlangen  war. 
Oft  war  überhaupt  kein  Käufer  zu  finden. 
S.  427:  Oft  ist  der  grösste  Teil,  ja  alle 
Gemeindemitglieder  gantmässig.  S.  431  : 
Die  Badische  Regierung  hat  die  Gemeinde 
Iii  neck  im  Odenwald  vollständig  über- 
nommen, einigt»  Alte  und  (iebi-ech liehe  in 
anderen  Gegenden  untergebracht,  die  übrigen 
nach  Amerika  geschaffte  Die  Zahl  der 
Gantungen  giebt  er  S.  ."i«l  IS;» — ">1  auf 
4220,  lsr.l  52  4X93.  is;,2— 53  5(i35,  das 
ist  durchschnittlich  ein  Fall  auf  352  Ein- 
wohner und  7b  Familien. 

3.  I)  i  e  K  r e  d  i  t  k  r  i  s  i  s  d  e  r  «<  •  e  r  .1  a  h  r e. 
Ende  der  «Oer  Jahr»  entwickelte  sich 
namentlich  in  «lein  Nordosten  Deutschlands 
eine   landwirtschaftliche  Kreditkrisis  ohne 
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Juhr 


Vtr- 
änsse- 
1  runden 


Zahl  de r  Gesamte  Ausser  Bewirtschaf- 


(trnnd- 
fläch« 
ha 


1880 

1881 
1882-8« 
1887-  91 

1892 

1893 

1894 


3  739 
2  739 
i  609 
1  27* 

SS"; 

«23 
991 


I 


30  o59 

21  2H2 

S  044 

67S5 

6718 
7  385 


tunir  standen  am 
Schlüsse  des  Jahres 


Anwesen 


lia 


230 
124 
127 

77 
79 
74 '  1 


1  320 
1  084 

917 
48 ; 

389 

3=S 


Zwane;svei>teigenmgpii. 


>eii*ti^e  Erscheinungen  einer  Agrarkrisis  Zwangsweise  Veräus.-ennio;  landwirtschaft- 
•■iiiziiscldiessen  (Rodbertus,  Kredit  not  <l»«s  lieber  Anwesen  in  Bayern. 

tirmidU>sitz«-> .  .Jona  18»i7).  während  go-  (Nach  «ler  Zeitschrift  des  Künitrlich  Bayerischen 
w.'luilit  h  die  Kivditkrisis  sich  als  Folge  einer  statistischen  Bureaus.  1 

aus  anderen  Gründen  entstände  tu  n  Kalamität 
zu  entwickeln  pflegt.  Di.-  1'rsaehe  derselMi 
»ar  'las  Steigen  des  Ziusfusscs  infolge  fd*-r- 
uia»igT  Kapitalnachfrage  des  Auslandes. 
[V  r  amerikanische  Bürgerkrieg  hatte  die 
YxÄifU  zu  ausserordentlichen  Anleihen  ge- 
z\i  uiijtreii.  die  hauptsächlich  in  Europa  kon- 
trahiert wurden,  woran  si*-h  Deutschland  in 
hervorragendem  Masse  l>et  eiligte.  Die  Eisen- 
hahnhauten  absorbierten  kolossale  Kapitalien, 
so  da<s  den  Ijaiiflwirten  vi«<|. »  Hyi>otheken 
Lvkündigt  wurden  und  sie  Schwierigkeiten 
hatten  dieselben  zu  ersetzen,  zumal  d-  r  ge- 
steigerte Zinsfuss  in  einzelnen  Hegenden 
<\*ti  (irundwert  herabzudrücken  drohte  und 
damit  die  eingetragenen  Hypotheken  gefähr- 
dete. Die  Steigerung  der  Preise  der  land- 
wirtseh.  Produkte  Anfang  der  7'Vr  Jahr« 
veränderte  indessen  bald  die  Situation  zu 
<tiin>ten  der  Landwirtschaft  und  die  ausge- 
dehnte Zurückziehung  der  Kapitalien  aus 
den»  Auslände  naeh  Beendigung  des  deutsch- 
französischen  Krieges  stellte  den  I<andwii1cn 
Kapitalien  wieder  reichlich  zur  Verfügung. 
Trotzdem  entwickelte  sieh  bald  eine  neue. 

4.  die  gegenwärtige,  ganz  Humpa 
umfassende  und  tiefgreifende  Agrarkrisis. 
Ende  der   7»»er,   nanientlieh  in  den  S<>cr 
Jahren. 

Die  Tliatsaehe  einer  solchen  Krisis  wird 
•liinh   folgende   Tinstände  bewiesen.  Vor 
allem  durch  die  gi-osse  Zahl  der  bankerotte. ! 
für  welche  die  statist.  Helene  leider  nur  un- 
zureichend zu  beschaffen  sind.    Wir  geben 

I : 


Jahr 

Baden  Hessen 
Z*hl  der  VerBtiiKorumtcn 

1885 

17« 

1886 

394 

13? 

1887 

367 

97 

1H8* 

372 

87 

1889 

412 

87 

18«! 

339 

6S 

181>1 

3^7 

8  i*i 

18112 

353 

73') 

1893 

276 

18«»4 

206 

181)5 

187 

die  folgende  Tal  »eile  nur  als  Beispiel; 


li  Wahrend  des  tr.uizcii  Jahres  standen  zeit- 
weise ausser  Bewirtschaftung  1881  31(5  (irund- 
stihke  mit  22(5(5  ha.  1HSU  15!»  (irundsttVkc  mit 
790  ha.    Die  Abnahme  ist  eklatant. 

Gesamte  (mimlnäche  13-1.5«  ha. 
si  Gesamte  (irundtlache  84.50  ha. 

In  l'r  e  usseu  Jiat  sieji  die  Zahl  der  versteigerten  (irundstucke  wie  deren  Fläche  von  1S.H5 
H>  1»4  vermindert,  doch  nicht  in  einer  solchen  Weise,  dass  man  dniaus  auf  eine  wirkliche 
Siiiiieiung  der  Verhältnisse  schliessen  kann.  Die  folgende  Zusiimiuenstellung  lässl  aber 
erkennen,  dass  die  missliche  Liip-  um  so  schlimmer  ist.  je  grösser  die  (trundsHicko  sind. 
V.  nrleichende  Zusammenstellung  der  Zwangsvei'stei^eruu^en  der  hauptsächlich  zu  land-  und 
forstwirtschaftlichen  Zwecken  dienenden  (Jrundstü<rke  für  den  preiiss. Staat  Jssti  s"    91  !>". 


Der  versreiirerten  <innnl- 
stii-ke 


188«  87 
1887.88 
18888» 
168990 
189U91 
189192 
189293 
18H5M 
1894% 
1895 
öftriflw  \i\trr- 


2  979 

2446 
2014 

2  22t) 

2  : 


(Je«.<!iitr1i>''ln' 

ha 


1  iu  ofS ; 

Sl  CS! 

Si  2  So 

(>2  S<J  I 
U  310 

62  x  1 
üy  201-1 

^9327 
60  2S7 

67  2?y 


24  123  733 


.i.- 
ii.  1. 

'  :<--.i in  1  M,i 

i  .ml  1 '. ■  •  r  1 

l.r   -  i  1 T 

(  »•  -\ Ii  h" 

l'r..- 

\  -U/rll 
„1 

W  .  -t  Ii«  I,.- 

l'r-.- 
■.  i.|/i"i 
ha 

nun  r 
_'  ha 

2  :»i>  !... 

im  l;r  1... 

0,7.» 

21..-., 

; . ...  : 

<)  .|S2 

0.S1 

2,..:.: 

7\e? 

74  012 

7 

0.77 

2i.;.i 

77. 04 

74'  7~- 

r.OM.S 

l>>r> 

2.i,S.| 

7  4.  ^> 

-7  7  7  - 

\,  1  .21. 

1  ,2'.' 

;s 

■-»-■ 

51 

4  : .  2 

c.t,S 

:...2.« 

7 -.85 

•■■>< 

i  7'\; 

c>.'>3 

2  1 

7717 

0.70 

-•••73 

77.-7 

^•57 

2  1 

,,  t  ■  s 

O.oS 

2  :  . :  0 

80.56 

I,/.  ;-|. 

'-5- 
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Agrarkrisis 


Zweitens  durch  den  vielfach  konstatierten 
Rückgang  des  Wortes  des  Grund 
und  Bodens,  dem  allmählich  auch  die 
Reduktion   der  Pacht  folgt.  Hierfür 

S'ebt  die  Entwickolung  der  Pacht  der 
r>mänongüter  in  Preussen  einen  gewissen 
Anhalt.  Ihre  Zald  botragt  in  den  7  öst- 
lichen Provinzen  allein  7G3  mit  285.585 
ha  nutzbarer  Fläche,  welche  sich  in  den 
letzten  Dezennien  nur  unbedeutend  verändert 
hat.   Nun  betrug  die  Pacht  pro  lia 

1849:  13.9  Mark 

1869:  26,1 

1879  :  35,6 

1891:  38,9 

1898:  38.8 

Inkl.  der  neuen  Provinzen  war  der  Pacht- 
ertrag pro  ha 

1869:   26.5  Mark 

1879:  37,87 

1891:    41. 14 

1898:  40.37 
Der  Rückgang  ist  im  ganzen  bisher  hier- 
nach nur  ein  unbedeutender  imd  verschwindet 
gänzlich  gegenüber  der  kolossalen  Steigerung 
während  der  letzten  Dezennien.  Ks  ergiebt 
sich  daraus  zugleich,  dass  die  I^ndwirte 
selbst  die  Ijjige  ihres  Guwerl»es  nicht  so 
pessimistisch  ansehen,  als  es  in  ihrer  Presse 
dargestellt  wird.  Aber  man  würde  fehlgehen, 
wenn  man  die  Verhältnisse  hiernach  allein 
beurteilen  wollte,  denn  die  Pachtperiode  ist 
eine  achtzehnjährige  und  der  frühere  über- 
triebene Optimismus  der  Pachtlustigen,  unter 
dem  die  Beteiligten  noch  schwer  zu  leiden 
liaben,  kommt  auch  in  der  letzten  Zahl  noch  zur 
Geltung.  Anders  gestaltet  sich  «las  Bild, 
wenn  wir  die  Neuverpachtungen  ins  Auge 
fassen,  liei  denen  in  den  letzten  Jahren  ein 
fortdauernd  sich  verschärfender  Rückgang 
zu  Tago  tritt.  Ks  kamen  in  jeder  Periode 
100— 15i>  Güter  mit  50— 90  000  ha  Fläche 
zur  Verpachtung.  In  jeder  Periode  war  die 
Entwickolung  der  Pacht  die  folgende 

von  1870—74  wie  100  :  161,65 
„  1875-79  „  100 
r  1880—84  „  100 
v  1885—89  „  100 
„  1890—94  „  100 
„    1895—97    „  too 

Nun  ist  and»  hierbei 


172,5 
123.8 

97,° 
89.4 
8it9 

zu  beachten,  dass 


die  Steigerung  der  Pacht  vielfach  auf  Kapitals- 
anlage in  Gebäuden,  dann  besonders  in 
Meliorationen  zurückzuführen  ist.  die  teils  von 
der  Regierung,  teil*  vom  bisherigen  Pächter 
.gemacht  ist.  Eine  gute  Bewirtschaftung 
hebt  die  Ertrags  fähigkoit  des  Gutes.  Eben 
darum  ist  die  Steigerung  der  Pacht  nicht 
allein  als  Ausdruck  der  Gunst  der  Konjunk- 
turen anzusehen  und  das  Sinken  der  Pacht 
zeigt  einen  grösseren  Konjunkturonver- 
lust  als  die  Verhältiuszalüen  ergeben,  eben 
weil  die  Bewirtschaftung  auch  in  dieser 


Zeit  eine  gute  gewesen  und  Kapitalsauf  Wen- 
dungen nicht  unterlassen  sind.  Der  Druck 
der  Verhältnisse  ist  erst  in  den  letzten 
Jahren  zum  vollen  Ausdruck  gekommen. 

Eine  Ergänzung  hier/u  liefert  die  Statistik 
der  Kauf-  und  Pachtpreise  pro  ha  für  Baden, 
welche  Angaben  bis  1808  zurück  aufweist 

Verkaufspreise  und  Pachterträge  pro  lia 

im  Grossherzogtum  Baden. 
(Au«  Statist.  Jahrb.  f.  <1.  Grossh.  Baden.) 


Durchschnittlicher  Erlös 
pro  ha 

Durclwchn. 
Pachtertrag 
nro  ha 

1 

4. 

XL 

l 

S 

rs 

- 

^4 

%. 

c 
-f. 

MB 

| 

Jt 

Jt 

Jt 

Jt 

Jt 

Jt 

1868 

«639 

2039 

428] 

692 

1876 

1993 

5  422 

2702 

5049 

I023 

1877 

2130 

4406 

2731 

525O 

992 

1878 

1966 

4  319 

2556 

5OO4 

945 

96 

H9 

1879 

1866 

4054 

2329 

4764 

1 156 

91 

116 

1880 

1867 

4  38i 

2204 

3957 

805 

92 

1 10 

1881 

1898 

4886 

236l 

4625 

812 

91 

l  it 

18S2 

1917 

4  529 

2318 

4851 

819 

90 

109 

1888 

1888 

4  779 

2353 

4«1 

72? 

91 

109 

1884 

1941 

5  567 

232! 

3915 

797 

92 

1 1 1 

1885 

1893 

6365 

2368 

4426 

740 

89 

108 

1886 

1871 

5  309 

2393 

4863 

99« 

89 

107 

1887 

2069 

5  '75 

2409 

4662 

821 

86 

106 

1888 

2096 

5  927 

2441 

4673 

782 

85 

106 

1889 

2167- 

4  537 

2546 

3971 

1044 

85 

104 

1890 

2036 

5  i56 

2326 

3792 

878 

85 

102 

185)1 

2141 

10341 

2473 

3689 

901 

85 

103 

1892 

2133 

7  261 

2490 

3696 
4178 

839 

87 

105 

1893 

2283 

8436 

2  sOO 

971 

89 

112 

1894 

2263 

9  «o5 

2696 

1 130 

87 

106 

1895 

2491 

8624 

2777 

5S 

1 1 16 

86 

104 

Man  sieht,  der  Grund  weit  ist  hiernach 
in  der  Zeit  der  Krisis  in  Baden  nicht  ge- 
sunken, sie  kann  deshalb  dort  hedroldiohou 
Charakter  unmöglich  erlangt  haben.  Im 
Durchschnitt  der  letzten  4  Jahre  kamen 
jährlich  21  VM>  ha  exkl.  Wald  zum  Verkauf, 
die  zwar  nicht  einen  genügenden  Durchschnitt 
zu  liefern  vermögen.  al>er  jedenfalls  einen 
Anhalt  zur  Beurteilung  der  Verhältnisse 
gewähren. 

Drittens  durch  die  Zunahme  der 
Ve  r  s  e  h  u  1  d  11  n  g. 

Die  Verschuldung  der  grösseren  Güter 
bei  den  alten  preussischen  Pfandbriefiusti- 
tuteu  stieg  in  diesem  Jalirhundeit  in  der 
folgenden  Weise: 

Von  1805-1815  um  ca. 
1815—1825 


- 


1825— 1H35 
1835— 1H45 
1845—1855 
1855-1865 
1865—1875 
1875—1885 


■■ 

1 


10  Mill.  Thlr. 
21 
17 
7 

17  » 

47       r  r, 

123  „ 
132  * 
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flVke  a.  a.  O.  S.  57).  Allerdings  ist 
die  Zunahm«'  noch  durch  an«  lere  M«>m«mte 
Minct.  besonders  durch  «Ii«-  Ausdehnung 
der  Beleihung  auf  den  bisher  weniger  be- 
rütk-ichtiKten  bäuorli«di«»n  Besitz,  dann  durch 
die  Erweiterung1  des  Betriebskapitals  und 
«ler  Anlage  in  Meliorationen.  In  «1er  neusten 
Zeit  ist  die  hypothekarische  Vorschuldung 
«'•her  zum  grossen  Teile  auf  ein  Defizit  im 
laufenden  Betriel*»  zmTickzufübmi.  welches 
schliesslich  zu  einer  Konsolidierung  der 
Schuld  führte.  Wie  l>edeutend  die  Zunahme 
in  «lern  Jahrzehnt  von  1HN6  5»"»  in  einem 
^■ssen  Teile  Deutschlamls  gewesen  ist.  zeigt 
«lie  folgen« le  kleine  Tal»elle.  wonach  in 
PreusMüi  die  HypothekensehuM  in  «Ion  länd- 
lichen Distrikten  in  «lieser  Z«-it  um  l1  2  .Milli- 
arden Mk.  gpstwgen  ist.  Da  in  dieser  IVriotle 
der  (inmdwert  nicht  gestiegen,  sondern  eh«>r 
gesunken  ist.  so  hat  «lamit  die  l'oberlastung 
in  ~hr  lähmten« b  in  Masse  zugenommen. 

Der  Mehr-  (4-)  o«ler  MindcrMrag  (•■) 
d*r  Eintragungen  un«l  I /»schlingen  von  Hy- 


!  pothoken  betrug 
liehen  Bezirken. 


in  Millionen  in  den  länd- 


s 

t 

Jahr 

ce-r  s 

Badeii 

Heesen 

>-  «■« 

18*6  -87 

1887—  88 

1888—  89 

1889—  90 

1890—  91 

1891—  92 

1892—  93 

1893—  94 

1894—  90 

1886-95 
1895 


+  88.82 

i+  55.53 
1+  77.'4 
|-f  "9.51 
+  «03.30 
-r  '  23.64 
4-  100,09 

4- 108,64 

4-  1 1 1.6!; 


+ 

-r 
t" 
-f- 
-r 


133.  «6 
88.03 
121.02 
179.13 
»56.37 
206.6  s 
208,68 
228,29 
254,67 


v 


13,62 
12,20 
12,86 

•4,65 
14,84 

»4.85 
•3.71 


-r  '3.5° 

4-  14.71 


5.62 
9.04 
2.08 
2.81 

4,51 
2.50 

3.90 


+  894.32  + 1576,00 


- 


•24,94 
11.73 


M  Aus:  Die  HypothckenbeweKiing  im 
preiissiwhi'ii  Staate  während  den  lie«  hnunifs- 
lahre*  1891 95 .    Zeitschrift   des  Kgl.  Prelis». 


juitrreich  Sac 


Statist.  Bureaus,  36.  Jahrgang.  Berlin  1896. 
Immobiliar-Z Wangsversteigerungen  (Ijand-  un«l  Forstwirtschaft) 


Jahr 

Zahl  d«  r 
int  n>  fle- 
xi en 
firund- 

stücke 

Amt  Ii.  Ii  er- 
hobene 

Sl.djütZllllL'^- 

werte 

(,cs;unrlf-- 
la-timir  der 

mir  llvpu- 

Tll!'k"li 
M.irk 

Sinn   der 

II<-..-h-tLr'-lM't*-, 

inll  u  .-Ii  In- -lr  c 
Zn.^Mau  •  1- 
f'..|L,'l  i*l 

v 

Von  .Ich  aiitti.it'tcnilct) 
Si-linNli'ii  "  ard  durch  d>  11 
Kaut (ir .  1  -  111.  ht  gedeckt 

in  IV.l.  n 

der  B.-tniu' 

\..n  Miirl; 

18SÖ 
1KH«> 
1*7 

im 

283 

393 

505 
40 1 

40j 
47? 

:c;S  839 

3  800  1  s  1 

4  34'J  610 
:  -2 :8  7  =.0 
4074  267 

3  9"3 

3  ^ '  5  335 

4  424  800 

4  -7  7"7 
4  ^  =  3  ^51 
7  ;oj  ;S., 
;  47847.» 
4  7>-  2u.; 

4  3C">  3 13 
;  ^7  1  nnS 

1  '»4  J  Zu  i 

.!  ja;  m.i 
;  i«h  1  ;N 
4  S7.»  -_-7 
.1  >>S;  7;.i 
;  2o>  i»u4 
3  •  •  -•  >>.Vi 
3  7-- 

•  s4 

278 
3<*' 
-'<>; 
^ -'7 
-37 

2'v, 

.  1 S ;  oJ." 

1  4^3  4  >7 

1  ;  ;o  l,S.) 

2  Soo 

1  7^  5  n«  j  S 
;  f. 40  ;S4 

1  447  r">3 
1  S  1  u  j  18 

1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 


davon  Bitterguter: 


4 
4 
4 

6 

3 
2 
2 


608082 
1  060299 
I  371  830 

638  95 1 

605  473 
92  400 

304  020 


570  724 
980  046 
1  S83  330 
688  680 
629  668 
104  404 
280  88t; 


555  7oo 
827  703 
1  1 86  200 
458  000 
427  9«  16 
So  600 
235  361 


2 
4 
4 

4 

3 
2 


57  840 

214  720 

720895 
254  280 

2 1 5  460 
3'  373 

58  473 


Zeitfcchr.  de«  Kgl.  Sachs.  Statist.  Bureaus.  XXXIX.  Jahrg.  Heft  III  n.  IV,  Dresden  1894.1 

Noch  deutlicher  tritt  di«:»ses  für  das 1  Volksvertretungen ,  landwirtsch.  Kongresse 
Köuigivir'h  Sachsen  h«'n<)r.  w<»  die  ganze  und  Veivin«1.  in  «I<t  Iandwii1s<  h.  1>p»ss>." 
Hyft"»thek«'iischuld  festgestedlt  ist.  welche 1  unter  Aufilhrung  v«»n  lx'gn"m«lend«*n  That- 
auf  den  zur  Zwangsvei-st«Mp'ruug  gekoin-  •.  siu  hen  filK-rall  liervotgetreten  sind, 
meiien  ländlichen  Orundstfieken  nihte.  un«l  Das.s  man  «*s  aber  mit  einer  Krisis.  nii  hl 
den  >res<  hätzten  wie  den  erzielten  Kaufpreis  mit  einem  Sieehtum  zu  thun  hat.  g«dit  daiuns 
erhehlieli  Tilx'i-stieg.    D«)rt  haben  sie  Ii  auch 


die  Zwangsvcrkiluf« 
Bayt-rn.  ßa«len  und 
«?ine  s«?hr  erhebliche 
Viertens  durch 


Weigert,  wähivn«!  in 
11  «lie  Abnahme 


He 
war. 

«lie  allgemeinen  Klagen 
der  Lindwirte,  über  Vermitnh  rung  des  Kein- 
ertragen,  wie  sie  iu  «len  Verliaudlungen  «ler 


hervor.  dasS  man  bisher  nirgends  einen  Nach- 
weis für  «len  liüekgang  d«.*s  landwirtschl.  He- 
trh'bes  selbst  hat  ffihren  können.  vi«dmehr 
gehen  alle  Anzeichen  «larauf  Inn,  dass  in  allen 
in  Betracht  kommenden  Ländern  «ler  I,an«l- 
wiil  bestrebt  ist.  noch  zu  einer  grösseren 
lutetwvitat  überzutrehen.    Dies  l»eweist  .lie 


Handwurttrbnch  der  SUatowiMenschaftcn.  Zweite  AanaKe.  I. 
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Anbaustatistik,  welche,  aussei*  in  England, 
keinen  Rückgang  in  der  Kultur  ergiebt. 
sondern  nur  einen  Fortschritt. 

Die  Anbaufläche  der  hauptsächlichsten 
Früchte  war  im  Deutschen  Reiche: 


1878 

2  217  090 

5  934  927 

1  620  483 

3  743  °70 

2  753  216 


1885 
2293  831 
5  841  841 
!  742  386 
3  786  827 
2  920 1 70 


1SMÖ 

2  270  537 

5  893  596 
1  690  592 
4  028  692 
3049718 


Weizen 
Rödgen 
(»erste 
Hafer 
Kartoffeln 

16268786  16586055  16933135 
Das  mit  den  Hauptfrflchten  betaute  Ter- 
ritorium ist  mithin  beständig  gewachsen, 
woraus  genügend  hervorgeht,  dass  bisher 
der  landwirtschaftliche  Betrieb  unter  der 
Krisis  nicht  gelitten  liat. 


oder  weniger  fühlbar  macht,  ist  der  Rückgang 
der  Preise  der  landwirtseh.  Produkte,  und 
zwar  sowohl  der  Rohprodukte  wie  der  Er- 
zeugnisse der  landwirtsch.  Industrie,  infolge 
der  Ausdehrnuig  des  Eisenbahnnetzes  in  den 
Ländern  tieferer  Kulturstufe,  der  Verbilligung 
der  Frachten  des  Seetransportes  und  der  da- 
durch herlteigeführten  übermässigen  Be- 
schickung des  Weltmarktes.  Alle  sonstigen 
Momente  habeu  schon  früher  mehr  oder 
weniger  gewirkt,  ohne  eine  Krisis  herbeizu- 
führen. Sie  habeu  daher  wold  zur  Ver- 
schärfung beitragen,  sind  aber  nicht  als  Ur- 
sachen aufzufassen. 

Die  folgenden  kleinen  Tabellen  geben 
eine  Uotarsicht  über  die  Preisentwickelung 
der  neuen  Zeit.  Es  ergiebt.  sich  daraus, 
dass  bei  weitem  am  meisten  das  Brot- 


Die  Ursachen  der  gegenwärtigen  Agrar 
krisis  sind  leicht  nachzuweisen.  Der  Haupt-  getreide  gesunken  ist,  weniger  die  tierischen 
grund,  welcher  in  ganz  Europa  sich  mehr ;  Produkte. 

Preussisoher  Staat. 


Weizen 

Koggen 

Gerste  J  Hafer 
pro  Tonne  in  M 

Erbsen 

Kartoffeln 

Butter 
pro 

Kind-  [Schweine- 
fleisch fleisch 

Meterzentner 

1816—20 

206,2 

151,8 

«31,4 

129,8 

162,4 

38,6 

U6r6 

66,6 

78,4 

1821— ao 

121,4 

86,8 

76,6 

79,8 

97 

24,8 

101,6 

46.6 

55 

1831-40 

138,4 

100,6 

87,6 

91,6 

»07,4 

26,4 

110 

51.6 

bl.6 

1841—50 

167,8 

123 

1 1 1,2 

100,6 

»30 

34 

120 

56,6 

7^ 

1851—60 

211,4 

•65,4 

1*0,2 

144 

176 

47,4 

146,6 

7° 

91.6 

1861—70 

204 

» 54,6 

146 

140,2 

168,2 

44,8 

«78,4 

86,6 

105 

1871—75 

235,2 

179.2 

170,8 

163,2 

224,4 

60,4 

231,3 

'»4,7 

126 

1876—80 

21 1,2 

166,4 

162 

1*2,6 

23',8 

60,6 

224 

H4,8 

124 

1881—85 

189,6 

160 

»54,8 

»45,8 

237,2 

*2,6 

223,6 

U7,8 

124,8 

1886-yO 

»75;3 

»43 

138,4 

135,3 

209,4 

45,7 

211,5 

117 

121.8 

1891 

218,75 

204,5 

164,6 

161,25 

224,5 

65,5 

215,25 

128 

»3° 

1892 

»88,3 

176 

»55,2 

»49,4 

237,7 

61,7 

222,6 

126 

130 

18&1 

146.9 

127,8 

»39,2 

» 50,9 

218,6 

4i,i 

221,9 

126 

132 

18U4 

•35 

118 

»32 

»39 

220 

46 

217 

124 

131 

1805 

140 

121 

125 

121 

206 

5° 

207 

126 

126 

18U6 

»53 

118 

>3o 

126 

202 

44,5 

210 

124 

120 

Die  Preisentwiekelung  im  Hamburger  Handel. 
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Wollpreis  auf  dem  Berliner  Wollmarkt  für 
den  Zentner  (ijO  k^>. 


Jahr 

Zentner 

Qualität  der  Wolle 
Preise  in  Mark 

feine 

inittel- 
feine 

ordinäre 

1876—79 

113049 

1871200 

169,179 

136  157 

1880—84 

82  851 

174,191 

157  168 

117  133 

1885-89 

75  &44 

142,174 

122  137 

63  106 

1890-94 

55  748 

130/164 

1 1 1  129 

88  110 

WA 

48  834 

121  146 

95<  120 

7694 

1894 

46  6^4 

120, 147 

93  '»9 

8592 

1895 

49911 

125,200 

in, 124 

90  110 

welche 


111 


Die  Rohzuckerpreis 
<leu  Jahren  1877—0«  in  Magdeburg  für 
den  Doppelzentner  (100  kg)  gezahlt  wurden, 
betrugen : 


Rohzucker1) 

Raffinade*) 

Jahr 

1  dz 

1  dz 

ohne  Sack 

ohne  Fa&9 

Magdeburg 

187778-8081 

63,73 

188182—85  86 

53»85 

188687— 90 

4  »oo 

58,10 

1891—95 

29.»4 

5330 

1891 

35.9 

56.8 

1892 

36,7 

57.7 

1803 

3',' 

57.6 

181*4 

24.3 

49.4 

18U5 

21,2 

45 

18Ü6 

23.5 

49*2 

In  gleicher  Weise  sind  die  Spiritus- 
treise  gesunken.,  so  dass  sich  die  jetzige 
Krisis  liesonders  daduiyh  von  den  früheren 
unterscheidet,  dass  eine  Hilfsquelle  des 
I ^ind wirtes  nach  der  anderen  versiegte  und 
kaum  eine  ihre  alte  Ergiebigkeit  l*e- 
wahrte.  Die  Wirkung  dieser  Preisreduktion 
wurde  in  Deutschland  besonders  verschärft 
durch  die  allgemeine  Lohn  steigern  11g. 
welche  in  den  70er  Jalircu  stattgefunden 
hatte  und  nicht  wieder  rückgängig  zu 
machen  war.  und  durch  welche  die  Produk- 
tionskosten der  I-Aiidwirte   selu-  erheblich 


':  Rohzucker  ist  I.  Produkt  Korn  92°«,  Bend. 
3  Monat  Ziel.    Raffinade  la  Brod  2  Monat  Ziel. 

1,  n  t  ,  1889— 1896  Rohzucker  ohne.  Raffinade 
mit  Yerbrauchaabgabe.  Durch  Veränderung  der 
1  •««etzgebung  ü her  die  Zuckersteuer  in  den  Jahren 
1887.  1891  und  1806  ist  die  Vergleichbarkeit 
der  Preisreihen  für  Zucker  1889,  18Ü3  und  189« 
unterbrochen. 

*)  Raffinade  bis  August  1 
ntkrn,  Ton  da  ab  02%  Read. 


ust  1887  :  96%  Polari- 


gesteigert  wurden,  während  ihre  Einnahmen 
sieh  verminderten.  Dazvi  tritt  in  vielen 
(fegenden  ein  grosser  Arlteitermangel  hinzu, 
der  den  Gutsbesitzer  wie  den  grosseren 
Bauer  vielfach  erheblieh  l*ehindert.  inten- 
siver zu  wirtschaften.  Diese  Klagen  wer- 
den ebenso  in  England  und  Frankreich,  wie 
in  Deutsehland  gehört.  Der  Grund  ist 
hauptsächlich  in  der  Anziehungskraft  der 
Städte  zu  sehen,  mit  ihren  scheinbar  höheren 
[.Ahnen,  Vergnügungen  und  der  geachteteren 
Stellung  der  Arbeiterklasse.  Vielfach  tritt 
noch  die  Auswanderung  hinzu. 

Da  zu  gleicher  Zeit  die  Verschuldung  des 
Grundbesitzers  bedeutend  gestiegen  war, 
konnte  er  diesen  Schwierigkeiten  nur  eine 
verringerte  Widerstandskraft  entgegenstellen. 
Die  ganze  Kalamität  ist  aU»r  besonders  durch 
die  üliermässige,  weit  über  das  richtige  Mass 
hinausgehende  Steigerung  des  Grund- 
werts und  der  Pacht  in  den  60er  und 
70er  Jahren  vermehrt,  die  auf  eine  über- 
mässige Nachfrage  nach  Grund  imd  Boden, 
die  zunehmende  Wohlhabenheit  der  Be- 
völkerung, dann  eine  Uel>erspekidatiou 
zurückzuführen  ist,  die  auf  ein  permanentes 
Steigen  der  Fruchtpreise  Itaute .  deren 
Reduktion  das  lieber  111  ass  der  Ver- 
schuldung erst  im  rechten  Lichte  er- 
scheinen Hess.  Die  Gewohnheit  des  Guts- 
licsitzerstandes  im  östl.  Preisen,  mit  einer 
Anzahlung  von  nur  dem  dritten  Teil  des 
Kaufpreises  und  weniger.  Güter  zu  ül>er- 
nehmen,  um  von  der  erwarteten  Steigerung 
des  Grundwertes  um  so  mehr  zu  profi- 
tieren .  wirkte  in  dieser  Hinsicht  ebenso 
verhängnisvoll,  wie  die  Gewohnheit  der 
Hauern  in  Baden  und  Württemberg,  ihn» 
reherschüsse  durch  Zukauf  von  Grund 
stücken  anzidegeu  und  infolgedessen  in 
günstigen  Jahren  sich  um  jedes  verkäufliche 
[Grundstück  gegenseitig  zu  ülierbieten  und 
!  den  Preis  übermässig  in  die  Hohe  zu 
schrauben.  Eine  Erleichterung  gewährte 
dagegen  der  Rückgang  des  Zinsfusscs,  der 
im  Osten  von  Preussen  in  :io  Jahren  um 
inehr  als  1  **.  ••  zu  veranschlagen  ist. 

Als  ein  liauptiinistaud.  der  zwar  die 
Kalamität  nicht  unmittelbar  herbeigeführt, 
wohl  aber  sie  aligemein  vorbereitet  bat.  ist 
das  in  dem  grössten  Teile  Deutschlands 
verbreitete  gleiche  Erbrecht  an  Grund 
und  Hoden,  und  der  Psus,  denselben 
dabei  nach  dem  Kaufwert,  nicht  nach  dem 
Ertragswert  in  Anrechnung  zu  bringen, 
welches  in  dem  nordöstlichen  Deutschland 
die  Pel>erschuldung  der  Grundstücke  wesent- 
lich förderte  und  in  den  südlichen  Gegen- 
den die  Zersplitterung  des  Grund  und 
Bodens  durch  Teilung  unter  die  Erben 
steigerte.  Die  Wirkimg  dieser  Verhältnisse 
musste  natürlich    doppelt    scharf  hervot- 

8* 
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treten,  sobald  der  Grundwort  nicht  mehr 
in  fortdauernder  Steigerung  begriffen  war.! 
sondern  sogar  eine  Reduktion  erfuhr.  Sie  j 
rausste  akuten  Charakter  annehmen,  sobald 
neben  den  niedrigen  Produktonpreisen  noch 
eine  Keilte  ungünstiger  Ernten  eintraten, 
wie  Wan  Ende  der  70er.  namentlich  Anfang 
der  8()er  Jahn?  in  Nonldcutsehland  der  Fall 
gewesen  ist.  (Jahrb.  f.  Nat.  1*8-1.  N.  F. 
Bd.  IX:  Klomp.  Enite-  und  Fruehtpreise 
in  Preussen,  Bayern  etc.) 

Aueh  der  vermehrt«-  Steuerdruck  ist 
hier  zu  erwähnen.  Namentlich  in  Preussen 
war  dcrseH*'  dureh  bedeutende  Erhöhung  der 
Gemeindeabgaben  und  ungleiche  Verteilung 
der  lAst  für  den  Landwirt  sehr  emjifindlich 
gewonleu,  ist  aber  durch  die  Steuerreform 
der  letzten  Jahre  wesentlich  gemildert. 

Eine  weiten?  Verschärfung  der  Kalamität 
ist  in  den  allgemein  gesteigerten  Lebcusan- 
sprüohen  zu  sehen,  welche  die  günstigen 
Jahre  Anfang  der  70er  zur  Folge  hatten, 
und  die  man  sich  nur  schwer  entschliessen 
kanu.  den  Verhältnissen  entsprechend  zurück- 
zuschrauben. Der  Gressgmndbesitz  leidet 
unter  den  Verhältnissen  mehr  als  der 
bäuerliche,  weil  er  mehr  verschuldet  ist 
imd  die  Lolicnsausprüchc  desselben  nur 
mit  höheren  Kosten  befriedigt  wenlen 
können,  während  die  Bedürfnisse  des 
Bauern  und  nocli  in  stärkerem  Masse  <lie 
des  Arbeiters  Preiserinässigunp>n  erfahren 
haben.  Üann  weil  er  mehr  als  der  Bauer, 
besonders  der  kleine,  auf  den  Getreidebau 
als  Finanzquelle  angewiesen  ist,  was  nur 
an  einzelnen  Orten  durch  Zuekorrfdten- 
industrie  und  Branntweinbrennerei  ausge- 1 
glichen  winl.  Ebenso  lasten  die  höheren 
Löhne  in  stärkerem  Masse  auf  den  grösseren 
BetiielnMi  als  auf  den  kleinen.  Deshalb  ist 
die  Krisis  in  den  noi"döstlichen  Gegenden 
eine  weit  schärfere  als  im  Süden,  wälirend 
im  Rheinland.  Schleswig-Holstein  nur  wenig, 
davon  zu  spüren  ist.  In  den  östlichen 
Gegenden  sind  vielfach  die  Güter  zu  gross. 
Die  von  dem  Hofe  entfernt  gelegenen  Felder 
können  bei  den  hohen  Arbeitskosten  und 
den  niedrigen  Preisen  der  Predukte  keine 
Reinerträge  liefern  und  drücken  die  Dureh- 
sehnittsert rage  erheblich  herab. 

In  den  südwestlichen  Gegenden  mit 
grosser  Zersplitterung  des  Grund  und 
Bodens  tritt  noch  als  l'rsache  der  traurigen 
Lage  der  Agrargegenden  die  rapide  Zu- 
nahme der  Bevölkerung  hinzu,  welche  viel- 
fach zu  einer  Peliervölkermig  geführt  liat 
und  in  jenen  Gegenden  bedenklich  wenlen 
inusstc.  wo  es  au  einer  ergänzenden  Indu- 
strie fehlte,  tun  diejenigen  Kräfte,  zu  ver- 
werten, welche  in  der  Ijandwirtsehaft  nicht 
genügende  Beschäftigung  und  Venlienst 
finden.    (Vorhand!,  d.  V.  f.  Sozialp..  Oktober 


1884.  Leipzig  1884.  Korreferat  v.  Buchen - 
be  rye  r.) 

Werfen  wir  hiernach  einen  Blick  auf  die 
Verhältnisse  in  den  einzelnen  anderen 
I  ..ändern. 

Bei  weitem  am  bedeutsamsten  hat  sich 
die  neuere  Agrarkrisis  in  dem  Britischen 
Reiche  entwickelt.  Nirgends  ist  der  Preis- 
rückgang des  Getreides  ein  so  bedeutender 
gewesen",  wie  dort,  weil  es  die  ül>orseeische 
Mnssenzufuhr  aus  erster  Hand  erhielt ;  auch 
die  Konkurrenz  an  tierischen  Produkten 
durch  die  überseeischen  Linder  ist  dort 
am  schärfsten  zu  Tage  getreten.  Während 
der  Duivhschnittspreis  der  Tonne  Weizen 
von  lsul— 70  289.4  betrug,  war  er  1871  —  ho 
228  Mk.,  von  1881-8.'»  180,4  Mk..  1886 
1  r..5.  1887  147.G,  18%  12H  ML  Mehr  als 
hundert  Jahre  muss  man  zurückgehen,  um 
ähnlich  niedere  Preis»?  in  England  aufzu- 
finden: bis  zum  Jahn«  1779.  Den  Rück- 
gang der  Fleischpreise  charakterisieren  die 
folgenden  Zahlen : 

Durehsehnittspreise  für  verschiedene  Fleisch- 
sorten jver  lbs  auf  dem  Zentralviehmarkt  in 
Undon  von  lHtJG— ls«Hi. 

Schweine- 
fleisch 


Rind- 
fleisch 


Hammel- 
fleisch 


1866—70 
1871—75 
187»)— 80 
1881—80 
1886—90 
1891  9ö 
1896 


Schlacht- 
gewicht 

d.  d. 

4%-7 
5'  ,-8 
4\-S', 
41,-71, 
3\,-6\ 
3  -6-4 


Schlacht- 
gewicht 

d.  d. 

5  -7,> 
4:t  -9 

5 

ö       7  ;i 

2\~7 


einRof.  per 
Lwt. 

frisch 

Pfd.  sh.  d. 

3  «  »l 
290 
2  9 

2  IO 
2  8 

2  7 
2  5 


9 
6 
: 
9 
1 1 


Dazu  kam  eine  Reihe  von  Missernten  iu 
den  Jahren  1875.  76.  77,  79.  80,  81.  wobei 
die  des  Jahres  1879  als  die  schlechteste 
Ernte  des  Jahrh.  bezeichnet  wird.  Zur 
selben  Zeit  herrsch  ton  verschiedene  Vieh- 
seuchen infolge  der  andauernden  nassen 
Witterung,  welche  den  Viehstand  dezi- 
mierten. Dem  gegenüber  stand  auch  in 
England  von  Anfang  der  70er  bis  Anfang 
der  SOer  eine  Lohnstoigerung,  (die  seitdem 
allerdings  einer  rückschlägigen  Bewegung 
Platz  gemacht  hat),  Hand  iu  Hand  gehend 
mit.  einem  zunehmenden  Arbeitorinangol  auf 
dem  Lande.  Auch  in  England  klagt  man 
über  die  Steigenmg  der  Abgaben. 

Puter  diesen  Verhältnissen  hat  am 
meisten  der  Pächterstand  gelitten,  der  viel- 
fach unter  Einbusse  bedeutender  Kapitalien 
die  Pacht  aufgellen  musste.  welche  Anfang 
der  70er  Jahre  noch  eine  nicht  unbedeutende 
Steigenmg   erfaliren   hatte.    Die  Grund- 
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eigentümer  sollen  sich  zu  erheblichen  Gold- 
miterstützungen,  wie  Pacht  nachlast  genötigt, 
während  trotzdem  ein«  grössere  Zalü  von 
Farmen  päehterlos  blieben  und  vielfach  so- 
pir  nnbeaekert  gelassen  werden  mussten. 
Von  26.9  Mill.  acres  Kidtnrlandos  in  Eng- 
land und  Wales  waren  43717  in»  Jahr«' 
1*S1  unbenutzt.  Da  der  ftnmdl)esitzorstand 
im  grossen  (ranzen  in  England  ein  notorisch 
ausserordentlich  reicher  ist.  so  hat  er  die 
Kalamität  l»esser  ülicrstehen  können  als  der 
Farmer  und  die  (Tnmdl>esitzer  dos  Konti- 
nent!». Zwei  Drittel  des  .Pachtzinses  soll 
von  IST!'» — 8t  nicht  erhoben  sein  und  bis 
zu  dem  letzteren  Jahre  nahm  man  den 
Rückgang  des  Pachtzinses  bereits  auf  10 — 
•'5öf,o  an.  IVr  Herzog  von  Kedford  giib  der 
Kommission,  welche  die  KiMpiote  über  die 
Agrarkrisis  von  1S7!)  und  so  veranstaltete, 
folgende  Auskunft:  1*79  hatte  er  50"  <>. 
INSU  20'*  n  des  Pachtzinses  nachgelassen. 
Von  der  erzielten  Einnahme  alter  wurden 
im  ersten  Jahn«  9o,*j"  o  für  Stenern  aller 
Art.  für  Verwaltungskosten,  Kejmrattireii 
und  Kauten  ausgogot»on,  im  zweiten  Jalm- 
'»7%  (Nasse.  |s.  Iatteraturvorzeichni>| 
S.  157|. 

Die  Einwirkung  nid  den  landwirtsch. 
Betrieb  musste  hiernach  ein  erheblicher 
M'in  und  sie  äusserte  sielt  besonders  in  der 
Einschränkung  des  Getreidebaues  und  Aus- 
dehnung des  Wieswuchses.  Ausdrücklich 
wiid  in  der  Enquete  konstatiert,  dass  die 
Einschränkung  des  Getreidebaues  in  der 
Hauptsache  eine  Erweiterung  des  Futter- 
l<a<n>  horUnführte.  um  die  vorhältnismä.-sig 
besseren  Preise  der  tierischen  Produkte  aus- 
zunutzen und  dass  im  grossen  Durchschnitte 
ein  l'ebergang  zu  einer  extensiveren  Wirt- 
schaft nicht  zu  lieobaehten  sei.  Die  Krisis 
ist  eine  besonders  sc  hwere  nur  in  den  sogen. 
Com  eounties,  weit  geringer  in  den  Gmzing 
counties.    (Koenig  [s.  Litt.j) 

Zu-  resp.  Abnahme  der  Anbau- 
flächen für  Weizen.  Sommergetreide  und 
Hülsenfrüchte,  Kartoffeln  etc.  in  Gross- 
en tan  nie  n.  (Aus:  Agrieultural  Returns 
der  betr.  Jahre.) 


1868 

1888 

1896 

acres 

acres 

acres 

Kartoffeln,  Rühen,  Kohl  etc. 

England  und 
Wale«  .  . 
Schottland  . 

2050934 
655  75» 

2  808  702 

663  1 59 

2628  971 
629  620 

Insgesamt : 

1 1  267  187 

1 1  659619 

10675  282 

Flax.  Hopfen,  KW.  Gras  etc.  okkupierten 
in  Großbritannien  im  Jahre: 

1868:  396000S  acres 

1882:  4  327  302 

181(6 :  4  595  937  „ 
Die  Ackerfläche  betrug: 

1868:  16779406  n 

1K82:  16636432  ., 

1K88:  16383918  „ 

1896:  15  271  218  ,, 

Permanente  Weide,  exkl.  der  liergknppen  etc. 
184J8:    13  176  2SS  acres 
1882:    1482167^  „ 
1896:   16726476  „ 

In  Prozenten  der  gesamten  Aekerfilche 
nahmen   obige   Früchte   ein:  lStiN=74"o; 


Isss— 71°  0:  lsi»»i^7<>' 


die  Differenz  fiel 


1868 

1888 

1896 

acres 

acres 

acres 

Weizen. 

England  und 
Wales  .  . 
SelrottUnd 

3  5*7  442 
124683 

2  495  502 
68  735 

1  656  228 
37  729 

*ommerge 

treide  und  Hülsenfrüchte. 

EnsrUnd  and 
Wales  .  . 
Schottland  . 

3  677  432 
1  230  945 

4355918,  4473606 
1  267  603  |   1  249  127 

der  Ackei  weide  zu.  Ks  geht  daraus  hervor, 
dass  infolge  der  Krisis  der  Anliau  des 
Weizens  sehr  erheblich  abgenommen  hat, 
die  Kultur  anderer  Früchte  weniger,  so 
dass  die  ges.  Kulturflächo  sogar  in  diesen 
zwanzig  Jahren  an  Ausdehnung  gewonnen 
lmt.  Die  Viehzucht  hat  trotz  des  erheb- 
lichen Rückgangs  der  Proiso  tierischer 
Produkte  in  Kngland  ihiv  Wüte  dunhaus 
Ix'wahrt. 

In  Frankreich  ist  über  die  letzte 
Krisis  durch  eine  besondere  Kiwpiete 
1*79  NO  ein  umfassendes  und  aufklärendes 
Material  geliefert.  Danach  ist  die  dortige 
Kalamität  entschieden  noch  grösser  als  in 
Deutschland,  weil  der  Preisrückgang  ein 
bedeutenderer  war  und  noch  besondere 
I  mstande  hinzutraten,  den  Kinfluss  zu  ver- 
schärfen. Dazu  gehört  in  erster  Linie  das 
Auftreten  der  Reblaus,  welche  die  Wein- 
j  baudistrikte  in  gewaltigster  Weise  verheert«', 
i  das  Dnrnicdcrlicgcn  des  Seideidwues  und 
(las  Aufhören  des  Krapphauos,  I'mstände, 
welche  in  dem  übrig«1!)  Kuwrm  ül>crhaupt 
gar  keine  oder  nur  geringfügig»:'  Einwirkung 
hatten. 

Als  ein  die  Iwindwirtsehaft  wesentlich 
beeinträchtigendes  Moment  wird  die  über- 
mässige Zerstückelung  des  Grundbesitzes 
angegeben,  welche  in  dem  grössteu  Teilo 
Frankreichs  herrscht,  die  al>or  nicht  gerade 
in  der  neuesten  Zeit  eine  Itesondore  Ver- 
schlimmerung erfahren  hat  und  daher  nieht 
als  eine  Ursache  der  jetzigen  Krisis  ange- 
geben werden  kann;  man  kann  sie  nur  als 
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einen  Punkt  1  ^zeichnen,  wo  die  Massrogoln  I  Da  der  Preisrückgang  der  land  Wirtschaft  - 
zur  Verbesserung  der  landwirtseil.  Verhält-  liehen  Protlukte  die  Ilauptnreache  der  Kaiami- 
nisse einsetzen  können  und  niflssen.    Als  tät  bildet,  liegt  es  nahe,  in  denjenigen  Län- 


weitere  Erschwerung  der  tand  Wirtschaft  wird 
das  Hinströmen  iler  ländlichen  Bevölkerung 


dem.  welche  auf  Import  an  Nalirungs- 
mitteln  angewiesen  sind,  zu  Schutzzöllen 


in  die  Städte,  daraus  erwaehsender  Ar-  die  Zuflucht  zu  nehmen,  welches  ausser  in 


beitennangel  und  wesentliche  Ixhnstoige 
rung  angegel>en,  was  uImt  bei  der  grossen 
Zerstückelung  des  Grund  und  Bodens  nicht 
so  tiefgreifend  wirken  kann,  als  im  nordöst- 
lichen  Deutschland.  Schliesslich  wird  auch 
dort  üW  gewaltige  Zunahme  der  Steuern 
und  sonstigen  öffentlichen  leisten  geklagt. 


England  auch  in  allen  Haupt ländern  Euro- 
pas  geschehen  ist.  (S.  d.  Art.  Getreidezölle.) 

Die  Wirkung  der  Zölle  konnte  bisher 
nicht  liefriedigen.  da  der  Rückgang  der 
Preise  auf  dem  Weltmarkte  bis  zum  Jahre 
1H!>7  mit  geringen  Unterbrechungen  fort- 
dauerte und  dadurch  die  Preissteigerung 
weirhe  durch    ungleiche    un.l   irrat.onelle ,  (U>n  Zo„  in  dp„  einzelnen  Ländern 


Verteilung  noch  besonders  drückend  werden. 
Hilfe  in  der  pekuniären  Kalamität  ist  da- 
durch erschwert,  dass  Frankreich  einer 
guten  Hy|>othekenordnung  entbehrt  und  über- 
haupt das  landwirtschaftliche  Kreditwesen 
dort  sehr  im  argen  liegt.  Allerdings  ist 
infolgedessen  auch  die  hyj>othekanscho 
Verschuldung  der  ländlichen  Grundstücke 
eine  geringere  als  in  Deutschland,  dafür 
alxT  die  Anwendung  des  Personalkrod its 
eine  um  so  grössere.  Der  Weinlwu  hat 
sich  im  letzten  Dezennium  wieder  gehoben. 


aufhob,  also  mir  ein  weiteres  Sinken  an  den 
geschützten  Orten  und  auch  dieses  nur  zum 
Teil  verhinderte. 

Da  die  Ursache  der  Krisis  in  der  allge- 
meinen Weltlage  zu  suchen  ist,  herbeige- 
führt durch  den  Aufsehluss  neuer  Länder 
und  I^andesteile  vermittels  der  Eisenhahnen, 
Ermässigung  der  Seefracht  etc.,  so  ist 
eine  Hebung  der  .Fruohtpreiso  auf  dem 
Weltmarkte  erst   zu  erwarten,   wenn  die 


Steigerung  der  Bevölkerung  die  Ueber- 
Durch  Associationen  mannigfaltiger  Art,  Vor-  Pw*,'lkti,""  «hsorhiert  hat  und  die  frucht- 
hreitung  landwirtschaftlicher  Kenntnisse  in  |  »^ten  I^ndstnche  zur  Beackerung  gezogen 
den  bäuerlichen  Kreisen  sind  die  Erträge  g 


steigert.  Auch  wurden  durch  hohe  Gctreido- 
zöllo  die  Preise  im  letzten  Dezennium  etwas 
höher  gehalten  als  in  Deutschland.  Durch 
alle  diese  Momente  Irnt  sich  die  Lige  der 
Landwirtschaft  im  ganzen  etwas  gel>essert. 

Auch  in  Italien  hat  die  traurige  l^age 
der  Luidwirtschaft  zu  einer  umfassenden 
Enipiete  die  Veranlassung  gegolwm.  Molche 
uImu'  ausser  dem  Preisrückgang,  schädigende 
Verhältnisse  nur  von  mehr  dauerndem  Cha- 
rakter, als  akutem,  konstatiert  hat.  Dazu  ge- 
hören, wie  in  Frankreich,  üliennässige  Zer- 
stückelung der  ländlichen  Grundstücke  bei 
Ijatifundienbesitz.  roherlastung  mit  Abgaben, 
wobei  der  Druck  der  indirekten  Steuern  auf 
Nahrungsmittel  liesonders  hervorgehoben 
winl.  Dazu  kommt  die  sehr  geringe  Bildung 
der  ländlichen  Bevölkerung,  allgemeine  Ver- 
breitung des  Ahsenti.smus  und  Ausdehnung 
des  Pachtsystems,  wobei  die  Halbpacht  sich 
unter  jenen  Verhältnissen  vielfach  noch  als 
das  günstigere  Paehtsystem  bewährt  hat. 
Ausserdem  Uehersclmldimg  der  Lmdwirte, 
sowohl  mit  hypothekarischen  als  mit  Hand- 
schulden zu  (Übermässig  hohem  Zinsfusse. 

Die  Aufteilung  des  Kiivhrnvermögens 
und  eines  grossen  Teils  des  Domiuial- 
besit7.es  zur  Bildung  kleiner  selbständiger 


inu.   was  noch  2 — 3   Dezennien  währen 
kann.    Die  Krisis  wird  daher  ein  Ende  erst 
nehmen,  wenn  Kauf-  und  Paohtproise  der 
Grundstücke  den  Verhältnissen  entsprechend 
heruntergegangen  sind,  und  die  1/andwirte 
I  den     Betrieb    den    Produktenpreison  ge- 
i  mäss  modifiziert  haben   werden.     Da  die 
!  Ursachen   diesmal   dauernderen  Charakter 
haben,  als  je  zuvor,  und  sich  Ober  fast  die 
1  ganze  zivilisierte  Welt  erstrecken,  so  zeigt 
,  die  jetzig»1  Krisis  eine  grössere  Dauer  und 
grössere  Verbreitung  als  irgend  eine  der 
frühem.    Die  Steigerung  der  Produktions- 
kosten infolge  der  Erhöhung  der  I/dine  winl 
sicherlich    nicht    wieder    rückgängig  zu 
machen  sein.    Sie  ist  die  erfreuliche  Folge 


unserer  Kulturentwickelung 


uno 


zugleich 


die  Vorbedingung  weiteren  Kulturfort- 
schrittes. 

Für  den  bäuerlichen  Betrieb,  der  im 
grossen  und  ganzen  in  Deutscldand  noch 
erheblich  hinter  dein  Grossbetriebe  zuriiok- 
geblieben  ist,  wäre  sicher  durch  Hebung 
der  wirtschaftlichen  Bildung  in  der  Haupt- 
sache die  Ungunst  der  Konjunkturen  aus- 
zugleichen. Durch  Ijossoro  Konservierimg 
des  Düngers.  Anwendung  künstlicher  Dünge- 
mittel, liessero  Auswahl  des  Saatgutes  wie 
des  Znchtmaterials,  zweckmässigen?  Frucht- 


Eigentümer  hat  nur  zum  Teil  günstig  ge-  folge,  sorgsamere  Kidtur  des  Ackers,  stär- 
wirkt,  weil  sich  viele  der  kleineren  Ueber-  keir>  Anwendung  von  Maschinen  und  ange- 
nehmer  nicht    halten    konnten    und    von  messenere  Verwertung  der  tierischen  Pro- 
Kapitalisten   wieder   ausgekauft  dukte.    Nach  diesen  Richtungen  knnn  durch 

die  Association  viel  erreicht  werden  (Mol- 


grosseron 
wunlen. 


kereigenossenschaften.  Rohstoffhezngsver- 
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eine.  Vereine  zur  gemeinsamen  Verwertiinp  I 
von  Maschinen,  wie  männlichen  Zuchttieren). 
Der  Bauer  kann  sich  ausserdem  durch  die 
Kultur  von  Handelsgowächsen ,  l>esonders 
Gemüse  und  Ohst,  durch  Geflügelzucht  eine  I 
bedeutsame  Nel>eneinnahme  verschaffen,  die 
bisher  iu  Deutschland  viel  jiu  &ehr  vernach- 
lässig wurde.  Di«1«  beweist  die  Einfuhr- 
(«tatistik  durch  die  grossen  Summen,  welche 
für  i»-ne  Produkte  jährlich  an  das  Ausland 
gezahlt  weitleu. 

Die  technische  Seite  lassen  wir  unberührt. 

Die  Lltt*ratar  ist  im  ganzen  eine  völlig  unzu- 

reohmde.  Den  Gegenstand  allein  in  das  Auge 
MMN'f  i*t  i«  nennet! :  Dr.  Karl  Fraan,  Die 
Arkerl-iukrisen  und  ihre  Heilmittel,  Leipzig  184i>~>, 
ein  Werk,  welches  indes  auf  Wi**en*chaftlichkeit 
uüht  Anspruch  machen  kann.  Die  Ikirttellung  der 
Krim*  selbst  ist  eine  völlig  unzulängliche ,  der 
Schwerpunkt  ist  auf  die  YÜtrrsuchung  der  Hilfs- 
mittel sur  Linderung  der  Mi*»»täude  in  den 
'.•'»»'  .fuhren  gelegt.  Fetter  die  tlrschirhle  der 
Agrarkrisen  hietel  etwas,  alter  nicht*  Ausreichen- 
•he,  AffUT  li'irth  in  »einer  Grtchichtr  der  Krisen. 
(Vlfr  die  Krisi*  der  iiier  Jahre  hnt  l>r.  Ar- 
nold t'cke  ,  Di*  Agrarkrisi»  in  l*reus*en 
während  der  Wer  Jahre  diese»  Jahrh. ,  Halle 
Ii***,  das  zugänglich*  Materini  zumtmmrnzu*trllru 
re-r»,icht ,  worin  auch  die  Itezw.  Litterntur  aus- 
führlich aufgeführt  wird,  fi  namentlich  Berichte 
«•-<«  William  Jacob  an  dir  englische  Re- 
tli.ntng  über  den  Anlxln  und  Absatz  des  Ge- 
Irride*  etc.,  Hamburg  1828.  — Avenariu*,  Feber 
den  Verkauf  zahlreicher  adliger  Güter  in  der 
Parins  Preu**en,  Halberstadl  1**7.  —  Ig  not 
Hudhart,  l'eber  dm  Zustand  de*  Königreichs 
Bogern,  Stuttgart  18*?.. 

für  dir  nruere  Zeit  nennen  vir:  H'frfA, 
VfiJ".  Ihe  Krisi*  in  der  Dind  Wirtschaft  umt 
Mittel  zur  Abhilfe,  Berlin  1881.  —  Th.  Freiherr 
von  der  Goltz,  Dir  agrarischen  Aufgaben  der 
Gegenwart,  Jena  I8U4.  Verhandlungen  der 
Agrurkoufrrc-nz  com  28.  Mai  bis  2.  Juni  18°4> 
Berlin  ( l'arey).  — C.  Wilbrandt,  Ih'e  agrarische 
Frage  1894. 

linden,  Ergebni**e  der  Erhebungen  Uber  die 
Lage  der  Landtrirtschaß  im  Grossherzogtum, 
Karlsruhe  188.1.  Bäuerliche  Zustände  in 
Jfeutschland.  Berichte  rerutfentlieht  r.  V.  f. 
Sozialp.,  .1  Bde.,  Leipzig  IHM.  Bericht  des\ 
Minister*  f.  Landwirtschaft  etc.,  Berlin  I884  und 
—  Buchenberger,  A.,  Zur  laudwirtsch. 
Frage  der  Gegenwart,  Leipzig  1887.  El»a»»- 
Lothringen,  Bericht  der  Enquetekinnmission 
id*r  die  Lage  der  Landwirtschaft,  Stra»*bnrg. 

—  Gaal,  J>r.  Eugen  von,  Ihr  Frage  der  land- 
rrirtsch.  Krise,  Budapest  1885.  —  Oerdollen, 
Heinrich ,  Die  Notlage  der  Jsindwirtschaft, 
Uipzig  188  4.  Hessen,  Bericht  der  Enquete- 
ktHumissitm.  Yrro.nl.  com  grosshertogl .  Ministe- 
rium d.  Jim.  und  der  Just,  in  den  Jahren  1884, 
Stund  86,2  Bde.  in  S  Teilen,  Darmstadt  I884—86. 

—  Jäger.  Dr.  Engen.  JHe  Agrarfrage  der  Gegen- 
irurt, .'.  Bde.,  Berlin  I880—88.  -  Mahraun,  H., 
Der  Uxudwirtsrh.  Notstand,  »eine  Begründung 
«ad  seine  Heilung.  Berlin  188<>.  —  Xordmann, 
her  ländliche  fl  rundbesitz,  »eine  hige  und  seine 
Bedeutung,  Berlin  l^.-P^em-Siedenbollentin,  \ 


Fr. ,    l  'eher  die   l  'rsachen  der  so  allgemein  he 
klagten,    bedrückten    Lage    der    Laiul  Wirtschaft . 
Wismar  (Hinstorfi)  187».      I'reussens  land- 
wirtAch.  Verwaltung  in  den  Jahren  1879— 8.1 
und  1884  -  87.  —  Rafinger,  I>r.  G.,  Vir  Er- 
haltung des  Bauernstände»,   Freiburg  188-1. 
Schaffte,  J)r.  Alb.  E.  Fr.,  Die  Inkorporation 
des  Hypothekenkredits,   Tübingen  188.1.  Stein. 
Ijor.  von-,   J>rei  Fragen  des  Grundbesitze*  und 
»einer  Zukunft,  Stuttgart  1881.  —  Demelhe,  Die 
Landwirtschaft    in    der    Verwaltung    und  das 
Prinzip    der    Rechtsbildung    de»  Grundbesitzes, 
Wien  188.1.  —  Dernelbe,  Bauerngut  und  Jlufrn- 
rerht ,    Stuttgart    1882.      1'ntersuchung  der 
Dige   und  Bedürfnisse    der   Dindwirtschaft  in 
Elsass-Ijuthringrn  188 4,  Strassburg  188.1.  Ver- 
handlungen der  um  0.  und  7.  Oktober  IS84 
in  Frankfurt  a.  M.  tdtgehtiltcnen  Generalversamm- 
lung d.  V.  f.  Sozialp.,  Jyeipzig  I884.  Verhand- 
lungen des  preu**.  lAtndesökonomiektdlegium*, 
de*    deutschen     Jjtndwirtschaftsrate»     und  des 
\  ereins  deutscher  Steuer-  und  Wirtschaftsreformer, 
Berlin.  —  Witwer,  F.,  l'eber  Ijig«  und  Verhält- 
nisse de»  ländlichen  Grundbesitzes ,   Gotha  188-^. 
Württemberg,     Ergebnisse,     der  Erhebungen 
Uber  die  ljnge  der  bäuerlichen  /sind Wirtschaft  in 
«  Gemeinden  des  Königreichs,  Stuttgart  18Mi. 

Litteratur  in  Bezug  auf  England: 
Agricultural  /uferest  Co  m  in  is  *  i  o  n  : 
Be/»,rt  of  the  Assistant  Gommissionrr ,  b»,don 
ls.sn.  —  Minntes  of  ecidence  taken  before  Her 
Maj.  t  'ommissioiier*  an  Agriculture,  2  roh.,  D'udon 
IHxl,  —  Sanne,  Etteln,  Agrarische  Zustände  in 
England,  iMpzig  I884.  —  Catnl,  Jörnen,  The 
landed    interrst.  Craigie ,    .Hajor  F.  G., 

»Stati*tic*  of  Agricultural  J*rodurtion«.  Journal 
of  Ihr  Statistical  Society ,  Vol.  XLVI,  Dirt.  I, 
March  188.1,  Jjaidou  1883.  Journal  of  the 
Statistioü  Society,  Yd.  XLV,  Part.  I,  March 
18*2,  p.  .140 :  n  Bad  Harrest»  and  Agricultural 
Depressiim«  ,  p.  8,r>9:  ■>  Agricultural  Deel  in*.*. 
Dmdon  1882.  R.  Munt,  on  Agricultnre.  Final 
Report  appoint.  to  iiupiire  int«  the  subject  of 
agric.  depression.  Pres,  to  b.  H.  of  Pirt.  I8'J7 
and  AppcndU  to  the  fine  Rep.,  London  18U7. 
—  Komtg,  F.  Ph.  ,  Die  Uge  der  englischen 
hmdwirtschaft  unter  dem  Drucke  der  internatio- 
nalen Konkurrenz  der  Gegenwart  und  Mittel 
und  Wege  zur  Besserung  derselben,  Jena  I8'.n>.  — 
ir.  E.  Bear,  Agric.  Depression  in  the  l'nited 
States,  hmdon  I8U4.  —  lecrnelbe,  Agric.  Depr. 
in  the  British  Golonies,  1894.  —  E.  Loetc.  Die 
landw.  Depression  in  England,  Jahrb.  f.  .Vif. 
I8'J8  S.  48'J. 

Litteratur  in  Bezug  auf  Frankreich: 
Jteitzenntein,  Frhr.  von,  Agrarische  Zustände 
in  Frankreich,  Isipzig  I884.  Enquete  »ur  In 
Situation  de  l'agriculturc  en  France  en  187!>  >l 
la  demande  de  la  Mini  »lere  de  l'agricnlture 
et  du  commerce  par  la  socirte  nationale  d'agri- 
adture,  publice  par  M.  J.  A.  Barrai,  srrre- 
tairc  peipetual ,  Bouchard  Huzard  1880.  — 
Lavergne,  Economic  nirale,  4-  id..  Pari*  188-1.  — 
Lecouteur,  1*  ble ,  la  cnlturt  intensiee  et. 
extensive,  Piri*  188,1.  —  Hinter,  M.  E.,  Dir.  de 
l'Jnstit.  nation.  agroi,.,  Rapport  4  Möns.  Ir  Min. 
de  l'agric.  »ur  la  »iUuUion  de  l'agricnlture  du 
depart.  de  l'Aisne,  Pari»  I884.  —  Allard,  h* 
cri*e  tigriddr,  Bmxrllr*  18'.M\. 

Litteratur   in  Bezug  auf  Jtalien:  Att% 


Digitized  by  Google 


120 


A  grarkrisis — A  grarj  >ol  itik 


drlla  ijinnftt  jtrr  In  inchir«ta  agraria  r  »ullr 
cutitliiioni  della  tUtftt  agricola,  Horn«  IS7S — K,i. 
Rtlntinnt  rutlr  condteioni  dtll'  agricrdtura 
,u  l  t/ninqnmnu>  1X70— 7 i,  R»mn  M*.  —  Bertn- 
gnotll.  Drllt  ricrndr  drll  Agrindtura  in  Italia, 
h'irnur  IHM.  —  G.  Cautortl,  L'cHfricoltunt  in 
llttlia  dieri  anni  tli  itprrientr  agraria,  Milan» 
/.v«.  —  Ehrberg.  Prof.  K.  Th.,  Agrariurlie  Zu- 
Mittle  in  Italien,  Leipzig  —  ltemelbe,  Ihr 
italienitrhr  Writetdmu  und  dir  AgrartMle, 
Jahrb.  f.  Gr*,  n.   JVr»r.,  Leipzig  1S#7,  II.  I. 

J. 


Agrarpolitik. 

1.  Begriff  und  historische  Entwicklung. 

2.  I»ie  negative  Seite,  a)  Grundwert;  I»)  Länd- 
liche Bevölkerung:  el  Grundlage  der  Ernährung. 

3.  Ine  positiven  Aufgaben.  4.  Die  Ausgaben 
des  Inndw.  Minist,  in  Preußen. 

1.  Begriff  und  historische  Ent Wicke- 
lung. A.  ist  ein  Teil  der  Volkswirtsehaftspoli- 
tik  oder  Volkswirtschaftspflego.  Sie  ist  damit 
«Ii**  Lehn1  von  den  Aufgaben  des  Staates  zur 
Förderung  der  ]<andwirtsehaft,  oder  mau  l»o- 
greift  daninter  aueli  di 
Aufgal»en  seihst,  sowu 
Staatsgewalt,  diese  Aufgaben  zu  erfüllen. 

Die    Merkantilisten    widmeten  diesem 


sonderen  Artikeln  vorzubehalten  sein,  wir 
halten  hier  l>esonders  die  negative  ins 
Auge  zu  fassen  und  die  Glänze  der  Staats- 
anwälten zu  kennzeichnen. 

In  der  gegenwärtigen  Zeit  einer  tief- 
greifenden  A  grarkrisis  stehen  sieh  die  An- 
schauungen, wie  weit  die  Aufgaben  der 
Agrarpolitik  gehen,  hegreiflieherweise  sehr 
schroff  gegenül>er.  Die  in  bedrängter  Lage 
befindliehen  bmdwirte  verlangen  eine  weit- 
gehende Staatshilfe,  sehen  in  ihr  die  alleinige 
Hottung  und  meinen,  dass  der  Staat  nicht 
nur  im  stände  sei  die  Not  zu  lindem, 
sondern  unter  allen  Umständen  dazu  ver- 
pflichtet, weil  von  dem  Gedeihen  der  Land- 
wirtschaft das  Wohl  und  Wehe  de?«  Staates 
selbst  abhänge.  Sie  sei  die  Grundlage  für 
die  Ernährung  der  Bevölkerung,  repräsen- 
tiere die  hauptsächlichste  Wehrkraft  des 
lindes  und  Ik  «dinge  als  Hauptabnehmer 
der  Produkte  i|er  Industrie,  wie  der  Waren 
des  Handels  wiederum  das  Gedeilien  der 
anden'ii  Gewerhszweigo ;  der  Wert  des  in 
der  Landwirtsrhaft  Iteschäftigtcn  Kapitals 
wie  der  Prozentsatz  der  in  der  Landwirt- 
schaft  thätigen  Bevölkerung  voi-schaffo  ihr 


Teile  der  Staatsanfgalten  nur  geringes  In- 
teresse. Gleichwohl  hat  sieh  die  Staatsfür- 
sorge schon  während  dos  merkantilistiseheu 
Zeitalters  auf  die  Uuidwirtschaft  erstreckt. 
Co l  bort  selbst,  wie  Fried  r.  Wilhelm  I. 
und  Fried  r.  d.  Grosse  machten  sich  die 
Fürsorge  für  die  Landwirtschaft  zur  ^«son- 
deren Pflicht.  Die  physioknitisehc  Schule 
hat  gleichfalls  keine  wissenschaftliche 
I^eistung  nach  dieser  Hichtung  aufzuweisen. 
Ad.  Smith  und  sein»' Anhänger  behandelten 
die  bezüglichen  Fragen  nur  beiläufig  und 
oberflächlich.  Mehr  finden  wir  sie  schon 
in  den  landwirtschaftlichen  l/chrbüehcru 
erörtert.  Kine  Ausbildung  der  praktischen 
Agrarpolitik  fand  al»er  erst  in  diesem 
Jahrhundert  statt  und  ist  besonders  in 
Preussen  in  der  St  ei  n  -  Hnrdon  ho  rg- 
si  lieu  Periode  durch  die  Gesetzgebung  über 
die  Bauernbefreiung  inauguriert.  Erst  hier- 
nach hat  die  Wissensehaft  den  Gegenstand 
systematisch  behandelt  und  ihn  Im  «sonders 
in  Deutschland  mit  Vorliebe  und  Erfolg  ge- 
pflegt. Das  hervorragendste  Werk,  welches 
den  ganzen  Gegenstand  zuerst  zusammenzu- 
fassen sucht,  ist  unzweifelhaft :  >Die  Natioual- 
ökonomik  des  Ackerbaues  und  der  verwandten 
Urproduktionen  von  Wilhelm  Koscher. 
Stuttgart,  1*.">9.  Die  neueste  12.  Auflage 
ist  isss  erschienen,  i\\»-v  eine  neue  in  Vor- 
bereitung. 

2.  Die  negative  Seite.  Die  positive 
Seite  der  Erörterung  wird  hauptsächlich  be- 


Gesamtheit  dieser  j  das  Hecht,  auch  auf  Kosten  der  übrigen 
die  Thätigkoit  der  \  Bevölkerung  ihren  Betrieb  und  ihren  Wohl- 
stand garantiert  zu  sehen. 

Von  der  Freihandelsriehtung  wird  dagegen 
die  Möglichkeit  bestritten,  der  Lind  Wirtschaft 
nachhaltig  auf  Kosten  der  Konsumenten 
Hilfe  zu  leisten,  da  dies  den  gesamten  Wohl- 
stand notwendig  untergraben  und  die  Kon- 
kunvnzfähigkeit  der  Industrie  auf  dem 
Weltmarkte  unmöglich  machen  müsse.  Sie 
räumt  der  I«iud  Wirtschaft  keine  überlegene 
Bedeutung  gegenüber  der  Industrie  auf 
unserer  Kulturstufe  ein.  Sie  sieht  in  den 
Forderungen  der  Lmdwirto  einseitige,  unbe- 
rechtigte Partei-  und  lntorossonj«olitik  und 
will  sie  allein  auf  Selbsthilfe  anweisen  oder 
doch  auf  indirekte  Förderungsmittcl  lies 
Staates  in  bescheidener  Weise  beschn'inken. 

Das  Hichtig««  liegt  unzweifelhaft  in  der 
Mitte.  Der  extreme  Freihaudelsstandpunkt 
ist  in  der  Gegenwart  von  allen  Vertretern 
der  Wissenschaft  aufgegeben.  Die  Erfahrung 
hat  ihn  als  unhaltltar  dargethan.  Niemand 
kann  leugnen,  dass  in  allen  Kultnrstaateu 
die  l^andwirtschaft  ein  bedeutsames,  wo  nicht 
das  iM'deutsimste  GewerU«  ist.  dessen  Not 
eine  tiefgreifende  Wirkung  auch  auf  die  ge- 
sainte übrige  Bevölkerung  ausübt.  Sie 
hat  deshalb  ein  Hecht  auf  die  Staatshilfe, 
so  weit  das  Gesamtinteresse  diese  fordert 
und  sie  verträgt,  in  der  gleichen  Weise  wie 
jeder  andere  Produktionszweig.  Die  Staats- 
hilfe  hat  sieh  vielfach  als  nützlich  und  un- 
vermeidlich auch  in  der  Form  eines  direkten 
Kingriffes  der  Staatsgewalt  in  das  wirtschaft- 
liche Leben  erwiesen.  Wie  weit  ein  vor- 
wiegendes Interesse  der  Gesamtheit  an  dem 
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Oedeihen  der  Landwirtschaft  vorliegt,  hängt  I 
natürlich  davon  ab.  wie  weit  das  l«and  noch 
♦-•in  Agrarstaat  ist.  wie  weit  event.  die  anderen  | 
Gewerbe  in  volkswü-tsehaftlicher  Bedeutung 
in  den  Yonlergrund  getreten  sind. 

Bestimmte    Beschränkungen   sind  hier- 
U>i  aV»*r  ausdrücklich  zu  inachen. 

aj  Grundwert.  Es  ist  eine  ebenso 
verbreitete  wie  falsche  Annahme,  dass 
das  Sinken  des  Preises  des  Grund 
und  Bodens  eine  entsprechende  Ver- 
minderung des  Yolksvenuögens  repräsen- 
tiere, und  es  deshalb  die  Aufhalte  des  Staates 
sei.  den  Grundwert  auch  mit  erheblichen 
opfern  auf  der  bisherigen  Höhe  zu  erhalten. 
Man  hat  in  neuerer  Zeit  wiederholt  auf  die 
Gefahr  hingew  iesen,  die  in  dem  Verluste  für 
da-  Land  zu  sehen  sei.  dass  der  Urnnd  und 
Boden  in  den  letzten  Dezennien  Hunderte 
von  Millionen,  wenn  nicht  um  Milliarden  ge- 
fallen sei.  Darin  liegt  eine  reUM-treibung  I 
und  eine  l'e|.erschützung  des  Momentes.1 
Das  Steigen  lies  Kurses  der  Papiere  an  sich 
I bleutet  offenl»ar  noch  nicht  ein  Steigen  des 
Volksvermögens  und  das  Sinken  des  Kmses 
n<«  h  keinen  Kapitalsverlust  für  die  Volks- 1 
Wirtschaft,  sondern  es  k< >mnit  darauf  an,  wo-; 
durch  dies  herbeigeführt  ist.  Das  Steigen 
•ler  Preise  der  Bauplätze  der  Stielte  schliesst 
durehaus  nicht  eine  entsprechende  Erhöhung 
i|es  Wohlstandes  des  ganzen  Volkes  ein. 
sondern  nur  eine  [trivatwirtschaftliehe  der 
momentanen  Besitzer,  weil  der  Vorteil  der 
hohen  Wohuuugs-  und  Mietpreise  der  Haus- 
eigentümer den  Nachteil  in  sich  schliesst. 
dass  die  übrigen  Bewohner  der  Sta<lt  ent- 
fprechend  höhere  Ausgaben  für  ihr  Wohnnngs- 
U^lürfnis  zu  maehen  haben;  der  Arbeiter, 
der  Handwerker,  Industrielle.  Beamte  halten 
einen  höhern  Prozentsatz  des  Einkommens 
für  die  Wohnung  abzugelten  resp.  höhere 
L'ihnc  etc.  zu  zahlen,  höhen:«  Aufschläge  auf 
die  Preise  der  Wan  n  zu  machen,  um  die 
hohe  Miete  zu  decken.  So  ist  auch  für  die 
Gesamtheit  an  und  für  sich  ein  hoher 
Wert  «les  ländlichen  Bodens,  eine  hohe 
Pacht,  die  den  Wohlstand  des  Grundln»- 
sitzers  ausmacht,  noch  kein  Vorteil.  Er 
winl  es  natürlich  sein,  wenn  die  Ertrags- 
fähigkeit des  Bodens  erhöht  ist;  nicht  alK-r 
ohne  weiteres  Ikm  jedem  Konjunkturougewinn. 
Wo  der  Grundbesitzer  nicht  selbst  wirt- 
schaftet, tritt  es  klar  zu  Tage.  I)em  streh- 
samen,  alx-r  wenig  bemittelten  Landwirt  ist  es 
wesentlh  her*  hw  ert,  ein  Gut  oder  Griuidstück 
zur  Bewirtschaftung  zu  erhalten.  Je  mehr  er 
für  die  IVdiorJassung  desselben  abgeben  muss, 
nm  so  schwieriger  winl  seine  I,age.  Ein 
flerabgehn  des  Grund weites  oder  der  Pacht 
bei  sonst  gleichgeblielKMien  Verhaltnissen 
erleichtert  ihm  die  Stellung.  Beide  wenlen 
hauptsächlich  beHlingt  durch  die  Preise  der 
landwirtschaftlichen  Produkte.  Konjunkturell 


oder  Massrogeln ,  welche  diese  erhöhen, 
steigern  den  Grundwert,  fönlern  oder  erhalten 
den  Wohlstand  des  Grundeigeutümeis.  er- 
schweren alier  für  die  Zukunft  die  Lige  des 
künftig  wirtschaftenden  Landwirts,  der  spater 
sich  ankaufen  oder  pachten  will  und  über  dem 
die  Gefahr  des  Sinkens  der  künstlich  ge- 
steigerten Frachtpreise  schwellt.  Darin  liegt 
die  grosso  Gefahr  einer  Agrarpolitik,  die 
nur  die  Gegenwart  im  Auge  hat  und  auf 
Kosten  der  folgenden  Generation  o|ieriert. 
Der  übrigen  Bevölkerung  wird  ausserdem 
in  gleit  her  Weise  der  l'nterhalt  verteuert, 
wie  der  Landwirt  Gewinn  von  hohen  Preisen 
hat.    |S.  d.  Art.  Getreidozöllo.) 

Ist  aber  die  Liudwirtschnft  in  einem  be- 
sonderen Masse  als  die  Grundlage  des 
Staates  aufzufassen  und  unter  allen  Um- 
stünden zu  erhalten?  In  keinem  in  Betracht 
kommenden  Linde  ist  die  Frage,  so  sehreff 
aufgestellt,  von  irgend  welcher  praktischen 
Bedeutung.  Sie  pflegt  mir  gestellt  zu 
wenlen.  um  inv  zu  leiten.  Es  kann  sich 
nur  darum  handeln  zu  untersuchen .  wie 
weit  ist  die  Landwirtschaft  in  ihrer  gegen- 
wärtigen Ausdehnung  und  dem  jetzigen 
Betriebe  event.  mit  Opfern  zu  erhalten  cm  ler 
auf  Konten  der  übrigen  Bevölkerung  auszu- 
dehnen. Die  Antwort  wird,  wie  angedeutet, 
unter  verschiedenen  Verhältnissen  ver- 
schieden ausfallen,  doch  lassen  sich  gewisse 
allgemeine  Gesichtspunkte  aufstellen. 

h)  Ländliche  Bevölkerung.  Was 
zunächst  die  Bedeutung  der  länd- 
lichen Bevölkerung  anbetrifft,  so 
winl  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen 
z.  B.  in  Deutschland  die  kräftigste,  gesundeste 
Mannschaft  aus  den  Lind-,  Forstwirtschaft, 
Gärtnerei  und  Fischerei  treibenden  Gegenden 
herstammen  und  die  Pflege  dieser  Gewerbe 
zur  Regenerierung  der  städtischen 
Bevölkerung  und  Erhaltung  der  Wehr- 
kraft geboten  sein.  Doch  winl  dieses 
Moment  vielfach  arg  übeisehätzt.  Dun  haus 
nicht  alle  Industriezweige  beeinträchtigen  die 
körperliche  Kntwickolung  und  Gesundheit, 
mau  braucht  nur  au  das  Fleischer-,  Bäcker-, 
Maurer-.  Zimmcrerhaudwcrk,  die  Maschinen- 
hauindustrie  etc.  zu  erinnern.  Ganz  sicher 
können  auch  die  übrigen  Gewer!*'  so  ge- 
staltet wenlen.  dass  ihr  schädlicher  Ein- 
fluss  auf  den  Kör] km-  auf  ein  Minimum  re- 
duziert winl,  duivh  Ahkürzung  der  Arbeits- 
zeit im  ganzen  wie  bei  bestimmten  Be- 
schäftigungen, Verbesserung  der  Arbeitsbe- 
dingungen, Abwechselung  in  der  Thätigkeit, 
wo  dies  duivhführhar  ist  etc.  Anssen»rdent- 
lich  viel  ist  in  dieser  Hinsicht  in  den  letzten 
Dezennien  bereits  geschehen.  Wer  im 
stände  ist  zum  Vergleich  zurückzublicken 
his  in  die  fünfziger  Jahn1,  weiss,  wie  sehr 
sich  der  ganze  Habitus  der  Arheiterhevöl- 
kerung  in  den  Städten  gebessert  hat.  Wie 
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viel  aber  in  dieser  Hinsicht  noch  geschehen 
kann,  dafür  bietet  der  Vergleich  schon  des 
Aussehens  der  englischen  und  amerikanischen 
Arbeiter,  noch  mehr  der  Arbeiterinnen  mit 
den  deutschen  einen  lehrreichen  Anhalt. 

Ebenso  ist  es  nicht  zuzugeben,  dass  die 
Lebensbedingungen  in  den  Städten  uiiab 
anderüch  degenerierend  wirken  müssen.  In 
früheren  Jahrhunderten  überstieg  in  grösseren 
Perioden  stets  die  Zahl  der  Todesfälle  die 
Zahl  der  Geburten  in  den  StAdten.  Mit 
dem  Beginne  dieses  Jahrhunderts  hat  sich 
das  Verhältnis  bereits  umgekehrt,  und  auch 
in  den  grossen  StAdten  wächst  der  Geburten- 
überschuss  fast  mit  jedem  Dezennium.  Die 
Verbesserung  und  Verbilligung der  Kommuni- 
kationsmittel .  besonders  die  elektrischen 
Bahnen,  erleichtern  die  Ausbreitung  der 
Industriebn-ölkornng  und  gewahren  ihr  die 
Möglichkeit  mehr  ländlicher  Wohnung  und 
ergänzender  ländlicher  Besehäftigung.  Inten- 
sive Fürsorge  der  Regierung  für  die  in- 
dustrielle Bevölkerung  ist  sieher  tu  Bezug 
auf  die  Wehrkraft  des  Landes  uoeh  wirksamer 
als  irgend  eine  Agrar[K>litik  es  sein  kann. 

Schon  die  Merkantilisten  hatten  bereits 
erkannt,  dass  nur  durch  Handel  und 
Industrie  die  Volksdichtigkeit  intensiv  ge- 
hobeu  werden  kann,  und  durch  Industrie 
dalier  von  derseHton  Fläche  mehr  wehr- 
hafte Männer  gestellt  werden  können  als 
von  der  Jjandwirtsehaft. 

Die  militärische  Tüchtigkeit  hängt  ferner 
nicht  allein  von  der  physischen  Kinft  ab, 
sondern  wird  in  unserer  Zeit  in  hohem 
Masse  durch  die  Intelligenz  bedingt.  Diese 
ist  sicher  liei  der  industriellen  Bevölkerung 
grosser  und  unzweifelhaft  sehr  viel  leichter 
zu  fördern  als  bei  der  ländlichen. 

Die  gerade  in  Deutscldand  sehr  ver- 
breitete Meinung,  dass  die  Wehrkraft  des 
Landes  in  der  Hauptsache  nur  auf  der 
ländlichen  Bevölkerung  beruhen  könne  und 
sie  deshalb  möglichst  zu  steigern  sei.  beruht 
auf  einer  irrigen  Beurteilung  der  modeinen 
Verhältnisse  und  muss  auf  das  richtige 
Mass  zurückgeführt  werden. 

Mehr  fällt  dagegen  ins  Gewicht  die 
sozialpolitische  Bedeutung  des  selb- 
ständigen Grundbesitzers,  wodurch  der  Ge- 
setzgebung besondere  Aufgaben  gestellt  sind, 
um  den  Eigentümlichkeiten  der  I^andwirt- 
schaft  und  des  ländlichen  Grundeigentums 
gegenüber  der  Industrie  und  dem  beweg- 
lichen Kapital  zu  ihrem  Rechte  zu  verhelfen, 
was  unter  den  Stichworten :  Bauerngut,  An- 
erbenrecht etc.  zur  Erörterung  gelangt. 

c)  Grundlage  der  Ernährung.  Wie 
weit  ist  die  Landwirtscliaft  als  Grund- 
lage der  Volksernährung  vor  den 
anderen  Gewollten  zu  bevorzugen? 

Mit  der  Entwickelnng  der  Kultur  und 
Ausbildung  der  Kiüturbedürfnisse  tritt  die 


Bedeutung  der  landw.  Produktion  mehr  und 
mehr  zurück.  Wohnung  und  Kleidmig  ge- 
hören in  unserem  Klima  ebenso  zu  den 
Existenzl>odingungen  wie  die  Nahrung,  und 
in  unserer  Nalinmg  sind  wir  längst  ge- 
wöhnt, einen  bedeutenden  Teil  in  Produkten 
eines  anderen  Klimas  zu  suchen,  wie  Kaffee. 
Thee,  Weis  etc.,  die  unser  J^and  nicht  liefern 
kann.  Je  grösser  Wohlstand  und  Bildungs- 
bedürfnisse, um  so  kleiner  ist  in  einer  Be- 
völkerungsklasse der  Prozentsatz,  der  von  dem 
Einkommen  für  die  landwirtschaftlichen 
Produkte  unseres  Heimatlandes  ansgogelten 
wird.  Je  mehr  Wohlstand  und  Bildung 
in  der  Bevölkerung  steigt,  je  grösser  der 
Prozentsatz  der  Einwohner  ist,  welcher  sich 
höhere  Bedürfnisse  angeeignet  hat  und  in 
der  l^age  ist,  sie  zu  befriedigen,  ein  um  so 
geringerer  Teil  des  Nationaleinkommens  wird 
für  Nahrung  und  b^sondei-s  für  die  unserer 
Landwirtschaft  entsprossene  Nahrung  aus- 
gegeben. In  dem  Haushaltungsbudgot  von  drei 
ärmeren  Familien,  die  uns  vorlagen,  nahinen 
die  Nahrungsmittel  .Wo  aller  Ausgalien  in  An- 
spruch, bei  einer  Familie  des  kleinen  Bürgor- 
standes  40°  o,  bei  einem  Fabrikanten  2s  *'  u. 
Inn  einem  höheren  Beamten  16"  o.  Da  in 
den  letzten  Dezennien  Bildung,  Kultur- 
liedürfnisse  und  Zahlungsfähigkeit  in  Deutsch- 
land enorm  gewachsen  sind,  hat  in  der 
gleichen  Weise  die  landwirtscliaft  liehe  Pro- 
duktion an  Bedeutung  cingehüsst. 

Man  weist  al>er  für  Deutschland  z.  B. 
auf  die  Gefahr  im  Kriegsfalle  hin,  wenn 
das  Land  nicht  selbst  die  nötige  Nahrung 
zu  liefern  vermag  und  die  Lieferungen  vom 
Auslande  abgeschnitten  wenlen.  Die  aus- 
gedehnten teils  Landes-  teils  Seegrenzen, 
die  grosse  Zahl  sehr  verschiedener  Nachbar- 
staaten lassen  eine  völlige  Abschliessung 
wohl  an  sich  ausgeschlossen  ei-scheinen. 
Lingo  Dauer  der  Kriege  ist  in  der  Zukunft 
ülicrhaupt  nicht  mehr  anzunehmen.  Für 
einen  grossen  Teil  eines  Jahres  reicht 
die  eigene  Produktion  hin.  Das  gewöhnliche 
Quantum  Nahrungsmittel  kann  inx-h  wesent- 
lich gesteigert  worden  durch  Heranziehung 
der  Vorräte  für  die  Industrie,  Brennerei, 
Brauerei.  Stärkefabrikation  etc..  sowie  des 
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Notfalle  bedeutet» I  mehr  für  Nahnings- 
zwecke  hergeben  kann,  als  in  normalen 
Zeiten. 

Die  pekuniäre  I^istungsfähigkeit  der 
Landwirtschaft  ist  heutigen  Tages  in  Deutsch- 
land nicht  grösser  als  l>ei  den  übrigen 
Gewerben,  wenn  auch  ein  genauer  statistischer 
Nachweis  bis  jetzt  nicht  möglich  ist,  da  sich 
eine  Scheiduug  schwer  durchführen  lässt. 
Das  Einkomnienstouersoll  war  1S04  iu 
Pivussen  in  den  Städten  atif  X1.7  MilL  auf 
dem  Ijiiiide  auf  :-$<»  MilL.  von  Haudel  und 
Industrie  auf  Hs.l  Mill.  Mark  angesetzt. 
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Die  vielfach  gehörte  Behauptung.  Deutsch- 
land sei  noch  soweit  ein  Agrarstaat,  dass  dio 
übrigen  Gewerbe  in  ihrem  Gedeihen,  damit 
Hauptsächlich   «lie   Arbeiterklasse  von  der 
Zahhmgsfähigkeit  der  Landwü-te  abhänge, 
bedarf  einer  erheblichen  Einschränkung.  Mit 
der  Ent wickel uiif!;  der  internationalen  Arbeits- 
teilung und  damit  dem  Arl»eiten  für  den 
Expit  ist  ein  grosser  Teil  der  heimischen 
Industrie  von  dein  inländischen  Bedarf  im- 1  material 
ablumgig  gewonlen,  und  je  kleiner  der  Pro 


Verzinsung  des  in  dem  Grund  und  Boden  ange- 
legten Kapitals  nicht  zu  erlangen  ist,  wird 
dartun  der  landwirtschaftliche  Betrieb  noch 
nicht  aufgogelien.  so  wenig  man  ein  Haus 
alibricht,  wenn  die  zurückgegangene  Miete 
die   Kaukosten   nicht   mehr  voll  verzinst. 
Das  geschieht  erst,  wenn  die  Miete  den  Auf- 
wand zur  Instandhaltung  und  Verwaltung 
des  Hauses  nicht  deckt,  und  ans  dem  Roh- 
Erkleckliches  zu  gewinnen  ist.  Die 
je  Kleiner  uer  fro-  Land  Wirtschaft  wird  erst  eingescliränkt,  wenn 
zentsatz  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  |  der  Ertrag  die  laufenden  Produktionskosten 


und  ihr  Einkommen  von  der  Gesamtheit  ist, 
um  so  geringer  ist  ihr  Einfluss  auf  das  Ge- 
deihen der  {ihrigen  Gewerbe.  Trotzdem  die 
tandwirtschaftliche  Krisis  noch  in  vollstem 
Masse  liesteht.  liaben  Handel  und  Industrie  in 
den  Jahren  ls9b  und  97  einen  solchen  Auf- 
schwung genommen,  wie  er  nur  unmittelbar 
oarh  Beendigung  des  deutsch-französischen 
Krieges  bisher  in  Deutsclüand  erlebt  wurde. 
Die  Landwirtschaft  ist  auch  nach  der  Art 
ihres  Itctricties  zu  einer  weit  gleichmässigei-en 
Thätigkeit.  und  nach  Art  ihrer  IjeWns- 
gewohnheiten  zu  einem  gleiclunilssigoivn  Be- 
darf  veranlasst,  wo  nicht  gezwungen,  als  das 
l>ei  Hautlei  und  Geweilt  der  Fall  ist,  so 
■ta-s  die  Schwankungen  in  dem  Einkommen 
bei  weitein  nicht  .solchen  Einfluss  auf  die 
Volkswirtschaft  ausüben,  als  Krisen  in  dem 
sonstigen  Verkehr. 

Nach  dein  Gesagten  muss  mit  aller 
Entschiedenheit  «1er  in  Deutschland  von 
agrarischer  Seite  ebenso  energisch  wie  ein- 
seitig vertretene  Anspruch  auf  eine  unbe- 
dingt lievorzugte  Steliung  in  der  Volkswirt- 
schaft und  besondere  Fürsorge  und  Hilfe 
des  Staates  auf  Kosten  der  übrigen  Be- 
völkerung zurückgewiesen  werden.  Dagegen 
hat  die  Landwirtschaft  allerdings  das  gleiche 


nicht  mehr  deckt,  denn  auch  hier  kann  nur 
wenig  von  dein  angelegten  Kapital  mit  Nutzen 
herausgezogen  werden,  und  es  bleibt  vorteil- 
liafter.  es  in  der  bisherigen  Anlage  weiter  zu 
verwerten.  Nur  die  Neuanlage  von  Kapital 
unterbleibt,  es  wird  zu  extensiverem  Hetrielie 
übergegangen.  Damit  ist  leicht  erhebliehe 
Kapitalseinhusse  und  Rückgang  des  National- 
vermögens verbunden.  Bei  vorübergehenden 
Konjunkturen  wird  daher  ein  Eingreifen  der 
Staatsgewalt  gerecht  fort  igt  erscheinen  um 
mit  entsprechenden  Aufwendungen  dem 
entgegenzuwirken.  Dauernden  Rückgang  wird 
der  Staat  aufzuhalten  nicht  im  stände  sein. 
Nicht  eine  jede  Einschränkung  des  land- 
wirtschaftlichen BetrieU-s  und  nicht  jeder 
l'el»ergang  zu  extensiverer  Kidtur  ist  der 
Gesamtheit  schädlich,  wie  ol>en  nachzuweisen 
versucht  wurde. 

In  Doutschand  wenlen  sicher  viel  leichter 
Hoden  sowie  vom  Hofe  sehr  entfernt  entlegene 
iJlnderoien  ohne  jeden  Reinertrag,  aus 
Mangel  richtiger  Rechnung  behaut.  Die 
reberlassung  derselben  an  die  Forstkultur 
wäre  volkswirtschaftlich  vorteilhaft,  ebenso 
wie  der  rebergang  zu  extensiveivm  Betriebe 
in  abgelegenen,  mageren  tiegenden  mit 
hohen  Arbeitslöhnen ,  auch   wenn  dadurch 


Anrecht  an  den  Schutz  des  Staates  wie  die  1  die  ländliche  Bevölkerung  eine  gewisse  Ein- 
übrigen Produktionszweige.  ,  busse  erlitte.  Krst  wenn  dieser  Feliergang 
Prinzipiell  wird  das  Eingreifen  der  sehr  bedeutende  Dimensionen  annähme. 
Staatsgewalt  zu  Gunsten  der  I^and Wirtschaft .  könnte  dadurch  der  Agrarpolitik  des  Lindes 
sei  es  durch  die  Gesetzgebung,  sei  es  durch  j  eine  besondere  Aufgabe  erwachsen. 


direkte  l'nterstützung  gerechtfertigt- «in,  wo 
die  damit  der  Gesamtheit  auferlegten  Opfer 
aufgewogen  wenlen  durch  den  davon  für 
die  Gesamtheit  zu  erwartenden  Nutzen. 
Wo  das  «1er  Fall  ist,  wird  im  einzelnen  prak- 
tischen Falle  natürlich  stets  eine  strittige 
Frage  sein.  Zu  unterscheiden  ist  vor  allem 
zwischen  den  indirekten  Förderungsmitteln, 
welche  eine  nachhaltige  Wirkung  auf  das 
Gedeihen  des  Gewerbes  ausüben,  und  Mass- 
r?geln.  die  nur  einen  vorübergehenden  Ein- 
fluss ausüben  können  und  sollen. 

Dass    eine    notleidende  Landwirtschaft 
dauernd  nur  durch  Zuschüsse  der  übrigen 
Bevölkerung  erhalten  wenlen  kann,  halten 
wir  für  unmöglich,  meinen  aVier  auch,  dass 
in  den  Kulturstaaten   solch  ein   Fall  nie 


Allgemein  ist  aber  liervorzuheUui.  dass 
in  erster  Linie  die  Selbsthilfe  anzuregen 
ist  und  dagegen  die  Leistungen  der  Staats- 
gewalt nur  von  geringer  Bedeutung  sein 
können,  dio  aber  von  den  Ijamlwirteit  zu 
ihrem  eigenen  grossen  Schallen  ausser- 
onlentlich  üljerschätzt  wenlen. 

8.  Die  positiven  Aufgaben.  Die 
agrarpolitischen  Aufgaben  des  Staates  l»e- 
tivffen  vor  allein  die  Grundl>ositzvorhält- 
nisse.  dann  den  landwirtschaftlichen  Betrieb, 
der  wiederum  diivkt  oder  indirekt  zu  be- 
einflussen ist.  In  ersterer  Hinsicht  kommt 
in  Betracht  die  Agrarverfassung.  Sie 
umfasst  die  Gesetzgebung  zur  Befreiung  der 
Person  der  laudwirtscliafttivilicndcn  Bevöl- 
kenmg,  sowie  die  des  Grundeigentums  von 


praktisch  eintreten  winl.    Auch  wenn  die ,  historisch    ülierkommeneu  Beschränkungen 
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und  Insten,  wie  sie  in  den  Artikeln  Bauern- 
befreiung. Feldgemeinschaft,  Flur- 
z  w  a  n  g .  ( >  e  m  e  i  n  h  e  i  t  s  1 e  i  1  u  n  g .  G  r  11  n  d  - 
gorechtigkei  ton,  G  utshorrsehaf  t, 
kireh  1  ich«.-  Abgaben,  Ziisammen- 
lfguiig  'Irr  Grundstücke  behandelt 
weiden  sollen.  Sic  hat  in  Deutschland  ihr 
Hauptwerk  gethan. 

Ks  gehört  auch  hierher  die  Gesetzgebung 
über  A 1 1  o  il  i  f  i  k  a  t  i  o  n  der  Lehnsgüb  -r,  wie 
diejenige  über  die  neue  Bindung  des  Grund- 
besitzes an  bestimmte  Familien,  wie  in  betr. 
der  Fi deik oni misse,  dann  «las  An- 
erben recht,  die  Regelung  ihr  Erh- 
pachtsvorhältnisse,  die  Gesetzgebung  in 
betr.  der  Teilbarkeit  des  Grund  und 
Bodens  etc..  welche  teils  alten  Psus  be- 
festigen und  enveitern,  teils  neuen  einführen 
sollen,  um  neu  entstandenen  oder  mehr  her- 
vorgetretenen rebeln  der  Neuzeit  entgegen- 
zutreten. (S.  Anerben  recht,  Fidei- 
k « i  m  i  s sc ,  B  o  d  e  n  z e  r  s  p  1  i  1 1  e  r  u  n  g.) 

Das  Atigenmerk  des  Staates  ist  vor 
allem  auf  die  Hebung  der  Leistungsfähigkeit 
des  ganzen  Standes  zu  richten.  Das  ge- 
schieht durch  das  landw.  Putei-richts- 
wesen,  und  es  unterliegt  keinem  Zweifel, 
dass  die  Hebung  der  Bildung  und  der  tech- 
nischen Kenntnisse  in  der  unteren  und 
namentlich  mittleren  Klasse  noch  liedeut- 
samer  ist  als  in  dem  Kreise  der  gpisseren 
Gutsltesitzor,  die  leichter  Mittel  und  Wege 
finden,  sich  ohne  besondere  Anleitung  fort- 
zubilden.  Auch  für  sie  sind  aber  heutigen 
Tages  höhere  Lehranstalten  wünschenswert, 
um  ihnen  das  Verständnis  für  die  Grund- 
lagen und  Grundwissenschaften  der  I.>and- 
wirtschaft  zu  verschaffen  und  ihnen  die 
Fortschritte  der  Wissenschaft  und  Technik 
zu  üliermitteln.  Noltcn  Ijohranstaltou  haben 
sich  siM-zielle  Versuchsstationen,  welche 
Experimente  für  die  Praxis  anstellen  und 
dieselbe  durch  Prüfung  von  Dünger-.  Futter- 
mitteln. Samen  etc.  nnmittelKir  untei-stützen, 
sehr  bewährt.  In  anderer  Weise  wirkt  er- 
gänzend die  Einrichtung  der  Wanderlehrer, 
weh-he  durch  Vorträge  dem  älteren  Jwuid- 
wirte  näher  treten  und  ihn  über  das  Be- 
dürfnis der  Zeit  und  der  lokalen  Verhält- 
nisse aufzuklären  suchen.  Da  auch  Aus- 
stellungen sehr  anregend  und  belehrend 
wirken  können,  sind  sie.  wo  der  Bevölkerung 
die  nötige  Initiative  fehlt .  durch  die  Be- 
hörden zu  fördern  und  namentlich  durch 
Gewährung  von  Prämien  zu  unterstützen. 

In  betreff  der  Grundfakt» »reu  des  land- 
wirtschaftlichen Betriebes  kann  der  Staat 
auf  die  Bodenverhältnisse  einen  Einfluss 
ausülten,  indem  er  Ent-  und  Bewässerungs- 
anlagen durch  Mitwirkung  seiner  Techniker 
wie  duich  Geldvorschüsse  fördert,  auch  zur 
Kultivierung  öder  Flächen,  z.  B.  Muore,  selbst 
die  Hand  anlegt,  wo  die  Besitzer  oder  Ad- 


jazenten  nicht  die  nötigt?  Intelligenz  oder 
die  nötigen  Mittel  Itesitzen,  hiermit  selbst 
vorzugehen. 

Die  nächste  Aufgabe  betrifft  die  Er- 
leichterung des  Absatzes  und  Verkehrs. 
Dies  kann  geschehen  durch  Hebung  der  Volks- 
dichtigkeit und  der  Lebenshaltung  der  Volks- 
masse, welche  den  Konsum  der  landwirtschaft- 
lichen Produkte  an  Ort  und  Stelle  ermöglicht, 
oder  durch  Verbesserungder  Kommunikations- 
mittel, welche  die  Beförderung  derselben 
zum  Marktorte  erleichtern.  Das  crsteie  wird 
Itewirkt  durch  Erweiterung  der  Industrie. 
Nichts  begünstigt  so  sehr  die  Landwirtschaft 
als  die  Heranziehung  einer  gut  gelohnten 
Industriebevölkerung,  wie  schon  Kr.  List 
sehr  einleuchtend  nachgewiesen  hat.  auch 
wenn  dadurch  die  Arbeitslöhne  erhöht  werden. 
Ein  Vergleich  der  westlichen  Gegenden 
Preussens  mit  den  östlichen  führt  dies  leicht 
vor  Augen.  Fivilich  ist  der  Vorteil  grösser 
für  den  Hauer  als  für  den  Gutsl »ositzer. 
weniger  für  den  Getreideltau  als  für  die 
Erzeugung  tierischer  Produkte,  Gemüso 
etc.  Dasselbe  ist  von  der  Vcrltesserung  der 
Kommunikationsmittel  zu  sagen,  der  grossen 
Verkehrsstrassen  wie  der  Vizinalwege.  sowie 
von  einer  angemessenen  Tarifjxditik.  .lede 
V  erb i  1 1  i gu  n g  des  Transportes  der 
zum  Verkauf  gestellten  Produkte,  wie  des 
Bezuges  von  flau-  und  Hp-nnmaterial  etc.. 
begünstigt  die  intensiven*  Wirtschaft  und 
daher  die  Hebung  des  Roh- alter  auch  dos  Rein- 
ertrages. Weil  aber  die  landwirtschaftlichen 
Produkte  wie  die  Bedarfsuli kol  zum  grossen 
Teile  voluminöser  Natur  sind  und  zum  Teil 
vorsichtige  Behandlung  orfordern,  sind  die 
Wasserst rassen  als  Ergänzung  zu  den  Eisen- 
bahnen in  hohem  Masse  wünschenswert. 
Wo  in  einzelnen  Fällen  dadurch  ein  Monopol 
der  Produzenten,  z.  H.  in  der  l'mgebung 
einer  Stadt,  gebrochen  wird,  steht  der  Nach- 
teil dossellion  in  gar  keinem  Verhältnis  zum 
Nulzcn  für  die  Gesamtheit.  Als  Ergänzung 
hierzu  sind  Anlage  von  K  oru  Jäger- 
häuser n  an  Eisenbahnstationen  und  llafen- 
plätzen  zu  erwähnen,  in  betr.  welcher  auf 
«las  Stichwort  KornsjHMcher  zu  verweisen  ist. 

Hervorragende  Aufgaben  sind  dem  Staate 
zur  Fö rd  e ni  n  g  d  e  r  V  i  e  h  z u  c h  t  gestellt. 
Hierher  gehört  die  Einrichtung  von  Gestüten, 
Besehälstationen,  Erlass  von  Körordnungen, 
um  die  entgeltliche  Verwendung  nur  geeig- 
neter Zuchttiere  zu  gestatten  :  die  Gewährung 
von  Prämien  für  hervorragende  Zuchtresultate, 
Rcnnzweeke,  Begünstigung  der  Einführung 
edeln  Zucht materials  vom  Auslande  etc. 
Auf  der  anderen  Seite  gehöi-en  hierhin  die 
Massregeln  gegen  Einführung  und  Ver- 
breitung von  Seuchen  durch  Gesetz  und 
polizeiliche  Kontrolle. 

Zur  Verhinderung  oder  Milderung  von 
Krisen  kommt  die  Zollpolitik  in  Betracht, 
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welche  in  d.  Ali*.  Getreide-  und  Viehzölle  aus- 
führlicher tiehaiulelt  wird.  Die  Aufgalten  des 
Staates  für  das  landwirtsch.  K  r««  «1  i  t  -  und 

A>S')ziationswfs»"'ii    werden    in  Artt. 

Landw.  Kredit-  bezw.  Genossenschaftswesen 

«■örtert  werden. 

4.  Die  Aufgaben  den  laodw.  Minist  in 

Preussen.   Um  an  einem  Beispiel  die  prak- 


tische Durchführung  der  Agini'iiolitik  zu 
zeigen,  gehen  wir  in  dem  Folgenden  nach  den 
Landw.  Jahrbüchern  von  Thiel  IM.  XXVI. 
Ergänzungsltand  IV.  Berlin  lstlN.  eine  I"el»er- 
sieht  der  Jaluvsaiisgahen  des  landwirtsch. 
Ministeriums  in  Pivnsscn  in  dem  Jahn« 
l  s«Mj  «.»7: 


Zur  Verfügung  standen  im 


Ordinariuui 
Mk. 


Extiaordinuriuiu 
Mk. 


Für  Lehrzwecke  

Für  tierärztliche  Hochschulen  und  da«  Vetcrinärwesen .  . 

Prämien  für  Pferderennen  ....   

Dispositionsfonds  zu  Prämien  für  die  Zucht  vou  Hengsten 

und  Stuten  

Zur  Förderunir  verschiedener  landw.  Tiergnttungcn  und 

des  Molkcreiwescns  

Auwraben  zur  Forderung  der  Fischerei  

Zur  Unterstützung  der  landw.  Vereine  und  zur  Förderung 

der  Land kult Ii r  im  allgemeinen  

Au*gabeu  zur  Förderung  des  Obst-  und  Weinbaues  .    .  . 


2Ü9  779 
9&0  004 

210000 
1S0 


3101 
332  727 

310  000 
100  000 


121  140 
400  000 


«23  49» 

92  340 
38  390 

97  S-M 
23  7S4 


886  970 


2712  510 

Diese  Thatsachou  umfassen  nun  :  1.  die 
I  allgemeinen  natürlichen  Grundlagen  der 


Littentnr:  E*  lirt/ru  ührr  dir  Frotjr  nur  irmiyr 

'yrtrm'ltltrll  d'll  H'inf  ZUMinuirnfimriiiif  W'rrk 

r.,.-.  A,„Mrr  ,irm  .J»n  er,riih„t'U  tt„*rhr,  *ct>r„,  ■  landwirtschaftlichen  Produktion:  J.  die  gC- 

Af  ftHS*te,nbe!'0t":\  Ar\Tt""\  <f         "'"»»«^  Agiarverfassung:  II  die  allg.- 

iHJitiL,  lid.  l  und  ,',  Lnimtf  W.ii—lS'j.i.  -  Der-  <  , ,        .    .      ,  : r  . .  . 

'  , .   '    ,      ...      1      ,  .  ,       .  meinen  v  o  k  s  w  1  r  t  sr  h  a  1 1 1 1  <•  1  e  11  \er- 

Brrl.u  —  L.   Brentano,   A„n,rp.ditik,  hA  1,111  fis,>-  *'«'eit  sie  dl.>  Undwirtscliaft 

TS.  I,  Throrrthrhr  Kiulritun,,,  stutt0.,rt  jxu7.  -  ',  I*tu1ii>ii  ;  4.  die  speziellen  landwirt- 
O.  Sehönberg,  JUif.  f>*..m»«.»V,  77.  II  1,  's  <•  Ii  a  f  1 1  i  c  he  n  H  e  t  r  i  e  l>s  v  e  i  h  ;1 1 1  n  i  >  >e , 
TMixjtH  J.  Conrad,     i  denen  dann   .">.  die  Resultate  der  land- 

wirtschaftlichen Produktion  gegen- 
überzustellen sind. 

Die  leiden  ersten  Teile  Mreffen  That- 
saeheii. die  sich  der  Einwirkung  der  landwirt- 
schaftlichen Tliäfigkeit  entziehen.  Sie  sind 
als  gcgcViio  Grössen  anzusehen,  mit  welchen 
der  Ijandwirt  zu  rechnen  hat.  die  er  indes 
zu  ündern  nicht  im  stände  ist.  Die  Agrar- 
verfassung.  ilas  Klima,  in  beschränkterem 
Masse  die  on «graphische  und  geognostisohe 
Beschaffenheit  des  Hodens  erstrecken  ausser- 
dem ihn-  Einwirkung  auf  grössere  Flächen. 


Agraratatistik. 


I.  Wesen  und  Arten  der  A.  II.  Gewhichte 
der  A.  III.  Die  landwirtsch.  Produkt ionastatistik. 

1.  Der  fi rund  und  Boden  und  seine  Benutzung. 

2.  Die  Agrarbevülkerung.  3.  Das  in  der  Land- 
wirtschaft angelegte  und  thätige  Kapital.  4.  Die 
Viehhaltung.  5.  Die  Grössenverhältnisse  der 
landwirtsch.  Betriebe.  6.  Die  Anhauverhiiltuisse. 
7.   IHe    Ernte.    8.   Die  tierische  Produktion. 

yjMe  landwirtsch.  Enquete.  10.  Die  lokalisierte  Uvi"„fii,"ss,;,V "/lie'g7^unte"Üu^lwii1schnft"einer 
tatut  '  mit  Rücksicht  hierauf  aligegivnzten  Gegend. 

I.  Wesen  und  Arten  der  A.  Agrarstati-  ]  Sie  bedürfen  daher  nur  einer  allgemeinen 
stik  i>t  der  Teil  der  Wirtschaftsstatistik,  wel-  Feststellung,  welche  eine  Statistik  der  s|m> 
cher  die  Faktoivn.  die  Duivliführung  und  die  ■  ziellen  I^audwirt-chaft  mehr  vorauszusetz.Mi. 
Enrehnis.se  des  landwirtschaftlichen  Betriebes  |  als  selbst  zum  Gegenstände  der  Erfoix  iiung 


ziifentiassig  darzustellen  uud  zu  untersuchen 
strebt. 

Auf  dem  internationalen  statistischen  Kon- 
gn'ss«?  zu  Bnlssel  1S"i3  wurden  <lie  AufgnlM_'n 
'ierselben  dahin  zusanunctigefasst,  dass  sie  alle 
That.sacheu  in  Betmcht  ziehen  soll,  die  ge- 
eignet sind,  eine  vollständige  Kenntnis  der 
Bedingungen,  des  Verfahrens  und  der  Ke- 
suJtate  der  I  wind  Wirtschaft  eines  l^andes  zu 
einer  bestimmten  Zeit  zu  verschaffen. 


zu  machen  haben  dürfte. 

Die  dritte  Gruppe,  welche  auf  dem  Ber- 
liner internationalen  statistischen  Kongre-> 
isiJleine  eingehende  und  wohl  erschöpfende 
Würdigung  erfahivn  hat.  utufasst  einmal 
volkswirtschafllklK'  Verhält nisse.  welche  die 
Landwirtschaft  nicht  ausschliesslich,  alter 
doch  in  der  liedeutsunsten  Weise  Iteriihifn. 
wie  das  Verkehi^wesen.  die  Marktverhält- 
nisse, das  allgemeine  Bankwesen  etc..  aussei- 
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dem  solche,  wicht'  speziell  die  sozial|M>  die  Anfertigung  von  Tal  tollen  über  die  Aus- 
litischo  und  volkswirtschaftliche  Seite  derjsaat  und  Ertrag  an  Gotn'ide  an  jedem  Orte, 
I  Landwirtschaft    betreffen.     Da«  sind  die  ausserdem  die  Quantität  des  Solbstvorbrauehs 


(iiiissenverliältuisse  des  Grundbesitzes,  wie 
•  lio  Arten  dossollten,  der  Besitzwechsel,  die 
Snbhastationen ,  die  hypothekarische  Ver- 
schuldung, das  landwirtschaftliehe  Kredit- 
wesen und  dgl.  Dieser  /.weite  Teil  der 
Gruppe,  welcher  mit  dem  landwirtschaft- 
lichen  Gewerbe  ausschliesslich  in  direkter 
Beziehung  steht,  kann  sehr  wohl  in  das 
Gebiet  der  Agrarstatistik  hineingezogen 
worden,  kann  ;U>er  auch  als  eine  selbständige 
Gruppe  von  derselben  getrennt  wenlen.  Erst 
die  vierte  und  fünfte  Gruppe  sind  unbedingt 
als  zur  Agrarstatistik  gehörig  anzuerkennen ; 
sie  fassen  die  unmittelbaren  Produktions- 


und des  zum  Verkauf  disponibeln  Getreides. 
Aus  vereinzelten  Angaben  Alter  die  Ernten 
in  ieuer  Zeit,  die  sich  bei  einzelnen  Schrift- 
stellern finden,  geht  hervor,  dass  der  Ver- 
ordnung thatsächlich  auch  Folge  geleistet 
wurde.  1772,  dann  17511  wurde  die  alljalir- 
liche  Erhebung  des  Ernteertrages,  des  Vor- 
rats an  Getreide  etc.  nochmals  befohlen  und 
anf  unrichtige  Angaben  schwere  Geldstrafen 
gelegt. 

In  Frankreich  hat  schon  Colltcrt  stati- 
stische Berichte  über  die  landwirtschaftlichen 
Verhältnisse  von  den  Cnterbehürden  ver- 
langt, und  spätere  Ministerien  sind  in  dieser 


faktoreil  ins  Auge,  zerlegen  die  landwirt-  ,  Hinsicht  in  seine  Fussstapfen  getreten.  Nelwni 
schaftliehen  Wirtschaft» Verhältnisse  in  ihre  j  diesen  allgemeinen  Uebersiehten  fanden 
Teile  und  bringen  die  Resultate  landwirt-  ausserdem  schon  im  vorigen  Jahrh.  organ- 
schaftlicher Tliätigkeit  zur  Darstellung  und  in  \  zende  Sjiezialerhebungen  statt,  welche  mit- 
Beziehung  zu  der  letzteren ;  sie  sind  des-  :  unter  recht  umfassender  Natur  waren.  Eine 
.halb  auch  als  I  an  d  w  i  rtschaf  1 1  i  che  Pro-  i  sehr  ausgedehnte  agrarstatistische  Enquete 
d u k t i on sstat i st  i  k    oder   Agrarstatistik  veranlasste  Napoleon  I.,  wovon  alter  nichts 


im  engeren  Sinne  zusammenzufassen.  Wir 
haben  sie  an  dieser  Stelle  ausschliesslich 
im  Auge,  während  die  andern  Angal>en  bei 


Wesentliches  in  die  Öffentlichkeit  gedrungen 
ist.  Im  Jahn»  183b'  wunle  die  erste  grosse 
agrar-statist.  Erhebung  im  modernen  Sinne 


den  einzelnen  Stichworten  gesondert  gegolten  I  veranstaltet,  welche  in  alle  Details  einzu- 
wenlen  sollen ;  so  die  Statistik  der  'Grund-  dringen  suchte.  Ihr  Ergebnis  ist  in  vier 
besitzverhältuisse  Itei  dem  Stichwort  «Grund-  Bänden  in  den  Jahren  von  1N37 — 12  publi- 


besitz  >,  diejenige  der  Hypothekensehuld  unter 
Hy]tothekenschuldeiH  etc.  Aussenlem  winl 
die  Enitestatistik  bei  ^Getreidopreduktion*, 
die  Viehstatistik  noch  Itesondors  behandelt 
wenlen. 

Jl.  Geschichte  der  A.  Voivinzelte 
Spuren  agrar-statist.  Erhebungen  lassen  sich 
ausserordentlich  weit  zurüekvorfolgen.  In 
zusammenhängender  systematischer  Weise 
sind  sie  aber  erst  in  dem  vorigen  Jahrh.  zu 
hcoltachtcii.  Im  Jahn»  173")  fonlerte  l>oreits 
der  sc  Ii  w  ed  i  sc  h  e  Reichstag  von  den  Pm- 
vinzialltohönlon  Statist.  Angaben  Alter  die  Ligc 
der  Landwirtschaft.  Da  die  darauf  einge- 
laufenen Berichte  wenig  befriedigten,  wunlen 
>eit  1741  an  dieselben  Organe  spezielle 
Fragen  zur  Beantwortung  gerichtet,  die  sich 
auf  die  Ausdehnung  der  seit  dem  letzten 
Belichte  zur  Beackerung  gezogenen  Fläche, 
die  Ounntität  der  Aussaat  und  den  Ertrag 
der  verschiedenen  Kulturarten,  die  Lige  der 
Landwirte  erstreckten.  Bis  1772  liefen  die 
Antworten  von  jenen  Behrmlen  regelmässig 


ziert,  kann  alter  anerkanntemuisson  auf  Zu- 
verlässigkeit nicht  Anspruch  machen.  Dieses 
Verfahren  sollte  dann  alle  10  Jahre  wieder- 
holt wenlen,  was  auch,  abgesehen  von  1872, 
geschehen  ist ;  die  letzte  Erhebung  datiert 
von  1802.  Daneben  wurden,  wie  erwähnt, 
alljährliche  Spezialerhebungen  vorgenommen, 
welche  seit  1*16  sich  n 'gel  massig  auf  die 
Haupttoile  der  Erntestat.  erstreckten. 

In  Preussen  betrafen  die  17ÜN  ül»er  den 
Zustand  der  Stählte  angeordneten  Tabellen 
auch  hergehorige  Erhebungen,  so  in  Bezug 
auf  den  Flachsbau,  den  Viehstand.  die  Woll- 
pmduktiou  etc.  Wesentlich  weiter  gehen 
die  Anfonlonuigoi)  im  Jahre  17i»8.  wo  Vi 
Reform  der  alten  historischen  Tabellen  fol- 
gende Bemerkung  in  der  Kabinetsordre  ent- 
halten ist:  A  m  der  Berechnung  des  Er- 
trags und  der  Konsumtion  näher  zu  kommen 
(die  Konsumtion  der  Städte  wird  nach  den 
Aoeiseregistorn  kontivtlliert  werden),  habt 
Ihr  in  Kurem  Berichte  Alter  folgende  Fragen 
bestimmte  und  wohl  überdachte  Auskunft  zu 


ein,  dann  alter  wunlen  die  Belichte  den  geben :  Das  wie  violsto  Korn  wird  in  jedem 
Pfarrern  anvertraut,  welche  Angaben  über  j  Kreise  der  Provinz  im  Durchschnitt  jeder 
den  Ausfall  der  Ernte  uml  der  Getreide-  Getreideart  (welche  zu  benennen)  geerntet V 
preise  den  einzureichenden  Bevölkerung«- 1  Da  die  bisherigen  Angalten  nach  den 
tabellen  beizufügen  hatten.  Ein  Vor-  guten,  mittelmässigen  oder  schlechten  Ernten, 
fahren,  das  im  Beginne  dieses  Jahrh.  je  relativer  dieser  Begriff  nach  Versohieden- 
nur  durch  Vennehrung  «ler  Fragen  erweitert  heit  des  Bodens  ist  (da  das,  was  hier  gute 
und  durch  Berichte  von  den  Behörden  ver-.  Ernte  bewirkt,  anderswo  eiue  schlechte  er- 
vollständigt  wurde.  In  Sac  hsen  verlangt  zeugt)  desto  unzuverlässiger  ausfallen,  so  habt 
eine  Verordnung  der  Regierung  von  1755 ,  Ihr  kreisweise  zu  bemerken,  wie  der  Körner- 
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ertrag  sich  in  nassen  Jahren  gegen  dürre 
verhalten  und  wie  dies  in  Verbindung  mit 
«lern  ungefähren  Flächeninhalt  der  hohen 
gegen  die  niedrigen  Bindereien,  den  Krtrag 
«ler  Provinz  ändere. 

Die  dureh  den  Kartoffclliau  so  sehr  ge- 
inderte  Getreidekonsnmtion  ist  noch  schwie- 
riger zu  bestimmen,  indessen  wird  sieh  un- 
gefähr angelten  lassen,  wie  viel  nach  den 
i-esonderen  Verhältnissen  jeden  Kreises  die 
Konsumtion  auf  jeden  Kopf  zu  sehatzen  sei. 
und  wieviel  das  arbeitende  Vieh  erfordere." 

Der  Hinweis  auf  die  älteren  Erhebungen 
bezieht  sieh  auf  Taltellen,  welche  für  die 
Kurmark  seit  177*  vorhanden  sind  und  ge- 
nau die  Aussaat  der  hauptsächlichsten  Go- 
tnndearten  und  der  Hülsenfrüchte  anpeilen, 
und  da  Friedrich  der  Grosse  schon  177b  eine 
Feliersioht  ülier  Aultau  und  Bedarf  an  Ge- 
treide in  allen  Provinzen  verlangte,  so  hat 
sieh  die  Erhebung  sicher  schon  seit  1778 
auch  darauf  Itezogen,  wenn  auch  17S4  ge- 
nauerer Nachweis  hierüber  in  Itesondorer 
Kahinetsordre  verlangt  wird. 

Da  man  sehr  bald  erkannte,  dass  alle 
diese  Erhebutigen  von  nur  sehr  geringein 
Werte  waren,  schlief  zunächst  die  regel- 
mässige Erhebung  Anfang  dieses  Jahrh.  ein, 
und  da  thatsäelüich  kein  Gebrauch  von  den 
Zaldcn  gemacht  wurde,  hörte  sie  Uild  dar- 
auf gänzlich  auf. 


Grundlage  für  die  Verarbeitung  der  weiteren 
agrarstat istischen  Zahlen.  Denn  nicht  die 
politischen  Bezirke,  für  welche  bisher  die 
Durchschnitte  W-arbeitet  sind,  liefern  hierfür 
eine  angemessene  Grundlage,  weil  sie  zu  ver- 
schiedenartige landwirtschaftliche  Verhält- 
nisse lieherhcrgen  und  daher  die  Durchschnitte 
zuwenig  der  Wirklichkeit  entsprechen,  son- 
dern Bezirke,  die  nach  den  Grundl>odingungen 
der  Ijandwirtschaft  altgegrenzt  sind. 

Nächst  der  Feststellung  der  Benutzungs- 
fäliigkeit  des  Bottens  kommt  die  der  Be- 
nutzungsart in  Betracht,  also  die  Sta- 
tist i  k  der  K  ult  u  rarten.  Auch  hierfür  hat 
uns  genauere  Angaben  erst  die  Katastrierung 
vorschafft,  während  die  älteren  Angaben  nur 
sehr  unsichere  sind.  Die  Vergleichung  mit 
ältemi  Zeiten  kann  deshalb  nur  mit  grosser 
Vorsicht  vorgenommen  werden ,  von  so 
grossem  Interesse  diesellie  auch  ist,  um 
namentlich  die  Ausdehnung  des  Ackerlandes 
festzustellen  und  zu  untersuchen,  auf  Kosten 
welcher  Kategorie  dieselbe  vor  sich  ge- 
gangen ist. 

Neun  verschiedene  Kategorien  sind  es, 
die  bei  der  Benutzungsart  des  Grund  und 
Bodens  unterschieden  worden  müssen :  Acker- 
land. Gärten.  Weinlierge,  Wiesen,  Weiden, 
Wähler.  Ocdoland  und  Gewässer,  Bauplätze 
und  Strassen.  Vielfach  ist  eine  Scheidung 
zwischen  Ackerland.  Gärten  etc.  nicht  go- 


Die  weiten1  Entwickeluup  wird  bei  den  i  macht :  ebenso  fehlt  mitunter  die  Trennung 
einzelnen  Zweigen  der  Statistik  tiorücksichtigt  der  Wiesen  und  Weiden.  Die  letztem  macht 
wenlen.  in  der  That  Itesondcn.»  Schwierigkeit,  weil 


es  an  einem  genauen  Scheidungsmomente 
fehlt,  denn  es  giebt  Wiesen,  die  gleichfalls 
nur  abgeweidet  und  nicht  geschnitten  wer- 


III.  Die  landwirtschaftliche  Produk- 
tion sstatistik.  1.  Der  Grund  und  Boden 
und  seine  Benutzung.  I'el»er die  Boden- 
verhältnisse ist  man  in  den  llauptkultur-  den.  Der  Tutersi-hied  liegt  vielmehr  in  dem 
ländem  Eur<»|«s.  abgesehen  vom  britischen  höheivu  Ertrag»1,  so  dass  man  als  Wiesen 
Reiche,  freilich  mit  sehr  verschiedener  annimmt,  was  in  der  Nutzung  dem  Acker 
Brauch liarkeit  informiert  durch  die  Katast rie-  an  Werte  gleichsteht.    Da  auch  hierltei  sehr 


ning  des  I ^andes  Itehufs  Grundsteuer-Veran- 
lagung. Ihr  venlauken  wir  zuerst  eine  genaue 
Vermessung,  die  Feststellung  der  Kulturarten 


verschiedene  Schätzung  möglich  ist,  so  ver- 
liert die  Wiesenfläche  an  Verglcichliarkeit. 
sowohl  zwischen  verschiedenen  I  «'indem,  wie 


und  deren  Ausdehnung,  dann  die  Bonitiorung  j  in  dcmsellton  l<ande  zu  verschiedenen  Zeiten, 
der  einzelnen  Grundstücke.  Die  Statistik  kann  |  Noch  unsicherer  ist  ilie  betr.  Ziffer  für  die 


hiervon  Gebrauch  machen,  indem  die  Klassen- 
einteilung für  die  politischen  Distrikte  zu- 
sammengestellt wird,  wie  das  das  Meitzeusehc 
Werk  -  Der  Boden  und  die  landwirtschaftlichen 
Verhältnisse  Prenssens^  bietet,  wo  ein  mal  nach 
allgemeinen  geognostischen  Erhebungen  die 
Ausdehnmig  der  verschiedenen  Bodempiali- 
tätou  in  !)  verschiedenen  Abteilungen  ange- 
gelten ist,  ob  I>ehm,  Thon.  Sandboden  etc.. 
'iann  die  Ausdehnung  der  verschiedenen 
Stufen  des  gesehätzten  Reinertrages. 

Eine  andere  noch  bedeutsamere  Art  der 


Weidefläche:  denn  der  l'eberganp  von  Weide 
zu  <  »edeland  ist  ein  sehr  allmählicher  und 
unsicherer.  Die  meisten  unfruchtliaivn  ljind- 
streekon.  Hergabhänge,  Moore  etc.  pflogen 
immer  noch  beweidet  und  ev.  als  Bütlingen 
bezeichnet  zu  wenlen,  wenn  die  Nutzung 
auch  nur  noch  eine  äusserst  geringe  ist. 
Namentlich  in  Gebirgsgegenden  handelt  es 
sich  hierlwi  um  sehr  ausgedehnte  Land- 
stn'eken,  welche  von  dem  einen  als  Weide- 
land, von  dem  anderen  als  Oedeland  ver- 
zeichnet worden.  Für  viele  Untersuchungen 
agrarstatistiseher  Natur  wird  man  deshalb 


Verwendung   des    Materials   liegt    in  der 

iartographischen  Darstellung  der  Verteilung ;  gut  thun,  das  Weideland  unlierttcksichti.gt 
der  verschiedenen  Bodenqualitäten  im  Linde 'zu  lassen,  während  es  allerdings  das  Rich- 
lind der  Einteilung'  kleiner  Bezirke  mit  an-  tige  wäre,  dassellte  dem  Werte  nach  auf 
.läiiernd  gleicher  Bodenbeschaffenhcit,  als  j  Wiesenfläche  zu  reduzieren  und  der  land- 
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wirtschaftlichen  Fläche  zuzuteilen,  denn  dass 
namentlich  für  tlie  Viehhaltung  die  Weide-  , 
flachen  von  wesentlicher  Bedeutung  sind,  j 
ist  nicht  in  Abrede  zu  stellen. 

In  der  folgenden  Zusammenstellung  lie- 
dienen  wir  uns  der  Ruhrizicrnng  des  Deut- 
schen stat.  Jaln huches,  wo  Aecker  mit  Garten 
und  Weinland  und  ebenso  Weiden.  Üede- 
und  l'nland  zusammengezogen  sind. 

In  Deutschland  fallen  4M.7°o  der 
Fläche  dem  Acker.  Gartenland  etc.  zu.  Puter 
Hinzuziehung  von  10,!)°  u  Wiesen  macht  die 
landwirtsehaftl.  benutzte  Fläche,  exkl.  aber 
der  Weiden,  fast  <>»»"  o  des  Gesamtareals  ans. 
In  Ha y  e  rn  vermindert  sich  diese  auf  ö7,3°  o. 
in  Sachsen  steigt  der  Prozentsatz  auf(i7 .4°  o. . 
Sehr  viel  bedeutende)-  ist  der  Prozentsatz  in  ' 
Frankreich,  wo  G.">.7°o  der  Flüche  allein, 
der  Acker.  Garten-  und  Weinfläche  zufallen. 
In  dem  britischen  Reiche  sind  in  der 
ersten  Kategorie  2b.:i.V  o.  in  der  Schweiz 
sogar  nur  lü.77"  o  ;  noch  geringer  ist  der 
Prozentsatz  in  Schweden  und  Nor- 
wegen: in  «lein  britischen  Reiche 
kommen  aber  nicht  weniger  wie  4.">.1 0  <» 
Wiesen  hinzu,  in  der  Schweiz  nur  lü,N"n. 
wol>ei  aljer  ertragreiche  Almen  in  der  Rubrik 
Weideland  enthalten  sind. 

Wie  erwähnt  .  sind  die  bez.  Angaben 
für  die  ältere  Zeit  sehr  unzuverlässig.  Hat 
doch  allein  die  letzte  Kataster-  und  Gmnd- 
stcuerregidierung  in  Oesterreich  321  »MM» Joch 
produktiven  Bodens  mehr  ergeben,  als  man 
bisher  angenommen  hatte,  was  wohl  mehr 
auf  eine  genaue»*1  Vermessung  und  schärfere 
Begriffsscheidnng  zurückzuführen  ist  als  auf 
eine  stärkeiv  Heranziehung  des  Böllens  zur 
Kultur.  Gleichwohl  wird  der  Versuch  ge- 
rechtfertigt erscheinen,  die  neuere  Knt Wicke- 
lung der  Verhältnisse  in  einzelnen  Ländern 
festzustellen:  wenn  auch  ohne  völlige  Ge- 
nauigkeit, sind  die  Zahlen  immerhin  als 
charakteristisch  anzusehen.  Fflr  die  alten 
Provinzen  Preussens  haben  wir  (Jahrb. 
f.  Nnt.  N.  F.  Bd.  JH.  S.  42)  für  das  Jahr  1N»»2 
die  Ackerfläche  auf  ca.  t<»  Mill.  h  l»ejvehnet, 
dann  JsKi  11  Mill.:  IM-«»  rund  12  Mill. 
l*!)3  war  eine  weitere  Zunahme  auf  14. "»7 
Mill.  h  lieobaehtet.  In  ganz  Proussen 
wnple  das  Acker-  und  Gartenland  1n7N  auf 
17  41.">.">n7  h  festgestellt. 1N!»3  auf  17  WH.i2!'HHi. 
Die  Wiesenfläche  hat  sich  allerdings  in 
dieser  Zeit  von  3 334 »mm»  auf  3273  0O0  h 
vermindert,  so  dass  noch  bis  zur  (iegenw.n1 
hin  eine  fortdauernde  Ausdehnuug  des  Acker- 
landes konstatirt  ist  und  man  dieselbe  im 
I^aufe  dieses  .lahrh.  auf  fast  ~*< » °. «  winl  ver- 
anschlagen können.  In  Baden  ist  die 
Ackerfläche  von  lMu."»— !>3  von  551030  auf 
57Ü411)  h.  d.  s.  um  2N4N1*  h  angewachsen. 
In  Belgien,  wo  schon  seit  dem  Jahre 
lMlb  die  Mr.  Angaben  auf  Zuverlässigkeit 
Anspruch  machen  können,  ist  in  den  31  Jahren 


bis  INNO  das  Acker-  und  Gartenland  von 
1430»mmi  auf  1  :>1»40»M».  d.  i.  um  U>4«mm»  Ii 
oder  10"  o  gestiegen,  während  zu  gleicher 
Zeit  die  Wiesen  etwas  zugenommen  liabeu 
und  die  Foi-sten  sich  auf  derselben  Höhe 
erhielten.  Selbst  in  Ländern  mit  der  inten- 
sivsten Kultur  ist  mithin  die  Grenze  für  die 
Kulturfläche  noch  nicht  erreicht. 

Durch  die  Ziisnmmcnziehung  der  Acker- 
und  Wiesenfläeho  erhalten  wir  die  Aus- 
dehnung des  landwirtschaftlich  be- 
nutzten Territoriums  mit  der  unvermeid- 
lichen Fehlerquelle  der  Ausschliessung  der 
Weiden.  Diese  Fläche  bildet  naturgenutss 
den  Ausgangspunkt  fflr  alle  agrarstatist. 
Untersuchungen.  Mit  ihr  ist  die  Bevölkerung, 
der  Viehstand,  die  Emtemonge  etc.  in  Be- 
ziehung zu  setzen. 

2.  Die  Agrarbe Völkern ng  ist  in 
verschiedener  Weise  aufzufassen  und  zu  be- 
trachten. Einmal  nach  der  rechtlichen 
Scheidung  von  Stadt  und  Land,  was  über- 
haupt heutigen  Tages  nur  eine  ganz  unter- 
geordnete Bedeutung  hat  und  für  uns  speziell 
ohne  jedes  Interesse  ist.  Zweitens  kann  die 
rnterscheidung  gemacht  werden  nach  der 
Grösse  des  Wohnorts,  z.  B..  wie  das  viel- 
fach geschehen  ist,  auch  in  Deutschland, 
nach  Orten  mit  mehr  oder  weniger  als  2« mm"» 
Einwohnern;  unter  der  Voraussetzung,  dass 
Orte  mit  weniger  als  2»MM»  Einwohnern  länd- 
lichen Charakter  haben.  Nach  der  Zählung 
von  Inno  befanden  sich  in  den  letzteren  in 
Deutschland  .X.O"  «.  lMiKi:  «»,0°  o ;  in  Preusseu 
r»7.4°o,  IM!)"»:  4M,iPVo  der  Bevölkenmg.  Zur 
Beurteilung  der  Agrarverhältnisse  wird  hier- 
mit alier  nur  wenig  gewonnen,  denn  nach 
dem  Jahrbuch  für  Amtl.  Stat.  von  1nn;j  waren 
unter  102  Ortschaften  mit  "> — (HMM»  Eiuw. 
31  Landgemeinden,  von  70  Orten  mit  ü— 70» Mi 
Einw.  noch  IN  Luidgemeiudcn.  Nach  der 
Zählung  von  INI)."»  lebten  im  Deutschen  Reiche 
in  Orten  mit  mehr  als  2<m»0  Einw.  2  4*1»)  Inn 
Personen,  für  welche  I*md-  und  Forstwirt- 
schaft als  Hauptberuf,  und  11  II  272  als 
NelK'iiberuf  angegeben  war.  Auf  der  anderen 
Seite  leben  auch  in  den  kleineren  Orten 
unter  2<H)0  Einw.  viele  Personen,  welche 
sich  nicht  von  Lind  Wirtschaft  ernähren  ;  denn 
nach  der  Bernfszählung  von  1n!),">  machten 
diesellien  von  der  Gesamtbevölkerung  3N.2()  o 
aus.  Für  uiiscif  Zwecke  kommt  deshalb 
allein  in  Betracht  die  dritte  Frage  nach  der 
von  der  Landwirtschaft  lebenden 
Bevölkerung,  tlie  zu  scheiden  ist  in 
Erwerbsthätige  und  Angehörige, 
Selbständige   und  Unselbständige. 

Nach  der  Zählung  vom  14.  Juni  InHö  be- 
lief sich  in  Deutschland  die  Gesamt bevöl- 
kerungauf  "»2  271)  IM »1,  wovon  1M"i013»)7  dem 
Berufe  der  Lind-  und  Forstwirtschaft.  Tier- 
zucht uml  Fischerei,  d.  s.  35,4°  o.  in  Land- 


Digitized  by  Googl 


Agraretatistik 


129 


Wirtschaft  und  Tierzucht  allein  17  815 187 
crter  34,0°  o  der  Bevölkerung  angehörten. 

In  der  Laad-,  Forst  Wirtschaft  etc.  Erwerbs- 
thätige gab  es  in  Deutschland  8292692 
oder  ■Mi,'! 0  o  aller  Gewerbsthätigen.  Die 
einzelnen  LandesteUe  zeigen  hierbei  erheb- 
liche Abweichungen.  Obenan  stehen  die 
rV>vinzen  Ost-  und  Westpreussen  (1N82) 
mit  58.7  —62.3  °  o,  V  o  s  e  n  63.1 0  o,  während 
die  beiden  Mecklenburg  und  Bäyorn. 
ebenso  Oldenburg,  ziemlich  genau  die 
Hälfte  zeigen  :  das  Königreich  Sachsen  da- 
gegen nur    19.72°  o.  Rheinland  30,6°  o  etc. 

T>er   Begriff  der  Selbständigen  ist 
leuler  etwas  unbestimmt  und  nicht  charak- 
teristisch, denn  auch  Tagelöhner,  welche  ihr 
eigenes  Stückchen  I^and  besitzen,  müssen  in 
die*e  Kategorie  aufgenommen  werden,  ob- 
gleich deren    Selbständigkeit  höchst  frag- 
würdiger Natur  ist  und  »ich  vielfach  von 
der  Stellung  von  Gutstagelöhnern,  welche 
Wohnung   und  Gartenland  von  der  Herr- 
schaft zur  Miete  erhalten,  mir  wenig  unter- 
scheidet.   Die  Seihständigen  unserer  Kate- 
gorie in  Deutschland  sind  auf  2568725 
angegeben   und   inkl.  der  Angehörigen  auf 
8579799  beziffert,  d.  s.  27.99°  o  aller  Sell>- 
ständipen    in   Land-  und  Forstwirtschaft. 
Bas  Vei-waltungspersoual  beziffert  sich  nur 
auf  96  173  Erwerbsthätige.  die  Gehilfen  und 
Arbeiter  auf  5  027  794,  inkl.  der  Angehörigen 
auf   10SUOU67.    Die   Krwerbsthätigen  der' 
letzten  Rubrik  machen  mithin  67.9"  o  aller  in 
Land-  und  Forstwirtscliaft  Erwerbstätigen 
aus.    Während  aber  in  den  Provinzen  O  s  t  -  I 
preussen.  Westpreussen  und  Posen 
die  Seihständigen  unter  den  Erwerbstätigen  | 
unserer    Kategorie    (1882)     lH.19°o  aus- 1 
machen,  l>etragen  sie  in  den  Provinzen  West- 
falen. Hessen -Nassau  und  Rheinland 
35.05°  o.  in  ü  a  y  e  r  n  20.9  0  o.  Die  Zalüen  sind 
charakteristisch    für    die    Verteilung  des 
Grund  und  Bodens  in  den  verschiedenen 
Gegenden.   Zur  Vergleichung  bemerken  wir, 
dass  von  den  in  Industrie,  Bergbau  etc.  Er- 
werbstätigen 29,10  "  o  selbständig  sind.  Die 
Verhältnisse  sind  mithin  in  der  Landwirt- 
schaft genau  so.  wie  in  der  Industrie. 

Ton  den  landwirtscliaftlichen  Gewerbs- 
thätigen sind  nun : 

389  733  selbst.  Landwirte  mit  Nebener- 
werb ausserhalb  der  Landwirtsch. 

666493  s.  L..  die  zugleich  Tagelöhnerei 
treiben. 

1928035  Erwerbsthätige  aus  anderen  Be- 
rufen, welche  nebenher  selbst. 
Lindwirt.scliaft  treiben. 
9394  Personen,  die  neben  einem  anderen 
ErwerlM?  noch  selbst.  I>andwirt- 
schaft  und  landwirtsch.  Tagelöh- 
nerei treiben. 


wirtechaftsbetrieb  mit  einer  anderen  Gewerbs- 
thütigkeit  verbinden. 

Tausend  ha  der  32158982  ha  landwirt- 
wirtschaftlich benutzter  Fläche  Deutschlands 
haben  hiernach  eine  Bevölkerung  von  1625 
Köpfen  zu  ernähren,  wozu  sie  froiüch  ohne 
Hilfe  des  Auslandes,  wie  bekannt,  nicht 
mehr  imstande  sind.  Von  derselben  Fläche 
nähren«  ich  im  landwirtschaftlichenBerufe554. 
während  auf  derselben  Fläche  258  Personen 
durchschnittlich  landwirtschaftlich  thätig sind. 

Der  rnterscliied  zwischen  den  verschie- 
denen I^andesteilen  ist  natürlich  ein  nicht 
unbedeutender,  wie  die  folgende,  aber  noch 
pro  1882  geltende  Zusammenstellung  ergiebt. 

Auf  im«  ha  landwirtschaftlich  benutzter 
Fläche  wurden: 

ernährt :    beschäftigt : 
in:  Einw.  Krwerbstaatl«« 

den  7  öittl.  Prov. 
Prenaaens  inkl.  Berlin:  1115,56  207,54 
Westfalen ,  Rhein- 


land, Hessen  -  Nassau :  »475,23 
Bayern :  1245,81 
Wrtrttenilwrg  und 

Baden:  1781.50 
Sachsen:  3161,89 


3  «9,83 
345,92 

358,63 
289,16 


3 193  655  Personen,  welche  den  sellwt.Land- 

Handwürterbnth  der  Staat*«  issenschaften.   Zweite  Auflage  I. 


Eine  Vergleichung  mit  anderen  lindern 
lässt  sich  gerade  in  dieser  Hinsicht  nur  un- 
vollkommen durchfühlen,  weil  die  Art  der 
Erhebung  eine  verschiedenartige  ist.  So 
sind  namentlich  die  Zahlen  für  das  britische 
Weich  nicht  zu  verwerten,  weil  die  einfachen 
Arbiter,  welche  in  den  verschiedenen  Be- 
rufszweigen lieschäftigt  sind,  zusammenge- 
worfen wurden  und  daher  nicht  für  die 
Landwirtschaft  auszuscheiden  sind.  Die  land- 
wirtschaftliche Bevölkerung  erscheint  dort 
deshalb  zu  niedrig. 

BrauchUirere  Zahlen  giebt  dagegen  die 
letzte  Erhebung  von  Frankreich  von  1HH2. 
Hiernach  war  die  von  der  I^andwirtschaft 
lebende  Bevölkerung  17  69s 402,  d.  s.  46.31  °  o 
der  Einwohnerzahl;  pro  1000  ha  landwirt- 
schaftlich benutzter  Fläche  kommen  509  von 
der  Ijandwirtschaff.  lebende  Personen  und 
199  in  der  Luid  Wirtschaft  Erwerbsthätige. 
Von  diesen  sollen  nicht  weniger  als  5S.5% 
Selbständige  (Patrons  on  chefs  des  exploi- 
tations).  d.  s.  Ober  4  Mill.  gegen  nur  2771966 
ländliche  Arbeiter  vorlianden  sein.  Das  ist 
im  Vergleich  zu  den  deutschen  Verliält- 
nissen  eine  so  auffallend  kleine  Zahl,  dass 
wir  auch  hier  eine  andere  Art  der  Erhebung 
voraussetzen  müssen,  worüber  wir  aber  keine 
Aufklärung  zu  geben  vermögen. 

In  Oesterreich  werden  von  100Ö  ha 
landwirtschaftlich  benutzter  Fläche  1545  Ein- 
wohner ernährt,  während  sich  von  der  land- 
wirtscliaftlichen Thätigkeit  auf  derselben 
Fläche  908  Personen  erhalten.  Weitere 
Angaben  liegen  uns  in  dieser  Hinsicht  für 
Oesterreich  nicht  vor. 
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In  Belgien  sind  1880  als  gewöhnlich 
mit  landwirtschaftlicher  Arbeit  beschäftigt 
1 1 19319  Personen  =  20,5  °/o  der  Bevölkerung 
und  604  pro  1000  ha  landwirtschaftlieh  be- 
nutzter Fläche  gezählt.  Indessen  ist  aus- 
drücklich angegeben,  dass  eine  bedeutende 
Zahl  Personen  ausserdem  iu  der  Landwirt- 
schaft thätig  ist.  obgleich  ihr  eigentlicher 
Bend  sie  unter  die  Industriellen  und  Handel- 
treibenden verwies. 

3.  Das  in  der  Landwirtschaft  an- 
gelegte und  thätige  Kapital  lässt  sich 
leider  nicht  statistisch  feststellen. 

Der  Wert  des  Grund  und  Bodens  ist 
nm"  in  ungefährer  Schätzung  zu  gewinnen, 
wie  das  vor  allem  bei  der  Grundsteuerein- 
schätznng  geschieht,  wodurch  wir  wenigstens 
den  ungefähren  Ertrag  der  Grundstücke  er- 
halten und  diesen  nach  dem  Landeszinsfusse 
kapitalisieren  können.  Wenn  also  in  den 
altpreussischen  Provinzen  1864  der  land- 
wirtschaftliche Reinertrag  auf  rund  109  Mill. 
Thlr.  gescliätzt  wurde,  so  kouute  man  bei 
dem  damaligen  5  0  o  igen  Landeszinsfuss  den 
Wert  der  landwirtschaftlich  benutzten  Fläche 
auf  ca.  6  Milliarden  Mk.  veranschlagen.  Im 
Grossherzogtum  Hessen  schätzte  man  den 
Reinertrag  des  Grund  und  Bodens  1826  auf 
tu  MU1.  Mk.,  1877  auf  32,9  Mill.  Mk.;  den 
mittleren  Kaufwert  pro  ha  1857  1368  Mk., 
1877  2168  Mk. 

In  Frankreich  nahm  man  nach  der  En- 
quete von  1S79 — 81  den  Gesamtwert  der 
kultivierten  Fläche  auf  91 581  Mill.  Fr.  an ; 
hiervon  fielen  auf  das  Ackerland  61 344  Mill., 
Wiesen  und  Weiden  auf  1705)5  Mill.,  Wein- 
)»erge  6888  Mill..  Waldungen  auf  6257  Mill. 
Der  durchschnittliche  Wert  eines  ha  Acker- 
landes wurde  auf  2197  Fr.  veranschlagt:  in 
der  ersten  Klasse  auf  3442  Fr.,  in  der  fünften 
826  Fr. 

In  Belgien  taxierte  man  1880  den  Ge- 
samtweit des  Ackers  auf  6794  Mill.  Fr., 
durchschnittlich  pro  ha  4261  Fr.:  den  Weit 
der  Wiesen  auf  1612  Mill.,  durchschnittlieh 
4143  Fr.  Der  durchschnittliehe  Pachtpreis 
wurde  1846  auf  68  Fr.  pro  ha,  1850  auf  70, 
1856  auf  82.  186(5  ^  108.  1K80  107  Fr. 
angegeben. 

Wichtiger  noch  ist  für  die  Agrarstatistik 
dif*  Sammlung  der  Kaufpreise,  wie  sie  gegen- 
wärtig (nebst  den  Pnehtpreisen)  von  dem 
piviissisrhen  Finanzministerium  geschieht,  um 
sio  mit  dem  Gnindsteueireinertrage  zu  ver- 
gleichen. Man  sieht  dabei  von  Parzellen  ab 
und  sucht  den  Wert  des  lel>enden  Inventars 
und  Mobiliars  so  weit  thunlich  in  Abzug  zu 
bringen.  Die  Fehlerquellen,  welche  mit 
«lieser  Erhebung  verbunden  sind,  indem  be- 
hufs Steinpclsteuerersj>arung  zu  niedrige 
Angaben  gemacht  weiden  oder  der  Wert 
durch  l>esondere  Abmachungen  geschmälert 
wird  oder  persönliche  Rücksichten,  z.  B.  der 


Verwandtschaft,  bei  Feststellung  des  Wertes 
massgebend  waren,  fallen  für  den  grossen 
Durch  schnitt  nicht  ins  Gewicht  und  werden 
durch  Hinaufschraubung  des  Wertes  aus 
ähnlichen  Gründen  genügend  ausgeglichen. 

Als  Beispiel  solcher  Erhebung  und  Beleg 
ilires  Interesses  ist  die  Zusammenstellung 
der  Güterpreise  in  Mecklenburg- Schwerin 
anzuführen  (Beiträge  zur  Statistik  Mecklen- 
burgs, Jahrg.  I  und  Bd.  9,  Jahrb.  f.  Nat. 
1881.  N.  F.  Bd.  2  S.  311),  wonach  die  Kauf- 
preise der  Lehn-  und  Allodialgüter  von  1770 
— 1878  durchschnittlich  auf  das  Sieben- 
fache gestiegen  sind,  während  seit  den 
60er  Jahren  eui  nicht  unbedeutender  Rück- 
gang zu  beobachten  ist.  Auch  im  Gross- 
herzogtum  Hessen  ist  unter  Berücksichti- 
gung der  in  den  3  vorhergegangenen  Jahren 
gezahlten  Kaufpreise  der  mittlere  Kaufwert 
für  Acker-,  Wiesen-  und  Weinland  berechnet. 
In  Baden  werden  die  Landverkäufe  mit  den 
erzielten  Preisen  seit  1868  alljährlich  ver- 
zeichnet. Auch  für  Oldenburg  existiert  solche 
Statistik. 

Der  Wert  der  Gebäude  ist  annähernd 
zu  l>estimmen  nach  der  Gebäudezäh luug  und 
dem  diuchschuittlichen  Versicherungswerte, 
doch  ist  eine  Scheidung  zwischen  landwirt- 
schaftlichen Betriebsgebäuden  und  Wohn- 
häusern, sowie  zwischen  Wohnungen  der 
Landwirte  und  sonstigen  Dorfbewohnern 
nicht  in  ausreichender  Weise  durchzuführen. 
Indessen  sind  die  landwirtsch.  Wirtsehafts- 
gel)äude  schon  früher  in  Preussen  und  Baden 
erhoben.  Eine  Probeerhebung  der  Statistik 
des  Grundeigentums  und  der  Gebäude  fand 
in  den  Regierungsbezirken  Danzig  und  Aachen 
statt.  (Zeitschr.  des  königl.  preuss.  stat.  Bür. 
Jahrg.  1883,  Berlin  1884.) 

Demnächst  käme  der  Wert  des  Viehstandes 
in  Betracht,  der  aber  doch  mir  ganz  jippro- 
ximativ  festzustellen  ist.  da  zwischen  Pferd 
und  Pfenl,  Rind  und  Rind  dem  Werte  nach 
ein  grosser  l'ntersehied  l>esteht  und  von 
irgend  welcher  Genauigkeit  der  Feststellung 
bei  der  statistischen  Erhebung  die  Rede  nicht 
sein  kann.  Es  ist  deshalb  auf  die  betreffende 
Ziffer  kein  Gewicht  zu  legen,  zumal  man 
nicht  im  stände  ist,  auch  nm-  annähernd  den 
Wert  des  toten  Inventars  zu  bestimmen 
und  noch  weniger  die  Summen,  welche 
ausserdem  der  Lindwirt  für  die  laufenden 

;  Betriebsausgaben  in  der  Hand  haben  muss. 

,  Jeder  Versuch  daher,  das  landwirtschaft- 
liche    Betriebskapital  festzustellen, 

i  muss  sich  als  illusorisch  erweisen.  Der 
Wert  des  Vichstaudcs  ist  schätzungsweise 

|  in  Irland.  Belgien,  Frankreich  und  bei  der 
Viehzählung  vom  Jahre  1883  auch  in  Deutsch- 
land aufgestellt,  und  zwar  auf  5576.8  MU1. 
Mk.,  in  Preussen  allein  auf  3386,5  Mill.  Mk. 

4.  Die  Details  der  Viehhaltung  werden 
in  einem  besonderen  Artikel  unter  dem 
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Vieh  Statistik  behandelt 
»erden. 

5.  Einen  tieferen  Einblick  in  die  land- 
wirtschaftlichen   Ifetriebsverhc'Ütuisse  kann 
man  nur  erlangen,  wenn  man  die  G rossen - 
verhältnisse    der  landwirtschaft- 
lichen Betriebe  genau  übersehen  kann. 
Es  handelt  sich  hier  also  nicht  um  die 
Besitzverhaltnisse,  auch  nicht  um  die  Grösse 
der  einzelnen  Parzellen,  sondern  um  die  von 
einem  Zentralpunkte  aus  in  gemeinsamem 
Wirtschaftsbetriebe  verwalteten  Grundstücke. 
"Wohl  kann  hier  vereinzelt  ein  Zweifel  ent- 
stehen, ob  man  bei  grösseren  Gutskomplexen 
sogenannte  Vorwerke  isoliert  oder  im  Zu- 
sammenhange  zu  zählen  hat;  doch  wird 
dies  zu  vereinzelt  sein,  um  eine  erhebliche 
Fehlerquelle  bilden  zu  können,  denn  das 
Massgebende  ist  die  Gemeinsamkeit  des  land- 
wirtschaftlichen Betriebes,  uiclit  mir  rechne- 
risch, sondern  in  der  praktischen  Verwaltung. 
Mb  die  einzelnen  Grundstücke  sämtlich  im 
Besitze  des  "Wirtschaftenden  sich  befinden 
oder  hinzugepachtet  sind,  ist  hier  gleich- 
gültig.    Ebenso  dürfen  etwa  abgezweigte 
und  verpachtete  Grundstücke  hier  nicht  in 
Rechnung  gezogen  werden,  wo  es  sieh  allein 
darum  handelt,  die  Grössenverhältnisse  der 
einzelnen  landwirtschaftl.  Betriebe  (exploi- 
tations)  zu  eruieren. 

Die  erste  derartige  Aufnalime  hat  in 
Belgien  bereits  1H4Ü  stattgefunden.  Auch 
in  Irland  reicht  die  l»ez. Erhebung  bis  An- 
fang der  (H'hiT  Jahre  zurück.  Für  Deutsch- 
land ist  erst  die  Erhebung  vom  5.  Juni  1SSJ 


der  Ausgangspunkt  für  die  bez.  Unter- 
suchungen, neuerdings  ergänzt  durch  die 
Berufs-  und  Betriebszählung  von  1895.  S. 
S.  132—133. 

Die  ältesten  Erhebungen  hegen,  wie  er- 
wähnt, für  Belgien  vor,  die  dadurch  an 
Wert  gewinnen,  dass  sie  in  der  gleichen 
Weise  durchgeführt  sind.  Die  Grössenver- 
hältiüssc  tieziehen  sich  aber  nicht  um- auf  das 
landwirtschaftliche  Territorium,  sondern  auf 
die  ganze  nutzbare  Fläche.  Bei  der  Verar- 
beitung ist  leider  nur  auf  die  Zahl  der  Be- 
sitzungen Rücksicht  genommen,  nicht  aber 
die  Fläche  angegeben,  welche  die  einzelnen 
Grossetikategorien  okkupieren.  In  dem  Fol- 
genden geben  wir  eine  Ucberaicht  über  die 
Zahl  der  landwirtschaftlichen  Betriebe  (ex- 
ploitations)  in  drei  verschiedenen  Perioden, 
welche  die  zunehmende  Zersplitterung  des 
Grund  und  Bodens  übersichtlich  zeigt: 


Be- 
triebe. 

ha 


O  1 

1-5 
6-80 
30-40 
40—50 

Öüu.mehl 


Summe : 


Absolute  Zahl  der 
Betriebe. 


1846     1806  1880 


317964:420384  594  376 
165  933  219  «74  226058 
78378  92613  82  122 

3  881  3  982  3  023 
2061     2117  1414 

4  333    5  527    3  403 


572  550  744  007 


9JQ396 


Proz.  der 


1W6  1H6B  1H80 


55,5 
28,9 

'3,7 
0,68 

0,36 
0,76 


56,5  65,3 
29,5  (24,8 
12,5  I  9,o2 
o,54!  0,33 
0,29  0,16 
o,74  Q,37 


100    100  100 


Für  Grosshritanuien  geben 
folgende  Zusammenstellung : 


die 


Die  landwirtschaftlichen  Betriebe  nach  Zahl  und  Grösse  in  Grussbritannien:1) 


Grtissenklasae 
in  acre 

Jahr 

Betriebe 

Fläche 

Zahl 

"<, 

aere 

°/o 

1-5 

18K5 

3*7  038 

I,«9 

Großbritannien 

1805 

1 1 7  968 

22,7 

366  792 

«,13 

5-20 

1885 

148806 

t  656  827 

5,o9 

1805 

149  818 

28,8 

1  667  647 

5,12 

20-50 

18X5 

84  149 

2  824  527 

8,68 

1805 

85663 

16,5 

2  864  976 

8,79 

5C> — 100 

1K86 

64  115 

4  746  520 

14,5* 

1895 

6662  s 

12,8 

4  **5  203 

15,00 

100-300 

1885 

79  573 

13658  495 

4 ',97 

1805 

8t  245 

«5,6 

•3875  914 

42,59 

300-500 

1885 

»3*75 

5  241  168 

16,10 

1895 

13  «68 

2,6 

5  i'3  945 

»5JO 

500-1000 

1885 

4826 

3  '47  228 

9,68 

1895 

4616 

o,9 

3  001  184 

9,21 

lOOOu.darüb. 

1885 

663 

882611; 

2,71 

18Ü5 

603 

<V 

8oi  852 

2,46 

Ueberhaupt 

1885 

32  544  41* 

1895 

520  106 

100, — 

32  577  5'3 

100,- 

über  5 

1885 

396  607 

32  157380 

1895 

402  138 

32  210  721 

'}  Agricultural  Beturns  for  Great  Britain  pro  1896.   London  1897. 
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Die  bez.  Zahlen  für  Frankreich  lassen 
8ich  mit  denen  von  Deutschland  leider  nicht 
vergleichen,  vor  allem,  weil  hier  nicht  die 
landwirtsoh.  benutzte  Fläche  ausgeschieden 
ist,  was  für  unsere  Betrachtung  eine  Not- 
wendigkeit ist.  Es  wurde  vielmehr  die  ge- 
samte Fläche,  soweit  sie  irgend  zur  Kultur 
herangezogen  ist,  nur  eigentümlicherweise 
exkl.  der  Staatsforsten,  zum  Ausgangspunkt 
genommen  und  deren  Verteilung  festgestellt,  I 
so  dass  von  den  52,8  Mill.  ha  Oesamtfläche 
hier  49.5*5  Mill.  zm-  Untersuchung  gezogen 
sind.  Diese  Fläche  ist  in  5672007  Betriebe 
geteilt.  Diese  Betriebe  (cxploitatiofis)  sind 
nicht  zu  verwechseln  mit  den  Grundstücken 
footes  foncieres),  welche  in  der  einzelnen 
Gemeinde  selbständig  zur  Grundsteuer  ver- 
anlagt sind,  daher  auch  städtische  Grund- 
stücke, Bergwerke  und  dgl.  umfassen  und 
1882  auf  12115  277  beziffert  waren.  Diese 
cotes  foncieres  sind  schon  seit  der  Xapoleoni- 
schen  Zeit  gezählt,  ihre  Zahl  ist  grosser  als 
die  der  Betriehe  und  die  der  Grundbesitzer. 
Es  kommt  hinzu,  dass  diese  Zählung  eine 
ausserordentlich  ungenaue  ist,  da  eine 
Enquete  von   1879—81,  welch«!  von  dem' 


was  der  Landwirt  baut,  in  welcher  Welse 
er  sein  Land  ausnutzt  und  welche  Bedeutung 
die  einzelnen  Früchte  in  der  Landwirtschaft 
haben.  Der  Verfolg  der  Veränderungen  in 
dieser  Hinsicht  gestattet  in  vortrefflicher 
Weise  ein  Urteil  übor  die  Entwickelung 
der  Landwirtschaft.  In  hohem  Masse  ist 
es  daher  zu  verwundern,  dass  gerade  dieser 
Zweig  der  Statistik  so  lange  Zeit  vernachlässigt 
geblieben  ist. 

Die  Versuche  in  dieser  Hinsicht  in 
Frankreich  in  den  30er  Jahren  müssen 
als  verunglückt  bezeichnet  werden,  so  dass 
auch  hierin  Belgien  durch  die  bereits  mit 
grosser  Genauigkeit  durchgeführte  Erhebung 
von  184«,  die  dann  185«  und  1866  von 
neuem  in  derselben  Weise  durchgeführt 
wurde,  die  Priorität  beanspruchen  kann. 

In  Württemberg  gehen  die  betreffen- 
den Erhebungen  bis  1852  zurück;  in  Baden 
bis  1853;  in  England  beginnen  sie  1867;  in 
Oesterreich  lH68,  wo  sie  ebenso  wie  in 
England  im  Zusammenhange  mit  der  Ernte- 
statisrik  schätzungsweise  vorgenommen  wer- 
den. In  Italien  (1876),  Schweden  (seit 
1874)  und  anderen  Ländern  sind  die  Flächen- 


Finanzministerium  vorgenommen  wurde,  ül>er  !  Verhältnisse  nur  für  einzelne  Früchte  ange- 


2  Mill.  cotes  mehr  feststellte,  als  l>ei  der 
Zählung  von  1882  gefunden  wurden.  Diese 
Grundstücke  liegen  wiederum  in  einer 
grosseren  Zahl  von  Parzellen,  so  dass  für 
Frankreich  125  214  071  Parzellen  angenommen 
werden. 

Die  Botriol  k»  zerfallen  nach  den  G  Wissel  i- 
verhältnissen  in  folgende  Kategorien: 


Grösse 
in 

Hektaren 


von 


1892 
0—1 
„  1-10 
„  10-40 
Aber  40  _ 

Summe : 


Davon 
1882 


40—100 
100—201) 
200—500 
Uber  500 


«  elf 


GeHamt- 
ausdeh- 
nung 

hu 


es* 


•-  *  £ 

ha 


— 

i 


017 

711 118 
138  671 


105  1 327  253 

113:1t  244  750 
«43>34i7 
22  493  393 


0,50 

4,3« 
20,41 

'56,71 


38,2  2,2 
46,5  22,9 
12,8  29,9 

2,5  45,° 


5  702  309 


49378813 


absolut 


proport. 


13,83  6«  ,8 


97,8 


113285 
20  644 

7  942 
217 


79,79 
14.51 
5-55 
0.15 


den  Innd- 
unst roitig 


6)  Den  tiefsten  Einblick  in 
wirtschaftlichen  Betrieb  gewährt 
die  A  n  b  a  u  s  t  a  t  i  s  t  i  k  der  einzelnen  Früchte. 
Hier  liegt  die  Möglichkeit  vor,  die  Ziffern 
mit  ausreichender  Genauigkeit  aufzustellen, 
und  man  erhält  dadurch  eine  rebersicht. 


gelten  und  gleichfalls  nur  schätzungsweise 
in  Verbindung  mit  der  Ernte,  ohne  dass  mau 
die  gesamte  Ackerfläche  genauer  kennt. 

In  Frankreich  wird'  jetzt  alle  10  Jahre 
eine  detaillierte  Enquete  über  alle  angebauten 
Früchte  veranstaltet  und  ausserdem  alljähr- 
lich eine  Erhebung  über  die  Hauptfrucht- 
arten.  Für  einzelne  Früchte,  z.  B.  Weizen, 
gehen  die  Flächenangaben  erheblich  weiter 
zurück,  entbehren  al>or  auch  der  nötigen 
Sicherheit.  In  Dänemark  finden  in  5 jäh- 
rigen Perioden  Erhebungen  über  die  Anbau- 
fläche statt. 

Einen  ausserordentlichen  Fortseliritt  bildet 
in  dieser  Hinsicht  die  Erhebung  der  Boden- 
benutzung  von  1878  für  Deutschland, 
welche  nicht  als  Ergänzung  zur  Ernteer- 
hebung, sondern  selbständig  mit  der  gröss- 
ten  Sorgfalt  in  Angriff  genommen  wurde. 
Wenn  auch  im  Zusammenhange  mit  der 
Ernteerhebung  in  jedem  Jahre  die  Boden- 
Itenutzung  von  neuem  registriert  wird,  so 
bilden  doch  die  selbständigen  Aufnahmen  der 
i  Anbauverhältnisse,  welche  ursprünglich  alle 
5  Jahre  durchgefülirt  worden  sollten,  die 
eigentliche  Grundlage  für  diese  ganzen  Er- 
hebuugeu.  So  sind  denn  auch  in  den  Jahren 
1883  und  1803  gleiche  Erhebungen  ge- 
macht. Liegen  auch  für  mehrere  deutsche 
Uliider,  wie  namentlich  Bayern,  Preussen, 
Sachsen,  ältere  Angaben  über  die  Bodenbe- 
nutzung  vor,  so  können  dieselben  doch  einen 
höheren  Wert  nicht  beanspruchen. 

Durch  Besehluss  des  Bundesrats  vom  8. 
Nov.  1877  wurde  ltcstimmt.  dass  die  Er- 
mittelung der  landwirtsch.  Bodenbenutzung 
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in  jedem  Staate  nach  politischen  oder  Ka- 
tastergemeinden etc.,  -welche  kleinere  Al>- 
schnitte  der  Einheit  den  Kreises  bilden,  ge- 
schehen sollten.  Wo  amtliche  Vermessungen 
existieren,  ist  das  Ergebnis  derselben  als 
Anhalt  und  Kontrolle  des  Erhebungsverfahrens 
zu  verwerten :  wo  dergl.  fehlen.  soll  unter 
Anwendung  aller  geeigneten  Hilfsmittel 
wenigstens' eine  üWrschlägliehe  Ermittelung 
der  Flächenverhältnisse  vorgenommen  werden. 
Der  Aubau  als  Hauptfrucht  oder  Hauptnutzung 
und  der  als  Neben-.  Vor-,  Nach-  oder  Stoppel- 
fnieht  ist  auseinanderzuhalten.  Die  Bestim- 
mung der  sachkundigen  Erhebuugsorgane 
ist  Sache  des  einzelnen  Staates,  doch  wird 
angenommen,  dass  in  der  Regel  die  Ortsbe- 
hörde mit  der  I^eitung  der  Aufnahme  beauf- 
tragt und  auf  Zuziehung  der  Mithilfe  der 
landwirtsch.  Vereine  und  sachkundiger  Per- 
sönlichkeiten hingewiesen  winl.  Mit  der 
unmittelbaren  Ausfuhrung  sind  in  Prensseu 
die  Kreis-  und  Aintsbehönlen  und  in  weiterer 
Folg»-  die  Orts-  (Kommunal-)  Bohönlen  und 
die  Besitzer  selbständiger  (iutsln'zirke  bo- 
aiiftragt.  Wo  es  den  OrtsMidnlen  zweck- 
mässiger erscheint,  sollen  Schätzungskommis- 
mtwn  gebildet  werden:  wo  siel«  hierzu  ge- 
eignete"  Persönlichkeiten  zur  Uoltemahme 
als  Elireuanit  nicht  finden,  kann  Remunera- 
tion gewährt  werden.  Bei  der  Aufnahme 
sollen  zunächst  die  Flächen  jedes  einzelnen 
Flächeninhal>ers,  falls  sie  nicht  schon  1h*- 
kannt  sind,  auf  Orund  möglichst  genauer 
Sehätzung  ennittelt  und  hierauf  die  für  i«>do 
Fniehtart  ennittelten  Anbauflächen  addiert 
wenlen. 

Die  für  ganz  Deutscldand  gleiehmässig 
aufgestellten  Formulare  pre  lssCt.  etwas 
modifiziert  durch  Rundesratsliesehluss  vom 
7.  Juli  1S92.  zu  denen  in  den  einzelnen 
Ländern  noch  Ergänzungen  hinzutreten 
konnten,  unterscheiden  9  Bodenl>enutzungs- 
arten.  Ine  Abteilung  -Getreide  und  Hülsen- 
früchte* zerfällt  in  17  Haupt kategorien.  welche 
mehrfach  noch  Unterabteilungen  zeigen;  S 
Rubriken  der  Hackfrüchte  und  Gemüse.  12 
Ilandelsgewächse .  ü  verschiedene  Futter- 
pflanzen etc. 

Von  einer  genauen  Feststellung  der  tliat- 
säehlicheu  Verhältnisse  Ist  man  hiernach  auch 
in  Deutschland  noch  entfernt,  und  die  Brauch- 
barkeit des  Materials  liängt  gar  sehr  von 
der  Tüchtigkeit  des  ltetreffenden  Dehonle- 
vorstandes  und  seinem  Interesse  für  die 
Sacht*  ab,  wie  l*ei  den  Gutshezirken  von  dem 
guten  Willen  des  betr.  Landwirtes,  da  eine 
Kontrolle  durch  die  Kreisbehorde  und  das 
statistische  Rüreau  meist  ganz  unthunlich 
ist.  Indes  ist  nach  Urteil  der  Saehverstäiuligcn 
anzunehmen,  dass  im  grossen  Ganzen  die 
Anteuverhältnisse  in  der  Statistik  leidlich 
richtig  wiedergegeben  werden,  und  jede 
neue  Erhellung  l»ei   der  Verbreitung  des 


Interesses  und  besserer  Würdigung  der  Auf- 
gabe richtigere  Residtate  liefert.  Am  zuver- 
lässigsten sind  die  Zahlen  sicher  in  Würt- 
temberg und  Baden,  wo  sieh  der  Ge- 
brauch schon  länger  eingebürgert  hat. 

Allgemein  winl  man  sagen  müssen,  dass 
die  absoluten  Zahlen  nur  mit  grosser  Vor- 
sicht zu  gebrauchen  sind  und  sie  nicht  als 
sichere  Basis  für  allgemeine  volkswirtschaft- 
liche Schlüsse  verwendet  werden  konneu. 
Der  Hauptwert  liegt  in  den  relativen  Zahlen, 
indem  das  Verhältiiis  zwischen  den  ver- 
schiedenen Früchten  und  auch  wohl  die 
En twickelungdes  Anbaues  innerhalb  grösserer 
Perioden  richtig  zur  Erscheinung  tritt,  weil 
die  Fehlen-ueUen  namentlich  bei  den  ver- 
schiedenen Früchten  in  einem  gegebenen 
Momente  dieselben  sind,  wenigstens  soweit 
es  sich  um  die  Hauptfruchtarten  handelt. 
Je  seltener  eine  Frucht  angebaut  winl  und 
je  geringer  ihre  Ausdehnung,  um  so  frag- 
würdiger  worden   die  bez.  Angaben  sein. 

So  ziemlieh  dassellx«  lässt  sich  wohl  ü)>er 
die  Vtreffcnden  Zahlen  der  anderen  lJluder 
sagen,  da  in  der  Art  der  Erhebimg  grosse 
Unterschiede  nicht  vorliegen.  In  England 
geschieht  die  Erhebung  dureh  die  Beamten 
der  Steuerltehönlen  auf  Grund  von  Tal-ollen, 
welche  den  Fannein  zur  Ausfüllung  zuge- 
stellt werden.  Verweigern  auch  viele  die 
Angnlten.  so  ist  doch  die  Zahl  der  Retunis  , 
welche  stets  mit  publiziert  winl,  eine  sehr 
bedeutende,  so  dass  die  ergänzende  Schätzung 
nicht  erheblich  ins  tiewicht  füllt.  Auch  in 
Belgien  erliält  jeder  Landwirt  einen  be- 
sonderen Frageliogen  zugestellt,  ein  gutes 
Grund kutastcr  gewährt  Anhalte  zur  Kontrolle. 
In  den  anderen  I -ändern,  wo  der  Anbau  nur 
im  Zusammenhange  mit  der  Ernte  ennittelt 
winl  und  auf  genieindeweiser  Schätzung  l»e- 
ruht.  ist  die  Zuverlässigkeit  natürlich  eine 
wesentlich  geringere.  Vielmehr  ist  gei-ado 
darauf  ein  Unsolideres  Gewicht  zu  legen, 
dass  der  Anbau  in  eigenen,  etwa  alle  ">  1" 
Jahre  stattfindenden  Erhebungen  licsoiidcrs 
festgestellt  winl,  um  der  Erntestatistik  zur 
berichtigenden  Grundlage  zu  dienen  und 
einen  genaueren  Hinblick  in  die  Kntwickclung 
der  Anbauverhalt nisse  zu  gewähren. 

Die  folgende  Tabelle  zeigt  die  An  hau- 
verhält nisse  der  hauptsächlichst  in  Betracht 
kommenden  1/inder  und  das  Prezent Ver- 
hältnis der  einzelnen  Früchte.  In  Bezug 
auf  das  Brotgetreide  fügen  wir  noch  da« 
Verhältnis  der  Fläche  zur  Bevölkerung,  welche 
davon  ernährt  werden  soll,  hinzu.  (S.  Tab. 
auf  S.  i:Mi.  137.) 

7.  Grosses  Gewicht  hat  man  in  der 
neueren  Zeit  auf  die  Km  t  estat  ist  i k  ge- 
legt, und  während  noch  vor  2'»  Jahren  nur 
Krankreich.  Belgien.  Schottland.  Bayern, 
Württemberg  -  vorübergehend  England  — 
Ermittelungen  über  die  Ernten  vornahmen, 
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«nd  dieselben  jetzt  auf  fast  alle  Ktütur- 
läwler  ausgedehnt. 

Die  Feststellung  der  Emtevcrhältnisse 
hat  naturgcmilss  eine  Bedeutung  für  den 
Ijandwirt  wie  den  Kaufmann,  um  ein  Urteil 
fiber  die  zu  erwartenden  PreisverhÄltnisse 
der  landwirtschaftlichen  Produkte  zu  erlangen. 
Daun  für  die  Regierung,  um  event.  auf  die 
Notwendigkeit  eine»  Eingreifens  bei  zu  er- 
wartendem Mangel  aufmerksam  gemacht  zu 
weiden.  Ein  besonderes  Interesse  nimmt 
daran  der  Volkswirt,  um  die  Zu-  oder  Ab- 
nahme der  Erträge,  die  Verschiebung  des 
Angebots  der  heimischen  Produkte  zur  Nach- 
frage durch  die  Hevolkerung  und  dergl. 
mehr  beurteilen  und  verfolgen  zu  können. 
Hiernach  sind  die  Erfordernisse  an  die 
Enitestatistik  zwiefacher  Art.  Die  drei  erstge- 
nannten brauchen  die  Angalien  ausserordent- 


lich früh,  sie  müssen  schon  Ober  die  Emte- 
auKsichten  informiert  sein  und  möglichst  bald 
nach  Beendigung  der  Ernte  ihr  Eigebnis 
klar  übersehen.  Der  letztere  dagegen  kann 
sich  mit  einer  Angabc  am  Sclduswe  des 
Emtejahres  l>egnügen.  muss  aber  dafür  eine 
grossere  Detailliening  und  Genauigkeit  bean- 
spruchen. In  diesen  doppelten  Anforde- 
rungen hegt  die  grosse  Schwierigkeit  für 
die  Statistik,  ein  l>efriedigendes  Resultat  zu 
liefern.  Unmittelbar  nach  der  Ende  kann 
der  Ijandwirt  selbst  noch  nicht  mit  Ge- 
nauigkeit angel>en,  wie  gross  sein  Erdrusch 
sein  wird,  es  ist  deshalb  unmöglich,  für  die 
ersten  drei  Nachfragenden  im  richtigen  Mo- 
mente genaue  absolute  Zahlen  zu  liefern. 
Eh  kann  vielmehr  nur  ein  summarisches 
Verfahren  Platz  greifen,  Meiches  hier  aber 
auch  ausreicht.    Die  genauere  ziffennässige 


Anbauflächen  nach  H  au  p  t  k  u  1 1  u  rg  r  u  ppe  n. 


I»  * 


Getreide- und 
Hnlsen- 
früchten 


Es  waren  bebaut  mit 


Hackfrüchten 


Futter- 
krüutern 

ha 


Handels- 
gewKchsen 


Ackerweide 
und 
Bruche 


3 


Deutsches  Reich.  . 

Proz.  d.  Ackerfl. 
Prenssen  .... 

Proz.  d.  Ackerfl. 
Bayern   

Proz.  d.  Ackerfl. 
Württemberg).   .  . 

Proz.  d.  Ackerfl. 
Baden   

Proz.  d.  Ackerfl. 
Oesterreich    .   .  . 

Proz.  d.  Ackerfl. 
Grossbritannien  .  . 

Proz.  d.  Ackerfl. 
Irland  

Proz.  d.  Ackerfl. 
Frankreich    .   .  . 

Proz.  d.  Ackerfl. 
Belgien*)  .   .    .  . 

Proz.  d.  Ackerfl. 
Niederlande    .    .  . 

Troz.  d.  Ackerfl. 
Italien  

Proz.  d.  Ackerfl. 
Schweden  .    .    .  . 

Proz.  d.  Ackerfl. 
Norwegen  .... 
Dänemark  aiT.  Land 


1K93 

1893 
1893 
1893 
1893 
1895 

1896 

1894 

1880 

1895 

1894 

1896 

1896 
1896 


15992  120 

60,9 
10  806  731 

61,4 
1  848  036 
60,5 
549  >99 
62,4 

5«,0 
6  740  695 

62,1 
3001  ^12 

46,6 

574  9*3 
36,6 

14893  507 

967  756 
48,79 
54»  907 
56,1» 
8406  913 

o*4  T 
1  688  109 
49,21 
185  605 

1  184945 
45,9 


4  237  66 11) 

16,2 
2  84! 

16,1 

435  <*99l  j 
14,2 

•  3o873') 
14,8 

122  750') 
21,2 
1  494  736 

13,8 
1  318654 
20,5 
464  467 
28,8 
1  453  986 

49  857 
2,51 
188  220 
19,7 
200017 
1,3 
200  661 
5,84 
39  '« 
139  623 
5,4 


2  5>9  375 

9,6 

1  554  002 
8,8 
321  S,22 
10,5 
118  037 
13,4 
79  496 
13,7 

'  354  145 

12.5 
J  8S9  838 
28.9 
534  027 
33.1 
2  502  183 

18s  778 
9,37 
18366 
1,9 
1  76^  067 
il,n 
1117  896 
32,56 


5lj: 


376 


261  090 

1,0 
141  048 

0,8 
45  '91 

1,5 

16  734 

1,9 

14  953 

2,6 

159  487 

1,5 
197  636 

3,1 

36  655 

23  ■ 
442  148 

103  874 
5,24 
14817 
1,6 

160991 
1,0 
^883 
6,14 

9890 
0,4 


2760347 

10.5 
2006  o6> 

11.4  * 

334  744 
10.9 
53  964 
6.1 
21  82> 
3.8  * 
906892 
8.3 


231  964 
11.69 

189932 
19.9 


420  542 

12.25 

196  001 
46,2 


inkl.  Gemüse. 

Auch  die  neuesten  belgischen  Publikationen  des  statist.  Büreans  geben  leider 
neoern  Zahlen  an. 


»)  1  Tonne  Land  —  0,6516  ha. 
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Anbau  fläche  von  Brotgetreide. 


Davon  ist  angebaut  mit 

Auf  1000  ba 

Gesamt 

Weizen 

Brutfrncht 

mit  Brot- 

Land 

Anbau- 

S|*lr.  Einhorn  1 

Roggen 

(insgesamt) 

früchten  be- 

u 

« 

u 

bauter  1"  lache 

\< 

u  1 

1_  1 

kommen 

ba 

ba 

ha 

_i  -IL 

\-< 

* 

ba 

4  ■- 
- 

Einwohner 

Teutschland  . 

1895 

26375  79i 

11, 3 

0  104  133 

30.9 

6404 

HreQ^Sen  • 

1  /  UOJ 

I      I  "1  C  (Uli 

6  c 

t  iAi  1  in 

c  fi?c\  Kn  1 

S  Wa#B 

33.° 

5  °5° 

Batern 

3  001  5°7 

398  43° 

12.9 

547  867 

'7,8 

946  207 

30.7 

0  149 

»40  175 

49726 

5.9 

212  223 

25.0 

261  949 

30.9 

14  45° 

Württemberg 

An)  AAfl 

208215 

23,  » 

39  264 

4,3 

247  479 

27,4 

S  IUI 

0  409 

Baden  .    .  . 

599  44° 

101 610 

«6,9 

44910 

7,5 

146  520 

24.4 

1 1  790 

—  Lothringen 

^  |6  41  1 

/  1  0  ■  1  1 

167  823 

23,4 

52  291 

7,3 

220  1 14 

30,7 

7  454 

Frankreich 

IK<4 

19690824 

6991 449 

l  555  723 

7  547  «72 

•SS 

5  104 

Belsen    .  . 

188(1 

1 983  570 

328  445 

16.6 

277  640 

«3,7 

606  oSc, 

30,5 

9658 

^erreich  . 

1880 

10859  955 

1 063  770 

9,8 

1  814  90S 

'6,7 

2  878  678 

26,5 

8  590 

uä:  : 

1896 

643a  179 

573613 

8.8 

27  806 

0,2 

601  419 

9,0 

56090 

1  614  513 

«  5  345 

0,9 

;  ?4f> 

o.4 

20894 

»,3 

276  190 

Itimemark  . 

iw«; 

*  583  »35 

34399 

».3 

290  064 

«'•3 

325  °63 

12.6 

7090 

Niederlande  . 

1896 

953  242 

61 016 

°,5 

210077 

22.0 

272093 

28.5 

18  170 

Schweden 

189« 

3  433  «9» 

7>  3'4 

2,1 

4°7  737 

«1,9 

478051 

«4,o 

10381 

Norwegen 

1896 

4  .M 

'3  759 

18  145 

10960 

Italien     .  . 

1894 

15374000 

4  573  834 

29,7 

141  769 

6616454'/ 

40,1 

4  730 

Anl»aufläche  in  Deutschland. 


Jahr 

Weizen 

Koggen 

Gerste 

Hafer 

Kartoffeln 

Hektar 

1H85 

2293831 

5841  841 

1  742  386 

3  786  827 

2921  179 

1886-90 

2  305  596 

5  823  528 

1  706  981 

3  847  983 

2915563 

1891-96 

2  307  597 

5821  778 

l  688  494 

3  998  958 

2  992  852 

1891 

2213  138 

5  479  677 

1  806695 

4  1 54  683 

2  922  766 

1892 

2  335  «28 

5  678  733 

1  690096 

3  987  7 »9 

2  929  808 

189H 

2  393  «44 

6012  315 

l  627  029 

3906969 

3  036  867 

1894 

2  326  036 

6  044  c68 

1  628  058 

3916  726 

3  025  103 

1895 

2  270  537 

5  893  596 

I  690592 

4  028  692 

30497'8 

M  inkl  Mai». 

Erhebung,  welche  der  Volkswirt  verlangt,  mäss  zu  ungünstig  ausfallen,  so  dass  in 
kommt  für  jene  zu  sjtft.    Es  liegt  deshalb  j  Preussen  der  Durchschnitt  von  10  Jahren 
sehr  nahe,  für  die  ereteren  nur  allgemeine  stets  unter  dem  als  normal  angenommenen 
Schätzung  eintreten  zu  lassen.     Dann  aber  Satze  erheblich  zurückblicb. 
ist  es  wichtig.  Zahlen  möglichst  zu  vermei-       Der  wirklichen  Erhebung  stehen  besondere 
den,  »Ue  sonst  unvermeidlich  als  exakt  auf-  Schwierigkeiten  entgegen:  einmal,  weil  die 
[Masst  werden,  und  zu  Missbrauch  führen,  grosse  Masse  der  I^andwirte  keine  genaue 
Eine  Darstellung  in  Worten  oder  Verhältnis-  j  Buchführung    hat    und  daher   selbst  am 
zahlen,  wie  sie  in  Preussen  Dezennien  hin-  Schlüsse    <  b-s   Erntejahres    den    En  husch 
durch  allein  aufgestellt  wurden  und  noch  |  nicht  genau  kennt ;  zweitens,  weil  die  meisten 
jetzt  durch  die  landwirtschaftlichen  Vereine  er-  ihre  Erträge  nicht  angelten  wollen:  drittens, 
halten  wenlen,  indem  die  Normalernte  gleich  weil  kein  Dritter  die  Erträge  genauer  Im  iit- 
1  gesetzt  und  in  Dezimalbrüchen  das  Ver-  teilen  und  daher  die  Angalien  kontrollieren 
hältnis  zur  Normalernte  ausgedrückt  wird,  kann.     Daher  ist  es  eine  Thatsache,  dass 
dürfte  hier  genügen.    Hierbei  ist  aber  zu  eine  Menge  Angaben  augenscheinlich  falsch 
beachten,  dass  die  Landwirte  stets  ihre  An-  ausfallen,   zumal    die  Gemeindevertretung 
forderungen    zu    hoch    spannen    und   die  [  häufig  mit  den  Landwirten  Hand  in  Hand 
Schätzungen  der  Ernte  daher  erfahrungsge-  |  geht  und  aus  Furcht  vor  dem  Steuerfiskus 
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geneigt  ist,  zu  niedrige  Angaben  zu  machen 
oder  sie  zu  unterstützen.  Deshalb  wurde 
in  Frankreich  das  ganze  äusserst  umfang- 
reiche Material,  welches  1H37  durch  eiue 
umfassende  Agraretatistik  zusammengebracht 
war,  vom  Ministerium  selbst  als  gänzlich 
Tinbrauchbar  anerkannt,  und  in  derselben 
Weise  hat  das  preussische  statistische  Bilreau 
anfangs  Angaben,  die  unter  ein  gewisses 
Minimum  fielen,  einfach  als  unrichtig  l»ci 
Aufstellung  von  Durchsc  hnitten  fortgelassen, 
ein  Verfahren,  das  später  unterlassen  wurde, 
um  dem  Vorwurf  der  Willkürlichkeit  zu 
entgehen.  Es  sind  deshalb  Bedenkon  nicht 
ganz  von  der  Hand  zu  weisen,  ob  der  grosse 
Aufwand  von  Arbeit  und  Geld,  den  eine 
genaue  Erntestatistik  beansprucht,  auch  im 
Verhältnis  zu  dem  zu  erwartenden,  doch 
niu-  unsicheren  Resultate  steht. 

Bei  der  Fürsorge  für  das  wirtschaftliche 
Leben,  welche  in  dem  Zeitalter  des  Mer- 
kantilismus die  Regierung  iU>ernommeri  hatte, 
musste  ihr  die  Kenntnis  des  Ernteausfalles 
besonders  wichtig  seiu.  Wir  haben  oben 
die  ersten  Spuren  bozw.  Erhebungen  ange- 
führt. In  Belgien  begannen,  wie  erwähnt. 
«He  regelmässigen  Ernteerhebungen  ]X4f>;  in 
Irland,  dem  Kurfürstentum  Hessen  1S-17 ; 
im  Grossherzogtum  Hessen  im  selben  Jahre; 
in  Württemlierg  und  Baden  seit  lHf>l— o'i; 
seit  derselben  Zeit  erhob  man  in  Preussen 
den  Ernteausfall  in  Verhält niszah len ;  in 
Gesterreich  beginnen  sie  mit  dem  Jahre  18(i8. 
In  ganz  Deutschland  wurden  von  1S7S  an 
regelmässig  Kniteerhebungen  veranstaltet. 
So  hat  man  jetzt  in  allen  in  Betracht  kom- 
menden Ländern  ziffermässige  Auskunft  über 
die  Ernteertrüge. 

In  Bezug  auf  die  Erhebung  finden  grosse 
Verschiedenheiten  statt.  Am  genauesten 
dürfte  das  Vorgehen  Belgiens  gewesen  sein, 
welches  Frageliogen  an  «len  einzelnen  l^and- 
wirt  verteilte  und  dies«?  von  einer  Kommis- 
sion für  je«lon  Distrikt  zusammenstellen  Hess, 
wälirentl  «lagegen  in  Gest  er  reich  die 
durchschnittliche  Ernte  pro  Joch  für  Gemein- 
den und  selbst  grössere  Distrikte  geschätzt 
und  mit  der  gleichfalls  geschätzten  Anbau- 
fläche multipliziert  und  durch  die  Behörden 
zusammengestellt  wird.  Ausserdem  findet 
eine  eingreifende  Revision  und  Berichtigung 
der  eingelieferten  Eingaben  durch  das  stati- 
stische Bureau  statt.  In  D  e  u  t  s  c  h  1  a  n  d  be- 
gann man  1X78  mit  zwei  Erhebungen,  einer 
vorläufigen  im  Herbst,  und  einer  definitiven 
am  Knde  des  Erntejahres.  Beide  wieheu  so 
erheblich  von  einander  ab.  dass  schon  «lurch 
Buiulcsratsbcschluss  von  1882  nur  «Ue  letztere 
verlangt  werden  sollte.  Auch  die  jetzt  mass- 
gebenden Bcstimmuugcu  von  lX'.rj  verlangen 
nur  die  Einlieferung  -der  IVliersicht  über 
«lie  Anbaufläche  unter  Berücksichtigung  der 
darin  seit  dem  Vorjahre  eingetretenen"  Ver- 


änderungen, der  Gesamterträge  und  «1er 
Durchscmuttserträgc  vom  Hektar  für  sämt- 
liche angegebenen  Früchte  nach  Provinzen 
und  sonstigen  grosseren  Verwaltungsbezirken 

riordnet  an  das  Kais,  statistische  Amt«.  In 
reussen  wird  die  Erhebung  für  Anfang 
Februar  angeordnet  und  «lie  Einlieferung 
bis  zum  15:  März  verlangt,  um  die  Verar- 
■  beitun g  bis  zum  Juni  fertig  stellen  zu  können. 
Die  Erhebungsorgaue  sind  die  schon  ange- 
gebenen für  die  Anbaufläche.  Der  Ertrag 
soll  na«?h  Schätzung  pro  ha  nach  Gewicht 
festgestellt  werden  durch  Umfrage  bei  ver- 
schiedenen Landwirten  der  Gemeinde.  wol»ei 
nicht  nur  die  BodcnnuaHtät.  sondern  auch 
«lie  Ausdehnung  derselben  im  Verhältnis  zu 
den  anderen  zu  berücksichtigen  ist,  um  den 
Durchschnitt  für  die  Gemeimle  zu  erhalten. 
In  Preussen  werden  die  Angaben  der  Land- 
gemeinden (gegenüber  den  Gutsbezirken) 
«lurch  Vertrauensmänner  der  Gegend  kon- 
trolliert, welche  über  «len  Saatenstand  zu 
berichten  haben.  Die  volle  Hälfte  der  An- 
gat»en  pflegt  von  denselben  eine  Berichti- 
gung zu  erfaliren.  was  nicht  sehr  vertrauen- 
erweckend ist. 

Nach  «lein  erwähuteu  Besclduss  des 
Bundesrates  von  1802  sind  als  Ergänzung 
zu  der  obigen  Erhebung  für  «lie  Hauptge- 
treidearten. Kartoffeln,  Klee  von  April  Iiis 
November  in  der  Mitte  jeden  Monats  Nach- 
richten über  «len  Stand  «ler  Saaten  einzu- 
ziehen und  über  den  Ausfall  der  Ernte  von 
September  bis  November  vorläufige  Erhe- 
bungen anzustellen.  Die  Beurti'ilung  ge- 
schieht in  Gestalt  von  ö  Noten  für  «len 
Saatenstand  (sehr  gut,  gut,  mittel,  gering, 
sehr  gering),  für  «len  vorläufigen  Krnto- 
bericht  entweder  in  «lonsellten  Noten  «"»der 
in  Gewicht  pro  Hektar.  Im  ganzen  Reiche  . 
fungieren  3<79  Berichterstatter,  also  etwa 
einer  auf  93  qkm  im  Durchschnitte.  wol>ei 
zwischen  den  einzelnen  Landesteileu  grosse 
Verschiedenhi'it  vorliegt.  Für  genaueiv  Er- 
hebung wäre  eine  grössere  Zahl  sicher  not- 
wendig. 

Danach  hat  man  die  dopjielte  Erhebung, 
wie  sie  im  Jahre  1x78  vorgenommen  wurde, 
und  (Limit  di«?  Scheidung  in  eine  vorläufige 
und  eine  definitive  falleu  lassen,  da  sicli 
Unzuträglichkeiten  «labei  herausstellten.  Viel- 
|  fach  Iiielten  sich  die  Organe  aus  Boiiuem- 
!  lichkeit  bei  «ler  zweiten  Aufstellung  einfach 
|  an  «Ii«'  erste,  während  andere  so  bedeutende 
i  Abweichungen  eintreten  Hessen,  «lass  da- 
durch «las  Vertrauen  in  «lie  Richtigkeit  beider 
gefährdet  wenlen  musste.    Man  überzeugte 
sich  auch,  dass  die  kanfmännistrhe  Welt  «ler 
vorläufig«1!!  Erhebung  kein  Vertrauen  ent- 
gegenbrachte und   nicht   Gebrauch  davon 
machte,  sondern  sich  nur  auf  die  eigeneu 
Erhebungen  verHess;   damit  war  zugleich 
erkannt,  dass  wörtliche  Berichte  für  ihren 
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Zweck  ausi^eichten.   Deshalb  wird  jetzt  mir 
verlangt,  das«  von  jedem  Staat  bis  zum  1.  Juni 
des  folgendem  Jahres  eine  Uebersicht  der 
Durchruttsertrago  nach  Gewicht  (bei  Wein 
in  Hektolitern)  vom  Hektar  und  der  Ge- 
samtertrage sämtlicher  Fruchte  nach  grösseren 
Verwaltungsbezirken  geordnet  dem  statisti- 
schen Amte  eingesendet  werden  sollen.  »Die 
Angaben  sind  überall  auf  Grund  möglichst 
limfassend   eingezogener  Nachrichten  und 
sachkundiger  Begutachtung  festzustellen.« 
Alle  Früchte  werden    berücksichtigt,  für 
welche  die  beloute  Flüche  ermittelt  wird. 
Bei  Getreide  wird  auch  das  Stroh  erhoben; 
bei  Kartoffeln  ist  noch  eine  Frage  hinzuge- 
fügt, wie  viel  von  dem  Ertrage  krank  ist. 

Die  Art  der  Erhebung  schliesst  sich  in 
den  übrigen  Staaten  derjenigen  der  Anbau- 
verhältnisse an.  weshalb  wir  darauf  ver- 
weisen. 

Die  grösste  Sorgfalt  wird  in  den  Ver- 
einigten Staaten  auf  die  Erntestatistik 
verwendet.  Alle  10  Jahre  liefert  der  Zensus 
detaillierte  Angaben  Aber  die  Ausdehnung 
der  Kultur  wie  des  Anbaus  und  der  Pro- 
duktion. Die  Erhebung  geschieht  durch 
bezalüte  Zahler.  Ausserdem  wird  alljährlich 
in  den  einzelnen  Staaten  durch  Verwaltungs- 
heamte.  welche  die  Einschätzung  zur  Ver- 
mögenssteuer vorzubereiten  haben,  dreimal 
im  April,  Juni  und  August  durch  Herum- 
fragen bei  den  Farmern,  Anbau,  Ernte  und 
Viehstand  festzustellen  gesucht.  Strafe  von 
5* »— 1*X »  Doli,  bedroht  den,  der  die  Angabe 
verweigert.  Ferner  sind  im  Lande  verstreut 
eine  »dir  bedeutende  Zahl  von  Berichter- 
stattern, welche  monatlich  den  Saatenstand 
und  Ernteausfall  in  Prozentzahlen  zur  Xormal- 
enite  liegntachten.  Der  Staat  Ohio  hat 
allein  lfjöü  Berichterstatter,  hauptsächlich 
intelligentere  Farmer.  Daneben  machen  die 
Inhalier  von  Dreschmaschinen  Angaben  in 
ihnen  von  der  Hegiemng  zugestellten 
Büchern  mit  verschiedenen  Fragen,  wieviel 
sie  t»>i  den  einzelnen  Farmern  ausgedroschen 
haljen.  Ebenso  l»erichton  die  Inhaber  von 
Elevatoren  üW  die  ihnen  eingelieferten  und 
vorrätigen  Qiumtitäten,  was  einen  vorzüg- 
lichen Anhalt  bietet. 

Völlig  unabhängig  hiervon  stellt  nun  das 
Bureau  of  Agrieidtural  statistics  of  the  United 


States  eigene  Erhebungen  an.  In  jedem  County 
des  lindes  liat  es  4  Agenten  zur  monatlichen 
Berichterstattung  angestellt,  während  ausser- 
dem in  den  hauptsächlichsten  townships  im 
ganzen  gegen  200000  Vertreter  direkt 
au  die  Zentralstelle  ihre  Berichte  ein- 
schicken. Von  hier  aus  werden  gleichfalls 
Erkundigungen  über  die  verfrachteten  Oe- 
treidemengeu  und  die  Vorräte  in  den  Ele- 
vatoren eingezogen  und  auf  Grund  des 
ganzen  Materials  monatlich  kurze  Zusammen- 
stellungen über  die  Ernteverhältnisse  ver- 
öffentlicht und  gratis  an  jeden  eingeschickt, 
der  sie  zu  haben  wünscht.  Dadurch  ist  das  • 
Interesse  für  diese  Ernteberichte  in  hohem 
Mass»-  angeregt,  die  Kontrolle  wird  durch 
die  Beteiligten  beständig  durchgeführt  und 
allgemein  ist  die  Bereitwilligkeit  gross,  das 
Unternehmen  zu  unterstützen  und  zu  ver- 
bessern. Gleichwohl  halten  auch  hier  die 
Ernteangalten  nur  einen  relativen  Wert. 
Ueber  die  wirklich  erzielten  Quantitäten  ist 
man  in  Amerika  so  gut  im  Unklaren,  wie 
in  den  andern  Läuderen. 

Noch  in  höherem  Mass»?,  als  l>ei  der 
Fläche,  ist  vom  Ernteerträge  zu  sagen,  dass 
die  absoluten  Ziffern  der  nötigen  Genauig- 
keit entbehren,  um  darauf  Scldüsse  bauen 
zu  können.  Man  hat  z.  B.  das  Quantum 
Nahrungsmittel,  welches  durch  den  eigenen 
Erbau  der  Bevölkerung  zur  Disposition  steht, 
festzustellen  versucht,  oder  gar,  ob  das  Ernte- 
quantum der  Welt  dem  Bedarf  genügt  etc. 
Das  sind  völlig  unwissenschaftliche  Ver- 
suche, nur  dazu  angetlian.  das  unwissende 
Publikum  irre  zu  führen.  Dagegen  wird 
mau  ihnen  einen  relativen  Wert  nicht 
absprechen  können,  also  l>esonders  zur 
Beurteilung  des  Ernteansfalles  in  den  ein- 
zelnen Jahren  und  der  Bedeutung  dersellton 
für  die  Volkswirtschaft.  Mit  grosser  Vor- 
sicht wird  man  aber  vorgehen  müssen,  wenn 
man  hiernach  die  Entwickelung  der  Ertrüge 
im  Traufe  einer  grösseren  Periode  bem-teilen 
will,  weil  hier  durch  zunehmende  Genauig- 
keit der  Ermittelung  Veränderungen  in  den 
Zahlen  geschaffen  werden  können,  die  in 
der  Wirklichkeit  nicht  vorliegen. 

Zur  ungefähren  Vergleichung  der  Pre- 
duktionsfähigkeit  der  verschiedenen  lAnder 
geben  wir  folgende  Tabelle. 
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Wir  begnügen  uns  damit,  noch  einige 
Zahlen  für  Frankreich  und  Deutschland  vor- 
zuführen, um  einige  Beispiele  für  die  an- 
genommene Entwicklung  der  Ernten  zu 
bieten.  Der  Uuirtosehnittsertrag  des  Weizens 
pro  Hektar  wird  in  Frankreich  in  folgender 
Entwickelung  angegelien : 

ron  1816— 1820   .   .    .    10,32  hl 
1821—1830   .  . 


1851-1860 
1871—1880 


IO,32 

•«.9  „ 

«3,99  „ 

U,6o  „ 

«5,77  „ 


von  1886—18») 
„  1891-18% 


15.53  hl 
«5,63  „ 


Die  Schwankungen  zwischen  der  höch- 
sten und  niedrigste»  Ernte  innerhalb  eines 
Dezenniums  sind  auch  jetzt  noch  sehr  be- 
deutend, und  hierin  ist  eine  Ausgleichung 
nicht  zu  konstatieren  gewesen.  Von  1H71 
bis  18S0  war  die  Differenz  zwischen  der 
höchsten  und  nie<irigsten  Ernte  5,9  hl  pro 
Hektar.  Von  1885 — 95  war  der  niedrigste 
Jahressatz  13,82,  der  höchste  17,63. 


1881-1885   .  . 

Gesamt-Ernteertrag  der  wichtigsten  Nährfruchte  in  Deutschland 


Jahr 

Weizen 

Koggen 

Gerste 

Hafer 

Kartoffeln 

in  1 

rönnen  zn  1000  kg 

1880 
1881—85 
18>^-90 
1891—95 

1891 

18H2 

1893 

1894 

1895 

2834618 
2  868  560 
3051  765 
3281  312 

2  706  839 
3660  703 

3  4«7  975 
3  438  9IO 
3 182  132 

4  95*  525 

5  74»  993 

5  844  565 

6  548  335 
4  782  804 

6  827  712 
7460383 

7  075  020 
6  595  758 

2  145617 
2  190792 
2  205  030 
2  345  940 
2  5'7  374 
2  420  736 
1  946  944 
2432913 
24n  73' 

4  228  128 
4  113067 
4  583  1 10 

4  753  486 

5  279  340 

4  743  036 
3  242  3«3 
5250152 

5  252  59o 

1 9  466  242 
24  088  006 

24  45°  434 
27932  «29 
«8  558  379 
27  988  557 
32277851 
29  049  238 
31  786621 

Grössere  Genauigkeit  der  Ertragsver- 
hältnisse, als  bei  den  gewöhnlichen  Fruchten, 
hat  man  bei  einzelnen  Handelsgewächsen 
erzielt  auf  Grund  der  alten  Thatsache,  dass 
die  Steuer  die  lieste  Freundin  der  Stat.  ist, 
so  namentlich  für  Taluk  und  Zuckeirüben. 

8.  Noch  aussichtsloser  als  die  Erntestat. 
ist  die  Stat.  der  t  ierischen  Produktion, 
wo  die  Erhebung  noch  schwieriger  und  der 
Willkürlichkeit  «1er  Angaben  noch  weniger 
zu  steuern  ist,  und  auf  der  andern  Seite 
noch  eine  grössere  Genauigkeit  der  Zahlen 
beansprucht  werden  muss,  wenn  dieselben 
irgendwie  verwertbar  sein  sollen.  Ks  ist 
deslialb  auf  die  Versuche  in  Oesterreich  und 
Frankreich,  die  gewonnene  Milch,  Krise, 
Butter,  dann  die  Wolle  und  dergl.  festzu- 
stellen, in  Frankreich  das  ausgeschlachtete 
Fleisch  zu  beziffern,  wenig  Gewicht  zu  legen. 
Ja.  man  muss  sagen,  dass  ungenaue  Zahlen 
schlimmer  sind  als  gar  keine,  weil  sie  unter 
staatlicher  Autorität  ausgegeben  werden,  und 
gar  nicht  zu  vermeiden  ist  dass  sie  unan- 
gemessene Verwendung  finden. 

Damit  sind  wir  am  Ende  der  landwirtseh. 
Prodviktionsstat.  angelangt,  denn  alle  Ver- 
suche, die  Produktionskosten  und  Reinerträge 
zu  erndtteln,  wie  sie  früher  in  Frankreich 
und  bei  einer  Spezialerhebung  im  Jahre  1805 
für  einzelne  Gebietsabschnitte  Oberösterreichs 
versucht  wurden,  sind  als  geseheitert  anzu- 
sehen und  aufgegeben.  Noch  der  inter- 
nationale statistische  Kongress  in  Floreuz 
stellte  dahingehende  Forderungen;  es  ist 


aber  wohl  anzunehmen,  dass,  wenn  jetzt 
eine  nochmalige  Beratung  des  Gegenstandes 
von  einem  Kongresse  vorgenommen  würde, 
dersellK»  auf  Grund  der  neuerdings  ge- 
machten Erfahrungen  davon  Abstand  nehmen 
würde.  Die  Ermittelung  der  liohnverhält- 
nisse  landwirtschaftlicher  Arbiter,  die  Fest- 
stellung der  Pacht  und  des  Wertes  des 
Grund  und  Bodens  sind  in  dieser  Hinsicht 
nur  dürftige  Notbehelfe. 

Als  eine  Ergänzung  der  bisher  lietrach- 
teteu  Generalstatistik  sind  anzuführen  die 
Enquete  und  die  lokalisierte  Detail- 
statistik. 

9.  Die  Enquete  unterscheidet  sich  von 
der  statistischen  Aufnahme  vor  allem  da- 
durch, dass  sie  sieh  nicht  mit  ziffernlässiger 
Darstellung  begnügt,  sondern  mehr  oder 
weniger  ausführliche  wörtliche  Ausführung 
beansprucht.  Bei  ihr  findet  die  Vernehmung 
einer  grösseren  Zahl  von  Sachverständigen 
ülier  denselben  Gegenstand  statt,  wobei  der 
Auswahl  der  heranzuziehenden  Persönlich- 
keiten eine  grössere  Freiheit  gestattet  werden 
muss.  als  dies  l»ei  der  statistischen  Krhebung 
möglieh  ist,  Sie  hat  also  da  einzutreten, 
wo  sich  Ziffern  nicht  gewinnen  lassen  oder 
nicht  ausreichen,  um  genügende  Auskunft 
zu  erteilen.  Bei  der  Enquete  sind  ausser- 
dem die  Fragen  nicht  allgemein  gleich  und 
schablonenmässig  fixiert,  solidem  sie  können 
von  dem  Vorsitzenden  variiert  und  den 
Verhaltnissen,  wie  den  Auskunftgebenden 
augepasst  werden,  um  die  Antworten  sich 
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derart  ergänzen  zn  lassen,  dass  sie  ein  aus- 
reichendes Gesamtbild  liefern.  Dadurch  ist 
es  möglich,  weit  detailliertere  und  um- 
fassendere Auskunft  zu  erlialten  als  durch 
eine  statistische  Erhebung.  Dagegen  fällt 
tai  der  Enquete  die  unbedingte  Objektivität 
fort,  welche  die  statistische  Erhebung  aus- 
zeichnet. Von  der  Individualität  des  Leiters 
hängt  die  Brauchbarkeit  des  Resultates  ab, 
und  es  ist  demselben  ausserordentlich  leicht, 
durch  die  Art  der  Fragestellimg  und  Aus- 
wahl der  zu  vernehmenden  Persönlichkeiten 
da*  Endergebnis  willkürlich  zu  taeinflussen. 
Der  Veranstalter  der  Enquete  kann  sowold 
das  Parlament,  wie  in  England,  oder  die 
Regierung,  wie  in  Deutschland,  sein. 

Die  Enquete  wird  am  Platze  sein,  wo  es 
sich  darum  handelt,  die  ganze  Lage  der 
Landwirtschaft,  der  Grundbesitzer,  Pächter, 
Arbeiter  etc.  zu  untersuchen,  um  Mittel  und 
Wege  zur  Abhilfe  zu  finden;  also  überall 
da,  wo  es  nicht  möglich  ist,  einen  Beweis 
zu  liefern,  sondern  Ansichten  zusammen- 
zustellen sind,  um  sich  daraus  ein  mehr  oder 
weniger  klares  Urteil  zu  bilden.  Von  grosser 
Bedeutung  sind  datier  die  neueren  Enqueten, 
vor  allen  Dingen  in  Preussen.  Bayern, 
Württemberg,  Baden,  Hessen,  Elsass-Loth- 
ringen  gewesen,  welche  über  die  Aus- 
dehnung und  die  Ursachen  der  neueren 
Agrarkrisis  Auskunft  getan  sollten,  und  die 
ein  äusserst  wertvolles  Material  zur  Beur- 
teilung der  modernen  deutschen  I^and  Wirt- 
schaft geboten  haben,  rnziüänglich  waren 
aber  stets  die  Resultate,  sobald  man  ver- 
suchte, ziffermässige  Angalten  über  Produk- 
tionskosten. Roh-  und  Reinertrag  etc.  oder 
ütar  Ausgatan  oder  Einnahmen  eines  Haus- 
haltes zu  liefern,  weil  man  dabei  in  «1er 
Hauptsache  auf  Schätzungen  angewiesen 
war.  die  sieh  als  äusserst  trügerisch  er- 
wiesen. Das  ist  mithin  ein  Gebiet,  auf 
welchem  sich  Gcneralstatistik  wie  Enquete 
gleich  unzulänglich  erwiesen  haben. 

in.  Hier  hat  die  lokal  isierte  Detail- 
statistik einzugreifen  als  letztes  Aushilfs- 
mittel. Ihre  Aufgabe  'ist  es,  für  einzelne 
landwirtsch.  Betriebe  aus  den  Wirtschafts- 
büchern selbst  die  taz.  Znlücn  auszu- 
ziehen, also  sieh  völlig  auf  den  ^tatsäch- 
lichen Boden  zu  stellen  und  sämtliche  Mo- 
mente in  Betracht  zu  ziehen,  welche  zu- 
sammenwirken und  gemeinsam  das  End- 
ergebnis des  Ertrages  liefern.  Nur  durch 
Herausgreifen  einzelner  Betriebe  ist  man  in 
der  I*ige,  zu  untersuchen,  mit  welchen: 
Mitteln  von  einem  gegetanen  Grundstück 
der  vorliegende  Roh-  und  Reinertrag  erzielt 
ist.  und  damit  den  Zusammenhang  von  Ur- 
sache und  Wirkung  in  der  Landwirtschaft 
herauszufinden,  was  tai  der  Generalstat. 
stets  unmöglich  sein  wird.  Nur  auf  einzelnen 
Gütern  lässt  sich  ebenso  die  historische 


Entwickelung  des  landwirtsch.  Betriel  »es  mit 
Genauigkeit  verfolgen.  Die  Unzulänglich- 
keit des  Verfahrens  liegt  darin,  dass  das 
gewählte  Objekt  nur  selten  als  typisch  für 
die  Gegend  anzusehen  sein  wird,  und  die 
Schwierigkeit  solcher  Aufnahmen  liegt  darin, 
iu  richtiger  Weise  zu  generalisieren  und 
durch  Vergleich  mit  den  sonstigen  Verhält- 
nissen das  Typische  herauszufinden,  und  das 
von  dem  Durchschnitte  Abweichende  in  das 
rechte  Licht  zu  setzen.  Das  Interesse  für 
derartige  Detailaufnahmen  ist  erst  in  der 
I  neueren  Zeit  erwacht.  Es  liegen  daher  nur 
wenige  Beispiele  vor,  und  die  Ergebnisse 
sind  bis  jetzt  nur  dürftig,  denn  nur  durch 
eine  grössere  Zahl  sich  gegenseitig  er- 
gänzender Aufnahmen  kann  ein  richtiger 
EinbÜck  in  die  Gesamtverhältnisse  gewonnen 
werden. 

Lltteratur:  Eine  theorelUehe  Untersuch  ung  und 
Kritik  der  bisherigen  Versuche  bieten :  Conrad. 
Dr.  i/.,  Die  Stat.  der  landwirt»eh.  Produktion. 
Kritik  ihrer  bisherigen  faittungen ,  sowie  Vor- 
schläge zu  ihrer  Förderung,  in  Jahrb.  f.  MiU.  10. 
Campte  rendu  genital  de»  travaux  du  Congres 
inUm.  »tat ist igue ,  Hertin  18M.  —  Engel,  R., 
lirir/e  zweier  Landwirte,  in  Mentzel  und  Lengerkes 
landwirtschaftlichem  Kalender  18*15.  Grund- 
z  ü  g  e  für  eine,  Agrikulturstat.  de*  österrrichi- 
»ehm  Kaiserstaates,  Wien  WJj.  —  Müller, 
Dr.  Traugott,  Untersuchungen  über  den  gegen- 
wärtige» Stand  der  Agrarstaat ik ,  Jena  1888. 
Verhandlungen  des  internationalen  Statist. 
Kongresse»  ton  Budapest  187*!.  —  Für  Deutsch- 
lands  agrarstatist.  Erhebungen  kommen  fol- 
gende Srhrijlen  in  Betracht :  St  u  t  i »ti k  des 
Deutsrhen  lleichs.  X.  F.  Bd.  1.  Zusammen- 
stellung der  zu  Anfang  den  Jahres  I884  geltenden 
Bestimmungen  für  die  gemeinsame  Stat.  des 
Deutsche  n  Reichs,  Bd.  /i.  Im  od  wirtschaftliche 
Hetriebsstnt.  nach  der  allgemeinen  Berufszählung 
vi>m  .r>.  Juni  1881  {mit  kartograph.  Darstellungen;. 
Anlxiu-,  Forst-  und  Erntestat.  f.  d.  J.  189.1. 
Vierteljahrs/!.  Jahrg.  1894,  Berlin,  Ergänzungthefl 
zu  H.  £  1897.  Statistik  des  Deutschen 
Btich»,  Bd.  IHK  Statist.  Jahrbuch  de» 
Deutschen  Brich».  Die  Bod  e  n  k  nl  t  u  r  des 
Deutschen  Reich».  Atlas  der  landwirtsch.  Boden- 
lienutzung  etc.  nach  der  Aufnahme  com  Jahre 
1878,  hrsg.  vom  A'uis.  »tat.  Amt,  Berlin  1881. 
Bayern:  Die  landwirtsch.  Bodenbenutzung  iu, 
n.  d.  Krh.  r.  l8~>,1.  LI.  Heft  der  Beiträge  der 
S  tat.  de*  K>">  11  ig  »reicht  Bayern,  hr»g.  von 
Karl  Basp,  München  188  7;  Zeitschrift  de» 
buyr.  Statist.  Bilr.  Baden,  Stat.  Mitte  i- 
I  u  n ;/  e  n  :  S  t  a  t.  J  a  h  r  b. ,  Kartsruhe.  Hessen, 
Mitteilungen  der  Gro»*hrzl.  Hf »tischen 
Zentralstelle  Ihirtn»t.  Beiträge  zur  Stat.  de» 
Grosthrzl.,  Dünnst.  —  MHtxen,  Auguxt,  Der 
Boden  und  dir  landwirtsch.  Verhältnisse  des 
Prcass.  Staate»  nach  dem  tfcbietsutnfange  vor 
18W,  Berlin  18*>9  und  l.s<i,>.  Prr  u»»en»  land- 
wirtschaftliche Verwaltung,  Berlin  1888. 
Jahrb.  für  amtliche  Stat.  Statistische* 
Jfandhurh  f.  </.  IVcussitchen  Staat,  Bd.  I 
Berlin  1888,  Bd.  II  1898,  H.  137  der  preu»t. 
Stat.  —  Thiel,  Dr.  K.,  Landwirtsch.  Jahrbücher, 
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XVH.  BiL ,  Ergünxung»band  III,  Berlin  1888. 
Württemberg.     Jahrbücher   für    StaL  und 

gart. 

Oesterreich.  Statistisches  Hand, 
buch  fiir  d.  i.  R.  R.  rrr.  Könige ,  hernu*g. 
t.  d.  stat.  Central- Komm. ,  Wien  1897.  Sta- 
tittitehet  Jahrbuch  de*  K.  K.  Ackert*™- 
Ministeriums,  Jahrgänge  1874—9«. 

Belgien.  Bulletin  de  Ut  commi*sion  cen- 
trale de  stat  ist  ique ,  Tome  XIV,  Bruxelle*  1881. 
S  tat  itt  ique  de  la  Beigigue.  —  Agriculture. 

—  R'  f  de  1880,    Bruxelle*  1885.  — 

Ferner  die  Enquetetcerke  der  Jahre  18M — 18C6. 

Dänemark.  Ifanmark*  Statistik.  En  Haand- 
try  af  Falbe -Hansen  og  Dr.  Will.  Scharling, 
*f,—S8  Hefte,  II  Bind»,  3  die.  Kjobenharen  1S78. 
Statistik*  Aarbog,  2  den  Aardang  1897,  Kjoben- 
haren 1897. 

England.  Agricultural  Return*  of 
Geeat  Britain  pr.  189C,  London  1897.  Statiiti- 
eal  table*  rrlating  to  the  Home  and  forcign 
t,  prepared  by  the  agricultural  departe- 
ry  cr>uncil  offiee.  Journal  of  the 
Royal  Statistical  Society,  Vol.  L.  Part  I.  March, 
1887,  London  1887.  (Graigie,  Major  P.G., 
F.S.S.,  K.R.ti.S.,  Agricultural  Uedding*  in  Eng- 
land and  Abroad.) 

Irland.  The  agricultural  *tati*tic*  of 
Ireland.  Presented  to  bath  houses  of  Purliament 
by  command  of  Her  Maje*ty.    (Jahrg.  »eit  187-'.) 

Frankreich.  Annnaice  stat  ist  ique  de 
Franc*.  Pari*  1897.  Stali*tique  agriclc  de 
la  Franre.  Publire  p<ir  le  ministhrc  de  l'agri- 
cultur*-,  .Vancy  1897. 

1 1  a  l  i r  n.  A  n  n  u  a  r  i  o  »tatistico  Italiano, 
anno  1895,  Roma  1896. 

X  i  e  d  f  r  lande.  Statistisch  Juorl»>ck  r>nr 
htt  Koningrijk  der  Xederlandeit.  Resumt 
»tat  ist  ig  uc  pour  le  royaume  des  Royt-buM  1880 

—  Jt<8.l.  Pubiieation  de  la  S.tcie'tt;  de  statistique 
dt*  Pty*-ha«,  Ab.  S,  An  Haye,  188^. 

Schwedrn.  Bidrag  tili  Strenge*  ofßciela 
Statistik.  Jordhruck  og  Boskknppskiltsel ,  XXXII. 
Hushallnings-Saellskapens  Beraetteltcr  f<>r  ar  189(1. 
Hatistisk  Tidskriß  1897,  utg.  af  K.  Statist. 
t  e.Uralhyr.iu,  Stockholm  1897. 
Zur  Litteratur  der  Enqueten  besonders: 

Erhebungen    über   die   Ijuge   der  I^nuhrirt- 
»chaft  im  Grh.  Baden  1883,  cerantt.  vom  G.  Min. 
der  Innern,  Karlsruhe  188',  4  Bde. 
Zur  Litteraiur  der  Detailstatistik  qrhören  die 
folgenden  : 

Backhau»,  Enttcickelung  der  hindu-irtsch. 
auf  den  griißich  Stolberg -Hern  igen, dischen  Do- 
mänen, Jena  1888.—  Goertx-Wrlnberg,  Graf 
W.,  IHe  Enttcickelung  der  La  ndtc  irisch,  auf  den 
( i'-ertz-Wr.'schrn  Gütern,  Jena  188?.  —  llrlnia, 
Jon.  .  Historische  Entw.  der  landwirtsch.  Ver- 
hältnisse auf  den  Schafgotsch' sehen  Giltern,  Jena 
I88C.  —  Humbert,  Aararstat.  Untersuchung  über 
den  Einßuss  de*  Rübenbaues.  Jena  1877.  —  J. 
Conrad,  Agrarttatislische  Untersuchungen,  in 
Jahrb.  f.  Aal.  1871\7S.  J.  Conrad. 

Agrikultursystem 

k  Physiokratische  Schule. 

Aichung 

s.  Maa»-  und  Ge wichtswesen. 


Akklimatisation 

s.  Kolonisation. 


Aktiengesellschaften. 

I.  Aktienrecht.  II.  Volkswirt- 
schaftliche Bedeutung  der  A.  III.  Sta- 
tistik der  A. 

I.  Aktienrecht. 

a)  Das  Aktienrecht  in  Deutschland,  hj  Das 
Aktienrecht  in  den  übrigen  europäischen 
Ländern,  c)  Das  Aktienrecht  in  den  Ver- 
einigten Staaten. 

a)  Das  Aktienrecht  in  Deutschland. 

Inhalt:  1.  Geschichtliches.  2.  Begriff- 
liches: Die  A.  als  Korporation.  Grundkapital. 
Aktie.  Beschränkte  Einlagepflicht.  3—5.  Ent- 
stehung der  Aktiengesellschaft:  3.  Gründer. 
Inhalt  des  Gesellsckaft-svertrags.  Gründerbe- 
richt.  4.  Simultanerrichtung.  Eintragung  und 
Veröffentlichung  des  GeseUschaftsvertrags.  5. 
Succesiverrichtnng.  Insbesondere  Zeichnung 
und  konstituierende  Generalversammlung.  6. 
Zweigniederlassungen.  7.  Die  A.  vor  der  Ein- 
tragung. 8.  Erlangung  des  Grundkapital»*, 
insbesondere  durch  Grlinderverantwortlichkeit. 
9.  Erlangung  des  Grundkapitals,  insbesondere 
durch  Haftung  aus  Erwerb  der  Aktie :  Kaduzie- 
rung und  Regress.  10.  Die  A.  als  Person. 
Organisation.  11—13.  Generalversammlung: 
11.  Generalversammlung  im  Allgemeinen. 
Funktion.  Berufung.  Stimmrecht.  Stimm- 
sicherung. 12.  Sonderversammlungen.  13.  An- 
fechtung der  Generalversammlungsbeschlüsse. 
14.  Vorstand.  15.  Aufsichtsrat.  16.  Andere 
Organe.  Bevollmächtigte  und  Prokuristen. 
17—19.  Aktionäre:  17.  Erwerb  der  Aktie.  IS. 
Aktionärrechte.  Insbesondere  Anteil  am  Ge- 
winn und  Vermögen :  Dividende  (Dividenden- 
schein), Bauzinsen.  Liquidationsquote.  19. 
Minderheitsrechte.  20 — 23.  Gebühren  der  A.: 
Al  Ordentliches  Gebahren:  20.  Inventar,  Bilanz 
1  Erneuerungsfonds.  Reservefonds  1,  Gewinn-  und 
Vcrlustrechnung,  Genehmigung  und  Entlastung. 
B)  Ausserordentliches  Gebahren:  21.  Ab- 
änderung des  GeseUschaftsvertrags.  22.  Er- 
höhung des  Grundkapitals.  23.  Verminderung 
des  Grundkapitals :  Herabsetzung,  Amortisation, 
Erwerli  eigner  Aktien.  24.  Auflösung  der  A. 
Liquidation.  25.  l  ebertragung  des  Vermögens 
im  Ganzen.    Fusion.   2(5.  Strafvorschriften. 

1.  Geschichtliches.  Die  Entstehung 
der  Aktiengesellschaft  in  Deutschland  ist 
auf  die  allgemeine  politische  und  wirtschaft- 
liche Bewegung  zurückzuführen,  welche  mit 
den  Schlagwort«.'!»  des  Polizeistaats,  des  ab- 
geklärten Despotismus  und  des  MerkantUis- 
mns  bezeichnet  wird.  Zu  den  wohlvorstan- 
dt'nen  Massnahmen  des  letzteren  zahlte  die 
möglichste  Anbahnung  unmittelbarer  Ver- 
kehrsbeziehungen und  «leren  Förderung  durch 
grosse  privilegierte  Handelskompagnien.  Die 
—  historisch  wohl  an  die  Khederei  an- 
knüpfenden —  mächtigen,  mit  -weitgehendsten 
Regierungsrechten  ausgerüsteten  Handels- 
kompagnien  der  Niederlande  und  Englands 
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aus  dem  Anfange  des  17.  Jahrh.  sind  zwar 
nicht  die  ältesten  Aktiengesellschaften, 
werden  vielmehr,  abgesehen  von  den,  der 
Aktiengesellschaft  immerhin  ähnlichen  ge- 
nuesischen Kolonialgesellschaften  des  14. 
Jahrh.  (maonae),  besondere  durch  die  St. 
Georgsbank  in  Genua  von  1407  (bis  1805) 
und  die  St.  Ambrosiusbank  in  Mailand  von 
1598  (bis  1786)  an  Alter  übertroffen.  Aber 
sie  sind  diejenigen,  welche  das  Aktienprinzip 

iiopularisierten,  ihm  zuerst  die  damalige 
[ulturwelt  erschlossen.  Dänemark,  Schweden, 
Frankreich,  Portugal  folgten  dem  Beispiele. 
Die  l>erüchtigte  Mississippigesellscliaft  des 
Jahres  1717  gewann  der  Aktie  mit  deren 
Ausstellung  auf  den  Inhalier  den  freien 
Markt.  Die  ersten  deutschen  Aktiengesell- 
schaften führen  auf  das  niederländische  Vor- 
bild zurück.  Von  1647  an  plante  der  grosse 
Kurfürst  von  Brandenburg  ein  Konkurrenz- 
unternehmen gegen  die  Niederländiseh-Ost- 
indische  Kompagnie.  10JS2  gründete  er  die 
Handelskompagnie  auf  den  Küsten  von 
Guinea,  welche  mindestens  eine  der  Aktien- 
gesellschaft sich  nähernde  Gestalt  aufweist. 
1719  schuf  der  Kaiser  die  Oesterreichiseh- 
Orientalische  Komj>agnie  in  Wien,  1722  eine 
bald  der  pragmatischen  Sanktion  zu  Liebe 
aufgegolxme  Ostindische  Kompagnie  iu  Ost- 
ende. In  Preussen  gab  nach  unzähligen 
missglückten  Projekten  Friedrich  der  Grosse 
1780  Freibrief  für  eine  Asiatische  Kom|>agnie 
in  Emden  zum  chinesischen  Handel,  welche 
in  dem  siebenjährigen  Kriege  versank  und 
wohl  die  erste  wirklich  betriebene  Aktien- 
gesellschaft des  heutigen  Deutschlands  war. 
1753  wurde  von  demselben  König  eine 
kläglich  zu  Grunde  gegangene  Bengalische 
KomjKignie  in  Emden  privilegiert.  Von  1705 
an  entwickelte  sich  die  Aktiengesellschaft 
in  Deutschland,  namentlich  Preussen,  lang- 
sam, a!>er  stetig.  Die  älteren  deutschen 
Aktiengesellschaften  beruhten  auf  dem 
Octroi  syst  ein.  Ihre  Bildung  war  nicht 
durch  das  gemeine  Recht  freigegelien.  Sie 
erforderte  landesherrliches  Spezial  privileg. 
Das  von  der  Staatsgewalt  auspeilende  <  »ctroi 
regelte  ihre  öffentlichen  Befugnisse  und 
Pflichten,  verbreitete  sich  allerdings  auch 
über  diejenigen  privatrechtlichen  Verhält- 
nisse, welchen  besondere  Wichtigkeit  bei- 
gelegt wurde.  Die  eigentliche  Ordnung  der 
inneren  Beziehungen  erfolgte  durch  Statuten, 
welche  wenigstens  bei  den  älteren 
preussischeu  Gesellschaften  grundsätzlich 
nicht  der  Staatsgenehmigung  unterfielen. 
Die  Gesellschaften,  durch  Verleihung  des 
Octrois  mit  Körperschaftsrechten  begabt,  er- 
schienen der  Zeit  des  eudämonistischen 
Polizeistaats  untersclüedslos  als  öffentliche 
Körperschaften  (Staatsanstalten).  Das  System 
des  Octrois  herrschte  in  Deutschland  wesent- 
lich bis  fast  zur  Mitte  dieses  Jaluh.  Der 


weiterdrängende  Verkehr,  namentlich  die 
Verbreitung  der  Eisenbahnen  zwang  zu- 
nächst den  preussischeu  Staat,  auf  der 
Grundlage  des  code  de  commerce  in  dem  Ge- 
setze vom  3.  November  1838  das  Recht  der 
Eisenl>ahngesellsehaften.  sodann  in  dem- 
jenigen vom  9.  November  1843  das  Recht 
aller  Aktiengesellschaften  zu  regeln.  Oester- 
reich folgte  in  dem  Vereiusgesetze  vom  26. 
November  1852  nacli.  Die  übrigen  deutschen 
Staaten  standen  von  einer  allgemeinen 
Regelung  des  Aktienrechts  ab.  Allein  die 
Aktiengesellschaft  wurde  noch  immer  als  an 
staatliche  Genehmigung  gebunden, 
von  staatlicher  Aufsicht  abhängig  er- 
klärt, als  öffentliche  Körperschaft  behandelt 
Die  nicht  staatlich  genehmigte  Gesellschaft, 
wenn  auch  theoretisch  als  Privatverein  zu- 
gelassen, hatte  keinen  nennenswerten  Rechts- 
boden. Noch  zur  Zeit  der  Fertigstellung 
des  Handelsgesetzbuchs  war,  soweit  Wkanut 
die  ungenehmigte  Aktiengesellschaft  im 
Auslande  nur  in  England  und  Ungarn,  in 
Deutscldaud  nur  in  Hamburg  und  Bremen 
anerkannt.  Auch  das  H.G.B.,  lediglich  für 
die  Handelsaktiengesellschaft  gültig,  hielt 
grundsätzlich  au  der  Staatsgenehmigung  fest. 
Von  der  hierin  den  Landesgesetzen  vorlie- 
haltenen  Freiheit  machten  die  Hansestädte, 
Oldenburg,  später  Sachsen,  beschränkt  Baden 
und  Württemlierg  Gebrauch.  Das  zweite 
System  wurde  erst  durch  das  Gesetz  vom 
11.  Juni  1870  beseitigt.  Diese  übereilt  lie- 
ratene  Aktiennovelle,  in  den  Südstaaten 
1^71  72  eingeführt,  befreite  die  Aktienge- 
sellschaft von  der  staatlichen  Genehmigung 
und  Aufsicht  und  setzte  an  deren  Stelle 
privatrech tlic h e  N o r m a t i v b e s t  i m - 
m  Ii  n  ge  n ,  welche  den  Schutz  der  Aktionäre 
und  Gläubiger  anzielten .  aber  nicht  er- 
reichten. Sie  erhob  zugleich  alle  Aktienge- 
gc Seilschaften  zu  Handelsgesellschaften  und 
beseitigte  damit  die  besondere  Regelung  der 
»CinLaktiengesellscliaftent ,  welche  bisher 
teils  dem  älteren  Rechte,  wie  dem  öster- 
reichischen Vereinsgesetz  und  der  gemein- 
rechtlichen Theorie,  teils,  so  in  Preussen. 
Bayern.  Sachsen  und  Braunschweig .  I>e- 
sonderen  Gesetzen  unterfielen.  Sicherlich 
war  es  nicht  diese  Freigebung  allein,  welche 
die  rebeigründungsperiode  der  Jahre 
1871  73  hervorrief.  Allein  in  erster  Reihe 
wurde  das  Gesetz  für  sie  verantwortlich 
gemacht.  Alsbald  nach  Ablauf  der  Gründer- 
jahre und  wiederum  im  Jahre  1870  aus  An- 
lass  der  Missbräuche  des  preussischen  Eisen- 
bahnkonzessionswesens  wurde  der  Ruf  nach 
Reformen  laut.  Die  Lösung  verschob  sich 
unter  dem  Drucke  der  andauernden  wirtschaft- 
lichen Krisis.  Erst  am  18.  Jidi  1884  wurde 
ein  neues  Aktiengesetz  verkündet.  Das  Gesetz 
suchte  vor  Allem  den  Gründuugshergang, 
namentlich    durch     Kennzeichnung  der 
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Gründer,   klarzustellen.  <lie  Reellität  der 
Gründung  und  der  Gesehäftsthätigkeit  durch 
Verliaftnng  der  Gründer,  der  Verwaltungs- 
und  K<»ntrolorgane  zu  siehern.  die  Funktionen 
der    einzelnen    Ge^ellscliaftsorgane  abzu- 
grenzen   und    zu   bestimmen,    sowie  die 
Aktionäre   dureh  strengere    Haftung  und 
Einräumung  selbständiger  Befugnisse  enger 
an  das*  Unternehmen  zu  knüpfen.    Vom  1. 
Jannar  l'JiK)  an  ist  Quelle  des  deutsehen 
Aktienrechts  das    im   Anschlüsse  an  das 
Bürgerliche    Gesetzbuch     neu  gegebene 
Handelsgesetzbuch    vom    10.    Mai  1897, 
welches  die  Aktiengesellschaft  in  den  §§ 
17^ — H10  behandelt.    Im  Allgemeinen  fusst 
es  durchaus  auf  der  Novelle  von  1K44.  Im 
Besonderen  ist  Vieles  geändert  und  ergänzt, 
namentlich  in  Bezug  auf  die  Revision  der 
Gründung,  die  Erhöhung  und  Herabsetzung  | 
des  Grundkapitals,  die  Veräussemng  des 
Vermögens  als  Ganzen  und  die  Nichtigkeits- 
erklärung der  Gesellschaft. 

Die  deutschen  Kolnnialgesollschaften 
konnten  sich  mit  dem  starren  und  strengen 
Aktienrechte  nicht  abfinden.  Für  sie  er- 
gingen deshalb  in  dem  Gesetze  vom  1."». 
März  Ishs  Sondervorschriften,  welche  auf 
ein  Octroi  im  Einzelfalle  durch  den  Bundes- 
rat hinauslaufen. 

D ie  folgend e  Darstellung  beruht 
auf  dem  H.G.B,  von  1897. 

2.  Begriffliches.  Die  A.  als  Korpo- 
ration. Grundkapital.  Aktie.  Be- 
schränkte Einlagepflicht  Das  Gesetz 
enthält  nicht  mehr,  wie  ehedem,  eine  aus- 
drückliche Bestimmung  des  Begriffs  der 
Aktiengesellschaft.  Es  stellt  nur  an  seine 
Spitz»'  den  Satz,  dass  die  sämtlichen  Gesell- 
sehafter der  Aktiengesellschaft  mit  Eiulagcti 
auf  das  in  Aktien  zerlegte  Grundkapital  der 
Gesellschaft  beteiligt  sind,  ohne  persönlich 
für  deren  Verbindlichkeiten  zu  haften. 
Hieraus  zusammen  mit  der  Bestimmung, 
dass  die  Verpflichtung  des  Aktiouärs  zur 
Leistung  von  Kapitaleinlagen  grundsätzlich 
durch  den  Nennbetrag  der  Aktieu  begrenzt 
wird,  sind  die  kennzeichnenden  Merkmale 
der  Aktiengesellschaft  zu  gewinnen.  Die 
Aktiengesellschaft  ist  Gesellschaft  in 
jenem  weiten  Sinu.  in  welchem  jede  Ver- 
einigung mehrerer  Personen  so  bezeichnet 
werden  mag.  Nach  deutschein  Aktienrecht 
ist  sie  juristische  Person,  weil  sie 
-als  solche  selbständig  ihre  Rechte  und 
Pfliehteu  hat«  (§  210»,  sie  insbesondere 
fähig  ist.  persönliche  Schulden  zu  haben, 
für  welche  ihr  Vermögen  und  nur  dies 
haftet:  sie  ist  Korporation,  weil  sie 
eine  Mehrheit  von  Personen  zur  Einheit  zu-  : 
sanunenfasst ;  sie  ist  private  Korporation.' 
weil  sie  sich  in  dem  Gebiete  des  Privat- 
rechts auslebt,  weil  bei  ihr  die  öffentlichen 
Rechte  und  Pflichten  nur  untergeordnete 

HandwörKTljnoh  Aer  StaaluwlswnschaUrn.  Zwittr 


Bedeutung  haben.  Will  man  die  Korj>oratiou 
des  gemeinen  deutschen  Rechtes  nach  der 
Entwicklung,  welche  sie  unter  Zuhilfe- 
nahme germanistischer  Gedanken  im  mo- 
dernen Gesetzesreeht  und  Gerichtsgebrauche 
genommen  hat.  mit  dem  Involvieren  Namen 
einer  korporativen  Genossenschaft  l»ozeiehnen, 
so  ist  sie  eine  solche.  Die  Aktiengesellschaft 
ist  insbesondere  keine  Sozietät,  weder  eine 
reine,  noch  eine  durch  Vertrag  oder  Gewohn- 
heitsrecht beeinflußte .  keine  Gesellschaft 
mit  korporativen  Anklängen  —  formeller 
oder  kollektiver  Einheit  -  .  auch  kein  un- 
fassbarcs  Mittelding  zwischen  Korporation 
und  Sozietät :  sie  ist  ebensowenig  eine 
sarhenreehtliche  Gemeinschaft,  kein  subjekt- 
loses Zwoekvennögeu.  keine  Stiftung,  auch 
kein  Mittelding  zwischen  Stiftung  und  Kor- 
poration, wie  »lies  alles  mehr  oder  minder 
genau  behauptet  worden  ist.  Aber  die  Ak- 
tiengesellschaft ist  nur  Privat  korporation 
auf  der  Grundlage  eines  Vertrags.  Das 
Gesetz  fuhrt  ihr  Dasein  in  nicht  fortzuer- 
Iftuternder  Weis«»  auf  den  <  ü-sellschafts vertrag 
zurück.  Dersell>e  wird  von  den  Aktionären 
geschlossen.  Jeder  von  ihnen  verpflichtet  sich 
den.  wenn  auch  vielleicht  der  Person  uach 
unbekannten  Genossen  und  ist  sich  der 
Verpflichtungen  dersollten  bewusst.  <  >H  der 
Wille  der  ersten  Kontrahenten  auf  die  Ein- 
richtung einer  Korjtorntiou  oder  die  Errich- 
gehung  einer  Sozietät  zielt,  ist  unerheblich. 
Sofern  nur  eine  Aktiengesellschaft  gewollt 
ist,  kann  das  gewollte  Gebilde  laut  gesetz- 
licher Nonn  lediglich  in  der  gesteigerten  Form 
einer  K'orjMjratiou  erreicht  weiden.  -  -  Die 
Aktiengesellschaft  ist ,  wenn  auch  Zu- 
samnionfiissnug  von  Personen,  so  doch  nur 
solche  auf  wesentlich  geldkapitalistischer 
<r  rund  läge.  Sie  orfordert  ein  in  einer 
Geldsumme  ausgedrücktes  Einlagekapital 
(Grund  kapital»,  die  öffentlich  verspro- 
chene Kredit  Inws  der  Aktiengesellschaft. 
Dasselbe  muss  U-i  der  Entstehung  jedenfalls 
durch  Versprechen  der  Aktionäre  voll  gedeckt 
sein.  Seine  Erlangung  wird  durch  einge- 
hende Vorschriften  über  Gründerverantwort- 
lichkeit und  Haftung  aus  Erwerb  des  An- 
teils, seine  Erhaltung  durch  die  Normen 
über  Bilanz.  Gewinn-  und  Vermögens  Ver- 
teilung angezielt.  —  Die  Aktiengesellschaft 
erfordert  weiter  die  völlige  Zerlegung  dieses 
Einlagekapitals  in  eine  feste  Anzahl  von 
Teilen,  weicht1  nicht  wiederum  teilkir  und 
über  welche  Crkuuden  —  Aktien  oder  vor 
deren  Ausstellung  I  n  t  er  i  m  ssch  ei  ne  - 
auszugeben  sind.  1  »ie  I  'rkunden  verkörpern  die 
Mitgliedschaft  der  Aktionäre  behufs  Aus- 
übung und  l'elH>rtragung.  Sie  drücken  aber 
zugleich  das  .Mass  der  Kapitaleiulagepflieht 
derselben  aus  und  lauten  deshalb  auf  einen 
bestimmten  GeldlMrag,  derart,  dass  die 
Summe  der  IM  rage  das  Einlagekapital  er- 
Aufbup    i.  10 
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schöpft.  Vor  der  Vollleistung  der  Kapital- 
einlage darf  die  Aktie  nur  auf  Namen,  unter 
Angat>e  des  Betrags  der  bewirkten  Leistung, 
gestellt  werden.  Im  übrigen  ist  die  Aktie 
auf  den  Inhalier  zugelassen.  Mangels  Be- 
stimmung des  Gesellschaftsvertrags  sind  die 
Aktien  auf  Namen  auszufertigen.  Der  Ver- 
trag kann  gestatten,  das»  auf  Verlangen 
tles  Aktionärs  seine  Namensaktie  in  eine  In- 
haberaktie und  umgekehrt  zu  verwandeln  sei. 
Der  Interimsscheiu  darf  nicht  auf  den  In- 
haber lauten.  Die  Urkunden  (Aktien  oder 
Interimsscheine)  müssen  auf  einen  Betrag 
von  mindestens  je  1000  Mark  gestellt 
werden.  Namensurkunden  zu  geringerem 
Betrag,  jedoch  nicht  unter  je  200  Mark 
(Kleinaktien)  sind  zugelassen  erstens  Inn 
Besclduss  des  Bundesrats  entweder  für 
ein  gemeinnütziges  Unternehmen  im  Falle 
besonderen  örtlichen  Bedürfnisses,  oder 
wenn  für  ein  Unternehmen  das  Reich, 
ein  Bundesstaat,  ein  Kommunalverband  oder 
eine  sonstige  öffentliche  KörjKirsehaft  auf 
die  Anteile  einen  bestimmten  Ertrag  ohne 
Bedingung  und  Befristung  gewährleistet 
hat;  zweitens,  wenn  die  Uebertragung  laut 
unabänderlicher  Bestimmung  des  Gesell- 
schaftsvertrags  an  die  Einwilligung  der 
Aktiengesellschaft  gebunden  ist  (unten  17). 
Bei  Ausgabe  von  Urkunden  mit  unzulässigen 
Minderbeträgen  sind  die  Urkunden  nichtig, 
die  Ausgeber  den  Besitzern  als  Gesamt- 
schuldner ersatzpflichtig,  die  Vorstands- 
und Aufsichtsratsmitglieder  strafbar.  Klein- 
aktitn  sollen  die  Genehmigung  oder  Ueber- 
tragungsbeschränkung  ersehen  lassen,  bei 
Vermeidung  der  Bestrafung  der  Vorstands- 
und Aufsichtsratsmitglieder.  Die  Urkunde 
unterliegt  bei  Verlust  und  Vernichtung, 
sofern  sie  nicht  das  Gegenteil  liesagt, 
der  Kraftloserklärung  durch  Aufgebot. 
Hierbei  sowie  bei  wesentlicher  Beschä- 
digung und  Verunstaltung  ist  von  der 
Gesellschaft  auf  Kosten  des  Berechtigten 
eine  neue  Urkunde  auszustellen.  —  Die 
Aktiengesellschaft  erfordert  ferner  die  aus- 
schliessliche vermögensrechtliche  Beteiligung 
sämtlicher  Aktionäre  mit  Einlagen,  indem 
ihr  Wesen  die  persönliche  Verbindlichkeit  der 
Aktionäre  für  die  Schulden  der  Aktiengesell- 
schaft, einer  eigenen  Person,  aussehliesst.  — 
Die  Eigenschaft  der  Einlagen  als  erschöpfen- 
der Teile  des  festen  Einlagekapitals  führt 
endlich  folgerichtig  dahin,  dass  die  Einlage- 
pflicht des  Aktionärs  grundsätzlich  durch  den 
Nennbetrag  der  Aktie  begrünet  wird. 
Hiervon  bestehen  zwei  Ausnahmen :  einmal 
kaun  zufolge  Zulassung  in  dem  Gesellschafts- 
vertrage die  Aktie  für  einen  höheren  als 
den  Nennbetrag  ausgegeben  worden  (Ueher- 
|«u-ieinission);  weiter  kann,  wie  das  H.G.B, 
von  1SU7  im  Interesse  der  Zuckerfabriken 
mit   Kühenlicferungspflicht   neu  verordnet, 


in  dein  Gesellschaftsvertrage ,  sofern  die 
Anteilsrechte  nur  mit  Zustimmung  der  Ge- 
sellschaft übertragbar  sind,  den  Aktionären 
neben  den  Kapitaleinlagen  die  Verpflichtung 
zu  wiederkehrenden,  nicht  inGeld  bestehenden 
I^eistungen  auferlegt  werden,  aber  nur  in 
dem  ursprünglichen  Gesellschaftsvertrag  oder 
mit  Zustimmung  aller  Betroffenen.  Praktisch 
wird  di«-  bescliränkte  Einlagepflicht  dadurch 
hinfällig  gemacht,  dass  unter  Abänderung 
des  Gesellscliaftsvertrags  den  Aktionären, 
die  Zuzahlungen  leisten,  Vorzugsrechte 
gewährt  werden.  —  Die  Aktiengesellschaft  ist 
geborene  Handelsgesellschaft,  auch 
wenn  der  Gegenstand  des  Unternehmers 
nicht  in  dem  Betriebe  eines  Handelsge- 
werbes besteht.  Die  im  H.G.B,  für  Kauf- 
leute gegebenen  Bestimmungen  finden  auf 
sie  Anwendung.  Ihr  Geschäftsbetrieb  ist 
gesetzlich  Betrieb  eines  Handelsgewerbes. 
Kleinkaufmann  kann  sie  nicht  sein. 

3—5.  Entstehung  der  A  k t  i  e  ngesellsch  af  t . 

3.  Gründer.  Inhalt  des  GeseUschafts- 
vertrags.  Gründerbericht.  Um  eine  Aktien- 
gesellschaft zu  schaffen,  bedarf  es  physischer 
Personen  als  treibender  Kräfte  (Gründer). 
Deren  Rechtsstellung  zuerst  bestimmt  zu 
haben,  ist  das  Verdienst  des  Gesetzes  von 
1K84.    Wenigstens  ö  Personen  müssen  unter 
Uebernahme  mindestens  je  einer  Aktie  den 
Inhalt  des  Gesellschaftsvertrags  in  gericht- 
licher oder  notarieller  Verhandlung  fest- 
stellen.   Wer  dergestalt  verfährt,  ist  vor 
dem  Rechte  Gründer.    Als  Gründer  gilt 
I  ferner  schlechthin,  wer  Sacheinlagen  macht. 
Der  G esellschaf tsvertrag  muss  sechs 
Punkte  umfassen:  1.  Die  Firma  —  eine 
regelmässig  dem  Gegenstände  des  Unter- 
i  nehmens  zu  entlehnende  Sachfirma ,  die 
[ausserdem  stets  die  Bezeichnung  ->Aktien- 
I  gesellschaft».  zu  enthalten  liat  —  und  den 
!  Sitz  der  Gesellschaft.    2.  Den  Gegenstand 
!  des  Unternehmens.   3.  Die  Höhe  des  Grund- 
kapitals und  der  Aktie.    4.  Die  Art  der 
Bestellung  und  Zusammensetzung  des  Vor- 
stands,   ö.  Die  Form  für  die  Berufung  der 
Generalversammlung.    0.  Die  Form  für  die 
Bekanntmachungen  der  Gesellschaft,  wobei, 
soweit  nach  gesetzlichen  oder  anderen  Be- 
stimmungen Bekanntmachungen  durch  öffent- 
liche Blätter  erfolgen  sollen,  der  Deutsche 
Keichsauzeiger  nol  wendiges,  aber  auch  aus- 
reichendes Publikationsorgan  ist.  Bei  Fehlen 
oder  Nichtigkeit  einer  dieser  Bestimmungen 
kann  nach  einer  Neuerung  des  H.G.B,  von 
1  1807  jeder  Aktionär,  jedes  Vorstands-  und 
i  Aufsichtsmtsmitglied    auf  Nichtigkeit  der 
Gesellschaft   (unter  Anwendung  der  Vor- 
schriften über  die  Anfechtungsklage!  klagen  ; 
(loch  ist,  wenn  es  sich  uih  die  Punkte  1, 
2,  4,  f>,  <•  handelt,  der  Mangel  durch  Gene- 
ralversaminlungsbesclduss  nach  den  Regeln 
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von  der  Aenderung  fies  OeseUschaftsvcrtrJigs  und  jeder  das  Angeliot  der  Genossen 
heilliar.  Un>>edingt  notwendig  sind  daher  gleichermaßen  annimmt,  der  Oesellschafts- 
nur  die  Bestimmungen  über  die  Höhe  des  i  vertrag  geschlossen,  »die  Gesellschaft  er- 
< Grundkapitals  urid  der  Aktie.  —  Vielfach 
bedürfen  Bestimmungen,  um  der  Gesellschaft 
gegenüber  zu  wirken,  der  Aufnahme  in  den 
Gesellschaftsvertrag.  So  namentlich  die, 
welche  für  einzelne  Gattungen  von  Aktien 
verschiedene  Rechte,  zumal  wegen  der  Ge- 
winn- und  Vermögensverteilung,  gewähren 


richtet«.  Krfolgt  die  rebernahtne  des  Restes 
besonders,  so  entlüÜt  die  bei  der  Feststel- 
lung des  Vertragsinhalts  erfolgende  Aktien- 
ülx'rnahme  nur  ein  Angehot  an  die  Mit- 
gründer, und  wird  erst  liei  der  besonderen 
Verhandlung  unter  Mitwirkung  sämtlicher 
Gründer  der  GeselLM-haftsvertrag geschlossen. 


Prioritätsaktien  vor  Stammaktien.  Ferner  |  Die  Realität  der  Aktiengesellschaft  ist,  ausser 
die  Gründnngsabmachnngen.  In  dieser  Hin-  j  durch  die  Deckung  des  gesamten  Grund- 
sicht müssen  bei  Vermeidung  der  Wirkung»- 1  Kapitals  mittels  Aktienübernahmen,  dadurch 
losigkeit  gegenüber  der  Gesellschaft  in  dem  gewährleistet,   dass  noch  im  Gründungs- 


Gesellschaft  »vertrage  festgesetzt  werden:  1. 
Jeder  zu  Gunsten  einzelner,  namentlich  zu 
bezeichnender  Aktionäre  bedungene  Vorteil 
(sog.  Gründenort  eil ;  Ober  Bezugsrechte 
unten  22).  2.  Falls  Aktionäre  auf  das  Grund- 
kapital nicht  durch  Barzahlung  zu  leistende 
EinLigen  machen,  oder  falls  die  künftige 
Aktiengesellschaft  vorhandene  oder  herzu- 
stellende Verraogonsgegenstände  von  Aktio- 
nären oder  Niohtaktionären  als  Diitten  über- 
nimmt, die  beteiligte  Person,  der  Gegen- 
stand der  Einlage  oder  ITebernahme  und 
sein  in  Aktien  oder  Vergütung  bestehender 
Gegenwert  (Sacheinlagen  oder  l'ebernahmen). 
A.  Davon  gesondert  der  Gesamtaufwand, 
welcher  zu  Lasten  der  Gesellschaft  als  Ent- 
M.hädignng  oder  Belohnung  für  die  Grün- 
dnng  samt  Vorliereitung  gewährt  wird 
(Gründungsauf wand).  ($  1S6.)  Die  Gründer 
halten  irn  Falle  von  Sacheinlagen  und  1'eUir- 
rialimen  in  schriftlicher  Erklärung  die 
wesentlichen  l'mstände  darzulegen .  von 
denen  die  Angemessenheit  der  Gegenleistung 
abhängt,  und  hierbei  namentlich  die  auf  den 
Erwerb  durch  die  Gesellschaft  hinzielenden  '  es  nach  den 
vorausgegangenen  Rechtsgeschäfte,  die  Er-  ausgestalteten 


Stadium  auf  jede  Aktie,  soweit  nicht  Sach- 
einlagen bestehen,  uunclestens  V  i  des  Nenn- 
betrags ,  bei  reberpariemißsion  auch  das 
Aufgeld  bar  eingezahlt  sein  muss.  Die 
Entstehung  der  Aktiengesellschaft  mittels 
Simultanerrichtung  ist  aber  nicht  an  die 
Thätigkeit  der  Gründer  allein  geknüpft. 
Sämtliche  notwendigen  Organe  der  künftigen 
Aktiengesellschaft,  die  Generalversammlung 
als  Gründerversammlung,  der  Vorstand  und 
Aufsichtsrat  müssen  U-reit*  im  Gründungs- 
stadium  in  Wirksamkeit  treten.  Die  Gründer 
ernennen  mit  Errichtung  der  Gesellschaft 
oder  in  besonderer  Verhandlung  den  Auf- 
sichtsrat. Eltcnsn  bestellen  sie  den  Vor- 
stand, wenn  er  von  der  Generalversamm- 
lung zu  wählen  ist.  Sonst  findet  dessen 
anderweite  Berufung  statt.  Die  Vorstands- 
und Aufsichtsratsmitglicdcr  müssen  den 
Gründungshergang  prüfen  und  schriftlich 
Iterichten.  Ist  ein  Mitglied  zugleich  Gründer 
oder  hat  es  sieh  einen  Sondervorteil  oder 
Grüuderlohn  bedungen  oder  ltesteht  ein  Fall 
der  Sacheinlage  oder  lTehernalime.  so  liedarf 
durch  das  H.G.B,  von  1897 
Vorschriften    des  Gesetzes 


werbs-    und    Herstellungspreise    aus    den '  von   1**4    zudem  der  Prüfung  und  des 


letzten  2  Jahren  und  bei  l.'ebergang  eines 
Unternehmens  die  Belriebserträguisse  der 
letzten  2  Gescliäftsjahre  anzugeben  (Grün- 
derbe  rieht). 

4.  Siinultanerrichtung.  Eintragung 
and  Veröffentlichung  des  Gesellschaft*- 


Berichts  durch  Revisoren,  welche  das  Organ 
des  Handelsstands  (Handelskammer  etc.), 
mangels  dessen  das  Gerieht  des  Sitzes  der 
Gesellschaft  bestellt.  Zu  prüfen  ist,  ob 
die  von  den  Gründern  hinsichtlich  der 
1  "eiternahme  und   Einzahlung  des  Grund- 


vertrajrs.   Die  Aktiengesellschaft  kann  auf  Kapitals,    sowie  der    Festsetzungen  über 


zweierlei  Weise  zu  stände  kommen. 
Simultan-  und  Successiverrichtung. 


mittels  Saeheinlagen  etc.  ($  1Sl>).  insbesondere  xm 
In  der  I  Grilnderlierichte,  gemachten  Angaben  richtig 


Praxis  ist  die  erstere  in  fast  ausschliesslicher  ,  und  vollständig  sind.  Der  Gründerl»oricht 
Anwendung.  Simultanerricht  ung  hat  ist  auch  dahin  zu  prüfen,  ob  die  Ange- 
statt, wenn  die  Gründer  sämtliche  Aktien,  sei  inessenheit  der  Gegenleistung  für  Sachein- 
es  sofort  l^i  Feststellung  des  Vertragsinhalts,  lagen  und  robemahmen  Bedenken  erregt, 
sei  es  zum  Rest  in  besonderer  gerichtlicher !  Der  Hevison^nbericht  ist  liei  Bestellung  von 
oder  notarieller  Verhandlung  •übernehmen«  .  [  Revisoren  diurch  das  Handelsoigan  diesem 
Erfolgt  die  völlige  reberuahine  hei  der  Fest-  1  zur  öffentlichen  Einsicht  einzureichen.  Bei 
Stellung,    so   wird,   indem  jeder  Gründer  •  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  Revi- 


•iiireh  die  rebemahme  df 


lossen  ver-  i  soren  und  Gründern  üln>r  das  Mass  der  von 


spricht,  unter  den  festgesetzten  Vertragsbe« '  den  letzteren  zu  gewährenden  Grundlagen 


•Jingungeu  der  zu  bildenden  Aktiengesell 
schart  als  Aktionär  beizutreten  und  einen 
bestimmten  Teil  des  Grundkapitals  zu  leisten, 


entscheidet  die  Amtsstelle .  welche  die 
Revisoren  ernannt  hat.    Fügen  die  Gründer 


sich   nicht,    so  unterbleibt 


der  Prttfungs- 
10* 
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bericht.  Don  Revisoren  gebührt  eine  ange- 
messene Entschädigung .  «leren  Festsetzung 
der  gedachten  Amtsstelle  zusteht.  —  l'm  die 
Aktiengesellschaft  als  solche  zur  Entstehung 
zu  bringen.  Ijedarf  es  ausser  der  Feststel- 
lung des  Inhalts  des  Gesellsehaftsvertrags, 
des  Abschlusses  des  letzteren  unter  Voll- 
deckung des  Grundkapitals,  der  Einzahlung 
eines  Bruchteils  der  Bareinlagen  und  der 
Vorprüfung  noch  der  Eintragung  der 
Gesellschaft  in  das  Handelsregister  des  Ge- 
sellschaftssitzes. Hierzu  nmss  die  Anmel- 
dung durch  samtliche  Gründer.  Vorstnnds- 
und  Aufsichtsrabunitglieder  stattfinden,  unter 
der  Erklärung,  dass  auf  jede  bar  zu  zahlende 
Aktie  der  eingeforderte,  gesetzlich  mindest- 
bezifferte Betrag  bar  eingezahlt  und  vom 
Vorstände  besessen  sei.  Der  Anmeldung 
sind  Iteizufügeii :  1.  Der  Gesellschaftsvertrag 
und  die  Verhandlungen,  in  rlenen  Aktien 
übernommen  sind.  >.  Bei  Sachcinlagon. 
Uebernahmen  etc.  (5?  lstj).  die  den  bezeich- 
neten  Festsetzungen  zu  (»runde  liegenden 
oder  zu  ilirer  Ausführung  geschlossenen 
Verträge  —  welche  bei  Sacheinlagen  nichts 
anderes  sind  als  etwa  gesondert  festge- 
stellte Iuhaltstcilc  des  einheitlichen  Gesell- 
sehaftsvertrags— ,  der  Grttnderltericht  s^wie 
eine  Beivehnung  des  Gründungsaufwands, 
in  welcher  nunmehr  die  Vergütungen  und 
Empfänger  zu  spezialisieren  sind.  Die 
Urkunden  über  Bestellung  von  Vorstand 
und  Aufsichtsrat.  4.  Die  von  seinen  Mit- 
gliedern ev.  noch  den  Revisoivn  erstatteten 
Prüfungsberichte  und  deren  etwaige  ur- 
kundliche Grundlagen  (Gutachten,  Taxen), 
nebst  der  Bescheinigung  über  die  Ein- 
ziehung <les  Kevisorenliorichts  an  das  Han- 
delsorgan. 5.  Die  Genehm igungsurkunde. 
falls  der  Gegenstand  des  rnternehnieus  der 
Staatsgenehmigung  bedarf  (Eisenhahnltau, 
Banknotenemission  etc.;  aber  auch  die  nach 
der  Gewerbeordnung  genehmigungspflich- 
tigen Anlagen  oder  Betriebe)  oder  wenn  die 
Ausgabe  von  Kleinaktien  vom  Bundesrate 
zugelassen  ist.  Der  dergestalt  angemeldete 
Gcsellschaftsvertrag  untersteht  der  Prüfung 
des  Registergerichts.  Dessen  Hrüfungsrecht 
ist  ein  lediglich  formales.  Die  Wahrheit  der 
angemeldeten  Thatsacheii  unterliegt  nicht 
der  Prüfung.  Winl  die  Prüfung  be- 
standen, so  erfolgt  die  Eintragung  der 
Firma,  des  »Sitzes,  des  Gegenstands  des 
rnternehnieus,  des  Grundkapitals,  des  Tages 
der  Vertragsfeststellung,  der  Vorstandsmit- 
glieder, eventuell  noch  der  Bestimmungen 
über  Gesellsehaftsdauer  und  Vertretungs- 
befugnis  der  Vorstandsmitglieder  »nid  Liipii- 
datoren.  Das  Hegistei-gericht  veröffent- 
licht diese  Angaben  und  eine  Anzahl 
weiten  t  Punkte,  sowie  die  Personalien  der 
Gründer  und  Aufsichtsratsmitglieder  unter 
Hinweis  auf  die  Oeffentlichkeit  der  einge- 


reichten Schriftstücke,  namentlich  der  Prü- 
fungsberichte. 

5.  Successiverrichtung.  Insbeson- 
dere Zeichnung  und  konstituierende 
(Generalversammlung.  Die  seltene  Ent- 
stehung der  Aktiengesellschaft  im  Wege  der 
Successi Verrichtung  vollzieht  sich  in 
verwickelter  Weise.  Sie  erfordert  nach  Fest- 
stellung des  Verti-agsinhalts  Zeichnung 
der  nicht  von  den  Gründern  hierbei  über- 
nommenen Aktien.  Die  Zeichnung  ist  zmn 
strengen  Formalakte  ausgestaltet.  Sie  liat 
durch  schriftliche  Erklärung  (Zeichnungs- 
schein) nach  instruktioneller  Vorschrift 
in  2  Exemplaren  —  zu  erfolgen,  aus  welcher 
die  Beteiligung  nach  Anzahl  und  bei  Ver- 
schiedenheit der  Aktien  nach  Betrag  oder 
Gattung  bei  Vermeidung  unheilbarer  Nichtig- 
keit hervorgehen  muss.  Der  Zeichnungs- 
schein  hat  weiter  zu  enthalten:  das  Datum 
der  Feststellung,  den  Zwangsinhalt  des  Ge- 
sellsehaftsvertrags, dessen  Bestimmungen 
über  Sacheinlagen  etc.  (§  ISO)  und  den  Ge- 
samtbetrag etwaiger  Gattungsaktieu ;  die 
Peisonalien  der  Gründer;  den  Ausgat>ekurs 
und  den  Betrag  etwa  festgesetzter  Ein- 
zahlungen :  den  Zeitpunkt,  mit  welchem  die 
Zeichnung  mangels  Emehtungsbesehlusses 
unverbindlich  wird.  Unvollständige  oder 
weitere  Beschränkungen  enthaltende  Zeich- 
nungsscheine sind  nichtig:  ist  aber  die  Ge- 
sellschaft trotz  eines  hiernach  nichtigen 
oder  wegen  verspäteter  Errichtung  unver- 
bindlichen Zeichnungsscheins  eingetragen 
und  hat  der  Zeicher  in  der  Einrichtungs- 
versammlung gestimmt  oder  später  Aktio- 
när! echte  geübt  oder  -pflichten  erfüllt, 
so  haftet  er  wie  aus  einem  gültigem  Zeich- 
nungsscheinc.  Beschränkungen  ausserlialh 
des  Zcichnungsscheins  sind  der  Gesellschaft 
gegenüber  »inwirksam.  Ist  dergestalt  das 
Grundkapital  durch  Uebernahmen  und  Zeich- 
nungen gedeckt,  ist  der  Aufsichtsrat  durch 
eine  Generalversammlung  gewählt  und  der 
1  Versand  ebenso  oder  in  der  sonst  bestimmten 
Art  bestellt,  hat  die  Einzahlung  der  Quoten 
und  die  Vorprüfung  wie  hei  der  Simultan- 
enichtung  stattgefunden,  so  ist  der  Gesell - 
;  scliaf tsvertrag  noch  vor  Errichtung  der  Ge- 
sellschaft zum  Handelsregister  des  Gesell- 
,  schaftssitzes  anzumelden.  Die  Anmeldung 
erfolgt  wie  l»oi  der  Simultanerriehrung, 
nur  sind  hier  als  Aulagen  überdies  die 
Duplikate  der  Zeichnungsseheine  und  ein 
von  den  Gründen»  unterschriebenes  Aktio- 
närverzeichnis, welches  die  Aktien  eines 
jeden  und  die  Einzahlungen  auf  dieselben 
angiebt .  Iieizufügen.  Das  Registergericht 
beruft  sofort  eine  von  ihm  zu  leitende 
Gen  e  ra  1  v  e  r  s  a  m  m  I  u  n  g  der  im  Verzeich- 
nisse benannten  Aktionäre  zum  Beschluss 
über  die  Gesellschaftserrichtung  nach  den 
für  die  entstandene  Gesellschaft  geltenden 
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Regeln.  In  »lorsolben  haben  sich  Vorstan»!  1 
un»l  Aufsichtsrat  Aber  die  Prüfungsergehnisse  ' 
»ach  den  I*rüfungsberichten  nebst  deren  ur- 
kundlichen Grundlagen  zu  erklären.  Seiner 
Verantwortlichkeit  entsprechend  kann  jedes 
Vorstands-  oder  Aufsichtsrarmitglied ,  nicht 
al>er  ein  Grunder.  bis  zur  Besclüussfassung 
die  Unterzeichnung  der  Anmeldung  zurück- 
ziehen und  dadurch  letztere  hinfällig  machen. 
Der  Beschluss  der  Generalversammlung  über 
die  Errichtung  der  Aktiengesellschaft  ist 
uiehts  anderes  als  der  Abschlnss  des  Go- 
sel Ischaftsvertrags.  Mittels  der  T"ebernahme 
hat  jeder  Gründer  jedem  Mitgründer  die 
Eingehung  diese*»  Vertrags  angeboten,  mittels 
der  Zeichnung  sich  jeder  Zeichner  jedem 
künftigen  Mitaktionär  gleichennassen  an- 
getragen, durch  die  sog.  Zuteilung  von  Aktien  j 
durch  die  Gründer  (vorgangige  Berück- 
sichtigung der  Zeichnungen)  jeder  Gründer 
sieh  ebenso  jedem  berücksichtigten  Zeichner 
zur  "Verfügung  gestellt.  In  der  Errichtungs- 
versammlung  erklärt  sich  jeder  Uebernchmer 
und  Zeichner  durch  Abstimmung  über  An-, 
nähme  oder  Ablehnung  der  ihm  gemachten 
Angebote.  Nur  ist.  der  Eigenwille  jedes 
Stimmenden  durch  }>ositive  Rechtsnorm  l>e- 
reits  geineinheitlich  gebunden.  Als  Ersatz 
des  individuellen  Ablehnnngsreehts  bestehen 
Stimmgarantien.  Die  der  Errichtung  zu- 
stimmende Mehrheit  muss  mindestens  1  i 
sämtlicher  Aktienanwärter  hegreifen  und  der 
Betrag  ihrer  Anteile  mindestens  1  i  des  Grund- 
kapitals darstellen.  Auch  l»>i  Erreichung  «lieser 
Mehrheit  gilt  die  Errichtung  als  abgelehnt, 
wenn  für  einzelne  Aktionäre  §  186  (oben  subH. 
S.  147  j  zutrifft  und  im  übrigen  die  Stimmen- 
mehrheit gegen  die  Errichtung  ist.  Alle 
erschienenen  Aktionäre  müssen  zustimmen, 
wenn  der  Zwangsinhalt  des  Gesellschafts- 
vertrags (mit  Ausnahme  der  Bestimmungen 
ül>er  Generalversammlungsberufung  und  Ge- 
sellschaftsbekanntmachungen)  oder  die  Be- 
stimmungen über  die  Inhaber-  und  Namens- 
aktieu,  über  die  Ueberpariemissüm,  ülier  die 
Gattungsaktien,  abgeändert  oder  die  Fest- 
setzungen über  Saeheinlagen  etc.  (§  18(5)  zu 
i^asten  der  Gesellschaft  erweitert  werden 
sollen.  Der  einfachen  Mehrheit  steht  ein 
Vertagungsrecht  zu.  Wird  die  Errichtung 
derart  beschlossen,  so  findet  Eintragung  und 
Veröffentlichung  wie  bei  der  Simultan- 
errichtung statt.  Der  Errichtungsbeschluss 
wird  nach  denselben  Regeln  wie  jeder 
Generalversammlungsbeschluss  wegen  Ver- 
letzung des  Gesetzes  oder  Gesellschafts- 
vertrags  anfechtbar  sein. 

6.  Zweigniederlassungen.  Ausser 
dieser  massgebenden  Haupteintragung  am  Ge- 
seüschaftssitz  ist  jede  Zweigniederlassung* 
—  ein  den  Zielen  des  Hauptgeschäfts  dienen- 
des, aber  dabei  Unabhängigkeit  des  Betriebs 
wahrendes  Etablissement  —  bei  dem  Register- 


gericht ihres  Bezirks  einzutragen.  Die  An- 
meldung ist  durch  sämtliche  Vorstandsmit- 
glieder zu  bewirken.  Mit  ihr  ist  der  Ge- 
sellschaftsvertrag  in  Urschrift  oder  öffentlich 
beglaubigter  Abschrift  einzureichen  und  der 
Nachweis  der  Ilaunteintragung  zu  führen. 
Die  Eintragung  erfolgt  wie  für  die  Haupt- 
niederlassung. Die  Veröffentlichung  ist  nach 
Ahlauf  von  2  Jahren  seit  der  Haupteintragung 
wesentlich  eingeschränkt.  Befindet  der  Sitz 
sich  im  Auslande,  so  muss  die  Anmeldung 
enthalten,  was  zu  veröffentlichen  ist,  ausser- 
dem al>er  »las  Bestehen  der  Aktiengesell- 
schaft als  solcher  und,  falls  der  Gegenstand 
des  Unternehmens  oder  die  Zulassung  zum 
Gewerl  «betrieb  im  Inlande  staatlicher  Ge- 
nehmigung bedarf,  diese  nachgewiesen 
w eitlen.  Die  sjiäteron  Gesellschaftshergänge 
sind  grundsätzlich  auch  zu  dem  Register 
der  Zweigniederlassungen  anzumelden. 

7.  Die  A.  vor  der  Eintragung.  Vor 
erfolgter  Haupteintragung  besteht  die  Aktien- 
gesellschaft als  solche  nicht,  also  jedenfalls 
nicht  mit  Rechtswirkung  nach  aussen.  Ist 
vorher  im  Namen  der  Gesellschaft  gehandelt, 
so  haften  die  Handelnden  ]>ersönlich  und 
als  Gesamtschuldner.  Vor  der  Eintragung 
können  Anteilsrechte  nicht  mit  Wirkung  für 
die  Gesellschaft  ü  1  »ertragen ,  Aktien  oder 
Interimsscheine  nicht  ausgcgct>en  werden, 
»lies  bei  Vermekhmg  der  Nichtigkeit  und 
der  Ersatzpflicht  »1er  Ausgeber  als  Gesamt- 
schuldner gegenüber  den  Besitzern  sowie 
der  Stmffäliigkcit  der  Vorstands-  und  Auf- 
sichtsrutsmitglioder. 

8.  Erlangung  des  Grundkapitals,  ins- 
besondere durch  Gründerverantwort- 
lichkeit. Die  Erlangung  des  Grundkapitals, 
der  öffentlich  zugesagten  Krcditltasis  der 
Aktiengesellschaft,  wird  durch  zwei  Gruppen 
von  Vorschriften  gesichert:  mittels  einer 
ausgedehnten  Gründen»  Maut  wortlichkeit  wird 
dessen  volle  Deckung  durch  Geld-  und  ent- 
sprechend wertvolle  Sachvcrsprochon  und 
die  J^eistung  der  gt^set/.lichen  o«ler  höheren 
vertraglichen  Anzahlung  erzwungen ;  mittels 
gesetzlicher  Feststellung  der  aus  diesem 
Versprechen  oder  späterem  Erw»>rho  der 
Aktie  herrührenden  Verpflkditung  wir»l  »lie 
wirkliche  Beschaffung  der  so  gedeckten 
Gehl  betrage  durchführt.  Di<»  Gründer- 
verantwortlichkeit besteht  nur  gegenüber 
der  Gesellseliaft.  Soweit  »las  Gesetz  solche 
Schad»*nsersatzpflieht  gegenüber  der  Gesell- 
schaft festsetzt,  giebt  die  scliädigende  Hand- 
lung »lern  Einzelaktionär,  wohl  auch  dem 
Gläubiger  keinen  unmittelbaren  Schailens- 
anspruch.  Die  Gründer  haften  zunächst 
für  die  Richtigkeit  und  Vollständigkeit  der 
Angaben,  welche  sie  hinsichtlich  der  Zei»:h- 
nung  und  Ehizaldiuig  des  Grundkapitals  so- 
wie »1er  Festsetzungen  über  Sacheituagen  etc. 
(§  186)  zum  Zwecke  der  Eintragung  der 
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Gesellschaft  in  das  Handelsregister  machen ; 
besonders  halten  sie  als  Mindestmass  der 
Ersatzpflicht  einen  an  der  Zeichnung  felden- 
den Betrag  zu  übernehmen .  feldende  Ein- 
zahlungen zu  leisten,  einen  nicht  vermerkten 
Grümlungsaufwand  zu  erstatten ;  ebenso 
haften  alle  Gründer  für  Schadensersatz, 
wenn  die  Gesellschaft  von  Gründern  durch 
Sacheinlageu  oder  Ueltoroahmen  böslieher- 
weise  —  dm-ch  dolus  oder  frevelliaften 
Leichtsinn  —  geschädigt  ist.  Der  Gründer, 
welcher  den  Kehler  weder  kannte  noch  als 
ordentlicher  (Geschäftsmann  kennen  musste, 
ist  von  der  Haftung  frei.  Nur  für  Kenntnis 
haften  Gründer,  welche  die  Beteiligung 
eines  zahlungsunfähigen  Aktionärs  annahmen. 
Sie  müssen  den  entstandenen  Ausfall  decken. 
Die  Haftung  ist  überall  eine  gesamt  seht  dd- 
nerische.  Als  Gesamtschuldner  mit  den 
Gründern  haften  die  Grfindorgonosseh: 
der  Empfänger  eines  nicht  vennerkteu 
Gritndungsaufwands,  der  bei  dem  Em- 
pfange wusste  oder  annehmen  musste.  dass 
die  Verheimlichung  beabsichtigt  oder  erfolgt 
war.  und  jeiler  Dritte,  welcher  zu  dieser 
Verheimlichung  o<  1er  l>ei  böslicher  Schädigung 
durch  Sacheinlageu  oder  l'ehcrnaliuicn  zu 
derselben  wissentlich  mitgewirkt  hat.  Als 
Gesamtschuldner  mit  den  Gründern  und 
Gründeigenossen  haften  die  Emissions- 
häuser, d.  h.  wer  vor  der  llaupteiutragung 
oder  in  den  ersten  2  Jahren  nach  dei-selben. 
um  Aktien  in  den  Verkehr  einzuführen,  eine 
öffentliche  Bekanntmachung  dersollien  er- 
lilsst;  und  zwar  bei  rnrichtigkejt  oder  Un- 
vollständigkeit  der  Angaben,  welche  die 
Gründer  (nicht  das  Haus  selbst)  hinsichtlich 
der  Zeichnung  und  Einzahlung  oder  der 
Festsetzungen  über  Sacheinlageu  etc.  (S  lNb) 
behufs  Eintragung  gemacht  haben,  sowie  bei 
böslicher  Schädigung  der  Aktiengesellschaft 
durch  Sacheinlageu  oder  Uehornahmen,  wenn 
er  den  Fehler  kannte  oder  als  ordentlicher 
Geseliäftsmann  kennen  musste.  Als  Gesamt- 
schuldner, aber  nur  nach  Gründern.  Gründer- 
genossen  und  Emissionshausem .  haften  die 
Vorstands-  und  A  u  f  sich  t  sra  t  smi  ta- 
glieder,  die  bei  ihrer  Prüfung  die  Sorg- 
falt eines  ordentlichen  Geschäftsmanns  ver- 
letzt haben.  .Sämtliche  Grfiudungsinsprüche 
der  Gesellschaft  verjähren  in  ."■  Jahren  seit 
der  llaupteiutragung.  l'ni  die  so  gere- 
gelte  ( rründerverant  wort  Iii  hkeit  gegen  Ab- 
schwäehung  durch  Kollusion  oder  Um- 
gehung zu  sichern,  trifft  das  Gesetz  dreifache 
Vorkehr:  Die  Ansprüche  sind  zu  erheben, 
wenn  es  in  der  Generalversammlung  mit 
eiufacher  Mehrheit  beschlossen  .»der  von 
einer  Minderheit  mit  1  x>  Grundkapital  ver- 
langt wird  (unten  19).  Vei-gleiehe  oder 
Verzichte  sind  erst  nach  ;*»  Jahren  seit  der 
Haupteintragung  und  nur  mit  Zustimmung 
der  Generalversammlung  zulässig,  wobei  der 


Widerspruch  einer  Minderheit  mit  1  *.  Grund- 
kapital den  Vergleich  hindert.  Auf  Ver- 
gleiche zur  Abwendung  oder  Beseitigung 
des  Konkurses  greift  die  Zeitl>escliränkung 
nicht  Platz.  Die  iu  den  ersten  2  Jahren 
seit  der  Haupteintragung  geschlossenen  Ver- 
träge, durch  welche  die  Aktiengesellschaft 
vorhandene  oder  herzustellende  Anlagen,  die 
dauernd  zu  ihrem  Gesehäftsbotriel>e  bestimmt 
sind,  oder  unbewegliche  Sachen  für  eine 
1  io  des  Grundkapitals  fibersteigende  Ver- 
gütung erwerben  soll,  bedürfen  der  Prüfung 
und  Berichterstattung  durch  den  Aufsichts- 
rat und  der  Zustimmung  der  Mehrheit  der 
Generalversammlung,  welche  Mehrheit  im 
ersten  Jahre  mindestens  1  i  des  Grundkapitals 
überhaupt,  jedenfalls  mindestens  3  4  des  ver- 
tretenen Grundkapitals  darstellen  muss.  Nur 
der  Erwerb  von  Grundstücken,  welcher 
den  Gegenstand  des  Unternehmens  bildet 
oder  dun  h  Zwangsvci-stcigcrung  erfolgt,  ist 
hiervon  ausgenommen.  Beruht  der  Erwerb 
auf  einer  vor  der  Haupteintragung  von 
Gründern  getroffenen  Abmachung,  so  treten 
hinsichtlich  der  Entschädigungsrechte  und 
Ersatzpflichtigen  die  Vorschriften  über  die 
Verantwortlichkeit  der  Gründer  und  Gründer- 
genossen  ein.  (Xachgründung.)  Daneben 
bestehen  S  t  ra  f  v  o  rsc  Ii  r  i  f  t  e  n  für  Gründer. 
Vorstands-  und  Anfsichtsratsmitglieder, 
welche  behufs  Eintragung  rücksichtlich  der 
Zeichnung,  Einzahlung,  des  Ausgal»ekurses 
und  der  Festsetzungen  über  Sacheinlageu  etc. 
wissentlich  falsche  Angaben  machen  ;  weiter 
der  Emissioiisliäuser,  welche  solch*»  Angalten 
hierüber  in  der  gekennzeichneten  Ankün- 
digung machen. 

9.  Erlangung  des  Grandkapitals,  ins- 
besondere durch  Haftung  aus  Erwerb 
der  Aktie.  Kaduzierung  und  Regress. 
Die  Erlangung  der  Bareinlagen  wird  durch 
eine  Reihe  ineinandergreifender  Vorschriften 
über  die  Anteilsurkunde,  die  Uebertragung 
des  Anteils  und  die  Haftung  aus  dessen 
Erwerbe  gesichert.  Die  Unterpariemission 
ist  schlechthin  unzulässig.  Vor  der  vollen 
Iicistung  des  Nenn-  oder  höheren  Emissions- 
l>etrags  dürfen  nur  Namensaktien  unter  An- 
gabe der  Einzahlungen  oder  Interimsscheine 
ausgegeben  werden.  Interimsscheine  auf 
den  Inhaber  sind  nichtig,  die  Ausgelter  den 
Besitzern  als  Gesamtschuldner  ersatzpflichtig. 
Vorstands-  oder  Aufsichtsratsmitglieder.  die 
vor  Vollleistung  Namensaktien  ohne  Allgabe 
der  Einzahlungen  oder  Inhaberaktien  aus- 
gelien.  sind  civilrochtlich  verantwortlich  und 
strafbar.  Die  Namensaktien  und  Interims- 
scheine sind  mit  genauer  Bezeichnung  des 
Aktionärs  in  ein  Aktienbuch  zu  tragen, 
welches  auch  jede  angemeldete  Uebertragung 
aufnimmt.  Sie  sind  zwar  ohne  Einschreibung 
üben  ragbar:  allein  da  für  die  Aktiengesell- 
schaft nur  der  im  Aktienbuche  Verzeichnete 
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als  Eigentümer  gilt,  ist  dieser  stets  als  greif- ;  Willen  bildet  und  ausfuhrt.    Das  Gesotz 
barer  Aktionär  vorhanden.    Der  so  zu  be- 1  kennt  3  notwendige  Organe:  Generalver- 
stimmende zeitige  Aktionflr  haftet  auf  Hohe !  Sammlung,  Vorstand,  Aufsichtsrat. 
des  noch  nicht   eingezahlten  Nenn-  oder  11 — 18.  Generalversammlung, 

höheren  Emissionstietrags.  Zahlt  er  trotz  11.  Generalversammlung  im  Allge- 
Auffordemng  nicht  rechtzeitig,  s»  muss  er  meinen.  Punktion.  Berufung.  Stimm- 
unbeschadet  weitergehender  Schadensersatz-  recht  Stimmsicherung.  Die  General- 
ansprüehe  Verzugzinsen  und  etwa  im  Ge-  Versammlung  ist  das  oboi-ste.  das  spezifische 
seil  scliaf  tsvertrage  bedungene  Vertragsstrafen  W  i  1 1  e  n  h  i  1  d  u  n  g  s  o  r  g  a  n  der  Aktiengesell- 
entrichten.  Zudem  kann  -  -  nicht  muss  — schaft,  aber  immer  nur  Organ,  so  dass  sie 
an  alle  Säumigen  erneute  Aufforderung  zur  die  Gesamtporsönliclikeit  darstellt,  aber  nicht 
Zahlung  unter  Androhung  ihres  Ausschlusses  j  deckt.  Sie  bildet  den  Willen  der  Akticn- 
W'i  Wahrung  gewisser  Form  und  Frist  j  gesellscliaft  durch  Beschlussfassung  der  er- 
erfojgen.  Läuft  die  Nachfrist  fruchtlos  ab,  schienenen  Aktionäre.  Die  Beschlüsse  be- 
so  muss  der  Säumige  seiues  Anteilrechts  dürfen  der  einfachen  Mehrheit  der  ahgo- 
und  der  geleisteten  Teilzahlungen  verlustig  gol>enen  Stimmen,  sofern  nicht  Gesetz  und 
erklärt  (Kaduzierung)  und  eine  neue  lTr-  ;  Gosollsehaftsvertrag  mehr  verlangen.  Für 


künde  ausgegeUm  wenlen.  letztere  dient 
der  notwendigen  Regress  nähme.  Für 
den  nicht  gezahlten  Betrag  ist  nämlich  jeder 
im  Aktieubiiche  verzeichnete  Rechtsvorgänger 
verhaftet,  jeder  frühen1  aber  nur.  soweit  die 
Zahlung  von  seinem  Nachmanne  nicht  er- 
hältlich ist  (kein  Spningregress).  Dies  ist 
kraft  widerleglicher  Vennutimg  anzunehmen, 
wenn  der  Nachmann  binnen  1  Monat  seit 
Zahhmgsauffonlenuig  an  ihn  und  Benach- 
richtigung des  Vormanns  hiervon  nicht  zahlt. 
Der  Zahlende  erhält  die  neue  I'rkunde.  J)ie 
Haftpflicht  des  Keehtsvorgängers  ist  al»er 
auf  die  Beträge  l>esehränkt.  welche  binnen 


Wahlen  kann  der  GescUschaftsvortrag  ab- 
weichend verfügen.  Willcuscinigung  aller 
Aktionäre  kann  die  Üeschlussfassung  der 
Generalversammlung  nicht  ersetzen.  Das 
(leset/,  hat  die  Funktion  der  General  Ver- 
sammlung als  obersten,  notwendigen  <  Irgans 
der  Aktiongesellscliaft  dureh  unentziehl>are 
Zuweisung  einer  Anzahl  wichtigster  gesetz- 
licher Befugnisse  gesichert  (vgl.  die  einzelnen 
Fälle  suh  s.  15.  17,  2».  21,  22,  23.  24,  25).  Der 
Vorstand  hat  die  Geueralversamndung  zu 
berufen,  wenn  dies  nach  Gesetz  oder 
sonst  nötig  ist,  der  Aufsichtsrat  im  Gesell- 
seluiftsinteresse.     Die  Berufung  muss  min- 


_'  Jahren  seit  Anmeldung  der  rehertraguug  destens  alljährlich  zur  Entgegennahme  der 
des  Auteilsrechts  zum  Aktienbuch  einge-  Bilanz  stattfinden  —  ordentliche  Oeneral- 
fonlcrt  sind.  Ist  der  Rückstand  von  Rechts-  Versammlung.  Aktionäre  mit  1 10  Grund- 
vorgängern  nicht  zu  erlangen,  so  kann  die  kapital  oder  nach  dem  Gesellschaftsvortrage 
Aktiengesellschaft  das  Anteilreeht  zum  |  mit  einem  in  »eh  kleinen»»  Bruchteile  dürfen 
Börsenpreise  verkaufen  ev.  öffentlich  ver- 1  bei  Angabe  von  Zweck  und  Gründen  die 
steigern.    Wegen  des  Ausfalls,  welchen  die  j  Berufung  der  Generalversammlung  oder  die 


Aktiengesellschaft  an  den  jetzt  oder  später 
eingeforderten  Beträgen  leidet,  bleibt  der 
Ausgescldossene  jedenfalls  verpflichtet.  Von 
allen  diesen  Rechtsfolgen  können  Aktionäre 
nicht  befreit  wenlen.  Tilgung  der  Ver- 
pflichtung aus  der  Aktie  durch  Aufrechnung 
kann  der  Aktionär  nicht  geltend  machen. 
10.  Die  A.  als  Person.  Organisation. 


Ankündigung  von  Beschlussgegenständen  von 
Vorstand  und  Aufsichtsrat  und  nach  ihnen 
vom  Gerichte  des  Sitzes  fordern,  welches 
sie  zur  Kinrufung  bezw.  Ankündigung  er- 
mächtigen kann,  aber  nicht  muss.  Macht 
der  Bruchteil  von  dieser  Fiviheit  Gebrauch, 
so  handelt  er  als  Organ  der  Aktienp'^eli- 
schaft,  wenn  auch  gegen  deivn  ordentliche 


Die  Aktiengesellschaft  ist  keine  physische.  Organe.  Wie  die  Generalversammlung  zu 
al-er  eine  wirkliche  Person.  Als  solche  ist  sie  berufen  ist,  muss  der  Gesellschaftsvcrtrag 
willens-  und  handlungsfähig.  Sie  ist  jiartci-  bestimmen.  Gesetzlich  muss  die  Berufung 
fähig.  • >h  sie  prozessfähig  ist.  bestimmt  mit  Entlassung  von  2  Wochen  erfolgen.  Für 
sich "nach  l*rozessrecht.  Die  C.P.O.  geht .  die  Anmeldung  zur  Teilnahme,  zumal  wenn 
anscheinend  von  dem  Gedanken  mangelnder  der  Gesellschaftsvertrag  die  Aktienhiuter- 
Prozessfähigkeit  aus.  Die  Aktiengesellschaft  lehmig  für  die  StimmrechtsausOhung  fordert, 
ist  weiter  mittels  der  innerhalb  ihrer  Zu- 1  Umstehen  Sondcrregeln.    Bei  der  Berufung 


ständigkeit  handelnden  Organe  vergehens- 
fähig. Sie  haftet  für  vertragliches  und 
ausservertragliohes  Verschulden  privat  nächt- 
lich wie  eine  physische  Person.  Ob  sie 
strafbar  ist.  richtet  sich  nach  Strafrecht. 


soll  der  Zweck  der  Generalversammlung, 
die  Tagesonlnung  (verständlich,  namentlich 
Aliäiiderungen  des  Gesellschaftsvertiags) 
angekündigt  wenlen.  Zuwiderhandeln  gegen 
letzteres  macht  die  Beschlüsse  nicht  ntifccht- 


Das  St.G.B.  kennt  Delikte  juristischer  Per- I  kir.  s«»feni  nur  die  Ankündigung  eine  W<vhe 
sonen  nicht.  Die  Aktiengesellschaft  als  nicht ;  <Klerl»eilk'sehlfisst.'n,  dieipialifizierte  Mehrheit 
phvsische  Person  bedarf  der  Organe,  durch  erfordern,  zwei  Wu  llen  vor  dem  Tage  der 
deren  verfassungsmässiges  Wirken  sie  ihren  Generalversammlung  oder  demjenigen,  bis 
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zu  welchem  «Ho  Aktienhinterlegung  erfolgen 
muss,  gehörig  nacligeholt  ist.  Anträge  und 
Verhandlungen  ohne  Beschluss,  Antrag  und 
Beschluss  auf  Berufung  einer  ausserordent- 
lichen Generalversammlung  bedürfen  keiner 
Ankündigung.  Ist  die  Generalversammlung 
nicht  gehörig  berufen,  insbesondere  nicht 
durch  die  rechten  <  >rgane,  in  rechter  Form 
und  Frist,  so  kommt  sie  an  sich  nicht  als 
solche  in  Betracht ;  aber  da  gesetzlich  aus- 
schliesslicher Notbehelf  gegen  ihr  Funktio- 
nieren Anfechtung  der  Beschlüsse  innerhalb 
gewisser  Schranken  ist.  so  kann  jede  sich 
als  Generalversammlung  darstellende  Aktio- 
närzusammenkunft  Beschlüsse  fassen,  welche 
mangels  Anfechtung  möglicherweise  wirk- 
sam worden.  In  der  Generalversammlung 
gewährt  jede  Aktie  unent zieh kir  das  Stimm- 
recht. Gestimmt  wird  nicht  nach  Köpfen 
sondern  nach  Beträgen,  so  dass  bei  ver- 
schiedenen Aktien  der  höhere  Betrag  ent- 
sprechend höheres  Stimmrecht  giebt.  Für 
mehrere  Aktien  in  einer  Hand  kann  der 
Gosellschaf tsvertrag  das  Stimmrecht  durch 
einen  Höchstbetrag  oder  in  Abstufungen  be- 
schränken: ebenso  kann  er  einzelnen  Aktieu- 
gatt ungen  ein  höheres  Stimmrecht  beilegen. 
Für  Vollmachten  ist  die  Sehriftform  nötig 
und  ausreichend.  Bei  Inhaberaktien  giebt 
Inhahnng  Stimme.  Vorstands-  und  Auf- 
sichtsratsmitglieder  sind  grundsätzlich  stimm- 
fähig für  sich  und  andere.  Die  Stimmabgabe 
im  Gemeininteresse  ist  durch  Präventiv-  und 
Hepressi  worschriften  g  e  s  i c h ort.  In  erster 
Hinsicht  ist  der  Aktionär  für  sich  und  andere 
stimmunfähig,  wenn  der  Beschluss  seine  Ent- 
lastung, Enthärtung,  die  Vornahme  eines 
Rechtsgeschäfts  oder  die  Einleitung  und 
Erledigung  eiues  Rechtsstreits  mit  ihm  be- 
trifft. In  letzterer  wird  der  Aktionär  be- 
straft, wenn  er  sich  besondere  Vorteile 
für  Abstimmung  in  gewissem  Sinne  oder 
für  Nichtbeteiligung  an  der  Abstimmung 
gewähren  oder  versprechen  lässt.  Der  Strafe 
unterliegt  auch,  wer  solche  Vorteile  gewährt 
oder  verspricht.  Weiter  ist  zur  Erzielung 
eines  echten  Gemeinwillens  mit  Strafe  be- 
droht: die  unbefugte  Benutzung  fremder 
Aktien  zur  Ausübung  des  Stimmrechts  und 
der  Miuderheitsrechte  (unten  sub  lt>),  zur  An- 
fechtung des  Gesellschaftsbcstands  und  von 
(reneralversammlnngsln«chlüss(>n  (oben  subH, 
unten  sub  l.*{|:  die  gleiche  Ausübung  von 
Rechten  auf  Grund  entgeltlich  geliehener 
Aktien  und  die  wissentliche  Mitwirkung 
hierzu  durch  Verleihen :  endlich  die  wissent- 
liche Fälschung  oder  Verfälschung  von 
Bescheinigungen  über  Aktienhinterlegung, 
welche  erstere  das  Stimmrecht  nachweisen 
sollen,  sowie  die  Benutzung  solcher  Be- 
scheinigungen zur  Stimmreehtsansübung  mit 
Kenutnis  des  Fehlers* — In  der  Generalver- 
sammlung muss  ein  Aktionärverzeichnis  auf- 


gestellt und  vor  der  ersten  Abstimmung 
ausgelegt  worden.  Jeder  Beschluss  liedarf 
zur  Gültigkeit  eines  gerichtlichen  oder 
notariellen  Verhandlungsprotokolls,  für  das 
Einzelregel u  bestehen.    Eine  öffentlich  be- 

;  glaubigte  Abschrift  des  Protokolls  ist  von 
dem  Vorstand  alslold  zu  dem  Handels- 

j  regist  er  zu  reichen. 

12.  Sonderversaminlnngen  Ausser 
den  allgemeinen  Generalversammlungen  be- 

j  stehen  Sonderversammlungeu  der  Aktionäre, 
welche  Eigentümer  l>estimmter  Gattungs- 
aktien (Prioritätsaktien,  Stammaktien)  sind. 
Solche  treten  ein,  wenn  durch  den  Be- 
schluss der  Gesellschaftsvertrag  in  Bezug 
auf  das  bisherige  Verhältnis  der  mehreren 
Gattungen  zum  Nachteil  einer  dersell»en 
geändert  oder  das  Grundkapital  erhöht 
oder  herabgesetzt  werden  soll.  Zu  dem 
Beschlüsse  der  allgemeinen  Generalver- 
sammlung muss  in  dem  eisten  Fall  ein 
Zustimmutigsbesclduss  der  benachteiligten 
Aktionär',  in  den  letzten  beiden  Fällen  ein 
solcher  der  Aktionäre  jeder  Gattung  treten, 
welcher  den  für  die  allgemeine  Versammlung 
aufgestellten  Regeln  folgt. 

13.  Anfechtung  der  Generalver- 
saiumlnngsbeschlüsse.  Jeder  Beschluss 
der  General-  und  Sondorversammlung  kann 
binnen  einem  Monat  wegen  Verletzung  des 
Gesetzes  oder  Gosellseliaftsvortrags  durch 
Klage  und  zwar  ausschliesslich  l>ei  dem 
Landgerichte  (Kammer  für  Handelssachen) 
des  GcscUschaftssit7.es  angefochten  wer  Ion. 
Anfechtungsl>oroelitigt  ist  der  Vorstand  und, 
wenn  die  Ausführung  des  Beschlusses  die 
Vorstands-  und  Aufsichtsratsmitglieder 
strafliar  oder  den  Gläubigem  haftbar  machen 


würde,  jedes  dieser  Mitglieder  sowie  in 
,  aUen  Fällen  jeder  in  der  Generalversamm- 
i  hing  erschienene  Aktionär,  der  proto- 
kollarisch dem  Bescldusse  widersprochen 
hat  und  jeder  nicht  ei-sehioneno.  sofern  er 
die  Anfechtung  auf  Nichtzulassung,  auf  nicht 
gehörig  erfolgte  Berufung  <*ler  Ankündi- 
gung des  Beschlussgegonstandes  stützt.  Auf 
die  Behauptung  zu  hoher  Al>schreibungeu 
und  Rücklagen  hin  kann  aber  nach  einer 
Neuerung  des  H.G.B,  von  1897  die  An- 
fechtungsklage von  Aktionären  nur  bei  Be- 
sitz von  mindestens  1  *o  Gnmdkapital  er- 
hoben worden.  Die  Klage  geht  gegen  die 
AkfiengeseUsehaft,  vertreten  durch  Vorstand 
—  sofern  er  nicht  klagt  —  und  Aufsichts- 
rat. Mündlich  verhandelt  wirl  erst  nach 
Ablauf  der  Monatsfrist.  Mehrere  An- 
focht ungsprozesse  sind  zu  gleichzeitiger 
Verhandlung  und  Entscheidung  zu  verbinden 
(Fall  der  notwendigen  Streitgenossenschaft). 
Der  klagende  Aktionär  kann  von  dem  Ge- 
richt auf  Verlangen  der  GeseUschaft  zur 
Stellung  einer  Sicherheit  für  etwaige  Nach- 
teile angehalten    werden.    Der  Vorstand 
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muss  die  Erhebung  je<ler  Klage  und  den 
ersten  Teimin  sofort  veröffentlichen.  Wird 
der  Beselüuss  rechtskräftig  für  nichtig  er- 
klärt, so  -wirkt  das  Urteil  absolut,  gegen filier 
allen  Aktionären.  Der  Vorstand  hat  es  so- 
fort zum  Handelsregister  zu  reichen.  War 
der  Beselüuss  eingetragen  und  veröffent- 
licht, so  wird  es  auch  das  Urteil.  Ist 
die  Anfechtung  unbegründet  und  der  Ge- 
M-Uschaft  durch  sie  ein  Schaden  ent- 
standen, so  liaften  dir  die  böslich  handelnden 
Kläger  als  Gesamtschuldner. 

14.  Vorstand.  Der  Vorstand  ist  da**  zweite 
notwendige  und  zwar  spezifisch  willen-' 
ausführende  Organ  der  Aktiengosell- 
seiiaft.  Auch  er  stellt  dere  n  Persönlichkeit , 
in  einer  nicht  generisch  von  der  General- 
versammlung verschiedenen  Weise  unmittel- 
l«u*  <lar.  Ueber  seine  Bestellung  und  Zu- 
sammensetzung muss  der  Gestdlsc-haf ts- 
vertrag sich  verbreiten.  Der  Vorstand 
kann  aus  einem  oder  mehreren  Aktionären 
oder  Nichtaktionären  l»estehen.  Die  Eigen- 
schaften für  ein  Vorstandsmitglied  können 
durch  «len  Gesellschaftsvertrag  tiestimmt 
sein.  Aktienrechtliche  Ausschliessungsgründe 
triebt  es  nur  insofern,  als  Mitglieder  des 
Aufsichtsrats  nicht  solche  des  Vorstands  sein  I 
können.  Nach  Reichs-  und  I.andesroeht  j 
sind  Reiths-  und  Staatsbeamte  lieschränkt 
aufnahmefähig.  Nur  der  Vorstand  als  Einheit 
vertritt  und  regiert  die  Aktiengesellschaft.  Das 
einzelne  Mitglied  hat  weder  llefugnis  zur 
Vertretung  noch  zur  Regierung;  dennoch 
kann  kein  Mitglied  zufolge  seiner  normalen 
Bestimmung  von  der  Mitwirkung  an  der 
einen  «»der  anderen  gänzlich  ausgeschlossen 
sein.  Wer  den  mehrgliederigen  Vorstand 
nach  innen  und  aussen  darstellt,  ob  ein 
einzelnes  Mitglied  oder  einige  zusammen 
oder  Mitglieder  mit  rrokuristeii,  kann  der 
Gt-sellscnaftsvertrag  oder  nach  Massgabe 
desselben  der  Aufsichtsrat  bestimmen. 
Mangels  solcher  Regelung  stellen  ihn  nur 
sämtliche  Mitglieder  verbunden  dar  —  kol- 
lektive <-h*gantragcrschaft.  Doch  kann  auch 
t>ei  Kollektivvertretung  der  Vorstand  einzelne 
Organträger  zur  Vornahme  bestimmter  Ge- 
schäfte oder  Geschäftsarten  ermächtigen  und 
eine  Willenserklärung  mit  Wirkung  für  die 
Gesellschaft  einem  einzelnen  Organträger 
gegenfilier  abgegeben  werden.  Die  Vor- 
standsmitglieder stehen  zu  der  Aktienge- 
sellschaft in  vertraglichem  Verhältnisse, 
welches  sich  nach  dem  besonderen  An- 
stellungsvertrage, subsidiär  nach  der  Lehre 
von  den  Verträgen  überhaupt  imd  dem 
Dienstvertrag  insl>esondere  regelt.  Tantiemen 
vom  Jahresgewinne  sind  erst  nach  Vornahme 
der  Abschreibungen  und  Rücklagen  zu  be- 
rechnen. Die  Bestellung  des  Vorstands- 
mitglieds ist  jederzeit  widerruflich.  Ein 
Verzicht  hierauf  ist  unzulässig.  Die  Rechte 


des  Mitglieds  sind  durch  Erhaltung  seiner 
vermögensrechtlichen  Ansprüche  gewahrt. 
Im  Zweifel  steht  die  Abberufung  dem  Be- 
rufuugsbereehtigten  zu,  jedenfalls  atier  der 
Generalversammlung.  Natürliches  Korrelat 
der  Verantwortlichkeit  jedes  Mitglieds  ist 
das  Recht,  die  Stellung  wenn  auch  nicht 
zur  Unzeit  niederzulegen.  Der  erste  Vor- 
stand, jede  Aenderung  des  Vorstands  und 
Bestimmung  filier  die  Vertretungsliofugnis 
der  Vorstandsmitglieder  muss  zur  Ein- 
tragung in  die  Handelsregister  des  Sitzes 
und  der  Zweigniederlassungen  angemeldet 
werden.  Der  Vorstand  verpflichtet  und  be- 
rechtigt die  Aktiengesellschaft  und  nur 
diese  durch  ausdrücklich  oder  nach  den 
Umständen  erkennbar  namens  ihrer  ge- 
seid« issonc  Rechtsgeschäfte.  Nach  instmktio- 
neller  Vorschrift  setzen  die  Zeichnenden  zur 
Firma  oder  Benennung  des  Vorstands  ihre 
Unterschrift.  Der  Vorstand  ist  gegenülier 
der  Gesellschaft  (nach  innen)  verpflichtet, 
die  Beschränkungen  einzuhalten,  welche 
Gesollschaftsvertrag  oder  Generalversamm- 
lungsWschlfis.se  seiner  Vertretungsbefupnis 
ziehen.  Gegenülier  Dritten  (nach  aussen) 
ist  die  Beschränkung  unwirksam.  Wissen 
des  Dritten  um  die  IJesehränkung  ist  uner- 
heblich; n in  Kollusion  macht  die  Aktienge- 
sellschaft frei.  Ein  Vorstandsmitglied  darf 
nicht  ohne  Einwilligung  des  <  >rgans,  das 
den  Vorstand  bestellt,  ein  Handelsgewerbe 
betreiben  oder  in  dem  Handelszweige  der 
Gesellschaft  für  eigene  oder  fremde 
Rechnung  Geschäfte  machen  oder  an  einer 
anderen  Handelsgesellschaft  als  offener  Ge- 
sell scliaft  er  teilnehmen.  Bei  Zuwiderhandeln 
kann  die  Gesellschaft  Schadensersatz  fordern 
oder  die  von  dem  Mitgliede  für  eigene  Rech- 
nung gemachten  Geschäfte  übernehmen  und 
die  Vergütung  aus  den  Geschäften  für  fremde 
Rechuung  Ix-anspruehen.  Die  Mitglieder 
des  Vorstands  haben  bei  ihrer  Geschäfts- 
führung die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Ge- 
schäftsmanns anzuwenden.  Mitglieder,  die 
ihre  Obliegenheiten  verletzen,  haften  der 
Gesellschaft  als  Gesamtschuldner  ffir  Scha- 
densersatz. Bei  einer  Reihe  tiesonders  aus- 
gezeichneter Fälle  kann  der  Ersatzanspruch 
auch  von  den  Gläubigern  der  Gesellschaft, 
soweit  sie  von  dieser  nicht  Befriedigung  er- 
langen können,  geltend  gemacht  werden,  wo- 
bei die  Ersatzpflichtigen  sich  nicht  auf  Ver- 
zicht der  Gesellschaft  oder  einen  die  Hand- 
lung anordnenden  Goneralversainndungslie- 
schluss  berufen  dürfen.  Die  Ansprüche  gegen 
Vorstandsmitglieder  verjähren  in  ö  Jahren. 
Strafbar  sind  dieselben,  wenn  sie  absichtlich 
zum  Nachteile  der  Gesellschaft  handeln, 
wenn  sie  wissentlich  in  ihren  Darstellungen, 
Vennögensfibersiehten  oder  Vorträgen  in 
der  Generalversammlung  den  Gesellschafts- 
stand  unwahr  angeben  oder  verschleiern. 
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Andere  Straffälle  oben  sub  8,  9 ;  unten  sub  15, 
(17,  22,  24.)  Was  von  Vorstandsmitgliedern 
gilt,  gilt  auch  von  deren  Stellvertretern. 

15.  Aufsichtsrat  Der  Aufsichtsrat  ist  das 
dritte  notwendige  und  zwar  das  spezifisch 
der  Herstellung  eines  W  i  s  s  e  n  s  z  u  s  t  a  n  d  s 
der  Gemeinschaft  gewidmete,  das  Kontrol- 
organ  der  Aktiengesellschaft.  Die  ersten 
Aufsichtsratsmitglicdcr  sind  zufolge  der 
Haupteintragung  l>ekannt  zu  gehen.  Jeder 
Wechsel  in  dem  Bestand  ist  von  dem  Vor- 
stande zu  publizieren  und  gcrichtskundig  zu 
machen.  Der  Auf  sich  tsrat  besteht,  sofern 
nicht  der  Gesellsehaftsvortrag  eine  höhere 
Zahl  festsetzt,  aus  3  von  der  Generalver- 
sammlung zu  wählenden  physischen  Per- 
sonen, nicht  gerade  Aktionären.  Aktien- 
rechtliche Beschränkungen  der  Wählbarkeit 
bestellen  nicht.  Nur  ist  die  rnveroinltarkeit 
der  Funktion  als  Vorstandsmitglied  oder 
Gosellschaftsljonmter  und  Aufsichtsratsmit- 
glied durch  Vorschriften  gesichert.  Kein 
Aufsichtsratsmitglied  kann  seine  Obliegen- 
heiten rd.H"<rtnigen.  Die  Wahl  des  ersten 
Aufsichtsrats  gilt  bis  zur  Beendigung  der 
ersten  Generalversammlung,  die  nach  Ablauf 
eines  Jahres  seit  der  Hauptcintmgung  ül>er 
die  Bilanz  l>eschliessen  soll.  Später  kann 
der  Aufsichtsrat  nur  bis  zur  Beendigung  der 
entsprechenden  Generalversammlung  für  das 
vierte  Geschäftsjahr  nach  demjenigen  der 
Ernennung  gewählt  werden.  Auch  die  Be- 
stellung zum  Aufsichtsratmitglied  ist  nach 
unabänderlicher  Nonn  stets  widerruflich, 
aber  nur  durch  die  Generalversammlung, 
mangels  anderer  Bestimmung  des  Gosejj- 
schaftsvertrags  mit  mindestens  ■»  i  Mehrheit 
des  vertretenen  Grundkapitals.  Den  Mit- 
gliedern des  ersten  Aufsichtsrats  kann  Ver- 
gütung nur  durch  die  Generalversammlung 
bei  oder  nach  Ablauf  der  Wahlperiode  be- 
willigt worden.  Bezichen  die  Aufsiehts- 
ratsmitglieder  Tantiemen  vom  Jahresgewinne, 
so  gehen  von  demsell>en  zunächst  die  Al>- 
schrei bu ngen .  Rücklagen  und  mindestens 
4°  i)  auf  die  Einzahlungen  der  Aktionäre  ab. 
Der  Aufsichtsrat  —  wiederum  als  einheit- 
liches Organ  von  seinen  Mitgliedern  getrennt 
zu  halten  —  hat  die  Geschäftsführung  in 
allen  Verwaltungszweigen  zu  überwachen 
und  sich  dazu  von  dem  (ränge  der  Ange- 
legenheiten zu  unterrichten.  Kr  ist  durch 
liesondere  Vorschrift  zur  Prüfung  und  Be- 
richterstattung bei  der  Gründung,  Naeh- 
gründung  und  Rechnungslegung  berufen. 
Seine  Kontrolhcfugnis  ist  durch  unentzieh- 
hare  Rechte  gesichert.  Er  hat  abgesehen 
von  der  zur  Verwirklichung  seiner  Kontrol- 
pflieht  erforderlichen  Boscltluss-  und  Hand- 
lungskompetenz  auch  gesetzliehe  Regierungs- 
fuuktionen.  So  diejenige  der  Benduug  einer 
Generalversammlung:  die  Vertretung  hei  der 
Vornahme  von  Rechtsgeschäften  mit  Vor- 


standsmitgliedern und  bei  Prozessen  gegen 
dieselben  entweder  wenn  die  Generalver- 
sammlung solche  besehliesst  oder  wenn  es 
sich  um  seine  eigene  Verantwortung  handelt 
ohne  und  gegen  solchen  Beschluss:  die  Ver- 
tretung bei  Anfechtung  von  Generalver- 
samndungsbeschlüssen,  in  Gemeinschaft  mit 
dem  Vorstande:  die  Genehmigung  der 
ITebertragung  von  Kleinaktien  und  der  Er- 
teilung von  Prokuren.  Weitere  Obliegen- 
heiten kann  der  Gesellschaftsvertrag  be- 
stimmen. Kr  darf  den  Aufsichtsrat  nament- 
lich mit  Verwaltungsl)efugiii8sen  ausstatten 
und  pflegt  die  Erledigung  wichtiger  Gesell- 
schaftsangelegenheiten an  seine  Mitwirkung 
zu  knüpfen  --  unbeschadet  der  gesetzlich 
unheschränkliaren  Vertretungsbefugnis  des 
Vorstands  nach  aussen.  Die  Mitglieder  des 
Aufsichtsrats  halten  die  Sorgfalt  eines  ordent- 
lichen Geschäftsmanns  anzuwenden.  Sie 
sind  mit  den  Vorstandsmitgliedern  als  Ge- 
samtschuldner wie  dies«»  ersatzpflichtig,  ins- 
besondere wenn  in  den  bei  der  Bestimmung 
der  Krsatzpflicht  der  Vorstandsmitglieder 
ausgezeichneten  Fällen  mit  ihrem  Wissen 
und  ohne  ihr  Einschreiten  dem  Gesetze  zu- 
widergehandelt ist.  Die  Verjährung  beträgt 
hier  wie  dort  5  Jahre.  Ist  der  Aufsichtsrat 
länger  als  3  Monate  nicht  oder  nicht  in  ln>- 
schlussfähiger  Zald  vorhanden,  so  werden 
die  Vorstands-  und  Aufsichtsratsinitglicder 
[  bestraft.  Nachweis  der  Schuldlosigkeit  steht 
I  frei.  Im  (Ihrigen  gelten  die  für  die  Vor- 
standsmitglieder oben  (sub  14)  hervorge- 
hobenen Strafvorschriftelt.  Andere  Strafhe- 
stimmungen  oben  sub  N,  {):  unten  sub  17,  22. 

16.  Andere  Organe.  Bevollmächtigte 
und  Prokuristen.  Die  Aktiengesellschaft 
kann  neU»n  diesen  notwendigen  Organen 
beliebig  viele  willkürliche  haben.  Die  Ein- 
setzung eines  Verwaltungsrats  als  besonderen 
vom  Vorstand  und  Aufsichtsrat  unterschie- 
denen Organs  ist  gesetzlich  nicht  ausge- 
schlossen. Das  Gesetz  kennt  als  besondere 
Organe  namentlich  die  Aktionärminder- 
heit (unten  sub  19)  sowie  die  Revisoren  hei  der 
Gründung,  der  rutersuchung  von  Gründungs- 
und  Gesoliäftshergängen  tmd  der  Bilanz- 
'  prüfung  (sub  4.  19.  20).  Daneben  kann  die 
i  Aktiengesellschaft  den  Betrieb  von  Ge- 
schäften und  die  Vertretung  in  Bezug  auf 
;  dieselben  Beamten  oder  Bevollmächtigten 
zuweisen.  Die  Vollmacht  entscheidet  über 
die  Befugnis.  letztere  erstreckt  sich  im 
Zweifel  auf  alle  Geschäfte  und  Rechts- 
handlungen, welche  die  Vornahme  solcher 
('«•Schäfte  gewöhnlich  mit  sich  bringt,  ln.s- 
ltesondere  ist  die  Bestellung  von  Prokuristen 
ztdässig.  Mit  Rechtswirkimg  uach  aussen 
kann  sie  der  Vorstand  gültig  vornehmen. 
Im  Verhältnisse  uaeh  innen  ist  er  an  die 
Zustimmung    des  AufMehtsrats  gebunden. 
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sofern  nicht  Gesellsohafts  vertrag  oder  Ge- 
neralversammlung anders  verfügen. 

17.— 19.  Aktionär«. 
17.  Erwerb  der  Aktie.  Der  in  Inter- 
imsschein oder  Aktie  verkörperte  Auteil 
kann  durch  l"el)ernahmo  und  Zeichnung, 
durch  allgemeine  und  besondere  Rechtsnach- 
folge erworben  werden.  luterimsscheine 
um!  Namensaktien  sind  mit  Bezeichnung 
des  Aktionars  in  ein  Aktienbuch  zu  tragen. 
Beide  sind  regelmässig  frei  ü!>ei1  ragbar. 
Der  < feseUschaftsvertrag  kiuin  ein  Anderes 
Stimmen.  Ist  bei  Schaffung  von  Klein- 
aktien die  Kin willigung  der  Aktiengesell- 
seliaft  in  die  l'ebertragung  vorbehalten 
(olien  sub  2).  sm»  bedarf  es  zu  der  leWrUagung 
der  Zustimmung  von  Aufsichtsrat  und  Ge- 
neralversammlung und  einer  den  Erwerber 
bezeichnenden,  gerichtlich  oder  notariell  be- 
glaubigten Erklärung.  Aktie  und  Interims- 
schein  sollen  diese  Beschränkungen  ersehen 
lassen,  (ebenso  wie  aus  ihnen,  falls  der 
Bundesrat  Kleinaktien  genehmigt  hat,  die 
Genehmigung  erhellen  soll).  Ausgabe  von 
Kleinaktien  ohne  diese  Angalten  macht  die 
Vorstands-  und  Aufsiehtsratsmitglieder  straf- 
bar. Die  1'el  .ertragung  von  Namensurkunden 
kann  von  diesen  Ausnahmefällen  abgesehen 
schon  durch  Indossament  nach  «len  Be- 
stimmungen der  W.  O.  erfolgen  (regel- 
mässig Blankoindossament).  Der  reljergung 
ist.  um  «ler  Gesellschaft  gegonül»or  zu  wirken, 
auf  Anmeldung  (des  Erwerbers?)  im  Aktien- 
buche zu  vermerken.  Nur  wer  in  diesem 
steht,  ist  für  die  Gesellschaft  Aktionär.  Die 
formell  richtige  l"el>ertragung  ist  zu  prüfen : 
der  Prüfung  der  Echtheit  von  Indossamenten 
und  Abtretungserklänmgen  U-darf  es  nicht. 
Dur-h  das  Nehmen  der  Inhal»eraktie  liezw. 
die  Eintragung  im  Aktienhuehe  geht  der  Er- 
werU.T  einen  von  dem  Erwerbsvertrag  un- 
abhängigen Vertrag  mit  den  übrigen  Aktio- 
nären ein,  welche  ihrerseits  die  Aufnahme 
jedes  Erwerl«ers  mangels  abweichender  Be- 
stimmung des  Gesellsehaftsvertrags  zugesagt 
haben. 

18.  Aktionärrechte.  Insbesondere 
Anteil  am  Gewinn  und  Vermögen:  Divi- 
dende (Dividendenschein).  Bauzinsen, 
Liquidationnquote.  Durch  den  Gesoll- 
schaftsvertrag  erwirbt  «1er  zum  Aktionär 
Gewoplene  das  Mitgliedsehaftsreoht  (den 
Anteil,  die  Aktie).  Aus  ihm  werden  mannig- 
fache Befugnisse  hergeleitet,  welche  dem 
Aktionär  wider  seinen  Willen  nicht  zu  nehmen 
sind  (Sonderrechte).  Praktisch  ist  das 
wesentlichste  Recht  des  Aktionärs  dasjenige 
auf  die  D  i  v  i  d  e  n  d  e.  Die  Aktionäre  haben 
nämlich.  Uu  Vertagung  der  Befugnis,  ihre 
Einlagen  zurückzufordern,  und  zwar  grund- 
sätzlich nach  Verlialtnis  der  Aktienheträge. 
Anspruch  auf  den  Reingewinn,  soweit  dieser 


sich  aus  der  Bilanz  ergiebt  und  nicht  nach 
(iesetz  oder  Geseltachaftavertrag  von  der 
Verteilung  ausgeschlossen  ist.  Fest*«  Zinsen 
dürfen  dagegen  für  die  Aktionäre  weder 
bedungen  noch  bezahlt  werden.  Von  diesen 
Grundsätzen  bestehen  zwei  Ausnahmen: 
ohne  Rücksicht  auf  Hcingowimi  dürfen 
wiederkehrende  Leistungen,  welche  den 
Aktionären  nel«en  den  Kapitaleinlagen,  ob- 
liegen (olien  sub  2),  entsprechend  vergütet  und 
Zinsen  von  bestimmter  Höhe  für  einen  im 
Gesellsehaftsvertrage  begrenzten  Zeitraum, 
welchen  die  Vorbereitung  des  rnternehmens 
bis  zum  vollen  Betrieb  erfonlerf  (Bau- 
zinsen  —  verschleierte  rntorpariemission) 
gezahlt  worden.  Der  Aktionär  braucht  aller- 
dings gutgläubig  bezogene  Zinsen  und  Divi- 
denden nicht  zurückzuzahlen,  während  er 
sonst  für  gesetzwidrig  empfangene  Zahlungen 
den  Gläubigern  5  Jahn*  lang  einsteht.  Der 
Gesellschaftsvertitig  entscheidet  darüber,  üb 
ein  Dividendenauspruch  U-steht,  ob  er  ledig- 
lich vom  Vorhandensein  eines  bilanzmässigen 
Gewinns  und  damit  nur  von  der  Bilanzge- 
nehmigung, oder  ob  er  von  einem  liesonderen 
Geneialvci-saminlungsbeschluss  abhängig  ist 
und  ob  in  letzterem  Falle  die  Aktiengesell- 
scliaft  fivi  oder  gebunden  ist.  AI  »er  der 
Aktionär  hat  um-  einen  Anspruch  auf  die 
Dividende,  wie  sie  für  das  einzelne  Geschäfts- 
jahr nach  Massgabe  des  Gesetzes  und  Gesell- 
.sclinfts Vertrags  feststellUu*  ist.  Selbst  inso- 
weit ist  sein  Hecht  durch  die  Beschränkung 
der  Anfechtungsbefugnis  bei  zu  hohen  Ab- 
schreibungen mlor  Rücklagen  (oIm'h sub  al«- 
geschwäclit.  Der  sich  jährlich  verwirk- 
lichende Anspruch  auf  Dividende  ül»crhaupt 
unterliegt  dagegen  der  Veibindungskiaft  von 
Meluheitsbesehlü-wn ,  welchen  sich  jeder 
Aktionäj*  vertraglieh  unterworfen  liat.  Ihre 
Grenz«'  findet  die  Befugnis  der  Mehrheit 
liier  wie  überhaupt  an  dein  Grundsätze  von 
«ler  Gleichberechtigung  aller  Aktien  einer 
Gattung.  Das  Dividondenrecht  pflegt  für 
eine  Reihe  von.  Jahren  vorweg  durch  Divi- 
de n  de  ii  sc  he  i  n  e  auf  Inhaber  verkörpert 
zu  sein.  Der  die  jeweilige  Jahresdividende 
betreffen«!«'  Schein  ist  wenigstens  insoweit 
selbstänilig,  als  er  dem  Scluüninhab«-!-  ohne 
Rücksicht  auf  Aktienoigontum  «las  Recht  auf 
Zahlung  «I«t  festgestellten  Divideiule  giebt 
und  keine  Einrede,  welche  nicht  mit  dem 

!  Diviileinleiuveht  in  Verbiu<lung  steht,  ver- 
trägt. Er  verleilit  in«l«  ssen  nicht  die  dem 
Aktionär  sonst  zustehenden  Rechte,  wie  «las 
auf  Feststellung  der  Divid««u«le  oder  An- 

i  fechtung  der  Feststellung.    Dem  Recht  auf 

■  festgestellt«'  Dividende  ist  «las  auf  Bauzinsen, 
weil  durch  den  Gosel Isehaftsvcrtrag  fest 
bestimmt.  g|.'ichzus«>tzen.  Das  Gesetz  ge- 
währt d«>n  Aktionären  ferner  für  den  Fall 

i  der  Gesellsehaftsuuflösuiig  «las   Recht  auf 
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•las  naeh  Bericht  iguug  der  Schulden  ver- 
blei! »ende  Gesellsehaftsvermögen. 

19.  Minderheitsrechte.  Bei  Geltend- 
machung der  gesetzlichen  Minderheitsrechte, 
die  nicht  den  einzelnen  Aktionären,  sondern 
einem  fungibeln  Bruchteile  der  Aktionärge- 
samtheit zustehen,  tritt  die  Minderheit  als 
Körperschaftsorgau  und  zwar  gegen  die 
ordentlichen  Organe  auf.  Minderheitsrechte 
sind  :  a)  Das  Recht  auf  Generalversammlungs- 
lierufung  und  Ankündigung  von  Besehlnss- 
gegeuständen  (oben  11).  b)  Dasjenige  auf 
Einsetzung  von  Revisoren  zur  Prüfung  eines 
Vorgangs  bei  <ler  Gründung  oder  eines  nicht 
mehr  als  2  Jahre  zurückliegenden  Vorgangs 
Iw.'i  der  Geschäftsführung.  Auf  Antrag  von 
Aktionären  mit  1  i<>  Grundkapital  kann  das 
(iericht  des  Sitzes  solche  Revisoren  ernennen, 
sofern  die  Generalversammlung,  welche  die 
Rovisorenbestollung  stets  mit  einfacher 
Stimmenmehrheit  besch  Hessen  kann,  einen 
entsprechenden  Antrag  abgelehnt  hat  und 
Unredlichkeiten  oder  grobe  Verletzungen  von 
Gesetz  oder  Gesellschaf  tsvertrag  glaubhaft 
gemacht  werden.  Die  Antragsteller  haben 
ihr**  Aktien  bis  zur  Entscheidung  zu  hinter- 
legen und  deren  Besitz  seit  G  Monaten  vor 
der  Generalversammlung  glaubhaft  zu 
machen.  Vor  der  Ernennung,  die  auch  au 
Sicherheitsleistung  geknüpft  werden  kann, 
sind  Vorstand  und  Aufsichtsrat  zu  hören. 
Der  Bericht  über  das  Ergebnis  ist  von  den  Re- 
visoren zum  Handelsregister  des  Sitzes  zu 
reichen  und  vom  Vorstand  auf  die  Tages- 
ordnung der  nächsten  Generalversammlung 
zu  setzen.  Ist  der  Antrag  zurückgewiesen 
oder  unbegründet,  so  sind  die  Aktionäre, 
welche  bei  demselben  böslich  gehandelt 
haben,  der  Gesellschaft  als  Gesamtschuldner 
schadenersatzpflichtig,  c)  Das  Recht  einer 
Minderheit  mit  1  10  Grundkapital  auf  Ver- 
folgung von  Ansprüchen  der  Gesellschaft 
aus  der  Gründung  gegen  die  verantwort- 
liehen Personen  und  aus  der  Geschäfts- 
führung gegen  Vorstands-  und  Aufsichts- 
ratsmitglieder,  sofern  die  Generalversamm- 
lung, welche  die  Verfolgung  mit  einfacher 
Mehrheit  beschliessen  kann,  dies  nicht  thut. 
Der  Anspruch  muss  binnen  3  Monaten  seit 
der  Generalversammlung  erhoben  werden. 
Frivole  Klagen  auf  Betrieb  der  Minderheit 
werden  durch  das  Erfordernis  der  Hinter- 
legung von  Aktien  mit  1  10  Grundkapital  und 
Glaubhaftmachung  des  sechsmonatlichen  Be- 
sitzes der  Aktien,  Sicherheitsleistung  auf  Er- 
fordern des  Beklagten,  Pflicht  zur  Erstattung 
der  der  Gesellschaft  auferlegten  Kosten  und 
Schadensersatzverbiiidliclikeit  der  böslich 
Handelnden  gegenüber  dem  Beklagten  mög- 
lichst gehindert.  Die  von  der  Minderheit 
Bezeichneten  können  vom  Gerichte  des  Sitzes 
zu  Vertretern  der  Gesellschaft  im  Prozess 
ernannt  werden.    Verzichte  und  Vergleiche 


der  Gesellschaft  zur  Durchkreuzung  des 
Willens  der  Minderheit  sind  verhindert 
d)  Das  Recht  einer  Minderheit  mit  1  i  Grund- 
kapital zum  Widerspruche  gegen  Vergleiche 
und  Verzichte  auf  Ansprüche  aus  der 
Gründung  (oIh'ii  snb  8).  e)  Das  Recht  einer 
Minderheit  mit  1  10  Grundkapital  auf  Ver- 
tagung der  Bilanzverhandlung  (unten  sub  2t)). 
f)  Das  Recht  von  Aktionären  mit  1  so  Grund- 
kapital hei  sechsmonatlichem  Besitz  auf 
gerichtliche  Ernennung  von  Liquidatoren. 

20 — 23.  Gebaliren  der  A. 

A.  Ordentliches  Gebnhren.  20.  In- 
ventar, Bilanz  (Ernenernngsfonds,  Re- 
gervefonds), Gewinn-  und  Verlustrech- 
nung, Genehmigung  and  Entlastung.  Die 

Aktiengesellschaft  hat  wie  jeder  Kaufmann 
bei  Beginn  ihres  gesetzmässigen  Geschäfts- 
betriebs ein  Inventar  zu  fertigen,  d.  h. 
I  ihre  Grundstücke,  Forderungen  und  Schulden, 
|  ihr  l>ares  Geld  und  ihre  anderen  Vermögens- 
i  gegenstände  zu  verzeichnen  und  den  Wert 
I  im  Einzelnen  anzugeben.    Sie  hat  ferner 
i  sofort  Bilauz  zu  ziehen,  d.  h.  das  Ergebnis 
des  Inventars  summarisch  derart  darzustellen, 
;  dass  sich  das  Verhältnis  des  Vermögens  zu 
j  den  Schulden  ergiebt.    Den  Ausgleich  be- 
'  wirkt  das  Kapitalkonto.  Inventar  uud  Bilanz 
sind   weiter  für  jedes  Geschäftsjahr,  das 
12   Monate  nicht   überschreiten   darf,  zu 
fertigen ;  nur  bei  Warenlagern,  deren  In- 
veutar   füglich   nicht    jährlich  aufgestellt 
werden  kann,  genügt  zweijähriges  Inventar. 
.  Der  Vorstand  durch  seine  sämtlichen  Mit- 
glieder ist  verpflichtet,  für  Führung  der 
!  Bücher  —  nach  den  Regeln  der  doppelten 
Buchführung  — ,  für  Bilanz  und  Inventar 
zu  sorgen.    Eh*  hat  in  den  ersteu  3  oder 
nach  Inhalt  des  Gesellschaftsvertrags  in  den 
ersteu  6  Monaten  jedes  Geschäftsjahrs  für 
das  verflossene  Geschäftsjahr  die  Bilanz  und 
als  deren  Ergänzung  eine  Gewinn-  und  Ver- 
lnstreehnung  und  einen  den  Vennögensstand 
und  die  Verhältnisse  der  Gesellschaft  ent- 
wickelnden Bericht  dem  Aufsichtsrat  und 
mit  dessen  Bemerkungen  der  Generalver- 
sammlung zu  unterbreiten.    Die  Vorlagen 
sind   mindestens  während   der   letzten  2 
Wochen  vor  dem  Tage  der  Generalversamm- 
lung oder,  wenn  für  die  Stimmrechtsaus- 
übuug  Aktien  zu  hinterlegen  sind,  vor  dem 
letzten  Hinterlegungswg    in  dem  Gesell- 
schaftslokal auszulegen.     Jedem  Aktionär 
ist  auf  Verlangen  spätestens  bei  Beginn  der 
Frist  Absclu'ift  zu  erteilen.    Die  Bilanz  stellt 
die  Vermögenslage  der  Aktiengesellschaft 
periodisch  klar,  ist  Grundlage  der  Gewinn- 
ermittelung und,  mit  den  übrigen  Vorlagen, 
der  Rechnungslegung  an  die  Aktionäre.  Dir 
Inhalt  ist  durch  zwingende  Normativbestim- 
mungen teilweise  geregelt.    1.  Wertan- 
satz   der    Aktiva:  Grundsätzlich  ent- 
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scheidet  für  sämtliche  Vermögen  sstücke  «1er 
Wert  nach  «lern  Zeitpunkte,  für  den  Bilanz 
gezogen  wird  —  Sohluss  des  Geschäftsjahrs 
—  und  zwar  nach  gemeiner  Meinung  der 
Tauschwert,  welcher  präsumtiv  fflr  das  Vor- 
mögensstüek  erlangt  werden  kann  (Reali- 
sienings-.  allgemeiner  Verkehrs*-,  ohjektiver 
Wert).  Für  Fonlerungen  besteht  die  Sonder- 
vorschrift, dass  zweifclliafto  nach  ihrem 
wahrscheinlichen  Wert  an-,  uneinbringliche 
abzusetzen  sind.  Das  Bewertungsprinzip 
ist  nach  zwei  Richtungen  dun-hbi-ochen : 
einerseits  ist  der  Erwerbspreis  ohne  Rück- 
sicht auf  den  höheren  Realisierungswert 
H'Vhstmass  der  Bewertung:  andrerseits  ent- 
scheidet l>ei  gewissen  Sachen  der  Ki-werbs- 

ttreis  ohne  Rücksicht  auf  den  minderen 
lealisienmgswert.  Das  Oesetz  unterscheidet 
in  »lieser  Beziehung  zur  Weiterveräussenuig 
und  dauernd  zum  Geschäftsbetriebe  der 
Gesellschaft  Iwstimmte  Gegenstände,  ins- 
besondere Anlagen.  lu  beiden  Klassen 
dürfen  Gegenstände  nicht  zu  einem  deu 
Ans«  baff ungs-  oder  Herstellungspreis  über- 
steigenden Betrag  angesetzt  werden.  Für 
Vertussenmgsgegeustände  entscheidet  im 
übrigen  schlechthin  der  Roalisieruugswert. 
Folgerichtig  dürfen  dergleichen  Waren  und 
Wertjiapiere.  wenn  sie  einen  Markt-,  insbe- 
sondere Börsenpreis  haben,  nicht  über  diesen 
in  Ansatz  kommen.  Für  Betrichsgegeustäude 
>teht  der  Ausatz  zum  Ans* -baff ungs-  oder 
Herstellungspreis»?  dauernd  frei,  sofern  nur 
ein  der  Abnutzung  gleichkommender  Betrag 
von  «lern  Aktivnm  abgezogen  oder  ein  der- 
selben entsprechender  Erneuerungs- 
fonds (Abniitzungskonto)  als  Passivposten 
eingestellt  wird.  Der  Emeuerungsfonds  ist 
also  ein  Bowertungskonto,  welches  den 
Minderwexl  eines  Vermfigensstüeks  gegen- 
ül^r  dem  Erwerhspnüso  darstellt.  Er  ist 
nicht  Teil  des  Reingewinns,  sondern  mindert 
ihn.  I>m  Erneuerungsfonds  analoge  Be- 
wertungskonten kommen  für  den  Minderwert 
zweifelliafter  Fonlerungen  oder  nicht  ab- 
nutzlon.T  Gegenstände  insbesondere  Immo- 
bilien vor  —  Delcrederckonto.  Nicht  als  Ver- 
mögensgogenstäude  anerkannt  sind  Organi- 
sationskosten, selbst  wenn  sie  immaterielle 
Güter  darstellen.  Sie  dürfen  deshalb  nicht 
als  solche  in  den  Aktiven  stehen.  II.  Pas- 
siva: Dieselben  halten,  altgesehen  von  den 
richtig  nach  dem  Zeitpunkt,  für  den  bilan- 
ziert winl.  zu  bewertenden  Schulden,  zu  ent- 
halten: a)  Das  Grundkapital,  b)  Den  Betrag 
jedes  Reservefonds.  Bedeutung  eines 
solchen  ist  die  Eitdialtung  von  Beträgen, 
welche  an  sich  zur  Verteilung  au  die 
AJrtionäre  geeignet  wären  (insbesondere  Ge- 
iriminicJdagen).  Das  Gesetz  gebietet  Bildung 
eines  Reservefonds  (Zwangsreservefonds). 
hwlU'  darf  nur  (und  mussV)  der  Deckung 
eines  sieh  aus  der  Jahresbilanz  ergebenden 


Verluste  dienen.  In  ihn  ist  einzustellen 
vom  jährlichen  Reingewinne  mindestens  1  so, 
bis  1  io  des  Grundkapitals  ofler  die  im  Ge- 
sellschaftsvertrage bestimmte  höhere  <vhiot« 
erreicht  ist.  das  von  der  Gesellschaft  durch 
("eberpariomission  erzielte  Aufgeld  abzüglich 
der  Kosten  für  die  Aktienausgabe,  sowie 
nach  einer  Neuerung  des  H.G.B,  von  1  s!*7 
der  Betrag  von  Zuzahlungen.  die  ohne  Grund- 
kapitalerhöhung  von  Aktionären  gegen  Vor- 
zugsrechte für  ihre  Aktien  geleistet  werden, 
wenn  sie  nicht  zu  ausserordentlichen  Ab- 
schreibungen oder  zur  Deckung  ausserordent- 
licher Verluste  Verwendung  finden  sollen. 
Ausserdem  besteheu  Reservefonds,  welche 
in  GemAssheit  des  Gosel  Isohafts  Vertrags  oder 
durch  ihn  gerechtfertigter  Verwaltumrsakte 
gebildet,  aufgelöst  oder  anderen  Aufgaben 
gewidmet  werden  können,  zu  den  vei-sehie- 
deusten  Zwecken :  so  zu  dauernder  Kapital- 
vermehruiig,  Aufbesserung  schlechter  Divi- 
denden, humanen  und  wohltätigen  Zielen 
und  Itesondors  zur  Deckung  ausseronlent- 
licher  Ausgaben  und  Verluste,  c)  Don  Be- 
trag jedes  Erneuerungsfonds.  III.  Am 
Schlüsse  jeder  Bilanz  ist  der  aus  der  Ver- 
gleiehung  sAmtlieher  Aktiva  und  Passiva 
sich  ergebende  Gewinn  oder  Verlust. 
ersten1!-  in  den  Passiven,  letzterer  in  den 
Aktiven  besonders  anzugeben.  Grundkapital, 
Reservefonds,  Gewinnsaldo  bilden  das  Kapital- 

.  konto  der  Aktiengesellschaft.  Die  Posten 
desselU>u  sind  nicht  Schulden  oder  Forde- 
rungen der  letzteren.    Man  hat  sie  deshalb, 

i  wie  auch  die  Bewertungskonton,  als  ideelle 
(fingierte)  Bilanzposten  bezeichnet. 

Die  Gewinn-  und  Verlust  rech  n  ung 
stellt   die  Gewinn-  und  Vcrlustorgebnisse 

I  iler  einzelnen  Konten  einander  jährlich  gegen- 
(U»er.  Das  Saldo  der  Rechnung  bildet  den 
Gewinn  oder  Verlust.  Da  der  nicht  ver- 
wendete Bilanzgewinn  des  Vorjahrs  erster 
Gewinn jMtsten  der  folgenden  Gewinn-  und 
Verlust ivchnnng,  der  Bilanzverlnst  des  Vor- 
jahrs erster  Verlust jv »sten  derselben  ist,  so 
kommt  das  jeweilige  Saldo  der  Gewinn-  und 
Verlustreehnung  dein  den  Bilanzgewinn  und 
-Verlust  aufweisenden  Bilanzposten  gleich. 

Die  Generalversammlung  muss  sich  über 
die  G  e  n  e  h  m  i  g  u  n  g  von  Bilanz-  und  Jahivs- 
nx-hnung  erklären.  Sie  darf  vor  ihrer  End- 
entscheidung mit  einfacher  Mehrheit  Bilanz- 
revison.'ii  ernennen,  wie  auch  der  einfachen 

i  Mehrheit  und  bei  Bemängelung  ttesrimmte  r 

'  Bilanzansätze  einer  Minderheit  mit  1  luGrund- 
kapital  Vertagung  der  Verhandlung  unent- 
ziehbar  zusteht.  Gegen  Genehmigung  oder 
endgültige  Nichtgenehmiguug  unter  Verstoss 
gegen  Gesetz  und  Gesellschaftsvertmg  hilft 
die  Anfechtung  (oben  sub  IM. insbesondere  fin- 
den Fall  zu  hoher  AI isehn Übungen  und  Rück- 
lagen). Die  genehmigte  Bilanz  und  Jahrc-.- 
rechnung  ist  vom  Vorstände  sofort  b-kannt 
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zu  machen.  Die  Bekanntmachung  nebst 
Geschäftsbericht  und  den  Bemerkungen  des 
Aufsichtsrats  ist  zum  Handelsregister  des 
Sitzes  zu  reichen.  Die  D  i  v  i  d  e  u  d  e  n  f  e  s 1  - 
Setzung  steht  bei  der  Generalversammlung, 
sofern  nicht  der  Gesellschaft  «vertrag  er- 
schöpfende Regeln  enthalt.  Letzterenfalls 
ist  mit  der  Bilanzgenehmigung  die  Dividende 
gegeben.  Ob  bei  Vorbehalt  der  Dividenden- 
festsetzung für  die  Generalversammlung 
deren  Beschluss  nur  deklaratorische  oder, 
schrankenlos,  konstitutive  Bedeutung  haben 
soll,  ist  Thatfrage.  Bei  Verstössen  tritt 
wiederum  da»  Anfechtungsrecht  ein.  Nach 
ordentlicher  Rechnungslegung  haben  der  Vor- 
stand und  Aufsichtsrat  Anspruch  auf  Ent- 
lastung. Letztere  ist  gleichfalls  der 
Generalversammlung  zugewiesen. 

B.  Ausserordentliches  Gebahren.  21. 
Abänderung  des  GeseUschaftsvertrags. 
Der  Gesellschaftsvertrag  kann  von  der 
Generalversammlung,  aber  auch  nur  von  ihr 
geändert  (ergänzt)  werden.  Die  General- 
vcrsamnüung  kann  nach  einer  Neuerung  des 
H.G.B,  von  1897  Fassungsäuderungen  dem 
Aufsichtsrat  übertragen.  Die  Erstreckung 
der  Aktiengesellschaft  filier  die  vertrags- 
mässige  Zeit  ist  ein  Fall  der  Abänderung. 
Der  Abändoningsboschluss  erfordert  eine 
Mehrheit  von  3  *  des  vertretenen  Grund- 
kapitals, soferu  nicht  der  Gesellschaftsvertrag 
(in  sjjczieller  Weise?)  für  die  Abänderung 
der  zum  Besclüusse  stehenden  Bestimmung 
andere,  höhere  oder  mindere.  Erfordernisse 
stellt.  Jede,  auch  eine  die  Verhältnisse  der 
Aktiengesellschaft  grundstürzende  Verände- 
rung darf  vorgenommen  werden,  sofern  die 
zwingenden  Vorschriften  des  Gesetzes  ge- 
wahrt bleiben.  Nur  muss  für  die  wichtigste 
Wandlung,  nämlich  die  Abänderung  des 
Gegenstands  des  Cnternehmens,  die  3  4  Mehr- 
heit unbedingt  erreicht  sein;  der  Gesell- 
schaftsvortrag  kann  nur  noch  höhere  Er- 
fordernisse stellen.  Dass  Aktien  verselüe- 
dener  Gattung  bestehen ,  hindert  die  An- 
wendung der  Bestimmungen  nicht :  nur  tritt 
bei  Benachteiligung  einer  Gattung  die  Sonder- 
versaminlung  der  Benachteiligten  ein  (oben 
sub  12).  Der  Beschluss  ist  iu  die  Handels- 
register des  Sitzes  und  der  Zweignieder- 
lassungen einzutragen  und  in  den  Greuzen, 
wie  sie  für  den  ursprünglichen  Vertrag  be- 
stehen, zu  veröffentlichen.  Vor  der  Haupt- 
eintragung ist  die  Abänderung  wirkungslos. 

22.  Erhöhung  des  Grundkapitals. 
Die  Gesellschaft  kann  neue  Mittel  namentlich 
durch  Schuldaufnahme  (Prioritätsobliga- 
tionen) oder  durch  Ausgabe  junger  Aktien 
werben.  (Ueber  Ziizahlungenobensub2u.2<>). 
Letztere  hat  notwendig  die  Erhöhung  des 
Grundkapitals  zur  Folge.  Um  die  nur  zur 
Erzielung  von  Grüudergewinn  stattfindende 
Enüssionsthatigkeit  zu  Weliränken,  soll  die 


Erhöhung  nicht  vor  voller  Einzahlung  des 
bisherigen  Grundkapitals  stattfinden.  Ver- 
hältnismässig unerhebliche  Rückstände 
schliesseu  die  Erhöhung  nicht  aus.  Für 
Versicherungsgesellschaften,  bei  welchen  der 
grösste  Teil  des  Grundkapitals  Garantiefouds 
ist,  kann  der  Gesellschaftsvertrag  Erhöhung 
vor  Vorleistung  ziüassen.  Die  Erhöhung 
zerfällt  in  zwei  Akte:  den  Willensakt.  dass 
das  Zusatzkapital  beschafft  werden  soll  und 
die  Bescliaffimg  selbst.  Der  WiUeusakt, 
welcher  begrifflich  keine  Abänderung  des 
Gesellschaftsvertrags  darstellt ,  unterliegt 
nach  positiver  Norm  den  Vorschriften  über 
diese:  er  kann  nur  durch  Beschluss  der 
Generalversammlung  gemeinhin  mit  H  «  Mehr- 
heit und,  sofern  mehrere  Aktiengattungeu 
bestehen,  unter  ebensolcher  Zustimmimg  der 
Sonderversammlungen  der  Aktionäre  jeder 
Gattung  stattfinden ,  bedarf  der  Eintragung 
und  Veröffentlichung.  Bei  der  allen  Vor- 
stands- und  Aufsichtsratsmitgliedera  ol>- 
liegendeu  Anmeldung  sind  Versicheningen 
über  die  Vollzahlung  des  Gnindkapitals  und 
etwaige  Restanten  abzugeben.  Unrichtige 
Versicherungen  machen  strafbar.  Ausge- 
schlossen ist  Unter-,  zugelassen  Ueberpari- 
emission,  bei  welcher  das  Aufgeld  nach  Ab- 
zug der  Kosten  für  die  Aktienausgabe  zum 
Reservefonds  fliesst.  Der  Generalversamm- 
lungsbeschluss  hat  den  Mindestbetiag,  unter 
dem  die  jungen  Aktien  nicht  auszugeben  sind, 
zu  bezeichnen.  Er  rauss  sich  über  etwaige 
Sacheinlagen  oder  in  Anrechnung  auf  Ein- 
lagen erfolgende  Uel>ernahmen  bei  Ver- 
meidung der  Unwirksamkeit  für  die  Gesell- 
schaft ,  ähnlich  wie  bei  der  Gründung,  ver- 
breiten. Häufig  werden  die  jungen  Aktien, 
mu  das  Kapital  anzuziehen,  mit  Vonvohten 
ausgestattet  (Prioritätsaktien).  Nach  einer 
Neuening  des  H.G.B,  von  1897  kann  jeder 
Aktionär  die  Zuteilung  eines  seiner  bis- 
herigen Beteiligung  entsprechenden  Betrags 
junger  Aktien  fordern,  soweit  nicht  der 
Generalversamnüungslieschluss  anders  ver- 
fügt. Auderweite  Bozugsrechte  können  nur 
vorbehaltlich  dieser  Befugnis  und  nicht  vor 
dem  Beschluss  über  die  Erhöhung  mit 
Wirkung  für  die  Gesellschaft  zugesichert 
werden.  Auf  Gnmd  des  Bescldusses  ge- 
schieht die  Zeichnung  der  jungen  Aktien 
durch  schriftliche  Erklärang,  nach  instniktio- 
neller  Vorsclirift  auch  in  einem  zweiten 
Exemplare,  deren  Inhalt  neuerdings  in  An- 
lehnung an  denjenigen  des  Zeichnungsscheins 
bei  der  Gründung  bestimmt  ist.  Entsprechend 
sind  die  Rechtsfolgen  bei  Eintragung  der 
Erhöhung  trotz  nichtiger  oder  unverbind- 
licher Zeichnungsscheine  und  hei  Bes«  hrän- 
1  knngen  ausserhalb  des  Scheines  geordnet. 
Wie  bei  der  Gründung  sind  auf  Barein- 
lagen mindestens  V<  und  das  Aufgeld 
einzuzahlen.    Als  Kontrahenten    des  Ge- 


Digitized  by  Google 


Aktiengesellschaften  (Aktienrecht  in  Deutschland) 


alk-haftsvertrags  erscheinen  die  Zeichner 
uml  die  durch  das  zur  Ausführung  des 
ErMhuugsl*«schlusses  bestimmte  Organ  re- 
jTäsentierte  S  imune  der  vorhandenen  Gesell- 
Khafter.  Auch  die  erfolgte  Erhöhung  ist 
zur  Eintragung  zu  bringen,  -wiederum  unter 
wesentlicher  Anwendung  der  entsprechenden 
Vorschriften  bei  der  Gründung.  Wissent- 
lich falsche  Angaben  der  anmeldenden  Vor- 
stands- und  Aufsichtsratsmitglieder  über 
Zeichnung,  Einzahlung,  Ausgabekurs,  Sach- 
«•inlagen  und  Uebcrnahineu  machen  strafbar. 
Ebe  Verbindung  der  Anmeldung  und  Ein- 
tragung des  Beschlusses  über  die  Erhöhung 
und  der  erfolgten  Erhöhung  ist  zulässig. 
Vor  Haupteintragung  der  erfolgten  Erhöhung 
können  Aktien  und  Interimsscheine  auf  das 
Zusatzkapital  nicht  gültig  ausgegeben  und 
Anteilrechte  an  ihm  nicht  mit  Wirkung 
gegenüber  der  Gesellschaft  übertragen 
werden.  Vorstands-  und  Aiifsiehtsratsmit- 
plieder.  «lie  vorher  Aktien  etc.  ausgeben, 
sind  strafbar. 

23.  Verminderung  des  Grundkapitals ; 
Herabsetzung,  Amortisation,  Erwerb 
eigener  Aktien.    Die  Verminderung  des 
Grundkapitals  kann  stattfinden  durch  Herab- 
setzung, insbesondere  teilweise  Zurückzalüung 
uud  Amortisation.    Die  teilweise  Zurück- 
zahlung begreift  die  wirkliehe  Kückge- 
währ  von  Betragen  auf  die  Aktien.  Ihr 
Grund   ist   gemeinhin  l'eberfluss  an  Be- 
triebsmitteln.   Von  der  Amortisation  unter- 
scheidet sie  sich  dadurch,   das»  sie  ver- 
hältnismässig auf  alle  Aktieu  wenigstens 
einer  Gattung  stattfindet,  die  Amortisation 
dagegen  die  Ausscheidung  einzelner  Aktien 
1  »-zweckt.     Die  sonstige  Herabsetzung 
trifft  wie  die  Zurückzahlung  sämtliche  An- 
teile: sie  begreift  einmal  die  völlige  Be- 
freiung von  noch  ausstehenden  Einschüssen, 
eine  Massregel,  welche  wiederum  auf  l'eber- 
schuss  an  Betriebsmitteln  deutet ;  weiter  den 
UMr  rechnungsnuissigeu  Minderansatz  des  der 
Aufnahme  in  die  Bilanz  liedürfenden  Grund- 
kapitals, wodurch  die  zutreffende  Einstellung 
v«»u  entwerteten   Aktiven    oder   die  Aus- 
gleichung einer  rnterbilanz  und  damit  die 
^♦■deraufnahnie  der  Gewinnverteilung  er- 
ikdt  wird.     Die  Herabsetzung,  einschliess- 
lich der  Zurückzahlung,  kann  nur  auf  He- ! 
*.-hluss  der   Generalversammlung    mit   :I  i , 
Mehrheit  stattfinden.    Der  Gesellsehaftsver-  ' 
trag  kann  lediglich   höhere  Anforderungen 
>teÜen.  Bei  Vorliandenseiu  mehrere!-  Aktien-  | 
Gattungen  ist  Zustimmung  von  Sonderver-  < 
farumlungen  der  Aktionäre  jetler  Gattung  | 
nach   denselben  Grundsätzen  nötig.  Der 
Heschluss  hat  anzugeben,  zu  welchem  Zwecke  j 
'ind  iu  welelier  Weise  die  Herabsetzung 
stattfindet.  IVaktisch  wird  <lie  Herabsetzung 
meist  durch  Abstempelung  der  Aktien  auf 
einen  geringeren   Herrag  oder  durch  Zu- 


sammenlegung mehrerer  zu  wenigeren  Ak- 
tien unter  Vernichtung  der  flberschjessendeu 
durchgefülirt.  Der  gesetzliehe  Xornnütetrag 
der  Aktie  muss  dabei  gewahrt  werden.  Nur 
bei  Zusammenlegung  etc.  der  vor  Geltung  des 
Gesetzes  von  1RS4  auf  weniger  als  PMH»  Mk. 
gestellten  Aktien  braucht  dieser  Betrag  nicht 
gewahrt  zu  werden;  eine  weiten»  Herab- 
setzung des  Betrages  ist  für  sie  ausgeschlossen. 
Häufig  geht  mit  der  Herabsetzung  die  Er- 
höhung des  Grundkapitals,  namentlich  mit- 
tels Ausgabe  von  Prioritätsaktien  Hand  in 
Hand.  Der  Beschluss  ist  zur  Eintragung 
zu  bringen.  Der  Vorstand  hat  alsdann  die 
Gesellschaftsgläubiger  dreimal  öffentlich,  die 
bekannten  überdies  besonders  aufzurufen. 
Gläubiger  mit  Forderungen  aus  der  Zeit  vor 
der  dritten  Bekanntmachung  sind  bei  Mel- 
dung zu  befriedigen  oder  zu  sichern.  Erst 
hiernach  und  nach  Ablauf  eines  Jahres  seit 
der  letzten  Bekanntmachung  (des  Sperr- 
jahres) können  Zurückzahlungen  an  die  Ak- 
tionäre erfolgen  und  tritt  eine  Befreiung 
von  Aktionären  ein.  Aktien,  die  trotz  Auf- 
forderung nicht  behufs  Verminderung  der 
Aktienzahl  durch  1'mtausch,  Abstempelung 
etc.  eingeliefert  worden  oder  die  ihrer 
Zahl  nach  sich  nicht  durch  neue  er- 
setzen lassen  und  nicht  der  Gesellschaft 
zur  Verwertung  überlassen  sind,  können 
nach  ausdrücklicher  Vorschrift  des  H.  G.  B. 
von  1807  für  kraftlos  erklärt  werden.  Die 
an  ihrer  Stelle  ausgegebenen  neuen  Aktien 
sind  für  Rechnung  der  Beteiligten  zu  ver- 
werten. Auch  (lie  erfolgte  Herabsetzung 
ist  zur  Eintragung  zu  bringen.  Die  Amor- 
tisation, Kinziehung  von  Aktienrechten, 
kann  nur  bei  Anordnung  oder  Zulassung 
im  Gosellschaftsvortrag  erfolgen.  Soll  sie 
nicht  durch  Ankauf  von  Aktien,  sondern 
durch  Auslosung,  Kündigung  etc.  stattfinden, 
so  muss  sie  im  ursprünglichen  oder  vor 
Zeichnung  der  Aktien  abgeänderten  Gesell- 
sehaftsvertrage  vorgesehen  sein.  Sie  ist  im 
übrigen  zulässig  entweder  bei  Beobachtung 
der  Vorschriften  über  «lie  Herabsetzung 
oder  aus  «lein  nach  der  Jahresbilanz  verfüg- 
baren Gewinne,  rnstatthafte  Amortisation 
macht  Vorstands-  und  Aufsichtsratsmitglietler 
«Tsntzpflichtig.  Bei  Auslosung  worden  mit- 
unter für  die  Aktien  G  e  n  ussschei  lie 
au8gegol»en,  welche  dem  letzten  Eigentümer 
der  Aktie  nach  den  nicht  Ausgelosten  Ge- 
winn- uud  Vermögensanteil  belassen.  '  M» 
die  Genussscheine  Aktionär-  oder  Gläubiger- 
rechte  gewähren,  ist  Tliatfrage.  Eine  will- 
kürliche Verringerung  «les  Grundkapitals  ist 
insb«'soudero  «lurch  das  Verbot  des  An- 
kaufs eigener  Anteile  gehindert.  Die 
Aktiengesellschaft  soll  eigene  vollg«-leistete 
Aktien  im  regelmässigen  Geschäftsbetriebe 
wetler  erwerben,  noch  zum  Pfände  nehmen 
(in  Versatz  nclimen,  belehnen).    Bei  Zn- 
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widerhandeln  ist  das  Geschäft  gültig.  Von 
dem  Verbot  ist  der  Erwerb  in  Ausführung 
einer  speziellen  Einkaufskommission  aus- 
genommen. Um  die  gesetzwidrige  Libe- 
rienmg  zu  hindern,  ist  Erwerb  und  Pfand- 
nahme  eigener  nicht  vollgeleisteter  Aktien 
und  eigener  Interimsscheirie  selbst  in  Aus- 
führung einer  Einkaufskommission  mit  der 
Rechtsfolge  der  Nichtigkeit  untersagt.  In 
beiden  Fällen  sind  die  Vorstands-  und  Auf- 
siehtsratsmitgliodor  ersatzpflichtig.  Von  dem 
Verltote  wird  das  Reportgeschäft  in  eigenen 
Anteilen  betroffen,  nicht  alter  —  zumal  in 
Ansehung  der  Worte  »im  regelmässigen 
Geschäftsbetriebe*  --  Erwerb  und  Pfand- 
nahme  durch  Zwangsvollstreckung  und  Er- 
werb  dmt'h  echte  Schenkung. 

24.  Auflösung  der  A.  Liquidation. 
Die  Aktiengesellschaft  wird  nach  Aktien- 
reeht  aufgelost:  1.  Durch  Ablauf  der  im 
Gesellschaftsvertrage  bestimmten  Zeit.  2. 
Durch  Bcschluss  der  Generalversammlung. 
Derselbe  bedarf  einer  Mehrheit  von  i  des 
vertretenen  0 rnndkapitals.  I )er  Gesellschafts- 
vertrag kann  nur  noch  schwerere.  Erfoiilor- 
nisse  aufstellen.  H.  Durch  Konkurseröffnung. 
EiTeicht  der  Verlust,  welchen  die  Jahres- 
oder  eine  Zwischenbilanz  aufweist,  die 
Hälfte  dos  Grundkapitals,  so  muss  der  Vor- 
stand dies  einer  sofort  zu  berufenden  Genoral- 
versammlung melden.  Tritt  Zahlungsunfähig- 
keit der  Gesellschaft  ein,  oder  ergieht 
eine  Bilanz,  dass  das  Vermögen  nieht  mehr 
deren  echte  Schulden  »leckt,  so  muss  er 
Konkurseröffnung  beantragen.  Das  Antrags- 
recht steht  nach  der  Konkursordnung  jedem 
Vorstandsmitgliedo  zu.  Zuwiderhandeln 
macht  die  Vorstandsmitglieder  strafbar.  Zu- 
dem haften  sie  und  die  Aufsichtsratsmit- 
gliedor  ltci  Zahlungsleistung  nach  Zahlungs- 
unfähigkeit oder  Uohorsohuldung  für  Scha- 
deusei-satz.  4.  Aktienreehtlieher  Auflösungs- 
grund  ist  weiter  die  Aufzehrung  sämtlicher 
Anteile  durch  Amortisation,  wohl  auch  die 
Vereinigung  aller  Aktien  in  einer  Hand.  An 
anderen  Gründen  tritt  hinzu  die  Auflösung 
durch  die  Staatsgewalt  zufolge  Vorbehalts 
bei  einer  notwendigen  Konzession  oder  zu- 
folge öffeiitlichrechtiiehor  Norm  des  Landcs- 
gesetzes  (so  bisher  in  l*reussoii  im  Falle 
gemoirisehädlicher  gesetzwidriger  Hand- 
lungen oder  Unterlassungen  der  Aktien- 
gesellschaft!. Unmöglichkeit  der  Erreichung 
des  l  losellsehaftszweeks  ist  nicht  Auflosungs- 
tnmd.  Die  Auflösung  der  Aktiengesellschaft 
muss  aussei  im  Konkursfalle  durch  den 
Verstand  zur  Eintragung  in  das  Handels- 
register des  Sitzes  und  jeder  Zweignieder- 
lassung angemeldet  werden.  Gemeinhin,  nicht 
im  Falle  des  Konkurses,  folgt  ihr  die  Liqui- 
dation. Dies  auch,  wenn  die  Nichtigkeit  der 
Gesellschaft  (eben  sub  3>  im  Handelsregister 
eingetragen  ist.  wol-ei  die  namens  der  Gesell- 


schaft mit  Dritten  geschlossenen  Geschäfte 
gültig  bleiben  und  die  Gesellschafter  die 
zur  Erfüllung  der  Verbindlichkeiten  nötigen, 
versprochenen  Einzahlungen  leisten  müssen. 
Durch  die  Auflösung  winl  nur  die  produk- 
tive Seite  der  Aktiengesellschaft  l>eendet. 
Im  übrigen  wird  die  letztere  für  den  Liqui- 
dationszweck, den  sie  selbst  erfüllt,  in  ihrem 
Bestand  erhalten.  Das  Regienmgs-  und 
Vertretungsrecht  bleibt  grundsätzlich  dem 
Vorstand  als  Liquidationsvorstand.  Doch 
kann  Gesellschaftsvertrag  oder  Generalver- 
sammlungsbeschluss  andere  Personen  an 
Stelle  der  Vorstandsmitglieder  setzen.  Auf 
Antrag  des  Aufsichtsrats  oder  von  Aktionären 
mit  t-m  Grundkapital  bei  b  monatlichem  Be- 
sitz kann  das  Gericht  des  Sitzes  Liquidatoren 
ernennen.  Ihm  steht  unter  gleicher  Voraus- 
setzung Abberufung  der  Liquidatoren  zu. 
Nicht  vom  Gericht  ernannte  Liquidatoren 
kann  die  Generalversammlung  jederzeit  al>- 
nifen.  Der  Vorstand  hat  die  ersten  Liqui- 
datoren zur  Eintragung  in  jedes  beteiligte 
Handelsregister  anzumelden.  Die  Anmel- 
dungen von  Veränderungen  liegen  den  Liqui- 
datoren selbst  ob.  Gerichtliche  Ernennungen 
und  Abberufungen  werden  von  Amtswegen 
eingetragen.  Die  Liquidatoren  stehen  grund- 
sätzlich iu  Rechten  und  Pflichten  dem  Vor- 
stande gleich  und  werden  vom  Aufsichtsrat 
überwacht.  Nur  fallen  Vorschriften,  welche 
lediglich  die  produktive  Seite  lx'treffeu.  fort, 
so  das  Konkurrenz verbot  und  die  Bestellung 
von  Prokuristen.  Auch  die  gesetzliche 
Liquidationsvollmacht  ist  unbesehränkku-. 
Sie  ermächtigt  aber  lediglich  zur  Beendigung 
der  laufenden  Geschäfte,  Einziehung  der 
Forderungen,  Versilberung  des  Vermögens 
und  zur  Befriedigung  der  Gläubiger:  zur 
Eingehung  neuer  Geschäfte  nur  behufs  Be- 
endigung schwellender.  Die  gesetzliche 
Liquidationsvollmacht  kann  durch  Gesell- 
schaftsvertrag oder  Bcschluss  der  General- 
versammlung erweitert  worden.  Die  Liqui- 
datoren halten  die  Gosellschaftsgläubigor  drei- 
mal öffentlich  aufzurufen.  Sie  müssen  für 
den  Beginn  der  Liquidation  und  weiter  für 
den  Schluss  jedes  Jahres,  zulässigerweise 
des  bisherigen  Geschäftsjahres  Bilanz  ziehen. 
Auf  die  Rechnungslegung  sind  im  allge- 
meinen die  Vorschriften  erstreckt,  welche 
bei  werbender  Gesellschaft  besteheu.  Nur 
sind  die  besonderen  Vorschriften  über 
den  Inhalt  der  Bilanz  und  die  Bestim- 
mungen über  den  Reservefond  für  uuati- 
wendbar  erklärt.  Das  nach  Berichtigung 
der  Scludden  verbloiliende  Vermögen  der 
Gesellschaft  w  inl  unter  die  Aktionäre  ver- 
teilt, grundsätzlich  nach  dem  Verhältnisse 
der  Aktienbeträge.  Doch  darf  im  Interesse 
der  Gläubiger  die  Verteilung  nicht  vor  Ab- 
lauf eines  Jahres  seit  dem  dritten  Aufrufe 
der  Gläubiger  erfolgen.    Die  Fordenuigeu 
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der    bekannten    Gläubiger  worden    getilgt 1  walten.      Hierfür    sind    die  Vorstands- 
oder, seeweit    zulässig,  hinterlegt.    Ist  die  und   Aufsichtsratsmitglieder   der  letzteren 
Berichtigung  einer  Verbindlichkeit  zur  Zeit  den  Gläubigern  der  aufgelösten  Gesellschaft 
unausführbar     oder    eine    Verbindlichkeit  als  Gesamtschuldner  haftbar.  Die  aufgelöste 
streitig,  so  muss  vor  <ler  Verteilung  Sicher-  Gesellschaft  wird  insoweit  crtialten.  als  bis 
heil  besteUt  weilen.    Verteilungen  iuuer-  zur  Vereinigung  der  Vermögen  ihr  Gerichts- 
halb  der    Sperrfrist   machen   Ii« piidatoren  stand  bestehen  bleibt  und  im  Verliältnisse 
und    Aufsiehtsratsniitglieder    haftbar .    die  zu  der  übernehmenden  Gesellschaft  und  deren 
Aktionäre  rückzalüungspflichtig.    Nach  Be-  übrigen  Gläubigem  das  übernommene  Ver- 
entügungtler  Liquidation  und  Seidussrechuung 
ist  von  den  Liquidatoren  das  Erlöschen  der 
Gesellschaft     zum    Handelsregister  anzu- 
melden. 

25.   Uebertragung   des  Vermögens 


Uebertragnng 
der  A.  im  ganzen.  Fasion.    Die  Ueber 
traguug     des    Gesellscliaftsvermögeus  im 
Ganzen  ist  durch  das  H.  G.  B.  von  ls!»7 
eingehend  geregelt.    Sie  bedarf  eines  Ge- 
neral versain^ungsbesehlusses  mit  1  i  Mehr- 
heit   des    vertretenen   Grundkapitals;  der 
Gesellsohaftsvertrag  kann  höhere  Erforder- 
nisse   stellen.     Der    Beschluss  bewirkt 
jedenfalls   die  Auflösung  der  Gesellschaft. 
Gemeinlün    finden    die  Vorschriften  filier 
die  Liqmdation  Anwendung;  die  Liquida- 
toren    dürfen    das    zur   Ausführung  der 
Massregel  Nötige  vornehmen.  Das  Vermögen 
darf  dem  Unternehmer  nur  nach  den  Be- 
stimmungen über  die  Verteilung  unter  die .  Generalversammlung  der  aufgelösten  Gesell- 
Aktionäre  ausgeliefert  wenlen.   Uelteruimmt  schuft  deren  Fortsetzung  Vschliessen. 
das  Reich,  eiu  Bundesstaat  oder  ein  inlän-       26.  Strafvorschriften.    Die  einzelnen 
tuscher  Kotnmunalverband   das   Vermögen  Straffälle  sind  ol»en  S.  0.  11,  14.  15.  17.  22, 
im  Ganzen,  so  kann  in  der  Vereinbarung,  j  24  erw  ähnt.  Die  härteste  Strafe  ist  Gefängnis 
welche  der  Genehmigung  durch  die  Gene-  und  zugleich  Geldstrafe  bis  2000M  Mk.,  so- 
ralversammhuig  bedarf,   das  Unterbleiben  I  wie  Verlust  der  bürgerlichen  Ehrenrechte. 


mögen  als  solches  der  aufgelösten  Gesell- 
schaft gilt.  Die  Vereinigung  der  Vermögen 
kann  beliebig  ausgesetzt  wenlen.  Soll  sie 
aber  eintreten,  so  bedarf  es  vorgängigen 
Aufrufs  der  Gläubiger.  Abwartens  der  Sperr- 
frist etc..  wie  bei  der  Liquidation.  Ausser- 
dem wird  in  dem  Gesetze  vom  2U.  April  1S!>2 
die  Uniwandelung  einer  Aktiengesellschaft 
in  eiue  Gesellschaft  mit  l>esohränkter  Haf- 
tung dadurch  begünstigt,  dass  die  Linui- 
dation  der  Aktiengesellschaft  unterbleiben 
kann,  wenn  die  aus  ihr  erwachsene  Ge- 
sellseliaft  mit  beschränkter  Haftung  gewissen 
Erfordernissen  entspricht,  wenn  namentlich 
die  Teilnahme  der  Aktionär»''  an  der  neuen 
Gesellschaft  gewährleistet  ist.  —  Wird  der 
Zweck  der  Veräussernng  »|cs  Vermögens  im 
ganzen  oder  der  Umwandlung  in  eine  andere 
Gesellschaft  nicht  erreicht,    so    kann  die 


der  Liquidation  bestimmt  werden.    Der  Be- 


schluss" und  die  Auflösung  sind  unter  Beifü- 
gung der  Vereinltarung  zum  Handelsregister 
anzumelden.    Mit  der  Haupteintraguug  gilt 
das  Vermögen  einschliesslich  der  Selndden 
als  übergegangen  und  erlischt  die  Finna.  — 
Bei  Uel>ertragung  des  Vermögens  im  ganzen 
an    eine    andere    Aktiengesellscliaft  oder 
Kommanditaktiengesellsehaft   gegen  Aktien 
dersellieu  (Fusion)  sind  für  die  Erhöhung 
des  Grundkapitals  der  übernehmenden  Gesell- 
schaft  <lie   Vorschriften   über  Vollzahlung 
des  bisherigen  Grundkapitals,  Zeichuimg  der 
jungen  Aktien.  Einzahlung  auf  sie.  Bezngs- 
rechte  der  Aktionäre  unanwendbar.   Mit  der 
Anmeldung    der   erfolgten    Erhöhung  ist 
der  von  der  General  Versammlung  der  auf- 
gelösten  Gesellschaft  genehmigte  Vertrag 
einzureichen.    Soll  laut  Vereinl>aruug  das 
Vermögen  der  aufgelösten  Gesellschaft  nicht 
liquidiert  wenlen,  so  finden  im  allgemeinen  \ 
die  Vorscliriften  für  Uel>ertraguug  des  Ver- 
mögens   an    das   Heich  etc.   Anwendung. ! 
Um  aber  die  Gläubiger  der  aufgelösten  Ge- 
sellschaft zu  schützen,  ist  insbesondere  l>e- 1 
stimmt :    Das   Vermögen    der  aufgelösten 
Gesellschaft  ist  einstweilen  von  der  (Her- 
nehmenden Gesellschaft  getrennt  zu  ver- 

lUndwdrtcrbuch  der  StaaUwt«etwchaften.  Zweit«  Auflag 


Für  einen  Fall  ist  nur  Geldstrafe,  jedoch 
nicht  unter  1(*mi  Mk..  angedroht.  Ueberdies 
unterstehen  die  Mitglieder  des  Vorstands 
und  die  Liquidatoren  einem  ausgedehnten 
Ordnungsstrafreeht. 


Litt« rat nr:  Aus  der  reichhaltigen  Litternlnr  ist 
namentlich  herea  zuhehen  :  ran  alteren  syste- 
malischen  Parstellnngen  II'.  Auerbach,  Aktien- 
tresen, Frankfurt  a.  .V.  1S7S,  H.  Keyssner, 
l>ie  Aktiengesellschaften  unter  dem  RAI.  f*om 
./mm«  IS 70,  Berlin  1*73,  \f.  Pähl*,  Recht 
tler  Aktiengesellschaften,  Hamburg  lSfi,  PHmkstr 
in  Endemanus  Handbuch  des  deutschen  Handels- 
etc.rtchU  1,  Uipzig  1S.S1  und  rar  allem  A. 
Kenaud,  R>  cht  der  Aktiengesellschaften,  i.  Aufl., 
Leipzig  1S7S;  ran  neueren  systematischen  Mir« 
Stellungen  ./.  Fr.  Kehrend,  Lehrbuch  des 
Handelsrechts  1  2,  Berlin  IS9t),  und  dos  gr«ss 
angelegte,  noch  unrallcndete  Werk  von  K.  Leh- 
mann, Recht  der  Aktiengesellschaften  t  Bd.  I, 
Berlin  MUS);  ferner  O.'  Glerk'e,  Die  C.e- 
nasse  nschaftitheurie  und  die  deutsche  Recht- 
sprechung, Berlin  1S."7 ;  zu  den  Re/.irmrnr- 
schlagen  hauptsächlich  II.  IJixrenfeld,  Recht 
der  Aktiengesellschaften,  Berlin  ls7'J,  und  #/, 
n  iener,  L.  Ooldnehmidt,  J.  F.  Ilehrend, 

Zur  R'f-irm  des  Aktiengruellschaftstrrsens,  Leipzig 
JS7f  iSrhr.  d.  V.  f.  S..zialp.  jf;  die  Kämmen- 
tare  zum  Aktienaes.l:  ran  i.v.vj  ran  K.  Emter  II, 
:>.  Aufl.,  Berlin  jsi'l,    P.   Kayaer,   ±.  Aufl. 
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Berlin  1*91.  ./.  Petenten  und  W.  von  Pech- 
mann, Leipzig  1890,  V.  Bing,  i.  Im/., 
Berlin  1*93,  O.  von  Völdemdorff,  Erlangen 
ton  den  Kommentaren  tum  H.G.B,  in 
erster  Reihe  H.  Staub,  S.  Auß.,  Berlin  1*97; 
con  Monographien  in  historischer  Beiiehung  K. 
Lehmann,    Geschichtliche    Entwickelung  de* 


und  etwaiges  Statut  werden  registriert.  Die 
registrierte  Aktiengesellschaft  ist  Korporation. 
Zeichnung  des  vollen  Grundkapitals  ist  nicht 
erforderlich.  Die  Höhe  der  Aktie  ist  nicht 
normiert.  Die  Aktie  ist  grundsätzlich  ültor- 
tragbar.    Seit   1867  sind  bei  Vollzahlung 


1S9S,  anch  V.  Hing,  Asiatische  Handlung» 
Icompagnien  Friedrieh  des  Grossen,  Berlin  1890 ; 
in  d(>gmatischer  enn  allgemeinster  Bedeutung 
H.  V.  Simon,  Die  Bilanzen  der  Aktiengesell- 
schuften,  ~.  Auß.,  Herlin  1*9*;  ferner  die  Ab- 
handlungen ron  H.  Wiener  über  die  Errich- 
tung der  A.G.  sowie  die  l'mwandlung  und 
Fusion  in  Goldschmidts  Zeitschr.  für  Handelsr. 
Bd.  H,  ir,  und  S7  (1*79,  1**0  und  18*t). 
Reichhaltige*  Material  in  P.  Holdhelm, 
Wochenschrift  f.  Aktienwesen  etc.  (jetzt  Monats- 
schrift f.  Handelsrecht  und  Bankwesen) ,  Berlin 
l*9tff.;  auch  ./.  Bauer,  Zeitschr.  f.  d.  ge*. 
Aktienwesen,  Leipzig  und  Zittau  l*91ß.  Ge- 
nauer Littrraturnachweis  bei  Z~  Weyl,  Handb. 
des  deutschen  Aktiengenellschuftsrcchts,  Freiburg 
t.  B.  und  Leipzig  1*90  (Teil  2  S.  1—19). 


b)  Das  Aktienrecht  in  den  übrigen 
europäischen  Ländern. 

1.  England.  2.  Frankreich.  3.  Belgien. 
4.  Italien.  6.  Schweiz.  6.  Spanien.  7.  Oester- 
reich-Ungarn und  andere  Länder. 

1.  England.  Grundlage  ist  die  Companies 
Act  vom  7.  August  18Ü2;  das  wichtigste 
Ergünzungsgesetz  ist  das  vom  20.  August 
1807:  andere  Abänderung*-  und  Ergänzungs- 
gosetze  ergingen  1804,  1*07,  1870,  1877. 
1S79.  1M80.  1HS.J.  1890,  1891.  1892.  Das 
Gesetz  trifft  alle  Assoziationen  mit  gemein- 
samem Kapital,  auch  solche  ohne  Aktien. 
Zwangsweise  unterstchen  ihm  grundsätzlich 
alle  Banken  mit  mehr  als  lo,  Erwerbsge- 
scllscliaften  mit  mehr  als  20  Mitgliedern. 
Andere  Vereine  zu  erlaubten  Zwecken 
können  sieh  ihm  unterwerfen.  Es  giebt 
Aktiengesellschaften  mit  unbeschränkter 
Haftung,  mit  beschrankter  Nachschusspf licht 
zur  Liquidationsmasso,  endlich  mit  einer 
auf  den  Aktienbetnig  beschränkten  Haft 


Aktienrecht*  bis  zum  code  de  commerce,  Berlin  I  Inhaberaktien  zugelassen.  Gewisse  Inhalts- 

teile  des  Gründungsentwurfs  sind  laut  Er- 
mächtigung des  ursprünglichen  oder  durch 
Spezialbeschluss  veränderten  Statuts  wandel- 
bar. So  kann  namentlich  Erhöhung  und 
Verminderung  des  Grundkapitals  und  der 
Hohe  der  Aktie,  sowie  die  Umwandelung 
voll  gezahlter  Aktien  in  stock  ausgesprochen 
werden.  Durch  letztere  Massregel  wird  ein 
Sondervermögen  geschaffen,  an  dessen  Sub- 
stanz nur  nie  stoekholders ,  im  übrigen 
Aktionäre  gleich  den  anderen,  partizi- 
pieren. Der  Gegenstand  des  Unternehmens 
ist  nur  mit  Genehmigung  des  Gerichts 
wandelbar,  das  hierbei  die  Interessen  der 
Gesellschaft,  der  Aktionäre  und  Gläubiger 
zu  wahren  hat  (Companies  [Memorandum 
of  Association]  Act,  1890).  Auch  das  Statut 
kann  durch  Spezialbeschluss  geändert  werden. 
Der  S|>eziall>eschluss  bedarf  einer  3  i  Mehr- 
heit und  der  Bestätigung  durch  einfache 
Mehrheit  einer  zweiten  Generalversammlung. 
Die  Sicherung  der  Aktionäre  und  Gläubiger 
liegt  hauptsächlich  in  äusserster  Publizität. 
Die  Firma  mit  »limited«  steht  an  jedem  Ge- 
schäftslokal und  auf  jeder  schriftlichen 
Aousserung.  Ein  Mitgliedorverzeichnis  mit 
Angabe  der  Einzahlungen,  des  Ein-  und  Aus- 
tritts liegt  aus;  ebenso  ein  Pfandverzoichnis 
und  bei  Banken,  Versicherungen  und  Spar- 
kassengesellschaften  ein  halbjährlicher  Status. 
Alljährlich  wird  ein  Verzeichnis  der  aktu- 
ellen Mitglieder  mit  Angaben  iHter  Ein- 
zahlungen, Beste,  Kaduzierungen,  Aus- 
tritte etc.  gefertigt  und  auch  dem  Begister- 
amt  Überreicht.  Jeder  Prospekt  muss  die 
vorher  geschlossenen  Verträge  nach  Datum 
und  Person  der  Vortrngsehliesser  anzeigen. 
Vertn'lge  über  Sacheinlagen  müssen  dein 
Hegisteramt  eingereicht  werden.  Nach  der 
Directors  Liahility  Act,  189«»  haftet  iu  nälier 
bestimmter  Weise  joder  Direktor  einer 
Aktiengesellschaft  oder  wer  in  Prospekten 
Hing,  j  etc.  als  Direktor  oder  künftiger  Direktor  be- 
setztere, companies  limited  by  shares  (im  i  zeichnet  ist.  sowie  jeder  Gründer  oder  wer 
Unterschiede  von  den  c.  I.  by  guarantee)  \  die  Prospekte  gutgeheissen  hat,  demjenigen, 
sind    Aktiengesellschaften    im    deutschen  welcher  auf  den  Prospekt  hin  Aktien  oder 


Sinne.  Für  sie  gelten  folgende  Grundsätze : 
Der  Gründungsentwurf  ist  von  mindestens 
7  Aktionären  zu  zeichnen.  Er  muss  die 
Firma  mit  dem  Ende  limited «.  das  König- 
reich des  Gosellschaftssitzos,  den  Gegon- 


< )bligationeu  zeichnet,  für  den  Schaden  aus 
falschen  Prospektaugabcn.  sofern  er  nicht 
wohl  begründeten  guten  Glaulien  erweist. 
Durch  Speziall>eschliiss  <>der  auf  Vorlangen 
einer  Minderheit    durch    das  Handelsamt 


stand  des  Unternehmens,  die  beschränkte  können  Inspektoren  zur  Prüfung  der  Ge- 
Haft uug.  die  Höhe  des  Grundkapitals  und  sellschaftslago  ernannt  werden.  Die  Reoh- 
der  Aktie  bestimmen.  Er  kann  von  einem  nungsprüfmig  durch  gewählte  Revisoren 
Statute  l>egleitet  sein.  Subsidiär  gilt  ein  findet  zwingend  mir  U»i  Aktienbanken  statt, 
sehr  ausführliches  N'ormalstatut.    Entwurf ;  Bilanzvorschriften  enthält  nur  das  Normal- 


Digitized  by  Google 


Aktiengesellschaften  (Aktienrecht  in  den  übr.  europ.  Ländern) 


11« 


-t.itnt.    Besondere  Schutzmittel  bestehen  für 
Reduktion  (gerichtliche  Bestätigung:  Zu- 
stimmung oder  Sicherung  der  Gläubiger  liei 
vftektiver    Rückzahlung    oder  Liberation). 

I>>itung  der  Gesellschaft  liegt  Direk- 
toren ob,  welche  aber  nur  innerhalb  ihres 
Auftrags  die  Gesellschaft  verbinden.  Der 
(imndungsentwurf  kann  unbeschränkte 
Haftung  der  Direktoren  bestimmen  (Aehnlieh- 
keit  mit  der  Kommanditgesellschaft  auf 
Aktien).  Die  Generalversammlung  ist  oberstes 
Willensorgan.  Sie  muss  mindestens  all- 
jährlich einmal,  zuerst  innerhalb  4  Monaten 
«■»•it  dei  Registrierung  zusammentreten.  Der 
Aktionär  ist  einschusspfliehtig  bis  zur  Höhe 
der  Aktie ;  ein  früherer,  wenn  binnen  1  Jahr 
nach  seinem  Austritte  liquidiert  wird,  aber 
um:  subsidiär  und  für  die  Schulden  nur,  Sö- 
tern sie  bis  zu  seinem  Austritt  eingegangen 
sind.  Die  Liquidation  geht  der  Auflösung 
vorauf.  Sie  findet  als  gerichtlich  beauf- 
sichtigte zufolge  Spezialbeschlusses,  bei 
^schäftseinstelluiig.  Zahlungsunfähigkeit, 
Sinken  der  Mitgliederzahl  unter  7.  sowie 
nach  gerichtlichem  Ermessen  statt;  als 
anssergerichtliche  kraft  Spezialbesehlusses, 
Beschlusses  wegen  Zeitablaufs,  ausserordent- 
lichen Beschlusses  wegen  Geschäfts  Verlegen- 
heit. Die  Liquidation  erfolgt  nach  der 
«ompanies  (Dinding  up)  Act,  1 81H )  in 
England  und  Wales  durch  den  official 
reeeiver  des  zuständigen  Gerichts,  vorlie- 
halthcli  der  Ernennung  eines  anderen  durch 
das  Gericht  auf  Vorschlag  einer  Gläubiger- 
versammlung.  der  zugleich  die  EntSchliessung 
über  die  Bestellung  eines  Aufsichtsaus- 
»ehusses  zustellt;  t*'i  gerichtlicher  Auf- 
lösung steht  der  Liquidator  unter  Aufsicht 
des  Handelsamtes;  der  official  reeeiver  kann 
bei  freiwilliger  oder  gerichtlich  beauf- 
sichtigter Liquidation  die  Entscheidung  des 
Gerichts  Über  gerichtliche  Auflösung  herbei- 
führen.  wenn  die  Interessen  der  Gläubiger 
gefährdet  erscheinen. 

2.  Frankreich.   Quelle  ist  das  G.  vom 
J4.  Juli  1^H7  neV»st  dem  Ergänzungsgesetze 
vom    1.   Aiifrust    1893.    Die  Bildung  der 
Aktiengesellschaft  (societc  anonyme),  stets 
Handelsgesellschaft,  ist  frei.    Der  Mindest- 
U-trag  «1er  unteilbaren  Aktie   ist  bei  Ge- 
sellschaften mit  einem  Grundkapital  bis  zu 
>«M*M)  Frcs,  25  Frcs.,  bei  anderen  Gosell- 
haften  HM)  Frcs.    Die  Entstehung  fordert 
Feststellung  des  Vertragsinhalts,  mindestens 
7  Teilnehmer,  Deckung  des  Grundkapitals 
durch   Zeichnung    sowie  Vollzahlung  l*ü 
Aktien   zu   25  frcs.   und  Anzahlung  von 
mindestens  1  i  bei  Aktien  von  wenigstens 
Frcs.    (Für  Aktien  zwischen  2.'.  und 
1* » »  Frcs.  fehlt  in  dieser  Hinsicht  eine  Vor- 
schrift.)   Bei  Apjjortgesellschaften  müssen 
auch    die   Bareinlagen    sofort  vollgezahlt 
werden.   Zeichnung   und  Einzahlung  wird 


von  den   Grundern,  nicht   gesetzlich  be- 
stimmten  Personen,  formell  unter  Annek- 
tierung von  Belegen  und  des  Gesellschafts- 
|  vertrag»  bestätigt.    Dies«-  Erklärung  wird  in 
|  einer  Generalversammlung  verifiziert.  Hier- 
I  mit  und  sofern  die  ersten  Verwalter  nicht 
!  im  Gesell schaftsvertrago  bestimmt  sind,  mit 
;  deren  Wahl  und  der  Wahl  der  Rechnungs- 
|  revisoren,  sowie  Annahme  der  Wahlen  ist 
;die  Aktiengesellschaft  konstituiert.  Saeh- 
einlagen    und    Aktionärvorteilo    sind  von 
einer  ersten  Generalversammlung  zu  prüfen, 
l  von  einer  zweiten  zu  genehmigen.und  zwar  mit 
qualifizierter  Mehrheit.  Bei  Niehtlieoliaehtuug 
der  Grilnduugsvorschriften  ist  die  Aktien- 
;  gesellsehaft  für  die  Interessenten  nichtig. 
!  Schuldige  Gründer  und  die  Verwalter,  unter 
Umständen  auch  die  Sacheinleger  haften 
alsdann  Dritten  solidarisch.    Die  Nichtig- 
keitsklage wegen  Gründungsfehler  verjährt 
1  in  Hl  Jähren.   Sie  fällt  mit  Beseitigung  des 
1  Nichtigkeitsgrundes  fort.    Die  Verantwort- 
lichkeit der  Gründer  etc.  wird  nur  dann 
beseitigt,  wenn  der  Nichtigkeitsgrund  auf- 
gehört hat  und  überdies  :$  Jahre  seit  dem 
Fehler  verflossen  sind.    Der  Gosellschafts- 
vertrag  mit  Anlagen,  welche  Erfüllung  der 
Gründungsvorsrhriften    darthun,    wird  bei 
dem  Gerichte  der  Haupt-  und  jeder  Zweig- 
niederlassung zur  öffentlichen  Einsicht  nieder- 
gelegt und  von  der  Aktiengesellschaft  im 
Auszüge  publiziert.    Niehtbeoltachtnng  hat 
Nichtigkeit  den  Interessenten,  nicht  Dritten 
gegeuühor  zur  Folge.    Gleiche  Üeffentlieh- 
i  keit    Itesteht    insbesondere    für  Statuten- 
länderungen,  Fortsetzung  und  Auflösung  der 
'  Aktiengesellschaft    und   den  Liuuidations- 
modus.    Die    Aktien  sind  im  allgemeinen 
I  nach  Einzahlung  von  25%,  die  Ap|*>rtaktien 
|  aber  erst  2  Jaluv  nach  der  endgültigen  Er- 
richtung der  («»Seilschaft  negotiabel.  Bis 
zur  Vollleistung  ist  die  Aktie  Nameusaktie. 
:  Der  Zeichner  und    alle  Rechtsnachfolger 
|  haften  solidarisch  für  den  noch  ausstehenden 
IM  rag,  woU'i  die  Verbindlichkeit  mit  Ab- 
lauf von   -  Jahren  seit  der  Venlusserung 
der  Aktie  erlischt.    Die  Geschäftsführung 
j  erfolgt    durch    Aktionäre    als  absetzbare 
i  Mandatare  mit  höchstens  (5  jähriger  Wahl- 
"icriode.    Luit  Statut  ist  Substitution  eines 
ichtaktionäi-s  als  Direktor  erlaubt.  Die 
Aktien  der  Verwalter  sind  unveräusserlich 
und  haften  für  die  Geschäftsführung.  Die 
Verwalter    stehen    der    Gesellschaft  und 
Dritten  für  Gesetzwidrigkeit  und  Versehen. 
Die  alljährlich  gewählten  Kommissare,  nicht 
notwendig  Aktionäre,  halten   der  General- 
versammlung   über   die  Gcscllschnftslagc, 
Bilanz  und  Rechnungen  zu  törichten.  Sie 
sinil  Mandatare  und  haften  der  Aktienge- 
sellschaft.    Die     ordentliche  Generalver- 
sammlung genehmigt  alljährlich  die  Bilanz. 
Die  Besclüussfäliigkcit  der  Generalversamin- 
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hing  ist  je  nach  dem  Gegenstände  der  Bo- 
schh issfassung  eingehend  goregelt,  nament- 
lich durch  Anordnung  einer  zweiten  General- 
versammlung hei  Beschlussunfähigkeit  der 
ersten.  Gesetzlich  hat  nicht  jeder  Aktionär 
Stimmrecht,  ausser  liei  Grüudungsversamm- 
lungeu.  Die  Besitzer  von  Aktien  können 
sich  zusammeuthuu,  um  die  für  die  Aus- 
übung des  Stimmrechts  nötige  Aktieuzahl 
zu  bilden.  Jedes  Schriftstück  muss  die  Be- 
zeichnung »societe  anonyme«-  tragen  und 
das  Grundkapital  augeben.  Jährlich  ist  ein 
Inventar  aufzustellen ,  halbjährlich  eine 
summarische  rehersieht.  Es  besteht  ein 
Zwangsreservefouds.  Durch  Inventar  ge- 
rechtfertigt«1 Dividenden  sind  nicht  rück- 
zahlbar. Dividenden  und  Zinsen,  die  auf 
ausgeloste  Aktien  (und  Obligationen)  ge- 
zahlt sind,  können  von  der  Gesellschaft 
nicht  zurückgefordert  worden.  Bei  Ver- 
lust von  a  i  Grundkapital  ist  die  Auf- 
lösungsfrage zu  beraten,  bei  Herabsinken 
der  Aktionärzahl  unter  7  während  eines 
Jahres  Wstoht  auf  Annifen  eines  Inter- 
essenten Auflösungszwang.  Strafvorschriften 
schützen  vor  illegaler  Aktienausgabe,  Er- 
zielung künstlicher  Mehrheiten.  Erlangung 
von  Zeichnungen  und  Einzahlungen  unter 
falscher  Vorspiegelung,  Verteilung  fiktiver 
Dividenden. 

3.  Belgien.  Grundlage  ist  das  G.  vom 
18.  Mai  1873  nebst  Abändentngsgesetzen 
vom  20.  Dezember  1H81  und  22.  Mai  ISSti. 
Die  Aktiengesellschaften,  mir  Handels-  und 
Bergwerksgesellschaften ,  ruhen  auf  be- 
schränkter Einlagepf licht.  Bire  Bildung  ist 
frei.  Erfordert  sind  mindestens  7  Gesell- 
schafter, Vollzoichnung  des  Grundkapitals, 
Einschuss  von  1  10  jeder  Aktie,  Errichtung 
und  Konstatierung  der  Erfordernisse  durch 
öffentliche  Urkunde.  Bei  Errichtung  diuvh 
alle  Oesellscliafter  sind  diese  Gründer.  Doch 
können  Aktionäre  mit  1  a  Grundkapital  als 
Gründer  ausgeschieden  worden.  Errichtung 
durch  Subskription  fordert  Bekanntmachung 
des  Gosollsehaftsvortrags  als  Projekt,  darauf 
Zeichnimg  mit  Zwangsinhalt  der  Urkunde, 
konstituierende  Generalversammlung  mit 
Gründererklärung.  Die  Verträge  werden 
von  Behörden  (groffiers)  im  Monitour  ver- 
öffentlicht. Ebenso  ihre  Aendeningen.  Eine 
scharfe  Grfinderverantwortliehkoit  sichert 
die  Erfüllung  der  Grüudimgsorfordornisso. 
Für  Namensaktien  besteht  ein  Register.  Die 
Höhe  der  Aktie  ist  nicht  beschränkt.  Die 
Aktie  ist  erst  nach  Konstittrierung  nego- 
tiabel  und  ei"st  nach  Einschuss  von  1  5  mit 
Wirkung  für  <lie  Gesellschaft.  Inhaber- 
aktien sind  nach  Vollzaldung  zugelassen. 
Mit  der  Bilanz  werden  die  Einschüsse  und 
bis  zur  Vollleistung  die  jeweiligen  Aktionäre 
unter  Angabe  der  Beste  veröffentlicht.  Die 
Zeichner  haften  auf  den  Nennbetrag;  bei  Ab- 


tretung al>er  nur  für  die  Schulden,  welche 
bis  zu  der  in  vorgedaehter  Weise  erfolgten 
Publikation  des  Personenwechsels  begrün- 
det sind.  Sie  liaben  aber  Regress  gegen 
die  Nachmänner.  Die,  mindestens  alljähr- 
liche, Generalversammlung  ist  oberstes  Organ. 
Sie  darf  in  qualifizierter  Weise  die  Statuten, 
nicht  auch  den  GesclJschnftszweck  ändern. 
Das  Stimmrecht  des  Einzelaktionärs  ist  un- 
entziehbar,  aber  höchstbegreuzt.  Die  Regie- 
rung steht  bei  mindestens  3  Mandataren 
mit  längstens  Gjäliriger  Waldperiode.  Die- 
selben leisten  durch  Aktien  Sicherheit  und 
haften  bei  Verstössen  gegen  Gesetz  und 
Statut  auch  Dritten.  Für  die  laufende  Ge- 
schäftsführung können  Direktoren  liest  eilt 
werden.  Die  Aufsicht  führen  Kommissare 
mit  Wahlperiode.  Kautionspflicht  nnd  Haft- 
luirkeit  wie  die  Verwalter.  Jätirlich  wird 
Inveutar.  Geschäftsbericht,  Bilanz  und  Jahres- 
rechuung  aufgestellt  und  von  den  Kom- 
missaren geprüft.  Bilanz  und  Jahresrech- 
nnug  wird  nach  Genehmigung  durch  die 
Genendversammlung  veröffentlicht.  Ein 
Zwangsroservefonds  besteht.  Genehmigung 
der  wahren  und  vollständigen  Bilanz  ent- 
lastet die  Gesellschaft  sorgaue.  ausser  gegen 
widersprechende  und  abweseude  Aktionäre. 
Bei  ungewöhnlichen  Vorfällen  kann  das 
Handelsgericht  auf  Antrag  von  1 5  Grund- 
kapital Revisoren  ernennen.  Alle  Schrift- 
stücke tragen  die  Firma  mit  «societe  ano- 
nyme«. Die  Obligationsinhaber  dürfen  die 
wichtigsten  Schriftstücke  einsehen  und 
haben  beratende  Stimme  in  der  Generalver- 
sammlung. Die  Ausgabe  von  Prämien- 
obligationen und  ihr  Ansatz  bei  der  Liqui- 
dation ist  geregelt.  Die  Aktiengesellschaft 
kann  höchstens  auf  3t»  Jalire  errichtet  und 
verlängert  werden.  liei  Verlust  von  1  i 
Grundkapital  wird  die  Auflösung  erörtert, 
bei  Verlust  von  H  i  auf  Erfordern  von  1  4 
des  erschienenen  Kapitals  bescldossen.  Bei 
Sinken  der  Aktionärzahl  unter  7  durch 
b"  Monate  hat  jeder  Interessent  Recht  auf 
Auflösung.  Die  Liquidation  ist  gesetzlich 
geordnet.  Die  Gläubiger  können  stets  die 
statutarischen  Einschüsse  erzwingen,  auch 
die  Rechte  der  Aktiengesellschaft  auf  solche 
ausüben.  Für  die  Ansprüche  gegen  Aktio- 
näre nnd  Gesellschaftsvertreter  besteht  ge- 
meinhin fünfjährige  Verjährung.  Strafvor- 
scliriften  sichern  gegen  unbefugte  Abstim- 
mung, Ersehloichung  von  Zeichnungen  nnd 
Einzahlungen,  gesetzwidrige  Minderung  des 
Gesellschaftsvermögens. 

4.  Italien.  Quelle  ist  das  U.G.B.  vom 
2.  April  31.  Oktober  1882.  HandelsgeseU- 
schaften  können  als  anonyme  Gesellschaften 
mit  beschränkter  Einlagepflicht  der  GeseU- 
schafter  für  ihre  Quoten  oder  Aktien  ge- 
bildet werden.  Zivilgesellschaften  können 
i  sich  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  über 


Digitized  by  Google 


Aktiengesellscliaften  (Aktienrecht  in  den  fibr.  europ.  Ländern) 


165 


Aktiengesellschaften  unterstellen.    Die  Ent- 
stehung der  Aktiengesellschaft  fordert:  Er- 
richtung   durch    öffentliche  Urkunde  mit 
Zwangsinhalt :    Vollzeichnung   des  Grund- 
kapitals:  Einzahlung  von  3  10  jedes  Zeieh- 
nungsbetrags ;  Niederlegung  des  Statuts  liei 
Gericht ;  Prüfung  der  gesetzlichen  Erforder- 
nisse durch  dasselbe  unter  Zuziehung  der 
Staatsbehörde  Eintragung  und  öffentlicheoAu- 
schlag  des  Statuts,  aber  keine  Staatsgenehmi- 
gung; Zeitungspublikation  des  Statuts,  ins- 
besondere vollständig  im  Amtsanzeiger  der 
Aktiengesellschaften  durch  die  Gesellschaft. 
Ebenso  findet  Offenlegung  der  Statutenände- 
rungen statt.    Vor  Erfüllung  der  Förmlich- 
keiten ist  die  Aktiengesellschaft  nicht  exi- 
stent.    Die  Art,  der  Sitz  der  Gesellschaft, 
das  eingezahlte  und  vorhandene  Kapital  ist 
in  jetler  Schriftäusserung  zu  bezeichnen. 
Als  Gründervorteil  ist  mir  ein  begrenzter 
Anteil  am  Reingewinn  erlaubt.    Die  Aktien- 
gesellschaft kann  durch  sämtliche  Gesell- 
sehafter unter  Feststellung  der  Gründungs- 
erfordernisse,  Wahl  der  Verwalter  und  Auf- 
>iehtsräte.  oder  mittels  öffentlicher  Sub- 
skription —  alsdann  unter  Veröffentlichung 
eines  Prosj*kts  durch  die  Gründer  und  mit 
eiuer  konstituierenden  Generalversammlung, 
welche  auch  über  Apports  und  Gründcr- 
vorteile  entscheidet,  —  errichtet  werden.  Die 
Aktie  ist  vor  Errichtung  nicht  negotiabel. 
Ihre  Höhe  Lst  unbeschränkt.    Sie  lautet  auf 
Namen,  nach  Vollzahlung  auch  auf  Inhaber. 
Zeichner  tind  Nachmänner  haften  auf  den 
Nennbetrag.  Der  Statu»  der  Aktien  wird  mit 
der  Bilanz  bekannt  gemacht.  Fflr  die  Namens- 
aktien liesteht  ein  Aktienbnch.    Die.  min- 
destens alljährliche,  Generalversamnduiig  ist 
oberstes  Organ.    Jeder  Aktionär  hat  Stimm- 
recht   Abänderliche  Abstufungen  desselben 
sind  vorgesehen.    Die  Beschlussfähigkeit  ist 
dispositiv  geregelt.   Für  wichtige  Beschlüsse 
bestehen  besondere  Erschwerungen.  Bei  den 
bedeutendsten    rmgestaltungen    kann  der 
Widersprechende     Abschichtimg  fordern. 
Gegen  Gesetz-  und   Statutenverstoss  hilft 
Widerspruch  mit  gerichtlicher  Suspension. 
Die  Vertretung  findet  durch  Mandatare  mit 
statutarischer  %  oll  macht  auf  höchstens  -1  Jahre 
statt,  welche  durch  Aktien  Sicherheit  husten 
müssen  und  für  Beobachtung  von  Gesetz  und 
Statut  der  Aktiengesellschaft  und  Dritten  soli- 
darisch haften.  Die  Exekutive  kann  bei  eben- 
so verantwortlichen  Direktoren  stehen.  Die 
Kontrole  findet  durch  3  oder  5  jährlich  ge- 
wählte Aufsichtsräte  statt.    Bei  schweren 
Unregelmässigkeiten  der  Verwalter  und  Auf- 
sichtsräte kann  auf  Erfordern  von  1 8  Grund- 
kapital das  Handelsgericht  Prüfungskonuuis- 
sare  bestellen.  Die  Ausgabe  von  Obligationen, 
namentlich  mittels  öffentlicher  Subskription 
ist  geregelt.   Jährlich  ist  Bilanz  zu  ziehen, 
bei  Kreditgesellschaften  monatlich  ein  Status 


bei  dem  Gerichte  zu  hinterlegen.    Die  von 
den  Aufsichtsräten  geprüfte,  von  der  General- 
versammlung genehmigte  Bilanz  wird  ver- 
öffentlicht. Ein  Zwangsreservefonds  besteht. 
I  Gesetzliche  Auflösungsgründe  sind  vorhanden, 
!  namentlich   derjenige  des  Aufhörens  oder 
'  der  Undiirehführtiarkeit  des  Gesellschafts- 
zwecks,   Die  Fusion  und  Liquidation  ist  ein- 
gehend geordnet. 

5.  Schweiz.  Quelle  ist  das  Obligationen- 
recht  vom  14.  Brachmonat  1K*1.  Die  Aktien- 
gesellschaft beruht  auf  l»eschrünkter  Einlage- 

S flicht.  Ihre  Entstehung  fordert:  Beurkun- 
ung  der  Errichtung  und  des  Statuts,  welches 
einen  Zwangsinlialt  hat;  Zeichnung  des  ge- 
samten Grundkapitals  und  Einzahlung  von 
20  °o  auf  jede  Aktie,  sowie  Feststellung 
dieser  Thatsachen  durch  General  vorsamm- 
lungsheschluss,  falls  nicht  sämtliche  Aktionäre 
das  Statut  gezeichnet  und  diesbezügliche  Er- 
klärung abgegeben  haben:  Einstellung  von 
Grflndervorteilon,  Sacheinlagen  und  Ueber- 
nahtnen  in  das  Statut  und  Genehmigung 
durch  eine  Generalversammlung  mittels 
oualif izierter  Beschlussfassung ;  Besetzung 
der  Verwaltung  und  Kontrolstelle ;  Ein- 
reichung des  Statuts  und  der  Nachweise 
über  die  Erfüllung  derGründuugsvorsehriften 
bei  der  Registerhehörde:  Eintragung  und  aus- 
zugsweise Bekanntmachung  des  Statuts.  Erst 
mit  der  Eintragung  erwirbt  die  Aktiengesell- 
schaft IVrsönlichkeit.  Statutenänderungen 
bedürfen  glciehermassen  der  Eintragung  und 
Veröffentlichung.  Erweiterung  und  Ver- 
engerung des  Geschäftsbereichs  und  Fusion 
kann  ausser  liei  statutarischer  Freiheit  nur 
in  qualifizierter  Weise  beschlossen,  eine 
Umwandlung  des  Gesellschaftszwecks  der 
Minderheit  nicht  aufgenötigt  werden.  Die. 
Aktie  lautet  auf  Namen,  unter  Anordnung 
eines  Aktienbuchs,  oder  nach  Einzahlung 
von  50  "  o  auf  Inhal>cr.  Der  Namensaktionär 
haftet  auf  den  Nennbetrag,  sofern  nicht  l>ei 
Uol>ertragung  der  neue  Erwerl»er  statt  seiner 
angenommen  wird,  der  Zeichner  aber  auch 
dann  subsidiär,  wenn  die  Aktiengesellschaft 
innerhalb  eines  Jahres  seit  seiner  Entlassung 
in  Konkurs  fällt.  I>or  Zeichner  der  Inhaber- 
aktie haftet  stets  auf  50 "o,  kann  aber  nach 
Massgnbo  des  ursprünglichen  Statuts  dann 
entlassen  werden.  Der  Aktionär  hat  An- 
spruch auf  Bilanzgewinn  nach  dem  Statut 
und  auf  die  Liijuidationsquote.  Die,  min- 
destens alljährliche,  Generalversammlung  ist 
f  oberstes  Organ.  Jeder  Aktionär  hat  Stimm- 
recht. Im  übrigen  sind  Beschränkungen 
zulässig.  Mehr  als  '  s  Stimmen  kann  niemand 
führen.  Die  »Verwaltung*  können  nur 
Aktionäre  mit  höchstens  (i-jähriger  Wahl- 
periode ausüben,  welche  Aktien  liinterlegen 
müssen.  Die  laufende  Geschäftsführung  darf 
laut  Statut  einzelnen  Mitgliedern  oder  Dritten 
übertragen  wenlen.    Die  ^Kontrolstelleo.  be- 
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steht  aus  einem  oder  mehreren  Revisoren 
mit  höchstens  5jäliriger  Walüjieriode.  Sie 
hat  der  Generalversammlung  über  Bilanz 
und  Rechnungen  der  Verwaltung  zu  lie- 
riehten.  Zuweisung  weiterer  Befugnisse 
steht  dem  Statute  frei.  Bilanz,  Gewinn  und 
Verlnstreehnung  wird  alljährlich  aufgestellt. 
Bilanzvorsehriften  bestehen ,  Reservefonds 
nur  nach  Massgabc  des  Statuts.  Auflösung 
erfolgt  durch  Bes<'hluss.  Zeitablauf.  Konkurs. 
Für  die  Liquidation  und  Fusion  sind  be- 
sondere Vorschriften  zum  Schutze  der  Gläu- 
biger gegelpon  (S|>errjahr).  Ebenso  für  die 
Reduktion.  Wer  bei  der  Gründung  thätig 
war.  haftet  der  Aktiengesellschaft,  den  Aktio- 
nären und  Gläubigem  wegen  unwahrer  An- 
gaben in  Prospekten  etc..  wegeu  Unter- 
drückung von  Saeheinlagen,  reberuahmen, 
Gründungsaufwand  und  wegen  Hewirkung 
der  Eintragung  mittels  falscher  Angaben. 
Bei  Emission  von  Aktien  und  Obliga- 
tionen durch  eine  Aktiengesellschaft  haftet 
jeder  dal»ei  Thätige  den  Aktionären  und 
Obligationären  für  uuwahrc  Prospektan- 
gaben. Die  Mitglieder  der  Verwaltung  und 
Koutrole  sind  der  Aktiengesellschaft  für 
Pflichtverletzung  und  Vernachlässigung 
verantwortlich,  den  Aktionären  und  Gläu- 
bigern bei  absichtlicher  Pflichtverletzung. 
Entlastung  der  Generalversammlung  bindet 
Widersprechende  nicht.  Gläubiger  halten  das 
Recht  aus  der  Verantwortlielikeit  nur  im 
Konkursfall,  ausser  bei  Forderungen  aus  In- 
hal^rpapieren.  Ein  Gesetz  betreffend  das 
Stimmrecht  der  Aktionäre  von  Eisenbahn- 
gesellst'haften  erging  am  2S.  Juni  1895. 

6.  Spanien.  Quelle  ist  das  H.  G.  B. 
vom  22.  August  1SS5.  Spanien  nimmt  bei 
Regelung  des  Aktienrechts  einen  isolierten 
Standpunkt  ein.  Die  Aktiengesellschaft  ist 
eine  Art  der  kaufmännischen  Handelsgesell- 
schaft, welche  besteht,  sofern  mehrere  Per- 
sonen unter  Einlage  von  Vermögen  oder 
Arbeit  zur  Gcwinucrztclung  sich  nach  dem 
H.  G.  B.  zu  solcher  konstitiueren.  Die 
Bildung  der  Aktiengesellschaft  ist  frei.  Der 
Gesellschaf  tsvertrag  ist  durch  öffentliche, 
im  Handelsregister  einzutragende  Urkunde 
festzustellen.  Derselben  Vorschrift  unter- 
liegen Abänderungen.  Die  Gesellscliafts- 
urkunde  hat  Zwaugsinhalt,  umfasst  nament- 
lich auch  die  Apports.  Die  Beteiligung  der 
Aktionäre  Ist  auf  die  statutarische  Einlage 
beschränkt.  Die  Aktie  lautet  auf  Namen, 
nach  Einschuss  von  50 n  o  ist  die  Um- 
wandlung in  Inhaberaktien  zulässig.  Für 
Namensaktien  besteht  ein  Aktienbuch.  Bei 
Namensaktien  haftet  für  den  Nennbetrag 
solidarisch  nach  Wahl  der  Aktiengesell- 
schaft der  erste  Aktionär  und  jeder  Rechts- 
nachfolger, bei  Klagiinstellung  gegen  einen 
Haftpflichtigen  aber  ein  anderer  nur  bei 
Insolvenz  des  zuerst  belangt«'».     Bei  In- 


hal>oraktieii  haftet  der  jeweilige  Inhaber. 
Falls  dieser  nicht  zu  l»elangen  ist,  kann 
Kaduzierung  der  Aktie  und  Wiederausgal>e 
stattfinden.  Rückkauf  der  Aktie  ist  nur 
aus  dem  Gewinne  zur  Amortisation,  uuter 
einigen  Vorsiehtsmassregelu  auch  zur  Re- 
duktion zulässig.  Darlehen  auf  eigene 
Aktien  sind  nicht  gestattet.  Die  General- 
versammlung ist  wenigstens  lüusichtlich 
einiger  wichtiger  Fälle  (Erhöhimg  und  Min- 
derung des  Grundkapitals,  Modifikation  uud 
Auflösung  der  Aktiengesellschaft),  für  welche 
qualifizierte  Besclüussfassung  besteht,  als 
oberstes  Organ  anerkannt.  Prüfung  der 
GeselLscIuiftsverwaltung  findet  nur  nach 
MassgalM»  des  Statuts  statt.  Die  Verwaltung 
liegt  Mandataren  ob,  welche  bei  Verletzung 
des  Gesetzes,  Statuts  und  der  Generalver- 
sammlungsbescldüsse  pro  rata  haften.  Ks 
besteht  kein  Mindestbetrag  der  Aktie,  keine 
Vorschrift  über  Grüudervorteile,  Gründungs- 
einzahlungen, Stimmrecht,  Aufsichtarat,  Re- 
servefonds. Einzige  Schutzvorschrift  ist. 
dass  die  Aktiengesellschaft  monatlich  in 
der  Gaeeta  die  detaillierte  Bilanz  ilirer  Ge- 
schäftsoperationen zu  veröffentlichen  hat. 
unter  Angalx*  der  Taxe,  zu  welcher  sie  ihre 
Effekten  und  Werte  ansetzt.  Besondere 
Bestimmungen,  welche  kein  wesentliches 
aktienrechtliches  Interesse  bieten,  bestehen 
für  Kreditgesellschaften,  Zettel-  und  Dis- 
kontobanken. EisenbahngeselJsehafteu  (hier 
Zeichnung  des  Gesellsehaftskapitals  und 
Einzahlung  von  25 0  o),  Ijagerhausgesell- 
scliaiten,  Bodenkreditbanken,  landwirtschaft- 
liche Bauken. 

7.  Oesterreich-Ungarn  und  andere 
Länder.  In  Oesterreich  (auch  in 
Liechtenstein)  gilt  das  Recht  des  un- 
veränderten deutschen  H.G.B.  Reform- 
gesetzentwfirfe  wurden  1869.  1873  und 
18X2  vorgelegt,  ein  Ahschluss  ist  jedoch 
noch  nicht  erreicht.  Nach  »lern  letzten 
Entwürfe  wird,  ähnlich  wie  in  Ungarn, 
verlangt,  das»  die  Gründer  einen  eigen- 
händig unterzeichneten  Prospekt  mit  genau 
normiertem  Inhalt  jedem  zur  Aufnahme 
von  Zeichnungen  l>estimmten  Bogen  bei- 
fügen. Auch  im  übrigen  sind  die  Be- 
stimmungen zum  Schutze  der  Aktionäre 
wesentlich  verschärft,  dagegen  soll  (nach 
Einführungsgesetz  §  2)  die  staatliche  Ge- 
nehmigung oder  Beaufsichtigung  fortfallen, 
mit  Ausnahme  solcher  Gesellschaften,  bei 
denen  der  Gegenstand  des  Unternehmens 
eine  staatliche  Einwirkung  verlangt.  In 
Ungarn  ist  das  Aktienwesen  durch  das 
H.G.B,  vom  16.  Mai  1875  geregelt,  welches 
die  Bestimmungen  des  deutschen  H.G.B, 
und  der  Novelle  vom  11.  Juni  1870  in  sich 
aufgenommen  liat,  jedoch  nicht  ohne  erheb- 
liche Abweichungen  und  Ergänzungen.  So 
wurde  hier  schon  der  Versuch  gemacht,  die 
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Verantwortlichkeit  der  »Gründer«:  und  den 
notweruligon  Inhalt  des  Prosfiekta  rechtlich 
zu  begrenzen.    Eine  konstituierende  Gene- 
ralversammlung ist  ausdrücklich  angeordnet. 
Ein  Mindcstlietrag  der  Aktie  ist  nicht  fest- 
gesetzt.   Bei  der  Zeichnung  sind  10  °  o,  vor 
der  Konstituierung  mindestens  :K)°o  des 
Nomiiuüwerts  der  Aktie  l>ar  einzuzahlen. 
Die  Zeichner  bleiben  für  Wo  des  Nominal- 
werts unbedingt  verhaftet.    Mit  Eintragimg 
des  neuen  Besitzers  einer  Xamensaktie  in 
das  Aktienbuch  erlischt   im  übrigen  die 
Verbindlichkeit  des  alten.    Die  Anzahl  und 
der  Nennwert  der  mit   den  Aktien  etwa 
gleichzeitig    auszugebenden  Prioritätsobli- 
gationeu  inuss  offenkundig  festgestellt  werden. 
Der  Erwerb  eigener  Aktien  zum  Zwecke 
der  Kapitalreduktion  ist  ausdrücklich  ge- 
stattet.   I>ie   Ausgabe    neuer    Aktien  vor 
vollständiger  Einzahlung  der  zuerst  emit- 
tierten Ist  vertaten.    Inhatarakticn  können 
vor  Volleinzahlung  ausgegeben  werden,  je- 
d'H.h  muss  auf  den  tatreffenden  Interims- 
Scheinen  die  thatsäclüich  eiugezaldte  Siunine 
angegetau    werden.    Gegen    gesotz-  oder 
statutwidrige   B^scldüsse   der  Generalver- 
sammlung hat  joder  einzelne  Aktionär  ein, 
unter  ['mständen  zeitlich  begrenztes.  Klage- 
recht.     Aktionäre,    die    ein    Zehntel  des 
Stammkapitals  vertreten,  können  bei  dem 
Gerichte  sachverständige  Untersuchung  des 
Geschäftsbetriebs    der   Gesellscliaft  bean- 
tragen.    Bestimmungen    des    Statuts,  die 
dem  Prospekt  entnommen  sind,  können  in 
der  Regel  auch  durch  die  Generalversamm- 
lung nicht  geändert  werden.    Die  Direktion 
wird  durch  gesetz-  oder  statutenwidrig»'»  Be- 
schlüsse der  Generalversanuiduiig  nicht  ge- 
deckt.   Die  Reduktion  des  Stammkapitals  ist 
erleichtert,  findet  aber  unter  Mitwirkung 
des  kompetenten  Gerichts  statt.    Die  Ver- 
hältnisse   der    auswärtigen  Aktiengesell- 
schaften sind  durch  besondere  Bestimmung»»n 
geregelt.    Die  Vorschriften  über  die  zivile 
und  kriminelle  Haftbarkeit  der  Direktoren, 
Aufsichtsräte  und   Gründer  sind  strenger 
als  nach  dem  damaligen  deutschen  Recht. 
In  Bosnien  und  der  Herzegowina  gilt 
das  wesentlich  auf  dem  deutschen  und  un- 
garischen H.G.B,  beruhende  H.G.B  von  1883. 
In  Dänemark  ist  das  Aktienrecht  nicht 
gesetzlich  geregelt.     In  Griechenland, 
ebenso  in  Luxemburg,  dem  ehemaligen 
Königreich    Polen,    Serbien    und  der 
Türkei  gilt  ganz  oder  im  Ganzen  der  alte 
französische  code  de  commerce.    Für  Mo- 
naco ist  ein   Aktiengesetz  vom   5.  März 
1895  ergangen.     Für  die  Niederlande 
trifft  das  Wetboek   van  Koophaudel  vom 
10.  April  1838  kurze  Bestimmungen.  Jede 
Aktiengesellschaft   bedarf  der  königlichen 
Genehmigung,  die  erst  erteilt  werden  kann, 
wenn  wenigstens  ein  Fünfteil  des  Kapitals 


untergebracht  ist,  aber  bei  Beobachtung  des 
Gesetzes  mangels  Verstosses  gegen  die 
guten  Sitten  und  die  öffentliche  Ordnung 
erteilt  werden  muss.  Die  Gesellscliaft  darf 
nur  beginnen,  wenn  ein  Zehnten  des  Kapi- 
tals wirklich  eingezahlt  ist.  Inhaberaktien 
sind  erst  nach  Vollzahlung  zulässig.  Der 
ursprüngliche  Aktionär  haftet  voll,  wenn 
nicht  der  Krwertar  statt  seiner  angenommen 
wird.  Es  besteht  Register-  und  Publika- 
tionspflicht hinsichtlich  der  Begründung 
und  Aenderungen.  Jährliche  Generalver- 
sammlung ist  nicht  vorgesehrietan.  Das 
Stimmrecht  ist  höehsttagrenzt.  Die  Ver- 
walter, auch  Niehtaktionäre,  haften  für  Be- 
oltaehtung  des  Statuts  auch  Dritten.  Der 
Aufsichtsrat  ist  nicht  notwendig.  Für 
Norweg«»n.  wo  das  Aktienrecht  bisher 
der  gesetzlichen  Regelung  enttahrt,  ist  jetzt 
ein  Entwurf  ausgeartaitet.  In  Portugal 
ist  Quelle  das  H.G.B,  vom  28.  Juni  ISSN. 
Staatsgonehmigung  ist  nicht  erforderlich, 
sofern  die  Aktiengi^sellschaft  nicht  Liegen- 
scluiften  mehr  als  10  Jahre  tahalteu  will, 
in  welchem  Falle  sogar  ein  besonderes  Ge- 
sotz eintreten  muss.  Strenge  Haftbarkeit 
der  Gründer,  Vorstands-  und  Aufsichtsrats- 
mitglieder,  Pflicht  zur  öffentlichen  Dar- 
legung der  Verhältnisse,  Haftung  der 
Zeichner  und  aller  späteren  Krwertar  für 
Vollzahlung  etc.  sind  vorgekehrt.  Aktien 
dürfen  »»rst  nach  Vollziüilung  auf  deu  In- 
halier gestellt  wenleu.  In  Rumänien 
gilt  das  auf  dem  italienischen  Gesetze  be- 
ruhende H.G.B  vom  IG.  28.  April  lss7.  In 
Russland  tasteht  nicht  eigentlich  eine 
allgemeine  gesetzliche  Regelung.  Massgebend 
ist  der  l'kas  vom  0\  Dezember  1830,  der 
freilich  «»in  umfassendes  Reglement  ütar 
Aktiengesellschaften  eutliält.  Für  Eisen- 
bahnaktiengesellschaften ist  ein  Gesetz  vom 
30.  Mai  1873  eigangen.  In  Finnland  gilt 
•las  Gesetz  vom  2.  Mai  181)5  (wegen  Polen 
s.  oben).  Schwellen  hat  ueuerlich  ein 
sehr  umfassendes  Aktiengesetz  vom  2S.  Juni 
1K05  erhalten,  das  im  wesentlichen  an  die 
deutschen  Gesetze  anknüpft.  Ilervorzuhetan 
ist:  Die  Aktiengesellschaft  ist.  bis  auf  die 
Bank-  und  Vorsichorungs-A.,  konz«»ssionsfrei, 
aber  registerpflichtig.  Das  Grundkapital 
iliirf  ni<  ht  wenig*»r  aiLs  5<mjo  Kr.,  die  Einzel- 
aktie gem«»inhin  nicht  weniger  als  50  Kr. 
tatragen.  Für  Inhaberaktien  bedarf  es 
königlicher  Genehmigung.  Bei  der  Errich- 
tung sind  .Wo  des  Grundkapitals  anzu- 
zahlen. Spätestens  2  Jalire  seit  der  Er- 
richtung sind  die  Aktien  vollzuzahleu.  Der 
Gründuugsakt  beniht  auf  der  obligatorischen 
Mitwirkung  von  mindestens  5  Gründern. 
Das  Gehahren  bei  der  Eni»  htung  und  wäh- 
rend stehender  Gesellschaft  ist  in  alle 
Einzelheiten  geregelt. 
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Litterator:  Bdaien.    c.  v.  14.  Mai  ms  in 

Goldschmidts  Zeitschr.  f.  Handelsr.  XXI  Bei- 
lagehrft  S.  92  iE.  Sockt;,  G.  r.  22.  .V«»  1446 
ebd.  XXXIV  S.  4M  (F.  Mittrrmaier). 
«/.  Gulllevy ,  Societes  commerciale*  rn  Belgiguc, 
commentaire  de  In  loi  du  14  min  1473.  S  ed., 
3  f.,  Bruxelles  1443 ;  stippt.,  rummentaire  de  la 
loi  d,,  SS  mai  1446,  Bruxelles  1493.  A.  Xyssens 
et  J,  Cor  blau,  Traite  de*  sorietes 
cialts  l.  1,  Piris  1495.  E.  Waelbroeck, 
Commentaire  le'tjislatif  et  dortrinal  de  la  loi  du 
14  mai  1473,  Bruxelles  1474- 

England.  Auszüge  au*  den  englischen 
Gesetzen  in  Goldschmidt*  Zeitschr.  f.  Handelsr.: 
Geteilt  r.  1654  II  S.  476,  4?? ;  G.  r.  7.  August 
1462  VII  S.  423,  533;  G.  r.  1.1.  Mai  1464  IX 
S.  1,13;  G.  r.  3».  August  1*07  XII  Beilageheft 
S.  40,  XIV  S.  453;  G.  r.  SO.  August  1467 
(Railtray  Cnmpattie*  Act)  XII  Beilageheft  S.  44, 
vgl.  S.  30,  XIII  S.  14»,  XV  S.  .141;  G.  c. 
10.  August  1470  XVII  S.  11* ;  G.  v.  2.1.  Juli 
1477  XXIII  Beilagehe/t  S.  166;  G.  r.  1.1.  AnguM 
1479  XXVI  S.  66~;  G.  r.  24.  März  1440  XXVII 
S.  17'J;  G.  v.  SO.  August  1443  XXX  S.  547; 
G.  r.  14.  August  1490  XXXIX  S.  .144;  G.  r. 
5.  August  IHM  XLI  S.  166;  G.  r.  6.  Mai  1492 
n.  v.  X7.  Juni  1492  XI.II  S.  107,  10»;  vgl. 
XXXIV  S.  46».  XXXV  S.  4r,7;  Uber  Bau- 
yescllschaßen  XXI  S.  144 ;  über  Isbensvertichc- 
ruitgsgesellschaflen  XVII  S.  HS,  XVIII  S.  96, 
XIX  S.  14a  (F.  Mittrrmaier,  auch  H. 
Ke  y  st  ne  r ,  E.  Crütema  nn).  H'.  SpAlng, 
Französisches  und  Englische!  Handelsrecht, 
Berlin  1444,  S.  252—331.  Rand  Balley,  Ist 
socifte's  auglaise*  limited,  Pari*  1445.  H.  B. 
Buckley,  The  hur  and  Practice  under  the 
Companies  Acts  1462  to  1490,  6.  ed.,  London 
1491.  E.  Destruels,  Tratte  pratigue  de  Ugit- 
lutioti  anglaise  sur  les  societes  anonyme*  »limi- 
ted«, I\,ri*  1S»6.  V.  E.  H.  V.  Healy  etc., 
A  Treatise  011  the  htw  and  I*ractice  relating  to 
Joint-Stnek  Companies  14CS—1400,  3.  ed.,  Ismdon 
14»4.  H.  Hurell  and  C.  «.  Hyde,  The  Latr 
»J  Joint-Stock  Com/Hinies,  l'racticnl  Guide,  3.  ed., 
lA>nd<,n  1S»0.  R.  Llndley  and  Gull,  A 
Treatise  011  the  Ijnir  0/  ('ompanies,  5.  ed.,  I^on-  1 
don  1490.  A.  Pulbrook,  The  Comptlnit*  Act*  1 
lf GS— 1443,  11.  ed.,  London  1449.  Shelford, 
The  /,rtir  0/  Joint- Stock  (hmpanirs  ,  2.  ed., 
iA.ndon  1470.  T.  E.  Smith,  A  Summary  0/ 
the  Iaiw  0/  ( '»mpanies,  6.  ed.,  London  1497.  H, 
Thring,  The  Law  und  I'ntctiee  0/  Joint-Stock- 
and  ollier  I^ddic  Companies,  5.  ed.,  London 
1449.  Für  Schottland  Werke  von  Camer on, 
'■i.  ed.,  149S  und  Clark,  1466. 

Frankreich.  G.  r.  24.  Juli  1467  in 
Goldschmidt*  Zeitschr.  für  Ilandelsr.  XII  Bei- 
lage he/t  S.  99  (F.  Mittrrmaier),  rgl.  G.  v. 
SX.  Mai  1463  fW.  VII  S.  100.  G.  v.  1.  Au, tust 
1493  ebd.  XLII  S.  440  (G.  Cohn).  Sodann, 
ausser  den  allgemeinen  Werke»  über  Handelsrecht, 
namentlich  Ch.  Lyon  -  Caen  et  M,  Renault, 
Traitr  de  droit  comtnercial,  S  ed.,  Pari*  1449 ff.  (vol.  \ 
ü  nebst  Anhang  über  das  G.  v.  1493  /1494/):  J. 
Alaaxet ,  Commcnlaire  des  lois  snr  les  »ocietes, 
cirilts  et  eommerciales,  2  t.,  Pari*  1479.  J. 
Bidarrlde .  Commentaire  dt  la  loi  du  S4 
juillet  1467,  Paris-Ais  1443.  A.  de  Courcy, 
ljrt  *oci/te*  anonyme* ,  ezamm  dt  la  loi  du  ' 
S4   juillet    1467,    Pari*   1469.     G.  DtloUwn,  l 


Tratte  de*  tori/tes  cnmmrrciale*,  2  t.,  Pari*  144t, 
I*.  Golrand,  Trailr  de»  sacietf*  par  actions 
t.  1,  Ptris  1497.  C,  Houptn  f  Traite  grneral 
.  .  .  des  societes  ciciles  et  eommerciales ,  2  t.. 
Pari*  1495.  Matthieu  et  Bourgulgnat, 
Commentaire  de  Ui  loi  sur  le*  »ortete*  de« 
24—29  juillet  1467;  Ptris  1464.  Michct.  Code 
annote  des  sorietes  commerciale*  anonyme*, 
Paris  I444.  H.  F.  Rt viere ,  Commentaire  de 
la  loi  du  24  juillet  1467,  Pari*  1464.  R. 
RoHMHrnu.  I/e*  mietete*  commerciale*  /rancaües 
et  etrangerrs,  2  t.,  Paris  1474.  Manuel  prntique 
des  socirtrs  par  actions,  Ihris  1495.  L.  Tripler, 
Commentaire  dr  la  loi  du  24  juillet  1467,  2  ed., 
2  /.,  Piris  1479.  A.  Vavaftseur,  Traili 
throriqne  et  pratiuue  des  societes  pfir  actions, 
Pari*  1464;  Tratte  des  societes  ciriles  et  com- 
mereiales  5  ed.,  2  t.,  Ptris  1497.  Ausserdem 
Kommentare  tu  dem  G.  v.  1.  August  1493  ron. 
A.  Bouvter  Banglllon,  A.  Faure,  H. 
Genevois.  L.  Perrtn,  R.  Rousseau,  A. 
Vavasseur. 

Italien.  II. G.B.  ron  1442  in  Gold- 
schmidts Zeitschr.  f.  Handelsr.  XXIX  S.  147 
(F.  Mittrrmaier),  ,gl.  XI  S.  325,  XXX V 
S.  4G7.  Sodann,  ausser  den  Kommentaren  zum 
H.G.Ii.  (Asrali,  Bolaffio  etc.;  Otto- 
lenghi)  und  den  Ijchrbürhem  de*  Handelsr. 
(Marghirri,  Vidari,  Vieante):  R.  Cala- 
mandret,  I feile  sncieta  e  detlc  nssociazioni 
cummerciali,  2  f.,  Torino  1444 — 45.  E.  Vidari, 
Ije  societa  e  le  nssociazioni  eommerriali  1449. 
F.  M.  Bing,  Im  weifte  anonyme  en  droit  italien, 
Etüde  de  legislation  comparte,  Genire  et  Bäle  1447. 

Lu  rem  bürg.  A,  Xyssens,  Avant  projet 
de  loi  *ttr  les  sorietes  commerciale*  red  ig  f  ä  la 
drmande  du  gourernement  du  Graud-Durhe  de 
luxembourg,  1444. 

Xortrcgen.  Die  Motive  tum  Enttrurf  des 
norwegischen  Aktiengesetxe*  18»4  und  dazu  K. 
Lehmann  in  Worhenschr.  f.  Aklieur.  IV  S.  161, 
M.  Pappenheim  in  Goldschmidts  Zeitschr. 
XLIII  S.  267,  rgl.  Schweden. 

Schwede  n.  Hie  Motive  tum  Entwürfe  des 
neuen  Akttenqesrtzes  1490  und  dazu  M.  Pappen- 
helm in  Festgabe  der  t'nir.  Kiel  filr  I he  ring 
1492.  C.  E.  Riesenfeld  in  Monatstehr.  für 
Aktienr.  V  S.  246,  auch  Fcbertettung.  Der- 
selbe, Hie  Ver*ichrrung«aktienge*ellschafl  unter 
bes.  Rücksicht  auf  Schireden  und  Xanef  gen  in 
Zeitschr./.  Vrrsicherungsr.  II,  III. 

Schireiz.  Ausser  den  Bearbeitungen  de* 
Obligationenrechts  ron  Burher,  Haberstich, 
Hafner,  Schneider  und  Ftck:  H.  Faas, 
Systematisehe  Darstellung  des  schweizerischen 
Aktienrechts,  Zürich  1495. 

Spanien.  H.G.R.  f.  22.  August  1445  in 
Gnldschmidts  Zeittchr.  für  Handelsr.  XXXIII 
S.  299  (F.  Mittrrmaier). 

Ungarn.  H.G.B,  r.  16.  Mai  1475  in 
Goldschmidts  Zeitschr.  f.  Handelsr.  XXI  S.  167 
(L.  Goldschmidt).  Deutscher  Kommentar  ron 
J.  v.  Sehn  irr  er,  1477. 

Febertieht  de*  englischen,  frantösischen,  bel- 
gischen, italienitchen,  schweizerischen,  spanischen, 
niederländischen,  ungarischen  Aktienrechts  und 
de*  österreichischen  Projekts  in  der  Anlage  tu 
dem  Entwürfe  des  deutschen  Aktiengesetzes  (Berlin 
1443,  Heymann/.  Ring. 
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c)  Das  Aktienrecht  in  den  Vereinigten 
Staaten. 

1.  Kaum  ein  anderes  I^and  kann  eine 
^•lche  Anzahl  von  Aktiengesellschaften  auf- 
weisen wie   die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika,     Kaum  irgendwo  ist  das  Aktien-  | 
priuzip  so  sehr  ein  Bestandteil  des  wirt- 1 
schaftliehen  Leliens  geworden  als  hier.  So 
sehr  ist  dies  der  Fall,  dass  es  bis  vor  kurzem 
kaum  jemandem  eingefallen  ist,  die  Frage 
zu  stellen,   ob   die   Aktiengesellschaft  im 
Prinzip  gut  sei.  oder  ob  eine  Einschränkung 
dersell*>n  grundsätzlich  wünschenswert  sei. 
Die  aus   dem   Aktienwesen  herrührenden 
Schwierigkeiten  wurden  nicht  verkannt,  aVier 
le«Uglieh  als  E  i  n  z  e  1  p  r o  b  1  e  m  e  aufgefasst. 
In  diesem   Sinne  sprach  man  von  einem 
Eisenhahnproblem ,  einem  Telegraphenpro- 
V-l^m  etc..  al>er  das  Aktienprinzip  an  sieh 
wurde   nicht    in   Frage    gestellt ,   da  die 
Schwierigkeiten,  um  die  es  sich  handelt,  nur 
als  Folgen  der  Eigentümlichkeit  der  betreffen- 
den   Unternehmungen   betrachtet  wurden. 
Wenn  in  dieser  Prinzipienfrago  neuerdings 
Zeichen     einer     Wendung    sich  gezeigt 
hal>en.  so  ist  dies  hauptsächlich  auf  die  so- 
genannten --Trusts*  zurückzuführen.  Diese 
ungeheuren  Ansammlungen  von  Kapitalien, 
welche  durch  eine  gemeinschaftliche  Ver-  j 
waltung  den  Absatzmarkt  zn  l»eherrschen, 
wenn  nicht  zu  vergewaltigen  suchen,  sind 
nur  möglich   durch  die  Erweiterung  des 
korporativen  Prinzips.    Ursprünglich  gaben 
die  Mitglieder  gewöhnlicher  Aktiengesell- 
schaften das  Keeht  selbständiger  Geschäfts- 
führung  auf  und  übertrugen  mittels  eines 
>  Trust« -Vertrags  die  Leitung  der  Geschäfte 
in  grösserem  oder  geringerem  Masse  der 
Zentralleitung.  Solche  Verträge  wurden  viel- 
fach als  ein  rechtswidriger  Verzicht  auf  die  I 
vom  Staate  verliehenen  Korporationsgoi-echt-  ' 
samen  t>etraehtct.    Und  in  der  Gesetzgebung 
sind  mannigfache  Versuche  gemacht  worden, 
diesem  Uelxd  zu  steuern.     Es  konnte  nicht , 
fehlen,  dass  bei  einer  solchen  Prüfung  der 
Tätigkeit   der  Gesellschaften  das  Wesen 
solcher  Gesellschaften  auch  in  Erwägung 
gezogen  wird.    Aus  dieser  Agitation  ist  die 
reberzougnng  hervorgegangen,  dass  solche 
(Sesellsehaften ,     welche  quasi-öffcntliehc 
Funktionen  ausüben  (Eisenbahnen.  Hanken, 
Versicherung»-,    Gas-    und  Wassergesell- 
schaften etc.),  einer  schärferen  Kontrole  als 
bisher  seitens  der  öffentlichen  Verwaltung 
zu  unterstellen  sind.    Und  es  ward  auch  die 
theoretische  Forderung  gehört,  dass  alle  Ge- 
*  Seilschaften  einer  solchen  verwaltungsrecht- 
lichen Kontrole  zu  unterwerfen  sind.  Es 
muss  freilich    zugestanden   werden,  dass, 
wenn  auch    die   öffentliche  Meinung  ein 
klareres  Verständnis  der  Gesellschaften  ge- 
wonnen hat,   dieses  doch  nur  in  wenigen 


Fällen  sich  in  der  Gesetzgebung  krystalli- 
siert  hat. 

2.  Die  das  Aktienweson  betreffende  Ge- 
setzgebung ist  in  den  Voreinigten  Stalten 
eine  sehr  ausgedehnte  und  mannigfaltige. 
Diesellie  Wteht  in  erster  Reihe  aus  Ge- 
setzen, welche  die  X<>rmativboshmmungen 
für  die  Aktiengesellschaften  aufstellen,  und 
die  von  Zeit  zu  Zeit  vielfachen  Verände- 
rungen unterworfen  worden  sind.  Ausser- 
dem l»estehen  viele  Gesetze,  welche  für 
einzelne  Kategorien  der  Aktiengesellschaften 
spezielle  Kegeln  vorsehreilton  und  besonders 
die  Befugnisse  der  StantsaufsichtsMiördeii 
feststellen.  Die  letzteren  beziehen  sich 
hauptsächlich  auf  «He  Gesellschaften,  die  das 
Transportgesehaft  zu  Wasser  und  zu  Land, 
die  Kreditgeschäfte  und  die  Versichemngs- 
geschäfte  betreiben.  Jedoch  wird  auch  hier 
das  ursprüngliche  Prinzip  keineswegs  er- 
schüttert. Ks  handelt  sich  nur  um  Detail- 
fragon  konkreten  Inhalts.  worül>er  gesetz- 
liche Bestimmungen  zur  Wahrung  des  öffent- 
lichen Interesses  notwendig  geworden  sind. 
Im  allgemeinen  alter  ist  unverkennbar,  dass 
gegenwärtig  die  Gesetzgebung  den  Aktien- 
gesellschaften günstig  ist  und  deren  Aus- 
breitung dadurch  befördert,  dass  sie  frühere 
Schwierigkeiten  aus  dem  Wege  räumt. 

Di«'  Gesetzgebung  über  die  Aktiengesell- 
schaften wie  über  alle  anderen  handels- 
.rechtlichen  Sachen  bleibt  den  einzelnen 
Staaten  der  Union  überlassen.  Die  Ver- 
leihung korjwrativer  Privilegien  durch  die 
Bundesregierung  findet  nur  ausnahmsweise 
statt  und  wird  nur  als  subsidiär  zu  anderen 
Befugnissen  des  Kongresses  betrachtet.  Bei- 
spiele solcher  Verleihung  findet  man  in  der 
Bankgesetzgebung  der  l'nion  sowohl  bei 
den  beiden  älteren  Banken,  wie  auch  in  dem 
jetzigen  Nationalbankensystem.  Als  Gesetz- 
gebender Körper  für  den  Bundesdistrikt 
(Distriot  of  Columbia)  verleiht  auch  der 
Kongress  kor|M>rative  Rechte  innerhalb  des 
Distriktes.  Es  ist  aber  niemals  die  Forderung 
aufgestellt  worden,  dass  im  allgemeinen  der 
Kongress  das  Recht  besitzen  solle,  über 
Aktiengesellschaften  als  eine  Klasse  Gesetze 
zu  machen.  Vielmehr  wärt'  eine  solche 
Forderung  dadurch  abgewiesen,  «lass  die 
Verfassungsversammlung  von  17S7  einen 
Antrag,  dass  der  Kongress  das  Rocht  haben 
sollte,  korporative  Privilegien  zu  verleihen, 
ausdrücklich  verworfen  hat.  Somit  bleibt 
die  Gesetzgebung  über  diesen  Gegenstand 
Sache  der  einzelnen  Staaten.  Daraus  er- 
I  sieht  man  gleich,  dass  wir  es  mit  einer 
kaum  zu  fnVrsohenden  Menge  von  Gesetzen 
zn  thun  haben.  Allerdings  wird  die  Ueber- 
i  sieht  dadurch  erleichtert,  dass  es  unter  den 
1  Gesetzen  der  verschiedenen  Staaten  sach- 
liche und  vielfach  auch  wörtliche  Ueberein- 
,  Stimmung  giebt.    Abweichungen  der  gesetz- 
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liehen  Bestimmungen  kommen  /.war  vor. 
aber  dieselben  entsprechen  im  allgemeinen 
den  verschiedenen  Stadien  einer  wesentlich 
gleichartigen  Entwicklung,  oder  sie  bilden 
verschiedene  Mittel  zu  gleichen  Endzwecken. 
Es  führt  uns  diese  Betrachtung  nunmehr  zu 
den  (besetzen  selbst. 

Die  juristische  Persönlichkeit  konnte 
früher  nur  durch  ein  besonderes  Gesotz  ver- 
liehen werden.  Es  wurden  hierdurch  der 
Gründung  von  Aktiengesellschaften  erhob- 
liehe Schwierigkeiten  entgegengestellt.  Es 
bedurfte  zur  Errichtung  derselben  der  Ge- 
nehmigung der  beiden  Häuser  der  Legis- 
laturen sowohl  als  des  Gouverneurs.  letzterer 
als  Vertreter  der  Staatsverwaltung  übte  auf 
den  Gang  der  Gesetzgebung  keinen  anderen 
Einfluss  aus  als  den.  welchen  sein  be- 
schränktes Veto  ihm  gestattete.  Von  einer 
Prüfung  des  Projektes  durch  Sachverstandige 
war  keine  Rede,  sondern  die  Gewährung  der 
Korporationsreehte  hing  vollständig  davon 
al>,  ob  die  Gründer  die  Durchsetzung  eines 
Gesetzes  bei  der  Legislatur  zu  bewirken  ver- 
mochten. Letzteres  war  nicht  immer  eine 
leichte  Sache.  Gegen  Ende  des  vorigen 
Jahrhunderts  war  das  Vorurteil  gegen  alle 
Arten  von  Aktiengesellschaften  sehr  gross. 
Ein  Beispiel  hiervon  bietet  das  Verhalten 
der  peunsylvanisehon  Legislatur  bezüglich 
der  Bank  von  Nordamerika.  Dieser  vom 
Kougress  1781  errichteten  Institution  wurde 
seitens  des  Staats  Pennsylvanien  korjMjrative 
Gerechtsame  verliehen.  Darob  erwuchs  im 
Staate  eine  mächtige  Opposition,  da  die  Bank 
unter  der  ländlichen  Bevölkerung  keinen 
Beifall  fand,  und  endlich  wurde  der  Bank 
1785  ihre  Berechtigung  entzogen.  Es  er- 
forderte den  Aufwand  besonderer  Geschick- 
lichkeit von  Seiten  Kobert  Moris',  um  die 
'Legislatur  zu  bewegen,  die  entzogenen  Rechte 
wieder  zurückzugeben.  Aus  jener  Zeit  sind 
es  hauptsächlich  Banken,  welche  diese  Gunst- 
bezeigung von  den  l/'gislaturen  forderten 
und  «1er  Vorwurf  scheint  nicht  ganz  abzu- 
weisen, dass  die  so  geschaffenen  Aktien- 
gesellsclinften  ihre  Stellung  zu  politischen 
Zwecken  ausbeuteten.  Im  Staate  Newyork 
war  es  anfangs  des  Jahrhundorts  für  .Mit- 
glieder der  Opj>osirion.spartei  recht  schwierig, 
die  Banken  zu  benutzen  und  fast  unmög- 
lich, Gesetze  durchzusetzen  für  die  Inkor- 
porierung neuer  Banken.  In  dieser  Zeit 
finden  wir  aber  ein  Gesetz,  welches  gewisse 
Personen  ermächtigt,  eine  Gesellschaft  zu 
gründen  für  die  Anlegung  vou  Wasser- 
leitungen und  zu  anderen  Zwecken.  Diese 
Gesellschaft  nannte  sich  die  Manhattan  Com- 
pany und  errichtete  zugleich  eine  Bank. 

Später,  besonders  nach  den  20  er  Jahren 
unseres  Jahrhunderts,  finden  wir  eine  ver- 
änderte Stellung  der  Gesetzgebung  den  Ge- 
sellschaften gegenüber.    Die  Ansieht  liatte 


!  aich  verbreitet,  dass  zur  Beförderung  der 
Entwicklung  der  Hilfsmittel  des  Landes 
der  Staat  auch  das  Seinige  thun  sollte. 
Gesellschaften,  welche  die  Anlegung  von 
Strassen,  Kanälen  und  später  auch  Eisen- 
!  bahnen  bezweckten,  kounten  im  allgemeinen 
auf  Hilfe  des  Staates  rechnen.  Diosell>o 
.  nahm  die  Form  von  direkten  Bei t lügen  zum 
Aktienkapital  oder  auch  von  Landschenkungen 
oder  der  Gewährung  von  Steuerfreiheit  an. 
Freilich  wurde  diese  Frage  auch  eine  poli- 
tische und  mit  Perioden  legislativer  Frei- 
gebigkeit wechseln  andere  ab .  wo  eine 
knauserige  Politik  verfolgt  wurde. 

Die  Gewährung  korporativer  Gerecht- 
same wurde  in  manchen  Fällen  zu  einem 
Scliacher  zwischen  den  Gründern  und  der 
I^ogislatur.  Die  letztere  benutzte  die  Ge- 
legenheit, um  anselmliche  Summen  für  die 
Staatskasse  zu  gewinnen.  Diese  Vergütung 
wurde  als  Preis  der  Privilegien  angesehen, 
und  es  wurde  zuweilen  auch  die  künftig»? 
Steuerfreiheit  damit  bezahlt.  Die  zweite 
Bank  der  Vereinigten  Staaten,  die  IHK»  vom 
Kongress  gescliaffen  war  mit  einem  Kapital 
von  30  000  Ol  M)  musste  die  Summe  vou 
1  500  000  $  in  die  Staatskasse  zahlen.  Zald- 
reiehe  Beispiele  aus  der  Gesetzgebung  der 
verschiedeneu  Staaten  liessen  sich  zusammen- 
stellen, wo  von  2  bis  52  °o  des  Betrages 
des  Aktienkapitals  an  den  Staat  bezaldt 
werden  musste. 

Dies  war  aber  nicht  der  einzige  Nachteil 
:  dieses  Systems.     Es  gehörte  häufig  ein 
I  grosser  Aufwand  von  Mühe  und  Kosten  da- 
'  zu,  die  Gesetze  durch  die  Legislatur  zu 
Illingen.    Es  musste  zu  allerlei  Intrigueu 
Zuflucht  genommen  werdeu,  um  zum  Ziele 
:  zu  gehingen.    Das  will  nicht  sagen,  dass 
;  die  legislativen  Körperschaften  die  Vorlagen 
scharf  prüften  und  nur  die  allernotwendig- 
sten   zuliessen,  sondern   es   mussteu  die- 
selben aus  ihrer  Gleichgültigkeit  gerüttelt 
•  werden,  um  für  die  betreffenden  Vorlagen 
:  etwas  zu  thun.    Dass  es  dabei  nicht  ohne 
|  Vorteil   für  zugängliche  Mitglieder  verlief. 
'  braucht  kaum  gesagt  zu  werden.   War  aber 
das  Gesetz  erlassen,  so  waren  seine  Be- 
stimmungen zumeist  sehr  vage,  indem  es 
gewisse    genannte    Personen  ermächtigte. 
Gesellschaften  zu  einem  bestimmten,  genau 
angegebenen,  und  zu   »anderen  Zwecken  < 
zu  errichten.    Sie  konnten  ihre  Privilegien 
daher  zu  jedem  Zwecke  verwenden,  und  da 
es  immer  gestattet  wurde,  die  Gerechtsame 
zu  verkaufen,  so  konnte  es  geschehen,  dass 
bei  der  Legislatur  einflussreiche  Personen 
das  (iVsdiäft  betrielien,  die  Erlassung  solcher  * 
Gesetze  zu  Wwirken,  um  alsdann  die  Ge- 
rechtsame an  andere  zu  verkaufen. 

Der  oben  geschilderte  Zustaud  der  Dinge 
führte  in  den  meisteu  Staaten  gegen  Mitte 
des  Jahrhunderts  zu  Gesetzen,  welche  die 
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Errichtung'   von    Aktiengesellschaften  allen 
gestatten,  die  gewisse  in»  Gesetze  vorge- 
schriebene  Bedingungen  erfüllen.    Es  ge- 
schah  dies  zuerst  für  gewisse  Kategorien 
von  GeseUseliaften,  nämlich  Banken.  Ver- 
sieherungsgesoHscliaf  ten ,  Gasgesellschaften 
un<l  Fisenbahngosellschaften,  dann  aber  für 
alle    anderen    Aktiengesellschaften,  wobei 
ferner  eine  Tendenz  wahrzunehmen  ist,  die 
Bestimmungen  für  alle,  einschliesslich  der 
oben  genannten  speziellen  Kategorien,  gleich 
zu  machen.    Die  Erfassung  solcher  tiesetze 
pehliesst  die  Verleihung  von  korporativen 
Gen-cht>amon     durch     besondere  Gesetze 
nicht  aus.    Filr  die  Ausübung  dieses  Rechtes 
bestehen  triftige  Grunde  nicht  mehr,  und 
in  denjenigen  Staaten,  wo  eine  stivngere 
Auffassung   filier    die  Aktiengesellschaften 
sich  kund  giebt.   kommt  es  selten  in  Ge- 
brauch.    Wo  die  Gesetze  etwas  loser  sind, 
wird  es  uoch  häufig  angewendet.    In  ein- 
zelnen Staaten,  die  in   neuerer  Zeit  ihre 
Verfassungen  revidiert  haben,  ist  sog.  So- 
zialgesetzgebung nicht  mehr  gestattet. 

'i.  Jetzt  haben  wir  das  Aktienrecht  etwas 
näher  zu  besprechen.  Hierbei  wollen  wir 
uns  hauptsächlich  an  die  Gesetzgebung  von 
Massachusetts  halten  und  an  geeigneter 
Stell.-  die  Abweichungen  in  andeivn  als 
tyj  lisch  gewählten  Staaten  konstatieren. 

Drei  oder  mehr  Personen  oder  bei  Gas- 
gesellsoliaften  zehn  <xler  mehr  können  sich 
zu  .-hier  Aktiengesellscliaft  venünigen.  In 
einer  vorläufigen  Versammlung  wird  ein 
Komitee  gewählt,  die  Höhe  des  Aktien- 
kapitals liestimmt  und  der  Vorstand  ge- 
wählt.  Hierauf  wird  ein  Bericht  an  den 
Conunissioner  of  corporations  fibersandt. 
und  wenn  er  densell>en  gutheisst,  wird  eine 
Koiporatiotismkunde  vom  Staatssekivtär 
ausgefertigt.  Diese  erteilt  der  Gesellschaft 
das  Recht,  die  Aktienlieträge  einzukassieivu. 
und  sobald  da«*  Aktienkapital  vollständig 
eingezahlt  ist.  den  Geschäftsbetrieb  anzu- 
fangen. In  Ohio  winl  den  Grfiudern  auf 
Aiifrag»?  bei  dem  Staatssekretär  die  Korpo- 
rationsnrk  unde  gewährt  und  (he  Geschäfte 
dürfen  begonnen  werden,  wenn  .Vi  °o  des  d 
Aktienkapitals  gezeichnet  sind,  und  eine 
Meldung  dieser  Thatsaehe  geschehen  ist. 
In  Illinois  tiekommen  «he  Gründer,  die  .*J 
bis  7  Personen  sein  müssen,  Erlaubnis,  die 
Kapitalzeichnung  vornehmen  zu  lassen,  mid 
sol-ald  alles  gezeichnet  ist,  winl  die  Urkunde 
ihnen  ülieigebeu.  In  Penusylvanien  muss 
die  Organisation  vollständig  und  1  10  des 
Aktienkapitals  eingezahlt  sein,  bevor  die 
Korporatinnsurkunde  ausgefertigt  wird. 

Das  Aktienkapital  darf  für  gewisse  an- 
geführte Gewerbe,  wie  z.  B.  das  Verlags- 
geschäft,  Stein  hruchbetrieb.  Gasfabrikation, 
Aufbau  von  Hotels  etc.,  den  Betrag  von 
jUUOUO  $  nicht  übersteigen,  während  für 


alle  anderen  die  oberste  Grenze  eine  Mill. 
ist.  Die  geringsten  zulässigen  Betrage  sind 
für  einige  auf  Ii  HM  »  $  und  andere  auf 
~*Ht)  $  festgesetzt.  Jede  Aktie  lieträgt 
KK»  ■$  und  alle  lauten  auf  Namen  und 
werden  daher  veräussert  durch  Eintragungen 
in  ein  Aktienregistor,  das  im  Hauptbureau 
der  Gesellschaft  geführt  wird.  Keine 
Aktie  darf  emittiert  werden,  wenn  nicht 
der  volle  Botrag  derselben  eingezahlt  ist. 
Als  Zahlung  darf  in  der  Regel  nur  Geld, 
niemals  aber  ein  Wechsel  des  Unterzeichners 
angenommen  werden.  Es  können  unter  Um- 
ständen ändert»  bewegliche  und  unbeweg- 
liche Verinögensgegenritände  statt  Einzahlung 
angenommen  werden.  In  diesem  Falle  wird 
der  Wert  derselben  gcsoltützt.  eine  Auf- 
zählung derselben  mit  der  Unterschrift  des 
Präsidenten,  Kassierers  und  einer  Majorität 
der  Dirokton-n,  die  darauf  einen  Eid  leisten, 
dorn  Commissioner  of  corjxirations  einge- 
sandt, der  die  Vorlage  prüft  und  genehmigt. 
Wenn  eine  neue  Gesellschaft  das  Geschüft 
einer  in  Konkurs  geratenen  Gesellschaft 
filternimmt.  so  können  die  Aktien  mit  den 
Konkursforderuugeu  bezahlt  werden  unter 
Genehmigung  des  Kommissionen».  '  Wenn 
das  Aktienkapital  einer  Gesellschaft  ver- 
giüssert  werden  soll,  müssen  die  Aktien- 
inhaber hiervon  in  Kenntnis  gesetzt  werden, 
die  dann  eine  3<Mägige  Frist  liaben,  die 
neuen  Aktien  zu  zeichnen  im  Verhältnis  zu 
ihrem  Besitzt».  Nach  Ablauf  dieser  Frist  müssen 
die  neuen  Aktien  an  offenem  Markte  verkauft 
werden,  doch  niemals  für  weniger  als  ihren 
Noniinallietrag.  Alle  Aktien,  für  welche 
nicht  der  volle  Betrag  an  die  Kassen  be- 
zahlt worden  ist,  sind  nichtig.  Die  Gesell- 
schaften, um  die  es  sieh  hier  handelt, 
können  keine  Obligationensehuld  aufnehmen, 
doch  sind  sie  berechtigt,  Prioritätsaktien  in 
Höhe  von  -' .-.  des  Gesamtkapitals  zu  emit- 
tieren. 

Soweit  tHe  Gesetzgebung  von  Massachu- 
setts bezüglich  des  Aktienkapitals.  In  Penu- 
sylvanien war  früher  für  alle  Arten  Gesell- 
schaften eine  Mill.  Doli,  als  Maximalhöhe 
Kapitals  festgesetzt,  doch  ist  dieses 
Maximum  durch  tiesetz  vom  S.  VI.  ls!H 
Iiis  auf  lo  Mill.  Doli,  erhöht.  In  Illinois 
besteht  auch  die  letztgenannte  Grenze, 
während  in  Ohio  bezügliche  Bestimmungen 
fehlen.  In  Penusylvanien  darf  die  einzelne 
Aktie  den  Betrag  von  HH>#  nicht  üliersteigen. 
Die  Einzahlung  des  Aktienkapitals  kann  in 
Penusylvanien  diueh  EhUage  anderer  Ver- 
mögensstücke oder  auch  von  Patentrechten 
ersetzt  werden,  während  in  Ohio  und  Illi- 
nois hierüber  keine  gesetzlichen  Bestim- 
mungen existieren.  Hypothekarobligationou 
können  in  Penusylvanien  bis  zur  Hälfte  des 
Aktienkapitals,  in  <  )hi<>  zur  ganzen  Höhe 
desselben  aufgenommen  werden,  aussen  lein 
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können  im  letztgenannten  Staate  Prioritäts- 
aktien  pemaeht  worden. 

1  )ie  Verwaltung  der  Gewilsehaft  liept  in 
den  Händen  der  Direktoren,  eines  Schrift- 
führers und  eines  Kassierers,  die  von  der 
jährlichen  Generalversamnilunp  gewählt 
wenlen.  Zum  Schutze  der  Aktieninhaber 
bestimmt  ein  Gesetz  vom  5.  IV.  1M89,  dass 
auf  Verlangen  eines  Aktien  in  ha  bers.  die 
Gesellschaft  eine  Liste  aller  Aktienbesitzer 
Ol»  Tage  vor  dem  Wahltage  beim  Staats- 
sekretär dejtotiieren  muss.  ^fur  die  in  eine 
solche  Liste  eingetragenen  sind  Itei  der  Wahl 
stimmberechtigt.  Der  Vorsitzende  wird  von 
den  Direktoren  aus  deren  Mitte  gewählt. 
In  der  Versammlung  hat  ein  Aktieninhaber 
nach  der  Anzahl  seiner  Aktien  Stimmrecht, 
welches  durch  Stellvertreter  ausgeübt 
wenlen  darf.  Jedoch  darf  kein  Beamter  der 
Gesellschaft  als  Stellvertreter  mehr  als 
zwanzig  Stimmen  abgeben,  es  sei  denn, 
dass  die  ganze  Zahl  einem  Besitzer  gehört. 
Ein  besoldeter  Beamter  darf  überhaupt 
nicht  als  Stellvertreter  figurieren.  Andere 
Personen  sollen  nicht  mehr  als  öO  Stimmen 
als  Stellvertreter  abgeben,  wenn  nicht  alle 
im  Besitz  einer  Person  vereinigt  sind.  Die 
Direktoren  haben  die  Beschlüsse  der  Gene- 
ralversammlung auszuführen  und  nach  den 
Statuten  die  Geschäfte  der  Gesollscliaft  zu 
verwalten.  Unter  gewissen  Umständen 
können  sie  persönlich  für  die  Schulden  der 
Gesellschaft,  verantwortlich  wenlen.  Dies 
geschieht,  wenn  sie  Dividenden  erklären, 
wenn  die  Gesellschaft  zahlungsunfähig  ist 
oder  durch  die  Erklärung  dazu  gemacht 
wird.  In  diesem  Kalle  sind  sie  bis  zur  Höhe 
der  ausgezaldten  Dividenden  verantwortlich. 
Auch  haften  sie,  wenn  sie  einem  Aktionär 
ein  Darlehen  gewähren,  für  alle  Schulden, 
die  bis  zur  Rückzahlung  diesen  Darlehens 
kontrahiert  wenlen,  bis  zur  Höhe  desselben. 
Ferner  für  den  Uebcrsohuss  der  Schulden 
der  Gesellschaft  über  das  Kapital  zur  Zeit 
der  Geltendmachung  einer  Forderung.  Der 
Kassierer  ist  mit  den  Direktoren  verant- 
wortlich, wenn  die  Schätzung  des  beweg- 
lichen oiler  unbeweglichen  Eigentums,  das 
als  Kapitaleinlage  aeeeptiert  wunle,  eine 
wissentlich  falsche  ist.  Uoberhaupt  machen 
sich  die  Beamten  verantwortlich  durch  die 
Unterschrift  in  Berichten,  welche  nach 
ihrem  Wissen  falsch  sind. 

In  Pennsylvanien  und  Illinois  wird  bei 
der  Wald  der  Direktoren  das  kumulative 
Verfahren  gestattet,  d.  h.  der  Inhalier  einer 
Aktie  kann,  wenn  sieben  Direktonni  gewählt 
wenlen  sollen,  entweder  je  eine  Stimme  für 
sieben  Personen  abgeben,  sielten  Stimmen 
für  eine  Person  abgelten,  oder  auch  irgend 
eine  andere  Verteilung  der  sielten  Stimmen 
machen,  die  ihm  l>eliebt.  In  den  beiden 
eben  genannten  Staaten    sowie    in  Ohio 


unterliegen  die  Direktoren  in  Bezug  auf  die 
Stellvertretung  keinerlei  gesetzlichen  Be- 
schränkung. Sie  sind  gleichwie  in  Massachu- 
setts verantwortlich  für  die  Erklärung  von 
Dividenden  und  den  Uebersehnss  der 
Schulden  unter  den  oben  besprochenen  Um- 
ständen. 

Die  Gesamtheit  der  Aktieninhaber  bildet 
die  Generalversammlung.  Dieselbe  bescldiesst 
die  Statuten,  wonach  die  Verwaltung  der 
Gesellschaft  zu  geschehen  hat,  und  muss 
ihre  Genehmigung  geben  bei  Veränderungen 
•los  Gesellschaftsbesitzes,  l>ci  Erhöhung  oder 
Reduktion  des  Aktienkapitals  und  bei 
anderen  wichtigen  Angelegenheiten.  Wenn 
nicht  spezielle  Majoritäten  vorgeschrieben 

:  sind,  entscheidet  eine  einfache  Majorität  der 
Aktien.    Die  Aktieninhatier  sind  persönlich 

;  haftbar  für  alle  Forderungen,  die  vor  Ein- 
zahlung des  vollen  Aktienbetrags  erwachsen, 
soweit    der    Betrag   nicht   eingezahlt  ist. 

,  Ferner  für  alle  ausstehenden  Forderungen 

'  zur  Zeit  der  Reduktion  des  Kapitals  bis 

:  zum  Betrag  der  Summen,  die  eingezogen 
und  dem  Aktieninhaber  wieder  zurück  be- 
zahlt wonlen    sind.     Wo  Prioritätsaktien 

1  existieren,  sind  die  anderen  Aktieninhaber 
für  alle  Fonlerungen  haftbar,  bis  die  Prio- 
ritäten befriedigt  sind.  Schliesslich  haften 
sie  für  alle  Forderungen  der  Arbeiter,  die 

I  binnen  sechs  Monaten  vor  eiuem  Auflösungs- 

'  antrag  der  unten  erwähnten  Art  oder  einer 
Zahlungsverweigerung  erwachsen  sind.  Um 
solche  persönliche  Verantwortung  in  An- 
spruch zu  nehmen,  müssen  immer  die  Ge- 
richte zu  Hilfe  gezogen  wenlen.  Ausser  in 
den  ölten  genannten  Fällen  hatten  die  Aktien- 
inhaber gar  keine  Haftbarkeit  für  die 
Schulden  der  Gesellschaften.  Die  Gläubiger 
können  sich  nur  an  die  Aktien  der  Gesell- 
schaft halten.  Dieses  ist  für  die  Haftbar- 
keit der  Aktieninhaber  die  Regel.  In  Ohio 
aber  wie  in  Kansas,  Kalifornien  und  eiuigen 
anderen  westlichen  Staaten  sind  sie  persön- 
lich haftliar  mit  einer  Summe  gleich  ihrer 
Kapitaleinlage,    d.    h.    sie    verlieren  im 

t  schlimmsten  Falle  das  Doppelte  ihrer  Ein- 

:  läge. 

Die  einfacheren  Veränderungen  in  der 
Organisation    der    Gesellschaft  geschehen 
durch    gewöhnliche    Veränderungen  der 
I  Statuten.   Für  einig»?,  namentlich  Wechsel 
!  des  Geschäfts,  des  Gesellschaftssitzes,  Er- 
höhung oder  Reduktion  des  Aktienkapitals 
ist  eine  sjteziello  Majorität  erforderlich,  und 
I  muss  auch  der  Staatssekretär  in  einem  dem 
Gründungsprozoss  ähnlicheu  Verfahren  seine 
Genehmigung  erteilen. 

Die  Aktiengesellschaften  lösen  sich  auf 
durch  Ablauf  der  Zeit,  für  welche  sie  ge- 
schaffen sind,  durch  Konkurs,  und  durch 
eine  Onlre  des  Gerichts.  Letztere  erfolgt 
in  Massachusetts  auf  Antrag  einer  Majorität 
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in  Zahl  cxler  Interes.se,  wenn  nach  ge- 
schehener Prüfung  des  Sachbestands  die 
Massregel  motiviert  erscheint.  Für  die 
Liquklationszweeke  dauert  die  Gesellschaft 
noch  zwei  bis  drei  Jahre  fort.  Wenn  diese 
Frist  nicht  genügt,  um  alle  Forde- 
rungen zu  befriedigen,  ernennt  das  Gericht 
einen  Verwalter. 

Seitens  des  Staates  wird  über  den  Ge- 
schäftsgang in  der  Regel  keine  allzu  grosse 
Kontrolle  ausgeübt.  Im  Amte  des  Staats- 
sekretärs werden  die  Korporationsurkundcn 
ausgefertigt,  wenn  den  formellen  Bedingungen 
genügt  ist.  Hiermit  l**ginnt  die  Korporations- 
existenz, während  in  einigen  Staaten  die 
Geschäftsführung  nicht  anfangen  darf  vor 
Einzahlung  eines  Iwstimmtou  Teils  des 
Aktienkapitals  und  Einreichung  einer  dies 
feststellenden  Nachweisung.  In  Massachu- 
setts ist  auch  ein  jährlicher  Hilanzausweis 
an  den  Staatssekretär  einzusenden,  welcher 
auch  vom  Staate  jährlich  veröffentlicht  wird. 
In  letzter  Zeit  (Gesetz  vom  1«.  Mai  1*1)1) 
ist  diese  Verpflichtung  auf  solche  auswärtige 
Gesellschaften  ausgedehnt,  welche  im  Staate 
Geschäfte  treiben.  Solche  Belichte  werden 
jedoch  nicht  veröffentlieht.  Nur  in  wenigen 
anderen  Staaten  wie  in  Missouri  und  viel- 
leicht noch  in  einigen  anderen  sind  solche 
jälirliche  Ausweise  gefolgert,  und  nirgends 
ausser  in  Massachusetts  werden  sie  puhliziert. 
Für  den  Verkehr  mit  den  Staatssekretären 
sind  gewiss»*  Gebühren  zu  entrichten,  die 
sich  in  einzelnen  Fällen  nach  der  Höhe  des 
Kapitals  der  Gesellschaften  richten,  in  den 
meisten  aber  einen  festen  Betrag  für  jede 
Urkunde  halten.  In  I'ennsvlvanien  muss 
ausserdem  eine  Vergütung  von  1  i°o  des 
Kapitals  und  in  New  York  und  Maryland 
von  1  s°o  bei  der  Gründung  der  Gesell- 
schaften au  die  Staatskasse  entrichtet 
werden. 

4.  In  »lern  Bisherigen  haben  wir  eine 
Uebersieht  der  Gesetzgebung  gegeWn  in 
Staaten,  wo  das  Aktien weseu  melir  oder 
minder  streng  und  genau  geregelt  ist. 
Doch  giebt  es  noch  ein  anderes  Bild.  Da 
die  Gesellschaften  durchaus  nicht  gezwungen 
sind,  ihre  Geschäfte  ausschliesslich  in  dem 
Staate  zu  führen,  unter  dessen  Gesetz  sie 
errichtet  worden  sind,  so  suchen  sie  viel- 
fach solche  Staaten  auf,  wo  die  Gesetze 
ihnen  günstig  sind.  Dies  ist  nicht  ohne 
Rückwirkung  atif  andere  Staaten  gewesen. 
Da  die  Gesellschaften  als  solche  nur 
steuern,  wo  sie  eingewertet  worden  sind, 
verliert  ein  Staat  ein  Steuerobjekt,  wenn 
seine  Gesetze  sehr  streng  sind.  Der  Staat 
New  York  hat  sich  durch  die  Konkurrenz 
des  benachbarten  New  Jersey  veranlasst 
gesehen,  seine  Gesetze  über  das  Aktien- 
wesen zu  milden»,  um  nicht,  wie  der  land- 


läufige Ausdruck  lautet,  die  Kapitalien  aus 
dem  Staate  zu  treiVn. 

Im  Vorgleich  zu  der  geschilderten  Ge- 
j  setzgebung    von    Massachusetts    mag  der 
I  Staat  New  Jersey  als  Beispiel  dienen.  Dort 
j  herrscht  eine  vollständige  privatreehtliche 
I  Auffassung.    Die  Gründer  vereinigen  sich 
|  durch  Vertrag  zu  einer  Gesellschaft,  tragen 
'  ihren  Vertrag  bei  dem  Grafschaftsgericht  »'"in 
,  und   melden    die  Thatsache  dem   Staat s- 
.  sekretär.  Die  Eintragung,  nicht  die  Meldimg 
schafft    die    Gesellschaft,    doch  müssen 
wenigstens   lIHMI   Dollars  eingezahlt  sein. 
Ober  die  Grenzen  des  Kapitals.  Höhe  der 
Aktien,  Art  und  Weis«'  der  Einzahlung  der- 
sell)on  bestehen  keine  Bestimmungen.  Eine 
Vennehrung  oder  Verminderung  des  Kapi- 
tals geschieht  nach  Massgalie  der  Statuten, 
muss    al>er    dein   Staatssekretär  gemeldet 
werden,     Oberhaupt  ist  der  Gesellschaft 
für  ihn*  Statuten  sehr  freie  Hand  gegeben. 
Zur  Auflösung  oder  Konsolidierung  können 
Gesellschaften  schreiten  ohne  vorherige  Ge- 
nehmigung.   Finanzausweis« •  irgend  welcher 
Art  sind  nicht  gefordert,  nur  muss  der  Aus- 
fall  der   jährlichen    Direktorenwahl  dem 
Staatssekretär  gemeldet  werden. 

Im  Eingange  wurde  der  sjteziellen  R**- 
geln  für  gewisse  Arten  von  Gesellscliaften 
gedacht.    Eine  Durchsicht  derselben  orgiebt 
nur  wenig»1  Prinzipien  für  das  Aktienwesen 
überhaupt,  die  nicht  im  vorhergehenden  er- 
wähnt worden  sind.    Im  allgemeinen  sind 
bliese  Gesellschaften  einer  strengen  Koiitrelle 
I  unterworfen.    In  Massachusetts  wird  für  die 
i  Eisenbahnen   Umstimmt,  dass  dieselbm  für 
hede  Meile  »»inen  Minimallietrag  an  Aktien- 
j  kapital  halien  müssen,   dass.  wenn  binnen 
|  einer  bestimmten  Frist  von  dem  Privilegium 
nicht  Gebrauch  gemacht  wird,  dasselbe  ver- 
fällt, dass  die  Obligationen  nicht  mehr  als 
2u  Jahre  laufen  und  nicht  mehr  als  7''o 
Zins  tragen  und  den   Betrag  des  Aktien- 
kapitals nicht  fibei-steigen  dürfen,  und  dass 
Im "i  der  Alistimmung  in  der  Generalversamm- 
lung jede  Person  für  jede  Aktie  eine  Stimme 
hab»n  soll,  jedoch  nicht  für  mehr  als  ein 
Zehntel  des  Ocsamtkapitals.  Bei  den  Banken 
darf  keine  Person  mehr  als  iV >"o  der  Aktien 
b*'sitzen,  und  b*i  »ler  Generalv<*rsamudung 
giebt  »ler  Inhalier  nudiivrer  Aktien  für  die 
erste  eine  Stimme  ab.  für  alle  übrigen  aber 
eine  Stimme  für  je  zwei  Aktien,  aber  in 
keinem  Falle  mehr  als  zehn  Stimmen.  S. 
Art.  Banken. 

IJtteratnr:  The  American  nu.l  En<jli»h  Ency- 
fhi/mc'Ji'.l  of  IaIW.  1\  J.  Steei'tUMHf  Amrrii.in 
Statute    Lmr,    lt„»t»n    1SM.      11.    O.  Taylor, 

The  lMV  of  Prir.it'  <\>rj»'nUi<in*  lon  iwj  Cupihil 
.Stork,  PhH.nl.  ISS.',.  —  Anijret  >in<i  Arne* 
Trratine  im  Ihr  Isur  »f  Prirutt  f'or/fir.itiomt. 
Movanelz,  The  Latr  of  Private  t  'nrpurtttiitn». 
A.    Kusnell,    Corporntion»  in    Michujaii,  und 
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II.  C.  Adam*.  PnMicity  und  ('urfninile  Abuae*. 
Pitlti.  of  (he  Mich.  I'olitiml  Srirnn  Anmitciution, 
M/iy  1^:14.  —  Vergleiche  ferner  über  TnuU  und 
cenrtuidte  Fragen  H.  V.  Lloyd,  \V«tUh 
ugilinet    l'ummmnCftitth.       W.    Cook,  C'trftoni- 

t'i,.u  IrobUm,  A>ir  Y-rk  is'.'h  C  E.  Baker, 
M„>,o/,i,lie*  und  Ihr  Pet-jde,  Seir  York  1M9.  L. 
von  Halle,  TrunU  »r  Jndutfrial  Combi- 
»iilir,»*,  Xetr  York  IS'.rtl.  ( f'eberteltuiig  der  Ab- 
h'iiidlmifj  drA  Verfilmen  in  Schriften  de*  Ver- 
na* f.  Sotiul/xd.,  Hd.  t,o 

Roland  P.  Falkner. 


II.  Volkswirtschaftliche  Bedeutung 
der  Aktiengesellschaften. 

Vorbemerkung  1.  Die  wirtschaftlichen 
Eigentümlichkeiten  «1er  A.  2.  Die  moderne 
Ausbreitung  de»  Aktienwesen».  —  A.  Die  Ka- 
pitalanlagen bei  A.  3.  Die  Vorteile.  4. 
Die  Nachteile  und  Gefahren.  —  B.  Die  all- 
gemeinen volkswirtschaftlichen  und 
sozialen  Vorzüge  und  Nachteile  der 
A.  6.  Die  Vorzüge.  6.  Die  Nachteile.  —  (\ 
Vorzüge  und  Nachteile  des  aktien- 
gesellschaftlichen Betriebe».  7.  Die 
Vorzüge.  8.  Die  Nachteile.  —  D.  Die  An- 
wendbarkeit der  Untcrnehmungsforra 
der  A.         Die   für  A.  geeigneten  Gebiete. 

10.  Die  für  A.  ungeeigneten  Gebiet*.  —  E. 
Pie  treibenden  Ursachen  der  mo- 
dernen Ausbreitung  der  A.  11.  Erfor- 
dernis grossen  Kapitals.  12.  Beschränkte  Haf- 
tung. 1-V  Leichtere  Teilung  und  Mobilisierung 
des  Vermögens.  14.  Die  Schaffung  von  Anlage- 
papieren. 15.  Die  Schaffung  von  Spekidations- 
papieren.  --  F.  Ersetzung  der  A.  durch 
andere  Unt  ernehmungsf ormen.  ltf. 
N«  ue  Gesellschaftsformen  mit.  beschränkter  Haf- 
tung.   17.  Öffentliche  Unternehmungen. 

Vorbemerkung.  1.  Die  wirtschaft- 
lichen Eigentümlichkeiten  der  A.  Auf- 
gabe und  Zweck  gesellschaftlicher  Unter- 

11.  hm  11  »gen  kann  sowohl  die  Ergänzung  und 
Verstärkung  der  |H>rsönliehon  Arbeitskraft, 
des  Wissens  und  der  Erfahrung  des  Unter- 
nehmers als  auch  die  Verstärkung  der 
Kapitalkraft  sein.  Die  heutige  Aktiengesell- 
schaft kann  beiden  Zwecken  dienen.  Dem 
ersten  wird  sie  namentlich  in  der  Gestalt 
der  Familieiigrfmdungeii"  gerecht,  die  oft 
gerade  in  der  Absicht  erfolgen,  den  bis- 
herigen AJIeinimternehmer  in  Bezug  auf  seine 
persönliche  Thätigkeit  zu  entlasten.  Viel 
mehr  und  viel  häufiger  aber  dient  die  A. 
dem  Zweck  der  Kapitalverstärkung.  Hierzu 
ist  sie  Ih -sonders  geeignet,  weil  sie  sich 
darstellt  als  eine  unjiersönlicho  Knpitals- 
assi>ziation.  Die  Mitglieder  dieser  Kapitals- 
assoziatiori  sind  zwar  als  Unternehmer  an- 
zusehen, alter  in  der  Mehrzahl  der  heutigen 
Aktiengesellschaften  wird  von  ihnen  eine 
eigentliche  Unternehmerthätigkeit  nicht  aus- 
geübt. Mit  der  technischen  um!  wirtschaft- 


lichen Leitung,  mit  der  Organisation  der 
Arbeit,  mit  der  laufenden  Geschäftsführung 
haben  sie  in  der  Regel  nichts  zu  thun. 
Dieser  Teil  der  Unternehmerthätigkeit  wird 
meist  auf  angestellte  Beamte  abgewälzt. 
Der  Bestand  der  Aktiengesellschaft  ist  des- 
halb auch  in  der  Regel  vollständig  von  der 
Persönlichkeit  der  Aktionäre  abgelöst.  Der 
einzelne  Aktionär  kann  sterben,  kann  aus- 
treten aus  der  Gesellschaft,  neue  Aktionäre 
können  eintreten,  der  Aktienbesitz  kann  auf 
ganz  andere,  auf  mehr  oder  auf  weniger 
Personen  ütiergohen:  für  den  Bestand  des 
Unternehmens  selbst  ist  das  alles  ohne 
Belang. 

Gleichwohl  ist  der  einzelne  Aktionär 
rechtlieh  und  thatsäclilich  als  Unternehmer 
anzusehen.  Er  hat  ja  das  Recht  auf  den 
Gewinn  des  Unternehmens  und  er  trägt  <las 
Risiko  desselben.  Aber  dies  Recht  sowohl 
wie  dieses  Risiko  sind  begrenzt  durch  den 
Umfang  seines  Kapitaleinsehusses.  Nur  nach 
Massgabe  seines  Aktienbesitzes  nimmt  er 
teil  am  Gewinn  und  am  Risiko. 

Dabei  ist  seiner  Gewinnaussicht  eine 
Schranke  nach  ölten  nicht  gezogen.  Je 
gunstiger  das  Unternehmen  sieh  entwickelt, 
desto  höher  kann  sein  Gewinnanteil  (seine 
Dividende)  im  Vergleich  zu  seinem  Kapital- 
einschuss  werden.  Damit  verbindet  sich  für 
ihn  der  andeie  Vorteil,  dass  l>ei  günstiger 
Entwickelung  des  Unternehmens  sein  Aktien- 
besitz wertvoller  wird.  Denn  der  Markt- 
preis (Kurs)  der  Aktien  steigt  normalerweise, 
wenn  höhen?  Dividenden  ei-zielt  werden, 
mul  oft  genug  tritt  imter  der  Einwirkung 
der  Spekulation  eine  Werterhöhung  der  Aktien 
ein,  die  iiWr  das  durch  die  Dividendenhöhe 
gerechtfertigte  Mass  hinausgeht.  Entäussert 
sich  in  solchen  Zeiten  der  Aktionär  seines 
Aktienbesitzes,  so  hat  er  nicht  nur  den 
Unternehmorgowinn  in  Gestalt  der  bis  dahin 
an  ihn  gezahlten  Dividenden  genossen,  sondern 
macht  sich  auch  noch  den  Wertzuwachs  zu 
Nutze,  ohne  dass  er  die  sonst  einem  Unter- 
nehmer zufallenden  Arlteitslcistungen  hätte 
ausführen  müssen. 

Die  Verlustgefahr  ist  dagegen  für  den 
Aktionär  an  ganz  bestimmte  Schranken  ge- 
bunden. Normalerweise  kann  der  Aktionär 
nicht  mehr  verlieren,  als  den  Nennbetrag 
seines  Aktienbesitzes.  Hat  er  die  Aktien 
unter  pari  gekauft,  so  verliert  er  sogar  noch 
weniger.  Üat  er  sie  ül>er  pari  bezahlt,  so 
verliert  er  ev.  mehr  als  den  Nennbetrag, 
alter  doch  nicht  mehr  als  sei  neu  Kaufpreis. 

Auch  in  diesen  Fällen  kann  es  dem 
Aktionär  unter  Umständen  gelingen,  seinen 
Verlust  auf  einen  geringeren  Betrag  zu  be- 
schränken dadurch,  dass  er  rechtzeitig  seinen 
Aktienbesitz  veräussert. 

Schon  darin  liegt,  dass  der  einzelne 
Aktionär  nicht  an  die  Gesellschaft  gebunden 
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Ut.    Er  sehifsst  in  das  Unternehmen  einen 
^•stimmten  Betrat;  ein,  «1er  -  -  als  Teil  des 
rntemehnierkapitals  —  nicht  feste  Zinsen 
bringt .  sondern  Anspruch  anf  einen  ent- 
sprechenden Anteil  am  Unternehmergewinn 
gewährt.   Der  Einseh uss  kann  nicht  zurück- 
gefordert werden,  ist  aber  gerade  deshalb 
mit  dem  Recht  der  Ueliertragbarkeit  aus- 
gestattet, das  hente  bei  dem  Ueberwiegen 
der  InhaVioraktieu  meist  formlos  ausgeübt 
■worden  kann.     Die  Möglichkeit,  sich  des 
Aktienbesitzes  durch  Verkauf  zu  entäussern, 
kann  sowohl  l>ei  günstigem  als  auch  bei  un- 
günstigem Geschäftsgang  Vorteile  bieten,  in 
jenem   Falle   durch  Erlangung  des  Wert- 
zuwachses, in  diesem  durch  Herabminderung 
des  Verlustes  unter  den  normalen  Betrag. 
Selbstverständlich  bleibt  der  Aktionär  nur 
während  der  Dauer  seines  Aktienltesitzes 
Mitunternehmer. 

Den  Kapitaleiuschuss  zu  erhöhen,  kann 
der  Aktionär  in  der  Regel  nicht  gezwungen 
werden,  Unter  besonderen  Umständen  kann 
freilich  für  den  Aktionär  die  Notwendigkeit 
thatsäeldieh  eintreten,  sich  mit  Zuzahlungeu 
zu  lielasten.  Wenn  z.  B.  infolge  der  ein- 
getretenen Verluste  eine  Neugestaltung  des 
Unternehmens  nötig  wird,  so  kann  es  für 
den  Aktionär  vorteilhafter  sein,  dureh  Unter- 
nähme neuer  Aktien  seinen  Kapitaleiuschuss 
zu  vergrösseri] ,  anstatt  seinen  ganzen  bis- 
herigen Einsehuss  zu  verlieren.  Ein  recht-  ; 
hoher  Zwang  zu  solchem  Vorgehen  Itesteht 
ater  nicht  für  ihn. 

Dir  Kapitaleiuschuss  ist  in  der  über- 
wiegenden Jlehrzald  der  Fälle  die  einzige ; 
positive  I>eistung.  die  der  Aktionär  iu  seiner, 
Eigenseliaft  als  l"nternehmer  auf  sich  nehmen 
muss.     Selbstverständlich    war   es    schon ! 
immer  möglich,  durch  den  Gesellsehaf ts- 
vertrag noch  andere  Leistungen  der  Aktionäre 
festzusetzen.    Es  kam  z.  B.  vor,  dass  die 
Aktionäre    einer  Ver»i<4iemngsgesellsehaft 
\( ry.flichtet   waren,  der   Gesellschaft  eine 
U-stimmte  Versicheningssumme  zuzuweisen. 
Namentlich  fand  sich  aber  bei  Zuckerfabriken, 
die  von   Hül>em>roduzenten  errichtet  sind, 
nicht  selten  die  Bestimmung,  dass  die  Aktio- 
riäre  zur  Liefening  von  Rüben  an  die  Fabrik 
verpflichtet  sind.  Das  neue  deutsche  Handels- 
gesetzbuch vom  Kl.  Mai  1807  hat  mit  Rück- 
sicht hierauf  allgemein  zugelassen,  dass  im 
(ies*  llschaftsvertrage  den  Aktionären  liehen 
dem  Kapitaleinschuss  auch  periodische,  nicht 
in   Gehl   bestehende  Leistungen  auferlegt 
werfen,  sofern  die  Uel>ortragung  der  Anteils- 
rechte an  die  Zustimmung  der  Gesellschaft 
gebunden  ist.   Auch  hierbei  handelt  es  sich 
nicht  um  Arbeitsleistungen,  wenngleich  sie 
rechtlich  nicht  ausgeschlossen  sind,  sondern 
'im  geldwerte  Gegenstände.   Bisher  ist  nur 
eine   kleine   Minderheit  der  Aktiengesell- 
schaften dazu  übergegangen,  solche  beson- 


deren Ijoistungcn  vorzusehen.  Auch  künftig 
wird  es  nicht  anders  sein.  In  den  aller- 
meisten Fallen  wird  also  nach  wie  vor  der 
Kapitaleinschuss  die  einzige  positive  Ijeistung 
sein,  zu  der  sich  der  Aktionär  verpflichtet. 

Das  Gesagte  gilt  auch  für  die  Komman- 
ditisten der  Kommandit- Aktiengesellschaft. 
Der  wesentliche  Unterschied  gegenüber  der 
Aktiengesellschaft  ist  darin  zu  erblicken, 
dass  die  Kommandit-Aktiengesellschaft  nicht 
von  besoldeten  Beamten,  sondern  von  den 
persönlich  (mit  ihrem  ganzen  Vermögen) 
haftenden  Gesellschaftern  geleitet  wird.  Die 
Kommandit-Aktiengesellschaft  hat  also  eine 

Sersönliehe ,  zur  Vertretung  und  Leitung 
er  Gesellschaft  berufene  Spitze,  die  sich  in 
manchen  Fällen  zu  einem  mehrköpfigen  Kolle- 
gium erweitert  Im  übrigen  sind  die  Berüh- 
rungspunkte zwischen  beiden  Gesellschafts- 
formen so  zahlreich,  dass  es  berechtigt  ist, 
sie  in  wirtschaftlicher  Beziehung  als  zu- 
sammengehörig zu  behandeln. 

Die  besprochenen  wirtschaftlichen  Eigen- 
tümlichkeiten der  heutigen  Form  der  Aktien- 
gesellschaft erklären  deren  Vorzüge  und 
Nachteile  sowohl  als  Mittel  zur  Kapitalan- 
lage, als  auch  für  die  Volkswirtschaft  im 
allgemeinen  und  für  den  Betrieb  als  solchen. 

2.  Die  moderne  Ausbreitung  de« 
Aktien  wesens.  Die  Form  der  Aktiengesell- 
schaft ist  zwar  schon  l>ei  der  1407  ent- 
standenen St.  Gcorgsharik  in  Genua  und 
anderen  italienischen  Vereinigungen  von 
Staatsglänbigorn  jener  Zeit  zu  finden;  aber 
die  neuen*  Entwickelung  knüpft  nicht  nach- 
weislich an  dieses  Vorbild  an.  Schon  der 
Name  »Aktie  deutet  darauf  hin.  Er  kommt 
zuerst  Kilo  in  einer  holländischen  Vorenl- 
nung  gegen  den  Handel  mit  Aktien  der 
niederl.- ostindischen  Koni|«ignie  vor  und 
greift  dann  allmählich  auf  die  nndoivn  Staaten 
des  europ.  Festlandes  über.  In  Holland  halten 
wir  denn  auch  den  Ausgangspunkt  der 
neuen  Entwickelung  des  Aktienwesens  zu 
suchen.  Die  KiO'J  entstandene  niederl.-ost- 
indische  Kompagnie,  jene  gresso  Seehandels- 
und Kolonialgcsellschaft,  darf  als  erste  der 
neueren  Aktiengesellschaften  gelten,  wenn 
auch  ihr  Aufbau  viele  Abweichungen  von 
der  heutigen  Form  zeigt.  In  jener  Zeit 
hoher,  fast  üW'rtiiebeiicr  Wertschätzung  des 
Seehandels  und  grösserer  Unternehmungslust, 
namentlich  in  Bezug  auf  überseeische  Gebiete, 
folgten  erklärlicherweise  sowohl  iu  Holland, 
als  auch  in  England,  Frankreich,  Dänemark. 
Schweden  und  Deutschland  andere  grosse  Soe- 
handolsgesellsohaften.  die  sich  an  «las  Vor- 
bild der  niederl.-ostindischen  Kompagnie 
anlehnten,  ohne  es  zu  kopieren.  Der  See- 
handel  und  die  überseeische  Kolonisation 
war  anfangs  das  einzige  und  bis  in  den 
Anfang  des  10.  Jahrh.  hinein  das  wichtigste 
Gebiet  der  neuen  Untemehmungsfonn.  I>a- 
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neben  finden  sich  schon  früh  Rhederei-  und 
Fisehereigesellsehafton.  Seit  den  80er 
Jahreu  des  17.  Jahrh.  ergreift  das  Aktien- 
wesen auch  die  Seeversicherung,  seit  1694 
auch  das  Bankwesen.  Das  waren  ilie  Haupt- 
gebiete des  Aktienwesens  bis  in  den  Anfang 
des  19.  Jahrh.  hinein.  Daneben  kommen 
im  18.  Jahrh.  Aktiengesellschaften  für  Ge- 
treide- und  Holzhandel,  filr  Fabrikbetriebe, 
für  Kanäle  (in  England  seit  1770)  auf,  ohne 
aber  die  durchaus  überwiegende  Bedeutung 
der  genannten  Hauptgebiete  aufzuheben. 
Im  ganzen  war  die  Konstruktion  der  Gesell- 
schaften damals  recht  verschieden,  und  ei-st 
allmählich  entwickelte  sich  die  republi- 
kanische Verfassung  der  Aktiengesellschaften, 
die  heute  üblich  ist,  zunächst  in  Frankreich, 
um  dann  auch  in  den  anderen  Festlands- 
staaten zur  Herrschaft  zu  kommen.  England 
hat  sich  dieser  Konstruktion  erst  im  l^aufe 
des  19.  Jalirhunderts  genähert. 

Frankreit  h  hat  auch  —  durch  die  Lawschen 
Unternehmungen  —  der  schon  vorher  ver- 
einzelt aufgetauchten  Form  der  Inhal**raktie 
zu  grosserer  Bedeutung  verhelfen ;  mass- 
gebend blieb  aber  im  18.  Jahrh.  noch  die 
Namensaktie.  Erst  im  19.  Jahrh.  gelangte 
die  Inhalieraktie  zur  Vorherrschaft 

Gegenüberdon  liesehräukten  Anwendungs- 
gebieten der  älteren  Aktiengesellschaft 
bietet  die  heutige  Gestaltung  des  Aktien- 
wesens eiu  ungleich  mannigfaltigeres  Bild. 
Es  giebt  kaum  ein  Gebiet  des  Erwerbs- 
leliens,  auf  dem  nicht  neuerdings  Aktien- 
gesellschaften aufgetaucht  wäreu.  Nur  die 
I^and Wirtschaft  als  solche  wird  selten  in 
Form  von  Aktiengesellschaften  betrieben; 
aber  auch  hier  sind  sie  vereinzelt  schon 
vorgekommen.  Der  Schwerpunkt  der  Thätig- 
keit  der  Aktiengesellschaften  liegt  heute  auf 
dem  Gebiet  der  Industrie  einschl.  Berg- 
und  Hüttenwesen.  Aber  auch  Verkehrs-, 
Kredit-  und  Versicherungswesen  und  ge- 
wisse Zweige  des  Handels  und  der  Speku- 
lation sind  reich  mit  Aktiengesellschaften 
besetzt.  Daneben  hat  die  Aktiengesellscliaft 
alle  möglichen  Aufgaben  gemeinnütziger 
All  angegriffen.  Weniger  die  grosse  — 
gegeu  früher  gewaltig  angewachsene  — 
Zahl  der  Aktiengesellschaften  als  diese 
Mannigfaltigkeit  der  Thätigkeitsgehiete  giebt 
dem  heutigen  Aktienweseu  sein  eigentüm- 
liches Gepräge. 

Diese  neueste  Entwickelung  ist  wesent- 
lich gefördert  und  zum  Teil  unmittelbar 
veranlasst  worden  durch  das  Aufkommen 
der  EisenlwUinen.  Dem  Eisen  liahuwesen 
wandten  sich  in  den  führenden  Staaten  die 
Aktiengesellschaften  von  vornherein  in 
grösserer  Zahl  zu  und  halfen  damit  eiue 
der  wichtigsten  Grundlagen  der  modernen 
grossgewerblichen  Entwickelung  schaffen. 
Mit  dieser  grossgewerblichen  Entwickelung 


war  aber  sofort  ein  neues  Arbeitefeld  für 
die  unpersönlichen  Kapitalsassoziatioucn  ge- 
geben, die  sich  ihm  denn  auch  mit  Eifer 
widmeten.  Das  zog  wieder  eine  stärkere 
Beackenmg  des  Bankwesens  nach  sicli,  da 
dieses  mit  der  fortschreitenden  grossgowerb- 
lichen  Entwickelung  immer  grössere  Be- 
deutung gewann.  Die  Erleichterung  der 
Spekulation  dtuvh  den  modernen  Nacluichteu- 
verkehr  trat  zu  all  dem  als  eiue  wichtige 
Anregung  zur  Benutzung  der  Aktiengesell- 
schaftsform  hinzu. 

Im  ganzen  hat  sich  die  Neigung  zur  Be- 
nutziuig  dieser  Unternehmungsform  seither 
noch  immer  mehr  gesteigert,  wenn  auch 
hin  und  wieder  eine  Abschwächung  einge- 
treten ist. 

A.   Die  Kapitalanlage  bei 
Aktiengesellschaften. 

8.  Die  Vorteile.  Der  einzelne  Aktionär 
sieht  in  der  Beteiligung  an  Aktiengesell- 
schaften in  den  meisten  Fällen  nichts  anderes 
als  eine  besondere  Art  der  Kapitalanlage.  Nur 
bei  solchen  gemeinnützigen  Aktiengesell- 
schaften, bei  denen  die  Teilnehmer  auf  irgend 
welchen  Ertrag  fitierliaupt  nicht  rechnen, 
und  bei  FamUiengröndnngen,  l>ei  denen  die 
Aktionäre  oder  einzelne  von  ihnen  zugleich 
für  sich  ein  dauerndes  persönliches  Arbeits- 
feld anstreben,  ist  es  anders. 

Die  Kapitalanlage  durch  Beteiligung  an 
Aktiengesellschaften  kommt  den  verschie- 
densten Bedürfnissen  entgegen.  Strebt  der 
Kapitalist  eine  dauernde  Anlage  .in.  so  bietet 
ihm  die  Form  der  Aktiengesellschaft,  die 
ja  ihrer  Natur  nach  auf  längere  Dauer  be- 
rechnet ist.  eine  erwünschte  Gelegenheit. 
Die  Schwierigkeiten,  die  bei  der  Anlage  in 
öffentlichen  Anleihen  durch  Auslosung  von 
Papieren  etc.  eintreten  können,  fallen  bei 
j  den  Aktien  weg,  und  so  lange  die  Gesell- 
schaft besteht  und  gedeiht,  wird  der  be- 
j  teiligte  Kapitalist  nicht  zum  Wechsel  der 
Anlage  genötigt.  Bei  dauernder  Beteiligung 
an  einem  solchen  Unternehmen  wird  ihm 
nicht  nur  eine  nach  oben  nicht  begrenzte 
Aussicht  auf  Unternelunergewinn  eröffnet, 
sondern  sein  Besitz  gewinnt  auch  an  Wert. 
Das  alles  erreicht  er,  ohne  dass  er  selbst 
die  Unternehmorarlteit  leisten  muss  und  ohne 
dass  er  mehr  riskiert,  als  den  Erwerbswert 
seines  Aktienbesitzes. 

Sucht  der  Kapitalist  eine  Anlage  auf 
kurze  Zeit,  so  kommt  ihm  auch  hier  die 
Form  der  Aktiengesellschaft  entgegen. 
Die  leichte  Uebertragbarkeit  der  Aktien  ge- 
stattet ihm,  den  angelegten  Betrag  wieder 
flüssig  zu  machen. 

Will  der  Kapitalist  die  Anlage  zu  spe- 
kiüativen  Zwecken  machen,  so  ist  wiederum 
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die  Akti«1  mit  ihrem  wechselnden  Marktpreis  unter    Ii    angeführten    Vorzuge    der  Ka- 
um! ihrer  leichten  Venlusserliehkoit  für  ihn  pitalanlage    hei    Akti»*ticros.«llsi-haft«'ii  sind 
geeignet,  so  <ift   zu   Tage  getreten,    dass  sich  die 
Rei    pMor   Art   der  Anlage   bietet   die  Beliebtheit  dieser  Anlageart  dureliaus  er- 
leiohte  UeliertragUarkeit  noch  den  Vorteil.  klärt.    AW  <lic  Erfahrung  hat  auch  oft  ge- 
•las*  es  .1cm   Kapitalisten  U-i  geschicktem  nu-  «'rg^ben .    dass   dies.?  Voranire  nicht 
Vorgehen  gelingt,  sich  gegen  Verluste  zu  «minor  in  vollem  Umfange  zu  Tage  treten, 
sehnt /.en.  ja  dass  sie  unter  Umständen  in  ihr  (tegen- 
l>a  die  Aktien  in  der  Regel  auf  kleine  *•''•  verkehrt  werden.   Auch  Wi  gutgeleiteten 
Reträge  lauten,  so  worden  alle  diese  Vor-  u'"1            »rniistis?    entwickelnden  Gesell- 
teile   auch    den    kleinen   Kapitalisten   zu-  ^'hafton  ist  stets  mit  einer  gewissen  l'n- 
gänglioh  Sicherheit  und  auf  alle  Fälle  mit  einem  nicht 
Die  verhältnismässig  geringen  Ncinbe-  vom..szuhenvhuenden     Wechsel    des  Er- 
träge der  einzelnen  Aktien  bieten  fil-enlies  m  ™'«"""-     Denn  der  Ertrag  der 
dem  Kapitalie  n  die  Möglichkeit,  den  ge-  Aktion  *"Al^    1°  narh  '  ,:"  <"'^häftser- 
samten  anzulegende,,  Betrag  auf  verschic-  ^,'»»^'»  »»«   kf '  unter  l  iiistandoii  ganz 
den- Unternehmungen  zu  verteilen.   Hei  ge-  a!1" ,  Am'h  ™         U/A'^  'u'1't 
schickte,-  Ausnützung  dieses  Umstand.*  lässt  ?■  ,'st  ,kT/n  '^/..e  e„de  (,eW,nn  d.ndi  oft 
sich  dadurch  eine  gewiss.,  Sicher*tellung  gegen  '^1^  -h.  h  niedn^,    als  es  nach  de,  Divi- 
Kursverluste  und  gegen  Dividendenausfälle  ■l^den«ffern  _  en«-hen,t.  Die ^  Dividende,, 
schaffen.    Verluste  und  Minderorträge.  die  .,n,,,s,  ,n  1  "«eilten  des  Non,d>e  rage» 
U-,  einer  Gruppe  v„u  Anlagepapiereu  ein-  '^Aktien  ausgedruckt     Wer  aber  Aktien 
treten,  können  auf  dies,-  Weise  durch  die  '^Z  ?UUS,,l<  f^'^  Gesellschaft  er- 
Mehrerträge  anderer  Papiere  ausgesehen  w'*    '          '""'T  ^V'""  ^'""Y*™*  d!iUi\ 
werden,   sodass  im  ganzen  eine  grössere  fM™-    JK'».»  "VI*  h«rs  'lor  Aknen  wird 
Gleichtnässigkeit  des  Ertrages  erzielt  wird.  ,|,l^h                 Dividenden    in   der  Kegel 
Bei   einseitig!-   Anlage   da™,   schwankt  Mitunter  geht  durch  das  E,n- 
der  Ertrag  unter  Umständen  =. ehr  stark,  und  -|V!f,'n  'm''  ^^>laU;m  der  Kuis  viel  mehr 
in  ungünstigen  Zeiten  muss  der  Kapitalist  i»  '1k: ;)ls       1  »»videndeii  ivchtfertige,,. 
eventuell  den  ganzen  Verlust  tragen.    Den  Ertra*  f»r  '•■«.Kapitalisten,  der  die 
Vorteil,  der  in  de,-  Vielseitigkeit  der  Anlage  Aktl,'lc1  z"  ''"'f,  '  ,^''1.''rtt"|h;'11  ,,at-  lsf 
liegt,  kann  sich  der  einzelne  Kapitalist  zu  ,,"s^lh  °ft  *'ll",,|l<'»  u'eniiger.  als  erwartet 
Nutze  machen,  er  kann  sieh  aU«r  auch  zu  xn"'  ''' 

dem  Zwecke  mit  audetvu  zu  t!ese||schaften  Nach    einer     Zusammenstellunu'  »les 

v.ninigeii.  wie  es  in  den  englischen  inv.-st-  ..I  Mit  schon  <  »ekonomist-  (1MI7  S.  31 1  war 

nient  tnists  der  Fall  ist.  Ende  \()v.  Is'.lli  l».i  den  au  der  Perliuer 

4.  Die  Nachteile  und  Gefahren.    Die  Hör>e  -ehandelUMi  Aktien 


dt-r  Kurnw.-rt  in 


der  diirdischriitfl.  Divitb  ndi  ii- 


rtr.ig  in  % 


°0  des  Nominal-      .     v-  , 

Bertrwprken   142,0                 s.72  4.01 

\U*4  •bineiifahrikfti   177.2                  s.o.;  4.87 

Terrain-  und  HioigesellschiUteii    ,    ,    .    .  101.5                  ;,.n  j.oo 

»on>tig*m  lndustric<:es.dlscbidti'ii  .       .  174.7                  8 407 

lndnstrieyesellsi  haften   ly.M                    7.20  4.50 

Bauken_.  ^   :;.;.7  <>.i»7  

allen  in  Ketracht  gezog.'iHii  «ic^  llM  lialieii  150. 2                  -.12  4.55 

Auch  der  Marktwert  de>  Aktienb.  sit/.es  maeliiuati.inei)   der  Spi'kulanteinnMippen  al>. 

lässt  sich  nicht  im   voraus  berechnen  und  Daher  i-t  selbst  bei  den  Akti>  n  solider  »ie- 

unterliegt   ln>i  Aktien,  die  als  tiee-enstand  selUchaften  eine  beträchtliche  V.-r~'  hi.  l»unir 

de»  liöi-sensj'iels  erscheinen,  oft  einem  sehr  des    Wert.-    des    A ktienbesitz>-s  möglich, 

starken    Wechs.'!.     Die  Kursl^wegnug  au  ohne  dass  die  Grenzen  dieser  Verschiebung 

der  Börse  hängt    dun  haus  nicht  lediglich  vorher  bezeichnet  weiden  könnten, 

von  den  inneren  Verhältniss»4n  der  (ie-ell-  Entwickelt   si<di   die  Aktiengesellschaft 

schaft.  snuderii  in  hohem  (trade  auch  vmi  ungünstig,  so  kann  sieh  ,\,>r  Wert  des  Aktien- 

den  .dJgt.-uicincn  jxditistdien  und  Wirtschaft-  I«  sit/.  s   bis  auf   Null    vermindern.  Der 

liehen  Verhältnissen,  von  dem  Zustand  des  Kapitalist    wurde   dann   den  vollen   Iii 'trag 

Kapitalmarktes,  unter  Umständen  auch  sehr  des   Erwerbswertos    der   Aktien  verlieren, 

erheblich    von    Machinationen    und   (.legen-  Hei  ungünstigem  Geschäftsgang  kann  auch. 

Handwort^rbucb  der  Staal«wi«.«cn«cliati«'n.   Zweite  An  flaue.   I  1- 
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wie  schon  erwähnt,  die  Notwendigkeit  von 
Zuzahlungon  behufs  Neugestaltung  des  Unter- 
nehmens eintreten. 

Gegen  die  vollen  Wirkungen  ungünstigen 
Geschäftsganges  kann  sieh  iler  Aktionär 
«hm *li  rechtzeitigen  Verkauf  der  Aktien 
schützen.  Aber  leicht  kann  der  richtige 
Augenblick  dazu  verpasst  werden.  Geschieht 
das,  so  wird  es  immer  schwerer,  für  die 
Aktien  Käufer  zu  finden,  und  wenn  es  ge- 
lingt, so  wird  der  zu  erzielende  Pi-eis  in  der 
Hegel  ungünstig  sein.  Der  Umstand,  dass 
die  betr.  Aktien  Gegenstand  des  Börsenspiels 
sind,  kann  je  nach  der  liichtung  der  S|ie- 
kulation  die  Verkäuflichkeit  erhöhen  oder 
noch  weiter  vermindern. 

Bei  all  dem  )iat  der  einzehie  Aktionär 
sr.  gut  wie  gar  keinen  Einfhiss  auf  die  Art 
und  Weise,  wie  sein  Kapitalei nschuss  ver- 
wendet wird,  und  oft  genug  fehlt  ihm  auch 
die  nötige  Vertrautheit  mit  den  technischen 
und  wirtschaftlichen  Eigentümlichkeiten  des 
Betriebes.  Verluste  durch  unzweckmässiges 
Vorgehen  der  gcschäftsfülirondcn  <  )rgaue 
kann  er  also  meist  nicht  verhindern.  Gegen 
ungünstige  Wirkungen  der  Verschiebung  der 
allgemeinen  Marktverhältnisse  vollends  ist 
er  machtlos. 

Dass  solche  Verschiebungen  unter  Um- 
standen auch  das  ganze  rnteruehmeu  rui- 
nieren können,  ist  ohne  weiteres  zuzugeben. 
Das  bedeutet  für  den  beteiligten  Kapitalisten 
immer  die  Notwendigkeit,  einen  Wechsel 
der  Anlagegelegenheit  zu  erstreben,  und 
meist  auch  den  Verlust  eines  Teiles,  nicht 
selten  auch  den  Verlust  des  (icsamtbetrages 
sein.s  in  der  Gesellschaft  angelegten 
Kapitals. 

Diese  Kehlseite  der  Sache  zeigt,  dass 
namentlich  tür  den  kleinen  Kapitalisten  die 
Anlage  bei  Aktiengesellschaften  mit  einem 
Bisiko  verbunden  ist,  das  er  in  vielen 
Fällen  nicht  tragen  kann.  Für  ihn  sind 
gute  Staat spapieie  in  den  meisten  Fällen 
zweckmässiger,  denn  sie  bieten  ihm  einen 
zwar  massigen,  aber  festen  Zinsertrag,  und 
eine  grössere  <ileichmässigkeit  des  Weit- 
standes seiner  Aulagepapii-re.  ohne  ihm  den 
Wechsel  der  Anlage  mehr  zu  erschweren, 
als  die  Aktien. 
It.  Die  allgemeinen  volkswirt- 
schaftlichen und  sozialen  Vor- 
züge und  Nachteile  der  Aktien- 
gcsellsc  hafte  n. 

5.  Die  Vorzüge.  Die  Aktiengesellschaft 
mit  ihrer  beschränkten  Haftung  und  ihren 
Vorzügen  für  die  Kapitalanlage  eignet  sieh 
besonders  dazu,  die  Kapitalien  für  grosse. 
üUr  die  finanziellen  Kräfte  des  einzelnen 
hinausgehende  wirtschaftliche  Untcrnoh- 
mungeii  zusammenzubringen.  Den  Aktien- 
gesellschaften gerade  verdanken  wir  die  Kr- 
scheinung.  dass  heute  selbst  die  grössteii 


wirtschaftlichen  Aufgaben  die  finanzielle 
Kraft  der  privaten  l 'nternehmung  nicht 
überschreiten.  An  Willigkeit  mag  es  für 
manche  Aufgaben  der  privaten  Unternehmung 
fehlen,  und  ihre  Anwendung  mag  in  manchen 
Fällen  dem  öffentlichen  Interesse  nicht  voll- 
kommen entsprochen,  und  in  solchen  Fällen 
muss  mau  nach  wie  vor  auf  den  Staat  bezw. 
auf  die  niederen  Stufen  der  öffentlichen 
Gewalt  zurückgreifen.  Wenn  dies  aber 
sonst  oft  auch  wegen  der  bosehränkteu 
Kapitalkraft  der  privaten  Unternehmung  un- 
entbehrlich war.  so  ist  davon  an  sich  heute 
keine  Bede  mehr.  Die  starke  Fähigkeit  der 
Aktiengesellschaft  zur  Kapitalzusammen- 
ziohiing  hat  sich  in  hohem  Grade  als  nütz- 
lich erwiesen,  namentlich  bei  neu  aufkom- 
menden Gebieten  der  wirtschaftlichen 
Thätigkeit.  Die  Aktiengesellschaften  halben 
hier  zum  Teil  geradezu  bahnbrechend  gewirkt. 
Die  Geschichte  des  Verkehrswesens ,  des 
Belouehtnngswesons,  der  Wasserversorgung 
und  nicht  weniger  Industrien  beweist  das 
deutlich  genug. 

Auch  abgesehen  davon  haben  die  Aktien- 
gesellschaften wegen  ihrer  besonderen  Fähig- 
:  keit     zur    Kapitaizusammcnzichung  dem 
1  modernen  Zug  ins  Grosse  die  wichtigsten 
Dienste  geleistet.    Das  bedeutet  zum  guten 
Teil  auch  eine  zweck  massigere  Organisation 
der  wirtschaftlichen  Arbeit  des  Volkes.  Oft 
■  genug  haben  die  Aktiengesellschaften  kleine 
,  Kinzelimternehniungeu,  die  ohne  Zusammen- 
hang und  ohne  genügende  Leistungsfähig- 
keit nein -n  einander  rangen,  zu  grossen  und 
den  modernen  Anforderungen  entsprechenden 
Anstalten  ziisunimongefasst. 

Schon  darin  liegt,  dass  sie  auch  den 
Nachteilen  übermässiger  Konkurrenz,  die  ja 
oft  zu  einer  unwirtschaftlichen  Arbeits-  und 
Kapitalverschwendung  für  die  Volkswirt- 
schaft führt,  entgegenarbeiten  können.  In 
der  Fusionierimg  haben  die  Aktiengesell- 
schaften ein  weiteres  wirksames  Mittel  zur 
Beseitigung  unwirtschaftlicher  Konkurrenz 
gefunden.  Sie  haben  dies  Mittel  in  der 
Industrie  und  in  noch  höherem  Mass«'  im 
Verkehrswesen  angewandt  und  gerade  hier 
zu  einer  rationelleren  und  wirtschaftlicheren 
Befriedigung  des  Verkehrshedilrfnisses  ge- 
I  führt.  Aber  auch  ohne  die  Fusionierung 
!  hal«  n  die  Aktiengesellschaften  einer  gesunden 
Selbsthilfe  gegen  die  Nachteile  übermässiger 
Konkurrenz  Vorschub  geleistet.  Denn  sie 
haben  ohne  Frage  der  Bildung  von  Kartellen 
der  Produzenten  bis  zu  gewissem  Orade 
vorgearbeitet,  und  dass  in  den  Kartellen  der 
Produzenten  ein  eutwiekolungsfähiger  ge- 
sunder Gedanke  steckt,  mögen  auch  Miss- 
griffe und  L'eborgriffe  vorgekommen  sein, 
wird  in  der  nationidökonomisohen  Wissen- 
schaft nicht  mehr  geleugnet.  Auch  die 
noch    festere   und   wirksamere   Form  der 
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Trusts.  «Ii«-  Vkm  vernünftiger  Ausgestaltum: 
un<l  Han<lhal>ung  ebenfalls  zu  einer  zw>tk- 
mäs>iirvr»-n  «  h-ganisafion  <|.t  produktiven 
Arbeit  fühlt,  ist  durch  «lie  Aktienges«ll- 
vhafton  f'rni<"'>gli<-lit  wonU-u. 

Di»'  y.w«-«-kinässigeiv  Organisation  der 
Arl -fit  v«'rlanirt  zum  Teil  «Iii*  Krsetzung 
•l--r  privat« -ii  B«-tri«dic  durch  d«n  «"fb-ntlichen 
B»ui<b.     Auch   hi.-rfür    sind   die  Akti.-n- 

■-lls<'haft«,ii  von  B^loutiing  gewesen. 
Längst  hat  man  »•rkannt.  dass  B»'triob«'.  in 
denen  gnisse  Aktiengesellschaften  sich  V- 
währt  halten ,  an« -Ii  von  der  öffentlichen 
riilermhniuug  «liiivligofülirt  werden  können. 
Die  Akti«-ng»-s,'llst-haft«'n  haben  dadurch, 
«lass  sie  vi«  1.'  wichtige  G»rljü?to  zuerst  in 
grossem  Stile  angi-grilfon  haben,  die  Grenzen 
für  «lie  Anwendkirkeit  dor  «""»ffentlichon 
rnmnu-hniung  klarer  erkennen  lass«n  und 
sin«l  thatsiVliiieh  vielfach  die  unmitt»-lhar«-n 
Vorläufer    der  öffentlichen   1 'rit.'inohinniiK 

gewesen.  \ 

Die  Fähigkeit  «|.>r  Akti<  nges.  lls<  haften 
zur  Kapitalzusammcuzi«'hung  ist  auch  der 
Lösung  gemeinnütziger  Aufgaben  in  ansehn- 
lic-hem  Umfange  zu  gute  gekommen.  Viele 
derartig«'  Aufgaben  stellen  einen  privat w i ii - 
-«  liahliehen  Krwerli  nicht  in  Aussicht,  uml 
die  M»-ns«he!i.  ,|[e  trotzdem  grosse  SutUlUCII 
für  s«»lche  Zwe«  ke  zu  Opfern  bereit  sind, 
finden  sich  ui«ht  oft.  Wohl  al.«»r  sind  sehr 
viele   b*rejt.    si<  h   mit   kl«-in«-reii  B-trägen 

•  'Jme  weiteres  Kisiko  in  den  Dienst  g«-nioin- 
nützigvr  Bestrebung»-!!  Zu  stc]|<n.  Die 
Aktieng«»s»  ils< diaft  war  lange  Zeit  rler  «■inzige 
und  ist  heute  je  denfalls  noch  «'in  sehr  wicht Lr»  r 
\Ve<;.  «lies«'  Ber*-itwilliirk«-it  fruchtbar  zu 
machen.   Museen,  zoologix  In-  und  litauische 

•  füllen.  Theater,  Schulen.  Krankenliaiiser. 
Ailc-iterwoldfahrtseinrichtim^eii.  VolksKider. 
( «es.  Henhäuser,  christli«  he  JI.  i1n  i  i:.'ii  und 
\j»-le  and'-re  p-meinnütziire  Anstalten  >iu«l 
•j:> -ra«|e  ilurch  die  Form  der  Akti'-nge  se)l- 
-.  haften  ermöglicht  wonlon.  Auch  das  ilarf 
: «icht  \eiye>sen  werden,  dass  manche  jmisse 
Erwerbsiinteruehinung  ihre  (bwinnc  zum 
Teil  derartigen  Zwecken  dienstkir  g»-ma«'ht 
hat  iwie  z.  B.  die  Aachener  und  Müu<-hen«-r 
Femrversi«  •heruiigsgesells«-haft ). 

Die  Fälligkeit  <1«t  Aktiengesellschaften 
zur   Kapitalziisammenziehuiig    erhält  noch 

•  inen  Usondep  ii  W.-rt  dadurch,  dass  sie 
nicht  nur  die  grossen,  somlern  —  infolge 
der  in  der  Kegel  ni<-«lrig*'U  Xennl«eträg«4  — 
auch  «Ii«-  kleinen  Kapitalien  «-rgreift.  Dadun  h 
winl  eine  liessero  Nutzbarmachung  der 
Kapitalien  für  die  Volkswirtschaft  h'-rl  «ei- 
nführt. Viele  klein«.-  (  «eldkapitalioii ,  die 
~.n>t  <>ntwed«T  stilJ  gelegen  oder  in  ihrer 
Vereinzelung  nur  ü-cringen  Nutzen  für  die 
Volkswirtschaft  g«-hal«t  haben  wurden.  werd«>n 
durch  Verniiftelung  der  Aktiengesellschaft«-!! 


aufgestaut    und    so   dem  WirfM-haftsl<-ben 

•  lienstbar  gemacht. 

Dieser  Vorgang  ist  nicht  nur  für  die 
(.iesamtheit.  hindern  auch  für  «l»-n  einz«*1nen 
kleinen  Kapitalisten  unmitt»dl«ir  von  Vorteil. 
Ihm  wird  dadurch  p-sunde  Verhältnis^ 
vorausi;es«'tzt  eine  ertni«rPM«'h«'i*e  Ver- 
wendung verschafft.  Sein  kh-ines  Kapital 
nimmt  Anteil  an  der  ^rösseivn  Keiitabilitüt, 
die  vielfach  dem  (ipiss'kajütal  aus  natürlü  hen 

•  n  ünden  zuzuspn  ch«-n  ist.  Darin  aber  liegt 
«■in  'jr»'wisser  soziah'r  Austrleich.  Wenn  auch 
<lie  Aktiengesellschaft«*!!  der  Kntwii-kelung 
«les  GpissbetrielH's  Vorsehuh  leisten,  so 
tragen  sie  doch  durch  die  bes|)pM'hem> 
Kigentümliehkt-it  «lazu  bei.  dass  sieh  «h^r 
Ertrag  »liest^s  (MYissb.'trielM-s  nicht  in  wenigen 
Häiuhm  zu  ri.  sigen  Summen  zusjimmeiibaJlt. 
sond«rn  sich  auf  viele  und  nicht  selten 
wirtschaftlich  schwächer«'  I'«'i-sonen  verteilt. 

Dieser  Vfirgang  hat  zugleich  für  die 
Kntwi<  k«'lung  d«  s  Mitt«'lstand<*s  Bedeutung. 
Die  Aktienp'sellschaften  gieifen  alier  Li 
di«>s«'r  Hinsieht  noch  viel  unmittelbarer  ein. 
Si.«  sind  ohne  Krage  «'iiier  «lerjenigon  Fak- 
tonui.  welche  neue  Kh-mente  «l«-s  Mittel- 
stan«l«'s  entwickeln.  Di«'  verhältnismässig 
gp,sse  Beamtenschaft,  auf  «lie  sich  die 
Akti«'iiges«'llsehaft«'ii  slütz«'ii  müssen,  dai-f 
als  solches  KI«'m«'Ut  angespifH-hen  werden. 

Hin  weit.-rer  wi«-htig«'r  Vort«il  der 
Aktieng«'se|ls<  haften  liegt  «larin,  «lass  sie  «1er 
besseren  Verwertung  uml  WiVilung  il«*r  in- 
t'lbktii'db-ii  Kraft  «l«s  V«i|k«-s  Vi»i-schub 
lei.-ten.  Sie  ziehen  «lie  tüchtigsten  Kräfte 
«lui'h  höh«-  («ehalte  in  ihi"n  Di»'iist  mid 
bieten  ihnen  «•in«-  günstiL"'  (iel<-genh«Mt,  ihn>r 
l'>'iN.",nli«'hk«'it  (teltung  zu  v.M-schafb'n,  ein 
zw«  <  kinäs>iires  ArlieitsfeM.  «-ine  auskimvm- 
li«-he  wirtschaftliche  Existenz,  «ine  ango- 
>ell«Mie  gese||>ehaftli«')l(»  St«'lluiig.  Bis  zu 
g«\vis«eni  (imde  mai-ln-n  «Ii«-  Aktn-ugesell- 
sehafteii  tl'in  «"iff'iitlichen  Di«'iist  dadurch 
Konkum-nz :  sie  ve rniin«l«'rii  d<  ii  l{«'iz.  der 
geraile  für  U'gabt«4  und  tüchtig»-  Menschen 
im  «"ffentlichen  Dienst  li.-gt.  un«l  wirk.-n  so 
«  ituin  ung<sun«len  Amlraug  zur  Beaintcn- 
laufhahn  «  ntg.'tri  ii.  Si.>  ernu">glii-heu  aber 
vi«dfach  an«  Ii  erst  die  Nulzbariuachung 
tm  litiger  und  b«'gabter.  aber  vi.>nn<igeiislos«T 
oder  doi'h  nicht  him>'i«-hen«l  kapilalkniftiger 
I'«-rsoiien  für  «lie  (iesamtheit.  Das.  was 
<li«'sen  IVi-soneii  fehlt  und  d«<ch  h<'utzutage 
für  «lie  wirtschaftlich«'  B«  thätigung  von  so 
grosser  Bedeutung  ist.  «Ii«»  Kraft  des  Kapitals, 
d;is  haben  «Ii«-  Aktieuge>e|lsehaft.'n  ihnen 
häufig  zugeführt  uml  so  «l«-r  («»■suntheit 
gross,-  Dienste  geleistet. 

Auch  für  ili«'  Lage  der  hainlaibeitenden 
Klass«-n  halien  die  Akti« «ng« rs«-!ls«diaft«»n  oft 
«in«-  wesentliche  B«'<l«'Utiiiig.  (iera«le  lici 
zwei  «ler  wichtigsten  Missstände  «b-r  hentig»Mi 
ArlN'it«'rvcrhältnisse  können   «Ii«-  Akticnge- 
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Seilschaften  nützlich  eingreifen.  Ist  d»'in 
Arbeiter  heute  in    i|»-r  »-in  Durch- 

arbeiten zu  wirtschaftlicher  Selbständigkeit 
unmöglich  \iik1  ein  >-»nstivr,'s  wirtschaftliches 
Aufsteigen  oft  sehr  erschwert,  so  schaffen 
wenigstens  in  letzten'!'  Beziehung  die 
Aktiengesellschaften  nicht  selten  günstigere 
Verhältnisse.  Sie  sind  auf  längere  Dauer 
berechnet,  si*'  sind  miabhiiniri^r  von  den 
Wechselfällen.  die  der  wirtschaftlichen 
Thätigkeit  des  einzelnen  vorzeitig  ein  Ziel 
setzen  können,  und  sie  gehen  dadurcli 
tüchtigen  Arlteitern  Gelegenheit,  ihn«  Brauch- 
barkeit und  Fälligkeit  zu  bekunden.  Damit 
ist  dem  Arbeiter  die  Möglichkeit  zum  Emjtor- 
kliinmeu  zu  gesellschaftlich  höher  ange- 
sehenen und  wirtschaftlich  günstigeren 
Stellungen,  also  mit  einem  Wort  eine  ge- 
wisse Lmfbahn  eröffnet. 

Wenn  weiter  der  Arbeiter  heute  vielfach 
unter  der  Unbeständigkeit  der  Arbeitsge- 
legenheit leidet,  so  bringt  auch  hier  die 
Aktiengesellschaft  mit  ihrem  an  sich  dauernden 
Charakter  eine  gewisse  Besserung.  Nament- 
lich trägt  sie  dazu  Im-i.  die  ungünstigen  Nach- 
wirkungen von  Geschäftsstockungen  uud 
Krisen  für  die  Arbeiter  abzuschwächen. 
No  ll  mehr  als  der  Kinzelunternehmer  ist 
die  Aktiengesellschaft,  deren  Kapital  ja  von 
der  Person  ihrer  Mitglieder  abgelöst  i*t.  ge- 
nötigt, aneh  in  schlechteren  Zeiten  den  Be- 
trieb  so  viel  und  so  lange  als  möglich  in 
Gang  zu  halten,  um  die  Verluste  zu  ver- 
meiden, die  mit  der  unzulänglichen  Aus- 
nutzung der  vorhandenen  Anlagen  verbunden 
sind,  Gerado  dadurch  aber  werden  die 
Arbeiter  des  rnternehiueiis  weniger  uninittel- 
Un-  in  Mitleidenschaft  gezogen,  wenn  un- 
günstige Geschäftsverhältnisse  eintreten. 

Dazu  kommt. dass  die  Aktiengesellschaften 
Weyen  ihrer  grosseren  Kapitalkraft  weniger 
ängstlich  den  Ausgaben  für  Arlteiterwohl- 
fahrtseinrichtungen  widerstreben,  l'ebenlies 
stehen  sie  mehr  im  Lichte  der  i  Icffentlich- 
keit  und  Miid  deshalb  dem  Druck  der 
öffentlichen  Meinung  mehr  ausgesetzt,  als 
der  Kinzelunteniehnier.  Das  hat  gute 
Früchte  getragen.  Die  Aktiengesellschaften 
haben  zum  Teil  Hervorragendes  auf  dem 
Gebiet  des  Arbeiterschutzes  und  der  Arbeiter- 
woldfahrt^-inriclitunp'ii  geleistet,  und  manche 
von  ihnen  ist  geradezu  vorbildlich  für  der- 
artige Bestrebungen  geworden. 

6.  Die  Nachteile.  So  unumwunden  man 
auch  die  unter  ."»  aufgeführten  günstigen 
Wirkungen  des  Akt ienwesens  in  volkswirt- 
schaftlicher und  sozialer  Beziehung  aner- 
kennen mtixs.  so  wenig  lässt  sich  leugnen, 
dass  sich  an  da<  Aktiouwe>en  auch  Nach- 
teile knüpfen  können  und  ^tatsächlich  ge- 
knüpft haben.  Dabei  handelt  es  sich  freilich 
nicht  um  schfn  Hielte  Wirkungen,  die  mit 
dem  Wesen  der  Aktiengesellschaften  not- 


wendig verbunden  wären,  sondern  entweder 
um  übertriebene  Ausnutzung  von  Fähig- 
keiten, die  an  sich  vorteilhaft  wirken  können, 
oder  um  den  Missbrauch  der  Aktiengell- 
schaften  im  Dienst  menschlicher  l^eiden- 
sehaften. 

Die  starke  Fähigkeit  der  Aktiengesell- 
schaften zur  Kapitalzusammonziehung  hat. 
wie  gezeigt,  dem  Zuge  ins  Grosse  wichtige 
Dienste  preistet.  Aber  der  1'ebergang  zum 
(iivissbetrieb  kann  auch  zu  schnell  und  zu 
i  massenhaft  erfolgen,  sodass  schwere  wirt- 
schaftliche und  soziale  rebelstände  ent- 
stehen.  wie  Vernichtung  wirtschaftlicher 
,  Existenzen.  Verschärfung  der  schwierigen 
!  I*\gc  mittlerer  und  kleiner  Betriebe,  ins- 
besondeiv  auch  vieler  Zweige  des  Hand- 
werks, übermässige  Ableitung  der  Kapi- 
talien in  bestimmte  Zweite  der  wirtschaft- 
lichen Thätigkeit,  bedenkliches  Zusammen- 
ballen grosser  Arlteiterinasscn  an  bestimmten 
Punkten  mit  der  dabei  kaum  zu  ver- 
meidenden Verschlechterung  der  Arbeiter- 
wohnungsverhältnisse  und  der  leichteren 
Möglichkeit,  die  Arbeiter  aufzuhetzen  und 
ein  falsches  Machtgefühl  in  ihnen  zu  er- 
zeugen u.  s.  f. 

Das  alles  sind  Nachteile,  die  auch  ohne 
die  Aktiengesellschaften  eintreten  können, 
weil  sie  überhaupt  mit  einer  ungesunden 
Zunahme  der  ( iross  behielte  zusammenhängen. 
Alier  die  Form  der  Aktiengesellschaften,  die 
ja  das  Zustandekommen  grosser  Betriebe 
erleichtert,  kann  gerade  für  eine  solche  un- 
gesunde Kntwiekehmg  dienstbar  gemacht 
werden. 

Die  Möglichkeit,  durch  die  Aktiongesoll- 
j  schatten  eine  zweckmässigen'  Organisation 
der  wirtschaftlichen  Arlteit  zur  Abwehr  üUt- 
mässiger  Konkurrenz  herbeizuführen,  Linn 
ebenfalls  in  überfrioltener  Weis.-  ausgenutzt 
!  werden,  so  dass  die  Konkurrenz  nicht  mehr 
|  in   vernünftiger  Weise  beschränkt,  sondern 
•ganz  aufgeholten  wird.  Wirtschaftliche  Mono- 
pole können  sich  auf  diese  Weise  bilden, 
die  sich  freilich  immer  nur  vorübergehend 
werden  halten  können. 

Wenn  weiter  anerkannt  werden  muss. 
Mass  die  Aktiengesellschaften  auf  neuen  (te- 
j  bieten  vielfach  Uihiibreehend  gewirkt  haben, 
so  ist  doch  auch  nicht  zu  übersehen,  dass 
sie  dabei  nicht  selten  zu  einer  stossweisen 
j  Kntwiekehmg  geführt  halten.  Neue  Aktien- 
gesellschaften finden  nicht  immer  gleich 
willige  Aufnahme.  In  manchen  Zeiten 
drängl  sich  alles  dazu,  und  leicht  gelingt  es 
dann,  die  Mittel  für  den  Ausbau  neuer 
Arltcitsgehicfe  zusammenzubringen.  In 
anderen  Zeiten  lässt  aber  die  Bereitwillig- 
keit der  Bevölkerung,  sieh  an  solchen  Unter- 
nehmungen zu  beteiligen,  erheblich  nach, 
und  der  weitere  Aushau  des  neuen  Gebietes 
erfolgt  dann  nicht  in  «lern  w  ünschenswerten 
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Umfang.     Namentlich   in  der  Geschichte  j 
de*   EisenUümwesens  hat   sich  diese  l'n- 1 
gleichmäs.sie;keit   der  Entwicklung  gezeigt. : 
Dieser  Missstand  äussert  sieh  alter  auch 
auf  allen  anderen  Gebieten,  auf  denen  die  j 
Aktiengesellschaften  thätig  sind.    Weil  es 
mit  Hilfe  dieser  Foito  in  U-stimmten  Zeiten 
so  leicht   ist.  die   Mittel   für  neue  Unter- 
nehmungen und  für  Vergn'ssemng  vorhan- 
dener Unternehmungen  zusammenzubringen, 
so  kann  es  nieht  ausbleiben,  dass  hierin  oft 
zu  viel  geschieht.    Die  I*roduktionsfähigkcit 
bestimmter  Erwerbszweige,  die  sieh  günstig' 
entwickelt   haben   und   deshalh   irern  und 
häufig  zur  Begründung  neuer  Aktiengesell- 
schaften Iwnutzt  wenlen,  kann  dadurch  über 
die  Grenzen  hinausgesteigert  wenlen.  die 
durch  die  Aufnahmefähigkeit  des  Marktes 
s>gel>en  sind.    Verminderung  d.-s  Ertiuges. 
Absatzstockungen   und   Krisen  können  die 
Folgen  solcher  Ueberuvibungeii  sein.    I  m 
danach  zu  gesunderen  Verhältnissen  zu  go- 
langen.  Insuu-f  es  der  Ahstossung  der  über- 
flüssigen Betrieb»  und  der  beschränkten'!! 
Ausnutzung  der  vorhandenen  Produktions- 
fähigkeit.    Gerade  in  dieser  Beziehung  aber 
sind  die  Aktiengesellschaften  oft  hinderlieh. 
Sie  suchen  trotz  der  ungünstigeren  Erwej-bs- 
verhältnisse  das  Feld  zu  behaupten  und  als 
unpersönliche  Kapitalinächte  leisten  sie  dal  «ei 
zäheren    Widerstand    als  die  Einzelunter- 
nehiner.    Der  Hciliingsprozess  winl  dadurch  | 
ersehwert  und  verlangsamt. 

Den  Aktiengesellschaften  wirft  man  auch  \ 
vor,  dass   sie   ein    persönliches  Verhältnis ; 
zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeit nehmem  ! 
ansschliessen.    Das  trifft  auch  oft  zu:  nur 
darf    man   nicht   (hVrsehen.    dass  andeiv 
Formen  des  Grossbetriebes  infolge  der  Be- , 
gründnng    des    Arbeitsverhältnisses    durch  > 
den  rechtlich  freien  Arbeitsvertrag  ebenfalls j 
leicht  zu    einer  rein   geschäftlichen   Auf-  j 
fassung  des  Verhältnisses  zwischen  Unter-! 
nehmer  und  Arbiter  führen  können.    <  )b 
das  für  die  Arbeiter  nachteilig  winl.  liängt 
ziun  prosseu  Teil  von  den  Persönlichkeiten 
der   Unternehmer  hezw.  bei  Aktiengesell- 
schaften    von    den     Persönlichkeiten  der 
leitenden   Beamten   ab.     Halten   diese  das 
Herz  auf  dem  rechten  Fleck  und  Sinn  und 
Verständnis  für  die  B<*dürfnisso  und  Inter- 
essen  ihrer  Arbeiter,    so  trägt   das  gute 
Früchte     bei     Aktiengesellschaften  nicht 
minder  als  bei  grossen  Einzelunternehmun- 
gen.   Die  Erfahrung  hat  »las  längst  gezeigt 
und  nicht  im  mindesten  der»  scharfen  Satz 
von    Lehr -Frankenstein    (Produktion  nnd 
Konsumtion  in  der  Volkswirtschaft,  S.  113) 
gerecht  fertigt,  dass  die  Arbciterverhältuissc 
in   den    Gn>ssbetriel>en    der  Aktiengesell- 
schaften   »im   allgemeinen  wesentlich  un- 
günstiger zu   liegen <    pflegen,  als  in  den 
Betrieben  der  einzelnen  Unternehmer. 


Der  Hauptnaehteil,  der  sich  an  die  Ak- 
tiengesellschaften knüpft,  ist  darin  zu  er- 
blicken, dass  sie  leicht  in  den  Dienst  der 
Spielleidenschaft  und  der  Sucht  nach  mühe- 
loser Bereicherung  gestellt  wenlen  können. 
Gewiss  haben  die  Aktiengesellschaften  diese 
Leidens«  haften  nicht  hervorgerufen,  ab>r  sie 
kommen  ihnen  entgegen.  Sie  ermöglichen 
weiten  Kreisen  die  Beteiligung  au  ge- 
wagten und  unsoliden  Geschäften,  sie  er- 
leichtern es  unlauteren  Elementen  ,  die 
lyeirhtgläuhigkeit  <|.  >  Publikums  auszunutzen, 
sie  bieten  mit  ihren  zahlreichen  leicht  über- 
tragbareii  und  im  Ertrage  wechselnden  Pa- 
pieren der  Spielsucht  ein  sehr  be-pu-nics 
und  willkommenes  Materia]  und  sie  haben 
dadurch  dem  I'ebeigivifen  des  Börsenspiels 
auf  breite  Schichten  die  Wege  geebnet. 
Schon  im  17.  Jahrhundert,  also  im  Beginn 
der  neuen  Entwiekelung  des  Aktieuwesens, 
traten  diese  Nachteile  zu  Tag«1,  und  seitdem 
ist  die  Geschichte  des  Börse tispie|>  auf  das 
engste  mit  der  Geschichte  des  Aktienwesens 
verknüpft  gewesen,  bis  in  unsere  Tage  hinein. 

Es  liegt  in  der  Natur  der  Menschen, 
dass  die  Spielsucht  von  Zeit  zu  Zeit  beson- 
ders lebhaft  wird.  S<>l«ald  das  der  Fall  ist, 
«hängt  sich  alles  zum  Erwerb  von  Aktien, 
die  einen  Gewinn  an  der  zeitlichen  Kurs- 
differenz in  Aussicht  stellen.  Bald  reicht 
das  vorhandene  Aktienmaterinl  nicht  mehr 
aus.  Vorhandene  Gesellschaften  veranstalten 
alsdann  neue  Aktienemissionen,  und  viele 
neue  Gesellschaften  werden  errichtet, 
weniger  um  dauernden  wirtschaftlichen  Be- 
dürfnissen zu  genügen,  als  um  mehr  Spiel- 
material  zu  schaffen.  Das  Publikum  nimmt 
in  seiner  Leichtgläubigkeit  die  Aktien  der 
neuen  Unternehmungen  willig  auf,  ohne 
nach  der  wirtschaftlichen  Berechtigung  und 
der  Solidität  der  Unternehmungen  zu  fragen. 
Das  machen  sich  natürlich  findige  Köpfe  zu 
nutze.  Gründuugshaukcii,  Gründergruppen 
oder  einzelne  Personen  treten  mit  allerlei 
Projekten  zu  neuen  Aktiengesellschaften 
hervor,  und  wenn  sie  nur  einigermassen 
durch  glänzende  Namen,  durch  Keklamen, 
durch  geselückt  nbgefassto  Pntspekte  zu 
l>lenden  Missen,  dann  finden  sie  immer  — 
und  leider  namentlich  in  den  Kreisen  der 
mittleren  und  kleineren  Kapitalisten  —  Ab- 
nahme für  ihn-  Papiere.  Mit  einer  ge- 
wissen Beschämung  muss  man  die  That- 
sache  feststellen,  dass  —  wie  im  1*.  .lahrh. 
l»ei  den  englischen  .>bubb|es«  —  so  auch 
am  Ende  des  PK  .lahrh.  noch  immer  in 
solchen  Zeiten  die  unglaublichsten  ( Mün- 
dungen in  der  Bevölkerung  Anklang  finden 
und  oft  mit  grossem  Agio  untergebracht 
wenlen.  Dass  damit  häufig  nur  den  Inter- 
essen einiger  Gründer  mit  weitem  tiewissen 
gedient  winl.  liegt  auf  der  Hand,  und  dass 
die  schmählichsten  Ausschreitungen  dabei 
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möglich  sind,  haben  du*  Vorkommnisse  im 
Anfang  der  7<ior  Jahn»,  in  der  Goldminen- 
bewegung in  «Ion  Üiior  Jahren  und  auch  zu 
anderen  Zehen  deutlich  genug  gezeigt.  Das 
deutsche  Aktiengesotz  vom  In.  .luli  1 SS-1 
hat  wenigstens  gegen  «Ii»*  schlimmsten  Miss- 
bräucho  einen  Damm  errichtet,  der  durch 
das  neue  deutsche  Handelsgesetzbuch  vom 
JO.  Mai  1*'.»7  noch  verstärkt  ist.  Aber  aus 
der  Welt  lassen  sieh  auch  damit  Gründungs- 
sehwindel  und  blinde  Spiolwut  nicht  schaffen. 
Auch  in  Deutschland  siml  neuerdings  Grün- 
dungen höchst  zweifelhafter  Art  trotz  aller 
Vorkehruntren  des  neuen  Aktieiigosetzes  zu 
stände  gekommen,  und  ihre  Aktien  sind  mit 
grossem  Aufgeld  in  das  Publikum  gel  »rächt 
worden.  Ueberdies  hietet  das  ausländische 
Aktieuwesen  der  Spekulation  ein  Material, 
das  den  einengenden  deutschen  Bestim- 
mungen nicht  unterworfen  ist  und  das  oft 
begierig  aufgenommen  wird.  Das  ausge- 
dehnte Spiel  in  südafrikanischen  Goldinhiou- 


aktien.  das  zu  der  Krisis  von  ISM.'i  geführt 
hat.  lehrt  das  deutlich.  Die  im  Auslaude 
zulässigen  sehr  kleinen  Nennbeträge  der 
Aktien  —  die  Goldminonakticn  lauteten 
meist  auf  1  Pfd.  St..  zum  Teil  aher  auch 
auf  ."»  und  seihst  2 1  •  Shilling  —  ermög- 
lichen selbst  den  Unbemittelten  die  Teil- 
naliinc  au  dem  Börsenspiel,  und  die  Bereit- 
willigkeit  mancher  Banken.  Geld  zu  Keport- 
zweckeu  zu  leihen,  kommt  der  ganzen  Be- 
wegung noch  besonders  entgegen.  Die 
Uoltcrsohätzung  der  Aktien  nimmt  in  solchen 
Zeiten  einen  ei-sehroekonden  Umfang  an. 
und  seihst  Aktien,  die  noch  gar  keinen 
Krtrag  gebracht  halten,  worden  oft  auf  sehr 
hohe  Kursstände  getrieben.  Nach  einer 
Zusuninenstellung  des  <  Keonomist<  betrug 
im  Si-plemlier  1S!»T»,  als  die  Bewegung  in 
südafrikanischen  (iold-  und  Lindoktien 
ihren  Höhepunkt  erreicht  hatte,  bei  den 
Aktien  von 


der  Nennwert     ih  r  Marktwert 
k    Millionen  Pfund  St<  rliuc 
2ö  Dividenden  zahlenden  Bergwerken     6,55  38,52  --  588".',  de«  Nennwerte». 

183  keine  Dividende  .,  ..  27.73  i'3:2j  — 4°9°o  „ 

'M  Ltmd-  und  sonstigen  (»esellsi  linften  15.87   6.;.^  .■  -   401'V,,   „   _ 

50,16  215.37  -  429%  de*  Nennwertes. 


Diese  Durchschnitte  wurden  von  ein- 
zelnen Aktienarten  sehr  erheblich  über- 
schritten, es  kamen  Kurs«'  im  *»'» fachen,  ja 
bis  zum  IM»  fachen  Botrage  des  Nenn- 
wertes vor 

Alle  diese  Ausschreitungen  rächen  sich 
schwer  nicht  nur  an  einem  Teile  derjenigen, 
welche  selbst  am  Börsenspiel  lioteiligt  sind, 
sondern  auch  an  der  ganzen  Volkswirtschaft. 
Der  starke  Kapitalbedarf  für  Gründungen, 
für  Keportzwecke  u.  dergl.  entzieht  anderen 
Gebieten  des  Wirtschaftslebens  viele  Mittel 
und  verteuert  ihnen  den  Kredit.  Die  leicht 
erworbenen  Gewinne  derjenigen  Spekulanten, 
welche  erfolgreich  o|H»riert  haben,  steigern 
den  Luxuskousum  in  übermässiger  Weist». 
Auch  die  Preise  erhöhen  sich  meist  in 
solchen  Zeiten.  Die  Arboitor  erstreiten  und 
erzwingen  Luhnsteigerungen.  um  gegenüber 
deu  gesteigerton  Preisen  ihrer  Bedarfs- 
artikel  ihre  Lel»onshaltung  nicht  herabsetzen 
zu  müssen  und  um  auch  Anteil  au  den 
Itesseron  Markt  Verhältnissen  zu  erlangen. 
Das  Verhältnis  zwischen  Arbeitgei»oru  und 
Arbeitnehmern  wird  gerade  in  solchen 
Zeiten  leicht  sehr  gospanut,  und  das  wirkt 
oft  Jahre  lang  nach. 

Das  Streben  nach  rascher  und  müheloser 
Bereicherung  führt  zu  einer  Missachtung  der 
ehrlichen.  Schritt  für  Schritt  sich  vorwärts 
ringenden  Arbeit.  Der  Glanz  und  die  l'eppig- 
koit  und  die  gesellschaftliche  Wertschätzung 
der  Spekulanten,  die  Erfolg  gehabt  liahen, 


tritt  der  Bevölkerung  deutlich  vor  Augen, 
und  leicht  findet  man  dann  auch  heraus, 
dass  die  Mittel,  die  ihnen  in  die  Höhe  ge- 
holfen haben,  nicht  immer  einwandfrei 
waren.  Das  schwächt  das  sittliche  Bewusst- 
sein  der  Bevölkerung  in  bedenklicher  Weise 
ab.  Dazu  treten  die  gefährlichen  Ver- 
suchungen, denen  die  Presse,  oinflussreiche 
Beamte  und  Abgeordnete  durch  die  oft 
skrupellosen  Anerbietungen  gewisser  grosser 
Börsonspieler  ausgesetzt  wenlen.  Nur  zu 
viele  erliegen,  angesteckt  von  «lern  allge- 
meinen Taumel,  der  Versuchung. 

Von  den  nötig« »gründeten  Unternehmungen 
sind  viele  nicht  lebensfähig  und  gehen  bald 
zu  Grunde;  sie  reisseu  Arboitor,  Beamte  und 
Aktionäre  mit  ins  Yerdorlien.  Namentlich 
der  Mittelstand,  der  sich  durch  die  allge- 
meine Kpiclsucht  zur  Beteiligung  an  solchen 
Unternehmungen  hat  bestimmen  lassen,  er- 
leidet oft  eine  empfindliche  Kapitalei ubusse. 

Der  unvermeidliche  Bückschlag  vernichtet 
auch  viele  ältere  Unternehmungen,  und  auch 
so  manche  Bank,  die  ihre  Mittel  zu  sehr  in 
den  Dienst  der  Spekulation  gestellt  hatte, 
geht  zu  Grunde,  so  dass  ihre  Kunden  schwere 
Verluste  erleiden. 

Alle  dies«»  ungünstigen  Wirkungen,  sind 
iu  letzter  Linie  auf  die  unausrottbaren 
Schwächen  und  Leidenschaften  der  mensch- 
lichen Natur  zurückzuführen.  Wenn  die 
Aktiengesellschaften  dabei  eine  grosse  Rolle 
gespielt  haben  und  noch  spielen,  so  ist  das 
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Hu  Missbranoh  einer  an  sich  nützlichen  und 
notwendigen  Unteruehinungsform.  Aber  es 
ist  nicht  zu  leugnen,  dass  dieser  Missbrauch 
und  dass  namentlich  che  flinoinziohung 
breiter,  kapitalschwachor  Kreise  durch  die; 
Besonderheiten  der  Aktiengesellschaften  er- 
leichtert wird. 

('.  Vorzüge  und  Nachteile  des 
aktiengesellsehaft  liehen  Be- 
triebes. 

7.  Die  Vorzüge.  Die  Aktiengesellschaft 
ist  -  von  wenigen,  auf  den  Kreis  der 
Familienmitglieder  beschrankten  GcselJsohaf- 
ten  abgesehen  das  direkte  Gcgcnhild  der 
Eirizolunteniehmting.  Während  die  Einzol- 
unteniehniuuir  als  charakteristische  Merkmale 
die  persönliche  Spit/e.  die  volle  Solhstver- 
aiirwertliehkeit .  die  uneingosoliränkte  Unab- 
hängigkeit und  Selbständigkeit  des  Unter- 
nehmers aufweist,  finden  wir  l«»i  den  Aktien- 
gesellschaften eine  Vielheit  von  Unternehmern 
iiiii  U.schräukter  Haftung  und  mit  geteiltem 
Ki>ik"  und  ohne  die  Fähigkeit  zur  eigenen 
Durchführung  der  Unternohmerthätigkeit. 
Vorzüge  und  Nachteile  der  Aktiengesellschaft 
als  Botriobsfonn  ergehen  sich  aus  diesen 
Eigentümlichkeiten  unmittelbar. 

Die  Stärke  des  aktiengescllschaftliohen 
Botrielies  liegt  in  der  leichteren  Beschaffung 
des  Anlage-  und  Betriebskapitals.  Wie  schon 
im  Eingang  gezeigt,  ist  es  1mm  der  Beliebt- 
heit der  Kapitalanlage  in  Aktien  für  die 
Aktiengesellschaften  in  der  Hegel  ohne  be- 
sondere Schwierigkeiten  möglich .  Udiohig 
gross»»  Grundkapitalien  zusammenzubringen. 
Auch  die  Vermehrung  des  Grundkapitals, 
die  Beseliaffung  von  Betriebsmitteln  auf  dem 
Wege  der  Anleihen  u.  dergl.  ist  für  Aktien- 
gesellschaften verhältnismässig  leichter  als 
für  den  Einzelunternohmor.  da  sie  sich  nach 
allen  Erfahrungen  eines  sehr  ausgedehnten 
Kredits  erfreuen.  Die  Schwierigkeiten .  die 
der  Einzelunternohiiier  oft  bei  Beschaffung 
des  Kapitals  hat.  fallen  also  liei  den  Aktien- 
gesellschaften in  der  Regel  weg.  sowohl  bei 
der  Begründung  als  auch  bei  der  späteren 
Vergrlsserung  des  BetrieUvs. 

Das  Kapital  der  Aktiengesellscliaft  ist 
überdies  nicht,  wie  das  des  Einzehmter- 
nehmers.  von  der  Person  iles  Unternehmers 
imd  ihren  Schicksalen  und  wechselnden  Ent- 
sehliossungeu  abhängig.  Vielmehr  ist  das 
Kapital  der  Aktiengesellschaft  eine  selb- 
ständige dauernde  Macht,  abgelöst  von  der 
Person  des  Unternehmers  und  unberührt  von 
den  diese  beeinflussenden  Wechselfällen. 

8.  Die  Nachteile.  Das  Zurücktreten  der 
Person  des  Unternehmers,  wie  es  bei  Aktien- 
gesellschaften besteht,  hat  aber  zugleich 
auch  die  Folge,  dass  <1ah  persönliche  Interesse 
des  Unternehmers  sich  hier  nicht  in  den 


Weg  stellt,  wenn  falsche  Bahnen  einge- 
schlagen werden  sollen,  und  dass  die  Vor- 
teile, die  der  Einzelunternehmung  aus  der 
besonderen  Tüchtigkeit  und  Unabhängigkeit 
des  Unternehmers  erwachsen,  für  die  Aktien- 
gesellschaft in  der  Hauptsache  unerreich- 
bar sind. 

In  der  I»iehtigkeit  der  Kapitalbeschaffung 
I   in   der  grossen   Kreditfähigkeit  lieirt 


un 

immer  eine  gewisse  Versuchung  zur  Ueber- 
schreitung  der  richtigen  Grenzen.  Den 
Ein/.eluntemehiner  schützt  auch  bei  grosser 
Kreditfähigkeit  in  sehr  vielen  Fällen  sein 
eigenes  wohlverstandenes  Interesse  dagegen. 
Die  Aktiengesellschaft  unterliegt  sehr  oft 
der  Versuchung,  und  die  besonderen  Zwecke, 
die  nicht  selten  von  den  Gründern  verfolgt 
worden,  tragen  noch  zur  Verstärkung  dieser 
Gefahr  bei.  Wenn  es  so  leicht  ist.  ein 
grosses  Grundkapital  zusammenzubringen,  so 
wird  von  vornherein  nicht  immer  sorgfältig 
genug  der  Kapitalbedarf  abgewogen.  Eine 
Uehorhstung  mit  Kapital  tritt  oft  ein.  nament- 
lich in  Zeiten  erregter  Spekulation.  In 
solchen  Zeiten  ist  es  für  die  Gründer  am 

leichtesten.  Vermögensobjekte  z))  flher- 
mässigen  Preisen  in  die  Gesellschaft  zu 
bringen,  und  in  solchen  Zeiten  findet  das 
Streben,  durch  Gründung  neuer  Gesellschaften 
mit  grossem  Kapital  weiteres  Material  für 
das  Mörsenspiel  zu  schaffen,  sehr  leicht  Ver- 
wirklichung. Daher  denn  auch  die  vielen 
Kapitalermässigungen ,  die  bei  den  kurz 
vor  einer  Krisis  entstandenen  Gesellschaften 
nach  dem  Eintritt  des  Rückschlages  nötig 
werden.  Die  grosse  Kreditfähigkeit  führt 
auch  dazu,  dass  durch  Heranziehung  fremder 
Kapitalien  das  Unternehmen  zu  stark  und 
sprungweise  vergrössort  winl.  Der  ver- 
ständige Einzclunternehmer  sorgt  in  seinem 
eigenen  Interesse  dafür,  djiss  das  Unter- 
nehmen aus  sei  neu  Erträgnissen  allmählich  ver- 
größert wird,  und  zieht  dabei  fremdes  Kapital 
nur  in  dem  dringend  notwendigen  Umfang/' 
heran.  Bei  der  Aktiengesellschaft  felüt  dies 
Gegengewicht  um  so  mehr,  je  grösser  und 
je  wechselnder  der  Kn'is  der  Aktionäre  ist 
und  je  eifriger  ihn1  Mehrheit  auf  rasche 
Erzielung  hoher  Dividenden  und  grosser 
Kursgewinne  bedacht  ist.  Man  muss  aber 
hinzusetzen,  dass  es  auch  Aktiengesellschaften 
giebt.  deren  Vorgehen  in  dieser  Beziehung 
dem  Verhalten  der  Einzeluuternehmer  nahe 
kommt.  Die  Zusammensetzung  und  Auf- 
fassung der  Aktionär'  und  der  Verwaltungs- 
organe der  Gesellstrhaft  spielt  in  all  diesen 
Dingen  doch  eine  gi-osse  Rolle,  und  eine 
ansehnliche  Zahl  von  Aktiengesellschaften 
wird  durchaus  gut  und  solide  verwaltet  und 
vermeidet  deshalb  die  in  Rede  stehenden 
Gefahren. 

Kino  andere  Gefahr,  der  die  Aktiengesell- 
schaft ausgesetzt  ist.  muss  in  der  Neigung, 
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grosse  Dividenden  durch  riskant«-  Gesoliäfte ;  zwecken  —  daran  beteiligen  und  oft  genug 
zu  erzielen,  erblickt  worden.  <  »1 »  die  Gefahr .  nur  an  ihre  Dividenden  und  Kursgewinne 
sich  verwirklieht,  hängt  wieder  von  der! denken.  E>  gehört  nieht  nur  gwsse  Ge- 
Eigonart  und  Auffassung  der  leitenden  Ur-  Schäftsgewandtheit,  es  gehört  aueli  Mut  und 
gane  und  der  Mehrheit  der  Aktionäre  ah.  Rückgrat  und  lebendiges  Pflichtgefühl  und 
Dass  es  aber  oft  zu  solchem,  schliesslich  Aufopferungsfähigkeit  dazu,  in  soleheu  Ver- 
nur  auf  <len  Augenblickserfolg  hinarbeiten- '  hilltnissen  immer  nur  das  zu  thuu.  was  dem 
den   Verfaluen   gekommen   ist.   lässt   sieh  dauernden     Interesse    des  rntertiehmens 


schlechterdings  nicht  leugnen,  und  ebenso- 
wenig kann  bestritten  werden,  dass  dies  oft 
unter  Billigung  der  Aktion/Ire  gcsi  hellen  ist. 
Je  loser  sie  mit  dem  Unternehmen  verknüpft 
sind,  desto  .  her  sind  sie  mit  diesem  Vor- 
gehen eiiivei-standej).  so  lange  sie  dabei  in 
Dividenden  oder  Kursgewinnen  ihre  Rech- 
nung finden.  Erst  wenn  der  Erfolg  ihren 
Erwartungen  nieht  entspricht,  wenden  sie 
sich  mit  mehr  oder  minder  grosser  Ent- 
rüstung gegen  das  Vorgehen  der  leitenden 


nes 

frommt.  Von  dem  Vorhandensein  dieser 
Eigenschaften  bei  den  leitenden  Beamten 
hängt  der  Erfolg  des  Unternehmens  zum 
grossen  Teile  ab.  Man  darf  unumwunden 
anerkennen,  ilass  ein  ansehnlicher  Teil  der 
leitenden  Beamten  den  bezeichneten  Anfor- 
derungen durchaus  genügt.  Aber  diese 
Anforderungen  sind  hoch,  und  nicht  alle 
worden  ihnen  gerecht,  mancher  wird  auch 
an  den  unrechten  Platz  gestellt,  weil  die 
zur  Berufung  der  leitenden  Personen  zu- 


Beamten, die  dann  oft  genug  als  Sündenbock  ständigen  Gesellsehaftsorgane  sich  leicht  ver- 
dienen mÜSSell.  iri-i>ifi>i>   L-i"ii\in-ii       Vnmentlicli  in  Zeiten  1mV»- 

Der  Betrieb  der  Aktiengesellschaft  ist 
im  Verhältnis  kostspieliger  als  der  gleich 


r-r  Einzeliiuternehinuimen.  Schon  der 
Umstand,  dass  die  Unternehmenirbeit  nicht 
von  den  Unternehmern  selbst  durchgeführt 
wird,  sondern  auf  Uesellschaftsboamto  abge- 
wälzt werden  muss.  bedingt  einen  kost- 
spieligeren Betrieb.    Uebcrhaupt  ist  der  Ver- 


greifen können.  Namentlich  in  Zeiten  leb- 
hafter Gründungsthätigkcit  kann  'las  ein- 
treten, weil  da  eine  grössere  Nachfrage  nach 
(lassenden  Personen  "herrscht. 

Noch  grösser  wird  die  Gefahr,  wenn 
Spokulatioiishäusvr  oder  Spekulanteugrnppeu 
den  massgebenden  Einfluss  auf  das  Unter- 
nehmen haben.  Dann  wird  oft  das  Bestrehen 
bestehen,  in  die  leitenden  Stellungen  solche 


waltuugsapparat  der  Aktiengesellschaft  mit 1  Personen  zu  berufen,  welche  den  besonderen 


ihren  mehrgliedrigen  Vorständen  und  Auf- 
sichtsräten  komplizieiier  und  deshalb  auch 
teurer  als  die  einfachen  Formen,  die  der 
selhstwirtsehaftonde  Einzelunternehiuer  an- 
wenden kann.  Auch  in  dieser  Beziehung 
macht  natürlich  die  Zusammensetzung  und 
Autfassung  der  Verwaltungsorgane  einen 
grossen  Unterschied. 

I»  "lern  mehrfach  erwähnten  Umstand, 
dass  die  Aktionäre  in  der  Regel  an  der 
rntemohmerarbeit  nicht  beteiligt  sind,  liegt 
an  und  für  sich  schon  eine  Schwäche  des 


Zwecken  dieser  Häuser  und  Gruppen  dienst- 
bar gemacht  werden  können.  Dass  Mit- 
glieder des  Auf  sieht  smt  es  oder  oinflussreiche 
Aktionäre  Verwandte  und  Freunde  bei  der 
Gesell schaft  in  günstigen  Stellungen  zu  ver- 
sorgen suchen,  kommt  selbstverständlich  auch 
mitunter  vor. 

Nachteilig  wirkt  liei  Aktiengesellschaften 
weiterhin  der  Umstand,  dass  die  Kontrole 
über  die  niederen  Beamten  nicht  immer  mit 
der  nötigen  Wirksamkeit  durchgeführt  wird. 
Das  Auge  des  Unternehmers,  dessen  ganzes 


AkticnMriebes.  Die  mit  der  Durchführung  i  wirtschaftliches  Sein  und  dessen  gesollschaft- 
der  Unternehmerarbeit  betrauten  leitenden j  liehe  Stellung  mit  dem  Unternehmen  ver- 
Beamten der  Aktiengesellschaften  sind  leicht :  wachsen  ist  und  der  ihm  seine  Arbeitskraft 
absetzbar  und  darum  abhängig  von  der  Auf-  ;  dauernd  widmet,  sieht  oft  schärfer,  als  das 
fassung  der  Mehrheit   der  Aktionäre  und  des  lösten  Beamten. 


unter  Uniständen  auch  von  einzelnen  l>e- 
sotiders  oinflussroichen  Aktionären.  Andrer- 
seits besteht  eine  so  enge  Verknüpfung  ihrer 
ganzen  Existenz  mit  dem  Unternehmen,  wie 
sie  beim  Einzelunternehmer  vorliegt,  in  der 
Regel  nicht  und  kann  auch  durch  die  Tan- 
tieineU-toiligung  nicht  erzeugt  werden.  Diese 
Beamten  stehen  dann  in  der  Regel  Aktio- 
nären gegenüber,  die  in  ihrer  Mehrzahl  mit 
dem  Betriebe  des  Unternehmens  nicht  ver- 
traut sind  und  nicht  vertraut  sein  können, 
die  oft  nicht  einmal  das  nötige  technische 
Verständnis  dafür  haben,  die  weiter  viel- 


Als  einen  besonders  wichtigen  Mangel 
des  Aktiengosellschaftshetriebes  ist  dessen 
Schwerfälligkeit  liervorzuhelien.  Der  Mangel 
lioruht  auf  der  Notwendigkeit,  die  Unter- 
nehmerarbeit auf  Beamte  zu  übertragen,  und 
auf  der  Kompliziertheit  des  ganzen  Ver- 
waltungsorganismus.  Einem  raschen  Wechsel 
der  Markt  Verhältnisse  mit  den  erforderlichen 
Entschlüssen  sofort  nachzukommen,  ist  dem 
Einzelunternehmeram  ehesten  möglich.  Denn 
er  ist  unl>edingt  selbständig,  aber  auch 
»inbedingt  selbst  verantwortlich  und  mit  sei- 
nem ganzen  Interesse  an  das  Unternehmen 


fach  nicht  dauernd  an  dein  Unternehmen  geknüpft.  Bei  den  leitenden  Beamten  der 
interessiert  sind,  sondern  sich  nur  vorüber-  Aktiengesellseliaften  ist  das  Interesse  an  dem 
gehend  —  vielleicht  nur  zu  Spekuiations- ;  Unternehmen  nicht  immer  gleich  rege,  und. 
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auch  wenn  es  vorhanden  wäre,  so  würde 
•loch  immer  die  volle  Selbständigkeit  und 
Freiheit  der  Entsch  Hessling  fehlen.  Sehr 
oft  sind  erst  Verständigungen  mit  den  Mit- 
ieitern  erforderlieh.  Rücksichten  auf  den 
Aufsichtsrat  und  auf  die  Beschlüsse  der 
Generalversammlung  müssen  von  den  Direk- 
tor>'n  genommen  werden.  Die  statutarischen 
und  gesetzlichen  Bestimmungen  ziehen  zu- 
dem manche  Schranke.  Der  Aufsichtsrat 
einerseits  ist  ebenfalls  nicht  vollkommen 
fr»  i  in  seinen  Entsehüessungon  und  kann 
auch  nicht  immer  schnell  genug  eingreifen. 

Die  Generalversammlung  vollends  als  das 
oberste  WiJlensorgnn  der  Gesellschaft  ist  zu 
schnellen»  Eingreifen  nicht  geeignet.  Da  sie 
meist  aus  IVrsonen  hesteht.  die  der  Mehr- 
zahl nach  mit  den  technischen  und  wirt- 
schaftlichen Existenzbedimrungen  des  Unter- 
nehmens nicht  vertraut  sind,  so  ist  ihr  auch 
hei  gutem  Willen  ein  sachverständiges  Kin- 
jrreifen  überhaupt  in  <ler  Regel  versaut. 
l*el»erdies  i.>t  vielfach  das  Interesse  der  ein- 
zelnen Aktionäre  an  dem  dauernden  Ge- 
deihen des  Unternehmers  so  gering,  dass  sie 
seihst  hei  wichtigen  Anlässen  nicht  in  der 
Generalversammlung  erscheinen.  Ist  —  was 
auch  vorkommt  --  die  Generalversammlung 
dem  Einfluss  bestimmter  Gruppen  von  Aktio- 
nären oder  dem  Einfluss  des  Gründungs- 
konsortiums unterworfen,  so  wird  sie  unter 
Umständen  zur  Förderung  von  Sonderinter- 
essen  Itenutzt.  Mit  einem  Wort,  die  Aktien- 
gesellschaft, so  sehr  sie  auch  an  Kapitalkraft 
der  Einzeluiiternehmung  ül»erlegen  ist.  steht 
der  letzteren  unbedingt  erheblich  nach, 
soweit  es  sich  handelt  um  einheitliche 
energische  Leitung,  um  Erkennen  und  Be- 
nutzen schwankender  Konjunkturen,  um 
rasch  entschlossene  Betriehsfühmng. 

D.  Die  Anwendbarkeit  der 
l'nternehiuung*forni  der  A. 

9.  Die  für  A.  geeigneten  Gebiete.  Die 

vorhergegangenen  Darlegungen  ergeben  fflr 
die  Anwendbarkeit  der  Aktiengesellschaft 
K'stimmte  Grenzen.  Die  Grenzen  lassen 
sich  kurz  dahin  bezeichnen,  dass  die  Form 
der  Aktiengesellschaft  da  geeignet  ist.  wo 
das  Kapital  in  den  Vordergrund  tritt,  und 
da  nicht  geeignet,  wo  die  l.'nternehmer- 
arbeit  von  entscheidender  Bedeutung  ist. 
Beides  ist  noch  kurz  zu  erläutern. 

Für  ein  Unternehmen  mit  besonders 
starkem  Kapitalbedarf,  wie  er  von  Einzel- 
unternehmern nur  schwer  l»efriedigt  werden 
kann,  eignet  sich  die  Aktiengesellschaft  in 
besonderem  Masse,  da  sie  sowohl  die  Zn- 
sammenziehnng  eines  starkeu  Grundkapitals 
als  auch  die  stossweise  Zuführung  neuer 
Kapitalkraft  ungemein  und  mehr  als  alle 
anderen   rnternehmungsformeu  erleichtert. 

Geeignet  ist  die  Form  der  Aktiengesell- 


schaft auch  bei  solchen  Unternehmungen, 
die  dem  Privaten  nicht  genügenden  Ertrag 
versprechen,  aber  doch  im  Gesamt iuteresso 
wünschenswert  sind. 

Ob  in  solchen  Fallen  die  Aktiengesell- 
schaft gute  Krfolge  erzielen  wird,  hängt 
nicht  nur  von  der  Tüchtigkeit  ihrer  L-itung, 
sondern  auch  von  sachlichen  Voraussetzungen 
ab.  Ist  das  Unternehmen  für  längere  Dauer 
errichtet,  hat  es  nicht  mit  einein  starken 
Konjunkturen -Wechsel  zu  rechnen,  ent- 
spricht es  vielmehr  einem  dauernden  mög- 
lichst gleichbleibenden  und  allgemeinen 
Bedürfnis.  lM.'darf  es  keiner  scharfen  Kon- 
I  trole  des  Beamtenkörpers  und  keiner  jier- 
sönlichen  Spitze,  weil  die  volle  Verfügungs- 
freiheit des  L-iters  für  den  Erfolg  nicht 
die  entscheidende  Bedeutung  hat  und  weil 
die  Arbeit  sich  in  festen  Bahnen  bewegt 
und  feststehenden  Kegeln  unterliegt,  dann 
wird  sich  eine  gut  geleitete  und  mit  Kapital 
nicht  überlastete  Aktiengesellschaft  im  all- 
gemeinen als  zweckmässig  erweisen.  Die 
Befriedigung  des  Verkehrs-,  des  Beleuch- 
tungs-.  des  Kredit-  und  des  Vorsicherungs- 
U'dürfnisses  und  die  Wasserversorgung 
bieten  hiernach  unter  den  verschiedenen 
Krwerbszweigen  jedenfalls  im  allgemeinen 
ein  l*-sonders  günstiges  ArU-itsfeld  für 
Aktiengesellschaften.  Auch  IMgUm  und 
Hütteubetrieb  sind  u.  a.  zum  Teil  geeignet. 

Anwendbar,  ja  unter  Umständen  unent- 
behrlich,   ist    die    Aktiengesellschaft  bei 
grossen,    viel    Kapital   erfordernden.  al*>r 
auch  ein  grosses  Risiko  in  sich  schliesseu- 
!  den  Aufgaben,  für  die  weder  Private  noch 
Staaten  und  sonstige  öffentliche  Organe  aus- 
reichende  Mittel   bereitstellen.     Die  Aus- 
nutzung  wichtiger  Erfindungen,    die  Be- 
ackerung neuer  Zweige  der  wirtschaftlichen 
Thfttigkeit,    grosse     -    namentlich  inter- 
j  nationale  —  Verkeil rsaufgabon  wie  Durch- 
!  Stechimg  von   I/andengen ,   Anlegung  von 
I  überseeischen  Tolographonkabeln   u.  dergl. 
mehr  kommt  hier  in  IM  rächt. 

Auf  den  meisten  dieser  Gebiete  sind 
auch  andere  Unternohniungsformen  an  sich 
anwendbar.  Daher  kommt  es  für  die  prak- 
tische Notwendigkeit  zur  Anwendung  der 
Aktiengesellschaft  noch  sehr  darauf  an«  in- 
wieweit das  lM>tr.  wirtschaftliche  Bedürfnis 
durch  andere  Unternehmuugsarten,  nament- 
lich durch  Einzelunternehmungen  und 
durch  öffentliche  Unternehmungen  Um- 
friedigt werden  kann.  Einzelunteinehmung 
und  öffentliche  Unternehmung  greifen  mehr 
und  mehr  auch  solche  Aufgaben  an,  an 
welche  sie  sich  früher  nicht  heranwagten. 
Dadurch  wird  in  manchen  Richtungen  die 
Notwendigkeit,  die  Aktiengesellschaft  anzu- 
I  wenden,  abgeschwächt. 

10.  Die  für  A.  ungeeigneten  Ge- 
biete.    Ungeeignet  sind  für  die  Aktien- 
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gesellsehafton  Gebiete,  die  einer  persönlichen 
Mitarbeit  des  Unternehmers,  einer  selbstän- 
digen, rasch  eingi-eifendcn,  selbstverantwort- 
liehen  und  sclhstinteivssierten  Ixütuug  und 
einer  scharfen  Kontrolo  der  Beamten  liedürfen 
und  einem  starken  Wechsel  derMarktverhält- 
nisse  unterworfen  sind.  Auch  fflr  Unterneh- 
mungen, die  nicht  in  gleicher  Weise,  wie  die 
Aktiengesellschaften  es  thun  müssen,  ihn* 
Verhältnisse  der  <  leffentliehkeit  unterbiviten 
können. eignet  sich  diese  Uuteruchmungsform 
nieht.  Viele  Zweige  der  Industrie,  der  Waren- 
handel, die  eigentliche  Spekulation,  der 
Hotelbetiieli  und  ühnl.  dürften  hiernach  den 
Aktienpesel Isehaften  in  der  Kegel  keinen 
dauernd  günstigen  Hoden  bieten. 

Auch  Unternehmungen,  deren  Kapital- 
bedarf sich  überhaupt  nicht  im  voraus 
berechnen  lässt.  die  also  nur  durch  fort- 
währende Nachsehüsse  iluen  Betrieb  auf- 
recht erhalten  können,  sind  für  die  Aktien- 
gesellschaften nieht  besonders  geeignet. 
Zum  Teil  pehören  hierher  die  Beigwerke, 
deren  Ijesondeivn  Bedürfnissen  vielfach  die 
Gewerkschaft  besser  als  die  Aktiengesell- 
schaft entspricht,  und  weiter  ein  Teil  der 
neuen   deutschen  Kolonialunteriichmungcn. 

felierflüssip  endlieh  ist  die  Aktienge- 
sellschaft bei  gewerblichen  Untemehmunpen. 
deren  Kapitalbedarf  über  die  Mittel  einzelner 
nicht  hinausgeht. 

E.  Die  treibenden  Ursachen  der 
in  oderneu  Ausbreitung  der 
Aktiengesellschaften. 

11.  Erfordernis  grossen  Kapitals.  Mit 

den  Grenzen,  die  nach  dem  unter  D  Aus- 
geführten für  die  Anwendl>arkeit  der  Aktien- 
gesellschaften gezogen  werden  müssen,  sind 
—  wie  sich  schon  aus  den  einleitenden  Be- 
merkunpen  ergieht  —  die  thatsächlichen 
Zustünde  nicht  in  Kinklanp.  Wir  finden 
die  Aktiengesellschaft  auf  den  meisten  Ge- 
bieten des  Wirtschaftslebens,  auch  auf 
solchen,  die  als  besonders  geeignet  nieht 
anerkannt  werden  können.  Den  Ursachen 
dieser  Erscheinung  muss  noch  nachgegangen 
werden. 

Das  Erfordernis  grossen  Kapitals  kann 
zwar   durch    die   Aktiengesellschaften  am 
leichtesten  befriedigt  werden,  und  das  ist 
bei  den  älteren  Aktiengesellschaften  auch  j 
ein   wichtiger  Faktor  gewesen.     Von  der; 
Mehrzahl  der  neueren  Aktiengesellschaften 
aber  kann  man  das  nicht  mehr  behaupten. 
Namentlich  seit  Anfang  der  70er  Jahn»  worden 
überwiegend   kleinere    Gesellschaften     er-  j 
richtet.     Wäluvnd    das  durchschnittliche 
Kapital  der  vor  1871  gegründeten  deutschen  1 
Gesellschaften  etwa  lU.N  Mill.  Mk.  betrug, 
ging  bei  den  Gründungen  von  1*71  das  durch-  1 
schnittliche  Kapital  auf4,ol  Mill.  Mk..  1S72  | 


auf  2Jm  Mill.  Mk.  und  1*73  auf  3,8  Mill.  Mk. 
herunter.  Von  1883 — 18S7  war  das  durch- 
schnittliche Kapital  der  Gründungen  weniger 
als  1  Mill.  Mk.;  1888-1890  wurde  1  Mill. 
Mk.  nur  um  ein  geringes  überschritten,  1*91 
war  der  Durchschnitt  nur  0..r>G  Mill.  Mk.. 
1892  O.02  MilJ.  Mk.  Seitdem  sind  die  Be- 
trilge  wieder  etwas  grösser  gewonlen.  Das 
Durchschnittskapital  der  deutschen  Grün- 
dungen war 

1893  1,07  Millionen  Mark. 

IS.I0  1,7s       „  „ 

18%  1,42        ,,  ., 

18117  I.  Scmest.  1,19 

Auch  diese  Durchschnitte  sind  gegen 
früher  sehr  massig.  Gründungen  bis  zu 
11)00  Mk.  Kapital  herunter  kommen  noch 
immer  vor.  und  Gesellschaften  mit  mehr 
als  :">  Mill.  Mk.  Kapital  gehören  zu  den 
Ausnahmen.  Dabei  entsteht  ein  sehr  grosser 
Bruchteil,  die  Hälfte  und  mitunter  mehr  als 
die  Hälft«;  aller  Gründungen,  durch  Um- 
wandlung bestehender  Unternehmungen  von 
mässipem  Umfaug.  Auch  anderswo  tritt 
diese  Erscheiuung  hervor,  trotzdem  an  den 
grossen  Börsen  nur  die  Aktien  von  Unter- 
nehmungen mit  grösserem  Kapital  Aufnahme 
finden  und  trotzdem  zum  Teil  die  Anfor- 
derungen in  dieser  Beziehung  neuenlings 
noch  höher  gestellt  sind.  Bei  sehr  vielen 
Gründungen  hat  man  jedenfalls  nicht  des- 
halb zu  der  Form  der  Aktiengesellschaft 
gegriffen,  weil  der  Kapitalbedarf  ü)>er  die 
Kräfte  einzelner  Unternehmer  hinausging. 

12.  Beschrankte  Haftung.  Der  Vorteil 
der  beschränkten  Haftung,  der  den  Aktien- 
gesellschaften eigen  ist,  hat  ohne  Frage  in 
nicht  wenigen  Fällen  den  Anstoss  zur  Er- 
richtung von  Aktiengesellschaften  gegeben. 
Allenlings  beweist  die  Kntwickelung  in 
Enpland,  wo  erst  seit  1802  die  beschrankte 
Haftung  zu  grösserer  Geltung  kam,  dass  auch 
ohne  diesen  Vorteil  grosse  Unternehmungen 
entstehen  können.  Aber  auch  in  England 
hat  sich  die  Vorliebe  für  die  beschrankte 
Haftung  seitdem  erheblich  gesteipert.  Auf 
dem  Fest  lande  ist  diese  Vorliebe  schon 
früher  deutlich  zu  Tage  getreten.  Die 
häufige  Anwendung  der  Form  der  Koin- 
manditaktiengesellscliaften  während  der 
Gründungsperiode  der  50er  Jahn*  in  den 
Fällen,  in  denen  die  Konzession  für  eiue 
Aktiengesellschaft  nicht  zu  erreichen  war. 
spricht  dafür. 

Auch  die  vielen  gemeinnützigen  Unter- 
nehmungen, die  in  neuerer  Zeit  als  Aktien- 
gesellschaften konstruiert,  wunlen,  ohne  dass 
sonst  diese  Form  licsonden»  Vorteile  fin- 
den beabsichtigten  Zweck  gelwten  hätte, 
lassen  sich  nur  von  diesem  Gesichtspunkt 
aus  erklären.  Uebenlies  zeigt  die  starke 
Vermehrung  der  »Gesellschaften  mit  be- 
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schräuktor  Haftung  .  die  seit  1SH2  in 
Deutschland  zulässig  sind,  deutlich  genug 
die  Vorliebe  für  die  Hesehränkuug  der 
Haftung.  Weim  seit  1MI3  die  durohsehnitt- 
lich<'ii  Kapitalien  der  deutschen  Gründungen 
etwas  gn">sser  geworden  sind.  so  erklärt  sieh 
das  zun»  Teil  gerade  diiraus.  dass  viele 
kleineren  Untornenmungon .  die  sonst  als 
Aktiengesellsihafton  errichtet  worden  wären, 
rieh  j»  tzt  der  neuen  Gesellschaftsform  mit 
bi-sohränktor  Haftung  liedieuen  konnten. 

13.  Leichtere  Teilung  und  Mobili- 
sierung des*  Vermögen*.  Die  Vorliebe 
ffu-  U-schränkte  Haftung  reicht  nicht  aus. 
um  alle  neueren  Gründungen  verständlich  zu 
machen.  Namentlich  die  vielen  Umwand- 
lungen bestehemler  massig  grosser  Unter- 
nehmungen in  Aktiengesellschaften  mit  ge- 
ringer Mitgliederzahl  lassen  sich  damit  noch 
nicht  erklären,  liier  spielen  ersichtlich  nocli 
andere  Umstände  hinein,  auf  die  wir  nament- 
lieh  l<ei  den  sogenannten  Familivngrün- 
dungoic  treffen,  oft  genug  wenlen  Kinzel- 
unternelunungen  ».<ler  offene  Hamlolsgesoll- 
seluaften  »lerart  in  Aktiengesellschaften  ver- 
wandelt, «lass  nur  der  bish«-rige  Einzel- 
untemohiuer  und  seine  nächsten  Verwandten 
(nler  iuu-  die  bisherigen  Teilhaher  des  Ge- 
schäfts als  Aktionäre  erscheinen,  dass  alter 
im  übrigen  in  Bezug  auf  die  Ix-itiinvr  des 
Unternehmens  alles  U>im  Alten  bleibt.  In 
solchen  Fällen  treibt  weniger  die  beschränkte 
Haftung,  als  die  Mögli<hkeit  klarer  Schei- 
dung der  Beteiligung  am  Geschäft  zu  der 
Gründung.  Der  Unternehmer  will  z.  B. 
auch  für  den  Fall  seines  Todes  das  Unter- 
nehmen erhalten  wissen,  will  alter  auch 
gleichzeitig  die  Teilung  des  darin  steckenden 
Vermögens  unter  die  verschiedenen  Erben 
erleichtem.  Die  Aktiengesellschaft  -  -  und 
neuerdings  in  Deutschland  auch  die  Gesell- 
schaft mit  beschränkter  Haftung  —  bietet 
sieh  als  ein  passender  Weg  dafür.  Auch 
mehrere  Personen,  denen  ein  Unternehmen 
als  gemeinschaftliches  Eigentum  im  Krbgang 
zugefidlen  ist.  oder  deren  gemeinschaftliches 
Eigentum  auf  anderem  Wege  entstanden  ist, 
verwandeln  oft  das  Unternehmen  in  eine 
Aktieiigesellseliaft.  ohne  die  Aktien  an  dritte 
Personen  gelangen  zu  lassen.  Die  Absicht 
ist  dann,  eine  zweifellose  Vermögensausein- 
andersetzung zwischen  den  Miteigentümern 
zu  l>ewirken. 

In  anderen  Fällen  der  Umwandlung  in 
Aktiengesellschaften  liegt  wieder  das  Be- 
streben vor,  das  in  dem  Unternehmen  fest- 
gelegte Kapital  in  eine  flüssigere  und  be- 
weglichere Form  zu  bringen.  Der  Unter- 
nehmer, der  sieh  vom  Geschäft  zurückziehen 
will ,  lässt  oft  «las  Unternehmen  in  eine 
Aktiengesellschaft  umwandeln.  Er  bekommt 
dadurch  sein  angelegtes  Kapital  in  leicht 
beweglicher  Form  wieder,  und  es  wird  ihm 


dabei  auch  oft  die  Rentabilitätsaussicht  und 
der  gute  Huf  de>  Geschäfts,  die  ja  beide 
seiner  langen  Arbeit  zu  danken  sind,  reich- 
lich vergütet.  Die  Aktien,  die  er  dafür 
erhält.  gestatten  ihm  auch  weiterhin  ohne 
eigene  Mitarbeit  Nutzen  ans  dem  Unter- 
nehmen zu  ziehen:  sie  gestatten  ihm  aber 
auch  eine  Vliebige  andere  Verwertung  seines 
Vermögens.  Die  Form  der  Aktiengesell- 
schaft bietet  für  alle  solche  Zwecke  der 
Teilung  und  Mobilisierung  dos  Vermögens 
eine  so  bequeme  Handhabe,  dass  ihr»'  häufige 
Anwendung  dazu  nicht  auffällig  erscheint. 

14.  Die  Schaffung  von  Anlagepapieren. 
Der  Umstand,  dass  die  Aktiengesellschaften 
-  wie  gezeigt  —  ein  bequemes  und  mit 
vielen  Vorteilen  ausgestattetes  Material  zur 
»lauernden  oder  vorübergehen» Ion  Kapital- 
anlag» *  bieten,  hat  ihrer  Verbreitung  grossen 
Vorschub  geleistet.  In  den  Kulturstaaten 
nimmt  »ler  Kapitalbesitz  rasch  zu.  und  so 
sammelt  sich  immer  wieder  mobiles  Kapital 
an.  das  nun  wirtschaftlich  verweilet  werden 
muss.  Die  Kigentümer  »lieser  Kapitalien 
sind  oft  nicht  geneigt  und  oft  auch  aus 
inneren  und  äusseren  Gründen  nicht  im 
stunde,  mit  ihrem  Kapital  eigen»'  wirtschaft- 
liche Unternehmungen  zu  Itegrüii'len.  Sie 
ziehen  vielfach  eine  Anlage  vor,  «lie  sie  nicht 
zu  eigener  UuteiuehuKuariieit  zwingt.  Dazu 
bieten  sich  zunächst  »lie  öffentlichen  An- 
leihen der  Staaten.  Provinzen.  Kreise  und 
Gemeinden  dar.  Sie  versprochen  «'inen 
sicheren,  aber  massigen  Zinsertrag.  Ebenso 
ist  es  1mm  »ler  Anlage  in  guten  Hyinitheken. 
•lie  alter  schwerer  wi»'»ler  flüssig  zu  machen 
sind,  und  in  <  »bligationen  soli<lor  Gesell- 
schaften. Will  man  einen  höheren  Ertrag, 
so  muss  man  sich  an  produktiven  Unter- 
nehmungen Ix'teiligen.  Man  kann  »las  z.  B. 
als  stilh-r  IVilhaber  eines  Geschäftes  thun ; 
»las  setzt  al»'r  ein  grosses  Vertrauen  zu  «lein 
Mr.  Unternehmer  voraus  un«l  ei-sohwort 
auch  die  Wiederflüssigma»*hting  »les  ange- 
legte» Betrages.  Die  Anlag»;  in  Rergworks- 
kuxen  hat  wegen  der  unter  Umständen 
nötigen  Zubussen  für  manchen  nichts  Ver- 
hakendes. Die  Akti»'ii  dagegen  bieten  »lie 
Aussicht  auf  grösseivu  Gewinn  mit  bo- 
schränkt.u-  Wrlustgüuhr.  mit  leichun-  Ver- 
fügung über  »bis  angel.'gle  Kapital  ohne  «Ii»' 
Notwendigkeit  eigener  Mitarbeit  in  so  be- 
•pieiiK-r  Form,  dass  «larüber  «lie  grössere 
Unsicherheit  vielfach  hintangestellt  wird. 
iK-shalli  kann  es  nicht  auffallen,  dass  gerade 
in  1  «Indern  und  in  Zeiten  mit  starker  Kapital- 
vermehrung«li»'  Zahl  der  Aktieng«'se]lschaft«'n 
erheblich  anwächst. 

15.  Die  Schaffung  von  Spekulations- 
papieren. Soviel  Gründungen  auch  «lureh 
die  bisher  besprochenen  Umstände  erklärt 
werden .  es  bleibt  immer  n«>ch  ein  stark«'r 
Bruchteil  vou  Aktiengesellscliaften  übrig,  Itei 
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denen  diese  Gründe  nicht  ausreichen.    AI?  Pntornehmungen,  an  deren  Wiege  Börsen- 

ein  besonders  wichtiger  Anreiz  zur  Gründung  Spekulanten  gestanden  haben,  zu  grossen  und 

von  Aktiengesellschaften  drängt  sieh  vielmehr  lebensfähigen,  dauernd  wertvollen  wirtsehaft- 

noch  ilt-r  (.'instand  auf.  dass  die  Aktien  ein  liehen  Anstalten  entwickelt, 
äussert   iHi|uemes  und   beliebtes  Material 

für  «Ii«-  Börsenspekulation  sind.    Die  anss.'        F-  Ersetzung  der  A.  durch 
Zahl  .1er  Aktien,  ihn-  Weinen  NennVträge.  andere  r  n t  erneb niu ngsf  orm en. 
ihre  leichte  Erwerbung  und  Veräusserung       16.  Neue  Gesellschaftsformen  mit  be- 
ilud vor  allem  ihr  wechselnder  Marktpreis  schrunkter  Haftung.    Der  ("instand,  dass 
infolge    der    unsicheren    Gewinnaussiehton  unzweifelhaft  in  nicht  wenigen  Füllen 


machen  sie  besonders  geeignet  für  die  /werke 
aller  derjenigen.  welche  an  den  zeitlichen 
Kui-sverschieliuntren  gewinnen  welh-u.  Man 
hat  das  von  Anfang  an  erkannt,  und  je  mehr 
der  Börsenverkehr  zunahm,  desto  wichtiger 
wurden  die  Aktien  als  Gegenstand  des 
Börsenspiels.  Heute  liefern  sie  das  Haupt- 
matcriai  dafür.  Die  Erfahrung  hat  gezeigt, 
dass  Lei  vielen  Gründungen  die  Absicht  olt- 
ge waltet  hat.  der  Spekulation  weiteres  Material 
zu  schaffen.  In  den  spekulativ  erregten 
Zeiten  vennehren  sieh  regelmässig  die  Grün- 
dungen sehr  stark.    Eine  förmliche  Nach- 


art in  nicht  wenigen  rällen  ge- 
beschränkten Haftung  wegen  die 
Aktiengesehaft   gewählt  wurde, 
sonst    besondere   Vorteile  und 
ren  für  den  angestrebten  Zweck 


rade  der 
Form  der 
obwohl  si« 
Erleichtern 

nicht  bot.  hat  in  den  Kreisen  des  Handels 
und  der  Industrie  in  Deutsehland  während 
der  SUer  Jahre  Bestrehungen  entstehen 
lassen,  die  auf  eine  neue  Gesellschaftsform 
mit  beschränkter  Haftung  ohne  die  Schwer- 
fälligkeit der  Aktiengesellschaft  und  ohne 
die  Schaffung  von  Material  für  das  Börsen- 
spiel hinausliefen.  Diese  Bestrebungen  haben 
zu  dem  Erlass  i|es  Gesetzes  vom  _'<>.  April 


frage   nach   Gründungsobjekteu    entwickelt  1S!>2  geführt,  das  eine  neue  -Gesellschaft 


sieh,  und  da  in  den  günstig  sich  ent- 
wickelnden liestohenden  rnternehmungen 
eine  gute  l'nterlage  zur  Gründung  von  Aktien- 
gesellschaften geUitcn  ist.  deren  Papiere 
Anklang  finden,  so  werden  in  solchen  Zeiten 
auch  viele  rmwandlungcn  vorgenommen. 
Die  Neigung,  günstige  Aussichten  sehr  hoch 
zu  bewerten,  kommt  gerade  auch  den  rm- 
wandlungcn entgegen,  da  der  bisherige 
rnterneliiner  auf  diese  Weise  sein  Geschäft 
zu  Bedingungen  verwerten  kann,  die  sonst 
liei  privaten  Einzelkäufern 
erzielt   werden.     Gesellschaften ,   die  zum 


mit  beschränkter  Haftung'   in  unser  Wirt- 
Schafts-   und    Kechtsleben  einführte.  Die 
neue  Gesellschaftsform  ist  nicht  ohne  Mängel: 
aber  sie  ist  in  der  Hauptsache  doch  geeignet, 
in  nicht  wenigen  Fällen  die  Aktiengesell- 
schaft zu  ersetzen.    Die  rasche  Verbreitung 
der  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung* 
hat  jedenfalls   manche  Aktiengesellsehafts- 
gründung  an  ungeeigneter  Stell.«  verhindert. 
I  Da  die  neue  Gesellschaft  Gegenstand  eines 
j  besonderen  Artikels  ist.  braucht  auf  Einzel- 
sc-hwerlich  ,  heiteii  hier  nicht  eingegangen  zu  werden. 

17.  Oeffentliche  Unternehmungen.  Auf 


Zweck    der    Schaffung    von   Spekulatioiis-  manchen  Gebieten   ist   die  Ersetzung  der 

material  errichtet  werden,  müssen  allerlings  Aktiengesellschaft   durch  öffentliche  Cnter- 

eiue   gewisse   Grösse    halben,    da  Papiere  nehinungeit  des  Staates,  der  Provinzen,  der 

kleiner  rnternehmungen  nicht  ziuu  Börsen-  Kreise,  der  Genieinden  zweckmässig,  weil 

handel  zugelassen  worden.    Immerhin  sind  der  wirtschaftliche  Zweck  auf  diese  Weise 

die  Grenzen  auch  nach  den  neueren  Be-  besser  und  ohne  die  bei  Aktiengesellschaften 

Stimmungen  in  Deutschland  nicht  als  grosse  !  möglichen  Nachteile  erreicht  wenlen  kann. 


Erschwerung  aufzufassen.  Der  Mindest- 
botrag  des  Grundkapitals,  von  »lein  an  die 
Zulassung  zum  Börsen  handel  stattfinden 
kann .  ist  vom  Bundesrat  für  die  Börsen  in 
Berlin,  Hamburg  und  Frankfurt  a.  M.  auf 


Schon  im  <  >kt.  I S7H  hat  der  »Verein  für 
Sozialpolitik-  auf  seiner  Generalversammlung 
zu  Eisenach  auf  diesen  Gesichtspunkt  mit 
besonderem  Nachdruck  hingewiesen.  Dem 
haben  die  Aktiengesellschaften  zum  Teil 
Million  Mk..  für  die  übrigen  deutschen  selbst  vorgearbeitet,  weil  sie.  wie  schon  er- 
Börson  auf  "humum»  Mk.  festgesetzt.    Nur  wähnt,  die  Grenzen  für  die  technische  Ge- 


die   Zulassung  zum  Börsen  t  e  r  m  i  n  hand 
setzt  ein  Miudestkapital  von  20  Millionen  Mk. 
voraus. 

Wenn  hiernach  der  Anstoss  zur  Gründung 
nicht  weniger  Gesellschaften  durch  die  Al»- 
sicht  gegeben  wurde.  Material  für  die  Börsen- 


eignetheit  der  öffentlichen  l'nteniehmnug 
klarer  aufgedockt  haben.  Wenn  sich  nach 
der  ganzen  wirtschaftlichen  und  politischen 
Entwickelung  und  Eigenart  des  betr.  Ge- 
meinwesens auch  dessen  wirtschaftliche  Ge- 
eignetheit zur  Durchführung  der  in  r'rage 


sjH-kulation  zu  schaffen,  so  ist  damit  natür- i  kommenden  Aufgaben  annehmen  lässt ,  so 
lieh  nicht  gesagt,  dass  nun  alle  so  ent- j  liegt  in  dem  l'ol»ergang  zum  öffentlichen 
standenen  rnternehiuu  ngen  unsolide  und  !  Betrieb  ein  Fortschritt.  Das  wird  heute  all- 
wirtschaftlich  wertlos  seien.  Es  finden  sich  gemein  anerkannt,  und  die  früher  dap^gen 
auch  hier  gute  und  schlechte  rnternehmungen  erhul>eiien  mehr  theoretischen  Bei  lenken  sind 
nebeneinander,  und  oft  genug  halten  sich  längst  fallen  pdat^en.    Der  l'instand. 
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Aktiengesellschaften  ( Volkswirtschaftliche  Bedeutum:) 


solche  Aufiral.en  auf  diesem  Wesje  wctiitrer 
vi/n  dem  lVii>«ins|.i.'l  lieeinflusst  werden , 
können.  al>  wenn  sie  Aktienp^'llseluütcn 
ruVrlassen  wenlen.  ist  nur  ir» •«•iirti'-t.  <  1 1 - 1 1 
reheri^unr  zum  öffentliche»  Betrieb  nech 
näher  zu  l'  ir«-n. 

Dif  that>ä<  l»li<  !if  Kiitwnkcliinü'  hat  'leim 
auch  dazu   «re  führt .  dass  der  Staatslietrieh 
uiul  der  Gem''iudebetrieb  schon  an  verschie- 
denen St»'lhui  ili<'  Aktiengesellschaften  ersetzt 
hat.  jener  namentlich  auf  dem         >t •  -  des 
Eixnliahn  Wesens,  dieser  besonders  auf  dem 
Gebiete  <1»t   B«Ieuchtun:r,  der  W  a-x-rvt'!- 
s*»rvrim.tr.  «l»-s  innerstädtisehon  Verkehrs  u.s.  \v. 
Zum  Teil  hat  man  dabei  auch  il-'it  richtigen' 
Wt  i:  eiii^t -hla^en.  <|;i>s  neue  Auhsiben.  1 1 i •  - 
fiu-  den   öff.'titli<lh'ii  Betrieb  jreeiirnet  er- 
schienen, nicht  «-ist  der  Privatutiteniehmiiu- 
üh'  rla.^.-iK  sondern  von  vornherein  in  öffent- 
lichen H«*tri« -b  «reinjinmen  sind. 

iVi  all  dem  kann  es  sieh  natürlich  nicht 
um  !!<•>» 'itimmir  der  Aktieiuresellsehaften 
mVrhaujit  handeln.  Sie  sind  auf  viele»  lic- 
hteten so  wichtig  und  unentbehrlich,  «las« 
daran  car  nicht  zu  denken  ist.  Nur  darum 
kann  es  sich  drehe»,  ihre  praktische  Be- 
thätit^mr:  nach  und  »ach  auf  diejenigen  (ie- 

hiete  oinZlK'llL'ei).    (Ulf  de»o»   sie  <|e|||    Volks-  | 

wirtschaftliche»  Bedürfnis  am  b-ste»  -;e- 
rvcht  zu  werden  vermögen.  Je  mehr  die 
iiii!reei^ii>>t«'ii  tiebiete  au.-  dem  Aktienwesen 
ausscheiden,  desto  L'ei  in^  r  ist  der  S|>i«d- 
ranm.  d«-r  Missbrätu-heu  und  Auswüchse» 
des  Akt i4 'ii wesens  seiche»  ist. 

Litteratur  unit  .1  ,/.««-/•/«.«  der  Lehrbücher ,  der 

juri*ti»rtirii  und  ftttietixcheri  U'erkr,  fi'l'ic  der 
Sjnrziullittrrutnr  iiiirr  llank-,  llia.'rn-  und  I *»■»-- 
fif'ifruii'M""''"'"  und  iilier  Hiittilrhkrif'Hi :  Ihr 
.1  k  I  i  e  ii  </  e  x  r  t I  r  r  Ii  a  ft  r  n  ndknirirturhaftHrh  11. 
p"Uti*ch  In-trachtet ,  in  Ilrntrehr  \'irr!rljahr.*- 
rchrift  ].1.~,>;,  l\'  S.  1  s'J ;  Ein  »Iii  mm  Wart 
utxr  dir  l.rfnhren  lim  Akti'iitchuindci«,  Druden 
1*72;    Zur  Erfurtn  de«  Aktii  miesen»,    drei  tiut- 

achtru  ton  Wiener,  tiottUehniidt  »»<! 
Kehrend  /»Ar.  d.  Ver.  für  Sozial,,.,  L 
IST'.i  ;  Vurnfhh'iif  zur  A »J t>r*>r nuni  <lr»  Aktien- 
Hmi  iit,  Jlttiisit  IM  T  >  /.Hl'  lirf'irm  Aktirn- 
irrsfin>,  Frankfurt  <t.  M.  1S7>',.  —  Alejcl,  .Iniin 
Lmr  ml''  "in  Stfufrm,  llrrlin  JSS'i.  Bericht 
ilr*  rt >lk* •!  irt«r hnftt it.hr, ii  Autun-hmurn  iihrr  ilfn 
Autniij  ilm  Al'ij.  nnlnth m  I.  i  r  »  bn  c  h  r  r  iimltl,  - 
vimtni  !»ti\  dir  k'ri'i"  r.,n  Jj;.j  f.Xr.  _',!,:,  ,(<r 
1%  zu    ilfii    ftrii'»ji'<i fihiueh' 11  l'r-jt/'kitllrn 

tlr?    ii*trrrrichhrhfH     Aliijrnriitii  l'  nlnliljirt,     VII l. 
Sfttinn,.  -  -  I'.  ßöhmert,  Ihr  <l<  iriiinhrU-ili'jnnij 
iIt    Arbritrr    im    neuen    Aktiemjrurti    in     1  Ar- 
hritrrfrtuml"    /•»•*   llfft  4.   —   It.   van  der 
Borght.    Sinti«! .Vh«/j>;i   Ufor  dir  lieu-nh- 
rumi-lrr  Aktirwr»rll*rhaftv„,  Jrnn  I .««,  —  Der- 
Melbe.   Art.   .>/><>  ii,lk*>tirUih„ßliihr  /lnlcutmi<j 
'Irr  AktiftiqmrUAchnß™«   im  jhiuilu'Hrterbuch  >!. 
StnuUir.,  J.  Aufl.,  Ihi.  I  S.  Uljf'.     t'lirin  n  it  zrr  1 
Hu  n  -l  (  I  n  k  it  m  vi  er:      IHr     Misthn'iuthe      ttti  ■ 
Aktiruu-rAsiut    in   Itii-ths  Ami.  I.S7S  S.  HO',.  —  , 
r.  Ifnukelmunn.  l>it  »yttematiinhr  Spoliution  1 
dr*  Elfrktfnbe'it:'*    ™J  dm  (itbirtr  dm  Slil'U*- 


krrdiU  und  dm  Aktirnwmrnx  in  dritten  XriUrhr. 
für  K'i/iit'd  und  lirnle  lld.  VIII  S.  1.17  {f., 
Itd.  IX  n.  Iß.,  s.  r,-:f.,  s.  .y.iji.  —  A.  Del- 
brück, Hrinrrknii'jrn  zu  drin  Entwurf  rinn 
timrtzm,  lu  tr.  dir  A'"iil>n>liiditifrn  tlm  h'lftrn  ■mf 
Aktirn  und  di,  Aktiriiijinlhrhnftrn,    llrrlin  /.>'>;. 

-  lt.  Ehrenberg,  Ihr  Amum-duuier  Akti-n- 
r/irkuliitinn  im  17.  Jnhrh.  in  Jnhiii.  für  .Vi/., 
III.  F.,  lld.  ,f  .s.  mi:i(K  —  Emmlnghaun.  Zur 

I.fhrr  ii-ii  drn  Enrrrb*ijmrll*chnjtrn  in  Ih-uturhr 
Yirrti1jiihi-*nrlirift  l,li',n  Urft  II  11.  III.  —  Emlr- 
mantt,  lh,:  Entiriikrlnnij  dir  Hiin  lrhiir*.  II- 
trhaflrii,  llrrlin  IS',7.  Entirnrf  citirn  timrtz>\i, 
brtr.  dir  K'>in<minditijmrllxil,,lftrn  m,f  Aktirn  n. 
dir  Aktfi,ijmrll»rl,itfl,n  nrlmt  llr,jrü„dnn<j  und 
Anbiijrn,  rnrijrlnjt  dtm  Itn ndrmut  <iui  7.  >V/i- 
trmhrr  }SS.',,  llrrlin,  «".  Iln/mnnii ,  /AV.f.  Frank- 
furter Merkur:  tiiit'irlitrii  zur  lirfirm  dm 
.Ikliruirrm  iu,  Frankfurt  it.  M.  />>»*.  —  .lullUH 
Frikhitllf,  Artikel  »Aktie«  in  Hentixch' 
lliindiiürterliiifh  ih  r  Wdkmrirtxrh-ift.'lrhre ,  >. 
Aufl.,  N.  Uff.,  I.eij.ziij  is:>i.  —  V.  Ünrel*.  /'<- 
IHU-tr  und  dir  (iriindiimirn  nrttAt  Viirmfibnirn 
zur  Hefnriti  dm  Itilmenrrehl*  uud  der  Aktien- 
tjmetiij.,  llrrlin  1*7  ',.  —  (Hagau,  Ihr  Jtär.u-n- 
uud  tiriiuduniinnrhieindrl  in  Penturhluud.  I.rtfizii) 
l,s70.  —  tioltlm-hmlüt.  Ahr  n.  neue  Farmen 
•Irr  IIa ndrlitjmrll.ichitft ,  llrrlin  ls:>!.  —  <*.  firült, 
Ihr  Urfahr?  11  de*  llaiikrirltrr*,  Stuttgart  l$.~>7.  — 
('.  Hecht,  Zur  lief  arm  der  Aktien  itmetafeh »«/«/, 
Frankfurt  /A^.  _  Fei.  Hecht.  l>a,' n<.r*r„-  und 
Aktien  in  je,,  uud  dir  I'tf.rm  de*  Aktienije.rll  ■ 
$rhaft*m  1,1*.  Mannheim  /,»;.>.  —  E.  Hehiemann, 

"  Aktirmletrlhehiilt      und      t ieirerkurhnftrun  III 

PrrnA*.  dahrhh.  Itd.  a;  'l.f'.Cl  ,\.  II. 'ff.  —  l>er- 

Hetlte.  »Ihr  I.'.i  inli  11  zln  reehti'itina  der  Aktirif 
in  Prnix*.  Jahrhl,.  lld.  A4  </>'<>,,  .V.  .',.11  ff.  -  AÜ. 
Hellt,  Artikel  „lir^lhrhalt.  ErtrerlmiietrlUrhatt» 
in  Iii  11  n1  *i  hl  1.*  St,,at.<,i-;,rlrrbnrh,  hrmi.  um 
l.nenina,  ll.i.  II  s.  4a ff.,  Zürich  IS7I.  —  Th. 
Hertzka.  !>'••  Mämjel  </»•*  iiMrrr.  Aklirnijm.n 
entirnrf'.  \\'i>„  ls;:,.  _  HultHchmUlt,  Zur  l\e- 
firm  der  Akfiriti/rtr  f:ii,l>'in<r,  llrrlin  IS7o.  —  E. 
Horn.    Ih'    Akti'iiifrullrrhaflrii.    JSinlujK*!  Is7i. 

—  Krummer,  l>ir  Akticm/r»,  l/*rlmftrn  uml  df 
K'iiuinaudilii'frll.nh'ijlrn  anj  Aktien,  lltrtin  /A'.f. 

-  KlelHU'ilrhter,    Ihr    Akti,  nijexellxrhaft  i„ 

Sch'.iih'ni.  I  N.  ..':>;.  —  I.anker*  Erden  r  an 
7.  Irin:  and   ',.  A/iril  1*7.1  itn  />reii*x.  A>nir,.,d 

netrnh.,  llrrlin  ls7.i.  —  K.  Lehmann,  Ih'  </•■■ 

rehirhtlirhr  Entirirk' In  >uj  dr.t  Aktienrecht«  las 
zum  ei.de  de  r.annierce,  llrrlin  /.*.'«.•.  —  Eehr- 
Fratlkenateltt,  Ihr  Aktii  uiimelhrhaft  in  nl'rn- 
dftkt imi  und  E»n*nn,ti..n  in  di  r  V.ilkiar i rtuchafl , 
Lei,,;,.,  />•>.;,  las  ff.  —  Mnhl-Schedl,  Artikel 
•  Akti'  nijr.^  ll.n-liaft,  im  Oextm:  Stanltir.irt. 
hrnj.  ••,„  Mi'rhlr,  und  Fl  rieh ,  //,/.  /,  »in, 
IS'J.'i,  S.  17  ff.  Mahnruf  zur  Hrf.rni  des 
Aktienrecht«  ,  llrrlin  Is7'i.  --  Marrinou'ttki, 
lirfnrin  der  Aktirni/r«rtZ'irli>inn.  K>init,*hrril  IS7'i. 

—  Just i nun  Möller,  t!,  i,nilrc,,ri.:ri.e,  II,  Ami.. 

llrrlin  }S7*i.  —  3/OOH,  »  I*  ';•.«//!  ntu),  Entirickelnm; 
und  Zu*aiiimr,dimrh  der  Spekulation  in  Haid- 
aktirn,,    in   Jahrb.  I.  .Vi/.,    ///.  lld.  /".  X 

■Jl.iff.  ■  ■   Oechel'hAuMr .    Ihr   .Xncht.dc  des 

Akti'  Hin  «  n*    uml  die  l{ef„rm  der  Aktiruijrs.  f. 
tjrbuni,,  Iii  ii,n  1S7S.        H,  1'uanche,    Ihr  llau- 
krratt  dir  City  „f  t 'HaJnjiar. Ilank   und  da.'  reift 
tutche   Ha nkxi,xteh\   111  Jahrb.  für  .Vi/,  f.'  .'..V 

-  i!,:r.  —  F.  Perrat.  Ihr  Hank-,  IHirxm-  und 
Akt iriuich  windrl.  /.  Orr  Ewndi  ih na ktir  n.>rhtrindrl . 
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Kosh-ek  IST'..  II.  Da»  It„uk,re,en  und  die 
ZrttellHtnkpririle  yi'it,  I!,,*tock  IST.}.  III.  Ihtf 
Aklirninnrmtt,,  Ro*t,>rk  IsTii.  —  Derselbe.  Ein 
/,arl,iinruttirie,fie»  \otnm  über  du*  .Iktienwetrn, 
ll.idrlbrr>j  V.*.s  ;.  -  f.  J*.  I'on*.  IM  e*  natril- 
bafl,  rein  Held  in  Aktien  nnznleijrn  *  Ilrrlin 
IS.'X.  /'  rc  n  t  h  e  u  *  Antrat)  I*  im  Ilmtdrtrnt  betr. 
die  7,V/../-w.  ihr  Aktieiuiei'etz.iebnn,),  Ilrrlin  ISTT. 

—  Rathaen,  Artikel  nAktie,„je»elUrl,aftenu  in 
El*t>  r*  Wörterbnrh  drr  \'olk*ir.,  IUI.  I.  Jena 
!s',S,  N.  ,tvff.  lieirlmtaij  fDmUrheri :  l'erh. 
dir       I,e,ii*liiturj>rrii>dr,  Settinn  ISS'J,  II'I. 

IV.  ISrrirht  drr  ltfirh*t<nj*kninmi**ittn  über  den 
Aktie  injetetientiriirf,   Ilrrlin,  ('.  Hrijmann,  ISS'}. 

—  V.Ring,  Detttnrhr  Kolon  ialgrxellxrhnflrn,  Herl  in 
ISsS.  — •  StittleV,  Die  Rrrinion  bei  tiriindtinq 
i  <■„  Aktieiujenelheliafteu,  Ilrrlin  IS'j.i.  —  Schaffte, 
Ikir  lirntiar  Aktienirexr»  im  XuMmmenhnmi  mit 
dir  nninfn  Enttriekelumj  der  Yolkmeirttrhait, 
in    Den /»ehe   Viertrljahr»srhrit't   }S~,H    II'  S.  SIS 

—  .Uü.  —  Derselbe,  «Aimu>,me  tleselUrhaft,  Er- 
,rerl,»ije»rll»ehiijt  iiln-rhaiipt-i ,  im  St<tnt»ir,irtr>-tmrti 
ron  Itluntirhli  und  Krutrr  II'  S.  2'~>T .  — 
Derselbe,  Ihr  Amrendltark, it  drr  rrrtrh irdenen 
l  nternrhininifjn formt  n  in  Zeitxrhrifl  J.  SlaaUir., 
.Inhnj.  l.so;,,  s.  >r,i-  .tyj.  ...  Derselbe.  HandeU- 
•tnd  l,idn»trirk»iujninie,i  im  Sta,it»irörtert,nrh 
ii'i,  IHnntxehh  und  Hinter  IV  S.  TS  ff.  — 
Schmollet;  IHe  ijrtrhirhttirhr  Entirickrlumj  der 
l'nteriiehmniii,,  XIII.  Die  Handrhijenellfrhaftrn 
dt*  IT.  uiitl  IS.  Juhrliiindert»,  huupt»'h  hl  ich  die 
ijro**e,i    Kompaijuim,    im   Jahrb.  für   He*,  und 

V,  m;,  X  h\  IT  n.>n.ii  tr.uff.  '—  Derselbe, 
Kapitulinnti*  und  Sozial  isinti*,  Tnbiiujeu  IST».  — 
Srhflnberf/er,  Die  Aktiuniin  dir  niujar.  <>*t- 
liiihii.  Wim  lsT.'>.  —  f.  Schtrebemeyrr,  Iht» 

Aktiriuiexrllxchaft*-,  Hank-  Und  Verxirhrrnmi»- 
,rr*,n  in  Eiiijland,  Ilertin  IS.'T.  —  Simon.  Dir 
lliliinzen  di  r  Aktie mti  fill-ielinfti  ii  und  drr  Korn- 
inoialit'iexelhrhajtrit  Hilf  Aktien,  II.  Aufl., 
Ilrrlin  ls!'S.  —  #/.  Striner,  ('eher  den  Erirerb 
und  die  Alitorti'ation   tiijeu',    Aktien.  'Inbiiiijeu 

I.  s:,;.  —  Steinte,    Artikel    ..Aktie,,    ,„,  st.i.tts- 

lirikmt,  hrxil.  ii-n  der  (Törr-  .'ifsellrrlniß  zur 
/'thi/i    ihr    Wi*»e,i,rhait    im    Lith'd.   I lentxrhht  nd 

II.  I  S.  ,-nß'.,  Freihiint  l.  Hr.  ,\  —  Strom- 
berk,   l  '<  )•<  r  l'riiiriti'tji^tmuiii'iktii  n,  ISerlin 

—  Itrrurlbr.  r<,/,r<n  zur  1,'inom  der  dintnelnii 
Alii-  ini-x>i;iiehi,n<i,  Iii  c/'n  Isi  ',.  —  Slrounbrvg 
»>,.i  -,iu  Wirk»  ii,  IU- ein,  i*T>i.  —  O.  Siratnnht, 
lUier,  und  Aktien.  K'i'd „  />>.''.  —  Trllkampf, 

!',„>,  td.iiiie    zur     V-  rb-  *>■>  i  niHI    de*  AklirnijeneU- 


,'tude  d'nn  iirtiunnirr  rnr  len  m,eietet  fmr  iirtimi*, 
l'nrij,  1SS4.  —  P.  J.  Prnutlhon,  Manuel  du 
tfn'rulnteur  <t  In  lUnirne.  hirig  ls',T.  -  E.  Worms, 
Si, rieten  y«ir  iirtiimn  et  Ofirritii'inx  de  limine, 
Paris  lSiiS.  /.riturhrift  für  das  tjemmte  Aktien- 
,er*ru,  l.ei/iziij  seit  ISUl.  M'iniitixi /tritt  für 
I In nih  (»recht  und  Ilunkirrten  ,  Steuer-  und 
Stein/irlh-aijeu  (neue  p.ileje  der  Mi'nnU-r/irijt  für 
Aktirnrerhl),  hrnj.  ron  lltddhrim,  Ilrrlin  teil 
ISO.'.  Ihr  driittrlte  (leknuninint,  tirttf.  ron  W. 
( hrintuin*,  Ilrrlin  teil  1SS1. 


R.  van 


BorghL 


ULStatistikderAktiengesellschaften. 

aj  Die  A.  in  Deutschland,  b)  Die  A.  in 
den  übrigen  europäische!!  Ländern,  e)  Die  A. 
in  den  Vereinigten  Staaten. 

a)  Die  A.  in  Deutschland. 

Vorbemerkung.  A.  Die  rjründnngfthätig- 
keit.  B.  Jetziger  Stand  de8  deutschen  Aktien- 
wesens ilHIIH).  1.  Zahl.  Kupital,  Obligationen 
und  Reserven.  2.  (Jriindung.sjahre.  3.  <iriih.-*e 
1  der  Ciriuidkapitalien.  4.  Reingewinn  und  Unter- 
bilnnz.   5.  Dividenden. 

V<»rhenH»rkun^.  Ausser  vproinzolten 
iiitrivn  ArlKMtt'ii  in  tlor  /oitsc  lnift  <l<-s  pn>nss. 
11ml  kiyr.  statist.  Huix'aus  hat  «iic  amtliche 
Statistik  in  JV-utsrhlainl  l  ("ltei-sicht»'n  filier 
ilas  Aktieiiwosen  uirlit  geliefert.  Die 
statistische  Bearbeitung  lies  Aktietiwesens 
stützt  sieh  «leshalh  fast  ausseliliesslieh  auf 
private  Krmittelungen .  au  denen  sich  «1er 
Verf.  wiederholt  beteiligt  liat.  1  lieser  juivaten 
Statistik  treten  s<>  gn»sse  Schwierigkeiten 
entgegen,  <lass  auf  \"...ll>t;iinligkeit  v<m  voni- 
.  herein  verzichtet  werden  niuss. 

A.  Die  (;  ründuugst  hat  igkeit. 

Xacli  l£ng<'ls  Ben  <  Inningen  sind  in 
1  l'reusseii  gekündet  worden 


■i/t'lt'triri  .■«  •m,    lltflin  IS'.i",. 


Thlil,  Ihm  Aktien- 


inineht.  I.eifiziif  IS.','.  V  r  r  Int  n  dl.  den  Yerrin? 
,'ir  Snzi»t)»ditik  nun  I :.  und  /.:.  (Iktnhir  /.>,"•>' 
.  Srlir.  d.  I.  /.  Sozia'/,.  II'.  IST V'tiinndl. 
>'m  A /.  A"inii  e-.it  e  tlrittnelier  I  olkm  irtr  in 
Mainz    <•"(«    /.  S,/,t'ii,/ie,-    !,*•,:,.    hrtq.  rmi 

Warker.i.i.jel,  S.  t-i— .',»!,  Il>, Im  IS T<>.  \  ,r.  f. 
I>.  I  ,dl,s,rirt*,  liau ;  Zur  l.',/.„  ,„  der  Aktien- 
.,i,eizii>i.ni,.,,  Ilrrlin  ls; ;.  —  Fr.  Wach  tri.  Irr- 

xirht iiiii'I  der  Aktienfentr.  I.rifi-u)  !,<<;}.  —  .1(1. 
Wttuner,   Ihn,  Akti,  ini'*rll'<liaHfiee/irti   in  ./'ihr- 

Intel,  t'ir  Sat.  ,'l  S.  JT1  .:.}•>.  —  Wiener,  Kritik 
dm  tlmetzi  ntiriirf*  In  te,  die  Komiiiandititeiirll- 
tt  h'iüin  uni  Akti'u  und  die  Aktf  utiri,  II „ehn  fti  „ , 
l.eirzi,i  ;,v.v.;.  -  ti.  Wittmar,  />'<>>. ■  nj'ack,-!,  freie 
Pohle  ran  pluijurhriflett,  Herl  in  IsT.l.  —  Aycartl. 
lli.'toirr  dn  <;,'dit  Ufldlier  ,  Pari*  ISC.T. 
Ihtrftene,  La  *pertilati, ■  „  drenut  Im  tribulfttix, 
Paris  !>i;T.  Leo,  !,•  n-tffre  de»  eapitaiu. 


vor  1KX> 
von 

18IU  1825  16 
182(!-mM»  102 
1SÖ1    1S70  .?jo 


5  (Jesell.  m.       1.40  Mill.  Mk.  K|>. 


..  637,49 


r 


„  25Si,S.t 

Nach  den  IWeclinungen  von  Cluistians 
lim  D.  Hekonoinist  und  in  den  statistischen 
Anlagen  zu  den  Drucksachen  der  Hörsen- 
em)uete)  wurden  in  Deutsehland  geirrütidet: 

(esellselml'ten    Kupital  Mill.  Mark 


1S71 
\H12 

1874 
187ä 


307 

479 
242 

5? 


757 
147S 
544 

106 
46 


J«7i 


2931 
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Gesellschaften 

Kapital  Mill.  Mark 

187*> 

.12 

18 

1K77 

A  A 

4j 

1878 

I  "! 
'  J 

1*79 

S7 

1880 

97 

zusammen 

270 

2=3 

1  oft 

199 

188*2 

(.6 

1883 

192 

t  /VF 

1884 

-  ** 

1   l  1 

\m> 

70 

53 

zusammen 

620 

595 

1886 

i«3 

104 

1887 

16S 

12S 

18W 

18J4 

194 

1889 

360 

403 

1«W 

236 

271 

zusammen 

1061 

1 100 

18lfl 

160 

90 

Seit  1892  hat  der  Verf.  in  ronrads  Jnhrbb. 
wiederholt  die  Gründungsstatistik  bearlicitet : 


wieuernou  -ue  ui  imuungssuitisiuv  bearbeitet : 
diese  Bearbeitung  zeigt  kleine  Abweichungen 

.  gegenüber  den  liorochnungen  im  I).  Oekono- 
mist,  die  sich  aus  der  rnvellstflndigkeit  des 
l'nnaterials  (Zentral-Handelsregister  für  das 

!  D.  Reich)  erklären.  Nach  den  Berechnungen 
des  Verf.  in  Conrads  Jahrhh.  f.  Xat.  wurden 
gegründet : 


(leselliu'haften 

18112  129 

189H  96 

1894  92 

1895  1  SS 

1896  179 

1897  I.  Sem.  107 


Noininalkupital 
in  Mill.  Mk. 

80,50 
102,78 
•04,73 

254,53 
■27.95 


Von  den  neueren  Gründungen  entfielen 
nach  des  Verf.  Berechnungen 


lies. 

auf  Banken  und  Kredit- 
institute  u 

auf  Versicherung*gesell- 

•^chaftt-n   — 

ant  Rerir-  u.  Hiittenwcrks- 
Iii'lustrie-,  Verkehrs-.  Ban- 
n.  sonstige  Gesellschaften  81 


1894 


189» 


189<5 


1897  I  Sem. 


Kapital  Lies.  Kapital  Ges.  Kapital  Ges.  Kapital 
Mill.  Mk.  Mill.  Mk.  Mill.  Mk.  Mill.  Mk. 


31  AS 


10 
1 


S3.S4 

6,S4 


t4 
1 


37-54  10 
3,25 


73.05      144      1 90.71       164  213,74 


97 


26,26 


101.69 


Da  über  die  Gründungsthätigkeit  und 
die  Erhöhungen  und  Erniedrigungen  des 
Kapitals  und  ühnl.  häufiger  private  Ver- 
öffentlichungen stattfinden,  so  sei  auf  weitere 
Einzelheiten  hier  nicht  eingegangen. 

B.  Jetziger  Stand  des  deutschen 
Aktienwesens  (1896). 

1.  Zahl,  Kapital.  Obligationen  und 
Reserven.  Noch  schwerer  als  ül>er  die 
lirüiidungsbewegung  ist  ein  Uelieibliek  über 
d*-n  Stand  des  deutschen  Aktienwesens  zu 
gewinnen.  Die  private  BearlM-itung  der 
Aktien  Statistik  begegnet  hier  so  grossen 
Schwierigkeiten .  dass  sie  nur  sehen  ver- 
sucht wird.  Im  D.  Üekonomist  ist  zweimal, 
für  188d  und  für  1890  eine  umfassende  Bo- 


arbeituug  abgedruckt  worden.  Der  Verf. 
dieses  Aufsitzes  hat  seinerseits  für  das  Jahr 
lssiis.7  in  ,|er  ersten  Aufjage  des  Hand- 
wörterbuches und  für  das  Jahr  1*91  !I2  in 
den  .lahrbb.  f.  Nat.  III.  F. .Ige  IM.  Vl(lsül) 
S.  ."iT'iff.  eine  Statistik  aller  deutschen  Aktien- 
ges»-llsehaften  ven'.ff'  iitlii  lit.  Da  neuen»  Be- 
arbeitungen von  andi-rer  Seih»  nicht  erfolgt 
sind,  hat  der  Verf.  auf  Grund  der  Bilan/.en. 
die  in  der  1.  und  2.  Auflage  des  Hand- 
buchs der  deutschen  Aktiengesellschaften 
(Leipzig.  A.  Schumanns  Vcrlai:>  abgedruckt 
sind,  eine  umfassende  Stati-tik  der  Gesell- 
schaften, die  im  Jahn»  W-Mi  bestanden,  für 
die  Zwecke  der  gegenwärtigen  Auflage  des 
1  land w <"> rt erbliches  I m  •arbeit*  t . 

Die  Hauptergebnisse  dei-  Bearbeitung 
sind  in  Tabelle  I  zusaiutneiigehi>st. 
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Tabelle  I.   Stand  des  Deutschen  Aktienwesens  1896. 


Zahl  der 

Eingezahltes 

Obligationen 

Reserve- 

Gruppe 

Gesell- 
schaften 

Aktieukapit. 
•ein»clil.  l'rlor.- 
Aktien 

Millionen  Mark 

und  ähnliehe 

Anleihen 
Millionen  Mark 

fonds 

Millionen 
Mark 

j .    nankon  n  n  u  i\  r  e  <i  1 1 1  h  s  1 1 1  u  t  e . 

ai  Hypotheken-  uud  Koniinuiialbanken 

'•bi 

4  007.5»  ' 

8»k  -<? 

Oi>.  ^  0 

b)  sonstige  Banken  und  Kreditinstitute  . 

Oilkk 

"53.57 

-  t'i  ia 
.)  43.29 

Summa  1 '. 

41 M) 

2  ;  56.87 

5  261,15 

437,07 

V  e  r  h  i  c  h  e  r  ti  u  l?  s  tr  e  <*  e  1 1  *»  e  h  a  f  t  e  n  ■ 

131 

1  IO.02 
*  * 

I04,  »4*1 

III.    Bergbau-,  Industrie-.  Hau-  und 

sonstige  Gesellschaften: 

i.  r>erg-,  iiuiicn-  unu  r>aiineiineM.*ii . 

a )  i\<>uien  oerg  w  erke,  rvoks-  u.  1  ongew  iiinmig 

IUI 

3'3°4 

*?  I  ff 

7«,"5 

42,34 

1 1'-t 

054.  so 

I3S.09 

KH  -  3 
ö«.;3 

ei  »Niiz-  un<1  ivniinergwerke.  salinen  . 

1r\ 
LO 

54.49 

'352 

5.10 

2.  Metallindustrie!  Gold-  u.  Silberverarbeifung. 

Erzgiessereien ,    Fabriken    für  Neusilber-. 

.Mekei-,   niecn-    und    iMnaillewaren .  tilr 

Cfi 

92.95 

8,11 

U32 

3.  Maschinen. Instrumente  u. Apparatfabrikat. : 

a;  Maschinen  und  Ariuaturenfabriken,  Eisen- 

279.05 

37,o3 

42,t>3 

bi  Schiffhnuuustalteu  und  Ihx'kijcsellschnften 

3h.OI 

^  • 

ci  L  hrenfabriken.  optische  Industrie.  \\  erk- 

1(t 
in 

5-a7 

0,41 

O.4O 

di  Musikinstrunieutenfabrikeu  

7 
f 

3.79 

1,00 

rt  k\  " 

J         lt    1  tt  L"  k  fl \t  ■■.•lall     1,  II  1.  1*  ■  L*  .  .11    II     Ii    lilL*^  1' ■  Vl#  ii  t  illl.n|.L'll 

i.  r»ieKiroiei  iiü.r  ani  ihcii  n.i_jeKii  i/.iiaiswerKe 

I95,üt 

■  >>.4o 

5.  (iasanstalteu  und  (iasglühlichtfnbriken. 

(n 

6'. 77 

■  ^  ,  ki 
I  2. 1 1» 

b.  l'etroleumindiistrie  

7 

7 

1  **  4t\)H 

I/.9» 

1.00 

k  k, 
2.0 1 

7.  Industrie  der  Steine  und  Erden  : 

ai  Aiegcioicn ,    lliunwaren   unu   i  namotte- 

fabriken.  Fabrikation  feuerfester  Steine  . 

H7 

50, 1 2 

A  k^ 

j.*9 

bi  Zement-,   Kalk-.  liips-  und  Mortelwerke 

(»1 

v>-* 

0,92 

«  i   i*l  fll  iii(rr*,  »"rill-  vi il <  1  »N  iU**m'i  uru*  HC 

9-94 

2.49 

O.02 

ä  1  1      ^  4atjliik.i*ll  +        fttitil     1  Ifjiiitfi  liriL'kiii       1  i'liifi.i*.iik.  n 

<1 1  Virilit;  Hl*  IUI'1  '  'I^llullTlKrll  lOjiRTtKIl 

°3< 

O.44 

O.5» 

äm  •  |-^aT>la'>itllt'lYlTlllltBlkL'afkYll 

12.29 

1-1  Ä  1 

o.»4 

t      I  4 

1.14 

tj  < »lusfjiijrikrn  uml  S|rit*^elmaniifnktiu'en  . 

97 

40.S5 

*  *kj-» 

3-33 

t  »  neuiiM  ne  inuiisiiie. 

ai  <  heinische  labrikeu  

1  00,95 

0.22 

33-9° 

■  1  1         W    1  hlllutl^rt  Ith* ktfc       1  tl  fl  Hu  fr  rln 

1 

1  ,6() 

0.15 

0,l« 

Ol          Ik^tttllWiftki             hkk,ft.kJkikrk>hflkkV.i#ikkfft           1  %  ' ' f  \\  mm  *\  \m  .  k.  1  -kt      .  k  ltaV*«t"ktk.kV». 

ci  1  ui\ er-,  ■sprenifsion-  u.  /.undiioi/inorikcu 

9(1 

••33 
».23 

dl  Farben-  und  Bleistiftfabrikeii  .... 

19 

lw 

59.40 

I7.'8 

e>  Oel-.  Seifen-  und  Ker/.enfabriken    .    .  . 

II) 

27  54 

3-05 

1  "-1 
In 

32.9» 

0.09 

1.97 

Cr »    1  )nii«r<irki  K(  Ii  ti  rf  ri>uiiklk:<.liiil  t.iii 

7 

2,50 

O.05 

i>.  I.edi  r-  umi  Lt  ib-rwarenfabriken  .... 

1H 

20,45 

7,6 

2.07 

10.  Linoleum-  und  Wuchst  nehfuhriken  .    .  . 

n 

5.20 

0.5, 

0.53 

11.  (iuiiuni-  und  «.uttaperchawarenfabriken 

21 

20.85 

7.oi 

5°9 

12.  Bürsten-  und  I'insflfabriken  

4 

6.70 

0.30 

78 

75-77 

«7.48 

9.55 

14.  Holz-  und  KorlMvarcnindustrie  .... 

27 

M.Sq 

2.8/ 

1.13 

15.  liekleiduiii/sindustrie  

10 

•5oS 

0.64 

0,5^ 

1(5.  Textilindustrie: 

a:  Wiill wäsehereien.  Widlkitinmereien  .    .  . 
b>  WollwiirenvcriVitiirnnikMi  Wollsninnereien 

7 

16,45 

17.50 

3.41 

14 

17.«* 

5.20 

0.72 

7 

533 

0.64 

0,52 

ein>rhliesslich    l'fandbricic .    Hypothekenpfandbriefe,  Grundrentenbriefe.  Kommunal- 
Obligationen  u.  dergl. 

2i  ausschliesslich  IViimien-  und  Sehadenreserve. 
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Gruppe 


Zahl  der  Eingezahltes 
„  Aktienk;ii,»it. 
Gesell 


sihaften 


i  (cüucbl.  Prlor.- 
Aklien) 
Milli'inrn  M:»rk 


Obligationen 
und  ähnliche 
Anleihen 


Milli' 


Reserve- 
fonds 

Millionen 
Mark 


i)  Kammgarnspinnereien  

et  Wollfiizfabnken  

fi  Wollwebereien  

j  ßaumwollindustrie  

1  Flachs-  und  Leinenindmitrie  .    .  . 

ii  Jnteindustric  

ki  Xahfadenfabriken  und  Zwirnereien 
Ii  Spitzen-  nn<l  Gardinenfabriken  .  . 

m  i  Seilerwarenherstellung  

nj  Färbereien.  Bleichereien.  Starkereien 
oi  Verschiedene  Textilbetriebe   .    .  . 


17.  Nahrung-  und  Genussmittel-Industrie  und 
Verwandte» : 

ai  Brauereien  

b}  Malzereien  

ei  Brennereien.  Sprit-  und  Pressbefefabriken 
di  Getreidcmühleu  und  Brotfabriken  .  .  . 
e;  Danipfdrescherei-Gesellschnften  .    .    .  . 

f,  ReiMiuihlen  

gl  Tei*rwarenfabriken  

hl  Stärkefabriken  

ii  Molkereien  nnd  Meiereien  

ki  Schmalz-.  Kett-.  Margnriuefabriken  und 

Schlächtereien  

Ii  Fischerei  und  Fischwarenindustrie.  .  . 
m ,  Cigarren-  und  Tabakfabriken  .  .  .  . 
n;  Weinbau  und  Schauuiweinfnbriken     .  . 

o.  Zuckerfakriken  

p)  Schokoladen-  und  Zuckerwarenfabriken  . 

q>  Konservenfabriken  

T)  (icborienfabriken  

al  Wasserwerke  

ti  Eis  werke  

u>  Markthallen  

vi  Konsumvereine  

18.  IHTickerei.  Buch-,  Zeituntrsverlag,  Kunst- 
anstalteu,  Buchhandel  

19.  Annoncen-  und  Pcpeschenbureaiu    .  . 

20.  Bäder  und  Heilanstalten  

21.  Hotelf»  und  Gasthäuser  

22.  Restaurants  und  Bierhätuter  

23.  Logen-  uncl  Oddfellow-Gesellschafte»   .  . 

24.  Hin.<*er  studentischer  Korporationen.   .  . 

25.  Gesellschaftshäuser  

26.  Christliche  Herbergen,  christliche  Vereins- 
und Gesellenhänser  

27.  Theater  und  Opernhäuser  

28.  Panoramen.  Panoptiken,  Museen  ... 

29.  Zoologische  Gärten  

30.  Sportgesellschaften  

31.  Erziehung»-  und  l'nterrichtsanstalten  .  . 

32.  Wohlthätigkeits-  u.  sonstige  gemeinnützige 
Anstalten  

33.  Bau-  u.  Terra inspeknlationsgesellschaften 

34.  Handelsjresellsch..  Exportmusterlager  etc. 
35  Plantagen-  u.  Kolonisationsgesellschaften 

36.  Garten-  nnd  Banmkulturgesellsehaften 

37.  VerkehrsgeseUschaften: 

a)  Eisenbahnen  (einschl.  Kleinbahnen,    .  . 

b)  Strassen  bahnen  

ci  Pampfsobiffahrtsgesellschaften  .  .  .  . 
d)  Straasenbangesellscbaften  


27 
6 
4 
98 
23 
16 
13 
5 
10 
15 
14 


378 
32 
19 
58 
3 
4 
•2 
8 
12 

9 

;» 

3 
7 

186 
2 
7 
5 

19 
H 
3 

19 

82 
4 
83 
30 
18 
7 
21 
54 

27 
15 
9 
11 
15 
10 

18 
164 
7 
14 

2 

114 

75 
130 
8 


65-45 
8.00 

377 
166.93 

33.29 

21.13 

4,39 
1 1,40 
12,41 
21,08 


367.23 
21,06 

31,09 
43,41 
0,04 
18,40 
0,46 
6.05 
o,77 

3,57 
6,20 

3,«o 
7.n 
»56,59 

1,99* 
2,64 
26,59 

3,87 
1,08 

2,97 

41,22 

1,73 
18,90 
22,12 
4,94 
o,47 
o,92 
8,74 

',5S 
4,77 
3,34 
5,8o 
1,68 
0,69 

2,57 
172,76 
10,01 
29.08 
0,26 

423,7' 
»25,57 
197.«4» 
0.61 


8,24 

0,82 
0,40 

3°,37 
322 

9,07 
10,63 

o,35 
2,80 

1,59 
4,16 


91.13 
6,05 
8.69 

6,79 

7,5o 
0.20 

«35 


1.22 

1,75 
27.12 


0.22& 


330 
1.20 

2,50 

6,82 

9,13 
1,28 

0,03 
O.O4 
1,20 

o,44 
0,10 

3,54 
0.01 


o,34 
16,27 

4,19 


271,53 
62,99 
75.83 


Handwörterbuch  der 


Zweit«  Auflage.  I. 


13 
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1  im  DDG 

Zahl  der 
Gesell- 
schaften 

Eingezahltes 
Aktienkapit. 
i einschl.  Prior.- 

Aktien  i 
Millionen  Mark 

Obligationen 1  Reserve- 
und  ähnliche  fond* 

Anleihen  Millionen 
Millionen  Markt  Mark 

f  i  Lagerhausgesellsrhaften  

tr)  Speditionsgesellschaften,  Transport-  und 
FnhrgeseUschaften  

7 

23 
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400  , 
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5  261,15 

625.99 
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437,07 

Zusammen 

3712 

6  845,76 

6  387,77 

1  16740 

Hiernach  waren  1896  in  Deutschland 
vorhanden  3712  Akt.-Ges.  mit  einem  einge- 
zahlten Aktienkapital  von    6,8  Milliarden 


Vm  einen  Vergleich  mit  früheren  Jahren 


Mark;  die  Obligationen  und  ähnliche  An-;  zu  ermöglichen,  seien  liier  nach  des  Verf. 
leihen  beliefen  sich  auf  6,4  Milliarden  Mark. '  früheren  Bearl>eiruugen  der  Aktien  Statistik 
die  Reserven  auf  1167,4  Millionen  Mark.     |  folgende  Angaben  beigefügt: 


In  Deutschland  bestanden 

Kreditinstitute  und 
Banken  auf  Aktien 
Jahr       Zahl  Kapital*) 

Mi».  Mk. 

1886/87  248 
189192  390 
1896  400 


1 598.00 
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2136.87 


Versieherungs- 
AktiengeseUsekaft. 
Zahl  Kapital 

Mill.  Mk. 
1.3  409,00») 
119  109,36*) 
131      1 10,02  *) 


geseLhaften  Zusammen 
Zahl  Kapital«)    Zahl  Kapital 
Mül.  Mk.  Mül.  Mk. 


1782  2869,60 
26.5  4025.92 
31S1  4598,87 


2143  4876.06 
3124  5771.10 
3712  6845.76 


M  Nominalkapital. 

-)  Eingezahltes  Aktienkapital. 

2.  Grund ungsjnhre.  Die  Griuulungs- 
jahre  -waren  niu-  bei  3077  Gesellschaften  zu 
ermitteln. 

Die  näheren  Angaben  darüber  enthält 
Tabelle  II.  (Die  Gruppenziffem  entsprechen 
denen  der  Tabelle  I.) 

Talxdle  II.  Griindungsjahre. 
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ZuHain, 

1896:     83    179  242  683  1159  535   194  3<>77 

Die  Hauptmasse  der  jetzigen  Gesell- 
schaften ist  hiernach  neueren  Datums.  Nur 
2.s°o  derselben  stamtnou  aus  der  Zeit  bis 
In.»  und  nur  1.1,7  "0  aus  der  Zeit  von 
\K~tt— ls7ü.  In  den  70er  Jaliren  sind  22,2  °o 
der  jetzigen  Gesellschaften  gegründet,  so 
dass  im  ganzen  bis  l*so  :JS,7°o  der  noch 
vorhandenen  Gesellschaften  entstanden  sind, 
soweit  die  Grilndiuigszeit  Iiekannt  ist.  Da- 
gegen entfallen  auf  die  Jahre  IHKI— 189<» 
37.7  "o  und  auf  die  Jahre  nach  1S!M)  23,7  °'o; 
über  '  i  der  in  Tabelle  U  berücksichtigt»?!! 
Gesellschaften  entstammen  also  der  Grün- 
dungsthiltigkeit  der  letzten  1  1  2  Jahrzehnte. 

3.  Grösse  der  Grundkapitalien.  Die 
Grosse  der  eingezahlten  Aktienkapitalien  war 
l*-i  :J7« H »  (iesellscluiften  zu  ermitteln.  Die 
Einzelheiten  darülier  enthalt  TaMle  III. 
deren  Grupjienzirferii  denen  der  Tabelle  l 
entsprechen. 

Tal>elle  III.    Grösse  der  Grundkapitalien. 
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>.  r  i  i  i  ksi«-b t  igte»  (1  owllscbnf teil 
mit  Kapital 


3700^  100  \ 


Ges.nnt/.ilil  .K  r 

1  »iinuitcr 
bis  ltXHXm  Mk. 
über  UM)  1)00    2."M HMH>  Mk. 
über  2;'i0000-  .VNMXX)  Mk. 

über  ;h)00»)0    1  Mill.  Mk                           .    .  76;=2o.67 

t%v  1-2'  .  MiU.  Mk   773 -=20,90 

Uber  L»  .    5  Mill  Mk   280^  7.^7  „ 

über  ä-  10  Mi)].  Mk   127^  3-43 

über  10  Mill.  Mk   io8~  2,92 


189192  1886  87 

3124=100°,,     2134=^:00  0„ 


504-13.62  „ 

5»7— 1  J.97  ., 
626-16.02  „ 


398=12.74  r 

437=  J  3.99  „ 
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675-21.61  r. 
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456=21,28  ,. 
409^19,09  ,. 

202l_  9,42  ,. 

103-  4,81  „ 
74—  3,45  „ 


1 2  Mil- 


Dio  ^rössf-'»»!!  Kapitalien  über  2 
Honen  Mark  sind  hiernach  noch  seit 
worden.  Nur  13.92  "0  (p?i*eu  14," 
Jahre  1891  2  und  17,0.8°,  0  im  Jahre 

188G/7)  ffinu;en  über  diosi.'n  Betrag  hinaus. 

4.  Koingewinn  und  Unterbilanz.  l'eber 


die  ErtiagsverhRltiiisso  waren  nur  für  3249 
Gesellschaften  Angalten  zugänglich,  die  in 
Talielle  IV  zusammengestellt  sind.1) 


»)  Die  (irupiieuziffem  entsprechen  denen 
der  Tabelle  I. 
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Tabelle  IV. 
Reingewinn  und  UnterbUanz. 
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o,3« 
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4<K1 
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4,«3 

Zus. 

3249 

6482,94 

691,84 

62,13 

Die  in  der  Tabelle  berücksichtigten  Ge- 
sellschaften erzielten  bei  einem  Grundkapital 
von  6,48  Milliarden  Mark  einen  Reingewinn 
von  691,84  MiüV  Mi.  —  10,7%,  dem  eine 


rnterbilanz  von  6lU3  Mill.  Mk.  gegen  Ober-, 
steht.  Die  ReinertragsMihältnisse  waren 
im  ganzen  günstiger  als  1891  2.  wie  folgende 
Uebersicht  zeigt. 
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Banken  n.  Kreditinstitute 
Venüchernngsifesellwh. 
Sonstige  Aktienffesellsrh. 


189192 
"Ü  Eingezahltes 
X  Aktieukap. 

|     MiU.  Hk. 


Reingewinn 
MUL  Mk. 


388 
««7 
2588 


»635,48 
108.98 
4007.68 


145,10 


8.8 


33,08  =  a9.S  0  o 
344,23-  8,6  \ 


189« 

"f  Eingezahltes 
^  Aktienkap. 


400 

"3 

2736 


Mill.  Mk. 

«36,87 
100.25 
4245,82 


Zusammen        3093    5752.»4     521,41  ^  9,°6%     3249  6482,94 


Reingewinn 

MilL  Mk.  -  % 

215,92  =  10,1% 
41,17  =  4i,9' o 
433,95  =  'Q.»°., 
691,84=  10,7% 


6.  Dividenden.  1'ober  die  Höhe  der 
Div Monden  und  gleichzeitig  über  die  Rein- 
ertragsvorlnlltnis.se  liegen  nur  für  2X7(1  Ge- 
sellschaften1) Angaljon  vor.  die  in  Tabelle  V 
zusamniengefasst  sind.  (Die  («nippen Ziffern 
entsprechen  denen  der  Tabelle  1.) 

Tabelle  V.  Dividenden. 
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M  Nach  Weglajisung  der  jüngeren  (fesell- 
«chaften,  die  1896  schon  bestanden,  aber  noch 
keine  Bilanz  zogen. 
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Für  1  SOI  2  sind  die  entsprechenden  Zahlen: 


Zahl  der   Eingez.  Akt.      Rein-  Unter- 

(te«.           Kap.         gewinn  bilanz 

in  Millionen  Mark 

Banken  und  Kreditinstitute  314          1608,81          142,98  0,37 

VerricherungsgeseuVbaften                      108           102,70           31,65  2,70 

Aktiengeselluchaften  .    .    .    ■    2132         3651, 33         297,65  56,12 

28 


Divi- 
dende 

103,68 
16,54 


2554 

Die  Dividenden  sind  1896  im  ganzen 
höher  als  1WM  2.  Denn  in  °  o  des  einge- 
zahlten Aktienkapitals  l>etrugen  die  Divi- 
denden 

1891  2  1896 

der  Ranken  und  Kreditinstitute   6,4  °  0     7,4  °/0 
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..  sonstigen  Aktiin^esellmh.      5,65 r 
aller 
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0 

e 

e 

0 

0 

O 

O 

0 

0 

1 

O 
1-1 

•0 

1 

1" 
0 

X 

c 

e 
O 

0 

1 

tO 

4 

i 

T 
i. 

£ 

J 

%» 

u 

V 

* 

.a 

JS 

j= 

<& 

:= 

-£_ 

Ia 

6 

29 

2 

37 

b 

«3 

53 

20 

4 

2 

34«) 

Sa.  I 

«3 

59 

286 

22 

2 

3S6 

»■ 

7  | 

10 

26 

18 

16 

17 

6 

IO 

1 10 

Iü  la 


2 

3a 
b 
c 
d 


26 
22 
2 
9 

47 

2 
a 
2 
6 

3 


12 
22 

4 

1 1 

33 
4 
t 
I 

10 


25 
31 
4 
20 

*5 
*6 
2 
1 
9 


13  I  »5 


2 

5 

'9 
1 

2 
1 

5 

12 


4 

1 

2 
!0 


4 

I 

3 
2 


4 

l 


5  


86 
12 
so 
167 
•3 
7 
7 
30 
60 


•>  Die  Oriippenziffera  entsprechen  denen 
der  f  aWIle  I. 
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Litteratnr:  Aktionär  (Zeitschrift),  Berlin,  —  Ak- 
tionär (Zeitschrift),  Frankfurt  a.  M.  (und  son- 
stige Börsenblätter).  —  r.  Holdheims  Monats- 
schrift für  Handelsrecht  und  Bankwesen  (mit 
statistischen  Arlieiten  über  die  Oriindnngsthätig- 


keit  von  Hergenkahn  und  ran  der  Borght.)  —  Zur 
Statistik  des  deutschen  Aktienwesens,  in  Zeit- 
schrift fiir  Slaatsw.  18*4  Heft  1.  —  Ihr  Aktien- 
gesellschaften Bayerns  in  Zeittchr.  des  kgl.  bayr. 
stat.  Bureaus  188S  Xr.  .1 — 4.  —  l'rhcrsieht  der 
Itayr.  Aktiengesellschaften  (München  188-i).  — 
Ad.  Berliner,  Die  Aktiengesellschaften  der 
Procim  Hannorer  (Hannover  1875).  —  Ildamen 
der  I deutschen  lUtnken  188  £  und  188  J  in  Jahrb. 
f.  Ges.  11.  Verw.  I884  Heft  4.  —  It.  van  der 
Borght.  Statistische  Studien  Uber  dir  Bewäh- 
rung der  Aktiengesellschaften  (Jena  188.1).  — 
Derselbe.  Zur  finanziellen  Uuje  deutscher  In- 
dustrie-Aktiengesellschaften, in  Jahrb.  für  Xat. 
X.  F.  V  S.  4U,  VI  II  S.  151,  IX  S.  '.':.!,  XII 
S.  259,  XIII  S.  545.  —  Derselbe.  Die  Ak- 
tienqestllschafteii  in  Deutschland,  im  Haudtr.  d. 

Staätsw.  I.  Auri.  Bd.  1  S.  u.iff.  —  Itemelbe, 

Die  deutschen  Aktiengesellschaften  im  Jahre 
18!H)9i  in  Jahrb.  f.  Xat.  III.  Folge  Bd.  *i  S. 
.'75 ff.  —  Derselbe,  Die  Entwickelung  der 
t  Iründungsthätigkrit  in  Deutschland  in  Jahrl>.  f. 
Xat.  III.'  Folge  Bd.  8  S.  44*'ff.,  Bd.  II  S.  U7ff, 
Bd.  15  S.  Hitff.  —  Körner,  Die  sächsischen 
Aktiengesellschaften  (Dresden  1987;  Xachtrag 
dazu  ebendas.  1988).  —  D.  Börse „lenhnäer  und 
Effekte  nlui  ndburh  (Frankfurt  a.  M.).  —  H. 
Brilmer,  Die  Lebens-  und  Feuerversicherung 
in  l'i-eussen  in  den  Jahren  189.1  u.  18&4,  sowie 
die  Ergebnisse  der  deutschen  Versicherungs- 
anstalten im  Jahre  1884  ""'  liüekldickeu  auf 
frühere  Jahre,  in  der  Zrilsthr.  des  kgl.  prruss. 
'stat.  Bureaus  188>;  Heft  I  und  II  S.  >.;  «1»/  f. 
(Forts.  ro„  Jahrg.   1884  »nd  ff.,  198>  S. 

7U  und  ff.  und  früherer  Jahrgänge ,.  —  II'. 
Christian* .  Deutsche  Börsenpapiere,  ,J  Bde. 
(Berlin  1880).  —  I>ruckenm  iUler.  Verzeichnis 
der  in  den  (etilen  1-i  Jahren  verkrachten  Ak- 
tiengesellschaften, in  Zeitschrift  fiir  D.  Volksw. 
V  Heft  1—5.  —  Elchelberg .  Deutscher 
Börsen  kniender  (Frankfurt  a.  M.  187'h.  —  Ber- 
liner Emissionshäuerr  und  ihre  Emissionen  in 
den  Jahren  1871 — 1874  (Berlin  187J).  — 
Engel,  Die  erirerbsthätigen  juristischen  Prr- 
siaien,  insbesondere  die  Akticn<tesrllschaften  im 
preuss.  Staate  (Berlin  187>>).  —  Entwurf  eines 
(,'esetzrs,  l>etr.  die  Kommanditgesellschaften  auf 
Aktien  und  die  Aktiengesellschaften,  dem  Bundes- 
rat vorgelegt  am  7.  September  188}  (Berlin,  C. 
Heymann,  188.1).  —  (,',  Feuerhake,  Die  Bi- 
lanzen der  deutschen  Aktiengesellschaften  und 
Kommanditgesellschaften  aaf  Aktien  (Hannover 
1887  und  19981.  —  Die  fünfjährigen  Kurs-  und 
Dicidendenschwankuni/en  an  der  Berliner  Börse 
(Berlin  1877).  —  Haenel,  Deutscher  Brink-  u. 
Börsrnkalendrr.  —  Hamburger  Börsen ha ndburh. 

—  Handbuch  der  deutschen  Aktiengesellschaften, 
Leipzig,  A-  Schumanns  Verlag,  Ausgalv  1896  w. 
J8H7j'J8.  —  Hocker,  Sammlung  der  Statuten 
oller  Aktienbanken  Deutschlands  (Kf'du  1858).  — 
Jlertslet  s.  Saling.  -  HollAnder,  tjeneral- 
urchir  für  Bankiers  und  Kapitalisten  (Berlin 
1880).  —  KaU,  Statistische  Cebereicht  ,1er  han- 
noverschen Aktiengesellschaften  (Hannover  1875/. 

—  Itud.  Meyer,  Die  Aktiengesellschaften, 
IIa  ndburh  fiir  Bankiers,  Aktionäre  etc.  I.Abt.: 
Dir  Banken.  A.  Die  deutschen  Banken,  mit 
Supplement  (Berlin  1S75).  —  Xeumann  und 
Freytitatlt,  Jahrbuch  der  Berliner  Börse.  —  Der 
deutsche  Orkonomist,  Wochenschrift,  hrsgeg.  von 
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ir.  Christi«,*,   Berlin.  —  Pflelderer.  Hund- 
buch   der   bftyr.    und  irurttrmltertj.  AktienatteU- 
t  r  hafte  h    ( Muin-heit,   G.  Fraulicher   VerUicf).  — 
C.  RtUßp  .    Zur  Statistik  der  httyr.  Aktiengrtrll- 
'chtxfttn,   in  XeiUrhr.  dm  legi.  b>\yr.  »tut.  llürcau*, 
XVI  (ISSi)  Heft  4.  —  Hathgen,  Art.  Aktien- 
>p-*rlhrluijtrii    im    W'Hrterb.   der  Yidkttr.  (hrujey. 
Von  Ehler),  Bd.  I  S.  39$.  —  Saline*  Bür*rn. 
fihrbnch  (Berlin).  —  Seifert  und  Schubert, 
Iinndhurh  drr  ficht.  Hfirtm  (Leipzig).   —  Stet- 
tiner  Biir*rMjHipirrr  (Stettin  1*7.1).  —  Verzrirhiii*  ! 
drr  in    l*rrU**en  eeit  11.  Juni  ItiTt)  hin  .11.  J),l.  I 
/•*r7    eingetriigenrn    Aktirngrtellnrhiiftrn    tllrrUn  \ 
i).  —  XnMand  und  Fortschritte  der  deutschen  ■ 
lshenßtmtirheruugnfiJ<clUrh<iften    ISS?  (Bremen 
lUiSt   lSS.lff.,  Supp'l.  zu  Jnhrh.  f.  Xnt.  X.  F. 

It.  van  der  Borght. 


b)  Die  A  in  den  übriaen  euroDäischen 


L  Die  Aktiengesellschaf ten  iu 
Oesterreich. 

1.  Uebersicht  der  Entwiokelung.  2.  Die 
älteren  Gesellschaften.  3.  J>ic  neuereu  Grün- 
dung* jK-rioden.  4.  Das  eingezahlte  Aktienkapital. 
5.  Die  A.  nach  den  GesrhRftsarten.  W.  Kapital- 
Verteilung  nach  GeM'haitjgruppen.  7.  Aussähe 
von  Pfauclbriefen  und  Prioritäten.  8.  Ertrag 
de*  Aktienkapitals.  9.  Wirkliche  Reinerträge 
der  Gesamtheit  der  Gesellm-haften  ausser  den 
Eisenbahnen.  10.  Wirkliche  Reinerträge  der 
Gruppen.    11.  Erträge  der  Eisenbahnen. 

1.  rebersieht  der  Entwicklung  In- 
folge »ler  langdauernden  Absperrung  0«>ster- 
reichs  vom  Auslände  und  infolge  d*-s  Still- 
standes seines  Handels  und  Gewerbes  nach 
iler   Glanzperiode    unter    Kaiserin  Maria 
Theresia  und  wahrend  der  erschöpfeud«?n 
französischen  Kriege  hat  sich  die  Aktien- 
gesellschaft als  l»csondere  Form  der  wirt- 
schaftlichen Bethätigung  in  Oesterreich  ver- 
hältnismässig sj>ät  eingebürgert   und  nur 
langsatt»  zu  kräftigerem  Ijeben  entfaltet.  Die 
ganze  erxte  IliLlfte  unseres  Jahrh.  sah  nur 
wenige   Gesellschaften   entstehen  und  die 
grossen  Krisen,  welche  Oesterreich  in  diesem 
Zeitabschnitte  durchzumachen  hatte  —  wir 
nennen  bloss  die  Jahre  1811,  l*Hi,  1*4*. 
1859  — ,  sind  daher  kaum  an  der  Hand  der 
Bewegungen  «lieser  Institutionen  zu  charak- 
terisieren.   Erst  der  gewaltige  Aufschwung 
iles  wirtschaftlichen  l^ebens  iu  den  ersten 
Jahren  nach  der  Revolution  und  wieder  in 
den  fjOer  Jahren  mit  dem  jähen  Abbruch 
durch  die  Krisis  <les  Jahres  1873  tritt  deutlich 
erkennbar  auf  diesem  Gebiete  hervor, 

Dementsprechend  wurde  eine  bildliche 
Darstellung  «les  Entwicklungsganges 
der  Aktie ti gesell sehaften  in  Oester- 
reich eine  nur  selten  gebrochene  Wellen- 
linie ergelK?n.    Bis  zum  Jahre  187.'$  nimmt 


die  Zahl  der  liestehenden  Gesellschaften, 
wie  die  der  Gründungen  progressiv  zu,  im 
Mai  1*73  wird  der  Kulminationspunkt  in 
der  Menge  der  bestellenden  Aktiengesell- 
schaften (7*1)  erreicht  und  von  da  an  sinkt 
die  Zahl  derselben  erst  rapid,  dann  all- 
mählich langsamer,  al»er  konstant  bis  zum 
Jahre  1**.~>.  Im  folgenden  Jahr»-.  l*NÖ.  l>e- 
ginnt  das  bisher  ununterbrochene  Wachstum 
sich  aufs  neue  zu  entfalten,  anfänglich  sehr 
schwach,  und  erst  n  den  DOcr  Jahren  etwas 
kräftiger.  1*!)"»  erst  wird  der  Stand  des 
Jahres  1871  filtertroffeu ,  alier  noch  lange 
nicht  jener  von  1*73,  ja  nicht  einmal  jener 
von  1*70  ern  icht.  Die  Zahl  der  Gründungen 
geht  schon  in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres 
1n73  enorm,  in  den  Folgcjahreu  bis  1*7!) 
laugsamer  uuf  ein  Minimum  zurück,  um  sich 
1**0  mit  einein  Huck  auf  den  Standpunkt 
zu  helien,  welcher  bis  1*!)2  fast  konstant 
eingehalten  wird.  ls!*3  und  Im!)."»  ergeben 
sich  grossere  Zahlen,  doch  auch  sie  sind  mit 
jenen  der  Jahn-  ISIIS-  lS7:i  nicht  zu  ver- 
gleichen. Die  Liquidationen  und  Konkurse 
von  Aktiengesellschaften  sind  dagegen  von 
ihrem  urplötzlichen,  ungeheuren  Anschwellen 
in  den  Jahren  1*72,  1*73  langsam  und  gleich- 
mäßig bis  ins  Jahr  1  herein  immer 
zurückgegangen,  nur  die  Jahn1  ISN!,  1***, 
Ins«)  und  1*04  machen  von  diesem  konstanten 
Rückgänge  eine  kaum  Im 'achtenswerte  Aus- 
nahme. In  diesem  grossen  Zuge  verschwinden 
die  kleineren  Schwankungen  des  wirtschaft- 
lichen Lebens  fast  ganz  und  man  mnss.  um 
diese  wenigstens  teilweise  zu  erkennen, 
mehr  ins  Einzelne  eingehen. 

2.  Die  älteren  Gesellschaften.  Die 
älteste,  von  der  offiziellen  Statistik' >est erreich« 
konstatierte  Aktiengesellschaft  ist  der  1705 
gegründete,  179*  konzessionierte  und  1878 
durch  Liquidation  aufgelöste  Verein  der 
Aktionäre  der  Schiessstätte  in  Graz,  von 
welchem  wohl  vermutet  werden  darf,  dass 
er  sich  erst  während  seines  Ii« -Standes  zu 
einer  Aktiengesellschaft  umgestaltete,  so  dass 
allerdings  als  erste  Aktieng«'sellschaft  Oostor- 
reichs die  l*Hi  gegründete  und  s«'it  l*b'7 
als  österreichisch-  ungarische  Bank  fort- 
bestehend«' Notenbank  angesehen  w«'rden 
»larf.  Ihrer  Gründung  folgte  erst  ö  Jahre 
spät«>r  <lie  Gründung  einer  Veisiehenmgs- 
gesellschaft  (Azienda  Assiotiratrü-o  in  Triest, 
1**2  in  Liquidation  getreten)  und  einer 
Schiffnhrtsgosollschaft  (Präger  Dampf-  un«l 
S«'gel-S<  hiffahrtsgeselJs<  haft,  aufg.döst  1881), 
<lann  wiederum  1*24  die  einer  Versicherungs- 
gesellschaft (erst«?  österreichische,  aufgelöst 
1*74),  1*2*  die  des  Prag«T  K'ettenbrück«:n- 
Aktieuvcreins  (liquidiert  1  **.">)  und  der  Heil- 
bad-Akti«»np\scllschaft  llofgastein  (aufgelöst 
1*80),  «MMlIich  1*30  «lie  einer  industriellen 
Gesellschaft  (DampfmiUilengi  ►sellsehaft  in 
Tri.-st,  liquidiert  1nn7)  und  einer  Verkehrs- 
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gescllschaft .  »ler  noch  bestehenden  oi-sten 
Doniiu-Dampfscluffahrtsgesellschnft  in  Wien. 
Ende  1830  bestehen  somit  nur  9  Aktien- 
gesellschaften. 1831  bis  1835  worden  bloss 
4  neugogründet .  zwei  Versicherungsgesell- 
schaften, eine  Kohlenliaugesollschaft  und  ein 
Heilhnmnenvorein.  1836 — 1840  macht  sich 
eine  regere  Bewegung  geltend  und  es  treten 
die  industriellen  und  die  Yorkehrsgesell- 
seliaften  in  den  Vordergrund.  In  den  fünf 
Jahren  wenlen  10  Aktiengesellschaften  ge- 
gründet, darunter  1830  die  erste  öster- 
reichische Eisenlahng^-sellschnft.  die  Ferdi- 
nands-Nord bahn  und  die  noch  bestehende, 
bedeutende  Seesehiffahrts-rnternehinung,  der 
österreichisch-ungarische  Lloyd.  1841  bis 
1845  und  1840 — In»  ist  der  Unternehmungs- 
geist wieder  etwas  weniger  rege,  es  wenlen 
je  6  Gesellschaften  gegründet  mit  den  Sitzen 
vorwiegend  in  Wien .  Triost  und  Prag  zum 
Betriebi»  von  Mühlen.  Spinnereien.  Brauereien 
und  Bädern.  Ende  18.»  bestehen  also  erst 
35  Aktieugosellscliaften. 

3.  Die  neueren  Gründungsperioden. 

Mit  der  Neugestaltung  Oesterreichs  auf 
politischem  und  wirtschaftlichem  Gebiete  in 
den  fünfziger  Jahren  macht  sieh  auch  in 
der  Welt  der  Aktien  ein  mächtiger  Auf- 
schwung geltend.  Bis  18."»"»  sind  bereits 
23  Gesellschaften,  d.  h.  mehr  als  W)ui)  von 
der  Zahl  der  Iiis  18.»  bestandenen,  neu- 
gegründet, l'nter  denselben  befinden  sich 
3  Bahnen,  zum  ei-stennud  wieder  seit  der 
Gründung  der  österreichischen  Notenliank 
2  noch  liest ehende  Kreditinstitute  (nioder- 
österreicliLsche  Excomptobank,  österreiclüsche 
Kreditanstalt  für  Handel  und  Gewerbe),  und 
verschiedene  Gesellschaften  zum  Betriebe 
von  Porzellan-,  Zucker-  und  Gasfabriken, 
von  Eisenwerken,  Mühlen  etc.  Das  folgende 
Quintjuennium  blieb  mit  26  Neugründungen. 
darunter  7  Bahngesellseliafton,  auf  derselben 
Höhe,  das  (Juinijuennium  1801  65  aber  über- 
holt jenes  mit  fast  der  dopj»elteu  Zahl, 
nämlich  48  Neugründungen,  wodurch  sich 
Ende  1865,  nachdem  1865  eine  Gesellschaft 
durch  Liquidation  aufgelöst  worden  war,  die 
Zahl  der  Aktiengesellschaften  in  Oesterreich 
auf  131  erhöhte.  Es  stand  dieser  Auf- 
schwung, der.  wie  angedeutet,  nicht  ohne 
einen  kleinen  Rückschlag  war.  offenbar  im 
Zusammenhange  mit  dem  Eintritte  Oester- 
reichs in  die  Reihe  konstitutioneller  Staaten 
(1861)  und  der  damit  verbundenen  Befreiung 
dos  wirtschaftlichen  Lebens  von  mancher 
drückenden  Fessel. 

Die  Zahl  der  Neugründungen.  der  Auf- 
lösungen und  der  am  Jahresschlüsse  W*stehen- 
den  Aktiengesellschaften  überhaupt,  wie  der 
Eisentahnaktiongesellschaften  insbesondere, 
bringt  für  die  Jahre  1860  bis  1890  die  fol- 
gende Tabelle  zur  Darstellung. 


Aktiengesellschaften 


iiborlnmnt 

bestanden  am 

darunter 

für  Elsen- 

tte#  run- 

um- 

JahresBiblusa 

bahnen 

Im 
Jahre 

det 

geltet 

wurden 

be*Utndi-n 

gegründet  atujabrei- 

1806 

8 

2 

137 
•54 

1  ; 

1867 

»7 

— 

J 

16 

1868 

30 

2 

182 

I 

17 

1869 

l«3 

— 

295 

e 

- 

22 

1870 

74 

9 

360 

» 

2? 

1871 

127 

5 

482 

c 

z» 

28 

1872 

248 

20 

710 

"I 

J 

-Ii 

1873 

Jan 

Anril 

Mai 

Dp*. 

\  80 
1 

\  0 
ß  ,8 

9 
96 

781  | 

1 

703 

2 

1874 

•5 

99 

619 

! 

34 

1875 

s 

56 

571 

.._ 

33 

1876 

4 

5« 

524 

I 

3' 

1877 

5 

43 

486 

— 

3> 

1K7K 

2 

28 

460 

— 

28 

i87y 

3 

23 

440 

1 

29 

1880 

«3 

«5 

438 

3 

32 

1881 

12 

21 

429 

2 

34 

1882 

13 

I? 

427 

1 

34 

1883 

1 1 

12 

426 

1 

35 

1S84 

5 

1  2 

419 

: 

34 

1885 

10 

15 

414 

2 

34 

1880 

12 

ö 

418 

4 

Sl 

1887 

11 

7 

422 

2 

38 

1888 

•4 

9 

427 

4 

42 

1889 

16 

12 

431 

4 

46 

1890 

15 

1  I 

435 

4 

SO 

1891 

'3 

4 

444 

2 

52 

1892 

"3 

4 

453 

3 

54 

1893 

18 

6 

465 

5 

5* 

18!  »4 

16 

1 1 

470 

2 

57 

1895 

24 

2 

492 

2 

? 

1896 

24 

I 

5  «5 

5 

64 

Danach  war  dem  Grfiudungsfieber  von 
1871—1872  bereits  1869  ein  solches  und  der 
grossen  Krisis  von  1873  ein  Hückscldag  im 
Jahre  1870  vorausgegangen.  Dem  Tiefpunkte 
der  Gründungen  i.  J.  1878  folgte  1879  bis 
1882  ein  kleiner  Aufschwung,  der  1883  und 
liesondors  1884  unterbrochen  wurde.  Seither 
sind  die  Gründungen  wieder  etwas  häufiger 
geworden,  ohne  jedoch  zahlreich  zu  sein. 
Erst  in  der  allerletzten  Zeit  zeigt  sich  ein 
stärkeres  Anwachsen.  Die  Auflösungen 
sind  in  den  Jaluen  1873,  1874,  1875  am 
zahlreichsten;  in  diesen  Jahren  befinden 
sich  auch  darunter  19,  resp.  23  und  11 
Konkurse,  während  in  den  vorhergehenden 
und  nachfolgenden  Jahren  mir  2 — 4  Auf- 
lösungen jährlich  durch  Konkurs  bewirkt 
wurden.  Obwohl  die  Zahl  der  Auflösungen 
seit  1873  fast  ununterbrochen  abnimmt,  so 
ist  sie  doch  bis  1885  stets  grösser  als  die 
Zald  der  Gründungen ,  so  dass  sich  bis  zu 
diesem  Jahre,  wie  erwähnt,  die  Zahl  der 


')  Aufgelöst  wurden  1870  2,  1875  1,  1876  3. 
1878  3.  1882  1,  1884.  1885  und  1887  je  2.  1892 
und  1893  je  1,  1894  endlich  3  EUenbahngesell- 
sohaften. 
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Aktien  gesell  sehaften   beständig  ver- 
minderte.   In  den  letzten  11  Jalircn  <lreht 
?ich   «las  Verhältnis  um  und  seihst  1889, 
1890.  als  die  Zahl  der  Auflösungen  wieder 
steigt .   üt»erwiegt  die  Zunahme   und  tritt 
eine    Vermehrung  der  Gesellschaften  ein. 
Vom  Ho-hstand  des  Jahres  1873  angefangen 
hat  sich  so  die  Zahl  der  AJftieng  "Seilschaften 
in  13  Jahren  tun  367  verringert  und  in  den 
folgenden  11  Jaliren  nur  um  101  vennehrt. 

In  dem  langen  Zeitraum  von  102  Jahren 
seit  179."»  -wurden  1121  Aktiengesellschaften 
gegründet,  von  denen  sich  aber  009,  d.  i. 
mehr  als  die  Hälfte ,  wieder  auflosten ,  so 
dass  Knde  1*90  nur  515  bestanden.  Von 
den  1124  Gründungen  entfallen  187  auf  die 
Zeit  vor  1*1,9.  dagegen  WM»  oder  59°'o  auf 
die  fr,nf  Jahn-  von  1809  bis  1873  und  91 
auf  die  11  Jahn?  1874-1 884.  Während 
also  in  dieser  IVriode  jahrlich  nur  8  Grün- 
dungen  stattfanden,  entfallen  auf  den  Jahres- 
diuvhsehnitt  in  der  Zeit  von  1885— 90  je 
13  und  in  der  von  1891^90  je  18  Grün- 
dnngen.  Elienso  kommen  von  den  609  Auf- 
lösungen 39  auf  die  Zeit  von  1805  bis  1872, 
aber  354  oder  58°  o  auf  das  Quinquennium 
bis  1877  und  noch  immer  141  oder 
23"  «  auf  die  Zeit  von  1878  bis  1885.  In 
den  Perioden  18NIJ  bis  1890  und  1891  bis 
1*96  kamen  dagegen  nur  mehr  9  res|».  4 
Auflösungen  im  Jahresdurchschnitte  vor. 

Eine  besondere  Stellung  nehmen  die 
Aktiengesellschaften  für  Eisenhahnen  ein. 
Ihre  Zahl  hat  sich  von  1860  bis  1873  um  20. 
d.  Ii.  um  154°  o  vermehrt  und  geht  nur  bis 
1878  um  5  Individuen  zurück.  Seithor  hat 
sich  i\uv  Zahl  trotz  fortgesetzter  Verstaat- 
lichung«'ii  wiedennn  mehr  als  verdoppelt, 
ja  «las  Plus,  das  die  Aktiengesellschaften 
Ende  1895  gegen ül>er  von  1878  zeigen,  fällt 
so  gut  wie  ganz  auf  die  Vennehrung  der 
Eisenbahnaktiengescll  Schäften. 

4.  Das  eingezahlte  Aktienkapital.  Die 
Gesellschaften  der  älteren  Zeit  sind  durch 
ein  nach  den  modernen  Begriffen  geringes 
Gesellsehaftskapital  und  durch  wiederholte 
Einzahlungen  infolge  Erweiterung  ihres  Go- 
schaftskreisos  charakterisiert,  weshalb  die 
wiitseliaftlichen    Zustünde    dieser  Epoche 
besser  nach   diesen  Kapitalsvermehrungon 
als  nach  der  Zahl  der  Gründungen  zu  be- 
urteilen sind.   So  arl)eiten  die  Gesellschaften 
Grazer    Schiessstätte <  ,  »Hofbadgastein*. 
Reichen  borger  Kohlenbauverein«   nur  mit 
einigen  tausend  Gulden  und  selbst  die  öster- 
reichische Nationalbank  hat  1818  ein  Aktien- 
kapital von  nur  31  ?  Millionen  Gulden  Oe.  W. 
Auch  der  Lloyd  beginnt  mit  einem  Aktien- 
kapitale  von  bloss  einer  Million,  die  Donau- 
Dampfschiffaln-tsgesells<!haft    mit  hundert- 
tausend dulden   und  die  Nordhahn  weist 
nach  zwei  Einzahlungen  1838  ein  Aktien- 
kapital von  5'  10  Millionen  Gulden  aus.  18^0 


hat  die  Nationalbauk  bereits  ein  Aktien- 
kapital von  31,9  Millionen  und  nach  einem 
längeren  Stillstand  erhöht  sie  dasselbe  1853 
um  41,5,  sodann  höchst  bezeichnend  für  den 
Gesohäftsaufsehwung  zu  Heginn  der  50  er 
Jahre  schon  1855  neuerdings  um  30.7  Mill. 
Gulden  Oe.  \V..  so  dass  das  Aktienkapital 
110,1  Millionen  Gulden  betragt.  Ebenso 
betragt  das  Aktienkapital  der  Nordhahn- 
gescllschaft  18p»  l»ereits  9.0;  1845:  17: 
i850 :  1  N,4 :  1 855  alter  39,9  Millionen  Gulden. 
Aehnlieh  erhöhen  der  Lloyd  und  die  Donau- 
Dampf  schiffalnlsgesellschaff  wiederholt  ihr 
Aktienkapital,  so  dass  am  Ende  der  00 er 
Jahre  das  gesamte  Aktienkapital  der  bis 
Ende  1840  gegründeten  Gesellschaften  ca. 
223  Millionen  Giüden  l>eträgt,  eine  Summe, 
welche  wohl  mein  als  dreimal  so  gross  war 
als  die  des  Anfangskapitals.  Weiterhin 
wurde  dieser  Betrag  weit  überflügelt  durch 
die  Kapitalsmnme  der  immer  zahlreicher 
werdenden  Neugründungon,  wie  die  folgende, 
der  Arl>eit  Ehrenbergers  »zur  Statistik  der 
österreichischen  Aktiengesellschaften'  ent- 
nommeiie  TaMIo  nachweist. 


Arn 
Knde 
des 
Jahres 

1865 
1804*, 
1867 
186« 
1869 
1870 
1871 
1872 

187H  April 

1873  Pezbr 

1874 

1875 

1876 

1877 

1878 

1879 

1880 

1881 


Eingezahltes  Aktien-  Zu-(-f-)  oder  Ali- 
kapital  aller  Aktien-  nähme  i  — ,i  gegen 
geselluchaften  da»  Vorjahr 

in  Millionen  Gulden  Oe.  W. 
68o.s;  — 


689.9 
720,8 
759,6 
936,2 
•  049.7 
1  212.0 

1  798,2 

2  073.2 
1  881.0 
1  666,6 
l  616,1 

1  5 '3.8 
1  455.0 

1  43'3 
1  417.1 
'  452,9 
1  468,6 


+ 


9.4 
3o.9 
38.8 
176.6 

"3.5 
162.3 
586,2 

275.o 
192,2 

214,4 

5o.5 
■02,3 
58.8 
23.7 
'4,2 
35,8 
'5.7 


Danach  war  das  Aktienkapital  1805  fast 
3  mal  so  gross  als  jener  Betrag  und  stieg 
von  da  an  Jahr  für  Jahr,  wobei  das  Jahr 
1870  nur  eine  kleine  Stauung  herbeizuführen 
vermochte,  progressiv  bis  auf  den  enormen 
3  fachen  Betrag  von  mehr  als  2  Milliarden. 
So  scharf  »1er  im  Mai  1S73  eingetretene 
Rückgang  nun  auch  eingreift,  so  reicht  er 
doch  nicht  an  jenen  Aufschwung  heran: 
7  Jahre  des  Verfalles  zehren  noch  nicht  die 
Aufspeicherung  von  1(!  Monaten  auf.  Man 
kann  eben  das  investierte  Kapital  nicht  so- 
fort zurückziehen  und  verlängert  dadurch 
die  Krisis.  Der  Rückschlag  wirkt  übrigens, 
wie  hegreiflich,  von  Jahr  zu  Jahr  weniger 
stark,  so  dass  hiernach  nur  auf  eine  Nach- 
wirkung der  reberspekulation    von    18?  2. 
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1S73  geschlossen  werden  kann.  Bloss  das 
Jahr  1876.  auch  sonst  ein  wirtschaftlich  un- 
günstiges Jahr,  macht  eine  Ausnahme;  die 
Aktie  erhalt  einen  neuen  Stoss  und  der 
Alifall  des  Aktienkapitals  wird  wesentlich 
gnissor.  Schon  das  Jahr  ISMO  zeigt  aber  in 
Uebereinstimmung  mit  der  Besserung  der 
wirtschaftlichen  Weltlage  einen  liedeutendon 
Aufschwung,  die  Zahl  der  Gosells» -haften 
verringerte  sich  zwar  noch  fortgesetzt  (1MN1 
sogar  ziemlieh  stark),  ihr  Kapital  jedoch 
winl  vermehrt,  man  hofft  und  nimmt  mit 
verstärkten  Kriifteu  die  Arlxiten  wieder  auf. 

In  günstiger  rcltereiustimmung  mit  der 
vorstehenden  TaU'lle  ist  die  folgende,  von 
uns  für  die  Jaluv»  ls"ti  bis  1895  nach  dem 
offiziellen  östeiToiehisohen  statistischen  fland- 
buehe  ül>er  das  Kapital  der  Aktiengesell- 
schaften mit  Ausschluss  der  Bahnen  und 
nach  den  offiziellen  Nachrichten  über  die 
Eisenbahnen  der  österr.-uugar.  Monaivhie 
aus  dem  kk.  österr.  Handelsministerium 
resp.  EiscnhahuminLstcriuin  üIht  das  Kapital 
der  gemeinsamen  und  österroiehi- 
sehen1)  Bah  n gese 1 1 scha f  te n  (in  Mil- 
lionen Gulden)  zusammengestellt. 


Jahr 

A.-G.  ausser 
Eisenlwhuen 

Eisenbahnen 

Suiniiiu 

1876 

704.5 

820,9 

'5254 

1K77 

645, « 

820,1 

1465,2 

1878 

627.7 

819.4 

«447.1 

1K79 

603.5; 

818.4 

1421,9 

18HI 

627.7 

824,0 

■45«, 7 

1881 

6J3.4 

83S.5 

I47>,9 

1882 

646.6 

840.3 

1495.9 

1883 

647.0 

86 1,9 

1 508,9 

1884 

641.9 

864,6 

1*06.5 

1886 

634.6 

8*6.4 

1 49  l.o 

18W5 

635:4 

847,8 

1483,2 

1887 

648,0 

864.3 

1512.3 

1888 

6530 

871.6 

1 524.6 

188« 

6*3.6 

8*3.4 

1507,0 

18110 

658.3 

8*9,8 

1*18,1 

1HS»1 

682.1 
692^6 

888.3 

1570,4 

181)2 

869* 

.562,1 

181« 

702,6 

895,  > 

1 597.7 

1894 

711. 1 
744-8 

447.41) 

T  158,* 

1895 

424.  **  j 

1169.3 

1896 

43«,4'j 

Auch  hiernach  macht  der  Rückgang  erst 
I  SMO  einem  ziemlich  bedeutenden  Aufschwung 
Platz  und  ist  die  Vermehrung  ImmI  kleiner 
als  ISMO.  Bcivits  1RS4  ergiebt  sieh  wieder 
eine  Beschränkung  des  Aktienkapitals,  die 
als    ein   Zeichen   der  mangelnden  l'nter- 


'  )  In  den  Jahren  1894,  1895  und  1896  ohne 
den  auf  den  ungarischen  Anteil  an  den  gemein- 
samen Linien  entfallenden  Betras  von  146  Mill. 
fl.  nnd  ohne  da«  Aktienkapital  der  neuerdings 
verstaatlichten  Bahnen. 


nehmungslust ,  der  Unmöglichkeit,  die  Ge- 
schäfte zu  vergn'issern,  auch  1885  und  1886 
auftritt.  Von  1mm7  ab  beginnt  wimler  die 
Vennehrimg  des  Kapitals,  aber  erst  seit  1891 
in  grösserem  Masse.  In  den  3  Jahren  von 
1891  bis  1*93  liat  es  um  fast  SO  Millionen 
Gidden  zugenommen,  in  den  vorhergegange- 
nen 3  Jaliivu  nur  um  0'  Millionen.  Bei  den 
Eisenbahnen  ist  das  Aktienkapital  1*93  l>e- 
deutend  grösser  als  1876,  bei  den  anderen 
Gesellschaften  fast  eln-nso  gross  als  damals. 
Man  kann  also  nicht  mehr  Miaupten .  dass 
für  die  gegebene  Arbeitsmögliehkeit  zu  viel 
Kapital  aufgesfieicliert  ist ,  sondern  offenbar 
ist  wieder  mehr  Kapitell  hierfür  nötig  ge- 

■  wonlen  und  hat  eine  gewisse  Scheu  des 

\  Publikums,  eine  Kinflnssnahme  der  Ad- 
ministration die  raschere  Vermehning  der 
Gesellschaften  mehr  zurückgehalten,  als  der 

j  Mangel  an  lohnenden  Unternehmungen.  In 
den  Jalin-n  1*94  und  189."»  wunle  das  Aktien- 
kapital der  Gesellschaften,  abgesehen  von 

:  den  Bahnen,  wietler  um  12.2  Millionen  fl. 

1  erhöht  und  auch  jenes  der  Bahngesellschaften 
erlitt  nur  scheinbar  eine  Reduktion,  liisst 
man  nämlich  1893  resp.  1N94  den  auf  den 
ungarischen  Anteil  an  den  gemeinsamen 
Bahnen  entfallenden  Betrag  von  140  Mill.  fL 
und  jenes  Aktienkapital  teilweise  schon 
früher  vorataatlichler  Bahnen ,  das  1894  im 
Betrage  von  303,6  Mill.  fl..  1895  im  Betrage 
von  24  Mill.  fl.  in  Abfall  kam.  weil  an 
dessen  Stelle  staatliche  Schuldtitel  aus- 
gegeben wurden .  ausser  Betracht,  wie  dies 
in  der  vorangehenden  Talielle  pro  1894.  95, 
96  g»>si •heben  ist,  so  ist  die  für  das  Folge- 
jahr vergleichliare  Summe  Ende  1x93:  44.")."» 
und  Ende  ls94:  423,4,  wonach  das  Kapital 
der  Kisenliahngesellschaften  1894  um  2  und 
189")  um  1  MU1.  fl.  zunahm. 

5.  Die  A.  nach  den  GesohÄftnarten. 
Zweifelsohne  winl  die  jeweilige  Richtung 
des  Geschäftsgeistes  am  liesten  charakteri- 
siert dun-h  die  Aufzahlung  der  unter  den 
Akt  ieiigosells«  •haften  vorhandenen  i-esp.fohlen- 
den  Geschäft  sgrupjien.  So  überwog, 
wie  schon  bemerkt  wunle  und  wie  der  nach- 
stehenden, von  uns  nach  offiziellen  (Quellen 
zusainnieiigestellten  Tabelle  entnommen 
weiden  kann .  unter  den  23  im  Jahn»  1840 
Umstehenden  Aktiengesellschaften  weitaus  die 
Grupjie  der  Vei-sicheningsgesellschaften, 
welche  als  See-  und  Unfall versiehenmgs- 
gesellschaften  vorwiegend  ihren  Sitz  in 
Triest  hatten.  Ihnen  zunächst  standen  die 
Gesellschaften  zum  Betriolie  von  Bikleni  und 
die  S<-hiffahrtsgesells<.hafteii.  Indnstnegesell- 
scluiften  gab  es  überhaupt  nur  4  und  dar- 
unter keine  Baugesellschaft,  keine  zum  Be- 

;  triebe  von  Maschinenfabriken.  Zuckerfabriken 
oder  Bierbrauereien.  Diesem  Mangel  halfen 
die  Gründungen  der  Jahre  184»»  bis  1855 
nur  teilweise  ab,  obschon   mehr  als  die 
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Hälfte  (19)  Indtistriegesellschaften  betrafen.  I  reien  und  Webereien,  daneben  die  Dampf- 
in den  Vorderen«»!  traten  jetzt  die  Sjiiii!ie- 1  milhlen  und  Ikugltaugesellschnften. 


Stand  der  Aktiengesellschaften  Ende 


und  zwar 

1841) 

1866 

1870 

Mai 

1878 

1880 

1887 

1890 

1895 

Bank-  u.  Kreditinstitute 

i 

3 

47 

'37 

45 

46 

4^ 

40 

4 1 

Ballgesellschaften 

i 

4 

54 

20 

75 

12 

1 1 

1 1 

Baumateriali;e*ellt<chaften 

— 

5 

21 

14 

'3 

U 

15 

1  ^ 

Bergbau- u.liüttenwerksgejiellaoh. 

i 

4 

24 

46 

33 

28 

26 

25 

26 

Bierbrauereien  u.  Malzfabriken 

l 

14 

36 

33 

33 

33 

33 

43 

J  'HU  I      II1 1 1II 1*.  II 

i 
* 

5 

7 

■  9 

'3 

9 

3 

4 

Gasfabriken 

l 

15 

20 

20 

20 

■7 

»7 

16 

Maschinen-.  Metallwaren-  und 

Waffeufabrikeu 

1 1 

27 

16 

i  «; 

15 

15 

19 

Papierfabriken 
Spinnereien.  Wetareien 

i 

i 

9 

•7 

9 

9 

9 

8 

7 

i 

8 

24 

38 

28 

23 

28 

27 

27 

Spiritus-.  Branntwein  brennereieu 

2 

1 1 

6 

6 

6 

7 

Zuckerfabriken 

l 

«8 

102 

74 

75 

71 

75 

.Sonstige  1n<ln.«triegef«elh«-hnften 

i 

'7 

1 

2S 

24 

3° 

51 

.Schiffahrtsgesellschaften 

3 

4 

10 

7 

6 

7 

'  7 

Eben  bahnen 

I 

4 

23 

33 

28 

32 

38 

50 

59 

Sonstige  Transportgesellschaften 

4 

8 

7 

7 

8 

1 1 

12 

VersirheningsjreHellschaften 

7 

12 

27 

44 

20 

»7 

18 

16 

«7 

»Sonstige,  t.esellschaften 

7 

12 

59 

107 

60 

5» 

52 

49 

57 

In  .Summa: 

23 

5«    i  36o  j 

781 

460 

438 

422 

435 

492 

IVI.ripiMi.s  wurden  in  den  JiOor  .laluvn  j  Zuckerfabriken,  verdoppelten    und  verdroi- 
auch  die  erste  Ballgesellschaft,  die  erste .  fachten  ihn;  Zahl.    Fast  cIm-iiso  schnell  als 
Bierbrauerei-,  Zuckerfabrik-  und  (iasfabrik-  sie  ein  jM>rge  wachsen .  versch wanden  jedoch 
Aktiengesellschaft  gegründet.    Auf  ;{  Bank-  diese  ephemeren  Schöpfungen.    Schon  nach 
Gesellschaften   kamen  dadurch   Ende   1  fsf»."*  ,">  Jahren,  Ende  Isis,  sind  die  Hanken  auf 
23  Industriogesellsohafteii  und  s  Transport-  ein   Drittel   ihres  höchsten  Standes,  noch 
Gesellschaften ,     liehen     12   Versicherndes-  unter  jenem   von  ISiO  reduziert.  Ebenso 
anstaltt-n.    Die  (trüudungcn  der  00er  Jahn'  sinkt  die  Zahl  der  Ballgesellschaften  nahe/u 
verschollen    dies.«   Verhältnisse    nicht   un-  auf  den  dritten  Teil  zurück.    Die  Papier- 
bedeutend.      Die    Baiikgcscllschaften    ver-  fahriken,  die  Brennereien  und,  ein  sehr  übles 
mehrten  sich  bis  Ende  lsio  auf  4i.  die  Zeichen,  auch  die  Versicherungsgesellschaften 
Indu^triegosollschafton    auf    100.      l'nter  verlieivn  die  Hälfte  ihrer  Individuen.  Von 
letzteren  ragten  insbesondere  die  Zucker-  den  Zuckerfabriken  werden  in  derselben  Zeit 
fabriksgeseJJsehafton  mit  öi  Neugrundungen  2S  aufgelöst.    Bloss  die  (.asgosollscliaften 
empor,  ihnen  zunächst  standen  die  Bcrgliau-  lichauptcn  den  1  lochstand  und  die  Transi>ort- 
und  Hiitteuwerksg»?sellschafteii.  die  Spinne-  gesollsehafton  verlieren  neben  den  Brauereien 
reien,    Brauereien,   Gas-   und   Maschinen-  am  wenigsten  Individuen.    Den  folgenden 
fabrikeu.     Auch  die  Transport-  und  Ver-  Schwankungen  der  wirtschaftlichen  lvige  in 
sichorungsgesollsehafton  wurden  viel  zahl-  den  Jahren    l*is — Iss?    passen   sich  die 
n-ieber.  aber  «loch  nicht  in  dem  Masse  der  Bankinstitute  ziemlich  genau  an,  während 
beiden  anderen  (impf hui.   In  den  folgenden  einige  Gruppen  der  Industriegescllschaften. 
2'  1  Jahivn  der  reberspekulation  vorkehren  so  insbesondere  die  Bim-  und  Baumaterialieu- 
sich  nun  dies«?  Ziffern  gänzlich.   Während  sich  Gesellschaften  der  unlK'weglichoren  Anlage 
in  dieser  kurzen  Zeit  die  Transj  »ortgesell-  ihres  Vermögens  entsprechend  noch  fort- 
schaffen   und   Vei-sicherungsanstalten  auch  dauernd  unter  den  Nachwirkungen  der  Krise 
bedeutend  genug.  iun  ca.  50°  0  vermehrten,  leiden.    Üffonl>nr  hat  bei  den  Bank-  und 
wurde  die  ohnedies  grosse  Zahl  der  Banken  Kreditinstituten  der  Keinigungsprozess  l>e- 
verdreifaeht.  tlie  der  Industriegosellsohaften  roits  187s  sein  Werk  vollendet   und  sind 
weit  mehr  als  verdop|>elt.  auf  441  erhöht,  dieselben    liU  rhaupt    vermöge    ihrer  (ie- 
Führend   waren   jetzt  die  Bau-  und  Bau-  schäftsthätigkeit    gegenülKU-    den  Schwan- 
materialgesellsehaften ,  die  sich  fast  aufs  kuugeti  der  Geschäftslage  ebenso  empfind- 
9  fache  vermehrt  hatten.    Aber  auch  alle  sam  als  schmiegsam.    Auch  die  Bergbau- 
anderen  Onippen  der  Indiistriogesollsehaften.  und    HüttcnwerkgeselJschafteii  erreichten 
seihst   die   stark    besetzten,  wie  die  der.  ihren  Tiefstand        erst  ls*l  und  erhöhten 
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denselben  infolge  der  günstigoivii  Lage  «los 
Metall-  und  Kohlonmarktes.  Üaduivh  ist 
d«T  Stan<l  dieser  Gruppe,  wie  mich  aller 
an«l«'ren  Gruppen  der  Industriogcsidlsehnften 
höher  als  1*70.  Eine  Ausnahme  machen 
nur  die  Dampfmühlen,  deren  Rückgang  selbst 
unter  den  Stand  von  1*.">  nicht  mehr  der 
Krise  zuzuschreiben  ist,  sondern  als  ein 
Zeichen  der  in  jüngster  Zeit  stark  ver- 
änderten G«-schäftslage  angesehen  worden 
niuss,  unter  welcher  übrigens  auch  die 
Brennereien  und  Zuckerfabriken  in  der 
ei-sten  Hälfte  der  SU  er  Jahre  leiden. 
Von  1*78  bis  1S!)~>  haben  sich  für  die 
Brennereien ,  Zuckerfabriken  und  ganz  l>e- 
sonders  für  die  Bierbrauereien  wesentlich 
günstigere  Verhältnisse  orgelten ,  so  dass 
sieh  ihre  Zald  beträchtlich  vermehrte.  Das 
Gleiche  ist  bei  den  sonstigen  Industrie- 
gesellschaften «1er  Fall,  unter  denen  jene  für 
Verwertung  der  Elektrizität  hervortreten. 
Die  Ballgesellschaften  und  die  Bank-  und 
Kreditinstitute  halten  wie  die  Dampfmühlcn 
neuerdings  eine  Einbusse  erlitten.  Letztere 
scheinen  geradezu  auf  dem  Aussterbeetat 
zu  stehen.  Beachtenswert  ist,  tlass  trotz 
der  Verstaatliehungsaktionen  die  Zahl  der 
Kisenhahnon  seit  1S7S  Inständig  und  in 
grossem  .Masse  wächst  und  dass  seit  1HS3 
auch  die  sonstigen  I,aiKltnins|>ortgesell- 
scliaften  und  selbst  die  Schiffahrtsgesell- 
schaften zahlreicher  wurden.  Bei  den  Eisen- 
Itfihnen  kommt  die  Vermehrung  wohl  haupt- 
sächlich auf  Rechnung  der  Ijokalliahnen. 
Peinlich  sind  dagegen  die  starken  Differenzen 
im  Stande  der  Voi>;ichernngsg< -Seilschaften. 

Nach  all  diesen  Schwankungen  behaupten 
Ende  IS'»."»  der  Zahl  nach  die  Industrie- 
gesellschaflen  mit  01°  o  (und  unter  diesen 
die  Zuckerfabriksgesellschaften  mit  15°  r.) 
wic«ler  weitaus  das  roberpewicht  unter  den 
bestehenden  Aktiengesellschaften.  Auf  die 
Transportimternohmungtm  entfallen  Di  (da- 
von auf  die  EiseuUihnen  12),  1 -S73  :  7  ;  auf 
die  Banken  und  Ki*editinstitute  M.  1*73: ]S: 
auf  die  Versicherungsanstalten  kaum  1. 
1K73:0°ö  des  Gosamtstandos. 

0.  Kapitalverteilung  nach  Goschäfts- 
gruppen.  Ganz  anders  stellt  sich  das  Ver- 
hältnis, wenn  man  das  A  k  t  i  e  n  k  a  p  i  t  a  1  d  e  r 
einzeln  e  n  G  e  s  e  1 1  s  c  Ii  a  f  t  s  g  r  u  j)  p  e  n 
vergleicht.  Bei  der  geringen  Zahl  von  Ge- 
sellsehaften  und  dem  verhältnismässig  be- 
deiitenilen  Kapitale  der  Nationalbank  war  es 
selbstverständlich,  dass  in  der  älteren  Zeit 
der  Anteil  der  Banken  am  Gesamtaktien- 
kapitale  den  der  übrigen  Gruppen  stark 
überwog.  Aber  liereits  vom  ersten  Jahre 
•  les  Bestandes  einer  Bahngesellschaft  beginnt 
sich  dieses  Verhältnis  zu  gunsten  der  Trans- 
portgesellschaften zu  vorschieben.  Von  Jahr 
zu  Jahr  steigert  sich  ihr  Anteil  insbesondere 
durch  Einzahlungen  und  neigt  sich  um  so 


rascher  der  Parität  mit  dem  Aktienkapitale 
aller  anderen  Gesellschaften  zu,  als  die  In- 
dustriopesellschaftcn  meist  noch  mit  einem 
geringen  Kapitale  arlieiten.  In  den  00  er 
Jahren  überflügelt  sodann  das  Aktienkapital 
der  Bahngesells  "haften  weitaus  jenes  der 
übrigen  Aktiengesellschaften.  Für  Ende  IM»."» 
bem-hnet  Elirenberger  das  eingezahlte  Aktien- 
kapital der  Bahnen  ltereits  auf  402.  das  der 
Rinken  auf  180.2.  und  das  aller  anderen 
Gesell*  haften  auf  89.3  Mill.  Gulden:  das 
Verhältnis  ist  also  wie  00:27:13  und  man 
darf  wohl  Miaupten,  dass  von  1S.">1— 1*05 
der  Kapitalsmarkt  Oostorreichs  trotz  der 
Einzahlungen  bei  der  Nationalbank  (1*53, 
In,")")),  trotz  der  Gründung  «ler  österr.  Kiv«lit- 
anstalt  und  der  nio«ierosterreiohisehou  Es- 
comptebank  andauernd  Itehorrseht  wunle 
von  der  Anlag«-  in  Bahnpnpieron.  Mit  dem 
Eintritte  des  Sitokulationsfieltors  ändert  sich 
die  Situation,  die  Bahn]>apiere  erscheinen 
dem  Sjiokiilaiitcii  zu  schw«'rfällig.  Beiv*its 
End«'  1S71  stellen  sich  «Ii«'  Ziffern  auf  0."»!*.."», 
2*4.1  und  277.Ö  Mill.  Uiüden.  im  Mai  1S73 
alter  gar  auf  807,2,  01H.1  und  040.S  Mill. 
Gilbten.  D.is  Kapital  d«*r  Bahngesollschaft«*n 
hatte  sich  in  etwas  mehr  als  7  Jahren  vor- 
doppelt, jenes  der  Bauken  aber  gut  verdrei- 
facht und  «las  «ler  anderen  ttesellschaften 
sogar  versiebonfaoht.  Von  100  fl.  Aktion- 
kapital  überhaupt  kamen  auf  die  Dahn- 
gesellschaften 30.  auf  «lie  Banken  3<i  un<l 
auf  die  übrigen  Gesellsehiifton  31  fl.  Fünf 
Jahre  später  Mar  «las  Bild  wie«l«'nun  gänz- 
lich vorwandelt.  Das  Aktienkapital  'der- 
selben Gruppen  betrug  803.0,  230.3  und 
35)1,4  Mill.  fl.  und  stand  im  Pmzentv.-rhält- 
nis  von  50:10,5  :  27.5.  Das  Aktionkapital 
der  Bahnen  hat  somit  nur  um  1  s°  «>  ab- 
genommen, jenes  «ler  Banken  um  02  und 
«las  «ler  übrigen  Gesellschaften  um  4<>"n. 
Das  Verhältnis  der  Grupj»on  untereinander 
wunle  ähnlich  jenem  von  lStif> .  d«>oh  ist 
«las  Verhältnis  zwischen  «Ion  Bauken  und 
übrigen  G  ose  Ilsehaften  nahezu  «las  Piuge- 
kohrte.  Den  Verlauf  in  «Ion  nächsten  17 
Jahren  zeichnet  die  nach  FJironliorger  und 
den  genau nt«'n  offiziellen  (Quellen  zusammen- 
gestellte, umstehend  eingeschaltete  Tafel. 

"Wähivinl  ;dso  das  Aktienkapital  der 
Banken  sich  von  1*7*  bis  18*3  lieständig 
vermehrte  und  erst  seither  einen  Rück- 
schlag erlitt,  machte  steh  die  Krise  mit 
ihren  Nachwirkungen  bei  «lom  Aktienkapitale 
«ler  minderbowoglichon  Inilustriegesell- 
s«:,hafton  bis  ls*l  geltend  und  wunle  erst 
18*2,  1**3  von  einem  kleinen  Aufschwung 
al»gel<"»st.  d«>m  wte«ter  ein  Rückschlag.  1880. 
1**7  eine  Aufbesserung  folgte.  Am  ver- 
heerendsten war  die  Wirkung  «ler  Krisis  Ihm 
«leu  Bau-  un«l  Baumatorialiengcsidls<liaften, 
deren  Kapital  fortwähren«!  zurückging  un<l 
Ix'i  ersteren  1**7  auf  1  i  «los  Wertes  von 
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1^78  stand.  Bei  den  übrigen  Industrie-  ]  nehmungon  und  \V'rsicheniiigsp*sollsohaften 
p>s»  llsehaften  mit  Ausnahm»-  der  Dampf-  •  in  den  Jahren  ls*l.  Iss2.  ohne  dass  die- 
nmhlen  hat  sich  >eit  1SM  eine  gewisse  Ho-  selbe  fest goludteu  worden  konnte.  Eine  l»e- 
«tändigkfit  oder  sogar  Zunahm«'  einge-  \  stündig»'  Zunahme  seit  ls?s  endlich  weisen 
-t.  Ut.  Eint*  kräftigt»  Zunahmt*  ihivs  Aktit-n-  j  dio  Landtrans[*>rrgosollschaftcii  ans. 
kapitals  hatten   auch   •  Ii«»  Sehiffahrtsuutor- | 


Eingezahltes  Aktionkapital  in  Mill.  Gulden. 


Bei  den  Gruppen 

Ende 

1878 

1880 

1883 

1885 

1887 

18W 

18U1 

181)3 

1804 

18«».-, 

Bank-  u.  Kreditinstitute 
Inilnst  riegesel  l  »r  ha  ften 

236.3 
303.6 

262,2 
276.7 

3'2,7 

24«,  2 

306,6 
235.8 

3046 
245.6 

296,7 
354.3 

300.S 
270.3 

304.Q 
282,1 

305,3 
293,1 

307.3 

Davon 


Ballgesellschaften  .   .  . 

58.4 

44,2 

24.1 

'5.9 

15.9 

M.8 

n. 5 

n.o 

",7 

'«9 

BauiuaterialgeselUrhaft. 

12,6 

12.0 

u,S 

9.2 

9.3 

9.7 

9.6 

11,0 

12.3 

«3,4 

Berg-  u.  Hüttenwerkges. 

101.3 

99.7 

S4.9 

86.S 

S0.7 

qi.o 

97.5 

98,8 

97-8 

104.7 

Panipfniiihlen       .    .  . 

3-5 

3,1 

',9 

1,3 

0.8 

0.8 

l.o 

1.1 

0.4 

0.4 

Bierbrauereien,  Makfabr. 

'5,7 

'4.9 

'3,5 

«4,o 

16.9 

'9,5 

«9.9 

233 

25.3 

26,8 

(ia?fabrikcn  

»«.5 

11.; 

■ 

1 1,2 

n, 2 

1 1.0 

10.5 

lo,5 

9.5 

9,5 

9,3 

Maschinen-,  Metallwaren- 

0.  Waffenfabriken  .  . 

16,1 

«4.5 

14.5 

'4.5 

1  ;,6 

'5,6 

15.6 

1  ;,(> 

20,0 

Papierfabriken  .... 

I5J 

14.7 

'5,7 

16,6 

17,8 

17,6 

19,6 

19.6 

'9,5 

«9,9 

Spinnereien,  Webereien 

27,6 

21,7 

27.« 

29,4 

30.=; 

29.7 

30.0 

30.0 

32.0 

32.1 

Spiritus-,  Branntwein- 

brennereien .... 

0.7 

0.7 

°,5 

o,> 

°-5 

0,0 

0.6 

0.6 

0,6 

1,8 

Zuckerfabriken  .... 

30.3 

29,7 

27.3 

28.0 

29,8 

30.4 

3o,3 

32,2 

31,3 

«o,3 

10.0 

8.5 

9.« 

.0.0 

'7.7 

24.1 

31.3 

36.2 

47-2 

Schiffahrtsgesellschaften 
Eisenbahnen' ) 

42.2 

42.2 

42,5 

42. 

42.7 

42.8 

42.S 

42,S 

42,8 

42.S 

8 '9,4 

824.0 

86 1,9 

860,4 

864.3 

8*9,8 

S88.3 

89;, 1 

45LO 

424,5 

Andere  Trausportgesell. 

12.0 

«3,6 

14.5 

15.2 

19,6 

28,. 

30.1 

30.S 

28,5 

3«-4 

Versicherungsgesellsch. 

8.8 

8.4 

10,9 

15.9 

'5-5 

'5.5 

15,8 

«7-2 

'7.2 

1S.6 

Sonstige  Aktieugesellsch. 

23,9 

24,6 

«9.2 

1  s.<> 

20.0 

20.9 

22.3 

24.8 

24.2 

25.9 

— ^— — — — 

Summa : 

«447,1 

«45 'J 

1508,9 

1495.0 

'512,3 

:51s,! 

1570.4 

.597-7 

1162,1  11693 

•i  Vergl.  die  Tabelle  auf  Seite  204. 


Anders  gestaltet  sich  dio  Bewegung  im 
Kapitalstaudo    zwischen    1S87    und  lM!«f>. 
Fa.»t  auf  allon  Gebieten  ergioht  sieh  eine 
teilweise  oft  recht  Iwdoutondo  und  von  Jahr 
zu  Jahr  fortgesetzte   Vormohnuig.  Abge- 
sehen von   don   Bahnen  war  «las  Aktien- 
kapital von  1S78  bis  1SS7  von  «2S  auf  »VIS 
Mill.  fl.  angewachsen,  von   ]s,s7  bis  ISO.", 
stieg  es  alwr  um  fast  100  Mill.,  nämlich 
auf  745  Mill.  fl.   Eine  Reduktion  des  Aktien- 
kapitals ergab  sieh  um- bei  den  Dampfmühion. 
den  Gasfabrikon,  den  Baugesellsx •haften.  I  m  -i 
denen  sieh  al*-r  in  den  letzten  Jahren  wieder 
eine  Erhöhung  einstellte,  und  bei  den  Eison- 
Irthneii.   Bei  letzteren  trat  aber  diese  Reduk- 
tion nur  infolge  der  grossen  Yerstaatliehuiigs- 
airiori  zu  Boginn  der  IKler  Jahre  ••in.  Bei 
den  Batiken   endJich  ergab  sieh  von  lss7 
auf  1NJ*>  eine  nicht  unbeträchtliche  Kapitals- 
redtiktion,  die  aber  sehon  1S93  ausgeglichen 
war.    Besonder*  auffallend  vermehrte  sieh 
das   Kapital    der   Borg-  und  Hütt»  nwerk- 


!  gesollt  haften,  der  Bierbrauereien,  der  Metall- 
j  wareiifabrikeii.  sowie  der  sonstigen  Industrie- 
gesellsehaft.'ii.  von  «lenen,  wie  gesagt.  die 
|(iesell»haften  zur  Verwertung  der  Elektri- 
zität einen  Iteaehtenswerteii  Teil  bilden. 
Naeh  dem  Staude  von  lss7  und  1-S05  ent- 
fallen übrigens  von  je  UM)  fl.  des  Aktien- 
kapitals 

fl. 

auf  1H87  181)5 

Kisenbahngesellsi  haften  57  3°-3 

audere  Transportgesellschaften  4  6..} 

Hank-  und  Kreditinstitute  20  20.3 

Indu*triegeM'llschafteii  '6  27.6 

1  davon 


Zuckerfabriken                               i.S  2.6 

Brauereien                                      «.«  2.3 

Berg-  und  Hüttenwerke                   5,9  90 

Spinnereien  und  Webereien               2.0  2.7 

Versicherungsgesellschaften               1 ,0  1 .0 

Bau-  und  Bauinaterialgesellschaftcn    1,6  2.! 

7.  Ausgabe  von   Pfandbriefen  und 

Prioritäten.    Die  vorhin  angefahrten  Ho- 
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träge  gelten  nicht  die  Gesamtsumme  des 
Vermögens,  das  duivh  die  Aktiengesell- 
schaften in  Bewegung  gesetzt  wird :  es  fehlt 
insbesundeiv  das  fremde  Vermögen,  das 
durch  Ausgalie  von  P  fandhriefen  und 
Prioritäten  diesen  (lese  II  Schäften  zu- 
kommt. Auch  diese  Art  von  Schuldform 
hürgerte  sich  in  Oesterreich  spat  ein.  Die 
Xonll>ahngesellschaft  gab  ihn»  ersten  Priori- 
täten im  lletrage  von  V.t  Mill.  fl.  l>ei  einem 
Aktienkapitale  von  12,1  Mill.  fl.  im  Jahn» 
1841  aus,  so  dass  sich  die  Summen  ver- 
hielten wie  1  :  S.  In  Kürze  steigerten  sich 
beide  Betrage,  aber  die  Prioritätsschuld 
wuchs  schneller  als  das  Aktienkapital.  Es 
betmgerstere  iSJiO :  S.9  -  1SG0 :  2ä.3  1870 : 
20.3  —  18S0  :  35.7  1885  :  32  Mill.  fl.  bei 
einem  eingezahlten  Aktienkapitale  von  18,4. 
53.3.  71,1,  7S.2  und  7s,2  Mill.  fl..  so  dass 
also  die  Prioritätssehuld  nahezu  rü  l  °.  o  des 
Aktienkapitals  ausmachte.  In  noch  höherem 
Masse  steigerte  die  Xationalbank,  <lie  l85f> 
bloss  >  j  Mill.  fl..  1*00  Kreits  41.S  Mill.  fl. 
Pfandbriefe  im  Cinlauf  hatte,  ihn-  Pfaud- 
briefschuld  auf  1< h i 0  o  ihivs  Aktienkapitals 
und  darüber.  Für  die  Jahre  1871  -1S81 
giebt  diesfalls  KlmMiherger  folgende  Be- 
rechnung. 

Pfandbriefe  und  Prioritäten  aller  Aktien- 
gesellschaften. 

.  ,        absolut  in  Mill.    in  Proz.  den  eingez. 

,,aur  Gahlen  Aktienkapital* 

1871  j  27  j  ,ö  104.0 

1872  14^, *  81,0 

1873  IS74.S  83.7 

1874  161S.4  97.1 

1875  1642,0  101.7 
187K  '625.1  1 07.4 

1877  1617.3  111,2 

1878  1648.0  n,,2 
187*.»  1673.2  11S.1 

1880  1700.3  117.7 

1881  1711.4  »16,5 

Ausser  in  den  A  Jahren  der  rebcis| icku- 
lation  war  somit  r|je  Pfandbrief-  und  Prio- 
ritfltenschuld  immer  grösser  als  das  Aktien- 
kapital. Damals  —  und  ähnlich  in  den 
Jahren  1880.  l.ssi  -  vennochte  die  lang- 
samer an  wachs,  «iide  Schuld  mit  «lein  plötz- 
lich anschwellenden  .Aktienkapitale  nicht 
Schritt  zu  halten.  Daneben  zeim  der  Rück- 
gang der  Prioritäten-  und  Pfandbriefs«  huld 
1870,  1877.  dass  die  Krise  in  dem  Höhe- 
punkt ilnvr  Wirkung  auch  dieses  Vermögen 
in  sehr  empfindlicher  Weis«-  ergriff. 

Nach  den  einzelnen  Gruppen  ist  das 
Verhältnis  zwischen  den  beiden  Betnlgen 
sehr  verschieden.  Für  die  Jahre  1S78— 1881 
benvhnet  Ehivnherger  das  Verhältnis  der 
Prioritätenschuld  zum  Aktienkapitale  der 
Eiseubahnenauf  ca.  104  °  o.  das  der  Pfandbrief- 
schuld  zu  jenem  der  Banken  auf  121' — 9<  °.  0 
und  das  der  Prioritätenschuld  zum  Aktien- 


kapitale der  andeivu  Gesellscliaften  auf  ca. 
12  V  Für  die  Jahre  1880— 1887  lassen 
sich  endlich  aus  den  olien  zitierten  offiziellen 
Quellen  folgende  genauere  Zusammen- 
stellungen geben. 


Jahr 


1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
1885 
188*1 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
185*3 
1894 
IS!  >5 


Eilige-    Pfand-   Reserve-  Andere  Summe 

zahlte«  brief-  reap.    fonds  Passiva  der 

Aktien-  Priorität»-  Passiva 
kapital  betrüge 

in  Millionen  Gulden 
bei  Bauk-  und  Kreditinstituten 

262,2      303.5      28,6        715,6  1309,9 

309,9       299.7       4°,5        808,4  1458,5 

311,2       284.5       42,9        810.3  1448,9 

312.7  277,2       44,7        801.4  1436.0 

309.8  272.6  44,7  805,4  1432.5 
306.6       277,4       47,2        757,9  1389.2 

303.1  288,6       47,9        765.3  1404.9 

304.6  288.1  50,0  806.2  1448,9 
304.0  296.0  52,1  850.9  1503,0 
29>,9       3'4-9       53.9        962,8  1627.5 

296.7  325.1       56,9        978,8  1657.3 

300.8  324,9       61.5  1012.1  1699,3 

303.2  342.1       78.7  1092.1  1816.1 

304.9  349-2       82,3  1188.8  1925,2 


3053 
307.3 


37«. 3 
393,6 


85.9  1280,1  2042.6 
92,6       I45M  2244.6 


Bei  anderen  Aktiengesellschaften 
mit  Ausnahme  der  Bahnen 

1880  365,5  49.8  22.2  229.7  667,2 

1881  323, i;  38,7  24.4  226,2  612,8 

1882  335-4  5', 5  23J  276.2  686,8 

1883  334.3  -'  o  27,1  278,6  691.0 

1884  332.1  66,5  30.7  277,4  706,7 

1885  328.0  65.6  33.0  274,6  701.2 
18815  332.3  66.7  34.5  276.3  709,8 

1887  343.4  67.7  33,7  280,6  725.4 

1888  349,0  57.8  36,4  297.8  741.0 
188»  357.7  55.6  37.6  300,3  751.2 

1890  361,6  ;;.2  39.2  318.9  774,9 

1891  381,3  54.5  42,0  330.3  808.1 

1892  3S9.;  s3.o  44.5  y>o,2  837.2 

1893  397,7  54.5  47.9  366,2  866.3 

1894  405,8  54.3  51.3  392,2  903,6 
1896  437-5  57,2  57,0  418.2  9699 


Bei  den  österr.  und  gemeinsamen 
nach  Abzug  der  Amortitmtionsbetrage  im  No- 
minale emittierte 

Jahr  Aktien  PrioT.HÄt8"   Sonstige  Ge.sau.t- 

gationen    ^nhen  betra»>' 
in  Millionen  Gulden 

1880  824,0      1914,2         34,5  2772.7 

1881  838.5       1873.7         36,6  2748.8 

1882  849,3       1927,2         37.8  2814.3 

1883  861.9       1068,6  37,7  2868.2 

1884  864.6      2005,5         38.3  2908.4 

1885  856,4  2014,6  31,2  2902,2 
1880  847.8       2053.1          31,0  293'-9 

1887  864.3      2081,3         29,4  2975,0 

1888  869.1;       2091.9         36,2  2997.6 

1889  8^3.4      2048.0         36,4  2937.S 

1890  8:19,8      2066.S         3;,9  2962,; 

1891  868,3      2077,6         36.1  2982,1 

1892  869,5      2101.3         36.5  3007.3 

1893  895,1       2100.4         34  7  3030.2 


Digitized  by  Google 


Aktiengesellschaften  (Statistik.  Österreich) 


2o9 


Bei  den  österr.  EUenbahuen  lebensoi 

Priorität«-    Rc-    Andere  Summe 

obli-      «erve-  An- 
gationen    fond.s  leheu 
in  Millionen  Gulden 
1021.8        -  14.4 

1021.0  31.1V  18.5 
'<*>3ö       3=-9')  25.7 

1041.1  ji.r-i  26.5 


Jahr  Aktien 


1893  445.4 
1H94  450.9 
lfctt5  424.5 
18V*  431,4 


der 
Passiva 

1481,6 
1521, s 
1486,6 
«53o,i 


Der  Pfandbriofumlauf  der  Banken  *j^'ht 
somit  von  ll.">,7"o  des  eingezahlten  Aktien- 
kapitals bis  auf  SS 0  0  im  Jahn*  18*4  zurück. 


satner  als  das  Aktienkapital  ist  gegenüber 
den  Schwankungen  der  wirtschaftlichen 
Ijige  das  Erträgnis  des  Aktienkapi- 
tals. Allerdings  wird  dasselbe  auch  boein- 
flusst  von  der  Geschäftsführung  der  Oes.  II- 
sehafteii,  doch  schwindet  dieser  Kinfhiss  um 
so  mehr,  je  grösser  <lie  Zahl  der  heobach- 
teten  Individuen  wird.  Leider  bedarf  es 
zu  einer  solchen,  die  Individuen  zusammen- 
fassenden statistischen  Beobachtung  gewisser 
Vorarbeiten ,  die  uns  nur  für  die  jüngste 
Zeit  zu  tieliote  stehen,  so  dass  wir  uns  für  die 


um  dann  ebenso  Inständig  zu  steigen,  so  j  fn"'n*',v  z,,it  «h-r  Beobachtung  von  ein- 
dass  er  1*1»5  die  Höhe  von  125°o  er- : zo,no"  Oesellscliafteii  begnügen  müssen.  Für 
nicht.     Die  Bewegung 


der    Pfandbrief-  j älteste  Zeit  ist  dies  völlig  ausreichend, 
schuld   ist  danach  meist  jener  des  Aktien-  |        He  (irup|>e  nicht  viel  mehr  als  einen 
Is   entgegengesetzt.     Die  Pri< 


Die  Prioritäten- 
schuld  der  Bahnen  ist  ständig  mehr  als 
doppolt  so  gross  als  das  nominelle  noch 
emittierte  Aktienkapital.  Von  lss.'{  ab.  in 
welchem  Jahre  si»-  223°o  des  letzteren 
ausmacht,  steigt  sie  bis  lsjsü  auf  242"  0  und 
geht  danu  auf  240  °o  zurück.  Bis  1893  be- 
hauptet sie  sich  in  d-  r  Nähe  dieser  Ziffern. 
Infolge  der  Verstaatlichungen  sinkt  sie  1893 
auf  230.  1894  auf  22«.  erhöht  sich  aber 
wi._-.Ier  auf  23«  "0  im  .1.  Is9:>  und  211  %  im  .1. 
1*90.  Der  PrioritätenU'ti-ag  der  andervn 
Aktiengesellschaften,  an  welchem  wie  auch 
früher  die  Bergworks-  und  Schiffahrtsunter- 
nehmungen  den  weitaus  grösstou  Anteil 
(lsst;  wie  lss7:  95" 0)  haben,  ist  relativ 
und  absolut  genommen  weitaus  am  kleinsten. 
Audi  er  wuchs  von  lssl  bis  1887  und 
zwar  von  12%  des  eingezahlten  Aktien- 
kapitals auf  20 °o.  Weiterhin  ging  er  al>er 
l-eständig  zuriiek  und  macht  1895  wieder 
nur  13  %  dieses  AktieukapitaJes. 

Sehr  beachtenswert  ist  die  Zunahme  des 
Reservefonds,  ein  Zeichen  der  andauernden 


Gesundung  und  Kräftigung  bei  allen  Aktien- ,  Dividende  infolge  der 
gesellscliaften.     Isno   betrug  er    U-i   den  ''"Wandenen  Banken, 
Bank-  und  Kreditinstituten  kaum  11° 


Repräsentanten  zählt,  von  ls«o  an  ist  dies 
jedoch  nicht  mehr  der  Fall  und  man  muss 
die  rntersuehung.  um  sie  nur  oinigerma.ssen 
zu  fundieren,  auf  eine  grössere  Anzahl  von 
Individuen  ausdehnen. 

Typisch  für  die  älteste  Zeit  sind  insbe- 
sondere die  Ertragnisse  der  Nationalbank 
und  der  Nordltahn.  Iwide  bis  in  die  4<ier 
Jahre  die  einzigen  Gesellschaften  ihrer  Art. 
Das  Erträgnis  der  Natioiiallwink  stand  am 
tiefsten  im  < rründungsjalire  (181«).  Die  Di- 
vidende betrug  nur  5"o  vom  eingezahlten 
Aktienkapitals  Von  da  an  stieg  das  Erträg- 
nis, abgesehen  voll  einem  kleinen  Rüek- 
schlage  im  Jahn-  isp»  («.;«%)  Jahr  für 
Jahr  bis  auf  10" 0  im  Jahre  1824.  Zwischen 
1S24  und  ls*>r>  war  die  Dividende  stets 
über  l»i%  vom  eingezahlten  Kapitale,  in 
.günstigen  Jahren  wie  ls.3«-lS4o  sich  lw*- 
deutend  ülx-r  dieses  Niveau  erhebend  (mit 
I  12.«7  -14.83%).  in  ungünstigen  Jahren,  wie 
|  l*2s.  1*29  (mit  10.5°.»),  1834  (mit  10,17  %), 
lsls  -ls.")l  (mit  10.8.1%)  nahezu  auf  diesen 
j  Betrag  herabsinkend.    Nach  lNf,.">  sink  die 


0,  bei 

den  anderen  Aktiengesellschaften  nur  «% 
des  eingezahlten  Aktienkapitals.  ISO."»  war 
er  dort  auf  30,  hier  auf  13" 0  dieses  Kapitals 
angewachsen.  Zäldt  man  die  Sunimonziffern 
dieser  Talxdlen  zusammen,  so  erhält  mau 
das  gesamte  eigene  und  fremde  Vermögen, 
welches  durch  die  Aktiengesellschaften 
Österreichs  in  Bewegimg  gesetzt  wird, 
gegenwärtig  ein  Betrag  von  ca.  4747»  Mill.  fl. 
Rechnet  man  die  durch  Eisenbahnverstaat- 
lichmig  ausgeschaltete  Vennögeusmasse  hin- 
zu, soergiebt  sich  eine  Summe  von  «200  Mill. 
fl..  und  es  zeigt  sich,  dass  in  10  Jahren 
diese  Weitiiiasse  um  ca.  eine  Milliarde 
(inhlon  wuchs. 

8.  Ertrag  des  Aktienkapitals.  Empfind- 


•»  Hierunter  5,7  resp.  5,8  und  6,3  Mill.  fl. 
Ernenerungsfonds. 


Konkurrenz  der  neu- 
später  infolg.«  der  ge- 
änderten Statuten  für  längere  Zeit  unter 
10° 0,  in  den  Jahren  1N«7,  ls«8  sogar  auf 
«."»3  resp.  «,.")2%  und  erhob  sieh  erst  in 
den  Jahren  1S72.  Is7:^.  1S74  vorhergehend 
über  H»%,  auf  10,77.  11.17.  10,os%.  Aehn- 
lieh  hatte  auch  die  Nordbahn  die  geringsten 
Erträge  in  den  ei-sten  Jaluvn  ihivs  Bestandes. 
Die  Dividende  von  1S1<>  bis  1*12 :  1.22,  Us 
und  2,."»2"o  vom  Kapitale  erschütterten  so- 
gar ernstlich  den  (Hauben  an  die  Möglich- 
keit ihres  Ausbaues  und  Bestandes  als 
Lokomotivbahn.  1843  184"»  stieg  die  Di- 
vidende mit  der  Ausdehnung  der  Linie  über 
4.."»%.  181«  auf  «.97.  1847  auf  «.04° 0.  Die 
Jahre  Isis,  1819  drückten  auch  die  Divi- 
denden der  Nordbahn  auf  3.."»2  resp.  ">."»3%. 
In.'hi  war  dieselbe  bereits  wieder  7  .<>!%, 


l8."d  und  1s."»2  über  10„">%.  IS.'kJ  gab  es 
einen  kleinen  Rückschlag  auf  9.2« "o.  aber 
1S.">4  erhob  sieh  die  Dividende  auf  12.47, 
18."».")  sogar  auf  lö,.">.">%  und  von  da  ab  sank 
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das  Aktietierträgnis  der  Nordltuhti.  das  aller-  i  dividenden  in  der  That  die  Schwankungen 
dings  aueh  duivh  die  Ausheute  von  Kohlen-  der  wirtschaftlichen  Lage gut  wiedei-spiegeln. 
gruben  mit  liestimmt  wurde,  niemals  unter ,  Aehnlich  sind  die  Verhältnis»»  hei  den 
11.4°o,  welchen  Ertrag  aueh  nur  ganz  aus-  j  später  gegründeten  Gesellschaften,  nur  dass 
nahmsweise  die  Jahre  1857,  1858,  1863, « die  Bewegung  ihrer  Dividenden  entsprechend 
1875  lieferten.  Die  (Ihrigen  Jahre  halten  j  dem  kleineren  Kapitale,  vielleicht  auch  der 
sämtlich  ein  solches  von  ea.  12,5°o  und  j  kühneren  Geschäftsführung  tum  ult  italischer 
mehr.  Die  glänzendsten  Dividenden  aher  vor  sieh  geht.  Von  1854  bis  in  die  Mitte 
ergalien  die  Jahre  1867 — 1*71  mit  15.5 — ;  der  60er  Jahre  Italien  die  Banken  meist  ein 
19.08  "o,  dann  wieder  1881 — 188H  mit  15.55  [gutes,  langsam  steigendes  Erträgnis.  1807, 
und  10.5  °o.  Die  Kiisisjahre  1873 — 1870 !  1S(!S.  1800  springen  die  Dividenden,  wie 
zeigten  aueh  hier  niedrigere  Ziffern :  13.33.  j  die  folgende  Tabelle  zeigt,  enonn  in  die 
12,50, 1 1.74, 12.50<U  und  dw  Jahre  1877— 1880 j  Höhe,  gehen  1870  meist  zurück,  schnellen 
brachten  den  gjeichmässigen  Stillstand  von  1871.  1872  wieder  empor  und  reduzieren 
1 4.52  °  o,  worauf  dann  der  bereits  bezeichnete  •  sieh  1873  oft  für  längere  Zeit  auf  Null. 
Aufschwung  erfolgte,  so  dass  die  Nordbahn-  | 


Dividenden  von  Banken  und  Kreditinstituten  in  Prozenten  des  Aktienkapitals  in  den 

Jahren 

1867   1868   1869   1870   1871  1872 
Anglotfsterr.  Bank  35      76,66  31,84    15      26,99  25 

Wiener  Bank-Verein    ....  —      —  27.75  4°  80 

Allg.  österr.  Boden-Kredit-Anst.  13.7^  17,5  20      20  21,2«;  26 

Oesterr.  Zentral  -  Boden  -  Kredit- 
Bank    —      —  ■  -      —        5  17,5 

Oesterr.  Kredit-Anstalt  f.  Handel 

und  Gewerbe   7,75  13  16,11    4,06  17.5  18,75 

Allgemeine  Depositen-Bauk  .    .     -       —     —  8,74 
Nied.-österr.  KscMimpte-Gesellsch.    8,2    13     20       14,8     16,2  18.5 
Wiener  Giro-  u.  Kassen-Verein    -       —    —       —       —  5,5 

Oesterr.  Hypotheken-Bank   .   .   —         23,3       15       18,5  16 

Wiener  Hypotheken-Kasse    .   .  —  —  —        18,33  '8,75 

Union-Bank   —  —  —     •8,33  16,5  5 

Alhfero.  Verkehrsbank     .    .    .  9,33  8,5  6       6  8  10 
Biclitz  -  Biala  Handels-  und  Ge- 
werbe-Bank   —  —  —      8,33  11,85  11 

Mährisehe  Escompte-Bank    .   .  9,95  7,45  7,25  'o  10.5  11 

Steierinärkische  hscomptc-Bank  S  10  13,5'  13,5  15  "  17,5 

Aehnlieh  ist  der  üang  dieser  Ertragsziffern  bei  den  Industrie-  und  Versichern ngs- 
gesellsehaften,  doch  ist  die  Bewegung  am  wildesten  bei  den  Bau-  und  Bergwerksgesell- 
schaften, während  die  übrigen  Industriegesellschaften  bei  massigerem  Sehwanken  sich 
auch  als  widerstandsfähiger  erweisen,  ja  teilweise  bereits  1875,  1870  die  Einwirkung  der 
Krisis  (hVrw  unden  habeu. 


1873 

1874 

1875 

1876 

5 

5,83 

0 

0 

0 

5 

0 

0 

0 

0 

o 

0 

0 

0 

0 

0 

5,62 

6,87 

5 

1.25 

0 

o.5 

i 

5 

«2.5 

9 

7 

0 

7 

6 

6 

18 

18 

12 

lo 

5 

'2.5 

5 

O 

0 

2,85 

2,5 

0 

4,28 

3.92 

5 

7 

10 

7 

S 

7,57 

7 

6.; 

6.5 
6 

0 

0 

6" 

Dividenden  von  Industrie-  und  Versicheningsgesellsehaften  in  Prozenten  des  Aktienkapitals 

in  den  Jahren 

1867 

Allgemeine  «sterr.  Baugescllsch. 
Union  Ballgesellschaft  .... 
Wiener  Baugesellschaft  .  .  . 
Wienerbertfer  Ziegelfabriks-  u. 

Ballgesellschaft  

Prager  EiHeiiindustrie-Gescllseh. 
lnnerberper  HauptKewerkschaft 
Böhm.  DaiiipfmUhleugeselUch.  . 

Uiesinger  Brauerei  

Gasbeleuchtung»- Akticngesell. 

Wiener  Gasindustrie-Gesellsch. 
Oesterr.  Waffenfabriks-Gesellsch. 
Papierfabrik  8chlögelmühl    .  . 
Papierfabrik  Steyrermühl     .  . 


1867 

1868 

1869 

1870 

1871 

1872 

1873 

1874 

1875 

1876 

5 

5 

'6,25 

55 

0 

0 

0 

0 

i7,7i 

5 

0 

0 

0 

5 

10 

19 

35 

5 

0 

0 

0 

'5 

»2.5 

16.66 

25 

18,33 

'3,33 

8.33 

1.66 

5 

10 

«3-5 

16 

10 

5 

5 

0 

0 

0 

8,57 

9,28 

10 

»3,57 

7 

',5 

o 

0 

? 

't 

V 

? 

8 

8 

S 

0 

0 

n 

5 

10,66 
8,38 

6 

6 

9.04 

10 

10,09 

10,66 

10 

8.95 

10 

10,28 

IO.66 

6 

7 

7,5 

7 

S.75 

17 

16 

20 

10 

21,66 
5,83 

21,66 

12,85 

"2,5 

9 

>°,5 
18,19 

7,91 

6,66 

i* 

8,5 

7 

4 
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1  >;7.1 
in»-* 
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W am m ru .    n      Kflnin  u  ull-^iii  11  - 

IWiJ  111  11»^  .1)  ||         l»,       *  \i%  Ulli  1»  Ulli* 

nt'Tvi  zu  Theivsieiithal 

"    i  »_  ■       »*     *  m_*  *  .tu  it«  iiai  ... 

W(41wann-Industruge*dls«haft 

20 

10 

IO 

1 0 

zu  Brünn  ....... 

_ 

__ 

__ 

- 

- 

20 

0 

- 

> 

- 

6 

Troppauer    Znckcr  -  Raftinerie- 

Aktien-tJcsellst  haft  .... 

»5 

'4 

9 

•5 

5 

5.5 

10 

7 

20 

Vervin  für  »nein,  u.  nu-tallurg. 

Produktion  

I'iauaWd-Aktien-L'nternehmuii'T 

8 

IO 

12 

iS 

24 

20 

12 

12 

10 

10 

8,57 

6,19 

5.24 

5.24 

6.19 

6,66 

6.66 

4,76 

2,85 

0 

Lt-kn*-  u.  hViiteuverMclu'runtfs- 

tresellsehaft  Ankt-r  .... 
Al&r-mtine  As-ekuranz  iTriest  !■ 

IO 

20 

20 

33  33 

10 

19 

21 

22 

9-33 

15.87 

19,04 

19,04 

19.04 

2J.8 

25.39 

22,85 

24.12 

19,46 

H»-i  «!<ti  meisten  Bahnen  Oesterreichs  der  Dividenden,  wahrend  die  Krisenjahre 
lässt  sich  aus»  den  Dividenden  «las  Schwanken  auch  diese  Dividenden  teilweise  recht  er- 
des  Erträgnisses  nicht  konstatieren,  da  die  hoblieh  reduzierton.  Dasselbe  lässt  sieh  von 
Einnahmen  häufig  durch  Staatsznsehusse  er-  den  Schiffahrtsunternehmungon  und  den 
gänzt  werden:  hei  jenen  Bahnen  aber,  anderen  Transportgesellschaften  nachweisen, 
welche  keine  Staatsgarantio  gemessen  oder  Beachtenswert  scheint  übrigens,  dass  die 
welche  zeitweise  einen  höheren  Ertrag  als  Dividenden  der  Transj>ortgescllsohafton  recht 
die  normale  Verzinsung  von  ">°o  verteilten,  ttedeutend  zurückstehen  hinter  jenen  der 
zeiirt  sich,  wie  der  folgenden  TalielJe  ent-  anderen  Aktiengesellschaften,  ja  auch  hinter 
iiomnu-n  wenlen  Linn,  von  der  Mitte  der  jenen  der  Ferdiiiands-XnnUmhii. 
(/•er  Jahre  bis  1S72  eine  starke  Zunahme 


Dividenden  von  Transportgesellschaften   in  Plazenten  des  Aktienkapitals  in  den  Jahren 
1855  1860  1865  1866  1867  1868  1869  1870  1871  1872  1873  1874  1875  1876 

>taat*-Ei*enbabn- 

GfsHUvhaft  .  .  . 
Midbahn-4  Jesellschaft 
Anssiir-TeplitzorBahn 
Rojttvh  rader  Bahn  . 
Kaiserin  Elisabeth  B. 
Karl  Ludwig  Bahn  . 
liraz-KöflacherEisen- 

bahn-  u.  Berjrhau- 

i'nternehmnnt:  .  . 
Tornan  -  Kralup- 

Prager  Eisenhalm 
Brünn-KossitzerBabn 

■  Prioritätsaktien' 
Hönau  -  Dampfschiff - 

falirts-fiescllschaft 
<  'enterr-lngarLloyd 
Wiener  Tramway- 

Gesellaehaft  .    .  . 


6.38 

7     5       7  8.5 

10.5 

12 

12 

12 

10 

10 

S 

6.5  5,4 

6.7   7.5     7-5  6.6 

6,6 

5 

3 

4 

4 

3 

1-5 

0  0 

3.S  8,69  7,85  10 

10 

10 

12 

12 

12 

1 1 

9 

8,5  10 

5 

9  54  9,92  9,92  10.1 1 

12.02 

12,02 

13.92  18,09 

lo 

> 

45 

3,45  2.5 

5,71 

6.31 

7.02 

; 

8.8!  5       0  9.28 

7 

8 

8-5 

7 

8.5 

S.5 

6  7 

1,68  3.50  2,50  4,25 

7 

10 

9 

12 

12 

7.5 

3 

1,5  0 

2,50  2,50  5 

7 

7 

8 

•> 

7 

4 

3  3 

y   6  40 

0 

6 

<> 

8 

ü 

0 

i>i 

4,15  2 

6 

6.92  6,65  7,13  7,14 

6.88 

6,S6  6.7S 

5,o5. 

7,13  5 

2  3 

6 

4      1,86  3  24  4 

4 

4 

4 

6.09: 

8,95  4 

4 

4  5 

4,18 

3.43  3-32 

5 

.  n.52,5 

0 

2,94  3,82 

9.  Wirklich©  Reinertrag©  der  Ge- 
samtheit der  Gesellschaften  ausser  den 
Eisenbahnen.    Da  der  Reinertrag  der  Ak- 
tiengesellschaften auch  zu  Abschreibungen 
und  zur  Dotierung  von  Reservefonds  ver- 
wendet wird,  umgekehrt  die  Reservefonds 
zur  Ergänzung   der  Dividenden  herange- 
zogen  wenlen,    so   giebt  die  Dividenden, 
f-ewegimg  kein   vollkommen  genaues  Bild 
von  den   ErtragMverhältnissen  der  Gesell- 
schaften.   Ein    solches  kann  nur  dadurch 
gewonnen  werden,  dass  man  das  Reiuerträg- 


nis  aller  mit  Gewinn  bilanzierender  Gesell- 
scliaften  adiliert.  du-  Verlustsumme  der  mit 
einem  Verluste  bilanzieivnden  Gesellschaften 
hiervon  abzieht  und  den  Restl**trag  in  Be- 
ziehung setzt  zu  dem  Gesamtaktienkapitale 
der  bilanzierenden  Gesellschaften.  In  dieser 
Weis«?  stellt  das  österreichische  statistische 
Handbuch  seit  187S  die  Geschäftsergebnisse 
der  Aktiengesellschaften  mit  Aussclduss  iler 
Eisenbahnen  dar  und  wir  bringen  nach  dem- 
selben folgende  Tabelle: 
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'  - — ■ 
Inhr 

ij  anr 

Reinertr.  Verlust 
Millionen  UnMen 

l'eberfifb. ! Dividende 
iu%d.  Aktienknpit. 

1878 

38.1 

7.i 

4,99 

6,92 

1879 

IUI  V 

3S.4 

6fo 

'  5.4^ 

7.45 

1SS<  i 

38,0 

5.2 

5  34 

7.°3 

J.OO! 

43-8 

3-8 

6.*S 

7.06 

1882 

46.6 

1.6 

7.io 

7.i9 

47.9 

'•3 

7:35 

6.96 

1KS4 

43.5 

3.3 

U,  f  1 

188ö 

41,9 

2,6 

6.22 

6.5  J 

iroo 

39.7 

4.1 

5,64 

6.63 

1887 

39.3 

',4 

5-84 

6.21 

1888 

50.6 

0.8 

7.69 

6.83 

1889 

55-2 

V 

8.2; 

7,63 

IKK) 

56,-9 

4.1 

8,11 

7-77 

1891 

54.0 

4.5 

7.29 

7.20 

ia» 

57.4 

1.8 

8.04 

7.49 

1893 

64.8 

1.3 

9,10 

7.97 

1894 

69,8 

2.0 

9,62 

8,oN 

1895 

73.o 

4-1 

925 

7,9» 

Du 

is  Erträg 

lis  der  . 

\ktiengosr 

'llschaften 

ohne  Eisenlinhnen  ist 
relativ  teilweise  durch 

so 


omit  absolut 
cn  Rückgang 


und 
der 


donden  und  Reinei-träge  erhel>on  sich  ei>t 
von  Isss  an  stärker  filier  dfii  normalen 
Ziiisfuss  von  "»%  un<l  envichen  erst  lMJKt. 
1*94.  1S9.">  die  Dir  die  Durchsehuittsergeb- 
nisse  I »et nVht liehe  Hohe  von  nahezu  10, 
resp.  N  %.  Viel  günstiger  stellt  sich  natür- 
lich das  Ergebnis  liei  den  einzelnen  Gesell- 
sehaftsgruppeu  dar.  von  d«>neit  in  der  letzten 
Zeit  mehrere  Durchschnittsdividenden  mit 
iiber  10%  auswiesen,  "lie  Iiis  IHM?  nur 
bei  den  Gruppen  der  Gasfabriken.  Spiritus- 
brenuereien.  \  crsieherungsgescllschaften  und 
Zuckerfabriken  vorkamen.  Wie  die  fol- 
gende nach  dem  österreichischen  statistischen 
liandhuehe  liereehnete  Tabelle  zeigt,  zahlte» 
zwischen  1S7S  und  IKSH  beiläufig  87  0  »>  der 
liesteheiiden  Gesellschaften  keine  Dividenden 
oiler  solche  unter  10%  und  bloss  1.1% 
warfen  Dividenden  filier  10%  ab.  Dii> 
günstige  Jahr  lN>vl  allein  änderte  diese 
Ziffern  wesentlich  in  N."i  und  17%  ab.  Von 
ins«  an  ändern  sich  dies««  Verhältnisse 
sehr  liedeutend.  Die  Anzahl  der  nicht > 
oder  weniger  als  10%  Dividende  zahl<>nde]i 


Verluste.  so  1S7S— lss;{  und  1**7  -  1S9o  \  Gesellschaften  sinkt  auf  so  und  79  %  aller 
ganz  liedeutend  gestiegen,  seither  macht  sich  Gesellschaften  herab,  während  die  Anzahl 

der  nichts  zahlenden  Gesellschaften  selten 


eine  entgegengesetzte  Tendenz  geltend.  Die 
Differenzen  mit  den  verteilten  Dividenden 
erklären  sich  daraus,  dass  die  für  die  Divi- 
denden verwendeten  Erträge,  alter  auch  die 
in  Frage  koinmeudeii  Aktienkapitalien  ganz 
andere  sind  als  die  Erträge  und  Kapitalien, 
welche  zur  Berechnung  der  ersterwähnten 
Prozentzahlen  dienen.  Sinkt  die  Divideiiden- 
ziffer  unter  jene  andere  Prozentziffer  wie 
z.  H.  lss:{,  so  ist  dies  insofern  ein  günstiges 
Zeichen,  als  das  Aktienkapital  der  Dividen- 
den verteilenden  Gesellschaften  weniger 
stark  zurücksteht  von  dem  Gesamtaktien- 
kapitale  als  das  zur  Verteilung  gelangte 
Reinei  tifigiiis  von  dem  Reinerträge  filier- 
haupt.  während  allerdings  eine  grosse  Di  ff  e- 
renz  zu  Gunsten  der  Dividendenziffer,  wie 
1*7*  z.  D.  vermuten  lässt,  dass  nur  wenige 
Gesellschaften  zu  einer  Dividendenzahlung 
sich  emporschwingen  konnten.  So  halten 
1*7K  nur  öL'%  der  bestehenden  Gesell- 
schaften mit  einem  Aktienkapital  von  ca. 
(15%  des  ganzen  Aktienkapitals  Dividenden 
tiezahlt,  1ns:{  aln-r  konnten  oli%  der  Ge- 
sellschaften (immer  ohne  Eisenbahngesell- 
schaften  gerechnet)  mit  **%  des  Aktien- 
kapitals Dividende  zahlen.  In  den  folgenden 
Jahren  stellte»  sich  diese  Ziffern  und  zwar 
1**7  auf  *>9  und  HO,  1S90  auf  70  und  *"i. 
1S9Ö auf  m  und  90%. 

Von  den  enormen  Erträgen  der  Gesell- 
schaften  in  den  Jahren  1*>>7— 1*72.  welche 
die  vermehrte  Nachfrage  nach  Aktien,  die 
Erhöhung  ihres  Kurswertes  und  damit  die 
Vermehrung  der  Gesellschaften,  wie  indirekt 
auch  ihren  Zusammenbruch  mit  veranlassten, 
ist  bis  1**7  wenig  zu  merken.    Die  Divi- 


mehr  als  ein  Dritteil.  jene  der  bis  zu  10% 
zahlenden  meist  die  Hälfte  aller  Gesell- 
schaften ausmachen.  Dabei  wächst  die  An- 
zahl der  sehr  hohe  Dividende  zahlenden 
Gesellschaften  besonders  stark  an,  so  dass 
in  dem  günstigsten  Jahre  1*9M  mehr  als 
9%  und  1S94S.  1S9Ö  7%  aller  Gesell- 
schaften Dividenden  von  mehr  als  lö% 
zahlen. 

Von  je  100  der  liesteheiiden  Aktiengesell- 
schaften ( mit  Ausschluss  der  Eisenbahnen) 
verteilten  Dividenden  im  Betrage  von 


Im 

unter 

10-15  15—20 

Uber 

Jahre 

10% 

0 

0/ 
iO 

20  % 

1878 

so.8 

36,0 

8,6 

3,5 

«,i 

1879 

48.9 

38.3 

7,8 

3.1 

1,9 

1880 

47,o 

39.7 

7,6 

2,0 

3.7 

18KL 

430 

41,0 

10,0 

3,o 

3,o 

1882 

41,2 

443 

9,9 

2.2 

2,? 

188:3 

36,0 

46,S 

n,o 

33 

2,9 

1881 

39.7 

46,0 

11,2 

2.1 

hl 

1885 

42.1 

44-2 

9,6 

2,5 

1.6 

188T> 

42.4 

45,0 

8.6 

2,4 

1.6 

1887 

40.6 

45.5 

9.1 

2.4 

2.4 

1888 

335 

50.7 

9.6 

31 

3.1 

1889 

30,9 

49,1 

14,0 

2.6 

34 

1890 

29,7 

>o,9 

12,7 

4.1 

2.6 

1891 

33.2 

49.2 

H,2 

3.8 

2.6 

1892 

30,1 

49.4 

13,5 

3,7 

33 

1898 

31.7 

46.9 

12.3 

5-9 

3-2 

1894 

32.5 

48.2 

1  1.1 

3,6 

1  *ö 

1895 

34,2 

46.2 

12,7 

3,2 

37 

»)  Oder  von  unbekanntem  Betrage. 
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10.     Wirkliehe     Reinertrags     der; und  im  Jahre  1890  geben  wir  —  jenen  für 


I Gruppen.  Für  den  wirklich  erzielten  Rein 
ertrag  der  einzelnen  Gnippon  der  Aktien- 
gesellschaften im  Durchschnitte  der  Jahre 
1878-18X1,  1SS2— 18*7  sowie  18S8--1S92 


1878 — 1SS1  naeli  Ehivnlterger,  nie  anderen 
nach  dein  österreichischen  statistischen 
Handliuche  berechnet  -   folgende  Tafel. 


Reinertrag  der  Aktiengesellschaften  im  Durchschnitte  der  Jahre 


in  aer  Ii  nippe  «ler 

1878-1881 

1882-1887 

Kapital  Reinertr. 
in  KHIO  (Milden 

Kapital  KchuTtr. 
in  ltKJO  (Milden 

1  rrozcni  } 

261  925 

21  962 

8,3s 

3"7  7 -'5 

22  796 

7.41 

2?9  36 

>  581 

234  ?°3 

12315 

5.25 

s>hiffahrtf»ge.«ell.«rhaften  . 

4«  235 

4  7.« 

11.52 

42948 

>  774 

4.'3 

Anderen  Transi>örtgesell- 

schaften  ohne  Bahnen  . 

13  522 

744 

>,;o 

'  5  7*3 

713 

4,5i 

Vemchernngsgesellsch.  . 
Sonstige  Aktiengescllsch. 

9302 

481 

5  »7 

14  876 

2  209 

'4.85 

23  680 

527 

2,22 

18568 

97  ü 

5.24 

In  Snmmn: 

609029 

34  047 

5.59 

634  383 

40  7S2 

6,42 

1888-1892 

1895 

Banken   

300  112 

28418 

9,47 

307  3M 

34  2°4 

1  1 . :  3 

Indnütriegewllseliafteu 

254  899 

19657 

7,'7 

318815 

25461 

7,99 

Scßiffahrtsge*ell!*ohnften  • 

42  766 

39 

0.09 

42  792 

1  537 

3,59 

Anderen  Transportgesell- 

schaften ohne  Bahnen . 

28  728 

945 

3,29 

3i384 

2  14"? 

6,83 

VemchemnesgesehVh.  . 

»3694 

2  125 

15,52 

18590 

3<>05 

19.39 

Sonstige  Aktiengewllsch. 

20727 

974 

4,7o 

25  863 

1  940 

7,50 

In  Summa: 

660  926 

52  158 

7.89 

744  758 

68  892 

9,25 

•)  Reinertrag  in  Prozenten  des  Aktienkapital». 


Auch  l*oi  den  einzelnen  G nippen  ist  so-  ! 
mit  im  Dezennium  1878—  1887  das  durch- 
schnittliche   Reinertrilgnis  fast  durchwegs 
massig.    Dagegen  heilten  das  (^uimpientriiim 
18s8— 1892   und  iusltosondere  die  Einzel- 
jahre  1893.  1891,  1895  nicht  bloss  im  all-, 
genieinen,  sondern  auch  hei  der  Mehrzahl 
der    verschiedenen    Gmppcn   der  Aktien- 
p-sellscliaften,   insbesondere  al>er  l>ei  den 
Ranken,  Indnstrie-  und  Versiohenmgsgesell- 
schaften  liedeutend  höhere  Dividenden  ab- 
geworfen als  die  vorangegangenen  Perioden. 
Sein-    Iteachtenswert    ist    das  Unständige 
Wachstum  der  Ertrage  der  Versichenings- 
gesellschaften    und    das  ausserordentliche 
Schwanken     jener     der  Scliiffalirtsgesell- 
schaften.  die  nach  dem  Minimalertrag  von 
1888-1892,  1893  wieder  6,62  und  1894 
5.87  °o  gegen  3,59%  des  Aktienkapitals  als 
Reinertrag  abwerfen.    Der  langanduernde 
niedrige  Stand  der  Erträge  in  den  erst  er- 
wähnten  Perioden    macht   e«  l>egreiflich, 
dass  die  Wertschätzung  der  Aktie  in  Oester- 
reich so  lange  Zeit  eine  so  massig»'  war, 
wahrend  umgekehrt  die  Steigerung  dieser 
Wertschätzung  in   den  90  er  Jahren  etteu 


'durch  das  Anschwellen  der  Erträge  erklärt 
winl. 

II.  Ertrüge  der  Eisenbahnen.   Für  die 

.  Ei  senbah  n  gese  I  lsehaf  t  en  sind  wir 
leider  nicht  in  der  T^age,  die  rntersnehung 
,  in  ähnlicher  Weise  durchzuführen,  doch 
lüsst  sich  aus  den  offiziellen  Quellen  fest- 
stellen einerseits  der  Gesamtl»etrag  des 
nominellen  Anlagekapitals  (Aktien,  Priori- 
täten und  sonstig»'  Anleiten),  andrerseits  der 
für  dies««*  Kapital  zur  Verzinsung  resp.  zur 
Bezahlung  von  Su|ienlividenden  aufgewen- 
dete  und  sodann  der  auf  Grund  der  Staats- 
garantio  erhaltene  Botrag.  Zielit  man  diesen 
vom  Staate  Iteigcstouerten  Betrag  von  jener 
zur  Verzinsung  11.  s.  f.  verwendeten  Summa 
ab.  so  erhält  man  den  Ertrag,  welchen  dio 
Gesellschaften  aus  den  eigenen  Geschäfts- 
ergelmissen  auf  dio  Verzinsung  u.  s.  f.  «los 
Anlagekapitals  verwendeten.  In  dieser 
Weise  ist  ilie  folgende  TaMlo  f(lr  1876— 
1893  für  die  gemeinsamen  und  österreichi- 
schen Eisenlmliiig»,sellscbaften  und  für  1894 
—  1896  für  die  östeireichischen  Hahnen  mit 
Einschluss  der  in  Oesterreich  befindlichen 
Linien  der  gemeinsamen  Halmen  berec  hnet 


Digitized  by  Google 


214 


Aktiengesellschaften  (Statistik.  Oesterreich) 


T  . ).  ► 

,)  alir 

\ 1 1 1 1 1 1 1 H •  1 E  t 1  A    \  Tl  - 

^  ^''Jllllll    II*    ~     .1  II 

1      .    1....,!*  .1 

Jaui'  KU  [Ufa  1 
in  JIM.  tl. 

/.ui'  \  rrziiisimif 

des  Anlagekapital* 

uml  /.ur  H'  /.thluiiL' 
viiii  Sn j>t  1  ili viilcn- 
ilvii  vcrivciult.'ivr 
Iii  1  r.iiz 

II]    t  ; 

Aus  (Inn  Titel 
<Ut  Staa tsi 'aran- 
!1>'  «Tin IT>  ll»  r 
f'.i-tra- 

tl  >  <•  !l  II     '  1  U  1  ll 

l»iff.-rcn/  der 
Hulink'5)!  ;\  n,  \ 

'  Tl 

... 

1  *1<!    ]  'llltTlll/. 

.111  Jiiilu  ik  h 
in  Fr.'ZMjt  .lr- 
\nla"'i,kiiiiita]« 

l*7ti 

-7--;.1-' 

i<)j  -im 

2t  Ht, 

1"  t)j" 

2.S2 

1K77 

27  :o.S 

10t  "2; 

2  1  250 

So  '  >  7 ; 

2.<>7 

IM  7* 

IO-'  i|.}  1 

2|  1(2 

2. SS 

iu<>  7mS 

2.;  "> 

Sf,2 

ISHll 

2112- 

JO<|  CjS 

22  4  =•> 

Sri  7  ;.) 

1SS1 

274S.S 

1 1 2 -:s 

1  S  ^.j 

"4  1 

.>  4.5 

2S.4.  ; 

1  1  s  7  Ii.' 

17  \?7 

"7  *73 

.147 

'VViS 

]  [  S  [  ^  ^ 

1  7  7  ,i ; 

.,.  -<> 

2<>oN.4 

[  1 '1  So  1 

|p.;  4-» 

2"u2,2 

i 12  247 

1.^4» 

uS  40 ; 

1  tWl 

10S072 

1  ;  uM2 

04  0S0 

--/> 

2<t:;.o 

^474 

12  :  öS 

1..         *J  l: 

2."0 

1NHS 

-  '  i  1  ' 

uo  n<S 

1  2  i'.JO 

Sri  tiuS 

20,(7. S 

"2  -OO 

7  .>77 

1S!N| 

-"'li, ; 

<i|  1S0 

f  22  ) 

S7  d;o 

.5-57 

IM  II 

2'>S2,  i 

i)<>  ;.S2 

7  ■  '■' 1 

Su  22 : 

.vi4 

1W2 

So  77S 

-  '>  4  7> 

Si  1 35 

.?-8.i 

>\^.2 

4224 

so 

.5.4.; 

österreichische  Bahnlinien 

18U4 

1484.7 

72  010 

l  070 

71  840 

4.83 

18S»5 

I486.6 

69  600 

1  720 

67  880 

4.57 

18% 

»  550.I 

7  t  640 

j  6oo 

70040 

4,58 

Die  Verzinsung  der  sämtlichen  durch 
tlie  Bahngosellschaftcn  investierten  Kapitalien 
ist  somit  weit  geringer  als  die  des  Aktien- 
kapitals fast  aller  anderen  Gesollschafts- 
gruppon.  Nach  hinein  länger  andauernden 
günstigen  Aufschwung  trat  zwischen  1SK4 
und  Ins?  und  wiederum  ls!»0  und  1*!)1 
ein  empfindlicher  Rückschlag  ein.  Wesent- 
lich gunstip-r  gestaltet  sich  neuestens  das  ! 
ErtriUrnis  jener  Hahnen,  die  nach  der  p-osseii  | 
Vei-staiitlu-hunjrsaktion  noch  sellistündifr  jre- 
blielten  sind,  mit  Kiusclduss  des  österr. 
Teiles  der  p-mcinsainen  llahm-n. 

Da  die  lte/.ejehnete  Quelle  das  nominelle  , 
Aktienka]>ital  der  p'meinsaiueu  und  öster- 1 
reichis<  hen  Eisenliahnen.  sodann  auch  den 
zur  BezahlutiK  von  Dividenden  und  Supor- 
dividenden  für  dassellx»  verwendeten  Hetraf? 
gesondert   nach  weist.    lJisst   sich    für  das ; 
nominelle  Aktienkapital  der  genannten  Hahnen  1 
das  durchschnittliche  prozentuelle  Krtraprnis 
Itereihnen.     leider   sind   diese  Krtrfltmis- 
daten  unter  einander  nur  in  den  Jahren 
lN7t> — 18HG    vcrgleichktr,    denn  weiterhin 
stört,  dass  unter  dem  Aktienkapital  foi-tip»- 
Retzt  auch  das  Kapital   der  in  staatliche 
Verwaltung  nbeniommenen  und  schliesslich 
verstaatlichten   Hahnen  ausgewiesen  wird, 
während  die  (lai-antieheitrago  entfallen.  Von 
all  entfällt  nach  und  nach  allerdings 
jener  Hetrag  des  Aktienkapitals,  aher  es 
entfällt  auch  der  auf  die  ungaiische  Reichs- ] 


hälfte  kiiinmende  Teil  der  gemeinsamen 
Halmen,  die  zum  Teil  sehr  kleine  Kein- 
erträge  hatten.  YsA  die  Daten  der  Jahn' 
1X1*7»,  ]*!)(>.  die  sich  ausschliesslich  auf  die 
österreichischen  und  im  österreichischen 
Gebiete  gelegenen  gemeinsjunen  Bahnen  l>e- 
ziehen.  gehen  wieder  ein  unter  einander 
und  mit  d«'n  vorher  nachgewiesenen  Er- 
ti-ügnisdaten  der  Aktiengi^sellscluiften  ver- 
gleichbares Bild.  Wir  bringen  daher  nur 
folgende  l'ebei-sicht  : 


Jahres- 
durch- 
schnitt 

n-sii. 

Jnhr. 


Nominelle« 
Aktienkapi- 
tal in 

Mill.  fl. 


zur  Bezahlung  v<m  Aktien- 
ilividenden  und  Snperdivi- 
*  denden  verwendeter  Betrag 
in  in  %  de» 

100(1  fl.  Aktienkapital* 


1 870-1880.  820.  s6 
1881-18R-)1  8S4.14 
1880-18!«)'  8>8.96 
1895  .424,50 
lÄM»  431.40 


38  022 
44617 

33  584 
3>  036 
328*8 


4,63 
5-23 
3.91 
7,3o 
762 


Die  für  die.  Verzinsung  des  Aktienkapi- 
tals der  Bahnen  verwendeten  Beträge 
wuchsen  mit  den  Erträgen  von  1S70 — 
fortgesetzt  bis  auf  !>,.">  °o.  Seither  trat  ein 
Rückschlag  ein ,  der  in  den  nächsten 
ö  Jahren  mehr  als  1 betrug,  keinesfalls 
aber  aus  den  vorhin  angeführten  Gründen 
so  m-oss  ist.  wie  die  Diirchschnittsilaten  für 
InhO  -  18!«  t  vermuten  lassen.  Neuestens  ist 
wieder  ein  Wachstum  bemerkbar  und  die 
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auf  österreichischem  Gebiete  gelegenen  pri- 
vaten Bahnen,  ilie  für  lhflä,  1S!)G,  wie  ge- 
sagt, allein  in  Uerracht  gezogen  sind.  bo- 
zahlen  wiederum  —  mit  Einschluss  von 
minimalen  Staatxgaranticbctrilgen  für  eiuige 
wenige  unter  ihnen  —  sehr  l>oachtenswerto 
Dividende.  Man  darf  nicht  ül>ersehen, 
<lass  in  den  70  er  und  so  er  Jaluvn  nur 
wenige  Bahnen  ihren  Aktionaren  Super- 
dividende  zahlten,  dass  die  meisten  nur  mit 
llilfe  der  Staatsgarantie  die  landesüblichen 
Zinsen  von  fi°o  zahlten,  oder  ihn?  Divi- 
dende auf  2  und  1  0  o  reduzierten,  einige 
sogar  vorübergehend  eine  Dividendenzahlung 
von  ihren  Aktien  einstellten.  Diese  niedri- 
gen Ertrage  waren  es  ja.  die  im  Vereine 
mit  gewissen  Staats-  und  volkswirtschaft- 
lichen Bediirfmssen  zur  Verstaatlichung  so 
vieler  Balinen  fühlten  und  zwar  insbeson- 
dere der  minder  ertragsreiehen  und  daher 
billiger  zu  erwerbenden  Hahnen.  Dunh 
die  Ausscheidung  dieser  Bahnen  und  iufolgc 
der  günstigeren,  wirtschaftlichen  Verhält- 
nis;^ musste  sieh  der  durchschnittliche 
Divideridenlietrag  der  restlichen  Privat  - 
bahiien  wesentlich  höher  stellen.  In  der 
Tliat  ülwitrifft  er  auch  jenen  der  übrigen 
Tnuisportgesellscliaft  sehr  bedeutend. 

Litteratnr:  //.  Ehrenberger.  Zur  Statistik  der 
ü»trrrrirh isrhm  Aktiengesellschaften.  Statistische 
Mountsrrhrift  hrsg.  rou  der  kk.  statistische,, 
Zmlralbanmission,  X.  /id.,  Wim  ItiX^,  S.  r,7  ff. 
Statistisches  Jahrb.  hrsg.  rot,  der  kk.  statistischen 
Zrutr<,lk.,mmis,i„„  für' 1S7S—18XX,  Wir,,  lS7.iff. 
t  ir.tr  crrichischcs    statistisrhet    Handbuch  hrsij. 

•  </<i  der  kk.  statistischen  Xentridkomntistinn, 
Jahrg.  1 — 1>>  für  JX#J  —  Wfl7 ,  Wien  lf>."-1  ff. 
Statistische  Xnchriehte,,  iibrr  dir  EiseidKihnrn  der 

•  '»1rrr..u„g<tr.  Monarchie  für  das  lietrirbsjahr 
1*7* — lfUi.  Bearbeitet  und  hera usgegebe n  com 
statistische*,  Departement  int  kk.  Handelsministe- 
rium in  Wien  und  rom  kgl.  nngar.  sUiti*li*ehe„ 
Lmdrshureau  in  Budapest,  Wien  tH7<J—lS»7. 
Xarhrickten  über  Industrie,  Handel  und  Ver- 
kehr aus  dem  statistischen  Departement  im  kk. 
Handelsministerium,  Bd.  X  ff. ,  Wien  IX7G  ff. 
Hauptergebnisse  der  iUterr.  Eisenhahnsbitistik 
Wfti  mW  JMtti  rom  österr.  Eise, dxthnmt niste ri um, 
Wien  18&i  und  1K'.>7.  h'ompass ,  hrsg.  ron  ti. 
Leonhardt,  fortgesetzt  seit  ISSft  ron  S.  Heller, 
Wien  J SM— 1.19*.  V. 


Geld-  und  Kreditwesen  die  Aktiengesell- 
schaften noch  spater  emjxtr  als  in  Oester- 
reich. Erst  am  Ausgange  der  30 er  Jahn>. 
als  unter  dem  Einflüsse  Szoehenyis  Ungarn 
einen  Aulauf  nahm,  sieh  wirtschaftlich  auf- 
zuschwingen, erfolgten  einige  Gründungen 
von  Aktiengesellschaften  und  zwar  auf  den 
verschiedensten  Gebieten.  Damals  entstan- 
den 1NM7  die  Presshurg-Tyrnauer  Bahngo- 
sellsehaft.  der  Tester  vaterländische  Spai- 
liassoveivin  und  die  Pester  Walzmühleuaktien- 
gesellschaft,  1S41  die  Pester  Kommerzinl- 
Iwmk.  1K42  die  Pest-Ofener  Kcttenhrücken- 
aktiengesellsehaft  und  eine  Reihe  von  Sjw- 
k&sson  auf  Aktien,  1K42  in  Presshurg.  lH4'i 
in  Oedenburg.  1*44  in  Güns.  Gran,  Kaschau. 
Raab  und  Altsold.  Die  grossen  Gewinne 
letzterer  machten  diese  so  U-liebt,  dass  am 
Ende  der  40er  Jahn«  Iteroits  .Y>  Sparkassen 
bestanden.  Die  Ereignisse  der  Jahre  ISIS 
und  1  S4«J  samt  ihren  Nachwelten  brachten 
jedoch  diese  erste  Entwiekeluiigsperiode  zu 
einem  sehr  schwer  empfundenen  Stillstande. 
In  den  'Hier  Jahren  hatte  sieh  die  schöpfe- 
rische Kraft  mehr  ins  Zentrum  des  Keiches 
zurückgezogen  und  ei-st  getreu  Ende  des 
Jahrzehntes  erfolgen  einige  Gründungen,  so 
der  Theisseisenbahngesellschaft,  der  Huda- 
iwster  Tunnelaktienp'sellsehaft  <lsä<i),  der 
Klausenbui-ger  Volksbank  (1S."»S).  der  Fiu- 
maner  Sparkasse  un<l  der  Maschinenfabrik 
Ganz  (1  *.">!>).  Mit  der  Einführung  des  Kon- 
stitutionalismus erwachte  in  I  ngarn  sofort 
wieder  ein  regeres  wirtschaftliches  Leben. 
l-s«il  wird  die  erste  Versicherungsaktien- 
gesellschaft  gegründet,  1S<»2  fr »l«ct  das  erste 
ungarische  Hodenkreditinstitut,  zwar  keine 
Aktiengesellschaft,  doch  aber  auf  dem  Prin- 
zipe  rler  Gegenseitigkeit  und  gemeinsamen 
Haftung  beruhend.  Zwischen  lsi>4und  lsili; 
entstehen  ferner  noch  4  Dahn-  und  Damjif- 
schiffahrtsakticngosellsehaften .  '.\  Kreditin- 
stitute und  ö  l)ain|ifmühlenaktieup>se||- 
schaften.  sowie  1"»  Volksl«uiken,  welche  teils 
auf  Aktien,  teils  auf  Stamm-  oder  Antoil- 
einlagen  gegründet  wurden.    Viel  intensiver 


wird  der  Aufschwnn 
Beilegung  der  politi? 


2.  Die  A.  in  Ungarn. 

1.  Zahl  und  Eut  wirkelang  der  A.  2.  Das 
eingezahlte  Aktienkapital.  3.  Die  Erträgnisse 
des  Aktienkapitals.  4.  Die  A.  nach  Gexohäfts- 
gruppen. 

I.  Zahl  und  Entwickclung  der  A.  In 

Vnpurn  kamen  bei  den  herrschenden  patri- 
aRhafi.sohen  Zustünden,  dein  Uehergcwiehte 
der  Laiidwirtsoliaft  und  der  Abhängigkeit 
von  Wien  und  «lern  Auslände  in  Bezug  auf 


nach  der  glücklichen 
ien  Wimm  und  der 
ndgültigen  Regelung  der  staatsrechtlichen 
,  Verhältnisse  im  Jahre  1S(!7.  Wiederholte 
ausgezeichnete  Erntcjahre  und  der  allge- 
meine  wirtseliaftliche  Aufschwung  in  Kuropa 
wirkten  mit  der  Klärung  der  inneren  wie 
der  äusseren  politischen  Lage  zusammen, 
'  um  die  wirtschaftliche  Erhebung  l'ngarns 
zu  einer  ganz  ungewöhnlich  raschen  und 
kräftigen  zu  machen.  Die  Zahl  der  Aktien- 
iudustriogesellsehafteu  betrug  1N|>7  erst  Hl, 
1S72  jedoch  bereits  147  und  1S"0  trotz  der 
Krisis  noch  137. 

An  dem  Aufschwung  (ngarns  zu  Ende 
der  IjOer  Jaluv  nahm  auch  Kmatien- 
Slavonien  teil.     Das  ei-ste  Bankinstitut 
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als  Aktiengesellschaft  wurde  dort  I8f>0,  die 
erste  lndustrioaktionp«>sollschaft  1*70  ge- 
gründet. Die  Zahl  Isidor  Arten  von  Akti«'n- 
gosolls. -haften  Mrug  ls71  ">,  IS? 6  aher  IT». 

Wie  stark  «Ii«-  Kntwickclung  «los  wirt- 
schaftlichen Lehens  ist.  zeigt  <il«ritr»>ns  auch 
«'in  Blick  auf  «las  Anwachsen  <lor  Zahl  «lor 
Kreditinstitut«'  Cngarns,  die  allein  von  «ler 
amtlichen  Statistik  ausgewiesen  werden. 
Es  Intrup  nämlich  in  Ungarn  <lic  Zahl  «l«-r 
amtliche  Ausweise  liefernden 

Volks- 
banken 
resp.  (ie- 
nossen- 
schuften 


Jahr 


Spar- 
kassen 


Boden-  Sonstige 
kredit-  Kredit- 
Anstalten 


Volks- 

Spar- 
kassen 

hanken 

B«xlen- 

Sonst  in 

Jahr 

resp.  (ie- 

kre«lit- 

Kredit 

n«>ssen- 

Anstalten 

srhafteu 

1871» 

309 

239 

i 

103 

IHN) 

3<4 

247 

107 

1881 

322 

266 

5 

top 

1882 

335 

2S9 

»13 

um 

349 

315 

HS 

18X4 

30S 

354 

•17 

1885 

395 

39* 

120 

188t; 

401 

43o 

•3o 

18fi7 

54 

17 

2 

1868 

66 

30 

2 

18t«) 

116 

44 

2 

1870 

"36 

74 

2 

1871 

'53 

118 

2 

1872 

229 

162 

4 

1873 

274 

iq6 

«> 

1874 

290 

208 

1875 

298 

223 

«» 

1876 

308 

21  1 

0 

1877 

3o7 

221 

6 

1878 

307 

226 

6 

5 

10 

28 
40 

49 
82 

89 
90 

91 
"3 
108 
107 


Danach  hat  die  Kri>is  von  lHT.'l  «lie  Kre- 
ditinstitute Ungarns  weniger  Im >inf lus>t  als 
jene  Oesterreichs.  Kist  am  Knd«>  der  711er 
Jahre  maclit  sieh  ein»'  Stapnation  g>-lt«'ii<l, 
während,  wie  liemerkt.  die  Jndiistriegcsi-11- 
schaft«'»  doch  schon  ls";-{.  74  un<l  ?.">  minder 
zahlreich  wunlen.  In  den  SUt  und  IXier 
Jahren  war  die  Bewegung  auf  «lern  Gehiote 
lies  Kreditwesens  in  Ungarn  mit  Kroatien 
weit  lehhaftor  als  in  Oesterreich.  Nach  <h»n 
offiziellen  Ausweisen  ergieht  sich  nämlich 
für  die  (rründung.  Auflösung  und  «len  Be- 
stami d«T  Kreditinstitute  folpemle  UeWsicht : 


Ungarn  mit  Fiume  und  Kroation -Slavonien. 


Im 
Jahre 


Mauken 


- 
- 


Institute 


it- 

S|k(  rk.i-sen 

«M-ii..'s^-ri.-ch:iftcn 

Ziisanmicii 

— 

ii  z. 

-i  - 

r 

- 

ü 

-J  = 

1 

■t. 

5  & 

- 

t 

~  Fi 

1 

2  ti 

i 

> 

S 

1 

441 

>2 

1  0 

4  So 

7 ' 

2) 

1 062 

ij 

1 

4 = 3 

7 : 

17 

;  ;S 

:<->3 

20 

'  '45 

10 

«\ 

4"4 

SS 

-  7 

!  lS 

34 

1  2  2Q 

'4 

2 

47« 

41 

»1:4 

8«'. 

45 

]  2-0 

22 

40S 

41 

2S 

«37 

70 

3<=> 

»3  «9 

<: 

2  [ 

;  1 >> 

4" 

33 

«4  t 

S2 

34 

1367 

7 

.U 

2 

20 

70*) 

'3« 

24 

1479 

s 

2<l 

2 

;-S 

4° 

70S 

'53 

43 

1 5  So 

s 

3° 

2 

1  io 

3  5 

843 

]  ;S 

3$ 

1709 

s 

4 

«)->■> 

-"3 

lS 

:o2S 

271 

2; 

1055 

s 

3' 

3 

6„7 

,:5 

34 

1  ICH» 

«59 

43 

207  i 

1HN7 
1888 
18M> 

IH'JI 
18!« 
18«« 
1W>4 
1W).:. 
18iH5 


!  I 

1 ; 

14 

1 

i(, 
20 
n> 

24 

iS 

31 
'3 


13« 
1411 

Uli 

17') 
ioS 
2  1  2 
23.! 
:>2 
2  So 
2S7 


\V,Hhtvnd  also  die  Zahl  der  AnfK'isunpon 
nur  nwlssip  schwankt,  wächst  j«'ne  «l«>r  (Irnn- 
dunp.'n  aussemnh'ntlich,  l)«'son«l«'i-s  1887, 
1888  und  1SM2  his  189").  lnfolpe  «lessen 
h«*)t  sich  in  den  letzten  10  Jahren  die  An- 
zahl «ler  Banken  und  (ten«>ssenschaften  auf 
«hos  Doppelte,  jene  der  S|wrkiissen  und 
B«Hlenkreditinstitute  um  "><)" 0  erhöht. 

Wie  zahlreich  peyn'nwärtip  in  rnparn 
die  Akti<'npes«>llsehaften  sind  un«l  wie  sehr 
sich  in  «ler  hetzten  Zeit  ihre  Zahl  vermehrte, 
lä»t  si<  h  daraus  entnehmen,  «hiss  in  «lern 
finanziellen  Jahrbuch  rnpsirns  -Mapyar- 
('«■»mimss*  für  INO.'J  |ahp«'sehen  von  'den 
Banken  und  sonstigen  Kreditinstituten)  184 


tuitl  für  l8!)ö  ehenso  t!47  Aktienpesel lseliaften 
aller  Art  verzeichnet  sind.  Daliei  ist  nicht 
zu  iUw'rselien,  dass  die  Kist^nltahnaktienpe- 
sellscluiften  in  rnparn  keine  prosse  K«)Ue 
spielen,  da  die  grössere  Hälfte  des  Xetzes 
aller  Bahidinien  hen'its  verstaatlicht  ist  und 
mehr  als  '•>  a  «less»dben  vom  Staate  hetriebeu 
wird. 

2.    Dan    eingezahlte  Aktienkapital 

Das  Kapital,  welches  für  die  in  den  HO  er 
11ml  4«<er  Jahren  gegründeten  Aktiengesell- 
schaften eingezahlt  wurde,  war  verhältnis- 
mässig klein,  und  auch  das  Wenige  wurde 
unter  gross« >u  Bedenken  eingezahlt.  Bloss 
einige  Alrtiengesellsehaften  wie  tler  vater- 
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Li : ,  ■ ;  im -1 1 .  ■  S]  -a  rkas.  severe  i  n .  1 1  i<  >  I  'ester  Knnuncr- 
/.uilUink  und   die  Destcr  Walzin  ühlcngcsoll- 
syliaft  hat t. -Ii  .-in  Aktienkapital  von  1  Mill. 
Gidden  und  in. dir:  die  anderen  Aktiengesell- 
schaften l»gnügten  sich  mit  wenigen  hundert- 
tausend  Gulden,   einzelne  Sparkassen  mit 
"rfHHMi  Gulden.   Audi  in  den  "iOer  und 
Oi>-r  Jahren  waren  mit  Ausnahme  natürlich 
d<  r  Eis*-iiV<ihiip  s.>llM-liaft»'n  die  Aktiengesell- 
-.  haften  keineswegs  mit  gmssen  Kapitalien 
^gründet  worl.-n.     Seihst  zwischen  issi 
und   1ns.">  al*»r   I  »'trägt   im  Dun -hschnitte 
«las  eingezahlte  Kapital  <'in«T  Genossenschaft 
.V»<k«i.  einer  Sparkasse  lif.HMHi  fj..  das  ,.iner 
^mstigon  Kreditanstalt  etwa  4<mhmm»  fl,  und 
mir  da*  einer  Bodenkreditanstalt  J1  ■>  Mill. 
fl.  Bei  »Ion  Industriogesellschaftcn  kam  ls»'.7 
auf  ein  Individuum  der  Betrag  von  OJimmmi 
fl..  ls?:i  ixU-r  nur  mehr  der  von  4ö4<mhi  fl. 
und  1*70  gar  nur  der  von  4'MHKmi  fl.  In 
den  l*»or  Jahren  hat  sieh  das  Durchs,  hnifts- 
kapital  etwas  gehoben,  alter  1S9P»  entfallen 
wieder  auf  ein  BodcnkTeditinstitut  2.1  Mill. 
fl..  auf  »»ine  Bank  IoKnh»,  auf  eine  Spar- 
kasse   lcMMMKi.    auf    eine  Genossenschaft 
44<«m»  fl.     Von  den  im  Magyar  Comjtass 
ausgewiesenen   Aktiengesellschaften  haben 
1*9M  die  Verkehrsinstitute  ein  durchschnitt- 
liches  Aktienkapital   von   2   Mill.  fl.,  die 
Industrie- und  VersieheruHgsunternehmuiigen 
ein  solches  von  44'MHW  fl.   Die  ungarischen 
Aktiengesellschaften  sind  somit  vorwiegend 
kleinere  Anstalten,  welche  den  lokalen,  oft 
den   iiachWlichen   Bedarf  zu  befriedigen 
1-emüht  sind.    Die  Gesamtsumme  des  ein- 
gezahlten  Kapitals  hat  sich  gleichwohl  ho- 
t  rächt  lieh    vermehrt.     Am    stärksten  war 
seine  Vermehrung  am  En  le  der  GOor  Jahre. 
lst»7  Iiis  1*09  stieg  es  hei  den  Industrie- 
geselb-c  haften   von    19   auf  U0.    hei  den 
Kn-ditinstituten   von    5    auf    2."»    Mill.  fl. 
Die  Jahn-  ls7<>,  71  sind  nicht  durch  die- 
sellw»  fieberhafte  Tliätigkoit  ausgezeichnet, 
auch  stehen  ihre  Ergebnisse  in  Ungarn  weit 
ztiriick  hinter  ihn-n  Ergebnissen  in  Ooster- 
nich.   Dagegen  wurde  1*72  daseingezahlte 
Aktienkapital  auf  allen  Gebieten  enorm  ver- 
mehrt, bei  den  Industriogesellschafton  auf 
b*.  bei  den  Kreditinstituten  auf  MS  Mill.  fl. 
Allentings  winl  es  \«>i  den  höchst  lieweg- 
lichen  Kn»ditan.stalten  schon  ls7;t,  bei  den 
ln<lnstrieakfienp'sellschaften  1874,  \m  den 
Boilenkreditanstalten  1H7.">  wieder  bedeutend 
eingeschränkt.     Diese   Einschränkung  des 
Kapitals   hält   bis   1H79  au  und  winl  im 
Zusammenhange  mit  schlechten  Einten  lK7b\ 
IS77  am  empfindlichsten,  in  welchen  Jahren 
sie  auch  die  VoLksbanken  ergreift.  Seither 
ergiebt  sich  eine  Zunahme  des  Aktienkapitals 
und  nur  die  Kreditinstitute  zeigen  ähnlich 
wie  in  Oesterreich  1882  ein  mächtiges  An- 
schwellen ihres  Kapitals,  von  1881  aber  bis 
1SS7  mit  der  Verschlimmerung  der  allge- 


meinen Gesehäftlage,  wieder  einen  länger 
anhaltenden  Kückgang.  Am  stärksten  ist 
die  Kapitalsvoruiohrniig  bei  den  Kn^litinsti- 
tuten  im  J.  1S9.">.  Einen  l'eU*rbliek  der 
Veränderungen  im  Kapitallieslande  der 
Kreditgesellschaften  zeigt  folgende  nach  den 
offiziellen  Ausweisen  für  1M>7  -I.S.S.".  für 
l  ngarn.  für  die  folgenden  Jahn»  für  rngarn 
mit  Kroatien  und  Fiumeausge.u-lroiteto Tabelle. 

Aktiengesellschaften. 


Eingezahlte« 
Aktienkapital  der 

*  1-  *   1   .y  - 

~      -  -  T. 

£ 
E 

in  Millionen  (iuldeii 

i«sr>7 

0.6 

".9 

V 

? 

1869 

18.4 

0.6 

5,9 

V 

•> 

1872 

*3.s 

10.8 

t  ;.o 

8.6' 1 

87.9 

1H73 

«,8 

«•.3 

17.2 

'«•4 

92,7 

1874 

.«.7 

n,3 

18.2 

ii.3 

93,5 

187Ö 

47-7 

9.2 

.Sf8 

14,8 

90.  <; 

187t» 

27,1 

7,8 

19.6 

14.0 

68,5 

1880 

3i.o 

8.0 

19.9 

'4,8 

75,7 

1882 

40.0 

12.2 

22.3 

'5,7 

99.2 

1884 

48,2 

12.2 

24,0 

'9.6 

104.0 

188Ö 

48.0 

•12.2 

25,2 

23.7 

109,1 

I*  ngarn 

mit  Kroatien 

1886 

47,7 

12,2 

27.2 

26.6 

11 3.7 

1887 

40.7 

12.2 

28.0 

26.7 

107.6 

1888 

440 

12,2 

28,7 

28,3 

"3,2 

1889 

45-9 

12.2 

30.6 

1 19.0 

1890 

47.0 

12.2 

33.3 

32,8 

126,2 

1891 

57.» 

12,2 

3S3 

34.2 

'40,5 

1892 

6n 

12,4 

37.9 

35,7 

147,5 

189.-J 

70.? 

'  5.9 

44.5 

38.6 

lö9,> 

185*4 

75,'» 

Ib.O 

54,5 

41,9 

188,3 

1895 

08.S 

•7,0 

62.3 

45,9 

224,0 

18% 

115.2, 

>7,o 

66,7 

49,2 

248,0 

3.  Die  Erträgnisse  des  Aktienkapital». 

Trotz  der  verhältnismässigen  Kleinheit  des 
Aktienkapitals  sind  seine  Erträge  sehr  Um- 
deutend. Bei  den  Sparkassen  und  Volks- 
baiikeu  erklärt  sieh  dies  hauptsächlich  da- 
raus, dass  sie  das  Depositen-  und  Escompte- 
geschäft.  teilweise  auch  das  Yorschuss-  und 
Hypithekargcschäft  mit  so  gutem  Erfolge 
lietreilion,  dass  für  die  grossen  Banken  und 
Kmlitiustitutc  das  eigentliche  Bankgeschäft, 
ziemlich  in  den  Hintergrund  tritt.  Bei  den 
Industrit'gesellsehaften  ist  es  wiederum  die 
Gunst  der  Lige  und  Verhältnisse,  die  Billig- 
keit der  Arb-itskräfte.  welche  wie  Ix'i  den 
Danipfmühlengesellschaften  lüJufig  ImhIcu- 
tende  Gewinne  gewähn-n.  Dagegen  stehen 
die  Erträge  der  Eisenliahnaktiengesellsehaftcn 
noch  hinter  jenen  der  österreichischen  Bahnen 


»)  Von  80  Banken. 
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zurück  und  haben  diese  regelmässig  die 
ihnen  zugestandene  Staatsgarantie  zur  Aus- 
zahlung der  d^n  Aktionären  versprochenen 
5%  Zinsen  ganz  o<ler  teilweise  in  Ansprueh 
nehmen  müssen.  In  dem  letzten  Dezennium 
waren  die  Ertragnisse  der  Privatbahnen 
auch  in  Ungarn  wesentlich  günstiger,  so 
betrug  «1er  Nettoertrag  1S!)4  1« ».  1  MM.  fl. 
oder  5.4  %  vom  gesamten  Anlagekapital. 

Viel  hoher  stellen  sieh  die  Reinerträge 
der  Kreditinstitute,  welche  in  den  amtlichen 
Publikationen  zur  Darstellung'  gelangen.  Sie 
l>etrugen  Ih  i  den 


Ungarische  Aktiengesellschaften  im 
Jalire  1««. 


Geschäftsprnppe 


Aktien- 
zah!  in  1ÜÜÜ  fl. 


An- 


J  in 

Jahres- 
durch- 
schnitt 
resp.  Jahr 

1881—85  4.4  > 
lK8f>— 90  ;i4ö 
1891— <»5  9,7; 

189Ö  12.7? 

1896  13,51 


Roden- 
kredit- 


Spar- 


Genos  sen- 
sehaften 
Millionen  Guldeu 


ken*  'lls 


i.So 
i,67 
2.5.5 
3-'3 

3.12 


6.6 1 
7-97 

12,06 

U.78 
I5.iO 


•.38 

1.9» 
3.15 
4.07 
4,17 


Im  Vergleiche  mit  dem  vorhin  ausge- 
wiesenen, eingezahlten  Aktienkapital  reprä- 
sentieren diese  Reinerträge  einen  Gewinn  von 
10—15%  hei  den  Banken  und  Bodenkredit- 
instituten, von  25—21;%  beiden  Sparkassen 
%  bei  den  Genossenschaften. 


m  1 


und 

Speziell  lS'.H)  beliiuft  sich  der  Gewinn  in 
der  Weise  berechnet  bei  den  Banken  auf 
11.7.  bei  den  Bodenkivditiustituten  auf  IS. 
bei  den  Sjwirkassen  auf  2.1.  bei  den  Genossen- 
sclmften  auf  s.5%. 

4.  Die  A.  nach  Geschäft  sgruppen.  Die 

Gesamtzahl  der  Aktiengesellschaften  ist.  wie 
bemerkt,  offiziell  nicht  festgestellt.  Alter 
weitaus  die  «jrfisste  Anzahl  derselben  ist  in 
dem  finanziellen  Jahrbuch  Magyar  Compnss< 
mit  Angabe  des  Geschäftsumfangcs  und  des 
Aktienkapitals  verzeichnet.  Ohschon  nun 
diese  private  Aufzeichnung  nicht  in  allen 
Beziehungen  vollständig  ist.  so  kann  doch 
daraus  ein  annäherndes  Bild  über  die  Zahl 
und  Grösse  der  in  den  verschiedenen  Ge- 
schäftszweigen bestellenden  Aktiengesell- 
schaften gewonnen  worden.  Auf  Grund  dieser 
Arbeit  hat  Ben-  v.  Jekelfalussy  die  nachfol- 
gende Zusunmeiistellung  für  uns  gütigst 
anfertigen  lassen,  welche  sich  auf  den  Stand 
des  Jahres  \s*X\  bezieht  und  nur  die  unga- 
rischen Aktiengesellschaften,  also  die  Aktien- 
gesellschaften mit  Ausschluss  der  öster- 
reichischen oder  ausländischen  Aktiengesell- 
schaften, die  in  Ungarn  Filialen  besitzen, 
ebenso  mit  Ausschluss  der  Aktiengesell- 
schaften Kroatien-Slavoniens  umfasst. 


Sparkassen  (im  Jahre  1892*    .    .  507  36  390 

Ranken  (im  Jahre  1892)    .    .    .  205  60  308 

Dumpf-  und  Kunstmiihleii      .    .  72  16943 

I  Lokal-  und  Sekundärbahnen  .   .  69  165  749*1 

Run-  u.  Bannniterialgesellschaft.  32  10636 

Städtische  Verkehrsgesellschaften  12  9  10S 

Dampfschiffahrtsgescllschaften        8  14663 

Versicherungsgesellschaften    .    .    7  9  350 

.  Flügel-  und  Industriehahnen 

•  privater  Xatnn     .    .       .    .    3  2  565*1 

Verschied,  industr.  Gesellschaften  184  121  679V 

Andere  Unternehmungen  ...  97  14265 

Nach  der  gleichen  Quelle  bestanden  ls<»5 
in  rngarn  folgende  Aktiengesellschaften: 
Banken  und  Sparkassen  1)01.  Kreditgenossen- 
schaften 1073,  andere  Genossenschaften  1*5. 
Dampf-  und  Kmistmülileu  70.  Bau-  und 
liaumaterialgesollschaften  17.  Industriep.'sell- 
schaften  :i<>7.  Versichenuigsanstalten  21. 
Verkehrsiuitenifdimungen  1 42. 

IJtteratur:  $t<iti*t.  Jahrb.  f.  1'ngnrn,  hr*g.  t'.m 
kgl.  utiiffir.  tloliti.  linrrnu  / — A'.V,  Jahrg.  t'Ur 
lHOC—lXlHt  (    Jiuilo/UKt  —  i'itifir. 

rlulint.    Juhrfturh.       Xrur    Fulgr.  /*!/•*— 
Hudtiftritt     lx!i}  —  96.  SM~i*t.    Handh.  <Ur 

iUUrr.ungnr.  Mmtnrrhit  für  1S>.7  l>i*  IS  .*'<", 
hrn).  ton  dm  \'or»tnndm  drt  iL.  Unten:  und  kgl. 
imgar.  ultttirt.  Jluretiit*.  Wim  //Ca'.  —  Sti/Imt. 
Jlnitdbiichlriu  für  dir  iUterr,  Mutmrchir.  I»r- 
fiifDt  i  itu  ('.  h'rrih.  r.  ( 'sürtxig .  Wir»  — • 
Slizzr  drr  Ijtndrtkundf  Ungarn*.  Rrdigirrt 
v.n  K.  k'rlrti,  Rudap'Ht  lsl.i. 

r.  .Juvaschek. 


Ii.   Die  Aktiengesellschaften  in 
Großbritannien  und  Irland. 

1.  Die  Eut  wiekehing  der  A.  2.  Zahl  der 
Gründlingen  und  der  bestehenden  A.  3.  Nomi- 
nelles und  eingezahltes  Aktienkapital.  4.  Die 
A.  nach  Gesduiftsgruppen.  5.  Die  limited  und 
unlimited  eoiupanies. 

1.  Die  Entwickelung  der  A.    In  dem 

vereinigten  Königreiche,  dem  klassischen 
l^ande  des  Handels,  erkannte  mau  schon 
sehr  früh,  das*  die  grossartigen  Handels- 
Unternehmungen,  welche  insbesondeiv  im 
Di.  und  17.  Jahrb.  in  Schwung  kamen,  un- 
\  möglich  von  einem  Einzelnen  durchgeführt 
1  werden  könnten,  weil  die  Gefahren  und 
Kosten  dersellien  zu  bedeutend  waren.  Es 
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wurden  daher  Han<bdsgcs«dlschafton  gebildet. 

wie   die    <  M-Imlia-Komiwgnie  <  1  * »< m i > .  die 

Südsee-Koinpajrnie.  die  I^vantt^-Kompagui»'. 

di«'  Afrikanin  -he  Kompagnie  u.  a.,  welch«' 
sich  Monopol»^  und  Privilegien  in  ausge- 
«lehntestem  Mas«1  verschafften,  den  Hände] 
und  Verkehr  in  ihren  Gebieten  vollständig 
beherrschten,  ungeheun-  Gewinne  *>instri«hen, 
ja  wie  /..  lt.  die  ostiudiseho  K«>nij«gni«' 
Staaten  v<'riii«-htet«'n,  Ibiche  gründeten  und 
zum  Staate  im  Staate  sich  umgestalteten. 
AUr  das  waren  wenigstens  ursprünglich 
keine  Aktie^np»^s>dlschaften  im  modernen 
Sinn»-,  denn  die  Hauptoigenschafton  der- 
seliten.  di 

Kapitale,  «lie  Zusammenfassung  d«>ss«>lhcu 
zu  einem  wirksamen  Vermögen  und  die 
r«es<'hränkte  Haftbarkeit  der  Teilnehmer 
war  ihnen  freiu«!.  Erst  später  kam  «lie>e 
Form  der  Vereinigung  auf,  hauptsächlich 
in  der  Absicht,  iuii  den  leichteren  Ein-  und 
Austritt  aus  der  «geschäftlichen  Verbindung 
zu  enn«"»trlic dien.  Die  genannt«'!!  Gesellschaften 
gaUm  übrigens  Aktien  aus.  wie  die 
ostindische  K«>inpagnit\  und  wenigstens  als 
>joint  stock  Umk-  wunle  1W4  die  Hank 
von  England  gregrüiub't. 

I»er  rücksichtslose  und  betrüg«>ris«lie 
Handel,  weh-hcr  in  Kürze  mit  den  Aktien 
und  den  oft  aJteli  auf  i|en  Inhalier  lautenden 
l^uittuiiirslMifren  '">'*'i"  Aktien  stattfand  und 
zu  der  unter  dem  Namen  »Süils«'»-sehwind«'l 
bekannten  Katastrophe  führte,  l>ewirkte  den 


durch  ihn»  Organe  /.umstanden,  anilnrseits 
alter,  um  eine  h'onfnile  auszuüben ,  von 
jeder  Aktiengesellschaft  die  Eintragung  in 
ein  amtliches  Register  gofonlert  und  nur 
für  die  Hanken  hinzugefügt,  dass  ihr  Ver- 
mögen in  keinem  Falle  wimiger  als  ltXMKNi.f 
betragen  dürfe.  Auf  der  so  statuierten  Ein- 
trag« «pf  lieht  hendit  die  ganze  statistische 
Kenntnisnahme  der  englischen  Aktiengesell- 
schaften, ohschou  sich  ilas  tlarauf  g»lgrim«lete 
Register  wegen  des  Mangels  einer  Ver- 
pflichtung der  Gesellschaften  zu  fortlaufen- 
der Berichterstattung  nicht  zu  einem  0«-- 
schäftskataster  aushildeu  kennt«',  wie  «lies 
Anhx  kuni;  des  vetwttelten  kleinen  t  z.  R  in  Oestem'ich  mit  d«>n  Eintragungen 

lx«i  dem  statistischen  Hureau  «ler  Fall  ist. 

IS,")<J  wunle  smlann  gewiss»'ii  Aktiengo- 
si'llsehaften  das  Hecht  zugestanden .  auch 
ohne  ein  boson«l«Tos  Privilegium  ihre  Ge- 
schäfte unter  hesch  rankt  er  Haftlmrkcit  ihrer 
Mifgliinler  zu  Iw-tieihen.  Pud  1S<>2  wunle 
ganz  allgemein  festgestellt .  dass  7  ««ler 
mehr  IVrsown  sich  für  j«'«l«'n  gi'X'tzlich 
erlaubten  Zweck  als  Gosells«-haft  mit  bo- 
sehränkter  <««I«t  unbeschränkter  Haftbarkeit 
koiistitui«'n'ii  können.  Ei"st  1H»7  aU>r  wunle 
g« -statt« 't,  dass  hei  beschrankter  Hafthar- 
keit der  Aktionäiv  die  Din-kton-n  «l«  r  Ge- 
s«'llschaft  zu  unh<*sehränkt«'r  Haftbarkeit 
verpflichtet  wenlen  können  im«  1  dass  «las 
Gesellschaftskapital  tluivh  Abschivibuug  auf 
den  Aktien  Mit  durch  Vernichtung  solcher 
vermin«|ert  wenlen  könne.  \*~U  eixllich 
Erlaus  eines  (»esetzes,  wonach  <li«>  Ihlduug  wunle  «lie  Umwandlung  von  Gesellschaften 


von  Gesellschaften  überhaupt  nur  mit  könig 
liiheni  Privilegium  erfolgen  konnte.  Aller- 
dings wunle  dies»1*  den  Handel  und  Ver- 
kehr schwer  schädigende  Gesetz  1ml«!  wieder 
U-seitigt.  «la   al«er  nach  «•«mmoin»*in  Re«ht*' 
keine  Gesellschaft  an  und  für  sieh  durch 
ihr«'  Organe  gerichtlich  klag«»  «xler  lieklagt 
wenlen  konnte,  sondern  hi<rzu  eine  Parla- 
inentsakte  nfttijr  hatte,  so  war  praktisch  die 
Gründung  von  Gesellschaften  sehr  erschwert 
un«l  «liese  H»*schninknng  wunl«-  auch  duivh 
«lie  Akte  Wilhelms,  wodurch  «las  Re«-ht,  ein 
solches  Privile^riuin  zu  gewähren  vom  Par- 
lamente auf  die  Krone  ülxrtragen  wunl«'. 
nur  wenig;  gt'mildort.    IVhenlies  hing  die 
Befäliig-ung  zur  Geschäftsführung  unter  h«>- 
Khränkter     Haftbarkeit    ihrer  Mitglieder 
gleichfalls  von  der  Gewährung  eines  Privi- 
ieginms  ab,  welches  nur  gewissen  Ges«'ll- 
«■kiftsgathingren     «rteilt    wenlen  konnte. 
Trotz«  lern  wurden  nicht  nur  viele  Aktien- 
geseJlscliaften    in»    w«'iten*n    Sinne  (Joint 
Stock  (.'ornpanics  ohne  beschränkte  Haftluir- 
kejt>    g>>gTiin«let.    s«->n<|pni    es    kam  auch 
wiederholt  zu  Katastrophen  infolge  «les  un- 
ntlliehen    Ot.dwdin'us  dieser  Gesellschaften 
und  infolpe  «les  betrügerischen  Tn/ihens  im 
Handel  mit  Aktien.    1844  wunle  daher  j«  der 
<ies«'lls<.haft     einerseits    die  Klagfähigkeit 


mit  unbeschrankt«-!'  Haftharkeit  ihrer  Mit- 
gli«-«l«'r  in  solche  mit  hesrhrftnkter  Hafthar- 
keit d.'ix  llieu  für  zulässig  erklärt. 

2.  Zahl  der  tiriindangen  und  der  be- 
stehenden A.  Selhstverständlich  hal^n  diese 
Aeii«lerungen  in  <l«'n  geltenden  G«'S«'tzesl>c- 
stimmungeu  tlen  Stand  «ler  Aktiengesell- 
schaften W«*se|)tlich  iMH-influsst.  Noch  gnVsser 
war  jedoch  «I«t  Kiidluss,  »len  «lie  jeweiligen 
Han«l«'lsverhältnisse  hierauf  nahmen;  jeder 
Aidschwung  dersellM'n  wurde  durch  eine 
Verin«'hruiig  d«r  Akti«'nges«'llschaften.  jede 
Depn'ssion  «lurch  «len  Zusammenhnieh  einer 
oft  s«'hr  lM>«|eutenden  Anzahl  «|erselh«  n  fnl«r 
w«>nigstens  dunh  «'ine  plötzliche  Stauung 
in  «len  Grüinlungen  g»-»keiinz«*ichnet.  Ja. 
einig«»  «hr  gnissen  llandelskiisen  Kturlamls. 
wi«-  «lie  von  1S2<».  IM  17,  lsr»7,  isliö,  1S73 
waren  mit  veranlasst  wonh'ii  «lurch  die 
r«'lKU|iro«luktion  auf  dem  Gehiet«1  der 
Akti.'iiwelt.  Di«-  Zahl  der  Grim«lung«>n.  für 
eine  Reih««  von  Jahren  liekannt,  spieg«dt 
diese  Entwicklung  im  Einklänge  mit  «lern 
GeschäftsletH'n  U'sfuiflers  zutn'ffend  ab.  So 
wunlen  24^  givts-«1  Aktiengesel Im  haften 
mit  «'inem  Kapitale  von  je  einer  Mill.  t'  g<>- 
gründet.  darunter  einige  i>e«leuten<le  eng- 
lische Eisenbahngesellschafteu  un«l  Schiif- 
fahrtskomiiagnien.     Is2.')  wendete  sich  «lie 
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Sj^kulation  vorwiegend  «ler  Gründung  aus- 
ländischer Bergworksgesellschaften  zu.  deren 
Aktien  kurz  nach  der  Gründung  meist  mit 
ungeheurem  Agio  gchamlclt  wurden.  Im 
nächsten  Jahre  mussten  jedoch  viele  Aktien- 
gesellschaften un«l  zwar  vorwiegend  «He 
scheinliar  kräftigsten  liquidieren  und  der 
damit  verbumlene  Rückschlag  traf  l>eson«leis 
hart  die  Lianken  und  das  sj>ekidierende 
Publikum.  Zwischen  1834  und  ls3ti  sollen 
wiederum  üiVr  300  Aktiengesellschaften 
gegründet  wortlen  sein,  doch  widuiet«'ii  sich 
dies4<|t>cn  vorwiegend  nationalen  T'nterneh- 
mungen.  wie  den  Bahn-  und  Knnaltautcn, 
Bergwerks-  und  Schiffahrtsuntornehmungeu, 
alter  auch  dem  Bank-  und  Versicherungs- 
gesehäfte.  1S37  brachte  der  Stur/.  einiger 
Bankhäuser  in  New  York  wie«ler  eine  ganze 
Reihe  dieser  Gesellschaften  zum  Zusammen- 
bruch. Infolge  der  Reform  «h's  Aktien- 
weseus  von  ls44  vennehrt««  sich  «lie  Zahl 
der  Gründungen  von  Joint-Stock-Gcscll- 
sehaftim  ganz  liedeutend.  Von  1S44 — 1M55 
wurden,  wie  nachfolgende  Tabelle  (nach 
Leone  I>*vi)  zeigt,  44 149  Aktiengesellschaften 
auf  Grund  des  Gesetzes  von  1844  registriert, 
im  Jahresdurchschnitt  also  ca.  337,  indes 
die  Zahl  der  vorher  bestandenen  überhaupt 
nur  einige  Hundert  betragen  halten  dürfte. 
Allerdings  Mraf  «liesc  Registrierung  eigent- 
li«-h  nur  Projekte  für  Grümlungen  und  sind 
nur  24  "  o  «l«>rse|hen,  d.  h.  905  als  ins  Ijehon 
getretene  Aktiongcs«dlsehaften  verzeichnet 
w«mlen.  Während  aber  1M45  von  1520 
Projekten  nur  57  zur  Verwirklichung  ge- 
langen, bleiben  1«4G  von  292  angemeldeten 
Aktiengesellschaften  112  Umstehen.  Seit 
dem  Krisenjahr  1847  gehen  die  Zahh-n 
ganz  ho«|put<>n«l  zurück  und  erst  1*51.  offen- 
Uir  im  Zusammenhange  mit  den  Entdeckun- 
gen der  grossen  Goldlager,  heginnen  sich 
«lie  Anmeldungen  zu  vermehren.  1S52 
werden  wieder  414.  1853  .339  Aktiengesell- 
s« -haften  registriert,  wovon  110  i-esp.  124 
bestehen  h|eil«on. 

Mit  der  Erleichtening  der  Gründung 
von  Aktiengesellschaften  im  deutschen  Sinne 
d«'s  Wortes,  nämlich  mit  beschränkter  Haft- 
Uirkeit  ihrer  Mitglh^ler.  war  im  Jahre  ls5G 
ein  neuer  Antrieb  zu  Gründungen  gegeben, 
und  tritt  dorsellte  liosomlers  1mm  den  be- 
stehen bleibenden  Gesellscliaften  hervor, 
da  seither  die  erste  Eintragung  in  einem 
weit  vorgieschritteneivm  Stadium  der  Grün- 
dung erfolgt,  als  nach  «lern  Gesetze  von 
1*44.  Von  1H56  bis  Oktober  1802  wurden 
2549  Aktiengesellschaften,  somit  im  jähr- 
lichen Durchschnitt  etwa  378  registriert 
von  denen  aber  71  °o  ins  liehen  traten. 
In  «lies«'!-  Jahresreihe  weisen  «las  Krisen- 
jahr ls57,  sowie  die  Jahre  ISfio.  ls»il  «lie 
grösste  Zald  der  Gründungen  aus.  Noch 


weit  grösser  wird  die  Zald  der  Grümlungen 
mit  der  Reform  des  Jahres  1802.  wie  um- 
stehende Talxdle  «ler  seit  1802  (nach  den 
Returns  on  Joint  Stock  Companies)  erfolgten 
jährlichen  Eintragungen  von  Aktiengesell- 
schaften zeigt. 


Eintragungen  von  Aktiengesellschaften  im 
vereinigten  Königreiche. 


Erste  Ein- 
Jahr tra- 
gungen 


l  nf««  Verblei- 

Ä  ******* 
* \" absoluter 

A  Zahl 


Aufgegebene 
Aktientres.  in 
"o  der  Ein- 
tragungen 


18-14 

119 

119 

100 

1845 

1520 

1463 

s  7 

Q6 

1846 

292 

180 

1 12 

61 

1847 

215 

117 

Q8 

54 

1848 

60 

63 

48 

s 

1849 

165 

97 

68 

1850 

'59 

102 

57 

1851 

21 1 

148 

63 

70 

1852 

414 

3°4 

110 

73 

1853 

339 

2K 

124 

63 

im 

239 

I07 

•32 

44 

1855 

253 

172 

81 

67 

Sa.: 

4049 

3084 

965 

76 

1856 

227 

61 

166 

26 

1857 

392 

123 

269 

31 

1858 

301 

1  1  1 

190 

37 

1859 

326 

108 

218 

33 

1800 

409 

IO4 

305 

*Z 

18*il 

479 

'35 

344 

28 

1862») 

41$ 

92 

323 

22 

Sa.: 

2549 

734 

1 S 1 5 

29 

In  den  25  Jaliren  von  1802  bis  1886 
wunlen  danach  20  513  Joint  Stock  Com- 
panys, darunter  25353  Aktien gesells«  haften 
im  deutschen  Sinne  gegründet.  «I.  h.  im 
Jahresdurchschnitt  10<J1.  Für  «las  De- 
zennium 1S77— ISMO  beträgt  «ler  Durch- 
schnitt sogar  1410.  womit  «Ii«»  ganz  enorme 
Zunahme  gegen ül «er  «h'n  früher  gegebnen 
Zalden  deutlich  zum  Ausdrucke  kommt  Die 
Jahre  mit  «len  meist«»n  Grümlungen  sind 
1*01.  1805,  1873,  1874.  1SS2,  1SKI.  1*86. 
1SM7;  die  Jahre  der  tiefsten  Depression 
1S0S,  187M.  1KS5.  Speziell  «lie  Knsis  des 
Jahres  1873  macht  sich  bei  den  Aktienge- 
sellschaften Englands  l»ei  weitem  nicht  mit 
der  elementaren  Gewalt  wie  in  üesterreich- 
rngarn  und  Deutschland  gelten«!,  doch  sind 
die  liösen ,  langdaucrodeu  Nachwirkungen 
Iiis  ISMO  erkennbar.  Schärfer  als  in  den 
amleren  g«*nannten  Län«leni  tritt  der  Auf- 
schwung des  Jahres  18X2  hervor,  doch  ist 
«lersellK»  auch  in  Großbritannien  nur  vor- 
übergehender Natur. 


•)  1.,  2.  nnd  3.  Quartal. 
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Jahr 


Limited  l  r"li-  ~^  -k'Z 

<  ompanies       "  E  'E.  | 
mit  Nominalkap.  <£j2 


Es  standen  nämlich  in  Thäti^keit : 

mit  einem  eingezahlten 
Aktien  kapitale  von 


1862 
4.  Quart,  t 

1864 

1866 
1H67 
18K8 

1869 

1870 
1*71 
1*72 
187H 
1874 
1875 
187« 
1X77 
1878 
187«,» 
1880 
1881 
1882 
1883 
1884 

1885 

1886 

1887 

1888 

1889 

181«) 

1891 

1892 

I8«.*:i 

1894 

I8y.*i 

1896 


9» 
760 

1  OOl 
744 
455 
443 
457 
573 
794 
1  ocjo 
1  207 
1  201 

»  »35 
9*  5 

952 
S36 

984 
I  249 
«  547 
1  558 
1  tK>o 
1  469 
1  405 
1  8ck> 

1  989 

2  477 
2  726 

2  72  I 
2  607 
2  ^14 
2  Ü2S 
2  887 

3814 
4664 


23 

»4 

'3 
8 

«4 
i  : 
12 
1  i 
8 
8 

17 
22 
18 

^ 
S 
8 
5 

12 
1 
> 

8 

4 

; 
8 

6 

: 

7 


542S0 


IO 

7 

5 
20 

10 

10 

7 
6 
1 1 

19 
18 
10 
18 
19 
106 
30 
4= 
45 
4« 
33 
7i 
08 
68 

72 
74 

61 

67 
61 
61 
79 
89 

S7 
So 

7S 

63 


165 

79o 
997 
»o34 
762 

479 
461 

475 
so; 
82 i 
J  1 16 
»234 
1  241 
t  172 
1  066 
Q90 
S86 

1034 
1  302 
l  581 
1  632 
,  '  766 

1  «541 

I.89« 

!2o5° 

2  ;;o 

'2788 
2789 
2  686 
2607 
I2617 
1=070 
3S92 
4  735 


34i    I  1  576 


57,o 

140,0 

237.2 
20;. 4 
76,8 
3". 5 
36.5 
«41,3 
38,3 
69.5 
i33.o 
152.1 
110,5 
82.4 
4S.3 
06.8 

67.9 
7<.6 
168,5 
210,7 
254.7 
107,7 
138.5 
11  gf2 

'45-9 
170.17 

353JS 
241.28 
238.76 
'34,26 

'03,40 

95,6«; 

"8.43 
231,37 
288.01 


561974950.11 


Viel  grösser  wurde  das  Wachstum  der  | 
A.  in  den   folgenden  Jahren.    In  (|om  De- 
zennium   1SS7 — 96   worden    mehr   A.  ge- 
frrriinU-t  als  in  den  25  vorhergehenden  Jahren  j 
zusammen.    Sc  hon  in  «lern  Jahrfünft   1*x7  1 
bis  1-91  stic^diodiuvhschnittlichoOrfludungs- 
zahl  auf   2573.   in  jenem  von  1*92  1x96, 
aU-r  sogar  auf  3361.    Wie  <loit  die  letzten1 
Jahn-,  so  überholen  auch  hier  «lir-  letzten  2 
Jahn-  diesen    Durchschnitt  noch  in  hohem 
Mas-Je.    Wie  anderwärts  sind  au<h  in  Eng- 
land die  J.  lx*9,  1890,  1S95.  1896  die  I.U 
haft.-st»*n.    die   .1.    1887.   1892.    1x93  die 
ruhigsten  Jahre.    Selbstverständlich  ist  die 
Mehrzahl   dieser  Gründungen  ohne  Dauer. 
Die  Zahl  der  wirklich  thätigen  A.  Udäuft 
si<h  kaiun    höher  als  auf  ein  Dritteil  der 
seit  1862  gegründeten  Gesellschaften. 

1j  Von  diesen  waren  592  „limited  by  gm- 
ranree*.  d.  h.  mit  einer  Kapitalgnrantie  von 
bestimmter  Höhe  im  Falle  der  Liquidation  aus- 


April 1884 
„  188» 
1886 
18X7 
18X8 
1H89 
1899 
1891 
1892 
1898 
1894 
189Ö 
189H 


8692 
9  344 

947« 
10494 

1 1  001 

11  96S 

13323 

'4  873 
16  173 

«7  555 

18  361 

19  430 
21  223 


475  551  294 
494  909  862 
529637684 
59 1  *o8  692 
6n  430371 
671  870  184 

775  «39  553 
89 1  504  1 1 2 
9S9  283  634 
1013  119  350 
1  035  029  835 
1  002  733  821 
1  145402993 


Auch  die  Zahl  der  Umstehenden  A.  nimmt 
somit  lasch  und  in  jüngster  Zeit  stärker  zu. 
Heivits  1*9.3  Ix'stehcn  doppelt  sovicle  als 
lss4:  1x90  aU-r  fast  ein  und  c'mhaih  mal 
soviel»-.  Dennoch  ist  die  Vermehrung  der 
Umstehenden  A.  weit  kleiner  als  die  der 
Gründungen.  Im  letzten  Dezennium 
wuchsen  jene  um  11752.  diese  beliefen  sieh 
aU-r  von  April  zu  April  auf  27  482.  so  dass 
etwas  mehr  als  1  :•  von  letzteren  Bestand 
hatte.  Der  üU«raus  grossen  Zalil  von 
Gründungen  stehen  eben  nicht  bloss  viele 
Auflösungen  gegenüber,  sondern  sehr  viele 
Gründungen  sind  sog.  >tote,  .  ,|.  |,.  „ur 
formell  vorgenommene,  die  gar  nicht  ins 
LeU-n  treten  sollen.  Beachtenswert  ist. 
dass  neuestens  relativ  viel  mehr  Gesell- 
schaften liesteheu  bleiben  als  früher.  Auch 
hierin  zeigt  sich  die  günstigere  Wirtschafts- 
lage. Zwisc  hen  1S91  und  1X93  h|ieU>n  weit 
mehr  bestehen  als  je  vorher  und  von  1*90 
auf  1x91  nahm  infolgedessen  die  Zahl  der 
Ustehenden  A.  allein  um  155(1  zu.  indes 
1*9195  das  Wachstum  nur  1069  betrug. 
lx;»6  ergab  sich  die  grössfe  Zunahme  von 
1793.  mehr  als  bis  lxxo  je  in  einem  Jahre 
gegrOndet  wui-ilcn  und  fast  die  Hälfte  der 
95  er  (i rund iingen. 

Weitaus  die  grösste  Zahl  dieser  Um- 
stehenden Aktiengese||s<  haften  ist  in  London 
registriert,  nämlich  x?  %. 
sind  9% 


nämlich  x?  %.  von  dem  Beste 
in  den  Registern  von  Kdinburg 
und  4"o  in  jenem  von  Dublin  eingetragen. 

».  Nominelles  und  eingezahltes 
Aktienkopital.  lh\s  Kapital  der  älteivu 
Aktiengesellschaften  war  meistens  ein  sehr 
bedeutendes,  wie  auch  die  Hank  von  Kng- 
land  HJ94  mit  einem  Kapitale  von  1  2<mmmxi  f 
gegründet  und  ihr  Vermögen  bereits  1742 
auf  9,  1*16  auf  11'  •  Mill.  f  erhöht  wurde. 
In  der  neueren  Zeit  fiberwiegen  der  Zahl 
nach  die  kleineren  Gesellschaften.  Leone 
I-evi  U'ivchnet.  dass  von  den  zwischen 
1x56  und  1X6X  gegründeten  Aktiengesell- 
schaften 73°oein  Nominalkapital  von  wenigei' 
als  ,">(H«H|  f  besiLssen.  Von  allen  seit  lsli2 
neu  gegi-undeten  (tesells.  haften  hatten  nur 
etwa 5°  0  ein  (jründungskapital  von  wenigstens 
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1  MU1.  f.  Da»  Nominalkapital  der  sämt-  als  von  der  Zahl  dor  Aktiengesellschaften, 
liehen  Aktiengesellschaften  ist  tmtxdom  auch  Erstens  verteilt  sich  nämlich  zwischen 
in  der  neueren  Zeit  ein  sehr  bedeutendes,  England,  Schottland  und  Irland  in  dein  V or- 
al »er  dasselU-  i.st  weit  entfernt  von  der  liiütnisse  von  90:7:3.  In  der  That  be- 
w irklich  aufgewendeten  Summe.  1824  hatten  |  stehen  bogreifliehei  weise  die  meisten  gn>sson 

Aktiengesellschaften  in  England,  die  meisten 
kleinen   in    Irland  und   im  Durchschnitte 


/..  B.  243  projektierte  Aktiengesellschaften 
ein  Kapital  von  243  Mill.  t.  von  weichein 
jedoch  nur  43  Mill.  f  eingezahlt  wunlen. 
1834— 1830  wurden  300  Aktiengesellschaften 
mit  einem  Xonuualkapital  von  ca.  13."*  Mill.  £ 
gegründet.     Die    Gründungen    der  Jahre 


entfallen  dort  auf  eine  Aktiengesellschaft 
rund  56000,  hier  im**)  f,  in  Schottland 
etwa  4U<XN>  f. 

4.  Die  A.  nach  Gesehaftsgruppen. 


1*50  —  1802  wunlen  mit  einem  Aktien-  I  Während  gegenwärtig  kaum  ein  Geschäfts- 
kapital von  178  1  *,  jene  der  Jahre  1802 — 1880.  |  zweig  existiert,  in  welchem  keine  Aktien- 
wie  die  vorstehende  Tabelle  zeigt,  mit  einem  j  gescllschaft  thätig  ist,  war  früher  das  Ge- 
s« tlchen  von  2975  Mill..  endlich  die  des  De-  .biet  der  Kompagnien  und  Aktiengesell- 
zeimiuins  1<S87 — 90  mit  einem  solchen  von  ,  schaften  sehr  Vsehrilnkt.  Die  alten  K«»m- 
1975  MUJ.  f  registriert.  Durchschnittlich !  j»agnien  waren  vorwiegend  Handolsgosell- 
kam  dabei  auf  eine  A.  in  jenen  25  Jahren  >  schaften,  ihnen  schlössen  sich  die  Bank- 
112000,  im  letzten  Dezennium  nur  0GOOO  t*.  gesellschaftcn,  dann  die  Aktiengesellschaften 
Das  gezeichnete  Xominalkapital  ist  also  im  I  für  Kanid-  und  Eisenbalmbauton  an.  Ihnen 
Verhältnis  zu  den  Gründungen  sehr  zurück- !  waren  duivhwegs  Aufgaben  gestellt,  welche 
gegangen.  Nicht  viel  über  ein  Zehntel  des  1  grosse  Kapitalien  nötig  hatten.  Gegenwärtig 
Nomiiialkapitals  gelangte  jedoch  früher  zur  sind  die  Eisenliahnen,  das  Versieherungs- 
wirklichen  Einzahlung.  Zahlreiche  Gründe  gosehäft,  die  Wasser-  und  Gaszufuhr  gerade- 
veranlassten  nämlich  die  rnternehmer,  ein  |  zu  ein  Monopol  der  Aktiengesellschaften  p>- 
Vsonders  hohes  Aktienkapital  anzugeben  wonleti,  alier  diese  hal>en  auch  in  alle 
und  geringe  Einzahlungen  zu  fonlerii,  so  i  andeivn  Geschäftszweige  eingegriffen.  Ja. 
nur  konnte  es  kommen,  dass  z.  B.  1  809  eine  j  es  bestehen  Aktiengesellschaften  auf  Go- 
( »esellschaft  mit  einem  Xominalkapitalc  von  bieten,  welche,  wie  die  Herausgabe  von 
100  Mill.  £  eingetragen  wurde,  bei  welcher  Zeitungen,  der  Detailhandel,  die  Errichtung 
die  Einzahlungen  nie  200  f  überschritten,  einer  Schule  früher  der  individuellen  Thätig- 


Dureh  verschiedene  gesetzliche  Massregeln, 
liesonders  durch  die  Begünstigung  vollein- 
gezahlter Aktien,  wunle  in  den  letzten  20 
Jahivn  das  Verhältnis  ein  viel  günstigeres, 
wie  die  vorstehende  Tabelle  zeigt,  die  den 
Bot  rag  des  eingezahlten  Aktienkapitals 
sämtlicher  bestehender  Aktiengesellschaften 


keit  allein  überlas.«*!!  blieben;  oder  auch  für 
Aufgalien,  welche  humanitäivr  und  sozialer 
Natur  sind,  und  mit  geschäftlichen  Zwecken 
nichts  gemein  haben. 

Die  einzelnen  Gründungsporiodon  rückten 
ltald  «las  eine,  bald  das  andere  Gebiet  in 
den  Vordergrund.    1824 — 2"»  wunlen  vor- 


in  den  Jahren  1884—1890  angiebt.  Danach  !  zi 
beiäuft  sich  das  eingezahlte  Kapital  im 
Jahre  18S7  auf  etwa  1  :>  des  Xominalkapitals 
der  Gründungen  seit  1802;  1890  l»oträgt  es 
aber  nicht  viel  weniger  als  '  i  des  Nominal- 
kapitals  der  Gründungen  seit  1*02.  Das 
Wachstum  des  eingezahlten  Kapitals  im 
Dezennium  18M7  HO  endlich  beläuft  sich 
auf  015,8  Mill.  £  d.  i.  fast  1  s  des  Xomi- 
nalkapitals  der  Gründungen  von  1887— HG. 
Das  registrierte  Nominalkapital  nimmt 
wiederholt  durch  ganze  Jahivsnnhen  hin- 
durch  absolut  und  noch  mehr  im  Verhält- 
nis zur  Zahl  der  Gründungen  ab,  während 
«las  eiiigeziddte  Aktienkapital  wenigstens  in 
einzelnen  Jahren  rascher  wächst  als  die 
Zahl  der  bestehenden  A.  So  kommen  1888 
auf  eine  Gründung  noch  an  139000  t,  1893 
nur  mehr  38t>00  £  und  selbst  IsHU  bloss 
010OO  f.  Auf  eine  bestehende  A.  entfallen 
dagegen  1881,  1n,s8  und  1SHU  immer  wieder 
ca.  55000  f. 

Von  dem  eingezahlten  Aktienkapitale 
entfällt    auf   das   eigentliche   England  ein 


;weise  nusianuisclic  \  ersiclierungsgoseli- 
scliaften,  Beigworksuntornchmungen.  Kanal- 
und  Eisonhahnhauton  gegründet;  1834—30 
wandte  sich  die  Vorliebe  der  Gründer  dem 
inländischen  Bankwesen  und  Eisenbahnl  »au 
zu;  1845  wurde  die  Gründung  von  Eisen- 
bahngesellschaften  geradezu  eine  Manie; 
dorn  Parlamente  wunlen  damals  G78  Bahn- 
projekte vorgelegt;  1804-  65-  66  wurde 
eine  übermässige  Anzahl  von  Aktiengesell- 
schaften für  Bankgescliäfte,  Fabriks-  und 
Bergwerksuntornolimungen  gegründet;  1S72 
bis  74  wunlen  nach  und  nach  alle  Gebiete 
von  der  Gründungsgior  ergriffen,  wähtvnd 
1882  die  Grüuduugslust  vorzüglich  aus  dem 
Kisenmarkto  hervorging.  Von  den  sämtlichen 
11105  Gründungen  der  Jahre  1844 — 18U8 
waivn  nach  Leone  Levi  1791  Eisenbahngo- 
Seilschaften.  1654  Bergworksuntoniehmungen, 
1225  Fabriks-  und  PatentgesoUscliaften, 
1031)  Gaskomi »agiiien,  (i*>l  Versicherungsge- 
sellschaften, so  dass  diese  5  Gruppen  zu- 
sammen ca.  57  " o  aller  Gründungen  für  sich 
in 


Anspnich    nahmen.     Von    den  2007 
stets  wachsender  und  noch  grösserer  Teil ;  Gründungen   des  Jahres  1892  waren  334 
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Handelsgesellschaften,   271    Berglwu-  und 
HütTenwoi-fcp-«sollsohaften.   171  Sehiffahrts- 
iiuternehmungv-ii.  l.r»1  Maschinen- uml  Metall- 
warenfakrikon.  13">  /«Mtuiigsunterm-hmimge»  , 
nfnl  Dniekerei.'ii.  Um»  Banken  uml  K»v«lit- 1 
instituto.    :"Vs>    Spinnereien.  Weiteren*»!   und  : 
Färbereien.   47  Jtou-  un<l  Bamnnterialgesell- 
s«  haften.  4.H  Bierbrauereien  uml  Malzfabriken. 
3t»  Eloktrizitäts^sellschaften.32  Eisenbahnen 
und  ander»'    Trnns[iortunternehmungim.  2ö 
VfrsiehoiiitijjSfrosellsehaften.  21  (iasfabriken. 
47!»  verschnMb'ii«"  industriell«  rnteniehmniigen 
uml  7f »1  aii«b*i«*  ( iesollschaften. 

Das  b*»deut«*inlste  Nominalkapita]  haben 
'Ii.-  Bah  n«ges»dlschaf  teil,  ihnen  folgen  zunächst 
«Ii.-  Bankinstitute»,  sodann  «lie  Vei-sichcrungs- 
uml  B<M-g~werksunterneIunungen.  die  Kanal- 
V*ii^seUsehaft**n  u.  s.  f.  Für  «las  Hervor- 
treten <ler  1hl  n  kgosoll  schaffen  war  von 
grosser  Bed«Mitung;  die  Bestimmung,  dass : 
ihr  Nominalkapital  wenigstens  1UNMN»  f  l>e- 
t ragen  soll. 

Ein  anderes  Verhältnis  ergieht  sieh  hin- 
sieht] ieh  «ler  I>>benskraft  dei  Gründungen, 
tierade  die   jgrnssen,  zahlreich  gegründeten 
Aktienp»»scUwhaftcn  sehwinden  wie« ler  rasch 
dahin.    Na<  h  I*e<me  I>vi  blichen  z.  B.  von 
«b-n         — *>S  jgegTun«lot»n  < Wisgesellsehafteu 
s.V' »  bestehen,  von  «len  Wasscrgesellschafton 
72.  \«<n   «len    liaugesellschafb'ii   Ou— 00%. 
von  den  Bahn^esellsehaften  je>loch  nur  41, 
von  «len   B»^i7r*A'erksaktienp'sells<-liafteii  nur  J 
:>«»  und  von  «len  Schiffsbau-  und  Baiikg>s<ll-  j 
H-liafteii  gar  bloss  2(5  resp.  10%. 

Da*;  «lurehsehuittliche  Ertragnis  des 
Aktienkapitals  steigt  nur  Itei  wenigen 
Gruppen  auf  l<»°n  und  darüber,  im  allge- 
meinen schwankt  es  zwischen  0  uml  7 "  o. 
Nach  «lern  versteuerten  Einkommen  der  Ge- 
sellschaften Ixf'ivH'hnete  Leone  I/'vi  das  Er- 
tragnis des  Aktienkapitals  aller  Joint  Stork 
Com|mnies  für  1 SS5  mit  O.S."»  °o,  «las  der 
Eisenbahnen  für  1KS4  auf  4.12°o. 

5.  Die  limited  und  unlimited  com- 
panies.    Von  l>osonderor  Bedeutung  für  das 
englische  Aktienwesen  ist  «lie  rnterscheidimg 
v<<n  Gesellschaften  mit  l>eschrankt<-r  (liinite«! 
comjianies)    uml    von   solchen    mit  unbe- 
schränkter Haftbarkeit  ihrer  Mitglie«|er  (un- 
limited    eompaiiies).     l'rspi  Angl  ich  waren 
grumlsätzh'ch  alle  Aktiongesollscliafton  un- 
lnnileil  (.-onifianies,  alier  ehe  noch  (lSfiO)  die 
allgemein«'    Zidässigkeit   der  limited  com- 
jauies   ausgcspnx'hen   war,   wunle  durch 
Parlamentsaktc  oder  durch  L'rivilegien  des 
Haii<lelsaTntes  gvwissen  Aktiengesellschaften 
wiederholt   die  l>esehriinkte  Haftbarkeit  zu- 
gestanden.   So  wurden  zwischen  1837  und 
Kr>.*>  von»  Handelsainte  97.  zwischen  1K44 
und  1853  durch  ParLamentsbeschlnss  ausst-r- 
«iem  135  liiiiited  companies  zugelassen.  Die 
Gewährung  dieses  Privilegiums  war  jedoch 
nicht  bloiw  mit  Schwierigkeiten  verbunden, 


sondern  auch  äusserst  kostspielig,  so  dass 
es  selten«'!-  angestn-bt  wurde,  zumal  zum 
grossen  Nachteil«'  für  «|eu  Wert  des  Privi- 
legiums dies«'s  in  verschieden«'!-  Weise  ge- 
währt wunle.  nämlich  bald  bis  zur  <lop]»chon, 
l»aM  bis  zur  dreifachen  Höhe  des  eingezahlten 
Kapitals. 

Mit  «l«>r  Zulassung  von  Aktiengesell- 
schaft« »n  mit  beschränkt»'!*  Haftbarkeit  für 
die  Mehrzahl  «ler  Ges«'häftsgrupi»oii  im  Jahre 
bsr»»' änderte  sich  «las  Bild  vollkommen,  so  dass 
die  volle  Kivigebung  «ler  GrütKluug  von 
Aktieiigesfdlschafteti  mit  beschränkter  «»der 
uiilM'Schnliikter  Haftbarkeit  im  Jahre  1S(>2 
es  nur  mehr  schärfer  auszuprägen  ver- 
mochte. Von  «hu  v«tr  1N.~>0  bestehenden 
und  zwis<"hen  ls.'iG  und  1  S*J2  eingetragenen 
021  Akti<'iig<'solls<-!iaft«'n  waren  nämlich  noch 
3!>i»  unlimitcd  und  231  limited  companies: 
von  «len  zwischen  ix.'iO  uml  1802  neu  eiu- 
getragenen  2.V15)  Aktionges«'llschaftcn  al)er 
waivn  nur  mehr  34  iiiilimit«-« |  ci»mjwnies, 
also  wenig  mehr  als  1.3  "o.  Uml  nur  eine 
dieser  Akti«'!igesellsrhanVii  hatt«-  ein  Nominal- 
kapital  v«m  mehr  als  "jttt'MM»  fc.  Von  den 
1KU2--1N8Ci  ei ng» -tragen« 'ii  2fi.">13  Akti«^n- 
gf^sellschaftt-n  hatten,  wie  «lie  vorhin  ge- 
gebeni'  Tabelle  z«'igt,  N.">0  kein  Aktienkapital, 
2"i.'{r«;{  wai-en  mit  heschrilnktor  und  31'»  mit 
unbeschdlnkterllaftbiirkeit  gn-gi  ümU't  wonl«*u. 
l'nt«'r  b^tzteivn  b'famlen  sich  aber  311 
Aktiengesellschaft«»»  mit  lM  scIufuikter  und 
BM»  mit  unl«'sclu1liikter  Haftku-k«'it,  welche 
bereits  vor  lso2  Itcstamlcn  hatten,  >«»  dass 
von  den  neu  g«'gr(indef«'n  Akti«-ng«-s«'ll- 
schaften  allerdings  bloss  ll'o  «><|.»r  wi'iiig 
üb«-r  1  i°o  als  unlimit«^«!  <-«nn|ianies g«  giiiudet 
wurden.  Im  letzten  I^zennium  lss7  — 1S!M» 
waren  unter  den  29  0S4  Eintragungen  720 
ohne  Nominalkapital.  2h!I27  mit  In-schränkter 
Haftung  und  mir  31.  also  etwa  eine  unt«>r 
Umh»  mit  nnb«'s<  hiänkt«'r  Haftung.  In  .'in- 
zelnen  .lahit-n  «lieses  Dezenniums.  *>  1SK7, 
lH'.M  1 1 ii«  1  ]s'.»r>  fand  üluThaupt  gar  k«-ine 
Eintragung  von  n*'u«ii  (i>>sellschaften  mit 
unbes<-)ii-änkter  Haftbarkeit  statt,  offenbar 
ist  daher  «Ii«'  völlig«'  Venlnlngung  «ler 
Aktiengesellschaften  mit  unbesehnlnkti'r 
Haftung  nur  eine  Frage  der  Zeit,  was  un- 
leugbar einen  ents«  hie«l«'nen  Sieg  «Ics  Prin- 
zips «ler  eigentlichen  Akti.-nges«llsrhaften 
b«'«l.'tlt.'t. 

Litteratnr:  IUi»r»n  <-»  Joint  stock  compum'?«, 

London  —  isufi.     Sttititt.    <ilirti<icl  Jor  thr 

l'uit.  Kimjdom,  London  }sU7.  lA'nnv  Levl, 
Thr  hittory  of  liri(i*h  ooitmrm-  und  of  Ihr 
t  roiiomic  jtrotjrrA*  of  thr  british  »wO''<M  i — 
J.  Edition,  >rith  '.>  tjrnphir  tidilm ,  London, 
Murnnj,  IS.Sn.  ltrvttrlbi',  On  Joint  Stock  Com- 
/Hinim.  In:  Journal  of  thr  Sto/intind  Society, 
lsT«,  Vol.  XXX III  S.  1—41,  L.ndon  isru. 
Ifrritrlbc,  Thr  pr<»trf>*  of  Joint  Stork  t  omj.'inirA 
during  thr  ur„r»  ItiGU—  I** }.    Kheudu  IS.«r,  IV. 
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XLIX  S.  >ll—*>/„  Ismdon  ISSf..  The  Eeonomitt 
wrekly  cowmrrciot  tim<*,  London. 

v.  Juratcttek, 


4.  Die  A.  in  H r i t i s c h •  I n tl i e n. 

1.  Zahl  und  Kapital  der  A.  2.  Die  A. 
nach  Geschäftsgrnppen. 

1.  Zahl  und  Kapital  der  A.  IPöehst 
interessant  ist  das  Wachst  um  der  Aktien- 
gesellschaften in  Dritisch-Imlien.  Wie  die 
folgende  Tafel  zeigt,  hat  ihre  Anzahl  in  deu 
14  Jahren  von  iss-J  auf  lHiMi  um  SM4  In- 
dividuon  oder  l.">9  °o  zugenommen.  Be- 
sonders  gross  war  das  Wachstum  von  1nn3 
auf  lMS(i.  nämlich  um  2">9  Imlividuen  o«ler 
80  jwr  Jahr  uml  ncucsteiis  wiederum  von 
1893  auf  1N!X;  um  353  Individuen.  Von 
1HSS  bis  ls'j«l  war  dagegen  ihiv  Zahl  um 
24  vermindert  worden.  Das  eingezahlte 
Aktienkapital  wuchs  in  der  gleichen  Zeit 
von  ir>«».S  auf  293.9  Mill.  Humes  ««ler  um 
87,4  "  u  und  lässt  in  keinem  .Jahre  eine  Ver- 
minderung heuierkeii.  Beachtenswert  ist, 
dass  das  Nominalkapital  nicht  unvcrhaltnis- 
mässig  grösser  ist.  als  das  eingezahlte.  Im 
März  1*94  ivsp.  1S9Ü  Mrug  erstens  362,5 
resp.  I1N.9  Mill.  Hupies.  «las  eingezaldte 
Kapital  275.1  ivsp.  293,9  Mill.  Hupies.  also 
21—30  "o  w.-niger. 

Auch  in  Indien  sind  «lie  Aktiengesell- 
schaften «Inrchsclmittlich  nicht  gross  und 
im  Begriff«1,  kleiner  zu  werden.  Es  ent- 
fielen nämlich  lsS2  «lurchschnittlich  auf 
ein«-  Aktmngescllsrhaft  315IMHI.  «langen  1S96 
224301»  Hupies. 


entfallen  im  Jahre  1894  973  Individuen  und 
2 13.3  Mill.  Hupies,  das  sind  aber  Mi»  °o  «1er 
Individuen  uml  Hl  °o  dos  Kapitals.  Das 
tm">sste  durchschnittliche  Aktienkapital  hah«m 
übriircns  die  Schiffahits-  und  Eisen  bah  nge- 
sellscliaften.  ca.  0,65  MU1.  Hupies;  auch  auf 
Millden  uml  Pivssen  entfallen  «lurchschnitt- 
lieh  425 1 M »( »  Hupies.  indes  aid  «mie  Hank 
nur  135000  Hupies  kommen.  Ks  waiv» 
al)«M-  von  den  im  März  1896  thätigen  indi- 
schen J«>int-St«xk-Companies 


mit  einem  einge- 

Anzahl 

zahlten  Kapital 
in  1U00  Kupies 

Mühlen  u.  Pressen  . 

322 

■  3687S 

Banken   

299 

40  469 

Haiidebunterneh- 

niungeii    .    .    .  . 

192 

22  795 

Versicherungsgesell- 

183 

S97 

schaften    .    .    .  . 

Thee-  u.  andere  An- 

pHanzimirsireaellsch. 

172 

36  745 

Bergwerke-  u.  Stein- 

brüche   

63 

19238 

Scliiffahrts-   u.  Frei- 

hureriresellschaften. 

U 

9223 

Eisenbahnen  n.  Tratu- 

14 

8  97' 

EiHtabrikcu  .    .    .  . 

1 1 

1  728 

Zuckerfabriken     .  . 

6 

2  233 

Bierbrauereien  .    .  . 

3 

1  700 

Verschiedene  Puter- 

uchimmircn    .    .  . 

,;o 

12  996 

Zusammen : 

1  jo.) 

293  873 

Joint- 

Im  Miirz 
des  Jahren 

1882 
1883 
1H84 
1885 
\m\ 
1887 
1888 
1889 
1890 
185)1 
1892 
18W 
1894 
1895 
1896 


Stock-C'oin|«anies  in  Indien. 

Anzahl  <ler     Eingezahltes  Kapital 
thätigen  in  KXM)  Rupie* 


503 

547 
641) 

69  4 
So«j 

ss<» 

QiO 

So; 

SSo 
92S 
950 
95C1 
1065 
1204 
I.509 


156  81S 
170959 
187  äioö 
206  358 
210026 
213804 
223  262 
229  073 
236  842 
244  ;S4 
2658« 
267  932 
27^  108 
276  688 
293  873 


Lltteratur:  Stotintirnl  .itwtrart  rtUititnj  fo  ItritUh 
Lohn.  lS%:f,  London.  —  finonrint  und  <o»<- 
mrreiol  Stolittic*  for  Hriti.1/1  ludut.  /WVJ. 
Calentot  IX'M.  —  Ihuutrlbr  1#<M>.  Valentin 
/>:•;.  —  v.  Juranchek. 


2.    Die  A.  nach  Oeschäftsgruppeu. 

Die  grosse  Masse  der  indischen  Aktien^e- 
sellschaft«'ii  sind,  wie  die  folgen«!«'  Tafel 
zeigt.  Banken,  Mühl<Mi  uml  Pressen  aller 
Ai1.  Handelsgesellschaften,  Versmhorungs- 
gesellschaften.  Time-  uml  andeiv  Anpflan- 
zmigsunteriiehniuiigen.   Auf  «liese  5  Gruppen 


5.  Die  A.  in  Italien. 

1.  Zahl  und  Kapital  «1er  eigentlichen  A. 
2.  Die  A.  nach  Gesckilftsgruppen.  3.  Die  Kn- 
«merativgeseUsrhafteii. 

1.  Zahl  und  Kapital  der  eigentlichen 

A.  (Sociotä  ordinarie  j>er  azioni).  Die  No- 
tizen über  die  Bewegung  der  Aktiengesell- 
schaften gehen  bis  in  das  Jahr  1863  ziuiiek. 
aher  die  Statistik  wurde  damals  nur  in  un- 
i-et^dmilssigen  Zwischenriiumen  und  nicht 
immer  nach  der  gleichen  Methode  aufge- 
stellt; es  ist  daher  uuumglich,  eine  Reihe 
von  Zifb'in  aufzustellen,  welche  die  Zahl 
und  «las  munimdle  und  eingezaldt«>  Kaj»ital 
der  vorhamlenen  uml  neugogriindeten  Itc- 
sellschaften  für  j«^les  Jahr  angiebt. 

Erst  nach  «lern  Inkrafttivteu  des  neuen 
Hantlelsjres«itzbuches  von  1SM2  konnte  eine 
v:tMiam>re  Statistik  der  A.  abgefasst  wenlen. 
«la  nach  dein  alten  Gesetz««  zwar  die  Neu- 
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gründting  e-inor  A..  wozu  «in  kgl.  Dekret 
uötiir  war,  der  Verwaltungsbehörde  )>ekanut 
wepjen  musste,  nicht  aber  die  Auflösung 
einer  solchen,  *Uo  durch  <lio  Justizbehörde 
verfügt  wonh'ii  konnte  oder  nur  dieser  an- 
zuzeigen war.  Bis  ISKt  konnten  datier 
immerhin  zu  viele  A.  ausgewiesen  werden 
und  in  einzelnen  Jahren  konnte  infolge 
genauerer  Nachforschung,  nicht  bloss  wegen 
thatssW-hlicher  Aendeningen  die  Zahl  der  A. 
i>Hlu7.ieti  on*eheinen.  Sind  somit  die  älteren 
T>at«*n  nur  mit  grossem  Vorbehalt  zu  ver- 
werulen.  so  bieten  sie  doeh  einen  Anhalts- 
punkt für  die  Beurteilung  der  Elitwickelung 
der  A.  in  Italien.  Es  liestanden  nämlich 
nach  <l^n  verschiedenen  statistischen  Er- 
hebungen, seit  1883  nneh  eleu  Angnl»en  im 
Annnario  stntistico 


am 
.hihres- 
sehlusse 

Aktien- 

mit  einem 

jfesellsch 

nominellen 

eingezahlte 

a)  italie- 
nische 

Aktienkapitalc 
in  tausend  Lirp 

18«3 

379 

1  331  102 

y 

18H5 

307 

1  544  268 

1  398  1 50 

V 

ix»» 

2>3 

y 

1872 

443 

2  002  059 

1  369  396 

1873 

57o 

2  278  267 

1878 

432 

1  545  976 

1  073  2>  I 

1883 

43<j 

1  614  670 

I  068  287 

1887 

583 

1  987  521 

1  505  628 

1888 

609 

2  1 16  770 

I  64I  40  i 

188!) 

6.v» 

2  207  63S 

1  742  633 

1X9H 

657 

2  192045 

I  790  142 

1S5>5 

650 

1  990  54» 

I  699  845 

bi  HtifdändLsche 


18»i3 

!8 

■/ 

1865 

'7 

»3359 

'.' 

18** 

15 

86  .7  5 

? 

1H72 

39 

292  374 

120974 

1873 

41 

299  874 

'i 

187)i 

45 

405  397 

161  018 

1883 

79 

698  809 

379  533 

1887 

QO 

759  70 ' 

431  492 

1888 

IOO 

768  698 

426  t;i6 

18H9 

IO4 

778  877 

435  853 

189U 

121 

81266; 

449  822 

181U 

123 

896  100 

1«I5 

U2 

891  634 

482  541 

In--  Jahr 

>  1S(>5 

und  1*7:5 

waren  Im 

Besserung 


kanntlieh  Krisenjalnv,  denn  Hochständc 
starke  Abfälle  im  Gefolge  hatten.  Der 
IMektranu   von   1*00'  ist  um  so  hea<h1ens- 


werter.  als  er  trotz  tles  Zuwachses  von 
Venetien  eintritt.  Heivits  im  .1.  18G7  be- 
ginnt  sich  die  Zalil  und  das  Kapital  der  A. 
zu  vermehren.  Bis  187;*  halt  dieses  Wachs- 
tum an,  das  1873  selbst  noch  recht  be- 
trachtlich ist  und  insW'sojidere  Bank-  und 
Kreditinstitute  umfasst.  Erst  1874  bricht 
das  künstliche  Gebäude  zusammen.  Falli- 
mente. Auflösungen,  Zusammenlegungen  sind 
auf  der  Tagesordnung  und  halten  unge- 
wöhidich  lang»'  an. 

Erst  1871)  macht  sich  ein* 
der  Verhältnisse  geltend  und  erst  1*83  wird 
der  Stand  von  1870,  1S.S7  resp.  18HN  end- 
lich jener  von  1873  überholt.  Von  1883 
bis  1890  ist  ein  fcist  ununterbrochenes 
grosses  Wachstum  der  A.  zu  bemerken. 
Ihre  Zahl  nimmt  um  221  Individuen,  das 
sind  51  °o,  ihr  eingezahltes  Kapital  um  722 
Mill.  Lire,  das  sind  gar  <>S  °  o  des  Standes 
von  1883  zu.  Ist  bereits  1HJKI  «bis  Wachs- 
tum etwas  schwächer,  so  tritt  ]8'.M  schon 
ein  Rückgang  ein.  infolge  dessen  1895  die 
Individueiizahl  um  7.  das  Kapital  um  fast 
BMI  Mill.  Lire  verringert  erseheint.  Es 
hängt  dies  mit  der  grossen  Häuscrhaukrisis 
in  Horn  und  mit  dem  anhaltenden  Wachs- 
tum der  Koo]>erativgesellschaften  zusammen, 
die  in  Italien  fortgesetzt  den  eigentlichen 
Aktieng.-sellscliaften  den  Hoden  abgraben. 

Weniger  empfindlieh  zeigen  sich  die 
ausländischen  A.,  die  sei»  INGO  fast  be- 
ständig an  Zahl  und  Kapital  gewachsen 
sind  und  zwar  insliesoiideiv  in  den  letzten 
Jahren.  Allerdings  sind  die  vorhin  gege- 
licnen  Daten  über  das  Kapital  der  aus- 
wärtigen Aktiengesellschaften  nicht  genau, 
da  nicht  alle  Gesellschaften  den  Kapitals- 
aufwand für  das  italienische  Geschäft  Im>- 
kannt  geU-n.  aber  immerhin  lassen  auch 
diese  Zahlen  das  andauernde  Wachstum 
dieses  fivmden  Kapitales  deutlich  eikenneu. 

2.  Die  A.  nach  Geschäftsgruppon. 
Krst  die  Erhebung  des  Jahivs  1*73  gestattet 
einen  Vergleich  der  A.  in  Italien  nach  Ge- 
schäftsgruppen.  In  der  folgenden  Tafel 
gelten  wir  eine  l'ebersjcht  der  Anzahl  der 
bestehenden  inländischen  und  fivmden  A.  für 
den  Sehluss  dei  Jahre  1872.  1*83.  1*90  und 
1M95,  ferner  eine  l'ehersicht  iluvs  nominellen 
und  eingezahlten  Kapitals  im  J.  1s!)5  nach 
den  wichtigsten  G«'schäftsgrupp»m. 


Italienische  A  ktiengefiellschnften 


Notenbanken    4 

Aararkreditanstnlten  ...  7 
Gewöhnliche  Kreditgesellw-haftcn  101 
\Vri»icherungsgeflelUchafteii  .  .  73 
Eisenbahnen  und  Tramway  .  .  iS 
HandW"rterl>aoli  der  StaaL'SwiwnsrliBftcti. 


Anzahl 


1872 


1883 


4 

10 
118 

3» 


1  WIM)  1895 


4  1 

11  |  8 

"59  •  153 

51  60 

42          72  70 

Zw.itr  Anllair«-  I 


Aktienkapital 
nominelles  eingezahlt»'* 
in  100H  Lire 


270000 

3  158 
271  :,io 

77  »36 
70  t  3S9 


210000 
2115 
210414 

40  ;7S 
6.,..  553 
15 
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Italienische  Aktiengesellschaften 


I 


1H72 


1883 


1WH)  181)5 


Aktienkapital 
nominelles  J  eingezahltem 
in  1000  Lire 


Schiffahrt»-  und  Sehiffbaugescll- 
schaften   

Bergbatige«ellschaften  .... 

Textilindustriegesellschafteu  .  . 

Ballgesellschaften  

Gesellschaften  für  Verwertung  der 
Elektrizität  

Gesellschaften  für  chemische  Pro- 
dukte   

Wasserleitungsgescllscbaften  .  . 

Verschiedene  Gesellschaften   .  . 


Z 


1 1 

21 


2oS 


9 

20 

18 
27 


.» 

4« 

5 

ioi 


443    |  436 


9 
*5 
3» 
43 

20 

66 
1  [ 

'55 


657 


»3 
22 
26 
3' 

26 

73 
12 

'49 


650 


1 22  702 
39611 
96  994 

93  763 


24711 

62  132 
42  482 
185  058 


t  990  546 


76  787 
20594 

89705 
72  201 

20  740 

60618 
36714 
162826 


'  699  »45 


Andere 


Gesellschaften 

sgeaellschaften    .  . 
Tramway  .... 

•       •      *      .      ■  • 

22 

)  " 

38 
'3 
28 

49 
18 

54 

57 
24 
61 

! 

302513             92  948 
99  369           8j  155 
489  753     1     3°6  437 

Zusammen 

39 

79  '21 

142 

891  635     !     482  540 

Von  «Ion  Hfihenpunkten  der  genannten  4 
.Iah iv  Mraehtet  zeigen  sich  allerdings  keine  all- 
zu grossen  Aendorungen  in  «ler  Besetzung  der 
Geschäft  sgmppen,  man  darf  oljen  nicht  fi ber- 
uhen, welche  bedeutende  Schwankungen  in 
der  Zwischenzeit  vor  sieh  gegangen  sind. 
So  verschwindet  fast  vollkommen  das  enorme 
Wachstum  der  Kredit-  und  Bankgesollschaften 
im  I.  1873  und  ihr  rau  her  Zusammenbrtieh 
in  den  nächstfolgenden  Jahren.  1873  allein 
wurden  nämlich  -18  solche  A.  mit  117  Mill.  L. 
Ka[n'tal  gegründet  timl  187fj  bestanden  doch 
mir  um  0  mehr  als  Ende  1872.  So  ver- 
schwindet die  Ausscheidung  einer  Anzahl 
von  Eiseiihahnaktiengesellsohaften ,  darunter 
auch  die  der  flsterr.  Südhahngesollsehaft, 
infolge  der  Verstaatliehungsaktioii ,  so 
schrumpft,  der  Aufschwung  und  Zusammen- 
bruch der  Ballgesellschaften  in  den  Oder 
Jahren  auf  einen  Is-träleht liehen  Rückgang 
zusammen  11.  a.  m.  Imtnerhiii  zeigt  alwr 
auch  diese  Tabelle  in  ihrer  Boscliräukung 
viel  Beachtenswertes.  Beiläufig  1  1  aller  A. 
repräsentieren  die  Kmlitgesellsrhaften,  1890; 
sogar  29  "0  der  Gesamtzahl.  Ihnen  zunächst 
stehen  die  Eisen Ualin-  und  Trnmhahngesell- 
sehaften  und  die  Gesellschaften  für  cheinische 
Produkte  mit  je  ca.  12%.  Früher  gingen 
ihnen  die  Versiehenmgsgesells<'haften  vonin. 
seit  ilem  Zusammenbruch  in  den  70er  Jahren 
liehauptcu  sie  al>er  jetzt  bei  einem  massigen 
Wachstum  nur  mehr  die  4.  Stelle.  Ganz, 
auffaltend  hat  dag« -gen  die  Zahl  der  aus- 
wärtigen \Vi-sicheruugsgesollschaften  zuge- 
nommen, von  1872- — 9f>  um  mehr  als  100"  0. 
Charakteristisch  für  Italien  ist  ferner  das 
rasche  Wachstum  und  die  starke  Besitzung 
der  Geschaftsgnippen  der  Gesellschaften  für 


chemische  Produkte,  Wasserleitungen  und 
Verwertung  der  Elektrizität.  Beachtenswert 
Ist  auch  der  neuesten.-*  eist  im  Zusammen- 
hang mit  der  Wirtschaftslage  eingetretene 
Rückgang  der  Zahl  der  Textilindustrie-, 
Bergbau-  und  Baugesellschaften. 

Wie  auch  anderwärts  liesitzeu  in  Italien 
das  grösste  Kapital  die  Bahnen,  ls9">  noch 
immer  41  °o  des  gesamten  eingezahlten 
Kapitals.  Ihnen  zunächst  kommen  die  Kredit- 
institute und  Notenbanken  mit  je  mehr  als 
12 °'o  dieses  Kapitals.  Mit  grossei-en  Kapitals- 
beträgen sind  ferner  die  Textilindustriegescll- 
sehaften  (5üo),  die  Scliiffalul-  und  Schiff- 
bau- (4,.r)°/o),  dann  die  Ballgesellschaften 
(4.2  "Vi  und  wieilerum  die  A.  für  chemische 
Produkte  (.'{.."» "0)  vertreten.  Die  inländischen 
Versicherungsgesellschaften  sind  gegenwärtig 
nicht  mehr  mit  der  Hälft«1  jenes  Kapital 
vertreten,  welches  die  ausländischen  aus- 
weisen. 

Durchschnittlich  sind  die  A.  in  Italien 
grosse  Gesellschaften.  IS'.lf»  entfällt  auf  eine 
A.  ein  eingezahltes  Kapital  von  uielir  als 
2,6  Mill.  Lir-'.  Obs« -hon  hierauf  die  grosse 
Notenlwmk  einen  starken  Einfluss  nimmt, 
so  sind  «loch  auch  abgesehen  von  ihr  die 
Aktiengesellschaften  recht  kapitalskräftig.  So 
entfallen  auf  eine  Eisenbahn-  inler  TramUdin- 
gesellsehaft  51,  auf  eine  Schiffahrt*-  und 
Schiffliaugesel Ischalt  ">,9,  auf  eine  Textil- 
industriegesellschaft. 3.4,  auf  ein«»  Wassel - 
leitungsgesellsehaft  3,  auf  eine  Baugesell- 
schaft 2,3,  auf  (»in«»  Kreditgesellsehaft  1.1 
und  auf  eine  Borgkuigesellschaft  fast  1  Mill. 
Lue.  Trotz  dieser  Kapitalsstärke  sind  die 
A.  in  Italien  189ä  durchschnittlich  kleiner 
als  1887  oder  1890.    Das  Wachstum  der 
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im 
Jahre 

1872 
1876 
1880 
1883 
1887 
1888 
188» 
1MK) 
1895 


Koopcrativgeselbv-haften 
Anzahl     e*n{re««hlte<»  Kapital 


Die 


in  1000  Lire 
24085 

35  3*3 
39  588 
53  374 
89  565 

94  944 

J  00  286 
107  032 
109640 

Italien  also  selbst 
ihre  Individuenzahl 


Indhrkltienzahl  war  auch  hier  grösser  als 

jene*  des  eingezahlten  Kapitals,  welches  von 

1887  auf  ISOO  fast  bei  allen  vorhin  besonders 

benannten  t  rosollsc  haften  recht  beträchtlich 
zunahm.  Zwisc  hen  ISO«)  und  1*05  ist  aller- 
dings i««i  »»iner  ganzen  Anzahl  von  Gesell- 
sehaftsgriipiion  »-in  starker  Kapitalsabfnil  zu 
verzeichnen,  so  liei  den  Kmlitgesellschaften 
71.  bei  den  Handelsgesellschaften  14,  hei 
den  Baujr»»s«'lJs«.'haften  30.  bei  den  Beiglian- 
p  «Seilschaften  15.  )m  den  Textilindustrio- 
und  Masohiiieuindusrriegesellschaftcn  je  14 
Mill.  Lire.  Die  Bahnen  und  Wasserleitimecn 
haben  «lagern  ihr  Kapital  sehr  vermehrt. 

3.  Die  KooperaUvjresellschaften  (So- 
c*-ta  ccxjpoi-ative  ju  r  axionc).   Wie  o)w>n  er- 
wähnt ,    w«*nlen   die  geuöhidichen  Kredit- 
gesellsc-hafton  in  ihrer  Entwickclung  vielfach 
von   den    kooperativen  Krvditgesellsehaften 
putört.    Diese-  verfahren  Itei  der  Gewährung 
des  Wechselkre<lits  faktisch  genau  so  wie 
jene,   und   eigentlich  iinterseheiden  sie  sich 
auch  von  jenen  nur  in  der  juristischen  Form. 
Viele  Kapitalien  haben  sieh  lielier  zur  Bildung 
von  koo]M->mtiven  Kjvditgese|Js«hahVn.  sog. 
VoLksbanken  .  vereinigt,  als  zu  der  von  ge- 
wöhnlichen Kreditgesells<haft»>n ,  einfach  in 
d*-r  Absieht,   die  fiskalische  Begünstigung 
zu  gemessen,  die  «las  Gesetz  den  ersten  «n 
zugesteht. 

Das  Waehstum  dieser  Gesellschaften  ist 
daher  ein  l-eeht  bedeutendes,  wie  die  folp-nde 
Pebersieht  zeigt .  die  übrigens  nur  die  in 
<  tonäsidieit  des  Handelsgesetzbuches  aner- 
kannten kooperativen  Gesellschaften  umfasst. 
ausser  denen  aber  noch  viele  Ähnliche  (Je- 

sellf^  haften  ohne  rechtliche  Anerkennung .  lkmg»\sell  schaffe  11 ,  ilann  die  von  der  Ucgic- 
U-ütehen.  j  rung    gefönlerteii    Handlanger-    und  Bnu- 

1  arl*-itergesellschaftcu  hervor. 


8i 
1 1 1 
140 
291 
»59 
989 
1  098 
I  J22 
>  944 

Gewellscliaften 
in  den  letzten  1 2  Jahren 
nuf  das  7  fache,  ihr  Kapital  auf  daa  Doppelte 
erhöht.  Während  1872  auf  eine  solche  Ge- 
sellschaft 300000  Lire  entfielen,  und  selbst 
IXKI  noch  lS3iNN)  Lire  kamen,  bet mg  dem- 
nach das  Dnrchxclunttskapital  1805  nur  mehr 
50000  Lire.  Offenbai-  hat  sich  vorwiegend 
die  Zahl  der  Koo{«erativgesellschaften  der 
kleinen  Leute  vermehrt,  l'nter  ihnen  finden 
sich  nahezu  alle  auch  von  Aktiengesell- 
schaften betrielienen  Geseliäftszweige  ver- 
treten, weitaus  am  zalüreichsteii  aber 
sind  die  Krcditgesellschaften  und  Volks- 
banken, welche,  wie  die  folgcudc  Tafel  zeigt, 
1SN3,  H»i  nnd  181)5  noc  h  immer  mehr  als 
30  "u  aller  Koo|)enitivges<.>llschaft«>n  rcpi-fison- 
tierten.  Ihr  Kapital  hat  1**3  05,  1WHI  87 
und  1805  77°o  des  G<*samtkapitals  iM  tmgm. 
Ihr  Wachstum  war  ganz  unvcrglcb-liiich 
grösser  als  jenes  iler  Aktiengesellschaften 
für  Kivditgescliäfto. 

Von  den  anderen  Koopi>nitivgesellsi-hafteii 
ragen  durch  ihm  gross»«  Anzahl  i-esp.  rasche 
Ent wickelung  insbesondere  die  in  der  folgen- 
den  Tabelle    dargestellten  Konsumvereine. 


Kreditfrescllschafr. 
nnd  Volksbankeii 


'x  An- 
=•  zahl 

1883  2^2 
18H7  641 
1888  692 
1880  714 
1890  73S 

1> 


709 


eingezahlt*?"! 
Kapital 
1ÜU0  Lire 

W4I2 

S2  2t;6 

85  979 
00007 

92  576 
S5  01 1 


Konsniuvt-reint- 


K  <•  «1  p  e  r  a  t  i  v  g  e  s  <•  l  1  s  c  halt  e  n. 

Baugepcllschaft.  Handlangervc-raiu-  Bauarbeiterverehie 
So«;,  coop.  di      (Sex-,  t-oop.  (Ii  mura- 
tori  ed  (»pvrai  affini) 
eingvz.  Kap. 
11)00  Lire 


eingezahltes 

zahl 

1000  Lire 


bracciauti) 


einge- 
An-  zahltes 
zahl    Kapital     An-   eingez.  Kap.  An- 
1000  Lire  zahl     1000  Lire  zahl 


iS 

420 

7 

2  107 

85 

972 

39 

4  124 

-• 

0,5 

10 

63 

107 

1  360 

.« 

4  5*3 

1 

18 

202 

»  754 

53 

4  927 

22 

70 

27 

■  03 

3003 

65 

5  534 

92 

167 

64 

240 

393 

4  372 

So 

11  590 

933 

Litteratnr!  Anouario  StatiHiro  Italiatio  /AM,  Homo  1 
jjfft.-,.  —  IhiKxrlbr  1297.  —  Elcncfi  yrnrntlr  r  i-ht**iti-  j 
mtsione  <ir<ili  i-rtiluii  (Ii  erfdiVi  <■  dfllf  Sfrirhi  ' 
ttnonimt  <il  .(J  Jh'eem/nr.  1X7J,  Jiomu,  Stumpcriit  \ 
R*ule,  1S74.  —  SUtti'tim  cd  t:trnrt>  prnmih  ilnßi 
ütU»Ji  rredit»       'ieUr  SocirtA  otioni  ,il 

Sl  Dirrmbrr  1*7<;.  Jtvma ,  7V//.  Err.li  /l»IUx, 
/^77.  _  Elrnto  genrrnlr  drW-  Soeietd  inthutriali 
nOTtonali    e<l    <*(rrt    etUUnti   nrl   Ilnpw   al  31 


IHcrmbi  r  /.s>;,  fomn,  Tip.  Errdi  llotUt ,  las.*, 
—  JJ'ilt'  Kino  dt!  rrrditn  rnnfi.  filii  n  ordohirio, 
titjnirio  r  Jondurio.  Ai)<f>  I  Ja,*  7  ß'.  J'»i>iu, 
Tip.  Errdi  liuWt,  Ja  SU ff.  —  lU>llr  tt  i  n  i  Uffi- 
cidli    dr/tr   Socit  Iii   prr  A:i»ni,  laa.tff. 
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<».  Die  A.  in  Frankreich. 


Kapital«'  von  4;HNH>Liviv>  grünibtc  Hieh<dieu 
lie  Gesellschaft  zur  Kolonisation  «ler  Antillen. 


1.  Die  ältesten  A.  2.  Die  ^ri^i^T^^.T^V'V 
Handelskuinpagnien.  3.  Die  Kommamlit-A.  4.  Die  I  P"»»l*  amh  rt"'  kom|wgnie  <1<- 
S«Miefes  ä  rwiionwibilite  limitöe.  ö.  Die  A.  seit  I  K»mschen  liis«du  und  lb42  «Ii«-  Koi 


Die  A.  seit 

1W7.  6.  Die  Ä.  iui  Vorhaltninse  zu  den  anderen 
Hamb-lsges«- U>u'lmften.  7.  Die  Auflösungen.  8.  Die 
A.  muh  <tet«t*hjift8gruppen.  9.  Aktienkapital 
uml  Dividenden. 

I.  Die  ältesten  A.  Xaeh  Ti-opbmg 
hätten  «Ii»-  ältesten  AktiengesellscliAftcn  in 
Frankivioh  befanden,  da  Itereits  im  XU.  Jahr- 
hiimlort  Mühlen  bei  Toulouse,  Moissae. 
MontauUtn  etc.  Eigentum  von  Gesellschaftern 
gew«-s«>n  wän*u ,  deren  Anteile  in  übertrag- 
baren Aktien.  sog.  nohaux,  fixiert  waren,  in 


r  ainon- 
Komjiagni«* 

für  dm  Handel  nach  .Madagaskar  zu  stand**. 
KHJ4  wurde  die  grosse  franz<Visch-n>tin<lische 
Hnu<l4*lsk«uupngnic  mit  (> — 7  Mill.  Livivs 
Kapital  und  die  westindische  Gesellschaft 
mit  einem  Ähnlichen  Kapitale  gogrihuh't. 
Ito'ido  Kompagnien  erlitten  grosse  Verluste, 
zahlten  aber  dennoch  Dividenden .  letzten- 
1071  .V'.o,  ei-stei-e  107;"»  10  °o.  HJN4  stellte 
eiNtcre  lieroits  ihn*  Zahlungen  ein.  UMU 
veranlasste  Colbert  die  Gründung  der  nor- 
liseheu  Kompagnie  für  den  Handel  nach 


des  der  Geseliüftslietrieh  durch  nbbernflHHv! '  Dänemark,  Xorwegon.  Schwielen  und  Ru 
Angestellte  besorgt  wurde  •).  Auch  der  nach 
vorhandenen  rrkundeu  zu  Reginn  des  XIII. 
Jahrhundert*  in  den  italiiMiisehen  Swstüdten 
vei  lnvitete  Gehrau«*h ,  Scliiffo  mit  Hilfe  be- 
stimmter Kapitals« Anlagen  mehreivr  zu  Itaueu 
und  im  Vorhältnij4sc  <lios«*r  Eigentumsanteile 
(Inoghi)  Gewinn  und  Verlust  «1er  Schi  ff  s- 
fahrt«'n  zu  teilen,  war  um  dit^se  Zeit  in 
Marseille  bekannt .  wo  i|er  Kapitalsauteil 
jtlatea  p'iiannt  wurde.  Dagegen  scheinen 
«li«>  italienischen  Bauken  (montes),  welch«- 
auch  auf  ln«ighi  gegründet  waren,  und  von 
•  b-neii  die  berühmteste,  ili«-  Korporation  der 
<  ienues«'r  Staatsgläubiger  (casa  «!«•  San  Giorgio 
1:<71  o«|er  gar  1H4">  gogrüinlet)  wenigst«-ns 
s«  it  1407.  «lein  Jahn1  ihn-r  Umwandlung  in 
die  erst  Inon  aufgcl«">ste  G«*nu«*ser  Diskonto- 
•  und  Zi'ttelbank.  t^ine  wirklich««  Aktiongesell- 
s«haft  g«>we>«-ii  s«-in  dürft«*,  in  Franki-cidi 


land.  Auch  sie  erlitt  mir  Verluste,  «loch 
Inerten  die  Gründungen  und  Umwandlungen 
nicht  auf.  So  kamen  «lie  Kompagnie  von 
Akndien  l(ks.\  von  China  17O0,  von  Kanada 
170(J,  rlie  Hudsonshaig.-s«dls<*haft  IT  10 .  «lie 
zweit.-  «  hiii«-sis«  lie  Gesellschaft  1712  n.  a.  m. 
zu  stände. 

Di«>  schon  aus  dem  raschen  Wechsel  or- 
kennbaren  Miss«-rfolge  dii^sor  Gosellsoliaften 
dürften  teils  darauf  zurückzuführen  sein,  «lass 
di«'  Frauz«>s<in  an  Ausdauer,  kaufmännischem 
Geist«-  und  Genügsamkeit  im  Gewinne  den 
Hollandern  und  Engländern  nachstanden, 
teils  darauf,  dass  «lie  Kompagnien  ihren  Sitz 
in  Paris  hatten,  meist  b'irnilLehe  Staats- 
anstalt«'*n  waren  und  von  Direktoren  gvleitet 
wunlen.  welche  k«'ine  Geschäftsmänner 
waivn  und  deren  Ernennung  wi«*  ihn*  Ent- 
scldi<*ssungon  häufig  und  ni<-ht  immer  im 


erst  vi.-l  siwiter  Xachahmung  gefunden  zu  geschäftlichen  lnten-s>e  von  d«-r  Regierung 


haben. 

2.  Die  privilegierten  Handelgkonipug- 
nien.  Wahrhaft  bedeutend«*  Aktiengesell- 
schaften entstandtm  überhaupt  erst  nach  «ler 
Kntdeckung  Amerikas   und   dos  Seeweges 


|  Uvinflusst  wunlen.  Diese  Kompagnien  waren 
nämlich  von  «ler  Regierimg  privilegierte,  mit 
Monopolrechten  ausgestatt«*te  Koi]>orationeii, 
in  welchen  «las  Prinzip  der  Aktiengesell- 
schaften in  der  Stellung  «ler  Geschäftsleiter. 
Stimiun'cht«*  und  in  «ler  beschränkten 


nach  ( »stin«li.  it.  als  «lie  Ei>i>arnisse  im'khtig  un  Stnumivcht«*  und  in  «ler  beschränkte! 
angl-wachsen,  «lie  Aufgaben  «b-s  llaml.-ls  iiihI  Haftbarkeit  «ler  Aktionär.*,  in  der  General 
Verkehrs  ins  Riesenhafte  g«>stiog.*n  waivn.  vei-sammlung  derselben  u.  s.  w.  schon  wei 


An  «b-r  Wende  «b-s  16.  und  17.  Jahrhunderte 
«*r>t  bildeten  sich  in  Holland  und  England 
•  Ii*'  grossen  Welthandelskompagnion,  in  deivn 
Xachahiuung  Frankivich  tmtz  «b-r  l"nt«*r- 
stntzung  ihrer  Regierung  unter  II«inri<-h  IV.. 
Richelii-u  und  Cidbert  «  benso  fruchtbar  als 
unglücklich  war. 

l'in  In'*»:!  wurde  eine  Gesellschaft  zur 
Kolonis-itioii  Kana«las  und  zum  Hetriel*e  des 
J'elzhaiidels,  eine  andere  für  d«*u  Hund«*!  J 
nach  d«  iu  Senegal  g««gründet.    Di^l — l*>L?*i  i 
bestau«!  «lie  Gesellschaft  für  <l«*u  afrikanischen  J 
Handel,  an  d>i'*ii  Stelle  die  Compagnio  «In 
<'ap  Rlam  und  die  i'omi*agnio  du  i_'n\>  Veit  r'.'M  I' 
et  d«-  Guint'-i-  trat.    Dl-Js  wurde  wieder  eine  Kata_> 
»iesellscliaft  für  Kanada  gegründet.  Mit  einem 


1  Ti-<i->!<.i>-  ila  «  ontiat  «b-  sociru'-.  15nixell»<> 
1H46. 


Weit 

ausgebildet  war.  Dagt-gen  bcsass«*n  ihn- 
Aktien  nicht  «lie  Eigeiir-oliaft  von  Inliaber- 
piipieivu  und  scheint  die  Sclmffung  s«,lclier 
Aktien  t^in  Gedank.«  I--\ws  gewe>en  zu  sein, 
wehln-r  171  ti  seine  Rank,  die  171n  zur 
königlichen  Hank  umgewand«*lt  wunle.  als 
Koiniiian<litaktieiig.'sel|>ehaft  griind«*te.  1717 
aber  tlie  Comi-aguie  d'Occident  auf  Inhaber- 
aktien errichtete  und  «ladurch,  sowi<*  dun  li 
«Ii«*  wir  ili-rlmlten  Aktion«'inission«*n  und  die 
Fusionen  «lie>er  Koinpignie  mit  «len  älteivn 
Gesellschaften  und  der  Baiupie  nnale.  dun  h 
«lie  Kinführung  «b»r  Zeitkäufe  u.  s.  w.  (17l?o| 
über  Frankreich  die  bekannte.  furcht!*aro 
stropho  hcraufliesi.hwor. 
<*1.  Die  Koimnandit-A.  Nach  d«*m  Falb- 
I,;i\vs  wirnb*  (17_M>  «las  zu  Gunsten  der 
I-iwschen  Rank  171*»  «  rlassene  Verbot  iler 
Kiui^i-m    v-,n    Inhaberpipieri-n  aufgehoben 
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und  war  danach  die  < iriiudung  einer 
Aklieng.'*']|s.haft  auf  luhalicrakticu  unter 
<»Viiehiiiiguiig  <1»t  Regierung,  die  einer 
K''nnnanditakti«'ng«'s»'llschaft  auf  Inhalier- 
akfien.  wie  auf  Xamensaktien ,  alter  auch 
•  •hu.-  <li.-..>  iimglich,  da  h-tztere  nicht  als 
Kor|»oraTinn  «*i>»t-hi**ii.  Inwieweit  von  di»>sen 
Möglichkeiten  (tehraui-h  gemacht  wurde. 
lä»t  sii-h  statistisch  kaum  nachweisen ,  oh- 
s<  h<.ii  .Juristen  h»'hanpten,  dass  in  < l« >r  zweiten 
Hälft»-  des  1K.  .lahrhunilt'rts  «Ii»-  Kommandit- 
aktieup'sellsehaft  s»>hr  l»*-li»'1»t  war.  .1* m  1« *t i- 
fall>  hart»-  si.li  die  (liuist  des  Publikums 
nach  «l»-in  Zusammenbruche  der  Hampi«' 
royale  und  <h'r  Compigni«'  d'<  Jccident ,  «Ii«' 
sich  noch  l>is  1772  <*rhiflt.  von  <l«>ii  privile- 
gierten (n-sellschaften  völlig  abgewendet, 
gelang  <■>  doch  selbst  177(i  »lern  (tründer 
>l»-r  Diskontokassc.  welche  als  Z«'ttell»ank 
■  mditet  wurde,  timtz  der  Cntei-stützung 
Turjjots  kaum  die  Halft»-  des  projektierten 
Aktienkapitals  von  1.'»  .Mill.  Kr.  aufzubringen. 
Als  «huregen  17fM>  »Ii»'  Bankfreiheit  p-währt 
wupIi'h  war,  entstanden  sofort  mehrere  Dis- 
ki.iitoUink.-n .  «lic  N'oten  emittierten.  Auch 
die  Caisse  ilcs  eomptes  (nmmnts  winde  17JM» 

P'inÜluh't. 

Der  Code  de  commerce  (lNO~l  actvptiertc 
in  Bezog  auf  <lie  Aktiengesellschaften  un«l 
KommamlitaktiengesellHchaftim  so  ziemlich 
den  p'jgebcnen  Zustand.  d»»ch  führte  dcivcllte 
»he  Bezeichnung  anonym''  Oesellschaft  für 
Aktiengesellschaften  ein,  welche  seither  im 
tiebiete  des  romanischen  Hechtes  allp'tm'iu 
ül'lich  p-worden  ist.  Ein  unmittclliarer  Eiu- 
fluss  der  Einführung  des  Code  d<>  commerce 
ist  nicht  ersichtlich  ;  unter  dein  Waffenlänne 
des  Konsulats  und  Kaiserreichs  waren  die 
'friindmip-u  nh-ht  sehr  häufig.  Aktien- 
gesellschaften wurden  in  den  14  Jahren  nur 
12  konzessioniert.  Häufiger  wurden  »lie 
(iriindungen  in  der  Zeit  d»>r  Kestaiimtion, 
wählend  welcher  (in  1ti  Jahren)  1-2  Aktien- 
p^dlsehaften  konzessioniert  wurden.  Noch 
zahlreicher  alter  waren  die  Kommanditgesell- 
schaften auf  Aktien.  Ja.  die  Thatsaeh«*, 
•lass  zur  Errichtung  dersellten  die  Autori- 
sienmg  d»'r  Regierung  nicht  nötig  war, 
führte  im  Vereine  mit  dem  völligen  Aus- 
schlüsse der  <  Öffentlichkeit  zu  den  ärgsten 
Schwindeleien,  indem  einei-seits  die  Geranten 
als  Strohmänner  der  Aktionäre  henützt 
wurden,  andrerseits  die  Aktionäre  gesetzlich 
ron  jeder  Einflussnahm«'  auf  di»*  *  •'muten 
ausgeschlossen  vielfach  hinterganp-ii  wurden, 
lusltesoridero  in  der  Zeit  der  Juli-Monarchie, 
als  1S32  durch  richterlichen  Spruch  die  Zu- 
lässigkeit  von  Komnianditaktiengesellschaften 
auf  InhabcrpapiVro  anerkannt  worden  war, 
^bossen  »lio*o  wie  die  Pilzo  empor  und 
*unlen  djp  Betrügereien  so  arg.  dass  die 
Hegiening  1838  im  Parlamente  »'ine  Yorlap- 
auf  gänzliche  rnterdrückiing  der  Kommnmlit- 


;  akti«'iip'se|ls»'haften  eiuhnichte.    Der  Anfing 
1  wunle  zwar  ehensow«'iiiir  ( l«'setz.  als  die  von 
'der  Kammer  vorgeschlagene  Rcpressivmass- 
regel,  aher  di<"  Reaktion  Mied  doch  nn-ht 
aus.     W'ähi-end    nämlich    1NH7    allein  im 
l)e|iartement   Seine  JKs  Konimaiiditakti«'ti- 
gisellschafteii  gefm*ind»-t  wurden,  kamen  in 
ganz  Kmnkn-ich  1S40  nur  17(»,   1M-4 1  gar 
nur  8!)  solch»«  (h^sellschafteu  zu  stände.  In 
j  den  folp'Miden  Jahifii  >t<"igt.  wie  die  l>ei- 
•  geg» 'heile  Tafel   zeigt,   die   Zahl   der  Xeii- 

■  gründungen  wieder  langsam  an,  wülnvnd 
<li<1  Zahl  der  Oründungen  k<nizessioniertcr 
Aktienges»'lls<  haften  l..>i  mflssigeu  Schwan- 

:  klingen  stets  klein  hleiht.  <>ffenl«r  im  Zu- 
'  samnieuhange  mit  den  engliwhen  ^"irt- 
schaftsv»'rh;iltnissen  mehrt  sich  l Kl."»  4»;  die 
I  Zahl  der  ( irthidungeii  ganz  uiigeh<>u<>r  und 
noch  in  dem  Krisenjahre  lKl7.  welches  die 
(rriuKlung»'?!  von  anonymen  (■«•Seilschaften 
fast  auf  die  Hälfte  reduziert,  hleiht  die  Zahl 
der  X.  ugii'mdungeu  von  Koinmatiditaktieii- 
gesellsehaften  sehr  Ihk-Ii.  KrstdasKevolutions- 
jahr  1K4K  läs>t  «Ii»1  Ziffer  tiefer  sinken.  al>»'r 
sclif>n  1K4!>  wirft  sich  die  S]iekulation  auf 
die  Errichtung  von  Koinmanditaktienge>ell- 
schaften  mit  Inlialtei-iktien .  deren  Ncu- 
gründiing»'u   nunmehr  h«'iTschend  wenh  n. 

■  Nach  einem  scharfen  Kückschlap*  im  l»>tzten 
IJahin-  der  zweiten  Hepuhlik  (lsr,l).  welcher 

alle  (fesellsehaftsnrh'n  gleichmässig  heriUirte. 
nahm»>n  ili«>  Neugründungen  seit  lKn'i  (dem 
(JrüiHlungsjalun'  des  Credit  mohilier)  mit  dem 
Anfschwunp'  d»^s  EisenhHhnhaiK's  von  Jahr 
zu  Jahr  tm»tz  des  Krimkrieges  liedciitcnd  zu. 
,  Konzessionierunp'n  von  anonym«'ii  (Jesell- 
I  H'haften  en'cichen   mit  ;•{(!  im  Jahr»'  1n">4 


ihre  höchste  Ziff«T  und  der  Schwindel  mit 
Koinmanditakti«>ngesellschaften   wiml  ärp-r 


:als  je  hetrielrt-n.  Von  Juli  1K.">4  l»is  Juli  ]K.'»."» 
I  wurdi'ii  in  Paris  allein  227  Kommaudit- 
i  aktienp^'llschaften  g»>grflndct  mit  einem 
Kapital»'  von  {MW  Mill.  Kr.  in  Aktien  von 
2">— ."j  Kr.!  Es  seien  »las  keine  Aktien, 
soudi'rn  Iiotteriehillette,  sigte  Ijuiglais  in 
der  Kammer.  Die  Gesellschaft  zur  Ver- 
mählung Afrikas  mit  Amerika  gah  Aktien 
zu  ein«-m  Knm<-  hemus  und  nannte  als 
(Jemnten  ««inen  -'Herrn  Christoph  Coluinhus< . 
Mit  Htvht  nannte  man  daher  die  Kommandit- 
akti<'np'sells»'haften  damals  dieS<'hlnpfwiukel 
der  Spekulation  und  des  Hetiup's.  .h-tzt 
ei*st  entsehloss  man  sich  zu  energischen 
Repressivmassrep'ln .  welche  in  dem  <i«-s. 
vom  17.  Juli  lK,"»(j  zum  Aus'lnicke  kann'ii. 
Die  darin  phonierte  Oeffentlichkeit  der  (ie- 
sells<-haftsgrürnlung.  dann  die  damit  vor- 
p's<hriehcne  weitg»diende  Haftpflicht  der 
<h'schäftsfühini»r  und  (Iründer  »>tc.  h.'wirkte 
sofort  einen  ausserordentlich  grossen  Ahfall 
<1«t  Neugrflndunpm  von  Kommaiiditaktien- 
':  gesellschaft»-)).  1MH«  waren  es  m.  1861  1M5! 
'Damit  war  »lic  Hen-schaft  der  Koinmandit- 
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aktiengesellschafteil   gebrochen ,   ohne  dass 
•»doch,  wie  die  Tabelle  zeigt,  die  Gründungen 
dir  anonymen  Gesellschaften  wesentlich  zu- 
nahmen. 

4.  Die  Societen  k  responsabilit£  Ii- 1 
mite«.  Wirkliche  Aktiengesellscliaften  liatten  j 
n    Frankreich    seit    alter  Zeit   bestanden.  ■ 
doch   bedurften    sie    zu    ihrer  Errichtung , 
.stets  der  Autorisatiou  der  Regierung  und  j 
war  das  Verfahren   hierhei   sehr  schwor- : 
fällig.    Wie  hemerkt.  war  dies  auch  nach 
dem  Code  de  commerce       - iT >  der  Fall  | 
nnd  hatte  sich  daher  in  der  neueren  Zeit 
die  anonyme  Gesellschaft  nur  schwach  ent- 
wickelt. '  Zwischen  1*40  und  1*00  schwankt 
die  Zahl  ihrer  Neugründlingen  zwischen  0 
und  MO  und  kommen  auf  ein  Jahr  etwa  18 
Iiis  1!»  Gründungen,  gegonül»er  jenen  der 
Kommanditaktiengesellschaften  minimale 
Zahlen.      Da    diese    Gcscllschaftsart  viel 
1  eichter  zu  errichten  war  und  durch  die 
Haftpflicht  der  Geraufen  grössere  Sicher- 
heit zu  liieten  schien,  verschwand  die  ano- 
nyme  Gesellschaft   auf  dem   Gebiete  des 
Handels  fast  ganz  und  wurde  vorwiegend, 
für  die  Anlagt1  von  Kommunikationen,  für 
Vorsicherungsgeschäfte,  zur  Gewinnung  von 
.Naturprodukten  etc.  gegründet.    Seit  1*">0 
war  nun  aber  die  Kommaiiditnktiengosell- 
schaft    zurückgedrängt    worden,  wahrend 
doch    1*"»7    den    belgischen   Aktiengesell- 1 
Schäften  der  ungehinderte  Geschäftsbetrieb! 
in  Frankreich  gestattet  und  1*02  durch  den ; 
Handelsvertrag  mit  England  den  englischen 
limiteil  comjmnies  das  französische  Handels- 
gebiet   vollständig    geöffnet    worden  war. 
Dadurch  kamen  die  französischen  Geschäfts- 
männer in  eine  ungünstigere  Ijage  und  die' 
Gesetzgebung  suchte  dieselben  dadurch  zu; 
unterstützen,  dass  sie  eine  Abart  der  ano- 
nymen Gesellschaft,  die  Societe  ä  respun- 
sabilite   limitee   zuliess,    welche   der  eng- 
lisehen  limited  com]>any  nachgebildet  war 
und  welche  einerseits   obschon  eine  echte 
Aktiengesellschaft,  zu  ihrer  Gründuug  die 
staatliche  Autorisation    nicht    nötig  hatte, 
andrerseits  die  Aktionäre  nicht  ülter  den 
Betrag  der  Aktien  hinaus  liaftlwir  machte, 
dagegen  auf  ihren  Aktien  ihren  Charakter 
und     ihr    Aktienkapital    angeben  musste 
und   den   Repressiv massrogeln  unterworfen 
war,  welche  1*."»0  in  botivff  der  Komman- 
ditaktiengesellschaften   aufgestellt  wnnlen 
waren.    (Ges.  v.  23.  Mai  ISHÜ.) 

Die    Hegünsriguiigcn    dieses  Gesetzes 
wurden  gierig  aufgegriffen,  denn  es  kamen  j 
von  lN«i;{-|s(i7  danach  :t.iS  Aktiengesell- 
schaften zu  stände,   dei-en  Gründung  die  \ 
Zahl  der  Nougründiingon  von  autorisierten 
anonym. n    Gesellschaften    sofort    auf  die 
Hälft«»  und  weiter  herabsetzte,  während  sie 
die  Krrichtung  von  Konunanditaktiongesoll- ; 
schaftenkauiu  beeinflusste.  Die  Krleich'terung 


der  Gründuug  einer  Art  anonymen  Gesell- 
schaft vermehrte  somit  die  Zahl  der  Grün- 
dungen fitierhaupt,  deren  l*0."i  Kreits  wieder 
200  stattfanden.  1*00,  07  ging  die  Zahl 
der  Gründungen  im  Zusammenhange  mit 
der  Krisis  in  England  und  dem  deutschen 
Kriege  Ihm  allen  drei  Arten  zurück  auf  22"» 
resp.  1*7. 

5.  Die  A.  »eit  1867.  Das  Gesetz  von 
lHOM  war  nur  eine  vorübergehende  Maß- 
regel, an  welcher  nicht  festgehalten  werden 
konnte.  Mau  hatte  sich  auch  in  kaufmän- 
nischen Kreisen  überzeugt,  dass  die  Ih»- 
sdiränkto  Haftung  keine  so  gmsse  Gefahr 
in  sieh  l>erge  und  die  Regierung  selbst  kam 
zur  Einsicht,  rlass  die  Staatsgonehmigung 
nicht  aufrecht  erhalten  werden  könne,  weil 
sie  die  Nachlässigkeit  der  Aktionäre  unter- 
stütze, indes  es  doch  unmöglich  sei.  dass 
der  Staat  fortdauernd  wirksam  die  Gesell- 
schaften kontrolierc.  Man  eutschloss  sich 
daher,  das  Hecht  der  Aktiengesellschaften 
neuerdings  zu  ordnen  und  zwar  nach  dem 
Priuzipc.  dass  diesellxMi  mit  Ausnahme  der 
Lebensvei-sicherungsges*ills<;haften  und  der 
sogenannten  Tontinen  ohne  Staatsgenehmi- 
gung  gebildet  werden  können.  Die  Mass- 
rogeln des  Gesetzes  von  IS'iÜ  gegen  die 
Koinmanditaktiengosellsehaften  wurden  liier- 
bei  gemildert  auf  alle  Aktiengesellschaften 
ausgedehnt.  Eine  wichtige  Ergänzung  dieses 
Gesetzes  vom  21.  Jidi  1*07  biMete  die  Ver- 
ordnung vom  22.  Januar  1*0*. 

Nach  diesen  Bestimmungen  war  die  auto- 
risierte Gesellschaft  auf  wenige  bestimmte 
Fälle  beschränkt  und  war  jeder  Grund  ent- 
fallen, die  Societe  ä  ivsjw>nsabilite  liinit<V 
besonders  zu  unterscheiden.  Die  offiziellen 
Ausweise  führen  daher  von  1*0*  angefangen 
nur  mehr  die  Gründungen  von  anonymen 
Gesellschaften  unterschiedslos  an.  Dagegen 
war  in  dem  Gesetze  auf  die  kleinen  Gesell- 
scliafteii  mit  wechselndem  Aktienkapital 
Rücksicht  genommen  und  wurde  erklärt, 
dass  unter  Einhaltung  gewisser,  besonderer 
Vorschriften  jede  Gesellschaft  mit  variablem 
Kapitale  gi 'gründet  werden  könne.  Diese 
societe  cooporative  erscheint  nun  von  1*0* 
an  neben  der  anonymen  Gesellschaft  in  den 
offiziellen  Ausweisen  über  Nougründuiigen, 
während  über  die  Kommauditaktiongescll- 
schaften  ein  besonderer  Nachweis  bis  1*70 

fehlt. 

Die  Aufhebung  der  Gründung  unter  Ge- 
nehmigung durch  die  Regierung  hatte  auf 
die  Zahl  der  Xeugiilndungen  eine  durch- 
schlagende Wirkung.  An  Stelle  der  Grün- 
dung von  1)  durch  Dekret  autorisierten  ano- 
nymen Gesellschaften  und  von  77  als 
schränkt  haftbar  bezeichneten  anonymen  Ge- 
sellschaften im  J.  1*07  trat  im  J.*l*l>*  die 
Gründung  von  HG  anonymen  Gesellschaften. 
iicIh  ii  welchen  noch  ."»4  (Yiopcrativc-Gesell- 


Digitized  by  Googl 


Aktiengesellschaften  (Statistik,  Frankreich) 


wliaften  errichtet  wurden.  1865)  und  selbst 
l*7<i,  im  Jahre  des  deutsch-französischen 
Kriege?.,  stieg  die  Zald  der  Gründungen  ano- 
nymer Gesell* haften,  indes  wenigstens  1870 
die  Zalil  der  Gründungen  von  Coojierative- 
G. -Seilschaften  um  ca.  50  °o  abnahm,  jene  der 
offenen  Gesellschaften  und  der  einfachen 
Kommanditgesellschaften  um  991  resp.  130 
zurückging.  187 1  war  dann,  wie  die  Tafel 
zeigt,  der  Rückschlag  allerdings  grosaartig; 
e>  faiidi  ii  um  03  °o  weniger  Gründungen 
statt.  1872  sehen  wir  rlie  Zahl  der  Neu- 
gründuiig-  n  l*>reits  auf  dem  alten  Stande 
von  lMül.  1S70.  Die  Krisis  von  1873  ist  in 
Frankreich  fast  gar  nicht  zu  liemerken, 
dagegen  hält  die  Stagnation  der  Geschäfte 
den  Aufschwung  der  Gründungen  bis  1878 
zurück.  1S79  mit  der  Besserung  des  Eisen- 
markto  iii  Amerika  lx-ginnt  aber  ein  form- 
li.-lit  s  » iründungsfiober,  welches  besonders 
heftig  zunächst  in  Paris  auftritt.  Die  Zalü 
der  Gründungen  erhöht  sieh  von  187H  auf 
1*79  fast  aufs  Dopj>elte,  in  Pari»  allein  aber 
in  U-tivff  der  anonymen  Gesellschaften  von 


119  auf  200.  1880  fanden  in  Paris  sogar 
482  und  1881  489  Gründungen  anonymer 
Gesellsehaften  statt.  Während  die  Zunahme 
der  Gründungen  im  J.  1880.  wie  ein  Ver- 
gleich mit  der  Tafel  zeigt,  fast  ganz  allein 
durch  die  Zunahme  dersellien  in  Paris  be- 
wirkt wird,  fällt  von  der  grossen  Ver- 
mehrung des  J.  1881  nur  ein  minimaler 
Teil  auf  Paris.  Das  Grnndungsfiolior  fan<l 
da  keinen  passenden  Boden  mehr  und  hatte 
sich  auf  die  Provinzen  ausgedehnt.  Von 
der  Provinz  aus  kam  auch  1882  der  Rück- 
schlag, der  bis  1886  resp.  1887  anhielt.  In 
letzterem  Jahre  wuchs  die  Zahl  der  Gründun- 
gen von  Koojteiativgesellschaften  ganz-  ausser- 
ordentlich, jedoch  nur  vorflltergehend.  In 
Paris  allein  entstanden  112  solche  Gesell- 
seliaften.  Die  folgenden  4  Jahre  sahen 
wieder  zahlreichere  Gründungen,  1S91  reichte 
ihn»  Zahl  al>er  doch  nur  an  jene  von  1*83 
heran.  Seither  sind  sie  wieder  minder 
häufig.  1H94  eigiebt  sich  bei  den  Kooj>erativ- 
gesellschaften  ein  ahnlicher  Aufschwung  wie 
',  1887. 


Gründungen  von 


im  Jahre 

Koinmanilit-A.  mit 
Namens-  |  Inhaber- 
aktien 

Anonymen 

Gesellschaft. 

mit    1=  1= 
Dekret  = 

autori-  BtJV 

»lerl  \k  *•? 

im  Jahre 

Kommanilit- 
aktieii  Gesell- 
schaften 

kooperativen 
Ci  «Seil- 
schaften 

anonyme  u 
Gesell- 
schaften 

184*» 

i 

76 

18 

1868 

5< 

191 

1841 

89 

22 

1869 

200 

1842 

49 

74 

25 

1870 

33 

223 

1843 

>Q 

92 

18 

1871 

16 

83 

1844 

49 

65 

28 

1872 

32 

239 

184o 

'97 

32 

29 

18T3 

61 

220 

1846 

235 

41 

23 

1874 

4' 

214 

1847 

26 

14 

1875 

43 

253 

184* 

90 

57 

«4 

1876 

«9 

239 

184*» 

60 

122 

20 

1877 

7' 

33 
35 

290 

1850 

97 

160 

IO 

1878 

80 

2>6 

187,1 

78 

88 

9 

1879 

120 

62 

5" 

1852 

70 

130 

21 

1880 

129 

39 

797 

im 

118 

266 

25 

1881 

143 

10 

976 

18Ö4 

106 

199 

36 

1882 

H6 

58 

738 

1866 

1 10 

277 

18 

1883 

1'7 

49 

482 

186« 

123 

340 

>7 

1884 

90 

49 

363 

1H67 

122 

95 

6 

1885 

89 

52 

325 

18nK 

54 

87 

•3 

1886 

91 

42 

3'9 

1859 

53 

73 

12 

1887 

94 

141 

295 

\m> 

82 

3" 

14 

1888 

62 

5« 

324 

1861 

57 

39 

12 

1889 

80 

45 

324 

1862 

82 

34 

» 



1890 

70 

43 

374 

1863 

79 

32 

27 

10 

1891 

84 

90 

446 

1864 

69 

37 

U 

59 

1892 

63 

48 

42> 

186/» 

50 

102 

«3 

104 

1893 

61 

70 

401 

1866 

88 

1894 

60 

■3' 

403 

1867 

101 

: 

77 

Au<h  in  Algier  machte  sich  die  Krisis  seil* •haften  sind.  Während  nämlich  dort 
d'-s  J.  1882  bemerkbar,  trotzdem  die  Handels-  1876  —SO  im  Jahresdurchschnitte  etwa  1 
gesellsehaften  nahezu  durchweg  offene  Ge- 1  anonyme  Gesellschaften  gegründet  wurden. 
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stieg  die  Zahl  der  Xeugründungen  solcher 
18*0  auf  10.  1881  auf  13.  1*82  wunlen 
nur  mehr  6,  1883:  5,  188-4:  2  anonym«1  Ge- 
sellschaften gegründet,  1885-  1*3  wieder  S. 
10,  9,  10.  8/8.  9,  8  und  5. 

6.  Die  A.  im  Verhältnisse  zu  den 
anderen  Handelsgesellschaften.    Da  die 

französische  Statistik  auch  die  Gründung  der 
offenen  Gesellschaften,  wie  der  einfachen 
Kommanditgesellschaften  aufzeichnet,  so  ist 
es  möglich,  das  Verhältnis  der  Zahl  dieser 
Gründungen  zu  jener  der  Gründungen  von 
Aktiengesellschaften  zu  fixieren.  Wi  be- 
sonderein  Inten'sso  sind  diese  Ziffern  für 
die  Zeit  vor  und  nach  1807.  Es  kamen 
aU-r  vor 

Gründungen 


— 


7. 
— 


Gesellschaften 


1841  — tWi 


im 

imv- 

1891- 


80 
90 
-94 


1K41-65 


1866- 

1886- 
1891- 


-8» 
90 
94 


2  * 
SM 

o 
US 


1  s 


I  «Co, 


Die  Zahl  der  Auflösungen  ist  somit  lvgel- 
jmüKsig  bedeutend  grösser  als  die  Hälft' •  d<  r 
'  gleichzeitig  gegründeten  Gesellschaften :  doch 
]  zeigt  sich  in  dieser  Beziehung  ein.«  gro»e 
I  Besserung,  denn   seihst  die  Zeit  der  Krise 
|  und  Stagiuition  von  1881  bis  1*82  war  die— 
I  bezüglich  nicht  so  ungünstig  als  da.-  Dezen- 
nium 1801—70,  in  welchem  das  Jahr  1*01 
mit  08  Auflösungen  auf  100  Gründungen 
ganz  iM'sonders  hervorragt.    Selbst  1**2  und 
1883  war  das  Verhältnis  nicht  so  schlecht, 
denn  es  kamen  56,1  liezw.  50,0  Auflösungen 
auf  100  Gründungen.    Dass  dies«»  Besserung 
mit  der  Fivjp>hung  der  Gründung  und  dem 
Schwinden     der  Kominandit-AktieiiL'<xll- 
sehaften   zusammenhängt,  lüsst  sich  aller- 
dings vermuten. 

Wesentlich  anders  gestaltet  sieh  da.«  Ver- 
hältnis hei  den  einzelneu  Gesellschaftsformen. 
Ks  betrug  nämlich  die  Zahl  der  Auflö>nng.-n 
von 


2  U 


2396 


in  absoluten 
480  |  195 

45' 


Zahlen 

2s  I 


34 
64 

85 


or8 


Durch  die  Froigebung  der  Gründung  von 
Aktiengesellscliaften  sind  somit  die  einfachen 
Kommjuiditgesellsehaften  wie  jene  auf  Aktien 
schwer  getroffen  worden.  Absolut  und  noch 
mehr  relativ  ist  die  Zahl  ihrer  Gründungen 
seit  1S07  zurückgegangen.  Umgekehrt  wird 
die  Zahl  der  Gründungen  von  Aktiengesell- 
schaften auch  verhältnismässig  fortgesetzt 
grosser. 

7.  Die  Auflösungen.  Leider  gieht  die 
französische  Statistik  die  Auflösungen  der 
Handelsgesellschaften  erst  seit  ]8<i0  nach 
einzelnen  Gosel Iscliaftsformen  an.  Für  die 
frühen'»  Zeit  geben  wir  daher  mir  folgende 
1'ebersieht : 


offenen 


ehif.  Komnian-  Ano- 
Kom-      dit-  ny- 
mand.-  Aktien-  meu 
Gesellschaften 


tiv- 


Im 
Jahre 

1890 
18!»1 

1892 
1893 


in  Prozenten  der  Gründungen  des  gb-i.  ben 
Jahres 


1826 

201 

29 

142 

; 

'777 

200 

21 

'5' 

1918 

277 

43 

'49 

.  1.1 

1814 

256 

32 

'54 

(2 

1890 
1891 
1892 
1893 


56,6 
53,7 
57,3 
56,i 


26,6 
26,8 
34,o 
3',' 


41,4 

25,0 

68,3 
52,4 


38.0 
421 


'6..; 

4.4 

20.» 

>7.i 


Jahres- 
durch- 
scluiitt 

Zab 
Grün- 
dungen 
hei  allen 

1  der 
Auflö- 
sungen 

Gesellsch. , 

Auf  100  gleich- 
zeitig gegründet. 
Gesellschaft,  ka- 
men Auflösungen 

1861  70 
1871,80 
1881,86 
1887  89 

38  m 
4187 
4749 
4211 

2332 
2259 
2601 
2280 

60,6 

53,9 
54,8 

54,' 

Die  Auflösungen  sind  somit  l«i  den 
offenen  Gesellschaften  am  häufigsten,  bei 
den  KoftjK'iativgesellschaften  am  seltensten. 
In  der  Mitte  zwischen  diesen  Extremen 
stehen  die  anonymen  Gesellschaften.  U»i 
denen  auf  etwas  weniger  als  3  Gründungen 
eine  Auflösung  kommt.  Bei  den  Auflösungen 
tritt  der  Aufschwung  von  1801  und  der 
Rückgang  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
von  1892  ganz  besonders  stark  hervu. 

8.  Die  A.   nach  Gesehaftsgrappen. 

Die  Schwierigkeiten,  welche  bis  1803  der 
Bildung  von  anonymen  Gesellschaften  im 
Wege  standen,  beschränkten  und  U-stimmten 
wesentlich  die  Geschäitsgrupjien,  für  welche 
anonyme  Gesellschaften  zu  stände  kamen.  Die 
beifolgende,  nach  Court ois  fils  (Joiunal  des 
Economistes  Juni  1860  S.  4G3)  gegebene 
Uebersieht  der  von  Ende  1799 — 1859  kon- 
zessionierten anonymen  Gesellschaften  ist 
diesfalls  besonders  lehrreich. 
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■ 

•3  ^ 

<>ei!enrt»ud  «1er  Ge*eUVhaften 

7 
z 

Citr-ao 

CS  .2 

^  -r  t_ 
S  x  • 
f~" 

^«  CS 

'S" 

.i  —> 

E  91 

Kankrn  und  Kasten 

■ 

6 

IO 

82 

1  7 

l  (6 

Versirheriing«we»en 

21 

7 

?f> 

J 



i 

28 

lfJ 

Brücken  und  Häfen  

i 

12 

46 

1 

i 
•1 

^> 

1  2 

7 

2 

2 

20 

Fuhrwerk  u  Per»onenhcftirdt*riui" 

j 

j 

6 

i 

I 

IO 

Kohlenwerke 

i 

i 

"» 

6 

i 

8 

20 

Po*t-Panipfnchiffe  u.  a. 

1  | 

20 

A 

S 

Hochöfen  und  Hüttenwerke   .  . 

_ 

I 

. 

4 

2 

1 1, 

I  2 

J 
4 

Immobiliargesellschaften 

2 

A 
^ 

<) 

I 

10 

26 

»■asbdeuchtuntfsanst  alten  .    .  . 

4 

I  1 

1 

7 

23 

Spinnereien 

- 

i 

4 

1  a 

PapieriuUlden ,  Druckereien  und 
Zeitschriften  

— 

2 

s 

— 

10 

Auiker-,         unii  »~eiieniai)riKeji 

7 

1 

x 

Bäder.  Waschanst.,  Wasserltgsw. 

3 

2 

4 

9 

Ländliche  Industriezweige     .  . 
Steinbrüche  

4 

4 

1 

1 

10 

3 

3 

1 

7 

Porzellan-,  Spiegel-,  (ilaafabr. 

8 

1 

3 

12 

Verschiedene  Gesellschaften   .  . 

I 

3 

' 

1 

" 

Summa : 

12 

260 

ICH) 

■32 

Ö35 

Durchschnittlich  pro  Jahr: 

\ 

71:, 

'41  * 

2«) 

i6-s 

IO«, 

Erst  sind  es  ;ds<>  die  Versicherungsgosell- 
sdiaften  und  späterhin  die  Banken,  welche 
die  gross«'  Masse  der  anonymen  Gesell- 
schaften stellen;  danaeh  folgen  besonders 
seit  der  Julimonarchie  die  Gesellschaften  für 
Brücken-  und  Hafenhau,  die  Bahnen  und 
einstigen  Komiuunikatinnsaijstaltcn.  weiter- 
hin dir  Hochöfen,  Bergwerke  und  Gasan- 
stalten. Es  ist  dies  eine  Gruppierung,  welche 
»ler  in  England  sehr  ähnlicli  ist.  Ganz  anders 
stellefi  sich  die  Verhältnisse  l>ei  den  Kom- 
manditaktiengesellschaften,  für  welche  die 
Daten,  welche  ein  Bericht  an  die  französische 
Deputiertenkammer  aus  ihrer  Blütezeit  für 
1S26 — 1*37  giebt,  sehr  charakteristisch  sind. 
Danaeh  wurden  in  den  bezeichneten  zehn 
Jahren  1100  Kotninanditaktiengesellschaften 
gegründet  und  zwar  mit  folgenden  Gesehäfts- 
gegenständen : 

Zeitungen.  Journale,  Büchcrverlag  .    .    .  401 

Indtutrielle  Geschäfte   95 

Verkehrs-  und"  Speditionsanstalten  ...  93 
Metallindustrie  nnd  Kohlenhandel    ...  60 

Schiffahrtübetrieb  52 

Banken  40 

Versicherungsgesellschaften  27 

Lind  wirtschaftliche  Industriezweige  25 

Theater   24 

Verschiedene  Gesellschaften  289 

Jn  der  Zeit  von  1860—1807  ändert  sieh 
der  Gesehäftnkreis   <h*r  anonymen  Gesell- 


schaften.  ja  die  Socictcs  a  rcs]K>nsahilite 
limitee  lassen  denselben  noch  schärfer  her- 
vortreten. Von  den  5)"»  in  dieser  Zeit  mit 
Dekret  autorisierten  anonymen  Gesellschaften 
J  waren  nämlich  30  Versicherungsgesell- 
schaften, 58  dienten  industriellen  und  nur 
eine  ItuidwirtscIiaftUehen  Zwecken. 

Seit  der  Freigebung  der  Gründune  von 
Aktiengesellschaften  ist  eine  solche  Ein- 
schränkung weniger  zu  Itemerketi,  vielmehr 
•  sind  dieselben  in  allen  tiebieten  des  wirt- 
j  schaftlichen  l/diens  verbreitet.  obschon  zeit- 
weise in  den  einzelnen  Spekulationse|>ochen 
|  gewisse  Gebiete  besonders  stark  Itevorzugt 
!  werden  und  neuestens  die  industriellen 
Unternehmungen  stärker  in  den  Vordergrund 
treten  als  je.  Wie  die  folgende  nach  den 
offiziellen  Daten  gearbeitete  Tabelle  zeigt, 
sind  unter  den  Gründungen  von  anonymen, 
Kommanditaktien-  und  Koopcrativgesell- 
schaften  der  Jahre  1889—189-1  die  I,ebens- 
mittelgesellschaften,  die  Zeitungsuuter- 
nehmungen,  die  Versieheningsgesellseliaften, 
die  Kreditinstitute,  die  Bclcuchtungstinter- 
nehtnungen,  die  Dninobiliargesellschaften  am 
stärksten  vertreten.  Iu  den  Jahren  1*9:; 
und  1894  treten  neben  den  genannten  Ge- 
sellschaften jene  für  Minen.  Metallindustrie, 
chemische  l'roduktenfabriken  und  die  ver- 
schiedenen Transportunteniphmungei)  zahl- 
reicher auf. 
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•haften 


ZeitnugsunterneJimungen  . 
Banken-  u.  Kreditinstitute 
Belenohtnngsnnterneh- 

niungen  

Imniobiliarjresellsehaften  . 

Eisenbahnen   

Minen-  nml  Steinbrüche  . 
Metallindustriegesell- 


Transportiresellsehaften 
\Vr*ieherunir9gesell- 

sehaften  

Theatertresellsehaften  .  . 
Lebensmittelfresellnehaften 
ChemLsihe  I'rodnktcn- 

fabriken  

Tramwavgesellschaften 
Agentiegesellsohaften    .  . 
M  ineral  wasserpesel  1- 

schaften  

Verschiedene  Industrie- 

•Tesellsehaften    .    .    .  . 


im  Jahre 

18«» — «^2 

1893 

•35 

4' 

18 

•  37 

35 

28 

I  X  I 

2 ; 

3' 

43 

39 

8 

6 

96 

34 

29 

7o 

39 

45 

67 

20 

128 

60 

51 

29 

12 

12 

•99 

64 

85 

67 

27 

25 

28 

12 

21 

12 

6 

5 

21 

1  1 

8  1 

710 

107 

•39  l 

2008 

532 

594  1 

Zusammen 

9.  Aktienkapital  und  Dividenden.  Das 

Kapital,  vrelehcs  von  den  französischen  Ak- 
tiengesellschaften aufgenommen  wurde,  ist 
ein  sehr  betrachtliches.  Die  zwischen  1820 
und  1s37  gründeten  1100  Kommandit- 
aktiongcsellsclinftcn  hatten  ein  Nominal- 
kapital  von  1117  Milk,  die  gleichzeitig  kon- 
zessionierten 157  anonymen  Gesellseltaften 
ein  Wiehes  von  393.4  Milk  Fr.  Auf  eine 
Gesellschaft  ersterer  Art  entfiel  sninit  ein 
Nominnlknpital  von  1,01  auf  eine  Gesell- 
schaft  letzterer  Art  ein  solches  von  2.2  Milk  Fr. 
Das  Aktienkapital  der  Gesellschaften,  deren 
Papiere  an  der  Pariser  Börse  1N3M  gehandelt 
wurden,  soll  sich  auf  rund  409  Milk  Fr.  lie- 
laufen  haken,  doch  ist  dieser  Nominalbetrag 
wie  der  vorstehende  nur  zum  Teile  faktisch 
aufgebracht  worden,  1*55  wird  bereits  das, 
Aktienkapital  der  Kiscnhahncii  Frankreichs 
auf  lfÄI  Mill..  das  der  Kreditgesellschaften 


auf  807  Milk  Fr.  geschätzt.  Dazu  kommt 
aber  noch  das  in  Prioritäten  und  anderen 
Obligationen  aufgenommene  Kapital,  welches 
z.  P».  beim  Credit  mobilier,  welcher  1852 
mit  einem  Nominalkapitale  von  00  Mill.  Fr. 
gegründet  wurde,  Goo  Mill.  betragen  sollte. 
1*73,  in  welchem  Jahre  in  Frankreich  die 
Spekulation  verhältnismässig  zurückhaltend 
war,  wurde  das  Einkommen  von  den  an  der 
Börse  von  Paris  kotierten  und  nicht  kotierten 
Aktien  von  Eisenlmhncn  auf  422.  von  anderen 
Pariser  Gesellschaften  auf  215.5,  von  Gesell- 
schaften der  Departements  auf  (55,3  Mill.  Fr. 
geschätzt.  Dieses  Einkommen  entspricht 
allerdings  einem  geringeren  Kapital,  als  von 
vornherein  angenommen  werden  mag.  da 
die  Dividenden  der  Aktiengesellschaften,  l»c- 
sonders  der  Banken,  verhältnismässig  hoch 
waren.  In  neuerer  Zeit  sind  alier  auch  in 
Frankreich  die  auf  eine  Gesellschaft  ent- 
fallenden Kapitahsbcträge  kleiner  geworden, 
und  zwar  hauptsächlich  durch  das  häufigere 
Auftreten  der  Kooperativgeselkscliaftcn.  Wie 
folgende  Cohersh-ht  zeigt,  ist  das  durch- 
schnittliche Gründungskapital  der  Aktien- 
gesellschaften aller  Art  selbst  in  den  Jahren 
1*89— 1*94,  allerdings  unter  Schwankungen, 
nffenltar  rückgängig.    Es  Mrug  nämlich 


im  Jahre 

für 
iiesell- 

im 
ganzen 

für  ein  Indi- 
viduum 

st  haften 

Millionen  Frcs. 

188!» 

449.8 

189(1 

487 

427,6 

o'U 
0.86 

1891 

620 

533,9 

1892 

536 

608,3 

','3 

1898 

532 

3239 

0.61 

1894 

594 

459,4 

o.77 

Der  Bückgang  der  relativen  Grösse  des 
Aktienkapitals  bei  Neugründungen  liegt,  wie 
folgende  Tafel  erkennen  lässt,  darin,  dass  die 
Gründungen  kleiner  A.  zahlreicher  stitt- 
finden  als  jene  der  grossen  A.  Es  fanden 
nämlich  statt  Gründungen  von  Aktiengesell- 
schaften 


mit  einem  Kapitale 
von  Kr. 

18 

Anzahl 

10 

Kapital  in 
Hill.  Fr. 

18 

Anzahl 

14 

Kapital  in 
Mill.  Fr. 

unter  5O001 
über  50-500000 
r     V«-1  Milk 

:  H  :: 

n  4 

•33 
214 
57 
43 
26 

•4 

2.40 
50,03 
44.81 
61,0s 
82.16 
«87.10 

216 
242 

66 

3' 
18 
21 

3,88 

53-3' 
50,20 

46.41 

5 '  .84 
253.75 

Zusammen 

487 

427-55 

594 

459.39 

Von  den  neugegründeten  Gesellschaften  Aktienkapital  von  weniger  als  .Vhhm»,  und 
hatten  somit  1*90  27.  1894  aber  30 «0  ein  j  44  resp.  41  «0  ein  solches  von  50-5HHIMN»  Kr. 
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Die  ErträiniisM'  d«»r  (ie.sellschnften  sind 
im  allp  nu'iin-n  gros-,  in  der  jüngsten  Zeit 
■bar  etwas  geringer.  Di«'  Dividenden  der 
Bank  von  Frankreich  z.  B.  betragen  ö»>  Fr. 
im  Jahr»-  1  ?!♦<>.  tlas  i-^t  'i°o,  wit  lSJJO  aber 
im  ."»jähriizen  Dunh.^hnitt  immer  QberlOOFr. 
und  1873  erreicht  «Ii**  Dividende  ihren  hfx-h- 
tten  Betrag  mit  3">»i  Fr.  Aehnlich  zahlte 
d«-r  »'retlit  inobüier  1856:  40,75%,  lN."i(i: 
2X"o.  1873 — 1877  nichts  nnd  1878—1882 
durch-»  hnittlhh  7  •  0  Dividenden.  Da»  1848 
getgrilndete  und  ls><9  kläglich  untergegangene 


Comptoir  d'Escompte  zahlt«'  in  «len  00er 
Jaluvn  8 — 12 1  j°o  Dividende.  Die  Socidtö 
«I«'  cre«lit  imlustriel  et  cominei-cial  verteilt»' 
von    ls(ij    Istüi    jährlich    1«.»-        o.  «Ii.« 

s«M-i«'-t«'*  generale  pour  Eavoriaer  le  daveloppit- 
ment  «In  oommerce  «-t«-.  (gewöhnlich  Sociutc 
generale  genannt)  gab  in  derselben  Zeit  12 
l.is  der   Credit   foncier  19—20%. 

Heber  die  Erträgnisse  einer  Anzahl  der  1m>- 
deutendaten     frajut&Äacheu  Aktiengesell- 
schaften in  der  neueKten  Zeit  gi«'M  ilie  ti- 
lgende Tabelle  eine  neberoieht. 


Ringes. 

Kapital 

OfcJdÜJfe] 

Dividende 

in  Prozent.  Am 

eiagesahlteti  Kapital« 

1K5M5 

1872 

IST:»  1*77  ISH» 

1HK2  1K8H  1N92 

IMM3  1SS<4 

lH5»n 

ihm 

Bauqne  »le  Franc«»     .  . 

t8afs 

3* 

35 

9,5 

i> 

29 

14.6 

«3.5 

12.9 

1 1,8 

'0.7 

12 

Oaajgtaii  irKi»<-»»nipte 

•a 

6,2 

7 

8 

9.» 

9,6 

10 

*  "redit  foncier  .... 

•7°,5 

>4 

14 

5 

«7 

1 1 

12 

10.0 

9 

s,s 

5-2 

5,2 

Sor.de«*ml.  ind.  «-t  coiiim. 

■52 

«9,2 

m.2 

1 2.2 

14,8 

io,S 

12.; 

»1.7 

10 

10 

10 

Soeiete  irenerale    .    .  . 

60*1 

12 

• 

6.2 

8.2 

7.2 

5.2 

5-2 

5 

5 

5 

5 

ßan«>u«-   il»-  Paris  et  ilt-s 

Pa/s-Ba*  

62,5 

12 

10 

S 

12 

1 2 

7 

<» 

6 

7 

S 

9 

Credit  Lyonnais    .    .  . 

200 

IO 

10,6 

8 

14 

8 

7-7 

6 

6 

6.1 

...s 

6.S 

Comp.  iren.  de»  Omniluis 

«7 

5 

10 

10 

6 

14 

1 1 

5,3 

5-5 

S.S. 

6,5 

8.5 

C.  g.  dm  voitur.  de  Paris 
GL  des  Measag.  marit. 

16 

5 

7 

7.5 

7 

7 

43 

5.5 

5.7 

5,7 

6 

9 

i 

6,5 

7 

7 

6 

5 

5 

5 

6 

5,5 

0.  gen.  tr»nsatlanti«|ue  . 

40 

3 

3 

4,5 

7 

7 

4 

4 

3 

3 

.Snex-Kanal-<ie«»ell»rhaft  . 

200 

6.6 

9-4 

1 1.2 

.!. 

l«>.8 

J9..5 

20 

20 

Docks  de  Marseille    .  . 

39 

0 

4.6 

7 

7 

7 

5 

5 

; 

4 

3.6 

3." 

(iaz  Pari*ien  .... 

»4 

20,4 

21 

24.8 

2H.<> 

33 

30,8 

26.3 

«3-' 

22.5 

23Ö 

»35 

1   Ein  Viertel  dei  Nominal  kapital*.    *)  Die  BiUfte  Am  Noniinalkapital*. 


Di>-  grossen  EraoaQaiachen  Eisenbahn- 
-  -  'UK'harten  geben  ihren  Akbonlren  eine 
nur  wenig  verlnderfiehe  Dividende,  Die 
Pari— •  »il'-ansK-dni  verteilte  seit  1866  fast 
immer  11.2°»  (1892-%:  ll,7°o).  die  <>>t- 
bahn  s«-it  1k«h  meistens  >u>%  (1888—96: 
7.1  die  Sfidhahn  meistens  s°0  (1888—96: 
H»°oi.  rlie  Weatbahn  7°o  (1892—96:  7,7°.o), 
bei  d»  r  Paria-Lyon-Mittelmeerhahn  schwankte 
die  Divittende  etwas  stärk«-r.  nämlich  von 
1872-  1888  «wischen  10.4  und  1."»%.  Seit 
1892  l»« 'trage  11  ihn-  Dividenden  aber  frtets 
11  "0.  Ebenao  schwankte  der  Ertrag  der 
Nordbahn  in  dieser  IVrio«lo  zwischen  l!>.s 
IIH811  imd  11.*%  ( 1  sss)  und  betrag  1892: 
1  •:.."».  1893:  16,  seither  15,5*0. 

I.itleratur :  ('•nn/tte  yfnernle  ilr  l'mlininittratio* 
ilr   In  j,uticr    cir.  et   rtimmrrc.    m   Frttnee  et 
AUtrrit,    JSSS — IHM,  Phri*  /Ä*.< — MUT.  — 
Jbttrttal  sV»  EconominUt  186Qt8i,  p.  SM, 

—  A.   f'otirtoi*.    Mttnnrl   df*   flindl  puhlic*  rt 
fM-i'te*  fKH-   urtinn»,  X.  r,t.,  Ihn'*  J,s.«-i.  — 
GoiätehmtUU .      Zeitschrift    für  I/amlehreeht, 

lt.i.  v  s.  t(r.;    Vit,  Ä  t«7g.i  XU,  It.  II., 

^k'irhu  fTeMawMt  II,  s.       ff.  -.  III, 

:.  Jbtfy.,   v.  i'«,ß\  •••  Juratrhek. 


7.  Die  A.  in  Russlnnd. 

L  Aeltere  Zeit.  2.  Gründungen  seit  17iU». 
3.  Die  Auflösungen   der  A.     4.  Die  A.  naeli 

Qeschlltsgnippea.  6,  Aktienkapitalien  uud 
Obligationsbeträge.  <>.  Die  BrtrtgaiHse  van 
Bahnen  und  Bauken. 

L  Aeltere  Zeit.  Iniolir«-  'l»-r  lnii£duiu»i-ii- 
<len  Ahsi-hlii-ssitng  «!<•>  Keiihe»»  von  derOat- 
aee  und  dem  Schwarxeo  Meere.  xi\vi<-  iufolge 
«ler  Beheriachung  durch  «Ii«-  Xartaren  uu<l 
durch  di«>  Besonderheit  d«»r  imbcachrBnkfeen 
.Uachtfüllo  i|e>  niBaiachen  Zaren  landen 
Handel  un«l  Verkehr  in  Hnsslaml  «-ine  ehens«> 
spät«'  als  eigenartige  Ekitwickelung.  Weder 
au  dem  giv)ssju-tig«'ii  Lind-  und  Xcehandel, 
der  im  Mittelalter  dir  Staaten  KuropiLs  ver- 
band, noch  au  «leni  gewaltigen  Aufschwünge, 
deaaelben  nach  d«»r  Knt«leckung  Amerika-« 
und  des  Seewegen  nach  Ostindien  konnte 
Hnsslaml  einen  aktiven  Anteil  nehmen; 
wurde  es  d«X'h  seihst  erst  für  «Ii«'  westliehen 
Seemächte  als  ein  anknnftamehea  Handela- 
gehiet  aufs  c  hlössen,  als  im  Jahr»'  l.").">:i  di«; 
EJngländer  den  Seeweg  nach  der  Dwiiuv» 
miindung  famh-u  und  die  Bntwiekeliing  nnd 
Blüte  Archangeki  bewirkten.  Das  heileutende 
Randelagelaet  anaznbeuten,  entstanden  da- 
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maJs  in  England ,  Holland  und  Krankreich 
die  verschiedenen  russischen  und  nordischen 
llandelskompagnien,  alM>r  in  Russland  .«'Iiis! 
war  kein  Platz  für  die  Bildung  solcher  Ge- 
sellsi  haften,  denn  hier  war  der  Zar  der  alles 
umspannende  Kaufmann,  welcher  den  Gross- 
und  Kleinhandel  betrieb,  diel'reiso  im  Aussen- 
handel  wie,  im  internen  Handel  bestimmte 
und  den  Verkehr  mit  den  fremden  Kauf- 
leuten  eingehend  regelte.  Erst  als  l'eter 
der  Grosse  dieses  Vorrecht  der  Krone  be- 
seitigte, konnte  sich  der  Handel  freier  ent- 
falten, doch  vernehmen  wir  nichts  von  der 
Bildung  von  Aktiengesellschaften.  In  dieser 
Richtung  scheint  das  westindische  Vorbild 
viel  später  Nachahmung  gefunden  zu  haben. 

2.  GriintlunKen  «eit  1799.  Erst  17Ü2 
wird  eine  Zettelbank  errichtet  und  1799 
wird  die  russisch-amerikanische  Gesellschaft 
gegründet,  welche  Vesselovsky  in  seinem 
nicht  ganz  vollständigen  Verzeichnisse  der 
Aktiengesellschaften  aus  dem  Jahre  1870 
als  dii'  älteste  derselben  anführt.  Als  nächst- 
älteste Aktiengesellschaft  erscheint  in  dem 
Verzeichnisse  die  mit  einem  kleinen  Kapitale 
von  IfiOOO  Ruliel  im  Jahre  1S22  gegrün- 
dete  ci-sto  Transport\vi>ichenmgsgesellschaft, 
welcher  1*27  eine  Feuerversicneruugsgosell- 
schaft  mit  einem  Kapitale  von  1  Mill.  Ruliel, 
lN30eine  ÜampfwfcAerei  mit  21i>nou,  1832 
eine  Scoveisichorungsgesellschaft  mit  140000 
und  eine  Fabrik  künstlicher  Mineral- 

wasser mit  nur  .7»  000  Kübel  Gründuugskapital 
folgten.  Von  1S3.">  an  werden  wie  in  <  >estor- 
reich  die  Gründungen  häufiger  und,  wie  die 
folgende  Tabelle  zeigt,  ist  das  Jahr  1*3*  be- 
reits ein  hervorragendes  Gründungsjahr.  Die 
Gründungen  betrafen  vorwiegend  industrielle 
rnternehmungeii :  Zuckerfabriken .  Stearin- 
uud  Seifenfabriken,  Baumwolle-  und  Seiden- 
spinnereien. Nur  eine  Bahngesellschaft,  die 
erste  in  Russland,  wurde  zum  Bau  und  Be- 
triebe der  Strecke  Tscharskoje-Selo  im  Jahre 
183«  mit  einem  Aktienkapital  von  1  Mill. 

Rubel  gegründet. 

In  den  10 er  Jahren  stagnierte  die  Grün- 
derthätigkeit  in  Kussland  wie  in  Westeuropa, 
< .bschon  orsteres  von  den  politischen  Wirren 
dieser  Zeit  ganz  verschont  blieb.  1*31  bis 
1*4«»  wurden  nämlich  3*  Gesellschaften  mit 
einem  Aktienkapital  von  3«,«  Mill.  Rubel 
g» -gründet,  1S41  bis  18:7»  nur  1*  mit  einem 


Kapitale  von  13,7  Mill.  IS'jO  und  1851  soll 
gar  keine  Gründung  zustande  gekommen 
sein  und  erst  von  1*53  ab  inelivt  sieh  ihre 
Zahl.  Die  vom  französischen  Credit  mnhilier 
inaugurierte  Gründungsepoche  kam  auch  in 
Russland,  allerdings  infolge  des  Krimkrie-es 
etwas  vei-sjiätot,  zum  Durchbruche  und  er- 
reichte 1*.">7,  1*.">S  ihren  Höhepunkt.  In 
dem  <v>uinqucumum  IH.'il — :V»  wunlen  näm- 
lich IS  Ges<-llschaff.'u  mit  10,4  Mill.  Rubel 
Gründungskapital,  in  dem  Üuiiiqucmiium 
18;7>— «*4 »  aber  los  mit  :117  Mill.  Kapital 
gegründet,  wahrend  das  folgende  (v»uin- 
qucnnium  1*00 — <>.">  wieder  auf  44  G. Seil- 
schaften mit  99.4  MU1.  Rubel  Kapital  herab- 
sank, in  den  Vordergrund  waren  jetzt  die 
Dampfsdiiffahrtsgesellsehaften  getv-  -teu,  von 
denen  zwischen  l*f>ö  und  l*«o  2"»  ent- 
standen, während  in  derselben  Zeit  nur  8 
Bali ngosellsehaf ten  zustande  kamen,  darunter 
allerdings  die  grosse  russische  EiscuUihmre- 
sellschaft  mit  112.4  .Mill.  Rubel  Grfmdung- 
kajiital. 

Auch  den  Aufschwung  der  letzten  tMfc-r 
Jahn'  und  die  grosse  Gründuugscjiochc  zu 
Beginn  der  70er  Jahre  macht  Russland  mit 
Europa  mit.  1*««— 70  kommen  bereits 
wieder  104  Gesellschaften  mit  einem  Grün- 
dungskapitale  von  W>9,2  Mill.  Rubel.  1*71— 7."> 
al>er  .12"»  Gesellschaften  mit  einem  Kapitale 
von  149,7  Mill.  Rubel  zustande,  wovon  auf 
die  Jahre  1*71—73  allein  227  Geselle  haften 
mit  317  Mill.  Kapital  entfallen.  Wie  in 
Oesterreich-Ungarn  trat  der  Höhepunkt  der 
Gründungsopoohe  18*3  ein,  fiel  die  Grün- 
dungenzahl  bereits  1874  enorm  ab  und  or- 
reichte  diese  ihren  tiefsten  Stand  1*7*  mit 
13  Gründungen  und  einem  Gründunys- 
kapitale  von  !J,3  Mill.  Rubel.  In  den  «<*er 
Jahren  betrafen  die  Gründungen  vorwiegend 
Ballgesellschaften  (39),  in  den  70er  Jahren 
Banken.  Zuckerfabriken  und  Indult riegesell- 
schaften  (1871 — 73:  :">8.  ivsji.  31  und  «MO. 
Daraus  erklärt  sich  auch  der  grosse  Betrag 
des  Gründungskapitals  zwischen  1*««  und 
1870  gegenüber  der  späteren  Zeit.  Seit 
1879  macht  sieh,  wie  die  folgende,  nach 
Vesselovsky  zusammengestellte  Tal-elle 
zeigt,  die  allgemeine  Besserung  der  Ver- 
hältnisse durch  eine  langsam  steigende  Zu- 
nahme der  Gründungen  wie  auch  im  übrigen 
EurofNi  bemerkt  mr. 
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Akthmgesrilschaften  (resp.  Genosscnscliafton  auf  Anteilscheine). 


ir  rundet 
im 
Jahre 


Gründnngg- 
Zahl  |  aktien- 
j  kapital 

der  Gesellschaften 


in  Tanseml 
Rubel 


Ge- 
gründet 
im 
Jahre 


Gründungs- 
Zahl  Aktien- 
kapital 

der  Gesellschaften 

in  Tausend 
Rubel 


Ca- 
gründet 

im 
Jahre 


Grilndnngs- 
aktien- 
kapital 

der  Gcscllst-haften 


in  Tausend 
Rubel 


1799 

1822 

i 

1827 

i 

1832 

i 

1834 

1835 

4 

1836 

6 

1837 

IO 

1838 

«3 

1839 

l 

1840 

2 

1841 

•> 

1842 

I 

1843 

l 

1844 

4 

1845 

1 

1846 

I 

Na« -Ii 

tlfll 

1  123 

15 

4  000 
214 
140 

56 
3  929 

7  565 
1 4  050 
10  1 18 
300 
460 
968 

7« 
250 

2  383 

90 
2  000 


1847 
1848 
1849 
185<) 
1851 
1852 
1853 
1854 
1855 
1856 
1857 
1858 
1859 
1860 
1861 
1862 
1863 
1864 


4 
2 

I 


3 
7 
3 

8 
14 
4» 
28 

17 
S 
6 
9 


4  428 

3  '5° 
400 


432 
7  929 

3  34° 

4  75° 
13  490 

142  8?i 
58025 
93215 
9  425 
3  75° 
3«7i 
iS;8o 
13*760 


1865 
1866 
1867 
1868 
1869 
1870 
1871 
1872 
1873 
1874 
1875 
1876 
1877 
1878 
1879 
1880 
1881 


1 1 
18 
12 
20 
21 

33 
60 
61 
106 
50 
48 
41 
25 
«3 
20 

30 
45 


59  472 

63  956 
70496 

184  157 
1 54  909 
19s  665 
119581 

93  377 
134040 

68  259 

34  440 
41  119 
22  57  > 

9  325 

27  350 
44090 

58  358 


833      1  810297 


Zusammenstellungen  dos 
M'init-  ur  industriell  ül)er  die  Emissionen 
betragen    di«>  neuen  Kapitalaufnahmen  an 
Aktien  und  <  »Miktionen  in  Millionen  Frauc« 
für 


18S2 
1883 
1884 
1885 
1888 
1889 
189() 
1891 
1895 
1896 
1897 


Kredit- 
irc**ll*c  haften 

1.1 

9.7 
322,5 
1,0 
582.0 
96.0 
39.? 
273,7 


Eisenbahu- 
u.  Industrie- 
gesellst-haften 

123,0 

2.S 

u,5 
252,6 

>U,3 
2310,5 
1 59.8 

3-3 
48.8 

91,9 

355.4 


Iiis  18»!)  sind  auch  die  Konwrsionon 
mit  eiugereehnot.  wodurch  sich  «Iii-  «•normen 
Zahhn  für  dieses  .lalir  erklären. 

3.  Die  Auflösungen  der  A.  Die  Auf- 
K~ungen  d«-r  Aktiengesellsi.-liafh'U  sin«l  in 
Rns>land.  wo  zur  Gründung  einer  Aktien- 
--»•-.•lU-'hnft  eine  kaiserliehe  Bestätigung 
•  :1<tpleii  wird,  nicht  allzu  selten.  Von  den 
:m  Gesellschaften,  welche  Vossolovsky 
hu  Jahre  1871  als  seit  «lein  Jahr.--  1799  go- 
ltüu'W  aufzählt,  luttten  bis  dahin  37  ihre 
'-'•"■schäfte  lnpiidicrt.  2t l  sich  ülM'rhanpt  nicht 
fcenstituiert :  etwas  mehr  als  der  0.  Teil  von 
l  r  Gesamtzahl  war  daher  1871  nicht  in 
Thärigkeit.  AW  auch  anderwärts  traf  die 
I.i  iHi'li.Tung  oder  das  Aushieben  «1er  k'on- 


1799—1881 

stituierung  vorwiegend  die  G«\sell  schaff« -n 
«ler  eigentlichen  Grnndiingsejioehen  1837 
(3),  1838  (6),  1857  (3).  1858  (.-,),  1859  (9), 
186(1  (.")).  In  Li(pii<lntion  fielen  durch  wog 
kbMnere  Gese||s«-haften  und  von  den  nicht 
konstituierten  Gesellscliaften  hatten  nur  2 
ein  grosses  Gründungskapital  von  je  50  Mill. 
Huhel.  Im  ganzen  hetrug  «las  Gründungs- 
kapital der  in  Ahfall  gekommenen  Gesell- 
schaften 150,4  Mill.  HuIk>1.  also  nicht  vi«>l 
ül>or  den  achten  T.nl  des  gesamten  Grfin- 
duiurskapitals.  das  sieh  auf  rund  1158  Mill. 
Huhel  heliof.  Von  den  227  in  den  Jahren 
ls71— 1873  mit  einem  Aktienkapital«"1  von 
317  Mill.  Huhel  gegründeten  ({«'Seilschaften 
hatten  his  IsT  1  In  mit  oin«»m  Kapitale  v« m 
19  Mill.  sieh  ni«'ht  konstituiert  und  2  mit 
einem  Kapitale  von  0,6  Mill.  ihre  Geschäft«' 
liquidiert.  1*75  hatten  6  Gesidlschaften, 
welch«»  zwisch«'ii  1*70  und  1875  mit  einem 
Kapital«-  v«»n  8.7  Mill.  Bubcl  gegn"m«l«»t 
word«>n  waren,  ihre  Geschäfte  liquidiert 
od«1!-  sieh  nicht  konstituiert. 

Nach  einer  anderen  Zusammenstellung, 
deren  Mitteilung  wir  Dr.  v.  K «» 11  ss I <•  1  ver- 
danken, waren  im  ganzen  his  Kn«l<-  1877 
66  Gesellschaften  in  Liquidation  geraten 
und  43  nicht  zustand«-  goliomnn-n.  Ilir 
Gn"m<liings kapital  h«»trmr  zusammen  166.2 
Mill.  Huhel. 

4.  Die  A.  noch  GesohäftHgruppen. 
Die  Verteilung  der  Gründungen  uml  d«T 
Gründungskapitali«»n  nach  GosehäftsgrupjM-n 
stellt  die  folgende  Tahelle  dar,  w«-lch«-  wir 
nach  «lein  Annuaire  de-  finanees  ru>><^  1,,- 
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arbeitet  haben.  Es  zeigt  sich  danach,  dass  Industrie  wirft.  DieBau-undBaumaterialieii- 
von  den  N33  Gründungen  die  Hauptmasse  gesellschaftcn.  welche  für  Deutschland  und 


auf  die  industriellen  Gesellschaften,  nach 
diesen  auf  die  Zuckerfabriken,  Hanken  und 
Kreditinstitute,  Hahn-  und  Schiffahrtsgesell- 
schaften  entfällt.  Von  dem  Grünihings- 
kapitah*  dagegen  nahmen  die  Bahnen  mehr 
als  die  Hälfte,  die  Hanken  und  ebenso  die 
InduKtriegesellschaftcn  beiläufig  1  r.  in  An- 
spruch. Die  Tafel  zeigt  aber  nicht  bloss, 
welchen  Geschäften  die  russischen  Aktien- 
gesellschaften gewidmet  sind,  sondern  sie 
lässt  auch  erkennen,  wie  die  einzelnen  Ge- 
schäftsgruppen sich  in  den  einzelnen  Grün- 
dungsepoehen  ablösten  und  verdrängten. 
Besonders  ehamkteristisch  sind  die  Grfln- 
dungsperioden  1850 — 60  und  1*71—73,  so-' 


Uesterreich-Ungarn  so  verhängnisvoll  wurden, 
sind  in  Russland  nicht  sehr  häufig  gegründet 
worden  und  ebenso  kommen  Hotel-  undTram- 
waygesellschaften ,  charakteristischerweise 
auch  Gesellschaften  der  Petroleumindnstrie 
nur  vereinzelt  in  den  letzten  Jahren  vor. 

Die  vorhin  erwähnten  Liquidationen,  wie 
die  Fälle  von  nicht  erfolgten  Konstituierungen 
ergaben  sich  ziemlich  gleichmässig  in  allen 
Geseliäftsgrappen ;  Ixmierkenswert  ist  nur, 
dass  von  den  1871—73  gegründeten  Bauken 
10  nicht  zur  Gründung  gelangten  und  dass 
unter  den  liquidierenden  Aktiengesellschaften 
bloss  eine  Bahngosellschaft  erwähnt  wird. 
Von  1882—1897  wurden  u.  a.  gegründet 


wie  die  Jahre  der  Depression  1874— 78. 1 8  Handelsbanken,  (während  3  liquidierten) 
Auch  zeigt  sich  hierbei  eine  grosse  l'eber- ,  4  Versicherungsgesellschaften,  50  Zucker- 
einstimmung mit  den  Vorgängen  im  west-  •  fabrikeu.  25  Brauereien  und  Breuneivien.  2 
liehen  Kuropa;  so  die  mächtige  Entwicke-  Tabakfabrikon ,  75  Gesellschaften  für  Ibr- 


lung  des  Bahnl»aues  am  End«'  der  5t»er  und 
der  OOer Jahre,  die  überaus  grosse  Zunahme 
der  Hank-  und  Kreditinstitute  zwischen 
1871  und  1873.  die  wachsende  Vermehrung 
der  Zuckerfabriken  und  der  Indnstriegesell- 
schaften  üticrhaupt.  Letztere,  unter  welchen 
besonders  seit  1S«»0  viele  Brauereien  auf- 
treten, wurden  auch  nach  1873  noch  zahl- 
reich gegründet,  was  ein  günstiges  Licht 
auf  die  Kntwickelungsfähigkeit  der  russischen 

Gründungen  von  Aktiengesellschaften. 


tellung  von  Nahrungsmitteln  (auch  Müllerei) 
und  chemischen  Produkten.  Anfangs  ls*)7 
bestanden  u.  a.  35  Handels-  und  Diskonto- 
banken, 10  Bodenkreditaktiengesellsehaften, 
20  Versicherungsgesellschaften  auf  Aktien. 
01  Gesellschaften  für  Herstellung  von  Nah- 
rungsmitteln und  chemischen  Produkten, 
121  Zuckerfabriken  auf  Aktien.  12  Aktion- 
Brennereien  und  -Braue lvion,  endlich  4  Takik- 
fabriken  auf  Aktien. 
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5.  Aktienkapitalien  und  Obligations 
betrage.  Wie  die  vorangehenden  Tafeln 
!*»hreu.  ist  das  Aktieugründungskapital  naeh 
der  Zeit  und  der  Gesehaftsgruppe  sehr  ver- 
schieden. In  der  älteren  Zeit  sind  «lie 
grossen  Gesellschaften  häufiger;  mit  der 
Vermehrung  der  Zahl  der  Gesellschaften 
sinkt  das  durchschnittliche  Kapital.     1856  r 


bis  fio  war  «las  durchschnittliche  Gründungs- 
kapital  gn"»sser  als  1871— 73.    Beachtet  man 
«len  ganzen  Zeitraum  von  1799 — 81,  so  er- 
giebt  sich  für  eine  Grfindung  überhaupt 
ein  Durchschnittskapital  von   beiläufig  2,2 
Mill.  Rubel:  auf  eine  Eisenhahiigesollseliaft 
entfallt  jetloch  «lnivhsehnittlich  ein  Gri'm- 
«lungskapital  von  12,7  Mill.,  auf  eine  Hank 
«-in  solches  von  3.0,  auf  eine  Versicherungs- 
gesellschaft ein  solches  von  1.1,  auf  eine 
Shiffahrtsgesellsehaft  ahor  »'in  solches  von 
1  Mill.  RulW  und  auf  alle  anderen  Gesell- 
schaften   entfallt    ein  Durchschnittskapital 
vnn  weit  weniger  als  einer  Mill.  Hiorliei  wird 
nur  das  Gründnngsaktietikapital  in  Betracht 
erzogen,  welche?!  einerseits  nur  nominell 
ist.  anderseits  durch  Nachzahlungen  und 
Kapitalsrcduktionen   stark   verflndert  wird. 
KrKtere  waren  besond«lrs  in  den  70er  Jahi-en 
rei  ht  bedeutend  und  boliefen  sieh  /..  B.  im 
•Iahe    1*81    allein   auf   Wiläufig   10  Mill. 
KuIk?1.      letzten»   waren   zur  selben  Zeit 
•  •henso  beträchtlich  und  beliefen  sich  z.  B. 
1*75  iiUr  0  Mill.    Auch  da*  durch  Sohuld- 
verwhreiViu ngen  aufgenommene  Kapital  kam 
hier   nicht   in  Betracht.    Dasselbe  ist  be- 
sonders  l«'i    den   liahngesellschnfton  sehr 
irres*.    81  Eisenbahngesi'llschaften,  welche 
s^it  180T»  die  Ausgab  von  Obligationen  als 
•inen  Teil  d«1*  Grfuulungsknpitals  in  Aus- 
geht  nalunen.  hatten  bei  einem  Aktien- 
kapitale von  175.2  Mill.  RuM  395,1  Mill. 
Rubel,  also  225 0  o  des  Aktienkapitals  in 
Obligationen  aufgenommen.    Ariden'  Gesell- 
schaften,    wie    Berg-    und  Hüttenwerke. 
Zuckerfabriken   und   selbstverständlich   die 1 
Bodenkreditbanken   haben  gleichfalls  Obli- 
gation«1» .    ltezw.    Pfandbriefe  ausgegelien. 
«le-eh  I  »et  ragen   in  diesem  Falle  abgesehen 
von  «len   Bodenkreditkmken   letzten-  nur 
»twa  50  °o  d«?s  Aktienkapitals,  bloss  die 
Tramwaygesollsehafteii  haben  in  ahnlicher 
Weise   wie   die   EisenliahDeu  Obligationen 
l'ts  zum    doppelten   Betrage  des  Aktien- 
kapitals in  I'mlauf  gebracht.    Mit  Kinroeh- 
fumg  dieser  .Beträge  darf  man  somit  das 
Oriindungskapital  der  russischen  Aktienge- 
se/ij4t/iaften  auf  nind  21  2  MiUianlen  Rubel 
schätzen. 

Für  5*0  im  Jahre  1882  Vierteilende  Ge- 
«•llfrhaftiii   gi*d»t   v.  Keussler  das  Aktien- 
toMfai'  mit    1  1<U,  .  die  ÜbHgrfonon  ,  ,in(l 
Pbudbricf^hnld    mit  1196  Mill.  Rubel  an. 
Davon  haften  Endo .1882  die  Bahnen  ein 
AttieDfrapitaJ    von    476,0  Mill.  Rubel  und 


eine  Obligationsschuld  von  930,9  Mill.  Rubel; 
die  Bodenknilitlianken  33,4  und  234,2  Mill. 
Rubel,  die  Schiffalirtsgesi'Ilscliaften  50.3  und 
1.9.  die  Handels-  und  Industricgcsollschnfteii 
402,1  und  1«,«  Mill.  Rubel  als  Aktienkapital 
bezw.  Obligations-  (Pfandbrief-)  Schuld  auf- 
i  genommen.  IMo  Betrage  verhalten  sich 
danach    etwa    wie    1:2,   1:7.  1:0.034, 


1  : 0.041. 

Allenlings  sind  hierbei  die  sämtlichen 
Bahnlinien  in  Betracht  gezogen.  Sondert 
mau  Privat-  und  Staatsbahnen,  dann  «las 
von  den  Gesellschaften  und  vom  Staate  auf- 
gebrachte Kapital,  so  findet  man  folgendes. 
Von  den  44  privaten  Bahnlinien  betrug  das 
garantierte  und  ungarantierte  Aktienkapital 
1885:440,97.  1888:407,10  Mill.  Rubel. 
Der  seitens  der  Gesellschaften  durch  Obli- 
gationen aufgebrachte  Betrag  1885:415.29. 
1888  :  173,30  Mill.  Rubel,  endlich  v«mi  Staate 
durch  Obligationen  aufgebrachte  Betrag  für 
die  Privat  bahnen  1885:073,8»  Mill.  Kuliel, 
für  die  Staatshahnon  1885:09.70  und  für 
beid.'  18.N8  :  804.04  Mill.  RuU'l.  Ausserdem 
hatte  der  Staat  1888;  201,22  Mill.  Rul-d 
Vorschüsse  gewährt,  so  dass  die  Gesamt- 
summe des  aufgeweud«>teii  Kapitals  sieb 
damals  auf  191.578  Mill.  RuM  Mief. 

Im  Anfang  d«\s  Jahn  s  1898  betrug  das 
Aktienkapital  der  noch  bestehen« len  Privat- 
eisenliahugesollsehaften  nach  dein  anitli«-lieu 
Bulletin  russ«'  de  statisti«pio  fiuancieiv  294.1 
Mill.  Fr.  (8  Fr.  ■—  3  Kub.  l|,  und  »lie  Obliga- 
tionenscbuld  der  Kisonhahngt-se^linfteii 
2194  Mill.  Fr.    Feiner  betrug  «las  Kapital 


452.0  Mill.  Fr. 


«1«t  Handelsbankgestdlsebaften . 

der  Hodi-nkreditbanken    .    .  . 

der  Leihhaumresellschaften  .    .  22,0 

der  VfrsicluTungsgeMf llucbaften    132.5  _ 

der  .Shifhdirtsgiselkrhaften    .    117I0  , 

«ler  stildtiseheii  lietrielisgcsell- 
schafteii  (Gas,  Wasser.  Pferde- 
bahnen et<\)  1 18.0  . 

der  «.iesclls«  lmncii  für  Berg-  u. 

lllltteiiwerke  iok).o    _  ,. 

«ler  (iesellschaften  für  Textil- 
industrie  753.5  - 

der  (iesellsehaften  für  aectoe- 
pflichtige  Betriebe  (Zucker, 
Spirituosen,  Tabak)  ....    33<>,o   ,.  r 

der  (i'esellscbafteu  f.  Herstellung 
von  Nahrungsmitteln  uml 
ehem.  Produkten  180,0  „ 

HOtintiger  (iesellsehufteii   .    .    .    415,5  _ 

6.  Die  Ertragnisse  von  Bahnen  und 
Ranken.  Wie  in  allen  dünnbevölkerten 
Ländern  sind  auch  in  Russland  «Ii«-  Krtrilg- 
nisse  der  Bahnen  gering.  Damit  «ler  Bahn- 
bau ermöglicht  wurd«\  musste  der  Staat  für 
mehr  als  no  °'o  des  aufgenommenen  Kapitals 
ein  Erträgnis  von  5  °/o  und  darfilier  garan- 
tieren.  1888  betrugen  die  vom  Staat«'  ga- 
rantierten Aktien  321.2,  «lie  garantierten 
Obligationen  432,0  Mill.  Rubel  und  ausscr- 
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«lern  waren  vom  Staate  Obligationen  im  Be- 
traf!^ von  8«  14  Mill.  Rulte]  erworben  und 
201.2  Mill.  Hnbel  Vorschüsse  gewährt 
worden.  Die  jahrlich  vom  Staate  zu  bo- 
7.ahlcnde  Garantiesumme  betrug  1870  für 
die  Aktion  und  Obligationen  33,0  Mill. 
Rulxd.  1880  für  die  Aktien  27,*  und  für 
die  Obligationen  ausserdem  32,7  Mill.  Rubel, 
ebenso  1888  14.0  und  18,2  Mill.  Rubel. 
Das  den  Halmen  aus  dem  Verkehre  in  den 
Jahren  1871—81  erwachsene  Reinertragnis 
stellt  nach  dem  Annnaire  des  finances  und 
dem  offic.  Annnaire  Statistique  die  folgende 
Tabelle  dar.  In  ihr  prägt  sich  ebenso  deut- 
lich der  Einfluss  der  Ernten  wie  jener  der 
Schutzzollpolitik  aus. 

Reingewinn  der  Bahngesellschafton 

r-1...  ahnolut  in  per  Werst  in 

Jal,r  Mill.  Rubel         tausend  RnHel 

1871  35-7  3,i 

1872  36,6  2.8 

1873  51,5  3.8 

1874  5a.6  3.4 
187Ö  48.;  2.S 
187«  47.i  2.7 

1877  71.0  38 

1878  76,4  3-9 
187»                61.3  3.0 

1880  41.0  1.9 

1881  53.7  2.G 

1883  S2.00  4.3 

1884  83.8*  4' 
18Hö  90.28  4.3 
18845  80J2  3.4 

1887  102.0S  4.3 

1888  113,55  4.8 

Ein  ganz  andern«;  Bild  giebt  die  ersterer 
Quelle  entnommene  Tabelle  des  Grund- 
kapitals und  des  Reingewinns  der  russischen 
IlandelsUmken  auf  Aktien. 

Handelsbanken  aiü*  Aktien. 

(irund-  ***!,n"    an  die  Aktionäre 
l.Jiin.  Zahl  kapital  verteilte  Dividende» 

in  Mill.  SZl  in  °  o  dp*  K^ 


Ausser  dem  eingezahlten  Kapital  von 
168.11  Mill.  Rubel  hatten  die  Banken  im 
Jahre  1807  noch  63.3  Mill.  Rubel  Reserven. 
Die  höchsteu  Dividenden  bezahlten  in  diesem 
Jahre  die  Wolga-Kamabank  (28.H  °o).  die 
Moskauer  Kaufmannsbank  (21  °o)  und  die 
Privnthandelsltank  von  Kiew  (203  4  °  o). 

Lltteratnr:  Annuairr  de*  finanrrt  ru**r*  por  A. 

Vt***lov*ky  1871 — 81,  PMmbourfj  187 1    8  t,  1t  IV/. 

—  Annuairr  üttUintu/vr  dr  ia  Rußtir  1X8} — 8">, 
1890, 1890,  Prter$bniArg  1887,  1890,  1897.  —  ItuUrlin 
ru*sr   dr   SUilülit/ue  Jinanrirrr ,    Prlrrth.  1897. 

—  Einr  »ehr  riAUVindige  amUirhr  St'itiJttik  drr 
Aktirngmrlhrhafirn  (Aktionrrnnje  djrlo  »r  Rn*»ii ) 
i*t  niirh  im  Ertrhrinrn  tirrrriffrn. 

v.  Juranrhrk: 


186Ö 

i 

2.0 

0.3 

8.61 

im> 

i 

5.0 

10.25 

18fi7 

2 

6.3 

0,8 

11.59 

18<>8 

2 

".3 

«3.55 

IWi!» 

■t 

8-3 

'J 

1 3.33 

1870 

6 

'5-4 

3ö 

13.50 

1871 

12 

26.2 

5.7 

13.00 

1872 

«5 

464 

10.0 

12.20 

i«?:< 

2«) 

79.o 

IO,l 

9.33 

1874 

39 

loo:7 

13.0 

9.12 

1875 

39 

105.7 

10.S 

7.84 

187(5 

38 

104.0 

8.9 

6.9; 

1877 

37 

100.4 

12.0 

907 

1878 

36 

97  ,o 

? 

1870 

32 

92.8 

1885 

3? 

101.9 

1 1,0 

I0.7S 

1888 

3'' 

107.0 

[0.8 

IO.05 

1880 

36 

«07:5 

12.2 

11.33 

1801» 

37 

» '  5,5 

"•5 

995 

1801 

3  t 

I22.<> 

14. 1 

M.48 

18517 

v> 

I6S.4 

8.  Die  A.  in  Belgien. 

1.  Zahl  der  (iründungen  und  Stand  der  A. 
2.  Das  Aktienkapital.  3.  l>ie  A.  nach  Geschäft s- 
grnppen.   4.  Die  ErtrÄgnisne. 

1.  Zahl  der  Gründungen  und  Stand 

der  A.  Nach  dem  Muster  der  grossen 
englischen  und  niederländischen  Gesell- 
schaften waren  auch  in  den  österreichischen 
Niederlanden  schon  im  vorigen  Jahrb.  ver- 
schiedene Gesellschaften  durch  landosfürst- 
liches  Dekret  errichtet  worden,  so  1722  die 
ost indische  Handelskompagiiie  von  Ostende. 
17.V4  die  Versicheningsgesellseliaft  von  Ant- 
werpen.  1782  die  flandrische  Versicherungs- 
gesellschaft u.  a.  m.  Diesen  Koui|)agnien 
fehlten  jedoch  wesentliche  Merkmale  Uer 
modernen  Aktiengesellschaft ,  welche  vom 
Gesetze  erst  durch  die  Einführung  des  rode 
de  commerce  in  den  Niederlanden  ( 1  Si >7 > 
als  anonyme  Gesellschaft  aufgenommen 
wurde.  Nach  diesem  Gesetze  kam  in  dem 
heutigen  Belgien  die  erste  Aktiengesellschaft 
aber  auch  erst  1*10  zu  stände;  es  war  dies 
die  noch  bestehende  Versicherungsgesell- 
schaft Securitas.  Vom  König'  Wilhelm 
selbst  ^fördert,  mehile  sich  che  Zahl  d»  r 
anonymen  Gesellschaften  in  den  20  er  Jahren, 
besonders  lvjs,  l.vJO  ziemlich  rasch.  Bis 
Ende  1*30  waren  bereits  24  gegründet, 
allerdings  auch  wieder  11  aufgelöst  worden, 
als  die  belgische  Revolution  die  Kntwickohing 
der  wit1schaftlü:hen  Verhältnisse  plötzlich 
gewaltsam  unterbrach.  Die  erste  Zeit  der 
Selbständigkeit  Belgiens  war  mehr  dmvh 
Auflösungen  als  durch  Gründungen  von 
Aktienp-si'lls4  haften  ausgezeichnet.  18.34  je- 
docli  begann  im  Anschlüsse  an  den  inter- 
nationalen Aufschwung  der  wirtschaftlichen 
Zustünde  und  unter  dem  besonderen  Ein- 
flüsse der  societe  generale   |w>ur  favoriser 


Industrie  national 


d  dt 


belgise 


Bank  eine  mächtig«1  Gründungsperiodo.  welche 
bis  1  ;s>  anhielt.  Die  meisten  Kohlen-  und 
Hüttenwerkr  Belgions  wurden  in  dieser  Zeit 
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gegrüiulet.    Im  ganzen  kamen  in  diesen  5 
Jahnen  124  anonyme  Gesellschaften,  somit 
im  Durchschnitte  jährlich  etwa  25  zu  stände, 
während  vorher  und  nachher  sieben  Grün- 
dungen im  Jahre  schon  aJs  eine  bedeutende 
Zahl  erseheinen.    Allerdings  wurden  in  der- 
selben Zeit  auch  65  anonyme  Gesellschaften 
aufgelöst.  al»er  immerhin  bestanden  Ende 
183s  74  Gesellschaften.  Die  Periode  endigte 
wahrend  der  letzten  Streitfalle  mit  Holland 
mit  einer  finanziellen  Krisis.  in  welcher  «lic 
Bank  von  Belgien  ihn.'  Zahlungen  einstellen 
miw-te  und  in  deren  Gefolge  die  Zald  der 
Gründungen  sich  rasch  verminderte.  Ende 
ls40  )  «stehen  nicht  mehr  als  78  Gesell- 
schaften.   1845  folgt  ein  neuer  Aufschwung. 
E.-  werden  in  diesem  und  in  dem  folgenden 
Jahre    13.    resp.   15    Gesellschaften,  vor- 
wiegend Eiscnbahngeäells« 'haften  gegründet. 
Auch  diese  Eiioehe  wird  gewaltsam  unter- 
brochen  durch  das  Notjahr  1817  und  die 
Revolution   von    1848.     Dennoch  k\stehen 
Ende    1850   121    Gesell scliaften.    Mit  der 
Aktion  lies  französischen  credit  mobüier  l*e- 
ginnt  1853  wieder  eine  bedeutende  Grfln- 
dnngsperiode.  in  welcher  bis  1857  (58  Ge- 
sellschaften ^gründet  werden  und  die  vor- 
züglich dadurch  ausgezeichnet  ist,  dass  nur 
2  Gesellschaften  während  derselben  aufgelöst 
werden.    1857  bestehen  daher  bereits  2« Ml 
anonyme  Gesellschaften.    Zu  Ende  der  50  er 
Jahre    steigert    sich    noch    die  Gründer- 
thätigkeit,  so  dass  bis  Ende  1*00  die  Zahl 
der  bestehenden  Gesellschaften  sich  auf  263 
erhöht. 

In  den  Jahren  1861—1870  stand,  wie 
die  folgende  Taljelle  zeigt,  die  Gründerthätig- 
keit.  ziemlich  still,  bloss  1866  und  1H67  ver- 
mehrte sich  die  Zald  der  anonymen  Gesell- 
schaften in  etwa**  höherem  Masse.  1871, 
besonders  aber  1873  und  auffalleuderweise 
1875  wächst  die  Anzahl  der  Gesellschaften 
sehr  MriiehUich. 


Statistüjue  generale  de  la  Belgiuuo  (Expose 
de  la  Situation  du  royauine  de  1861  ä  1875 
T.  DT,  p.  878)  kaum  mit  den  im  vorstehenden 
nach  Demeur  (les  soeietes  anonymes  de 
Belgique  en  1857)  und  den  älteren  Serien 
der  Statistique  generale  gegebenen  Zahlen  ver- 
einigen, sie  werden  aber  in  der  Publikation 
selbst,  leider  ohne  Hinweis  auf  die  alteren 
Angaljen,  als  die  einzigen  offiziellen  Dateu 
bezeichnet  und  sind  unter  einander  wohl  ver- 
gleichbar. 

Ausser  den  anonymen  Gesellschaften  be- 
stehen in  Belgien  wie  in  Frankreich  auch 
kollektive  Gesellschaften,  einfache  Komman- 
ditgesellschaften und  Aktienkommanditgesell- 
schaften,  kooperative  Gesellschaften,  avsocia- 
tions  momentan iVs  und  en  paiticipation, 
welch  letztertm  beiden  Arten  das  Gesetz 
keine  juristische  Individualität  zugesteht. 
Hier  sind  jedenfalls  die  Komiitanditaktioii- 
gesellschaften  zu  erwälmeii,  von  welchen 
nach  der  Statistitjue  generale  1875  162  Ik> 
standeu. 

Die  Anzahl  der  Aktien-  und  Aktien- 
kommanditgesellseliaftcn.  über  deren  Gewinn 
und  Verlust  die  offizielle  Statistik  im 
Annnaire  Statistique  berichtet,  hat  sich  in 
den  letzten  20  Janren  wesentlich  geändert. 
Die  der  ersteren  hat  fast  beständig,  insbe- 
sondere aber  zu  Bt^ginn  der  80  er  Jahre,  und 
in  den  Jaluvn  1887,  1888.  1891,  wie  folgende 
Tafel  zeigt,  zugenommen,  die  der  letztereu 
zeigt  dagegen  wiederholte  Abnahmen  mul  Ist 
1805  auf  10  reduziert. 


Jahr 
1861 


Anonyme  Gesellschaften. 
Zahl 


1863 
1864 
1866 
1866 
1867 
1868 
1860 
1870 
1871 
1872 
1873 
1874 
1875 

Allerdings 
Handwörterbuch  der 


U7 
l4S 

H7 
148 
146 
160 

175 
»79 
1S1 
184 
195 
195 
229 
237 
266 


Betrag  der  Keineinnahme 
in  MUL  Fr. 

34,i 
333 
36,3 
42,2 
35,2 
42,1 
3t>,i 
34,6 
34,4 
41,4 
72,6 
61,6 
70,8 
70.5 
54.3 

sich  diese  Ziffern  der 


3 

*3  u 

js 

%  *  - 

et 

Znnah 
gegen 
Vorja 

«S 

Im 
Jahre 

K 

s 
< 

M 

1  S'l 

kr 

der 

Aktien- 

anonymen 

komwandit- 

(iesellwhaftcn 

1878 

161 

26 

1880 

219 

25 

1884 

487 

«9 

472 

-  '5 

37 

18 

1886 

440 

—  32 

26 

—  1 1 

1887 

610 

170 

44 

18 

1888 

679 

69 

3« 

-  13 

1889 

689 

10 

25 

—  6 

181» 

734 

45 

21 

—  4 

1891 

794 

60 

18 

—  3 

1892 

822 

28 

29 

1 1 

1893 

866 

44 

22 

-  7 

1894 

909 

45 

23 

1 

1895 

952 

43 

10 

—  '3 

Heftiger  noch  erscheinen  die  Bewegungen 
auf  diesem  Gebiete,  wenn  man  die  von  dem- 
selben Werkt?  ausgewiesenen  Gründungen 
und  Auflösungen  ins  Aug«!  fasst,  deren  End- 
ergebnisse sich  allerdings  mit  den  vorlun 
gegebeneu  Daten  nicht  kombinieren 

Zweit«  Auflage.   I.  16 
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Es  wurden  nämlich 

Im  Jahre  Anonyme  Kommanditaktien- 

resp.  Gesellschaften 

Jahres-         ge-         auf-        ge-  auf- 

durchsehn.  gründet     geliist    gründet  gelöst 

1891  113         2;          2  5 

1892  136          46           3  3 

1893  149          34           6  3 

1894  140  34  8  1 
lSHö             216           36            5  * 

1891—95         151          35           5  3 

2.  Da»  Aktienkapital.  Das  in  drin 
genannten  Annuaire  nachgewiesene  Kapital 
der  Aktiengesellschaften  hat  in  den  letzten 
Jahren  nicht  dassell*»  Wachstum  gezeigt, 
wie  in  den  Si  l  er  Jahren,  auch  hat  es  sich 
nicht  so  stark  vennehrt  wie  die  Zahl  der 
Aktiengesellschaften.  In  den  letzten  Jahren 
trat  sogar,  wie  folgende  Tabelle  zeigt, 
wiederholt  eine  Verminderung  ein.  Das 
Kapital  der  Aktienkommanditgesellschaften 
unterlag  auch  in  den  HO  er  Jahren  starken 
Schwankungen  und  hat  sich  jüngst  l»esonders 
stark  vermehrt.   Es  betrug  nämlich  das 

Aktienkapital 
der  anonymen  üe-   der  Aktienkommandit- 
sellschaften  geselhu-haften 

Zunahme  Zunahme 
Janr   nominell   gegen  das   nominell  gegen  das 
Vorjahr  Vorjahr 
Mill.  Fr.  Mill.  Fr. 

1878  337.1  26,1 
1880  53oio  36,3 
1885      919,9  40,4 


Aktienkapital 
der  anonymen  (Je-   der  Aktienkommamlit- 

Seilschaften  gesellschat'teu 

Zunahme  Zunahme 

Jahr   nominell   gegen  das  nominell  gegen  das 

Vorjahr  Vorjahr 

Mill.  Fr.  Mill.  Fr. 

1888     1610.8        126,1  34, 7      —  43.9 

1890  1961.9       240,6  42.5  7.2 

1891  2323,8        361.9  34.3      —  8.2 

1892  2231,1  —  92,7  28,8  —  ^ 
I  l&M-t  1935,8  —  295,3  32.9  4.1 
|1894     1863,1    -    72,7  48.7  15.8 

1895     2113,3        250,2  5,7       -  42.0 

Das  durchschnittliche  Aktienkapital  ist 
gegenwärtig  nnturgemäss  etwas  kleiner  als 
in  den  HO  er  Jahren.  Es  betrug  hei  den 
anonymeu  Gesellschaften  1KS7  2,43.  1895 
2.28  Mill.  Fr.  und  bei  den  Aktienkomman- 
ditgesellschafton  1887  l.H.  1895  0.0  MilL  Fr. 
Der  Zahl  nach  entfallen  auf  die  Gesell- 
schaften mit  mehr  als  1  Mill.  Fr.  bei  den 
anonymen  Gesellschaften  47%.  bei  den 
AktietikommanditgesoLIschaftcn  30  "0  aller 
Gesellschaften.  Dagegen  entfallen  uach  dem 
Kapitale  im  Jahre  1895  auf  erstere  93.  auf 
letztere  70%  des  gesamten  Aktienkapitals. 
Die  Verteilung  beider  Arten  vou  Aktien- 
gesellschaften auf  Kajütalsgrössenkategorien 
uach  Anzahl  und  Kapital  zeigt  für  die 
Jahre  1K91  und  1895  folgende  Tafel. 


Anonyme  Gesellschaften 


1891 

1895 

1891 

1895 

Mit  einem  Aktien- 
kapitale 

Anzahl 

Kapital 
Mill.  Fr. 

Anzahl 

Kapital 
Mill.  Fr. 

Anzahl 

Kapital 
Mill.  Fr. 

Anzahl 

Kapital 
Mill.  Fr. 

bis  100000  Fr. 

4.9 

141 

9  2 

3 

0,16 

1 

0.03 

von  1—500000  „ 

216 

65.9 

241 

64^ 

6 

1,46 

6 

«,7 

*  ',-lMill.  „ 

>34 

«13,6 

10s 

67.3 

2 

1,60 

0 

0 

290 

731,2 

335 

622,1 

6 

11,12 

3 

3,9 

über      5    ..  - 

82 

1408.2 

106 

«350,5 

l 

10,00 

0 

0 

Zusammen 

794 

2323,8 

92S') 

2113.3 

18 

24,34 

10 

5.7 

Ii  Mit  Ausschluss  von  24  Gesellschaften  mit  unbestimmtem  Kapital. 


3.  Die  A.  nach  Geschäftsgruppen. 

Die  folgende  TaUdle  der  Zahl  der  Um- 
stehenden anonymen  Gesellschaften  und 
iluvs  Aktienkapitals  ist  nach  der  Statistiqtic 
generale  für  1850  und  1800,  nach  dem 
Annuaire  für  1880  und  I  SO."»  bearbeitet.  Die 
vorliin  erwähnten  l*ngleichheiteu  treten  auch 
liier  zu  Tage,  nichtsdestoweniger  ist  die 
Tabelle  höchst  charakteristisch.  In  allen 
Jahren  gehen  der  Zahl  nach  nämlich  allen 
anderen  Gesellschaften  die  Kohlen  werke, 
Hochöfen  etc.  weit  voran.  Früher  stand 
ihnen  zunächst  die  Gesamtheit  der  Trans- 
]x>rtgesellschaf ten ,    neuesten*   sind  diese, 


ganz  in  l'eWreinstimmung  mit  der  inter- 
nationalen Ent Wickelung,  durch  die  In- 
dustriegesellsehafteu  ül*erholt  worden.  Reich 
an  Zahl  sind  auch  die  Versicherungsgesell- 
schaften und  die  Banken;  neuesten*  aber 
erst  die  Glashütten.  1887  war  auch  dem 
Kapitale  nach  die  Gruppe  der  Koldenwerke, 
Hochöfen  etc.  die  bedeutendste,  während 
jetzt,  sowie  früher  die  Bahnen  und  Banken 
vorangehen.  Ein  grosses  Kapita)  nehmen 
auch  die  Versicheningsgesellschaften  in  An- 
spruch, ein  verhältnismässig  kleines  die  In- 
dustriegesellschaften ;  Erscheinungen,  wie 
sie  auch  anderwärts  vorkommen. 
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Anonyme  Gesellschaften. 


End* 

•  1KTi6 

Ende  1X60 

18X0 

1895 

(teschaftsgruppen 

c 

- 

Um 

—  tu 

i  

■E 

tal  in 
Fr. 

.5  • 
-£ 

5  . 

es 

N 

ssj 

Ii55 

Versicherungsgesellschaften    .  . 

20 

30,2 

39 

128,4 

IO 

14,6 

32 

67,7 

Bank-  und  Kreditinstitute  .    .  . 

»3 

251,8 

277.8 

14 

205,2 

81 

451,3 

Handelsgesellschaften  .... 

4 

40,0 

* 

28,0 

1 

o,5 

4' 

38,2 

Kohlenwerke,   Hochöfen,  andere 

Berg-  nud  Hüttenwerke  .    .  . 

63 

184,9 

100 

198,2 

85 

•21,3 

232 

420,8 

Zuckerfabriken  und  Destillat  ions- 

12 

10,5 

9 

n,3 

1 1 

4.6 

32 

25,3 

5 

10.2 

5 

■5.7 

8 

8,8 

37 

28,1 

Aodere  IndustriegeHcllschaften  . 

9 

20.I 

9 

20,5 

30 

28,0 

220 

239,8 

14 

286,3 

2  5 

403,6 

5 

36,8 

65 

589,8 

Schiffahrt  »igesellschaften         .  . 

2 

3.« 

3 

7,i 

3 

2,5 

17 

25,2 

Andere  Trausportgesellschaften  . 

23 

8,0 

24 

10,7 

18 

39,2 

5° 

117,7 

Verschiedene   

26 

35,3 

29 

39.8 

34 

68,6 

"45 

108,9 

Summe: 

191 

880,4 

263 

1141,1 

219 

530.1 

952 

2H3,3 

Im  Diinhschnitte  entfielen  1 S :  4,6,  lS9ö: 
2.3  Mill.  Fr.  auf  eine  Gesellschaft.  lW5*r» 
(1887)  entfallen  auf  eine  Bahngesellschaft 
»lim-iu-w-hnirtlich  9.2  (S.5),  auf  ein»-  Hauk  "»,♦» 
(S.l).  auf  eine  Versicherungsgesellschaft  2,1 
(2.9>.  auf  eine  Gesellscliaft  der  Gruppe  der  j 
Koldenwerke,  Hochofen  etc.  1.8  (1,9).  auf1 
eine  Industriegescllschnft  1JJ4  (0.9)  Mill.  Fr. 
Kapital.  Die  Vermehrung  der  Gesellschaften 
ist  also  wie  so  häufig  meist  mit  einer  Ver- 
minderung des  durchschnittlichen  Aktien- 
kapitals verbunden  gewesen.  Allerdings  war 
im  Jahre  1892  das  durchschnittliche  Aktien- 
kapital der  meisten  GesellsehuftsgrupiHm 
grösser  als  im  Jahre  1887. 

Etwa«*  anders  verteilen  sieh  die  Aktien- 
kommanditgesollschafton.  Wie  die  folgend»« ! 
nach  dem  Annuaire  für  1880  und  189ä  be- : 
arbeitete  Tafel  zeigt,  und  ebenso  1887  ge- 
hörte der  Zahl  nach  die  Hälfte  derselben 
und  mehr,  dem  Kapitale  nach  die  grösste 
Masse,  etwa  90  °  o,  der  Gruppe  der  Banken 
imd  Kreditinstitute  an.  1892.  1893  und  1894 
waren  diese  durch  die  bestehenden  Hütten- 
werke. Leinen-  und  Baumwolliiidustriegesoll- 
sehaften  weit  mehr  zurückgetlrängt  gewesen. 

A  ktierdiommand  itgesellscliaf  ten. 


GeschäftsgmpiH'n 

ISN» 

1895 

Zahl 

Kapit. in 

Mill.  Kr. 

Zahl 

Kapit.  in 
Mill.  Fr. 

Steinbrüche     .  . 

i 

0,2 

Leinen-  n.  Bau  in - 

wollcnindustrie 

1 

O.l 

Glauhütten  .    .  . 

2 

0,4 

Verschiedene   .  . 

4 

0.8 

4 

o7s 

Sutuuie 

25 

36,3 

10 

5,7 

Gefchäftsgmppen 


Banken  n.  Kredit- 
institut« .    .  • 
Hüttenwerke   .  . 


1*80 


1895 
Zahl  ttVl" 


'7 


34,8  ' 


4,7 
0,2 


4.  Die  Ertrugnisse.  Nach  der  Tabelle 
über  anonyme  Gesellscliaften  (S.  241)  bo- 
standen  in  den  10  Jahren  1*61— 70  im 
Jahresdurchschnitte  161  anonyme  Gesell- 
schaften  und  betrug  deren  durchschnittliche 
reine  Jahrcsciuuahmo  37  Mill.  Fr. 
Wahrend  der  ä  Jahre  1871—187"«  stieg  die 
Durchschnittsziffer  des  Standes  der  Gesell- 
scliaften auf  224,  die  der  durchschnittlichen 
reinen  Jahreseinnahme  auf  0.~«,9  Mill.  Fr. 
Daneben  haben  1S7.">  die  bestehenden  102 
Kommanditakti»«ng»is»dlschafteii  einen  Rein- 
gewinn von  7.4  Mill.  Fr.  erzielt.  Minder 
günstig  ist  das  Ergebnis  zu  Ende  der  70  er 
Jahre  und  zu  Beginn  der  80 er  Jahre.  Erst 
I8su  wird,  wie  aus  der  folgenden  dem 
Annuaire  entnommenen  Taln  He  zu  ersehen 
ist.  der  Gewinn  überschuss  ein  b.-deutendor. 
1891,  1892,  1893  steht  er  am  höchsten  und 
giebt  einen  mehr  als  5  prozentigen  Ertrag 
des  Gesamtkapitals.  Seither  ist  er  wieder 
etwas  zurückgegangen. 


16* 
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Anonyme  und  Kommanditaktiengesell- 
s<  haften. 


l'f  herüchuss  des 

tiewinne 

•1 1  -f-i  oder 

Aktien- 

Rein- 

Ver- 

verlnsten  ( - 

-)  in 

Jahr 

kapital 

gewinn 

lust 

abso- 

"0 des  no- 

luten 

minellen 

Zahlen 

Aktien- 

Millionen 

Krane» 

kapitals 

363,2 

ii.3 

26,4 

—  15.1 

-  4.1 

im) 

566.3 

»7.» 

44,4 

—  27.3 

-  4,8 

1  ULLI 

965.3 

29,1 

■5,9 

4-  13.2 

H  1,4 

1885 

960.3 

34.8 

29,5 

4-  5.3 

-  0,5 

1886 

852,9 

3o.9 

9,9 

4-  21,0 

-  2.5 

1887 

1563,3 

62,; 

19,9 

4-  42.6 

-  2,7 

1888 

l645,5 

88,03 

7,65 

4-  80.38 

-  4.9 

1889 

1756,6 

91.87 

22,63 

4-  69,24 

-  39 

1890 

2004.4 

113.02 

8,73 

4-104.29 

-  5-2 

1891 

235S.1 

165.45 

6,78 

4-158,67 

-  6.7 

1892 

2259.9 

13'48 

14,10 

4-117.38 

_ 

-  5.2 

1893 

1968.7 

103,77 

10.50 

4-  93.27 

-  4,7 

1894 

»863,1 

94.99 

9.3' 

4-  Ss,6S 

-  4-5 

1896 

21 13.3 

107,42 

8.58 

4-  98,84 

-  4,7 

Die  einzelnen  Gruppen  der  Aktiengesell-  I 
scharten  zeigen  teilweise  einen  von  diesem 
Durchschnittsergebnisse  abweichenden  Gang. 
So  haben  die  Betriebsroineinnahmen  der 
Bahnen  von  14.S  Mill.  Fr.  im  Jahre  1*74 
sich  his  1KS2  beständig  bis  auf  1K.4  Mill. 
gehoben.  Seither  sind  sie  wieder  zurück- 
gegangen und  beliefen  sich  INNO  auf  15.9, 1 
1894  auf  8,5.  1895  auf  14,2  Mill.  Fr. 

Lltteratnr:  St<itixtii)ue  gent'rale  de  In  Bel>jiqne.  ^ 
Erpote  de  In  titwiliint  du  rnyaume,  IS41 — IS.tn  > 
V»l.    1,    lHäl—Ititiit    Turne    III,    lHi',l   ki*  1875 
Tome  II,  Brwlle*  /.>'.'„' — 188':  —  Annuaire  »tnlU-  i 
tiijiit     de     In     Brl'/it/ne ,     Annee     ISSj  —  , 
RnixrIU*    /*.«—/. w.    -  Ad.  Oemeur,  Ix* 
tocilte»  anonyme*  de  Beltjique  rn  IS.S7,  Bntrelles 
1859.  —  Demeltw,  L<*  »oriett*  mmmerc.  de  la 
ßelgitjue.    Artet  et  d'trumenU ,  llruselle*  1880. 

v.  .Turaschek* 


9.  Die  A.  in  den  Niederlanden. 

1.  Die  ältere  Zeit.  2.  Zahl  und  Gründungen 
der  A.  iu  neuerer  Zeit.    3.  Da*  Aktienkapital. 
4.  Die  Erträgnisse  der  A.   5.  Die  A.  nach  Ge- 1 
schäftsgruppen. 

1.  Die  altere  Zeit.  Obsehon  die  ältesten 
Vereinigungen,  welche  als  Vorläufer  der 
Aktiengesellschaften  gelten  können,  auf  ita- 


lienischem und  französischem  Boden  ent- 
standen sind,  so  waren  es  doch  die  Nieder- 
lande, welche  diese  Form  der  Vereinigung 
zuerst  dem  grossen  Verkehre  dienstbar 
machten.  Bereits  in  der  2.  Hälfte  des  16. 
Jahrh.  bildeten  sich  in  den  Niederlanden 
zahlreich  Kompagnien  zum  Betriebe  des  ost- 
indische» Handels.  Da  dieselben  nicht  be- 
sonders erfolgreich  waren,  wurden  sie  1002 
zu  einer  Gesellscliaft  mit  dem  Namen 
holländiseh-ostindische  Kompagnie  vereinigt, 
welche  mit  einem  Kapitale  von  6.5  Mill.  fl. 
ausgerüstet  das  Handelsmonopol  für  Ost- 
indien auf  21  Jahre  erhielt.  Dieses  Grund- 
kapital der  Gesellscliaft  wurde  durch  Aktien- 
emission aufgebracht,  dwh  waren  diese  Aktien 
stets  auf  Namen  ausgefertigt.  Dagegen 
lauteten  die  Obligationen,  welche  in  sehr 
grossen  Beträgen  ausgegeben  wurden,  da  das 
Aktienkapital  zur  Betriebsführung  bei  weitem 
nicht  ausreichte,  schon  in  der  frühesten  Zeit 
auf  den  Inhaber,  wie  das  von  Hecht  in 
seinem  Beitrage  zur  Geschichte  der  Inhaber- 
papiere (S.  121,  122)  abgedruckte  Obligations- 
formular von  1022  beweist.  Im  IN.  Jahrh. 
hatten  diese  Obligationen  auch  abgesonderte 
CoujHHlbogeil. 

Anden?  bedeutende  Gesellschaften  dieser 
Art  waren  die  1614  errichtete  nordische  Ge- 
sellschaft, welche  das  AValfisc|ifangnionojH>l 
erhielt  und  bis  164")  bestand;  die  west- 
indische Komiiagnic,  welche  1621  mit  dem 
Handelsmonopole  für  Afrika  und  Amerika 
auf  24  Jahre  ausgestattet  wurde  und  bis 
1674  existierte.  1075  trat  an  ihre  Stelle 
eine  neue  Gesellschaft,  welche  dasselbe 
Monopol  auf  25  Jahre  bekam. 

Alle  diese  Gesellschaften  zahlten  iu  der 
ersten  Hälfte  des  17.  Jahrh.  ganz  bedeutende 
Dividenden,  so  die  westindische  Gesellschaft 
162*.  freilich  zum  Teil  auch  infolge  der  Er- 
oberung einer  spanischen  Sill»erf]otte.  50 °o. 
Dementsprechend  erhöhte  sich  auch  der 
Kurswert  der  Aktien,  welcher  ganz  ausser- 
ordentlichen Schwankungen  unterlag.  Die 
Kriege  mit  Portugal  und  England  schädigten 
die  (i es« -II schafteu  sehr  schwer  und  insbe- 
sondere die  westindische  Kompagnie  brach 
infol-re  der  hierbei  erlittenen  Verluste  1674 
zusammen.  Bei  einer  Schuldenlast  von 
6  Mill.  fl.  erhielten  ihre  Gläubiger  30  °o, 
ihre  Aktionäre  nur  15  °o  des  eingezaldten 
Kapitals.  Auch  die  ostindische  Kompagnie 
kam  wiederholt  in  Gefahr  und  konnte  sich 
im  IM.  Jahrh.  gegenüber  der  Konkurrenz 
der  Engländer,  Franzosen  und  Dänen  mir 
mit  Hilfe  von  Staatssubventionen  behaupten. 
Auch  sie  scldoss  üu-e  Geschäfte  mit  einem 
Gesaintdefizit  von  112  Mill.  fl..  allerdings 
erst  1794. 

Nicht  bloss  der  Handel  wurde  in  den 
Niederlanden  in  dieser  Weise  von  Gesell- 
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schaften  botriolten.  sondern  auch  das  Yer- 
sicherungsgcschäft  und  andere»  Gesc  häft«'  dos 
wirtsoliaftliehon  Lebens.    Besonders  die  S.>o- 
verskherung  blühte  im  10.  und  17.  Jahrb. 
in  den  Niederlanden,  wie  auch  gegenwärtig 
eine  beträchtliche  Anzahl  von  Aktiengesell- 
schaften dieses  Gebiet  kultiviert,  und  zwar 
ee>ehah  dies  Kreits  im  16.  .lalirh.  in  der 
Weise,  dass  ffir  den   versicherten  Betrag 
mehrotv  Personen  zu  ^stimmten  Anteilen 
hafteten. 

Selbstverständlich  waren  hei  der  Viel- 
seitigkeit des  wirtschaftlichen  Lehens  die 
(ies*  lls(  haften  ziemlich  zahln-ii  h  und  wurde 
infolgedessen  der  Aktienhandel  wohl  ningvuds 
.■«o  schwunghaft  betrieben  als  in  dem  Limle 
des  Tuhienschwindols.  Die  Unsicherheit  zur 
So»"-  und  des  Verkehrs  überhaupt,  dann  die 
politischen  Zustünde  riefen  nat (Irlich  p^wal- 
nge  Schwankungen  in  der  Wertschätzung ; 
«W  Aktien  hervor,  wodurch  wiederum  der 
Sf^kulationsgeist  zu  Ausschreitungen  ange- ; 
regt  wunle.  Besonders  nach  dem  Schlüsse 
des  sj«anischen  Erbfolgekrieges  (1714)  und 
des  gn>ssen  nordischen  Krieges  (171*)  zur 
Zeit  des  Ijawsehwindels  in  Frank ivich  und 
des  Südseenimmels  in  England  nalim  das 
Spekulationsfiober  stark  ülterhand.  Im  August  \ 
und  Septemlior  1720  sollen  allein  ;{0  Gesell- 
schaften auf  Aktien  gegründet  worilen  sein, 
von  denen  viele  ein  Noininalkapital  von  5— 6. 
einige  sogar  von  75—  Um»  Mill.  fl.  hatten. 
Allen  lings  wunlen  damals  nur  lo,  höchstens 
12  ''o  des  Nominalkapitals  einp-zahlt,  aber 
immerhin  darf  man  das  eingezahlte  Kapital 
auf  5»)  Mill.  fl.  schützen,  ein  ffir  jene  Zeit 1 
ungeheun-r  Betrag.  Der  Rückschlag.  Miel, 
ebensowenig  wie  in  Fi-aukreich  und  England 
aus.  auch  wunle  derselbe  wie  dort  von  ge- 
setzgeberischen Massivgoln  Wgleitet ;  in  den 
Niederlanden  war  jedoch  das  angesammelte 
Kapital  so  bedeutend,  dass  dieser  Rückschlag 
minder  stark  empfunden  wunle.  Wir  sehen 
«iaher  auch  den  Aktienhandel  und  die  Grün- 
dung von  Gesellschaften  im  weiten>u  Ver- 
laufe des  IS.  Jahrh.  kraftig  fortblühen. 

2.  Zahl  und  Gründungen  der  A.  in 
neuerer  Zeit    Mit  der  Einführung  des 
öle  de  commerce  in  den  Niederlanden  hielt 
auch  die  anonyme  Gesellschaft  als  naamlooze 
Vennotschap  ihren  Einzug.    Die  Schwank- 
ungen in  der  Anzahl  ihn-r  Gründungen  wie 
ihres  Standes  waren  so  ziemlich  diesc)l>en . 
wie  in  den  Nachl«arländern.    Von  den  in 
dem  Buche  von  Nierop  und  Baak  >Do  naam- 
looze Yen  nootschappen«  Jalirg.  1888  als  am 
Ende  des  Jahres  1887  bestehend  angeführten 
1075  Gesellschaften  sind  1044  mit  Angabe 
ihren  Gründ  unwahres  angeführt.  Danach 
ergiebt  sich  folgende  TaWÜe: 


Gründungen  noch  bestehender  Aktien- 
gesellschaften. 


Jahr  Zahl 


Jahr    ;  Z;>bl 


Jahr 


Zahl 


1720  i  1841   45.  m      1882  62 

1771  r  1846-50  9      1883  72 

1776  1  18M-5öj  17       1884  68 

1790  2  1856—60!  23       1885  69 

1801—10  4  1861-65  68       1886  73 

1811    20  4  1866-70  60      1887  ioi 

1821—25  3  1*71    75  91       1888  101 

1831  —35  <;  1876—  80  133  sa**miii«>n   

1836-40  8  1881  53  1720-1888  1044 

Hiernach  hat  sich  einerseits  eine  nicht 
unbeträchtliche  Zahl  alter  Gesellschaften  er- 
halten, anderseits  zeigt  sich  kein  wesent- 
licher Einfluss  der  Einführung  des  code  de 
commoive  (lsn7).  wäluvnd  die  grossen  inter- 
nationalen Gründungse|K.chon  deutlich  er- 
kennbar sind.  Die  genüge  Zahl  von  Grün- 
dungen vor  und  nach  ls3o  steht  offenbar 
im  Zusammenhange  mit  der  I/istrenmuig 
Belgiens  von  den  Niederlanden,  dagegen 
dürft«*  die  grosse  Zalü  «les  (.JuinquenniumN 
ls7t>— SO  si«*h  danius  erklären,  «lass  in  dieser 
Periode  boivits  weniger  Auflösungen  vor- 
kamen. Selbstverständlich  giebt  nämlich  die 
voi-steheiide  TaUdle  nicht  alle  Gründungen 
an.  sondern  nur  die  jener  Gesellschaften,  die 
bis  ISSN  noch  nicht  aufgelöst  waren.  Wie 
stark  dadurch  «lio  Ziffern  heeinflusst  sind, 
ist  daraus  zu  erkennen,  «lass  mich  «lein  Jaar- 
hoekje  von  lsä.5  «Ii»»  Zahl  der  Aktiengesell- 
schaften, denn  Statuten  im  Staatsauzeiger 
veröffentlicht  wunlen,  betrug: 

1849:    6  1K52:  19 

1850  :  1 1  1853  bis  August  8. 

1861  :  9 

Elienso  war  die  Zahl  der  (in"m«lungen 
neuesten*  wesentlich  grosser  als  jene  Zifferu 
andeuten.  Nach  «len  Ihjdragen  rosp.  Maand- 
cijfers  Ixdief  sieh  nämlich  die  Zahl  der  in  den 
Niederlanden,  abgesehen  von  Niederländisch  - 
Ostindien  neugogründefen  A.,  deren  Statuten 
im  Staatsanzciger  veröffentlicht  wunlen  in 
den  folgenden  Jahnen  auf: 

1884:    85  1888:  n6  181)2:  127 

1885:    89  18811:  122  1893:  134 

1886:    81  1890:  175  1894:  «79 

1887:  107         1891:  iso         1895:  198 

1896:  311 

Uelver  «Ii«1  Zalü  der  an  jedem  Jahres- 
schlüsse seit  1  Stil  bestehenden  Aktiengesell- 
schaften giebt  die  folgende  Tabelle  Auskunft, 
welche  nach  «1er  Overzigt  der  naamlooze 
Vonnootschnppen  und  den  Jaareijfers  gear- 
Vieitet  bis  ls93  94  jene  Aktiengesellschaften, 
die  nach  dem  Pateutgesetze  Iwsteuert  sind, 
weiterhin  aber  all«»  Aktiengesellschaften  be- 
rücksichtigt, deren  Betrieb-  oder  sonstiges 
Einkommen  einer  Steuer  unterliegt.  Hieraua 


uigit 
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grosso  Vermehrung  in  den  letzten  Jahren, 
für  die  die  Nachweisuug  eine  viel  voll- 
ständigere geworden  ist. 

Aktiengesellschaften  naeh  den  Patent- 
registern. 


Dienst 
jähr 


1861  6: 
1868/69 
1863  »vi 
1664/66 
1866/66 
1866  *'.7 
1867 68 
1868  «9 


18K9  70  459 


1870  71 

1871  72 

1872  73 
187H  74 

1874  75 

1875  76 

1876  77 


—   -  j  f 


z«bi  ;  =E  ±:- 

£■:      —  i  — 


I>U-nst 
jähr 


Zahl 


>  _  a 


erklären  sich  einerseits  die  Differenzen  mit  Jahren  1x00  67— 1X77  ~s  bloss  7.4  und  in 
den  vorhergegebonen  Zahlen,  anderseits  die  den  Jahnen  1878  79— 1886V 87  gar  nur  4.2 

Mill.  fl.  In  den  folgenden  f>  Jahren  1887/88 
bis  1X91  92  wachst  aber  das  Kapital  jährlich 
um  27,2  Mill.  fl.  und  in  den  2  nachfolgenden 
Jahren  noch  immer  um  fast  10  Mill.  fl.  im 
Jahre.  1895  96  Iteträgt  das  Wachstum  wieder 
24  Mill.  fl.,  aher  es  liegt  ihm  eine  wesent- 
lich vermehrte  Individuenzahl  zu  (»runde. 
Da  die  Bewegung  im  Aktienkapitale  nicht 
bloss  durch  Nougründungen  und  Auflösungen, 
sondem  auch  durch  Nachzahlungen  und  Rück- 
zahlungen hei  bestehenden  Gesellschaften 
ltccinflusst  wird  und  die  jeweilige  Anzahl 
von  Neugründuugen  nicht  immer  das  gleiche 
Verhältnis  zu  dem  Uründungskapitale  aus- 
weist, so  zeigt  sich  eine  stärkere  Kapitals- 
zunahme  auch  1X07  08.  1 K7 1  72.  1S74  75. 
Khenso  drücken  sich  zwar  die  Rückschläge 
von  1870/71,  1x70  77  bei  dem  eingezahlten 
Kapitale  aus.  doch  hält  der  Rückgang  bei 
letzterem  lx~7  7s*  noch  an,  während  der 
Stand  der  Gesellschaften  schon  eine  Zu- 
nahme ausweist. 

Das  durchschnittlich  auf  eine  Gesollschaft 
entfallende  Aktienkapital  ist  bis  1893  94  nur 
geringen  Schwankungen  unterworfen!  Gleieh- 


2S4 
3<3 
345 


149.5 
'54-3 
189.4 
376  200,0 


4.39  1877  78 

4.27  1H78  79 

5.42  1879  80 

5,90  18X0/81 


424 
444 
449 
457 


456 
460 
472 
469 
469 
486 
465 


216.3  6,32  1884  Xö 

237,7;  5.04  1885  Sf> 

2^0.=;  4,82  1886  87 

2^4.2  3.82  1H87  «8 

2;8.6  4,77  1888  X!> 

2^6.7  5.13  1X89  90 

274.4!  4,9b  1890  91 

89,6  s,66  l89192 
7.6i 
7,55 


305  4 
3 '8.4 
325,o 


1892  9H 
1X93  94 
6.33  1894/95 


320,8  4,96  18951«;  1771  603.86 


477  319,2 
4S6  324,1 

51«  329,2 
523|332,9 
616354,5 

653  356,4 

654  356,47 
736J380.72 

795  393.64 
8S4  426,44 

957  455.93]  S.i  i 

10231493,71 
1060  504,63 
1 1 15  512,07 


5,86 
5.92 
4,80 

5,o5 
5,94 
5,64 
5,00 

6.47 
5Jo 
6,77 


'735 


639,88 


In  den  32  Jahren  von  1*01  62—1893/94 
vermehrte  Bich  somit  die  Zahl  der  bestehenden 
Aktiengesellschaften  um  x:u  oder  293  °o. 
Die  grösste  Zunahme  weisen  die  Jahre 
lxoi  62—1866  67  und  1888  89—1891  92  aus. 
Nach  1866  (Handelskrisis  in  England)  zeigt 
sich  ein  sehr  langsamer  Fortschritt,  welcher 
seihst  1*72  73.  vielleicht  wegen  der  unvoll- 
ständigen Nach  Weisung,  nur  wenig  inten- 
siver wird  und  1 S70  7 1  wie  1x70  77  sogar 
mit  einer  Abnahme  abwechselt.  Infolg*  der 
vollständigeren  Nachweise  erscheint  1894  95 
die  Zahl  der  Aktiengesellschaften  und  in 
geringerem  Mass.«  ihr  Kapital  sehr  vermehrt. 
Erst  jetzt  erkennt  man.  wie  gross  die  Zahl 
der  bestehenden  A.  in  den  Niederlanden  ist, 
denn  früher  wurden  offenltar  um  50 0  0  zu 
wenig  nachgewiesen.  1X95  9G  winl  dienen 
nachgewiesene  Zahl  um  30  Individuen  oder 
ca.  2°/o  Oberholl,  was  kaum  als  grosse  Zu- 
nahme gelten  kann. 

3.  Das  Aktienkapital.  Einen  ähnlichen 
Entwicklungsgang  liat  nach  vorstehender 
Tabelle  das  jeweilig  eingezahlte  Aktienkapital. 
Von  1801  02  auf  1x93  94  nimmt  es  um 
der  242°,'o  zu.  In  den  Jahren 


5,58 
392 
4.63 

\,ig  wohl  ist  der  fortschreitende  Rückgang  der 
Grösse  der  A.  beincrkUir:  so  wird  der  höchste 
Betrag  mit  0.7  Mill.  fl.  1876  77.  der  niedrigste 
von  0.15  1893/94  erreicht  1895  96  sinkt 
der  Durchschnitt  begreiflicherweise  auf 
370000  fl.  Da  es  sich  hier  stets  um  das 
wirklich  eingezahlte  Aktienkapital  handelt, 
sind  die  Beträge  immerhin  bedeutend. 


so 

Das  nominelle  Aktienkapital  ist  stets  wesent- 
lich höher.  So  kamen  in  den  Jahren  18X4 
bis  ixxx  auf  je  loo  fl.  des  bei  der  Gründung 
von  A.  eingezahlten  Kapitals  rund  18o  DL 
Nominalkapital  und  auf  eine  Gründung  kamen 
etwa  i>.:ü  Mill.  fl.  Nominalkapital  und  blos> 
0.17  Mill.  fl.  wirklich  eingezahltes  Kapital. 
In  einzelnen  Jahren  waren  die  Unterschiede 
noch  grösser.  In  der  früheren  Zeit  war 
zum  mindesten  das  Nominalkapital  ein 
grösseres:  so  wurden  1X49 — 1X53,  wie  W- 
lvits  erwähnt,  53  Gesellschaften  mit  einem 
Nominalkapitale  von  20.3  Mill.  fl.  gegründet, 
so  dass  im  Durchschnitte  0,5  Mill.  fl.  auf 
eine  Gesellschaft  entfielen. 

Nach  diu-  erwähnten  Publikation  von 
van  Nierop  und  Rank  verteilte  sich  das 
Gründungsaktienkapital  von  den  1044  im 
Jahre  l.xxx  bestandenen  Aktiengesellschaften 
302.0  Mill.  fl.  oder  2 12  ",'0  zu.  In  den  Jahren  1  nach  dein  Gründungsjaluv  und  der  Grösse 
1801  02— 1800  07  beträgt  die  durchschnitt-  des  Kapitals,  soweit  dies  zu  ermitteln  war. 
liehe  Jahreszunahme  14,7  Mill.  fl.,  in  den  |  in  folgender  Weise: 
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Die  Aktiongosells<  haften  des  Jahnas  1SSH  nach  den  Gründungsjahron  und  der  Grösse 

des  Kapitals  hei  der  Gründung. 
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67L3 

171 
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156 

129 

57 

2, 

15 

8 

Die  grossen  Aktiengesollscliaften  gehören 
somit    vorwiegend    der  früheren  Zeit  an. 
und  je  naher  der  Neuzeit,  desto  stärker 
wird  das  reborgewioht  der  kleineren  Gesell- 
schaften.  Bis  1845  lieträgt  das  durchschnitt- 
liche Gründnngsknpiml  mit  nur  2  Ausnahm«*!! 
(1M1  2<>.  l!*v»  >  40)  eine  MU1.  fl.  und  mehr, 
seit  1*46  hleiht  dassell*'  fortwahrend  mit 
nur  einer  Ausnahme  (1861  65)  weit  unter 
diesem  Betrage.    Auch  fallen  die  grossten 
Beträfe  des  dinchsehnittliohen  Grfindungs- 
kapitals  von  YA..I.  2,5.  1.6  Mill.  fl.  auf  frühere 
Periode,  <1S21  25.  1841  45.  1861  65).  Von 
den  Ikhs  l»estehenden  Gesellschaften  hatte 
daher  kaum  der  zehnte  Teil  ein  Gründungs- 
kapital von  mehr  als  einer  Million  Gulden, 
während   2»5  oder  28  %  ein  solches  von 
höchstens  .50IMM)  Gulden  und  167  «der  fast 
45%   ein    .solches   von  höchstens  loOOOO 
Gulden  Ipesassvii.  Trotz  dieser  Verminderung 
der  Zahl  der  Gründungen  grosser  Gesell- 
schaften liat  sich .  »dir  bezeichnend  für  die 
Aa/.jtaJsailfsi>eicheninp,  <las  gesamte  Griin- 
dnriirska/iitaf  nenestens  hetrachtlieh  vermehi-t. 
In  "djV^n     Botrilgen    prtgt    sich    hes.se r 
ik>/i  als  in  <lcr  Zahl  der  Gründungen  die 
Gimsr*  oder  rnmuist  der  Geschäftslage  aus. 
K)  1.^-65,  1S71— 75. 1887-88  und  18»«»  »1 


his  18»1  !r_»  g»?gi»n(iher  den  vorangehenden 
Jahren.  Im  grossen  und  ganzen  sind  Illingens 
neiiestens  die  Grnndungskji|)italieu  seihst  der 
.niedergehenden  Periode  in  den  HO  er  Jahren 
!(l>,Ml   -s5)  jfi-össer  als  in  der  frflheivn  Zeit. 

4.  Die  Krträgnisse  der  A.  Die  von 
den  Akfieiigesellscliaften  in  den  letzten  :I5 
Jahnui  ausgezithlteu  duivhschnittlichen  Divi- 
denden wann,  wie  die  vorhin  gegebene 
Tabelle  zeigt,  massig.  Sie  schwankten 
zwischen  und  H,l"o  und  hetnig»?n  im 
Mittel  5.s%.  Das  Minimum  vou  H.s  wmile 
1S«W  6».  das  Maximum  von  8.1  %  ls'IO  »1  er- 
reicht. Obsehon  eine  volle  rebeivinstimmung 
zwisi-hen  der  Zunahme  der  Gesellst hafts- 
zahl  und  dem  eingezahlten  Kapitale  einer- 
seits und  der  Höhe  der  ausgezahlten  Divi- 
denden andrerseits  fehlt,  so  ist  doch  oiu 
gewisser  Zusammenhang  zu  erkennen.  Be- 
achtenswert ist.  dass  in  den  Niederlanden 
der  hohe  Ertrag  sich  üImt  das  Krisenjahr 
islA  erhält  uikI  erst  1876  77  unter  5% 
sinkt,  dass  er  l»ereits  im  f<»lgenden  Jahre 
sich  um  nahezu  1%  erhöht  und  andauernd 
einen  höhereu  Stand  behauptet,  wodurch  die 
SO  er  Jahre  im  Durchschnitte  günstiger  er- 
scheinen als  die  60  er  Jahre.  Andrerseits 
hal>en  die  Niederlande  neuesten*  wie  die 
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anderen  Staaten  die  höchsten  Erträge  1889  iiaoh  Geseliäftsgrupj>en.  Die  folgende  Tal*»lle 
bis  1891  und  wieder  1894—95.  stellt  die  Verteilung  der  Aktiengesellscliaften 

5.  Die  A.  nach  Gench8ftxgroppen.  Ein  nach  den  (huppen,  welche  die  Overzigt  der 
wesentlich    anderes   und  die  Verhältnisse  naamloze  Venneiotschappen  enthält,  für  die 
besser  charakterisierendes  Bild  erhält  man  Jahre  1SG1.'«2,  1870  71  und  1880  81  dar. 
durch   Aufteilung  der  Aktiengesellschaften! 


Bestehende  Aktiengesellschaften. 
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Eine  detailliertere  Uebersicht  bietet  die  folgende  nach  den  Jaarcijfers  zusammen- 
gestellte Tal  »eile. 
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S [jinneici«-n  und  Wrln-ri'ii'ii  .  . 

Eiwnhiilnirn  

Zickel-  und  'Www w»r>  Til.il>rikfii 
.Maschinen-  und  .MctulUviir.-iitahrikrn 
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In  leiden  TaKdlon  tritt  augenfällig  die 
grosse  Anzahl  dcrVersicherungsgesellschaften 
hervor,  wodurch  sie  alle  anderen  Gesell-' 
K-haftsgruppen  weit  M>erragerj.  Es  ist  dies, 
wie  bereits  andientet,  ein  M  it  Jahrhunderten 
gepflegter  Geschäftszweig.    Da  diese  Go- , 
Seilschaften  jedoch  vorwiegend  klein  sind, 1 
i-t  ihr  Anteil  an  iler  Gesamtsumme  des  ein-  i 
gezahlten  Kapitals  gering.    In  dieser  Be- 1 
ziehung  behaupten  weitaus  das  l'el >erg« -wicht ) 
die  Transi>ort-.  Verkehrs-  und  Handelsgesell- 
schaften, vor  allem  die  Bahnen  und  Banken, 
letztere   siud   im   Durchschnitte  grössere 
Anstalten.    1SM6  s7  kommt  auf  eine  Bahn 
ein  Aktienkapital  von  ">.2  Mill.  fl.,  auf  eine 
Bank  ein  solches  von  1,6  Mill.  fl.  und  auf 
eine   Handelsgesellschaft    ein   solches  von 
mehr  als  1  Mill.  fl-,  während  alle  anderen 
Gesellschaften   ein   weit  geringes  Aktien- 
kapital ausweiset!.    Seither' ist  auch  iu  deu 
Niederlanden  das  Durchsehnittskapital  kleiner 
geworden.     lHf»"»  90  betragt  es  hei  den  ge- 
nannten  Gesellschaften   4.1  resp.   1,2  und 
«•.KT,  Mill.  fl. 


Bijdragen  ergieht  -ich  folgende 


1S>7  in  <len 
l'el  »ersieht. 

Aktiengesellschaften,  die  in  Niedeiländiseh- 
'  Ostindien  (iesehäfte  Vtreihen : 


Gesrhüfts- 
gr  tippen 


mit  dem  Sitze  in 
den  Niederlanden 


Handel»-  und 
Transport- 
gexellsch.  . 

Vendche- 
rnngsges.  . 

Aekerhau-In- 
dnstrieges. 

Verwh.  )n- 
diixtriege«. 


—  Ximi.  Kin»fp/ 


Aktlrnkahltal 
in  Mill.  n 


ZnHamnien 


23 

'  >  5.3 

S4.9 

4 

7.9 

0,8 

37 

3o.3 

16,0 

4 

2.6 

2,6 

68 

156.1 

104.3 

mit  dem  Sitze  in 
Nii'derl.-Ostind. 


Xoin.  |  KittKCK. 

Aktlrnkapital 
in  Mill.  11. 


30 

»3,2 

lo,S 

24 

44,4 

4,2 

89 

14.5 

2.0 

13 

o,7 

<56|73,9  '7.7 


Cliarakteristiseh  fiir  die  Niederlande  sind 
nelien  den  Diamaiitscldeifeivien  die  zahl- 
reichen I^indwirtschaftsgeselJschaften .  die 
Butter-,  Käse-  und  Milchfahriken,  die  Brot- 
•ind  Mehlfahriken.  die  Fleisch hauereien  und 
die  AiLstemzuchtgesellsehaften  mit  durchweg 
pringfun  Kapitale. 

Beachtenswert  ist  die.  Anzahl  und  das 
Kapital  der  Aktiengesellschaften .  welche  in  |  Schwankungen .    heträchtliche  Dividenden. 
NK>*krJändisch-<  >stiiidieiiGesthfifte  hetn-iben.  Nach  van  der  Borghts  Daten  im  Frankfurter 
Nach  einer  Zusammenstellung  aus  dem  Jahre  ^Aktionär-  haben  besonders  die  HyjKitheken- 


Wie  die  vorstehenden  Tabellen  zeigen, 
sind  die  Erträgnisse  der  Aktiengesellschaften 
ginpnenweise  sehr  vei-schieden.  Grosse 
Dividemlen  ilber  6%  haben  in  der  neueren 
Zeit  abgeworfen:  die  Wassorleitungsgescll- 
i  Schäften,  die  Versi<  herungsgi'sells(  luiften, 
die  Salzsiedeivien ,  die  Zuckerfabriken,  die 
Gasfabriken,  die  Zeitungsunteruehmungen 
und  Papierfabriken.  Aucli  die  Banken,  die 
Brauereien  und  Han<lelsgesellschaften  er- 
galKUi,    obwfdd   letzte^  mit  bedeutenden 
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l«ank«>n  .«ohr  bezeichnend  (1*77—81)  grosse 
Diviilfiul'-n  gezahlt.  Nach  derselben  Quelle 
warfen  von  «Ion  mit  meist  kleinem  Kapital*1 
arbeitenden  Bau-  und  Baumaterialiengesell- 
schaften  zwischen  1S72  und  18sl  nur  einzelne 
höhere  Dividenden  ab  und  sind  die  Sehiff- 
fahrts-.  Tramway-  und  ( )ninibusg«>sellschaft«'n 
vorwi« -gend  durch  niedrige  Dividendenziffern 
angezeichnet. 

Allerdings  sind  die  Dividenden  im  Traufe 
der  Jahre    starken   Schwankungen  unter- 


worfen, wie  dies  die  folgende  Tabelle  für 
11  charakteristische  Gesellschaftsgruppen  seit 
lSlil  02  luich  den  Jaarcijfers  darstellt.  Neben 
der  Krtragsfälugkeit  der  einzelnen  Gruppen 
schildert  sie  auch  die  Einflussnahme.  welche 
die  Verschiedenheit  der  Geschäftslage  sre- 
nommen  hat.  Hiernach  treten  die  Jahre 
180S  09—1873  74  mit  ausserordentlichen  l'm- 
wiUzungen  der  Dividenden  und  die  Hier 
Jahre  mit  den  wachsenden  Dividenden  einiger 
Gruppen  besonder*  hervor. 


Durchschnittliche  Dividende  in  °o  gezahlt  von 


im  Jahre 
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1  OS 

2  CT 

r\  1  r 

4.7^ 

J  l8 

4,3° 

A  8l 

»•9  4 

4,24 

5-55 

2,S2 

^.07 

2,20 

2fD  I 

2.73 

3.77 

5.40 

4.45 

IfUVi  Iii 

5-55 

5,94 

,2,«3 

2,33 

1  j,°4 

IO.32 

2,04 

3,23 

4.44 

3-37 

1  URl  Ii*» 

3r55 

7,43 

'9,23 

2oO 

2T  St» 

°o7 

2,45 

4.19 

",>o 

?.57 

3.'*9 

1  Ui t",  'Mi 

5-55 

7,99 

'  >,27 

2,49 

1  4'J1 

4,°7 

2,34 

5,°4 

7.96 

r  «  1 
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1  >ifn;  »;7 

lfMWi  IM 

n  <  S 
°,4A 

7,27 

•3,57 

1,40 
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2,0  ^ 

2,  %o 

2,01 
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1PO  f  (Kl 

-  n<i 
s.Uö 

1 0,7 1 

I  l,,U* 

2,5/ 

«  r  *? 

Act 

1,92 

4,°j 

4.35 

9.1  1 

2,12 

1  K1LK  <!U 

1 2, 1 4 

7-79 

iK  in 

2.5  ^ 

°,37 

->,5i 

4,23 

5,06 

4,90 

3,92 

1809  70 

I3,50 

c>.4 1 

I9.O4 

j.'o 

4.50 

4.47 

2.39 

5,26 

5,40 

6.159 

3  59 

1870  71 

8.2S 

10,93 

3.43 

3.04 

7,oo 

1,23 

4,88 

5-79 

4.5i 

340 

18/1  tl 

1 6,^4 

8,28 

10.21 

5-43 

4,88 

4,70 

i,55 

4.87 

6,18 

6.39 

3,85 

1872  73 

?.68 

Q.So 

17.51 

7.04 

5-15 

5,7' 

2.29 

4.77 

6,51 

6.79 

3.98 

1873  74 

3,92 

io,S5 

16.20 

5-49 

4.44 

0,70 

2.04 

5.14 

7,44 

8,00 

3.6i 

1874/75 

2.7« 

7.66 

10.66 

5,04 

7Ö4 

1.30 

3,43 

4,86 

8.05 

'>.47 

348 

187576 

0.14 

6.17 

11.74 

v5  > 

6,07 

1.1 1 

3,82 
3,66 

3.6.5 

8,79 

7.6S 

2.9S 

1K7677 

2.66 

7,15 

9,86 

4,08 

10,23 

o,77 

5,o6 

S.64 

7,88 

2.93 

1877  78 

3,25 

7,7o 

16.  so 

8,77 

8,28 

°,95 

4.53 

5,oo 

8,5.2 

9.67 

8.90 

18787» 

3,n 

6.31 

19,80 

9.6o 

5-53 

0.96 

3,54 

5,t7 

930 

7,55 

3.12 

1879  80 

5,77 

10,28 

5.30 

6,45 

1 ,22 

4.40 

5.27 

9.90 

6,15 

1-37 

18(4)81 

4,65 

6,20 

10,1  \ 

4.52 

4,78 

2,e,7 

3.73 

4.48 

IO.30 

6,03 

LH 

1K83  84 

4,43 

10.06 

7.05 

13,29 

5.39 

3.33 

364 

5,33 

10.33 

8,27 

3.38 

1884  85 

2-53 

5,67 

6,35 

11.03 

544 

2,80 

2,26 

4,98 

11.28 

8.54 

2.S5 

1885  8(5 

3-oi 

6,98 

5,77 

8,47 

545 

1.33 

2,33 

I6.3O 

8.34 

1.72 

188687 

3-94 

5.04 

4.37 

9,29 

2.54 

1.66 

2.47 

4,2* 

7.59 

9,34 

3-79 

18*7  88 

4,42 

4,43 

3.72 

7,52 

0,40 

2.48 

3-34 

4,26 

6,77 

llfo6 

1.74 

1888  89 

4.01 

6.45 

1.82 

6.48 

4,4« 

2,23 

6.59 

435 

423 

10.59 

1.83 

1889  90 

530 

5,62 

5,8o 

3.99 

2.07 

3-59 

9.79 

4.20 

10,23 

i.3i 

1890  91 

3.<>5 

4.40 

5*5^ 

2,55 

4.60 

372 

14,12 

4,15 

9.18 

1.62 

1891  92 

1.29 

6,92 

5.45 

4,24 

3,17  1 

4,63 

2,91 

3.77 

9,72 

2.34 

181  »2  93 

3.21 

1.84  1 

0,72 

6.>5 

322 

3,97  1 

1.28 

3.5o 

2.34 

8,03 

545 

189394 

6,84 

3.16 

359 

8.10 

6.22 

5,18 

3,29 

2,90 

US 

7.79 

4.26 

1894  95 

1895  96 

12.S6 
6.96 

4.97 

8.52 

5JO 

5'2Ö 

4,46 

2,39 

1,68 

8.52 

4.89 

5-54 

8.32 

5.o7 

5,18 

6,14  , 

3,05 

3.o6 

8.80 

2,62 

CtnVseiv  Dividenden  zahlen  die  (lesell- 
sehaften,  welche  in  Ostindien  (reschäfte  be- 
treiben, wenn  auch  nicht  in  dem  Masse,  wie 
«lie  Bill iton  -  Maats«  hapj>ij .  eine  Ackerbau- 
Iudustnegesellschnft.  Avelche  nach  van  der 
B«»i-ght  wietlerholt  20  und  mehr  0 0,  1S.S1  s> 
sogar  1 11" 0  <|e>  Kapitalbetrages  als  Divi- 
denden verteilte. 

I.itteratlir«   S><i<>lk<it<'\iij  r>i  Slnnlhiiiiihouilhiiiiliii 
J<i(irh>»-ijr      (  ..",■     1  !<:.',  ;     <bi**rllir     i  '»>r  l.<i#f 
—     Mnujrhrrik     —     Aumtrnhtm     IS.',.1 ,  ISSiJ 
--    Jii'ircijfVr*    urrr    JSS'.    ,  it     rurujr    .huin-u,  J 


»uwir  <iir  folg.  IMmle  hin  1S!M).  —  .hiarhorkjr 
HiOff/frrn  iliutr  het  *htti*ti*rh  fnttituul  der 
rrrrr m ijinff  nrnr  ilr  .Sintixti?k  in  SfteHitnil,  fit 
IS'.H  mV«///,  iloor  iir  Crnlmtr  Cmmi**ir  r>«»- 
,U  SUiÜMirk.  S'Umrruhiitr  ISM-  l.ÜL'7.  — 
Orrrtigt  <It  iiiKinil'-itr  \'riiii<r<>t*rh'tj>/>rn  nji/rmi 
<fr  l\ilrittrfgi*trr*  orrr  ilr  Jiutrrn  ISClfii — l.'i/sl  S>. 
(iftjt'grit'ii  iliKir  il<  l'rrrrn  ii/i  ntf  i'fir  tlr  Statwti'k 
in  ynlrrltimi.  S'iinirrithtlijr  J,S,f*.  — ■  Hijilnui'it 
rnn  hrl  ntutistirrh  luititniil  1. — Jnnrgg.  ISS.'- 
—  /.V.'*.'.  -  yttitiii<lcijfrrx  rn  <in<frrr  prrir^lirkf 
Ofiytirrii.  f'ilii.  </.►<><•  de  t'rnt.  <  -nnrnüfir  r>->r 
,h  MiUhtirk  y.  t-  'J.  .S'dmrrnhuijr  l*U3—l«:K 
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—  rtiM  Sierop  m  Hank,  Dr  nfdrrlunthrhr  ntutm- 
h>f-if  VrHnooUchiijipeu.  Jaargg,  JUH.i — itiSS. 
Zu-otlr.  —  F.  Hecht.  Ein  Brilrntj  zur  Cr- 
K-tii-htr  drr  Inhal>erp>ijiierr  in  den  Xirdniaiidrii. 
Erin,»}rn  lüti'j.  —  .1.  Beer,  Alhjruiriur  C- 
,chirht<    'tri    Wrltho ndrU    II.    Bd.  S. 

—  R.  van  der  Borght,  Zur  St<iti«til  dr» 

itirdrrtämli*<h''n     AL'tirnwrxriiß    im  trunkpirlrr 

i.  ibtitni'ir»     Ar.    J'it',,  lt'<l<i,    l*i'J  mm 

ii.  Januar,  1.,  IS.,  SS.  Man  1SS5. 

v.  Juratehek, 


c)  Die  A.  in  den  Vereinigten  Staaten. 

Eine  einigermasssen  vollständige  Statistik 
der  Aktiengesellschaften  iler  Voreinigten 
Staaten  zu  geU-u.  ist  uns  wogen  der  ansser- 
ord.ntlirh  grossen  Zald  dieser  Gesellschaften 
und  der  Selbständigkeit  «los  Aktienwesens 
in  den  einzelnen  Staaten  nieht  möglich.  Wir 
lassen  daher  nur  einige  Uebersiehten  für 
Einzel>taaton  und  in  Bezug  auf  Eisenbahnen 
und  Bankgesellschaften  einigt-  die  ganze 
l'nk.n  betreffende  l'el>ersiehten  folgen. 

I.  Gründungszeit  der  lss"  im  Staate  New- 
York  vnrliandenen  EisenU'dm-  und  Strasson- 
Itahngesell  Schäften . 


Jahr 
1888 

1890 
181*1 

1892 

1893 
1894 
18% 
18% 


E.  Zahl 

20 
24 

37 
19 
19 
24 
14 
23 

12 


E.  Kap. 
6,46 
9.49 
23,86 

12,47 
3.o4 
16.62 

1.73 
iS.65 
16.50 


St.  Zahl 
10 
19 
i> 
23 
19 
20 
18 
30 
14 


St.  Kap. 
1.070 
i.49o 
0,705 
2.640 

5,  °75 

6.  s;92 
2.675 
3.204 
3890 


III.  Fortsetzung,  Gründung  von  Bergwerks- 
gesellscliaften  (B.i  und  Gesellschaften  für 
Fabrikuntemehmungon    aller  Art   (F.)  im 

j  Staate  Ohio  nach  Zahl  und  Kapital  (in  MU1. 

!  Doli.),  sowie  die  Zahl  neilgegründeter  Tele- 
graphen-. Gas-.  Elektrizitats-,  Buehdruekeroi- 

i  und  Verlagsgosel  1*  haften  (And.  (i.)  im 
Staate  Ohio. 


Zahl  —  Zahl  der  gegründeten 
Jahre  Zahl 


Jahre 

1826-31 

1K52 
1833-36 

IS» 

1837 
1838-44 
1845- 50 

1851 

1862 

1853 
1854-56 

1857 

1868 

1860 


Zahl 

17 
24 
14 
42 

15 
1 1 

24 

16 

25 
25 
21 

9 
2 
16 


1860 
1861 
1862 
1863 
1864 
1866 
18** 
1867 
1868 
1869 
1870 
1871 
1872 
1873 


20 
1 1 
9 
24 
32 
25 
42 
33 
43 
41 
48 
61 
60 
37 


Gesellsc 

Jahre 

1874 
1875 
1876 
1877 
1878 
1879 
1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
18K5 
1886 
1887 


haften. 

Zahl 

34 
17 
24 
34 

31 
34 
65 
63 
55 

43 
3» 
76 
7> 
48 


Jahr 

B.Zahl  B.Kap.  F.Zahl  F.Kap. 

And.  (i. 

1876 

23 

57 

5/3 

18 

1877 

(2 

2.3 

8.5 

18 

1878 

14 

9.6 

& 

13.8 

20 

1H7J 

2S 

43.6 

00 

5.7 

23 

1880 

39 

22.4 

162 

24.4 

32 

1881 

31 

S4.6 

172 

19.9 

55 

1882 

34 

32.2 

283 

36.2 

34 

1KK8 

35 

'9-3 

253 

20.7 

5(» 

1KH4 

23 

2.8 

201 

22.6 

>o 

1S85 

18 

0.8 

186 

i7,i 

78 

188»; 

'7 

4.8 

205 

27.4 

13' 

1887 

3o 

10.4 

257 

19.2 

226 

188M 

3i 

o,9 

277 

17Ö 

213 

1H85» 

23 

94 

312 

24.6 

255 

1890 

19 

1.6 

339 

25.6 

210 

1S5U 

33 

3.2 

376 

22.9 

262 

1*92 

39 

2.6 

400 

2^.2 

26S 

1893 

21 

342 

16,6 

306 

1K94 

37 

ö 

349 

20,4 

327 

1895 

2? 

..6 

340 

U.5 

394 

189«; 

13 

0.4 

305 

«3,5 

386 

II.  Gründungen  von  Eisenhahn-  (E.)  u.  Stras- 


IV.  Zahl  und  eingezahltes  Kapital  (in  Mül. 
Doli.)  der  Aktiengesellschaften,  die  in  Massa- 
1  chusetts  unter  dem  allgemeinen  Gesetze 
stehen  und  Berichte  erstattet  haben. 


senhahngesellsehaften  (St.) 
nach  Zahl  und  Kapital  (in 

im  Staate  Ohio 

Kapital 

Jahr 

Zahl 

Kapital 

Millionen  Doli.). 

Jahr 

Zahl 

E.  Zahl 

E.  Kap.   St.  Zahl 

St.  Kap. 

1870 

181 

39,o 
114,1 

1884 

1012 

193.4 

Jahr 

1871 

596 

1885 

1070 

'93,5 

1876 

26 

1 1.77 

5 

0.295 

1872 

659 

122,6 

1886 

1099 

1944 

1877 

28 

11,27 

4 

0.252 

1873 

667 

131  3 

1887 

1182 

200,3 

1878 

30 

14,17 
14.86 

4 

0.139 

1874 

724 

141.8 

ISNS 

1306 

221,3 

1879 

27 

0,170 

1875 

728 

140.6 

1889 

1369 

229,9 

238,9 

1880 

35 

25.53 

; 

1,350 

1876 

753 

150.9 

1890 

1445 

1881 

67 

40.46 

4 

0.210 

1877 

752 

147.7 

1891 

lsj» 

250.2 

1882 

42 

71,9» 

b 

0,960 

1878 

739 

140.4 

1892 

1012 

259.9 

18*4 

37 

36.12 

4 

0,270 

1879 

742 

142.4 

1893 

1687 

274.4 

18K4 

18 

4.56 

5 

0.566 

1880 

771 

143.6 

1894 

1791 

287,1 

1885 

17 

36.47 

; 

I,6o^ 

1881 

838 

161.0 

1895 

1883 

293,7 

1886 

27 

36 

19,12 
40,84 

7 

O.588 

1882 

888 

167.0 

1896 

1963 

302.6 

1887 

23 

7.000 

1883 

980 

184.6 
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V.  Erhöhung  und  Verminderung  des  Kapitals 
der  unter  dem  allgemeinen  Gesetz  von  Massa- 
chusetts gegründeten  Gesellschaften. 


Tnhr 

Kapitalerhfihmtg 

Kapital- 
verininderumr 

Zahl 

Betrag 
Tausend  Doli. 

Betrag 
Tauwnd  Doli. 

1885 

17 

638,2 

17 

1  420.  s 

1886 

39 

I  274,0 

22 

2507.1 

1887 

SS 

5  81  5,5 

18 

552.9 

1888 

6o 

4  995.4 

«7 

l  041,5 

1889 

55 

6  402,6 

24 

»8i5,7 

185)0 

0  975.4 

10 

273,o 

1891 

7  057,4 

17 

1  971,8 

lMfi 

66 

1 2  440.4 

•  9 

2  S 1 6,2 

1893 

62 

q  665.9 

490,6 

1894 

42 

7  5*8,5 

2  006,9 

1895 

45 

5  332,o 
5  693,2 

1  452,3 

1896 

60 

Ii 

i  764,6 

VI.  Zahl  und  Kapital  (Millionen  Dollar)  der 
rlieh  unter  dem  allgemeinen  Gesetz  von 
uisetts  gegründeten  (inkorporierten) 
Aktiengesellschaften  mit  Gruppierung  nach 
der  Grösse  des  Kapitals  in  Tausend  Dollar. 


Jahr 

Zahl 

Kapital 

Unter 
5 

5 

-  10 

1877 

65 

3,79 

4 

8 

1879 

73 

5,86 

5 

1 

12 

1880 

'45 

19,76 

6 

14  : 

1884 

"43 

9.68 

5 

•7  1 

1885 

113 

5,47 

12 

23 

1886 

•43 

5,5« 

20 

24 

1887 

•55 

6,5' 

16 

29 

1888 

«95 

>o,59 

16 

29 

1889 

233 

10.67 

23 

29 

1890 

198 

7,94 

15 

43 

1891 

203 

8,92 

«4 

35 

1892 

244 

•3,7o 

'7 

45 

1893 

226 

10,18 

1 1 

48 

1894 

229 

9,o3 

24 

52 

1895 

25' 

12.12 

24 

44 

1896 

235 

8.62 

16 

55 

10 

-  20 


1 1 
10 
24 
33 
19 
34 
33 
43 
57 
46 

42 

60 

53 
47 
S8 
48 


Fortsetzung. 


Jahr 

20 

30 

40 

"  50 

100 

250 

'öOO— 

—30 

—40 

—50 

—100 

—250 

-500  1000 

1877 

8 

4 

2 

16 

9 

3 

1879 

7 

s 

2 

•4 

1 1 

3 

2 

1880 

16 

8 

7 

21 

32 

1 1 

5 

1884 

15 

9 

9 

20 

25 

7 

3 

1885 

15 

4 

'* 

15 

4 

1 

1886 

20 

9 

5 

14 

>5 

4 

1887 

16 

15 

8 

18 

16 

2 

2 

1888 

35 

22 

18 

23 

5 

4 

1889 

44 

24 

25 

20 

9 

2 

1890 

29 

23 

18 

16 

6 

2 

1891 

36 

27 

25 

18 

is;  »2 

29 

22 

28 

32 

i 

i 

1893 

36 

23 

19 

27 

8 

1 

1894 

39 

18 

23 

20 

3 

2 

1895 

39 

27 

27 

2  I 

7 

4 

1896 

42 

*s 

27 

16 

5 

1 

Von  den  1182  Gesellschaften,  die  1HS7 
Bericht  erstatteten,  hatten  nur  36  ein  Kapital 
von  1  bis  5  Mill.  Doli,  und  nur  1  ein 
solches  von  mehr  als  5  Mill.  Die  amerika- 
nischen Gesellschaften  verseliaffen  sich 
häufig  einen  grossen  Teil  ihres  Kapitals 
diu<ch  Ausgabe  von  Obligationen. 


VIT.    Summarische  Fehersicht  der  Grün- 
dungen von  Aktiengesellschaften  in  Massa- 
chusetts seit  dem  Erlass  des  allgemeinen 
Gesetzes. 


Jahre     Zahl  Kapital 


1851-59 
1860  -  69 
1870  -  79 
1880-89 
1890-96 

ltei-iw 


«76 

758 
728 
1556 
1586 


1 1  748  600 
12804608S 

64697510 
102  259  735 

70  591  010 


Durchschnittskapit. 
auf  jede  Aktien- 
gesellschaft 

*  66753 
168  926 
88870 
65  719 
44509 


3704   377  342,943  101875 


VIII.  Die  •wichtigsten  Gold-  und  Silberberg- 
werksgesellschaften in  Nevada  im  Jahre  1HS4 
nach  der  Grösse  ihres  Kapitals  (in  Doli.) 
gruppiert. 


(Die  oliere  Grenzsumme  bei  den  Kapital- 
angalten  ist  nicht  mit  einbegriffen.) 

Zahl  der 
Kapital  Gesellschaften 
1 
2 

10 

.« 
2 
22 
10 
5 
4 
4 


50  000  000 
15  000  000 
11  — 12  000  000 
1  o —  1 1  000  000 
8 — 10  000  000 
5 —  7  000  000 
3—  5  000  000 
2 —  3  000  000 
1—2  000  000 
Unten  000000 


Zusammen  112 


(iesaintkap. 

50  000  000 
30  000000 
1 13  520  000 
524  900  000 
17  400000 
1 16  5  50000 
35  800000 
6  620000 
4  525  000 
1  730  000 

851  045  ooo 


Die  meistens  ausserordentlich  hohen 
Kapitalbeträge  sind  durch  die  kolossalen 
Preise  entstanden,  zu  denen  die  ursprüng- 
lichen Besitzer  den  Gesellschaften  die  Minen 
angerechnet  liabeu.  Die  beiden  berüluntesten 
Comstock-Gruben.  California-Mine  und  Con- 
solidated Virginia,  die  im  Jahre  1SS2  uoch 
mit  einein  Kapital  von  je  54  Mill.  Dollar 
figurierten  und  sich  später,  nachdem  der 
Kurs  ihrer  Aktien  auf  1  0  0  gesunken  war, 
verschmolzen  haben,  sind  in  der  obigeu 
Fehersicht  nicht  mit  enthalten.  Die  Gesell- 
schaft mit  dem  Kapital  von  50  Mill.  Dollar 
ist  die  Consol.  Imperial  Mining  Company 
(Comstock),  die  nie  eine  Dividende  verteilt 
hat.  Von  diesen  112  Gold-  und  Silberberg- 
werksgesellschaften bezogen  im  Jahre  1884 
nur  sechs  Dividenden  im  Gesamtbetrage 
von  kaum  250000  Doli. 


Digitized  by  Gc 


Aktiengesellschaften  (Statistik,  Voreinigte  Staaten) 


253 


K.  Aktienkapital  (A.-Kap.),  Fundierte  Schuld 
(Fund.  Sch.)  und  anderweitige  Schuld  (And. 
Sch.i  der  Eisenbahnen  in  den  Vereinigten 
Staaten  nach  Poor's  Manual  in  Mill.  Doli., 
nebst  «lern  durchschnittlichen  l'rozentsatze 
•ler  Dividenden  (Div.  °o). 


Jahr 

A.-Kap. 

Fund.  Srh. 

And.  Sch. 

Div.» 

1876 

2248.4 

2220.2 

1877 

2255.3 

237,6 

2.48 

1878 

2292.3 

2297,8 

182,2 

234 

1879 

2395.6 

2319.5 

156,9 

2,99 

1880 

2708.7 

2530.9 

162,; 

2.84 

1881 

31774 

2878,4 

212,8 

2,90 

1882 

35«  ».<> 

3235,5 

270,2 

2,91 

\m 

37o8.i 

3500,9 

268,9 

2,75 

1884 

3762,6 

3669,1 

2447 

2.84 

1S85 

3817.7 

3765.7 

259,1 

2.02 

1886 

39995 

3882.9 

280.7 

2.04 

1887 

4:916 

4186.9 

294,7 

2.18 

1889 

443S4 

4624.0 

307.0 

•,77 

.1  <inr 

A.-Kap. 

r  und.  »on. 

Alm.  CK*  II 

1889 

4495.1 

4828.4 

357.5 
376.5 

1K9U 

4640,2 

5105,9 

1891 

4751,8 

5179,8 

345,4 
285,5 

1892 

4863,1 

540<;,o 

1893 

5021,6 

5510,2 

409.9 

1894 

5027,6 

5605,8 

382,9 

1896 

5182.1 

5640,9 

4 '8,5 

1896 

5290,7 

5416,1 

339.6 

1.81 

'•5° 
1,85 

1,93 
1.86 
1,64 
1,59 
1,54 


Der  Prozentsatz  der  Sehuldzinsen  stellt»« 
sich  durchschnittlich  187 8  auf  4,10:  1879 
auf  4.53:  1880  auf  4,05: 1881  auf  4.10:  1882 
auf  4,4«  >:  1883  auf  4.59;  1884  auf  4,51 ; 
1885  auf  4,75 ;  1889  auf  4.40;  1891  auf 
4,25:  1893  auf  4,30:  1894  auf  4.10;  1895 
auf  4.25;  1890  auf  4,43. 

Wie  ungünstig  sich  der  Ertrag  der  uber- 
wiegenden Mehrzahl  der  Eisen  bah  naktien 
(selbst  mit  Einschluss  der  Vorzugsaktien) 
stellt,  zeigt  die  folgende  Tabelle. 


X.  Anteil  in  °o  des  gesamten  Aktienkapitals  der  Eisenbahnen,  welche  iu  jedem  Fiskaljahr 
(endend  am  30.  Juni)  nachstellende  Dividenden  gezahlt  haben. 


0 

0 

188788 

188889 

1889  90 

189091 

1891,92 

1892  93 

1893,94 

1894,95 

1895  96 

0 

6i,44 

61,67 

63J6 

59.64 

60,60 
2,76 

61,24 

63,43 

70,06 

70,17 

1-2 

2,48 

3.41 

2,08 

«42 

2,14 

3,o6 

'•49 

o.74 

2-3 

1.21 

2,42 

«,50 
2,89 

2.90 

2.^6 

2,76 

i,7« 

2.23 

2.64 

3-4 

0.88 

2.79 

3-59 

4.36 

«,4« 

2,35 

1.22 

1.68 

4-5 

825 

7,28 

8,16 

9.83 

5.54 

5-25 

4,3« 

6.89 

5-55 

5-0 

7.8i 

9.1« 

6,69 

8,53 

6,65 

1 1,62 

10.12 

5.29 

6,82 

6-  7 

6.S4 

4,28 

6,53 

5>i  1 

8.47 

5,24 

5.12 

4,4' 

39' 

7-8 

765 

4.41 

3.78 

4.59 

444 

5.32 

5,42 

3,99 

4.37 

8-9 

1.98 

2.40 

2.40 

2.06 

2,62 

2,57 

2.K 

2,06 

2,72 

9-10 

0.11 

0.13 

0.35 

o,49 

0.09 

0.29 
2,16 

O.18 

2,  «5 

0.22 

0.10 

10  und  mehr 

«.35 

2.10 

1,76 

1,86 

'.91 

2,04 

«.30 

Auch  die  Sehuldzinsen  werden  bekannt- 
lich von  vielen  amerikanischen  Dahnen  nicht 


oder  nicht  vollständig  bezahlt.  Näheres 
darüber  ergiebt  sich  aus  Tab.  XI. 


XI.  Anteil  in  "0  der  gesamten  fundierten  Schuld  der  Eisenbahnen,  welche  in  jedem 
Fiskaljahr  (endend  .im  30.  Juni)  nachstehende  Zinsen  gezahlt  haben. 


0 

0 

1887/88 

0 

21.69 

1-2 

3,75 

2-3 

2,49 

3-4 

4-5 

12.39 

5-6 

1 7.18 

6-7 

25,96 

7-8 

9,62 

8—9 

1,12 

9-10 

0.04 

10  und  mehr 

0,67 

1887/88     18B8'89     1890  91  j  1891  92     1892  93     1893  94  '  1894  95     1895  96 


18,19 

9,90 

•5.56 

«4.39 

«7.29 

16,71 

16.26 

1,69 

0.03 

5,i3 

2.72 

8.51 

2,99 
4,67 

4.42 

2,07 

0,03 

3,63 

4-57 

7,58 

8.29 

6,97 

0,30 

7,9i 

11,82 
20.69 

8,48 

1567 

7,95 

«3,95 

15.00 

21.76 

21,29 

21,98 

24.01 

25,66 

3Ö,8i 

22,72 

22,99 

18.46 

20,58 

21.52 

«9.59 

29,97 

14,83 

1331 

«1,83 

9,9' 

10,85 

10,26 
0,67 

«3-53 

7,47 

8,26 

5,98 

6,5' 

5J2 

0,40 

0,40 
0,18 

0,21 

0,31 

0,51 

0.38 

0.30 
0,65 

0,13 

0,15 

0,25 

0.29 

0,03 

0,41 

0,91 

0,12 

0,22 

o,3 ' 
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XII.  Zahl  und  Kapital  (in  Mill.  Dollar)  der 
Bankgesellschaften  in  den  Vereinigten  Staaten 
in  der  Zeit  vor  der  Einführung  der  National- 

lianken. 

.luhr    Zahl     Kapital     Jahr     Zahl  Kapital 

1784  3  2.1  1835  704  231,2 

1792  16  17,1  1837  788  290.7 

1794  17  18.0  1838  829  3 '7,6 

1797  25  19,2  184(1  901  35M 

1800  28  21.3  1845  707  206.0 

1804  59  39-5  1880  S24  217,3 

1811  89  ?2,7  1855  1307  332.1 

1816  246  89,8  1857  1416  370,8 

1820  308  137.2  1858  1422  394,6 

1829  330  145,2  1860  1562  421.8 

In  betreff  der  Errichtung  der  National- 
banken  s.  Art.  Banken  (Ver.  Staaten). 

XIII.  Aktienkapital  und  Reserven  in  Mill. 
Doli,  der  in  1897  bestehenden  Hankanstalten 
mit  Aktiengefellsehafts-Ürganisation ,  über 
welche  dem  Comptrollen  of  the  Currency 

Berichte  zugegangen  sind. 

Zahl  Kapital  Reserve  Zns. 

Nationalbanken  3610  632,2  330.3  967,5 

Staatenbanken  5088  228.7  102,4  33',« 
Sparbanken  mit 

Kapital  312  26,2  17.3  43,5 
Loan  and  Trust 

Companiea  251  107.0  S9.0  196.0 

Znsammen    9261     994,1     5390  1533.1 

üeber  einige  der  grössten  amerikanischen 
Aktiengesellseliaften,  namentlich  Trustorgani- 
sationen, mögen  hier  noch  Einzelheiten  für 
das  Jahr  18t*7  angeführt  werden. 
American  Bell  Telephon  Co.:  Autorisiertes 
Aktienkapital  50  Mill.  Doli.,  ausgegeben 
26015000  Doli. 
American  Cotton  Oil  Co.,  aus  dem  Cotton 
uil  Trust  hervorgegangen,  mit  20237000 
Doli.  Kapital  in  gewöhnlichen  oder  Stamm- 
aktien, 10198600  Doli,  in  Vorzugsaktien, 
3068000  Doli,  in  Schuldverschreibungen. 
Dividende  der  Stammaktien  0. 
American  Sugar  Kefining  Co.  (Zuckertrust) 
mit  37,")  Mill.  in  Stammaktien  (ausgegeben 
36,98  Mill.),  ebensoviel  in  Vorzugsaktien, 

10  Mill.  in  Schuldverschreibungen  erster 
Hypothek,  die  al»er  nicht  ausgegelien  sind. 
Dividende  der  Vorzugsaktien  1*93  21%. 
seitdem  meistens  12  °o. 

American  Tobacco  Co.:  Stammaktien  21  Mill. 
(ausgegeljon  17.9  Mill.),  Vorzugsaktien  (8  0  0) 

11  935  (Mio  Doli.,  Schuld  an  aufgeschobenen 
Dividenden  3  762  DUO  Doli. 

Brooklyn  Wlmrf  and  Warehouse  Co.  (el»en- 
falls  durch  Verschmelzung  mehrerer  Ge- 
sellschaften entstandene  ^  Organisation« ) : 
Stammaktien  5  Mill.  (Div.  0)  Vorzugs- 
aktien A  2.5  Mill.,  B  7,5  Mill.,  1.  Hypothek 
17,5  Mill.  Doli. 

Consolidated  Gas  Co.  (New  Vork):  Stamm- 
kapital 36230000  Doli.,  Schuld verschrei- 
bungen  2.3  Mill. 


General  Electric  Co. :  Stammaktien  30  400000 
Doli..  Vorzugsaktien  1  252  <«  M » Doli..  Sclndd- 
verselireibungen  8  Mill.  Doli. 

Glueose  Sugar  Refining  Co.  (1897  durch 
Aufkauf  fast  aller  bestehenden  l'nter- 
nehmungen  entstanden):  Stammkapital  26 
Mill.  Doli,  (ausgegeben  24286000  Doli.), 
Vorzugsaktien  14  MiU.  (ausgeg.  12.8  Mill.). 

Illinois  Steel  Co.:  Stammkapital  5<»  Mill., 
ausgegeben  18650000  (Div.  0).  Schuld- 
verschreibungen 13,2  Mill. 

Marsden  Co. :  35  Mill.  Stammaktien  (27.75  Mill. 
ausgegeben).  15  Mill.  6°o  Vorzugsaktien 
(ausgegeben  1.5  Mill.). 

National  Lead  Co.  (aus  dem  National  Lead 
Tnist  hervorgegangen):  15  Mill.  in  Stamm- 
aktien (Div.  1S96  und  1897  :  0)  und  15 
Mill.  in  7°o  Vorzugsaktien. 

National  Linseed  Oil  Co.  (Nachfolger  des 
Trust):  18  Mill.  Stammaktien,  1.5  Mill. 
Hypothekenschuld. 

National  Wall  Paper  Co.  (durch  Verschmel- 
zung von  28  Gesellschaften  eutstauden): 
30  Mill.  in  Stammaktien  (ausgeg.  27.93  Mill.) 
8  Mill.  in  8°o  Schuldverschreibungen. 

North  American  Street  Railway  and  Electric 
Co.  (Organisation)  50  Mill.  Stammkapital, 
ausgegeben  89  735  tu  *>  Doli. 

Pulmans  Car  Co.:  36  Mill.  Kapital. 

Peoples  Gas  Light  and  Coke  Co.  (Chicago): 
Aktienkapital  25  Mill.,  Schuldverschrei- 
bungen 9,36  Mill. 

l'nited  States  Rubber  Co. :  25  Mill.  in  Stamm- 
aktien (ausgegeben  201660t  Kl  Doli.),  25 
Mill.  in  S'Jo  Vorzugsaktien  (ausgegel»en 
19  4<  Ml  500  Doli.). 

Die  Vorzugsaktien  werden  häufig  vou 
Anfang  an  gleichzeitig  mit  den  gewöhn- 
lichen Aktien  geschaffen :  die  letzteren  er- 
halten keine  Dividende,  so  lange  für  die 
ersteren  nicht  der  ihnen  zugesagte  Prozent- 
satz herauskommt.  Wenn  die  Dividende 
der  Stammaktien  diesen  Satz  ebenfalls  er- 


reicht hat. 


wird  der  etwaige  weitere 


l'eberschuss  gleichmassig  auf  beide  Arten 
von  Aktien  nach  Massgal«  ihres  Kapital- 
betrags verteilt. 

Lltteratnr:  Jt.  P.  Falkner,  Statut  ic*  of  /Vi- 

rate  Corporation*  in  the  f'nited  State*.  Publi- 
eatiotu  of  the  Ameriran  Statistical  AMOciation. 
.Vrtr  Stritt   Vol.  II  p.  SO,  June 
Quellen:  »Ohio  Statittic*«,  jährlich,  Staatssekretär 
ton  Ohio  Columbu*.  —  »Ahttractsof Corporation*'! , 
jährlich,  Staatstekretär  r«n  \la**achu*ett*,  Ro*U>n. 
—  Poor,  UV.  and  HCO.  Manual  of  Railroad*. 
jährlich,  Srtr  York.  —  Stati*tic*  of  Railieat/t, 
Annuol  />/»«rt  of  the  Statittician  of  the  Inter- 
state tommun  Commi**ion  Wathington.  —  Annual 
Be/H>rt    of   the    thmptrtiller    of   the  Currency, 
Wa*hington.   —   Inre*tor*  Supplement    :h  dem 
»Commcrcial  and  Financial  ChronicU«. 

Red. 


Digitized  by  G( 


Alimentation— Allmenden 


Alimentation 

s.  V  n  terhaltspf  licht. 


Allmenden. 

1.  Begriff.  2.  Arten.  3.  Allgemeine  hinto- 
ri-cbe  Entwickeluug.  4.  Entwickeluug  in  der 
N-hweiz.  o.  Gegenwärtiger  KechtHznstand  in 
rier  Schweiz,  ß.  Die  wirt.^haftsgew  hichtlith  wich- 
tigsten Momente.  7.  Entwickeluug  und  rechtliche 
< iestaltnnir  des  Allmend wesens  in  den  idid- 
rteutschen  Staaten.  8.  Verteilung  der  Allmend- 
mttzungen  im  allgemeinen :  9.  in  Bezug  auf  die 
einzelnen  Arten.  10.  (irüsse  der  Anteile. 
11.  Statistische«.    12.  Wirtschaft«-  und  »uzial- 


1.  Betriff,  t'nter  Allmenden  vorstehen 
wir  hier  die  im  Eigentum  von  Gemeinden  oder 
genieindeähnliehenKorporationen  ljcfindlichen 
Ijegensohaften,  soweit  dieselben  von  den  Mit- 
gliedern dieser  Körperschaften  auf  Grund 
ihrer  Mitgliedschaft  genutzt  wenlen.  Die 
Nutzung  ist  in  der  Regel  eine  naturale.  Sie 
kann  gemeinsam  erfolgen,  wie  bei  Wald  und 
Weide:  sie  kann  aber  aueh  gesondert  mit 
lebenslänglicher  oder  periodischer  Zuteilung 
von  Genussanteilon  stattfinden,  wie  meist  l>ei 
Ackerland  und  Wiesen.  Von  den  zum  Käm- 
m  e  re  i  v  e  r  möge,  n  der  Gemeinden  gehörigen 
Liegenschaften  unterscheiden  sich  die  All- 
menden dadurch,  dass  jene  ausschliesslich 
für  öffentliche  Zwecke  bestimmt  sind,  während 
(wenigstens  vorwiegend,  wenn  auch 


lies? 


nicht  immer  ausschliesslich)  dem  Privatge- 
brauche der  Gemeindegeuossen  dienen.  Die 
Indische  Gemeindeordnung  (§  04)  unter- 
scheidet das  liegende  Vermögen  der  Ge- 1 
meinden  in  Gemeindegut  und  Allmendgut, 
und  «las  II.  Const.-Ed.  (§  2)  liezeiehnet  als 
Allmendgut  »solchen  Grund  und  Bexten, 
dessen  Eigentum  der  Gemeinde,  dessen  Ge- 
nuas al»er  den  Bürgern  angehörig  ist*,  als 
Gemeindegut  dagegen  -> solchen  Gnmd  imd 
Boden,  dessen  Eigentum  und  Genuss  der 
ganzen  Gemeinde  angehört«. 

Das  Wort  Allmende  (auch  Allmeind. 
Allmeini.  Allmein,  Allmei,  Allmi,  Allmid. 
Allmig,  Allmand.  Allmat,  Almen  etc.)  ist 
wohl  ursprünglich  dasselbe  wie  das  selten 
vorkommende  Allgemeinde.    Es  findet  sich 
hauptsächlich,    wie  auch  die  Einrichtung, 
welche  es   bezeichnet,    in  alemannischen 
Gegenden :  doch  kommt  es  auch  im  Gebiet 
der  fränkischen  Mundart  vor.  In  der  älteren 
Sprache  wird   es  häufig  als  Gegensatz  zu 
eigen  gebraucht;  auch  werden  die  Aus- 
drücke beschlossen   guet  und  offen 
alment  einander  gegenübergestellt.    Es  ist 
a/so  die    uneingehegte,  hauptsächlich  aus 
Weide  und  Wald  bestehende  gemeine  Mark 
im  Gegensätze  zu  den  dem  Feldbau  dienen- 
den Sondorsrnt^rr..     Diese  Bedeutung  ver- 
ehrt und  erweitert  sich.  Im  engeren  Sinne 


fällt  Allmende  mit  Weide  zusammen;  im 
weiteren  K'zeichnet  es  dann  alles,  was  in. 
gemeiner  Nutzung  steht,  z.  B.  auch  Gewässer, 
öffentliche  Wege,  Brücken,  selbst  Strassen 
und  Plätze  in  Städten  (letzteres  beispiels- 
weise in  Frankfurt  a.  M.  und  Basel).  An 
jene  engere  Wortl>edeutung  anknüpfend, 
wendet  man  gegenwältig  vielfach  den  Aus- 
druck bloss  auf  das  duivh  Kodung  der  ehe- 
maligen Gemeindeweide  entstandene'  und  im 
Eigentum  der  Gemeinde,  bezw.  der  Nach- 
kommen der  ursprünglichen  Weidchei-eeh- 
tigten  insgesamt  verblieta'iie  Ackerland  an, 
welches  den  Berechtigten  zur  Sonder- 
nutznng  zugeteilt  zu  wenlen  pflegt.  Tcber- 
haupt  wechselt  der  Sprachgebrauch  lokal  so 
vielfältig,  dass  es  für  wissenschaftliche 
Zwecke  notwendig  ist,  eine  besondere  Defi- 
nition aufzustellen  und  festzuhalten.  Die  an 
der  Spitze  dieses  Paragraphen  gogoliene  ent- 
spricht der  in  der  deutschen  Schweiz  vor- 
herrschenden und  für  die  süddeutsche  Ge- 
setzgebung massgelrend  gewesenen  Fassung 
des  Begriffes.  Gleichktleutend  damit  wer- 
den gebraucht  die  Ausdrücke  Bürgerguter, 
bürgerliche  Nutzungsgüter:  in  der  Schweiz: 
Korporationsgut,  Genossen|schafts)gut.  Bür- 
gergut. 

2.  Arten.  Die  Allmenden  umfassen  je 
nach  der  Bodenbenutzung  folgende  Arten 
von  Grundeigentum  der  Gemeinden, 
bezw.  Korporationen : 

1)  Waldungen,  deren  Ertrag  ganz  oder 
teilweise  den  Berechtigten  für  ihre  wirt- 
schaftlichen Zwecke  (als  Brennholz,  Bauholz, 
Zaun-  und  Rebpfähle,  Hopfenstangen,  Obst- 
haumstützcu  etc.)  abgegeben  wird ; 

2)  ewige  Weiden,  hauptsächlich  in  den 
Alpengegenden ,  welche  die  Bcp-chtigten 
durch  gemeinsamen  Viehtrieb  nutzen ; 

H)  Streuländereien  (Riede),  welche  zur 
Gewinnung  von  Viehstreu  in  gesonderten 
Anteilen  an  die  Berechtigten  verlost  zu 
werden  pflegen : 

4)  Ackerland  und  offene  Gemüsegärten, 
vereinzelt  auch  wohl  Weinberge  und  Obst- 
gärten, welche  zu  leltenslänglicher  oder  tein- 
poräror  Nutzung  aufgeteilt  wenlen; 

~>)  künstliche  Wiesen  in  der  Eltene  und 
Matten  zur  Heuwerbung  in  GebirgsthJtlorn. 
liei  welchen  entweder  ebenfalls  Verteilung 
in  Stücken  zur  Sondemutzung  stattfindet 
oder  gemeinsame  Aberntung  und  darauf  fol- 
gende Verteilung  des  Ertrags. 

Lokal  kommen  wohl  auch  noch  andere 
Benutzungsarten  von  AUmendgrundstflckeii 
vor  (Zuweisung  von  Moosen  zur  Torfge- 
winnung. l'el>erlassung  von  Boden  zum  Bau 
von  Häusern  und  zur  Anlage  von  llaus- 
gärten,  Austeilung  von  Weide-  oder  Wald- 
stücken zur  Rodung  etc.).  Die  Nutzung 
von  Ackerland,  Weinbergen  etc.  muss  nicht 
notwendig  eine  naturale  sein.  Es  kann  auch 
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die  Bebauung  durch  die  Korporation,  l»ez. 
auf  gemeinsame  Kosten  derselben  erfolgen 
und  der  Ertrag  in  natura  oder  in  Geld  oder 
selbst  in  für  den  Geldertrag  von  der  Ge- 
meinde erworbenen  Gebrauchsgütern  an  die 
Berechtigten  oder  an  die  Aenneren  unter 
ihnen  verteilt  werden. 

3.  Allgemeine  historische  Entwicke- 
ln^. Wo  Allmenden  vorkommen,  sind  die- 
selben fast  immer  Reste  der  alten  gemei- 
nen Mark,  welche  der  Aufteilung  zu  Son- 
dereigentum  (Gemcinheitsteilung)  entgangen 
sind,  in  einer  den  veränderten  Zeitverhält- 
nissen  entsprechenden,  geregelten  Benutzung. 
Das  Allmend  r e  cht  ( Bürgernutzen.  Ge- 
meindereeht,  Gemeindsnutzen)  umfnsst  sämt- 
liche Markhereehtigungcn :  wo  Allmendwal- 
dungen vorhanden  sind,  den  Bezug  eines 
bestimmten  Quantums  Brennholz  (Gabholz. 
Losholz),  zuweilen  auch  das  Recht  auf  Bau- 
und   Wirtschaftsholz,    auf   Streulaub  und 
sonstige  Nehennutzungen  nach  Bedarf:  wo 
es  noch  ewige  Weiden  giebt,  das  Recht, 
eine  gewisse  Anzahl  Viehhänpter  auf  die 
gemeine  Weide  zu  treiben:  wo  die  Allmen- 
den auch  Ackerland  oder  Wiesen  umfassen, 
das  Recht,  diesellteii  nach  einem  allgemeinen 
Verteilungsmassstal>e  periodisch  oder  auf 
Lebenszeit  zu  nutzen.     Dasselbe  hat  sich 
bald  mehr  in  öffentlich-rechtlicher  Weise 
entwickelt,  wo  die  Auffassung  des  Gesamt- 
eigentums massgebend  geblieben  ist,  bald 
mehr  in  privatrechtlicher  Richtung,  wo  es 
aus  einem  Miteigentumsreeht  der  einzelnen 
Berechtigten  hergeleitet  worden  ist.  Alle 
Modalitäten  des  Nutzungsrechtes,  welche  sich 
historisch  entwickelt  halten,  haben  ihre  ge- 
meinsame Wurzel  in  einem  Zustande,  in 
welchem  die  Dorfgemeinden  nicht  politische 
Verwaltungskörper,  sondern  lediglieh  wirt- 
schaftliche Vereinigungen  waren.  Der  Zweck 
der  Allmende  war  zwar  von  jeher  sowohl 
ein  gemeinwirtschaftlicher  als  ein  privat- 
wirtschaftlicher:  so  lange  aber  die  Gemeinden 
klein  waren  und  öffentliche  Bedürfnisse  für 
Armenpflege,   Schulwesen  etc.   nicht  vor- 
handen waren  oder  auf  dem  Wege  von 
Naturalleistungen  der  Gemeindeangehörigen 
bestritten  wurden,  diente  dieselbe  fast  mil- 
der privatwirtschaftlichen  Nutzung.    Zum  j 
Bezüge  der  letzteren  war  ursprünglich  allein  t 
erforderlich,  dass  jemand  mit  Feuer  und; 
Rauch  in  der  Gemeinde  ansässig  war.  Deri 
Umfang  der  Nutzung  liemass  sieh  bei  der! 
Weide  nach  dem    Viehstand,   bei  Wald-! 
nutzungen  nach  der  Grosse  der  Wirtschaft,  f 
Nicht  als  ob  ein   Genosse  eiu  grösseres 
Recht  auf  den  AHmendtiutzeu  gehabt  hätte 
als  der  andere ;  nur  thatsäcldich  kam  dem 
begüterten  Bauer  die  Allmende  in  höherem  j 
Masse  zu  gute  als  dem   ärmeren.  Aber) 
im  Laufe  der  weiteren  Entwickelung  gewann  : 
es  vielfach  den  Ansehein.  als  ob  nicht  bloss . 


'die  tatsächlichen  Genussanteile,  sondern 
jauch  das  Recht  auf  dieselben  abhängig  sei 
i  von  der  Grösse  des  landwirtschaftliehen 
Snndoreigentums.  So  wurde  das  ursprüng- 
lich persönliche  Recht  zu  einem  dinglichen, 
von  der  Grösse  des  Grundeigentums  oder 
dem  Besitze  eines  Hauses  abhängigen :  hie 
und  da  erlangte  es  sellist  Teilbarkeit  und 
Veräusserlichkeit.  Auf  diese  Weise  bildete 
sich  ein  Stand  von  nicht  allmendtterech- 
tigten  Einwohnern,  und  es  entstand  ein 
Gegensatz  zwischen  der  aus  den  berechtigten 
Besitzen»  bestellenden  »Reehtsame-«  oder 
»Realgemeindet  und  der  politischen  oder 
Einwohnergomeinde.  Dieser  Gegensatz  führte 
so  lange  nicht  zu  ernstlichen  Konflikten, 
als  die  Niehtberechtigten  auch  politisch 
rechtlos,  die  Genieindebedürfnisse  gering 
waren  und  die  Realgemeiude  freiwillig  die 
öffentlichen  Insten  ganz  oder  grösstenteils 
auf  die  Allmende  übernahm.  Mit  der  Aus- 
bildung einer  eigenen  Ortsbürgergemeinde, 
der  Zunahme  der  Geldwirtsehaft  und  der 
Steigerung  der  Gemeindebedürfnisse  ent- 
stand ein  ernstlicher  Kampf  zwischen  Real- 
und  Personalgemeinde  um  den  öffentlichen 
oder  privaten  Cliarakter  des  Allinendgutes 
und  um  die  persönliche  oder  dingliche  ftatur 
der  Nutzungsrechte  an  demselben.  Dieser 
Kampf  nahm  einen  sehr  verschiedenen  Ver- 
lauf. Er  wurde  vorwiegend  zu  Gunsten  der 
Rcchtsamcgenicinde  entschieden,  wo,  wie  in 
der  Schweiz,  die  Genieinden  autonom  waren: 
er  endigte  mit  dem  Siege  des  öffentlichen 
Gemeindeoigentums  und  der  {Kritischen  Ge- 
meinde, wo.  wie  in  den  süddeutschen  Staaten, 
eine  einsichtige  Beamtenverwaltung  ein- 
greifen konnte :  er  wurde  jäh  abgeschnitten, 
wo,  wie  in  den  norddeutschen  Territorien, 
die  von  oben  begünstigten  Gemeinheits- 
telluugen  das  Hauptobjekt  dessen" *eu  zu 
Sondereigentum  zerscldugen.  Da  wir  hier 
vorwiegend  die  volkswirtscliaftliche  Seite 
des  Allmendwesens  zu  betrachten  haben,  so 
können  wir  nur  die  Entwickelung  für  die 
beiden  Hauptverbreitungsgebiete  dessellien 
in  deu  gröbsten  Zügen  darstellen. 

4.  Entwickelang  in  der  Schwei«.  In 
der  Schweiz  nimmt  die  neuere  Entwicke- 
lung des  Allmendwesensilircn  Ausgangspunkt 
von  der  Ausbildung  des  rein  persönlichen, 
vom  Wohnsitz  losgetrennten  Heimat  r  e  c  h  - 
tes  und  der  Ortsbürgergemeinde.  Dieselbe 
begann  im  IG.  Jahrh.  hauptsächlich  infolge  der 
staatüchenVeronlnungenüberdieArmenunter- 
stützung,  welche  den  Grundsatz  zur  Geltung 
brachten,  dass  jeder  da  unterstützuugsl -e- 
rechtigt  sei.  wo  er  seine  Heimat  lialie.  d.  h. 
in  der  Gemeinde,  in  der  er  das  politische  Bür- 
gerrecht besass.  Die  politische  Gemeiude- 
angehörigkeit  wurde  somit  ein  rein  persön- 
liches erbliches  Verliältnis,  das  sich  durch 
die  Geburt  auf  die  Nachkommen  überträgt 
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einerlei,  wo  dieselben  sieh  aufhalten.  Wahrend 
im  Mittelalter  die  Dörfer  es  wohl  als  ihr 
hWht  bezeichnen,  dass,  wer  zu  ihnen  ziehe 
und  bei  ihnen  haushablich  sei,  Wonn  und 
Weide  mit  ihnen  haben  und  niessen  dürfte, 
veranlasst  jetzt  die  Armenunterstützungs- 
rfhVht  die  Gemeinden,  »ich  ängstlich  gegen 
fremde  Zuzügler  abzuschliessen  oder  sie 
d<«-h  nur  gegen  ein  hohes  Einkanfsgeld  ins 
*  Utsbürgerreeht  aufzunehmen.  Ja  vielfach 
entwickelte  sich  ein  Gegensatz  zwischen 
•k*n  alten  griunlbesitzenden  Nutzniessorn  der 
Alltneud  und  der  neuen  so  belasteten  Bürger- 
perneinde.  nnd  es  büdeten  sich  zwei  ge- 
irennte  Körperschaften,  eine  engere  wirt- 
schaftliche und  eine  weitere  politische.  Dass 
die  Allmenden  nicht  bloss  zur  privaten 
Nutzung,  sondern  auch  zur  Bestreitiuig 
«öffentlicher  Bedürfnisse  bestimmt  seien,  dar- 
ül«er  waltete  mei.st  kein  Zweifel.  Auch  ge- 
langte wohl  überall  das  Liegenscliaftsver- 
inöp»ii  der  Gütergemeinde  unter  die  Ober- 
verwaltung der  politischen  Gemeinde  und 
leistet».'  seinen  Beitrag  zu  den  öffentlichen 
Bedürfnissen  derselben.  Die  Nutzungen 
aber,  welche  nach  Bestreitung  der  letztens 
/iu-  Verteilung  gelangten,  wurden  von  den 
grundbesitzenden  Bürgern  allein  in  An- 
spruch genommen  und,  da  si»?  die  Majorität 
hatten .  auch  l»ehauptet.  Sie  bildeten  so 
eine  Ix^mdere  Gerechtigkeitsgemeinde,  deren 
ursprünglicher  öffentlicher  Charakter  im 
Laufe  der  Zeit  immer  mehr  verblasste.  In 
zahlreichen  anderen  Orten  blieb  dagegen 
«lie  Bürgergemeiude  Sieger;  die  ganze  All- 
mende wurde  Eigentum  der  politischen  Ge- 
meinde: wer  Bürger  war.  liezog  die  All- 
iie-uduutzungen.  Oft  auch  kam  es  zu 
vermögensrechtlichen  Auseinandersetzungen 
zwischen  der  R«vhtsamegemeinde  und  der! 
Bürgergemeinde .  die  (zum  Teil  unter  Ein-; 
ttiis-nahme  der  Kantonsgcsetzgebung)  bald 
zu  Realteilungen  (Zürich),  bald  zur  Ein-' 
iührung  der  Ablösluukeit  für  die  »Gere«htig- 
keiten    (Aargau.  Thurgau)  führten. 

Infeige  der  Abschliessung  der  Bürger- 
gemeinde  gegen  aussen  siedelt**  sich ,  ius- 
l-'s».indeiv  nach  Beseitigung  der  Schranken  j 
der  Freizügigkeit,  eine  grössere  Anzalil  von  1 
L-ufeu  in  den  Genieinden  an.  welche  weder 
«las  Bürgerrecht  erwerben  konnten  noch  «ler 
R.i  htsamegeim-imle  angehörten.   Daraus  er- 
gab sich  in  diesem  Jahrh.  die  Notwendig- 
keit .  die  Verwaltiuig  der  Gemeinden  dem 
Bfirgerverbaiid»'  nbzuiN'hmeu  un«l  die  kom- 
munalen Keehte  und  Pflichten  auf  die  Ge- 
samtheit «ler  Ansässigen,  die  Kinwohner- 
gem  e i n  d  e .  zu  ülKTtragen.    1  >ic  früheren 
zV;rg»  rg»?nieiiideii  wmden  dabei  ebenfalls  in 
w  hi-   '  cxh.'V     min<ler   private  Vennögens- 
k  n*>n\tit  >uon  umgewandelt.   Doch  ist  ihnen 
,ij,'»T  df>r  Verwaltung  ihres  eigenen  Ver- 
n.ig.-fi>    uikI    «ter    Regelung  der  Nutzung 

Handwörterbuch  dvr  Staat«wi»»en«.baftcn.  Zweite 


desselljen  das  Armen-  und  Vormundscliafts- 
wesen  für  ihre  Angehörigen,  die  Aufnahme 
neuer  Bürger,  die  Festsetzung  der  Auf- 
nahmegebühren, die  Lcittmg  der  von  ihnen 
geschaffenen  öffentlichen  Institute  (Kranken-, 
Armenhauser  etc.)  geblieben.  Da  nun  aus 
dem  Bürgergute  seither  auch  andere  öffent- 
liche I>asten  bestritten  worden  waren,  so 
musste.  almlich  wie  früher  zwischen  der 
Agrargemeinde  und  der  Bürgergemeinde, 
nunmehr  zwischen  der  Bürgergemeinde  und 
der  Einwohiiergemeinde  eine  Vermögens- 
auseinandersetzung, sei  es  durch  Realteilnng, 
sei  es  durch  Auskaufung  oder  auf  andere 
Weise  stattfinden.  Infolge  dos  rechtzeitigen 
Eingreifen«  der  Staatsgewalt  gingen  diese 
Ausscheidungen  zwar  rascher  und  geordneter 
vor  sich  als  die  früheren;  allein  vielfach 
kamen  doch  die  öffentlichen  Interessen  zu 
kurz.  Die  heutige  schweizerische  Gemeinde 
liat  auf  dem  langen  Wege  üirer  politischen 
Elitwickelung  ihre  ökonomische  Ausstattung 
grossenteUs  eingebüsst.  Sie  ist  nicht  inelir 
Tragerin  des  Eigentums-  und  Nutzungs- 
rechts der  Allmende,  sondern  an  ihrer 
Stelle  sind  es  verknöcherte  Abbilder  ihrer 
früheren  Entwicklungsstufen. 

5.  Gegenwärtiger  Rechtszustand  in 
der  Schweiz.  Der  olien  geschilderten  Ent- 
wickelung  entsprechend  ist  der  gegenwärtige 
Rechtszustand  der  schweizerischen  Allmen- 
den ein  sehr  verschiedener.  Wo  dieselben 
in  «las  Eigentum  der  politischen  Gemeinden 
ütxTgegangen  sind,  wie  meist  in  der  Ebene, 
unterliegen  sie  den  allgemeinen  GnuidsHtzeu 
des  öffentlichen  Eigentums,  und  dieGcmeiudc- 
autonomie  hat  in  Iteziehung  auf  ihre  Ver- 
wendung und  Nutzung  durch  die  kantonale 
Gesetzgebung  manclie  Beschrank  111  ig».- 11  er- 
fahren. Wo  dies  nicht  «ler  Kall  war.  und  die 
illteren  Verbände  sich  im  Besitze  des  öffent- 
lichen Gutes  zu  erhalten  gewusst  haben,  wie  in 
den  (iebirgskantoneii,  sind  db'scllren  meist  zu 
privaten  (ienoss'-nschaften  geworden  (Geivrh- 
tigkcitsgemissenschaften ,  Reehtsamegemein- 
dcn.  Bürgerkor|N>mt innen.  Alpgeu«>sseiis<  haf- 
ten et«-.),  welch«-  Kor|M>niti«iusiv<-hte  liesitz<<u 
und  vielfach  deröffentli«'hen  Sphäre  no«h  ziem- 
li« -Ii  nah«'  stehen.  Yiv\  zwar  ist  «las  letzt«1»'  in 
höherem  Unide  «ler  Fall  beiden  jüngeren  Bür- 
gergemeiri<lenals  bei  den  Alteivu  Nutzungskor- 
porationon.  Die  Kürgergemi'iuden  haUm  immer 
noch  einen  beschränkten  Kiv.'isöffentlicli.'i  Aiii- 
gaben,  und  damit  hängt  es  zusammen,  «hiss 
ihr  liegemles  Vermögen  nclien  den  Zwceki-u 
privater  Nutzung  auch  mancherlei  üffent- 
lieheti  Z\v«'ck«.'ii  zu  «li»?nen  hat.  Ab«>r  auch  die 
Nutzungsgenossensehaften  tragen  nur  ni«hr 
äusserlich  «las  privativchtlicho  tiewand, 
welch' 's  «lie  neuere  Gesetzgebung  ihnen 
überzuwerfen  sich  Itcmüht  hat :  ihr  Ver- 
mögen ist  nicht  »'in»'  Allmend.  Nicht  nur, 
dass  si<-  in  ihrer  äusseren  Organisation  die 
Aut)i(w.   I.  17 
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Grundzüge  der  Gemeinde  /-eigen,  mit  iler ;  bis  anf  die  Neuzeit  fast  ungeschmälert  erhalten, 
sie  meist  territorial  zusammenfallen,  sie  er-  Weder  haben  I Übergriffe  der  Gnmdherren 
füllen  vielfach  auch  gemein  wirtschaftliche  noch  staatliehe  Inforestierungen  noeh  reehts- 
Anfgaben  (Unterhaltung  von  Strossen, .  widrige  private  Oeeupationen  noeh  endlieh 
Wuhren.  Biunnen.  Brücken),  welche  ander- 1  zwangsweise  von  oben  durchgeführte  Ge- 
wärts  den  Gemeintlen  obliegen,  und  viele  meinheitsteilungen  ihren  verheerenden  Diu-ch- 


zug  gehalten.  Allerdings  kommt  hie  und 
da  die  Begründung  von  Sondereigen  auf 
Allmendboden  durch  Verjährung  vor.  insbe- 
sondere bei  Kodland  und  Hausgi-undstüekeu ; 
auch  werden  schon  früh  einzelne  Allmend- 
Stücke  veräussert  und  selbst  unter  die  Ge- 
nossen zu  dauerndem  Eigen  verteilt.  Ganz 
unberührt  von  der  seit  der  zweiten  Hälfte 
!  des  IS.  Jahrh.  um  sieh  greifenden  Gemein- 
hcitsteüungsbewegung  ist  auch  die  Schweiz 
nicht  gebheben.  Schon  damals  fanden  in 
den  Kantonen  Zug,  Bern.  Zürich,  Glarus 
Zerschlagungen  von  Gemeingut  statt.  Die 
helvetische  Republik  g^ab  unterm  15.  Dez. 
IHM»  wenigstens  ein  besetz  über  die  Auf- 
teilung von  Gütern  der  Realgemeinden  :  das 
ebenfalls  geplante  Gemeinheitsteilungsgesetz 
I  erschien  glücklicherweise  nicht:  aber  es  gab 


verwenden  herkömmlieh  einen  Teil  ihren  Ver- 
mögen sortiages  zu  gemeinnützigen  Zwecken 
—  ganz  wie  in  Basel,  Zürich  und  Bern  die 
noch  erhaltenen  Zünfte,  welch.4  längst  ilirc 
politische  und  gewerbliche  Bedeutung  ver- 
loren liaben.  Beide  Arten  von  Allinend- 
korpnmtioneu  unterliegen  in  den  meisten 
Kantonen  einer  ähnlichen  Staatsaufsicht  wie 
die  Gemeinden,  und  ihre  Güter  werden  in 
Gesetzgebung  und  Verwaltung  ähnlich  be- 
handelt wie  eigentliches  Gemeindeeigentum. 
Wie  die  Entwickehmg  des  schweizerischen 
(iemeindewesens  es  mit  sich  bringt .  dass 
nicht  alle  gemeinsamen  örtlichen  Aufgaben 
von  dem  politischen  Verbände  erfüllt  worden, 
sondern  dass  die  verschiedenen  Gemein- 
sehaftsintoresson  von  verschiedenen  lokalen 
Verbänden  (Zivil-,  Kirch-,  Schulgemein- 
den etc.)  wahrgenoiuinen  werden .  so  sind  j  den  Anstoss  zu  umfassenderen  Aufteilungen, 
auch  die  mancherlei  Arten  von  Allmend-  die  namentlich  im  Kanton  Liizcm  durch 
korjtorationen  nichts  anders  als  solche  Spezial-  Ges.  vom  2K  Juni  18U3  selir  erleichtert 
gemeinden,  und  es  kann  immer  nur  von  |  wurden  (' der  Anteilhaber  und  die  abso- 
einem  Mehr  oder  Minder  ihres  privat-  oder  [  Inte  Majorität  bei  Waldungen  genügte!)  und 
öffentliehrechtliohen  Charakters  die  Rode  in  anderen  Kantonen  (z.  B.  Bern)  bi>  gegen 
sein.  Vorwiegend  privatreehtliehor  Natur  die  Mitte  dieses  Jahrhunderts  fortgesetzt 
sind  die  Gerecht igkoitsgeiiossonsehafton  im  wurden.  Im  allgemeinen  aber  waren  die 
Kanton  Aargau.  die  Bürgergomoiudeu  und  ( Gemeintlen  dieser  Kntfremdung  des  alten 
bfiigerlichen  Korporationen  im  Kanton  Bern.  Gesamtgutes  nicht  günstig,  und  nolien  jenen 
die  Allmeiulgenossenschaften  des  Kantons  Verminderungen  der  Allmende  stehen  vie]- 
Zürich;  einen  halb  öffentlichen,  halb  privat-  leicht  ebenso  viele  Vennehningen  derselben, 
rechtlichen  ("harakter  hal«  n  die  Korpcii-ations- I  iiu  HS.  Jahrh.  durch  die  Säkularisation  der 
gemeintlen  in  Zug,  Appenzell  A.-Kh.  und  Kirehengüter  und  später  durch  Ankäufe, 
Luzern.  die  Genosssatnen  in  Glarus,  die  Geselienko.  Vennächtnisse,  ihe  jetzt  noch 
öffentlichen  Genossenschaften  und  Kor]>o-  durchaus  nicht  selten  find.  Fivilich  ist  der 
rationell  in  St.  Gallen.  di<>  Teilsamcn  in  Allmentlbesitz  auf  die  verschiedenen  Kan- 
Obwalden.  die  rerthen  in  Nidwalden  und  tone  und  innerhalb  der  letzteren  auf  die 
die  i'uVr-  und  rnt«>ndlmen<lkor|iorntioii  im  t  einzelnen  Gemeinden  sehr  veischieden  voi- 
Kanton  Sehwyz.  Namentlich  i>t  in  den  teilt.  Gegenwärtig  hat  aber  die  Gesetz- 
Alpengcgondeu  trotz  der  älteren  F«.nn  der | gebung  überall  die  Verteilung  zu  dauerndem 
Nutzungskorpirationen ,  die  z.  T.  noch  die  •  Eigentum«,  die  Veräussemng  von  Allmeud- 
übor  die  Kinzelgenieindc  hinausgehende  |  stücken,  die  Verwendung  von  Stammgut  zu 
Organisation  der  alten  grossen  'Marken  1  laufenden  Ausgaben  entweder  gänzlich 
(Shwyz.  I'ri.  Appenzell  A.-Kh.)  erhalten 
haben .  wegen  des  öffentlichen  Interesses, 
das  «ich  an  die  Erhaltung  der  Borgweiden 
Wälder  knüpft,  der  Zi 
öffentlichen  Hingen  ein 
als  in  der  Eltone ,  wo  selbst 
düngen,  wie  die  bornischen  Bürgorgemcindon, 
einer  grösseren  Trivatisiornng  anheimge- 
fallen sind. 

6.  Die  wiiischaft^geHohirhtlich  wich 
tigsten  Momente 
tbs  schweizerischen 


und  Wälder  knüpft,  der  Zusammenhang  mit  |  gemacht 
den  öffentlichen  Hingen  ein  engerer  geblieben 


untersagt-  oder  doch  von  der  Genehmigung 
der  Regierung  und  sonstigen  erschwerenden 
Bedingungen  (:!  «  der  Stimmen!)  abhängig 


m  der  Entwickolung 
AI  Iniend  wesens  sind 
folgende.  In  vielen  Teilen  der  Schweiz 
hat  sich  die  gemeine  Mark  (im  Gegensatz  zum 
dauernd  aufgeteilten  I winde)  vom  Mittelalter 


Ein  zweites  wichtiges  Moment  ist  die 
jüngere  Bil-  '  Gestaltung  der  Nutzungsbercehtigung.  Diese 
.  hat  sich  seit  «lein  Mittelalter  zwar  in  ihrer 
J  subjektiven    Ausdehnung    bedeutend  ver- 
!  engen,  indem  sie  damals  je« lern   zu  teil 
wurde,  der  seinen  Wohnsitz  in  einer  <  !<•- 
meinde  hatte,  heute  aber  auf  einen  bald 
grösseren,   Itald  geringeren   Teil   der  Go- 
meindeangehörigen  beschriiukt  ist,  tler  nicht 
einmal  durchweg  aus  Ansässigen   zu  lie- 
stehon braucht.    Dagegen  hat  sich  in  Bezug 
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auf  ihren  objektiven  Umfang  «lie  tiefgreifende 
Aenderung  vollzogen,  dass  die  früher  vor- 
handenen Ansätze  zur  Ausbildung  von  (nach 
«ier  Grösse  des  jirivaten  Grundltositzes  ab- 
gestuften )Realgereehtigkeiten  in  allmählicher 
l'mbildung  zu  gleichen  persördiohenNutzungs- 
tterechtignngen  geworden  sind,  welche  in 
neuerer  Zeit  —  wohl  im  Zusammenhang 
mit  den  Fortschritten  der  demokratischen 
Ideen  -  eine  Tendenz  zu  fortgesetzter  In- 
dividualisierung verraten  (s.  u.).  Doch 
kommeu  auch  reale  Nntzungsbere«  htigutigen 
vor.  die  alter  meist  zu  rein  privaten  Ver- 
mögensrechten geworden  sind,  dem  freien 
Verkehr  unterließen  und  daher  oft  kaum 
mehr  unter  dem  Gesichtspunkte  der  All- 
mende l «trachtet  werden  können. 

7.  Entwicklung  nnd  rechtliche  Ge- 
staltung des  Allmendwesens  in  den  süd- 
deutschen Staaten.  Ausser  «ler  Schweiz  ist 
■las  Allmend wesen  auch  in  S üd d e u  t  seh la  n  d 
ziemlich  weit  verbreitet,  namentlich  iuBad  cn, 
Hessen.  Württemberg,  den  Fürsten- 
tümern Hohen  zol  lern.  E 1  sass-Lot  h - 
ringen  und  einigen  Teilen  von  Bayern. 
Vereinzelt  kommt  es  auch  (unter  anderen 
Namen  t  in  Hessen -Nassau.  Thürin- 
gen. Sachsen  und  der  Kheinprovinz 
vor.  und   in  Beziehung  auf  Nutzung  und 
Eigentum  der  Alpen  heiTschen  in  Vorarl- 
berg.  Tirol.   Salzburg   ete.  Ähnliche 
Verhältnisse  wie  in  der  Schweiz.    Wir  l<e- 
sehränkeu  uns  hier  auf  die  Entwickelung  in 
Süddeuts«  •bland  mit   vorwiegender  Berück- 
sichtigung von  Baden  und  Hessen.  Dieselbe 
ist  freilich  in  ihrem  geschichtlichen  Verlauf 
nicht  so  genau  erforscht  wie  in  der  Schweiz. 
Wohl   aber  lasst  sich   vollkommen  sicher 
nuch  weisen,  «lass  in  den  genannten  Ländern 
die  Allmenden  niemals  ihren  öffeni liehen 
Charakter  verloren  halten,  dass  selbst  in  den 
ziemlich  seltenen  Fällen,  wo  eine  Yording- 
liehung  des  Nutzungsrechtes  stattgefunden 
liat.  die  Suitstanz  der  Nntzungsobjekte  in 
dem  Eigentum  der  Gemeindekorporation  als 
solcher  sich  eriialten  hat,  und  dass  seit  dem 
vorigen  Jahrhundert  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung die  ganze  Einrichtung  als  eine  so- 
zial woldthätige  und  auch  volkswirtschaftlich 
wenigsten«:  nicht  unbedingt  zu  verwerfende 
anerkannt  und  behandelt  haben.    In  Würt- 
temberg scheint  die  Festhaltung  an  der  so- 
lidarischen Steuerhaft  der  Gemeinden  und 
am  Schäferei  -  Regal  (Ijindgefährtl  «ler  Re- 
deruüg  nicht  wenig  zu  diesem  Ergebnisse 
'•eigetiTJgen  zu  halten.    Jedenfalls  sind  die 
iTOsseü    landwirtschaftlichen  Fortschritte. 
weiche  sich  mit  der  Aufhebung  der  ewigen 
Weide,   dem    An  l»an   der  Brache  und  der 
Einführung     der    Stallfütterung    seit  der 
zweiten    Hütt*    des   vorigen  Jahrhundert« 
™.lhntrf>n     von    ri>n   südwestdeutschen  Ge- 
ÄS  nicht  um  den  Verlust  ihres  Grund- 


Vermögens  erkauft  worden,  wie  es  in  den 
norddeutschen  Staaten  meist  geschah.  Die 
Weide  wurde  auch  hier  zu  Ackerland ;  aber 
der  Boden  blieb  im  Eigentum  der  Gemein- 
den und  in  der  Nutzung  der  Ortsbürger. 
Verteilungen  der  Allmenden  zu  Sonder- 
eigent um  liaben  in  «ler  ersten  Hälfte  dieses 
Jahrhunderts  ziemlich  häufig  stattgefunden : 
alter  sie  sind  von  den  Behörden  wenigstens 
nicht  allgemein  liegünstigt  und  in  neuerer 
Zeit  fast  überall  erschwert  worden.  In 
Würth'mborg.  Hessen  und  Elsass-I/tthringen 
sind  sie  überhaupt  verliefen:  in  Baden  und 
Bayern  sind  sie  nur  mit  Genehmigung  der 
Regierung,  und  wenn  3  i  der  stimmfähigen 
Bürger  zustimmen,  gestattet. 

Gesetzlich  ist  «las  Allmendwesen  meist 
in  den  Gemeindeordnungen,  Bürgerrechtsgo- 
set/.en  etc.  der  naehnajioloonischen  Zeit  zu- 
erst geregelt  worden.  S>  in  Hessen  lSü 
und  ls'il',  in  Hävern  1K1S  nn«l  1N31.  in 
Württemberg  \s-J>  „nd  ls_>S.  in  Baden 
in  H<  ihenzollern  -  Sigmaringen  1MM7.  Man 
ging  dabei  ziemlich  übeiall  von  der  Ab>icht 
aus.  unter  möglichster  Schonung  «les  Her- 
gebracht«'U  (namentlich  auch  Anerkennung  «ler 
v«irhan«lenen  Konlgemeinden)  das  Nutzungs- 
recht als  ein  öffentlich»1.*,  für  alle  Gemeinde- 
mitglieder  gleiches  Hecht  durchzubilden, 
«las  Aufkommen  einer  zahlreichen  Klass«.; 
von  Ni«:htallmen«lberechligten  zu  v«>rhiu«lern 
un«l  die  Ansprüche  «les  ( i«<meüi«lehaushaltes 
mit  den  Interessen  der  liäuerliohen  Privat- 
wirtschaften in  Einklang  zu  bringen.  Das 
liei  weitem  vorherrschen«  lo  p«rsönliche 
Nutzungsrecht  gewährt  dein  Einzelnen  über- 
all nur  so  lange  einen  Rechtsanspruch,  als 
die  Gemeinde  nicht  in  gesetzmässiger  Weise 
ein«?  sonstige  Verfügung  filier  das  Allmend- 
gut  trifft.  Es  unterliegt  der  Mehrung  und 
Minderung  durch  (leineijidelieschluss.  Elten- 
so  können  auf  «lie  Nutzungsanteile  Auflagen 
zum  Besten  der  Gemeindekassen  gelegt 
werden.  So  lange  die  Gemein«!«'  aber  ge- 
wisse Grundstücke  als  Allmenden  Miandolt, 
kann  sie  nicht  bdiebig  einzelnen  bisher  Be- 
rechtigten den  Genuss  entzi«'hen.  Streitig- 
keit«'!) über  Teilnahme  am  Gemeindenutze! i 
werden  von  der  Vcrwaltungsbehöide  ent- 
schieden. 

8.  Verteilung  der  Allmendnutzungen 
im  allgemeinen.  Bezüglich  der  Verteilung 
der  Alhnendnutznngen  an  die  Berechtig- 
ten  ist  der  Unterschied  zwischen  «ler  Schweiz 
und  Süddeutschland  nicht  so  gross  wie 
inbetreff  der  rechtlichen  Entwickelung.  In 
beiden  Lämlem  pflegt  die  generelle  Ord- 
nung der  Nutzungsbereehtigung  durch 
Staatsgesetz,  «lie  spezielle  durch  <>rtsstatut 
festgesetzt  zu  werden.  Sehen  wir  von  <|en- 
ienigen  Korporationen  ab,  in  welchen  die 
Nutzungsrechte  dingliche  Privatrechte  ge- 
worden sin<l.  so  ist  in  den  meisten  Gebirgs- 
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kantoncn  der  Schweiz,  in  den  ebenen 
Teilen  des  Kantons  Item,  in  Baselland,  und 
vielfach  in  Aargau,  Solothurn,  Thurgau. 
Luzem,  Zug,  Zürich  die  Nutzungslterechti- 
gung  eine  }>orsönliche  und  gleiche.  Ausser 
von  der  Zugehörigkeit  zu  einer  Nutzungs- 
korporation hing  das  persönliche  Nutzungs- 
recht herkömmlich  noch  von  anderen  Ke- 
ouisiten  ah:  Anwesenheit,  eigener  Haushalt, 
rnltestholteiiheit,  eheliche  Geburt.  Die  bei- 
den letzten  Forderungen  sind  jetzt  meist 
beseitigt,  und  auch  das  Haushalt  tingsprinzip 
ist  vielfach  dmrlüöchert,  indem  auch  Unver- 
heiratete (namentlich  ledige  Frauen)  Berech- 
tigung erlangt  halten.  Im  allgemeinen  ge- 
winnt die  Verteilung  nach  Köpfen  der  Ver- 
teilung nach  Haushaltungen  immer  mehr 
Hoden  ab  in  der  Weise,  dass  alle  Nutzungs- 
berechtigten (wenigstens  die  männlichen) 
von  einer  gewissen,  manchmal  recht  niedrig 
gegriffenen  Altersgrenze  ab  iu  den  Genuss 
eintreten.  Auch  gegen  den  Ausschluss  der 
Abwesenden  wird  mit  Erfolg  agitiert,  und 
es  giebt  bereits  Gemeinden,  namentlich 
.solche,  in  welchen  Geld  verteilt  wird,  wo 
die  Ortsbürger  ihren  Anteil  erhalten,  wenn 
sie  »irgendwo  in  der  Schweiz«  oder  irgend- 
wo in  Europa  sich  aufhalten.  Hie  und  da 
gewinnt  die  Zuteihmg  der  Nutzungen  den 
Charakter  einer  Annenunterstützung  von 
Seiten  der  Allinendkoritoration  gegenüber 
ihren  dürftigen  Mitgliedern  oder  überhaupt 
ärmeren  Angesessenen.  Namentlich  ist  das 
erstere  der  Fall  bei  Austeilung  von  l'flanz- 
land  in  solchen  (Semeinden,  wo  die  reicheren 
Mitglieder  die  Korporationsweide  allein  oder 
doch  vorwiegend  nutzen.  —  In  den  süd- 
deutschen Staaten  erstreckt  sich  die 
Nutzungsltorechtigung  auf  alle  Gemeinde- 
büi"ger,  welche  «las  'Ja.  Ijeliensjahr  zurück- 
gelegt halten,  dauernd  sich  am  Orte  auf- 
halten und  eigene  Haushaltung  führen  (in 
Hilden  auch,  wenn  sie  ein  Gowerlto  auf 
eigene  Hoehnung  gegründet  haben).  Witwen 
treten  in  die  Kochte  des  verstorbenen  Ehe- 
manns ein.  Die  Berechtigung  zum  Alltnend- 
genuss  ist  lmveräusserlich.  ausser  wo  sie 
am  Besitze  gewisser  Liegenschaften  haftet, 
und  in  diesem  Falle  nur  zugleich  mit  diesen 
letzteren  (in  der  Schweiz  zuweilen  auch 
gesondert  I.  Ausserdem  ist  der  Allmend- 
geuuss  von  der  gerichtlichen  Beschlagnahme 
ausgenommen,  wenn  er  eine  gewisse  Höhe 
nicht  fiU-rschroitot.  Endlich  ist  Vorsorge 
getroffen,  dass  der  Allmemlgenuss  nicht 
unter  ein  bestimmtes  Mass  sinkt  (in  Hessen 
1  Morgen  Ackerland  und  1 .2  Stecken  Holz 
oder  '_'."»  Wellen,  in  Bilden  J  Morgen  Acker. 
1  -•  Morgen  Wiesen  und  1  2  Klafter  Holz», 
Diese  Bestimmungen  zeigen,  dass  die  Gesetz- 
gebung zugleich  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Kücksichten  Kechnung  trägt:  die  Gemeinde 
liefert  jedem  Hau*haitungsvorstaudo  seinen 


Bedarf  an  Holz.  Weide  und  einen  Teil  seines 
Ackerlandes,  alter  nicht  als  Unterstützung, 
sondern  als  die  notwendigste  Gnuidlage 
einer  eigenen  Wirtschaft ,  die  er  benutzen 
soll,  um  seine  Familie  durch  Arlteit  zu  er- 
halten. Darum  verbietet  sie  in  Anlehnung 
an  das  Herkommen  die  Verpachtung  von 
Allmendstücken  und  den  Verkauf  der  Holz- 
galien  oder  gestattet  beides  doch  nur  unter 
gewissen,  die  private  Bedarfsdeckung  sichern- 
den Bedingungen. 

9.  Die  einzelnen  Arten  des  Ail- 
mendgennsaea  haben  für  die  verschie- 
denen Gegenden  sehr  verschiedene  Bedeu- 
tung. Am  verbreitetsten  ist  die  Abgabe  von 
Holz  aus  eleu  Gemeinde-  und  Korj>oratious- 
waldungen,  die  sieh  weit  über  den  Bereich 
der  eigentlichen  Allmende  hinaus  findet 
(z.  B.  in  gauz  Mitteldeutschland).  Die  ge- 
meine Weide  hat  iu  Deutsehland  nur  etwa 
in  den  Gebirgsgegenden  noch  einige  Be- 
deutung; dagegen  bildet  sie  in  den  Alpen- 
ländern vielfach  ilie  Grundlage  der  gesamten 
Wirtschaft.  An  ihre  Stelle  sind  in  der 
Ebene,  namentlich  im  südwestlichen  Deutsch- 
land, Allmendäcker  und  Wiesen 
getreten  und  halten  bei  der  vorhen-schendeu 
Kleinkultiu-  liier  für  die  Nutzungsberech- 
tigten oft  eine  elienso  grosse  Wichtigkeit 
erlangt  wie  dort  die  Alpenweiden.  Für  alle 
Arten  der  Allmendnutzung  lassen  die  gegen- 
wärtigen Verteilungseinrichtungen  als  einen 
aus  der  unendlichen  Mannigfaltigkeit  ihrer 
örtlichen  Gestaltung  hervortretenden  Zug 
das  Bestreben  erkennen,  die  ungemessenen 
Anteile  der  früheren  Markverfassung  zu  be- 
seitigen und  an  ihrer  Stelle  eine  möglichst 
gleiche  Beteiligung  aller  Berechtigten  her- 
beizuführen. Damm  ist  für  die  Wald- 
nutznngen  der  Freiholzhieb  ülterall  be- 
seitigt; auch  die  Anweisung  von  Holzan- 
teilen auf  dem  Stamm  kommt  nur  noch  in 
zurückgebliebenen  schweizerischen  Kautonen 
vor.  In  Deutschland  dagegen  und  in  den 
fortgesolu-ittenen  Kautonen  der  Schweiz,  wo 
die  Gomeindcwaldungon  überall  unter  forst- 
mässig  geregelter  Bewirtschaftung  und  Auf- 
sicht stehen,  lässt  die  Gemeinde  die  Fällung 
des  Holzes  besorgen  und  giebt  durch  das 
Ijos  genau  bestimmte  Quanten  desselben  au 
die  Betvehtigtoti  gegen  Ersatz  der  Fälluugs- 
kosten  ab.  Die  Gewährung  von  Bau-  und 
Nutzholz,  bei  welcher  die  Gleichheit  schwer 
herzustellen  ist,  kommt  in  den  süddeutscheu 
Staaten  fast  nur  noch  gegen  Forsttaxe  vor. 

Weit  schwieriger  ist  es  bei  der  Weide, 
die  Gleichheit  der  Anteile  aufrecht  zu  er- 
halten, da  eine  Kcalteüuug  zur  Soudor- 
j  uutzuug  unter  die  einzcluen  Berechtigten 
nicht  stattfinden  kann.  In  der  Schweiz,  wo 
ähnlich  wie  iu  den  deutschen  Marken  früher 
entweder  der  Durchwinterungs-  oder  der 
Gütennassstab  gebräuchlich  war.  hat  sieh 
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eine  sehr  eingehende  I/.iknlge*ctzgehting 
flW-r  die  Nutzung  »ler  Alpen  ausgebildet,  die 
in  zahlreichen  Einungen  und  K»»glemonteii 
niedergelegt  ist.  Gegenwärtig  sind  überall 
•Ii.  Aljwii  gostuhlt.  d.  Ii.  es  ist  die  Zahl  d<»s 
Viehes  bestimmt,  welche  darauf  Nahrung 
finden  kann.  (Kuhessen,  Kuhschwoivn.  Kuh- 
rechte.  Stösse.  Rinder.  Kloben.  Sey  heilen 
<lie  Massei  nhoiton.)  Niemand  darf  Vieh 
auftreiben,  welches  er  nieht  mit  eigenem 
Futter  durchwintert  oder  vor  einem  be- 
stimmten Taue  im  Frühjahr  liesessen  hat. 
Von  jedem  Stück  wird  eine  Auflage  erholten, 
die  manchmal  mit  der  wachsenden  Zahl 
dorseltien  pregressiv  winl.  Der  Ertrag  dieser 
Abgabe  wtnl  »'Utweiler  in  Geld  unter  die 
Genossen  verteilt,  oder  es  erhalten  diejenigen 
Kiits'  hAdigunffen  daraus,  welche  kein  cm ler 
nur  wenig  Vieh  aufzutreiben  halten,  soweit 
sie  nieht  schon  dunh  die  Gewährung  von 
Pflanzlaiul.  von  der  die  Reicheren  ausge- 
schlossen sind,  entschädigt  wurden.  Aueh 
kommt  e^  vor.  dass  jedem  Gewissen  eine 
bestimmte  Zahl  von  Kuhessen  zugeteilt  wirl, 
wobei  es  ilann  den  Nichtviehbesitzern  über- 
las.«-» ii  bleibt,  ihren  Anteil  an  Genossen  zu 
veräusseni  oder  fflr  denselben  von  der  Kor- 
porationskasse einen  liestimmten  Geldlietrag 
zu  Wichen.  Manchmal  werden  aueh  die 
AJ|h'u  im  ganzen  zum  Besten  der  Korpo- 
ration verpachtet,  entweder  nur  an  Genossen 
oder  auch  an  Fremde.  Wo  die  Korjtoration 
mehrere  Alpen  von  verschiedener  GiUe  und 
Grisse  tinsitzt,  werden  dieselben  nic  ht  selten 
unter  vorher  zu  diesem  Zwecke  gebildete 
Gruppen  von  Viehhesitzent  vorlost. 

Das  Ackerland  wird  iilierall  in  mög- 
lichst gleichwertigen  Stucken  den  Berech- 
tigten  zur  Sondemutzung  ausgeteilt.  Die 
Nutzung  ist  meist  eine  lebenslängliche;  doch 
kommen  auch  periodische  Vorlosmigen  (l»ei 
Ackerland  auf  4— (>,  l>ei  Wiesen  gewöhnlich  . 
auf  1  Jahr)  vor.  »lies  namentlich  in  Fällen.  | 
wo  die  Gleichheit  der  Anteile  schwer  zu  er-  1 
reichen  ist.     In  der  Schweiz  erfolgt  hier 
manchmal   die  Ausgleichung  durch'  Geld. 
Diesem  erhalten  auch  solche,  welche  wogen 
zu  gering*»!'  Zahl  der  Anteile  auf  ihr  Los 
warten  müssen.    In  den  Kantonen  Glarus, 
Zug  und  Schwyz  sollen  die  Korporationen, 
wenn  die  Bodenallmonde  nicht  mehr  für  alle 
Genossen   ausreicht,    geeignetes  Land  er- 
worben.    In  den  süddeutschen  Gemeinden 
besteht  meist  eine  feste  Zahl  von  Anteilen 
oder  verschicilene  Klassen  von  solchen,  in 
weiche  die  Berechtigten  nach  dem  Lebens- 
alter einrfiefceii,  so  dass  der  Allmcndnutzcn 
des  Einzelnen  mit  dem  vorschreitenden  Alter 
sich  vergririsisert.     In  gewissen,  durch  das 
(ie*etz  \  oi^'S^dicnen  Fallen  (Verwahrlosung 
rk>»r  im  Anbau,  dauernde  Armenunt« 


die  Nutzung  einziehen,  lioz.  selbst  an  Stelle 
des  Berechtigten  treten.  Im  allgemeinen 
setzen  in  Süddcutscldnnd  Gesetze  und  Ix»kal- 
statuten  die  Selbstliewirtschaftnng  der  A II- 
mendäcker  voraus;  in  iler  Schweiz  wird  die 
Verpachtung  wohl  ülierall  unlwdingt  erlaubt, 
oft  sogar  verpachten  die  Gemeinilen  sellist 
ihre  ganze  Bodenallmondc  und  vcileilen  <lie 
Geldeinnahmen. 

10.  Gros««*  der  Anteile.  IVlier  die  Grösse 
derAllinondanteile  lässt  sichZusammonfassen- 
des  nicht  sagen.  In  der  Schweiz  sind  sie  in  den 
meisten  Gemeinden  der  Ebene  mit  der  Zeit 
recht  klein  geworden;  gewöhnlich  nU»r 
reichen  sie  hin.  um  die  nötigen  Kartoffeln 
für  einen  kleinen  Daushalt  und  etwas  Ge- 
müse zu  Italien.  Es  giebt  alier  auch  Ge- 
meinden, in  welchen  die  Familien  so  viel 
erhalten,  dass  sie  bei  bescheidenen  An- 
sprüchen davon  existieren  können.  In  Baden 
lietrug  ls,"4  die  Duivhschnittsgn'isse  eines 
Anteils  Ackerland  bez.  Wiesen  in  sämtlichen 
beteiligten  Gemeinden  l.KG  Morgen.  Im 
i ganzen  bosassen  7 '27  Gemeinden  solche 
'Nutzungsgüter;  von  diesen  verteilten  Jims 
Anteile  unter  1  2  Morgen,  2<>;{  solche  von 
1  .'—1  Morgen,  17,'J  von  1-  2  Morgen.  107 
von  2-  4  Morgen.  11  von  l  -.*»  und  von 
über  .")  Morgen.  Auch  in  Hessen,  Württem- 
berg und  Hohen/ollem  sind  Anteile  von 
2--">  Morgen  keine  Seltenheit.  Da  in  den 
Gegenden  mit  intensivem  Talmk-uud  Hopfen-, 
Obst-  und  Weinbau  4 — ."»  Morgen  schon  aus- 
reichen, um  eine  Familie  leidlich  zu  erhalten, 
so  begreift  man,  dass  die  Existenz  eines 
erheblichen  Teils  der  Bevölkerung  sich 
hauptsächlich  auf  diese  Allmendstüc'ke  be- 
gründen kann.  Natürlich  ist  ihn»  Bedeutung 
für  die  Einzelnen  um  so  grösser,  je  kleiner 
die  von  ihnen  insgesamt  U< wirtschafteten 
Flächen  sind.  In  Baden  liet rügen  die  zur 
Sondemutzung  verteilten  Allmenden  (Aeekcr, 
Wiesen,  Hebland)  im  Jahre  1*7:1 

in  den  Wirtschaften 
mit  einer  Betriebst],  tou 

o    5  Morgen 
5—10 
10 — 20 
20 — 50 
50 — 100 
ioo  uml  un-hr 


- 

- 


Prozeut  tles  bewirt- 
schafteten Geländes: 
25.0 
237 
■<M 
7,o 

°.3 

Auch  üUt die Gpis.se  der Holznutzung lässt 
sich  Allgemeines  nicht  sagen.  Doch  reicht 
sie  nur  in  einer  beschränkten  Zahl  von  Ge- 
meinden zur  vollen  Bedarfsdeckung  aus.  In 
anderen  bieten  Raff-  und  Iz-seholz  für  die 
Aeimeren  eine  Ergänzung.  Noch  weniger 
lassen  sich  über  die  (J risse  der  Weide- 
nutzung bestimmte  Angaben  machen.  Die 
Verhältnisse   sind   örtlich    zu  vorschieden. 


iUt  Aee  k>'r  im  Aiioau, ,  uaiiernae  Armenunier 

<tützmig  l^rechtigten,  Forlerungen  der 'Auch  die  vielfach  vorliegenden  Schätzungen 

Geniein»!«-*  an  «V'nw.'lbonl  kann  die  Gemeinde  des     Geldwertes     des  gesamten 
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B  ii  rgo  r  n  11 1  zo  n  .s  eines  Berechtigten  sind 
mit  Vorsieht  aufzunehmen,  da  ein  T»*il  der 
Nutzungen  (z.  B.  Leseholz,  Liubstreu,  Weide) 
der  Wertung  grosso.  Schwierigkeiten  bietet. 
Am  zuverlässigsten  dürfte  folgende  Statistik 
aus  Ha  den  sein,  die  sieb  auf  den  Zustand 
von  1*75  lM'ziebt. 


Kreide 


™   Z-  Cj 


Konstanz 

Villingen 

Walilshut 

Freihurg 

Lörruch 

Offenburg 

Baden 

Karlsruhe 

Heidelberg 

Mannheim 

Mosbach 


Zusammen 


Zahl  der  Gemeinden,  in 
welchen  der  Wert  eines 
(iemissloses  beträgt 
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114 

134 
121 
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89 

133 
So 

33 
102 
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66 

59 
43 
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62 

57 
12 

'53 


46 
30 
22 

5« 

37 ; 

38  I 

30  ; 
26  : 

U  ! 

31  I 


15 
12  1 
10 

16  , 
10  ; 

2?  I 
15 

27  I 

6  | 

7  ' 
7 


1 
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II.  Statistisches.  Statistische  Angaben 
Alter  rmfnngnnd  Wert  der  als  Allmenden  ge- 
imtztenGenRMude-,Wzw.Genosseuschaftsgiiter 
liegen  zwar  in  ziemlicher  Anzahl  vor;  allein 
dieselben  sind  weder  vergleichbar  noch  aus- 
reichend zur  Gewinnung  eines  Gesamtbildes. 
In  der  Schweiz  gehörten  1804  von  den 
vorhandenen  40.7)  Alpen  mit  270  389  Stössen 
den  Gemeinden  und  Korporationen  2071  mit 
17s.">!»7  Stessen  (45,1  bez.  00  °o).  Im  Kanton 
St.  Gallen  gehören  von  304  Aljwn  mit 
21743  Normal  stösseu  213  mit  18399 
Nonnalstössen  (7t)  bez.  84,0  0o)  öffent- 
lichen Korporationen  und  Privatgenossen- 
schaften. Der  Gesamtwert  der  Allmen- 
den dieses  Kantons  wurde  .1890  auf 
3<»  Millionen  Kranken  geschätzt.  Die  Ge- 
meinde- und  (ieiiossenschaftswiddungen  der 
Schweiz  botragen  519(530  ha  oder  00,5% 
der  ganzen  Wald  fläche  —  allenlings  mit 
grossen  Verschiedenheiten  in  den  einzelnen 
Kantonen  (z.  H.  V'nterwaldeu  0.  d.  W.  92,5, 
Glarus  98.  Zug  93.8,  Graubiindon  90.8.  Aar- 
gau 77.0,  aber  Luzern  nur  18,3,  Thurgau 
29,5%).  Der  Kapitalwert  der  Bürgerge- 
ne  ind«  unter  des  Kantons  Bern  wird  auf 
lo:j,  MjII.  Kr.,  derjenige  des  liegenschaftlichen 
KorTHu-atioiisvoriuögens  im  Kanton  Luzern  auf 
11  Mdl.  geschätzt.  Weiten;  Angaben  bei 
M  i  a  s  k  o  w  s  k  i ,  Schw.  Allmend,  Anhang. 

Da  bezüglich  der  Alpen  ähnliche  Kigen- 
tutns-  und  Nut/.nngsverliältnisse  in  den 
österreichischen  Alpeuländern  obwalten,  so 
mag  hier  ltoigefügt  sein,  dass  ls73  von  den 
2482  Al|H.'ii  Deutsch-Tirols  52o  mit 
51  01s  Kuhgnisern  Gemeinde-.  9*4  mit  noüoG 
Kuhgräsern    Getin-sensehaft:»-  (Intere-sent- 


schafts-)  und  97S  mit  30082  Kuhgräsern 
Privatalpen  waivn.  Es  standen  also  00,0  % 
der  Alpen  und  81,5%  der  Kuhgräser  iu 
genossenschaftlichem  oder  Gemeindebesitz. 
Vgl.  Statist.  Monatssehr.  IX,  S.  14. 

Im  Deutschen  Hei  ehe  hat  die  im 
Zusimmonliange  mit  der  Berufs-  und  Ge- 
worWühlung  vom  14.  Juni  1.895  stattge- 
habte  landwirtschafl  liehe  Betricbszäldung 
zum  ersten  Male  auch  den  Allmenden 
Hechnuug  getragen,  indem  sie  die  Anteile 
am  Gemeindeland  zur  zeitweiligen  Be- 
nutzung« ermittelte,  die  in  den  einzelnen 
landwirtschaftlichen  Betneben  vorhanden 
waren.  Die  Zusammenrechnung  dieser  Einzel- 
ermittolungon  ,  denen  absolute  Genauigkeit 
wohl  nicht  zuzusprechen  ist,  ergab  382  8£{ 
Betriebe  mit  Anteil  am  Gemeindeland.  Die 
Gesamtfläche  des  letzteren  betnig  1  OS  097  ha. 
Von  diesen  entfielen  nuf  Prensscn  54  21«», 
Baden  31357.  Elsass-Ix>tlu'ingcu  25O02. 
Bayern  24203.  Württomlierg  231  »11.  Hessen 
5080  ha.  Von  den  preussischeu  Provinzen 
sind  am  reichsten  mit  Allmenden  ausge- 
stattet: Rheinland  mit  21390.  Hessen-Nassau 
mit  5322  und  llohenzollern  mit  3347  ha. 
l'eber  die  Bedeutung  der  Allmenden  in  den 
verschiedenen  GrössoukJa.s.seu  der  landwirt- 
schaftlichen Botriebe  innerhalb  des  ganzen 
Reiches  giebt  folgende  Zusammenstellung 
Auskunft : 

tiriisse  de*  he- 
il *  -i  1  ,  ;»  ^on  a-  Betrieben  wirtschafteten 
of.  1J  wo-*  haben  Anteil  am  Allmeudlandes 
!  !!LaV.  L    Gemeindeland  v.  A.  ..<•- 

Hchaftstlache  ulM.rhai)1,t    .#    h«n,.t  ».mtil. 

unter  2  ha     173  181    5,36   48958  2,03 
2 —    ö  ,.      120105  11.82    51710  i.25 
ö—  20  T.        79  31 7    7,95    51306  0.41 
20—100,.         9  92;    3.52    14422  0.11 

100  ha  n.  mehr        305    1.22     1692  0.01 

Insgesamt   3S2  833"  6,89^68  097  0.39 
Vgl.  Viei-teljahishofte  zur  Statistik  d.  D. 
H.  1897.  Ergänzung  zu  Heft  II.  S.  50  ff. 
Eine    bessere    Anschauung    geben  einig-' 
ältere  Angaben  (1er  eiiizolstaatlichen  Statistik : 
a)  W  ü  r  1 1  e  m  b  e  r  g.  Der  gesamte  Grund- 
besitz  der  Gemeinden  betrug  1803  735722 
Morgen,  darunter  503  837  Morgen  Waldungen. 
5215  Morgen  Gärten  und   Linder.  5*285 
Morgen  Aeckor,  25804  Morgen  Wie>en  und 
82491    Morgen  ander»-  Kulturarten  (mei>t 
Weiden).     Von   den   1910  Gemeinden  des 
Lauries  besitzen  213  (11,1  %)  kein  Grund- 
eigentum, 1315  (0*,9  n  0)  besitzen  Waldungen. 
1029     (85,3  "0)    sonstiges  Grundeigentum 
(Wiirtteinb.  Jahrb.   lssi»,  I,  S.  7s f.).     D  r 
Grösse  nach  ltositzcn : 
Morgen     Wubbingen  .Sonst.tirundeigentum 
Gemeinden  Gemeinden 


t  — 10 
1 1—30 
31—50 

51  -iOO 


92 

!05 

94 
»54 


567 
3' 5 
'37 
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Margen 


Waldungen 
•  iemeindou 

io:  — 200 

20 :  — 500 

50; — 1000 
100:  —  2000 
Ahr  2000 
zusammen 


5.3 


221 

33 
131 5 


88 


Sonst.  Grundeigentum 
(Temeinden 
1S0 

«54 

! 

1629 

1-1  Da  de  11.  Am  1.  Januar  ISO»)  gehörten 
<l.n  Gemeinden  2."in72S  ha  Waldungen,  d.  h. 
4.".!f'o  der  ganzen  Waldfläehe  mit  einem 
jährlichen  Reinertrage  von  or>4r>iNM>  Mk. 
Von  dem  landwirtschaftlich  l>enutzten 
tirundeigentum  waren  1*73:  12öJ)07  Morgen 
Allmenden  (5.7  "0),  darunter  Ol  H7>i  Morgen 
Avek'  i  (4.1  %  der  ganzen  Ackerfläche), 
2!»1.~»7  Morgen  Wiesen  (0°ol,  023  Morgen 
ReUand  (1.1°..)  und  34233  Morgen  Weiden 
(l't/l  "0).  Im  Kreise  I/>rmch  Iptingen 
die  Allmenden  10.1  %  der  landwirtschaft- 
li''h  Vnutzten  Fläche,  in  den  Kreisen 
Buden    und   Offenburg  unter  dem 

lAtrehsehnitt  Wielen  sie  in  den  Kreisen 
M"-dwb.  Heidelberg.  Konstanz  und  Kreibnrg. 
Iri  den  11  Kreisen  des  Uindes  schwankte 
d«-r  Anteil  «1er  Allmenden  an  der  Gesamt- 
fläche l>ei  den  Weiden  zwischen  09.8  und 
«Ü"o.  bei  den  Wiesen  zwischen  10  und 
M._M'o.  beim  Ackerland  zwischen  9,4  und 
".7  "  0.  Im  Kreise  Mannheim  sind  7,4  "  0  der 
Ae< -ker.  l."»,3°o  der  Wiesen  imd  !>,'.) 11  o  der 
Weiden  Allmenden.  Die  Zahl  der  Gemeinden 
mit  Bürgvrnutzungon  betrug  12;"io.  Im  Jahre 
ls">4  wurden  in  11<K>  Gemeinden  an  J.~>9n32 
Betvi  htijrte  Holzgaben  verteilt.  Dieselben 
Ix-tanden  in  1702*1  Klafter  Scheitholz,  117 
Stammen,  1  Ii  477  Klafter  sonstigen  Holzes. 
•i".4  Klötzen,  7  241  812  Wellen,  lf.3314  Steck- 
Kiumcu  und  Stangen,  1107'jO  Bohnenstangen,  \ 
7ti3< '  Snält  ern .  Dazu  kommen  noch  1 0  002  I  M  x ) 
Stü<  k  Torf.  Beitr.  zur  Stat.  d.  inn.  Yerw. 
d.Grossh.  Kaden  Heft  IX  und  XXX  XU.  Einlei- 
tung.   Vgl.  auch  Buch enberger  I.  S.301. 

tVWr  Hessen  und  Elsass-Loth- 
riüi'fü  fehlen  zusammenfassende  Angaben; 
iHvr  Hohen  zollern  siehe  I^veleve  s 
Tn  igentum  8.  200.  (s.  Litt.». 

12.  Wirtschaft«-  und  sozialpolitische 
Beurteilung.  Wenn  mau  die  wirtseliaft- 
liehe  und  sozialpolitische  Bedeutung  der 
Allmenden  riehtig  beurteilen  will,  so  muss 
man  si.*  im  lachte  der  süddeutschen  und 
schweizerischen  Kloinljcsitz  Verhältnisse  he- 
tniehten «  denen  sie  entwachsen  sind  und 
die  -je  vielfach  allein  lebensfähig  erhalten. 
E.»  wird  niemand  im  Ernste  zu  behaupten 


1  nachfolgenden  Nutzniesser  etc.)  gegen  Raub- 
bau wirksameiv  Vorkehrungen  treffen  hissen 
als  durch   Pacht  vertrage,    Grössere  Meli- 
orationen kann  die  Gemeinde  als  Eigen - 
,  tümeriu  leichter  durchführen,  als  es  kleine 
:  Privatbesitzer  vermöchten.    Die  Allmend- 
j  nutzer  sind  entweder  kleine  Bauern  oder 
,  Dorf  handwerker,  Tagelöhner  etc.  Die  erstens 
haln-n  gewöhnlich  ein  kleines  Sonderelgen ; 
mit  Zuhilfenahme  der  Allmende  können  sie 
eine  selbständige  Wirtschaft  treiben  und  auf- 
recht erhalten,  zumal  die  Allmenden  nicht 
verschuldet  werden  können.    Da  in  diesen 
Gegenden  der  Verkehrswert  des  Grund  und 
Bodens  seinen   Krtragswert    oft  erheblich 
übersteigt  und  die  Pachtzinsen  unverhält- 
nismässig hoch  sind.  so  vermögen  <lie  Dorf- 
hand werker  meist  nur  durch  "die  Allmen- 
den das  für  sie  unentbehrliche  Kartoffel- 
und    Gemüseland    zu    erlangen.     In  der 
Schweiz  mildern  die  Allmenden  in  manchen 
Kantonen  die  Nachteile  des  Fabriksysteins 
(z.  B.  Glarus)  oder  der  Hausindustrie  (Appeu- 
zell.  St.  Gallen.  Aargau).    Sie  ermöglichen 
einen  gesundheitlich  wohlthfitigen  Wechsel 
zwischen  Industrie-  uud  Ijiudarbeit.  Die 
Arbeiter  sind  nicht  ausschliesslich  auf  ihren 
ixmn  angewiesen;  fremde  Arbiter,  welche 
dies  wären,  können  von  den  Ijiternehmern 
nicht   wohl   zur  Konkurrenz  herangezogen 
werden.    Die  Industrie  kann  dezentralisiert 
lietrielieii  wenlen;  sie  behält  einen  einge- 
übten  Stamm    von   Arbeitern ,   und  diese 
letzteren  bleiben,  trotz  ihrer  Sesshaftigkeit, 
selbständiger  und  gegen  Krisen  widerstands- 
fähiger, als  sie  es  unter  gleichen  Verhält- 
nissen in  den  Städten  sein  würden.  Den 
ländlichen  Tagelöhnern  ermöglichen  die  All- 
menden  sich    allmählich  ciuixjrzuarbeiten. 
Ein    herabgekommenes  I*UHlarbeiterprole- 
tariat,  wie  es  die  Höfe-  und  Grossguterhe- 
zirke  aufweisen,  ist  in  den  Alliuendgegenden 
nicht  möglich,    l'eberliaupt  lassen  die  All- 
menden schroffe  Unterschiede  zwischen  Arm 
und   Reich  nicht  aufkommen.     Indem  sie 
jedem   Berechtigten  einen   Ted    der  not- 
wendigen Existenzmittel  (Nahrung.  Heizung, 
wo  Bauholz  gegeben  wird,  auch  Wohnung) 
sichern,  verhüten  sie  eine  allzu  tiefe  llcrab- 
drückuug  der  ijehenshaltung.  Aber  sie  sind 
keine  domoralisierende  Armenunterst ntzung, 
indem  sie  erst  durch  die  Arbeit  der  Be- 
rechtigten nut/.Uir  gemacht  werdeu  können. 
Arbeitsunfähige  wenlen  gegen  I'eberlassung 
ihn-r  Anteile  von  anderen  gern  in  Pflege  g«*- 


wagen.  dass  Allmeiulland  für  die  landwirt-  nominen,  und  die  Alten  werden  vor  dem 


«.'haftliehe  I'rtxluktion  an  sich  dem  Eigen 
tum  vorzuziehen  oder  auch  nur  gleichzu 
stellen  sei ;  weshalb  dassellie  aber  schlechter 
hewii-tschaftet  wenlen  sollte  als  Pachtland, 
ist  nicht  einzusehen,  ziunal  sieh  dun-h  orts- 
Matutarisehe    Festsetzungen  (Dungregister, 


freudlosen  Schicksal  bewahrt,  dem  sonst  der 
Anszügler  auf  dem  Lande  anheimfällt.  Was 
die  soziale  Gesetzgebung  und  Selbsthilfe 
durch  Alters-  und  Arbeit.-dosenversichernng 
für  die  Industrielievölkerung  zu  erreichen 
sucht,  winl  unter  günstigen  Verhältni»en 


Vergütung    <ler    Kulturkosten    durch   den  der  ärmeivn    LiiidU-völkerimg   durch  die 
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Allmenden 


Allmenden  vollauf  und  in  einer  für  sie  an- 
gemessenen Konn  geboten. 

Das  Gesagte  gilt  namentlich  von  den 
Einrichtungen  des  Allmendgemisses .  wie 
He  in  den  süddeutschen  Staaten  liestehen, 
wo  sieh  die  Allmondberochtigung  auf  den 
Bezug  von  Wirtsehaftsland  zu  leltensläng- 
licher  Sondeniutzung  und  von  Brennholz 
W'sehräukt.  Bei  de»  Allmendwoiden  der 
Alpen  und  des  Schwarzwalds  wirkt  das 
System  wirtschaftlich  weit  weniger  günstig. 
Die  Weiden  sind  gewöhnlich  vernachlässigt : 
sie  kommen  in  der  Hauptsache  den  Heichen 
zu  gute,  und  wo  den  Aermeren  ein  Aus- 
gleich in  Geld  geboten  wird,  verleitet  dieses 
arlteitslose  Kinkommen  nicht  selten  zu  un- 
wirtschaftlichem Verbrauch.  ]n  denjenigen 
Gegenden  der  Schweiz  endlich,  wo  die  Ver- 
teilung des  ganzen  Allmendertrags  in  Geld 
und  nach  Köpfen  erfolgt,  kann  die  ganze 
Einrichtung  nur  als  eine  seldimme  Aus- 
artung des  alten  agrarischen  Kommunismus 
liezcichnet  werden. 

Man  hat  den  Allmenden  oft  vorgeworfen, 
dass  sie  das  Kielten  der  Menschen  an  der 
Scholle  liefördorton.  dass  die  Versorgung, 
welche  ihre  Nutzung  bis  zu  gewissem  Grade 
gewährt,  auf  das  wirtschaftliche  Vorwärts- 
st  reiten  lähmend  einwirke,  frühe  Heiraten 
Itegflnstige ,  die  Selbstverantwortliehkcit 
schwäche  und  die  ländliche  Bevölkerung 
unempfänglich  für  Keformbestrebungon 
mache  Der  erste  dieser  Einwände  muss 
nach  der  Untersuchung  von  Heelt  wohl 
als  Itereohtigt  anerkannt  werden,  und  auch 
zu  den  übrigen  Ausstellungen  mag  da  ein 
Grund  sein,  wo  bedeutende  Anteile  in  Geld 
gegeben  werden,  die  Holzgalteit  das  Be- 
dürfnis übersteigen  etc.  Wo  alter,  wie  in 
Süddeutschland  und  doch  meist  auch  in  der 
Schweiz,  die  Aekeranteile  nicht  über  einige 
Morgen  betragen  und  auch  Wald-  nud 
Wei.lenutzungcii  sich  in  den  Grenzen  eines 
müssigen  Bedürfnisses  halten,  da  ist  schwer 
einzusehen,  weshalb  jemand,  der  von  »1er 
Gemeinde  ein  Stuck  Land  zur  Betrauung 
oder  Weidenutzung  und  einen  Holzanteil  er- 
hält, indolenter  sein  sollte  als  derjenige,  der 
den  gleichen  Betrag  von  Ijjmd  etc,  von 
seinen  Eltern  erbt.  Und  wenn  der  All- 
mondgemiss  wirklich  die  Wirkung  hat,  die 
Menschen  in  bescheidenen  Verhältnissen 
xu frieden  zu  erhalten,  so  ist  er  als  Gegen- 
gewicht gegen  das  massenhafte  Hindrängen 
des  Proletariats  nach  den  Städten  nur  will- 
kommen zu  heissen.  Uebrigens  ist  nicht 
nachzuweisen,  dass  das  Vorhandensein  von 
Allmenden  in  den  Innerlichen  Gemeindet! 
den  Prozess  der  privaten  Vermögensbildung 
hemmt :  im  Kanton  St.  Gallen  sind  die  Ge- 
meinden mit  bürgerlichein  Nutzungsgut  nach  , 
Heeb  (S.  S.\)  durchschnittlich  wohlhabender 
als  die  fddigen  Gemeinden,  die  Yermögens- 


uutcrsclüode  aber  in  jenen  geringer  als  in 
diesen.  Den  allzu  frühen  Eheschliessungen 
kann  durch  Erhöhung  der  Altersgrenze  für 
den  Eintritt  der  Genussbercchtignng  ent- 
gegen gewirkt  werden. 

Von  weichein  Vorteil  die  Allmenden, 
wo  sie  wirkliches  Gemeindegut  gebliel>eii 
sind,  für  die  Gemeinden  selbst  sind,  wie 
sehr  sie  die  Armenlasten  vermindern,  ohne 
zu  einer  Itedenklichen  Almosenwirtschaft  zu 
führen,  das  Interesse  au  den  öffentlichen 
Angelegenheiten  erhöhen,  wie  die  Auflagen 
auf  den  AJImendgenuss  eine  reichliche  Ein- 
nahme ersehliessen.  die  von  den  Betroffenen 
doch  nicht  als  Steuer  empfunden  wird,  wie 
endlich  ein  grosses  Gemoindevermögeit  für 
den  Notfall  dem  kommunalen  Haushalt 
billigen  Kredit  sichert  -  dies  alles  braucht 
nur  angedeutet  zu  werden. 

Im  ganzen  wird  man  somit  für  die  (le- 
genden mit  zersplittertem  Grundbesitz  1*ei 
vorsichtiger  Anweudung  und  zweckmässigen, 
eine  gute  Bewirtschaftung  sichernden  Ein- 
richtungen das  Vorhandensein  eines  massigen 
Allmeudbositzes  als  eine  für  die  landwirt- 
schaftliche Bevölkeruug  sozial  und  wirt- 
schaftlich zweckmässige  Einrichtung  anzu- 
erkennen haben. 
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Almwirtschaft. 

I.A.  im  Allgemeinen.  2.  A.  im  engeren  Sinne. 
3  Die  verschiedenen  Arten  <ler  A.  4.  Die 
Xennhütte.  5.  Die  Besitzverhiütni*»e.  ß.  Die 
neuere  Kntwickelnng. 

I.  A.  im  allgemeinen.  l."nt«»r  Alpen- 
»irtscliaft  verstellt  man  dir  in  deu  Aljien 
ireübte  Art  der  \V  o  i  d  e  w  i  r  t  s  c  h  a  f  t 
K  Ackerbausysteme).  Ks  giebt  in  den 
Alpen  viele,  oft  einen  grossen  Flächen- 
inhalt umfassende  Grundstücke,  welche  .1er 
starken  r^rhebung  über  deu  Meeresspiegel 
oder  der  abhäugigeu  I^age  oder  der  stei- 
oigen  Bodenbeschaffonheit  wegen  sich  zun» 
Ackerbau  gar  nicht  oder  höchstens  vorüber- 
gehend eignen,  welche  alter  während  einiger 
Sommermonate  eine  gesunde  und  nahrhafte 
Weide  für  Rindvieh'  Schafe,  Pferde  und 
Ziepen  darzubieten  im  stände  sind :  dies  um 
so  mehr,  als  die  Feuchtigkeit  des  Alpen- 
klimas  den  Graswuchs  besonders  begünstigt. 
Die  Weidewirtschaft  stellt  die  einzig  mög- 
liche Form  dar.  in  welcher  man  derartige 
Grundstücke  landwirtschaftlich  zu  benutzen 
im  stände  ist:  als  sonstige  Nutzung  könnte 
nur  noch  die  forstwirtschaftliche  in  Betracht 
komme».  Demgemäss  findet  man  die  Alm- 
wirtschaft auch  in  allen  Al[>engogondoii,  in 
welchen  die  Bevölkerung  eine  solche  Aus- 
dehnung erlangt  hat.  das*  die  in  den 
Thälern  liegenden  Grundstücke  nicht  mehr 
ausreichen,  um  den  Bedarf  an  Futter  für 
das  Vieh.  bezw.  an  den  Erzeugnissen  der 
Viehhaltung  zu  decken.  Je  dichter  die  Be- 
völkerung in  «len  Alpengegeuden,  desto  aus- 
gedehnter und  lohnender  ist  die  Alpon- 
wirtschaft.  desto  rationeller  pflegt  sie  auch 
betrieben  zu  werden,  obwohl  hiertei  auch 
nocli  andere  örtliche  Verhältnisse,  nament- 
lich die  des  Verkehrs  und  Absatzes,  eine 
Einwirkung  ausüben.  Aus  den  angeführten 


Gründen  wird  es  erklärlich,  weshalb  iu  dem 
von  der  Schweiz  bis  nach  Salzburg 
und  Oberösterreich  sich  hinziehenden 
Alpengebiet,  wo  die  sesshafte  Bevölkerung 
relativ  zaldroieh.  der  Fremdenverkehr  leb- 
haft und  der  Absatz  von  Yiehprodukton 
uach  benaehltarten  1  ibidem  ein  günstiger 
ist,  die  Al|'ien Wirtschaft  in  l»esonders  starkem 
F iiifange  ausgeübt  wird.  Sie  kommt  aU-r 
auch  in  den  Hochgebirgen  Schwedens, 
der  Pyrenäen  und  des  südöstlichen 
Europas  vor.  freilich  in  einer  mehr  primi- 
tiven Form. 

2.  A.  im  engeren  Sinne.  I'nter 
AI  pen  w  i  rtschaf  t  im  engeren  Sinne 
vei-sfeht  mau  die  Benutzung  und  Pflege 
der  für  die  Ernährung  der  Tier»'  be- 
stimmten Weideplätze  in  den  Al|»eii  sowie 
die  damit  verbundene  Viehhaltung:  die 
Weideplätze  führen  den  Namen  -Alpe u< 
(•der  'Almen  .  Diese  Aljx'nwirtschaft  im 
eng»'ivn  Sinne  kann  aber  nicht  durchgefühlt 
werden,  ohne  sich  au  eine  anderweitige 
landwirtschaftliche  Itodcnhcnutzitng  anzu- 
lehnen,  durch  welche  der  Bedarf  au  Vieh- 
futter  und  Stivustinh  für  da*  im  Sommer 
auf  den  Alf>en  weidende  Vieh  sowie  der 
Bedarf  der  die  AI  pen  Wirtschaft  treibenden 
Menschen  an  pflanzlichen  Nahrungsmitteln. 
(Getreide,  WuiY.elfrüchte  etc.)  befriedigt 
wird.  Infolgedessen  haben  die  Besitzer 
oder  Nutzniesser  der  Alpen  entweder  noch 
im  Thale  gelegene  <i  rund  stücke,  w.'lche  den 
f»bigen  Zweck  erfüllen,  oder  sie  brechen  die 
Alpenweiden  von  Zeit  zu  Zeit  um  und  be- 
nutzen sie  einige  Jnhiv  zum  Ackerbau.  Es 
entsteht  dann  eine  Wirtschaftsweise,  welche 
eine  besondere  Form  der  Feldgras-  oder 
Egart  e n  w  i  rtschaf  t  repräsentiert  (s. 
Ackerbausystenie).  Auch  wo  im  Thal  ge- 
legene limtlereien  die  Ergänzung  zu  den 
AljMmweiden  abgehen,  wen  len  die  ersteivu 
häufig  nach  dem  System  der  Egarten Wirt- 
schaft behandelt,  d.  h.  sie  wer* len  abwech- 
selnd bahl  als  Wiese  oder  Weide,  Udd  zur 
Erzeugung  von  Feldfrüchten  verwendet.  Im 
weiteren  Sinne  bezeichnet  daher  die 
AI  pen  Wirtschaft  diejenige  den  Alpongegeudcn 
eigentümliche  Betriebsweise,  bei  welcher 
der  Schwerpunkt  und  Hauj>tei1iag  der 
WiHschaft  in  der  Vieh- .  lH>sonders  der 
Rindviehnutzung  liegt,  und  bei  welcher  die 
AljM-nweiden  für  die  Ernährung  der  Tiere 
wähp^id  des  Sommers  dienen,  während  die 
im  Thale  oder  auf  niedrigen  Alpen  ge- 
legenen Grundstücke  den  Bedarf  an  Winter- 
futter für  das  Vieh  und  au  den  für  die 
Ernährung  der  Menschen  durchaus  erforder- 
lichen Bodenprodukten  zu  erzeugen  be- 
stimmt sind. 

5J.  Die  verschiedenen  Allen  der  A. 
•le  nach  ihrer  Höhenlage  unterscheidet 
man  V  oral  pen  ( Vorsassen.  Maiensassen». 


•Job- 
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Mit  toi-  oder  Kuhalpou  und  Hoc  li- 
nder Schafalpen.  Die  ei-sten  dienen  im 
Frühjahr  und  Spätherbst  als  Weide,  wenn 
die  eigentlichen  Alpen  noch  keine  Nahrung 
oder  keiue  Weide  mehr  für  ilio  Tiere  dar- 
bieten ;  «Irr  Sommerertrag  «1*»r  Voralpen 
wird  zur  Heugewinnung  benutzt :  ihre 
Höhenlage  ist  etwa  W 10— 1200  Meter  über 
•lern  Meeresspiegel.  Die  Mittelalpen  sind 
diejenigen,  welche  die  hauptsächliche  Grund- 
lage für  die  sommerliehe  Ernährung  der 
AWidetiere.  unter  denen  das  Rindvieh  das 
hei  weitein  vorwiegende  ist.  abgeben ;  ihre 
Höhenlage  beträgt  durchschnittlich  zwischen 
l'JiHi  und  Ihihi  Meter.  Die  noch  höher  l>e- 
findlirhen  Alpen,  welche  bis  zur  Sehiu'c- 
givnze  ivichen,  die  Hochalpen,  gewähren  nur 
für  Schafe  und  Ziegen  ein  genügendes  Futter. 

Das  Betreiben  (Befahren)  der  Voralpen 
mit  Vieh  fin<let  im  Mai  statt;  von  Mitte 
Juni  bis  Ende  September  oder  Anfang  Ok- 
tober werden  die  Mittelalpen ,  welche 
wieder  je  nach  ihrer  Höhenlage  in  ver- 
schiedene Staffeln  geteilt  sind,  befahren ; 
im  Oktober  gehen  dann  die  Tier»*  bis  zur 
Einstallung  wieder  einige  Worden  auf  die 
Vomlpen. 

4.  Die  Sennhütte.  Auf  jeder  Alpe 
oder  auch  für  mehrere  l»enachbarte 
Alpen  gemeinschaftlich  ist  eine  Senn- 
hütte errichtet,  welche  dein  Sennen 
und  dessen  Hilfspersonal  für  die  Weidezeit 
als  Wohnung  dient  und  ausserdem  die 
Stallung  für  die  Tiere,  und  die  nötigen 
Käume  für  Aufbewahrung  der  Milch,  für 
Herstellung  von  Käse  und  die  Vorrats- 
kammer enthält.  Das  Vieh  bleibt  in  der 
ff  eure  1  Tag  und  Nacht  im  Knien  und  wird 
nur  bei  >ehr  ungünstigem  Wetter  oder  zum 
Melken  in  den  Stall  "gotrielieii.  Auf  den 
\h'\  weitem  meisten  Sennoivien  wird  die 
erzielt»'  Milch  zu  Käse  und  zwar  zu  fettem 
Käs*'  verarbeitet.  Es  billigt  dies  mit  dem 
l'instande  zusammen,  dass  1mm  der  Abge- 
legenhcit  der  Alpen  ein  Verkauf  von 
grossen  Mengen  frischer  Milch  selten  mög- 
lieli  i<t.  dass  auch  der  Absatz  von  Butter 
auf  Schwierigkeiten  stöbst,  zumal  die  für 
Herstellung  wirklich  guter  Butter  nötigen 
Vorrichtungen  sich  in  den  Sennhütten  ohne 
grosse  Kosten  nicht  beschaffen  lassen.  Die 
Fabrikation  von  Käse  ist  verhältnismässig 
«ehr  einfach  und  die  Senner  oder  Scnne- 
rinnen  besitzen  darin  eine  durch  viele  (ione- 
jntionen  erpiYibte  und  vererbte  Geschick- 
liehkeit:  ilazu  muss  guter  Käse,  um  eine 
marktfähige  Ware  zu  weiden,  lange  Zeit 
lagern,  und  die  Aufbewahrung  verursacht 
nur  geringe  Schwierigkeiten. 

5.  Die  Besitzverhältnisse.  Die  Alpen 
befinden  sich  im  Besitz  teils  von  Gemeinden, 
des  Staates  oder  anderer  Korporationen,  teils 
\oii  Privaten.  Der  Pinfang  bezw.die  Ofite  der 


einzelnen  Alp  wird  nach  der  Anzald  von  Küiien 
geschätzt,  welche  darauf  ernährt  werden 
können:  eine  für  eine  Kuh  ausreichende 
Fläche  nennt  man  ein  Kühr  echt«  oder 
>Stoss<  oder  (im  Salzburgischen)  -G  ras  . 
Von  den  4559  Alpen  mit  270389  Stössen 
in  der  Schweiz,  welche  zusammen  3080000 
schweizerische  .Tuchart  ( 1  Juchart  --  0.30  ha) 
tunfassen,  befinden  sich  im  Eigentum 

Alpen  .Stö*se 

der  (iemeinden  1527  122864 
der  Gemeinden 

und  Privaten  80  12928 

der  Privaten  2488  91 792 
der  Korporationen 

einschl.  de«  Staats  464  42  805 

Nach  der  Anzahl  der  Stesse  Imvehnet 
kommen  also  4">..V' 0  der  Alpen  auf  die 
Gemeinden  und  nur  3.3.9°  o  auf  reinen 
Privatbesitz.  Die  Gemoindealpen,  welche  im 
Durchschnitt  die  am  wenigsten  gut  ge- 
pflegten sind,  werden  in  der  Regel  von  den 
Viehbesitzern  der  Gemeinde  benutzt,  wobei 
allerdings  in  den  einzelnen  Gemeinden  die 
Nutzungsrechte  sehr  verschieden  verteilt 
sind.  Die  Privatalpen,  von  denen  viele 
mehieivn  Besitzern  goinoinseliaftlieh  gehören, 
werden  teils  von  den  Eigentümern  selbst 
genutzt,  teils  sind  sie  verpachtet.  Im  letz- 
teren Falle  sind  also  Alpbesitzer  und 
V  i  c  h  b  e  s i  t  z  e  r  (in  der  Schweiz  v Alphaner* 
genaunt)  verschiedene  Personen.  Die  Vieh- 
besitzer sind  in  der  Regel  auch  die 
S  e  n  n  e  r e  i  u  n  t  e  r  n  e  h  m  e  r.  Es  kommt  in- 
dessen vor,  dass  ein  Viehbesitzer  die 
Nutzung  seiner  Tiere  während  der  Weide- 
zeit an  einen  besonderen  Senuereiunter- 
nehmeiv  verpachtet. 

6.  Die  neuere  Entwiekelnng.  Bis 
Aber  die  Mitte  dieses  Jahrhunderts  hin- 
aus wurde,  die  Alpen  Wirtschaft  wesentlich 
in  der  nämlichen  form  l>etriehon.  wie  man 
diesellie  seit  vielen  Generationen  von  den 
Vorfahren  gelernt  liatte.  In  den  letzten 
Jahrzehnten  gelangte  man  zu  der  Erkennt- 
nis, dass  es  notwendig  sei.  die  Fortschritte, 
welche  man  anderwärts  bereits  auf  dem 
Gebiete  sowohl  der  landwirtschaftlichen 
Bodennutzung  wie  der  Viehzucht  gemacht 
hatte,  auch  auf  die  Alpen  Wirtschaft  in  An- 
wendung zu  bringen.  Man  wurde  hierzu 
um  so  mehr  gedrängt,  als  man  vielfach  die 
Bemerkung  machen  inusste,  dass  der  Ertrag 
der  Alpen  zurückging  und  dass  derselbe 
namentlich  nicht  mehr  in  dem  1'mfange  wie 
früher  genügte,  um  den  vorhandenen  Vieh- 
stand ausreichend  zu  ernähren.  Diese  Er- 
scheinung war  die  Folge  von  2  ganz  ver- 
schiedenen, sich  in  ihren  nachteiligen  Wir- 
kungen aber  verstärkenden  Imstanden. 
Einerseits  trat  nämlich  eine  effektive  Ab- 
nahme in  der  Produktionsfähigkeit 
der  Alpen   ein.  verursacht  durch  die  zu- 
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ahmende    Entwaldung  der  «lie  Alpen 
umgehenden  Höhen  sowie  durch  die  fort- . 
?«setzt  mangelhafte  Pflege  der  Alpen  1»'- 1 
züglieh  Düngung.   Be-  und  Entwässerung.  ■ 
Reinigung    von    Geröll    und    Unkräutern,  i 
Andererseits  nahm  mit  der  Bevölkerung  der 
Yj-hstand  zu  und  man  trieb  vielfach  mehr 
Vi.-h  auf  die  Alpen  als  früher:  man  macht»' 
ai~«  an  dio  Pnxluktionsfähigkeit  der  Alpen 
grösser»*  Ansprüche,  während  dieselbe  that- 
slchli'.h  bereits  zurückgegangen  war. 

Die  Erkenntnis  «los  vorhandenen,  in  fort- 
«iauernder    Zunahme    begriffenen  Pöbels 
führte  1S<>3  zur  Gründung  dos  sc  Ii  wo i  /.«_•- 
risehen    a  1  pw  irt  schaff  1  ichen  Ver- 
eins,  welcher,   unterstützt   durch  andere 
landwirtschaftliche    Vereine    sowie  dinvh 
eiit/eln«»  Kaiitonsregierungon.  sehr  viel  für 
«iie  Yerl>essening  der  Al|tenwirtsohaft  go- 
thau  hat.    Es  wurde  eine  ganze  Reihe  von 
»^«wirtschaftlichen   V e r s u c Ii  s s  t a t  i o  no n 
in-  Leiten  gerufen,  welche,  auf  den  Alpen 
S--1M  liefindlieh.  dazu  bestimmt  sind,  die 
für  die  I*flege  der  Alpen  wichtigen  Klagen 
durch  praktische  Versuche  zur  Entsc  heidung 
zu  bringen:  ferner  eine  Mi  loh  Versuchs- 
station zur  Ausführung  wissenschaftlicher 
rntersuchungen  auf  dem  Oebiete  des  Mol- 
kerei wesens  sowie  zur  Ausbildung  von  [joh  Il- 
lingen.  Die  auf  Hobung  der  Alpen  Wirtschaft 
gerichteten    Bemühungen    liezwecken  zu- 
nächst eine  bessere  Pflege  der  Al|>en  selbst: 
Befreiung    von   Unkräutern.  Entwässerung 
sumpfig»'!*  Stellen,  Siehoning  gegen  herab- 
ires.  hwemnites  Geröll,  regelmässige  Bodün- 
gwig  teils  mit  dem  an  Ort  und  Stelle  er- 
zeugten Stalldünger,  teils  mit   künstlichen  j 
Büngmittelu.  Massrogeln  gegi>n  Besetzung1 
der  Alpen  mit  einer  gn">sser.'ii  Anzahl  von  J 
Tieren,     als    genügend    ernährt  wenden 
können.     Fürs  andere   sind  mannigfaltige 
Versuche  gemacht  und  Massregeln  getroffen 
forden,  um  die  Stalleinrichtungen  auf  den 
AJjien  zu  verljesseni  und  namentlich  um  die 
Herstellung.  Aufbewahrung  und  den  Verkauf 
der  Käse  oder  sonstigen  Molkoreiprodukto 
rati>  ne|hn-  und  damit  löhnender  zu  pestalten. 
Ine    Erreichung    des    letzteren  Zweckes' 
wird     wesentlich     unterstützt    durch  die 
zahlreich  gebildeten  Sen  no reigono sse n -  i 
Schäften.     Auch  sind  einzelne  Kantonal-  j 
ngienuigen  damit  vorgegangen,  allgemein  ; 
landende  Vorschriften  für  ihren  Bezirk  über  I 
di«-  Benutzung  und   l'flege  der  Alpen  zu  \ 
erlassen.     Besonders   eingehend    sind  dnr- 
üU-r  die   im   Kanton   Glarus  erlassenen  j 
Bestimmungen,    namentlich   das  Gesotz! 
vom  Jahre  1*01    betreffend  die  Be-1 
nutz  um;    der    Alpen  .    Ein  ähnliches  i 
Gesetz    -betreffend    verbesserte  Bewirtung1 
•der  AIjhmi    erschien  InTü  für  den  Kanton 
St.  Gallen. 

Annähernd  die  gleichen  Fortschritte  wie 


in  der  Schweiz  hat  man  während  der  letzten 
Jahrzehnte  auch  im  Allgäu  auf  dem  Ge- 
biete der  Alpenwirtsoliaft  gemacht.  Auch 
dort  sind  mehrere  nlpwirtschaftliche  Ver- 
suchsstationen sowie  eine  Käseroischule  im 
Sonthofen)  eingerichtet. 

Weiter  zurückgeblieben  ist  die  Alpen- 
wirtschaft im  Vorarlberg:  am  wenigsten 
Fortschritte  hat  dieselbe  gemacht  in  Tirol, 
Salzburg  und  Oberösterreich.  «d«- 
wohl  auch  hier  in  den  letzten  Jahren  ver- 
einzelte und  nicht  erfolglose  Bemühungen 
zu  einer  lohnenden  Bewirtschaftung  der 
-Almen  (der  in  jenen  Gegenden  übliche 
Ausdruck  für  die  AljM'nwoiden)  stattgefunden 
haben. 

Litteratlir:  S*  hu  ,  itrr,*rhr  AI j>r  „  tr  i  rtxch  <i  ft 
hmfi.  r»n  K.  Schattmann ,   ;   Ibftr ,  Annm 

1S.~>'> — '/>.'. —  .)  Iptr  i  r  I»  r  hnft  I  ir  hf  Muuatt- 

bltitt'i.   tir«ij.   n,ii   It.  Srhatxmann   i  Furt- 

rrtziiH'l  'Irr  runjrn.  Zr  ilnrhr. ),   A'iron  /.">'<'."  -- .14. 

—  Ihr  A  /  ji  r  11  ir  i  r  t  «r  r  I,  tij't  tl  r  r  ,S  «•  h  tr  r  i  1  Vm 
J>ilir>  ISt,±  /.V.  Urft  i/rr  fuii  nlut.  ItiifiiH  </f.v 
riilijrn~t»*i.ni-hrn  fhjKirt.  >!•.*  Jiuimi  hrnnutiptf. 
Stöt.j,  Xilrirh  l.«:S.  —  Keiner.  Ihr  Atprmrirt- 
urhufi  in  Tirol,  ihrr  Entirirkrhuuj ,  ihr  gryrn- 
lrärtiijrr  Jirtrit  h  und  ihrr  Zukunft  (  < >r*trrrri<  hi*rhr 
Jterur  für  IXiiilj.  —  .1.  Krämer.  Ihr  Ijuuiirirt- 
rchnft  im  »chim'irrifchrn  Florhlmnlr ,  Fruur»- 
fr  Iii  1,1:17  (S.  I>>'i  ff-,  :^ff.,  ."»>(f  .  l.  .1.  VOM 

Mla*kotC»ki .  i*ir  *rh\rriirri*rhr  .Mlmruil  in 
ihrt  r  gmrliirhtlirhri,  Fnti'  ii  kiluii'J  ruui  l.i.  .hthrh. 
bin  tur  t.riirinnirt,  Lri,.liij  I.S7!K  —  .f.  Schllü. 
Ihr  y.,i,,<ihmr,lrr  /..</i-/.  >,n<l  <lir  .Unui/iiiir  ilrr 
%rirt*ehnfl  in  4>  r  Schirriz.  Ilrrn  IS.', .'.  —  J.  StelH- 
müller,  /f«-fr/<»-',»V>«»</  'Irr  »rhim'trr.  .1//»«"»-  ■/»</ 
bin<hrirt*rh<ift.  !  Mi  .,  M'intrrthur  t.sui  mol 

—  I" DI  k  x  tr  i  r  t  *  c  h  uft  I  i  r  h  r  *  f.r.rik"i>  <lrr 
Sihurit,  tirixj.  i»n  .1.  Furrer,  Jlmi  Jttsr, 
uml  fltl'l,-.  1  nirh'-  Art.  [I inrirUrlutfl  n-ii  Ii.  Srhutt- 
nuntii.  lAH»hrirt*rh<tft  <  ■•»  I.  Kriiuirr  ,u„l  Milth- 
triritrhnft  r„„  F.  Mm).  —  W.  Wllcken*,  l>i, 

Al/flifirfurhuft    ihr    Srhtrei; ,    >!■■*  Alil-i«* 

ilrr  ,"uttrrrrirhii>rh<n  At/ir>tl<iii,l< -r ,    Wii-n  -■ 

V.  Wilhelm.   Ihr  Hrhvnq  ./«•,■  Ali»„,rirUch,tft, 

Wir,,  i.s<;<,        fh.  Frhr.  von  der  Ooltx. 


Altenteil,  Altenteüsverträge. 

1.  Begriff  und  Inhalt.  «2.  Juristische  Kon- 
struktion. H.  l'r»|irnng.  Vcrhrcitung  und 
soziahvirtsc  haftlichf  Bedeutung.  4.  Bcfonnhe- 
strchiiiigcn. 

I.  Bpßriff  und  Inhalt.  I  nter  Altenteils- 
vertnigen,  die  auch  als  GutsübeigalM'-,  (iuts- 
überlassuiigs- .  Gutsabti>'tungs- .  AI  «Stands-, 
Ausgedings-,  Austnigs-.  Auszug^-.  Leibzuchts- 
und  l^'iiigediimsvertnige  l>ezei«  hniM  wenlcn, 
versteht  mau  solche  gewöhnlich  zwischen 
Eltern  und  Kindern,  ausnahmsweise  auch 
zwischen  fremden  Personen,  abgeschlossene 
Verträge,  duivh  welch-^  «1er  eine  Teil  «l.'iti 
andern  «las  Eigentum  an  einem  Venuögens- 
stiVk.  «las  gi'wöhnlieh  in  einem  Immobiie 
best.-ht  .   g.'gen   Ausbedingnng  bestimmter 
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Altenteil,  Altonteilsvorträgo 


L-isti 


Uten 


und  Lieferung«»!!  (Altenteil.  Aus- 


zug. Ausgedinge,  Austrug,  IiOibzncht,  I>»?ib- 
gedinge)  ühorlässt. 

Da  die  ausbedungonon  Lieferungen  und 
Leistungen  mit  dem  To»le  dos  Gntsüberge- 
bers  entweder  ganz  '»der  doeh  zum  Teil  ein 
Ende  nehmen,  so  hat  dieser  Vortrag  für  den 
Gutsübernohmer  einen  aleatorischen  Cha- 
rakter. 

In  den  Städten  und  in  den  nicht  Inner- 
lichen Kreisen  des  flachen  lindes  kommen 
solche  Vertrage  nur  ausserordentlich  selten 
vor.  Fnd  wo  sie  ansnahmswei.se  angetroffen 
worden,  pflegen  sie  sich  von  eigentlichen 
Kaufverträgen  nur  wenig  zu  unterscheiden. 

In  Innerlichen  Kreisen  dagegen  haben 
dir  Alteutcilsvertrügo  in  Deutschland  und 


zwischen  dem  Bezüge  der  ausltodungenen 
Naturalemohunente  und  ihrem  Geldäquivalent 
gelassen  zu  werden.  Auch  macht  sich 
neuerdings  die  Tendenz  geltend  den  Alten- 
teil überhaupt  nur  in  Form  von  GeldU»- 
zügen  auszuhodhigen,  eine  Tciulenz  die  sieh 
in  manchen  J^andesteilen.  wie  z.  B.  im 
Clevescheu,  in  Braunschweig,  in  Baden  und 
anderswo,  vollständig  durchgesetzt  hat. 

Der  Altenteil  hat  je  nach  der  Gesetzge- 
bung der  verscliiedenen  Staaten  entweder 
<lie  Natm-  einer  Reallast,  wie  z.  B.  nach 
Preussisehom  Allgeuieinem  I-aiulroeht.  oder 
nur  die  einer  personlichen  Forderung,  die 
aber  durch  Eintragung  in  das  Grundbuch 
Healsicherheit  erhalten  kann.  So  kann  es 
denn  infolge  mehrfacher  Besitzübertragung 


in  Frankreich  eine  sehr  weite  Verbreitung,  i  eines  Gutes  vorkommen,  dass  auf  demselben 
Gewöhnlich  werden  sie  hier  zwischen  dem  •  mehrere  Altenteile  haften  und  dass  der 
Vater  bezw.  den  Eltern,  als  den  Besitzern  I  letzte  Gutsüberuehmer  oder  Käufer  zur  Ge- 
eines  Bauernguts  und  einein  der  Kinder  '  Währung  von  Altenteilen  an  ihm  ganz  fremde 
ausnahmsweise  aber  auch  mehreren  Kindern,  |  Personen  verpflichtet  ist. 
abgeschlossen,  wobei  die  ilu-  Gut  über-,  2.  Juristische  Konstruktion.  In 
gebenden  Eltern,  die  sogenannten  Alten- :  dieser  Beziehung  unterscheiden  sieh  das 
teiler.  sich   von  ihren  Deszendenten,  den  \  deutsche  und  französische  Recht  von  ein- 


(iutsübernehmern.  die  Zahlung  eines  Geld- 
kapitals und  die  Gewährung  bestimmter 
Emolumente  in  natura  oder  eine  Geldrento 
sowie  liestimmte  }M'»rsönlicho  l/»istungen  auf 
Lebenszeit  aiisbedingen. 

Die  Naturaleinolunieute  pflegen  in  ihren 
Bestandteilen  wie  in  ihrer  Höhe,  die  Geld- 
leistungen wenigstens  in  ihrer  Höhe  au-sser- 
orlentlich  verschieden  zu  sein.  Nelion  den 
Bedürfnissen  des  individuellen  Falles  pflegt 
die  Sitte  einer  bestimmten  Gegend  oder 
eines  bestimmten  Ortes  entscheidend  zu 
sein. 

Hie  und  da  erfolgt  die  Normierung  des 
Altenteils  in  genereller  Weise,  etwa  in  der 
Form  der  Gewährung  eines  standes- 
mässigeu ,  ortsüblichen  Altenteils* ,  nieist 
jedoch  in  sehr  spezieller  Weise.  Aus  der 
bunten  Mannigfaltigkeit  der  einzelnen  Stipu- 
lationen ragen  Wenders  hervor:  die  Ein- 
räumung eines  Nebeidiäuschens  (des  soge- 
nannteu  Altonb'ilshauses)  o<ler  einer  oder 
mehrerer  Kamim^rn  oder  überluiupt  eines 
Wohnungsrechts  im  Bauernhause,  die  Ge- 
währuiii'  eines  Stückes  (fallen-  oder  Acker- 


ander. Denn  während 
den  AltenteUsvertrag 


das  deutsche  Reeht 
als  Rechtsgeschäft 
unter  liebenden  auffasst,  winl  ihm  von  dein 
Code  civil  der  Charakter  einer  antizipierten 
Erbfolge  gegeben. 

Freilich  suchten  einige  gemeinrechtliche 
Theoretiker  (Linde)  auch  in  Deutseldand 
dieser  letzteren  Auffassung  Bahn  zu  brechen, 
doch  hat  ihnen  weder  die  Theorie  im  allge- 
meinen noch  die  neuere  Gesetzgebung  lteige- 
stimmt.  Während  Puchta  den  Altenteils- 
vertrag nach  Analogie  des  Kaufvertrages 
zu  konstruieren  versucht,  fassen  Boselor  und 
nach  seinein  Vorgang»'»  die  meisten  Gorma- 
nisten denselben  als  ein  eigenartiges  Rechts- 
geschäft, nämlich  als  einen  unter  leitenden 
abgeschlossenen  otierosen  Vertrag  mit  spezi- 
fischem Inhalt  auf. 

Auf  diesen  Standpunkt  »1er  gemeinrei  ht- 
lichen  Theorie  hallen  sich  auch  die  deutschen 
I<andesgesetzgebungen  gestellt.  So  das 
Preussisehe  Allgemeine  l^ndrecht  I.  11 
SS,  602—604.  10S7,  BWS.  Anhang  zu  S 
1013.  I.  12  g  6Ö6,  II.  1  55$  312—315. 
Dazu:  Preussisehes  Ges.  vom  11.  Juli  1s4.">, 


land  sowie  eines  oder  mehrerer  Obstbäume,  durch  welches  das  im  A.  L.  R.  .aufgestellte 
die  Fütterung  eines  oder  mehrerer  Stücke  I  Erfordernis  richterlicher  Bestätigung  »ler 
Vieh,  die  Leistung  l^stimmter  Dienste  durch  j  Altenteilsvorträge  beseitigt  wird:  Preussisehes 
»Ion  Gutsül>ornehmer.  seine  Arbeiter  und '  Gesetz  über  den  Eigentumserwerb  und  die 
sein  Vieh,  die  Lieferung  verschiedener  land-  dingliche  Belastung  der  Grundstücke  vom 
und  forstwirtschaftlicher  Produkte  und  ö.  Mai  1S72  ij  11  und  Preussisehe  Grund- 
Kolonialwaren  etc..  Widiei  die  minutiös(>steu buchordnuug  vom  5.  Mai  1*72  §  6.  Das 

Preussisehe  A.  L.  R.  bestimmt  hinsichtlich  dos 
Altentoilsvertrages  ausdrücklich,  dass  er  von 
den  pflichtteilsberechtigten  EtIkmi  des  Vel»er- 
tragenden  nicht  angefochten  werden  darf. 
Doch  sollen  die  unversorgten  Kinder,  falls 
sie  aus  dem  nicht  abgetretenen  Teile  des 


Details  vereinhart  zu  werden  pflegen. 

Selbst  dort,  wo  der  Altenteil  nur  oder 
doch  haupt. sächlich  aus  Naturalien  besteht, 
pflegt  in  neuerer  Zeit  übrigens  bisweilen 
eine  Schätzung  derselben  in  Gehl  zu  er- 
folgen und  dem  Altenteile!-  dann  die  Wahl 
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Naclüasses  ihres  verstorbenen  Vaters  die 
notdürftige  Ausstattung  nicht  erhalten,  von 
deu  versorgten  Geschwistern  verlangen 
können,  da?*  sie  da»  daran  fehlende  er- 
gänzen. Immerhin  darf  keinem  der  Ge- 
schwister mehr  als  der  dritte  Ted  der  selbst 
erhaltenen  Ausstattung  abgefordert  werden. 
Der  Auszug  bUdet  eine  auf  dem  abgetretenen 
(trundstück  ruhende  und  anf  dessen  jedes- 
malig»^ Besitzer  übergehende  Reallast,  rauss 
aber  neuerdings*,  tun  gegen  Dritte  wirksam 
zu  sein,  in  das  Grundbuch  eingetragen 
werden. 

Auch  das  Sächsische  Bürgerliche  Gesetz- 
buch SS  5ir>  ff.  llf>7 — 1172.  welches  den 
Auszugs  vertrag  seines  spezifisch  bäuerlichen 
Charakters  entkleidet  hat,  handelt  denselben 
unter  den  Vertragen  inter  vivo«  ab. 

Im  Unterschiede  von  der  deutschen  Ge- 
setzgebung  fasst  der  Code  civil  Art.  5U.H. 
WK  1<'75 — 1079  «lieGutsübergalto  aLs  partage 
dascemlants  oder  anticii>ö  auf.  Dieselbe 
kommt  entweder  in  der  Form  einer  Schenkung 
oder  letztwilligen  Verfügung  vor.  In  der 
ersteren  Form  ist  sie  unwiderruflich,  in  der 
letzteren  dagegen  widerruflich.  In  Itoiden 
Fällen  alter  ist  der  Wert  des  auf  diesem 
Wege  au  einen  oder  mehrere  Krbon  über- 
gegangenen Vermögens  dem  Schenkgeber 
<«br  Testator  auf  seine  quotite  disponible 
anzurechnen  und  muss  der  die  (juotite  über- 
steigende Betrag  in  die  nach  den  Grund- 
sätzen des  Code  zur  Verteilung  gelangende 
Krbscliaftsmasse  eingeworfen  werden.  Indes 
darf  die  Kollation  nur  von  denjenigen  Des- 
zendenten l>eansprncht  werden,  welche  nicht 
aiu-drücklich  in  die  Gutsübergabe  gewilligt 
halten. 

3.  Ursprung,  Verbreitung  und  sozial- 
wirtschaftliche  Bedeutung.  Altenteilsver- 
träge kommen  schon  im  Mittelalter  vor.  Sie 
scheinen  aus  dem  Gutsunterthänigkeitsver- 
hältnis  und  dem  Bestreiten  des  Gutsherrn: 
die  Bauernhöfe  ^prastationsfähig«  zu  erhalten, 
erwachsen  zu  seiu.  Dieser  Gesichtspunkt 
führte,  bei  dem  grossen  Kinfluss.  der  dem 
Gutsherrn  vielfach  auf  die  Auswald  der 
Person  des  Innerlichen  Wirts  gegeben  war. 
dazu,  das*  der  Hauer,  wenn  er  in  die  Jahre 
gekommen  war.  in  denen  er  nicht  mehr  *lio 
für  ilie  Bewirtschaftung  des  Innerlichen  An- 
wesens sowie  für  die  Ijcistuug  der  Fron- 
dienste auf  <lem  gutsherrlichen  Haupthofe 
••(•forderlichen  Kn'lfte  besass,  das  Bauerngut 
seinein  Rechtsnachfolger,  der  gewöhnlich 
einer  seiner  1  Aszendenten  war.  gegen  den 
Fjnpfang  eines  Altenteils  übergeljen  musste. 
Die  ausschliessliche  Rücksicht  auf  das  Ge- 
deihen des  Bauernhofs,  das  ja  die  Anspannung 
der  vollen  Kraft  eines  leistungsfähigen 
Cannes  voraussetzt,  führte  dann  auch  unter 
freieren  Besitz\  »  rhältnisscn  zu  einem  ähn- 
iichei.  Resultat. 


So  lange  nun  die  Natiual  Wirtschaft 
herrschte,  die  Itäuerliche  Bevölkerung  sess- 
haft  und  Itedürfnislos  war.  und  der  Einzelne 
sich  unter  die  herrschende  Itäuerliche  Sitte 
beugte,  so  lange  endlich  das  woldverstandene 
I uteresse  des  Gutsherrn  an  der  Erhaltung 
der  Prästatiousfähigkeit  des  Bauendiofs  mit- 
wirkte, wurde  im  ganzen  vermieden,  dass 
der  Bauer  sich  zu  früh  auf  den  Altenteil 
setzte,  dass  der  Altenteil  den  Gutsülier- 
nehmer  allzuschwer  Mästete  und  dass  ilber- 
haupt  aus  dem  Altenteilsverliältnis  erheb- 
liche Nachteile  entsprangen. 

In  dem  Masse  after,  wie  der  Individua- 
lismus den  Familiensinn  und  die  ländliche 
Sitte  zu  zersetzen  begann,  wie  der  Einfluss 
des  Gutsherrn  sich  in  willkürlicher  und  miß- 
bräuchlicher Weise  geltend  zu  machten  an- 
fing, wie  der  Geld  verkehr  auch  in  die 
Natural  wirtseliaft  des  Bauernhofes  eindrang 
und  die  Bevölkerung  sowie  die  bäuerliche 
Wirtschaft  lieweglicher  wurden,  traten  die 
Schattenseiten  des  Altonteilsverhältnisses 
immer  stärker  zu  Tage.  Sie  bestehen  darin, 
dass  wünschenswerte  Veränderungen  »les 
häuerlichen  Wirtschaftsplanes  infolge  der 
übernommenen  Naturalleistungen  erschwert 
werden,  dass  die  AltontoUsverpflichtnngcn 
den  Verkauf  einzelner  Parzellen  des  Bauern- 
guts sowie  die  Benutzung  des  Ronlkrodits 
hemmen,  dass  die  Altenteilsvorträge  durch 
ihre  Kintragung  in  das  Grundbuch  etc.  nicht 
unerhebliche  Kosten  verursachen.  Der  Haupt- 
schaden,  den  die  Alteiiteilsverträge  anrichten. 
Itosteht  alter  jetzt  darin,  dass  der  Bauer 
sich  schon  zu  einer  Zeit  auf  den  Altenteil 
:  setzt  und  seine  Kraft  somit  brach  legt,  in 
der  er  noch  leistungsfähig  ist.  d&ss  er  dem 
Gutsiiliernehmer  immer  grössere  Ivisteu  anf- 
i  bürdet,  Itoi  denen  der  Bauernhof  nur  schwer 
Itestehen  kann,  und  endlich,  dass  das  Alten- 
teilsverhältuis  zu  Zwistigkeiton  in  der 
Familie  führt,  aus  denen  dann  nicht  seifen 
Civil-  und  Strafprozesse  entspringen.  Aus 
diesem  letzteivn  Grunde  erklärt  es  sieh, 
dass  das  Altenteilsverhältnis  im  Volksinumle 
niemals,  auch  nicht  zu  der  Zeit,  da  seine 
sonstigen  Mängel  noch  wenig  hervortraten, 
j  einen  guten  Klang  gehabt  hat.  Heisst  es 
doch  in  Mittelfranken  rehorgelten  - 
I  Kunimerlelten  !  Cnd  anderswo:  Zieh  dich 
|  nicht  eher  aus,  als  du  schlafen  gehst!'  Ja 
in  einigen  Städten  der  Mark  Brandenburg 
I  soll  nelten  einer  am  Stadt-  oder  Hausthor 
j  abgemalten  Keule  die  Inschrift  gestanden 
' haben : 


I 


Wer  den  Kindern  giebt  das  Brot. 


Cnd  leidet  scIIkm*  Not. 
Den  soll  man  schlagen  mit  di. 


t  Keiil--  t> tt.t 


Solche  Misshrätichc  führten  bereit-  im 
vorigen  Jahrb.  zu  einer  gesetzlichen  Rege- 
lung der  Altenteilsverträge  in  dein  Sinn, 
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dass  dieselben  von  den  Gerichts-  oder  Vcr- 
waltungskhördcn  nach  gehöriger  Prüfung 
ihres  Inhalts  zu  Wstätigen  waren.  Dabei 
hatten  die  bestätigenden  Behörden  haupt- 
sächlich darauf  zu  sehen,  dass  die  Hauein 
«ich  nicht  vor  Erreichung  eines  bestimmten 
Alters,  in  der  Kegel  de^  sechzigsten  Le1>ens- 
jahres.  auf  den  Altenteil  setzten,  dass  die 
von  ihnen  ansbedungenen  Lasten  nicht  ausser 
Verhältnis  zu  den  Erträgen  des  Gutes 
standen  und  diiss  die  Verträge  unbedingt 
solche  Bestimmungen  vermieden,  welche 
leicht  zu  Zwistigkeiton  und  Prozessen  führen 
konnten.  Diese  gesotzliche  Regelung  der 
Altenteilsverträge  vermochte  die  Missbräuche 
aber  nicht  ganz  zu  beseitigen,  sondern  im 
besten  Fall,  wenn  die  bestätigenden  Behör- 
den aus  siehverständigen  Personen  bestanden, 
die  eine-  Ansehens  in  bäuerlichen  Kreisen 
genossen,  sie  nur  einzuengen.  Ks  erwähnt 
daher  noch  Chr.  Ludw.  Hunde  in  seinem 
im  .fahre  lso."i  erschienenen  verdienstvollen 
Buche  über  die  I^eibzueht  oder  den  Alten- 
teil auf  deutschen  Bauerngütern  alle  jene 
olxrn  aufgezäldtcn  Missbräuehe. 

Die  neuere  freiheitliche  Gesetzgebung, 
welche  den  Bavier  von  der  gutsherrlicheu 
Gewalt  und  der  staatlichen  Kontrolle  be- 
freite und  ihn  auf  eigene  Küsse  stellte,  hat 
dann  auch  dahin  geführt,  dass  die  Prüfung 
und  Bestätigung  der  AlteuicUsvertrago  be- 
seitigt wurde. 

Seitdem  hat  die  Verbreitung  der  Alten- 
teilsverträg»?, deren  Inhalt  fortan  vollständig 
in  das  freie  Beliek'U  der  Kontrahenten  ge- 
stellt war.  eher  zu-  als  abgenommen.  Aber 
der  Zähigkeit  dieser  Vertragssitte  korresiion- 
dierte  nicht  immer  und  überall  die  Er- 
haltung derjenigen  wirtseliaftlichon  und  sitt- 
lichen Faktoren  des  Bauernlelieus,  ohne 
deren  Vorhandensein  der  Altenteilsvertrag 
zu  einem  Unsinn  und  einer  Plage  wird. 

Vermochte  der  Altenteil  früher  von  einem 
schuldenfreien,  spannfähigon  Bauernhof  ohne 
Schallen  für  den  Bauer  und  sein  Gut  ge- 
t ragen  zu  werden,  so  war  dies  nicht  meJu* 
der  Fall,  seitdem  der  Bauernhof  in  mehrere 
Stellen  zerlegt  worden  war  und  seitdem  der 
Altenteil  zu  anderen  Schulden  hinzukam. 
I'nd  was  noch  unter  günstigen  Konjunkturen 
allenfalls  angehen  mochte,  das  wurde  in 
Zeiten  sinkender  Grundrente  vollends  un- 
möglich. Audi  wich  die  dem  Bauer  leichter 
fallende  Xaturalleistuug  der  Geldrentc  in 
demselben  Masse,  wie  die  Altenteiler,  im 
Zusammenhange  mit  der  freieren  Bewegung 
der  Bevölkerung,  das  Altenteilhaus  zu  ver- 
lassen und  in  die  Stadt  zu  ziehen  l-egannen. 
In  dies.-m  Fall  war  zwar  der  Haupfaulass 
zu  Reibungen  zwischen  dem  Gutsübernohmer 
und  dem  Altenteiler  beseitigt,  aber  erstcrem 
ging  auch  die  Mitarbeit  und  sonstige  Bei- 
hilfe des  letzteren   verloren.    Je  schwerer 


die  Lage  des  Bauernstandes  in  den  beideu 
letzten  Jahrzehnten  wurde,  desto  früher 
suchte  er  sich  von  seinem  Sorgengut  zurück- 
zuziehen, und  je  mehr  er  seine  frühere  An- 
spruchslosigkeit eingehüsst  hatte,  desto  höher 
wurde  die  von  ihm  seinem  Reehtsnaeh folger 
auferlegte  Last,  Dieser  ist  aber  immer 
bereit,  sie  zu  übernehmen,  weil  für  ihu  da- 
von der  Erwerb  eines  eigenen  Besitztums 
und  die  Mögliclikeit  des  Heiratens  sowie 
der  Begründung  eines  eigenen  Haushalts  ab- 
hängig ist.  Entspricht  dann  die  reolle  Wirk- 
lichkeit den  Wünschen  und  Hoffnungen,  die 
sich  «an  die  Gutsübernahme  knüpften,  nicht, 
so  wird  das  Anwesen  bald  an  einen  Dritten 
losgescldagen  uud  dieser  muss  dann  nel>en 
den  Lasten  des  ersteu  Alten  teilen?  wohl 
noch  Verpflichtungen  ähulicher  Art  für 
seineu  unmit  teilbaren  Roditsvorgänger  über- 
nehmen. 

Freilich  zeigen  die  Altenteilsverträge 
nicht  überall,  wo  sie  heute  verbreitet  sind, 
solche  Auswüchse.  Namentlich  ist  dieses 
dort  nicht  der  Fall,  wo  die  Eltern  bei  der 
Uebcrgabe  die  Leistungsfähigkeit  des  Hofes 
und  das  Wold  ihrer  Nachfolger  im  Auge 
habend,  dem  GutsÜbernehmer  nicht  mehr 
zumuten,  als  er  zu  leisten  vermag,  wo  sie 
ihren  massigen  Altenteü  durch  Dienste,  die 
sie  iu  der  Familie  und  Wirtscliaft  des 
Bauern  leisten,  zu  kompensieren  suchen  und 
wo  Eltern  und  Kinder  noch  durch  so  starke 
Bande  verknüpft  sind,  dass  sie  deu  zahl- 
reichen Versuchungen  zu  Unbilligkeiten  uud 
Streitigkeiten,  die  in  dem  Altenteilsverhältnis 
enthalten  sind,  zu  widerstehen  vermögeu. 
Aber  wenn  man  deu  vielen,  neuerdings  vou 
Iterufenster  Seite  lautgewordenen  Klagen 
über  die  Altenteilsverträge  sowie  deu  man- 
nigfachen Vorschlägen  zu  einer  Reform  der- 
selben sein  Ohr  nicht  verschliesst.  so  wird 
man  nicht  verkennen  dürfen,  dass  jene 
günstigen  Fälle  heute  zu  den  Ausnahmen 
gehören. 

Trotzdem  wird  nicht  ohne  weiteres  an 
eine  Beseitigung  der  Altenteilsverträge  ge- 
dacht werden  dürfen,  da  sie  auch  zur  Zeit, 
trotz  der  mittlerweile  veränderten  Bedin- 
gungen ihres  Bestehens,  noch  immer  die 
Rechtsform  für  eine  Reihe  legitimer  Be- 
dürfnisse des  bäuerlichen  L'bons  abgehen. 

Zu  diesen  gehören  folgende: 

a.  Beim  Bauern  vereinigen  sich  auch 
heute  noch  Eigentum,  Betriebsleitung  und 
häufig  auch  harte  Arbeit  in  einer  Hand. 
Dies«1  Arbeit,  die  die  Kraft  des  Bauern  iu 
hohem  Grade  in  Anspruch  nimmt,  führt  nun 
auch  dazu,  dass  seine  Arbeitskraft  rascher 
konsumiert  wird,  als  die  der  Betriebsleiter 
anderer  Unternehmungen.  Daraus  entspringt 
durchschnittlich  im  sechzigsten  Ixdtonsjahr 
beim  Bauer  das  Bedürfnis  nach  Ruhe  und 
zugleich  der  Wunsch,  die  I>eitung  seiner 
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Wirtschaft  einer  jüngeren  Kraft  zu  Über- 
leben, welche  dieselbe  mit  dem  Interesse 
des  Eigentümers  fortzuführen  im  stände  ist. 
Hierzu  wird  sich  um  besten  dasjenige  der 
Kinder  des  Bauern  eiguen,  das  bis  daliiu 
durch  Aufentlialt  und  Mitarbeit  auf  dem 
Hofe  sich  mit  dem  technischen  und  wirt- 
schaftlichen Betriebe  desselben  sowie  mit 
der  Behandlung  des  Gesindes  und  der  son- 
stigen Arbeiten  vertraut  gemacht  liat.  Zu 
«■hier  solchen  Verbreitung  auf  den  künftigen 
Ifcruf  wird  aber  nur  derjenige  bereit  sein, 
dem  zugleich  die  Aussicht  eröffnet  wird, 
dereinst  der  Rechtsnachfolger  seiner  Eltern 
zu  werden.  Der  Zeitpunkt,  in  welchem  ihm 
diese  Nachfolge  besonders  erwünscht  er- 
scheinen wird,'  ist  mit  seiner  Verheiratung 
gegeben . 

Wird  es  in  diesem  Zeitpunkt  schon  für 
den  Bauern  söhn  erwünscht  sein,  sich  selb- 
ständig zu  machen,  so  wird  auch  seine 
Frau,  deren  Eingebrachtes  gewöhnlich  zur 
Auszahlung  der  Erbanteile  der  G<*schwister 
ihres  Mannes  verwendet  zu  weiden  pflegt, 
wenig  Neigung  verspüren,  sich  dem  häus- 
Jichen  Regiment  ihrer  Schwiegermutter  zu 
unterwerfen.  Um  nun  diesen  Zeitpunkt 
möglichst  weit  hinauszuschieben,  damit  der 
Bauer  nicht  zu  früh  gezwungen  werde,  sich 
auf  den  Altenteil  zu  setzen,  empfiehlt  es 
sich,  den  Hof  dem  jüngsten  Sohn  zu  üUt- 
geben.  Dieser  inneren  Zweckmässigkeit 
entspricht  denn  auch  die  bäuerliche  Sitte  in 
vielen  <  legenden. 

b.  Zu  dem  erwähnten  Gesichtspunkt, 
der  seit  alters  her  die  Altenteilsverträge 
1»  herrscht,  gesellt  sich  dann  in  Ländern,  in 
denen  das  gemeine,  oder  ein  demselben  i 
nachgebildetes  Iutestaterbn.'cht  auf  die  Na- 1 
turalteilung  des  Gutes  unter  mehrere  Erlten 
"«ler  auf  die  Taxierung  desselben  nach 
Massgabe  des  Verkehrs  wertes  und  somit 
auch  seinen  Besitzül>ergang  in  dritte  Hände 
hindrängt,  noch  ein  anderer.  Tin  dieses 
Resultat  zu  verhüten,  d.  h.  um  das  Bauern- 
gut ungeteilt  und  möglichst  wenig  ver- 
schuldet in  der  Famüie  des  bisherigen  Ue- 
sitzers  zu  erhalten,  wird  der  Altenteüsver- 
trag  ebenfalls  in  Anwendung  gebracht.  In 
diesem  Kall  bildet  er  eine  derjenigen  Reehts- 
formeu.  in  denen  die  Reaktion  des  Bauern- 
standes gegen  das  geltende  gemeine  Inte- 
staterbrecht zu  Tage  tritt.  An  dieser  Form 
liäiigt  die  bäuerliche  Bevölkerung  mit  um 
.-o  grösserer  Zäliigkeit  und  StaiTheit.  je 
mehr  sie  sich  seit  Alters  her  an  dieselbe 
gewöhnt  hat.  Die  Aufgabe,  das  fehlende 
Anerbenrecht  zu  ersetzen,  erfüllt  der  Alten- 
U-üzrertng  namentlich  in  den  Gebieten  des 
gemeinen  Rechts,  des  Preuss.  Laiidrechu, 
und  des  Code  civil. 

Seitens  namhafter  preussischer  Jurist<:u, 
wie  u.  a.  seitens  der  ehemaligen  Justizminister 


v.  Savigny  und  v.  Mühler,  in  deren  Voten 
vom  29.  Juni  und  20.  August  1842,  kdrerfend 
die  Revision  des  Gesetzes  über  die  bäuerliche 
Erbfolge  vom  12.  Juli  1830,  seiteus  des  ver- 
storbenen ( >berlaudesgerichtsrats  Dr.  Waldeck, 
in  dessen  i.  J.  1  Sil  erschienener  Schrift 
über  das  bäuerliche  Erbfolggesctz  in  der 
Provinz  Westfalen,  seitens  des  Geh.  Justiz- 
rats Prof.  Dernburg,  in  dessen  I^ehi-buch 
des  pmiss.  I'rivatrechts,  sowie  neuerdings 
seitens  einiger  Mitglieder  des  preuss.  Ab- 
georduetenhauses  sowie  der  Provinzialland- 
tage,  hat  man  sich  denn  auch  zur  Moti- 
vierung der  gegenüber  der  Einführung  de* 
Anorl>enrechts  eingenommenen  ablehnenden 
Haltung  darauf  berufen,  dass  der  Zweck  des 
Anerlienroehts  schon  durch  die  Altenteils- 
Verträge  erreicht  werde. 

c.  Eine  Abweichung  von  der  Sitte,  das 
Bauerngut  als  Ganzes  einem  «ler  Faben 
durch  ein  Rechtsgeschäft  unter  Lebenden 
zu  übertragen,  findet  in  denjenigen  liegenden 
von  Süd-,  West-  und  Mitteldeutschland  statt, 
in  denen  der  bäuerliche  Besitz  aus  eiuer 
Anzahl  von  Parzellen  besteht  und  die  Natural- 
teilung des  ländlichen  Immobiliarnachlas>e> 
unter  mehren'  Kinder  üblich  ist.  Hier  ver- 
mögen die  Altcntcilsverträge  nicht  die  Natural- 
teilung zu  verhüten  und  bleibt  ihnen  nur 
die  Bedeutung,  dass  sie  die  Ansichten  des 
Altenteilen*  über  die  im  gegelwnon  Fall 
zweckniässitiste  Art  der  Verteilung  zum 
Ausdruck  bringen  und  ihm  ausserdem  die 
Möglichkeit  gewähren,  sich  schon  bei  Leb- 
zeiten von  der  Bewirtschaftung  seines  Gute* 
zurückzuziehen. 

d.  Aehnlic  h  ist  die  Bedeutung  der  AJtcn- 
teilsvertn'ige  in  Ländern,  in  denen  seit  altern 
her  die  Anerben  folge  als  Intestaterbrecht 
gilt,  mag  dasselbe  nun  in  einem  Ted  dieser 
Linder  Heuerlings  durch  das  System  der 
lI'"«ferolle  ersetzt  s'-in.  wie  z.  Ii.  in  Hannover. 
Oldenburg,  Bremen,  einen  gi-osseii  Teil  West- 
falens und  einem  kleinen  Tod  Kur-Hessens 
(nler  auch  noch  gegenwärtig  die  Natur  de.-, 
Intehtatorbn'cht.-N  beibehalten  haben,  wie  z.  H. 
in  Mecklenburg.  Waldeck,  Lippe-Sehaiunburg. 
Braunschweig.  Altenburg  uml  im  Badischeii 
Schwarzwahl.  Während  in  den  Gegenden 
uut  herrschender  Naturalteilung  die  Alten- 
teilsverträge  die  Zersplitterung  «los  Grund- 
besitzes nicht  zu  verhüten  vermögen,  brauchen 
sie  in  den  Ländern  mit  geltender  Anerben- 
folge diese  Aufgabe  nicht  zu  übernehmen, 
weil  dieselbe  bereits  durch  das  Intestat- 
erbrecht nud  die  demselben  konforme  Silte 
erfüllt  ist.  In  diesen  Ländern  des  Anerben- 
recht  s  schliesscn  sich  die  Altenteüsverrräge 
eng  an  das  Intestaterbrecht  an,  indem  sie 
die  Erbfolgeordnung  desselben  nur  den  in- 
dividuellen Umständen  des  einzelnen  Falle», 
anzupassen  suchen,  so  zwar,  dass  sie  je 
nach  der  Grösse  des  Hofes  und  seiner  Ver- 
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schuldung,  dem  Km  fange  des  etwaigen 
Kapitalbesitzes  des  Bauern  und  der  Eigen- 
art seiner  Kinder,  die  Person  des  Anerben 
sowie  das  Mass  und  die  Art  der  von  ihm 
zu  übernehmenden  Verpflichtungen,  zu  denen 
auch  der  Altenteil  gehört,  genau  bestimmen. 

e.  Endlieh  gilt  ein  Gleiches  wie  für  die 
Gegenden,  in  denen  das  Anerbenrecht  gilt, 
auch  für  diejenigen  liänder,  in  denen  bereits 
durch  absolute  oder  relative  rechtliche  Ge- 
bundenheit der  Bauerngüter,  gegen  die  Zer- 
stückelung derselben  %  orsorge  getroffen  ist, 
wie  z.  B.  im  Königreich  Sachsen,  in  einigen 
thüringischen  Fürstentümern  etc.  Auch  hier 
fällt  den  Altenteilsverträgen  nicht  die  Auf- 
galw  zu .  beim  Erbfibergang  für  die  un- 
geteilte Erhaltung  der  Bauernhöfe  zu  sorgen, 
sondern  nur  die  Aufgabe,  das  Verhältnis 
des  Gutsfibernohmers  zu  seinen  Geschwistern 
noch  bei  Lebzeiten  der  Eltern  entsprechend 
den  konkreten  Umständen  des  einzelnen 
Falles  zu  regeln  und  dem  Bauer  die  Mög- 
lichkeit zu  gewäliren .  dass  er  sich  auf  den ! 
Altenteil  zurückziehe. 

4.  Reformbestrebungen.  Aus  der  Rück- 
sicht auf  die  nützlichen,  in  der  Natur  des 
bäuerlichen  Besitzes  ^'gründeten  Funktionen 
<lei  Altenteilsverträge  einerseits  und  aus  der 
"Wahrnehmung  der  mannigfachen  Schäden, 
die  aus  der  missbrfluehliehen  Anwendung 
derselben  hervorgehen,  andrerseits,  ist  neuer- 
dings ein  Widerstivit  der  Ansichten  über 
die  Altenteilsverträge  und  der  Vorschläge 
y.\\  ihrer  Reform  entsprungen,  den  man  als 
Kampf  um  den  AltenteiJsvertrag  l>ezeichnen 
kann. 

Während  die  einen,  weil  sie  vorzugs- 
weise die  Schattenseiten  dieser  Verträge  im 
Auge  haben,  am  liebsten  die  radikale  Unter- 
drückung derselben  durch  die  Gesetzgebung 
sehen  würden,  wollen  die  andern,  weil  sie 
in  den  Alteiiteilsverträgen  ein  Mittel  er- 
blicken, um  das  ihnen  odiöse  Anerbeniveht. 
wo  es  l>ereits  l»estoht,  zu  beseitigen,  und  wo 
seine  Einfühlung  begehrt  wird,  dieselbe  zu 
umgeben,  die  Xltenteilsverträge  um  jeden 
Preis  aufrechterhalten. 

Die  Vertreter  flieser  beiden  Ansichten 
vereinigen  sich  auch  wohl  auf  dem  Wege 
fies  Kompromisses  zu  der  Forderung  einer 
Reform  der  Altenteilsverträge  durch  die 
Gesetzgebung:  die  einen,  indem  sie  im  Ge- 
fühl ihrer  Ohnmacht,  fliese  Verträge  nicht 
ganz  beseitigen  zu  können,  doch  wenigstens 
hoffen,  sie  auf  diesem  Wege  möglichst  ein- 
zuschränken, die  audern.  indem  sie  durch 
Beseitigung  der  den  Altenteilsverträgen  an- 
haftenden Mängel.  dicsellMMi  mxh  lebens- 
fähiger zu  machen  wünschen. 

Kine  dritte,  hauptsächlich  von  Befür- 
wortern des  Anerben  rechts  vertivtene  Rich- 
tung möchte  die  Altenteilsverträge,  weil 
«liescllH-'n  den  veränderten  wirtschaftlichen 


Zuständen  und  sittlichen  Anscliauungen  des 
Bauernstandes  nicht  mehr  entsprechen,  ein- 
falle beseitigt  sehen.  Aber  sie  verheldt  sich 
nicht,  das»  dieses  nicht  mit  einem  Schlage, 
etwa  durch  ein  gesetzliches  Verbot,  sondern 
nur  allmählich  und  langsam,  durch  einen 
inneren  Uniwandluugsprozess,  geschehen 
kann.  Dieser  wird  aber  um  so  sicherer  vor 
sich  gehen,  je  besser  es  gelingt,  diejenigen 
Zwecke,  welche  auch  heute  noch,  wenn 
auch  unvollkommen,  durch  die  Altenteils- 
verträge erreicht  werden,  auf  anderen  Wegen 
zu  erreichen. 

Unter  den  verschiedenen  Reformvor- 
schlägen mögen  hier  im  einzelnen  die  haupt- 
sächlichsten hervorgehol)en  werden. 

a.  Von  verschiedenen  Seiten  ist  die 
Wiedereinführung  der  Prüfung  und  Be- 
stätigung der  Altenteilsverträge  durch  die 
Justizbehörden  in  Anregung  gebracht  worden, 
wobei  diese  Behörden  zugleich  mit  den  er- 
forderliehen Nonnativbestimmungeii  zu  ver- 
sehen wären,  nach  denen  sie  sich  l»ei  der 
Prüfung  der  Altenteilsverträge  zu  richten 
halben  würden. 

Auf  diesem  Wege  hofft  man  in  Zukunft 
zu  verhüten ,  dass  die  Bauern  sich  zu  früh 
auf  den  Altenteil  setzen,  namentlich  alter 
dass  ihre  Rechtsnachfolger  so  hohe  Ver- 
pflichtungen übernehmen,  dass  sie  dieselben 
auf  die  Dauer  zu  tragen  nicht  im  stände  sind. 

Da  solche  Missbräuche  namentlich  häufig 
unter  der  slavischen  Bevölkerung  der  öst- 
lichen Landesteile  Preussens  (Posen,  West- 
preussen,  Schlesien)  vorkommen .  so  ist  es 
leicht  zu  erklären,  dass  dio obigen  Anregungen 
gerade  von  hier  ausgegangen  sind. 

Zu  fliesen  gehört  unter  anderem  der  von 
dem  Rittergutsbesitzer  Kenne  mann  aus 
der  Provinz  Posen  im  Jahre  1H86  im  preus- 
siseben  1  ^andesökonomiekollegium  gestellte 
Antrag,  dass  »die  Auflassung  eines  bäuer- 
lichen Grundstücks  mit  Auferlegung  eines 
Ausgedinges  nur  dann  erfolgen  darf,  wenn 
durch  das  Gutachten  eines  Sachverständigen 
nachgewiesen  ist,  dass  dasselbe  mit  Zurech- 
nung der  in  Abteilung  I  und  II  bereits  ein- 
getragenen Leistungen  den  dreifachen  Grund- 
steuerreinertrag nicht  übersteigt*. 

Dieser  Antrag  bedeutete  nichts  anderes 
als  die  Wiedereinführung  einer  Verschnl- 
dungsgrenze  des  ländlichen  Grundbesitzes 
für  einen  speziellen  Fall.  Mit  der  Annahme 
desselben  würde  demuach  bei  Gelegenheit 
der  Regelung  der  Altenteilsverträge  ganz 
beiläufig  ein  schwerwiegendes,  tief  in  die 
bestehende  Wirtschafts-  und  Rechtsordnung 
einschneidendes  Prinzip  anerkannt  werden. 
Ein  solches  Vorgehen  würde  wahrscheinlich 
zur  Folge  haben .  dass,  so  lange,  abgesehen 
von  diesem  einzelnen  Fall,  die  Verschuldungs- 
freiheit  des  ländlichen  Grundbesitzes  fi- 
stelten bleibt,  der  Umgehung  dieser  singu- 
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läron   Bestimmung  Thür  und  Thor  offen 
stünde.    Alis   diesem  Grunde   wurde  dert 
Antrag  von  dem  Kollegium  denn  auch  fast 
einstimmig  abgelehnt. 

h.  Ein  anderer,  von  dem  Geriehtsassessor 
Ka<lo  gemachter  Vorsehlag  will  ebenfalls 
nur  einen  Missstaud  der  Altenteilsverträge 
beseitigen.  Dieser  Vorschlag  geht  von  der 
Erwägung  aus.  dass  der  Altenteilsvertrag  so 
leicht  und  so  oft  zum  Unglück  der  Be- 
teiligten hlhrt,  weil  er  ein  gewagtes  Geschäft 
in  sich  sehliesst.  Denn  der  neue  Besitzer 
übernimmt  eine  Verbindlichkeit  auf  eine 
unbestimmte  Zeit,  deren  längere  oder  kürzere 
Dauer  erst  über  die  wirkliche  Höhe  der 
Verpflichtung  entscheidet.  Da  diese  Dauer 
aber  von  dein  früher  oder  später  eintretenden 
Tode  des  Altenteile!«  cibhängig  ist.  so  wird 
dadurch  eine  Kollision  zwischen  den  sitt- 
lichen Pflichten  des  Gutsüliernehmers  und 
seinen  wirtschaftlichen  Interessen  hervor- 
gerufen, welche  zu  schlimmen  Folgen  führt. 
Diese  glaubt  nun  Kade  dadurch  beseitigen 


zu  können,  dass  dem  Altenteilsverträge  in 
Zukunft  die  Eigenschaft  eines  gewagten 
Geschäfts  genommen  wird.  Zu  diesem 
Zweck  soll  der  Hofülternchiner  verpflichtet 
werden,  ilas  Leben  des  Altenteilers  für  den 
Fall,  dass  dieser  ein  bestimmtes  Iietiens- 
alter,  etwa  das  7i">.  Ijebonsjahr  überschreitet, 
zu  versichern,  indem  er  sich  durch  Zahlung 
einer  Umstimmten  l*rämie  ein  annäherndes 
Aecpiivulent  für  den  von  diesem  Zeitpunkt 
ab  zu  leistenden  Altenteil  sichern  würde. 
Dadurch  würde  für  ihn  zunächst  die  Ver- 
anlassung, den  Tod  des  Altenteilen;  herbei 
zu  wünschen,  hinwegfallen  und  die  Belastung 
seiner  Wirtschaft  derart  genau  und  sicher 
liestimmhar  werden,  dass  die  Uetieroahmc 
eines  Risikos  in  Wegfall  käme.  Da  nach 
dem  Plan  Kades  die  Versicherung  vom 
Staat  zu  übernehmen  wäre,  so  könnte  dieser 
gleichzeitig  auch  eine  Prüfung  der  Höhe 
des  Altenteils  in  seinem  Verhältnis  zur  Er- 
rragsfähigkeit  des  belasteten  Grundstücks 
vornehmen  und  im  Fall  eines  erheblichen 
Missverhältnisses  zwischen  diesen  beiden 
Faktoren  eine  entsprechende  Einschränkung 
des  Altenteils  veranlassen.  Damit  wäre 
denn  auch  dieser  Vorschlag  zu  der  älteren 
Gesetzgebung,  welche  die  Prüfung  und  Be- 
stätignnff  der  Altenteilsverträge  durch  dir 
staatliche  Behörde  verlangte,  zurückgekehrt. 

c.  Noch  grössere  Ausdehnung  will  den» 
Versicherungswesen  ein  Vorschlag  des  Amts- 
richters Schneider  iu  Nienburg  geben. 
Auf  Grund   der  Anregungen   von  Kett- 
borg (1776').  Albert  Schäffle,  Eugen 
Jager  und   des   Frciherm  von  Cetto- 
Reichertshausen  wünscht  Sehn  e  i  d  e  r 
das  durch  df»n  Altenteilsvertrag  bisher  nur 
unvollkommen    befriedigte   Bedürfnis  des 
Bauern,  sich   bei  schwindender  Arbeitskraft 
Handwörterbach  der  StAaUwiweMchaftcn.  Zwoit« 


von  der  Bewirtschaftung  seines  Gutes  zurück- 
zuziehen, durch  die  Gutsübergabe  in  Ver- 
bindung mit  der  I^ebens-  und  Rentenver- 
■  sichemng  in  Zukunft  zweckmässiger  zu  be- 
friedigen.  Zu  diesem  Zweck  bringt  er  in 
1  Vorschlag,  dass  der  Bauer  sich  selbst  auf 
dein  Wege  der  Versicherung  eine  Alters- 
rente oiler  ein  Kapital,  das  dann  auf  Leili- 
rente  angelegt  werden  könnte,  etwa  für  sein 
sechzigstes  Lebensjahr  sichern  möge.  Statt 
seinem  Nachfolger  die  völlig  unlierechenbare 
Last  des  Altenteils  zuzuschieben,  würde 
sich  der  Bauer  demnach  selbst  eine  genau 
feststehende  Ausgabe  auferlegen,  —  was  bei 
höherer  Intensivität  des  Ackerbaues  so  (Hier- 
aus wichtig  ist  — .  und  dieselbe  auf  dreissig 
und  mehr  Jalm;  verteilen.  Dabei  würde 
der  Bauer  genau  genommen  für  seinen 
Nachfolger  zahlen,  dem  er  die  künftige 
Altenteilslast  erspart,  alier  er  thäte  dies  doch 
zugleich  im  höchsten  eigenen  Interesse,  in- 
dem er  dann  die  Lieblosigkeiten,  die  so 
manchem  Bauer  den  Lebensabend  verbittern, 
nicht  mehr  zu  fürchten  brauchte.  Demi  der 
im  Besitz  einer  Reute  oder  eines  Kapitals 
Ijefindliche  Bauer  könnte,  wenn  er  zu  seinen 
Jahren  gekommen  ist,  sein  Gut  seinem 
präsumtiven  Eiben  ühergoUui,  ohne  dass 
die  gegenwärtig  häufig  vorkommenden  l'elM'l- 
stände  der  Altenteiisverträge  dann  einzu- 
treten brauchten.  Der  Gutsübergeber,  der 
seinem  Nachfolger  für  Hege  und  Pflege  eine 
Reut*'  gäl>o.  würde  von  diesem  ganz  anders 
angeschen  und  behandelt  werden,  als  ohne 
das  blinkende  Gehl.  Ja,  selbst  die  mit  dem 
höheren  Alter  wachsende  Gebrechlichkeit 
des  Gutsflbergeliors  würde  durch  den  fort- 
dauernden Hingang  der  Rente  erträglich 
gemacht,  zumal  dann,  wenn  sie  nach  dem 
Tode  des  einen  Altenteilers  dem  Ueber- 
lebonden  voll  zur  Verfügung  bliebe.  Be- 
sonders in  Zeiten  der  Not  und  auch  zu  den 
eigenen  ersten  Prämienzahlungen  für  seine 
Altersrente  würde  dem  Gutsübernehmer  das 
Geld  sehr  willkommen  sein  und  der  Guts- 
filiergeber,  dem  ja  jederzeit  gekündigt  werden 
könnte,  ein  gern  gesehener  Gast  in  seiuem 
Hause  sein.  Aber  auch  dieser  wäre  seiner- 
seits nicht  an  die  Stelle  gebunden,  er  lebte 
also  in  keiner  drückenden  Abhängigkeit,  da 
er  sich  für  seine  Rente  einmieten  könnte, 
wo  er  wollte. 

So  viel  Bestechendes  dieser  VorscIUag 
auch  hat  ,  so  wird  er  sich  auf  dem  Wege 
der  Freiwilligkeit  wohl  nur  sehr  langsam 
einbürgern,  da  die  Versicherung  eine  Ord- 
nung und  Pünktlichkeit  in  der  Wirtschafts- 
führung und  GoldgeUüu*ung  voraussetzt,  wie 
sie  unter  dem  Bauernstande  heutzutage  wohl 
nur  selten  anzutreffen  ist.  Auch  würde  die 
Prämienzahlung,  wenn  sie  nicht  Rar  zu  hoch 
sein  soll,  bereits  in  einer  Zeit  besnnuen 
müssen .  in  der  der  GuLsül^rnehiner  durch 
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den  Antritt  seiner  Wirtschaft  und  durch  die 
Auszahlung  der  Erl«intoile  seinerGesehwister 
ohnehin  schon  stark  in  Anspruch  genommen 
wäre.  Auch  würde  die  Altersversicherung 
umsomehr  auf  den  zähen  Widerstand  der 
Bauern  stowen,  als  sie  der  unter  denselben 
weit verl »leiteten  Anschauung  widerspricht, 
■lass  der  Bauernhof  seil 
kasse  ist.  Endlich  wärt 
bestehen  des  gemeinen  Erbrechts  mit  seiner 
Verkehrs werttaxe  nicht  ausgeschlossen,  dass 
dem  Gutsübernehmer  auch  iu  Zukunft  über- 
mässige Lasten  zugunsten  seiner  Geschwister 
auferlegt  werden  würden. 

d.  Diesem  Bedenken  sucht  ein  von  mir 


dem  Intestaterbrecht  adäouaten  Sitte,  so 
wurde  dieselbe  auch  dem  Inhalt  der  Alten- 
teilsverfrage zu  gute  kommen. 

Sodann  wäre  darauf  hinzuwirken,  dass 
an  Stelle  der  T"el>ertragMig  des  Eigentums 
an  dem  Bauerngut  zu  Lebzeiten  des  Alten- 
teilers auf  seinen  Rechtsnachfolger  eine 
t  die  beste  Spar-  ]  l'ebertragung  des  Guts  zur  Benutzung  träte, 
liei  dem  Weiter- :  womit  die  Gewälirung  einer  unwiderruf- 
lichen  Exspektanz  auf  das  Eigentum  des 
benutzten  Gute«  an  den  Nutzniesser  für  den 
Kall  des  Todes  des  Eigentümers  verbunden 
wenlen  könnte.  Dieser  Zweck  wäre  dadurch 
zu  erreichen,  dass  an  die  Stelle  des  bisherigen 
Altenteilsvertrages,  welcher  zu  sofortigem 


ausgegangener  und  von  «lern  Preussischen  ,  Eigentumsübergang  des  lietreffenden  Gutes 
Luidesökonomiekollegium  im  Jahre  lKh»>  und  lauf  den  Gutsübernehmer  führt,  hinfort  ein 
dem  Deutsehen  ljmdwirtsehaftsrat  im  .lahre  —  seiner  Natur  nach  unwiderruflicher  — 
1KS"  zum  Besehluss  erhobener  Antrag  Rech-  Erbvertrag,  verbunden  mit  einer  «Vorbe- 
nung  zu  tragen.  [  merkung  auf  Auflassung«,  träte.  Hierdurch 

Mit  einigen,  durch  den  S  c  h  n  e  i  d  e  r  sehen  !  würde  der  Eigentumsübergang  des  Gutes 
Vorschlag  neuerdings  veranlassten  Modifi-  auf  den  Zeitpunkt  des  Ablebens  des  Bauern 
katinnen,  geht  derselbe  dahin,  die  I'ebel-  hinausgeschoben,  aber  gleichwohl  der  Bauer 
stände  der  Altenteilsvertrage  im  engsten  I  bis  daliin  an  der  hyjiothekarischen  Belastung 
Zusammenhange  mit  einer  Form  des  ge-  seines  Gutes  rechtlich  behindert  sein, 
meinen  Intestaterbrechts  und  mit  einer  Durch  das  allmählich  iu  Fleisch  und  Blut 
weiteren  Ausdehnung  des  Pachtwesens  zu  der  Bevölkerung  eindringende  reformierte 
beseitigen.  ,  Intestat erbrecht  würde  dann  wohl  auch  be- 

lli denjenigen  (legenden,  in  denen  die  wirkt  werden,  dass  solche  Erbverträge  ei'st 
Anerbenfolge  nicht  kraft  Intestaterbrechtes  I  dann  abgeschlossen  werden,  wenn  der  häuer- 
gilt —  und  es  gehört  hierher  ein  grosser  liehe  Besitzer  sich  wirklich  zur  Ruhe  be- 
Teil des  deutschen  Reiches  —  dienen  diel  gehen  will,  indem  er  für  diesen  Fall  seineu 
Altenteilsverträge,  wie  oben  ausgeführt  wurde,  er.  Rechtsnachfolger  für  den  Rest  seines 
unter  anderem  auch  dazu,  die  bäuerlichen  ;  I -eben s  das  ihm  eigentümlich  verbleibende 
Anwesen  ungeteilt  in  den  Familien  ihrer  Grundstück  zugleich  in  Pacht  geben  könnte, 
bisherigen  Besitzer  zu  erhalten.  Den  sehr  Dringt  dann  mit  dem  reformierten  Eibrecht 
starken  Motiven  gegenüber,  welche  neuer- !  in  der  Bevölkerung  zugleich  die  l'el)er- 


dings  auf  die  strikte  Anwendung  des  ge- 
meinen Intestaterbrechts  auch  auf  die  Ver- 
erbung der  Bauerngüter  hindrängen,  erfüllen 
die  Altenteilsverträge  die  obige  Funktion  je 
länger  um  so  unvollkommener.  Eine  durch- 


zeugung  durch,  dass  der  Erbübergang  des 
Bauerngutes  nur  auf  Grund  einer  massigen 
Ertragswerttaxe  erfolgen  dürfe,  so  würde 
das  zugleich  den  Inhalt  der  hinfort  an  Stelle 
der  AltenteUsverträge  zu  setzenden  Erbver- 


greifende Besserung  ist  daher  nur  durch  träge  sowie  die  Höhe  des  von  dem  präsum- 
eine  solche  Reform  des  Intestaterbrechts  zu  I  tiven  Auerben  zu  fordernden  Pachtschillings 
erzielen,  dass  hinfort  das  Bauerngut  bei  der  günstig  beeinflussen. 
Vererbung  nach  dem  Ertragswert  taxiert 
werde  und  dass  der  Anerlie  die  Anteile 
seiner  Geschwister  nur  in  solcher  Höhe  und 
unter  solchen  Bedingungen  auszuzahlen  habe, 
welche  i|ie  dauernde  Erhaltung  des  Guts 
iu  seiner  Hand  ermöglichen.  Ein  solches 
Intestaterbrecht  würde  die  Altenteilsverträge, 


Diesem  Ziele  müssten  die  Gesetzgebung, 
die  Verwaltung«-  und  Justizbehörden,  sowie 
die  landwirtschaftlichen  Vereine  mit  ver- 
einten Kräften  nachstreben,  wenn  es  ge- 
lingen soll,  die  starke,  im  Bauernstand  weit- 
verbreitete und  tief  eingewurzelte  Sitte  der 
Altenteilsverträge  durch  eine  andere,  den  ver- 


M'Weit  allein  die  oben  erwähnte  Funktion  |  änderten  Verhältnissen  mehr  entsprechende 
in  Betracht  kommt,  überflüssig  machen  und  I  und  deshalb  unschädlichere  zu  ersetzen, 
soweit  ihr  Fortbestehen  aus  anderen  Gründen  Zugleich  könnte  auch  auf  die  Verbreitung 
wünschenswert  sein  sollte,  auf  ihren  Inhalt  der  Altersversicherung  im  Bauernstande  hin- 
günstig einwirken.  Dann  verbreitet  sich  in-  gewirkt  werden,  wodiuch  danu  erzielt  würde, 
folge  der  Einwirkung  des  reformierten  In-  dass  der  Bauer,  wenn  er  sich  zurückzieht 
tetaterbrechtsauf  die  Bevölkerung  allgemein  und  seinem  durch  Erbvertrag  unwiderruflich 
die  Anschauung,  dass  es  bei  Vererbung  eines  bestimmten  Nachfolger  sein  Gut  pachtweise 
Bauernguts  in  erster  Linie  auf  die  Erhaltung  fiberlässt,  entweder  diesem  besonders  gün- 
dessellien  iu  der  Familie  ankomme  und  führt  stige  PachtU-stimmungen  zu  stellen  ver- 
dicse  l'e} Erzeugung  zu  einer  entsprechenden,  möchte,  oder  bei  höherem  Paehtsehilliug  die 
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Mittel  gewinnen  würde,  um  seinen  übrigen 
Kindern  schon  Wi  Lebzeiten  Zuwendungen 
/.u  machen,  die  dann  auf  ihren  Erltteil  an- 
zurechnen wären.  Damit  aWr  würde  wieder- 
um die  dem  OutsüWrnehmer  nach  dem 
Tode  seines  Vorgängers  obliegende  Pflicht. 
M^ine  Geschwister  abzufinden,  für  ihn 
weniger  drückend  ausfallen,  als  wenn  er 
ihnen  ihre  Krkmteüe  voll  auszuzahlen  hätte. 


":  Die  gr*ehirhtliehen  und  »g»lemati»ehen 
Darstellungen  de*  deut*ehen  l'riialrerhl»  not 
Runde,  Eichhorn,  Zöpfl.  Schulte,  Mitter- 
maier,  F.  Walter,  Uengler,  Retteier,  ron 
Herber,  Stobbe  und  Häunler:  de»  prcus*. 
I'ricatrerht*  nm  Demburg  und  FOrnter- 
EccIum:  de»  braun*chtcrigi*chen  I'riratreeht* 
roH  Steinncker;  der  Pn.rintialrerhte  \Ve*i- 
}.\Un*  w.  Hannover*  ran  Sommer,  H  leg  und 
ftnd  Gräfe;  den  franlii*i*rhen  Zirilrrcht»  ran 
V.  Ä  ZttcharM.  —  injibe»andere :  Runde,  Die 
Reehulehrr  ron  der  Ijeibtutht  «der  dem  Allen- 
teile  auf  deuUrhen  Bauerngütern,  ltOI.'t.  - —  von 
Mlamkotcmkl,   iMis  Erbrecht  und  die  Urund- 

tinentumtrefieilung  im  deutschen  Reiche,  tireite 
Abteilung,  1**4.  —  Demelbe  ,  Agrarp>diti*ehe 
Zeil-  und  Streitfragen,  ;  in*tte*>md'  rr  Xr.  6. 

Bold  f.  Dir  <tgra  ritchen  Fragen  der  liegen  wart, 
7»'.T.  —  Schdfjle.  Die  Inkorporation  de»  llgpa- 
tlfkarlcrrdit»,  l#X-1.  —  C.  Jäger,  Dir  Agrarfrage 
der  tiegenteart,  i.  Abteilung.  ISSJ.  —  Schneider, 
m  der  hanunrerechen  land-  und  fur*ttcirt*chafl- 
liehen  Zeitung  e.  ,».  m.  Ii,  Juni  1**7,  Xr.  JJ  u. 
—  Hüde,  in  der  Beilage  zur  /'<>»!  t  arn  J.  u. 
X-atiulrrr  IS*  7,  X'r.  ioo  und  ,HH. —  Verhand- 
lungen de*  preux*.  IslHdrxnbainmickidlrgiutii»  r. 
t..  X'.iend>er  /.«■>«,  in  den  lundtri,i*,h.  Jahrld,., 
Rd.  XV,  Supplement  II.  -  Verhandlungen  de* 
<l*ntßfhrn  Letudirirterhaßerat*  nan  März  />>',*, 
mi  ifm  »trnvgniphi*rhen  Be  rieht  >V/«c  diere 
Wehn  „dl  nagen'  1**7.  I\ 


Altersgliederung  der  Bevölkerung. 

1.  Arten  der  statistischen  Darstellung  der 
AlterHverhältuiKse  der  Bevölkerung.  2.  Gliede- 
rung nach  10-jährigen  Altersgruppen.  3.  Einige 
demographisch  iiml  volkswirtschaftlich  wichtige 
Altersgruppen.  4.  Kaktoren,  welche  die  Alters- 
gliederung Wstinimen.  5.  Die  Altersgliederung 
bei  den  beiden  Geschlechtern.  6.  Die  Alors- 
irliederung  nach  dem  Familienstände.  7.  l>ie 
Altersgliederung  nach  Grössenkategorien  der 
Wohnplätze.  8.  Die  Altersgliederung  nach  Be- 
ruf und  Bernfsstellnug. 

1.  Arten  der  statintwcheü  Darstellung 
der  Altersverhaltnisse  der  Bevölkerung. 

Die  hohe  Bedeutung,  welche  die  genaue 
Kenntnis  der  Alters  Verhältnisse  der  Be- 
völkerung eines  jeden  Staates  sowohl  für 
'üe  BcvöJkening-bwissenschaft  als  auch  für 


das  soziale  und  volkswirtschaftliche  I/'bon 
uu<l  dessen  Verwaltung  hat,  lässt  die  go- 
uaue  Erfassung  und  Darstellung  derselhen 
als  eine  der  wichtigsten  AufgaWn  der  Be- 
völkerungsstatistik erscheinen.  Tin  die  hierfür 
nötigen  rnterlagen  zu  pewimien.  bildet  so- 
wohl hei  den  Volkszählungen  als  auch  Wi 
der  Statistik  der  Sterbefälle  das  Alter  eines 
jeden  Individuums  in  allen  Staaten  mit  ge- 
ordnetem statistischen  Dienste  einen  Gegen- 
stand der  Erhebung  und  der  Nachweisung. 
Di»'  Fragestellung  kann  hiebei  entweder  un- 
inittelliar  auf  das  Alter  der  einzelneu 
Personen,  od»T  auf  deren  Geburtszeit  ge- 
richtet sein,  worauf  dann  aus  den  Goburts- 
angaWn  »las  Alter  berechnet  wird.  Die 
letzter»:?  Erhebungsweise  ist  unl»edingt  vor- 
zuziehen, indem  dadurch  die  Fehler  ver- 
mieden werden,  die  bei  »ler  individuellen 
Berechnung  des  Alters  erfahruugsgemäss 
häufig  vorkommen.  Hiervon  abgesehen, 
pflegen  auc  h  l>ei  den  Angaben  d«>s  Alters, 
Wzw.  der  Geburtsdaten  manche  Pnriehtig- 
keiten  zu  unterlaufen.  DiosolWn  sind  ins- 
U'sontlere  auf  folgende  Momente  zurückzu- 
führen :  1 )  auf  die  Fehler,  welche  aus  Un- 
wissenheit oder  Fahrlässigkeit  gemacht 
werden  und  iusl»esoudere  für  die  höheren 
Altersstufen  zu  einer  l'eliersetzung  der 
runden  AJtersjahre  fühnm.  2.  auf  die  Neigung 
des  wei  blichentiescidechts.  das  Alter  niedriger, 
das  (tchurtsdatum  als»»  s|iäter  anzusetzen, 
als  dies  der  Wahrheit  entspricht  u.  H)  auf 
die  übert riel m 'neu  Altei-sangalH'ii  für  (iivise, 
weshalb  die  Angal«'ii  ülwr  die  höchsten 
Altersstufen  individuelle  Nachprüfung  er- 
heischen. Auch  wird  die  richtige  Darstellung 
der  A.  dadurch  ersehwert,  dass  Wi  der 
Volkszählung  crfahningsgoniäss  eine  gewisse 
Anzahl  von  Kindern  des  zartesten  Altere  der 
Verzeichnung  entzogen  wird,  woraus  hin- 
wiederum eine  zu  schwache  Besetzung  der 
untersten  Altersstufen  n>snltiert.  Aufgabe 
d*  r  /ühlungstcchnik  ist  es.  deiatlige  Fehler 
möglichst  zu  venn«'iden. 

Wähn'U'l  die  aus  der  Mortalitätsstatistik 
gewonnenen  AltersangaWn  zur  Berech- 
nung der  mittleren  Lebensdauer 
und  der  Vitalität  der  Bevölkeruug  führen, 
erpicht  sich  aus  den  Erhebungen  anlässlich 
der  Volkszählung»-!!  über  die  Alters-,  bezw. 
Oeburtsjahn:  der  gleichzeitig  J<eWndeu  »ler 
Altersaufbau  und  ans  <br  Zusammen- 
fassung der  einzelnen  Jahrgäng*  zu  g'wiss«'u 
charakttu'istischen  <.»rup|H>n  die  Alters- 
gliederung »ler  Bevölkerung.  Der 
Durchschnitt  aus  »ler  Summe  aller  von  den 
gleichzeitig  ta'Wnden  erreichten  Altere jahn1 
aWr  zeigt  das  mittlere  Lebensalter 
dei-sedUm  an.  Dieses  letztere  vermag  jedo<  h 
schon  aus  dem  (.irunde  keinen  tieferen  Ein- 
blick in  die  Altersverhältnisse  der  Bevöl- 
kerung zu  bieten,  weil  sieh  aus  einer  ganz 

1«* 
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abweichenden  Besetzung  »ler  einzelnen  Alters- 
klassen ein  und  tlersellie  Dun  hschnitt  ergeben 
kann.  Kinen  zutivffondeivu  Ausdrurk  hier- 
für bildet,  allerdings  die  Altei-sgivnze.  welche 
die  gleichzeitig  Lebenden  in  zwei  gleiche 
Teile  scheidet,  von  welchen  der  eine  über, 
der  andere  unter  diesem  Givnzaltor  steht. 
Hieraus  erhellt  jedoch  nicht  die  Austeilung 
der  Bevölkerung  nach  dem  Alter  innerhall» 
dieser  Hälften,  d.  i.  die  Besetzung  der 
einzelnen  Zeitabschnitte,  von  der  Grenze  ab 
gerechnet.  Es  muss  daher  auf  die  einzelnen 
Jahreskkisson  eingegangen  werden,  welche 
sich  aus  den  Erhebungen  der  Volkszählungen 
über  das  Geburtsjahr  ergel>en.  Was  nun  den 
Altersaufltau  nach  den  einzelnen  Geburts- 
jahren anltelaugt.  so  ist  dessen  Kenntnis 
allerdings  schon  deshalb  von  gi*>ssor  Bedeu- 
tung, weil  er  das  feinste  Detail  in  sieh  schliesst 
und  die  Grundlage  für  die  Berechnung  der 
Ahsterhoordnungcn  sowie  die  Voraussetzung 
für  die  Konstruktion  jener  verschiedenen 
Gruppen  bildet,  deren  man  je  nach  der  Be- 
sonderheit des  Ausgangspunktes  und  des 
Zielen  der  statistischen  Untersuchung  Itenötigt. 
Bliebe  die  Bevölkerung  stationär  und  würde 
jeder  Geburtsjahrgang  Jahr  für  Jahr  duix  h 
gleiche  Sterblichkeit  gemindert,  so  würde 
sich  der  Altersaufltau  der  Bevölkerung 
graphisch  als  eine  regelmässige  Pyramide 
darstellen,  deren  Basis  die  Jüngsten,  und 
deren  Spitze  die  Aeltesten  bilden.  Diese 
Voraussetzungen  treffen  jedoch  nicht  zu. 
Infolge  der  Vermehrung  der  Bevölkerung 
ist  in  der  Hegel  jeder  folgende  Geburts- 
jahrgang etwas  stärker  Itesetzt  als  der  vor- 
hergehende, die  Sterblichkeit  ist  atd  den 
verschiedenen  Altersstufen  verschieden,  und 
überdies  (Uten  die  Wanderungen  einen  desto 
stärkeren  Einfluss  auf  die  A.  aus.  je  enger 
man  «las  Beobachtungsgebiet  abgrenzt  (siehe 
unten  sub  4).  Je  nachdem  das  eine 
oder  das  andere  dieser  Momente  stärker 
hervortritt,  treten  gewiss»-  Modifikationen  in 
»ler  Alterspyramide  ein.  welche  ohne  den 
Behelf  graphischer  Darstellungen  hier  nur 
schwer  erörtert  werden  könnten,  l'm  einen 
leichteren  reberblick  über  rlie  viciglicdrigeu 
Keihen  der  A.  zu  ermöglichen,  weiden  die- 
selben im  folgenden  Abschnitte  zunächst  zu 
10-jährigen  Altersgrupiten  zusainiuengefasst. 

2.  Gliederung  nach  10- jährigen  Alters- 
gruppen. In  der  folgenden  Tel  »ersieht  führen 
wir  auf  Grund  der  Ergehnisse  der  letzten 
Volkszählungen  die  Altersgliederung  der  Be- 
völkerung im  Deutschen  Reiche,  in  Oester- 
reich (Cisleithanien).  in  Frankreich,  in  Italien 
und  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
in  10-jährigen  Altersklassen  vor,  um  aus  den 
hierbei  sich  ergebenden  charakteristischen 
Verschiedenheiten  die  Momente  zu  ermitteln, 
durch  welche  die  Altersgliederung  im  all- 
gemeinen bedingt  wild. 


I.  Von  je  1000  Einwohnern  stehen  im 
Alter 


im 

von 

»dien 

Jahren 

Kelche 

11*90) 

unter  10 

242 

10-20 

207 

30-90 

162 

30-40 

127 

40-50 

104 

50-60 

7S 

«0— 70 

70  u.  mehr 

28 

in 

Oester- 
n-l.-h 
in»- 
lrtth.t 
(IM90I 

239 

»97 
162 

'3' 

109 

»3 
52 
27 


In 
Frank- 
reich 

«75 

*75 
Jt>3 
>3S 

123 
101 

76 
49 


in 


in  den 
Verein. 
.Staaten 
Italien  v.  Aroe- 
rika 

i  IHIW,'  •) 


UHHJ) 
226 

ISS 

161 

»35 
1 1 1 

S9 

59 

3i 


267 
214 
'83 
127 

91 
62 

36 
20 


Die  nähen^  Betrachtung  flieser  Ziffern- 
ivihcn  lehrt,  dass  die  Besetzung  der  Alters- 
klassen von  der  untersten  gegen  die  olterste 
,  zu  in  den  Vor.  Staaten  von  Amerika  in  viel 
:  rascherer  Progi-ession  abnimmt  wie  in  den 
1 4  europäischen  Staaten.    Aber  auch  unter 
diesen   zeigen   sich   liemerkenswerte  Ver- 
;  schiodonheiten  in  der  Altersgliederung  ihrer 
,  Bevölkerung.      Die     Alterspyramide  des 
I  deutschen  Volkes  heruht  auf  einer  hndten-n 
1  Grundlage  als  die  des  italienischen,  diese 
hinwiederum  auf  einer  breiteren  als  die  des 
I  französischen, 

3.  Einige  deuiographisch  und  volks- 
wirtschaftlich wichtige  Altersgruppen. 
,  Nachdem  in  ('ebersieht  I  die  Altersgliederung 
I  nach   10-jährigen    Altersklassen  vorgeführt 
1  worden  ist,  ergeben  sich  zunächst  vom  rein 
|  populationistisclion  Standpunkte  aus  gewisse 
,  Zusammenfassungen  derselben,  indem  die 
Gmjtpen  bis  zum  vollendeten  15.  Lebens- 
jahre als  die  Periode  der  Jugend,  jene  vom 
|  15.  bis  zum  60.  Lebensjahre  als  Periode  der 
1  vollen  [ybenskraft,  endlich  die  Gruppen  über 
I  OK  Jahn*  als  Periode  des  Alters  bezeichnet 
I  werden  können,  wobei  die  mittlere  Periode 
i  durch  das  40.  Lebensjahr,  welches  die  Akmc 
I  der  Leltenslinie  bezeichnet,  in  zwei  Teile 
j  zerlegt  winl,  von  welchen  der  eine  »ler  auf- 
!  steigenden,  der  andere  der  altsteigenden 
j  Ent wickelung  angehört.    Die  Uebersicht  II 
1  führt  »liese  Gruppen   für  die  wichtigsten 
Kultnrstaatcn  vor. 

11.  Von  je  10O0  Einwohnern  stehen  im 
Alter  von 

unter 
15 


15-40  40-60  »JJ* 


Jahren 


DtMUsches  Reich 
Hclgien 
Diuieiiuirk 
Frankreich 
(irossltritannien  und 
Irland 


35» 
32S 
34S 
262 


387 
3S9 
36S 

3S9 


1S2 
186 
1S2 
224 


34»      403  17« 


So 

97 
102 
125 

7S 


*i  Aus  dem  amerikanischen  Zemuumatertal 
von  18*J0  können  die  Augabeu  Uber  die  Be- 
setzung der  10-jährigen  Altersstufen  nicht  ent- 
werdeu. 
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15 


15-4040-60 
Jahren 


60  und 
mehr 


Italien 

3" 

388 

201 

89 

Niederlande 

352 

372 

.84 

92 

Oesterreich 

388 

191 

79 

l'ngarn 

3«7 

379 

178 

56 

Schweden 

333 

360 

192 

"5 

sVhweiz 

321 

380 

205 

94 

Vereinigte  Staaten 

von  Amerika 

38« 

410 

"53 

;6 

Japan 

33  5 

384 

•93 

KS 

Victoria 

It 

443 

147 

64 

Neu  .Süd-Wales 

428 

«45 

43 

In  der  oliige«  Peliersicht  ivpiiisenti«'ren 
die  Jahrgänge  zwischen  15  uml  fjo  Jaluvu 
hauptsächlich  die  filrdie  Produktion  wichtigen 
Altersklassen,  während  «lie  Altersstufen  Iiis 
zu  15  Jahren  und  über  60  diejenigen  sind, 
welche  filierwiegend  unter  dem  Gesichts- 
i'Uiikte  der  Konsumtion  in  Betracht  koiumen. 
Wollte  man  dagegen  die  <>b«rgrenz«'  des 
produktiven  Alters  U'i  dem  7<>.  Jahn'  ziehen, 
<o  gehörten  nach  der  Zählung  vom  1.  Dz. 
1*90  von  je  1 « M  H »  Personen  der  Bevölkerung 
des  Deutschen  Reiches  509  dem  produktiven 
und  4:11  dem  unproduktiven  Alter  an:  auf 
je  IM»  produktive  Personen  entfielen  somit 
72  unproduktive. 

Im  Anschlüsse  an  diese  Berechnung  mögen 
einige  Bemerkungen  filier  die  Auffassung 
Platz  finden,  von  welcher  man  hei  der  Be- 
urteilung des  wechselseitigen  Verhältnis>es 
•Heser  Altersgrupjx'n  auszugehen  hat.  Eine 
weitverbreitete  Ansicht,  welche  vom  Alt- 
meister der  deutsehen  Statistik,  dem 
ehemaligen  Direktor  des  königl.  preiiss. 
statistischen  Bureaus.  Dr.  Emst  Engel,  aus- 
geht, legt  nämlich  die  Altersgli^lerung  eines 
Volkes  der  ökonomischen  Bo Wertung  des- 
selben zu  Grunde.  Hiernach  wird  cler  Mensch 
als  ein  Erziehungsprodukt  aufgefasst,  für 
welches  der  zum  Zwecke  der  Erziehung  ge- 
machte Aufwand  al*  Anlagekapital  in  Form 
des  Arlieitslohnes  verzinst  und  in  Form  der 
Erziehung  der  nächstfolgenden  Generation 
zurückl>ezahlt  werden  müsse,  denn  nur  dann 
würden  die  Gestehungskosten  der  Arbeit 
in  dem  Arlieitslohne  vollkommen  ersetzt. 
Je  länger  daher  die  mittlere  I>'bons«lauer, 
je  stärker  die  Besetzung  der  mittleren,  wirt- 
schaftlich produktiven  Altersklassen,  desto 
sicherer  sei  die  volle  Ausnutzung,  bezw.  Amor- 
tisation des  im  Volke  selbst  investierten 
Kapitals.  Hiergegen  ist  jedoch  folgendes 
zu  bemerken :  Erscheint  es  unserer  Auf- 
fassung nach  Oberhaupt  unethisch,  den  öko- 
oomisehen  Wertbegriff,  der  sich  nur  auf 
die  Objekte  der  Volkswirtschaft  bezieht,  auf 
deren  Subjekte  zu  Obertragen  und  zugleich 
mit  der  Arbeitskraft  auch  deu  Träger  der- 
K-Jben.  den  Menschen  zum  Gegenstand  der 
Wert  berech  nung  zu  machen,  so  ist  es  vollends 


gefehlt,  derselben  die  Erziehungskosten  — 
wie  wir  hier  anstatt  Produktionskosten  sagen 
wollen  —  zu  Grunde  zu  legen,  weil  nämlich 
die  Pi-oduktionskosten  nur  dann  und  nur 
insoweit  ein  Faktor  der  Wert-  und  Preis- 
bildung sind,  als  die  Erzielung  eines  ökono- 
mischen Gewinnes  das  ausschliessliche  Motiv 
für  die  Produktion  bildet,  diese  also  unter- 
bleibt, wofern  die  Produktionskosten  im 
Preis««  nicht  ersetzt  werden.  Dass  dies 
!j«'d<M-h  w«nler  bei  der  Erzeugung  der  Men- 
I  sehen  noch  auch  durchaus  bei  der  Berufs- 
I  wähl,  also  weder  U'i  der  unqualifizierten 
1  noch  ln'i  der  <|ualifizi«Tten  AnVit  der  Fall 
ist.  braucht  hier  wohl  nicht  ausführlich  l>e- 
gründet  zu  werden.  E-<  ist  demnach  sowohl 
vom  Standpunkte  der  Ethik  als  auch  von 
«lern  der  theoretischen  Nationalökonomie  aus 
unzulässig,  aus  «l«*r  Altersgliederung  der 
Bevölkerung  «leren  Kapitalwert  lierechncn 
zu  wollen.  Immerhin  ist  eine  stärkere  Ver- 
tretung «1er  mittleivn  und  höheren  Alters- 
klassen sowohl  ökonomisch  als  auch  kulturell 
von  hohem  Werte.  Einen  zutivffen«l«'n  Aus- 
«IriK-k  hierfür  kann  man  mit  Georg  von 
Mayr  in  «lern  Ausmasse  der  Lebens- 
erfahrung fiiHh'ii,  weh-he  sich  in  «leu  «>in- 
z«dnen  Altersklassen  verk«"»r]  «ert.  nn«l  w«>lche 
durch  «Ii«'  Summe  «ler  lieberisjahre  bezeichnet 
winl.  «Ii««  von  sämtlichen  zu  denselben  go- 
höri.geu  Individuen  em-icht  worden  sind. 

G  rossjäh  rigkeit,  Versich«'rungs-  und 
Wehrpfli«ht .  StrafmOndigkcit  nn«l  Wah- 
lberechtigung geben  Anlass  zu  ainb'rweitigen 
Gruppi<i-ungeti  «ler  Altersklassen.  Gr»'if«'n 
wir  z.  B.  auf  di«'  schon  mehrfaeh  erwähnte 
Volkszählung  im  Deutschen  Keiche  vom 
1  1.  Dezember  1N1H(  zurück,  so  wurden  «lurch 


«Hesel U'  «Ttnittelt:  im  Alter  «ler  Landstunn- 
pf licht  (17.— 15.  Jahr)  1!»,7,  der  Militärpflicht 
l!{.;i,  «ler  Wahlberechtigung  für  den  Reiehs- 
tag  (vom  vollendeten  '24.  lichensjahre  ab) 
22.:P'o  i\<-v  männli«'heu  Bevölkerung.  Im 
Alter  der  Grossjährigk«'it  (vom  vollendeten 
21.  Jahn'  ab)  standen  fern«T  "k>.:{,  im  Alter 
der  Versicherungspflieht  (vom  vollendeten 
HJ.  bis  zum  vollem h'ten  7»».  Lebensjahre) 
5!MP'«>,  im  Alter  «ler  vollen  Straf  tu  Omhgkeit 
(IN  Jahn»  und  mehr)  «-mllich  5s.7"o  der 
gesamten  Bevölkerung. 

4.  Faktoren,  welche  die  Alteregliede- 
rung bestimmen.  Als  solche  kommen,  wie  be- 
reits erwähnt,  in  Betracht:  1)  tlie  G«>burteu- 
ziffer,  2)  «lie  St«>rbli<  hk«'it  innerhalb  «ler  ein- 
zelnen Jahi-gänge  und  :t)  «lie  Wanderungeu. 
Was  zunächst  die  Geburtenziffer  an- 
belangt, so  liegt  «leren  Einfluss  auf  «len 
Kimlerreichtum  «ler  einzelnen  Länder  offen 
zu  Tage.  Je  stärker  «ler  r<'b«>rsehuss  der 
Lebendgeborenen  über  «Ii«4  GestorlM'iien  ist, 
desto  stärker  müssen  auch  die  jüngeren 
Altersklassen  innerhalb  «ler  Gesamt  he  v<"ilke- 
nmg  hervortreten.    Die  oben  (l'ebersicht  I 


Digitized  by  Google 


278 


S.  276)  erwähnten  l  Staaten  worden  in  dieser 
Hinsicht  dadurch  charakterisiert,  dass  der 
durchschnittliche  jährliche  Geburtonüber- 
fwhnss  inucrhalt»  der  Periode  ls71-  l*HO  im 
Deutschen  Reiche.  1.19"  o  der  mittleren  Be- 
völkerung betrug,  i"  Oesterreich  0.7"»,  in 
Italien  0.70,  in  Frankreich  aber  nur  0.17  °o. 
Bei  der  Boreehnungdos  Geburtenüberschusses 
wird  der  Mortalitilt  bereits  Rechnung  ge- 
tragen. Ihr  Einfluss  auf  die  Altersgliederung 
tritt  jedoch  nur  dann  unbeirrt  von  der  Ge- 
burtoiifreipienz  und  von  den  Wanderungen 
zu  Tage,  wenn  man  der  Untersuchung  einen 
stationär  gedachten  Bovölkorungskomplex  zu 
Gnindc  legt,  für  welchen  man  die  Sterb- 
lichkeitswahrscheinlichkeiten der  Absterbe- 
ordnung p-lten  lässt.  Denn  der  Geburten- 
fiberschuss.  vermöge  dessen  jede  höhen« 
Altersklasse  aus  einer  geringeivn  Zahl  von 
Geborenen  hervorgegangen  ist  als  die  nach- 
folgende, ferner  die  Verluste,  welche  ein 
A'olk  durch  den  Ueltersehiiss  derAuswande- 
rung  über  die  Einwanderung  erleidet,  end- 
lich die  Verbesserung  der  Sterblichkoitsver- 
verhältuisse .  wodurch  von  den  jüngeren 
.lahigängen  verhältnismässig  mehr  Personen 
am  I>ehen  bleil»en  als  von  den  älteren,  I>e- 
wirken.  dass  in  der  wirkliehen,  in  stetem 
Flusse  liefinilliehen  Bevölkerung  die  Be- 
setzung der  höheren  Altersklassen  hinter 
jener  der  korres|jondierondcn  Altersklassen 
der  stationär  gedachten  Bevölkerung  stets 
zurückbleibt.  Nach  den  Untersuchungen, 
welche  im  kaiserlichen  Statist.  Amte  anläss- 
lieh  der  Berechnung  einer  deutschen  Sterbe- 
tafel auf  Grund  der  Sterblichkeit  der  Reiehs- 
lievölkorung  in  den  lu  Jaluvn  IST  1  72  bis 
l.NNO  sl  gemacht  wurden,  bleibt  im  Mittel 
jede  höhere  1 0jährige  Altersklasse  der  wirk- 
liehen Bevölkerung  um  das  1.01  12r»,"faohe, 
jede  einjährige  mithin  um  etwa  1.12*»"  o 
weiter  als  die  vorhergehende  hinter  der 
gleichen  Altersklasse  der  stationären  Be- 
völkerung zurück,  während  die  jährliehe 
Zuwachsrate  der  wirklichen  Bevölkerung 
im  Durchschnitte  nur  0.92"  n  Itvträgt.  Kino 
gleich  exakte  Beivchnung  des  Einflusses 
der  Wanderungen  auf  den  Altersaufbau 
ist  zur  Zeit  nicht  möglich,  da  diesbezüglich 
ausreichend  detaillieile  Altersangabeu  nicht 
vorliegen.  In  dieser  Hinsicht  ist  zu  unter- 
scheiden zwischen  den  inneren  Wanderungen 
und  der  Kinwandeniug  bezw.  Auswanderung 
über  die  Staatsgivnzen.  Die  Veränderungen, 
welche  die  Binnenwanderungen  in  der  A. 
hervorbringen,  tivtcn.  wenn  auch  nicht  ganz 
ungestört  von  anderen  Einflüssen,  in  den 
charakteristischen  Modifikationen  der  A.  nach 
Grössenkategorien  der  Wohnplätze  zu  Tage 
(vergl.  unten  sub  7).  Was  aber  <lie 
Ein-  bezw.  Auswanderung  über  die  Staats- 
grenzen anbelangt,  an  welcher  ganz  Über- 
wiegemi die  mittleren,  produktiven  Alters- 


klassen beteiligt  sind  (vergl.  den  Art.  Aus- 
wanderung), so  bewirkt  eine  aktive 
Wanderungsbilanz  eine   übernormale,  oiue 

Kivo  Wandernngsbilanz  eine  unternonnale 
'tzung  der  mittleren  Altersstufen.  Unter 
den  oben  in  der  Uoltersicht  I  erwähnten 
Staaten  können  Frankreich  und  —  bis  zur 
Altersgrenze  von  30  Jahren  —  auch  die 
Vereinigten  Staaten  als  Beispiele  für  den 
ersteren  Fall,  das  Deutsche  Reich,  Oester- 
reich und  Italien  al»er  als  Beispiele  für  den 
letzteren  Fall  angeführt  werden. 

Die  hier  l»esprooheneri  Faktoren  sind  es. 
welche  die  allmählichen  Verschiebungen  in 
der  A.  eines  lindes  bewirken.  Vergleichen 
wir  z.  B.  die  A.  der  Bevölkerung  des  Deut- 
schen Reiches  in  den  verschiedenen  Zählnngs- 
jahren.  so  entfielen  von  je  1000  Personen 
der  GesamtlM'Völkerung  auf  die  uebenhe- 
zeichneten  A  Itersklasson 

III. 

im  Jahre 


im  Alter 
i  v.  Juli  u  n 
unter  5 
i  5-10 
:  10-15 
15-20 
20-25 
25- HO 
30-40 
40-50 
50-<M» 
60-70 
70-80 
Uber  80 


1871 

128.5 
1 125 
loj -9 
91.1 
S6.3 

7S.2 
"33.1 
106,4 

83.5 
52,0 
20,9 

3.6 


1875 

'33.8 
1 12.3 
102.6 

94,7 

83.' 

76.1 
133-7 
102,9 

84.2 

5  M 
21. > 

3.7 


1880 

138.7 
114,2 

i°3,3 
933 
S5.6 

73.2 
129.9 
103.6 

79-7 
53.2 
21.4 
3.9 


1885  1890 


130.8 
1 18.1 
106,3 
94,5 
84,5 
75-7 
126.5 

io5,5 
77.o 
54.6 
22,2 

4-3 


130.1 
1 1 1.9 
109.5 

972 

86.; 

78.S 
127.6 
103.S 

78.3 

«.O 
23.6 
4-2 


Von  den  oben  erwähnten  Elementen  de> 
Bevölkerungsganges,  welche  für  die  Ge- 
staltung  der  A.  massgebend  sind,  kann  hier 
nur  der   Eiufluss   der  Geburtenhäufigkeit 


exakt  nachgewiesen  werden. 
LelM'iidgelKii-ene  auf  je  1000 
mittleren  Bevölkerung 

in  der  Periode  1867/71 
1871  75 
187680 
1881,85 
1886  ao 


- 
- 


Es  kamen 
Personen  der 

36.9 
38.9 
39-2 
37.o 
36.5 


Der  grösseren  Geburtenhäufigkeit  in  der 
Periode  1S70  NO  entspricht  es.  dass.  wie  die 
l'cltorsieht  III  zeigt,  im  Jahre  1880  .Ii- 
unterste  AlttM-sgruppe  weit  stärker  besetzt 
war,  als  in  irgeml  einem  anderen  der  an- 
geführten Zählungsjahre.  Die  anfängliche 
Besetzung  der  einzelnen  Grupj»en  wirkt 
dann  in  den  entsprechenden  höheren  Stufen 
der  späteren  Zählungsialu-e  nach,  ohne  je- 
doch —  wie  bereits  dargethan  —  hierfür 
ausschliesslich  massgcltcud  zu  sein. 

5.  Die  Altersgliederung  bei  den 
beiden  Geschlechtern.  Der  KnaiVn- 
ülM'-rsehuss  bei  den  Geburten  sowie  die 
Verschiedenheit  in  den  Mortalitätsver- 
hältuisseii    der    beiden   Geschlechter  und 
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•- 
•- 
•■ 
- 
- 


in  deren  Beteiligung  an  »Ion  Wande- 
rungen bewirken,  dass  der  Altersaufbau 
Wim  männlichen  Gesehlechte  ein  anderer 
ist  als  wie  bei  dem  weibliehen.  Legen  wil- 
der Untersuchung  die  Altersgliederung  der 
Bevölkerung  des  Deutschen  Reiches  nach 
dem  Stande  vom  2.  Dezember  IKOo  zu 
Grunde,  so  kommen  auf  je  UMW  milunliehe 
Pehmen  iu  den  nachstehenden  Altersstufen 

IV. 

unter  5  Jahren 
.  von  5—10 
_  10-15 
15— 20 
20-25 
25-30 
30-44» 
40—50 
50-  60 
„  60-70 
„  70—80 
.  80—90 
_  90  u. mehr 
überhaupt 

Wie  ans  dieser  rebersieht  erhellt,  sind 
die  unteren  Altersklassen  vermöge  des 
Kna^-nüberschiisses  U'i  den  Geburten  vom 
männlichen  Geschlechte  starker  liesetzt  als 
wie  vom  weiblichen.  Die  stärkere  Sterb- 
lichkeit beim  mäunlichen  Geschlechte  be- 
wirkt sodann,  dass  zwischen  dem  in.  und 
dem  Iii.  Lebensjahre  die  beiden  Geschlechter 
einander  die  Wage  halten,  und  dass  fortab 
das  numerische  l'elHTgewieht  des  weib- 
lichen Geschlechts  immer  stärker  zu  Taue 
tritt. 

Nachdem  wir  in  rebersicht  II  für  eine 
Reihe  von  Staaten  den  Altersaufbau  ohne 
Rücksicht  auf  den  Unterschied  der  Ge- 
schlechter voigeführt  haWn.  zeigt  die  fol- 
gende I'eliersicht  das  Verliältnis  der  beiden 
Geschlechter  innerhalb  der  einzelnen  Alters- 
klassen an. 

V.  Auf  je  IImh»  männliche  Personen 
kommen  weibliche  im  Alter  von 


in  den  folgenden 
Staaten 

Deutsches  Reich 
Belgien 
Dänemark 
Frankreich 

OruNtbritannien  nnd 

Irland 
Itahen 
.Niederlande 
Oesterreich 
l  tigarn 
Schweden 
Schweiz 
Japan 

>'en-»Süd- Wales 


unter 
15 

995 
992 
978 
989 

997 
963 
990 
1  005 
l  001 

975 
990 

978 

97* 


15-40  40-60 
Jahren 


1  027 

984 

1  080 

1  003 

1  070 
i  021 
1  022 
1  046 
1  040 
1  062 
1  059 
962 
827 


1  094 
1  018 

1  073 
1  006 

1  105 
1  00; 
1  035 
1  079 
996 
1  140 
1  103 

95« 
679 


60  und 
mehr 

1  196 

1117 

1  179 

i  063 

I  21  S 
OSO 
[  I  54 
I  [30 
1  OOO 
I  242 
I  I48 
I  I46 
66^ 


Di«'  charakteristische  Pinkclu-ung  des  Ge- 
schJeehtsverhiÜtnisses    mit  zunehmendem 


.  Alter  kehrt  demnach  in  der  überwiegenden 
Mehrzahl  der  hier  verglichenen  liuider  wie- 
der. Nur  in  <  Österreich  und  Ungarn  bewirkt 
die  hohe  Kindersterblichkeit,  welche  die  Kna- 
ben noch  ärger  liedroht  als  die  Mädchen, 
'  dass  noch  vor  der  erreichten  Pubertät  das 
weibliche  Geschlecht  überwiegt.  Iüudor 
mit  starker  Einwanderung  halben  infolge 
lies  überwiegenden  Anteils  der  Männer  au 
dieser  letzteren  auf  sämtlichen  Altersstufen 
keinen  Frauen-,  sondern  einen  Männer-Ueher- 
schuss.  Als  Beleg  hierfür  können  die  Ziffern 
für  Neu-Süd-Wales  angesehen  werden. 

6.  Die  Altersgliederung  nach  dem  Fa- 
milienstand. Vomiögo  des  gosetzmässigen 
Z  usanunenlmuges,  welcher  einei>;eits  zwischen 
der  Schliessung  der  Ehen  sowie  deren  Auf- 
lösung durch  den  Tod  des  einen  Ehegatten 
oiler  durch  richterliches  Erkenntnis  und 
andrerseits  dem  Alter  der  Individuen  be- 
steht, mit  welchen  diese  Standesveräude- 
ruiigcn  vor  sieh  gehen,  weisen  die  einzelnen 
Altersgruppen  charakteristische  Vcrschiedon- 
heiten  in  dem  Verhältnisse  auf,  in  welchem 
sie  sich  unter  die  einzelnen  Familienstands- 
kategorien aufteilen.  Die  diesen  Verschie- 
bungen innewohnende  Regel mässigkeit  wird 
durch  die  folgende  auf  Grund  der  Volks- 
zählung vom  2.  Dezember  1S«M»  aufgestellte 
l'elM  isicht  für  die  Bevölkerung  des  Deutschen 
Reiches  dargethan. 

VI.  Es  waivu  am  2.  Dezemher  1*9o 


in  der  Alters- 
klasse von 

ledig 

ver-  ver- 
heiratet witwet  s» 

hieden 

Jahren 

von  je  1000  Männern 

15—20 

999.5 

0.5 

0,01 

0.001 

20-25 

920.5 

78.9 

o,5 

0,00 

25-:*) 

500.; 

48S.9 

4.1 

0.5 

H0-H5 

756.0 

9.5 

1,3 

35— W 

»37.5 

844.8 

•5-4 

2.3 

4t»— 45 

103.2 

869,1 

24.7 

3.o 

45-50 

86.7 

871. 1 

39.0 

3.2 

51 )  -  55 

79-3 

8?4,4 

62,9 

3.4 

55  60 

73-5 

824.1 

99.1 

3.3 

60-65 

74.0 

760.7 

162.2 

3.1 

65-70 

72ö 

675.9 

248.7 

2.<> 

70-75 

7i.5 

>66.o 

359:9 

486.9 

2.0 

75-80 

7  «.8 

439.4 

1.9 

von  je  1000  Frauen 

15-20 

986,6 

13.2 

0.2 

O.Ol 

20-25 

73».' 

«9.1 

2.4 

0.4 

25—:«» 

364.1 

"23.5 

10.7 

1.7 

HO— 35 

192.9 

775.9 

27.7 

3,5 

35—40 

'33-4 

806,4 

55.2 

>.o 

40—45 

«13.8 

7S;.y 

94-7 

5.6 

45-50 

104.8 

742.5 

'47-3 

54 

105.1 

671.6 

218.1 

5.2 

65-60 

102.5 

5S8.2 

304.6 

4.7 

<50— 65 

108.2 

478.3 

409.5 

4.o 

65—70 

107.3 

369.9 

519.3 

30 

70—75 

106.8 

2*9.7 

030.6 

2.9 

75—80 

108,1 

159.7 

729.9 

2.3 

7.  DieAltersgliederung  nach  Grössen 
kategorien  der  Wohnplätze.    Der  Untor- 

Digitized  by  Google 


•_>so 


Altersgliederung  «ler  Bevölkerung 


schied  der  allgemeinen  Iiebonsl»edingungon 
«ler  städtischen  und  «1er  ländlichen  Bev<"»lkc- 
rung,  besonders  hinsichtlich  der  Berufs- 
gli««derung  und  der  Familienstaudsverhält- 
nisse,  bringt  es  mit  sich,  dass  ein  steter 
Einwandenuigsstrom  sieh  vom  Linde  in  die 
Stadt  ergiesst,  welcher  ihren  Hedarf  an 
Arbeitskraft  deekt.  währen«!  eine  numerisch 
liedeutend  schwächere  G«*genbowegung  durch 
jene  hervorgenifen  wird,  für  welche  mit 
«lern  Austritte  ans  d«>r  s{>ezifisch  städtischen 
Erworhsthätigkeit  auch  «lie  Veranlassung 
zum  Aufenthalte  in  d«*r  Stallt  entfallen  ist. 
Diese  Bew«»gung  steht  in  einem  gewissen 
Zusammenhange  mit  den  Grössi'nkatf'gorien 
der  Wohnplätze  urul  Itcwirkt,  dass  darnach 
aiu-h  «lie  A.  ihrer  Bevölkerung  in  charakte- 
ristischer Weise  gestaltet  ist.  Hi«*i'iH»«*i" 
haben  «Ii««  Volkszählungen  im  Deutschen 
Weiche  vom  2.  IVzemW  1H00  und  in  Öster- 
reich vom  31.  Dezember  1N!*0  genaueren 
Aufschlnss  erteilt : 

VII.  Im  Deutschen  Reiche  gehören 
«len  nehonhezeü'hiN'ten  Altersstufen  an  von 
je  1000  Personen  in  «len 


Altersstufen 


tirewe-  Mittel-  Klein- 

Mudten:  Miidton 

nxiooit  and  uunwi  bis  Maaten: 

mehr  iuoo«w  mkhi  20  out» 
Rlnwohner 

unter  lö  Jahren      292  321  341; 

15^40      „          474  450  417 

40  -  60      „           177  169  170 

M)  u.  mehr  .,            57  60  68 

VIII.  In  Oesterreich  s<eh«in  auf  den 
nebenbozebhneten  Altersstufen  in  den  Ort- 
scluiftcu  mit  Einw«)hnern 

Alten*-  bin  zu  ümi  bis  20m>  b.  .vnw  bis  luotto  b.  über 

stufen  **>  **m     .'kmw     10  uui)    aouoo  «ouiiu 
<.lBhrei                   von  je  tooo  Personen 

nnt  10  268  278     269     243      226  193 

10-20  194     195     197     199      202  193 

20 -HO  «44     150     159     183      201  214 

30—40  124      125      130     132      134  151 

40 — 50  107      106     104      103      ioo  113 

ftü  -Ö0  84       79       76       73        7»  73 

«50-70  54       47       45       45        44  44 
70  lind 

mehr  25       20       20      22        21  19 

In  den  Ziffern  über  die  Altersgliederung 
spiegelt  sich  demnach  «lie  Differenzierung  «h^s 
•►opulationistischeri  Charakters  der  Wohn- 
plätze v<ui  wrschiedeuer  Volkszahl  wieder. 
Die  W'andeilK-weguug  ist  vom  flachen  Laude 
zur  Stadt.  v«>u  der  Kleinstadt  zur  Gmssstadt 
gerichtet ;  je  grösseren  Einfluss  sie  auf  die 
Volkszahl  hat,  «lest«)  schärfer  tritt  die  IVber- 
s<tzung  der  produktiven  Altersklass«>u  in  der 
städtischen  Bevölkerung  zu  Tage.  Neben 
•  Ii«-  zeitliche  Bewegung  der  Bevölkerung  ist 
auch  eine  örtliche  getreten.  In  ihren  Seg- 
menten  lässt  die  A.  der  kVineren  Gebiets- 
absehnitte  oder  Grösseiikategorh'n  «1er  Wohn- 
plätze die  spezifisehe  Funktion  dieser  letzteren 


für  den  natürlichen  Leliensprozess  der  Ge- 
samtheit erkennen. 

H.  Die  Altersgliederung  nach  Beruf 
und  Beruf  »Stellung.  Vermöge  der  deutschen 
Berufszählungen  vom  ä.  Juni  18S2  und  vom 
14.  Juni  lKOfi  liat  die  Kenntnis  der  Altcrs- 
glietlening  der  Gesellschaft  durch  «lie  Aus- 
dehnung auf  die  liesonderen  Verhältnisse 
der  einzelnen  Berufe  sowie  «ler  sozialen 
Schichten  innerhalb  derselben  eine  ganz 
ausserordontlhdie  Erweitenmg  nn«l  Vertiefung 
erfahivn.  Hier  können  nurdieallerwi«htigsten 
Momente  hervorgehoben  wen  len.  In  erster 
Liuie  ist  in  dieser  Beziehung  die  Gestaltung 
der  Altorsgli«*derung  nach  «len  Kategorien 
«ler  Borufszugehörigkeit  zu  erwähnen,  je 
nachdem  nämlich  «lie  einzelnen  Personen 
1  «len  Benifsarbeiten  unmittelbar  als  .■  Erwerbs- 
tätige«. o«ler  nur  mittelbar  als  v  Dienende 
für  häusliche  Dienste,  oder  als  -Ang«'h«">rige< 
zugehören,  oder  endlieh  ■*  berufslose  Selln 
ständige*  sind.  Nach  der  Berufszählung  vom 
14.  Juni  1X05  standen  von  je  loono 

IX. 

im  Alter    Erworb.  Die„en-    Ange-  .^f' 
thatigen      den      hörigen  1 


Jahren 


ntäuilig. 
männlichen  Geschlechts 


unter  14 

83 

334 

9  220 

1  34« 

14-20 

168s 

2763 

475 

905 

20-30 

2608 

4  281 

»13 

702 

30-40 

2  090 

1  35' 

32 

463 

40—50 

1  581 

S69 

20 

692 

50— «50 

1  156 

385 

21 

1  217 

fi0-70 

602 

217 

42 

2  056 

70  und 

darüber 

»95 

100 

77 

2  624 

weiblichen 

Geschlechts 

unter  14 

99 

249 

4  403 

l  094 

14—20 

2598 

4  208 

640 

480 

20-:« 

2792 

3871 

1  225 

374 

30-40 

'  358 

775 

1  359 

53' 

40-50 

1  212 

38 1 

«  034 

914 

50^60 

1  098 

282 

733 

1  604 

fiO-70 

628 

169 

409 

2  365 

70  und 

darüber 

2»5 

65 

198 

263S 

In  dieser  Uebersicht  ist  die  Gesetzmässig- 
keit ausgedrückt,  vermöge  welcher  l>ei  jedem 
«ler  beiden  Geschlechter  der  Eintritt  111  die 
Erworhsthätigkeit«  liezw.  der  Austritt  aus 
derselben,  an  die  Erreichung  gewisser  Alters- 
stufen gebutulen  ist.  Die  Borufszähluug  von 
ISO.*»  lehrt  uns  ferner  den  AJtcrsauflviu  von 
207  l^rufsarten  keimen,  welche  in  fünf 
grosse  Klassen  zusammengefasst  werden 
können,  nämlich:  A.  Laud-'und  Foi-st Wirt- 
schaft einschliesslich  Tierzucht,  Jag«I  un«l 
j  Fischerei,  B.  Bergbau,  Industrie.  Ilütteu- 
|  und  Bauwesen.  C.  Handel  und  Verkehr.  D. 
häusliche  Dienste  undl>»hnarl>oitw«vhsolnd«*r 
Art  und  E.  1.  Militärdienst.  E.  II.  öffentlicher 
un«l  bürgerlicher  Dienst  und  freier  Bend. 
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X.  Im  nehenhezoiehnoten  Alter  stellen 
von  je  10  Otto  Erworbsthätigen  der  Berufsab- 
teihi  Ilgen 

im  Alter  _  _      _  .     „  . , 

t.  Jahren    A.      B.      C.       D.     El.  E.II. 

unter  14  163  46      23      42    —  12 

14—20  2066  2138  1473  1469    376  821 

20—30  2124  28032  502  2092  s  909  2430 

30— 40  1624  21142276  1879    509  2663 

40— fiO  1  4*7  '  457  '  787  '  764  133  1  84<> 

äO-fiO  1  386  917  1  235  1  538  59  1  303 

60 — 70  847  406     548  910  12  706 

70  n.  mehr  303  119     i?6  297  2  219 

Führt  man  endlich  die  Altersgliederung 
ani'li  für  jene  sozialen  Schnitten  dtlivh.  welche 
sich  ans  detn  Arbeitsrang  der  Erworbsthätigen 
als  a)  seihständige  oder  leitende  Beamte, 
to  nicht  leitende  Beamte.  Verwaltungs-, 
Anfsichts-  und  Bi'uvanpersonal .  <■)  sonstige 
(iehilfen,  Arbeiter  uihI  Lehrling«'  ergeben, 
so  standen  von  je  10(MH(  Erworbsthätigen  der 

XI. 

im  Alter  von    Schichte     Schichte  .Schichte 
Jahren  a  h  c 

unter  20  129  1  230         3  01 1 

20—30  1  120         3  106  3013 

30—40  2410         2628  1676 

40-50  2  ;oo         1  677  1  081 

nO_  tiO  2  183  946  736 

«0-70  1227  344  309 

70  und  mehr        431  69  114 

Diese  Zahlen  ei-schliesson  den  Zusammen- 
hang zwischen  der  Altersgliederung  inner- 
halb der  einzelnen  sozialen  Klassen  und  der 
aufsteigenden  Klassen  liewcgung.  Die  analogen 
l'el«-rsichten  für  die  einzelnen  Berufsgmppen 
und  Beruf.sarteii  zeigen,  inwiefern  innerhalb 
d«-rselt»oii  die  Teilnahme  an  dieser  aufstreben- 
den Bewegung,  die  Erreichung  eines  höhereu 
Arboitsranges,  an  die  Dauer  der  Bethatigung 
in  dem  vorausgehenden  niedrigeren,  somit 
auch  an  den  Eintritt  in  eine  höhen;  Alters- 
klasse gebimden  ist. 

LitterAtnr:  lUe  «mtliehru  Vtilktzühlungitberirhtr 
•irr  oben  in  ilrr  l'eltrrticht  1 1  eririihnte»  Stauten, 
'amtlich  iiHiirtührt  in  Statistik  de*  Deutschen 
Reichs,  X.  F.  IUI.  HS.  Dir  \oU*züMh»<,  am 
!.  Itciember  tS'.iO  im  Deutschen  Reich  ,  S.  6  *  — • 
Remje-  u.  fietrerlfctdhluiiff  r.  I  f.  Juni  Siiitintik 
ließ  Itr  »fachen  Reiche»,  X.F.ltd,  l'tf.  -  Viertel  fahr*' 
hefte  Sur  Statistik  de»  Ik-utrehrti  Reiche»,  Juhrt). 
!&'!'?.  KrgiinzMntj  zum  ttrritrn  Heß. —  Ihut*che 
Sterbetafel,  gegründet  uuf  die  Sterblichkeit 
<iet  RrichtbetiUkcrimg  in  ilru  10  ./, ihren  ?i 
bi*  WWW,  MonaUhefte  zur  Stnt.  de»  Ii.  lt., 
Jahrg.  1**7,  XI.  1.  —  Emst  Engel,  l»er  Wert 
•I'*  Mt  fuchm,  ile  Hin  l.sD.1.  — E.  Levasneur,  Iai 

ff'/miatitni  Jntnrttifr  II,  l\tri»  1M!U.  —  Oeorg 
»*.   IHayr.    Stalittik    unil    tietelhchiifltlchre  II, 

FreUnrg  i.B.  1&U7.  —  K.  Mayo  Smith,  Statmtic» 
und  Sfru>lf>f/y,  XewVurk  MM.  — H.  Rauchberg. 

Di»    lieriilkerunif  ftetUrrrich»,   Wien  IK'M. 

H. 


Altruismus. 

Unter   Altruismus    versteht    man  den 
Gegensatz,  zu  Egoismus  in  so  vielen  ver- 
schiedenen Bedeutungen  und  Anwendungen, 
als  der  Begriff  des  Egoismus  sie  zulässt. 
So  wie  Egoismus  das  Streiten  naeh  dem 
eigenen   Vorteil.    so    ist   Altruismus  das 
Streiken   naeh  dem   Vorteil  anderer.  Der 
Name  Altruismus  ist  verhältnismässig  neu 
und   in  der  latteratur  der  Staatswisson- 
schaften  wenig  eingebürgert.   Er  findet  sich 
in  den  Schriften  Aug.  Comtes  und  seit- 
dem  in  vei-schiedeiien  sozialphilosophisehon 
Werken,  zum  teehnisehen  Ausdruck  ist  er 
jedoch  erst  in  jüngster  Zeit  geworden  und 
!  zwar  infolge  der  wissenschaftlichen  Oppo- 
sition gegen  die  trotz  Unserer  Erkenntnis 
vereinzelter  Forseher  noch  immer  dominie- 
1  rende  Berücksichtigimg  des  Egoismus  in  der 
nationalökonom  isehen    The«  irie.  Dietzel 
hat  in  seinen  -Beitragen  zur  Methodik  der 
j  Wirtschaftswissenschaft'  (Jalirb.  f.  Xat.  X.  F. 
'  9,  S.  21 — 32)  «lie  Stellungnahme  der  liodou- 
tendeiY-n   Theoretiker    zum    Egoismus  als 
.  abstrakter,  theoretischer  Prämisse  erörtert. 
Viele  haben  die  Existenz  andeivr  ho< -h wich- 
tiger Faktojvn  im  WirtschaftsIeU-n  erkannt; 
trotzdem  beschränkten  sie  sich  auf  Borüek- 
siehtigung  derseHien  in  der  Volkswirtsoliafts- 
politik  und  Volkswirtsehaftsgeschiehte,  in- 
:  dem  sie  den  Egoismus  als  (irundlage  der 
Volkswirtsehaftstheorie  unangetastet  iiessen. 
Auch   Karl   Menger   erklärt   in  s«'inen 
!  Untersuchungen    Ol  «er    «lie   Methode  der 
j  Sozialwissensehaften     (S.    10 f.).   da*s  «lie 
i  Mensehen    in    ihren   wirtschaftlichen  Be- 
strebungen, wenn  auch  nicht  ausschliesslich 
und  ausnahmslos,  so  doch  vorwiegend  und 
|  regelmässig  von  ihren  individuellen  Interessen 
j  geleitet  werden  und  «li«'so  letzteren,  wenn 
auch  nicht  in  allen  Fällen  und  durchaus, 
I  so  «loch  der  Hauptsache  nach  richtig  er- 
,  kennen.   Die  ^exakte  Xationalökonomik^  ist 
nach  Menger  (S.  TS)  eine  Theorie,  welche 
uns  die  Aeiisserungen  des  menschlichen 
j  Eigenmitz«'s  in  den  auf  die  Deckung  ihres 
Güterbedarf« 's    hinzielenden  Bestrebungen 
der  wirtschaftenden  Mensehen  ....  ver- 
stehen lehren  will.    Das  Verständnis  der 
übrigen  Tendenzen  d«'s  letzteren,  z.  B.  unter 
dem  Gesichtspunkte  des  Gemeiusiunes,  des 
strengen  Waltens  der  ftechtsi<l«'0  u.  s.  f. 
sei  anderen  Theorien  vorbehalten. 

Es  ist  danach  klar,  dass  sich  die  Xational- 
ökonomik,  trr)tz«l«'in  Meng  er  die  hart- 
näckig»- Vermengung  von  (ieschichte.  Politik 
un«l  Theorie  «ler  VolkswirtschaJt  gebi-o<-hen 
hat,  noch  immer  in  Wahlsprüchen  U-wegte. 
Einerseits  wunle  die  gn.»sse  Holle  des  Ge- 
wissens. dt->s  Gemeinsinns,  «ler  Barmherzig- 
keit im  wirtschaftlichen  Ia-Im-u  anerkannt, 
andrerseits  diese  Faktoren  ohne  genügende 
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Altruismus 


Grunde  faktisch  oder  prinzipiell  ans  der 
abstrakten  Theorie  ausgeschlossen.  Erst  Sa  x 
hat  die  Gesamtheit  der  uichtegoistischen 
Wirtsehaftserscheinungen  unter  gemeinsam«: 


menschen  als  Ausfluss  seiner  Persönlichkeit 
un<l  der  selbsthestimmten  Beziehungen  zu 
anderen  Personen  zu  gestalten.*  —  Altruis- 
mus ist  nun  >  Uel)crtragung  dessen,  was  die 


Begriffe  vereinigt,  indem  er  in  seiner  Schrift : ;  Etliik  Altruismus  nennt,  auf  das  ökonomische 
IVbcr  das  Wesen  und  die  Aufgaben  der  f  Gebiet  <  .    Diese  Kichtung  des  ökonomischen 
Nationalökonomie'   nelien  der  Theorie  des  ' 
Egoismus  eine  Theorie  des  Altruismus  und 
Mntualisinus  entwickelte.    Allerdings  hatte 
bereits  Ad.  Wagner  in  seiner  -Grund- 
legung* die  Einteilung  der  wirtschaftlichen 
Handlungen  in  drei  Systeme,  das  privat  - 
wirtsehaft  liehe,  das  gemoinwirt schaftliche  und 
das  karitative  vorgenommen  und  sehr  ent- 
schieden die  dem  Egoismus  entgegengesetzten 
Tendenzen  betont.   Allein  eine  erschöpfende, 
wissenschaftliche  Würdigung  derselben  luit  er 

doch  nicht  geboten.   Er  fasst  sie  nicht  unter  !  des  Egoismus,  überwiegt  ihn  sogar.  Weiteres 


Strebens  auf  gewisse  31  irmenschen,  woraus 
dieselben  Erhaltung  und  Entfaltung  ge- 
winnen, führe  zwar  zu  gesteigertem  Egois- 
mus gegen  all»'  übrigen,  es  bedürfe  jedoch 
der  speziellen  Iiibetrachtnahme  der  ersteren. 
In  den  Hereich  des  individualistischen  Al- 
truismus gehöre  namentlich  die  Familie: 
ein  Kreis  von  Personen,  auf  welche  sich 
das  Krhaltungs-  und  Entwiekelungsstrelien 
der  Einzelnen  bezieht.  Diesen  Personen 
gegenül>er  ist  der  Altruismus  Kinschrüukuiur 


leitende  Hegriffe  zusammen  und  weist  ihnen, 
trotz  prinzipieller  Anerkennung,  in  der 
Theorie  der  Privatwirtschaften  einen  unter- 


karitative 
Allerdings 

rtschaften  einen  unter-  !  sei  oft  persönliche  Lustompfindung  de 
geordneten  Platz  an.  Auch  würdigt  er  nicht  Spendenden  oder  Hoffnung  auf  Ixmn  in 
hinlänglich  ihre  Hodeutung  im  gemeinwirt- 
schaftlicheu  und  karitativen  System,  welch' 
letzteres  überdies  dem  gemein-  und  privat- 
wirtschaftlichen  nicht  gegenübergestellt 
werden  sollte,  da  beide  zugleich  karitativ 
sein  können.  —  Aehnliches  gilt  von  den 
wichtigen  Ausführungen  Sehaeffles.  der 
gleichfalls  sowohl  die  durch  die  öffentliche 
Gewalt  zum  Nutzen  der  Gesamtheit,  als 
auch  die  zur  Befriedigung  anderer,  mittels 
freier  aufopfernder  Hingebung  vorgenom- 
menen Handlungen  berücksichtigt  und  ülier- 
hanpt  die  altruistischen  Handlungen  in 
grossem  Pinfange  in  seiue  Darstellung  ein- 
bezieht, ohne  doch  diesbezüglich  eine  voll- 
ständige Einteilung  der  wirtschaftlichen 
Handlungen  und  eine  zusammenhängende 
Theorie  des  Altruismus  zu  schaffen. 

Sax  geht  l*-i  der  Analyse  der  sozial- 
ökonomischen Erscheinungen  vou  Individu- 
alismus ihm t  Kollektivismus  aus.  welche  er. 


Heispiel  des  Altruismus  ist  da? 
System   in  Wagners  Sinne 

im 

Jenseits  mit  ein  Motiv  des  Handelnden,  al<er 
für  den  wirtschaftlichen  Effekt  sei  dieses 
innere  Motiv  sowie  überhaupt  die  ethische 
Qualifikation  gleichgültig.  Schwierig  sei  die 
quantitative  Analyse  des  Individualismus. 
Egoismus  und  Altruismus  seien  jedoch  stets 
einander  bedingende,  gleich  wesentliche 
Seiten  desselben. .  Der  Altruismus  allein, 
strikt  durchgeführt,  werde  zum  Kommunis- 
mus, der  Egoismus  tivte  fast  immer  in  Ver- 
bindung mit  Altruismus  auf.  Keiner  Egois- 
mussei im  Widerspruch  mit  der  Erganzuhgs- 
bedürftigkeit  des  Menschen  —  eine  wider- 
natürliche Entartung. 

Neben  dem  Individualismus  unterscheidet 
Sax  den  Kollektivismus:  Einordnung  der 
Menschen  in  grössere,  stabile  Gruppen,  welche 
sich  im  Verhältnis  zu  einander  wie  zu  In- 
dividuen egoistisch,  mutualistisch  und  altru- 
istisch bethätigen.  so  dass  der  Einzelne  nur 
als  Mitglied  der  Gruppe  und  in  Beziehung 


wie  wir  glauben  irrig,  als  der  Menschen-  auf  dieselbe  in  jenen  Richtung 
natur  von  Anfang  innewohnende  Elemen- 
tarkräfte ansieht,  während  hier  von  l>e- 
sonderen    Klüften    so    wenig  gesprochen 
werden  sollte  ab 
einer  liebenskraft. 

als  Kollektivismus  bethätigen   sich  in  id 
truistischer,  mntualistischer  und  egoistischer 
Weise.     Individualismus    ist    nach  Sax' 


■n  motiviert 

wird   und  seine   Kraft  der  Gemeinschaft 
selbst  bis  zur  Vernichtung  seines  Individuums 
widmet.    Hierher  gehören  Staat.  Nationa- 
in  der  Physiologie  vou  lität,  Kirche.    Nach  innen,  dem  Individuali— 
Sowohl  Individualismus  •  nius  gegenüber,  Ausweitung  des  Altruismu> 

und  Mutualisnius.  ist  der  Kollektivismus 
nach  aussen  egoistisch,  nur  ausnahmsweise 
altruistisch.    In  seiner  Grundlegung  spricht 
mehr  origineller  als  glücklicher  Bestimmung' Sax  wiederholt  von  den  Funktionen  des 


'das  angeborene  Studien  jedes  Meuscheu. 
sich  selbst  als  den  Mittelpunkt  des  sozialen 
Kreises  zu  betrachten.  Alles, 
Menschen,  auf  sich  zu  Itcziehcn,  sein  Kigen- 
wesen  hierin  gegenüber  anderen,  frei  zu 
bethätigen  und  so  seinen  Zusammenhang 
mit  der  Menschheit  sich  selbst  zu  suchen'  , 
oder,  wie  Sax  in  der  .«Grundlegung'  defi- 
niert:     sein   egoistisches,  inutualistisches 


Altruismus.  Auf  individualistischem  Gebiete 
äussere  er  sich  in  jenen  Güterühcrweisungeii 
Dinge  und  .  an  Mitmenschen,  welche  lediglich  deren  Er- 


haltung und  Entfaltung  bezwecken,  sei  e, 
nun,  dass  die  Bezichuup'ii  zwischen  Sander 
und  Kmpfämjvr  vorübergehende  seien  oder 
durch  «lauernde  Verbände  vennittelt  werden. 
I>.t  Kollektivismus  hingegen  erweitere  ihn 
Altruismus  über  die  enge  Grenze  der  per- 
oder  altruistische.-.  Verhalten  zu  den  Mit- 1  sölllichen  Beziehungen  hinaus  auf  die  Ge- 
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samtheit  der  Besitzenden  innerhalb  eines 
Verkindes  gegenfüVr  den  Niehtbositzenden. 
Der  Egoismus  werde  l>escliränkt  dureh  An- 
erkennung des  fremden  Besitze*,  durch  die 
Pflicht  der  Aufopferung  für  die  Gesamtheit, 
andrerseits  durch  den  Anspruch  des  Ein- 
zelne» auf  Erhaltung  aus  deren  Gütorlie- 
standc.  Verschiedene  Thütigkeiten  des 
Staate  seien  mutnalistiseh-altruistisohor  Art, 
se  die  Bekämpfung  des  Egoismus,  die  Sehutz- 
zölle  u.  s.  w.  Eine  ausführliche,  zusammen- 
liängendo  Darstellung  der  Funktionen  des 
Altruismus  ist  in  Sax'  bisherigen  Schriften 
leider  nicht  enthalten. 

Der  Kehler  in  Sax'  Einteilung  liegt  in 
Unterscheidung  des  Mutualisnius  als  gleich- 
wertigen Elementes  nein»»  Altruismus  und 
Egoismus,  während  er  thatsflchlieh  als 
Mischung  von  Altruismus  und  Egoismus 
auftritt.  Sax.  der  hiermit  einen  Verstoss 
gegen  die  von  M  enger  in  Erinnerung  ge- 
brachten Prinzipien  wissenschaftlicher  Iso- 
lierung l*geht,  gesteht  jenes  Mischungsver- 
hältnis wiederholt  indirekt  zu.  ohne  es  in 
der  Definition  des  Mutualisnius  zur  Geltung 
zu  bringen:  er  bringt  sogar  Altruismus  und 
Mutualisnius  in  direkte»  Gegensatz,  indem 
er  von  Mischungsverhältnis  dos  Mutualis- 
nius und  Altruismus  spricht.  Mit  Recht 
hat  Sax  seine  diesbezüglichen  I/diren  bloss 
als  Versuch  ^zeichnet.  Der  Gegenstand 
ist  neu  und  so  gross,  dass  die  Theorie 
durch  längere  Zeit  nicht  ültcr  das  Sta«liuin 
des  Versuchs  hinauskommen  dürfte. 

Referent  nimmt  in  seiner  Monographie 
--Altruisnius  und  Egoismus  in  iler  National- 
ökonomie', folgenden  Standpunkt  ein.  Al- 
truismus umfasst  jedes  Ilandebi.  welches  den 
Vorteil  anderer.  Egoismus  dasjenige,  welches 
den  eigenen  Vorteil  zum  nächsten  Zweck 
hat.  Handlungen,  welche  zugleich  altruistisch 
und  egoistisch  sind,  heissen  mutualistisch. 
Dieser  einfachen  Fanteilung  können  sämtliche 
wirtschaftliche  Handlungen  untergeordnet 
werde».  Einteilungsgnmd  ist  nicht  gegen 
wen.  sondern  für  wen  gehandelt  wird,  des- 
halb sind  viele  individualistische  und  zugleich 
sämtliche  kollektivistische  Handlungen  altru- 
istisch event.  mutualistisch:  ein  kollektivis- 
tischer Egoismus  ist  von  diesem  Standpunkte 
nicht  gegeben.  Altruistisch  sind  sämtliche 
lil.-erale  Handlungen  mit  Einschluss  der 
Familienwirtschaft,  das  karitative  System 
Howie  die  wirtschaftlichen  Handlungen  t|er 
Beamten  des  Staates  und  der  Korporationen 
in  ihrem  Amte,  ohne  Rücksicht  auf  die 
egoistische  oder  nichtogoistischo  Natur  ihres 
Dienst verti-ages.  da  sie  zum  wirtschaftlichen 
Vorteil  anderer,  nicht  zu  dem  des  Handelnden 
erfolgen.  Egoistisch  hingegen  ist  die  Thfttig- 
kerf  des  Lohnarbeiters,  da  ihm  nur  sein 
eigener  Erwerb,  nicht  die  Bereicherung  des 
Arbeitgebers  nächster  Zweck  ist.    Der  Ein- 


wurf Sax'  (Gründl.  L'fii  und  E.  L.*s  (Litt. 
Centralbl.  I.ss7  S.  ."42 1  hiergegen  ist  unbe- 
gründet.  Massgebend  für  Klassifizierung  ist 
i  nur  der  wirtschaftliche  Zweck  der  Handlung, 
'  nicht  ihre  inneren  Motive.    Ein  Akt  der 
Wohlthätigkeit   ist  also   wirtschaftlich  al- 
truistisch, wenn  auch  der  Spender  hierzu 
|  durch  nicht  wirtschaftlichen  Egoismus,  z.  H. 
Befriedigung  der  Eitelkeit  bewogen  wurde. 
In  diesem  Punkte  befinden  wir  uns  mit 
Dietzel  (Zeitsohr.  f.  Staatsw.        S.  fjsf.'t 
und  Sax  (Wesen  und  Aufg.        in  Uelier- 
einstimmung.    Die  Theorie  dos  Altruismus, 
welche  Referent  (Egoismus  und  Altruismus 
Kap.  ü  ff.)  im  einzelnen  darzustellen  suchte, 
ist  ilurr  ganzen  Grundlage  und  ilu*em  In- 
halte nach  zweifelhaft  und  strittig.  Eine> 
jedoch  scheint  sicher  zu  stehen.   Die  Kontro- 
versen über  Begriffsbestimmung  des  Altruis- 
mus berühren  nicht  die  Grösse  seiner  Be- 
deutung für  die  Theorie  der  wirtschaftliche» 
Erscheinungen.  Böhm-Bawerk  irrt,  wenn 
er  die  Einbeziehung  des  Altruismus  in  die 
Theorie  nicht  als  fundamentale  Umgestaltung 
!  der  letzteren  gelten  lässt.    Die  Schrift. -u 
Schäffles.  Wagners  und  Sax  -Grund- 
legung'  genügen  liereits  gegenwärtig  als 
Gegenbeweis.     Die   weitere    Entw  ickehing 
der  Theorie  des  Altruismus  dürfte  Berück- 
sichtigung der  kirchlichen  sowie  der  sozia- 
listischen Richtung  der  wissenschaftlichen 
Natioiialökonomik  erfordern.    Die  sozialis- 
tischen Theorien,  welche,  von  einer  opti- 
mistischen Beurteilung  der  menschlichen 
Natur  ausgehend,  schliesslich  zu  utopische» 
Bildungen  gelangten,  haben,  ohne  es  zu 
wissen,  eine  wichtige  Vorarbeit  für  Beut- 
;  teilungdesals  isolierte  Erscheinung  gedachte» 
I  Altruismus  geliefert.    Dasjenige,  was  in  der 
|  sozialistischen    und   christliche»  Littcrafur 
als  jK»litis<  h-öko»omischcs  Postulat  ai;f_* 
wurde,  beruht  auf  Beobachtungen  t!i;;?>äch- 
lieher  altruistischer  Erscheinung  i  und  auf 
Verallgemeinerung    derselben     zu  einem 
!  Prinzip«'.     AU   politisches   Prinzip  ebenso 
j  unbrauchbar  wie  «b  r  Egoismus  sind  jene 
'Theorien  von  grossem  Werte  für  Erkenntnis 
'der  altruistischen  Elemente  der  Itestehende» 
Wiitx-hnftv.pbiung  und  für  ihre  theoretische 
Behandlung.  Unter  den  zahlreiche»  ehristlich- 
:  sozialen  Schriften,  welche  den  Altruismus 
speziell  ins  Auge  fassen,  nennen  wir  V il Je- 
nen vo-P>argemont.      Economic  polif. 
.  chretienne  (Bmx.  1*:$7).  Dieser  Schriftsteller 
|  greift  die  klassische  Theorie  des  Egoismus 
1  heftig  an  um!  empfiehlt  gerechte  Verteilung 
der  Produkte  als   wirtschaftliches  Haupt- 
korrektiv.     Die  Einleitung  und  Kapitel  1 
S.  l  -l'.Mi)  sind  der  Kritik  im  altruistische» 
inne  gewidmet,  der  Rest  des  umfangreichen 
Buches    einer    spezielle»    Darlegung  des 
j  karitativ*  »  Systems,  das  schliesslich  alle 
|  Uehel    heile»    soll.     Beachtung  verdienen 
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ferner  die  "Werke  iV-rins  (De  la  richesse 


dans  les  soeict«'*s  ohretieunes,  Paris  1868, 
deutsch  1*08  und  I.ios  lois  de  la  societe 
«hretienno.  Paris  1870,  deutsch  u.  d.  T. 
Christliche  Politik  1X7«).  Hitzes  Kapital 
und  Arbeit  (1880),  Ratzingers  Die 
Volkswirtschaft  in  ihren  staatlichen  Grund- 
lagen (1881),  sowie  verschiedene  Ab- 
handlungen in  den  ^Stimmen  aus  Mnria- 
Liach«  und  den  ^christlich-sozialen  Blättern« . 
Ausser  Stande,  hier  auf  diese  Schriften 
näher  einzugehen,  möchten  wir  «loch  im 
Interesse  einer  ausführlicheren  monogra- 
phischen Behandlung  des  Altruismus  be- 
sonders auf  sie  hinweisen. 

Litterator:  linrgun,  Egoitmu*  uutl  .Vtnti*mu* 
in  tirr  SiilinnnlUkontiirtif,  Lriptig  lAtfii.  —  Stil, 
Ikm  Wrnrn  und  </|V  Aufgtilm  'irr  Xnlinnal- 
i'k«n;mU,  If/Vn  MAf .  —  Derselbe,  lirnniUnjung 
ihr  thn.rrt.  Stant*>rirt»chnft,  Wir,,  ISST. 

r.  ltnrgun. 


Amortisation  s.  Staatsschulden, 
Mort if ikatiou,  Buchführung. 


Amortisationsgesetze. 

1.  (.ieschichtliches  und  Prinzipielles.  II.  Gel- 
tender Keobtszn«tan«l :  1.  Uebemhlit.  2.  Preuswen. 
3.  Bnvern.  4.  Die  übrigen  deutsehen  Staaten 
nnil  klsK.ss-Lothringen.  III.  Litteratur  und 
Aiitdand. 

I.  Geschichtliches  und  Prinzipielle». 

Amortisationsgesetze  im  staatskirehenrocht- 
liehen  Sinne  sind  Gesetze,  welche  «lie  Be- 
schrankung der  Vermögens-  und  Erwerbs- 
fähigkeit der  Kin-hen  und  kirchlichen  An- 
stalten zum  Inhalte  haben.  Drei  Momente 
haben  vor  allem  zusammengewirkt,  um  die- 
jenige Lage  zu  scliaffen,  welche  seit  dem 
Mittelalter  dazu  führte,  dem  Vorm«"*gons- 
erwerb  der  Kirche  bestimmte  Schranken  zu 
setzen.  Zum  ersten  «las  System  «1er  Er- 
werbsprivilcgien.  welchem  von  der  ehristlieh- 
i-ömischen  Kaisergt^setzgebung 
von  der  Papst-  und  Konziliargcsetzgehung 
sodann  übernommen  un«l  zu  dem  Erfolge  ab- 
geschlossen wurde,  dass  ein  Kanonist  des 
Mittelalters  von  1U7  Erwerbsprivilegien  der 
Kin  he  erzählen  konnte.  Zum  zweiten  die 
solcher  reehtlicheu  Mögliclikeit  schranken- 
losen Erwerbes  vollauf  cutsprechende  that- 
sächliche  Bereicherung  der  Kirche,  wie  sie 


in  den  Vergabungen  von  Tmleswegen  und, 
nachdem  mit  der  Rezeption  des  frenwlen 
Rechts  die  Form  «1er  Testamente  allgemein 
in  Aufnahme  gekommen  war,  in  «lern  sog. 
Soelgerät  nachgeahmt  und  durch  Veranstal- 
tungen   und   Beeinflussungen   der  Kirche 
selbst  aufs  na<didriickliehste  gefönlert  wurde. 
Zum  dritten  die  ■wirtschaftliche  Isolierung 
«les  Kirchenguts  durch  die  stäinligo  Erhal- 
tung «les  einmal  erworbenen  und  fortwährend 
vermehrten  Besitzstandes,  wie  solche  nament- 
lich durch  das  Staats-  und  kiivhongesetz- 
lichc  Verbot  der  Veräussening.  ja  um  der 
dinglichen  Belastung  von  Kiivhen vermögen 
rechtlich  garantiert  und  ausserdem  durch 
die  kirchliche  Ausübung  der  streitigen  Ge- 
richtsbarkeit  in   Testamentssachen .  feiner 
durch  «lie  Rechtsgrundsätze  über  Klagen- 
und  Acquisitivverjähning  sowie  über  «lie  in 
integrum  restitutio  der  Kirche,  endlich  durch 
«Ii«;  zahlreichen  Immunitäten  der  Kirchen- 
und  Stiftungsgüter  begünstigt  war;  ihrem 
Erhaltungstriebe  verdankte  die  Kirche  «lie 
Benennung   'mauus  mortua- :  bezeichnend 
genug  wurde  das  Zueignen  von  Vermögen 
an  «lie  Kirche  »admortizare« ,  admortizattos 
genannt.    Die  nachteiligen  Folgen  des  Zu- 
sammenwirkens dies«>r  drei  Momente  wur- 
den beim  Beginn«'  der  zweiten  Hälfte  des 
Mittelalters  in  allen  Si'hichten  «ler  Gesell- 
schaft, von  «l««n  Landes-  und  Lehnsheim 
bis  ln'rab  iu  die  Kreise  der  gewerbehvibon- 
den  Bürger  der  Städ»««  empfindlich  gefühlt. 
Das  gesellschaftliche  Gleichgewicht  war  ge- 
stört. Ausser  ihrem  geistigen  l.Vl>erg«?wiehte 
hatte  die  Kirche  nunmehr  j«Ml«*r  neben  ihr 
aufstrebenden  Macht  auch  noch  «las  ökono- 
mische entgegenzus«*tzen.   Die  I^andeshoheit 
war  durch  Verminderung  «ler  territorialen 
Steuerkraft  im  thatkräftigen  Emporstreben 
gehemmt.    Die  l/'hensverpfliehtungeu  Utten 
durch  die  kirchliche  Immunität.    Die  Städte 
waren  in  d«»r  Möglichkeit,  «lie  Früchte  und 
Errungensehaften    ihres    Fh-isses  gewinn- 
bringend anzulegen  und  eintrilglich  zu  ver- 
werten. l»esehrftnkt.    Die  gesamte  Steuerlast 
konzentrierte  sich  auf  die  weltliehen  Koi|xv- 
rationen.    Ihre  Leist ungsfähigkeit  aber  ver- 
hegründot. ;  minderte  sich  in  eben  dem  Verhältnisse, 
i  als  umgekehrt  das  Mass  der  öffentlichen 
leisten  und   Verpflichtungen  wuchs.  Diu 
Familien  «endlich  und  «lie  Einzelnen,  deren 
Hoffnung  auf  zukünftiges  Vermögen  nicht 
selten  durch  Oeffnen  und  Schliessen  der 
toten  Hand  vernichtet  war,  füldt«-n  sich  in 
ihren  natürlichsten  Rechten  gekränkt  und 
ohne  genügenden  Rechtsschutz  gegenüber 
«ler   alles    beherrschenden   Kirche.  Eine 

lot- 

Sie  erfolgte  in 

len  >leges  de  uon  admortizando«.  Nicht 


in   wahrhaft  grossartigein   Massstabe  von 

römischen  Kaisern  und  fränkischen  Königen  I  R«iaktion  gegen  diese  Peltclstände  wai 
in  Vollzug  gesetzt,  von  «lern  gläubigen  o«ler !  wendig  un«l  unausbleiblich 
aU'rgläubiselien  Volke  in  allen  inu*  denk 

baren  Formen,  welche  das  Recht  für  Vor-  etwa  handelte  es  sieh  dabei  um  «len  Kampf 


mögenszuwendungeu  darbot,  namentlich  aber  von  Arbeit  uud  Kapital  im  sozialistischen 
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Sinne  der  Ot^-nwart.     Denn  die  Kapital- 
anlage für  die  Ewigkeit  erschien  der  öffent- 
lichen Meinung:  und  dem  allgemeinen  Zeit- 
bewusstsein   immerhin   noch  »dir  gewinn- 
bringend und  die  Trägheit  des  Mönches  in 
ihrer  Art  elienso  notwendig  nnd  anerkennens- 
wert, als  der  Fleiss  von  Bürger  und  Bauer. 
Vielmehr  gleicht  jene  Reaktion  dem  Prisma, 
das  unter  dem  Brechen  des  Lichtstrahls 
verschiedene  Färbungen  zeigt.    Ihren  Ans- 
gspunkt  bildete,  sogar  schon  in  schwachen 
•ätzen  <ler  Volksreehte  und  in  frankischen 
Gesetzen   des  1).  und  10.  Jahrh..  <lie  Ver- 
letzung des  Rechtskreises  der  Einzelnen  und 
der  Familien.    In  ihrer  weiteren  Entwicke- 
lt nur  und  namentlich,  soweit  sie  von  Stalten 
oder    weltlichen     Korj>orationen  ausging, 
welche  sich  kaiserliche  oder  landesherrliche 
Amortisarionsprivilegien  zu  erw  irken  wussten. 
erhielt  sie  eine  melu*  und  sogar  ausschliess- 
lich   national«" konomische  Bedeutung.  In 
ihrer  oliersten  Spitze  endlich  und  soweit  sie 
von  den  I^ndesherrn  aufgenommen  ward, 
erschien  sie  als  eine  Phase  in  dem  Kampf 
des    zum   Selbstbewusstsein  erwachenden 
und   um    seine   Selbständigkeit  ringenden 
Staates    gegen    die    kirchliche  l'niversal- 
monan-hie.    Die  bemerkenswerteste  Krsohei- 
nnng  ist  dal>ei  die.  dass  in  den  geistlichen 
Monarchien,  so  in  Würzburg  und  Kurmainz, 
in  Kurtrier  und  Kurköln,  stets  die  häufigsten 
und  einschneidendsten  Amortisationsgesetze 
erlassen  worden  sind.    Durch  diese  cliarak- 
teristisch    aus    der  Gesamtgeschiehte  der 
Ainortisationsgesetzc    hervortretende  That- 
sache.  sowie  durch  die  andere,  dass  auch 
nach  der  Reformation  gerade  in  den  katho- 
lischen Staaten  des  Abendlandes,  in  Oester- 
reich. Bayern  und  Frankreich,  in  den  Nieder- 
landen und   in   Belgien,  in  Spanien  und 
Portugal .  in  Sardinien ,   Xeaj>el ,  Toskana 
und    Venedig    das   Amortisationsrecht  in 
ausgiebigstem    Masse    geübt    wurde,  ist 
auch  heutzutage  jede  gegen  die  geschicht- 
liche    Berechtigung     solcher  staatlichen 
Reaktion  gerichtete  theoretische  Gegenlic- 
weisfühmug  aus  dem  kanonischen  Rechte 
fiberfliissig  gemacht.    Am  lebhaftesten,  mit 
den  wunderlichsten  Elementen  für  und  wider, 
mit  ungezügelter  Ixudenscliaft  und  mit  dem 
grössten  Aufwand  von  Streitern  auf  beiden 
Seiten  wurde  der  Kampf  um  das  staatliche 
Amortisationsrecht  im  17.  und  1K.  Jalirhundert 
geführt.     [Netten    einer    grossen  Anzahl 
anonymer  Schriftsteller  namentlich :  Epstein 
lb7o.  Seh wendendörfer  1677,  Eisenhart  IUI«, 
Michel  1Ö9N,  Glatt  le  1714.  Schweder  172:*. 
SoeU  1740.  Pertsch  1745.  Wahl  174b.  Hahn 
174b.  Friederich  1747.  V.  v.  Lochstein  17W>. 
Besing  1768.  Gufl  176X,  Moshamm  I79*.j 
Aber  fdier  alle  Theorien  des  mittelalter- 
lichen Kirehenstaatstums  oder  des  aufge- 
klärten   Stoatsabsolutlsiuus    hinweg  ging. 


allein  d.«m  Bedürfnis  und  der  Notwendig- 
keit gehorchend .  die  Reaktion  gegen  die 
Begehrlichkeit  der  toten  Hand  ihren  eigenen 
Weg.  bis  sie  endlich,  den  Rechtshoden  über- 
schreitend, in  den  Säkularisationen  an  der 
Wende  des  19.  Jahrhunderts  gewaltsam  und 
widerrechtlich  zum  Durchbruch  kam.  Aller- 
dings wurde  durch  die  Verfassungsurkunden 
des  modernen  Rechtsstaats  der  Wiederkehr 
gewaltsamer  und  rechtswidriger  Eingriffe  in 
das  Kirehenvermögen  wirksam  vorgelteugt. 
Allenthalben  wurde  (bis  letzten'  unter  den 
besonderen  Schutz  des  Staates  gestellt,  d.  h. 
abgesehen  von  dem  selbstverständlichen 
privatrechtlichen  Schutze  seine  Einziehung 
zu  dem  Staatsvermögen  sowie  seine  Ver- 
wendung zu  anderen  als  kirchlichen  Zwecken 
unbedingt  ausgoscldossen.  Aber  als  Korrelat 
dieses  Schutzes  einerseits  und  des  prinzipiellen 
Anerkenntnisses  der  Erwerbsfähigkeit  der 
Kirchen  andererseits  wurde  elienso  allgemein 
teils  ausdrücklich  ausgesprochen .  teils  still- 
schweigend vorausgesetzt .  dass  der  Kirch* 
neues  Vermögen  nur  in  den  Formen  und 
nach  dein  Masse  der  materiellen  Besehiän- 
kungen  des  bürgerlichen  Rechts  zu  erwerben 
gestattet  sei.  In  diese  Voraussetzung  war 
also  der  Fortbestand  älterer  Ainortisations- 
gesetze  ebenso  wie  der  Vorbehalt  künftiger 
Ausübung  des  Aniortisationsroehts  mit  ein- 
geschlossen. Auch  die  Grundrechte  des 
deutschen  Volkes  vom  21.  27.  Dozemlter  1*4* 
enthielten  in  Art.  IX.  4  die  Bestimmung: 
•  Für  die  tote  Hand  sind  Beschränkungen 
des  Rechtes,  Liegenschaften  zu  erwerben 
und  über  sie  zu  verfügen,  im  Wege  der 
Gesetzgebung  aus  Gründen  des  öffentlichen 
Wohles  zulässig.-  Eine  praktische  Wirksam- 
keit äusserte  dieselbe  jedoch  nicht.  Denn 
die  Staaten,  in  deren  Verfassung  sie  über- 
ging, besassen  teils  schon  eine  mehr  oder 
weniger  entwickelte  Amortisationsgosot/.- 
gebnng.  teils  Hessen  sie  es  bis  heute  Itoi 
der  verfassungsmässigen  Zulässigkeit  des 
Erlasses  von  Amortisationsgesetzen  beruhen. 
Keine  Amortisationsgesetze  liestehen  hier- 
nach in  Sachsen,  beiden  Mecklenburg.  <  Mdon- 
burg,  Rraunsohweig.  beiden  Sehwarzhurg. 
Waldeck.  leiden  Retiss,  Sehaumburg-Lippe. 
Hamburg,  Lübeck  und  Bremen,  also  in 
14  deutschen  Staaten.  Ihre  Erklärung  findet 
dies«-1  Thatsache  zumeist  in  den  konfessio- 
nellen Verhältnis»*!!  dieser  Staatsgebiete; 
sie  zählen  unter  01  j  Millionen  Einwohnern 
durchschnittlich  noch  nicht  4"o  Katholiken. 
Sagte  doch  schon  der  alte  Gesetzgeltor 
Kivittmayr.  ad  Cod.  Max.  bav.  civ.  II.  17s 
so  naiv  als  wahr:  »In  protestantischen  Landen 
ist  I<ex  amortizationis  sehr  rar.  nicht  ex 
defectu  potestatis,  seil  voluntatis,  denn  was 
ohnehin  nicht  gesehiehet.  braucht  kein  Ver- 
bot mehr.r  Einen  Prinzipienstreit  ül»er  sein 
Recht,  die  Erwerbsfähigkeit  der  Kirche  im 
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Wege  der  Gesetzgebung  zu  beschränken . 
winl  «ler  moderne  Staat  kaum  mehr  an- 
nehmen. Ab»1!-  eine  andere  Frage  ist  die 
Gesetzes  politische.  1'nter  'Ion  ver- 
sehi»;denen  Systemen  sind  nain«'*utli<:*h  «las 
a  m  c  r  i  k  a  n  i  s  c  h  e  und  das  p  r  c  u  *  s  i  s  c  h  o  be- 
achtenswert. Das  nonlamcrikanisehe  Knions- 
gvsetz  vom  1.  Juli  1KÖ2  liestimmt  in  §  3, 
dass  keine  Körperschaft,  welche  religiöse 
Zwecke  verfolgt  ,  Real  vermögen  von  mehr 
als  'hMHio  Dollar  Wert  hatten  dürfe  und 
dass  jeder  diese  Grenze  ül  »ersteigende  Er- 
werb dem  Staate  anheimfalle.  Das  Prinzip 
dieser  Gesetzgebung  ist  also,  dass  »lie  Grenze 
«les  zidässigen  Gesamterwerbes  für  die 
religiösen  Körperschaften  von  vornherein 
und  für  alle  Falle  in  unerstreckbarer  Weise 
gezogen  ist.  Anders  die  preussischc  (nach- 
mals  auch  badisehe)  Gesetzgebung  in  dem 
Wege,  welchen  sie  schon  1833  eingescldagen 
liat  und  auf  welchem  sie  auch  in  der 
neuesten  Gesetzgebung  von  1H~'>  stehen  ge- 
Ulielten  ist.  Sie  fordert  von  Fall  zu  Fall 
die  Staatsgenehmigung  für  jodeu  die  Wert- 
summe  von  KHK»  Thalern  übersteigenden 
Erwerb,  statuiert  damit  aber  eine  Beschrän- 
kung, welcher  nicht  bloss  die  Kirchengesell- 
st haften,  sondern  überltaupt  alle  Korpo- 
rationen un»l  juristischen  Perso- 
n  en  im  Staate  unterworfen  sind. 
Zur  Empfehlung  des  nonlamerikanisehen 
i'rinzips  ist  namentlich  geltend  gemacht, 
dass  der  Zweck  eines  jeden  Instituts  und 
der  zur  Erfüllung  seiner  Aufgaben  nötige 
Be»larf  hinrek-hemle  Anhaltspunkte  zur  Fest- 
stellung eines  einmalig  in  ruinier  Summe 
und  keineswegs  karg  zu  greifenden  Masses 
larböten.  Sobald  hiernach  der  Zweck  einer 
Anstalt  gesichert  sei,  liestünden  keine  An- 
sprüche mehr  auf  Vcrgrösserung  des  Ver- 
mögens durch  neue  freigebige  Spemlen. 
Dagegen  sei  «lor  Vorbehalt  staatlicher  Ge- 
nehmigung für  di<-  einzelnen  Zuwendungen 
in  seiuer  Wirkung  völlig  illusorisch.  Das 
Klerikale  Ministerium  eines  Staates  werde 
alle  Vermögenszuf  Hisse  an  die  klösterlichen 
Anstalten  gutheisseu  und  thatsäcblich  sei 
alsdann  tretz  «les  (iesetzes  eine  Beschrün- 
kung  nicht  vorharnlen.  Für  di<>  Institute 
sei  rs  jo< loufalls  die  Hauptsache,  ohne 
Ende  erwcrl»en  zu  können.  Bloss  von 
untergeordneter  Bedeutung  sei  es  für  sie. 
da-s  sie  BM  M.u.H  l  Thaler  nur  in  BHt  einzelnen 
Summen  durch  Schenkungen  auuehmen 
dürften.  Bei  der  heutigen  Gestaltung  der 
Wertzirkidation  lasse  sich  eine  staatliche 
Konti-olle  über  die  Grösse  der  einzelnen 
Zuwendungen  unter  leitenden  überhaupt 
nieht  sicher  führen.  Die  Einrichtung  der 
Wertpapiere  auf  den  InliaU-r  allein  schon 
vermöge  über  derlei  Diudcmisse  leicht  hin- 
wegzuhelfen. Für  «leu  Staat  aber  komme 
es  zuletzt  d<«.-h  mir  daiauf  au,  dass  «ler 


Güterzuwachs  eine  gewiss»;-  Linie  nicht  über- 
schreite, und  «liest'  werd»'  einfacher  von 
vornherein  gezogen  als  in  immer  wieder- 
kehrender Weise  zum  Gegenstand»'  von  Er- 
örterungen uu«l  Beschlüssen  gemacht.  Diese 
Empfehbingsgründe  scheinen  in  der  That 
überzeugend  zu  sein.  Das  nordamerikanische 
System  empfiehlt  si«-h  »iem  ersten  Blick 
durch  seine  praktische  Gestaltungsfähigkeit 
und  seine  scheinbar»?  Wirksamkeit.  In  Wahr- 
heit alier  winl  gerade  die  letztere  anzu- 
zweifeln sein.  Das  Mittel  ist  zu  radikal. 
Es  kommt  in  seinem  scldiesslichon  Erfolge 
einem  al>soluten  Verbote  jeden  lukrativen 
Erwerlx*  seitens  der  Km-hengeseUschaften 
gleich  und  gerade  darin  ist  die  sichere 
Gefahr  seiner  Fingehung  und  Unwirksam- 
keit liegrümlet.  Mit  Notwendigkeit  nämlich 
muss  darnach  ein  Zeitpunkt  eintreten,  iu 
welchem  die  Kirche  »las  Mass  »les  ihr  frei- 
gegelienen  Erwerbes  emhöpft  hat.  nud 
»laniit  ein  Keehtszustand  absoluter  Erwerbs- 
t.  Die  (Quellen  aber,  aits  denen 
ihr  bisher  der  Erwerb  geflossen  ist.  ver- 
!  siegen  nicht  und  lassen  sich  auch  nicht 
1  verscldiessen.  Wo  ihnen  der  offene  Weg 
j  »les  Ri'chtes  verlegt  ist ,  suchen  und  finden 
1  sie  ihr  Ziel  auf  den  Schleichwegen  der 
'  List.  l'elicrdies  erträgt  kein  füi'  grosse 
Zwecke  geschaffener  Vennögenskreis  den 
ihm  auferlegten  Zwang  künstlicher  Stabilität 
und  rnveräuderlichkeit.  Ebenso  aW  wie 
»las  Kirchen  vermögen  mit  innerer  Notwendig- 
keit hinausstrebt  ül»er  seine  ursprünglichen 
Grenzen,  ebenso  kann  auch  «4in  in  ver- 
schiedenen Zeiten  verschiedenes  Mass  von 
kirchlichem  Gfiterbesitz  sehr  wold  im 
eigensten  Staatsinteresse  gelegen  sein.  Weit 
empfehlenswerter  ist  es  »laher.  »lass  der 
Staat  durch  «las  Hecht  der  Genehmigung 
von  Fall  zu  Fall  die  Möglichkeit  der  fort- 
wälu-endeu  Grenzregulierung  des  kirchlichen 
Ciüterltesitzes  in  «1er  Hand  l>elialtt\  (A.  M. 
v.  Bar.  Staat  und  katholische  Kirche  in 
Preusseu.  1SH3.)  Noch  wichtiger  aber  ist 
ein  anderes.  Es  liegt  die  prinzipiell 
a  1 1  e in  r i c h t  i g e  L ö s u n g  darin, diejenigen 
Erwerbsbeschränkung«»u.  welche  ausschliess- 
lich gegen  die  Kirche  gerichtet  sind,  zu  be- 
seitigeu  und  den  Erwerb  der  letzteren  nur 
in  eben  «lern  Umfange  zu  beschränken,  als 
di«  s  gegenüber  allen  Korporat  tonen 
un«l  juristischen  Personen  im 
Staate  geschieht.  Die  Zw*H:kmÄssig- 
keit.  wo  nicht  Notwendigkeit  der  Beschrän- 
kung des  korporativen  Eigentumserwerbs 
überhaupt  wird  gegenwärtig  unter  Ein- 
I  sichtigen  kaum  mehr  verkannt.  Namentlich 
j  hat  die  Berufung  auf  «las  wirtschaftliche 
i  Freiheitsprinzip  durch  das  Gericht  der  That- 
I  Sachen,  welches  auch  auf  anderen  Gebieten 
!  t\aa  wirtschaftlichen  un«l  sozialen  Leliens 
über  das  System  des  abfluten  laisser  passer 
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•rpMig-f-n  i-.t.  all.-  Verlockung  und  Zugkraft 
vi»gebns>st.  Amlororseits  alier  sind  dit?  wirk- 
sunsten  Motive  für  « lio  Boil>elialtimg  von 
.\m«<rtisationsgesetzen  im  Sinne  von  aus- 
-hliesslieh  gopMi  «lio  Kirchen  gerichteten 
£rwerl.sl>esehrän  klingen  in  «ler  Gegenwart 
••Utweiler  erheblich  abgiwhwächt  o«lor  gänz- 
Iii  l\  in  Wegfall  gekommen.  Duivh  die  Be- 
*-itigung  «ler  mittelalterlichen  kirchliehen 
Immunität  ist  ihnen  »las  wesentlichste 
>?aal  s  w  i  r  t  seh af  1 1  icho.  durch  die  ver- 
änderte Bedeutung  <les  Orlens-  und  Kloster- 
wesens  für  die  Gesellschaft  das  hauptsäch- 
lichste v « 1 1  k  s  w  i  r  t  s  e  h  a  f  1 1  i  c  h  e ,  durch 
«Ii»1  Aufhebung  endlieh  der  schädlichen  Er- 
werhsprivilegien  das  bedeutsamste  privat- 
wirtschaftliche  Motiv  entzogen  worden. 
Iier  Erwerb  der  Kirehenge**llschaften  unter- 
liegt somit  im  grossen  un«l  ganzen  keinen 
anderen  und  grösseren  Bedenken  mehr  als 
der  korporative  Erwerb  überhaupt.  Insofern 
bleibt  ja  freilich  immer  eine  Verschieden- 
heit bestehen,  als  «ler  Kiivhe  vor  ander» 'ii 
Kormrationen  die  stärkste  aller  Mächte,  die 
Macht  über  die  Gewissen,  zur  Ausbeutung 
ihrer  Erwerbsfälligkeit  zur  Verfügung  steht 
und  als  allerdings  stärkere  Bestimmungs- 
grfindo  für  Zuwendungen  an  kirchliche  als 
an  weltliche  Korporationen  vorhanden  sind. 
Gegen  dieses  Tel »erge wicht  würde  aber  auf 
•  lein  realen  Boden  staatlicher  Gesotzgebungs- 
politik  ein  entsprechendes  Gegengewicht 
viel  zweckmässiger,  als  durch  Ausnahm»  v 
gesetzgebung  «latlureh  zu  beschaffen  sein, 
dass  gegenülier  Kirehengesellsf-hafteu,  deren 
Zeigender  Gütorbesitz  Bedenken  »-rregt, 
eine  verhältnismässige?  Zurückziehung  der 
Leistungen  aus  Staatsmitteln  zu  kirchlichen 
Zw«x-kon  einzutreten  hätte. 

II.  Geltender  Reehtszustand.  l.r«  b er- 
sieht. Der  geltende  Re«.htszustan»l  ist 
ungemein  kompliziert.  In  1 1  deutschen 
Staaten  (Preussen.  Bavem,  Württemberg. 
Ba'len.  Hessen,  S.- Weimar.  S.-Meiningen. 
S.-Alf«nbnrg.  S.-Koburg-Gotha,  Anlialt.  Lippe) 
und  den  R«-iehslau<leu  Elsass-I»thringen  bo- 
stehen  2H  (»nippen  von  Amortisations- 
gesetzgehuugen  mit  den  verschiedensten, 
temtorial  einamler  vielfach  »lurchkreuzcuilen 
Geltungsgebieten.  Innerlialb  der  meisten 
<lie»er  Gruppen  beridit  «las  geltemle  R<>«.-ht 
auf  einer  Mehrzalü  von  Ainoilisationsgesetzen  : 
ihrtiesamtk-stand  ül>erstoigt  die  Zahl  von  <>»». 
Ihrem  Inhalt»'  nach  sind  die  deutsehen 
Amortisationsgesetze  sehr  verschieden.  Nach 
einigen  ist  lediglich  «ler  Mobiliarerwerb  bo- 
v  hränkt.  Die  Beschränkungen  «les  Mobil  iar- 
►•rwerbs  kommen  in  achtfacher  Abstufung  vor. 
Beziig/ich  der  Beschränkungen  »l«*s  Immobi- 
Jiarerwerbs  zeigt  sieh  die  dreifache  Ver- 
v  iu'erlenheif .  «lass  entweder  nur  der  lukrative. 
•  «ler  nur  «ler  oiieros^  Erwerb,  oder  jeglk-h«- 
Erwerbung  "hne  Unterschied  «les  Titels  an 


das  Erfordernis  der  Staatsgenehmiguug  ge- 
knüpft ist.  Die  Zuwendungen  an  ausländische 
Kirchen  und  kirchliche  Anstalten  sind  ni«  ht 
in  allen,  wohl  aber  in  den  grosston  deutsch««!! 
Rechtsgebiot»»n  (l'reussen,  iiayern)  den  Amor- 
tisatk)iisgesetzeii  imbTworfon.  Der  Kreis  der 
ihnen  unterstellten  inländischen  kirchlichen 
Institute  ist  bald  enger,  l>al<l  weiter  gezogen 
und  hiernach  «Kr  ges.'tzliche  Bogriff  «ler  toten 
Hand  selbst  ein  verschiedener.  Die  erforder- 
liche Staatsgcnehmignng  wird  b'ils  von 
den  Ministerien,  teils  von  den  diesen  unter- 
geordneten Regierungsorganen  erteilt.  (In 
Preussen  bis  zum  Wertbetrag  von  10 IHK»  M. 
von  dem  Minister  der  geistlichen  Angelegen- 
heiten; unterhalb  dieses  Betrages  von  den 
Regierungspräsidenten,  mit  Berufungsrecht 
an  den  <)b«'rpräsidenten.  Vgl.  dazu  M eurer 
a.  u.  a.  O.  S.  38.  In  Elsass-Lothringen  vom 
Statthalter.)  Anlangend  die  bei  Zuwider- 
handlungen eintretenden  Rechtsfolgen,  so 
findet  sich  teilweise  nur  die  Nichtigkeit  der 
Zuwendung  odenlesErwerlH?sausgesprochon. 
teilweis»'  sind  die  Kontravenienten  aussor- 
«U'm  mit  Geld-  «xler  Freih«its*trafeu  be- 
«lroht.  (Preuss«>n:  Geldstrafe  bis  zu  HiH» 
Thlrn.,  im  rnverm«"gensfalle  entspmheiid»4 
Gefängnisstrafe.)  Dasdeutsche  Bürger- 
lich e  ( •  e  s  e  t  z  b  u  c  h  hat  iM'dauorlicherweis»' 
auch  auf  diesem  Gebiete  Rechtseinheit 
n  i  c  h  t  hergestellt.  Die  auf  die  Erwerl »s- 
beschränkungen  der  toten  Hand  sich  Um- 
ziehenden Lindesrechtlichen  Vorbehalte  des 
Einführungsgesotz«'s  lauten:  Art.  SO. 
I'nberührt  bleiUm  «Ii«*  landesgesetzlichen 
VorsehrifbMi .  welche  den  Erwerb  von 
Recht«m  durch  juristische  Personen  W- 
schränken  o«ler  von  staatlicher  Genehmigung 
abhängig  machen,  soweit  diese  Vorschriften 
Gegenstände  im  Wertbe  von  mehr  als  fflnf- 
tausend  Mark  l*'treffen.  Wird  «lie  nach 
dem  Lm«l«'sg<'s«'tze  zu  einem  Erwerbe  von 
lYnh»s  wegen  erfonlerliclie  Genehmigung  er- 
teilt, so  güt  sie  als  vor  dem  Krhfal)  erteilt: 
wird  sie  verweigert,  so  gilt  die  juristische 
Person  in  Ansehung  d«?s  Anfalls  als  nic  ht  vor- 
handen :  die  Vorschrift  »les  §  201J{  «h's  Bünger- 
Uchen  Gesetzbuchs  findet  entsprechende 
Anwendung.  —  Art.  ST.  rnberührt  bleiben 
dielamlesgesi'tzliclieu  Voi-schriften,welche  die 
Wirksamkeit  von  Schenkungen  an  Mit- 
gliedor  religiöser  Orden  oder  onkmslhn- 
licher  Kongregationen  von  staatlicher  Ge- 
nehmigung abhängig  machen.  Pubei-uhrt 
bleiben  die  bmdesgeselzliehen  Vorschriften, 
nach  wclclx'ii  Mitgli«'<ler  religiöser  Union 
oder  onlensühn]i«-hcr  Kongregationen  nur 
mit  staatlicher  Gemdimigung  von  Todes- 
wegen  onvorlnMi  können.  Die  Vorschriften 
des  Artikels  Sfj  Satz  2  finden  entspre«  h«'iide 
Anwendung.  Mitglieder  solcher  religiöser 
Onlen  <i<l«  r  ordensähnli«  lier  Kongregationen, 
bei  denen  Gelübde  auf  Lebenszeit  oder  auf 
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unbestimmte  Zeit  nicht  abgelegt  werden,  stamlslos.  der  in  Art.  42  aufgenommene 
unterliegen  nicht  den  in  den  Abs.  1.  2  )*>-  ,  Vorbehalt  der  Grundrechte  (s.  o.sub  I.)  durch 
zeichneten  Vorschriften.  Art.  88.  l'nbe-  G.  v.  14.  April  1  M."»«>  wieder  aufgeholwu 
rührt  bleiben  die  landesgesetzliehon    Vor-  werden.   Eine  letzte  Vervielfältigung  wun' 


Schriften,  welche  den  Erwerb  von  Grund- 
stücken dun  h  Ausländer  von  staatlicher 
Genehmigung  abhängig  machen.  —  Die  Vor 


durch  die  im  Jahre  1800  eingetreteneu  Ge- 
bietserweiterungen herbeigefiiiui.    Mit  Aus- 
i  nähme  der  Stadt  Krankfurt  a.  M.  und  der 


behalte  des  Art.  *7  sind  nicht  glucklich  ge-  |  von  Bayei-n  abgetretenen  Euklave  KauJsdorf 
fasst.    Sie   lassen  ein  Gebiet  von  Streit-  i  besas*en   die  sämtlichen   neu  erworbeueu 


fragen  in  der  Richtung  offen,  inwieweit  der 
onemse  Erwerb  von  Religiösen  uach  wie 
vor  landesrechtlichen  Beschränkungen  unter- 
liegen könne. 


Gebietsteile  bei  ihrer  Vereinigung  mit 
Preussen  bereits  Amortisationsgesetze,  welche 
sich  in  den  Gebieten  des  preussischen. 
srldeswig  -  holsteinischen  .      hesseu  -  dann- 


2.  Preussen.  a)  Gangder  Gesetz-  städtischen  und hessen-houiburgisehen  Rechts 
ge  bu  n  g.  Einer  vereinzelten,  den  Im  mobil  iar-  auf  den  Mobiliar-  und  Immobiliarerwerb.  in 
erwerb  der  Kirche  einschränkenden  VO.  Kur- !  dem  nicht  landrechtlichen  Ted  von  Hannover, 
fürst  Sigismunds  I.  von  1  ~»2G  folgte  nach  der  j  sowie  in  Kurhesscn.  Nassau  und  den  ehe- 
Erwerbung  Schlesiens  das  grosse  Amortisa- ;  mals  bayerischen  Hechtsgebieten  auf  den 
tionsedikt  Friedrichs  II.  v.  21.  Juni  1753.  so-  I  letzteren  allein  erstreckten.  Somit  galten 
wie  nach  der  Erwerbung  Polens  die  Dekla- 1  nach  den  jüngstou  Gebietserweiterungen  in 


ration  v.  19.  März  1787.  Hieran  schloss  sich 
da»  Allg.  Liudr.  v.  1.  Juni  1794  in  Tl.  II  Tit. 


Preussen  neben  der  Kabinetsordre  v.  13.  Mai 
1*.33  noch  Reste  der  landrechtlichen  Gesetz- 


Ii  194 — 210  vh.  für  Stifte,  Klöster  und  :  gebung,  ferner  in  dem  Bezirke  des 
Orden  das.  §§  951,  952,  901.  1182  —  1209  j  Äpi>ellationsgerichtshofes  zu  Köln  Bestaml- 
mit  Anhang  v.  1.  April  1803,  §  125.  Bei  tede  des  französischen  Rechts,  und  endlieh 
der  Erweiterung  des  preussischen  Staatsge-  in  jeder  der  neu  erworbenen  Provinzen  die 
biete»  im  Jahre  1*15  traten  zunächst  neben  verschiedenartigsten  Amortisationsvorschrif- 
den  Kreis  der  bisher  genannten  He-  ten.  Zum  Zwecke  einheitlicher  Regelung 
Stimmungen  noch  die  des  linksrheinisch  dieser  Materie  ergiug  daher  das  G.  v.  23. 
fnuiz<"isisehon  Rec  hts,  welches  auf  dem  Kon-  •  Febr.  1*70  •  b.'tr.  die  Genehmigung  zu 
konlat  v.  20  Mess.  IX.  Art.  15,  den  orga-  ; Schenkungen  und  letztwilligen  Zuwendungen, 
irischen  Artikeln  v.  18.  Genn.  X.  Nr.  73.  sowie  zur  l'ebertragung  von  unlieweglichen 
74.  dem  Art.  910  des  Code  civil  v.  21.  j  Gegenständ«'!!  an  Korporationen  und  andere 
März  1804.  dem  Dekret  v.  12.  Aug.  1807.  juristische  Personen«.  (0.  S.  S.  11H—  12«>i. 
«lein  Fabrikdekret  v.  30.  Dez.  1809  und  der  Dieses  bildet  die  Grundlage  für  b)  das 
Ordonnance  v.  10.  Juni  1814  Itomhte:  es  geltende  Recht.  Die  !j!s  1.  und  5  des 
wunle  aber  uneh  uud  nach  durch  Kai».-  Gesetz«1»  können  hier  übergangen  wenlen. 
Ordres  v.  27.  Aug.  1819,  17.  Febr.  1820  und  Als  wesentlich  für  unsere  Frage  komm«>n 
15.  März  1832  in  «l«>u  wesentlichsten  Stücken  nur  die  §4}  2  und  4  in  Betracht.  Noch  $  2 
eine  lTeb<>reinstimmung  mit  «leii  landivcht- 1  Itedürfen  »Schenkungen  und  letzt- 
lichen Amortisationsvorschriften  lierlx-ige- ;  w  i  1 1  ige  Zuwendungen  an  inläu- 
führt.  In  NeuvoijHnninern  waivn  bis  dahin  d  i sehe  oder  ausländische  Korpo- 
noeh  immer  alle  Zuwendungen  an  die  tot««  ratio  neu  und  an«lere  j  nrist  i»«-he 
Hand  völlig  unltcschränkt  geblieben.  Zur  Personen  zu  ihrer  Gültigkeit  ihrem  vollen 
Beseitigung  «lieser  ReehtsungVichheit  erging  Betrage  nach  «ler  Genehmigung  <h»s  Königs 
daher  für  den  ganzen  l'mfang  der  Monar- '  oder  der  durch  königliche  Verordnung  «'in 
chic,  nachmals  ergänzt  «.der  interpretiert  für  allemal  zu  ^stimmenden  Behörde, 
durch  zahlreiche  Kahiuetsordros,  «las  G.  wenn  ihr  Wert  die  Summe  von  10OO 
über  Scheiikuugeu  und  letztwillige  Zu-  Thalern  übersteigt*.  Hieniach  ist  Zu- 
wendungen an  Anstalten  un«l  Gesellschaften  nächst  gewiss,  dass.  «la  das  Gesetz  zwischen 
v.  13.  Mai  1*33.  wodurch,  mit  Ausnahm«'  Mobiliar-  un«l  Immobiliarerwerb  nicht  unter- 
der  194.  11*2—1209  Tl.  II  Tit.  11  «I.A.  scheitlet,  mindestens  jede  Schenkung  und 
L,  R.  uml  Art.  910  lies  (Vule  civil  alle  bis-  letztwilligt»  Zuwendung  von  Kapitalrerntfgen 
herigen  Bestimmungen  aufgtdioheu  und  er- 1  bis    zu  3(MK)    Mark    und    eLenso  jeder 


s«^tzt  wurden.  Dunh  die  Verfassungsur- 
künden  ämlerte  sich  nichts.  Hinsichtlich 
«ler  ersten  von  1S4*  würfle  «lies  durch  «lie 


lukrative  Immobiliarerwerb  bis  zu  diesem 
Wertbetrage  der  Staatsgenehmigung  l«e- 
darf.    Nun  bestimmt  al«er  weiter  §  4:  -Die 


Min.-Verf.  v.  9.  Juli  1849  aus«lrückli«'h  aus- 1  besonderen  gesetzlichen  V«'rschriften. 
gesprochen.  In  Ansehung  der  iwidierten !  wonach  «>s  zur  Erwerbung  von  utibe- 
V.l'.  v.  1850  wurde  der  Fortbestand  «ler  'weglichen  tiegenständen  durch  in- 
älteren  G«»s«»tze  in  «ler  Praxis  zur  Geltung  ländisch«'  oder  ausländische  Korjxirationen 
gebracht:  so  könnt.«  auch,  als  angesichts  und  atuh-re  juristische  Personen  überhau  pt 
«l«>s    »H-stehenden    Reehtszustandes  'gegen-  der    Genehmigung    des    Staates  bedarf 
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w»rden   durch    die   vorstehenden  Be- 
>linimniigcii     nicht    berührte  Mit 
diesem    Yorl»eha]t  wollte  ansgesproehener- 
ma>scn  der  Fortbestand  des  weitei-gehenden 
§  V.«4  des  A.  I,.  R.  a.  a.  O..  welcher  jeden 
Immobiliarorworb  der  Kirchengesellschaften 
«»hne  Unterschied  des  Wertes  uud  des  Titels, 
also  auch   dfii  onerosen,  namentlich 
der,  Ankatif  von  Grundstücken  und  Häusern, 
ohne  Staatsl>ewilligung  verbietet,  sicherge- 
stellt werden.    Vor  der  Aufnahme  dieses 
V« »Inhaltes,  dessen   Wirkung  sieh    nicht | 
ül  «ersehen  lasse,  wurde  vergeblieh  gewarnt.  . 
Auf  den  naheliegenden  Ausweg,  zur  Rettung  I 
der  Rechtaeinheit  die  erwähnte  landrecht- 
liehe  Bestimmung  auf  das  ganze  Staatsge- 
biet auszudehnen,  verfiel  man  nicht.  So 
blieb,   namentlich   bedingt  durch  die  de- 1 
hut.-erwerbungon  von  1866,  innerhalb  des 
Kähmens  des  §  4  des  Oes.  vom  23.  Februar , 
l<7o  in   Beziehung  auf  den  Immo-, 
V.iliarerwerb  eine  sehr  erhebliehe  und 
k< implizierte    R  e  c  h  t  s  u  n  g  1  e  i  c  h  h  e  i  t    l>e-  ( 
stehen.    Aus  der  Verhältnisbestimmung  der 
SS  2  und  4  ergiebt  sich  die  Notwendigkeit, 
viin  den  weniger  in  Betracht  kommenden 
Fällen  einer  Zuwendung  ins  Ausland  abge- 
sehen, für  den  Immobiliarerwerb  seitens  in- 
ländischer kirchlicher    Korporationen  uud 
Anstalten,  vier  Gruppen  von  Rechts- 
gebieten, mit  je  den  verschiedenartigsten 
Amnrtisatioügvorsehriften,  zu  unterscheiden. 
A.   Rechtsgebiete,   in   denen,   weil  zuvor 
ül«erhaupt  keine  Beschränkungen  des  Itn- 
m«ibiliarei-werbes  oder  nur  bis  zu  geringerem 
Wertltetrage  bestanden,  solche  nach  Masa- 
ga b.-   des   Sj   2   tles   Ges.   neu  eingeführt 
wurden,  also  nur  Schenkimgen  und  letzt- 
willige Zuwendungen  von  Immobilien  Ül«er 
den    Wert   von  Ii«  H  H »  Mark   der  Staatsgo- 
nelimiguug  l«edürfen:  nämlich  die  gemein- j 
rechtlichen  Gebiete  von  Schleswig-Holstein  ' 
und  Hannover,  die  nichtkatholischen  Korpo-  j 
ratinneii    und    Anstalten    im  ehemaligen 
Herzogtum  Nassau,  die  Stadt  Krankfurt  a.  M.  i 
und  die  von  Hessen-Darmstadt  abgetretenen 
Gebietsteile.     B.   Rechtsgebiete,  in  denen, 
weil  zuvor  schon  jeder  Immobiliarerwerb 
ohne  Unterschied  des  Titels  und  Wertbe- , 
träges  der  Sfaatsgonehniigung  bedurfte,  es 
dal«ei   nach  dem   Vorl«ehalt  des  §  4  ver- 
blieben    ist :     nämlich    von    den  Alteisen 
preussisehon   Provinzen  die  landreehtlicheu 
Gebiete  (Tl.  II.  Tit.  11  S  191  «Kirchenge- 
M'Hxhaften  und   kirchliche  Korporationen;), 
von  den  neu  erworbenen  Provinzen  «.  das 
Rechtstfebiet    «les   ehemaligen  Herzogtums 
Schleswig   (V.    v.    17.   Mai   170!»),    i.  von 
Hannover  ausser  dem  Gebiet  des  preussiseheu 
Latidreehts    das    Rechtsgebiet   der  Städte 
(iöftingen.    Nor«  l  hei  in.   Einbeck.  Osterode. 
HanieJn  (V.  v.  2G.  Jan.  1753    alle  eollegia. 
Jiuiv-i-sitatcN      und      sogenannten  corpora 
Hamlworterlmch  der  .HtaaUwi«*n.<iWiaU>n.  Zweite 


mortiuv ).  >-.  von  Hessen-Nassau  das  fuldaische 
Rechtsgebiet  (V.  v.  23.  Okt.  17G7  Kirchen, 
Hospitäler  und  andere  pia  corpora*),  ferner 
das  der  ehemaligen  I^andgrafsdiaft  Hesseu- 
Horaburg  (V.  v.  Im.  Dezbr.  1X42  »Kirchen 
und  geistliche  Stiftungen«),  endlich  von  den 
ehemals  Imyrisehen  Gebietsteilen  das  Rechts- 
gebiet von  Hilders  (furstbischöflich  wfirz- 
burgische  V.  v.  31.  Juli  1715  «Stifter, 
Kloster  und  exempte  geistliche  Personen*-), 
das  Rechtsgebiet  von  Weyhers  (fuldaischo 
V.  v.  23.  Okt.  17G7),  die  ehemalige  Enklave 
Kaulsdorf  (kgl.  preuss.  V.  v.  22.  Mai  1SG7). 
C.  Reohtsgebiete.  in  denen,  weil  zuvor  nur 
der  onorose  Immobiliarerwerb  fil»erhaupt 
lieschränkt  war,  nunmehr  allgemein  auch 
Schenkungen  und  letztwillige  Zuwendungen 
von  Immobilien  Aber  den  Wert  von  3000 
Mark  nach  $  2  des  G.  v.  23.  Febr.  1*70, 
und  daneben  in  Wirksamkeit  des  $  4  fort- 
dauernd onorose  Immobiliarerwerbungen 
ohne  Unterschied  des  Worthetragos  staat- 
licher Genehmigung  bedürfen ".  nämlich 
a.  von  dem  ehemals  kurhessischeu  Ijuides- 
teile  der  jetzigen  Provinz  Hessen-Nassau 
das  Rechtsgebiet  von  Althessen  (V.  v.  19. 
Okt.  1557,  6.  Mai  1573.  geh.  R-Besehl.  v. 
11.  Mai  1797.  Gewohnheitsrecht:  »Klöster, 
Kirchen,  Pfarreien.  Stifter.  Hospitäler,  sowie 
überhaupt  alle  müden  Stiftungen  * ),  feiner 
Hanau  (V.  v.  1G03,  Hilf»,  1K42.  1GS5 
■»eximierte  gefreieten  geistlichen  Stauds- 
personeiH)  und  Knrmainz  (V.  v.  5.  April 
1737  >Klöster.  Stifter  oder  geistlichen 
eollegia«.).  -i.  von  den  ehemals  bayrischen 
Gebietsteilen  das  Rechtsgebiet  von  Orb  (1. 
g.  kunnainz.  V.  v.  1737).  I).  Roehtsgebiote, 
in  denen,  weil  zuvor  der  onorose  Immobiliar- 
erwerb unbeschränkt,  der  lukrative  dagegen 
ohne  Unterschied  des  Wertbetrages  au 
Staatsgcnchmigung  geknüpft  war,  nach  dem 
Vorbehalt  des  §  4  auch  jetzt  noch  Schenkungen 
und  letztwillige  Zuwendungen  von  Immo- 
bilien ohne  Unterschied  des  Wertbetinges 
der  staatlieben  Genehmigung  bedürfen: 
nämlich  der  Bezirk  des  ehemaligen 
ApjK'llationsgeriehts  Köln  (code  civil  a.  910) 
und  das  Rechtsgebiet  des  ehemaligen  Herzog- 
tums Nassau  in  Beschränkung  auf  die 
katholische  Kirche  und  ihre  Institute, 
namentlich  den  katholischen  Zetitralkhvhon- 
fonds  (Ed.  v.  !».  Okt.  1*27  Z.  14  «?  U  — 
3)  Bayern.  Die  geschichtliche  Ent- 
wickelung  der  Amortisationsgesetzgelmntr  in 
Bayern  ist  insofern  von  ganz  besonderen» 
Interesse,  als  handgreiflich  zu  verfolgen  ist. 
wie  auch  iu  einem  katholischen  Musterstaate 
d;is  allgemeine  Landesinterosse  den  Sieg 
filier  das  kirchliche  Prinzip  gewinnen  niusste. 
Hält  man  den  Blick  auf  das  geltende  Recht 
gerichtet,  so  zeigt  sich  eine  kaum  weniger 
bunte  Musterkarte  von  Ainorti>atioi>sg.'setzen. 
als  in  Preuss.  n.    Neben  der  Anomalie,  dass 
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in  «lei-  einzigen  Stadt  Rogensburg  über- 
haupt kein  Amortisationsgosetz  gilt.  l>esteht 
dioThatsaehe,  dass  s  i  e  b  e  u  G  r  u  p  p  e  11  vonGe- 
sctzgebungcn  mit  zahlreichen  Einzelgesetzen, 
•leren  Geltungsgebiet  ülterdies  territorial 
vollkommen  auseinandergcHssen  ist.  die 
Quelle  de«  in  Hävern  in  Anwendung  kom- 
menden Rechte*  bilden.  Das  umfangreichste 
dieser  Gebiete  ist  A.  dasjenige  der  althaye- 
r  i  s  e  h  e  i  i  A  m  o  r  t  i  s  a  t  i  o  n  s  g  e  s  e  t  z  e  vom  1 . 
Aug.l7<>lundl3.0kt.l7(>4  nebst  einerReihe  von 
Ausführungs-  und  Ergünzungsvorsehriften, 
namentlich  vom  24.  März  1702  und  9.  Febr. 
1787.  Hiernach  ist  allen  kirchlichen  Instituten 
der  Erwerb  von  Immobilien  irgend  welcher 
Art  oder  unter  irgend  welchem  Titel  nur 
mit  landesherrlicher  Bewilligung  gestattet 
und  lediglic  h  für  öde  Gründe  im  Interesse 
der  Landeskultur  eine  Ausnahme  zugelassen. 
Iu  Beziehung  auf  Mobihen  sind  alle  nicht 
ausdrücklich  ausgenommenen  kirchlichen 
Institute  dahin  besclirünkt,  dass  sie  ohne 
landesherrliche  Genehmigung  nicht  mehr 
als  2(HM>  fl.  durch  lukrative  Zuwendung  von 
einer  Person  erwerl>en  können.  Ausdrück- 
lich ausgenommen  sind  .Spitäler.  Armen- 
und  Waisenhäuser  und  andere  zum  Behuf 
der  Armen  gemachte  Stiftungen,  Pfarrkirchen 
und  Filialen.  Semiuaria  elerieorum.  Schulen 
und  Sfipendia  Studiosorum  oder 
beneficia  für  Weltpriester-..  Andrerseits 
fallen  unter  die  Bescliränknngen  der  Prag- 
matik Klöster.  Bistümer,  Domkapitel  und 
die  Gesamtkirehe  iu  Bayern.  Für  Bruder- 
schaften beträgt  die  pragmatische  Summe 
nur  50  fl.  Diese  ursprünglich  für  die  alt- 
bji\ris<-hen  Erblande  erlassenen  Bestim- 
mungen wurde»  durch  V.  vom  27.  Anril 


in  deu  Gebieten  der  Fürstentümer  Ausbach 
und  Bayreuth.  C.  Das  f  ü  r  s  t  b  i  s  c  h  ö  f  1  i  e  h  - 
w ürzburgisehe  Recht,  nach  Vorgang 
einer  grössereu  Anzahl  namentlich  das 
Mandat  vom  31.  Jtdi  1725,  nach  welchem 
zwar  jeder  Immobil iarerwerb  der  kirch- 
lichen Institute  ohne  Rücksicht  auf  Er- 
werbstitel und  Wertbetrag,  bei  Vermeidung 
der  Nichtigkeit  au  landesherrliche  Genehmi- 
gung geknüpft,  der  Mobiliarerwerb  der  toten 
Hand  dagegen  nicht  beschränkt  worden  ist. 
für  das  Fürstbistum  Würzburg  und  das 
löwensteinische  Amt  Rotheufels.  I).  Das 
österreichische  Recht,  dessen  Geltungs- 
gebiet die  1803  an  Bayern  gelangten  Herr- 
schaften Ronsberg,  Stein  und  Schönau, 
ferner  die  durch  den  Pressbnrger  Frieden 
von  1805  an  Bayern  abgetretene  ehemalig'' 
Markgratschaft  Burgau.  endlich  von  den 
1810  mit  Bayern  vereinigten  Lindesteilen 
des  Erzstifts  Salzburg  die  Aemter  Waging, 
Laufen,  Teisendorf  und  Tittmoning.  sowie 
das  Gebiet  der  ehemaligen  Propstei  IVnhtes- 
gaden  umfasst.  Von  den  überaus  zahl- 
reieheu  österreicliischcn  Amortisationsge- 
setzen kommen  namentlich  in  Betracht  die 
Gesetze  vom  27.  August  1704.  24.  Jauuar 
170H.  20.  August  1771.  11.  September  1779 
und  für  die  salzhurgischen  Gebiete  und 
stiftete  !  Berchtesgaden  das  Patent  vom  27.  Februar 
lsos,  Hiernach  sind  nicht  nur  alle  gött- 
lichen Institute  bei  Erwerbung  vou  Im- 
mobilien an  landesheiTÜche  Dispensation 
gebunden,  sondern  es  ist  insbesondere  den 
Klöstern  jede  Vermögcuserwerbnng  duivh 
Schenkung  oder  letztwillige  Verfügung  ver- 
boten, soweit  sie  nicht  als  Almosen  oder 
Vermächtnis  auf  Messen  und  Stiftungen 
1807  auf  alle  im  Anfang  des  Jahrhunderts  j  von  Jahrestagen  oder  ähnliche  fromme  Fun  - 

dationen  erscheint,  iu  welchem  Falle  sie  aber 
den  Betrag  von  1500  fl.  nicht  übersteigen 


neu  erworbenen  Lindesteile,  in  welchen 
vorher  keine  Amortisationsgesetze  bestanden, 

ausgedehnt,  und  erstreckt  sich  hiernach  ihr  <kuf.  E.  Das  k  urma in  zische  Amorti- 
dennaliges  Geltungsgebiet  auf  Obcrhayern  :  sationsedikt  vom  5.  April  1737  für  das  ehe- 
\.  der  früher  salzburtrischon  Lindes- '  malige  Fürstentum  A  schaffen  bürg  und  die 

1  fürstlich    leiningischen   Aemter  AmorUich 


Im.  a.  uer  iriiner  saizrnirgiscnen  iwiuues- 
teile  und  Berchtesgaden).  Xiedorliayom,  die 
Oberpfalz  ,  j  Schwaben  (m.  A.  von  Vordor- 
österrcich)  sowie  Ober-  und  Mittelfranken 
(m.  A.  der  Gebiete  des  prcussiscb.cn  Land- 
rechtsi.  Soweit  die  vor  1807  mit  Bayern 
vereinigten  Gebietsteile  bereits  Amortisations- 
gesetze besassen.  wurde  ileivn  Bestand 
durch  die  genannte  V.  vom  27.  April  d.  J., 
und  soweit  die  Vereinigung  erst  nach  1H07  1 
stattfand,  durch  das  Religionsedikt  von  1N|H 
aufrecht  erhalten.  Hiernach  traten  neben 
den  Komplex  der  altlwyriseheri  Gesetze  B. 
das  preussische  liandrecht,  Tl.  II 
Tit.  11  1?»4— 2Hi  und  1182—1208,  wo- 
nach  jeder  Immobil  iarerwerb  der  Kirehen- 
gesellschaften  ohne  Puterschied  des  Wert- 
etet rage  s   und  Geschenke  oder  letztwillige 


und  Miltenberg,  wonach  jeder  onerose  Im- 
mobil iaifrwarb  der  toten  Haud  an  staatliche 
Genehmigung  geknüpft  und  nur  der  lukra- 
tive mit  der  Verpflichtung  der  Wiederver- 
äusserung  gestattet  ist.  F.  Das  f  u  1  d  n  i  s  c  h  e 
Amortisationsdekret  vom  23.  Oktober  17« i7. 
das  jeden  lukrativen  und  onerosen  lin- 
mobiharerwerb  au  landesherrliche  Genehini- 
guug  bindet,  in  den  vormals  fuldaischen 
Aemteru  Hammelburg,  Brückenau  nud  Bie- 
berstein. Endlich  G.  das  französische 
Recht  in  der  Rheinpfalz,  woselbst  nach 
Code  civil  a.  910  der  lukrative  Inunobiliar- 
erwerb  ohne  Unterschied  des  Wertbetrages 
der  staatlichen  Genehmigung  bedarf.  IVr 
Reehtsbestand  nicht  nur  der  gesamten  alt- 
Zuwendnngen  von  Kapitalien  über  500  Thlr.  bayrischen  Amortisationsgesctzgehung.  son- 
der landesherrlichen  Genehmigung  bedürfen,  dem  auch  aller  seit  1803  auf  bayrisches 
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Staatsgebiet  übertragenen  fremden  Amorti- 
sation sgesetze  wurde  duivh  5>  44  d.*s  Keli- 
gionsediktes  vom  2b.  Mai  Isis  verfassungs- 
mässig sichergestellt  und  iu  «ler  administra- 
tiven und  gerichtlichen  Praxis  ununter- 
brochen anerkannt.  Di»'  Behauptung,  dass 
•hesellien  durch  das  Konkordat  Iwseitigt 
wonlen  seien,  ist  zwar  « »1 1  aufgestellt.  aU*r 
•4.enso  häufig  erfolgreich  widerlegt  wonlen. 

4>  Der  Rechtsziistr.nd  in  den  (ihr igen 
deutschen  Staaten  un«l  tu  Elsass- 
Lothringen  mar  durch  folgende  IVlier- 
sicht  (vgl.  «lazu  }  urer  a.  u.  a.  u.  S.  30ff.) 
v.Tanseliauliclit  weiden.  A.  Der  Mobiliar- 
•■rwerh  ist  unliesehränkt  (uelien  Beschrän- 
kungen des  Immobiliatvrwerbs)  in  Württem- 
U  nr.  S.-Meiningen.  S.- Altenburg,  S.-Koburg- 
Gotha.  Anhalt,  Lippe.  B.  Der  Immobiliar- 
»•rwerb  ist  unt»eschränkt  (neben  Beschrän- 
kungen 'los  MobiJiarerwerbs),  und  zwar  a) 
der  lukrativ.-  in  Württemberg.  S.-Meiningcn. 

5.  -Altenburg,  S.-Koburg-Gotha:  doch  liesteht 
in  Württemberg  (Mandat  vom  2b.  Februar 
1550)  und  in  S.-Koburg-Gotha  (V.  vom  20. 
Aumist  17."Vi)  <li.'  Verpflichtung  Wer  Wiedcr- 
veräusserung  geschenkter  oder  letztwillig 
zugewendeter  Immobilien:  b)  der  nnen.se 
in  Baden.  Hessen.  S.- Weimar  für  die  katho- 
lische Kirche  (Gesetz  vom  7.  OktoU>r  1*2:5 
i  Ii'}»  und  in  Elsass-Lothringen.  C.  Der 
Mobiliarerwerb  ist  an  staatliche  Genehmi- 
gung g»  «knüpft  a)  ohne  Unterschied  des 
Summen  bot  lages  in  Raden  (Ges.  vom  ö.  Mai 
1870  |  1)  und  S.-Weimar  ,f.  d.  kath.  K.  <i. 
vom  7.  Oktober  1823  §  23,  f.  d.  prot  K. 
auf  Grund  Gew.  Ks);  h)  bei  Schenkungen 
und  letztw  illigen  Zuwendungen  über  1<M»  fl. 
in  Hessen  (V.  vom  6.  Juni  In: $2  Art.  39). 
über  12<HH»  M.  in  Elsass-I /^bringen  (kais. 
V.  vom  ."».  Mai  1S73  55  2).  I).  Der  lukrative 
linmobiliarerwerb  ist  (neben  Freigabe  lies 
onerosen)  an  staatliche  Genehmigung  ge- 
knüpft a)  ohne  Unterschied  des  Wertbe- 
trages in  Baden  (Ges.  vom  ö.  Mai  1*70 
>  1)  und  S.-Weimar  f.  d.  kath.  K.  (Ges. 
vom  7.  Oktober  1*23  55  23):  h)  vom  Weit- 
betrag  üU>r         fl.  au  in  Hessen  (V.  vom 

6.  Juni   1S32  A.  39),  über  12900  M.  in 
FJsass-I;oth  ringen  (Kais.  V.  vom  "».  Mai  1S73 
$  2).    E.  Der  onerose  Immobiliaivrwerb  ist 
meben  Freigabe  des  lukrativen)  an  statt- 
liche Genehmigung  geknüpft  a)  ohne  Unter- 
schied des  Vi  ertbetrages  in  Württoml>erg 
iMatid.  von  1566,  1571,  Laadr.  von  Iblo, 
Verf.  vom  2N.  Juni  1859,  Ges.  vom  30.  Ja- 
nuar 1SG2  A.  IS),  S.-Meiningen  (Ges.  vom 
23.  August  1829  55  35)  und  S.-Koburg-Gotha 
(V.  vom  2b.  August  17ö0);  b)  bei  Immobi- 
lien   von  bedeutendem  Werte«  in  S.-Alteu- 
burg  (Ges.  vom  29.  April  1S31  5j  Bio).  F. 
Der  lukrative  und  onen.se  Immobil iarerwerb 
sind  an  staatliche  Genehmigimg  geknüpft  in 
S.-Weimar  f.  die  protestantische  Kirche  (auf 


Grund  Gew.  Rs.).  iu  Anhalt  (Ges.  vom  24 
Mär/  1N79  A.  XI)  und  Lipoo  (Ges.  vom  12. 
September  1877  §8).  G.  Die  ausländischen 
manus  mortuao  sind  in  keinem  der  ge- 
nannten Staaten  und  nicht  in  Klsass-I^oth- 
ringen  Erwcrhsheschriinkungen  aus  inlän- 
dischem Vermögen  unterworfen.  II.  Die 
den  Amortisationsgesetzen  unterliegenden 
Subjekte  sind  iu  a)  Wiirtteml>erg  »Kirchen 
und  milde  Stiftungen.  Kin-henkästen.  Annen- 
kästen. Klöster.  Spitäler  und  dergl.  Häuser 
und  Anstalten«  (so  die  alt.  Ges.):  zweifellos 
aber  auch  der  bis.  höfliche  Stuhl,  das  Kathe- 
dralkapitel, sowie  Seminar-  und  Interkalar- 
fonds:  b)  in  Baden  .die  schon  bestehenden 
Stiftungen  und  anderen  juristischen  Per- 
sonen (Ges.  vom  5.  Mai  1*70  5j  1):  o  in 
Hessen  die  Kirchen  und  geistlichen  Fonds? 
(Vf.  vom  &  Juni  1*32  A.  39);  d)  in  S.- 
Weimar  die  Kirchen .  Pfaireien  oder 
Schulen-  (Ges.  vom  7.  Oktober  1823);  e)  in 
S.-Meiningen  »die  Kin'hen.  Schulen  und 
frommen  Stiftungen':  ((res.  vom  23.  August 
ls2<i  55  .{.",);  f)  in  S.-Altenbiug  »die  Kirchen, 
Schulen  und  fromme  Stiftungen'  (Oes.  vom 
29.  April  1*31  5j  im);  g)  in  S.-Koburg- 
Gotha  die  milden  Stiftungen  (V.  vom  20. 
August  17'»«;):  h)  in  Anhalt  und  Lipjie  die 
evangelischen  Lmdcskiivhen  (angef.  <i.<l.); 
i)  in  Elsass-ijothringen  -die  Kirchenfabriken 
oder  gesetzlich  anerkannte  geistliche  An- 
stalten   (kais.  V.  vom      Mai  1N73). 

III.  Litteratur  und  Ausland.  Au**er  de,,  Lehr- 

buche m  des  Kirchenrecht»  und  rb.  f.  d.  mini,, 
k'in-hr  Frli  ilberp ,  /*m  ijfltrmlr  V'wfattungt- 
rrcht  tler  ertnuj.  Ijttmtrskirehen  in  ttrutochltintl 
und  Oeaterreirh,  Lri^ig  1889,  S.  !'4,  Kahl, 
Dit  ilriitJirhi  n  AiHt>ftiMtii>ii*ijf*tt:r ,  Tilbimjrn 
t87B  uit'l  >li'  ditri  tUWWhM  f.ittrrtttiir.  — 
Stmrer  in  Strnyrt*  Würtrrfmrh  dr»  ilrutJirhrn 
YerirnlUingtrteht*,  I  S.  .10 — .18  (mit  eilirr  guten 
Und  aunfiihrlirht  rt  n  I "rhrmirht  über  den  Iii  rhU- 
zustund  in  den  grö*»r  rr  n  deutschen  Einzel- 
»Uiatenj.  —  trrntrrrrir.h  hat  tlitrrlt  ilir  Art. 
*9  und  35  de*  Konkordats  vom  18.  Aug.  18.15 
auf  den  ganzen  Heirhlum  feiner  Am"rtimtiiins- 
qeurtzr  tu.  ii.  die  < Irnehirhtr  11  el/ert,  Uandh. 
de»  K.  /■'  'in*  'len  yciu.  und  i'mterr.  (Quellen, 
I  ib.  Kahl  a.  a.  O.  8.  £35 — ISS)  Verzicht  ge- 
leintet  und  trotz  Aufnahme  de*  üben  erirühnten 
Vorbehalt»  der  tleultchrn  tlnindrerlite  in  Art.  0 
der  Österreich i*ehen  Verf.  r«»m  ,'/.  Dezember  1>C>7 
•ineh  bei  der  j<liii)tten  Regelung  Heine*  I 'erhält- 
nix*!*  zu  den  Kirchen  auf  Wiedereinführung 
derselben  keinen  Urdacht  genommen.  —  Für  die 
Schirr  iz  *.  Varel*  und  Zorn,  Staat  und 
Kirche  in  der  Schireiz,  bei*pielsirei*e  für  l'ri  I, 
ltij,  für  Srhicgz  17J,  178;  für  Luzern  .'tK\  für 
(iraubiindten  000  und  a.  a.  0.  —  Jlezüglich  der 
tlexchichte  der  AiH"rti*ation»ge*rtzgchung  in 
Itaiii  n  *.  Kahl  a.  a.  O.  S.  IS  f.,  für  da*  gel- 
lende Hecht  Geißel  ,  Ihi*  italieni*che  Staats- 
kireh. n recht,  Mainz  188H,  S.  O'iß.  .  J>i<  nich- 
tig*!' Litteratur  über  das  franxö«  i*che  Hecht 
».'  bei  v.  Schulte,  Juristische  Persönlichkeit  der 
bathol.  Kirche,  &  lUf.l  tyitcmati*chc  Darstel- 
lt 
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l,ut,f  l.ri  Kahl  o.  a.  (>.  S.  i7'i—*iH.  —  Für 
dir  Xi,dr,la,,dr  ».  Adrlen  Teldrr»,  Jiij- 
dragr  Int  mir  t!e*rhiedeni*  ran  hrt  Jlexit  in  de 
duode  Hund,  Utrecht  18H8  rt>.  Kahl  o.  a.  O. 
S.  1<> j.  —  Hn.  England*  ».  Gneisl,  Eng- 
lische* Verf.-  und  Verir.-Rerhl  J.  Aufl.  I  (Ii  S. 
4*9jf  rb.  Kahl  n.  o.  O.  S.  J.J  Ahm.  — 
El>cndarrth*t  S.  .i7  Anut.  44  ilhcr  dir  Etitvicke- 
hing  der  nnnlitchcn  Rrthtr  :  Inland»,  Schwe- 
den! und  Xortreqrn*.  —  l'eber  Rutnlnud 
*.  dir  X»ti:  hei  Walter.  k'irchenrecht  (14.  Aufl.) 
s.  .i;.f  rh.  Wrtxer,  KirchruUj-ib»,  I  s.  aio.  — 

Veher  Amerika:  Rüttimanu.  Kirrhe  u.  Staat 
in  Xardnmrrika.  Ziirirh  I,s71.        Hj.  H6,  67. 

Kahl. 


Analphabeten. 

1.  Begriffliches.  2.  StatUtim-he* ;  und  zwar : 
Nach  Weisung  der  A.  a)  bei  Volkszählungen, 
h'l  bei  Rekrutierungen.  c)  bei  Eheschließungen, 
d)  bei  Gefangenen. 

1.  Begrifflichen.  Ob  jemand  das  Alpha- 
hot seiner  Sprache  auswendig  weiss  und 
seinen  Namenszug  zu  zeichnen  vermag,  oh 
er  selbst  «las  Haupt  seines  Volkes,  der  Aus- 
leger seiner  Gesetze  ist,  entscheidet  nieht 
über  den  Begriff  des  Wortes.  Man  kann 
Meister  in  seinem  Gewerbe  sein,  eine  weit- 
gehend*' Kenntnis  der  Natur,  grosse  Erfin- 
dungsgabe und  sonstig».'  wertvolle  Fähig- 
keiten besitzen  und  trotzdem  Analphabet 
sein.  Es  handelt  sieh  dabei  nicht  um  Bil- 
dung als  solche,  sondern  um  einen  gewissen 
Erfolg  des  genosseneu  Unterrichts:  die  nach 
langer  lieharrlieher  Arbeit  uicht  so  bald 
wieder  zu  verlierende  Fähigkeit  zum  ge- 
danklichen Verkehr  mit  Abwesenden  in  den 
Schriftzeieheu  seines  Volkes.  Die  Fertigkeit. 
Worte  und  selbst  Sätze  zu  sehrcilton  oder 
zu  malen,  wird  nicht  durchweg  als  Merk- 
mal einer,  wenn  auch  niedrigen  Stufe  des 
Unterrieht  ctsoins  angesehen,  und  Analpha- 
Wten  im  engsten  Sinne  sind  nur  diejenigen, 
welche  nieht  lesen  können.  Ob  sieh  die 
Lesofähigkeit  auf  Gedrucktes  oder  Ge- 
schriebenes. Ihm  Völkern  mit  mehreren 
Schriftformel!  auf  eine  einzige  U-schränkt, 
ist  praktisch  zwar  wichtig,  der  obigen  Be- 
griffserklärnng  gegenüber  alK«r  unerheblich. 
Schwerer  zu  entscheiden  ist  die  Zugehörig- 
keit derer,  welche  zwar  lesen  gelernt  lintten, 
späterhin  aber  durch  Alter,  Schwäche. 
Mangel  an  Ucbung.  Erblinden  und  dgl. 
die  Ucscfi'iliigkeit  eingehflsst  halien.  Inso- 
weit  die  überhaupt  erstiegene  Uuterriehts- 
stufe  das  bestimmende  Merkmal  ist.  wurden 
solche  Personen  nicht  als  Analphaln-ten  zu 
gelten  halten ;  vor  den  tierichten  indessen 
und  sonst  allenthalben,  wo  schriftliches 
Verfahren  eine  Kennzeichnung  der  Analpha- 
beten erfordert,  gehören  <ie  zu  diesen,  und 
el»-n> <>   finden   alle   für  Analphabeten  ge- 


troffenen Vorkehrungen  für  Rechtssicherheit 
da  Anwendung,  wo  des  Schreibens  un- 
kundige oder  wegen  Verlernens  und  Ein- 
risse des  Handgehrauchs  nicht  mehr  schreib- 
fähige Personen  mit  beteiligt  sind. 

Von  Wichtigkeit  wird  die  Frage  für 
einen  Volksstamm  erst,  wenn  er  aus  seiner 
nomadischen  Geschlossenheit,  in  welcher 
wenige,  jedem  Familienliaunte  verständliche 
Bilder  zu  besonderen  Aurzeichnungen  ge- 
nügen, auf  eine  höhere  Stufe  der  Kultur 
mit  lierufsständischer  Gliederung  und  ver- 
wiokolteron  Hechtszuständen  tritt.  Aehnlich 
wirkt  »bis  Zusammenrücken  von  Völkern 
auf  engeivn  Kaum.  Um  Gesittung  und 
Ordnung,  Religion  und  Recht  aufrecht  zu 
halten,  genügen  alsdann  nicht  mehr  münd- 
lich fortzupflanzende  Satzungen,  es  liedarf 
nun  des  Schrifttums  und  der  Schriftver- 
ständigen. Nach  und  nach  vermehrt  sich 
deren  Zahl.  Der  Unterricht  wird  breiter 
und  immer  mehr  gesucht,  und  uaeh  vielen 
Zwischenstufen  gelangt  die  iiose-  und 
Schreibfertigkeit  zu  solcher  Wertschätzung, 
<lass  die  allgemeine  Schulpflicht  ein  drin- 
gendes Bedürfnis  der  Bevölkerung  und  uaeh 
Kräften  befriedigt  wird.  Allein  sogar  bei 
vollkommener  Ausstattung  des  I*indes  mit 
Schulen  und  deren  Einrichtung  für  alle 
Bildungsfälligen  bis  zu  den  Taubstummen 
und  Blinden  herab  bleibt  in  den  Blödsinnigen, 
Irrsinnigen  und  vieljälung  Kranken  doch  ein 
Rest  der  Bevölkerung,  welcher  dem  An- 
alphabetentum nicht  entrissen  werden  kann. 
Ks  giebt  daher  selbst  in  den  Staaten  mit 
vollendet  durchgeführtem  Schulwesen  stets 
einen  gewissen  Prozentsatz  von  Analphabeten. 
Im  übrigen  richtet  sich  das  Verhältnis  der 
letzteren  zur  Gesamtbevölkerung  nach  sehr 
verschiedenen  Gesichtspunkten.  Die  Staaten 
pflegen  in  möglichst  niedrige  Ziffern  des 
Verhältnisses  ihren  Stolz  zu  setzen. 

2.  Statistisches.  Die  Ermittelung  der 
Zahl  der  Anidpliabeten  oder  ihivs  Komple- 
ments, der  Lese-  und  Schreibfähigen,  erfolgt 
auf  versclüedenen  Wegen.  Staaten,  in  denen 
das  Schreibverständnis  erst  wenigen  inne- 
wohnt, Italien  eine  Statistik  der  Anal phaMen 
gar  uicht.  In  Staaten  mit  höherer  Kultur 
und  ausgebildeterom  Schrifttum  unterliegt 
sie  der  llegritfsverschiedenheit  im  allge- 
meinen und  Mängeln  der  Zählung  im  be- 
sonderen, welche  sich  sogar  dort  aus  un- 
gleichmässiger  Beurteilung  der  Einzelfall*' 
seitens  der  Zähler  usw.  ergeben,  wo  die  Be- 
hörde den  Begriff  einheitlich  bestimmt  hat, 
geschweige  da.  wo  die  Frag«'  ohne  Erläute, 
ruug  gestellt  ist.  Die  Zahlen  der  ver- 
schiedenen I  minder  und  selbst  die  eines 
und  dessellioii  Lmdes  für  verschiedene 
Zählungen  sind  mithin  nicht  gleichbedeutend 
und  lassen  sich  auch  durch  kritische  !$*•- 
handlung  nicht  auf  gleichen  Fuss  zurück- 
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führen.  Sie  haUn  indessen  wohl  ülicrall : 
«Ii*»  Bi*«l«'iitunp.  dass  sie  den  Ausdruck  der 
vorherrschenden  Meinung  über  den  Stand 
der  Dinge  bilden.  AU  r  auch  hierbei  wird 
nicht  mInm-ciII  an  ein  reines  Urteil  über  die 
Wirkung  etwa  des  heimischen  1  'nterriohts 
zu  denken  sein ;  denn  der  Kinfluss  derAus- 
und  Einwanderungen  auf  die  Zahl  der  An- 
al[>haU-ten  ist  bisher  stets  ungeuiessen  ge- 
blieben. 

Xachweisungen  fiW  Analphabeten  hat 
man  bei  verschiedenen  Gelegenheiten  ge- 
sammelt: insbesondere  hei  den  allgemeinen 
Volkszählungen,  Um"  den  Aushebungen  derEr- 
satzmaunsohaften.  Um  den  Ehesehliessungen 
und  in  Strafanstalten. 

a>  Einige  Staaten  haU>n  die  Volks- 
zählungen wiederholt  zur  Einholung  der 
U'tn  ffenden  Nachrichten  U>nutzt.  andere 
liaUMi  diesen  Weg  nur  einmal,  noch  andere  i 
ihn  gar  nu  ht  U'sehritten. 
terial  bekannt  geworden  ist,  wird  es  mit 
Auswahl  in  folgender  Uohersicht  zusammcn- 
gefasst.  deren  Zahlen  naeh  Möglichkeit  auf 
die  gleichaltrige  Bevölkerung  bezogen  sind; 
welche  Altersklassen  in  Frag»-  kommen,  ist 
jeweilig  ersichtlich  gemacht.  Auf  je  loooo 
in  den  einzelnen  <  5 esehl echtem  kamen  An- 
alphaU'ten : 


Zählung  Alter  männl.  wejM.  zus. 


S<  hwarzc- 


zusammen 


Kanada 


Brit.  Australien 


.  187010  J. 

1880  r  „ 

18!KI  „  „ 

.  1870  .  ,. 

1881»  „  „ 

18!H)  10 
.  18!*)  fi 


1871 
1881 
1891 


8063 
»732 

1826 
1583 
1240 
1476 


8200 
7270 

2197 
1816 
1440 
1232 


8136 
7000 
?(>8o 
2009 
1097 
'334 

1776 
1041 
S03 


statte 
ngarn 


Unter  Oesterreich  sind  die  im  Ifc.j, 
vertretenen  linder  zu  verstehen ;  I 
enthält  Siebenbürgen ;  Kroatien  umfasst 
das  kroatisch -slavouischc  Königreich  nebst 
Finme:  hei  Italien  fehlt  lstil  Venetieu  und 
Rom.  —  Für  Serbien  würden  etwa  '.\  0 
für  Spanien  und  Portugal  etwa  .V 
anzusetzen  sein. 


0. 
An- 


Preu>.«en  .  . 

.  1871 

1» 

Oesterreich  . 

.  1880 

»; 

1890 

- 

1'ngani     .  . 

.  1809 

1880 

- 

1890 

•■ 

Kn-atien   .  . 

.  1869 

1880 

■■ 

1890 

<ie«unt-Ungarn 
Frankreich 

.  1890 

7 

.  1872 

Italien  .    .  . 

.  1861 

- 

1871 

1881 

1877 

11 

1887 

1887 

7 

Portugal  .  . 

1878 

18!  Mi 

Serbien .    .  . 

1866 

- 

1S74 

- 

1890 

7 

Belgien     .    .  . 

18«;»; 

r 

1880 

1890 

(i 

Irland  .    .    .  . 

1881 

1891  10 

Finnland  .    .  . 

189014 

Etthiand  .    .  . 

1881 

Ver  Staaten  von 

Amerika: 

10 

Weisse  . 

18TO 

■' 

1880 

1890 

- 

Soweit  uns  Ma-  Alphabeten  weniger  anzusetzen  sein,  w.  nu 
das  Verhältnis  auf  die  Bevölkerung  von  (i 
und  mein-  Jahren  Umrechnet  wäre.  -  Man 
hüte  sieh  aber,  dieser  internationalen  Vei- 
gleiehuug  viel  Wert  hcixulcgcn :  die  Kr- 
mittelungsgitindsätze  und  das  Krhebungsver- 
fahren  sind  von  [.and  zu  J*md  viel  zu  ver- 
schieden, als  dass  bei  einer  solchen  Ver- 
gleic-hung  mehr  als  ein  oberflächlic  he  s  Urteil 
gewonnen  werden  könnte. 

Merkbare  Unterschiede 
zwischen  den  Altersklassen,  >\ 
Bevölkerung    meistens  mehr 
gelegenheit   vorfand  als  die 
teilweise  auch  die  Ijcse-  und 
keit  verloren  hat;  für  Italien 
Quelle  hervorgeholten ,  dass 
Prozentsatz  der  Männer  von 


Zählnug  Alter  männl.  weihl.  xns. 


r  3259 
^784 

r  5'49 
r  4445 

*  379o 

*  6755 
„6762 

r  597  > 
_  4069 
„2808 
„6809 
„  6186 

r.  5456 
„  6266 

r  5899 
r4l62 

-  — 

*  — 

r  8874 

r  7698 
„  3160 
-3'38 

-  2570 

„  2220 

n  '784 

-  221 
640 


,  998 
„  859 


«473 
3608 
31 12 

5934 
5288 
4690 


(217 

3437 
2956 

5545 
4875 
4248 


zeigen  sich 
>  clie  jüngere 


I'nterriehts- 
ältore.  diese 
Schreibfähig- 
wird  in  der 
der  geringere 
über  'jo  Jahren 


8170   7460         Wirkung  des  Schidnnterrichts  wähivnd 


7963 

7304 
*o8i 
3460 
8127 

7573 
6932 
8096 

7633 
6070 


9808 
9526 

3717 
37i8 

3<>4> 
2520 

'635 
202 

584 


»3'3 
1022 


7365 
6641 

4534 
3'3° 
7468 

6877 
6194 
7202 
6801 
5120 
8240 
7920 
9600 

9327 
8*83 

343» 
3428 
2806 
2370 
1711 
212 
61 1 


» '59 
939 
770 


des  Militärdienstes  sei.  Unter  loooo  Per- 
sonen waren  AnalphaUteu 


bei  6-20  J.  bei  höherem  Alter 

männl.  weibl.  männl.  weibl. 

4327     4877     4509  ^520 

6275     7209     7043  8407 

2080     1870     2310  2890 

3462     3549     297S  3797 

2307     2598     3002  3786 

6343     7269     6016  7718 

5599     6 '4°     5389  7293 
Oesterreich    waren  1S!M> 


1880 
1880 
1881 
1880 


m 

Ungarn 
Kroatien 
Irland 
Belgien 

Frankreich  1872 
Italien  1871 
1881 

In 

10 000  Einwohnern  AnalphaUteu : 
im  Alter  von 

*»  Jahren  6342 
l      v  3863 

8  „  3014 

9  „  2^20 
10      .  2413 

11-20      „  2410 


unter  je 


21  — HO  Jahren  2741 

Hl— 40      „  2812 

41— .:iO      „  3090 

öl -«)      ..  3381 

«1-70      „  3389 

mehr  al«  70   _  3429 


Am  günstigsten  stellt  sieh  demnach  das 
Verhältnis  im  zweiten  UeU-iisjahrzehnt, 
später  nimmt  die  Zahl  stetig  zu.  und  unter 
den   Vierzig-    bis   Fünfzigjährigen  finden 
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sich  bereits  mehr  Analphabeten  als  unter 
den  Achtjährigen. 

Das  weibliche  Geschlecht  ist  unter  den 
Analphabeten  fast  durchweg  stärker  ver- 
treten als  das  männliche,  einmal  weil  die 
Schnle  hei  den  Knaben  im  allgemeinen 
bessoi-o  Erfolge  erzielt  als  bei  den  Müdeheu 
und  namentlich  weil  die  Stellung  der  Frau 
in  den  unteren  Kreisen  es  mit  sieh  bringt, 
dass  insbesondere  das  Sehreiben  leichter 
verlernt  wird  als  bei  den  Männern.  So 
kamen  in  Oesterreich  auf  je  HX'tü  den  be- 
zeichneten Altersklassen  angehörige  männ- 
liche 

bi*  einschl. 

10  Jahr 
11-20  P 
21-30  .. 
31-40  „ 
41-00  . 
51-fiO  - 
«1-70  „ 
mehr  als 
70  Jahr 
Durchschnitt 

Die  bisher  gegebenen  Durchschnitte  für 
ganze  Stallten  erleiden  begreiflicherweise 
erhebliehe  Abänderungen  in  dereu  einzelnen 
Ijandesteilen.  So  schwankt  z.  B.  iu  Italien 
(lsSl)  das  Verhältnis  zwischen  2f>l<>  in  der 
IVovinz  Torino  und  2944  in  Como  bis  zu 
S'ilM  in  Potonza  und  sCMj  in  Coseuza, 
ferner  zwischen  14S7  in  der  Stadt  Turin 
und  l'MT»  in  der  Stadt  Mailand  bis  zu  7241 
in  der  Stadt  Messina  und  7M-S  in  der  Stadt 
Caltanisetta.  Noch  mehr  gehen  die  Zahlen 
in  Oesterreich  auseinander,  wo  Deutsche 
und  Tschechen  den  Slowenen  und  noch 
erheblicher  den  Polen  und  Hut  heuen  vorauf 
sind.  Zur  Yeianschaulichung  dessen  und 
zugleich  zur  Kennzeichnung  des  Einflusses, 
welchen  die  llinzufügung  der  bloss  des 
1/i'sens  kundigen  Senu-Arialphabeton  zu  »Ion 
reinen  Analphabeten  hervorbringt,  dienen 
folgende  Yerhältniszahlen  für  1*!J<>  (wieder 
auf  je  ptiMMi  reberseehsjährige  berechnet): 


Gauzanalph. 
weiblichen 

Halhanalph 
Geschlechts 

1020 

974 

1184 

•277 

1 192 

1695 

1 160 

1S23 

1176 

2017 

122S 

2429 

1272 

27 18 

1278 

2529 

1 109 

1772 

äu„7"Ä-  SrÄ: 


Galizieu  6487 
Dahnatien  7575 
Bukowina  754? 
Durchschnitt  18iM)  2777 
1HH0  3259 


7160 

S99i 
8310 

3'o8 
3608 


774  i026 

77 


148 
377 
5?o 


138 
635 
879 


Die  ungarischen  Volkszählungen  scheiden 
die  Analphabeten  auch  nach  der  Mutter- 
sprache: im  .Inlm*  18*0  wurde  gefunden, 
dass  von  je  1<M KM  rebersechsjährigen 


weder  lesen  noch 
schreiben 


nur  lesen 
konnten 


männl. 

weibl. 

männl. 

weibl. 

Deurschspieoh. 

1456 

2373 

260 

'"3 

Magyarisrhsp. 

2859 

3778 

4:2 

l35o 

Slowakischspr. 

3483 

407? 

1212 

2624 

Kroatisch-  und 

Scrbischspr. 

663 ; 

7998 

100 

2n2 

Rumänisckspr. 

S127 

9278 

12S 

8l 

Itutheuisehspr. 

8127 

867  > 

624 

685 

Purchschu. 

4416 

5354 

39: 

»073 

Auch  in  Preussen  ist  der  Kinfluss  der 
Nationalität  sehr  bedeutend.  Das  prägt  sieh 
in  den  Zahlen  für  die  Provinzen  aus  (Ma- 
suren  in  Ostpreussen.  Polen  in  Westpreussen, 
Posen  und  Schlesien),  welchen  die  für  die 
grossen  Bekenntnisgnippen  hinzugefügt 
werden.  1S71  (spätere  Zählungen  der  An- 
alphabeten haben  in  Preussen  nicht  stattge- 
funden; seitdem  ist  aber  eine  erhebliche 
Besserung  eingetreten)  wan  n  unter  KOMM» 
zehnjährigen  und  älteren  Personen 


des  Lesens  und 
Schreib,  onkund. 
männl.  weibl. 


ohne  Angabe  d. 
Schulbildung 
männl.  weibl. 


Krön  Iii  oder  : 


Vorarlberg 
Niederösterreich 
Böhmen 
Oberösterreich 
Mahren 
Tirol 
Salzburg 

Schlesien  S2o 
Triest  und  (Jebiet  1777 
Steiermark  1817 
Kärnten  2626 
Görz  11.  Gradiva  35S0 
Krain  3412 
Isfrien  6057 


Ganzan 

männl 

3"5 

5'5 
4<>o 

616 

573 
{)<)6 
S27 


alphab. 
weibl. 

323 
727 
600 

653 

S10 

840 

706 

025 
2604 
21  ;o 
3271 
4293 
3297 
609; 


Halbanalphab. 
männl.  weibl. 
76  98 


S8 
144 
180 
2S7 

349 
340 


186 

35» 
2S2 

752 
547 
482 


1  Ostpreussen 

2306 

2934 

171 

219 

Westpreussen 
Berlin 

33'7 

3966 

JÖ4 

206 

122 

289 

83 

32 

;  Brandenburg 

443 

«>62 

131 

1S7 

Pommern 

818 

1485 

'45 

180 

Posen 

3180 

4104 

236 

283 

Schlesien 

1  tO>) 

1706 

9' 

126 

Sachsen 

221 

505 

110 

150 

Schleswig- 

Holstein 

302 

7S 

97 

Hannover 

391 

795 

127 

177 

Westfalen 

374 

o53 

13* 

"5» 

Hessen -Nassau 

21 ; 

^35 

132 

170 

Rheinland 

481 

■>7Q 

133 

H»3 

Hobenzollern 

1.0 

203 

60 

100 

über  h. 

950 

■473 

'3' 

'Ö7 

470  1095 


'79 
400 

344 


326 

787 
601 


5 84  1080 
893  2003 


210 


;oo 


d.  Religion 
nach : 

evangelisch  060 

katholisch  i?iö 

jüdisch  665 

disMdentisch  etc.  490 


"37  - 

2181  — 

1255  -  — 

902  — 
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In  Irland  waren  unter  der  über  5  Jahr 
alten  Bevölkerung  unter  Zehntausend  An- 
alphnU'teu  in  «Ion  Jahren: 


von  den 

1861 

1871 

1881 

185)1 

Rüniiseh-Katholischeu 

4580 

399° 

3010 

2200 

Anglikanern 

1600 

1420 

1090 

860 

Presbvterianern 

11 10 

960 

710 

560 

Methodisten 

900 

670 

550 

440 

Angehörigen  anderer 

810 

Bekenntnisse 

960 

53o 

500 

Ein»'  rnterscheidung  <ler  Analphabeten 
mu  h  Orlen  mit  mehr  oder  weniger  als  5000 
Einwohnern  ist  hei  den  Volkszählungen  in 
Relgieu  vorgenommen  worden.  Danach 
fanden  sah  unter  je  100  Einwohnern  in 
Gemeinden  mit 

weniger  als 
5000  Einwohnern 
weibl.        männl.  weih). 

55  49  5^ 

45  39  45 

40  35  39 

Danach  sind  in  Belgion  die 
und  das  flache  Ijand  etwas 
besser  stellt  als  die  mittleren  und  grossen 
Städt.\ 


mehr  als 
inännl. 

1*;«  so 

1880  4> 
36 

Analphabeten, 
kleineren  Stadt». 


l-(  Die  Hokrutierungsslatistik 
liefert  filier  das  Analphabetentum  im  allge- 
meinen zu  günstige  Vorstellungen,  weil  sie 
nur  iresunde  Iicute  wenige  Jahn?  nach  voll- 
endeter Schulzeit  behandelt.  Das  Verhältnis 
der  Analphabeten  unter  den  Ersatzmann- 
sehaften  bezeichnet,  wenigstens  in  Landern 
mit  allgemeiner  Dienstpflicht  und  Schul- 
j »flieht,  immer  nur  ein  Mindestmass  des  An- 
alphabetentums der  Bevölkerung.  Vergleich- 
bar sind  die  Ergebnisse  vou  J^and  zu  Land 
n  i  <_•  h  t .  da  die  Anforderungen  f flr  den  Bil- 
dung>naehweis  ganz  verschieden  sind :  im 
Deutschen  Reiche  z.  B.  beschränkt  man 
sieh  auf  das  Erfordernis,  einigermassen 
lesen  und  den  Namen  schreiben  zu  können ; 
in  der  Schweiz  dagegen  wird  der  Rekrut 
einer  umfassenden  Prüfung  in  verschiedenen 
Fächern  unterworfen.  In  manchen  Län- 
dern wird  der  ganze  Ersatz,  in  anderen 
nur  der  zur  Einstellung  in  die  Truppen  ge- 
langte Teil  auf  seine  Schulbildung  geprüft. 
Gleichwohl  sind  mehrjährige  Reihen  des- 
selben Landes  für  die  Statistik  der  Analpha- 
U'ten  nicht  ohne  Brauchbarkeit,  wenn  nur 
im  Prfifungsverfahren  keine  Aenderuug  ein- 
getreten ist,  was  alter  auch  öfter  vorkommt. 
Von  j.-  10  000  Ausgeholienen  waren  Anal- 
phao,'t.n  in: 

Deutschld.  1876  237,  1880  1^7.  1890  <w,  181*7  12 
Preiissen  1863613,  1873  4*8.  ..  78.  ..  16 
Bayern  1876  179.  1880  47. 
Sachsen  ,.  .... 
Wiirtthg.  .  2.  ,.  j. 
Bad»-n  „  22.  _  8. 
Ek-I.othr.  ..     345.     ••  "3. 


■■ 
•■ 
■■ 

-  -r 

-  33. 


5. 


Oesterreich  1874  4140,  1881  3890,  1894  2200 

Ungarn  1874  5703.  1881  5080.  1888  2590 

Serbien  1875  8190,  1878  8293,  1881  7931 

Russlaud  1875  7877,  1885  7342,  1895  6110 

Schweden  1874    190.  1879     50.  1883  27 

Dänemark  —      —    1881     36.  — 

Holland  1875  1230,  1885  1050,  1896  470 

Belgien  1872  2106,  1883  H38,  1892  1360 

Frankreich  1872  197-,  1884  1229,  18%  si8 

Schweiz  1875   400,  1885    180,  1896  3; 

Italien  1874  5262,  1884  4722.  1894  3894 

c)  Bei  den  Eheschliessungen  ist 
die  l'ntersclirift  der  Heiratsurkunde  vor  dem 
Standesbeamten  als  Kennzeichen  «1er  Schreib- 
fähigkeit zu  verwerten.  Nützlich  sind  in- 
dessen für  vorliegenden  Zweck  eigentlich 
um-  die  Zahlen  für  Altersgruppen  der  Ehe- 
schliessenden .  wofür  aber  nur  teilweise 
Nacluichtcn  vorliegen.  In  Preussen  unter- 
schrieben die  Heiratsurkunde  von  je  Ii  M  M  N  » 
der  ISS1  -  ls.s4  in  die  Ehe  Getretenen  nicht: 

Männer,  Frauen 

1849/66  Geborene  —  430 

1865'61       „   546  374 

180)56   338  393 

1855,51       ,.   216  ;i8 

1850.46       ,.   267  821 

1845,41       „   430  "382 

1840,3«      „   640  1910 

1835  31       r   79;  2397 

18302(5      ,.   1212  3170 

1825  21       ,.   1619  3954 

durehsehuittl.  1881—84  .  362  649 
1886— 90  .  234  367 
1892—96  .    130  213 

Die  jüngsten  Altersklassen  zeigen  eine 
Zunahme  der  Analphabeten  lediglich  deshalb, 
weil  die  sehr  jung  heiratenden  Personen, 
namentlich  die  Männer,  ganz  überwiegend 
den  untersten  Schichten  der  Bevölkerung 
angehören.  —  In  anderen  lindern  befanden 
sich  Analphabeten  im  Mittel  mehrjähriger 
Perioden  unter  10000  Eheschliessenden 

•  .  Män-  Frau-  Man-  Frau- 

ner    en  ner  en 

Baden  1880  84  3  4,  189195  1  2 
England  1878  83  1342  1746,  189195  510  600 
Schottld.  1879  83  706  1394,  1891,95  29?  477 
Irland  1864  68  3820  4922,  1891  95  1S00  1741 
Frankr.  1878  82  1587  2479,  189195  738  1118 
Italien  1879  83  4694  6892,  1891,95  3942  ^66* 
Rnraän.  1870  74  8172  9262,  1878  82  8094  9134 
Holland  1877  753  1484,  — 
Nensiidwales  1886  380   420,      1896    234  204 

d)  In  einigen  Ijändern  wird  auch  bei  der 
Justizstatistik  die  Schulbildung  der  Ge- 
fangenen und  damit  die  Zahl  der  An- 
alphabeten unter  diesen  festgestellt.  So  waren 
unter  lo  000  Gefangenen 

.           ( ianzanulphab.  Halbana  Ipkab. 

Männer  Weiher  Männer  Weiber 

Preussen  (94)     745     1775  403  1395 

Frankr.  (92;     2830     3380  033  24S9 

Xiederl.  (95  >         e.  2000 
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AnalphaMeu— Anarchismus 


Alle  im  vorstehenden  mitp^toilton  Zahlen 
dürfen,  wie  bereits  angedeutet,  nicht  zu 
scharfen  Vorgleiehungen  benutzt  worden; 
sie  l>ezeiehnen  für  jedes  Iiand  nur  die  all- 
gemeine Richtung,  in  weither  sieh  der 
Schulbildnngsprozoss,  naeh  den  einfachsten 
Kennzeichen  der  formalen  Bildung  zu  ur- 
teilen, ttowegt. 

Als  Schlussorgebnis  der  rntersuehung 
map  indessen  immerhin  freiten,  dass  die 
vom  Protestantismus  Iteherrschton  lilnder. 
sowie  die  germanischen  und  tschechischen 
Länder,  auch  Finland,  l>etreffs  iler  Schul- 
>fil» linier*  flberliaupt  am  höchsten  stehen ;  den 
zweiten  Platz  nehmen  die  Nachkommen  der 
Kelten,  den  dritten  die  Magyaren,  die  katho- 
lischen Slaven  (ausser  Tschechen)  und  die 
Italiener  ein;  dann  folgen  die  Sjvinier  und 
die  Portugiesen  und  zuletzt  die  unter  der 
Herrschaft  der  orientalischen  Kirche  stehen- 
den Völker  im  Osten  Kuro|>as. 

l.i  1 1  eratnr  I  Ih'r  amtlichen  ttutütinchrii  tjnrllrn- 
irrrkr  drr  rinn  htm  Ijt'indrr,  fpezirll  dirjrniqrn 
iiftrr  l'-ilkazii/diim/rii,  UrrHlkmiiuinlirirtitumj  und 
Srhulirrtt-n.  fiitrrntitit'iitdr  l'riylt  irhuiiijrn  Ohrt 
An»lf,hiihrtrn  mthaltrn  iimbrnondri  r :  die  itfdir- 
ninchr  Sinti*!  im  drW  ittruzinnr  tUmmtarr, 
l'outn  ISS.',  ;  drm/l.  t'rnnimrnln  drllfi  jio/ntlazitinr 
•d  .il.  IHrrmbrr  /#<s'/,  ttrlntione  generale  r  Co«. 
Jnmti  iulrrnnziiouili,  llmiiu  IMS', ;  mit  lle- 
niitzung  drr  rtimtrhrndrn  Werke  mich  Amata 
AmaU.  L'unidfabetirnm  in  Itidin,  Xarara  1SSS, 
und  MlMchter,  l'rUr  Amdjibalteten,  in  drr 
iirterr.  StatiM.  M<auit**rhrijt  XII,  Wim  ISS*;, 
letztere  Arbeit  findet  nieh  nurh  in  drm  Allge- 
meinen .Statintinrhen  Archiv,  III,  Tübingen  1S94, 
und  in  der  Zriluchrift  für  dir  i/rixinde  SUiain- 
tcirtrimrhaj't,  LI  II,  Tübingen  1SU7.  ■ —  /,u  ver- 
gleichen iiH**rrdem  Frhr.  r.  Flrck*,  Berülke- 
rnny*lehre  und  HrriilkemngrpidHik  (Hund'  und 
fshrfmch  drr  StaaUtr i*»rn*rhn  ftfH ,  I.  Abteilung : 
y,,lk*iri,Urhitft*(rhrr,  r,.  Hund)  Leipzig  1SUS. 

4. 


Anarchismus. 

I.  Per  Anarchismus  der  Vergangen- 
heit. 1.  Einleitung.  2.  Der  A.  im  Altertum. 
Ii.  Christlicher  A.  im  Mittelalter.  II.  <i  e  h e h  i  c  h  t  - 
liehe  K  n  t  w  i  c  k  e  I  u  n  g  der  neueren  an- 
archisti»cheu  Theorie  und  Bewegung. 

1.  Anarehistische  Ideen  vom  1«.  Iii»  18.  Jahrh. 

2.  Die  erste  anarchistische  Theorie:  Uudwiu. 

3.  Der  idealistische  A.  Proudhons.  4.  Der  ältere 
idealistische  Anarchismus  (bes.  He*«  und  Grttu*. 
f>.  Der  antimoraliäche  A.  Stirner«.  6.  Die  Be- 
gründung der  modernen  anarchistischen  Partei 
durch  Bakunin.  Seine  Lehre  und  seine  Agitation. 
7.  Netschajew.s  Programm.  Die  „Propaganda 
der  Tlmt.*4  8.  Die  Anarchisten  und  die  „Inter- 
nationale*'. Die  anarchistische  Bewegung  in 
den  70er  Jahren.  9.  Der  französische  A.  in 
den  HO  er  Jahren.  Krapotkins  Theorie.  10.  Der 
deutsche  A.,  Mösts  Theorie  und  der  A.  in  den 
anderen  Ländern  Europas  wahrend  der  80er 
Jahre.     11.   Der  A.  in  Amerika  während  der 


80er  Jahre.  12.  Der  französische  A.  in  den 
Wer  Jahren.  1H.  Der  deutsche  A.  in  den  90  er 
Jahren.    14.  Der  A.  in  England  in  den  90er 

i  Jahren.  16.  Der  A.  in  Spanien  und  Italien  in 
den  90  er  Jahren.    1(5.  Der  amerikanische  A.  in 

■  den  90er  Jahren.  III.  K r i t  ik  des  A  na rc h  i s- 

|mu».    1.  Kritik  der  anarchiatischen  Theorie.  2. 

I  Kritik  der  anarchistischen  Taktik.    H.  Mittel 

j  gegen  den  A. 

I  I.DerAnarchisitius  derYergaugenheiL 

1.  Einleitung.  < Anarchismus  i>r  die 
seit  Proudhou  eingebürgerte  Bezeichnung 
für  eine  Gesellschaftsordnung  mit  rieukku- 
grösster  Autonomie  der  Individuen  und  mög- 
lichster Abwesenheit  jedes  obrigkeitlichen 

|  Zwanges.  Das  Wort  ist  neu.  aber  der  IV- 
I  griff  selber  ist  alt:  in  jeder  kultiirgeschtcht- 
,  liehen  Epoche  der  Meuschheit .  wo  das 
Prinzip  des  Individualismus  sich  Bahn  ue- 
1  broehon,  taucht  ztigleich,  als  äusserst  e  Kon- 
Jso»|tionz  individualistischer  Anschauungen, 
das  Postulat,  des  Anarchismus  auf.  ('riebt 
es  eine  breite  Geistesströmung,  die  in  der 
vollen  Entwiekelung  der  individuellen 
Kräfte  das  höchste  Ziel  der  Oesellsc  haft  er- 
blickt. —  so  wird  unter  den  vielfachen 
Variationen  desselben  Oedaukens,  die  der 
menschliche  Oeist  jeweilig  hervorsprudelt, 
auch  immer  einmal  die  Ansicht  auftauchen : 
da-*s  die  Kräfte  eines  Individuums  sich  bei 
völliger  Freiheit  am  v  o  1 1  k  o  m  m  e  n  s  t  e  n  ent- 
wickelten und  dass  folgerecht  die  Gesell- 
schaft jeglichen  Eiugriff  in  die  Autonomie 
der  Individuen  uuterlasseu  müsste.  Diese 
Geister  vergossen  freilich  den  Ausspruch 
jenes  Engländers:  man  würde  es  für  absurd 
halten  zu  sagen,  die  Planeten  müssten  sich 
im  Kreise  bewegen,  weil  der  Kreis  die  voll- 
kommenste Figur  ist,  —  und  doch  sind  die 
Dogmen  gewisser  Politiker  just  so  absurd 
wie  jene  Behauptung!« 

2.  Der  A.  im  Altertum.  A.  Die 
anarchistische  Doktrin  Zenos.  Das 
5.  und  4.  Jahrhundert  zeitigte  in  Hellas  eine 
Geisteskultur,  ebenso  wundert  ku*  durch  die 
Grösse  wie  die  Vielseitigkeit  der  lieistuugen, 
die  in  den  bildenden  Künsten,  in  Tragödie 
und  Komödie,  in  Philosophie.  Geschicht- 
sehreibung  und  Politik  der  Ewigkeit  ange- 
hören. Ganz  liesonders  bezeichnend  ist  tür 
diese  einzigartige  Produktivität,  dass  das 
hellenische  Geistesleben  schon  alle  jene 
Strömungen  hervorsprudelt,  die  wir  als 
charakteristisch  für  die  Gegenwart  zu  halten 
gewohut  sind:  so  nehmen  wir  in  Hellas 
Strömungen  wahr  für  Individualismus  und 
für  Gebundenheit  —  für  ethische  Reform 
und  für  »Immorulismus«  —  für  Rationalis- 
mus und  für  Mystizismus  —  für  Natur- 
rechtslehre  und  für  »organische«  Staats- 
theorie  —  für  Aristokratie  (einschliesslich 

IlerrerimoraL)  und  für  Demokratie  —  für 
Status  «pio  und  für  soziale  Reform  —  ja 
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schliesslich  fflr  Kommunismus  un<l  für 
Anarchismus, 

Diener  Anarchismus,  den  die  bisherige 
Geschiehttiehreibung  noch  gar  nicht  erkannte, 
ist  —  ebenso  wie  zuvor  der  plat«>niseh«' 
Kommunismus,  sein  polarer  G«'gensatz  — 
eine  Frucht  der  sozialethischen  Reform  lie- 
wegung  jener  Epoche:  gegenülier  ,'<>r  '»•»- 
rueiuschaft  der  Güter  und  der  Staatsomui- 
pnfen*  zum  Zwecke  höchsten  moralischen 
G«ni<-ins<'liaftsl<'bens.  wie  Plate  sie  gepndigt, 
wurde  von  Zeno,  dem  Stifter  der  stoischen 
Schul«'  CU2— j?7o),  die  freie  staatlose  Gemein- 
schaft zum  Sellien  Zwecke  als  Zukunfts- 
idea]  gepriesen.  Zeno  knil|>ft  an  «Ii«-  Lehren 
der  cynischen  Schule  an.  der  er  ur- 
sprünglich angehört  liatte:  der  Bedürfnis- 
lose war  «leren  Menschenideal,  weil  er 
allein  wahrhaft  frei,  —  «laraus  folgte  als 
soziales  Ideal  ein  Zustand,  «ler  auf  der  D«> 
dürfnislosigkcit  Aller  aufgeteilt  war.  und 
so  wurde  hier  die  Selbstgenügsamkeit  der 
ersten  .Mensehen  als  Ih'xhstes  gepriesen. 
Dies  Prinzip  »ler  Bedürfnislosigkeit  führt«' 
in  l<igiseher  Konsequenz  von  «1«t  Negation  der 
Kultur  he«l  ü  rf  n  i  sse  zur  Negation  aller 
Institutionen  «ler  Kultur:  der  Ein-,  des 
Eigentums.  des  Staates.  Al»r  ausdrücklich 
ausgesprochen  finden  sich  alle  diese  Kons«*- 
fjuenzen  erst  im  System  Zenos,  der  seiner- 
seits  in  selbständiger  Gedankenführuug  zu 
ihnen  gelangt«'.  Der  erste  Naturtrieb  ist 
ihm  «ier  Selbsterhaltungstrieb,  der 
die  Zukunft  des  Menschengeschlechts  ver- 
bürgt;  zu  seiner  Korrektur  liat  uns  die 
Natur  «len  Trieb  nach  Gemeinschaft 
mit  anderen  Menschen  eingeimpft,  der 
Jifi  peinigender  Einsicht  —  alle  zu  gegen- 
seitiger Gerechtigkeit  und  Menschenliebe 
bestimmt.  Und  di«?s  ist  «He  Hauptsache: 
hamleln  wir  nach  diesen  Grun«lsatz«>n.  so 
befinden  wir  uns  in  Uebereinstimmung  mit 
der  Natur  und  brauchen  uns  nicht  um  «He 
nur  künstlich  zu  Gutem  gestempelten  Dinge 
%](•  Besitz.  Ehre  u.  dergl.  zu  kümmern. 
Darum  will  auch  Zeno  nichts  von  Staats- 
onmipotenz,  Bevormundung  und  Reglemen- 
tierung wissen,  sondern  er  verlegt  die  All- 
macht <\oh  Gesetzes  ins  Innere  der 
Menschen:  «lieses  in  der  Natur  selbst 
liegende  Gesetz,  das  schliesslich  in  den 
Gemütern  lebendig  wird,  gebietet,  di<- 
Nächsten,  ja  Alle,  mit  denen  man  irgeud 
in  Berührung  kommt,  zu  lieben.  Und 
darum  ist  auch  Eros  «ler  Gott  der  Menschen 
der  Zukunft :  alle,  die  Menscheuantlitz  tragen, 
sollen  untereinander  verbunden  sein,  wie 
Hann  und  Jüngling  in  erotischem  Verhältnis ! 
Wo  aber  jedem  «las  ihm  Zukommende  frei- 
wiJlig  gewährt  wird,  ja  eitel  Eintracht  und 
Liehe  herrscht,  da  finden  kein«1  Verfehlungen 
statt.  Und  folgerecht  sind  hier  Gericht 
und  Polizei  vorbannt.    Da  ferner  der  Mensch 


dem  obersten  Sittengesetz  folgen  kann,  ohne 
«lass  es  erst  vieler  Worte  und  Unterweisungen 
licdarf.  so  sind  die  gesamten  Schulwissen- 
sehaften  i'  „fyxvxiioc  nttidiin- 1  unnütz  und 
hören  auf  gelehrt  zu  werden:  —  da  alle 
uaturgemäss  aufwachsen,  so  werden  auch 
die  Gymnasien  ahgcscliafft :  —  und  da  i«»« ler 
weiss,  zu  wem  er  passt.  so  ist  «las  Ikuul 
«ler  Ehe  überflüssig,  und  auch  U-i  der 
Regelung  «ler  Beziehungen  von  Mann  und 
Weib  wird  der  Natur  und  «ler  Freiheit 
weitester  Spielraum  gewählt :  -  und  elumso 
ist  da.  wo  alle  das  wahre  Verhältnis  zu 
Grjtt  geftinib'ii  und  sich  durch  ihren  Lebens- 
wandel der  besten  Gottesverehruug  1h>- 
fleissigcn,  keine  staatliche  Organisation  des 
Gottcsdituisb's  und  k«'in  Tempel  n«"tig;  — 
nnil  schliesslich  wird,  um  in  «lie  materielle 
Sphärc  herabzusteigen,  kein  Geld  und  k«'in 
Tauschinittel  nn-hr  gebraucht,  da  sich  aller 
wirtschaftlicher  Verkehr  durch  unmittelbare 
Ueliergalie  der  liegehrteu  Produkte  in  Ciüte 
vollzieht.  Hier  ist  also  die  ganz«-  Mensch- 
heit in  ihrer  Vollendung  gedacht,  alles,  w;is 
Zwang  heisst .  ausgeschaltet,  der  innere 
moralische  Trieb  als  alleiniger,  aber  au«  h 
vollkommen  ausreichen« ler  K«>gulator  für 
•len  Kiuzclnen  wie  tlieGi'samthcit  dargestellt: 
uikI  tlamit  ist  zum  ersten  Mal«'  in  der 
Weltgeschichte  die  Theorie  des  Anarchismus 
entwickelt.  Da  diese  indes  der  Wirklüh- 
keit  des  L'U-ns  un«l  «-rst  iveht  «len  alt- 
hellenis«  hen  Traditionen  ins  Gesicht  schlug, 
so  vermochte  sio  nicht  Aullänger  zu  werben, 
obwohl  «lie  rein  phil«>sophische  Lhiv  <les 
Autors  zum  Ausgangspunkt  einer  mächtigen, 
«lie  Weltanschauung  ganzer  Jahrhunderte 
bestimmenden  Geistesbewegung  wurde. 

B.  Der  kommunistische  A.  «l«-r 
-  Karpokratianer«.  Noch  im  Altertum 
erlebt«-  die  Idee  des  Anarchismus  —  übrigens 
in  «'igenartiger  Form  —  ihre  Wiederauf- 
erstehung:  «las  geschah  in  jenen  erst.'n 
Jahrhunderten  unserer  Zeitrechnung,  wo 
spekulative  Phantastt-n  «Ins  Christentum  zum 
Rahmen  für  ein  Gemisch  von  hell«'nisch>'ii 
und  orientalischen  Philosophemen  lienutzen 
wollten.  Hier  mussteu  sich  als  Konse- 
«juenz  leicht  Kommunismus  und  Anarchis- 
mus ergelH-n .  wo  platonische  und  ze- 
nonisch«'  bitten  den  Kern  dos  Systems 
darstellten  und  das  Christentum  nur  mehr 
als  äussere  Schale  diente.  Das  war  nun 
beim  Gnostiker  Karpokrates  (aus  Alexan- 
drien) der  Fall,  der  um  die  Mitte  des  2.  Jahr- 
hunderts lebte  und  ein«-  nach  ihm  lwnannte 
Sekte  stiftete.  Die  Gerechtigkeit  tiottes 
stellt  sich  nach  seiner  I>'hrc  dar  als  eine 
Gemeinschaft  mit  Gleichheit.  Ge- 
meinsam sind  Himmel  und  Erde,  Nacht  und 
Tag;  —  gleich  gewährt  Gott  «l»'ii  Helios 
allen,  «He  sehen  können,  und  gemeinsam 
sehen  alle,  da  Gott  zwis«hen   Mann  und 
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Weib.  Reich  nnil  Arm.  Weisen  und  Thoren 
keinen  Unters«  hk'd  macht.  Nirgendwo  in 
der  Natur  stört  irgend  ein  Oesetz  dies 
gottgewollte  Verhältnis,  das  Aller  Ueherein- 
stimmung  hervorbringt:  in  die  Speisen  teilen 
sich  alle  Tiere  glciehmässig ,  und  ebenso 
haben  alle  am  Geschlechtsleben  gleichen 
Anteil.  Allein  die  herrschende  Menschen- 
sitzung streitet  wider  Grottes  Gebot,  indem 
sie  ein  Privateigentum  konstituiert.  -Um •her- 
lieh sei  das  Wort  des  ( tesetzgebers :  Du 
sollst  nicht  W'gehren,  und  noch  lä«'herlieher 
der  Zusatz:  das.  was  dein  Nächsten  gehört, 
—  denn  indem  Gott  uns  die  Begienie  ein- 
pflanzte, onlnete  er  an,  dass  wir  sie  brauchen 
sollen  und  nirgendwo  austilgen,  so  wenig 
wie  andere  Lebewesen  ihr  Hegehren  zügeln: 
am  lächerlichsten  al»er  sei  der  Zusatz:  das 
Weib  des  Nächsten.  —  denn  damit  wurde 
zur  Privatsache  erniedrigt,  was  gemeinsam 
sein  sollte.«  So  kam  diese  in  ein  theoso- 
phisehes  Gewand  gehüllte  Naturrechtsphilo- 
sophie,  die  in  einem  I/cben  nach  Art  der 
Tiere  ihr  iniisches  Ideal  erblickte,  zu 
Prinzipien,  die  sich  prinzipiell  völlig  mit 
dem  sogen,  kommunistischen  Anan-hisnius 
neuerer  Tag»?  decken:  Jeder  macht,  was 
er  will,  unter  der  Voraussetzung,  dass  alle 
die  gleichen  Ansprüche  auf  alles  geltend 
machen  können,  --  der  eine  Satz  enthält  das 
anarchistische,  der  andere  das  kommunistische 
Axiom. 

Die  Vertreter  des  n>chtgläubigon  (  'hristen- 
tums  mussten  natürlich  gegen  die  koinpro- 
niittierondeii  Ansichten  dieser  Sekte,  die 
auch  praktischem  Li)»ortinismus  gehuldigt 
haben  soll ,  aufs  schärfste  Front  machen : 
und  der  heilige  Irenäus  erklärte  ihn;  1/dire 
geradezu  für  eine  Maske,  die  Satanas  ange- 
nommen ,  um  dun-h  solches  Zerrbild  die 
kiivhliehe  Wahrheit  zu  diskivditiere». 

3.  Christlicher  A.  im  Mittelalter.  Die 
religiöse  JMormbeweguug  in  der  zweiten 
Hälfte  fies  Mittelaltei-s  fönlerte  neben  vielen 
andeivn  Ideen  auch  solche  anan-histischer 
Art  zutage.  Diese  letztenm  knüpfen  s}>eziell 
an  tlen  ekstatisi-h-spiritunlistisohen  Subjekti- 
vismus jener  Kpoehc  an.  wie  er  sich  im 
Anschlüsse  an  die  Weissagungen  des  kala- 
bn'sischen  Abtes  Joachim  von  Kloris  (ca.  12H0) 
entwickelt  hatte.  Dieser  hatte  in  seinen, 
ihm  angeblich  von  Gott  eingegclwnen  Visionen 
das  Reich  der  Zukunft  ei^schaut.  wie  es.  nach 
Zerschmetterung  der  korrupten  kirchlichen 
Institutionen,  dun-h  die  Auserwählten  Gottes, 
die  zur  apostolischen  Armut  zurückgekehrt, 
aufgerichtet  wenlen  inuss.  Hier  wird  das 
Volk  Gottes,  von  Mühen  und  Leiden  frei, 
eines  seligen  Friedens  gemessen,  der  sich 
wie  eine  ( Merfeier  über  den  «rossen  heiligen 
Sabbat  des  Herrn  verbreiten  soll  . 

Von  Jochims  mystischen  Ide.-n.  die  in 
der  ganzen  Christenheit  lebhaften  Widerhall 


fanden,  unmittelbar  augeregt  entwickelte 
A  m  a  1  r  i  c  h  von  Bona.  Magister  der  Theo- 
logie zu  Pari.-«,  ein  System  des  radikalsten 
Subjektivismus,  das  sich  als  Offenbarung 
Gottes  präventierte  und  ülterhaupt  auf  »lern 
Prinzip  der  direkte»  Konununikation  des 
erleuchteten  Individuums  mit  Gott  Iteruhte. 
Danach  bricht  jetzt  eine  neue  Periode  an. 
deivn  gottgeweihte  Träger  jene  sind,  die 
mit  Amalrich  erkennen:  dass  -Gott  alles 
sei«.  —  ferner,  dass  jeder  Christ  sich  als 
Glied  Christi  fühlen  müssen,  —  endlich, 
dass  >den  in  der  Liebe  Stehenden  keine 
Sünde  zugerechnet  wenle.<  Mit  diesem 
letzten  —  für  uns  wichtigsten  —  Satze 
war  kalt  die  Konsequenz  aus  den  pantheis- 
tischen  Voraussetzungen  gezogen:  wer  in 
religiöser  Ekstase  die  Rückkehr  zu  Gott  ge- 
funden, also  mit  Gott  Eins  gewonlen,  kann 
ja  nicht  mehr  sündigen,  denn  aus  allen 
seinen  Handlungen  spricht  eben  nur  Gottes 
Wille:  in  ihm  ist  der  heilige  Geist  Fleisch 
geworden  ganz  so  wie  im  Erlöser.  Und 
da  die  Amalrikaner  alle  in  ihren  verzückten 
Visionen  sich  mit  Gott  Eins  glaubten,  so 
hielteu  sie  sich  iu  frecher  Ueberhebung  — 
freilich  gauz  im  Geiste  ihrer  Dogmen 
fi'ir  unfähig  zu  jeder  Süude  und  folglich  für 
berechtigt,  jeden  noch  so  sündhaften  G«*- 
danken,  der  in  ihrem  fielierhaft  erregten 
Geh  im  phosphoreszierte,  in  nieldose  That 
umzusetzen. 

Das  war  Amairichs  esoterisches 
System:  auf  dem  Kathofler  liatte  er  freilich 
mit  tlen  letzten  Konsequenzen  klüglich  zurück- 
gehalten: und  als  da*,  was  er  doch  davon 
hatte  verlautbaivn  lassen,  bei  seinen  kirch- 
lichen Oberen  Anstoss  erregte,  widerrief  er 
|12i»l).  Aber  kurz  nach  seinem  Tode  wurde 
eine  von  ihm  gestiftet*»  geheime  Sekte  ent- 
fleckt, der  er  sein  ganzes  Schauen  offenltart 
und  deren  Anhänger  sich  als  den  Christ' 
und  als  unmittellwir  göttlichen  Verkehrs 
teilhaftig  wähnten.  Aber  tn>tz  einer  gegen 
die  I/'hre  gerichteten  Hülle  Innocen7.'  in. 
(1215).  trotz  Inquisition  und  Scheiterhaufen 
breiteten  sich  jene  häretischen  Ideen  filier 
Frankreich,  Belgien.  Deutscldand  und  die 
Schweiz  aus:  ihr  radikaler  spiritualistischer 
Subjektivismus  entsprach  eben  eiuer  zugleich 
mystisch  und  in«livi«lualistisdi  gerichteten 
Geistesströmung  jener  Epoche.  Sie  wenlen 
in  erster  Linie  von  «ler  Sekte  der  -Brüder 
(und  Schwestern)  vom  freien  Geist- 
vertreten.  den'U  Doktrin  alle  jene  von  der 
Kirche  verdammten  enthusiastisch-]«nt he- 
istischen Häresieen  wie  in  einem  Brenn- 
spiegel zusammenfaßt.  Das  Glauhens- 
svstem  «u>s«m-  vom  13.— 1.">.  Jahrh.  immer 
wie« ler  von  neuem  ihr  Haupt  erhellenden  Sekte 
proklami«»rt  al.s«lirekte  Konsequenz  ihrer  Prin- 
zipien den  Anarchismus  im  Sinne  absolutester 
Machtvollkommenheit  des  Indivvluums.  Alle 
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Kreatur  —  heilst  es  hier- — ist  Gott.  in«lein  i  «larf.  «la  sie  unmitt»-lhar  von  Gott  die  Er- 
die  Seele  von  «ler  Substauz  Gottes  ist.    Der ' leuchtuug  ••nipfan^t.'ii.    So  wird  von  «la  an 

Mensch  nun,  der  schon  in  der  Zeit  seiin-s  «ler  Herr  alh-in  in  Alk'ii  herrschen,  das  neue 

irdischen  Indiens  zur  Vereinigung  mit  Gott.  Gesotz  einem  Jo«l«'ii  von  selbst  im  Herzen 

von  -b  in  er  ursprünglich  ausgegangen,  strebt,  eingeprägt  sein.  —  während  all«1  Menschen- 

darf  sieh  nicht  von  äuss«»rlieheu  Gesetzen  satzung  auflmren   und    selbst   <li«'  heilige 

leite»  lassen:  er  muss  sieh  vielmehr  ganz  I  Schrift.  weil  antiquiert,  ihr«-  Geltung  ver- 

zur  Innerlichkeit  wenden,  wo  ei  «lie  Kr-  lieren  wird.    Damm  giebts  dann  auch  k«-ine 

l»-n«-htung  unmittelbar  von  Gott  erhält  und  König.-  mehr  "uml  keine  Obrigkeit  und  keine 

sieh  gänzlich  eins  mit  ihm  fohlt.  Der  Mensch  Stäinl«-.  —  keinen  Staat,  keine  Kirche  und 

ist  darum  durch  einfachen  Willensentschlu&s,  keine  Schule. 

d.-r  ihn  in  göttlich«-  Ekstase  vooetzt.  im-  Auf  solchen  Ansichten  beruhte  «lie 
staude.  Gott  zu  werden.  So  wirkt  schliess-  «lurch  Aeu.-as  Sylvins'  Rerieht  liekannte  - 
lieii  in  >i dchen  Menschen  <  Sott  All«'s.  —  si«-  S«>kte  <I«t  A«laiuil«'u  .  di<-  um  «lie*«'  Zeit 
sind  Christus  gleich.  Auf  diese  Weise  ist  in  Böhnn'ii  v«>n  einem  l«elgischeu  Einwanderer 
«las  ZeitaJter  «1«^  Geistes  angebnichen. —  U-gründet  wurde,  der  sich  -für  einen  Sohn 
woher  ja  die*«  Sektierer  ihren  Namen  tragen  Gottes  ausgab,  sich  selbst  Adam  und  seine 
— .  und  «lie  Eingebungen  dt^s  Geisti's  sitnl  für  Anhänger,  denen  er  nackend  zu  gehen  be- 
alle ihre  Han«llungen  entscheidend.  T'ud  so  fahl,  Adamiteu  nannte.-  Dies«-  Sektieivr. 
verwerfen  sie  in  folgenvhteni  Determinismus  dm  ein««  Insel  im  Flusse  laiznie  bewohnten, 
alle  Ramie,  die  Kirclm.  Staat  oder  Sitte  wurden  jed»ieh  bal«l  von  den  Hussit.'u  s«'lb.'r 
«b-ni  Mens«  hen  auferlegen.  In  frechem  Hoch-  auf  Jb-fehi  2i£kas.  «lein  ihr«'  Restn'liungen 
niut  liaben  sie  sich  s«dltst  als  Gott  Israeliten  ein  (ireii«'l  waren.  nie«l«<rgeinacht  (1421). 
gelernt:  folglich  k«">nn«>n  sie  ja  gar  nicht  Wi«>d«>r  ««ine  amlere  Art  d»\s  christlichen 
sündigen,  was  sie  thun.  ist  Ausfluss  Anarchismus,  nflndich  »»in  kommunistischer 
gr.ttli.h«ii  Westens,  tief  unt.'r  ihnen  liegt  Anarchismus,  wurde  seit  1  120  von  Peter 
alles,  was  Menschenhai!«!  aufgerichtet.  un«l  t  < ' heK-i c k y  propagiert,  «1<t  zurückir«  "zogen 
jeder  Willensregung.  die  in  ihrem  ekstatisch-  im  Dorf«»  Chclc.ie  lebte  un«l  von  «lort  aus 
erhitzten  Geiste  auftaucht,  dürfen,  ja  sollen  seine  Shriften  in  die  Welt  sandte.  Er  will 
sie  iin«  hgelien.  Daher  verwerfen  sie  alle  «Ii«'  Gl«'ichheit.  wie  sie  gewiss»'  Stelleu  «l«-> 
kirchlichen  und  staatlichen  Institution«-!)  'Evangeliums  verkünilen.  auf  friedlich«'!!- 
«?l»ensowie  Ehe  und  Eigentum.  Aus<lrückli«*h  Wege  verw  irkli<ht  wissen:  da  der  Staat 
halten  sie  die  wildeste  und  pervers«-ste  «lurch  «lie  Institutionen  des  Privateigentums 
Fleischeslust  fflr  erlaubt,  da  Gott  gleicher-  und  der  ständ«'  gegen  jenes  «»berste  Prinzip 
massen  -flln1!- wie  unter  «lein  Giirteb  w«thnc.  verst«'i>st.  so  darf  der  wahre  Christ  au  ihm 
erklären  sie  jegliche  Verfügung  über  fremd« -s  !  keinerhri  Anteil  nehmen.  Er  nimmt  nicht 
Kigentum  —  mögen  sie  »»s  nun  vernichten,  seine  Polizei  in  Anspruch,  er  appelliert  nicht 
verschenken  «ler  behalten  für  erlaubt,  au  seihe  Gerichte:  für  ihn  giebt  >■>  iibei- 
«lis[»u-ier»Ti  sie  sich  von  aller  Arb-it.  und  haupt  keinen  Zwang,  «la  er.  Gittes  (iebit 
sprechen  sie  sich  schlmsslich  das  Kecht  auf  entsprechend,  das  Gute  aus  v«"illig  freien 
Lütre  und  Heuchelei,  vor  allem  zum  Zweck  Stücken  zu  thun  bestrebt  ist;  <t  will  nicht 
der  Täuschung  der  Inquisition,  zu.  Danach  herrschen,  noch  liefehlen,  noch  irgend 
erscheint  auch  ein  Bericht  nicht  unglauh-  jemanden  aiisltcuten.  Ebensowenig  darf  der 
würdig,  «lor  ihnen  «lie  Meinung  zuschreibt,  wahre  Christ  irgeu«lwo  Gewalt  anwemlen. 
«lass  selbst  «las  Tragen  verhülletuhn-  Kleider  -»Christi  Wort  und  Reispiel  sagt  Chel- 
eine  un  berichtigte  Abweichung  vom  freien ,  eicky  gebieb-t.  den  F«'in«l  zu  lieben, 
göttlichen  liehen  der  Natur  darstelle,  und  Dem  Feinde  der  Wahrheit  darfst  du  in  «lern, 
der  von  ihren  Konventikeln  «lie  schäml-  was  gegen  <  tott  wäre,  keinen  Gehorsam 
hellten  geschb-chtliehen  Exzesse  lierichM.  Iei>t«-n,  darfst  aber  auch  nicht  s«-in»-r  Gewalt 

Mit  «lieser  Sekt«»  hängen  sicherlich  auch  dich  mit  G«-walt  widersetzen.^ 

«lie  christlich-anarchistischen  Tendenz«'n  zu-  Sein«'  L«'hro  gewann  viel  Anhänger,  alter 

-anunen.  di*>  währen«!  «ler  hussitischen  B«'-  «lie  Kolonie.  <li<>  später  zu  ihrer  Wrwirk- 

wegung    zutagetniten.     Hier  verkfimleb'ii  lichung  begrüinh't  wunle.  wich  von  dn-si-u 

(ge».-n  1420)  Sehwänner,  dass  das  tausend-  Prinzipien  erh« "blich  ab.  kannte  Privab'igon- 

jährig»-  Reich  erstehen  wenle  für  all«»  Glau-  tum  und  «-ine  s«"hr  weitgehende  Zwangs- 

l»iin>n.  wählend  zugleich  den  Gottlosen,  ganz  gewalt  der  f  hVrcn  und  «ler  Priest«'!*,  so 

wie  einst  Sodnm  und  Gomorrha,  ein  furcht-  «lass  si>-  keinesfalls  als    anarchistisch  be- 

J«ar.'-  vertilgendes  Strafgericht  angeküu.ligt '  zeichnet  w»>rdeu  kann  uml  somit  au>  tiein 

wnnle.    Die  Genossen  jenes  Reiches  wenlen  :  Rahmen  nnsrer  Darstellung  auss«-h«>idet. 

in  .idamitiscli'-r  I  nschuld  ohne  Mühen  un«l  Die  hiei  lictrachtete  extr<'in->ubjektivis- 

J^eiden  tlahinb'I^U-  auch  geistig  zu  solcher ,  tische  (iedankenrichtuiur  kam   auf   «  hrist- 

\*-.|lJ,öniinenli«'it  eiiij^orsteigen.  «lass  <>>  w «  «ler  licher  tii  undlage  noch  einmal  im  nä«-hsten 

der  Rr-ieluung   no<*h  der  Zwangsmittel  bc-  Jahrb.   in   ein«  r   wie<b'i1äuferi<clien  Sekte 
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zum  Vorschein:  hei  <leii  —  vorzugsweise 
im  Zürch»«r  Oberland»«  lehomlen  >  freien 
Brmleni",  die  Christus  für  den  Verkfinder 
<l««r  Freiheit  von  allen  Gesetzen  erklärten, 
alle  Abhängigkeit  der  Menschen  von  einander 
leugneten  und  die  freiwillige  Ctfiter-  und 
WeiU-rgemeinschaft  fflr  den  einzigen,  wahrer 
Christen  würdigen  Zustand  erklärton.  — 
Als  gemeinsame  Orundursaehen  aller  dieser 
christlich-anarchistischen  Ideen  in  den  letzten 
Jahrhunderten  des  Mittelalters  sind  wohl 
einmal  der  religiöse  Subjektivismus  der 
K|)oehe  und  dann  flas  durch  die  sozialen  Miß- 
stand»« b.«günstigte  Wi»>dorerstehon  chilias- 
tiseher  Schwann« «reien.  »lie  immei«  etwas 
vom  Prinzip  »1er  des  Zwanges  nicht  hedflr- 
f»  nil»Mi  inensehliehen  V<»llkomineiilieit  in  sieh 
beig»«n.  anzusehen.  - 

II.  Geschichtliche  Entwicklung  der 
neueren  anarchistischen  Theorie  und 
Bewegung. 

1.  Anarchistische  Ideen  vom  16.— IH. 
Jahrhundert.  Die  von  »1er  Neuen  Zeit 
ihren  Ausgang  nehmende  nat urreeht  1  ich 
gefärbte  Litteratm«  musste  in  ihren  »>xtr» «nisten 
Auslaufern  ebenfalls  zum  Anarchismus  fuhren, 
da  ja  zu  ihreu  Grundprinzipien  «Ii»«  «liesom 
verwarn Ite  I»lee  gehörte,  «lass  in  den  staat- 
losen  I'rzuHtäudon  die  Mcrisclüicit  selig 
tlalüngelebt.  wie  «lies  übrigens  schon  das 
Altertum  geglaubt ,  ■—  man  »lenk««  an  «lit« 
OvHischeu  Zeilen: 

•>viiidiee  null'», 
s|M»ntc  sua.sine  lege  fi»lem  rcctuni<pioc<dehat ; 
poona  metusque  aberant.  nee  verlw  minacia 

fixe 

aero  legelmntur,  nee  supi»lex  turl«»  tim«'bat 
judicis  ora  sui,  sed  erant  sine  judiee  tuti.* 

Cn»l  ahn  lieh  dachte  die  jenen  wissen- 
schaftlichen Bestrehungen  parallel  gehentle 
allgemeine  Geistosströmung  der  Ersiehe 
vorn  1U— IS.  Jahrh. 

Wir  müssen  uns  hier  natürlich  auf  die 
heivoiTagemlsten  Beispiele  beschränken.  So 
erklärt  in  England  schon  einer  der  frühesten 
Verti-eter  <ler  Naturreehtslehro.  der  Geistliehe 
Hook  er,  es  sei  j  nicht  absolut  unmöglich, 
»lass  Menschen  ohne  irgend  eine  öffentliche 
Regierung  h'ben  könnten«.  In  Frankreich 
malt  Habelais  das  Lehen  der  Genossen 
«ler  idealen  Gesellschaft  wie  folgt  aus:  >Ihr 
ganzes  Leben  gestaltet  sich  nicht  nach  Ge- 
s««tz»«ii.  Statuten  od««r  Regeln,  sondern  nach 
frei» «in  Willen  und  l'rteil.  Sie  gehen  zu 
B««tt .  wenn  «.'s  ihnen  gut  scheint ,  trinken, 
essen .  arbeiten .  schlafen ,  wenn  ihnen  »las 
Verlangen  danach  kommt  ....  Nur  die 
«•ine  Regel  haben  sie:  Thu\  was  dir 
beliebt.»  In  solchem  Fall««,  meint  Rabelais, 
würden  freie,  in  Gemeinschaft  lebende 
Mi«nscli»>n    vorzüglich    mit    ««inander  aus- 


kommen, da  ein  naturgemässer  Instinkt  sie 
anti-eilie,  jederzeit  Tugend  zu  ülien  und  sich 
aller  Ilster  zu  enthalfen.  Nur  dmvli  Zwang 
und  Knechtschaft  sei  da«  Cebel  in  «lie  Welt 
gekommen :  denn  dadurch  seien  die  e»ll««n 
Triette  «les  Menschen  zerstört  und  sein  Be- 
streiten darauf  gerichtet  worden,  «lie  ihm 
gegebenen  Voi-schriften  zu  ül»ortivt»«n. 

Zur  Kennzeichnung  verwandt« «r  I«l««»«n- 
stiömungen  in  Deutschland  ist  in  oi-sb-r 
Lini»«  an  Lessing  un»l  Ficht»«  zu  «t- 
inneru.  Lessing  scheint  hier  durch  »lie 
christ lieh  -  anarchistischen  Seh  warmer  »b«s 
Mittelalters,  auf  die  er  sich  wiederholt  l»e- 
ruft,  augeregt  zu  sein.  Er  glaubt.  da>s  all»« 
Offenbarung  zur  Erziehung  »les  Menseh»«n- 
gos««hleehts  goilhmt  habe.  un»l  «lass  dieses 
zu  seinem  Ziel.  d»^r  Vollkommenheit,  "ge- 
langen müsse,  weil  man  sonst  an  Gottes 
Allgüte  zu  verzweifeln  versucht  sein  würde: 
so  wird  sie  gewiss  kommen,  die  Zeit  »lor 
Vollendung,  da  der  Mensch  das  Gute  thun 
wird.  weil  es  »las  Gute  ist,  ahmt  weil  will- 
kürliehe  Belohnung»«!!  darauf  gesetzt  >ind'. 
In  »lieseni  Falle  alter,  wo  je«ler  Einzelne 
sieh  selbst  zu  regieren  weiss,  wird  «lie 
Ordnung  sieh  ganz  von  selbst  ohne  alle 
Regierung  durchsetzen.  l"n«l  das  ist  gut, 
da  selbst  «1er  denkliar  Itesto  Staat  l»ei  allen 
Vorzügen  doch  viel  Ueldes  im  Gefolge  hat : 
«la  nämlich  eiu  Weltstaat  unmöglich .  so 
muss  es  verschiedene  Staaten  und  inner- 
halb i  lorselbon  wieder  v «« r  s  c  h  i « •  d  e  n  e 
Stände.  Verschi«««leiiheit  durch  Reich- 
tum und  Armut,  mit  einem  W«»iie  künst- 
liche Tn'iinung  der  Menschen  von  einander 
geben.  (Vgl.  (lie  »Erzk'hung  d««s  M««usehen- 
geschle«hts'  und  die  Gespräch»«  zwiselien 
-Ernst  un«l  Falk«.) 

Dem  klassischen  «lentsehen  Di«"-hter  ist 
ein  klassischer  deutscher  Philosoph  zur 
Seite  zu  stell«?!«.:  «lenn  nur  wenige  Jahre, 
später  sind  —  vermutlieh  im  Ansehluss  an 
die  |>>ssingsche  Idee  —  ähnliche  Gedanken 
von  Fichte  geäussert  wordeu.  Auch  ihm 
erscheint  als  Endziel  der  [»olitisch-sozialen 
Eni wickelnng  eine  staatlose.  jeden  Zwangt» 
entbehrende  menschliche  Gesellschaft.  Die 
menschliche  Goselisohaft  —  lehrt  er  — 
wird  «lurch  «lie  «erfolgreiche  Staatsthätigkeit 
immer  vollkommener,  weil  «lie  Individuen 
immer  mehr  von  Vernunft  un«l  Moral  »bux-h- 
drungen  werden,  während  Stärke  un«l  Sohlau- 
heit  immer  weniger  in  Anspruch  genommen 
werden.  So  muss  es  seluVsslich  dahin 
kommen,  dass  alle  Mensehen  gleichermassen 
davon  überzeugt  sein  werden,  «lass  die  Ver- 
nunft allein  heiTschen  und  alle  gegenseitigen 
Beziehungen  regeln  soll.  Von  «la  an  wirl 
jemand  seine  Mitmenschen  nur  noch  aus 
Irrtum  verletzen  können,  alsoliahl  aber,  da 
er  ja  den  guten  "Willen  hat.  sich  ein.^s 
etwaig««n  Irrtums  überführen  zu  lassen,  den- 
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Sellien  einsehen  um!  den  Schaden  wieder 
gut  machon.  Ist  man  aber  soweit,  so  wird 
der  Staat  fd>erflüssig  sein  und  die  Gesell- 
schaft ohne  ihn  existieren  können.  Mithin 
geht  der  Staat,  der  von  Fichte  nur  als  ein 
unter  gewissen  Bedingungen  angewandtes 
Mittel  zur  Gründung  einer  vollkommenen 
Gesellschaft  l>etrachtet  wird,  »cltcnso  wie 
alle  menschlichen  Institute,  die  blosse  Mittel 
sind,  auf  seine  eigene  Vernichtung  aus:  es 
ist  der  Zweck  aller  Regierung,  die 
Regierung  überflüssig  zu  machen. 
Jetzt  ist  der  Zeitpunkt  sieher  noch  nicht.  — 
und  ich  weiss  nicht,  wie  viele  Myriaden 
Jahre  oder  Myriaden  von  Myriaden  Jahren 
bis  dahin  sein  mögen  .  .  . ;  aber  es  ist  sicher, 
dass  auf  der  a  priori  vorgezeichneten  I^atif- 
hahn  des  Menschengeschlechts  ein  solcher 
Punkt  liegt,  wo  alle  Staatsverbindungen 
überflüssig  sein  werden«  (Vorlesungen  über 
•Ii-  Bestimmung  des  Gelehrten.  179-1). 

2.  Die  ernte  anarchistische  Theorie: 
Godwin.  Alle  die  angeführten  Gedanken 
anarchistischer  Natur  waren  aber  nur  Ge- 
dankenblitze. <lie  ülier  eine  in  unendlicher 
Kern'1  liegende  Zukunft  «les  Menschen- 
geschlechts Licht  zu  verbreiten  suchten. 
al>er  sie  konstituierten  keineswegs  eine 
politische  Theorie,  die  auf  unmittelbar»' 
Geltung  für  das  praktische  lieben  rechnete. 
D-r  eine  deraitige  Theorie  des  Anarchismus 
zum  ei-stonmal  zustandehrachte .  war  — 
wie  Diehls  eingehende  Untersuchung  ge- 
lehrt hat  —  William  Godwin  in  seinem 
-En«|uiry  cuncerning  pohtical  justice*  (171>3). 
der  —  von  naturnxditlichen  Gesichtspunkten 
ausgehend  -  nicht  zögerte,  aus  ihnen  die 
letzten  Konsequenzen  zu  ziehen.  Jede  Re- 
giening.  führt  Godwin  aus,  sei  gewisser- 
nuisscn  eine  Tyrannei,  indem  sie  in  die 
individuelle  Art  der  Menschen,  zu  ur- 
teilen und  zu  handeln,  eingreife.  Eigentlich 
dürfte  sie  nur  zweierlei  innerhalb  der  Ge- 
sellschaft die  Ungerechtigkeit  unterdrücken 
und  von  aussen  jode  Gewaltsamkeit  ab- 
wehren. Aber  lüerzu  sei  keine  Regierung 
nötig:  denn  die  Kirchspiele  genügten  voll- 
ständig.  um  die  Rechtspflege  zu  üben, 
und  durch  Vorträge  der  Kirchspiele  unter- 
einander würde  die  Durchführung  der  Urteile 
allerorten  gesichert  sein.  Auch  spezielle 
Ge>etze  seien  überflüssig;  man  könnte  von 
Fall  zu  Fall  urteilen,  üben  lies  wünle 
sich  bald  herausstellen,  dass  die  Verbrecher 
mein-  die  öffentliche  Missachtung  zu  fün  hlen 
haben  würden  als  die  verllängten  Strafen. 
]>,i  Godwin  annimmt,  dass  der  Mensch  umso 
vortrefflicher  sei.  je  mehr  seine  Individualität 
sich  auslelnMi  könne,  so  kommt  er  zum 
Sehluss,  dass  alle  Regierung  ein  l'ebel  sei. 
dass  sie  als  Ursache  der  Laster  der  Mensch- 
heit anzusehen  und  dass  ihn'  Auflösung  ein 
höchst  wünschenswertes  Ziel  sei.   Das  Eigen- 


tum speziell,  soweit  es  dazu  beitrage,  dass 
jemand  auf  Kosten  anderer  lobe,  müsse 
gleich  der  Regierung  abgeschafft  werden; 
soweit  es  indes  jedem  seine  Unabhängigkeit 
verbürge,  müsse  es  beibelialten  werden. 
Die  Hauptsache  sei  durch  den  moralischen 
Fortschritt  der  Meuschou  zu  vollbringen,  die 
es  in  einer  künftigen  Periode  als  schreiende 
Ungerechtigkeit  empfinden  mflssten.  wenn 
die  eiueu  reich  wären,  wo  die  anderen 
darbten:  dann  wünle  jeder  eine  Sache,  die 
im  Besitze  eines  anderen  mehr  Nutzen 
stiftete  als  in  seinem  eigenen,  an  diesen 
abtreten.  — 

Godwins  Buch  erregte  im  Augenblick 
seines  Erscheinens  grosses  Aufsehen,  um 
bald  nachher  gänzlicher  Vergessenheit  an- 
heimzufallen. 

ft.  Der  idealistische  Anarchismus 
Proudhon*.  Der  Erste,  der  die  anarchistische 
I.«ohre  dauernd  zu  einem  Bestandteil  des 
wLssonseliaftlichen  Denkens  zu  machen  ver- 
mochte, war  Peter  Joseph  Proudhon 
(ISMO— Gö).  der  auch  (in  der  Schrift  Uu'est- 
ceque  la  pnmriehV,  lS4M)das  Wort»Ananhio 
zum  ersten  Male  zur  Bezeichnung  eines 
idealen  Gesellselmftszustandes  der  Herr- 
sch a  f  t  s  1  o  s  i  g  k  e  i  t  brauchte. 

Den  Ausgangspunkt  seiner  Ausführungen 
bildet  der  Satz,  dass  nur  derjenige  Tausch 
als  frei  und  gerecht  l>ozoiehnet  wenlen 
könne,  bei  welchem  gleiche  Werte  weg- 
gegeben und  empfangen  würden.  Wenn  — 
sagt  Proudhon  —  die  auszutauschenden  Werte 
nicht  gleich  sind,  und  wenn  die  dabei  be- 
nachteiligte der  vortragsehliossonden  Parteien 
dies  merkt,  so  wird  sie  freiwillig  nie  in 
den  Tausch  einwilligen.  Wenn  als«)  un- 
gleiche Werte  gegeneinander  ausgetauscht 
wenlen,  so  kann  dies  nur  die  Folge  der 
Anwendung  von  Gewalt  oder  eines  stattge- 
habten Betruges  sein.  Wenn  z.  B.  ein  Neger 
einem  Sklavenhändler  seine  Frau  für  ein 
Messer,  sein  Kind  für  eine  Glaskoralle  und 
schliesslich  sich  selbst  für  eine  Flasche 
Branntwein  verkauft:  oder  wenn  jemand 
die  nächsten  Stoffe  fabriziert,  um  dieseltVn 
gegen  ein  |>aar  Lumpen  wegzugelien ,  so 
darf  ein  solcher  Tausch  weder  als  frei  noch 
als  gerecht  bezeichnet  wenlen.  Auf  Grund 
dieses  Prinzips  untersucht  Proudhon  das  für 
die  moderne  Gesellschaft  so  charakteristische 
Tauschgeschäft  zwischen  Kapitalist  und  Ar- 
beiter, jenes  Geschäft  hei  welchem  der 
Ersten*  Arbeit  kauft  und  der  Letzteiv  für 
diese  Arbeit  einen  Lohn  empfängt.  Soll 
dieser  Handel  goivcht  sein,  so  muss  der  ge- 
zahlte Lohn  einen  ebenso  hohen  Wert  halten 
wie  die  geleistete  Arbeit.  Wenn  z.  B.  ein 
Kapitalist  zusammen  mit  _?<•  Arbeitern  Pro- 
dukte fabrizierte,  und  wenn  jeder  der  Iii 
Beteiligten  gleichviel  zur  Produktion  bei- 
trüge, so  müsste.  nach  Abzug  des  in  ,lie 
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Pi  od  uktion  gesteckten  Kapitals,  jeder  gleichen  man  ja  nicht  die  Absicht  halten  kann,  die 
Anteil  an  der  erzeugten  Produktcnmassc  j  bereits  mehr  als  genügenden  Warenvorräte 
und  daher  aiieh  am  Gewinnst  haben,  — ,  ültorflüssigerweise  zu  vermehren.  Viele 
wenn  es  nämlieh  nach  Recht  und  Billigkeit :  Arbeiter  sind  daher  ohne  Beschäftigung, 
herginge.  Dies  ist  alter  nirgends  der  Fall. ,  >Wenn  nun  Arbeiter  nicht  produzieren, 
Denn,  wie  jerlonuann  weiss,  denkt  der  i  deren  Lohn  schon  sonst  kaum  zur  täglichen 
Kapitalist  gar  nicht  daran,  so,  wie  es  hier !  Subsistenz  hinreicht,  so  werden  die  Folgen 
gefordert  ist,  zu  handeln  und  den  mit  dem  i  des  Eigentiuiisprinzips  furchtbar.  Heute 
Lohne  abgefundenen  Arbeiter  noch  in  ge- 1  wird  die  Werkstatte  geschlossen:  morgen 
nügendem  Masse  am  Geschäft  sgewinn  Parti-  j  Fasttag  auf  den  öffentlichen  Plätzen ;  üher- 
zipieren  zu  lassen.     Dass  die  dem   Kapi- 1  morgen  Tod  im  Armenhaus  oder  ein  Maid 

im  Gefängnis.«  Die  Prüfung  des  sozialen 
Organismus  auf  seine  ökonomischen  Mängel 
hin  hat  mithin  Proudhon  zum  gleichen  Knd- 


talisten  geleistete  Ai'beit  und  der  «lern 
Arbeiter  gezahlte  Loh  n  nicht  gleich  an  Wert 
sein  können,  kommt  in  der  Thatsache  zum 
Ausdruck,  dass  die  Arbeiter  mit  ihren 
lÄihnen  ihre  eigenen  Produkte  nicht  zurück- 
kaufen können.  In  Frankreich  mögen  20 
Millionen  Arbiter  alle  für  das  menschliche 
Leiten  nützlichen  Güter  produzieren :  ihr 
Ixthn  soll  jährlich  20  Milliarden  Kr.  be- 
tragen: dann  worden  eben  diese  Güter  von 
den  Kapitalisten,  die  einen  Gewinn  dabei 
erzielen  wollen,  etwa  für  2."»  Milliarden  ver- 
kauft.    -Was  soll  das  bedeuten?    Dass  die 


residtat  geführt  wie  die  Kritik  vom  Stand- 
punkte der  Moral:  nämlich  zur  Verwerfung 
der  Eigentumsordnnng,  in  welcher  der  Ar- 
beiter seine  Arbeit  nicht  zu  ihrem  vollen 
Werte,  sondern  zu  einein  geringoivn  ver- 
kaufen niuss.  Mit  diesem  Resultat  ist  das 
fundamentale  positive  I*rinzip  für  Proudhon 
gegeben :  der  Arlieiter  muss  in  den  Stand 
gesetzt  werden,  für  seine  Arbeit  (bezw.  ihr 
Produkt)  in  freiem  und  gerechtem  Handel 


Arbeiter,  die  diese  nämlichen  Produkte  zur  j  den  vollen  Gegenwert  zu  erhalten.  Die 
Erhaltung  ihres  Lebens  zurückkaufen  müssen.  J  nähen-  Bestimmung  dieser  Maxime  führt 
f»  für  das  geben,  was  sie  für  4  produziert.«  j  Proudhon  zur  Anarchie.    Der  unverletzbare 


Es  ist  —  nach  Proudhon  —  offenbar: 
Kapitalist  empfängt  regelmässig  mehr 


der  i  Grundsatz  der  Zukunftsgesellschaft  •-  meint 


vom  j  er  nämlich  muss  sein,  dass  jeder  ganz 
Arlieiter.  als  er  ihm  giebt.  Das  Tauschge- ,  seinen  eigenen  Neigungen  folgen  kann, 
schäft  zwischen  Kapitalist  und  Arbeiter  endet  |  Jeder  mag  arbeiten,  was,  wann  und  soviel 
stets  zu  rugunsten  des  letzteren,  ist  also  —  !  ihm  beliebt.  Mit  der  Erfüllung  dieses 
«Ion  obigen  Definitionen  gemäss  -  -  nicht  Postulats  ist  aber  keine  Regierung,  welche 
als  frei  ,  noch  als  > gerecht-  zu  liezcichnen.  den  einzelnen  Bürgern  Arbeit  und  Lohn 
Der  Kapitalist  ist  durch  sein  Eigentum,  zudiktiert  oder  ihnen  überhaupt  in  irgend 
welches  seine  Mitwirkung  Itei  der  Produktion  einer  Weise  Befehle  zukommen  lässt.  ver- 
imcntbehrlich  macht,  in  den  Stand  gesetzt,  |  träglieh,  selbst  wenn  diese  Regierung  die 
sich  einen  Teil  des  vom  Arbeiter  ge-  Majorität  der  Bürger  repräsentieren  sollte, 
scliaffeiien  Produkts  ohne  Aeijuivah  nt  anzu- i  Nichts  sr<l!  über  den  Menschen  herrschen, 
eignen.  Auf  diese  Weise  erntet  iler  Eigen-  '  es  sei  denn  seine  eigene  Vernunft  oder  sein 
Himer,  wiewohl  er  nicht  säet :  verzehrt  er. 1  eigenes  Gefühl.  Daher:  Abwesenheit  j e d e r 
wiewohl  er  nicht  produziert:  geniosst  er.  1  souveränen  Gewalt,  m.  e.  W..  Herrsehafts- 
wiewohl  er  nicht  arbeitet-  :  das  Eigentum  .  losigkeit  oder  Anarchie.  Erst  in  der  An- 
giebt  Veranlassung  zum  Diebstahl,  der  Eigen-  •  arehic  ist  aller  Handel  frei  und  gerecht, 
tüiner  wird  zum  Dich.  (  Li  piv.priete  «  'est  Nur  Produkte  von  gleichem  Werte  werden 
lo  vol  .1  miteiiinnder  ausgetauscht:  ein  Resultat,  das 

Das  angegebene  Grundül>el  ist  alter  nicht 1  sich  -  Proudhon  zufolge  -  einfach  als 
nur  ein  moralisch  verwerfliches  Phänomen: :  faktische  Konsequenz  eines  vom  Banne 
es  ist  auch  die  Ursache  der  immer  weitere  l  des  Eigentums  erlösten  Austausches  aller 
Kreise  ergreifenden  Armut.  Der  Arbeiter  er-  Produkte  ergiebt.  In  welchem  Kalle  halvn 
hält,  wie  dargelegt,  einen  Lohn,  der  ge-  \  aber  verschiedene  Produkte  gleicheu  Wert  ? 
ringer  ist  als  der  Wert  der  geleisteten  Ar- ■  Wenn  sie        antwortet  Proudhon  —  in 


beit :  wenn  sein  Lohn  pro  Tag  z.  B.  3  Kr. 
beträgt,  so  wird  der  Kapitalist  das  Produkt 
einer  solchen  Tagosirbeit  für  mehr  als 
.'t  Kr.,  sage  für  4,  verkaufen.  In  diesem  Falle 
kann  aber  iler  Arbeiter  nur  M  des  herge- 
stellten Produktquantums  zurückkaufen. 
Folglich  ist  das  letzte  Viertel  der  vorhan- 
denen Warenmasse  vorderhand  unverkäuf- 
lich, und,  sobald  dies  klar  erkannt  wird,  ist 


der  gleichen  Zeit  mit  dem  gleichen  Auf- 
wand« hergestellt  werden  können.  Ks 
bleibt  für  den  Wert  gleichgültig .  in 
welcher  Branche  eine  Arbeit  vollbracht, 
wird:  eine  Stunde  Freskomalerei  wird 
elienso  bozaldt  wie  eine  Stunde  Kohlen- 
graben. Denn  die  Versclüedenheit  der  Ar- 
beitszweige entspricht  nur  der  Verschieden- 
heit der  menschlichen  Fälligkeiten,  und  ein 


die  Absatzkrise  da.  Jetzt  lohnt  sieh  auch  .  Genie  wie  Beethoven  wird  bei  gleichem 
nicht  die  Fortsetzung  der  Produktion,  da  Ix-hne  seine  Tagesarbeit  immer  lieber  dem 
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Studium    der   Musik    widmen   wollen  als 

•  twa  der  I,andw-irt  schaff,  so  dass  also  ein 
höherer  Lohn  gar  nicht  notwendig  ist.  um 
ihn  zur  Schaffung  seiner  göttlichen  Melo- 
dien zu  veranlassen.  Ist  jemand  faul, 
und  ist  daher  »las  j*rodukl  seiner  Tages- 
arbeit gering,  so  erhalt  er  natürlich  weniger 
als  deu  gewöhnlichen  Tagelohn :  im  umge- 
kehrten Kalle  empfangt  er  mehr,  Und  hat 
schliesslich  jemand  ein  Ding  produziert,  das 
rar  nicht  verlangt  wird,  so  ist  es  einfach 

Unwert  es  bleibt  heim  Produzenten 
liegen  und  bringt  ihm  gar  nichts  ein.  Diese 
Wertgesetze  realisieren  sich  von  selbst  als 
Folge  der  iu  der  Anarchie  vorhandenen 
Freiheit  alles  Austausches.  Wodurch  al»er 
wird  die  wirkliche  Unabhängigkeit  aller  Pro- 
duzenten gewährleistet':'  Durch  den  Privat- 
besitz, lautet  die  Antwort.  Wie  derselbe 
al>er  gestaltet  sein  soll,  wird  in  der  Schrift 
ülier  «bis  Eigentum  nicht  näher  ausge- 
führt. — 

Trotzdem  Proudhon  selbst  sich  der 
leix-rzengung  nicht  hat  versehliessen  können, 
dass  er  in  seinem  ersten  Werke  über  das 
Eigentum  dem  Begriff  der  Anarchie 
volles  Leben  einzuhauchen  nicht  vermocht 
hatte,  bietet  er  uns  auch  in  den  nächsten 
Schriften  kaum  mehr  wie  Andeutungen  und 
flüchtige  Umrisse  seiner  j»ositiven  Ideen. 
Die  Februarrevolution  nötigte  endlich  Prou- 
dhon.  aus  seiner  Reserve  herauszutreten, 
•letzt  inusste  er  reden,  wollte  er  sich  nicht 
für  immer  zur  Unwirksamkeit  verurteilt 
sehen.  Er  selber  begriff  sehr  wohl  den 
Zwang  der  Umstände,  und  er  fügte  südi 
ihm:  er  trat  mit  einem  sozialen  Reform- 
plane  hervor,  der  in  dem  Vorschlage  der 
Schaffung  einer  sogenannten  -TauschhumV 
l^tand.  Ihr  Zweck  war.  den  Gewinn  wie 
tiU'rhaupt  alles  arl»citslose  Einkommen  un- 
möglich zu  machen  und  aus  der  Asche  des 
auf  dies«*  Welse  vernichteten  Eigentums 
den  so  hoiss  ersehnten   »Besitz-  leibhaftig 

•  rstehen  zu  lassen.  Folgendes  sind  die 
Statuten  der  Tauschbauk.  Der  Beitritt  ist 
freiwillig.  Wer  Mitglied  geworden,  em- 
pfängt nach  Bedarf  von  der  Bank  .Summen 
eis  zu  einem  Betrage  vorgestreckt .  den  el- 
idier W'ahrseheiiüichkeit  nach  später  uu- 
schwer  zurückzahlen  kann.  Diese  Summen 
werden  von  der  Bank  nicht  in  barem  Uelde 
geliehen,  sondern  in  Noten,  den  sogenannten 

Tauschbous- .  letztere  laufen  al«er  in  der 
J'raxis  ganz  wie  Geld  um.  da  sie.  laut 
Statut,  von  jedem  Mitglied  jederzeit  an 
(»eldesstatt  aeeeptiert  werden  müssen,  wäh- 
rerid  die  Bank  selbst  sie  nicht  einzulösen 
braucht  »>.    Alle  ihre  Geschäfte  botreibt  aber 

Ein  Beispiel  wird  den  Mechanismus»  der 
Baak  erklären.  Mitglied  A  erhält  von  der 
Bank  20000  Fr.  in  Bons  geliehen,  um  eine 


die  Bank  nicht  in  der  Absicht,  einen  (le- 
winn zu  machen:  da  sie  vielmehr  nichts 
weiter  sein  will  als  ein  der  Wohlfahrt  des 
I^andes  dienendes  Institut,  so  begnügt  sie 
sich  mit  der  Deckung  der  Kosten.  Sie 
verlangt  daher  für  ihre  Ix'istungen  keinen 
Zins,  sondern  sie  l*erec)uiet  sich  mir  zur 
Deckung  der  Selbstkosten  eine  Kommissions- 
gel ii'lhr.  die  provisorisch  auf  l°o  jährlich 
festgesetzt  wird.  Die  Tauschbauk  wird  — 
nach  Proudhon  -  jeden  Profit,  d.  h.  alles 
arbeitslos  erworbene  Einkommen  unmöglich 
machen.  Denn  jeder,  der  absatzfähige 
Waren  zu  produzieren  im  stände  ist,  ohne 
im  Besitze  des  nötigen  Kapitals  zu  sein, 
wird  es  vorziehen,  dieses  Kapital  von 
der  Tauschbank  zinslos  vorgeschossen  zu 
erhalten,  als.  wie  bisher,  sieh  ein  Kapital 
zu  so  und  soviel  Prozent  zu  leihen  oder 
gar.  auf  die  Selbständigkeit  Ixn  der  Pro- 
duktion verzichtend,  sich  und  seine  Arlieits- 
kraft  in  den  Dienst  eines  Kapitalisten  zu 
stellen.  Infolgedessen  wenleu  es  die  Kapi- 
talisten trotz  all  ihres  Geldes  zu  keinem 
Deut  Einkommen  bringen .  so  lange  sie 
nicht  sellistthätig  in  die  Produktion  ein- 
greifen. Sie  wenlen  daher,  nachdem  sie 
ihre  angesammelten  Kapitalien  aufgebraucht 
halten,  wirtschaftlich  auf  gleicher  Stufe  wie 
die  kapitalloseu  Bürger  stehen  und  es  dann 
für  das  Geratenste  holten,  sich  clor  Tausch- 
itank auzuschliessen.  Diese  inuss  also  nach 
und  nach  dazu  führen,  dass  das  Eigentum, 
weh  lies  zu  arbeitlosem  Einkommen  Veran- 
lassung giebt.  aufhört  zu  existieren,  um  dem 
»Besitz  .  welcher  nur  Einkommen  auf 
lirund  geleisteter  Arbeit  zuiässt,  Platz  zu 
machen.  Mit  dem  Eigentum  verschwindet 
all  das  von  ihm  bewirkte  Elend,  unter  dem 
wir  heute  leiden,  und  das  Reich  der  -posi- 
tiven Anarchie-  bricht  an. 

Ein  Aufruf  Pinudhons,  ein  Bankinstitut 
in  <  ieinässheit  des  vorgeschlagenen  Pro- 
gramms ins  Leiten  zu  rufen,  schien  Beifall 
zu  finden:  da  wurde  Proudhon  als  Hedak- 
teur des  Peuple-  im  Juni  1840  zu  H  Jahren 
Gefängnis  verurteilt.  Damit  war  das  neue 
Unternehmen  im  Keime  erstickt.  »Wie 
schade,  —  rief  Proudhon  aus  -  ich  hatte 
das  Kapital  oben  an  der  Gurgel  erwischt, 
und  ohne  dass  es  jemand  gemerkt,  hätte 
ich  es  beinahe  erdrosselt.» 

Das  genaueste  Bild  der  anarchistischen 
Ordnung,  welches  Proudhon  gezeichnet  hat, 
findet  sich  in  seiner  Idee  generale  de  la 
Revolution     <,1S."iU|.     Danach    wenlen  die 


Werkstätte  zu  eröffnen.  Mit  den  Bonn  kauft 
A  bei  anderen  Mitgliedern  die  gewünschten  Waren 
ein.  Kr  eröffnet  das  Atelier  und,  wenn  »ein 
Geschäft  den  Erwartungen  entsprechend  reüs- 
siert, kann  er  bei  der  Bank  sein  Schuldkonto 
begleichen. 
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Bauern  nicht  in  Assoziationen  organisiert 
sein,  da  die  landwirtscliaftlicho  Arbeit  mit 
der  Sozietäten  Form  unverträglich  ist.  Jeder 
Bauer  wird  vielmehr  sein  Gutchen  in  vollster 
Selbständigkeit  bestellen.  Anders  verhält  es 
sieh  mit  den  Industrien,  deren  Betrieb  eine 
•weitgehende  Teilung  der  Arbeit  zur  Voraus- 
setzung hat.  Da  die  Assoziation  hier  unbe- 
dingt geboten  erscheint,  kann  es  sich  nur 
darum  handeln,  ihr  eine  mit  der  Würde 
jedes  einzelnen  Beteiligten  verträgliehe  Form 
zu  geben.  Eine  solche  Form  ist  da.  wenn 
jeder  Arlieiter  zugleich  Associe  ist.  Die 
•  irdnung  »ler  Assoziationen  im  speziellen  ist 
dies»«:  Jede  Assoziation  verpflichtet  sieh  der 
Gesellschaft  gegenüber,  alle  verlangten  Pro- 
dukte  und  Leistungen  regelmässig  fast  zum 
Sellistkostenproise  zu  liefern.  Die  Assozia- 
tionen konkurrieren  untereinander  und  dürfen 
sieh  nicht  zum  Zwecke  irgend  welchen 
Einflusses  auf  die  Prcisstelluug  verbinrlen. 
Ihre  Bücher  stehen  der  Gesellschaft,  welche 
da<  Recht  der  Kontrolle  nahen  soll,  auf 
Wunsch  zur  Verfügung.  Im  Falle  des  Zu- 
widerhandelns gegen  jene  Grundsätze  kauu 
die  Auflösung  der  Assoziation  von  G»>sell- 
srhafts wegen  ausgesprochen  worden.  Die 
innere  Organisation  der  Assoziation  winl 
»buch  das  Prinzip  »1er  Egalität  charakteri- 
siert. Vor  allein  ist  j»'<les  in  der  Assoziation 
b»>sch;lftigte  Individuum  zugleich  Mitinhaber 
»les  genossenschaftlichen  Eigentums.  Welche 
Funktion  dein  Einzelnen  ül>ortragen  wird, 
hangt  von  der  Wahl  der  Genossen  ab.  Doch 
soll  nach  Möglichkeit  ein  jeder  suwssive 
zur  Erfüllung  aller  Funktionen  zugelassen 

Wellb'l). 

Jedem  steht  frei,  auszutreten,  wann  er 
will,  und  seine  Rechnungen  regeln  zu  lassen; 
andivi-soit.s  kann  die  Assoziation  als  Mitglmd 
aufnehmen,  wen  sie  will.  T'ebrigens  soll 
es  keiuem.  der  für  sich  allein  eine  Produk- 
tion (z.  B  von  Schuhen)  ausführen  kanu. 
verwehrt  sein,  sein»1  eigene  Werkstätte  zu 
eröffnen  und  da  anzustellen,  was  er  nur 
mag.  lud  wenn  sich  jemand  l»»»ivit  finden 
lä-st.  in  ilieser  Werkstätte  gegen  Taglohn 
zu  arViten,  so  soll  auch  ileni  nichts  im 
Wege  stehen.  —  In  dies«-r  sozialen  Organi- 
sation wird  jeder  vollkommen  frei  sein. 
Was  beisst  ifri'i  sein?  Prourl  hon  antwortet: 
wer  frei  sein  will,  darf  keinem  am  lern  fle- 
setze  als  seinem  e  i  ge  n  en  unterworfen  sein  ; 
wir  sind  nicht  frei,  sobald  wir  von  einem 
andern  den  .Massstab  unseres  Rechts  und 
unserer  Pflicht  empfangen,  auch  wenn  dieser 
andere  sich  Majorität  der  Gesellschaft  nennen 
sollte.  Nur  wenn  jemand  über  irgend  einen 
Gegenstand,  der  auch  andere  angeht,  mit 
ihnen  unterhandelt  und  danach  seine 
Beschlüsse  einrichtet,  .gehorcht  er  .seinem 
eigenen  Willen,  schafft  er  sein  eigene;.  Ije- 
selz  und  wird,  wenn  er  seiner  Verpflich- 


tung nachkommt.  seine  eigene  Regierung. 
Jeder.  »1er  etwas  von  einem  anderen  will, 
soll  also  mit  ihm  einen  Kontrakt  seh  Hessen, 
um  das  Gewünschte  durchsuaetzen.  Und 
elienso  wie  die  Einzelnen  können  natürlich 
auch  die  Assoziationen  und  die  Gemeinden 
in  allen  Fällen,  wo  sie  Anderer  bedürfen, 
Kontrakte  abschliessen.  »Die  Kontrakte 
sollen  den  Platz  der  Gesetze  einnehmen. 
Keiue  Gesetz»;,  weder  durch  eine  Majorität 
noch  mit  Einstimmigkeit  votiert:  jeder 
Bürger,  jede  Gemeinde  oder  Korporation 
geben  sich  seilet  ihre  Gesetze.«  Da  es 
keine  Gesetze  giebt,  sind  auch  Regierung 
und  Polizei .  Gerichtshöfe  und*  Tribunale 
überflüssig.  An  Stelle  der  letzteren  werden 
einfache  Schiedsgerichte  f litigieren. 

Wo»lurch  wird  aber  die  Erfüllung  aller 
eingegangenen  Verbindlichkeiten  garantiert? 
Durch  die  Gerechtigkeit,  antwortet 
Proudhon:  denn  sie  ist  für  das  intelligente 
und  freie  Wesen,  das  der  Mensch  durch  die 
Anan ;hie  geworden  ist,  »lie  höchste  Pi-sache 
seiner  Entschließungen. 

Die  Einführung  dieser  Ordnung  erwartete 
Proudhon  von  der  Macht  »1er  Pro]>aganda, 
die  schliesslich  frie<Uich  o»ler  gewaltsam 
zum  Ziele  führen  müsste.  «Sind  die  Ideen 
aufgestanden,  —  meinte  er  --  so  stehen 
die  Pflastersteine  von  selbst  auf,  wenn  anders 
die  R('gierung  nicht  vernünftig  genug  ist. 
sie  nicht  abzuwarten.  Ist  das  nicht  «ler 
Fall,  so  hilft  alles  nichts.«  — 

Es  »larf  übrigens  nicht  unerwähnt  ge- 
lassen wenlen,  dass  Proudhon  selber  sjwter 
erklärt  hat.  die  Anarchie  stelle  ein  uner- 
reichbares ld»;al  dar.  die  richtige  Regienings- 
form  sei  vielmehr  der  >F»"»rdendismus< .  »I.  b. 
der  Bund  der  autonomen  Gemeinden.  — 

4.  Der  filtere  idealistische  Anarchis- 
mus (bes.  Hesu  und  Gran).  Das  von 
Proudhon  vertretene  Prinzip  dos  Anarchismus 
faml  bei  den  Anhängern  «ler  radikalen  juug- 
deutschen  Philosophie  ganz  besondeivn  Bei- 
fall.  —  was  b.'i  dem  idealistischen  Charakter 
dieser  bei<len  Philosopheme  nicht  weiter 
Wunder  nchincn  kann.  So  kam  es.  dass 
sich  bald  in  Deuts»  bland  Philosophen  fanden, 
die  die  Proudhonsche  Lehre  von  »ler  ans 
idealistischen  Motiven  erstrebten  Autonomie 
des  Individuums  weiterbildeten,  in  einer 
Art  freilich,  dass  jene  in  eine  idealistische 
Kratze  verkehrt  wunle.  Die  ersten  Kund- 
gebungen d»*r  fraglichen  Art  fin*l**»i  sich  in 
zwei  Abhandlungen  von  Moses  Hess  über 

Philosophie  der  Tliat  und  Sozialismus 
(1*4:5).  Anarchie  —  heisst  es  darin  —  sei 
die  Negation  aller  Herrschaft  im  geistigen 
wie  im  sozialen  Lt-bcu,  also  auch  des  Staates 
und  der  Kirche,  —  wie  geartet  sie  immer 
s»'in  mögen.  Man  müsse  aber  noch  einen  Schritt 
weiter  gehen  als  Proudhon  und  erkennen. 
<las.s    -die  wahre  Negation  des  Bestimmt- 
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werden*  von  aussen  «Ii*'  Selbstbestimmung 
von  in  neu  heraus  sei<-.  Diese  Betriff e  er- 
fahren ihre  notwendige  Erläuterung  in  «leu 
späteren  ArKüten  unseres  Autors.  Danach 
ist  eine  Tliätigkeit,  di«'  nicht  aus  innerem 
Antriebe,  j*rnitloni  aus  äusserem  erfolgt, 
—  mag  «lieser  Autrieb  nun  die  Peitsche  dos 
Sklaveubesitzers.  derHuuger  des  Prolotariers, 
die  Habsucht  <ies  Krämers  oder  auch  nur 
die  abstrakte  Genusssucht  sein   —  >eiue 
l^ist  oder  ein  I^asten .  In  der  anarchistischen 
Zukunft  sollen  solche  Handlungen  verinieileu 
werden.     Da    soll    ie«le  Thärigkeit   ihren  j 
1/ihn  in  sich  selber  finden.    Auf  die. 
Wirtscliaftsorganisation    angewandt  heisst 
•las:  Art,  Dauer  etc.  tler  Arbeit  eines  jeden 
Menschen  hat  ganz  von  dessen  Belieben  ab-  I 
zuhängen:  andrerseits  soll  aber  die  Ges«dl- 
schaft  jedem  zu  seiner  Ausbildung  sowie 
zur  Befriedigung  seiner  Bedürfnisse  soviel 
darbieten,  als  er  veniünMgorweise  braucht. 
Ähnliche   Ansichten    finden    sich   —  in 
übrigens  geistvoller  Form  —  bei  Karl  Grün. 
Seine  Ivohre  ist  einfach  genug.  Jeder  arl>eitet 
und  geinesst  in  Zukunft  soviel  als  ihm  passt. 
Produktion  und  Konsumtion  sind  also  ganz 
in  das   Belieben  jedes  Einzelnen  gestellt. 
1'iid  man  glaube  nicht  etwa,  dass  alsdann  i 
zu  wenig  Produkte  da  sein  werden!  Im 
Gegenteile,  man  wird  gar  nicht  genug  konsu- 
mieren können.    Ja,  »vielleicht  vermöchten 
die  Kinder  bis  zum  15.  Jahre,  als  linker  | 
der  Maschinen,  den  ganzen  Hauslicdarf  von ' 
heute  zu  liefen).   In  Festkleidern,  als  Spiel,  j 
zur  Zerstreuung!     Sell»stverstäu«llich  giebt 
es  kein  Gesetz,  keinen  Staat,  keine  Regierung, 
keine  Justiz  und  keine  Polizei.    Die  reim» 
Anan  hie,  —  das  ist  die  Illing.  —  Hess 
und  Grün  waren  über  den  Weg  zu  ihrem 
Ziele  verschiedener  Ansicht.    Hess  war  fürl 
allgemeines  Stimmrecht,  für  Nationalwerk- 
Stätten  und  für  Verbesserung  der  Erziehung.  \ 
Zugleich  zweifelte  er  nicht,  dass  die  weiten.« : 
Entwickelung  von   selbst  zu  jener  neuen  • 
Onlnnng  führen  müsse.    Grün  seinerseits  | 
meinte: die  l>estehende  Gesellscliaft  treibe! 
dahin,  die  Bourgeoisie  immer  reicher,  die' 
Arbeiter   immer   ärmer    und    elender  zu 
machen ;   sobald  diese  Tendenzen   bis  zu 
einem  gewissen  Grade  wirksam  geworden, 
sei  die  soziale  Revolution  unvermeidlich;  es 
gelte  daher  nur.  für  sie  Propaganda  zu 
machen. 

Hess  und  Grün  hatten  in  der  nicht  un- 
erheblichen deutsehen  sozialistischen  Partei 
der  vormärzlichen  Zeit  —  dein  radikalsten 
Flügel   der  damaligen  Opposition   —  die 
Ffüirerrolle.    Kino  Anzahl  von  Journalen, 
eine  Menge  von  Büchern  und  Broschüren 
verbreiteten  jenen  anarchistischen  Sozialis- 
mus, der,  zumal  bei  den  Gebildeten,  gmssen 
Anhang  fand.  —  Eine  kleine,  direkt  an  die 
anarchistische  Doktrin  Proudhous  anknfip- 

Handwörterbuch  der  Staatswissensrhaften.  Zweit« 


fende  AiVitcrbewegung  spielte  von  1*42— 
4."i  unter  den  in  der  Schweiz  weilenden 
deutschen  Handwerkern.  Du*  Führer  war 
Wilhelm  Marr.  der  sich  ausdrücklich  auf 
Proudhon  berief,  auch  seine  Mire  als 
•Anarchismus-  bezeichnete.  Da  aber  Prou- 
dhon damals  so  wenig  über  dieses  Prinzip 
hntte  verlauten  lassen,  so  vermochte  Marr 
nicht  mehr  anzugehen,  als  dass  Kirche. 
Staat,  Eigentum  und  Ehe  vernichtet,  und 
dass  der  Kommunismus  nicht  an  deren 
Stelle  gesetzt  werden  sollte.  Sonst  seien 
noch  seine  überaus  heftigen  Augriffe  gegen 
die  Ehe  und  vor  allem  seine  energische 
atheistische  Propaganda  erwähnt.  Die  Be- 
wegung, welche  iilier  ein  eigenes  Journal 
mit  >HJ  AU>nnciiteti  verfügte,  erfuhr  1*4") 
durch  die  behördliche  Schliessung  der 
anarchistischen  Vereine  und  die  Ausweisung 
ihrer  Führer  ein  jähes  Ende. 

5.  Der  antimoralische  A.  Stirners. 
Angeregt  durch  Proudhon,  nber  doch  zu- 
gleich im  Gegensatz  zu  iluu  entwickelte 
Max  Stirner  (Pseudonym  für  Kaspar 
Schmidt  ISUo—  .77)  in  seinem  Werke  Der 
Einzig»1  und  sein  Kigeiitimv  (IS41)  die 
anarchistische  Doktrin  Iiis  in  ihre  letzten 
Konsequenzen:  ülternimmt  von  Proudhon 
das  Prinzip  der  individuellen  Auto- 
nomie. —  während  dieser  es  aber  iu 
idealistischem  Sinne  auslegt  und  die 
Ethisierung  aller  menschlichen  Beziehungen 
postuliert,  wird  es  von  dein  deutschen  Autor 
als  totale  Befreiung  von  joder  Fessel,  jedem 
selbst  bloss  geistigen  Zwange,  jeder  anders 
als  n.»iu  egoistisch  gearteten  Idee  aufgefasst. 
Hein  philosophisch  betrachtet  —  Stirner 
giebt  sich  nämlich  in  erster  Liuie  als  Philo- 
sophen —  stellt  diese  Doktrin  den  letzten 
Punkt  jener  Geistesentwickelung  dar.  die 
gegen  die  klassische  deutsche  Metaphysik 
gerichtet  war.  Feuorbaeh  liatte  das  Jenseits 
als  Geschöpf  menschlicher  Einbildungskraft 
aufgezeigt  und  alle  Gedanken,  alle  Hoff- 
nungen des  Meuschen  auf  das  Diesseits 
konzentriert:  auf  den  Thron,  den  bisher 
Gott  eingenommen,  ward  von  iluu  das 
menschliche  Ich,  d.  h.  das  Gattuugs-Ich, 
also  die  Menschheit  als  solche  erhoben, 
deren  Vervollkommnung  alles  irdische  Lcheu 
geweiht  sein  sollte,  womit  für  jeden  einzelnen 
Menschen  sein  Ziel  gegeben  war.  Hier  thut 
nun  Stirner,  unter  Proudhous  Einfluss,  den 
Schritt,  die  »Menschheit  als  Ideal  genau 
so  zu  verwerfen,  wie  Feuerbach  die  Gott- 
heit verworfen  hatte.  -  nämlich  als  Produkt 
menschlicher  Phantasie,  das  zur  Knechtung 
des  Menschen  benutzt  würtle:  dieser  letzten* 
seliger,  d.  h.  nicht  der  abstrakte  Begriff 
Mensch,  sondern  das  einzelne  empi- 
rische I  nd i  vi«!  u u m  als  das  einzig*1  Keale. 
was  existiert,  wird  als  Ausgangs-  und  End- 
punkt alles  Donkons.  Fühlens  und  Hoffeiis 
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proklamiert.    Von  liier  aus  giebts  natürlich 
keine  moralische  Rücksicht  auf  irgend  einen 
anderen :  das  Individuum,  das  sieh  als  e  i  n  z  i  g 
fühlt,  will  alle  seine  Bedurfnisse,  soweit  mög- 
lich, befriedigen,  handelt  also  als  reiner  Ego- 
ist ;  hieran  ist  es  bisher  teils  durch  Vorurteile, 
—  fixe  Ideen,  wie  Gott,  Menschheit,  Vater- 
land u.  s.  w.  —  teils  durch  Gewalt  gehindert 
worden.  Der  Einzelne  hat  demnach  zweierlei 
zu  thun:  einmal  sich  von  jenen  geistigen 
Mächten,  die  nur  seine  kranke  Phantasie 
geschaffen,  innerlich  zu  befreien,  —  und 
ferner  der  ihn  bedrängenden  äusseren  Gewalt 
elienfalls  Gewalt  entgegenzusetzen!  Damit 
will  aber  Stirner  nicht  die  Vereinzelung 
der  Individuen  predigen:  sondern  er  weiss 
recht  gut,  dass  eine  Verbindung  zwischen 
ihnen  nötig  ist,  sowohl  um  die  bestehenden 
Gewalten  zu  stürzen  wie  um  nachher  da« 
Leben  der  Einzelnen  erträglich  zu  machen. 
»Immer  wird  einer  den  andern  suchen,  weil 
er  ihn  braucht,  muss  einer  in  den  andern 
sich  fügen,  wenn  er  ihn  braucht.  Der 
Unterschied  ist  aber  der,  dass  dann  wirklich 
der  Einzelne  sich  mit  den  Einzelnen  ver- 
einigt, indes  er  früher  durch  ein  Band 
mit    ihnen  verbunden  war.«    So  kommt 
Stirner  dazu,  den  Staat  aufzulösen  in  den 
»Verein  von  leben,  deren  jedes  nur  sich 
im  Auge    hat«.     Der  Einzelne    ist  total 
pflichtenlos,  er  kann  soviel  machen,  als 
seine  Macht,  seine  Gewalt  reicht:  und  weil 
er  einsieht,  dass  er  isoliert  wenig  Macht 
hat,  verbindet  er  sich  mit  anderen  zum 
»Verein  der  Egoisten«.    Bloss  hier  im  Ver- 
eine kann  sich  der  Einzelne  bohaupteu, 
weil  der  Verein  nicht  ihn  besitzt,  sondern 
weil  e  r  den  Verein  besitzt  und  sich  zunutze 
macht.    Demgemäss  formidiert  Stirner  das 
Verhältnis  des  Individuums  zum  Vereine 
im   Unterschiede   zu  seinem  Verhältnisse 
zur    bürgerlichen  Gesellschaft   wie  folgt: 
»Der  Gesellschaft   schuldest  du,  was  du 
hast ,  und  bist  ihr  verpflichtet ,  bist  von 
,.sozialcu  Pflichten"  besessen,  den  Verein 
benutzest  du  und  giebst  ihn  pflicht-  und 
treulos  auf.  wenn  du  keinen  Nutzen  weiter 
aus  ihm  zu  ziehen  weisst.  Die  Gesellschaft  I 
verbraucht  dich,  den  Verein  verbrauchst 
du.<    Wenn  man  aber  fürchtet,  dass  dann 
die  Individuen  die  Abmachungen,  die  sie 
unter  einander  troffen,  nicht  halten  möchten, , 
so  erwidert  Stirner:  dass  vor  solcher  Konse-  i 
«pieuz  schon  der  nächstliegende  Egoismus  | 
schützen  würde,  indem  einem  Manne,  der 
seinen  Verpflichtungen  einmal  nicht  nach- ' 
gekommen,  niemnud  mehrVertrauen  schenkou  j 
dürfte.    Interessant  ist  es.  wie  sich  Stirner 
die    künftige   wirtschaftliche  Formation 
in  ihrem  Gegensätze  zu  Vergangenheit  und  1 
Gegenwart  denkt :   In  der  Zunft  —  schreibt 
er  —  ist  das  Backen  u.  s.  w.  Sache  der 
Zünftigen;  in  der  Konkurrenz  Sache  der 


beliebig  Wetteifernden:  im  Verein  Derer, 
welche  Gebackenes  brauchen,  also  meine. 
Deine  Sache,  Sache  der  Vereinten.  Wenn 
Ich  Mich  nicht  um  meine  Sache  tie- 
kümmere, so  muss  Ich  mit  dem  vorliel>- 
nehmen,  was  Anderen  Mir  zu  gewähren  belieht. 
Was  Jeder  braucht,  an  dessen  Herbeischaffung 
und  Hervorbringung  sollte  sich  auch  Jeder 
beteiligen.«  Hier  ist  also  der  Gedanke  einer 
nach  fabrizierenden  Konsumgenossenschaften 
gegliederten  Gesellschaft  angedeutet:  1844, 
im  Jahre  der  Begründung  des  Vereins  der 
Kochdaler  Pioniere,  wahrlich  ein  genialer 
Gedanke!  — 

Die  Einführung  seiner  Ordnung  dachte 
sich  Stirner  durch  die  Empörung  aller  unter 
der  heutigen  Tyrannei  leidenden  Egoisten: 
Die  Millionen  Anner  sollten  sich  zusammen- 
thun  und  mit  aller  Gewalt,  ja  mit  allen  wie 
auch  immer  unmoralischen  Mitteln  den 
Staat  wie  alle  anderen  Institutionen  in 
Grund  und  Boden  vernichten.  So  steht 
Stirner  prinzipiell  in  strengstem  Gegensatz 
zu  Proudhon:  hier  der  hochfliegende  Idea- 
lismus des  Schwänners  für  Gerechtigkeit 
und  Gleichheit,  dort  die  Todfeindschaft  gegen 
jedes  ethische  Prinzip,  —  und  damit  ist 
Stirner  der  Begründer  jener  anarchistischen 
Doktrin  geworden,  die  alle  Exzesse  der  Re- 
volutionäre, alle  Orgien  der  Individuen 
rechtfertigt  und  anpreist. 

Stirners  Werk  erregte  gleich  nach  seiner 
Publikation  grosses  Aufsehen,  um  freilich 
bald  wieder,  zumal  nach  dem  Siege  der 
Reaktion,  in  vollständige  Vergessenheit  zu 
geraten,  der  es  erst  neuerdings  wieder  ent- 
rissen worden  ist. 

6.  Die  Begründung  der  modernen 
anarchistischen  Partei  durch  Bakunin. 
Seine  Lehre  und  seine  Agitation.  In 
den  60er  Jahren  kam  in  allen  Ländern  des 
Kontinents  frisches  Leben  in  die  Arbeiter- 
bewegung. In  Deutschland  begründete 
Lassalle  die  sozialistische  Partei;  in  Frank- 
reich regte  sich  der  vierte  Stand  mit 
grösster  lachhaft igkeit ;  selbst  in  Südenroj« 
fingen  die  Proletarier  an,  sich  zu  organi- 
sieren: und  1864  wurde  die  Internationale 
Arbeiter-Assoziation  gestiftet.  In  dieser 
Zeit  erlebten  die  Ideen  des  Anarchismus 
ebenfalls  ihre  Wiederauferstehung.  Ein 
Russe.  Bakunin  (s.  d.  Art.),  war  es.  der 
sie  zu  neuem  Dasein  erweckte. 

Die  Feindschaft  gegen  den  Staat  in  jeder 
Form  bildet  den  Ausgangspunkt  von  Baku- 
nins  Ausführungen,  die  übrigens  nicht  nur 
für  die  (von  ihm  begründete)  anarchistische 
Partei  seiner  Zeit  massgebend  gewesen 
sind,  sondern  auch  die  Entwickelung  des 
Anarchismus  in  Europa  bis  zum  heutigen 
Tage  wesentlich  beeinflusst  hal>en.  Der 
Staat  —  sagt  Bakunin  —  bedeute  Herrscliaft; 
und  da  jede  Herrschaft  die  Existenz  von 
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Beherrschten    voraussetze,    so    müsse  ein 
jeder  Staat  zum  Monier  wahrhafter  Freiheit 
werden.    Somit  liege  Wer  Despotismus  nicht 
in  <lor  Form  des  Staates,  sondern  in  dessen 
Wesen.    An  die  Stelle  des  Staates  will 
Bakunin    die    völlig    *freie*  Gesellschaft 
setzen.    In  ihr  sind  alle  Klassen  und  Herr- 
schafteverhältnisse  beseitigt.    Jeder,  ohne 
l  ntersehied    der   Farbe,   der  Kasse,  der 
Nation  und  des  Glaubens,  ist  Arbeiter  und 
hat  Anspruch  auf  sei»  ganzes  Arbeitsprodukt. 
Die  Ordnung  wird  sich  angeblich  ganz  von 
>elber  herstellen   kraft  des  der  gesamten 
Menschheit    innewohnenden    Prinzips  der 
»Solidarität«.    Die  Solidarität  ist  das  Gefühl, 
welches  bewirkt,  dass  ein  Mensch  eich  nnr 
dann  wirklich  frei  dünken  kann,  wenn  er 
alle  anderen  Menschen  dieselbe  Freiheit  ge- 
messen sieht.    Daher  werden  die  Menschen 
der  anarchistischen  Gesellschaft  eifersüchtig 
darüber  wachen,  dass  ein  jeder  die  von 
ihm   beliebten  Thätigkeiten    frei  ausüben 
kann,    soweit   er   damit    keinen  anderen 
schädigt.  —  Das  Kapital  soll  von  den  ein- 
zelnen, sich  frei  bildenden  Arbeitergenossen- 
schaften    in    Besitz    genommen  werden, 
letztere  sind  lokale  Gruppen  von  Indivi- 
duen, welche  sich  nach  Belieben  zur  Ge- 
winnung ihres  Lebensunterhalts  zusammen- 
schliesiien  und  wieder  auflosen.    Wenn  sich 
verschiedene    lokale   Gruppen    zu  einem 
grösseren  Verbände  einigen  wollen,  so  steht 
«lern  nichts  im  Wege,  vorausgesetzt,  dass 
dabei    auf    keinen    einzigen  Produzenten 
irgend  ein  Zwang  ausgeübt  wird.  —  Bakunin 
hat  keine  genauere  Ausmalung  der  »idealen« 
Gesellschaft  versucht.  Er  erklärte  ausdrück- 
lich, dass  eingehendere  Häsonnemcnts  hier- 
ül>er  nicht  am  Platze  seien,  weil  sich  nach 
•lern  Sturze  des  bestehenden  Staates  die 
neue   Organisation   von   selber  entwickeln 
werde,   wenn  man  nur  verhindere,  dass 
ülierhaupt  ein  neuer  Staat  —  welcher  Art 
auch  immer  —  auf  den  Ruinen  des  früheren 
aufgerichtet  werde.  —  Was  in  erster  Linie 
«lie  feindselige  Stellung  Bakunius  zu  der 
von  Marx  inspirierten  Sozialdemokratie  ver- 
anlasste, waren  —  abgesehen  von  der  al>- 1 
weichenden  Ansicht  ülter  die  ideale  Gesell- 
schaft —  seine  Vorscldäge  über  die  Mittel 
zur  Emanziftation  der  Arbeiterklasse.  Das 
allgemeine  Stimmrecht  wird  von  Bakunin 
gänzlich  von  der  Band  gewiesen.    Da  sich 
nämlich  die  unterdrückte  Klasse  faktisch 
stets  in  Unwissenheit  und  Unerfahreuheit 
befände,  so  könne  sie  nicht  den  Intriguen 
der  herrschenden  Stände  widerstehen ;  es 
mflssten  daher  selbst  die  freiesten  Wahlen 
ein  den   Bedürfnissen  und  Instinkten  des 
Volkes  entgegengesetztes  Resultat  liefern.  I 
Nur  durch  Gewalt,  nicht  durch  Stimmzettel 
könne  der  Arbeiter  sein  Recht  erkämpfen.  I 
—  Für  die  nächste  Aufgabe  wird  erklärt, 


Anarchie  im  heutigen  Sinne  des  Wortes 
herzustellen.  *in  dem  Sinne  der  Entfesselung 
alles  dessen,  was  man  heute  die  bösen 
Leidenschaften  nennt,  und  der  Vernichtung 
desjenigen,  was  in  derselben  Sprache 
„öffentliche  Ordnung4*  heisst».  Daliei  wird 
es  nicht  ohne  Blutvergiessen  abgehen.  Das 
Volk  wird  sicherlich  im  ersten  Augenblicke 
seiner  Erhebung  viele  seiner  Bedrücker  töten. 
Diese  natürliche  Thatsachu  wird  von  Bakunin 
liedauort  und  ausdrücklich  als  elienso  unmo- 
ralisch wie  unnütz  liezeichnet.  Eindringlich 
warnt  er  vor  Menschenmord  und  rät  den 
Anarchisten  eine  feindselige  Haltung  gegen 
die  Blanquisten  an,  welche  die  »blutige  Re- 
volution« als  Parole  ausgegeben  haben.  Nach 
dem  Gelingen  der  Revolution  wird  sich  die 
anarchistische  Gesellschaft  angeblich  ganz 
von  sell)er  herstellen,  wenn  man  nur  dafür 
sorgt,  dass  alle  Staatseinrichtungen  sofort 
vernichtet  werden,  dass  alles  vorhandene 
Eigentum  unverzüglich  unter  die  Arl»eiter- 
genossensehaften  verteilt  und  dass  vor  allein 
keinerlei  Diktatur  auch  nicht  diejenige 
sozialistischer  Revolutionäre  —  aufgerichtet 
wird.  Bakunin  betont  übrigens  nachdrück- 
lichst, dass  die  erhoffte  Revolution  nicht 
durch  geheime  Gesellschaften  gemacht, 
sondern  nur  durch  die  Macht  der  Tliat- 
sachen  hervorgerufen  werden  könue. 

Für  diese  Ideen  war  Bakunin  seit  Ende 
der  »»Oer  Jahre  agitatorisch  thätig.  Bereits 
lHfiH  konnte  er  den  Krfolg  verzeichnen,  dass 
sich  eine  «internationale  Allianz  der  sozi- 
alistischen Demokratie«  bildete,  für  welche 
sein  Programm  unltedingt  massgebend  war. 
Die  »Allianz«  war  ein  Verband  öffentlicher 
Vereine,  der  von  einem  (ieheimbund  unter 
Bakunius  Direktion  geleitet  wurde.  Die 
(öffentliche)  Allianz  gewann  bald  eine  ausser- 
ordentliche Verbreitung,  besonders  in  Italien 
und  S|winien. 

7.  Net«ehajews  Programm.  Die  „Pro- 
paganda der  That".  Seit  1HB0  war  auch 
eine  lebhaft«1  Agitation  nach  Russland  hin 
entfaltet  worden,  welche  vor  allem  deshalb 
^merkenswert  ist,  weil  sie  zu  einer  folgen- 
schweren Erweiterung  des  taktischen  Pro- 
gramms des  Anarchismus  führt»'.  Bakunin 
hatte  einen  gewissen  N  e  t  s  c  h  a  j  e  w  als 
anarchistischen  Kmissär  nach  Russland  ge- 
schickt. Dieser  begründete  in  Moskau, 
Petersburg  und  einigen  anderen  Städten 
einen  geheimen,  vorzugsweise  aus  Studenten 
zusammengesetzten  Klub  »zum  Volksgericht <, 
der  zu  einer  Art  Generalstab  für  die 
kommende  Revolution  herangebildet  werden 
sollte.  Dann  verfasste  Netschajcw  selb- 
ständig Flugschriften  und  liess  eine  Zeitung 
erscheinen.  Hierin  entwickelte  er  auf  eigene 
Faust  ein  Agitationsprogramm .  das  sich 
wohl  an  die  von  Bakunin  geäusserten  An- 
sichten anlehnte,  gleichzeitig  aber  in  wesent- 

20« 


Digitized  by  Google 


308 


liehen  Punkten  dnrülior  hinausging,  l'nd 
gerade  die  originellen  Prinzipien  dieses  Pitv 
gramms  sind  gressontoils  für  die  späteren 
Anarchistonpartoien.  und  zwar  nicht  nur 
Russlands,  massgebend  »vwonl.ni.  Sie  ver- 
dienen daher  alle  Beachtung.  Alfs  Aufgabe 
des  Goheimbundes  winl  bezeichnet,  das 
russische  »Volk  zu  empören- .  Bisher  halien 
die  Bauern  immer  nur  hier  und  dort  nlan- 
und  ziellos  revoltiert.  Durch  den  Bund 
Hollen  nun  -alle  filier  ganz  Russland  zer- 
streuten revolutionären  Bestreitungen  in 
einem  einzigen  unauflöslichen  Gebinde  zu- 
sammengefaßt werden«,  damit  eine  »wohl- 
ülterlegte  und  unerhittliche  Volksrevolution 
entstellet.  Aber  die  Bauern  allein  genügen 
niclit.  Netsehaiew  ruft  daher  unter  die 
Fahne  der  Revolution  aueh  alle  —  Rüulier: 
•las  Käubertum  winl  nämlich  von  Netsehajew 
fflr  »eine  der  ehrenhaftesten  Fonnen  des 
nissischen  Volkslebens<  erklärt.  Die  Auf- 
gabe des  Revolutionärs  winl  in  einem  be- 
sonderen —  auch  fflr  die  Geschichte  des 
westeuropäischen  Anarchismus  sehr  wichtigen 
—  »Katechismus«'  sehr  eingehend  erörtert. 
Der  Revolutionär  hat  mit  allem,  was  ihm 
sonst  auf  Knien  lieb  und  teuer  erschienen 
ist,  zu  brechen,  um  sich  ausschliesslich 
seinem  neuen  Zwecke  zu  widmen.  Weder 
um  Gesetz,  noch  um  Moral,  noch  um  Sitten 
hat  er  sich  zu  kümmern.  Wenn  er  in 
dieser  Welt  fortlebt,  so  geschieht  es  nur. 
um  sie  desto  sicherer  zu  vernichten.  Für 
ihn  existiert  nur  ein  Genuss.  ein  Tn>st. 
ein  Lohn,  eine  Befriedigung:  der  Erfolg  der 
Revolution.  Tag  und  Nacht  darf  er  nur  einen 
Gedanken,  nur  einen  Zweck  halten  —  die 
unerbittliche  Zerstörung.«  Alle  Mittel,  durch 
welche  diese  gefönlert  winl.  sind  »-echt. 
»Indem  wir  keine  andeiv  Thätigkeit  als  die 
der  Zerstörung  zulassen,  erkennen  wir  an, 
dass  die  Form,  in  der  sich  diese  Thätigkeit 
äussern  muss.  eine  höchst  mannigfaltige 
sein  kann:  Gift,  Dolch.  Strick  et«*.  Die  Re- 
volution heiligt  alles  ohne  rntersohiedt . 
Vor  allem  sind  diejenigen,  welche  der  re- 
volutionilren  Organisation  und  ihrer  Thätig- 
keit am  meisten  im  Wege  stehen,  aus  der 
Welt  zu  schaffen.  —  Das  Ziel  der  Revo- 
lution charakterisieren  dann  folgende  Worte 
naher.  »Die  einzige  Revolution,  die  dem 
Volke  zum  Heile  gereichen  kann,  ist  die. 
welche  joden  Staatsbegriff  durch  und  dun  h 
vernichtet.  Bei  diesem  Ziel  hat  die  Gesell- 
schaft (sc.  zum  Volksgericht  )  nicht  die 
Absicht,  dem  Volke  irgend  eine  von  oben 
kommende  Organisation  aufzudrängen.  Die 
zukünftige  Organisation  winl  ohne  Zweifel 
aus  der  Bewegung  und  »lern  Leiten  des 
Volkes  hervorgehen,  alter  das  ist  die  Sache 
künftiger  Generationen,  l'nsere  Arbeit  ist 
die  schreckliche,  totale,  unerbittliche  und 
allgemeine  Zei-stömn». 


Revolutionäre   Bestrebungen    mit  prin- 
zipieller Billigung  der  Attentate  sind  in  der 
Geschichte  bereits  öfter  dagewesen :  wir  er- 
innern nur  an  die    hlanquistisehen <  Ver- 
schwörungen in  Frankreich  und  an  die  A't\- 
hedingten<   unter  den  deutschen  Burseheu- 
soliaftorn.    Aber  in  allen  diesen  Fällen  war 
I  das   Attentat   nur  empfohlen  worden,  um 
i  die  hauptsächlichsten  Widersacher  der  revo- 
lutionären Bewegung  unschädlich  zu  inachen. 
Netsehajew  war  der  Erste,  welcher  Atten- 
tate. Putsche.  Krawalle  etc..  auch  ganz  ab- 
gesehen von  jenem  Zwecke,  als  Mittel 
der  Propaganda  ins  Werk  zu  setzen  an- 
riet.   1*11(1  diese  l/»hrc  wunle  dann  unter 
dem  Namen     Pmpaganda  der  That«-  von 
|  fast  der   gesamten   Anarcliistenpartei  der 
'  Welt  angenommen,  ja  sie  ist  ein  spezifische* 
\  Charakteristikum  der  späteren  anarchistischen 
i  Taktik  gewonlen1).    —  Die  ganze  agitato- 
i  rische  Thätigkeit  Notschajows  drängte  sich 
in  das  Jahr  liSGil   zusammen.     Denn  ein 
Moni,  welchen  Netsehajew  an  einem  aus 
dem  Bunde  ausgetretenen  Mitgliode.  von  dem 
er  Vorrat  1  «»fürchtete,  beging,  zwang  ihn  zur 
Flucht.    Er  ging  in  die  Schweiz,  wunle  von 


dieser  alter  1KT2  an  Russland 


am 


geliefert. 


wo  er  zu  lel>onslänglieher  Bergwerksarl>eit 
venirteilt  wunle. 

8.  Die  Anarchisten  und  die  „Inter- 
nationale". Die  anarchistische  Be- 
wegung in  den  70  er  Jahren.  Schon  seit 
1S(Ü  bestand  die  Internationale  Arlteiter- 
assoziation«  als  Verltand  öffentlicher  Ver- 
eine: ihre  Absieht  war,  durch  Verbrüderung 
der  Arlteiter  aller  I Jim ler  die  Umgestaltung 
der  Kidturwelt  nach  sozialistischem  Plane 
vorzultoreiten.  Die  bakunistisehc  -Allianz 
wünschte  in  diesen  Verband  einzutreten: 
sein  von  Karl  Marx  geleiteter  ■> Generalrat 
gab  zur  Antwort:  wenn  sie  sich  als  Bund 
aufgelöst  hätte,  könnten  ihre  einzelnen 
Sektionen  als  Mitgliedschaften  der  -»Inter- 
nationale<  anerkannt  wenlen.    Die  Allianz 


'i  Die  .. Propaganda  der  That''  ist  zum 
ersten  Male  in  den  folgenden  Worten  Netscha- 
jew's  verkündet  norden:  .,!>«.«  Wort  hat  für 
uns  nur  Wert,  wenn  ihm  die  That  auf  dem 
Fnsse  folgt ;  alter  nicht  alles  int  That .  was 
dieseu  Namen  führt:  z.  B.  ist  die  bescheidene 
und  zu  vorsichtige  Organisation  geheimer  Ge- 
i  Seilschaften  ohne  äussere  Kundgebungen  in 
unseren  Augen  nur  ein  lächerliches  und  uner- 
trägliches Kinderspiel.  Wir  nennen  äussere 
Kundgebungen  mir  eine  Reihe  von  Handlungen, 
die  ]H>sit.iv  irgend  etwa«,  eine  Person,  eine 
Sache,  ein  Verhältnis,  das  die  Volkaemanzipation 
hindert,  zerstört.  Ohne  unser  Leben  zu  schonen, 
müssen  wir  mit  einer  Reihe  verwegener,  ja 
übermütiger  Unternehmungen  in  da?  Leben  des 
Volke*  einbrechen  und  ihm  den  Glauben  au 
seine  eigeue  Macht  einflössen,  es  erwecken,  ver- 
einigen und  zum  Triumph  seiner  eigenen  Sache 
hinführen." 
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that  demgemäss,  wenigstens  offiziell  (lSbii). 
Freilich  l>ehaupten  Marx  und  seine  Anhänger, 
dass  jener  Geheimbuiid,  welcher  «He  eigent- 
liche Ijeitung  der  öffentlichen  Allianz  in 
Händen  genaht  liatte,  weiter  fortbestanden, 
ja  die  ganze  Internationale  seinem  Ei nf hisse 
dienstbar  zu  machen  gesucht  halte,  l'n- 
zweifelliaft  steht  fest,  dass  seit  dem  Ein- 
tntt  der  AllianzLsten  fortwährend  Streitig- 
keiten zwischeu  dem  marxistischen  >General- 
rat  und  den  bakunistisch  gesinnten  Sektionen 
entstanden.  Während  der  -Generalrat«  eine 
Erweiterung  seiner  Vollmachten  wünschte, 
-lichten  die  Bakunistcu  seine  Befugnisse  oin- 
zus.  hränken.  Die  Wortführer  der  liakunisten 
wurden  nicht  müde  zu  betonen,  dass  den 
einzelnen  Sektionen  der  Internationale  eine 
weitgehende  Autonomie  eingeräumt  werden 
müsse,  da  die  Internationale  U  reits  in  ihn-r 
heutigen  Organisation  das  tnue  Ahhild  der 
zukünftigen  anarchistischen  G> «Seilschaft  sein 
sollte.  Auch  verlangten  sie,  die  Internatio- 
nale solle  den  Arbeitern  zur  Enthaltung 
vmi  den  Wahlen  wie  überhaupt  vom  imli- 
tischen  Ixdien  raten.  Auf  dem  näi'hstcn  Kon- 
gress  der  Internationale  im  Ihiag  (1*7^1 
massen  sieh  die  Kififte  lieidor  Fraktionen. 
Marx  siegte.  Bakunin  wurde  liehst  einigen 
Helfershelfern  aus  der  Internationale  ausge- 
schlossen, und  der  -Generalrat  erhielt  die 
gewünschten  Machtbefugnisse  zugestanden ; 
die  l-esiegte  Minorität  —  im  wesentlichen 
sjanisehe.  Iielgischo  und  jurassische  I  lelegieite 
—  sagte  sieh  vom  bisherigen  -Geiiendrat  los. 
und  dasselbe  thaten  nachher  die  Sektionen, 
wekhe  sie  gesandt  hatten.  I 'ebenlies  hatte 
die  italienische  Arbeiterpartei  schon  vor  dem 
Haager  Kongivss  gegen  den  (ienenilmt 
Stellung  genommen,  weil  er  'autoritär- 
kommunistische«  Zieh*  verfolge.  Die  Sozes- 
siouisten  veranstalteten  schon  in  demselben 
Jahre  ( 1  s~2t  in  St.-Iiumer  einen  inter- 
nationalen Arheitorkongress.  auf  welchem  ein 
vorläufiges  Bündnis  unter  den  anti-auto- 
ritäreie  Sozialisten  beschlossen  wunle,  und 
1*73  einen  zweiten  in  Genf,  welcher  direkt 
zur  Gründung  einer  neuen  Internationalen 
führte.  Hier  gab  es  keinen  > Generalrat 
mehr,  sondern  nur  ein  Büreau  .  welches 
zur  Auskunft  und  zur  Vormittelung  des 
Verkehrs  unter  deu  einzelnen  Sektionen 
dienen  .sollte.  Die  Seltatändigkcit  der  Sek- 
tionen war  vollkommen  gewahrt,  so  selir, 
dass  sogar  jede  Sektion  auf  dem  sozialen 
Kriegsschau  platze  jegliche  von  ihr  nur  irgend 
Wichte  Taktik  zur  Anwendung  bringen 
konnte.  -  Im  allgemeinen  hat  dies«'  Inter- 
nationale schwerlich  viel  Bedeutung  gehabt, 
wenn  auch  ab  und  zu  Kongresse  abgehalten 
und  mancherlei  Beziehungen  zwischen  den 
Arbeiterparteien  der  verschiedenen  Länder 
gepflegt  wurden.  Der  Anarchismus  jedes 
1-uides     ent  wickelte     sich  selbständig; 


höchstens  die  besonders    rülunge  Gruppe 
der   jurassischen   Anarchisten   übte  einen 
Einfluss  auch  jenseits  der  Grenzen  ihres 
Territoriums  aus.    Die    Föderation  juras- 
sienne-,  wie  sie  sich  nannte,  hatte  die  all- 
gemeinen Priuzipicn  Bakunins  angenommen. 
Also  für  die  Gegenwart:    Enthaltung;  t*ei 
allen  Wahlen  und  ausschliessliche  Vorbe- 
reitung für  die  Revolution :  für  die  Zukunft : 
Anarchie.   —   Die   wichtigste  IVrsou  der 
-Föderation    jurassionne     war    Di.  I'aid 
Brousse,   der  Kedakteur  ilui»s  publizis- 
tischen Organs.    Er  trat  liosondors  energisch 
I  für  die  'Propaganda  der  That-  ein.  Denn 
'  Thaten       führte  er  aus  —  werden  allseitig 
besprochen ;  nach  der  Pi-sacho  der  Thaten 
j  fragen  die  sonst  indifferenten  Masseti,  werdeu 
aufmerksam  auf  die  neue  |**hiv  und  disku- 
tieivn  sie.    Sind  die  Menschen  erst  einmal 
iso  weit,  so  Ist  es  nicht  schwer,  viele  von 
j  ihnen  zu  gewinnen.    Daher  wird  Empörung, 
j  Kevolte  und  Attentat  angelegentlichst  em- 
I ) »fohlen,  nicht  etwa,  weil  dndiuvh  an  sich 
das   Itestoheiide   System    gestürzt  werden 
könnte,  sondern  nur  zum  Zwecke  der  Pmpa- 
i  gnuda.   —    Dcmgomüss  erkläile  auch  ein 
|  Kongress  der    Föderation  junissienne«-  die 
|  Attentate  Hödels  und   Xobilings   auf  den 
:  deutschen  Kaiser  für  ^ivvohitionäre  Akte, 
die  seine  volle  Sympathie  hätten«. ;  und  bald 
i  nachher  wunle  Ibidcl  in  einer  besonderen 
:  Resolution  dej-  ;Födöratinn  jurassienne«  ge- 
radezu  verherrlicht.  Der  Broussesche  ^Avant- 
garde    pries  in  Im 'geisterten  Artikeln  die 
Attentäter,  nur  bedauerte  er,  dass  mau  immer 
zur  unsicheren  Pistole  anstatt  zu  dem  besser 
treffenden  Dolche  griffe.  -    Im  Dezember 
ls7S  intervenierte  der  schweizer  Bundesrat. 
Die   Druekeivi    jenes   Blattes    wunle  ge- 
schlossen,  Brousse  verhaftet    und  wegen 
Aufreizung  zum  Königsniordc  vor  die  Ge- 
schworenen gestellt,  die  ihn  zu  '*  Monaten 
Gefängnis  und   10 jähriger  VerUmnung  aus 
der  Schweiz   verurteilten.   —  Nach  Ver- 
büssung .der  Fiviheitsstr.de  kehrte  Brousse 
i  nicht  bloss  der  Schweiz  den  Röcken,  sondern 
jauch  dein  Auan-hismus. 

In  Frankreich  war  der  Anarcliismus 
wähn-nd  dieser  Zeit  nur  zu  einigen  leisen 
theoretischen  Kundgebungen  gekommen.  — 
;  I  n  D  e  u  t  s  c  h  1  a  u  d  Hess  er  sich  damals  auch 
nicht  viel  lauter  vernehmen.  Erst  um  die 
Mitte  der  70er  Jahre  gelang  es  der  »Föde- 
ration jurassienne«.  für  ihn*  Ziele  auch  eine 
Anzahl  deutscher  Arbeiter  in  der  Schweiz 
zu  gewinnen,  so  das«  zwei  deutsche  Sekti- 
onen jener  Föderation  gebildet  werden 
konnten.  Nicht  lange  nachher  (seit  Juli  lK7b) 
wunle  von  ihr  auch  eine  deutsche  anarchis- 
tische Zeitung  herausgegeben:  die  Arbeiter- 
Zeitung  in  Bern.  Brousse  hatte  die  Leitung, 
i  Das  Programm  des  Blattes  war  damit  ge- 
j  geben.     Doch  finden  wir  den  politischen 
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Mord  darin  nirgends  gepriesen.  Gehren  die 
Sozialdemokratie  wird  häufig  polemisiert: 
ihr  Volksstaat  winl  als  Despotismus  sonder- 
gleichen hingestellt.  Freilich  war  auch  die 
Sozialdemokratie  in  Deutschland  wie  in  der 
Schweiz  von  vornherein  dem  Anarchismus 
mit  aller  Knergie  entgegengetreten  und 
hatte  ihn  als  feindliche  Partei  behandelt. 
Diesem  feindlichen  Verhalten  der  Sozial- 
demokratie ist  es  wohl  hauptsäcldich  zuzu- 
schreilteu  gewesen,  dass  (1er  Anarchismus 
durchaus  keine  Fortsehritte  machen  wollte. 

Selbst  die  begeisterte  und  energische 
Agitation  des  Schriftsetzers  Reinsdorf  — 
des  leidenschaftlichsten  Mitarbeiters  der 
»Arb.-Ztg.  —  vermochte-  in  Deutseh- 
land als  ganzes  Resultat  nur  die  Bildung 
von  ein  paar  kleinen  -Gruppen*  zu  erzielen. 
Unter  solchen  Cinständcn  konnte  sich  das 
publizistische  Organ  der  Agitation  nicht 
länger  halten:  im  Oktolier  1877  erschien 
die  letzte  Nr.  der  »Arb.-Ztg.«.  -  Indes 
noch  ein  unheimliches  Jyl»enszeichen  gab 
<lie  Reiusdorfsehe  Propaganda  von  sich:  das 
Attentat  Hödels  auf  Kaiser  Wilhelm  I. 
Nobilings  späteres  Attentat  hatte  mit  dem 
Anarchismus  nichts  zu  schaffen :  es  ent- 
sprang nur  hcrostratisehor  Ruhmsucht.  — 
Der  Anarchismus  in  Belgien  zu  Anfang 
der  70 er  Jahre  knüpfte  direkt  an  Proudhon 
an.  Alier  nach  und  nach  entfernte  man 
sich  immer  mehr  von  den  Lehren  des 
Meisters,  und  seit  1870  etwa  war  fast  die 
ganze  belgische  Arlieiter|xtrtei  auf  dem 
Standpunkte  <ler  Sozialdemokratie  angelangt. 
Eine  von  Anhängern  des  modernen  Anar- 
chismus von  Yorviers  aus  betriebene  Prepa- 
gauda  blieb  erfolglos.  —  Was  Russland 
betrifft,  so  war  ja  der  Russe  Bakuuin  der 
Vater  des  modernen  Anarchismus  gewesen, 
und  so  mnsste  der  grössto  Teil  seiner  I^ands- 
lente.  welche  dir*  rnzufriedenheit  mit  den 
bestehenden  Verhältnissen  ihres  Vaterlandes 
in  die  Schweiz  getrieben  hatte,  leicht  für 
die  neue  Lehre  gewonnen  werden.  AI  mm* 
auch  in  Russland  selbst  ergriffen  viele  die 
neue  Lehre  mit  Begeisterung,  besonders  die 
Studenten.  Dass  daraus  der  revolutionären 
Bewegung  kein  geringer  Austoss  wurde,  ist 
erklärlich :  doch  ist  hier  auf  die  Dauer,  nach 
der  Ansicht  des  kompetentesten  Historikers 
jener  Bewegung,  der  Anarchismus  nur  -ein 
künstlich  grossgezogones  exotisches  Gewächs 
gewesen,  welches  sehr  bald  verwelkt  und 
verkümmert  ist*  (Thun).  —  In  Italien 
stand  die  sozialistische  Partei  zu  Anfang 
der  7i>  er  .lahre  völlig  im  Banne  der  Lehren 
Bakunins.  Später  aeeeptierte  sie  auch  aus- 
drücklich das  Prinzip  der  Prejiaganda  durch 
die  That,  und  Apiil  1877  wiegelte  demge- 
mäss  eine  anarchistische  Grupjie  ein  [»aar 
Dörfer  in  der  Nähe  von  Benevent  auf  und 
erklärte  hier    den   Staat    für  abgeschafft. 


Diesem  Sturm  im  Wasserglase  bereitete  eine 
Truppenabteilung  bald  ein  jähes  Ende,  und 
der  ganze  Haufe  —  ca.  30  Mann,  nuter 
ihnen  die  anerkannten  Führer  der  Partei, 
Cafiero  und  Malatesta  —  wurden  gefangen 
genommen.  Das  Gericht  sprach  dann  zwar 
diese  Gefangenen,  mit  Ausnahme  eines 
einzigen,  frei."  Als  aber  von  den  Anarchisten 
einige  andere  »Tliaten«  begangen  wurden, 
schritt  die  Regierung  zu  ausserordentlichen 
Massnahmen  und  stellte  die  Anarchisten 
unter  die  strengen  Gesetze  über  die  Ver- 
brecher. —  Vou  den  übrigen  Staaten  Europas 
i  kommt  für  den  Anarchismus  schliesslich 
nur  noch  Spanien  in  Betracht.  Auch  hier 
hatte  die  Arbeiterpartei  zu  Anfang  der  70er 
Jahre  die  bakunistischen  Prinzipien  ange- 
nommen: bis  1873  angeblich  auf  fioiNM» 
Mitglieder  angewachsen,  machten  die  Anar- 
chisten während  der  föderalistischen  Auf- 
stände dieses  Jahres  mit  den  Intransigenteii 
gemeinsame  Sache.  Es  gelang  den  Insiu- 
genten.  eine  Reihe  von  Industriestädten  in 
ihre  Gewalt  zu  bekommen.  Aljer  bald  wurde 
ihre  Herrschaft  von  den  Regierungstrupi>en 
in  Trümmer  geschlagen,  und  1874  fiel  auch 
ihr  letzter  Hort,  die  Festung  Cartagena. 
nach  regulärer  Belagerung.  Die  Vereine 
der  Anarchisten  wurden  nun  aufgelöst,  ihre 
Zeitungen  unterdrückt,  und  jede  neue  Regung 
des  Anarchismus  verfolgten  die  Behörden 
mit  der  äussersten  Strenge,  welche  jegliche 
öffentliche  Agitation  unmöglich  machte.  Nun- 
mehr nahm  die  anarchistische,  jetzt  in  einer 
geheimen  Druckerei  hergestellte  Zeitung  den 
aufreizendsten  Charakter  an:  die  Propaganda 
der  That  wurde  ausdrücklich  proklamiert: 
und.  als  die  Verfolgungen  wuchsen,  erklärten 
die  Anarchisten:  da  sie  wie  wilde  Tiere 
verfolgt  würden,  wollten  sie  auch  wie  solche 
handeln,  also  Tod  und  Verderben  über  die 
Regierung  und  die  ganze  bestehende  Gesell- 
schaft zu  jetler  Zeit  und  durch  jedes  Mittel 
und  an  je« lern  Orte  bringen. 

9.  Der  französische  A.  in  den  HO  er 
Jahren.  Krapotkins  Theorie.  Seit  Ende 
der  70er  Jahre  traten  in  der  Schweiz  Elisee 
Ree  Ins  (der  berühmte  Geograph)  und  lö- 
sender* Fürst  Krapotkin1)  au  die  Spitze 
der  anarchistischen  Agitation.  Letzterer 
entwickelt«-  dal  »ei  ein  eigenes  anarchistisches 
System,  das  seitdem  vielfach,  zumal 
von  seilen  der  französischen  Anarchisten. 
Anerkennung  gefunden  hat.  Danach  nimmt 
sich  einfach  von  den  vorhandenen  Oennss- 
mitteln  jeder  alles  das,  wonach  er  ein  Be- 


')  Fürst  Peter  Krapotkin.  geb.  1842  in 
Mosknu,  ursprünglich  Kavtdlerieofnzier,  nachher 
Kannnerherr  der  Kaiserin.  1H73  wegen  nihilis- 
tischer Agitation  gefangen  gesetzt,  entflieht  er 
1876.  Er  ist  Verfasser  zahlreicher  geologischer 
.Schriften. 
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dürfnis  empfindet.    Eine  Verpflichtung  zu 
irgend  welcher  Gegeiüeistnng  soll  durchaus 
nirht  existieren,    indes  wird  angenommen, 
dass  im  Hinblick  auf  eine  Gesellschaft,  die 
dem  Einzelnen  jeglichen  Genuas  gewährt, 
jetler  schon  «len  moralischen  Drang  in  sieh 
verspüren  wird,  nach  bestem  Wissen  und 
Können  sich  durch  Arbeit  nützlich  zu  er- 
weisen. *)  Die  Menschen  der  Zukunft  werden 
eben  angeblich  einer  neuen,  höheren  Moral 
folgen,  die  «las  Ergebnis  einer  besseren  Er- 
ziehung und  eines  engeren  Zusamuieriletens 
aller  sein  wird.    Die  bestehende  Ordnung, 
welche  der  Verwirklichung  dies««  Ideals  im 
Wege  steht,  ist  diuxdi  Gewalt  zu  beseitigen. 
Daher  ist  Agitation  zur  Rebellion  und  Propa- 
ganda durch  die  That  notwendig.  —  Kraj»ot- 
kiu    entfaltete   eine   geradezu  fieberliafte 
Thätigkeit,  und  bald  gelang  es  ihm,  die 
Bewegung  auf  französischen  Boden  hinfil>er- 
zuspielen.    Hier  gewann  sie  leicht  grössere 
Bedeutung.  nachdem  Emile  Gautier,  ein 
eminenter  Redner,  steine  ganze  Kraft  in  «len 
Dienst  der  anarclüstischen  ProjKigauda  ge- 
stellt hatte.    Die  wie  Pilze  aus  «lern  Boden 
schiessenden    »Gruppen«    (Klubs)  nahmen 
fast  sämtlich  das  Krapotkinsche  Programm 
au.     Dieselben    hatten    eigene   —  meist 
burh?ske    oder    schauerlich -klingende  — 
Namen,  die  aher  doeh  bezeichnend  sind, 
z.    B.     >der    Panther    von  Batignollcs«, 
»üe  Mordbrenner«,  »«lio  Eicheuherzen*,  »die 
Unbezähmbaren«.    lhSO  wurde  in  Paris  die 
»Revolution  sociale»:  t»egrüudct.  —  das  erste 
Organ  des  Anarchismus  in  Frankreich.  Das 
erforderliche  Geld  gab  ein  Polizeiagent  her. 
der  sich  als  ein  für  die  -heilige  Sache-  lie- 
geisterter  Genosse  einführte.    Sein  Auftrag- 
geher war  kein  geringerer  als  der  Polizei- 
präfekt  Andrieux.  der  später  sein  Verhalteu 
damit  begründete,  dass  er  nur  auf  dies«' 
Weise    etwaige    Attentate    halte  eniiei-en 
können.    Denn    »einem   (ieblgelier  gegen- 
über  hat  man  keine  Geheimnisse.  l*el>er- 
dies  unterdrückt  mau  ja  nicht  die  grossen 
Doktrinen,  indem  mau  sie  nicht  ans  Licht 
kommen   lässt.  und  nicht  alle  gewinnen, 
wenn  sie  bekannt  wen  len«.  Die  >Rev.  soc 
—  in  «leren  Redaktion  (neben  jenem  Mouehnrd) 
als  Steru  Louise  Michel  glänzte,  die  nicht 
ahnte,  welche  Falle  ihrer  l'nschuld  gestellt 
worden  war  —  reizte  fast  iu  jeder  Nummer 
zu    Attentaten    an    und   gab  ausführliche 
Rezepte  zur  Bereitung  und  Verwendung 
von  Sprengstoffen.    Sie  erschien  alter  nur 
bis  Herbst  18M1.  wo  Andrieux  aus  «lern 
Amte  schied  und  somit  ihre  Geldquelle  ver- 
siegte.  Ersatz  wurde  dir  in  Lyon.   Hier  und 
in  der  l'mgegond  hatte  <l,>r  Anarchismus 


eine  nach  Tausenden  zählende  Anhänger- 
scliaft  gewonnen,  welche  ein  eigenes  Organ 
zu  unterlialten  im  stände  war;  und  dieses 
lüelt  sich  über  2  Jahre  trotz  fortwährender 
Verurteilungen  wegen  Aufreizung  zu  Moni, 
Brand  und  Plünderung,  welche  übrigens 
thatsäcldich  zwei  Dynnmitattcntatc  zur  Folge 
hatte.  Erst  als  die' Verurteilung  von  53  der 
thätigsten  Propagandisten  —  darunter  Krapot- 
kiu  un«l  Gautier  •-  zu  längerer  Haft  die 
anarchistische  Agitation  lahmgelegt  hatte, 
musste  auch  ihr  Journal  verschwinden.  Seit- 
dem ist  der  Anarchismus  in  Lyon  nie  mehr 
zu  Bedeutung  gelangt.  —  Im  Xachharlaudc 
Belgien  wurde  zwar  in  diesem  Jahrzehnt 
eiue  Zeitlang  eine  rege  anarchistische 
Propaganda  versucht,  aber  sie  blieb  erfolg- 
[  los.  Dass  die  vielen  Dynamitattentate 
während  der  Streiks  der  letzten  Jahre 
weniger  auf  das  Konto  des  Anarchismus  als 
auf  das  von  agents  provocateur  zu  setzen 
sind,  ist  damals  durch  gerichtliche  Verhand- 
lung festgestellt  worden. 

10.  Der  deutsche  A.,  Mösts  Theorie 
und  der  A.  in  den  anderen  Ländern 
Europas  während  der  80  er  Jahre.  Die 
Begründung  einer  deutschen  anarchistischen 
Partei  knüpft  sich  an  den  Namen  Most. 
Johann  Most')  war  ursprünglich  sozial- 
demokratischer Agitator  gewesen,  aber  immer 
schon  der  extremeren  Richtung.  Nach  Er- 
lass  des  Sozialistengesetzes  (1S7S)  stellte  er 
«las  Programm  auf:  von  der  gesetzlichen 
Agitation  für  ihre  Prinzipien  nun  ausge- 
sclüosseu,  sollte  die  deutsche  Sozialdemokratie 
jeder  Beteiligung  am  politischen  Leben  ent- 
sagen, zuvörderst  also  jede  Beteiligung  an 
den  Wahlen  aufgeben  und  alle  ihre  Kräfte 
nur  auf  die  Vorlieroitung  der  Revolution 
konzentrieren.  Aus  Berlin  ausgewiesen,  gab 
er  in  der  (jondoner  »Freiheit*,  welche  er 
seit« lern  redigierte,  die  nähere  Ausführung 
dieses  Programms.  Energischste  geheime 
Agitation  zur  Aufwiegelung  der  Masseu. 
Vorbereitung  für  die  Jiievolution  durch  Be- 
waffnung aller  Sozialisten,  revolutionäre 
Thatcn  und  Attentate  waren  die  Schlagworte 
derselben.  Wegen  der  Entdeckungsgefahr 
sollte  die  Propaganda  aber  vornehmlich 
«lurch  geheime  Gruppen  mit  nur  kleiner 
Mitglü'derzahl  (ca.  5)  betriebeu  werden.  — 
lnfolg».'  dieses  neuen  Programms  wurde 
Most,  gegen  dessen  Organ  die  Führer  «ler 
Sozialthmiokratio  von  Anfang  an  entschieden 
Stellung  genommen  hatten,  nun  auch  formell 


■i  Diese  Grundsätze  sind  im  wesentlichen 
dieadtirn,  welche  iu  den  40er  Jahren  von  Hess 
und  Grün  vertreten  worden  waren. 


•l  Johann  Most,  geb.  1846  in  Augsburg, 
widmete  ai<h  nach  Absolvierung  «ler  "Volks- 
schule dem  Rtichhiiiderhandwerk.  Seit  Ende 
der  liOer  Jahre  in  der  sozialdemokratischen 
Bewegung  stehend,  hatte  er  bis  1878  wegen 
seiner  aufreizenden  Agitation  ca.  find  Jahre 
im  Gefängnis  zuzubringen. 
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aus  dieser  Partei  ausgeschlossen.  Da  in« los 
'lie  Freiheit*  ebenso  drastisch  wie  originell, 
elienso  volkstümlich  wie  leidenschaftlich  ge- 
schrieben Mar,  musste  sie  Most  trotz  alle- 
dem Anhänger  zuführen.  Im  Deutschen 
Reiche  zwar  kam  es  nur  zur  Bildung  von 
ein  paar  Dutzend  Gruppen  mit  höchstens 
2tH)  Mitgliedern.  Aber  in  Oesterreich,  wo- 
hin via  Schweiz  Jahr».'  hindurch  ein  Massen- 
import der  Freiheit  stattfand,  wurde  die 
Sozialrevolutionäre  Heilsbotschaft  von  den 
Arlieitem  mit  Begeisterung  aufgenommen: 
eine  Menge  geheimer  Grup^n  wurde  gestiftet, 
während  die  dortige  Sozialdemokratie  zu- 
sehends verfiel.  Bald  erklärte  sich  die 
Freiheit'  ohne  alle  Umschweife  als  an- 
aivhistisehes  Organ,  und  ohne  Mfihe  brachte 
sie  alle  jene  Gruppen,  deren  einzige  Lekliire 
sie  ja  war.  dazu,  sich  ebenfalls  zum  Anarchis- 
mus zu  liekenneu.  Das  Zukunftsideal  Mösts 
entbehrt  nicht  einer  gewissen  Originalität. 
Der  Boden  sowie  alle  Kapitalien  —  lehrt 
Most  -  sind  Eigentum  der  ganzen  Gesell- 
schaft.  bleiben  jedoch  den  einzelnen,  sich 
nach  vollkommen  freiem  Belieln'n  bildenden 
Prodnktionsgrnppen,  deren  Zweck  sie  dienen 
sollen,  überlassen.  Die  fertigen  Sachen  ge- 
hören zunächst  derjenigen  Organisation,  aus 
deren  Thätigkeit  sie  hervorgegangen  sind. 
Damit  nun  alle  Waren  gerechtorweise  einen 
Preis  gemäss  den  zu  ihrer  Herstellung  not- 
wendigen Arlieitsquantitäton  erhalten,  werden 
von  der  Gesellschaft  Saehvorständigen- 
Büreaus  errichtet .  welche  auszurechnen 
halten.  wieviel  Arbeit  in  jeder  Ware  steckt. 
Der  sich  hiernach  ergeliende  Preis  kann 
schon  deshalb  nicht  überschritten  werden, 
weil  die  Konsumenten  zum  Zwecke  des 
Einkaufs  der  gewünschten  Artikel  ebenso 
freie  Grup|H*n  bilden  wie  die  Produzenten. 
In  dieser  Gesellschaft  hat  natürlich  die  Frau 
da»  gleiche  vollkommene  Sclhstbestiminungs- 
reebt  wie  der  Mann.  Die  Ehe  wird  ganz 
nach  Belieben  eingegangen  und  aufgelöst. 
Die  Erziehung  der  Kinder  wird  von  freien 
Gruppen  übernommen.  Gesetze  giebt  es 
nicht.  An  ihre  Stelle  tritt  die  >  Erschliessung* 
der  Gesellschaft  von  Fall  zu  Kall.  - 

Immer  leidenschaftlicher  und  aufreizender 
wurden  die  Artikel  der  >  Freiheit  ,  und  seinem 
bisherigen  Programme  fügte  Most  noch  die 
These  hinzu:  der  Sieg  des  Anarchismus 
könne  nur  dann  ein  endgültiger  sein,  wenn 
zuvor  die  Besitzenden  mit  Stumpf  und  Stiel 
ausgelittet  .seien.  —  Gegen  Mösts  Agitation 
wurde  schliesslich  auch  in  England  einge- 
schritten. Als  nämlich  die  -Freiheit*  aus 
Aulass  der  Ermordung  des  nissischen  Zaren 
0**1)  alle  Völker  zur  Nachahmung  auf- 
forderte, wurde  Mösts  Verurteilung  zu  IG 
Monaten  Zuchthaus  Itowirkt.  Die  .Freiheit 
erschien  zunächst  weiter.  Nachdem  sie  aber 
noch  zweimal  verurteilt  worden  war,  fand 


sieh  in  London  kein  Drucker  mein-  für  sie. 
Sie  wurde  daher  jetzt  (IftS'J)  in  der  Schweiz 
publiziert,  bis  Most  frei  kam  und  mitsamt 
seiner  Zeitung  nach  Amerika  übersiedelte. 
—  Inzwischen  machte  der  Anarehismus  in 
Oesterreich  geradezu  reissende  Fortschritte, 
besonders  nachdem  der  frühere  Zimmer- 
maler  Josef  Peukert  (geboren  1S5(>),  ein 
Mann  von  ungewöhnlicher  Intelligenz  und 
Energie,  an  seine  Spitze  getreten  war.  Er 
vei-fügte  ibVr  meluvre  Journale,  von  denen 
z.  B.  der  Pester  Sozialist*  ausdrücklich 
nur  für  die  »gewaltsame,  blutige  und 
schonungslose  Revolution  und  daher  für  dio 
Entfesselung  aller  wilden  Instinkte  im 
Volke*  arWiten  zu  wollen  erklärte1).  In 
Cisleithanien  vorstatteten  die  Pressgesetze 
eine  solche  offene  anarchistische  Propaganda 
i  nicht,  dafür  wurde  sie  alter  um  so  energischer 
im  Geheimen  durch  Gnipjionhildting  und 
Drucksachen  betriehen.  Der  Agitation  in 
Wort  und  Schrift  folgte  bald  die  Propaganda 
I  durch  die  That.  Einige  anarchistische 
I  Gruppen  unternahmen  die  Ermordung  mi-s- 
liebiger  PolizeilK'amten ,  andere  —  und  da- 
j  mit  beginnt  eine  neue  Phase  der  anarehisti- 
|  scheu  Thaten  —  versuchten  die  für  dio 
anarchistische  Propaganda  benötigten  Gehler 
auf  dein  Wege  des  Raul.cs  herbeizuschaffen. 
Die  Anregung  hierzu  gaben  den  öster- 
reichischen Anarchisten  einige  nihilistische 
Aktionen  dieser  Art.  An  den  verschiedenen, 
meist  erfolgreichen  Attentaten  und  Rauh- 
morden von  1SN2 — 18*4  waren  in  hervor- 
ragendem Masse  die  Anarchisten  Kämmerer 
und  Stellmacher  —  letzterer  der  Redakteur 
der  Freiheit  während  ihres  schweizer 
Exils  —  beteiligt.  Ihre  Mitschuldigen  konnten 
nicht  alle  ermittelt  worden,  sie  beide  wurden 
gefasst.  verurteilt  und  hingerichtet.  Jene 
Raulwitten  täte  machten  die  Anhänger  des 
Anarehismus  nicht  im  mindesten  stutzig. 
Im  Gegenteil,  er  breitete  sich  immer  mehr 
aus.  so  dass  neben  ihm  die  Sozialdemokratie 
schliesslich  zu  einer  bedeutungslosen  Fraktion 
!  herabsank.  Da  schritt  in  Cisleithanien  die 
,  Regierung  mit  äusserster  Strenge  ein :  Aus- 
nahmegesetze wurden  erlassen,  die  Zeitungen 
der  Anarchisten  wurden  fortwährend  konfis- 
ziert, ihre  Versammlungen  vorMen .  ihre 


' ;.  Der  „Sozialist"  proklamiert*-  buchstäblich 
den  ..Terrorismus".  ..Für  jede  Thriiue.  die  in 
einer  Arbeiterfamilie  fliesst ,  soll  Heulen  und 
Ziihneklanpern  getragen  werden  in  zehn  Bonr- 
geoistainilieii."  Und  das  „Radikal"  (Pest)  be- 
zeichnete als  nächste»  Programm  seiner  Partei 
die  „Zerstörung,  bis  der  letzte  Ausbeuter  und 
Faullenzer  durch  Proletarierhand  fällt,  und 
sollte  dies  mit  dem  Leben  vieler  Millionen 
Proletarier  bezahlt  werden".  „Es  lebe  die 
Bestialität !",  diene  Losung  wurde  hier  wilrtlich 

i  für  den  Kampf  gegen  die  herrschende  Klasse 

i  ausgegeben. 
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Vereine  aufgelöst  und  die  thätigcn  Projia- 
gandisten  aus  den  Bezirken  der  Agitation 
unnachstchtlkh  ausgewiesen,  Gleichzeitig 
wurde  es  (ieriohtspraxis.  die  der  Verbreitung 
der  -  Freiheit  <•  und  ähnlieher  anarchistischer 
Drucksachen  l*e1»orführten  wogen  Hoch- 
verrat  et»-,  zu  vieleu,  ineist  H  1  f»  Jahren 
schweren  Kerkers  zu  verurteilen  und  naeh 
jedem  Attentat  Massenverhaftungen  unter 
den  Anarchisten  vorzunehmen.  Jetzt  ging 
es  mit  dem  Anarchismus  1  »ergab.  Poukort, 
seine  hervoiTagendste  Persönlichkeit,  musste 
tlüchteti.  el>ens<)  die  anderen  Agitatoren,  so- 
weit sie  sich  nicht  hinter  Sehloss  und  Riegel 
befanden:  die  Zeitungen  gingen  sämtlich 
ein:  aller  Zusammenhang  zwischen  den 
Genossen  löste  sieh,  und  so  musste  schliess- 
lich auch  die  Verluvitnmr  der  ausländischen 
anarchistischen  Prosser/eiiirnisse  zumal 
nach  Aufhebung  der  in  der  Schweiz  1h- 
legeneu  Sehmuggolstationen  —  auf  ein  be- 
langloses .Minimum  reduziert  werden.  In 
l'ngarn  sprang  man  zwar  minder  streng  mit 
den  Anarchisten  um.  indes  war  hier  der 
Anarchismus  zu  schwach,  um  ohne  Unter- 
stützung von  <  »esterreieh  her  eine  eigene 
Pro]»aganda  lietreihcn  zu  köuucn.  l  ud  so 
ist  ilas  Endresultat  für  *  V-sterroieh-rngarn 
das  .  dass  es  wohl  noch  manche  Bekenner 
des  Anarchismus  dort  giehl  .  von  einer  an- 
archistischen Partei  al«T  nicht  mehr  ge- 
sprochen werden  kann.  -  Jn  der  deutschen 
Schweiz  hat  der  Anarchismus  nie  so  recht 
festen  Fuss  zu  fassen  vermocht.  Zwar  gab  es 
hier  »  ine  Anzahl  deutscher  anarchistischer 
Gruppen,  aber  ihre  Mitglieder  waren  meist 
Anarchisten  aus  Oesterreich  und  Deutschland, 
die  von  der  Schweiz  aus  den  Schrifteu- 
schmuggel  nach  ihren  Heimatländern  l»o- 
sorgteii.  Diesem  Zustande  machten  jedoch 
lss-1  die  vom  Bundesrate  angeordneten 
Massenausweisungen  fremder  Anarchisten 
ein  Ende.  ~-  Der  Verl  »and  der  franzö- 
sischen anarchistischen  Gruppen  in  der 
Schweiz,  die  Fedoration  jumssionno  .  bo- 
stand  zwar  noch  fort,  hatte  alter  jede  Be- 
deutung eingebüsst.  —  Im  deutschen 
Hei«- he  sind  damals  die  Versuche  des 
Anarchismus,  mehr  Boden  zu  gewinnen, 
vornehmlich  an  der  festen  Organisation  der 
Sozialdemokratie  gescheitert,  welche  alles, 
was  nur  irgend  in  ihren  Kräften  stand,  gethan 
hat.  um  den  Anarchismus  bei  den  Arbitern 
zu  diskreditieren.  Daher  brachte  es  hier 
der  Anarchismus  nicht  über  ein  paar  Dutzend 
ti nippen  (mit  zusammen  höchstens  Joo  Mit- 
gliedern). Bekanntlich  fanden  auch  in  Deutsch- 
land einige  anarchistische  Attentate  statt, 
von  denen  dasjenige  auf  den  Polizeirat 
Kumpff  zum  Ziele  geführt  hat.  während 
der  Plan  Reinsdorfs  zur  Ermordung  der 
deutschen  Fürsten  am  Niederwalddenkmal 
glücklich  vereitelt  wurde.  —  Das  Haupt- 


quartier des  deutschen  Anarchismus  in 
Europa  war  in  dieser  Zeit  London.  Hier 
waren  bosondei-s  zwei  Klubs  l»omerkeriswert. 
Der  eine  (mit  fast  "J> H >  Mitgliedern)  hielt  es 
mit  Most  und  vermittelte  den  Vertrieb  der 
Freiheit  in  Europa.  Dagegen  war  der 
andere  Klub  Autonomie-  (mit  über  100 
Mitgliedern»  gänzlich  selbständig,  gab  auch 
seit  November  lMSti  eine  (ebenso  ix'titelte) 
Zeitschrift  heraus.  Seine  Redakteure  waren 
Peukert  und  Rinke,  die  früheren  Heraus- 
geberdeslxindoner -Rebell  (von  1SS4-  lKXu). 
welche  das  Kra|x>tkinschc  Zukunftsideal 
aeeeptierten  und  in  Fragen  der  Oi-ganisttion 
der  anarchistischen  Pro]  Uganda  für  weit- 
gehendste Dezentralisation  eintraten. 

I. 'eU.T  die  sonstige  anarchistische  Be- 
wegung in  Euro] Ki  können  wir  uns  kurz 
fassen.  Der  englische  Anarchismus  war. 
wiewohl  er  ülwr  zwei  Journale  verfügte, 
nach  seiner  Verbreitung  und  seinem  bis- 
herigen |M)litischen  Hervortreten  ohue  jeden 
nennenswerten  Einfluss  auf  das  englische 
Proletariat.  —  In  Holland  begann  danuds 
erst  eine  anarchistische  Agitation.  ■ —  Jn 
Italien  ging  der  Anarchismus  infolge 
seiner  Maßregelung  durch  die  Behörden 
gegen  das  frühere  Jahrzehnt  sehr  erheblich 
zurück,  obwohl  dort  noch  hin  uml  wieder 
auaivhistische  »Tliaten-  stattfanden.  —  In 
Spanien  wurde  die  Atteutats]M»litik  zu 
Anfang  der  so  er  Jahn-  vielfach  befolgt. 
Hicrb'i  spielte  der  anarchistische  Gcheim- 
bund  Die  schwarze  Hand  eine  grosse 
Rolle.  Nachdem  indes  die  meisten  Mitglieder 
desselben  von  den  Behörden  gefangen  ge- 
nommen und  hingerichtet  worden  waren,  ent- 
stand eine  neue  anarchistische  Partei,  welche 
sich  von  der  früheren  dadurch  unterschied, 
dass  sie  auf  jede  Empfehlung  von  Attentaten 
verzichtete. 

II.  Der  A.  in  Amerika  während  der 
HO  er  Jahre.  Vor  IfcsH  gab  es  in  Amerika 
eine  organisierte  anarchistische  Partei  nur 
in  Mexiko.  Aber  der  mexikanische  Anarchis- 
mus hat  —  wohl  Ivesonders  wegen  der  Ver- 
schiedenheit der  Sprache  --■  weder  damals 
noch  sj>äter  irgendwelche  Beziehung  zur 
Arbeiter!  lewegung  in  der  l'nion  gehabt. 
Der  erste  Anstoss  zu  einer  anarchistischen 
Bewegung  in  den  Vereinigten  Staaten  kam 
vielmehr  im  Jahre  ls>*o  von  Boston  aus 
durch  den  Kaufmann  Ed.  Nathan-Ganz,  einem 
Mitarbeiter  der  Pariser  Revolution  sociale c 
Seine  Propaganda  hatte  den  Erfolg,  dass  er 
ins]  ein  ganz  im  Sinne  des  modernen 
Anarchismus  gehaltenes  Journal  >Tho  Anar- 
chist herausgeben  konnte.  Dasselbe  musste 
indes  gleich  nach  der  zweiten  Nummer  ein- 
gehen, da  sein  Hcrausgebr  wegen  seines 
privaten  geschäftlichen  Gebahrens  in  Haft 
genommen  wurde.  Bald  begann  von  Boston 
aus  eine  wesentlich  neue,  auf  den  Prinzipien 
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«los  Proudhonsohen  A»arehis»uis  fassende 
Agitation.  Der  Vertreter  dieser  Richtung 
warTueker, der  auch  seit  Juli  lssl  fiberein 
eigenes  Journal  >  Liberty-  verfügte.  Der 
Wirkungskreis  dieser  speziellen  Art  von 
Anarchismus,  die  mit  der  modernen  anar- 
chistischen Taktik  nichts  zu  thun  hat,  ist 
bis  heute  im  wesentlichen  auf  Boston  be- 
schränkt geblieben,  wo  sie  übrigens  unter 
den  —  Damen  iler  besseren  Stande  besonders 
viele  und  eifrige  Bekenuerinnon  halten  soll. 
—  Soust  gab  es  noch  ein  paar  l>edentnngs- 
loso  deutsche  anarchistische  Gruppen.  — 
Dies  wurde  mit  einem  Schlage  anders,  als 
Most  nach  Amerika  kam.  Sein  eminentes 
Rednertalent,  seine  energische  Propaganda, 
sein  grosses  Geschick  in  der  Organisation 
und  vor  allem  seine  leidenschaftliche  und 
packende  Schreibweise  in  der  -Freiheit*, 
welche  nunmehr  in  New- York  publiziert 
wurde,  mussten  ihm  unter  den  unzufriedenen 
Elementen  der  deutschen  Arbeiter  in  der 
Union  den  Erfolg  sichern.  Ueberall  bildeten 
sich  jetzt  anarchistische  Vereine,  und  im 
Oktol>er  1SS3  konnte  in  Pittsburg  ein  anar- 
chistischer Kongress  veranstaltet  worden,  um 
die  Partei  definitiv  zu  konstituieren.  Hier 
wurde  ein  Programm  angenommen,  welches 
als  Ziel  die  Verwirklichung  der  von  Most 
skizzierten  Zukunftsgesellsehaft  aufstellte  und 
als  einziges  Mittel  zur  Beseitigung  der  l>e- 
stehenden  Institutionen  die  Gewalt  Itezeich- 
nete.  Die  »Freiheit*  lieferte  den  Kommen- 
tar zu  diesen  Beschlüssen.  Mit  jubelndem 
Beifall  begrüsste  sie  die  gerade  damals  jen- 
seits des  'Ozeans  stattfindenden  Raulxatten- 
tate  und  fordorte  stürmisch  zur  Nachahmung 
auf;  Most  selbst  gab  unter  «lern  Titel  -revo- 
lutionäre Kriegswissenschaft <-  Anweisungen 
zur  Herstellung  von  Nitroglycerin.  Dynamit- 
Bomben.  Brandsätzen.  Giften  etc.  Unennüd- 
lieh  predigte  er  den  'Guerilla-Krieg'  gegen 
die  herrschenden  Klassen  und  unerschöpflich 
war  er  in  der  Angal>e  der  verschiedenen 
Mittel,  mit  denen  nun  der  Eigentums- 
bestie-  beizukommeu  trachten  sollte.  So 
riet  er  den  Dienern,  vergiftete  Nagel  in  die 
Stühle  ihrer  Hrotheiren  zu  drücken .  und 
den  Köchinnen,  bei  recht  zahlreicher  (iesell- 
schaft  die  Siieison  zu  vergiften  etc.  Daneben 
gab  es  zahllose  Angriffe  auf  die  Sozialdemo-  \ 
kratie ,  weil  sie  am  Stimmrecht  festhalte 
und  auch  sonst  keine  schroffe  revolutionäre. 
Haltung  zeige.  —  Dieser  Anarchismus  war 
es.  der  unter  den  deutschen  und  böhmischen 
Arbeiter»  in  der  Union  immer  uiehr  An- 
hänger fand .  ganz  besonders  in  Chikago, 
wo  er  die  dortigen  drei  Arlx-itorblärter  den  , 
Sozialdemokrateii  aus  den  Händen  wand,  i 
Dagegen  wollte  die  Propaganda  unter  der  | 
englisch  redenden  Bevölkerung  nur  sehr  ge-  ! 
ringe  Fortschritte  machen.  Kiu anarchistisches  ; 
Blatt  in  englischer  Sprache,  der  Alarm«. 


fand  so  wenig  Verbreitung,  dass  nicht  ent- 
fernt die  Kosten  gedeckt  wurde»  und  sein 
Weitererscheinen  nur  durch  die  Unterstützung 
der  deutschen  ^Genossen«  ermöglicht  werden 
konnte.  Immerhin  repräsentierte  der  ameri- 
kanische Anarchismus  zu  Anfang  1886  schon 
eine  nicht  unansehnliche  Fraktion.  Er  gebot 
ül>er  die  »Arbeiterzeitung--,  den  »Vorboten^, 
die  » Fackel?  und  den  *  Alarm«  in  Chikago, 
die  'Freiheit«  und  die  »Amer.  Arbeiterztg.t 
in  New-York  und  die  *  Parole«  in  St. -Louis, 
sowie  über  zwei  Zeitungen  in  tschechischer 
Sprache.  Dazu  kamen  der  »Arme  Teufelt 
(in  Detroit)  und  einige  andere  Blätter, 
welche  mit  den  Anarchisten  sonst  gemein- 
same Sache  machten,  bloss  dass  sie  die 
Rauhattentate  nicht  billigten,  und  die  bereits 
erwähnte  Bostoner  »Liberty..  Da  trat  ein 
Ereignis  ein,  welches  den  Anarchismus  um 
die  meisten  der  von  ihm  bisher  errungenen 
Erfolge  bringen  sollte.  Die  Gewerkschaften 
der  Union  hatten  sich  für  den  Normalarbeits- 
tag erklärt  und  proklamierten  nun,  dass  vom 
1.  Mai  ISMO  an  «1er  8  stündige  Arbeitstag 
eingeführt  eveut.  gestreikt  werden  sollte. 
Ebenso  unerwünscht  wie  unverhofft  erhielten 
sie  da  Sukkurs  von  de»  Anarchisten,  welche 
die  Unterstützung  der  8-Stuuden-Bowegung 
beschlossen,  weil  der  anarchistischen  Projia- 
ganda  Wi  der  unvermeidlichen  Erregung 
der  Arl«?iter  eine  reiche  Ernte  zu  winken 
schien.  Es  kommt  tbatsächlich  Anfang  Mai 
zu  bedeutenden  Arbeitseinstellungen.  In 
Chikago  geht  es  besonders  laut  her.  Am 
3.  Mai  Zusaminenstoss  zwischen  Polizisten 
und  Streikorn,  letztere  haben  Tote  und  Ver- 
wundete. Am  nächsten  Tagt»  Aufruf  der 
»Artioiterzeitung-  an  die  Arbeiter:  abends 
soll  eine  Versammlung  stattfinden ;  zugleich 
wird  zur  Rache  an  der  Polizei  und  zur  Be- 
waffnung mit  Dynamitboniben  aufgefordert. 
Die  Versammlung  findet  statt.  Zum  Schlüsse 
dersellton  zweiter  Zusammenstoss  mit  der 
Polizei.  In  die  Reihe»  der  letzteren  wird 
eine  l)y»amitboml>e  geschleudert.  Die  Polizei 
hat  mehrere  Tote  und  ca.  G<>  Verwundete. 
So  war  also  Rache  genommen!  —  Aber 
jetzt  wandte  sich  die  öffentliche  Meinung 
mit  Heftigkeit  gegen  die  Anarchisten.  Ihren 
Führern  wurde,  soweit  sie  der  Anstiftung 
jener  Explosion  verdächtig  waren  —  der 
Bombeuwerfer  selber  ko»ute  nicht  ermittelt 
werde»  — .  der  Prozess  gemacht,  und  vier 
von  ihnen  (darunter  Spiess  von  der  'Arbeiter- 
zeitung* .  das  Haupt  der  zahlreiche»  deutschen 
Anarchisten  in  Illinois,  und  Parsons  vom 
'  Alarm  <■ .  der  Führer  der  englisch  sprechenden > 
wurden  hingerichtet.  Auch  Most,  schon  vor 
der  Bombenaffäre  wegen  seiner  aufreizenden 
Agitation  unter  Anklage  gestellt,  wurde  in 
jener  Zeit  zu  1  Jahre  Gefängnis  verurteilt. 
Die  Niedei-geschlagouheit  unter  den  Anar- 
chisten war  jetzt  allgemein:  an  vielen  Orten 
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lösten  sich  die  anarelüstisehen  Klubs  auf.  Die 
drei  Chikagoor  deutschen  anarchistischen 
Zeitungen  wurden  wieder  von  den  .Sozial- 
demokraten übernommen,  und  damit  fiel 
die  Hochburg  des  Anarchismus.  Die  liöh- 
misehen  Organe,  die  » Amer.  Arbeiterzeitung«, 
-Alarni'  und  *Liberty>  mussten  ebenfalls 
l>ald  ihr  Krscheinen  einstellen.  Von  diesem 
Schlage  halten  sich  die  Anarchisten  nie 
mehr  erheben  können,  so  verzweifelte  An- 
strengungen auch  Most  inachte,  das  verlorene 
Terrain  wiederzugewinnen.  — 

12.  Der  französische  A.  in  den  90  er 
.Iniiren.    Seitdem  der  Anarchismus  in  Lyon  , 
erstickt  worden  war.  hatte  er  sich  haupt- . 
sächlich   Paris  zum   <  )|ierationsfeld   auser-  j 
koren.    Nachdem   er  hier  mehrere  Jalm» 
tanl>on  Ohren  gepredigt,  gewann  er  plötzlich 
reissende  Verbreitung.    Verschiedenes  kam 
zusammen,  um  diesen  Erfolg  zustandozu- 
bringen.  Einmal  Temi>crament  und  Charakter 
des  Homanen.  welche  der  langsamen.  Schritt 
für  Schritt   vorwärts    dringenden  Reform 
wenig    Verständnis    entgegenbringen :  so 
musste  ilie  plötzlich  auflodernde  That,  welche 
mit  einem  Schlag«?  Befreiung  zu  bringen 


zu- 


verspraeh.  dem  Franzosen  viel  l>esser 
sagen.  Dazu  fand  die  Eitelkeit  des  ge- ! 
meinen  Mannes  im  Anarchismus  ihre  li«>- 
friedigung:  die  Mitglieder  der  »groupesj 
anarehistos«-. .  etwa  des  »Panthers  von 
Hatignolles- .  des  >  wilden  Ebers  «1er  Marne-, 
der  »Brandfackel  von  Bellevillc' .  mussten 
sich  schliesslich  selbst  wie  grimme  W.'lr- 
wölfe  vorkommen,  bestimmt,  dem  »infamen 
Kapital«  den  Hals  umzudrehen. 

Paris  speziell  bot  al>or  noch  deshalb  ein 
ganz  besonders  günstiges  Terrain  dar,  weil 
es  gerade  dort  in  der  Itoiirgeoisio  eine  breite 
Schicht  blasierter,  aber  zugleich  geistig  reg- 
samer und  nervös-sensibler  Naturen  gieb't, 
welche  die  ganze  Sehnsucht  müder  Nerven 
nach  neuen,  nie  empfundenen  Reizen  haben. 
Diese  Stimmung  hat  die  -folie  Sensation  nister 
erzeugt  und  ihren  litterarischen  Ausdruck 
in  der  sog.  »Döcadeneor  gefunden,  welche 
die  feinsten  und  heimlichsten  Nuancen  der 
Gefühle  zu  belauschen,  den  vollen  Taumel 
der  Sinne  zu  erfassen  und  in  alle  Geheim- 
nisse der  europäischen  Seele,  zumal  soweit 
sie  entartet  und  krank,  einzudringen  sucht,  j 
Das  war  die  schwüle  und  mit  Miasmen 
aller  Art  geschwängerte  Atmosphäre,  inj 
welcher  die  Giftpflanze  des  Anarchismus  ge- 
deihen musste.  Denn  für  die  »dekadente«.', 
den  phosphoreszierenden  Glanz  der  Fäulnis 
atmende  Generation,  die  nach  neuem,  uner- 
hörten Sensationen  lüstern  oder  gar  von 
perversen  Trieben  gepeitscht  war,  spielte 
der  Anarchismus  die  Rolle  eines  geistigen 
Haschisch.  Und  so  sah  die  Welt  das  merk- , 
würdige  Scluiuspiel,  dass  zum  anarchistischen 
Heerbann,  dessen  Kemtruppen  bisher  die ; 


Hefe  des  Volkes  geliefert  hatte,  nunmehr 
»Genossen«-  stiessen,  die  in  den  Salons  als  * 
freute  eomme  il  faut  galten,  junge  elegante, 
welche  die  Versammlungen  von  Lumpen- 
proletariern nie  anders  denn  in  I^ackschuhen 
und  mit  einer  Gardenie  im  Knopfloch  be- 
suchten. Diese  Leute  wurden  Anarchisten, 
wie  andere  ihrer  Gesellschaft  Buddhisten, 
Isisten.  Kabbalisten.  Satanisten.  Magier. 
Druiden  oder  vSarson«..  Bei  der  ••'deka- 
denten«'. Boheme  war  der  Anarehismus 
natürlich  im  Grunde  nur  eine  geistreieh- 
lualerische  Pose,  eine  künstlerisch  -  kokette 
Attitüde.  Als  Typus  dieses  anarchistischen 
Dandytums  kann  Laurent  T  a  i  I  h  a  d  e .  der 
Dichter  der  »Deondonee".  gellen.  Nachdem 
Bond  «-natlen  tat  Vaillauts  auf  die  französische 
Kammer,  unter  dem  frischen  Eindrucke  der 
ruchlosen  und  zwecklosen  That.  rief  er  auf 
einem  Bankett  der  Gesollschaft  ^Li  Plumo- 
aus:  »Was  scheren  uns  die  Opfer,  wenn 
nur  die  Geste  schön  ist?  Was  kommt's 
auf  den  Tod  unbestimmten  Menschenvolks 
an.  wenn  sich  durch  ihn  das  Individuum 
bekräftigt 'z«.  Eine  solch  gesinnungslos'» 
Spielerei  hatte  aber  den  praktischen  Erfolg, 
dass  dem  Anarchismus  eine  Zeit  lang  esprit- 
volle Federn,  künstlerische  Talente  und 
nennenswerte  Geldsummen  zur  Disposition 
gestellt  wurden,  und  dass  seine  verbreche- 
rischen Gedanken  fortwucherten,  um  bei 
naiven  Gemütern  Glauben  und  1»ei  urteils- 
losen Tollköpfen  Begeisterung  zu  wecken.  — 
Die  vornehmsten  Träger  der  anarchisti- 
schen Agitation  waren  ihre  beiden  Pariser 
Pressorgane,  die  ,  Revolte  ^  uud  der  Pere 
Peinard-1).  Sellen  sind  wold  zwei  Journale, 
welche  der  gleichen  lx"hre  dienten  und  für 
das  gleiche  Publikum  berechnet  waren,  in 
Form  und  Schreibart  verschiedenartiger  ge- 
wesen. Die  ^Revolte«,  redigiert  von  Jean 
Grave  (einem  früheren  Schuhmacher),  war 
in  ihrer  Art  ein  ernstes  Blatt ;  doktrinär 
gehalten,  füllte  sie  ihre  Sjwlten  mit  Abhand- 
lungen dogmatischen  Charakters,  mit  ab- 
strakten und  schwerfälligen  Argumentationen 
(aus  der  Feder  Krajtotkins,  Reclus*  oder 
ihres  Herausgebers);  einige  Abwechslung 
wird  in  diesen  trockenen  Ton  durch  die 
Korrespondenzen  der  einzelnen  anarchisti- 
schen Gruppeu  gebracht,  die  vom  Fort- 
gange der  Agitation  melden  und  von  der 
Bereitwilligkeit  der  »Genossen«,  mit  der 
sozialen  Liquidation  und  dem  praktischen 
Kampfe  für  die  -heilige  Sache«  zu  beginnen. 
Ausserdem  brachte  jede  Nummer  der  R»'-- 


,)  Der  Titel  ..Pere  Peinard",  d.  h.  Vater 
Mühsam,  wurde,  laut  mir  von  ..kompetenter" 
Seite  gewordenen  Mitteilungen,  gewählt .  um 
einen  neuen  volkstümlichen  Typus  al*  anarchi- 
stische Fortsetzung  des  alten  revolutionären 
„Pere  Duchenne"  zu  schaffen. 
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volte  —  entsprechend  dem  gesamten  Habitus 
dos  Blattes  —  eine  ditterarisohe  Heilage»  ; 
.sie  enthielt  in  der  Kegel  I>?sefruehte  der 
Redaktion  aus  Schriften  der  bürgerlichen 
Lirteratur- ,  in  denen  bestehende  Institutionen 
gegoissclt.  herrschende  Anschauungen  Ite- 
kämpft  oder  Vertreter  der  negierenden  Ge- 
walten lächerlich  gemacht  wurden.  Die 
Auflage  der  »Revolte«-  betrug  schliesslich 
♦iiMHi  Exemplare.  -  Jm  Gegensatze  zur 
Revolte,  verschmähte  der  4\'tc  PeinanL 
«redigiert  von  Emil«'  Pouget,  früherem 
(.-••m mis  eine«  der  Pariser  Gressmagazine) 
alle  Eiörterungen  über  Prinzipiellfragen :  er 
suchte  vielmehr  etwas  darin,  im  Ausdruck 
auf  das  Niveau  der  tiefsten  Arl>eitersohicht 
herabzusteigen  und  seine  Glossen  zu  den 
Tagesereignissen  im  Argot  der  Pariser  Gasse 
zu  machen.  Der  -> Figaro*  hat  einmal  diesen 
Gegensatz  zwischen  der  -Revolte-  und  dem 
Pore  PeinanL  fein  dahin  charakterisiert: 
Grave,  der  einst  mit  dem  Pfriem  hantiert, 
drückt  sich  immer  gewäldt  aus.  wogegen 
Pouget.  der  Mann  von  Erziehung  und 
Bildung,  die  unwiderstehliche  Neigung  zum 
Argot,  zur  Sprache  des  Schurzfells,  zu  den 
derben  Flüchen  des  Pariser  Ouvrier  hat. 
Dem  frühen?u  Commis  des  feinen  .Magazins 
macht's  Spass,  sich  zu  enkanaillieron : 
während  der  ehemalige  Mann  des  Pfriems 
seine  Ansichten  im  Tone  ernster  dog- 
matischer Untersuchungen  vorträgt  und  seine 
Perioden  mit  der  Gewissenhaftigkeit  eines 
frischgebackenen  Doktor  phil<»sophiae  aus- 
arbeitet. So  verleugnen  beide  ihre  Her- 
kunft, ihre  Vergangenheit  und  ihren  einstigen 
Beruf.- 

Der  Pere  PeinanL  hat  aber  in  der 
anarchistischen  Litteratur  noch  dadureh  eine 
spezielle  Bedeutung,  dass  er  die  anar- 
chistische Karrikatur  schuf  und  diese 
Sozialität  ebenso  intensiv  wie  geschickt 
pflegte.  Der  Anarehismus  hatte  oben  in 
Kirnst  Jerkreisen,  bei  *  Impressionisten  «  und 
Symbolisten*,  viel  Sympathie  und  Anhang 
gefunden,  und  daher  kam  es.  dass  manche 
Künstler  der  neuen  Lehre  ihren  Griffel 
liehen  und  so  eine  Reihe  von  Zeichnungen 
schufen,  welche  dem  hart  schaffenden 
Arbeitsinanne  die  herrsehende  Ungerechtig- 
keit und  Korruption  zur  lebhaften  An- 
schauung im  eigentlichen  Sinne  des 
Wortes  luingen  sollten.  Wohl  selten  hat  es 
die  jmlitische  Karrikatur  zu  einem  gleichen 
Zusammentreffen  der  Idee  und  der  künst- 
lerischen Ausführung  gebracht.  Mit  wahr- 
haft infernalischem  Genie  sind  die  Zeich- 
nungen Idngeworfen ,  welche  den  Ix>ser 
glci<  hzoitig  zu  Hohn.  Empörung  und  Nach- 
denken anstacheln;  dies  geschieht,  indem 
die  Bilder  das  Leben  des  Proletariers  mit 
dem  der  Stützen  »1er  Gesellschaft«  auf 
drastische  Art  in  Parallele  stellen:  jenes 


winl  als  ein  langes  Gewel«?  von  Leiden, 
Entbehrungen  und  Gefahren  geschildert, 
damit  der  Bourgeois  in  trägem  Genusa 
prasse  und  schwelge  und  seine  Opfer  noch 
dazu  frech  verhöhne.  Man  vergleiche  z.  B. 
das  Dopjiolbild  >Ija  mine»  :  unten  ein  Stollen, 
in  dem  die  Wasser  aufsteigen  und  ganze 
Haufen  von  Bergarbeitern  jämmerlich  er- 
saufen, —  und  oben  ein  Aktionär  mit 
cynisch-sinnlieher  Fratze,  der  in  einem 
eleganten  Restaurant  sclununzelnd  ein  Stück 
Poulanle  in  den  Mund  schiebt;  dazu  die 
Ueber-  und  Unterschrift:  -ceux  <|Ui  vivent 
de  la  ininc  um!  ceux  «pii  eu  crevonU. 
Der  'Pcre  PeinanL  ist  es  offenlwir  gewesen, 
der  unmittelbar  am  meisten  dazu  beige- 
tragen hat,  deu  Anarchismus  und  die  .  Pro- 
iiaganda  der  That^  in  Frankreich  in  weiten 
Kreisen  populär  zu  machen :  seine  Auflage 
erreichte  auch  die  höchste  Ziffer,  die  je 
einem  Blatte  des  Anarehismus  zu  Teil  ge- 
wonlon,  nämlich  die  von  1«  i  < «  M)  Abonnenten.  — 
Als  drittes  Blatt  im  Bunde  der  anar- 
chistischen Presse  ist  schliesslich  noch  die 
Pariser  Wochenschrift  LEndohors  (seit 
1*91)  zu  erwähnen.  Sein  Herausgeber  Zo 
d'Axa  (Pseudonym  für  Galland)  gehörte, 
eU'nso  wie  der  ganze  Stab  von  Mitarlicitern, 
zur  Boheme  der  Weltstadt :  auch  hier  waren 
es  hochbegabte  junge  Leute,  wie  Mirbeau, 
Lizare.  Hamon  u.  a.,  die  ihre  Feier  der 
subversivsten  Richtung  liehen,  welche  die 
Weltgcscluchte  je  gesehen.  Der  Endohorst 
war  der  Sammelplatz  jenes  anarchistischen 
Daudytums,  das  im  Strudel  des  1a'1r»iis  von 
Begierde  zu  Gennss  geeilt,  und  nun  —  von 
schlimmster  Skepsis  angefressen  —  dem 
zügellosesten  Individualismus  anheimgefallen 
war.  sich  an  der  Zerstönuig  als  der  schönsten 
Lust  liass  ergötzte,  teils  aus  Eitelkeit  und 
Cynismus,  teils  aus  künstlerischer  Laune, 
und  jetzt  die  Evolutionen  des  Anarchismus 
mit  den  Grimassen  und  Kapriolen  eines 
Clown  begleitete.  So  betrieb  diese  entartete 
Jugend  die  Zerstörung  alles  Bestehenden 
mit  Hussahruf  und  llörnerschall  als  höchsten 
irdischen  Sjiort  und  verkehrte  den  frechen 
Waldsprnch  »Nach  uns  die  Sündflut«  in 
dennoch  fmheren  -Herbei  mit  der  Sünd- 
flut., reinige  Zitate  aus  LEudehors^ 
I  wenlen  diese  -dekadente  Spielart  des 
Anarchismus  am  besten  zu  charakterisieren 
I  vermögen :  -Alle,  —  heisst  es  da  -  die  sieh 
!  von  der  Gesellschaft  im  tiefsten  Innern  ihres 
|  Wesens  gepeitscht  fühlen,  haben  instinktiv 


den  heissen  Durst  nach  Rache.  Tausend 
Institutionen  der  alten  Welt  sind  mit  dem 
Zeichen  des  Unterganges  beliaftet.  Die  Ver- 
bündeten des  Komplotts  brauchen  nicht  auf 
eine  entfernte  liessere  Zukunft  zu  hoffen. 
Sie  kennen  ein  sicheres  Mittel,  jene  Freude 
schon  ln-ute  voll  zu  gemessen :  mit  Leiden- 
schaft   zerstören    tdetruire  passionne- 
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nient).'  Und  weiter:  »Unser  Ekel  vor  der 
Gesellschaft  nötigt  uns  keineswegs  eine  utn- 
wandelhare  UelMTzeugtuig  auf!  Im  Gegen- 
teil,  wir  kämpfen  nur  aus  Fremle  an»  Kampf 
unrl  träumen  nicht  von  einer  besseren  Zu- 
kunft. Was  scheren  uns  spätere  Jahr- 
hunderte, was  unsere  Enkel?  Den  Augen- 
blick wollen  wir  gemessen,  und  ausserhalb 
(en  dehors)  aller  Gesetze,  aller  Regeln  und 
aller  -  selbst  anarchistischer  —  Theorien 
wollen  wir  uns  immer  nur  durch  unser 
Gefühl,  uusern  Schmerz,  unsere  Wut  und 
unsem  Instinkt  leiten  lassen,  stolz  darauf, 
wir  selbst  zu  sein.«  Das  Tollste  aber  ist 
die  Verherrlichung  des  Ausspruches  eines 
spanischen  Anarchisten  vor  seiuen  Richtern 
in  Xercs:  er  habe  einen  Paswinten  getötet, 
weil  er  behandschuht  gewesen !  ■>  Wohl- 
an. Rinder  von  Xeres  —  bemerkt  der  »Knde- 
hors  triumphieren«!  —  Du  hast  Recht  ge- 
habt! Der  Uuhckaunte.  den  Du  in  Deinem 
klarsehenden  Zorne  erschlagen,  hatte  Hand- 
schuhe !  An  diesem  Zeichen  erkanntest  Du  ihn 
als  Feind;  Du  hast  ihn  getötet.  —  und  Du 
hast  recht  gethan!  Ijange  genug  hat  Dich 
die  Elite  der  'Zivilisierten*,  «leren  Joch  wir 
tragen,  durch  die  Strahlen  ihres  Wissens 
mm  ihrer  Kleidung,  des  äusseren  SyinMs 
ihrer  U«'h»>rlegeulmit,  geblemlot  ....  Plfln- 
derei  zerstöre,  töte.  -  und  kümmere  Dich 
nicht  um  dasUebrige:  «lie  Zukunft  wird  an 
neuen  t,h  teilen  fmchtliar  sein.  Deine  Frei- 
heit tni'l  damit  Dein  Glück  hängen  von 
Deiner  unversöhnlichen  Rücksichtslosigkeit 
gegen  alle  jene  ab.  die  intellektuell  oder 
materiell  über  Dir  stehen.  Kein  schlüpfriges 
Unterhandeln  zwischen  Dir  und  ihnen,  die 
sonst  Deine  zukünftigen  Herren  sind !  Die 
neue  Welt  wird  schon  allein  den  Weg  zu 
finden  wissen.  Darum:  sddage  auf  alles, 
auf  Zylinderhut  uml  reinen  Dialekt .  vor 
allen  anderen  auf  mich  selbst,  wenn'«  sein 
muss;  wenn  Du  auch  zu  Deiner  Rechtferti- 
gung nicht**  anderes  hättest  als  «las  Prinzip, 
das  jener  gläubige  General  während  der 
Massakres  unter  den  Ketzern  von  Beziers 
verkündete:  v Tötet,  so  viel  Ihr  könnt.  Gott 
wird  die  Seinen  schon  erkennen.  * 

Man  tiedenke  nun,  dass  solche  lehren 
und  solche  Worte  den  Armen  und  Elenden 
einer  Weltstadt  gepredigt  wurden,  wo  mehr 
wie  irgend  anderwärts  in  der  Welt  Glanz 
und  Pracht  des  Luxus  zu  finden  siml  und 
reiche  und  müssige  Tag«,«liobe  nach  der  Art 

{'enes,  der  seine  Karriere,  wie  folgt,  ab- 
konterfeit: »Ich  bin,  was  man  einen  Tage- 
dieb nennt:  ein  Mann  aus  guter  Familie, 
der  Verstand  hatte  —  und  ihn  mit  Witz- 
worten vergeudet  hat:  der  im  Besitz  einer 
guten  Gesundheit  war  —  und  sie  sich  mit 
allerhand  Abenteuern  ruiniert  hat :  der  mög- 
licherweise einen  inneren  Wert  besass  — 
und  ihn  mit  Nichtsthun  verschwendet  hat. 


Nebenbei  besitze  ich  etwas  Vermögen,  eine 
gewisse  ljcltcnserfahmng,  einen  fast  völligen 
Mangel  an  Vorurteilen ,  eine  ziemliche! 
Menschenverachtung,  «las  unbedingte  Gefühl 
«ler  Nutzlosigkeit  aller  meiner  Handlungen 
und  eine  weitgehende  Nachsicht  für  die 
allgemeine  Schuftigkeit*  (Maupassant >.  Be- 
denkt man  die  naheliegende  Parallele  dieser 
»Arlieitslosigkeit*  auf  oberster  Stufeideiter 
mit  jener  in  «len  Niederungen  der  Gesell- 
schaft. —  so  begreift  man,  dass  «lie  ge- 
schilderte Agitation  eine  reiche  DracluMisaat 
ausstreute,  die  noch  unheinüiche  Frucht 
tragen  mnsste.  Und  nicht  lange  mehr 
Messen  die  geharnischten  Kämpen  des  An- 
archismus auf  sich  warten.  Seit  1*92 
jagen  die  Attentate  einander  förmlich,  bald 
Einbrüche,  um  der  anarchistisch«'!!  Ka*se 
Geld  zuzuführen,  bald  -  -  und  zwar  wurde 
dies  mit  besonderer  Vorliebe  gepflegt  — 
Dynamitexplosionen  zunächst  gegen  Beamte, 
dann  gegen  das  Parlament,  schlh'sslioh  gegen 
alles  »mit  Zvlimlerhut  und  reinem  Dialekt  . 
Die  Namen  Ravachol  (1892)  —  Vaillant 
(1893)  —  Henry  (1894)  bezeichnen  diese 
Ktapjien.  Anfangs  jubelten  die  Anarchisten. 
Ravachol  wurde  noch  wie  ein  Heiliger  ver- 
ehrt, uml  mit  ihm  in  Wort,  Schrift  und 
Bild  ein  förmlicher  Kultus  getrieben :  bei 
Vaillant  stutzte  man;  nach  Henrys  Bombe, 
:  «lie  im  Uafö  Terminus  platzte ').  wurden 
viele  kopfscheu  und  wollten  von  dieser 
•  Propaganda  der  That*  nichts  mehr  wissen. 
;  Mirlieau  erklärte  rund  uml  nett:  'Ein  T<*1- 
j  fein«!  der  Anarchie  hätte  nicht  schlimmer 
i  handeln  können  als  Henry,  da  er  seine  un- 
;  erklärliche  (!)  Bombe  niederlegte.  Uml 
seihst  der  Veteran  «les  französischen  Anar- 
chismus, Elysco  Rechts,  sah  sich  veranlasst, 
den  Seinen  weinerliche  Ermahnungen  zu 
teil  werden  zu  lassen:  »Die  Anarchie  ist 
!  «ler  Gipfel  humanitärer  Theorien.  Wer  sieh 
i  Anarchist  nennt,  sollte  gut  und  stuft  |!l 
sein.  Die  I/cnte.  welche  «lie  Misset  hat  nU 
Mittel  ansehen,  besudeln  unsere  Lehre. 
Zum  Unglück  giebt  es  deren  nur  zu  viele 
unter  uns.« 

Dies«'  überraschende  Peripetie  war  nicht 
das  Ergebnis  einer  inneren  Einkehr,  sondern 
einer  Reinigung  der  Leidenschaften  durch 
Furcht  uml  Seh  recken,  die  diesmal  aber 
von  der  aus  ihrem  Gleichmut  erwachten 
Gesellschaft  uml  ihren  stattlichen  Organen 
—  durch  mehr  als   >t hm»  Haussuchungen. 


'I  Kinc  Ironie  «ler  Weltgeschichte  wollte  es. 

dass  hei  dieser  Explosion  Tai  lha  de.  jener 

Freund  «ler  .schönen  Geste  um  jeden  Preis, 
i  schwer  verwundet  wurde.  Im  Hospital,  wo  er 
!  nur  jnmmertc  und  stöhnte,  erinnerte  ilm  ein 

Wärter  an  seine  intellektuelle  Mitschuld.  «Aeh. 

ich  huh*  solch«-  Sehmerzen,  wimmerte  er.  hritur«'ti 

Sie  mir  Chloral." 
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Verhaftungen  und  Verurteilungen  der  anar- 
chistischen Agitatoren  —  ausgingen.  Das 
giebt  auch  Reelus  .seitat  naiv  genug  zu,  in- 
dem er  in  der  erwähnten  Deklaration  hin- 
zufügt: 'Wenn  diese  Borabenwerfer,  die 
solche  Akte  der  Barbarei  vollbringen,  es  in 
der  Alificht  thun,  die  anarchistischen  Ideen 
zu  l>efördern.  so  verrechnen  sie  sich  gar  sehr. 
Mau  wird  schliesslich  soviel  Abscheu  vor 
den  Genossen  empfinden ,  sie  werden 
solchen  Schrecken  einflössen,  dass  man  von 
Anarchie  nicht  einmal  mehr  wird  sprechen 
wollen.« 

Aber  trotzdem  gelang  dem  Anarchismus 
gerade  jetzt  erst  sein  wuchtigster  Schlag: 
die  Ermordung  des  Präsidenten  der  Repu- 
blik. Carnots,  durch  den  Italiener  Caserio, 
—  eine  dopj>elt  ruchlose  That,  da  das  Stilet 
einen  zugleich  ehren  werten  und  freiheit- 
liebenden Staatsmann  traf.  —  Aber  die  auf- 
flammende Reaktion  der  diesmal  bis  in  den 
innersten  Nerv  erregten  Oesellschaft  fegte 
wie  ein  Sturmwind  den  Anarchismus  hin- 
weg. Den  kühnen  Griffen  der  Polizei  er- 
lagen die  anarchistischen  Pressorgane  sofort. 
Ein  strenges  Ausnahmegesetz  wurde  gegen 
die  anarchistische  Agitation,  soweit  sie  Ge- 
walt empfald ,  erlassen.  Die  Gruppen 
mussten  sich  in  aller  Eile  auflösen,  damit 
nicht  ihre  Mitglieder  der  im  Gesetz  ange- 
drohten Verbannung  verfielen.  Der  anar- 
chistische Hexensabbat  hatte  vorläufig  sein 
Ende  erreicht.  Erst  neuerdings  wird  wieder 
in  Frankreich  eine  anarchistische  Agitation 
versucht,  die  aber  vorerst  noch  ziemlich 
zahm  auftritt. 

13.  Der  deutsche  A.  in  den  90  er 
.Inhren.  Im  Deutschen  Reiche  nahm 
der  Anarchismus  anfangs  der  90er  Jahre 
einen  gewissen  Aufschwung.  Hatte  er  ein 
Jahrzehnt  zuvor  aus  dem  harten  Ausnahme- 
gesetz um!  seiner  damaligen  drakonischen 
Anwendung .  welche  ji-de  sozialistische 
(ichensaussemng  ersticken  zu  wollen  schien, 
Nahrung  gesogen ,  -  so  jetzt  ans  dem 
raschen  Nachlassen  des  Druckes.  Und  zwar 
geschah  die  Entwicklung  der  anarchisti- 
schen Partei  in  folgerechter  Konsequenz 
der  durch  die  sog.  Unabhängigen*  hervor- 
gerufenen Bewegung.  Diese  *  Unabhän- 
gigen'- waren  ja  mit  der  sozialdemokrati- 
schen Fraktion  wegen  ihrer  Konzessionen 
an  Pläne  praktischer  Sozialreform  und 
wegen  der  schwachen  Betonung  des  revo- 
lutionären Charakters  der  Arbeiterbe- 
wegung zerfallen  (s.  d.  Art.  Sozi  ai- 
de mokratie). 

Der  innere  Grund  für  diese  Opposition 
lag  teils  in  der  jahrelang  von  der  Partei 
geübten  Pflege  der  radikalen  Phrase,  teils 
in  dem  bei  manchen  Deutschen  in  unbe- 
greiflichem Grade  entwickelten  Bedürfnis 
des  Widerspruchs;  ist  doch  bei  uns  *die 


Regierung  dadurch  allein,  dass  sie  die  Re- 
gierung ist  und  sich  dem  Individuum  gegen- 
über als  Autorität  hinstellt,  dazu  verurteilt, 
von  den  Exaltierten  Verunglimpfungen  und 
Insulten  zu  erfahren«  (Bismarck).  Den 
Sozialdemokraten  gegenüber  stellte  die 
»Fraktion»  die  Regierung  dar:  Grund  genug, 
dass  sie  auch  hier  das  Schicksal  einer 
solchen  teilte.  Die  >  Unabhängigen  < .  die 
unter  Ijeirung  des  Buchdruckers  Werner 
und  des  Tapeziers  Wild  berger  fochten, 
erhitzten  sich  immer  mehr  für  schärfste 
»revolutionäre*  Taktik  und  prinzipielle 
»Autonomie«  des  Individuums  und  glitten 
so  naturgemäss  immer  weiter  auf  der 
schiefen  Ebene  des  Radikalismus  herab, 
dass  sie  schliesslich  notgedrungen  lieim 
reinen  und  unverfälschten  Anarchismus  an- 
langen mussten.  Die  neue  Wendung  selbst 
—  denn  es  handelte  sich  hier  doch,  mit 
Hegel  zu  reden,  nur  um  ein  Umschlagen 
quantitativer  Unterschiede  in  qualitative  — 
erfolgte  unmittelbar  durch  die  Berufung 
Gustav  Landauers,  eines  jungen  Philo- 
logen, an  die  Spitze  des  Pressorgans  der 
^Unabhängigen«,  des  Berliner  --»Sozialist«. 
Wild  berger  mochte  den  letzten  Schritt  nicht 
mehr  mitmachen  und  schied  aus  der  Be- 
wegung aus,  die  von  nun  an  offen  unter 
anarchistischer  Flagge  segelte  und  in  ver- 
schämter Form,  soweit  es  die  deutschen 
Pressgesetze  gestatteten,  die  anarchistischen 
Verbrechen  und  Verbrecher  verherrlichte. 
Alles  in  allem  ähnelte  der  >  Sozialist  *  der 
Pariser  -»Revolte«,  war  also  nicht  selten 
gravitätisch,  doktrinär  und  —  langweilig; 
aber  er  war  viel  weniger  originell  als  die 
; Revolte*,  und  seine  lesliaren  theoretischen 
Untersuchungen  waren  sämtlich  Ueber- 
setzuiigen  der  Beiträge  Kiapotkins  und 
Reclns'  für  das  Pariser  Blatt.  Es  muss 
demnach  fast  verwunderlich  erscheinen, 
dass  der  Sozialist--  es  auf  eine  Auflage 
von  3300  Exemplaren  brachte.  Die  meisten 
Artikel  einschliesslich  der  Uebersetzungen 
waren  von  einem  mit  der  Redaktion  locker 
zusammenhängenden  Stabe  junger  Anar- 
chisten mit  akademischer  Bildung  verfasst. 
die  zum  Anarclusmus  auf  dem  Umwege 
über  —  Nietzsche  gelangt  waren:  hier  war 
der  Anarcldsmus  der  Bastard  der  wider- 
natürlichen Paanmg  des  demokratischen 
Radikalismus  mit  der  Ijehre  vom  kraft- 
strotzenden Individuum,  das  selbstherrlich 
nicht  Gesetz,  noch  Recht  achtet.  Als  dann 
die  Ermordung  Carnots  in  ganz  Euro|« 
allgemeine  Entrüstung  weckte,  wurde  an 
die  Regierung  von  den  Kartellparteien  das 
laute  Verlangen  gestellt,  gegen  die  deutschen 
Anarchisten  endlich  energisch  vorzugehen. 
Das  Regime  Caprivi  erklärte  zunächst,  auch 
hier  den  Mut  der  Kaltblütigkeit  bewahren 
zu  wollen,  entscldoss  sich  jedoch  bald,  ge- 
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drängt  von  jenen  Kreisen  und  vom  Minister- 
präsidenten Grafen  Eidenburg,  das  Gesetz 
gegen  den  »Umsturz«  auszuarbeiten,  weiches 
in  erster  Iänie  den  Anarchismus  treffen 
sollte.  Noch  wälircnd  der  Reichstag  über 
dieses  Gesetz  verhandelte,  uiitemahmen 
Polizei.  Staatsanwalt  und  Gericht  —  unter 
dem  neuen  Regime  Hohenlohe  —  mit  allen 
nur  denkbaren  Mitteln  einen  Keldzug  gegen 
die  anarchistische  Propaganda :  und  Immen 
wenigen  Wochen  war  der  »Sozialist«  — 
wenn  auch  nur  vorübergehend  —  erstickt, 
nachdem  sein  gesamtes  Personal  einschliess- 
lich der  Ersatzmänner  verliaftet  und  seine 
sämtlichen  Manuskripte  und  Korresjion- 
«lenzen  beschlagnahmt  worden  waren.  Seit- 
dem sind  die  Berliner  Anarelüsten  (Lau- 
dauer, Wiese  etc.)  zahmer  geworden  und 
1  ^schränken  sich  darauf,  die  ihren  Ideen 
innewohnende  Kraft  vor  der  Welt  durch 
Akte  freiwilliger  genossenschaftlicher  Selbst- 
hilfe wie  Begründung  von  Konsum-  und 
l*roduktivgenossenschaften  zu  demonstrieren. 

In  Oesterreich  ist  der  Anarchismus 
durch  die  kräftig  emj>orstrobendo  Sozial- 
demokratie gänzlich  in  den  Hintergrund 
gedrängt  worden. 

In  der  Schweiz  hat  der  Anarchismus 
unter  der  einheimischen  Bevölkerung  nach 
wie  vor  keine  rechte  Wurzel  fassen  können, 
was  dem  Kenner  des  schweizerischen  Na- 
tionalcharakters nicht  weiter  verwunderlich 
erscheint.  Aber  auch  Anarchisten  anderer 
Länder  sammeln  sich  nicht  mehr  gern  in 
der  Schweiz,  einmal,  weil  sie  agitierende 
fremde  Anarchisten  unverzüglich  abschiebt, 
und  dann,  weil  hier  seit  dem  27).  VII.  1S94 
ein  Gesetz  gegen  die  Exzesse  der  anarchisti- 
schen Propaganda  giltig  ist.  Dieses  l>esrraft 
nicht  bloss  alle,  welche  Sprengstoff-Attentate 
vorl»ereiteu  (im  weitesten  Sinne  des  Wortes), 
sondern  auch  schon  diejenigen,  welche  »in 
der  Absicht,  Schrecken  zu  verbreiten  oder 
ilie  allgemeine  Sicherheit  zu  erschüttern,  zu 
Verbrochen  gegen  die  Sicherheit  von  Per- 
sonen oder  Sachen  aufmuntern  *>der  An- 
leitung geben«,  mit  Gefängnis  nicht  unter 
0  Monaten  oder  mit  Zuchthaus  (Art.  4)  und 
macht  ferner  für  den  Fall,  dass  diese  Ver- 
brechen »durch  die  Drnekcrpresse  oder 
durch  ähnliche  Mittel  begangen  werden, . . . 
die  sämtlichen  Teilnelimer  (Thäter.  Anstifter, 
Gelülfen  und  Begünstiger)  strafbar*.  (Art.  5). 

14.  Der  A.  in  England  in  den  90  er 
dahren.  In  England  hat  der  Anarchismus 
eigentlich  am  allerwenigsten  Boden  fassen 
können ;  nach  einer  Erklärung  des  Chefs  der 
englischen  Geheim polizei  giebt  es  im  ganzen 
I^ande  etwa  10  einheimische  Anarchisten.  — 
was  durchaus  glaublich  erscheint,  da  es 
kaum  eine  Ideenströmung  giebt,  die  dem 
(»eiste,  der  Geschichte  und  den  Traditionen 
der  angelsächsischen  Rasse  widernatürlicher 


erscheinen  muss  als  der  Anarchismus.  Um 
so  mehr  sammeln  sich  in  lxaidon  die  exi- 
lierten Anarchisten  aller  Nationen  an.  Von 
dort  sendet  Fürst  Krapotkin  seine  anarchis- 
tischen Abhandlungen  und  Broschüren  in 
die  Welt,  welche  in  jeder  ZeUe  den  düstereu 
Ernst  des  Fanatikers  atmen  und  aus  den 
kahlen  Axiomen  des  anarchistischen  Natur- 
rechts in  locker  an  einander  gereihten  Apho- 
rismen —  fällt  doch  «lein  Slaven  das  me- 
thodische Denken  schwer!  —  alle,  i>ei 
einem  sanguinischen  Temperament  nur 
irgend  möglichen  Konsequenzen  ziehen.  Da 
sind  ferner  verechiedeue  Zirkel  italienischer 
und  französischer  Anarchisten.  Vor  allem 
aber  ist  London  der  Sitz  einer  deutschen 
anarchistischen  Kolonie.  Da  sind  die  Exi- 
lierten der  deutschen  anarchistischen  Be- 
wegung, die  einstigen  Mitglieder  der  in- 
zwischen aufgelösten  »Autonomie« ,  die 
Beste  der  »Mostianer«  und  endlich  noch 
Anarchisten  einer  Richtung,  wie  sie  so 
pervers  selbst  in  der  Geschichte  des  An- 
archismus noch  nicht  dagewesen.  Diese 
Richtung  bedarf  noch  einer  Charakterisierung. 
Der  bisherige  Anarehismus  war  in  seinen 
extremsten  Ausläufern  höchstens  soweit  ge- 
gangen, dass  er  Einbrüche,  Raubmorde  und 
andere  Verbrechen  verherrlichte,  wenn  sie 
sich  wenigstens  den  Anschein  anarchistischer 
Akte  zum  Zwecke  «1er  Bereicherung  irgeml 
einer  Parteiluisse  gaben.  Jetzt  aber  (seit 
lsfJH)  gab  es  eine  Gruppe,  die  direkt  den 
Diebstahl  und  Einbruch  sans  phrase,  also 
ohne  jeden  Nebenzweck,  als  Rettungsmittel 
anpries  und  solehcrmasson  verschiedene 
anarchistische  Si.it  zbubenzeitungen  wie 
'Kommunist».  »Revolutionär»,  -Rächer, 
» Einbrechen  u.  a.  herausgab. 

Betrachten  wir  zur  Charakteristik  dieser 
„neuen"  Richtung  die  erste  Nr.  des  „Einbrecher". 
Sie  enthält  keinerlei  Adressenangabc.  Da» 
Motto  lautet:  ..Den  Rinaldo  Rinaldini  — 
Schindcrhanno,  Viktor  I'ini  —  l'nd  besonder* 
Kurlo  Moor  —  Nehmet  euch  als  Munter  vor!" 
Der  wesentliche  Inhalt  besteht  in  «ler  Auf- 
zählung einer  Reihe  grossartiger  Einbrüche. 
„Darum  auf  —  heisst  es  danu  weiter  —  uud 
vorwärts  zur  individuellen  Expropriation 
mit  Dietrich,  Brecheisen  und  Chloroform,  die 
Geldschränke  unserer  Unterdrücker  inspektiert 
und  alles  «enommeii.  was  einen  Wert  hat. 
Aber:  Gehet  nicht  ins  Zuchthaus  rein  —  denn 
da  drinnen  ist's  nicht  fein;  —  Haut  mit  Messer 
und  mit  Dolch  —  auf  den  Polizisten -Strolch! 
Plündert  die  Kapitalisten  und  setzt  ihnen  den 
roten  Hahn  aufs  Dach !  Und :  Sing'  von  Rache, 
Kampf  und  Galgen,  —  Fackel,  Bomben,  Gift 
und  Dolchen.  —  Sing'  von  dem  Tyrannengrab, 
—  0<ler  steh'  vom  Singen  ab." 

Und  die  Zeitung  schliesst  mit  den  Worten  : 
..Frisch  auf!  zum  Wachs!  zum  Dietrich!  zum 
Brecheisen !  zum  Hammer!  zum  Beil!  zum 
Bohrer!  zur  Säge!  zur  Zange!  zum  Keil!  zum 
Schraubenzieher!  zum  Stemmeisen!  zum  Ratten- 
gift! zum  Sack!  zum  Strick!  zum  Dolch!  zum 
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Revolver!  zum  Petroleum!  zur  Bombe!  Feuer!! 
Hnrrahü!" 

Zur  Charakteristik  dieser  Blätter,  die 
korrekt  offenbar  nur  von  einem  Psychiater  ge- 
schildert werden  können,  gehört  übrigens  auch, 
dass  ihr  sonstiger  Inhalt  so  schmutzig  int.  dass 
davon  einen  Begriff  zu  traben  ein  Ding  der 
Unmöglichkeit  ist :  es  ixt  einfach  eine  Sprache, 
die  —  mit  Goncourt  zn  reden  —  einen 
Affen  korrumpieren  und  eine  Lilie  auf  ihrem 
Stengel  welk  machen  könnte. 

Die  Uelierwaehung  dieses  anarchistischen 
Herdes  in  IiOiidon  durch  die  Polizei  scheint 
übrigens  eine  vortreffliche  zu  sein:  wenig- 
stens hahen  erfolgreiche  Attentate  hisher 
von  dort  imkIi  nicht  ihren  Ausgang  ge- 
nommen ;  —  wie  denn  überhaupt  alle  Atten- 
tate der  letzten  Jahr*-  durch  die  lokale  an- 
archistische Bewegung  entstanden  sind,  mit 
einziger  Ausnahme  von  Lürtich.  wo  ein  nis- 
sischer Polizeispinn  als  agent  provocateur 
figurierte.  — 

15.  Der  A.  In  Spanien  und  Italien 
in  den  90  er  Jahren.  In  den  romanischen 
Ländern  SUdeuropas  war  der  Verlauf  der  an- 
archistischen Bewegung  der  letzten  Jahre  ein 
gleichmütiger:  erst  eine  Zeitlang  lebhafte 
Agitation  und  rascher  Aufschwung  der  Pres«' 
und  der  Parteiorganisation,  -  dann  eine  Keine 
von  Attentaten  auf  politische  Persönlichkeiten 
nebst  Dynamitexplosionen,  —  und  schliesslich 
schärfste  Reaktion  der  bedrohten  Gesellschaft, 
welche  zu  harten  Ausnahmegesetzen  und  damit 
zur  Unterdrückung  der  anarchistischen  Presse 
und  Vereine  und  zunächst  auch  zur  völligen 
Lahmlegung  ihrer  Agitation  fuhrt«1.  Die  ein- 
zelnen Details  sind  nicht  weiter  bedeutsam. 
Aus  dem  italienischen  Anarchistengesetz  (von 
181)4)  sei  hervorgeholten,  das«  schon  die  Auf- 
reizung und  selbst  die  blosse  Entschuldi- 
gung von  Dynamit  verbrechen  nicht  bloss  mit 
Zuchthaus,  sondern  auch  mit  Deportation  be- 
straft wird.  -  Interessant  ist  der  Versuch,  der 
vor  einigen  Jahren  von  italienischen  Anarchisten 
mit  der  Begründung  einer  anarchistischen  Ko- 
lonie „Ceciliu  -  in  Süd-Brasilien  gemacht  wurde. 
Während  der  drei  Jahre,  wo  sie  bestand,  lieferte 
sie  —  nach  den  Berichten  Dr.  Rossi  's.  eines 
ihrer  Mitglieder  —  ihren  Teilnehmern  bei 
harter  Arbeit  nnr  den  notdürftigsten  Unterhalt. 
Bemerkenswert  ist  die  mit  cynischer  Naivetnt 
verfasste  Schilderung  der  —  als  Ideal  des  Zu- 
sammenlebens dargestellten  —  freien  Liebe  in 
Cceilia.  Die  Worte  Enfnntins:  „Man  würde 
Männer  und  Frauen  sehen,  die  sich  mehreren 
hingäben,  ohne  ie  aufzuhören,  einander  anzu- 
gehören, deren  Liebe  im  Gegenteil  dein  gött- 
lichen Gastmahl  gliche,  das  an  Pracht  zunähme, 

rrösser  die  Zahl  und  Auswahl  der  Gäste", 
hier  buchstäblich  in  Erfüllung  gegangen 
und  werden  anscheinend  mit  dem  Ernste  einer 
heiligen  Wahrheit  durchgeführt  .  .  .  Wie  würde 
wohl  Proudhmi.  der  grosse,  sittengestrenge 
Ahn  des  modernen  Anarchismus,  diese  Sitten, 
schlimmer  als  in  Otahciti,  bezeichnet  haben?  — 

16.  Der  amerikanische  A.  in  den  90  er 
•lahren.  In  den  Vereinigten  Staaten  wollte 
die  —  nach  dein  < 'liikag'-er  Bombenatlentat 
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fast  erstickte  —  Bewegung  trotz  aller  Be- 
mühungen Mösts  nicht  reelit  wieder  anf- 
lehen. Most  seihst,  den  seine  anarchistische 
Agitation  bereits  zweimal  auf  je  ein  Jahr 
ins  Gefängnis,  »die  Hölle  von  Blaekwell- 
Island*.  und  einmal  Itereit?.  dicht  an  den 
Galgen  geführt,  fand  die  alte  Agitations- 
methodo  doch  etwas  kitzlich.  Bereits  1*92 
sah  er  sich  liemüssigt.  abzuwiegeln  und 
namentlich  vor  einer  zn  weit  gctriel  tenen 
»Propaganda  der  That<  zu  warnen. 

..Jede  That.  die  Effekt  halten  soll  —  schreibt 
z.  B.  Most  am  23.  IV.  1892  in  der  ..Freiheit" 
—  miiss  populär  sein,  miiss  von  einem  be- 
trächtlichen Teile  des  Proletariats  mit  Beifall 
aufgenommen  werden.  Ist  das  nicht  der  Fall 
oder  erregt  eine  That  gar  das  allgemeine  Miss- 
fallen jener  Bevölkernngskreise.  so  ist  das  He- 
snltnt  umgekehrt,  der  Anarchismus  macht  sich 
verhasst.  Jeder,  der  mittels  Thaten  propagieren 
will,  übernimmt  daher  eine  schwere  Verant- 
wortlichkeit." 

Und  so  rät  Most  schliesslich  seinen 
Myrmidoneu.  —  die  anarchistischen  Grund- 
sätze bei  den  Gewerkschaften  zu  verbreiten! 

Da  Most  solltet-  sich  Beschäftigung 
gelten  und  vor  allem  seiner  Eitelkeit  und 
Sensationslust  um  jeden  Preis  Genfige 
leisten  will,  ist  er  schliesslich  auf  den 
sinnreichen  Ausweg  gekommen,  mit  einer 
Reihe  von  -Genossen*  eine  Schauspiolei- 
truppe  zur  Aufführung  revolutionärer  Stucke 
zu  Itegründeu.  Zunächst  wurden  Haupt- 
manns ->\Velier'  so  und  so  oft  aufgeführt. 
Wie  tief  Most  und  die  Seinen  dabei  her- 
untergekommen sind,  beweist  die  folgende 
Notiz  von  Mösts  eigener  Hand  in  der 
Freiheit  : 

..Der  Meuseh  versuche  die  Götter  nicht.  — 
auch  nicht  die  „Musen".  Hat  uns  da  ein 
would-lie-Theaterinatiager  nach  Chikago  ge- 
lockt, auf  dass  wir  daselbst  ..weitem"  sollten. 
Da  er  das  Risiko  zu  übernehmen  und  uns  zu 
entschädigen  versprach,  so  gingen  wir  darauf 
ein.  Wir  waren  aber  noch  nicht  lange  in  der 
Dreck-,  Wind-  und  Galgenstadt  einquartiert, 
als  es  uns  klar  wurde,  dass  die  Sache  schief 
gehen  müsse.  Das  Theater  lag  an  einer  Stelle 
der  Stadt,  wo  nur  Betbrüder  und  Nachteulen 
hausen,  ein  normaler  Mensch,  namentlich  einer 
deutscher  Zunge,  sich  selten  hinverirrt,  zu- 
mal das  eine  Heise  erheischte,  wie  wenn  ein 
New- Yorker  nach  Philadelphia  fährt.  Der  mo- 
ralische Erfolg  war  freilich  trotzdem  da.  denn 
alle  Vorstellungen  wurden  stetig  mit  Beifall 
überschüttet,  aber  davon  wird  niemand  bezahlt. 
Schliesslich  Hess  uns  der  Direktor  ganz  und 
gar  in  der  Tinte  sitzen  und  brannte  durch."  — 

Solch  ein  Genrebild  aus  dem  Leben  dos  be- 
rühmtesten Anaivhistenfilhrers  ist  in  der  That 
der  beste  Beweis  vom  Tiefstande  der  heutigen 
anarchistischen  Bewegung  in  Amerika! 

III.  Kritik  des  Anarchismus. 
1.  Kritik  der  anarchistischen  Theorie. 

Die  Kritik  des  Anarchismus  über  die  W- 
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stehende  Geseliscliaft  stimmt  ganz  mit  der 
des  Sozialismus  überein.  Nach  der  Ansieht 
beider  leidet  die  bestehende  Volkswirtschaft 
an  zwei  Grundfehlern :  einmal  an  «1er  fort- 
währenden rebervorteilungr  des  Arbeiters 
dmvh  den  Kapitalisten,  der  jenem  nicht  den 
vollen  Ertrag  seiner  Arbeit  zukommen  lässt, 
und  ferner  an  den  von  Zeit  zu  Zeit  sieh 
wiederholenden  Handelskrisen,  die  zur 
Massenarmut  führen  müssen.  Beide  Thesen 
sind  als«"),  weil  nicht  spezifisch  anarchistisch, 
hier  nicht  zu  prüfen  (vielmehr  ist  der  Art. 
••Sozialismus-  dieses  Hdwhchs.  zu  vergl.).  | 
—  T>as  Originelle  der  anarchistischen  Theorie 
liegt  ausschliesslich  in  dem .  was  über  die 
ideale  Gesellschaft  gesagt  wird.  Doch  sind 
die  Ansichten  der  anarch istischen  Tlieoretiker 
über  diese  sei  tat  geteilt.  Die  prinzipiell  . 
radikalste  und  zugleich  einfachste  Auffassung  j 
winl  durch  die  folgenden  Grundsätze 
charakterisiert.  rnltesehiänktes  Geuussrocht 
eines  jeden,  keinerlei  Verpflichtung  zum 
Produzieren  (denn  das  wäre  ja  lieschran- 
kung  der  individuellen  Freiheit),  anderer- 
seits aber  doch  allerseits  eifrige  Produktion 
im  Hinblick  auf  die  Lietanswürdigkeit  der 
Gesellschaft  g)^genfltar  jedermann.  Das  ist 
der  Stein  der  Weisen .  den  Heft*  entdeckt 
hat.  l'nd  ein  Grün,  ein  Krapotkin ,  ein 
Kechir.  und  so  viele  andetv  liabon  es  ihm 
geglaubt.  Die  Idee  ist  g»-wiss  hübsch:  ihre 
Realisierbarkeit  setzt  aber  eine  allgemeine 
Moral  voraus,  die  von  der  herrschenden  und  ; 

naeh  der  Art  der  menschlichen  Natur; 
und  der  ganzen  Eutwiekelung  der  Mensch- j 
heit    -  notwendig  auch  füplerhin  voraus-, 
zusetzenden  Moral  so  himmelweit  verschieden 
ist ,  ilass  jenes  System  nur  in  das  Reich 1 
märchenhafter   Utopien   verwiesen  werden 
kann.   Dieser  von  jeder  Erfahrung  und  allen 
Thatsiehen  losgelöste  Idealismus  lässt  auch  i 
jene  Männer  vergessen .  das*  fler  Gonuss  | 
einer  beinahe  endlosen  Steigerung  qualitativ  | 
und  quantitativ  fähig  ist,  die  Produktion! 
aber    ihre    sehr    bestimmten  natürlichen 
Grenzen  hat. 

In  gewissem  Sinne  das  gerade  Wider- 
spiel zu  Hess' System  ist  dasjenige  Stirner* : 
während  jenes  an  den  Idealismus  und  alle 
Mächte  der  Sittlichkeit  appelliert,  will  dieses 
ausschliesslich  mit  dem  Egoismus  n'ehnen, 
allen  J  Leidenschaften  des  Monschenher/ens, 
aller  individuellen  Gewalttätigkeit  freie 
Hahn  schaffen  und  als  einzige  Schranke  die 
t  h  a  t  s  ä  c  h  1  i  c  h  e  < )  h  n  m  a  c  h  t  anerkemien. 
Gewiss  behauptet  Stirner  mit  Hecht,  dass 
sich  die  heutige  Onlnung  nicht  P'in  ctlüsch 
als  lierechtigt  erweisen  lasse,  wohl  aber  ist 
sie  historisch  notwendig  und  insofern  hin- 
reichend gerechtfertigt,  —  während  die  von 
Stirn.»r  eitlachte  anarchistische  (lesellschaft 
sich  als  lebensunfähig  erweisen  würde. 
Sicherlich  würden  auch  bei  Auflösung  aller 
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Zwangsinstitutionen  die  Individuen  nicht  für 
sich  leben,  sondern  allerhand  Verbindungen 
untereinander  eingehen,  man  würde  A  er- 
trage schliessen,  und  es  würden  sich  Kon- 
ventionalregeln  durchsetzen :  alter  alles  das 
wünle  keinesfalls  ausreichen .  um  die  ver- 
schiedenartigen Bedürfnisse  der  Menschen 
auch  mir  im  Entferntesten  so  zu  l>ofriedigen, 
wie  das  heute  geschieht.  Es  giebt  ütardies 
gar  zu  viele  Individuen,  die  undiszipliniert, 
gewalttliätig  oder  diebisch  sind,  und  deren 
unheilvollein  Wirken  vermag  der  Staat  un- 
gleich besser  entgegenzutreten  als  freie 
Vereine.  Pud  wie  soll,  wenn  solche  Vereine 
in  ilire  gegenseitigen  Sphären  hinübergreifen, 
die  Schlichtung  anders  als  dm-eh  Gewalt 
und  Krieg  erfolgen,  -  -  während  heute  doch 
wenigstens  innerhalb  einer  Nation  ein  ein- 
heitlicher schiedsrichterlicher  Wille  her- 
gestellt ist.  Damm  ist  auch  die  gewichtig»* 
Thatsache,  dass  noch  nirgendwo  unter 
Menschen  eine  solche  anarchistische  Onlnung 
verwirklicht  worden  ist.  nur  zu  tagreiflich. 

Schon  erheblich  massvoller  als  solche 
Doktrinen  ist  die  Theorie  Proudhons.  die 
neuenlings  wieder  von  T ucker  aufgenommen 
wortlcn  ist.  Danach  erhält  jedes  Individuum 
U'zw.  jeile  Gruppe  von  Individuen  die  be- 
notigten Pitiiluktionsmittel  von  der  Gesell- 
schaft zinsfrei  geliehen  :  alle  Betricta  produ- 
ziep'ii  dann  für  »len  Verkauf  in  freier 
Konkiurcnz.  welch»*  angeblich  die  Preis»* 
aller  Waren  den  verwendeten  Artaits- 
<|uantitäten  gemäss  normieren  winl,  so  dass 
Pptdukte.  die  gleichviel  Arl.M'it  gekost<*t 
haben,  auch  gleiche  Preise  erzmlen  wcplen. 
Im  wesentlichen  hau»le|t  es  sich  um  eine 
Gesellschaft,  in  der  autonome  Produktiv- 
Assoziationcn  die  Träger  der  Produktion 
(wenigstens  soweit  sie  industrieller  Natur) 
«•in  würden.  Atar  nach  den  bisherigen  1 
Erfahrungen  mit  einzelnen  solcher  Genossen- 
schaften kann  man  die  Arbeiterassoziation, 
als  Normal  form  der  Produktion,  nur  als  un- 
praktisch und  unpro»luktiv  bez»*ichnen,  so- 
lange die  Arbeiter  nicht  »'in  gewisses  ta- 
deutendes  intelh'ktuelles  und  moralisch»** 
Niveau  erreicht  halten.  Solange  nämlich 
dem  Arbeiter  die  retarzougung.  dass  sein 
Intoress»*  völlig  identisch  ist  mit  'lern  seiner 
ganzen  Gi*nossenschaft,  nicht  in  Fh'isch  und 
Blut  ütargegangen  ist,  solange  er  also  nicht 
die  Anweisungen  der  von  ihm  seihst  ge- 
wähl t«*n  Direktion  und  «lie  Wrpflichtung 
zur  gp'isstmöglichen  IVtiluktion  freiwillig 
ebenso  resitcktiort .  wie  heute  die  Peitsche 
des  Hungers  ihn  zum  Gehorsam  gegen  den 
Kapitalisten  und  zur  höchsten  Anspannung 
seiner  Kräfte  zwingt,  solange  ist  die 
Assoziation  als  normal**  Produktionsform 
dauern)  I  unhaltbar.  I>,i  aber  der  heutige 
intehVktuello  und  moralis»*he  Stamipuukt  der 
Massen  s*>  tief  unter  diesem  Niveau  steht, 
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dass  gar  uicht  abzusehen  Ist,  Mann  sie  sieh 
zu  der  erfonlerliehen  Höhe  auch  nur  an- 
nähernd   aufgeschwungen    haben  werden, 
muss   die   aussichtsvolle  Durchfülirbarkeit 
<les  assoziationist  ischen  Prinzips  in  eine  -so 
weite  Ferne  gerückt  «erscheinen,  das«  mit 
ihm  für  absehbar-  Zeit  praktisch  nicht  ge- 
rechnet werden  kann.  —  Aber  die  Preudhon- 
seho  >  Anarchie«  leidet  —  infolge  seiner  un- 
richtigen Theene  der  Absatzkrisen  —  noch 
au    einen»    zweiten    (iniudmangel.  Nach 
Proudhons  Aneicht  entstehen  nämlich  die 
Krisen  ausschliesslich  dadurch,  dass  der 
ArK'itor    nicht    den    vollen   Wert  seines 
Arbeitsprodukts   erhält,    mithin    nicht  im 
stände  ist,  die  ganze  produzierte  Waren- 
masse  zurückzukaufen,  und  dass  somit  immer 
ein  Teil  der  letzteren  unverkäuflich  bleiben 
mus.-.     Proudhon    übersieht    bei  diesem 
Räsonnement  nur,  dass  der  Kapitalist  um 
soviel  mehr  einnimmt,  je  weniger  dem 
Arbeiter  zugewiesen  worden  ist.   Pud  da  der 
Fabiikant  auch  mit  diesem  kapitalistischen 
Gewinnst  rechnet,  so  wird  er  Artikel  für 
deu  Massenverbrauch  nur  in  solcher  Menge 
fabrizieren,  als  er  abzusetzen  hoffen  kaun, 
sonst  aber  zur  Produktion  von  Luxusartikeln 
übergehen,  deren  Abnehmer  die  Kapitalisten 
sind.   Also  können  die  Krisen  aus  dem  von 
Prondhon  angegebenen  Grunde  nicht  ent- 
stehen.   Ihre  wahre  Ursache  liegt  vielmehr 
in  der  Planlosigkeit  der  Produktion.  Diese 
Planlosigkeit  ist  aber  in  der  Proudhonschen 
Anarchie*  dmvhaus  nicht  aufgehoben.  Denu 
auch  hier  ist  die  Produktion  nicht  von  einer 
Zentralstelle  aus  geregelt,  sondern  sie  findet 
in  freier  Konkurrenz  der  beteiligten  Genossen- 
schaften statt.    Mitliiu  sind  Absatzkriseu  in 
der  Proudhonschen  Gesellschaft  ebensowenig 
zu  vermeiden  wie  in  der  heutigen,  d.  h.  es 
werden  viele  Assoziationen  ihre  Produkte 
nicht  zu  entsprechenden  Preisen  verkaufen 
können,  schliesslich  also  nicht  im  stände  sein, 
der  Gesellschaft  das  geliehene  Kapital  zurück- 
zuzahlen.  Dann  mnss  aber  das  Gesellschaft  s- 
kapital.  anstatt  sich  zu  vermehren,  stetig 
abnehmen,  und  die  Gesellschaft  wird  nicht 
mehr  jedem  Betriebe  das  benötigte  Kapital 
vorschiessen  können,  wie  es  Proudhou  von 
ihr  ausdrücklich  fordert.  —  Auch  bei  Proud- 
hons  Preistheorie,  nach  welcher  der  Preis 
einer  Ware  bei  der  freien  Konkurrenz  seiner 
Genossenschaften  nur  durch  das  aufgewandte 
Arbeit  so,  uant  um   bestimmt   wird  ,    ist  die 
Konsequenz  irrtümlich,  dass  selbst  das  hervor- 
ragende Talent  keine  Prämien  erlangen  würde. 
Denn  Proudhon  fibersieht,  dass  das  Genie 
ohne  Konkurrenz  dasteht,  während  es  gerade 
die  freie  Konkurrenz  nur  ist,  welche  den 
Preis  gemäss  dem  erforderten  AriVitsquantum 
normiert.    Also  kann  das  Genie  nur,  wenn 
die    Preise    durch   Staatsgewalt  bestimmt 
werden,  zum  Verzicht  auf  besondere  Ent- 


lohnung gebracht  werden.   -  Als  ganz  uto- 
pistisch muss  es  endlich  bezeichnet  werden, 
wenn  Proudhons  ideale  Gesellschaft  ohne 
Gesetze,  Justiz,  Polizei  etc.  auskommen  und 
nur  freiwillig  zwischen  den  beteiligten  Indi- 
viduen  und  Gruppen  abgescldossene  und 
ebenso    freiwillig    innegehaltene  Verträge 
kennen  soll.  Wie  al>er  m  dieser  -Anarchie . 
der  Respekt  vor  dem  Rechte  des  Nächsten 
und  vor  den  Verträgen  gewahrt,  und  wo- 
i  durch  es  verhindert  werden  soll,  dass  dann 
das  Recht  des  Stärkeren  Gesetz  wird,  — 
das  vermag  selbst  Proudhou  nur  zu  erklären, 
indem  er  zu  einer  »höheren  Mond  der 
neuen  Gesellschaft  seine  Zuflucht  nimmt; 
denn  hier  soll  die  peiidiehste  Gerechtigkeit 
der  Ix-itstern  aller  menschlichen  lfand- 
lungen  sein.   Wie  aber  die  Menschheit  dazu 
kommen  soll,  plötzlich  einen  so  gewaltigen 
moralischen   Aufschwung  zu   nehmen ,  ist 
ganz  unerfindlich.   Das  staatlose  Dasein  der 
Kulturmenschheit  ist  daher  einfach  als  ein 
Phautasiegebilde  zu  bezeichnen,  an  dessen 
Verwirklichung  gar  nicht  zu  denken  ist.  — 
j  Hierbei  sei  bemerkt,  dass  Proudhon  selbst 
zu  dieser  höheren  Moral  keiu  rechtes  Zu- 
trauen zu  haben  scheint,  da  er  der  Gesell- 
schaft das  Recht  geben  will,  Assoziationen 
|  aufzulösen ,  wenn  sie  ihre  Produkte  regel- 
j  mässig  teiuvr  verkaufen ,  als  der  in  ihnen 
enthaltenen  Arbeit  entspricht.  •    Mit  diesem 
]  Recht  ist  aber  auch  der  Gesellschaft  wieder 
ein  staatliches  Amt  übertragen,  zu  dessen 
Durchfüliruiig  es  besonderer  Organe  liedarf, 
d.  h.  es  würde  selbst  in  einer  unarehistischen 
Ordnung  der  staatliche  Apparat  nicht  fehlen 
können.  —  l'eberhaupt  ist  die  Proudhonsche 
Argumentation  gegen  den  Staat  eine  miss- 
liche, trotzdem  sie  von  den  Anarchisten  seit 
Bäk u n in  unzählig  oft  wiederholt  wonlen  ist. 
Danach  wird  in  jedem  Staate  geherrscht, 
folglich  muss  mindestens  eine  Minorität  be- 
herrscht werden,  ergo  ist  'Knechtschaft 
konstatiert.    Nun  gut,  es  wird  im  Staate 
»geherrscht,  insofern  der  Gesamtwille  den 
einzelnen  Individuen  gewisse  Nonnen  des 
Verhaltens  vorschreibt;  diese  Unterordnung 
aber  als    Knechtschaft-  zu  liezeichnen ,  ist 
eine  unzulässig»;  Erweiterung  des  Begriffes 
^Knechtschaft <  ;  denn  sein  tiegenspiel  wäre 
dann  absoluteste  und  schrankenloseste  Frei- 
heit lies  Individuums.     Auch  verlangt  ja 
Proudhon  seihst  für  seine  Gesellschaft  z.  Ii. 
einen  Einfluss  auf  den  Preis  der  Produkte, 
-     ist  das  dann  keine  Knechtschaft  V  Darum 
kann   nur  die  Hess  -  Krapotkinschc  ldcal- 
gesellschaft  als  konsequente  Diu-ehführnng 
«les    an arclus tischen  Knechtschaftsbegriffes 
anerkannt  werden :  dafür  ist  diese  aber  auch 
die  überschwenglichste  Utopie,  welche  je 
erdacht  wonlen  Ist. 

Au  Proudhous  Forderungen  lehnen  sieh 
Postulate  eng  an.    So  verlangt 
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auc  h  er:  autonome  Gruppen  für  "Ii.'  Pro- i  Gestalt ,   insofern   die   Ahsatzkrisen  durch 


Auktion,  den  vollen  Arbeitsertrag  für  jeder- 
mann und  das  Aufhören  aller  staatlichen 
Funktinnen.  Nur  insofern  weicht  Bakunins 
IiChn:  al<,  als  üi  ihr  nirgeuds  von  einem 
Eigentum  der  Gesellschaft  die  Rede  ist.  und 
allem  Anscheine  nach  die  Gruppen  voll- 
kommen selbständig  über  ihren  Besitz  ver- 
fügen. Auch  über  den  Verkaufspreis  der 
Produkte  hat  Bakunin  nirgendwo  etwas  er- 
wähnt.   Es  hangt  dies  offoultar  mit  seiner 


planvolle  Produktion  vermieden  werden. 
AU*r  die  Mostsche  Gesellschaft  kann  noch 
weniger  wie  die  Proudhonschc  als  streng 
anarchistisch  d.  h.  staatlos  gelten,  weil  der 


Ansiebt  zusammen ,  dass  es  unangebracht 
sei,  schon  jetzt  genauere  Angaben 
anarchistische  Gcscllschaftsverfassung  zu 
machen.  Dass  alle  Gruppen  uud  Menseben 
sieh  gegenseitig  nichts  zvi  leide  tbun.  sondern 
im  Gegenteil  immer  nur  für  einander  ein- 
treten werden,  wird  die  'Solidarität*  be- 
wirken, welche  -  nach  Bakunin  —  später- 
hin alle  Individuen  beseelt.  IVber  die 
Forderungen,  die  Bakunin  von  Proudhon 
übenioininen  hat  -  Wsonders  also  die  Ar- 
beiterassoziation als  normale  Produktions- 
fonn  -  ist  bereits  an  entsprechender  Stelle 
abgeurteilt    worden.  Dass  Bakunins 

Anarchie  dadurch  nicht  gewinnen  kann, 
dass  er  sich  über  so  grundwichtige  Fragen 
wie  den  Verkaufspreis  der  Produkte  in  der 
Zukunft  gänzlich  in  Sehweifren  hüllt,  leuchtet 
ein.  Gegen  Bakunins  Solidarität  .  welche 
das  neue  Band  für  die  durch  Abseliaffung 
des  Staate-,  aufgelöste  Eiulicit  der  mensch- 
lichen Vergesellschaftung  sein  soll,  lässt 
sieh  dasselbe  einwenden  wie  gegen  IVmdhons 
höheren  Kcchtssiun  der  kommenden  Gene- 
ration. Auch  dieser  SolidaritätsWgriff  ist 
so  utopisch,  dass  die  Aufhebung  des  Staates 
in  Wirklichkeit  nur  mit  der  Proklamierung  i  mus 
des  Faust  rechts,  des  zügellosesten  und [ seho 
wildesten  Kampfes  aller  gegen  alle  identisch 
sein  würde.  — 

Die  verhältnismässig  rationellste  Form  der 


>  Gesellschaft'  noch  viel  mehr  Aufgaben  als 
dort  übertrugen  worden.  Wie  aussichtslos 
aber  auch  der  Mostseho  Anarchismus  trotz 
seines  rationelleren  Vorgehens  ist,  ergiebt 
sich  aus  der  früheren  •  Kritik  der  von  ihm 
übernommenen  Ideen  seiner  Vorgänger.  Es 
ist  eben  für  alle  absehbare  Zeit  unmöglich, 
über  die  die  Arbeiterassoziation  als  normale  Form 
der  Pmduktion  zur  Durchführung  zu  bringen ! 

2.  Kritik  der  anarchistischen  Taktik. 
Der  Anarchismus  hat  nicht  bloss  eine  selb- 
ständige Theorie,  sondern  auch  eine  origi- 
nelle Taktik  entwickelt.  Pud  gerade  diese 
hat  ihn  so  berüchtigt  gemacht,  ja  sie  charak- 
terisiert ihn  als  extremste  Partei  der  Welt- 
geschichte. Die  anarchistische  Partei  ist 
nämlich  nicht  bloss  revolutionär  wie  so  viele 
ander»1  Parteien  der  Vergangenheit  und 
Gegenwart,  sie  ist  nicht  bloss  prinzipiell 
gegen  jeden  gesetzlichen  Weg  und  für 
Attentate  und  jegliche  Gewalttätigkeit 
gegen  die  Träger  der  liestohenden  Ordnung 
wie  einige  andere  Parteien  auch;  sie  ist 
nicht  bloss  für  Beschaffung  des  zur  Agitation 
erforderlichen  Geldes  auf  dein  Wege  des 
Raubes,  wie  sie  von  den  Nihilisten  ein  paar 
Mal  praktiziert  worden  ist:  -  sondern  sie 
hat  auch  noch  eine  Taktik,  die  dir  aus- 
schliessliches Eigentum  ist :  die  von  Xotscha- 
jew  entdeckte'  Projiaganda  durch  die  That, 
d.  h.  Gewalttaten  jeder  Art.  ausschliesslich 
zur  Verbreitung  der  Idee  des  Anarehis- 
Die  Taktik  des  Anarchismus  wir! 
sciion  charakterisiert  durch  die  einfache 
Betrachtung,  dass  der  Anarchismus  um*  die 
Idee  einer  Go.sellsehaftsvorfassung  ist  wie 
alle  anderen  sozialen  Ideen.     Diese  Idee 


anarchistischen  Gesellschaft  ist  von  Most  I  mit  Erdrosselung  aller  übrigen  ausselilioss- 


entworfen  worden,  der  freilich  auch  aus  den 
Theorien  seiner  Vorgänger  lernen  konnte. 
Unverkennbar  hat  er  sogar  aus  Proudhon 


lieh  durch  brutale  Gewalt  zum  Siege  führen 
zu  wollen,  ist  aber  ein  arger  Rückfall  in 
eine  rohe  Souveränität  des  Individuums  und 


geschöpft,  wiewohl  er  sich  energisch  dagegen  ,  zugleich  masslose  Selbstüberhebung.  Eine 
vorwahrt,  dass  der  altgebackcue  Proudhonis-  |  weitere  Beleuc  htung  der  anarchistischen 
mus  identisch  sei  mit  dem  wissenschaftlichen 
Anarchismus <  .  Mösts  Bild  der  Anarchie* 
enthält:  das  Eigentum  der  Gesellschaft  am 
Kapital:  die  damit  produzierenden  autono- 
men Gruppen ;  statistische  Büreaus  der  ver- 
einigten Gruppen  zur  Berechnung  des  vor- 
aussichtlichen Bedarfs  der  Gesellschaft  und 
demgemäss  des  von  jeder  einzelnen  Gruppe 
zu  produzierenden  Quantums;  feiner  Sach- 
verständigenbüreaus  zur  Taxierung  der  in 
jeder  Ware  steckenden  Arbeitsquantität  und 
zur    entsprechenden    Konstituierung  des 


Taktik  aus  dem  moralischen  Standpunkte 
erscheint  als  überflüssig  für  den.  der  zur 
heutigen  allgemeinen  Moral  sich  bekennt, 
und  fruchtlos  andererseits  dem  gegenüber, 
der  mit  den  Aiiurclristen  diese  verw  irft.  Die 
geschichtlichen  Revolutionen  sind  wie  die 
Kriege  verständlich  als  Katastrophen,  die  sich 
ungewollt  als  Konsequenzen  unhaltltarcr  Zu- 
stände und  unerträglicher  Bedrückungen 
einzelner  Gesellschaftsklassen  oder  Völker 
ergeben  :  sehr  vereinzelt  steht  die  permanente 
Agitation  zum  Zwecke  der  Revolution  da; 


Preises:  im  übrigen  Abschaffung  des  Staates,  ganz  unerhört  aber  ist  die  Propaganda  durch 
der  Gesetze  etc.  Hier  erscheint  das  Prou-  die  That,  wie  sie  der  Anarchismus  predigt, 
dhousehe  Ideal  in   wesentlich   verbesserter  Denn  bis  zu  welcher  Bestialität  dieses  bir- 
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liarisehe  Faust  recht  führt,  zeigt  »ler  Raub- 
mord ;ui  Unschuldigen,  welchen  «ler  moderne 
Anarchismus  in  sein  Programm  aufgenom- 
men hat.  —  Dir»  Taktik  des  Anarchismus 
ist  ferner  al»er  aneh  unpraktisch,  trotzdem 
die  Argumentation  für  die  Propaganda  der 
That  auf  den  ersten  Bliek  so  einfach-natür- 
lic-h  und  plausibel  erscheint.  Denn  die  Anar- 
chisten haWii  eben  die  auf  die  >TIumViu 
folgenden  furchtbaren  Repressalien  von  Seiten 
der  Regierung  wie  audi  der  erschreckten 
Gesellschaft  nicht  genügend  in  Anschlag 
gekracht.  Beweist  doch  die  Geschichte  des 
Anarchismus  in  <  Österreich.  Italien.  Spanien. 
Frankreich  und  den  Vereinigten  Staaten 
unwiderleglich,  dass  gerade  die  energische! 
Propaganda  durch  die  That  nicht  zum  er- 
warteten Aufschwung  des  Anarchismus, 
sondern  zu  seinem  Niedergang  «ler  gar  zu 
seiner  Niedorschmetterung^  geführt  hat.  — 
Gegen  ein«1  solche  Taktik  des  modernen 
Anarchismus  hat  übrigens  selbst  der  Be- 
gründer der  anarchistischen  Theorie,  Prou- 
dhon,  Verwahrung  eingelegt;  denn  aus- 
drücklich misshilligte  er  die  Agitation  zur 
Reliellion  und  hatte  seiner  ganzen  Gesinnung 
gemäss  für  die  Verimnigen  seiner  Epigonen 
zur  meuchlerischen  Selbsthilfe  nur  Worte 
der  Entrüstung  gehabt.  Auch  Bakunin  — 
wenngleich  Anhänger  der  revolutionären 
Projiaganda  —  hat  doch  niemals  die  Atten- 
tate empfohlen,  sondern  eindringlich  vor 
»Menschenmord-:  gewarnt.  Ja  selbst  heute 
noch  giebt  es  ganz  abgesehen  von  der 
Bostoner  neu-proudhonistischen  Schule  — 
noch  viele  Anarchisten,  welche  die  extremste 
Konsequenz  des  Anarchismus  —  den  Tot- 
schlag der  Besitzenden  —  nicht  für  ange- 
bracht erachten. 

Es  erübrigt  nun  noch  zu  erklären :  wie 
war  es  möglich,  dass  die  Idee  des  Anarchis- 
mus auftauchte  und  eine  solche  Verbreitung 
fand?  Den  Schlüssel  zur  Beantwortung 
liefert  «lic  Untersuchung  der  Stellung  des 
Anarchismus  in  der  Entwicklungsgeschichte 
der  sozialen  Ideen.  Erwägt  man.  dass  bis 
zum  Auftreten  des  Anarchismus  die  radikal 
egalitären  Schulen  man  deuke  z.  B.  an 
die  babou  vis  tische  -  zumeist  extrem-kom- 
munistischen Tendenzen  huldigten,  die 
auf  das  Prinzip  der  Staatsall  macht  und  des 
Zwanges  hinausliefen,  so  begreift  man.  dass 
im  Zeitalter  der  Herrschaft  des  Prinzips  der 
individuellen  Initiative  eine  l^ehre  kommen 
in u ss te.   welche  die  Notwendigkeit  der 


gegen  den  reinen  Stuatskoiumunisiuus  auf- 
zufassen. Wir  sehen  auch,  dass  diese  dok- 
trinäre Reaktion  thatsächlich  auf  die  Ge- 
staltung auch  des  kommunistischen  Ideals 
seine  Wirkung  nicht  verfelüt  hat.  Denn 
der  moderne  Kommunismus,  der  durch 
das  Marx-Engelssche  Svstem  repräsentiert 
wird ,  hat  in  der  Zukunftsgosellschaft 
den  Einfluss  des  Gesamtwillens  wesent- 
lich eingeschränkt.  —  Das  Aufkommen 
der  anarchistischen  I/ohro  musste  übrigens 
diuvh  das  System  dos  ökonomischen  Indivi- 
dualismus begünstigt  werden.  Das  geistige 
Arsenal  des  letzteren  bot  das  Material  diu*, 
aus  dem  mit  nicht  allzuschwieriger  Um- 
formung die  Waffen  des  Anarchismus  ge- 
schmiedet worden  konnten.  Die  individua- 
listische Oekonomie  hatte  sich  daran  gewöhnt, 
gewöhnt,  stets  aus  dem  Standpunkte  der 
wirtschaftlichen  Souveränität  des  Individuums 
zu  urteilen,  dabei  auf  der  Voraussetzung 
fu.sscnd.  dass  das  Privateigentum  in  seiner 
existierenden  Gestalt  eine  unbedingte  Not- 
wendigkeit sei.  Nun  kamen  die  Vertreter 
»ler  proletarischen  Interessen .  denen  die 
ökonomische  Selbstherrlichkoit  des  menseh- 
lichen  Subjekts  wohl  zusagte,  nicht  alior 
die  liestehentl»'  Form  des  Eigentums.  So 
mussten  sie  ganz  ungezwungen  zu  einer 
mehr  oder  weniger  anarchistischen  Doktrin 
kommen.  Es  leistete  mithin  der  Individua- 
lismus unliewusst  der  Rntwiekelung  «l«*s 
Anarchismus  Vorschub.  Sicht  mit  Unrecht  lie- 
zeichnet  also  Charles  Gide  (in  seiner 
vEtmnoinie  politi»iue<)  die  Anarchisten  als 
extreme  Individiialistcu.  —  Freilich,  in  letzter 
Instanz  ist  der  ^tatsächliche  Urgrund  für 
die  Entstehung  des  Änaivhismus:  »He  Un- 
zufriedenheit, zum  Teil  auch  das  Elend  ge- 
wisser Schichten  der  arbeitenden  Klassen. 
Der  Anarchismus  ist  somit  ein  notwendiges 
Entwickolungsprodiikt  in  der  Volkswirtschaft 
so  gut  wie  der  Giftpilz  in  »ler  Natur. 

Die  anarchistische  Taktik  andererseits, 
wie  sie  sich  im  I^aufc  der  Zeit  immer 
brutaler  herausgebildet  hat.  ljesonders  die 
ProiKiganda  durch  die  That  entsprang  zu- 
nächst »ler  Erkenntnis,  «lass  »lie  Agitation  in 
ihrer  bisherigen  Form  zu  geringe  Erfolge 
aufzuweisen  hatte  und  nicht  ausivichte,  die 
Arbeiterbataillonc  mobil  zu  machen.  Braucht 
man  sich  übrigens  zu  wundern .  dass  die 
anarchistische  Part«*i,  deren  theoretisch»»* 
Prinzip  schon  die  vollkommenste  Souveräni- 
tät des  Individuums  proklamierte,  auch  die 


Freiheit  und  «ler  Autonomie  des  Individuums ;  Partei  der  individuellen  Gewaltakt«'  und  der 


gegenülwr  dein  (Sesamtwillen  betonte,  dabei 
aber  doch  zugleich  auf  »lern  Standpunkte 
fies  unverbrüchlichen  Gleicldieitsprinzips  und 
der  Gegnerschaft  gegen  das  I/dinsystem 
staixl.  Hierin  liegt  «ler  dok  t  ri  n  äre  Keni 
des  Anarchismus,  und  ist  »laher  diese  I^chre 


rohesten  S«">lbsthilfe  p-wonlen  ist?  Dazu 
kanii-u  von  seiton  »ler  Regierungen  scharfe 
Verfolgungen,  welche  die  fanatisiert« -n  Sozia- 
listen nun  in  ihrer  Wut  und  Verbitterung 
nur  von  der  Gewalt  Rache  und  Sieg  or- 
hnffen  liessen.  Und  so  wunle  genide  Russlaud 


als  eine  natürliche  proletarisch'"*  Reaktion  1  »lie  Wieg«?  des  modernen  Anarchismus,  wo 
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.  in  Bakunin  Proudhons  sozialreforinatorisehe ' 
Idee  der  Anarchie  zur  Theorie  der  Ver- 
nichtung alles  Bestehenden  ummodelte  und 
»  in  Netsehajow  «las  praktische  l/>suiigswort : 
dazu  in  dem  mli-destruktiven .  glühenden 
Ilas>  gegen  all»1  Ordnung  atmenden  Prinzip 
der   I 'p  >]  Uganda    der  That    in   «lie  Welt 
schleuderte.    A l m t  wenn   au«h   die*c  Art  | 
«les  Vorgehens  des  Anarchismus  für  einzelne  j 
zu  einem  unheimlichen  Wetterleuchten  ge- 1 
worden   ist,  so  liat  er  sieh  doch  gerade 
durch  ilif  wild.'  Brutalität  seiner  Mittel  sein 
«  igenes  Grab  gegraben.   Demi  allemal  folgte 
der  KtitfaltuiijLT  seiner   Thaten  .  welche  die 
Gesellschaft  zum  Kampf  auf  L'l>on  und  Tod 
hcrausfoplerten,  das  Aufgeljot  aller  verfüg- 
baren Machtmittel  des  Staates  und  bisher 
immer  noch  der  Sieg  desselben  üImt  seinen 
geschworenen  Feind.  — 

iL  Mittel  gegen  den  A.  Schliesslich 
ist  noch  die  praktische  Frag»  zu  erwägen,  i 
wie  der  V e rbrei t u n g  der  a n  a rc Ii  i  s t  i  - ' 
scheu  Taktik  Grenzen  zu  ziehen  sind. 
Die  Antwort  wird  gefunden  werden  können, 
wenn  man  die  tieferen  (irüntle  ihrer  Ver- 
breitung klar  erkannt  hahen  winl. 

Einmal  ist  da  die  wirklich  vorhandene 
Not,  die  schlechte  Lebenslage  weiter  Kreise, 
die  Arlteits-  und  Yerdicnstlosigkeit.  die  Ver- 
wahrlosung breiter  Schichten  des  Arlteiter- 
standes  als  llauptquell  tiefgehender  sozialer 
Unzufriedenheit  zu  nennen.  Nun  macht 
sieh  zwar  die  soziale  Reform  in  Form 
von  Arbeiterschutz ,  Arlteitervcrsichorung, 
Hilfe  gegen  Arl*eitslosigkeit  und  tausend 
kleineren  Mitteln  ans  Werk:  alter  natürlich 
ist  ihr  Tempo  ein  recht  langsames  wegen 
der  Voruilede  und  Inteivssen,  die  zu  über- 
winden sind,  und  auch  weisen  der  inneren 
Schwierigkeiten,  welche  schon  eine  treffende 
Konstruktion  neuer  reformatoriseher  Sch«">j>- 
fungen  bereitet.  So  inuss  es  kommen,  «lass 
viele  Arlieiter  zunächst  unge<lul<lig  werden, 
dann  alle  Sozialivform  als  eitel  Spiegel- 
hvhterei  Im 'trachten,  und  dass  ihnen  schliess- 
lich nicJit  einmal  die  Sozialdemokratie  rasch 
und  radikal  genug  arbeitet'  .  Daraus  er- 
giebt  sich  für  sie  als  notwendige  Konse- 
quenz die  ^anarchistische-  Taktik. 
Deren  Annahme  und  Verbreitung  ist  aln  r 
nicht  nur  mit  der  wirtschaftlichen 
Entwickejung  in  Beziehung  zu  setzen, 
sondern  auch  mit  den  Goistesströmungen 
der  neuesten  Zeit.  Eine  zersetzende  litto- 
rarische  Richtung  wie  in  Frankreich  die 
sog.  »Decadenco'.  die  auf  neue,  uner- 
hörte Sensationen  ausgeht,  konnte  in  der 
Politik  nur  im  Anarchismus  ein  einiger- 
maßen ausreichendes  Ideal  sehen  und 
musste  so  auch  ihrerseits  Proselyten  für 
die  Propaganda  der  Tliat  werben.  In 
Deutschland  wiederum,  dessen  jetziger  Mode- 
philosoph eben  die  Parole    Nichts  ist  wahr. 


alle.>  ist  erlaubt!'  in  die  Welt  geschleudert, 
hatte,  —  durfte  man  sieb  nicht  wundern, 
wenn  manche  (ieister  im  Anarchismus  die 
proletarische  Interpretation  jener  Formel 
erblickten. 

Indessen  würde  auch  die-er  (b-danken- 
gang  nicht  tief  genug  gehen,  wenn  er  nicht 
zugleich  die  verschiedenen  Nationalitäten 
in  den  Kreis  seiner  Betrachtung  zöge.  Denn 
nicht  alle  modernen  Kulturvölker  gewahren 
dem   anarchistischen   Giftpilz  die  gleiche 
Möglichkeit  der  Entwicklung.    So  ist  vor 
allem  die  angelsächsische  Rasse  immun 
gegen  ihn.  —  eine  Folge  ihrer  ungewöhn- 
lich praktischen  Veranlagung:  man  denke, 
im  gelobten   Linde  der  freien   Rede  und 
Assoziation,  in  England,  giebt  es,  nach  der 
glaubwürdigen  Versicherung  des  ('hefs  der 
pditischen  Polizei.     -  10  einheimische  An- 
arehisten!  Umgekehrt  liegen  in  Italien  und 
Spanien,  teilweise  auch  in  Frankreich,  die 
t  'hancen  des  Anarchismus  ganz  besonders 
günstig:  das  heissblütige  Naturell  des  Ro- 
manen ist  der  systematischen  ReformarU'it, 
die  Aus* lauer  und  Entsagung  fordert  und 
deren    Früchte    nur  langsam  reifen,  ah- 
gü  nstig.     I>oil    muss    das  anarchistische 
Programm,  tlas  eine  Lösung  von  so  brutaler 
Einfachheit  verspricht,  zeitweise  eine  ma- 
gische  Attraktionskraft    ausüben,   und  da, 
wo  die  jäh  auflodernde  Leidenschaft  zu 
!  schnellen  Akten  der  Gewalt  und  des  Herois- 
;  ums  führt,  muss  auch  die    Pmpagamla  der 
J  That     den  günstigsten   Nährboden  finden.' 
!  In    De n t  seil I a nd   wiederum    mag  zwar 
!  der  theoretische  Anarchismus,  schon  wegen 
.der    zum    Grübeln    geneigten    Natur  des 
I  Deutschen.  Anhängergewinnen,  und  mancher 
:  mag  dann  vom  theoretischen  Prinzip  der 
I  vollkommensten  Souverftnetät  <|es  Individu- 
i  ums  zur  Rechtfertigung  iler  individuellen 
;  Gewaltakte   und   der    rohesten  Selbsthilfe 
fortschreiten,        aber  '1er  Weg  vom  Kopf 
zum  Arm  ist  lang,  und  so  findet  man  hier 
wenig  aktive  Propaganda  «1er  That.  deren 
unheimliches   Wetterleuchten   sich  im 
Verhältnis  zur  Zahl  der  Anhänger  der  an- 
archistischen lehre  —  nur  selten  gezeigt 
j  hat. 

Unsere  Darstellung  lässt  nach  »lein  Ge- 
sagten kaum  einen  Zweifel  dariilier.  dass 
der  Anarchismus  —  zumal  seine  > prakti- 
schen« Thaten  —  unmittelbar  als  eine  Er- 
i  krankung  der  Volksseele  angesehen  worden 
I  muss.      Er   hat    sogar    Erscheinungen  zu 
;  Tage  gefördert,    deren    korrekte  Analyse 
i  schon  in  das  Bereich  der  Psychiatrie  fällt. 

Mit  Reeht.  hat  daher  der  namhafteste 
Lehrer  dieses  Faches,  v.  K  raff  t- Ebing, 
seine  Korst  Innigen  aiieh  auf  «las  (iebiet  des 
..|io)  irischen  Irrsinns"  ausgedehnt  und  hier  in 
erster  Linie  die  Anarchisten  berücksichtigt. 
Er  weist  «laraiif  hin,  da?»  es  unter  uns  eine 
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Meuge  Meuschau  mit  intellektuellen,  ästhetischen 
oder  moralischen  Defekten  giebt.  die  Bich  zur 
Rolle  der  Weltverbesserer  berufen  fühlen. 
„Viele  dieser  abnormen  Menschen  verbleiben 
zeitlebens  auf  der  Stufe  politischer  Kannegiesser. 
aber  diese  Stufe  int  die  Vorstufe  zu  einer 
schweren  unheilbaren  geistigen  Krankheit,  zur 
Paranoia  expansiva.  Leicht  geschieht  es  solchen 
Individuen,  «Inas  sie  unter  der  suggestiven 
Wirkung  anderer  oder  unter  dein  Einiluss  auf- 
geregter Zeiten  den  Rest  ihrer  Besonnenheit 
verlieren.  Dann  fühlen  sie  sich  tretrieben,  im 
Sinne  ihrer  Ideen  handelnd  aufzutreten  .  .  . 
Bemerkenswert  ist.  dass  solche  Volkstribtinen, 
Demagogen  und  ruisturzmänncr  in  Zeiten 
hochgehender  tieuiiltserregnng  die  Massen  mit 
sich  fortreissen ,  durch  ihre  Beredtsamkeit, 
Originalität  und  Exzentrizität  kaptivieren, 
durch  ihren  wahnsinnigen  Fanatismus  ent- 
flammen können'"  (  K  raff  t- Ebing).  Und  ähn- 
lich schrieb  schon  Senator  R a uc ,  der  namhafte 
franzosische  Politiker,  anlässlich  der  anarchisti- 
schen Attentate  auf  j*anz  unschuldige  Bürgers- 
leute: „Dieses  Phänomen  lässt  sich  nur  durch 
eine  besondere  Neurose  erklären,  etwas  dem 
Verfolgungswahn  Analoges.  Der  vom  Ver- 
folgungswahn Befallene  macht  keine  Unter- 
schiede. Von  einem  mörderischen  Triebe  ge- 
leitet, schlägt  er  zu,  gleichgiltig.  wo  es  hin- 
trifft.  Der  anarchistische  Verbrecher  glaubt 
«ich  jedenfalls  von  der  ganzeu  Gesellschaft  ver- 
folgt. Darum  ist  es  ihm  gleich,  welche  Brust 
durch  die  Splitter  seiner  Bombe  zerrissen  wird. 
Auch  er  macht  keine  Unterschiede,  er  schlägt 
in  den  Haufen  hinein.  Dazu  kommt  eine  un- 
geheure Eitelkeit,  eine  Art  Grössenwahn.  der 
Herostratismns.-' 

• 

Natürlich  wäre  «ler  Begriff  «les  politi- 
schen Irrsinns,  unseres  Kruchtens,  nur  auf 
den  kleinsten  Teil  ».ler  Anarchisten  anwend- 
Iwr.  Aber  bei  »ler  Suggestibilität  «ler 
Massen  können  gerade  »liese  Vertreter  des 
Anarchismus  den  Austens  zu  einer  mächtigen 
Bewegung  geben ,  und  der  anarchistische 
Thatoudrang  kann  epidemisch  werden. 
Das  zu  verhindern,  gebietet  aber  das 
höchste  Interesse  aller  Kreise  der  Gesell- 
schaft, zumal  aller  Freunde  der  wie 
auch  immer  gearteten  -  sozialen  Reform. 
Denn  die  Entfesselung  der  bestialischen 
Instinkte  im  Menschen,  die  Anwendung  der 
brutalsten  Mittel  und  »ler  Rückfall  in  die 
roheste  Sfuiveräaetät  des  Individuums  rufen 
von  seifen  der  bedrohten  Gesellschaft  eiue 
furchtbare,  weit  über  alles  Mass  gehende 
Reaktion  wach,  die  nicht  bloss  die 
Schuldigen  niederschmettert,  sondern  den 
Mass  »ler  bürgerlichen  Kivise  auch  auf 
die  Sozialisten  aller  Schattierungen  un»l  die 
Männer  der  Sozialreform  ausdehnt.  Das 
Schreckgespenst  der  Allan-Iii«'  winl  dann 
v»  m  starren  Reaktionären  und  von  iinh«'- 
diiigten  Vortivtern  der  kapitalistischen  Inter- 
essen schlau  benutzt,  um  im  Trüben  zu 
fischen:  von  jenen,  um  die  politische  Kne- 
belung der  arbeitenden  Klasse  durchzusetzen. 


von  den  anderen,  um  die  Sozial n 'form  als 
Ursache  der  Verwirrung  der  Geister  und 
der  Begehrlichkeit  der  Massen  anzuschwärzen 
und  in  Verruf  zu  bringen. 

Mit  welchen  praktisch-politischen  Mass- 
regeln  könnte  nun  «ler  anarchistischen  Ge- 
fahr wirksam  Wgegnet  w«>nlcnV 

Es  ist  klar,  dass  diesellien  «ler  anarchis- 
tischen Agitation  genau  angepasst  sein 
müssen.  Deren  Phasen  sind,  wie  unsere 
Forschungen  üImt  die  Geschieht«'  <l«'s  An- 
archismus erg«dn'n  halten .  die  folgenden  : 
zunächst  die  laute  Agitation  für  -revoluti«!- 
näiv  Taktik',  —  dann  immer  lauteres  Ge- 
schrei uu<l  Empfehlung  immer  schärferer 
Mittel,  zumal  der  Propaganda  der  That,  in 
ihren  verschiedenen,  sich  immer  mehr 
steigernflen  Formen;  «lio  Massen  fangen  an. 
auf  den  Anarchismus  aufmerksam  zu  wer- 
den, »ler  es  schon  zu  umfassenderen  Orga- 
nisationen bringt.  —  schliesslich  (vielleicht 
nach  «>iuig*'n  uuliedcutcnden .  ungeschickt 
inszenierten  uixl  daher  missluugoncn  Atten- 
taten) ein  Aufsehen  em'gcnder  Akt  der 
Pi-ojiaganda  der  That.  «ler  im  anarchistischen 
I*ager  lebhaftes  Echo  findet:  die  Idee,  mit 
der  Bombe  die  Gebresten  «ler  Gesellschaft 
aus  der  Welt  zu  schaffen,  steckt  die  Köpfe, 
die  nur  noch  eines  degenerierten  I«l«3a- 
lismus  fähig  sind,  an:  und  so  führt  die 
Suggestibilität  zahlreicher  Individuen  zu 
einer  häufigeren  Nachahmung  jenes  ruch- 
losen Aktes,  so  dass  »lie  Attentat«'  Schlag 
auf  Schlag  folgen.  - 

Unser  Vorschlag  geht  nun  dahin,  an 
Stelle  der  Repressivmassregeln,  die  erst  am 
Schlüsse  dieser  Entwickelungsreilie  folgen, 
Präventivmassregeln  zu  setzen,  welche  diese 
ganze  Evolution  nnni«">glioh  ina«-hen.  — 
ohne  dass  in  «les  irg»*n»l  welche  le- 
gitime Agitation  getroffen  wer- 
den dürfte.  Deshalb  soll  der  rein  the- 
oretische Anarchismus,  »ler  sich  damit 
begnügt.  «Ii»'  Herrsehafts-  und  Staatsl«>sigk«iit 
als  Ideal  hinzustellen,  nach  wie  vor  voll- 
kommen unbehelligt  bleiben.  Ander*  ver- 
hält es  sich  mit  der  anarchistischen  Tak- 
tik: s«-|ion  ihr  erst« ?r  Akt,  die  direkte  und 
ausdrückliche  Empfehlung  roher  Mittel  der 
physischen  Gewalt  zum  Zwecke  ib\s 
Umsturzes  der  1  «'stehenden  Onlnuiig  uii'l 
noch  meiir  «lie  direkte  oder  imliivkte  Em- 
pfehlung von  Attentaten  zum  selben  Zwecke 
müsste  unter  stivugste  Strafe  gestellt  w«>r- 
d«'n.  Wir  denken  hierl»oi  in  erster  Linie 
an  eine  längere  Gefängnisstrafe  für  d«'ii 
Urheber  uu«l  an  das  Verlief  «les  ferneren 
Ei-scheinens  der  Zeitung,  beides  .selbstver- 
standUch  nur  durch  gerichtliches  Urteil 
auszuspiwlKMi.  —  Mit  «Uesen  «'infachen  Ge- 
setzen, die  praktisch  wahrscheinlich  nur 
selten  zur  Anwendung  kämen,  wäre  die 
anarchistische     Gift.pielle  verstopft. 
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während  os  thöricht  wäre,  den  Gedanken 
«los  anarchistischen  Idealzustandos  zu  vor-  J 
folgen,  weil  man  damit  bloss  Märtyrer  einer 
sonst  ungefährlichen  Idee  erzeugen  und  so- 
mit  für  die  verfehmto  Partei  Proselyten 
orwert»en  würde. 

Natürlich  kann  durch  solche  Gesetze' 
nur  die  äussere  Kidie  verbürgt  worden: 
das  wahr».-  Heilmittel  gegen  alle  anarchisti- 
schen rmsturzhestrebungon  liegt  allein  in 
der  energischen  Fortführung  der  sozialen 
Kefonn.  welche  vor  allem  die  vcrzwcifoln- 
den  Haufen  der  unverschuldet  Arbeitslosen 
zu  versorgen  streben  muss.  Der  staatliche 
Schutz  der  wirtschaftlieh  Schwachen  sichert 
die  Träger  der  bestehenden  Gewalten  l»esser 
als  Hess'  und  Reisige.  .  Vereinzelten  an- 
arehistiseh»*n  Verbrechen  gegenüber,  .die 
trotz  alledem  sich  auch  siiäl»T  noch  er- 
eignen können,  bleibt  aber  den  davon  Ho- 
troffenen  nichts  anders  übrig,  als  —  wie 
auch  «»listigen  widrigen  Schickungen  gegen-' 
filier  —  den  Mut  der  Kaltblütigkeit c'  zu 
bewahre».  - 


Di'    Jkirttrtlttiui  dm  a  nt  i  k'  t,  und 
mittel  nltrrtiehrn     A  n  </  r  c  h  i  *  m  u  *  Itrruht 
auf  i/itrlUntlHtlirn,   dir    lief,  für  »eine  1S9U  rr-  i 
st  /tri in /nie   \  Iii  »rhu  Utr  dr*  S"ti<lii*H*u*«  gemacht 
hat,  auf  ihr  daher  hirr  rmrirrrn   irrrdrn  mimt.  I 

•  -  I  >  njl.  iittrigruit  fiir  i  r  rsi  Ii  ii  drin  s  au»  dimer 
F.i>"ih<  :  Ludtrtg  Stein,  Dir  mzialr  Fragr  im 
f.ifhtr  drr  P/iiliumphie,  Stuttgart  IX'J7.  —  l'rltrr 
Godtcin  rergl.  diu  Kapitel  n  htiudhan*  Vrr- 
hältnir  zum  älteren  mglUrhen  Sotialitmu*»  im 
f.  Hundt  ran  Wehl*  »]'routth»n«.  —  l 'elter 
[•,-.,  «  dito  ti  i*l  diu  J/aitpluerl ::  Karl  IHchl, 
/'.  ./,  J'rnudhan,  »eine  I jeher  und  tritt  Isbrn, 
■  '■  /{di.,  !,"S.sß'.  —  Stiurt  rrn/l.  tmrh  rrrnrhirdenr 

U'h'iiidlniii/rii  Mülbergern  iibtr  Dnindhiin  und 

dir  Kritik  mit  LejCirt  iibrr  ISlttitz'  i>  l*roudhonn 
in  dir  Zrilnrhr.  fiir  Staaten-.,  lid.  47.  S.  aurh 
diu  Art.  i./Vo«.//«»»«  dir*.  Hdtrhurh*.    -  l'rltrr 

•  Irn    alteren    idetüi*ti*ehen    Anarchismus  rergl. 
tieorg  Adler.    Ihr   Cteh.    drr  retten  »uzial- 
p».litlitrkrn     Arltriterhrtrrgung     in  Deutschland, 
Itrrfinti  ifS.'.  —  Uther  Stirner  rrrtjl.  Mackay,  1 
Mos  Stirner,  tritt  Jj-tten  und  »ritt   W'rrk,  Itrrfin  | 
],*•<>.  --  Stammler,    Ih'r  Throrir  dm  Amirehijt-  j 
tiins.    Iii  Hin   1894-    —    l'rhrr   dm    Anarchi*.  ' 
in  ii  r    in    den    70er    Jahren:    Hakunlns  1 
sozialptilituieher  Rrirftrrehjtrl.  llrtq.  rem  Drago- 
tnanou:  Stuttgttn  t*:>r,.    (Eckartlt)  IVm  .V»X». 
In»*/.  ;„  AhsoHdrr  III,  Uipzig  1HSI.  —  Engels. 
Ih,     Hiikunulrn    an    drr  Artwit,   Uipsiij  ISl.i. 


burh  drr  Vidk*trirUrhnft*lrhrru  ,  Jr,,a  1*9.1. 
Kreal,  Zur  »irtrltiehtr  drr  Arbritrrl>rirrr,u,ttf 
Oettrrrrirhß,  Nrrlin  IS!>4.  —  Malato,  Ih-  In 
t'iimmunr  it  l'nnorrhir,  ftiri*  IMÜj.  —  itartin, 
Drr  Anurrhiitmti*  und  ttrinr  Tixitjrr ,  IXS.I.  — 
ntnrr  tmrt'tliidr \  l^tritt  JSSti. 
HOHt,  Jtrittjtdorf,  .Xrtr.  }'.„•*  IM.'.  Prozr** 
und  Affi'irr  MrmtiiUittijrr,  Wim  1.SXJ.  I'rozr»» 
•jntrit  Stell mnelirr,  Wim  l#Sj.  —  Raffalwich, 
lf  nnnrrhittr*  dr  lionton  im  «.loum.  dm 
Kronom«.  7-iAr./.  ISSJI ,  lfd.  4  t.  —  Sartoriu* 
von  Waltershautten,  l*rr  modrrnr  SoticlU- 
rnu*  in  Amtrikit,  Jlrrlin  IX'.'O.  —  Spien»  (drr 
hintfrrirhlrtr  l'hirtitjorr  Anurrhint^nführrr),  llr- 
miniti-r iiiin ,  Chirmjo  IS.KS.  -  Zenker,  Drr  An- 
iirrhirmnf  ,  Jrtui  /.*.''.<.  —  l'rhrr  drn  Anilr- 
rhittnu*  in  d  i  n  !K>r  r  J ah  r  <■  »  :  Bematxlk, 
Drr  Auarrhifinu»  im  Jnhrft.  f.  Crit.  und  Vrrtr., 
Jnhitj.lS'ia.  —Dubotm,  Is  j^ril  o  wirr  hüte.  l\iri* 
isur,.  —  Orunberg,   Art.   nAnnrrhummt«  im 

«  WiirtrrlnirhdrrVolk*irir1jirhaft*lrhrrii,  Jrim  IMW. 

—  LiOtnbroso ,  fUr  Anorf hinten  ,  tlruUrh  »•<>« 
Kttrella,  Jlnmhurij  ixt'.:.  —  Mackay,  Dir  An- 
arrhütrn,  Ziirirlt  IHUI.  — -  T*leehanoW,  SmialU- 
mtiA  und  Auiirrhinmut,  Jlrrlin  I#!>4-  —  Hetehett" 
berg,  Sotinlirmu*  und  Awtrehümu*,  Hrrn  ISIS. 

—  Ludwig  Stein,  Ihr  mtitilr  Fnitjr  im  l.irhte 
drr  Philnmphir,  Stuttgart  IS'.>7.     Zenker,  I.  r. 

—  Dir  im  rurliegenden  Art.  grgrhrnr  Dnrttrl- 
luug  drr  nuxlrrnrn  anarrhirtinrhrn  Itrtregung  i*t 
faßt  au4t*rhlir»itlirh  auf  Ii  rund  drr  tfurllrn- 
matrrial*  d.  h.  drr  <inarrhi*tirrhm  Srhriflrn 
und  Xritungni,  drnrn  Rrf.  ein  jukrrluitgr* 
Studium  tjrtritlmrt,  rrrfaft  irtirtlrn.  I'nd  wo 
doch  noch  Liirkrn  trarrn,  half  dir  fCorrrnpoudm:, 
r.  T.  »urh  'lir  prrtöuliehr  Cntrrhaltmu,  mit  drn 
Uitrrn  drr  anarrhi*ti*rhm  Hrtregutuj  «»«. 
l7rUr  fenrn  tfurllrn  matrrial  nrlhrr  girht  unter- 
ding*  Settlau.  ßihtmgraphir  dr  V  Anarrh ir .  friri* 
IM'C.  Aunkunft.  Georg  Adler. 


Anatocismus 

«..  Wucher.  Zins. 


Anderson,  James, 


irel».   1739  in  dem  Dorfe  Hermistoii .  unweit 

Edinburg.  gest.,  als  Mitglied  der  Royal  Society 
Laveleye.    Sotmlr  Dirtrim  drr  tirt/rniriirt,  i  .     .       ,   '  "     .  '      .  >      .         i:  i 

■r  i  , w~~...  i-  it-       i  i    i-       ui  Ixrndon  und  anderer  in-  und  iiunliiiidischer 

lnl,ti,i/ni  tMarJt)  I.  aluaure  dr  In  d'tno-        ,  .    .       r.      ..    .  1tJ<ui  •     nr  . 

1  gelehrten  Gesellschaften,  lo.  \.  1«)«  in  West- 
Huiu  in  der  englischen  Grafschaft  Essex 


rratf  *<  rioli*tr,  drut*rhr  Au*gabr,  liraunttrhirrii) 
.'•»T ',.  —  Meyer,  Hwitnzipntioiuikitinpf  drn 
.;.  Stmidrn,  >  Jldr.,  flrrlin  1*74 —  Stepnjak. 


Anderson  war  Autoditakt,  sein  Auffassun 


t'titi rirdüehr*  Umstand,  drnturhr  An*gnhr,  Rem  \  vermögen  alwr  ein  so  leichtes,  dass  er  schon  alf 
—  Thun,  tirtrhirhtr  drr  rrrolutinuiirrn  Hr.-  I  Knabe  si<  h  die  Kenntnis  der  Natur  der  Acker- 
irti,u,,g.„  in  /{tt**land,  JA-iptig  iss.t.  --  l'ehrr ,  krnme  vollständig  zu  eiiren  gemacht  hatte. 
■ir„  a  im  rrltium  uß  in  dm  sor  ,■  ja  It  t  r  „ :  •  (ileich  seinen  Vorfahren  Pächter  geworden,  that 
Andrictuc,  Suurrnir*  d'nn  prrf  t  dr  p,diee,  |  sich  James  bald  als  Forscher  auf  dem  Gebiete 
Paris  i^ji.-,.  lir  rieht  itrtr.  dir  ,inar.hi,ti*rhr,i  \  der  Agrikulturcheiuif  und  Bodenkunde  sowie 
1'mtritU  i,t  drr  Sehtrrir  tiiftizirll),  llrrn  iss.;.  —  als  Grundrententheoretiker  so  hervor,  dass  ihn 
Grün  berg.   Art.  "Auarehtimu*"   im  ■>  Wörter-  1  »Sie  1'niversititt  zu  Aherdeeit  1777    tun  Ehren- 
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doktor  ernannte.  Seine  bedeutendsten  Schriften 
sind :  Essays  relnting  to  agrii-ulture  und  rural 
affairs.  3  vol*.  Edinburgh  1 775.  dass.,  2.  Aufl. 
EM.  1777;  «las*..  3.  Aufl.,  ebd.  1771):  dass..  4. 
Aufl..  rhl.  1784:  «lass..  5.  Aufl..  ebd.  17U8.  - 
Au  enuniry  iuto  the  nature  «>f  tbt;  com  laws. 
with  a  view  to  tbt-  newCorn  Bill  proposrd  for 
Scotland,  Edinburgh  1777.  -  A  calin  iuves- 
tigation  of  tlie  cinumstauces  that  have  led  tu 
tbe  present  searcity  of  grain  in  Britain.  sug- 
gestiug  the  means  of  alleviatiug  tbat  evil,  and 
of  preventing  the  rectirreiice  of  such  a  calauiity 
in  future,  London  1M01. 

Anderson  ist  als  Vater  der  Grundrenten- 
theorie, aber  keineswegs  der  Ricardos  »uznschen. 
Letzterer  geht  in  seiner  Lehre  von  unzerstör- 
baren Bodenkräften  aus,  Anderson  attribuiert 
einem  Boden  erst  dann  Kraft,  wenn  er  in  mensch- 
liche Bearbeitung  genommen  worden  ist.  Beide 
sehen  in  der  Bodenrente  ein  Monopol,  aber  auf 
entgegengesetzten  Wegen  erreichen  sie  in  ihren 
Deduktionen  das  Ziel,  dass  die  Beute  beim 
l'ebergaug  von  der  Beltauuug  wenig  ergiebigen 
Itodens  zu  fruchtbarerem  steigt. 

Andersons  Reutenlehre  entwickelt  sich  fol- 
gendermassen :  Der  Marktpreis  des  auf  Boden 
von  verschiedener  Fruchtbarkeit  erzeugten  Ge- 
treides  wird  durch  die  Produktionskosten  des- 
jenigen Getreides  bestimmt,  das  dem  unfrucht- 
barsten Grundstücke,  was  zur  Deckung  des 
Bedarfs  kultiviert  ist,  abgewonnen  wurde. 
Ein  solches  Grundstück  zahlt  keine  Pachtrente. 
Bei  der  zweitbesteren  Bodenklasse  macht  die 
Differenz  zwischen  deu  Bestelluugskosten  des 
Pachters,  einschliesslich  der  Löhne  an  seine 
landwirtschaftlichen  Arbeiter,  und  dem  Getreide- 
preise die  Heute  des  Grundeigentümers  aus. 
Die  Pachtrente  erhöht  sich  demnach  nach 
Massgabe  der  steigenden  Fruchtbarkeit  des 
Bodens  bezw.  nach  Massgabe  des  Anwachsens 
der  Differenz  zwischen  dem  unfruchtbarsten 
und  dem  fruchtbareren  Kulturboden.  Anderson 
deduziert  nun  weiter,  «lass  die  Pachtrente  auf 
die  Erhöhung  des  Getreidepreises  insofern  ein- 
flusslos ist.  als  der  Grundeigentümer,  als  Em- 
pfänger der  Rente,  durch  Meliorationen  aller 
Art  dafür  besorgt  sein  wird,  die  Fruchtbarkeit 
seiner  Grundstücke  zu  erhöhen,  um  eine  Stei- 
gerung sowohl  seiner  Rente  als  der  Getreide- 
produktion zu  erzielen.  Diese  Mehrung  der 
Getreideerzeugnng  schliesst  aber  ein  Aufwärts- 
steigen der  Preise  aus,  ja.  wird  im  Gegenteil 
eher  zu  einem  verhältnismässigen  Abschlag  der- 
sclttcn  führen.  Anderson  kommt  daher  zu  dem 
.Schluss,  dass  die  Meliorationen  und  damit  die 
Steigerungen  der  Getrcideprodnktion  erst  an« 
dem  Renfenbezng  sich  ergeben  und  dass  mit 
dem  Aufhören  der  Heute  die  Getreidepreise  in 
die  Höhe  gehen. 

Vgl.  über  Anderson:  Mac  Culloch,  Litera- 
ture  of  politieal  econoiny,  London  1845,  o.  68ff. 
.lames  Auderson,  Drei  Schriften  Uber  Koruge- 
setze  und  Grnndreute.  Mit  Einleitung  und 
Anmerkungen  von  Lnjo  Brentano.  Leipzig  1893. 
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Andrews,  Elisha  Benjamin. 

i  geb.  1844  in  Hinsdale,  Staat  New  Hampshire. 

:  übernahm  als  Dr.  der  Theologie  und  der  Recht« 
1883  die  Professur  der  Geschichte  und  Natiotiat- 

.  Ökonomie  an  der  Brownschen  Universität  zu 
Providence,  Staat  Rhode  Island,  und  übt  seit 
1888  seine  Lehrtätigkeit  als  Professor  der 
Nationalökonomie  und  Finanzwisscnsrhaft  am 
(ornell  College  zu  Ithaka,  Staat  New  Vork.  ans. 
Kr  veröffentlicht«-  in  Buchform:  Institut«*  >>f 

«  noutics.  neueste  Ausg.  Boston  188H.  und  von 

Aufsätzen  in  „Andover  Review"  etc.  u.  a.:  Po- 
litieal econoiny  old  and  new  und  Trusts  a.  «  Ord- 
ing to  official'  investigations.  LI  Nitrit. 


Anerbenrecht. 

I.  Begriff  uiul  Ursprung  des  Anerla-iir«-«  hts. 
II.  Das  ältere  Auerbenrecht  und  seine  weiteren 
Schicksale.  III.  Das  gemeine  Grunderbrecht  vor 
und  nach  dem  Inkrafttreten  des  Biirgerl.  Gesetz- 
buchs*. IV.  Das  neuere  Anerbenrecht.  V.  Fort- 
setzung. Die  neuesten  Preuss.  Gesetze  für 
Renten-  und  Ansiedelnngsgüter  uiul  für  West- 
falen. VI.  Die  Stellung  des  Bürgerl.  Gesetzbrn-hes 
zum  Auerbenrecht.    VII.  Schlussbctrachtiing. 

I.  Begriff  und  Ursprung  des  A  n  erben - 
recht«.  Bogriff  uiul  l'rsjuntig  des  älteren 
uiul  des  netteren  A.  sind  wesentlich  verschie- 
den. Ein«.-  gemeinsame  lV'griffslH'stimtniing 
kann  daher  nur  allgemein  sein  und  lässt 
sich  dahin  gelten,  dass  unter  A.  zu  ver- 
stehen ist  ein  Son<lerorlireeht  des  ländlichen 
Grundbesitzes,  dazu  Wstimmt,  den  IVdier- 
gang  «1«'S  ungeteilten  Naohlassgutes  nach 
einem  ermässigton  Wertansehlage  auf  einen 
von  mehreren  "Miterneu,  den  sog.  AimmIwii 
herlM-iztiführen. 

Ein   Sonderrecht    für  den  Grundbesitz 
wird  sieli  da  hildeu ,  wo  «*s  «lesx-u  wirt- 
sehaftlichem  Bedürfnisse  outspricht  un«l  zu- 
gleich durch  «lie  staat liehen,  an  den  Grund- 
Itesitz  sieh  kiifmfcndtm  Interessen  gerecht- 
fertigt Lst.  Den  Beh'g  für  diesen  allgemeinen 
Satz  bietet  die  Eiitwiekeluug  «los  Hämischen 
I  Rechts,  wo  die  mancherlei  Sondervorschriften 
!  für  «lie  praedia  in  solo  Italic«»,  freilich  nieht 
i  auf    erbrecht liehe m    Gebiete  nachweisliar. 
nach   dem  Anwachsen   des  Bauern  Staat  <  s 
zum  Weltreiche  un«l  der  damit  verbiiii« leneu 
wirtschaftlichen  rmwälzung  allmählich  vei- 
•  seltwauden. 

l'eber  den  l'rsjirung  «les  A.  un<l  <lie 
Frage,  ob  tlassells'  auf  germanische  R»vhts- 
anschauungen  zurückzuführen,  ist  neuerdings 
lobhaft  gestritten.  Fast  sämtliche  Volks- 
nah te  und  auch  noch  «1er  Sacliseuspiegol 
bevorzugen  für  die  Erbfolge  in  das  Grund- 
eigentum die  Söhne  vor  den  Töchtern,  und 
dem  gleichen  Zwecke  der  Erhaltung  <i«^s 
Grundltositzes  in  der  Familie  dienleti  auch 
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andere  Institutionen  des  filti'ti'ii  deutschen 
Rechts,  namentlich  da.-,  zur  Zeit  der  Heehts- 
bücher  bereits  ausgebildete  Beisprurhsrecht 
der  Eilten  und  der  noch  im  Sachsenspiegel 
sich  findende  Grundsatz.  <lass  der  Erbe  für 
Schulden  dos  Erblassers  nur  mit  der  fahrenden 
Hal->  aufzukommen  liatto.  Aber  «  in.-  Bevor- 
zugung eines  von  mehreren  berufenen  Mit- 
<  rtfii  ist  dem  älteren  Rechte  nicht  bekannt, 
der  Sachsenspiegel  tjcstimmt,  das«,  wenn 
mehren-  «'in  Grundstück  crl>en.  der  Aeltere 
teilen  und  der  Jüngere  wählen  soll.  Jedoch 
würde  der  Schluss  nicht  bcirrüudet  sein, 
da**  dir  Teilung  auch  in  j*  1 1» -j-  älteren 
/«■it  die  Kogel  gewesen  wäre :  die  Agrarver- 
fassiing  und  die  der  germanischen  Vor- 
stellung eigentümliche  Idee  der  Hausgemein- 
schaft, in  welcher  der  Hausherr  uml  Eigen- 
tünier  nicht  als  I n< Pi \  iduiuti .  sondern  als 
Repräsentant  der  Familie  angesehen  wurde 
und  der  Fortfall  des  Hauptes  nicht  den 
Hausv.rband  aufhob,  wirkten  sicherlieh  auf 
den  Zusammenhalt  des  Besitzes  hin.  In- 
dessen als  Reditsiustitut  hat  sieh  di*-  «lein 
Anerltonrecht  eigentümliche  Einzelorhfolgo 
erst  später,  ungefähr  gleichzeitig  mit  dein 
Kindringen  des  römischen  Keehts.  entwickelt, 
jedenfalls  im  Zusammenhange  mit  dem  in- 
zwischen entstandenen  wirtschaftlichen  Be- 
dürfnisse, und  ilie.  den  Grundsätzen  des 
römischen  Rechts  durchaus  widersprechende 
verschiedene  Vererbung  des  Grundeigentums 
und  des  sonstigen  Vermögens  ist  dann  Jahr- 
hunderte hindurch  von  der  ländlichen  Be- 
völkerung mit  der  grössten  Zähigkeit  ver- 
teidigt und  schliesslich  zur  Anerkennung 
gebracht  worden. 

Broutaiiü  (über  Anerbenrecht  und 
Grundeigentum  S.  7— U)  führt  das  Auf- 
kommen der  Kinzelerbfolge  auf  Frankreich 
zurück,  wo  die  der  germanischen  Hausge- 
meinschaft entspringende  Stellung  des 
Aeltesten  als  des  Vennögensverwalters  der 
Hausgemeinschaft  durch  unrichtige  An- 
wendung römischer  Rechtsprtmdsätze  in  die 
des  Alleinerlten  und  Eigentümers  umge- 
wandelt sei.  Wenn  diese  Darstellung  zu- 
trifft, so  rechtfertigt  sie  keinesfalls  die 
Folgerung  B.s,  dass  die  S<  »ndererbfolgc  in 
den  Grundbesitz  französisch -romanischen 
rrsprungs  sei.  Hatte,  wie  B  annimmt 
(S.  S|.  ftercits  die  germanische  Rechtscut- 
wickelung ein  Recht  des  Aejtesten  auf 
reliemahme  der  Verwaltung  der  Haus- 
gemeinschaft ausgebildet,  sr»  betraf  die 
juristische  Cinbildung  dieses  Verhältnisses 
in  ein  (durch  das  Bcispruehsrecht  der 
Familienangehörigen  U.'sclu-änktes»  Eigen- 
tumsreeht  mehr  die  Form  als  die  Sache, 
und  die  Eutwickelung  beruht  recht  eigentlich 
auf  germanischen  Rechtskcimon.  I-etztoros 
ist  uamentlieh  auch  die  Auffassung  von 
(?  ierke. 


Auf  die  Eutwickelung  des  älteivn  An- 
erltonrechts  hat  das  Aufkommen  iler  Grund- 
herrschaft  einen  wesentlichen  Einfluss  geübt. 
Das  Interesse  des  Gutsherrn  und  spater 
des  I^aiidcsherrn  an  der  Erhaltung  leistungs- 
fähiger Bauerngüter  führte  zur  Mevorzngung 
der  Söhne  vor  den  Töchtern  und  zur  Einzel* 
orhfolge  als  Majorat  oder  Minorat,  während 
die  übrigen  Geschwister  auf  massige  Ab- 
findungen aus  dem  Hofe  oder  auch  nur  auf 

•  die  fahrende  Habe  angewiesen  wurden.  Ks 
wäre  aber  unrichtig,  den  H-sprung  der-  A. 

'selbst  auf  die  Grundhorrschaft  und  die  da- 
mit zusammenhängende  l'nfreiheit  des 
Bauernstandes  zurückzuführen.  Einesteils 
findet  sich  das  A.  auch  liei  den  freien 
Hauerngütern  vorzugsweise  in  Xiodersaehsen 
und  in  Ostfriesland,  hier  auf  altgermanisches 
Recht  zurückführend,  andernteils  hat  das 
Oberoigentum  des  Grundherrn  keineswegs 

ÜlMl-all     die    Geschlossenheit     fies  HesitZe.s 

zur   F«.|ge   gehabt,    namentlich   nicht  am 

•  Rhein,  wo  nach  Gothoin  noch  bis  zur  fran- 
zösischen Revolution  die  Hälfte  des  Gruud- 

I  ln'sitzes  im  hofrecht  liehen  Verbände  stand. 

I  Eliensuwonig  liegt  ein  entscheidendes  Moment 

j  in  der  ]H>rsönliehen  Freiheit  oder  l'nfreihcit; 

I  die  grosso  Mehrzahl  der  Hauern  in  Xieder- 

!  .Sachsen  und  im  südlichen  Westfalen,  wo 
die  Geschlossenheit  des  Besitzes  und  die 
Kinzelerbfolge  überwiegt,  ist  seit  vielen 
Jahrhunderten  |>ersönlich  frei,  während  nach 

:  \,  u  d  w  i  g  (Der  badische  Bauer  im  IN.  Jahr- 
hundert. Abhaudl.  i|es  staatsw.  Seminars  zu 
Strasburg.  Heft  1ö)  unter  der  ]>ar/.c||ierondcn 
süddeutschen  Kleiniranerschaft  die  J^eil^ip-n- 

'  schaft  bis  gegen  Ende  des  1*.  Jahrhunderts 
weit  verbreitet  war.  Aus  diesen  von 
So  ring  (in  der  Vorbemerkung  zu  IM.  V 
des  Werkes  über  die  Vererbung  des  länd- 
lichen Grundbesitzes  im  Königreich  IVeussen) 
näher  entwickelten  Gründen  rechtfertigt  sieh 
die  von  ihm  gezogene  S-hlussfolgeruug, 
dass  e>  vorheiTschend  die  natürlichen  Win- 
schaftslNNlingimgen  waren,  daneben  auch 
der  Einfluss  der  Stammessitte,  welche  für 
hiergegen  die  Ausbildung  der  Gesehlosscn- 

'  heit  des  Besitzes  und  das  A.  den  Aussehlag 
gaben. 

II.  Das  ältere  Anerbenrecht  und  Meine 
weiteren  Schicksale.  Das  ältere  A.  ist 
ein  Recht  des  bäuerlichen  Grundbesitzes. 
Der  grössere  Gmndl»esitz  fand  seine  Kr- 
.  haltunggogenülH-r  der  nivellierenden  Wirkung 
des  römischivehtlichen  Erbrechts  in  anderen 
Rechtsgebilden .  vorzugsweise  im  Eehens-, 
Fideikoinmiss-  und  Brivatfürstenrecht.  Es 
lieruhte  vorzugsweise  auf  Gewohnheitsrecht, 
das  später  oftmals  in  Weistümern.  Dorford- 
nungen  und  Ilofivchten  kodifiziert  wurde, 
dann  auch  mit  dem  Erstarken  der  I*mdes- 
hoheit  in  landesrechtlicho.  genendisierende 
Verordnungen  überging.    Das  ältere  A.  hatte 
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vielfach    den   Charakter  dos  absoluten 
Rechts,  schloss  also  eine  entgegenstehende 
letzt  willip  ■  Verfügung  aus.  es  war  vermöge  der 
Geschlossenheit  der  meisten  kluorlichen  Be- 
sitzungen auch  mit  Toilungslieschränkungen 
für  don  Eigentümer  und  bei  «Ion  abhängigen 
Bauorstellon   auch   mit  Beschränkung  der 
Vorschuldungsmöglichkoit  verbunden.  Der 
Umfang  der  Bevorzugung   dos  Gutsülwr- 
nehmers  (Anerben)  war  verseldedon,  vielfach  i 
hatte  das  A.  den  Charakter  eines  Singular- ; 
erbroeht.s  auf  den  Hof.  hei  dem  tl«»n  (Hingen  i 
Geschwistern  entweder  bloss  ein  Erbrecht  | 
auf  den   übrigen  Naohkiss  oder  höchstens 
ein  Hecht  auf  Abfindungen  aus  dem  Hofe 
zustand.   —   Ein    anschauliches   Bild  des 
I>ebensganges  einer  derart  unfreien  Bauem- 
familio    im  Minden  -  Hnvonshergischen  hei 
Riehl,  Westf.1I.  ßauemmht.  S.  s — 14. 

Es  ist  klar,  dass  ein  Hechtsinstitut  dieser 
Art  mit  der,  modernen  Roehtsout  Wickelung 
nicht  vereinliar  war  und,  wenn  nicht  eine 
zeitgemässe  Umformung  gelang,  der  Gefahr 
des  gänzlichen  Untergangs  ausgesetzt  war. ') 

Die  Beseitigung  des  gntshorrlichon  Ver- 
bandes, der  bäuerlichen  leisten  und  der 
rechtlichen  Gebundenheit  der  Bauerngüter 
im  Anfange  dieses  Jahrhunderts  beraubten 
das  Anorlienrecht  einiger  wesentlichen 
Stützen. 

Auch  die  früher  herrschende  national- 
ökonomische  Theorie  mit  ihrer  einseitigen 
Betonung  des  Reinertrags  und  ihrem  Ruf 
nach  möglichst  ungehinderter  Bewegung 
des  beweglichen  Kapitals  und  dos  Grund- 
besitzes war  domsollien  nicht  günstig. 

Endlich  brachten  auch  die  in  immer  wei- 
tere Kreise  eindringenden  Ideen  der  for- 
malen Rechtsgleichheit  und  der  unterschieds- 
losen Behandlung  des  Mobiliar-  und  Im- 
mobiliarbesitzes durch  die  Gesetzgebung 
das  Anorlienreeht  in  eine  missliche  Stellung. 

So  wurde  denn  das  Anertamreeht  ent- 
weder gleichzeitig  mit  dem  Erlass  der 
bäuerlichen  Emanzipatious-  oder  Ablösttngs- 
gesotzo  o<ler  doch  bald  danach  in  dem 
grössteu  Teil  der  deutschen  Staaten  be- 
seitigt. In  denselben  fristete  es.  fortan  des 
staatlichen  Zwangs  beraubt  und  den  zer- 
setzenden Einflüssen  «1er  Zeit  preisgegeben, 
nur  noch  als  bäuerliche  Sitte  ein  kümmer- 
liches Dasein. 

Ja  es  schienen  die  Tage  für  die  Existenz  ' 
dieses  dereinst  weit  verbreiteten  und  kräf- 
tigen Instituts  gnzilhlt  und  d-r  Augen  hlick 
nicht  mehr  fem  zu  sein,  da  dasselbe  zu  den 
Rechtsantifpiitaten  gi> werfen  werden  würde. 

Freilich  in  einigen  derjenigen  Gegenden.  ■ 


\l  Das  Folgende  Iiis  zum  Schlurr  dt'r 
Ziff.  2  ist  aus  dem  v.  Miaskowskis»  In  n  Artikel 
Uber  Anertienre<  ht  in  Aufl.  1  d.  W.  Übernommen. 

I>.  Verf. 


in  denen  sich  von  altershor  krSftigo  Inner- 
liche Wirtschaften  in  grosserer  Anzahl  er- 
halten hatten,  wie  namentlich  im  nordwest- 
lichen Deutschland,  ist  das  Verständnis  für 
die  Bedeutung  des  Anorbenreehts  den 
Bauern  selbst  sowie  den  grosseren  Grund  - 
besitzem,  den  Justiz-  und  Verwaltungs- 
beamten  nie  ganzlich  abhanden  gekommen. 

l'nd  aus  (Uesen  (regenden  des  nieder- 
sächsischen  Meiorreehts,  aus  Lippe,  West- 
falen. Braunschwoig.  namentlich  aber  aus 
Hannover,  nicht  etwa  aus  den  östlichen 
Provinzen,  ist  denn  auch  die  Reaktion  gegen 
die  Forderungen  des  sog.  modernen  Reehts- 
bowusstseins  ausgegangen.  Aber  diese  Be- 
wegung allein  hätte  es  doch  niemals  zu 
nennenswerten  Resultaten  gebracht,  wenn 
ihr  nicht  zugleich  eine  tiefgehende  Um- 
wälzung in  der  sozialwirtschaftlichen  Theorie 
zu  Hilfe  gekommen  wäre. 

Diese  liatte  sich  immer  mehr  davon  inVr- 
zeugt.  dass  manche  I/mrsätzo  der  filteren 
Theorie  einseitig  um!  deshalb  falsch  sind 
und  dass  deifn  Forderungen,  bis  in  ihre  letzten 
Konsequenzen  durchgeführt,  zu  einer  Auf- 
lösung der  bestehenden  Ordnung  in  Gesell- 
schaft und  Staat  füluvn  müssen. 

In  jahrelangen  Kämpfen  mit  der  älteren 
chremat istischen  Richtung  hatte  die  neuere 
Theorie  einer  Reihe  von  I/hreu  zum  Ver- 
ständnis und  zur  Anerkennung  verhelfen 
und  damit  zugleich  auch  die  Voraussetzungen 
für  einen  Umschwung  in  der  Auffassung 
und  Behandlung  dos  Anorbonrechts  ge- 
schaffen. Oegonfllier  der  fast  ausschliess- 
lichen Betonung  des  Verkehrs  wert  es  hat  sie 
die  Bedeutung  des  Gebrauchs-  um!  speziell 
des  Ertragswertes  namentlich  für  diejenigen 
Güter,  die  gar  nicht  die  Bestimmung  haben, 
als  Handelsartikel  die  Hand  zu  w**ehsoln, 
zur  Geltung  gebracht.  Gegenüber  der  opti- 
mistischen Forderung  nach  unbegrenzter 
Teilung  und  Verschuldung  des  Grundbe- 
sitzes hat  sie  die  Aufmerksamkeit  auf  die 
sozial  wirtschaftlichen  Gefahren  ,  die  mit 
einer  zu  weit  getriebenen  Teilung  und  Ver- 
schuldung des  Grundbesitzes  verbunden 
sind,  gelenkt.  Gegenüber  dem  ausschliess- 
lichen Bestreben  ,  den  Grundbesitz  mit. 
Hintansetzung  jetler  anderen  Rücksicht  in 
die  kapitalkräftigsten  Hände  zu  bringen, 
hat  sie  den  sozialwirtschnfthcheu.  sittlichen 
und  politischen  Wert  des  dauernden  Fa- 
milionhesitzes  betont  und  dem  Prinzip  der 
möglichst  intensiven  kapitalistischen  Be- 
fruchtung des  Grundbesitzes  das  Prinzip 
der  >Werkfortset7.ung<-  als  ein  gleich  - 
berechtigtes  zur  Seite  gestellt.  Endlich 
hat  sie  gegenüber  dem  momentanen  Nutzen 
des  Grundbesitzes  als  einer  Erwerbsquelle 
für  den  Einzelnen  seine  dauernde  Bedeu- 
tung für  die  Gesamtheit  und  gegenüber 
dem    Streben    nach   dem  grüsstmüglioheii 
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Reinertrag  «Ii«'  Notwendigkeit  einer  dem 
Gesamt  wohl  entsprechenden  Verteilung  des 
Grundbesitzes  zur  Geltung  gebracht. 

Damit  waren  «Ii«-  theoretischen  Voraus- 
setzungen gegeben  für  das  Verständnis  der 
grossen  Bedeutung,  die  der,  Kapital  und 
ArtVit  in  einer  Person  vereinigende,  fest 
auf  seiner  Scholle  sitzende  Bauernstand  für 
das  wirtschaftliehe,  sittlich* '  und  j>olitisoho 
Ix-bon  «l.'s  Volkes  l>o.sitzt.  rnd  konse- 
(juenterwei.se  mussto  damit  auch  das  Crteil 
T\\»h-  das  Anorlienrecht.  das  sich  als  ein 
wesentliches  Mittel  zur  Erhaltung  dog 
Bauernstandes  erwiesen  hatte  ein  günstigeres 

AVephfl. 

Das  in  den  70 er  Jahren  Unsen  s  Jahrh. 
aufgetauchte  Pn>blcm  bestand  demnach 
darin,  das  Wesen  des  alten  A.  mit  seinen 
für  die  Erhaltung  des  Gniudltositzes  güns- 
tigen Wirkungen  zu  konservietvn ,  dalwi 
aUr  da.-  A.  den  veränderten  I-obenslicdiii- 
gungen  und  Rechtsanscliauungen  harmonisch 
anzupa»en.  Hierbei  konnten  und  mussten 
folgende  Bestandteile  <|es  alten  A.  preisge- 
geben wenlen : 

1 .  die  Xatur  eines  absoluten  Hechts,  dem 
gegenüber  entgegenstehende  letzt- 
willige Verfügungen  des  Erblassers 
ausgeschlossen  waren, 
der  Ausschluss  der  Geschwister  des 
AnorU-n  von  der  Teilnahme  an  dem 
Werte  des  Anerl>engutes,  so  dass  ihnen 
nur  kleine  Abfindungen  aus  diesem, 
bisweilen  nicht  einmal  solche  zuge- 
standen wurden. 

'■'>.  eine  so  niedrige  Erlwinschätzung  des 
Anerbengutes,  daos  dadurch  Xachkiss- 
gläubiger  und  Vermächtnisnehmer  ge- 
schädigt wenlen  konnten. 

4.  Endlich  durfte  keine  Einschränkung 
de*  freien  Verfügungsn-chtes  des 
Eigentümers  unter  leitenden  mit  dem 
A.  verquickt  werden.  Ob  eine  Ein- 
schränkung der  fivien  Toill>arkoit  und  , 
der  Besitzühertragung  an  den  Gress- 
grundbesitz  als  notwendig  erscheint, 
ist  eine  andere  Frage,  die  mit  der1 
Erbrochtsrcform  nicht  zusammen- 
hängt. 

III.  Dan  gemeine  Grunderbrecht  vor 
und  naeh  dem  Inkrafttreten  de»  RürgerL  | 
Gesetzbuchs.     Auf    den    vorbezeichnelen  I 
Grundlagen  beruht  die  noucnlings  in  einer '. 
Reihe  von  Staaten  erfolgte  Neuregelung  de.s 
A.    Da-  A.  hat  hierbei  den  Charakter  eines 
Sonderrechts  Inhalten,  und  zu  .seinem  : 
Vei-ständnis  bedarf  es  daher  zunächst  eines; 
Hinweises  auf  diejenigen  Bestimmungen  des 
allgemeinen  Erbrechts  vor  und  nach  Erlas- des 
Bürgerl.  Gesetzbuches,  welche  mit  dem  An-' 
erbemivhte  zusammenhangen,  d.  h.  welche 


ländlichen  (tinndlM\sitzes auf  einen  leistungs- 
fähigen Familienangehörigen  zu  erleichtern 
orlor  zu  erschweren. 

a)  Die  Möglichkeit,  durch  Verfügung 
von  Todeswegen  für  die  ungeteilte  Er- 
haltung eines  landlichen  Besitztums  Sorge 
zu  tragen ,  ist  beschränkt  durch  (las  nach 
dem  römischen  Rechte,  wie  nach  ilen  neuen 
Gesetzbüchern  geltende  Pflichtteils- 
reeht.  Zum  Pflichtteile  lierechtigt  sind 
nach  allen  in  Deutschland  geltenden  Rechten 
die  Descendenten.  fa«t  überall  auch  die  As- 
cendenten.  Die  Ot^schwister  halben  nach 
gemeinem  Rechte  dann  ein  Pfliebtteilsrecht, 
wenn  ihnen  eine  liescholtone  Person  vorge- 
zogen  werden  soll .  wahrend  ihnen  ein 
solches  Recht  nach  dem  pn-uss.  Allg.  ljuid- 
roeht,  dem  sächsischen  Gesetzbuch,  dem 
französischen  Recht  und  in  Württemberg 
überhaupt  vorsagt  ist.  Die  Mehrzahl  der 
neueivn  Rechte  (Pivussen.  Sachsen, 
Württemberg)  gieht  auch  dem  Ehegatten 
den  Anspruch  auf  ein  Pflichtteil,  nach  ge- 
meinem Recht  steht  nur  der  armen  Witwe 
ein  Xoterbivcht  auf  1  !a  des  Nachlasses  zu. 
Das  Bürgerl.  (iesetzb.  g  2.K»3  macht  die 
Eltern.  Abkömmlinge  (Descendenten)  und 
den  Ehegatten  pflichttoilsbeivehtigt.  Die 
Onlsse  des  Pflichtteils  beträgt  für  die  Des- 
cendenten ; 

nach  gemeinem  Recht  und  dem  Sachs. 
B  ü  r  g  e  r  I  i  c  h  e  n  G  e  s  e  t  z  b  u  c  h  : 
beim  Vorhandensein  von 
1    4  Kindern  1  :t  der  Intestat]M>rt.ioii, 

.*>  und  mehr  1  >  ,. 


nach  preussi schein 
beim  Vorhandensein  von 


Recht": 


1 


Kindern  1  i  der  Intotatpoition, 


•ignet  sind,  den  T'ebergang  des  ungeteilten  fügung.  dun 'Ii 


3 — 4 

.")  und  mehr     ..        -  ;s  .. 

.  nach  f  ra  n  z  <">  s  i  s c.  h  e  m  Recht : 
beim  Vorhandensein  von 

1  Kinde  '  ?  der  Iub>stat|mrtion. 

2  Kindern  ■  x  .. 
.1     ..        und  mehr  i!  i  .. 

Asccndenteti  und  Ehegatten  haben  nach 
den  meisten  Gesetzen  Anspruch  ;mf  1  '*  der 
Intestat|^rtion. 

Das  B.O.B,  hat  allgeinein  den  Pflichtteil 
auf  die  Hälfte  der  Intestatportion  festgesetzt. 
Behufs  Berechnung  der  Höhe  des  Pflicht- 
teils ist  der  Wert  des  Nachlasses  zu  schätzen 
(B.G.B,  ü  J311).  auch  wenn  er  von  dem 
Erblasser  angegeben  ist.  Von  dieser  Vor- 
scluift  enthält  jedoch  der  unter  3  ff.  ange- 
zogene i*  ->:i]'>  eine  wichtige  Ausnahme. 

Zu  erwähnen  ist  noch  aus  dem  Gesetz 
vom  4.  -luni  lsr)<>  für  Westfalen  die  Vor- 
schrift lü  1),  dass  eine  besonden"1  emiässigt«» 
Taxe  für  die  Abschätzung  von  (intern  in 
dein  Falle  in  Geltung  tritt,  das.-  eine  Ver- 
weiche ein  I-mdsrut  einem 
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Deseondenten  oder  dem  überlebenden  Ehe-  stücke  al*  Grundsatz  vorgeschrieben  (Code 
garten  zugewendet  wird,  worpii  Verletzung  ;  civ.  Art.  826)  und  für  das  gerichtliche  T«m- 
des  Wliehtteils  angefochten  wird.  Ennässigte  j  lungsverfahrcn,  welches  die  Regel  bildete, 
Taxen  kommen  ferner  nach  den  für  die  die  Bildung  von  Losen  angeordnet,  bei  vier 
Provinzen  <  'st-  und  Westprcussen  für  das  auf  jedes  Los  eine  gleiche  Menge  lieweir- 


geriehtliche  Taxverfahreu  geltenden  Vor- 
schriften in  Anwendung  (Ost prenss.  Provin- 
zialrecht  Zus.  29  u.  3o.  West  prenss.  Regie- 
rungs-Instruktion  v.  21.  September  1773, 
$  XIII  Nr.  Villi.  Venmln.  v.  22.  März 
1N44,  Ges.  v.  4.  Mai  In."). 

Ii)  l  ntestaterfolgo.  Wie  bekannt, 
begründet  innerhalb  der  zur  Erbfolge  l>e- 
rufenen  Klassen  Geschlecht  und  Alter  nach 
dem  gemeinen,  überall  in  Deutschland  gelten- 
den Kcehte  keinen  Vorzug,  und  das  B.G.B, 
hat  sich  dem  angeschlossen.  Gleich  nahe 
Vorwandte  sind  also  gleichberechtigt,  ohne 
rntersclüed,  ob  es  sich  um  bewegliches 
oder  unbewegliches  Vermögen  handelt. 
<)  Kr  bau  se  i  n  a  n  de  tse  t  z  u  n  g.  Nach 

wenn  die 
Ermessen 


vom 


lieber  und  uulteweglicher  Sachen  entfallen 
miisste  {Art.  S32  das.).  "Diese  Nötigung  zur 
NatiiKilteiluug  von  Grundstöcken  ist  Um- 
seitig! für  das  Rheinische  Recht  durch 
das  Cresetz  vom  22.  Mai  1NN7  (insbooiidere 
S  9).  für  Baden  durch  das  Gesetz  vom 
26.  April  ISsfi,  duich  welche  Gesetze  die 
Jfrhan.scinandcrsctx.ung  ähnlich  wie  im 
uhrigen  Deutschland  geordnet  ist. 

Das  B.G.B,  unterwirft  das  Roch  1  >  \  eil  läll- 
nis  der  Miterben  den  für  die  Gemeinschaft 
geltenden  Vorschriften,  jedoch  unter  mehreren 
Abweichungen.  Der  gemäss  Sj  2042  an- 
wendbaiv  Si  752  bestimmt,  dass  die  Auf- 
hebuug  der  Gemeinschaft  durch  Teilung  in 
Natur  erfolgt,  sofern  solche  ohne  Ver- 
minderung des  Werts  der  zu  tcilemlen 
Gegenstände  möglich  ist.  andernfalls  durch 
Verkauf  des  gemeinschaftlichen  Gegenstandes 
(bei  <  Irundstfieken  nach  den  Vorschriften 
über  Zwangsversteigerung)  und  Teilung  des 
Erlöses.     Die  Teilung  darf  vortragsmässig 


gemeinem   Hechte  hängt 
Ei-Ikmi  sieh  nicht  einigen, 
des  Richters  ab.  ob  er 

1.  die  Naturalteilung  des  Naehlassgrund- 
stüekes  verfügen,  oder 

2.  das  Nachlassgrundstfick  einem  der 
Erben  ungeteilt,  mit  der  Verpflichtung, 
die  anderen  zu  entschädigen,  zu- 
sprechen, oder 

3.  «lassell«'  zur  öffentlichen  Versteigerung 
bringen  und  die  Verteilung  des  Er- 
löses bewirken  will. 

Das  preussische  Recht  giebt  in  £  1N0 
lies  Des.  v.  13.  .luli  1NN3,  das  aber  in  dieser 
Beziehung  kein  neues  Recht  geschaffen  hat, 
jedem  Miterlwm  das  Recht,  teilungshallier 
auf  notwendige  Subhastation  des  Nachlass- 
grundstücke* anzutragen.  Für  die  Provinzen 
Westfalen,  Ost-  und  Westpnfuissen  gelten 
zwar,  auch  soweit  es  sich  um  die  Ausein- 
andei-setzung   zwischen   Mitorlien  handelt, 

die  oben  angeführten,  eine  ermässigte  Taxe ;  gedankeu  des  Anerbenrechts 
vorschrei I »enden  Gesetzosliostiinmungcu,  aber  I  bestimmt  nämlich  a)  ij  2049 
sie   haben   für  die   Erhausoinandcrsetzung  |  lasser  angeordnet 
keine  massgebende  Bedeutung,  weil  olwn 
jeder  MiterlM'  die  Möglichkeit  hat.  durch  den 
Antrag  auf   Subluxation   das  Grundstück 
zum   Verkauf  zu  bringen.     Immerhin  ge- 
währen diese  Tax  Vorschriften  insofern  eine 
Erleichterung  für  den  robernohmer,  als  der 
Vorrnuiidschaftsriehter  bei  der  Auseinnnder- 
setzuug  mit  beteiligten  Mündeln  die  Taxe 
gelten  zu  lassen  hat.  wenn  nicht  besondere 
Bedenken   obwalten,  vgl.  g  Si  des  Gesetzes 
vom  1.  Juni  lS.r>(!. 

Im  Gebiete  des  f  ra n z ö s i sc h e n  Rechts 
verfolgten  die  Vorschriften  des  <  odo  civil 
über  das  Erbmht.  insbesondere  die  Erb- 
auscinandei-setznng.  aus  \» »litis«  hen  Gründen 


oder  durch  den  Erblasser  für  längstens  30 
Jahn'  ausgescldossen  werden  (SS  2044.  749 
ff.).  Nach  dein  Vorgange»  mehrerer  Gesetz- 
gebungen ist,  wenn  ein  Miterfie  seinen  An- 
teil vor  der  Auseinandersetzung  au  einen 
Dritten  verkauft,  den  übrigen  Miterben  ein 
vererbliches  V  o  r  k  a  n  f  s  r e  c  h  t  eingeräumt 
IS  2034). 

Neben  diesen  für  den  lteweglichen 
und  den  unbeweglichen  Nachlass  gemein- 
sanien  Bestimmungen  enthält  alter  das 
Bürgerliche  Gesetzbuch  in  seiner  Schlnss- 
fassung  einige  wichtige  Sondeiiiesrim- 
inungr-n  für  die  Vererbung  von  I,andgütern, 
welche  eine  Annäherung  an  den  Gmnd- 

'Uthalten.  Es 
Hat  der  Ert>- 
dass  einer  der  Miterbeu 
las  Recht  haben  soll,  ein  zum  Nachlass 
gehöriges  lvuidgut  zu  übernehmen .  so  ist 
im  Zweifel  anzuuehmen,  dass  das  Gut  zu 
dem  Ertragswerte  angesetzt  werden  soll, 
j  Der  Ertragswert  Itcstimmt  sich  nach  dem 
Reinertrage,  den  das  I«andgnt  nach  seiner 
bisherigen  Bestimmung  bei  onliiungsuiassiger 
Bewirtschaftung  nachhaltig  gewähron  kann, 
b)  Dieselbe  Vorschrift  gilt  nach  §  l'd'»  für 
den  Kall,  dass  die  IViiernahme  eines  zum 
Gesamtgute  einer  aufgelöst*»!!  Oütergemein- 
schaft    gehörenden    Ijmdgutes  angeordnet 


<  2312  enillich  soll,  wenn 
ingeordnet  hat  oder  Milche 


wird,  c)  Naci 
der  Erblasser 

Anordnung  gemäss  J}  2040  anzunehmen  ist, 


absichtlich  das  Bestreben,  den  grösseren !  dass  ein  ljundgut  zum  Ertragswerte  zu 
Grundbesitz  zu  zertriimmern.     Zu  diesem  !  übernehmen  ist,  der  Ertragswert.  falls  der 


Behuf e  wurde  die  Naturalteilung  der  Grund-  Gutsübernehmer  Abkömmling,  Vater.  Mutter 
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oder  Ehegatte  lies  Erblassers  ist,  auch  für 
die  Berechnung  des  Pflichtteils  der  übrigen 
ErUm  massgebend  sein. 

Die  Festsetzung  der  Grundsätze,  nach 
denen  in  den  obigen  Fällen  der  Ertragswert 
des  Landgutes  festzustellen,  ist  durch  Art. 
137  deg  Einführungsgesetzes  dem  Landes- 
rechte ül>erlas»eu. 

IV.  Dax  neuere  Anerbenrecht.   Zu  er- , 
wähnen    sind    zunächst   die  landwirt-1 
schaf  1 1  i  che  ii  Erbguter  und  die  auf 
die  Vererbung  geschlossener  G  fiter 
liezüglichen  Bestimmungen. 

Die  Erbgüter  sind  zu  charakterisieren 
als  Nachbildungen  des  Fjunilienfidoikom- 
misses  für  ilen  bäuerlichen  Besitz,  sind  also 
unveräusserlich  und  unverschuldbar.  Die 
in  Bayern  (fies.  v.  22.  Febniar  1S.">)  und 
Hesson-Darmstndt  (Oes.  v.  11.  Sej»- 1 
tendier  lS."iK)  ziigelasseuo  Errichtung  solcher 
Güter  hat  indessen  fast  nirgends  stattge- 
funden. In  Mecklenburg- Schwerin 
ist  mit  gnVsscivm  Erfolge  durch  die  Ver- 
ordnung vom  24.  Juni  lSOi)  eine  analoge 
Einrichtung  für  die  häm-rüchen  Erbjiacht- 
güter  eingefnhti. 

Die  Geschlossenheit  (riiteilbarkeit)  des 
Stammguts  im  Gegensatz  zu  den  sogenannten 
walzenden  Grundstücken  hat  sich  im  König- 
reich  S a  c  h  s  e  n  (Ges.  vom  3»  K  Noveml»or  1 843), 
in  einigen  kleineren  mitteldeutschen 
Staaten  und  im  Bad  i  sc  heu  Schwarz- 
wald  erhalten.  Im  Königivich  Sachsen  soll 
noch  etwa  :l  i  der  Gesamtfläche  gesehloss4>ner 
Besitz  sein.  Ein  besonderes  Erbrecht  be- 
stellt alier  in  Sachsen  für  diese  ges<hlossenen 
Besitzungen  nicht,  so  dass  sie  im  Erbfalle, 
da  die  Teilung  ausgeschlossen  ist,  zum  Ver- 
kaufe kommen,  wenn  nicht  durch  Testament 
oder  Einigung  der  Erlien  für  die  Krhaltung 
in  der  Familie  Vorsorge  getroffen  ist.  In 
Bad eii  beruht  die  Einrichtung  der  ge- 
schlossenen llofgüter  auf  dem  Edikt  vom 
23.  März  INHS  (Zusätze-  g  zu  Art.  *27  des 
Badi scheu  Ijandrechts):  das  auf  Grund  des 
Gesetzes  vom  23.  Mai  Ishs  erfolgte  Fest- 
stellungsv erfahren  hat  «Tgt-ben.  dass  4942 
»ih-her  Hofgüter  in  löu  Gemeinden  bestehen. 
Dem  gesetzlichen  Erlien  gebührt  hier  gesetz- 
lieh die  Voileilsgi'reclitigkeit,  .1.  h.  das  Hecht 
zu  verlangen,  dass  ihm  das  Nachlassgut  zu 
einem  .»kindliehen  Anschläger  überlassen 
werde,  d.  lt.  unter  Abzug  von  1  m  bis  1  i 
der  gewöhnlichen  Taxe. 

Auf  dem  Gebiete  des  eigentlichen  An- 
erben rechts  sind  ergangen: 
für  Preussen  das  Gesetz  l*otreffei»d  das 
Hfifoiveht  in  der  Provinz  Hannover  vom 
l.  Juni  1S74  mit  Ergänzungsgesetzen  vom 
2-1.  Februar  1*80  und  20.  Febniar  1SS4: 
das  Gesetz  betreffend  da«  Höferecht  im 
Kreise  Herzogtum  Lauenburg  vom  21. 
Februar  1*81 :  die  Undgüterordnung  für 


Westfalen  und  die  Kreise  Rees.  Essen, 
Duisburg  und  Mülheim  a.  d.  R.  vom 
30.  April  18*2;  desgl.  für  Brandenburg 
vom  10.  Juli  1NS3:  desgl.  für  Scldeaien 
vom  24.  April  18*4:  desgl.  für  Scldeswig- 
Holstein  mit  Ausnahme  von  I^aneiiburg 
vom  2.  April  1*80:  desgl.  für  den  Re- 
gierungsbezirk Kassel  mit  Ausnahme  des 
Kreises  Rinteln  vom  1.  Juli  1877  :  das 
Gesetz  lietreffend  Eintragungen  in  die 
Höfe-  imd  l^andgüterrolle  ete.  vom  11. 
Juli  1891;  endlich  das  Gesetz  betreffend 
das  Anerlienreeht  liei  Renten  und  An- 
siedelungsgütern vom  S.  Juni  1890  und 
das  (noch  nicht  publizierte)  Gesetz  be- 
treffend das  Anerbenrecht  bei  Ijondgütern 
in  der  Provinz  Westfaleu  und  in  benach- 
barten rheinischen  Kreisen  von  1898. 
Die  beiden  letzteren  Gesetze  werden 
wegen  ihres  zum  Teil  besonderen  lu- 
lialts  und  ihrer  grossen  Bedeutung  im 
Folgenden  besonders  behandelt  (siehe  subV.) 
Von  älteren   noch  geltenden  Gesetzen 

sind  '.Uneben  für  Preussen  zu  erwähnen: 

die  sehleswigseho  Verordnung  wegen  des 
Näherreehts  an  die.  mehreren  Kindern 
oder  Kollateralerl ien  angefallenen  unzer- 
trennlichen Eigentums-  oder  Bondeugüter 
auf  der  Geest  vom  IS.  .Juni  1777  und 
das  kurhessische  Gesetz  über  die  Aus- 
einandersetzung der  I/ehons-,  Meier-  und 
anderen  gutsherrliehen  Verhältnisse  vom 
2b\  August  1*48.  dazu  das  preuswische 
Gesetz  vom  21.  Februar  1*70. 
Feitier  sind  ergangen: 

für  Oldenburg  die  Gesetz«'  für  das 
Herzogtum  Oldenburg  vom  21.  April  1872 
und  für  das  Fürstentum  Lübeck  vom  10. 
Januar  1*79; 

für  B  ra  u  nsc h  w  e i  g  die  Gesetze  vom  2<>. 
Mai  1*5*  und  vom "28.  März  IST  1 : 

für  Schau  in  bürg- Lippe  das  Gesetz  vom 
11.  April  1s7m; 

für  Bremen  das  Gesetz  vom  14.  Januar 
1870  im«  1  Nachtragsgesetz  vom  2s.  Juni 

]S*f.; 

für  Oesterreich  «las   Reichsgesetz  vom 
1.  April  18*1.1  lietreffend  die  Einführung 
besonderer    Erhtcilungsvorsehriften  für 
landwirtschaftliche  Besitzungen  mittlerer 
Grösse,  welches  aber  für  seine  Durch- 
führung   noch    den    Erlass  besonderer 
l*indcsgesetze  voraussetzt. 
Der  gemeinsame   Inhalt  der  neueren 
Anorbeimrchts-  od«T  Höfegesetzgebung  be- 
steht  darin,  dnss  für  gewiss« •  ländüch««  Be- 
sitzungen eine  gesetzliche  Vererhungsforni 
eingeführt   ist.  welche  die  Erhaltung  des 
ungeteilten  Bt^sitzes  in  der  Familie  und  zu 
diesi'in  Behnfe  den  relwigung  des  Besitzes 
auf  einen  begünstigten  l'ebernehmer  (den 
Anerben»  zu  fönlern  bestimmt  ist.  1  .'eberall 
handelt   es  sich  hierliei  nur  um  ein  1  n  - 
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testaterbrecht,   das  durch  letzt  willige  j  Gnindsteuerreinertrag  vorgesehrieb 

•blossen 


uas 

Vorhandensein  eines  ^Wohnhauses  wird  nicht 
gefordert.  In  Schlesien  ist  ein  Wohnhaus 
und  ausserdem  ein  Grundsteuenvinertrag 
von  00  M.  erforderlich.  Da  der  dtuvh- 
schnittliehe  Gmndstenerivinertrag  in  Bran- 
denburg U,(J  M.  pro  ha,  in  Westfaleu 
M.,  in  Schlesien  14,1  M.  betragt,  so  I*?- 
rechnet  sich  der  ungefähre  Minimalumfaug 
der  eiutragungsfälugen  Besitzungen  für 
Brandenburg  auf  8  ha,  Westfalen  auf  ;j  ha, 
Scldesien  auf  fast  4  ha. 

Der  Umfang  des  der  Vererbung 
nach  Anerbenrecht  unterliegenden 
Besitztums  bemisst  sich  in  Preussen  nach 
der  Eintr.iguug  in  die  Höferolle,  nur  für 
Hannc-ver  und  Lauenburg  ist.  venu  die 
Höferolle  nichts  Bestimmtes  ergiebt.  auf  das 
eu  eine  Löschung ,  Gnmdbuch  und  den  wirtschaftlichen  Zu- 
>lle  stattgefunden  \  sauimenhang  der  Grundst  ücke  zurückzugehen 
(Hannover  §  11,  Idenburg  §  1<»).  Neuer- 
werbungen worden  auch  in  der  Höferolle 
ohne  weiteres  dem  Besitztum  zugeschneiten, 
wenn  nicht  der  Erwerber  das  Gegenteil  be- 
stimmt. Mit  dem  Landgut  unterliegt  auch 
das  Zubehör  dem  Anerbenrecht:  über  den 
Begriff  des  Zubehörs  enthalten  nur  die  Ge- 
setze für  Hannover  (ij  12),  Laucnhurg  |§  11), 
Schleswig-Holstein  (§  Iii)  und  Kassel  (S  l.'t) 


Verfügung  des  Erblassers  ausgese 
oder  beschränkt  wenlen  kann. 

Das  Iutestatanerl>en  recht  ist  entweder 
unmittelliar  durch  Gesetze  eingeführt  (so  in 
Braunschweig,  Seliaumburg-Lip]>e  und  den 
sub  V  behandelten  preussischen  Gesetzen), 
oder  seine  Anwendung  Ist  von  <ler  auf  An- 
trag des  Eigentümers  erfolgeuden  Ein- 
tragung des  Besitzes  in  ein  besonderes 
Verzeichnis  (Landgüter-,  Höferolle)  abhängig 
(System  der  preussischen  Höfe-  und  I^aud- 
güterftrdnu  ngen).  Das  letzten.'  System  des 
indirekten  Intestatanerbomvchts  nähert  sich 
in  seiner  Wirkung  dem  Testamente,  es 
unterscheidet  sich  hiervon  aber  dadurch,  dass 
die  einmal  erfolgte  Eintragung  auch  für  die 
späteren  Erbfälle  ihm  Wirksamkeit  behält, 
sofern  nicht  etwa  inzwiscb 
des  Besitztums  in  der  Holl 
hat.  Zu  dem  Antrage  auf  Ixjschung  ist  der 
jeweilige  Eigentümer  jederzeit  befugt.  Die 
rechtliche  Konstruktion  des  neueren  An- 
erhenivehts  unterscheitlet  sieh  von  der 
älteren  dadurch.  dass  sie  sich  weder  an  die 
für  das  Familienfideikommiss  geltenden 
Grundsätze  anlehnt,  noch  eine  Sundernaeh- 
folge  tles  Anertien  in  das  Anerbcugut  zu 
Grunde  legt.  Vielmehr  erscheint  das  An- 
erbenrecht nur  als  eine  gesetzliche  Modi-  nähere  Bestimmungen. 


ükatiou  des  inneren  Verhältnisses  der  Erl»-  | 
beteiligten  unter  einander.  Ln  übrigen 
herrschen  zwei  Systeme.  Bei  dem  einen 
erwirbt  der  Anerbe  das  Gut  nach  Analogie 
des  legntum  vindieationis  unmittelbar  kraft 
Gesetzes,  mit  der  Verpflichtung,  den  Wert 
lies  Grundstücks  auf  sein  Erbteil  sieh  an- 
ivehnen  zu  lassen.  s«i  in  Hannover  (S,  IM), 
Lauen hurg  (§  l'J)  und  nach  den  zu  V  ge- 


D  i  e  subjektive  Befugnis,  als  A  n  - 
erbe  einzutreten  ist  meist  auf  erbende 
Nachkommen  des  Erblassers  beschränkt. 
In  Westfalen  (§  15)  und  Schlesien  (S,  10) 
steht  das  Anerbenrecht  auch  erbenden  Ge- 
schwisteni  zu,  in  Oldenburg  (Art.  l\  s,  1) 
Geschwistern  und  Aseendenton  des  Erlt- 
lassors  und  ihnm  Nachkommen.  Der  ül>er- 
lobondo  Ehegatte  hat  im  Falle  der  Güter- 


nannteu  neuesten  Gesetzen.  Nach  dem .  gemeinschaft  meist  eine  analoge  Stellung 
zweiten  System,  welches  in  den   übrigen  •  wir  der  AnerW  (Westfalen  §  11.  Sehleswig- 


proiissischeii  Gesetzen  angenommen  ist 
(z.  B.  Westfalen  §  JM,  Brandenburg  S.  10). 


Holstein  sj  17). 

Die  B  e  s  t  i  m  m  u  u  g 


des  Anerben 


bat  der  Anerbe  nur  das  Hecht,  bei  der  Aus-,  im  Einzelfalle  regelt  sich,  soweit  nieht 
einandeisetzung  von  den  Miterben  die  l'eber- 1  eine  letztwillige  Verfügung  des  Erblassers 

.   i  ...    r. ii  ..   .    r>...  i'i ,'   t.    .1  . l.    <„.».»..!  i„.. 


tragung  «1er  ihnen  zugefallenen  Gutsanteile  •  vorliegt 
gegen  Ersatz  des  Wertes  zu  fordern. 

Die  Hestimmung  derjenigen! 
Arten  \on  Besitzungen,  welche  unter 
das  Anerbenrecht  fallen,  ist  verschieden  ge- 
troffen. Wählend  die  aussorpreussischen 
Gesetze  nur  bäuerliche  Besitzungen  dem 
Anerltenn-eht  unterwerfen,  sind  in  Preussen 
auch  die  grösseren  Güter  ohne  rnterschied 
des  Emfanges  eiutragungsfähig.  nur  in 
Laucnhurg  süid  landtagsfähige  Hittergütor 
ausgeschlossen.  Die  Grenze  nach  unlen  hin 
ist  für  Hannover.  Selüeswig-Ilolslein,  I«iuen- 
burg  und  im  Regierungsbezirk  Kassel  da- 
hin gezogen,  duss  alle  mit   einem  Wohn 


nach  der  gesetzlich  feststehenden 
Reihenfolge  der  Benifung.  Das  Majorat 
bilde!  die  Hegel,  das  Minorat  findet  >ich  iu 
Teilen  von  Westfalen  (S  11).  von  Oldenburg 
(Art.  7,  *}  ])  und  von  Schleswig-Holstein. 
Im  Hegienuigsbezirk  Kassel  findet  keine 
gesetzliche  Berufung  statt  ,  sondern  im 
Mangel  gütlicher  Einigung  wird  die  Person 
des  Anerben  durch  einen  Familienrat  fest- 
gesetzt. 

Die  Grundsätze  für  die  Er- 
mittel u  n  g  d  e  s  Gut  s  w  e  r  t  s  stimmen 
darin  ültei-ein.  dass  der  Ert  rag s wert, 
nicht  der  Verkaufs  wert  massgebend  ist. 
Die    Feststellung   des   Wertes    erfolgt  in 


hause  versehenen  ländlichen  Besitzungen  |  Westfalen  und  Brandenburg  nach  der 
eiutragungsfähig  sind.  In  Brandenburg  und  Grund-  und  Gebäudostouer-Einschätzung,  in 
Westfalen  ist  ein  Mindestbetrag  von  7"*  M.  Hannover,   Ijauenburg.  Schleswig-Holstein, 
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Schaumburg-Lippe,  Oldenburg,  Rraunsehweig 
«lurch  Itesondere  Schätzung.  In  Sohlesien 
bildet  der  40  fache  Betrag  des  Grundsteuer- 
reinertrages den  t'eliernahniepreis,  doch  kann 
jeder  Miterbe  auf  Sehätzung  antragen.  In 
Hannover,  Lauenburg,  Schleswig-Holstein 
und  Schaiunbui-g-Ijnpe  wird  der  Ertrags- 
wert mit  dem  20-fachen  Botrage  kapitalisiert 
und  diesem  der  Verkaufswert  des  Inventars 
hinzugcroclinet.  Im  RogierungsWzirk  Kassel 
bestimmt  der  Familienrat  den  Uebernahino- 
preis,  der  sieb  aber  zwischen  dem  25  fachen  1 
und  45-faehen  Betrage  des  Grundsteuerrein-  J 
ertragos  liewegen  muss. 

Das  Voraus  für  den  Anerb«'ii  ist 
in  Hannover  (§   10),    ^Ulenburg  (*j  15),! 
Schleswig-Holstein  (§  11t  auf  1  :i.  in  Braun-! 
schweig  (ij  11)  auf  höchstens  1  :s,  in  Olden- ; 
bürg  auf  15 — 40  °o   des  ermittelten  Hof- 
wertes  festgesetzt.    In  Hessen  (s,  10)  hat 
der  Familienrat  Ijei   der  Wertsfeststellung 
den  Anerl>en  soweit  zu  Wvorzugen,  als  es! 
im  Interesse  der  dauernden  Erhaltung  des 
Gutes  erforderlieh  ist. 

Die  übrigen  preussiseheu  I.andgüter- 
«»rdnungen  und  das  Gesetz  für  Schaum- 
burg-Lipjie  kennen  ein  besonderes  Voraus 
nieht. 

Vorschriften  über  Ftsts.  ty.ung! 
n  nd  Ausbezahluug  «1*t  Abfind  u  ugen 
für  die  Miterben.  Nach  d.-n  (it^tzen 
für  Schaumburg-Lippe  (SS  ss— !ki,  85), 
Urämisch  weig  von  1874  («j  10).  Westfalen 
(§  10,  12)  und  Kasse)  (§  22)  kann  die  Aus- 
zahlung der  Abfindungen  minderjähriger 
Mitorbon  bis  zu  deren  Gmssiährigkcit  oder 
Verheiratung  ausgesetzt  worden,  wenn  den 
Mitorbon  bis  dahin  stand«  •sgemüsser  l'nter- 
halt  auf  dem  Gute  gewährt  wird.  Die  Ge- 
setze für  Hannover  ls).  Brandenburg 
<S  16).  Schlesien  (§  17).  Schleswig-Holstein 
{{?  23)  treffen  IirtüUt  nur  insoweit  Be- 
stimmung, als  dergleichen  letztwillige  Ver- 
fügungen des  Erblassers  nicht  wegen 
Pfiehtteilsverletzung  angefochten  weiden 
können. 

V.  Fortsetzung.  Die  neuesten  Preuss. 
Gesetze  für  Kenten-  und  AnHiedelungs- 
guter  und  für  Westfalen.  Die  Erfolge 
der  Höfegosctzgehung  in  Proussen  sind,  ab- 
gesehen von  Hannover  und  Idenburg,  ge- 
ring. Ende  1807  waren  in  die  Hofe-  und 
L'indgüterrollen  eingetragen : 

in  Hannover  07tH'is  Besitzungen 

,.  Ixtuenburg  51 S 

,.  Westfalen  2512  „ 

Brandenburg  7S  „ 

,.  Schlesien  43 

„  Schleswig-Holstein  30 

,.  Keg.-Bez.  Kassel  175 

Da  nach  der  thatsäehlichen  Erbsitte  zu 
schliesscn.  der  geringe  Gebrauch  der  Höfe- 
rollen nicht  auf  eine  Abneigung  der  Be- 


teiligten gegen  das  Anerl*cnrecht  an  sieh, 
sondern  auf  allerhand  äussere  Gründe  zu- 
rückzuführen war,  so  hat  die  preuss.  Gesetz- 
gebung in  neuester  Zeit  das  System  der 
fakultativen  Höferolle  verlassen.  Es  ge- 
schah dies  zunächst  in  dem  Ges.  v.  8.  Juni 
1800  betr.  das  Anerben  recht  bei 
Renten-  und  Ansiedelungsgütern. 
Der  räunüich  beschränkte  Geltungsbereich 
dieses  Gesetzes  umfasst  immerhin  schon  ein 
Gebiet  in  der  Grösse  des  Fürstentums  Wal- 
deck, da  bis  Ende  1800  zusammen  8115 
Kenten-  und  Ansiedelungsgüter  mit  103  27«  >  ha 
Fläche  gebildet  waren.  Der  Grundgedanke 
des  Gesetzes  hegt  darin,  daas  die  Erhaltung 
in  der  Hand  eines  leistungsfähigen  Besitzers 
für  diejenigen  Güter  von  besonderer  staat- 
licher Bedeutung  ist,  welche  durch  die  Ge- 
setzgebung und  durch  Aufwendung  erheb- 
licher Staatsmittel  im  Interesse  der  inneren 
Kolonisation  neu  geschaffen  sind.  Mit  Rück- 
sicht hierauf  sollten  die  für  die  allgemeine 
Regelung  des  ländlichen  Erbrechts  angeord- 
neten Erhebungen  über  die  thatsächliche 
Art  der  Vererbung  des  Grundliesitzos  (vgl. 
unten  sub  VII)  nicht  erst  abgewartet  worden, 
zumal  die  Rentcngüter  in  der  ganzen  Mon- 
archie verstreut  sind  und  eine  ülieivinstiin- 
metule   Rechtsgewohnheit   ülier   ihre  Ver- 


erbung sich  uoch 


d  hat  bilden  können. 


Das  Anerbenrecht  ist  als  Intestaterbrecht 
eingeführt,  die  letztwillige  Disposition  des 
Besitzers  bleibt  unbehindert,  es  sind  sogar 
erleichterte  Formen  der  Verfügung  für  ein- 
zelne Fälle,  namentlich  für  die  Bestimmung 
der  Person  des  Gutsül»eruehmers  (Anerben) 
zugelassen  (§  32).  Kür  die  Verfügung  unter 
Lebenden  sind  dagegen  gewisse,  dem  Be- 
griff des  Ancrlionrechts  an  sich  fremde  Be- 
schränkungen getroffen  |!s  7),  welche  in  der 
Rentengutsnatur  der  Besitzungen  ihren 
Grund  haben.  Soweit  diese  Beschränkun- 
gen über  die  bereits  aus  §  1  des  Renten- 
gutsgesetzes  vom  7.  VII.  lNOl  sich  ergeben- 
den hinausgehen,  finden  sie  auf  die  vor  In- 
krafttreten des  Gesetzes  von  l>0tj  begrün- 
deten Reiiteiigüter  keine  Anwendung. 

Die  in  4;  1  des  Gesetzes  bezeichneten 
Renten-  et«-.  Güter  werden  * AwrlH-ngüter 
durch  Eintragung  eines  entsprechenden  Ver- 
merks im  Grundbuch«':  diese  Eintragung 
erfolgt  von  Amtswegeu  für  alle  wirtschaft- 
lich selbständigen  Güter  der  bez«'ichneten 
Art.  Sie  v«>rli«ren  die  Anerlwngutseigen- 
schaft  erst  durch  Ix'jschung  des  Vermerks, 
und  diese  darf  nur  dann  erfolgen,  wenu 
nach  Ermessen  der  Generalkommission  das 
Gut  die  wirtschaftliche  Selbständigkeit  ver- 
loren hat  .  oder  der  Aufrechterhaltung 
dieser  Selbständigkeit  überwiegend«-  gemeiu- 
wirtschaftliche  I  ntoressen  entgegenstehen 
(§  5).  Durch  diese  Konstruktion  sind 
also  all«-   Zweifel   i'Ü«t   das   für  ein  Gut 
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in  Anwendung  kommende  Erbrecht  ausge- 
schlossen. Das  Anerbengut  fällt  in  Erman- 
gelung einer  entgegenstehenden  letztwilligen 
Verfügung  einem  der  Miterben  (dem  An- 
erben) kraft  des  Gesetzes  allein  zu  ($  10). 
Die  Reihenfolge  der  Anerbenberechtigten 
richtet  sich  in  den  Geltungsgebieten  der 
Höfe-  und  Iiandgüterordiiungen  nach  den 
Vorschriften  dieser  Gesetze,  im  übrigen  nach 
der  im  Gesetze  speziell  gegolieuen  Erbfolge- 
ordnung welche  den  Mannesstamm  und  die 
Erstgeburt  bevorzugt  (§  11  fg.).  Der  An- 
rechnungswert  des  Anerbengutes  wird  zum 
25 fachen  Betrage  des  Reinertrages  berechnet 
{§  17).  Krbschaftsschidden  und  Vermächt- 
nisse worden  zunächst  auf  das  ausser  dem 
Anerhengut  vorhandene  Vermögen  ange- 
rechnet. Worden  sie  durch  dieses  gedeckt, 
so  erhält  der  AnorU  1  a  des  vollen  Guts- 
wertes als  Voraus,  anderenfalls  1  s  des  nach 
Abzug  der  Schulden  etc.  verbleibenden 
Restes  des  Guiswertes  (§  18). 

Von  Unsoliderer  wirtschaftlicher  Bedeu- 
tung ist  die  Einführung  des  Renten- 
prinzips  auf  die  Krliabfinduugen.  Die 
Mitorberi  können.  abgesehen  vom  Kalle  einer 
anderweitigen  gütlichen  Vereinbarung,  ihre 
Erljanteile  am  Anerbengut.  soweit  diese  im 
einzelnen  den  Betrag  von  30  Mk.  oder  in 
ihrer  Gesamtheit  den  Jahresreinertrag  des 
Gutes  nicht  übersteigen,  nur  in  unkündbarer 
Geldroiite  verlangen  (§  '20). 

Zum  Schutze  der  Miterben  ist  ihnen  ein- 
mal ein  Vorkaufsrecht  auf  das  Anerbcngut 
für  die  Zeit  von  20  Jahren  eingeräumt  und 
ferner  die  Bestimmung  getroffen,  dass,  wenn 
in  dieser  Zeit  das  Gut  veräussert  wird,  der 
AncrU*  den  Botrag  des  Voraus,  bei  Teilver- 
äusserungen  einen  entsprechenden  Teil  des 
Voraus  nachträglich  in  die  Erbschaftsmasse 
einzuwerfen  hat  (§§  2b\  27). 

Dem  Anerben  ist  gleichgestellt  derjenige, 
welcher  aus  dem  Gesamtgute  eiuer.  durch 
den  Tod  eines  Ehegatten  aufgelösten  allge- 
meinen Gütergemeinschaft  oder  einer  auf- 
gelöslen  fortgesetzten  Gütergemeinschaft  ein 
Anerhengut  übernimmt  (ij  30  fg.). 

Im  Interesse  der  Tilgung  der  Erbschulden 
und  zugleich  um  den  MiterUn  wenigstens 
in  gewissem  Umfange  Kapitalabfindung  zu 
sichern,  ist  die  l'obernahme  der  Erbab- 
findungsrenten  auf  die  Renten  bank  zu- 
gelassen. Die  vorgeschriebenen  Sieherhoits- 
grenzen  (§  21)  entsprechen  ungefähr  denen 
des  Ges.  v.  7.  VII.  1*01.  Das  ganze  Gesetz 
wünle  von  wenig  praktischer  Bedeutung 
sein,  wenn  es  sich  lediglich  auf  den  Kail 
der  Intestaterbfolge  Uschränkto.  da  nament- 
lic)i  in  den  östlichen  Provinzen  die  sogen, 
antizipierte  Krbfolge.  d.  Ii.  die  Gutsühergalie 
unter  LeU'mleii  (durch  Altenteilsantrag  etc.) 
die  Hegel  bildet.  Cm  darauf  hinzuwirken. 
<lass  aueh   in   diesen   Fällen   eine  Ueber- 


lastung  des  Giitsüliernohmors  vermieden 
wird,  eröffnet  das  Gesetz  (§  33)  auch  für 
die  antizipierte  Erbfolge  die  Vermittelung 
der  Rentenbauk  für  die  Ablösung  der  Ab- 
findungen nnter  der  Voraussetzung,  dass 
die  Bedingungen  der  Gutsübernahme  nach 
ihrem  Gesaratergebnis  für  den  Uebernehmer 
nicht  ungünstiger  sein  dürfen,  als  sie  sich 
bei  der  Intestaterbfolge  nach  dem  Gesetze 
ergeben.  Die  I'ebernahme  auf  die  Renten- 
Itank  ist  auch  dann  zulässig,  wenn  die  Be- 
teiligten, um  sich  die  Vorteile  der  Renten- 
bank zu  verschaffen,  in  eine  verhältnis- 
mässige Kürzung  ihrer  zu  hohen  Abfindun- 
n  willigen;  es  wird  Sache  der  für  die 
willigiuig  der  Cebeniahme  zuständigen 
Generalkommission  sein,  durch  gütliche 
Einwirkung  auf  die  Beteiligten  solches  zu 
vermitteln. 

In  dieser  Gestalt  ist  das  Gesetz  mit 
grosser  Mehrheit  in  den  Häusern  des  Ijand- 
tages  angenommen  worden.  Dagegen  ist 
eine  andere  wichtige  Bestimmung  des  Ge- 
setzentwiu-fes  an  dem  Widerspruche  des 
Abgeordnetenhauses  gescheitert.  Der  Re- 
gierungsentwurf wollte  die  durch  allmäh- 
liche Tilgung  der  Erlwbfindungsrento  frei 
werdende  Grund  buchstelle  für  künftige  Erb- 
fälle  reservieren,  also  der  Verfügung  des 
Eigentümeis  entziehen.  Die  hierin  liegen- 
de gesetzliche  Verschulduiigsbesehränkung 
wurde  im  Herreiihause  lebhaft  begrüsst, 
fand  auch  noch  in  der  Kommission  des  Ab- 
geordnetenhauses Annahme,  wurde  alter  im 
Plenum  abgelehnt.  Der  erstmalige  Ver- 
such, auf  gesetzlichem  Wege  der  Zunahme 
der  Realverschiüdung  Grenzen  zu  setzen, 
ist  damit  gescheitert;  bei  der  hohen  prin- 
zipiellen Bedeutung  sei  der  betreffende  Pa- 
ragraph des  Entwurfes  hier  wiederyegel  »jn : 

$  2.").  Eine  nach  Massgabe  der  23 
und  2-1  begründete  Rentenbankrente  wird 
auch  nach  ihrer  völligen  oder  teilweisen 
Tilgung  im  Grundbuch  nur  gelöscht,  wenn 
da<  Gut  die  Anerbengutseigensehaft  verloren 
hat.  Die  Löschung  erfolgt  auf  Ersuchen 
der  Generalkommission. 

An  die  Stelle  der  Rente  kann  bis  auf 
Höhe  des  getilgten  Betrages  eine  andere 
nach  Massgabe  der  23  und  21  begründete 
Rentenbankrente  gesetzt  werden.  Auch 
kann  nach  MassgaU  der  erfolgten  Tilgung 
einem  Altenteil  oder  einer  sonstigen  Forde- 
rung auf  Antrag  des  Eigentümers  von  der 
Generalkommission  der  Rang  der  Renten- 
bankrente. unter  Vorbehalt  des  Vorzugs- 
recht« für  den  noch  nicht  getilgten  Teil 
dieser  Rente,  eingeräumt  werdeu.  Dies  ist 
ausser  bei  Altenteilen  nur  bei  Meliorations- 
darlehen oder  in  dringenden  Ausnahmefällen 
zulässig.  Die  Festsetzung  der  näheren  Be- 
dingungen,  unter  denen   vorstehende  Be- 
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Stimmungen  Anwendung  finden,  bleibt  den 
Ausfülirungsvorsehriften  vorbehalten. 

Di»?  dem  AI*.  2  entsprechenden  Ein- 
tragungen im  Grundbuch  erfolgen  auf  Er- j 
suchen"  der  Genoralkommission  in  der  Spalte  | 
Veränderungen.. 

DieEinführungdesGes.ist  ohne  Schwierig- 1 
keit  von  statten  gegangen,  auch  hat  das  (i. 
keineswegs,  wie  von  .seinen  Gegnern  voraus-  : 
gesagt  wurde,  absehreckend  auf  die  Nachfrage 
nach  Renten- und  Ansiedlerstellen  eingewirkt. 

In  der  Konstruktion  ähnlich,  im  Mate- 
riellen sich  mehr  an  die  westfälische  Land- 
güterordnung anlehnend,  ist  da»  noch  nicht 
publizierte,  aber  nach  lebhaften  Erörterungen 
von  der  preiiKsischen  Landesvertretnng  an- 
genommene Gesetz  betreffend  das  Anerben- 
recht  bei  Landgütern  in  der  P  rovinz 
Westfalen  und  den  Kreisen  Hees.  Essen 
(Land),  Essen  (Stadt),   Duisburg,  Ruhrort 
und  Mülheim  an  der  Ruhr.    Das  Gesetz , 
verdankt  seine  Entstehung  der  Jahrzehnte- ; 
langen  Bemühung  des  westfälischen  Rauern-  ; 
Vereins,  war  auch  im  westfälischen  Provin- ! 
ziallandtage  mit  grosser    Mehrheit    ange- 1 
nommen,  so  dass  seine  lebhafte  Bekämpfung  I 
schwer  begreiflich  erscheint.    I.andgut  ist 
nach  dem  Gesetz  jede  mit  einem  Wohu- 
hause  versehene  selbständige  Unternehmung 

'1).    Die  Eintragung  der  »Anerbenguts- ; 
eigenscliaft  im  Gruudbuche  erfolgt  auf  Er-  \ 
suchen  des  Spezialkommissars,  dieser  liat ' 
vorher  den  Eigentümer  zu  hören.  U'i  Mei- 
nimgsverschiedcnlieiten  entscheidet  eine  An- 
erbenkommissiou    (aus    dem  Spezialkom- 
missar  und  zwei  vom  Kreistage  gewählten 
Vertretern   bestehend),  gegen    deren  Ent- 
scheidung Beschwerde  an  eine  Rcrufungs-  i 
koirunission  (tastehend  aus  zwei  Mitgliedern 
der  Generalkommission  und  drei  von  <ler 
Land  Wirtschaft  stammet*  gewählten  Sachver- 
ständigen) zulässig  ist  (5j  ',)).    In  gewissen 
in  §  11  [«zeichneten  Distrikten  der  Provinz, 
wo  Realteilungen  häufiger  vorkommen,  er- 
folgt die  Eintragung  der  Anerhongutseigen- , 
schalt   nur  auf  Antrag  des  Eigentümers, 
also  nach  dem  alten  System. 

Für  die  Abfindungen  der  Mitorl>en,  so- 
weit sie  im  einzelnen  den  Betrag  von 
RH)  M.  übersteigeu.  ist  das  Rentenprinzip 
eingeführt  Jedoch  ist  abweichend  von  dem 
Gesetz  von  lSiKJ  dem  Renten U-rccht igten 
die  Kündigung  eingeräumt  (sj  3<»>  und  zwar 
mit  Rücksicht  darauf,  dass  eine  Vermilto- 
lung  der  staatlichen  Rentenlank  für  die 
Ablösung  der  Rente  hier  nicht  eröffnet  ist. 
Die  westfälische  Ijandgüterordnung  wird 
durch  das  Gesetz  zum  1.  Januar  IM»  ausser 
Kraft  gesetzt. 

VI.  Die  Stellung  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuches  zum  Anerbenrecht.  In 
den  Artikeln  der  1.  Auflage  dieses  Werkes 
über  das   Anerbeurecht  sind  die  Anträge 
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und  Bestrebungen  erwähnt,  welche  dahin 
gingen,  das  A.  in  dem  Bürgerlichen  Gesetz- 
buch selbst  als  reiehsgesetzliche  Institution 
zur  Anerkennung  und  Geltung  zu  bringen, 
sei  es  nach  dem  System  der  Höferolle,  sei 
es  in  noch  weitergellender  Weise.  Diese  An- 
träge liaben  keinen  Erfolg  gehabt.  Dagegen 
gewährt  für  die  laudesgesetzliehe  Ausge- 
staltung des  A.  das  B.G.R.  einen  sehr  viel 
weiteren  Spielraum,  als  der  erste  Entwurf 
beabsichtigte. 

Nach  Art.  b4  des  Einführungsgesetzes 
bleiben  unberührt  (d.  h.  nach  der  Sprache 
des  Gesetzes:  bleiben  bestehen  und  können 
auch  neu  eingeführt  wordeu)  die  landes- 
gesetzlichen  Vorschriften  über  das  Anerben  - 
recht  in  Ansehung  land-  oder  forstwirt- 
schaftlicher Grundstücke  nebst  deren  Zul>e- 
hör.  nur  darf  das  testamentarische  Ver- 
fOgungsrecht  des  Erblassers  landesrechtlich 
nicht  beschränkt  werden.  letztere  Ein- 
schränkung ist  nicht  von  wesentlicher  Be- 
deutung, da  nach  einer  anderweiteu  Vor- 
schrift (Art.  ">'.»)  die  laudesgesetzliehe»  Vor- 
schriften über  Familienfideikoinniisse.  Lehen 
und  Stammgüter  ebenfalls  unberührt  bleiben, 
die  Landesgesetzgelmng  also  in  der  Form 
von  Stammgütern  auch  Bildungen  einführen 
kann,  bei  denen  die  testamentarische  Ver- 
fügung ausgeschlossen  ist.  Im  übrigen  ist 
der  Vorl>eliait  des  Art.  (>4  unbescliränkt.  im 
Gegensatze  zu  den  Vorschriften  in  Art.  S3 
— NT  des  Entwurfs  1.  Lesuug  und  lässt  der 
I^andesgesetzgebung  freie  Hand,  alle  mit 
dem  Anerbenrecht  in  Zusammenhang  stehen- 
den Rechtsverhältnisse  abweichend  von  den 
Grundsätzen  des  R.G.B,  zu  ordnen.  Nament- 
lich kann  landesrechtlich  für  die  Abfindung 
der  Miterbeu  die  Form  der  Rentenschuld 
vorgeschrieben,  ebenso  kann  das  Pflicht- 
teilsrecht  geändert  werden. 

VII.  Sehlusxbetrachtung.  Eine  unb«v 
fangen.»  Würdigung  des  A  »erben  rechts 
stösst  in  Zeiten  lebhafter  agrarischer  und 
politischer  Bewegung  auf  I «»sondere  Schwie- 
rigkeiten. Für  die  augenblickliche  Notlage 
eines  Teiles  der  Lindwirtsehaft  ist  eine 
Erbreclitsrcfonn  natürlich  ohne  Wirkung. 
Sie  ki-euzt  dadurch  etwas  den  Kurs  der- 
jenige», welche  die  politische  Gesamtkraft 
der  deutschen  Laudwirte  zunächst  und 
hauptsächlich  für  das  Ziel  einer  staatlichen 
Hebung  der  Reinerträge  einsetzen  möchten. 
Eben  wegen  jener  augenblicklichen  Wir- 
kungslosigkeit fällt  es  auch  den  prinzipiellen 
Gegnern  des  Anerbenrecbts  nicht  schwer, 
die  Reform  manchen  Ijuidwirten  als 
angeblich  itcdeutungslos  zu  diskreditieren. 
Den  Anhängern  einer  Agrarreform  grossen 
Stiles  gebt  wieder  das  Anerbenivclit  nicht 
weit  genug.  Man  weist  darauf  hin,  dass 
durch  eine  Aenderung  des  Erbrechts  nur 
eine  (Quelle  der  l.'cberschuldung  gestopft 
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wird  und  dass  die  Erhaltung  eines  konsoli- 
dierten lftndliehen  Besitzes  noch  andere 
Massnahmen  erfordert.  Die  grundsätzlichen 
Gegner  einer  Agrarreform  andrerseits  be- 
argwöhuen  das  Auerbenreeht  fds  eineti 
ei-ston  Schritt  zur  Wiedereinführung  > mittel- 
alterlicher' Zustände  und  suchen  das  Frei- 
heitsgefühl und  Selbstliewnsstsein  des 
Bauernstandes  gegen  dasselbe  in  die 
Schranken  zu  rufen. 

Alle  diese,  von  sehr  entgegengesetzten 
Standpunkten  ausgehenden  Einwendungen 
werden  atn?r  dem  Wesen  des  Auerbenrechts 
nicht  gerecht,  wie  sich  das  aus  folgendem 
ergiebt. 

Was  zunächst  die  letztgedachte  Gruppe 
der  Gegner  betrifft,  so  ist  schon  liei  den 
1894  er  Verhandlungen  des  Vcreius  für  So- 
zialpolitik von  Thiel  mit  Recht  hervorge- 
hoben, das«  der  unter  der  Sitte  des  An- 
erbenrechts leljende  westfälische  1  lauer  an 
Selbständigkeit  und  berechtigtem  Selbstge- 
fühl wahrlich  nicht  von  dem  nassauischen 
«nler  Eifeler  Parzellenlwuer  ttl>ertroffen  wird, 
noch  weniger,  wie  hinzuzusetzen  ist,  von 
den  herabgekommenen  polnischen  Kleinbe- 
sitzern, die  vermöge  fortgesetzter  Natural- 
erbteihing  in  einem  Teile  Üborschlesiens 
den  früheren  leistungsfähigen  Bauernstand 
verdrängt  haben  (vgl.  daritt>or  Verhand- 
hingen des  IjandesOkonomiekollegiums  1S.S3. 
S.  2r>0.  2~)2).  Im  übrigen  lässt  das  moderne 
Anerbenrocht.  mag  es  nach  dem  Höferollen- 
system  oder  als  Intestaterbrecht  konstruiert 
sein,  das  Recht  des  Besitzers  zu  Verfügun- 
gen unter  Lebenden  und  von  Todeswegen 
vollständig  unberührt.  Es  würde  über- 
flussig sein,  dies  besonders  hervorzuheben, 
wenn  nicht  auffälligerweise  das  ArierU-n- 
roeht  immer  wieder  als  ein  Eingriff  in  die 
Dispositionsfreiheit  des  Besitzers  hingestellt 
und  unter  diesem  Gesichtspunkte  liekämpft 
worden  wäre. 

Der  zweiten  Grupj>e  der  Gegner,  denen 
das  Anerbenreeht  nicht  weit  genug  geht, 
hat  Verfasser  schon  früher  entgegengehalten 
(Verhandlungen  des  Vereins  für  Sozial- 
politik 1S5M,  S.  G~>).  dass  eine  Aenderung 
des  Erbrechts  selbstredend  nicht  dazu 
t»estimmt  sein  kann,  solchen  Mängeln  der 
bestehenden  Agrarverfassung  abzuhelfen,  die 
sich  auf  den  Verkehr  unter  Lebenden 
1h -ziehen  und  dass  die  <>rdnung  des  länd- 
lichen Erbrechts  eine  Anfgalic  für  sich  dar- 
stellt, deren  an  sich  schwierige  praktische 
Lesung  nur  noch  mehr  erschwert  werden 
muss,  wenn  man  sie  mit  anderen  Aufgaben 
vorbindet.  Die  Fragen  wegen  etwaiger  Be- 
schränkung der  Verschuldungsfrciheit!  wegen 
Einschränkung  des  Kealkredits  zu  Gunsten 
dos  Personalkredits ,  wegen  Massregehi 
gegen  unwirtschaftliche  Bositzzorsplitterun- 
gen.   gegen  die  Aufsaugung  selbständiger 


kleiner  Besitzungen  durch  den  Grossgrund- 
l^esitz  und  andere  mehr  erheischen  nicht 
bloss  wegen  ihrer  weitergehenden  wirt- 
schaftlichen Bedeutung  eine  besondere  Be- 
handlung, sondern  hegen  auch  durchweg 
auf  einem  Gebiete,  wo  der  Staat,  wenn  er 
überhaupt  vorgehen  will,  nur  mit  Zwangs- 
vorsehriften.  die  eine  gegenteilige  I'rivat- 
disposition  ansschliesseu.  zum  Ziele  gelangen 
kann,  während  das  Anerbenrecht  von  einem 
solchen  Zwange  absieht. 

Gerade  vom  Standpunkte  derjenigen  end- 
lich, welche  durch  staatliehe  Massnahmen 
eiue  Hebung  der  ländlichen  Reinerträge  zu 
erreichen  anstreben,  ist  es  eine  unabweis- 
bare Notwendigkeit,  gleichzeitig  mit  jenen 
Massnahmen  auch  auf  eine  Abstellung  der 
in  dem  jetzigen  Erbrecht  liegenden  Ver- 
sehuldungsursaehe  Bedacht  zu  nehmen. 
Denn  es  ist  unwiderleglich,  was  in  dem 
der  preussischen  Agrarkouferenz  mitgeteilten 
»Arl>eit8programm«  hierüber  gesagt  wird 
(Druckbericht  S.  XI.  XII),  dass,  wenn  die 
Reineinnalunen  aus  der  Land  w  iiischaft 
plötzlich  selbst  auf  das  Dopt>elte  stiegen, 
bei  fortwirkenden  Ursachen  der  Verschuldung 
der  Zustand  der  l'eberschuldung  des  Grund- 
besitzes in  wenigen  Generationen  wieder 
der  alte  sein  würde. 

Die  Erörterung  der  obigen  Einwendungen 
hat  schon  gezeigt,  dass  die  Bedeutung  des 
Anerbonrechts  weder  nach  der  einen  noch 
nach  »1er  anderen  Seite  üt>ertriebcu  werden 
darf.  Die  Ordnung  des  ländlichen  Intestat- 
erbrechts berülirt  zwar  das  Problem  der 
Agrarreform  in  seinem  Kernpunkte,  aber 
sie  erschöpft  es  nicht. 

Für  die  Rechtfertigung  und  die  Art  und 
Weise  der  Gestaltung  des  Anerbenreehts 
orgelien  sich  nun  folgende  Gesichtspunkte. 

Das  Intestaterbrecht  als  die  gesetzliche 
Regel  der  Erbfolge  muss  der  herrschenden 
Erwitte  entsprechen,  damit,  wenn  der  Erb- 
lasser keine  letztwillige  Verfügung  hinter- 
lässt,  die  Erbfolge  seiuem  mutmasslichen 
Willen  entsprechend  geordnet  wird.  Wo 
also,  wie  im  grösston  Teile  vou  Deutschland, 
der  l>bergang  des  ungeteilten  Besitzes  auf 
einen  der  Familienangehörigen  der  Sitte 
entspricht ,  darf  nicht ,  wie  es  nach  dem 
jetzigen  Rechtszustande  der  Fall  ist.  der- 
jenige zum  Erlasse  einer  letztwilligen  Ver- 
fügung genötigt  werdeu ,  der  sich  dieser 
Sitte  anschliessen  will,  sondern  dieser  Zwang 
darf  uur  der  Minderheit  der  Beteiligten  auf- 
erlegt werden,  also  denen,  die  von  der  Sitte 
abweichen  wollen. 

Diesem  Standpunkt  scheint  sich  auch 
Brentano,  der  wissenschaftliche  Haupt- 
gegner des  Auerbenrechts,  nicht  mehr  ganz 
zu  verschliessen  (S.  XXXIX,  XL  der 
Vorrede  des  unten  im  Texte  erwähnten 
Werkes.)    Sein  Gegengrund,  dass  das  ge- 
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schrielieneReeht  auf  die  den  individuellen  Ver-  1  a  n  »1  o  s?  ge  r  i  c  h  t  s  b  e  z  i  r  k  Kol  n.  Berlin 
hältuisseu  und  Bedürfnissen  entsprechenden  1K!)7  (Verlag  P.  Parey),  ferner  Bd.  II.  den 
Privatdispositionen  der  Be teiligteu  überhaupt  i  ( >  b e r  1  a  n  «1 e s ge  r  i c Ii  t  s  1» e z  i  r  k  Frank- 
kaum  von  Einfluß  sei.  trifft  thatsächlich  j  f  urt  a.  M.  betreffend,  bearbeitet  von  Dr. 
in  gewissem  Masse  zu.  wieder  zähe  Wider-  1  R.  Hirsch  (181)7),  Hd.  VI.  die  Provinz 
stand  des  Bauernstandes  gejren  da*  gemeine  Hannover  betreffend,  liearltoitet  von  Dr. 
Erbrecht  zeigt,  ist  aber  legislatorisch  nieht ,  Fr.  G  ross  man  n  (18!)7|.  Bd.  V,  den  O  Ii  er- 
verwertbar, weil  er  zuviel  beweist.  Denn  |  landcsgoriehtshezirk  Hamm  lierref- 
mit  demselben  Grunde  könnte  man  derlfend,  bearbeitet  von  Ludwig  (traf  von 
Bevölkerung  ein  ihren  Gewohnheiten  noch  Spee  (ls'.ls).  Es  ist  nieht  möglieh,  auf 
sehr  viel  mehr  widersprechendes  Krbivehts-  den  reichen  Inhalt  dieser  Schriften  hier  näher 
system aufnötigen, z.B. dem niedersächsischen  einzugehen.   Sie  Itostätigen  im  grossen  und 


Bauernstande  statt  des  gemeinen  Heeht 
das  des  Code  civil.  Jene  grosse  Wider- 
standsfähigkeit der  ländlichen  Erbgewohn- 
heit gegen  Alter  dem  Gesetzesrecht  ist  sicher- 
lich ein  Moment  dafür,  dass  die  Wirkung 
einer  gesetzlichen  Erbrechtsreform  nicht 
überschätzt  werden  darf,  alter  einen  Grund 
für  die  Wahl  des  einen  oder  des  anderen 
Erbreehtssystems  bildet  sie  nicht. 

Von  diesem  Standpunkte  aus  ist  die 
t  hat  sächliche  Art   der  Vererbung 


ganzen  das  aus  den  früheren  Erhebungen 
bereits  liekannte  BUd,  wonach  im  grössten 
Teile  Norddetitschlands,  namentlich  in  deu 
Gegenden  des  niedersäehsischen  Stammes 
das  Anerbenrecht  als  Rechtssitie  heimisch 
ist.  Von  ganz  besonderem  Interesse  ist  die 
in  Westfalen  Alter  das  Schicksal  der  weichen- 
den Miterben  (Abfindlinge)  aufgenommene 
Enquete  (S.  20*— 217  des  obigen  Werkes). 
Sie  giebt  über  4f»(>l  Abfindlinge  von  12* (4 
Höfen    Auskunft    (darunter  407   von  1H2 


•les  ländlichen  Besitzes  für  die  ganze  ' kleinen  Höfen),  regelmässig  haben  sieh  die 
Frage  von  entscheidender  Bedeutung,  weil  !  Gemeindevorsteher  in  jedem  einzelnen  Falle 
aus  ihr  die  Sitte  und  Rechtsüberzengnng  über  die  allgemeine  I^age  der  GutsAber- 
der  Beteiligten  am  sichersten  zu  erkennen  nehmer  und  der  Abfindlinge  geäussert, 
ist.  Während  bis  vor  kurzem  hierüber  kaum  j  Nach  dem  Ergebnisse  dieser  Erhebung 
Material  vorhanden  war.  ist  in  neuerer  Zeit  ;  kann  für  die  Provinz  Westfalen,  von  der 
der  Ennitteluug  der  Erbgewohnheiten  \  oft  als  Grund  gegen  das  Aueibenrecht  an- 
gn-sse  Sorgfalt  zugewendet,  und  es  liegen  geführten  Behauptung,  dass  die  Abfindlinge 
reicldialtige  Augaben  hierüber  vor.  Zu  er-  der  Proletarisierung  anheimfielen,  nicht  die 
wähnen  sind  zunächst  die  Erhebungen  des  i  Bde  sein. 

Vereins  für  Sozialjtolitik  (Bäuerliche  Zu- 1  Scheidet  man  die  männlichen  Abfindlinge 
stände  in  Deutschland.  A  Bde..  lssi:i).  ffir 
Preusseu  die  gleichartigen,  durch  die  land- 
wirtscliaftlichen  Vereine  veranstalteten  Er- 
hebungen (abgedruckt  in  den  Verhandlungen 
des  lindes-' »ekonomie-Kollegiums.  III.  Ses-| 


na< 


Uirer  Herkunft  von  kleineren  oder 
grosseren  Besitzungen  (unter  und  Al>er 
7'  ha).  so  ergiebt  sieh  für  sie  folgende 
Berufsgliederung : 


nter- 
leiter 


Selbständige  Ijmdwirt 
Si  tust  ige  seil  «ständige 

itehmer  und  Betriebs 
Liberale  B-rufe,  Beamte  etc. 
in  der  l«ind  Wirtschaft 

l'nsolbstnndige  

in  Gewerbe  und  Handel 


sion,  2.  Sitzungsperiode,  Berlin  isXi).  für 
Baden  und  Württemberg  die  in  den  NO  er 
•lahren  veranlassten  amtlichen  Enqueten. 
Ferner  sind  in  neuester  Zeit,  und  zwar  zu- 
fällig gleichzeitig  für  Preusseu  und  für 
Bayern  durch  Mhiisterialverfügtmgen  vom 
Mai  IStM.  umfassende  amtliche  Erhebungen 
eingeleitet,  deren  Ergebnis  zum  Teil  bereits 

vorliegt  1  Beruf  unbekannt,  Kranke  etc. 

DieBenchtsauffonlerung  war  m  Preusseu   \us„,.w  ani},,^ 
an  sämtliche  Amtsgerichte  und   Luidräte,  "    ' " 
im  rechtsrheinischen  Bayern  an  sämtliche 
Amtsgerichte  und  Notare  gerichtet. 

Die  Verarbeitung  des  hierauf  einge- 
gangenen umfangreichen  Materiales  ist  für 
Preussen  unter  I^eitung  des  PrefesMtrs 
Sering  durch  IM  Herren,  mit  einer  Aus- 
nahme Mitglieder  oder  frühere  Mitglieder  des 
Berliner  staatswissenschaftlichen  Seminars, 
erfolgt.   Erschienen  sind  bis  jetzt  der  erste 
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Für  Bayern  hat  die  Bearbeitung  des 
Materials  Dr.  Ludwig  Fick  ülternommen, 
das  Werk  ist  mit  einem  Vorwort  von 
L.  Brentano  als  S.  Stück  der  Mün- 
c  h  euer  v  o  1  k  s  w  i  r  t  s  e  h  a  f  1 1  i  c  h  e  n  Stu- 
dien unter  dem  Titel:  Die  bäuerliche 
Erbfolge     im  rechtsrheinischen 

Ein 


Bayern,  Stuttgart  1S*I5, .erschienen 
Band,  bearbeitet  von  Dr.  W.  Wy godzi  n  ski  •  Anerbenrecht  als  Rechtssitte  findet  sich  im 
in  Bjnn  unter  dem  Titel:  Die  Vererbung  größten  Teile  des  rechtsrheinischen  Bayerns, 
des  1  ä  n  d  1  i  c  h  e  n  G  r  u  n  d  b  e  s  i  t  z  e  s  im  mit  Ausnahme  der  fränkischen  Teile.  Für 
Königreich     Preussen.     I.     Ober- j  das  Gebiet  des  bayrischen  Landrechts,  also 
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den  giössten  Teil  dos  in  Betracht  kommen- 
den Gebietes,  heben  die  Berichte  fast  aus- 
nahmslos hervor,  dass  die  Absicht  der  Be- 
teiligten dahingehe,  den  Gutsüberuehmor  zu 
begünstigen  (S.  4M  des  Fi ck sehen  Werkes). 
Der  Boartoitcr  hat  sich  liemüht,  diese  über- 
einstiminende  Angabe  in  Zweifel  zu  ziehen  | 
(S.  44  fg.).  was  indessen  gegenüber  der  von 
ihm  selbst  an  anderen  Stellen  (S.  4- -IV)  ge- 
schildeilen  Zuverlässigkeit  und  Objektivität 
seiner  den  Verhältnissen  örtlich  nahestehen- 
den Berichterstatter  nicht  überzeugen  kann. 
Gegen  die  Bivntano-Ficksehen  Schlußfolge- 
rungen erklären  sieh  auch  Sering  und 
v.  Frey  he  rg  in  den  unten  angege)>enen 
Schriften. 

Wo  nun  hiernach  die  Voraussetzuniren 
für  die  gesetzliche  Einfühlung  des  Anerben- 
reeht.s  vorliegen,  müssen  auch  die  Be- 
dingungen der  Gutsübernahme  derart  ge- 
staltet sein,  um  dem  1  Tebernehmer  die 
dauernde  Erhaltung  des  Besitztums  zu 
ermöglichen.  Das  folgt  aus  dem  mutmass- 
lichen Willen  dos  Erblassers,  es  liegt  auch 
im  dauernden  Interesse  der  Familie,  nicht 
minder  im  Interesse  der  M Herben  selbst,  da 
die  Sicherheit  ihrer  hypothekarischen  Ab- 
findungen gefährdet  werden  wünle.  w«nu 
der  Gutsübernehmer  durch  einen  zu  hohen 
rebeniahmepreis  in  Vennögensverfall  go- 
bracht  wird  und  die  Wirtseliaft  dadurch  in 
Verfall  gerät.  Es  ist  auch  volkswirtschaft- 
lich durchaus  gellten,  denn  wo  in  einzelnen 
Gegenden  zwar  iler  I"el>ergang  auf  einen 
Erben,  aber  unter  regelmässig  zu  harten 
Bedingungen  üblich  ist.  treten  die  Nachteile 
der  roliersehuldung  iM-sonders  hervor 
(Stcngelo.  Das  Anerbenreeht  für  Süddeutsoh- 
land.  "S.  1<>4.  110,  vergl.  auch  S.  214,  21  ö 
des  Graf  S|"K'e-Seringschen  Werkes).  Ein 
derart  gestaltetes  Anerbenreeht  ist  volks- 
wirtschaftlich irnitioneller  als  der  Verkauf 
des  Besitzes  an  einen  kapitalkräftigen  l'elier- 
nehiner  und  die  Teilung  des  Erlöses  unter 
die  Erbengenioinsehaft.  oder  als  die  Natural- 
teilung des  Gutes  unter  die  Erben,  soweit 
solche  naeh  den  Kiüturverhältnisson  über- 
haupt möglich  ist.  Von  dem  bezeichneten  Ge- 
sichtspunkte ist  es  zunächst  selbstverständ- 
lich, dass  der  Erkmseinandei-setzuug  der 
Ertragswert,  nicht  der  Verkaufs- 
wert iles  Besitzes  zu  Grunde  gelegt  weiden 
muss.  Es  ist  eiu  innerer  Widerspruch,  auf 
d.>n  namentlich  der  jetzige  Finanzminister 
von  Miipiel  wiederholl  hingewiesen  hat. 
dem  («utsübernehnier  den  Verkanfswort  in 
Rechnung  zu  stellen,  wäluvnd  er  doch  nach 
der  Absieht  aller  Beteiligten  das  Gut  »mVii 
nicht  verkaufen,  sondern  dauernd  bewirt- 
schaften soll.  Gegen  einen  .Missbrauch,  der 
darin  liegen  wünle,  dass  der  Anerlie  das 
Gut  alsbald  verkauft  und  mit  dem  Erlöse 
davon  zieht,  sind  Kautelen  andeivr  Art  (Vor- 


kaufsrecht der  Mit.  rben.  Verpflichtung  zur 
Erstattung  des  Mehrerlöses  an  die  Erb- 
masse) möglich  und  in  den  neuesten  preussi- 
schen  Gesetzen  auch  Kreits  vorgesehen.  Aber 
abgesehen  von  der  Zugrundelegung  des  Er- 
tragswertes wird  zur  Ausgleichung  für  das 
den  Gutsül»eriiehmer  treffende  Risiko, 
welches  nach  der  modernen  Eutwiekelung 
der  Ijmd Wirtschaft  nicht  Gewinne,  wolü 
alier  Verluste  in  Aussicht  stellt,  regelmässig 
noch  eine  hesondotv  Bevorzugung  des  Unter- 
nehmers erfonlorlieh  sein,  um  ihn  im  Besitze 
zu  erhalten.  Ob  das  in  der  Form  eines 
liesouderen  Voraus  oder  durch  onnässigte 
Tax  Vorschriften  geschieht,  ist  von  geringerer 
Bedeutung. 

rnerlässlich  ei-seheint  ferner,  dass  der 
reljernehmer  gegen  unzeitige  Kündigungen 
der  Ka|)italabfiudungen  der  Miterbon  sicher 
gestellt  wird.  Der  inuner  allgemeiner  an- 
erkannten Natur  des  Gnmdliesitzes  als  eines 
Rentenfonds,  nicht  Kapitalfonds,  entspricht, 
es.  wenn  die  Abfindungen  der  Miterben,  so- 
weit sie  nicht  ans  sonst  vorhandenem  Ver- 
mögen gedeckt  werden  können,  als  unkünd- 
baren Rentenfonletungen  auf  dein  Grund- 
stücke eingetragen  werden.  Zur  Zeit  ist 
freilich  eine  allgemeine  Durchführung  des 
obigen  Grundsatzes  noch  ausgeschlossen. 
Sie  setzt  voraus,  dass  Institute  geschaffen 
werden,  welche  dem  Rentenlioroehtigtou 
den  l'nisatz  seiner  Forderung  in  Kapital 
ermöglichen,  dessen  der  abgefundene  Nlit- 
erlje  zur  Anlegung  eines  tlesehäfts,  zur 
Bestellung  einer  Kaution  oder  für  ähnliche 
Zwecke  nicht  selten  benötigt.  Nur  soweit 
wegen  mangelnder  Sicherheit  eine  T'eber- 
nahine  der  Erbabfimlungsrenton  auf  der- 
artige Institute  ausgeschlossen  ist.  wünle  es 
nach  dem  Vorgange  des  preuss.  Gesetzes  von 
lW)t;  unlH.rdenklieh  sein,  den  Berechtigten 
lediglich  auf  seinen  Rentenanspruch  zu  ver- 
weisen. Denn  hier  ist  auch  nach  bestehendem 
Recht szustande  der  Anspruch  auf  Kapital- 
abfiudung  meist  illusorisch,  weil  der  IJelior- 
nehmer  auf  unsicher  Naehhypotheken  sieh 
nur  selten  Gold  zur  Auszahlung  der  Mit- 
erben vei-schaffen  kann,  letzten1  also  auch 
jetzt  thatsächlich  auf  den  Zinsgenuss  ango- 
wiesen  sind. 

Zwischen  dein  bäuerlichen  und  dein 
grösseren  Besitz  l»ei  allgemeiner  Einführung 
des  Anerben  rechts  einen  Unterschied  zu 
machen,  liegt  kein  innerer  Grund  vor.  Gerado 
hei  dem  gl-. isser. -n  Besitz  sind  in  den  letzten 
Jahrzehnten  die  Uebernehmorpreise  vielfach 
zu  hoch  gewesen  und  haben  wesentlich  zur 
Zunahme  «ler  Grundverschuldung  beige- 
tragen. In  der  preiissi^cheu  Agrarkonfeivnz 
sind  denn  auch  die  Vertreter  des  grösseren 
Besitzes  einmütig  für  »lie  allgemeine  Ein- 
führung des  Anci-boiiroihts  eingetreten. 

Was  wird  nun  vom  volkswirtschaftlichen 
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Standpunkte  diuvh  die  Einführung  dos' 
gesetzlichen  Intestatanerhenrechts  erreicht 
werden  'i  Sicherlich  wird  auch  später  das  In- ; 
testaterbrecht  unmittelbar  nicht  allzu  häufig  j 
zur  Anwendung  kommen.  Die  individuelle, 
den  Verhältnissen  angejtassto  Ordnung,  sei 
es  ilurch  letztwillige  Verfügung  oder  durch 
Gutsflbergabe  unter  lallenden,  wird  nach 
wie  vor  die  Regel  bdden.  Der  letztere 
Modus  des  Besitzülierganges  ist  s*^it  vielen 
Jahrhunderten  eingewurzelt  und  hat.  trotz 
mancher  vorkommenden  Misshräucho.  in  den 
l&uerlichen  Verhältnissen  seine  innert1  Be- 
gründung, weil  der  alternde  Besitzer  der 
harten  Ariwit  des  Bauern  nicht  mehr  ge- 
wachsen ist,  während  der  Sohn  einen  Haus- 
stand tiegründen  und  zu  diesem  Behufe  die 
Wirtschaft  übernehmen  will. 

Es  lässt  sich  auch  nicht  verkennen,  dass 
unsen:-  ganze  Entwickelung  und  die  zu- 
nehmende Kompliziertheit  der  früher  ein- 
facheren und  mehr  ütiereinstimmenden  länd- 
lichen Verhältnisse  immer  mehr  auf  der. 
Weg  der  individuellen  Ordnung  des  Besitz- 
ülierganges hindrängen,  der  der  ursprüng- 
lichen deutsehen  Rechtsiuffassung  fremd  ist. 

Aber  wenn  auch  deshalb  die  Bedeutung 
des  IntestatanerlM-nrcchts  allmählich  eine  ge-  ; 
ringen;  werden  winl,  so  winl  doch  unter! 
allen  Umständen  seine  m  i  1 1  e  1  ba  re  Wirkung  ' 
eine  bedeutende  sein.    Es  wird  dazu  bei- 
tragen,  die  bestehende  Sitte  zu  erhalten 
und  zu  kräftigen,  während  der  Einfluss  des 
geltenden  Rechts    und   der   neueren    Ent- ; 
wiekelung  mit  ihrer  immer  stärkeren  Ver- 
mischung des  ländlichen  und  des  städtischen 
Elements  dazu  angethan  ist.  das  den  modernen 
Anschauungen  au  sich  fremdartig«!  Anerben- 
recht immer  mehr  zurückzudrängen  und  in  , 
seiner  Geltung  zu  schwächen.   Die  Autorität , 
des  Gesetzes  ist  auch  heutzutage  nicht  hoch 
genug  zu  veranschlagen.    Sie  wirkt  nicht 
bloss  auf  den  einfachen  Mann,  sie  ist  auch 
für  seine  juristischen  Berater  mas.sgel>end, 
und  selbst  der  intelligenteste  Grossgrund- 
Ijesitzer  empfindet  es  als  eine  Beruhigung 
und  als  Rechtfertigung  vor  sich  selbst,  wenn 
er  bei  einer  den  Gutsüberuchmcr  begünsti-  I 
genden  letztwilligen  Verfügung  sich  mit  dem  | 
gemeinen  Erbrechte  des  J Stüdes  im  Einklänge 
weiss  fVerhdlgn.  d.  Vereins  f.  Sozialpolit. 
1894,  S.  m. 

Lltteratnr :  Urundirgend  i*t  .1,  r.  ma*k<»r»irf. 

Das  Erbrrcht  und  die  <Jruudrigentum*rerteilung 
im  Deutschen  Reich,  tirei  Abt.,  Leipzig  lss* — 1SS4. 
Ferner ;  die  Lehr-  und  Handbücher  »oicie  *on- 
»tigen  Itnr*teltnngrn  drr  deutschen  lterht*ae- 
schichte  und  dm  dmtschen  Pritatrreht*  ton  K. 
F.  Eichhorn,  F.  Walter,  C.  J.  A.  .Vitter- 
maier.  M.  G.  Ph.  Gengier,  G.  Bender, 
V.  F.  v.  Gerber,  F.  Schulte,  O.  Stobbe, 
O.  Glerke,  A.  Mäusler,  K.  Brunner  und 
R.  Schröder.  Insbesondere  J.  Helfer  Ich,  j 
Studien  iibrr  würfle  mbcrgi*ehc  Agmrrrrhältnisst 


in  drr  Zeitschr.  f.  d.  </r*.  StnaUwirUch.,  Jahrg. 
X  (ISnö)  und  dersellße  im  ,y.  Her.  über  die  Ver- 
handlungen der  Zentralrer»ammlun»i  de*  land- 
wirtschaftlichen Verein»  etc.  i,i  Riycrn  com  X. 
und  9.  (lktol«r  lS8.i.  —  F.  Le  Play,  Im  rr- 
forme  «ocinle,  Bd.  1,  1x74-  —  Batui  iHllnrt, 
Iai  famille  et  In  loi  de  sucecssiuu  en  France,  in 
drr  Rerur  de»  deux  nionde*  vom         April  1X71. 

—  Brocher,  Etüde  »ur  In  legitime  et  le»  rr- 
serre»,  Pari»  lSGtt.  —  Tttrot,  L'enquete  agri- 
cole  de  IHM — mro,  l\iri*  1*77.  —  ,f.  M. 
Baemretther,  Da«  SUimmgüter»g«tem  und  da* 
Ancrbenrrcht,  Wien  IXSd.  —  W.  Roscher,  Be- 
trachtungen iitter  die  neuen  prru»»i»chrn  tiesetze 
iur  Erhaltunq  den  Bauernstände»,  in  Xord  und 
Süd  Bd.  XII  a#s.').  —  A.  Peez,  lebe,  die 
Frtigr  riar*  »ingulären  Erbrecht»  für  den  kleinen 
tinmdbesitz,  Wien  jss>,  —  K.  Th.  r.  Inatna- 
Stemegg,  Zur  Reform  de*  A  grarrerhu,  be»on- 
der»  de»  Anerben  recht»,  in  Crünhuts  Zrit*ehr. 
für  l'rieat-  und  öffentliches  Recht  drr  Hegen- 
wort,  Bd.  V  nss.l).  -  G.  Frommhohl.  Die 
rechtliche  Xntnr  de»  Anerl»  „recht»  mich  der 
neur»trn  W'fegrtrtzgehnug  und  du»  Verfn'iltnU 
dr»«elhen  zu  dem  älteren  Inhirrlirhen  Anerben- 
recht,  Bre»lau  JUSC.  (Bit »Inner  D»ktordi*»er- 
Uiiimt).  —  lterttclbc,  Jleut»ihe»  AncHtenrrcht 
(Sammlung  »amtlicher  tletetxe),  <!rrif»wald  /,*."*;. 

—  Lamprecht,  DeuUrhet  Wirt»chaft»leben  im 
.Vittelalter,  Leipzig  /«  —  Jf.  Schul xe,  Be- 
richt drr.  Kummüwiun  für  Jmtiz  und  Verwal- 
tung der  Er»ten  B<idi»chen  Kummer  älter  den 
tje»etzentirurf,  die  ge»<hb.»»enen  Hofgüter  be- 
treffend: Reil.  Xr.  ISti  zum  Rrotoktdl  der  11. 
Sitzung  der  Rudi»rhrn  Er»ten  Kummer  mm 
'J.  Mörz  isss.  —  O.  Gterke,  Die  Stellung  de» 
künftigen  Bürgerlichen  Herrtzbuch»  zum  Erbrecht 
in  ländlichen  Urundbe»itt,  in  Schmoller»  Jahr- 
buch für  tir»etzgebung  rtc,  Rd.  XII  (1SSS).  — 
L.  Fultl,  Da»  Erlirerhl  de»  Code  riril  und  der 
bäuerliche  tiruudlKßitz,  in  Srhinollrr»  Jahrbuch, 
Rd.   XII  (lsss).   —  Dermelbe,   Ihr  Entwurf 

eine»  Bürgerlichen  tt'e»etzlmch»  für  da*  IhuUche. 
Reich  und  da*  Muerlirhr  Erbrecht,  in  der 
ZeiUchr.  f.  Agrarpolitik,  Bd.  I  Heft  4  (l*Sä>/t!/). 

—  A.  v.  MtaMkoicnki,  Agrarpoliti»che  Zeit- 
und  Streitfragen,  Ixipzig  lSS'.i,  imbe»ondrre  Xr. 

■>  und  «.  —  L.  Verkauf,  Du»  bäuerliche. 
Anerltenrecht  in  Oe»trrrri,-h,  im  Arrhir  für  «o- 
tialr  <!r»etzgrbung  und  Slot.  Jahrg.  II  '  (IStfU) 
ließ  —  Dir  Verhandlungen  dr*  14.  drui»rhrn 
Jurhfcntag»,  Berlin  1S7S,  Rd.  I  und  II.  Die 
Verhandlungen  de»  Verein*  für  S>>zinlp>Uitik 
cm  U.  ftitotrrr  l.SSJ  und  H.  Oktaler  ISS4, 
Leipzig   ISsi  und  und   cum   IS.   und  i'J. 

Septrmlnr  ls9j,   Schriften  Rd.  Ol,  Isipzig  ISM, 

—  Die  l'rrhnndlungrn  de»  dtut»chen  Lamlwirt- 
»chufUrat»,  im  Arrhir  dr»  denUehen  Landwirt- 
»rhilJUrut*.  —  R.  Stengele,  Die  Bedeutung  de« 
AnrrlH-urecht»  für  SiiddenUchland.  Stuttgart  1SU}. 

—  Schneider  und  Feiltet;  Anrrlßenrecht  und 
Isl>en*ter»ichrrung,  Hannorer  1SS9  (im  S»lb»t- 
erringe  1.  —  W.  Meyer,  Teil ungti erbot,  An- 
erbrnrechl  und  Beschränkung  der  RrauUchiitze, 
Rrrlin  MW.  Dir  Ayrarkonfcreiiz,  Bericht  über 
die  Verhandlungen,  Berlin  M'.V-f.  —  Pcltzer, 
IM»  tietetz,  betreffend  ilo»  Anriiirnrecht  /»•»' 
Rr  Uten-  und  Aii*irdelung»i,iitrru  ,  erläutert, 
Berlin  lS'JG.  —  Sertng,  Dir  Uiuerliche  Erb- 
folge im  rechUrheiniechen  Rai,.  ,;>,  in  Srhinollrr» 
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Jahrb.  Jahrg.  20  S.  W7—1M.  —  Vvhr.  von 
Frey berg -Jetzendorf,  Ih'r  bäuerlich*  Erb- 
folge im  rtchturheiniiichen  Bayern,  Referat.  S.-A. 
a.  d.  Zeitschr.  de*  landirirUehaßlirhen  Verein* 
in  Bayern,  München  l/i'j.'t.  —  Gotheln.  Agrar- 
politische  Wanderungen  im  Rheinland,  FteUjabrn 
für  Karl  Knie»,  Berlin  IS».'..  —  Wehl, 
Wettfil.  Raurrnrechl  (Frb-  und  Fauiilienrerht ) 
Mindrn  1S90.  Ibi*.  S.  H — ]j  ein  antchau- 
liehen  Lchen*kild  einer  fiauemfamilic  aus  dem 
früheren  Zustande  der  Unfreiheit.  —  Brentano, 
Agrarfxditik,  I.  71,  Stuttgart  1SH7.  -■■  Ver- 
leibe, Die  Agrarreform  in  Preu**eu,  Berlin  1HU7. 

—  Derselbe,  in  der  «Nation»  Xr.  4.1  von  l$'J7. 

—  Verttelbe,  l'efter  An*rt>enrcrht  und  Grund- 
eigentum, Berlin  1.1!»'..  —  Gegen  Brodau» 
Sering  in  Xr.  *7  and  .1-1  der  deutschen  Litte- 
raturteitung  vt.n  J.i97.  Ferner  die  im  Texte  an- 
geführten Werke. 


Anleihen. 

1.  Betriff  und  Wesen  der  A.  2.  Die  Arten 
der  A.  Technische  Einrichtung.  3.  .Sicherheit 
und  .Sicherheit*bentellung  der  A.  4.  Begebung 
oder  Emission  der  A.  b.  Noniinalziiisfiiss  und 
Kurs.  6.  Die  zurückzuzahlenden  oder  Tilgnngs- 
»chulden.  7.  Hie  Lotterie-  oder  Prämienan- 
lehen.  H.  Zeitrenten.  Leibrenten,.  Tontinrn. 
9.  Die  BeutenschnJden. 

1.  Begriff  und  Wesen  der  A.  Wir 

verstehe»  unter  Anleihen  oder  Anlehen  die 
grossen  (ieldauf nahmen,  durch  welche  der 
Staat  und  die  offentliehen  Körper.  Eisen- 
bahn- und  sonstige  Erwerbsgesellsehafte», 
Korporationen  oder  auoh  einzelne  Privat- 
personen fremde  Kapitalien  ihrem  Wirt- 
schaftsbetriobe  zuffduvn.  Auf  der  volks- 
wirtschaftlichen Kiitwickelungsstufe  der 
Gold-  uiul  Kreditwirtschaft  dienen  daher 
die  Anleilien  zur  Durchführung  grosser  wirt- 
schaftlicher und  politischer  Unternehmungen 
und  Wringen  müssige  Kapitalien  aus  der 
Hand  des  unproduktiven  Besitzes  in  die 
Verfügungsgewalt  der  produktiv  thätigen 
Wirfst -haften.  Der  Hegriff  der  Anleihen  ist 
aber  nur  die  eine  Erscheinungsform  dieser 
Kapitalflbertragung.  nämlich  diejenige  der 
Verschiddung.  Alle  Anleihen  setzen  dem- 
gemäss  die  Begründung  eines  Schuld  ver- 
hält »isses,  den  Abschluss  eines  Sehnldver- 
trages  voraus.  Sie  sind  daher  grundsätzlich 
von  den  Zwangsanlcihcn  und  der  Kon- 
stituierung oder  Vermehrung  des  Aktien- 
kapitals zu  unterscheiden.  Die  Zwangs- 
anleihen tragen  nur  das  Gewand  einer 
Anleihe  in  unserem  Sinn,  welcher  sie  alier 
innerlich  fremd  sind.  Vielmehr  stellen  sie 
sich  ihrem  Wesen  nach  als  ausserordentliche 
Vermögenssteuern  dar,  bei  welchen  sich  der 
Staat  zur  Rückzahlung  der  geleisteten  Bei- 
trage verpflichtet.  Die  Zwaiigsanleiheu  aber 
im  Mittelalter,  vornehmlich  in  den  italienischen 
Stadtstaaten,  wo  sie  zuerst  aufkamen,  waren 


thatsächliche  Anleihen,  da  sie  häufig  nur 
I  Umgehungen  der  kanonischen  Zinsverbote 
bildeten,  indem  der  Staat  durch  diese  die 
Kapitalisten  gleichsam  zwang,  Zinsen  anzu- 
nehmen.   Diesen  Charakter  haben  indessen 
die  neueren  Zwangsanleihen  gänzlich  ver- 
loren, sind  vielmehr  zu  ausserordentlichen 
Hebungen  der  geldliesitzenden  Klassen  in 
Zeiten  der  Finanznot  geworden.  wol>ei  nur 
j  der  Geldempfänger  im   Hinblick  auf  die 
I  Rückerstattung  sich  bestimmte  Vcrpflich- 
'  tungen  auferlegt.    Elenso  wenig  fällt  die 
!  Gründung  oder  Vermehrung  des  Aktien- 
kapitals unter  den  Begriff  der  Anleihen. 
Denn  hier  liegt  kein  Schuldverhältnis  vor. 
sondern  die  Leistung  eines  Teile»  des  Ge- 
schäftskapitals einer  Unternehmung.  Der 
Kapitalist,  welcher   sein   Kapital   in  eine 
Aktiengesellschaft  inkorporiert,  wird  dadurch 
nicht  Gläubiger  dieser  Krwerhsgosellschaft, 
sondern    Teilhabor    und  Mitunternehmer, 
wenn  er  sich  auch  nicht  sellistthätig  an  dem 
Unternehmen,  sondern  nur  mit  Vermögens- 
teilen an  seinem  Betriebe  beteiligt.  Des- 
halb empfängt  er  auch  keine  Zinsen,  als 
den  festen  Preis  für  die  Uelterlassung  der 
'  Kapitalnutzung,  sondern  je  nach  der  Hohe 
seiner  Einlage  einen  entsprechenden  Anteil 
am  Unternehmorgowinn.    Der  Ertrag  seines 
|  Kapitals  ist    daher    nicht  unveränderlich. 
;  sondern   schwankt   nach   dem   Masse  des 
erwirtschafteten  Reingewinns  (Dividende). 

Der  Fonds,  aus  welchem  die  Bedürfnisse 
der  Anleihcnoperationen  gespeist  werden, 
wird  regelmässig  vom  vergesellschaf- 
teten Kapital  gebildet.  Denn  dem 
Schuldner,  welcher  eine  Anleihe  aufzu- 
■  nehmen  wünscht,  steht  eine  Mehrzahl  von 
Kapitalltesitzern  oder  Gläubiger»  gegenüber, 
i  Die  Uebertragung  kann  dabei  wiederum  eine 
!  doppelte  sein :  eine  unmittelbare,  wenn  der 
1  Schuldner  die  Kapitalien  der  Gläubiger  auf 
dein  Geldmärkte  anwirbt  und  einheitlich 
konzentriert,  und  eine  mittelbare,  wenn  er 
sich  der  gewerbsmässigen  Geldinstitute  l*>- 
dient.  Diese  können  ihrerseits  nur  die  Ver- 
mittler der  Kreditgeschäfte  sein,  die  kapital- 
und  die  anlagesuchende  Partei  zum  Ge- 
schäftsabschlüsse zusammenbringen,  che  Ge- 
schäfte im  Namen  und  auf  Rechnung  ihrer 
Auftraggeber  vollziehen  (Makler)  oder  sie 
im  eigenen  Namen,  aber  auf  Rechnung  ihrer 
Kunden  perfekt  machen  (Kommissionäre). 
Andernteils  aber  nehmen  sie  selbst  'vom 
kapitalWirV.endon  Publikum  als  Selbst- 
sehuldner  Kredit  auf,  um  das  auftretende 
Anleihelrt'dflrfnis  befriedigen  zu  können 
(Kredit-  und  Emissionsbanken). 

2.  Die  Arten  der  A.  Technische 
Einrichtung.  Die  Aideihen  werden  in  eine 
.entsprechende  Zahl  von   Anteilen  zerlegt, 
welche  Schuldverschreibungen  oder  Obli- 
gationen  heissen.     Sie  zähle»  zu  den 
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Effekten-  oder  Wertpapieren  und  sind  Ur- 
kunden über  privatrechtliche  Ansprüche, 
deren  Ausübung  und  Verwertung  an  die 
Verfügung  über  das  Dokument  geknüpft  ist. 
Die  wichtigsten  Arten  der  Obligationen 
sind : 

1.  Die  Staats-,  Provinzial-  und 
üe ni ein dean leihen,  welehe  vom  Reiche, 
den  Staaten  und  den  Selbstverwaltungs- 
körpern  ausgegeben  werden.  Die  Staats- 
papiere bezeichnet  man  auch  mit  «lern  Aus- 
druck Fonds.  Doch  wird  dieser  mitunter 
auch  auf  die  übrigen  Gattungen  dieser 
Gruppe  angewendet.  Die  Schuldverschrei- 
bungen sind  die  Staats-,  Provinzial-,  Kreis- 
uud  Stadtobligationen.  Wenn  durch  <lio 
Konsolidation  (s.  d.  Art.  Staatsschulden) 
mehrere  Anleihen  zu  einer  einheitlichen 
Gesamtanleihe  zusanunengezogeu  wenlen.  so 
heissen  die  einzelnen  Schuldtitel  (Stücke, 
Titres)  auch  Konsuls.  In  Kuglaud  und  in 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  ge- 
braucht man  für  die  Anleihevcrschreibungen 
auch  den  Namen  Bonds. 

2.  Die  Prämien-  oder  Lotteriean- 
leihen, deren  Eigenart  darin  besteht,  dass 
die  einzelnen  Stücke  nach  einem  festen 
Plane  ausgelost  wenlen  und  für  bestimmte, 
gezogene  Nummern  Prämien  od.  Geldge- 
win liste  gewähren.  Sie  gelten  teils  einen 
festen  Zins  neben  der  Gewinnchance,  teils 
sind  sie  unverzinslich.  Hei  ihnen  finden 
von  Zeit  zu  Zeit  nach  dem  feststehenden 
Ziehungsplane  Verlosungen  statt,  hei  welchen 
nach  und  nach  sämtliche  Obligationen  mit 
Gewinnen  oder  wenigstens  mit  dem  nie- 
drigsten Einlösiingsbetrage  herauskommen. 
Die  Verzinsung  der  verzinslichen  l'rämien- 
anlehen  ist  meist  geringer  als  dem  landes- 
üblichen oder  durchschnittlichen  Zinsfusso 
entspricht. 

3.  Die  P  r  i  o  r  i  t  ä  t  8  o  b  1  i  g  a  t  i  o  n  e  n 
(Prioritäten,  Partialobligationen,  Anleihe- 
scheine), welche  als  Schuldverschreibungen 
von  Erwerbsgesellgehafton.  Eisenbahn-,  Beig- 
werks-, industriellen  und  Transnortunter- 
nehmungen  ausgegetien  wenlen.  Sie  heissen 
Prioritäten,  weil  sie  vor  den  Anteilen  des 
Geseliäftskapitals,  dem  Ertiuge  des  Aktien- 
kapitals ein  Vorzugsrecht  ( Priorität )  gemessen. 
Die  Obligationäre  müssen  vor  den  Anteils- 
eignern und  Aktionären  befriedigt  wenlen 
und  erst  wenn  dies  geschehen,  kann  eine 
Dividende  verteilt  wenlen.  Ebenso  findet 
häufig  eine  Priorität  der  Befriedigung  nach 
dem  zeitlichen  Hange  der  Aufnahme  oder 
nach  dem  sachlichen  Vorzuge  der  Investierung 
statt,  indem  zuerst  diejenigen  Gläubiger 
zum  Zuge  kommen,  mit  deren  Kapitale  neue 
Erwerbseinrichtungeu  der  alten  Ki  werbsge- 
sellschaften.  z.  B.  neue  Eisenbahnlinien,  ins 
I/eben  gerufen  wunlen. 

4.  Die  Pfand-  uud  Reutenbrief e, 


welche  auf  der  Unterlage  von  gewährten 
Hypothekendarlehen  auf  Güter  und  Grund- 
stücke von  den  Kreditinstituten  des  Immo- 
hiliarvorkehrs    zur  Beschaffung  der  Dar- 
lehensvaluta    emittiert   werden.     Bei  den 
Landschaften-  und  Hypothekenbanken  heissen 
sie  Pfandbriefe,  und  bei  den  Kentenbauken, 
•leren   Aufgabe   iu   der  Vennittelung  der 
Auseinandersetzung  infolge  der  Ablösungs- 
gesetzgebung  uud  Grundentlastung  bestellt, 
Kentenbriefe.    In  diese  Kategorie  gehören 
auch  alle  Stiiatspapiere  gleichen  Ursprungs, 
i  weiche  mit  diesen  Operationen  zusammen- 
hängen und  auf  de»  Grundltesitz  fundiert 
|  sind,  wenn  sie  auch  einen  Bestandteil  der 
1  Staatsschuld  bilden,  z.  B.  die  Gmndrenteu- 
|  Obligationen  in  Bayern. 

Alle  Schuld versehreibiingen  aus  Anleihen 
—  mit  Ausnahme  der  Prämienanleihen  — 
gewähren  einen  festen  Zins.   Den  eiuzelnen 
Stücken  sind  daher  Zinsschoine  oder  Kon- 
pons  beigi -geben,  welche  regelmässig  halb- 
jährlich fällig  wenlen  und  als  Ijcgitimation 
zur  Erhebung  der  Zinsen  dienen.   Sie  bilden 
einen  Einlage-  oder  Kniiponbogen  zu  halb- 
jähriger Abtrennung.    Im  Gegensatz  hierzu 
i  nennt  man  die  eigentliche  Sehuldurkunde. 
den  Umscldag  oder  Mantel.     Auf  dein 
j  Koupoubogon   ist  der  Talon  angebracht, 
!  eine  heigedruckte  Anweisung  auf  den  Bezug 
I  neuer  Kouponliogeii,  wenn  die  Koupons  des 
alten   Bogens  abgetrennt   sind.     Die  ver- 
I  sehiedenen   Anteile  an  der  Gesamtsumme 
des  Anleihens  bezeichnet  man  als  Stücke 
oder  Titel  (titres,  appoints).    Sie  lauten 
regelmässig  auf  bestimmte  runde  Summen 
(Xominall>eträge),  deren  Höhe  je  nach  dem 
Münzsystem,  nach  der  beabsichtigten  Be- 
teiligung des  mittleren  oder  kleinen  Kapitals 
wechselt.    In  der  Regel  wenlen  bei  den 
gleichen   Anleihen    verschiedene  Appoints 
ausgegelien  (.»00,  3000,  1000,  000,  "jOO, 
200).    Wenn  eine  Anleihe  an  auswärtigen 
Börsenplätzen  vermittelt  und  dort  gehandelt 
••winl  oder  man  dieselbe  in  verschiedenen 
1  {«Indern  unterbringen  will,  so  wenlen  die 
Nominalbotnlge  in  verschiedenen  Währungen 
oder  Valuten  vermerkt  und  diese  in  ein 
gegenseitiges    Abhängigkeitsverhältnis  ge- 
bracht, z.  B.  200  fl.  ö.  W.  ^  400  Mk.  R- 
,  W.  -   r»(R»  Frs.        20  Pfd.  St.  Ebenso 
'  lauten  dann  die  Kou|.k>iis  auf  verschiedene 
Einlösungskurae  in  verselüedeuon  Valuten. 
Die  Obligationen  lauten  entweder  auf  einen 
bestimmten  Namen  als  Fonlerungsberech- 
tigten  oiler  auf  jeden  InhaW  (au  i>orteur) 
ül)erliaupt.      Danach    unterscheidet  man 
Namenpapiere  einer-  und  Inhaber- 

I»  a  p  i  e  r  e  andererseits.  Dem  modernen  Ver- 
;ehr  entspricht  mehr  der  zweite  Typus  der 
Obligationen,  da  derselbe  beweglicher  ist 
und  sich  durch  einfache  Uebertragung  von 
Hand  zu  Hand  für  die  raschen  Umsätze 
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arn  besten  eignet.  Kr  ist  daher  im  modernen 
Verkehr  der  herrsehende  geworden.  Die 
Prioritätsohligationen  einzelner  Industrie- 
unternehmungen haben  jedoch  die  Form 
der  Namenpapiere  beibehalten  und  bekunden 
dadurch  die  Absieht,  den  Umlauf  dieser 
Papiere  auf  einen  engeren  Kreis  zu  be- 
schränken. 

Die  Obligationen  sind  seitens  ihrer  Be- 
sitzer iinkündltiir.  Sie  werden  alter  nach 
gewissen  festgesetzten  Modalitäten,  welche 
der  Begebung  vorausgehen.  znrückltezahlt 
und  zwar  meist  durch  eine  auf  Jahre  hinaus 
tierechnete  Amortisation.  Eine  Ausnahme 
machen  hiervon  die  Rentenschulden  der 
Staaten.  Die  Pfandbriefe  unterliegen  einem 
festen  Verlosungsplane.  Der  Obligationär 
kann  ülier  sein  Kapital  nur  dadurch  ver- 
fügen ,  dass  er  seine  Schuldverschreibung 
freihändig  oder  an  der  Börse  verkauft.  Der 
Preis,  welcher  hier  zur  Zeit  erzielt  wird, 
heisst  Kurs  und  wird  in  Prozenten  oder 
in  Stücken  ausgedrückt.  Sein  Stand  und 
seine  Schwankungen  ist  Itcdingt  durch  das 
allgemeine  Urteil  filier  den  Wert,  die  Sicher- 
heit des  Papiere  und  durch  den  Wechsel 
von  AngelM.it.  und  Nachfrage.  Der  Handel 
mit  Obligationen  ist  einer  der  Hauptzwoige 
des  Börsenverkehrs. 

3.  Sicherheit  und  Sicherheitsbestel- 
lung  der  A.    Die  Sicherheit  der  Anleihen  j 
hängt  im  allgemeinen  von  der  dauernden  : 
Zahlungsfähigkeit    und  Zahlungswilligkeit 
der  Schuldner  ab.  ob  und  inwieweit  diese 
die  regelmässige  Verzinsung  und  Heimzah- 1 
lung  <les  Schuldkapitals  leisten  können  und 
wollen.    Die  Sicherheit  ist  dabei  teils  eine 
generelle,  teils  eine  spezielle,  teils 
eine  organische,  teils  eine  formelle. 
Bei  der  generellen  und  organischen  Sicher- 
heit stützt  sich  das  Vertrauen  der  Gläubiger ! 
auf  die  Gesamtheit  der  Thatsachen,  welche 
für  die  I/üstungsfähigkeit  der  Verpflichteten 
geltend  gemacht  werden  können.    Die  spe- , 
ziellc  und  formelle  Sicherheit  dagegen  be-i 
ruht  auf  der  Verpfändung  bestimmter  Ver- 
mögensobjekte    oder   gewisser    Einnahme- : 
«Hu  llen.    Im  ersten  Falle  gründet  die  An-  j 
leihe  auf  »lein  Personalkredit,  im  letzteren 
ist  sie  eine   Form   des   Kealkredits.  Die 
Sicherheit  ist  daher  bei  den  einzelneu  Alien 
d«-r  Obligationen  auch  verschieden  geartet. 
Bei  den  Staats-,  Provinzial-  und  Ge- 
nie in  dea  nie  hen  ist  unter  den  heutigen 
N  et  hältnissen  die  generell-oi-ganische  Sicher- 1 
heit  die  Regel.    Sie  hängt  von  allen  Mo- 
menten ab.  welche  die  dauernde  Zahlungs- ! 
fähigkeit  und  Kreditwürdigkeit  des  Staates  I 
und  der  übrigen,  öffentlichen  Körper  ge- 1 
währleisten .    insonderheit    vom    Gleiehge- ' 
wichte  zwischen  Einnahmen  und  Ausgaben 
im  Staatshaushalte  und  von  der  Entwicke- 
lungsfähigkeit    der    öffentlichen  Einkünfte 


überhaupt.  Aber  selbst  bei  Staaten,  wo 
diese  Vorbedingungen  nur  beschränkt  ge- 
geben sind,  wirkt  das  Vertrauen  in  den 
guten  Willen  der  Schuldner,  ihren  Ver- 
pflichtungen nachzukommen,  noch  lange  als 
Stütze  ilires  Staatskredites  fort.  Nur  in 
Gemeinwesen  mit  chronischen  Finanznöten 
und  dauernder  Krediterschfltternng  werden 
von  den  Obligationären  spezielle  Sicherheits- 
W'stellungen  verlangt. 

Bei  den  Priorität  sob  ligationon 
der  Erwerbsgosellschaften.  Eisenbahn-  und 
anderen  Aktienunternehmungen  entscheidet 
zunächst  die  generelle  Sicherheit,  welche 
aus  dem  wirtschaftlichen  Erfolge  derselben, 
aus  dem  Verkaufswerte  des  Gosollsohafts- 
vermögens  und  aus  den  an  dem  Unter- 
nehmen beteiligten  kapitalistischen  Kräften 
abgeleitet  wird.  Zudem  wird  dieses  Ver- 
trauen durch  den  Umstand  verstärkt,  dass 
wenigstens  die  regelmässige  Verzinsung  und 
Amortisation  der  Prioritäten  der  Verteilung 
des  Gewinns  unter  die  Anteilseigner  und 
Aktionäre  vorangeht.  Auch  am  Gesell- 
sehaftsvermögen  halten  die  Prioritätenbe- 
sitzer vor  den  Aktionären  ein  unbedingtes 
Vorzugsrecht,  wenn  auch  nicht  allen  Gläu- 
bigern gegenüber.  Verschiedene  Krwerbs- 
gesells«  haften  ,  Eisenlahnen  ,  industrielle 
Unternehmungen  und  Bergwerke  bescheiden 
sich  aber  damit  nicht,  sondern  liestellen 
noch  ausserdem  eine  Hypothek.  Die  ein- 
zelnen Obligationen  stellen  dann  Teile  an 
dieser  hypothekarischen  Hauptvorschreibung 
dar.  Die  Sicherheit  mehrerer .  zeitlich 
nacheinander  aufgenommener  Anleihen 
(Serie  oder  Litern  A.  B,  U,  D  etc.)  ist 
mitunter  graduell  geordnet.  Die  Befriedi- 
gung der  Gläubiger  geschieht  dann  nach 
einer  zeitlichen  Rangordnung,  indem  dio 
Inhaber  der  älteren  Prioritäten  ein  Vorzugs- 
recht vor  den  jüngeren  haben.  Falls  in- 
dessen, wie  bei  Kisenliahngesellschaften.  mit 
dem  Kapitale  »Ier  späteren  Anleihen  neue 
Erwerbseinrichtungen,  z.  B.  neue  Eisenbahn- 
linien, hergestellt  wurden,  so  haben  meist 
die  Eigner  dieser  Obligationen  einen  pri- 
mären Anspruch  auf  die  Erträgnisse  dieser 
mit  ihrer  Hilfe  gebauten  Strecken.  Bei 
Eisenbahnprioritäten  hat  der  Staat  in 
früherer  Zeit  häufig  eine  bestimmte  Ver- 
zinsung verbürgt.  Mit  dem  Durchdringen  der 
Staatseison  bahn  Systeme  sind  dies«1  -Zins- 
garantien <  meist  in  Wegfall  gekommen,  sie 
bestehen  noch  teilweise  in  Frankreich,  dann 
in  Italien  und  Russland. 

Die  Pfandbriefe  und  Rentenbriefe 
halien  ihre  Sicherheit  in  den  Hypotheken- 
forderungen.  welche  den  emittierenden  In- 
stituten zustehen .  in  den  Rechtstiteln 
•  lieser  gegenfllier  den  Schuldnern,  welche 
Hypothekendarlehen  empfangen  haben. 
Neben  dieser  generellen  Sicherheit  kommt 
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meist  noch 


eine 


spezielle  in  ße 


Begebung   oder  Emission  der 

ter  Begehung  oder  Emission  Ver- 


den Pfandbriefen  der  Landschaften  besteht 
'lies*.'  in  der  Solidarliaft  der  Mitglieder 
(älteres  System)  oder  in  einem  l*'sonderen 
Sicherheitsfonds  (neueres  System);  hei  den- 
jenigen der  HyiMhekenhanken  haftet  das 
Aktienkapital,  der  angesammelte  Heserve- 
fonds  und  die  erworbenen  Hypotheken.  Die 
Rentenbriefe  sind  dnreh  die  Geldrenten, 
welche  an  die  Kentenbanken  von  den  vor- 
mals mit  Reallnsten  beliafteten  Grundlie- 
sitzern  zu  reichen  sind,  und  dnreh  die 
staatliehe  Garantie  gesichert,  die  dieser 
iitiernommen  hat 

A.  Unter 

stehen  wir  diejenige  Methode,  durch  welche 
die  Obligationen  von  dem  Ausgeber  «»der 
Schuldner  in  den  Verkehr  gebracht  und  an 
die  Kapitalbesitzer  abgesetzt  werden.  Wir 
müssen  dabei  die  Anleihen  des  Staates  und 
der  übrigen  öffentlichen  Körper  einer-  und 
der  Erwerbs-  und  ähnlicher  Gesellschaften 
streng  auseinanderhalten. 

Bei  der  Begebung  von  Staatsan- 
leihen können  zwei  Wege  eingeschlagen 
werden.  Oer  Staat  Itedient  sich  entweder 
der  Zwischen  handler,  welche  auf  eigene 
Rechnung  und  Gefahr  die  Anleihe  üImt- 
nehinen  und  sie  dem  Publikum  unter  den 
von  ihnen  gesetzten  Bedingungen  anbieten, 
oder  er  tritt   mit   den  kauitalltcsitzcndcn 


Kreisen  in  unmittelbare  V  e  r  b  i  n  d  u  n  g , 
um  ihnen  die  Anleihe  zu  dem  von  ihm  ge- 
stellten Preisen  zu  verkaufen.  Beide  Systeme 
treten  in  verschiedenen  Formen  auf.  so  dass 
wir  im  ganzen  5  Erscheinungsweisen  zu 
unterscheiden  halten : 

1.  Die  Begebung  vermittelst  N'ego- 
tiation  durch  Konsortien  grosser 
Bankhäuser,  welche  gegen  eine  Provi- 
sion und  eiuen  Gewinn  am  Kurse  die 
ganze  Anleihe  übernehmen  und  auf  eigene 
Reclinung  und  Gefahr  für  deren  Unterbrin- 
gung zu  sorgen  liaben.  Der  Staat  muss 
hier  naturgemäß  eine  Konkurrenz  unter  den 
Vermittlern  zu  seinen  Gunsten  hervorzu- 
rufen suchen,  um  möglichst  günstige  Be- 
dingungen zu  erzielen.  Wenn  eine  Anleihe 
im  Anslaud  aufgenommen  oder  dort  domi- 
ziliert werden  soll,  ist  die  Emission  durch 
Konsortien  nicht  zu  umgehen.  Eine  Spiel- 
art hiervon  ist 

2.  Die  Begebung  durch  S  u  b  m  i  s  s  i  o  n . 
wobei  von  den  konkurrierenden  Emissions- 
häusern schriftliche  Offerten  mit  festem 
Uebemahmskurs  bei  der  Finanzverwaltung 
eingereicht  werden  und  den  günstigsten  Aner- 
bieten unter  ihneu  der  Zuschlag  erteilt  wird. 
Diese  Methode  ist  insbesondere  in  England 
und  Nordamerika  üblich  und  auch  neuer- 
dings mehrfach  in  Oesterreich  angewendet 
worden. 


rächt.    Bei       3.  Die  Begebung  durch  allgemeine. 

ö f  f  e n  1 1  i  c  h  e  S  u  b s k r i p t  i  o  n.  Hier  findet 
ein  direktes  Angebot  des  Staates  statt, 
welcher  sich  direkt  an  alle  Kapitalisten  be- 
hufs Absatzes  der  Anleihe  unter  den  von 
ihm  festgesetzten  Bedingungen  wendet.  Die 
Anzahlungen  der  Zeichner  finden  regel- 
mässig an  verschiedenen  Terminen  statt, 
rebersteigen  die  von  den  Zeichnern  sult- 
skribierten  Summen  den  Betrag  der  An- 
leihe, so  spricht  man  von  1"  eberzeich - 
nung  der  Anleihe.  Die  einzelnen  Sub- 
skriptionen müssen  dann  entsprechend  ge- 
kürzt worden,  wobei  häufig  die  Zeichner 
kleinerer  Beträge  l>evorzugt  werden.  Von 
der  allgemeinen  ist  noch  die  besondere 
Subskription  zu  unterscheiden,  welche 
von  Zwischenhändlern  vorgenommen  wird, 
um  die  UcbcrDAhins|>osten  im  Publikum 
unterzubringen. 

4.  Die  Begebung  durch  den  immer- 
währenden Verkauf  von  Renten  dnreh  In- 
skriptionen von  Rcntentiteln  in 
das  Staatsschuld  buch,  eine  Methode, 
welche  die  allgemeine  öffentliche  Subskri|>- 
tion  in  Permanenz  bildet  und  in  Frankreich 
das  übliche  Vorfahren  ist.  Hier  l»esteht 
das  grosse  Schuldbuch  von  Frankreich 
(Grand-Livre  de  la  Frame)  mit  SC»  Nohcn- 
büchera  in  den  einzelnen  Departements,  in 
welches  der  Generalciuuohmer  (Tresorier- 
Payeur  general)  Inskriptionen  eintrageu 
lassen  kann  und  worüber  er  auf  Reuten 
lautende  Schuldtitel  ausstellt.  Dadurch  ist 
die  französische  Rente  -demokratisiert^  und 
thatsächlieh  zur  allgemeinen ,  nationalen 
Sparkasse  gemacht  worden.  Auch  im 
Deutschen  Reiche  und  in  Preussen  hat  man 
die  Institution  des  Staatsschuldbuches  ein- 
geführt. 

5.  1  )ie  Begebung  durch  K  o  in  m  i  s  s  i  o  - 
näre  am  offenen  Markte,  wo  der 
Staat  die  Obligationen  durch  Agenten. 
Makler  oder  durch  Vermittelung  von  Banken 
gegen  eine  Provision  auf  Staatsroehnuug 
und  zum  laufenden  Kurse  an  der  Börse 
voräussern  lässt.  Dieses  Verfahren,  an  sich 
ganz  zweckmässig,  lässt  sich  jedoch  nur  hei 
kleinen  Anleihebeträgen  durchführen.  Da- 
gegen dürfte  beim  Auftreten  eines  grösseren 
Aniehensliedarfes  das  System  der  -Kom- 
missionsanlehen <  den  Dienst  versagen.  Auch 
ist  es  nur  in  ganz  normalen  Zeiten  an- 
wendbar. 

Bei  dem  Begebungssystem  durch  Nego- 
tiation  oder  bei  der  sog.  »Untemehmer- 
anleihe<  ist  zunächst  der  Nachteil  hervor- 
,  zuhelien.  dass  die  Zwischenhändler  oft  auf 
!  Kosten  des  Staats  und  der  Staatsgläubiger 
einen  Gewinn  am  Kurse  erzielen,  welcher 
nach  Umstanden  eine  angemessene  Ver- 
gütung für  die  technische  Ausführung  der 
Emission  und  das  übernommene  Risiko  weit 
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überschreitet.  Dagegen  zieht  der  Staat  aus 
der  Konkurrenz  der  grossen  Bankhäuser 
Nutzen.  Diese  vermögen  besser  als  die 
Kegiening  den  Goldmarkt  zu  übersehen 
und  die  Bedingungen,  unter  denen  der 
Staat  tlie  Anleihe  unterzubringen  vermag, 
leichter  zu  erkennen  als  der  Staat  bei  der 
direkten  Begebung.  Kbenso  lauft  der  Staat 
nieht  Gefahr,  einen  Teil  seiner  Anleihe 
mangels  zahlungsfähiger  Nachfrage  nieht 
hegel>en  zu  können,  da  das  Konsortium  den 
Gesamtbetrag  zu  fittornehmen  hat.  Bei  er- 
schüttertem Staatskredit  muss  man  sieh 
allerdings  bisweilen  zur  Option  verstellen, 
indem  die  Zwischenhändler  wegen  der  Un- 
sicherheit der  Unterbringung  des  ganzen 
Anleihebetrags  nur  einen  Teil  desselben 
fest  übernehmen  gegeu  die  Zusicherung, 
dass  ihnen  der  Rest  unter  gleichen  oder 
anderen  Bedingungen  vorbehalten  bleibt. 
Die  Negotiation  bietet  endlich  für  den  Staat 
den  Vorteil,  dass  er  meist  sofort  über  den 
Anleihebetrag  disponieren  kann,  welchen 
das  Konsortium  vorsehiosst.  Staaten,  welche 
bei  Begebung  ihrer  Anleihen  wegen  unzu- 
reichenden Kredits  der  Hilfe  der  grossen 
Bankfirmen  nicht  entraten  können,  wählen 
diesen  Weg  trotz  der  erhebliehen  Geld- 
opfer. Andere-  Staaten  wieder,  welche  recht 
gut  nach  anderer  Methode  verfahren  könnten, 
greifen  zur  Unternehmeranleihe  wegen  der 
erwähnten  Vorteile  oder  um  die  technische 
Arbeit  der  Emission  zu  vermeiden.  Von 
den  veisehicdenen  Formen  der  Negotiation 
dürfte  sich  die  Submission  am  meisten  in 
unseren  Verhältnissen  empfehlen. 

Die  direkte  Emission  der  Staatsanleihen 
kann  die  Kosten  der  Negotiation  sjiaren. 
Doch  ist  damit  keineswegs  ausgesprochen, 
dass  der  Staat  schon  deshalb  günstigere  Be- 
dingungen erzielt  als  bei  Begebung  durch 
Konsortien.  Wenn  aber  der  Staat  nur  den 
Kurs  erliält,  welchen  die  Zwischenliändler 
zu  zahlen  bereit  sind,  so  kommt  doch  der 
Gewinn,  den  diese  durch  den  höheren  Aus- 

Sabekurs  machen,  der  Gesamtheit  der  Käufer 
er  Anleihe  zu  gute.  Immerhin  aber  erweist 
sich  dies«.'  Methode  erfahrungsgomäss  nicht 
stets  erfolgreich.  Denn  sie  setzt  eine  grosse 
Zahl  von  kauflustigen  Kapitalisten  voraus, 
rechnet  mit  starker  iJoteiliguug  des  mittleren 
und  kleinen  Besitzes,  der  mitunter  sogar 
begünstigt  wird  und  ist  trotzdem  nicht  von 
Missständen  frei.  Hierher  sind  vor  allem 
die  Konzert  Zeichner  zu  zählen,  Speku- 
lanten, welche  nur  in  der  Absicht  zeichnen, 
die  erstandenen  Titres  möglichst  rasch  mit 
Kursgewinn  wieder  abzugehen.  Gegen  diese 
geht  man  öfters  durch  die  Emissions- 
sperre  vor.  wodurch  diejenigen  Zeichner 
Wvorzugt  werden,  welche  bereit  sind,  für 
eine  gewisse  Zeit  die  gezeichneten  Stücke 
l)ei  den  Emissionsstelleu  zu  deponieren  und 


j  sich  darülver  jeder  Verfugung  zu  enthalten. 

j  Mit  der  öffentlichen  Subskription  ist  nicht 
selten  für  den  Staat  der  Nachteil  verknüpft, 
dass  die  Bedingungen  für  den  Käufer  zu 
vorteilhaft,  für  den  Staat  aber  zu  ungünstig 
sind.  Man  hat  daher  Wi  Auflegung  der 
Anleihe  vorgeschlagen,  dass  der  Staat  einen 
Minimalverkaufspreis  festsetze  und  den- 
jenigen Käufern  ein  Vorzugsrecht  einräume, 
welche  ein  höheres  Angebot  machen.  Durch 
dieses  Verfahren  soll  der  Hauptnachteil  der 
öffentlichen  Subskription,  die  mangelnde 
Konkurrenz  der  Käufer,  welche  sich  nament- 
lich in  kolossalen  Ueber/.eichnungen  mancher 

i  Anleihen  wiederspiegelt,  korrigiert  und  dem 

!  Staate  der  gleiche  Vorteil  gesichert  wenlen. 

i  welcher  ihm  aus  der  Ausnutzung  der  Kon- 

;  kurrenz  bei  der  Negotiation  erwachsen  kann. 
Auf  diese  Weise  ist  man  z.  B.  in  Australien 
im  kleinen  vorgegangen. 

Die    Prioritätsobligationen  der 

'Erwerbsgesellschaften,  ähnlicher  In- 
stitute, der  Korporationen  oder  einzelner 
Privatpersonen  (Standesherrn)  bedürfen  zu 

.  ihrer    Unterbringung    in    der    Regel  der 

•  negotiierenden  Zwischenliändler  und  bedienen 
sich  hier/u  der  Banken,  der  Börse  oder  des 

;  offenen  Marktes.   Die  finanzielle  Fundierung 
|  einer  solchen  Gesollschaft .  ihre  technische 
|  Leistungsfähigkeit,  ihre  wirtschaftlichen  Aus-* 
i  sichten  und  »leren  mutmassliche  Entwicklung, 
sowie  andererseits  die  jw)sitiven  Sicherheiten, 
die  sie  zu  bieten  vermag,  stellen  den  Mass- 
stal» und  die  Grenze  derAufnahmobodingiingen 
dar.   Bei  spekulativen  Erwerbs-  und  Aktien- 
gesellschaften ist  hier  auch  noch  der  Kreis 
ihrer  kapitalistischen  Träger  und  Hiuter- 
1  männer  entscheidend.     Grössere  oder  go- 
•ringere  Bruchteile  solcher  Anleheu  werden 

•  ohnehin  meistens  von  den  Anteilseignern 
absorbiert,  da  solche  Unternehmungen  öfters 

•  Holter  zu  Obligationenbegehung  als  zu  einer 

•  Erhöhung  des  Aktienkapitals  schreiten.  Auf 
ähnliche  Weise  wenlen  auch  die  Pfand- 
brief e  abgesetzt.  Die  genossenschaftlichen 
Landschaften,  wie  die  kapitahstischen  Hypo- 
thekenbanken geben  öfters  ihn*  Darlehen  nur 
in  Pfandbriefen  oder  in  einem  nach  dem  Kurse 
der  Pfandbriefe  berechneten  Gcldanschlage. 
Die  Hypothekonltanken  sehen  sich  mitunter 

1  im  Interesse  der  Kurse  genötigt,  auf  dem 
Markte  selbst  als  Käufer  ihrer  eigenen  Pfand- 
briefe aufzutreten.  Korporationen  verstärken 
ihren  Kredit  durch  die  Uebernahme  einer 
solidarischen  Haftbarkeit  für  ein  Anlehen. 
während  für  die  Obligationen  einzelner  Privat- 
personen   regelmässig    eine    reale  Pfand- 

I  bestellung  gefordert  wird. 

5.  NominnlzinsfosK  und  Kurs.  Bei 
allen  Anleihen  ist  es  eine  wichtige  Frage. 

■  welcher   Zinsfuss   für  den  auszugebenden 

I  Typus    zu    wälüen   ist.     Der  allgemeine. 

|  leitende  Grundsatz  ist  dabei  stets,  einen 
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solchen  anzuwenden,  welcher  'lern  Ausgeber 
die  geringsten  Opfer  zur  Durchsetzung  seines 
Zweckes  aufbürdet.  Die  Obligationen  der 
Gruppe  der  ErwerhsgescUsoltaften  und  ho- 
mogener Institute  sind  dabei  in  der  Haupt- 
sache au  den  mittle  reu  (durchschnittlichen, 
landesüblichen.  » reellen <■■)  Zinsfuss  ge- 
bunden. Fnter  diesem  haben  wir  uns  den- 
jenigen vorzustellen,  hei  welchem  gute  u  n  d 
sichere  Kapitalanlagen  den  Pari- 
stand  erreichen.  Wenn  der  mittlere  Zins- 
fuss 3'.'no  beträgt,  so  müssen  erste  An- 
lagen, z.  B.  Pfandbriefe  gut  fundierter  und 
gut  geleiteter  Institute,  bei  .'15  Mark  Rente 
eiti  Anlagekapital  von  liMM)  Mark  erfordern, 
kleine  Schwankungen  abgerechnet  und  al>- 1 
gesehen  von  besonderen  die  Wertschätzung 
des  Papiers  beeinflussenden  Umständen,  z.  B. 
bei  4°  o  igen  Pfandbriefen  die  Gefahr  der 
Auslosung  und  Parirfickzaldung,  wenn  sich 
der  '.V  :»ige  Typus  liereits  in  einem  Volks- 
wirtschaftsgebiete eingebürgert  hat.  Die 
Pfandbriefe  folgen  in  längeren  Jahresdurch- 
schnitten ziemlich  genau  dem  jeweiligen 
Stande  des  mittleren  Zinsfusses.  Dagegen 
spielt  die  Wahl  des  Nominalzinsfnsses  bei 
den  Anleihen  des  Staates  und  der  übrigen 
öffentlichen  Körper  eine  grössere  Rolle,  da 
hier  mancherlei  Krwägungen  der  Kredit- 
und  Finanzpolitik  zum  Zug»;  kommen. 

Der  Staat  kann  hier  zwei  Wege  ein- 
schlagen : 

1.  Die  Begehung  zu  einem  Nominal- 
zinsfuss in  Kongruenz  mit  dem  jedes- 
maligen, mittleren  Zinsfusse.  Da- 
bei sch Hessen  sich  Nominal-  und  Realzins- 
fuss  enge  aneinander  an.  die  Anleihe  trägt 
tatsächlich  so  hohe  Zinsen,  ist  s<>  hoeh- 
ver/.inslich  (Realzins  fu  ss),  als  der  be- 1 
treffende  Titre  in  Aufschrift  ausweist 
(N  o  m  i  n  a  1  z  i  n  s  f  u  s  s).  Die  A  usgabo  solcher 
Anleihen  geschieht  zum  Pari  stand,  al  f«ri  I 
oder  dnoh  wenigstens  fast  al  pari.  Bei  einein  ' 
mittleren  Zinsfuss  von  3«..ä°-o  winl  ein  An- 
lehen  zum  Kurse  von  UM)  oder  99,fJ<i  be- 
geben. Der  reale  Zins  beträgt  daher  3'  •>**  o 
bezw.  3."«l"o.  Versehreibung  und  Zins- 
l»ezug  deckeu  sich  also  in)  "wesentlichen. 
Bei  Hcimzahlung  des  Sehiüdkanitals  können 
Staat  und  Gläubiger  weder  Erhebliches  ge- 
winnen noch  verlieren,  mag  der  mittlere 
Zinsfuss  hoch  oder  nieder  sein.  Diese  so 
begebenen  Schulden  heissen  deshalb  nomi- 
n  e  1 1  -  Ii  o  c  Ii  v  e  r  z  i  n  s  1  i  c  h  e  Anlehen. 

2.  Die  Begebung  zu  einem  Nominalzins- 
fuss in  Abweichungen  von  dem 
j  e d  e  s  m  a  1  i  ge  n .  m  i  1 1 1  e  r e  n  Z  i  n  s  f  u  s s e , ! 
wobei  sich  also  Nominal-  und  Roalzinsfuss  1 
nicht  decken,  wo  l>eide  in  Divergenz  stehen. 
Die  Abweichung  kann  nun  eine  dop|»elte 
sein,  nach  oben  und  nach  unten,  und  (laher 
dem  mittleren  Zinsfuss  gegenülier 

a)  ein  niedrigerer  Xominalzius- 


fuss.  Die  Anleihe  weist  dann  in  der  Auf- 
schrift einen  niedrigeren  Zinsfuss  als  den 
mittleren  aus  und  ihre  Emission  erfolgt 
unter  dem  Pari  stand.  Der  Realzins- 
fuss bleibt  der  gleiche,  das  angelegte  Kapital 
trägt  el  teil  so  viel  Zinsen  als  bei  einer  nomi- 
noll-hochverzinsliehen  Anleihe,  weil  die 
Emissionskurse  der  Anleihen  oder  die 
Kapitallx-träge  (Kffektivkapitalien),  die  man 
für  einen  bestimmten  Zins  erhält,  sich  ent- 
sprechend korrigiereu.  Wenn  der  mittle^ 
Zinsfuss  4°o  beträgt,  so  kann  eine  Anleihe 
zu  3%  kreiert  worden.  Der  Staat  erhält 
al>er  gegen  das  Versprechen  einer  jährlichen 
Rentenzahlung  von  MO  M.  nicht  UM«)  M. 
Kapital,  sondern  einen  geringeren  Betrag, 
nämlich  einen  Puter-Parikurs  nach  der  Pro- 
portion UMMj;  1  —  x:3  oder  7.7)  M.  Nach- 
dem aber  der  Obligationär  für  3<i  M.  nur 
750  M.  Kapitäl  erlegt,  so  verzinst  sich  that- 
sächlich  seine  Einlage  zum  mittleren  Zins- 
fuss, hier  zu  4%.  I)er  Gläubiger  hat  aber 
die  Chance,  an  dem  Kurs»1  durch  einge- 
tretene Preissteigerung  der  Staats«  »apiere 
zu  gewinnen  und  die  Differenz  zu  realisieren. 
Die  so  emittierten  Anleihen  heissen  daher 
n  o  in  i  n  e  1 1  -  n  i  e  d  r  i  g  v  e  r  z  i  n  s  1  i  c  h  e : 

b)  ein  höherer  Nom i ual /. i n s f u ss. 
Die  Anleihe  weist  dann  in  der  Aufschrift 
einen  höheren  Zinsfuss  als  den  mittleivn 
aus  und  die  Begebung  geschieht  über  dem 
Paristand.  Der  Realzinsfuss  bleibt  wieder 
unverändert  infolge  fler  ausgleichenden 
Kurssteigerung.  Bei  einem  mittleren  Zins- 
fuss von  Hl  sM:o  kann  eine  Anleihe  zu  .Vo 
liegelien  wonlen.  Für  ein  Rentenvorsprechen 
von  "»(I  M.  empfängt  dann  der  Staat 
BMM'»  ::■{'?  x :  r)  oder  142,*."»  M.  Das 
Kapital  des  Gläubigeis  aber  rentiert  nicht 
zu  ö°o.  sondern  durch  Ausgleichung  im 
Kurse  mit  3'  s  "  o. 

Diese  Kalkulation  ist  nur  theoretisch 
richtig.  Das  aus  der  Proportion  ermittelt«« 
Verhältnis  trifft  nur  zu,  wenn  andere  Ein- 
flüsse nicht  seine  Wirksamkeit  lähmen  oder 
aufheben.  In  der  Mehrzahl  der  Fälle 
werden  al>er  solche  Einwirkungen  fühlbar. 
Bei  Anleihen,  welche  nach  einem  bestimmten 
Plane  zurückgezahlt  und  durch  eine  Ver- 
losung al  pari  getilgt  werden,  hat  der 
Gläubiger  bei  nominell-niedriger  Verzinsung 
und  bei  einem  Emissionsknrse  unter  Pari 
den  Vorteil,  dass  er  früher  oder  später  nicht 
nur  das  eingezahlte  Kapital,  sondern  auch 
die  Differenz  zwischen  dem  Ausgabe-  und 
dem  Parikurse  erhält.  Infolgedessen  winl  für 
solche  Staatspapiere  ein  höherer  als  der 
.theoretische  Kurs  zu  erzielen  sein.  I'm ge- 
kehrt wird  liei  einem  den  mittleivn  ül»er- 
1  steigenden  Zinsfuss  wegeu  der  Parirüek- 
zahiung  «lie  Befürchtung  einer  Kapitalein- 
busse die  theoretische  Kurshöhe  drücken. 
Wenn  sich  nun  gar  der  Staat  in  solchen 
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Fällen  das  Recht  vorbehält,  auch  ohne  festen 
Tilgnngsplan  jederzeit  die  Anleihebeträge  al 
|>ari  heimzuzahlen,  so  winl  tretz  des  höheren 
Zinses  kein  Kurs  zu  erzielen  sein,  welcher 
sieh  wesentlich  filier  den  Paristand  erhebt. 
In  Zeiten  mit  sinkender  Tendenz  des  Zins- 
fusses  macht  sich  bei  nominell-hoehver/.ins- 
lichen  Anleihen,  wo  also  der  Nominalzins- 
fuss  dem  mittleren  entspricht .  ein  ähn- 
licher Einfluss  geltend.  Wenn  ein  An- 
lehen  nominoll-hochverzinslich  mit  4°o  al 
pari  ausgegeben  wurde  und  der  mittlere 
Zinsfuss  auf  31  * 0  o  im  I^aufc  der  Zeit  sinkt, 
so  könnte  der  Kurs  an  sich  theoretisch  auf 
114.2S  steigen.  Da  ist  aber  nun  die  Gefahr 
naheliegend,  das»  der  Staat  den  gesunkenen 
mittleren  Zinsfuss  ausnützt,  von  seinem 
Kfindigungsrechte  Gebrauch  macht  und  zu 
Konversionen  (s-  d.  Art.  Konversionen j  und 
Zinsreduktionen  schreitet  und  infolgedessen 
nähern  sich  die  Kurse,  der  4  und  3'  2"  0  igen 
Staatspapiere  merklich.  Wenn  dagegen  bei 
nominell  -  niedrigverzinsliehen  Anleiten  die 
Emission  stark  unter  dem  Paristand  statt- 
gefumlen  hat,  so  kann  bei  sinkendem 
mittleren  Zinsfuss  der  Kurs  erheblich 
steigen,  da  keine  Konversion  zu  befürchten 
ist,  und  dem  Inhaber  einen  Yermögensge- 
winn  eiutnigen.  Daraus  ist  es  auch  zu  er- 
klären, dass  der  Staat  seine  nominell- 
medrigverzinslichen  Anlehen  häufig  zu  einem 
relativ  höheren  Kurse  begeben  kann,  als  die 
nominell-hoch  verzinslichen. 

Für  die  Kinanzjiolitik  kommen  von  den 
drei  Möglichkeiten  bei  Wald  des  Nominal- 
zinsfusses  nur  diejenigen  iu  Betracht,  welche 
entweder  mit  dem  mittleren  kongruieren 
(nler  nach  unten  abweichen,  also  m.  a.  W. 
die  Frage  der  Pariemission  oder  der  Be- 
gebung unter  Pari.  Die  Fülle,  wo  ein  An- 
teilen zu  einem  Nominalzinsfuss  kreiert 
winl.  welcher  den  mittleren  überschreitet, 
sind  heute  kaum  mehr  praktisch  oder  zählen 
doch  zu  den  grössten  Seltenheiten.  Die 
Praxis  hat  sich,  namentlich  früher,  mit 
wenigen  Ausnahmen  für  die  Emission  unter 
Pari  ausgesprochen,  während  die  Finanz- 
theorie  mehr  der  Parihogebung  das  Wort 
geredet  hat.    Und  zwar  nüt  Recht. 

Die  Emission  unter  Pari  wird  regelmässig 
mit  der  Motivierung  liefürwortet.  dass  solche 
Anleihen  zu  relativ  höheren  Kursen  zu 
emittieren  seien,  als  solche  mit  eiuem  dem 
mittleren  entsprechenden  Zinsfuss.  Sie  kämen 
also  dem  Staate  billiger  zu  stehen.  Diese 
Thatsache  hat  sich  schon  vielfach  gezeigt 
und  ist  aus  dem  l'mstande  erklärlieh,  dass 
eine  Emission  stark  unter  Pari  für  die 
S|>ekulation  einen  grösseren  Spielraum  auf : 
Kurssteigerung  bis  zum  Paristande  darbietet. 
Diese  Erscheinungen  sind  aber  nur  dann ! 
hervorgetreten,  wenn  die  Begebung  der  An- 
leihen iu  eine  Epoche  der  Spekulation,  in 


eine  Hausseperiode  fiel.  Auch  haben  sie 
sich  meist  nur  in  lilndem  mit  gesichertem 
Staat skredite  gezeigt  und  hier  insbesondere 
dann,  wenn  die  höher  verzinslichen  Staats- 
papiere den  Parikurs  erreicht  oder  fil>er- 
schritten  hatten  und  wodurch  dann  die 
Gefahr  einer  Zinsreduktion  vermehrt  wurde. 
In  Zeiten  der  Baisse,  in  politischen  Krisen 
oder  in  Staaten  mit  erschüttertem  Kredit, 
wo  die  Gefahr  der  Zinsfussherabsetzung 
nicht  vorliegt,  vermindert  sich  dieser  Vor- 
teil oder  verschwindet  ganz,  die  Kurse  der 
verschieden  verzinslichen  Papiere  stehen 
relativ  gleich.  Der  Staat  alter  kann  bei 
Emissionen  mit  einem  Zinsfuss,  welcher 
vom  mittleren  stark  abweicht,  auf  eine  Zins- 
reduktion in  absehltarer  Zeit  kaum  rechnen 
und  entbehrt  daher  der  Aussicht,  Krspaiungen 
an  Zinsen  zu  erzielen.  Die  Gläubiger  würden 
in  diesem  Falle  ohne  Zweifel  die  Parirück- 
zahluug  verlangen  und  damit  den  Erfolg 
der  Konversion  mehr  denn  in  Frag»1  stellen. 
Ein  weiteres  Bedenken  gegen  nominell- 
niedrig  verzinsliche  Anlehen  ist  der  l'mstaud, 
dass  <ler  Staat  ein  höheres  Nomiualkapital 
verschreibt  als  er  empfangen  hat.  Bei  der 
Tilgung  sog.  zurückzuzaldender  Schulden, 
|  wo  er  die  Obligationen  entweder  zum  Börsen- 
kurse zurückkaufen  oder  al  pari  einlösen 
muss,  erleidet  er  einen  erheblichen  Schaden 
am  Kapital,  welcher  naturgemäß  umso 
grösser  ist.  je  erheblicher  die  l"nterschiode 
zwischen  dem  Ausgabe-  und  dem  Rückkaufs-, 
bezw.  Einlösungskurse  sind.  Ein  Ausgleich 
ist  daher  nur  möglich,  wenn  die  Zinserspar- 
nis bei  den  nominell-niedrig  verzinslichen 
Anleihen  gogenfil>or  den  hochvorzinslichen 
so  gross  ist,  dass  dadurch  nicht  nur  der 
finanzielle  Nachteil  aufgewogen  winl.  welchen 
der  Staat  durch  den  Verzicht  auf  eine  spätere 
Zinsreduktiou  erleidet,  sondern  die  Ersparnis 
auch  zugleich  die  Mittel  zur  Deckung  der 
aus  der  Amortisierung  der  Anleihe  ent- 
stehenden Kapitalopfer  gewährt.  Das  fernere 
Argument  zu  Gunsten  nominell-niedrig  ver- 
zinslicher Anleihen,  <hiss  dann  sämtliche 
Schulden  des  Staates  den  gleichen  Nominal- 
zinsfuss besitzen  können,  <  las  Staatsrechnungs- 
wesen erleichtert  winl  und  die  Anleihen 
Miebter  und  bekannter  wenlen,  kann  eine 
ausschlaggebende  Bedeutung  nicht  bean- 
spruchen. 

Alle  diese  Gründe  lassen  es  als  ange- 
messen erscheinen,  eher  an  nominell-hoch- 
verzinslichen Anleihen  mit  einem  dem 
mittleren  im  allgemeinen  entsprechenden 
Zinsfuss  festzuhalten  und  auf  die  mehr 
scheinbaren  Vorteile  der  nominell  niedrig- 
verzinslichen Anleihen  zu  verzichten. 

G.  Die  zurückzuzahlenden  oder  Til- 
gungsschulden.  Was  insonderheit  die 
Fonnen  der  Anleihen  des  Staates  und 
der  übrigen  öffentlichen  Kör^r  anlangt,  so 
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zu 


halten, 
•r  Tilgungs- 


sind  zunächst  zwei  Typen .  die  zurückzu-  nach  seinem  jeweiligen  Ermessen  stärkere 
zahlenden  oder  Tilgungsschulden  und  die  Rückzahlungen  vorzunehmen,  teils  darf  er 

über  die  vereinbarte  Tilgung*  pioto  nicht 
hinausgehen.  Falls  sieh  aber  der  Staat  der 
Rückzahlungsbefugnis  über  den  Tilgungs- 

?lan  hinaus  begieht.  lauft  er  Gefahr,  die 
.löglichkeit  einzubüsson.  bei  sinkender 
Tendenz  des  Zinsfusses  die  hoher  verzins- 
lichen Anleihen  zu  konvertieren  und  dun-h 
niedriger  verzinsliche  zu  ersetzen. 

(Tober  die  Kinzelheiteu  der  Tilgung  der 
Staatsschulden,  Tilgungsfonds  u.  s.  w.  vgl. 
d.  Art.  Staatsschulden  und  ül>or  die  Frage 
der  Zinsreduktion  und  der  Konversion  vgl. 
d.  Art.  Kouvei-sionen.) 

7.  Die  Lotterie-  oder  Prüiuienan- 
lehen.  Die  zweite  Erscheinungsform  der 
ziuückznzalüenden  oder  Tilguiigsschulden 
sind  die  Lotterie-  oder  Prämionanlehen. 
Ihr  Wesen  und  ihre  Eigenart  ist  darin  zu 
erkennen,  dass  sie  entweder  überhaupt 
keine  Zinsen  gewähren,  unverzinsliche 
Lot teriean leihen,  oder  mir  geringere 
als  sonstige  Kapitalanlagen,  verzinsliche 
Lotterie-  oder  Präm  iena  n  1  eh  e  n. 
Sie  weiden  vielmehr  nach  einem  festen 
Plane  ausgelost  und  dadurch  zum  Gegen- 
stand einer  I»tterie  gemacht,  dass  die 
ganze  dargeliehene  Summe  in  eine  be- 
stimmte Anzahl  gleicher  Teile  oder  Lose 
zerlegt  und  von  diesen  in  bestimmten 
Fristen  eine  gewisse  Summe  dieser  Anteile 
durch  das  1>>s  zur  Auszahlung  kommt. 
Die  grössere  Mehrheit  der  Lose  wird  nach 
der  Höhe  des  ursprünglichen  Einlagekapitals 
oder  des  mit  den  einfachen  Zinsen  ver- 
stärkten Normalbotrags  des  Loses  heimge 


Rentenschulden  auseinandei 
Die  zurückzuzahlenden 
schulden  sinrl  diejenigen  fundierten  Staats- 
schulden, welche  von  vornherein  an  be- 
stimmte Tilgungs-  oder  RückZahlungstermine 
gebunden  sind.  In  früheren  Zeiten  hatten 
sowohl  der  Staat  als  die  Gläubiger  kurz 
bemessene  Kündigungsfristen.  Allein  mit 
der  Zunahme  der  Staatssehuld  erwies  sich 
das  Kündigungsrecht  der  Gläubiger  als  sehr 
misslich ,  weil  es  insbesondere  in  gefahr- 
voller Zeit,  beim  Ausbruch  von  Kriegen  und 
in  politischen  Notlagen  ausgeübt  wurde,  wo 
es  dem  Staate  nur  mit  grossen  finanziellen 
Opfern  möglich  war.  seine  Verpflichtungen 
einzuhalten.  Der  Staat  war  daher  vor  allem 
bestrebt,  das  Kündigungsivcht  der  Staats- 
gläubiger  einzuschränken  oder  gänzlich  zu 
beseitigen,  dasselt*»  aber  sich  nach  Kräften 
zu  wahren  und  es  auszunutzen.  Dies  al«r 
schädigte  wiederum  die  Gläubiger-  und 
Kapitalisteninteresscn  und  durch  diesen 
Widerstreit  erwuchs  mancherlei  Schädigung 
für  den  Staatskredit.  Ks  war  daher  als 
ein  wünschenswerter  Ausgleich  der  Gegen- 
sätze zu  betrachten .  als  man  die  Rück- 
zahlung regelte  und  nach  Bestimmung  ge- 
wisser, fester  Termine  ordnete.  Die  Form 
der  Tilguiigsschulden  hat  in  vielen  Staaten 
Eingang  gefunden ,  wie  in  Frankreich .  in 
England,  in  Oesterreich,  in  Preusseii  und  in 
einer  ganzen  Reihe  von  deutschen  Mittel- 
und  Kleinstaaten.  Die  wichtigsten  Typen 
sind  die  eigentlichen  Tilguiigsschulden.  die 
lyjtterie-  oder  Prämienaidelien  und  die 
Annuitäten  oder  Zeitrenten.  Für  die  Selbst- 
verwaltnngskörjter. 

Gemeinden  ist  sie  der  regelmässige  und  fast 
ausschliessliche  Typus ,  wobei  der  Staat  von 
oberaufsichtswee-ou  sie  fordert  und  noch 
überdies  eine  Tilgungsfrist  während  eines 
relativ  kurzen  Zeitraums  von  l.">,  2*»,  ;>(> 
ralcr  .V)  Jahren  vorschreibt. 

Bei  der  eigentlichen  Tilgungs- 
sc  h  u  I  d  können  natürlich  verschiedene  Wege 
und  Modalitäten  zur  Rückzahlung  gewählt 
werden.  Dabei  wird  entweder  eine  Minimal- 
und  eine  M  a  x  i  ni  a  1  f  r  i  s  t  fürdieHeiinzahluug 
oder  Tilgung  angenommen.  So  haben  z.B.  die 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  bei  der 
Aufnahme  der  grossen  Anleihen  in  den  (iOer 
Jalireu  die  Bedingung  gesetzt,  dass  die  An 
leben  in  ;">  Jahren  getilgt  werden  könnet 
und  in  2»l  Jahren  zurückgezahlt  werden 
müssen.  Oder  man  ist  von  einem  festen 
Tilgungsplane  ausgegangen,  nach  wel- 
chem die  Anleihe  innerhall»  einer  ^stimmten 
Frist  in  bestimmten,  jährlichen  Beträgen 
heimgezahlt  werden  sollte.  Dem  Staat  als 
Schuldner  steht  hier  dann 
zu,  auch  ausserhalb  dieses 


zahlt,  während  die  weitaus  kleinen-  Zahl 
Provinzen,  Kreis.«  und  der  Anteile  Geldgewinnstc  in  verschiedener 

Grösse  empfängt.  Die  Zahlung,  welche 
auf  ein  L»s  einschliesslich  des  Gewinnstes 
entfällt,  heisst  Prämie.  Die  verzinslichen 
I/otteriean leihen  gewähren  eine  feste,  aber 
dem  mittleren  Zinsfuss  gegenfil»er  niedrigere 
Verzinsung  und  daneben  gleichfalls  durchs 
I/o*  Itcstimmte  Prämien.  Die  L>se  wenlen 
meist  in  grössere  Abteilungen  oder  Serien 
zerlegt  und  wie  die  l^ose  mit  Zahlen  Um- 
zeichnet. Die  Verlosung  geschieht  in  zwei 
Abschnitten,  indem  zuerst  die  Serien  und 
dann,  meist  einige  Zeit  später,  die  Nummern 
i  innerhalb  der  Serie  gezogen  wenlen.  Der 
Plan  der  Verlosung  hängt  teils  von  der 
Höhe  der  Schuldsumme,  teils  von  der  Zeit- 
köuneti  «lauer  der  Rückzahlung  und  teils  vom  Zius- 
fusse  ab.  Für  die  Einzelheiten  des  Vollzugs 
stehen  die  verschiedensten  Formen  und 
Modalitäten. 

Die  Aufnahme  von  Lotterieanleheu  em- 
pfiehlt sich  für  den  Staat  durch  die  gün- 
stigeivn   Bedingungen,  unter   welchen  *ie 
teils  das  Recht  anderen  Schuldformeu  gegenül^r  unterge- 
Tilguiigsplanes  braeht    wenlen    können.     Bei    ihnen  ist 
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wogen  der  Aussicht  auf  Geld- 
g  c  w  i  n  11  s  t  e  bei  niedrigerer  Verzinsung  ein 
höherer  Kurs  zu  erzielen.  Allerdings  wor- 
den sie  damit  auf  eine  ähnliche  Stufe  ge- 
stellt, wie  die  verschiedenen  Formen  der 
Lotterie  und  des  Glücksspiels.  Dem  staats- 
finaiiziellen  Vorteile  können  daher  die  sitt- 


vorisren  Jahrhundert  ein  und  in  Deutschland, 
in  Preussen  und  in  anderen  deutsehen 
Mittelstädten  wurden  solche  im  biufe  des 
10.  Jalirhunderts  mehrfach  kreiiert.  Elwnso 
halten  Stadtverwaltungen,  Eisenbahngcsell- 
schaften.  Hypothekarkreditanstalteu.  Staudes- 
herrn    zu    dieser    Form    der  Begebung 


liehen  und  ökonomischen  Schädigungen  der  I  gegriffen.  Nachdem  die  1/tttorieaiiloiheii 
Bevölkerung  getreu ii hergestellt  werden,  wenn  1  iu  Deutschland  in  den  (iO er  Jahren  immer 
auch  die  Nachteile  durch  die  Organisation  mehr  überhand  nahmen,  kam  das  Reiehs- 
der  Präniienanlchon  geringer  sind.  Auch  gesetz  vom  8.  VI.  1*T1  zustande.  Nach 
wird  das  1'ebel  schon  dadurch  gelindert,  demselben  können  Inhaberjiapiore  mit 
dass  die  Teilnahme  an  ihnen  die  Verfügung  Prämien  nur  auf  Grund  eines  Reichsgesetzes 


ülier  ein  grösseres  oder  geringeres  Kapital 
voraussetzt  und  die  kleinen  Leute« ,  Dienst- 
boten, Taglöhner,  Arbeiter,  kleine  Beamten 
davon  ausgeschlossen  sind,  die  sonst  so 
gerne  mühsam  erworbene  Ersparnisse  den 
unsicheren  Erfolgen  des  Glücksspiels  zu 
opfern  bereit  sind.  Dagegen  zeigt  sich  hier 
eine  andere  Gefahr,  das  sog.  I'ro messen- 
spiel. Man  versteht  unter  Promesse  einen 
gegen  Zahlung  einer  Prämie  kauflichen 
Schein,  in  welchem  das  Versprechen  ge- 
geben wird .  ein  Ijos  mit  ltostimmt  bo- 
zeiehneter  Nummer  für  den  Fall,  das»  das-  j  die 
seilte  in  der  nächsten  Ziehung  heraus- 
kommen sollte,  gegen  Erstattung  eines 
noch   nicht   gezogenen   Ltses    im  Stücke 


und  lediglich 


seihst  zu  liefern  oder  den  auf  dieses  ent-iauch  eine  Amortisatioiisniioto 
fallenden  Gewinn  zu  zahlen.    Die  Prämien- '  festgesetztem  Fristverlauf  au 


zum  Zweck  der  Aideihe  des 
Reiches  otler  eines  Bundesstaates  ausgegeben 
werden.  Ausländische  Lotterieanlohon  lte- 
dürfeu  zu  ihrer  Kursfälligkeit  der  (obrig- 
keitlichen) Abstempelung,  und  soweit  die 
Los»'  bis  zum  Ii».  VII.  ls?l  nicht  mit  dem 
deutschen  Stempel  versehen  sind,  können 
sie  nicht  iu  den  Verkehr  gebracht  weiden. 

8.  Zeitrenten.  I^eibrenten  und  Ton- 
tinen.  Eine  andere  Form  der  Aiüeihen 
sind  die  Zeitrenten  oder  Annui- 
täten, bei  welchen  dem  Darleihergegen 
Hingalie  eines  Kapitals  auf  eine  Ite- 
stimmte  Reihe  von  Jahren  eine  gewisse, 
jährlich  zu  leistende  Summe  gewährt  wird. 
Diese  enthält  sowohl  den  üblichen  Zins  als 

welehe  nach 
das  eintre- 


auleheu  sind  aber  auch  für  den  Emittenten 
von  vornherein  unltequem,  weil  sie  Uun 
•inen  uuwandeHtareu  Tilgungszwang  aufer- 
legen, dem  er  sieh  nielit  entziehen  kann, 
selbst  wenu  äussere  l'mstände  seine  wirt- 
schaftliche und  jtolitischo  Lage  es  er- 
schweren oder  ihm  erhebliehe  Kosten  auf- 
bürden.    Es  tritt  dies  insbesondere  dann 


zahlte  Kapital  aufsaugt.  Gleiches  ist  der 
Fall  Itei  den  Leibrenten,  welche  aber 
aid  die  Iiebenszeit  des  Noll  mors  laufen  und 
deren  Höhe  nach  der  voraussichtlichen 
Leltenserwartung  desselben  beinessen  wird. 
Endlich  bei  den  Tont  inen  verbindet  sich 
eine  Anzahl  von  ungefähr  gleichalterigeu 
Personen  zu  dein  Zweck,  dass  die  durch 


ein.  wenn  das  Mass  der  Tilgung  und  Aus-  den  Tod  einzelner  Mitglieder  frei  werdenden 
losung  ein  sein-  verschiedenes  ist.  früher  i  Leibrenten  den  Lei  ►erlebenden  zuwachsen, 
ein  geringeres  und  später  ein  stärkeres. ;  Die  Renten  laufen  also  bis  zum  Tode  des 
Sind  Littcricanlehen  in  Zeiten  mit  steigen- !  letzten  IVberlelieudeii.  Vgl.  hier/n  die 
dem  oder  doch  mit  (relativ)  hohem  Zinsfuss  Artt.  Annuität  (suh  2),  Leibrenten  und 
negoziiert,  so  ist  der  Staat  nicht  in  der  Tontinen. 

I-agc  den  Vorteil  auszunutzen,  falls  die ,  9.  Die  Rentenschulden.  Wir  nennen 
Entwiekelung  des  Zinsfusscs  die  unige- :  Rentonschidden  diejenige  Form  der  An- 
kehrte Richtung  uinuiit.  Er  kann  dann  die  leihen,  bei  welchen  der  Staat  dem  Gläubiger 
Schuld  weder  kündigen,  noch  tteliebig  heim- 1  lediglich  die  jährliche  Zahlung  einer  Rente 
zahlen,  es  sei  denn  mit  rascher  Abspielung  für  sein  dargeliehenes  Kapital  zusichert,  da- 
des  Plans,  was  alter  ungemein  hohe  Geld-  gegen  keinerlei  Verpflichtung  im  Hinblick 
opfer  in  Anspruch  nimmt.  auf  die  Rüc  kzahlung  des  Kapitals  eingeht, 

Die  angeführten  l'mstände  lassen  es  für  diese  vielmehr  seinem  eigenen  Ermessen 
den  Staat,  zumal  unter  den  gegenwärtigen  i  vorbehält.  Zur  Begebung  solcher  Renten- 
Zeiten,  nicht  als  empfehlenswert  erseheinen,  ianleihen  ist  zunächst  ein  durchaus  gesicherter 
die  Schuldform  der  Utttorie-  otler  Prämien- j  Staatskrodit  erforderlieh.  Nur  Staaten,  welche 
anlelien  zu  wählen.  Dag.  gen  haben  sie  durch  ihre  entwickelte  Volkswirtschaft  und 
vordem  eine  nicht  unbedeutende  Rolle  im  durch  ihr  gesundes  Finanzwesen  im  Genüsse 
Finanzwesen  der  meisten  Staaten  gespielt,  des  allgemeinen  Vertrauens  der  Kapitalistcn- 

(iegen  Ende  des  IT.  Jahrhunderts  kommen  weit  sich  befinden,  vermögen  solch«'  Renten- 
solche  iu  England  unter  Wilhelm  ID.  vor.  schulden  zu  bogelteu.  da  von  ihnen  die 
nachdem  sie  bereits  früher  Eingang  ge-  regelmässige .  dauernde  und  unverkürzte 
fuuden  hatten.    Oesterreich  führte  sie  im  Zinszahlung   erwartet  wenlen   kann.  Für 
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unsere  modernen  volkswirtschaftlich  ge- 
festigten Knlturstaaten  sind  sie  die  ge- 
eignetste Sohnldfonn.  l'nd  thatsächlieh  ist 
ein  grosser  Teil  der  Staatsschulden  ver- 
schiedener Gressstaatcn  als  Kentenschuld 
konstituiert  (Frankreich,  l'roussen). 

Die  Kentenschuld  ist  eine  kündbare, 
wem»  der  Staat  das  Recht  sich  vorbehält, 
dieselbe  zu  kündigen,  und  eine  ewige  oder 
unkündbare,  wenn  er  sich  dieses  Hechtes 
U-triebt.  Die  unkündbare  Heute  ist  zwar 
die  vollendete  Erscheinungsform  der  Kenten- 
schuld, aber  für  den  Staat  um  deswillen 
weniger  zweckmässig,  weil  er  bei  sinkender 
Tendenz  des  Zinsfusses  diesen  Vorteil  nicht 
ausnutzen  kann.  Wenn  die  unkündbare 
Rente  zu  einem  etwas  Wsseren  Kurse  unter- 
zubringen ist.  so  ist  doch  der  Gewinn  aus 
einer  etwaigen  Zinsreduktion  noch  grösser. 
Der  unkfindltaren  Kente  kann  sich  der  Staat 
nur  in  dem  Masse  erledigen .  als  er  die 
Titres  durch  l»ii>enniässigen  Rückkauf  er- 
wirbt. In  dieser  Richtung  ist  er  natürlich 
von  der  Gestaltung  der  Kurse  abhängig  und 
kann  daher  leicht  bei  stärkeren  Ankäufen 
eine  Kurssteigerung  herbeiführen. 

Ein  Vergleich  zwischen  den  zurück- 
zuzahlenden oder  T  i  1  g  u  n  g  s  s  c  h  u  I  d  e  n 
und  den  Rentenschulden  ergiebt  in 
erster  Linie  für  die  letzten.*  Kategorie  den 
Vorteil,  dass  der  Staat  im  Hinblick  auf  die 
Rückzahlung  freie  Hand  liat  und  der  mit- 
unter drückenden  Verpflichtung  der  Tilgung 
überholten  ist,  in  Zeiten  schlechter  Finanz- 
lage oder  bei  Defizits  im  Staatshaushalte 
für  die  Rückzahlung  Mittel  flüssig  machen 
zu  müssen.  Allen lings  fällt  auf  der  anderen 
Seite  das  heilsame  Impello  weg,  das  im 
formalen  Tilgungszwange  liegt.  Die  Gefahr 
der  Feherschuldung  winl  näher  gerückt. 
Der  Staat  muss  daher  grundsätzlich  darauf 
hinarbeiten,  diesen  Zustand  ferne  zu  halten, 
was  umso  wichtiger  ist.  als  alle  unsoiv 
Kulturstaaten  aus  (»jütischen  und.  wirtschaft- 
lichen Trsachen  fortwährend  zur  Schuld- 
auf nähme  gedrängt  wenlen  und  durch  die 
dermaügo  Lage  des  Geld-  und  Kapital- 
marktes leicht  im  stände  sind,  ihn*  Kndit- 
bedürfnissc  zu  befriedigen.  Zu  leicht  lassen 
sieh  darum  Staaten  verleiten.  Alter  ihre 
finanziellen  Kräfte  hinaus  Schulden  zu  kon- 
trahieren, welche  einen  immer  erheblicheren 
Teil  der  Staatseinnahmen  absorbieren  und 
in  Notzeiten  zu  einer  bedrückenden  List 
der  Volks-  und  Finanzwirtschaft  ausarten 
können.  Nichts  ist  daher  erspriesslicher. 
als  stet«  auch  freiwüüg  der  Tilgung  bedacht 
zu  sein.  Die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
halten  in  dieser  Richtung  äusseren!  entlieh 
Tüchtiges  geleistet  und  auch  die  Ansätze 
im  Deutschen  Reiche  uud  in  l'rcussen  ver- 
dienen alle  Beachtung.  Insltesondere  aber 
erscheint  es  heute  als  unbedingt  notwendig. 


hei    allenfallsigen    1*  e  b  e  r  s  e  h  ü  s  s  e  n  im 
,  Staatshaushalte    zuerst  an  die  Schulden- 
i  tilgung  zu  denken,  Itevor  man  andere  Be- 
J  dürfni^se  ltefriodigt.  Hier  muss  eine  starke 
i  Willenskraft  und  ein  entwickeltes  l'flieht- 
bewusstsein   die  Klammern   des  formalen 
Tilgungszwanges  ersetzen.    Zu  Gunsten  der 
Tilgungsschulden   liesse  sich  endlich  das 
.  Argument  noch  geltend  macheu.  ob  die  Zu- 
sage festterminierter  Hcimzahlung  günstig 
auf  den  Begebungskurs  einwirkt.    Dass  die 
zurückzuzahlenden  Schulden  in  Staaten  mit 
I  gesichertem  Kredit  zu  höheren  Kursen  zu 
begeben  seien  als  die  Rentenscludden  ist 
1  zu  bestreiten.   Bei  Staaten  mit  gefähnleterer 
Kredit  unterläge  trifft  sie  alter  nur  dann  zu, 
jwenn  die  RückZahlungsfristen  relativ  kurz 
Itemessen  sind,  so  da**  der  Gläubiger  nebeu 
höheren  Zinsen  innerhalb  absehbarer  Zeit 
hoffen  kann,  seine  Kapitalanlage  zurückzu- 
erhalten. 

Lltteratur:  Mithoff,  Artikel  »Anleihen»  in  -Irr 

I.  Antf.  de*  Hanrltriirtrrb.  IUI.  1,  X  J7H—JM.  — 
Hecket,  ArliM     Anleihen«  im  \\'<irterl>uch  </»•<• 

!     VnlkuvirUrhnft  Hil.  I,   S.  71.    —  Xebeniuu. 
Iter  öf entliehe  Kredit,  i.  Aufl.,  7.  Aap.  - 

Hau,  (inindriitte  tirr  FiiiaMiri**rn*rhafi,  i.  A'iß., 
/A-i(>li>J  >•»•!  Heiilelherq  1M0 ,  $i  471- M'.h  — 
ROM-Her,  .Si/*f.  IV,  .5.  Uurh.  ~-  Stein,  l.chrhueh 
iler  Finiintwi*»rn*rhtiß,  .'>.  Aufl.,  Stuttgart  l.s.sti 

II.  .?,  s.  i  !,'.»$.  —  Wagner,  Schunhenj  III.  I. 
s.  ;i>sß'.  —  Derselbe,  Art.  nStaut**ehul>len«  in 
lihinttrhli -Krater  Slattlmrorlrrb.  IUI.  X,  S.  :'l.  — 
I.ervy  -  Veaulleu.  Titiitl  >le  ta  rritnf  <lr* 
finanrei        e.l.,  l\t,U  ISXÜ  t.  II.  eh.  :,.     H  ei/r,, 

I.ittrratnrnarhireitr  itntl  Aufiiihmnijen  üher  die 
r i ii ic I neu  Materien  *.  tri  Art.  i\St(iat*Kfhul<len». 

Max  von  Meckel. 


Annaten 

s.  kirchliche  Abgaben. 


Annoncen 

s.  Zeitungsanzeigen. 


Annuität. 

1.  W'ewn  und  volkt-wirt*  -haftliVhc  Bedeutung 
der  A.  2.  Die  A.  als  Form  der  StaatsschuUlcii- 
verschrt-ibnng.       Die  A.  im  HypothckfiiwesL'U. 

1.  Wesen  und  volkswirtschaftliche 
Bedeutung  der  A.  Die  Bezeichnung 
Annuität  ist  eine  Suffixalbildung  des  latei- 
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Annuität 


nischen  annuum  oder  annua,  was  soviel  als '. 
jährliche  Zahlung,  Jahrgeld  bedeutet.  Die . 
englische  Sprache  liat  dieses  Wort  in  der 
Form  Annuity,  die  französische  als  annuite 
aufgenommen  und  dasselbe  vor  allem  in 
seinem  Zusammenhang  mit  dem  Schulden- 
wesen  angewendet.  Wir  verstehen  daher 
im  allgemeinen  unter  Annuität  eine  zur 
Tilgung  oiler  Verzinsung  einer  Schuld  oder 
eines  Darlehens  vereinbarte  jährliche 
Geldzahlung,  welche  an  eine  im  voraus 
bestimmte  Zeit  gebunden  und  währeud 
dieses  Frist  Verlaufes  alljährlich  zu  entrichten 
ist.  Da  ihre  Voraussetzung  der  vorgängige 
Empfang  von  Sachgütem  ist  und  ihre  Dauer 
durch  einen  festen  Termin  begrenzt  wird,  so 
gehört  sie  der  Kategorie  der  Zeitren  teil 
an  (Annuity  for  Terms  of  Years,  rente  ä 
terme)  und  muss  von  der  Leibrente  (s.  d.) 
und  von  der  immerwährenden  oder  ewigen 
Heute  (s.  d.  Art.  Anleihen)  geschieden  werden. 
Ihrem  Inhalte  nach  ist  sie  eine  gleichbleibende 
Zahlung  für  eine  bestimmte  Reihe  von 
Jahren,  hat  die  technische  Eigenschaft,  dass 
sie  neben  der  Verzinsung  einen  aliuuoten 
Teil  des  dargeliehenen  Schnldkapitals  als 
Tilgungsparzelle  in  sich  begreift,  und  ist 
daher  mit  der  Wirkung  verbunden,  dass  sie 
die  Schuld  verzinst  und  durch  allmähliche 
Abtragung  der  Kapitalteilchcn  dieselbe  am 
Ende  eines  festgesetzten  Zeitraums  zurück- 
zahlt. Die  Annuität  stellt  sich  meist  äusser- 
lich  als  einheitliches  Ganzes  dar,  involviert 
aber  im  Prinzipe  stets  separat  Zinsen  und 
Tilgungsi|U0te.  Die  Berechnung  einer  Annui- 
tät geschieht  nach  den  Kegeln  der  Zinses- 
zinsrechnung und  ist  daher  genauer  mathe- 
matischer Bestimmung  zugänglich.  Die 
Höh«'  der  Annuität  ist  demgemäss  bedingt 
durch  den  angenommenen  Zinsfuss  und 
durch  die  Anzahl  der  Jahre,  wälu^end 
welcher  sie  gezahlt  werden  soll.  Umgekehrt 
lässt  sich  natürlich  aus  der  Höhe  der 
Annuität  und  der  Höhe  des  Zinsfusses  die 
Dauer  der  Annuität  ableiten. 

(H  c  i  s  p  i  e  1 :  Zinsfuss  4  Annnitiitenkapital 
100  Mk.  Betriitrt  die  Annuitätenlcistunt-;  5  M.t 
so  ist  die  Zeitdauer  43  Jahre,  bei  B  Mk.  2H  Jahre, 
bei  10  Mk.  13  Jahre,  hei  20  Mk.  5\,  Jahre.) 

Dpi-  Preis  oder  Kurs  einer  Annuität  wird 
sich  einerseits  nach  dem  herrschenden  (landes- 
üblichen, reellen)  Zinsfuss  richten  und  anderer- 
seits wird  er  von  der  Zeitdauer  der  Annui- 
tätenzahlung oder  l>ei  lioreits  angebrochener, 
d.  h.  laufender  Annuität  von  der  Frist  ab- 
hängen, welche  von  der  Gegenwart  bis  zum 
Erlöschen  der  Annuität  noch  vorhanden  ist. 

Die  Annuität  ist  vom  Standpunkte  des 
Empfäugei-s  und  dos  Gebers  verschieden  zu 
beurteilen.  Für  den  Annuitätenbezieher  birgt 
sie  zunächst  die  volkswirtschaftliche  Gefahr, 
vorhandenes  StaiumvormöKcn  dem  Ver- 
brauche   und    Lebensgenüsse  zuzuführen. 


Sie  fördert  die  zerstörende  Wirkung  für  das 
Privatkapital,  lähmt  daher  Produktion  und 
Erwerb,  schmälert  das  Einkommen  der 
Einzelwirtschaft  auf  die  Dauer  und  beein- 
trächtigt den  Gang  der  privatwirtschaftliehen 
Erwerbsthätigkeit.  Der  zur  Zahlung  der 
Annuität  Verpflichtete  dagegen  hat  den 
VorteU,  dass  er  in  kleinen,  in  regelmässiger, 
jährlicher  Wiederkehr  zu  leistenden  Bei- 
trägen eine  Scludd  in  einer  Wstimmten 
Frist  abtragen  kann,  wodurch  er  selbst  zu 
systematischer  Sj»arsamkeit  augehalten  wird. 

Sowohl  theoretisch  wie  praktisch  hat  man 
die  Annuität  für  den  Staatskredit  zu 
verwerten  gesucht.  Besonders  war  es  Lorenz 
von  Stein  (Finauzwissenscliaft,  5.  Aufl.. 
Stuttg.  1H86,  II  3  S.  302),  welcher  dieser 
Form  der  Staatsschiddenaufnahme  das  Wort 
redet.  Er  will  prinzipiell  das  ganze  Staats- 
schuldenwesen auf  dieses  System  stellen  und 
geht  dabei  von  -»einem  Heimfallsrechte  der 
Staatsschulden«  aus.  Bei  der  ruhelos 
steigenden  Zunahme  der  Staatssehidden 
wird  die  I Mischung  derselben  durch  frei- 
willige, vertragsmässige  und  schliesslich 
gesetzliche  Tilgung  versagen  und  Stein  will 
(leshalb  die  ganze  Tilgung  aus  einer  plan- 
mäßigen Rückzahlung  des  Kapitals  in  die 
.  Verzinsung  hineinlegen  und  den  Zinsfuss 
so  hoch  stellen ,  dass  er  gegenüber  dem 
reinen  Kapitalzins  die  Amortisationsijuote 
des  Kapitals  enthält  und  dass  somit  die 
Schuld  selber  aufhört,  wenn  sie  vermöge 
dieser  Amortisation  rechnungsmässig  als 
getilgt  erscheint.  Die  Amortisationsijuote 
muss  dabei  so  hoch  bemessen  sein,  dass 
die  Schidd  in  30,  40,  höchstens  50  Jahren 
ausgelöst  ist.  Niemals  dürfe  die  Schuld- 
dauer die  dritte  Generation  des  Gläubigers 
erreichen.  Für  die  Finanzwirtsehaft  des 
Staates  ist  allerdings  der  Gedanke  l>e- 
steehend,  gewissermassen  durch  ein  automa- 
tisches Heimzahlungsverfahren,  die  Schulden- 
last abzutragen.  Allein  die  Annuität  hängt 
mit  der  Höhe  des  Zinsfusses  aufs  engste 
zusammen.  Der  Staat  ist  daher  nicht  in 
der  I*age.  die  sinkende  Tendenz  desselben 
für  die  Staatsfinanzen  auszunutzen  im 
Interesse  der  steuerpflichtigen  Einzel  wirt- 
scliaften.  Ueberdies  werden  sich  Annui- 
täten mit  sehr  langer  Dauer  trotz  des  in 
Aussicht  stehenden  Kapitalverlusts  nicht 
wesentlich  billiger  stellen  als  der  Zins  einer 
Anleihe  auf  ewige  Rente.  Dagegen  werden 
Annuitätendarlehen  auf  kürzere  Dauer  wegen 
der  drohenden  Kapitaleinbusse  den  Be- 
gebungspreis ungünstig  für  den  Staat  he- 
einflusscu  und  den  Zinsfuss  in  die  Höhe 
treil»en.  Aber  selbst  hiervon  abgesehen 
darf  das  momentane  finanzielle  Staats- 
interesse uicht  allein  massgebend  sein  für 
die  Ordnung  des  Staatskredits.  Und  aus 
volkswirtschaftlichem   Gesichtspunkte  wird 
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die  vorerwähnte  Erwägung  der  Zerstörungs- 
gefahr  der  Privatkapitalion  für  die  Einzel- 
wirtschaften zu  beachten  »ein.  Diese  tiber 
wird  auch  mittelbar  auf  den  öffentlichen 
Kredit  wirksam.  Denn  ein  derartiger  Auf- 
löMingsprozess  in  grossen  Mengen  beschränkt 
die  Kapitalansammlung  und  verteuert  den 
Preis  der  Kapitalnutaung.  Beides  wird  in 
seinen  Reflexschwingungen  auch  bei  Auf- 
nahme  von  Staatsanlohen  fühlbar  werden. 
Deingegenfllter  bietet  der  Trost,  dass  ja  Teile  j 
«ler  Annuitäten  von  den  Empfängern  zur 
Neubildung  eines  Kapitals  an  Stelle  des  auf- 
gezehrten verwendet  werden  können,  durch- 
aus keinen  hinreichenden  Ersatz.  Denn  that- 
sächlich  werden  eben  die  gezahlten  Annui- 
täten von  der  Mehrzahl  der  Staatsgläubiger 
zu  Genusszwecken  verwendet  und  nicht  dem 
Kapitalersatz  zugeführt. 

2.  Die  A.  als  Form  der  Staatsschulden-  j 
verschreibung.  Nach  Beendigung  der  eng- 1 
lischon  Revolution  von  1688  liatte  die  früher 
gewählte  Form  der  Aufnahme  von  Staats- 
selmlden  durch  Verpfändung  von  Staats- 
ein nahmen,  von  Zöllen,  der  Accise  etc. 
keinen  Erfolg.  Man  übernahm  daher  in 
England  die  1089  unter  Ludwig  XIV.  in 
Frankreich  eingeführte  Methode  der  Be- 
gebung von  Anleihen  in  Gestalt  von  Leib- 
renten und  Tontinen  (vgl.  d.  Artt.  ljcihrenten 
und  Tontinen).  Von  1  ($92—94  wurden 
auf  die*«  Weise  31  NN  WO  Pfd.  St.  auf 
Uübreuten  und  ]  (JOOOOO  Pfd.  St.  auf  Ton- 
tinen begeben.  Daneben  hatte  mau  bereits 
1693  eine  Million  Pfd.  St.  auf  16  jährige 
Zeitrenton  zu  14  °o  aufgenommen.  1095 
wurden  die  Besitzer  von  I>>ibrentcn  auf 
einen  Kopf,  welche  14 "o  erhielten,  er- 
mäclitigt  dieselben  in  Annuitäten  auf  90 
Jahre  umzuwandeln,  falls  sie  den  4'  ifachen 
Betrag  einer  Annuität  nachzahlten  (lxmg 
Annmties).  Die  Forin  der  Annuitätenver- 
schuldung bürgerte  sich  Iwld  in  England 
m>  ein,  dass  schon  1711  die  Ziuscu  der 
konsolidierten  Sehuld  07K2O4  Pfd.  St.  und 
die  langen  Annuitäten  912596  Pfd.  St.  l>e- 
t rügen.  Später,  besonders  im  In.  .lahrhun- 
«lert,  wurden  die  Annuitäten  nur  in  Ver- 
bindung mit  ewigen  Renten  ausgegeben, 
um  dtu-ch  «Uesen  grösseren  Anreiz  die 
Staatsanleihen  leichter  unter/.ubringen  und 
Indiehter  zu  machen.  Sie  waren  eine  Art 
Prämie  zum  festen  Zins.    Die  Höhe  und 


Dauer  der  Annuität  war  sehr  verschieden, 
z.  B.  wurde  1762  eine  Anleihe  zum  Zius- 
fuss  von  4  °!o  mit  Parikurs  ausgegeben,  und 
dazu  für  je  100  Pfd.  St.  auf  96  Jahre  1  Pfd. 
St.  als  Annuität  gewährt  und  1778  wurde  eine 
solche  zum  Zinsfuss  von  3°/o  mit  Parikurs 
begeben  und  eine  Annuität  von  12  Sh.  10  d 
für  je  100  lfd.  St.  nach  Wahl  des  Käufers 
auf  30  Jahre  oder  auf  Lebenszeit  einge- 
räumt. Auch  die  bestechende  Wirkung  der 
Annuität  als  Form  der  Schuldentilgung  hat 
in  England  seinen  Einfluss  geäussert.  Im 
Jahre  1808  hat  daher  der  Schatzkanzler 
Perceval  verfügt,  dass  ewige  Renten  in 
Leibrenten  umgetauscht  werden  konnten. 
Da  man  aber  für  die  gesetzten  Bedingungen 
eine  falsche  Annahme  der  Lehensdauer  be- 
nutzte, so  hatte  der  Staat  lueraus  erheb- 
lichen Schaden.  1829  verbesserte  daher 
der  Schatzkanzler  Goulburn  {10  Geo.  TV.  e. 
24)  die  Methode,  welche  noch  heute  in 
Kraft  ist.  Ewige  Renten  können  in  Zeit- 
ronten  nach  Wald  der  Umtauschenden  mit 
einer  Lauffrist  zwischen  10  und  100  Jahren 
verwandelt  werden.  Der  hierfür  zu  entrich- 
tende Preis  hängt  von  dem  jeweiligen  Kurse 
der  Konsols  ab.  Das  Verhältnis  der  Annui- 
tätenschuld zu  den  übrigen  Sehuldgattungen 
stellt  sich  in  England  folgendennassen  dar  : 


Fundierte 

Annuitäten- 

Unrund  ierte 

.Schuld 

Sehuld 

Schuld 

M  LI  1  Pf  Hti-rl. 

Mlll.  Vf.  Strrl. 

Mlll.  IM  Sterl 

1885 

640, 1 8 1 

86.li«; 

14.033 

1886 

638,849 

85,829 

1  7,602 

1887 

637,637 

81,123 
78,449 

17,517 
17,385 

1888 

609,740 

188!* 

607,057 

75,279 

16,093 

IKK) 

585,959 

7i,73i 

32,252 

1891 

579.472 

68,458 

36.140 

18!)2 

577,944 

64,421 

35-3 12 

1893 

589,533 

60.761 

20,748 

1894 

587,63' 

57,o76 
53,582 

21,446 

189ö 

586.015 

17,400 

1896 

^89,146 

49,35' 

9.975 

1897 

5587,698 

44,94' 

8,i33 

In  Frankreich  bestehen  in  der  Staats- 
schuld einzelne  Gruppen  in  Form  der  An- 
nuität, doch  ist  ihr  Umfang  nicht  sehr  be- 
trächtlich : 


Annuitäten       .1.  v.  187f»>  zur  Konversion  der  Anleihe  Morgan  '5,792  Mill.  Franks 

an  die  (iewllsrhaft  20.500  ,. 

für  Ktrnteirifehe  Strafen  0,462  .. 

an  EisenbahngeHellschnften  (statt  Subventionen)   45-548     ..  ,. 

au  die  Depomtenkasse  8,700  .. 


Diese  ca.  92  Mill.  Fres.  bilden  7.5u;'o 
aller  Aufwendungen  für  che  Staatsschulden 
in  <ler  Höhe  von  1250,331   Mill.  Fres.  In 


Deutschland  und  in 
nentalen  Staaten  ist  die 
tätenschuld  unbekannt. 


Hanilwurtrrliurli  der  Staat«» i«e«,.:liafir».   Zweite  Aufläse.  I 


den  übrigen  konti- 
Form  der  Annui- 
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3.  Die  A.  im  Hypothekenwesen.  Bei 

der  Beleihung  von  Grund  und  Hoden  -wird 
die  Bezeichnung  Annuität  noch  in  einem 
spezielleren  Sinne  gebraucht.  Man  versteht 
nämlich  daninter  einen  prozentualen 
Zuschlag,  welcher  vom  Darlehensgeber 
zu  dorn  ausbedungenen  Zinse  erhoben  wird 
und  durch  "welchen  l>ei  stets  gleichbleiben- 
der Jahresleistung  die  Tilgung  der  Schuld- 
summe allmählich  erfolgt.  Wenn  z.  B.  ein 
Pfandbriefinstitut  Grundstücke  mit  -1%  be- 
leiht, so  versteht  man  unter  Annuität  die- 
jenigen Prozente  oder  Prozentteile,  welche 
zu  den  4°.o  noch  entrichtet  werden  müssen, 
damit  eine  Schuld  nach  Ablauf  einer  be- 
stimmten Anzahl  von  Jahren  heimgezahlt 
ist.  Die  Zahl  der  einzelnen  Annuitäten- 
zahlungen (Amortisationen)  ist  natur- 
gemäss  von  der  Höhe  des  Zinsfusses  und 
des  Zuschlages  hiezu  abhängig:  denn  die 
auf  die  getilgten  Beträge  freiwerdende 
Zinsquote  wird  auch  zur  Amortisation  ver- 
wendet. i>*gt  man  daher  einen  Zinsfuss 
von  4°u  zu  Grunde  und  beträgt  die  An- 
nuität 

V«.  mo  ist  die  Schuld  in  71» ,  J.  abgetragen 

'  j  '•       -l      n       •>  !•         v     55'  i    ••  -1 


•  •<  1.  ?. 


'I        -1  't 
•t 


-       41  - 

tr  33  •■ 


Anonyme  Gesellschaften 

s.  Aktiengesellschaften. 
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Mit  Rückzahlung  der  Hauptsumme  ist 
auch  die  Verzinsung  erloschen.  Der  Unter- 
schied zwischen  den  im  vorausgehenden 
behandelten  Annuitäten  und  denjenigen  im 
Hypothekenwesen  ist  kein  prinzipieller,  son- 
dern nur  ein  formell  -terminologischer.  Mau 
nennt  eberi  unreinen  Teil  der  ganzen  Jahros- 
zahlung  Annuität.  Diese  rebung  ist  dadurch  zu 
erklären,  dass  derartige  Institute  Hypotheken- 
•larlehen  mit  und  ohne  Amortisation  auszu- 
geU-n  pflegen  und  sieh  hiednreh  die  Not- 
wendigkeit auch  einer  äusserliehen 
Scheidung  der  lieidcn  Bestandteile,  der 
Zinsen  und  der  Tilgungsquoto ,  herausge- 
stellt hat.  Bei  Konvertierung  oder  Kündi- 
gung des  Hypothekendarlehens  seitens 
einer  oder  beider  Kontrahenten  kommen  die 
bis  zum  Zeitpunkte  der  Vertragsauflosung 
angezahlten  AnnuitätonMräge  dem  Schuld- 
ner in  Anrechnung. 

Litteratur:  Mithoff,  Art.  »Annuität«  in  der 
I.  Aufl.  dieurr  Jlandir'irUrbiirhA  lid.  I,  S.  SA9 
--  t'.'O,  —  Hecket,  Artikel  «Anu>rtiAntii,nv  und 
>  Annuität*  im  Wiirtrrhuch  der  \'<dk*wirtiich<ift 
IM.  I.  S.  :i  und  S.  7J.  —  Jfebeniu«,  lier 
iiffentiirh,  KrrttH,  J.  Aufl.,  tü'9,  S.  .LSG.  —  Rau, 
(•"rundrdtzc  der  Finnitzwirttrhafi ,  4.  Aufl., 
Ui,>xiil  und  HridrlUrg  J*ti»,  #  4<>9  und  500 
—  I^roy-Beatttiru.  Traiu'  d*  la  science 
dre  flnnnre*       fd.,  friri*  t8i>!>.  t.  II.  ch.  X. 

Max  von  1  lecket. 


Ansiedelung. 

1.  Wohnstätte.  2.  Feste  A.  3.  Handel  und 
Industrie.  4.  Städte.  5.  Grundlegende  Ver- 
hältnisse.  6.  Gemässigt«  Zone.    7.  Alte  Welt. 

—  8.  Sit*  der  modernen  Kultur.  9.  Gleich- 
förmigkeit,    10.  Ortschaft.     11.  Feldflur 

12.  Volkstümliche  Gestaltung.  13.  Deutsche. 
14.  Dörfer.  15.  Hnfenverfaasung.  16.  Flurein- 
teilung. 17.  Allmenden.  18.  V\ege.  19.  Flur- 
zwang. 20.  Gehüferscbaften.  21.  Marken.  — 
22.  Kelten.   23.  Clanverfassung.  24.  Clanhaun. 

—  25.  Römische  Siedelungsweise.  -  26.  Sla- 
wen.   27.  Hauskommunion.    28.  Dorfanlagen. 

—  29.  Süddeutschland.  30.  Undleihc.  31.  Plan- 
massige  Anlagen.  32.  Marsch-  und  Waldhufen. 
33.  Westdeutschland.  34.  Frankreich.  35.  Eng- 
land. 36.  Kecht8elhische  Slawengebiete.  37.  Wan- 
derung der  Flaminger.  38.  Flämische  Hufen. 
39.  Hagenhufen.  40.  Gewanndörfer.  —  41.  Grosse 
Güter  der  Slawen.  42.  (Jrosswirtsrhaft  der 
Deutschen.  43.  Rittergüter.  44.  Gründuner  v»n 
Ansiedelungen  in  der  Neuzeit. 

1.  Ansiedelung    bezeichnet    im  allge- 
meinsten Sinne  die  Errichtung  einer  Wohn- 
|  stötte  und  tjodoutet  schon  als  solche  das 
l  Zeugnis  einer  gewissen  menschlichen  Kultur. 
Wir  teilen  mit  Tacitus  (Germ.  40)  den  Ein- 
druck erschreckender  Wildheit  und  niedrig- 
ster Armseligkeit,  wenn  er  von  den  Finnen 
'schreibt:    Sie  habeu  weder  Waffen,  noch 
i  Pferde,    noch  Wohnungen.    Kräuter  sind 
;  ihre  Nahrung,  die  Kleidung  Tierfelle,  ihr 
:  Lager  der  Erdboden,  selbst  für  die  Kinder 
giebt  es  keinen  anderen  Zufluchtsort  vor 
Gewild  und  Regengüssen,  als  dass  man  sie 
mit  einein  Geflecht  von  Baumzweigen  zu- 
deckt.   Dahin  kehren  die  Männer  zurück, 
das  ist  der  Greise  Aufenthalte  Dagegen 
'.  ist  der  Kraal  des  Kaffern  oder  die  Jurte  des 
Kirgisen  schon  ein  freundlicher  Hort,  eino 
Stätte  menschlicher  Bedürfnisse  und  Hilfs- 
mittel, obwohl  wir  wissen,  dass  sie  in  we- 
nigen Tagen  mit  den  weiter  wandernden 
Herden  vergeh  wunden  sein  wird  und  keine 
Erinnerung  der  Lebensans|irüehe.  die  sie 
erfüllten,    zurücklägst.     Für   die  Hirten-, 
Jäger-  und   Fischervölker  wird  immer  in 
der  Art   und   Sorgfalt,  mit  der  sie  ihre 
ephemere  Wohnung  aufWien  und  ausstatten, 
ein  Massstab  ihres  humanen  Daseins  und 
Empfindens  gefunden  werden.     Aber  der 
Begriff  einer  Ansiedelung  wird  darin  so  w  enig 
liegen,  wie  in  der  Hütte  und  dem  oft  um- 
fänglichen  Anbau    des  Prwaldliewohners. 
Die  früheste  Existenz  des  Menschen  kann 
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nur  in  einer  freigebigen  und  klimatisch  sehr 
tiegünstigten  Natur  gedacht  werden.  In  ihr 
lag  auch  der  fast  spielende  Beginn  des  An- 
baues am  nächsten.  Alles  Xoinadeiithum 
setzt  schon  den  Zwang  zur  Wanderung,  die 
Flucht  in  schwierigere,  ohne  bereits  errun- 
gene Kenntnis  und  rebung  in  mancherlei 
Hilfsmitteln  nicht  zu  bewältigende  I^ebens- 
verhältnisse  voraus. 

2.  Die  erste  höhere  Stufe  zu  wahrem 
bürgerlichen  Kulturleben  wird  fflr  alle 
Stämme  der  Menschen  nur  durch  die  feste 
A.  erreicht,  durch  den  Entschluss.  sich  an 
dieselbe  <  >ertli«  likcit  zu  binden,  in  ihr  ein 
bleibendes  Heiin  aufzuschlagen«  und  infolge- 
dessen auch  die  Hilfsmittel  für  den  Familien- 
unterhalt dauernd  aus  der  umgebenden  Natur 
zu  gewinnen.  Dieser  "Wechsel  im  Völker- 
dasein kann  nicht  durch  Einsiedler  erreicht 
weiden,  selbst  wenn  sie  sieh  mit  der  un- 
entMirlichen  Vorbildung  irgendwo  vereinzelt 
in  der  Wildnis  festsetzen.  Er  hat  nur 
Kraft  und  Bestand,  wenn  die  Ansiedelung 
ein  fi  eine  in  wesen  ihrer  Bedürfnisse  und 
Absichten  bewusster  Hausvater  bildet,  das 
sich  hinreichenden  eigenen  Schutz  ver- 
sprechen darf. 

Die  Bedingruigen  p  1  a  u  m  ä  s  s  i  g  e  r  W  i  r  t  - 
schaftlichkcit  und  eines  gewissen  staat- 
lichen Zusammenhanges  fehlen  auch  dem 
Nomadenleben  nicht  völlig.  Es  besteht  eine 
herkömmliche  Folg«*  in  der  Nutzung  der 
Weidereviere  und  ein  strenger  Schutz  für 
die  nur  den  Beteiligten  erkcnntiaren  Ab- 
grenzungen derselben,  die  Gewalt  der  Häupt- 
linge, die  Hierarchie  der  Geschlechter  und 
der  Gehorsam  der  Untergebenen  werden 
aufrecht  erhalten,  soweit  es  die  Macht  der 
Sitte  und  der  Waffen  zu  erzwingen  vermag. 
Aber  die  Beschränkung  der  festen  Ansiede- 
lung auf  einen  bestimmten  Bezirk  mit 
nachbarlichem  Zusammenschluss  und  allen 
Erfordernissen  eines  landwirtschaftlichen  An- 
baues bekommt  einen  durchaus  anderen  und 
entwickelteren  Charakter.  Der  Nomade  legt 
die  Arbeit  seines  geringen  sporadischen 
Aekerlraus  nur  dem  Knechte  als  einen  ver- 
ächtlichen Zwang  auf.  Der  Hauer  muss 
von  Anfang  an  den  Pflug  selbst  in  die  Hand 
nehmen,  wenn  er  des  Erfolges  sieher  sein 
will.  Er  erwartet  den  Unterlialt  der  Seinen 
nicht  mehr  sorgen-  und  mühelos  von  dem 
zufälligen  Zuwachs  obdachloser  Herden  und 
der  gelegentlichen  Jagdbeute:  sondern  in 
den  Grenzen  seines  Besitzes  entsteht  eine 
IT n  t  e r  n  e  h  m  u  u  g ,  deren  hinreichender  Er- 
trag planmässig  gesichert  werden  muss. 
Es  muss  auch  U'i  den  rohesten  Anfängen 
ein  gewisser  Anschlag  «1er  Ernte  geflacht 
werden,  und  eine  genügende  Kenntnis  der 
Bedingungen  derselben  erworben  sein.  Ueber 
Anbaufläche,  Arbeitskraft^  Aussaat,  Erntezeit. 


Eitrag  müssen  cinigermassen  bestimmte  Vor- 
stellungen entstehen. 

Aber  nicht  allein  von  dieser  notwendigen 
Erkenntnis   und   Beurteüung   des  Wertes 
hängt  das  Gedeihen  seiner  Wirtschaft  ah. 
Er  muss  auch  Sicherheit  und  Schutz  gegen 
äussere  Störung  fflr  dieselbe  halten  und  seine 
Ansprüche   an    Frieden    gehen  viel 
weiter  als  die  des  Nomaden.  Es  ist  nicht 
bloss  der  übermächtige  Feind  und  der  listige 
Räuber,  gegen  den  er  sieh  ebenso  waffneu 
muss  wie  der  Nomade.  Mit  dem  festen,  auf 
seine  Erträge  l>erochneton  Fruchtanbau  ent- 
stehen ganz  neue  Gesichtspunkte  desNachbar- 
j  rechts.    Die  einbrechende  Herde  des  Naeh- 
!  bars  zerstört  die  Saat,  wer  trägt  den  Scha- 
iden?    Der  Nachbar  hält  die  Grenze  nicht 
I  inne  und  streitet  über  iliro  Lag»'.    Er  leitet 
das  ablaufende  Wasser  auf  des  Nachbars 
Grund.   Er  geht  und  fährt  im  Mangel  des 
Wegs  über  densellien.  Ei  nimmt  die  Früchte 
vom  ül  »erhängenden  oder  erreichbaren  Zweige. 
Er  gestattet  dem  Nachliar  den  Zugang  zur 
(Quelle  nicht  oder  behandelt  sie  als  sein 
Eigentum.    Diese  und  viele  andere  werden 
Iieboiisf ragen    für   die  feste  Ansiedelung. 
Führen  sie  immer  wieder  zu  Streit,  ist  blu- 
tiger Hader  und  Verfall  und  Vernichtung 
des  gesamten  wirtschaftlichen  Gemeinwesens 
unausbleiblich.    Sie  müssen  friedliche  Ent- 
j  Scheidung  finden  und  bedürfen  einer  Gewalt, 
:  welche  die  Entscheidungen  diuvhführt  und 
!  aufrecht  erhält. 

Wenn  schon  der  Mensch  als  solcher  in  der 
I  Herde  oder  Horde  nicht  mit  Unrecht  von 
Aristoteles   als  ein  Z.mm>  xoUitnSv  erkannt 
I  wurde,  und  die  siegreichen  Führer  kriege- 
l  rischer  Nomadenstämnie  sogar  ein  stolzes 
I  Staatsbewusstsein    wachzurufen  vermögen, 
j  bringt  doch  erst  das  Wesen  der  festen  An- 
siedelung in  allen  Beteiligten  durch  die  un- 
tnittelliare    Berührung    mit    den  ungleich 
mannigfacheren,  jederzeit  fühlhareu  Bedürf- 
nissen und  Bedingungen  ihres  Gemeinlobens 
ein  höheres  uud  schärferes  Erkennen  der 
Staatsordnung  hervor.    Auch  die  noch 
durchaus  ländliche  und  bäuerliche  Ansiede- 
lung bedeutet  einen  kleineu  Staat  im  Staate, 
eine    bereits   erheblich   entwickelte  Stnfo 
staatlichen  Daseins. 

3.  Eine  noch  höhere  Stufe  aber  wird  er- 
I  reicht,  wenn  Ansiedelungen  entstehen,  inner- 
.  halb  deren  die  gesamte  oder  die  überwie- 
i  gende  Anzahl  der  Angesiedelten  für  ihren 
und    ihrer   Familien  ijebensuuterhalt  sich 
nicht  auf  die  Landwirtschaft,  sondern  auf 
i  Handel  und  Industrie  zu  stützen  beab- 
sichtigt.    Diese  Gewerlfe  ruhen  airf  ganz 
anderen  Betlingungen  als  die  Landwirtschaft. 
Sie  entstehen   nicht  selbständig,  sondern 
i  sind  die  künstliche  Frucht  vorgeschrittener 
!  Zustände.    Ursprünglich  war  notwendig  alle 


Sorge  des  Menschen  für  den  Unterhalt  seiner 
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Familie  «»ine  lantl wirtschaftliche  und  die 
Land  Wirtschaft  enthielt  alle  An- 
fänge wirtschaftlichen  Daseins  in 
sieh.  Ohne  Handel  zu  sein,  vertauschte  und 
verkaufte  sie  doch  nach  Gelegenheit  mehr 
oder  weniger  ihre  Produkte  und  erlaugte 
dafür  etwa  wünschenswerte  fremde.  Ehenso 
stellte  sie  alle  nötigen  Gebrauchsgegenstände 
iu  «1er  eigenen  Wirtschaft  her,  die  ihr  später 
soweit  thunlich  durch  «üe  Industrie  Iteschafft 
worden  sind.  Solehe  Zustände  sind  noch  heute 
in  abgelegenen  Gegendeu  in  Norwegen,  in 
Eussland  und  sonst  zu  finden.  Auch  der 
deutsche  Bauer  liat  noch  bis  in  späte  Zeit 
fast  alle  seine  Bedürfnisse  solltst  zu  be- 
friedigen gesucht.  Er  hat  gesponnen,  ge- 
webt, geschneidert,  gemahlen,  gebacken,  ge- 
braut, Seife  gekocht,  Eisen  geschmiedet,  ja 
geschmolzen.  Gerät,  Wagen  und  Pflug  ge- 
fertigt und  sein  Haus  mit  Hilfe  der  Nach- 
harn gezimmert,  geklebt  und  unter  Dach 
gel  «rächt. 

Handel  und  Industrie  lösten  sich  also 
erst  spät  von  der  taud  Wirtschaft  als  selb- 
ständige Erwert  tsweiseu  los.  Ihre  ersten 
rnternehmer  alter  schufen,  kaum  bewnsst, 
ein  grundsätzlich  neues  Lebens- 
p  r  i  n  z  i  p. 

Die  Ijandwirtwchaft  vermag  nötigenfalls 
auch  ohne  Altsatz  ihrer  Produkte  sich  selbst 
zu  genügen.  Der  Bauer  kann  gern  oder 
ungern  sein  Lehen  den  Erzeugnissen  seiner 
Wirtschaft  anpassen,  ohne  dadurch  in  seiner 
Existenz  bedroht  zu  sein.  Handel  und  In- 
dustrie alter  sind  notwendig  auf  den  Absatz, 
den  3Iarkt,  augewiesen.  Der  Kaufmann  darf 
auch  die  geringwertigste  Ware  nicht  kaufen, 
wenn  er  nicht  die  Aussicht  hat.  den  Käufer 
zu  finden,  iu  dessen  Hand  sie  so  viel  hö- 
heren Wert  hat,  dass  er  sie  zn  einem  Preise 
zu  erwerben  vermag,  der  dem  Kaufmann 
den  erforderlichen  Nutzen  lässt.  Ebenso 
muss  der  GewerU»treiben«lc  zu  Grunde  gehen, 
■wenn  er  nur  Waren  herzustellen,  aber  nicht 
angemessen  zu  veräussern  in  der  Ijage  ist. 
Durch  die  Uoboniahme  von  Handel  und  In- 
dustrie erwuchs  also  ein  Kreis  von  Männern, 
welche  auf  dem  Boden  ihrer  eigenen  Thätig- 
keit  den  täglichen  Unterhalt  ihrer  Familien 
nicht  herzustellen  vermochten,  sondern  ge- 
nötigt waren,  für  einen  so  umfangreichen 
Absatz  Sorge  zu  tragen,  dass  dersellto  in 
dem  relicrsehiisse  ihres  Verkaufs  gegen  ihre 
Auslagen  hinreichende  Deckung  fand.  Sie 
mussten  nlso  Kunden  erscheinen  sehen  oder 
aufsuchen,  und  mussten  hoffen  dürfen,  dass 
sich  ihnen  deren  Anfrage  unausgesetzt  zu- 
wenden und  dass  ihr  Begehr  und  ihre 
Zahlungsfähigkeit  genügen  würden,  dem 
Unternehmer  aus  der  gelieferten  Arbeit  sein 
und  der  Scinigon  tägliches  Ivetten  zu  decken. 

Deshalb  drängten  sich  Kauflente  und  Ge- 
werbtreilw-iide  an  Orten  zusammen,  an  denen 


Markt  verkehr  zu  erwarten  war,  und 
selbst  wenn  unter  ihnen  Konkurrenz  ent- 
stand, gingen  gleichwohl  alle  ihre  Be- 
strebungen übereinstimmend  dahin,  diesen 
Marktverkehr  zu  sichern  mid  zu  heben.  Ihr 
persöidiches  Interesse  wurde  zum  gemein- 
nützigen. Schutz  durch  Mauern  tuid  liewaff- 
nete  Macht,  Marktpolizei  und  Marktbericht, 
Münze.  Mass  und  Gewicht,  öffentliche 
Wagen,  Schrannen,  Kauf-  und  Lagerhäuser, 
feste  Strassen,  passierbare  Brücken,  Wegc- 
aufsieht,  Geleit  gegen  Raub  um!  Ueltorfall 
waren  die  Forderungen  ihres  Erwerbslebens. 
Sie  brachten  also  auch  die  Kosten  auf.  um 
sie  zu  Itefriodigen,  und  mit  diesen  Hilfs- 
mitteln wuchs  ihre  Wohlhalienheit  und  der 
Ehi-geiz.  sich  durch  gemeinnützige  Thätig- 
keit  henorzuthun.  Die  Städte  wurden  mehr 
und  mehr  energische  Körperschaften  von 
kräftiger,  entschlossener  Verwaltung,  welche 
durch  Kauf  und  Waffengewalt  Privilegien 
und  politische  Selbständigkeit  erwarlten. 

4.  Deshalb  nehmen  auch  die  Städte 
unter  den  Ansiedelungen  eine  durchaus  lte- 
soudere  Stellung  ein.  Dieselbe  ist  allerdings 
nicht  auf  ihre  Bauart  oder  Gestalt  als 
Wohuplatz  zu  beziehen,  woraus  sich  nur 
Nebeiigesiehtspunkto  der  Unterscheidung  er- 
gelien.  Soweit  die  Form  der  Anlage  in 
Betracht  kommt,  ist  sie  eine  erst  imter  ge- 
wissen Umständen  entstandene  Folge  des 
städtischen  Erwerbslebens.  Viele  der  soge- 
nannten antiken  Städte  wareu  klüglich  be- 
festigte und  nach  der  Enge  der  Lag«'  und 
Sitte  «U's  Landes  Mauer  an  Mauer  g«'baut<' 
Dörfer.  Wenn  nach  l^age  der  Verhältnisse 
kein  Handel  in  ihnen  aufblühte,  waren  die 
Bürger  Bauern.  Kleiilung  und  Nahrung  wur- 
den von  <len  Hausfrauen.  <üe  gewerblichen 
Gebrauchsgegenstände  von  Sklaven  nach 
Bedarf  gefertigt.  Die  Städte  des  Mittel- 
alters erwarben  in  der  Kegel  erst  Stadt  recht, 
wenn  sie  Mittelpunkte  gewerblicher  Thätig- 
keit  geworden  waren.  Die  moderne  Zeit 
weiss  nichts  mehr  von  der  Notwendigkeit 
«les  Mauerrings,  und  es  giebt  in  Europa 
und  Amerika  <  >rtsehaften.  welche  abgesehen 
von  ihrer  Ausdehuuug  völlig  dorfartig  liegen 
und  doch  durch  Handel  und  Industrie  durch- 
aus städtisches  Wesen  erworben  luiben. 

Städte  sin«l  deshalb  auch  in  der  weit 
überwiegenden  Zahl  von  Fremden,  wenn 
nicht  begrümk't,  so  doch  erst  aus  ländlichen 
Ansiedehuigen  zu  Städten  umgestaltet  wonhui. 
Soweit  die  Kulturgeschichte  ziufiekivieht, 
siml  Handel  und  Industrie  nach  «leu  Orten, 
au  denen  wir  sie  vorfinden,  aus  fern- 
liegeuden  Lebensbedingungen  und  Kultur- 
verhältnisscn  üU'rtragen  wordeu.  In  der 
Natur  <les  Hamlcls  liegt  es,  dass  er  ur- 
sprünglich «bis  ist.  was  wir  jetzt  Welt- 
handel nennen.  Er  sucht  als  ein  Wagnis 
halb  aus  Abenteuerlust  und  mit  grosser  Ge- 
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falir  dadun-h  hoho  Gewinne,  dass  er 
heimisüh«'  Produkte  in  ferne  Gop-nden 
hrinsrt.  wo  sie  ganz  unbekannt  oder  sehr 
schwer  zu  erlangen  sind.  Kr  vorsieht  es.  ila- 
für  den  Begehr  wachzurufen,  und  nimmt  im 
Umtausch  Produkte  des  fernen  Lindes  cnt- 
n.  welchen  umgekehrt  Seltenheit  uml 
hr  in  der  Heimat  hohen  Wert  verleiht. 
Dem  folgt  dann  zur  bessoivn  Fürsorge  für 
den  Absitz  der  in  die  Ferne  gebrachten 
Waren  und  zur  Befönlerung  billiger  Be- 
schaffung und  Aufspeicherung  der  Tintausch- 
waren  die  Ansiedelung  kaufmännischer  Ge- 
sellschaften an  detn  fremden  Handelsplätze 
und  bald  auch  der  Versuch  Industrieller, 
an  diesem  Platze  seihst  die  heimischen  Ge- 
brauchsgegenstände unmittclliar,  ohne  den 
Aufwand  der  weiten  Kracht  herzustellen. 
Von  jeher  halten  solche  Zuwandcrcr  aller 
Art  mit  anderwärts  ci-worhener  Einsicht. 
Vorhildung  und  Kraft  in  leichter  Weise 
Reichtum  und  Ansehen  erreicht,  und  dem 
lebendig  erwachsenden  (iemeinwesen  ihr 
fremdländisches  Gepräge  aufgedrückt.  Zu- 
gleich al»er  zogen  sie  in  ihm  Kulturelemente 
und  Kulturfordenmgen  gross,  welche  die 
neue  Stadt  weit  ül»er  ihre  ländliche  Um- 
gehung erhoben .  und  der  einheimischen 
Volksmasse  erst  spät  die  Stellung  mitho- 
n'chtigter  Genossen  gewährton. 

In  allen  Ländern  der  modernen  Welt 
übernahmen  die  Bürgerschaften  der  Stielte 
die  Sorge  für  die  rasch  steigenden  Bedürf- 
nisse der  Bildung  und  erhielten  die  ländlichen 
Ortschaften  um  so  mehr  liei  der  untergeord- 
neten Herstellung  einfacher  Inndwirschaft- 
lieher  Erzeugnisse.  Dies««  Arl«eitsteilung 
wurde  dauernde  Gewohnheit  und  oft  ein  ge- 
waltsam aufrecht  erhaltenes  Recht.  Auf  dem 
Unde  nahm  der  feste  Kreislauf  der  Jahres- 
arl»eit  alle  Kräfte  und  alles  Interesse  vollauf 
in  Anspruch.  Kiemente,  welche  geneigt 
gewesen  wären,  diesen  Zustand  zu  ver- 
ändern, versehwanden  hier,  weil  sie  vor- 
zogen, vom  Lande  in  die  Stadt  zu  gelangen. 
In  den  Mauern  aber  regte  sich  das  liewegte 
lieben,  der  Genuss  der  Wohlhabenheit  und 
der  wirtschaftliche  und  j>o]itisohe  Kampf. 
Hier  erwuchsen  Luxus  und  Kunstübung. 
Weltkenntnis  und  Schulunterricht.  Ks  ent- 
standen Mittelpunkte  wirtschaft- 
licher und  sozialer  Bildung,  welche 
die  regierenden  Fürsten  und  Herren,  welt- 
liche wie  geistliche,  mit  ihren  Hofkreisen 
und  Beamten  zu  gleichen  ljcbcnsanfonle- 
rungen  und  zu  den  entsprechenden  Ver- 
waltungsmassregeln fortrissen.  Die  Monarchie 
der  Neuzeit  mit  ihrer  Wohlfahrts-,  Finanz- 
und  Bildungspolitik  und  damit  die  gesamte 
moderne  Kultur  ist  wesentlich  aus  den 
städtischen  Lebensbedürfnissen  und  Lel>ens- 
anschauungen  hervorgegangen. 

Diesem  aktiven  treü>endon   Dasein  der 


Stadtbevölkerungen  gegen ülwr  macht  Not- 
wendigkeit und  Gewohnheit  die  Landbe- 
völkerung zum  passiven  Kiemente  des 
Volksdnseins.  Die  Lindschaft  ist  in  den 
engen  Kreis  ihrer  Wirtsehaftsvcrhfdtnisse  p>- 
bannt.  Besitz  und  Betrieb  andern  sieh  im 
Liufe  vieler  Jahrhunderte  kaum  merklieh. 
Alle  Grundstücke  sind  von  Nachtun  be- 
grenzt, die  je«ler  Veränderung  widorstivlten. 
Die  Fühnmg  der  Wirtschaft  eines  jeden 
fonlert  i'ine  Kette  bestimmter  Arlteiten, 
täglich  wenlen  liestimmte  Thätigkeiten  not- 
wendig, die  nicht  auszusetzen  sind.  Das 
Jahr  geht  seinen  treibenden  (hing.  jeder  An- 
spnich.  jede  Aendernng  der  Kinrichtuug 
winl  als  ungewohnte  ljist  emnfnnden  und 
nur  erzwungen  übernommen.  Dabei  scheint 
dem  Lmdmann  die  Höhe  der  Krträgc  viel 
weniger  von  IwsondenT  Betriebsamkeit  und 
Kenntnis  abzuhängen  als  von  Sonne  und 
Regen  und  von  ganz  uul»ereehenharen.  von 
fern  her  wirkenden  [b-ciuf  besungen  des 
Marktes. 

5.  Gleichwohl  sind  die  Städte  mit  ihrer 
gesamten  Kntwiekclung  nur  eine  Folgeer- 
scheinung der  ländlichen.  Das  ländliche. 
Dasein  ist  das  ursprüngliche,  die  Bevölkerung 
der  Städte  vermag  erst  Hoffnung  und  Kraft 
für  ihre  gewerbliche  Existenz  aus  der  Mög- 
lichkeit von  Tausch  und  Kundschaft  zu 
ziehen,  welche  ihr  in  Überwiegendem  Masse 
die  ländjiche  bieten  muss.  Für  die  grund- 
legenden Verhältnisse  d  e r  B e  s  i  e d  e  1  u  n g 
eines  Volksgebietes  kommt  ülicrall  zunächst 
die  Versorgung  mit  Naturprodukten .  also 
üherhnupt  die  landwirtschaftliche  Form  des 
Volksdascins  in  Betracht. 

Wie  nun  diese  landwirtschaftliche  Be- 
siedelung  eines  ljRndstriches  sich  gestaltet, 
ist  dunhaus  von  dessen  natürlichen 
Verhältnissen  abhängig. 

Im  wesentlichen  hängt  alle  Lind  Wirt- 
schaft nicht  von  den  Tieren,  sondern  von 
den  Pflanzen  ab,  durch  welche  der 
Mensch  sich  und  die  Hausticrc  zu  ernähren 
vermag.  Die  mögliche  Vegetation  von  Nutz- 
pflanzen ist  das  Entscheidende.  In  dieser 
Beziehung  sind  die  verschiedenen  Striche 
der  Krde  sehr  entgegengesetzt  l>efühigt. 

An  den  Polen  bestehen  ausgedehnte 
Gebiete,  welche  überhaupt  keinerlei  Vege- 
tation einen  hinreichend  sicheren  Standort 
zu  geben  vermögen.  Kälte,  Eis  und  Schnee 
hindern  den  Menschen  nicht,  zu  leidlich  lie- 
haglicher  Existenz  sich  emporzuarliciten. 
Alter  der  Mangel  an  genügender  Vegetation 
ist  nicht  zu  ertragen.  Wo  alles,  was  au 
Pflanzenwuchs  aufkommt,  zufällig  und 
wechselnd  bleibt,  können  Menschen  und 
Nutztiere  dieser  rnsicherheit  nicht  ausge- 
setzt wenlen.  Nur  die  wilden  Jagdrior© 
leiten  (»der  stellten  da.  je  nachdem  das  Jahr 
verläuft,    und    machen    unglauMich  weite 
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und  gefährliche  Wege  zu  ihrer  Rettung  in 
der  Not. 

Entgegengesetzt    leiden    die  Tropen 
zwar  niemals  am  Mangel  der  Wanne,  welche 
die  Pflanzen  für  den  Verlauf  ihrer  Vege- 
tationszeit  und  Frucht  reife  l>edfirfen,  wohl 
aber  unter  der  üliermässigon  Verdunstung  i 
des  Wassels.    Keine  Pflanze  vennag  vom  j 
Wasserdunste  Nutzen  zu  ziehen,  wenn  er 
aueh  üheiTeichlich  in  der  Luft  verteilt  ist. , 
Er  muss  sieh  als  Wasser,  als  Tau  oder . 
Regen  niederschlagen,   wenn  die  Pflanze 
durch  ihn  ihr  Leben  erhalten  soll.  Ali  dieser , 
Dürre  verkümmert  die  Vegetation  unter  den 
Tropen  teils  in  eigentlichen  Wüsten,  teils  in  ! 
unsicheren  Ijandstrichen,  welche  durch  die 
Unbestimmtheit  ihrer  Regenfälle,  und  die 
Unsicherheit ,    Wasser   in   den  spärlichen ' 
Flussläufen  zu  finden,  die  menschliche  Kultur 
zurückschrecken.   Daneben  alter  henseht  in 
den  bewässerten  Gebieten  ein  fiberseh  wäng- 
lieher  Reichtum.    Weite  Gefilde  sind  mit 
nahrungsreieher  Vegetation  angefüllt,  bieten 
dem  Menschen  mühelos  die  nötigen  Früchte 
und  gewahreii  ihm  Jagd  und  die  leichte 
Haltung  von  Tieren.    Wird  er  aber  durch 
Uebermacht  oder  Unfälle  in  weniger  günstige 
Gegenden  und  zur  Art>eit  des  Anbaues  ge- 
drängt, sogieht  ersie  bald  wieder  auf,  wenn  die 
Verhältnisse  sich  ändern.    Man  kann  nicht 
zweifeln,  dass  unter  den  Tro{)cn  die  ältesten 
Geschlechter  der  Menschheit  wohnen.   Ihre ' 
Körjierhildung  und  die  leichte  Ernährung  j 
sprecheu  dafür.    Aber  sie  sind  sich  seit 
Aeoneu  gleich  geblichen.  Noch  heute  leben 
sie  wirtschaftlich  und  kulturell  unter  ur- 
sprimg  liehen  und  unentwickelten  Zuständen. 
Nur  ihre  J/eidenschaften,  Gewaltthat  und 
Aberglaube,  und  das  Trachten  nach  Unge- 
wöhnlichem,  nach   Schmuck   und  Genuss, 
nötigen   ihnen   zu   Zeiten   eine  besondere 
Thätigkeit  und  seihst  künstlerisclie  Leistungen 
auf,  die  aber  keinen  wesentlichen  Einfluss 
auf  ihr  Kul  tun  lasein  gewinnen  und  nichts  > 
Bleibendes  schaffen.. 

6.  Wenn  also  von  der  bestimmteren  Be- 
d  c  u  t  u  n  g  d  e  r  A  n  s  i  e  d  e  1  u  n  g  s  w  e  i  s  e  ge- 
sprochen, und  aus  solchen  Erwägungen  Er- 
kenntnis und  Verständnis  für  die  Zustände 
unserer  gegenwärtigen  Kulturstaateti  und 
deren  Ent  wickehuig  und  Zukunft  gesucht 
winl,  s<>  weisen  diese  Kragen  auf  ilie  |?e- 
mässigte  Zone,  und  zwar  vor  allem  auf 
die  historisch  bekannten  Gebiete  der  euro- 
päischen Kultiiivntwickolnng.  Es  drängt  sich 
der  Betrachtung  zunächst  der  bedeutsame 
Hegensatz  des  Standortes  unserer  modernen 
Kultur  gegenüber  dem  der  antiken  auf,  die 
in  so  vieler  Beziehung  unsere  Lehrmeisteriu 
gewesen  Lst.  Auch  für  diese  sj>ezielleren 
Gesichtspunkte  stellen  die  geographischen 
Verhältnisse  der  beteiligten  Ulndergehicte 
in  eist»>r  Reihe. 


Den  Süden  Kurejias  durchzieht  als 
scharfe  Grenzseheide  eine  fast  nn- 
unterbnx'heii  von  West  nach  Osten  fort- 
laufende Gebirgskette.  Sie  beginnt  am  Kap 
FinisteiTC  und  führt  von  den  Asturischen 
Gebirgen  nach  den  Pyrenäen,  den  Seealpen, 
Zentral-  und  Kärtnischen  Alpen,  endlich  zu 
den  Jidischen  und  dem  Hämus  und  setzt 
sich  über  Taurien  im  Kaukasus  bis  nach 
Asien  fort.  Die  Ländcnnasseu .  die  sich 
südlich  und  nördlich  dieser  Hauptgrenze 
ausbreiten,  gestalten  zwei  grosse  Seebecken, 
im  Süden  das  Mittel  meergebiet,  das  seine 
Wasserscheiden  bis  tief  nach  Afrika  und 
filier  den  Libanon  dureh  Armenien  zum 
Kaukasus  erstreckt,  im  Norden  das  Gebiet 
der  Nord-  und  Ostsee,  welches  Westeuropa 
nördlich  der  Alpen  mid  einen  grossen  Teil 
des  europäischen.  Russlands  iu  sieh  !>egreift. 
Das  Mittehneerbeeken  ist  der  Sitz  der  an- 
tiken Kultur,  das  Nordsechecken  Ist  im 
Mittelalter  mehr  und  mehr  der  Haupt- 
schauplatz der  modernen  Weltkultur  gc- 
geworden. 

7.  Das  Mittelmeerbecken  *M>t  der 
menschlichen  Ansiedelung  und  Lelienser- 
haltung  sehr  wesentliche  Vorteile,  heiteren 
Himmel,  mildes  Klima.  Abgeschlossenheit 
und  Mannigfaltigkeit  der  verschiedenen 
iJlndergcbiete.  Wüsten  und  scharfe  Ge- 
birgsgrate  scheiden  grosse  und  kleine  Ijand- 
schafteu,  die  in  sich  reich  und  eigenartig  in 
Flora  und  Fauna  ausgestattet,  von  Anfang 
zu  Austausch  und  Verkehr  aufforderten. 
Dazu  ein  leicht  für  Verbindung  henutzlxares, 
waimos.  in  unzähligen  Buchten  und  Sunden 
verzweigtes  hafenreichosMeer.  Ueberall  bieten 
sich  guter  Schutz,  Ivockung  zu  immer 
weiter  strebendem  Verkehr  und  reiche  Ge- 
schenke der  Natur,  freilich  durch  letztere 
auch  so  leichtes  Werben  um  den  Lel>etis- 
unterhalt,  dass  der  Freie  die  Landarbeit 
unter  der  heissen  Sonne  verschmähen  und 
dein  Sklaven  auferlegen  konnte.  Bunte 
Mannigfaltigkeit  der  Verhältnisse  der  Siede- 
lung  wie  des  Anbaues,  müheloses  Ijelien  der 
ländlichen  wie  städtischen  Bürgelschaften 
und  Vorachtung  der  Arbeit  als  Sache  des 
gezwungenen  Knechtes  bilden  die  charakte- 
ristischen Züge  des  Kulturdasei  ns  der 
alten  Welt. 

H.  Dem  gegenüber  bildet  das  Kecken 
der  Nord-  und  Ostsee,  der  Sita  der 
modernen  Kultur,  den  schärfsten  Gegen- 
satz. Seine  gnWten  Höhen  liegen  im  Süden, 
sie  erheben  sich  überall  zu  alpiner  Rauh- 
heit, fallen  zum  MitteliiieerheAen  schroff 
ab.  nach  Nonlen  aber  scldiessen  sich  nur 
allmählich  niedriger  werdende  Vorketten 
und  breite  aufeinanderfolgende  Stufenländer 
an.  die  eist  an  den  nordischen  Meeresküsten 
volle  Ebenen  und  ihn«  tiefsten  Ligen  er- 
reichen, so  dass  sich  die  weite  Ulndennasseals 
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eine  rmVhtige  Abdachung  nach  Norden  senkt, 
und  schon  dadurch,  in  Verbindung  mit  der 
längeren  Tagesdauer  der  höheren  Breiten 
im  Sommer,  ein  fast  gleiches  Klima  für  alle 
Keine  Gebiete  erwarten  lässt.  Diese  über- 
raschende Ausgleichung  wird  aber  dadurch 
wirklich  erreicht,  dass  die  geschlossene  Kon- 
figuration  des  amerikanischen  Festlandes 
den  vor  ihr  aufgestauten  tropischen  Golf- 
strom nach  Nordosten  an  die  Küsten  Nor- 
wegens, iler  Nordsee  und  Grossbritanniens 
drangt.  Seine  weit  über  das  Normale  er- 
hitzte Wasser-  und  Luftmasse  erhöht  die 
Winteiisotherme  so  wesentlich,  dass  Bergen, 
Berlin  und  Konstantinopel  dieselbe  durch- 
schnittliche Wintei1enn»eratur  haben,  und 
noch  Berliu  klimatisch  tun  etwa  G  Breiten- 
grade gegeu  seine  wirkliche  I,ago  mich 
Srt<len  genickt  ist.  Bis  zum  U4°  gedeiht  in 
Norwegen  Weizen,  bis  ziun  b7°  schwerer 
Sommerroggen,  imd  auf  dem  71°  noch  Gerste. 
Klimatisch  hegt  der  Norden  des  gesamten 
Westeuropa»  im  Ural  und  Taimyrland,  nicht 
in  den  Kiöleu. 

Dazu  aber  kommt  noch,  dass  dasscllie 
tiebiet  Westeuropas  durch  das  noch  uner- 
klärte, aljer  völlig  nachgewiesene  und  in 
sinnen  Wirkungen  beweisfähig  bekannte 
Plüinomeu  der  Vergletschenmg  während  der 
sogenannten  Eiszeit  in  einer  für  seine 
Flora  und  Fauna  durchaus,  entscheidenden 
Weise  betroffen  worden  ist.  Diese  Ver- 
gletsi  lierung  entstand  zu  einer  nicht  allzu- 
ferneti  Zeit  während  der  letzten  Diltivial- 
bildimgen,  als  unsere  Gebirge  bereits  in 
allem  Wesentlichen  ihre  heutige  Gestalt  ge- 
wonnen liatten,  so  dass  wir  in  ihren  Thälern 
noch  gegenwältig  die  Gletscherspuren  zu 
lieoUichten  vermögen.  Sie  reiclite  von  den 
Kiöleu  nach  Schottland  und  dem  Ural,  füllte 
Nord-  und  Ostsee  mit  Eis,  l>edeekte  zu- 
sainmenliängeiul  da*  Festland  bis  zu  den 
Anlenneii,  den  Xonlabhängen  der  deutschen 
.Mittelgi  birge.  den  Kar|athen  und  der  Platte 
von  Charkow,  und  stieg  am  Riesengobirge 
no«!i  4*  M  l  ni  empor.  Ihr  begegneten  von 
den  südlichen  Höhen  der  Pyrenäen  und 
Alpen,  weit  ül»er  die  Seouzone  Süddeutsch- 
lands  in  die  Eliene  vorgehängte  Gletscher, 
die  dureh  andere  Eismassen  der  Mittelge- 
birge mit  der  polaren  Gletscherdecke  ver- 
bunden waren.  1'ebcrall  hal>cn  teüs  die 
vorgeschobenen  Moränen  und  der  mächtige 
Grundsehutt  <ler  ungeheuren  Eisströme,  teüs 
die  iM'im  Schmelzen  wirkenden  Wasser- 
haltungen den  ßmlou  völlig  durehwüldt  und 
umgelagert.  Dabei  aber  ist  die  vorher  sub- 
tropische Fauna  und  Flora  von  den 
Winterstürmen  dieser  Eiswüste  völlig  er- 
tötet worden.  Am  Schlüsse  dieser  Ereig- 
nisse ist,  wie  zaldreiche  Funde  erweisen, 
auch  das  wenig» •  offen  geblichene  Land  nur 
noch  von  einigen  Polarpflauzen.  die  sieh 


jetzt  auf  unsere  höchsten  Gebirge  zurück- 
gezogen haben,  und  von  einer  Anzahl  gegen- 
wärtig in  der  Polarzone  bekannter  Tiere, 
sowie  dem  ausgestorbenen  Mammut  ltewohnt 
gewesen.  Auf  «las  Eis  ist  zunächst  eine 
Zeit  gefolgt,  in  welcher  sich  der  Boden 
unter  starken  Verwehungen  zur  Stepp««  mit 
Stepponvegetation  und  Steppentieren  um- 
wandelte. Allmählich  ist  dann  mit  dein 
günstigeren  Klima,  im  wesentlichen  von 
Südosten  her,  eine  Wald-  und  Grasflora 
wieder  eingewandert,  welche  noch  bis  auf 
die  Gegenwart  den  '  Haupt  bestand  unserer 
wildwachsenden  Vegetation  bildet.  Si<>  hat 
dem  Klima  und  dem  Boden  entsprechend  in 
bemerkenswert  gleichartiger  Weihe  das  ge- 
samt«1 weit««  Europa  nördlich  der  Alpen  be- 
deckt. Ausser  wenigen  WnldUvrcn  und 
zur  Ernährung  untauglichen  wilden  <'l«st- 
gattungen  findet  sich  unter  ihr  k  e  i  n  ♦• 
einzige  geniessbare  Fruchtart. 

Das  Nord-  und  Ostseol»ecken  hat  im 
Gegensatz  zum  MittolmeeriVcken  keine  n«'iiu- 
baivn  Flächen,  welche  wirklich  wüst  und 
kulturuufähig  wären.  Sein  Boden  ist  un- 
gleich geringer,  aber  er  wird  uutzliarer 
durch  die  sh'ts  genügend  gleirh massige 
Wärme  und  Regenverteilung.  Indes  lie- 
sitzt  es  keine  einheimische  Kiüturpflanze.  es 
war  bis  zum  Beginnen  menschlicher  Kultur- 
arbeit in  seiner  gesamten  Ausdehnung  von 
einer  unerschöpflichen,  dureh  Quellen,  Sumpf 
und  Moor  feuchten  Wahl-  und  Gras- 
einöde  gleichmässig  bedeckt,  in  der  unsere 
noch  heute  vorhandenen  Jagdtiere  hausten. 

Diese  Grundzflgc  unserer  geographischen 
Lage  belehren  uns  üln-r  den  klaren  und  be- 
deutsameu  Unterschied,  der  auch  in  lietreff 
der  Ansiedelungen  der  heutigen 
Kulturvölker  zwischen  dein  Mittelnieer- 
und  dem  Nortis« H-beeken  b«\steht.  Im  Nord- 
s«H'l«-cken  haben  wir  ein  Gebiet  vor  uns, 
welches  noch  zu  einer  Zeit  als  völlig«'  Eill- 
inie betrachtet  werden  darf,  in  welcher  das 
MittelmeerU-eken  sieher  liereits  bewohnt 
war;  wahrscheinlich  konnten  dessen  Be- 
wohner  zu  jener  Zeit  dos  vergletseh«Mteu 
LilNiuons  für  ihren  Ijehcusnnterhalt  Anhau- 
arbeit nicht  mehr  entbehren,  und  hatten  die 
untersten  Kulturstufen  liereits  überschritten. 
In  weitet  Ausdehnung  bieten  auf  diesem 
Bo«len  historische  Nachrichten  und  heute 
noch  vorhandene  thatsächliche  Spuren,  An- 
lagen und  Ruinen  höchst  interessant«'  Ge- 
sichtspunkte für  die  Kulturentwickelung  der 
Menschheit.  Al»er  ül»er  die  ersten  Schritt«) 
der  Besiedelung  zu  urteilen  ist  hier  eine 
Aufgal>e,  die  bei  dem  massenhaften  l  eU-r- 
einauderschielien  bekannter  und  unlickanutor 
Völkerstämme  kaum  für  einzelne  Gegend«'n 
liefricdigend  wird  gehist  werden  können. 

Dagegen  findet  die  Frage  auf  dem  jungen 
Neu  lau  de    Europas    nördlieh  der 
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Alpen  ohne  Vergleich  bestimmten?  Vor- 
aussetzungen und  einfachere  Anhaltspunkte. 

9.  Eine  gewisse  Erschwerung  für  die 
Beurteilung  dieser  nordischen  Iilnder  liegt 
allerdings  in  Uirer  überraschenden  Gleich- 
förmigkeit. Mit  Ausnahme  der  in  die 
Polargegenden  verdrängten  Finnen  haben 
Kelten  und  Römer  el>euso  wie  Deutsehe  und 
Slawen  dieselben  Bedingungen  der  Siede- 
hing  und  des  Agrarwesens  vorgefunden. 
Nutzpflanzen  und  Haustiere  waren  für  alle 
diese  Volker  dieselben  und  mussten  dieselben 
sein,  ihr  Kreis  blieb  auf  die  wenigen  Be- 
gleiter der  alten  Wauderzeit  beschränkt. 
Erst  die  neueste  Zeit  hat  dariu  einiger- 
massen  grössere  Mannigfaltigkeit  geschaffen. 
In  der  Hauptsache  aber  beherrscht  noch 
hetite  der  Getreidebau  gleichmässig  diese? 
weiten  Gefilde  von  den  Alpen  bis  zum 
Polarkreise.  Auf  Stopj>el ,  Brache  und 
Dreesch  holen  die  Viehherden  die  Nalirung, 
die  sie  auf  den  mehr  und  mehr  beschränkten 
Weiden  und  in  Wiese  und  Wald  nur  unzu- 
reichend zu  finden  vermochten.  Nicht  ein- 
mal der  Wein  macht  einen  Unterschied  in 
den  einfachen  Systemen  der  Felderwirtschaft, 
weiJ  er  seineu  Hauptstandort  ausserhalb  auf 
sonst  uunutzbareii  Ufingen  und  Steingrflnden 
hat.  Gleiche  Frucht  liedingt  alier  .weh 
gleiche  Anbauflächen,  gleicheBodenbestellung 
mit  gleicher  Arbeitskraft  und  Arbeitszeit,  ja 
mancherlei  gleiche  Ijebensgewohnheiten  und 
RaumlKMlürfnisse,  schliesslich  also  auch 
ähnliche  Ansprüche  au  Haus  und  Hof.  Volks- 
tümliche Unterschiede  zu  finden  und  trotz 
ihrer  Vermischung  in  bestimmten  räumliehen 
oder  zeitlichen  Abgrenzungen  auseinanderzu- 
halten, dazu  gebort  deshalb  in  der  Ein- 
förmigkeit des  nordischen  Daseins  ein 
schärferes  Auge  als  in  der  reich  differen- 
zierten und  individuellen  Mannigfaltigkeit 
der  südlichen  Völkergebiete. 

Diese  Einfachheit  und  Uebereinstimmuug 
der  Reinigungen  nördlich  der  Aljien  ver- 
stärken die  Eigentümlichkeit  aller  festem 
Ansiedelungen,  sodass,  besondere  Fälle  ausge- 
nommen, gewisse  Grundzüge  der  Aidageu 
mid  Einrichtungen  dauernd  unveränderlich 
und  erkennl»ar  bleiben,  weil  sie  sich  einer- 
seits wegen  des  Nutzens  bereits  durchge- 
führter Kidturarbeit.  andrerseits  durch  die 
erworiieuen  Hechte  erhalten. 

10.  Wenn  die  Wohnstätten  noch  so  un- 
vollkommen sind,  bilden  sie  doch  jede  für 
sich  ein  brauchbares  Ganze.  Wohnraum  und 
Feuerstelle.  Dach  und  Fach,  Viehplatz, 
Brunnen,  gangbarer  Hof,  Raum  für  die 
nächsten  Bedürfnisse,  haltbare  Umzäunung, 
feste  Zugänge,  einige  Aubaüstüeke  im  Haus- 
schutz, Laub-  oder  Fmehtbäume  büdeu  die 
einzelne  Heimstätte.  Die  Art  und  Weise 
aber,  wie  diese  alle  in  der  Ortschaft  ab- 
gegrenzt, in  nachbarliche  Verbindung  ge- 


setzt, nach  aussen  durch  Hecken  und 
Gräben  gesichert,  nach  innen  durch  Weg 
und  Steg  zugänglich  gemacht  sind,  hat  einen 
Organismus  l>estimmtor  Art  geschaffen,  der 
sich  zwar  verbessert  und  erweitert,  aber  nur 
schwer  durchgreifend  verändert.  Der  Feind 
kann  ihn  niederbrennen  und  ausplündern, 
Unfälle  mögen  ihn  schwer  Itcschädigcn. 
Immer  al»er  bleibt  so  viel  Nutzbares  übrig, 
dass  selbst  der  fremde  Eroberer  vorzieht, 
sich  im  Vorhandenen  einzurichten,  als  ein 
Neues  durch  Jahre  unnötiger  Anstrenguug 
und  Unbequemlichkeit  zu  erkaufen.  Der 
alte  Besitzer  aber,  wenn  er  geflüchtet  zu- 
rückkehrt, kann  in  solcher  I^age  am  wenigsten 
daran  denken,  etwas  anderes  zu  thun.  als 
möglichst  l>ald  in  alter  Weise  unter  Dach 
zu  kommen. 

11.  Dassell»e  ist  auf  der  Feldflur  der 
Fall.  Die  Frucht  ist  bestellt,  der  Acker  ge- 
pflügt. Selbst  wenn  er  wüst  würde,  wer 
wird  die  Furche  ipier  ziehen,  wenu  die  alte 
lang  ging,  wer  die  Grenzen  gegen  den 
Wasserhang  schneiden,  Gräben  verlcgcu  oder 
neue  Wege  und  Zugänge  festfahren  wollen? 
Kommen  neue  Besitzer,  so  werden  sie  vor 
allem  geneigt  sein,  sich  in  das  Bestehende 
so  zu  teilen,  dass  sie  den  Gang  der  Jahres- 
arbeit weiter  führen  können,  wo  er  stehen 
geblieben  ist,  und  mit  so  wenig  Mühe  und 
Zeitverlust  als  möglich  die  nächste,  sehr 
notwendige  Frucht  zu  einten  trachten.  Die 
alten  Besitzer  aber,  wenn  sie  heimkehren, 
treten  immer  wieder  in  ilu-  altes  Recht, 
selbst  wenn  sie  die  Besiegten  und  Unter- 
worfenen sind,  wenn  sie  Habe  und  Freiheit 
verlieren.  Sofern  sie  auf  ilireui  Lande 
bleil>en,  wird  der  neue  Herr  ihnen  Zins  und 
Ijasten  auflegen,  aber  an  Grenzen  und  Wirt- 
schaft nichts  ändern,  vielleicht  nur  um  so 
strenger  darauf  halten,  dass  keiner  seiner 
Eigenen  die  alten  Nutzungen  seines  Heim- 
wesens ciubüsse. 

Wo  alter  fremde  Gewalt  nicht  geltend 
wird,  knüpft  das  Nachbarrecht  vou  Jalu-h. 
zu  Jahrh.  die  Verhältnisse  nur  immer  fester. 
Häuser  können  umgebaut,  Gehöfte  und 
Aecker  geteilt  oder  nelieneinauderliegeude 
zusammengezogen ,  angekauft  oder  ererbt 
werden,  Büsche  kann  man  roden,  Wiesen  zu 
Acker  machen.  Aber  alle  diese  Verände- 
rungen, seihst  wenn  sie  sich  nicht  erkennen 
lassen,  berühren  den  ursprünglichen  Charakter 
der  Anlage  nicht.  Das  Hauptuetz  der 
Grenzen  der  alten  Besitzeinteilung  erhält 
sich  überraschend  fest.  Jede  wesent- 
liche Aendening  in  den  Formen  der  Besitz- 
stücke erfordert  ein  Abkommen  mit  mehreivn 
Nachbarn.  Solche  Einwilligungen  zu  er- 
warten, selbst  wenn  sie  nur  wenige  Fuss 
Land  betreffen,  bleibt  durch  ganze  Geno- 
j  rationen  vergeblich.  Es  tritt  zum  Mangel 
!der  Geneigtheit  und  des  Entschlusses,  zum 
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Verdachte  der  rcbervorteilung  und  spüteivr 
Schäden  «lio  mannigfache  Verkettung  der  Um- 
stände hinzu,  die  durch  das  mehr  oder  weniger 
liedingtc  Wirtschaftssystem ,  durch  1m>- 
r-chriinktc  Eigentumsrechte.  Teüungsverliotc, 
Lasten  Schulden  und  Steuern  herfieigeführt 
wenlen. 

12.  Deshalb  hat,  seit  Justus  Moser  die 
ersten  Grundlagen  der  Agraigesehichte 
legte,  die  Keihe  ernster  Arbeiten,  die  sie 
auf  ihren  heutigen  Standpunkt  hob.  immer 
bestimmter  die  l'eberzeugung  l>ofestigt.  dass 
die  gwsse  Masse  der  auf  die  neueste  Zeit 
gekommenen  Wohnplatze  und  Flurein- 
teilungeu,  soweit  sie  nicht  als  jüngere  nach- 
weislor  sind,  in  allen  ihivn  wesentlichen 
Zügen  auf  die  ersten  Anlagen  im  frühesten 
Mittelalter  zurückgeführt  werden  dürfen  und 
müssen.  In  diesen  Hauptlinicri  der  Orts- 
pläne  und  Genuukungseinteiltingeii  sind  die 
ältesten  t  hat  sAch  I  ichen  Erläute- 
rungen  erhalten,  welche  uns  eine  Kunde 
von  den  damals  bestehenden  l/'liensan- 
fordenuigen,  Volksanschaunngen  und  wirt- 
schaftlichen wie  ]iolitischen  Ideen  geben. 
Nelien  der  Sprache  bilden  sie  die  he- 
lieweisendsten  Zeugnisse  des  in  den  frühesten 
Zeiten  herrschenden  Volkslebens  und  Volks- 
geistes. 

Fragt  man  also,  wo  diese  Volkstum-  j 
liehe  Gestaltung  der  Ansiedelungen 
für  die  an  der  Kultur  des  Nord-  und  Ostsee- 
l>eekens  lieteiligten  Nationen  sieh  aufsuchen 
und  feststellen  lasse,  so  giebt  dafür  der 
Verlauf  bekannter  historischer  Vorgänge  ge- 
nügenden Anhalt. 

Die  Kelten  hielten  im  Beginn  der  be- 
glaubten Geschichte  noch  das  Flussgebict  der 
oberen  Donati,  von  der  pannonisehen  Givnze 
bis  zur  Quelle,  ebenso  das  gesamt»1  Rhein- 
gebiet, Gallien  und  die  britannischen  Inseln 
inne.  und  hatten,  wie  man  annehmen  muss. 
•las  Kmsgehiet  und  «las  linke  l'fer  der  Weser 
noch  nicht  lange  aufgegeben.  Ihre  gesamte 
IJlnderinasse  ar»er  fiel  im  Beginne  der  römi- 
schen Kaiserzeit  unter  die  Herrschaft  der 
Rom  er.  welche  indes  schon  ein  .Tahrh. 
nach  Casar  auf  die  von  Tiberius  gezogene 
Grenze  des  Weltreiche»  beschrankt  wurde. 
Diese  Grenze  lag.  als  Limes  romanus  oder 
Pfahlgraben,  von  Emmerich  aus  in  wenig 
Meilen  Abstand  rechts  des  Rheins,  hegleitete 
denselben  aufwart»  bis  auf  die  Hübe  des 
Taunus,  schloss  dann  die  Wetterau  ein  und 
erreichte  nahe  bei  Aschaffenburg  den  Main. 
Aus  dem  Flussthal  des  Mains  führte  sie  von 
Miltenberg  direkt  nach  Süden  auf  die  nörd- 
lichen Höhen  des  Remsthaies,  dann  aber 
weiter  nach  Osten  über  Ahlen  und  Günzen- 
hausen längs  der  Altmühl  nach  Pföring  an 
der  Donau  und  wurde  durch  den  l^auf  der 
Donau  bis  nach  Pannonien  fortgesetzt.  I'eber 
dies«1  Grenze  wind  die  Römer  mit  wirtschaft- 


lichen Anlagen  nicht  hinausgekommen, 
nördlich  derselben  haben  seit  Claudius  die 
Deutschen  unbeschrankt  ihre  Ansiedelun- 
gen auszubreiten  vermocht  und  nach  Tacitus 
alles  Ijmd  bis  zur  Weichsel  und  bis  in  den 
hohen  finnischen  Norden  Skandinaviens  inne 
gehabt.  Mit  dem  Beginn  der 'Völkerwande- 
rung und  namentlich  seit  Attila  traten  im 
Osten  die  Slawen  in  das  deutsche  Gebiet 
ein.  welche  Tacitus  nur  jenseits  der  Weichsel 
kennt.  Das  Streiken  der  deutschen  Stämme 
nach  dem  Südwesten  und  die  späteren 
Kämpfe  der  Frauken  gegen  Thüringer  und 
Sachsen  gal>en  ihnen  immer  weiteren  Raum; 
bis  endlich  Karl  der  Grosse  !■><»">,  nachdem 
er  die  A waren  aus  Oesterreich  und  l'ngarn 
verjagt,  ähnlich  wie  Tiherius  eine  Grenze 
seines  neu  entstandenen  Weltreiches  zu 
ziehen  versuchte.  Er  setzte  den  Limes 
sorabiens  gegen  die  Slawen  fest,  der  die 
Donau  aufwärts  von  I/»rch  Ihm  Linz  bis 
Regensburg,  von  da  zur  Regnitz  nach  Brein- 
l>erg.  Forchheim  und  Bamberg,  weiter  ül>er 
den  Thüringerwald  nach  Erfurt,  und  die 
Saale  abwärts  nach  Naumburg.  Merseburg, 
Magdeburg,  Cesla.  nordöstlich  Gifhorn,  und 
Bardowiok  führte,  und  jenseits  der  Elbe 
sich  von  Ijnuenhurg  längs  der  Delvenau 
nach  Lüheck  und  ül>er  Plön  an  der  Seh  wen - 
tine  zur  Kieler  Bucht  fortsetzte.  Diese 
Linie  wurde  noch  in  demsellten  Jahre  gegen 
Böhmen  hin  erweitert,  alier  sie  bezeichnet 
ungefähr  die  Grenze,  bis  zu  welcher  der 
frühen.«  deutsche  Besitz  von  Osten  aus  durch 
seUtttändige  slawische  Ansiedelungen  be- 
schränkt, und  ausser  Grabstätten  und  einigen 
Erdwällen  jede  Spur  etwaiger  früherer  deut- 
scher Anlagen  vertilgt  worden  ist. 

Aus  den  bezeichneten  Grenzen  epgieht 
sich  ein  Gebiet,  welches  mit  Sicherheit 
ausschliesslich  von  Deutschen  be- 
siedelt worden  sein  muss,  und  nie  in  den 
Besitz  eines  anderen  Volkstumes  über- 
gegangen ist.  Es  umfasst  zwar  in  Deutsch- 
land selbst  nur  die  Landschaften  zwischen 
Weser  und  Winterlierg  im  Westen.  Wester- 
wald. Taunus  und  Thüringerwald  im  Süden 
und  Saale.  Ohre.  Dmenau  und  Delvenau  im 
Osten.  Im  Norden  schliesst  sich  demsell>en 
nl>er  die  cymbrische  Halbinsel  und  das  ost- 
germanische Skandinavien  von  Schonen  bis 
zum  Mälarsee  und  die  Südküste  Nor- 
wegens an. 

Von  diesem  Stainmgebiete  aus  breiteten 
sich  indes  die  Deutschen  schon  zu  Tacitus 
Zeit  in  Süddeutschland  über  die  alten  Kelten- 
j  gebiete  jenseits  des  Mains  bis  zur  Donau 
|  und  zum  Neckar,  am  Rhein  in  der  Pfalz  bis 
ins  rnterelsass,  und  weiter  unterhalb  de» 
Stromes  von  der  Ahr  bis  zu  den  Anleimen 
I  und   zur  Maas  aus  und    hatten    an  der 
1  Nordseeküste  die  Rheininseln  bis  znrSchelde- 
mündung  inne.     Seit   dem  Markomamien- 
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kriege  ging  den  Römern  ein  weiterer  I«ind- 
strich  nach  dem  anderen  nach  Süden  hin 
verloren,  fs**H»st  die  als  Laeti  angesetzten 
Kriegsgefangenen  germanisierten  römische 
Gebiete.  Von  400  bis  (!O0  kamen  endlich  alle 
keltischen  Besitzungen  in  Süddeutschland, 
der  Schweiz  und  Frankreich,  selbst  Italien 
und  Spanien,  und  ebenso  Britannien  mit 
Ausnahme  von  Irland.  Schottland  und  Wales 
unter  deutsche  Herrschaft.  Kaum  aber 
waren  diese  Züge  nach  Süden  zum  Still- 
stand gekommen,  so  brachen  die  Awaren- 
kriege  Karls  der  deutschen  Ausbreitung 
nach  Osten  Hahn.  Sie  erlag  zwar  bald 
wieder  unter  den  rngarncinfällen.  aber  von 
So.',  bis  looo  wurde  Ohersachsen  und  die 
Illsitz  liesetzt.  und  s*dt  11<M)  begann  die 
ausgedehnte,  im  Osten  der  Oder  friedliche, 
im  Westen  blutige  Kolonisation  und  Gor- 
m h n  i  s a t  i o  n  d e r S 1  a  w  e  u  1  a n  d er .  welche 
bis  1  M  M  ►  ungefähr  die  heutige  Grenze  der 
U-iden  Nationalitäten  erreicht.".  Die  agra- 
rische Kulturverliesserung.  auf  der  sie  im 
wesentlichen  beruhte,  lviclite  aber  unter 
«leiitscher  lveitung  nu<l  nach  deutschem 
Muster  noch  weit  in  die  heutigen  Slawen- 
und  Magyarenläuder.  und  den  Kari>atlicii 
folgend  sogar  bis  nach  Rumänien.  Auch 
die  Kelten  von  Wales.  Schottland  und  Irland 
halten  dem  deutschen  Einflüsse  gegenüber 
nur  schwache  Reste  ihrer  herkömmlichen 
Verhältnisse  zu  bewahren  vermocht,  iliese 
alx'r  mit  hinreichender  Deutlichkeit  bis  zur 
Neuzeit  erhalten. 

Daraus  ergiebt  sich,  dass  der  grösste 
Teil  unserer  Staatsgebiete  vou  Ansiedelungen 
Jn'ileckt  sein  uiuss.  von  denen  wenigstens 
zwei  Nationalitäten  Besitz  ergriffen  halfen. 
Ihn-  Eigentümlichkeiten  dürfen  also  nicht 
ohne  weiteres  einer  oder  der  anderen  Nation 
zugeschrielioii  werden  und  können  auch  ge- 
mischte Typen  mehr  oder  weniger  umge- 
wandelter Anlagen  sein.  Andrerseits  sondern 
sieh  aber  auch  Gegenden  aus,  welche  seit 
ihrer  Resiedelung  ungestört  im  Besitze  des- 
willen Volkes  geblieben  sind,  die  also  über 
ihre  reine,  nnvermischt  nationale  Siedclungs- 
weise  und  deren  volkstümliche  Charakter- 
züge  hinreichende  Ueberzeugung  gestatten. 

151.  Als  solches  ausschliesslich  nationales 
Siodelungsgebiet  steht  vor  allein  das  deutsche 
bestimmt  fest.  Für  diese  Ijandschaften  zwi- 
schen Weser.  Westerwald  und  Saale  bis 
hinauf  nach  Dänemark  und  Schweden  hat 
nun  örtliche  Beoliachtung  und  Durchsieht 
und  Bearlieitnng  der  üU'rall  vorhandenen 
Kataster-  und  Flurkarten  das  in  der  Haupt- 
sache schon  aus  den  grossen  tojMigraphischen 
Karten  erkenn  Uirc  Bild  über  z  e  u  g  e  n  d  e  r 
l'c bereinst  i  mm  u u g  ergeben. 

Es  kann  sich  nicht  darum  handeln,  dabei 
gewisse  Ortschaften  und  Wohn|ilüt/.e  in  Be- 
tracht zu  ziehen,  deren  Entstehuug  in  der 


Neuzeit  oder  im  spaten  Mittelalter  liekatmt 
:  ist.  wie  die  Anlagen  des  Verkehrs  und  der 
;  Industrie,  die   Vehnkolonien.   eine  Anzalü 
Guts-  und  Forsthöfe  und  eine  noch  zu  er- 
wähnende  Erweiterung  des   Anbaues  auf 
Marsch-  und  Rodeländereien,  welche  vom 
•  10.  bis  14.  Jahrb.  in  charakteristischen  For- 
!  men  erfolgte.    Alle  anderen  Orte  dieses  go- 
■  samten  Gebietes  aber  erweiseu  sich  in  ihrer 
Ajdage  und  Einrichtung  so  durchaus  ül>er- 
eiustimincud.  dass  es  nicht  einmal  auf  die 
im  Maugel  aller  l'elierliefenmg  schwer  lös- 
liare  Frage  ankommen  katm.  welche  der- 
selben schon  der  ältesten  Zeit  volkstümlicher 
Besiedelung  augehören,  und  welche  erst  in 
sjiäter  folgenden  Perioden  entstanden  sind. 

14.    Das  Charakteristische  und 
Typische    dieser    deutschen  Be- 
siedelung   liegt    zunächst    darin,  dass 
ülierall  geschlossene  Dorfer  bestehen,  die 
j  sich  aus  etwa  lo  bis  30  altbekannten  grös- 
seren  Höfen   und  einer  allmählich  ange- 
wachsenen Zahl  kleinerer  Stellen  zusammen- 
setzen.   Die  Ijage  dieser  Gehöfte  zeigt  eine 
sehr  unregelmässige,  durcheinander  gewür- 
felte Zusammenstellung.     Wie    das  Wort 
.  Dorf.  Turf.  Haufen  Umzeichnet,  so  ist  auch 
Haufendorf  der  geeignetste  Ausdruck  für 
diese  Art  der  Dorfanlage.    Abgesehen  von 
grösseren    Laudstrasscii.    welche  manche 
»Orte  durchschneiden,  und  eine  gewisse  Reihe 
i  der   Häuser  und    Gehöfte   erzeugt  liabcn, 
:  zeigen  die  Aufrisse  ein  buntes  Netz  von 
krummen   und  winkligen  Gassen  und  Zu- 
gängen, und  es  gelingt  nicht,  dafür  ein 
Gesetz  iwler  einen  ursprünglichen  Plan  auf- 
zufinden.    Die  Gehöfte  stehen,   wie  schon 
Tacittis  liemerkt.  stets  einzeln,  und  Häuser 
und  Gärten    liegen   in  keiner  Umstimmten 
!  Beziehung  zu  einander.    Der  Uelierblick  des 
,  Ganzen  lässt  am  ersten  den  Schluss  zu, 
:  dass  innerlialb  der  meist  noch  vorhandenen 
und  an  ihren  Grenzlinien  unschwer  zu  er- 
kennenden Abzäunungen  der  alten  grösseren 
Höfe  sich  zu  Zeiten  die  anwachsende  Be- 
völkerung enger  als  ursprünglich  zusammen- 
gedrängt und  den  von  Anfang  an  planlos 
und  willkürlich  verteilten  Raum  noch  un- 
ivgelmässiger  zerstückelt  hat. 

Die  Grösse  der  zu  diesen  Dörfern  ge- 
hörigen Gemarkungen  ist  zwar  gegen- 
wärtig sehr  verschieden,  und  sie  sind  teils 
|  durch  die  allmähliche  Teilung  des  ursprüng- 
|  lieh  zwischen  ihp-n  Grenzen  liep'ii  geblie- 
benen unkultivierten  l^andes.  welches  alten 
nutzungsberechtigten  Markgenossenschaften 
angehörte,  teils  bei  der  Bildung  der  mo- 
dernen jiolitischen  Gemeinden  durch  l'elier- 
1  Weisung  vereinzelter  fiskalischer  oder  pri- 
vater Grundstücke  je  nach  ihrer  Lige  ver- 
schieden vergrö>sert   worden.     Auch  sind 
nicht  selten  die  Fluren   wüst  gewordener 
» >rte  mit  denen  der  Nachbardörfer  vereinigt 
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w«»n|en.  Das  alto  Kulturland  an  Aeckern. 
Gürten  und  Feld  wiesen  aber  nimmt  allen 
diesen  IWirfcrn  ziemlich  ühen-instimmend 
etwa  die  Flä«hc  von  .ÜH»  Iiis  4<H»  ha  ein. 

15.  Die  gedachten  alten  Iii  bis  |o  Höfe 
dieser  Dorfanlagen  hängen  mit  «ler  allge- 
mein verbreiteten,  ein  weiteres  Charakte- 
ristikum «ler  volkstümlich  deutschen  Siedo- 
lungsweise  hildend«-n  Hufen  Verfassung 
(v«-rgl.  nähen-s  utit«»r  Hufe)  zusammen. 
Ihn-  Besitzer  waivn  die  ursprünglich  aus- 
-whliesslich  an  «ler  Dorfanlage  Berechtigten. 
l'iit«-r  Hui*«  verstand  man  «-ine  Besitzung, 
welche  von  «lom  HausvatiT  mit  seiner  Fa- 
milie im«!  wenigem  Gesimle  bestellt  »«nilen 
könnt**,  ihm  al»er  auch  «len  l'nterlialt  uu«l 
cli« <  Mittel  zu  «Ion  ühlich«'ii  öffentlichen 
leisten  zu  gewähren  v«-rm*>chte.  Sit'  bil«l»*te 
den  »-hier  solchen  IV-sitzung  entsprechenden 
Ant*'U  an  der  Klur.  un<l  die  gesamte  Anlag«- 
inuss  ursprünglich  schon  auf  eine  bestimmt«- 
Anzahl  solcher  Anteil*'  l«en-«-huet  wonb-n 
win.  Dabei  war  nicht  notwendige  Voraus- 
Setzung,  «lass  jedem  Dorf  gewiss« -u  wirklich 
«'in  solcher  Anteil  zugehörto.  Kr  konnte 
auch  mehrere  derselben  oder  nur  einen 
Bruchteil  liesitzen.  Aber  «lie  Hufen  wur- 
den «lauernd  als  i<leell<!  Ganze,  gewissor- 
niass«-n  als  Persönlichkeiten  mit  bestimmt«.-!! 
untereinander  gleichen  Richten  und  Pflichten 
gedacht,  von  denen  «'S  gleich  war.  ol>  der 
Eigentümer  sie  selbst  verwaltet*»  oder  für 
sich  einen  Vertreter  einsetzte,  ob  »>r  mehrere 
in  eine  vereinigte  oder  si<-  halhieile  oder 
verteilte,  auch  oh  «1er  Besitzer  Freier  oder 
I'nfreier.  Einwohner  oder  Auswärtiger  war. 
Das  entstamlene  Gemeinwesen  ma«hte 
gleiche  Ansprüche  «ler  Ijeistungen  au  «lie 
Hufe,  weil  für  all*-  Huien  nn«l  zwar  nicht 
hlo»  für  «Ii»'  desselben  Ortes,  sondern  in 
gleichem  .Sinne  für  die  des  putzen  l^iii'les 
im  allgemeinen  die  Voraussetzung  gh-icher 
I>-istungsfähigkeit  galt. 

1(5.  Dieser  M»  der  Hufen,  welch*-  für 
die  einzelne  Dorfgemarkung  nicht  bloss  im 
allgemeinen  als  gleiche  kräftig  Wirtschafts- 
einheiten, sondern  als  diux-haus  gleichhenM-h- 
tigte  un<l  verpflicht*»te  Ant«-ile  des  Gemar- 
kungsganzen  galten,  entsprach  auch  <lie  Kln- 
teilung  der  Flur.  Es  kam  für  «lies.-  Kin- 
feiluug  praktisch  vor  allem  darauf  an.  sie 
so  zu  machen,  «lass  unter  den  Genossen 
jeder  Stivit  vermieden  wurde.  l'ntcr  l'm- 
ständen  könnt»-  es  nujglich  s«»in,  im  Augen- 
blick «lie  rnzufriedenheit  und  den  Kinspruch 
eines  Einzelnen  oder  der  wirtschaftlich 
Schwächeren  rdierhaupt  zu  untenlrflcken. 
Dauermler  Frie«le  nl>er  war  nur  durch  er- 
sichtliche volle  Gerechtigkeit,  durch  unleug- 
haiv  Gleichstellung  der  Gleichberechtigt»-!! 
zu  er» arten.  »  Hine  sie  hätte  in  jenen  Z.'iteii 
persönlichen  Tnrfzes  uud  ungewägteHbwalt- 
tliat   die  Genossenschaft  nicht  gemeinsam 


l*-st<di«-u  konneu.  Nicht  «li>-  wirtschaftliehe 
Zweckmässigkeit .  sondern  «lie  genossen - 
schaftlkho    Fri«H|enshürgschuft    stand  im 

Yonlergru'i'l'*- 

Deshalb  wnnl«<  das  zum  Acker  bestimmte 
Ijiunl  <l«*r  Klur  zuuä<-hst  in  eine  Anzalil  Ab- 
schnitte  (Gewanne)  von  in  sich  gleicher 
UmlenlM'schaffeuheit  g*'t«'ilt.  und  in  j«'dem 
dieser  Abschnitte  jeiler  Hufe  ein  gleiell 
!  grosser  ('nt«-rahschnitf  zugewiesen,  l^-tz- 
j  teres  geschah  nach  «lein  Lose,  ein*«  Sitte, 
:  die  der  Anschauung  von  «lern  Gottesurteil 
i  entsprang,  «las  in  dem  l>)se  gesehen  wunl«', 
I  un«l  welch«'  sich  durch  alle  späten 'ii  .lahr- 
humb'rte  «'rhalten  hat.  Das  I/ts  wunle.  wi<> 
«lie  K*'ihenfolge  der  Uesitzstücke  zeisjt.  ir«- 
wöhiili* -h  für  jeiles  (tewann  iK'sonders  «e- 
worfeu.  E»  kommt  alx>r  auch  als  Stdfall 
in  d*«r  Wi-is*'  vor,  «lass  «'s  nur  «'inmal  ülx-r 
«li<-  H«'iheufolp*  der  Stellen  im  Dorfe  ent- 
schied, und  damit  auch  «lie  ljjge  «b-r  An- 
teil«- in  allen  Gewannen  dein  Gange  der 
Sonne  cntspn-*h«-ud  bestimmt  war.  Dies 
war  inde*  nur  m«">glich.  wenn  inm-rlialb 
jedes  Gewannes  die  Teilung  in  gleicher 
Richtung  nach  nobeneinamler  liegi-ieb-u  Par- 
allelstivifen  erfolgt«-,  was.  wi*-  «-s  seheint, 
erst  in  spätrer  Zeit  als  Regulierung  Ihm 
tiivnz Verwirrung  eintrat.  H*ü  solchen  wegen 
Gn»nzverschiebuugen  uot»'en<lig**n  Ib-gulie- 
ruugeu  war  «1«t  Parallelismus  allg«'iueiu  in 
Anwendung.  rrsprüngli«-h  <lag«'gen  scheinen 
diese  I  nteiHlts«  linitl-'  so  gebiblet  wonieu 
zu  s»-in,  dass  «li<>  Fläche  «ler  «'iuzelueii  Hufe 
in  jed«-in  tlewann  etwa  einen  M«>rg«-n  «xler 
Tagew.'i-k.  also  «las  Mass  Itetrug.  wel«  hes 
an  eiiH'tn  Vonnittag«-  oder  Tage  gepflügt 
werden  konnte. 

Dieses  Morgen  mass.  Acker.  .I««h, 
.Iiichart,  iugt'inni,  jurnalis.  ager,  tritt  s«-hon 
in  «b-n  ältest«-u  rrkuuden  als  allgeinein  ge- 
braucht auf.  Ks  hat  aber  k«-iue  sieben- 
Ik-stimmthfit.  S-Ibst  in  d«^rs»-lben  Gemar- 
kung schwanken  «Ii«1  Moi^ngn"«sen  b«-t  ge- 
nauer Messung  nach  lkMlenbes*haff«-nh*-it 
und  Ijage.  Sie  wurden  nur  ungefähr  n!<- 
geschritti-n  «*«ler  nnch  «'tri lieh  üblichen  Ruten 
in  gewisser  l«'irige  und  Breite  b«-stinunt; 
ihn*  Grenzen  innerhalb  d.-s  Ge\vann«-s  almr 
wunlen,  ob  gn"»ss«-r  o*b*r  kleim-r,  nach  den 
ali«piot«-n  T<'ili-n  «lessellK'n  durch  Pflug- 
fuirheu  gezogen.  Zwischen  «b'li  ve|-s*  hieden«»il 
D«">rfern  un<l  (j«-g«-n<len  weichen  diese  Mass«» 
s»'lbstiv«len<l  ihm  Ii  ungleichartiger  ab.  In 
der  Karoling«T/.«'it  kommen  einige  Rezb'huu- 
g»-ii  auf  n"nnis«  he  Mass«-  vor.  Als  U-stimiu- 
teres  «butsclies  Mass  ei-M-heint  nur  eine 
virga  n'galis.  na<b  weh-her  in  gewissen 
Ijängen  un«l  HnMten  die  königlichen  S«  ben- 
kung.-n  zugemess*>n  wunb-n.  wenn  sie 
in  nicht  näher  bekannten  G«'gen«b«n  nicht 
durch  die  <  Mrtlichkeit  s«-lbst  Kegn-nzt 
wan-n.     Später.  s>'it  dem  V.l.  Jahrhundert, 
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kamen  ähnlich   genauer  bestimmte  l^and- 
massc  in  den  Stäiltoii  uii'l  liei  den  landes- 
herrlichen Verwaltungen  in  Gebrauch.  Auf 
dem  Land«-  al>or  wird  häufig  n«H'h  bis  ins 
17.  Jahrb.   die  Bestimmung  des  iJlngon- 
masses  durch  «'int'  gewisse  Anzahl  Ffisso : 
der  aus  der  Kin-he  kommenden  Bauern  ihWi 
NelKMioinanderlegen  von  Gerstenkörnern  an-  j 
pichen.    Die  Flächen  wurden  also  örtlich  > 
eliensowonig  nach  einem  wirklichen  Normnl- 
masse  festgestellt. 

17.  Kino  gewisse  Anzahl  Gewanne  wunle  | 
in  jeder  Hur  wahrscheinlich  schon  sehr  früh  I 
und  innerhalb  woniger  Jahre  urliar  gemacht 
und  an  die  Hufen  verteilt,  weil  jeder  Wirt 
seinen  Bedarf  decken  inusste.    Alles  übrige 
zur  (iemarkung   gehörige  I^anil   hlieh  als 
Allmende  in  gemeinsamer  Nutzung ; 
als  Viehweide  und  Holzung.    Je  weiter  die  i 
I  'rliarumehung  Vorschrift,  desto  grösser  wunle 
mit  der  Zahl  der  Gewanne  das  Hauland  der 
Hufe  und  desto  kleiner  das  AllmemUand. 
dessen  verhältnismassige  Mitnutzuug  ids  ihr 
Zubehör  Wzeichnct  zu  wenlen  pflege. 

Mit  der  Zeit  alier  war  der  Bedarf  und 
die  AiVitskraft  der  Hüfner  erreicht,  und  es 
wunle  vorteilhafter,  die  in  der  Allmende 
noch  vorhandenen  kulturfähigcn  lilndcivicn 
an  unlieerhte  Söhne  und  andeiv  AnUtuer 
mit  kleinen  Stollen  oder  zu  Zins  und  Pacht 
abzugeben.  Auch  waren  grosse  Staats- 
lAndereien ,  Privatljositzungen  beliehener 
weltlicher  und  geistlieher  Grossen,  und 
Sondereigen  solcher  Markör  entstanden, 
welehe  aus  grossen  geteilten  Marken  aus- 
schieden. Alles  dieses  Ijind  wunle.  um  es 
in  Krtrag  zu  bringen,  soviel  als  möglich 
gegen  lAMstungen  und  Zins  an  freie  oder 
eigene  Leute  ausgethan ;  und  zwar  geschah 
dies  der  Sitte  nach  ebenfalls  nach  gleieh- 
Itereehtigten  und  gleichverpf  lichteten  Hufen 
von  örtlich  ziemlich  gleieher  Grösse,  die 
Anzahl  der  Zinspflichtigeu  wunle  schon 
nach  dieser  ungefähren  Grösse  und  Alt- 
grenzung  gewählt.  Daraus  erst  entstand  die 
Auffassung  der  Hufe  als  eines  Land- 
masse s.  als  des  Besitzes  einer  gewissen 
Anzahl  Morgen.  Am  einzelnen  Orte  wunle 
daltei  überall  auf  die  Hufe  eine  gleiche  Zahl 
Morgen  gerechnet,  und  da  diese  Morgen 
annähernd  gleich  waren,  waren  auch  ent- 
sprechend alle  Hufen  der  einzelnen  Gemar- 
kung von  gleicher  Flache.  Zwischen  den 
verschiedenen  Gemarkungen  alier  bestanden 
die  grössten  Abweichungen  von  2<>  Iiis  zu 
1^1  Morgen  im  Hufenmass.  so  dass  zwischen 
dies»1!!  nach  Mass  bestimmten  Hufen  keine 
andere  Pelioivinstimmuiig  bestand,  als  dass 
sie  als  gleichmassig  leistungsfähig  behandelt 
wunlen.  Für  die  örtlichen  und  gutsherr- 
liehen  i^asten  der  einzelneu  Dorfscliaft  blieb 
dies  ein  immerhin  wichtiger  Massstab,  und 
gab  deshalb  zu  Klagen  keinen  Anlnss.  für 


die  öffentlichen  Lasten  einer  ganzen  Gegend 
alier  konnte  es  zu  einer  sehr  ungleich- 
massigen  Verteilung  und  zu  offonhaivm 
Drucke  führen.  Gleichwohl  sind  Hufen- 
steuern  bis  auf  die  Neuzeit  in  allen  Staaten 
sehr  gewöhnlich  gewesen. 

t  >b  aWr  da*  in  der  Flur  unter  den  Pflug 
gebrachte  Ackerland  mehr  oder  weniger 
Flüche  einnahm,  machte  in  der  Lage  der 
Besitz  stücke  keinen  r»terschied.  allge- 
mein waren  sie  in  alle  Gewanne  verteilt. 
Die  Zahl  der  Stücke,  welche  jede  Hufe  I»-- 
sass.  lässt  sich  danach  überschlagen,  dass 
der  Anteil  von  je  1  Morgen  (d.  h.  2">~ 4"ar) 
im  Gewann,  ungefähr  00  Gewanne  erforderte, 
wenn  die  Hufe  die  ziemlich  liaufigo  Zahl 
von  00  Morgen  umfasste.  Mit  der  Zeit,  wenn 
Verwirrung  in  den  Grenzen  entstand  und 
Kegiilieriuigen  derselben  nötig  wunlen. 
pflegten  die  von  den  Dorfgenossen  dazu  be- 
stimmten Feldgosohworonen.  welche  unbe- 
dingten Gehorsam  fanden,  nicht  selten  zwei 
oder  mehrere  Gewanne  in  ein  einziges  zu- 
sammenzuziehen und  die  Anteile  in  l-egcl- 
mftssigeii.  oft  ziemlich  langen  Streifen  anzu- 
weisen. So  viele  Gewanne  aber  angelegt 
sind,  so  viele  Ackerstficke  hat  jode  Hufe 
ursprünglich  howsn*.»n.  und  rmtausch.  Ver- 
äusserung.  Teilung  oder  Yeivrhung  solcher 
Stücke  sind  selten  duirhgn'ifend  genug  ge- 
wesen, sie  aus  einer  erheblichen  Zahl  der 
Gewanne  verschwinden  zu  machen.  Meist 
finden  sie  sich,  sofern  nicht  die  moderne 
Verkuppelung  der  Flur  durchgeführt  werde» 
ist.  noch  bis  auf  die  (»egenwart  über  die- 
sellie  zerstnMit.  Ks  bedarf  keines  näheren 
Hinweises,  dass,  wenn  jede  Hufe  in  jedem 
Gewanne  gleichen  Anteil  erhielt,  die  Ge- 
wanne alier  klein  und  nach  der  Boden - 
beschaffen heit  abgegrenzt  wai^en.  die  donk- 
bar gerechteste  Gleichstellung  aller  Hufen 
in  ilem  Besitze  ihrer  Grundstücke,  sowohl 
nach  Grösse,  als  Güte  un«l  Wert,  wie  nach 
Entfernung  erreicht  wenlcn  musste. 

18.  Wege  kamen  liei  der  Teilung  in 
alter  Zeit  gar  nicht  in  Frage,  sondern  sind 
erst  später,  weniger  aus  dem  Bedürfnis  der 
Bauern  als  aus  (lern  des  Verkehrs,  nament- 
lich des  militärischen  und  jiolizoUichen.  ent- 
standen und  von  den  Lwdesverwaltungou 
gefonlert  und  aufrecht  erhalten  wonlen. 
Sie  durchschneiden  die  einzelnen  Acker- 
st ücke  in  der  Richtung  auf  die  Nachbarorte- 
ersichtlich  zufällig  und  oft  höchst  unzweek- 
mässig.  Für  die  Feldbestellung  bestandeu 
überall  V  e  b  e  r  f  a  h  r  t  s  r  e  c  h  t  e. 

19.  Wegen  diesen  Zugangsgerechtig- 
keiten, welche  nicht  ül»er  die  stehende 
Frucht  ausgeübt  wenlen  konnten,  und  wegen 
der  Idee,  dass  der  Anbau  seinem  Wesen 
nach  ein  Abbruch  an  dem  gemeinsamen 
Weidegnngeder  Viehhenlen  der  Dorfgenossen 
sei,  und  demselben  deshalb  Stoppel  und 
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Brache,  sobald  tue  Feldfruchte  ^eerntet 
waren,  offongostellt  werden  mussten,  bestand 
auf  allen  diesen  Fluren,  soweit  .sich  zurück- 
denken lässt  und  unzweifelhaft  von  ihrer 
ersten  Einrichtung  an.  Flurzwang. 

Die  gesamte  Aekerflnr  mit  allen  in  dir 
liegenden  Gewannen  wat*  in  meint  3,  häufig 
aber  auch  2  oder  4  möglichst  gleich  grosse 
Felder  oder  Schläge  geteilt,  auf  wel- 
chem jedem  im  einzelnen  Jahre  von  allen 
beteiligten  Besitzern  dieselbe  Fnicht  gebaut 
werden  musste.  Zu  jedem  Schlage  gehörte 
eine  Anzahl  Gewanne,  um!  wegen  der  ver- 
hältnismässigen Verteilung  jedes  Gewannes 
unter  die  liestehenden  Hufen  lag  auch  in 
jedem  S-hlage  von  jeder  Hufe  die  ungefähr 
gleiche  Flache.  Die  Gnmdstücke  desselben 
Schlages  mussten  auf  Beschluss  der  Ge- 
meinde und  Ankündigung  des  Bauermeisters 
zu  gleicher  Zeit  l»eackert  und  mit  der  glei- 
chen Fnicht  besät,  und  beim  Aufgehen  der 
Saat  nach  gleichen  Anteilen  mit  einem  fort- 
laufenden festen  Zaune  gegen  (bis  aussen 
weidende  Weidevieh  abgeschlossen  werden. 
Ebenso  wurde  der  Beginn  der  Ernte  und 
ihre  Frist  verkündet,  und  nach  Ablauf  der 
letzteren  die  Umzäunung  entfernt  so  dass 
jeder  Wirt  sich  selbst  zuzuschreil>en  hatte, 
wenn  das  Vieh  seine  Ernte  Itoschäiligte. 

Die  Wiesen  blieben  häufig  ungeteilt 
und  wurden  nur  zur  Heuernte  den  einzelnen 
Berechtigten  nach  dem  Verhältnis  dos  ge- 
wachsenen Grases  durch  das  Ijos  zugewiesen 
oder  auch  gemeinsam  gemäht,  das  Heu  aber 
nach  den  Haufen  (der  Kam»-)  geteilt. 

Auch  die  Nutzung  von  Nioderwaldungen 
und  Ivohhookon  geschah  namentlich  auf  den 
Grauwackengebirgen  zu  leiden  Seiten  des 
Rheins  in  der  Kegel  so.  dass  das  Waldland 
in  Scldägo  geteilt  war.  von  denen  jetler  der 
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bolzung  kam.  Behufs  dieser  Abholzung  wunle 
der  Schlag  in  st)  viele  gleiche  oder  ver- 
hältnismässige Teile  als  Berechtigte  im  Dorfe 
waren,  geteilt  und  unter  dieselben  verlost. 
Sie  hackten  dann  das  Holz  zum  neuen  Aus- 
schlag über  der  Wurzel  ab.  schälten  die 
Lohrinde  und  Itonutzten  die  entstanden»« 
Blosse  1  und  2  Jahr  zum  Hoggenkui.  Dies 
sind  die  weitverbreiteten  sogen.  Hauberge. 

20.  Wie  es  scheint,  sind  aus  völliger 
Rodung  derartiger  dem  Gutsherrn  gehöriger 
Waldländereien  anfänglich  verpachtete,  spä- 
ter  dauernd  zu  Ziusland  gewordene  Acker- 
länilereieu  hervorgegangen,  welche  sich  schon 
im  sjiäteren  Mittelalter  und  bis  in  unser 
Jahrh.  in  den  Händen  von  Genosseuscliaftcn 
befunden  halsen.  "Diese  Genossenschaften, 
welche  in  keiner  Beziehung  zur  Hüfner- 
gemeinde  stehen,  werden  als  Gehöfer- 
schaften  otler  als  Gehöfer  Ijczeichnet. 
Die  Gehöfer  besitzen  solidarisch  nach  Antillen, 
nach  denen  sie  die  Grundstücke,  zu  denen 


sie  berechtigt  sind,  und  die  Zinsen,  die  sie 
dafür  an  deu  Gnmdhenn  zahlen,  ursprüng- 
lich jährlich,  dann  in  3-  bis  12 jährigen 
Perioden  unter  sich  verteilen.  Diese  Ver- 
teilung geschieht  bezüglich  der  Grundstücke 
nach  Gewannen  und  innerhalb  der  Gewanne 
nach  dem  Lose,  welches  die  Reihenfolge 
der  Aufmessung  der  Anteile  im  Gewann 
bestimmt. 

Diese  periodische  Neuverteilung 
des  Landes  im  Sinne  der  ältesten  Sitte 
der  volkstümlichen  deutschen  Dörfer  ist  von 
Haussen,  Haxthausen  und  Roscher 
als  ein  altertümlicher  Rest  des  ältesten  Zu- 
staiitlos  bei  der  Anlage  dieser  Dörfer  aufge- 
fasst  worden.  Man  darf  auch  sagen,  dass 
dafür  sehr  scheinbare  Gründe  bestehen. 
Cäsar  (d.  b.  g.  IV  3)  sagt  von  den  Sueven: 
•  Privat  ländereien  und  gesonderte  Aecker 
giebt  es  bei  ihnen  nicht,  und  es  ist  nicht 
erlaubt,  länger  als  ein  Jahr  auf  einer  Stelle 
behufs  ihrer  Bebauung  zu  hleil>en.<  In 
U'treff  der  Germanen  im  allgemeinen 
wiederholt  er  (VI  '.IH):  -.Keiner  hat  ein  lio- 
stimmtes  Mass  Ackerland  mler  eigenen 
Grundbesitz,  sondern  die  Obrigkeit  und  die 
Fürsten  weisen  immer  auf  ein  Jahr  den 
Stämmen  und  den  Sippschaften,  die  unter 
sich  zusammengekommen  sitid .  Ackerlaud 
au,  soviel  und  wo  es  ihnen  gut  dünkt,  und 
zwingen  sie.  das  Jahr  danach  anderswohin 
nlkerznsiedeln.'  Tacitus  (Genn.  2«5)  erklärt: 
•»Die  Aecker  werden  nach  der  Zahl  der 
Anbauer  von  allen  zum  Wechsel  in  Besitz 
genommen  und  darauf  unter  sich  dem  An- 
sehen des  Einzelnen  entsprechend  geteilt. 
Die  grossen  Flächen  der  Ijändereien  machen 
die  Teilung  leicht.  Das  bebaute  Imv\ 
wechseln  sie  jährlich  und  es  bleibt  Acker 
übrig.*  v.  Haxthausen  fand  in  Russ- 
land in  der  weit  verbreiteten  Gemeindever- 
fassung des  Mir  |>eriodisohe  Auslosungen 
alles  Gemeindelandes  nach  dem  Kopfe  des 
männlichen  Bauern,  oder  den  Familien- 
vätern. Roscher  alx'r  gelang  es.  Bei- 
spiele ähnlicher  Agrarvorfassung  aus  den 
ineisten  Ländern  der  alten  und  neuen  Welt, 
aus  Indien  und  China  und  selbst  aus 
Amerika  vor  der  Entdeckung  zusammenzu- 
tragen. Er  erklärte  sie  deshalb  in  seinem 
System  der  Volkswirtschaft  (II  231 1  für  ein 
allgemeines  soziales  Prinzip,  für  eiue  Kultur- 
stufe zwichen  dein  Nomadentuin  und  «ler 
fluten  Siedclung  zu  Privateigentum,  welche 
wahrscheinlich  von  den  meisten  Völkern 
durchlaufen  worden  sei.  bei  'lern  einen  al»er 
schnell  und  spurlos  vorüliergogangen.  Itei 
dem  anderen  dagegen  durch  Clmrakter- 
eigentüiulichkeiten.  Abgeschiedenheit  und 
besondere  Lebensbedingungen  lange  erhalten 
geblieben  sein  könne. 

Indes  muss  man  «loch  mit  Lamprecht, 
anerkennen,  dass  bei  den  Gchöfersi  haften 
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ain  Rhein  klar  erkennbare  Beziehungen  auf ,  rung  einer  solchen  Ansiedelung  aus  «lern 
Verwertung  gutsherrlichen  Fronlandes  Volkslande  notwendig  mit  der  alten  an  dorn 
ausserhalb  des  alten  Hufenlamles  der  An-  Lande  berechtigten  Volksgemeinde  getroffen 
Kiedehmgen  vorhanden  sind,  und  dass  nur  werden  mussten,  wenn  die  Ansiedelung 
zweifelhafte  Spinaen  dieser  Bewirtschaftung»-  j  ohne  Streit  erfolgen  und  Oberhaupt  durch- 
form in  das  13.  Jahrb..  die  sicheren  kaum  :  führhar  werden  sollte. 

in  das  14.  zurückreichen.  Dazu  giebt  es  in  !  Dies  ist  in  übersichtlichen  Zilgeu  das 
den  ältesten  urkundlichen  Ueberlieferungen  |  allgemeine  Bild  der  alten  volkstümlichen 
deutscher  Sitte  und  deutschen  Rechtes,  weder !  und  nationalen  Deutschen  Ansiedeluugsweise. 
in  der  lex  sali«-a  noeh  sonst,  irgend  22.  Die  nationale  Siedeln  ngs- 
welehe  Anhaltspunkte  eines  solchen  perio-  ,  weise  der  Kelten  ist  in  ihrer  charakte- 
disehen  Wechsels,  überall  ttezeugou  sie  all- :  ristisehen  Gestalt  keineswegs  so  verwischt, 
gemeine  Teilbarkeit  des  Besitzes  der  Freien  \  wie  es  nach  dem  Verlaufe  der  gesohicht- 
und  die  Veräusserung  zahlreicher  Morgen  liehen  Vorgänge  scheinen  könnte.  Ihn-  er- 
und  anderer  Ackerst flcke  in  liestimmter  |  kennharsten  Spuren  hat  sie  in  Irland  zurück- 
F^age.  Auch  erzählen  Cäsar  und  Strabo  deutlich  gelassen,  weil  sie  hier  durch  die  altüU'r- 
von  noch  nomadischen  Zuständen.  Tacitus  lieferten  irischen  Gesetze  in  ausgiebiger 
aber  spricht  mit  Bestimmtheit  nur  vom  Weise  erläutert  wird. 
Frucht-  oder  Anhanweehsel.  wie  es  scheint  Irland  "wird  uns  unter  diesen  Gesetzen, 
von  wilder  Feldgraswirtschaft.  Deshalb  j  die  mit  Sicherheit  in  das  7.  Jahrh.  zurück- 
lägst sich  wohl  erkennen,  dass  in  den  Ge-  1  reichen,  noch  als  völliges  Hirten-  und  Weide- 
höf ers«  haften  das  älteste  i'rinzip  der  Ge-  land  bekannt.  Es  zerfiel  um  diese  Zeit, 
Wanneinteilung  noch  ebenso  liewusst  auf-  wie  die  Gesetze  angeben,  in  184  Tricha  eeds 
tritt  ,  wie  es  l>oi  der  Kolonisation  der  oder  Clane,  von  denen  jeder  30  Balles  oder 
Slawenländer  wieder  in  grfisster  Verbreitung  I  Townlands  enthielt.  Es  bestamlen  aLso  5520 
angewendet  wurde ,  die  periodischen  Aus- '  Townlands  oder  Familien.  Jede  dersell»en 
losnngen  am  Rhein  aber  erseheinen  als  eine  :  wurde  der  Regel  nach  als  ein  Besitz  von 
aus  den  besonderen  gutshorrlichen  sowie  3<K>  Kfllien  in  4  Herden  betrachtet  und 
den  wirtschaftlichen  Verhältnissen  des  teilte  sich  in  4  Quarters. 
Rodelandes  hervorgegangene  Eigentumlich-  Im  7.  Jahrh.  war  die  Bevölkerung  so 
keit.  welche  so  lang«'  nicht  auf  die  alten  angewachsen,  dass  das  blosse  Hirtenleben 
volkst fmdicheii  Hnfeudörfer  der  Deutschen  aufgegeben  und  zur  f  e  s  t  e  n  A  n  s  i  e  d  e  1  u  n  g 
zurückbezogen  werden  darf,  als  sich  dafür  [  geschritten  werden  musste.  Nach  der  Ueber- 
nicht  nähere  Anhaltspunkte  gewinnen  lassen,  i  lieferung  wurden    damals  dem  einzelnen 


21.  Die  meisten  älteren  Wirte  <b>r  deut-  teilen  60  acres  Land  an  Acker.  Wies«.-  und 
sehen  Dörfer  waren  auch  Markgen nssen  Wald  zugewiesen.  4  solche  Familien- 
und  hesassen  Rechte  an  Marken.  Sie  l>esitzungen  oder  Tates  kamen  auf  1  Quarter. 
waren  Miteigentümer  oder  Nutziingsbereeh-  Der  Quarter  umfasste  deshalb  12tJ  oder  240 
tigte  an  solchen  Gnuidstib  ken.  welche  zu  irish  acres  gleich  160  <xler  320  englische 
keiner  Dorfgemarkung  gehörten,  sondern  Statute  acres  d.  h.  IJ4,S  oder  129.6  hect. 
Rest«'  des  ausserhalb  der  Ansiedelungen  lu  einigen  Quarters  gab  es  auch  6  Tates. 
verblicbeue»  Landes  waren,  und  auf  das  4  (Quarten*  bildeten  ein  Townland  oder 
alte,  vor  Eintritt  der  Ansiedelnngszeit  ge-  Baile,  welches  480  bis  96t)  irish  acres  mn- 
meinsame .  allen  freien  Volksgenossen  zur  fasste.  Die  Zahl  dieser  Townlands  hatte 
Nutzung  zustehende  Volksland  zurflekzu-  sich  1Ö9N  auf  6814  vermehrt.  Sie  sind 
führen  sind.  Diese  meist  sehr  ausgedehnten  noch  gegenwärtig  in  sehr  grosser  Anzahl 
unbesiedelten  Marken  standen  unter  einer  in  ihren  Grenzen  und  in  ihrer  Einteilung 
gewolinheitsreehtlichcu  Verwaltung  und  Ge- ,  iu  Quarters  uud  Tates  bestimmt  nachweis- 
richtstiurkeit  der  Gemeinschaft  aller,  oft  I  l«ar.  Ihr«?  Flächen,  web.be  «Uesen  Angaben 
sehr  entfernt  wohnender  Markgenossen,  mVrall  sehr  nahe  entsprochen,  bestätigen, 
welche  in  herkömmlicher  Weis«-  Anrechte  dass  man  es  k-i  dieser  Einteilung  nicht 
an  di«\sen  Bindereien  1h  •süssen.  Diese  irnt  einer  Phantasie,  sondern  mit  einer 
Markenivchtc  al>er  und  ebenso  die  Anrechte  thatsächlichen,  zu  dem  gedachten  Zeitpimkte 
an  liin«hreieu.  w«hhe  bei  der  Teilung  der  notwendig  gewordenen  grossen  agrarischen 
Marken  als  Eigentuinsantail  oder  als  Ab-  Umwälzung  zu  thun  hat.  Jede  Täte  erhielt 
findung  für  Nutzungen  zugewiesen  wurden,  ihr  Land  gescldossen  und  es  wurde,  wie 
konnteu  auf  sehr  verschiedene  Weise  er-|«lie  Urkunden  ausdrücklich  erwähueu,  das 
w«>rb«>n  s«'in.  Sie  standen  indes  in  sehr  Ijand  bei  «ler  Zuteilung  zum  erstenmal 
vielen  Fällen  den  Hüfnern  eines  Dorfes  so :  durch  Grübeu,  Hecken  uud  Mauern  al>ge- 
gleichmässig  zu,  dass  sieh  auf  einen  ge- 1  grenzt.  Diese  Grenzen  und  bis  zur  Gegen- 
wissen  Zusammenhang  mit  den  Abkommen  i  wart  erlialteuen  Namen  zeigen  die  eiuzeluen 
schlicssen  lässt,  welche  bei  der  Aussende-  j  Tates  deutlich  als  Eiuzelhöfe,  um  deren 
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Gehöfte  «las  zugehörige  Land  in  Kämpen 
von  unregelmässigen  Formen  mit  etwa 
durchschnittlich  3  aeres  Flache  liegt. 
Später  sind  manche  derselben  in  ihrem 
Innern  parzelliert  worden.  Wie  die  grossen 
Sirneykarten  zeigen,  ist  diese  Feldeinteilnng 
ganz  gleichmäßig  über  das  gesamte  Irland, 
soweit  es  überhaupt  kiüturfähig  ist,  trotz 
der  üblich  gewordenen  Pachten  verbreitet 
geblieben. 

23.  Die  Möglichkeit  einer  so  ein- 
greifenden und  mit  einer  90  ül)eiTaschendon 
Gleichförmigkeit  durchgeführten  Organi- 
sation erklärt  sich  einigermassen  durch  die 
Clanverfassung.  Die  gedachten  184  Clane 
standen  jeder  unter  einem  patriarchalisch 
regierenden  Clanhäuptlinge.  Die  Clangebiete 
sind  noch  heute  genügend  bekannt.  Sie 
sind  in  den  Countie*  und  Baronios  Irlands 
noch  vielfach  erhalten.  Unter  den  Clanen 
bestand  eine  weitere  Ucberordnnng.  so  das« 
die  Häuptlinge  einiger  dersellien  wechselnd 
Könige  und  Oberkönige  der  ursprünglich  "», 
dann  4  Königreiche  der  Insel  waren.  Dem 
Oberkönige  stand  eine  Versammlung  aller 
CJanhäuptlinge  zur  Seite.  Was  sie  mit  dem 
Könige  beschloss.  konnte  leicht  einheitlich 
diirchgeführt  werden.  Innerhalb  des  ein- 
zelnen Clans  reichte  die  patriarchalische  Ge- 
walt des  Häuptlings  sehr  weit.  Er  war 
der  natürliche  Vormund  aller.  Alle  Clan- 
mitglieder liotrachteten  »ich  als  gleich- 
berechtigte, von  demselben  Ahn  abstammende 
Verwandte,  führten  in  allen  Gliedern  den- 
selben Namen  und  waren  Miteigentümer 
des  gesamten  Grund  und  Bodens  in»  Clan- 
gebiete. Aus  demselben  Grunde  aber  konnte 
niemand  Ijand  zu  erblichem  Eigentum  er- 
langen. Vielmehr  wurde  jedem  ein  ange- 
messener Grundbesitz  zu  lebenslänglicher 
Nutzung  (iberwiesen.  Diese  Uoborweisung 
war  das  Geschäft  des  als  Stellvertreter  und 
präsumtiver  Nachfolger  des  Clanhauptes  er- 
wählten Tanaist.  Die  Söhne  erbten  nur  den 
l»ewegliehen  Nachlass  ihres  Vaters  und  zwar 
die  ehelichen  ebenso  wie  die  unehelichen. 
Jedes  Mitglied  hatte  nach  Massgahe  seiner 
lAndnutzung  zu  den  öffentlichen  Bedürf- 
nissen für  Krieg  und  Bauten  und  für  Unter- 
halt iles  Häuptlings  und  seiner  Beauftragten 
durch  Naturalleistungen  und  Abgalten  bei- 
zutragen. Ausserdem  al>er  war  dem  Clan- 
liäuptlingc  ein  erhebliches  Grundstück  zu 
eigenem  Recht  überwiesen,  auf  weichein  er 
eigene  Bauern  ansetzen  konnte.  Ein  solcher 
liegenderer  Besitz  stand  auch  dem  Häupt- 
linge jedes  Townlands  zu. 

Alle  Zeugnisse  sprechen  dafür,  dass  als- 
bald mit  der  festen  Ansiedelung  der 
Familien  in  den  Townlands,  Quarters  und 
Tateseine  Aristokratie  entstand,  welche 
ihre  Besitzungen  bis  auf  den  Urenkel  unge- 
teilt vererbte,  dann  aber  nach  Stirpes  als 


Par*ellarl»esitz  innerhalb  der  einzelnen  Täte* 
teilte.  Von  I^ndzuweisungen  scheint  nur 
noch  dann  die  Rede  gewesen  zu  sein,  wenn 
eine  Täte  besitzerlos  wurde,  was  l>ei  den 
mörderischen  Fehden  leicht  vorkommen 
konnte.  Diese  Aristokratie  war  übrigens 
eine  lediglich  auf  den  Reichtum  begründete, 
der  sich  in  Viehliesitz  und  einem  grösseren 
oder  geringelten  Gefolge  an  abhängigen 
Ivehnsleutou  und  de»  völlig  eigenen  Sklaven 
aussprach,  welche  sich  dem  Herrn  ver- 
schneiten hatten.  Der  Gnindbesitz  wurde 
mit  der  Zeit  ausserordentlich  verschieden 
und  sehr  zerstückelt.  Dio  Ideen  der  alten 
Clanrechte  aber  lebten  in  der  Volksmasse 
fort,  wie  es  seheint  durch  gewisse  phan- 
tastische Fiktionen.  In  Wahrheit  verwan- 
delten sich  die  Clanhäuptlinge.  welche  sich 
halten  konnten,  im  Sinne  des  normannischen 
Adels  in  Vasallen  der  Krone,  Eigentümer 
des  Gnindes  und  Bodens  und  Grund  herrn 
des  ganzen  Clangebietes.  Einzelnen  reicheren 
Verwandten  oder  sonst  Mächtigen  ülter- 
liessen  sie  davon  grössere  Güter,  die  übrigen 
Clanmitglieder  erhielten  Land  gegen  eine 
nlässigo  (fair),  nicht  wesentlich  zu  steigerudo 
(fixe)  Rente,  mit  der  es  an  andere  abge- 
treten werden  konnte  (fry).  Mehr  und 
mehr  alter  gingen  unter  dem  Ein f hisse  der 
grossen  Ijandverleihungen  in  den  Religions- 
kriegen dies«'  Besitzverhältnisso  in  die  l>e- 
kanuten.  im  höchsten  Grade  drückenden 
L  a  n  d  v  e  r  p  a  c  h  t  n  n  g  e  n  über. 

24.  Beachtenswert  bei  dieser  von  der 
volksmässig  deutschen  durchaus  abweichen- 
den Art  der  Ansiedelung  ist  auch  die  charakte- 
ristische Gestalt  des  Clanhauses.  das  in  den 
gedachten  Gesetzen  genau  beschrieben  wird. 
Es  liestand  aus  sechs  in  zwei  Reihen  ge- 
wachsenen oder  eingegrabenen  Baum- 
stämmen, deren  Zweige  oben  zusammenge- 
bunden wurden  und  einen  Firstbulken  und 
Querhölzer  trugen.  Auf  diesen  lag  das  breite 
Kohrdach,  das  auf  beiden  Seiten  weit  gegen 
die  Erde  überreichte.  Flechtwerk  stützte 
es  hier,  und  schloss  die  Seiten  des  Hauses 
und  die  hohen  Giebel.  Auf  diese  Weise 
entstand  ein  dreischiffiger  geräumiger  Bau, 
der  in  der  Mitte  eine  hohe  Halle  mit  dem 
Herde,  in  beiden  Seitenschiffen  aber  je  '2 
Abteilungen  zu  je  4  Betten  (gwellys)  ent- 
hielt. Das  Haus  war  also  ganz  dem  Town- 
laud  entsprechend  in  4  Quarters  zu  je  4 
Familienstätten  geteilt.  Am  Hintorende 
hatte  der  Häuptling  eine  erhöhte  Tribüne. 
Denkt  man  sich  das  Haus  nur  von  der  einen 
Familie  des  Häuptlings  an  der  I linterwand 
zum  Wohnen  benutzt,  in  den  vorderen 
Gwellys  aber  auf  der  einen  Seite  die  Pferde, 
auf  der  anderen  die  Kühe  eingestellt,  so 
lässt  sich  die  völlige  I'ebereinstimmung  mit 
der  einfachsten  Form  des  alten  westfälischen 
Hauses  nicht  verkennen. 
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25.  Die  Römische  Siedelungs weise 

mnss  mehr  als  eine  schematische  wie  als 
eine  volkstümliche  aufgefasst  werden.  Sie 
sehloss  sich  an  die  Zuweisung  des  ager 
assignatus  zu  quiritischem  Eigentum  an. 
Die  Aufmessimg  des  I^andes  erfolgte  mittels 
des  Groma  und  der  Pertica.  Es  wurden, 
soweit  die  Gnmdstüeke  angewiesen  werden 
sollten,  im  wesentlichen  ganz  regelmassige, 
durch  die  Linieu  iler  Decuinanen  und 
Cardiues  getrennte  (Quadrate  nebeneinander- 
gelegt. Meist  waren  diese  (Quadrate  auf 
2*M»  jugera.  also  50  ha  Iterechnet,  und  auf 
den  Scheidelinien  liefen  in  20  und  12  Fuss 
Breite  die  Zugangswege  fort.  An  diese 
AVege  konnten  die  Kolonisten  sich  anhauen, 
falls  sie  nicht  in  einem  benachbarten  Orte 
wohnten.  Der  gewöhnliche  Militärkolonist 
erhielt  in  der  Kegel  66*  :j  jugera,  der 
Offizier  das  Doppelte.  Die  Zuweisung  er- 
folgte für  jeden  in  geschlossenem  Zusammen- 
hange, sofern  er  nicht  vielleicht  eiue  Zu- 
gabe an  entferntcrem  Weide-  oder  Wald- 
lande erhielt.  Die  völlig  quadratisch  ver- 
laufenden Wegeanlagcn  inachen  eine  solche 
Kolonie,  sofern  sie  nicht  von  Grund  aus 
zerstört  ist.  leicht  erkeunbar.  Iu  der  That 
Jiegen  die  Kolonien  Sullas  und  Casars  in 
Caiupanien  noch  gegenwärtig  in  sehr  vielen 
Ceuturien  unversehrt  vom  Vesuv  bis  zur 
Meeresküste.  Auch  um  Renevent  und  liei 
Padua  sind  sie  in  grösserer  Ausdehnung 
noch  vorhanden. 

Allerdings  alier  ist  keineswegs  anzu- 
nehmen, dass  alle  Ortschaften,  in  welche 
von  den  Römern  Kolonisten  geführt  wurden, 
in  dieser  Weise  assigniert  worden  sind.  In 
der  sj)äleren  Kaiserzeit  wurden  einfachere 
ijaudzuteilungeu  üblich,  die  den  Kolonen 
flherliessen.  sich  selbst  nach  ihrer  An- 
M-liuunj;  einzurichten.  Dies  muss  namont- 
fur  die  Ansetzung  der  zahlreichen  l^aeti 
gelten,  welche  vorzugsweise  deutsche  Kriegs- 
gefangene waren.  Die  Ländereien  der 
Pro  vi  nzialen .  soweit  sie  nicht  in  be- 
stimmten Fällen  geräumt  worden  mussten, 
blieben  völlig  in  ihrer  alten  Lage.  Namentlich 
blieben  in  der  grossen  Masse  der  gallischen 
Oivitatos  die  keltischen  Einzelhöfe  erhalten. 
Die  Durchführung  der  Munizipalverfassung 
und  der  Gruudbestenerung  änderte  an  der 
Umstehenden  Feldeinteilung  nichts.  Wohl 
aber  wird  angegeben,  dass  von  Römern  er- 
hebliche Ijatifundien  in  den  Provinzen  und 
namentlich  im  nördlichen  Gallien  erworben 
worden  sind,  und  dass  sie  auf  denselben 
reiche  Villen  erbaut,  und  zur  Bewirtschaftung 
in  deren  l'mgebung  zusammenhängende 
Dorfseliaften  für  Sklaven  und  Kolonen  au- 
gelegt haben.  Rhfitien  und  Ober-  und 
l'ntergermanieu  waren  bis  zum  Marko- 
manneiikriege,  wie  die  immer  häufiger  auf- 
gefundenen Trümmer  beweisen,  von  einer 


sehr  grossen  Zald  wolüliabender,  im  Sinne 
römischer  Kidtur  ausgestatteter  Villen  be- 
deckt. 

26.  Die  Slawen  sind  erst  spät  mit  festen 
Ansiedelungen  aufgetreten  und  haben  die- 
selben teils  auf  byzantinischem,  teils  auf 
deutschem  schon  lange  vorher  liesiedelten 
Boden  liegründet,  sind  auch  im  Osten  von 
dem  Einflüsse  finnischer  und  tatarischer 
Völker  l>erührt  worden.  Daher  ist  es  nicht 
leicht,  ganze  Landschaften  auszusondern,  auf 
welchen  ihre  volkstümliche  Siedelung  \'oll 
und  ungestört  zur  Anschauung  käme.  Aber 
ihre  älteste  Stammverfassung  lässt  ge- 
nügend erkennen,  dass  sie  im  Gegensatz  zu 
den  Kelten  einer  zusammenfassenden  Organi- 
sation ermangelte.  Sie  schwankten  zwischen 
ungebundener  Demokratie,  welche  die  ein- 
zelnen Stämme  in  kleine  Gaue  auseinander 
riss.  und  diktatorischer  Despotie,  welche 
unterschiedslos  weite  Ijändergebiete  der 
fernen  Gewalt  eines  oft  fremden  Herrscher- 
geschlechts unterwarf.  Der  eigentliche  Sitz 
ilu-es  Volksdaseins  ist  der  Familienzu- 
samincnhalt. 

27.  Diese  Familienverfassuug  und  ihre 
Besitzrechto  haben  die  Südslawen,  ol>- 
wohl  sie  altes  keltisches,  römisches  und 
iUvrisches  Kulturlami  in  Besitz  nahmen,  am 
deutlichsten  bewahrt.  Eine  Familie  imi- 
fasste  in  üblicher  Weise  mehrere  Genera- 
tionen und  bewohnte  einen  Komplex  von 
Grundstücken,  den  sie  als  ihr  erbliches 
Stammgut  Itetraehtote.  Die  liändereien 
wurden  nicht  geteilt,  sondern  gemeinschaft- 
lich in  der  sogenannten  Hauskoromnnion 
Is-wirtschaftet .  welche  liei  den  Monte- 
negrinern bis  auf  die  Gegenwart  Sitte  g«*- 
blieben  ist.  In  der  Hanskommunion  oder 
Zadruga  regiert  wie  im  ('lau  ein  Fainilien- 
haupt,  ein  Starcssina,  Aeltester,  der  die 
Kommunion  mit  väterlicher  Gewalt  leitet. 
Die  Mitglieder  der  Familie  der  Zadruga 
alier  besitzen  gar  kein  peisönliches  Eigen- 
tum  aussei-  Waffen,  Beute  und  Brautschmuck. 
I^andnutzung,  Arbeit  und  Haushalt  sind  völlig 
gemeinschaftlich.  Der  Staressina  befiehlt 
edem  Einzelnen,  was  er  täglich  zu  thun 
at,  führt  die  Kasse,  kauft  und  verkauft  und 

beherrscht  das  ganze  Hauswesen.  Allerdings 
bedarf  er  eines  gewissen  Einverständnisses 
der  übrigen  Familienväter  im  Hause,  welche 
ihm  auch  die  Ijeitung  nehmen  und  einen 
Nachfolger  erwählen  können.  Wird  die 
Zahl  der  verheirateten  Mitgenossen  zu  gross, 
um  noch  aus  derselben  Küche  leben  zu 
können,  so  erfolgt  die  Trennung  und  Be- 
gründung besonderer  Kommunionen,  die 
dann  nichts  Gemeinsames  mehr  halten.  Dies«' 
Trennung  erfolgt  nach  Stämmen  vom  Gruss- 
vater her.  Der  Zahl  dieser  Stämme  ent- 
sprechend wird  die  Habe  und  jedes  einzelne 
Grundstück  nach  dem  l/ose  geteilt.  Setzen 


i;. 
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sich  die  neuen  Hauskommunionen  neben- 
einander, so  entsteht  ein  Dorf.  Je  stärker  eine 
derselben  anwachst,  und  je  öfter  Teilungen 
erfolgen,  desto  kleiner  müssen  die  Ländc- 
reien  iler  einzelnen  Kommunionen  wenlen. 
Wenn  sie  nicht  fortziehen,  kann  also  auch 
ein  sehr  grosser  Bcsitzuntersehied  unter 
Urnen  und  eine  sehr  weitgehende  Zer- 
stückelung der  Grundstücke  entstehen.  Im 
ganzen  alter  war  es  bei  den  Slawen  his  in 


und  meist  erheblieh  vergrössert  nachgealunt 
haben,  um  die  Nachteile  des  alten  deutschen 
Haufendorfes  zu  vermeiden.  Die  Gehöfte  in 
den  Strassendörfern  liegen  in  zwei  eng  ge- 
drängten Reihen  an  einer  breiten  Dorfstrasse 
und  I iahen  jedes  hinter  sich  in  gleicher 
Breite  einen  Grasgarten,  so  dass  sie  alle 
rechtwinklig  auf  die  Strasse  stossen.  Rück- 
seitig wenlen  sie  durch  eine  meist  in  ge- 
rader Richtung  fortlaufende  Hecke  von  der 


späte  Zeit  üblich,  mit  ziemlich  leichtem  1  Ackerflur  geschieden.  Die  Dorfstrasse  bildet 
Ackerwerkzeug  den  Hoden  kreuz  und  quer  <  einen  breiten  Anger,  in  dessen  Mitte  meist 
zu  pflügen,  s<>  dass  sie  liei  der  Feldein-  Kirche  und  Kirchhof,  Schmiede  und  Schule 


teilunguicht  grundsätzlich  wie  die  Deutschen 
nach  längeren  Ackerstreifen  strebten,  sondern 
mehr  blockartige  Grundstücksformeu  vor- 
zogen. 

Kine  sichere  Kenntnis  der  älteren  Agrar- 
verliältiiLsse  der  X  o  r  d  s  1  a  w  e  n  zu  gewinnen 


und  breite  Wasserlöcher,  die  als  Viehtränke 
dienen,  Platz  finden. 

29.  Dieser  l'eberblick  ül>er  die  als  volks- 
tümlich nachweisbaren  Sicdelungswoiseu  der 
Deutschen.  Kelten,  Römer  und  Slawen  zeigt, 
dass  diese  eliarakteristisehen  Typen  in  der 


ist  sehr  schwer,  sie  werden  erst  während  weiten  ljändermasse  Europa*  sich  i tun 


der  Kolonisationszeit  des  12.  und  13.  Jahrh 
näher  Itekannt.  und  sind  zu  dieser  Zeit 
durch  Monarchie  und  Aristokratie  liereits 
wesentlich  umgestaltet.  Auch  der  schon 
erwähnte  russische  Mir  gehört  nicht 
dem  älteren  Volkstume  an.  Er  ist  in  den 
russischen  Bauerngomeindcn  erst  entwickelt 
worden,  seitdem  sie  unter  Heins  Goduuow 
1bU4  ihiv  Fiviheit  verloren.  Indes  lassen 
sich  von  den  alten  blockart  igen  Klor- 
einteihingen  noch  deutliche  Reste  in 
<  »berfranken.  im  Meissener  Lwde.  in  der 

südlichen  Böhmen. 


im 


in  Schlesien   und  Pome- 


<  »borlausitz  und 
sporadisch  auch 
rellen  feststellen. 

28.  Bestimmt  erhalten  haben  sich  auf 
den  slawischen  Siedelungsgebieten  der  nord-  siedelungen  dei 
<leutschen  Kbenedie  alten  Dorfanlagen 
der  Slawen,  die  Art,  in  welcher  sie  ihre 
Gehöfte  nebeneinander  stellten.  Sie  halten 
zwar  kleine,  aber  überall  dorfmüssige  Urte 
angelegt,  und  wendeten  dafür  zwei  be- 
stimmte Fonnen  an. 

Die  am  meisten  nach  Westen  vorge- 
schobenen sorbisch  -  wendischen  Stämme 
brauchten  mit  Vorlielie  den  Plan  des  Ii  und - 


leriuu 

nur  auf  kleinen,  nicht  ül>erall  bestimmt  l>e- 
greuzten  Gebieten  gegenüberstehen.  Die 
gemischten  Siedlungsgebiete,  an 
welchen  mehrere  dieser  Nationen  beteiligt 
sind,  nehmen  den  weit  überwiegenden  Raum 
«in.  Indes  sind  es  überall  die  Deutschen, 
die  von  ihrem  ursprünglichen  Volkslande 
aus  einerseits  in  die  vorher  keltorümisch 
besiedelten  Gebiete  eingedrungen  sind,  an- 
drerseits die  von  ihnen  den  Slawen  offen 
gelassenen  Lmdestheile  nachträglich  wieder 
Umsetzt  lialK'ii.  Ks  kommt  also  im  wesent- 
lichen auf  die  Klage  an.  in  welcher  Aus- 
breitung und  in  welcher  Weis«.»  dieser 
deutsche  Einfluss  gewirkt  hat. 

In  Süddentachland  entsprechen  die  Au- 
Vangionen,  Triboker  und 
Nemcter  in  der  Pfalz  und  im  Pnteivlsass, 
der  Hermunduren  am  Main  bis  zur  Tauber 


und  Rezat.  der  Alemannen  in  der  Mitte  von 
Württemberg  und  <ler  Westschweiz,  der 
.luthungen  in  Schwalten  und  am  Hodonsec, 
der  Bajuvnren  zwischen  Donau,  und 
Mangfall,  el>enso  die  der  l'bier  und  ('hatten 
im  Rheinthal  bis  zu  den  Ardeunen.  der 
Maas  und  Krft,  vollkommen  den  heimischen 


<lorfes.  Er  ist  fächerfönnig  gestaltet.  Die  .  Haufendörfern  mit  gewannförmig  verteilter 
Gehöfte  hegen  eng  nebeneinander  im  Kreise  |  Feldflur.   Indes  sind  sie  fast  überall  auf  die 


oiler  hufeisenförmig  um  einen  runden  oder 
ovalen  Platz,  der  ursprünglich  nur  einen 
Zugang  hatte.  Nach  aussen  aber  folgt  hinter 
jedem  Gehöft  ein  keilförmig  sieh  ver- 
breiternder Haumgarten  .  der  mit  hohem 
Holz  besetzt  zu  sein  pflegt.  Das  Ganze 
wird  von  einer  beinahe  kreisrund  fort- 
laufenden Hecke  umgeben.  Der  zweite  Plan, 
das  Strüssendorf,  mischte  sich  l>ei  den 
Xordslawen  im  Westen  der  Oder  mit  den 
Rnnddörfern.  östlich  der  <  >der  aber  herrschte 
er  fast  ausnahmslos.  Diese  r  Plan  ist  indes 
insofern  nicht  ausschliesslich  slawisch,  als 
ilin  die  Deutschen  bei  der  Kolonisation  der i der 
Slawenlämler  in  der  weitesten  Verbreitung  auf 
Ham1wt>ru-rbu<-h  tl«rr  Staat»*  isseincliattcn. 


offenen  und  leicht  zuganglichen  I  Land- 
schaften von  fruchtbarer  und  hinreichend 
ebener  Bodenbeschaffenheit  Ijosehränkt. 
welche  offenliar  zuerst  in  Besitz  genommeu 
wunlen.  Sie  zeigen  die  Ausbreitung  der 
alten  Vnlksheere. 

Zwischen  ihnen  aber  finden  sich  auf  den 
bergigen  Höhen  und  Hängen,  in  Heiden 
und    sonstigen     ungünstigen    Lagen  Ort- 


schaften,  welche  in 


der   Kintcilung  ihrer 
Ijändeivieu  und  der  I«ige  der  Grundstücke 
der    einzelnen     Besitzungen     zwar  keine 
Aehnlichkeit  mit  den  geschilderten  Kämpen 
keltischen  Kinzelhöfe  haben  und  nicht 
diese   zurückgeführt    wenlen  können, 

Zweite  Auflauf.    I.  24 
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aber  »loch  aus  uu regelmässigen  und 
ungleichen  Blöcken  so  eigentümlich 
zusammengesetzt  sind,  dass  auf  ein  von  der 
volkstümlichen  Besiedelung  «lurehaus  ab- 
weichendes Prinzip  gescldossen  werden  muse. 
Es  bestehen  auf  diesen  Fluren  auch  selten 
grösseiv  Dörfer,  meist  nur  aus  wenigen  Ge- 
höften gebildete  Weiler  und  es  giebt 
zwischen  ihnen  selbst  ganz  vereinzelt 
liegende  grössere  Höfe.  Oleichwohl  aber  ist 
bei  ihnen  ebenso  wie  bei  allen  deutschen 
Dörfern  eine  Veranlagung  nach  Hufen  oder 
Hufenteilen  allgemein. 

80.  Dies  fremdartige  Prinzip  ist 
unschwer  zu  erkennen.  Es  beruht  auf  der 
Landleihe  und  ist  in  seiner  Eigenart  aus 
der  Entwickelung  der  Königs-  und 
Adelsherrschaft  bei  dem  Fortgange 
der  Ereiferungen  hervorgegangen.  Nur  an- 
fänglich konnte  sich  die  deutsche  Volkage- 
ineinde  auf  die  neuen  Besitznahmen  über- 
tragen. Bald  tiegann  die  Umgestaltung, 
welche  im  Fran kenreiche  ihren  Abschluss 
fand.  Die  Kütiige  wurden  Herrscher  Ober 
die  n"»mischen  Provinzen,  Forsten  nach  dem 
Rechte  der  En>berung.  Zugleich  wurrlen 
sie  von  der  romanischen  Geistlichkeit  grund- 
sJitzlich  als  biblische  Könige  und  als  Nach- 
folger der  Cäsaren  behandelt.  Das  l^and, 
soweit  es  nicht  im  Privateigentum  stand, 
mid  alle  nutzbaren  Rechte  an  demselben  be- 
trachtete der  Herrscher  als  sein  dureh  Krieg 
erworbenes  Eigentum  und  als  seine  unent- 
Itehrliche  Finaiizrjuellc.  Di<>  Verwaltung 
konnte  er  nur  durch  seine  Getreuen  führen, 
denen  er  für  Aiutskosten  und  Bedürfnisse 
(»fiter  anwies.  Auch  sonst  verlieh  er  im 
Drang»*  der  Anfordeningen  wi«>  aus  Neigung 
mehr  und  mehr  I-ind  an  (iVistliehe  und 
Weltliche,  und  »las  Verliehene  wurde  bald 
erblicher  B«"sitz. 

Alle  «lü'se  Iii»«lereien  der  Grossen  und 
der  Kirche  waren  indes  durch  eigene  Be- 
wirtschaftung nicht  nutzbar  zu  machen,  sie 
mussten  an  Freie  o«ler  Kigetie  gegen 
Zins  und  Leistungen  ausgethau 
werden.  Dies  geschah  sicher  sobald  ;ds 
möglich.  AUr  es  ist  erklärlich,  dass  Art 
und  Weise  von  Zeit  und  t'mständcn  ab- 
hängen musste. 

Kin  sein-  grosser  Teil  dieser  Fluren 
niiicht  »len  Eindruck  willkürlicher  Aus- 
teilung und  Einrichtung.  Die  Acker- 
st ücke  hegen  in  umvgf'linässigcu  Formen, 
die  des  einen  Wirtes  nach  der  «'inen,  die 
»los  anderen  nach  »h*r  anderen  Seite  <les 
Dorfes.  tin"ssefe  llositzungon  sin»!  nicht 
selten  in  eine  Anzald  kleiner  zerteilt,  andere 
liegen  dancl'cii.  welche  ihre  Komplexe  noch 
vereinigt  haben.  Wo  mehrere  Besitzungen 
auf  dersellten  Gemarkung  zusammenliegen, 
sind  sie  zwar  nicht  völlig  gleich  in  Lage 
und  Fläche,  aber  man  kann  darauf  rechnen. 


dass  sie  in  eine  gewisse  verhältnismässige 
Gleichstellung  nach  Hufen  oder  Hufcu- 
teilen gebracht  sind.  Alles  dieses  wäre  bei 
genossenschaftlicher  Besitznahme  nicht  m*'lg- 
kch  geworden.  Der  Grundherr  alter  hatte 
die  Ordnung  der  Sache  völlig  in  d»-r  Hand, 
er  gab  und  versagte,  was  ihm  gut  schien, 
ein  Streit  zwischen  den  Nachbarn  konnte 
darüber  nicht  entstehen,  auch  hatte  ihn 
wieder  der  Grundherr  zu  entseheiilen. 

31.  Mit  der  Zeit  sind  indes  diese  An- 
siedelungen auf  königlichem  oder  grund- 
herrlichem I^ande  auch  zu  völlig  plan- 
müssigen  Anlagen  entwickelt  worden.  Es 
fanden  sich  dafür  sogar  besondere  Unter- 
nehmer, die  Schulzen,  welche  das  Ge- 
schäft der  Aufmessung  des  Ijuides.  »1er  Be- 
schaffung von  Kolonisten  und  schliesslich 
der  Einrichtung  des  gesamten  Ganges  der 
Wirtschaft,  die  Erhebung  der  Zinstmgeu 
und  die  Verwaltung  «1«***  niederen  Gerichts 
übernahmen. 

Bei  den  Verleihungen  Karl  des  Grossen 
und  «1er  späteren  Könige  tritt  schon  die 
K  ö  u  i  g  s  Ii  u  f  e ,  der  Mansus  rcgalis  auf.  Si»* 
könnt»?  zwar  in  der  Form  ihrer  Anlage  ganz 
verschieden  gedacht  sein .  in  einem  7'J«> 
Hüten  langen  und  30  Ruten  breiten  Streifen 
oder  in  Gewannen  o»l»-r  auch  als  Kiuzelh»>f. 
Aber  si«»  hatte  wenigstens  das  bestimmte. 
Mass  von  4«  bis  i»  ha.  in  welchem  sie  ver- 
gelten wurde. 

32.  D»'in  G«^'lanken  der  Auslegung  in 
»■inetn  einzigen  und  deshalb  trotz  sehr  b»>- 
t  rächt  li«h«>r  l^inge  immer  n<K'h  hinreichen»  l 
breiten  Streifen  entsprach  auch  die  Anlage 
der  Marschhafen.  Sie  wurde  in  Hnllawl 
anscheinend  schon  in  «ler  spüt*'n  Karolinger- 
zeit bei  Heginn  der  So«'eiiidoi»'hungen  üblich 
und  ist  dann  bei  allen  späteren  Marsehl^- 
siedolungen  in  Fri«*slau«l.  an  der  Weser 
und  an  «ler  Elbe  zum  Teil  in  kleinerem 
Mass  zur  Anwendung  gekomnum. 

Einem  äludichcn  Plan«'  folgten  auch  «Ii«» 
im  Odenwald,  Schwarz  wähl  und  Sj>essnrt 
zuerst  I  •»'kannten  Woldhufen  »"«ler  Ha  gen  - 
hufen.  Sie  wurden  in  der  Regel  auf  eine 
Fläch«^  von  30  bis  3t i  ha  ben-dmet  un«l  vor- 
zugsweise  bei  Rodung  und  Boshxlehmg  von 
Gebirgsforsten  angewendet.  Ikings  eines 
(iebirgsbaches  wunlen  die  geeigneten  Stellen 
für  «lie  Gtdiöfte  in  der  Iteabsiehtigten  Hufen- 
zahl bezeichnet.  Darauf  sucht«'  man  für 
jedes  Gehöft  den  Thalabliang  in  «Ii«'  H«">he 
Iiis  zu  der  in  «ler  Regel  auf  »ler  Wasser- 
scheide bestimmten  Grenz«  «'ine  Weglinie 
auf,  welche  wegen  der  ErfordernisM,«  «ler 
Fahrharkcit  oft  recht  gekrümmt  war. 
Zwischen  «liese  Wege  wurden  «lann  «Ii«' 
Hufen  ilirer  Fläche  na«.'h  so  einge uu-ssen, 
dass  in  der  Regel  kein  Weg  die  «»renze  der 
zugehörigen  Huf«'  überschritt.  Die  Hufen- 
streifen  erhielten  deshalb  elwiifalls  eine  oft 
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sehr  gewundene  Figur.  Dabei  war  un- 
thunlii'h.  den  verschiedenen  Hufen  unter- 
einander gleiche  Bodenbeschaffenheit  an  ge- 
währen. Der  Unterschied  der  Güte  wurde 
deshalb  durch  die  Fläche  mögliehst  ausge- 
glichen und  dadurch  dafür  gesorgt,  dass 
iinuierhin  allen  Hufen  gleichhohe  leisten 
auferlegt  werden  konnten.  Ks  ist  jedoch 
klar.  dass  wirklich  gleicher  Wert  nicht  zu 
erreichen  war.  und  dass  eine  Genossenschaft 
OleiehWreehtigter  auch  durch  das  Los  eine 
solche  Anlage  unter  eigener  Ijeitung  nicht 
auszuführen  vermocht  hätte.  Bei  dem  Unter- 
nehmen eiues  Gutsherrn  aber  mutete  sich 
jeder  den  gestellten  Bedingungen  fugen 
oder  atmtehen.  Mit  diesen  Anlagen  sind 
vom  S.  bis  12.  Jalirh.  vereinzelte  Strecken 
der  Rhön  und  Oherösterreiehs.  fast  zu- 
sammenhängend alier  alle  Teile  des  Thüringer- 
waldes, das  Erzgebirge  und  der  Zug  der 
Si Mieten  mit  ihren  Yorliergen  bis  tief  in  die 
Kar} «theo  befleckt  worden.  Auch  im  west- 
lichen Deutschland  wurde  der  Sclianmhurger 
Wald  und  die  (iegend  nördlich  von  Hannover 
mit  Waldhufen  Umsiedelt. 

33.  Während  auf  dies«?  Weise  in  Süd- 
deutschland bis  zu  den  Vogesen  keine  Spur 
weder  keltischer  noch  römischer  Besiedelnng 
ausser  Trümmern  gebliel>en  ist.  die  wir 
aus  deju  Boden  gndien,  sind  in  Westdeutsch- 
land sieht  allein  westlich  der  Weser,  der 
Erft  und  der  Maas  die  volkstümlichen 
deutschen  Siegelungen  nur  sporadisch  im 
südlichen  Belgien  und  in  Nordfrankreich 
bis  fd>er  die  Seine  zur  Anlage  gekommen, 
auch  die  deutschen  gutsherrlichen  Anlagen 
sind  auf  Nordfrankreich  Iiis  zur  l»ire  be- 
schränkt gehlieljen.  im  übrigen  aber  ist  im 
wesentlichen  die  keltische  Grundlage 
der  Besiedelnng  in  Einzelhöfen  und  Kämpen 
auf  der  Hauptmasse  dieses  i.ändergcbietes 
mich  heut  erhalten. 

34.  Es  giebt  keinen  Teil  von  Frank- 
reich, der  nicht  in  der  Völkerwanderung 
unter  deutsche  Herrschaft  gekommen  wäre. 
Aber  die  Besitznahme  war  eine  sehr  ver- 
schiedene. Die  Burgunden  erhielten  Savoyen 
und  die  Westgoten  Aquitanien  zugewiesen, 
indes  nach  der  Analogie  der  römischen 
Einrpiartierungsgesetzc  in  der  Welse,  dass 
«ler  einzelne  Deutsche  zu  einem  Dritten1 
««der  zur  Hälfte  als  AntoUsberechtigter  in 
die  Besitzung  eines  römischen  l'rovinzialen 
eingewiesen  wurde.  Daher  blieben  die 
weilen,  von  dieser  sogenannten  Tertia  be- 
troffeneu I-indstriche  in  der  Gestaltung  der 
alten  keltischen  Ur nudstückseinteilujig  un- 
verändert und  sind  auch  so  bis  auf  unsere 
Zeit  gekommen.  Dagegen  gab  es  einzelne 
Gebenden,  welche  nach  dem  Zeugnisse 
Gregors  v.  Tours  und  anderer  Berichterstatter 
von  deutscheu  Scharen  im  Kriege  eroltert 
und  in   Besitz  behalten  wurden    wie  die 


Bourgogne  von  den  Burgunden.  die  offenen 
Thäler  der  Auvergne  um  St.  Flour  und 
Ulermont-Forrant  von  den  Westgoten,  eben- 
so die  Gegend  um  Bourges.  ferner  Alenvon 
von  den  Alanen,  Bayeux,  Saumur,  Ke  und 
die  Mündungen  der  l/»ire  von  den  Sachsen, 
Bernay.  Evreux,  Andelys  von  den 
Normannen.  Alle  diese  liegenden  sind 
mit  Dörfern  liesetzt  und  liegen  inselartig 
in  der  allgemeinen  Besiedehmg  durch 
Eiuzelhöfe.  welche  den  gesamten  Südwesten 
Frankreichs  liedeckt.  Der  ganze  Norden 
Frankreichs  aber  von  den  in  Einzelhöfen 
liegenden  alten  Gel  tieteu  der  salischou  Franken 
in  Brabant  und  Flandern  bis  au  die  See- 
küste zwischen  Boulogne  und  Dieppe  und 
südlich  über  Beauvais  und  ganz  Isle  de 
France  bis  zur  Loire  zwischen  Blois  und 
Orleans,  elienso  die  ganze  Champagne  bis 
zur  Seine.  Yonne  und  dem  Coted'or,  also 
im  wesentlichen  die  von  Chlodio  bis  auf 
Cldodwig  erolierten  Linderst  recken  sind 
sämtlich  nur  von  Dörfern,  nicht  von  Einzel- 
höfen bedeckt.  Die  Grenzlinie  dieser  ver- 
schiedenen Ansiedelung  durchschneidet  die 
alten  keltischen  Civitates  imd  Municipien 
völlig  willkürlich.  Man  kann  zwar  einen 
Teil  dieser  Dörfer  römischen  Besitzern  oder 
Ijaoten  und  Kolouen  zuschreilion.  Im  wesent- 
lichen alter  ist  mau  zu  der  Annahme  ge- 
nötigt, dass  die  Bedürfnisse  der  erobernden 
Franken  sie  veranlassten,  ihre  Unterworfenen 
und  die  freien  oder  eigenen  Leute,  denen 
sie  Luid  verliehen,  in  Dörfer  um  ihre  Haupt- 
höfe zusammenzuziehen,  und  sie  nicht,  wie 
auf  dem  Beste  des  Keltenlandes  vereinzelt 
wohnen  zu  lassen.  Indes  sind  die  Grund- 
stücke denselben  nur  ausnahmsweise  in  Ge- 
wannen, sondern  in  der  Kegel,  wie  dies  für 
grosse  Teile  Süddeutscldands  erwähnt  ist. 
in  Blöcken  zugewiesen  worden,  auf  welche, 
wie  in  Süddoutschland ,  die  Lasten  nach 
einem  Ansehlage  in  Hufen  verteilt  wurden. 
Die  Zumessung  des  Landes  au  Zinsleute 
nach  Hufen  wird  schon  in  der  Lex  Visigo- 
thorum  (Mb.  X.  Tit.  1  c.  14 >  erwähnt. 

35.  Sehr  ausgebreitet  finden  sich  die 
volkstümlichen  deutschen  Formen 
in  England.  Dorthin  haben  sie  die  Angel- 
sachsen aus  ihrer  Heimat,  an  der  Niederelbe 
filiert  tagen.  Sie  sind  am  zahlreichsten  in 
Mittelengland  nördlich  der  Themse  von  der 
Nordsee  bis  gegen  die  Grenze  von  Wales. 
Auch  erstrecken  sie  sich  über  Lincoln  und 
York  und  setzen  sich  im  unteren  Küsten- 
gebiete sporadisch  bis  Northumberland  fort. 
Süillieh  der  Themse  finden  sie  sich  in 
Sussox  und  Hampshire  bis  nach  Sommerset. 
Dagegen  ist  das  vorher  belgische  und.  wie 
es  seheint,  von  Engem  eroberte  Kent  ganz 
von  Einzelhöfen  besetzt,  und  je  weiter  nach 
Devon,  Wales  und  Westmoreland  hin,  welche 
die  Kelten  bis  in  späte  Zeit  in  Besitz  hatten. 

24» 
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dost«»  grösser  wird  flio  Zahl  der  ersichtlich 
aus  Einzelhöfen  zusammengesetzten  Ort- 
tu-haftcn.  Das  gegenseitige  Vorhältnis  genau 
festzustellen  ist  sehr  schwierig,  weil  die 
Fluren  mit  Gewannlage  schon  soit  dem 
1(>.  Jahrb.,  namentlich  aber  im  IN.  durch 
Verkoppolung  in  Feldlagen  umgestaltet  wor- 
den sind,  wolch«-  don  Einzelhöfen  so  weit 
entsprechen,  dass.  wenn  man  nicht  auf  die 
Feststellung  d«»r  nur  zum  Teil  auf  Grund 
v«»n  Enclosure  acts  d«»s  Parlamentes  tie- 
wirkten Verkuppelungen  zurückgehen  kann, 
der  hauptsächlichste  Anhalt  nur  noch  in  der 
Stellung  der  Gehöfte  im  Orte  liegt.  Den- 
noch aber  lässt  sich  für  England  ein  ge- 
nügendes rrteil  fällen,  weil  durch  zahlreiche 
Z«^ngnisse  bekannt  ist,  dass  zu  «Ion  dortigen 
geschlossenen  Dörfern  in  weitester  Ver- 
breitung sogenannte  o pe n  f  i el  d s  gehörten, 
d.  h.  Fluren,  welche  in  Huf«*n  und  im  Ge- 
menge nach  Gewannen  lagen  und  unter 
Flnrzwaug  meist  nach  der  Dreifelderwirt- 
schaft liehaut  wurden. 

Dies  ist  das  allgemeine  Bild  der  Besude- 
lung Europas  nörtllich  dei  Alpen,  wie  sie 
sich  bis  zur  Zeit  der  Kreuzzügo  gestaltete. 

Sie  ist  seitdem  mit  Ausnahme  des  slawi- 
schen Ostens  überall  da  im  wesentlichen 
unverändert  auf  die  Gegenwart  gekommen, 
wo  nicht  seit  »lern  16.  Jahrh.  zur  Anlage 
grösserer  Out  er  manche  Fluren  ganz 
eingezogen  oder  doch  ein  gewisser  Teil  der 
alten  Gewanne  durchbrochen  wurde,  oder 
wo  nicht  durch  die  Ijandcskulturgesetzc  der 
neuesten  Zeit  wirtschaftliche  Zusammen- 
legungen der  Grundstücke  (s.  d.)  die  Ver- 
hältnisse vollstämlig  und  zwar  ineist  im 
Sinne  hlockartiger  lU-sitzstücko  umgestaltet 
liaU'ii. 

86.  Das  Vordringen  der  deutschen 
Kolonisation  in  die  rechtselbischen 
Slawengebiete  und  ilin>  Verbreitung  im 
12.,  13.  nn<l  14.  Jahrh.  ist  ein  vou  der  Ge- 
staltung der  linkselbischen  I,andsiedolungen 
nur  darin  abhängiger  Vorgang,  dass  die 
auf  den  älteivn  Volksgebieten  herkömm- 
lichen Ansiedelungsformen  in  entwickelterer 
und  verbesserter  (testalt  auf  den  neuen 
Boilen  übertragen  wurden.  Es  ergoss  sich 
über  denselben  die  Masse  der  in  der  deut- 
schen Heimat  übermässig  angewachsenen, 
und  durch  die  Kreuzzüge  in  Bewegung  ge- 
raten ei  i  Be  völ  k  e  n  i  n  g. 

Ersten  Anstoss  und  lebhafte  Förderung 
alter  erhielt  die  Wanderung  nach  Osten  da- 
duivli.  dass  damals  an  der  gesamten  Nordsee- 
küste die  Einbrüche  des  Meeres  in 
schreck«*!) voller  und  zerstörender  Weise  sich 
steig«Tten.  In  Holland  und  Friesland  wur- 
den um  IBM»  weite  Strecken  Xiederungs- 
land  teils  weggerissen,  teils  für  «Ii«*  Be- 
wohner iitihalt  l>ar.  Die  Aufnahme  dieser 
liedräiigleii  Bevölkerung  als  Kolonisten  em- 


ifahl sich  um  so  mehr,  als  sie  seit  Jahr- 
i  huudorten  im  Kampf«*  mit  der  See  grosse 
Erfahrung  und  Verständnis  für  planmässige 
Meliorationsanlagen  gewonnen  hatte. 

37.  Das  Auftreten  dieser  sog»>tiannten 
Fluni  inger,  welche  1  HK>  die  ei-sten  Marsch- 
hufen, flämischen  Hufen,  in  der  Wüinme- 
niederung  bei  Bremen  anlegten  und  die 
Bestimmungen  des  Vertrages,  den  sie  »U*s- 
halb  mit  dem  Erzbisehofo  schlössen,  wurden 
für  die  gesamte  folgende  Kolonisa- 
tion massgebend.  Sie  verbreiteten  sich 
in  den  ernten  Jahrzehnten  des  12.  Jahrh. 
nach  den  Harzgegeiulen.  nach  Oliersaolison 
und  nach  Schlesien,  besomlors  nach  Ober- 
schlesien  und  zogen  dorthin  auch  grosse 
Scharen  eifelländische  Franken  mit,  welche 
liereits  zwischen  1141  und  1101  iu  grosser 
Zahl  dem  Ruf«*  nach  SieK'nbüi-gen  und  in 
die  Zips  zur  Begründung  der  dortigen  soge- 
nannten Sachsen kolonieti  folgten.  Seit  1141. 
iu  grössere r  Ausdehnung  allererst  seil  11  "»7. 
begannen  auch  die  Eroberungen  und  Kolo- 
nisationen Adolfs  von  Schauenburg.  Hein- 
richs des  Löwen  und  Alhi*eohts  des  Bären 
in  den  Wendenländern  rechts  der  Elbe,  und 
für  alle  bildeten  die  Fläminger.  obwohl 
deren  Zuwanderungen  seit  HNO  aufhörten, 
das  Vorbild  der  wirtschaftlichen  und  fnmilieu- 
rechtlichen  Einrichtungen.  Allerdings  gilt 
dies  während  des  ganzen  12.  Jahrh.  nur  von 
den  durch  deutsche  Landesherren  eroberten 
Gebieten.  In  Schlesien  und  in  allen  von 
|  polnischen  Kürst«*n  b«>herrschten  Ländern 
wurden  die  Kolonist«*»  nur  als  H<»spit«*s.  als 
kündbare  Pachter  aufgenommen,  denen  die 
polnischen  ürundherren  zwar  Lind  und  freie 
Hand  für  ihn*  Einrichtungen  gewährten,  «Ii«* 
alier  elxmso,  wie  die  zahlreiche»  polnischen 
Hospites  der  Gewalt  und  Gerichtsbarkeit 
der  Kastollaneiltoamten  und  «lern  übermässi- 
gen Drucke  der  mannigfaltigen  Steuern  und 
öffentlichen  Leistungen  sowie  <1<t  Gerichts- 
lasten  unterworfen  waren.  Indes  liat  sich 
diese  Ligo  der  Kolonisten  seit  dem  Auf- 
kommen des  12»  >4  zum  ersten  Male  und  als 
ein  neues  gewährten,  nisch  vorbreiteten 
fürstlichen  Privilegiums  des  jus  theutonicum 
dahin  geändert,  »lass  der  Grundherr  der 
einzelnen  privilegierten  Ortschaft  das  R«.*cht 
erhielt,  mit  seinem  Gute  und  seinen  Koloiien 
völlig  aus  den  'Klinischen  Rechtsverhält- 
nissen auszuscln'idon  und  wie  ein  kleiner 
deutscher  Staat.  den  der  Füi*st  unmittell«ar 
nach  dcutsch<*m  den  alten  Verträge»  der 
Fläming»*!-  entsprechendem  Rechte  regierte, 
gesondert  zu  bestellen. 

Diese   Rechte  waren   im  wesentlichen 
folgende.     Die    Koloncn   übernahmen  das 
1  Luid  nach  gemessenen  Hufen  und  mit  genau 
!  festgesetzten .   für  jede  Zinshufe  gleichen 
'  Listen,  «leren  Lotung  erst  nach  einer  An- 
zahl für  die  Kultivierung  des  liaudos  genügen- 
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•  ler  Fivijahiv  zu  Iteginncn  hatte.  Si«'  er- 
langten «Iiis  K'N-ht,  Kiivhen  zu  bauen  und 
sicherten  jed«>r  «b'rsolben  ein««  Hufe  als 
Wi<lmuth.  Vor  allein  aber  wunle  von  der 
grössten  Bedeutung,  dass  der  privilegirto  Ort 
ans  der  gew  öhn  liehen  Gerichtsbarkeit  des 
lindes  ausschied.  Der  OriunlheiT  wunle 
deutscher  Gerichtsherr.  Die  geringen  Saeheu 
rollte  sein  eigener  Dorfriehter  entscheiden, 
welcher  zugleich  als  der  Unternehmer  der 
Anlage  auftrat  und  «lafür  die  Erbse -holt  isei 
mit  einer  Anzahl  gering  helasteter  Freihufen 
zugewiesen  erhielt.  Auch  die  gn'issereu 
Sachen  standen  ihm  zu.  wenn  der  Fürst 
nicht  vorliehahVn  hatte.  sie  seihst  oder  durch 
einen  Vertreter  als  personlicher  deutscher 
Richter  zu  entscheiden,  dem  ein  Dritteil  der 
Gerichtsgofälle  zufiel. 

38.  Die  flämischen  Hufen  wurden 
anfänglich  nach  dem  ohen  gedachten  Masse 
der  Königshufe  in  je  einem  7"2U  Ruten 
laufen  und  30  Ruten  hiviten  Streifen,  also 
zu  -4S  luv,  zugemessen :  je  weiter  nach  Osten, 
desto  kleiner,  in  Schlesien  bald  als  landes- 
üblich nur  noch  zu  10,8  ha:  sie  ülternahmeu 
indes  im  wesentlichen  nur  das  I^aud.  wel- 
ches ihnen  für  den  Anbau  geeignet 
schien. 

Dies«'  aus  der  Gewöhnung  an  den  Marseh- 
iKiden  erklärlich«!  Auswald  hatte  zur  Folge, 
dass  die  Gutsherren  darin  eine  ungenü- 
gende Verwertung  ihres  Bodens  er- 
kannten, und  die  Anlage  auch  auf  das  liegen 
gebludtene  Ijind  auszudehnen  strebten.  Im 
ferneren  Osten  in  Preussen  und  Obei-schlesien 
hat  sich  das  weniger  g«'ltend  gemacht.  Dort 
liestehen  viele  dieser  An)ag«>n  bis  zur  Gegen- 
wart. Im  westlichen  Kolon  isarionslamle 
alier  traten  deshalb  wesentliche  Um- 
gestalt u ngen  ein.  Auf  manchen  Fluren, 
wo  r>s  sich  thim  liess.  wunlen  die  Neben- 
länder  durch  weitere  Systeme  solclter  Par- 
allelstreifen kultiviert.  Auf  anderen  ver- 
stau« Ion  sich  die  Ansiedler  dazu,  sie  in  der 
Form  von  Nebengewanneu  gegen  Zins  zu 
ülternehmen.  In  «ler  Regel  aber  wunle 
ihnen,  wie  es  scheint,  »lio  Alternative  der 
völligen  rmlegung  «ler  ganzen  Gemarkung 
in  eine  Gewannflur  oder  Aufgabe  ihres  Bo- 
sitzes  gestellt.  Die  meisten  «ler  urkundlich 
flämisch  angelegten  Dörfer  finden  sich  später 
als  Gowanntlörfer  und  es  giebt  rrkunden, 
welche  dies«?  ringestaltung  bezeugen. 

39.  Zur  Rodung  der  Waldungen  auf 
unelienein  Gebirgs-  und  Hügelland«'  wunle 
von  MitteldeutBcliland  aus  das  System  der 
Wahl-  oder  Hagenhufen  herültorgeiiom- 
men.  Sie  finden  sich  im  geschlossenen  Zu- 
sammenhang auf  den  gesamten  Sudet««n, 
auf  «lein  Trebnitz«'!-  Ijandrückcu.  «len  olwr- 
schlesis«  hen  und  mährischen  Gebirgen,  auf 
dem  iH'ibmiseh  -mährischen  Gesenk«'  und 
weiter  auf  den  Kaqathen  bis  nach  der  Bu- 


kt »wi  na  und  Rumänien.  Ebenso  ist  alter 
auch  im  Nonh'ii  ein  gross««»-  Teil  Mecklou- 
burgs  und  Neuvor|tomm«nn  uu«l  längs  der 
Ostseeküst«'  «'in  Strich  bis  in  den  Osten  v«m 
Köslin  von  ihnen  eingenommen.  Sie  heisseu 
hier  Hägeihufeu  oiler  auch  westfälische. 

40.    In  «ler  Kltcne  aber  wunle  überall 
«>in«>  verU'sserte  Fonn  «ler  alten  volkstüm- 
lichen, den  deutschen  Kolonist«'!)  von  Haus 
aus  bekannten  und  eingewöhnten  Gewnnn- 
einteilung  angewemlet.    Si«'  wunle  cU-nso 
für  Wagri«*n  wie  für  den  gesamt«*n  Osten 
überall  <la  massgeltend,  wo  li«'ivits  slawische 
Dörfer  Iwstanden,  und  entweder  im  Besitz 
der  unterworfenen  Slawen  Hielten  oder,  was 
«las  allgemeinen'  war.  nach  «leren  Vertrei- 
bung deutschen  Bauern  iüterwieseu  wunlen. 
Etwa    vier    Füufteile    d«>s  Kolonisations- 
gebietes  sind  durch   Uewanndorfer  V- 
si«^«lelt.   Die  Verltesseiimg  bestand  einerseits 
in  d«>r  schon  gedachten  Krhaltung  und  Er- 
weiterung der  platimässigen.  gut  zugäng- 
lichen Stellung  der  Gehöfte  in  den  slawi- 
i  scheu    Dörfern,  andrerseits   in    «ler  Aus- 
weisung gresseivr  Parzellen.    Die  j>einli«rhe 
j  Unterscheidung  iles  Wechsels  der  Boden- 
;  boschaffcnheit,  die  auf  den  alten  volkstüm- 
lichen Fluren  zu  zahllosen  kh'iiien  Gewannen 
j  fülirte,  konnte  bei  der  Einrichtung  «huvh 
!  «len  gutsherrlicheu  Unternehmer,   «ler  «Ii«* 
:  Entscheidung    alh'r  Streitigkeiten    in  «ler 
|  Hand   hatte,   unterbleiben.     Die  Gewanne 
konnten  deshalb  freier  und  viel  ausgedehnter 
i  abgesteckt    worden.      Die  Hauptgewanne 
wunlen  ineist  so  gross  gewählt,  «lass  in 
'  jeilem  «lerselben  die  Hufe  1 — 2  ha  als  ihren 
Anteil  in  einem  Stück  erhielt.    Kleine  Par- 
zellen kamen  anfänglich   nur   in  Nebeu- 
j  abschnitten  vor.    Mit  der  Zeit  entstanden 
:  sie  allerdings  dureh  Teilungen.  Die  Anteils- 
stivifen  im  Gewann  wunlen  oft  sehr  lang, 
vom  Dorfe  bis  zur  Flurgrenze,  und  dadurch 
trotz  ihrer  grossen  Fläche  schmal.  Aber 
gleichwohl  war  die  Bestellung  un«l  Zugäng- 
lichkeit bedeutend  erleichtert.    Die  Grund- 
stücke wunlen  auch  «huvh  Raine,  d.  h. 
durch   Streifen   h'sten   Bodens    von  «'twa 
2  Fuss  Breite  allgegrenzt.    Obwohl  dies  ein 
Boden verlust   und   wegen  Ungeziefer  und 
Unkraut  schädlich  war,  war  es  «-in  voi-züg- 
licher  Schutz  g»'gen  «las  Ahpf lügen  und  Ver- 
pflügeu  der  Grenzen  durch  «lie  Nachltarn, 
so  dass  «las  Reebuingsvertahren  ülterflüssig 
wunle  un«l  liier  unbekannt  blieb. 

Wahrend  im  allgemeinen  im  Koloniul- 
lande  wie  im  alten  Volkslan«!«'  üblich  war. 
«lie  Reihenfolge  der  Hufcnautoilc  in  jedem 
Gewanne  einzeln  dureh  das  I>os  zu  b«>- 
stimmen,    führte  «ler  deutsche   Onlen  in 


Preussen  für  seine  Anlag»'n  di« 


•he  Folge 


der  Hufenanteile  nai-h  iler  R«>ihe  der  Ge- 
höfte im  Ort«?  für  alle  Gewanne  ein.  Im 
äussei-sten  Osten  Preussous  aber,  im  alten 
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litauischen  Meinelgehiete,  besteht 
(Jio  Besiodelung   überwiegend  aus  Kinzel- 


sie  die  höhere  und  niedere  Gerichtsbarkeit. 
Dadurch  entstanden  auch  hier  Güter  von  4 


höfen.  welche  den  westfälischen  entsprechen.  •  bis  (>  Hufen,  welche  von  dfii  lüttem  und 
und  da  in  M<«iik'1  im  13.  Jahrh.  Westfalen  |  Dionstmannen  mit  slawischen  Hörigen  1»- 
eiuwanderten.  auch  zum  Teil  mit  Westfalen  '  wirtschaftet  wurden  und  Teile  landesherr- 


hesctzt  sind.  Ilm-  Anlage  muss  alter  deu 
Litauern  zugeschrieben  worden,  weil  hei 
ihnen  die  Kinzelhöfe  landesühlich  waren. 

41.  Grosse  Guter  der  Slaven.  Grosse 
Wirtschaften,  ausgedehnte  gruudhenliche 
Hilter  unter  eigener  Wirtschaft  siud  auf  dem 
rechtselbischon  Kolouisatiousgebiete  schon  in 
der  slawischen  Zeit  vor  dein  Beginne  dorGer- 
manisierung  auzuneluuen.  An  sich  bildeten 
bereits  die  alten  Hauskommunionen,  hn  denen 
der  Staressina  mit  seinen  zahlreichenFamilien- 
mitgliedern  ein  nicht  unbeträchtliches  Areal 
kommunistisch  ^wirtschaftete,  eine  Groß- 
wirtschaft. Nachdem  die  Selbständigkeit 
der  Hauskommunionen  durch  die  bei  den 
Nordslawen  aufgekommene  Fürstengewalt 
bis  auf  weuige  Reste  in  entlegenen  Gegen- 
den unterdrückt  worden  war.  bestanden 
die  Staatsgebiete  im  wesentlichen  aus  den 
den  althergekonimenen  Dorfgemarkungen  eid- 


licher Dorfgoinarkungen  bildeten, 
verging    kaum    ein  Jahrhundert. 


Alier  es 
bis  die 

finanziellen  Bedrängnisse  die  I.audesheiTon 
bewogen,  in  einer  grösseren  Anzahl  von  Ort- 
schaften ihre  Rechte  auf  das  Scholzengericht 
und  die  Ziusungcn  und  Insten  der  Hufen- 
baiiern  au  die  mit  Giltern  angesessenen  Ritter 
zu  veräussern  und  diese  dadurch  zu  Grund- 
und  Geriehtshenen  auch  üImt  die  bäuerliclie 
Keldflur  einschliesslich  des  Scholzengutes 
zu  mncheii.  Tu  der  gleichen  Zeit  erweisen 
auch  Vertilge  über  ivgel  massige  Bede- 
zahlungeu  in  bestimmter  Höhe  und  über 
Leistungen  der  Hintersassen,  die  die  Fürsten 
mit  den  Ritterschaften  schlössen,  dass  letzteren 
bereits  ständische  Rechte  in  der  Verwaltung 
des  Landes  zugestanden  waren.  Deshalb 
ist  liereits  am  Ende  des  Mi.  Jahrh.  die  Stel- 
lung der  einzeln«'!)  Guter  auf  dem  gesamten 
Kolonisationsgebiete    des   Adels    und  der 


Uen  altnergcKonimenen  LXu  tgemarKungen  ent-  hoionisutionsgeuiete  ues  Auels  uiui  <ier 
sprechend  abgegrenzten  fürstlichen  Domänen  Kirche  und  eUmso  auch  die  der  einzelnen 

teils  eigenen  Gütern 


und  teils  verliehenen 
des  Adels  und  der  Geistlichkeit, 
durch  eigene  Leute,  arntores.  od* 
persöidich  fivie  Lisankcn,  den  wahrschoin 
lieh  aus  den  Mitgliedern  der  Hauskommu- 
nionen hervorgegangenen.  olien  erwähnten 
Hospites,  gegen  Ernteanteile  oder  sonstigen 
Unterhalt  Umstellt  wurden.    Als  dmvh  das 
deutsche  Recht  die  Kastellaneigerichtsbar- 
keit  verfiel,   gelangten   auch   die  Nieder- 
gerichte in    die  Hände  der  Grundherren. 
Da  nun  Adel   und   Geistlichkeit  seit  alter 
Zeit  von  den  Staatsstenern  frei  waren  und 
als  Marone  des  Lindes  die  Luid  tage  bilde- 
ten, mit  deren  Beinit  und  Zustimmung  die 
Fürsten    das    Luid    verwalteten.  Steuern 
erhoben    und    die    obersten   Gerichte  al>- 
hielten.  so  brachte  die  Durchführung  des 


Domänen  eine  übereinstimmende  und  ent- 
weiche spricht  dem.  was  damals  auch  Ix-i  Lehnen 
durch  Allode  oder  Vorwerk  und  später  auch  Ritter- 
gut genannt  wurde. 

43.  Das  14.  Jahrhundert  machte  alle 
diese  grund herrlichen  Güter  auch  darin 
gleich,  dass  während  desselben  die  deutschen 
Bauern  mehr  und  mehr  in  die  Lige  kamen, 
an  Stelle  von  Staat.sl«in-  und  Flugdiensten, 
zur  Abwälzung  weiter  und  beschwerlicher 
Abfuhr  des  Zinsgetreides  und  auf  sonstige 
unabwendbare  Anforderungen  hin .  Spann- 
und  Handdienste  zur  Bestellung  des  Herren- 
gutes  zu  leisten,  zugleich  auch  als  lVrtinenz 
des  Gutes  an  dasselbe  persönlich  gebunden 
wurden.  Durch  dieses  Arbeits-  und  Ab- 
liängigkeitsverhältnis  der  Gutsinsasseii.  das 
unter  der  Stäudeherrschaft  des  1(>.  Jahrh. 


deutschen  Staatswesens  in  diese  Stellung ,  immer  strengere  Fornieii^aunalnn,  vollendet.» 
der  rittermässigeu  und  Rittern  gleichstehen- 
den Grundherren,  als  einer  unteren  ständi- 
schen  Stufe    der    politischen  Regierungs- 
gewalt, keine  Veränderung. 

42.  Großwirtschaft  der  Deutschen. 
Versehiedcn  davon  war  der  Vorgang  in 
deu  von  den  deutschen  Fürsten  er- 
oberten Slaweugehieteii.  Hier  wurden  grös- 
sere TeiTitorien  an  hohe  Vasallen  und  Geist- 
liche zur  Regierung  überlassen,  welche  da- 
durch in  die  Lige  von  Mcdiatfürsten  kamen, 
andere  Luidschaften  behielten  die  Lindes- 
und' Hierlehnsherren  zur  eigenen  Verwaltung. 
Alle  diese  Herren  belehnten  Ritter  und 
Dienstmanneii  mit  kleinen  zu  ihrem  l'nter- 


ichder  Rechtskreis  des  Rittergutes,  in  dem 
es  bis  in  das  V.K  Jahrh.  fortbestanden  hat. 
Seine  Forin  als  Sicdchmgsanlnxe  aber  ist 
bis  zur  Gegenwart  eine  Doppelte  geblieben. 
Diejenigen  ( »lisgemarkungen.  in  welche  keine 
Kolonisten  angesetzt  wunlen,  sondern  auf 
welchen  der  Gutsherr  wie  in  der  Slawen- 
zeit nur  mit  Gärtnern.  Hänslern  und  Hof- 
gesinde wirtschaftete,  bildeten  ein  grosses 
geschlossenes  Areal,  von  welchem  der  Guts- 
herr an  diese  Arbeiter  wechselnd  oder 
dauernd  grössere  oder  kleinere  Grundstücke 
als  l'nterlialt  oder  Löhnung  überlassen 
konnte.  Auf  den  Gemarkungen  al»er.  auf 
welchen  deutsche  oder  slawische  Koloiien 


halte  genügenden  Gütern  und  behielten  alles)  zu  Krhzinsreeht  angesetzt  worden  waren, 
übrige  Land  sich  selbst  zur  Aussetzung  ab* !  lagen  die  grundherrlicheu  Vorwerksäcker 
Zinshufeii  unter  Si-holzen  vor.  zngleieh  übten  ,  in  allen  Gewannen  im  Gemenge  mit  den 
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Hauernhufen.  Wenn  auch  ihre  Ackerstreifen  ! 
die  Anteile  von  4  oder  H  Hufen  zusammen- 
fassteu.  gewährte  ihnen  diese  grössere  Breite 
doch  keinen  tiesonderen  Vorteil,  weil  sie 
ebenso  wie  die  Bauernstücke  in  die  Felder- 
wirts« haf t  und  deu  Flurzwang  der  (iemeinde 
eingeschlossen  bleiben  ruussten.  Die  Aus- 
sonderung der  Domiuien  aus  der  Gemeug- 
lage  ist  im  wesentlichen  erst  seit  dem  Be- 
ginn 'ler  Landeskultnrgesetzgcbiing  im  18. 
Jahrli.  erfolgt.  Das  Dominium  erhielt  zu 
diesem  Behufo  einig»*  seiner  Gesamtfläche 
entsprechende  Gewanne  ausschliesslich  und 
trat  dafür  die  in  den  übrigen  Gewannen 
liegenden  Domiual  stücke  als  Entschädigung 
an  die  Bauern  ah.  Diese  üliemahmen  die 
Dominialgrundstückc  ihrer  liessercn  Kultur 
wegen  in  der  Kegel  gern,  der  Arrondiemng 
iluvs  eigenen  Besitzes  alier  setzten  sie  bis 
tief  in  .his  Ii).  Jahrh.  entschiedenen  Wider- 
stand entgegen.  Viele  Dominien  sind  auch 
aus  •  1< -n  Erbscholtiseien  hervorgegangen  (Vgl. 
d.  Artt.  (".«ucinhcitst'ilung,  Zusammenlegung 
der  Grundstücke,  Abbau). 

Ine  neuen*  Entwkkelung  der  Wirtschaft 
hat  dazu  geführt,  grossere  Güter  nicht  von 
einem  einzigen  Wirtschaf  tshofe  aus  zu  be- 
wi rts< -haften.  sondern  auf  entfernteren  Binde- 
reien l.esoudore  Höfe  anzulegen,  von  denen 
die  Aufsicht  l>esser  zu  führen  Ist,  auch  He-  ] 
stflluiigsarl>cit  und  Weideauftrieb  weniger  | 
weite  Wege  foitlern.    Für  solche  besondere  I 
WirtM-haftshiife  ist  der  Name  Vorwerk, 
üblieh  gewoixleu,  welcher  früher  allgemein 
das  ausserhalb  des  mehr  oder  weniger  be- 
festigten   Schlosses    des  adeligen  Grund- 
herrn belegene  Wirtsehaftsgchfift  desselben 
iM'deiitete.     Dementsprechend  wurde  Vor- 
werksland  als  Domiualland  vom  klucrlichcu 
I^nde  unterschieden. 

44.  Gründung  von  Ansiedelungen  in 
derNenzeit.  Seit  der  Mitte  des  17. Jahrh.  hat. 
sieii  Veranlassung  zu  verschiedenen  audcren 
Arten  der  Siedelung  gefunden,  die  mit  den 
au>  dem  Mittelalter  herstammenden  ausser 
Zusammenhang  stehen.  In  grosser  Aus- 
dehnung erfolgte  die  Errichtung  neuer  Ort- 
schaften t>ei  den  vom  Staate  ausgeführten 
Bunlesineliorationen,  bei  der  Kultur  von 
Brüchen,  Mooren  und  Velinen,  auch  bei 
Aufnahme  der  wegen  Kehgionsverfolgung 
Auswandernden.  Je  melir  die  Land-  und , 
Forstwirtschaft  sich  hob.  wurden  auch  teils 
neu.  teils  au  Stelle  niedergelegter  Bauern - 
dörfer  Arbeiterkolonien  aussetzt.  Die  Be- 
dürfnisse des  Verkelirs  und  der  Industrie 
erzeugten  zahlreiche  vereinzelte  Wohnstätten, 
Mühlen.  Bergwerke,  Fabriken,  Ziegeleien, 
Gasthöfe.  Z«illstätten,  Balin.stationen.  Endlich 
winl  in  neuester  Zeit  auf  geeigneten  grossen 
Landgütern  die  Anlage  deutscher  o<ler  ülier- 
haupt  zweckentsprechenderBauerngemeiinleii 
von  Staatswegeu  gefördert.    Die  ;ms  diesen 


neuen  Bedingungen  entstehenden  Ansiede- 
lungen sind  in  den  Artikeln:  Moorkultur, 
Kolonisation  inuere,  Grundbesitz,  Bodenzer-  » 
splitterung.  Ansiedelungsgesetzgehung.  An- 
siedelungsgesetz., I'reussisches.  für  Posen 
und  Westpreussen  besprochen. 

LltteratUr:  Ancient  Intr*  and  inst  it  nie*  nj  Ire- 
Innd  /w;>.  ( >l.)  v.  Riaramberg,  Lrinnerunyen 
de*  tienerttl»,  Berlin  1X7*!.  f  i.) —  Blum*,  Lach- 
MMtttn  und,  Rudarff,  Riimisrhe  Fcldmrs.ier  p.  ■'>' 
Frontin.   Ith.   II  de   inutrocei*.  iujrarnm.  (iä.) 

—  F.  Beutelte ,  I.e  drta't  cautumier  »lex  Slawe* 
uu-ridionauj-  d' apres  le*  rerherche*  dr  M.  Rmjisic, 
hiri*  1x77.  (i7.)  —  «.  Hannaen.  An*iehte,i  über 
da*  A'fmcire*cn  di  r  Vorzeit,  in  Falk*  Xriirm 
»tnaUhnr.je,  liehen  Maijatin,  R.  III  IS.I.'t,  IV  M17. 

(Ii.)  —  Iteraelbe,  Die  tlrhäfmchaflen  im  Re- 
gierun<j*bez.  Trirr,  Abhandl.  der  Akademie  tu 
Berlin  IfiiiJ.  (Sil.) — Heraelbe,  Aijrarhistnrische 
l'nli r*uchunijen ,     I    I.S.SO    u.    II  ]S«4   (Iii,  II 

S.  n»;.  -im  (lüj,  I  [tu.  ti».j  —  e.  Haxthausen, 

l'rtwr  da*  A>frn rirene ii  in  dem  Filr*teitl.  IHtder- 
l»<rn  und  (  ort  ei  IM'j.  —  Beraelbe,  Studien  idter 
Rußland  f/.'/,Wj-  V.JaeoM, 

For*chnuijen  iilier  diu  A<jrarne»en  den  alten- 
burgiseheti  (Mertande*  isj.i  (Ii) .  mit  Karten- 
bildcrn.  —  C  Lamprecht,  Deutsches  \\'irt*chn)'t*- 
lelnn  im  Mittelalter  ISti~>  (Ii),  („'<>,,  mit  Kurlen- 
bitdern. —  f«.  iAimluu,  Dir  Territorien  l,s.r,^ .//.'.; 

—  .1.  Meltsen,  l'rkunden  rchlenitcher  lUir/er, 
t'i>d.  dijd.  Sile-'.  II'  IStl.i  fIS),  mit  Kmtenlnldern 
(t.s,,  (.t.sh  {.:<>),  (>,)>>.  —  Itenwlbc,  Anuhrrituinj 
der  Dent»rhfn  in  IhutArhlmid  und  ihre  Ui- 
Kiedelunt)  der  Slinreinjebiete ,  Jillirfi.  f.  X-it. 
».  Stiit.,  Rd.  .1',  'iST'J  fl.'),  mit  Karten- 
bildern  (i.s),  <,1N),  i.i'.tj,  '!,(>).  —  Iternelbe.  Der 
linden  und  die  htndicirUchajHichrii  Yerluiltni**e 
def  jireu*xijirlien  Shutt* ,  IUI.  I  H.  4  l-i-r>.)  — 
lhrmelbe  ,  \'alk»hufr  und  Ki>nüf*huje ,  in  Fenl- 
.irhri/t  für  <i.  Hauten  la.i'.i.  f.l'l.j  -  Verteilte, 
Si'iIrlntHi  und  Aifrariernrn  der  Wrrtijrrmnnrn 
und  (hUjermanrn,  der  Kelten,  Rümer,  Fi  neu  und 
Shitre»,  Berlin  //?•>,;,  mit  U.',  Kartenbildern.— 
Ju*tun  Mörser,  IHe  Onnabriirki*rhe  lir»rhiehte 
17Ö.S,  und  Ilitritditchr  l'hnnbirien  177',  17^1. 
(Ii.)  —  Oluffnen,  Hi'l riii/  Iii  Opltfuinif  am  /*««- 
mark*  ittdcorte*  Furjatniinj  in  de  aeldrr  Tider, 
K<i/>fiihni/ru  I.Sil.  (Ii.) —  .1.  Pettck,  FiiZ'it  in 
den  Pyrenäen ,  Mittrdunaeu  d.  l'er.  jiir  Erd- 
kunde ,  I.ei/iiiij  i,s,s.i.  (.s.)  —  Iteraelbe,  Men*eh 
und  Fi*:eit,  Archiv  /.  AnthraftaliHj.,  fld.  1",  Urft 
l.Sft}.  (n.)  —  M.  Rndloff,  ls*  Kirtfhi»,  ././«»•». 
.1*1«/.  /.sv;.y.  (i.i  —  w.  Roscher,  s,,*tem  der 
V.>tk*wirt*eha(t ,  Rd.  II  IkVK  (Ii.)  —  Fr. 
bohm,  The  via/lieh  cilla'je  Community,  Isatdim 
l.ss.i,  iiliern.  ran  Theod,  r.  Hunsen,  Heide!- 
brrij  l.s.s.',  (U),  ii'Jl,  (.;.',).  —  Skette,  I/ietary  af 
reltir  Seatbind  1x7».  f~'!.i  —  Swntter-Malne, 

I>r    Viirijauinalii,!!    juridii/ne    rltei    let    tlari*  du 

Sud,  hirU  lsxn.  (i7).  —  r.  Thalac,  /*<*  staute- 

recht  de*  Fürstentum*  Serbien,  Isiplit)  1S:,S.  I i7 .) 

—  Vlfalvy.  Ilu**i*che»  Turke»tan,  iil.Ja,*,  Rd.  Hi, 
■SS.  (i.i—U.  Haffe,  IHe  altdeutsche  Huü,  .ih- 
handl.  der  <:Utti,u,er  Akademie  l.sr.  j.  <U.)  —  Fr. 
Halter,  Ita*  alt.    II«/«,  Hann  l.S.-,!>.  >!1.> 

Augnttt  Mettzen. 
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AnsiedelungagesetE.Prenssisches,  für 
Posen  und  Westpreussen. 

1.  Diu»  AnMedelnngsgesetz  und  die  An- 
siedehingskonimisfuoii.  2.  Der  I>auderwerb. 
3.  IHe  zwischenzeitliche  Verwaltung  der  er- 
worbenen (»iiter.  4.  Pas  spezielle  Ansiedehmgs- 
irescliÄft. 

1.  Das  Ansiedelungsgesetz  und  die 
Angiedelungskommission.  Das  Gesotz 
vom  2b.  April  IMi  stellt«!  der  Staatsn>- 
gieruug  liKl  Millionen  Mark  zur  Verfügung, 
um  zur  Stärkung  de*  deutschen  Elements 
in  den  Provinzen  Westpreussen  und  Posen 
gegen  polonisieivndo  Bestrebungen  durch 
Ansiedlung  deutscher  Baueni  und  Arbeiter 

1.  Grundstücke  käuflich  zu  orwerMi, 

2.  soweit  erforderlich,  diejenigen  Kosten 
zu  U-streiten,  welche  entstehen 

a)  aus  der  erstmaligen  Hinrichtung 

b)  aus  der  erstmaligen  Hegelung  der 
Gemeinde-,  Kirchen-,  und  Schul- 
verhältnisse neuer  Stellen  von 
mittlerem  oder  kleinem  Umfange 
•  »der  ganzer  Ijindgemeiuden.  mögen 
sie  auf  liosonders  dazu  angekauften 
oder  sonstigen,  dem  Staate  ge- 
hörigen Grundstücken  errichtet 
werden. 

Mit  der  käuflichen  Erwerbung  von  Grund- 
stücken soll  mir  in  dem  Umfange  vorge- 
gangen worden,  dass  hinlängliche  Mittel  zur 
Bestreitung  der  nach  Nr.  2  erforderlichen 
Kosten  übrig  bleiben  (§  1). 

Hei  reberlasstuig  der  einzelnen  Stellen 
an  die  Ansiedler,  welche  gegen  Kapital  oder 
Heuten,  oder  auch  in  Zeitjacht  erfolgen 
kann,  soll  eine  angemessene  Schadloshaltung 
des  Staates  vorgesehen  werden  (§  2).  Die 
Beträge,  welche  der  Staat  auf  diese  Weise 
erhält,  sowie  die  Einnahmen  von  wieder 
verilusserten  Grundstücken  und  aus  Zwischen- 
nutzungen sind  alljährlich  in  den  Staats- 
haushalt-Etat aufzunehmen  und  fliessen.  so- 
weit sie  nicht  aus  der  Veräusserung  von 
Domänen  und  Forsten  herrühren,  bis  zum 
31.  Mär/  1SXI7  in  den  Ansiedlungsfonds. 
Von  letzterem  Zeitpunkt  ab  treten  diese  Ein- 
nahmen den  allgemeinen  Staatseinnahmen 
zu  (S  s).  in  $  3  bis  7  enthält  das  Gesetz 
liesoudere  Bestimmungen  über  die  Renten- 
güter, welche  aus  diesem  Gesetz  ilirem 
wesentlichen  Inhalt  nach  in  das  Rentenguts- 
gesetz  von  1S9i»  !U  übernommen  sind.  Die 
Ahlösliarkoit  der  festen  Goldnmto  kann 
von  »ler  Zustimmung  beider  Teile  abhängig 
gemacht  werden.  Die  Feststellung  des  Ab- 
lösungsvortrages  und  der  Kündigungsfrist 
bleibt  der  vertragsmässigen  Bestimmung 
•"Hierlassen.  Von  den  Kentenbemhtigten 
darf  jedoch  ein  höherer  Ablösungslietrag  als 
der  fünfuntlzwnnzigfaehe  Betrag  der  Rente 
nicht  gefordert  werden,  wenn  die  Ablösung 


auf  seinen  Antrag  erfolgt.  Vereinbaningeu 
ül>er  Ausschluss  der  Ahlösharkeit.  iil  MM- 
Feststellung  des  Ablösungsbetragos  und  der 
Kündigungsfrist  müssen  gleichzeitig  Um  der 
Eintragung  der  Rente  in  das  Grundbuch 
eingetragen  werden.  Geschieht  dies  nicht, 
so  gilt  Dritten  gegonül>or  die  das  Grund- 
stück Mästende  Rente  als  eine  solche, 
welche  von  «lern  Vei  pflichteten  nach  sechs- 
monatiger Kündigung  mit  dem  zwanzig- 
fachet ii  Betnige  abgelöst  wenlen  kann.  l>en 
festen  Geldrenten  sind  feste  Abgaben  in 
Körnern  gleich  zu  achten. 

Die  Zeiteilung  eines  Rcnteugute>  oder 
die  Abverüiisserung  von  Teilen  dossehVu  ist 
zulässig,  jedoch  kann  der  Rentengutsbesitzer 
darauf  bosohrünkt  wenlen.  dass  ein  demrtiges 
Verfahren  der  Ztistimmung  der  Renten- 
berechtigten bedarf.  Eine  versagte  Ein- 
willigung hierzu  kann  durch  richterliche 
Entscheidung  der  Auseinandersetzungsbe- 
hörde herUngeführt  wenlen,  wenn  die  Zor- 
teilung  (Hier  Abveraussoruug  im  gemein- 
schaftlichen Interesse  wünschenswert  er- 
scheint. Das  Gleiche  ist  der  Fall,  wenn  dem 
Rentengutsbesitzer  vertrngsmässig  die  Pflicht 
auferlegt  ist.  die  wirtschaftliche  Selltständig- 
keit  der  Stelle  durch  Erhaltung  des 
baulichen  Zustande*  darauf  befindlicher  Ge- 
bätide,  dun'h  Erhaltung  eines  bestimmten 
landwirtschaftlichen  Inventars  oder  durch 
anden»  Ijoistungen  dauernd  zu  sichern,  und 
der  Aufroohtorhaltung  iler  wirtschaftlichen 
Selbständigkeit  der  Stelle  überwiegende  ge- 
meinwirtsehaftliehe  Interessen  entgegen- 
stehen, dies  aber  vou  dem  RentenUnveh- 
tigten  verlangt  wird.  In  Mdon  Fällen  kann 
jedoch  der  Rentenberechtigte,  wenn  nichts 
andems  im  Vertrage  Umstimmt  ist,  die  Ab- 
lösimg der  ganzen  Rente  zum  ffinfimdzwauzig- 
fachen  Hetrnge  verlangen. 

Dieses  Gesetz  vom  20.  April  lssü  er- 
hielt eine  Erweitentng  dadurch,  dass  nach 
§  1  de*  Gesetzes  vom  H.  Juni  IHM.  be- 
treffend  da»*  Anerbenn»cht  bei  Renten-  und 
Ansiodelnngsgütorn,  das  Aiiorlienrecht  auch 
auf  alle  Ansiedlerstelleu.  welche  bis  jetzt 
ausgegeben  sind  oder  künftig  ausgesehen 
wenlen,  ausgedehnt  ist. 

Ferner  ist  durch  das  Gesetz  vom  2«.  April 
189*  das  Gesetz  vom  26.  April  ISSb'  wie 
folgt  abgeändert  worden : 

1.  Der  in  §  1  der  Staatsn-gieruug  zur 
Verfügung  gestellte  Foods  von  1<*ü 
Millionen  Mark  winl  auf  2<H>  Millionen 


Mf 


■rliöht. 


2.  Der  5j  1  erhält  als  Zusatz  zur  No.  2 
des  Absatzes  1  folgende  Bestimmung: 

In    Ausnahmefällen    ist    auch  die 
Bildung  grögsen'M*  Restgüter  zulässig  .. 

3.  In   Ii  *  fallen  die  Worte    >bis  zum 
31.  März  1907-   und  der  Schlußsatz 

Von  letzterem  Zeitpunkt  ab  treten 
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diese    Einnahmen    den  allgemeinen 

Staatseinnahmen  zu  weg. 
Dieses  Gesetz  ist  erlassen  wonlen.  um  den 
niinnielif  auf  die  Neig»1  gehenden  Fonds  Mieder 
zu  ergänzen,  damit  die  kolonisatorische  Thätig- 
koit  im  Osten  nicht  im  Anfange  abgebrochen  : 
werden  mnss  und  findet  seine  Begründung  < 
darin,  dass  in  den  Provinzen  Westpreussen 
und  Posen  die  Verschiebung  des  Stärke- 
verhältnisses zwischen  den  beiden  Nationali- 
täten zum  Nachteil  der  deutschen  anhält 
und  die  Entstehung  einer  grossen  Zahl 
ländlicher  Kleinwirtschaften  im  Gefolge  hat, 
die  nach  einem  von  |>olnischer  Seite  mit 
grossem  Eifer  geleiteten  Güterteilungs- 
systeme geschaffen  werden  und  in  jiolnische 
Hände  übergehen ,  so  dass  sich  auf  dem 
platten  Ijande  eine  steigende  Zunahme  des 
I*>lnisehen  Kleingrundhesitzes  l>omerkl>ar 
macht.  Sodann  zeigt  sieh  aber  auch  in  den 
Städten  ein  Ueberhandnehmen  der  polnischen 
Nationalität  in  den  Mittelständen,  eine  strenge 
Atrsonderung  dersellien  von  der  deutsehen 
Bevölkerung  und  eine  Dienstlvarmaehung  der 
durch  deutsche  Kultur  erzeugten  Intelligenz 
zu  nationalpolnischen  Zwecken.  Diese 
Sonderliestrebungeu  halten  zu  einer  Ver- 
schärfung der  Gegensätze  und  schliesslich 
zu  einer  Haltung  des  I'olentums  in  Wort 
und  Schrift  geführt,  die  in  einer  Bedrängung 
der  deutschen  Bevölkerung  in  sozialer  und 
wirtschaftlicher  Beziehung  ihre  Wirkung 
äussert. 

Einer  solchen  Entwicklung  muss  die 
Staatsregierung  zum  Schutze  der  hierdurch 
l»edrehten  Deutschen  wie  zur  Erhaltung  des 
Friedens  und  der  Wohlfahrt  der  Staatsbürger 
mit  Entschiedenheit  entgegentreten  und 
glaubt  in  Anbetracht  der  Thatsache,  dass  die 
bis  jetzt  in  unseren  Ostprovinzen  geübte  Ko- 
lonisation befriedigende  und  erfolgreiche 
Ergebnisse  geliefert  hat,  dies  am  wirksamsten 
dadurch  thun  zu  können,  wenn  sie  auf  dem 
eingeschlagenen  Wege  weiter  fortfährt  und 
nicht  die  kolonisatorische  Arbeit,  für  welche 
die  ersten  UM»  Millionen  ziemlich  verbraucht 
sind,  in  ihrer  ersten  Entwickelung  abbricht. 

Die  Ausführung  des  Gesetzes  vom  26. 
April  ISMO  ist  nun  einer  besonderen  Ansiede- 
lungskommission  übertragen,  welche  dem 
Staatsministerium  unterstellt  ist  und  ihren 
Sitz  in  «1er  Stadt  Posen  hat.  Sie  führt  laut 
Verordnung  vom  21.  .luni  1S8<>  den  Namen 
Ansiedelungskommission  für  Westpreussen 
und  Posen  und  besteht 

1)  aus  deu  Oberpräsidenten  der  Pro- 
vinzen Westpreussen  und  Posen, 

2)  aus  je  einem  Kommissarius  des 
Ministerpräsidenten  und  der  Minister 
für  Ijandwirtsehaft,  Domänen  und 
Forsten,  des  Innern,  der  Finanzen 
und  der  geistlichen.  Intei-richts- 
und  Medizinal-Angelegenheiten, 


3)  aus  den  auf  je  drei  .lahre  vom 
König  ernannten  sonstigen  Mit- 
gliedern. 

Anfangs  nur  in  einer  Abteilung  arltcitcnd 
teilte  die  Kommission,  da  ihre  Geschäfte 
sich  in  bedeutendem  Masse  mehrten,  später 
die  Arbeiten  in  folgender  Wei.se:  Die  Al>- 
teilung  A  Wsorgt  die  Besiodelungsnngelegen- 
heit,  Abteilung  B  die  Ankäufe  und  die 
zwischenzeitliche  Verwaltung,  Abteiluug  0 
bildet  das  technische  Büreau.  Hierin  ist 
al»or  neuerdings  zur  Vereinfachung  des 
Geschäftsgänge*  die  Aendcrung  getroffen 
worden,  dass  unter  Fortfall  der  bisherigen 
Registraturen  A  (Besiedelungssaehen)  und  B 
(zwischenzeitliche  Verwaltung)  sämtliche 
Angelegenheiten  eines  Gutes,  mit  Ausnahme 
des  Technischen  und  des  Güterankaufs,  von 
einem  Dezernenten  W'arbeitet  und  je<lem 
Dezenienten  eine  besondere  Registratur 
nebst  einer  Schreibkraft  und  einige  nur  bei 
ihm  lieschäftigte  Exjn'dienten  zugewiesen 
wenlen.  Von  dieser  Dezentralisation,  in 
Verbindung  mit  der  Telierlassung  eines 
Teils  der  laufenden  Sachen  zur  selbständigen 
Zeichnung  an  die  Dezernenten,  wird,  abge- 
sehen von  einer  Verminderung  des  Schreib- 
wertes, namentlich  eine  weiten-  Beschleuni- 
gung des  Geschäftsganges  erwartet. 

2.  Der  Ijinderwerb.  Als  die  Ansiede- 
lungskommission gebildet  war  und  in  Thätig- 
keit  trat,  war  ihn-  erste  Aufgal*»  Ijiudbesitz 
zu  erwerben,  auf  dem  sie  ihr  Werk  aus- 
führen konnte.  Hierbei  ist  sie  von  dem 
Grundgedanken  ausgegangen,  dass  sie  sieh, 
wo  immer  möglich,  an  schon  Bestehendes 
anreihen  müsse  und  l>eschloss  daher,  die 
Gutskäufe  vorwiegend  in  deutseh-jiolnisch 
gemischten  Kreisen  vorzunehmen,  damit  in 
ihnen  zunächst  der  deutschen  Bevölkerung 
das  Uebergewicht  verschafft  werde.  Daliei 
ist  aber  nicht  ausgeschlossen  worden,  dass 
auch  in  überwiegend  deutschen  Bezirken 
Erwerbungen  gemacht  wenlen  können,  wenn 
dort  die  Gefahr  des  l'ehergangs  deutschen 
Besitzes  in  polnische  Hand  vorliegt  und  ein 
in  deutschen  Händen  befindliches  Gut  den 
Ansiedelungszwecken  besonders  günstig  ee- 
legen  ist.  wie  auch  andererseits  in  ganz 
polnischen  Gebieten  grössere  Komplexe  oder 
mehr  einzelne  Güter  in  zusammenhängender 
I<age  oder  solche  Besitzungen  berücksichtigt 
wenlen  können,  welche  an  lieroits  l>estohende. 
vereinzelt  deutsehe  Gemeinden  angrenzen, 
um  dadurch  Zentralpunkte  zu  schaffen, 
von  welchen  deutscher  Geist  und  deutsche 
Sitte  sich  weiter  verbreiten  können. 

Der  I^anderwerb  der  Kommission  hat 
sich  bis  zur  Gegenwart  folp-ndermasseii 
entwickelt: 
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a)  Krworbene  Güter. 


Im 

Jahre 

Anz.ihl 

der 
Güter 

Grösse 

der 
Güter 

ha 

15 

11          x  ~ 

(tezaulter  -r  r 

•  u  -ig 

Preis     ^*  u 

! 

facher 
•  triinu- 
Hteuer- 
rein- 
ertrag 

188»» 

16 

1  1  7.l8 

1 

6  67.1  1  so1  »68 

60  7 

1887 

27 

'4  g25 

8  719651!  588 

7^.7 

1888 

19 

9  n23 

5  620  505;  590 

74-7 

1885» 

8 

4800 

3  26S  25Ö'  681 

73,9 

1890 

12 

7  767 

5  095  510  656 

7>-5 

1891 

19 

8  526 

5  789617  679 

73-3 

1892 

8 

8  421 

4  621  803,  549 

75,4 

1893 

•3 

8408 

5  265  600  626 

66.7 

1»« 

8 

6  264 

3  590850  373 

*9.o 

1895 

Ii 

7  525 

4  289  140  571 

64.O 

1896 

.: 

3  519 

2  282  610!  648 

70.1 

1897 

4859 

3697  S30,  761 

72.6 

1886  97 

160 

90  190 

58915  516  612  70.8 

b)  Erwerhene  Bauerngüter. 


Im 

Jahre 

Anzahl 

der 
Gilter 

Grösse 

der 
Güter 

Gezahlter 
Preis 

~~  = 

■-  = 
cl 
o.  - 

U 

facher 
Gruiid- 
stetier- 
rcin- 
ertrag 

188« 

3 

I  IO 

88  845 

802 

71.0 

1887 

13 

575 

352  080 

612 

58.3 

1888 

602 

429  200 

713 

67.8 

1889 

38 

25  °59 

*57 

57-2 

189» 

2 

_7 

9  1 10 

1174 

80.7 

1891 

1892 

1 

450 

73' 

52.4 

1893 

1 

5  7<>5 

35i 

53.8 

1894 

1895 

1 

41 

31  000 

75° 

46,0 

1896 

1 

1897 

7 

106 

106  100 

1000 

84.5 

188697 

43 

1498 

1  047  610 

700 

64,5 

Zusammen  bi.s  Ende  1*97  wurden  also 
203  Linter  in  (br  Grösse  von  97  6*9  ha  zn 
einem  Kaufpreis  von  .">9 9631 26  M.  erworben, 
von  denen  aus  deutscher  Hand  24  970  ha 
zu  einem  Kaufpreis  von  10  61-1122  M.  und 
aus  polnischer  Hand  72  7  J 1*  ha  zu  einem 
Kaufpreis  von  49  349  004  M.  kamen.  Von 
diesen  Liegenschaften  entfielen  auf  die  Pro- 
vinz Posen  70  73"»  263  ha  und  Wostpreussen 
26  9Ö4.X74  ha.  so  dass.  da  naeh  dem  Go- 
meindelexikon  von  Isvsn  Posen  2  89.',  770  ha 
unil  Westprenssen  2  ööO  N74  ha  Gesamt- 
fläche und  ersten-  Provinz  1  616  042  ha. 
letztere  ll."»S2oi  lia  Grossgruud  besitz  hat 
und  die  Erwerbungen  von  solchen  dort 
69  öNö  ha.  hier  20  f»99  lia  In-trugen.  in 
Posen  2,4-1  %  der  Gesamtfläche  oder  4.31  "0 
des  Grossgrundbesilzes  und  in  Westprenssen 
1.06"n  der  Gesamtflilche  oder  2.3«»%  des 
Gressgrundbesitzcs  und   zusammen   1.79  % 


der  Gesamtfläche  oder  3.47%  des  Gross- 
grundbesitzes in  den  Händen  der  Ansiede- 
luugskommissiou  sind. 

Aus  den  mitgeteilten  Zahlen  geht  her- 
vor, dass  man  anfangs  erheblich  schneller 
mit  dem  Ijanderwerb  vorging,  als  in  jün- 
gerer Zeit:  es  hat  dies  seinen  Grund  darin, 
dass  mau  einmal  sich  zunächst  erst  das 
nötige  Terrain  in  gehörigem  Umfange  ver- 
schaffen musste,  auf  dem  die  Ansiedelung 
deutscher  Bauern  vorgenommen  werden 
sollte;  auch  wurden  der  Kommission  von 
polnischen  Besitzern,  welche  ein  gutes  Ge- 
schäft zu  machen  suchten  und  sehr  ltald 
erkannt  hatten,  dass  sie  Wi  den  Unter- 
handlungen mit  der  Behörde  auf  ihn«  Rech- 
nung kämen,  reichlich  l^and  angeboten.  In- 
dessen trat  eine  langsamere  Gangart  hierin 
sehr  bald  ein,  weil  die  Ausgalie  des  erwor- 
benen Areals  an  Ansiedler  nicht  so  schnell 
von  statten  ging,  wie  die  Ankaufsgoschäfte 
sich  vollzogen  hatten,  und  die  Kommission 
auch  die  Erfahrung  machte,  dass  nicht  jedes 
Gut.  das  ihr  angelioten  wurde,  sich  zur  An- 
siedelung eignete,  da  unter  denselben  sich 
viele  fanden,  die  arg  heruntergewirtschaftet 
waren  oder  wegen  ihres  dürftigen  Bodens 
und  mangels  an  ausreichenden  Wioseidän- 
dereieu  einer  Aufteilung  zu  Mittel-  und 
Kleinbetrieben  nicht  unerhebliche  Schwierig- 
keiten in  den  Weg  stellten. 

Was  nun  das  Ankauf sgeschäft  selbst  an- 
betrifft, so  erfordert  dnssellie  in  den  meisten 
Fällen  nicht  geringe  Arlwit.  Denn  es  giebt 
keinen  für  alle  Verhältnisse  gültigen  Mass- 
stab l»ei  der  Wertschätzung  eines  Gutes, 
weder  die  Grundsteuer  noch  die  landschaft- 
lichen Taxen  können  hierfür  als  absolut  be- 
stimmend gelten,  wenn  sie  auch  einen  wert- 
vollen allgemeinen  Anhalt  bieten,  und  so 
muss  denn  auch  jedem  Kaufnhschluss  un- 
mittelhar  eine  Schätzung  durch  Sachver- 
ständige, welche  aus  dem  Kreise  der  Guts- 
lwsitzer.  Pächter  «.der  Administratoren  der 
l'ingoirend  gewählt  werden,  vorausgehen, 
so  dass  jedem  Ankauf  ausser  der  kataster- 
amtlichen und  grundbuchmässigeu  Fest- 
stellung der  Grössen-.  Grundsteuer-  und 
Verschuldungsverhältnisse.  sowie  der  Ein- 
sichtnahme in  die  bisherigen  Taxen,  eine 
besondere  Taxaufnahinc  zu  Grunde  liegt, 
welche,  wenn  sich  Bedenken  ergeben,  noch 
einer  zweiten  Ix)kalrevisiou  unterzogen 
1  werden  kann  und  erst,  nachdem  die  ge- 
samten derartig  festgestellten  Beurteilungs- 
momente  in  tabellarischer  l*el>ersieht  zu- 
sammen getragen  sind,  die  Beschlussfassung 
;  über  den  Erwerb  erfolgt. 

Daher  ist  denn  auch  erklärlich,  dass  au 
einem  vorher  bestimmten  Durchschnittspreis 
für  den  ha  nicht  festgehalten  werden  kann, 
sondern  derselbe,  j»*  nachdem  man  bessere 
oder  weniger  wertvolle  Liegenschaften  er- 
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.stand  oder  ein  Out  zu  tiesitzeu,  au.s  national- 
politischen  Rücksichten  wünschenswerter 
erschien  oder  nicht,  hald  höher  bald  niedriger 
«*in  mussto  und  in  der  That  zwischen  3"«1 


•«wirtschaftet  werden  müssten.  von  welcher 
später  die  Ansiedelung  vorgenommen  werden 
sollte.  Denn  da  man  die  Erfahrung  machte, 
dass  der  Kulturzustand  der  meisten  Güter 


und  1  171  Mark  für  den  ha  geschwankt  oder  ein  zu  niedriger  war,  um  auf  ein  gutes  Fort- 
sieh in  den  Grenzen  zwischen  dem  4<i  und  kommen  der  jungen  Ansiedler  rechnen  zu 
81-hv  hen  Gnmdsteuerreinertrag  Iwwcgt  hat.  können,  wenn  hier  nicht  die  Kommission 
Die    Abwickelung    des    Kaufgeschäftes 1  fördernd  eingriff,  so  stellt  sich  die  Not- 


selbst  ist.  wenn  ein  Out  freihändig  er- 
standen winl,  nicht  weniger  zeitrauhend  und 
mühevoll  als  die  Wertschätzung.  Ist  es 
vielfach  schon  schwierig,  die  vortrags- 
mässig  verkauften  Realitäten  und  Invon- 
taricn  zu  konstatieren,  weil  häufig  so  gut 
wie  gar  keine  Gutstaxe  existiert  und  die 
Buchführung  der  Besitzer  sich  meistens  in 
der    dürftigsten    Verfassung    befindet,  so 


wendigkeit  heraus,  gleich  nach  dem  Ankauf, 
schon  wahrend  der  zwischenzeitlichen  Ver- 
waltung umfangreiche  Meiiomtionsarliciton 
vorzunehmen.  Dies  konnte  uaturgemäss  nur 
der  Behörde  flliert ragen  werden,  die  auch 
die  sjiätere  Aufteilung  der  Güter  in  Händen 
haben  sollte.  Handelt  es  sich  doch  darum,  eine 
systematische  Draiuioruug  aller  an  stauender 
Nässe     leidenden   Gründe  durchzuführen. 


steigert  sich  dies  noch  l>ei  Berechnung  der,  eine  gründliehe  Kontrolle  und  Verbesserung 
zu   üliernehmeuden   Lasten  und  Restkauf-  der  in   der   Hegel   ganz  vernachlässigten 

Verkäufer  Verflutverhältnisso  vorzunelunen,  die  öffent- 
lichen Wege  zu  unterhalten  und  zu  l»essern, 
zwecks  gründlicher  Boackemng  der  Felder 
die  Anspannung  auf  den  Gütern  zu  ver- 
seilten seitens  der  Ansiedelungskonimission  |  mehren .    zur    Verstärkung    der  Dfinger- 


gelder.  Ein  grosser  Teil  der 
ül»ersieht  seine  auf  (irund  der  ver 
schiedensten  Privattitel  belasteten  Verhält 
nisse  so  wenig,  dass  die  Entwirrung  der 


erfolgen  muss,  um  festzustellen,  welche  Ver- 
pflichtung mit  zu  übernehmen  und  welches 
Restkaufgeld  l«r  zu  zahlen  ist. 

B.  Die  zwischenzeitliche  Verwaltung 
der  erworbenen  Güter.  Gelangt  nun  ein 
Gut  in  den  Besitz  derAiisiedehmgskommission. 
so  kam  dasselbe  anfangs  gemäss  S  1-  der 
Verordnung  vom  21.  Juni  lKXt;,  bis  die 
Kommission  liehufs  Vorbereitung  oder  Aus- 
führung der  Ansiedelung  die  unmittelbare 
Verfügung  über  dasselbe  verlangte,  zur 
einstweiligen  Verwaltung  an  die  Bczirks- 
regierungen  und  wurde  dort  durch  Beamte 
als  Grosshetriob  derartig  verwaltet,  dass  für 
dassellM-  nur  soweit  Kosten  aufgewendet 
wurden,  als  nötig  waren,  es  auf  der  Kultur- 
stufe, welche  es  beim  Ankauf  hatte,  zu  er- 
halten. Von  einer  einstweiligen  Verrichtung 
sah  mau  von  vornherein  ab,  einmal  damit  die 
erworbenen  Güter  der  Kommission  zu  jeder 
Zeit  zur  Verfügung  ständen,  um  das  An- 
siedelungsgeschäft vornehmen  zu  können, 
sodann  in  der  Erwägung,  da«s  ein  Pächter 
in  Anbetracht  der  kurzen  Zeit,  während 
welcher  er  das  betreffende  Gut  in  Bewirt- 
schaftung haben  würde,  »'inen  angemessenen 
Pachtzins  doch  nicht  zahlen  könnte,  abge- 
sehen davon,  dass  durch  eine  derartige 
Massnahme  nur  dem  Aussaugen  des  schon 
ohnehin  in  niedrigem  Kulturzustaud  über- 
nommenen Gutes  Vorschub  geleistet  würde. 
Daher  ist  eine  Verpachtung  auch  nur  in 
vereinzeltem  Falle  vorgekommen 


Produktion  die  Viehzucht  zu  hclicn  uml 
durch  Ausdehnung  des  Lupinen-  und  Sera- 
dellabaues  und  Anwendung  von  künstlichem 
Dünger  den  Kulturzustand  der  Felder  zu 
stärken,  um  dadurch  dem  zukünftigen  An- 
siedler Aussicht  auf  gute  Ernten  zu  machen. 
Nach  allen  diesen  Richtungen  hin  sind  nun 
in  der  That  auch  die  umfassendsten  Vor- 
kehrungen getroffen  worden.  AVas  zunächst 
die  Moliorationsarlieiten  anl»orrifit.  so  sind 
bis  jetzt  unter  endgültiger  Verteilung  der 
Kosten  auf  !>.">  Besitzungen  zur  Gesamtfläche 
von  "»3  207  ha  Drainagen  im  Umfange  von 
20  34«  ha  d.  i.  rund  :wfto  der  beteiligten 
Fläche  abgenommen  worden  zu  einem 
Kostenaufwand  von  :{.*>o:M!is  M..  so  dass 
die  Drainag»'  auf  1  ha  durchschnittlich  rund 
172  M.  kostet.  Ausgeführt,  aber  noch 
nicht  endgültig  abgeivchnet  sind  auf  2:"> 
Gütern  zur  Gesamtfläche  von  1«373  ha 
Drainagen  im  Umfange  von  .VJ'.G  ha.  d.  i. 
rund  37  "o  der  beteiligten  Flächen  zum 
Kostenaufwand  von  SH4  4(H>  M.  In  der 
Ausführung  begriffen  sind  auf  ">  Besitzungen 
zur  Gesamtfläche  von  3  772  ha  Drainagen 
im  Umfange  von  1  HM  ha  oder  4  \  °u  der 
Itetciligten  Fläche  zum  Kostenansehlage  von 
2t!  1 7<Kt  M.  und  schliesslich  sind  auf  4 
Güteni  zur  Gesamtfläche  von  1  77«  ha  Vor- 
arbeiten eingeleitet,  durch  welche  voraus- 
sichtlich '.>.*{">  ha  oder  ">3"o  der  l»eteiligten 
Fläche  drainiert  weitlen  sollen  mit  einen 
Kostenaufwand  von  Uioom)  M..  so  dass  der 


AI  »er  jene  zwischenzeitliche  Verwaltung  '  Gesamtumfang  «der  ausgeführten  und  einge- 
diin  h  die  Bezirksregiorungen  gab  man  schon  leiteten  Drainagen  auf  12»  Besitzungen  zu 


im  Jahn'  18kn  wieder  auf,  «la  sieh  zeigte, 
dass  im  Interesse  der  späteren  Besiedelung 
»lie  erworbenen  Güter  auch  währen«  1  der 
Uebergangsperiole  von  dersellten  Stelle  au> 


7  "»12*  ha  Gesamtfläche  2*20«  ha  Drainage- 
anlagen  zum  voraussichtlichen  Kostenbetrage 
von  4  7.X  :,!♦<(  M.  l*»trägt. 

Da  nun  das  Ansied«Mungsterrain  vermöge 
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seiner  Beschaffenheit  auch  die  Anlage  von  | 
Moorkulturen  als  geraten  erscheinen  lässt, 
so  sind  bis  jetzt  im  ganzen  derartige  An- 
tigen im  Umfange  von  1  2">0  ha  hergestellt 
worden  und  weitere  400  ha  in  der  Aus- 
führung begriffen  und  Vorarbeiten  für  fernere 
fio  Im  eingeleitet  worden.  Die  1  2"»0  ha 
fertiger  Moorkultnren  haben  im  ganzen  nmd 
7."><hkh>  M..  also  im  Durchschnitt  ßOO  M.  das 
Hektar  gekostet.  Je  nach  Schwierigkeit  der 
Eut  Wasserung,  der  Einebnung  und  der 
Ueborsaiuluug  schwanken  die  Ausgaben  für 
<las  Hektar  zwischen  KMi  und  him)  M. 

Naturgomäss  ist  filr  die  Zeit  der 
zwischenzeitlichen  Verwaltung  das  wichtigste 
Geschäft  die  spezielle  Vorbereitung  der 
Besiedelung.  Dieselbe  ist  derartig  erfolgt, 
dass  sowolil  durch  die  Genemlkommissinn 
zu  Broml>erg  als  auch  durch  die  der  An- 
sie«lehingskommission  die  Besie«lelungspläne 
In-arbeitet  sind,  wolx'i  erstere  analog 
ilen  filr  diese  Behörden  bei  derartigen 
Arbeiten  erlassenen  Vorschriften  vorgegangen 
ist  und  nach  Umfang  und  Wert  unveränder- 
lich festgelegte  Stellen  zur  Ausgal«;  ge- 
bracht liat,  letztere  nach  vorheriger  feld- 
messerischer  Feststellung  der  einzelnen 
natürlichen  Feldabschnitte  und  Kiütnrarten. 
sowie  unter  Berücksichtigung  der  sich  auf 
die  Grundsteuoreinsehätzung  stützenden 
Bonitätsverhältnisse  zunächst  nur  einen 
generellen  Besiedelungsplan  aufgestellt,  auf 
(•rund  desselben  mit.  den  Ausiedelungs- 
lustigen  verhandelt  und  die  endgültige  Fest- 
stellung der  Ansiedelungsstellen  bis  nach 
Abschluss  der  Verhandlungen  mit  jenen 
vertagt  hat.  Bei  dieser  Planbearlteitung  wird 
naturgemäss  auf  die  für  öffentliche  Zwecke 
notwendigen  Einrichtungen  Rücksicht  ge- 
nommen. So  wird  in  allen  Fallen,  in 
welchen  eine  Neuansiedelung  ganzer  Ge- 
meinden stattfindet,  den  Schul-.  Kirehen- 
und  Oemeinilevorhältnissen  Bedacht  ge- 
tragen ;  die  hierfür  erforderlichen  Grund- 
stücke werden  reserviert  und  ausgewiesen ; 
ausser  für  das  kostenfrei  zu  vergebende 
Schulzendienstland  nebst  Kies-  und  l>hm- 
gmben  wird  für  Dotationen,  die  als  Ge- 
meindegliedervermögen  beliandelt  werden, 
gesorgt,  damit  daraus  die  junge  Kolonie  zur 
Erleichterung  der  Gemeindelasten  Nutzen 
ziehen  kann. 

Von  nicht  geringerer  Bedeutung  ist  die 
richtige  Bemessung  der  einzelnen  Stellen  ! 
nach  ihrem  Umfang.  Das  Gesetz  vom  2b.  Aprü  I 
JSSC»  verlangt,  dass  ein  leistungsfähiger 
Bauernstand  und  sosshafte  Arlieiter  ange- 
siedclt  werden  und  erst  seit  dem  20.  April 
189*  ist  auch  ausnahmsweise  die  Bildung 
grösserer  Restgüter  gestattet.  Dement- 
sprechend wird  auf  die  Einrichtung  von 
Bauertistelleu  bis  zu  20  ha  »tosender*  Rück- 
sicht genommen,  auf  denen  eine  Bauern- 


familie  ihr  gutes  Auskommen  halxm  kann, 
andererseits  müssen  al>er  auch  eine  grössere 
Anzahl  zur  Spatenkidtur  geeigneter  Stellen 
zur  Aufteilung  kommen,  um  den  Arl^eiter- 
stanfl  zu  stärken. 

Die  Ausweisung  der  einzelnen  Stellen 
als  möglichst  gescldossenes  Ganzes  in  einen 
Plan  ist  ferner  gewiss  ein  dringend  anzu- 
strebendes Ziel.  Aber  dies  ist  nicht  immer 
erreichbar,  wenn  dabei  durch  die  Lage  des 
Grünlandes,  der  Holzungen  und  der  ver- 
schiedenen Bodenformatiou  Ungleichheiten 
unter  den  Wertverhältnissen  der  Stelleu 
hcrlteigeführt  werden,  die  das  wirtschaft- 
liche Gedeihen  einzelner  gefährden.  In 
solchen  Fällen  ist  die  Einteilung  zu  mehreren 
Planstüeken  unvermeidlich.  Dabei  wird  je- 
doch mit  grösster  Sorgfalt  darauf  geachtet, 
dass  die  eiuzelneu  Stellen  oder  Stellenanteile 
in  eine  richtige  Lage  zu  den  vorhandenen 
Verflutrinnen  und  Verkehrswegen  kommen, 
damit  hei  etwa  notwendigen  ArWiten  zwecks 
Käumung  der  Gräben  keine  Streitigkeiten 
vorkommen  und  ausserdem,  wo  noch  Drai- 
nage notwendig  ist.  diesell>en  ohne  Be- 
lästigung «ler  Nachbarn  ausgeführt  werden 
kciuu  und  auch  jedem  «ler  Zutritt  zu  seinein 
Grund  und  Boden  sb*1s  frei  steht. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Ausbildung  des 
kommunalen  Lebens  hat  man  von  der  An- 
lage der  Einzelhöfe  abgesehen,  al«er  auch 
keine  völlig  geschlossenen  Dorfauhigen  aus- 
geführt, sondern  die  Wohnhäuser  reihen- 
weise den  alten  oder  neu  ausgelegten  Wegen 
entlang,  ein  jedes,  wenn  irgend  möglich,  am 
Ende  des  zugehörigen  Ackerstreifens  er- 
richtet. 

Derartige  Ansiedeliiugspläne  sind  nun  bis 
Ende  1897  11")  aufgestellt  worden  und  zwar 
für  P«jsen  S2  mit  zusammen  -19  490  ha  und 
für  Westpreussen  33  mit  zusammen  1!»  S4b  ha» 
Das  ergiebt  zusammen  b9  33b  ha.  Rechnet 
man  hieran  die  ohne  besonderen  Besiede- 
lungsplan vergebenen  Bauerngüter  mit 
1  110  ha,  ferner  10  neue  Besiedelungspläne 
von  Gütern,  welche  im  Frühjahre  189-S  zur 
Auslegung  gekommen  sind  mit  0  30b  ha,  so 
umfasste  die  zur  Auslegung  gestellte  Fläche 
am  1.  April  1898  7»»  752  ha  oder  7*.i>%  «ler 
( resamterwerbungen. 

Nach  S  2  «les  Gesetzes  vom  20.  April 
188b  ist  nun,  wie  schon  bemerkt,  die 
Schadloshaltung  des  Fiskus  bei  der  Ver- 
gebung der  Stellen  vorgesehen.  Diesel  l« 
wird  auf  Grund  der  Selbstkosten  einer  je«len 
Stelle  mit  allem  Zubehör,  allerdings  unter 
Berücksichtigung  der  wirtschaftlichen  Be- 
schaffenheit und  der  Ertragsfähigkeit  eines 
jeden  Dütes  berechnet  und  ist  für  jene  115 
Toilungspläno  derartig  festgesetzt,  dass  an 
Rente  oder  Pacht  entrichtet  werden: 
3      Prozent  in  71  Fällen 


2:t  i 


1  Falle 
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2«  i  Prozent  in  IS  Fälh-n 

1' i  ..  ..  1  Falle. 
Oh  nun  während  der  zwischenzeitÜVhen 
Verwaltung  auch  die  nötigen  Gehaudc  auf- 
geführt und  den  Ansiedlern  gleich  mit  über- 
p'Jion  worden  sollten  oder  nicht,  ist  eine 
Frage  gewesen  über  deren  Beantwortung 
man  lange  gesehwankt  hat.  Die  öffentlichen 
Gehämle  liat  ja  allerdings  die  Kommission 
seilet  erhauen  lassen  und  zwar  sind  his 
jetzt  12  Kirchen.  10  Bethäuser.  13  Pfarrei- 
gehöfte. 1  Organistengehöft,  77  Scluilon  und 
42  Oeliämle  für  Gemeindezwecke  horgesteUt 
worden.  Anders  dagegen  hat  es  sich  mit 
«lein  Aufbau  der  AnsitMllergehfifte  verlialten. 
Entschied  sieh  die  Konnnission  anfangs  da- 
für.  «Hose  Thätigkeit  den  A  nah«!  lern  selbst 
zu  ül (erlassen .  so  glaubte  sie  liald  darauf, 
dass  es  im  Interesse  «h-rsellten  läge,  wenn 
von  ihr  selltst  vor  Vergebung  der  Stellen 
die  dazu  gehurigen  \Virtschaftsgel»atide  er- 
riehtet  würden,  und  so  wurden  denn  von 


1SSM  bis   1892   fwkalischerseits  etwa    lTl » 
Ansiedlergehöfte    erl*aut.    wozu   nuin  das 
Material  zum  grossen  Teil  aus  den  eignen 
Ziegeleien  und  Forsten  nahm.  Da  aber  diese 
Gebäude  den  Ansiedlern  oft  zu  teuer  waren 
oder  aber  ihnen  sonst  nicht  zusagten,  so  dass 
I  deshalb  oft  die  Stellen  unverkauft  blieben, 
j  so  stellte  man  diese  Thfttigkeit  in  den  Jahren 
1 1893  his  189;"»  wieder  ein  und  hat  jetzt  erst 
I  auf  frühere  Erfahrung  gestützt  damit  wieder 
|  begonnen  und  scheint   liessere  Erfolge  er- 
zielt zu  haben,  iln  man  nunmehr  statt  der 
früheren    schematischen    Behandlung  der 
Projekt««  «Ii««  Häuser  indivMuoll  den  Stellen 
an]>asst    und   sie  in  mannigfacher  Weise 
variiert ,  wol»ei  darauf  gesehen  wird .  «Ion 
Häusern   eine   möglichst   gefällige  Aussen* 
Erscheinung  zu  gelten  und  Beiiuomlichkeits- 
einrichtungen  zu  troffen,  welche  die  An- 
siedler sehr  lielien. 

In  «ler  zwischenzeitlichen  *  Verwaltung 
der  Aiisit^llungsk<iiiinussi«ni  Infamien  sieh 
nun  End«-  1S97 


I.  neu  erworben«'  (Üiter  iS  mit  einem  Flärheiiinlialt  v«m  12294  ha 

II.  relativ  lietriebüfiihifre  Guter  15    „       r  ,.  „    15019  . 

III.  in  der  BeHiedehuig  liefiwlliche  (iliter  55    „  „  „    44  J,5  - 

IV.  aufgelöste  Uttter  16    „   .    12  331  ,. 

V.  Insgesamt  Güter  104  mit  einem  Flächeninhalt  von  83959  ha 


4.  Dns  spezielle  Ansiedelungsge- 
schäft.  Im  nun  «las  AnsicdclungsgcschAft 
selbst  zu  betreil»on,  hatte  di««  Kommission  Itis 
vor  kurzer  Z»«it  noch  keine  irg«'wlwi»'  agita- 
torisch»»!» Schritt«-  gethan,  um  «Ii»-  Ansiedler 
heranzuziehen.  Vielmehr  ist  sie  immer  «'rst 
in  Thätigk«»it  g<«tivten.  w«-nn  «liivkte  An- 
meldungen aus  freien  Stücken  au  sie  ge- 
langt sin'l.  Den  int««nvssi.-i1en  Persönlich- 
keiten wird  dann  auf  ihr*'  M«'l<lung  hin 
Auskunft  erteilt  ülter  Wes<'n  «l«>r  Anspie- 
lung un«l  «lie  F«>mion,  unt««r  «|en«'n  si«'h  «lie- 
selbe  vollzieht.  Gleichzeitig  mit  ili«>s«'f  Aus- 
kunftserteilung winl  alter  auch  ein  Fmgc- 
Itogeu  zur  B»>antw«>rtung  ültersamlt.  d'T  «ler 
Kommission  über  die  Personalien  «les  Be- 
w.'tbers.  sein««  Familie,  seine  Vennög>-ns- 
verhältniss»'  und  Berufsart  Nachricht  gehen 
soll.  In  neuest««r  Zeit  erst  hat  man  sich 
berechtigt  geglaubt  aus  «Ii« «sei*  Zurückhal- 
tung h<»rauszutret«'u,  hat  in  Gegenden  mit 
gesun«b'n  ltänerli««hen  Verhältnissen  im  Ein- 
verständnis mit  <l«'n  Kreislaudräten  Ver- 
trauensmänner  I  tost«  «I  lt.  w«  lcli«>  unmittelbare 
Beziehungen  zwischen  der  liäncrlichen  Be- 
völkerung des  Westens  und  der  Ansiede- 
lungskommission einleiten  sollen,  und  hat 
ein  Abkommen  mit  dein  Aussehuss  für 
Wohlfahrtspflege  auf  «lern  l-ande  getroffen, 
«lemznfolge  dersolh«>  «lurch  sein  ( >rgnn 
-  Kl«»ine  D<>i*fzeitung  für  'las  Bekanntwerden 
unserer  östli«-h«>n  Ansi.-dolung'-thätigkeit  in 


;  den  zahliviehen  Bau«»ru«K>rf««r  «l»»s  W«-steiis 
!  sorgen  soll,  aus  denen  s«t  mancher  abgefun- 
1  «len«1  Bauernsohn  in  «las  lieiiachbarte  Indu- 
striegebiet oder  ins  Ausland  geht,  «»hin»  «hiss 
♦•r  l*-i  der  völligen  Pnltckanntschaft  mit  «l»»n 
Wirtschaftsverhältnissen  und  [/elx'nshedin- 
gungen  des  <  Mens  auch  nur  in  «ler  l^age 
gewesen  ist.  «ler  Krage  jiraktis«h  naher  zu 
treten,  «th  sich  in  «len  leicht  em'ichbaren 
<  Mprovinz«>n  «I««s  Staates  nicht  «lie  Möglich- 
st des  Verhl«'il>ens  in  «l««m  ei*erhten.  adi- 
tungswerten  un«l  wichtigen  Beruf  des  selh- 
stän«litr«»ti  lümllich«>n  Kh'inhesitzers  bietet. 
Man  glauht  jetzt  mehr  als  früher  dazu  be- 
rechtigt zu  sein,  für  unseren  Osb*n  «"ff ent- 
lieh Ansieilh'r  zu  werben,  weil  jetzt  schon 
auf  «>ine  günstig«'  Kntwickelnng  «ler  bis- 
herigen Ansied«'lung  hingewiesen  wenl»»n 
kann.  Auch  ist  mau  nunmehr  mit  Vei- 
messungsirtieiteii  und  «ler  zwischenzeitlich»  !! 
lainl wirtschaftlichen  Vorlteroituug  «ler  Güter 
bis  zu  einem  Stande  vorgeschritten,  in  n 
ohne  rebei-stürzung  und  deren  schädlich«' 
K«>lg««n  «Ii»-  Ansctzimg  »•in««r  grösseren  A r  1  - 
si«««llerzi»hl  als  der  bish.rigen  Durchschnitt— 
zahl  von  jährlich  •_'<m>  Kamilieii  Ic  hnis.  h 
«bu-ehführltar  ist. 

Hat  sich  nun  bei  «ler  Kommission  »  in 
Ansi»^l»'lungsliistitrer  gemeldet  un«l  sind  «lie 
einleitend'-n     Geschäft»'     abgewickelt.  *o 

wenleii     ilies<'in     s»>iueii    Wünscl  'iit- 

spivcheml  Ansie«lelumrsgüter  nach-. 'wiesen. 
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über  deren  Erwerb  er  frei  entscheiden  |  werte  von  11347  M.  Unter  Hinzurechnung 
kann,  worauf  dann  die  Kaufverhandlungen  i  der  Landverwendung  für  Öffentliche  Zwecke 
und  der  Kaufabsbehluss  erfolgen.  !  mit  reichlich  5°.o  der  vergebenen  Fläche 

In  dieser  Thätigkeit  ist  die  Ansiede- .  stellt  sich  der  Gesamtumfang  des  ver- 
lungskommission  bis  jetzt  soweit  vorge-  j  gebenen  Landes  auf  rund  43,300  ha,  ilas 
schritten,  dass  es  am  Schlüsse  des  Jahres  I  sind  etwa  44.3  °'o  des  Gesamterwerbes  von 
imi    2342    begebene    Ansied lerstellen  in  |  07,<>89  ha. 

der  Gesamtgi-össe  von  41  044  ha  und  im  Im  ganzen  sind  von  der  Kommission 
Werte  von  20575  027  M.  gab.  Mithin  ent-  bereits  3263  Stellen  in  der  Grösse  von 
fallen  ilurchsehnittlich  auf  einen  Ansiedler  57  177  ha  und  im  Werte  von  37  810803  M. 
17.5  ha  mit  einem  fiskalischen  Selbstkosten-  ausgelegt,  von  denen 

«8  Stellen  der  Größenklasse 
523 

613  „ 
596  r 

463 

88  ,. 

Da  nun  die  Grosse  der  vergel>enen  Stellen  unter  Berücksichtigung  ihrer  reeht- 
liehen  Form  beträgt 


0-öha  5-10  ha  10- 15 ha  15-20 ha  20-25  ha  25-50 ha  50-120 ha  üb.  120ha 


bei  Rentengütern 

273 

407 

435 

376 

245 

279 

68 

13 

bei  Pachtgütern 

43 

78 

58 

29 

10 

23 

6 

bei   Gütern  zu 

freiem  Eigent. 

2 

2 

2 

8 

1 

Zusammen 

367 

49o 

495 

407 

257 

310 

75 

14 

so  sind  gegenwärtig  nnvergeben  161  Stellen 

in 
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120 
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von   o  bis  5  ha  angehören. 

»     IO     r  »5  n 

,     '5     -  20  „ 

r     20     *  25  „ 

*     25     „  50  „ 

r     5°  '2°  n 

Uber  120  „ 


Mit  den  2342  Ansiedlern,  von  denen 
'J18Ö  evangelischer  und  157  katholischer 
Konfession  sind,  sind  insgesamt  IOHOO 
Deutsche  in  «1« -11  Ostprovinzen  derartig  an- 
gesetzt worden,  dass  sie  zu  etwa  07  "0  in 
geschlossene»  Massen  wohnen.  so  dass  sie 
in  der  Lige  sind,  ein  ihren  Gewohnheiten 
entsprechendes  kommunales  Leben  zu  ent- 
wickeln. Die  Hcimatsprovh)/.  dieser  Zu- 
zügler war 


bei    14  Ostprcnssen 
.154  Westpreussen 
..   276  Hrandenbnrg 
.,    159  Pommern 
„   545  Posen 
„    150  Schlesien 
«7  Sachsen 
7  S<  hlcsw.-Holst. 


bei 

-• 
■ 


4S  Hannover 
277  Westfalen 
2S  Hessen-Nassau 
57  Kheinprovinz 
01  Württemberg 
2  Bayern 
i  1  Ballen 


82  waren  russische  Rückwanderer  und  84 
gehürteu  auilercn,  nicht  genannten  deutschen  ' 
Staaten  an.  sc  dass  also  !><)!»  oder  42.0  0i'| 
aus  den  Ansicdlcrproviu/.cn  selbst  stammten  ; 
und  134.'t  o<ler  57.4  %  v-m  auswärts  zuge- 
zogen sind. 


Aber  wenn  die  Auflassuug  und  damit 
der  Kaufabschluss  erfolgt  ist,  so  darf  noch 
keineswegs  der  junge  Ansiedler  aus  der 
Aufsicht  der  Kommission  eutlasseu  werden, 
vielmehr  erwachsen  dieser  auch  fernerhin 
umfangreiche  Arbeiten.  Da  ist  zunäelist  die 
Ordnung  vier  (iemeiudeverhältnisse  in  An- 
griff  zu  nehmen.  Die  bisherigen  Guts- 
bezirke sind,  wenn  die  Ansiedelung  weit 
genug  vorgeschritten  ist,  in  Landgemeinden 
umzuwandeln,  den  Kirchen-  und  Sclndvei- 
haltnissen  muss  Rechnung  getragen  werden 
und  durch  Einrichtung  von  Postagent ureii 
und  Eröffnung  von  Haltestellen  auf  den  be- 
stehenden Eisenbahnen  sind  Yerkehrser- 
leichtermigen  zu  schaffen. 

Aber  auch  die  privatwirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse der  Ansiedler  bedürfen  der  Für- 
;  sorge  der  Behörde.  Kommt  es  doch  darauf 
an.  sowohl  in  technischer  wie  in  organi- 
satorischer Beziehung  zeitgoinässe  bäuer- 
liche WirtschaftsverhäJtnisse  zu  scliaffeu. 
Die  Ansiedelungsgüter  müssen  zum  wirt- 
soliaftüchen  Muster  und  Mittelpunkt  für  ihr»* 


Digitized  by  Google 


Ansiedelungsgesetz.  Preussisi hes,  für  Posen  und  Westpreussen  383 


Umgebung  werden,  daher  kann  denn  auch 
«•ine  Kolonisationsbehörde  nicht  achtlos  vorbei- 
gehen an  Fragen,  wie  denon  der  Ueber- 
tragung  gemeinsamer  wirtschaftlicher  Auf- 
gaben an  die  ländlichen  politischen  Oe- 
ineinden,  der  zweckmässigen  Regelung  des 
Warenbezuges  und  Warenabsatzes  landlicher 
Kleinbesitzer,  der  gesunden  Ausgestaltung 
ihres  Kreditwesens,  überhaupt  «1er  Weehsel- 
lieziehungen  zwischen  dem  ländlichen  Grund- 
besitzer und  der  kapitalistisch  arbeitenden 
<  i  eschäftswelt.  der  F«>rdertmg  vernachlässigter 
Zweige  der  Wirtschaft,  wie  des  Obstbaues, 
«ler  Geflügelzucht  und  Viehzucht  überhaupt. 
Das  Gebiet  aber,  auf  dem  der  Hauptteü 
«lieser  Organisationsarlteit  sich  zu  vollziehen 
hat,  ist  naturgemäss  das  des  Genossenschafts- 
wesens. Die  Starke  des  Kleinbesitzers  beruht 
bekanntlich  darin,  dass  er  im  wesentlichen 
die  zur  Bewirtschaftung  seiner  Stelle  er- 
forderliche Arbeit  selbst  und  mit  seiner 
Familie  leistet  und  jeder  Vorgang  in  der 
Wirtschaft  sich  unter  den  Augen  des  selbst 
interessiert« -u  Eigentümers  vollzieht,  ein 
Umstand,  der  ihm  bei  faltender  Konjunktur 
in  steigendem  Masse  einen  wirtschaftlichen 
Vorspning  vor  dem  grösseren  Besitzer  ver- 
leilit.  Seine  Schwäche  dagegen  liegt  auf 
dem  Gebiet«'  der  Aneignung  und  Ausnutzung 
technischer  Fortschritte,  der  Ueliersteht  über 
die  Markt  Verhältnisse  Wim  An-  und  Verkauf 
und  der  entsprechenden  zwtvknnissigen  Aus- 
nutzung des  Faktors,  mit  dein  im  landwirt- 
scliaftlichen  Grossist  riefte  heute  die  grössten 
Erfolge  erzielt  wertlen.  des  flüssigen  Be- 
triebskapitals. Diese  S«-h  wache  auszugleichen 
ist  eine  «ter  Hauptaufgaben  des  (ienossen- 
sehaftswosens. 

Wollte  «lasseihe  nun  anfangs  in  den 
Ansiedlergemeinden  wenig  g«'d«*ihen,  so  ist 
in  «lieser  Hinsieht  jetzt  ein  wesentlicher 
Umschwung  erfolgt,  der  zum  Teil  der 
rührigen  Thatigkeit  von  Pfarrern.  Kreis- 
sehulinsp«>ktoreu.  L«'hrern  und  angrenzenden 
Gutsbesitzern  zu  vcrdank«»n  ist.  Und  so 
sind  denn  verschiedene  neue  <Ten<*sseti- 
s«iiaftsgründungen  worunter  auch  Uroduktiv- 
genossonschaften,  entstanden.  Spar-  und 
Darlehnskassen  sin«!  an  der  VerU\sserung 
des  ländlicheu  Kreditwesens  thätig.  wetehc 
auch  als  Sparkassen  netten  ihrer  «■rziehliehen 
Wirkung  zur  Barzahlung  von  grossem  Wert 
sind.  Genossenschaftliche  Kaufhäuser,  sowie 
das  nouerrichtete  Kornhaus  in  Janowitz 
arbeiten  «laran.  die  Ansiedler  aus  den  Iiiinden 
solcher  Geschäftsleute  zu  befreien,  die  vor- 
nehmlich in  «len  Ostprovinzen  für  den  l«ind- 
wirt  häufig  Bankier.  Lieferant  des  Wirt- 
schaftsbctlarfs  und  Abnehmer  seiner  Er- 
zeugnisse in  einer  Person  sind  und  dabei 
ihren  eigenen  Vorteil  allzu  gut  auszunutzen 
wissen. 

Das  Kernhaus  zu  Janovitz  ist  als  erstes 


aus  den  Mitteln  des  Gesetzes  vom  3.  .luni 
189fi  im  Sommer  1897  unter  Leitung  der 
Ansiedlungskommission  erbaut  und  im  Herbst 
1897  der  Komhausgenossenschaft.  eingo- 
tragene  Genossenschaft  mit  beschränkter 
Haftpflicht  zu  Janowitz  i.  P..  zum  Betrielie 
übergeben  worden.  Es  ist  halb  nach  dem 
Silo-,  halb  nach  dem  Schüttbodensystem 
erbaut  Eine  kleine  Mühlenanlage,  für  «leren 
Betrieb  die  Dampfkraft  des  Speichere  mit 
ausreicht .  ist  in  den  Speicher  eingebaut. 
D«^r  Arisch] tiss  einer  Genossenschaftsbäckerei 
wird  erwogen.  Di<*  Wahl  der  Bahnstation 
Janowitz  im  Kreis«.'  Zein  als  Standort  de» 
Speichere  erklärt  sich,  abgesehen  davon, 
dass  «1er  Ausiedlungsfiskus  Besitzer  des  an 
die  Stadt  und  «len  Bahnhof  grenzemb'U 
Gutes  Janowitz  ist,  aus  «1er  Thatsache,  dass 
in  der  Umgebung  und  im  wirtschaftlichen 
Zusammenhange  mit  Janowitz  das  grösste 
zum  Teil  no«ii  in  der  Besiedelung  begriffene 
Ansied lungsgebiet.  im  Umfange  von  45 1 M H > 
Morgen,  also  2  Ouadrntmcilen.  zusammen- 
liegt. Die  von  «1er  <  lenossonschaft  ihren 
Mitglte«lern  gezahlten  Preise  halten  sieh 
bisher  stets  um  mehrere  Mark  für  die  Tonne 
über  «Jen  Pivisen  gehalten,  die  dem  Klein- 
Landwirt  vom  örtlichen  Gctreideliandel  ge- 
zahlt worden  shul.  Eine  Unterstützung 
findet  «lies«;  (i«>n<issensehaft  bei  «lein  Fiskus, 
«l«*r  in  seiner  Eig>'iischaft  als  B«-sitz«T  der 
umliegenden  Güter,  die  noch  im  grosswirt- 
schaftliehen  Itetriobo  sich  l>»*fin<lcn,  als  Mil- 
glied  Iteigetivten  ist. 

Des  feruetvn  existieren  im  Ansiedclungs- 
gi  biet  7  Mtdkeroigenossensi'liaften  und  eine 
Bn-nneieigeiiossenscliaft.  Die  Gründung 
mehrerer  ähnlicher  Untemelunungen  sb.'ht 
zu  erwarten. 

Ein  weiterer  Umstand,  der  «ler  genossen- 
schaftlichen  Organisation  besonderen  Weil 
verleiht,  ist  <|er.  «lass  in  ihr  nähere  Ite- 
zi«iinngen  angeknüpft  werden  zwischen  «len 
Ansiedlern  und  den  in  «ler  Näh«'  bereits 
früher  angesessen«*!!  deutschen  Bau«rn  und 
(irun«lbesitz«  rn.  W«*nn  «)hiiehin  «ler  typische 
Wi«lorwille.  mit  «lern  nach  den  Erfahrungen 
«ler  Kolonisiticnsgeschichte  der  Altange- 
wsst'iie  dem  benachbarten  Neusiedler  an- 
fangs zu  iH'gtgnen  pflegt  und  der  meistens 
auf  «ler  Befürchtung  von  griVssc  ivn  Armen- 
inid  sonstigen  k« 'minimalen  Josten  beruht, 
gegenüber  d«-n  Kolonisten  der  Ansiedluugs- 
kommissiou  bei  der  ausgiebigen  Fürsorge 
für  «ler»'ii  «"•fteiitlich-rechtlieho  Verhältnisse 
s««hr  zurückzutreten  pflegt,  so  bildet  neben 
der  Kirche  «las  (teiiossenschafts-  und  Ver- 
einswesen  sichtlich  das  Feld,  auf  «lern  sich 
«lie  weilen-  Annäherung  und  Vers«  hinolzung 
«lieser  beiden  Element«"  vollzieht  und  «lie 
Anregungen  gcnuinim-n  wenten,  welche  die 
Kleinwill«-  zu  einem  h«"her  entwickelt«-!! 
W i rt s-  haf t-lel h «n  f  ü hren . 
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Dank  dieser  oi-ganisatorischen  Arbeit  und 
Fürsorge  gestaltet  sich  de,nn  auch  die  Lage  der 
Ansiedler  immer  günstiger,  so  dass  man 
nunmehr  nach  einer  zehnjährigen  Thätigkeit 
auf  dorn  Gebiete  der  inneren  Kolonisation 
ohne  Zweifel  von  guten  Erfolgen  sprechen 
kann.  Wo  die  Ansiedler  noch  durch  Schulden 
aus  früheren  Jahren  gedrückt  wurden,  haben 
sie  dieselben  in  neuerer  Zeit  in  stets 
wachsendem  Masse  getilgt.  Nattirlich  fehlt 
es  auch  nicht  an  Ausnahmen,  jedoch  sind 
Konkurse  immerhin  eine  Seltenheit  und  es 
ist  vielmehr  Kegel,  dass  die  Ansiedelungs- 
güter  in  ihrer  Viehhaltung  durch  wohl- 
gebaute, leistungsfähige  Tiere,  in  ihrer  Feld- 
wirtschaft durch"  wohlbestellte  Getreidefelder 
sich  auszeichnen. 

Die  Hebung  der  Viehzucht  wird  durch 
Einrichtung  von  Bullenstationen  auf  den 
Ansiedlungen  und  dadurch  bewirkt,  dass 
den  Ansiedlern  im  Abzahlungsgescliäft  aus 
den  Beständen  der  Ansiedlungsgüter  Kühe 
und  Färsen  überlassen  werden,  so  dass  der 
Grund  für  eine  erfolgreiche  Kindviehzucht 
gelegt  ist,  die  namentlich  unter  dem  Einfluss 
der  bäuerlichen  Sammelmnlkcreicn  rasch  auf- 
zublühen verspricht. 

Auch  die  Sehweinehaltung  und  die  Ge- 
flügelzucht, die  für  Innerlichen  Besitz  vor- 
nämlich  geeigneten  Ei-werbszweige.  zeigen 
gute  Fortschritte. 

Der  Gesainteindruck ,  den  man  aus  den 
jährlichen  Geschäftsberichten,  die  dem  Land- 
tage der  preussischen  Monarchie  vorgelegt 
werden  müssen,  gewinnt,  kann  nur  ein 
günstiger  sein.  Aber  es  wird  auch  ersicht- 
lich, dass  wir  auf  dem  Gebiete  der  inneren 
Kolonisation  uns  erst  im  Anfangsstadium 
befinden.  Und  wenn  mui  die  Denkschrift 
über  das  Jahr  1897  zeigt,  dass  von  den 
100  Millionen  bereits  80  Millionen  Mark 
verbraucht  sind,  so  dass  zu  neuem  Lind- 
erwerb  Mittel  nicht  mehr  zur  Verfügung 
stehen,  da  von  dem  verbleibenden  Rest  die 
Kosten  für  die  noch  nötige  Regelung  der 
fKditischen  und  wirtscliaftlichon  Verhältnisse 
der  gekauften  Liegenschaften  bestritten 
werden  müssen,  so  erhellt  daraus,  dass  eine 
abermalige  Bewilligung  von  100  Millionen 
Mark,  wie  sie  das  Gesetz  vom  20.  April 
isf»s  gehracht  hat,  diuvliaus  notwendig 
war,  damit  eiumal  Begonnenes  auch  zu 
günstigem  Ausgang  geführt  werden  kann. 

Jdtteratur:    Sertttfß.  lHe  in  uff  K<d»ni*nti«n  im 
ilUliclini  Drnttchlititd,  Lri/ni'/  —  C.  Lücke. 

Die  dent«ehen  Ansiedeln iiyrii  in  WegtoreunKen 
und  /Wh,  Itrrliu  /.yy/.  —  Soknrey  ,  Line 
Wanderjnhrt  durch  dir  dr tttrilf  n  .1  uriedrhuiiju- 
gebiete,  Berlin  M.V.  -  l>r  Ii  k  it  <■  h  r  ift  e  n  iiher  die 
.Uwjiihi-Huij    der  r»m    JH.    April  IS.St',, 

betreffend  die  Itrf/inhnt  n<j  deutscher  An.-irde- 
tuiujen  in  den  Pn>ri,r.e„  HV.^iiri/Mfii  und 
''<>*<■»■  H.  Sekuttze. 


AnBiedelnngsgesetzgebniig. 

Puter  Ansiedelung  versteht  das  preussi- 
sche  Verwaltungsrecht  die  Errichtung  einer 
neuen  Wohnstätte,  mag  diese  Errichtung 
durch  eine  im  Gemeindebezirke  bereits  wohn- 
hafte oder  durch  eine  neuanziehende  Person 
erfolgen.  Die  Ansiedelung  in  diesem  Sinne 
bildet  den  Gegenstand  einer  dem  preussi- 
schen  Staate  eigentümlichen  Gesetzgebimg, 
welche  mit  der  Gesetzgebung  über  die 
Parzellierung  von  Grundstücken  und  die 
Verteilung  der  auf  parzellierten  Grund- 
stücken ruhenden  öffentlichen  Ijastcn  im 
Zusammenhange  steht.  Durch  «las  Edikt 
vom  9.  Oktober  1H07  betreffend  den  erleich- 
terten Besitz  und  freien  Gebrauch  des  Grund- 
eigentums und  das  Kdikt  zur  Beförderung 
der  Iiandeskidtur  vom  14.  SeptemWr  iNll 
war  die  Zerteilung  der  Grundstücke  und 
die  Gründung  neuer  Ansiedelungen  dem 
freien  Ermessen  des  Eigentümeis  auheim- 
gegekui  und  nur  eine  Anzeige  bei  derLandcs- 
i>olizeil)ehörde  erfordert  worden,  beide  Gesetze 
hatten  es  aber  unterlassen,  die  aus  solchen 
Veränderungen  für  die  Teilnalune  an  den 
ljasten  der  Gemeinden  und  der  sonstigen 
öffentlich  -  rechtlichen  Verbände  sich  erge- 
lienden  Folgen  zu  regeln,  weil  sie  von  der 
ausgesprochenen  Voraussetzung  ausgingen, 
dass  die  Abgalten  des  platten  Landes  direkt 
oder  indirekt  bloss  j>ersönlielie  sein  würden. 
Da  sieh  diese  Erwartung  nicht  erfüllte,  viel- 
melu-  die  auf  dem  System  des  geschlossenen 
Grundl>esitzes  beruhenden  alten  Gemeinde- 
verfassungen  mit  ihren  meist  auf  Besitz- 
klassen gegründeten,  nach  dem  Herkommen 
in  mannigfaltiger  Art  gestalteten,  im  Laufe 
der  Zeit  zu  Reallasten  gewordenen  Abgalten 
und  Leistungen  bestehen  blieben,  s»>  er- 
wuchsen bei  Verteilung  dieser  Lasten  aus 
dem  Mangel  gesetzlicher  Vorschriften  zahl- 
reiche, durch  Zweifel  iuVr  die  Kompetenz 
der  beteiligten  Behörden  vermehrte  Schwie- 
rigkeiten, welche  zu  Klagen  sowohl  bei  den 
Behörden  als  auf  den  seit  dem  Jahr».'  lH'2'.i 
eingerichteten  Provinziallandtngon  führten. 
Aus  den  infolgedessen  eingeleiteten  Verhand- 
lungen, bei  welchen  mehrere  Provinzialhe- 
hörden  und  Previuziallandtage  mit  dem 
Wunsch»'  einer  gesetzlichen  Regelung  der 
Abgalwnverteilung  weitergeh.'nde  Anträge 
auf  Beschränkung  der  Parzellierungsfreiheit 
ülK>rhaupt  oder  doch  »I»t  Anlegung  neuer 
I  Etablissements  ausserhalb  »ler  Dörfer  ver- 
!  banden,  ging  »las  Ges.  vom  .'1.  Januar  1S4"> 
•  betreff»-!!»!  die  Zerteilung  »ler  Grundstücke 
i  und  die  Gründung  neuer  Ansiedelungen  her- 
vor. Der  Geltungsbereich  dieses  Gesetzes 
beschränkte  sich  auf  die  Provinzen  Preussen. 
Brandenburg.  Pommern  mit  Ausnahme  von 
i  Xeuvor|M>inmcrn  für»licseu  letzteren  Lan- 
|  desteil  wurde  später  das  (b  setz  mit  den  durch 
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die  abweichende  Hypotheken-,  Kommunal-  \ 
und  Polizeiverfassung  bedingten  Aenderungen ; 
durch  Ges.  vom  2b.  Mai  lN.">b  eingeführt  — 1 
Schlesien,   Posen  und  Sachsen.     Für  die 


entstanden,  auch  diese  tragen.  In  dem 
Falle  zu  1  war  ferner  eine  von  dem 
Laudrat.  in  Stadtkreisen  von  dem  Magistrate 
zu  erteilende  Ansiedelungsgenchmigung  er- 


Provinz Westfalen,  in  welcher  die  Gemeinde-  ,  forderlieh.  Diese  Genehmigung  konnte  ver- 
lasten  regelmässig  nach  dem  Massstahe  der  ■  sagt  werden,  wenn  von  der  Ansiedelung 


direkten  Staatssteuein.  der  eine  besondere 
Regelung  bei  Grünst üeksteilnngen  entbehr- 
lich machte,  aufgebracht  wurde»,  erging  die 
lediglich  auf  die  Gründung  neuer  Ansiede- 


lungen bezügliche 
Juli"  1S15. 

Das  Ges.  vom  3 


Gefahr  für  »las  Gemeinwesen  zu  besorgen 
und  die  polizeiliche  Beaufsichtigung  mit 
ungewöhnlichen  Schwierigkeiten  verbunden 
war.  Dies  sollte  besondere  in  dem  Falle 
angenommen  werden,  wenn  die  neue  An- 
siedelung von  anderen  bewohnten  Orten  er- 
vom  3.  Januar  1S4."»,  dessen !  heblich  entfernt  oder  sonst  unpassend  be- 


Vcrordnung    vom  lt. 


Bestimmungen  durch  das  die  Parzellierungen  legen  war  und  zugleich  ihrem  Besitzer  die 


Mittel  nicht  gewährte,  sich  davon  als  Acker- 
wirt, als  Gärtner  oder  vermittelst  eines  mit 
dem  Grundstücke  zu  verbindenden  Goworlie- 
l)etriebs  selbständig  zu  ernähren.  Notorisch 
unvermögenden  oder  bcseholtenen  Personen 
war  in  solchem  Falle  die  Ansiedelung  in 
bände,  Baunlätze,  Hofstellen  und  Gärten  :  der  Regel  zu  versagen.  Wenn  durch  die 
innerhalb  einer  Stallt  oder  Vorstadt.    Es  Ansiedelung  l**naehharte  Gemeinden,  Forst- 


und  Ansiedelungen  erleichternde  Oes.  vom 
24.  Februar  IS.jO  eine  vorübergehende,  durch 
das  Ges.  vom  24.  Mai  1K53  grösstenteils 
wieder  beseitigte  Al«lnderung  erfuhren, 
unterwarf  seinen  Vorscliriften  alle  Arten 
von  Grundstücken  mit  Ausnahme  der  Oo- 


UU( 
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ntzer     benachteiligt  worden 
sollten    dieselben    vor  Oe- 

sowie  die  Verteilungsgrundsätze  und  endlich  stattuug  der  Ansiedelung  mit  ihrer  Er- 
die  Gründung  neuer  Ansiedelungen.    Fürklärung  gehört  werden.  rnboseh 


regelte  die  Form  der  Parecllienuigsverträgi 
das  Verfahren  bei  der  Ahgabenverteilung  ]  konnten ,  so 


ldung 

diese  letzteren  ergab  sich  aus  dem  Ges. 
vom  3.  Januar  1H45  in  Verltindung  mit  den 
abändernden  und  ergänzenden  Bestimmungen 
der  Oes.  vom  24.  Februar  1 S "j< »  und  24.  Mai 
1853  folgender,  im  wesentlichen  mit  den  für 
die  Provinz  Westfalen  erlassenen  Vorschriften 
im  Einklang  stehender  Rechtszustand: 

Als  Gründung  einer  neuen  Ansiedelung 
wurde  angesehen,  wenn 

1)  auf  einem  unbewohnten  Grundstück, 
welches    nicht    zu    einem  anderen 


badet  der 

Befugnis  der  zuständigen  Behörden,  aus 
diesen  jiolizeilichen  Gründen  die  Ansiede- 
lungsgenehmigung zu  versagen,  war  ferner 
der  Ortsobrigkeit  und  der  Gemeinde  ein  auf 
der  Besorgnis  vor  einem  Anwachsen  der 
Armeulast  beruhendes  Widerspruchsreeht 
eingeräumt.  dessen  Geltendmachung  die 
Versagung  der  Genehmigung  zur  Folge 
liattc,  wenn  nicht  der  Ansiedler  den  Nach- 
weis zu  führen  vermochte,  dass  er  hiuläng- 


.  |  Hehes  Vennögen  sowohl  zur  Ausführung  des 
»»  Enm-htimg  der  Wüischaft 

Wohngebäude  errichtet  werden  sollen, 1 
2)  ein  solches  Grundstück,  auf  dem  sich 
bereits  Wohngchäudc  befinden,  vom 


Im  I^aufe  der  Jalu-e  trat  die  Reformbe- 
dürftigkeit  dieser  Gesetzgebung  mehr  und 
mehr  hervor.    Die  Vorschrift,  dass  vor  Re- 
gulierung der  Abgaben  und  der  sonstigen 
!  öffentlich-rechtliche»  Verhältnisse  einer  neuen 
!  Ansiedelung  der  Baukonsens  nicht  ausge- 
händigt werden  dürfe,  erwies  sich  als  eine 
,  so  drückende,  bei  der  Weitläufigkeit  des 


Hauptgute  abgetrennt  und  nicht  einem 
anderen  schon  bewohnten  Grundstück 
zugeschlagen  wird. 

In  beiden  Fällen  mussten.  und  zwar  in 
dem    Falle  zu   1.  vor  Erteilung  des 

Baukonsenses    diejenigen    Verhältnisse  j  Regulierungsverfahreiis  einem  Verlöte  der 

Ansiedelung  so  nahe  kommende,  dass  sich 
die  Behörden  häufig  zu  einer  laxen  Hand- 
habung des  Gesetzes  genötigt  sahen.  Es 


festgestellt  werden,  welche  aus  der  Grün 
dung  einer  neuen  Ansiedelung  in  Beziehung 
auf  den  Gemeinde-,  Kirchen-  und  Schulver- 
band oder  andere  dergleichen  Verbände  ent-  <  erschien  ferner  unbillig,  dem  Ansiedler  neben 
springen.     Dabei  mussten  die  neuen  An- '  den  ihm  nach  Gesetz  oder  Observanz  ob- 
siedler  nicht  bloss  in  Beziehung  auf  diese  j  liegenden  Abgaben  und  Leistungen  an  die 

Gemeinde,  Kirche,  Sehlde  etc.  auch  noch 
die  besonderen  Unkosten,  welche  durch 
seinen  Hinzutritt  diesen  Verbänden  er- 
wuchs*'!», aufzubürden,  da  er  doch  auf  be- 
sondere Veranstaltungen  überhaupt  keinen 
Anspruch,  auf  die  allgemeinen  Vorteile  der 
Gemeinde-,  Kirchen-  und  Schuleinrichtungen 


Verbändo  alle  diejenigen  Abgaben  und 
Leistungen  übernehmen,  welche  nach  der 
Verfassimg  oder  Ortsobservanz  solche»  Mit- 
gliedern der  Gemeinde  oblagen,  denen  sie 
nach  Massgabe  ihrer  Besitz-  oder  sonstigen 
Verhältnisse  beizuzählen  waren,  sondern 
ausserdem,  wenn  durch  ihren  Zutritt  dem 


Gemeinde-,  Kirchen-,  Schul-  oder  sonstigen  !  aber  denselben  Anspruch  hatte  wie  jeder 
Verhande  besondere  Unkosten  oder  lösten  |  andere  Ortsbewohner.  Vor  allem  aber  war  es 

,ften.  Zwoile  Aufl»Rc.   J.  25 
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das  »U  m  Gesetz  vom  3.  Januar  1x4."»  ursprüng- 
lich fremde,  um-  in  der  für  «lie  Provinz 
Westfalen  erlassenen  Yeronlnung  vom  11. 
Juli  1*4"»  enthaltene  und  eist  durch  «las 
Gesetz  vom  '24.  .Mai  l S."j: t  in  den  Geltungs- 
Iton-nh  des  Gesetzes  vom  3.  Januar  1*4."» 
eingeführte  Hecht  <li*r  Genieinden,  gegen 
ein«-  neue  Ansiedelung  wegen  •  l«*r  Besorgnis 
einer  künftigen  Vermehrung  der  Arnienlast 
Wid«  inj  hui  h  einzulegen,  welches  lebhafte 
Anfechtung  erfuhr,  weil  es  «Irr  von  d«u 
Kcfornig«'setzgebung  zu  Anfang  <li<*s»-s  Jahr- 
hunderts verfolgten  Tendenz,  «lein  kloinen 
Manne  zur  Ycrl»cssvrung  der  eigenen  Exi- 
stenz und  zur  Yerm«'hrung  der  für  den 
Aekerhau  verwondl>aivn  Arbeitskräfte  den 
Erwerb  von  Grundeigentum  möglichst  zu 
erleichtern,  zuwiderlief,  auch  mit  dem 
Reiehsgesetzo  ülter  die  Fivizügigkeit  vom 
1.  November  1*07  schwer  veivinbar  war. 
So  Miellen  als  l»cixul»cha]tcnde  Vorschrift«'!! 
des  Gesetzes  vom  3.  Januar  1*4."»  nur  die- 
jenigen übrig,  nach  welchen  die  Erlaubnis 
zu  einer  neuen  Ansiedelung  aus  polizei- 
lichen Gründen  versagt  werden  konnte 
und  auch  hinsichtlich  dieser  schien  es  rat- 
sam, das  Ermessen  der  Behörden  in  engen"" 
Schranken  einzuschliessen  und  iluv  Knt- 
scheidungeu  der  vei-waltungsgerichtliehen 
Kontndle  zu  unterwerfen.  Bei  Handhabung 
«liesei'  jtolizei  liehen  Bestimmungen  hatte  sich 
al<er  auch  «'igelten,  dass  sie  nach  anderer 
Kichtung  hin  einer  Erweiterung  und  Ver- 
schärfung bedurften.  Ks  hing  dies  mit  der 
in  dem  Gesetz  vom  3.  Januar  1*1"»  gege- 
benen Begriffsltf'stimniung  der  genehmigungs- 
pflichtigen neuen  Ansiedelung  zusammen. 
Da  als  solche  die  Errichtung  von  Wohn- 
gebfluden  auf  einem  unbewohnten  Grund- 
stüek  nur  «lann  galt ,  w  e  n  n  d  i  c  s e  s 
Grundstück  nicht  zu  einem  an- 
deren bereits  bewohnten  Grund- 
stück  gehörte,  so  konnte  es  vorkommen 
und  kam  nicht  selten  vor.  dass  der  Eigen- 
tümer mehrerer  auf  dems«'llien  Folium  des 
Hypnthekcnbuchs  eing.'ti-agenen  und  nur 
ein  Grundstück  im  re«litliclien  Sinne  bil- 
denden Grundflächen  auf  ein«m  von  dem 
ilauptgute  und  von  auden'ii  bewohnten 
(imndstücken  weit  entfernt  belegenen 
<TrundstückstciIe  ein  Wohngebäude  errich- 
tete, ohne  d«>r  Ansiedolnngsgcnehmigung  zu 
bedürfen  und  demnächst  die  Parzelle  mit 
dem  Wohngebaud*'  weiter  verkaufte.  Ks 
erschien  «laher  g«boten .  den  Begriff  der 
genehmigungspflichtigen  neuen  Ansiedelung 
in  der  Wei>c  zu  bestimmen,  dass  nur  die 
örtliche  I^atre  der  zu  bebauenden  Grund- 
fläche entscheidend  wurde,  ihre  ivchfliehen 
Eigenschaften  aber  ausser  Betnicht  blielwn. 
Es  sind  di«'s  die  Erwägungen,  welche  zu 
der  Neuordnung  des  Aiisi"«b'lungswesens 
durch  das  gegenwärtig  in  Kraft  stehende 


Gesetz  vom  2">.  August  1  S7<>.  betr.  die  Ver- 
teilung der  öffentlicin  ii  leisten  b«>i  Orund- 
stücksteilungen  und  die  Gründung  neuer 
Ansiei|ehing«'ii  in  «leii  Provinzen  Prcusson, 
Hrandenbuig.  Pommern.  Posen.  Schlesien, 
Sachsen  und  Westfalen  führten. 

Das  genannte  Gesetz,  welches  seinem 
ganzen  Inhalte  nach  für  die  sechs  östlichen 
Pn>vinz«'ii  an  die  Stelle  der  Ges.  vom  3.  Ja- 
nuar 1*1."»,  21.  Februar  lSäi»,  24.  Mai  1S">3 
und  2»j.  Mai  1  *."><>  und  soweit  es  sich  auf 
die  Gründung  neuer  Ansiedelungen  l»ezioht, 
für  di.«  Pmvinz  Westfalen  an  die  Stelle  der 
Veiv.nlu.  vom  11.  Juli  1*4."»  getreten  ist,  hat 
von  den  drei  Materien.  welche  das  Ges.  vom 
3.  Januar  1S4.">  behandelte,  der  Form  «ler 
Parz<'llierungsvorträgo,  der  Verteilung  der 
Abgaben  und  der  Gründung  neuer  Ansiede- 
lungen nur  die  beiden  letztgenannten  einer 
Neuivgelung  unterzogen,  w«'il  die  erstge- 
nannte bereits  «Im« -h  «las  Ges.  vom  5.  Mai 
1*72  über  die  Form  der  Verträge,  duiih 
welche  Gnuulstücke  zerteilt  wenlen.  ihre 
Erledigung  gefund«'n  hatte.  Hinsichtlich  der 
Ansiedelung«1!!  bestimmt  das  Gesetz,  dass, 
wer  a  u  s s e'r halb  e i  n e r  i  m  Zusa m  in  e  n  - 
hange  gebauten  Ortschaft  ein  Wohn- 
haus errichten  oder  ein  schon  vorhanileties 
Geklnde  zum  \V«thnhause  einrichten  will, 
hierzu  einer  von  der  Oiispolizeiliehönle  zu 
erteilenden  Ansiodelungsgonehmignng  be- 
«larf.  vor  «leren  Aushändigung  die  jtolizoi- 
liche  Bauerlaubnis  nicht  erteilt  wenlen  darf. 
Ausgenommen  von  dieser  Bestimmung  sind 
Wohnhäuser,  welche  in  den  Grenzen  eines 
festgestellten  Bebauungsplans  «xlerauf  einem 
bereits  bebauten  Grundstücke  im  (räum- 
lichen) Zusammenhangt?  mit  U-wohnten  Ge- 
bäuden errichtet  oder  eingerichtet  wenlen 
sollen.  Die  Ansiedelungsg«'nehniigung  muss 
versigt  werden,  wenn  der  Platz,  auf  welchem 
die  Anspielung  gegründet  wenlen  soll,  nicht 
durch  einen  jederzeit  offenen  Weg  zugäng- 
lich oder  die  Beschaffung  eines  solchen 
Weges  gesichert  ist,  sie  kann  vorsagt  wenlen, 
wenu  in  einem  näher  gengelten  Aufgebots- 
und Eiiispruehsverfahroii  von  dem  Eigen- 
tümer od««r  XutzungslMi'ivchtigten  eines  be- 
nach Itarten  Grundstücks  oder  «lein  Vorsteher 
des  (iemeiudel)ezirks,  in  welchem  «las  zu 
besiedelnde  Grundstück  Iwlegen  ist.  oder 
einem  der  Vorsteher  ilerjenigen  Genieinde- 
bezirke.  an  welche  dasselbe  grenzt,  Einspruch 
erholten  und  der  Einspruch  «lunh  That- 
sachen  begründet  wird,  welche  die  Annahme 
rechtfertigen,  dass  die  Ansiedelung  den 
Schutz  der  Nutzungen  benach harter  Grund- 
stücke aus  dem  Feld-  oder  Gartonliau,  aus 
der  Forstwirts«-haft,  der  Jagd  «xler  Fischerei 
gefähnlen  werde.  Gegen  den  von  der  Orts- 
polizeibehönl«;  zu  erteilenden  Bescheid  steht 
sowohl  dem  Antragsteller  als  den  Ein- 
sprechenden die   Klage  im  Verwaltunga- 
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stivitv.'rfalii'ii    offen.     Die-*-lhen  Bestim- 
mungen gelten,  wenn  e>  si.  h  um  Anlegung 
einer  Kolonie.  >1.  i.  einer  gnVsen'u  Zahl  von 
Ansiedelungen   im  räumlichen  Zusammen- 
hange liaml.  lt.  mir  dass  hier  mit  dem  An- 
trage auf  Erteilung  der  Genehmigung  ein  , 
Plan   vorzulegen   und  ilarin  nachzuweisen  . 
iist.  in  welcher  Art  die  <  »cmeinde-.  Kirchen- i 
und  S< -h u I v» •  rli ;'U 1 1 » i ss« *  der  K« «l^»nif  treoplnet 
weple»  sollen,  dass  femer  die  Genehmigung' 
v.-rsagt  werden  kann,   wenn   uml   so  lange 
dic*e  Verhältnisse   nicht  dem  öffentlichen 
Interesse  uii'l  d.'ii  bestehenden  gesetzlichen1 
und   statutarischen   Bestimmungen  gemäss 
geordnet  sind  mi<l  dass  endlich  die  Ent- 
s<  heidung  i'Un  i-  den  Antrag  nicht  der  '  uls-  , 
|>olizeil>ehöp|e,  sondern  dem  Kivisausschusse  j 
zusteht. 

Diejonip-n  anderweitigen  Bestimmuntron. 
welche  die  Errichtung  von  Gebäuden  in  der 
Nähe  von  Forsten.  Eisenbahnen,  Chausseen.: 
öffentlichen  Gewässern,  Strömen.  Kanülen. 
Deichet),  Bergwerken,  Pulvermagazinen  und  1 
anderen  Anlap-u  jM.tlizei  liehen  Hexhränknti-  \ 
gen  unterwerfen,  sind  dun-h  das  Gesetz, 
niclit  horühil  wonlen.  Soweit  es  sieh  dabei  1 
um  den  Sehutz  der  Waldungen  treten  Feuers- 
gefahr handelt,  ist  duivh  das  für  den  iranzen 
Umfang  des  Staats  erlassene  Feld-  und  Forst- 
polizoigesctz  vom  1.  April  Inno  bestimmt 
wonlen.  dass,  wer  innerhalb  einer  Entfernung 
von  7"»  Meter  von  einer  mehr  als  1<mi  Hektar 
umfassenden  Waldung  eine  r'euerstello  «t- 
richten  will,  hierzu  einer  <  leuchmiguug  hc- 
darf.  gegen  die  Erteilung  der  ( ieiie|imigung 
von  dem  Waldeip-ntümer  Einspruch  erhoben 
werden  kann  und  üImt  diesen  Einspruch 
von  der  Hehörde  mit  Vorbehalt  der  U-iden 
Teilen  zustehenden  Klage  im  V.-rwaltuntrs- 
>tp-itverfalnvn  zu  entscheiden  ist.  Dieses 
Verfahren  ist.  wenn  zu  der  Errichtung  der 
Feuerstelle  naeh  <lem  (»es.  vom  ■_'.">.  August 
1S7b  eine  Ansiedelungsgenehmigung  erfor- 
derlich ist.  mit  dem  naeh  letzterem  (lesetze 
stattfindenden  Verfall  «vn  zu  verliindeu. 

Bereits    Ix'i    Voi'lieivitlltlg   des  Gesetzes 

vom  2"».  Autrust  1S7U  war  in  Frairc  ge- 
kommen.  ob  das  (' leset z  nicht  aueli  auf  die 
Provinzen  Hannover  und  Schleswig-Holstein 
auszudehnen  sei.  man  hatte  jedoch  hiervon 
in  Ermangelung  eines  hervorgotivtenen  Be- 
dürfnisses Abstand  nehmen  zu  sollen  ge- 
glaubt, zumal  in  diesen  Piovinzen  die  Re- 
gidienmg  der  Grund-  und  Gobäudesteiier, 
welehe  nach  dem  Gesetz  den  Mass.-tab  für 
die  Verteilung  der  übrigen  öffentlichen 
Ijasten  bildet,  noch  nicht  beendet  und  die  j 
Einsetzung  der  Organe  der  Selbstverwaltung, 
deren  Mitwirkung  das  Gesetz  in  Anspruch 
nimmt,  noch  nicht  erfolgt  war.  Als  aber ; 
sjsUer  in  der  Pp»vinz  Hannover  die  Zer- 
splitterung der  Höfe  in  wachsender  Aus- 
dehnung  zugenommen   hatte,  ein  grosser 


Teil  der  noch  unkultivierten  Heide-  und 
Moorfläeheii  durch  Kanalanlagen  für  eine 
intensive  Kultur  erschlossen  und  infolge- 
dessen der  Wunsch  naeh  gesetzlicher  Reform 
des  Ansiodelunsrswesens  pg>'  pnvoplen  war, 
auch  die  früheren  formellen  Schwierigkeiten 
dup-h  Regulierung  der  Grund-  und  Gehäude- 
stciier  und  Einfühlung  einer  Kreisoplnung 
ihre  Erledigung  gefunden  hatten,  erging  das 
Gesetz,  betr.  die  Verteilung  der  öffentlichen 
Lasten  bei  Grundstücksteilungen  und  die 
Gründung  neuer  Ansiedelungen  in  der  Pro- 
vinz Hannover  vom  4.  Juli  1*S7.  Dieses 
tiesetz  sehliesst  sich  dem  Gesetze  vom  -5. 
August  I S~G  aufs  engste  an,  enthält,  aber 
vorsehiiMlene.  dun-h  die  besontlereu  Ver- 
hältnisse der  Ppivinz  motivierte  oder  der 
frühoivn  hannoverscheu  Verwaltungspraxis 
entspprehende  Verschärfungen  der  auf  An- 
sh'dclunp  u  überhaupt  und  auf  Kolonien  ins- 
l>esondeiv  bezüglichen  Vorschriften.  Diese 
Verschärfungen  bestehen,  was  Ansiedelungen 
überhaupt  anbelangt,  in  folgendem: 

1)  Der  Hegriff  des  Wohnhauses  ist  im 
Hinblick  auf  die  in  den  Heide-  und 
Mooplistrikten  der  Pp>vinz  hAufig 
vorkommenden  Ansiedelungen  primi- 
tivster Art  auch  auf  die  aus  Holz, 
Torf.  Sti-oh  und  andoivu  geringen 
liiturnaterialien  angefertigten  Unter- 
kunft sstiUten,  sofern  sie  nur  ilnuernd 
zu  einer  Wohnung  für  Mensdien 
dienen  Hillen,  ausgedehnt  wonlen. 

2)  Der  Weg,  der  zur  Ansiedelung  führt, 
muss  in  der  Regel  ein  fahrbarer  oder 
eine  Scliiffahrtsstnisse  s«'in. 

3)  Die  Ansiedelungsgenehinigung  ist  zu 
versag>-n,  wenn  und  so  lange  die  Ge- 
meinde-, Kirchen-  und  Schul  Verhält- 
nisse der  Ansiedelung  nicht  in  einer 
dem  öffentlichen  Interesse  und  den 
örtlichen  Verhältnissen  entsprechenden 
Weise  geordnet  sind. 

4)  In  den  Mooplistrikten  ist  die  Geneh- 
migung ausserdem  zu  versagen,  so- 
laup'  die  Entwässerung  des  Terrains, 
auf  welchem  die  Ansiedelung  statt- 
finden soll,  nicht  gep'gelt  ist. 

Handelt  es  sich  um  Anlegung  einer  Ko- 
lonie, so  ist  mit  dem  Antrage  ein  Plan  vor- 
zulegen, in  welchem  unter  Beifügung  einer 
Situatioiiszciehiumg  die  im  öffentlichen  Inter- 
esse für  die  Kolonie  erfoplerliehen  Anlagen 
nach  Umfang  und  Art  ihrer  Ausführung 
darzulegen  sind,  die  künftige  Pnterhaltungs- 
pflicht  für  diese  Anlagen  festzustellen  und 
endlich  nachzuweisen  ist,  dass  die  nötigen 
Mittel  zur  oplnungsmässip^n  Ausführung 
und  dauernden  Unterhaltung  derselben  vor- 
handen sind.  Soweit  zur  Herstellung  dieser 
Anlagen  die  anderweite  Genehmigung  einer 
Staatsbehörde  gesetzlich  erfonlcrlich  ist,  ist 
gleichzeitig  die  Erteilung  dieser  Genehmigung 
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nachzuweisen.  Entspricht  der  vorgelegte 
Plan  diesen  Anforderungen  nicht,  so  ist  der 
Antrag  zurückzuweisen. 

Durch  das  aus  der  Initiative  des  Abge- ' 
ordnetenhauses  hervorgegangene  Oesetz  vom 
13.   Juni    1888,   betr.   die   Verteilung  der! 
öffentlichen  lösten  bei  Grundstücksteilungen 
und  die.  Gründung  neuer  Ansiedelungen  in 
der  Provinz  Schleswig- Holstein  wurde  das  j 
Oesetz  von»  4.  Juli  188"  mit  geringfügigen,! 
durch   die   abweichende  Organisation  der' 
unteren  Verwaltungsbehörden  bedingten  AV>- 
äuderungen    auf   die    Provinz  Schleswig- 
Holstein  mit  Ausnahme  des  Kreises  Herzog- 
tum Laueuburg,  in  welchem  der  Oegenstand 
l>ereits  durch  die  leiden  Oesetze  vom  1.  No- 
vember  1874  und  22.  Januar  1X76  geregelt 
war.  übertrageu. 

Für  die  Provinz  Hessen-Nassau  hatte 
die  Regiemug  \>oi  Vorlegung  des  Ent- 
wurfs zu  dein  Oesetz  vom  25.  August 
1876  das  Bedürfnis  einer  Ansiedelungs- 
gesetzgebung verneint,  weil  es  sich  mit 
diesen  IjandesteUen,  in  welchen  schon  seit 
längerer  Zeit  Parzellierungsfreiheit  und  im 
Zusammenhange  damit  eine  grosse  Beweg- 
lichkeit und  Zersplitterung  des  Oruudbesitzes 
herrsche,  ähulich  verhalte  wie  mit  der 
Rheinprovinz,  die  schon  l>ei  deu  dem  Oesetze 
vom  3.  Januar  184")  vorangegangenen  Be- 
ratungen von  vornherein  als  nicht  lieteiligt 
augesehen  worden  sei.  Diese  Auffassung 
wurde  später  verbissen,  es  erging  das  Oesetz 
betr.  die  Orflndung  neuer  Ansiedelungen  in 
der  Provinz  Hessen -Nassau  vom  11.  Juni 
1800.  Der  Orundgedatike  des  Gesetzes  vom 
25.  August  1876,  dass  wenigstens  für  Eiuzel- 
ansiedelimgen  im  Ocgeusatz  zu  Kolonien  die 
Genehmigung  nur  aus  polizeilichen 
Gründen  versagt  werden  dürfe,  war  schon 
in  den  beiden  Gesetzen  für  Hannover  und 
Schleswig  -  Holstein  insofern  aufgegeben 
worden,  als  sie  bestimmten,  dass  die  Ge- 
nehmigung versagt  werden  müsse,  wenn 
und  so  lallte  die  Gemeinde-,  Kirchen-  und 
Schulverhältnisse  der  Ansiedelung  nicht  ge- 
regelt seien.  Das  Gesetz  vom  11.  Juni  1  s'.M > 
hat  nun  nicht  allein  diese  Vorschrift  und 
die  anderen  in  den  Gesetzen  für  Hannover 
und  Scldeswig-Holstein  enthaltenen  Ver- 
schärfungen des  (iesetzes  vom  25.  August 
1876  mit  alleiniger  Ausnahme  der  die  Moor- 
distrikte betreffenden,  für  die  Provinz  Hessen- 
Nassau  gegenstandslosen  Bestimmung  auf- 
genommen, sondern  einen  weiteren  bedeut- 
samen Schritt  in  der  Bcscluilnknng  der  An- 
siedelungsfreiheit gethan.  Es  bestimmt 
nämlich,  dass  nicht  bloss  wegen  Gefährdung 
des  Schutzes  der  Nutzungen  henachlturter 
Grundstücke,  sondern  auch  auch  wegen  Ge- 
fährdung des  G  e  m  e  i  n  d  e  i  n  t  e  r  esse  s  Ein- 
spruch erholten  und  daraufhin  die  Ansiede- 
luugsgenehmiguug  versagt  werden  kann.  Die 


Regien  mg  hatte  es  abgelehnt,  diese  von  dein 
Provinziallandtage  von  Hessen-Nassau  befür- 
wortete Bestimmung  in  deu  Gesetzentwurf 
aufzunehmen,  weil  sie  mit  dem  Freizügig- 
keitsgesetz  vom  1.  November  1867  unver- 
einltar  sei:  sie  trat  auch  dem  Beschlüsse 
der  Herreuhauskommission,  die  sich  deu 
Autrag  des  Proviuziallaudtages  angeeignet 
hatte,  mit  der  Ausfühning  entgegen,  dass 
der  Antrag  dem  Grundgedanken  des  Ge- 
setzes vom  25.  August  1876  zuwiderlaufe 
uud  besondere  Verliältnisso,  welche  gerade 
für  die  Provinz  Hessen-Nassau  eine  Ab- 
weichung von  dem  in  den  andereu  Ijandes- 
teUen geltenden  Recht  als  ein  Bedürfnis  er- 
scheinen Hessen,  nicht  vorhanden  seien.  Ob- 
wohl dem  von  verschiedenen  Seiten  l>eige- 
treten  und  namentlich  auch  auf  die  grosse 
Dehubarkeit  des  Begriffs  des  Gemeinde- 
interesses  liingewieseu  wurde,  nahm  das 
Heneuhaus  den  Alltrag  seiner  Kommission 
au.  Im  Abgoordnoteuhauso  wurde  der  Bc- 
sclduss  des  Herrenhauses  von  dem  Refe- 
renten kurz  erwähnt,  aber  weder  von  ihm 
noch  von  anderer  Seite  zum  Gegenstand 
einer  Erörterung  gemacht. 

Die  Rheinprovinz  und  die  HohenzoUern- 
schen  Kinde  sind  die  eiuzigen  preußischen 
Landesteile,  auf  welche  bis  jetzt  die  An- 
siedelungsgesetzgebung nicht  ausgedehnt 
worden  ist. 

Diu-  Gesetzgebung  in  den  anderen  deut- 
schen Staaten  ist  das  Erfordernis  einer  be- 
sonderen Anstodolungsgonehmigung  unbe- 
kannt, doch  kanu  in  Wnrtteml>erg.  •»  Hessen 
und  in  einigen  kleineren  Staaten  die  An- 
siedelung ausserlialb  des  gesclüossenen  Orts- 
bezirks oder  des  Bebauungsplans  im  Einzel- 
falle aus  feuer-  und  sicherheitspolizeiUchen 
Griinden  untersagt,  werden. 

?F.  Rommel. 
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Hnb-  und  Druckkraft.  16.  Schädelmessnngen. 
17.  Knrzsichtigkeit  und  Sehschärfe.  18.  Das 
bleut  ifizierungsverfahren  von  A.  Bertillon. 

I.  Theorie. 

1.  Beziehnngen  der  Anthropologe  zu 
den   Gesellschaftswissenschaften.  Die 

Anthropologie  im  gewöhnlichen  Sinne  des 
Wortes  ist  die  l>eschreibende  Naturwissen- 
schaft vom  Menschen.  Nach  der  sozialwisson- 
schaftlichen  Seite  schlie  sst  sich  ihr  zunächst  an 
die  Ethnologie,  die  wenigstens  teilweise 
noch  einen  biologisch-naturcisscnschaftlichen 
Charakter  besitzt,  «»fern  sie  die  Aufgabe 
hat,  durch  Beobachtung  der  Koste  der  Natur- 
völker und  vorgesdiiehtliche  Forschungen 
die  ursprünglichen,  durch  die  natürlichen 
Instinkte  des  Menschen  erzeugten  Fonnen 
>les  Zusammenlebens  und  der  IMürfnisbe- 
friodigung  zu  erforschen.  Ein  weiteres  ver- 
wandtes  Gebiet  ist  die  D  e  m  o  g  r  a  p  h  i  e 
oder  vergleichende  Bevölkerungsstatistik,  ilie 
nur  Kulturvölker  in  genügender  Weise 
ihrer  Beobachtung  unterwerfen  kann  und 
namentlich  die  zugleich  biologisch  und 
gesellschaftlich  bedeutsamen  Thatsachen  der 
Geburten,  Storhcfälle  und  Altei-sverhältnisse 
nach  ihrer  eigentümlichen  Methode  unter- 
sucht.  Die  Anthropologie  selbst  reicht  nur 
mit  einem  kleinen  Grenzgebiet  in  den  Kreis 
der  Sozialwissenschaften  hinüber  und  kann 
daher  auch  nur  in  dieser  engeti  Beschränkung 
hier  berührt  werden.  Einerseits  nämlich 
hat  die  Methode  «1er  anthropologischen 
Messungen,  die  >  Authroi-oinetrie  wenigstens 
teilweise  eine  allgemeine  statistische  Bedeu- 
tung, indem  sie  die  ersten  Beispiele  nach- 
weislieh typischer  Grössen  geliefert 
hat,  die  zugleich  noch  immer  am  besten  ge- 
eignet sind,  den  Begriff  dieser  Grössen 
überliaupt  klar  zu  machen.  Ferner  aber 
la.*sou  sich  die  anthropometrischen  Methoden 
auch  unmittelbar  zur  Vntersuchuug  gewisser 
wirtschaftlicher  und  sozialer  Fragen  ver- 
wenden, wie  /..  B.  folgender:  Bilden  die 
menschlichen  Kassen  und  Nationalitäten  ver- 
schiedene Typen,  die  körperlich  mehr  oder 
weniger  zur  Arbeit  geeignet  sind?  Wie 
verhalt  sich  die  Leistungsfähigkeit  des  männ- 
lichen Geschlechts  zu  der  des  weiblichen? 
Welchen  Einfluss  hat  die  Art  der  Arbeit 
auf  die  anthropologische  Beschaffenheit  des 
Arbeiters  überhaupt  und  namentlich  auf  die 
physische  Entwickelung  der  zur  Arbeit 
herangezogenen  Kinder?  Entstehen  violleicht 
als  Auswüchse  unserer  Kultur  degenerierte 
menschliche  Typen?  Auch  eine  spezielle 
Anwendung  der  Anthropometrie  zur  polizei- 
lichen Identifizierung  verdächtiger  Persön- 
lichkeiten wird  noch  Erwähnung  verdienen. 

2.  Bedeutung  der  typischen  Grössen. 
Typische  Grössen  sind  solche,  die  sich  in 
der  Wirklichkeit,  weuu  auch  nicht  in  völliger 


Gleichheit,  so  doch  nur  mit  zufälligen 
Abweichungen  von  einem  Normalwert 
wiederholen.  In  der  Anthropologie  treten 
dieselben  auf  als  gewisse  Masse  oder  Mass- 
verhältnisse des  menschlichen  Körj>ers,  wie 
z.  B.  die  Körperlange  oder  der  Brustumfang. 
Misst  man  die  Körnerlänge  einer  grossen 
Anzahl  erwachsener  Männer  eines  bestimmten 
Völkerstainmes«  so  wird  man  zwischen  dem 
grösston  und  dem  kleinsten  einen  ganz 
erheblichen  Unterschied  finden,  selbst  wenn 
man  die  pathologischen  Fälle  von  Kiesen 
und  Zwergen  ganz  ausschliesst.  Stellt  man 
ähnliche  Messungen  bei  einem  anderen 
Volksstamme  an.  so  erhält  man  elienfalls 
Resultate  mit  Mrächt liehen  Sehwankungs- 
grenzon  und  zwar  werden  auf  einer  gewissen 
Iilngenstrecke  Fälle  von  beiden  Stämmen 
vorkommen.  Hat  man  z.  B.  Schotten  und 
Franzosen  gemessen,  so  werden  die  kleinsten 
Personen  der  ersteron  Nationalität  kleiner 
sein  als  die  grösstcii  der  letzteren,  also 
unterhalb  des  Maximalmasses  der  letzteren 
Schot  ton  und  Franzosen  zusammen  gefunden 
werden.  Dennoch  ist  der  schottische  Typus 
grösser  als  der  französische.  Man  erkennt 
dies  schon  daran,  dass  die  letzten  Ausläufer 
der  schottischen  Messungen  nicht  so  tief 
nach  unten  reichen  wie  die  der  französischen. 
Doch  würde  sich  ans  der  Vergleichung  der 
mehr  zufälligen  extremen  Fälle  kein  Ik> 
stimmtes  l'rteil  über  die  wirkliche  Grössen- 
differenz  der  beiden  Typen  ableiten  lassen, 
sondern  zu  diesem  Zweck  ist  es  erforderlieh, 
die  eigentlichen  typischen  Körporgrösson 
beider  Nationalitäten  zu  bestimmen  und  mit 
einander  zu  vergleichen. 

Wie  wird  nun  dieser  typische  Wert 
irgend  einer  anthropologischen  Massgrösse 
gefunden?  Ks  ist  das  grosso  Verdienst 
lv»uetelets.  diese  Krage  wissenschaftlich  be- 
antwortet zu  halten.  Der  typische  Wert 
wird  immer  möglichst  nahe  durch  das 
arithmetische  Mittel  aus  den  Ergehnissen 
der  einzelnen  Messungen  dargestellt,  aber 
es  ist  nicht  umgekehrt  auch  jedes  arithmetische 
Mittel  als  eine  typische  Grösse  anzusehen, 
sondern  bei  der  letzteren  müssen  noch  an- 
dere Bedingungen  zutreffen.  Es  kommt 
hier  die  Theorie  der  zufälligen  Fehler  zur 
Anwendung,  wie  sie  von  den  Astronomen 
zur  Bestimmung  des  wahrscheinlichsten 
Wertes  und  des  wahrscheinlichen  Fehlers 
von  gleichartigen .  mehrfach  wiederholten 
Beolwchtungon  angewandt  wird.  G.  Hagen 
hat  in  seiner  Wahrscheinlichkeitsrechnung, 
deren  erste  Auflage  schon  1K17  erschien, 
eine  anschaidiche  Vorstellung  von  der  Ent- 
stehung der  regelmässigen  Verteilung  der 
rein  zufälligen  Fehler  gegeben,  die  dann 
von  (t»uetelt  t  in  eine  noch  j>opnlärere  Form 
gebracht  und  auf  die  zufälligen  Ab- 
weichungen an  tlu-of  alogischer  Massgrössen 
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angewandt  worden  i>t.  Kr  nimmt  an,  ilass 
die  Natur  hei  jedem  einztdnen  Mens<heii 
einer  gleichartigen  tli-iippe  eine  gleiche 
Körperlänge,  einen  gleichen  Bru.-tumfang  ete. 
herzustellen  streite,  «lass  alter  fortwährend 
allerlei  stören«!«»  Einwirkungen  stattfinden, 
infolge  «leren  «lies«4  erstrohte  ti  Wisse  nur 
mit  zufälligen,  ührigens  gWVsscivu  oder 
geringt'ivu  Fehl<Tii  o«ler  Ahwei«hungen  vom 
Nonnalwort  verwirklicht  wenle,  elieiiso  wi«» 
clr»r  Aslronom  hei  wiederholten  Messungen 
«lersellH'ii  (i  Wisse  immer  ff  was  verschi«'«h»ne 
Werte  findet.  die  mit  zufälligen  Fehlern 
hehaftet  sind. 

Man  kann  si«:h  nun  vorteilen.  <ln>s  j«««!«- 
dieser  zufälligen  Ahweichungen  durch  eine 
grosse  (nach  Hagen  eine  unen<IIi«h  grosse) 
Zahl  elementarer  Störungen  von  gleicher 
aUseluter  WirkungsgWisse  entstehe,  jedoch 
so.  «lass  jede  dieser  Störungen  ehenso  leicht 
im  positiven  wie  im  negativen  Sinnt»  wirken, 
d.  h.  eheliso  leicht  eine  kleine  Vercrösse- 
rung  wi<>  eine  kleint>  Verminderung  der 
I{eoha«:hfungsgW>sse  hervorruien  kann.  Durch 
diese  fileiehe  Möglichkeit  <ler  jxtsit ivon  und 
der  negativen  Wirkung  der  Elcinentar- 
störuugen  winl  ehen  «ler  Charakter  des 
Zufälligen  in  der  (iesaintahwtuclinug  der 
Eiuz«'lU»ohachtung  von  «h-ni  richtigen  oder 
typischen  Werte  erzeugt.  Nehmen  wir  als«» 
z.  H.  an.  es  seien  immer  Umhi  Elementar- 
störungen  dieser  Art  im  Spiele,  um  das 
Entstehen  der  normalen  Körp«Tgrösse  «les 
Mensehen  zu  ei'schw<>ren,  so  wird  die  letz- 
ten- nur  dann  zur  Erscheinung  kommen, 
wenn  fremde  "HM»  positive  und  "Hmi  negative 
Störung« -n  zusammentreffen.  Dieser  Fall  ist 
zwar  relativ  der  wahrscheinlichste,  alter  ah- 
solut  ist  seine  Wahrscheinlichkeit  wegen 
der  ungeheurcn  Zahl  «ler  ül»erhanpt  mög- 
lichen Fälle  «loch  nur  eine  S'-hr  kleine. 
Sin«l  .">■»  positive,  also  negative 
Störungen  wirksam,  so  ist  «las  Kesultat  um 
lon  Einheiten  «ler  eleinentann  Störungs- 
wirkung gWisser  als  der  Normal  wert,  hei 
«lein  Zusammentreffen  von  "»"M»  neLrativen 
mit  4."i<»  positiven  Störungen  «lagegeii  er- 
gieht  sich  eine  eltenso  grosse  Abweichung 
nach  der  negativen  Seite.  Die  heiden 
iiussersten  und  zugleich  unwahrs«-heinlieh- 
sten  Fälle  wären  «lie.  «law  nur  |xtsitive  oder 
nur  n«»gative  Störungen  aufgetreten  wälzen. 
w«nlurch  also  Abweichungen  von  -f- 1 1 m « » 
CMler  —  1«M)D  Eiuheit«»n  entstehen  würden. 

3.  Die  Queteletache  llinoniialtabelle. 
Man  sieht,  dass  «las  zufällige  Zusammen- 
treffen von  gleich  wahrscheinlichen  posi- 
tiven und  negativen  KU'UHMitarstörungcn 
sich  vorgb'Hieu  lässt  mit  «lein  zufälligen 
Ziehen  von  schwar/eii  uml  weissen  Kugeln 
aus  einer  Cme.  in  welcher  b«'i«le  Farl>en 
gleich  massig  vertivten  sind.  Anstatt 
anzunehmen,  dass  die  Züge  nach  einander 


erfolgen  und  die  gezogene  Kugel  immer 
wieder  zurückgelegt  werd«>.  kann  man  sich 
auch  denken,  dass  «lie  Eine  viele  Millionen 
Kugeln  von  jeder  Farbe  enthalte  uml  nun 
mit  einem  Male  eine  gewisse,  im  Vergleich 
mit  «ler  Gesamtmenge  kleine  Anzahl  «1er- 
seliien  herausgezogen  wenle.  Hcträgl  di«»se 
Zahl,  um  hei  «lein  von  <v>uete|et  gewählten 
Heispiele  zu  hleihen,  !'!(!».  so  werden  «lie 
Zahlen  tler  vorhandenen  Komhinntionen  von 
schwarz  und  weiss,  also  U'.)U  s  und  II  w. 
I  '.*!»s  s  und  1  w,  *.>i>7  s  uml  -  w  ete.  durch 
!  «lie  Koeffizienten  von  s  und  w  in  der  Knt- 
I  wickeluug  der  l'oteuz  [s  +  w )■"■"■>  ausgetlrückt 
und  die  Wahrscheinlichkeit  jeder  Kombina- 
tion erhält  man.  indem  man  den  zuge- 
hörigen Hiiiomhdkoeffizientt'n  durch  <li- 
vidiert.  Diese  Waln-scheinlichkeiten  sind 
am  grössten  uu«l  zugleich  einaiuler  gleich 
für  «lie  Willen  Fälle  VM  w.  "hmi  s  und  4!H>  s. 
,"KM»w:  von  diesen  heiden  Mitbiworten  der 
Heihe  ah  nehmen  sie.  weil  die  aprkuischen 
Wahrscheinlichkeiten  des  Zuges  einer 
schwarzen  otbr  einer  weissen  Kugel  heule 
gleich  i  ■>  sind,  nach  vorwärts  und  rück- 
wärts symmetrisch  ah.  so  dass  also  «Iii» 
Wahrscheinlichkeit  «ler  Komhiuation  n  w. 
(!»!»!»— ii)s  chenso  grcss  ist  wie  «lie  von  n  s. 
!l!»!t— n)w.  Wenn  man  also  eine  Tahelle 
r  diese  Wahi-scheirdichkeiten  aufstellen 
i  will,  so  genügt  es.  dies  für  die  auf  einer 
|  Sute  von  der  Mitte  der  Jt<-ihe  liep«mleu 
Komhinationen  zu  thun.  Nachst-'hernl  folgt 
ein  Auszug  der  von  t,»uetelet  g«'geU'ueu 
Tahelle.  Die  Stufen'  hestimiuten  sich 
,  «hlivh  die  Ahnahme  der  Zahl  der  w  und  die 
Zunahme  der  Zahl  «ler  s  um  j«>  l.  Euter 
W  ist  die  Wahrscheinlichkeit  der  hetreften- 
den  Komhinatioii.  unter  S  die  Summe  aller 
W'ah i-scheinl ich keiten  von  tler  ersten  Iiis 
zu  «ler  angeg.  lHMien  Stufe  («-inschliessliehi 
zu  verstehen.  S  stellt  also  die  Wahrschein- 
lichkeit dar.  «lass  irgeml  eine  «ler  Komhina- 
tionen von  w,  ">oo  s  his  zu  der  «h-r  he- 
treffenden  Stuf<>  cntspn^hi-ndeii  heraus- 
kommen wenle.  und  ihr  Wert  nähert  sich 
«laher  immer  mehr  «ler  (u-enze  d.."j«mhi. 
Di« -seihe  Tah« dl«'  gilt  also  auch  für  «lie  an- 
«lero  Hälfte  der  Heihe.  indem  man  nur  w 
uml  s  in  allen  Komhinationen  zu  ver- 
tauschen hat. 


Kombination 

.Stufe 

499  w.  >oo  s 

1 

40X  w  .  so  i  s 

49<>  »•,  503  s 

» 

494  \v.  505  s 

6 

402  «.  507  s 

8 

4U0  W.   sO<>  s 

10 

4S')  w.  5 10  s 

1 1 

4SS    W,    5 l 1  M 

12 

4S6  w.  s 

14 

484  w.  515  > 

10 

w. 

0.02S  2 
0.02S  1 
O.024O 

O.0239 
0.0220 
0.02  1  1 
0,0202 
O.OI94 
O.OI75 
O.OISO 


s. 

0.0252 

0.05Ö3 

o.o»>«)9 
O.U79 
0.1936 
0.2305 
0.2567 
0.2762 
0.3122 
o.3443 
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Korubinatiuu 

.Stuft* 

W. 

5i. 

4S2 

w, 

517  c 

iS 

0.0137 

o.3727 

480 

5'9  H 

20 

o.ouS 

o.3972 

478 

n , 

521  « 

22 

0.0100 

0.4181 

476 

u  . 

52.}  s 

24 

0.OOS4 

0.4356 

474 

w. 

525  s 

26 

0.0069 

0.4501 

472 

w. 

527  H 

2S 

0.0056 

0,4018 

470 

W. 

529  s 

30 

0.0044 

0.4712 

46S 

w. 

5J1  H 

32 

0.0035 

0.47S6 

465 

w. 

53»  * 

35 

0.0023 

0.4S66 

460 

w. 

539  * 

40 

0.001 1 

0.4943 

455 

w. 

5*4  f 

45 

0.0005 

0,4978 

444 

w. 

555  s 

5* 

0.0002 

0.4998 

Man  sieht,  wie  schnell  die  Wahrschein- 
lichkeiten schon  in  geringer  Entfernung  von 
der  ersten  Stufe  abnehmen  und  wie  rasch 
S  sieh  der  Wahrscheinlichkeit  '  2  nähert. 
Es  besteht  also  schon  die  der  Gewissheit 

sehr     nahekr  nende  Wahrscheinlichkeit 

u.iMMMi  dafür,  dass  das  Versuchsergebnis 
zwisc  hen  die  Grenzen  414  w.  ."ö.">  s  und 
444  s.  .".">  w  falten  weide,  und  für  die 
(lesiinitheit  aller  ausserhalb  dieser  Grenzen 
liegenden  Fälle  bleibt  nur  die  sehr  geringe 
Wahrscheinlichkeit  <t.(MM)4  übrig. 

Da  also  die  praktisch  allein  in  Betracht 
kommenden  Kombinationen  von  positiven 
und  negativen  Klenientarstörungeu  -  um 
von  den  Kugeln  wieder  zu  diesen  überzu- 
gehen —  von  diesen  Elementen  bei  unseren 
Voraussetzungen  immer  mehr  als  4'mi 
sowohl  |«'sitive  wie  negative  enthalten, 
so  ist  ersichtlieh.  dass  die  Annahme  der 
Gleichheit  der  einzelnen  Klenientar- 
störungon  gar  nieht  nötig  ist.  sondern  es 
genügt  für  die  Zulässigkeit  der  obigen  Be- 
trachtung, wenn  die  mittler«-  Grösse  der- 
selben gleich  ist.  dergestalt,  dass  beim  Zu- 
sammen fassen  einer  grossen  Anzahl  der- 
selben -  einiger  Hundert  • —  immer  an- 
nähernd dieselbe  Summe  herauskommt. 

Die  Tabelle  zeigt,  dass  die  elfte  Stufe 
("An  s.  4SU  w  der  "do  w  4M»  s)  ent- 
sprechend der  Gesamt  wahrseheiiiliehkeit 
S  —  0.25(57  schon  etwas  filier  diejenige 
Abweichung  hinausgeht,  die  man  als  die 
wah  r  seh  ei  n  liehe  (entsprechend  S 
0.2.>Mi)  zu  bezeichnen  pflegt,  d.  h.  die  naeh 
der  jxrisitiven  wie  naeh  der  negativen  Seite 
hin  ebenso  wahrscheinlich  nicht  erreieht 
wie  übei-seh  ritten  wird.  Nennen  wir  diese 
Abweichung  r  und  nehmen  wir  nähorungs- 
woi.se  statt  des  unbekannten  wahren  Wertes 
der  gesuchten  Grösse  den  wahrschein  lich- 
sten  Wert,  das  arithmetische  Mittel  in  an. 
ho  wird  also,  wenn  ühorliaunt  eine  t  y  |»  i  s  e  h  e 
(flösse  vorliegt,  jede  Einzeltieohachtuiig 
ebenso  wahrscheinlich  zwischen  m  und 
111  +  r,  wie  zwischen  m  und  m --  r.  wie 
auch  nach  beiden  Seiten  hin  über  diese 
Grenzen  hinausfallen,  und  wenn  mau  eine 
grosse  Anzahl  von  Einzel  best  immun  gen  nach 
ihrer  Grösse  ordnet,  so  wird  die  Gesamtheit 


durch  die  den  Werten  ni  —  r,  m,  m-{-r 
entsprechenden  Dünkte  in  4  annähernd  gleich 
grosse  (iril|i|ien  geteilt  werden. 

4.  Beispiele.  Will  man  die  beobach- 
tete Gruppierung  einer  grossen  Anzahl  von 
!  Kinzelmessuui'eii  mit  der  theoretischen  mehr 
i  im  einzelnen  vergleichen,  so  kann  man  «las 
j  folgende  praktisch  genügende  Verfahivn  an- 
wenden, das  etwas  einfacher  ist  als  das  von 
(,hletelet  angegebene. 

Nehmen  wir  das  ei-ste  von  i^ietelet  he- 
handelte  Beispiel:  die  Pressungen  des 
Brustumfanges  von  "»7 HS  schottischen  Sol- 
daten. Worden  die  I , er ,\ »achteten  Zahlen 
auf  1<HM)  Messungen  berechnet  und  wird 
angenommen,  dass  die  Massamraben  in 
ganzen  englischen  Zollen  einen  Spielraum 
von  1  2  Zoll  naeh  ölten  und  nach  unten  ciu- 
schliesseii,  so  erhalten  wir  folgende  Gruj>- 
pierung  der  relativen  Zahlen  der  ( iemessenen 
naeh  Differenzen  des  Brustumfangs  von  je 

1  Zoll. 


.55' ; 


Zoll 
i'ntf 

36' .;-  37"  1 
37',  3S'ä 
35*'  ä  -39', 


Zahl 

18 
32 
73 
131 
1S7 


Zell 
39'  ..-40'  .. 
4^',    41  lj 
41^-42», 

42Ii-43'.. 
über  43' ... 


Zahl 

iS8 

n> 
64 
29 


Nach  der  Theorie  ist  der  wahrschein- 
lichste Wert  der  gesuchten  typischen  Grösse, 
das  arithmetische  Mittel  aus  den  sämtlichen 

Kinzelbenbaehtungeli.      Hei     einer  grossen 

Zahl  von  Booliaclitungeu  alier  ist  diese  Bo- 
reehnimg  liniständJieh  und  genügt  die  Be- 
stimmung des  sogenannten  Median-  oder 
Zentralwortes,  desjenigen  Wertes,  bei  wel- 
chem die  der  «irösse  nach  geordneten  Fälle 
in  zwei  gleiche  Gruppen  geteilt  weiden. 
Liegt  wirklich  eine  typische  Grösse  vor.  so 
kann  dieser  Zentral  wert  von  «lern  arith- 
metischen Mittel  naeh  der  Theorie  nur 
;  wenig  verschieden  sein.  In  der  obigen 
Reihe  liegt  er  offenbar  zwischen  H!M  ;  und 
4iG  ;»  Zoll  und  man  kann  ihn  rund  gleich 


H!i; 


setzen.    Es  sind  dann  also  von  den 


ls.s  Fällen  der  Gruppe  von  .'W 1  2— 4h1.' 
Zoll  17  auf  die  Seite  der  negativen  und  141 
auf  die  der  positiven  Abweichungen  vom 
Medianwerte  zu  stellen. 

Dividiert  man  die  obigen  Grup|.enzahleii 
durch  HM ki,  so  erhält  man  die  empirischen 
Wahrscheinlichkeiten  des  Vorkommens  der 
verschiedenen  Massstufen,  und  um  dies.«  mit 
der  oltigen  Tal  teile  zu  vergleichen,  ist  es 
nur  nötig  zu  wissen,  welche  Abweichung 
in  Zollen  einer  Tabellenstnfe  und  somit  der 
Grösse  J  e  entspricht,  wenn  e  den  abso- 
luten Wert  der  mittleren  Klomentai'ab- 
weichung  bezeichnet.  Zu  diesem  Zwecke 
fassen  wir  von  dem  Werte  Hi»;{.  i  aus  die 
Wahi-scheinlichkeiten  für  einige  Zollstivcken 
zusammen.  /..  R  bis  42 1  2.  was  (mit  Be- 
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rüeksichtigung  der  oben  angegebnen  Zer- 
legung) 0,410  ergiebt.  In  «lor  obigen  Tabelle 
aber  finden  wir  den  Wort  0,4181  1km  der 
Stufe  22:  es  kommt  demnach  nahezu  auf 
22  Stufen  die  Abweichung  2 3 '4  Zoll,  folg- 
lich entspricht  jeder  Zoll  Abweichung  acht 
Stufen  und  die  doppelte  Elomentarab- 
weiehung  beträgt  in  <lem  vorliegenden  Falle 
>  H  Zoll. 

Wenden  wir  dieses  Resultat  nun  auf  die 
einzelnen  Gruppen  an.  Der  Abstand  von 
30  Vi-  40 '  s  Zoll  entspricht  0  Stufen  von 
'  s  Zoll  in  der  Tabelle,  also  der  theoreti- 
schen Wahrscheinlichkeit  S  —  0.1479.  wäh- 
rend der  empirische  Wert  0.141  lieträgt. 
Die  Massgi-össe  41 1  2  liegt  um  8  Stufen 
weiter,  und  wir  finden  S  bei  der  Stufe  11 
=  0,3121  und  demnach  für  die  Wahr- 
scheinlichkeit der  Fälle  in  den  Grenzen 
40 1  2— 41  »i  die  Differenz  0.3121— 0,1470 
oder  0, 1 04  statt  des  l ** dichteten  Wertes  < »,  1 03. 

Auf  gleiche  Art  finden  wir:  41 1  >— 42'  ;>'/..: 
theoretisch  0.10«  (statt  0.1 1 ',)  :  42'  2— 43'  2  Z. : 
O.003  (statt  0,004);  über  43'  2Z.:  0,o29,  wie 
nach  der  Beobachtung.  Ferner  nach  der 
Seite  der  negativen  Abweichungen:  30'  2 
— 30:l  4  Z.:0,o-*> (statt  0.047) : 38' ,3— 39»  2Z.: 


0,18«  (statt  0,1S7);  37 
(statt  0.131):  30'  3— : 
0.073):  3ö'  2— 30'  3  Z 


-3S>  2  Z.:  0.130 
Z.:  0,077  (statt 
O.O20  (statt  0,032); 


unter  3.V  2  Z.:  0.021  (statt  0,01  S). 

Es  ist  also  hiernach  unzweifelhaft,  dass 
der  Brostumfang  der  gemessenen  Personen 
sich  um  eine  typische  Grösse  bewegt,  die 
mit  rein  zufälligen  Abweichungen  ver- 
wirklieht wird.  Als  .Mass  der  Genauigkeit 
oder  Präzision,  mit  welcher  der  erstrebte 
Typus  zum  Ausdruck  kommt,  kann  man  die 
oben  erwähnte  wahrscheinliche  Ab- 
weichung betrachten,  die  nach  der  positiven 
wie  auch  nach  der  negativen  Seite  hin  durch 
die  Wahrscheinlichkeit  S  _  0,2.">0  bestimmt 
wird.  Da  die  Stufe  11  schon  einem  etwas 
grosseren  S  entspricht,  so  nehmen  wir  für 
die  Berechnung  der  wahrscheinlichen  Ab- 
weichung nach  einer  genügend  genauen 
Schätzung  die  Stufenzahl  10,07  an.  und  da 
jed.  r  Stufe  eine  Abweichung  von  2e  —  '■$ 
Zoll  entspricht,  so  ergiebt  sich  der  wahr- 
scheinliche Fehler  —  1,33  Zoll.  Unmittel- 
bar aus  den  empirisch  bestimmten  Wahr- 
scheinlichkeiten findet  man  bei  einfach  ver- 
hältnismässiger InterjHdatii.nl  den  wahr- 
scheinlichen Fehler  auf  der  jiositivcn  Seite 
-  1.32  und  auf  der  negativen  Seite  =  1.37 
Zoll,  im  Mittel  also  1.34.*i  Zoll,  was  mit 
dein  theoretischen  Werte  hinlänglich  über- 
einstimmt. 

In  allen  Fällen  also  winl  bei  der  An- 
wendung der  obigen  Tabelle  ,Ji,.  wahr- 
scheinliche Abweichung  durch  10.07  .  2e  oder 
21.34  e  ausgedrückt:  sie  ist  der  Grosse  der 
durchschnittlichen  Klemoiitarabweiehung ein- 


fach i>roportional,  wie  denn  überliauj>t  diese 
Grosso  das  eigentliche  und  unmittelbarste 
Mass  der  Präzision  giebt,  da  diese  um  so 
grösser,  je  kleiner  e  und  um  so  kleiner,  je. 
grösser  e  ist.  I/ogte  man  eine  andere 
Tabelle  zu  Grunde,  die  unter  der  Annahme 
berechnet  wäre,  dass  eine  noch  grössere 
Anzahl,  z.  B.  204  M>  oder  200Oil  Elemontar- 
störungou,  stets  zusammenwirke,  so  würde 
sich  bei  demselben  Beftbachtungsinateiial 
die  Grösse  e  in  demselben  Verhältnisse  ver- 
kleinern, in  dem  sich  <lor  ihr  beigefügte 
Faktor  vergrößerte,  so  dass  also  die  neue 
Tabelle,  wie  das  natürlich  verlangt  werden 
muss.  sehr  nahe  denselben  Wert  für  dio 
wahrscheinliche  Abweichung  ergeben  würde 
wie  die  obige. 

Als  zweites  Beispiel  mögen  hier  die  Er- 
gebnisse der  Messung  (in  Zoll  englisch)  der 
Körpergrösse  von  2."»S78  Rekruten  der  Frei- 
willigen-Armee  der  amerikanischen  Xord- 
staaten  aus  dem  Jahre  1803  folgen,  wieder 
auf  looö  mluziert  und  mit  der  theoretischen 
Berechnung  (nach  anderer  Methode)  ver- 
glichen : 

Zoll  Zahl  dieoliftchtet)  Berechnet 

I'nter  62'/,,  4  13 

62' »— b^jf  14*  13s; 

397 
353 
94 


341 

96 


68'/4 
68'  ,-71'/, 

7«,s-74,/i 
l"eher  74 7a 

Die  mittlere,  also  typische  KörpergWisso 
iM.-p'chnet  sich  zu  0S.2O  Zoll,  die  wahr- 
scheinliche Abweichung  ergiebt  sich  em- 
pirisch (mit  Benutzung  einer  vollständigen 
Taliclle  der  Beobachtungen)  nach  der  posi- 
tiven  Seite  zu  l.so,  nach  der  negativen  zu 
l.s.'t  Zoll,  was  dem  Resultat  der  theoretischen 
Berechnung  sehr  nahe  kommt.  —  Der 
(wahrscheinlichste  oder  wirkliche)  Wert  der 
typischen  Grösse  und  die  wahrscheinliche 
Abweichung  -sind  die  einzigen  Angaben,  die 
zur  Bestimmung  der  theoretischen  Ver- 
teüung  der  Beolvu  htungsfälle  nach  Relativ- 
znhlen  erfonlerlich  sind.  Zur  Berechnung 
der  absoluten  Stärke  der  einzelnen  Grosson- 
klassen  muss  natürlich  als  drittes  Element 
noch  die  Gesamtzahl  der  Beoltachtungen 
gegeben  sein. 

5.  Summarisches  Verfahren.  Praktisch 
genügt  in  den  meisten  Fällen  zur  Fest- 
stellung des  Vorhandenseins  und  der  Grösse 
eines  typischen  Masses  ein  einfacheres  Ver- 
fahren, das  allerdings  immer  voraussetzt, 
dass  wenigstens  einige  hundert  Einzel- 
beobacht iingen  gegeV-n  sind.  Man  ordne 
dieselU.Mi  nach  ihrer  (1  Wisse  und  bestimme 
den  Median-  oder  Zentralwert,  also  die  in 
der  Mitte  der  Reihe  liegende  Beobachtungs- 
grösse.  Mau  teile  dann  die  Beobachtungen 
auf  der  einen  Seite  des  Zeutralwortes  eben- 
falls in  zwei  Gruppen,  wodurch  ein  em- 
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piriseher  Näherungswort  des  wahrschein-  —  0.0-15.  -  r  —  O.040  und  ebenso  für 
liehen  Fehlers  bestimmt  wird.  Findet  man  ;  Sardinien  -f  r  =  0.045  und  —  r  •—  —  0,040, 
nun  aueh  auf  der  anderen  Seite  des  Zentral-  was  aber  noch  keine  allzu  grosse  Störung 
weites  in  demselben  Abstände  von  letzterem  der  Symmetrie  bildet.  Jetler  der  obigen 
eine  an  nähernd  gleiche  Anzahl  der  net>en-  Zentralwerte  liat  also  eine  typische  He- 
cinunder  geonlneteu  ßeohachtung»*n  —  «lcutung  und  man  kann  z.  B.  sagen,  dass 
itämlieh  ungefähr  ein  Viertel  der  (iesamt-  der  normale  Venetianer  im  militärpflichtigen 
zahl  — ,  während  zugleich  die  Dichtigkeit  Alter  ~>  cm  grösser  ist  ids  <ler  normale  Xea- 
der  Onippiening  vom  Zentralwert  aus  nach  politaner. 

beiden  hin  Seiten  ziemlich  st.-tig  abnimmt.  so       ß.  Methode  der  blonden  Vergleiehung. 

darf  man  ohne  weiteres  annehmen,  dass  eine  Es  ist  aber  zur  Bestimmimg  einer  typischen 
typische  Gross»:*  vorliegt.  Denn  es  ist  nicht  Grösse  gar  nicht  einmal  nötig,  eine  grosse 
denkbar,  dass  die  konstatierte,  annähernd  Anzahl  von  Personen  wirklich  zu  messen: 
symmetrische  Verteilung  einer  grossen  An-  es  genügt,  sie  der  Grösse  nach  {reordnet 
zahl  von  «iiuin<l«T  unabhängiger  Etn/.olbe-  neben  einander  zu  stellen,  durch  Abzahlung 
obachtungen  auf  ander**  Art  entstanden  sein  1  den  in  dieser  Keihe  m  der  Mitte  stehenden 
könnte  als  in  Goniässln-it  «Ks  Wahlschein-  zu  bestimmen  und  diesen  allein  zu  messen, 
lichkeitsgesetzes  ül»*r  <li<*  V.>rt»-ilung  zu-  Will  man  sich  der  typischen  Hedcutung  des 
fälliger  F»'hh*r.  Dass  die  Gruppen  der  nach  M«*ssunesergt*bnisses  noch  besonders  ver- 
einzelneu Zollen  oder! *<iitiniet»trn  bestimmten  siebern.  so  zähle  man  zu  beiden  Seiten  des 
Grössenklassen  sämtlich  diesem  (iesetze  ge-  1  .Mittelmannes  je  ein  Viertel  der  Gesamtzahl 
nau  entsprechen,  kann  man  bei  Messungen  ab  und  untersuche,  ob  von  den  tieiden  so 
von  Körpcrgrössen  schon  deswegen  nieht  l^stimmteu  Personen  die  eine  um  annähernd 
erwarten,  weil  die  Ausführung»*!!  dieser  eiH-nsoviel  die  Normal  gross«?  üliersehreitet, 
Messung«Mi  baldig  z.  Ii.  für  militäris«  he 1  als  die  andere  unter  derselben  bleibt.  Diese 
Zwecke  gar  nicht  sehr  p-nau  sind  un«l :  positive  und  negative  Differenz  stellt  dann 
oft  F.'hb  r  von  1-2  (.'entimetern  vor-  ;dso  annähernd  die  wahrscheinliche  Ab- 
kommen, weichung  »lar  und  »l»*r  reeiproke  Wert  «1er- 
Als  Beispiel  di«.*s«.*r  summarischen  Methode  selben  bildet  das  Mass  der  Präzision,  mit  der 
ei-wähnen  wir  di«>  Mcssuiig«'ii  von  oXilHIS  der  Typus  von  der  Natur  zum  Ausdruck 
italienischen  Militärpflichtigen  in  den  Jahren  gebracht  ist. 

Is74 — H>.  Als  Zentralw«'rt  «1er  K<">r*>er-  Dies«*  Methode  «1er  bloss  vergl«Mchondon 
grosse  der  rntersuchten  ergab  sieh  1.(520  m.  Heiheuoixlnung  der  Beoha«htungsobjekto  ohne 
währen«!  das  arithmetisch«.*  Mittel  (aus  «leu  •  Messungen  ist.  wie  Galton  zuerst  hervorge- 
naeb  ('entinieteni  abgestuften  Grössenklasseu  |  hoben  bat,  auch  auf  solche  Erscheinungen 
ItereehiH't)  sieh  auf  1  1 4  m  stellt«*.  Es  anwendbar,  die  einer  Messung  gar  nicht 
kamen  extreme  Fälle  vor  bis  zu  2.< »2  m  un«l  unterworfen  werden  können,  sondern  sich 
bis  wen  teer  als  1,2"»  m.  trotz«  lern  al«er  lagen  |  nur  im  allgemeinen  vergleichsweise  nach 
25"o  albr  Fälle  nach  «ler  p«isitiven  Seite  dem  grösseren  otler  geringeren  (iratle  ihrer 
zwischen  1.02o  und  1.007»  m  und  «ebenfalls  Intensität  unterscheiden  lassen,  wie  geistige 
2V'o  zwischen  1.(520  und  |..">7"t  m.  Die  Anlagen  in  bestimmter  Kichtnng.  Gedächtnis, 
wahrscheinliche  Abweichung  bestimmt  stell  musikalische  Begabungen-.  Wirkliehe  l.'nter- 
also  auf  ln'i«l«*u  Seiten  gIoi«-hmässie  zu  i  suchungen  nach  «liesvr  MiMhod«*  sind  noch 
0.ol.">  m  und.  da  ausserdem  <lie  Dichtigkeit  nicht  angestellt  worden,  doch  würden  manche 
der  Gruppierung  auf  beiden  S.üteti  in  d«.*r  sich  namentlich  in  Schulen  ohne  grosse 
Nähe  «les  Zentiulwertes  bedeutend  zunimmt.  Schwierigkeit  ausführen  lassen.  Ghn«*bin 
s«i  kann  man  den  l«-tzteren  ohne  weiteres ;  werden  ja  die  Schüler  in  vielen  Anstalten 
als  einen  typischen  bozeb  lincn.  All«*rdings  für  jod»*s  Hauptfach  nach  fortlaufenden 
entspricht  er  dennoch  nicht  einem  einzigen  ( »nlnungsnummern  klassifiziert  und  der  In- 
einheitlichen Typus,  somlern  vielmehr  einer  haber  «ler  Mittelstell«1  kann  daher  als  Ver- 
annähernd  konstanten  Mischung  iter  einiger-  tretor  der  durchschnittlichen  Befähigung  in 
massen  von  einander  abweichenden  Typen  dem  betreffenden  Fache  angesehen  werden, 
«ler  einzelnen  Land«*st«>ile.  Denn  betra«.htet  wenn  gh-k-hzeitig  die  Zahl  «ler  sehr  guten 
man  die  Beobachtung»?!!  aus  joder  der  11  und  «ler  sehr  schlechten  Schüler  eine  ver- 
R»*gionen  für  sieh  alh'in.  s«j  fiiob/t  man  für  hältnisuiässig  kleine  ist  un«l  eine  relativ«! 
Wnetien  «len  Zentral  wert  1  .»5."rf  i,  für  Tos-  M«*hrzahl  l«ei«lersoits  «lein  mittleren  nahe 
kaua  1,040,  für  die  Emilia  1.03"».  für  «Ii»*  steht.  Das  eigentliche  Interesse  «l«-r  F«>st- 
Iy>mbardei  un<l  Ligurion  1.030.  für  riubrieii  Stellung  solcher  Typen  aber  würde  darin 
und  die  Marken  und  für  Koni  1,(520.  für ,  liegen ,  dass  man  mittels  «leis«'llien  ver- 
Sizilien 1,00"».  für  NeaiK-1  l.Ooo,  für  Sar- 1  selüeden«*  Klassen  von  Peisoneu.  «Ii«1  «lureh 
«linien  1,.">K0.  In  fast  allen  Regionen  findet  Geschlecht,  soziale  Stellung.  Abstammung  etc. 
man  die  wahrscheinliche  Abweichung  r  g*s<lii«<hn  wären,  hinsichtlich  ihrer  geistigen 
+  0.040,  nur  für  Toskana  erhält  man  +  r  Anlagen  miteinander  vergleichen  könnte.  So 
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würde  sirli  namentlich  ülror  die  verhältnis- 
mässige Befähigung  d<-r  beiden  Geschlechter 
etwas  Begründetes  feststellen  und  dein 
gegenwärtig  üblichen  ganz  vagen  Hin-  und 
Herreden  ein  Ende  machen  lassen.  Was 
•will  es  z.  B.  besagen,  wenn  man  zum  Be- 
weise, dass  die  mathematische  Befähigung 
des  weihlichen  Geschlechts  der  des  männ- 
lichen gleichkomme,  Sophie  Germain  <rdcr 
andere  Einzelfälle  anführt':'  Es  handelt 
sich  nicht  darum,  ob  die  kl«*tn*'  Gruppe  der 
höchsthofähigtcn  Frauen  die  Mittelgruppe  der 
Männer  überragt,  sondern  nli  die  Mitt4»]- 
gruppen  der  beiden  Geschlechter  sich  gleich- 
stchen. 

7.  Kleine  BeobaehtunKSzahlen.  Wir 

haben  bisher  angenommen,  dass  eine  grosse 
Zahl  von  Einzelfällen  der  Untersuchung 
unterbreitet  ist.  Trifft  dies  nicht  zu.  wie 
su  oft  bei  den  fremde  Hassen  betreffenden 
anthpi|tolojrischeii  Messungen,  so  kann  man 
typische  Grössen  nur  mit  um  so  gi-össorer 
rnsicherheit  bestimmen,  je  kleiner  die  Zahl 
der  Br-ohachtungen  Lst.  Hat  man  die  zu 
messenden  Individuen  etwa  nach  dem 
Augen  mass  aus  einer  grösseren  Zahl  so  aus- 
gewählt, dass  sie  ungefähr  den  Durch- 
schnitt ivprüsentioren,  so  kann  allerdings  das 
arithmetische  Mittel  .selbst  aus  wenigen, 
z.  H.  .">— (i  Kinzehnessimp'n.  dem  wirklichen 
Typus  sehr  nahe  kommen.  Stehen  aber  nur 
ganz  zufällig  zusammengebrachte  Individuen 
oder  Beobaclitungsgcgenstände  wie  Skelette 
oder  Schädel  zur  1'ntei-suchnni: .  so  sind 
wenigstens  l.">  - 1(5  Beobachtungen  nötig,  um 
den  typischen  Wert  ohne  allzu  grosse  rn- 
sicherheit zu  bestimmen.  Der  Median-  oder 
Zentralwert  ist  in  diesem  Kalle  nicht  zu  ver- 
wenden, sondern  man  muss  sich  an  das 
arithmetische  Mittel  aus  den  gegebenen  Be- 
obachtungen halten,  das  nach  der  Theorie 
den  wahrscheinlichsten  Wert  der  typischen 
Cr  rosse  darstellt.  Dabei  winl  aber  voraus- 
gesetzt, dass  man  aus  anderweitigen  Er- 
fahrungen zu  der  Annahme  Irerechtigt  ist. 
dass  überhaupt  hier  eine  typische 
Grösse  vorhanden  ist,  die  in  den  ein- 
zelnen Heoliachl  ungen  mit  zufälligen  Fehlern 
zum  Ausdruck  kommt.  Liegt  zu  dieser  An- 
nahme kein  Grund  vor,  so  hat  auch  das 
arithmetische  Mittel  keine  theoretische  Be- 
deutung: es  ist  dann  ein  blosser  rechnerischer 
Ausdruck,  dem  keine  besondeiv  reale  Grösse 
entspricht,  und  wenn  man  ihn  für  manche 
Zwii-ke  bei p iem  findet.  s<»  darf  man  doch 
seinetwegen  nicht  den  allein  reellen  Stoff, 
die  Einzelbeoliachtiingen,  bei  Seite  lassen. 
Darf  man  aber  das  Vorhandensein  einer 
typischen  Grösse  voraussetzen,  wie  das  >h-i 
der  Körperl-inge  oder  dem  Hrustuinfange 
von  erwachsenen  Personen  desselben  Volks- 
stammes und  desselben  (iescldeclites  ohne 
Zweifel  zulässig  ist,  so  lä>st  sich  t  häretisch 


auch  die  walirscheinliehe  Abweichung  des 
arithmetischen  Mittels  von  dem  wirklichen 

i  Typus  l>orecht>en.  Zu  dies4>m  Zwecke  l.e- 
stimmt  man  zunächst  nach  der  Methode  der 
kleinsten   (Quadrate    den  wahrscheinlichen 

I  Fehler  der  einzelnen  Beol>achtungeii.  für 
welchen   die   Formel  gilt   r  —  -j-  ".lTo'J 

\  f^l*  We""  "  ,,',>  ^a'1'  'lt  1  lJ,H,l'a,'lltun^n 
und  \3-\  die  Summe  der  Quadrate  der  ]n>si- 
liven  und  negativen  Abweichungen  vom 
arithmetischen  Mittel  bezeichnet.  Nennen 
wir  dieses  Mittel  in.  so  würde  also,  wenn 
eine  grosse  Anzahl  von  Beobachtungen  mit 
dem  l'rüzisioiisgrado  der  gegebenen  vorläge, 
ungefähr  die  Hälfte  zwischen  die  Grenzen 
m+r  und  m — r  fallen,  m  selbst  indes  ist 
nicht  der  wirkliche,  sondern  nur  der  wahr- 
scheinlichste Wert  der  ty irischen  Grösse  und 
sein  eigener  wahrscheinlicher  Felder  (der 
ebenso  leicht  nicht  erreicht,  wie  über- 
schritten wird)  ist  r:y'n.  also  z.  H.  gleich 
einem  Viertel  von  r.  wenn  1<>  Beobachtungen 
<l.    Ks  sei 


gegeiM'ii  sind.    r.s  sei  nochmals  wiederholt. 
,  dass  dies,-  Rechnung  keinen  theoretischen 
I  Sinn  hat.  wenn  die  Herrbachtungen  nicht 
'angesehen    werden    können    als  zufällig 
fehlerhafte  Ausdrücke  desselben  typischen 
Grundwertes.    Ist  dies  nicht  der  rall.  so 
kann  man  allenfalls  die  initiiere  Grösse  d-r 
Abweichungen    vom    Mittel    nach  beiden 
Seiten  hin  berechnen,  aber  es  ist  dies  dann 
nur  eine  empirische  arithmetische  Zusammen- 
zieliiing  der  Bcohachtungsergebnisse  zur  be- 
1  «pir  incrr-n  lelrei-sieht. 

Liegt  eine  gir>sse  Anzahl  von  Boobaeh- 
1  tungen  vor,  so  ist  die  obig*«  theoretische 
Hestiinmung  des  wahrscheinlichen  Fehlers 
der  Eiiizelwerte  und  des  Mittelwortes  zu 
umständlich  un<l  man  kann  sich  dann  — 
immer  vorausgesetzt .  dass  es  sich  um  eine 
typische  Grösse  handelt.  —  wie  mit  dem 
Zentralwert  statt  des  arithmetischen  Mittels, 
so  auch  mit  einem  aus  der  d  u  rch  schnitt- 
lichen  Abweichung  statt  aus  den  Fehler- 
*|uad raten  gebildeten  Ausdruck  begnügen. 
Bezeichnet  man  nämlich  den  Durchschnitt 
aus  den  sämtlichen  absoluten  (ohne  Rück- 
sicht auf  das  Vorzeichen  positiv  genommenen) 
Abweichungen  der  Einzr  ll.»-ol<achtungen  vom 
Zentralwert  mit  d,  so  ist  einfach  r  + l.'.d, 
und  wenn  sich  in  einer  Beohachtungsivihe 
von  einigen  hundert  Fällen  wirklich  un- 
gefähr die  Hälfte  in  den  auf  solche  Art 
berechneten  Grenzen  findet,  so  ist  dies  ein 
genügender  Beweis  für  die  Beziehung  der 
BiHrbaclitungsgrösse  auf  einen  Typus.  Der 
1  wahrscheinliche  Kehler  des  Mittelwertes 
winl  wieder  mit  genügender  Aunälierung 
durch  Division  dieses  Wertes  von  r  durch 
die  Quadratwurzel  aus  d.-r  Zahl  der  Be- 
obachtungen erhalt<-n. 
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8.  Erblichkeit  und  Veränderlichkeit  scheinlich  au«  Ii  eine  VTsri-össenmir  d« -r 
der  Typen.  Wenn  poironwärtitr  bei  einem  lv"»i|»',rknift  und  eine  Yerbess'runir  dos  <h*- 
Volksstammo  ein  Typus  in  lloziu;  iiuf  Körper-  siiiidluMtszustaud-'s  verbunden  und  diese  Kr- 
prösse.  Hrustuiufanir  oder  .'in-'  andere  Mass-  s<  ln-imniir  jedenfalls  als  «'ine  ,Vei  vollkomin- 
pn'isso  vorhanden  ist.  so  mnss  man  an-  nunir  zu  betrachten  sein.  Ein  Nalnrstaniin, 
nehmen ,  das.-  dersell>e  schon  seit  lautrerer  dor  sirh  tr« »ir< *n  wildo  Tiere  und  andere 
Zoit  bestanden  und  sieh  vererbt  hat.  Denn  Stämme  zu  behaupten  hätte,  würde  durch 
wenn  z.  R  die  Väter  der  üv.ironwärtiiren  diese  «rünstitre  Entwiekolunir  ohne  Zweifel 
<i,-iiei-ati<.ii  von  Kekrnt.'i)  eine  von  dem  aueh  einen  Verteil  im  Kampf  ums  Dasein 
jetzigen Typusinorklieh vei>(  l)iedeiietypiselie  erlaniren,  alter  man  kann  nieht  sairen.  da» 
KörjM-rinv>sse  U*säs.sen,  .so  wäre  nicht  ein-  j  diese  Kutwiekeluni:  srerade  von  denjenigen 
zusehen,  wie  in  allen  (in'.ssenk  lassen  irerade  aiistr'-hen  würde,  die  ausnahmsweise 
eine  solche  Yoräudeninp  stattgefunden  haben  i  eine  besondere  <im>se  oriviehton.  Denn 
sollte,  dass  wiedei-  di,-  theoivtiseh  zu  .-r-  diese  sind  im  Verirh'ieh  mit  der  typischen 
wartende  (iriippiomnir  der  Söhne  um  den  tinippe.  als  welche  wir  die  innerhalb  der 
neuen  Typus  zu  stände  gekommen  wäie.  (in  nzeu  der  walux  heiidiehen  Abweichung 
Eine  seiion  zieinlioh  lautre  veryjeiehbaiv  auftretende  bezeiehneti  wellen,  aussoronlont- 
Zahlenivihe  in  hetivff  der  typisehen  Körper-  lieh  weiiiir  zahhvich,  .so  dass  ihre  erleichterte 
gi*~sse  lie^t  iri  der  itali.Must'hrri  Aiisliel.iini;s-  S  il^terlialtuiii,'  und  Fortpflanzung  auf  die 
Statistik  vor.  Die  liereehnunire  n.  die  llodio  Zahl  und  (iruppieruiu;  der  «iesamtheit  keinen 
^•uetelot  für  ilessen  l'hysi<|Uo  sociale  mit-  nierkliehen  Einfiuss  üben  kann.  Eine  Ver- 
teilte, bezogen  sich  auf  die  Austr»'hobenen  voUkominnuntr  des  Typus  wird  vielmehr 
der  Jahr»'  ls<*,;{ — (;."»  und  liefern  als  typisehen  nur  zu  erwarten  sein,  wenn  hei  der  Mehr- 
Mittelwert  l.»>_\  al>o  dieselU-  Zahl,  die  sieh  zahl  der  lietmchteteu  < b-samthoit  etwa  in- 
aiioh  aus  der  Gesamtheit  der  ol»n  ange-  b'lir»'  einer  Verbessern  mr  der  Ernuhriiinr  eine 
führten  Messungen  von  1  s7 1 — 7<>  enrieht.  «rloiehzoitigo,  wenn  aueh  langsune  Hebung 
Nach  clem  Berieht  des  (Jen-rals  Torre  über  der  (in'-ssc  oder  der  sonstigen  Körperont- 
die  Aushebung  von  lss7  und  der  in  dem-  wickolung  eintritt.  Kltenso  wen  Ion  aueh 
s»  Ilten  enthaltenen  grossen  Tabelle  über  die  Entartungen  von  der  Hauptgrupjw  ausgeht  »n 
Körpeiirrösse  der  :'>l<tf>»i9  (ieinessenen  be-  und  naiuentlieh  dadurch  entstehen,  dass 
stimmt  sieh  der  Zentral  wert  -  1  .•;_>.")  m  und  irr» »sse  B.>vö|k»'rungsklassen  dunh  schlechte 
-fr-  -HMi4l  ni,  —  r-  <»,tli;i  ni.  Di«'  Ernährung,  ungesunde  Wohnungen,  ül.er- 
typisehe  Körpt-r^rosse  der  jungen  Italiener  massige  Anstrengung  besonders  der  Frauen 
hat  sieh  s«nnit  in  _'l  Jahren  nieht  nx  rklieh  und  Kinder  und  andere  Folgen  des  wirt- 
veiandert.  Daur»'sr»  n  hat  «"anvt.  wie  l.ivi  schaftlichen  Elends  langsam  verkommen, 
anführt,  gezeigt,  dass  von  1*1 1  l-J  bis  zu  der  ».  ('asymmetrisch*  und  unrepel- 
Periode  von  1*7:.'  -1*79  die  savovardisehen  massige  Gruppierung.  IM  vielen  an- 
Konskribierten  b  < 'entiineter  an  Körpergrüsse  tkn>|  «»logischen  Massgrö-son  ist  selbst, 
zugenommen  halten,  und  zwar  infolge  des  wenn  eine  sehr  gn>s.-e  Zahl  von  Bcoltach- 
gestiegenen  Wohlstandes  und  der  lieferen  taugen  vorliegt.  di»>  symmetrisch»'  Oruppie- 
Ernährnng.  rung  um  einen  tyitixhen  Wert  nieht  zu 

Allmäldiehe  Vei-sehiebunp'ii  der  typischen  erkennen.  Manche  lassen  sich  allej-dinirs  in 
authn>pftlo^iscli<'n  Masse  dürften  also  immer-  "ine  H«  ihe  mit  einer  einziir<  n.  wohl  aus- 
bin vorkommen  und  man  wird  ilarüber  in  ■.'eprä^t.'n  Venliehtun^sstiveke  und  einem 
spätri>'r  Zukunft,  wenn  tfenüirondes  Material  der  ur»"»sten  Dichtigkeit  (b>r  Fälle  ent- 
aniresainmelt  s<-in  wird.  Iwstinunt»'  Knt-  spr<-<  li»  ii'l>'ii  Ha u pt  w >> rt e  irrupjtiei'cn.  aber 
Keheidunjron  uebeu  können.  Wahi-seheinlich  <li<  >«-r  Hauptwort  bildet  nicht  den  Zentral- 
alter  siml  ilies»'  VeiNchiebunneii  mit  Auf-  wert  uml  tlie  Verteiluuir  zu  ltoidon  Seit»'ii 
lösunt;  <les  anfantrs  vorhandenen  und  lan.u-  desselben  ist  nicht  tri  eich  förmiir,  sondrrn 
sanier  Ausbildung  eines  nein-n  Typus  vor-  entspricht  <miht  Kurve,  die  auf  der  einen 
b'inden ,  so  dass  in  der  Zwischenzeit  die  Seite  nudir  <*ler  weniirer  steil  und  auf  der 
annähemd  ivvrelmässitre  (in)|»jti»Tunu  um  anderen  sanft  abfällt.  In  an'leivn  Fälh'n 
einen  Zentralwert  zunächst  mehr  und  mehr  fimlen  sich  mehren1  deutlieh  erkennbaiv 
verschwindet  und  vielleicht  mehiviv  Vor- ■  Venlichtuu^sstollen,  in  amb-itMi  endlich  sind 
diehtnu>rstelleii  auftreten.  <lie  sieh  erst  all-  solehe  nicht  bestimmt  au>n»'präi;t  und  die 
mählich  wieder  zu  einer  ivuelmässiiren  Kinz»dfälle  verteibMi  sich  in  einer  lautreren 
Zentralirruppc  verrinipen.  Strecke  fast  <rl»1i<-htnässiir  auf  die  Ma.ssklas.-eu. 

Solche  \  eräuderunpen  des  Typus  können       Ks  lassen  sich  für  diese  mm^lmässitro 

sowohl  Vervollkoinmnun.tren  als  auch  Verteiluuir    sehr    vers<diiedem^  rrsachen 

Entart  u  n  freu  dai-stellen.  Wenn  die  dun-h-  denken. 

sehnittliche  Körperpi-öss«1  und  »lie  Hrustweife        I)  Es  könnte  Ikm  der  untersuchten  Mass- 

der  erwat.'hstjnen  Änireliörip-n  eines  Volks-  trjVjss»?    eine    typische   1'nsy in metrie 

Stammes  sn">sser  winl.  so  winl  damit  wahr-  t'.-stehen.    Wir'  ha  bim  »iben  aiisrenonunen, 
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dass  positive  und  negative  Störungen  des 
Typus  an  sieh  gleic  h  wahrscheinlich  seien 
und  auf  dieser  Voraussetzung  beruht  die 
symmetrische  Verteilung  der  Abweichungen 
zu  l>eiden  Seiten  des  Mittelwertes.  Man 
könnte  nun  aber  auch  von  der  Hyjiothese 
ausgehen,  dass  die  eine  Art  der  Störungen 
in  einem  bestimmten  Verhältnis  wahrschein- 
licher sei  als  die  andere,  womit  dann  die 
Analogie  eines  Glücksspiels  an  einer  Urne 
gegeben  wäre,  in  welcher  schwarze  und 
weisse  Kugeln  z.  B.  im  Verhältnis  von  2 : 3 
oder  3 : 4  vorhanden  wären.  Das  wahr- 
scheinlichste Ergebnis  ist  in  einem  solchen 
Falle,  dass  bei  einer  Anzahl  vou  Ziehungen 
die  schwarze  und  die  weisse  Farbe  so  nahe 
wie  möglich  in  dem  Verhältnis  auftreten, 
in  welchem  sie  in  der  Urne  vorhanden  sind, 
und  wenn  die  Zahl  der  Ziehungen  oder  der 
gleichzeitig  aus  einer  unendlich  viele  Kugeln 
enthaltenden  Urne  genoniinenenKugeln  n  i  c  h  t 
sehr  gross  ist.  so  haben  diejenigen  Kombi- 
nationen, die  sich  nur  durch  die  Umstellung 
vou  schwarz  und  weiss  unterscheiden,  er- 
heblich verschiedene  Wahrscheinlichkeiten 
und  es  wird  dalier  auch,  wenn  man  sich 
statt  einer  jeden  schwarzen  Kugel  eine 
negative  und  statt  jeder1  weisseu  eine  positive 
Klementarstömng  denkt,  die  Gruppierung 
d»  r  vom  wahrscheinlichsten  Wert  altweichen- 
den Fälle  zu  iViden  Seiten  dessell>en  eine 
unsymmetrische  werden,  l^uetelet  hat  für  ver- 
schiedene Zahlenverhältnisse  der  schwarzen 
und  weissen  Kugeln  unter  der  Annahme, 
dass  immer  nur  10  Kugeln  gleichzeitig  heraus- 
genommen werden,  eine  Tabelle  der  Wahr- 
scheinlichkeit der  verschiedenen  Kombi- 
nationen berechnet,  aus  der  hier  ein  Auszug 
folgen  möge. 


Verhältnis 
der  gezogenen 
Kugeln 


Wahrscheinlichkeit  dieses  Ver- 
hältnisses, wenn  in  der  l'rne  das 
Verhältnis  von  s  zu  w  ist : 

3  :  2  I  7  : 3  I  3  :  1    4  : 1  I  !» :  1 


10  s. 

0  w 

0,000 

0,003 

O.OIO 

0,028 

0.185 

15  s. 

1  w 

0,003 

0,023 

0053 

0,113 

0.329 

14 

2  W 

0,015 

0.073 

0,134 

0,21 1 

0,275 

13 », 

3  w 

0,047 

O.I47 

0,208 

0,244 

0,142 

12  f>, 

4  w 

0,101 

0.204 

0,225 

0.200 

0,051 

1  I  S, 

5  w 

0,162 

0,210 

0,18b 

0,120 

0,014 

IO  S, 

6  w 

0,198 

0,165 

0,1 10 

O.O55 

0,003 

0  s. 

7  w 

0,189 

0,101 

0,052 

0.020 

0,000 

J>  s. 

8  w 

0.142 

0,049 

0.020 

ofoo6 

0,000 

7  N 

9  w 

0,084 

0.0 19 
0,006 

0,006 

0,001 

0,000 

6  s. 

10  w 

0.039 

0,001 

0,000 

0.000 

kommen,  welche  einem  IVlierschuss  von 
8  Elementarabweiehungen  nach  der  negativen 
Seite  liin  entspricht.  Die  eigentliche  typische 
Grösse  hat  also  jetzt  nur  noch  eine  theo- 
retische Bedeutung,  sie  tritt  nicht  mehr  im 
Dichtigkoitsmaximnm  erkennbar  auf.  und 
die  Kurve  der  Wahrscheinlichkeiten  fällt 
von  dem  letzteren  aus  nach  der  negativen 
Seite  steil,  nach  der  positiven  aber  sanft  ab. 
Dali  er  ist  auch  die  wahrscheinliche  Ab- 
weichung  nach  der  negativen  Seite  bedeutend 
kleiner  als  nach  der  positiven.  Quetelet  ver- 
gleicht die  beobachteten  Gewichte  von  153 
Frauen  mit  den  Tabellenwerten  \*-\  dem 
Farbeuverhältnisse  3:1.  Auf  die  Haupt- 
gruppe (,">2 — ~A\  kg)  kommen  27  °o  statt  22,5, 
auf  die  (um  je  4  kg)  niedrigeren  Gewichts- 
klassen bezw.  23,  11,  3,  llVo  statt  21,  13, 
5.  1,  auf  die  höheren  17,  11,  2.  2,  2.  1  statt 
IS,  11.  5,  2.  1.  Die  rebereinst  immung  ist  also 
eine  ziemlich  befriedigende.  Die  theoretische 
Bedeutung  dieser  Talielle  ist  indes  nicht  be- 
sonders hoch  zu  stellen.  Die  Hyjiothose,  dass 
immer  10  Elcmentarstörungen  zusammcu- 
treffen.  ist  offenbar  ganz  willkürlich  und  man 
erliält  ganz  andere  Wahrscheinliclikeitswerte, 
wenn  man  statt  10  eine  grössere  Zahl  nimmt. 
Je  weiter  mau  aber  in  dieser  Kichtung  geht, 
je  mehr  man  sich  also  der  an  sich  allein 
berechtigten  Annahme  nähert,  dass  unendlich 
viele  Klementarstömngen  zusammenwirken, 
um  so  mehr  verschwindet  für  die  praktisch 
in  Betracht  kommenden  Kombinationen  die 
l'n  sy  m  metrie  der  Wahrscheinlichkeilen 
und  der  lieabsichtigte  Zweck,  gerade  die 
Darstellung  einer  unsymmetrischen  Ver- 
teilung, wird  dann  nicht  mehr  erreicht.  Die 
(,Jueteletselie  Tabelle  giebt  daher  nur  gewisse 
empirische  Ausdrücke  der  l'nsynimetrie.  was 
sich  auch  durch  allgemeinere  Formeln  er- 
reichen li'lsst. 

K.  Pearson  (Philos.  Trans.,  vol.  lsi.">  und 
lN0..1ahrg.lS!)3,i»r>)  hat  für  die  unsymmetrische 
Verteilung  allgemeine  Formeln  mit  Unter- 
scheidung von  "»  Typen  aufgestellt,  welche 
die  symmetrische  Verteilung  als  besonderen 
Fall  einschliessen.  Kr  ging  dabei  von  dem 
Quetelotscheti  Grundgedanken  aus.  dass  man 
die  Ijisymmetrie  annähernd  darstellen  kann 
durch  die  Kutwickelung  eines  Binoms,  dessen 
beide  Summanden  nicht  gleich  al»er 
zusiunmen  gleich  1  sind  und  dessen  E.\|ionent 
nur  eine  massige  Grösse  hat.  Man  gelangt 
so  zu  einem  unsymmetrischen  und  nach 
beiden  Seiten  begrenzten  Polygon ,  das 


Nehmen  wir  also  z.  B.  das  Verhältnis 
der  negativen  zu  den  positiven  Elementar- 
störungen wie  3  :  1  an ,  so  ist  das  Gleich- 
gewicht dieser  Störungen  (entsprechend  Ss. 
8  w )  sehr  wenig  wahrscheinlich,  am  häufigsten  1 
aber  wird  die  Kombination  12  s,  4  w  "vor-: 


einer  hypergeometrischen  Keihe  zu  deu  verall- 
gemeinerten Wahrseheinlichkeitskurveu  führt, 
die  symmetrisch  und  unsymmetrisch  und  an 
einer  Seite  oiler  an  beiden  Seiten  begrenzt  oder 
unbegrenzt  sein  können.  Pearson  zeigt,  dass 
sich  viele  statistische  Ergebnisse  durch  un- 
symmetrische Kurven  nach  seiner  Methode 
gut  darstellen  lassen  und  dass  auch  für 
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anthropometrische  Gruppierungen,  die  man 
gewöhnlich  als  genügend  symmetrisch  be- 
trachtet ,  die  Annahme  einer  gewissen  Un- 
symmetrie  besser  mit  den  Heobaclitungen 
stimmt,  als  die  Normalkurve.  Zinn  Beweise 
führt  er  die  von  Baxter  mitgeteilten  Zalden 
über  die  Grössenvorhältnisse  der  ameri- 
kanischen Rekruten,  die  Messungen  von 
Porter  ül>er  die  Grösse  der  achtjälirigen 
Schidmädehen  in  St.  Louis  und  die  Angilben 
J.  Rankes  über  die  Indiccs  von  900  bayerischen 
Schädeln  (s.  unten  S.  40t»)  an.  Andererseits 
al»er  ist  zu  bemerken,  dass  der  Nachweis 
einer  auch  nur  annähernd  hervortretenden 
Symmetrie  mehr  theoretisches  Interesse  hat, 
als  die  genaue  Darstellung  einer  Gruppierung 
durch  eine  unsymmetrische  Kurve,  von  deren 
Entstehung  man  sich  doch  keine  so  an- 
schauliche Vorstellung  machen  kann,  wie 
dies  hinsichtlich  der  normalen  Kurve  mög- 
lich Ist.  —  Theoretische  Untersuchungen 
über  die  unsymmetrische  Verteilung  hat 
auch  Feehner  in  seiner  »Collektivmasslehre« 
geliefert. 

2)  Die  unsymmetrische  Verteilung  kann 
auch  dadurch  entstehen,  dass  die  unter- 
suchte Massgrösse  als  Funktion  einer  anderen 
erscheint,  die  ihrerseits  einen  typischen 
Charakter  besitzt  Wenn  z.  B.  das  Gewicht 
der  Erwachsenen  sich  nach  Quetelet  und 
anderen  annähernd  wie  das  Quadrat  der 
Köri>ergrösse  verhält,  so  kann,  gerade  weil 
die  Messungen  der  letzteren  sich  symmetrisch 
ordnen,  die  Reihe  der  Gewiclüsbestiminnngen 
keine  symmetrische  Verteilung  der  Fälle 
aufweisen. 

3)  Es  kann  eine  Mischung  mehrerer 
Rassentypen  vorlianden  sein,  die  in  den  Be- 
obachtungen nicht  auseinander  gehalten  sind. 
Wenn  man  z.  B.  1000  Soldaten  der  Potomao- 
Armee,  deren  typischer  Brustumfang  35  engl. 
Zoll  betrug  nnrl  1UH>  Schotten  mit  dem  ol>en 
erwähnten  typischen  l'mfang  von  393-«  Zoll 
unterschiedslos  zusammen  gemessen  liätte, 
so  würde  man  von  32- -43  Zoll  folgende 
Gruppen  erhalten  haben :  09,  122.  173.  201, 
201.  193,  191,  215,  210,  171,  111,  50. 

Die  Kurve  hält  sich  also  auf  einer  längeren 
Strecke  fast  in  gleicher  Höhe,  jedoch  mit 
einer  leichten  Einsenkung  zwischen  den 
Maximalwerten  201  und  215.  die  den  Stufen 
von  l)ez\v.  35  und  30  und  39  Zoll  entsprechen. 
Da  sie  an  beiden  Enden  die  Ausläufer  der 
einen  und  der  anderen  Reihe  ziemlich  rein 
heraustreten  lässt  so  könnte  man  durch  ver- 
suchsweises Rechnen  die  beiden  ungleich- 
artigen Elemente  ohne  Schwierigkeit  von 
einander  sondern.  Im  allgemeinen  wird 
eine  solche  Zerlegung  um  so  leichter  ge- 
lingen, je  weiter  die  verschiedeneu  typischen 
Werte  von  einander  abstehen  und  je  deut- 
licher die  Hauptgruppen  hervortreten.  Natür- 
lich werden  bei  einer  bloss  zufälligen  Aus- 


wald der  zu  messenden  Personen  (bei  grosser 
Zahl  derselben)  die  verschiedenen  Tyjten 
nicht  in  gleicher  Zahl,  sondern  aunähemd 
in  dem  Verhältnisse  auftreten,  in  dem  sie 
in  der  betreffenden  Bevölkerung  vorkommen, 
wodurch  dann  auch  die  verschiedenen  Haupt- 
gruppen eine  sehr  mannigfaltige  Gestaltung 
erhalten  und  unter  Umständen  auch  zu 
einer  einzigen  unsymmetrischen  Gruppe  zu- 
sammenfliessen  können.  Als  Beispiel  einer 
noch  deutlich  erkennbaren  Rassenmischung 
sei  die  Zusammensetzung  der  französischen 
Bevölkerung  aus  keltischen  und  germanischen 
Elementen  angeführt.  So  haben  im  Doubs- 
Departement,  dem  Wohnsitz  der  alten  Bur- 
gunder, 15,o°o  der  Konskrihierten  eine 
Grösse  von  1.73  m  und  mehr  und  nur 
2,4  °  o  bleil>eu  unter  1.50  m;  in  dem  ursprüng- 
lich keltischen  Departement  Haute -Vienne 
dagegen  wird  das  erstere  Mass  mir  von 
3,2  üo  überschritten  und  das  letztere  von 
14,7  °  o  nicht  erreicht. 

4|  Die  unregelmässige  Verteilung  der 
Messuugsergebnisse  kann  aber  auch  daher 
rühren,  dass  der  Typus  eiuer  V  e  r  ä  n  d  e  r  u  n  g 
unterworfen,  namentlich  in  der  Entartung 
begriffen  oder  eiuer  solchen  schon  in  bedeu- 
tendem Grade  verfallen  ist.  Man  kann  sich 
vorstellen,  dass  ein  gewisser  Prozentsatz, 
z.  B.  die  Hälfte  der  Gesamtheit,  sich  noch 
regelmässig  um  den  ursprünglichen  Typus 
gruppiert,  der  Rest  dagegen  durch  die 
äusseren  schädlichen  Einflüsse  oder  sonstige 
Ursachen  eine  andere  Verteilung  erhalten 
ltat.  Dass  ein  besonderer  Eutartungstypiis 
entstehe,  mn  den  sich  also  die  zweite  Hälfte 
symmetrisch  gruppieren  würde,  ist  im  all- 
gemeinen nicht  wahrscheinlich,  denn  die 
Aendemngsursachen  werden  schwerlich  auf 
die  ursprünglichen  Gruppen  mit  der  für 
diesen  Erfolg  nötigen  Gleichmäßigkeit  ein- 
wirken. Ks  ist  vielmehr  anzunehmen,  dass 
die  einzelnen  Gruppen  um  so  stärker  von 
der  Entartung  ergriffen  werden,  je  weiter 
sie  ursprünglich  unter  dein  Normalmnss 
stehen  und  <lass  diejenigen,  welche  über' 
die  typische  Grösse  liinausgeheu,  verhältnis- 
mässig weniger  beeinflusst  werden.  Durch 
die  Vermischung  der  degenerierten  Hälft«' 
mit  der  noch  unveränderten  wird  also  dann 
eine  unsymmetrische  Verteilung  der  Ge- 
samtheit mit  weiterer  Ausdehnung  der  unter- 
normalen  Gruppen  entstehen. 

5)  Endlich  ist  es  auch  möglich,  dass  für 
gewisse  Massgrössen  oder  Grössenverhält- 
nisse  gleichsam  Indifferenzstrecken  vorhanden 
sind ,  innerhalb  welcher  die  Natur  keinen 
bestimmten  Typus  bevorzugt,  so  dass  eine 
ziemlich  gleich mässigo  Verteilung  oder  auch 
infolge  irgend  welcher  unberechenbarer  Ein- 
flüsse uieluvro  ganz  unregelmässige  An- 
häufungen der  Beobachtungsfälle  entstehen. 
Je  geringer  auch  bei  der  symmetrischen 
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Verteilung  die  IVäzision  antr»  n« •nim«-n  wird, 
mit  welcher  der  Typus  zum  Ausdruck 
kommt,  tun  so  mehr  verflacht  sieh  •  1  i« » 
NValirscheiuliehkoitskurve  und  um  ><•  gn"sser 
winl  «Ii».-  Strecke,  auf  welcher  die  Verteilung 
annähernd  gleichmässig  erscheint :  al»er  in 
diesem  Falle  wird  au«  li  der  ganze  praktisch 
in  Betracht  kommende  Spielraum  sehr  gross. 
Wenn  dagegen  ausserhalb  einer  geeclieuen 
Massstreoke  nur  n<»ch  sehr  wenige  Fälle 
vorkommen,  innerhalb  derselben  aber  an- 
nähernde ( ileichmnssigkcit  oder  völlige  l'n- 
regolmässigkoit  der  Verteilung  stattfindet, 
so  f<-h|t  für  dio  ltetroffeiide  M;i>sgrösse  ent- 
weder ülKThaupt  dio  feste  typische  Norm, 
oder  es  besteht  eine  nuatiflöslioho  Vermischung 
zahlreicher  Ty]M-n,  was  praktis. -h  auf  dass.  II»- 
hinauskommt. 

Als  Heroin  für  dio  Behandlung  unn-gel- 
mässig  vo)1oiltor  Massgrössen  kann  man 
folgende  aufstellen.  Sind  lleoltachtungon 
in  grosser  Zahl  (von  wenigstens  einigen 
Hunderten)  gegeben  und  gruppieren  die- 
>oU»-n  sich  deutlich,  worin  aiu-h  unsymme- 
trisch um  oin  einziges  Dichtigkcitsiuaximum. 
so  betrachte  man  den  der  grösstcu  Dicht  ig- 
koit  entsprechenden  Wort  der  Massgrösse 
a!<  don  llauiitwort  und  geU-  dazu  an. 
in  welchem  Anstände  von  domsellwn  nach 
ooidon  Seiten  hin  jo  die  Hillfte  der  Fälle 
sich  findet.  Nur  bei  symmetrischer  Ver- 
teilung fällt  der  Hauptwort  sowohl  mit  dem 
Zentral  wert  als  auch  mit  dem  arithmetischen 
Mittel  annähernd  zusaminen.  Sollte  sich 
ergelien.  dass  die  Gruppierung  auf  der  steiler 
al-faJleuflon  S  ite  dem  allgemeinen  Gcselz 
'lerzufäUigen  Abweichungen  mach  der  ersten 
Tabelle)  entspricht,  so  kann  man  durch 
Ausscheidung  der  (überdeckten!  symme- 
trischen Hälfte  auf  der  andeivu  Seite  einen 
Nonnalbcstandteil  aus  der  Gesamtheit  ab- 
lösen, welcher  auf  der  letzteivn  Seite 
mit  einer  Anzahl  auderor  Fälle  untermischt 
erscheint,  die  Entartungen  oder  Vervoll- 
kommnungen darstellen  würden,  je  nachdem 
sie  auf  der  negativen  oder  auf  der  positiven 
Seite  lägen. 

Treten  hei  einer  grossen  Anzahl  von 
H'Hthachtungsfällen  deutlieh  mehrere  Dicht  ig- 
keitsmaxima  auf.  so  versuche  man  die  Gesamt- 
heit in  mehrere  symmetrisch  geordnete 
Bei  heu  mit  el>ensovit-j.  n  Typen  zu  zerlegen: 
gelingt  dies  nicht,  so  kann  man  vielleicht 
durch  zweckmässige  Zusammenfassung 
kleinerer  (Truppen  die  allgemeine  Verteilung 
der  Fälle  üU  rsichtliehor  darstellen.  Doch 
wird  man  deswegen  die  ursprüngliche 
detailliertere  Beihe  nicht  aufgellen  dürfeu. 
und  am  allerwenigsten  darf  man  diese  mit 
blosser  Wahrung  des  arithmetischen  Mittels 
verloren  gehen  lassen.  Dasselbe  gilt  auch, 
wenn  die  Zahl  der  Beobachtungen  nicht 
gross  ist  und  mau  nicht  aus  anderen  Er- 


fahrungen schon  weiss.  da<<  der  betreffenden 
M;tssgr.'.sse  ein  Typus  zu  Grunde  liegt. 
Nur  unter  der  letzteren  Voraussetzung  ist 
naeh  dem  oben  Gesagten  die  Bildung  des 
arithmetisehou  Mittels  und  die  Bestimmung 
der  wahrscheinlichen  individuellen  Abwei- 
chung und  des  wahrscheinlichen  Fohlers 
des  Mittels  nach  der  Methode  der  kleinsten 
(Quadrate  berechtigt. 

II.  Anwendungen. 

10.  KorpprliuigP.   Dass  die  Körjtorläiige 
'  der  Erwachsenen  von  annähernd  gleichartiger 
,  Slamniesangehörigkeit  einen  typischeu  Wert 
,  besitzt,  ist  schon  oIm-h  an  Beispielen  gezeigt 
|  und  nach  den  umfassenden  rntorsuehnngeu 
'  von  (^uetelet.  Bodio,  Elliott,  tiould,  Eris- 
|  mann  u.  a.  als  allgemein  feststehend  zu  bo- 
i  trachten.     In   betroff  dieser  Grösse  kann 
j  man  sich  also  jetzt  U-i  neuen  Untersuchungen 
nötigenfalls  mit  einer  ziemlich  kleinen  An- 
zahl von  Messungen  begnügen,  da  das  arith- 
|  nielische  Mittel  aus  denselben  immer  den 
wahrscheinlichsten,  wenn  auch  nicht  fehler- 
freien Wort  des  Typus  orgelten  wird. 

Im  allgemeinen  winl  eine  Itodoutende 
Körpergrösse.  wenn   sie   nicht   mit  ülier- 
mässiger  Schlankheit  oder  anderen  jtatholo- 
gischen   Erscheinungen  verbunden  ist,  als 
ein  auch  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  günstiges 
Stamniesmerktnal   zu  betrachten   sein .  da 
dasselbe  auf  grosso  Arbeitskraft  und  gesunde 
Entwickelung  hindeutet,  (legen  Krankheiten 
scheinen  allerdings  die  grossen  Leute  oft 
weniger   Widerstandsfähigkeit   zu   Im -sitzen 
als  die  kleineu:  alter  andererseits  sehen  wir, 
dass  derjenige  Völkerstamm,  der  in  Europa 
die  grössfo  Kürporlängo  besitzt,  die  Norweger 
(durchschnittlich  IJil  m),  auch  die  glinstigsten 
Verhältnisse  der  l,ehensdauer  aufweist.  Viele 
|  Naturstämme  zeichnen  sieh  durch  eine  l»o- 
j  deutende  KörjMTgrösso  aus.   Uhcnau  stehen 
;  die  von   alters   her  deswegen  l»erflhmten 
j  l'atagonier  mit  1.7*  tu  (Tchuelsehen).  Für 
I'olynesier  ohne  nähere  Bestimmung  giebt 
Topinard  als  Mittel  aus  1">  Beobaehtungs- 


It'ibeU  l.Tö'J 


an. 


Die  von  der  amerikanis< 


Heu 


militärischen  Sanitätskonunission  gemessenen 
j  Irokesen  hatteu  eine  Mittolgrössc  von  1.73."»  m. 
:  Die  von  derselben  Kommission  gemessenen 
I  weissen  Soldaten  ans  den  Nonlstaateu  hatten 
leine    durchschnittliche    Kör]»-rgrösse  von 
I  1.7* »4  (New  York,  l'ennsylvanien)  bis  1,711) 
j  (Indiana.  '  >hio|.  Auch  die  Neger  der  Guinea- 
küste  und  dio  Kaffern  gehören  zu  den  grossen 
Stämmen  (mit  etwa   1.72  m  Grösse).  In 
Europa  folgen  auf  die  Norweger  die  Schotten, 
|  Schwellen  und  Engländer  mit  Durchschnitts- 
gröss^n  vou  l.ö'.i    1.71"»  in.  dann  ilie  Dänen 
mit  UlSf»  m,  <lio  Holländer  mit  l,(i77  m. 
Für  die  Deutschen  besteht  kein  einheitlicher 
Typus,  sondern  die  nördlichen  Stämme  sind 
.  merklich  grösser  als  die  südlichen.  Nach 
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M«-isner  war  «Ii»-  DuivhschiiittsgnVso  v<iii  kommlingc  darg»st«-llt.  physisch  L-esser  » *nt- 
<a.  "»IN«)  schleswigschcti  Militärpflichtigen  wickelt  i-t  als  der  andere.  Don  kleinsten 
l.<  >!»:>. (Ii*-  von  .'ll»J  \vürtt<'inbert:isclieii  Soldaten  Stamm  in  Kui-opa  bilden  «Ii»»  Li[.|mmi  ( l. .">:!<;  m). 
nach  Fetzer  l.*l7<»  m.  1 1i» *  von  4«">2  deutx-hen  no«'h  erheblich  kk'in«-»-  aber  sind  in  Afrika 
Soldaten  der  Ann»'»'  <l«r  amerüianis<-hon  <lic  Buschmänner  und  das  Zw«'rgvolk  «ler 
Nordstaaton  U»N2  m.   Dagegen  Iwtragt  der  Akkas. 

Z«iitralwert  der  Gross«'  der  kiyorischen  Dass  die  mittlen»  Körp.-1-gröss«-  der  zivi- 
Militärpflk'htig»*n  nach  Ranke  nur  \X>2  in.  lisicrten  Völker  etwa  infolg»»  der  mo«lerneu 
In  l'ngani  «»rgah  sich  na«h  Scheiliei  hei  industriell«'!]  Verhältnis»'  aliiiiinuit.  lässt  sich 
den  uiit«>rsiichten  (nuht  hloss  den  wirklich  l»i>h«*r  statistisch  nicht  mit  Sicherheit  naeh- 
ausgehobenen»  deutschen  und  slavischcn  weisen.  In  Frankreich  allcnlings  ist  d;ts 
Militärpflichtigen  der  Mittelwei-t  1.t»4o.  l»-i ;  Mindennass  für  den  Militänlionst.  das  Isis 
den  Mairyan -Ii  al»er  nur  1,*»Bl  in.  Die  i  auf  l.">7  in  festgesetzt  war.  isjcj  auf  LT-o  in. 
Dun  hschnitt>gn'.s-.e  der  Franzosen  Mrügt :  lS(ii»auf  1  ..">.">  und  isHSauf  1  .."4 in  herabgesetzt 
1  .»).">«!.  do«-h  ist  unter  ihnen.  wi«»ol»en  bemerkt, '  wonlen  und  «laher  ist  auch  «lie  Dunhsi-hnitts- 
ein  grosserer  untl  ein  k]«>ineivr  Typus  zu  gröss«»  der  wirklich  Ausg«-hobenen  (nicht  der 
unterschei«|en.  In  der  Schweiz  l»etrug  der  I  1*  n  t  <•  r s  u  c  h t  o  n) .die  ls;n — ;{(»  l.fi.VT  b<»trng, 
allgemeine  Diinhschnitt  na«  h  <l<»n  Rekruten- '  allmählich  zurückg« -gangen :  im  Jahre  l*7.i 
unt«-rsuehung»»u  von  lssl— s«i  1. tu:,  m.  Die  «»nviohte  sie  den  Miuimalstantl  l.«"»4<>,  jedoch 
irrössten  Mitn-Iwert»»  fanden  sieh  in  d»'n  i  war  sie  \Hs2  wie«ler  auf  1.0-LS  gestiegen. 
Kantonen  Genf  (l,«;<;.">).  Has«'l-Sta«lt  (l.WJI ),  j  Indes  ist  man  ni<ht  hon-chtigt,  aus  der 
l'nterwald«-!!  n.  »I.  W.  (l.b»»«»).  Wandt  ( l.ti'i'J).  Herabsetzung  des  Militärmass«>s  auf  eine 
die  kh'insten  in  App«-uzell  J.  Kh.  | \.'tUs).  i  wirkliehe  Verminderung  «ler  Durchschnitts- 
Apjienzell  A.  Kh.  (l.li«»:>l,  Glarus  ( l.blii). '  gn"»sse  «ler  Franzosen  zu  schliessen.  sondern 
St.  Gallen  <U>24).  Die  deuts«-he  Bevölkerung  sie  l»ew«"ist  nur,  wie  M.  Block  hennrkt.  «lass 
steht  ajso  rler  franzö-isch  spn'eliend«-n  in  man  zu  «l«'i-  Ansicht  gelangt  ist,  dass  es  au 
der  KörjM'rgröss«'  keineswegs  voran,  vielmehr  sich  für  «he  Militärtauglh'hkeit  k«'inen  Vnter- 
ist  in  <|en  imlustriellen  «l«>uts«  hen  Kant«m«»n  schied  mache,  ob  «ler  Rekrut  1  .."»*»  od»-r 
d«  r   Volksschlag  teilweise  als  ««in   kleiner  i  1.. "»4  in  gross  sei. 

zu  b«-zeichneri.  Die  vers«-hie<l«>nen  provin- 1  IVber  die  typische  Köi-jH'i-grösw  der 
zialen  Typen  Italiens  (bei  »>in«iu  Gesunt- :  Frauen  liegen  weniger  ausgedehnt.-  Be«»bach- 
durchsehuitt  von  UJ21)  sind  bereits  '«U  u  er-  tungen  vor.  doch  imt«»rli«»gt  es  keinem  Zw«»ifel. 
wähnt  wonlen.  Aus  den  |to]nisch«»n  Rekruten-  dass  für  jeden  Stamm  eine  soh  he  vorhanden 
messun.tren  erjrab  sich  nach  Snicin'ff  für  I  ist  und  «Ii«*  M«'ssungsergebnisse  >^ieh  «lemnaeh 
Rus>en.  Litauer  und  Deutsche  fast  genau  sy  nun«  tri  seh  irruppienn.  (,hi«'telet  giebt  für 
ül»'reinstiniinen<l  1.ti;i7.  für  die  polen  l.<»2">in.  B«'lgi»'n  die  Gross«»  der  Frau  im  AIt«'r  von 
Di«>  Mitti  lgnVse  (|er  gii>ssnissist  h«'ii  ArlM'it«'r  Jahnen  zu  l..">74  Meter  an.  also  um  un- 
betnl.Lt  nach  Kii-inann  und  IVsskoff  l.ti.'d  gefilhr  (»  I 'mzent  uerinp-r  als  die  der  gh'ichen 
—  1.0»  in.  Zu  den  gntssen  Volksstäinnien  Altersklassen  «ler  Männer  (mit  U>7<»  ml. 
g'  horen  die  li  tten  (na«  h  Waelx-r  1.7«>4  in)  Bei  der  Arbeiterbevölkerung  Mittelrusslands 
und  die  Javen  (nach  Waldhauer  1.7;{»i  m).  betiägt  di««  mittlen'  Gn'tss»'  der  20jahrigeu 
währeml  di«>  Jud«»n  in  Kussland  «'nts«  hie«l«'ti  Frauen  nach  Kristnann  m.  7°o  wenig«-!' 

zu  «len  kleinen  zu  n ■«■hn«?n  sind.  In  Risia  als  die  d«r  glei.  halterigeu  Männer, 
»•rn-ichen  sie  allenliiiirs  nach  Bl«''chmaun  11.  Wnt'hstum.  Die  oIm'ii  angefiilu-ten 
ii« m -Ii  eine  mittlen-  Grösse  von  1.<>J7  m,  in  Messuniren  lH'zi«-heu  sich,  weil  sie  mcLstcns 
lättatten  al*er  l»-tnlgt  «lieselbe  in  der  Jahn  s-  durch  die  rntersuchung  von  Militärpflichtigen 
klasse  von  2'»  Jahren  nach  Snigindf  nur  «»rlangt  wonlon  siml.  überwies««!!«!  auf  junge 
l.'il'J  m.  In  l'ngarn  iml«  s  hatten  die  l>-ute  im  Alter  von  20  Jahn']).  In  diesem 
militärpflichtigen  Juden  nach  Scheilter  eine  Alter  ist  ali«-r  das  Wachstuni  <l«'s  Menschen 
mittlen-  Gröss«'  von  UvM  m  und  übertnifen  n«ich  nicht  ganz  v.Jlendet,  und  t^s  wird  daher 
somit  «lie  Magyan-u.  dag«'gen  blieU-n  si«-  d«  u  g>  fun«lencn  Mittel w«-i-ten  noch  eine  kleine 
hinter  <len  Deutschen  und  Slaven  zuri'M'k.  j  Gi-össe  hinzuzufügen  sein,  um  die  typische 
Bei  den  Jiub'ii  zeigt  sich  übrigens  di<-  verhält- 1  Kör|»«'i  länge  der  voll  Hrwachs«-ii«-u  zu  ei  - 
nismässig  kh'iue  KörjM'rläuge  meistens  auch  halten.  Zur  B« -st humum:  d«>r  Wachstums- 
in  Verbindung  mit  an« leren  ungünsti.iren ;  verhält niss4*  v«»n  «ler  GebuH  an  siml  seit 
rmständen.  nam«»ntlich  mit  gering».'in  Bnist-  ,  i^uetclet  ebenfalls  zahln-R-h«-  rntci-suchungeii 
umfang,  womit  «lann  auch  wi.'der  die  vor- :  angestellt  wonlen.  Diivkte  Messungen  au 
hältnisinassig  gixjss«-  Zalil  der  riitaugliclieu  i  dens«-lb«'ii  lndivi«luen  sind  schwer  in  <l«'r 
zum  Militänlü'iist  zusammenliängt.  Doch  I  nötig.'ii  Zahl  auszuführen  und  erfordern  eine 
s<  heint  es  sicher,  «lass  unter  <l«-n  eurripilischen  1  lange  BeoKachtungszeit.  L«'icht«'r  ist  es. 
Juden  zwei  anthropologisch  verschie«lene  «'ine  grosso  Anzahl  gleichzeitig»'!'  Messung».'!» 
TyjK'ii  bestehen,  vom  lenen  dereine.  bes«>ii'lers  an  Individuen  der  versohio«|enon  Alt«i-sklasseu 
«lureh  «lie  spanischen  Juden  und  ihre  Ab- .  zu  veranstalten,  «leren  Ergebnisse  «laun  das 
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Wachstum  des  mittleren  Menschen  darstellen. 
Dahci  wiiil  idlordings  vorausgesetzt,  das*  jede 
Altersklasse  ihre  i>esondere  typische  Körper- 
grösse  liabe.  Die  Richtigkeit  dieser  Annahme 
ergiebt  sieh  in  der  Tliat  aus  den  Unter- 
suchungen von  Geissler  und  Uhlitzsch,  nach 
welchen  die  Messungsergebnisse  l>ei  einer 
genügend  grossen  Zahl  von  Kindern  von 
61  2  bis  über  14  Jahren  in  jeder  Altersstufe 
eine  annähernd  symmetrische  Verteilung 
um  den  zugehörigen  Mittelwert  erkennen 
lassen.  Aus  den  Untersuchungen  von  Bow- 
ditch,  Kotelmann,  Roberts,  Erismann  u.  a. 

fiht  hauptsächlich  hervor,  dass  bei  den 
naben  ein  beschleunigtes  Wachstum  mit 
dem  14.  oder  15.  Altersjahre,  also  mit  dem 
Eintritt  der  Pubertät  beginnt  und  etwa  bis 
zum  17.  Jahre  dauert;  dann  verlangsamt 
sich  dasselbe  nielir  und  mehr,  so  dass  vom 
21.  bis  zum  27.  Jahre  die  Zunahme  weniger 
als  1  cm  beträgt,  womit  das  Wachstum  sein 
Ende  erreicht.  Mit  dem  50.  Jahre,  oder 
selbst  noch  früher,  beginnt  allmählich  eine 
Rückbildung,  ein  sonües  Zusammensinken 
des  Körpers,  das  nach  (v>uetelet  in  Belgien 
bis  zu  den  höchsten  Altersstufen  ül»er  7  cm 
betragen  soll,  während  es  nach  Erismann 
bei  den  russischen  Arbeitern  bis  zum  80. 
Jahre  nur  1,0  cm  erreicht. 

Die  Mädchen  sind  in  den  ersten  Kinder- 
jahren meistens  etwas  grösser  als  die  Knaben, 
im  Alter  von  8—10  Jahren  werden  sie  von 
diesen  meistens  überholt,  aber  schon  mit 
1 1  Jahren  tritt  —  entsprechend  der  früheren 
Entwicklung  der  Geschlechtsreife  —  bei 
ihnen  die  Periode  des  «»sehen  Wachstums 
ein,  innerhalb  welcher  sie  bis  zum  15.  Jahre 
grösser  sind  als  die  gleiclialterigen  Knaben. 
Mit  dem  20.  Jahre  scheint  das  weibliche 
Wachstum  so  gut  wie  vollständig  abge- 
schlossen zu  sein.  Das  Zusammensinken 
von  der  zweiten  Hälfte  der  vierziger  Jahre 
ab  tritt  in  der  Erismann  sehen  Tabelle  beim 
weiblichen  Geschlecht  stärker  hervor  als 
beim  männlichen  und  beträgt  im  ganzen 
gegen  3  cm. 

12.  Einwirkung  von  Beruf  und  Wirt- 
schaftslage. Von  besonderem  Interesse  für 
die  Sozialwissenschaft  ist  die  Frage,  ob 
Berufsart  und  Lebensverhältnisse  in  grösseren 
Bevölkerungsmnssen  einen  erkennbaren  Kin- 
fluss  auf  die  Kürpergrosse  ausüben.  Nach 
der  neueren  Untersuchung  ist  man  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  berechtigt,  diese 
Frage  zu  bejahen.  So  geht  aus  eitler  aus- 
führlichen Taljelle  Erismanns  hervor,  dass 
unter  den  untersuchten  mittelrussischen 
Arbeitern  die  Baumwollspinner  in  allen 
Altersstufen  (meistens  2 — 3  cm)  kleiner 
siud  als  die  Handwerker  und  Tagelöhner. 
Man  kann  diese  Erscheinung  nicht  darauf 
zurückführen,  dass  zu  der  verhältnismässig 
leichten  Arbeit  der  Spinnerei  von  vornherein 


nur  schwächliche  Personen  bestimmt  würden, 
welche  für  Handwerker   und  Tagelöhner 
erforderliche  KCrperbescliaffenheit  nicht  be- 
sässen.    Denn  die  Bestimmung  der  Kinder 
zur  Fabrikarbeit  tritt  so  früh  ein  —  die 
Messungen  begannen  mit  zehnjährigen  — 
dass  Unterscheidungen  der  gedachten  Art 
schwerlich  gemacht  werden,  vielmehr  ist 
vor  allem  die  Berufsart  der  Eltern  ent- 
scheidend und  der  grösste  Teil  der  in  den 
Baumwollfabriken     beschäftigten  Kinder 
stanunt  von  Fabrikarbeitern  ab.    Es  scheint 
also  nach  diesen  Beobachtungen,  dass  der 
;  Aufenthalt  in  den  Fabrikränmen  auf  das 
]  Wachstum  der  jungen  Generation  ungünstig 
|  einwirkt,  und  so  mag  allmählich  eine  erb- 
'  liehe  Schwächlichkeit  entstehen,  was  übrigens 
auch  durch  andere  Symptome  (s.  u.»  be- 
stätigt wird. 

Die  Bergleute  machen  häufig  schon  für 
das  Augenmass  den  Eindruck,  dass  sie  die 
normale  Duivhschnittsgrüsse  nicht  besitzen. 
Damit  stimmen  die  von  Geissler  und  Uhlitzsch 
mitgeteilten  vergleichenden  Tabellen  über 
die  Köipergrössc  der  Kinder  der  Bergleute 
im  Freiberger  Bezirk  und  der  Schüler  der 
Bürgerschulen:  die  ersten»  war  in  allen 
Altersklassen  kleiner  als  die  letztere.  So 
war  die  mittlere  Grösse  bei  Knaben  und 
Mädchen  in  cm 

Knalwn  Mädchen 
Alter       Bergl.  Bürgersch.  Bergl.  Bürgerscli. 

7—  8   J.    uit4       "3.8       m.6  "5-2 

8 —  5*    J.    117,4       119,7        116.3  "9«' 

11—  12  J.    130,0       132.3       130,3  134.2 

12—  13  J.    134.8       137.6       135,2  138,3 

13—  14  J.    138,3       143,0       140,7  145.8 

Einige  Anhaltspunkte  zur  Beiu-teUung 
des  Zusammenhanges  zwischen  Beruf  und 
Köipergrössc  giebt  auch  die  Aushebungs- 
i  Statistik  der  Schweiz.  Wenn  diejenigen, 
1  die  das  Mass  von  1.5(i  m  nicht  erreichen, 
als  klein,  und  die,  welche  1,09  in  über- 
schreiten, als  gross  bezeichnet  werden,  so 
lieferten  unter  den  Rekruten  der  Jahre  18N4 
— ISHfj  die  Schneider  den  gi-össten  Prozent- 
satz von  Kleinen  und  den  kleinsten  von 
Grossen,  nämlich  bezw.  30  und  6  Prozent. 
Von  den  Fabrikarbeitern  ohne  nähere  Be- 
zeichnung waren  25  °o  klein  und  11  °o 
gross;  von  den  Spinnern  und  Weben»  22 °o 
klein,  12 °o  gross;  von  den  Korb-  und 
Sessel  flechtern  25  °o  klein,  12°.o  gross:  von 
den  Tabak-  und  Zigarrenarbeitern  21  0  0  klein, 
10  °o  gross.  Dagegen  überwiegen  bei  den 
Bierbrauern  die  Grossen  ausserordentlich 
stark  über  die  Kleinen  (39  gegen  1 0  0),  mehr 
oder  weniger  auch  bei  den  Zimmerleuten, 
den  Fuhrleuten  und  den  Müllern  (bei  allen 
diesen  23  gegen  0°'o),  bei  den  Metzgern 
(24  gegen  7"o).  bei  den  Schiffern  und 
Flössern  (20  gegen  3°o>,  bei  den  Gerbern 
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(29  gegen  6°o).  Schlüsse  sind  indes  aus 
diesen  Zahlen  nur  mit  gröbster  Vorsicht  zu 
ziehen.  Namentlich  hängt  die  Entscheidung 
für  ein  Handwerk  weit  mehr  als  die  für 
die  Fabrikarbeit  von  den  individuellen  Ver- 
hältnissen der  jungen  Leute  ab  und  die 
Körperbescliaffenheit  derselben  ist  hier 
meistens  die  Ursache  der  Wahl  eines  be- 
stimmten Berufs,  nicht  die  Folge  dessell>en. 
Wenn  wir  sehen,  dass  unter  den  Studenten 
43 °o  > grosse«  auf  3°o  »kleine,  kommen, 
so  dürfte  dies  vielleicht  mit  der  grösseren 
Wohlliabenheit  der  Bevölkeningsschicht  zu- 
sammenhängen, aus  der  die  Studenten  haupt- 
sächlich hervorgehen.  Auch  andere  Beruf  s- 
arten,  die  dem  bürgerlichen  Mittelstände 
entsprechen,  liefern  günstige  Zahlenverhält- 
nisse, so  die  Lehrer  mit  3b*  °o  grossen  auf 
l°o  kleine,  die  im  Handel  und  Bankwesen 
beschäftigten  mit  31  gegen  6%.  die  Photo- 
graphen mit  29  gegen  ä,  die  Post-  und 
Telegraphen beamten  mit  2*  gegen  7  "  o. 

Ueber  den  Einfluss  der  günstigen  oder 
ungünstigen  wirtschaftliehen  Lage  der  unter- 
suchten Individuen,  unabhängig  von  der 
Berufsart.  liegen  auch  noch  einige  andere 
Beobachtungen  vor.    So  fand  Lands!  .erger, 
der  das  Wachstum  von  104  Kindern  wahrend  i 
der  Dauer  der  Schulpflicht  individuell  ver- ! 
folgte  (die  Zahl  schmolz  allerdings  bis  auf 
37  zusammen»,  dass  die  Duivlischriittsgrösse 
der  Kinder  aus  der  armen  Klasse   Ix.üm ! 
Beginne  des  schulpflichtigen  Alters  106.1  cm  | 
betrug,  die  der  Kinder  aus  wohlhabenden 
Ständen  aber  108.9  cm.    Zwei  Jahre  sjiilterj 
waren   die  ersteivn   bis   zu  dem   Durch-  i 
schnitt  11C.7  und  ilie  letzteivn   bis  119.0 
gewachsen.     Der    anfängliche    Vorspnuig ; 
der  Woldhabenden  liatte  sich  also  während  j 
des  Schullebens  nicht  merklich  vergnissert . ' 
Nach  Roberts  hatten  die  von  ihm   unter- 1 
suchten  Kinder  aus  den  wohlhabenden  Klassen 
im  Alter  von  10  Jahren  eine  mittlere  Grösse 
von  135,7,  Arbeiterkinder  dagegen  nur  eine 
solche  von  12K.3  cm   und  bei  Fünfzehn- 
jährigen waren  die  entsprechenden  Zahlen 
161,3  und  153.8  cm. 

Auch  Pagliani  hat  (in  der  Proviuz  Turin) 
ähnliche  Unterschiede  konstatiert.  Er  fand 
z.  B.  für  folgende  Altersklassen  die  Köri»er- 
grösse  bei  Kindern  der  wohlhabenden  und 
der  armen  Klasse  in  < Zentimetern : 


Altersjahr 
11 
12 
13 
14 
15 
16 
17 


Knaben 
wohlh.  anue 


Mädchen 
wühlh.  arme 


133.6 
«37,o 
142,5 
150,6 

«57.2 
163,8 
164,0 


128,5 
132.«; 
138.6 
140.0 
148.6 

'  5  1  r2 
151.4 


•33.5 
139.4 
14Ö.4 
152.1 
1543 
155.3 
1553 


13°-° 
135.2 
13*.5  1 
U4.5 
I45.0 


Paglianis  Ansicht,  dass  durch  dürftige 
Leben  nur  die  Kntwickclung  verlangsamt. ! 

H an  J Wörterbuch  der  SUaUwiMemichaften.  Zweite 


später  al>er  doch  der  normale  ethnische  Typus 
erreicht  werde,  erscheint  nach  Erismauus 
Untersuchungen  schwerlich  berechtigt. 

Livi  zeigte  aus  den  Ergebnissen  der 
italienischen  Rekrutierungsstatistik  in  eleu 
Jaliren  18no — 1884.  dass  in  den  untersuchten 
69  Bezirken  der  Provinzialliauptstädte  die 
Studenten  und  Beamten  im  Mittel  durchweg 
die  Landleute  an  Köiwrgrösse  übertreffen. 
In  den  Bezirken,  die  überhaupt  den  grössten 
Prozentsatz  von  grossen  Figuren  (von  1,70  m 
und  melu-)  hatten,  kamen  auf  100  [^and- 
iente von  grosser  Figur  152  Studenten  dieser 
Kategorie,  und  andrerseits  auf  100  Stu- 
denten von  kleiner  Figur  (unter  1,60  m) 
167  I/andleute.  Je  mehr  der  Pimentsatz 
der  grossen  Figuren  überhaupt  abnahm, 
um  so  ungünstiger  stellte  sich  das  Verhältnis 
für  die  Ijandleute.  und  in  den  Bezirken,  in 
denen  der  grosse  Wuchs  am  seltensten  war, 
kamen  auf  100  Landleute  von  grosser  Statur 
423  Studenten  und  auf  100  Studenten  von 
kleiner  Statur  2S1)  I^andleute  dieser  Kategorie. 
Wenn  sich  andrerseits  herausstellte,  dass  in 
den  Orten,  die  weniger  als  400  m  über  dem 
Meere  liegen,  im  ganzen  Königreich  16,7  °'o 
kleine  und  19,1  no  grosse  Figuren,  in  den 
höher  gelegenen  dagegen  22.7  0  0  kleine  und 
13,1  "0  grosse  Figuren  vorkommen,  so  wird 
dieser  l'ntersehied  wahrscheinlich  weniger 
unmittelbar  durch  die  Höhenlag«1,  als  durch 
die  ungünstigeren  Willschafts-  und  Eraäh- 
rungsverhältnisse  in  den  hochgelegenen 
Gegenden  verursacht, 

13.  Brustunifang.  Lnngenkapazitüt. 
Der  Brustumfang  zeigt  noch  liestimmtcr  als 
die  Körperlänge  den  Cliarakter  einer  typischen 
Massgrösse  und  blitzt  zugleich  eine  gmsse 
Bedeutung  für  die  Beurteilung  der  allge- 
meinen Körj>erkonstitution  der  Untersuchten. 
Er  steht  in  einem  ziemlich  einfachen  Zu- 
sammenhang mit  der  Körpergrösse  und  sein 
absolutes  Mass  ist  im  allgemeinen  von  ge- 
ringerem Interesse  als  sein  Verhältnis  zu 
der  letzteren  Grösse.  Als  normal  kann  man 
bezeichnen.  dass  der  Brustumfang  bei  zwanzig- 
jährigen Männern  2 — 4%  mehr  als  die 
halbe  Körperlänge  beträgt.  In  der 
Periode  des  stärksten  Wachstums  (von  13 
bis  lü  Jahren)  bleibt  er  ungefähr  um  2—3% 
unter  der  halben  Körperlänge,  während  er 
in  dem  früheren  Kindesalter  die  letztere 
wieder  um  einige  Prozent  übertrifft.  Seine 
grösste  Entwickelung  aber  erreicht  der 
Brustumfang  nicht  wie  die  Körperlänge, 
gegen  Ende  »1er  zwanziger  Jaluv,  sondern 
sein  Mittelwert  nimmt  langsam  noch  weiter 
bis  gegen  das  7o.  Lebensjahr  zu.  so  dass  er 
in  den  höheren  Altersklassen  die  hallte 
Körjierlänge  durchschnittlich  um  5— 6"o 
überschreitet.  In  manchen  Fällen  wird  dies 
nach  Erismann  durch  die  Entstehung  von 
Luugeuemphysemen  zu  erklären  sein,  haupt- 
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sächlich  aber  durch  eine  zunehmende  Fett- 
ahlagerung  und  auch  dadurch,  dass  in  der 
Arlieiterbevölkorung  bei  fortschreitendem 
Alter  eine  Auslese  stattfindet,  bei  der  vor- 
zugsweise die  klüftiger  gebauten  Individuen 
überleben.  Bei  den  Frauen  lässt  sich  der 
eigentliche  Brustumfang  wegen  der  Ent- 
wickehmg  der  Brustdrüsen  nicht  so  genau 
messen,  wie  bei  den  Männern,  doch  beträgt 
die  Unsicherheit  nach  Erismann  nur  etwa 
3  mm.  Auch  bei  dem  weiblichen  Geschlecht 
ist  in  den  Jahren  des  rascheren  Wachstums 
der  Brustumfang  kleiner  als  die  halbe  Korper- 
länge, besonders  vom  11.  bis  zum  14.  Lebens- 
jahre, in  welcher  Periode  die  Differenz 
8—4%  beträgt.  Die  volle  Ausbildung  er- 
reicht der  Brustumfang  der  Frauen  schon 
im  20.  Lebensjahre  mit  einem  Ueberschuss 
von  4—4 1 2  °/o  über  die  halbe  Körperlänge. 
In  der  Mitte  der  zwanziger  Jalire  tritt  eine 
langsam  fortschreitende  Abnahme  der 
Messungsergebnisse  ein,  die  aber  wesentlich 
nur  durch  die  Erschlaffung  der  Brustdrüsen 
verursacht  zu  sein  scheint.  Das  Verhältnis 
des  Brustumfanges  der  Männer  zu  dem  der 
Frauen  in  den  zwanziger  Jahren  ergiebt 
sich  aus  den  von  Erismann  mitgeteilten 
Messungen  gleich  104,5 : 100. 

Die  durch  Kasse  und  Nationalität  be- 
dingten Unterschiede  im  Brustumfänge  sind 
nicht  unbedeutend.  Den  grössten  Mittel- 
wert, nämlich  100  cm,  weisen  die  von 
Quetelet  angefülirten  schottischen  Soldaten 
auf.  In  Amerika  dagegen  fand  man  nach 
Gonld  bei  der  militärischen  Untersuchung 
von  2127  in  Schottland  geborenen  Personen, 
unter  denen  sich  allerdings  auch  viele  Un- 
taugliche befanden,  nur  einen  mittleren 
Brustumfang  von  87,0  cm.  Bei  den  weissen 
amerikanischen  Soldaten  war  der  mittlere 
Brustumfang  nach  Goidd  91  cm  imd  das 
Verhältnis  desselben  zur  halben  Körperlänge 
1,006.  Bei  den  Seeleuten  waren  die  ent- 
sprechenden Zahlen  80.2  cm  und  1,004,  bei 
21)1  Studenten  von  Harvard  und  Yale  College 
Nl),7  cm  und  1,038,  bei  den  indianischen 
Soldaten  (Irokesen)  90.5  cm  und  1,112,  bei 
den  Negersoldaten  89  cm  und  1,001,  bei 
den  Mulatten  8XJ  cm  und  1,0")").  Bei  402 
Soldaten  von  deutscher  Geburt  mit  einen» 
absoluten  Mittelwert  von  91,2  cm  stellte 
sich  das  Verhältnis  zur  halben  Körperlänge 
auf  1,087.  Bei  392  württembergischen  Sol- 
daten von  20 — 21  Jahren  fand  Fotzer  den 
mittleren  Brustumfang  gleich  85  cm  und 
die  relative  Grösse  desseH^en  —  1,017. 
Dieses  Ergebnis  ist  wegen  der  sehr  straffe!» 
Anziehung  des  Massbandes  wahrscheinlich 
vergleichsweise  etwas  zu  niedrig1).  Bei 


den  20jährigen  deutschen  Militärpflichtigen 
in  Polen  war  nach  Snigireff  der  absolute 
Brustumfang  85,7  cm,  der  relative  1,047, 
während  die  entsprechenden  Zalden  für  die 
militärpflichtigen  Russen  nach  demselben 
Autor  80,8  cm  und  1,000,  für  die  Polen 
84,5  cm  und  1,040  Iptingen.  Bei  den 
20  jährigen  Arbeitern  Zontralrusslauds  betrug 
nach  Erismann  der  absolute  Brustumfang 
83,9  cm,  bei  den  40  jährigen  80.8  und  das 
Verhältnis  zur  hallten  Körperlänge  war  l)ei 
den  ersteren  1,020,  bei  den  letzteren  1,051. 
In  der  Schweiz  harten  von  den  in  den 
Jahren  1884 — 80  untersuchten  Rekruten  20  °  o 
einen  relativ  kleinen  Brustumfang  (woniger 
als  die  hall«  Körperlänge  betragend)  und 
2H°o  einen  relativ  grossen  (melir  als  1,00 
der  halben  Kürperlänge).  Das  typische 
Normalverhältnis  wird  demnach  eine  Kleinig- 
keit über  1,03  betraget).  Besonders  günstig 
gestaltete  sich  das  Verhältnis  in  den  Kan- 
tonen Tessin  (65  °o  mit  grossem  Brustum- 
fänge), Zug  (Ol 0  o),  Unterwaiden  (52  und 
47  üo).  Freiburg  und  Waadt  (je  30%);  be- 
sonders ungünstig  dagegen  in  Graubünden 
(37  °o  mit  kleinem  Brustumfänge),  Basel- 
Stadt  (30  0  o),  Glarus  (35  0  o),  Solothum  (32  %), 
Seliaff hausen  (31  °o). 

Sehr  mangelhaft  erweist  sich  die  Ent- 
wickelung  des  Brustumfanges  bei  den  rus- 
sischen und  polnischen  Juden.  Nach  Snigireff 
beträgt  derselhe  bei  den  Zwanzigjährigen  in 
Polen  nur  80,1  cm,  in  Litauen  nur  80,0  cm 
und  in  beiden  L'indcm  war  die  Verliält- 
niszahl  zur  halben  Körperlänge  0,994.  also 
kleiner  als  1.  Bei  509  galizischen  Juden 
(von  20 — 25  Jahren)  fand  Kopernicki  einen 
mittleren  Brusttunfang  von  nur  79,4  cm  und 
die  Verhältniszahl  berechnete  sich  danach 
zu  0,973.  Bei  100  Juden  in  Riga  dagegen 
betrug  nach  Bleclimann  die  absolute  Zahl 
83.2  cm  und  die  relative  1,023,  was  sich 
teilweise  dadurch  erklärt,  dass  die  gemessenen 
Personen  im  Alter  von  20 — 5*  >  Jahren  stan- 
den ;  vielleicht  al>er  befanden  sich  diese 
grossstädtischen  Juden  auch  in  einer  besseren 
wirtschaftlichen  I^agc  als  die  übrigen.  Von 
fremden  Kassen  seien  noch  die  Neuseeländer 
erwähnt,  die  bei  einem  absoluten  Brustum- 
fange von  89,8  cm  (nach  Thompson  bei 
Topiuard)  doch  wegen  ihrer  bedeutenden 
Körperlänge  nur  eine  Rolativzahl  von  1,028 
aufweisen  ;  ferner  die  Todas  in  den  Nilghiris 
mit  der  absoluten  Zahl  81.8  und  der  relativen 
1.018  und  andere  niedere  Stämme  aus  dem- 
selben Gebirge,  bei  welchen  die  entsprechen- 
I  den  Zalden  nach  Short  70.0  cm  und  0.976 
I  Itetragen.    Im  allgemeinen  ist  in  rein  anthro- 


•t  Die  narh  Gonld  und  Ketzer  angegebnen 
Masse  des  Brustumfanges  wind  die  Mittelzalilen 
aus  den  Messungsergebuissen  bei  tiefem  Ein- 


atmen uud  vollem  Ausatmen.  Die  übrigen  aber 
beziehen  sieh  anf  den  Brustumfang  bei  ruhigen» 
Atmen,  der  um  etwa  1,3  em  kleiner  ist  als 
jener  Mittelwert. 
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f  alogischer  Beziehung  noch  zu  bemerken, 
dass  hei  den  erwachsenen  Männern  der 
Ueberschuss  des  Brustumfanges  filier  die 
halbe  Köq  «erlange  mit  grosser  Regelmässig- 
keit  um  so  mehr  abnimmt,  je  grösser  die 
Körperlänge  ist.  Die  kleinen  Leute  haben 
also  verhältnismässig  einen  grösseren  Brust- 
umfang ab»  die  grossen. 

Was  den  Zusammenhang  der  Berufs- 
thätigkeit  mit  der  Kntwickelung  des  Brust- 
umfanges betrifft,  so  ergeben  die  Tabellen 
Erismanns  bei  den  mittelrussischen  Arbeitern 
eine  ungünstig»?  Stellung  der  Baumwoll- 
spinner gegenüber  den  Handwerkern  und 
Tagelöhnern.  Obwohl  die  Körporlänge  der 
erstereii,  wie  oben  erwähnt,  merklich  hinter 
der  der  letzteren  zurückbleibt,  ist  Itei  jenen 
dennoch  auch  das  Verhältnis  des  Brustum- 
fanges zur  halben  Körperlänge  kleiner  als 
bei  diesen.  Der  absolute  Brustumfang  der 
20  jährigen  Baum  Wollspinner  beträgt  81,0  cm, 
der  relative  0.995,  während  sich  bei  den 
gleichalterigen  Handwerkern  diese  Ziffern 
auf  84,8  em  und  1.03  und  bei  den  Tage- 
löhnern auf  8.V>  und  1,04  stellen.  Für  das 
Alter  von  30—30  Jahren  sind  die  ent- 
sprechenden Zahlen  bei  den  Spinnern  84,2 
und  1,03,  bei  den  Handwerkern  87,4  und 
1,056,  bei  den  Tagelöhnern  87,8  und  1,060. 

Nach  den  schweizerischen  Rekruten- 
untersuchungen überwiegt  der  grosse  Brust- 
umfang (im  obigen  Sinne)  besonders  bei  den 
Bierbrauern (60 öo),  den  Maurern  undGvpsern 
|5o°o).  den  Bergleuten,  Kalk-  und  Ziegcl- 
brennern  und  Metzgern  (mit  je44l>o).  Der 
kleine  Brustumfang  dagegen  herrscht  am 
meisten  vor  bei  den  Tagelöhnern  ohne 
weitere  Bezeichnung  (57  °'o),  den  nicht  näher 
bestimmten  chemischen  Gowerlien  (.">1 "«), 
den  Korl»-  und  Sesselfleehtern  (46  "o),  den 
Holzschnitzern  und  Bildhauern  (43°o>,  den 
Barbieren  und  Photographen  (mit  je  41  %). 
den  Spinnern,  Weitem  und  Fabrikarbeitern 
ohne  nähere  Bezeichnung  (38  °  o).  Im  übrigen 
gilt  auch  hier,  was  oben  über  den  Zu- 
sammenhang der  Berufswahl  mit  der  ge- 
gebnen Körpertteschaffouhoit  gesagt  ist.  — 
Ein  be<leutsames  Merkmal  zur  Beurteilung 
der  Körperbeschaffenheit  ist  auch  die  Lnngcu- 
kapazität,  wie  sie  sich  mittels  des  Spiro- 
meters bestimmen  lässt.  Nach  den  ameri- 
kanischen Untersuchungen  liatten  1401  Sol- 
daten aus  dersellien  Grössenklasse  (zwischen 
66  5  und  67,5  engl.  Zoll)  eine  durchschnitt- 
liche Lungenkapazität  von  18.">,4  Kubikzoll 
und  die  extremen  Fälle  gingen  bis  unter 
06  und  über  27")  Kubikzoll.  Die  Gruppie- 
rung nach  dem  Binomialgesetz  tritt  nicht  so 
befriedigend  wie  bei  der  Körperlängo  und 
dem  Brustumfange  hervor,  doch  ergiebt  sich 
eine  Itessere  Symmetrie,  wenn  man  statt  185 
den  Ausgangswert  100  wälüt.  Im  grossen 
und  ganzen  wächst  die  Lungenkapazität  so- 


wohl mit  der  Körperlänge  wie  mit  dem 
Brustumfänge,  doch  lässt  sich  in  dieser  Be- 
ziehung nur  eine  empirische  Kurve  und 
keine  eigentlich«*  Gesetzmässigkeit  feststellen. 
Bei  den  sämtlichen  gemessenen  gesunden 
Weissen  betrug  die  Lungenkapazität  durch- 
schnittlich 183,6  Kubikzoll  (bei  einer  durch- 
schnittlichen Körj>erlänge  von  67,14  Zoll). 
Bei  den  nicht  im  normalen  Zustande  Itefind- 
lichen  dagegen  nur  160.4  Kubikzoll,  bei  den 
Negern  164.2,  bei  den  Indianern  185,1  Ku- 
bikzoll. 

Pagliani  fand  l>ei  den  von  ihm  unter- 
suchten Kindern  und  jungen  lauten  bedeu- 
tende Unterschiede  der  Lungenkapazität  nach 
der  wirtschaftlichen  Lage,  wie  folgende  Bei- 
spiele (in  ecm)  zeigen : 

Knaben  Mädchen 
Altersjahr         wohlh.  arme        wohlh.  arme 

11  1717    1580  1570  1350 

12  1868    1860  1750  1420 

13  2022    1980  1865  1560 

14  2305    2025  2060  1770 

15  2870   2380  2243  1865 

16  3060   2485  2223  — 

Bei  den  wohlhnVicndcn  10 jährigen  Män- 
nern Itotrug  die  Lungcnkapazität  3950  ecm, 
für  die  gleichalterigen  aus  der  ärmeren 
Klasse  angeblich  nur  3125  em,  doch  war 
die  Zahl  der  Beobachtungen  zu  gering,  um 
eine  zufällige  grosse  Abweichung  vom  nor- 
malen Mittel  auszuschliessen. 

14.  Körpergewicht.  Die  Messungen 
des  Körpergewichtes  der  Erwachsenen  lassen 
sich  nicht  symmetrisch  um  einen  Mittelwert 
gruppieren,  jedoch  ergeben  sie  einen  Haupt- 
wert, um  den  die  grösste  Dichtigkeit  der 
Fälle  auftritt  und  von  dem  aus  die  Dichtig- 
keitskurve nach  der  jiositiven  Seite  hin  sich 
etwas  weiter  ausdehnt  als  noch  der  nega- 
tiven. Annähernd  kann  man.  wie  ölten  er- 
wähnt, den  Verlauf  dersellien  durch  eine 
Hinomialforme]  unter  der  Annahme  verschie- 
dener Wahrscheinlichkeiten  für  die  positiven 
und  negativen  Elementarabweichungen  dar- 
stellen. Der  Hauptwort  ist  aber  in  diesem 
Falle  sowohl  von  dem  Zentral-  oder  Median- 
weile, als  auch  von  dem  arithmetischen 
Mittel  verselüeden.  Die  zahlreichen  ameri- 
kanischen Messungen  haben  die  schon  von 
Quetelet  ausgesprochene  Regel  bestätigt, 
dttss  sich  die  Gewichte  der  Erwachsenen 
sehr  nahe  wie  die  Quadrate  ihrer  Körper- 
längen verhalten,  also  nicht  etwa,  wie  rein 
geometrisch  zu  erwarten  wäre,  wie  die 
Kuben  der  letzteren  Grösse.  Annähernd 
stehen  die  Gewichte  auch  im  einfach  zu- 
sammengesetzten Verhältnis  von  Körjterlänge 
und  Brustumfang.  Betrachtet  man  dagegen 
eine  Gesamtheit  von  Menschen  in  üirein 
Wachstum  vom  ersten  Kindesalter  bis  zur 
vollen  Entwicklung,  so  findet  die  Gewichts- 
zunahme in  einer  ungleiclunässigen  Weise 
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statt,  und  zwar  am  stärksten  in  der  Puber- 
tätsperiode vom  14.  bis  zum  17.  Jahre,  in 
welcher  dieselbe  nach  Einsmann  im  Ver- 
hältnis der  2.7 ten  Potenz  der  Körpergrösse 
fortschreitet.  Vom  HO.  Jahre  ab  ist  die 
mittlere  Gewichtszunahme  nach  tv»uetclet  und 
Krismann  nur  noch  unbedeutend  uud  mit 
dem  50.  Jahre  tritt  eine  langsame  Abnahme 
ein.  Bei  der  Masse  der  Bevölkerung  spielt 
also  die  in  den  woldhabenden  Ständen  oft 
zu  beobachtende  Fettleibigkeit  in  den  mitt- 
leren Altersstufen  keine  erhebliche  Rolle. 

Als  bemerkenswerte  Rassenunterschiede 
seien  erwähnt,  dass  die  Irokesen  der  ameri- 
kanischen Armee  entsprechend  der  bedeu- 
tenden Grösse  ihrer  Körperlängo  sowohl 
wie  iiires  Brustumfanges  ein  mittleres  Ge- 
wicht1) von  73.K  kg  aufwiesen,  während  das 
der  Mulatten  nur  (j."i,8,  d«is  der  Neger  04,0, 
das  der  weissem  Soldaten  04,4  kg  betrug.  Das 
Durchschnittsgewicht  einer  grossen  Zahl  von 
Bayern  betrug  nach  Bernstein  05,5  kg.  das 
von  272  Magyaren  nur  00,7  kg.  Die  zen- 
tralrussischen Arbeiter  hatten  nach  Erismann 
im  Alter  von  20  und  21  Jahren  ein  mitt- 
leres Gewicht  von  57.5  kg.  im  Alter  von 
30—34  ein  solches  von  50,8  und  im  Alter 
von  40 — 40  ein  solches  von  00.5  kg  (Max.). 
Bei  Hindus  von  hoher  Kaste  betrug  das 
mittlere  Gewicht  nach  Short  53.2  kg.  bei 
solchen  von  niederer  Kaste  4H.7  kg.  bei 
Eingeborenen  aus  den  Nilghiris  44,0,  bei 
anderen  niederen  Stämmen  sogar  nur  42.7  kg. 
Wegen  der  annähernden  Proportionalität  des 
Körpergewichts  mit  dem  Produkt  aus  Kör- 
perlänge und  Brustumfang  darf  man  von 
vornherein  erwarten,  dass  die  russischen 
Textilarbeiter,  die  nach  Erismann  hinsicht- 
lich der  beiden  letzteren  Missgrössen  hinter 
den  Handwerkern  und  Tagelöhnern  zurück- 
stehen, auch  in  betreff  des  Körpergewichts 
eine  ähnliche  ungünstige  Stellung  einnehmen 
werden,  was  die  von  Erismann  mitgeteilte 
Tabelle  auch  vollkommen  bestätigt.  Das 
mittlere  Gewicht  der  20jährigen  Textil- 
arbeiter /..  B.  betrug  50,4  kg,  das  der  glcich- 
alterigen  Handwerker  50,3.  das  der  Tage- 
löhner 50.07.  und  ähnliche  Differenzen 
finden  sich  auch  in  allen  übrigen  Alters- 
klassen. 

Pagliauis  rntersuchungen  (in  der  Pro- 
vinz Turin)  ergaben  auch  l>edcntende  Ge- 
wichtsunterschiede zwischen  dem  Nach- 
wüchse der  wohlhabenden  und  der  armen 
Klasse.  Im  Alter  von  11  Jahren  z.  B. 
hatten  die  KnaU-n  aus  den  ersteren  ein 
durchschnittliches  Gewicht  von  30.7  kg,  die 

M  Statt  des  mittleren  Gewichts  wäre  es 
allerdings  richtiger,  bei  Verglekhuniren  den 
Haupt  wert  des  Gewichtes  zu  verwenden, 
doch  würden  die  Resultate  nicht  allzusehr  von 
deu  obigen  verschieden  sein. 


aus  der  letzteren  aber  nur  ein  solches  von 
20,o  kg.  und  bei  deu  Mädchen  waren  die 
entsprechenden  Zalden  28.5  und  20.0.  Bei 
den  10jährigen  Jünglingen  war  der  Durch- 
schnitt für  die  eine  Klasse  51.5  und  für  die 
andere  41.5  kg. 

IS.  Armumfang,  Hub-  und  Druck- 
kraft. Bei  den  schweizerischen  Rekruten 
wird  auch  der  Umfang  das  Oberarms  ge- 
inessen, der  ja  einen  Schluss  auf  die  Mus- 
kelkraft gestattet.  Als  gross  gilt  dieser 
Umfang,  wenn  er  mehr  als  Vh,  als  klein, 
wenn  er  weniger  als  x  \  der  Körperlänge 
l>eträgt.  Im  ganzen  hatten  von  den  Ge- 
messenen der  Jahrgänge  1S84— 80  13  °o 
einen  grossen  und  22  a  o  einen  kleinen  Ann- 
utnfang.  woraus  man  sch Hessen  kann,  dass 
der  Mittelwert  ungefähr  0,152  der  Körper- 
länge betragt.  Die  stärkste  Entwiekelung 
zeigten  wieder  die  Bierbrauer  (44°'o  gross. 
2%  klein),  ungünstig  dagegen  standen 
namentlich  die  Korbflechter  (ll'Vo  gross. 
30  °o  klein),  die  Fabrikarlteiter  ohne  nähere 
Bezeichnung  (H°o  gross,  35  °o  klein),  die 
Tabak-  und  Zigarrenarbeiter  (11  °o  gross. 
33 "o  klein),  die  Schneider  (9°o  gross. 
2S°o  klein).  Allgemeine  Schlüsse  lassen 
sich  jedoch  aus  diesen  ßeohachtungsergel» 
nissen  nicht  ziehen. 

Unmittelbare.  Bestimmungen  der  Muskel- 
kraft werden  Itekanntlich  mittels  des  Dynamo- 
meters  erlangt  und  zwar  kann  sowold  die 
Hubkraft  als  auch  die  Druckkraft  der 
Hände  festgestellt  werden.  Die  amerikani- 
schen Untersuchungen  beziehen  sich  nur 
auf  die  erstere.  Nach  denselben  waren  die 
Irokesen  den  übrigen  Rassen  entschieden 
überlegen:  ihre  Hubkraft  betrug  im  Mittel 
100  kg.  während  die  untersuchten  Mulatten 
nur  15M  kg,  die  weissen  Soldaten  in  nor- 
malem Gesundheitszustand  155  kg.  bei 
nicht  normalem  Gesundheitszustände  120  kg, 
die  Neger  140  und  die  weissen  Seeleute 
durchschnittlich  nur  130  kg  zu  heben  ver- 
mochten. Aus  früheren  Untersuchungen 
von  Ransonnet ,  Peron ,  der  Novaraexpedi- 
tion  und  anderen  sei  noch  angeführt,  dass 
die  Hubkraft  bei  315  französischen  See- 
leuten im  Mittel  142  kg,  bei  122  anderen 
Franzosen  100,  bei  23  Sandwich-Insiüanern 
171.  bei  80  Malayeu  von  Timor  118.  bei  57 
Chinesen  III,  bei  30  Eingeborenen  von 
Australien  1i.ni  kg  betrug.  Nach  den  von 
Erismann  mitgeteilten  Versuchen  Dement- 
jeffs  ergab  sich  liei  deu  mittelmssischeii 
Arbeitern  die  Hubkraft  der  20-  und  21 -jäh- 
rigen zu  130.0  kc.  die  der  30 — 34-jähngen 
zu  151,3  (Max.).  Die  Druckkraft  der  Hände 
war  bei  der  ersteren  Altersklasse  50.35.  bei 
der  letzteren  02,11  kg.  Die  letztere  Gross«-» 
hatte  bei  den  oben  erwähnten  122  Fran- 
zosen 01  kg.  bei  den  Sandwich-Insulanern 
Oo.l,  Lei  den  Malayen  52.4,  bei  den  Chi- 
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nesen  46,8,  bei  den  Australiern  48.0  kg 
betragen.  Sie  verhält  sich  ziu-  Hubkraft 
annähenid  wie  2 :  5.  nubkraft  sowohl  wie 
Druckkraft  nehmen  am  raschesten  zu  vom 
15. — 18.  Lebensjahre,  ihr  Maximum  erreichen 
sie  in  der  ersten  Hälfte  der  Dreister  Jahre 
und  die  anfangs  langsame  Abnahme  wird 
nach  dem  50.  Jahre  erheblich  beseldeuiügt. 
Krismann  macht  auf  die  grosse  Uebeivin- 
stimmung  zwischen  dem  Körpergewicht  und 
der  Druckkraft  der  Hände  aufmerksam : 
Beide  Grössen  sind  in  allen  Altersstufen 
einander  beinahe  gleich  und  liewegen  sieh 
fast  vollständig  parallel.  Was  den  Fnter- 
schied  von  arm  und  reich  betrifft,  so  fand 
Pagliani  bei  Stadtbewohnern  die  Hnbkraft 
der  Knalien  aus  der  wohlhabenden  Klasse 
bedeutend  grösser  als  die  der  armen :  da- 
gegen waren  die  untersuchten  Knaben  vom 
Lande  den  städtischen  in  dieser  Beziehung 
überlegen.  In  der  Altersklasse  von  vierzehn 
Jahren  z.  B.  betrug  diesellie  liei  den  wohl- 
habenden Städtern  88.  bei  den  armen  (IN, 
l«?i  den  armen  vom  Luide  alter  105  kg. 
Die  Hubkraft  der  14jährigen  Madchen  aus 
der  wohlhal>enden  Klasse  ergab  sich  gleich 
69  (schon  ungefähr  das  Maximum),  die  der 
armen  gleich  47  kg. 

16.  Sehädelmessungen.  Von  den  den 
Schädel  betreffenden  Messungen  halten  die 
Bestimmungen  des  Rauminhalts  dessellten 
insofern  ein  allgemeineres  Interesse,  als  mau 
geneigt  ist,  in  diesem  Volumen  einen  Mass- 
stab fflr  die  Schätzung  der  geistigen  An- 
lagen zu  erkennen.  Solche  Schlüsse  sind 
indes  immer  sehr  problematisch.  Wenn 
z.  B.  Broua  fand,  dass  die  von  ihm  ge- 
messenen Schädel  von  Parisern  des  l'J.  Jahr- 
hunderts einen  grösseren  Kubikgehalt  hatten 
als  solche  aus  dem  12.  Jahrhundert,  so  wäre 
es  sehr  voreilig,  darin  das  Anzeichen  einer 
fortschrittlichen  Eutwickelung  iler  Menschen 
zu  sehen,  da  andrerseits  die  priilustorisehon 
Schädel  aus  der  Caverne  de  Vhomme  mort, 
die  der  Rcnntiorperiode  angehören,  sowohl 
für  das  männliche  Gesehlecht  als  nament- 
lich auch  für  das  weibliche  höhen?  Mittel- 
werte (1606  und  bezw.  1507  kern)  auf- 
weisen als  alle  Serien  von  modernen  Schä- 
deln.  Doch  bleibt  im  allgemeinen  der  Satz 
richtig,  dass  die  niedriger  stehenden  Rassen 
eine  geringere  Schädelkajiazität  haben  als  die 
höheren  und  dass  in  jeder  Rasse  die  weib- 
lichen Schädel  wieder  dun-hsehnittlich 
einen  um  10 — 15°,o  geringemi  Rauminhalt 
haben  als  die  männlichen.  Die  Methoden 
der  Bestimmung  der  Schädelkapazität  sind 
nicht  ganz  gleichmässig.  und  genau  ver- 
gleichbar sind  daher  eigentlich  nur  die  von 
denselben  Forschern  o<fer  die  nachweislich 
nach  demselben  Verfahren  angestellten 
Messungen.  Verschiedene  Versuchsreihen 
(von  Huschke,  Welcker.  Heidler)  ergalien 


für  männliche  deutsche  Schädel  Mittelwerte 
von  1448 — 1578  kern,  für  weibliche  solche 
von  1265 — 1361  kern.  In  Frankreich  fand 
Birica  bei  den  mannlichen  Auvergnaten 
einen  Schädelinhalt  von  15SJS,  bei  den  weib- 
lichen einen  solchen  von  1445  kern,  bei  den 
Parisern  aber  betrug  der  erstere  nur  1558, 
der  letztere  1337  kein.  Die  heutigen  Römer 
hatten  nach  Nioolucci  eine  Schädelkapazität 
von  1513  kern  (Männer)  und  1312  kern 
(Frauen),  wenig  verschieden  von  den  für 
Römer  und  Litoiner  ans  dem  Altertum  ge- 
fundenen Zahlen  (bezw.  1525  und  1338  kern). 
Ferner  lietrug  dieselbe  nach  verschiedenen 
Forschem  bei  Chinesen  1518  (M.)  und  1383 
kein  (F.),  liei  westafrikanisohen  Negern  1430 
(M.)  und  1251  kein  (F.).  bei  anderen  Negern 
1353  l>ezw.  1263  kern,  bei  Nubiern  1329 
bezw.  1298  kern,  bei  Papuas  von  Neu- 
Guinea  1425  liezw.  1285  kein,  bei  Neu- 
Kaledoniern  14liO  bezw.  1330  kein,  liei 
Australiern  1285—1347  bezw.  1142—1181 
kein,  bei  Botokuden  1340  liezw.  1183  kern. 
Bei  mehreren  niedrigeren  Rassen  (wie  auch 
liei  der  oben  erwähnten  prähistorischen)  ist 
der  Cntersehied  zwischen  den  mannlichen 
und  weiblichen  Schadein  kleiner  als  liei  den 
höheren. 

Der  Nachweis,  dass  der  Schädelinlialt 
eine  typische  Grösse  halte,  wünle  mit 
Sicherheit  nur  zu  füluvn  sein,  wenn  für 
dieselbe  Rasse  wenigstens  3  -4O0  gleich- 
artige Messungen  der  Schädel  von  erwach- 
senen Individuen  dessellwii  Geschlechtes 
vorlägen.  Die  von  Morselli  zusammenge- 
stellten Beobachtungsreihen  genügen  zwar 
dieser  Anfonlerung  nicht,  lassen  indes,  so- 
weit sie,  was  uuerlässlich  ist,  das  Ge- 
schlecht unterscheiden,  nicht  nur  deutlich 
eine  Hanptgruppc  (mit  gri'isster  Dichtigkeit 
der  Fidle),  sondern  auch  Ansätze  zu  einer 
symmetrischen  Verteilung  der  übrigen  Fälle 
erkennen,  die  Itei  einer  grösseren  Beoliach- 
tungszahl  wahrscheinlich  <lem  Binominal- 
gesetz  mit  einem  kleinen  l'elierschuss  auf 
der  positiven  Seite  entsptvehen  würde. 
Wenn  die  einzelnen  Massstufen  nur  10—20 
•  •der  gar  nur  weniger  Fälle  umfassen,  so 
darf  man  natürlich  ein  klares  Hervortreten 
der  nur  bei  grossen  Zahlen  sich  verwirk- 
lichenden theoretischen  Verteilung  nicht  er- 
warten. Fasst  man  aber  einige  der  von 
Morselli  unterschiedenen  Gruppen  zu- 
sammen, so  findet  schon  eine  teilweise 
Ausgleichung  der  Abweichungen  statt.  So 
finden  wir  die  Verteilung  von  116  Schädeln 
männlicher  Italiener: 

3  Uelier  1700  kein  .  5 

13  1601—1700    „  .  15 

30  1501  —  1600    .,  .  30 
Hnui>tgrupjie  1451  —  1500:  18. 

Die  noch  unzulänglichere  Zahl  von  87 
italienischen   Frauen  Schädeln  orgiebt  zwar 


Bis     12*0  kein 
1251-1350  ., 
1351^1450 
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je  26  Fälle  in  den  Grenzen  von  1201—1300 
und  von  1301— 1400  kein  (so  dass  also 
1300  kein  die  normale  Grosse  darstellen 
würden),  aber  jenseits  dieser  Grenzen  liegen 
nach  abwärts  nur  9,  nach  aufwärts  aber 
20  Falle,  so  dass  also  der  positive  Uel>er- 
schuss  hier  noch  stärker  hervortritt  als  bei 
den  Männern.  Die  Beot>achtungszahlen 
durch  Zusammenwerfen  der  männlichen  und 
weiblichen  Schädel  vergrössern  zu  wollen, 
wie  Morse! Ii  dies  in  seiner  Haupttabelle  ge- 
than,  ist  dureliaus  un zweckmässig,  da  dann 
zwei  verschiedene  Typen  vermischt  werden, 
die  sich  in  den  meisten  Keihen  auch  durch 
die  Entstehung  von  zwei  Hauptgrup]>en 
noch  kenntlich  machen.  Telierhaupt  bietet 
die  vou  MorseUi  befürwortete  Heihenmetluxle 
zwar  eino  bessere  Verwertung  des  Materials 
als  die  einfache  Aufstellung  des  arith- 
metischen Mittels,  aber  wenn  die  Beottach- 
tungen  auch  nur  einigermasseu  zalilreieh 
sind,  etwa  00 — 70  überschreiten,  so  wird 
man  nicht  einfach  bei  einer  solchen  Reihen- 
aufstellung stehen  bleiben  dürfen,  sondern 
untersuchen  müssen,  ob  sich  nicht  irgend 
eine  einigermassen  rationelle  Gruppierung 
finden  lasse.  Selbst  l>ei  den  je  50  männ- 
lichen und  weibliehen  l'apuasehädeln  ist 
dies  schon  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
möglich:  von  den  ersteren  gehören  14  der 
Hauptgruppe  mit  1401—1450  kern  Kapa- 
zität an:  unterhalb  dieser  Grenzen  liegen 
20,  oberhalb  derselben  10  Fälle.  Von  den 
weiblichen  Schädeln  aber  fallen  15  in  die 
Hauptgruppe  von  1251 — l.'JOO  kern,  und 
unterhalb  derselben  kommen  17,  oberhalb 
derselben  1H  Fälle  vor.  Vielleicht  bildet 
der  oben  erwähnte  Uebersehuss  auf  der 
positiven  Seite  eine  Eigentümlichkeit  der 
geistig  höher  entwickelten  Kulturvölker  und 
fehlt  l»ei  den  Naturstämmen;  alter  diese 
Frage  könnte  nur  aus  einem  weit  umfassen- 
deren Material  beantwortet  werden,  als  bis- 
her vorlianden  ist. 

Der  gewöhnliche  S  c  h  ä  d  e  1  i  n  d  e  x  ( Ver- 
hältnis der  Breite  des  Schädels  zur  Iünge 
desselben)  hat  im  wesentlichen  nur  ein  rein 
anthropologisches  Interesse ,  da  ein  be- 
stimmter Zusammenhang  dieses  Verhältnisses 
mit  der  geistigen  Entwicklungsfähigkeit 
der  Volksstämme  nicht  zu  erkennen  ist. 
Allerdings  waren  die  Urbewohner  Mittel- 
europas langsehädelig .  ebenso  wie  gegen- 
wärtig die  Neger,  die  Hottentotten,  die 
Australier  und  andere  niedere  Stämme. 
(Indices  von  71 — 75.)  Jetloch  gehören  auch 
die  Araber  zu  den  Doliehoceplialen  (Index 
ca.  74),  die  gallischen  und  britischen  Kelten 
und  die  Engländer  stehen  ihnen  noch  sehr 
nahe  (Indices  70—73),  während  die  Süd- 
deutsehen (Indices  83—84)  entschieden 
brachyeeplml  sind. 

Bemerkenswert  ist,   dass  der  Schädel- 


index, obwohl  keine  absolute  Grösse,  sondern 
ein  Verhältnis  zweier  für  sich  veränder- 
licher Masse,  einen  typischen  Wert  besitzt, 
wie  dies  L.  Stieda  au  den  von  Ranke  ge- 
messeneu 900  altbayerischen  Schädeln  ge- 
zeigt liat.  Die  Beobachtungsergebnisse 
gruppierten  sich  in  befriedigender  Ueber- 
einstimmung  mit  der  Binomialformel  um 
den  Mittelwert  83,1  mit  der  wahrschein- 
lichen Abweichung  r  —  +  2,28.  Zugleich 
eigab  sich,  dass  bei  dieser  Untersuchimg 
Männer-  und  Weiberschädel  ohne  Bedenken 
zusammengefasst  werden  können,  da  das  in 
Rede  stehende  Zahlenverhältnis  bei  beiden 
Geschlechtern  trotz  der  Verschiedenheit  der 
absoluten  Grösse  ihrer  Schädel  im  wesent- 
lichen denselben  typischen  Wert  besitzt. 

Eine  von  Morselli  angeführte  Beobach- 
tungsreihe Ober  die  Sehädelindiees  von  220 
Negern  giebt  bei  angemessener  Zusammen- 
fassung der  kleineren  Gruppen  ebenfalls  eine 
befriedigend  symmetrische  Verteilung: 


Indices 

Fälle 

Indices 

Fälle 

67  u.  weniger 

10 

80  und  mehr 

1 1 

68—69 

16 

78—79 

20 

70—71 

33 

76-77 

36 

72—73 

47 

74-75 

45 

Der  typische  Mittelwert  wird  also  hier 
gleich  73,5  zu  setzen  sein.  Man  sieht  zu- 
gleich, dass  die  ausgesprochene  Ijangschäde- 
ligkeit  der  Rasse  nicht  hindert,  dass  manche 
Individuen  sieh  der  Brachycephalie  nähern, 
wie  denn  bei  dreien  der  index  82  und  bei 
einem  sogar  83  beträgt. 

17.  Kurzsichtigkeit  und  Sehschärfe. 
Als  das  allgemeine  gesell scliaftliche  Interesse 
!>erührend  wollen  wir  auch  noch  die  statis- 
tischen Untersuchungen  über  die  Bescliaffen- 
heit  der  Augen,  namentlich  die  Kurzsichtig- 
keit, erwähnen.  Iu  Deutschland  scheint 
nach  dem  allgemeinen  Eindruck  die  Kurz- 
sichtigkeit  unter  den  gebildeten  Ständen 
stärker  verbreitet  zu  sein  als  in  irgend 
einem  anderen  tandc,  weshalb  denn  auch 
der  Ausländer  sich  den  Deutschen  vorzugs- 
weise als  Brillenträger  vorstellt.  Dass  es 
sich  hier  in  der  weitaus  grössten  Zalü  der 
Fälle  nicht  um  ein  erbliches  Uebel  liandelt, 
sondern  um  ein  in  der  Jugend  durch  Ueber- 
anstrenguug  der  Augen,  besonders  durch 
schlechte  Haltung  beim  Lesen  und  Schrei- 
ben (oft  iufolge  unzweckmäßiger  Schui- 
rische) erworbenes,  dürfte  als  feststehend 
zu  betrachten  sein.  Herrn.  Cohn  fand  bei 
Untersuchung  der  Augen  von  10060  Schul- 
kindern im  ganzen  1072,  also  10,65  "Vo  Kurz- 
sichtige und  230  Uebeisichtige  (Schielende 
und  nicht  Schielende  zusammengerechnet). 
Unter  den  1072  Fällen  von  Kurzsichtigkeit 
wurden  aber  nur  10  ermittelt,  in  denen 
beide  Eltern,  und  ausserdem  nur  28,  in 
denen  der  Vater  oder  die  Mutter  au  dem- 
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»selben  Uebel  litten.  Von  besonderem  Inter- 
esse ist  die  Verteilung:  der  1004  Fälle  ein- 
facher Kurzsichtigkeit  auf  die  verschiedenen 
Arten  von  Schulen :  in  5  Dorfschulen  betrug 
der  Prozenteatz  der  Kurzsichtigen  1,4;  in 
20  Breslauer  Elementarschulen  0,7 :  in  zwei 
höheren  Tochterschulen  7,7 ;  in  zwei  Mittel- 
schulen 10,3 ;  in  zwei  Breslauer  Realschulen 
19,7 ;  in  zwei  Breslauer  Gymnasien  20,2. 
Durchweg  nahm  auch  in  jeder  Kategorie 
von  Schulen  die  Kurzsichtigkeit  in  den 
höheren  Klassen  zu.  In  den  beiden  Real- 
schulen stieg  die  relative  Zahl  der  kurz- 
sichtigen Schüler  von  9  °'o  in  der  Sexta  bis 
44  °o  in  der  Prima,  und  in  den  beiden  Gym- 
nasien ergaben  sich  für  die  einzelnen  Klassen 
durchschnittlich  folgende  Prozentsätze:  VI. 
12.5;  V.  18.2;  IV.  23.7 ;  III.  31.0;  11.41,3: 
I.  55,8.  lTeber  die  Hälfte  der  Gymnasial- 
primaner  war  also  kurzgichtig!  Auch  der 
Grad  der  Kurzsichtigkeit  stieg  in  derselben 
Stufenfolge.  Derselbe  betrug  weniger  als 
1  «  (nach  der  alten  Numerierung  der  Gläser) 
hei  77  °  o  der  kurzsichtigen  Dorfschtdkinder, 
bei  59  °o  der  stadtischen  Elementarschulen 
hei  58  °o  der  Schülerinnen  der  höheren 
Töchterschulen,  bei  43%  der  Realschüler, 
bei  32  °  o  der  Gymnasiasten.  Der  schon  be- 
deutende Grad  von  1  n — '.s  fand  sich  in 
den  Dorfschiden  gar  nicht,  in  den  städti- 
schen Elementarschulen  nur  bei  2.0  °.o  der 
Kurzsichtigen,  in  den  Realschulen  dagegen 
bei  10.2  und  in  den  Gymnasien  bei  13.2°o 
und  zwar  hauptsächlich  in  Sekunda  und 
Prima.  L'ebrigens  sind  ähnliche  Thatsachen 
auch  in  Frankreich  konstatiert  worden : 
in  den  Pariser  Elementarschulen  ist  die 
Kurzsichtigkeit  sehr  selten,  in  den  Lyeeen 
dagegen  sehr  verbreitet  und  zwar  fort- 
schreitend mit  der  Reihenfolge  der  Klassen. 

Die  schweizerische  Rekrutenstatistik  ent- 
hält auch  sehr  ausführliche  Angaben  über 
die  Sehschärfe  und  die  Brechungsmängel 
bei  den  l'ntersuehten,  aber  nach  der  in  der 
Einleitung  des  Berichts  für  1880  vorange- 
schickten Bemerkung  lässt  die  Genauigkeit 
derselben,  besonders  in  Bezug  auf  die  nie- 
drigeren Grado  der  Kurzsichtigkeit.  noeh 
viel  zu  wünschen  übrig.  Im  Ganzen  wur- 
den in  dem  genannten  Jahre  von  22019 
rntersuchteu  1492  als  mit  dem  rechten, 
1313  als  mit  dem  linken  Auge  kurz- 
sichtig und  Itezw.  89  mit  80  als  über- 
sichtig bezeichnet.  Bei  der  überwiegenden 
Mehrzahl  fallen  ohne  Zweifel  die  Breehungs- 
inängel  an  beiden  Augen,  wenn  auch  in 
verschiedenem  Giade  zusammen.  Die  ame- 
rikanische Militärkommission  hat  Ixi  mehr 
ah«  10000  Personen  von  verschiedenen 
Rassen  die  Weite  des  deutlichen  Sehens 
(für  Buchstaben  und  Zeicheu,  deren  Grösse 
annähern« l  der  No.  1 1  von  Jägers  Skala  ent- 
sprach) festgestellt.    Durchschnittlich  Itetrug 


dieselbe  bei  6564  weissen  Soldateu  (in 
gutem  Gesundheitszustände)  47,8  engl.  Zoll, 
bei  269  Seeleuten  36,6,  bei  281  Studenten 
42,3,  bei  778  Negern  45,3,  l>ei  180  MuJatteu 
47,2  und  bei  442  Irokesen  51.8  Zoll.  Be- 
merkenswert ist  besonders  die  grosse  Seh- 
weite der  Indianer,  auffallend  aber  das 
geringe  Mass  derselben  bei  den  Seeleuten, 
die  nach  den  amerikanischen  Messungen 
fllterliaupt  fast  in  allen  Stocken  in  ihrer 
physischen  Entwicklung  hinter  den  übrigen 
Kategorien  zurückblieben.  Eine  irgendwie 
symmetrische  Verteilung  der  Fälle  ist  selbst 
in  der  grossen  Beobachtungsreiho  in  betreff 
der  weissen  Soldaten  nicht  zu  erkennen, 
bei  denen  die  Sehweiten  von  wemger  als 
10  Zoll  bis  über  80  Zoll  gingen.  Fasst  man 
von  30  Zoll  ab  Stufen  von  je  zwei  Zoll  zu- 
sammen, so  findet  ein  langsames  Ansteigen 
der  Zahl  der  Fälle  bis  zu  der  Stufe  von  42 
und  43  Zoll  mit  der  Maximalzahl  441  statt ; 
in  der  folgenden  Stufe  aber  sinkt  die  Zahl 
der  Fälle  auf  290,  hebt  sich  dann  aber  auf 
ein  zweites  Maximum  von  511  bei  50  51 
Zoll  und  bleibt  darauf  bis  61  Zoll  in  der 
Nähe  von  40U.  Es  scheint  also  zwei  Haupt- 
typen zu  geben,  die  aber  beide,  und  na- 
mentlich der  weitsichtigere,  einen  beträcht- 
lichen indifferenten  Spielraum  gestatten. 
Bei  allen  Kategorien  zeigte  sich  bei  den 
Altersklassen  von  mehr  als  40  Jahren  eine 
Abnahme  der  Sehweite.  Das  Maximiun 
derselben  fand  sich  bei  den  weissen  Sol- 
daten iu  der  Altersstufe  von  17 — 21  Jahren 
(49  Zoll),  das  Minimum  bei  den  45jährigen 
und  noch  älteren  (41,4—42,2  Zoll).  Auch 
bei  den  Indianern  betrug  die  Sehweite  im 
Alter  von  41 — 45  Jahren  nur  42.9  Zoll,  dar- 
über hinaus  sogar  nur  32,3  Zoll,  währeud 
die  20  jährigen  eine  solche  von  58,7  Zoll  be- 
sassen.  Was  die  Sehschärfe  betrifft,  so 
nimmt  man  diesell>e  nach  Snellen  als  nor- 
mal an,  wenn  der  Untersuchte  imstande  ist, 
die  Gegenstände  unter  einem  Sehwinkel  von 
einer  Bogenminute  noch  zu  unterscheiden. 
Nach  diesem  Masse  hatte  ein  von  Humboldt 
erwähnter  Indianer  die  Sehscliärfe  von  fünf 
(also  Unterscheidungsfälügkeit  bis  auf  1  5  Mi- 
nute) und  bei  10  in  Deutschland  unter- 
suchten Nubiern  fand  man  eine  Sehschärfe 
von  2 — 3,  während  ein  elfter,  ein  Priester, 
sich  die  Augen  durch  Studieren  verdorben 
hatte  und  nur  noch  die  normale  Selisehärfe 
besass.  Von  den  untersuchten  Soldaten  der 
russischen  Garde  hatten  93  °o  eine  Seh- 
scliärfe über  1  und  nur  2.0  eine  solche 
unter  1.  Dagegen  fand  Seggel  unter  den 
Soldaten  der  MUnchener  Garnison  24  °  o  mit 
untemorraaler  Sehschärfe,  und  bei  den  Frei- 
willigen und  Uffiziersaspiranten  stieg  dieser 
Prozentsatz  sogar  auf  Ol.  Es  scheint  also 
unzweifelliaft.  dass  die  Beschäftigungen  der 
gebildeten  Stände  sowolü  die  Kurzsichtigkeit 
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Vgünstigen  als  die  Sehschärfe  schwächen 
und  da**  die  Xaturstämme  hinsichtlich  den 
Gesichtssinnes  der  zivilisierten  Menschheit 
überlegen  sind. 

18.  Das  Identifizierung*  verfahren  von 
A.  Bertillon.    Im  Dienste  »ler  Antliropologie 
siud  noch  mannigfaltige  antlore  Messungen 
von  Körperteilen  vorgenommen  worden,  auf  i 
die  wir  liier  nicht  naher  eingehen,  weil  sie 
wesentlich   mir  für  naturwissenschaftliche 
Zwecke  bestimmt  sind.    Hierher  gehören 
z.  B.  die  Messungen  der  Länge  des  Kumpfes, 
der  Beine,  der  Schenkel,  der  Arme,  des 
Verhältnisses  von   UVrarm   zu  ruterarm. 
der    Selndterbreite .    der    Spannweite  der 
Anne,  des  Gesichtswinkels  etc.    Auch  die 
Untersuchungen  üVr  die  FarV  der  Haare 
und  Augen,   Ober  die  Beschaffeiüieit  der 
Zähne,  des  Hartes.  Alter  die  Zald  der  Puls- 
schläge in  der  Minute  etc.  müssen  wir  liier  j 
unberücksichtigt  lassen.     Nur  eine  eigen- 1 
tümliehe  Anwendung  der  Anthropometrie  j 
v<m  praktisch-polizeilichem  Interesse  sei  hier 
noch  kurz  Vsproehen.    Ks  ist  das  vonAlph. 
Bertillon  (18*1)  vorgeschlagene  und  bei  der 
Pariser    Polizeipräfektur   eingeführte  Ver- 
fahren zur  Feststellung  der  Identität  aufge- 
griffener Vagabunden  oder  Verbrecher,  die 
der   Rückfälligkeit    verdächtig    sind.  Die 
Photographien  erweisen  sich  für  sich  allein 
bald  als  unzulänglich  zu  diesem  Zwecke, 
denn  wenn  sich,  wie  Vi  der  Pariser  Polizei- 
präfektur.  in  fünf  Jahren  schon  über  öoiioo 
photographisehe  Karten  angesammelt  halten, 
so  ist  es  fast  unmöglich,  in  einem  solchen 
Verbrecheralbum«  ^i'ie  verdächtige  Person; 
wiederzufinden,  wenn  man  den  wirklichen ; 
Namen  derselben  nicht  kennt.    Alph.  Per-; 
tillon  hat  nun  durch  mehr  als  Iimmmi  Beol<-  j 
aehtungen  und  Messung».'!»  den  sogenannten  I 
-signaletischen  Wert    gewisser  Kennzt'iehcn  ! 
und  namentlich  gewisser  Grösse  lunass«-  am 
menschlichen  Körper  festgestellt,  woVi  V- 
sonders  solche  Grössen  in  Betracht  kamen, 
die  sich  von  einem  Individuum  zum  andern  | 
stark  ändern,  die  also  entweder  nur  mit  j 
geringer  Präzision  sich  einem  Typus  an- 1 
schliessen,  oder  ohne  alle  Symetrie  mit.  in- , 
differenten    Spielräumen    auftreten.  Die 
Körperlänge  gehört  keineswegs  zu  «len  be- 
sonders brauchUiren  Unterscheidungsmerk- 
malen, da  sie  sich  ziemlich  stark  um  den 
Typus  konzentriert,  überdies  auch  mit  dem 
Alter  sich  ändert  und  d»irch  den  Willen 
d»T  zu  messenden  Personen  Veinflusst  wird, 
so  dass  nach  Bertillon  die  Messungen  nur 
in  Stufen  von  ."»  cm  veranstaltet  werden 
können,  wobei  sich  nur  sechs  HWWsenklassen 
ergeben.      Weit    mehr  ruterscheidimgeu 
liefet  die  Länge  des  Kopfes  d,u-:  sie 
lässt  sich  auf  2  mm  genau  messeu,  die  Ver- 
teilungskurve ist  ziemlieh  gestreckt  und  der 
ganze  Spielraum  tler  Fälle    beträgt  über 


So  mm,  sodass  also  wenigstens  10  gut  be- 
setzte  Klassen  gebildet  werden  können.  Die 
Breite  d«>s  Kopfes  liat  einen  geringeren 
Spielraum,  liefert  alter  immerhin  noch  10 
braucldwre  Klassen.  Ein  gutes  Merkmal 
büdet  auch  die  iJlnge  des  Mittelfingers,  die 
zwar  bei  der  mittleren  Körpergrösse  nur 
um  2  cm  schwankt,  aber  auf  2  mm  genau 
gemessen  werden  kann  und  dalier  9—10 
Klassen  giebt.  Die  Länge  der  übrigen 
Finger  steht  in  einer  gewissen  Abhängigkeit 
von  der  des  mittleren,  namentlich  schwankt, 
wenn  die  Läng».'  d»'s  letzteren  gegeben  ist, 
die  tles  Zeigefingers  nur  in  sehr  engen 
(ironzen.  Die  Länge  des  Fusses  schwankt 
bei  Personen  von  mittlerer  Grösse  um  mehr 
ids  ;{  ein  und  lässt  sich  ohne  Schwierigkeit 
auf  '.i  nun  genau  messen,  also  zur  Bildung 
von  lo  Klassen  vcrwenth'ii.  Die  Breite  in 
den  Hüften  ist  wegen  des  grossen  Spiel- 
raums der  Veränderlichkeit  (bei  mittlerer 
KörjH-rgn'isse  von  24o  bis  über  1100  mm) 
und  der  Flachheit  der  Verteilungskurve  ein 
selir  gutes  Merkmal,  lässt  sich  aber  nur 
mit  grösserer  Sorgfalt  auf  1  mm  genau  be- 
stimmen und  giebt  dann  1."»  Klassen.  Das 
liest«-  riibTscheRlungsnnTkinal  ist  die  innere 
lüng»-  des  Beines,  «Ii«-  Vi  einer  Körperlänge 
\«>n  U*o—  l,6ö  in  von  7.'i0— N2">  mm  schwankt 
und  auf  .*>  mm  genau  gemessen  werden 
kann.  DaVi  ist  «lie  Verteihuigskurve  sehr 
gestreckt  und  unregelmässig,  was  vielleicht 
mit  der  Misclinng  der  Bassen  zusammen- 
hängt, die  bei  <ien  Pariser  Schwindlern  und 
Verbrechern  wohl  anzunehmen  ist.  Von  je 
100  untersuchten  Individuen  von  der  ange- 
gebenen Gn'isse  hatten  8  eine  innere  Bein- 
länge  von  weniger  als  7"i~>  mm  und  9  »-ine 
solche  von  mehr  als  sio  mm:  zwischen 
<lies*'ii  Givnzen  kommen  auf  die  Abstufungen 
von  f>  mm  Vzw.  G,  S,  lo.  10,  9,  ">.  7,  8,  4, 
4.  9  Fälle,  so  dass  Vi  zi«-ndich  gleichmässig 
besetzte  Klassen  entstehen.  Die  Spannweite 
der  Arme  schwankt  bei  der  mittleren  Grösse 
um  etwa  20  cm  uml  gestattet  «lie  Bildung 
von  7  -  8  Klassen  von  nicht  allzu  ver- 
s»-hie«lener  Stärke.  Die  Schulterbreite  zeigt 
eine  grössere  Konzeiitrierung  um  «len  Mittel- 
w».'rt,  hängt  eiiiigermasscn  von  dem  Willen 
des  (bMuesseneu  ab  und  ist  «lalier  nur  auf 
2  cm  genau  zu  Vstimmcn.  Von  selu"  ge- 
ringem signaletisehem  Werte  ist  nach  Ber- 
tillon «lie  Haarfarbe,  «la  er  bei  87  °  o  der 
Untersuchten  m*>hr  «mI«t  weniger  dunkles 
Haar  fand :  etwas  brauehbjuvr  ist  die  FarV 
der  Augen,  welche  die  Bildung  von  vier 
Klassen  gestattet. 

Man  sieht  nun.  wie  sich  durch  Kombi- 
nation weniger  Merkmale  «'ine  grosse  Ge- 
samtheit von  Individuen  in  verhältnismässig 
kleine  Grupp»»u  zerlegen  lässt.  Hätte  man 
bei  den  fioooo  photographierten  Verdächtigen 
z.  B.  die  Köipergn'isse,  »lie  innere  Beinlänge 
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und  die  Länge  des  Fusses  gemessen,  sol 
würde  «las  erste  Merkmal  4 — .">  Abteilungen 
gegel<en  haben,  jede  von  diesen  aber  nach 
dem  zweiteu  in  12  -l.'{.  und  jede  der  auf 
solche  Art  erhaltenen  Orupj»eu  uach  dem 
dritten  Merkmale  wieder  in  9 — 10  ge- 
teilt  worden  sein.  Man  hätte  also  die  Ranze 
Masse  der  Photographien  in  430—000  leicht  < 
zu  miterseheidende  Abteilungen  von  SO  bis 
120  Stück  bringen  können,  und  wenn  später 
ein  verdächtiges  Individuum  ergriffen  wonlen 
wäit*.  so  liiitte  man  mittels  jener  drei 
Messimgen  sofort  die  Abteilung  feststellen 
können,  in  welcher  seine  Photographie  zu 
suchen  gewesen  wäre.  Durch  die  Bei- 
fügung eines  vierten  Merkmales.  •/..  B.  der 
Länge  des  Kopfes. können  die  Kndgru|i|M>n  auf 
ein  Zehntel  der  el*en  angogetwnen  Stärke 
herabgesetzt  werden.  —  Die  Methode  wird 
mit  noch  weiterer  Ausbildung  schon  seit 
längerer  Zeit  mit  gutem  Erfolge  auf  der 
Pariser  Polizeipräfektur  angewandt  und  hat 
jetzt  auch  iu  Deutschland  Aufnahme  ge- 
funden. Im  Jahre  lK!|.r»  wurden  in  Paris 
3o*l0  Individuen  unter  denen  272:5  Nioht- 
franzosen,  gemessen,  ÜMG!»  (darunter  1 7 02 
Fremde)  wurden  wie« ler  erkannt,  die  vorher 
unter  demselt»en  Namen  gemessen  wonlen 
wajvn.  und  781  (darunter  01  Fremde) 
wurden  wieder  erkannt,  die  früher  unter 
einem  anderen  Namen  gemessen  wonlen 
wann. 

Lltteratur:  Alpk.  Beritt  lon.  ine  ■i/>/,t,,-it,\.>, 

dt  l'anthei./uaui  trie.  ..Im«,  dr  I  leint  nfraphir 
iiitmmtix  ikiI>,  V,  M'.*/ ,  p.  .(.;<>. —  Hersel  he, 
Idi  ittifieatinn  inthiitpiuut'tritpir.  In*tritrtitm* 
'iyiuiletiyur*.  II  ed.  Melau  JSU.t  (mit  Album/. 
iltr„Urh  r.  Sury,  Bern  w.  Uipziy  1»U7.I  — 

Koiedite.h.  The  ynarth  ,,/  ehildrm,' Butt.  IH77. 

—  II.   Cohn  .    l'ntrmuehunyen  der  Auijen  e>,n 
UKXiO  Srhulkindern,  Uiptiy  LSH7.  —  Mehrere  eon  j 
L-    StteÜU    unyereytr   Ht.ipatrr   IHmurtaliniirn  ; 

Blechmann,  Beitrat/  mr  Authri^ndnyi,  der 
■l«>b  it,  }ksi  ;  Brennsohn.  Zur  Aiithm/i,d,.yir 

der  Litauer,  />">,? ;  Grabe.  Anthr,.fi'diiyi*rhe 
l'iitrr*urhuuy  »Irr  E*tm,  ixrs;  }\aeber.  Zur 
Amhr<.r,l«yir  ilrr  Ulfen;  Waldhauer,  Zur 
Authrapidayir  ,lrr  Live,»,  1.H7U.  —  BaJJner, 
/Am  Warhutum  de*  Men*ehen ,  Isiptiy  IXU7.  — 
Ktilot.  (In  Ihr  Military  Statutie*  />/  Ihr  ('.  S. 
«•/  Amrrirti,  im  Beehr n*t  hujtrlteri<  hl  de*  Berliner 
inli  rutttimtulen  *tati*ti*rhrn  Kmtiire*iie*,  Jltl.  II, 
Beilagen,  S.  ?l~>ff.,  Merlin  lx»;.;.  —  E.  Engel. 
Ihr  Anlhrrynimrtrir  nitre  Mru*rhriime*»knn*t, 
Z.Urhr.  it.  Vrr.  dent*rher  Iityenieiir,,  XXXII, 
S,  .tu f.  —  Krismann,  l'ntemurhunijen  über  die 
birfirelirhr  Enhriekrluny  drr  Arbeiterluiiilkrruny 
in  Ztntmlni**land,  in  Braun»  Arrhir  für  *u;. 
tiraetzyebung  und  Stutütik,  Md.  I,  Tübinyrn  l.s.tji,  \ 

—  Fechner,  Ctilteetirma»*lehre,  heriiu*ifeq.  r.(i. 
F.  Li p}*.  Lripz.  IHU7.  —-Feixet',  l'eber  dm  Ein- 
Hurt  dm  Militt'irdiruttr*  a  uf  die h'ärpr re ntirii  kein ny, 
Stnttyml  1*7».  ~  -  Ualtotl,Stitti*tie*by  intrrconipn- 
rieou,  lliilu*.  Muynz.  Yid.  4<>,  1.17:,,  p.  .1.1.  —  Ooulü. 
Inrr*liy<ttiun*  in  the  mitilaey  and  unthri.poloyiral 
ttatittic*   r,/  Jmrr.ni«   addiert,   Xrw  Yi.rk'lt>b<J 


(Mtmtiir*  uf  Ihr  t'.  S.  Sunitury  I  'nmuti*»ion).  — 
Geinttler  •««</  VMUztteh ,  Ihr  (ie>'**rnrerhiUt- 
nittr  der  Sehnlkinder  dm  Ferilienjer  Mrzirk*,  in  ; 
ZeiUehr.  dm  tnrh*inehrn  »tulintimhen  Bureau*, 
lüSS,  S.  Ulf.  —  .1.  Kirehhojj;  Zur  Statistik  der 
A'r.rperynltAr  in  Ifallr  ,tr.  Anhir  für  Authin- 
^.Inyie  XXI.  S.  l.uff.  —  Kotelmann.  I>ie 
Kiirperrei  h'iltiii»nr  der  yelrhrtrn  Srhülrr  de* 
Jnhannrum*  in  llambury,  ZeiUrhriit  dm  preims. 
»tat.  Miirenti*,  ls7l>,  S.  1  ff.  Landsberger, 
/Am  Waehetum  im  Alter  der  Srhul/ißirhl,  Arrhir 
für  Anthiiipidiiyie  XVII,  ls*7,  S.  JJ'.tff.  — Livl, 
.ttyyiii  itei  rixnltati  autr<ip>.u\etriri  nttrnuti  drll» 
npoylii,  dri  j'iHjli  minitarii  drlle  cln*»i  IS.',U — lt«it, 
M.,m„  1XU4.  ' Dernetbe  in  Mulhtin  dm  1'lnstitut 
internatii.nal  de  Stali*tiyur  f.  17/  (taut)  p.  J71. 
—  .Mei*net".  Zur  Slatittik  drr  Kilrprrtjn'iiate  der 
Seldruriyer  WehrjtHiehliyrii,  Arrhir  für  Authm- 
pidvyie  XII',  S.  J.1.r,ff.  —  Ueittelbe  Hlnr  die, 
Wrhrpßirhliyeu  in  Mrektenliury ,  ehd.  XIX, 
S.  .117  ff.  —  Mornelll .  ('ritten  <  ri/m  mit  del 
uirtiido  in  Antriymlinjin,  Minna  ISSO.  (Eryän- 
znitynhnnil  lu  dm  Annuli  di  »tatintiiyi.)  — 
Pafft tant,  Studi  antrup»mrlriei  xnlt«  uriln/ipi, 
drtr  oryunitmn  uuiitm-.  in  Ann.  di  »tat.,  See. 
II  t-d.  >,  /»'..w  /,y,-,v,  p.  US  ff.  V„n  drm*etl>en 
l'rr/imMer  aurh  rer*ehiedi  ne  andere  Arlieite»  iu 
dm  Atti  tirlla  M.  Arad.  di  Turin,.,  n.l.  XI, 
(iiiirnale  drtln  »m\  d'lyirnn  l,s,'<4  rle.  — 
l'eatwtn  <*.  ...  x.  .Uni)  —  Petnxxo,  Mulle 
eurer  drllu  Mtatura  dryli  inite  rillt  ete..  Ann. 
di  Slot.,  See.  H  rul.  >  j,.  ;.r,ff.  ToMIm 
iilnr  dir  italiriti*rheii  Iii kint. mnm.unxi, it,  rlul. 
S.  ff.  —  {>uetetet.  Sur  l'h<,Htu>e  etc.,  hn-i* 
It.iri,  dinUrh  n>n  Mieekr.  -  Jtet'Helbe,  Lettre* 
*ur  la  Thrnrir  de*  jindmhilitm  ,  Mrur.  Is  'p',.  — 
lhernet be,  /JAy*"/'""  *iwiulr ,  Muri*  et  Brüx,  ixti'.t. — 
Derselbe,  Attthiupnmetrir,  Mrux.  I,s70. — NtuteH, 
Material i  /ter  1'etiinliHjia  ilnliatia  (Ann.  di  St, it., 
See.  II,  e„l.  ,s,   i.s7!i).  -     J.  Bänke.  Meitmye 

zur  StatUtik  und  Pfty*iid,.i)ir  der  Kni/rf,»,«** 
der  iKtyerürhrn  Militärjißirhtiy  it,  in  :  M'  iträijr 
tue  Anthrii/Hifnyir  und  l'rye*ihirhte  Mayrriis, 
Md.  IV,  S.  Iff.  — Roberts,  Manual  af  Anthr»- 
punrtry,  hmilun  lS7x.  —  Emil  Schmidt, 
Knrpriijrä**r  und  (ietrirht  der  Sehulkinder  im 
Kreite  Saalfrld,  Arrhir  für  .tnlhrnjndiiyir  XXI, 
S.  .IM ff. — Seatiei.  I'etter  dir  Auyen  der  Feuer- 
liinde r  und  da*  Sehen  der  Xaturriilker,  Arrhir 
für  Anthn.,K.I.Hjie,  ltd.  XIV.  L.  Stieda.  M>i- 
tray  zur  Anthnijndiiyie  drr  Jtidrtt,  Arrhir  für 
Authmpidiiyir  XIV,  S.  t'iiff.  —  Derselbe,  I'rher 
die  Amrrndttm/  drr  \Vnhr*rhriiilirhkrif*rrrhnunt/ 
anj  dir  anlhra/ifitfit/itehr  Statietik  ,  Arrhir  für 
Anthrnpidiujir  XI  V,  S.  1^7 ff.  —  Seheiber.  I  nter- 
»uehuuyrn  Uber  den  mittleren  W'mh*  der 
Men*rhen  in  l'infnrn,  Arrhir  für  Anthnifniliiiiir 
XIII,  S.  J.Uff.  —  Srh,r,i:eri*rhr  Slali*tik,  Lief. 
'.S,  HS   {flexultatr    der    .irzttirhru    Rekrut,  u- 

I'nti riaiehuuyen).  —  Topinat'tl.  L'unthrn/nd-iyie, 
.1.  ed.,  I\iri*  1S7V.  —  (7rurr.il  Torre.  Ilrlla  Lern 
rui  yii.vini  nati  nell'  anno  efr.  (Jahrerlwrieht 
an  den  A'ririi*mini»ler  für  1#.*7,  Mmn  IttS'j.) 
■ —  n'elssbaeh,  h~iirperinr*»nnyrn  irr*rhirdrnrr 
Mrn*rhenrn**en,  Berlin  l.*7x.  —  G.  M.  West. 
Anthifipriloyi*rlir  t'nterturhnny  der  Srhnlkiud.r 
in  W'urrmtrr,  Mn**.  Arrhir  für  Anthrn/ndiiyie 
XXII,  S.  1.1  ff. 

Lexts. 
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Das  englische  Agrarschutzsystem  hatte 
mit  dem  Gesetz  vom  23.  März  181  ">  seinen 
Höhepunkt  erreicht  :  die  Einfuhr  von  Weizen 
war  einfach  verboten,  so  lange  der  Preis 
unter  80  Sh.  für  das  Quarter  (27. "»0  M.  für 
das  hl  oder  ungefähr  36,70  M.  für  100  kg) 
stand.  Nur  für  die  Einfuhr  aus  dem  britischen 
Nordamerika  war  der  Grenzpreis  auf  07  Sh. 
crmässigt.  doch  war  diese  damals  nur  von 
geriuger  Bedeutung.  Bei  höheren  Preisen 
sollte  die  Einfuhr  zollfrei  sein,  doch  sind 
solche  nur  in  dem  Hungerjahre  1817  uud 
dem  noch  unter  dessen  Einfluss  stehenden 
Jahre  1818  vorgekommen.  Im  übrigen  be- 
stand also  Einfuhrverbot  für  Weizen,  der 
als  Brotgetreide  allein  in  Betracht  kam  und 
auch  immer  mit  dem  Worte  »Com*  gemeint 
ist.  Durch  das  Gesetz  vom  13.  Juli  1822 
wurde  die  Preisgrenze  für  das  Verbot  auf 
70  Sh.  herabgesetzt,  doch  blieb  dasselbe 
thatsächlich  noch  immer  in  Wirksamkeit, 
da  auch  dieser  noch  immer  sehr  hohe  Preis 
auf  dem  inneren  Markte  nicht  mehr  erreicht 
wurde.  Im  Durchschnitt  standen  die  Weizen- 
preisc  von  181"»  bis  1827  in  England  nm 
46  °o  höher  als  in  Frankreich,  obwohl  auch 
in  letzterem  Lande  seit  1818  »beutende 
Getreidezölle  erhoben  wurden.  Die  frei- 
händlerische Bewegung,  die  1820  in  einer 
Petition  der  Londoner  Kaufleute  au  das 
Parlament  ihren  ersten  bedeutsamen  Aus- 
druck erhielt,  richtete  sich  natürlich  auch 
gegen  das  prohibitivc  Korngesetz  und  im 
Jahre  1828  wurde  wenigstens  insofern  ein 
Erfolg  erreicht,  als  an  die  Stelle  des  Ver- 
bots eine  bewegliehe  Zollskala  trat,  deren 
Sätze  mit  dem  Sinken  der  Preise  stiegen 
und  erst  bei  einem  Preise  von  etwa  29  31. 
fflr  U»0  kg  einen  prohibitiven  Charakter  er- 
hielten. Die  Weizenpreise  waren  daher  von 
1X28  bis  1841  im  Durchschnitt  nur  um 
2K°  o  höhere  als  in  Frankreich.  Von  1837 
bis  1811  war  jedoch  bei  schlechten  Ernten 
in  England  dieser  Unterschied  wieder  auf 
durchschnittlich  37  0  o  gestiegen. 

Bei  dieser  Sachlage  musste  eine  Agitation, 
die  sich  gegen  die  Getreidezölle  richtete, 
einen  günstigen  Boden  in  England  vorfinden. 
IIa»  Jahr  1*38  brachte  eine  Missernte.  Man 
sah  voraus,  da*s  die  Getreidepreise  infolge 
der  Einfuhrzölle  wiederum  eine  äusser- 
te wohnliche  Höhe  erreichen  würden.  Da- 
her zeigten  sich  bereits  zu  Ende  des  Sommers 
1838  in  deu  Fabrikdistrikten  Englands  un- 
ruhige Bewegungen,  die  mit  dem  Chartis- 
mus (s.  d.)  im  Zusammenhange  standen. 
Agitatorische  Vorträge  gegen  die  Getreide- 
zölle wurden  vor  den  Arbeitern  in  den 
Fabrikdistrikten  gehalten.  Das  war  für  die 
Handelskammer  von  Manchester  der  Anlass. 
sich  auch  mit  der  Frage  der  Getreidezölle 


zu  befassen.  Der  damalige  Vorsitzende  der- 
selben. Richard  Cobden  (s.  d.),  war  ein  be- 
geisterter Anhänger  des  freien  unbehinderten 
Austausches  der  Güter  zwischen  den  ver- 
schiedenen Nationen  und  hatte  dieser  Ge- 
sinnung in  Gelegenheit.shroschüren  bereite 
mehrfach  beredten  Ausdruck  verliehen. 
Cobden  legte  der  Handelskammer  eine 
Petition  an  das  Parlament  vor,  welche  die 
freie  Einfuhr  aller  Lebensmittel  forderte. 
Nur  die  völlige  Durchführung  des  Frei- 
handels in  England  könne  die  Prosperität 
der  Industrie  und  die  Ruhe  in  den  Arbeiter- 
klassen dauernd  sicher  stellen.  Cobden« 
Beredtsamkeit  gelang  es,  diese  radikale 
Petition  in  der  Handelskammer,  die  grössten- 
teils aus  exportierenden  Fabrikanten  zu- 
sammengesetzt war,  zur  Annahme  zu  bringen. 
Die  liberalen  Mitglieder,  die  in  der  Mehr- 
heit waren,  setzten  der  Petition  anfangs 
eiue  massige,  die  konservativen  eine  heftige 
Opposition  entgegen.  Dieses  Votum  einer 
angesehenen  Körpei-schaft  erregte  sogleich 
die  Aufmerksamkeit  in  England.  Cobdeu 
wusste  jetloch,  dass  eine  derartige  Petition 
gegen  die  Macht  der  Interessen,  welche  die 
Lebensmittelzölle  aufrecht  erhielten,  nichts 
auszurichten  vermöge.  Er  fasste  dalier  so- 
gleich mit  Iieidenschaft  und  Energie  den 
Entsehluss,  eine  umfassende  Agitation  gegen 
die  Kornzölle  in  das  liehen  zu  rufen. 

Es  gelang  ihm,  die  Kreise  der  Gross- 
industriellen für  jene  Idee  zu  gewinnen.  Iu 
der  ersten  Versammlung,  die  er  zu  diesem 
Zwecke  einberief,  wurden  von  den  In- 
dustriellen Manchesters  nicht  weniger  als 
6000O  Mark  für  jenen  Zweck  ihm  sogleich 
zur  Verfügung  gestellt.  Im  Januar  1839 
berief  Cobden  oine  Delegiertenversamnüung 
aus  allen  industriellen  Teilen  des  König- 
reichs nach  Manchester.  Diese  Versamm- 
lung fasste  den  Beschluss,  eine  Agitation  im 
grossen  Stile  zu  Gunsten  der  freien  Einfuhr 
der  Lebensmittel  zu  organisieren.  Manchester, 
die  grösste  Fabrikstadt  Englands,  wurde  als 
Sitz  des  Zentralkomitees  bestimmt  Lokale 
Komitees  sollten  die  Agitation  in  den  ein- 
zelnen Bezirken  in  die  Hand  nehmen.  — 
Ein  Anhänger  der  Freihandelsidee,  Villiers. 
Mitglied  des  Unterhauses,  übernahm  es,  im 
Parlament  den  Antrag  auf  Aufhebung  der 
Getreidezölle  zu  stellen.  Um  diesen  Antrag 
moralisch  zu  unterstützen,  wurde  gleich- 
zeitig, im  Februar  1839,  eine  Delegierten- 
versammlung der  einzelnen  Komitees  nach 
Lmdon  einberufen,  an  der  3(H)  Personen 
aus  allen  Teilen  des  Lindes  teilnahmen. 
Der  Antrag  Villiers  wurde  mit  244  gegen 
197  Stimmen  im  Unterhaun  abgelehnt.  Man 
hatte  die  Ablehnung  vorhergesehen,  wünschte 
jedoch  Klarheit  in  der  Situation  zu  erlialten 
und  die  Aufmerksamkeit  des  Parlaments  wie 
des  ganzen  taudes  auf  jenes  neue  Ziel  der 
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Agitation  zu  lenken.  Die  Whigs,  die  damals 
im  Parlament  die  Majorität  Insassen,  teilten 
sich  bei  dieser  Abstimmung,  die  Tories 
stimmten  gegen  den  Anfing.  Man  kannte 
jetzt  das  Mass  von  Anstrengung,  welches  es 
bedürfen  würde,  um  das  erstrebte  Ziel  zu 
erreichen. 

Cobden  und  seine  Anhänger  verlangten 
in  letzter  Linie  die  Herstellung  völliger 
Handelsfreiheit  mit  dem  Auslande.  Dem- 
entsprechend führte  die  Agitation  alle  die 
Grunde  ins  Feld,  welche  für  den  Freihandel 
überhaupt  sprachen.  Die  Kraft  der  Agitation 
richtete  Cobden  jedoch  in  sehr  geschickter 
Weise  nur  auf  einen  Punkt:  er  verlangte 
die  Aufhebung  der  Getrcidezölle.  Dieses 
Ziel  war  für  jedermann  verstandlich:  den 
Nutzen  billigeren  Brotes  musste  ein  jeder 
an  seinen  eigenen  Interessen  erkennen. 
Cobden  wusste,  dass.  wenn  dieses  wider- 
standsfähigste Rad  aus  dem  grossen  Mechanis- 
mus der  Handelsbeschränkungen  heraus- 
gerissen würde,  in  nicht  zu  ferner  Zeit  das 
ganze  Werk  der  Handelsbescliränkungen  zu- 
sammenbrechen müsse.  Ohne  die  land Wirt- 
schaft lielien  Zölle  lag  für  die  Aristokratie 
keine  Ursache  vor.  für  andere  Schutzzölle 
mit  Energie  einzutreten.  Es  war  vorauszu- 
sehen, dass  in  einem  solchen  Falle  auch 
diese  Kreise  mit  der  Zeit  freihändlerische 
Gesinnungen  annehmen  würden.  Auf  ein 
Sehlagwort  hin.  das  in  der  I»ndoner  Dele- 
giertenversammlung fiel,  legte  sich  jener 
Agitationsverein  den  Namen  »Anti-Corn-Law- 
League*  bei. 

Den  Schwerpunkt  ihrer  Thätigkeit  konnte 
die  Agitation  nicht  in  einer  direkten  Ein- 
wirkung auf  das  Parlament  erblicken.  Auch 
wendete  sich  die  Agitation  nicht  an  die 
grossen  Volksmasseu,  um  durch  aufrühre- 
rische Bewegungen  das  Parlament  einzu- 
schüchtern und  zum  Nachgeben  zu  zwingen. 
Sie  suchte  vielmehr  den  3  Aussen  der  Wähler, 
die  den  Mittelstand  repräsentierten,  die 
Ueberzeugung  beizubringen,  dass  die  freie 
Einfuhr  der  Lebensmittel  der  Wohlfahrt  des 
Landes  entspreche.  Gelang  dieses,  so  mussten 
spätere  Parlamentswahlen  diese  Gesinnung 
auch  in  das  Parlament  hineintragen,  falls 
es  das  bestehende  Parlament  nicht  vorzog, 
um  den  Einfluss  der  herrschenden  Familien 
zu  erhalten,  dieser  Strömung  früher  nach- 
zugeben. 

Das  voraufgegangene  Jahrzehnt  hatte  ge- 
zeigt, in  welch  hervorragendem  Masse  die 
öffentliche  Meinuug,  aufgeregt  durch  eine 
leidenschaftliche  systematische  Agitation, 
gerichtet  auf  grosse  reformatorische  Ziele, 
auf  das  Parlament  einzuwirken  vermöge. 
Die  Reform  der  Parlamentswahlen,  die  Auf- 
Iischen 


hebung  der  Sklaverei  in  den  englischen 
Kolonien,  die  Gleichstellung  der  Katholiken 
als  Staatsbürger  waren  auf  diese  Weise  er- 


reicht worden.  Die  Chartistenl)eweguug 
hielt  noch  von  Zeit  zu  Zeit  das  I^and  in 
Aufregung.  Die  Agitation  hatte  sich  in 
England  zu  einer  Kunst  ausgebildet.  Das 
englische  Volk  war  damals  für  zündende 
Reden  empfänglich,  wie  man  es  l>ei  dem 
englischen  Charakter  nicht  für  möglich 
halten  sollte.  Nur  bei  revolutionären  Be- 
wegungen pflegt  man  ähnliches  zu  beobachten. 
Und  in  der  That,  es  war  eine  Umwälzung 
der  Ideen,  die  sich  damals  in  der  englischen 
Gesellschaft  vollzog.  Die  Ideen  der  fran- 
zösischen Revolution  liatten  vorher  nur  ge- 
ringen Einfluss  auf  das  englische  Staats- 
leben  ausgeübt ;  England  liatte  bereits  früher 
die  Forderungen  jiersönlicher  Sicherheit  und 
Unabhängigkeit  bei  sich  verwirklicht:  d»»r 
fortdauernde  erfolgreiche  Kampf  mit  Frank- 
reich hatte  das  Eindringen  der  Revolutions- 
ideen vollends  unmöglich  gemacht.  Nur 
kleinere  Kreise  waren  von  diesen  Ideen 
auch  in  England  ergriffen  worden.  Kreise, 
die  nach  und  nach  sich  zu  Reformjiarteien 
entwickelten  und  zwar  spät,  aber  ohne 
Unterbrechung  der  Entwickelnng,  den 
modernen  mehr  demokratischen  Staatsideen 
auch  in  England  Eingang  verschafften.  In 
den  gewerblichen  Mittelklassen  fassten  diese 
zuerst  festen  Fuss,  die  regierenden  Grund- 
besitzerfamilien des  Landes  wurden  am 
spätesten  davon  ergriffen.  Die  letzteren 
vertraten  die  bisher  leitenden  Ideen  des 
englischen  Staates,  der  sich  unter  ihrer 
lyeitung  so  glänzend  entwickelt  liatte.  Sie 
fürchteten  auch  nicht  mit  Unrecht,  dass  die 
Herrschaft  ihren  Familien  verloren  und  ihr».' 
Interessen,  die  mit  denen  des  Staatslebens 
innig  verwoben  waren,  geschädigt  würden, 
falls  die  neuen  Strömungen  Eintritt  erhielten. 
Jene  Agitationen  dienten  nun  vor  allein 
dazu,  jene  Umwälzung  der  Ideen  ohne 
Intervention  einer  Revolution  zur  Durch- 
führung zu  bringen,  eine  Aufgabe,  die  liei 
dem  konservativen  Cliarakter  des  englischen 
Volkes  gewaltiger  Anstrengungen  bedurfte, 
ehe  sie  erreicht  wurde.  Die  Herrschaft 
dieser  neuen  Ideenrichtung  war  jedoch  für 
die  weitere  Zukunft  gesichert,  seitdem  die 
ParLimentsreforai  vom  Jalire  1S32  den  ge- 
werblichen und  handeltreibenden  Klassen 
den  gleichen  Eiufluss  auf  die  Parlaments- 
wahlen gesichert  hatte  wie  den  grund- 
besiteenden  Klassen. 

Cobden.  sowie  eiue  Reihe  von  Gesinnungs- 
genossen suchten  nun  durch  agitatorische 
Vorträge,  die  sie  in  allen  grösseren  Plätzen 
Englands  hielten,  eine  Bewegung  gegeu  die 
Konizölle  in  das  Leben  zu  rufen.  Die 
Eisenbahnen ,  die  seit  kurzein  das  Land 
durchzogen,  begünstigten  in  hohem  Masse 
die  persönliche  Agitation.  Der  getreue 
jüngere  Begleiter  Cobdens  auf  seiuen  Agi- 
tationsreisen war  John  Bright  (s.  d.).  Den 
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Vorsitz  in  den  Versammlungen  führte  am 
häufigsten  Wilson,  gleich  Cobden  und  Bright 
ein  Fabrikant  im  Distrikt  von  Manchester. 
In  jeder  grösseren  Stadt  Englands  wurden 
von  Zeit  zu  Zeit  agitatorische  Versammlungen 
unter  Vorsitz  eines  Mitgliedes  des  Zentral- 
komitees in  Manchester  abgebalten.  Auch 
einige  Wanderredner,  die  von  der  Liga  an- 
gestellt "waren,  sorgten  für  die  Verbreitung 
der  Ideen.  Ferner  gelangten  hunderttausende 
von  Broschüren  zur  Verteilung.  Eine  Agi- 
tatiouszeitung ,  das  »Anti-eora-law-eircular«-, 
zwei  Jahre  darauf  ^Anti-breadtax-cireular'. 
genannt,  wurde  im  April  1839  l>ogrflndet 
und  von  Manchester  aus  wikhentlich  im 
l«mde  verbreitet. 

Wie  verhielten  sieb  die  verschiedenen 
Klassen  der  Gesellschaft  zu  «lieser  Agitation  ? 
t'obden  besass  das  Vertrauen  der  liross- 
indnstriellen.  Diejenigen  Grossindustriellen, 
die  in  erster  Linie  für  die  Ausfuhr  arbeiteten, 
schlössen  sieh  eng  an  Cobden  an.  Sic 
stellten  der  Agitation  die  Mittel  zur  Ver- 
fügung, die  sich  in  den  ersten  Jahren  auf 
hunderttausend  Mark  jahrlieh  Miefe».  1  >ie 
Ausdehnung  der  Exportindustrio  -war  be- 
hindert durch  die  Verteuerung  der  I.el«?ns- 
niittel.  Konnte  man  den  Arbeitern  billigere 
Leljensmittol  zur  Verfügung  stellen,  so  war 
die  englische  Industrie  voraussieht  lieh  im 
stände,  einen  weit  grosseren  Absatz  im  Aus- 
lande zu  erzielen .  als  dieses  unter  jenen 
ersehwerenden  Umständen  möglich  gewesen 
war.  Die  gewerblichen  Arbeiter  alter,  in  deren 
Interesse  die  Agitation  angeblich  geführt 
wurde,  standen  im  allgemeinen  tcilnahmlos 
den  Bestrebungen  der  Liga  gegenüber,  so 
sehr  die  Liga  auch  bemüht  war.  sie  zu  ge- 
winnen. Aufgestachelt  durc  h  die  chartistische 
Bewegung  hegten  dieselben  ein  unüber- 
windliches Misstrauen  gegenüber  einer  Be- 
wegung, die  durch  ihre  Herren  geleitet 
wurde.  Ein  Vertragsverhültnis  mit  der 
chartistischen  Arbeiterpartei ,  die  damals  in 
England  als  revolutionär  betrachtet  wurde, 
einzugehen,  wies  die  Liga  weit  von  sich. 
Zeitweilig  war  das  Verhältnis  der  Liga  zu 
den  ('hailisten  ein  derart  gespanntes,  dass 
<lie  letzteren  die  Versammlungen  der  Liga 
durch  Masseninvasion  zu  sprengen  suchten, 
die  Liga  daher  gezwungen  war,  Eintritts- 
karton zu  ihren  Versammlungen  auszugeben. 
Die  Chartisten  erklärten,  auf  einzelne  Er- 
leichterungen wie  die  Aufhebung  der  (ie- 
IreidozöUe  wenig  Gewicht  zu  legen,  glaubten 
sie  doch  durch  Erzwingung  des  allgemeinen 
gleichen  Wahlrechts  alle  ihre  Wünsche  so- 
gleich in  Erfüllung  gehen  zu  sehen.  Die 
englischen  Arbeiter  aber  kamen  zu  der  An- 
sieht,  dass  die  höheren  I/thne.  die  sie  im 
Vergleich  mit  den  Arbeitern  anderer  Länder 
erhielten,  durch  die  liehen  I^ebensnuttcl- 
preiso  bedingt  seien;  sie  behaupteten,  die 


Löhne  würden  in  England  entsprechend 
sinken«  sobald  die  Lebensmittel  dmvh  Fort- 
fall des  Zollschutzes  billiger  würden.  Aller- 
dings hatten  die  Industriellen  selbst  Ver- 
anlassung  zu  dieser  Auffassung  gegeben. 
Sie  stellten  den  Gedanken  in  den  Vorder- 
grund, dass  die  englische  Industrie  bei  Fort- 
fall der  Zölle,  bei  massigen  Ijebensmittel- 
preisen  konkurrenzfähiger  gegenüber  der 
ausländischen  Industrie  sein  werde.  Daraus 
konnte  gefolgert  werden,  dass  die  Industriellen 
von  der  Ermässigung  der  Leltonsmittelpreise 
auch  eine  Ermässigung  der  1-öhne  erwarteten. 
Als  Anhänger  der  Hicardoschen  Lehre 
mussten  sie  auch  im  Grunde  «lies«?  Ansicht 
haben.  Ihre  weitere  Deduktion,  dass  durch 
die  Erleichterung  «ler  Einfuhr  «ler  fremden 
ßoflenprodukte  auch  die  Ausfuhr  englischer 
Fabrikate  begünstigt  w«nle  und  dass  davon 
ein  Aufschwung  der  Industrie  zu  erwarten 
sei.  der  auch  den  Arbeitern  zu  gute  kommen 
und  das  Sinken  «ler  Löhne  verhindern  werde, 
war  «lern  Verständnis  der  Arbeiter  wenig 
zugänglich  und  auch  nicht  genügend ,  <üe 
Furcht  vor  der  Wirkung  des  Bicardosehen 
Lohngesetzes  zu  vertreiben. 

Der  Grosshandol  stand  «Ion  Bestrebungen 
der  Liga  sympathisch  gegenüber,  ohne  «lass 
von  dieser  Seite  her  damals  energisch  in 
die  Agitation  eingegriffen  worden  wäre. 
War  «loch  das  Interesse  des  Hamlcls  nicht 
gerade  besonders  auf  die  Abschaffung  der 
LohensmitWdzölle,  sondern  vielmehr  auf 
Herstellung  einer  allgemeinen  Handelsfrei- 
heit gerichtet. 

Der  Grundbesitz  war  naturgemflss  der 
Liga  feindlieh  gesinnt.  Die  Angriffe  der 
Liga  wsiren  direkt  gegen  die  Vorrechte  des- 
selben gerichtet.  Die  Uga  gab  es  auch  von 
Anfang  an  auf,  diese  Kreise  durch  sachliche 
Erwägungen  zu  gewinnen.  Nur  wurden 
die  wenigen  <  «rundherren ,  die  einer  Auf- 
hebung der  Gotreidezölle  'zustimmten,  als 
wahre  Aristokraten  gefeiert,  die  übrigen  «als 
Interessent«:*!!,  die  auf  Kosten  der  Nation 
leiten.  hingesUdlt.  Infolge  dos  Indien  An- 
sehens «ler  grundltesitzeuden  Aristokratie 
hatten  die  meiste!)  älteren  angesehenen 
Familien,  die  aus  dem  Handel  und  aus  der 
Industrie  hervorgegangen  waren,  sich  gleich- 
falls deren  Ideenkreiso  angeschlossen;  diese 
trennten  sich  erst  nach  und  nach  im  Ver- 
lauf der  Agitation  unter  Führung  des  leiten- 
den Ministers  zum  Teil  von  jenen.  Die 
Pächter  «ler  Grundbesitzer,  die  Fanner, 
glaubten  dieselben  Interessen  zu  halten  wie 
ihre  Gmndhorren  ;  auch  ihre  abhängige  I^age 
veranlasste  si«*.  sich  eng  an  den  Grundbesitz 
in  «ler  Frage  «ler  Getrenlezöllc  anznsehliessen. 

Nach  und  nach  änderten  sich  die  An- 
schauungen zu  Gunsten  der  Ziele  der  Liga. 
Die  unteren  Volksklassen  verblieben  zwar 
bei  ihrer  teilnahmlosuu  Haltung.  al»cr  ein 
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Teil  «1er  berufenen  Vertreter  »lersellien  er- 
klärte sieh  im  Ausist  «los  Jahres  1841  für 
die  Ziele  »1er  Liga.  7<MJ  Geistliehe  der  ver- 
schiedenen demokratischen  religiösen  Sekten 
traten  damals  in  Manchester  zusammen,  um 
an  das  Parlament  eine  Petition  für  Aufhellung 
der  Getreidezölle  zu  richten.  Sie  erklärten, 
die  Getreidegesetze  verletzten  die  göttliche 
Ordnung,  indem  die  Nahrungsmittel,  welche 
die  Vorsehung  den  Menschen  verliehen  habe, 
den  Bewohnern  Englands  vorentlialten  wür- 
den. Die  anglikanische  Geistlichkeit  die 
den  Anschauungen  der  grundbositzemb-n 
Klassen  nahesteht,  war  natürlich  b»'i  dieser 
Kundgebung  nicht  beteiligt.  —  Im  Parla- 
ment nahm  die  Minorität,  die  hei  dem  An- 
trag Villiers  für  die  Aufhebung  der  Getrei»l»> 
zölle  stimmte,  von  Jahr  zu  Jahr  zu.  Man 
vermochte  so  fast  den  Zeitpunk»  vorauszu- 
sehen, in  welchem  der  Antrag  Villiers  zum 
Gesetze  erhoben  werde,  als  »lie  Parlaments- 
wahlen  »les  Jaluvs  1.H41  diesen  Hoffnungen 
plötzlich  Hindernisse  in  den  Weg  stellten. 
Die  liberale  Partei,  deren  Mitglieder  zum 
grössten  Teil  für  die  Ideen  der  Liga  ge- 
wonnen waren,  wurde  geschlagen,  ein  tory- 
stisches  Ministerium  trat  an  die  Spitze  der 
Regierung.  Man  darf  daraus  nicht  schlössen, 
dass  die  Mehrheit  der  Bevölkerung  sieh 
gegen  die  Ziele  der  Liga  ausgesprochen 
habe;  »lie  Agitation  der  Liga  hatte  zu  jener 
Zeit  noch  nicht  den  l'mfaiig  crreiclit.  dass 
ihr  Programm  bei  den  Wahlen  eine  durch- 
aus entscheidende  Holle  gespielt  hätte.  Die 
Torypartei  wurde  jedoch  gewissermassen 
auf  die  Bedingung  hin  gewählt,  deu  un- 
ruhigen Bewegungen,  welche  die  Kraft  des 
Landes  schwächten,  ein  Ende  zu  machen, 
indem  sie  die  lierechtigton  Forderungen  der 
Zeit  erfülle.  Die  Regierungsgewalt  über- 
trug man  auf  einen  Mann .  von  dessen 
starkem  Arm  zu  erwarten  war,  dass  er  zwar 
die  notwendigen  Reformen  zur  Durchführung 
bringen,  aber  doch  von  den  bewährten  Zu- 
ständen Englands  erhalten  werde,  was  gegen- 
über dem  Ansturm  eines  neueruiigssikhtigou 
Geschlechts  zu  retten  war.  Sir  Kobert  Peel 
wurde  leitender  Minister  Englands.  Obwold 
aus  einer  industriellen  Familie  stammend 
und  selbst  Teilhaber  einer  grossen  Baum- 
woUenmanufaktur.  hatte  sich  l'^-l  der  Grund- 
aristokratie angeschlossen.  Seine  Fähigkeiten 
hatten  ihn  zum  Führer  der  Torypartei  ge- 
macht. Der  Nachteil,  deu  der  Wechsel  del- 
egierenden Partei  für  die  Liga  herbeiführte, 
wurde  jedoch  eiiiigcnnasson  dadurch  wieder 
aufgewogen,  dass  die  Führer  der  Liga.  Oobdeu. 
Bright  etc..  von  freihändlorisch  gesinnten  In- 
dustriebezirken in  das  Parlament  gewählt 
wnrdeu.  Die  feurige  Beredsamkeit  und 
Ueberredungsgabe  dieser  Ai>»>st<d  des  Frei- 
ltandels  konnte  nicht  ohne  Wirkung  auf  das 
Parlament  wie  auf  die  englische  Bevölkerung 


bleiben,  die  mit  lebhaftestem  Interesse  den 
Verliandlungen  dieser  Körperschaft  über  die 
Zollfragen  folgte. 

Um  den  ewigen  Aufregungen  des  I^andes 
durch  unruhige  Arbeiterl  lewegungen  etc.  ein 
Ende  zu  machen,  glaubte  Peel  nicht  mehr 
länger  mit  einer  Reform  der  hohen  Zölle 
auf  die  Lcltensnüttel  warten  zu  dürfen.  Die 
Regierung  legte  im  Jahre  1S42  dem  Parla- 
ment einen  entsprechenden  Gesetzejitwurf 
vor,  der  die  Einfuhr  von  Fleisch  und  Vieh 
znliess,  für  Getreide  eine  wesentlich  er- 
mäßigte bewegliche  Skala  einführte  und 
auch  für  viele  "Rohstoffe,  Halbfabrikate  und 
Fabrikate  die  Zölle  bedeutend  herabsetzte. 
Das  Parlament  gab  seldiesslieh  seine  Zu- 
stimmung. Dank  dieseu  eruiedrigteu  Ein- 
fuhrschranken  standen  die  Weizenpreise  in 
England  während  der  4  Jahre  von  1*42  bis 
lSir»  nur  noch  14  °o  im  Durchschnitt  höher 
als  in  Frankreich. 

Die  Liga  hatte  zum  Teil  ihren  Zweck 
erreicht.  Nur  selten  gelingt  es  Agitationen 
in  vollem  Umfange  das  Ziel  zu  gewinnen, 
welches  sie  sich  gesteckt  liaben.  Es  liegt 
in  der  Natur  der  .Sache,  dass  tierartig»1  Be- 
strebungen nicht  bei  dem  Punkte  stehen 
Ideilten,  »ler  wirklich  erreichbar  ist;  sie 
geheu  schon  um  der  agitatorischen  Kraft 
willen  weit  »larüber  hinaus.  Jt^loch  die 
Kraft  »ler  Agitation  erlahmt.  sokiM  durch 
einen  Konipromiss  mit  den  realen  Kräften 
»b's  Lebens  ein  Teil  der  Bestrebungen  er- 
reicht wonlen  ist.  Hier  hätte  man  »las 
Gleiche  erwarten  sollen,  Unter  einer  weniger 
energischen  un<l  züh»'ii  Fühlung  der  Liga 
wäre  der  Ausgang  kein  anderer  gewesen. 
Cobden  «lagegen  strengte  alle  Kräfte  an. 
um  die  vollständige  Aufhellung  »ler  Getei«!»«- 
zölle  zu  erzwingen.  Der  Agitator  zeigte 
sich  seit  jener  Zeit  in  seiner  vollen  Kraft- 
eutfaltung.  Die  Liga  erwähnte  kaum  des 
Umstandes,  »lass  soeben  bedeutende  Konzes- 
sionen in  Hinsicht  der  freien  Einfuhr  von 
Nahrungsmitteln  gemocht  worden  seien. 
Man  sprach  mögliehst  wenig  von  der  Akte 
»les  Jaluvs  1*42.  Mit  den  bisher  entfalteten 
Mitteln  war  freilieh  »las  Ziel  nicht  zu  er- 
reichen. Die  Agitation  musste  in  ausser- 
ordentli<;h  verstärktem  Masse  in  Angriff  ge- 
nommen w»>rden.  Seit  1S42  wurde  jähr- 
lich <*ine  Million  Mark  für  »Ii»'  Agitation 
aufgewallt,  t^bden  verstand  es.  seine  An- 
hänger zu  »Jen  grössten  <  »pfern  zu  beweg«.Mi. 
Die  Summ»-!! .  welch»*  seitens  zahlreicher 
Grossindustrieller  für  »lie  Agitation  »large- 
bracht  wonlen  sind,  müssen  gerad<«zu  Staun«au 
erregen.  In  Manchester,  damals  eine  Fabrik- 
stadt von  2IMHHH»  Bewohnern,  zeii  hneten  für 
»lie  Fortführung  der  Agitation  während  <l<  ^ 
Jahres  1S44  sogleich  in  der  ersten  Ver- 
sammlung b  Grossindustrielle  je  Bmkmi  Mark, 
4  je  s.mmi.  7  je  <;ink>.   14  je  4»»«>.  2<>  je 
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2000  Mark.  Die  Zeichnungen  in  geringeren 
Beträgen  lieferten  fast  einen  ähnlichen  Er- 1 
trag.  Aus  Manchester  flössen  damals  jähr-  1 
lieh  der  Agitation  an  4<hmmni  Mark  zu; 
einige  Naehbarstädte,  wie  z.  B.  Kochdale, 
waren  in  gleichem  Masse  an  den  Opfern 
l»eteiligt.  In  den  übrigen  Fabrikdistnkten 
zeigte  eine  Anzahl  grösserer  Industrieller 
die  gleiche  Opferwilligkeit.  —  Zahlreiche 
Versammlungen  wurden  durch  die  Liga  im 
ganzen  I^ande  abgehalten,  um  die  Wälder 
ffir  ihre  Ideen  zu  gewinnen ;  im  Jalire  1843 
z.  B.  in  142  englischen  Städten,  bei  denen 
Mitglieder  des  Zentralkomitees  die  Verhand- 
lungen leiteten.  Die  Broschüren,  die  1843 
zur  Verteilung  gelangten,  hatten  einen  Um- 
fang von  UM »  Millionen  Druckseiten.  Die 
Eiiiführung  des  billigen  Portos  kam  dieser 
Agitation  sehr  zu  statten. 

Die  Agitation   machte  sichtliche  Fort- 
schritte.    Auch   die  Arbeiterpartei  stellte 
sich  der  Liga  freundlich  gegenüber.  Es  ge- 
lang,  nach   und   nach  die  verschiedenen 
Schichten  der  Gesellschaft  von  dem  Wunsche 
zu  durchdringen,  dass  die  Zölle  auf  Nahrungs- 
mittel gänzlich  abgeschafft  werden  mögen.  — 
I/mdnn,  die  massgebende  Handelsstadt  des 
lindes,  hatte  sich  bisher  ziemlich  kühl  den  ! 
Bestrebungen  der  Jjga  gegenüber  verhalten. ; 
Man   darf  nicht   vergessen ,  dass   Ijondon ' 
Hauptstadt  des  I>andes  ist,  in  der  die  Aristo-  ' 
kratie  einen  Teil  des  Jahres  zubringt,  dort 
ihre  bedeutenden  Einkünfte  verzehrt  und 
mannigfache  gesellschaftliche  Beziehungen 
zu  den  ersten  Familien  des  Handels  pflegt. 
Seit  Anfang  des  Jahres  1843  setzte  die  Liga 
ihre  ganze  Kraft  darein,  diesen  Platz  zu  ge- 
winnen.   Als  Sitz  des  Parlaments  konnte 
Icher  Sieg  auf  die  Stimmung  im  Parla- 


ein 


nient  nicht  ohne  Einfluss  bleiben.  Wöchentlich 
wurde  in  einen»  der  grössten  Versammlungs- 
räume 1/indons  eine  grosso  Versammlung 
abgehalten,  in  welcher  die  Führer  der  Liga 
sprachen.  >Dio  I>euto  von  Manchester  gehen 
im  Drury-Laue-Theater  Vorstellungen«,  hiess 
es  spöttisch  bei  den  Gegnern.  Ausser  den 
Manchester  Fabrikanten  war  es  vor  allem 
Fox,  der  hier  seine  agitatorische  Kraft  ent- 
faltete. Der  Zudrang  zu  den  Versammlungen 
wurde  immer  grösser;  der  Raum  genügte 
meist  nicht,  um  allen  Zutrittbegelirendeu 
Einlas  zu  verschaffen.  Das  Publikum  setzte 
sic  h  aus  den  Mittelklassen  Ixmdons  zusammen, 
namentlich  zeigten  die  Frauen,  wie  über- 
haupt Itei  dieser  ganzen  Bewegung,  das 
grösste  Interesse  an  den  Vorträgen  für  die 
freie  Lebensmitteleinruhr.  Der  Erfolg  der 
Liga  trat  l*>i  einer  Ersatzwahl  der  Loudouer 
City  für  das  Unterhaus  zu  Tage.  Dein 
Kandidaten  der  Liga,  J.  Patisson,  gegenüber 
stand  Thomas  Baring,  Mitglied  der  reichsten 
und    mächtigsten    Familie   der  eil] 


Handels-  und  Bankwelt,  deren  Beziehungen 


zu  den  älteren  Familien  des  Landes  ihren 
politischen  Charakter  bestimmten.  Die  Liga 
wie  die  Gegenpartei  stellten  ihre  hervor- 
ragendsten Talente  in  den  Wahlkampf. 
Patisson  ging  siegreich  aus  der  Crne  her- 
vor (OktoW  1843).  Der  moralische  Ein- 
fluss dieses  Votums  der  englischen  Handels- 
welt war  ein  sehr  grosser.  Heller  Jubel 
und  Siegeszuversicht  herrschten  l>ei  der 
Liga.  Die  herrschenden  Klassen  sahen,  dass 
das  englische  Volk  ihnen  das  Vertrauen 
entziehen  werde,  wenn  sie  fortfahren  würden, 
ihr  eigenes  Interesse  über  das  Wohl  des 
I^andes  zu  setzen.  Wollten  sie  sich  am 
Ruder  erhalten,  so  mussten  sie  ihre  Ideen 
denen  des  Mittelstandes,  den  Bedürfnissen 
der  Industrie  und  des  Handels  anpassen. 

Mit  allem  Nachdruck  war  die  Liga  be- 
strebt, die  englischen  Farmer  von  ihren 
Pachtherren  zu  trennen.  Zahlreiche  Meetings 
der  Liga  wurden  auf  dem  I^ande  abgehalten. 
Man  stellte  den  Pächtern  vor,  dass  ihre 
Pachtsummen  von  den  Grundbesitzern  geuau 
in  dem  Masse  eine  Erhöhung  erführen,  als 
dem  Grundbesitz  ein  Monopol  in  der  Lebens- 
mittelversorgung Englands  gewährt  werde. 
Der  Nutzen  aus  den  höheren  Lebensmittel- 
preisen falle  vermöge  der  Konkurrenz  unter 
den  Pächtern  auf  die  Dauer  nicht  ihnen, 
sondern  den  Omndherren  zu.  Sollte  durch 
die  Beseitigung  der  Getreidezölle  sieh  die 
Höhe  des  Einkommens  aus  dem  Grundbe- 
sitz ermässigen,  so  würden  die  Pachtrenten 
entsprechend  sinken,  der  Gewinn  der  Farmer 
werrle  eher  durch  die  allgemeine  Prosperität 
zunehmen.  Ein  Zurückgehen  des  Einkommens 
aus  dem  Grundbesitz  sei  jedoch  nicht  zu 
befürchten.  Nach  Aufhebung  der  Getreide- 
zölle werde  die  gewerbliche  Thätigkeit  in 
so  hohem  Masse  aufblühen,  dass  der  Ijand- 
wirtschaft  indirekt  das  ei-setzt  werde,  was 
ihr  direkt  durch  die  Aufhebung  der  Ge- 
treidezölle verloren  gehen  möge.  Die  Land- 
wirtschaft könne  nur  dann  blühen,  wenn 
die  Industrie  prosperiere.  Die  Getreidezölle, 
die  auf  der  Industrie  lasten,  halten  das 
wirtschaftliche  Leben  darnieder.  Gelang  es 
auch  nicht,  die  Mehrzahl  der  Fanner  für 
die  Ideen  der  Liga  zu  gewinnen,  so  würfle 
doch  der  Widerstand  aus  diesen  Kreisen 
in  hohem  Masse  abgeschwächt.  —  Den 
Grundbesitzern  stellte  die  Liga  vor.  dass 
die  Wirkung  des  Zollschutzes  nach  dem 
Gesetze  von  1842  nicht  mehr  von  der  Be- 
deutung sei.  dass  es  sieh  lohne,  um  einer 
derartigen  Preiserhöhung  willen  einen 
dauernden  Kampf  zwischen  dem  Grundbe- 
sitz und  den  gewerblichen  Klassen  aufrecht 
zu  erhalten. 

Cm  der  Wirkung  «1er  Agitation  zu  be- 
gegnen, versuchte  <lie  Aristokratie  mit  dem 
gleichen  Mittel,  die  Bevölkerung  über  die 
Vorteile  des  Schutzzollsystems  aufzuklären. 
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In  Ixmdon  wurde  mit  Zweigvereinen  im  I  dass  die  Abschaffung  aller  Eingangszölle  — 
ganzeu  Lande  die  Liga  für  den  Schutz  j  von  den  den  inneren  Verbrauchssteuern  ent- 
der  Industrie  begründet.  Zu  einer  ähnlich  sprechenden  abgesehen  —  das  Ziel  der 
kraftvollen  W  irksamkeit  gelangte  diese  englischen  Handelspolitik  sein  müsse.  Die 
i  n-ganisation  nicht ,  stand  die  Agitation  englischen  Industriellen,  die  sich  allen  Mit- 
doch  zu  sehr  mit  dem  Wesen  der  Aristo- 1  bewerbern  überlegen  füldten,  legten  auf  die 
kratie  im  Widerspruch.  Diese  Liga  diente  noch  bestehenden  Schutzzölle  für  ihre  Er- 
nur  dazu,  die  bereits  vorhandenen  Kräfte  ;  Zeugnisse  keinen  Wert.  Unter  diesem  Gesichts- 
des  Widerstandes.  die  Gmndliesitzer  i  punkte  war  es  nur  noch  eine  Frage  der 
und  die  Farmer,   fester  an  einander  zu 'Zeit,  wann  auch  die  (ietreidezölle  fallen 


sehliessen.  Man  hob  in  betreff  der  Ge- 
treideitolitik  hervor,  dass  bei  der  dichten 
Bevölkerung  Englands  nur  durch  Gewähr- 
leistung guter  Preise  für  die  Nahrungsmittel 
auf  einen  genügenden  Anbau  derselben  zu 
rechneu  sei.  Eine  dauernde  Einfuhr  von 
Nahrungsmitteln  vom  Auslände  müsse  das 
Land  der  Verarmung  entgegenführen, 
namentlich  dürfe  man  sich  für  den  Kriegs- 
fall nicht  auf  eine  derartige  Versorgung 
verlassen.  Man  brauche  nur  an  die  Ver- 
legenheit zu  erinnern,  in  welche  England 
durch  die  Handelssperre  während  der 
napoleonischeii  Kriege  versetzt  worden  sei. 
Die  Idee,  die  eigentlich  dem  Schutzzoll- 
system zu  Grunde  liegt,  die  Verwebung  der 
wirtscliaftlichen  Thätigkeit  einer  Nation  zu 


mussten.  Der  Regierung  lag  natürlich  vor 
allem  daran,  die  Spannung  zwischen  den 
verschiedenen  K lassen  zum  Ausgleich  zu 
bringen :  es  drang  bei  ihr  mehr  und  mehr  die 
Meinung  durch,  dass  dieses  nur  durch  voll- 
ständige Aufhebung  der  Getreidezölle  erreicht 
werden  könne.  Die  Alistammung  und  das 
persönliche  Interesse  an  der  Industrie  dürfte 
bei  Peel  wesentlich  dazu  beigetragen  haben, 
dass  jene  Ueberzeugung  sich  bei  ihm  früher 
als  bei  seinen  Kollegen  und  um  vieles  früher 
als  bei  der  konservativen  Partei  einstellte. 
Die  Entwicklung  jenes  Ideeenganges  !>ei 
dem  leitenden  Minister  lässt  sich  leicht  aus 
den  Debatten  inj  Parlament  verfolgen,  die 
sich  bei  den  Beratungen  des  Antrags  Villiers 
entwickelten.    Bereits  nach  Einbringung  des 


einem  speziell  nationalen  Wirtsehaftsganzen,  Gesetzes  von  1842  nannten  Mitglieder  der 
kam  damals  noch  viel  weniger  zum  klaren  konservativen  Partei  von    exaltierter  Go- 
Ansdruek.  wie  dies  gegenwärtig:  bei  Zoll- 
diskussionen der  Fall  zu  sein  pflegt. 

Die  allgemeinen  Fortschritte  der  Agitation 
treten  in  den  Abstimmungen  des  Parlamentes 
zu  Tage.  Der  Antrag  Villiers  auf  gänzliche 
Abschaffung  der  Getreidezölle  wurde  im  Jahre 
1842  von  dem  Parlamente  mit  :W.">  gegen 
92  Stimmen  abgelehnt.  Auch  die  massgeben- 
den Mitglieder  der  liberalen  Partei  stimmten 
damals  gegen  den  Vorschlag.  Die  Abstimmung 
fiel  deshalb  so  sehr  ungünstig  aus,  einerseits 
weil  die  konservative  Partei  die  Majorität 

im  Parlamente  besass,  andrerseits  wed  un-  _  handels  sei :  nur  liesondere  Gründe  ver- 
mittelbar vorher  eine  wesentliche  Ermässi-  anlansten  ihn,  für  die  Beibelialtung  der  Ge- 
gung  der  Getreidezölle  stattgefunden  hatte  treidezölle  einzutreten.  Im  Jahre  184 h  sprach 

Peel  fast  mit  Betlauern  von  der  Existenz 
iler  Getreidezölle,  die  so  sehr  geeignet  seien, 
ilie  Bevölkerung  zu  entzweien.    Das  Par- 

der 
Ab- 
schaffung der  Getreidezölle  beantragen  werde. 
—  In  der  That.  man  hatte  richtig  vorher- 
gesagt. Die  Regierung  schlug  184U  die  Ab- 
schaffung der  Getreidezölle  vor.  l'm  die  un- 
günstige Wirkung  für  die  liandwirte  abzu- 
schwächen, sollte  auf  drei  Jahre  ein  rober- 


sinnung  Peel  einen  Verräter  an  den  konser- 
vativen Interessen  des  Landes.  Die  Not 
der  Landwirte  bei  den  gesunkenen  Getreide- 
und  Fleisch  preisen  nach  dem  Jahre  1842 
wimle  Peel  schuld  gegeben.  Peel  antwortete, 
dass  um  des  Friedens  zwischen  den  ver- 
schiedenen Bevölkerungsklassen  willen  von 
einer  Wiedereinführung  der  höheren  Zoll- 
sätze, so  lange  er  die  Geschäfte  führe,  keine 
Rede  sein  könne.  In  den  folgenden  Jahren 
äussert  Peel,  dass  er  nach  den  Erfolgen  der 
freieren  Handelspolitik  ein  Freund  des  Frei- 


und  man  damit  genug  gethan  zu  haben 
glaubte.  In  jedem  Jahre  wurde  die  Ab- 
stimmung für  jenen  stets  wiederholten  Antrag 

Künstiger.  Im  Jahre  1S4T>  kam  der  Antrag  lament  sah  bereits  voraus,  dass  in 
nur  noch  mit  224  gegen  188  Stimmen  zur  nächsten  Session  die  Regierung  die 
Ablehnung. 

Die  Zeitumstände  waren  dieser  Ent Wicke- 
lung sehr  günstig.  Das  Geschäftsleben  blühte 
seit  1842  mächtig  auf;  die  Anffassimg  der 
Zeitlage  war  eine  überaus  optimistische. 
Dalier"  nahm  die  öffentliche  Meinung  gern 

neue  Reforraideeen  auf.    Man  schrieb  den  i  gangsstadium  mit  verminderten  Zollsätzen 


Aufschwung  des  Geschäftslebens  dem  freieren 
Handel  mit  dem  Auslande  zu ;  die  Idee  eines 
vollkommen  freien  Verkehrs  mit  anderen 
Ländern  nahm  damit  mehr  und  mehr  in 
England  die  Gestalt  eines  Ideals  an. 

Auch  bei  der  Regierung  kam  nach  und 


i  eingeführt  werden.  Die  Agitationen  der 
Lipi  hatten  für  das  Jahr  184G  einen  bisher 
unttekannten  Umfang  angenommen.  Es  war 
für  dieses  Jahr  durch  die  Opferwilligkeit 
der  (Trossindustriellen  ein  Agitationsfouds 
von  nicht  weniger  als  f>  Millionen  Mark  ge 


nach  die  Ueberzeugung  zum  Durchbrueh.  zeichnet  worden  für  den  Fall,  dass  wider 
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Erwarten  ilor  Gesotzosvorschlag  ausbleilto  | 
oder  nicht  angenommen  werde. 

Dio  Debatten   im  Parlament  filier  ilie 
Regierungsvorlage  hielten  mehrere  Monate 
•  las  Ijind  in  Aufregung.    Die  wigghistische 
Opposition  statt« I  auf  Seite  dos  Ministers  : 
«lie  Mehrheit  «lor  konservativen  Partei  stand 
gegen   Peel   im   Felde.     Die  loidensehaft- 
lichston  Vorwürfe  wurden  ihm  von  seinen 
Parteifreunden  gemacht,  mau  ttehauptote.  er 
untergrabe  die  Fundamente  des  englischen 
Staates.    Kin  Drittel  der  Konservativen  im 
Unterhause  stimmte  dennoch  für  den  Re- 
giomngsentwurf,  teils  weil  auch  sio,  wenn 
auch  gogen  ihre  Wünsche  von  der  gleichen  I 
Uoherzeugung  wie  Peel  durchdrungen  waren, 
teils  um  das  eigene  Ministerium  zu  .stützen. 
Die  entscheidende  Abstimmung  ergab  im 
Unterhause   837    Stimmen   für    und    2-10  \ 
Stimmen  gegen  die  Abschaffung  der  Ge- 
treidezöllo.  —  Welche  Stellung  wird  «las 
Oberhaus  diesem  Boschluss  gegen  über  ein-  i 
nehmen?   war  die   allgemeine   Frage  des: 
Landes.     Die  Grundbesitzinteivsson  waren 
liier  fast  allein  vertreten.     Das  Oberliaus 
war  von  scin«'in  Standpunkte  aus  von  «lern 
uiigehouereii  Nachteil  des  Gesetzes  für  das 
Allgemeinwohl  überzeugt;  aber  es  glaubte 
keinen  Widerstand  gegenüber  dem  ausge- 
sprochenen Willen  der  Nation   leisten  zu 
sollen;  es  brachte  dem   Volkswillen  seine 
Ueberzeugung  zum  Opfer.    Kin  Widerstand 
in  «lieser  wichtigen  Frage  hatte  <l<X'h  kaum 
Aussicht  auf  dauernden  Erfolg  geliabt.  Die 
heftigsten  agitatorischen  Bewegungen  würden 
«las  Oberhans  sohliessHeh  doch  zu  einem  Be- 
schlnss  gezwungen  haben,  den  «*s  jetzt  frei- 
willig thun  könnt«'.    Ein   Widorstaiul  bis 
zum  anssorstoti  hfltte  die  Regierung,  unter- 
stützt von  der  öffentlichen  Meinung,  veran- 
lassen müssen,  einer  grösseren  Zahl  hervor- 
ragen« ler  In«lustrieller  «lie  Poorswürde  zu 
verleihen,   ein  Eivignis,   dem  «lie  Grund- 
aristokratie  natürlich   vorzultougen   suchte. : 
An  «len  heftigst««!!  Vorwürfen  gegen  Peel  j 
durch  «lie  eigene  Partei  fehlte  es  auch  hier1 
nirht.    Peel  halte  «lurch  seine  wenig  feste ; 
Haltung  gegenüber  «Ion   Bestrebungen  «ler 
Liga  verschuldet,  dass  die  Aufhebung  der 
Gotreidczölle   zu   einer  Notwendigkeit  go- 
worden  sei.    Pool  antwortete,  als  Minister 
«ler  Königin  habe  er  im  Interesse  des  ge-  ( 
samten  Lindes,  nicht  im  Interesse  einzelner  | 
Klassen  zu  handeln.    Wenn  er  «las  Ver- 
trauen der  Majorität  nicht  mehr  besitz«*,  so  | 
iiUK-he  er  gern  einem  an«l«'ivn  Platz. 

P«*«d  hatte  seinen  Zweck  erreicht;  der 
Entwurf  wur'le  zum  Gesetz.  Doch  «lie  Tory- 
jtartei  war  gegen  l'eel  so  erbittert,  dass  sie 
sich  nicht  vci-sagen  konnte,  ihn  unmittelbar 
darauf  durch  ein  gesuchtes  verneinendes 
Votum   zu   stürzen.    Peel  war  im  ersten 


in  einer  würdigen  Rede  sein  Amt  nieder. 
Die  lib«*rale  Minderheit  suchte  dem  Minister 
«lurch  «lie  lebhaftesten  Ausdrücke  «los  Ver- 
trauens zu  versichern,  dass  er  duivh  «Ii«* 
Aufhebung  «ler  Getreidezölle  «laffir  in  er- 
höhtem Masse  «las  Vertrauen  des  englischen 
Volkes  gewonnen  liabe.  Als  Peel  aus  «lern 
Parlamente  trat,  wurde  ihm  «lie  Genug- 
thuung  zu  teil,  dass  die  Menschenmenge, 
die  sich  auf  die  Nachricht  von  seinem  Sturze 
angesammelt  hatte,  ihr  Haupt  vor  der  ge- 
fallenen Grösse  entblösste. 

Nach  dem  Gesotz«'  sollten  «lie  Getreido- 
zöllo  in  verminderter  Höhe  mich  divi  Jahre 
lang  fortorhoben  wen  Ion.  Dieser  Besch  luss 
kam  wogen  «ler  Hungersnot  in  Irland  infolge 
der  Kartoffelkrankheit  nicht  zur  Ausführung ; 
die  Getreidejsöllo  wurden  schon  am  2b\  Januar 
1847  susjxTuliort. 

Die  Gotroidepreise  in  England  gingen 
nach  Aufhebung  der  G«'tn.'i<lezöLle  wesentlich 
zurück.  Dennoch  waren  in  dem  Jahrzehnt 
nach  Aufhebung  der  Getreidezöllo  «lie 
Weizonproiso  in  England  noch  immer  um 
9°.o  höher  als  in  Frankreich.  War  doch 
England  fortdauernd  auf  «lie  Einfuhr  von  Ge- 
treide aus  dem  Auslande  angewiesen.  Erst 
später  wurde  «ler  Unterschi«'«!  d«*r  Preise 
durch  «lie  verliesserten  Transjxtrtmittel  ge- 
ringer, und  in  der  neuesten  Zeit,  nachdem 
die  kontinentalen  Stalten  wie« ler  zu  hohen 
Gotreidezöllen  zurückgehrt  sind.  Iiat  England 
von  allen  europäischen  Ländern,  abgesehen 
von  Russland,  l>ei  weitem  die  billigsten 
L«*l>eiisniittelproisc. 

In  «ler  That  haben  «liejenigeii  recht  ge- 
habt,  die  eine  Abnahme  des  Getreidebaues 
voraussagten,  sobald  England  seine  hohen 
Gotividezölle  fallen  Hesse,  obwolü  «liese  Ab- 
nahme, ein  Viertel  «ler  Getreidefläche,  nicht 
ganz  in  «lern  gefürchtoten  Umfange  einge- 
treten ist.  Die  Iilndcivicn  sind  in  erhöhtem 
Masse  zur  Viehzucht  herangezogen  w«)nlen : 
ein  Aufgelton  der  benutzten  lündereien,  wie 
«lie  Schutzzollner  prophezeiten,  hat  nicht 
stattg>'fundeii.  Infolge  «ler  stark  ange- 
wachsenen Bevölkerung  muss  daher  England 
mehr  als  «lie  Hälfte  seines  Gotreidebeilarfs 
vom  Auslamle  bezi«'hen.  England  hat  im 
allgemeinen  kein«1  Ursache,  mit  diesem 
Wechsel  der  Ding««  unzufrieden  zu  sein. 
Ein  grossartig  entwickelter  Weltg«*tiieide- 
hnmlcl  Ül>orhebt  «lie  englische  Regierung 
<l«'r  Sorgen  dafür,  genügcu«les  un«l  wohl- 
feiles Getreide  für  «lie  Ernährung  «ler  Be- 
völkerung zu  erhalten.  Eine  schwer«'  Sorge 
ist  gebliehen:  «loch  sie  bestände  auch,  falls 
«lie  GetroHezölle  noch  wirksam  wären.  Ent- 
stellt jemals  eine  Seemacht,  welche  imstande 
ist.  Englainl  längere  Zeit,  sei  es  auch  nur 
ein  halbes  Jahr  lang,  von  der  Vorhin« hing 
mit  dem   Auslände  abzuschneiden,  so  ist 


Augenblick  völlig  überrascht,  dann  legte  er ;  England  im  Kriegsfälle  durch  den  Manuel 
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an  Brot  gezwungen,  jede  B«*dingung  einzu- 
gehen, tun  wieder  zum  Frieden  zu  ge- 
langen :  die  selbständige  Existenz  Englands 
wäre  im  höchst«»!!  Grade  gefährdet.  —  Nicht 
erfüllt  alter  hat  »ich  'Ii»'  Erwartung  der 
Führer  der  Liga,  dass  der  Feliergang  Eng- 
lands zum  Freihandel  auch  die  übrigen 
1, Inder  mehr  und  mehr  zum  Aufgeben  ihrer 
Schutzzölle  veranlassen  werde. 

Die  I  iga  loste  sieh  nach  Erreichung  ihres 
Zieles  nicht  sogleich  auf.  sie  blieb  auf  «ler 
Wacht,  so  lange  noch  Bestrebungen  vor- 
handen waren,  die  (tetreidezölle  wie«|ei  ein- 
zuführen. Cobden  war  durch  die  langjährige 
aufreibende  Agitation  gezwungen,  mehi-ere 
Jahn'  sich  gänzlich  aller  Thätigkeit  zu  ent- 
halten. Dass  seiner  unbeugsamen  Energie 
die  Aufhebung  «b-r  Getreidezölle  zuzu- 
schreiben ist,  hat  Peel  im  Parlamente  aus- 
drücklich anerkannt,  indem  er  es  von  sich 
wies,  dieses  Verdienst  für  sich  in  Ans[>rueh 
zu  nehmen.  Einen  Minister|>osten  im  liberalen 
Ministerium  sowie  die  Baronctwürde  schlug 


Bewegung  an  um!  sind  erst  innerhalb  des 
jetzigen  Jahrhunderts  zutage  getreten.  Zu- 
erst zeigte  sich  in  Amerika  ein«»  solche 
Anrirent-Agitation  im  Staate  NW- York,  und 
zwar  in  einem  Distrikt«*,  wo  zufällig  alte 
feudale  Einrichtungen  sich  bis  zur  Mitte 
des  16.  Jahrhunderts  erhalten  hatten.  In 
der  Kolonie  von  New -York  war  das  Lind 
sowohl  unt«r  der  Herrschaft  «1er  Holländer 
als  unter  der  «ler  Engländer  in  sehr  grossen 
Fläi'hen  an  einz<dne  Personen  vergeben. 
Auf  «lies«*  Weise  waren  viele  Hundert- 
tausende von  Acres  an  etwa  20  oder  mehr 
Personen  verschenkt.  Diese  Besitzungen 
lagen  in  grosser  Ausdehnung  imeingehegt 
und  unbebaut  da  Iiis  zur  Zeit  der  Besee- 
lung während  der  Revolution.  Als  nun  die 
wirklich*-  Besicdclung  l»cgann,  gab  es  reich- 
lich  (irund  und  Boden,  aber  nur  wenig 
Kapital.  Deshalb  wählte  man  den  Ausweg, 
«las  Lind  für  sehr  lang«'  Perioden  oder  auf 
ewig«-  Zeiten  unter  «ler  Be'lingung  einer 
Rent«-  zu  vei-gelM'n.    Die  festgesetzte  Pacht 


C'ohden  ans.  Durch  seine  jtarlamentari>che  bestand  meistens  in  Naturalisierungen :  oft 
Thätigkeit  liat  Pohden  auf  «lie  Fortführung  |  war  <lies«>lhe  als  sogenannte  »piartcr  sa!e< 
und  «lie  vollständig«'  Durchführung  «les  frei-  i  angesetzt,  d.  h.  es  wurde  bestimmt,  «lass 
händb-rischen  Systems  in  der  folgenden  Z«'it  lein  g«»w  isser  Teil,  gewöhnlich  1  i  des  Preises, 
einen  cntscheid«'»ndcn  Einflnss  ausgeübt  und 
namentlich  auch  als  Pnterhändler  wesentlich 


zu  «lem  Znstan«lekomineu  i|es  fmnz<Vsisch- 
eiiglischon  Hawbdsvertmgs  von  1*00  Iwige- 
t ragen,  «ler  endgültig  eine  Aera  «les  allge- 
mein«-n  Freihandels  anzubahnen  schien.  In 
den  siebziger  Jahren  aber  ist  bekanntlich 


an  «len  eigentlichen  Ijandhesitgcr  (wenn 
dieser  iM'Vorreehtete  Besitzer  des  Lindes  so 
genannt  werden  kann)  von  jed«T  von  «lern 
Pä«  ht«  r  vorgenommenen  Wräusscrung  ge- 
zahlt  werden  sollte. 

Ein  typischer  Pachtkontrakt  dieser  Art 
bedingte  für  di«'  Daner  «les  Kontraktes  oder 


schwung  in  entgegengesetzter  Richtung  ein 
getreten. 
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ausserhalb  Englands  ein  allgemeiner  Um- '  während  der  Lebenszeit  gewiss«'!'  darin  an- 

geführter  Personen  «'ine  jährliche  Zahlung 
von  etwa  I."»  Bushel  Weizen  für  100  Acres 
und  enthielt  ausserdem  noch  «l«'n  gewöhn- 
lichen YorU'lialt  bei  Veräusserungen.  Neben 
ili«-seii  Haiiptliedingungen  famlen  sich  in 
manchen  Verträgen  weitere,  weniger  wich- 
tig«' Abmachungen,  z.  B.  «lie.  eine  gewisse 
Zahl  von  Tagen   im  Jahre  für  «len  Outs- 


I,  Ia>h>I»>i  l/t7o.  —  ./.  Moi-ley.  Thr  Life  nf\  herrn  zu  arbeiten  oder  «las  [*nn<l  ua«  h 
R.  r„Mr„,  h„„U,n  mm.  —  IjeoneLcvl.  lli»t»rij 

<f   Ilrilitli    (ommrrrr,  h.mU.n  1*71.  —  Pauli, 
l.rtfUifhlf  Enijl'inih,  Bd.  III,  Isijui'f  I,S7'<. 

Theodor  Luven.  I^euris. 


einer  gewiss4>n  M«*thodo  zu  b<>hauen  o<h»r 
bei  ruterlassung  «lieses  eine  Umstimmte 
Kxtrasumnio  zu  zahlen,  und  noch  andere 
1  leichte  und  weiiig<r  bedeutsame  Verpflich- 
tungen. Puter  solchen  Pachtbe«lingungeii 
j  wnnle  ein  grosser  Teil  «l«>s  Lindes  am 
Hudson  entlang  und  tiefer  im  Innern  des 
Staates  von  Karmern  in  Kultur  genommen. 
Olvgleich  die  PnzufricdenlK'it  mit  <l«'r  Di«-  grossen  Lm<leigner  thaten  ihrerseits 
Verteilung  un«l  den  Beilinguugen  «les  Lind- 1  nichts,  um  «las  Lind  aufzuschlb'sscn  und 
eigentums  ohne  Zweifel  so  alt  ist  als  «las  hatten  auch  mit  ihren  Pächtern  keine 
jK'rsönliche  Eigentumsrecht,  so  gj-höivii  doch  andere  Verbindung  als  «li«\  weh-he  si<-h  aus 
«lie  wohlerwogenen    und    vereinigten   Bc-  dem  (b-ben  uml  Nehmen  «ler  umgesetzten 


Antirenters  in  Amerika. 


strebungen,  sich  «ler  Zahlung  von  Lmd- 
tuK-ht,  «Tie  tuan  vorher  durch  Kontrakt  r«l»>t 
Herkommen  auf  sich  genominen  hat.  zu 
widersetzen  zu  einer  an« leren  Zeit  als  einer 
thatsäehlichen  Revolution.  ei>t  d«-r  jüngst 
verflossenen  Zeit  sozialer  und  ökonomis<  h«'r 

Han<lw.irt«rljufü  der  st»»t»wtswiwi-b»ftcn.  Zwpito  Aufla«.- 


Rente  ergab. 

Wähivnd  eines  Meusclicnaltcrs  ««ler 
länger  waivn  U'ide  Teile  mit  «liesem  Zu- 
stande zufrieden.  Die  Renten  waren  niedrig, 
in  manchen  Fällen  nur  «lern  Namen  nach, 
uixl  manch  einer  «ler  ansehnlichsten  Lwi- 
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Antirenters 


eigcntümor  war  so  milde  boi  Einforderung 
dos  rückständigen  Pachtzinses,  das«  nach 
und  nach  grosse  Summen  daran«  wurden, 
die  al«  Schulden  auf  dem  Pächter  lasteten. 
Di*-  unglückseligen  Folgen  dieser  Milde 
traten  ein,  al«  dio  naclifolgonden  Erben  es 
versuchten,  alle  rückständigen,  fällig  ge- 
wesenen Paehtzahlungen  einzutreiben,  was 

schliesslich  in  den  Jahren  von  1839 — 1846  ,  gütig  von  gerichtlichen  Klag 


kommiusse  in  derselben  Dekade  hertaige- 
ffdirt  worden. 

Nim  entstanden  rasch  >anti-reut-a?<s»x.ia- 
tionsr,  deren  Thätigkeit  sich  offenbart«!  in 
der  Herausgabe  von  Zeitungen  und  Flug- 
blättern, in  der  Abordnung  von  Vortretern, 
um  mit  einem  Ausschuss  des  gesetzgeben- 
den Körpers  zu  verhandeln,  in  der  Kathrin- 


en, in  welchen 


eine  Bewegung  hervorrief,  welche  bekannt 
ist  unter  dem  Namen   >anti-rent-agitatiom . 

Im  Jahre  1830  starb  der  alte  Stephan 
von  Reusselsier,  der  Nachfolger  der  hollän- 
dischen Patrone,  und  hinterliess  seinen 
Söhnen  sein  gesamtes  ungeheures  Grund-! 
eigentum  nebst  Paehtrückständen.  Diese 
Erben  waren  nun  nicht,  gewillt,  irgend 
etwas  von  ihren  gesetzlichen  Ansprüchen ! 
aufzugeben:  sie  nahmen  in  keiner  Weise 
Rücksicht  auf  die  Verwickelungen,  welche 
die  Zeit  und  die  eigentümlichen  Umstände 
hervorgebracht  hatten.  Die  Pächter  anderer- 
seits erhoben  gegenüber  den  Ansprüchen 
der  Eitan  lauten  Protest,  und  als  in  der 
Folge  Zahlung«-  und  Pfändungsbefolüe  er- 
gingen, kam  es  /.um  Aufruhr.  Den  Si  heriffs 
und  ihre»  Beamten  wurde  offener  Wider- 
stand entgegengesetzt,  so  das«  endlich  der 
Gouverneur  Militär  zur  Herstellung  der 
Ordnung  aufbieten  musste.  Der  Widerstand 
und  Aufruhr  in  diesen  Distrikten  rief  liald 
ähnliche  Zustände  in  allen  Teilen  des 
Staates,  wo  dieselben  Pachtverhältnisse  ta- 
standen.  hervor:  hauptsächlich  im  südöst- 
lichen Viertel  des  Staate  New- York. 

Diejenigen,  welche  Farmen  unter  den 
oben  gogetanon  Bedingungen  in  Pacht 
hatten,  fühlten  recht  wohl,  dass  sie  mit 
saurer  Arbeit  die  Urwälder  gelichtet  und 
das  [jiind  unter  Kultur  gebracht  hatten, 
dass  sie  allein  die  Wege  getaut  und  das 
Land  aufgeschlossen  hatten.  Schon  seit 
zwei  bis  drei  Generationen  war  das  Land 
in  ihrem  Besitze  und  die  Pächter  hatten 
gelernt,  dass  der  Unterschied  zwischen  Be- 
sitz und  Eigentum  ein  vielfach  willkürlicher 
und  unbilliger  sei.  Sie  klagton  ausserdem 
über  die  Ungleichheit  der  Steuereinschätzung, 
da  ihr  gesinntes  Grundeigentum  eingeschätzt 
war.  während  die  gross»'»  I  <andcigentüjncr 
der  genauen  Taxation  durch  die  Schwierig- 
keit entgingen,  ihr  nicht  greifbares  Eigen- 
tum und  Einkommen  richtig  zu  bemessen 


die  Prüfung  der  Gesetzlichkeit  der  An- 
sprüche der  I-andlords  gefordert  wurde, 
und  wie  feststeht,  auch  in  anderen  weniger 
gesetzlichen  Massnahmen.  Zur  Deckung 
der  hierdurch  erwachsenden  Unkosten  wurde 
eine  freiwillige  Steuer  von  2  Cents  (8  Pfg.) 
pro  Acre  von  den  Mitgliedern  der  Assozia- 
tionen erhoben. 

Unter  der  Verkleidung  von  Indianern 
organisierten  sich  Banden,  welche  manche 
Gewaltthätigkeiten  gegen  dieScheriffshoamton 
und  andere  Leute  Iggingen.  Das  Militär 
wurde  wiederholentlich  in  den  aufrühreri- 
schen Distrikten  aufgeboten,  um  die  öffent- 
liche» Beamte»  i»  Ausübung  ihrer  Pflicht, 
zu  schütze».  Die  gesetzlose»  Handlungen 
der  Assoziation  gipfelten  schliesslich  im 
Jahre  184")  in  einem  völlig  unmotivierte» 
und  brutalen  Morde,  worauf  dann  kdd  eine 
Reaktion  eintrat  Die  Gesetzlosigkeit  liess 
mehr  und  mehr  nach  und  die  ganze  Ange- 
legenheit wurde  »1er  Laudesvertretung  und 
den  Gerichten  überwiesen. 

Die  I^ainlesvertretung  hatte  beim  Bogiaue 
der  Bewegung  im  Jahre  1839  Kommissäre 
ernannt,  welche  als  Schiedsrichter  fungieren 
sollten.  Diese  Massregel  hatte  indes  keinen 
wahrnehmbaren  Erfolg.  Bis  zum  Jnhre  184H 
wurden  dann  weitere  Massnahmen  nicht  er- 
griffen. Die  Legislatur  aber  wurde  in  der 
Zwischenzeit  mit  Bittschriften,  Petitionen 
und  Ratsclüäge»  ülierschüttet.  Sie  wurde 
aufgefordert,  von  Seiten  des  Staates  eine 
Klage  anzustrengen,  tun  die  Besitztitel  der 
Grundherren  zu  untersuchen,  die  gerichtliche 
Beschlagnahme  wegen  Ijtndrente  aufzuheben, 
eine  gerechtere  Einschätzung  des  Ein- 
kommens der  Ijandlords  herlteizuführen,  ein 
Gesetz  zu  erlassen,  durch  welches  einem 
jeden  vertaten  werde,  mehr  als  HKH»  Acres 
zu  eigen  zu  tasitzen,  ferner  zu  verbieten. 
Pachtverträge  auf  lange  Zeitperioden  abzu- 
sehliessen,  die  Ijandlords  zu  zwingen,  an 
die  Pächter  zu  civilcn  Preisen  zu  verkaufen. 


S> ►  wurde  die  allgemeine  Aufmerksamkeit  ■  oder  sogar  als  letztes  Mittel  das  betr.  I*ind 


in  hohem  Masse  auf  »las  ganze  System  ge 
lenkt,  in  welchem  die  Triebfeiler  z»  Yer- 
verloivn  gegangen  war.  Ueber- 


zu 


un< 


l  dann  als  Staatsland 


dies  war  jene  Zeit  au  und  für  sieh 
eine  Zeit  der  Unruhe  und  Gähmng. 
Zunahme    demokratischer  Grundsätze 
eine    gewisse    Unzufriedenheit  ütar 
Nichtbeachtung  der  Gesetz» •  und  des 
kommen«  waren  durch   viele  andere 


'xpropnieron 
an  die  derzeitigen  Inhalier  zu  verkaufen  u.  a.  m. 
Von  den  vielerlei  Yorscldägen  nahm  die 
;chon  j  Legislatur  nur  zwei  Massregeln  an.    Erstens : 
Eine  die  Besitztitel  der  grossen  I>andeigner  ge- 
und  richtlich  untersuchen  zu  lassen,  und  zweitens : 
die  i  eine  Verfügung  zu  erlassen,  dahin  gehend. 
Her-  i  «lie  Pachtln  träge,  welche  aus  langzeitigen 
Vor-  Kontrakten    entstanden   waren,  auf  iliron 
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wahren  Wert  zu  schätzen.  Verschiedene 
Radikalmassregcln  wurden  /.war  von  dem 
einen  Hause  der  Legislatur,  nicht  al«'r  von 
dorn  anderen  angenommen. 

In  demsell>on  Jahre,  1S4G.  wurde  durch 
eine  zu  diesem  Zweck.-  Itemfene  Kommission 
eine  nein-  Verfassung  ffir  den  Staat  einge- 
führt, in  welcher  unter  anderen  Bestimmun- 
gen ülier  Landeigentum  auch  die  enthalten 
war,  dass  die  Vcr|iachtung  von  Ackerland 
auf  länger  als  V2  Jahre  verliefen  um!  dass 
die  VorU'haltsklausel,  lietr.  den  ohgenannton 
'jnarter  sale-  und  andere  Einschränkungen 
bei  Veräusserungon.  aufgeholfen  sei. 

In  der  Zwischenzeit  waren  sowohl  vom 
Staate  als  von  den  uumiftolUir  lieteiligton 
Personen  drei  Arten  von  Reehtsfüllen  in 
i'r  Anzahl  vor  die  Gerichte  gebracht, 
abei  wurde  l»ei  Prüfung  der  Besitztitd  der 
Landlords  in  letzter  Instanz  zu  gunsten  der 
Landlords  entschieden  nach  dem  Grund- 
satze  der  Verjährung.  Bezüglich  der  soge- 
nannten ijuartersales  fiel  die  Entscheidung 
zu  gunsten  der  Antirenters  aus.  Die  dritte 
Klasse  .1er  Besch  werden,  betreffend  Ex- 
missionsanti-ag  der  Lmdlords  wogen  Nicht- 
zahlung der  J^andpaeht.  wurde  zu  gunsten 
der  Lmdlords  entschieden.  Die  Verteidiger 
behaupteten,  dass  kein  richtiges  Verhältnis 
zwischen  Grundherr  und  Pächter  bestehe, 
wenn  die  Pachtverträge  auf  ewige  Zeiten 
festgesetzt  wären,  weil  der  Rückfall  des 
Eigentums  nicht  an  den  Pachtherrn,  sondern 
an  den  Staat  erfolge.  Das  Gericht,  obgleich 
es  diesen  Anspruch  anerkannte,  entschied 
dennoch,  d;iss  die  Pnchthcdinguiigcn  dessen- 
ungeachtet gesetzmässigo  seien  und  deshalb 
die  Nichterfüllung  dersellicn  Exmission  nach 
sich  ziehe. 

Wähn -nd  diese  Fragen  in  der  Legislatur 
und  in  den  Gerichten  lebhaft  erörtert  wur- 
den und  auch  die  anti-rent-associatioic  ihre 
Sache  nicht  einschlafen  Hess,  verschwand 
das  System  in  der  Zeit  von  l.S4.">  Hfii»  bei- 
nahe ganz  und  räumte  den  Platz  einem 
anderen,  welches  die  Errichtung  kleinerer 
Farmen,  welche  Eigentum  der  Hesitznehnier 
wurden,  anstrebte.  Dieses  System  ist  jetzt 
in  den  Vereinigten  Staaten"  überall  vor- 
herrschend. 

Lltteratttr:  Eine  iihrrrie htlirhe  IhirstcUitittj  der 
iJCtchUdertrn  L>f\rnpinij  int  :u  finden  in  tinrr 
Flufffrhriß  über  >.  Anti-rr  nt-aijitati<.n  in  Ih. 
State  ,,f  Xr,r-)'ork«  fi.il  J;\  /'.  Chrt/nry,  irr- 
ujfenttirht 

ranirii  im  Jahre  1.1X7.  Weiterhin  rmr.üt,, 
vir  auf  die  HoUrhaften  und  l^klamatiomn  der 
Gouverneure  de*  Staats*  .W,r-  York:  llouck, 
Seward  .  W'riqht  und  Youny  :  ferner  auf  ,iir 
rer*ehirdenru  JtnkumenU  der  ],eni*\atur  des 
SUiatrr  .Vrir-York  in  den  Jahren  von  I.Sfrt — 
l/i'-'i,  auf  dt*  Roma nechre iturn  t'-n>jirr  u/.ittit- 
pagi  Talen«:  »Sataneti««,  »The  fttainbtarrr« 
und    >Thr  fcdtkinr« ,  auf  Ja  y  (ioatd*  ITittor;; 


af  D»lau'orr  i'ounty,  ,V.-}*.<i  und  auf  einen  Ar- 
tikel üher  >Aii/i-rettt-dü»,rder*»  in  der  uAm'ri- 
ran  Krririr«  l.spi.  Cheyney. 


Anwaltschaft  (Advokatur). 

1.  Einleitung.  2.  Deutschland.  3.  Frank- 
reich. 4.  England.  n.  Oesterreich-Ungarn, 
ß.  Belgien.  7.  Rußland.  S.  Dänemark. 
9.  Schweden  und  Norwegen.  10.  Schweiz. 
11.  Spanien.   12.  Italien. 

1.  Einleitung.  -Man  versteht  unter  Anwalt- 
schaft oder  Advokatur  die  Gesamtheit  der 
—  meistens  juristisch  gebildeten  —  Per- 
sonen eines  lindes,  welche  gegen  Entgelt 
die  Geschäfte  des  rechtssuchenden  Publi- 
;  kums  (ihrer  Klientel)  gegen ül »er  »len  Be- 
hörden oder  dritten  Personen  übernehmen. 

Das  Institut  ist  im  geordneten  Staats- 
wesen el»eii  so  alt  als  das  Gefühl  der 
i  Schwäche.  welches  dem  sich  in  seiner  Cn- 
erfahrenheit  in  Rechtsangelegonheiteu  bo- 
wussten  Menschen  innewohnt.  In  den  ver- 
schiedenen Ländern  hat  es  zu  verschiedenen 
Zeiten  mancherlei  Phasen  durchgemacht; 
in  einigen  i<t  das  Amt  zu  hohen  Ehren  in 
der  Gesellschaft  und  im  Staate  gelangt,  in 
anderen  zeitweise  als  ein  Krebsschaden  der 
öffentlichen  Wohlfahrt  angesehen  worden, 
i  Mehrfach.'  Versuche  aber,  dasselbe  gänzlich 
zu  beseitig»-!)  unter  Friedrich  dem  Grossen 
und  zur  Zeit  der  französischen  Revolution  — , 
haben  immer  nur  seine  Pncntlichrlichkeit 
gezeigt  und  zur  Folge  gehabt,  dass  die 
Gesetzgebung  langsam  das  ihre  that.  um 
dem  Stande  eine  angemessene  Stellung  im 
Staatlichen  anzuweisen. 

Das  alte  römische  Recht  unterschied 
zwischen  .len  Prokuratoren,  den  für  eine 
Partei  vor  Gericht.  Auftretenden,  und  den 
advoeati  oder  patroni,  welche  mit  ihrem 
Rate  und  ihrem  Ansehen  den  vor  dein 
Richter  p  e  r  s  ö  n  1  i  e  h  erscheinenden  Klienten 
unterstützten.  Diese  letztere  Thätigkeit  galt 
für  die  weit  ehrenvollere:  sie  wurde  im 
allgemeinen  ohne  Entgelt  und  in  der  Ab- 
sicht ausgeübt,  den  jxditischen  Eiufluss  des 
Patrons  zu  stärken,  und  so  sehen  wir.  dass 
z.  B.  Cicero  in  solcher  Eigenschaft  vor  Ge- 
richt auftrat.  Diese  Teilung  der  Rochtsanwalt- 
schaft  hat  sich  in  mehreren  Ländern,  z.  B. 
in  Frankreich  und  England,  bis  heute  er- 
halten. 

Mit  den  veränderten  Staatsverfassungen 
und  den  mehr  und  mehr  sich  komplizie- 
renden Prozessordnungen  trat  der  Stand  der 
Proktiratoreu  in  den  Vordergrund.  Die  für 
seine  Existenz  massgebenden  Bedingungen 
wie  Vorbildung,  numerus  clausus,  Gebühren- 
taxen.  Disziplin  etc.  waren  bereits  in  dem 
späteren  Rom  ähnlich  den  heute  bestehenden 
Verhältnissen  geordnet. 
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Anwaltschaft  ( Advokatun 


Da<  Eindringen  des  römischen  Rechts 
in  Deutschland,  die  Besetzung  der  Gerichts- 
höfe mit  gelehrten  Richtern,  das  Fehlen  von 
Kodifikationen  der  Gesetze  --.  kurz,  das 
schwierig  anzuwendende  materielle  Rocht 
sowie  der  schwerfällige  Ap]  tarnt  des  ge- 
meinen Pmzesses  machte  die  Thätigkeit  der 
Advokaten  zu  einer  immer  wichtiger  um l 
notwendiger  wonlendon. 

Vielfach  in  einem  dorn  Volk«1  fremden 
Recht  thätig.  vorfiel  dagegen  der  Advokat 
mehr  und  mehr  dorn  Misstraucn  des  Puhli- 
kums;  er  wurde  suspekt  und  man  sah  — 
über  Gebühr  hinaus  -  in  ihm  nur  den  in 
Keinem  Inteivsse  sportulierenden.  zu  allen 
Hanken  hinneigenden  Mensehen. 

Mit  den  seit  den  Freiheitskriegen  be- 
ginnenden. Ooffontliohkeit  und  Mündlichkeit 
im  Hechts-  und  politischen  lieben  bringenden 
Veränderungen  besserte  sieh  die  Stellung 
des  Standes.  Wie  verschieden  diese  Stel- 
lung in  den  einzelnen  deutschen  Buucles- 
stajiten  war.  kann  hi«T  nicht  erörtert  weiden. 
Bald  waivn  die  Anwälte  ganze  oder  hallte 
Beamte,  kdd  k-stand  freie  Advokatur:  die 
Erfordernisse  der  Vorbildung  waten  ebenso 
verschieden  als  die  Taxen,  nach  denen  die 
Entlohnung  Itoinessou  wurde :  einzelne  linder 
hatten  die  Tivunung  von  Prokuratur  und 
Advokatur  beibehalten,  die  Hechtsanwaltsehaft 
untej-stand  der  Disziplin  bald  iler  Staats- 
behörde, bald  selbst  gewählter  Gerichtshöfe ; 
in  einigen  deutschen  lündern  herrschte  An- 
waltszwang oder  die  Beschränkung  auf  eine 
geschlossene  Zahl  von  Anwälten. 

2.  Deutschland.  Diese  Verhältnisse  ge- 
hören für  Deutschland  seit  dein  1.  Oktober 
1*79  der  Rcchtsgoschichte  an.  nachdem 
gleichzeitig  mit  eleu  grossen  Heiehsprozoss- 
gesetzon  die  R.-A.-O.  vom  1.  Juli  1K7S  die 
Materie  für  das  deutsc  he  Weich  einheitlich 
geordnet  hat. 

Nach  dieser  R.-A.-O.  mnss  jedermann, 
welcher  die  Fähigkeit  zum  Riehtemmto  er- 
langt hat.  zur  Kei-htsanwal tschaft  zugelassen 
wenlen,  sowohl  bei  den  Gerichten  desjenigen 
deutschen  Bundesstaates,  in  welchem  er  die 
Prüfung bestanden  hat.  alsauchbei  den  seinen 
heimatlichen  und  anderen  Bundesstaaten 
gemeinschaftlichen  Gerichten:  er  kann 
auch  in  einem  am  leren  Bundesstaate  zuge- 
lassen werden.  Die  Zulassung  fflr  Gerichte 
der  I.  und  II.  Instanz  erteilt  die  [jandes- 
justizverwaltung  nach  gutachtlicher  Anhörung 
des  Vorstandes  der  Anwaltskammer ;  sie 
mnss  ans  U>stimmteu.  die  Person  als  mehr 
oder  minder  suspekt  erscheinen  lassenden 
Griinden  und  kann  dann  versagt  wenlen. 
wenn  der  Antragsteller  während  der  letzten 
drei  Jahre  ein  Reichs-,  Staats-  und  Gemeinde- 
amt nicht  bekleidet,  im  Justizdienste  oder 
an  einer  deutschen  1'niversität  cMler  als  Rechts- 
anwalt nicht  thätitr  ^'Wcs-ii  ist.  ferner,  wenn 


er  die  Fähigkeit,  öffentliche  Aemtcr  zu  Im»- 
kleiden,  auf  Zeit  verloren  hatte  im ler  wenn  ein 
früherer  Rechtsanwalt  im  ehrengerichtlichen 
Verfahren  mit  Verweis  oder  mit  Geldbussc 
von  mehr  als  1  "dl  Mark  innerhalb  der  letzten 
zwei  Jahre»  bestraft  ist.  Gegen  die  Ver- 
sagung der  Zulassung  ist  ein  Rechtsmittel 
an  die  Ehrengorichte  gegeben,  welche  in 
einem  jeden  <  Hiorlaiulesgoriohtshozirke  lie- 
stehen.  l'eber  <lie  Zulassung  bei  dem  Reichs- 
gericht entscheidet  dessen  Präsidium.  Die 
Zulassung  erfolgt  bei  einem  bestimmten 
I„and-  oder  GlK'rlandesgerichte:  sie  kann  er- 
folgen gleic  hzeitig  bei  einem  I*md-  und  hei 
den  in  dessen  Bezirke  liegenden  Amts- 
gerichten oder  auch  bei  mehreren  Amts- 
gerichten allein.  Die  Bodiirfnisf  rage  ist 
in  den  beiden  unteren  Instanzen  ohne  Ein- 
flns-i.  mithin  durch  Gesetz  nicht  ltcschränkt. 
Insoweit  herrscht  also  freie  Advokatur.  Der 
zu  vereidende  Rechtsanwalt  mnss  an  dem 
Orte  des  Gerichts,  l>ei  welchem  er  zugelassen, 
bezüglich  an  einem  der  mehreren  Orte  seinen 
Wohnsitz  (Residenz)  nehmen. 

Für  Civilsachen  gilt  entweder  der 
Auwalts-  oder  der  Partoiprozess.  Jener  wird 
vor  Kollegial-,  dieser  vor  eleu  Amtsgerichten 
verhandelt.  Im  Partoiprozess  kann  eine  jede 
Prozesspartei  entweder  soll  »st  oder  durch 
einen  beliebigen  Bevollmächtigten  auftreten; 
jedoch  ist  clor  Richter  befugt,  einen  bevoll- 
mächtigten Xichtanwalt  zurückzuweisen, 
wenn  solcher  das  mündliche  Verhandeln 
vor  Gericht  geschäftsmässig  betreibt.  Eine 
Beschwerde  ist  unzulässig. 

Im  Anwaltspn>zosse  vor  den  l<and- 
geriehten  und  dementsprechend  auch  vor 
den  Kammern  für  Handelssachen  und  vor 
allen  Gerichten  höherer  Instanzen  herrscht 
Anwaltszwang. 

Die  Partei,  welche  nicht  durch  einen 
Anwalt  vertreten  ist.  gilt  als  nicht  erschie- 
nen, auch  wenn  sie  jtersönlioh  anwesend 
ist.  Auch  Behörden.  KoriHirationen  und 
Gesellschaften  unterliegen  diesem  Zwange» 
seihst  dann,  wenn  sie  rechts  verständige  Or- 
gane Itcsitzou.  Einzig  und  allein  nur  der  Rechts- 
anwalt selbst,  wenn  er  für  seine  Person 
Partei  ist.  sowie  der  Staatsanwalt,  sofern  er 
als  fiskalischer  oder  staatlicher  Vertreter  in 
amtlicher  Eigenschaft  auftritt,  sind  dem 
Anwaltszwang!'  nicht  unterworfen,  der  sich 
übrigens  nicht  bloss  auf  die  mündliche  Ver- 
handlung, sondern  auch  auf  die  Schriftsätze 
des  Anwaltsprozesses  erstreckt. 

Wenn  im  Anwaltsprozesso  vor  einem  be- 
auftragten oder  ersuc  hten  Richter  verhandelt 
wird  oder  wenn  es  sich  um  Akte  handelt, 
die  auch  vor  dem  Oerichtssehreibor  zu 
Protokoll  erklärt  wenlen  können,  sollten  sie 
auch  nur  durch  schriftliche  Eingaben  vor- 
genommen wenlen.  herrscht  Anwaltszwang 
nicht.    Auch  schliesst  dieser  nicht  aus.  dass 
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die  Partei  j t* 1 1  i« -1 1  anwesend  •«•in  ilarf 
oder  dass  sie  auf  Verlanen  «U-s  Gerichts 

iTscluMlI.-ll    III  II  SS. 

Nel.cn  diesem  Anwaltszwang'  besteht 
die  fernere  Vorschrift,  class  mir  ein  bei 
dem  Prozessgericht  zugelassener  Anwalt  als 
Partoivertreter  fungieren  darf.  Es  ist  jetloch 
zugelassen,  tlass  in  der  mündlichen  Ver- 
handlung, einschliesslich  der  vordem  Prozoss- 
gericht  erfolgenden  Beweisaufnahme  ein  jeder 
Rechtsanwalt  die  Ausführung  der  Partei- 
rechte und  für  den  Fall,  tlass  der  hoi  dem 
Prozessgerieltto  zum  Prozessbovollmächtigtcn 
l>estellte  Rechtsanwalt  ihm  tlio  Vertretung 
idierträgt.  auch  diese  übernehmen  darf. 

Für  «las  Vorfahren  vor  «lern  Reichs- 
gericht ist  einem  l»oi  «Umiis« 'IImmi  nicht 
zugelassenen  Rechtsanwalt  nur  die  Aus- 
führung der  Partcireehte,  nicht  dagegen  tlic 
suhstitutionsweisc  Vertretung  gestattet. 

In  Strafsachen  dürfen  als  Verteidiger ! 
alle  liei  einem  deutschon  Oerichte  zuge- 
lassenen Rechtsanwälte  auftreten.     Der  so 
Gewählte  kann  mit  Zustimmung  des  An- 1 
geklagten    die   Verteidigung  anderen   An- 1 
walten  oder  einem   Rechtskundigen  über- 
tragen, welcher    nach    bestandener  erster 
Prüfung  seit   mindestens  zwei  Jahren  im 
Justizdienste  Vschäftigt  gewesen  ist. 

Die  Vertretung  «lureh  Anwälte  vor  den 
Geworbegeriehten  ist  durch  das  Oesetz 
vom  29.  Juli  181HJ  allgemein  als  unzulässig  be- 
zeichnet, gilt  aber  wieder  für  die  Berufungs- 
instanz. 

Kino  Verpflichtung  zur  Maudatsannahme 
liesteht  für  tlen  Rechtsanwalt  nicht,  er  muss 
afier  seine  Ablehnung  ohne  Verzug  erklären. 
Bei  geforderten  Pflichtwidrigkeiten  untl  in 
Kollisionsfällen  muss  er  seine  Thätigkeit  ver- 
weigern. Seine  Hamlakten  braucht  der  Rechts- 
anwalt nur  gegen  Zahlung  der  Gebühren 
herauszugolion.  Der  Annenanwalt  darf  in- 
dessen mu  h  mehrfachen  Entscheidungen  des 
Ehrengerichtshofos  tlic  Bezahlung  tler  Kosten 
durch  Zurückbehaltung  tler  Handakten  nicht 
erzwingen. 

Einer  armen  Partei  kann  nämlich  zur  vor- 
läufig unentgeltlichen  Wahrnehmung  ihrer 
Rechte  auf  ihren  Antrag  ein  Rechtsanwalt 
zugeordnet  worden,  welchen  tler  Vorsitzentie 
«ler  zur  Entscheidung  lierufenon  Kammer 
(bezw.  des  Senats)  Wstimmt.  Die  einst- 
weilige Befreiung  tler  armen  Partei  erstreckt 
sich  auf  Gebühren  und  Auslagen  tles  Rechts- 
anwalts einschliesslich  dos  Portos. 

Die  Partei  wird  aber  s|iäter  zur  Zahlung 
verpflichtet,  solwütl  sie  ohne  Beeinträchtigung 
des  für  sie  untl  ihre  Familie  notwendigen 
Unterhalts  dazu  im  stände  ist.  Das  Vor- 
handensein dieser  Thatsachen  wird  durch 
einen  die  Entziehung  tles  Armenrechts  aus- 
sprechenden  Geriehtsl>eschluss  festgestellt. 

In  Strafsachen  sind  dem  zum  Verteidiger 


liestclltt mi  Rechtsanwalt  die  Gebühren  aus  tler 
Staatskasse  zu  zahlen. 

In  einem  jeden  der  2S  <  Ntcrlaudosgcrichts- 
liezirke  und  aussenlem  beim  Reichsgerichte 
bilden  tlic  zugelassenen  Reclitsaiiwälte  eine 
Kammer,  welche  auf  je  4  Jahre  einen  Vor- 
stand von  i>  bis  1"»  Mitgliedern  erwählt  und 
ilne  Angelegenheiten  selbständig  regelt.  Der 
Vorstand  wählt  aus  sich  einen  Vorsitzenden; 
jener  hat  die  Aufsicht  Uber  die  Anwälte 
seines  Bezirks  zu  ül>oii.  die  ehrengericht- 
liche Strafgewalt  zu  handhalicn,  Differenzen 
unter  Anwälten  sowie  zwischen  solchen 
und  den  Auftraggebern  möglichst  zu  ver- 
mitteln, das  Vermögen  tler  Kammer  zu  ver- 
walten und  Gutach  ton  zu  erstatten;  er  ist 
zur  Auferlegung  von  Ordnungsstrafen  lio- 
fugt.  Die  Vorstandsmitglieder  führen  ihr 
Amt  unentgeltlich;  die  Aufsicht  über  ihre 
Geschäftsführung  steht  «lern  Präsidenten  des 
<  Hierlandosgeriehts  zu. 

Fünf  Mitglieder  tles  Vorstandes  bilden 
das  Ehrengericht,  welches  in  nicht  öffent- 
licher Sitzung  verhandelt,  woltei  der  OU»r- 
staatsanwalt  als  öffentlicher  Ankläger  untl 
ein  am  Sitze  des  Olierlandesgerichts  wohn- 
hafter Rechtsanwalt  als  Gorichtsschreibor 
fungieren.  Das  Verfahren  regelt  sich  im  all- 
gemeinen nach  tlerSt.-P.-O.  Die  Strafen  sind  : 
Warnung,  Verweis,  Geldbusse,  welche  zur 
Kasso  der  Kammer  fliosst,  bis  zu  :t<H»  Mk. 
(auch  mit  Verweis  vereinbar)  und  Aus- 
schliessung. Die  l'rteile  des  Ehrengerichts 
unterliegen  der  Berufung  an  den  beim  Reichs- 
gerichte bestehenden,  aus  dessen  Erstem 
Präsidenten,  drei  Räten  und  drei  Mitgliedern 
der  Anwaltskainmer  tles  Gerichts  zusammen- 
gesetzten Ehrengerichtshof. 

Die  Houoricmug  tler  Rechtsanwälte  er- 
folgt auf  Grund  der  Gebührenordnung  vom 
T.Juli  1S71).  Diese  beruht  auf  <lem  Prinzipo 
tler  Pauschalsfltze.  d.  h.  es  winl  eine  jede 
Thätigkeit  in  erster  Linie  nach  tler  Höhe 
tles  Objektes  bezahlt,  um  welches  gestritten 
winl.  l'm  dem  Gläubiger  einen  Exekutiv- 
titel zu  schaffen,  hat  das  Prozessgericht  tlio 
Kosten  festzusetzen.  Vereinltarungon  filier 
die  Höhe  des  Honorars  sind  gestattet,  jedtich 
nur  schriftlich,  auch  ist  eine  Herabmindo- 
rung  im  Prozesswoge  zulässig,  wenn  ^lio 
Gif  uze  der  Mässigung-  überschritten  wurde. 

Wir  sohliessen  hiermit  die  Darstellung 
der  Anwaltsverhältnisse  Deutschlands  und 
ttomorkon  zur  Vergleichung  mit  tlenen 
anderer  iJlnder, 

dass  die  deutschen  Anwälte  eine  juristische 
Ausbihiung  gleich  tlen  Richtern  gemessen; 
tlass  diese  Ausbildung  eine  für  alle  An- 
wälte gleich mässige  ist,  so  dass  tlio  — 
einzelnen  Staaten  eigene  —  Teilung  der  Ad- 
vokaten in  zwei  Klassen  wegfällt;  dass 
zwischen  dem  Anwalte,  welcher  dem 
Richter  den  Anspruch  seiner  Klientel  vor- 
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zutraf  ii  hat.  uud  der  letzteren  nicht  wie 
in  England  mid  Frankreich  eine  Mittels- 
person steht.  wa.s  offenbar  nicht  im  Inter- 
esse <l»  r  Kti  ht.spflo.eo  liegt. 
Zweifelsohne  sind  *iios  alles  Momente,  welche 
die  Rechtsanwaltsehaft  iVutst-hlaiuls  als 
Ganzes  über  ilio  anderer  Länder  erholten : 
sio  zeigen,  dass  das  deutsche  l'iihlikum 
besser  —  gegenüber  einzelnen  Ländern  auch 
hilliger  bedient  wird.  Diese  Vorzüge 
würden  sieh  wesentlich  vorgrössorn.  wenn 
die  Gesetzgebung  den  Uebortritt  von  An-  , 
wälten  in  den  Richtorstand  ermöglichen  ] 
und  ferner  auf  eine  geeignete  Weise  dein 
libergresson  Andränge  junger  l,euto  sowie 
der  Hildung  eines  Anwaltsproletariats  vor- 
beugen könnte. 

Die  Zahl  der  Rechtsanwälte  hat  sieh  seit 
Einführung  der  neuen  Reiohsgesetzo  um  fast 
'#)"■„  vermehil.    Es  gab  in  Deutschland 
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Für  »las  Wohl  der  Mitglieder  des  Standes, 
deren  Witwen  und  Waisen  liestehen  sowohl 
für  einzelne  deutsehe  Iündor  —  Königreich 
Sachsen  und  Bayern.  Saehsen-AJtenburg. 
Mecklenburg,  freie  Hansastildte  —  als  auch 
für  einzelne  Preuss.  Oberlandesgeriehts- 
l>ezirke  —  Breslau,  Celle,  Frankfurt  a.  <)., 
Königsberg  und  Naumburg  — •  aus  früheren 
Zeiten  herrührende  rntorstützungsfonds. 
Nach  dem  l.  Oktober  1K79  ist  für  die  ge- 
samte deutsche  Rechtsanwaltschaft  ein  Ka- 
pitalstock von  bis  jetzt  f>44  244,74  Mk.  an- 
gesammelt worden,  welcher  im  laufenden 
Geschäftsjahre  zu  rntorstützungszwocken 
76H9S.10  Mk.  disponibel  hat.  Der  Jahres- 
beitrag ist  auf  20  Mk.  normiert.  Die  Zalü 
der  Mitglieder  beträgt  416:*. 

3.  Frankreich.  Wesentlich  anders  haben 
sich  die  Verhältnisse  in  Frankreich  ent- 
wickelt. Hier  besteht  seit  alten  Zeiten  die 
Trennung  der  Advokatm-  und  der  Anwalt- 
schaft. 

Betrachten  wir  zunächst  die  orstere 
als  das  wichtigere  und  höher  stehende  In- 
stitut. Das  Amt  des  Advokaten  findet  sich 
schon  im  frühen  Mittelalter  als  ein  aus- 
nehmend ehrenvolles.  Aus  ihm  gingen  und 
gehen  bis  heute  die  höchsten  Würdenträger] 
des  Staates  hervor,  noch  in  unserer  Zeit  die 
Präsidenten  der  Republik.  Thiers  und  Grevy. ' 

Die  jetzige  Organisation  datiert  vom  14. 
Dezember   1*10.   nachdem  die  Revolution 


den  Stand  unterdrückt  und  Napoleon  mit 
seinem  Misstrauen  ihn  verfolgt  hatte;  sie 
beruht  auf  den  weiteren  Ordonnanzen  vom 
27.  Februar  1822  und  27.  August  1N30.  — 
Hat  der  junge  Mann  nach  Absolvierung 
seiner  dreijährigen  Hechtsstudien  ilas  Diplom 
eines  Lizentiaten  erlangt,  so  kann  er  sieh  als 
Advokat  vereidigen  lassen:  um  aber  in  die 
Liste  der  aviieats  oxereants  eingetrugen  zu 
weiilen.  Im >darf  es  einer  dreijährigen  Lehr- 
zeit (stage),  wähivnd  welcher  er  unter 
Leitung  des  Disziplinarrats  praktisch  als 
Advokat  zu  arbeiten  hat.  Sodann  ist  er 
fortig  und  berechtigt,  die  Interessen  seiner 
Klienteu  vor  allen  Gerichtshöfen,  aber  nur 
mündlich,  zu  vertreten. 

Eine  Ausnähmest  olle  halten  die  60  Ad- 
vokaten, welche  bei  dein  Staatsrate  und  dem 
Kassationshofe  angestellt  sind.  Sie  verbinden 
die  Geschäfte  des  avoeat  und  des  avoue, 
sind  aber  auf  jene  Gerichtshöfe  beschränkt. 

In  Frankreich  herrscht  Anwaltszwang, 
dergestalt,  dass  in  Prozessen  vor  dem  Tri- 
bunal der  ersten  Instanz  und  dem  Ap}>ell- 
hofe  die  Partei  nicht  selbst  auftreten  darf. 
Sie  kann  nur  vor  dem  juge  de  jiaix  (Kom- 
jM'tenz  bis  zu  21  Hl  Fr.),  welcher  dem  deut- 
schen Amtsrichter  einigermasson  gleichsteht, 
persönlich  ihre  Rechte  vertreten.  Die  Ad- 
vokaten eines  jeden  Gerichts  wählen  aus 
sich  ein  aus  wenigstens  fünf  Personen  be- 
stehendes Komitee,  dessen  Vorsitzender  der 
bätonnior  ist.  welchem  die  Diszij'lin  über 
die  Mitglieder  obliegt. 

Der  Stand  der  avouös  (vor  der  Revolution 
nrociireurs  genannt)  steht  in  dem  öffent- 
lichen Ansehen  unter  dem  der  Advokaten. 
(Gesetz  vom  2M.  März  1791.)  Auch  der 
avoue  muss  das  Diplom  als  Hechtslizentiat 
erlangen,  sodann  folgt  eine  mehrjährige 
stage  bei  einem  Anwalt.  Der  Anwalt  U*- 
reitet  den  Prozess  möglichst  bis  zur  Be- 
weisaufuahme  in  Gemeinschaft  mit  »lein 
Gegenanwalte  vor,  ist  Prozessvertreter  seiner 
Partei,  wesentlich  zu  Schriftsätzen,  nicht 
alter  zum  Plädieren  vor  den  Tribunalen  be- 
rechtigt. Er  vermittelt  so  den  Verkehr  der 
Partei  mit  dem  Advokaten.  Auch  die  An- 
wälte unterstehen  disziplinarisch  einem  Ihm 
jedem  Tribunale  gewählten  Ausschüsse, 
welcher  verschiedene  Strafen  bis  zur  Sus- 
I>ensioii  verhängen  darf.  —  Ihre  Bezaldung 
geschieht  -  nicht  nach  der  Höhe  des  Ob- 
jektes —  nach  einem  Tarife  vom  16.  Fe- 
bruar 1N07.  in  welchem  eine  jede  Leistung 
vorgesehen  ist. 

Als  eine  Eigentümlichkeit  des  französi- 
schen Rechts  erscheint  die  Käuflichkeit  der 
Stelle  des  avoue  und  der  beide  Aemter 
verbindenden  Stelle  des  Advokaten  bei  dem 
Staats-  und  dem  Kassationsgcriclitshofc.  Es 
hältst  dies  mit  der  Kaution  zusammen, 
welche  bei  der  Reorganisation  de-  Institutes 
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na«.h  der  Revolution  gefordert  wurde  und 
üÜO— 27U0  Fr.  —  je  nach  der  Bedeutung 
d'>s  Gerichts  Itetrug  und  welch*»  «ler 
Staat  später  nicht  zurückzuzahlen  verm«">chte. 
Will  ein  Anwalt  seine  Stellt-  verkaufen,  so 
hat  er  die  Genehmigung  »l«*s  Ministers  ein- 
zuholen. Das  Kecht  steht  auch  seinen 
Erlwn  zu. 

Man  l*.»zeichnet  tlie  Koqiorntmn  der  Ad- 
vokaten (nicht  der  avoues)  als  l«arreau.  im 
Gegensatz  zu  dem  parquet.  der  Staatsan- 
waltschaft. 

Ii»  Frankreich  gab  es  ISSb" 
42H4  avocats  exeivauts. 
2ö7H  stagierende  Advokaten, 
avoues, 

92n<>  zusammen  gegen  Sis2.">i.J.  1S7G 

—  mithin  fast  noch  einmal  so  viel  Anwälte 
als  in  dem  an  Einwohnern  reicheren  Deutsch- 
land, wo  ausserdem  noch  ein  Teil  der  No- 
tare (in  Frankreich  gab  es  deren  8!>!SS)  in 
der  Ziffer  der  Anwälte  einbegriffen  ist. 

4.  England.  Mit  dem  französischen  Sy- 
steme hat  das  in  England  herrschende 
gemeinsam  die  Teilung  in  zwei  Klassen  der 
Anwaltschaft,  der  höheren  Branche  (Bar- 
risters. ('ouneels.  Sergeants-at-Ijaw)  und  der 
unteren  Klasse  (Attornies,  Solieitors,  Proe- 
tors).  Eigentümlich  ist  dagegen  die  histori- 
sche Entwiekelmig  der  Anwaltschaft  in  Eng- 
Lind,  entsprechend  der  Ausbildung  des  self- 


Studiuin  von  dein  Vorstande  solenn  zu  der 
Buito  Ik.»  rufen  wenlen:  die  Barr  isters, 
die  U-i  allen  Gerichtshöfen  des  gemeinen 
Rechts  (im  Gegensätze  zu  den  Billigkeits- 
geriehten.  wo  nach  Art  der  römischen  Prä- 
toren  der  Richter  «lie  Härten  des  verknöcher- 
ten  englischen  Rechtes  mildert)  auftreten 
und.  wie  oben  Ijcmurkt.  die  höheiv  Klasse 
der  praktizierenden  Advokaten  bilden.  End- 
lich die  Sergeali ts-at-law,  Juristen, 
welche  entweder  von  dem  Inn  zum  Doktor 
des  gemeinen  Rechts  ernannt  oder  zum 
Lonlkanzler  mit  dem  Titel  (Queens  eouneeb. 
ausgezeichnet  wenlen.  Diese  Klasse  besteht 
aus  älteren,  verdienstvollen  Advokaten,  welche 
gewisse  äussere  Vorrechte  gegenulier  den 
Barristers  geniess4*n.  ausserdem  aber  aus 
dem  höhereu  Hichtorpersotial«'.  j,.<|<.  Innung 
hat  einen  selbstgewählten  Vorsüuxl.  welcher 
die  Geschäfte  in  einer  sehr  autokratischen 
Weis«.'  leitet. 

Da  »>s  in  England  staatlich  errichtete 
juristische  Fakultäten  nicht  giebt,  so  erfolgt 
•lie  Ausbildung  aller  angehenden  Rechts- 
gelchrten  in  den  Inns  auf  Kosten  der  letzteren 
und  uuter  Aufsicht  der  Vorstände  dersolben.Die 
theoretische  Ausbildung  erscheint  allerdings 
ziemlich  dürftig:  aufgenommen  in  die  Innung 
ohne  Vorbildung  und  nur  auf  Grund  eines 
Attestes  zweier  Hamsters,  dass  der  junge 
Mann  -rospektab<'l<  sei,  konnte  dieser  früher 
seine  Bildimg  nur  durch  Selbststudium  er- 
langeti.  Während  früher  Kollegin  gar  nicht 
government  in  diesem  Laude,  welches  für  uns  '  geleseu  wunlen.  geschieht  dies  erst  seit 
Deutsch«'    so  ausserordentlich  schwer    zn'lSlü  und  auch  jetzt  nur  iu  scheinbar  ge- 


versteh«»n  ist.  Wir  glauben  nach  den  l*- 
wheidetien  Anfängen,  welche  wir  mit  «lein 
Institute  gemacht  haben,  dass  es  genügt, 
die  «lazu  gegebenen  staatlichen  Gesetze  an- 
zuwenden, in  Englaml  dagegen  sind  diese 
Normen  aus  «lein  sich  regierenden  Volke 
od««r  aus  deu  Initiativen  einzelner  Klassen 
desselben  herausgewachsen  und  nicht  vom 
Staat«1  verliehen,  da  dieser  überall  der 
Selbsttätigkeit  keine  Schranken  setzte,  so- 
weit jene  nur  nicht  seine  eigene  Sicherheit 
bedrohte. 

Nach  dieser  Bemerkung  wird  man  die  j  mit  der 
historische  Kntwickelung  der  superior  Blan- 
che —  der  Barristers     -  Itesser  verstehen. 

Seit  dem  Mittelalter  bestehen  in  London 
vier  mit  Korporationsn»chten  versehene  Ge- 
sellschaften 
Inn.  In 

Inn.  Diese  Korporation 
weitläufig«'  Grundstückskomplex«»  und  zählen 
zu  ihren  Mitgliedern  den  gesamten  höh«'icu 
Juristenstand  Englands,  von  den  Studi«'rcn- 
<len  ab  bis  hinauf  zu  den  h«"ichsten  Staats- 
beamten. 

Gegenwärtig  teilen  sich  die  Innungsmit- 
glieder in  drei  Klassen:  die  Stu«li«'ren- 
den.  welche  nach  drei 


ringem  Umfange.  Auch  hat  mau  nach  jener 
Zeit  «»in  leichtes,  vor  dem  Iuuungsvorstamle 
abzulegendes  Examen  eingeführt. 

Nach  einer    solchen,    mit  praktischen 
Arbeiten  auf    einem   Anwaltsbürean  ver- 
bundenen Vorbereitung  wird  der  Kandidat 
nach  divi       sofern  er  den  Doktorgrad  er- 
langt hat  — -.  anderenfalls  erst  nach  fünf 
Jahren  vom  Innungsvorstande  zum  Barristor 
«»mannt.    Als  solcher  hat  er  die  Advokatur- 
i  Praxis  bei  allen  Gerichtshöfen  gemeinen 
!  kecht s  im  Land«»,  obwohl  sich  auch  einige 
Praxis  bei  «b-n  Billigkeitsg«'richteu 
befassen ;  sein  Bilreau  befindet  sich  in  d«*m 
Gelwludo  seiner  Iunung,  wo  z.  B.  auch  Kol- 
h'gia  gelesen  wenlen.    Er  plädiert  tum  wie 
«ler  avooat  iu  Frankreich;  jede  Vorb«>reituug 
Innungen    (Inns):    Lincolns  I  des  Prozesses  liegt  dem  Attorney  ob.  welcher 
ner  Temple,  Middel  Templc.  Gravs  I  die  Schriftsätze  fertigt  und  «lern  Barristor 
iese  Korporationen  besitzen  in  Low  Ion  zusendet.   letzterer  hat  daher  mit  «ler  Partei 

gar  nicht  zu  v«»rkehren.  Ein  Teil  der  Praxis 
der  Hamsters  besteht  darin,  dass  sie  den 
Lordoliemchtcr  bei  seinen  Rundreisen  behufs 
Abhaltung  «ler  Assisensitzungen  (cireuita) 
in  die  Provinz  l>egleiten.  um  bei  «li«»ser  Ge- 
legenheit die  Parteien  zu  vertreten.  —  Naeh- 
dem  der  Hamster  .">—  tö  Jahn«  amtiert  hat, 
bis  fünfjährigem  kann  er  von  der  Regierung  zu  allen  riohter- 
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licheu  auch  « 1« -i  1  h«Vhstcn  Oiarg,in 
berufen  wer«  len. 

So  bildet  seit  «iVni  1"».  Jalirh.  die  Advo- 
katur di»>  ausschliessliche  Vorstufe /.um  Rich- 
teramte.  D«»r  ernannt.'  Richter  bleibt  jedoch 
nach  wie  vor  Mitglied  des  lim,  er  wird  in 
«less«»ii  Vorstand  gewählt  und  I »ehält  somit 
stets  da*  Interesse  für  di«?  Advokatur  l»ei, 
aus  welcher  er  hervorging.  Auf  diese  Weis«1 
hat  sieh  zwisehen  dieser  und  den  Richtern 
eine  innige  Zusammengehörigkeit  herausge- 
bildet, welche  dein  Ansehen  der  Advokatur 
ausserordentlich  zum  Vorteil  gereicht  und 
den  Stand  zu  einem  der  geachtelten  in 
Kngland  gemacht  liat. 

Diese  Stellung  zu  erhalten,  ist  das  eifrige 
BestreU  n  der  Barrist«»rs :  als  Konsequenz  ist 
die  Einklagung  der  Honorare  aus  Ehronrflck- 
sichten  nicht  gestattet  und  es  gilt  nicht  ein- 
mal für  anständig,  ül»erhaupt  von  dem  Hono- 
rar zu  sprechen. 

Die  Iuniingsvorständo  üU»n  die  Disziplin 
aus;  sie  können  Strafen  gegen  Studierende 
bis  zur  Relegation,  gegen  Hamsters  bis  zur 
Entfernung  von  der  Barre  auf  Zeit  oder  für 
immer  aussprechen. 

Auffallend  ist,  dass  diese  Verhältnisse  bis 
jetzt  in  ljondon  haben  konzentriert  bleil»en 
können.  Allerdings  hal»en  sich  in  neuerer 
Zeit  in  einigen  grossen  Städten,  wie  Liver- 
pool und  Manchester,  loeal  l»ars  von  Advo- 
katen gebildet,  welche  dort  domizilieren,  und 
es  tiesteht  die  Aussicht,  dass  die  mehr  und 
mehr  wachsende  Bedeutung  von  Kreis-  (im 
Gegensätze  zu  den  Reichs-)  gorichton  eine 
weitere  Dislokation  herbeifühivn  wird. 

In  der  Hauptsache  ist  aber  London  »las 
Zentrum  und  sind  die  Vorstände  der  4  Inns 
daselbst  die  Organe,  welche  die  gesamten 
Rechtsverhältnisse  Englands  mehr  oder 
weniger  direkt  beherrschen. 

Nach  der  Ansicht  von  Gneist  (Das  Eng- 
lische Verwaltungsreoht  der  Gegenwart,  3. 
Auflage  1SS4),  dessen  ausgezeichneter  Kennt- 
nis englischer  Verhältnisse  wir  in  dem  Vor- 
stehenden gefolgt  sind,  bildet  das  bestehende 
System  einzelne  charaktervolle  und  vorzüg- 
lich tüchtige  Individuen  aus:  dagegen  fehlt 
es  und  das  liegt  wohl  an  der  mangelnden 
rniversitätsbildung  —  an  einer  generellen 
Durchbildung  des  Standes. 

Die  untere  Klasse  der  Anwälte  bilden 
die  Attornies.  Sie  führen  diesen  Titel,  wenn 
sie  bei  Gerichten  des  gemeinen  Rechts  am- 
tieren, sie  heisscu  Solicitors,  wenn  sie  bei 
den  Billigkeits-,  und  Proctors,  sofern  sie  bei 
den  geistlichen  Gerichten  auftreten.  Ihre 
Verhältnisse  regelt  die  Anwaltsordnung 
von  1843. 

Die  Attornies  l»edürfen  keiner  liesowleren 
Vorbildung,  sie  sind  meistens  in  den  An- 
waltsbüreaus  als  Schreil»er  gross  geworden, 
haben  seit  1877  eine  Prüfung  abzulegen  und 


sich  bei  den  Gerichten,  l*ei  welchen  sie  zuge- 
lassen s«Mii  woUen,  immatrikulieren  zu  lassen; 
oft  treten  sie  in  die  grossen  Anwaltsfinnen 
ein,  wie  sie  in  den  Hauptstädten  liesteheil, 
oft  verbleiben  auch  tüchtig«»  I>'Ute  auf 
Lelienszeit  als  Clerks  in  «h'ti  abhängigen  Ver- 
hältnissen zu  ihrem  Bmtheirn.  Die  Ge- 
bnhreiiv«-rhältnis.<e  ähneln  auf  Grund  einer 
U'sb'henilen  Sj»orteltaxeilon  deutschen.  Diese 
Attornies  führen  «len  Prozess  bis  dahin,  wo 
«lie  Instruktion  heend«^  ist.  Sie  ül*envich«*n 
sodann  «lie  Akten  mit  einem  Status  causa«» 
und  dein  Kostenl»etrage  «lern  Barrister  zur 
weiteren  Verhandlung  vor  dem  erkennenden 
Richter  und  vermitteln  auch  «lesson  ferneren 
Verkehr  mit  der  Partei.  NW»  l»ei  kleineren 
Geric  hten  Advokaten  nicht  plädieren,  ist  der 
Attomey  hierzu  befugt.  Im  übrigen  ist  er 
Kommissionär,  «»nt wirft  Vertrag«',  spielt  «len 
Winkeladvokaten ;  gewisse  Subalternstellcij 
l»ei  den  Gerichtshof«»!!  w«»r«len  aus  «lieser 
Anwaltsklassi»  besetzt. 

Es  gehört  in  England  zum  guten  Tone, 
dass  jc«lc  Familie  einen  Attomey  hat:  wohnt 
sie  in  der  l*rovinz,  so  ist  ein  zweiter  Lon- 
« Inner  Attorm-y  ertonh^rlich,  sofern  man  einen 
i  Prozess  vor  «len  allein  in  Ivondon  domizilie- 
reiulen  Reichsgerichten  zu  führen  hat :  mit 
|  diesem  verkehrt  als«lann  «1er  Barrister.  Man 
!  ennisst  daraus,  welch«»  enormen  Kosten  bei 
:  «len  an  sich  hohen  Sätzen  für  die  Reehts- 
I  Vertretung    aufgewendet    wenlen  müss<>n, 
welche  zum  grössten  T«»il(»  der  Gegiwr  ni«  ht 
zu  erstatten  braucht.    Wenn  nun  auch  <l«  r 
englische  Reichtum  die  hohen  B'trägo  be- 
zahlen kann,  so  bleibt  doch  der  Zustand  der 
weniger  liegüterten  Prozesspartoien  schein- 
bar ein  wenig  liefriedigender. 

5.  Oesterreich-Ungaro.  Die  Justizver- 
waltung ist  in  «len  beulen  Reiehshäiften 
wesentlich  verschieden  —  auch  «las  A«lvo- 
katenwesen. 

Zu  Ungarn  gehören  «lie  Länder:  König- 
rei«-h  Ungarn.  Königreich  Kn»atien  und  Sla- 
vonien,  Bosnien  und  Herzegovina.  Zu  Oester- 
reich alle  im  Reichsrate  vertretenen  König- 
reiche  und  (»änder. 

Es  gelten  Advokaten-Ordnungen  in  Oester- 
rei«'h.  umfassend  die  .»im  Reiehsrate  ver- 
tretenen Königreiche  und  Ijinder«  vom  (».Juli 
1868.  in  Ungarn  (rngarn,  Kroatien,  Herzego- 
vina, Bosnien)  vom  4.  Dezeml»er  1«74. 

In  den  Hauptpunkten  stimmen  hehle 
Gesetze  überein. 

Der  Stand  regelt  seine  Angelegenheiten 
ziemlich  selbständig  —  freier  als  in  Deutsch- 
land —  mittels  «ler  auch  die  Disziplin  hand- 
hal>enden  Kammern,  welche  im  allgemeinen 
an  den  Sitzen  eines  je«len  Landgerichts  ge- 
bildet worden  sind. 

Die  Advokaten  sin«!  nach  Erlangung  des 
Doktortitels  und  nach  einer  längeren  (4-bezw. 
3  jährigen)  praktischen  Ausbihlung — während 
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eines  Teils  dieser  Zeit  arteten  tlie  jungen 
lx»uie  als  Ailvokaturkamlitlatcii  sowie 
nach  Ahlogung  bosondoi-or  Advokaturprü- 
fungen zur  Ausübung  iler  Praxis  Ikm  allen 
Gerichten  von  (.'is-  bezw.  Tmnsleithanioii 
UTechtigt. 

Entgegen  deutschen  Vorschriften  ist  Ad- 
vokatur und  Notariat  scharf  getrennt. 

Abgesehen  v«»n  einem  alten  Hofdekrete 
von  \XM  bestehen  Kostengesetze  nicht;  die 
Gerichte  setzen  die  Gebühren  fest,  im  all- 
gemeinen nach  den  Grundsätzen  des  I/»hn- 
veitragcs.  In  Cngarn  ist  ein  vertragsmäßiges 
Abkommen  gestattet. 

Mit  dem  1.  -lanuar  1898  haben  in  den 
im  Keichsnite  vcrtivtenen  Ländern  die  Ge- 
setze vom  1.  August  180")  Gesetzeskraft  er- 
langt, welche  dem  deutschen  Goriehtsvor- 
fassungsgesetze  und  der  C.P.O.  ents|tivehen 
und  im  allgemeinen  die  deiitsehen  Grund- 
sätze zur  Anwendung  bringen.  Ks  gilt  dies 
insbesondere  von  dem  Anwaltszwange  mit 
einigen  durch  lokale  Verhältnisse  bedingten 
Atkänderungen. 

Was  die  Statistik  anlangt,  so  amtieren 
nach  den  amtliehen  Verzeichnissen  der 
Advokaten  und  Notare  von  1898  in  den 
GlM'rlandes^erichtsbezirken 

Wien        1148  Advokaten. 

Trag  1047 

Brünn  433 

(iraz  230 

Innubnuk  162 

Triest  142 

Kra«kau  243 

Lemberg  502 

Zara  83 

Snnuua  3990  Advokaten. 
Gegonül»er  «lern  Jahre  181)3  bedeutet  dies 
eine  Zunahme  von  6U4  Personen  oder  IG  0  o. 

In  Ungarn  gab  es  (Hof-  und  Staatshand- 
buch der  Oesterreieh-rngarischen  Monarchie 
für  181)8)  an  Advokaten: 

In  l'ngam  4671 
In  Kroatien  nnd  Slavonien  18o 

Summa  47ÖB 
Für   Bosnien    und   Herzegovilia  fehlen 
Angaben. 

6.  In  Belgien  sind  die  Verhältnisse  den 
französischen  ziemlich  ähnlich ;  sie  U»ruhen 
in  der  Hauntsaehe  noch  jetzt  auf  den  Ge- 
setzen, welche  wahrend  der  französischen 
Herrsoliaft  im  Anfange  dieses  Jahrhunderts 
erlassen  worden  sind.  Insbesondere  ist  die 
Trennung  von  avocats  und  avoues  stivng 
durchgeführt;  die  erstcren  | »lädieren  vor 
allen  Gerichten;  »lie  letzteren  sind  nur  bei 
bestimmten  —  Land-  und  Oherlandesgcrioh- 
ten  —  zugelassen.  Zur  Ausübung  des  Hö- 
ndes gehört  ein  mindestens  vierjähriges 
Rechtsstudium,  Erlangung  des  Doktortitels 
und  eine  dreijährige  Vorboreitungszcit. 
Avoues  und  die  Advokaten  dos  Kassations- 
hofes werden  durch  den  König  ernannt :  im 


- 

- 

- 


übrigen  genügt  Einschreibung  bei  einem 
Gerichte  unter  Konkurrenz  des  Ehrenrates. 
Anwaltszwang  k'steht  nicht,  die  Partei  be- 
darf jedoch  der  Beihilfe  oiues  avoue  zur  Vnr- 
lieroitung  der  Prozesse  vor  den  Lindes-  und 
Oberlandesgorichton.  Die  Zahl  der  avocats 
(ausser  hei  dem  Kassationshofe)  ist  eine  un- 
Itesehräukte.  die  der  avoues  jedoch  für  jedes 
Gerieht  limitiert. 

Dil*  am  Sitze  eines  jeden  I<aud-  oder 
Gberlandesgerichts  wohnhaften  av«K-ats  (bar- 
reau).  sowie  die  avoues  4ler  Geruhte,  liei 
denen  sie  zugelassen  sind  (eords  d'avoues). 
wälden  einen  Diszinlinnrrat .  welchem  die 
Mitglieder  unterstehen.  Die  Strafen  be- 
stehen in  verschiedenen  Klassen  der  Zen- 
sur bis  zur  Ausschliessung  auf  Zeit  oder  für 
immer. 

Eine  Gohührentaxc  besteht  nur  für 
avoues  aus  dem  Jahre  1807;  Gebühren 
werden  im  Rechtswege  eingeklagt;  ver- 
tragsmäßige VereinlMU-ungen  sind  nicht  ge- 
stattet. 

7.  In  Russland  wurden  vor  1864  An- 
i  wälte  in  offizieller  Stellung  l»ei  den  Ge- 
richten nicht  geduldet.  Die  Gcrichtsorguni- 
sntion  Alexanders  II.  gab  in  jenem  Jahn? 
eine  solche  den  vereideten,  im  Jahn»  1874 
den  Privatanwälten.  Die  letzteren  be- 
dürfen keiner  Vorbildung,  sondern  nur  einer 
Konzession  des  Gerichts,  welches  sieh  ganz 
'  nach  seinem  Ermessen  von  der  Befähigung 
:  überzeugt.  Dies«1  Privatanwälte,  welchen  ein 
Teil  der  innerhalb  «1er  russischen  Rechtspflege 
herrschen« len  Korruption  zur  Ijast  zu  fallen 
scheint,  werden  für  bestimmt«»  Fri«*densW- 
zirks-  und  Appellgeriohte  ernannt,  dürfen  nur 
bei  dem  ernennenden  Gerichte  auftreten  und 
haben  eine  Jahresahgabe  zu  zahlen.  welche 
Ivoi  Friedonsgerichten  40,  im  übrigen  7"> 
Rubel  beträgt. 

Di«»  vereideten  Anwälte  dagegen  h«»«lürfen 
eiues  vorjährigen  Studiums,  müssen  eine 
Prüfung  bestehen  und  fünf  Jahre  laug  im 
i  Justizfache  oder  bei  einem  von»ideten  An- 
walte arbeiten.  Sie  erhalten  ihre  Lizenz 
durch  den  Appellhof,  oder,  wo  solche  vor- 
handen sind,  durch  die  Räte  der  Anwalts- 
kammern. 

Ein  Anwaltszwang  besteht  nicht:  «lie 
vereideten  Anwälte  können  bei  allen  Go- 
riehten  «los  Apj>ellhofsbezirkes  uml  in  «len 
«lort  von  ihnen  vertretenen  Sachen  auch  in 
dritter  Instanz  (vor  «lern  Senate)  auftreten: 
ihre  Zahl  ist  unl>esohränkt. 

Di«»  im  Bezirke  eines  Api>ellhofbozirk<'s 
zugelassenen  Anwälte  können  eine  Korpora- 
tion bihlen  und  aus  dieser  einen  Rat  von  6 
bis  1">  Mitgliedern  erwälden.  Nachdem  solche 
Räte  zu  Petersburg,  Moskau  und  Charkow 
errichtet  waren,  suspendierte  im  Jahre  187"» 
die  Regierung  die  weiten*  Bildung.  Die  Um- 
stehenden Räte  hab«»n  «»ine  gewisse  Disziplin 
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nargowalt.  fungieren  n\n>r  nicht  als  Ehren- 
gcriehtshöfe. 

Wenngleich  es  eine  Taxe  aus  dem  Jahre 
lSi!S  und  1H72  giebt,  soll  doch  eine  schrift- 
liche Abmachung  über  flöhe  der  Oebühivn 
«lie  Regel  bilden. 

Wer  zehn  Jahre  laug  vereideter  Anwalt 
gewesen  ist,  kann  zum  Mitglied««  eines  Be- 
zii-ksgerichts  ernauut  wenlen. 

lu  den  Ostsoeprovinzon  Ist  der  Stand 
angesehener.  Er  bedarf  iilierall  einer  der 
unseivu  ähnlichen  Vorbildung  und  Prüfung, 
die  Zulassung  winl  von  den  ApjKdlhöfen 
ausg«'Spn'cheu,  die  Zald  der  Anwälte  ist 
eine  feststehend*'.  Anwaltszwang  herrscht 
nur  in  deu  höheren  Instanzen,  in  der  ei>tcn 
Instanz  kann  das  Gericht  ihn  aussprechen, 
t«ei  den  Bauergcriohteu  darf  eiu  jeder  als 
Anwalt  auftreten. 

SS.  In  Dänemark  giebt  es  keine  licsondciv 
Anwaltsordniuig ;  der  in  jüngster  Zeit  seitens 
der  Regierung  gemachte  Versuch  ist  ge- 
scheiteit.  Man  kennt  drei  Kategorien  von 
Anwälten  »entsprechend  den  divi  Instanzen 
i  höchstes  Gericht,  zwei  Oberlandes-,  Lokal- 
berichte». Kin  Universitätsstudiuni  ist  über- 
all erforderlich.  In  welcher  Instanz  der 
Anwalt  amtieren  darf,  hängt  teils  von  der 
Alt  lies  gewählten  juristischen  Examens 
{vollständiges  und  unvollständiges),  teils  von 
der  Zensur  ab,  welche  der  Geprüfte  erhält. 
Ein*-  dreijährige  praktische  Beschäftigung 
entweder  hei  einem  Richter  und  Anwalt 
«nler  als  Anwalt  der  nüchstuiedrigen  Klasse 
muss  hinzukommen.  Die  Anwälte  werdcu 
vom  Justizminister  ernannt.  Gründe  für  die 
Vt-rsaguug  sind  sehr  beschränkt.  Anwalts- 
zwang uwl  eine  Beschränkung  der  Zahl 
der  Anwälte  existiert  nicht:  lokalisiert  ist 
nur  die  Thätigkeit  der  dritten  Klasse.  An- 
waltskammcm  und  Ehrengerichte  giebt  es 
nicht,  ebensowenig  Taxen;  in  Civilprozesscn 
werden  vielmehr  die  Gebühren  stets  ver- 
einhart. 

».  Schweden  und  Norwegen.  Die 

schwedische  auf  einem  Gesetze  von  1730 
beruhende  Gerichtsverfassung  kennt  weder 
Vorbildung  noch  l>esoiidcre  Qualifikation, 
weder  Anwaltszwang  noch  numerus  clausus: 
diejenigen,  welche  für  andere  reden  und 
antworten  mögen,  sollen  unverrufen,  ehrlich 
und  vernünftig  sein.*. 

Dementsprechend  ist  die  Verbindung 
unter  den  Standesinitgliedern  —   Advoi-nt  . 

Sackforare  genannt  —  eine  gesetzlich 
nicht  organisierte;  es  besteht  alter  ein 
Verein:    .Sveriges  Advokat  Samfiuul  aus 


Personen,  welcher  auf  Grund 
ein*-  gewisse 


etwa  :H) 

t  ra irs mäss i g» -r  A  b t  v<  1  en 
ziplin   üIht  seine  Mitglieder 


ausübt : 


ver- 
Dis- 
*lie 


«ligen  die  Vertretung  Anderer  untersagen. 
Die  Gebühivnfrage  winl  nach  allgemeinen 
Rechtsregeln  behandelt. 

Gesetze  von  1*48  und  IS'ü  regeln  die 
Verhältnisse  «1er  Anwälte  in  Norwegen. 

Es  giebt  für  die  divi  Instanzen  je  eine 
Klasse  von  Anwälten,  'welche  sämtlich  ein 
juristisches  Staatsexamen  absolvieren  müssen. 
Bestehen  sie  solches  mit  dem  Prädikate 
laudubihs.  fungieren  sie  dann  divi  Jahre 
lang  als  Anwalt  der  unteren  Instanzen,  als 
Gehilfen  eines  Oberstengerichtsanwalts,  als 
Universitätslehrer  oder  in  gewissen  Staats- 
stellungen, und  legen  sie  »Midlich  noch  ein*' 
Prüfung  vor  dem  höchsten  Gerichtshofe  ab, 
so  wenlen  sie  —  wie  auch  alle  Anwälte 
der  unteren  Instanzen  vom  Justizminister 
— •  zu  Holest e-ivts-advokater  ernannt.  Ge- 
ringen' Exaracnprädikatc  geben  die  Quali- 
fikation zu  Overret  s-  und  UntenvtssagfönMv. 
Im  allgemeinen  herrscht  freie  Advokatur 
und  Anwaltszwang,  aber  keine  Residenz- 
pflicht ;  Gebührentarife.  Auwaltskammern 
und  Ehrengerichte  sind  unbekannt;  armen 
Parteien  winl  eiu  Pfliohtanwalt  bestellt  und 
dieser  aus  öffentlichen  Mitteln  honoriert. 
Advokatur  und  Magistratur  ergänzen  sich 
gegenseitig.  —  Es  giebt  in  Norwegen 
(»3  Advoeater  der  höchsten.  707  Sagföiviv  der 
beiden  untereu  Instanzen. 

10.  In  der  Schweiz  ist  das  Ffirspiveher- 
wesen  einheitlich  nicht  geregelt,  insofern 
Art.  33  der  Bundesverfassung  besagt:  '•Den 
Kantonen  bleibt  es  auheimgegtellt.  die  Aus- 
übung der  wissenschaftlichen  Berufsarten 
von  einem  Ausweise  der  Befähigimg  ah- 
liäugig  zu  macheu. 

Infolge« lessen  herrscht  im  Lande  eine 
ausseronlontlicho  Verschiedenheit;  in  Uri 
ist  der  Fflrspiveher  Beamter:  <-r  winl  von 
der  Ijandesgemeinde  auf  Zeit  gewählt;  in 
andeivn  Kantonen  bedarf  es  eines  amtlichen 
Patentes  (Bern.  Luzern,  Fiviburg.  Solothurn. 
Aargau,  Thurgan.  Waadt.  Neufchatel  Genf): 
sonst  walt*>t  völlig*'  Freiheit ,  s*»  «lass  jeder 
unbescholtene  Mann  Mandate  Rliernehineu 
darf.  Eiu  Auftreten  vor  den  Vermittelungs- 
ämtern  ist  fast  überall  untoi-sagt.  in  Appen- 
zell J.  R.  ist  ein  solches  bei  Steifigkeiten 
unter  Kantonsbürgera .  in  Aargnu  bei  <  Ob- 
jekten unter  21  Mi  Fr.  nicht  gestattet.  Bis- 
weilen darf  der  Fürspnvher  eines  Kantons 
nicht  in  einem  andeivn  Kantone  plaidieivn. 
doch  winl  auch  «lies  meistens  stillschweigend 
erlaubt. 

Dieser  allgemeinen  Freiheit  gegenüber, 
welche  den  Anwa'tszwang  nur  in  äusserst 
beschränktem  Umfange  kennt,  wenlen  An- 
sprüche auf  Vorbildung  nur  in  einigen  Kan- 
tonen erhob« mi.  zwei-  oder  dreijährige*  Uni- 
versitätsstudium.  «'in  (in  Bern  zwei)  Examen 
vor  dem  Obergi'rieht.   Arbeiten   bei  einem 


ordentlichen  Gerichte  können  einen,  I'iiwür-  Anwalt  oder  Ihm  andeivn  Behörden,  in  Genf 
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iiii'l  im  Waadtlande  «Iii»  Erlangung  des 
Doktonliplnnis.  Diw  Anfonh'rungen  w«>nlen 
in  der  französischen  Schweiz  un«i  in  T«.«ssin. 
v<m  <l.-ntsi:h<'U  Kantown  iu  Born  und  Luzern 
»•rh<iKn.  Kinip-  Kantone  IihIm'U  Taxen, 
w.-ldi«-  aber  nicht  allgemein«'  Anwendung 
zu  finden  scheini-n :  im  übrigen  eiitschei«len 
bei  Gebührenstivitigkeiteii  die  Gcrichts- 
piäsMeiiten  oder  es  treten  die  Anwalts- 
vereine  mit  ihren  festen  Silt/..-n  »  in.  Dies«- 
Ven-in«-.  welche  auf  Gruwl  fn-i«r  Vereini- 
gung /..  B.  in  Zürich  liestehcn.  ül>i>n  beim 
Kehlen  sonstiger  Vorschriften  eine  gi-wisse 
Disziplin  fd»er  iln*»>  Mitglie«lor  aus.  Einige 
Kanton. •  ford«-rn  die  Hinterlegung  von  Kan- 
tion« n.  z.  Ii.  Solotluun  in  Höhe  von  »Kux»  Fr. 

11.  in  Spanien  Im  ruht  die  Organisation 
der  Anwalts«  haft  auf  der  Civilprozessoni- 
iiiiiik  von  lssi  und  einer  Verordnung  von 
lssd:  ihre  Mitgli»?«k*r  teilen  sieh  nach  fran- 
zösischem Muster  in  abogados  und  procura- 
doivs:  als  eine  Klasse  der  erstenn  fuii- 
gien-n  Hegieruugs-  und  Annenanwält'':  diese 
vv.  iileii  den  für  arm  erklärten  Parteien  zu- 
geordnet, können  übrigens  aueli  and«-iv 
Mandate  übernehmen,  sind  aber  von  der 
nicht  unerhehliehen.  der  Höhe  nach  b«>zirks- 
weise  verschiedenen  Immatrikulntiousgchühr 
U-freit.  Die  Vorbildung  ist  für  alle  Klassen 
ilie  gleiche:  ein  zeitlich  unumschränktes 
I  nivei-sitatsstudiuin  in  sechs  Gruppen  mit 
liestimmten  Zwaugskollcgicn,  je  ein  Ten- 
tamen  nach  Alisolvierung  einer  jeden  Gruppe 
und  ein  Lizentiateuexameii  nach  beendetem 
Studium.  Hierauf  wird  durch  EinschreiU-ii 
bei  einein  A«lvokatenkollegiuin  und  Zahlung 
der  eoiitrihucion  «lie  lVivchtigung  zur  An- 
waltschaft  erworlien.  Im  allgemein«ii  heiTscht 
Anwaltszwang  mit  Ausnahme  der  Verhand- 
lungen vor  den  MimizipalgtTichtcu ;  der  An- 
walt darf  nur  in  dem  Bezirke  desjenigen 
KohVgii  auftreten,  hei  dem  er  immatrikuliert 
ist.  Beide  Klassen  ImIm-ii  licispielswoisc  go- 
tiviinte  Vorstilnde.  welche  «.-ine  gewisse 
Disziplinargewalt  ausüben  ;  besondere  Ehren- 
gerichte giebt  es  alter  ni«ht.  Vcrtrags- 
mässige  Abn'den  filier  die  G<-hühn-n  sind 
unzulässig:  die  höhere  Klasse  hat  einen 
Tarif:  gegen  die  Liquidationen  der  prociira- 
don-s  ist  der  TW.es.sweg  zulässig. 

Wie  in  allen  Ländern  mit  rasch  wech- 
selnden politischen  Gewalten  findet  ein  leb- 
hafter Austausch  in  den  Stellungen  zwischen 
Anwalt  und  Staatsbeamten  statt:  dass  ab- 
tretende Minister  die  Auwaltschaft,  aus  der 
sie  hervorgegangen,  wieder  aufnehmen,  ist 
ein  sehr  gewöhnliches  Vorkommnis.  Aus 
gleichen  Gründen  ist  die  Zahl  der  Anwälte 
eine  ausnehmend  grosse.  So  giebt  es 
allein  im  Bezirke  von  Madrid  bSSr.i  abogad««s 
und  prfK iinvlores;  von  ersteren  prakti- 
zieren los?  gar  nicht:  von  dem  Beste  halten 


ö76  enntribucion  gezahlt.  1  :t* »  sind  a.  de 
povoivs. 

12.  Das  italienische  Gesetz  vom  S.  Juni 
]s>74  ist  insofern  dem  französischen  Systeme 
nachgebildet,  als  es  die  früher  dargestellten 
■zwei  Klassen  der  Anwälte  geschaffen  hat, 
[die  avvocati  (avocats)  und  die  pmciiratori 
(avoues);  dh'  erst«'  Klasse  muss  den  Doktor- 
|  grad  erlangt  haben,  sodann  folgt  eine  zwei- 
i  jährige  praktische  Ausbildung,  und  endlich 
i  ist  «'in  Exam«-n  vor  einer  Staatskoinniission 
'  zu  absdvieren.    Das  letzten-  müssen  auch 
die  procuratori  bestellen;  vorher  ist  eine  ge- 
,  ringen-  l'nivei'sitätsbildiing  und  eine  mehr- 
jährige praktische  Ausbildung  erfonlerlieh. 

Es  herrscht  Anwaltszwang,  jedoch  nicht 
in  geringfügigen  und  in  Handelssachen  :  die 
Zahl  «1er  Anwälte  ist  unb«>sclu~äiikt.  die  erst«' 
Klassi-  kann  im  ganzen  Königreich  nuftivMi. 
«lie  Mitglieder  <I«t  zweiten  nur  in  «lein  Orte, 
wo  sie  Kesiih'iiz  genommen  IihIhmi.  Die 
avvocati  «dnes  Bezirks  bilden  ein  «onsiglio 
ilell'  ordine.  «lie  pi-nciiratori  ein  «-onsiglio  «Ii 
diseiplina.  Beide  Bäte  führen  die  Aufsicht 
üIh'i-  ihre  Standesgi'iiossen ;  sie  können  Ver- 
weise erteilen,  mit  Suspension  bis  zu  b 
Monaten  und  lAschung  in  der  Matrik«'!  I«'- 
st  rufen.  Sch  I  techm  nun. 


Anzugsgeld. 

1.  Begriff.  —  Das  A.  als*  Territuiialabgube. 

2.  Dan  A.  uls  Lukalabgaln'  bei  Aufnahme 
von  Bürgern.  ä.  Das  A.  I«  i  Aufnahme  von 
Beisassen.  —  4.  Das  A.  im  19.  Jahrhundert. 

1.  Begriff.  —  Da**  A.  als  Territorial  - 
abgäbe.  Puter  Anzugsgeld  ist  diejenige 
Abgälte  zu  verstehen,  welch«'  ehemals  Kivmde, 
die  in  «.'inem  Lande  sich  niederlassen  oder 
in  einer  Stadt  als  Bürger  bezw.  Beisassen 
oder  in  einer  Dorfgemeinde  als  Gcmeiude- 
mitgliifler  (Nachliarn)  aufgenommen  zu 
wurden  wünschten,  für  «liese  Niederlassung 
1h>zw.  Aufnahme  zu  cutrichten  hatten.  Das 
Anzugsgeld  erscheint  daher  sowohl  als 
Territorial-  wie  als  I /ikalahgalic.  Die  Höhe 
<h\ss«'llien  war  in  «len  einzelnen  lilmlern 
und  <  )i1en  und  zu  den  vei-s«  hiedeuen  Zeibm 
s«-hr  veischiedeu  lienu'ssen  und  wunle  dim-h 
«lie  l<an«l«-sges«'tze  und  Ortsstatuteu  (Stadt- 
gesetze, W«'ichbUdsn'cht  etc.)  bestimmt. 

Die  li«-n-chtigungen,  weh  he  aus  Zahlung 
d«.-s  Auzugsgi'ld.-s  erwiK.-hsen.  licstandeii  zu- 
nächst über.dl  in  d«'iu  Beeilte,  in  dem  betr. 
Lande  «xler  <  »rt«'  wohnen  und  all  derjenig«-n 
(ien.'ehtsameu  sich  erfn»uen  zu  «lürfeu.  <li«' 
aus  «li-ui  bez.  rnteilhanen-.  Büig«-r-  «nler 
Einwohnerverhältnis  eut.spran.gen.  Im  ein- 
zelnen haU'ti  jedoch  di«>  bürgerliehen  Hechte 
und  Verbindlichkeiten  mannigfache  V.-räii«!«  - 
rungeu  im  Ivuife  der  Zeit  (vu  allem  durch 
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die  Veränderungen  der  Grundlagen  der 
Stadt Verfassung)  erfahren  und  hingen  natur- 
gemäss  auch  von  der  Stellung  ab.  welche 
den  nach  Entrichtung  des  Anzugsgeldes 
Aufgenommenen  in  dem  I^ande  oder  der 
Sta<lt  zugewiesen  wurde  (vgl.  unten  suli  2 
und  3). 

Das  zur  Aufnahme  in  den  Staat  gezahlte 
Anzugsgeld  floss  in  die  Staatskasse,  die 
Ixikalaligalie  in  die  städtische  oder  Gemeinde- 
kasse.  — 

Als  Territorialabgabe  hat  das  Anzugs- 
gold nur  geringe  Bedeutung.  Es  verschwand 
mehr  und  mehr,  als  die  Regierungen  von 
dem  Bestreiken  sieh  leiten  Hessen,  das  An- 
wachsen der  Bevölkerung  nach  Möglichkeit 
zu  fönlern.  Nur  von  den  Juden  wurde 
diese  Abgälte  unter  dem  Namen  - Rozeptions- 
geld<  lauge  Zeit  und  oft  in  recht  hohen 
Beträgen  weiter  erhöbet),  weil  die  I^andes- 
regienmgen  die  Einwanderung  der  Israeliten 
vielfach  zu  hemmen  bemüht  waren  (s.  den 
Art.  Juden). 

2.  Das  A.  als  Lokalabgabe  bei  Auf- 
nahme von  Bürgeln.  Vorwiegend  liegegnen 
wir  dem  Anzugsgelde  als  Ijokalahgahc  bei 
der  Bürgeraufnahme.  Ursprünglich  freüich 
fehlte  sie.  Es  gab  anfangs  keinen  Unter- 
schied zwischen  Bürgern  und  Nichtbürgern. 
Jeder  Fremde,  welcher  in  eine  Stadt  zog 
und  die  bürgerlichen  leisten  trug,  wurde 
als  Bürger  l>etrachtot.  Notwendig  war  nur 
die  Angesessenheit  oder  der  Besitz  von 
Grund  und  Boden.  So  waren  und  hiessen 
alle,  die  Freien  wie  die  in  Grund  und  Boden 
angesessenen  Hörigen:  burgenses,  urbani, 
civitatenses,  cives  oder  Bmger  als  in  einer 
Burg,  urbs,  civitas  Wohnende.  Erst  später, 
seit  dem  Siege  der  Zünfte,  änderte  sich 
dieses.  Musste  man  ursprünglich,  um  voll- 
lierechtigter  Bürger  zu  sein,  nur  eine  häus- 
liche Niederlassung  haben,  in  der  Stadtmark 
wohnen  und  daselbst  einen  eigenen  Rauch 
haben,  war  somit  die  Bürgeraufnahme 
ein  Aufnehmen  in  die  Stadtmarkgemeinde 
(so  noch  nach  dem  Weistum  der  Schöffen 
zu  Magdeburg  aus  dem  13.  Jahrhundert), 
so  vertrat  später  die  Aufnahme  in  eine  Zunft 
die  früher  notwendige  Ansässigmachung. 
Konnte  ehedem  die  Aufnahme  auch  still- 
schweigend vor  sich  gehen,  so  forderte  man 
jetzt,  nachdem  die  Stadtmarkgenossenschaften 
zunftartig  abgescldossen  wäret),  eine  förm- 
liche Aufnahme  ins  Bürgen-echt. 

Bei  dieser  Bürgeraufnahme  wurde  nun 
eine  Aufnahmegebühr  (Aufnahmsgeld,  Ein- 
zugsgehl, Bürgergeld,  Bürgerrechtsgebühr, 
Burma]  etc.)  erhoben.  Zuerst  begegnen  wir 
dieser  Abgabe  in  dem  Stadtrecht  von  Mede- 
l«ach  vom  Jahre  11 65,  später  überall.  Zu- 
meist bestand  dieselbe  in  (Jehl.  Die  Höhe 
des  Betrages  war,  wie  schon  erwähnt,  sehr 
verschieden.    In  Um  wurden  anfangs  2, 


später  3  Gulden,  in  Esslingen  2  Gulden,  in 
Zug  11  — 12  Gulden,  in  Basel  im  11.  Jahrh. 
eine  Mark  Silber,  in  Berlin  im  Jahre  1370 
10  Schilling«''  erhoben.  Hie  und  da  aber 
wurde  statt  Geld  Wein  geliefert.  So  in 
Freiburg  im  l'echtlande,  in  Burgdorf,  in 
Hm  etc.  Daher  wurde  hier  die  Aufnahme- 
gebühr auch  vinagium  oder  Weinkauf  genannt. 
Bisweilen  Instand  sogar  das  Bürgergeld  gar 
nicht  in  einem  ein  für  allemal  festgesetzten 
Betrage,  sondern  jeder  neue  Bürgte  musste 
sich  wegen  des  Anzugsgel« les  mit  dem 
Stadtrate  besonders  verständigen.  So  be- 
stimmen z.  E.  «lie  »Gemeine  Willkühr  und 
Statuta  der  Stadt  Rügenwalde'  vom  3.  IV. 
KJ7H  in  Art.  2:  >Der  da  Bürger- Recht 
erhalten  wird ,  soll  nach  seinem  Stand 
und  Nahrung,  welche  er  gebrauchen  wil,  so 
viel  Bürger-Geld  zur  Stadt  Besten  anzu- 
wenden geben,  als  er  mit  E.  E.  Rath  ül>er- 
einkommen  kann,  und  soll  darauf  seinen 
Bürger-Eyd  ablegen«.  (Cf.  A.  F.  Schott: 
Sammlungen  zu  den  Deutschen  Lind-  und 
Stadtivchten.  II.  Teil,  Lpzg.  1773,  S.  71.1 

So  lange  nun  in  den  Städten  lhrnde!  und 
Gewerbe  im  Aufblühen  waren,  suchte  man 
im  allgemeinen  durch  gcrinp:'  Aufnahme- 
gebühr den  Zuzug  zu  befördern,  die  Zahl 
der  Bürger  möglichst  zu  vermehren.  Mit 
dem  Rückgange  gewerbli«-hen  Leiwens  wurde 
meist  die  Ansässigmaehung  durch  h«"m«Mv 
Abgaben  ersehwert.  In  Bern  war  schon 
frühzeitig  «las  Bflrgergeld  auf  300  Kremm 
gestmgen:  allmählich  alier  wuchs  dass«dbe 
mehr  und  mehr  und  betrug  im  17.  Jnlu- 
huinlert.  um  «lie  Ni«^<lerlassung  von  Fremden 
möglichst  zu  hemmen,  1200  Kinnen. 

Die  Ijandesherren  sahen  sich  daher  mehr- 
fach veranlasst,  damit  die  Städte  »desto  «dier 
ponulös  gemacht  würden«,  gingen  unbillig 
hone  Anzugsgoldcr  einzuschreiten.  So  heisst 
es  in  der  Revidirten  Genend-Steur-  und 
Konsumptions-Ordnung.  in  «lenen  Stä«lten 
und  Flecken,  der  Chur-  und  Marek-Branden- 
burg« vom  2.  I.  LSG-!:  Wir  vemehimm 
al»er  auch  mit  ungnädigstem  Missfallen.  was 
massen  die  neuen  Bürger  wider  Unsere 
verschiedene  ernstliche  Verordnungen.  «Imvh 
die  Magistrate  in  einigen  Städten,  ihres 
Eigennutzes  halben,  liey  Gewinnung  des 
Bürger- Rechts  sehr  übersetzet,  auch  von 
den  Gilden  mit  einem  unerzwinglichen  An- 
gelde,  auch  über  dem  mit  kostbaren  Mahl- 
zeiten beschweret,  auch  mancher  junger 
Meister  dadurch  sofort  anfangs  «lermassen 
in  Schulden  vertieffet  werde,  «lass  er  sich 
in  vielen  Jahren  nicht  hinwieder  liberiren 

kau  Wir  wollen  demnach  nicht  allein 

ruserc  desfalls  bereits  ergangene  Verord- 
nungen, als  wann  solche  von  Wort  zu  Wort 
allhier  inseriret  wären,  hiermit  wiederholet 
haben,  sondern  liefehlen  auch  denen  Magi- 
straten  hiermit  l»ey  Vermeidung  Unserer 
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Ungnade  nicht  allein  dir  Reeognition  wegen 
des  Bürger -  Rechts  nach  Unterscheid  der 
Städte  und  der  Personen  auf  ein  erträgliches 
und  zwarten  von  1.  bis  3.  rxler  aufs  höchste 
4.  Thaler  zu  ru  hten,  sondern  auch  mit  Kmst 
darüber  zu  halten,  das  die  neue  Bürger  von 
den  Zünffton  und  Gewerckon  mit  Gelde 
nicht  übersetzet  etc.  ote.<  (('f.  Mylins: 
Corpus  Constitutionum  Marchicarum  IV. 
3.  S.  17M  u.  171.  Vergl.  auch  die  ^Instruc- 
tion vor  alle  und  jede  Kriege*-  und  Stoner- 
<  on„nissarieti  .1.  d.  6.  V.  1712:  Art.  XXVII. 
1.  c  III.  1.  S.  25)3.) 

In  einzelnen  Städten  konnte  durch  Heirat 
das  Bürgerrecht  erworben  oder  doch  hier- 
durch die  Aufnahme  erleichtert  werden.  So 
erlangten  fremde  Fmuen  das  Bürgerrecht 
meist  durch  die  Khe  mit  einem  Bürgorssohno : 
fremd»-  Männer  hingegen  zahlten,  wenn  sie 
die  Tochter  oder  Witwe  eines  Bürgels  ehe- 
lichten, vielfach  nur  die  Hälfte  des  sonst  j 
üblichen  Anzugsgeldes.  Auch  wegen  lie- 
sonderer  der  Stadt  geleisteten  Dienste  konnte 
das  Bürgerrecht  unentgeltlich  verliehen 
wenlon.   (In  Basel.  Ratsbesehluss  von  141s.) 

Im  übrigen  bestand  fast  durchweg  ein 
Unterschied  in  der  Aufnahme  von  Kinge- 
Iforenen  (civesoriginarii.  necessarii.  naturales), 
also  Bürgerskindern,  und  Fremden  (cives 
recopti.  novi).  Jene  hatten  in  vielen  Städten 
gar  keine  Aufnahmegebühr  zu  entrichten,  in 
anderen  einen  erheblich  geringeren  Betrag 
als  diese  zu  zahlen. 

Neben  diesem  Anzugsgeldo  im  engeren 
Sinne  wurden  verschiedentlich  auch  noch  I 
andere  Abgalten  Itei  der  Krwerbung  des  I 
Bürgerrechts  erholten.  So  mnssteii  in  Base] 
im  14.  Jahrhundert  ausser  der  einen  Mark 
Silber  nicht  unerhebliche  Beträge  an  den 
Bürgermeister  und  Obcrznnftmeister,  an  die 
Ratsherren,  Zunftmeister.  Schreiher,  Rats- 
kiiechte  und  Wachtmeister  gezahlt  worden. 
In  anderen  Städten  war  es  üblich,  von  den 
Ncuaufzunchiiiondcii  Beiträge  zum  Besten 
der  Kirchen  und  milden  Stiftungen  (unter 
dem  Namen  Heiligengelil  oder  Gottospfonnig) 
oder  zur  Armenkasse  oder  zum  Unterhalte 
von  Polizeianstalten.  wie  z.  B.  der  Feuer- 
lösehgerätsehafton,  zu  fonlern. 

8.  Dan  A.  bei  Aufnahme  von  Bei- 
sassen. Ursprünglich  gab  es.  wie  wir  her- 
vorgeholten halten,  in  den  Städten  keine 
Einwohner,  welche  nicht  Bürger  gewesen 
wären.  Allmählich  waren  jedoch  infolge 
des  Aufschwungs  der  Städte  und  lies  in 
ihnen  herrschenden  freien  Verkehrs  freie 
und  hörige  Leute  luer  zusammengeströmt, 
welche  kein  vollU-roehtigtes  fivies  Besitztum 
erworlten  hatten  und  daher  auch  nicht  ins 
Bürgerrecht  aufgenommen  worden  konnten. 
Diesse  Hessen  sich  auf  dem  Besitztume 
eines  Staatsbürgers  oder  der  Stadtgemeinde 
selbst  nieder  und  hiessen  im  Gegensätze  zu 


den  eigentlichen  Bürgern :  Beisassen,  Hinter- 
sassen, Schutzbürger.  Sie  gehörten  wohl 
zur  Gemeinde.waren  al>or  keine  Markgenossen. 
Auch  nach  dem  Siege  der  Zünfte  gab  es 
neben  den  volllioreehtigton  Bürgern  Ge- 
moindeangehörigo.  welche  zur  Bürgerschaft 
»licht  zählten.  Es  waren  das  alle  jene 
Gewerbsleute  und  Einwohner,  die  in  keine 
ratsfähige  Zunft  aufgenommen  waren.  Auch 
diese  Beisassen,  Hintersassen,  Pfahlbürger 
waren  Bürger,  aber  sogen,  geringere  Bürger, 
Kleinbürger.  Dieses  Beisassenrecht  wurde 
dalier  wie  in  früherer  Zeit  so  noch  bis  in 
dieses  Jahrhundert  hinein  vielfach  kleines 
oder  nicht  volles  Bürgerrecht  im  Gegensätze 
zum  grossen  oder  vollen  Bürgerrechte  (ins 
civitatis  plenum  et  minus  plenum)  genannt. 

Die  Aufnahme  in  das  Beisassonreeht  ge- 
schah nun  im  wesentlichen  ebenso  wie  in 
das  volle  Bürgen-echt.  Auch  hier  war  ein 
Anzugsgold  zu  entrichten,  welches  jedoch 
niedriger  bemessen  war  wie  jenes  für  Bürger. 
Deutlich  tritt  das.  um  von  anderen  Beispielen 
hier  abzusehen,  in  «lein  Rezess  des  hambur- 
gischen Rats  mit  der  Bürgerschaft  vom 
Jahre  HS03  hervor.  Ks  heisst  dort  in  Art. 
LVII:  »Welcher  Mann  unser  Bürger  will 
werden,  soll  vor  der  Hand  gelolien.  dass  er 
sich  hier  zur  störte  setzen  will,  sonst  soll 
man  ihn  vor  keinen  Bürger  annehmen  noch 
halten,  auf  das  andere  unsere  Bürger  durch 
Missbrauch  in  dieser  Stadt  Privilegien  und 
Gerechtigkeiten  unverkürzot  bleiben,  es  ist 
auch  verabscheidet,  dass  diejenigen,  die  nach 
diesem  Tage  in  dieser  guten  Stadt  wollen 
Bürger  werden,  und  einen  ansehnlichen 
Handel,  es  sey  mit  Tüchern.  Krämeivy  und 
Kässhandlung  oder  was  Nahmen  es  sonst 
haben  mag  treilien.  und  führen  wollen,  oder 
offene  Keiler.  Boden  und  Fenster  halten, 
der  soll  fünfzig  Reichsthaler  vor  die  Bürger- 
schaft geben  und  entrichten,  die  alter  einen 
gemeinen  Handel,  als  sie  mit  Ilöekerey. 
Krügerey  und  was  sonst  des  gemeinen 
Handels  seyn  mag,  führen  oder  einen  Ampt 
gebrauchen  will,  der  soll  zwanzig  Markstücke 
und  nicht  ringer  davor  bezahlen,  was  aber 
vor  Leute  inid  Bürger  sollen  angenommen 
worden,  stehet  noch  zu  fernem  Bedenken 
eines  ehrbaren  Raths  und  verordneten  Bürger 
etc.  etc. 

Während  also  hier  für  das  grosse  Bürger- 
recht ein  Anzugsgeld  von  ~A)  Reiehsthalern 
gefordert  wurde,  genügte  für  das  kleine  l>e- 
scluänkto  Bürgerrecht"  ein  Anzugsgeld  von 
2t)  Markstücken. 

Wie  aber  das  erstere  honoris  causa  ver- 
liehen werden  durfte,  so  konnte  auch  das 
Beisassenrecht  zur  Anerkennung  für  geleistete 
Dienste  unentgeltlich  übertragen  werden. 

4.  Dan  A.  im  19.  Jahrhundert  Während 
seit  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  eine 
grössere  Freiheit  der  Bewegung  der  Bevölke- 
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rung  dtin-h  die  landesherrliche  Gesetzgebung 
mehr  und  mehr  eingeräumt  wunle.  suchten 
andrerseits  die  Städte  -  vorwiegend  aus 
Furcht  vor  einem  zu  starken  Anwachsen  der 
Armenlast  —  die  Niederlassung  zu  erschworen 
oder  doch  an  den  alten  erschwerenden  Be- 
dingungen festzuhalten.  Dieses  tritt  besonders 
in  der  Gomeindogesotzgebung  der  mittleren 
und  kleiueivn  deutsehen  Staaten  seit  den 
zwanziger  Jahren  dieses  Jahrhunderts  hervor, 
wo  wir  im  wesentlichen  densellien  Bestim- 
mungeu  liegegnen,  die  wir  aus  der  früheivn 
Zeit  kennen  gelernt  haben.  Wie  einst  die 
Gemeindemitglioder  in  Bürger  (Vollbürger) 
und  Beisassen  zerfielen,  so  schied  man  auch 
jetzt  in  den  meisten  Staaten  Gemeinde- 
bürger ( A  k  ti  vbürgor)  1  uid  ( iemeindeangehorige 
iHoimatHbeivchtigte).  Für  den  Erwerb  der 
Gemeiiideang.'hörigkcit  und  des  Gemeinde- 
bürgerrechts  musste  ein  Anzugsgeld,  eine 
Aufnahmegebühr  entrichtet  werden.  Wollte 
der  Neunnziohende  auch  an  den  Gomeinde- 
nutzungi-n  teilnehmen,  so  war  dazu  oft  die 
Zahlung  eines  besonderen  Kinkaufsgcldos 
notwendig.  (Vergl.  Hann.  Städteonlnung 
S»§  2*  und  37:  kurh.  Gcmcindeordming  S,}}'  23 
-24  und  31:  hnyer.  G.  vom  16.  1\\  I.KliH. 
Art.  Sf..  Gemeinileonlnung  Art.  2of. :  Württ. 
G.  vom  4.  XII.  1*33.  Art.  29— Hl :  had.  G. 
vom  31.  XII.  1*31.  t| 55  12,  30  etc.  etc.)  — 
Anders  gestaltete  sich  die  liez.  Gesetz- 
gebung in  I'renssen.  Hier  war  nach  Auf- 
hebung der  ErbunterthJlnigkeit  und  Ein- 
führung der  Gcwcrl»ofreih«'it  praktisch  die 
Freizügigkeit  lange  In-günstigt.  wenn  auch 
noch  nicht  gleich  anfangs  durch  die  Gesetz- 
gebung ausreichend  gen 'gelt.  Feste  Rechts- 
normen erteilte  erst  das  G.  vom  31.  Dezomlier 
1K42  (G.  S.  1S43,  S.  :.ff.)  filier  die  Auf- 
nahme neu  anziehender  Personen.  In  £  1 
dieses  Gesetzes  wunlc  liestinuut.  doss  keinem 
selbständigen  pn-ussischon  l'nterthanen  an 
dem  Orte,  wo  er  ein«»  eigene  Wohnung  oder 
ein  1'nterkoinmen  sieh  selbst  zu  verschaffen 
im  stände  sei.  der  Aufenthalt  verweigert 
oder  durch  lästige  Bedingungen  erschwert 
wenlen  dürfe.  Mit  diesem  sehr  bestimmt 
ausgesprochenen  Prinzip  brach  freilich  die 
kommunale  Gesetzgebung  der  Jalire  lM.r)3 — 
1S56  duii'h  Gestattung  der  Erhebung  eines 
Anzugsgoldos:  den  Städten  der  ganzen 
Monarchie  und  den  Landgemeinden  West- 
falens und  der  Hhciuprovinz  wtmle  das 
Hecht  erteilt,  duivh  Gomoindoboschluss  unter 
Genehmigung  der  Bezirk  sregiening  ein  Ein- 
zugsgeld zu  fordern,  und  von  dessen  Ent- 
richtung die  Erlaubnis  zur  Niederlassung 
und  zum  fem.ivn  Aufenthalte  abhängig  zu 
machen.  Die  Befugnis  zur  Erhebung  dieser 
Abgabe  wunle  alier  liereits  durch  die  Gesetze 
vom  14.  Mai  lstjo  (G.S.S.  2.17)  und  21.  Juni 
1S«1  IG.  S.  S.  440)  in  Einzelheiten  Ksehränkt. 
dann  durch  G.  vom  2.  März  1H67  (G.S.S. 
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361).  lietr.  die  Aufliebung  der  Einzugsgelder 
und  gleichartiger  Kommunalabgaben,  gänzlich 
aufgehoben.  — 

Im  Wege  der  Keiehsgesetzgebung  sind 
nunmehr  die  Grundsätze  des  preussisehen 
Niederlassungsrechts  auf  ganz  Deutschland 
ausgedehnt  worden.  Das  Roiehsgesetz  ütx-r 
die  Freizügigkeit  vom  1.  November  1  iSGT 
(Bundes-G.-Bl.  S.  f>5)  gewährt  jedem  Reiehs- 
gehorigon  das  Recht,  innerhalb  des  Reichs- 
■bietes  an  jedem  Orte  sich  aufzuhalten  oder 
niodorzulasson,wo  er  eine  eigene  Woluumgoder 
ein  rnterkommen  sich  zu  verschaffen  im 
stände  ist  und  an  jedem  Orte  Grundeigentum 
aller  Art  zu  erwerben  (s.  d.  Art.  Freizügig- 
keit). Keine  Gemeinde  ist  befugt,  von  Neu- 
anziehendon wegen  des  Anzugs  eine  Abgabe 
zu  erheben.  Wohl  ist  auch  nach  einigen 
neueren  Gesetzen  die  Zahlung  eines  be- 
sonderen Bürgerrechtsgeldes  für  die  Auf- 
nahme in  den  Bürgerverl «nd  oder  die  Ent- 
richtung eines  Einkaufsgoldes  für  den  Mit- 
genuss  der  sogenannten  indirekteu  Vor- 
teile des  Gemeindevennögens  vorgeschrieben 
(Pivusscn:  Reskr.  d.  Min.  d.  Inn.  vom  26.  IX. 
1n74  [Min.-Blatt  d.  i.  Venv.  1S74,  S.  237]: 
Sachsen  :  Rev.  Städteonlnung  $  21 ;  Hessen: 
Städteordnung  Art.  7  "j,  I,andgemoindeonlnung 
Art.  63  etc.  etc.),  allein  wegen  der  blossen 
Niederlassung  darf  ein  Anzugsgeld  nicht, 
mehr  gefordert  wenlen. 

,  Lltterator:  Etnenhart.  Wmurh  rinrr  Anleitung 
:nii)  <ltut*tl>cn  Sitidt-  und  Jiihyi nvchu,  Itmun- 
»chirruj  IT'Jl.  —  «m  Mattrcr.  (imrfiirhtr  il>r 
Si.iiltm  rfoKKiiiui  in  DriiUrhhxml ,  j  IM'.,  Er- 
Ituujrn  /<V6'y — 71;  hr*ntidrr*  IM.  1  und  ff,  >'. 
7  V' ff-  -  Art.  »Rilrtjuru  in  Helfeid*,  fir/rr- 
turinm  mtlr  prarficum  jurix  prirttti  imfxrii 
/i'<i/M>ino-(>Vrm<iN/W,  IM.  I,  S.  'uriff,,  Jrn>i  17~>-i. 
—  Art.  »Anzutj*<tcldn  <l*U:j  in  Effch  nw1 
Gruber.  Ali<j<m,i„r  Kucnkl'^MU,  IM.  IV.  S. 
■t7".  hifzitj  is.'O.  -  -  tieora  Meyer.  Ishrburh 
<h,  ,tr„t,rhet,  Sl»»t*rreht*.  Utptüj  l*7S,  S.  17? f. 

Ltultrig  Hinter. 


Apanage. 

Seit  der  Mitte  des  13.  Jahrli.  bildete  sich 
in  Deutschland  unter  mmanistischem  Ein- 
flusse  die  Auffassung  der  IjamlesheiTlichkeit 
als  eines  |tolitischen  Realrechts  und  damit 
ihrer  Vererblichkeit  und  iln-er  Teilbarkeit  in 
Vererlningsfälleii  nach  privatn'chtlichen 
Grundsätzen.  Die  Rückkehr  zu  dem  staats- 
;  rechtlichen  Grundsätze  der  1'nteilKirkeit  der 
:  Lmdeshoheit  wunle  angekihnt  durch  die 
goldne  Bulle  Karls  IV.  (13f»6).  und  die  von  ihr 
fiu-  die  weltlichen  Kunvürdcn  und  Kiirlande 
ange«.mlnete  Primogenituronluung  gelangte 
bis  zum  Al>lauf  des  17.  .lahrh.  für  alle 
deutschen  Fürstentümer  zu  unbestrittener 
Geltung.    Damit  machte  sich  eine  Für>f»rge 
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für  die  durch  die  Primogenitur  von  der 
Erbfolge  ausgeschlossenen  Glieder  der  landes- 
herrlichen Familien  notwendig.  Schon  die 
goldene  Bulle  bestimmt  (eap.  27t  §  ">) :  (jui  (pri- 
mogenitus  eleetor)  tarnen  apud  alios  fratres  et 
sorores  se  dementem  et  pinm  exhibebit 
continuo  iuxta  datain  sibi  a  Deo  gratiam  et 
inxta  suum  l>eneplaeitum  et  ipsius  patrimonii 
facultates.  Während  für  die  an  der 
Immobiliarerbfolge  ohnehin  nicht  beteiligten 
Töchter  durch  Naturalunterhalt,  Nadelgelder, 
Aussteuer  und  Mitgift  gesorgt  wurde,  bot 
sich  für  die  Söhne  in  geldarmer  Zeit  als 
das  nächste,  an  die  ältere  Erbteilung  sich 
aidehnende  Mittel  die  Abfindung  i  n  L  a  n  d 
und  Leuten  mit  ^schränkten  Rogierungs- 
reehten  unter  <  )berhoheit  des  Erstgelornen 
(ähnlich  dein  Verhältnis  der  sjiätereii  Standes- 
herren): die  fortschreitende  wirtschaftliche 
und  Rechtseiitwicklung  führte  zur  Aus- 1 
sotznng  von  Goldrenten,  auch  wohl  mit 
Naturalbezügen  verbunden.  Seit  dem  17. 
Jahrh.  kamen  die  dein  französischen  ]>ehn- 
rechte  nicht  ganz  ziitrcffend  entnommenen  . 
Bezeichnungen  raragium  (Abfindung  inj 
Land)  und  Apanagium.  Ajianage  (Geld- j 
rente)  in  Aufnahme ').  Da«  das  Prinzip  der 
Primogenitur  durchbrechende,  zu  grossen 
Unzuträglichkoiten  führende  Institut  der  Par- 
agien  gehört  der  Reehtsgoschichte  an,  das 
letzte  Paragium,  die  kontrovorsenreicho 
Rothenburger  Ojiart.  ist  nach  Aussterben 
der  paragierteii  Linie  1S.U  an  Kurhessen 
heimgefallen :  Reminiszenzen  liestehen  fort 
in  Rcuss  (Köstritz)  und  Waldeck  (Bergheim). 
Die  Apanage  wurde,  nachdem  die  Vorstellung 
von  einem  den  nachgehornon  Söhnen  an 
der  Staate  erlasseiischaft  zustehenden  Pflicht- 
teile (Testament  des  Kurfürsten  Georg  L 
von  Sachsen  16">2!)  verlasen,  auf  einen  An- 
spruch dersellwii  auf  stand«<sp'mässc  Ver- 
sorgiuig  zurückgeführt,  die  Höh«1  der  Apanagen 
wurde  festgestellt  durch  letztwillige  Anord- 
nung, Familienvertrag,  Herkommen,  in  Streit- 
fällen durch  Entscheidung  der  Reichsgerichte 
nach  Billigkeit,  vgl.  ölten  goldene  Bulle.  Viel 
erörtert,  meist  bejaht,  wunle  die  Krage,  ob 
die  Abnagen  zu  erhöhen  seien  bei  nachträg- 
licher Vermehrung  der  Einkünfte  desKamilien- 
hauptes.  Aus  der  Apanage  hatte  der  Ajwina- 
gierte  die  Kosten  des  eignen  Unterhalts,  j 
seiner  Hofhaltung  und  der  Erziehung  und  I 
Versorgung  seiner  Kinder  zu  bestreiten.  J 
Sie  war  im  Mannesstamme  aus  el>enhürtiger 
Ehe  vererblich  und  fiel  bei  dessen  Erlöschen 
an  das  Familienhaupt  zurück ;  der  An- 1 
teü  eines  aussterbenden  Zweiges  einer  apana- 
gierten  Linie  wuchs  den  übrigen  Zweigen 
dieser  Linie  zu.  Das  gleiche  Zuwaehsrocht  j 
zu  gunsten  der  ührigen  Glieder  der  Linie 
trat  ein.  wenn  nach  Aussterben  der  erstge- 
bornen  Linie  ein  Apanagicrter  zur  Regie- 
rungsfolge kam.  auf  welche  durch  Annahme 


der  Apanage  nicht  verzichtet  wurde.  Hin- 
künfte aus  eignem  Vermögen,  Besoldungen 
u.  dg],  wurden  nur  ausnahmsweise  (geistliche 
Pfründen  in  einigen  kathol.  Fürstenhäusern) 
auf  die  Apanage  angerechnet.  EIkmiso  aus- 
nahmsweise war  die  Abnage,  austatt  fester 
Geldreute  für  jeden  Stamm,  auf  eine  Quote 
der  Einkünfte  des  Regierenden  festgesetzt, 
so  noch  in  Reuss  j.  L.  nach  Hausvertrag 
von  1090  (l  h  der  Domäneneinkünfte  dem 
Regierenden  vorweg,  der  Rest  zwischen  ihm 
und  den  übrigen  Prinzen  nach  Stämmen 
g»neilt). 

Nach  Auflösung  des  Reiche*  ist  das  In- 
stitut der  Apanage  in  das  Familienrecht  des 
hohen  Adels  (der  Souveräne  und  Mediati- 
sierten)  ül»ergegangen  uud  vielfach  durch 
Hausgesetze  neu  geregelt  worden.  Das  war 
in  den  souveränen  Häusern  vornehmlich  ge- 
boten durch  die  schärfere  Scheidung 
zwischen  den  Domänen  (s.  d.)  und  dem 
Privatvermögen  des  I*indcsherra  und  sein.-* 
Hauses.  Nur  auf  erstereu  lasten  di»> 
Apanagen,  die  jetzt  überall  auf  Geld I»1- 
züge  (ausnahmsweise  auch  Wohnungsrecht) 
lieschrünkt  sind.  Soweit  forner.  wie  in  den 
meisten  grösseren  Staaten,  die  Domänen  als 
Staatsvermögen  anerkannt  oder  doch  der 
Staatsfinanzverwaltung  unterstellt  worden 
sind.  l>edurfte  es  in  \  orfassungsstaaton  zur 
Regelung  der  Apanagen  wie  der  Civilliste 
(s.  d.)  der  Zustimmung  der  Stände.  Gesetz- 
liche Regelung  ist  erfolgt  für:  Bad.-n,  (J.s. 
v.  21.  Juli  1S;W.  Bavern,  Fami)i«*nstatut  v. 
!).  Aug.  1S19,  vgl.  Ges.  betr.  die  Civillistc 
v.  1.  Juli  1S.U,  (Hannover,  Hausges.  1!». 
Nov.  1X3«),  Meeklenburg-Sch worin. 
Hausges.  22.  Juni  1*21,  -Zusatzverordn.  l.\ 
Okt.  1x72.  Oldenburg,  Hausges.  1.  Sept. 
1X72.  Kgr.  Sachsen,  31».  Dezhr.  1S37. 
S a  c  h  s  e  n  -  ( ■  o  b  u  r  g  u.  G  o  t  h  a .  1 .  März  1  Sf».">. 
Sachsen-A  Iteubiirg,  Ges.  lietr.  das  Do- 
mänen vermögen  v.  29.  April  1X71  $ 
Wal  deck.  Hausges.  v.  22.  April  IN .77. 
Württemberg.  S.  Juni  1S2K  illoheu- 
zollern.  2  t.  Jan.  1821.  Nachtr.  2«.  März 
ixäl).  Ein  Teil  dieser  Gesetze  hat  d»-n 
»den  ]eU»ndigeu  Verhältnissen  und  den  alten 
Familienonlnuugeu  entsprechenden^)  Begriff 
der  Apanagen  als  des  von  dem  Domünen- 
gute  zu  bczalüeudon  v  e  r  e  r  b  1  i  c  h  e  n  standes- 
mässigeu  Einkommens  eines  vaterlosen 
Prinzen  festgehalten,  am  reinsten  Württem- 
berg: weniger  oder  mehr  ist  die  Vercrblich- 
keit  der  Apanagen  und  die  Abhängigkeit 
ihrer  Zahlbarkeit  von  dem  Tode  des  Vaters 
eingeschränkt  in  den  Gesetzen  für  Bayern. 
Kgr.  Sachsen,  WaJdeek:  nur  ausnahmsweise 
gilt  Vcrerbliehkeit  in  Coburg  u.  Gotha.  Damit 
nähern  sich  die  letzteren  Gesetze  denen  von 
Bilden,  Mecklenburg  uud  Oldenburg,  welche 
als  Apanage  für  jeden  Prinzen  des  Haus.s 
eine  mit   seinem  Tode   fortfallende  feste 
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Rente  aussetzen,  deren  Zahlbarkeit  nicht 
mit  (lfm  Tode  des  Vaters,  sondern  mit  dor 
hausgesetzlichen  Volljährigkeit  (Hier  Selb- 
ständigkeit (meist  dem  21.  Jahre)  des  Prinzen 
beginnt  und  deren  Betrag  für  den  Erbprinzen 
und  danach  für  die  nachgeboruon  Söhne 
des  regierenden  Herrn  am  höchstem,  auch 
wohl  für  vermählte  und  unvermählte  Prinzen 
verschieden  normiert  ist.  Wo  dieses  Prinzip 
der  persönlichen  Apanagen  gilt,  sind  auch 
die  gntssjährigen  vaterlosem  Prinzessinnen 
mit  einer  Apanage  bedacht,  die  aber  stets 


trage  des  Gemischen  Hatisvertmges  vom 
11.  Juni  1603.  Aehnlich  in  Saehscn-Mei- 
ningen,  Ges.  v.  20.  Juli  1S71.  Iu  'lern  Ver- 
trage v.  26.  März  lM7.'l,  durch  welchen  Ijjinil- 
graf  Friedrich  von  Hessen  für  sich  und  seine 
Nachkommen  der  Regierung  des  Kurstaats 
zu  Preusscns  Gunsten  entsagt,  ist  auch  die 
Apanagierung  der  landgrüflichcn  Familie  und 
ihrer  Nebenlinien  durch  Pi-eussen  vorgesehen. 
Für  Gssht.  Hessen  vgl.:  Verhandlungen 
des  4.  Undtags  1825*  HO  Beil.  Bd.  2S.  402: 
Verhandlungen   der  II.  Kammer   1  S7<»  7S 


nur  bis  zur  Vermählung  gezahlt  wird  uud  !  Sitzung  v.  22.  Mai  lH7s  und  l^andtagsah- 
im  Betrage  verschieden  ist,  je  nachdem  die ;  schied  v.  3.  Juli  1K7S  4j  6. 

In  Oesterreich-  ( ^  u  g a  r  u  besteht  die 
reiche  Seeundogenitur  Oesterivicb-Esto.  im 
übrigen  entsprechende  Verhältnisse  wie  in 
Preussen  (letztes  Knmdotationsges.  für  *  (ester- 
reich 20.  Dec.  1M.S1J  auf  10  Jahre).  In  Eng- 
land wenlen  neben  der  Civilliste  (für  Königin 
Viktoria  1  Vict.  c.  2)  lebenslängliche  Apa- 
nagen für  einzelne  Mitglieder  des  kgl.  Hauses 
durch  besondiv  Gesetze  aus  Staatsmitteln 
bewilligt,  ebenso  in  Italien  (Verf.-I'rk.  f. 
d.  sardinischen  Staaten  v.  4.  Marz  1*4*  Art. 
19  ff.).  Das  Gleiche  geschah  im  königlichen 
Frankreich  seit  der  Restauration:  filtor 
die  durch  lymis  Philipps  Forderung  höherer 
Apanagen  für  einig.«  Familienglieder  ls:i7 
entstanileiien  politischen  Schwierigkeiten  vgl. 
L.  Blaue.  Histoirede  10  ans,  Bd.  ."»  S.  2l<>, 
Guizot,  Memoires.  Bd.  4  S.  220  ff. 


Prinzessin  im  Hause  der  Mutter  bleibt  od 
nach  Erreichung  eines  gewissen  Alters,  nieist 
2ä  Jahn*,  ein  eignes  Haus  bildet-.  In 
Württemltorg  ist  den  ledigen  Töchtern  eines 
ohne  männliche  Deseendeuz  versterbenden 
Prinzen  eine  beschränkte  Nachfolge  in  dessen 
Apanage,  eingeräumt.  Für  die  Bedürfnisse 
der  Familienglieder,  welche  auf  Apanage 
nicht  Anspruch  haben  (vaterloser  Minder- 
jähriger, wo  die  Apanage  erst  bei  Volljährig- 
keit zahlbar  wird,  lediger  Prinzessinnen,  wo 
die  Ajinnage  im  Mauuesstamine  vererbt  wird, 
Witwen  apanagierter  Prinzen),  wird  nach 
den  Hausgesetzen  durch  >Sustentatiouen 
Erziehungs-.  Nadelgelder.  Wittümer  gesorgt. 

Besondre  Bestimmungen  wenlen  nötig 
und  sind  in  ilen  Hausgesetzen  durchweg 
getroffen  bei  vererblii  hen  Apanagen  für  Gen 
Fall,  dass  durch  Erbteilung  die  einzelne 
Apanage  unter  ein  dem  Bedürfnis  ent- 
sprechendes Minimum  hinabsinken,  bei  per- 
sönlichen Ajwnogen  für  den  Fall,  dass  bei 
grosser  Zahl  Berechtigter  die  Gesamtsumme 
der  Apanagen  das  Staatsvermögen  zu  schwer 
belasten  würde  (Württemberg:  jede  kleinere 
Erbapanage  eines  sechzehnjährigen  Prinzen 
wird  auf  IV MM)  f|.  ergänzt;  Baden:  verhält- 
nismässige Herabsetzung,  wenn  die  Gesamt- 
summe der  Fixa  400000  fl.  übersteigt). 

Die  letzt  willige  Verfügung  über  Erb- 
apanagen  ist  regelmässig  von  Zustimmung 
des  Familieiihauptes  abhängig  gemacht, 
ebenso  der  Verzehr  der  Aj«magen  ausserhalb 
des  Lindes.  Die  Beschlagnahme  zugunsten 
von  Gläubigern  ist  beschränkt,  meistens  auf 
ein  Drittel. 

Im  Kgr.  Sachsen  besteht  eine  dem 
gleichen  Zwecke  wie  die  A|»anagen  dienende 
Seeundogenitur.  In  Preussen  zahlt  der  als 
Eigentümer  der  Domänen  früher  denn  anders- 
wo anerkannte  Staat  an  den  »Kronfidei- 
kommissfnnd  eine  feste  Rente,  (seit  Ges.  v.  20. 
Februar  lss<):  ir>71(>2m"»  Mk.).  aus  welcher 
neben  allen  andren  Bedürfnissen  des  kgl. 
Hauses  auch  die  Apanagen  und  Snstentationen 
der  Prinzen  und  Prinzessinnen  zu  bestreiten 
sind.  Die  Apanagen  sind  rein  persönlich  und 
wenlen  vom  König«'  nach  den  l'niständon 
festgestellt,  stets  weit  über  die  Minimalbe- 


l.ltt<Tatlir!  fun**rr  dr-n  Ilnud-  und  Lrhrliiirhrm 
dr*  ijrltmdrn  ully.  und  drulnrhrn  Stanfnirrld*  und 
(irtilmhiH  l'rirat  recht*  und  den   Wörterbüchern  der 
Staat*-     und     h'rcht*iri»*eu*rhnftrn )  :     Art  tt  ff  f. 
Meier,   t'nrpnr  jur.  Apnnntjii  et  fiii-unii,  Lemno 
17S7. — ./.  Jac.  .Votier,    frut*rbr*  Stnol*- Hecht , 
Xiirnhertj,  *p/itrr  Fmnkfnrt  und  Ixipzii)  !?■'.' — '>-'., 

Bd.  14,  lfd.  >>  s.  am  ff.      Derselbe.  Fmnilien- 

.Stmititrerht  drrrr  leidlichen  Reichexlnndc .  Frk/I. 
u.  L/ii.  17?'),  I  S.  MO  (reicher  Xuchirei*  lütrrer 
LHlrr„t„rl,  auch  II  S.  H.t?.  —  Fischer,  Oe- 
»ehiihte  der  tent*chcn  Erl>f<d<jf ,  Man,,/,.  I77X,  I 
|  S.  l'i.S.  —  Pütter,  Syllotjr  entnm.  iu*  prirntuui 
Principum  i/hmtr.,  liiiltinijeu  l?7i>,  ihirin  II: 
IS.  .}!> )  de  nuijendo  uponiujifi  nticti*  redilibn* 
primoi/rniti.  —  Derselbe,  I'rini'te  liuene  inr.  pric. 
Principum.  Höttinr/en  17M,  f.  4'J  f.  —  Weber, 
Hnndh.  d.  Lehm'.,  Lpi.  18W,  II,  III.  417.  TV, 
Jf  •>-  —  AV  «*■»•#•*:  Dahlmann.  IWitik.s.  Aufl., 
Lpz.  1*47,  S.  !>!>■).  —  Ueffter.  Ilritr.  i.  dr,tt*rhr„ 
Stofilt-  «/»</  Fümlrnr.,  Hrr).  IS^t,  S.  .HH.  -  !><•!•- 
»elbe.  lUr  Soiidrrierhte  drr  muirrnhirn  und 
mrdüiti#irrtrn  Winter  l)tut*fMnnd* ,  llrrl.  I$7I, 
.V. /.V/;,  V',V/;.  —  Kitiber.  Orß'rntl.  A\  t/«-*  drut*chru 

Huudr*,  Frkfl.  IS4»,  i.  ?.:><)  f.  —  LeielM,  Ihm  i:. 
der  FiimilirnfidrikommiMU!,  Ilrrl.  1H68,  S.  .//.».  — 
Hemu  Schulze,  1*1*  II.  'irr  Erxttjrhurt  in  <l. 
Fnr*tsnhöu*er»,  Lpi.  IHM,  S.  371,  S7x.  —  Der- 
HClbe,  lluu*>jr*rt;r  drr  d.  Fürxlrnhantrr,  .f  Hdr., 
Jrnu  I.SOJ — S-1.   —    Iternelbe.    Pmui*.  .Sinnt *r. 

Aufl.,  Lp:.  1HSS,  IUI.  1  S.  41:,.  ■■  MoM. 
Wiirtfr.mh.  Stuot-nr.,  Aufl.,  Tübinyn  1^4",  I 
S.  44  !.  —  PÖZl,  llnirhclt'*  Yfi-fn**nn<jiir.,  Aufl.. 
Miinrhm    1H77.    S.   J17 ,   4»1-    —   A  « *  I  •>  »  d  : 
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—  GneiBt,  EnglUclw*  Vrnrtütuugtr.,  3.  Aufl.,  Brrl. 
18#J,  .V  If'i.  —  Vlbrteh,Üt*trrreichi*chrr  Staattr., 
Bert.  lSSJ,  g  .W.  —  Block,  Dictiontuiir*  de  l'wl- 
minütratioH  fntnruise,  J*  ed.,  l\xrti  IS'.H,  N.  1,'.>. 

—  Fuzter-Hermann.  Repertoire  gfnenü  nlpha- 
bflhique,  Pnrü  mg,  T.  4  S.  ÄW.  —  Biquet, 
Repertoire  de  droit  adminütmtif,  Flirts  IS9S, 
T.  1  S.  57.  Rintelen. 


Apotheken. 

1.  Vorbemerkung.  2.  Gesetzgebung.  3.  Re- 
fonnbestrebungcn.  4.  .Statistik  der  Apotheken  in 
Deutschland.  5.  Die  Ausbildung  der  Apotheker. 
6.  Einrichtung,  Ausstattung  und  Geschäftsbe- 
trieb  der  Apotheken.  7.  Daa  Apothekeuwesen 
des  Auslandes. 

1.  Vorbemerkung.  Das  Anschaffen, 
Vorratighalten  und  Zubereiten  sowie  die 
Abgabe  derjenigen  Stoffe  und  Mittel,  deren 
die  Medizin  zur  Heilung  von  Krankheiten 
und  Körpersehäden  sich  Itedient,  der  Arz- 
neien, liegt  fast  in  allen  Kidturstaaten  seit 
Jahrhunderten  einer  besonderen  Klasse  von 
Gewerhetreilienden,  den  Apothekern,  ob. 
Auch  in  Deutschland,  wo  die  ersten  sicher 
beglaubigten  Nachrichten  Aber  das  Vorhan- 
densein von  Apotheken  aus  dem  14.  und 
15.  Jahrhundert  stammen  (Prenzlau  1303, 
Augsburg.  Prag  1342,  Nürnl>erg  1404,  Leip- 
zig 140»,  Berlin  1488),  besteht  das  Apo- 
thekenwesen als  ein  liesonderer  Stand, 
dessen  Angehörige  zwar  Kaufleute  im  Sinne 
des  Handelsgesetzbuches  sind1)  und  den 

')  Sowohl  die  Theorie  als  die  Judikatur  der 
deutschen  und  österreichischen  Gerichte  haben 
sich  überwiegend  und  mit  durchschlagenden 
Gründen  dahin  ausgesprochen,  dasa  die  Apo- 
theker Kauüente  im  .Sinne  des  H.G.B.  siud  und 
deshalb  deu  Bestimmungen  desselben  unter- 
liegen. „Denn  der  Geschäftsbetrieb  eines  Apo- 
thekers besteht  in  der  gewerbsmässigen  ander- 
weiten  Anschaffung  von  Waren  zu  «lern  Zwecke, 
dieselben  in  Natur  oder  nach  einer  Bearbei- 
tung oder  Verarbeitung  weiter  zu  veriiussern, 
und  daher  ist  gemäss  Art.  271  und  Art.  4  des 
H.G.B,  ein  Apotheker  als  Kaufmann  anzusehen." 
In  diesem  Sinne  haben  das  Rcichs-Oberhandels- 
gericht  in  Leipzig  (19.  Juni  1876),  das  Lnnd- 

ffericht  in  Karlsruhe  |26.  Juni  188ÜJ,  das  Ober- 
andesgericht  in  Stuttgart  (1882),  das  Land- 
gericht München  I  (17.  Juli  1882 )  und  das 
Oberlandesgericht  in  München  (27.  Sept.  1882) 
entschieden.  Während  das  bisherige  H.G.B. 
sich  damit  begnügt  hatte,  zu  erklären,  das»  als 
Kaufmann  jeiler  anzusehen  sei,  der  gewerbs- 
mässig Handelsgeschäfte  betreibt,  sagt  das 
neue  deutsche  H.G.B. :  „Kaufmann  im  «Siune 
dieses  Gesetzbuches  ist,  wer  ein  Haudels- 
ge werbe  betreibt.  Als  Handelsgewerbe  gilt 
jeder  Gewerbebetrieb,  der  eine  der  nachstehend 
verzeichneten  Arten  von  Geschäften  zum  Gegen- 
stände hat:  1.  Die  Anschaffung  und  Weiter- 
veräusserung  von  Waren  .  .  .  ohne  Unterschied, 
ob  die  Waren  unverändert  oder  nach  einer  Be- 
Handwörterbuch der  StaaUwissenschafton.  Zweite 


Verpflichtungen  unterliegen,  welche  das 
H.G.B,  diesen  auferlegt,  auf  die  auch  teil- 
weise die  Gewerl*?ordnuhg  und  von  den 
neueren  sozialistischen  Gesetzen  das 
Kranken-  und  das  Unfallversicherungsgesetz 
(nicht  aber  das  Alters-  und  Invaliditätsver- 
sieherungsgesetz)  Anwendung  findeu  —  für 
deren  Geschäftsbetrieb  indes  nebenbei  noch 
besondere,  sehr  ins  Einzelne-  gehende  medi- 
zinalpolizeiliche Vorschriften  vorhanden  sind, 
deren  Innehaltung  ausser  im  gewöhnlichen 
Aufsichtswege  durch  periodische  Revisionen 
der  Apotheken  sichergestellt  wird. 

2.  Gesetzgebung.  Das  Apotheken wesen 
in  Deutschland  unterliegt  in  Bezug  1)  auf 
|  die  Bewilligung  zur  Errichtung  und  zum 
Betriebe  von  Apotheken,  2)  auf  Befahigmig 
und  gewerbliche  Stellung  des  Apothekers 
und  seines  Hilfspersonals.  3)  auf  geeignete 
Herstellung  und  Einrichtung  der  erforder- 
lichen Ix>kalitäteii  und  4)  auf  die  Zubereitung, 
Abgabe  und  Taxe  der  Arzneimittel  wie  die 
gewerbliche  Geschäftsführung  überhaupt  der 
staatspolizeilichen  Beaufsichtigung  und  Iaü- 
tung,  und  die  Vorschriften  hierfür  sind  in 
den  Apothekerordnungen  niedergelegt. 
Sie  stimmen  sämtlich  darin  überein,  dass  die 
Errichtung  einer  neuen  Apotheke 
nur  auf  Grund  einer  staatlicherseits  zu  ver- 
leihenden Konzession  geschehen  darf,*)  wei- 
chen indes  bezüglich  der  rechtlichen  Natur 
der  verliehenen  Konzessionen  insofern  von 
einander  ah,  als  in  einigen  Staaten  (Bayern, 
Wflrttemlierg,  Baden,  Hessen,  Braunschweig) 
nur  persönliche,  l>eim  Tode  oder  Ausscheiden 
des  Konzessionärs  an  den  Staat  wieder 
zurückfallende  Konzessionen,  in  den  anderen 
Staaten  aber  solche  verliehen  werden,  welche 
teils  keiner  Kechtsbeschränkung  unterhegen 
(Preussen.  Konzessionen  bis  zum  Jahre  1.880). 
teils  durch  Geldzahlungen  in  Realrcehte 
umgewandelt  und  damit  in  den  Privatbesitz 
übergeführt  werden  können  (Sachsen).  Auch 
die  Errichtung  von  Filialapotheken  und 
Dispensieranstaltcu    in  Krankenhäu- 


arbeitung  oder  Verarbeitung  weiter  veräussert 
werden."  Damit  ist  dio  Kaufmannscigeuschaft 
des  Apothekers  noch  schärfer  ziuu  Ausdruck 
gebracht. 

*)  Die  älteren  Apotheken  (in  Preussen  die 
bis  zum  Jahre  1810  verliehenen)  beruhen  auf 
landesherrlichen  Privilegien,  denen  z.  T.  das 
Recht  der  Ausschliessung  innewohnt.  Die  Apo- 
thekerprivilegien sind  vererb-  und  veräusserheh 
und  können  als  selbständige  (Real-)  Gerecht- 
same in  die  Grund-  respektive  Hypothckeu- 
hücber  eingetragen  werden,  unterliegen  beim 
Uebergange  auf  einen  neuen  Erwerber  daher 
auch  (in  Preussen)  dem  Iminobiliarwertstempel, 
während  beim  Verkauf  konzessionierter  Apo- 
theken nur  ein  Stempel  von  1  4  Prozent  zn  eut- 
richt<-n  ist.  iPreuss.  StempeUteuer^esetz  vom 
31.  Juli  1895). 
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sern  wie  die  Haltung  von  ärztlichen  Ha us- 
und  Notapotheken  unterliegt  der  staat- 
liehen Genehmigung  nach  Massgabe  der  in 
den  Apothekerordnnngen  der  Einzelstaaten 
nied  ergelegten  besonderen  Vorschriften. 
Filialapotheken  werden  an  Orten  konzessio- 
niert, in  denen  wegen  ihrer  Entfernung  von 
selbständigen  Apotheken  das  Bedürfnis  nach 
Errichtung  eines  Arzneiwarenlagers  sieh 
fühlbar  macht,  ohne  das«  indes  die  für  das 
Bestehen  einer  selbständigen  Apotheke  er- 
forderlichen Bedingungen  vorlianden  wären. 
Die  von  den  Filialapotheken  zu  fordernden 
Räumlichkeiten  und  Ausstattungen  dürfen 
hinter  den  Anforderungen  zurückbleiben, 
die  an  selbständige  Apotheken  gestellt 
werden.  Die  Errichtung  pharmaeeutischer 
Dispensicranstalten  wird  grosseren  Kran- 
kenhäusern, Korporationen  etc.  von  Fall 
zu  Fall  gestattet,  unter  der  Bedin- 
gung, dass  dieselben  von  pharmacentisch 
ausgebildetem  Personal  verwaltet  werden 
und  die  Abgabe  von  Arzneien  daraus  nur 
an  die  Insassen  des  betreffenden  Kranken- 
hauses beziehungsweise  die  Mitglieder  der 
Korporation  geschieht  Acrztliehe  Haus- 
apotheken werden  in  der  Kegel  nur  an 
Aerzte  verliehen,  die  an  Orten  wohnen,  in 
denen  eine  Apotheke  nicht  besteht.  Die 
Aerzte  haben  ihre  Arzneivorräte  aus  Arto- 
theken zu  entnehmen  und  bei  der  Abgabe 
derselben  an  das  Publikum  die  für  die  öffent- 
lichen Apotheken  bestehenden  Vorschriften 
zu  beachten. 

Die  Vorschriften  Über  Herstellung 
und  Einrichtung  der  Apotheken 
gehen  im  allgemeinen  in  sämtlichen  vor- 
handenen Apothokerordnungen  von  denselben 
Gesichtspuiikten  ans,  wenn  sie  auch  in  den 
Einzelheiten  mehrfach  von  einander  abweichen . 
Von  jeder  öffentlichen,  selbständigen  Apo- 
theke wird  in  der  Regel  verlangt,  dass  sie 
an  Räumlichkeiten  zur  Zubereitung,  Auf- 
bewahrung und  Feilhaltung  der  Arzneien 
enthalte:  eine  Offizin,  ein  Ijaboratorium, 
einen  Medizinalkeller,  eine  Materialkammer 
und  einen  Kräuterboden  und  dass  jeder 
dieser  Räume  entsprechend  belegen,  lediglich 
seiner  speziellen  Bestimmung  gewidmet  und 
mit  allen  zu  einem  ordentlichen  Geschäfts- 
betriebe notwendigen  Gerätschaften  von  an- 
gemessener Beschaffenheit  und  in  hin- 
reichender Anzahl  vorhanden  sei.  Die  Vor- 
schriften über  den  pharmaceut  i sehen 
Geschäftsbetrieb  umfassen  die  soge- 
nannten pharmaceut ischen  Berufspfliehten, 
als  deren  allgemeinste  imd  wesentlichste  in 
allen  AjMrthekerordnungen  wiederkehren : 

1)  Die  Verpflichtung,  sämtliche  in  den 
Serie*  zur  Ijandcsphaimikopöo  (z.  Z.  Arznei- 
buch für  das  Deutsche  Reich.  J.  Aufl.)  be- 
zeichneten oder  sonst  gebräuchlichen  Arznei- 
mittel  in  der  von  der  Pharmakopoe  ge- 


forderten Beschaffenheit  jederzeit  vorrätig 
zu  halten  sowie  alle  weiteren  von  einem 
Arzte  geforderten  Arzneimittel  herzustellen 
beziehungsweise  zu  beschaffen; 

2)  Sorge  dafür  zu  tragen,  dass  jede  Arznei 
nach  ärztlicher  Ordination  sofort  znliereitct 
und  abgegeben  wird,  sofern  dafür  Zahlung 
oder  Garantie  einer  solchen  geleistet  wird 
oder  der  Fall  ein  dringlicher  ist; 

3)  im  Falle  ein  Ar/.t  grössere  Galten  eines 
Arzneimittels,  als  die  Uöehstgabentaltelle  des 
Arzneibuches  als  die  höchsten  bezeichnet, 
ohne  Hinzufügung  eines  Ausrufungszeichens 
verordnet,  sich  über  die  Zulässigkeit  der 
Abgabe  der  Dosis  mit  dem  verordnenden 
Arzte  oder,  falls  dieses  nicht  zu  erreichen, 
mit  einem  anderen  (dem  Medizinalbeamten) 
zuvor  zu  benehmen; 

4)  die  Arzneimittel  der  Tabellen  B  und  C 
des  Arzneibuches  nur  auf  Verordnung  eines 
approbierten  Arztes  abzugeben  sowie  bei 
der  Wiederholung  von  Rezepten,  welche 
eines  der  genannten  Mittel  enthalten,  die 
lüerüber  bestellenden  besonderen  Vorschriften 
zu  beachten; 

5)  jede  auf  ärztliche  Verordnung  ange- 
fertigte Arznei  mit  der  vom  Arzte  gegebenen 
Gebrauchsanweisung,  dem  Namen  des  Pa- 
tienten, dem  Datum  und  der  Finna  des 
Apothekers  (in  Preussen  auch  mit  dem  Namen 
des  Anfertigen*  der  Arznei)  zu  versehen ; 

6)  bei  der  Feststellung  der  Arzneipreise 
die  von  der  Landesregierung  auf  Grund  des 
§  SSO  der  Gewerbeordnung  erlassene  Arznei- 
taxe zur  Richtschnur  zu  nehmen  bezw.  nicht 
zu  überschreiten. 

Ferner  untersagen  die  meisten  Apotheker- 
ordtnuigen  dem  Apotheker  <lic  im  übrigen 
freigegebene  Ausübung  der  ärztlichen  Praxis. 

In  allen  Apothekerordnungen  winl  be- 
stimmt, dass  die  Artotheken  jieriodisehen 
Revisionen  zu  unterziehen  sind,  die  ein 
Urteil  begründen  sollen,  ob  der  Zustand  der 
ganzen  Apotheke,  der  Vorrat  und  die  Be- 
schaffenheit der  Arzneiwaren  sowie  die 
darin  ausgeführten  Obliegenheiten  den  über 
die  Einrichtung  und  die  Verwaltung  der 
Artotheken  bestehenden  Vorschriften  ent- 
sprechen, sowie  ob  das  darin  arbeitende 
Hilfspersonal  die  vorgeschriebenen  Sehul- 
Itezw.  fachwissenschaftlichen  Kenntnisse  be- 
sitzt und  ob  ilie  zur  Unterweisung  und  Fort- 
hildiuig  desselben  erforderlichen  Lehr-  und 
Unterrichtsmittel  vorhanden  sind.  Die  Re- 
visionen werden  ausgeführt  entweder  von 
Itesonderon  staatlich  ernannten  Apotheken- 
revisoivMi  (Sachsen,  Thüringen,  Baden,  Braun- 
schweig. Hessen)  oder  von  Kommissionen 
iPi-eussen),  die  aus  einem  höheren  Medizinal« 
Ijeamton  und  einem  Ajtotheker  bestehen  und 
für  die  Ausführung  jedes  einzelnen  Auf- 
trages Tagegelder  und  Reisekosten  crlialten. 

Die  deutsehe  Gew.-O.  hat  die  medizinal- 
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polizeiliehen  Vorschriften  über  «Ion  Betrieb 
des  Apothekergcwerltes  sowie  die  gewerb- 
liehen  Grumllageu  dessell>en  ganz  unberührt 
gelassen  und  sich  darauf  beschränkt,  fest- 
zusetzen : 

1)  «lass  Apjtheker  einer  Approbation  be- 
dürfen, deron  Vorbedingungen  der  Bundes- 
rat regelt  (§  29  der  Oew.-O.).  Diese  Appro- 
bationon  können  von  der  VerwaltunpsMiördo 
nur  dann  zurückgenommen  werden,  wenn 
die  Unrichtigkeit  der  Nachweise  dargethan 
wird,  auf  Grund  deren  solche  erteilt  worden 
sind,  oder  wenn  dem  Inhaber  der  Approbation 
die  bürgerlichen  Ehrenrechte  aberkannt  sind ; 
im  letzteren  Kalle  jedoch  nur  für  die  Dauer 
des  Ehrverlustes  (§  53); 

2|  dass  durc  h  kaise  rliche  Verordnung  das 
Verzeichnis  derjenigen  Arzneimittel  tiekannt 
gegel>eu  winl,  welche  dem  freien  Verkehre 
ütterlasson  sind  (ij  6): 

3)  dass  die  Landesbehr>rden  ermächtigt 
sind,  Arzneitaxen  für  die  Apotheker  zu  er- 
lassen (§  HO). 

Die  vom  Bundesrat  zu  erlassenden  Vor- 
schriften über  die  Erwerbung  der  Appro- 
bation sind  niedergelegt  in  der  Bekannt- 
machung lies  Reichskanzlers  vom  5.  März 
1n7.">  (Uentralblatt  S.  167).  Approbationen 
werden  von  der  zuständigen  Centraltohorde 
erteilt  auf  Grund  einer  Prüfung,  welche  an 
einer  deutschen  Universität  oder  an  einer 
«ler  in  der  obigen  Bekanntmachung  hezw. 
ihren  Nachträgen  genannten  polytechnischen 
Hochschulen  abgelegt  winl  und  zu  der  die 
Zulassungsbedingungen  (§  4)  die  folgenden 
sind : 

1)  Nachweis  der  erforderlichen  wissen- 
schaftlichen Vorbildung.  Der  Nachweis  ist 
zu  führen  durch  das  von  einer  als  Ijereehtigt 
anerkannten  Schule,  auf  welcher  das  I^atein 
obligatorischer  Lohrgcgenstnnd  ist.  ausge- 
stellte wissenschaftliche  t^ualifikationszeiignis 
für  den  einjährig-freiwilligen  Militärdienst. 
Wer  auf  einer  anderen  als  berechtigt  an- 
erkannten Schule  dies  Zeugnis  erhalten  hat. 
winl  nur  auf  Grund  einer  liesondereu,  bei 
einer  der  erstgedachten  Anstalten  abzu- 
legenden Prüf\mg  im  Litein  zugelassen : 

2)  Nachweis  der  naich  einer  dreijährigen, 
für  die  Inhaber  eines  Zeugnisses  der  Reife 
zweijährigen  Lehrzeit  vor  einer  deutschen 
Prüfungsbehönle  abgelegten  Gehilfenprüfung 
und  einer  dreijährigen  Servier/eit,  von  welcher 
mindestens  «lie  Hälfte  in  einer  deutschen 
Apotheke  zugebracht  sein  muss; 

3)  Universitätsstudium  von  mindestens 
drei  Semestern.  Dem  Besuche  einer  Uni- 
versität steht  der  Besuch  der  pharmaceutisehen 
Fachschule  hei  der  herzoglieh  braunschweigi- 
sehen  polytechnischen  Schule  sowie  der 
Besuch  der  polytechnischen  Schulen  zu  Stutt- 
gart, Karlsruhe  und  Darmstadt  gleich. 

Die    der    Approbationsprüfung  voran- 


gehende G  e  h  i  I  f  e  n  p  r  ü  f  u  n  g  winl  geregelt 
durch  die  Bekanntmachung  betreffend  die 
Prüfung  der  Apothekergehilfen  vom  13.  No- 
vember 187"». 

Die  in  §  6  der  Gew.-O.  vorgesehene  Re- 
gelnng  des  Arzneiverkehrs  ausser- 
halb d  e  r  A  p  o  t  h  e  k  e  n  ist  durch  die  kaiser- 
liche Veronlnung  vom  27.  Januar  1890  und 
ihn»  Nachtrage  erfolgt.  Die  Veronlnung, 
welche  auf  den  Grosshandel  nicht  Anwendung 
findet,  weist  alle  diejenigen  Arzneien,  welche 
in  eine  der  17  namhaft  gemachten  Arznei- 
formen gebracht  sind,  sowie  145  besonders 
genannte  Drogen  und  chemische  Präparate 
(lern  ausschliesslichen  Vertrieb  der  Apo- 
I  theken  zu. 

Von  dem  im  §  80  der  Gew.-O.  den  I^uides- 
behönlen  zugestandenen  Rechte  des  Erlasses 
!  von  Arznei taxen  für  die  Apotheker,  die 
indes  nur  Maximaltaxen  sind,  machen  sämt- 
liche Staaten  Gehranch  und  wenlen  alljähr- 
lich derartige  Taxen  erlassen. 

3.  Refonnbestrebungen.  Es'  dürfte 
kaum  einen  zweiten  Verwaltungszweig  geben, 
in  »lern  die  ursprünglichen  a«lministrativen 
Grundsätze  dem  Geist  der  Jahrhunderte  so 
siegreich  widerstanden  haben  und  der  daher 
so  unverändert  geblieben  ist  wie  das  deutsche 
Apothekenwesen.  Dieses  hat  alle  politischen, 
administrativen  und  wirtschaftlichen  Systeme, 
die  nach  einander  l>ei  uns  zur  Herrschaft 
gelangt  sind,  übenlauert;  seine  Verfassung 
ist  heute  noch  fast  ganz  unverändert  die, 
wie  sie  das  Mittelalter  auf  der  Grundlage 
von  Privilegien,  Arzneitaxen  und  Dispen- 
satorien festgestellt  hat.  Daher  der  stark 
konservative  Zug  des  deutschen  A[K>theken- 
wesens,  den  erst  in  neuerer  und  neuester 
Zeit,  hauptsächlich  infolge  des  raschen  Besitz- 
wechseis  und  der  damit  zusammenhängenden 
Preissteigerung  der  Apotheken,  ein  anderer 
Geist  zu  venlrünpM»  lieginnt. 

Wie  oIn'ii  gesagt,  unterliegt  das  A|mv 
thekenwesen  der  staatlichen  Beaufsichtigung 
nach  vier  Richtungen  hin;  in  erster  Linie 
kommt  hier  ^lie  Bewilligung  zur  Errichtung 
und  zum  Betriebe  von  A]m »theken in  Be- 
tracht.   (K  o  n  z  e  s  s  i  o  n  s  w  e  s  e  n.) 

DieRechtsgnindlage  der  Apotheken  älteren 
Datums  ist  durchweg  das  Privilegium,  welches 
teils  von  I-andesfürsten,  teils  von  Stadtobrig- 
keiten,  und  zwar  entweder  als  privilegium 
personale  oder  als  privilegium  reale,  vielfach 
auch  als  Kxklusivpnvilegium.  verliehen  wurde. 
Während  der  Fremdherrseliaft  wurden  in  den 
zu  Frankreich  geschlagenen  Lindesteilen  alle 
Gewerbsprivilegien,  tiarunter  auch  die  der 
Apotheker  aufgehoU?n ,  und  die  Ausübung 
eines  GewerU-s  von  «ler  L'jsung  eines  Patentes 
abhängig  gemacht.  Als  man  für  die  Folge 
auch  in  Preussen  vom  Zunftzwang«4  zu  den 
Gewerlrskonzessionen  überging  (Veronlnung 
vom  26.  Dezember  1S08  und  vom  12.  De- 
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zember  1809),  deren  Erteilung  lediglich  von 
(lern  Nachweise  der  Qualifikation  und  dem 
unbescholtenen  Lebenswandel  des  Nach- 
suchenden abhängig  gemacht  werden  sollte, 
wurde  anfänglich  auch  das  Apothekergewerbe 
dem  Grundsätze  unterstellt ,  dass  in  allen 
Fällen,  wo  nicht  klar  nachgewiesene,  aus- 
schliessliche Berechtigungen  entgegenständen, 
jedem  gehörig  qualifizierten  unbescholtenen 
Apotheker  auf  Antrag  das  Hecht  zm-  Anlage 
einer  neuen  Apotheke  erteilt  werden  sollte. 
Auch  als  durch  das  Oewerheedikt  vom 
9.  November  1810  die  allgemeine  Gewerhe- 
freiheit  zum  leitenden,  die  allgemeinen  ge- 
werblichen Verhältnisse  gesetzlich  begrün- 
denden Prinzip  erhoben  wurde,  blieb  die 
oben  erwähnte  Bestimmung  für  (las  Apotheker- 
gewerbe in  Kraft  Indes  schon  nach  kurzer 
Zeit,  auf  Grund  der  seitens  der  Medizinal- 
sektion hiergegen  erhobenen  Bedenken,  wurde 
dieselbe  erst  susj>endiert  und  darauf  (24.  Ok- 
tober 1811)  definitiv  entschieden,  dass  die 
Anlage  neuer  Ajiotheken  von  der  durch  die 
Medizinalbehörde  zu  prüfenden  B  e  d  ü  r  f  n  i  s  - 
frage  abhängig  zu  machen  sei,  womit  der 
Apotheke  der  Charakter  einer  des  staatlichen 
Schutzes  für  den  Umfang  ihres  Geschäfts- 
betriebes und  einer  gesetzlichen  Taxe  be- 
dürfenden Sanitätsanstalt  gegenüber 
dem  einer  blossen  gewerblichen  Anlage  zu- 


erkann 
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Zu  gleicher  Zeit  wurde  der 


Grundsatz  aufgestellt,  dass  die  Realapotheken- 
gerechtigkeiten ,  weil  und  sofern  sie  mit 
Exklusivprivilegien  nicht  verseilen  gewesen 
Bind,  durch  die  Einführung  der  Gewerbe- 
freiheit gar  nicht  verletzt  worden  seien  und 
neben  der  Gewerliefreiheit  bestehen  bleiben 
könnten. 

Dieser  Entwicklung  des  Apotheke  n- 
wesens  in  Preussen.  wie  sie  fast  unver- 
ändert noch  jetzt  l>esteht,  scldicsst  sich  die 
der  übrigen  deutschen  Staaten  ziemlich 
gleichmässigan.  In  allen  Apothekerordnungon 
wird  bestimmt,  dass  bei  Neuerteilung  von 
Konzessionen  nel>en  der  Befriedigung  des 
Bedürfnisses  die  präsumtiv  gesicherte 
Existenzfähigkeit  sowohl  des  neu  zu 
begründenden  als  der  in  dem  Bereiche 
liegendeu  älteren  ApothekongeschUfte  im 
Auge  zu  behalten  sei,  wol>ei  indes  die  Ent- 
scheidung über  das  Zutreffen  der  hier/u  er- 
forderlichen Momente  lediglich  dem  subjek- 
tiven Ermessen  der  Medizinal-  bezw.  der 
politischen  Behörde  überlassen  ist. 

Nur  der  eine,  allerdings  wichtige  Unter- 
sclüed  bildete  sich  heraus,  dass.  wäluvnd  in 
Preussen  che  auf  Grund  neuerteilter  Kon- 
zessionen emehteteu  Apotheken  denen  auf 
Realprivüegien  beruhenden  nach  den  drei 
Richtungen  der  Ycräusserlichkeit,  der  Vor- 
erblichkeit und  der  Verwaltung  durch  andere 
faktisch  gleichgestellt  wurden  (Cirk.-Verf.  v. 
21.  Oktober  ls4»>).  man  in  den  süddeutschen 


und  einig»?n  Kleinstaaten  an  der  persönlichen 
Natur  der  Apothekenkonzession  mit  Strenge 
festhielt.  Bei  den  bald  nach  der  Gründung 
des  Reiches  unternouunenen  Versuchen  einer 
reichsgesetzlichen  Regelung  der  Apotheken- 
frage nach  einheitlichen  Grundsätzen  fanden 
sich  demnach  in  Deutschland  als  phanna- 
oeutische  Rechtstitel  vor: 

1)  Exldusivpriyilegien,  \   ^  mit  uuf] 

2)  Realpnvüegieu.  / 

ohne  Verpflichtung  zur  Zahlung  eines 
Kanons. 

3)  Persönliche  Konzessionen,  und  zwar: 

a)  solche,  die  gegen  Zahlung  eines 
Kanons  den  Charakter  einer  Real- 
gerechtsame erworben  (Sachsen, 
Baden) ; 

b)  solche,  die  in  der  Praxis  als  Real- 
gereehtsame  behandelt  wurden 
(Preussen) ; 

c)  unveräusserliche  und  unvererbliche 
(Preussen  seit  1894),  Bayern,  Wfirt- 
temU»i^,Hessen,Braunschweig  u.  s.w.) 

|    4)  Die  auf  Grund  der  Approbation  in 
Elsass-Lotliringen  frei  errichteten  jetzt 
ebenfalls  als  Konzessionen  behandelten 
Ajiotheken. 
Es  hal>en  demnach  bis  1877,  wo  die 
pliarmaccutische   Niederlassungsfreiheit  in 
Elsass-l /ithringen  aufgehoben  wurde,  drei 
verschiedene  Apothekeusysteme  nebeneiu- 
ander  im  Deutschen  Reiche  bestanden.  Die 
Schwierigkeit,    zu   entscheiden,  welchem 
dieser  drei  oder  noch  bestehenden  zwei 
Systeme  der  Vorzug  zu  geben  sei,  liat  den 
Bundesrat  1878  veranlasst,  die  Lösung  der 
Apotheken  frage  »bis  zur  weiteren  Klärung 
der  Ansichten«  auf  sich  beruhen  zu  lassen. 

Handelt  es  sich  um  die  Frage  im  all- 
gemeinen; ob  das  Konzessionssystem  beizu- 
behalten oder  der  Apothekenbetrieb  an  ge- 
prüfte Apotheker  freizugeben  ist,  so  müssen  • 
die  hier  in  Betracht  kommenden  öffentlichen 
Interessen  natürlich   zunächst   sehr  sorg- 
fältig erwogen  werden,  während  die  bloss»1 
Entscheidung,  ob  übertragbare  oder  persön- 
liche Konzession,  sich  melir  als  eine  interne, 
nur  den  Apothekerstand  selbst  berühren»!** 
'.  und  interessierende  pharmaceutisehe  Organi- 
!  satiousfragc  darstellt.    Dem  Publikum  ist  es 
ganz  gleichgültig,  ob  es  seine  Arzneien  aus 
,  einer    priviligierteu  oder  konzessionierten, 
J  einer  verkäuflichen   oder  unverkäuflichen 
!  Apotheke  erhält,  vorausgesetzt,  dass  die 
wissenschaftliche  und  praktische  Ausbildung 
!  der  Apotheker,  die  Betriebsvorschriften  für 
l  die  Apotheken,  die  Arzueitaxen  und  die 
I  staatliche  Kontrolle    überall    die  gleichen 
'  sind. 

Die  Niederlassungsfreiheit  appro- 
bierter Apotheker  besteht  seit  langer  Zeit  in 
Frankreich,  England  und  anderen  Staaten  (s. 
unten   sub  7).    wäluvnd  in  Deutschland. 
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Oesterreich,  Russlanil  u.  s.  w.  die  Errichtung  l  lassen,  ob  das  durch  «las  K«»nzessionswe8en 
neuer  Apotheken  von  <ler  staatlichen  Ge- 
nehmigung abhängig  ist.  Beide  Systeme 
hatten  naturgomäss  ihre  Vorzüge  und 
Nac  hteile.  Die  Vorzüg«4  der  Niederiassungs- 
freiheit  sin«l:  1)  die  rasche  und  prompte 
Befriedigung  jedes  hervortretemleu  Apo- 
thekenl«»dürfnisses,  auch  wo  es  sieli  nur 
um  die»  Ersetzung  einer  das  ßffcntlichu  Ver- 
trauen nicht  geniessenden  Apotheke  dmvh 
»•ine  and«»re  handelt:  2)  «lie  grössere  1-it'ichtig- 
keit  der  Sclhständigmachung  approbierter 
Apotheker :  H)  die  Vermeidung  der  Schaffung 
von  Monopolwerten :  «lie  Nai'htoile  sind : 
1)  eine  den  Apothekenl»etrieb  allzu  stark 
belastende  Konkurrenz,  «lie  zwar  nicht  «lirekt, 
wohl  alter  indirekt  und  zwar  dadurch  «lein 
öffenthohen  "Wohle  gefährlich  wird,  «lass  «ler 
Apotheker  unter  dem  Drucke  derselben  sich 
sehr  leicht  zu  anderweitig«™  Erwerbe, 
namentlich  zum  Betriebe  von  Kurpfuscherei 
un«l  «1er  Erfindung  und  «lein  Verkauf«.'  von 
Geheimmitteln  verleiten  lassen  wird.  Auch 
tli<>  Gefahr  des  Verderbens  und  Ver- 
scldechterns  einer  grossen  Anzahl  von  Arznei- 
mitteln in  Ai»otheken  mit  nur  geringer  Kund- 
schaft  «larf  2)  nicht  ganz  ausser  Augen  ge- 
lassen wenlen.  Dagegen  muss  di«;  B«»s«irgnis 
eiiur  Verteuerung  «ler  Arzii«ü«n  nach  Fort- 
fall der  staatlichen  Arzncitaxen  auf  Grund 
■Vergleich« -iuler  Untersuchungen  «ler  Ar/nei- 
preise  in  Deutschland  un«l  anderer  amtliche 
Taxen  entU-hrender  Staaten  abgewiesen 
worden.  Eher  liegt  die  Gefahr  «>iner  gegen- 
seitigen Vnterbietung  der  A|withoker  Itei 
Arzneilieferungen  vor.  Die  Vorzüge  des 
Konz«'ssionswo»sens  sin«l  1)  eine  gesichertere 
und  angesehenere  Lclteiisstellung  «les  Apo- 
thekers,  infolge«b'Ssen  ein  etwa*  uleah-rer  Zug 
in  der  ganzen  Geschäftsführung,  mehr 
Standestiewusstsein  uml  Korporationsgeist, 
mehr  Sinn  und  Zeit  für  wissenschaftliche 
Thätigkeit ;  2)  Besetzung  auch  solcher  Orte 
mit  Apotheken,  wo  unter  der  Niederlassungs- 
freiheit  voraussichtlich  kein  Apotheker  zu 
einer  A]x>thekengriin<lung  schreiten  würde. 
Dn*sen  sehr  wesentlichen  Vorzügen  stehen 
indes  auch  Nachteile  gegenüber,  und  zwar 
sind  diese  es,  weh 'he  «len  etwa  seit  ls(j{) 
unausgesetzt  betriebenen  Agitationen  um 
Aj>othekeni-efonn  zur  Grundlage  dienen. 
Einerseits  wird  es  als  ein  Widerspruch  g«*gen 
die  gesamte  Grundlage  unserer  Gewerlte- 
gesetzgebung  empfunden,  dass  ein  Gewcrbo- 
treiben«ler,  obwolü  für  seinen  Beruf  völlig 
qualifiziert  und  im  Besitz  eines  staatlichen 
Ausweises  hierüber,  doch  zur  selbständigen 
Ausübung  desselben  nicht  zugelassen  wird, 
während  autlererseits  infolge  «ler  geringen, 
«ler  Nachfrage  nicht  entsprechenden  Ver- 
mehrung «ler  Apotheken  sich  Preise  für  di«' 
bestehemlen  Betriebsstätten  herausgebililet 
haben,    welche  es  zweifelhaft  erscheinen 


verfolgte  Prinzip  «ler  Sicherung  «les 
Nahrungsstandes'  jedes  Apothekers  that- 
sächlich  noch  weiterhin  verwirklicht  wird. 
Auch  «lie  Vorschenkung  so  hoher  Vermögens- 
werte, wie  sie  einzelne  Apothekenkonzessio- 
nen  darstellen,  an  ganz  venlienstlosc  Be- 
werl»er  wi«>  überhaupt  «las  ganze  Konzes- 
sionssystem,  das  «lern  einen  nicht  ohne 
grosse  Härte  nimmt,  um  «lern  anderen 
mit  vollen  Händen  zu  gelten,  ist  vielfach 
und  nicht  ganz  ohne  Borochfigungangefochten 
worden. 

Die  Einführung  der  Niederlassungsftvihoit 
ist  bisher  in  l)eiits«hland  ernstüch  nicht  in 
Frage  gekommen,  sowohl  ans  Besorgnis  ««iner 
Verschlechterung  des  A'tothekenwesens  unter 
dem  Druck  allzu  grosser  Konkurrenz  als 
vor  allen  Dingen  wegen  der  hohen  auf  den 
Artotheken  ruhenden  Monojtolworte.  zu  «leren 
Ahtösung  die  Hegi«'rungen  si«-h  ni«  ht  etit- 
schliesseii  zu  können  scheinen,  deren  ein- 
fache Vernichtung  durch  Aufh«'bung  des 
Monojtols  uIht  noch  weniger  angängig  er- 
scheint. Nach  Brefeld  betrug  «kr  Privi- 
legienwert <ler  1">M0  pivussiseh«'ii  AjM.ttheken 
im  Jahre  lsr.l  ,T>  Mill.  Tldr.,  also  pro  Ajhj- 
theke  221'iM  Thlr.  Eine  im  Jahre  ls«>9 
dem  norddtmtschen  Reichstag«4  aus  Fach- 
kreisen überreicht«4  Petition  heivehnote.  und 
zwar  auf  Grund  «ler  von  (Ml  Apothekern 
über  ihre  finanziellen  Verhältnis^'  gemachten 
wnhrlnitsgomüssen  Angaben,  die  Durch- 
sehnittshöhe  der  I«l«?al werte  «ler  damaligen 
2fn."»  norddeutschen  Apttthekeu  auf  je  751)0 
Thaler.  Im  Jahre  1*72  Hessen  Bayern  uml 
Württemlierg  amtliche  Erhebungen  über  «lie 
Idealw«4rte  ihrer  Apoth«4kon  anstellen,  und 
i*s  «4igab  si«h  «Uis  Resultat,  «lass  «lie  508 
Imyrischen  Apotheken  exklusive  Grundstücke 
einen  Wert  von  ca.  12  Mill.  fl.  (1  Apotheke 
--  21  12<i  fl.)  und  di«>  197  württemt>ergischen 
Apothek«>n  einen  Mealwert  von  43NMM.M)  fj. 
(1  Apotheke  22  233  fl.)  ivpräsentierteii. 
Im  Jahre  1*74  «Midlich  stellte  Herr  Ap«> 
theker  Dan  ckwortt-Mag«l«4burg,  «ler  sieh 
mit  Ablösimgsv«>rs«-hlägen  1  Geschäft  igt«4,  dio 
Höhe  tler  auf  «len  44*K>  «leutschen  Apotheken 
ruhenden  Mealwerte  und  zwar  auf  Grund 
der  ihm  von  22« H)  Apothekern  zugegangenen 
Mitteilungen  auf  51  MiU.  Tldr.,  also  «lurch- 
s«hiiittli«h  auf  1157«)  Thlr.  pr«>  Apotlieke 
fest.  Gegenwärtig  zählt  Deutschland  ca. 
47' H i  Apotheken,  «leren  Idealwerte  nach  «ler 
Dankwnrttschon  Herochnung  also  <>twa  54 '  s 
Mill.  Thlr.  In-t ragen  würden,  alier  thatsäch- 
lich  ttei  den  jetzigen  sehr  hohen  Apotheker- 
preisen viel  mehr  betragen.  Allerdings 
würde  mit  Aufhebung  «les  Monojiolsystoms 
ja  nur  ein  Teil  dieser  Werte  verloren 
gehen,  da  den  bestehemlen  Ajtotheken  als 
kaufmännis«-heu  Geschäften  ein  gewisser 
Wert  immerhin  verbleiben  muss;  der  ver- 
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loren  gehende  Teil  würfle  indes  trotzdem  ein 
so  bedeutender  sein,  dass  an  eine  Einfilhning 
der  Niederlassungsfreiheit  ohne  irgend  eine 
Entschädigung  der  derzeitigen  Besitzer  nicht 
gut  gedacht  werden  kann. 

Der  Hundesrat  sali  daher  l>ei  dem  von 
ihm  gemachten  Versuche  einer  einheitlichen 
Regelung  des  Apothekenwesens  von  der 
Aufhebung  des  Konzessionswesens,  die  bei 
Vereinbarung  der  1869er  Gewerbeordnung 
beantragt  war.  ab,  versuchte  indes,  ein 
System  aufzustellen,  welches  die  aus  dem 
bestehenden  Privilegienwesen  entspringen- 
den Missstände  verhüten  und  zugleich  der 
Entstehung  neuer  derartiger  Werte  vorlieugen 
sollte.  Durch  Beschluss  vom  22.  Febr.  1*76 
forderte  er  das  Reichskanzleramt  auf.  auf 
Grundlage  der  nachstehenden  leitenden  Ge- 
sichtspunkte einen  Entwurf  zu  einem  Ge- 
setze ül»er  die  Ordnung  des  Anothckonwesens 
ausarbeiten  zu  lassen  und  (lein  Bundesrate 
vorzulegen : 

I.  Die  Errichtung  neuer  Apotheken  kann 
nur  auf  Grund  vom  Staate  zu  erteilender, 
r  e  i  n  p  e  r  s  ö  n  1  i  c  h  r  K  o  n  z  e  s  s  i  o  n  erfolgen ; 

II.  mit  dem  Jahre  1900  finden  die  unter 
Ziffer  I  angeführten  Grundsätze  auf  alle 
konzessionierten  Anflicken  Anwendung, 
d.  h.  alle  Konzessionen,  sie  mögen  bisher 
persönliche  oder  voräusserliehe  gewesen  sein, 
werden  von  diesem  Zeitpunkte  an  als  rein 
persönliche  ljchandolt.  Die  auf  dinglichen 
Berechtigungen  beruhenden  Realapotheken- 
rechte  bleiben  auch  nach  dem  Jahre  19UÜ 
bestehen : 

LH.  bis  zum  Jahre  1900  bleiben  für  das 
Rechtsverhältnis  der  bis  zum  Erlass  des 
Reichsgesetzes  konzessionierten  Apotheken 
diejenigen  Normen  massgebend,  welche  in 
den  einzelnen  Bundesländern  bisher  in  Gel- 
tung waren. 

Das  Reichskanzleramt  entsprach  unterm 
28.  Mai  1*77  diesem  Ersuchen  und  stellte 
eineu  nach  obigen  Gesichtspunkten  verfassten 
Entwurf  auf.  fügte  demselben  indes  einen 
zweiten,  auf  der  Grundlage  der  frei  ver- 
äusserliehen  und  vererblichen  Kon- 
zession aufgebauten  Entwurf  bei  und  be- 
gründete die  Berechtigung  dieses  zweiten 
Entwurfs  in  einer  die  herrschenden  Miss- 
Stände  im  Apothekenwesen  und  die  Mittel 
*n  ihrer  Abhilfe  darlegenden,  die  Vor-  und 
Nachteile  jedes  der  beiden  vorgeschlagenen 
Systeme  aufs  sorgfältigste  abwägenden  ein- 
gehenden Denkschrift,  die  mit  den  Worten 
sebloss:  »Unter  solchen  Umständen  muss  es 
in  hohem  Grade  bedenklich  erscheinen,  in 
der  Reichsgesetzgebung  ein  System  (die 
Personalkonzession)  zu  versuchen,  welches 
bisher  mir  dort,  wo  einfache  Verhältnisse 
und  ein  beschränktes  Geltungsgebiet  gegeben 
waren,  sich  als  möglieh  erwiesen  hat.  während 
überall  dort,  wo  ein  grösseres  Gebiet  und 


verwickeitere  Verhältnisse  in  Frage  standen, 
seine  Durchführung  vergeblich  unternommen 
wurden. 

Die  Apothekenfrage  blieb  hierauf  ein 
volles  Jalu-zehnt  in  Ruhe,  machte  dann  aber 
wiederum  einen  Schritt  in  der  Richtung  der 
Personalkonzession,  indem  Preussen  durch 
Kabinet tsordre  vom  4.  Juli  1886  eine  (zehn- 
jährige) Beschränkung  der  Verkäuflich  keit 
aller  neuerrichteten  Apotheken  und  durch 
Kabinettsordre  vom  30.  Juni  1894  die  Ver- 
leihung lediglich  persönlicher  Apotheken- 
Berechtigungen  einführten.  Zu  gleicher  Zeit 
legte  Preussen  dem  Reichskanzler  neue 
•  Grundzüge  für  die  Ordnung  des  Apo- 
theken Wesens*  vor.  Hierin  wird  davon 
ausgegangen ,  dass ,  abgesehen  von  der 
grossen  Yielgestaltigkeit  der  Iandesgesetz- 
gebungen  und  der  dadurch  hen-orgerufenen 
Yorschiedeuartigkeit  der  Entwicklung  des 
Apotheken wesens  in  den  einzelnen  Bundes- 
staaten, der  jetzigen  Rechtsordnung  vor- 
nehmlich folgende  Schäden  zuzusehreiben 
seien : 

1.  für  den  Apothekerstand: 

a)  die  Schwierigkeit,  in  den  Besitz  einer 
Apotheke  und  damit  zu  unabhän- 
giger Lebensstellung  zu  gelangen, 
namentlich  für  unbemittelte  Be- 
werber ; 

b)  die  durch  die  hohen  Apothekenpreise 
bedingte  Verschuldung  zahlreicher 
Apotheker; 

2.  für  die  öffentlichen  Interessen : 

a)  der  aus  der  Ucberschiddung  sich  er- 
gebende Antrieb ,  den  Gescliäftsge- 
winn  durch  Führung  minderwertiger 
Arzneien  und  durch  Geheimmittel- 
liandel  zu  steigern; 

b)  Hinderung  einer  dem  Bedürfnisse 
der  Bevölkerung  entsprechenden  Ver- 
mehrung der  Apotheken  wegen  der 
damit  verbundenen  Gefährdung  der 
Lebensfälligkeit  bestehender,  zu  hohen 
Preisen  gekaufter  Apotheken; 

c)  Rückwirkung  auf  die  Arzneipreise. 
Als    hauptsächlichste    Ursache  dieser 

Erscheinungen  sei  die  Veräusserlich- 
keit  der  Apotheken  zu  betrachten,  welche 
zur  Folge  habe,  dass  in  der  weitaus  über- 
wiegenden Mehrzahl  der  Fälle  eine  Apotheke 
nur  durch  Kauf  erworben  werden  könne 
und  dass  der  Käufer  dem  Vorbesitzer  nicht 
nur  den  wirklichen  Wert  des  Geschäftes 
bezahlen,  sondern  ihn  auch  für  den  in  der 
Konzession  liegenden  Schutz  gegen  Kon- 
kurrenz abfinden  müsse. 

Zur  Verminderung  dieser  Uebelstände 
wollen  die  »Grundzüget  daher  zum  Gesetz 
erhoben  haben,  dass  in  Zukunft  nur  noch 
p  e  r  s  ö  n  I  i  c  h  e  A  p  o  t  Ii  e  k  e  n  b  e  r  e  c  h  t  i  - 
g  u  ii  g  e  n  erteilt  werden  und  alle  kon- 
zessionierten  Apotheken  mich  Ablauf  einer 
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bestimmten  TJebergangszeit  (25—40  Jahre) 
die  Eigenschaft  der  IVberrragbarkeit  ver- 
lieren, während  den  privilegierten  Apotheken 
das  Recht  der  Verkäuflichkeit  weiterhin  ge- 
wahrt bleiben  soll. 

Ein  einheitlicher  Standpunkt  diesen  Re- 
gieningaanträgen  gegeuüber  wurle  in  einer 
im  April  einberufenen  Sachverstän- 

digenkommission leider  nicht  gewonnen, 
vielmehr  teilten  sich  die  Meinungen  nach 
drei  Richtungen  hin.  Gruppe  I  verwarf 
das  System  der  Personalkonzession  voll- 
ständig; sie  bekannte  sich  zu  dem  System 
der  ill>errragl»aren  (veräusser liehen  und  ver- 
erblichen) Konzession  und  befürwortete,  nach 
diesem  System  auch  die  zu  errichtenden 
neuen  Apotheken  zu  behandeln.  0  r u  ppe  II 
wollte  für  neu  zu  errichtende  A]»othekcn 
die  Personalkonzession  einführen ,  für  die 
bestehenden  Ajiotheken  aber  den  Grundsatz 
der  Veräusserlielikeit  und  Vererblichkeit  \m- 
behalten.  Gruppe  III  endlich  wollte  das 
System  der  reinen  Personalkonzession  aus- 
ualunslos  und  mit  rückwirkender  Kraft  zur 
Durchführung  bringen  und  demgemäss  nicht 
nur  hei  allen  neuen  Apotheken  die  l'eber- 
tragharkeit  ausschliessen ,  sondern  auch  die 
bereits  bestehenden  Apothekenkonzost-ionen, 
soweit  sie  als  übertragbar  gelten,  in  unüber- 
tragbare umwandeln. 

Was  die  Ablösung  der  Apothekenwerte 
anlangt,  so  wurde  regierungsseitig  ausge- 
führt, dass  in  dem  vom  Reich  zu  erlassenden 
Gesetze  eine  Regelung  der  Ablösungsfrage 
um  deswillen  nicht  erfolgen  könne,  weil  die 
Besitzverhältnisse  der  Ajiotheken  auf  einet 
zu  verschiedenen  Rechtscutwickelung  in  den 
einzelnen  Bundesstaaten  beruhen.  Ks  sei 
vielmehr  in  Aussicht  geuommen,  dass  tli» * 
einzelnen  Landesregierungen  im  Verein  mit  1 
den  AiMithekenbesitzern  die  Ablösungsfrage 
ordnen  werden.  In  diesem  Stadium  be- 
findet sich  die  Frage  bis  jetzt. 

Die  Personalkonzession  liat  im  Apotheker- 
stande nur  sehr  wenige  Anhänger,  und  auch 
nach  Ansicht  des  Referenten  ist  «heselbe 
als  Grundlage  eines  deutschen  Apotheken- 
gesetzes nicht  zu  empfehlen.  Denn  erstens 
beseitigt  sie,  wenn  sie  die  privilegierten 
Apotheken  an  der  Umwandlung  ausnimmt, 
nicht  nur  nicht  den  vielbesprochenen  »Apo- 
thekenschacherc,  sondern  führt  demselben, 
insofern  sie  eine  Anzahl  bisher  verkäuflicher 
Apotheken  dem  Markte  entzieht  und  da- 
dureh  das  Angebot  käuflicher  Apotheken 
gegenüber  der  ungeheuren  Nachfrage  nach 
solchen  noch  mehr  herabdrückt,  neue  Nah- 
rung zu.  Zweitens  al>er  lässt  der  stark  ge- 
werbliche Charakter  der  Apotheken  die  Auf- 
fassung der  Konzession  lediglich  unter  dem 
Gesichtspunkte  der  persönlichen,  amtlichen 
Bestallung  doch  nicht  ohne  weiteres  zu.  ■ 
Endlich  ist  zu  berücksichtigen,  dass  dieses  < 


System  einerseits  zu  grossen  Härten  führen, 
andrerseits,  sofern  bei  der  Auswahl  der 
Bowerlter  nicht  das  sehr  bedenkliche  An- 
eiennitätsprinzip  in  aller  Strenge  Platz 
greift,  der  Gunst  und  Gnade  einen  etwas 
allzu  breiten  Spielraum  lassen  muss.  Soll 
der  berechtigte  Einwand  gegen  die  Ver- 
schenkung  so  hoher  Geldwerte  wie  sie  ein- 
zelne Ajiothekenkonzessioiicn  der  Gross-  und 
Mittelstädte  repräsentieren,  zum  Verstummen 
gebracht,  aber  die  freie  Verfügung  des  Kon- 
zessionärs über  seine  Apotheke  gewahrt 
worden,  so  wird  nichts  übrig  bleiben  als, 
dem  Vorgehen  Lübecks  (und  Braunschweigs) 
folgend,  das  dem  Apothekeiikonzessionswesen 
neue  zeitgemässe  Bahnen  gewiesen  liat,  die 
Konzessionen  entweder  meistbietond  zu  ver- 
steigern oder  aber  gegen  Zahlung  einer  von 
der  Behörde  selbst  festgesetzten  Taxe,  die 
auch  in  Form  einer  jährlichen  Abgälte  ge- 
leistet werden  könnte,  zu  verleihen,  reber 
die  Frage,  in  welche  Tasche  diese  Zahlungen 
zu  fliesscu  hätten,  würde  sich  eine  Einigung 
wohl  erzielen  hissen ;  nicht  unbillig  schiene 
es,  den  Besitzern  der  vorhandenen  Apo- 
theken, anf  deren  Kosten  die  neuen  Ajm>- 
thekenkouzcssioiien  verliehen  werden,  einen 
Teil  dieser  Gelder  als  Entschädigungen  zu- 
fliessen  zu  lassen.  Stieda,  -Zur  Reform 
des  Ajtothokenwesens  in  Deutschland«  (Jahr- 
buch für  Nationalökonomie  und  Statistik, 
3.  Folge,  Band  XI,  4)  empfieldt  die  Nieder- 
lassungsfreiheit nach  erfolgter  Ablösuug  des 
Apothekenwesens  ;ds  Ausgang  der  Reform. 

•I.Statistik  derApotheken  inDeutschland. 

(Xarh  der  amtlichen  .Statistik  vom  1.  Jnli  1895.) 

1.  Zahl  der  Apotheken. 


S  t  a  a  t 

Zahl  der  Apo- 
theken am 

Zu-  od.  AI 
1887/95 

mahnte 

1  »76/87 

in  % 

l.April 
1887 

1.  Juli 
1895 

•b- 

ao 
Int 

in  % 

I'reusKen 

2  «!32 

2898 

366 

.« 

Bayern 

627 

6SS 

28 

4.5 

T; 

3,0 

Sachsen 

262 

288 

26 

99 

12.9 

Württemberg 

265 

27t 

6 

2.3 

3,9 

Halle» 

«93 

204 

1 1 

5-7 

5.* 

Hessen 

108 

"3 

5 

4.6 

o,9 

Meeklenburg- 

4,6 

Sehwerin 

68 

70 

2 

2.9 

Sarhwn- Weimar 

41 

43 

2 

4,9 

Mecklenburg- 

Strelitz 

U 

>4 

Oldenburg 

47 

49 

1 

4-3 

BrauiisMhweig 
SiK  hsen-Meiniii- 

43 

51 

18,6 

2,4 

geit 

29 

3o 

1 

34 

3,6 

Sarhseii-Alten- 

Imrg 

16 

16 

6,7 

Sarhseii-Koburg- 

♦  »otha 

26 

28 

2 

7.7 

Anhalt 

34 

2 

6,3 

—5,9 
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Zahl  der  Apo- 

Zu- 

od.  Atmalime 

theken  am 

18879» 

lH?fi,S* 

i  .Ajirii 

1.  tlUll 
In.'.) 

ali- 

80- 

lut 

in  0  0 

in  % 

Schwarzhnrg- 

Si  Oldershausen 

•3 

—  1 

-7,i 

—6  7 

Schwarzburg- 

Rudolstadt 

i ; 

16 

I 

6  7 

—6,3 

Waldeck 

1 1 

1 

9,1 

10,0 

Reusa  ä.  L. 

4 

Ren*«  j.  L. 

12 

>3 

] 

»1 

33,3 

Si^lui  11  tnliii  rir« 

1  l  IUI  II  Iii  Hill 

Lippe 

6 

20.0 

25.0 

Lip|*> 

l6 

17 

I 

6.3 

Lübeck 

8 

11 

3 

37-5 

14.3 

Bremen 

n 

21 

6 

40.0 

'5-4 

Hamburg 

5* 

54 

-» 

-3,6 

El^ass-Lotl)  rin- 

gen 

221 

230 

9 

4,. 

5,2 

2.  Besitzverhält nisse  der  Apo- 
t  h  e  k  e  n. 

Die  am  1.  Juli  189")  ermittelten  5101 
A|mtheken  zerfielen  nach  ihrem  Besitz- 
verhältuisse  in  1820  privilegierte  u.  s.  w., 
3 1 1  * J  konzessionierte,  3  sonstige,  37  im  Bo- 
sitz  der  Krone  u.  s.  w.  befindliche  und  in 
185  Filialen. 


Apotheken 


Staat 

privilegierte 

kon- 

n. s.  w. 

zessionierte 

185)5 

1887 

1895 

1887 

Prenssen 

842 

851 

1925 

1581 

Bayern 

254 

2*9 

390 

353 

Sachsen 

189 

«83 

9« 

72 

w  urttemoerg 

'97 

»97 

51 

48 

Baden 

127 

146 

67 

39 

Heesen 

3 

2 

104 

105 

Mecklenburg- 

.><  11 »  enn 

13 

u 

53 

54 

Sachsen-Weimar 

41 

40 

 ■ 

Mecklenburg- 

Strelitz 

9 

6 

5 

8 

Oldenburg 

3 

_ 

44 

46 

Brannschweitf 

1 1 

1 1 

34 

29 

Sachsen-Mciuingen 

23 

18 

4 

9 

Sachsen-Alteiiburg 

»3 

13 

2 

1 

^Cni'hai»li»Tv  ■  hlmrcr- 
»y»ll  Ilm  II  auuill^" 

iioi  IUI 

8 

12 

18 

'4 

Ali  nun 

26 

27 

5 

4 

Schwarzbnrg- 

Sondershuuaen 

>3 

«3 

1 

Schwarzbnrg- 

II  U<IOISl4llll> 

1 1 

14 

4 

I 

Waldeck 

7 

7 

4 

4 

Reuss  ä.  L. 

4 

4 

Ueuss  j.  L. 

7 

Ii 

Schaumburg-Lippe 

3 

1 

Lippe 

9 

13 

5 

2 

Lübeck 

9 

7 

2 

I 

Bremen 

20 

Hamburg 

5« 

Elsass-I,othringen 

229 

Deutsches  Reich 

1820 

i837 

3116 

2707 

.3.  riiarmaceutisehos  Personal  der  Apotheken. 

Die  Gesamtzahl  des  phannaceutischen  Apothekenponsonals  belief  sich  auf  1203C 
oder  2,3  im  Verhältnisse  zu  je  10(J»K)  Einwohnern.  Von  den  f»101  Apotheken  und 
Filialen  des  Reiches  wurden  1369  oder  20,:VVo  ohne  pharmaeoutisehes  Hilfspersonal 
l.etrkU'11.  1970  mit  je  1.  I(i94  mit  je  2,  397  mit  je  3,  231  mit  je  4  und  91  mit  je  5 
oiler  melir  pharmaeeutischeti  Hilfspersonen. 


185)5 

1887 

Unterschied 

Auf  je  100 
A]M)theken 
kamen 

1887  5)5 

1876  87 

1895 

1H87 

Zabl  der  Apothekenbetriebe  ohne  pharmac. 

26.  <; 

Hilfspersonen  

1369 

1266 

103 

—377 

27,« 

mit  1  pharmac.  Hilfsperson  

1976 

1909 

67 

226 

38.3 

40,8 

mit  2  pbarmac.  Hilfspersonen  .... 

1094 

915 

179 

231 

21.2 

19,6 

mit  3  pharmac.  Hilfspersonen  .... 

397 

33o 

67 

'32 

7,7 

7,' 

mit  4  pharmac.  Hilfspersonen  .... 

234 

182 

K2 

34 

4.5 

3.9 

mit  5  und  mehr  pharmac.  HilfsjK-rsonen 

9i 

78 

'3 

18 

',7 
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Hilfspersonal 

u 

4 

|s 

1895 

ikst 

—  C- 

~  e- 

=  5 

-  1  — 

Ii 

x  — 

Freussen  

4030 

3350 

674 

366 

Bayern   

7°j 

690 

'3 

28 

Sa»  h»en  

526 

438 

S8 

26 

Württemberg  .... 

299 

27Q 

20 

6 

Bailen  

242 

214- 

2S 

1 1 

Hwsen  

1  55 

13*' 

l<) 

5 

MK-klenburg-.Srhwerin 

»7 

«3 

4 

2 

übrige  Bundesstaaten  . 

562 

C20 

42 

28 

Elsass-Lothringen   .  . 

223 

'97 

26 

9 

Die  Zahl  d«r  Lehr  Ii  lipo  erhöhte  sieh 
im  Reiche  von  22*12  im  Jahre  18s?  auf  2315) 
im ler  um  5.3%.  diejenige  der  im  Besitze  dor 
Approbation  als  Apotheker  liefindlichen  Ge- 
hilfen von  IG59  auf  225t  oder  35,9%  und 
diejenige  der  ühriiren  Gehilfen  von  2055  auf 
22."4  oder  um  9,7%. 

4.  Dispensieranstalten. 

Ermittelt  wurden  18S  Dispensieranstalten 
von  Civilkrankcnhäuscru  oder  9  weniger  als 
ISrsT.  Die  Zahl  der  ärztlichen  Hnusapo- 
theken  hat  sieh  von  415  im  Jahre  1**7  avif 
533  erhöht,  wahrend  von  lS7ti — 18S7  eine 


*len  ärztlichen  Hausa[iotheken  maehteu 
etwas  weniger  als  den  fünften  Teil  die 
homöopathischen  aus,  welch«  bis  auf  11, 
nämlich  90  von  lol,  in  I'reussen  lagen. 


Fachkreisen  ist  seit  längerer  Zeit  eine  Bewe- 
gung zur  Erhöhung  der  sehulwissenschaft- 
lichen  Ansprüche  an  die  Ajtotheker  bis  zum 
Matnrum  gerichtet,  ohne  dass  man  indes  dureh- 
selüagende  Gründe  für  diese  Forderung  bei- 
zubringen vennöchte.  Allerdings  sind  einzelne 
Staaten,  namentlich  die  Schweiz,  Frankreich, 
Italien,  Holland  in  ihren  Ansprüchen  an  die 
sclnüwisseuschaftliche  Vorbildung  der  Apo- 
theker Deutscldand  voraus:  es  sind  dio 
dortigen  höheivn  Ansprüche  indes  mehr  im 
Sinne  eines  Schutzsystems  der  bestehenden 
Apotheken  aufzufassen .  denen  bei  allzu 
leichtem  Selbständigwerden  der  Apotheker 
angesichts  der  dort  bestehenden  Nieder- 
lassungsfreiheit eine  zu  grosse  Konkurrenz 
erwachsen  würde.  Andererseits  verlangen 
die  genannten  Staaten  und  andere  fast 
durchgangig  nur  eine  dreijährige  praktische 
Ausbildung,  während  in  lXmtM'hland  sechs 
Jahre  gefordert  werden.  Der  deutsehe 
Apotheker  steht  somit  an  praktischer 
Ausbildung,  und  das  ist  wohl  doch  die  Haupt- 
sache, allen  anderen  voran.  Hei  der  fort- 
schreitenden Erweiterung  der  wissenschaft- 
lichen Grundlagen  des  lierufes  und  des  in- 
folge des  modernen  Prinzips  der  Arlieits- 
teilung  entstandenen  Rückganges  in  der 
eigentlichen  pharmaccutischen  Laboratoriums- 
arlicit  wird  es  sich  indes  empfehlen,  in 
inein  neuen  Unterricht splane  des  Apothekers 


Abnahme  von  51  stattgefunden  hatte,   Unter  die  Mir-  und  Servierzeit  um  je  ein  Jahr  zu 


verkürzen  um  damit  Raimi  für  eiu  längeres 
Universitätsstudiiim  zu  gewinnen.  Auch  die 
schul  wissenschaftlichen  Ansprüche  könnten 
dann  vielleicht  auf  das  Ma^s  der  von  den 


6.  Die  Ausbildung  der  Apotheker.  1  Zahn-  und  Tierärzten  geforderten  (Reife  für 
Der  Staat  hat  dafür  zu  sorgen,  dass  der  1  Prima)  erhöht  werden.  Die  Ausbildung  des 
AiNitheker  durch  eine  angemessene  Aus- 1  Apothekers  in  der  gerichtlichen  und  Nnhrungs- 
bildnng  eine  gewisse  Gewähr  für  eine  sach- 
kundige Verwahrung  und  ZuU-reitung  der 
Arzneimittel,  überhaupt  für  eine  Verwaltung 
des  Arzneischatzes  giebt.  Auch  muss  der 
A)M>theker  in  den  Stand  gesetzt  sein,  alle 
arzneilichen  Drogen  und  Chemikalien  in  be- 
zugauf  Verwechselungen  und  Verfälschungen 
zu  erkennen  bezw.  auf  Güte  und  Reinheit 


nntlelcheinie  sowie  der  Bakteriologie  ist 
wünschenswert,  da  Anforderungen  in  dieser 
Richtung  namentlich  an  den  Ajiotheker  der 
kleinen  Städte  noch  vielfach  herantreten. 
Auch  die  zum  Ap»thekcnrevisionsgesehäft 
herangezogenen  Aj»otheker  sollten,  sofern 
man  nicht,  was  aus  zahlreichen  Gründen  zu 
empfehlen   wäre,  besondere  Apothekenre- 


zu  prüfen.  Zu  diesem  Zwecke  schreibt  die  visoren  oder  Medizinalinspektoron  (analog 
deutsche  Gesetzgebung  dem  Apotheker  eine  |  den  Fabrik-  und  SehulinsiH'ktoren)  anstellt, 
gewisse  Schulbildung  (cinjälirig-freiwilliges  ihre  Befähigung  lüerzu  namentlich  auch  im 

Hinblick  auf  eine  genaue  Kenntnis  der  be- 
stehenden Gesetzgebung  ülter  den  Apotheken- 


Zeugnis),  eine  dreijährige  Lehrzeit  in  einer 
Apotheke,  eine  dreijährige  Servierzeit  als  Ge- 
hilfe und  em  dreisemestriges  Universität«-  |  Vietrieb  nachweisen. 


Studium  vor.  Nach  Sclüuss  der  Lehrzeit  I 
legt  der  Ajxrtheker  die  Gehilfenprüfuug  ab. 
deren  Bestehen  ihn  zur  Bekleidung  einer 
Gehilfenstelle  in  einer  Apotheke  l»erechtigt, 
nach  Beendigung  des  Universitätsstudiums 
die  Apothekerprüfung,  deren  Bestehen  den 
Empfang  der  Approbation  und  damit  das 
Recht  zum  selbständigen  Betriebe  1k?zw.  der 
Verwaltung  einer  der  vorhandenen  oder  neu 
zu  gründenden  Apotheken  zur  Folg»?  liat.  In 


Im  letzten  Jahrzehnt  wurden  im  Deutschen 
Reiche  Apotheker  approbiert: 
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1KK7  fitt 
188889 

240 

142 

45 

24 

4/ 

20 

«3 

1  S 

1  c\ 
1  u 

14  570 

213 

'57 

58 

19 

41 

18 

S 

14 

6 

14  548 

1HK990 

215 

145I  46 

t6 

34 

16 

5 

18 

<; 

12^12 

1890,91 

244 

167  48 

«7 

24 

13 

1 1 

9 

1  1 

549 

189192 

266 

15« 

72 

16 

44 

12 

16 

12 

1  5 

609 

1892/93 

241 

1 66,  66;  1 

45 

9 

1 1 

16 

9 

16 

594 

189394 

305 

«87 

55 

18 

3> 

21 

«9 

9 

«4 

«3 

672 

189495 

2S2 

182I  36 

18 

43 

2;! 

«9 

5 

■°i 

>9«''39 

189596 

237H83!54 

26 

45, 

20  22 

9 

1 1 

26(683 

189697 

243  «49!  57 

•4 

471 

15I  «9 

16 

9. 

21I590 

revisoren ;  Verfehlungen  gegen  die  über  den 
Apothekenbetrieb  erlassenen  Vorschriften 
werden  auf  Grund  des  §  367,5  des  St.G.B. 
bestraft.  Die  Abgabe  starkwirkender  Arzneien 
im  Handverkauf  ist  z.  Z.  in  allen  deutecheuApo- 
theken  einheitlieh  geregelt.  Die  Bestimmung 
verfolgt  den  Zweck,  den  Schaden  für  Leiten 
oder  Gesundheit  zu  verhüten,  der  durch  den 
Besitz  solcher  Arzneimittel  in  unerfahrenen 
Händen  entstehen  kann;  der  Zweck  ist  ein 
sehr  weiser,  nur  artet  die  Massrcgel  selir 
leicht  in  einen  Schutz  der  ärztlichen  In- 
!  \  609  I  teressen  aus.  denen  es  natürlich  erwünscht 
sein  muss.  dass  möglichst  wenig  Arzneien 
direkt  und  ohne  ärztliche  Vennitteluug  vom 
Apotheker  durch  das  Publikum  bezogen 
werden  können.  Gicht  die  Verwalrimg 
diesen  ärztlichen  Iutcressen  allzusehr  uadi, 
so  macht  sie  sich  einer  Schädigung  der 
wirtschaftlichen  Interessen  des  Publikums 
schuldig,  indem  sie  demselben  den  Arzuei- 
bezug  aus  der  Ai>othckc  unnötig  verteuert, 
oder  aber  sie  setzt  Publikum  und  A]>otheker 
der  fortwährenden  Versuchung  einer  Ueber- 
tretuug  der  bestehenden  Vorschriften  aus, 
der  der  Apotheker  nur  allzu  häufig  unter- 
liegt. Nach  den  Belichten  über  die  Medi- 
zinalverwaltung, welche  die  preussischen 
Bezirksverwaltungen  und  die  Kopierungen 
von  Bayern  und  Sachsen  regelmässig  ver- 
öffentlichen, ist  der  Zustand  der  deutschen 
Apotheken  durchschnittlich  ein  guter,  auch 
Bestrafungen  wegen  rebertretung  der  Apo- 
thekerordnungen kommen  im  allgemeinen 
nicht  häufig  vor. 

In  Preussen  ist  es  häufig  die  Verwendung 
von  Luxusgefässen  zur  Verteuerung  des 
Arzneipreises,  welche  den  Apothekern  zum 
Vorwurf  gemacht  wird;   ferner  wird  Ite- 


Das  Fach  ist  somit  gut  ttesetzt.  Das  Ge- 
halt der  A|K>tliekerK»'hilfen  beträgt  durch- 
schnittlich jälirlich  iWÜ  M.  bei  freier  Station, 
1SO0— 2«  MX»  M.  ohue  solche.  Eine  Bewegung 
auf  Ziüassung  vou  Frauen  zur  Pharmaeie 
hat  bisher  noch  keinen  Erfolg  gehabt. 

6.  Einrichtung,  Au**tattung  und  Ge- 
schäftsbetrieb der  Apotheken.  Die  Ge- 
sichtspunkte, die  luer  in  Frage  kommen, 
sind  mehr  medizLialpolizeilicner  Natur. 
Gnmdsatz  sollte  es  sein,  ist  es  aber  nament- 
lich in  Preussen  nicht,  das  die  veraltetste 
Apothekengesetzgobung  besitzt,  nur  das  zu 
verlangen,  was  wirklich  notwendig  ist.  um 
jede  unnötige  Vorteuerung  des  Apothekon- 
betriebes  zu  vermeiden.  Die  Forderung,  dass 
jeder  Apotheker  ein  eigenes  Haus  besitzen 
und  in  diesem  die  Apotheke  betreiben  muss, 
isf  für  neu  zu  konzessionierende  At>otheken 
in  Grossstädten  schwer,  ja  überall  da  gar 
nicht  durchzuführen,  wo  diese  Apotheken 
für  solche  Stadtteile  geplant  sind,  111  denen  <  hauptet,  dass  einzelne  Apotheken  oder  deren 
der  Häuserwert  ein  ganz  besonders  hoher ;  Agenten  widerrechtlich  durch  ungenaue 
ist.  In  Berlin  speziell  haben  sich  Häuser-  Führung  der  Bücher  einen  auf  den  Verkauf 
Spekulanten  sehr  bald  die  Thatsaehe  zu :  berechneten  höheren  Umsatz  nachzuweisen 
Nutzen  gemacht,  dass  jeder  neu  konzessio- 1  sich  bestreben.  Im  grossen  und  ganzen 
nierten  Apotheke  ein  bestimmter  Punkt  zur  lindes  gelten  die  deutschen  Aj>othekon  und 
Errichtung  vorgeschrieben  wird,  so  dass  sie  :  Aj>othoker  zu  Klagen  wenig  Aulass.  That- 
auf  eine  sehr  kleine  Anzahl  verkäuflicher ,  sache  ist  leider,  dass  die  Vermehrung  der 
Häuser  innerhalb  dieses  Rayons  angewiesen  j  Apotheken  mit  dem  jährlichen  Zuwachs  an 
ist.  Bei  dem  grossen  Interesse,  welches  Apothekern  nicht  Schritt  hält  und  dass 
jeder  Apotheker' selbst  an  einem  ununter-  1  infolgedessen  eine  ungeheure  Nachfrage  nach 
brochenen  und  ungestörten  Forthetriebe  verkäuflichen  Apotheken  vorhanden  ist,  die 
seines  Gewerbes  in  einem  und  demselben  den  Preis  derselben  ungünstig  lieeinflusst. 
Ijokale  liat,  ist  die  Gefahr  der  Verminderung  Ebenso  wie  bei  der  T^audwirtscliaft  wird 
der  Stabilität  des  Apothekenltetriebes  durch  auch  hier  ein  stetes  Sinken  der  Ajtotheken- 
Ausübung  desselben  iu  einem  gemieteten  !  reute  die  Folge  sein,  so  dass  die  Apotheken 
Lokale  eine  ziemlich  illusorische.  I  auch  hier  mehr  und  mehr  nur  noch  für  ihre 

Die  Vorschriften  für  den  Geschäfts-  Gläubiger  arbeiten  werden,  namentlich  wenn 
betrieb  der  Altotheken  sind  in  den  Apotheker-  die  bisherige  Gepflogenheit  l>eil>ehalteu  wird, 
Ordnungen,  deren  jeder  deutsche  Staat  immer,  die  Apotheken  (allerdings  mit  Einschluss  des 
noch  eine  eigene  In'sitzt,  niedergelegt :  die  ;  Hauses)  mit  einem  bestimmten  Vielfachen  de» 
Beaufsichtigung  und  Sicherung  des  Betriebes  ;  jährlichen  Afiothekenumsatzes  zu  l>ezahlon. 
erfolgt  durch  die  zuständigen  Beamten  der  Eine  grössere  Vermehrung  der  Apotheken 
Mediziualpolizei  und  besondere  Apotheken-  unter  Entschädigung  der  bestehenden  Apo- 
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theken  durch  die  von  den  neu  sich  Nieder- 
lassenden zu  zahleuden  Konzessionsgelder 
dürfte,  da  diese  Massregel  wie  eine  lang- 
same Ablösung  der  vorhandenen  Monoj*>l- 
werte  wirken  würde,  das  einzige  Mittel  zur 
Besserung  der  für  die  Zukunft  sonst  unerfreu- 
liche Pers|>ektiven  bietenden  Zustände  sein. 

6.  Das  Apothekenwesen  des  Aus- 
landes. Was  das  Ajtothekenwesen  des  Aus- 
landes betrifft,  so  unterliegt  dassellie  ent- 
weder dem  Konzessionssysteme  wie  in 
Deutschland  und  dann  trifft  <ias  hier  Gesagte 
auch  für  diese  Staaten  zu,  oder  aber  das 
Apothekenwesen  ist  ein  freies  llandcls- 
gewerbe,  dessen  Betrieb  lediglich  von  dem 
Nachweise  einer  bestimmten  ]>ersonliehen 
Qualifikation  nhliängig  gemacht,  im  übrigen 
aber  durch  Betriebsvorschriften  wenig  und 
durch  Arzneitaxen  gar  nicht  behelligt  wird. 
In  einzelnen  dieser  Staaten  finden  periodische 
Revisionen  der  Apotheken  statt,  in  anderen 
nicht. 

Zu  der  ersteren  Kategorie  gehören: 
Oesterreich,  Russlnnd,  Dänemark,  Schweden 
und  Norwegen,  Luxemburg,  Rumänien.  Die 
Aj>othekenverfassung  der  österreicliisch-uuga- 
risehen  Kronkinder  lteruht  auf  denselben 
Grundlagen  wie  die  der  deutschen  Staaten. 
Auch  hier  gilt  das  Apothekergcwerl>c  als  ein 
sanitätS|>olizeiliehes  Gewerbe,  welches  nach 
Art.  V  g  des  kaiserlichen  Pateutes  vom 
20.  Dezember  1859  den  Bestimmungen  der 
Gewerl)eordnung  nicht  unterliegt.  Die  Be- 
willigung zur  Errichtimg  neuer  Apotheken 
(Konzession)  erteilt  nach  der  kaiserlichen 
Entschliessung  vom  14.  September  1852  der 
Statthalter:  nach  dem  Hofkammerdekret  vom 
IS.  Juli  1K23  soll  im  Durchschnitt  auf  je 
3—4000  Einwohner  eine  Apotheke  konzessio- 
niert werden.  Gegen  <lie  Entscheidungen 
der  Bezirkshauptmannschaften  oder  der 
Ijandesstellen  sind  Rekurse  Vieim  Ministerium 
des  Innern  zulässig  (Min.-Erl.  vom  7.  März 
1849).  Die  Beaufsichtigung  der  Ajx>theken 
wird  durch  die  Organe  der  |>olitischen  Be- 
hörden ausgeübt.  Alljährlich,  in  der  Zeit 
von  Jtdi  bis  Ende  Oktober,  hat  die  Revision 
der  A|K)theken  in  Gegenwart  eines  politischen 
Kommissärs  (Bürgermeister)  durch  die  Be- 
zirksärzte stattzufinden. 

Zum  Eintritt  in  den  pliarmaeeutischen 
Beruf  wird  ein  Alter  von  mindestens  14 
Jahren  und  die  Absolvierung  eines  öster- 
reichischen Untergymnasiums  verlangt  (Min.- 
Erl.  vom  27.  Noveml>er  1853).  Die  1/ehrzeit 
ist  auf  3  Jahre  festgesetzt ,  wovon  in  Aus- 
nahmefällen durch  das  Gremiiun,  in  letzter 
Instanz  durch  das  Ministerium  ein  Nachlass 
■gewährt  werden  kann.  Die  Aufnahme  erfolgt 
durch  das  Gremium,  welchem  der  Aufzu- 
nehmende vorzustellen  ist  und  welches  zu 
prüfen  hat,  ob  der  Kandidat  den  gesetzlich 
vorgeschriebenen    Bedingungen  entspricht. 


Ebenfalls  l*>i  den  Gremien  findet  die  Ge- 
hilfenprüfung statt.  Das  Universitätsstudium 
dauert  2  Jahre. 

Nach  amtlichen  Veröffentlichuncen  ist  in 
den  10  Jahren  von  1876  bis  1885  die  Zahl 
der  öffentlichen  Apotheken  Oesterreichs  (mit 
Ausschluss  von  Ungarn,  welches  einschliess- 
lich Siebenbürgens  135b"  Apotheken  l>esitzt) 
von  1207  auf  1296,  also  um  89  (oder  7,4  %), 
die  Zahl  der  Gehilfen  von  1053  auf  1245, 
also  um  192  (oder  18.2%),  die  Zahl  der 
Lehrlinge  aber  von  367  auf  674,  also  um  2»i7 
(oder  83,3%)  gestiegen.  Nach  der  Zählung 
vom  31.  Dezember  1890  bestanden  ausser 
den  1824  Hausajwtheken  1382  Apotheken, 
darunter  waren  430  Realgewerbe  und  952 
Personalgeworbe.  In  diesen  Apotheken 
waren  1378  diplomierte,  243  nicht  diplo- 
mierte Assistenten  und  335AiJOthekerlelirlinge 
beschäftigt. 

Das  Apothekenpersonal  war  bisher  in 
Oesterreich  viel  zahlreicher  als  in  Deutschland, 
da  ausser  den  hier  gezählten  Gehilfen,  welche 
sich  in  Stellung  befinden,  noch  eine  sehr  grosse 
Zalü  stellenloser  Gehilfen  vorhanden  ist,  von 
denen  den  österreichischen  Faehblättern  zu- 
folge viele  als  Pferdehahnkutscher,  Finanz- 
wachtmänner  und  dgl.  ihre  Existenz  zu 
fristen  trachten;  auch  Selbstmorde  kommen 
unter  den  österreichischen  Pliannaceuten  auf- 
fällig zahlreich  vor.  Neuerdings  liat  sich  dies 
indes  durch  die  Erhöhung  der  schnlwissen- 
sehaftliehon  Ansprüche  an  die  Apotheker- 
lehrlinge um  zwei  Gymnasialklasseu  wesent- 
lich geändert,  ja  es  wird  sogar  jetzt  über  Ge- 
hülfenmangel  geklagt.  Oesterreich  hat  aller- 
dings eine  Bevölkerung  von  23  Millionen, 
und  es  entfällt  somit  1  Apotheke  auf  etwa 
17 «MM»  Einwohner,  allein  trotzdem  ist  eine 
erhebliche  Vermelunng  der  Apotheken  nicht 
gut  möglich,  da  durch  das  Institut  der  selbst- 
dispeusierenden  I^andärzte  ein  grosser  Teil 
der  sonst  den  Apothekern  zufallenden  Ob- 
liegenheiten erledigt  wird  und  ausserdem 
das  Droguistenweson  daselbst  in  grosser  Blüte 
steht.  Es  wird  daher  seit  längerer  Zeit  in 
Oesterreich  seitens  der  Phannaoeuten  auf  die 
Einführung  der  Personalkonzessiou  hinge- 
drängt. 

In  Russland  (d.h.  dem  europäischen), 
wo  nach  letzten  Zäldungen  2315  Apotheken 
mit  4328  Gehilfen  und  2210  Lehrlingen  vor- 
handen seiu  sollen,   wird  zur  Zeit  eine 
ziemlich  einschneidende  Reform  des  Apv 
thekenwesens  geplant.    Der  neue  Gesetz- 
entwurf beantragt,  die  bestehenden  Apo- 
thekengerechtsamen  zwar  unangetastet  zu 
lassen,  aber  den  städtischen  und  I^ndschafts- 
selbstverwaltungen  die  Initiative  behufs  Er- 
I  laubniscrtcilung  zur  Eröffnung  von  neuen 
I  Apotheken    und    l>ehufs    Normierung  der 
Minimalzald  der  Ap>theken  an  einem  ge- 
,  gebeuen  Orte  auf  10  Jahre  zu  überlassen. 
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Apotheken 


Ferner  l»oahsiehtigt  man  eine  für  Russ- 
laiul  neue  Form  von  Apotheken,  sogenannte 
>Haus'  -Apotheken  zu  gestatten,  und  zwar  in 
Wohlthätigkeitsanstalten,  die  von  Privatper- 
sonen unterhalten  werden,  und  bei  Aerzten, 
welche  von  Privatpersonen  behufs  Behandlung 
einer  gogeljonenBevölkening  engagiert  worden 
sind.  Der  Entvvm-f,  der  auch  genaue  Be- 
stimmungen  ül>er  die  Ausbildung  der  Apo- 
theker   (mit   Unterscheidung  derselben  in 


In  Holland  herrscht  ebenfalls  Nioder- 
lassungsfreiheit  approbierter  A]»otlieker,  trotz 
welcher  die  Zahl  der  dortigen  Apotheken 
seit  Jahren  im  Abnehmen  l>egriffen  ist. 
Was  die  Ausbildung  der  Apotheker  anbe- 
langt, so  hat  der  pharmaceutische  Kandidat 
dieselbe  wissenschaftliche  Vorbildung  wio 
der  Ar/t  nachzuweisen,  macht  wie  dieser 
ein  naturwissenschaftliches  Examen  (das 
zweite  natm^issen schaftliche  Examen  fällt 


zwei  Klassen)  enthält,  ist  bisher  nicht  Gesetz  i  beim  Apotheker  fort)  und  wird  dann  wie 
geworden ,  wold  aber  wurde  die  Zuladung  der  Arzt  gegen  den  Nachweis  einer  zwei- 
von   Personen  weiblichen  Gescldechts  zur  jährigen  praktischen  Uebung  in  seiner  Kunst 


Ausübung  des  pharmaeeutischon  Berufs 
unterm  11».  Mai  l!SSS  dekretiert.  Beim  Ein- 
tritt in  die  Apotheke  haben  die  weiblichen 
Lehrlinge,  entsprechend  den  Anforderungen 
«in  die  Lehrlinge  männlichen  Geschlechts, 
ein  Zeugnis  über  Kenntnisse  des  Kursus  der 
vier  unteren  Klassen  eines  Gymnasiums  bei- 
zubringen. Diesellx'n  werden  auch  zu  den 
Geliilfen-  und  Apothekorprfifungen  zugelassen. 


zur  Staatsprüfung,  welche  in  einen  theo- 
retischen und  einen  praktischen  Teil  zer- 
fällt, zugelassen.  Um  endlich  die  Gleich- 
stellung vollständig  durchzuführen,  sind 
analog  den  Chirurgen  und  Heildienern, 
welche  die  niederen  ärztlichen  Dienste  ver- 
richten, den  Apothekenliesitzern  sogenannte 
Hand  Verkäufer  oder  Apothekenbedienstete 
beigegeben,  ausserdem   werden  zahlreieho 


haben  sich  indes  die  hier/u  erforderlichen  •  weibliche  Aj>othekcrgehülfinnen  l*escliäftigt. 


Kenntnisse  privatim  zu  verschaffen,  da  sie 
vom  Universitätsbesueh  ausgeschlossen  sind. 

Das  Apotheken wesen  in  den  skandi- 
n  a  v  i  s  c  h  e  n  Länder  n  hat  ziem  lieh  genau 
dieselbe  Verfassung  wie  das  deutsche:  in 
Schweden  ist  indes  1873  eine  Ablösung 
der  AjKjthekenprivilegien  liegounen  worden, 
welche  1920  beendet  sein  soll  und  nach 
deren  Absehluss  sämtliche  vorhandenen  Apo- 
thekenprivilegien  in  persönliche  Konzessionen 
umgewandelt  wenlen  sollen. 

In  Rumänien  wurden  bis  1871  Privi- 


Das  Königreich  Italien  fand  bei  seiner 
Konstituierung  ö — (i  verschiedene  A]»otheken- 
systeme  vor.  Nach  langjährigem  Verhandeln 
wnrtle  lsi?4  bestimmt,  dass  jede  Provinz 
ilire  Apothekengosetzgebuug  behalten,  indes 
für  die  Folge  lediglich  persönliche  Konzes- 
sionen ausgeben  s<  .11.  Der  neue  Sanitäts- 
kodex (1881»)  führt  indes  die  pharmaceutische 
Niederlnssimgsfreiheit  für  das  ganze  Gebiet 
des  Königreichs  ein.      Jeder  grossjährige 


Bürger,  welcher  ein  gesetzmässig  anerkanntes 
,  Diplom  als  Apotheker  b-sitzt.  hat  das  Recht, 
l^\nQ^^^Xrh°^SSlonen  ^hC~  Jas  Gewerbe  als  Apotheker  auszuüben  und 

am  Udiebigen  Orte  eine  Ajiotheke  zu  er- 


werbebeiv(htigungen  erteilt 

In  der  Schweiz  ist  durch  die  Art.  31 
und  33  der  neuen  Bundesverfassung  vom 
Jahn»  1874  und  durch  den  Zusatz  vom 
11».  Dezember  1877.  welcher  eine  Ausführungs- 
verordnung obigen  Artikels  33  enthält,  die 
freie  Ausübung  aller  Berufsarten,  auch  der 
wissenschaftlichen,  im  Gebiete  der  Eid- 
genossenschaft gewährleistet  worden.  Damit 
ist  das  in  einzelnen  Kantonen  bisher  noch 
K'staudenc  Apothekonkonzessionsweson  be- 
seitigt und  allen  diplomierten  Ajiothekerii 
das  Recht  der  freien  Niederlassung  in 
der  Schweiz  eingeräumt 
gang  der  schweizerischen  Apotheker  ist  nacl 


öffnen,  nachdem  er  vierzehn  Tage  vor  der 
Eröffnung  davon  dem  Bezirksrat  Anzeige 
gemacht  hat*  (Art.  3U). 

Der  Ansbildungsgang  des  italienischen 
Apothekers  ist  der,  dass  er  seinen  Beruf 
ein  Jahr  praktisch  in  1  einer  Apotheke  und 
drei  Jahre  wissenschaftlich  auf  der  Univer- 
sität betreibt.  Neben  diesen  gelehrten  Apo- 
thekern besteht,  wenn  auch  nur  geduldet, 
ein  Hilfspersonal  von  geringerer  Ausbildung. 

In" Frankreich  gemessen  die  appro- 
Der  Ausbildung^-  bierten  Apotheker  das  Recht  der  freien 
'  Niederlassung,  und  die  Ausbildung  derselben 


der  neuen  Prüfungsordnung  vom  19.  März  war  bisher  durch  das  Dekret  vom  25.  Juli 
Inns  der  folgende:  1)  Maturitätszeugnis  von  |  18*5  vorgeschrieben,  welches  folgendes 
einer  schweizerischen  Sehulanstalt ;  2)  zwei- 
jährige Lehrzeit  bei  einem  geprüften  Apo- 
theker: 3)  Gehilfenprüfung;  4)  einjährige? 
Konditionszeit;  5)  vollständig  absolviertes 
Universitätsstudium  von  4  Semestern  und 
4  Semester  praktische  Arbeiten  im  J^abora- 
toriniu:  b>  Apothekerprüfung.  Die  fachliche 
Ausbildung 


Si 


sen. 


ist  somit  in  5  Jahren  abge- 
wovon  3  auf  die  Praxis  und  2  auf 


die  Wissenschaft  entfallen. 


festsetzte:  Es  wenlen  zwei  Klassen  von  Apo- 
thekern ausgebildet.  Die  Kandidaten  des 
Aj^othekerdiploms  erster  Klasse  hal>en  als 
Eintrittsbedingung  in  die  Pharmaeie  nach- 
zuweisen: das  zurückgelegte  IG.  Lebensjahr 
und  das  absolvierte  Bakkalaureat  (Maturum). 
Die  Kandidaten  des  Apothekerdiploms  zweiter 
Klasse  haben  das  Bakkalaureat  nicht  nach- 
zuweisen, aber  doch  ein  Schulzeugnis,  welches 
eine  ziemlich  weitgehende  schulwisseuscliaft- 
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liehe  Ausbildung  verbürgt.  Die  Kandidaten 
beider  Diplome  hatten  eine  dreijährige  Lehr- 
zeit und  nach  Vollendung  derselben  eine  für 
beide  Klassen  gleiche  Gehilfenprüfung  alv- 
zulegen.  Eine  obligatorische  Scvierzoit  be- 
steht für  t>eide  Klassen  nicht;  die  Phanna- 
ceuten  sind  vielmehr  sofort  nach  Ablegung 
des  Gehilfenexamens  zum  Besuche  der  Uni- 
versität berechtigt.  Das  Universitätsstudium 
ist  für  die  Apotheker  beider  Klassen  auf 
drei  Jahre  festgesetzt.  Die  Apotheker  zweiter 
Klasse  gemessen  dem  Buchstaben  des  Ge- 
setzes nach  keine  Freizügigkeit,  sind  viel- 
mehr lediglieh  berechtigt^  ihren  Beruf  in 
dem  Bezirke  derjenigen  Pharmacieschule 
auszuüben,  von  der  sie  approbiert  worden 
sind.  Durch  Gesetz  vom  3U.  Mai  1898  sind 
die  Apotheker  II.  Klasse  abgeschafft  worden 
und  wird  nur  noch  eine  Klasse  von  Apo- 
thekern ausgebildet.  Daher  sind  die  den 
bisherigen  Apothekern  II.  Klasse  luusicht- 
lich  ihrer  Freizügigkeit  auferlegten  Be- 
schränkungen aufgehoben  worden. 

In  England  ist  der  Handel  mit  Arznei- 
waren und  die  Anfertigung  von  Arzneien 
vollständig  und  allgemein  freigegeben  und 
nur  der  Apnthekertitel  insofern  geschützt, 
als  sich  niemand  öffentlich  als  solcher  be- 
zeichnen darf,  der  die  Prüfung  als  »Chemist 
and  Druggist- ,  beziehungsweise  als  »Pharma- 
oeutical  Chemist*  nicht  bestanden  hat  Ueber 
den  Ausbildungsgang  der  englischen  Apo- 
theker  lauten  die  Statuten  der  Pharmaccutieal 
Society  dahin,  dass  zum  Eintritt  in  die 
Pharmacie  die  Ablegung  einer  Schulprüfung 
(Latein,  Englisch.  Rechnen)  und  zur  selbstän- 
digen Ausübung  derselben  die  Ablegung  einer 
Fachprüfung  erforderlich  ist.  die  für  die 
Apotheker  erster  Klasse,  die  Pharmaceutical 
Chemists,  major  examination  uud  für  die 
Apotheker  zweiter  Klasse,  die  Chemists  and 
Druggists,  minor  examination  genannt  wird 
und  sich  auf  die  I:eliersctzung  und  Anferti- 
gung von  Rezepten.  Botanik,  Materia  medica, 
pharmaceutische  und  allgemeine  Chemie, 
Toxikologie  und  Drogenkunde  erstreckt.  Der 
Nachweis  eitler  Lehr-  oder  Servierzeit  sowie 
eines  I'niversitätsstudiiuns  wird  in  England 
nicht  gefordert. 

In  Belgien,  Sjunien,  Portugal  und  der 
Türkei  besteht  ebenfalls  Niederlassuugsfrei- 
heit  der  Apotheker. 

Litterat  Ort  Verhandlungen  de*  r>.  Kongresses 
druUrt.tr  Volkswirte  in  Weimar  1  SM.  — Brefeld, 
l>ir  Aptdheke,  Schutz  und  Freiheit,  Breslau 

—  Pappenhelm,  Handbuch  der  Sanitiilsp,>lixei , 
Berlin  I8C4.  —  PhObtlS,  I.ehen*rrrhältnis.<e  der 
Phartnacie,  t  Hessen  M'.f,  —  Urform  der  Apotheker- 
gcset'gebung.  Vortritt/  de*  Rrichskumtcr*  <nt 
den  Bundesrat:  Hirth,  Annale»,  l.s?7  S.  :U>: ff. 

—  Büttger,  Apothektnijesrttgrhung  de*  Deutschen 
Reiches  und  der  Eimelstnaten,  jt-rliit  /<•.>".  — 
Eulenburg.  Handbuch  dt»  öffentlichen  <;.-.*„nd- 
heitiecsrns  ' Abschnitt :  Apothekenresm  und  Arsnei- 


mitlelprditei  vom  Pistor),  Berlin  1881.  —  Böltger, 
(Jeschichte  drr  ileulschen  Ajfjthekenreform- 
beiregung,  Berlin  188i.  —  Ptstov,  D>ss  Apo- 
thekentregen  in  IWussen ,  Berlin  I8O4.  — 
Stleda,  Hie  Reform  des  Apothekentcesen*  in 
Deutschland  (Jahrbücher  für  Xationalökonomie 
und  Statistik,  .T.  Folge,  Bd.  XI).  —  Spring- 
feld, Zur  Entrrickelungsgeschichte  der  Apo- 
thekenreform, Lripxig  18'J*>.  —  Blittger,  I>enk- 
schrift,  betreffend  die  Apothekenreform,  Berlin 
1895.  —  Weiss,  Her  Kampf  um*  Hecht  und 
der  deutsche,  Apothekerstand ,  Berlin  1897.  — 
Die  Verbreitung  der  phurnuteeutischen  Anstalten 

H.  des  pharmaceutischen  Personals  im  Deutschen 
Reiche    nach   den    amtlichen    Erhebungen  i-an 

I.  Juli  1805.  Medhinulslatistische  Mitteil  „„gm 
aus  dem  kais.  UesundheiUaml  4  Bd.  I  Heft, 
Berlin  1S97.  H.  Bötlger. 


K  ppreturverfahren 

s.  Veredelungsverkehr. 


Approbationen. 

Der  Ausdruck  Approlmtioneu  wird  im 
deutschen  Gewerliereeht  gebraucht,  um  die- 
jenigen Genehmigungen  zur  Ausübung  einer 
gewerblichen  Tliätigkeit  zu  tiezeichnen, 
welche  auf  Grund  eines  Nachweises  der 
Befähigung  erteilt  werden.  Die  Approbationen 
fallen  unter  den  weiteren  Begriff  der  Kon- 
zessionen. Walirend  aber  bei  anderen  Kon- 
zessionen Erwägungeu  verschiedener  Art, 
persönliche  Eigenschaften  des  zu  Konzessio- 
nierenden, Beseliaffonheit  des  zum  Geworlie- 
betrieh  bestimmten  Lokals,  Bedfirfnisfrage, 
in  Betracht  kommen  können,  charakterisieivn 
sich  die  Approlwitionen  dadurch,  dass  bei 
ihnen  lediglich  die  Frage  der  Befä- 
higung zu  prüfen  ist.  Die  Approbation 
darf  nur  auf  Grund  des  Nachweises  der 
Befähigung  erteilt  werden;  sie  niuss  alier 
auch  erteilt  worden,  wenn  dieser  Nachweis 
vorliegt.  Der  Nachweis  der  Befähigung  ist 
durch  Prüfungen  zu  erbringen :  als  Voraus- 
setzung für  die  Zulassung  zur  Prüfung  kanu 
eine  bestimmte  Art  wissenschaftlicher  oder 

K faktischer  Ausbildung  vorgesch rieben  sein. 
>ie  Erteilung  der  Äpprotiation  geschieht 
entweder  durch  Aushändigung  eines  Prü- 
fungszeugnisses oder  duivli  eine  besondere 
Genehmigung  zur  Ausübung  des  Gewerbe- 
betriebes, welche  auf  Grund  des  Nachweises 
der  tiestandenen  Prüfung  ausgefertigt  wird. 

Die  Gewerbeordnung  gebraucht  den  Aus- 
druck »Approbation';  nur  bei  Ajiothekem 
und  Aer/teii;  doch  erscheint  es  sachlich  ge- 
r» -clit fertigt,  denselben  auf  alle  diejenigen 
Gewerttetreibendcn  anzuwenden,  deren  Ge- 
wert*?hetrich  an  den  Besitz  eines  Prüfungs- 
oder Bcfätügimgszeugnisscs   geknüpft  ist. 
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Approbationen— Arbeit,  Arbeiter 


Danach  bestehen  Approbationen  im  folgenden 
Umfange:  1)  Reichs  gesetzlich  werden 
(lieseltten  gefordert  fflr:  a)  Apotheker,  b)  Per- 
sonen, welche  sich  als  Aerzte  (Wimdür/te, 
Augenärzte.  Geburtshelfer,  Zahnärzte  nn<l 
Tierärzte)  oder  mit  gleichbedenteiiden  Titeln 
bezeichnen  oder  seitens  des  Staates  «ler 
einer  Gemeinde  als  wiche  anerkannt  oder 
mit  amtlichen  Funktionen  tietraut  werden 
sollen,  c)  Hebammen,  d)  Seeschiffer,  Soe- 
steuerlentc.  Maschinisten  der  Scedampfschiff e 
und  I/»otsen.  2)  Durch  die  Landesgosotz- 
gebnng  können  Approbationen  gefordert 
worden  für:  a)  das  Hufbesehlaggewerbe, 
b)  das  Gewerbe  der  Markscheider.  3)  Auf 
Grund  von  Staats  vertrügen  sind  Ap- 
probationen für  Schiffer  und  Ijootsen  auf 
Strömen  zulässig. 


Quellen  and  Litteratur:  Cw.-o.  #  t9,  so, 

SOtt,  31,  -U.  —  O.  Meyer,  DeuUrh.  Verw.-H. 
IM.  I.  S.  394,  39$.  E.  Loenlng,  DeuUrh. 
Vtnr.  R.  S.  496.  G.  Meyer. 


Arbeit,  Arbeiter. 

1.  Begriff  und  Arten.  2.  Bedentnng der  Arbeit 
im  allgemeinen.  3.  Allgemeine  Bedingungen 
der  Arbeitsproduktioii.  4.  Arbeitsfähigkeit. 
5.  Arbeitstiers.  6.  ArlKMtsvereiniffiing  und 
Arbeitsteilung.  7.  Arbeiter,  Arbeitende  Klagen, 
Arbeiterfrage. 

1.  Begriff  und  Arten.  Arbeit  ist  in 
der  Hauptbedeutung  des  Worts  zunächst 
allgemein  die  Aeusserung  einer  Kraft,  um 
et  was  Nützliches  hervorzubringen,  d.  h.  etwas, 
was  als  solches  menschlichen  Bedürfnissen, 
Zwecken.  Interessen  zu  dienen  geeignet  ist 
und  dadurch  einen  Wert  hat.  In' diesem 
Sinne  spricht  man  nicht  nur  von  der  Arl>eit 
des  Menschen,  sondern  auch  von  der  Arbeit 
eines  Tieres,  auch  von  der  Arheit  lebloser 
Kräfte,  einer  Maschine,  der  Natur  etc.  Eine 
Nebenbedeutung  des  Wortes  ist,  dass  mit 
ihm  auch  das  Produkt  der  Kraftäusserung 
liczcichnet  wird,  in  einem  engeren  Sinne 
ist  Arbeit  nur  die  l»ewusste  menschliche 
Kraftäusserung  jener  Art.  Für  diesen  Be- 
griff ist  irrelevant,  ob  resp.  in  welchem 
Grade  der  Zweck  der  Kraftäusserung  er- 
reicht wird,  ebenso,  ob  die  lieabsichtigte 
Wortbildung  berechtigten  oder  unberech- 
tigten, guten  oder  schlechten,  erlaubten  oder 
unerlaubten  Bedürfnissen,  Zwecken,  Inter- 
essen entspricht,  ob  sie  an  sich  eine  sittliche 
oder  unsittliche,  eine  erfreidiche  oder  uner- 
freuliche, eine  dem  privaten  bezw.  öffent- 
lichen Wold  förderliehe  oder  schädliche  ist. 
Die  Politische  <  Ökonomie  hat  diesen  Begriff 
der  Arbeit  aeeeptiert.  Arbeit,  als  ökono- 
mische Kategorie.  Arbeit  im  wirtschaftlichen 
Sinne,  ist  die  bewusste  mensclüiche  Kraft- 


'  Äusserung,  um  etwas  wirtschaftlich  Nütz- 
liches, einen  wirtschaftlichen  Wert  hervor- 
!  zubringen,  also  etwas,  was  wirtschaftlichen 
Bedürfnissen,  Zwecken,  Interessen  der 
Menschen  zu  dienen  geeignet  ist.  In  dem 
folgenden  ist  nur  von  der  Arbeit  in  diesem 
Sinne  die  Rede.  Manche  erachten  es  noch 
als  ein  weiteres  wesentliches  Merkmal  dieser 
Arbeit,  dass  die  Kraftäusserung  nicht  nur 
eine  einmalig«1,  gelegentliche,  sondern  eine 
fortgesetzte  oder  doch  regelmässig  sich 
wiederholende,  dass  sie  Berufsthätigkeit  ist, 
also  zu  der  Tliätigkeit  des  Menschen  gehört, 
!  welche  derselbe  als  seine  wirtschaftliche 
Lebensaufgabe  gewählt  hat. 

Die  Arbeit  ist  eine  materielle  oder 
immaterielle,  je  nachdem  sie  sich  an 
etwas  Stofflichem  der  äusseren  Natur  äussert 
oder  nicht,  und  der  Wert,  der  durch  sie 
hervorgebracht  werden  soll,  an  bezw.  in 
einem  materiellen,  einem  Stoff-  oder  Saeh- 
gute  zur  Erscheinung  kommt  oder  nur  in 
einer  persönlichen  l>eistung  besteht,  welche 
als  solche  einen  wirtschaftlichen  Nutzen  und 
Weil  hat,  bezw.  einen  solchen  bezweckt. 
Beide  Arten  der  Arbeit  sondern  sich  in 
viele  Unterarten.  Zu  jener  gehört  die  Arbeit, 
welche  sich  richtet  auf  die  Okkujuition  von 
reinen  Naturprodukten,  auf  die  Hervor- 
bringung von  vegetabilischen  und  anima- 
lischen Rohstoffen  mit  Benutzung  der  Natur 
(des  Bodens  und  der  Naturkräftc),  auf  die 
Beailteitung  von  Rohstoffen  zur  Herstellung 
neuer  oder  Verbesserung  schon  vorhandener 
Sachgüter,  auf  die  Erfindung  und  Entdeckung 
neuer  materieller  Werte,  auf  den  Absatz 
und  den  Transport  von  Gütern  und  Per- 
sonen etc.;  zu  dieser  gehören  die  zahlreichen 
sog.  persönlichen  Dienstleistungen. 

Die  Arbeit  ist  ferner  —  nach  dem  heute 
!  herrsehenden,    aber    nicht  unumstrittenen 
Sprachgebrauch  —  eine  produktive  oder 
unproduktive,  je  nachdem  sie  thatsäch- 
lich  einen   wirtschaftlichen   Wert  hervor- 
bringt oder  nicht.     Bei  der  produktiven 
Arbeit  ist,  je  nachdem  durch  sie  nur  für 
die  Privatwirtschaft  oder  auch  für  die  Volks- 
wirtschaft ein  Wert  hervorgebracht  wird,  die 
privatwirtschaftlich  und  volkswirtschaftlich 
produktive  Arbeit  zu  unterscheiden.  Nach 
diesem  Sprachgebrauch  können  die  einzelnen 
Berufs-  und  Erwerbszweige  in  der  Volks- 
wirtschaft nicht  so  unterschieden  werden, 
dass  die  Arbeit  in  dem  einen  Teil  produktiv, 
in  dein  anderen  unproduktiv  wäre.  In  jedem 
derselben  kann  die  Arbeit  der  Einzelnen 
produktiv  und  unproduktiv  sein:  das  ent- 
;  scheidende  Kriterium  ist  nicht  die  Art  der 
Leistung  an  sich,  sondern  der  thatsüehliche 
'  Erfolg  der  menschlichen  Kraftäusserung.  das 
|  thatsäehliche  Verhältnis  derselben  zur  Wert- 
|  bildung.     Ein    singulärer  Sprachgebrauch 
|  bezeichnet  als  produktiv  nur  die  Arbeit,  bei 
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welcher  da*  Produkt  der  Arbeit  einen  die 
Produktionskosten  übersteigenden  Wert  hat, 
und  als  unproduktiv  diejenige,  bei  welcher 
dien  nicht  der  Kall  ist.  Die  alteren  wissen- 
schaftlichen Richtungen,  die  Merkantilisten. 
die  Physiokraten  und  der  Smithianismus 
betrachteten  es  als  da«  wesentliche  Merkmal 
der  volkswirtschaftlich  produktiven  Arbeit, 
dass  sie  geeignet  sei,  das  Volksvormögen  zu 
erhöhen,  und  sie  unterschieden  hiernach  die 
Erwerbszweige  und  die  Volksklassen  in 
produktive  und  unproduktive.  Als  produktiv 
erachteten  die  Merkantilisten  nur  die  Arlieit, 
welche  den  Edelmetall-  und  Geldvorrat  des 
lindes  zu  erhöhen  geeignet  sei,  die  Physio- 
kraten  nur  diejenige,  welche  nutzbare  Roh- 
stoffe gewinne,  und  als  produktive  Zweige 
der  Volkswirtschaft  bezeichneten  jene  wesent- 
lich nur  den  Berghau  auf  Edelmetall  und  die 
sonstige  Edelmetallgewinnung.  die  Export- 
gewerbe und  den  auswärtigen  Handel,  uiese 
die  Urproduktion,  insbesondere,  die  Land- 
wirtschaft. Adam  Smith  und  seine  Anhänger 
erkannten  als  produktiv  nur  die  materielle 
Arl>eit  an.  nicht  die  persöidichen  Dienst- 
leistungen. Die  Anschauungen  dieser  Rich- 
tungen über  das  Wesen  der  Produktivität 
der  Arbeit  waren  massgebend  für  die  Auf- 
galien  und  Ziele,  die  sie  der  Volkswirt- 
schaftspolitik stellten. 

Die  Arbeit  ist  eine  freie  oder  unfreie, 
je  nachdem  bezüglich  der  Kraftäiisserung 
der  artieitende  Mensch  rechtlich  die  Freiheit 
der  Willonsentsehliessung  hat  oder  nicht 
(Sklaverei,  Leibeigenscliaft.  Hörigkeit  etc. 
S.  darüber  die  betr.  Artikel). 

Die  haidig  gemachte  Unterscheidung  der 
Arbeit  in  körperliche  (mechanische) 
und  geistige,  nach  welcher  unter  jener 
eine  physische,  körjterliehe.  eine  mec  hanische 
Aeusserung  der  Muskelkraft,  unter  dieser 
eine  Aeusserung  der  geistigen  Kraft  des 
Menschen  verstanden  wird,  ist  keine  abso- 
lute, ila  jede,  auch  die  geringste  physische 
oder  körperliche  Arbeit  eine  geistige  Thätig- 
keit  erfordert  und  jede  geistige  Arbeit  auch 
eine  körperliche  Kraftäiisserung  ist.  Man 
kann  daher  nur  von  einer  mehr  oder  minder 
körperlichen  oder  mechanischen  und  von 
einer  mehr  oder  minder  geistigen  Arlteit 
oder  von  einer  überwiegend  körperlichen 
ttezw.  geistigen  Arlieit  sprechen.  Die  Arbeits- 
leistungen der  Menschen,  insbesondere  die 
köqtcrliehen,  können  zum  Teil  ersetzt  werden 
durch  Leistungen  materieller  Produktions- 
mittel, insl>esondere  der  Tiere  sowie  anderer 
von  Menschen  beherrschter  Naturkräfte  und 
der  Maschinen.  Mit  der  fortschreitenden 
Technik  und  Kultur  erfolgt  ein  solcher  Er- 
satz in  immer  höherem  Grade,  und  dadurch 
werden  früher  körperliche  Arbeiten  auch  zu 
geistigen,  insofern  diese  Umwandlung  der 
Arheitsprodiiktion  und  die  Beherrschung  und 


Leitung  der  jetzt  produzierenden  materiellen 
Kräfte  geistige  Arlieit  ist.  Auf  jener  Unter- 
scheidung beruht  Itei  gewerblichen  I»hn- 
arboitem  die  sozialpolitisch  wichtige  Aus- 
sonderung einer  Arbeiterklasse:  der  Klasse 
der  ->reiu  mechanischen«  Lohnarbeiter,  d.  i. 
eine  Klasse  von  Lohnarbeitern,  deren  Arbeits- 
leistungen wesentlich  in  Aeusserungen  der 
Muskelkräfte  ttestehon,  welche  zu  ihrer  Ver- 
richtung keine  besondere  technische  Aus- 
bildung und  keine  allgemeine  Ausbildung 
des  Geistes  erfordern.  In  dieser  Klause 
kann  jetler  als  Arfteiter  thäfig  sein,  der,  ohne 
Schulbildung  und  ohne  längere  technische 
l^ehre  aufgewachsen,  nur  im  Besitz  der  nötigen 
physischen  Muskelkräfte  ist.  Es  ist  die 
niederste  Lohnklasse,  in  welcher  soziale  Miss- 
stände am  stärksten  hervortreten,  und  die 
Klasse  des  eigentlichen  Proletariats.  Zweck- 
mässiger ist  es,  wenn  man  in  jener  Hinsicht 
eine  Unterscheidung  der  Arl»eit  machen  will, 
diese  in  gelernte  und  ungelernte 
Arlieit  zu  scheiden,  je  nachdem  die  Arbeit 
zu  ihrer  Verrichtung  eine  besondere  Vor- 
und  Ausbildung,  eine  Itesondere  längere 
Lehre  und  Lelirzcit  erfordert  oder  nicht, 
und  hiemach  auch  die  Arbeiter  in  gelernte 
und  imgelernte  zu  scheiden. 

2.  Bedeutung  der  Arbeit  im  allge- 
meinen. 1)  Die  Arlieit  ist,  zunächst  als 
Willensäusserung  im  allgemeinen,  teils  eine 
notwendige,  teils  eine  freiwillige  Kraftäusse- 
rong  der  Menschen.  Für  ein  Volk  im  ganzen 
ist  stets  ein  gewisses  Mass  von  Arlieit  eine 
absolute  Notwendigkeit;  »las  ist  die  Arlieit, 
welche  zur  Befriedigung  der  notwendigen, 
natürlichen  Existenz!  *VKirfnisse  unbedingt 
erforderlich  ist :  das  Mass  ist  grösser  oder 
geringer  je  nach  den  natürlichen  Verliält- 
nissen  der  Territorien  der  Völker.  Alter  die 
Arltoit  darülter  hinaus  —  und  diese  ist  Itei 
Kulturvölkern  der  weitaus  grössere  Ted  der 
Arbeitsleistungen  und  ist  bei  wirtschaftlich 
und  kulturell  fortschreitenden  Völkern  eine 
steigende  Quote  —  ist  freiwillige  Volksarbeit. 
Nicht  in  gleicher  Weise  ist  alter  für  alle 
Einzelnen  im  Volk  die  Arbeit  eine  absolute 
Notwendigkeit.  Wirtschaftliche  und  recht- 
liche Institutionen  ermöglichen  es,  dass 
Einzelne  IcU'ii,  ein  Einkommen,  ja  sogar  ein 
grosses  Einkommen  hatten,  ein  grosses  Mass 
von  Bedürfnissen  liefricdigcu  können,  reich 
sein  und  reicher  werden  können,  ohne  dass 
sie  zu  artteiten  brauchen.  Diese  Institutionen 
sind  heute  das  Privateigentum,  dessen  Folge 
auch  die  entgeltliche  Uetierlassung  von  Ver- 
raögensohiekten  (Grundstücken,  Wohnungen, 
Gold  und  andern  Kapitalien)  ist,  das  Erb- 
recht und  KnpitaluntcrnehmunKcn,  an  denen 
Kapitalbesitzer  sich  mit  Geld  beteiligen,  ohne 
die  Unternehmerarlieit  zu  verrichten,  und  an 
deren  Heinertrag  sie  ohne  Arbeit  imrtieipieren. 
Durch  diese  Institutionen  wird  die  Arlieit 
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für  einen  Teil  auch  der  selbständigen  Be- 
völkerung zu  einer  freiwilligen  Aousserung, 
für  einen  anderen  Teil  bleibt  sie  trotzdem 
eine  notwendige.  Aber  dieser  Teil  ist  der 
viel  grossere.  Der  weitaus  grösste  Teil 
muss  arbeiten,  weil  für  ihn  die  Arbeit  die 
einzige  oder  doch  hauptsächlichste  Existenz- 
quelle  ist  Indes  auch  in  diesem  Teile  ist 
die  Arbeit,  soweit  sie  über  die  Befriedigung 
der  notwendigen  Existenzbedürfnisse  hinaus- 
geht, eine  freiwillige.  Hiermit  hangt  zu- 
sammen die  Unterscheidung  der  besitzenden 
und  der  nicht  ^sitzenden  Klassen  des  Volks. 
Jene  besitzen  Güter,  die  ihnen  ohne  Arbeit 
ein  Einkommen  gewähren,  diesen  fehlen 
solche  Güter,  und  sie  können  sich  nur  durch 
Arbeit  ein  Einkommen  verscliaffen.  Die 
Angehörigen  der  besitzenden  Klassen  sind 
wieder  teils  solche,  die  gar  nicht  zu  arbeiten 
brauchen  (Reiche),  teils  solche,  die  trotz 
ihres  Vermögens  noch  arbeiten  müssen,  um 
ihre  Bedürfnisse  zu  l>ef riedigen.  Begreiflich, 
dass  in  den  nicht  besitzenden  Klassen  die 
ungleiche  Lag«?  gegenüber  den  besitzenden 
Klassen  das  Gefülü  der  Unzufriedenheit  er- 
zeugt, die  bestehende  Rechts-  und  Wirt- 
schaftsordnung als  eine  nicht  gerechte  hin- 

C teilt  und  dass  sogar  die  Beseitigung  jener 
titurionen  gefordert  wird.  Es  ist  hier 
nicht  der  Ort,  die  Notwendigkeit  dieser 
Institutionen  zu  begründen,  aber  es  mag 
doch  hervorgehoben  werden,  dass  aus  diesen 
Verhältnissen  sich  für  die  Reichen  eine 
Reihe  sittlicher  Pflichten  und  darunter  auch 


nun  mit  Hilfe  der  materiellen  Produktions- 
mittel die  materiellen  und  immateriellen 
Güter  hervor.  Und  sie  ist  auch,  wenig- 
stens bei  Kulturvölkern,  nel>en  der  Natur 
in  deren  ^tatsächlicher  Produktivkraft  und 
neben  den  schon  vorhandenen  Kapitalgütern 
bei  der  fortwälirenden  Erzeugung  der 
neuen  Güter  nach  Quantität  und  Qualität 
der  Leistungen  der  wichtigste  Faktor 
und  derjenige,  von  dessen  Aeusserung  das 
Kulturleben  und  der  Kiüturfortschritt  der 
Völker  bedingt  wird.  —  3)  Weil  die  Arbeit 
Produktionsfaktor  und  Produktionsmittel, 
sind  auch  ihr  gegenüber  die  beiden  allge- 
meinen Postulate,  welche  für  alle  Produktions- 
mittel im  Interesse  der  möglichst  grossen 
und  wirtschaftlichen  Produktion  zu  stellen 
siud:  Realisierung  des  Prinzips  der  Wirt- 
schaftliclikeit  und  möglichst  hohe  und  voll- 
ständige Benutzung  der  vorhandeuen  Pro- 
duktivkraft, berechtigte  Forderungen.  Aber 
die  Arbeit  ist  nicht  nur  ein  Produktions- 
mittel, wie  Grundstücke  und  Kapitalgüter, 
sie  hat  noch  eine  weitere  eigentümliche  Be- 
deutung, und  diese  muss  bei  Erforschung 
der  Bedingungen  der  besten  Arbeitspro- 
duktion, bei  den  volkswirtschaftlichen  Fragen 
nach  der  Steigerung  ihrer  Produktivität, 
nach  der  besten  Arbeitsorganisation  und  nach 
der  rationellen  Regelung  des  Arbeitsrechts 
sein-  wesentlich  berücksichtigt  werden.  Es 
ist  hier  zu  beachten,  dass  diese  produktive 
Kraft,  dieses  Produktionsnüttel  derarl)eitende 
Mensch  ist.    Es  war  ein  verhängnisvoller 


eine  Pflicht  zu  immaterieller  Arbeit  ergeben.  Irrtum  des  Smithianismiis,  die  Arbeit  nur 


Weil  sie  Vermögen  besitzen,  dessen  Erwerb 
in  vielen  Fällen  nicht  ihr  Verdienst  ist,  und 
weil  sie  durch  die  bestehende  Rechts-  imd 
Wirtschaftsordnung  in  der  bevorzugten  Lage 
sind,  dass  sie  für  ilire  und  der  Ihrigen  Exi- 
stenz nicht  zu  arbeiten  brauchen,  so  sollen 
sie  nicht  bloss  karitativ  die  bedürftigen  Mit- 


ais Produktionsmittel  zu  erfassen,  jene  Be- 
deutung aber  zu  ignorieren  bezw.  als  eine 
für  die  Sozialpolitik  wesentliche  zu  bestreiten; 
jene  Richtung  stellte  deshalb  die  vorer- 
wähnten Postulate  als  unbedingte  hin  und 
gelangte  für  die  Sozialpolitik  und  das 
Arbeitsrecht  zu  Konsequenzen,  welche  die 


menschen  unterstützen,  sondern  auch  ihre  l  berechtigten  Ansprüche  der  lohnarbeitendeu 


freie  Zeit  verwenden  zu  einer  gemeinnützigen 
Thätigkeit  im  Interesse  der  nicht  besitzen- 
den Klassen  und  des  gemeinen  Wolds.  -  - 
2)  Die  Arbeit  ist  ein  Faktor  der  Produktinn 
und  der  wichtigste  Faktor  dersell>en.  Jede 
höhere  Bedürfnisbefriedigung  über  die  Be- 
friedigung der  einfachen  natürlichen  Bedürf- 
nisse hinaus,  wie  sie  mit  den  freiwillig  dar- 
gel)otenen  Gaben  der  Natur  erfolgen  kann, 
ist  nur  durch  Arbeit  möglich.    Das  Terri- 


Menschen  auf  das  schreiendste  verletzten. 
Die  besondere  Bedeutung  dieses  Produktions- 
mittels liegt  in  folgenden  drei  Umständen: 
a)  Die  Arbeit  ist  zugleich  notwendige  Be- 
mfsthätigkeit  der  meisten  Menschen  und 
bildet  als  solche  den  Hauptinhalt  ihres 
liebeus.  Daraus  folgt,  dass  die  Verwendung 
dieser  produktiven  Kraft,  die  Art  und  das 
Mass  der  Benutzung  derselben  noch  einer 
anderen  Norm  uutersteht  als  der  für  die 


torium,  die  Natur,  ist  der  einem  Volke  ge-  Güterproduktion  im  Produktionsinteresse  an- 


gebene Produktionsfaktor,  aber  die  grössere 
oder  geringere  Verwertung  desselben  liängt 
von  der  Arbeit  ab.  Dies**  bewirkt  erst  die 
völlige  Ausnutzung  der  natürlichen  Produk- 
tivkräfte des  Territoriums  und  erhöht  deren 
natürliche  Produktivität.  Die  Arbeit  erzeugt 
ferner  in  den  Kapitalgütern  selbständige 
Produktionsinittel,  stellt  die  sonstigen  Be- 


zuerkennenden, nämlich  dem  allgemeinen 
ethischen  Gesetz  für  die  Benifstliätigkeit 
der  Mensehen,  nach  welchem  diese  für  den 
Menschen  das  Mittel  zu  einem  menschen- 


würdigen Dasein,  zu  einem  sittlichen  Kidtur- 
leben,  zur  Erfüllmig  seiner  sittlichen  l/ebens- 
zwecke  sein  soll.  Bei  der  Frage  nach  dem 
rationellen  Zustande  der  Arbeitsproduktion, 
dingungen  der  Produktion  her  und  bringt  |  der  ratiouellen  Benutzung  und  Ausnutzung  der 
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Arbeitskräfte  einer  Nation  im  Interesse  der 
Produktion  ist  daher  stets  aunh  zn  fragen, 
welche  Wirkung  übt  die  t  tatsächliche  Be- 
schäftigung auf  die  ethisch  berechtigten  An- 
sprüche des  Arbeiters  an  seine  Berufsthätig- 
keit  und  an  den  Hauptinhalt  seines  Iiebons 
aus.  Da  nun  eine  Verletzung  dieser  An- 
sprüche bei  Lohnarbeitern  durch  die  be- 
dingungslose Erfüllung  Jener  Postulate 
möglieh  und  bei  voller  Freiheit  der  Be- 
nutzung von  Arbeitskräften  unvermeidlich 
ist,  so  darf  für  die  Entscheidung  der  Fragen 
der  volkswirtschaftlich  rationellen  Arbeits- 
zeit, Arbeitsart  und  persönlichen  Stellung 
des  Arbeiters  etc.  und  ihre  rechtliche  Regelung 
nicht  bloss  das  Prinzip  der  höchsten  Arbeits- 
produklion  durch  stärkste  Anspannung  und 
Ausnutzimg  der  Arbeitskräfte  massgebend 
sein,  sondern  es  muss  auch  in  die  Wagschale 
fallen,  wie  weit  die  Arbeit  als  solche  eine 
menschenwürdige  ist,  wie  weit  bei  ihr  das 
Sittengesetz  zu  einer  Wahrheit  wird  und  wie 
weit  sie  die  allgemein  anerkannten  Rechte 
de»  Menschen  realisiert,  b)  Femer  ist  die 
Arbeit  die  einzige  Einkommensquelle  für  die 
meisten  Menschen.  Folglich  muss  sich  der 
rationelle  und  erstrebenswerte  Zustand  der 
Arbeitsproduktion  auch  danach  bestimmen, 
wie  weit  die  Arbeit  dem  Einzelnen  ein  ge- 
nügendes Einkommen  verschafft  und  ihm  er- 
möglicht, durch  eigene  Kraft  ein  Kiüturleben 
zu  führen,  c)  Die  Arbeitsverhältnisse  be- 
dingen endlich  auch  die  politischen  Verhält- 
nisse eines  I.andes.  Die  wirtschaftlichen 
Zustände  der  Menschen,  wie  sie  durch  ihre 
Arbeit  herbeigeführt  werden,  die  persönliche 
Stellung  der  Arbeiter  zum  ArbeitgeWr,  die 
Abhängigkeit  jener  von  diesem,  die  Grösse 
des  Einkommens  und  Vermögens  sind  stets 
auch  ein  wesentlicher  Faktor  der  Gestaltung 
der  politischen  Zustände.  Sie  wirken  u.  a. 
auch  auf  die  verfassungsmässigen  politischen 
Rechte  der  Lohnarbeiter  ein.  Wenn  nun 
diese  z.  B.  wie  heute  überall  in  den  Kiütur- 
staaten  politische  Waldroehte  haben,  so  kommt 
hierbei  in  Betracht  die  ^tatsächliche  ökono- 
mische und  persönliche  Abhängigkeit  der 
Arbeiter  von  grösseren  Unternehmern.  Dies*1 
kann  gemissbraucht  werden  zur  Ausübung 
der  j*olitischen  Rechte  nach  dem  Willen  des 
Arbeitgebers  wider  die  Uel>erzeugung  der 
Arbeiter.  Ungünstige  Einwirkungen  der 
Arbeit  auf  die  materielle  und  soziale  Lage 
der  Lohnarbeiter  können  ferner  feindliche 
Klassengegensätze,  staatsfeindliche  Parteien, 
revolutionäre  Bewegungen  veranlassen.  Bei 
der  Frage  nach  dem  vernünftigen  Arbeits- 
recht im  Interesse  der  Produktion  ist  daher 
auch  zu  prüfen,  ob  durch  die  Art  der  Be- 
nutzung der  Arbeitskräfte  und  die  dadurch 
bedingte  I^age  der  Arbeiter  nicht  die  ver- 
fassungsmässigen politischen  Rechte  grosser 
Teile  der  Bevölkerung  verletzt,  ob  nicht  ge- 

H»ndworterbnch  der  SUBUwlanenschaften.  Zweite 


meinschädliche  und  gemeingefährliche  Strö- 
mungen hervorgerufen  und  die  rcin  politi- 
schen wie  kulturellen  Interessen  und  Aufgaben 
der  Staatsgewalt  gefährdet  werden.  Aus  alle- 
dem ergiebt  sich,  dass  die  Bedeutung  der 
Arbeit  als  eines  Produktionsfaktors  und 
Produkt ionsnüttels  und  demgemäss  auch  die 
Frage  nach  der  richtigen  Politik  bezüglich 
desselben  und  insbesondere  der  Gestaltung 
des  Arbeitsrechts  keine  so  einfache  ist.  wie 
der  Smithianismus  irrtümlich  wähnte.  — 
4)  In  allen  jenen  Beziehungen  bilden  sich 
im  lieben  der  Völker  bestimmte  Anscliau- 
ungen  über  die  Rechte  des  Menschen  in 
Bezug  auf  die  Arbeit  und  über  die  Pflichten 
der  Gesamtheit  gegenüber  der  Arbeit  und 
dem  arbeitenden  Menschen  heraus.  Diese 
Anschauungen  haben  in  der  Geschichte  ge- 
wechselt, demgemäss  auch  die  Aufgaben, 
welche  man  sich  in  Staat  und  Gesellschaft 
für  die  volkswirtschaftliche  Verwertung 
dieses  Faktors  stellte  und  stellt  Andere 
Anschauungen  herrschten  lüerüber  in  den 
Sklavenstaaten  des  Altertums,  andere  in  dem 
am*  Hörigkeit  und  sonstiger  Unfreiheit  und 
Gebundenheit  der  ländlichen  Bevölkerung 
beruhenden  Feudalstaat  des  Mittelalters, 
andere  in  dem  merkantilistischen  obrigkeit- 
lichen Bevormundnngsstaat  des  17.  und  18. 
Jahrb.,  andere  in  dem  Hechts-  und  Kiütur- 
staat  der  Gegenwart  Wir  beschränken  mis 
hier  darauf,  die  prinzipiellen  sozialpolitischen 
Anschauungen  und  Aufgaben  des  letzteren 
in  Bezug  auf  die  Arbeit  und  das  Arbeits- 
recht kurz  hervorzuheben.  Der  heutige 
Rechts-  und  Kulturstaat  erkennt  keiu  Recht 
des  Einzelnen  auf  Arbeit  an,  weil  ein  solches 
Recht  in  einem  vernünftigen  Staatswesen 
praktisch  unausführliar  ist  und  im  Wider- 
spruch steht  mit  dem  Recht  der  freien  Ehe- 
schliessung und  Kindererzeugung,  al>er  er 
erkennt  das  Recht  der  Einzelnen  an,  eine  pro- 
duktive Arl>eitskraft  zu  werden,  und  schützt 
hier  mehr,  dort  minder,  dieses  Recht ;  es  ist 
das  ein  Recht  der  Kinder  und  jugendlichen 
Personen.  Er  erkennt  ferner  aas  Recht 
des  Einzelnen  an,  seine  Arlieitskraft  frei  in 
seinem  Interesse  zu  verwerten ;  er  sanktioniert 
daher  für  das  Arlieitsrecht  die  Freiheit  der 
Person  und  Freiheit  der  Arbeit,  letzterc  bis 
zu  der  Grenze,  über  die  hinaus  sie  be- 
rechtigte Privatinteressen  oder  das  öffentliche 
Wohl  schädigt  Er  erkennt  auch  das  Postu- 
lat an,  dass  die  Arl)eit  eine  Erscheinung 
der  Persönlichkeit  sein  soll  und  die  l>erech- 
tigten  Ansprüche  der  Persönlichkeit  in  der 
Arlieitsorganisatinn  und  in  dem  Arbeitsrecht 
erfüllt  werden;  hieraus  entspringt  u.  a.  die 
Pflicht,  zu  verhindern  eine  inhumane  Arbeits- 
zeit, eine  gesundheitsschädliche  oder  des 
Menschen  unwürdige  Beschäftigung,  eine  un- 
sittliche oder  das  öffentliche  Wohl  sonst 
schädigende  Arbeitsleistung,  ein  trotz  Froi- 
Anfl»ice.   I.  29 
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heit  «1er  Person  und  der  Arbeit  raCtpliche^, 
des  Menseben  unwürdiges  oder  seine  be- 
rechtigten Ansprüche  sonst  verletzendes  Al»- 
hängigkeitsverhältnis  der  Arbeitnehmer  vom 
Arl>eitgeber  etc.  Er  erkennt  das  Hecht  der 
Ai'beiter  an,  sich  zu  koalisieren,  um  gemein- 
sim  ilire  Lage  zu  verliesseru  und  die  Be- 
dingungen des  Arbeitsvertrags,  insbesondere 
aueh  das  Arbeitseinkommen  ihren  liereehtigten 
Interessen  und  Ansprüchen  entsprechend  zu 
gestalten.  Er  erkeimt  endlich  als  ein  Recht 
der  Arbeit  und  als  berechtigte  Forderung  der 
Lohnarbeiter  au,  dass. ihnen  auch,  wenn  sie 
<hu«ch  Krankheit,  Betriebsunfälle,  Invalidität 
oder  Alter  arbeits-  und  erwerbsunfähig  süid, 
die  Existenzmittel  gesichert  werden.  — 
5)  Die  sittliche  Bedeutung  der  Arbeit  liegt 
einerseits  darin,  dass  sie  zur  Berufstätigkeit 
der  Menschen  und  als  solche  die  Voraus- 
setzung und  das  Mittel  zur  Erfüllung  der 
sittlichen  Lebenszwecke  wird,  andererseits 
darin,  dass  sie  auf  die  Menschen  einen  ver- 
edelnden und  versittliehenden  Einfluss  übt, 
ja  das  Haupt erziehungsmittel  zur  Sittliclikeit 
sein  kann.  Es  ist  ein  sittliches  Postulat,  dass 
jeder  selbständige  Mensch  einen  Beruf  Itabe, 
welcher  als  solcher  wirtschaftlich  und  etliisch 
seine  Berechtigung  hat,  dass  er  in  der 
steten,  regelmässigen  Erfüllung  l>ostimmter 
Arl^eitsleistungen  und  sittlicher  Zwecke  seine 
lieWnsaufgabe  erblicke.  Die  Arbeit  ist  des- 
halb auch  allgemeine  sittliche  Pflicht.  Das 
Mass,  in  welchem  der  Einzelne  diese  Pflicht 
erfüllt,  bestimmt  seinen  sittlichen  Wert  in 
seiner  Berufstätigkeit.  Für  diesen  kommt 
nicht  in  Betracht  der  an  sich  ja  sehr  un- 
gleiche Wirtschaft  hebe  und  kulturelle  Wert, 
den  die  verschiedenen  Berufsallen  und  die 
Arbeitsleistungen  der  Einzelnen  für  die  Ge- 
samtheit haben,  —  jeder  Beruf  ist  sittlich, 
welcher  sittlichen  Zwecken  dient,  mag  dies 
nun  direkt  geschehen  durch  die  unmittel- 
bare Beteiligung  an  den  sittlichen  Interessen 
der  Menschheit,  des  Gesellscliaftsverbandcs, 
des  Staates,  dem  der  Einzelne  angehört, 
oder  indirekt,  indem  die  Zwecke,  die  der 
Beruf  erfüllt,  materiell«;  oder  geistige  l'nter- 
lagen  schaffen  helfen,  welche  zur  sittlichen 
Kultur  unerlässlich  sind*-  (Wundt,  Ethik, 
S.  514):  in  diesem  Sinne  ist  joder  in  irgend 
«'iiier  Weise  für  die  Gesamtheit  nützliche 
Beruf  ein  sittlicher,  der  Beruf  des  Lolin- 
arbeitejs  in  gleicher  Weise  wie  der  des 
Staatsmannes  «Hier  des  Geistlichen.  Für  die 
sittliche  Wertschätzimg  der  arbeitenden 
Menschen  ist  lediglich  massjrcljen«!  «Ii«'  Be- 
ruf streue  und  Energie,  mit  welcher  der 
Einzelne  nach  seiner  Leistungsfähigkeit  in 
«lern  von  ihm  p-wählten  sittlichen  Berufe 
die  sittlichen  Berufspfliehteu  gegen  sich  und 
ariden?  erfüllt. 

3.  Allgemeine  Bedingungen  der  Ar- 
beitsproduktion eines  Volkes.  Die  Arbeits- 


firoduktion  eines  Volkes  hängt  ab  von  der 
misse  «1er  wirtscliaft  liehen  Aufgabe,  welche 
ein  Volk  sich  stellt,  von  den  Zielen,  welche 
es  «lurch  seine  wirtschaftliche  Tliätigkeit  er- 
reichen will,  und  von  der  Grösse,  Art  un«l 
Wirksamkeit  der  einzelnen  Kräfte,  welche 
für  die  Erfüllung  jener  Aufgabe  vorhanden 
und  tliätig  sind.  Die  Grösse  der  Aufgalie 
bestimmt  sich  vorzugsweise  einerseits  durch 
«lic  natürliche  Beschaffenheit  des  von  dem 
Volk«*  bewohnten  Territoriums,  andererseits 
durch  die  geistige  Entwiekelung  des  Volkes 
und  den  Volkscbarakter.  Die  Grösse.  Art 
und  Wirksamkeit  der  einzelnen  Arbeitskräfte 
hängt  ab  teils  von  allgemeinen  Verhältnissen 
der  Bevölkerung  (Volkseharakter,  Volkszahl, 
Bev«"lkerungsdichtigkeit,  Verhältnis  der  Ar- 
lieitsfähigen  zu  den  Nichtarbeitsfähigen  — 
Kindern.  Greisen,  Kranken  — ,  Verhältnis 
«ler  Geschlechter  «1er  Arbeitsfähigen,  Lebens- 
dauer etc.),  teils  von  spezifisch  wirtschaft- 
lichen Faktoren  (Arbeitsfähigkeit,  Arbeits- 
fleiss,  Arbeitsvereinigung  luul  -t  eilung,  Kapital, 
Betrieb  «ler  Unternehmungen,  Zustand  des 
Mass-  imd  Gewichts-,  Geld-,  Kredit-.  Trans- 
jiort-  und  Kommuuikatmnswesens),  teils  von 
j  politischen  und  rechtlichen  Verhältnissen, 
von  dem  grösseren  oder  geringeren  Masße 
der  wirtscliaftlichen  Freiheit,  insbesondere 
auch  von  den  positiven  Massnahmen  der 
öffentlichen  Gewalt  zur  Pflege  und  Förde- 
rung «ler  Arbeitsproduktion,  teds  endlich  auch 
von  allgemeinen  Anschauungen ,  Gewohn- 
heiten und  Einrichtungen  «ler  Bevölkerung 
(Anschauungen  über  «lie  Pflicht  zur  Arbeit 
un«l  über  den  Erwerb,  durchschnittliche 
Arlieitszeit,  Zahl  der  Feiertage,  Grösse  des 
stehenden  Heeres  etc.).  Von  diesen  Be- 
dingungen sollen  hier  nur  noch  «lie  Arbeits- 
fähigkeit, der  Arbeitsfleiss  und  die  Arbeits- 
vereinigung und  -teilung  lichandclt  werden, 
bezüglich  der  übrigen  ist  auf  andere  Artikel 
«lieses  Werkes  zu  verweisen. 

4.  Arbeitsfähigkeit-  Die  Arbeitsfähig- 
keit ist  (he  i)ers<">nhVhe  Fälligkeit  der  Menschen, 
wirtscliaftliehe  Werte  schaffen  zu  können. 
Sie  ist  »-ine  Eigenschaft  «ler  Menschen,  aber 
als  solche  ein  Produkt,  etwas  Gewordenes, 
un«l  das  Pnxlukt  verschriener  Faktoren. 
Allgemeine  Faktoren  sind  folgende:  1)  «lie- 
natürlich«-  Anlage,  «lie  angi'boreno  körperliche 
un«l  geistige  Kraft;  sie  ist  nach  In«livi<luen 
vers«diie«l«;n,  sie  zeigt  bei  einem  Volke  aber 
auch  durchschnittliche  Unterschiede  für  «las 
männliche  imd  weibliche  Geschlecht,  ferner 
nach  Bezirken,  Berufsklassen  etc.,  und  solche 
durchschnittlichen  Unterschiede  sind  auch 
in  «ler  Weltwirtschaft  sowohl  für  «lie  körper- 
liche wie  für  die  geistige  Anlage  hei  den 
verschÜHlenen  Völkern  der  Erde  wahrzu- 
nehmen. Im  allgemeinen  kommen  Unter- 
schiede in  «ler  natürlichen  Körperkraft  mehr 
zur  Geltung  bei  meieren  Arbeitsleistungen, 
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Unterschiede  in  der  geistigen  Begabung  I  die  Erhaltung  «ler  Arbeitskraft.  Unterschiede 
mehr  bei  höheren.  Der  Faktor  der  natür- 1  in  der  Ernährung  V-wirken  Unterschie<lo  in 
liehen  Anlage  maeht  sieh  in  hohem  Grade  der  Arbeitsfähigkeit,  namentlich  für  die  mehr 


geltend  bei  manchen  Einzelleistungeu,  nie 
eben  ein  besonderes  Talent,  eine  besondere 
natürliche  Begabung  erfordern,  und  U»wirkt 
hier  grosse  Unterschiede  der  Leistungsfähig- 
keit und  der  Leistungen  der  Individuen; 
al»er  für  die  Arbeitsproduktion  eines  Kidtur- 
volkes  im  ganzen  otler  auch  nur  einer  Klasse 
von  h-oduzenteu  ist  die  natürliche  Anlage 
als  Faktor  der  Arbeitsfähigkeit  doch  von 
geringerer  praktischer  Bedeutung  als  andere 
Kaktoren  (Ernährung,  Ausbildung),  und 
l'nterechiede  nur  in  der  naturliehen  Anlage 
der  Einzelnen  bewirken  hier  keine  grossen 
Unterschiede  der  thatsächlich  vorhandenen 


köq ►erheben  Arbeitsleistungen,  also  ffir  die 
Lohnarbeiter.  Da  die  Art  der  Ernährung 
insbesondere»  in  den  unteren  Klassen  in 
erster  Linie  von  der  Höhe  des  Einkommens 
abhängt  ausserdem  aber  auch  von  der  Art 
der  Verwendung  desselben,  werden  die 
^tatsächlichen  Verhältnisse  der  Gütener- 
teilung und  der  Konsumtion  auch  zu  Be- 
dingungen der  Arbeitsfähigkeit.  1)  Der 
wichtigste  Kaktor  aber,  wenigstens  auf  höheren 
Wirtschaftsstufen,  ist  die  Erziehung  ziu- Arbeit 
und  die  Ausbildung  der  individuellen  Arbeits- 
kräfte. Er  ist  der  Ilauptfaktor,  welcher  die 
thatsäehlichen  Unterschiede  in  der  Arbeits- 


Arbeitsfälügkeit  Die  natürliche  Anlage  der  ;  fäliigkeit  der  Menschen,  soweit  es  sich  nicht 
Einzelnen  wird  stets  bedingt  durch  den  'um  die  ungelernte  Arbeit  handelt,  herbeiführt 
körperlichen  und  geistigen  Zustand  ihrer ,  Von  ihm  hängt  der  höhere«  oder  niedere 
Eltern  bezw.  auch  Voreltern.  Schlechte 
wirtschaftliche,  sanitäre  und  moralische  Ver- 
liältnisse  der  Bevölkerung  können  deshalb 
auch  die  natürliche  Anlage  der  kommenden 


Stand  derselben  ab,  er  bestimmt  vor  allem, 
was  ein  Volk  durch  Arbeit  leisten,  welche 
Kidrurstufe  es  erreichen,  in  welchem  Masse 
es  seinen  Angehörigen  ein  höheres  Kultur- 
Generation  verschlechtern,  und  die  Besserung  l  leben  breiten,  welche  Stellung  es  im  inter- 


solcher  Verhältnisse  kann  andrerseits  auf 
diese  einen  günstigen  Einfluss  üben.  Im 
übrigen  hängt  die  Bestimmung  der  natür- 
lichen Anlage  des  Einzelnen  nicht  von  «lern 
Willen  und  der  Macht  des  Menschen  ab, 
aber  es  kann  bei  einer  schlechten  Anlag«? 
durch  gute  Pflege,  Ernährung.  Ausbildung 
nachgeholfen  und  gute  Anlagen  können  durch 


nationalen  Konkurrenzkampfe  anderen  Völ- 
kern gegenüber  einnehmen  kann.  Bei  der 
Erziehung  un«l  Ausbildung  der  Menschen  zu 
arbeitsfähigen  Personen  kommt  in  Betracht 
die  allgemeine  Ausbildung  des  Geistes  durch 
den  allgemeinen  Schulunterricht,  «He  tech- 
nische Ausbildung  für  die  besondere  Berufs- 
arbeit und  die  Ausbildung  in  mondischer 


mangelhafte  Pflege,  Ernährung,  Aushildimg  I  Hinsicht.  Bezuglich  der  Aufgaben,  welche 
verschlechtert  o«ler  nicht  zur  Entwickelung  hier  Staat,  Gemeinde,  Gesellschaft  und 
gebracht  werden.  2)  Auch  das  Klima  ist 
ein  Kaktor  der  Arbeitsfähigki'it  «lure-h  seinen 
Einfluss  nicht  nur  auf  die  objektiven  Produk- 
tionsbedingungou  «ler  volkswirtseliaftlichen 
Produktion  uml  auf  «lie  Entwickelungsfähig- 
keit  der  Menschen  überhaupt,  sondern  auch 


Eltern  zu  erfüllen  haben,  damit  ein«;  m«")g- 
lichst  hohe  Ausbildung  und  Arbeitsfähigkeit 
erreicht  werde,  verweisen  wir  auf  amlere 
Artikel  «lieses  Werkes.  —  Auf  «He  Arbeits- 
fähigkeit insbesondere  der  IiOhnnrbeiter 
wirken  noch  drei  weitere  Verhältnisse  ein, 


durch  seinen  steten  direkten  Einfluss  auf  «lie  auch  als  Faktoren  ilnvr  Arbeitsfähigkeit 
die  Quantität  und  Qualität  der  möglichen ;  angesehen   werelen   müssen:    der  sanitäre 


Leistur 


igen 


l*»wirkt Unterschic«le  in  der  Zustaud  «ler  Arbeits-  und  "Wohnräume,  «He 


dnrehschnitthehen  Arbeitsfähigkeit  der  Völker 
in  den  verschiedenen  Zonen  für  «lie  Welt- 
wirtschaft; «lie  klimatischen  Unterschiede  in 
den  lJui«l«-m  der  heisren,  gemässigten  und 
kalten  Zone  sind  die  Ursache,  <la*s  die 
Länder  der  gemässigten  Zone  die  Linder 
'ler  Kidturvülk«T  sin«!  und  in  ihnen  sich  <Hc 
eigcntUche  Kidturgescliichte  «ler  Menschheit 
vollzogen  hat,  aber  in  den  Ländern  der  ge- 


Dauer der  Arb«'itszeit  und  die  Na«.-htarbeit, 
und  die  Art  «ler  Beschäftigung  (s.  dar.  «len 
Art.  Arbeiterschutzgesetzgebung  und  andere 
Spezialart  ikel ). 

5.  Arbeitsfleiss.  Im  weiteren  Sinne 
ist  AiVitsfleiss  der  Grad  der  Aeusserung 
der  Arbeitsfälligkeit  im  eugeivn  Sinne  ein 
hoher  Grail  dieser  Aeusserang.  Wir  behandeln 
hier  «len  Arbeitsfleiss  im  weiteren  Sinne. 


Völker  herbeiführt,  und  noch  weniger  ist 
dies  der  Fall  innerhalb  der  einzelnen  Volks- 
wirtschaft, ii)  Wichtiger  in  dieser  Hinsicht 
ist  die  Art  «ler  Ernährung  «ler  Menschen; 
sie  bedingt  die  Erlangung'  der  physischen, 
damit  auch  der  geistigen  Arbeitskraft  und 


mässigteu  Zone,  bei  den  Kultm-völkern.  ist  Aus  der  allgemeinen  Aufgal>e  im  Interesse 
das  Klima  kein  so  verschie«lenes,  «biss  es  i  «ler  Produktion  uml  des  wirtschaftlichen 
erhebliche  Unterschiede  in  der  diuvhsehnitt-  !  Fortscliritts,  «He  vorhandeneu  produktiven 
liehen   Arbeitsfähigkeit    der  verselüedenen  Kräfte  zur  höchstmöglichen  Prexluktivität  zu 

bringen,  ergiebt  sich  das  Postulat:  für  einen 
möglichst  hohen  Arbeitsfleiss.  also  eventuell 
auch  für  eine  Steigerung  des  bestehenden 
zu  sorgen.  Aber  dies  Postidat  bedarf,  da 
die  Kraft,  die  auf  ihr  höchstmögliches  Mass 
gebracht  werelen  soll,  der  Mensch  selbst 
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mit  seinen  ethisch  berechtigten  Ansprüchen 
ist,  der  Einschränkung.  Die  Anspannung 
derselben  darf  und  soll  nicht  derart  sein, 
dass  die  Gesundheit  des  Arbeiters  geschädigt 
oder  ihm  die  Befriedigung  berechtigter 
Lebens-  und  Kulturbedfirfnisse  und  ein  den 
Fordoningen  der  Humanität  und  Sittlichkeit 
entenrechendes  Familienleben  unmöglich  ge- 
macht wird.  Diese  ethische  Schranke  kann 
nicht  gesetzlich  zu  einer  allgemeiu  recht- 
lichen gemacht  werden;  es  widerspricht 
unserer  Rechtsanscliauung .  gesetzlich  den 
Einzelnen  zu  verhindern,  freiwillig  etwas 
vorzunehmen,  was  nur  ihm  schädlich  ist. 
Aber  die  völlige  Arbeitsfreiheit  hat  die  not- 
wendige Folge,  dass  bei  der  Beschäftigimg 
von  Lohnarbeitern  eine  Anspannung  der 
Arbeitskraft  (Iber  jene  Grenze  hinaus  wider 
den  Willen  der  arbeitenden  Menschen  ein- 
tritt, ohne  dass  diese  sich  dagegen  wehren 
und  sie  verhindern  können.  Dies  ist  nament- 
lich der  Fall  bei  Kindern,  jugendlichen  und 
weiblichen  Arbeitern;  für  diese  bedarf  es 
daher  zur  Wahrung  ihrer  berechtigten 
Lebensansprüehe  des  gesetzlichen  Schutzes, 
und  da  ist  es  geboten,  die  ethische  Schranke 
auch  zu  einer  rechtlichen  zu  raachen. 

Gegenüber  der  in  dieser  Weise  einzu- 
schränkenden prinzipiellen  Aufgabe  entsteht 
die  Frage:  Wie  kann  man  den  möglichst 
hohen  Arbeitsfleiss  herbeiführen,  wie  den 
der  Steigerung  fähigen  steigern?  Die  Voraus- 
setzung der  Antwort  ist  die  Beantwortung 
einer  anderen  Frage:  Wovon  hängt  der  Ar- 
beitsfleiss ab?  Die  an  sich  rein  psychologische 
und  theoretische  Frage  berührt  einen  der 
wichtigsten  Punkte  der  heutigen  Sozialpolitik. 
Für  diese  ist  es  eine  der  wichtigsten  Auf- 
gaben, auch  eine  Erhöhung  des  Arbeitsein- 
kommens für  zahlreiche  Ijohnarbciter  zu  be- 
wirken. Wenn  man  nun  prüft,  wie  dies  ver- 
nünftiger Weise  zu  bewerkstelligen  sei.  so  er- 
giebt  sich,  dass  das  praktisch  wichtigste  Mittel 
dazu  sehr  oft  eine  Steigerung  des  Arbeits- 
fleisses  ist.  Bei  freien  Arlteitern  beruht  der 
that&äelmehe  Arbeitsfleiss  auf  dem  Willendes 
Menschen,  seine  Kraft  zu  äussern.  Auf  diesen 
Willen  wirkt  zunächst  in  allen  Fällen,  bei  allen 
Arltcitsäusserungen  und  allen  Arbeitern,  be- 
stimmend der  erwartete  Erfolg  der  Arbeits- 
leistung ein.  Der  Mensch  arbeitet  nur  um 
eines  Erfolges  willen,  er  wird  seine  Kraft  mir 
äussern,  wenn  er  einen  Erfolg  davon  erwartet, 
und  er  wird  sie  nicht  stärker  als  bisl  icr  äussern, 
wenn  er  davon  keinen  grösseren  Erfolg  er- 
wartet. Der  hier  massgetiendc  Erfolg  kann 
doppelter  Art  sein :  entweder  ein  persönlicher 
Vorteil  für  den  Arbeitenden  oder  ein  Vor- 
teil für  andere.  Der  persönliche  Vorteil  für 
den  Arlieitenden  kann  bestehen  in  Eiukommen 
oder  in  anderen  (>crsönlichen  Vorteilen,  wie 
Sicherung  der  steten  Beschäftigung,  bessere 
Karriere.   Anerkennung,   auf  welche  der 


Arbeiter  Wert  legt  etc.  Wo  die  Arbeit  Ein- 
kommen gewährt,  wo  der  Zweck  der  Arlieit  ist. 
Einkommen  zu  erzielen,  wo  die  Höhe  des  Ein- 
kommens von  dem  Mass  des  Arbeitsfleisses 
abhängt  und  die  Arbeit  nur  des  Einkommens, 
des  Erwerbes  wegen  vorgenommen  wird,  da 
wird  durch  die  Wirkung  des  erwarteten  Er- 
folges auf  den  Willensentschluss  des  Arlieiten- 
den im  allgemeinen  der  Fleiss  um  so  grösser 
sein,  je  grösser  der  Erfolg  Ist,  der  als  Ein- 
kommen erwartet  wird,  keinen  falls  aber  eiue 
Steigerung  des  Fleisses  eintreten,  wenn  der 
Arbeitende  dadurch  nicht  eine  Steigerung 
seines  Einkommens  erwartet.  Ist  die  Mög- 
lichkeit vorhanden,  durch  grösseren  Fleiss  das 
Einkommen  zu  erhöhen,  so  ist  das  freilich 
kein  zwingender  Grund  (s.  unten),  aber  doch 
ein  Autrieb,  ein  Sporn,  den  Fleiss  des 
Arbeitenden  zu  steigern.  In  gleicher  Weise 
wirkt  auch  der  in  anderen  persönlichen  Vor- 
teilen bestehende  Erfolg  auf  den  Ai-beitsfleiss. 
In  beiden  Fällen  ist  hier  das  Eigeninteresse, 
der  eigene  Nutzen  das  bestimmende  Motiv 
für  den  Arbeitsfleiss.  Aber  es  ist  nicht  das 
einzige.  Auf  den  Arbeitsfleiss,  auf  die  Höhe 
und  die  Steigerung  desselben  kann  auch  ein- 
wirken ein  Erfolg,  der  nicht  ein  persönlicher 
Vorteil  für  den  Arbeitenden,  sondern  ein 
Vorteil  für  einen  Dritten  oder  für  das  Ge- 
meinwesen ist.  Sittliche  Motive  der  ver- 
schiedensten Art  köimeu  den  Willen  l>e- 
stimmen  (Freude  an  der  Arbeit,  Berufstreue. 
Pflicht-  und  Ehrgefühl  etc.),  immer  wird 
aber  auch  aus  diesen  Motiven  heraus  eine 
Steigerung  des  bisherigen  Arbeitsfleisses  nur 
eintreten,  wenn  ein  grösserer  Erfolg  er- 
wartet wird.  Der  erwartete  Erfolg  ist  so- 
mit stets  ein  für  den  Arbeitsfleiss  mass- 
gebender Faktor,  aber  er  bestimmt  ihn  nicht 
allein :  massgebend  ist  weiter  der  subjektive 
Wert  des  erwarteten  Erfolges  und  der  per- 
sönlichen Anstrengung.  Da  die  Arbeit  eine 
Anstrengung,  ein  Verbrauch  von  Kraft,  ein 
Opfer,  eine  Unannehmlichkeit  für  den  Ar- 
beitenden ist,  so  müssen  der  erwartete  Er- 
folg nnd  das  Opfer  für  den  Arbeitenden 
nicht  nur  in  einem  gleichen  Wertverhältnis 
stehen,  sondern  der  Arbeitende  muss  den 
Erfolg  höher  anschlagen  als  sein  Opfer. 
Und  dies  kommt  ganz  besonders  zur  Geltung 
für  den  Entechluss  einer  Steigerung  des 
Arbeitsfleisses.  Bei  diesem  muss  der  Wert 
des  erwarteten  Erfolges  das  Gefühl  der  Un- 
annehmlichkeit der  grösseren  Anstrengung 
fiberwiegen.  Bei  der  Erwerbsart.  die  nur 
des  Einkommens  wegen  vorgenommen  wird 
und  bei  der  höherer  Fleiss  ein  höheres  Ein- 
kommen bewirken  würde,  muss  aber  ausser- 
dem für  einen  solchen  Eutsclüuss  noch  hin- 
zukommen der  Wunsch,  ein  höheres  Ein- 
kommen zu  liaben.  mul  auch  dieser  Wunsch 
muss  auf  den  Willen  stärker  wirken  als 
die   Unannehmlichkeit   der  grösseren  An- 
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strengung.  Es  Riebt  in  allen  Klassen  Men- 
schen, die  ihr  Einkommen  durch  grösseren 
Arbeitsfleiss  steigern  könnten,  aber  <lies 
nicht  thnn,  sondern  mit  dem  bisherigen 
Einkommen  zufrieden  sind.  Dahin  gehören 
Keiche,  ferner  faule,  träge,  pflichtvergessene 
Menschen,  ferner  solche,  die  zwar  nicht  zu 
den  Reichen  zahlen,  deren  bisheriges  Ein- 
kommen alier  bereits  mehr  als  die  ihnen 
und  an  sich  gelingende  Befriedigung  ihrer 
Bedürfnisse  ermöglicht,  endlich  aber  auch  j 
Personen  und  Klassen  von  sehr  niedriger 
Bildungsstufe,  mit  geringen  Bedürfnissen 
und  geringem  Einkommen,  bei  denen  es 
an  sich  wünschenswert  wäre,  dass  sie 
ein  höheres  Einkommen  liätten  und  so 
mehr  Bedürfnisse  befriedigen  und  eine 
bessere  Existenz  führen  könnten.  Der 
niedrige  Bildungsgrad  und  infolgedessen  die 
geringe  Bedürfnisfähigkeit  l>ewirken  hier, 
dass  ihnen  der  Wunsch  fehlt,  durch  grös- 
seren, an  sich  möglichen  Arbeitsfleiss  ihr 
Einkommen  zu  steigern.  —  Dieser  Kausal- 
zusammenhang zwischen  dem  Arbeitsfleiss 
und  den  ihn  bestimmenden  Faktoren  ergiebt 
für  die  Volkswirtschaft,  um  in  ihr  einen 
möglichst  hoheu  Arbeitsfleiss  und  eine 
Steigerung  des  einer  solchen  noch  fähigen 
hcrbeizuf  Ohren,  bezüglich  der  Erwerbsarbeit, 
soweit  bei  ihr  «las  Einkommensinteresse  des 
Arbeitenden  für  die  Höhe  des  Arl>eitsfleisscs 
massgebend  ist,  die  Aufgabe:  sie  so  zu  or- 
ganisieren, dass  der  Erfolg  grösseren  Arbeits- 
fleisses dem  Arbeitenden  als  Einkommen  zu 
teil  wird,  wo  aber  trotzdem  keine  Steige- 
rung des  Fleisses  eintritt,  weil  der  Wunsch 
fehlt,  ein  höheres  Einkommen  zu  haben, 
dieses  aber  andererseits  aus  Gründen  der 
Humanität  und  Sittlichkeit  für  die  Mreffende 
Klasse  wünschenswert  wäre,  zunächst  durch 
eine  höhere  Bildung  derselben  die  zu  geringe 
Bedfirfnisfähigkeit  zu  steigern. 

Auf  die  Erfüllung  dieser  Aufgabe  ist  von 
Einfluss  das  rechtliche  Verhältnis  des  Ar- 
beitenden zu  dem  Erfolg  und  Produkt  seiner 
Arbeit.  Die  Arbeitenden  scheiden  sich  in 
dieser  Hinsicht  in  zwei  Klassen:  in  ar- 
beitende Unternehmer  und  in  Arbiter, 
welche  ihre  Arbeitskraft  an  einen  andern 
(Arbeitgeber)  gegen  eine  vertragsmässige 
Entschädigung  (lx)hn  im  w.  S.)  verdingen 
(Lohnarbeiter  im  w.  S.).  Der  Unternehmer 
wird  Eigentümer  des  Produkts  seiner  Arbeit, 
sein  Arbeitseinkommen  ist  ein  integrierender 
Bestandteil  seines  Unternehmereinkommens ; 
erhöht  er  durch  grösseren  Fleiss  seinen 
Reinertrag,  so  ist  das  sein  Vorteil.  Hier 
stehen  Arbeitsfleiss  und  Einkommen  des 
Arbeitenden  in  einem  direkten  Verhältnis, 
hier  ist  für  diesen  der  Sporn  und  das  Ein- 
kommensinteresse vorhanden ,  möglichst 
fleissig  zu  sein.  Was  die  Lohnarbeiter  (im 
w.  S.)  an  Wert  durch  ihre  Arbeit  hervor- 1 


bringen,  gehört  nicht  ihnen«  sondern  dem 
Arbeitgeber.  Der  Arbeitsvertrag  normiert 
die  Art  und  Höhe  ihrer  Arbeitsentsehädigung. 
Bezüglich  derselben  kommen  als  Haupt- 
formen vier  Hechtsverhältnisse  vor:  die 
reine  Zeitlöhnung,  die  Prämieulöhnung  neben 
Zeitlohn,  die  Stück-  oder  Akkordlöhnung 
und  die  Beteiligung  am  Gewinn  neben  Zeit- 
oder Akkordlohn  (s.  dar.  den  Art.  Arl^eits- 
lohn).  Die  reine  Zeitlöhnung  ist,  da  liei  ihr 
der  I/ohn  nur  naeh  der  Zeit  normiert,  das 
in  der  Zeit  zu  leistende  Arbeitsquantum 
aber  nicht  festgesetzt  ist  tuul  grösserer 
Fleiss  kein  grösseres  Einkommen  bewirkt, 
keine  günstige  Lohnart  für  die  Erzielung 
eines  mögliehst  hoheu  Arboitsfleisses  nnu 
für  die  Steigerung  des  Arbeitsfleisses.  Bei 
der  Prämieulöhnung  ist  dagegen,  da  bei  ihr 
für  grösseren  Fleiss  nelien  dem  Zeitlohn 
eine  besondere  Arbeitsentschädigung  ge- 
währt wird,  für  den  Arlieiter  die  Möglich- 
keit vorhanden,  durch  grösseren  Fleiss  sein 
Einkommen  zu  erhöhen,  und  daher  der 
Antrieb  gegeben,  fleissiger  zu  sein.  Im 
höchsten  Grade  ist  dies  der  Fall  bei  der 
Akkordlöhnung,  da  l>ei  ihr  der  Arbeiter 
nach  der  einzelnen  Arl>eitsleistuug  liezahlt 
wird ;  jede  Mehrleistung  durch  grösseren 
Fleiss  ist  ein  Einkommeiisvorteil  für  ihn. 
Die  Gewinnbeteiligung  kann,  da  der  Stück- 
lohnarbeiter als  solcher  schon  so  fleissig 
artetet,  als  er  überhaupt  nur  arbeiten  kann 
resp.  will,  nur  hei  Zeitlohnarbeitern  noch 
eine  Steigerung  des  Arbeitsfleisses  herbei- 
führeu,  al>er  eine  Einwirkung  dieser  l/>hn- 
art  auf  den  Arbeitsfleiss,  lediglich  durch 
das  Einkommensintcresse  des  Arbiters, 
wird  nur  dann  wahrscheinlich  sein,  wenn 
der  Arbeiter  sicher  erwarten  kann,  dass  der 
höhere  Fleiss  ihm  ein  höheres  Einkommen 
als  GewinnantoU  verschaffen  werde.  Dies 
ist  in  der  Regel  der  Fall  bei  der  Gewinn- 
beteiligung der  Betriebsdirigenten  und  bei 
der  sogen.  Einzeltantieme  solcher  Arbeiter, 
welche  in  einem  besondeni  Betriebszweige 
beschäftigt  sind,  dessen  Rentabilität  von 
ihrem  Fleiss  in  besonderem  Grade  abhängt 
Aber  bei  der  allgemeinen  Gewinnbeteiligung, 
bei  welcher  den  Arbeitern  einer  Unter- 
nehmung allgemein  eine  IJuote  von  dem 
Gewinn  derselben  zugesichert  wird,  ist,  da 
dieser  Gewinn  nicht  nur  durch  den  Fleiss 
der  Arbeiter,  sondern  noch  durch  viele 
andere  Faktoren  bestimmt  wird  und  durch 
diese,  namentlich  in  grossen  industriellen 
und  landwirtschaftlichen  Unternehmungen, 
trotz  des  grössten  Fleisses  der  Arbeiter  der 
Gewinn  verringert  werden,  ja  gar  kein 
Gewinn  sich  ergeben  kann  ,  eine  günstige 
Einwirkung  dieser  J/mnart  auf  den  Arbeits- 
fleiss der  Arbeiter  einer  Unternehmung  sehr 
unsicher,  ihre  Wahrscheinlichkeit  eine  ge- 
ringe und  jedenfalls  für  die  einzelnen  Unter- 
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nehmungen  eine  versehicd»nigradige.  — 
Demgemäss  ist  bei  diesen  Rechtsverhält- 
nissen clor  gifisste  Antrieb  zum  Fleiss  im 
allgemeinen  für  den  arbeitenden  Unter- 
nehmer, insbesondere  den  Einzelunternehmer, 
ferner  für  den  am  Gewinn  beteiligten  Bc- 
triebsdirigenten  und  für  den  Stücklohn- 
arbeiter vorlianden ;  Stücklöhner  und  Zeit- 
löhner mit  Prämien  werden  in  der  Regel 
fleissiger  sein  als  reine  Zeitlöhner;  bei  der 
Gewinnbeteiligung  aber  haben  Stüekb"hner 
kein  Einkoinmensintcivssc ,  fleissiger  zu 
arbeiten,  und  Zeitlöluier  nicht  immer  ein 
solches. 

6.  Arbeitsvereinigung  und  Arbeits- 
teilung.   Die  Arbeitsvereinigung,  die  Ver- 
einigung, «las  Zusammenwirken  mehrerer 
Arbeitskräfte  zum  Zweck  der  Produktion, 
ist  entweder  eine  solc  he,  bei  welcher  alle 
individuellen  Kräfte    in    derselben  Weise 
thätig  sind,  oder  eine  solche,  l>ei  welcher 
die  Thätigkeit  der  einzelnen  Arbeitskräfte 
individuell    oder   gruppenweis   eine  ver- 
schiedene ist  (»Arbeitsteilung«).    Bei  jener 
findet  ein  gleichzeitig»*  Zusammenwirken  j 
gleichartiger  Arl>eit«kräfte  zur  Verrichtung ' 
einer   gemeinsamen    Arbeitsleistung   statt. ! 
Bei  ihr  wird  die  mechanische  Arlteitskraft  ■ 
einer  Mehrzahl  von  Menschen  vereinigt  und  I 
dadurch    eine    Gesamtkraft    erzeugt .    die  I 
Leistungen  hervorbringen  kann,  welche  die  j 
individuell  für  sich  wirkenden  Kräfte  nicht  i 
hervorzubringen  vermochten;  die  I/oistungs-1 
fähigkeit,  die  Produktivität  der  Einzelkräfte 
wird  durch   sie  erhöht.     Was  Menschen 
durch    solche    Vereinigung    ihrer  Kräfte 
leisten  können,  kaiui  zum  grossen  Teil  auch 
durch    Benutzung   der   Arbeitstiere,  der 
Dampf-  und  Maschinenkraft  erreicht  werden. 
Damit  hängt  zusammen,  das»  dies»?  Organi- 
sation der  Arbeit  auf  niederen  Wirtschafts- 


stufen eine  grossere  Bedeutimg  wie  auf 
höheren  hat;  Menschen,  in  der  Regel 
Sklaven,  verrichten  dort  mit  vereinigten 
Arlieitskriiften,  wozu  hier  Tiere,  die  Dampf- 
kraft und  Maschinen  verwendet  werden.  Es 
sei  liier  nur  erinnert  an  das  Zuführen  der 
Baumaterialien,  das  Ziehen  des  Pfluges,  die 
Fortbewegung  der  Ruderschiffe,  das  Tragen 
der  Personen  durch  Sklaven  im  Altertum. 
Bei  der  Arbeitsteilung  wirken  verschieden- 
artige Arbeitskräfte  zusammen;  unter  meh- 
reren Mensehen,  die  zum  Zweck  einer  Im> 
stimmten  Gesamtproduktion  thätig  sind,  sind 
die  für  dies».»  erforderlichen  verschieden- 
artigen Arbeitsleistungen  so  verteilt,  »lass 
die  Menschen  individuell  oder  gruppenweis 
verschiedenartige  Arbeitsleistungen  ver- 1 
richten. 

Di**  Arbeitsteilung  zeigt  sieh  im  Wirt- 
schaftsleben in  drei  Arten :  als  Arbeitsteilung  I 
in  der  einzelnen  UmvriK'hmiing  resp.  der! 
einzelnen   Wirtschaft  ( *  technische  Arbeits-, 


teilungt).  als  Arbeitsteilung  in  der  Volks- 
wirtschaft. Sonderung  der  arbeitsthätigen 
Bevölkerung  in  verschiedene  Berufsklassen 
(»berufsmässige  Arbeitsteilung'),  und  als 
Arbeitsteilung"  in  der  Weltwirtschaft  (»inter- 
nationale Arbeitsteilung«).  Die  »technische 
Arbeitsteilung^  ist  in  jeder  Fabrik  un»l 
jeder  Unternehmung,  in  welcher  Hilfspersonen 
beschäftigt  sind,  »lurehgeführt  Andere  Ar- 
beiten verrichtet  der  Dirigent,  andere  das 
Aufsich  tsr^rsonal,  andere  (individuell  oder 
gruppenweis)  die  übrigen  Hilfspersonen. 
Grad,  Art  und  Ausdehnung  der  Arbeits- 
teilung sind  in  den  einzelnen  Unternohnum- 
gen  sehr  verselüeden.  Je  grösser  ilie  Unter- 
nehmung, je  technisch  komplizierter  der 
Produktionsprozess,  je  zahlreicher  die  ein- 
zelnen verschiedenartigen  Verrichtungen 
sind,  um  so  grösser  kann  die  Arbeitsteilung 
sein.  Eine  solche  Arbeitsteilung  findet 
auch  in  joder  Hauswirtschaft  unter  den 
in  ihr  thätigen  Personen,  überhaupt  in 
jeder  wirtschaftlichen  Verbindung,  auch  in 
der  Gemeinde  und  im  Staate  statt.  Die 
Folge  dieser  Arl>oiteorgani8ation  ist,  dass  die 
zur  Produktion  vereinigten  Arbeitskräfte  in 
derselben  Zeit  und  mit  dem  gleichen  Kraft- 
aufwand mehr  leisten,  als  wenn  jede  Arbeits- 
kraft nach  einander  dieselben  Operationen  vor- 
nähme .  und  dass  die  Gesamtheit  der  Arbeits- 
kräfte Produkte  herstellen  bezw.  sonst  Leistun- 
gen verrichten  kann,  welche  die  einzelne  Kraft 
gar  nicht  herstellen  bezw.  verrichten  könnte. 
Durch  die  erste  Folge  erhöht  die  Arbeits- 
teilung die  Produktion  bei  gleichem  Zeit- 
und  Kraftaufwand  und  verringert  also 
die  Kosten  des  Einzelprodukts,  durch  die 
zweite  Folge  bewirkt  sie  eine  mannigfaltigere, 
auch  bessere  Produktion.  Diese  Arbeits- 
teilung hat  im  letzten  Jahrhundert  in  den 
Unternehmungen  mit  der  Entwicklung  «les 
Grossbetriebes  und  infolge  der  Erfindung 
und  Verwendung  von  Maschinen  und 
zaldreicher  anderer  Entdeckungen  ausser- 
ordentliche Fortschritte  gemacht  und  ist  eine 
der  wesentlichsten  Ursachen  der  Steigerung 
der  Produktion  nach  beiden  Richtungen  hin 
in  dieser  Zeit.  Die  »berufsmässige  Arbeits- 
teilung^ besteht  darin,  dass  die  Gesamtarbeit, 
welche  notwendig  ist  für  die  Produktion 
und  für  die  Versorgung  eines  Volks  mit  den 
für  seine  Bedürfnisse  erforderlichen  vielen 
und  verschiedenartigen  wirtschaftlichen 
Gütern,  in  der  Weise  vorgenommen  wird, 
dass  die  Einzelnen  gruppenweise  l)erufs- 
mässig  je  eine  bestimmte  Art  von  Gütern 
produzieren  und  die  so  arbeitsteUig  herge- 
stellten Güter  entgeltlich  ausgetauscht 
werden,  wobei  noch  wieder  die  Austausch- 
vermittelung als  solche  Gegenstand  beson- 
derer Berufsarten  ist.  Diese  Arbeitsteilung 
ist  auf  niedern  Wirtschaftsstufen,  bei  Jäger- 
und  Fischervölkorn  und  l>ei  nomadisierenden 
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Hirtenvölkern  noch  gar  nicht,  bei  reinen 
Ackerbauvölkern  nur  in  geringem  Grade 
verhanden,  sie  entwickelt  sich  erat  zu  der 
Sonderung  der  Bevölkerung  in  viele  Berufs- 
klassen  liei  Gewerbe-  und  Handelsvölkcrn 
und  in  noch  höherem  Grade  bei  Industrie- 
Völkern.  Die  grösstc  Ausdehnung  erlangt 
sie  auf  «lern  Gebiet  der  gewerblichen  Pro- 
duktion im  engereu  Sinne.  Auch  ihre  Folge 
ist  «las«  durch  diese  Gestaltung  der  Arbeit 
die  Gesamtheit  der  Kräfte  mit  gleichem  Zeit- 
und  Kraftaufwand  mehr  leistet  und  zugleich 
Produkte  erzeugt,  deren  Herstellung  ohne 
sie  unmöglich  wäre,  dass  dalier  die  Produk- 
tion und  die  Befriedigung  der  Bedürfnisse 
des  Volks  eine  grössere,  hilligere,  l>essere 
und  mannigfaltigere  wird;  sie  ermöglicht 
erst,  dass  das  Volk  zu  einem  Kulturvolk 
wird  und  als  solches  zu  immer  höherer  Bo- 
dürfnisViefriedigung  gelangt.  Die  »internatio- 
nale Arbeitsteilung«  besteht  darin,  dass  die 
Völker  der  Erde  verschiedene  Produkte 
herstellen  und  entgeltlich  unter  einander 
austauschen,  sie  ist  die  Ursache  des  Welt- 
handels. Sie  beruht  teils  auf  rein  natür- 
lichen Unterschieden  der  Territorien,  teils 
aber  auch  auf  der  historischen  Entwicklung 
der  wirtschaftlichen  und  politischen  Zustände 
der  Völker. 

Die  technische  wie  die  berufsmässige 
Arbeitsteilung  haben,  wie  schon  erwähnt,  den 
allgemeinen  Vorteil ,  dass  durch  sie  die 
I^eistnngsfähigkeit  der  Arbeitskräfte  ouanti- 
tativ  und  ipiahtativ  gesteigert  wird.  Dieser 
Effekt  ist  die  Folge  einer  Reihe  unmittel- 
barer Einzelwirkungen,  die  sich  in  zwei 
Gruppen  scheiden,  in  solche,  welche  bei 
beiden  Arten,  und  in  solche,  welche  nur 
bei  der  berufsmässigen  Arbeitsteilung  ein- 
treten. Zu  der  ersten  Gruppe  gehören : 
1)  Die  Konzentration  auf  }>estimmte  Arbeits- 
leistungen und  die  stete  Verrichtung  der- 
selben steigert  die  Geschicklichkeit  (kürzere 
Zeitdatier  für  gleiche  Leistungen,  bessere 
Leistungen).  2)  Die  Arbeitsteilung  bewirkt 
die  rationelle  Ausnutztuig  der  vorhandenen 
Arbeitskräfte  nach  ihrer  Leistungsfälugkeit, 
ermöglicht  die  kontinuierliche  Benutzung 
der  besseren  Arbeitskräfte  für  die  nm- 
von  ihnen  zu  prästierenden  schwierigeren 
Arbeitsleistungen  und  gestartet  für  ge- 
ringere Arbeitsleistungen  die  Verwendung 
von  schwächeren  Ai-l^eitskräften.  die  sonst 
keine  produktive  Verwendung  finden 
könnten.  3)  "Weil  bei  der  Arbeitsteilung 
die  einzelnen  Arbeitskräfte  stets  in  der- 
selben Richtung  thätig  sind,  fallt  der 
Zeitverlust  weg,  der  mit  «lern  Wechsel  der 
Arbeitsverrichtungen  verbunden  ist;  auch 
dadurch  findet  eine  vollere  Ausnutzung  der 
Ariieitskräfte  in  der  Arbeitszeit  statt.  4) 
Die  fortwährende  Beschäftigung  der  Ar- 
beiter in  derselben  Richtung  und  die  Ver- 


einfachung vieler  Arbeitsleistungen  führt  zu 
Verbesserungen  der  Technik  und  des  Be- 
jtriehs  und  zur  Erfindung  von  Arbeit  er- 
I  sparenden    und    ersetzenden  Maschinen. 
I  Weitere  nützlicho  Wirkungen  der  berufs- 
j  massigen  Arbeitsteilung  sind:  1)  Die  Er- 
|  sparung  von  Zeit  und  Kapital  (Kosten)  !>ei 
1  der  Ausbildung  der  ArWitskräfte,  ohne  dass 
die  Erweriisfähigkeit  «ler  Arhcitemlen  ver- 
ringert wird.    2)  Die  Ersparuug  von  Kapital 
bei  der  Produktion  selbst  (Produktion  mit 
geringerem  Kapitalaufwand). 

Die  Einführung  einer  Arlteitsteiluug.  wo 
bisher  keine  bestand,  und  die  Einführung 
einer  grösseren  Arbeitsteilung  als  bisher  sind 
«laher  Massregeln,  <l«uvh  welche  Unternehmer 
,  fortan  ihre  IVnlukte  billiger,  auch  besser 
herstellen,  ihren  Absatz  und  ihren  Reiuer- 
I  trag  vergrössern  können.  Wenn  eine  solche 
',  Massrege I  diese  Folgen  hat ,  ist  sie  un- 
zweifelhaft «'ine  rationelle  und  ihre  Vor- 
nahme ein  Fortschritt  in  der  Gestaltung  der 
Produktion  ;  aber  diese  Folgen  treten  nicht 
in  allen  Betrieben  ein.  Wäre  «bis  «ler 
Fall,  so  hinge  auch  die  Einführung  einer 
grösseren  Arlieitsteilung  in  den  Unterneh- 
mungen und  die  Entstehung  neuer  Berufs- 
arten lediglich  vom  Willen  der  Unternehmer 
ab.  Dem  ist  alter  nicht  so.  Die  Arbeits- 
teilung ist  nicht  ül>erall  und  nicht  iu 
gleichem  Mass  und  Grad  anwendbar.  Die 
Anwendung  derselben  hat  l»estimmte  Vor- 
aussetzungen, die  vorhanden  sein  müssen, 
damit  sie  ülterhaupt  vorgenommen  werden 
kann  und  ihre  Einführung  eine  rationelle 
und  für  den  Betrieb  der  Unternehmer  vor- 
teilhafte Massivgel  ist.  Eben  daraus  erklärt 
sich  eine  Reihe  von  Erscheinungen  der 
volkswirtseliaftlichen  Produktion ,  so  u.  a. 
dass  die  Arbeitsteilung  in  den  verschiedenen 
Produktionszweigen  in  sehr  verschiedenem 
Grade  Anwendung  findet,  in  der  Ijond Wirt- 
schaft z.  B.  iu  sehr  viel  geringerem  Grade 
als  auf  dem  Gebiete  der  gewerblichen  Ar- 
beit ferner  dass  in  demselben  gewerblichen 
Produktionszweige  je  nach  der  Grösse  der 
Unternehmungen,  in  manchen,  namentlich 
für  den  lokalen  Bedarf  bestimmten,  Unter- 
nehmungen auch  in  verschiedenen  Gegenden 
und  Orten  (grosse,  kleinere  Städte,  Gewerbe 
auf  dem  I^ande)  die  Arbeitsteilung  eine  selir 
verschiedene  ist,  ebenso,  dass  in  den  ver- 
schiedenen Stadien  der  Wirtschafts-  und 
Kulturgeschichte  der  Stand  der  durchge- 
goführten  Arboitsteüimg  grosse  Unter- 
schiede zeigt.  Die  Voraussetzungen,  von 
denen  «lie  Anwendbarkeit  und  Entwickelung 
der  technischen  Arbeitsteilung  abhängt,  sind : 
1)  dass  der  Produktionsprozess  aus  ver- 
schiedenartigen Operationen  besteht,  die  als 
sob  he  einzelnen  Personen  als  ihre  regel- 
mässige ordentliche  Beschäftigung  über- 
tragen und  kontinuierlich  («las  ganze  Jahr 
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oder  doch  längere  Zeit  hindurch)  vorgo- : 
liommen  werden  können  (grosse  Unterschiede  | 
zwischen  Landwirtschaft  und  Gewerbe,  auch  I 
zwischen  den  einzelnen  Zweigen  der  ge-  j 
werblichen  Produktion);  2)  dass  ein  ge-  j 
Hupender  Kapitalvorrat  vorhanden  ist.  da  die 
grössere  Arbeitsteilung  bei  gleichen  Arl>eits- 
kräften  ein  grösseres  Betriebskapital  erfor- 
dert (Kinfluss  der  Kapitalbildung  und  des 
Kredits):  3)  dass  fflr  die  Mehrproduktion  in- 
folge der  Arbeitsteilung  der  Ansatz  gesichert 
ist  (Einfluss  der  Grösse  des  Warenbegehrs 
und  des  Marktes).  Die  Entwiekelung  der 
berufsmässigen  Arbeitsteilung  (Bildung  neuer 
Bendszweige,  neuer  Erwerbsarten ,  neuer 
Arten  von  Unternehmungen)  ist  namentlich 
abhängig  von  dem  Zustande  der  allgemeinen 
und  technischen  Bildung,  von  den  Fort- 
schritten in  der  Arbeitsfähigkeit,  in  der 
Technik  und  in  den  Bedürfnissen  der  Be- 
völkerung, ferner  von  der  Sicherheit  und 
Grösse  des  Absatzes,  von  der  Entwickelung 
des  Unternehmungsgeistes  und  von  dem  Zu- 
stande der  Rechtsordnung ,  instosondere 
auch  des  Verkehrsrechte  und  der  Rechts- 
pflege. 

Den  Vorteilen  der  Arbeitsteilung  stehen 
auch  Nachteile  gegenüber.  Wo  wie  l>ei  der 
heutigen  berafsiuässigen  Arbeitsteilung  in 
den  Kulturstaaten  die  erwerbsthätige  Be- 
völkerung sich  in  viele  hunderte  von 
Erwerbsklassen  sondert,  ist  jede  Klasse 
von  l'ntemehmern  in  ihrer  wirtschaft- 
lichen Existenz  abhängig  von  anderen, 
teils  als  Begehrer  der  Produkte  anderer, 
die  sie  als  Produktionsmittel  verwendet, 
teils  als  Produzent  von  Waren ,  die  an 
andere  abgesetzt  werden  sollen.  Diese  | 
Abhängigkeit  wird  zum  besonderen  Nachteil 
in  partiellen  Krisen,  die  dadurch  leichter 
zu  allgemeinen  werden.  Und  schwieriger 
wird  überhaupt  in  dem  komplizierteren  wirt- 
seliaftlichen  Organismus  die  selbständige 
wirtschaftliche  Existenz  für  den  einzelnen 
Unternehmer.  Die  technische  Arbeitsteilung 
al»er  führt  namentlich  beim  Grossbetrieb  zu  I 
einer  Reihe  von  Uebelständen  derLohnarbeiter,  I 
die  zwar  mehr  oder  minder  durch  eine  richtige 
Art>eiterschutzgesetzgebiuig  und  andere  so- 
zialpolitische Massregeln  verhindert  resp. 
gehoben  werden  können,  aber  an  ßich  doch 
eine  naturgemässe  Folge  dieser  Arbeits- 
teilung und  daher  für  das  Wesen  derselben 
auch  charakteristisch  sind.  Dieselben  sollen 
hier  mir  kurz  erwähnt  werden  (s.  dar.  au- 
dere  Artikel).  Die  Arbeitsteilung  ermöglicht 
erst  die  selbständige  regelmässige  Arbeit 
der  Kinder,  der  jugendlichen  Personen  und 
zahlreicher  weiblicher  Arbeiter  in  der  Fa- 
brik- mid  Hausindustrie  mit  den  mannig- 
fachen materiellen  und  moralischen  Miss- 
stäislen  dieser  Arbeit,  sie  erhöht  die  Klasse 
der  ungelernten  Arbeiter,  sie  führt  ferner 


bei  ganzen  Arbeiterklassen  zu  einer  für 
Geist  und  Körper  und  für  das  ganze  lieben 
der  AHteiter  schädlichen  Monotonie  der  Ar- 
beit und  sie  befördert  durch  die  Begünsti- 
gung des  Grosshetriel»es  die  Massonansamm- 
lung  von  Ixhnarl »eitern  an  einzelnen  Orten. 
Wegen  dieser  Nachteile  kann  auf  die  Vor- 
teile der  Arbeitsteilung  nicht  verzichtet 
werden,  aber  das  ist  die  Aufgabe,  für  eine 
rationelle  Gestaltung  der  Arbeitsteilung  zu 
sorgen,  d.  h.  für  eine  solche  Durchführung 
dersellxm,  dass  die  Vorteile  dersellien  sich 
ergeben,  die  Nachteile  aber  möglichst  ver- 
hindert werden.  Das  an  sich  beste  Mittel, 
die  Arbeitsteilung,  die  technische  wie  die 
berufsmässige,  zu  befördern,  ist  die  Freiheit 
des  Betriebs  und  die  freie  Konkurrenz,  alter 
dieser  Rechtezustand  bewirkt  noch  nicht 
die  sozialpolitisch  und  volkswirtschaftlich 
rationelle  Gestaltung  dersellien ;  dazu  bedarf 
es  noch  weiterer  Massnahmen,  namentlich 
einer  richtigen  Gewerlie-  und  Sozialpolitik. 

7.  Arbeiter.  Arbeitende  Klassen,  Ar- 
beiterfrage. Arbeiter,  im  allgemeinen 
Sinne,  ist  in  der  Volkswirtschaft  jeder, 
der  berufsmässig  thätig  ist,  um  einen 
wirtschaftlichen  Wert  hervorzubringen  (s.  oben 
Abs.  1 ).  Aber  wenn  man  von  den  ArWitern 
schlechthin  oder  von  der  ArMterklasse 
resp.  den  arbeitenden  Klassen  und  insbe- 
sondere von  der  Arbeiterfrage  spricht,  so  wird 
unter  Arbeitern  gemeinhin  nur  ein  Teil  jener 
Arbeiter  (im  weiteren  Sinne)  verstanden  und 
zwar  in  der  Regel  mir  der  Ted,  welcher  in 
Unternehmungen  oder  für  Unternehmergegen 
Lohn  beschäftigt  ist  (Lohnarbeiter)  und  in 
dieser  Stellung  überwiegend  körperliche  Ar- 
beiten verrichtet,  und  auch  dieser  nicht  ganz. 
Man  pflegt  gewöhidich  noch  auszunehmen 
die  Lohnarbeiter  in  Handels-,  Versichemngs- 
und  eigentlichen  Verkehrsunternehnuuigen. 
Jedenfalls  gehören  also  nicht  dazu  diejenigen 
in  Unternehmungen  oder  für  Unternehmer 
beschäftigten  Personen,  welche  flbei-wiegend 
höhere,  geistige  Arbeitsleisrungen  verrichten, 
an  der  Leitimg  der  Unternehmungen  teil- 
nehmen oder  sonst  zu  dem  höheren  Hilfs- 
personal für  den  technischen  oder  merkan- 
tilen Ted  des  Geschäfts  gerechnet  werden. 
Andererseite  werden  nicht  dazu  gerechnet 
solche  Lohnarbeiter,  welche  zwar  auch  über- 
wiegend körperliche  Arbeiten  verrichten  und 
durch  die  Höhe  ihres  Einkommens,  iliren 
Bddungsgrad  und  ihre  ganze  soziale  Lage 
gleichfalls  zu  den  unteren  Klassen  zälden, 
aber  entweder  Dienstboten  für  den  häus- 
lichen Dienst  (eigentliches  Hausgesinde)  sind 
oder  sonst  als  selbständige  Jjohnarbeiter  per- 
sönliche Dienstleistungen  prästieren  (Auf- 
wärter, Holzspalter,  Wäscherinnen,  Bügle- 
rinnen und  andere  Ijohnarbeiter  in  den 
Hauswirtscliaften).  Die  Arbeiter  im  engeren 
Sinne,  die  arbeitenden  Klassen,  welche  den 
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Gegenstand  der  Arbeiterfrage  bilden,  sind 
«lahcr  die  Ix>hnarlieiter  in  der  Urproduktion 
(Land  Wirtschaft,  Forstwirtschaft,  Fischerei, 
Bergbau  etc.)  und  in  den  gewerblichen  Unter- 
nehmungen im  engeren  Sinne.  Alle  diese 
Arbeiter  sind  heute  freie  Arbeiter,  sie  ver- 
gingen ihre  Arbeitskraft,  schliessen  mit  einem 
Unternehmer  einen  Arbeitsvertrag,  in  dem 
ihre  Arbeitspflicht  und  ihre  Arbeitsent- 
schädigung verabredet  werden,  und  fiber- 
lassen dem  Unternehmer  auf  seine  Rechnung 
und  Gefahr  die  Verwertung  des  von  ihnen 
wirtschaftlich  Geleisteten.  Die  Lohnarbeit 
ist  in  der  Regel  ihre  einzige  Einkommens- 
ijuelle.  Ihr  Arbeitseinkommen  wird  bedingt 
durch  deu  Arbeitsvertrag,  durch  die  Stellung 
des  Unternehmers  zur  Lohngestaltung  und 
durch  die  Verhältnisse ,  welche  die  Rein- 
erträge der  Unternehmungen  bestimmen  (s. 
den  Art.  Arbeitslohn). 

Für  die  Arbeiterfrage  kommen  vorzugs- 
weise die  gewerblichen  und  die  landwirt- 
schaftlichen Lohnarbeiter  (gewerbliche  und 
landwirtschaftliche  Arbeiterfrage)  in  Betracht. 
Bei  den  gewerblichen  sind  noch  wieder  die 
industriellen  Arbeiter  (industrielle  Arbeiter- 
frage) und  die  Arbeiter  im  Klein-  und  Mittel- 
gewerbe (Geselleufrage)  zu  unterscheiden. 
Die  industrielle  Arbeiterfrage  umfasst  vier 
Klassen  von  Lohnarbeitern:  1.  Die  eigent- 
lichen Fabrikarbeiter,  d.  h.  die  Ijohnarbeiter 
in  gewerblichen  Anstalten,  in  welchen  gleich- 
zeitig und  regelmässig  eine  Mehrzahl  von 
Arbeitern  ausserhalb  ihrer  Wohnung  in  ge- 
schlossenen Räumen  beschäftigt  und  in  der 
Regel  Maschinen  benutzt  werden:  2.  die 
hausindustriellen  Arbeiter,  d.  h.  gewerbliche 
Lohnarbeiter,  welche  in  ihren  eigenen  Räumen 
für  grössere  Unternehmer  auf  Bestellung  in 
der  l'roduktion  von  Gegenständen  des  Massen- 
konsums  für  den  Vertrieb  im  Grossen  ar- 
beiten ;  3.  die  Lohnarbeiter  in  Berg-,  Hütten- 
werken, Salinen  und  grösseren  über  Tage 
betriebenen  Brüchen  und  Gruben;  4.  die 
I Lohnarbeiter  in  grossen  anderen  gewerb- 
lichen, namentlich  baugewerblichen  Unter- 
nehmungen. Die  gewerblichen  ljohnarbeiter 
sind  gelernte  oder  ungelernte  Arbeiter  (je 
nachdem  ihre  Arbeiten  eine  durch  besondere 
längere  technische  Lehre  zu  erwerliende 
Arbeitsfähigkeit  voraussetzen  oder  nicht)  oder 
Lehrlinge  (d.  h.  solche,  die  an  der  technischen 
Produktion  zwar  mithelfen,  aber  zugleich 
eine  vertragsmässig  bestimmte  Lehrzeit  durch- 
machen, um  gelernte  Arlteiter  zu  werden). 
Die  Unterscheidung  von  gelernten  und  un- 
gelernten Arbeitern  ist  sozialpolitisch  sehr 
wesentlich,  eine  genaue  statistische  Er- 
mittelung beider  Klassen  ist  aber  kaum 
durchzufuhren  tuul  bisher  auch  noch  nicht 
versucht.  Nach  dem  Alter  werden  die 
Ivohnarbeitor  in  Kinder  (Personen  unter  14 
Jahren),  jugendliche  Arbeiter  (Personen  von 


14  bis  unter  IS  resp.  unter  16  Jahren) 
und  Erwachsene,  nach  dem  Geschlecht  in 
männliche  und  weibliche  Arbiter  unter- 
schieden. 

Auf  die  Geschichte  der  arbeitenden 
Klassen,  auf  die  VerMHuisse  der  einzelneu 
Arbeiterkategorieen  und  auf  das  Wesen  und 
den  Anhalt  der  Arbeiterfrage  soll  nach  dem 
Plan  des  Werkes  in  diesem  Artikel  nicht 
näher  eingegangen  werden  (vgl.  darüber  die 
Artikel  Sklaverei,  Hörigkeit,  Leibeigenschaft, 
Zunftwesen.  Gesellen,  Fabrikindustrie,  Haus- 
industrie, landwirtschaftliche  Arbiter  u.  a.). 
Wir  begnügen  uns  hier  mit  kurzen  An- 
deutungen filier  die  allgemeine  Entwickelung 
dieser  Klassen  und  über  die- Entstehung  der 
heutigen  Arbeiterfrage. 

Alle  Ijohnarbeiter  sind  heute,  wie  schon 
bemerkt,  bei  den  Kidtnrvölkern  freie  Per- 
sonen, die  Freiheit  ihrer  Arlteit  und  des 
Arbeitsvertrags  ist  rechtlich  anerkannt  und 
die  Grundlage  des  modernen  Arbeitsrechtes. 
Aber  diese  Freiheit  ist  eine  allgemeine  erst 
im  letzten  Jahrhundert  geworden.  Die  antike 
Volkswirtschaft,  wenigstens  der  Griechen 
und  Römer,  zeigt  bei  den  ersteren  schon 
seit  der  Mitte  des  5.  Jahrhunderts  v.  Chr., 
bei  den  letzteren  seit  dem  2.  Jahrhundert 
v.  Chr.  als  charakteristische  Merkmale  die 
HeiTscliaft  einer  auf  Grund-  und  Kapital- 
besitz beruhenden  Geldoligarchie,  ein  Prole- 
tariat der  grossen  Masse  der  Kleinbürger 
und  die  Sklaverei.  Weitaus  der  grösste 
Teil  der  Handarbeiter  in  der  Landwirtschaft, 
im  Bergbau,  in  den  Gewerben  und  im 
Handel  waren  Sklaven.  (In  Athen  nach  der 
Volkszählung  von  'MM  v.  Chr.  21  000  Bürger, 
10  000  Schutzverwandte  und  400000  Sklaven, 
in  Aegina  nach  dem  Zeugnis  von  Aristoteles 
zur  Zeit  Alexanders  auf  einem  Territorial- 
gebiete von  nicht  zwei  ljuadratmeilen  470000 
Sklaven  und  wenig  spater  in  Korinth  neben 
einer  bürgerlichen  Bevölkerung  von  40  <  100 
Seelen  (»40000  Sklaven.)  In  der  liandwirt- 
schaft  waren  seit  der  Entwickelung  der 
Ijatifundien  fast  ausschliesslich  Sklaven 
thätig,  elienso  im  Bergbau.  Das  Gewerlte- 
wesen hat  in  der  antiken  Volkswirtschaft 
trotz  voller  Gewerbefroiheit  nie  eino  hervor- 
ragende Bedeutung  erlangt,  der  Stand  der 
Gewerbetreibenden  war  nie  eine  geachtete 
und  einflussreiche  Gesellschaftsklasse.  Durch 
körperliehe  gewerbliche  Arbeit  Geld  zu  ver- 
dienen, galt  als  etwas  Schimpfliches,  und  nur 
ungern  verstand  sich  der  Bürger  dazu.  Die 
gewerbliche  Produktion  für  den  Markt  war, 
da  die  Reichen  und  Wohlhabenden  im 
wesentlichen,  was  sie  an  Gewerbsprodukteu 
gebrauchten,  in  ihrer  geschlossenen  Haus- 
wirtschaft durch  ihre  Sklaven  herstellen 
liessen  und  in  der  Hauptsache  nur  Luxus- 
gegenstände  kauften,  im  allgemeinen  auf 
diese  Güter  und  auf  die  Waren  für  die 
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niedere  Bevölkerung  beschränkt.  In  der 
Produktion  gewerblicher  Unternehmer  war 
der  Klein-  und  Mittelbetrieb  vorherrschend  ; 
wie  weit  in  kleinen  und  mittleren  Unter- 
nehmungen freie  Lohnarl>eiter  beschäftigt 
wurden,  ist  bisher  nicht  ermittelt.  Aber 
neben  freien  bürgerlichen  Handwerkern  be- 
trieben auch  zahlreich,  in  vielen  Städten 
vielleicht  überwiegend ,  Schutzverwandte, 
Sklaven  und  Freigelassene,  welche  für  eigene 
Rechnung  arbeiteten,  aber  von  ihrem  Ver- 
dienst eine  bestimmte  Abgabe  an  ihren 
Herrn  zahlten,  die  Gewerbe.  In  einzelnen 
Gewerben  existierte  auch  der  Grossbetrieb 
mit  weitgehender  Arbeitsteilung,  jedoch  ohne 
Anwendung  von  Maschinen.  In  diesen 
Unternehmungen  waren  indes  in  der  Regel 
nicht  freie  Lohnarbeiter ,  sondern  Sklaven 
thätig;  selbst  die  I^eitung  grosser  gewerb- 
licher Unternehmungen  lag  oft  Sklaven  oder 
Freigelassenen  ob;  dio  Herreu  dieser  Unter- 
nehmungen waren  die  grossen  Grundliesitzer 
und  Kapitalisten.  —  Bei  den  germanischen 
und  anderen  europäischen  Völkern  gab  es, 
so  lange  sie  auf  der  niedrigen  Wirtschafts- 
stufe eines  reinen  Ackerlwuvolkes  standen, 
anfangs  nur  landwirtschaftliche  Arbeiter  und 
erst,  seitdem  nach  der  Völkerwanderung  die 
Fronhofswirtschaft  sich  herausbildete,  auch 
gewerbliche :  aber  beide  Arbeiterklassen  waren 
unfreie  Klassen  in  verschiedenem  Grade  per- 
sönlicher Unfreiheit.  Die  landwirtschaftlichen 
Arbeiter,  teils  bäuerliche  Besitzer,  teils  völlig 
liesitzlose.  ganz  von  ihren  Herren  unterhaltene 
Personen,  verharren  in  der  persönlichen  Un- 
freiheit, wenn  auch  mit  allmählicher  Milde- 
rung derselben,  ausser  in  England,  wo  schon 
unter  Elisabeth  die  Hörigkeit  und  Gutsunter- 
thänigkeit  aufgehoben  wurde,  meist  bis  zum 
letzten  Jahrhundert  (Frankreich  1789,  in  den 
romanischen  Staaten  bis  zur  Einführung  der 
französischen  Gesetzgebung  unter  Napoleon  I., 
Dänemark  1800.  Preussen  1807,  Nassau  1812, 
Waldeck  1S14,  Württemberg  1817,  Bavem 
1808  resp.  1K18,  Hessen-Darmstadt  1820, 
Oesterreich  1848.  Aufhebung  der  Leibeigen- 
sehaft in  Russland  1861.  Aufhebung  der  Skla- 
verei in  Nordamerika  1863).  Auf  den  Fron- 
höfen entwickelte  sich  im  Mittelalter  das  Hand- 
werk als  ein  neuer  und  selbständiger  Lebens- 
beruf, und  die  gewerbliche  Benifsthätigkeit 
teilte  sich  in  verschiedene  Arten.  Aber  die 
Handwerker  waren  Hörige  des  Grundherrn 
und  arbeiteten  wie  andere  Knechte  und 
Hörige  für  den  Herrn  im  Hofdienst  und 
nach  Hofrecht.  In  freien  landwirtschaftlichen 
Gemeinden  gab  es  auch  freie  bäuerliche 
Handwerker,  die  neben  ihrem  Gewerbe 
Land  Wirtschaft  betrieben,  aber  schwerlich, 
edenfalls  nur  ausnahmsweise,  freie  gewerb- 
ie  Ijohnarlteiter.  Eist  seit  der  Gründung 
«ler  Städte  und  in  den  Städten  wird  das 
Handwerk  freie  Erwerbstliätigkeit  und  die , 


I 


gewerbliche  Bevölkerung  eine  freie  Klasse 
der  bürgerlichen  Gesellschaft.  Sie  gliederte 
sich  in  Meister.  Knechte  (später  nach  ihrer 
Vereinigung  in  Verbänden,  in  Gesellschaften 
Gesellen  genannt)  und  I»hrlinge.  Alier  der 
städtische  Gewerbebetrieb  war  Klein-  und 
Mittelbetrieb,  auch  die  Handwerksmeister 
waren  Handarbeiter,  ilir  Untemehmercin- 
kommen  war  wesentlich  Arbeitsertrag;  ein 
Hauptzweck  des  Zunftwesens  war.  die  Ent- 
wickelung  des  Grossbetriebs  zu  verhindern. 
Die  Gesellen  waren  anfangs  (ausgenommen 
in  der  Tuch-  und  Wollmanufaktur  einzelner 
Gegenden,  z.  B.  in  den  flandrischen  und 
brabnntischen  Städten)  nur  in  ganz  geringer 
Zahl  vorhanden  und  gehörten  zum  Hause 
und  zur  Familie  des  Meisters.  Das  Gesellen- 
tum  war  in  der  Blütezeit  des  Zunftwesens 
nur  eine  Vor-  und  Durchgangsstufe  zur 
Meisterschaft .  die  jeder  ordentliche  und 
tüchtige  Mensch  erlangen  konnte.  Aber 
seit  der  Entartung  des  Zunftwesens  wurde 
es  schwerer  als  früher,  Meister  zu  werden, 
wurde  auch  das  Gesellentuin  für  einen  Teil 
der  Gesellen  zur  Lebensstellung:  seitdem  — 
und  dies  zeigt  sich  in  Deutschland  schon  im 
15.  Jahrb.  —  werden  dio  Gesellen  auch  zu 
einer  besonderen  Gesellschaftsklasse,  die  als 
solche  sich  in  Verbänden  vereinigen,  um  in 
diesen  gemeinsame  wirtscliaftliehe  und  so- 
ziale Interessen  zu  fördern,  ihre  I^age  zu 
bessern,  namentlich  auch  ihre  Rechte  gegen- 
über den  Meistern  zu  wahren ;  der  sich  ent- 
wickelnde Interessengegensatz  führte  auch 
zu  Interessenkämpfen,  zu  Arbeitseinstellungen 
und  zu  anderen  Ausschreitungen  der  Ge- 
sellen. Aber  solange  dio  zünftige  gewerl>- 
liehe  Unfreiheit  l>estand  und  im  Gewerbe 
der  Klein-  und  Mittelbetrieb  mit  ganz  ge- 
ringen Ausnahmen  die  herrschenden  Be- 
triebsarten waren,  existierte  im  Gewerlte 
doch  kein  Unterschied  zwischen  kapital- 
besitzenden  Unternehmern  und  kapitallosen 
Lohnarbeitern,  es  war  kein  Gegensatz 
zwischen  Kapital  und  Arbeit  vorhanden,  die 
Mflgliclikcit ,  du  roh  eigene  Kraft  zu  der 
selbständigen  Unternehmerstellung  zu  ge- 
langen, war  für  alle  vorhanden.  Allerdings 
verschlechterte  sich,  jo  mehr  das  Zunftwesen 
entartete,  fast  überall  wie  das  ganze  Ge- 
werbewesen auch  die  I^age  der  Gesellen, 
bis  in  den  Staaten,  wo  die  Staatsgewalt  er- 
starkte und  mächtig  genug  war.  dem  Egois- 
mus der  Meister  entgegenzutreten,  diese  das 
Gewerberecht  auf  der  Basis  zünftiger  Rege- 
lung reformierte,  die  berechtigten  Ansprüche 
der  tieseilen  zu  erfüllen  suchte  und  im 
allgemeinen  auch  befriedigende  Zustände 
derselben  herbeiführte.  Während  der  ganzen 
Dauer  des  Zunftwesens  war  jedoch  das  Ver- 
hältnis der  Meister  zu  den  Gesellen  ein 
Herrschaftsverhältnis,  die  Gesellen  waren 
Untergebene  der  Zünfte  und  der  Meister; 
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die  staatliche  Neuregelung  des  zünftigen 
Gewerl>erechts  milderte  es,  aber  beseitigte 
es  nicht.  Dies  gesehall  erst  durch  die  Um- 
wandlung der  obrigkeitlichen  Bevormnn- 
dungsstaaten  des  17.  und  IS.  Jahrhunderts 
in  Rechtsstaaten  und  durch  die  Einführung 
der  Gewerbefreiheit,  die  zuerst  in  Frankreich 
um  die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  von 
den  Physiokrateu  als  ein  Recht  des  Menschen, 
aber  auch  im  Interesse  des  gewerblichen 
Fortseliritts  und  namentlich  der  Eutwicke- 
lung  der  Grossindustrie  gefordert  und  iu 
der  Revolutionszeit  1791  in  weitestem  Um- 
fange durchgesetzt  wurde.  Mit  der  Gewerbe- 
freiheit wurde  da«  frühere  Herrschafts-  und 
Dienstverliältnis  ein  reines  Yertragsverhält- 
nis  gleichberechtigter  Personen,  die  Freiheit 
und  Selbständigkeit  der  gewerblichen  Ijohn- 
arbeiter  wurde  rechtlich  anerkannt.  Schon 
vorher  waren  neue  grossere  Ixmnarbeiter- 
klassen  in  den  hausiudustriellen  Arbeitern 
und  in  den  Fabrikarbeitern  entstanden.  Die 
Hausindustrie  gelaugte  in  den  kontinentalen 
Staaten,  in  denen  die  Gewerbe  wesent- 
lich ntu*  in  den  Städten  lietrieben  werden 
durften,  in  geringerem  Grade  zur  Entwicke- 
lung  als  in  England,  wo  der  Gewerbe- 
betrieb auch  auf  dem  IiOnde  frei  l>etrieben 
werden  durfte. 

In  England  wurde  bereits  im  IS. 
Jahrhundert  die  Hausindustrie  vielfach 
eine  gefährliche  Konkurrentin  für  die  Hand- 
werker in  den  Städten,  namentlich  in  den 
Textilgewerben.  al»er  auch  in  der  Metall- 
industrie und  in  einzelnen  anderen  Gewerben 
—  bis  sie  selber  in  längerem  Kampfe,  der 
dort  um  die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts 
begann,  der  neuen  durch  die  Erfindung  der 
Maschinen  hervorgerufenen  Fabrikindustrie 
und  ilirem  Grossl>etrieb  erlag.  Die  Eut- 
wickelung  der  modernen  Fabrikindustrie  mit 
der  Maschinenanwendung,  mit  der  weit- 
gehenden Arbeitsteilung  und  dem  Grossbe- 
trieb als  herrschender  Betriebsart  schuf 
nicht  nur  eine  neue,  in  starker  Progression 
zunehmende  Arbeiterklasse,  sondern  auch 
eine  wesentlich  neue  Lage  derselben.  Die 
Fabrikindustrie  wurde  für  viele  Arbeiter  die 
Quelle  einer  gesicherten  und  befriedigen- 
den materiellen  Existenz,  aber  sie  führte 
auch  schwere  l'ebelstände  für  industrielle 
Arbeiter  herbei.  In  ihr  fanden  zahlreiche 
Arbeitskräfte  Verwendung,  die  früher  gar 
nicht  oder  doch  nur  in  viel  geringerem 
Grade  als  selbständige  Lohnarbeiter  ver- 
wendet werden  konnten.  Kinder,  jugend- 
liche und  weibliche  Arbeiter  und  (leren 
billigere  Arlieitskraft  ersetzte  vielfach  die 
kostspieligere  der  erwachsenen  männlichen 
Arbeiter.  In  den  Fabriken  wurde  das 
Kapital  in  immer  stärkerem  Masse  ein 
Faktor  der  Produktion.  Die  Zahl  der  Fabrik- 
arbeiter überstieg  bei  weitem  die  der  indu- 


i  striellen  Unternehmer ;  zu  einer  selbständigen 
|  Unternehmerstellung  zu  gelangen .  wurde 
!  für  Fabrikarbeiter  mit  verschwindenden  Aus- 
|  nahmen  zur  Unmöglichkeit.  Die  Fabrikanten 
forderten  im  Interesse  der  Entwicklung  der 
Industrie  die  volle  Betriebsfreiheit.,  auch 
die  freie  Beschäftigung  von  Arteitskräften 
aller  Art,  und  der  Staat  gestattete  diese  zur 
Förderung  der  Industrie.  Er  sanktionierte 
auch  hier  die  Freiheit  des  Arbeitsvertrags, 
aber  nur  die  individuelle,  er  gewährte  den 
Arbeitern  nicht  das  Recht,  gemeinsam  auf 
dem  Wege  der  Koalition  die  Bedingungen 
des  Arbeitsvertrags  zu  stipuliereu.  Dieser 
Rechtszustand  führte  zu  einer  tatsächlichen 
Uebermaeht  des  einzelnen  grossen  Unter- 
nehmers über  den  isolierten  Arbeiter  bei  der 
Abrede  über  die  Arbeitsbedingungen :  jen*u- 
konnte  dieselben  normieren,  und  die  Unter- 
nehmer nutzten  ihre  Uebermaeht  in  iluvm 
Interesse  auf  Kosten  ihrer  Arbeiter  aus.  Zu- 
gleich entwickelte  sich  ein  geschäftlicher 
Kampf  der  konkurrierenden  Unternehmer 
um  die  Verringerung  der  Produktionskosten. 
!  und  diese  erfolgte,  aber  vielfach  durch  eine 
Verschlechterung  der  Lage  der  ArKMter. 
Der  Gegensatz  von  Kapital  und  Arl»eit  trat 
hervor.  Die  Nachteile  der  schrankenlosen 
Freiheit  in  der  Beschäftigung  der  Arbiter 
trafen  nicht  alle  Fabrikarbeiter,  aber  doch 
erhebliche  Teile  dersellten.  Die  Arbeiter 
wurden  vielfach  als  reine  Arbeitsinstrumente 
behandelt,  Kinder  wurden  in  frühem  Alter 
zum  Schaden  ihrer  Gesundheit  und  ihrer 
ganzen  Entwicklung  t>eschäftigt,  die  Löhne 
wurden  auf  das  niedrigst  mögliche  Mass 
reduziert,  die  Arbeitszeit  wurde  oft  ül>er- 
mässig,  zum  Teil  unmenschlich  erhöht,  und 
dio  Art  der  Beschäftigung  der  Arlteiter 
wurde,  da  die  öffentliche  Gewalt  sich  darum 
nicht  kümmerte,  auch  keinerlei  Vorschriften 
die  Arbeiter  schützten  und  den  Unternehmer 
in  der  Einrichtung  seines  Betriebes  l»e- 
schränkten.  vielfach  eine  gesundheitsschäd- 
liche und  leliensgefälirliche.  Die  Betriebs- 
freiheit beförderte  den  Aufschwung  der 
Industrie,  aber  ihre  Folge  war  zugleich  für 
einen  grossen  Teil  der  Arbiter  eino  jammer- 
volle, mit  den  Forderungen  der  Humanität, 
Gerechtigkeit  und  Sittliclikeit  und  mit 
den  Aufgaben  des  Kulturstaats  im  grell- 
sten Widerspruch  stehende  ökonomische, 
soziale  und  moralische  Lage.  Zuerst  und 
auch  am  stärksten  traten  die  Uebelstände 
in  England,  das  allen  Staaten  in  der  Ent- 
wicklung der  Fabrikindustrie  voranging, 
hervor  und  sie  führten  hier  auch  zuerst, 
schon  im  Anfang  des  19.  Jahrhunderts,  zur 
Entstehung  der  industriellen  Art  »eiterfrage. 

Die  Frage  l<esehräukte  sich  zunächst  auf 
die  Fabrikarbeiter,  auf  die  Einführung  eines 
staatlichen  Schutzes  derselben,  namentlich 
;  der  Kimler  und  jugendlichen  Arbeiter  gegen 
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übermässige   Arbeitszeit   und  gesundheits- 
schädliche und  lebensgefährliche  Arbeit  und 
auf  die  Gewährung  des  Koalitionsrechtes  an  i 
die  Arbeiter,  um  durch  Arbeiterverl tande  die ; 
nachteilige   I,age    der   einzelnen   Arbiter  I 
gegen üIrt  dem  grossen  Unternehmer  zu  be- 
seitigen und  die  berechtigten  Ansprüche  der  I 
Arl*»iterkla*se  zu  realisieren.     Die  Frage  I 
wurde  in  England  zu  einer  grossen,  alle 
Kreise  der  Bevölkerung  und  die  Staatsgewalt 
sehr  lebhaft  und  intensiv  beschäftigenden 
sozialpolitischen  Krage  erst  seit  dem  Anfang 
der  dreissiger  Jahre,  namentlich  seit  der  Par- 
lamentsreform  von  1S32  und  seit  der  Cliar- 
tistenbewegnng  (s.  den  Art.  Chartismus).  Die 
Konlerung  einer  besonderen  Arlteitcrschutz- 
gesetzgebung  (Fabrikgesetzgebung)  stiess  auf 
heftigen  Widerstand  liei  der  grossen  Mehr- 
zalü  der  Fabrikanten  und  bei  den  Vertretern 
der  damals  in  England  herrschenden  ab- 
strakten und  individualistischen  Lehre  der 
Politischen  Oekonomie  (Smithianismus),  die 
seit  der  Gründung  der  Anti-corn-law-league 
(s.  d.  Art.)  und  seit  der  Bildung  der  soge- 
nannten Manchesterpartei  in  der  »Manchester- 
doktrin' (s.  den  tietr.  Art.)  ihren  krassesten 
Ausdruck  fand.   Man  sah  darin  eüien  unl>e- 
ivehtigten  Eingriff  in  die  wirtscliaftliche 
Freiheit,  aus  der  natiirgesetzlieh  der  beste 
Zustand  der  Volkswirtschaft  hervorgehe,  und 
eine  ernste  Gefahr  für  den  blühenden  Zu- 
stand und  den  Fortschritt  der  englischen 
Industrie.    Aber  ihrer  Opposition  ist  es  nicht 
gelungen,  die  englische  Fabrikgesetzgebung 
(s.  d.  Art.  Arbeitersehutzpesetzgebung)  zu 
verhindern,  und  die  Oescbichte  derselben 
hat  gezeigt,  dass  auch  die  Furcht  vor  einer 
schädlichen    Einwirkung   der  Staatsinter- 
vention auf  die  englische  Industrie  völlig 
unbegründet  war. 

Die  industrielle  Arbeiterfrage  ist  seitdem 
zu  einer  der  wichtigsten  Tagesfragen  auch 
in  den  andern  Industriestaaten  und  zu  einem 
allgemeineren  Problem  geworden,  das  sich 
nicht  nur  auf  den  Arbeiterschutz  beschränkt, 
sondern  die  gesamte  ökonomische,  soziale, 
moralische  und  politische  l^age  der  indu- 
striellen Arbeiter  zum  Gegenstände  hat  und 
in  dieser  die  Verwirklichung  der  Forderun- 
gen der  Gerechtigkeit,  der  Humanität  und 
Sittlichkeit  in  den  Grenzen  der  Berechtigung 
und  der  Möglichkeit  bezweckt.  In  England 
wurden  durch  ilie  Arbeiterschutzgesetzgebung 
die  vorerwähnten  Missstände  im  wesentlichen 
beseitigt  und  zugleich  wurde  durch  soziale  Re- 
formbestrebungen der  Arbeiter  wie  andererGe- 
sellschafteklassen  die  Lage  der  industriellen 
Arbeitern  eine  völlig  andere  und  erheblich 
bessere.  Auch  in  den  meisten  antlern  Kultur- 
staaten,  in  erster  Linie  iu  «1er  Schweiz, 
Deutschland  und  Oesterreich,  bildet  in  den 
letzten  Jahrzehnten  die  Fürsorge  für  das 
Wohl  dieser  Klassen  eine  der  wichtigsten 


Aufgaben  der  Wirtscliafts-  und  Sozialpolitik 
und  auch  in  ihnen  Ist  ausserordentlich  viel 
zur  Verbesserung  der  l<age  dieser  Klassen 
geschehen.  Die  Überall  herrschenden  sozial- 
politischen Bestrebungen  geben  die  Gewähr, 
dass,  soweit  überhaupt  eine  I/ösung  dieser 
Frage  durch  Staat  und  Gesellschaft  möglich 
ist,  diese  allmählich  nicht  auf  dem  Wege, 
den  die  Sozialdemokratie  fordert,  aber  auf 
dem  Wege  der  friedlichen  sozialen  Reform 
erfolgen  wird. 

Soziale,  reformbedürftige  Missstflude  sind 
aber  nicht  nur  bei  den  industriellen  Lohn- 
arlteitern,  sondern  wich  l»ei  andern  gewerb- 
lichen Arbeitern  und  bei  landwirtschaftlichen, 
namentlich  den  auf  grossen  Gütern  be- 
schäftigten Arbeitern  hervorgetreten ;  auch 
für  diese  Arbeiterklassen  machte  sich  das 
Bestreben  geltend,  die  Missstände  zu  heben, 
uud  so  entstand  neben  der  industriellen 
Arbeiterfrage  auch  die  Arbeiterfrage  im 
Klein-  und  Mittelgewerbe  und  die  land- 
wirtschaftliche Arbeiterfrage,  Auch  für  diese 
Arbeiter  die  Besserung  ihrer  Verhältnisse 
und  l>efriedigende  Zustände  in  den  Grenzen 
der  Berechtigung  und  der  Möglichkeit  her- 
herbeizufnhren,  ist,  hier  mehr,  dort  minder, 
das  Bestreben  in  den  Kulturstaaten. 

Litter Ator:  K»  üt  hier  für  die  Abschnitte  1—6 
im  wesentlichen  nur  auf  dir  allgemeine»  national- 
<"k»nomUchen  Werke  von  Bau ,  Hermann, 
Riedel,  Roneher,  Schäffle.  A.  Wagner,  v. 
Mangoldt,  Mario,  Sehanberg  (Handbuch), 
Cohn,  J.  SU  MM  u.  a.  tu  rerweUen,  iu 
denen  aber  in  der  Regel  die  hedeutnug  der 
Arbeit,  die  Arbeitsfähigkeit  und  der  Arbeiterin 
nur  dürftig  behandelt  wenlrn.  —  V.  Mangoldt, 
Art.  Arbeit  in  JilunUchli*  Staatmrürtrrb.  (dort 
aueh  weitere  Litte  rat  ur). —  Weinhold,  t!e*chirht« 
der  Arbeil,  ttd.  I,  Dresden  18W>. —  Stamm,  Ge~ 
schichte  der  Ariteit,  i.  Aufl.  1871. —  Jäger,  Die 
menschliche  Arbeitskraft  1X78.  —  Thomas 
Brassey.  On  work  and  wage*  187  i.  Bezüg- 
lich der  Arbeitsteilung  *.  noch  besonder»  Adam 
Smith,  Buch  I,  Kap.  l—s.  —  von  Mangoldt, 
V.JkswirtsehafUlehre  1868,  Kap.  0.  —  Hermann, 
Staat**-,  Vntrrtuchungen,  2.  Aufl.  1874,  S,  193 ff. — 
Böttcher,  Symeml,  §  48 ff.  —  O.  Colin,  Sustem 
der  .Vatiuna/Ökonomie,  Hd.  I,  188Ü,  $  iMff.  — 
K.  Marx,  Da*  Kapital,  t.  Aufl.,  S.  34r,ff.  — 
Schmoller,  Die  Thatsachen  der  Arbeitsteilung 
in  Jahrb.  f.  de*,  und  Vene.  1.1,  S.  1003 ff.  —  Be- 
täglich  der  LUteraUtr  tu  Abschnüt  7  ist  au/ 
andere  Artikel  tu  rerweisen.  —  Veber  die  ge- 
werbliche Arbeiter/rage  rgl.  SehOnberg ,  Abh. 
XXII,  Die  gewerbliche  Arbeiter/rage  (in  *. 
Handbuch  4.  Aufl.  1SU8,  Bd.  II,  t  S.  1—188, 
dort  auch  weitere  Litter.),  übrr  die  landwirt- 
schaftliche s.  den  Art.  Landw.  Arbeiter. 

Schönberg. 
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Arbeiterkammern. 

1.  Betriff.   2.  Oesterreich. 

1.  Begriff.  Pnter  Arteiterkammeru  wird 
man,  wenn  man  dem  Ausdniek  nicht  alle  Be- 
stimmtheit nehmen  will,  staatlich  organisierte 
Vertretungskörperschaften  des  Ijohnarteiter- 
standes  oder  einer  grossen  Klasse  desselben, 
wie  der  industriellen  Lohnarteiterschaft,  zu 
verstehen  haben.    In  der  Gegenwart  fehlt 
es  mm  keineswegs  an  Institutionen,  welche 
eine  Vertretung  der  Arteiterschaft  bezwecken, 
die  aber  gleichwohl  nicht  als  Arbeiterkammern 
im  bezeichneten  Sinne  angesehen  werden  kön- 
nen, weil  sie  entweder  nicht  vom  Staate  selbst 
organisiert  erscheinen  oder  nur  vorwiegend 
fachliche,  aus  einzelnen  bestimmten  Gewerben 
hervorgehende  Körperschaften  sind,  wie  die 
Gehilfenversammlungen  der  österreichischen 
Gewerbegenossenschaften.     Noch  weniger 
würde  dies  bei  jenen  Einrichtungen  zutreffen, 
die  auf  einem  Zusammenwirken  von  Unter- 
nehmer- und  Arbeitervertretern  beruhen  und 
die  wiederholt  auch  als  » Arbeitskaramern  * 
bezeichnet   werden,    wie   dies  beispiels- 
weise  in   den»    sozialdemokratischen  An- 
trage, betreffend  die  Abänderung  der  Reiehs- 
gewerboordnung,  vom  Jahre  1885  der  Fall  [ 
war,  welcher  unter  anderem  die  Errichtung  j 
von  Arbeitsamtern  und  Arteitskammeni  und  \ 
eines  Reichsarteitsamtes  zum  Gegenstande  i 
hatte,  wobei  die  beiden  ereteren  gewisse 
Funktionen  hinsichtlich  der  Handhabung  der 
Arteitersehiitzvorsehriften.  Festsetzung  von 
Minimallöhnen,  Erstattimg  fachlicher  Gutach-  I 
ten  etc.,  auszuüten  gehabt  hatten ;  ähnliches  | 
ist  auch  neuestens  in  dem  holländischen 
Gesetz  vom  2.  Mai  1H97  bestimmt,  welches 
paritätisch    zusammengesetzte  Arteitskam- 
mern  (Kamers  van  arteid»  zur  Sammlung 
von    Informationen,    Erteilung   von  Gut- 
achten etc.    und   Beilegung  von  Arbeits- 
konflikten schafft.    Es  handelt  sich  hier 
also  um  eine  ähnliche  Institution  wie  die  in 
Belgien  1887  gesetzlich  organisierten  In- 
dustrie- und  Arbeitsräte.     Hingegen  sind 
allerdings  die  italienischen  Arteitskammem 
(Camere    del    lavoru)    Organisationen    des  J 
Arl»eiterstandes.  indessen  nicht  durch  Staat-  j 
liehe  Initiative  ins  Leben  gerufen  und  daher 
anderen  Formen  der  Zusammenfassung  des 
Arteiterstandes  und  seiner  Vereinigungen 
im  Wege  freier  Verbandsbildung,  wie  den 
Gewerkschaf tskartellen  in  Deutschland  oder 
den  Arteitstersen  in  Frankreich,  gleichzu- 
acliten.  Auch  in  der  Schweiz  sind  neuestens 
sogenannte  Arbeitskammern  zur  Entstehung  | 
gelangt.  Derjenigen  in  Genf  wurde  lSi».">  vom  j 
Kanton  ein  Beitrag  von  1(1 0(H )  Kranes  gewahrt ; 
sie  bezweckt,  den  Arbeitern  die  Gelegenheit 
zu  bieten,  sich  in  einem  Lokale  zur  Be- 
sprechung  ihrer  allgemeinen  Interessen  zu  ver-  , 
sammeln  und  ihnen  das  Aufsuchen  von  Arteit  j 


zu  erleichtern.  DerVerwaltungsaussehuss  wird 
durch  die  dem  Stande  der  Arteiter  angehörigeu 
Gewerteriehter  gewählt.  Die  Arteit  skammer 
der  Stadt  Zürich  temht  auf  einem  Zusammen- 
wirken der  Arlieiterveroine  zur  Vertretung 
der  gemeinsamen  wirtseliaftliehen  Interessen. 

Hingegen  hat  es  nicht  an  Vorschlägen  ge- 
fehlt, wirkliche  Arbeiterkammern  staatlicher- 
seits  zu  organisieren.  So  ist  namentlich  schon 
der  Vorschlag  aufgetaucht,  den  Handels-  und 
Gewerbekam mern  Arbeiterkainmeni  an  die 
Seite  zu  stellen  (wie  im  Deutschen  Reichstage 
1884):  in  Frankreich  wurde  wiederholt  die 
Gründung  vonCliambras  du  travailtefüiwort  et, 
allerdings  nicht  immer  in  der  Form,  dass 
diese  bloss  aus  Arbeitervertretern  zu  bestehen 
hätten,  indem  man  auch  liäufig  paritätisch 
zusammengesetzte  Körj>ersehaften  im  Auge 
hatte.  Namentlich  hatte  in  Oesterreich  das 
Projekt  einer  staatlich  anerkannten  Ver- 
tretung des  Arbeiterstandes  durch  besondere, 
mit  politischen  Rechten  ausgestattete  Organe, 
die  Arbeiterkainmeni,  eine  konkrete,  mit  den 
Verfassmigsverhältnissen  zusammenhängende 
Gestalt  gewonnen. 

2.  Oesterreich.  Schon  vor  mehr  als 
zwei  Jahrzehnten  war  hier  mehrfach  die 
Rede  von  der  Errichtung  solcher  Kammern, 
die  gleichzeitig  durch  Ausstattung  mit  einem 
Wahlrecht  für  das  Abgeordnetenhaus  als 
eine  Ergänzung  des  bestehenden  Systems 
der  Interessenvertretung  hätten  gelten  sollen. 
Insbesondere  forderte  eine  Volksversammlung 
in  Wien  1872  die  Einführung  derartiger 
Organe,  welche  über  sämtliche  Arteiterange- 
legenheiten Wünsche  und  Vorschläge  in 
Beratung  zu  nehmen  hätten,  von  der  Regierung 
über  die  die  Interessen  der  Arbeiter  be- 
rührenden Gesetzentwürfe  vor  der  Vorlage 
an  die  gesetzgetenden  Körjjer  um  ihr  Gut- 
achten zu  befragen  wären,  über  dieArteiterver- 
hältnisso  ihres  Bezirkes  jieriodisch  Bericht  er- 
statten sollten  (woteiBehörden,  Korporationen, 
Arbeitgüter  die  nötigen  Auskaufte  zu  erteilen 
und  die  erforderlichen  Nachweise  zu  liefern 
hätten),  eine  Ix-stimmte  Anzalü  von  Vertretern 
in  den  Reichsrat  entsenden  würden  etc. 

Das  Abgeordnetenhaus  tefasste  sich  aller- 
dings mit  dieser  Angelegenheit,  die  ver- 
mittelst einer  Petition  des  Vereins  ^ Volks- 
stimme: vor  sein  Forum  gebracht  wurde. 
Der  Ausschusstericht  vom  '11.  Mär/  1*74 
(Hlg.  !"»"»  zu  den  stenographischen  Proto- 
kollen. VIII.  Session,  Berichterstatter  v.Pleuerl 
tezeiehnete  es  allerdings  nicht  für  angemessen, 
derzeit  schon  auf  die  Erteilung  ]tolitiselier 
Rechte  einzugehen,  da  dies  besser  eist  dann 
zu  erwägen  sei,  wenn  sich  die  Arbeiterkain- 
meni eingelebt  hätten.  Den  Arteiterkammeru 
wurden  also  vorwiegend  soziale  Aufgaben  zn- 
gesclirieten.sie  hätten  nämlich  ihreStelle  in  der 
gewertegesetzlichenOrganisationtlerlndustrie 
einzunehmen.  Sie  wären  nicht  dmvh  Urwald 
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zu  bilden,  sondern  auf  freien  Associationen 
(durch  Zuerkennung  des  Wahlrechts  a» 
die  Vcreinstnitglieder)  uiul  'leti  auf  freiem 
Beitritt  beruhenden  Gowerliegenossensehaften 
aufzutauen  (welche,  wie  man  damals  glaubte. 
«  bestens  die  Zwangsgcnossenschaftcn  abzu- 
lösen bestimmt  wären).  —  Zu  einem  Resul- 
tate kam  es  jetloch  nicht. 

Neuerlich  fesselte  die  Frage  die  öffent- 
liche Aufmerksamkeit,  als  in  der  Sitzung 
des  Abgeordnetenhauses  vom  5.  X.  1N80  der 
lihcraleu  Partei  angehörige  Abgeordnete 
(Pleuer,  Exner,  Wrabetz)  einen  Antrag  auf 
Errichtung  von  Arbeiterkammern  einbrachten. 
Die  Hauptpunkte  des  vorgelegten  Entwurfes, 
der  dem  l>estehenden  Gesetz  ülier  die  Handels- 
und (»ewerl>ekammern  vom  29.  VI.  1808 
nachgebildet  ist  und  wichtige  prinzipielle 
Verschiedenheiten  von  den  im  Ausscliuss- 
l»erichte  vou  1874  geäusserten  Anschauungen 
aufweist,  waren:  1.  Bezirk,  ZahL  Die 
Ailx'iterkammern  umfassen  Handelskaminer- 
U'zirke  und  ihre  Zahl  beträgt  20.  2.  Funk- 
tionen. Sie  sind  beratende  Körper  ül>er 
Arbeiterangelegenheiten  (Bekanntgabe  von 
Wünschen  und  Vorschlägen.  Begutachtung 
von  Gesetzentwürfen  etc.),  führen  fort- 
laufende Nachweisungen  ülier  die  gewerb- 
liche Arliciterstatistik  und  erstatten  jährlich 
Bericht :  sie  können  endlich  zur  Nominierung 
von  Delegierten  für  zu  errichtende  Schieds- 
gerichte i  Einigungsämter)  berufen  werden. 
'.'>.  Z  u  s  a  m  m  e  n  s  e  t  z  u  n  g.  12-  -  30  gewählte 
Mitglieder  (mit  der  erforderlichen  Zahl  von 
Ersatzmännern),  die  ihre  Stelle  unentgeltlich 
versehen;  ferner  ein  durch  die  Arbeiter- 
kamiiKT  selbst  ernannter.  Vsoldoter  Sekretär 
nebst  Hilfspersonal.  Funktionäre.welche  jedoch 
der  Bestätigung  der  Regierung  l*?dürfen. 

4.  Wahlrecht.  Das  aktive  besitzen 
männliche  Arbeiter,  welche  das  24.  Jahr 
zurückgelegt  haben,  österreichische  Staats- 
bürger und  des  Lesens  und  Schiviljens 
kundig  sind,  in  dem  Bezirk  der  Arbeitcr- 
kamiiKr  seit  mindestens  zwei  Jahren  in 
Arbeit  stellen  und  einer  der  im  Kmnkenver- 
Hcherungsgesctz  JS  10  angefüJirten  Kranken- 
kassen, welche  im  Kammerbezirk  ihren  Sitz 
hat,  als  .Mitglieder  angehören.  Daneben  U?- 
stehen  einige  Aus.sc)dicssuugsgründc  wegen 
Verurteilung  oder  Untersuchungshaft  etc.  Das 
passive  steht  den  aktiv  Wald  berecht  igten 
zu.  welche  wenigstens  30  Jalire  alt  sind. 

5.  Kosten.  Di»'  mit  der  Geschäftsführung 
verbundenen  Kosten  werden  aus  Staats- 
mitteln bestritten.  0.  Aufsieht.  Ein 
Kegicrungskomniissär  wohnt  den  Plenar- 
sitzungen Ui.  kann  jederzeit  das  Wort  er- 
greifen und  Beschlüsse  der  Kammer,  welche 
ihren  gesetzlichen  Wirkungskivis  über- 
s> 'breiten  oder  den  Gesetzen  zuwiderlaufen, 
sistteren.  Die  Arbeiterkammern  können 
durch  Verfügung  des  Handel-ministers  auf- 


gelöst werden.  —  In  einem  separaten 
Gesetzentwurf  wurde  den  Arl>eiterkammern 
das  Hecht  zuerkannt,  zu  den  besteheuden 
353  Abgeordneten  9  weitere  Abgeordnete 
zu  wählen  (Arbeiterkammer  in  Wien  1,  sonst 

.  zwei  oder  mehrere  Kammern  gemeinsam). 
Wäldliar  sollten  mir  Mitglieder  von  Arneiter- 
kanunern  sein. 

Mit  diesem  Entwurf  befasste  sich  ein 
eigener  Arbeitorkammer-Aussehuss;  er  be- 
scliloss,  in  dieser  Angelegenheit  eine  Enquete 
mit  Zuziehung  von  Experten  aus  Arbeiter- 
kreisen zu  veranstalten.  Inzwischen  hatte 
übrigens  eine  Reihe  von  Arbeiterversamm- 
lungen  in  verschiedenen  Teilen  des  Reichs  zum 
Entw  urf  Stellung  genommen ,  <  lerenBeschl  üsse 
mehr  oder  weniger  übereil i stimmend  abge- 

:  fasst  im  Prinzipe  für  die  Errichtung  von 
Arbeiterkammern  lauteten,  je« loch  die  Un- 
zulängliclikeit  des  Geboteuen  scharf  betonten. 

Die  Enquete  fand  in  vier  Sitzungen  am 
23. — 20.  II.  1889  statt;  erschienen  waren 
25  Experten  aus  verschiedenen  Kronländem. 
Vertreten  zeigte  sich  namentlich  der  sozial- 
demokratische und  der  christlich -soziale 
Stamlpunkt.  Die  Mehrheit  der  Exj)erten  war 
der  Errichtung  vou  Arbeiterkammern  nicht 
abgeneigt,  jedoch  unter  der  Voraussetzung 
einer  genügenden  Kom|ietenz  und  Autonomie 
derselben.  Ein  Wortführer  der  Christlich- 
Sozialen  glaubte  jedoch,  man  könnte  auf 
die  Arbeiterkanunern  verzichten,  wenn  den 
GehUfenversamniluiigeii  bezw.  den  Gehilfen- 
ausschüssen der  Genossenschaften  (Innungen) 
melu-  Rechte  eingeräumt  würden.  Die  Sozial- 
demokraten betonten,  wenn  sie  sieh  auch 
für  die  Einräumung  eines  Wahlrechtes  für 
das  Abgeordnetenhaus  aussprächen,  dass  sie 
damit  alter  die  Forderung  des  allgemeinen 
direkten  Wahlrechtes  keineswegs  aufgül>eu. 
Namentlich  wurde  auch  auf  dieser  Seite  eine 
freien1  Gestaltung  des  Vereins-  und  Versamm- 
lungsrechtes gefordert  als  eine  Vorl>edingung 
für  die  Entfaltung  des  öffentlichen  I/4»ensund 
als  ein  Mittel,  einen  gewerkgenossonschaft- 
lichen  Cnterban  für  <lie  AiViterkannuern 
und  eiue  wirksamere  Vertretung  der  Ark'iter- 
interessen  zu  schaffen.  Die  projektierte  Zahl 
der  Arlieitcrkaminern  wunle  vielfach  ids  un- 
genügend, das  geforderte  Alter  für  die  Wald- 
fähigkeit als  zu  hoch  angesetzt  bezeichnet. 
Die  Verknüpfung  des  Wahlrechtes  mit  der 
Mitgliedschaft  bei  einer  Krankenkasse  salien 
inehren>  Experten  als  zu  eng  an,  zum  Teil  aber 
auch  wurde  dies  von  Itekannten  Vertretern 
der  Sozialdemokratie  unter  deu  gegenwärtigen 
Verhältnissen  als  angemessen  befunden; 
Christlich-Soziale  waren  auch  für  eine  Ver- 
bindung mit  »lein  Genossenschaftswesen. 
Die  angeregte  Bildung  von  Berufskategorieen 
fand  auf  sozialdemokratischer  Seite  weniger 
prinzipiellen  Widerspruch  als  den  Einwand, 
dass  dies  —   namentlich   im   Anfang  — 
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schwierig,  wenn  nicht  zu  schwierig  sei:  der 
Experte  aus  dem  Stande  iler  Handlungs- 
gehilfen wollte  die  Errichtung  von  selb- 
ständigen handelsgewerblichen  (iehilfen- 
kamiuern ;  die  Angehörigen  der  christlich- 
sozialen Partei  zeigten  sieh  für  eine  Scheidung 
nach  grossen  Gruppeu  (der  Handwerker. 
Eahriksarlieiter  etc.)  eingenommen.  Da»  all- 
gemeine Listcnskmtinium  fand  wenig  Reifall, 
•  Ii.-  Bildung  von  Waldkörpern  nach  Berufs- 
zweigen oiler  kleineren  Wahlbezirken  wurde 
lievorzugt.  Besondere»  Aufmerksamkeit  war<l 
jenen  Kragen  zu  teil,  welche  das  unttehinderte 
funktionieren  und  die  Unabhängigkeit  der 
Kammern  lH'tn4fen.llieriiergehörigeWünsehe 
waren:  Einführung  geheimer  Wahlen,  Auf- 
nahme der  Bestimmung,  dass  Behörden  etc. 
zur  Beantwortung  der  Kragen  der  Arbeiter- 
kanunern  verpflichtet  wAiden,  genaue  Ab- 
grenzung bezw.  Beschränkung  tler  Befug- 
nisse des  Regierungskouimissärs.  Bezeichnung 
der  Källe,  in  welchen  die  Auflösung  einer 1 
Arbeiterkammer  solle  erfolgen  dürfen.  Weg- 1 
fall  des  Erfordernisses  einer  Bestätigung 
des  Sekretärs  durch  die  Regierung  etc. 
Was  die  Kompetenz  anbelangt,  so  sah  man 
als  wichtig  an,  das*  die  Kammern  in  ent- 
sprechend umfassender  und  gründlicher! 
Weise  Erhebungen  über  die  J,age  des 
ArWiterstandes  pflegen  und  Einfluss  auf 
die  Keststcllung  der  Arbeitsltedingungen 
(diux-h  Vereinbarungen  mit  den  rnternehmern 
etc.)  sowie  die  Durchführung  der  Arlteiter- 
schutzgesetzgebung  (Bestellung  v<m  Arlteiter- ' 
Wiräten  für  die  GewcrU-inspektion ,  Mit- 
wirkung bei  der  Gewährung  von  Ausnahins- 
bewilligungen  etc.)  haben  könnten.  Auch 
die  Befugnis  zur  Bestimmung  eines  Minimal- 
lohnes tauchte  auf.  Keiner  wurde  es  als 
wichtig  bezeichnet,  dass  die  Art*eiterkammern 
miteinander  in  Verkehr  treten  könnten. 

In  den  den  Experten  vorgelegten  Knigen 
war  ein  auf  das  Wahlrecht  für  den  Reichs- 
tag ausdrücklich  beznghabeiider  Punkt  nicht 
enthalten.  Gleichwohl  nahm  man,  abge- 
sehen von  der  schon  erwähnten  Kundgebung 
für  das  allgemeine  Wald  recht,  in  der  Expertise 
Anlass.  die  im  ursprünglichen  Antnig  ent- 
haltene Zahl  von  neun  Veilreteru  als  zu 
gering  und  ilie  Beschränkung  der  Wahlbe- 
fähigung auf  Kammermitglieder  als  un- 
passend zu  bezeichnen.  — - 

Zu  einem  praktischen  Resultate  kam  es 
aber  auch  damals  nicht  und  es  lässt  sich 
nicht  verkennen,  dass  mit  der  Schaffung 
einer  allgemeinen  Wählerkurie  (durch  «las 
Gesetz  vom  14.  VI.  1SW>  R.G.  Bl.  Xr.  1UN) 
die  Krage  der  Arbeiterkammern  und  der  da- 
mit zu  bewirkenden  Vertretung  des  Arbeiter- 
standes im  Parlamente  die  Aktualität  in  poli- 
tischer Hinsicht  eingebüsst  hat.  DieAngelegen- 
heit  ist  ilalier  fi'u-  Oesterreich  gleichwie  für 
andere  linder  nunmehr  unter  dem  Gesichts- 


punkte der  Opjiortunität  der  Scliaffung  einer 
ArU'itervertretung  für  soziale  und  wirt- 
schaftliche Aufgaben  zu  beurteilen:  Kenn- 
zeichen eines  liesondereu  Interesses  der 
arbeitenden  Klassen  an  einer  derartigen 
staatlichen  Organisation  liegen  nicht  vor. 

Lltt«ratnr:  Victor  Adler.  Ihr  Arltriterknm- 
mrm  und  dir  Arlteiter  (Hugtrhrift ),  Wien  l^itd. 
Arbe  i  te  rkam  me  r  n.  Monat*«fhriß  für  rhrut- 
lirhr  Soxialrrf,  XI,  Wien  IS8U.  —  K.  Franken- 
»tetn  ,  Ihr  Arbeitenchuti  ,  Isipiia  }8fHl.  — 
Rudolf  tiraetxer.  Dir  DrganUaiian  >lrr  Ite- 
ruftinlrrr*i>rn,  Herl  in  IMO.  —  F.  Leo ,  Die 
mxiale  h'nuje  und  die  Arbeiterkammern.  Monat*- 
*rhr.  »I)ent*rhr  Worte«.  IX,  Wirn  1889.  —  K. 
Meyer,  Der  Emantipatieauikampf  de*  r irrten 
Standr*.  II.  Kap.  Oesterreich,  Ilrrlin  IXT*'.  — 
Mischter,  Art.  Arbeiterkammern  im  ttetteer. 
StaaUtrörlerlntch,  1.  Md.,  Hirn  ;a'.'«.  Steno- 
graph i  *  r  he  t  Protokoll  der  im  Arbeiter- 
kammerauMchu**e  abgehaltenen  Enuurtr  etc., 
Wim  IXS'J.  Vr  rhu  ndl  u  ny  n  dm  Partei- 
tagen drr  ötterr.  Sozialdemokratie  in 
Iläiufrld  (S.Xiff.),  Wirn  IXX'J.  —  T7l.  Villurd, 
Xotr*  ntr  l'organitation  du  trurail  en  I'raiwe, 
IStri*  1K87.  —  V.  Freiherr  r.  Vogelfang, 
T'rber  Arttriterknmmern.  Monat*srhrifi  für  rhritt- 
lU-hr  Sntialreform,  XI,  Wien  M.s». 

Victor  Mataja. 


Arbeiterkolonieen.) 

I.  Deutsche  A.:  1.  Geschichtliche  Ent- 
wicklung. 2.  Allgemeine  (irundsütze.  uml 
Speiialbestimmungen ;  Aufbringung  der  Mittel. 
3.  l>bernicht  aller  bis  Ende  1897  bestehenden 
A.  4.  Zweigkolonieen ;  Heiinatkolonieeu  etc. 
5.  Erfolge.  6.  SchluHflhetrat-htung.  II.  Aehnliehe 
Bestrebungen  naeh  deutschem  Vorbild  im 
A  n h  1  u  Ilde. 

I.  Deutsche  Arbeiterkolonieen. 

1.  Geschichtliche  Ent Wickelung.  — 

Beivits  im  Jahr  Isly  hatte  man  in  Holland 
zur  Beschäftigung  bezw.  Ansiedelung  arlieit- 
loser  aber  arltcitswilliger  lernte  Arbeiter- 
kolonieeu  eingerichtet,  deren  Erfolge  Ende 
der  8<i  er  Jahre  Pastor  Heldring,  Direktor  Jahn 
u.  a.  veranlassten,  die  Bedeutung  dieser  Ein- 
richtung zur  Einschränkung  der  Wander- 
bettelei' auch  für  Preussen  zu  betonen,  ohne 
dass  diese  Anregung  damals  auf  fruehtl>aivn 
Boden  fiel.  Nachdem  aber  das  Prinzip  °Arl>cit 
statt  Almosen*  in  immer  weiteren  Kreisen  die 
verdiente  Geltung  fand,  gelang  es  Pastor 
v.  Bodelschwingh,  der  das  Elend  der  armen 
Wandelt- r  in  Westfalen  spccioll  kennen  ge- 
lernt, Ende  der  7<>er  Jahre  diesem  Ge- 
danken weitere  Kreise  zu  gewinnen  und 
ihn  praktisch  zu  verwirklichen.  Ks  bildeten 
sieh  auf  v.  Bodelschwinghs  Betreiben  in 


'I  leber  „Nnturnlverpflcgnng^tntioneii 
bezw.  WanderarbeitsMtütten-  siebe  Näheres 
später  unter  dem  Buchstaben  N. 
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einzelnen  pretissischen  Provinzen  Vereine 
zur  Bekämpfung  der  Vagabundenplage,  welche 
sieh  die  Errichtung  von  Arbeiterkolonieen 
und  Verpflegungsstationen  (Wanderarlieits- 
stätten)  zur  Aufgabe  machten,  um  arbeit- 
losen Wanderern  Gelegenheit  zur  Arbeit  zu 
geben,  damit  sie  sieh  so  durch  eigene  Kraft 
•weiter  zu  helfen. 

Solche  Vereine  entstanden  zunächst  in 
den  Provinzeu  "Westfalen,  Hannover,  Schles- 
wig-Holstein.  Brandenburg  mit  Berlin, 
Sachsen  sowie  im  Kgr.  Württemberg.  Die 
Thätigkeit  der  Vereine  erstreckte  sich  bis 
zum  Jahre  1893  nur  auf  die  Fürsorge  für 
männliche  arme  Wanderer  sowohl  durch 
Errichtung  von  Arbeiterkolonieen  wie  durch 
Wanderarboitsstätten.  Seitdem  sich  aber  in 
der  Versammlung  zu  Kassel  am  12.  Januar 
1893  ein  eigener  Central  vorstand  zur  Forde- 
rung derW  anderarbeitsstätten  gebildet 
hatte,  wurde  mit  dem  Jahr  1893  die  Inter- 
essenvertretung dieser  Institution  von  deu 
Arbeiterkolonieen  völlig  abgetrennt :  allerdings 
werden  die  Interessen  beider  sowie  die  der 
Herbergeu  zur  Heimat  gemeinsam  in  der 
Zeitschrift  »Die  Arbeiterkolonler  (jetzt 
»Der  Wanderer«  betitelt)  vertreten. 

Im  Jahr  1896  erweiterte  der  Oentralvor- 
stand  der  Arbeiterkolonieen  seinen  Fürsorge- 
kreis, indem  er  ihn  auch  auf  weibliche 
Arbeitslose  auszudehnen  imd  auch  für  Ar- 
beiterinnenkolouieen  einzutreten  besehloss; 
es  sollten  nunmehr  auch  solchen  Unter- 
nehmungen (Frauenheimen ,  Frauenasylen 
u.  s.  w.)  der  Beitritt  zum  Centralvorstaud 
gestattet  werden. 

Die  erste  deutsche  Arbeiterkolonie  W  i  1  - 
h  e  1  m  s  d  o  r  f  bei  Bielefeld  wurde  von  v.  Bodel- 
schwingh am  22.  März  1882  mit  351  Plätzen 
eröffnet.  Es  folgten  in  den  Jahren  18S3 
und  188-1  je  fünf,  im  Jahr  1KS6  drei,  im 
Jahr  Inns  vier,  im  Jahr  1889  eine,  iu  den 
Jahren  1891  imd  1892  je  zwei,  im  Jahr 
1894.  1SDG  und  1897  je  eine  Kolonie,  so 
dass  Anfang  1898  28  Kolonieen  im  Deutschen 
Reich  bestanden,  davon  18  im  Kgr.  Preussen. 
Ausserdem  war  noch  1880  eine  sogenannte 
Heimatkolonie  bei  I/ixstedt  eröffnet,  die 
Kolonie  Friedrich- Wilhelmsdorf  mit  dem 
Zweck,  tüchtigen  Arbeitern,  die  sich  in  den 
Kolonieen  l»owährt  hätten,  die  Möglichkeit  zu 
geben,  sich  durch  eigene  Arbeit  sesshaft 
machen  zu  können,  d.  h.  Haus  und  Hof  zu 
erwerben:  es  ist  bisher  leider  nur  möglich 
gewesen,  3  Kolonate  (in  12  Jahren)  dort  zu 
errichten:  ein  nennenswerter  Erfolg  konnte 
also  bisher  auf  diesem  Wege  nicht  erzielt 
werden. 

2.  Allgemeine  Grundsätze  und  Spezial- 
bestiiumungen.  Behufs  Entfaltung  ein- 
heitlicher Thätigkeit  und  Feststellung  gleich- 
mäßiger Grundsätze  für  Errichtung  und 
Veiwaltung  der  Kolonieen  und  Verpflegungs- 


stationen.  Ober  Aufnahme  der  Kolonisten  etc. 
nahmen  die  Vorstände  bereits  am  16.  Ok- 
tol>er  1883  in  Hannover  (sogen.  Han- 
noversche Thesen)  und  im  Februar  1891 
folgende  Leitsätze  an:  Die  Kolonieen  sind 
Sache  der  freien,  auf  Barmherzigkeit  ge- 
gründeten Vereinsthätigkeit  Naturalver- 
pflegungsstationen  sind  in  erster  Linie  Sache 
der  kommunalen  Verbände,  denen  jedoch 
die  Unterstützung  der  Vereinsthätigkeit  zu 
gewähren  ist.  Aufnahme  in  die  Kolonieen 
finden  arbeitsfähige,  arbeitslose  Männer 
ohne  Unterschied  des  Standes,  der  Religion 
und  Würdigkeit  (abweichend  hiervon  be- 
stehen z.  Zt.  (1898)  bereits  4  katholische 
Kolonieen  in  Schlesieu.  Rheinprovinz,  West- 
falen und  Bayern).  Auch  entlassene  Ge- 
fangene finden  in  denselben  bereitwillig  Auf- 
nahme. IKr  Ziel  geht  vor  allem  auf  dauernde 
sittliche  Hebung  der  Kolonisten.  Die  Kolonieen 
müssen  eine  sittliche  Grundlage  haben  und 
auf  die  konfessionellen  Verhältnisse  ilirer 
Angehörigen  gewissenhaft  Rücksicht  nelimen. 
Hauptsache  der  Beschäftigung  bleibt  Land- 
hau; Industrie  nur  im  Notfall.  ■ —  Aus 


nur  im  JNottali.  ■ —  aus  den 
gemeinsamen  Einzelbestimmungen 
heben  wir  folgende  hervor:  Allo  Kolonieen 
nehmen  eine  gemeinsame  Hausordnung  an.  Die 
Arbeitavergfltung  muss  niedriger  sein  als  der 
ortsübliche  Tagelohn,  im  Winter  nicht  fil»er 
2">.  im  Sommer  nicht  über  40  Pfg.  Als  Strafe 
besteht  für  die  Kolonisten  der  Regel  nach 
nur  die  Entlassung.  Die.  welche  die  Kolonie 
in  ungeordneter  Weise  verlassen  bezw.  nach 
ordnungsmässiger  Entlassung  durch  schlechte 
Führung  ausserhalb  der  Kolonie  Anstoss  er- 
regen, kommen  in  -Strafliste  A.« 

Hinsichtlich  der  Stellung  der  Kolonieen 
zu  einander  wurde  bestimmt,  dass  jede 
Kolonie  in  erster  Reihe  Wanderer  aus  ihrem 
Bezirk  aufnimmt,  falls  weiter  noch  Platz 
ist,  auch  solche  aus  anderen  Landesteilen. 

Kolonisten,  die  wegen  schlechten  Bo- 
tragens aus  einer  Kolonie  entlassen  bezw. 
entlaufen  sind,  dürfen  nur  mit  Zustimmung 
dieser  wieder  Aufnahme  finden.  Behufs 
Aufbringung  der  nicht  unerheblichen  Geld- 
mittel zur  Erhaltung  der  Kolonien  besehloss 
man,  einmal  freie  Lieliesgaben  zu  erbitten, 
ferner  Beiträge  von  Kreisen,  Städten,  speeioll 
von  den  Provinzialständen,  da  namentlich 
diese  durch  die  Kolonien  eine  beträchtliche 
Abnahme  der  Wanderbettelei  erhoffen 
dürften.  Es  sind  denn  auch  auch  z.  T.  recht 
erhebliche  Beihfllfen  seitens  des  Staates  oder 
von  Gemeinden  den  Kolonien  zugeflossen.  Alt- 
gesehen  von  170  < MX»  M.  aus  dem  kronprinz- 
lichen Jul)clfonds  (18*"))  wurden  u.  a.  der  Kolo- 
nie Karlshof  131 2.">9M.  seitens  der  Provinz  be- 
willigt :  der  Kolonie  Friedrichswille  122000  M.: 
Elkenroth  1000O0  M. ;  Ankenbuk  83800  M.: 
ferner  erhielten  an  grösseren,  meist  unverzins- 
lichen Darlehen  RiciiUng  loj  560  M.;  Meierei 
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244900  M.;  Geilsdorf  131500  M.;  Elken- 
roth 100  000  M.  ii.  s.  w.  Sämtliche  Kolonieen 
haben  ihre  Spitze  im  Centraivorstand,  der 
meist  alljährlich  in  Berlin  zusammenkommt  ; 
Vorsitzender  ist  z.  Zt.  v.  Massow-Potsdam. 
Die  unmittelbare  Verwaltung  dor  einzelnen 
Kolonieen  liegt  einem  Ix>kalkomitee  ob,  in 
dessen  Namen  ein  Hausvater  (Inspektor) 
unter  Assistenz  einiger  Brüder  des  Rauhen 
Hauses  da*  Hauswesen  und  die  Wirtschaft 
der  Kolonie  führt    sowie  für  Aufrechter- 


1  haltung  der  Hausordnung.  Aufnahme  und 
1  Entlassung  der  Kolonisten  sorgt.  Behufs 
Austausch  der  gegenseitigen  Erfahrungen 
sind  in  bestimmten  Zwischenräumen  Kon- 
ferenzen der  Kolonieleiter  eingeführt. 

3.  Uebereicht  aller  bis  Ende  1897  be- 
stehenden A.  Wir  lassen  in  Tabellenform 
eine  üebersicht  aller  bis  Ende  1897  in  Deutsch- 
land bestehenden  Kolonieen  folgen  unter  An- 
gabe des  Eröffnungstermins  und  der  Krequ 
Verhältnisse  bis  1.  Januar  1898: 


Name  der  Kolonie 
(.Staat) 


Belegbare 

Plaue 

1.  I.  98 


Seit  Eröffnung  sind 
aufge- 


bis 

1.  I.  98        1.  I.  98 
Kolonisten : 


1.  Wilhelmsdorf,  Westfalen  I    .    .    .  . 

2.  Kästorf,  Hannover  

3.  RirfcHnic,  Srhleswig-Hoktein     .    .    .  . 

4.  Friedrichswille,  Brandenburg    .    .   .  . 

5.  Pornabof,  Württemberg  I  

6.  Seyda.  Provinz  Sachsen  I  

7.  Panelsberfr.  Oldenburg  

8.  Wunsoha.  Schlesien  I   

9.  Meierei,  Pommern   

10.  Karlshof.  Ostpreusscn  

11.  Berlin  i Stadt  \  mit  Tegel  

12.  Ankenhnk,  Baden  

13.  Nen-l'lri«hstein,  Heasen  

14.  Lilhlerheim,  Rheinprovinz  I  .  .  .  . 
16.  Sehneckengrun,  Königreich  Sachsen 

16.  Elkenroth.  Rheinprovinz,  katholisch  II 

17.  Simonshof,  Bavern  I  

18.  Maria  Veen,  Westfalen  II,  katholisch 
iy.  Alt-Latzig.  Posen  

20.  Macrdebure  (Stadt)  

21.  (ieilwlorf.  rhiiriniren  

22.  Erlach.  Württemberg  II  

23.  Hohenhof,  Schlesien  II,  katholisch    .  . 

24.  Hilmarshof.  Westprcussen  .    .    .  . 

25.  Hamburg  (Stadt)  

26.  Herzogsil|;emuhle.  Bavern  II    ...  . 

27.  l'rft,  Ttheinproviiiz  III  

28.  I.ifske,  Königreich  Sachsen  II  .    .    .  . 

29.  Friedrich  Wilhelmsdorf;  Heimatkolonie 


22.  III.  82 

24.  VI.  83 
10.  X.  83 

13.  XI.  83 
15.  XI.  83 

14.  XII.  83 
8.  II.  84 

14.  VII.  84 

25.  VH.  84 
15.  X.  84 
1.  XII.  84 

26.  II.  85 
l.  VII.  85 

15.  II.  86 

22.  XI.  86 
20.  X.  86 

1.  X.  88 
1  X.  88 

26.  X.  88 

23.  XI.  88 
28.  VII.  89 

1.  IV.  91 

2.  I.  «.»2 
17.  I.  92 
1.  XII.  91 
1.  VIII.  94 
23.  IV.  96 


236 
200 
150 
200 
100 
100 

5° 
1 00 

150 

250 

275 
76 

130 
126 
120 
80 
104 
120 

y 

45 
100 

81 

40 
160 
100 

2; 


8623 
5636 

S8S7 
7028 

4533 
5673 
2563 
3H61 

437" 
6791 

7913 
2667 

33Ö9 
3707 
3541 
1936 
345* 

3735 
1500 

3275 
1726 

1745 
796 

'373 
2270 
816 

__i59_ 


3  253 


98  622 


17.  X.  97 
29.  IX.  86 


100 
37 


97 
705 


8443 
5427 
57o8 
6879 
4453 
55*4 
2527 
3473 
4249 
&594 
7689 
2;8; 

3295 
35*' 
3474 
1871 

3302 
3597 
"4.57 
3192 
1679 
1645 
714 
1274 
204S 

"«5 
■3o 


95615 


*3 
668 


Ausser  «Ion  genannten  29  Kolonieen  sind 
zur  Zeit  (189K)  noch  je  eine  Arbeiterkolonie  in 
Halle  a.  S.  und  in  Hannover  geplant; 
letztere  soll  auch  als  Asyl  für  entlassene 
Strafgefangene  dieueu ;  forner  eine  neue 
Arbeiterkolon ie  für  die  Pfalz,  die  besonders 
auf  die  Bedürfnisse  von  Elsass-Lothringcn  ; 
und  der  Saargegeiid  Rücksicht  nehmen  soll. 1 

Kür  weibliche  Arbeitslose  bestehen 
zur  Zeit  8  Arbeiterinnenkoloni.  en  (Frauon- 
heime.  Asyle  etc.). 

1.  Zufluchtshaiis  Kllierfcld-ltannen.  1NK2  er- 
öffnet. :*>  Plätze;  nimmt  jährlich  etwa 
PHI  Pfleglinge  auf; 

Handworterl.iKli  «1er  StaaU\vissen»«h»tten.  Zweite 


2.  Frauenasyl  Lippspringe,  Wi^stfalen ; 

3.  .,         Gr.-wSulze,  1880  eröffnet : 

4.  .,         Himmelsthür  bei  Hiltlesheim. 

1892  omffnet; 

."».  ..         Horsdorf  l.M-i  Leipzig.  1891  er- 

öffnet, 7«t  Plätze; 

0.  „  Tobiasmühle  bei  Rädel  ierg. 
1894  eröffnet; 

7.  Frauenheim  in  Steglitz  liei 
Berlin.  1893  eröffnet.  30 
Plätze; 

8.  Franonasyl  Köstritz  M  Hera. 
1S90  eröffnet,  10  Plätze. 

Zweck  dieser  Arhoiterinnonkoloui»>>ii  ist 
Auflage.   I.  30 
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ebenfalls,  durch  vrafibergehendeBesehäftigung 
(Waschen,  Hausarbeit  etc.)  und  Arbeitsver- 
dienst den  artaitslosen  Frauen  und  Mädchen 
über  die  Zeit  der  Artaitslosigkeit  fortzu- 
helfen und  sie  wieder  in  geordnete  Arbeit 
zu  bringen. 

4.  Zweigkoloniee^Trinkerasvle,  Hei* 
matkolonieen.  Von  den  Zweigkolonioen 
Karpfenteich ,  Grosstaeron ,  Nen-Kamorun, 
Provinz  Brandenburg,  bei  denen  das  er- 
ziehliche Moment  nicht  so  wie  bei  den 
Arbeiterkolonieen  in  den  Vordergrund  trat, 
ging  Karpfenteich  l>eroits  1888,  Nou-Kamerun 
1887  und  Grossl»eeren  1894  ein;  in  Gross- 
beeren befanden  sich  1891  93  noch  206 
Kolonisten,  von  denen  43,9%  wiederholt 
Aufnahme  gefunden  hatten.  Mit  den  Ar- 
beiterkolonieen Hackling ,  Wilhelmsdorf  und 
Kästorf  sind  Trinkerasyle  verbunden, 
um  dem  Trunk  verfallene  Arbeiter  von  dein 
Trunk  zu  entwöhnen  und  sie  regelrechter 
Artait  wieder  zuzuführen ;  ein  neues  Trinker- 
asyl Eisenhof  liei  Pollnow  wurde  am  1.  Mai 
1898  für  Pommern  eröffnet  (Pensionspreis 
jährlich  3<M>  Mk.,  während  in  den  andern 
Trinkasylen  event.  die  Aufnahme  von  Ar- 
beitern etc.  unentgeltlich  stattfindet. 

Die  einzige  bisher  bestehende  Heimat- 
kolo  n  i  e  Friedrich  Wilhelmsdorf  (Kr.  Geoste- 
mflnde),  eine  Schöpfung  des  Pastor  Crone-i 
moyer,  sucht  iluvr  sozialen  Aufgabe,  zur  Milde- 1 
rung  derNot  Artaitsloser  möglicherweise  durch 
Ansiedelung  derselben  beizutragen,  nach 
Möglichkeit  gerecht  zu  werden,  doch  ge- 
nügten die  vorhandenen  Plätze  fast  nie  der 
Nachfrage ;  infolge  der  geringen  verfügbaren 
Mittel  konnten  bisher  erst  3  Kolouen  mit 
Haus-  und  Landtasitz  angesiedelt  werden. 
Wenn  die  Ansiedelungen  auch  langsamer 
vorwärts  gehen,  als  man  gehofft  hatte,  so  ist 
doch  zu  tarücksichtigen,  dass  der  bei  jeder 
Kolonatserrichtuiig  erforderliche  Neubau 
eines  Hauses  erhebliche  Extraausgaben  or- 
fordert,  die  nur  ausnahmsweise  zur  Ver- 
fügung stehen.  Zur  Kolonie  gehörton  lMf>  ha 
Land,  von  dem  bisher  72  ha  kultiviert  waren  ; 
der  jäluliche  Zuschuss  für  diese  Kolonie  ist 
allmäldich  Iiis  auf  l'MMl  M.  herabgegangen. 

6.  Erfolge  der  Kolonieen  a)  in  sitt- 
licher Hinsieht;  b)  durch  Pnter- 
bringung  in  Arbeit:  c)  durch  Ver- 
besserung von  Grund  und  Hoden.  — 
a)  Die  Erfolge  der  Kolonieen  in  sittlicher 
und  religiöser  Beziehung,  die  Bestrebungen, 
die  Kolonisten  sittlich  zu  heben,  ihnen 
moralischen  Halt  zu  gelten,  lassen  sich  nicht 
ziffennässig  erfassen ,  nur  in  vereinzelten 
Fällen  gehen  über  das  weitere  Leben  der 
Kolonisten  nach  ihrem  Scheiden  aus  der  Ko- 
lonie Nachrichten  ein.  Indirekt  lässt  sieh  aus 
der  häufigen  Wiederkehr  derselben  Personen  in 
die  Kolonieen  schliessen,  dass  jene  nicht  ernst- 
lich gesucht  halten,  dauernde  Arbeit  zu  finden. 


Wie  erheblich  die  Zahl  der  häufig  Wieder- 
kehrenden ist,  lehrt  die  folgende  bebereicht, 
die  das  Ergebnis  unserer  seit  1882  bis  1893  fort- 
gesetzten Individualatatistik  enthalt;  um  zu 
den  nachstehenden  Resultaten  zu  gelangen, 
war  die  fortgesetzte  alphabetische  Leguug 
und  Vergleichung  bezw.  Ergänzung  aller 
61119  Zählkarten  sowohl  für  jede  Kolonie 
für  sich  wie  aller  Kolonieen  unter  einander 
erforderlich.  Leider  hat  diese  im  wold- 
verstandenen Interesse  der  Kolonieen  hegende 
Arbeit  seit.  1894  aufgehört. 


Name 
der 
Kolonie 


Wilhelmsdorf  .  . 
Hackling  .... 
Kftstorf  .... 
Friedrichswille  .  . 

Seyda  

Dornahof  .... 
PaneUberg  .  .  . 
Karnhof  .... 
Meierei  .... 
Wiuischa  .... 
Ankenlink  .... 
Xen-Ulrichstein 
Merlin  mit  Tegel  . 
biihlerhcim  .  .  . 
Schneckengrtln  .  . 
SiinotiHhof  .  .  . 
Maria  Veen  .  .  . 
Magdeburg  .  .  . 
Alt-Latzig  .  .  . 
UeiMorf  .... 

Erlach  

Friedr.  Wilhelmsdorf 


Wiederholte  Aufnahmen 
(Prozent  des  Zuganges) 


1887189  1889  91 


1891  93 


42,6 

39,4 

55-9 

46,7 

3»,5 
42,0 

32,3 
44.2 
40,9 
31,8 
42,3 
32,4 
27.0 

34,o 
35,° 

25,2 

54.8 
25,9 
25,0 


5°.« 
50,6 

53.8 
54,8 
47,3 
53,1 
40,4 
52,4 
54,7 
39,i 
4M 
41,6 

33, » 
48,6 

43,2 
35,4 
53,7 
32,3 
42,6 

48,8 
39,8 


52,9 

55,3 

56,9 
60,8 

48,8 

49,4 
36,2 

55,1 
57,4 
4M 
47,2 
43,o 
40,4 
55.5 
45,8 
41,7 
56,4 
4l,o 
58,4 
52,t 
43,5 
49,5 


b)  Eine  Hauptaufgabe  der  Kolonieen  bildet 
die  Unterbringung  der  Kolonisten  in  eine 
ihren  Kräften  und  Kenntnissen  angemessene 
dauernde  Arbeit,  wodurch  eben  auch  ein 
häufiges  Aufsuchen  der  Kolonieen  vermieden 
wird.  Leider  gelingt  es  immer  weniger,  dies 
Ziel  zu  erreichen,  wie  die  folgenden  Über- 
sichten beweisen,  die  angetan,  wie  viel  von 
den  abgehenden  Kolonisten  1)  Arbeit  er- 
hielten, 2)  wieder  auf  die  Wundcrseliaft 
(--Walze:)  gingen;  die  erste  Uebersicht  ent- 
halt Angatan  in  positiven,  die  zweite  in 
relativen  Zahlen  (Prozent  aller  Entlassenen). 

Von  den  entlassenen  Kolonisten 


in  den 
.lahren 

Zahl  der 
Kolonien 

erhielten 
Arbeit 

Kimrcn  auf 

Wunsch 
\\  .<  ml.  r>.  Iiafv 

1885—86 

\l 

»39« 

2755 

1886-87 

1470 

3427 

1887-89 

20 

2465 

7153 

1889-91 

21 

2623 

8564 

1891-93 

26 

265 1 

10715 
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Relative  Zahlen 
'rozent  aller  Entlassenen): 


1885-86 

»5 

87,4 

1886-87 

16 

24.7 

1887-89 

20 

20,8 

1889-91 

21 

«9-7 

im— 9S 

26 

»6,5 

57,8 
60,4 

64,5 
67,1 


Leider  ist  die  C  n  t  e r b r i  11  g u  11  g  in 
Ar  be  i  t  also  von  Jahr  zu  Jahr  stetig  von  27,4 
bis  auf  lü,.r>°o  herabgegangen,  umge- 
kehrt  stieg  die  Zahl  der  wieder  auf  Wander- 
schaft Gehenden  von  54,1  bis  auf  07,1  °'o; 
sichere  Ermittelungen  für  die  Folgezeit 
liegen  bedauerlicherweise  nicht   melir  vor. 

Nachdem,  wie  gezeigt,  nur  noch  lG°,o 
der  Entlassenen  Arljeit  fanden,  wunle  es  für 
die  Kolonievorstände  immer  dringendere 
Pflicht,  auf  Abhilfe  zu  sinnen,  um  einer 
grosseren  Zahl  Arbeit  zu  verschaffen:  man 
besclüoss  daher  im  Jahn-  1893  94:  Vm  da«» 
wirtschaftliehe  Hauptziel  der  Kolonieen.  die 
spätere  Wiedereinführung  ihrer  Zöglinge  in 
geeignete,  feste  Arbeitsstellen  möglichst 
vollkommen  und  sieher  zu  erreichen,  ist 


Nachhaft  der  Landespolizoibehönle  über- 
wiesener Korrektionäre  3b'l  Str.G.B.)  be- 
reit zu  stellen,  um  diese  bei  guter  Führung 
in  den  Kolonieen  dadurch  von  der  Korrek- 
tionshaft zu  befreien. 

Die  badische  und  bayrische  Regie- 
rung erklarten  sich  bereit,  dieser  Anregung 
Folge  ku  geben,  während  der  Kolonie- 
vorstand  Kästorf  eine  ablehnende  Stellung 
einnahm,  weil  dadurch  der  ganze  Charakter 
der  Kolonieen  verändert  würde,  wenn  zu 
den  freiwillig  die  Kolonieen  und  damit  Arbeit 
Aufsuchenden,  welche  früher  die  I^and- 
strassen  bevölkerten  uud  die  durch  sittlich 
strenge  Zucht  zu  einem  geordneten  Leben 
wieder  zurückkehren  wollten,  Personen  in- 
folge eines  Zwanges  kämen. 

Für  das  Grossherzogtum  Baden  und 
im  Einvernehmen  mit  der  Kolonie  An- 
kenbuk  wurde  vereinbart,  dass  Personen 
über  18  Jahre,  deren  Ueberweisung  an  die 
Landespolizei  zum  erstenmal  erfolgt  und 
bei  denen  besondere  Cmstände  für  mildere 
Behandlung  sprechen,  der  Eintritt  in  die 
Kolonie  unter  der  Zusage  freigestellt  werde, 
dass  bei  dreimonatlicher  tadelloser  Führung 
von  der  Einweisung  in  ein  Arbeitshaus  ab- 

Seit  1894  fanden 
nur  zwei  Korrektionäre  Aufnahme;  von  den 
beiden bavrisehenKolonieen  ist Simons- 


neben  einer  Beschäftigung  oder  Anlernung  der  , 

Kolonisten  von  angemessener  Art  und  Dauer :  gesehen  wenlen  solle 
namentlich  der  weiten*  Ausbau  der  Einrich- 
tungen für  Arbeitsvermittlung  l>ei  diesen  An- 
stalten  erwünscht ;  es  gehören  lüerher  l*eson-  i  hof.  obgleich  das  Staatsministerium  durch 
ders  die  Pflege  persönlicher  Beziehungen  zu  Erschliessung  vom  25.  Juli  1895  ein  ahn- 
den Ailteitgebern  des  Bezirks,  Benutzung  liches  Vorgehen  genehmigt  hat,  bisher  von 


der  Zeitungsanzeigen,  Veröffentlichung  der 
Monatsausweise  mit  Berufsangabe  der  Kolo- 
nisten, endlich  Verbindung  mit  anderen 
Arbeitsnachweise^tellen    und  gewerblichen 

Körperschaften. 

So  lange  übrigens  in  weiten  Kreisen, 
zum  Teil  ungera-htfertigt,  Bedenken  gegen  die 
Annahme  von  Kolonisten  bestehen,  weil 
z.  B.  viele  von  ihnen  mit  dem  Strafgesetz 
in  Konflikt  gekommen  bezw.  nur  zu  ein- 
facheren Arbeiten  verwendliar  sind,  werden 
alle  Bemühungen  der  Vorstände  nicht  den 
nötigen  Erfolg  haben ;  es  muss  alter  als 
Pflicht  der  menschlichen  Gesellschaft  be- 
zeichnet werden,  diesen  Personen,  sofern 
sie  arbeitswillig  sind,  die  Möglichkeit  zu 
bieten,  sich  wieder  emporzuarbeiten  und  in 
geordnete  Arbeitsverhältnisse  zu  kommen. 
Einen  Versuch  sollte  zum  mindesten  jeder 
Arbeitgeber  machen  und  so  sein  Scherflein 
zur  Besserung  der  Lage  armer  Wanderer 
beitragen. 

Da,  wie  durch  unsere  fortgesetzte  Sta- 
tistik feststeht,  mindestens  3 1  der  Kolo- 
nisten bestrafte,  zum  Teil  häufig  bestrafte 


keinem  bedingt  \  orurteilten  aufgesucht  wor- 
den: Kolonie  Uerzogsägem  üble  dagegen 
von  dreien  :  zwei  waren  junge  Leute,  von  (Ionen 
«.'iner  71,  der  andere  31  Tagt!  blieben;  dann 
inussten  sie  entlassen  werden,  weil  sie  keine 
Freude  an  lvgelrechter  Arbeit  fanden;  nur  einer 
hielt  1<H>  Tage  aus  und  trat  dann  in  Arbeit 
Nennenswerte  Erfolge  sind  also  durch  diese 
Massnahme  bisher  nicht  erzielt;  «las  l»ay- 
rischn  Ministerium  wird  seine  diesbezüg- 
liche weiten?  Entschliessung  von  einem 
demnächst  zu  erstattenden  Bericht  über  den 
Vollzug  dieser  Anonlnung  abhängig  machen. 

r)  Die  wirtschaftlichen  Erfolge 
der  Kolonieen  —  von  29  treilien  nur  Berlin, 
Magdeburg,  Hamburg  nicht  in  erster  Reihe 
Landwirtschaft  —  treten  in  den  höheren 
Erträgen,  in  der  Kidtivierung  der  Oedlände- 
n>ien,  in  der  Werterhöhung  von  Grund  und 
Boden,  in  Aidegung  von  Strassen  und 
Wegen  u.  s.  w.  klar  und  vielfach  ziffer- 
mässig  zu  Tage.  (Siehe  Wsonders:  Porthold, 
Die  deutschon  Arl>oiterkolonieen  18S2  95, 
VII.  Folge,  S.  17— m.\  In  richtiger  Er- 
kenntnis, dass  für  die  den  vei-schiedensten 


Personen    sind ;     da    auch    verschiedene  Berufsklassen  angehörenden  Kolonisten,  die 


sogen.  Gefängnisvemno  entlassene  Gefan- 
gene den  Kolonieen  zuzuweisen  suchen,  be- 
scldoss  der  Centralvorstand  1894,  die  Kolo- 
nieen auch  für  die  Aufnahme  erstmalig  zur 


zum  Teil  ültcrhaupt  nichts  ordentlich  gelernt 
haben,  nur  eine  solche  Arbeit  geeignet  sei,  die 
jeder  ohne  besondere  Vorkenntnisse  aus- 
führen könne,  stellte  man  bereits  1883  den 

30* 
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Grundsatz  auf.  dass  in  erster  Li nie  von  den 
Kolonisten  Land  bau  zu  treiben  sei,  Indu- 
strie nur  im  Notfall.  Die  Arbeiten  der  Ko- 
lonisten bestanden  denn  auch  z.  B.  in  Wil- 
helmsdorf in  der  Bearbeitung  des  Senne- 
bodens durch  Entfernung  des  mehrere  Fuss 
unter  der  Ol>erf  lache  liegenden  Orthsteins,  wo- 
durch dort  2(Ki  Morgen  kidtiviert  worden  sind; 
ferner  wurden  weite  Landstrecken  aufge- 
forstet, tief  liegende  Landereien,  die  ver- 
sumpft waren,  entwässert  und  so  hunderte 
Hektar  neu  in  Kultur  gelegt. 

Andere  Kolonieen,  z.  B.  Soyda  und  Meierei, 
treiben  neben  ausgedehnter  Korbweiden- 
zucht umfangreiche  Moordammkulturen ; 
Dauclsberg  Obstbau.  In  der  Ausbildung 
der  Wanderer  zu  tüchtigen,  landwirtschaft- 
lichen Arbeitern  liegt  in  der  That  eine  be- 
deutsame Aufgabe  der  Kolonieen.  Die  Ar- 
beiterkolonieen  werden  nach  dem  rationellen 
Standpunkt  der  heutigen  I  .and Wirtschaft  be- 
trieben; die  dabei  gemachten  Erfahrungen 
bleiben  Gemeingut  aller;  die  ausgeführten, 
umfangreichen  Meliorationen  bewirken  durch 
ihre  Erfolge,  dass  auch  die  Umgebung  sieh 
dafür  interessiert  und  selbst  Nutzen  daraus 
zieht,  Ueborhaupt  umfasstc  der  Landbesitz 
von  22  Kolonieen  Ende  1897  3200  ha. 

6.  Schlussbetrachtung.  Für  die  ge- 
deihliche Weiterentwickelung  des  Kolonie- 
wesens und  ziu-  thunlichsten  Erreichung 
ihrer  humanen  Zwecke  erscheinen  für  alle 
Kolonieen  einheitliche  Aufnahmebedingungen 
erforderlich,  namentlich  sind  an  die  wieder- 
holten Aufnahmen,  um  »Kolonie  b  u  m  m  1  e  r« 
fern  zu  halten,  erschwerende  Bedingungen 
zu  knüpfen.  Nachdem  die  KolonievorsUlnde 
die  häufige  Wiederkehr  derselben  Kolonisten 
als  UeMstand  erkannt  hatten,  einigten  sie 
sich  1896  dahin:  1)  dass  eine  Wiederauf- 
nahme thuulichst  nur  in  derselben  Kolonie, 
in  der  der  Kolonist  schon  früher  war,  er- 
folgen sollte  oder  in  der  Kolonie  seiner 
Heimat  ;  2)  nur  unter  der  Bedingung,  dass 
sich  der  Betreffende  zu  längerem  Bleiben 
verpflichte;  3)  l/)hn  (Ueberverdienst)  nur 
nach  verlängerter  Wartezeit  gegeben  würde, 
z.  B.  beim  ersten  Eintritt  nach  achttägiger 
Arbeit  für  Wohnung  und  Kost,  beim  zweiten 
Eintritt  nach  14  Tagen:  beim  dritten  Ein- 
tritt nach  3  Wochen  u.  s.  w.  Tor  allem 
sollte  darauf  gehalten  werden,  dass  die  Ko- 
lonie ihren  Charakter  als  Durchgangs-! 
statiouen  für  die  Wiedergewinnung  einer: 
geregelten  Arbeit  sich  wahren,  damit  sie  j 
nicht  Anstalten  zu  dauernder  Versorgung  | 
werden.  Die  Aufnahme  alter,  fast  arlwüts- 
unfähiger  Leute  sowie  Kranker  sollten  aus- 
geschlossen sein :  für  diese  sollten  andere 
geeignete  Anstalten  in  erforderlichem  Um- 
fange hergestellt  werden.  Wenn  einige 
Kolonisten  bis  3000  bezw.  3300  Tage  als 
Oesamtaufentlialtszeit  in  den  Kolonieen  er- 


reichten, kann  von  vorübergehendem  Auf- 
enthalt wohl  kaum  noch  die  Kede  sein. 

Auch  ein  einmaliger  Aufenthalt,  der  ül>er 
3 '».lahre  dauert,  kann  nicht  als  vorübergehend 
bezeichnet  werden;  wir  finden  alwr.  dass 
z.  B.  1891  93  über  ">°  o  in  diesem  Sinne  zu 
lang  ein  den  Kolonieen  sich  auf  hieltcn,wäluvnd 
umgekehrt  fllK>r  15°/o  nur  15 — 16  Tage,  d.  h. 
zu  kurze  Zeit  verweilten;  hätten  letztere 
Arbeit  gefunden,  wäre  der  Austritt  gerecht- 
fertigt: es  erhielteu  aber  von  allen  15991 
überhaupt  1891  93  Entlassenen  nur  16,5°''e 
(2651)  Arbeit;  jene  15°  o  gingen  fast  aus- 
schliesslich wieder  auf  die  Wanderschaft. 
Wenn  somit  dem  Koloniewesen  sicher 
anch  manche  rnvollkommenheiten  anhaften, 
die  zu  beseitigen  sein  werden,  so  ist  doch  mit 
dieser  Institution  ein  gangbarer  Weg  ge- 
wiesen, auf  dem  der  Wanderbettelei  einiger- 
massen  entgegengetreten  werden  kann,  denn 
dieselbe  ganz  zu  beseitigen,  durfte  überhaupt 
nicht  gelingen. 

II.  Aehnliche  Bestrebungen  im 
Auslände. 

Oesterreich.  Für  das  Kronland  Mähreu 
hatte  der  Ijandesausschuss  (1895)  beantragt, 
behufs  Errichtung  zweier  Arbcitorkolonieen 
für  Männer  mit  zunächst  je  50  Plätzen  und 
mit  einer  Anlage,  welche  die  Erweiterung 
bis  auf  je  150  Plätze  gestattet,  eine  ein- 
malige Beihilfe  von  je  20000  Gulden  zum 
Betriebe  ans  Landesfonds  zu  bewilligen. 
Der  Autrag  ward  mit  Rücksicht  auf  die 
derzeitige  Finanzlage  abgelehnt,  aber  l»e- 
schlossen  für  den  Fall,  dass  sich  Vereine 
zum  Zweck  der  Errichtung  von  Arheiter- 
kolonieen  in  Mähren  bilden,  mit  diesen  hin- 
sichtlich ihrer  Unterstützung  Verhandlungen 
zu  pflegen  und  hierüber  seiner  Zeit  dem 
Landtage  geeignete  Anträge  zu  stellen. 

Frankreich.  Ende  1891  ernannte  der 
Stadtrat  von  Paris  eine  Kommission,  um  die 
in  Deutschland  getroffenen  Massnahmen 
gegen  die  Wanderbettelei  kennen  zu  lernen. 
Die  Ergebnisse  der  Reise  fasste  der  Bericht- 
erstatter J.  Berry  zusammen  in  einem 
•-»Rapport  au  nom  de  la  commission  d 'Organi- 
sation de  la  colonie  de  la  Chalmelle  sur 
rassistence  donnee  en  Allemagne  aux  ouvriers 
san.s  travaü.  Auberges  hospitaliores  —  Sta- 
tions  pour  ouvriers  sans  travail,  en  vovage  — 
Cnlonies  onvrieres.  Consei)  municipal  de 
Paris  1892 o  (74  Seiten).  Er  empfahl,  obgleich 
Paris  bereits  eine  landwirtschaftliche  Kolonie 
für  Arme  im  Departement  Marne  besass, 
weiter»?  Kolonieen  zunächst  in  Li  Chalmelle 
bei  Paris.  —  Siehe  ferner:  Jacot,  Tassistance 
par  Je  travail  1897.  Montauban.  J.  Grauce 
(Arbeiterkolonieen  8.  100  ff.). 

Russland.  In  Russland  hat  sich  im 
September  1895  ein  Kuratorium  für  Arbeit- 
samkeitshäuser und  Arbeitsstätten  gebildet, 


Digitized  by  Google 


Ar1«eiterkoloni«en 


46<J 


derenProtektorat  der  damals  regiorcmle  Kaiser  üut  nebst  Gebäude  wurde  für  32500  Fr. 
Alexander  übernommen  hat.  Aus  dem  Statut  angekauft:  Ende  1801  hatte  das  Gut  153372 


des  Hauses  der  Arl«eitsamkeit  in  Kronstadt  j  Franc 
(Dein.  Trudoluhia)  heben  wir  folgende  Leit- 
sätze hervor:  dem  Xiehtsthun  und  dem 
Bettel  soll  durch  Angebot  lohnender  Arbeit, 
Errichtung  von  Niehtasyleu  und  billigen 
Wohnungen  und  Ergreifung  religiös  morali- 
scher Massregeln  gesteuert  werden.  Zur 
Zeit  bestellen  etwa  40  Häuser  der  Arbeits- 
liebe in  Kussland.  In  Mitau  wunle  l8'J3 
die  erste  Arbeiterkolonie  mit  Feldarbeit  ge- 
gründet. Baron  v.  Buxhövden.  Staatsrat  in 
Petersburg,  empfiehlt  mindestens  noch  1<X> 
Anstalten .  um  die  Ideen  der  Arlieitsliebe 
und  der  Hilfe  durch  Arbeitsgewälirung  im 
eun>i«l!seheu  Kussland  zu  1**festigen:  man 
solle  dazu  auch  die  vielen  unbekiuten  linder- 
st n*»'ken  Kusslamls  l>enutzen,  wie  es  die 
Arbciteikolonieen  in  Deutse.hland.  Holland  etc. 
thun. 


Wert.  I 


in 


Jal 


uuv 


1S01  fanden  ea. 
100  Kolonisten  Aufnahme.  IVt  im  März  1805 
in  Zürich  gebildet«*  Verein  für  eine  neue 
schweizerisch«'  Arbeitorkolonie  kaufte  als 
Kolonie  für  «lie  Ostseh  weiz  «las  Schlossgut 
Henleru  im  Thurguu  für  "JtnnK>» i  Fr.:  er- 
öffnet wunle  die  Kolonie  im  November  18!»6 
und  ist  für  100  Kolonisten  l«ereohnet. 


Holland.     Der  End«*    1892  gebildete 
Verein  zur  christlichen  Pflege  von  Bettlern 
uiul  I^andst  reichern  (Verocnigung  tot  Christe- 
lijke  verpfleging  van  Bedelaars  en  Land- 
lojters)  hat  am  15.  Oktol»er  1894  seine  erste; 
Kolonie    Het  Hoogeland<:  bei  Apeldnorn  mit  | 
50   Kolonisten   en'iffnet :   es  soll   versucht  i 
werden,  in  jeder  Provinz  ein«*  Arbeitorkolonie 
zu  errichten. 

Belgien.  Aehidichc  Einrichtungen  wie 
«lie «leutselienArW'iterkolonieen  Iwstohen  auch 
in  Belgien,  cfr.  den  Bericht  des  Legations- 
rats «1c  WV-lle  »Kapport  sur  les  i-olonios 
ouvrieres  en  Allemugne-,  Bruxelles  1894 
Kapports  «les  secivtaires  de  legation  <!<> 
lelgifjuej.  Es  hesteht  unter  dem  Protektorat 
der  honigin  und  «ler  Gräfin  von  Flandern 
ein  Komitee  zur  Gründung  neuer  Arbeitor- 
kolonieen  in  «lor  Oampine. 

England.    Lebhaftes  Interesse  bringt 
man  in  England  den  deutschen  Einrichtungen  ' 
entgegen ,   siehe   u.  a.   in   dem    Blaubuch 1 
(Blui-book)  von  1  Mf^8 :  <KejM>rts  outhoEJber-. 
fel«l  |'oor  law  sy stein  and  German  workmen's 
coloni«.'s-  :   ferner   .>the  Carity  Organisation 
Review  .  Dezember  1*01,  I»n«lon.  Dr.  Bert- 
hold: >f'haracter  and   development   of  the 
German  labour  eolouies  18.V2.8y». 

Dänemark.  Seit  20. Januar  ls94  I«  steht 
in  Kopenhagen  ein  nach  dem  Must.  r  d.-r 
deutschen  städtischen  Arbeiterkolonioeri  ein- 
gerichtet«^ Arbeilerheim  für  arU-itsloscallein- 
stehemle  Männer,  zur  Zeit  für  100  Personen 
eingerichtet.  Die  Anlag«.-  ländlicher  Koloni.en 
wird  beabsichtigt. 

Sehw.'iz.  Nach  «l«  m  Muster  Wilhelms- 
dorfs wunle  das  erste  schweizerische  Arlwiter- 
heim  Tannenhof  im  Kant<ni  B«'rn  1880  er- 
richtet, für  30  Kolonisten  berechnet.  Das 


Litteratur:  /•  Zeitschrift:  Der  Wunderer  (früher 
die  Arbeittrkoloniri,  hrsij.  r«m  deutschen  Jlerlienjs- 
rrrein^liihrij.  I — 14.  Seit  /,v,v.'  Verl»»  des  deulsehen 
Jlirberijsrerrin*,  Itrthel  bei  Hielefeld.  ]>ie  Zeit- 
srhrifi  behandelt  in  ihren  einzelneu  Teilt H  litt 
Jlrrberijrn  zur  Jlriimil  ,  die  Xaturalrrr- 
pßrijuuusstatioio-ii,  Arbeit'  rkolonirrn.  ■  .'.  Dr. 
Berthold,  lieitniije  zur  Statistik  der  Arltitrr- 
kfl<mir.rn  im  l^utsrh'n  H'irh.  Drucksache  11, 
7. Weimarer  Komjress  des  deutschen  l'er- 
ein*  für  Arinenpßeije,  Leipziif,  Dunrkrr  und 
Jlumblot.  —  Derselbe,  Sinti*/ il;  der  Arbeiter- 
kiduii #*■•' Ii  uiiil  ihre  weiteren  r.rfjebnisse.  Drurk- 
sarhr  i  ilm  Arnienpßi  ijerkonijrrsses  in  Itremeil 
las.',,  Lriptiij,  Dunrkrr  und  Jlmnldol.  —  Der- 
Mibe,  Die  l.'utirirkehimj  du-  deutschen  Arliritrr- 
bdonieen  iss:,  Ml,  Isipxuj  IS.S,\  Dunrkrr  und 
Jlmiddol.  —  Derselbe,  />ie  W> -Herrn! in ekeln, i.j 
der  drutsihrn  Arbeiterkidouieen  ISS'i  S7,  ll'rhn 
issn,  M.  Prilirr.  —  Derselbe.  Statistik  der 
deutsrhrn  Arbrilrrkidoniern  lJtfi7  Itrrlin  lS'Jl, 
M.  J'rilicr.  —  lteruetbe,  l>ie  dentm-hrn  Arbeiter- 
kolonieeii  lSS'.t  'il,  17.  F'dije,  Jlerlin  IMS,  M. 
Prilirr.  —  Derart be,  Die  dmUrhen  AHteiter- 
kolonieeil,  ihre  lüittteltiimf  und  KiltivirkrlitWJ 
/».'.••'.'.  %>rl»t  Indi.idntiUtotithk  für  lS'JlUt, 
VI  f.  Fol.jr,  Perlin  ISu?,  V.  Priber.  —  Derne!  be. 


Artikel   Die  Arbeitrrkfloni'rn 
de 


Siiftjil.  Band 


Zimt     lltiitdirörtrrlnirli    der  St<iat*iri**etiiirh(iJ~len 

lau.;,  Ii.  H*rher,  .Im».  ■    r.  JtodelaehuHngh, 
H*«V   kitim  für  die    Wniiderltriiilkeriniij  unterer 
<_/  r  o  m  f  »  t  (i  (/ 1  e  »etoriil  irrrdrti  f  Iiirief rld  l.sa'.K 
Prot ,,  koll  e  drr<  < ntii<lior*taiidsiiHzitnii' nlStiS 
Zu    bivelien    rom    Vorsitzenden,    1.  Zt.  PoUdam. 

—  Cronemeyer ,   Eine  Zußurht  der  L'b  udrn, 

Ultimi -htteen  ISU.1. —  II'.  I*aul.  I'iisere  Heimat- 
losen und  ihre  Ifletf'tättrn  lSUJ,  lliittiuijrn 
(Hahr). —  Dr.  Iterthold,  Chnnieter  und  dert- 
t (ui turnt  of  tlir  (iermun  btbour  ndanies  latii  S'J. 
Clmrity  orijuiiimttiou  J'eiietr,  Jtrrrmbcr  1HU1, 
l.ond,,,,,  —  *Jacot,  L'umittnnee  pur  le  trarail 
istK,  Mimtoubiin.  —  ./.  Oranc*  (S.  im.) ff.  br- 

Intndrln  die  d'iitsrbrn  Arbeitrrkolouieen).  -  Ch. 
de  Qtie'ken,  l.'ussistonre  pratujue  dünner  rtl 
Allenimjiie  nur  »nrriirn  raun  truntil  doli*  U» 
oubirues,  Irs  ntntioiiK  >t  Un  rolonirs  onerieret, 
Uriixellrf  IS  1:1.  —  M.  de  Welle,  llnji/no-ts  sur 
Iis  rolonirs  »urrirrts  en  Allrnmijne,  Itru.re.llen 
is'ij.  —  Prof.  F.  Peabody ,  The  t.'erwin 
Itibour  rolonirs  in:  Ihr  h'oruiii,  tehruiir  lS'Ji, 
Srn-York.  -  Prof.  J.  Muror.  Herum n  loln'i- 
eoloniis  und  the  uiirrnjibo/ed  in:  TheJouruiU 
of  Politii'il  Kionomii  ,  .  .7.  /,  J>,rrwl>er 
isy.i.  ( hiemio.  -  Earl  of  Menth.  J.ole.nr 
rolonii*  in  Hei  tnunij :  The  Xituti  enlh  Century, 
Mouthli/  rerieiv  ,  Jiinwir  IM'I ,  London  IS'.'I, 
//.  Triibnrr.  —  The  t iermun  tutioitr  ndonies,  S. 
?•»:'•    -.('?    in:    JUport    (./<   io/eniies   oii  mtthmln 
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for  Pf uling  irilh  Ihr  l'ncmjilnyed ,  Ij»nd<;i  IHM.  1 
Ijabtmr    Deport.     Board   »/   Trade.  .ViVAr 
ferner    die    Littrmtumngtihe    in    Brrlhnld.  Die 
drvUchru    ArltrilrrL:>l..nirrn.     VII.    Folge  M7, 
Ä.  M—Ur>.      Brrti,,,  .V.  I'rieber. 

Berthold. 


Arbeiterschutzgesetzgebung. 


I.  Einleitung.  II.  Die  A.  in  den  einzelnen 
Staaten  (S.  471).    III.  KUrkbhYk  i«.  60»). 

L 

Einleitung. 

lu  «lein  Artikel  filier  «lie  »Arlieit*  ist 
darauf  hingewiesen,  «lass  die  Arlteit  als  not- 
wendigi^  Berufstliätigkeit  der  meisten 
Menschen  auch  den  Hauptinhalt  ihres  Ijobens 
bilde,  woraus  weiter  folge,  das»  fflr  «lie  Ent- 
scheidung der  Fragen  der  volkswirtschaftlich 
rationellen  Arbeitszeit,  der  Arbeitsart  und 
der  persönlichen  Stellung  de»  Arlieiters  nicht 
bloss  das  Prinzip  der  möglichst  hohen  und 
steten  Steigerung  der  Arlioitsprmliiktion 
durch  möglichste  Anspanmuig  und  Aus-! 
nutzung  der  Arlieitskräfte  massgeliend  sein  \ 
dürfe,  sondern  dass  vor  allem  mit  zu  be- 
rflcksichtigen  sei,  wie  weit  «lie  Arbeit  sich 
sich  zu  einer  menschenwürdigen  gestalte, 
wie  weit  bei  ihr  das  Sittengeset/,  zu  einer 
"Wahrheit  werde,  wie  weit  sie  die  allgemein 
anerkannten  Rechte  des  Menschen  verwirk- 
liche (s.  oben  S.  44S  49). 

Mochte  man  nun  auch  in  früheren  Jalir- 
hunderten  dieser  Bedeutung  der  Arbeit  (dem 
vielseitigen  Einflüsse  derselben  auf  das  ganze 
menschliche  Leiten)  in  gewissem  Umfange 
Rechnung  getragen  halten,  so  änderte  sich 
dieses  «loch  vielfach  seit  dem  Ende  des 
vorigen  Jahrhunderts,  als  infolge  der  Aus- 
dehnung der  Fabrikindustrio  mit  der 
Maflchinenark'it  fast  jedwede  Rücksicht- 
nahme auf  den  Träger  der  Arbeitskraft  in 
den  Hintergrund  trat.  Hatte  bis  dahin  die 
persönliche  Arbeit  eine  Art  »Werkstattsver- 
oaltnist  ausgebildet,  welches  in  mehr  wie 
einer  Beziehung  Meister  und  Arbeiter  mit 


einander 


•Ii wand  dieses  fast 


völlig,  als  die  maschinenmässig  botrieltene 
Industrie  Arlteitgeher  und  Arlieiter  als 
Fronide  einander  gegou überstellte  und  die 
'luft  zwischen  Kapita 
lehr  erweibTto.  Die 
strebte  nach  einer  stets  weiteren  Ausdehnung 
des  Marktes  und  musste  mithin  bemüht 
sein,  die  Waren  immer  billiger  zu  verkaufen. 
Ein  möglichst  niedriger  Preis  der  Waren 


Kluft  zwischen  Kapital  und  Arbeit  mehr  und 
mehr  erweiterte.   Die  grosse  Fabrikindustrie 


Hess  sich  aber  nur  dami  erzielen,  wenn  man 
den  Arbeitslohn  so  tief  als  nur  irgend  an- 
gängig herabsetzte  und  die  billigsten  Arbeits- 
kräfte —  Kinder  und  Frauen  —  in  immer 
steigendem  Masse  heranzog  (s.  oben  S.  459). 

Und  dieses  Bestreben  der  Fabrikanten 
fand  bekanntlieh  eine  verliängnisvolle  Unter- 
stützung durch  die  nationalökonomische 
Theorie'  jener  Zeit.  Der  Smithianismus  sah 
im  Arlieiter  fast  nur  noch  das  Werkzeug  der 
Gfitersohaffung  und  nahm  von  der  Persönlich- 
keit des  Arbeiters  kaum  Notiz.  Kein  Wunder, 
wenn  sieh  allmählich  die  denkbar  traurigsten 
Zustände  in  den  arl  leitenden  Klassen  ent- 
wickelten, wenn  Hunger  und  Verzweiflung, 
Krankheit  und  Laster  in  bisher  nie  geahntem 
Masse  sich  in  den  unteren  Schichten  der  Go- 
sollschaft  verbreiteten.  Die  stetig  wachsende 
Verwendung  von  Kindern  und  Frauen  zur 
Fabrikarbeit  fülirte  zu  einer  fast  völligen 
Zersetzung  des  Familienlebens,  und  «lie  uns 
heute  nahezu  unglaublich  erscheinen«len 
Sehilderungen  von  Misslian« Hungen  der  Ar- 
beiter —  besonders  der  Kinder,  alter  auch 
der  Erwachsenen  — ,  welche  wir  bei  Engels 
und  Marx  lesen,  finden  ihre  Bestätigung 
in  den  offiziellen  Untersuchungen,  welche 
in  England  um  «lie  Mitte  dieses  Jahrhunderts, 
aber  auch  schon  früher  (IHK»)  angestellt 
worden  sind. 

Man  musste  so  allmälüich  zu  der  Er- 
kenntnis gelangen,  dass  es  weiterhin  nicht 
möglich  sei,  die  Dinge  einfach  gehen  zu 
lassen,  wie  si«>  gehen  wollten.  Man  rief  «lie 
Gesetzgebung  zu  Hilfe,  um  wenigstens  den 
gröbsten  Missständen  entgegenzutreten.  Man 
wandte  sich  naturgemäss  anfangs  dem  Be- 
sonderen, dem  sich  zunächst  Aufdrängenden 
zu.  Denjenigen  Personen,  welche,  wie  man 
annahm,  sich  sellist  am  allerwenigsten  zu 
schützen  vermo«;hten,  den  Kindern,  dem- 
nächst den  Frauen,  wurde  der  gesetzliche 
Schutz  zuerst  zu  teil.  Aber  auch  liier  ging 
man  im  Beginne  des  staatlichen  Eingreifens 
von  bestimmten  Industriezweigen  aus,  in 
denen  vorwiegend  Missstände  zu  Tage  ge- 
treten waren.  Allmälüich  wurde  der  Schutz 
auf  alle  Fabriken  ausgedehnt  und  auch 
auf  «lie  erwachsenen  Männer  zum  Teil  er- 
stickt. 

Die  Fabrikgesetzgebung,  die  sieh  auf 
diese  Weise  langsam  herausbildete,  sucht  «lie 
Arlieiter  vor  einer  Benachteiligung  ihrer  l<e- 
ivchtigten  Interessen  zu  wahren;  sie  regelt 
somit  vor  allem  Arltoitszeit,  Arbeitsart,  Lohn- 
zahlung, trifft  Bestimmungen  filier  Streitig- 
keitcu  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern, 
über  «lie  Arbeitsinsitektoren  etc.;  sie  will  Ge- 
sundheit und  Leiten  der  Arbeiter  nach  Mög- 
liclikeit  schützen  un«l  durch  verschiedenartige 
Massnahmen  Familienlelien  und  Sittlichkeit  m 
«len  arbeitenden  Klassen  hellen.  Sie  ist  be- 
müht, indem  sie  di«:«  mannigfachen  Uebelstände 
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t\x  beseitigen  sucht,  welche  für  die  Arbeiter 
aus  dem  Arbeitsverhältnis  erwachsen,  auch 
ihrerseits  dazu  beizutragen,  dass  die  arbei- 
tenden Klassen  an  den  Segnungen  des  heu- 
tigen Kulturlebens  in  immer  höherem  Grade 
teilzunehmen  vermögen  (cf.  oben  S.  4*50). 
Aber  die*«  staatliche  Fürsorge  hat  sich  nicht 
nur  auf  die  in  Fabriken  thürigen  Arbeiter 
»u  beschränken!  Nicht  weil  die  Arbeiter  in 
Fabriken  Beschäftigung  und  Unterhalt 
suchen  und  finden,  sollen  sie  sich  des  staat- 
lichen Schutzes  erfreuen,  sondern  weil  sie 
als  besondere  schutzbedürftig  erscheinen. 
Finden  sich  auch  in  anderen  Arbeitsver- 
hältnissen schutzbedürftige  Personen,  welche 
sich  selbst  nicht  helfen  können,  so  wird 
auch  denen  die  Gesetzgebung  ihre  Hilfe 
nicht  versagen  dürfen.  So  wird  und  muss 
die  anfangs  nur  auf  wenige  lndustrieen  be- 
schränkte Fabrikgesetzgebung  sich 
mehr  und  mehr  zu  einer  wirklichen  Ar- 
beiterschutzgesetzgebung erweitern, 
welche  die  Herstellung  normaler  Lebenslio- 
dingungen  für  den  Erwerb  der  arbeitenden 
Klassen  ül»erliaupt  zu  schaffen  berufen  ist.  — 

Man  hat  anfangs  dieses  Eingreifen  des 
Staates  iu  den  »freien  Arbeitsvertrags  viel- 
fach prinzipiell  bekämpft.  Allein  heute  ist 
diese  Opitosition  verstummt,  und  es  bedarf 
in  der  Gegenwart  keiner  weiteren  Begrün- 
dung für  die  Berechtigung,  ja  Notwendigkeit 
des  staatlichen  Vorgehens  zum  Schutze  der  i 
Arbeiter.  Wohl  zeigen  sich  härrfig  prak- 
tische Schwierigkeiten,  die  eine  gewisse 
Vorsicht  und  Zurückhaltung  auferlegen, 
welche  nicht  ohne  weiteres  das  Ziel  er- 
reichen lassen,  das  Politiker  und  Gesetz- 
geber als  erstrebenswert  verfolgen,  —  indes  i 
die  prinzipielle  Frage  ist  sowohl  in  der, 
Theorie  wie  in  der  Praxis  zu  gunsten  der 
staatlichen  Einmischung  entschieden.  In 
diesem  Punkte  hal«?n  die  praktischen  Be- 
dürfnisse des  Lebens  sich  mächtiger  er- 
wiesen als  alle  Theorieen  zu  gunsten  der 
Freiheit. 

Naturgemäss  hat  sich  die  Arbeitorschutz- 
gesetzgebung  in  den  verschiedenen  Stauten 
sehr  verschieden  gestaltet;  es  liängt  dies 
zumeist  von  der  gewerblichen  Entwickelung 
der  betreffenden  lünder,  aber  auch  von 
vielen  anderen  Umständen  ab.  Hier  ist 
man  frühzeitig  und  energisch  vorgegangen, 
dort  spät  und  zögernd.  In  einigen  Stauten 
hat  sich  dio  Fabrikgesetzgebung  schon  mehr 
und  melu-  zur  Arbeiterschutzgesetzgebnng 
ausgebildet,  in  anderen  liegen  nur  An- 
fänge fabiikgesetzlicher  Bestimmungen  vor, 
in  noch  anderen  fehlt  es  auch  an  diesen. 
Die  nachfolgenden  Specialnrtikel  (s.  Absclui. 
Di  enthalten  über  die  Entwickelung  und 
den  gegenwärtigen  Stand  der  Gesetzgebung  I 
in  den  einzelneu  Ländern  ausführliche  Mit- ; 


teilungeu ;  wir  verweisen  auf  diese.  Mit 
der  Zeit  werden  die  heute  noch  vorhandeuen 
grossen  Verschiedenheiten  in  der  Gesetz- 
gebung zweifellos  melu*  verschwinden,  da 
auch  diejenigen  Staaten,  welche  gegenwärtig 
noch  gar  nicht  oder  nur  in  geringem  Masse 
für  die  Interessen  ihrer  Arbeiter  eingetreten 
sind,  früher  oder  später  zu  der  Einsicht 
gelangen  werden,  dass  sie  schon  um  ihrer 
Selbsterlialtung  willen  nicht  weiter  mithätig 
die  Hände  in  den  Schoss  legen  dürfen. 
Möglich  auch,  dass  im  Laufe  der  Zeit  die 
Arbeiterschutzgesetzgebnng  zum  Gegenstande 
internationaler  Verträge  gemacht  wird.  Be- 
züglich dieses  letzten  Punktes  vgl.  den  All. 
Fabrikgesetzgebung,  (inteniationaleRegelung). 

Im  übrigen  sei  liier  verwiesen  auf  die 
Artt.  Fabrik,  Fabrikinspektion ,  Gewerbein- 
spektion, Handwerk,  Hausindustrie ;  Frauen- 
arbeit, Kinderarbeit,  Sonntagsarlteit,  Normal- 
arbeitstag;  Gewerbe.  Gewerlieordnung  und 
Gewerlierecht. 


Litteraturt  S.  die  Littrnitttr  bei  dem  Art.  »Arbeit, 
Arbeiter»  (üben  S.  i(W)  und  den  hier  Jolgendm 
Sperwlartikeln  über  die  Arbeitersehuttgesetsatbung 
in  den  einteilen  Staaten.  Ausserdem  :  IsOhmann, 
Die  Fabrikarsettgtbunq  der  SUutten  des  <Mirw/v'/t- 
sehen  Kxutineuts.     Herlin  1S7S. 


II. 

Die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung  Iii  den  einzelnen 
Staaten. 

Inhalt:  1-  A.  iu  Deutschland  (S.  471). 
II.  A.  in  Oesterreich  <S.  511),  III.  A.  in  Ungarn 
(S.  521).  IV.  A.  in  Großbritannien  (8.  588). 
V.  A.  in  Frankreich  (S.  539).  VI.  A.  in  Belgien 
<S.  551).  VII.  A.  in  den  Niederlanden  (S.  557). 
VIII.  A.  in  Luxemburg  fS.  559).  IX.  A.  in 
Italien  (S.  560 1.  X.  A.  in  Dänemark  (S.  663). 
XI.  A.  in  Schweden  (8.  566).  XII.  A.  iu  Nur- 
wegen (S.  568).  XIII.  A.  in  Rufsland  (S.  571). 
XIV.  A.  in  Rumänien  IS.  584).  XV.  A.  in  der 
Schwei*  IS.  588).  XVI.  A.  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  (S.  599). 

I.  Arbeiterahutzgesetzgebung  in 
Deutschland. 

Inhaltsübersicht.  A.  H  int  «Hache 
Entwickelung:  1.  Vorbemerkung.  —  2. 
Pretissen  bis  zur  Gewerbeordnung  für  den 
Norddeutschen  Bund.  —  3.  Bayern.  —  4. 
Sachsen.  —  5.  Württemberg.  —  <>.  Baden.  — 
7.  Uebrige  deutsche  Staaten.  —  8.  IHe  Novelle 
von  1878  und  die  sich  darau  anschliessenden  Re- 
formbeatrebungeu  bi«  zur  Novelle  von  1891.  — 
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1*.  Dil'  Novelle  von  1891.—  10.  Sonstige  Reichs- 
gesetze. —  B.  Geltendes  Recht  bezüg- 
lich der  gewerblichen  Arbeiter.  Vor- 
bemerkung. —  I.  Arbeiter  im  Allge- 
meinen.   1.  Arbeit  au  Sonn-  und  Festtagen. 

—  2.  Verbot  des*  Trucksystems  und  weitere 
Bestimmungen  über  Lohnzahlungen.  —  3.  Ar- 
beitszeugnis.sc.  —  4.  Schutz  gegen  Gefahren 
für  Leben,  Gesundheit  nnd  Sittlichkeit.  —  5. 
Arbeitsordnungen,  Arbeiterausschüsse.  —  «>. 
Verhältnisse  der  Gesellen  nnd  Gehilfen,  insbes. 
Auflösung  des  Arbeitsverhältnisses.  —  7.  Ver- 
hältnisse der  Betriebsbeamten  und  Werkmeister 
trod  der  Techniker.  -  8.  Statutarische  Be- 
stimmungen. —  II.  Weihliche  Arbeiter. 
Vorbemerkung.  -  1.  Beschäftigungszeit.  Ver- 
bot der  Nachtarbeit.  Maximalarbeitszcit.  Ar- 
beitspausen. -  2.  Ausnahmen  von  dem  Verbote 
der  Ueberarbeit.  —  3.  Beschäftigung  von 
Wöchnerinnen.  —  4.  Beschäftigung  in  Fabri- 
kationszweigen,  welche  mit  besonderen  Gefahren 
für  Gesundheit  und  Sittlichkeit  verbunden  sind. 
Verbot  der  Beschäftigung  in  Bergwerken  ^unUr 
Tage".  —  5.  Koiitroll Vorschriften.  —  fi.  Straf- 
bestimuuingen.  —  III.  .1  ugciid liehe  Ar- 
beiter. Vorbemerkung.  —  a)  Allgemeine 
Vorschriften:  1.  Verbot  der  Beschäftigung 
durch  Bescholtcne.  —  2.  Rücksichtnahme  auf 
Gesundheit  und  Sittlichkeit.  —  3.  Fortbildungs- 
schulunterricht.  ■  4.  Arbeitsbücher  und  Arbeits- 
Zeugnisse.  -  5.  Lohnzahlung.  —  <>.  Ambulanter 
Gewerltebetrieb  am  Wohnorte  und  Gewerbe- 
betrieb im  Umherziehen.  -  b)  Jugendliche 
Fabrikarbeiter.  Vorbemerkung.  —  1.  Ver- 
bot der  Beschäftigung  von  Kindeni  unter  13 
Jahren.  —  2.  Beschäftigungszeit,  Verbot  der 
Nachtarbeit,  Maxiroularbeitszeit.  Arbeitspausen 
für  jugendliche  Arbeiter  zwischen  14  und  16 
Jahren  —  3.  Beschäftigung  in  Fabrikations- 
zweigen, welche  mit  besonderer  Gefahr  für 
Gesundheit  und  Sittlichkeit  verbunden  sind.  — 
4.  Aufnahme  von  Vorschriften  über  das  Ver- 
halten der  minderjährigen  Arbeiter  ausserhalb 
des  Betriebes  in  die  Arbeitsordnung.  —  n. 
Kontrollvorschriften.  —  t>.  Strafbestimmungen. 

IV.  Lehrlinge.  Vorbemerkung.  —  1.  All- 
gemeine Bestimmungen.  —  2.  Besondere  Be- 
stimmungen für  Handwerker.  —  V.  Vollzug: 
1.  Fabrikinspektoren.  —  2.  Ueberwachungs- 
thütickeit  der  Berufsgenosseuschafteii.  —  3. 
Verpflichtung  zur  Gestattung  von  Revisionen. 

—  4.  Entscheidung  von  Streitigkeiten.  -  ('. 
B  e  s  o  n  d  e  r  e  Bestimmungen:  1 .  Aus- 
dehnung der  Arbeiterschutzbestimmungen  für 
Fabrikarbeiter  auf  andere  Betriebe.  —  2.  Die 
nicht  oder  nur  teilweise  nuter  Titel  VII  der 
Gew.-O.  fallenden  gewerblichen  Arbeiter.  —  3. 
Handlungsgehilfen  und  Handlungslehrlingc.  — 
D.  Durchführung  und  Wirkungen  der 
A  r  b  c  i  t  e  r  s  e  h  u  t  z  g  e  s  e  t  z  g  e  b  n  n  g  von  1891 . 

—  Quellen  und  Litteratnr. 

A.  Historische  Kn  t  wiek  elung. 

1.  Vorbemerkung.  Die  Arbeiterschutz- 
g^-tzgehung  Deutschlands  knüpft  zum  Teil 
an  an  gewisse  Grundsätze,  die  schon  zu  den 
Zeiten  des  Zunftsystems  in  Geltung  waren. 
Nach  der  Gewerltewrfnssung  des  vorigen 


Jahrhunderts  war  die  Kegelung  der  Verhält- 
nisse zwischen  den  Gewerbeunternehmern 

|  und  ihren  Gehilfen  und  I^ehrlingen  nicht 
lediglich  der  freien  Vereinbarung  üi  »erlassen. 
Ks  hatten  sich  vielmehr  bestimmte  allge- 
meine Regeln  sowie  Zunft-  und  Ortsgewohn- 
heiten  Alter  ilie  Widerseitigen  Hechte  und 
Pflichten  ausgebildet  und  der  obrigkeitlichen 
Einmischung  war  ein  weiter  Spielraum  ge- 

1  wahrt.  Unter  den  den  Meistern  obliegenden 
Pflichten  stand  die  Fürsorge  für  die  ihm 
anvertrauten  Lehrlinge  ol>enati.  alter  auch 
den  Gesellen  gegenüber  war  sein  Thun  und 
I-issen  in  manelien  Beziehungen  beschränkt. 
Diese  Grundsätze  sind  auch  in  den  Zeiten 
der  weitesten  Gewcrhefreiheit  in  Deutsch- 
land  nie  ganz  vergessen  worden  und  sind 
in  dem  jetzigen  Hechte  zum  Teil  wieder 
zur  Anerkennung  gelangt. 

Die  eigentliche  ArlK'itcrschutzgesetz- 
gebung  Deutschlands  indes  ist  «du  Pmdukt 
der  neuetvn  Zeit.  Sie  ist  eine  Folge  der 
grossartigen  industriellen  Elitwickelung 
Deutschlands,  die  sich  nach  der  Gründung 
des  Zollvereins  in  den  vierziger  Jahren  voll- 
zogen hat.  Mit  den  Segnungen  de>  Gross- 
Itetriebs  uml  der  Arbeitsteilung  ist  auch 
deren  schlimme  Begleiterin,  die  Beschäftigung 
von  Kindern  in  Fabriken,  einpvogeii  und 
hat  l«ild  die  Aufmerksamkeit  der  Ge>«-tzgclier 
auf  sich  gelenkt. 

2.  Preussen  bis  zur  Gewerbeordnung 
für  den  norddeutschen  Rund.  Mas.-gel»end 
und  bahnbrechend  in  Bezug  auf  den  Arlfiter- 
schutz  war  die  Gesetzgebung  Preussen». 
Das  am  Ende  des  vorigen  Jahrhuudeils  ent- 
standene preussische  Ijuidrerht  (T.  II.  Tit.  S 
SS  -'TS—  UMi)  cuthalt  eine  Kodifikation  der 
damaligen  gemeinrechtlichen  Grundsätze 
über  die  Verhältnisse  zwischen  den  Meistern 
und  deren  Gehilfen  und  I.<ehrlingen.  Ent- 
sprechend dem  Untororduungsvcrhältuis  des 
Lehrlings  und  Gesellen  unter  den  Meister 
sind  dem  letzteren  auch  gewisse  Verpflich- 
tungen im  Interesse  der  ersteivn  auferlegt 
und  zum  Schutze  derselben  seiner  Gewalt 
gewisse  Schranken  gezogen.  Hierher  gehört 
die  Pflicht  des  Meisters  zur  Unterweisung 
und  sittlichen  Ueltorwachung  des  Jährlings 
und  zur  Verpflegung  kranker  Gesellen,  feiner 
das  Verbot  der  Verwendung  der  Lehrlinge 
und  Gesellen  zu  häuslichen  Arbeiten.  Die 
Gewerl>efreiheit,  welche  in\  Anfange  dieses 

I  Jahrhunderts  sich  Bahn  brach.,  führte  auch 
dazu,  dass  die  'Verhältnisse  dos  gewerblichen 
Hilfspersonals  mehr  der  finden  vertrags- 
mässigen  Hogelnng  überlassen  w  inden  (Ge- 
setz  vom  7.  Sept.  Isl1.  die  ]tolizeilicheu 
Verhältnisse  der  Gewerbe  Itotr.  SS  ~ — 11, 
Ges.-S.  S.  263).  Indes  trat  nach  einiger 
Zeit  wieder  ein  Kückschlug  ein.  indem 
namentlich  die  Verhältnisse  der  jugendlichen 

!  Fabrikarbeiter  ein  Eins- breiten  iler  Gesetz- 
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gebung  herausforderten.  Von  ejioeheniacheu- 
der  Bedeutung  war  in  letzterer  Hinsicht  das 
Regulativ  vom  9.  März  1*39  (genehmigt 
durch  Kabinetsordre  vom  b\  April  1S39), 
welches  die  Annahme  von  Kindern  unter 
9  Jahren  in  Bergwerken,  Fabriken,  Poeh- 
und Hüttenwerken  zu  einer  regelmässigen 
Besc  häftigung  untersagte,  das  Maximum  der 
täglichen  Arbeitszeit  jugemllieher  Arlieiter 
unter  16  Jahren  auf  10  Stunden  normierte 
uud  die  Nacht-,  Sountags-  und  Fosttagsarhoit 
jugendlicher  Arlieiter  verliot.  Ausserdem 
ist  in  dem  Regulativ  zur  Krhaltung  der  Ge- 
sundheit und  Moralität  der  Fabrikarbeiter 
die  Erlassung  liesonderer  hau-,  sanitäts-  und 
sittenpolizcUicher  Aiiordiiuiigen  vorliehalton. 

Ferner  traf  die  Allgemeine  Gow.-O.  vom 
17.  Jan.  1H4")  (G.S.  S.  41)  wieder  eingehen- 
dere Bestimmungen  Alter  die  Verhältnisse 
der  gewerblichen  Arbeiter,  in  welchen  sich 
im  allgemeinen  Grundsätze  des  preussisehen 
Landreehts  wiederfinden  (SS  134  ff.).  In 
Bezug  auf  den  Arlieitersohntz  schreibt  dieses 
Gesetz  namentlich  vor,  dass  die  Ortspolizoi- 
ohrigkeit  darauf  zu  achten  halte,  dass  bei 
Beschäftigung  und  Behandlung  der  Gesellen 
und  JiChrlinge  die  gebühivnde  Rücksicht  auf 
Gesundheit  und  Sittlichkeit  genommen  und 
denjenigen,  welche  des  Schul-  und  Religions- 
unterrichts liedürfen .  Zeit  dazu  gelassen 
werde.  Ausserdem  trifft  dasselbe  nähere 
Bestimmungen  zum  Schutze  der  lyhrlinge. 

Von  weiterer  wesentlicher  Bedeutung 
war  sodann  die  Verordnung  vom  9.  Februar 
1S49  lietr.  die  Errichtung  von  Gewerlie- 
räten  etc.  (G.S.  S.  93 ff.);  durch  dieselbe 
wurde  ausgesprochen,  dass  zum  Arbeiten  an 
Sinn-  und  Festtagen  niemand  verpflichtet 
ist.  vorbehaltlich  der  anderweitigen  Verein- 
barung in  Dringlichkeitsfällen.  Ferner  wurde 
bestimmt,  dass  die  tagliche  Arbeitszeit  der 
Gesellen,  Gehilfen.  I,ehrlingo  und  Fabrik- 
arbeiter vom  Gewerberate  für  die  einzelnen 
Handwerks-  und  Fabrikzweige  nach  An- 
hörung <ler  Beteiligten  festzusetzen  sei. 
Endlich  enthielt  diese  Verordnung  das  Ver- 
bot des  sogenannten  Trucksystems:  Fabrik- 
inhaber sowie  alle  diejenigen,  welche  mit 
Ganz-  oder  Halbfabrikaten  Handel  treiben, 
wurden  fflr  verpflichtet  erklärt,  die  Arbeiter, 
wekhe  mit  der  Anfertigung  der  Fabrikate 
für  sie  beschäftigt  sind,  in  barem  Gehle  zu 
befriedigen,  und  zugleich  wurde  denselben 
verboten,  den  Arivilern  Waren  zu  kredi- 
tieren. 

Einen  weiteren  Fortschritt  brachte  ferner 
das  Gesetz  vom  H>.  Mai  Ls-W.  einige  Ab- 
änderungen desRegulativs  von  1  *39  tiet  reffend 
(G.S.  S.  22.">ff.).  Hiernach  war  (vom  1.  Juli 
185."»  ab)  die  Beschäftigung  jugendlicher 
Arlieiter  in  Fabriken  erst  nach  zurückge- 
legtem 12.  Lebensjahre  gestattet,  für  jugend- 


liche Arlieiter  unter  14  Jaliren  wurde  die 
tägliche  Arlieitszoit  auf  sechs  Stunden  be- 
schränkt und  der  tägliche  Schulunterricht 
auf  drei  Stunden  festgesetzt.  Bezüglich  der 
Bausen  und  des  Beginns  und  Endes  der 
täglichen  Arbeitszeit,  dann  liezüglich  der 
Arbeitsbücher  der  jugendlichen  Arlieiter 
wurden  strengere  Bestimmungen  getroffen. 
Endlich  wurde  das  Institut  der  Fabrikinspek- 
toren, allerdings  nur  fakultativ  -  *  wo  sich 
dazu  ein  Bedürfnis  ergiebt«  -  eingeführt. 

Durch  V.  vom  22.  Septeml>or  1*G7  wur- 
den sodann  die  Regulative  vom  9.  März  1K19 
und  lb.  Mai  1*"»3  in  den  neu  erworbenen 
preussisehen  Landesteilen  eingeführt.' 

Die  Gew.-O.  für  den  Norddeutschen 
Bund  vom  20.  Juni  1SÜ9  (B.G.BJ.  S.  24."»ff.) 
brachte  die  in  den  erwähnten  preussisehen 
Gesetzen  und  Verordnungen  enthaltenen 
Grundsätze  ülier  den  Arbeitorschutz  mit 
wenigen  Abänderungen  auch  in  den  übrigen 
Staaten  des  Norddeutschen  Bundes  zur  Gel- 
tung. Als  Fortschritt  ist  aus  dcrse]lten  mir 
die  Bestimmung  horvorzuhol>en  <i>  B»7).  dass 
jeder  Gcworbeuntomehmer  verbunden  ist, 
auf  seine  Kosten  alle  diejenigen  Einrich- 
tungen herzustellen  und  zu  unterhalten, 
welche  mit  Rücksicht  auf  die  besondere 
Beschaffenheit  des  Gewerbe! M  triebs  und  der 
Betriebsstätte  zu  thunlichster  Sicherung  der 
Arbeiter  gegen  Gefahr  für  leiten  und  G«*- 
sundheit  notwendig  sind.  Ferner  wurden 
die  bezüglich  der  Fabrikarbeiter  geltenden 
Vorschriften  auf  die  in  Bergwerken.  Auf- 
hereitungsanstaltcn  und  unterirdisch  betrie- 
Im-ucii  Briichen  oder  Gruben  beschäftigten 
Arlieiter  ausgedehnt. 

Nach  Errichtung  des  Deutschen  Reiches 
wurde  sodann  die  Gow.-O.  für  den  Nord- 
deutschen Bund  am  1.  Januar  1n71  in  Süd- 
hessi-n.  am  1.  Januar  1M72  in  Württteinlierg 
und  Baden,  am  1.  Januar  1S73  in  Bayern, 
•Midlich  am  1.  Januar  1K89  in  Elsass-Loth- 
ringen  eingeführt.  (G.  v.  27.  Februar  iss«, 
R.G.BI.  S.  -i7). 

In  materieller  Hinsicht  bedeutete  die 
Ausdehnung  der  preussisehen  Vorschriften 
auf  das  übrige  Deutschland  eine  Erweiterung 
des  Arb<  ttcrschutzes,  da  in  den  übrigen 
Staaten  die  Arbeitei^chutzgosotzgebung  teils 
woniger  entwickelt  war.  teils  überhaupt  nicht 

existierte. 

3.  In  Rayern  war  durch  die  Gew.-o. 
vom  11.  Sept.  1S2">  das  Konzessioussystem 
eingeführt.  Die  zum  Vollzuge  dieses  Ge- 
setzes erlassenen  Instruktionen  enthielten 
auch  Bestimmungen  über  die  Verhältnisse 
der  Ueworhotivilicndon  zu  ihren  Gehilfen 
und  Lehrlingen,  welche  anfänglich  ziemlieh 
lax  gefasst  waren  (Instr.  vom  2*.  Dez.  1n2">, 
'  Reg.BI.  1S2«  S.  s3ff.),  später  eine  strengen« 
Auffassung  zeigten  )  Jn-.tr.  vuin  24.  Juni  1N35, 
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[Döll.V.O.S.  Bd.  14  S.  886),  und  vom  17.  Dez. 
1835,  Reg.Bl.  S.  1863  ff.),  schliesslich  aber 
•wieder  dem  fast  unbeschränkten  l*rinzipe 
der  Vertragsfreiheit  Platz  machten  (Instr. 
vom  21.  April  1862,  Reg.Bl.  S.  713ff.|.  Das 
Gewerbegesetz  vom  30.  Jan.  1868  enthalt  gar 
keine  Bestimmungen  ülx?r  die  Verhältnisse 
der  gewerblichen  Arbeiter  zu  ihren  Arbeit- 
gebern, es  blieben  also  diese  Verhältnisse 
lediglich  der  freien  vertragsmäßigen  Rege- 
lung bezw.  dem  Oivilreeht  überlassen,  ah- 

Sesehen  von  den  auf  die  Art.  213  und  128 
es  P.St.G.B.  sich  gründenden  Vorseliriften 
zum  Schutze  der  jugendliehen  Arbeiter  in 
Fabriken  und  zum  Schutze  der  Arbeiter 
gegen  Gesundheitsbesehädiguugen  l>eim  Ge- 
werbebetriebe. —  Zum  Schutze  der  Kinder 
in  Fabriken  wurden,  nachdem  man  sich  in 
Nürnberg  und  Fürth  anfänglich  durch  orts- 
polizeiliche Anordnungen  geholfen  hatte, 
allgemeine  Vorschriften  zuerst  durch  die 
V.  v.  15.  Jan.  1840  (Reg.Bl.  1840  S.  97  ff  ), 
betr.  die  Verwendung  der  werktagschul- 
pflichtigen Jugend  in  Fabriken,  getroffen. 
Die  regelmässige  Beschäftigung  von  Kiuderu 
in  Fabriken  oder  in  Berg-,  Hütten-  und 
Schlagwerken  wurde  hierdurch,  uutersagt. 
Kinder  über  9  Jalire  durften  nur  auf  Grund 
von  Zeugnissen  über  genügende  körperliche 
Entwiekelung  und  Schulbildung  zur  Arlieit 
angenommen,  Kinder  unter  12  Jahren  nicht 
über  10  Stunden  täglich  und  nicht  bei  Nacht 
beschäftigt  werden.  Verschärft  wurden  so- 
dann diese  Bestimmungen  durch  die  V.  v. 
16.  Juli  1854,  die  sanitäts-  und  sittenpolizei- 
liche Fürsorge  für  jugendliche  Arbeiter  in 
Fabriken  betreffend  (Reg.Bl.  1854  S.  561).  Hier- 
nach war  die  Zulassung  der  werktagschul- 
pflichtigen Kinder  zu  einer  regelmässigen 
Beschäftigung  in  Fabriken  und  grösseren 
Gewerken  durch  das  vollendete  10.  I^ebens- 
jahr  und  durch  den  Nachweis  der  diesem 
Alter  entsprechendou  Elementarbildung  und 
eines  entsprechenden  Religionsunterrichtes 
bedingt.  Das  Maximum  der  Arbeitszeit  für 
solche  Kinder  war  auf  9  Stunden  des  Tngs 
festgesetzt,  die  Nachtarbeit  derselben  ver- 
boten, ein  täglicher  dreistündiger  Schulunter- 
richt für  sie  vorgesehrieben.  —  Der  Schutz 
der  Arbeiter  gegen  Gesundheitsbeschädi- 
gungen beim  Gewerbebetriebe  war  anfänglich 
ebenfalls  der  polizeilichen  Regelung  von 
Fall  zu  Fall  (im  Wege  der  Konzessions- 
bedingungen) überlassen.  Allgemeine  Vor- 
schriften wurden  durch  Minist.-Verf.  vom 
11.  Okt.  1849  zum  Schutze  der  in  Zünd- 
holzfal»riken  beschäftigten  Arbeiter  gegen 
die  Phosphornekrose  getroffen.  Weiter  ging 
sodann  die  auf  Grund  des  Art.  128  des 
P.St.G.B.  von  1>*Gl  erlassene  Ministerialverf. 
vom  8.  April  1*63.  die  Verhütung  von  Ge- 
fahren beim  Arbeitsbetriebe  in  Fabriken  und 
Gewerben  betreffend  (Reg.Bl.  S.  577).  Dieselbe 


|  schrieb  für  alle  Fabriken  und  Werkstätten, 
in  welchen  Queeksillter.  Arsenik,  Phosphor, 
giftlialtige  Farben  oder  andere  chemische 
Produkte  hergestellt  werden,  vor,  dass  für 
die  Entfernung  der  gesundheitsschädlichen 
Abfälle  und  Gast»  durch  sorfältige  Reinigung 
und  Lufterneuerung  der  Arbeitsräume  Sorge 
zu  tragen  sei,  und  traf  ausserdem  spezielle 
Anordnungen  für  Spiegel  belegen,  Phosphor- 
zündholzfabriken, Nadelfahriken  und  Fabriken, 
in  welchen  Arsenik  produziert  oder  verar- 
beitet wird. 

4.  Im  Königreich  Sachsen  durften  nach 
dem  Gewerbegesetz  vom  15.  Oktober  1861 
(G.  u.  V.B1.  S.  187  ff.).  Kinder  unter  10 
Jahren  (von  1865  ab  unter  12  Jaliren)  in 
Fabriken  nicht  beschäftigt  werden.  Als 
Fabrik  galt  jedoch  nur  eine  Unternehmung 
mit  mehr  als  20  Arbeitern,  das  regelmässige 
Maximum  der  täglichen  Arbeitszeit  von  Kin- 
dern bis  zu  14  Jahren  in  Fabriken  war  auf 
10  Stunden  täglich,  einschliesslich  der  Pausen, 
festgesetzt  und  die  Nachtarbeit  verboten. 
Für  Fabriken  war  die  Erlassung  einer  Fahrik- 
ordnung  vorgeschrieben  (§  76).  Das  Truck- 
system war  allgemein  verlöten  (§Sj  70,  74). 
Den  Arbeitgebern  war  die  Verpflichtung  zur 
Herstellung  der  zur  Sicherung  der  Arbiter 
gegen  Gefahren  für  Ijeben  und  Gesundheit 
erforderlichen  Einrichtungen  auferlegt  (§  75). 
Im  übrigen  war  der  Arrhavertrag  im  all- 
gemeinen frei,  über  Ein-  und  Austritt  aus 
der  Arbeit  ohne  Kündigung  (§§  66.  67), 
über  die  Zulässigkeit  von  ljohnabzügen  (§§  68, 
71)  und  über  das  I»hn Verhältnis '(§§  78  ff.) 
waren  indes  einige  Bestimmungen  getroffen. 
—  Von  den  älteren  sächsischen  zum  Schutze 
der  Arbeiter  getroffenen  Bestimmungen  ist 
insbesondere  da«  Verbot  des  Trucksystems 
zu  erwähnen.  Während  früher  zur  Förde- 
rung der  Holzwaren-Hausindustrie  in  Grüu- 
hainichen  der  Tauschhandel  an  Material- 
und  anderen  Waren  gegen  Holz  waren  von 
der  Regierung  förmlich  begünstigt  war,  sah 
sich  dieselbe  im  Jahre  1849  veranlasst,  diese 
Begünstigungen  zurückzuziehen  und  das 
Auslohnen  der  Arbeiter  mit  Ware  zu  unter- 
sagen. (V.  vom  22.  Oktober  1K49,  den  Be- 
trieb des  Kramhandels  durch  Holzwaren- 
händler etc.  betr.).  Weitere  eingehende 
Vorschriften  gegen  das  Trucksystem  erfolgten 
sodann  durch  die  V.  vom  18.  Dezember  1855, 
betr.  das  Auslohnen  der  Arbeiter  l>ei  den 
fabrikmässig  oder  als  Hausindustrie  betrie- 
benen Gewerbszweigen.  Die  Verleihung  von 
Konzessionen  zum  Dorfkrain  an  Faktoren 
oder  Verleger  und  deren  Ehegatten  wurde 
schon  durch  eine  V.  von   184S  verboten. 

5.  Die  Württembergische  neue  Gew.-O. 
vom  12.  Februar  1861  (Reg.Bl.  S.  67  ff.)  ent- 
hielt in  Art.  17—39  einige  Bestimmungen 
über  die  Verhältnisse  der  Lehrlinge  und 


Digitized  by  Google 


Arb^terschntzgesetzgebung  (Deutschland) 


475 


Gehilfen  und  regelte  in  Art.  44—4")  die 
Verhältnisse  der  Fabrikarl»eiter.  Als  Fabriken 
■waren  Gewerbounternehmungen  angesehen, 
welche  in  gesclüossonen  Etablissements  unter 
Verwendung  von  mehr  als  20  Arbitern  mit 
Hilfe  elementarer  Betriebskräfte  oder  naeh 
dem  Prinzip  der  Arbeitsteilung  l*>trieben 
werden.  Für  solche  Unternehmtinpen  war 
die  Erfassung  von  Workstättoordnungen  vor- 
gesehriebeu  (Art.  41).  Ferner  war  bestimmt, 
dass  V»ei  den  Einrichtungen  der  Fabriken, 
dem  Betrielte  des  Gewerbes  in  denselben, 
sowie  bei  der  Verwendung  «1er  Ausschei- 
dung gesundheitsschädlicher  Stoffe  Vor- 
kehrung gegen  Beschädigung  der  Arbeiter 
zu  treffen  sei  (Art.  42):  das  Trucksystem 
war  verlioten  (Art.  43).  Bezüglich  der  Ver- 
wendung von  Schulkindern  und  jungen 
Iyniten  unter  IS  Jahren  in  Fabriken  war 
vorgesfhrielien.  dass  ilieselbe  nur  in  einer 
Weise  stattfinden  dürfe,  bei  welcher  jene 
an  dem  geordneten  Besuche  des  Gottes- 
dienstes und  der  Erfüllung  der  gesetzlichen 
Schulpflicht  nicht  gehindert  und  woltei  für 
ihre  Gesundheit,  ihre  körperliche  Entwieke- 
lung  und  ihre  religiöse  und  sittliche  Er- 
ziehung und  AushUdung  keine  Nachteile  zu 
besorgen  waren  (Art.  44).  Zum  Vollzug 
dieser  sehr  vagen  Vorschriften  waren  in- 
des keine  näheren  Bestimmungen  getroffen, 
sondern  die  Ausführung  den  I»kall»ehörden 
überlassen. 

6.  Im  Grossherzogtum  Kaden  wurden 
schon  durch  die  Min.-V.  vom.  4.  März  1840, 
den  Schulunterricht  der  in  Fabriken  lioschäf- 
tigten  Kinder  betr.  (Reg.BI.  S.  41  ff.),  einige 
Beschränkungen  der  Verwendung  von  schul- 
pflichtigen Kindern  in  Fabriken  eingeführt. 
Solche  Kinder  durften  nur  naeh  vollendeten» 
11.  Jahre  vom  Besuche  der  Volksschule  dis- 

Knsiert  werden  und  mussten  dann  in  einer 
brikschule  einen  mindestens  zweistündigen 
täglichen  Unterricht  erhalten.  Die  Arbeits- 
und Unterrichtsstiinden  zusammen  durften 
täglich  in  der  Kegel  nicht  mehr  als  12 
Stunden  hotragen,  ausgenommen  l>ei  Be- 
schäftigung im  Freien :  die  Nachtarbeit  sowie 
die  Sonn-  und  Feiertagsarbeit  solcher  jungen 
Leute  war  vertagten.  Durch  da«;  badische 
Gewerhsgesetz  vom  20.  Septemlier  1SK2  und 
die  Vollzugsverordnung  dazu  vom  21.  Sep- 
tember 1*02  (Reg.  Bl.  'S.  109  ff..  S.  117  ff.) 
wurden  diese  Bestimmungen  nufreeht  er- 
halten. Dieses  Gesetz  schrieb  in  Art.  22 
vor,  dass  das  Hilfspersonal  nicht  in  einer 
Weis«*  Wschäftigt  worden  dürfe,  durch  welche 
es  von  der  vorgeschriebenen  Benutzung  der 
Uuterriehtsanstalten  abgehalten  oder  zur 
regelmässigen  Versäumung  seiner  Religions- 
pflichten veranlasst  oder  in  seiner  körper- 
lichen, geistigen  und  sittlichen  Kutwiekelung 
gefährdet  würde.  Kerner  wurden  durch 
dieses  Gesetz  alle  Gewerbetreibenden,  welche 


regelmässig  mehr  als  20  Arbeiter  beschäftigen, 
verpflichtet,  eine  Dienstordnung  aufzustellen 
und  in  den  Arl>oitsräumen  anzuschlagen 
(Art.  23).  Jeder  Gewerbeunternehmer  wurde 
als  verpflichtet  erklärt,  auf  seine  Kosten  in 
den  Arheitsräumen.  an  den  Maschinen,  in 
der  Behandlungswei.se  der  zu  («handelnden 
Haupt-  und  Hilfsstoffe  alle  diejenigen  Ein- 
richtungen herzustellen  und  zu  unterhalten, 
welche  mit  Rücksicht  auf  die  besondere  Be- 
schaffenheit des  Gewerbebetriebs  und  der  Be- 
triebsstätte zur  Schonung  der  Arbeiter  gegen 
Gefahren  für  I>eben  oder  Gesundheit  er- 
forderlich sind  (Art.  16.  Vollz.-V.  §  37). 
Im  übrigen  war  das  Verhältnis  zwischen 
Arbeitg«*ber  und  Arl*eitnchmer(einschliesslich 
des  Lehrverhältnisses)  der  freien  vertrags- 
mässigen  Regelung  überlassen. 

7.  In  den  übrigen  deutschen  Staaten 

bestand  vor  der  Einfuhrung  der  preussischen 
bezw.  norddeutschen  Gew.-O. eine  eigentliche 
Arlieiterschutzgesetzgohung  überhaupt  nicht, 
abgesehen  von  den  teilweise  noch  erhaltenen, 
den  Schutz  der  Lehrlinge  Wtreffenden  Be- 
stimmungen und  vereinzelten  Anordnungen 
zur  Abstellung  besonders  in  die  Augen 
fallender  Missstände,  z.  B.  der  in  Zundholz- 
fabriken  auftretenden  Phosphornekroso  etc. 
(s.  z.  B.  die  hessische  'S  erordnung  vom 
9.  August  lS.r>2,  Massregeln  gegen  die  in 
Zündholzfabriken  vorkommenden  Kiefer- 
knochenkrankheiten  l**ti\,  Reg.BI.  S.  3~>3.) 

8.  Die  Novelle  von  1878  und  die  «loh 
daran  anschliessenden  Reform  bestre.- 
Irangen  bis  znr  Novelle  von  1891.  Der 

durch  die  Einführung  der  Norddeutsehen 
Gewerbeordnung  geschaffene  Zustand  be- 
friedigte keineswegs  allgemein.  Verschie- 
dene Industriezweige  fühlten  sich  durch 
die  ihnen  auferlegten  Fesseln  beengt  und  be- 
nachteiligt .  während  von  anderen  Seiten 
ein  viel  weiter  gehender  Schutz  der 
Arlieitor,  namentlich  Schutz  der  in  Fabriken 
lieschäftigten  Frauen  und  Minderjährigen 
gegen  sonntägliche  Arlieit  und  getreu  fllier- 
mässige  Bescliäftigung  an  Werktagen  ge- 
fordert winde.  Durch  Bosehluss  vom  30. 
April  1 S73  forderte  der  Reichstag  den  Reichs- 
kanzler zu  einer  Enquete  darüber  auf,  ob 
ein  solcher  weitergehender  Schutz  ange- 
messen und  notwendig  sei.  Diese  Knquete 
erfolgte  in  den  Jahren  ts74  und  ls7f*.  und 
das  Ergebnis  derselben  wurde  1*77  vom 
Reich skanzleramt  publiziert  (Berlin,  U.  Hey- 
mann). 

Eine  praktische  Folge  der  Enqueten  und 
dos  fortgesetzten  Drängens  des  Reichs- 
tags war  die  Vorlage  zweier  Gesetzent- 
würfe an  den  Reichstag,  von  welchen  sich 
der  eine  (Abänderung  dos  Tit.  VII.  der  Ge- 
werbeordnung betr.)  mit  dem  Arl»eitersohutze 
l>efasste.  wälirend  der  andere  die  Verhält- 
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iiis.sc  der  gewerblichen  Schiedsgerichte  näher 
regeln  wollt«-.  Während  über  den  letzteren 
Gesetzentwurf  eine  Verständigung  nicht  er- 
zielt wurde,  kam  der  erstore  zu  stände,  und 
die  auf  demselben  Itomhende  Fassung  der  ein- 
schlägigen Bestimmungen  der  Gewerbeord- 
nung bildete  für  eine  Reihe  von  Jahren  den 
Kern  der  deutsehen  Arboitcrschutzgosotz- 
gebung.  Der  Zweck  der  Novelle  war  zu- 
nächst, wie  die  Motive  sagen,  eine  grössere 
Sicherheit  der  Beteiligten  gegen  die  Ver- 
letzung der  durch  den  Arbeitsvertrag  einge- 
gangenen Verpflichtungen,  eine  strengeiv 
Ordnung  des  Eohrveihältriissos  und  eiue 
Regelung  der  Beschäftigung  jugendlicher 
ArU-iter.  welche  den  besonderen  Verhält- 
nissen der  verschiedenen  Industriezweige 
Reehnung  trägt.  Ausserdem  winde  das 
Verbot  dos  Trucksystems  verallgemeinert, 
und  dem  Bundesrat  die  Möglichkeit  eröffnet, 
die  Beschäftigung  von  Frauen  und  jugend- 
lichen Arbeitern  aus  Rücksichten  der  Ge- 
sundheit und  Sittlichkeit  zu  beschränken. 
Bas  Institut  der  Fabrikinspektoren  wurde 
obligatorisch  gemacht  und  die  Fabrikgesetz- 
gebung auf  alle  mit  Dampfkraft  arbeitenden 
Betriebe .  auf  Hüttenwerke.  Bauhöfe  und 
"Werften  ausgedehnt. 

"Wennschon  die  Novelle  von  1*7* gegen- 
über dem  früheren  Rocht  »zustande  erhebliche 
Verbesserungen  im  Interesse  der  schutzbe- 
dürftigen Arbeiter  gebracht  hatte,  so  konnten 
doch  diese  Reformen  nicht  als  genügend  er- 
achtet werden,  namentlich  weil  sie  sich  fast 
ausschliesslich  auf  die  jugendlichen  Arbiter 
liezogen,  im  Interesse  der  Arbeiterinnen  aber 
nur  wenig  und  für  die  Sonntagsruhe  nichts 
geschehen  war.  Von  Session  zu  Session 
w  inden  daher  im  Reichstage  immer  wieder 
neue  Antrüge  eingebracht .  die  eine  Er- 
weiterung der  Arbeiterschutzgesctzgebung, 
insbesondere  Itczüglich  der  ^Sonntagsruhe 
und  der  Frauen-  und  Kitiderarl>eit  bezweckten. 
Allein  die  Verbündeten  Regierungen  trugen 
vorerst  Hodenkon,  auf  dioscllion  einzugehen, 
zumal  da  von  donsellten  andere  grossartigoro 
Massnahmen  auf  dem  Gebiete  der  Arltoitor- 
versicherung  eingeleitet  waren.  Auch  den 
beulen  in  der  1.  und  II.  Session  der  7. 
Legislaturperiode  (1**7  **>  aus  der  Mitte 
des  Hauses  hervorgegangenen  und  vom 
Reichstage  angenommenen  < loset/entwürfen, 
deren  einer  weitgehende  Schutzbestimmuiigen 
U'/.üglich  der  Frauen-  und  Kinderarlieit  ent- 
hielt, wählend  der  andere  erhebliche  Ein- 
schränkungen der  Sfiintagsarbeit  vorsah, 
wurde  seitens  des  Bundesrates  in  der 
Sitzung  vom  K».  Nov.  isss  die  Genehmigung 
versagt.  Die  Motive  dieser  ablehnenden 
Haltung  sind  aus  den  Erklärungen  zu  ent- 
nehmen, die  in  den  Reichstagssitzuiigen  vom 
2H.  uud  :!1.  Jan.  1**!)  abgegeben  wurden:  Der 
Bundesrat  habe  aus  den  U-stehenden  Zu- 


ständen nicht  die  roberzougung  gewinnen 
können,  dass  ein  dringendes  Bedürfnis  zu 
einem  gesetzgeberischen  Einschreiten  hin- 
sichtlich der  Kinder-  und  Frauenarbeit  iu 
•lern  rmfange,  wie  es  der  Reichstag  nach 
seinen  Beschlüssen  beabsichtigt,  vorliege;  so- 
dann sei  der  Bundesrat  zu  der  Ueber/.engung 
gekommen,  dass  die  wohlgemeinten  Ziele 
der  Reiehstagsbeseldüsse  auf  dem  vorge- 
schlagenen Wege  uieht  zu  erreicheu  seien, 
weil  die  Arbeit  der  Frauen  und  Kinder  nicht 
nur  für  die  Industrie  selbst,  sondern  insbe- 
sondere auch  für  die  Arbeiterfamilien  un- 
ontltehrlieh  sei  und  namentlich  die  Gefahr 
des  rebergang»  der  Kinder  zur  Hansindustrie 
ttestehe ;  endlich  könne  sich  der  Bundesrat 
nicht  entscldiessen,  dem  Arbeiter  die  Ge- 
legenheit zur  Verwertung  seiner  Arbeits- 
kräfte in  einem  höheren  Masse  zu  be- 
schränken, als  «lies  durch  überwiegende 
Rücksichten  des  öffentlichen  Wohls  erfordert 
werde.  Die  Ablehnung  des  Gesetzentwurfs 
ülter  die  Sonntagsarbeit  wurde  ferner  zu- 
nächst ebenfalls  durch  den  Mangel  eines 
Bedürfnisses  motiviert.  Weiter  wurde  be- 
merkt, der  Hundesrat  könne  die  ihm  in  dem 
Entwürfe  ül>ertrageno  Auf  gälte  der  Regelung 
der  Ausnahmen  nicht  ülternehmen.  da  die 
Verhältnisse  nicht  bloss  bei  den  einzelnen 
Gewerbszweigen.  sondern  auch  innerhalb 
derselben  Gewerhszweige  in  den  ver- 
schiedenen Gegenden  zu  ungleichartig  seien 
und  man  durch  eine  diesen  Verhältnissen 
nicht  Rechnung  tragende  Regelung  Gefahr 
laufen  würde,  nicht  nur  die  Existenzbe- 
dingungen einzelner  Industriezweige,  sei  es 
im  ganzen  Reiche,  sei  es  in  einzelnen 
Gegenden,  zu  erschüttern,  sondern  auch  für 
weite  Kreis»'  der  Arbeiter  eine  Schädigung 
iu  ihrem  bisherigen  Erwerbe  zu  be- 
wirken. 

9.  Die  Novelle  von  1891.  Nachdem 
die  ArfH'iterversicherungsgesotzgehung  mit 
dem  Invaliditäts-  und  Altersversichorungs- 
gesetze  vom  22.  Juni  1**0  vorläufig  abge- 
schlossen war,  konnte  das  allgemeine  Ver- 
langen nach  einer  Verl  icsserung  der  Arbeitei- 
I  Schutzgesetzgebung  nicht  länger  mehr  mit 
I  Erfolg  zurückgedrängt  werden. 

Am  1.  Februar  1*!M>  erschienen  die  beiden 
I  berühmten    kaiserlichen    »lasse   an  den 
i  Reichskanzler    und    an    den  proussiseheu 
j  Handelsminister,  von  denen  der  erstere  die 
i  Abhaltung  einer  internationalen  Konferenz 
j  in    Aussicht   nahm    behufs  Verständigung 
i  über  die  Möglichkeit,  «len  Bedürfnissen  der 
Arbeiter  entgegenzukommen,  welche  in  den 
Ausständen  der  letzten  Jahre  und  ander- 
weit zu  Tage  getreten  seien,  wählend  der 
I  letztere    die    Hcrufimg    des  preussischen 
{Staatsrates  anordnete,  um  über  Zeitdauer 
und  Art  der  Arbeit  der  Fabrikarbeiter,  über 
die  Heranziehung  von  Arbcitervertrotern  zur 


Arbeitersehntzgesotzgebung  (1  )out.sehland) 


477 


gemeinsamen  Beratung  mit  den  Ari>oitge|)ern  , 
und  den  <>rganen  der  Regierung,  sowie  ül)er  I 
die  Entwicklung  der  staatlichen  Bergwerke  ' 
zu  Musteranstalten  und  die  Itessere  Beauf- 
sichtigung   der    Privatbergwerko    zu  t>e- 
raten. 

Zunächst  trat  der  preussische  Staatsrat 
zusammen  und  stellte  nie  Konzessionen  fest 
welche  in  Bezug  auf  eiuen  wirksamen  Ar- 
beiterschutz zu  inachen  seien.  In  der  Zeit 
vom  15.  bis  29.  März  tagte  sodann  die  inter- 
nationale Arbeiterschutzkonferenz  unter  dem 
Vorsitze  des  preussischen  Handelsministors. 
Freiherro  von  Berlepsch.  Man  verständigt«* 
sieh  filier  eine  Anzahl  von  Gesichtspunkten, 
welche  bei  dem  weiteren  Ausbau  der  Ar- 
heitei^hutzgesotzgehung  in  den  beteiligten 
Staaten  ins  Auge  zu  fassen  seien,  ohne  dass 
indes  von  irgend  einer  Seite  eine  bindende 
Verpflichtung  in  dieser  Beziehung  über- 
uommen  wurde.  Schon  am  12.  April  ge- 
langte der  Antrag  Preussons  wegen  Ab- 
änderung der  Gewerbeordnung  an  den 
Bundesrat  und  nach  der  Erledigung  durch 
letzteren  am  0.  Mai  an  den  Reichstag;  ein1 
anderer  von  den  Buudesratsaussehfissen  schon  ; 
seit  längerer  Zeit  vorU'n-iteter  Gesetzent- 
wurf, betreffend  die  Geworl  iogorichte,  wurde 
gleichzeitig  eingebracht.  Wahrend  die  letztere 
Vorlage  noch  im  Sommer  1N90  durchlieraten  i 
und  mit  geringen  Aenderungon  angenommen 
wurde,  nahm  der  ersten-  Gesetzentwurf, 
das  sog.  Arlieitersehutzgesetz  (Reich-druck- 
saohen  Nr.  1  von  1890»,  längere  Zeit  in  An- 
spruch. Der  Inhalt  der  beiden  Vorlagen  ist 
deutlich  ausgesprochen  in  der  Thronrede, 
mit  welcher  der  Reichstag  vom  Kaiser  am 
6.  Mai  eröffnet  wurde: 


».  .  .  Die  im  taufe  des  verflossenen 
Jahres    in    einigen   tandestoilen  vorge- 
kommenen  Ausstandsbewegungen    haben , 
Mir  Anlass  gegeben .  eine  Prüfung  der  j 
Frage  herlieizuführcn .  ob  unsere  Gesotz- j 
gebung  den    innerhalb    der   staatlichen  | 
Ordnung    berechtigten    und    erfüllbaren 1 
Wünschen  der  arbeitenden  Bevölkerung 
in  ausreichendem  Masse  Rechnung  trägt. 
Es  handelt  sich  dabei  in  erster  Linie  um 
die    den   Arbitern    zu  gewährleistende 
Sonntagsruhe  sowie  um  die  durch  Rück- 1 
sichten  der  Menschlichkeit  und  im  Hin-, 
blick  auf  die  natürlichen  Entwickelungs-  1 
gesetze  gebotene  Beschränkung  der  Frauen- 
und  Kinderartieit.     Die  verbündeten  Re- 
gieningen haben  sieh  überzeugt,  dass  die 
von  dem  letzten  Reichstag  in  dieser  Be- 
ziehung   gemachten    Vorschläge  ihrem 
wesentlichen  Inhalte  nach  ohne  Nachteil 
für   andere    lnteresseu    zu  gesetzlicher 
Geltung  gebracht  werden   können.  Im 
Zusammenhange  damit  hat  sich  aber  noch 
eine.  Reihe  weiterer  Bestimmungen  als 


der  Verliesserung  bedürftig  <md  fähig  er- 
wiesen. Hierher  gehören  insbesondere 
die  gesetzlichen  Anordnungen  zum  Schutze 
der  Arbeiter  gegen  Gefahren  für  liehen, 
Gesundheit  und  Sittlichkeit,  sowie  über 
den  Erlass  von  Arbeitsordnungen.  Auch 
die  Vorschriften  über  die  Arbeitsbücher 
bedürfen  einer  Ergänzung  zu  dem  Zwecke, 
um  das  elterliche  Ansehen  gegenüber  der 
zunehmenden  Zuchtlosigkeit  der  jugend- 
lichen Arlieiter  zu  stärken.  Die  hiernach 
erforderliche  Umgestaltung  und  weitere 
Ausbildung  der  Gewerbeordnung  findet 
ihren  Ausdruck  in  einer  Vorlage,  welche 
Ihnen  unverzüglich  zugehen  wird. 

Eine  weitere  Vorlage  erstrebt  die 
lKsssere  Regelung  der  gewerblichen  Schieds- 
gerichte und  zugleich  eine  Organisation 
derseH>en,  die  es  ermöglicht,  diese  Gerichte 
bei  Streitigkeiten  zwischen  Arheitgetiern 
und  Arbeitern  filier  die  Bedingungen  der 
Fortsetzung  oder  Wiederaufnahme  des 
Ariieitsverhältnisses  als  Kinigungsämter 
anzurufen  .  .  . 

Während  in  der  ersten  Hälfte  der  Be- 
ratungen der  Reichstagskommission,  welcher 
der  Entwurf  des  Arbeiterschutzgosetzes 
nach  der  ersten  Iz-sung  im  Plenum  durch 
Beschluss  vom  20.  Mai  überwiesen  wurde, 
die  Neigung  überwiegend  war,  die  Bestim- 
mungen zu  Gunsten  der  Arbeiter  noch  er- 
heblich zu  verschärfen,  machte  sich  später 
eine  umgekehrte  Tendenz  geltend,  die  auch 
während  der  zweiten  Beratung  im  Plenum 
noch  anhielt  und  namentlich  dazu  führte, 
dass  die  im  Entwürfe  vorgesehenen  Be- 
schränkungen der  Beschäftigung  von  weib- 
lichen Personen  etwas  gemildert  wurden; 
andrerseits  wurden  gewisse  gegen  den 
Kontraktbrnch  gerichtete  Bestimmungen  «les 
Entwurfes  teils  gestrichen .  teils  erheblich 
abgeschwächt.  Nachdem  der  Bundesrat 
den  vom  Reichstage  beschlossenen  Abände- 
rungen zugestimmt  hatte,  wurde  der  Entwurf 
am  1.  Juni  1H<J1  vom  Kaiser  vollzogen  und 
in  Nr.  1*  des  Reiehsgesetzblattes  S.  261  ff. 
publiziert. 

Hervorzuheben  ist  noch,  dass  die  Bestim- 
mungen über  die  gewerbliche  Sonntagsruhe 
erst  mit  »lern  1.  April  1S95  (Kaiseri.  Ver- 
ordnung vom  1.  Februar  1S95).  hingegen 
die  übrigen  Bestimmungen  der  Novelle  (mit 
einigen  Ausnahmen)  schon  mit  «lern  1.  April 
1*92  in  Kraft  getreten  sind.  §  154  Abs.  3 
der  Novelle  ist  auch  jetzt  noch  nicht  iu 
Kraft  getreten  (s.  unten  S.  505). 

10.  Sonstige  Reichsgesetze.  Die  Novelle 
von  1*91  hatte  an  den  Bestimmungen  für 
die  im  Handwerke  und  in  Fabriken 
beschäftigten  Lehrlinge  nur  eine  un- 
erhebliche Aenderung  vorgenommen.  Für 
die    Gehilfen     und     Lehrlinge  in 
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Handelsgeschäften  findet  ferner  der 
insbesondere  vom  Arteitersrhutz  handelnde 
Titel  VII  der  Gewerbe-Ordnung  mit  Aus- 
nahme der  Vorschriften  üter  die  Sonntags- 
ruhe und  einiger  weiterer  Bestimmungen 
gemäss  §  l'>4  R,-Gow.-0.  keine  Anwendung. 
Für  diese  beiden  Arteiterkategoricen  sind  nun- 
mehr neue  Bestimmungen  in  grossem  Um- 
fange getroffen  worden  durch  die  Novelle 
vom  26.  Juli  1897  (R.U.B1.  S.  fiC3)  —  Hand- 
werkernovelle —  und  durch  das  neue 
Handelsgesetzgebuch.  vom  10.  Mai  1897 
(RG.B1.  S.  21<l),  m.  unten  S.  501  bezw.  S.  31)7. 

Durch  das  Einffihrungsgesetz  zum  neuen 
Handelsgesetzbuch  (R.G.B!.  S.  483)  ist  ferner 
ein  auf  die  Beschränkung  der  soge- 
nannten Konkurrenzklausel  gerich- 
teter §  133  f.  in  die  Gewerl»e-Ordnung  ein- 
gefügt worden  (s.  unten  S.  4H3).  Bezüglich 
der  Beschäftigung  von  Kindern  beim  ambu- 
lanten Gewerbebetrieb  an»  Wohnorte  und 
beim  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  hat 
die  Novelle  vom  6.  August  1896  (K.G.B1. 
S.  685)  Ergänzungen  zu  &§  42  b  und  60  h 
R-Gew.-Ö.  gebracht  (s.  unten  S.  490). 

I>es  weiteren  sind  hier  zu  erwähnen 
die  teiden  Gesetse  vom  15.  Juni  1895, 

»betr.  die  privatrechtliehen  Verhältnisse  der 
Binnenschiffahrt*  (R.G.B1.  S.  HUI)  und 
»tetr.  die  privatrechtliehen  Verhältnisse  der 
Flössorci*  (R.G.B1.  S.  341),  duivh  welche 
hinsichtlich  der  Rechtsverhältnisse  der  in 
diesen  Betrieteri  beschäftigten  Personen  Be- 
stimmungen getroffen  wurden. 

Endlich  ist  hervorzuheben,  das*  weitere 
Bestimmungen  zum  Schutze  der  Arbeiter  in 
den  U  n  f  a  1 1  v  e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g  s  g  e  s  e  t  z  e  u 
enthalten  sind. 

B.   Geltendes   Recht  bezüglich 
der  gewerblichen  Arbeiter. 

Vorbemerkung.  Die  Festsetzung  der 
Verhältnisse  zwischen  den  selbständigen  Ge- 
wertet reitenden  und  den  gewerblichen  Ar- 
beitern —  nach  der  Ueberschrift  zu  Titel 
VIT  der  Gewerbeordnung  ninfasst  dieser 
Begriff  »Gesellen,  Gehilfen,  Lehrlinge,  Be- 
triebsbeamte, Werkmeister,  Techniker,  Fa- 
brikbeamte« -  ist,  vorbehaltlich  der  durch 
Reichsgesetz  begründeten  Beschränkungen, 
Gegenstand  freier  Uebereinkunft  (R.-Gew.-O. 
§  105  Abs.  1).  Beginn  und  Beendigung  des  Ar- 
beitsverhältnisses, die  Art  der  Beschäftigung, 
die  Arbeitszeit,  die  I/dinnng  regeln  sieh 
daher  im  allgemeinen  im  einzelnen  Falle 
nach  den  Bestimmungen  des  zwischen  Ar- 
beitgeber und  Arteitnehmcr  abgeschlossenen 
Vertrages.  Indes  sind  der  privatrechtliehen 
Freiheit  des  Arbeitsvertrages  in  verschie- 
denen Beziehungen  reichsgesetzlichc  Schran- 
ken gezogen   und  den  Arbeitgebern  zum 


Schutze  der  Arteiter  gewisse  Beschrän- 
kungen und  Verpflichtungen  auferlegt. 
Diese  Vorschriften  beziehen  sich  teils  auf 
alle  Arteiter,  teils  auf  die  Arteiterinnen; 
tesnndero  Fürsorge  ist.  ferner  den  jugend- 
lichen Arbeitern  und  den  Millingen  ge- 
widmet. 


I.  Arbeiter  im  Allgemeinen. 

1.  Arbeit  an  Sonn-  und  Festtagen. 

Der  Grundsatz,  dass  die  Arteiter  zur  Thätig- 
keit  an  Sonn-  und  Festtagen  nicht  ver- 
pflichtet werden  können,  beruhte  in  früheren 
Zeiten  wesentlich  auf  religiösen  Motiven: 
die  soziale  Bedeutimg  der  Sonn-  und 
Festtage  als  Erholungstago  kam  ei-st  in  der 
neuesten  Zeit  zur  Anerkennung.  Vor  dem 
Inkrafttreten  des  Arteiterschutzgesetzes  von 
1891  waren  die  Bestimmungen  der  Gewerbe- 
ordnung über  die  Sonntagsruhe  äusserst 
dürftig.')  Es  war  lediglich  ausgesprochen, 
dass  zu  Arbeiten  an  Sonn-  und  Feiertagen 
die  Arteiter  von  den  Gewerbetreibenden 
nicht  verpflichtet  weiden  könuen,  ausge- 
nommen solche  Arbeiten,  welche  nach  der 
Natur  des  Gewerbebetriebes  einen  Aufschub 
oder  eine  Unterbrechung  nicht  gestatten; 
zudem  hatte  diese  Vorsclirift  lediglieb,  eivil- 
rechtliche  Bedeutung,  ihre  Uebertretung^ 
war  nicht  unter  Strafe  gestellt;  auch  bei 
der  durch  §  306  Ziffer  1  des  Reichsstraf- 
gesetzbuches  unter  Strafe  gestellten  Störung 
der  Feier  der  Sonn-  und  Festtage  handelt 
es  sich  nur  um  solche  Störungen,  welche 
durch  ihre  Wirkung  nach  aussen  die  äussere 
Heilighaltung  der  Sonn-  und  Feiertage 
zu  beeinträchtigen  geeignet  sind. 

Erst  die  Novelle  von  1H01  hat  der  so- 
zialen Bedeutung  der  Sonntagsruhe  in  ent- 
sprechender Weise  Rechnung  getragen. 

Gemäss  §  105a  R.-Gew.-O.  können  dieGe- 
werbetreitenden  die  Arbeiter  im  allgemeinen 
nicht  zum  Arbeiten  an  Sonn-  und  Festtagen 
verpflichten;  Arbeiten  jedoch,  welche  nach 
Massgate  der  Bestimmungen  der  Gewerbe- 
ordnung auch  an  Sonn-  und  Festtagen  vor- 
genommen werden  dürfeu  (s.  im  folgenden), 
fallen  nicht  unter  die  vorstehende  Bestim- 
mung; welche  Tag«'  als  Festtage  zu  gelten 
haben,  bestimmen  die  I  Landesregierungen 
unter  Berücksichtigung  der  örtlichen  und 


')  Die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die 
Sonntagsruhe,  welche  auf  religiösen  Motiven 
beruhen  und  nicht  lediglich  den  Schutz  der  Ar- 
beiter zum  Zweck  haben,  sowie  die  Gesetze  Uber 
die  allgemeine  Schulpflicht,  deren  Ein- 
und  Durchführung  gegen  die  Übermässige  Ver- 
wendung van  Kindern  zur  gewerblichen  Arbeit 
ein  nicht  unwesentliches  Hindernis  bildet, 
bleiben  von  gegenwärtiger  Darstellung 
schlössen. 
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konfessionellen  Verhältnisse.  Nach  der 
Fassung  der  Novelle  ist  sohin  die  Rechts- 
gültigkeit der  Arbeitsverpflichtnng  für  Ar- 
beiten, die  an  Sonn-  und  Feiertagen  vorge- 
nommen wurden,  insoweit  ausdrücklich  an- 
erkannt, als  es  sich  um  Arbeiten  handelt, 
die  nach  den  Bestimmungen  der  Gewerbe- 


reine  Sonn-  und  Festtage,  an  welchen  ort- 
liehe Verhältnisse  einen  erweiterten  Ge- 
schäftsverkehr erforderlich  machen,  kuiui 
die  Polizeibehörde  eine  Vermehrung  der 
Stunden,  während  welcher  die  Beschäftigung 
stattfinden  darf,  bis  auf  10  Stunden  zulassen. 
Die  Stunden,  während   welcher  die  Be- 


ordnung  seihst  auch  an  Sonn-  und  Feier-  schäftigung  stattfinden  darf,  werden  unter 


tagen  vorgenommen  werden  dürfen :  es  sind 
dies  nicht  bloss  diejenigen  Arbeiten,  welche 
das  Gesetz  unmittelbar  erlaubt  (wie  z.  B. 
die  5  stündige  Sonntagsbeschäftigung  eines 
Handlungsgehilfen,  s.  unten),  sondern  auch 
diejenigen,  welche  auf  Grund  des  Gesetzes 
von  gewissen  Behönlen  gestattet  wenlen 
können  (s.  unten  S.  481  82). 

Diejenigen  Betriebe,  in  welchen  an  Sonn- 
und  Festtagen  Arlieiter  nicht  beschäftigt 
wenlen  dürfen  oder  die  Beschäftigung  der 
Arbeiter  doch  nur  unter  gewissen  Be- 
schränkungen gestattet  ist,  sind  im  Gesetze 
im  einzelnen  aufgezählt:  Nach  §  105b 
Abs.  1  *)  dürfen  im  Betriebe  von  Berg- 
werken ,  Sahnen ,  Aufbereitungsanstalten, 
Brüchen  und  Gruben ,  von  Hüttenwerken, 
Fabriken  und  Werkstätten .  von  Zimmer- 
plätzen und  anderen  Bauhöfen,  von  Werften 
und  Ziegeleien  »"»wie  Vi  Bauten  aller  Art 
Arbeiter  au  Sonn-  und  Festtagen  nicht  be- 
schäftigt werden.  Die  den  Arbeitern  zu 
gewährende  Kühe  hat  mindestens  für  jeden 
Sonn-  und  Festtag  24.  für 


Berücksichtigung  der  für  den  öffentlichen 
Gottesdienst  itcstimmten  Zeit,  und  zwar,  sofern 
die  Beschäftigungszeit  durch  statutarische  Be- 
stimmungen eingeschränkt  worden  ist,  durch 
letztere,  im  übrigen  von  der  Polizeibehörde 
festgestellt.  Die  Feststellung  kann  für  ver- 
schiedene Zweige  des  Handelsgewerbes  ver- 
schieden erfolgen. 

Die  Bestimmungen  des  Absatzes  2  finden 
auf  die  Beschäftigung  von  Gehilfen,  Jähr- 
lingen und  Arbeitern  im  Geschäftsbetrieb 
von  Konsum-  und  anderen  Vereinen  ent- 
sprechende Anwendung.  (Diese  Bestimmung 
ist  neu  eingefügt  durch  die  Novelle  von 
ISJHi.) 

Von  einer  erschöpfenden  Definition  des 
Begriffes  »Handelsgewerbe«  hat  der  Gesetz- 
geber Abstand  genommen  und  die  Aus- 
bildung dieses  Begriffes  der  Praxis  über- 
lassen; in  den  Motiven  zum  Gesetzentwurfe 
ist  ausgesprochen,  dass  der  Begriff  «Handels- 
gewerbe«.  'insbesondere  u.  a.  den  Gross- 
wie  den   Kleinhandel ,  einschliesslich  des 


zwei  aufeinander,  Hausi(,rhandels,  tlen  Geld- und  Kmlithandel, 
logen  de  Sonn-  und  resttage  .-»<>,  für  das  ,i-   i  ■.      ,  ■.       r  ,  . 

vir  •>      , .         r.  .  ^,     Ar     */  4 1  <UL'  I^'dianstalteii,  <he  sog.  Hufsgewerbe  des 

weihnachts-,      Oster-      und     Pfiugstfest  n     i  i      o     i  »-       i»       •   •  i  i- 

4C  c.     i     '      ,  ,,     ..  .  '  Handels,  Spedition,   Kommission   und  die 

48  Munden  zu  dauern.     Die  Ruhezeit  y    ;i  „  n  i  t  i    i     v  i 

-u  i-i        1 1           ,           ,           Handelslager,  umfasse.    Auch  die  in  den 
von  zwofl.hr  nachts  zurechnen  und  muss  ,<  .      i  .     v  i .  i.       i     i  s**:  .*  . 


t'oniptoiren  tler  Fabriken  beschäftigten 
Handlungsgehilfen  gehören  hierher,  ebenso 
ler  Mess-  und  Marktverkehr,  soweit 
i  reget- 1  ^  ,|eI,lt„.n,en  Handelsgewei  be  l>etriebeu 
wenlen.. 

Soweit  nun  nach  §  105b  sowie  den  im 
nachstehenden  aufgeführten  Bestimmungen 
der  «SS  105  c  mit  105  i  Gehilfen,  Uhrlinge 
und  Arbeiter  —  und  zwar  nach  der  Novelle 
von  1800  auch  im  Geschäftsbetriebe  von 
,..  Konsum-    und    anderen    Vereinen   —  im 

,  i'S^JSlÄ  H-'^Feri,  an  Sonn-  und  Festtagen 


bei  zwei  aufeinander  folgenden  Sonn-  und 
Festtagen  bis  6  Phr  abends  des  zweiten 
Tages  dauern.  In  Betrieben  mit  n-gel 
massiger  Tag-  und  Nachtschicht 
Riüiezeit  frühestens  um  0  Phr  morgens  des 
Sonn-  oder  Festtages  beginnen,  wenn  für 
die  auf  den  Beginn  der  Ruhezeit  folgenden 
24  Stunden  der  Betrieb  iiiht. 

FYir  das  Handelsgewerbe  Ijestimmt 
§  105b  Abs.  2,  dass  Gehilfen,  Lehrlinge 
und 

Oster-  und  Pfingsttage  überhaupt  nicht,  im 
übrigen  an  Sonn-  und  Festtagen  nicht  länger 
als  5  Stunden  beschäftigt  wenlen  dürfen. 
Dureh  statutarische  Bestimmung  einer  Ge- 
meinde oder  eines  weiteren  Kommunalver- 
bandes kann  diese  Beschäftigung  für  alle 
oder  einzelne  Zweige  des  Handelsgewerbes 
auf  kürzere  Zeit  eingeschränkt  oder  ganz 
untersagt  wenlen.  Für  die  letzten  vier 
Wochen  vor  Weihnachten   sowie  für  ein- 


*)  Soweit  in  gegenwärtiger  Abhandlung  bei 
Anführung  der  Paragraphen  eine  Benennung 
der  Gesetze  etc.  nicht  stattfindet,  handelt  es 
sieb  um  Paragraphen  der  Gewerbeordnung. 


nicht  beschäftigt  wenlen  dürfen,  darf  iu 
offenen  Verkaufsstellen  ein  Geworbebetrieb 
an  diesen  Tagen  nicht  stattfinden.  Weiter- 
gehende Beschränkungen  des  Gewerbebe- 
triebes au  Sonn-  und  F'esttagen  können  durch 
die  Landesregierungen  aufgestellt  wenlen 
(§  41a). 

Ferner  bestimmt  §  55a,  dass  an  Sonn- 
und  Festtagen  der  Gewerbebetrieb  im  Um- 
herziehen, soweit  er  unter  §  55  Abs.  1 
Ziffer  1  bis  3  fällt,  sowie  der  Gewerbebe- 
trieb der  im  §  42  b  bezeichneten  Personen 
verboten  ist;  hierbei  ist  die  Zulassung  von 
Ausnahmen  durch  die  untere  Verwaltungs- 
behörde vorgesehen  und  dem  Bundesrat  die 
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Ermächtigung  gegeben,  über  die  Voraus- 
setzungen und  Bedingungen,  unter  welchen 
9olche  Ausnahmen  zugelassen  werden  dürfen, 
besondere  Bestimmungen  zu  erlassen. 

Wahrend  also^nach  §  105 Ii  lediglich  die 
Beschäftigung  der  gewerblichen  Arbeiter 
an  Sonn-  und  Festtagen  verboten  bezw.  ein- 
geschränkt ist,  die  selbständigen  Gewerbe- 
treibenden aber  durch  die  Bestimmungen 
ütier  die  Sonntagsruhe  nicht  lierührt  werden, 
sind  infolge  der  Vorschriften  in  §§  41  a  und 
55a  im  Handelsgewerbe  auch  die  selb- 
ständigen Gewerbetreibenden  ge- 
hindert, ihrem  Berufe  an  Sonn-  und  Fest- 
tagen nachzugehen. 

Ausdehnung  bezw.  Verschärfung  der 
Bestimmungen  über  die  Sonntagsruhe. 
Cm,  wie  die  Motive  zur  Novelle  von 
1891  sich  aussprechen,  die  Möglichkeit  zu 
schaffen,  ohne  Schwierigkeit  und  Weitläufig- 
keit Lücken  zu  ergänzen,  welche  sich  etwa 
bei  der  Handhabung  der  §§  105  b  ff.  an  der 
Hand  der  Rechtsprechung  herausstellen 
sollten  —  umsomehr,  als  der  Begriff  des 
»Handelsgewerbes*  für  die  Rechtsprechung 
noch  nicht  fest  begrenzt  ist  — ,  ferner  auf 
Grund  der  Erwägung,  dass  die  für  eine 
grosse  Reihe  der  Gewerbe  nunmehr  reichs- 
gesetzlich gewährleistete  Sonntagsruhe  ein 
entsprechendes  Bedürfnis  auch  in  anderen 
Gewerben  wachrufen  dürfte,  wurde  in  §  105  g 
bestimmt,  dass  das  Verbot  der  Beschäftigung 
von  Arbeitern  an  Sonn-  und  Festtagen  durch 
Kaiserliche  Verordnung  mit  Zustimmung  des 
Bundesrates  auf  andere  Gewerbe  ausgedehnt 
werden  darf;  diese  Verordnungen  sind  dem 
Reichstage  bei  seinem  nächsten  Zusammen- 
tritt zur  Kenntnisnahme  vorzulegen;  auf 
die  von  dem  Verbote  zuziüassenden  Aus- 
nahmen finden  dann  die  Bestimmungen  der 

105  c  mit  105  f  entsprechende  Anwendung. 

Bezüglich  der  einzelnen  Ijindesgesctz- 
gebungeu  stellt  §  105  h  ausdrücklich  fest, 
dass  die  Bestimmungen  der  Keichsgewerl»e- 
ordnung  ülier  die  Sonntagsruhe  weiter- 
gehenden landesgesetzlicheii  Beschränkungen 
der  Arbeit  an  Sonn-  und  Festtagen  nicht 
entgegenstehen. 

Ausnahmen  von  den  Verboten  bezw. 
Beschränkungen    der  Sonntagsarbeit. 


Von  den  im  §  105  b  (in  Verbindung 
mit  §  41  a)  aufgestellten  Verboten  bezw. 
Beschränkungen  der  Somitagshesehäftigung 
sind  nun  in  den  folgenden  Paragraphen  eine 
Reihe  von  Ausnahme  n  zugelassen,  und 
zwar  entweder  in  der  Weise,  dass  die  Aus- 
nahmen schon  kraft  Gesetzes  gelten 
(§  H»5c)  oder  dass  sie  durch  den  Bundes- 
rat (§  105  d»  oder  durch  die  unteren  und 
höheren  Verwaltungsbehörden  ($$  105e  und 
105 f)  oder  durch  die  Umdesi-eutralhehördcn 
(45  105h)  statuiert  werden  können. 


a)  Kraft  Gesetzes  finden  die  Bestim- 
mungen des  §  l(»5h  keine  Anwendung: 

1 )  auf  Arbeiten,  welche  in  Notfällen  oder 
im  öffentlichen  Interesse  unverzüglich 
vorgenommen  werden  müssen; 

2)  für  einen  Sonntag  auf  Arbeiten  zur 
Durchführung  einer  gesetzlich  vor- 
geschriebenen Inventur; 

3)  auf  die  Bewachung  der  Betriebsanlagen, 
auf  Arlieiten  zur  Reinigung  und  Instand- 
haltung, durch  welche  der  regelmässige 
Fortgang  des  eigenen  oder  eines 
fremden  Betriebes  bedingt  ist,  sowie 
auf  Arlieiten,  von  welchen  die  Wieder- 
aufnahme des  vollen  werktätigen  Be- 
triebes abhängig  ist,  sofern  nicht  diese 
Arlieiten  an  Werktagen  vorgenommen 
werden  können ; 

4)  auf  Arbeiten,  welche  zur  Verhütung 
des  Verderbens  von  Rohstoffen  oder 
des  Misslingeus  von  Arbeitserzeug- 
nissen erforderlich  sind,  sofern  nicht 
diese  Arbeiten  an  Werktagen  vorge- 
nommen werden  können; 

5)  auf  die  Beaufsichtigung  des  Betrielies, 
soweit  er  nach  Ziffer  1 — 4  an  Sonn- 
und  Festtagen  stattfindet. 

Bei  den  unter  Ziffer  3  und  4  bezeich- 
neten Arbeiten,  sofern  dieselben  länger  als 
[  3  Stunden   dauern   oder  die  Arbeiter  am 
■  Besuche  des  Gottesdienstes  hindern .  sind 
i  die  Gewerbetreibenden  verpflichtet  ,  jeden 
j  Arbeiter  entweder  an  jedem  dritten  Sonntage 
'  volle  36  Stunden   oder  an  jedem  zweiten 
Sonntage  mindestens  in  der  Zeit  von  0  Uhr 
morgens  bis  G  Uhr  abends  von  der  Arlieit 
frei   zu   lassen;    doch    können   selbst  von 
diesen  Vorschriften  Ausnahmen  durch  die 
unteren  Verwaltungsliehörden  dann  gestattet 
werden,  wenn  die  Arlieiter  am  Besuche  des 
sonntäglichen  Gottesdienstes  nicht  gehindert 
werden  und  ihnen  an  Stelle  dt«  Sonntages 
eine  24  stündige  Ruhezeit  an  einem  Wochen- 
tage gewährt  wird. 

Um  eine  wirksame  Kontrolle  dafür  zu 
bieten,  dass  die  Beschäftigung  gewerblicher 
Arbeiter  an  Sonn-  und  Festtagen  sich  auf 
diejenigen  Arbeiten  beseliränkt,  welche  nach 
der  Absicht  des  Gesetzes  allein  ohne  weiteres 
gestattet  sein  sollen,  ist  ferner  bestimmt, 
dass  Gewerbetreibende,  welche  Arlieiter  an 
Sonn-  und  Festtagen  mit  Arlieiten  der  unter 
Ziffer  l  bis  5  erwähnten  Art  beschäftigen, 
verpflichtet  sind,  ein  Verzeichnis  anzulegen, 
in  welches  für  jeden  einzelnen  Sonn-  und 
Festtag  die  Zalü  der  beschäftigten  Arlieiter, 
die  Dauer  ihrer  lies«  hilf tigung  sowie  die 
Art  der  vorgenommenen  Arbeiten  einzutragen 
sind;  das  Verzeichnis  ist  auf  Erfordern  der 
Ortspolizeibchörde  sowie  dem  im  §  139b 
liezeichneten  Beamten  (s.  unten  S.  503)  jeder- 
zeit zur  Einsicht  vorzulegen. 
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Wenn  sich  diese  Ausnahmsvorschriften 
auch  auf  den  ganzen  §  105b  lieziehen,  so 
haben  sie  doch  ihrem  Inhalte  nach  für  das 
Handelsgewerbe  weniger  Bedeutung  als  fflr 
das  Prodiiktivgewerbe. 

b)  Dureh    Beschluss    des    Bundesrates  | 
können  gemäss  §  105  d  Ausnahmen  von  der; 
Bestimmung  des  $  105  b  Abs.  1  (Sonntags- 
rohe für  das  Produktivgewerlto)  zugelassen 
werden  für  bestimmte  Gewerbe,  insbesondere  , 
für  Betriebe,  in  denen  Arbeiten  vorkommen, 
welche  ihrer  Natur  nach  eine  Unterbrechung 
oder  einen  Aufschub  nicht  gestatten,  sowie 
für  Betriel**,  welche  ihrer  Natur  nach  auf! 
bestimmte  Jahreszeiten  bescliränkt  sind  (sog. 
Uampagneindustrieon,  z.  B.  Kilben-  j 
zucker-.  Cichorien-  und  Krautfabriken,  Feld- 
ziegeleien.    Fischräuchereien.     Fruchtkon-  j 
servenfabriken  etc.)  (Hier  welche  in  gewissen  1 
Zeiten  des  Jahres  zu  einer  außergewöhnlich 
verstärkten  Tliätigkoit  genötigt  sind  (sog. 
Saisonindustrieeo.  z.  B.  insbesondere 
verschiedene    Zweig«1    der  Textilindustrie. 
Strohhutfabriken,  Spiel  Warenfabriken  etc.). 
Die  Regelung  der  an  Sonn-  und  Festtagen 
in  diesen  Betrieben  gestatteten  Arlteiten  und 
<ler  Bedingungen,  unter  welchen  sie  gestattet 
sind,  erfolgt  fflr  alle  Behielte  derselben  Art 
gleichmässig  und  unter  Berücksichtigung  der 
Bestimmung  des  S.  lo5e  Abs.  3.  wonach  im 
Falle  einer  mehr  als  3  st  findigen  Dauer  dieser 
Arbeiten   oder  wenn  die  Arbiter  dadurch 
am   Besuche  des  Gottesdienstes  gehindert 
wenlen.  die  Gewerbetivibendon  verpflichtet 
sind .   jeden  Arbeiter  entweder  an  jedem 
dritten  Sonntage  volle  30  Stunden  oder  an 
edem  zweiten  Sonntage  mindestens  in  der 
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it  von  0  Uhr  morgens  bis  0  Uhr  abends 
von  der  Arbeit  freizulassen.  Die  vom  Bundes- 
rate in  dieser  Hinsicht  getroffenen  Be- 
stimmungen sind  durch  das  Reichsgesetz- 
blatt zu  veröffentlichen  und  dem  Reichstage 
bei  seinein  nächsten  Zusammentritt  zur 
Kenntnisnahme  vorzidogen. 

Der  Bundesrat  hat  nun  von  der  ihm  in 
8  1o5d  eingeräumten  Befugnis  Gebrauch 
gemacht  und  Ausnahmen  von  den  Vor- 
schriften des  5}  l<>5b  Abs.  1  zugelassen: 
Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  l 
5.  Februar  1805,  abgeändert  durch  Bckaunt- 
machuug  des  Reichskanzlers  vom  25.  Oktober 
1*95  und  ergänzt  durch  die  Bekannt- 
machungen vom  20.  April.  20.  Juni,  M.Juli, 
27.  November  1806  und  10.  Oktober  1807. 
(Bezüglich  der  Einzelheiten  nmss  auf  die 
citierten  Bekanntmachungen  verwiesen 
werden.) 

Die  grossen  Schwierigkeiten,  welche  die 
Statuierung  der  in  4}  105d  vorgesehenen 
Ausnahmen  bereitete,  hatte  zur  Folge,  dass  : 
die  Einführung  der  Bestimmungen  über  die 
industrielle  Sonntagsruhe  diese  Bestim- 
mungen traten,  wie  ölten  ei*wähnt.  nicht 
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gleichzeitig  mit  den  übrigen  Bestimmungen 
der  Novelle  in  Kraft  —  immer  weiter  hinaus- 
geschoben wurde;  erst  durch  Kaiserliche  Ver- 
ordnung vom  4.  Februar  1805  (R.G.B1.  S.  11) 
wurde  ausgesprochen,  dass  die  fraglichen  Be- 
stimmungen vom  1.  April  1805  au  in  Kraft  zu 
treten  haben;  in  dersellxm  Nummer  des 
Reichsgesetzblattes  erschien  die  erwähnte 
Bekanntmachung  des  Reichskanzlers,  dietr. 
Ausnahmen  vom  Verltote  der  Sonntagsarbeit 
im  Gewerlteltetriolto«,  welcher  ein  Verzeich- 
nis derjenigen  Behielte  Ijeigofügt  ist,  in 
welchen  dio  Sonntagsarbeit  gestattet  ist,  und 
der  Bedingungen,  unter  welchen  diese  Er- 
laubnis Platz  zu  greifen  hat ;  Ziffer  III  dieser 
Bekanntmachung  Umstimmt,  dass  in  Betrielten, 
in  welchen  auf  Grund  dieser  Ausnahms- 
vorschriften Arbeiter  an  Sonn-  und  Fest- 
tagen liesehäftigt  wenlen,  der  Arbeitgeber 
innerhalb  der  Betriol  »«statte  au  geeigneter, 
den  Arbitern  zugänglicher  Stelle  eine  Tafel 
auszuhängen  hat,  welche  in  deutlicher  Schrift 
den  Inhalt  der  Bestimmungen  der  mehr- 
erwähnten Bekanntmachung  und  aus  der 
Tabelle  die  auf  seinen  Betrieb  Itezflgliehen 
Vorschriften  enthält. 

c)  Vorwiegend  örtlichen,  von  Sitte  und 
Gewohnheit  Itoeinflussten  Verhältnissen  trägt 
ein  Teil  der  im  S  105  e  vorgesehenen  Aus- 
nahmsfälle Rechnung:  es  handelt  sich  hier 
insltesondore  um  Gewerlte,  «leren  voll- 
ständige oder  wenigstens  teilweise  Aus- 
übung an  Sonn-  und  Festtagen  erforder- 
lich ist  zur  Befriedigung  entweder 
täglicher  Bedürfnisse  der  Bevöl- 
kerung (also  namentlich  die  mit  der  Her- 
stellung und  dem  Wrtriebc  von  Nahrungs- 
und Genussmitteln  b«'fasstcn  Gewerbe)  ouer 
a  n  diese  n  T  a  g  e  n  b  e  s  o  n  d  e  r  s  h  e  r  v  o  r  - 
tretender  Bedürfnisse  der  Bevöl- 
kerung iz.  B.  Barbiere  und  Friseure, 
t'igarren-  und  Tabakhandlnngen .  Blumen- 
handhmgen):  für  iliese  Betriebe  sowie  für 
Behielte,  welche  ausseldiesslieh  oder  vor- 
wiegend mit  Triebwerken  arhehVn,  die  durch 
Wind  od«-r  unregelmässige  Wasserkraft  be- 
wegt wenlen.  können  durch  Verfügung  der 
höheren  Verwaltungsbehörde  Ausnahmen  von 
den  Bestimmungen  des  !j  105b  zugelassen 
wenlen:  doch  hat  auch  hier  die  Regelung 
der  Ausnahmen  unter  Berücksichtigung  der 
Vorschrift  des  $  105  c  Abs.  3  (s.  oben  sub  b) 
zu  erfolgen. 

Des  weiteren  ist  noch  in  jj  1  «»5  f  vorgesehen, 
dass  von  den  unteren  Verwaltungsitehörden 
einzelnen  Betrielten  unter  Umständen  vor- 
übergehende Ausnahmen  von  den  Vor- 
schriften des  4j  105 b  Abs.  1  auch  in  solchen 
Fällen  bewilligt  werden  können,  die  nicht 
schon  unter  §  105c  fallen:  derartige  Aus- 
nahmen sind  zulässig,  wenn  zur  Verhütung 
eines  unverhältnismässigen  Schadens  ein 
nicht  vorherzusehendes  Bedürfnis  der  Be- 
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schäftigung  von  Arbeitern  an  Sonn-  und 
Feiertagen  eintritt.  Die  Verfügung  der 
unteren  Verwaltungsbehörde  ist  schriftlich 
zu  erlassen  und  muss  von  dem  Untcnieluner 
auf  Erfordern  dem  für  die  Revision  zustän- 
digen Beamten  au  der  Betriebsstelle  zur 
Einsicht  vorgelegt  werden:  eine  Absclirift 
der  Verfügung  ist  innerhalb  der  Betriebs- 
stätte an  einer  den  Arbitern  leicht  zugäng- 
lichen Stelle  auszuhängen,  Um  den  vorge- 
setzten Behörden  eine  wirksame  Aufsieht 
und  eventuell  das  Einschreiten  gegen  eine 
laxe  Handhabung  des  §  105  f  zu  ermög- 
lichen, ist  weiter  vorgeschrieben,  dass  die 
unteren  Verwaltungsbehörden  ülter  die  von 
ihnen  gestatteten  Ausnahmen  ein  Verzeichnis 
zu  führen  haben,  in  welchem  die  Betriel>s- 
stätte,  die  gestatteten  Arbeiten,  die  Zald 
der  in  dem  Betriebe  l>eschäftigten  und  der 
an  den  betreffenden  Sonn-  und  Festtagen 
thätig  gewesenen  Arbeiter,  die  Dauer  ihrer 
Beschäftigiuig  sowie  der  Grund  der  Erlaubnis 
einzutragen  sind. 

d)  Eine  Ausnahmestellung  nehmen  nach 
§  105  i  die  (rast-  und  Schankwirtschafts- 
ge werbe  .  Musikanfftlhrungeii .  Schaustel- 
lungen, theatralische  Vorstellungen  und 
sonstige  Lustbarkeiten  sowie  die  Verkehrs- 
gewerbe ein.  Diese  Gewerbe  sind  von  den 
sämtlichen  vorstehenden  Bestimmungen  über 
die  Sonntagsruhe  ausgenommen:  die  Ge- 
werbetreiliendeu  können  jedoch  die  Arbeiter 
in  diesen  Gewerlien  an  Sonn-  und  Fest- 
tagen nur  zu  solchen  Arbeiten  verpflichten, 
welche  nach  der  Natur  des  Gewerltebetriebes 
einen  Aufschub  oder  eine  Unterbrechung 
nicht  gestatten.  (Bezüglich  der  Sonntags- 
ruhe im  Güterverkehr  der  Eisenlwhnon  s. 
unten). 

e)  Den  Landescentralhehürden  bleibt  es 
gemäss  §  105  h  Abs.  2  vorhalten,  für  ein- 
zelne Festtage,  welche  nicht  auf  einen  Sonn- 
tag fallen,  Abweichungen  von  der  Vorschrift 
des  §  105  b  Abs.  1  zu  gestatten.  Diese  Be- 
stimmung wurde  im  Hinblick  darauf  ge- 
troffen, dass  in  einigen  Teilen  des  Reiches 
eine  Reihe  von  kleinen  konfessionellen  Fest- 
tagen landesrechtlich  unter  die  Zald  der 
anerkannten  Festtage  aufgenommen  ist, 
welche  in  den  übrigen  Teilen  des  Reiches 
nicht  gefeiert  werden  oder  nicht  als  aner- 
kannte Festtage  gelten  (bei  den  Reiehstagsver- 
handlungen  wurde  zur  Begründung  hauptsäch- 
lich auf  die  Verhältnisse  in  Bayern  hinge- 
wiesen): -'die  volle  Beobachtung  der  Vor- 
schriften des  §  105  b  Abs.  1  an  diesen  Fest- 
tageu  würde  einzelne  industrielle  Betriebe, 
welche  mit  Betrieben  gleicher  Art  in  anderen 
Teilen  des  Reiches  im  Wettbewerbe  stehen, 
diesen  gegenüber  in  Nachteil  versetzen« 
(Motive).  Auf  das  Weih  nachts-,  Neujahrs-, 
Oster-,  Himmelfahrts-  und  Pfingstfest  findet 
diese  Bestimmung  jedoch  keine  Anwendung. 


Strafbestimmungen.    Mit  Geldstrafe 
bis  zu  tiOO  Mk.,  im  Unvermögeusfalle  mit 
Haft,  wird  liestraft,  wer  den  vorstehend  auf- 
geführten Bestimmungen  oder  den  auf  Grund 
derselben  erlassenen  Anordnungen  zuwider 
;  Arbeitern    an    Sonn-    und   Festtagen  Be- 
j  schäftigung  giebt,  ferner  wer  den  in  $  41  a 
!  (bezüglich  des  Gewerbcl>etriebes  in  offenen 
Verkaufsstellen)  und  in  §  55a  (bezüglich 
des  Gewerliebetriebes  im  Umherziehen  an 
Sonn-  und  Festtagen)  getroffenen  Bestim- 
mungen zuw  iderhandelt. 

Sonntagsruhe  im  Güterverkehr  der 
Eisenbahnen.  Die  Verkehrsgewerbe  sind 
nach  ausdrücklicher  gesetzlicher  Vorschrift 
( §  105  i)  vom  Verbote  bezw.  der  Einschränkung 
der  Sonn-  und  Festtagsart>eit  ausgenommen. 
Im  Hinblick  jedoch  auf  den  Umstand,  dass 
gerade  auch  im  Verkehrsgewerbe  ein  dringen- 
des Bedürfnis  nach  Gewährung  einer  Sonn- 
tagsruhe für  die  Angestellten  erforderlich 
sei,  trotz  der  erheblichen  Schwierigkeiten  der 
Durchführung,  wurde  schon  bei  Beratung 
des  Arbeiterschutzgesetzes  im  Reichstage 
eine  Resolution  angenommen,  wonach  der 
Reieliskanzler  ersucht  wird,  zur  Förderuug 
der  Gewährung  ausreichender  Sonntagsruhe 
l>eim  Eisenbahndienste  seine  Vermittelung 
bei  den  verbündeteu  Regierungen  eintreten 
zu  lassen  und  insbesondere  dahin  zu  wirken, 
dass  der  Güterverkehr  der  Eisenbalinen 
an  Sonn-  und  Festtagen  möglichst  einge- 
schränkt werde.  Nachdem  bereits  im  Jahre 
1893  für  das  Gebiet  der  preussischen  Staats- 
eisenbahnen  die  Sonntagsruhe  im  Güterver- 
kehr eingeführt  worden  war,  wurden  weiter 
seitens  des  Reich  sei  senbahnaintes  mit  den 
Vertretern  der  verbündeten  Regierungen 
Verhandlungen  eingeleitet  über  die  Ein- 
führung der  Sonntagsruhe  im  Güterverkehr 
auf  den  sämtlichen  Eisenbahnen  Deutsch- 
lands. Das  Ergebnis  dieser  Verhandlungen 
ist  enthalten  in  den  bei  der  Berliner 
Konferenz  vom  8.  Mai  1894  aufge- 
stellten »Grundsätzen  für  die  Ein- 
führ u  ng  der  Sonn  tagsruhe  im  Güter- 
verkehr der  Eisenbahnen  Deutsch- 
lands«. Nach  Massgabe  dieser  Grundsätze 
wurde  noch  im  l-iufe  desselben  Jahres 
seitens  der  bayerischen,  württembergischen, 
badisehen  Staatseisenbahnen,  der  Eisenbahnen 
in  Elsass-Lothringen,  der  pfälzischen  Eisen- 
balinen. der  hessischen  Ludwigsbalui  und 
der  Main  -  Neckarbahn  ein  U  e  b  e  r  e  i  n  - 
kommen  getroffen  über  die  Einfülirung 
der  Sonntagsruhe  im  Güterverkehr  auf  den 
ihnen  unterstellten  Eisenbahnen.  Der  Inhalt 
dieses  Uebereinkommens  ist  folgender:  Der 
Eisenbahngüterverkehr  (ausschliesslich  des 
Vieh- und  des  Eilgutverkehrs)  ist  an  Sonn-  und 
bestimmten  Festtagen  insoweit  einzustellen, 
als  dies  möglich  ist,  ohne  dass  umfassendere 
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baulich«'  Einrichtungen  getroffen  und  «>hne 
dass  die  Betriebsmittel  oder  «las  Personal 
vermehrt  werden.  Auch  abgesehen  hievon 
ist  es  zulässig,  an  Sonn-  und  Festtagen  einzelne 
Güterzüge  zu  fahren,  sofern  und  insoweit 
dies  durch  die  besonderen  Bedürfnisse  des 
Verkehrs  o«ler  des  WettU'werln's  mit  dem 
Auslande  erforderlieh  werden  sollte.  Solehe 
Guter,  welche  aus  besonderen  wirtsehaftliehen 
Rücksichten  eine  Verzögerung  ln  der  Be- 
förderung nicht  ertragen  könnet!  (insbesondere 
leichtverderbliche  Güter)  dürfen  regelmässig 
auch  an  Sonn-  und  Fcsttap>n  transj>ortiert 
werden.  Als  Sonn-  und  Festtag  wird  die 
Zeit  von  Mitternacht  zu  Mitternacht  gerechnet, 
doch  ist  es  ausreicheml,  wenn  völlige  Riün- 
in  der  Zeit  von  4  Uhr  morgens  las  8  l'hr 
abends  herrscht  uml  die  eisten  Morgon- 
und  letzten  Abendstunden  ziu-  Tel  Ölleitung 
des  Dienstes  in  die  Ruhe  und  umgekehrt 
verwendet    werden.     Um   es   «lern  Fahr- 

Jiersonal  zu  ermöglichen,  die  ihm  gebotene 
tuhe  in  der  Heimat  zuzubringen,  sind  die 
Angestellten  spätesten.-*  morgens  4  Uhr  nach 
ihrer  Heimatstation  zurückzuführen  und  bis 
abentls  <»  l'hr  ausser  Dienst  zu  stellen,  wenn 
nicht  etwa  der  Personenverkehr  oder  Stell- 
vertretungen eine  andere  Venvendung  er- 
fonlcrlich  macheu.  Eine  zeitweilige  Ein- 
schränkung «»der  völlige  Aufhebung  der 
Sonntagsruhe  auf  einzelnen  Stnvken  oder 
in  ganzen  Verwaltungsbezirken  kann  für  die 
Zeiten  des  stärksten  Verkehrs  durch  die 
Betriebsleitungen  der  einzelnen  Verwaltungen 
angeonlnet  werden,  rundlich  ist  als  Zeit- 
punkt des  Inkrafttretens  der  Sonntagsruhe 
der  1.  Mai  1895  bestimmt. 

2.  Verbot  des  Trucksystems  und 
weitere  BeHtimroungen  über  J/ohn- 
zahlungen.  Eine  Erweiterung  der  bestehen- 
den Arbeiterschutzbestimmungen  brachte  die 
Novelle  von  1891  auch  in  den  Vorschriften, 
welche  sich  gegen  die  erfahrungsgomäss 
liei  «1er  Lohnzahlung  zum  Nachteil  der 
Arbeiter  vorkommcmlen  Missbräuche,  ins- 
besondere das  sog.  Trucksvstem.  richten  j 
<§§  115-119a). 

Diese  \  orschriften  gelten  nicht  nur  für  i 
die  Gewerbetreibenden  selbst,  sondern  auch  I 
für  deren  Familienglie«ler.  Gehilfen,  Beauf- ! 
tragte,  Geschäftsführer.  Aufseher  und  Fak- 
toren   sowie    auch   für  andere  Gewerbe- 
treibende,   bei   deren   Geschäft    eine  der 
hier  erwähnten  Personen  unmittollor  «'der 
mittellur  beteiligt  ist  (Sj  llü):  sie  gelten 
ferner  auch  zum  Schutze    derjenigen  Per- 
sonen,   welche  für 
treibende  ausserhalb 
letzteren     mit    Anfertigung  gewerblicher 
Erzeugnisse  beschäftigt  sind-  —  d.  i.  für 
sog.  Heimarbeiter  und  IIausgewerbetreilion.de 
-    und  zwar  auch  daim,  wenn  sie  die  Roh- 
und  Hilfsstoffe  selbst  beschaffen  <§  119  b): 


bestimmt«-  Goweriie- 
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sie  gelten  endlich  auch  für  die  Besitzer  und 
Arbeiter  von  Bergwerken.  Salinen,  Aufhe- 
reitungsanstalten  und  unterinlisch  botrie- 
l»enen  Brüchen  oiler  Gruiten  (S,  154a  Abs. 
1);  dag«'gen  finden  sie  keine  Anwendung 
auf  die  (iehilfen  und  Jährlinge  in  Handels- 
geschäften und  Apotheken  («j  154  Abs.  1). 

Der  Inhalt  dieser  Schutzliestiinmungeu 
ist  folgender: 

Die  Gcwcrliet  reihenden  sind  nach  §  1 15 
verpflichb-t,  dio  Löhne  ihrer  Arl«oitor  in 
Reichswährung  zu  l>erechnen  und  bar  aus- 
zuzahlen. Sie  dürfen  «leu  Arbitern  keine 
Waren  kreditieren.  Doch  ist  es  gestattet, 
den  ArU-itorn  1/,'liensniittol  für  den  Betnig 
der  Anschaffungskosten ,  Wohnung  und 
liandnntzung  gegen  die  ortsüblichen  Miet- 
und  Pachtpreise.  Feuerung,  Beleuchtung, 
regelmässige  Beköstigung,  Arzneien  und 
ärztliche  Hilfe  sowie  Werkzeuge  und  Stoffe 
zu  den  ihnen  ültertragen«>n  Artieiteu  für  den 
Betrag  der  durchschnittlichen  Selbstkosten 
unter  Anrechnung  l»ei  der  I/rfiuzahlung  zu 
verabfolgen.  (Die  Motive  in'sagen,  dass  zu 
den  Anschaffungskosten «.  gerechnet  wer- 
den dürfen  «lie  Trans]  »ort  koston,  während 
die  ^durchschnittlichen  Selbstkosten«  noben 
den  Anschaffungskosten  noch  die  Kosten 
für  Iiiigerung,  V«>rsichemng,  Zinsen  ent- 
lialten).  Eine  Ausnalime  ist  jedoch  zuge- 
lassen U-züglich  der  Verabfolgung  voti 
Werkzeugen  und  Stofb-n  für  Akkordarbeiten: 
hier  ist  die  Verabfolgung  zu  einem  höheren 
Preise  als  <len  «lurchschnittlichen  Selbst- 
kosten unier  der  doppelten  Voraussetzung 
zulässig,  dass  dieser  höhere  Preis  den  orts- 
üblichen nicht  ül»erstcigt  und  im  voraus 
vereinbart  ist;  diese  Ausnahme  entsprang 
der  Besorgnis,  dass  die  Arbeiter  mit  den 
ihnen  zu  hilligerem  Preise  ülierlassenen 
Waren  (z.  B.  Nähgarn)  Handel  treiben 
könnten. 

Die  Nichtbeachtung  der  in  Rede  stehen- 
den Bestimmungen  ist  nicht  um-  unter 
Strafe  gestellt  (Geldstrafe  big  zu  2ü00  Mk. 
un«l  im  Unvermögensfalle  Gefängnis  bis  zu 
(»  Monaten.  S.  14<i  Ziff.  1),  sondern  hat  auch 
rivilrechtliehe  Folgen.  Arbeiter,  deren  For- 
«lerungen  nicht  bar  in  Reichswährung  l»e- 
richtigt  worden  sind  oder  denen  für  eine 
im  Widerspniche  mit  $  115  Abs.  2  kredi- 
tierte Warenschuld,  wenn  auch  mit  ihrer 
Zustimmung,  Ihm  der  l>ohnzahlung  ein  Ab- 
zug gemacht  worden  ist,  können  zu  jeder 
Zeit  —  ausser  im  Fall«'  eingetretener  Ver- 
jährung —  nachträglich  noch  Barzahlung 
fordern,  ohne  dass  ihnen  eine  Einrede  aus 
dem  an  Zahlungsstatt  Gegebenen  (Zahlungs-, 
Bereicherungs-,  Kornpeusations-,  Retentious- 
einrede  etc.)  entgegengehalten  wenlen  kann; 
das  an  Zahlungsstatt  Gegebene  fällt,  soweit 
es  noch  liei  dem  Empfänger  vorhanden  oder 
dieser   daraus    bereichert    ist.  derjenigen 
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Hilfskassc  zu,  welcher  der  Arbiter  ange- 
hört, in  Ermangelung  einer  solchen  einer 
anderen  zum  Besten  der  Arbiter  an  dem 
Orte  bestehenden,  von  der  Gemeindeliehörde 
zu  bestimmenden  Kasse  und  in  deren  Er- 
mangelung der  Ortsarmenkasse  (§  116). 

Verträge,  durch  welche  eine  andere  als 
die  in  §  115  vorgesehrieltene  Zahlungsweiso 
aushedungen  wurde,  sind  nichtig.  Dasselbe 
gilt  von  Verabredungen  zwischen  den  Ge- 
werbetreibenden und  den  von  ihnen  be- 
schäftigten Arbeitern  über  die  Entnahme 
der  Bedürfnisse  der  letzteren  aus  gewissen 
Verkaufsstellen  sowie  überhaupt  ülicr  die 
Verwendung  des  Verdienstes  dersell>eu  zu 
einem  anderen  Zweck  als  zur  Beteiligung 
an  Einrichtungen  zur  Verliesserung  der 
Lage  der  Arbeiter  oder  ihrer  Familien. 
(§  117).  Forderungen  für  Waren,  welche 
dem  §  ll.r>  zuwider  kreditiert  worden  sind, 
können  von  dem  Gläubiger  weder  einge- 
klagt noch  durch  Anrechnung  oder  sonst 
geltend  gemacht  werden,  ohno  Unterschied, 
ob  sie  zwischen  den  Beteiligten  immittelbar 
entstanden  oder  mittel ttar  erworben  sind. 
Dagegen  fallen  dergleichen  Forderungen 
derjenigen  Hilfskasse  zu,  welcher  der  Ar- 
beiter angehört,  bozw.  einer  anderweitigen 
Arbeiterhilfskasse  des  Ortes  oder  der  Orts- 
armenkasse (§  118). 

Zu  diesen  ihrem  wesentlichen  Inhalte 
nach  schon  vor  dem  .lahre  1891  bestehenden 
Vorschriften  treten  nun  noch  die  neuen 
Arbeiterschutzl>estiinmungen  der  Novelle : 

Nach  §  llüa  dürfen  seitens  der  Ge- 
werbetreibenden bezw.  der  ihnen  nach  S.  119 
(s.  oben  S.  4SH)  gleichzuachtenden  Personen 
Lolin-  und  Abschlagszahlungen  an  Arbeiter 
einschliesslich  der  in  §  119  b  (s.  oben)  ge- 
nannten Personen  in  Gast-  und  Schankwirt- 
schaften oder  Verkaufsstellen  nicht  ohne  Ge- 
nehmigung durch  die  untere  Verwaltungs- 
behörde erfolgen.  Diese  Bestimmung  soll 
der  bei  Lohnzahlungen  an  den  bezeichneten 
Orten  naheliegenden  Gefalir  vortrugen,  dass 
die  Arbeiter  verleitet  werden,  alsbald  einen 
Teil  des  f/)hnos  an  Ort  und  Stelle  auszu- 
geben. 

Ferner  dürfen  Lohnzahlungen  an  Dritte 
nicht  erfolgen  auf  Grund  von  Rechtsge- 
schäften oder  Urkunden  über  Rechtsge- 
schäfte, welche  nach  §  2  des  Oesotzes  betr. 
die  Beschlagnahme  des  Arbeits-  oder  Dienst- 
lohnesc  vom  21.  Juni  1SK9  rechtlich  un- 
wirksam sind.  Die  einschlägigen  Be- 
stimmumren  dieses  Gesetzes  (Bundesgesetz- 
blatt 1S«U  S.  212)  lauten: 

§  1.  Die  Vergütung  (Lohn,  Gehalt.  Honorar 
u.  s.  w.'i  für  Arbeiten  oder  Dienste,  welche  auf 
Grund  eines  Arbeit-»-  oder  Dienstverhältnisses 
geleistet  werden,  darf,  sofern  dieses  Verhältnis 
die  Erwerbsthiitigkeit  des  Verglttungsberech- 
tiglen  vollständig  oder  hauptsächlich  in  An- 
spruch nimmt,  zum  Zwecke  der  Sicher^tellong 


oder  Befriedigung  eine»  Gläubigere  erst  dann 
mit  Beschlag  belegt  werden,  nachdem  die 
Leistung  der  Arbeiten  oder  Dienste  erfolgt  und 
nachdem  der  Tag,  an  welchem  die  Vergütung 
gesetzlich,  vertrag«-  oder  gewohnheitsmässig  zn 
entrichten  war,  abgelaufen  ist.  ohne  dass  der 
VergUtungsberechtigt«  dieselbe  eingefordert  hat. 

;}  2.  Die  Bestimmungen  des  §  1  können 
nicht  mit  rechtlicher  Wirkung  durch  Vertrag 
ausgeschlossen  oder  beschränkt  werden. 

Soweit  nach  diesen  Bestimmungen  die  Be- 
schlagnahme unzulässig  ist,  ist  auch  jede  Ver- 
fügung durch  Cession,  Anweisung,  Verpfändung 
oder  durch  ein  anderes  Rechtsgeschäft  ohne 
rechtliche  Wirkung. 

Hiernach  ist  dem  Arl>eitgel>er  verboten, 
den  lx)hn  des  Arbeiters  an  einen  (Zessionar 
oder  Assignatar  auszuzalden.  wenn  die 
Cession  oder  Anweisung  vor  Ablauf  des 
Tages,  an  welchem  der  Lohn  fällig  wurde, 
oder  vor  I<eistung  der  Arbeit  erfolgt  ist. 

Durch  ?i  119a  ist  ferner  den  Loh  nein  - 
be  ha  1 1  u  Ii  ge  n .  welche  zur  Sicherung  gegen 
Kontraktbruch  ausl»edungen  wenlen  -  das 
Ausbedingen  einer  Lohnzurück  behaltung  zu 
anderen  Zwecken,  insbesondere  zur  Auf- 
bringung einer  Kaution,  ist  u  i  eh  t  verltoten  — 
eine  gewisse  Grenze  gezogen.  Lohneinl«- 
haltungen.  welche  von  Gewerbeunternehmern 
zur  Sicherung  des  Ersatzes  eines  ihnen  aus 
der  widerrechtlichen  Auflösung  des  Arbeits- 
verliältnisses  erwachsenden  Scliadens  oder 
einer  für  diesen  Fall  verabredeten  Strafe 
ausbedungon  wenlen.  dürfen  Itei  den  ein- 
zelnen l/)huzahlungen  ein  Viertel  des 
fälligen  Lohnes,  im  Gesamtl  lotragc  ilen  Be- 
trag eines  durch.schnittliehen  Wochenlohnes 
nicht  üU'isteigen.  Daneben  bestimmt  alier 
§  12 Ib.  dass  der  Arbeitgeber  liei  rechts- 
widrigem  Verlassen  der  Arls?it  durch  einen 
Gesellen  oder  Gehilfen  als  Entschädigung 
für  den  Tag  des  Vertragsbruches  nud  jeden 
folgenden  Tag  der  ausbedungenen  oder  ge- 
setzmässigen  Arbeitszeit,  höchstens  aber  für 
1  Woche,  den  Betrag  des  ortsüblichen  Tage- 
lohnes 8  des  Reiehskrankenversicherongs- 
gesetzes'  vom  lö.  Juni  1883,  H.G.B1.  S.  73) 
fonlern  kann.  Diese  Forderung  ist  an  den 
Nachweis  eines  Schadens  nicht  gebunden, 
auch  der  Gegenbeweis,  dass  Schaden  nicht 
entstanden  sei,  ist  unzulässig.  Durch  die 
Geltendmachung  dieser  den  Charakter  einer 
»Busse,  an  sich  tragenden  fixierten  Ent- 
sehädigungsfordernng  wird  der  Anspruch 
auf  Krfüllung  des  Vertrages  und  auf 
weiteren  Schadenersatz  ausgeschlossen.  Das- 
selbe Recht  steht  dem  Gesellen  oder  Ge- 
hilfen gegen  den  Arboitgelxir  zu,  wenn 
er  v<>n  diesem  vor  rechtmässiger  Beendigung 
des  Arbeitsverhältnisses  entlassen  worden 
ist.  Die  Bestimmungen  des  §  124b  finden 
jedoch  gemäss  §  UM  Abs.  2  auf  Arbeitgeber 
und  Arbeiter  in  Fabriken,  in  welchen  iu  der 
Regel  mindestens  20  Arbeiter  beschäftigt 
werden,   keine  Anwendung;    den  Unter- 
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uehmern  sch  lier  Fabriken  ist  untersagt,  für  .  so  «lass  der  Arl«eitor  gogelicnon  Falles  den 
den  Fall  der  rechtswidrigen  Auflösung  dos  j  Weg  der  Oivilklage  lieschreiten  muss. 
Arbeitsverhältnisties  dureh  den  Arbeiter  die  ■  Auf  Antrag  des  Arbeiters  hat  die  <>ris- 
Verwirkung  des  rückständigen  I/>hnes  ul>ei •  polizeiMiördo  das  dem  Arlieitor  etwa  aus- 
den  Betrug  des  durchschnittlichen  Wochen-  gestallte  Zeugnis  kosten-  und  stompelfrei  zu 
lohnes  hiuaus  auszuliedingen.    Dem  l'ntor-  beglaubig««!!  (5j  114». 

nehmer  eines  solchen  grösseren  Betriebes  steht       Bezüglich  der  Arlwitszeugnisse  mindor- 
sonach  nicht  wie  dem  kleineren  Gewerl>e-  jähriger  Personen  s.  unten  S.  UK 
treibenden  ein  gesetzlicher  Entschädigungs-       4.  Schutz  gegen  Gefahren  für  Leben, 
ansprach  zu,  er  ist  vielmehr  auf  die  Verein-  Gesundheit  nnd  Sittlichkeit.    Von  bcson- 
barang  einer  Kouventiona] strafe  —  deren 
Höhe  wieder  gesetzlich  begrenzt  ist  —  an- 
gewiesen. 

Durch  statutarische  Bestimmung  einer 
Gemeinde  oder  eines  weilereu  Kommunal- 
verbandes kann  für  alle  Gewerbetreibenden 
oder  gewisse  Arten  dersellien  festgesetzt 
werden,  dass  Lohn-  und  Abschlagszahlungen 
in  festen  Fristen  erfolgen  müssen,  welche 


derer  Wichtigkeit  sind  die  Massnahmen 
zum  Schutze  der  Arbeiter  gegen  die  mit 
dem  Gewerbebetrieb  verbun  denen  Gefahren 
für  I/el»en  und  Gesundheit.  Eine  derartige 
Schutzbestimmung  ist  schon  für  die  Ge- 
nehmigung der  konzessionspfliehtigen  Ge- 
werbeanlagen (wie  Pulverfabriken,  Hammer- 
werke.ehomischeFabrikon  etc.,  §16K.-Gew.-0.) 
getroffen:  bei  einer  solchen  Genehmigung 


nicht  länger  als  einen  Monat  und  nicht  sind  von  der  zuständigen  Behörde  auch  die- 
küi-zer  als  eine  Woche  sein  dürfen.  ($)H»a  jenigen  Anordnungen  zu  treffen,  welche 
Abs.  2|.  zum  Schutze  der  Arbeiter  gegen  Gefalir  für 

Zuwiderhandlungen  gegen  §  11  na  oder  ,  Gesundheit  und  Leben  notwendig  sind  (§  18 
gegen  die  auf  Grund  des  $  U9a  Abs.  2  er-  j  R.-Gew.-O.).    Wer  solche  Bedingungen  nicht 


lasscnen  statutarischen  Bestimmungen  werden 
gemäss  §  14H  Ziff.  13  mit  Geldstrafe  bis  zu 
läM  Mk.,  im  ruvermogensfalle  mit  Haft  bis 
zu  1  Wochen  bestraft. 

Endlieh  sind  hier  noch  zu  erwähnen  die 
Bestimmungen  in  §  24  des  Gesetzes  über 
die  privatrechtlichon  Verhältnisse  der  Binnen- 
schiffahrt und  in  $  2»)  des  Gesetzes  über 
die     privatrechtlicheu     Verhältnisse  der 

Flösserei  (s.  olton  S.  47S),  wonach,  wenn  ;  Grundsatz  auf,  dass  die  Gewerbeunternehmer 
ül>er  die  Zeit  der  Lohnzahlung  nichts  anderes  bei  Vermeidung  von  Strafeinschreitung  ver- 
vereinbart ist,  der  Schiffsmann  liezw.  Floss-  pflichtet  seien,  alle  diejenigen  Einrichtungen 
mann  am  Sc  hlüsse  jeder  zweiten  Woche  die  herzustellen  und  zu  unterhalten,  welche  mit 
Auszahlung  dos  verdienten  I/jhncs  verlangen  Rücksicht  auf  die  besondere  Beschaffenheit 
kann  (vgl.  bezüglich  dieser  l'ersonenkate- ;  des  Gewerbebetriebs  und  der  Betriebs- 
gorioeu  unten  sub  Ziff.  0).  werkstätte  zu  thunlichster  Sicherheit  gegen 

3.  Arbeitszeugnisse.    Schon  vor  Er-  Gefahr  für  liehen  und  Gesundheit  notwendig 


einhält,  wird  mit  Geldstrafo  bis  zu  300  Mk. 
und  im  Unvermögensfalle  mit  Haft  bestraft; 
ausserdem  kann  die  Polizeibehörde  die  Weg- 
schaffung der  Anlage  oder  die  Herstellung 
des  den  Bedingungen  entsprechenden  Zu- 
standes  anordnen. 

Nel>en  dieser  auch  jetzt  noch  massgeben- 
den Bestimimmg  stellte  die  R.-Gew.-O.  in  der 
früheren  Fassung  nur  noch  den  allgemeinen 


lass  der  Novelle  von  1*91  waren  die 
Arbeiter  berechtigt.  Iieim  Al>gange  aus 
dem  Dienste  ein  Zeugnis  über  die  Art 
und  Dauer  ihrer  Beschäftigung  zu  fordern, 
weiches  auf  ihr  Verlangen  auch  auf  ihre 
Führung  auszudehnen  war.     Die  Novelle 


sind.  1  )em  Bundesrat  war  die  Ermächtigung 
zum  Erlass  von  Vorschriften  darüber  ein- 
geräumt, welche  Einrichtungen  für  alle  An- 
lagen einer  bestimmten   Art  herzustellen 

seien. 

Durch  die  Novelle  von  1891  habeu  diese 


(S  113)  brachte  die  Neuerung,  dass  das  Bestimmungen  eine  bedeutende  Erweiterung 
Zeugnis  auf  Verlangen  des  Arbiters  auch  nnd  Ausgestaltung  erfahren.  Während  die 
über  seine  Leistu  ngon  Auskunft  zu  gelten  bisherig«1   Fassung,    wie    die    Motive  zur 


hat  und  dass  es  den  Arbitgebrn  untersagt 
ist,  die  Zeugnisse  mit  Merkmalen  zu 
versehen,  welche  den  Zweck  habn,  den 
Arteiter  in  einer  aus  dem  Wortlaut  des 
Zeugnisses  nicht  ersichtlichen  Weise  zu 
kennzeichnen.  Die  Zuwiderhandlung  gegen 
die  letztere  Bestimmung  (filier  unzulässige 
Eintragungen)  ist  durch  $j  140  Al>s.  1  Ziffer 
3  mit  Geldstrafe  bis  2<MH>  Mk..  eventuell  G«^- 
fängnis  bis  zu  t>  Monaten  bdroht:  dagegen 
findet  sich  in  der  Geworircordnung  auch  in 
der  neuen  Fassung  eine  Strafandrohung  wegeu 


Novelle  bemerken,  auf  der  einen  S*«ite  zu 
eng  war,  indem  sie  bi  strikter  Auslegung 
nur  du  ein«-n  Schutz  fordert,  wo  die  Be- 
soliaffoidieit  «les  Betriebes  oder  der  Betriebs- 
stätte bsondore  Gefahren  mit  sich  bringt, 
war  sie  auf  der  anderen  Seite  zu  allgemein, 
indem  sie  weder  den  Gewerbetreil  icnden, 
an  welche  die  Anforderung  gestellt  war, 
noch  den  Behörden,  welche  zu  ihrer  Geltend- 
machung berufen  waren,  die  erforderlichen 
Anhaltspunkte  über  Art  und  Mass  der  Ver- 
pflichtung gab;    hierzu  kam,   «lass  zum 


Verweigerung  des  Zeugnisses  nicht,  Schutze  gegen  Gefahren  für  die  Sittlichkeit 
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der  Arbeiter,  wenigstens  der  erwachsenen, 
Vorschriften  nicht  bestanden. 

Der  neue  Sj  120a  zahlt  nun  die  Anforde- 
rungen auf,  welche  in  Beziehung  auf  Sicher- 
heit und  ü  e  s  u  n  d  h  e  i  t  der  Arbeiter,  oluie 
Rücksicht  darauf,  ob  der  Betrieb  oder  die 
Betriebsstätte  besondere  (iefahreu  mit  sic:h 
bringen,  an  jeden  Gewerbetreibenden  zu 
stellen  sind,  und  bezeichnet  die  dabei  in 
Krage  kommenden  Bedürfnisse  im  eiuzelnen 
soweit,  dass  die  Gewerbetreibenden  für  die 
von  ihnen  zu  erfüllenden  Verpflichtungen, 
die  Behördeu  für  die  von  ihnen  zu  stellenden 
Anforderungen  genügende  Anhaltspunkte  er- 
halten. Die  Gewerbeunternehmer  sind  ver- 
pflichtet, die  Arbeitgrau me,  Betriebsvorrich- 
tungen, Maschinen  und  Gerätst  haften  so  ein- 
zurichten und  zu  unterluüten  und  den  Botrieb 
so  zu  regeln,  dass  die  Arbeiter  gegen  Gofaliren 
für  Leben  und  Gesundheit  soweit  geschützt 
sind,  wie  es  die  Natm-  des  Botricltos  ge- 
stattet. Insbesondere  ist  für  genügendes 
Licht,  ausreichenden  Luftraum  und  Luft- 
wechsel, Beseitigung  des  bei  dem  Betriebe 
entstehenden  Staube»,  der  daltei  entwickelten 
Dünste  und  Gase  sowie  der  dabei  entstehen- 
den Abfälle  Sorge  zu  tragen.  EIkjiiso  sind 
diejenigen  Vorrichtungen  herzustellen,  welche 
zum  Schutze  der  Arbeiter  gegen  gcfülu'liche 
Berührungen  mit  Maschinen  oder  Maschinen- 
teilen oder  gegen  andere  in  der  Natur  der 
Betriebsstätte  oder  des  Betriebs  liegende 
Gefahren,  namentlich  auch  gegen  die  Ge- 
fahren, welche  aus  Fabrikbränden  erwachsen 
können,  erforderlieh  sind.  Endlich  sind  die- 
jenigen Vorschriften  üt>er  die  Ordnung  des 
Betriebes  und  das  Verhalten  der  Arbeiter 
zu  erlassen,  welche  zur  Sicherung  eines  ge- 
fahrlosen Betriebes  erforderlich  sind. 

In  gleicher  Weise  regelt  §  1201.  die 
zum  Schutze  der  Arbeiter  gegen  Gefaliren 
für  die  Sittlichkeit  allgemein  zu  stellen- 
den Anforderungen.  Danach  sind  die  Ge- 
werbeunternehmer  verpflichtet ,  diejenigen 
Einrichtungen  zu  treffen  und  zu  unterhalten 
und  diejenigen  Vorschriften  ül>or  das  Ver- 
halten der  Arbeiter  im  Betrieb««  zu  erlassen, 
welche  erforderlich  sind,  um  die  Aufrecht- 
orhaltung der  guten  Sitten  und  des  Anstandes 
zu  sichern.  Insbesondere  muss,  soweit  es 
die  Natur  des  Betriebes  zulässt,  bei  der 
Arlieit  die  Trennung  der  Geschlechter  durch- 
geführt werden,  sofern  nicht  die  Aufrecht- 
erhaltung der  guten  Sitten  und  des  Anstandes 
durch  die  Einrichtung  des  Betriebes  ohnclün 
gesichert  ist.  In  Anlagen,  deren  Bot  rieh  es 
mit  sich  bringt,  dass  die  Arbeiter  sich  um- 
kleiden und  nach  der  Arbeit  sich  reiuigen, 
müssen  ausreichende,  nach  Geschlechtern 
getrennte  Ankleide-  und  Waschräume  vor- 
handen sein.  Die  Bedürfnisanstalten  müssen 
so  eingerichtet  sein,  dass  sie  für  die  Zahl 
der  Arbeiter  ausreichen,  dass  den  Anforde- 


rungen der  Gesundheitspflege  entsprochen 
wird  und  dass  ihre  Benutzung  ohne  Ver- 
letzung von  Sitte  und  Anstand  erfulgeu  kann. 

Gemäss  §  120e  Abs.  1  können  nun 
durch  Besehluss  des  Bundesrates  Vor- 
schriften darüber  erlassen  werden,  welchen 
Anforderungen  in  bestimmten  Arten  von 
Anlagen  zur  Durchführung  der  in  den 
{?§  120  a  und  120  b  (sowie  §  120  c,  s. 
unten  S.  407)  enthaltenen  Grundsätze  zu 
geniigen  Ist.  Soweit  solche  Vorschriften 
durch  den  Bundesrat  nicht  erlassen  sind, 
können  diesellteit  durch  Anordnung  der 
Landescentralbehörden  oder  durch  polizei- 
liche Verordnungen  der  hiezu  berechtigten 
Behörden  erlassen  werden.  Vor  dem  Erlass 
solcher  Anordnungen  und  polizeilicher  Ver- 
ordnungen sind  aber  die  Vorstände  der  be- 
teiligten Berufsgenossenscliaften  oder  Berufs- 
geuosseuschaftssektionen  gutachtlich  zu  hören 
(§  120  e  Abs.  2). 

Eine  vollkommen  neue  Bestimmung  ent- 
hält §  120  e  Abs.  .*!.  Für  diejenigen  Gowerbe 
nämlich ,  in  welchen  gewisse  damit  ver- 
bundene besondere  Gefahren  nur  durch  Be- 
schränkung der  täglichen  Arbeitszeit  beseitigt 
oder  doch  erheblich  eingeschränkt  werden 
können,  hatte  sich  der  Bundesrat  schon  vor 
dem  Erlass  der  Novelle  von  1891  für  er- 
mächtigt gelialten.  für  die  tägliche  Arbeits- 
zeit ein  höchstes  Mass  vorzuschreiben.  Aus 
den  Berichten  der  Fabrikaufsichtsbeamten 
hatte  sich  nun  aber  ergeben,  dass  in  einzelnen 
Gewerbszweigen,  deren  Betrieb  an  und  für 
sich  nicht  mit  besonderen  Gefahren  verbunden 
ist,  hie  und  da  eine  so  übermässige  tägliche 
Arl>oit.szeit  üblich  war,  dass  die  Bescliäftigung 
in  diesen  (teworbszweigou  »'hon  aus  diesem 
Grund»;  als  schlechthin  gesundheitsschädlich 
angesehen  werden  musste.  I"m  nun  den 
hieraus  erwachsenden  Missständen  entgegen- 
treten zu  können,  wurde  durch  §  120  c 
Abs.  M  bestimmt,  dass  durch  Besehluss 
des  Bundesrates  für  solche  Gewerbe,  in 
welchen  die  Dauer  der  täglichen  Arbeitszeit 
eine  übermässige  ist  und  hierdurch  die 
Gesundheit  der  Arbiter  gefährdet  wird, 
Dauer,  Beginn  und  Ende  der  zu- 
lässigen täglichen  Arbeitszeit  und 
der  zu  gewährenden  Bausen  vorgeschrieben 
und  die  zur  Durchführung  dieser  Vorschriften 
erforderlichen  Anordnungen  erlassen  werden 
können. 

Im  Vollzöge  des  $  120e  Abs.  t  sind 
bis  jetzt  erlassen  worden: 

1)  Bekanntmachung  vom  S.  Mi  139:5, 
betr.  die  Einrichtung  und  den  Betrieb 
von  Aulagen  zur  Anfertigung  von 
Zündhölzern  unter  Verwendung  von 
weissem  Phosphor  (R.G.Bl.  S.  2<>9>;  »I 


')  Vgl.  hierzu  «las  Reirhsge*et.z  vom  13.  Mai 
1 1884.  betr.  die  Anfertigung  und  Verzollung  von 
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2)  Bekanntmachung  vom  8.  Juli  1893, 
betr.  die  Einrichtung  und  dou  Betrieb 
der  Bleifarben-  und  Bleizueker- 
Fabriken  (RO.BI.  S.  213); 

3)  Bekanntmachung  vom  8.  Juli  1893, 
betr.  die  Einrichtung  und  den  Betrieb 
der  zur  Anfertigung  von  Oigarren  be- 
stimmten Anlagen  (RG.B1.   S.  218); 

4)  Bekanntmachung  vom  2.  Februar  1897, 
lietr.  die  Einrichtung  und  den  Betrieb 
von  Anlagen  zur  Herstellung  von 
Alkali-Ohromaten  (R.G.B1.  S.  11): 

»)  Bekanntmachung  vom  31.  Juli  1897, 
betr.  die  Einrichtung  und  den  Betrieb 
der   Buchdruckereien    und  Schrift- 
giessereien  (RG.B1.  S.  614): 
6)  Bekanntmachung  vom  11.  Mai  1898. 
betr.  die  Einrichtung  und  den  Betrieb 
von  Anlagen  zur  Herstellung  elek- 
trischer Akkumulatoren  aus  Blei  und 
Bleivorbindungen  (RG.B1.  S.  170). 
Auf  Grund  des  §  120  e  Aks.  3  wurde 
erlassen  die  Bekanntmachung  des  Bundes- 
rates Ober  den  Betrieb  von  Bäckereien  und 
Konditoreien  vom  4.  März  189G  (RG.BI.  8.5») 
und  die  eben  erwähnte  Bekanntmachung  vom 
11.  Mai  1898. 

Alle  nach  §  120  e  vom  Bundesrate  er- 
lassenen Vorschriften  sind  durch  das  Reiclis- 
gesetzblatt  zu  veröffentlichen  und  dem  Reichs- 
tage bei  seinem  nächsten  Zusammentritt 
zur  Kenntnisnahme  vorzulegen. 

Nicht  unter  §  120  e  und  §§  120  a  mit 
120 d  fällt  die  Beschäftigung  von  Gehilfen! 
und  Lehrlingen  in  Apotheken  und  Handels- 
geschäften (§  154  Abs.  1);  es  bedarf  also, 
um  hierfür  eine  Maximalarbeitszeit  feststellen 
zu  können,  vorerst  noch  einer  besonderen 
gesetzlichen  Bestimmung :  vergl.  jedoch  §  62 
Abs.  1  mit  3  in  Verbindung  mit  §  76 
Abs.  1  des  neuen  Handelsgesetzbuches  (vom 
10.  Mai  1897).  wonach  der  Prinzipal  ver- 
pflichtet ist,  a)  die  Arbeitszeit  so  zu  regeln, 1 
dass  der  Handelsgehilfe  bezw.  Handels-  J 
lehrling  gegen  eine  Gefährdung  seiner  Ge- 
sundheit, soweit  die  Natur  des  Betriebes  es 
gestattet,  geschützt  und  die  Aufrechterhaltung 
der  guten  Sitten  und  des  Anstandet»  gesichert 
ist,  i  •  >  wenn  der  Handelsgehilfe  in  die  häus- 
liche Gemeinschaft  aufgenommen  ist,  in  An- 


sehung der  Arbeits-  und  Erholungszeit  die- 
jenigen Einrichtungen  und  Anordnungen  zu 
treffen,  welche  mit  Rücksicht  auf  die  Ge- 
sundheit, Sittlichkeit  und  Religion  des  Ge- 
hilfen erforderlich  sind.  Bezüglich  der  Ar- 
beitszeit in  Bergwerken  ist  ausschliesslich 
das  Landesrecht  massgebend  (§154a).  Be- 
züglich der  Beschränkung  der  Arbeitszeit  für 
jugendliche  Arbeiter  uud  Arbeiterinnen  in 
Fabriken  liestehen  besondere  Bestimmungen  in 
derR-Gew.-O.  selbst(s.  unten  S.499  bezw  .494). 

So  lange  nun  nicht  für  bestimmte  Arten 
von  Anlagen  auf  dem  in  §  120  e  bezeich- 
neten Wege  besondere  Vorschriften  erlassen 


zu- 


Zündhiilzern.  In  diesem  Gesetze,  welches  aller- 
dings nicht  lediglich  den  Schutz  der  Arbeiter 
bezweckt,  ist  vorgesehen,  dass  die  Anfertigung 
von  Zündhölzern  unter  Verwendung  von  weissem 
Phosphor  nur  in  Anlagen  stattfinden  darf, 
welche  ausschliesslich  für  die  Herstellunjr  von 
Zündhölzern  benutzt  werden.  Zuwiderhund- 
lungen gegen  diese  Vorschrift  werden  mit  Geld- 
strafe  bis  zu  300  Mk.,  im  rnvermögensfallc  mit 
Haft  bestraft.  Ausser  dieser  Strafe  ist  auf 
Einziehung  der  in  dem  gesetzwidrigen  Betriebe 
benutzten  beweglichen  Gegenstände  und  der 
hergestellten  Zündhölzer  zu 


worden  sind,  sollen  nach  §  120  d  die 
ständigen  Polizeibehörden  im  Wege 
der  Verfügung  feststellen,  was  auf  Grund 
der  SjS  120a  und"  b  (sowie  §  120  c.  s.  unten 
S.  497)  von  dem  einzelnen  Gewerbetrei- 
benden zu  leisten  ist:  seitens  der  Polizei- 
behörden kann  jedoch  im  Vollzüge  dieser 
Bestimmung  die  Ausführung  lediglich  der- 
jenigen Massnahmen  angeordnet  werden, 
welche  zur  Üurchfülirung  der  Grundsätze 
der  §§  120a  und  120  b  auch  wirklich  er- 
forderlich und  nach  der  Beschaffenheit  der 
Anlage  ausführbar  erscheinen;  insbesondere 
können  sie  anordnen,  dass  den  Arbeitern  zur 
Einnahme  von  Mahlzeiten  ausserhalb  der 
Arbeitsräume  angemessene,  in  der  kalten 
Jahreszeit  geheizte  Räume  unentgeltlich  zur 
Verfügung  gestellt  werden.  Soweit  die  an- 
geordneten Massregeln  nicht  die  Beseitigung 
einer  dringenden,  das  Leben  oder  die  Ge- 
sundheit bedrohenden  Gefahr  bezwecken, 
muss  für  die  Ausfülirung  eine  angemessene 
Frist  gelassen  werden.  TJen  bei  Erlass  des 
Gesetzes  von  1891  bereits  bestehenden  An- 
lagen gegenüber  können,  so  lange  nicht  eine  Er- 
weiterung oder  ein  Umbau  eintritt,  nur  solche 
Anforderungen  gestellt  werden,  welche  zur 
Beseitigung  erheblicher,  das  Leben,  die  Ge- 
sundheit oder  die  Sittlichkeit  der  Arbeiter 
gefälirdender  Missstände  erforderlich  oder 
ohne  un  verhältnismässige  Aufwendungen 
ausführbar  erscheinen.  Gegen  die  Ver- 
fügung der  Polizeibehörde  steht  dem  Ge- 
werbeunternehmer binuen  zwei  Wochen  die 
Beschwerde  an  die  höhere  Verwaltungsbe- 
hörde zu.  Gegen  die  Entscheidung  der 
höheren  VerwaltungsMiörde  ist  binnen 
vier  Wochen  die  Beschwerde  an  die  Cen- 
tralhehörde  zulässig:  diese  entscheidet  end- 
gültig. Widerspricht  die  Verfügung  den  von 
der  zuständigen  Berufsgenossenschaft  erlas- 
senen Vorschriften  zurVerhütung  von  Unfällen, 
so  ist  zur  Einlegung  der  vorstehend  be- 
zeichneten Rechtsmittel  binnen  der  dem  Ge- 
werbeuntemehmer  zustehenden  Frist  auch 
der  Vorstand  der  Berufsgenossenschaft  befugt. 

Sind  nun  in  Gemässheit  des  §  120d- 
oder  §  12«')  e  seitens  der  Polizei Miörden 
oder  des   Bundesrates    Verfügungen  oder 
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Anordnungen  erlassen,  so  wird  der  Ge- 
werl>eunternehmer  im  Falle  der  Nicht- 
beachtung nach  §  147  Abs.  1  Ziffer  4  lw> 
straft  (Geldstrafe  bis  zu  3lK>  Mk.  und  im 
Unvermögensfall  Haft ;  ausserdem  kann  die 
Polizeilx'hörde  bis  zur  Herstellung  des  der 
Verfügung  oder  der  Vorschrift  entsprechen- 
den Zustande«  die  Einstellung  des  Betriebes, 
soweit  derscllte  durch  die  Verfügung  oder 
die  Vorschrift  getroffen  wird,  anordnen, 
falls  dessen  Fortsetzung  erhebliche  Nach- 
teile oder  Gefahren  herWizuführen  geeignet 
sein  würde).  Andrerseits  aln?r  werden  durch 
§  12')a  den  Gewerbeunternehmern  un- 
mittelbar gewisse  Pflichten  auferlegt,  für 
deren  Nichterfüllung  sie  strafrechtlich  und 
eivilrechtlich  hafttmr  werden  können :  in 
civil  rechtlicher  Hinsicht  tritt  nach  Massgabe 
der  lietreffenden  civilrechtlichen  Bestim- 
mungen eventuell  die  Verpflichtung  zum 
Schadensersätze  ein:  von  den  einschlägigen 
strafrechtlichen  Bestimmungen,  welchen  der 
Arbeitgeber  eventuell  verfallen  kann,  werden 
namentlich  die  Bestimmungen  ül>er  fahr- 
lässige Tötung  und  fahrlässige  Körperver- 
letzung in  Betracht  kommen. 


Unfallvcrhütungsvorschriften  der  Be- 
rufsgonossenschaften.  Durch  die  Heichs- 
gesetze  über  die  Unfallversicherung  der  ge- 
werblichen Arbeiter  sind  die  ßerufsgenossen- 
schaften  ermächtigt,  für  den  Umfang  des 
Genossenschaftsbezirks  oder  für  bestimmte 
Industriezweige  oder  Betriebsarten  oder  be- 
stimmt abzugrenzende  Bezirke  Vorschriften 
zu  erlassen  Ober  die  von  den  Mitgliedern 
zur  Verhütung  von  Unfällen  in  ihren  Be- 
trieben zu  treffenden  Einrichtungen  unter 
Bedrohung  der  Zuwiderhandelnden  mit  der 
Einschätzung  ihrer  Betriebe  in  eine  höhere 
Gefahrenklasse  oder,  falls  sich  dieselben  l*?- 
reits  in  der  höchsten  Gefahrenklasse  be- 
finden, mit  Zuschlägen  bis  zum  doppelten 
Betrage  ihrer  Beitrage:  ferner  über  das  in 
den  Betrielien  von  den  Versicherten  zur 
Verhütung  von  Unfällen  zu  beol»achtende 
Verfahren  unter  Bedrohung  der  Nichtbeach- 
tung mit  Geldstrafen  bis  zu  6  Mk.  Der- 
artige Vorschriften  bedürfen  der  Genehmi- 
gung des  Kelchsversicherungsamtes  l>ezw. 
des  zuständigen  Ijandesversicherungsamtes. 
Bei  Erteilung  der  Genehmigung  ist  zu  l>e- 
achten.  dass  die  neuen  Vorschriften  nicht 
mit  den  bereits  erlassenon  bundesrätlichen  i 
oder  landesrechtlichen  Vorschriften  in  Kolli- 
sion kommen.  Die  Berufsgenossenschafton 
haben  von  der  Befugnis  zur  Erlassung  von 
Unfallverhütungsvorschriften  zumeist  Ge- 
branch gemacht.  Dieselben  sind  in  den 
Amtlichen  Nachrichten  des  Keichsversiche- 
rungsamtes  veröffentlicht. 

S.  Arbeitsordnungen .  Arbeitsaus- 
schüsse.   Der  Erlass  von  Arbeits-  oder  Fa- 


brikordnungen  war  zwar  schon  in  der  Zeit  vor 
der  Novelle  von  1891  für  die  grösseren  gewerb- 
lichen Anlagen,  namentlich  für  die  gutge- 
leiteten, üblich,  obligatorisch  gemacht 
wurde  er  jedoch  erst  durch  das  Gesetz  von 
1891,  welches  zugleich  Bestimmungen  traf 
über  die  Form  des  Krlasses.  den  Zeitpunkt 
des  Inkrafttretens  und  die  Voraussetzungen 
der  Abänderung  der  Arlieitsordnungen.  über 
deren  notwendigen  und  fakultativen  Inhalt, 
über  die  Hechtsverbindlichkeit  des  Inhaltes 
und  die  Zulässigkeit  von  Strafbestimmungen, 
über  die  Mitwirkung  der  Behörden  und 
über  die  Mitwirkung  von  Arheitervertretun- 
gen  (Arbeiterausschüssen) beim  Erlass  solcher 
Arbeitsordnungen. 

Ueber  die  Bedeutung  und  Zweckmässig- 
keit der  Arbeits-  oder  Fabrikorduungen 
sprechen  sich  die  Motive  folgen« lermasseu 
aus:  ->Die  Arbeits-  oder  Fabrikordnung.  .  . 
verfolgt  einen  doppelten  Zweck.  Sie  stellt 
ein-  für  allemal  diejenigen  Bedingungen  auf, 
welche  der  Arbeitgeber  den  bei  ihm  Be- 
schäftigung suchenden  Arbeitern  anbietet 
und  denen  sich  daher  jeder  Arbeiter,  der 
in  die  Beschäftigung  eintreten  will,  unter- 
werfen iuuss.  Sie  erleichtert  damit  den 
Abschluss  des  Arbeitsvertrages  mit  jedem 
einzelnen  Arbeiter.  Daneben  enthält  sie  die 
Vorschriften,  die  zur  Aufrechterhaltung  der 
technischen  und  wirtschaftlichen  Ordnimg 
des  Betriebes  dienen  sollen,  und  sichert 
ihre  Befolgung  durch  Strafbestimmnngen, 
denen  sich  der  Arbeiter  durch  Eingehung 
des  Arbeitsverhältnisses  unterwirft.  Die 
gesetzliche  Regelung  des  Erlasses  der  Ar- 
beitsordnung findet  ihre  Rechtfei-tigung  in 
der  Erwägung,  dass  eine  bestimmte  und 
klare  Kundgebung  der  Bedingungen  des 
Arbeitsvertrages,  aus  der  jeder  Arbiter  sich 
über  seine  Rechte  und  Pflichten  zu  jeder 
Zeit  unterrichten  kann,  die  zahlreichen 
Streitigkeiten,  die  erfahruugsmässig  aus  der 
Unvollständigkeit  und  Unklarheit  der  Ar- 
beitsverträge entstehen,  abschneidet  und  so- 
mit, zur  Erhaltung  eines  friedlichen  Verhält- 
nisses zwischen  Arbeitgelier  und  Arbeit- 
nehmer beizutragen  geeignet  ist.« 

Der  Erlass  einer  Arbeitsordnung  ist  (ge- 
mäss §  134  a)  obligatorisch  für  jede  Fabrik, 
in  welcher  in  der  Regel  mindestens  It»  Ar- 
biter beschäftigt  werden,  und  /.war  hat 
derselbe  binnen  4  Wochen  nach  Eröffnung 
des  Betriebes  zu  erfolgen ;  für  die  einzelnen 
Abteilungen  des  Betriebes  oder  für  »lie  ein- 
zelnen Gruppen  der  Arbeiter  können  beson- 
dere Arbeitsordnungen  erlassen  werden. 
Der  Erlass  der  Arbeitsordnung  —  welche  von 
demjenigen,  der  sie  erlässt.  unter  Angabe 
des  Datums  unterzeichnet  sein  muss  —  er- 
folgt durch  deren  Aushang  an  geeigneter, 
allen  beteiligten  Arbeitern  zugänglicher 
Stelle :  der  Aushang  muss  stets  in  lesbarem 
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Zustande  erlialten  werden :  die  Arl»eitsord- 
nwig  ist  jedem  Arbeiter  bei  seinem  Eintritt 
in  die  Beschäftigung  zu  behändigen.  Der 
Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  der  Arbeits- 
ordnung muss  in  derselben  angegeben  sein : 
doch  darf  der  Arbeitgeber  einen  früheren 
Zeitpunkt  als  2  Wochen  nach  dem  Erlas» 
nicht  ansetzen.  Abänderungen  des  Inhaltes 
der  Arbeitsordnung  können  nur  durch  Er- 
las« von  Nachtragen  oder  in  der  Weise  er- 
folgen, dass  an  Stelle  der  bestehenden  eine 
neue  Arbeitsordnung  erlassen  wird. 

Ueber  den  notwendigen  Inhalt  der 
Arbeitsordnung  bestimmt  §  134  b  Abs.  1, 
dass  dieselbe  Anordnungen  enthalten  muss 
1)  ül>er  Anfang  und  Ende  der  regelmässigen 
täglichen  Arbeitszeit  sowie  der  für  die  er- 
wachsenen Arbeiter  vorgesehenen  l'ausen : 
2>  Ober  Zeit  und  Art  der  Abrechnung  und 
Lohnzahlung : 

3)  sofern  es  nicht  Ivei  den  gesetzlichen  Be- 
stimmungen bewenden  soÜ,  über  die  Frist 
der  zulässigen  Aufkündigung  sowie  Ober 
die  Gründe,  aus  welchen  die  Entlassung 
und  der  Austritt  aus  der  Arbeit  ohne 
Aufkündigung  erfolgen  darf; 

4)  sofern  Strafen  vorgesehen  werden,  über 
die  Art  und  Höhe  derselben ,  über  die 
Art  ihrer  Festsetzung  und .  wenn  sie  in 
Geld  liestehen.  ül>er  deren  Einziehung 
und  über  den  Zweck,  für  welehen  sie 
verwendet  werden  sollen; 

5)  sofern  die  Yerwirkung  von  I/.>hnletrilgcn 
nach  Massgabe  der  Bestimmung  des 
S  134  Atsatz  2  durch  Arbeitsordnung 
oder  Arl>eitsvertrag  aushedungen  wird 
(s.  oben  S.  4K4  85),  ülier  die  Verwendung 
der  verwirkten  Beträge. 

Ausser  diesen  Bestimmungen  können 
fakultativ  seitens  des  Fabrik!  icsitzers  noch 
weitere  die  Ordnung  des  Betriebs  und  das 
Verhalten  der  Arlieiter  im  Betrielie  be- 
treffende Vorschriften  aufgenommen  werden ; 
mit  Zustimmung  eines  ständigen  Arbeiter- 
ausschusses können  auch  Vorschriften  über 
das  Verhalten  der  Arbiter  bei  Benutzung 
der  zu  ihrem  Besten  getroffenen ,  mit  der 
Fabrik  verbundenen  Einrichtungen  sowie 
über  das  Verhalten  der  minderjährigen  Ar- 
beiter ausserhalb  des  Betriebes  (s.  unten 
S.  500)  aufgenommen  werden  ($  134b  Abs.  3). 

Strafbestimmungen,  welche  das  Ehrgefühl 
oder  die  guten  Sitten  verletzen,  dürfen  in 
die  Arbeitsordnung  nicht  aufgenommen 
werden.  Geldstrafen  dürfen  die  Hälfte  des 
durchschnittlichen  Tagesarbeitsven  lienstes 
nicht  übersteigen;  jedoch  können  Thätlich- 
keiten  gegen  Mitarbeiter,  erhebliche  Ver- 
stösse gegen  die  guten  Sitten  sowie  gegen 
die  zur  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  des 
Betriebes,  zur  Sicherung  eines  gefalirlosen 
Betriebes  oder  zur  Durchführung  der  Be- 
stimmungen der  Gewerbeordnung  erlassenen 


Vorschriften  mit  Geldstrafen  bis  zum  vollen 
Betrage  des  durchschnittlichen  Tagesarl>eits- 
verdienstes  lielegt  werden.  Alle  Strafgelder 
müssen  zum  Besten  der  Arbeiter  der  Fabrik 
verwendet  werden.  Das  Recht  des  Arl»eit- 
gebers.  Schadensersatz  zu  fordern,  wird 
durch  dies«:  Bestimmung  nicht  berührt 
(§  134  b  Abs.  2). 

Die  Arbeitsordnung  ist  die  Grundlage 
des  Arbeitsvertrages  und  die  darin  eut- 
lialtenen  Bestimmungen  sind  für  die  gegen- 
seitigen Bechte  und  Pflichten  des  Arbeit- 
gebers und  Arbeitnehmers  massgebend:  dies 
ist  in  nachstehenden  Bestimmungen  des 
§  134c  zum  Ausdruck  gebracht: 

Der  Inhalt  der  Arbeitsordnung  ist.  soweit 
er  den  Gesetzen  nicht  zuwiderlauft,  für  die 
Arbeitgeber  und  Arbeiter  rechtsverbindlich. 
Anden»  als  die  in  der  Arbeitsordnung  oder 
in  den  ijSj  123  und  124  Is.  unten  S.  41*1  > 
vorgesehenen  Gründe  der  Entlassung  und 
des  Austritts  aus  der  Arb'it  dürfen  im  Ar- 
l>eitsvertrage  nicht  vereinbart  werden.  (Be- 
züglich der  Fabrik  Ich  rl  in  gc  sind  nicht 
die  123  und  124.  sondern  die  128 
und  131  in  Bezug  auf  die  Austritts-  und 
Entlassuugsgründe  massgebend  :  s.  ferner  be- 
züglich der  Handlungslehrlinge  S.  50M). 
Andere  als  die  in  der  Arbeitsordnung  vor- 
gesehenen Strafen  dürfen  über  den  Arlieiter 
nicht  verhängt  werden ;  die  Strafen  müssen 
ohne  Verzug  festgesetzt  und  dem  Arbeiter 
zur  Kenntnis  gebracht  werden;  die  ver- 
hängten Geldstrafen  sind  in  ein  Verzeichnis 
einzutragen,  welches  den  Namen  des  Be- 
straften, den  Tag  der  Bestrafung,  sowie  den 
Grund  und  die  Höhe  der  Strafe  ergelien 
und  auf  Erfordern  dem  Gewerbeaufsichts- 
beamten (8,  139  b.  s.  unten  S.  503)  jederzeit 
zur  Einsicht  vorgelegt  werden  muss. 

Wie  schon  erwähnt,  sieht  das  Gesetz 
bezüglich  der  Festsetzung  der  Arlieitsorduung 
auch  eine  Mitwirkung  von  A r bei tqr Ver- 
tretungen vor:  > Vor  dem  Erlass  der  Ar- 
beitsordnung oder  eines  Nachtrages  zu  der- 
;  selben  ist  den  in  der  Fabrik  oder  in  den 
lietreffenden  Abteilungen  des  Betrielies  be- 
schäftigten grossjährigen  Arbitern  Gelegen- 
heit zu  geben,  sich  Alter  den  Inhalt  der- 
selben zu  äussern*  (§  134  d  Abs.  1).  Diese 
Bestimmung  ist  aus  der  Erwägung  hervor- 
gegangen, dass  der  einzelne  Arbeiter,  welcher 
Beschäftigung  sucht,  in  der  Kegel  keine 
Wahl  hat .  ob  er  sich  den  in  der  Arbeits- 
!  Ordnung  vom  Arbeitgeber  festgestellten  Be- 
'  dingungen  unterwerfen  will  r»der  nicht,  dass 
ihm  also  heim  Verfragsabschluss  jede  Ein- 
wirkung auf  die  einzelnen  Bedingungen  des 
Arbeitsvertrages  entzogen  ist:  unter  diesen 
Umständen  erscheint  es  billig,  dnss  vor 
Erlass  einer  Arbeitsonlnung  oder  eines  Nach- 
trages den  zm-  Zeit  im  Betriebe  Iteschäftigten 
Arbeitern  die   Möglichkeit   gegelten  wird, 
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§  131  d  Alis, 
gelier  auc" 


die  Interessen  der  Arbeiterschaft  dal»ei  zu 
vertreten  (Mot). 

Für  Fabriken ,  für  welche  ein  ständiger 
A rbei teraussch uss  besteht,  wird  dieser 
Vorschrift  durch  Anhörung  des  Ausschusses 
über  den  Inhalt  der  Arbeitsordnung  genügt 
jedoch  steht  es  dem  Arbeit- 
Ii  hier  frei,  die  Kinvernahme  der 
Arbeiter  auf  dem  in  g  134d  Abs.  1  vor- 
gesehenen Wege  herbeizuführen. 

Was  nun  das  Gesetz  unter  eigentlichen 
»Arbeiterausschüssen-  versteht,  ist  in 
S  134h  Ziffer  1  gesagt :  »solche  Vertretungen, 
deren  Mitglieder  in  ihrer  Mehrzahl  von  den 
volljährigen  Arbeitern  der  Fabrik  oder  der 
betreffenden  Betriebsabteilung  aus  ihrer 
Mitte  in  unmittelbarer  und  geheimer  Wald 
gewählt  werden,  wobei  die  Wald  der  Ver- 
treter auch  nach  Arbeiterklassen  oder  nach 
besonderen  Abteilungen  des  Betriebes  er- 
folgen kann  .  Doch  gelten  gemäss  §  134  h 
Ziffer  1—3  als  ständige  Arbeiteraussehüsse 
auch  1)  diejenigen  Vorstände  der  Betriebs- 
<Fabrik-)Krankenkassen  oder  anderer  für  die 
Arbeiter  der  Fabrik  bestehender  Kassenein- 
richtungen, deren  Mitglieder  in  ihrer  Mehr- 
heit von  den  Arbeitern  aus  ihrer  Mitte  zu 
wählen  sind,  sofern  sie  als  ständige  Arbeiter- 
ausschüsse bestellt  werden ;  2)  die  Kuapjw 
schaftsältcsten  von  Knappschaftsvereinen, 
welche  die  nicht  den  Bestimmungen  der 
Berggesetze  unterstehenden  Betriebe  eines 
rnternehmers  umfassen,  sofern  sie  als 
ständige  Arbeiterausschüsse  bestellt  werden ; 
3)  die  bereits  vor  dem  1.  Januar  1891  er- 
richteten ständigen  Arbeiteraussehüsse,  deren 
Mitglieder  in  ihrer  Mehrzahl  von  den  Ar- 
beitern aus  ihrer  Mitte  gewählt  werden. 

Bestimmungen  über  die  Mitwirkung 
der  Behörden  beim  Erlass  der  Arbeits- 
ordnungen und  von  Nachtlägen  bezw.  Ab- 
änderungen zu  denselben,  über  die  Behand- 
lung von  Arbeitsordnungen  mit  gesetz- 
widrigem Inhalte  und  über  die  An- 
wendbarkeit der  neuen  Bestimmungen  auf 
ältere  Arbeitsordnungen  sind  in  den 
134 e  Abs.  1.  I34f  und  13 lg  getroffen. 
Danach  ist  die  Arbeitsordnung  sowie  jeder 
Nachtrag  zu  derselben,  und  zwar  unter 
Mitteilung  der  seitens  der  Arbeiter  ge- 
äusserten Bedenken  —  soweit  letztere  selu-ift- 
lich  oder  zu  Protokoll  erfolgt  sind  —  binnen 
3  Tagen  nach  dem  Erlass  in  zwei  Aus- 
fertigungen unter  Beifügung  der  Firklärung, 
dass  und  in  welcher  Weise  der  Vorsclirift 
über  die  Einvernahme  der  Arbeiterver- 
tretungen  genügt  ist.  der  unteren  Ver- 
waltungsbehörde einzureichen.  Arbeitsord- 
nungen und  Nachträge  zu  denselben,  welche  j 
nicht  vorschriftsmäßig  erlassen  sind,  oder 
deren  Inhalt  den  gesetzlichen  Bestimmungen 
zuwiderläuft  .  sind  auf  Anordnung  der 
unteren  Verwaltungsbehörde  durch  gesetz- 


mäßige Arbeitsordnungen  zu  ersetzen  oder 
den  gesetzlichen  Vorscliriften  entsprechend 
abzuändern :  gegen  diese  Anordnung  findet 
binnen  zwei  Wochen  die  Beschwerde  an 
die  höhere  Verwaltungsbehörde  statt.  Ar- 
beitsordnungen, welche  vor  dem  Inkraft- 
treten der  Novelle  (1.  April  1892)  erlassen 
worden  sind,  unterliegen  den  geschilderten 
Bestimmungen  mit  Ausnahme  der  Vor- 
schriften in  §  134  d  und  §  134  e  Abs.  1  über 
die  Anhörung  der  Arbeiter  mid  über  die 
Einreichungsfrist;  auch  diese  letzteren 
beiden  Bestimmungen  greifen  jedoch  bei 
solchen  älteren  Arbeitsordnungen  Platz, 
welche  seit  dem  1.  Januar  1891  erstmalig 
erlassen  wurden.  Auf  die  nach  dem  In- 
krafttreten der  Novelle  erfolgten  Abände- 
rungen älterer  Arbeitsordnungen  finden 
die  Bestimmungen  der  134  a  mit  134  f 
ihrem  ganzen  Inhalte  nach  Anwendung. 

Strafbestimmungen.  Mit  Geldstrafe 
bis  zu  300  Mk.,  im  !Tnvermögensfalle 
mit  Haft,  wird  bestraft,  wer  eine  Fa- 
brik betreibt,  für  welche  eine  Arbeits- 
ordnung nicht  besteht,  oder  wer  der  end- 
gültigen Anordnung  der  Behörde  wegen 
Ersetzung  oder  Abänderung  der  Arbeits- 
ordnung nicht  nachkommt.  Die  Zuwider- 
handlung gegen  die  Vorschrift  des  §  134  c 
ülier  die  Eintragung  der  Geldstrafen  in  ein 
Verzeichnis  ist  mit  Geldstrafe  bis  zu  20  Mi- 
eventuell  mit  Haft  bis  zu  3  Tagen  bedroht. 
Die  Nichterfüllung  der  bezüglich  des  Aus- 
hanges der  Arbeitsordnung  bestellenden  Vor- 
schriften wird  mit  Geldstrafe  bis  zu30MJL. 
eventuell  Haft  bis  zu  H  Tagen  bestraft.  Endlich 
wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  150  Mk..  eventuell 
Haft  bis  zu  4  Wochen  bestraft,  wer  der  Be- 
stimmung di 
hängt,  welcl 

vorgeseheu  sind  oder  den  gesetzlich  zu- 
lässigen Betrag  übersteigen,  oder  wor  Straf- 
gelder oder  verwirkte  Lohubeträge  in  eiuer 
in  der  Arbeitsordnung  nicht  vorgesehenen 
Weise  verwendet,  ferner  wer  den  über  die 
Mitwirkung  der  Behörden  beim  Erlass  von 
Arbeitsordnungen  etc.  getroffenen  Bestim- 
mungen zuwiderhandelt  147  Ziff.  5.  150 
Z.  5,  149  Z.  7  und  148  Z.  11  und  12). 

6.  Verhältnisse  der  gewerblichen  Ge- 
sellen und  Gehilfen  (sowie  der  Schiffs- 
nnd  Flossmannschaft),  insbesondere  Auf- 
lösung des  Arbeitsverhältnisses.  Die 

121  mit  125.  welche  durch  die  Novelle 
von  1*91  nur  unerheblich  abgeändert  worden 
sind .  beziehen  sich  ihrem  wesentlichen 
Inhalte  nach  auf  die  für  Gesellen  und  Ge- 
hilfen bezüglich  der  Auflösung  des  Arbeits- 
verhältnisses geltenden  Normen :  soweit  diese 
Bestimmungen  (II.  Abschnitt  des  VII.  Titels 
der  K.-Gew.-G.)  unter  den  Begriff  des  eigent- 
lichen .ArU'itersehntzeS'   subsumiert  wer- 


>s  §  134  c  zuwider  Strafen  ver- 
ic  in  der  Arbeitsordnung  nicht 
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den  können,  mögen  sie  liier  eine  kurze  Dar- 
stellung finden. 

Ein  rechtlicher  Unterschied  besteht ; 
zwischen  den  »Gesellen«  und  den  »  Gehilfen  c 
nicht;  mit  ersterem  Ausdruck  pflegt  man  i 
die  im  Handwerke  beschäftigten,  aus  dem  I 
Lehrverhältnisse  entlassenen  Gehilfen  zu! 
bezeichnen. 

Vorweg  zu  bemerken  ist  auch ,  dass  i 
diese  Bestimmungen  sich  nicht  beziehen 
auf  die  Gehilfen  in  Apotheken  und  Handels- 
geschäften (bezuglich  letzterer  s.  unten 
S.  507  S),  dagegeu  Anwendung  finden  auch 
auf  die  Fabrikarbeiter  (g  134  Abs.  1);  be- 
sondere Bestimmungen  hesteheu  ferner  für 
die  Lehrlinge  (s.  unten  sub  IV,  dann  be- 
züglich der  llandlungslehrlinge  s.S.  51 18)  und 
für  die  Betriebsbeamten  mid  Werkmeister 
und  die  Techniker  (s.  sub  Ziff.  7).  Nach 
den  beiden  einschlägigen  Reichsgesetzen 
vom  15.  Juni  1S!)5  (s.  oben  S.  47  H)  zählt 
zu  der  Klasse  der  gewerblichen  Arbeiter  des 
Abschnitts  II  Titel  VII  (mit  einigen  im 
Nachstehenden  aufzuführenden  Modifika- 
tionen) auch  die  in  der  gewerl>smässig  be- 
triebenen Binnenschiffahrt  —  »Schiff- 
fahrt auf  Flüssen  oder  sonstigen  Binnen- 
gewässern« —  und  Flösserei  beschäftigte 
Mannschaft.  Dagegen  fidlen  die  Schiffer« 
(Führer  des  Schiffes)  und  die  Flossführer 
unter  die  Bestimmungen  der  133 äff.  (s. 
unten  sub  Ziffer  7).  Zur  -Sehiffsmannscliaft» 
gehören  >mit  Ausnahme  des  Schiffers  die 
zum  Schiffalirtsdieuste  auf  dem  Schiffe  an- 
gestellten Personen  der  Schiffsbesatzung, 
insbesondere  die  Steuerleute,  Bootsleute.  > 
Matrosen,  Schiffsknechte,  Schiffsjungen,  Ma- 
schinisten und  Heizer*,  zur  Flossmannschaft 
-mit  Ausnahme  des  Flossführers  alle  zum ! 
Flössereid  ienste  auf  dem  Flosse  angestellten 
Personen.* 

Gesellen  und  Gehilfen  sind  zwar  ver- 
pflichtet, den  Anordnungen  der  Arbeitgeber 
hinsichtlich  derjenigen  Arbeiten  Folge  zu 
leisten,  auf  welche  sich  der  Arbeitsvertrag! 
bezieht ;  dagegen  sind  sie  auf  Grund  des 
Gesellen-  oder  Gehilfenverhältnisses  zu  häus- 
lichen Arbeiten  nicht  verbunden. 

Das  Arbeitsverhältnis  zwischen  Gesellen 
oder  Gehilfen  und  ihren  Arbeitgebern  kann 
mangels  einer  anderen  Verabredung  durch 
eine  jedem  Teile  freistehende  14  Tage  vor- 
her erklärte  Aufkündigung  gelöst  wer- 
den; liei  Verabredung  auderer  Aufkündi- 
gungsfristen müssen  diese  Fristen  für  lieide 
Teile  gleich  sein:  Vereinbarungen,  welche 
dieser  Bestimmung  zuwiderlaufen,  sind 
nichtig  (§  122). 

Diejenigen  Gründe,  welche  den  Arlieit- 
gelter  berechtigen,  den  Arl»eitnehmer  vor 
Ablauf  der  vertragsmässigen  Zeit  und  ohne 
Kündigung  zu  entlassen,  sind  in  sj  123  im  i  lauf  d 
einzelnen  aufgeführt.  Andererseits  steht  aber 


auch  den  Gesellen  oder  Gehilfen  in  einer  Reihe 
von  Fällen  das  Recht  zu,  vor  Ablauf  der 
vertragsmässigen  Zeit  und  ohne 
Aufkündigung  die  Arbeit  zu  ver- 
lassen, nämlich  1.  wenn  sie  zur  Fort- 
setzung der  Arbeit  unfähig  werden ;  2.  wenn 
der  Arbeitgelier  oder  seine  Vertreter  sich 
Tätlichkeiten  oder  grobe  Beleidigungen 
gegen  die  Arbeiter  oder  gegen  ihre  Familien- 
angehörigen zu  Schulden  kommen  lassen; 
3.  wenn  der  Arlteitgeher  oder  seine  Ver- 
treter oder  Familienangehörige  derselben 
die  Arbeiter  oder  deren  Familienangehörige 
zu  Handlungen  verleiten  oder  mit  den  Fa- 
milienangehörigen der  Arbeiter  Handlungen 
begehen,  welche  wider  die  Gesetze  oder  die 
guten  Sitten  Verstössen ;  4.  wenn  der  Arbeit- 
geber den  Arbeitern  den  sclnddigen  Lohn 
nicht  in  der  liedungenen  Weise  auszahlt. 
l»ei  Stücklohn  nicht  für  ihre  ausreichende 
Beschäftigung  sorgt  oder  wenn  er  sich 
widerrechtlicher  Üeltervortoilungen  gegen 
sie  schuldig  mac  ht :  5.  wenn  l>ei  Fortsetzung 
der  Arbeit  das  Leiten  oder  die  Gesundheit 
der  Arbiter  einer  erweislichen  Gefahr  aus- 
gesetzt sein  würden,  welche  l)ei  Eingehung 
dos  Arbeitsvertrages  nicht  zu  erkennen 
war.  In  den  unter  Nr.  2  gedachten  Fällen 
ist  der  Austritt  aus  der  Arlioit  nicht  mehr 
zulässig,  wenn  die  zu  Grunde  liegenden 
Thatsachen  dem  Arbeiter  länger  als  eine 
Woche  bekannt  sind  (§  124). 

Ausserdem  ist  al»er  ganz  allgemein  be- 
stimmt («}  124a),  dass  der  Gehilfe  oder 
Geselle  (elienso  der  Arl»eitgeher)  *aus  wich- 
tigen Gründen*,  vor  Ablauf  der  vertrags- 
mässigen Zeit  und  ohne  Innehaltung  einer 
Kündigungsfrist  die  Aufhebung  des  Arlieits- 
verhältnisses  verlangen  kann,  wenn  dasselbe 
auf  mindestens  4  Wocheu  verein! »rt  oder 
wenn  eine  längere  als  14tägige  Kündigungs- 
frist ausbedungen  ist. 

l  eber  die  in  $  124  b  für  den  Fall  des 
Kontraktbruches  vorgesehene  fixierte  Ent- 
schädigung s.  oben  S.  4S4. 

Für  die  Schiffsmannschaft  und  die 
F 1  o  s  s  in  a  n  n  s  c  Ii  a  f  t  gelten  hinsichtlich  der 
Auflösung  des  Arbeitsverhältnisses  nach- 
stehende Grundsätze:  Das  Dienstverhältnis 
des  Flossmannes  endigt,  sofern  nicht  ein 
anderes  verabredet  ist.  mit  der  Vollendung 
der  Reise  und  der  Ablieferung  des  Flosses. 
Bezüglich  der  Aufkündigung  eines  zwischen 
dem  Schiffseigner  und  dem  Schiffsmann  auf 
unbestimmte  Zeit  eingegangenen  Dicnstver- 
hältn^sos  findet  !j  122  der  R.-Gew.-O.  An- 
wendung. Hinsichtlich  der  Voraussetzungen, 
unter  welchen  dem  Schiffseigner  und  dem 
Schiffsmann  bezw.  dem  Flosseigentümer 
und  «lern  Flossmami  das  Recht  zusteht,  die 
Auflösung  des  Dienstverhältnisses  vor  Ab- 
auf  der  vcrtragsiidissigeu  Zeit  l»ozw.  ohne 
Einhaltung  einer  Kündigungsfrist  zu  ver- 
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langen,  fimlen  die  Re>timmungeu  der  ijS  123 
bis  124  a  der  R.-Gew.-O.  mit  der  Massgalte 
Anwendung,  dass  die  sofortig*'  Entlassung 
des  Schiffsmannes  bezw.  Flossmnnues  auch 
stattfinden  kann,  wenn  der  Antritt  oder  die 
Fortsetzung  der  Reise  dnreh  den  Eintritt 
des  Winters  verhindert  wird.  Ist  ein  die 
sofortige  Entlassung  rechtfertigender  Grund 
nicht  vorhanden,  so  kann  der  Schiffsmann 
bezw.  Flossmann  zwar  jeder  Zeit  des 
Dienstes  enthohen  werden,  jedoch  unbe- 
schadet seiner  Entschädigungsansprüche  für 
die  vertragsmüssige  Dauer  des  Dienstver- 
hältnisses bezw.  bis  zum  Ablauf  der  Kün- 
digungsfrist. Wird  das  Dienstverhältnis  vor 
der  Ankunft  des  Schiffes  am  Bestimmungs- 
orte bezw.  des  Flossos  am  Ablieferungsorte 
während  der  Heise  aufgehoben,  so  hat  der 
Schiffsmann  l>ezw.  Flossmann  Anspruch  auf 
die  Kosten  der  Rückkehr  nach  dem  Orte, 
an  welchem  er  in  Dienst  getreten  ist;  diese 
Bestimmung  findet  jedoch  keine  Anwendung, 
wenn  der  Schiffsmann  oder  Flossmann  sich 
einer  Handlung  schuldig  gemacht  hat.  welche 
geeignet  ist,  seine  sofortige  Entlassung  zu 
rechtfertigen. 

7.  Verhältnisse  der  Betriebsbeamten 
and  Werkmeister  und  der  Techniker 
(dann  der  Schiffer  und  Flossführer). 
Die  im  Abschnitte  III  b  des  VH.  Titels 
der  R.Gew.-O.  über  die  Verhältnisse  der  Be- 
triebsbeamten  und  Werkmeister  und  der 
Techniker  getroffenen  Beetimmungen  sind 
erst  durch  die  Novelle  von  1S91  eingefügt 
worden :  früher  waren  die  Verhältnisse 
dieser  Personenkategorieen  in  der  R.-Gew.- 
O.  nicht  näher  behandelt.  In  der  Praxis 
war  es  schwankend,  oh  die  Werkmeister 
unter  die  »Gewerbegehilfen«  zu  rechnen  seien. 
Die  im  weiteren  Verlaufe  an  Zahl  und  wirt- 
schaftlicher Bedeutung  erheblich  gewachsene 
Klasse  der  Werkmeister  hatte  diesen  Mangel 
seitJahren  als  einen  schweren  Uebelstand  em- 
pfunden und  in  verschiedenen  an  den  Reichs- 
tag gelangten  Petitionen  das  Verlangen  ausge- 
sprochen, es  möchten  ihre  Verhältnisse  in  der 
Weise  geregelt  werden,  dass  die  Art.  ä7  bis  64 
des  (früheren  )Allgemeinen  deutschen  Handels- 
gesetzbuches auf  sie  für  anwendbar  erklärt 
würden.  Ein  ähnliches  Verlangen  war  schon 
früher  von  den  durch  den  deutschen  Tech- 
nikerverband vertretenen  Personen  erholxm 
worden,  welche  in  zahlreichen  gewerblichen 
Unternehmungen,  ohne  mit  einer  leitenden 
oder  beaufsichtigenden  Thätigkeit  betraut  zu 
sein,  mit  Dienstleistungen  bescliäftigt  wer- 
den, welche  eine  höhere  technische  Aus- 
bildung erfordern. 

Die  Motive  zum  Gesetze  von  1891 
sprechen  sich  ül>er  die  Berechtigung  dieser 
Anträge  folgendennassen  aus:  -Es  ist  anzu- 
erkennen, dass  die  wirtschaftlichen  und 
sozialen   Verhältnisse  beider  Klassen  sich 


von  denjenigen  der  gewöhnlichen  gewcrl»- 
lichen  Arbeiter  und  Gehilfen  in  einem  Masse 
unterscheiden,  das  eine  Itcsondcre  gesetz- 
liche Regelung  rechtfertigt.  Die  Werk- 
meister bilden  eine  Zwischenstufe  zwischen 
den  Arboitgor>ern  und  höheren  Betriobs- 
tieamten  einerseits  und  den  Arbeitern  andrer- 
seits und  hal»en  eine  erhebliche  Bedeutung 
für  das  Verhältnis  zwischen  Arbeitgebern 
und  Arbeitnehmern,  für  die  Ausbildung  und 
Erziehung  der  Lelu-linge  und  jugendlichen 
Arbeiter,  für  die  Aufrechterhaltung  von 
guter  Sitte  und  Ordnung,  in  den  Werkstätten 
und  für  die  Unfallverhütung.  Die  Tech- 
niker können,  auch  soweit  sie  nicht  eine 
leitende  oder  beaufsichtigende  Stellung  ein- 
nehmen, mit  den  gewöhnlichen  Arbeitern 
deswegen  nicht  auf  eine  Stuft?  gestellt  wer- 
den, weil  ilire  Dienstleistungen  eine  mehr 
oder  weniger  wissenschaftlich-technische 
Ausbildung  voraussetzen,  und  weil  sie  da- 
durch, wie  nach  ihrem  Einkommen,  in  der 
Regel  eine  höhere  soziale  Stellung  ein- 
nehmen als  die  grosse  Masse  der  Arbeiter. 
Für  beide  Klassen  entspricht  eine  so  kurze 
gesetzliche  Kündigungsfrist,  wie  sie  für  Ge- 
sellen und  Gehilfen  festgesetzt  worden  ist, 
nicht  den  Verhältnissen  der  Beteiligten.  Für 
Werkmeister  und  Techniker,  welche  aus  dem 
bisherigen  Dienstveihältnisse  ausscheiden, 
ist  die  Gelegenheit,  ein  neues  Verliältnis 
einzugehen,  nicht  so  reichlich  vorhanden, 
wie  in  der  Regel  für  den  gewöhnlichen 
Arbeiter,  und  auch  der  Arbeitgebor  findet 
für  ausscheidende  Personen  dieser  Art  nicht 
immer  so  leicht  einen  Krsatz  wie  für  die 
ausscheidenden  gewöhnlichen  Arbeiter.« 

Die  Personen  nun,  auf  welche  sich  die 
in  Anwendung  der  vorstehenden  Grundsätze 

fetroffenon  Bestimmungen  des  Abschnittes 
II  b  des  Vll.  Titels  beziehen,  zerfallen  in 
zwei  Gruppen:  a)  die  aufsichtführenden 
Betriebsbeamten  und  Werkmeister  und  b)  die 
mit  höheren  technischen  Dienstleistungen 
betrauten  Beamten.  Eine  erschöpfende 
Definition  der  in  Frage  stehenden  Kategorieen 
giebt  das  Gesetz  nicht,  es  stellt  vielmehr 
nur  gewisse  Merkmale  und  Beispiele  auf: 
der  §  133  a  spricht  von  solchen  >von  den 
Geworbeunternehmern  gegen  feste  Bezüge 
beschäftigten  Personen,  welche  nicht  ledig- 
lich vorübergehend  mit  der  Leitung  oder 
Beaufsichtigung  des  Betriebes  oder  einer 
Abteilung  desselben  beauftragt  (Betriebs- 
l>eamte,  Werkmeister  und  ähnliche  Ange- 
stellte) oder  mit  höheren  technischen  Dienst- 
leistungen betraut  sind  (Maschinentechniker, 
Bautechniker.  Chemiker.  Zeichner  und  der- 
gleichen)«. Den  Vorschriften,  welche  für 
die  in  §  133a  bezeichneten  Personen  gelten, 
unterliegen  den  beiden  Reichsgesetzen  über 
die  privatrechtlichen  Verhältnisse  der  Bin- 
nenschiffahrt bezw.  Flösserei  zufolge  auch 
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die  .Schiffer  (Führer  des  Schiffes)  und  die 
Flossführer  mit  gewissen  im  Nachstehenden 
an f 7.uf üh rei ide n  Mod  i f  ikationen . 

Für  diese  Kategorieen  und  deren  Dienst- 
herren bestimmt  nun  §  133  a,  da**,  wenn 
nichts  anderes  vereinbart  ist.  von  jedem 
Teile  mit  Ablauf  jedes  Kalendervierteljahres 
nach  0  Wochen  vorher  erklärter  Aufkündi- 
gung das  Dienstverhältnis  aufgehoben  wer- 
den kann :  die  Frist  ist  also  erheblich  weiter 
als  die  für  die  Gesellen  oder  Gehilfen.  Schon 
vor  Ablauf  der  vertragsmässigen  Zeit  und 
ohne  Innehaltung  einer  Kündigungsfrist  Linn 
die  Aufhobung  des  Dienstverliältnisses  von 
jedem  der  beiden  Teile  verlangt  werden, 
wenn  ein  wichtiger,  nach  den  Umständen 
des  Falles  die  Aufhebung  rechtfertigender 
Grund  vorliegt  (§  133b).  Die  $s  133c  und 
133  d  /JUüen  eine  Reihe  von  solchen  wich- 
tigen Gründen  auf.  welche  insbesondere  die 
Aufhebung  rechtfertigen. 

Wahrend  die  in  Abschnitt  I  des  VII. 
Titels  getroffenen  allgemeinen  Bostim- 
mungen  (filier  Sonntagsruhe  etc.)  auch  fflr 


dung  der  Reise  und  der  Ablieferung  des 
Flosses.  Hinsichtlieh  der  Voraussetzungen, 
unter  welchen  l>eiden  Teilen  das  Rocht  zu- 
steht, die  Auflösung  des  Dienstverhältnisses 
vor  Ablauf  der  vertragsmOssigeu  Zeit  und 
ohne  Eiiüialtnng  einer  Kündigungsfrist  zu 
verlangen.  Iwwondet  es  bei  den  Vorschriften 
der  §§  133  h  bis  133  d  der  R.-Gew.-0.  Be- 
züglich des  durch  Aufhebung  des  Dienst - 
verliältnisses  während  der  Reise  begründeten 
Ans|iruchcs  auf  Ersatz  der  Kosten  der  Rück- 
reise sowie  bezüglich  der  Entschädigungsan- 
sprüche dos  Schiffers  bezw.  Flossführers  im 
Falle  einer  ohne  rechtfertigenden  Grund  er- 
folgenden sofortigen  Entlassung  gelten  analoge 
Vorschriften  wie  lunsichtlioh  der  Schiffs- 
bezw.  Flossmannschaft  (s.  oben  sub  Ziffer  »>). 

K  Statutarische  Bestimmungen.  Die 
Geworbeordnung  liat  eine  Reihe  gowerlt- 
liclier  Gegenstände  der  Regelung  durch 
Kommunalstatut  überwiesen,  so  bezüglich 
der  Arbeiterschutzbestimmungen  in  55  105  h 
Abs.  2  (s.  ol.cn  S.  471»),  S  119a  Abs.  2  (s. 
ölten  S.  4sr>),  §  12*1  Abs.  3  (s.  unteu  S.  ;V)3). 


.......       ....       .......      .-.  ..ll^U     ....  ......f. 

die  Betriebsbeamten  etc.  gelten,  ist  durch  Mit  Bezug  hierauf  sind  in  5j  142  folgende 
§  133 e  bestimmt,  dass  der  von  den  Lohn- '  Bestimmungen  getroffen: 
einbehaltungen  handelnde  §  119a  (s.  oben  I      Statutarische   Bestimmungen  einer  Ge- 
S.  1*1)  auf  diese  Personen  keine  Anwendung  meinde  oder  eines  weiteren  Kommunalvor- 


findet: dagegen  gelten  für  sie  die  Vor- 
scliriften  des  §  124  b  (s.  ölten  S.  4s  0. 

Endlich  ist  mit  Art.  9  Ziffer  II  dos  Ein 
führungsgesetzes  zum  neuen  Handelsgesetz- 


I «indes  können  die  ihnen  durch  das  Geset« 
überwiesenen  gewerblichen  Gegenstände  mit 
verbindlicher  Kraft  ordnen.  Dieselben  werden 
nach  Anhörung  Meiligter  GewerU-troibender 


buche  vom  10.  Mai  ISO?  ein  neuer  5>  133  f  und  Arbeiter  ahgefasst.  Itodurfen  der  Ge- 
eingestellt  worden,  welcher  eine  Besehr.'ln-  nehmigung  der  höheren  Verwaltungsbehörde 
kung  der  sogenannten  -Kon-Iund  sind  in  der  für  Bekanntmachungen  der 
kurrenzklauseb  aufstellt:  »Eine  Verein- '  Gemeinde  oder  des  weiteren  Kommunalver- 
barung  zwischen  dem  Gewerheunternehiner  bundes  vorgeschriebenen  oder  üblichen  Form 
und  einem  der  im  §  133a  bezeichneten  Ange-  zu  veröffentlichen.  Die  l'outralbehördo  isit 
Stellten,  durch  die  der  Angestellte  für  die  befugt,  statutarische  Hestimmungen,  welche 
Zeit  nach  der  Beendigung  des  Dienstver-  mit  den  Gesetzen  oder  den  statutarischen  Be- 
hältnisses in  seiner  gewerblichen  Thätigkeit  Stimmungen  des  weiteren  Kommunal  ver- 
beschrankt wird,  ist  für  den  Angestellten  1  handos  in  Widerspruch  stehen,  ausser  Kraft 
nur  insoweit  verbindlich, alsdic  Beschränkung  zu  setzen, 
nach  Zeit,  Ort  und  Gegenstand  nicht  die 
Grenzen  überschreitet,  durch  welche  eine 
unbillige  Erschwerung  seines  Fortkommens 
ausgeschlossen  wird.  Die  Vereinbarung  ist 
nichtig,  wenn  der  Angestellte  zur  Zeit  des 
Abschlusses  minderjährig  ist.- 

(Diese  Bestimmung  tritt  jedoch  nicht  früher 
als  die  übrigen  Bestimmungen  des  Ein- 
führungsgesetzes, sohin  erst  mit  dem  1.  Jan. 
1900  in  Kraft.) 

Für  die  Schiffer  und  die  Floss- 
führer  gelten  hinsichtlich  der  Auflösung 
des  Dienstverhältnisses  nachstehende  Grund- i  gänzlich  oder 
Sätze:  Das  Dienstverhältnis  des  Schiffers  untersagen  ode 
kann  mangels  anderweitiger  Vereinbarung 
von  jedem  Teile  mit  Ablauf  eines  Monats 
nach  sechs  Wochen  vorher  erfolgter  Kündi- 
gung aufgehoben  werden.    Das  Dienst ver- 


II.  Weibliche  Arbeiter. 
Vorbemerkung.  Vor  der  Novelle  von 
1  SU  1  enthielt  die  Gewerbeordnung  hinsicht- 
lich der  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  in 
Fabriken  nur  die  Vorschrift,  dass  Wöchne- 
rinnen während  3  Wochen  nach  ihrer  Nieder- 
kunft nicht  licsehäftigt  werden  dürfen,  dann 
die  Ermächtigung  des  Bundesrates,  für  ge- 
wisse mit  1  tosenderen  Gefahren  für  Gesund- 
heit oder  Sittlichkeit  verbundene  Fabrikations- 
zweige die  Verwendung  von  Arlteiterinnon 
während  der  Nachtzeit  zu 
von  besonderen  Bedingungen 
abliängig  zu  maehen ,  endlich  die  Be- 
stimmung, dass  Arbeiterinnen  in  Bergwerken, 
Salinen  und  unterirdisch  i>etriebenen  Brüchen 
und  Gruiten  nicht  »unter  Taget,  (d.  i.  uuter 


hältnis  des  Flossführers  endigt  mangels  an- ;  der  Erdöl terflUche)  beschäftigt  werden  dürfen, 
derzeitiger  Vereinigung  mit  der  Vollen-  Die  Novelle  brachte  zahlreiche  und  erheb- 
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licht*  Neuerungen:  das  Verbot  der  Nacht- 
arbeit, den  obligatorischen  Shluss  der 
Arbeitszeit  an  den  Voraltenden  der  Sonn- 
und  Festtage  um  spätestens  ü1  2  I*lir  nach- 
mittags, den  11  ständigen  (am  Sonnabend 
10  stündigen)  Maximalarlieitstag,  die  obli- 
gatorische einstündige  Mittagspause,  welche 
sich  für  Arbeiterinnen,  die  ein  Hauswesen 
zu  liesorgen  haben,  auf  Antrag  um  eine 
weitere  hallte  Stunde  verlängert,  endlich  die 
Verlängerung  der  freien  Zeit  für  Wöchne- 
rinnen von  3  auf  1  und  eventuell  (s.  unten) 
t>  Wochen  nach  ihrer  Niederkunft. 

1.  Beschiiftigungszeit.  Verbot  der 
Nachtarbeit.  Maximalarbeitszeit.  Arbeits- 
pausen. I  )as  Verlx>t  der  Beschäftigung  von  Ar- 
beiterinnen während  der  Nachtzeit  gründet 
sich  auf  Rücksichten  der  Gesundheit  und 
des  Familienlebens.  Nach  den  vor  Erlass 
der  Novelle  in  Deutschland  gepflogenen  Er- 
hebungen hatte  die  Nachtarbeit  von  Arbeite- 
rinnen einen  sehr  bedeutenden  Umfang  noch 
nicht  erreicht,  weit  umfangreicher  als  die 
regelmässige  Nachtbeschäftigung  von  Ar- 
beiterinnen war  dagegen  deren  Heranziehung 
zu  nächtlichen  Ueberstunden.  Um  nun  das 
weitere  Vordringen  der  weiblichen  Nacht- 
arbeit zu  verhindern,  welches  nicht  nur  bei 
rasch  aufsteigender  Konjunktur,  sondern 
namentlich  auch  dann  zu  befürchten  ist, 
wenn  bei  einem  wirtschaftlichem  Nieder- 
gang (las  Streben  nach  Ers]  «missen  und 
möglichster  Ausnutzung  des  in  Gebäuden 
und  Maschinen  angelegten  Kapitales  hervor- 
tritt, bestimmt  s,  137  Abs.  1.  dass  Arbeite- 
rinnen in  Fabriken  nicht  in  der  Nachtzeit  j 
von  8V2  Uhr  abends  bis  f>'  >  Uhr  morgens,  • 
ferner  am  Sonnabend  und  an  Voralienden 
von  Festtagen  nicht  mehr  nach  ö1  •  l'hr 
nachmittags  beschäftigt  werden  dürfen ;  das 
Verliot,  Arbeiterinnen  an  Vorabenden  von 
Sonn-  und  Festtagen  länger  als  bis  ö1  ■>  Uhr 
nachmittags  zu  beschäftigen ,  bezweckt 
für  die  erwachsenen  Arbeiterinnen  Förderung 
des  Familionleliens  und  grössere  Freihaltung 
der  Sonn-  und  Festtage  von  Arbeiten,  welche 
ausserhalb  der  eigentlichen  Uetriebszeit  vor- 
zunehmen sind;  für  die  jugendlichen  Ar- 
beiterinnen tiezweckt  es  ausserdem  die  Ge- 
währung freier  Zeit  für  die  Ausbildung  in 
den  weiblichen  Hand-  und  Hausarbeiten. 

Die  wichtigste  Bestimmung  jedoch  zum 
Schutze  der  Arbeiterinnen  hat  die  Novelle 
in  der  Festsetzimg  einer  M  a  x  i  m  a  1  a  r  b  e  i  t  s- 
zeit  für  erwachsene  Arl»eiterinnen  getroffen. 
Die  in  $  137  Abs.  2  ausgesprochene  Ein- 
schränkung der  täglichen  Arbeitszeit  für 
Arbeiterinnen  über  IG  Jahren  auf  11  Stunden 
und  an  den  Voralienden  der  Sonn-  und 
Festtage  auf  in  Stunden  ist  nicht  nur  im 
gesundheitlichen  Interesse  geboten,  (die 
Mot.  heben  hervor,  dass  »auf  der  Gesund- 
heit des  weiblichen  Geschlechtes  in  noch 


höherem  Masse  wie  auf  der  des  männlichen 
die  Zukunft  der  Nation  beruht«),  sondern 
auch  von  hoher  Wichtigkeit  für  die  Förde- 
rung des  Familienleliens ;  soll  die  Frau  oder 
die  Tochter  dem  Hauswesen  nicht  völlig 
entfremdet  werden,  so  darf  sie  keinesfalls 
länger  als  1 1  Stunden  in  der  Fabrik  festge- 
halten werden. 

Des  weiteren  ordnet  §  137  Abs.  3  und 
4  an.  dass  den  Arbeiterinnen  zwischen  den 
Arbeitsstunden  eine  mindestens  1  stündige 
Mittagspause  gewährt  werden  muss,  und 
dass  Arbeiterinnen,  welche  ein  Hauswesen 
zu  besorgen  haben,  auf  ihren  Antrag  eine 
lialhc  Stunde  vor  der  Mittagspause  zu  ent- 
lassen sind,  sofern  diese  nicht  mindestens 
anderthalb  Stunden  beträgt.  Freilich  ist  der 
Arbeitgeber  nicht  genötigt,  eine  Arlteiterin, 
die  darauf  Anspruch  macht,  täglich  oder  ge- 
legentlich Vj  Stunde  vor  der  Mittagspause 
ent  lassen  zu  werden,  überhaupt  zu  engagieren ; 
auch  ist  er  durch  nichts  gehindert,  solche 
Artleiterinnen  nach  Ablauf  der  gesetzlichen 
oiler  vertragsmässigen  Kündigungsfrist  zu 
entlassen ;  diese  Erwägungen  mögen  eino  Ar- 
beiterin in  manchen  Fällen  vielleicht  abhalten, 
das  ihr  eingeräumte  Antragsrecht  auszuüben. 

2.  Ausnahmen  von  dem  Verbote  der 
Ueberarbeit.  a)  In  der  Gewerbeord- 
nung vorgesehene  Ausnahmen.    Um  in 

Zeiten  außergewöhnlicher  Nachfrage  (ins- 
besondere  l>ei  den  Saison industrieen  und 
Campagneindustrieen)  durch  Gestattung 
von  Ueberarbeit  den  wechselnden  Bedürf- 
nissen der  Industrie  Rechnung  zu  tragen, 
bestimmt  $  13H  a:  Wegen  aussergewöhnlicher 
Häufung  der  Arlieit  kann  auf  Antrag  des 
Arbeitgel iers  die  untere  Verwaltungsbehörde 
auf  die  Dauer  von  2  Wochen  die  Beschäf- 
tigung von  Arbeiterinneu  filier  DJ  .lahrc  bis 
10  Uhr  abeuds  an  den  Wochentagen  ausser 
Sonnabend  unter  der  Voraussetzung  gestatten, 
dass  die  tägliche  Arbeitszeit  13  Stunden 
nicht  überschreitet.  Jedoch  darf  diese  Er- 
laubnis innerhalb  eines  Kalenderjahres  einem 
Arbeitgeber  für  seinen  Betrieb  oder  für  eine 
Abteilung  seines  Betriebes  auf  mehr  als 
l'l  Tage  nicht  erteilt  werden.  Für  eine 
2  Wochen  überschreitende  Dauer  kann  die 
gleiche  Erlaubnis  nur  von  der  höheren  Ver- 
waltungsbehörde und  auch  von  dieser  für 
mehr  als  40  Tage  im  Jahre  nur  dann  er- 
teilt werden,  wenn  die  Arbeitszeit  für  den 
Betrieb  oder  die  betreffende  Abteilung  des 
Betriebes  so  geregelt  wird,  dass  ihre  tägliche 
Dauer  im  Durchschnitt  der  ßetriebstage 
des  Jahres  die  regelmässige  gesetzliche 
Arbeitszeit  nicht  übersehreitet.  Gegen  die 
Versagung  der  Erlaubnis  steht  die  Beschwerde 
an  die  vorgesetzte  Behörde  zu. 

Des  weiteren  kann  die  untere  Verwaltungs- 
behörde die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen 
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über  IG  Jahre,  welche  kein  Hauswesen  zu 
besorgen  haben  und  eine  Fortbildungsschule 
nicht  besuchen,  bei  den  im  $  105  c  Abs. 
1  unter  Ziffer  3  und  4  Umzeichneten  Arbeiten 
an  SonnaUnden  und  VoraUnden  von  Fest- 
tagen nai.'h mittags  nach  :"»'  -.•  Uhr .  jedoch 
nicht  üUr  S1  ?  Uhr  aUnds  hinaus,  gestatten. 
Die  Erlaubnis  ist  schriftlich  zu  erteilen  und 
vom  ArbeitgeUr  zu  verwahren. 

In  clen  meisten  Bundesstaaten,  so  ins- 
Itesondere  in  Preussen  und  Hävern,  sind 
indes  sehr  strenge  V  o  1 1  z  u  g  s  v  o  r  - 
Schriften  zu  S  138 a  ergangen,  welche 
es  den  Venvaltungsbehörden  unmöglich 
machen,  in  zu  weitgehendem  Masse  Dispen- 
sationen zu  erteilen.  InsUs<mdere  mag  Er- 
wähnung finden,  dass  die  Genehmigung  der 
Ceberarbeit  nur  dann  sich  rechtfertige, 
wenn  durch  Produktion  auf  Vorrat  oder 
Ijager  diesem  Hedarf  nicht  Rechnung  ge- 
tragen und  für  die  Befriedigung  der  zu 
gewissen  Zeiten  stärker  hervortretenden 
Nachfrage  nieht  in  den  stillen  Zeiten  des 
Jalires  vorausgcarUitot  werden  konnte. 
Die  Genehmigung  der  UeUrarbeit  sei  auch 
der  Regel  nach  dann  zu  versagen .  wenn 
nur  die  eigenen  Interessen  des  Fabrik- 
besitzers, nicht  auch  öffentliche  oder  andere 
erhebliche  Privatinteressen  in  Frage  kommen. 

Dispensationen  einzelner  Fa- 
briken von  den  bezüglich  der  U eberarbeit 
geltendeu  Vorscliriften  sind  in  §  139  vor- 
gesehen. Danach  können,  wenn  Natur- 
ereignisse oder  Unglücksfälle  den  regel- 
mässigen Betrieb  einer  Fabrik  unterbrochen 
haben,  Ausnahmen  von  den  unter  Ziffer  1 
aufgeführten  Beschränkungen  auf  die  Dauer 
vou  4  Wochen  durch  die  höhere  Verwaltungs- 
behörde, auf  längere  Zeit  durch  den  Reichs- 
kanzler zugelassen  werden.  In  dringenden 
Fällen  solcher  Art,  sowie  zur  Verhütung 
von  Unglücksfällen  kann  die  untere  Ver- 
waltungsbehörde, jedoch  höchstens  auf  die 
Dauer  von  14  Tagen,  solche  Ausnahmen 
gestatten.  Wenn  die  Natur  des  Betriebes 
oder  Rücksichten  auf  die  Arbeiter  in  einzelnen 
Fabriken  es  erwünscht  erscheinen  lassen, 
dass  die  Arbeitszeit  der  Ar! ►eiterinnen  (oder 
jugendlichen  Arbeiter)  in  einer  anderen  als 


der 


unter  Ziffer  1  geschilderten  Weise  ge- 


regelt wird,  so  kann  auf  Usonderen  Antrug 
eine  anderweite  Regelung  hinsichtlich  der 
Pausen  durch  die  höher«.'  Verwaltungs- 
behörde, im  übrigen  durch  den  Reichskanzler 
gestattet  werden.  (Jetloch  dürfen  in  solchen 
Fällen  die  jugendliehen  Arbeiter  nicht  länger 
als  6  Stunden  beschäftigt  werden ,  wenn 
zwischen  den  Arbeitsstunden  nicht  Pausen 
von  zusammen  mindestens  einstündiger 
Dauer  gewährt  werden.)  Die  auf  Grund 
dieser  Bestimmungen  zu  treffenden  Ver- 
fügungen müssen  schriftlich  erlassen  werden, 
b)  Darob,  den   Bundesrat  «u  er- 


lassende Ansnahmevorsohriften.  Dis- 
pensationen ganzer  Fahrikations- 
z we ige  bezüglich  der  Vorschriften  (Hier 
die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  könuen 
gemäss  §  139  a  durch  Beschluss  des  Bundes- 
i  rates  erfolgen ;  der  Bundesrat  ist  nämlich 
ermächtigt  «)  für  Fabriken ,  welche  mit  un- 
unterbrochenem Feuer  Utriebon  werden, 
oder  welche  sonst  durch  die  Art  des  Be- 
triebes auf  eine  regelmässige  Tag  und  Nacht- 
arUit  angewiesen  sind ,  ferner  für  solche 
Fabriken,  deren  Betrieb  eine  Einteilung  in 
regelmässig»:-  Arbeitsschichten  von  gleicher 
Dauer  nicht  gestattet  oder  seiner  Natur  nach 
auf  bestimmte  Jahreszeiten  beschränkt  ist, 
Ausnahmen  von  den  unter  Ziffer  1  aufge- 
führten Vorschriften  zuzulassen.  Doch  darf 
in  diesen  Fällen  die  Dauer  der  wöchent- 
lichen Arbeitszeit  of»  Stunden,  in  Ziegeleien 
70  Stunden  nicht  überschreiten;  die  Nacht- 
art »eit  darf  in  24  Stunden  die  Dauer  von  10 
Stunden  nicht  überschreiten  und  muss  in 
jeder  Schicht  durch  eine  oder  mehrere. 
Pausen  in  der  Gesamtdauer  von  mindestens 
einer  Stunde  unterbrochen  sein ;  die  Tag- 
und  Nachtschichten  müssen  wöchentlich 
wechseln.  Weiter  ist  der  Bundesrat  er- 
mächtigt, p)  für  Fahrikationszwoige,  in 
welchen  regelmässig  zu  gewissen  Zeiten 
des  Jahres  ein  vermehrtes  Arbeitshedürfnis 
eintritt  isogenannte  Suisonindustrioon),  Aus- 
nahmen von  den  Bestimmungen  des  §  137 
Abs.  1  und  2  ('also  nicht  auch  von  der  Be- 
stimmung über  die  Mittagspause)  mit  der 
MassgaU  zuzulassen,  dass  die  tägliche  Arbeits- 
zeit 13  Stunden,  an  SonnaUnden  10  Stunden 
nicht  üU'rschreitet.  Doch  darf  hier  die  Er- 
laubnis ziu-  UoberarUit  für  mehr  als  40  Tage 
im  Jahre  nur  dann  erieilt  werden,  wenn  die 
ArU'itszeit  so  geregelt  ist,  dass  ihre  tägliche 
Dauer  im  Durchschnitt  der  Betriebstage  des 
Jahn  s  die  regelmässige  gesetzliche  ArUits- 
zoit  nicht  übersteigt. 

Die  durch  Beschluss  des  Bundesrates 
getroffenen  AusnahmeUstimmiingen  sind 
zeitlich  zu  tiegrenzen  und  können  auch  auf 
Umstimmte  Bezirke  Uschränkt  werden;  sio 
sind  durch  das  Reichsgesetz  Matt  zu  ver- 
öffentlichen und  dem  Reichstage  bei  seinem 
nächsten  Zusammentritt  zur  Kenntnisnahme 
vorzidegen  (tj  139  a  Abs.  5). 

Der  Bundesrat  hat  bereits  für  eine  grosse 
Reihe  vou  Fabrikationszweigen  solche  Aus- 
nahmevorschriften erlasseu,  welche  sich  fast 
sämtlich  auf  die  sub  «)  geschilderten  Fälle 
beziehen1).    Dagegen  sind  Ausnahmen  bo- 

')  An  tu.  Bezüglich  der  einzelnen  Bekannt- 
j  nuic-hnngen  u.  8.  34«  45t  der  III.  Auflage  von 
Landmaiina  Kommentar  zur  R.-Uew.-O. :  ausser 
den  daselbst  aufgezählten  Bekanntmachungen 
wurden  bis  jetzt  noch  erlassen:  Bek.vom  11.  März 
1897,  betr.  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen 
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züglich  der  in  Saisonindustrieen  beschäftigten 
Arbeiterinneu  (s.  unter  ^)  bis  jetzt  lediglich 
für  zwei  Fabrikationszweige  getroffen:  Be- 
kanntmachung vom  17.  Juli  1S93,  betr.  die 
Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  in  Meie- 
reien (Molkereien)  und  Betrieben  zur  Sterili- 
sieruug  von  Milch  (R.G.BI.  S.  420),  ferner 
Bek.  vom  11.  März  1898,  betr.  die  Be- 
schäftigung von  Arbeiterinnen  in  Konserven- 
fabriken (R.G.BI.  S.  35). 

8.  Beschäftigung  von  Wöchnerinnen. 
"Wöchnerinnen  dürfen  während  vier  Wochen 
nach  ihrer  Niederkunft  überhaupt  nicht  und 
während  der  folgenden  zwei  Wochen  nur 
beschäftigt  werden,  wenn  das  Zeugnis  eines 
approbierten  Arztes  dies  für  zulässig  erklärt 

137  Abs.  r>). 

4.  Beschäftigung  in  Fabrikations- 
zweigen, welche  mit  besonderen  Ge- 
fahren für  Gesundheit  und  Sittlichkeit  | 
verbanden  sind.  Verbot  der  Beschäf- 
tigung: in  Bergwerken  „unter  Tage''. 
In  den  in  §  154a  bezeichneten  Botrieben 
(Bergwerke,  Salinen,  Aufbereitungsanstalten 
und  unterirdisch  betriebene  Bruche  oder 
Gruben.)  dürfen  Arbeiterinnen  nicht  »unter 
Tage-  (unter  der  Erdoberfläche)  beschäftigt 
werden. 

Ebenso  wie  diese  Vorschrift  hatte  auch 
die  Bestimmung  des  $  139  a  Ziffer  1.  dass 
der  Bundesrat  ermächtigt  ist,  die  Verwendung 
von  Arbeiterinneu,  (sowie  von  jugendlichen 
Arbeitern)  für  gewisse  Fabrikationszweiice, 
welche  mit  besonderen  Gefahren  für  Ge- 
sundheit oder  Sittlichkeit  verbunden  sind, 
gänzlich  zu  untersagen  oder  von  besonderen 
.Bedingungen  abhängig  zu  machen,  schon 
vor  dem  Erlass  der  Novelle  von  1891  be- 
standen. Auf  Grund  dieser  Bestimmung  j 
sind  ebenfalls  vom  Bundesrat  für  eine  grosse 
Reihe  von  Fabrikationszweigen  Vorschriften 
erlassen  worden2).  Die  Bestimmung  des 
4j  139a  Alis.  5  (zeitliche  Begrenzuug  der 
Vorschriften  etc,  s.  oben  sub  2,b  am  Endo) 
gilt  auch  für  diese  Ausnahmovorschriften. 


auf  Steinkohl«>nl>ergwerken  und  auf  Zink-  und 
Blcicrzl>ergwerkeu  im  Regierungsbezirke  Oppeln 
(R.G.BI.  S.  2ö).  ferner  Bek.  vom  IG.  Dezember 
1897,  betr.  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen 
und  jugendlichen  Arbeitern  in  Ziegeleien 
(R.G.BI.  S.  789t. 

\l  Anm.  Auch  bezüglich  dieser  Bekannt- 
machungen 8.  im  einzelnen  8.  348  49  der  III.  Auf- 
Inge von  Landiimnns  Kommentar  zur  R.-Gew.-O. ; 
ausser  den  dortsei bnt  aufgeführten  lleknnnt- 
raaehnngen  wurde  auf  Grund  des  §  139  a  Ziffer  1 
noch  erlassen  die  Bek.  vom  lfi.  Pezembcr  1897, 
betr.  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  und 
jugendlichen  Arbeitern  in  Ziegeleien,  ferner  die 
Bek.  vom  11.  Mai  1898  (R.G.BI.  8.  116),  betr. 
die  Einrichtung  uud  den  Betrieb  von  Anlagen 
zur  Herstellung  elektrischer  Akkumulatoren  aus 
Blei  oder  Bleiverbindungen. 


5.  Kontrollvorschriften.  Eine  besondere 
Gruppe  von  Vorschriften  bilden  diejenigen, 
welche  lediglich  den  Zweck  haben,  die  Kon- 
trolle der  in  der  R.-Gew.-0.  selbst  oder  in 
den  Bundesratsverordnungen  enthaltenen 
materiellen  Bestimmungen  zu  erleichtern. 
Es  sind  dies  folgende: 

a)  Sollen  Arbeiterinnen  (oder  jugendliche 
Arbeiter)  in ,  Fabriken  beschäftigt  werden, 
so  hat  der  Arl)eitgeber  vor  dem  Keginn  der 
Beschäftigung  der  Ortspolizeibehorde  eine 
schriftliche  Anzeige  zu  machen.  In  der 
Anzeige  sind  die  Fabrik,  die  Wochentage, 
an  welchen  die  Beschäftigung  stattfinden 
soll,  Beginn  und  Ende  der  Arbeitszeit  und 
der  Pausen  sowie  die  Art  der  Beschäftigung 
anzugeben.  Eino  Aenderung  hierin  darf, 
abgesehen  von  Verschiebungen,  welche  durch 
Ersetzung  behinderter  Arbeiter  für  einzelne 
| Arbeitsschichten  notwendig  werden,'  nicht 
erfolgen,  bevor  der  Behörde  eine  ent- 
sprechende weiter»?  Anzeige  gemacht  ist.  b)  In 
jeder  Fabrik  hat  der  Arbeitgeber  dafür  zu 
sorgen,  dass  in  den  Fabrikräumen,  in  welchen 
Arbeiterinnen  (und  jugendliche  Arbeiter)  be- 
schäftigt werden,  eine  Tafel  ausgehängt  Ist, 
welche  in  der  von  »ler  Centraibehörde  zu 
Stimmenden  Fassung  und  in  deutlicher 
Schrift  einen  Auszug  aus  den  Bestimmungen 
über  »He  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen 
(und  jugendlichen  Arbitern)  enthält  (§  138). 

6.  Strafbestimmungen.  Endlich  sind 
noch  die  einschlägigen  Strafbestimmungen  zu 
erwähnen.  Mit  Geldstrafe  Ins  zu  200Ö  Mk., 
im  ruvermögensfalle  mit  Gefängnis  bis  zu 
6  Monaten  werden  bestraft  (.lewerbet  reibende, 
welche  den  unter  Ziffer  1  und  3  angeführten 
Bestimmungen,  femer  den  auf  Grund  dor 

|  139  und  139  a  getroffenen  Verfügtingen 
zuwiderhandeln.  Ausserdem  sind  noch  mit 
leichteren  Strafen  (Geldstrafe  bis  zu  30  Mk.. 
event.  Haft  bis  zu  8  Tagen)  bedroht  die 
Zuwiderhandlungen  gegen  die  sub  5)  ange- 
führten Kontrollvorseliriften  und  gegen  die 
Bestimmung,  dass  die  in  Sj  138a  näher  be- 
zeichnete behördliche  Erlaubnis  (s.  oben  sub 
2,  a)  vom  Arbeitgeber  zu  verwahren  ist. 

^IIT.  Jugendliche  Arbeiter. 
Vorbemerkung.  Die  Vorschriften,  welche 
die  Gewerbeordnung  zum  Schutze  der  jugend- 
lichen Arbeiter  enthält,  gelten  teils  für  alle 
jugendlichen  Arbiter,  teils  bloss  für  die  in 
Fabriken  und  den  Fabriken  gleichgestellten 
Anlagen  bosclulft igten ;  ausserdem  sind  die- 
selben für  die  verschiedenen  Alterskate- 
gorieen  »ler  jugendlichen  Arbeiter  uud  für 
die  Geschlechter  von  verschiedenem  Inhalte 
und  verschiedener  Strenge;  besondere  Be- 
stimmungen liat  die  Novelle  vom  G.  August 
1896  bezüglich  des  ambulanten  Gewerbebe- 
;  triobes  am  Wohnorte  und  des  Gewerbebe- 
!  trieljes  im  Umherziehen  getroffen. 
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al  Allgemeine  Vorschriften.         I  können  die  zur  Durchführung  dieser  Ver- 
1.  Verbot  der  Beschäftigung  durch  pfliohtung  erforderlichen  Bestimmungen  ge- 
Besrholtene.    Gewerbetreil>ende,  welchen  troffen  werden.    Insbesondere  können  durch 
die    bürgerlichen    Ehrenrechte    aberkannt  |  statutarische  Bestimmung  die  zur  Sicherung 
worden  sind,  dürfen,  solange  ihnen  diese :  eines    regelmässigen    Schul bösliches  den 


Hechte  entzogen  bleiben,  mit  der  Anleitung 
von  Arbeitern  unter  18  Jahren  sich  nicht  be- 
fassen. Die  Entlassung  der  diesem  Verbote 
zuwider  Wschäftigton  Arbeiter  kann  poli- 
zeilich erzwungen  werden  |§  106). 

2.  Rücksichtnahme  anf  Gesundheit 
und  Sittlichkeit  Die  oben  erwähnte 
Vorschrift .  dass  die  Gewerben  utemehmor 
verpflichtet  sind,  alle  Vorkehrungen  zmn 
Schutze  der  Arbeiter  gegen  Gefahren  für 
Leben,  Gesundheit  und  Sittlichkeit  zu 
treffen,  wird  durch  §  120c  bezüglich  der 
Arbeiter  unt»T  18  Jahren  dahin  ergänzt, 
dass     die     Gewerbennternehmer.  welche 


Schulpflichtigen  sowie  deren  Eltern,  Vor- 
mündern und  Arheitgel>ern  obliegenden 
Verpflichtungen  bestimmt  und  diejenigen 
Vorschriften  erlassen  werden,  durch  welche 
die  Ordnung  in  der  Kortbildungssclnde  und 
ein  gebührliches  Verhalten  der  Schüler  ge- 
sichert wird.  Von  der  durch  statutarische 
Bestimmung  begründeten  Verpflichtung  zum 
Besuche  einer  Fortbildungsschule  sind  die- 
jenigen befreit,  welche  eine  Iunungs-  oder 
andere  Fortbildungs-  oder  Fachschule  lö- 
slichen, sofern  der  rnterricht  dieser  Sehlde 
von  der  höheren  VerwaltungslM-hörde  ab* 
ein  ausreichender  Ersatz  des  allgemeinen 
solche  jugendliche  ArU'iter  lieschäftigen,  FortbildungsschulunteiTichtes  anerkannt  wird, 
verpflichtet  sind,  bei  der  Einrichtung  der  Hervorzuheben  ist  endlich  noch,  dass 
Betriebsstätte  und  bei  der  Regelung  des  §  120  für  alle  gewerblichen  Arbeiter  im 
Berriel.es  diejenigen  besonderen  Rück-  Sinne  des  Titel  VII  gilt,  und  zwar  insl>o- 
sichten  auf  Gesundheit  und  Sittlichkeit  zu  sondere  jetzt  auch  für  Gehilfen  und  Lehr- 
liehmen,  welche  durch  »las  Alter  dieser  Ar-  i  linge  in  Handelsgeschäften,  dagegen  nicht 
heiter  geboten  sind.  für  Apothokergehilfen  und  -lehrhnge.  ferner 

Die  VoHzugsvorsehriften  zu  < lieser  Be-  nicht  für  die  Bergarbeiter. 
Stimmung  können  entweder  durch  spezielle  <  4.  Arbeitsbücher  nnd  Arbeitszeug- 
Anordnung  auf  Grund  des  §  120d  (s.  oben  j  nisse.  Zweck  der  Arbeitsbücher  ist  nicht 
S.  -IST)  oder  durch  generelle  Vorschrift  auf '  uumittclliar,  die  Arbeiter  zu  schützen,  viel- 
Gruud  des  5;  120e  (s.  oben  S.  IS»!)  getroffen  i  mehr  liegt  der  Zweck  dieser  Einrichtung 
weplon.  primär  darin,  den  Arbeitsvertrag  gegen  ein- 

3.  Fortbildungsunterricht.  Bezüglich  |  seifige  Willkfirhandlungen,  mögen  die.sehVu 
<lesFörtl>ildnngsschulunterrichtes  von  jugend-  i  von  Arlieitorn  oder  Arlieit£rel>crn  ausgehen, 
liehen  Arbeitern  sind  die  bereits  l^stehenden  |  U-vser  zu  sichern  und  den  jungen  Leuten 
Vorschriften  durch  §  120  der  Novelle  von  1891 ;  den  Emst  der  vermöge  des  Arbeitsvertrags 
wesentlich  ergänzt  worden.  Der  Bestimmung, 
dass  die  Gewerbeuuternehmer  verpflichtet 
sind,  ihren  Arlieitem  imter  18  Jahren,  welche 


eine  von  der  Gemeindebehörde  oder  vom  Staate 
als  Fortbildungsschule  anerkannte  Futer- 
richtsaustalt  Wsuchen,  hierzu  die  orfordor- 
lichen  Falles  von  der  zuständigen  Behörde 
festzusetzende  Zeit  zu  gewähren ,  hat  die 


eingefpingenen  Verpflichtungen  entsprechend 
einzuprägen.  Hie  Arbeitsbücher  sind  indes 
hier  insofern  zu  erwähnen,  als  die  R.-Gew.-O. 
gewiss»'  Bestimmungen  gegen  den  Miss- 
brauch  derselben  zum  Nachteile  der  Ar- 
beiter enthält.  Ausserdem  bilden  die  Arbeits- 
bücher für  die  Aufsicbtsbeamten  ein  wirk- 
sames Mittel  zur  Kontrolle  des  Vollzugs  der 
Novelle  die  weitere  Vorschrift  hinzugefügt.  I  übrigen  zum  Schutze  der  Arbiter  geltenden 
dass  am  Sonntag  der  rnterricht  nur  statt-  Vorschriften. 

finden  darf,  wenn  die  Unterrichtsstunden  Die  gegenwärtig  geltenden  Vorschriften 
so  gelegt  werden,  dass  die  Schüler  nicht  über  die  Arbeitsbücher  und  Arl>eitszeugnisso 
gehindert  werden,  den  Hauptgottesdienst  i  beruhen  im  wesentlichen  auf  dem  Gesetze 
oder  einen  mit  Genehmigung  der  kirchlichen  von  ls"s.  Durch  die  Novelle  von  1891. 
Behörden  für  sie  eingerichteten  besonderen  i  welche  die  für  Fabrikarbeiter  unter  11 
Gottesdienst  ihrer  Konfession  zu  l>esuehon. 1  Jahren  vorgeschriebenen  »Arbeitskarten^ 
Als  Fortbüdungsschiden  im  Sinne  'lieser  wieder  abschaffte,  wurden  zugleich  die 
Bestimmung  halieu  auch  Anstalten .  in  Vorschriften  ü!»or  die  Arbeitsbücher  und 
welchen  Unterricht  in  weibliehen  Hand-  und  .  Arbeitszeugnisse  in  einigen  Punkten  geäu- 
Hausarbeiten  erteilt  wird,  zu  gelten.  j  dort.    Der  Gesetzgeber  ging  dabei  von  der 

Durch  statutarische  Bestimmung  einer  ■  Thatsache  nus.  dass  in  den  letzten  Jahren 
Gemeinde  oder  eines  weiteren  Kommunal-  sich  die  Klagen  ül>er  die  I/>ckerung  der 
verltandes    kann    für   männliche  Arbeiter 


unter  ls  Jahren  die  Verpflichtung  zum 
suche  einer  Fortbildungsschule,  soweit  'I 


Be- 


Zuclit  und  Sitte  und  ül»er  das  Sehwinden 
der  elterlichen   Autorität  Wi  den  jugend- 
gemehrt 


liehen  Arlieitem 


hatten :  daher 


Verpflichtung  nicht  schon  landesgesetzlich  be- 1  wurde  insliesondore  in  Bezug  auf  die  Ar- 
steht.  begründet  weiden.  Auf  demselben  Wege  .  beitsbücher  und  Arlwitszeutruisse  vorgesehen, 

Handwörterbuch  der  StaaUwi^nschaften.   Zweite  Auflag.   1.  H2 
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dass   eine   regelmässige   Mitwirkung  desl 
Vaters  bezw.  Vormundes  sowohl  beim  Ab- 1 
Schlüsse  als  auch  bei  der  Losung  des  Ar- 
beitsvertrages stattfindet. 

Auf  die  in  Bergwerken.  Salinen,  Aufbe- 
reitungsanstalten ,  unterirdisch  betriebenen 
Brüchen  oder  Gruben  beschäftigten  Arbeiter 
finden  die  nachstehenden  Vorschriften  keine 
Anwendung  (§  154  a  Abs.  1):  desgleichen 
nicht  auf  die  Gehilfen  und  Lehrlinge  in 
Apotheken  und  Handelsgeschäften  (§  154 
Abs.  1). 

Im  einzelnen  gelten  folgende  Bestim- 
mungen : 

Minderjährige  Personen  dürfen,  soweit 
rcichsgesetzlich  nicht  ein  anderes  zugelassen 
ist,  als  Arbeiter  nur  tosehäftigt  werden,  wenn 
sie  mit  einem  Arbeitsbuche  versehen 
sind.  Diese  Vorschrift  gilt  nicht  für  Kinder, 
welche  zum  Besuche  der  Volksschule  ver- 
pflichtet sind. 

Das  Arbeitsbuch  muss  den  Namen  des 
Arbeiters,  Ort,  Jahr  und  Tag  seiner  Geburt, 
Namen  und  letzten  Wohuort  seines  Vaters 
oder  Vormundes  und  die  Unterschrift  des 
Artoitors  enthalten.  Der  Arbeitgeber  ist 
verpflichtet,  das  Arbeitsbuch  bei  der  An- 
nahme eines  jugendlichen  Arbeiters  einzu- 
fordern, dasselbe  zu  verwahren,  auf  amt- 
liches Verhingen  vorzulegen  und  nach  recht- 
massiger  Lösung  des  Arbeitsverhältnisses 
dem  Arbeiter  wieder  auszuhändigen.  Die 
Aushändigung  erfolgt  an  den  Vater  oder 
Vormund,  sofern  diese  es  verlangen  oder 
der  Arbeiter  das  Mi.  Tjobensjahr  noch 
nicht  vollendet  hat,  anderenfalls  an  den 
Arbeiter  selbst.  Mit  Genehmigung  der 
Gemeindebehörde  kann  die  Aushändigung 
des  Arbeitsbuches  auch  an  die  Mutter  oder 
einen  sonstigen  Angehörigen  oder  unmittel- 
bar an  den  Arbeiter  erfolgen  (§§  107  u.  110). 

Bei  dem  Eintritte  des  Arbeitern  hat  der 
Arbeitgeber  an  den  dafür  bestimmten  Stellen 
des  Arbeitsbuchs  die  Zeit  des  Eintritts  und 
die  Art  der  Beschäftigung,  am  Ende  des 
Arbeitsverhältnisses  (he  Zeit  des  Austritts 
und,  wenn  die  Beschäftigung  Aenderungen 
erfahren  hat.  die  Art  der  letzten  Beschäfti- 
gung des  Arbeiters  einzutragen.  Die  Ein- 
tragungen sind  mit  Tinte  zu  bewirken  und 
von  dem  Arbeitgeber  oder  dem  dazu  bevoll- 
mächtigten Betriebsleiter  zu  unterzeichnen. 
Sie  dürfen  nicht  mit  eiuem  Merkmal  ver- 
sehen sein,  welches  den  Inhaber  des  Arboits- 
buchs  günstig  oder  nachteilig  zu  kennzeichnen 
bezweckt.  Die  Eintragung  eines  Urteils  über 
die  Führung  oder  die  Leistungen  des  Ar- 
beiters sowie  sonstige  durch  das  Gesetz 
nicht  vorgesehene  Eintragungen  oder  Ver- 
merke in  oder  an  dem  Arbeitsbuche  sind 
unzulässig  ($  III ).  Auf  Antrag  des  Arbeiters  . 
hat  die  Ortspolizeitohördc  die  Eintragung 


l  in  das  Arbeitsbuch  kosten-  und  stempelfrei 
,zu  toglaubigen  (§  114). 

Da*  Arbeitsbuch  wird  dem  Arbeiter  durch 
die  Polizeibehörde  kosten-  und  stempelfrei 
ausgestellt.  Die  Ausstellung  erfolgt  auf 
Antrag  oder  mit  Zustimmung  des  Vaters 
oder  Vormundes;  ist  die  Erklärung  des 
Vaters  nicht  zu  beschaffen  oder  verweigert 
der  Vater  die  Zustimmung  ohne  genügenden 
Grund  und  zum  Nachteile  des  Arbeiters,  so 
kann  die  Gemeindebehörde  die  Zustimmung 
desselben  ergänzen.  Vor  der  Ausstellung 
ist  nachzuweisen,  dass  der  Arbeiter  zum 
Besuche  der  Volksschule  nicht  mehr  ver- 
pflichtet ist,  und  glaubhaft  zu  machen,  dass 
bisher  ein  Arbeitsbuch  für  ihn  noch  uicht 
ausgestellt  war  (§  108). 

In  §  109  ist  das  Verfahren  geregelt, 
welches  einzuhalten  ist,  wenn  ein  neues 
Arbeitsbuch  von  dem  Arbeiter  verlangt  wird 
(ein  Antrag  oder  die  Zustimmung  des  Vaters 
oder  Vormundes  ist  in  diesem  Falle  nicht 
erforderlich).  Eine  besondere  Bestimmung 
trifft  §  112  Abs.  1  für  den  Fall,  dass  die 
Ausstellung  eines  neuen  Arbeitsbuches  durch 
Umstände  veranlasst  wird,  welche  in  dem 
Verhalten  des  Arbeitgebers  liegen :  die  Aus- 
stellung kann  hier  auf  Kosten  des  Artoit- 
getors  beansprucht  werfen.  Ein  Arbeit- 
geber, welcher  das  Arbeitsbuch  seiner  gesetz- 
lichen Verpflichtung  zuwider  nicht  recht- 
zeitig ausgehändigt  oder  die  vorsehrifts- 
mässigen  Eintragungen  zu  machen  unter- 
lassen oder  unzulässige  Eintragungen  oder 
Vermerke  gemacht  hat,  ist  dem  Arbeiter 
entschädigungspflichtig.  Der  Anspruch  auf 
Entschädigung  erlischt,  wenn  er  nicht  inner- 
halb vier  Wochen  nach  der  Entstehung  im 
Wege  der  Klage  oder  Einrede  geltend  ge- 
macht ist  (§  112  Abs.  2). 

Eine  besondere  Vorschrift  für  die  jugend- 
lichen Arbeiter  besteht  auch  hinsichtlich  der 
Arbeitszeugnisse,  auf  welch  letztere 
die  jugendlichen  Arbeiter  ebenso  wie  die 
erwachsenen  einen  Anspruch  besitzen  (s.  oben 
S.  4H5);  ist  nämlich  der  Arbeiter  minder- 
jährig, so  können  der  Vater  oder  der  Vor- 
mund verlangen,  dass  das  Zeugnis  an  sie 
selbst  und  nicht  an  den  Minderjährigen  aus- 
gehändigt werde.  Doch  kann  mit  Genehmi- 
gung der  Gemeindebehörde  die  Aushändi- 
gung des  Zeugnisses  unmittelbar  an  den 
Arbeiter  auch  gegen  den  Willen  des  Vaters 
oder  Vormundes  erfolgen  (§  113). 

5.  Iiohnzahlung.  Durch  statutarische 
Bestimmung  einer  Gemeinde  oder  eines 
weiteren  Kommunalverbandes  kann  für  alle 
Gewerbetreibenden  oder  gewisse  Arten  der- 
selben festgesetzt  werden,  a)  dass  der  von 
minderjährigen  Arbeitern  verdiente  I/mn  an 
die  Eltern  oder  Vormünder  und  nur  mit  deren 
i  schriftlicher  Zustimmung  oder  nach  deren  Be- 
scheinigung über  den  Empfang  der  letzten 
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Lohnzahlung  unmittelbar  an  die  Minder- 
jährigen gezahlt  wird,  h)  dass  die  Gewerhe- 
treiltcndeti  den  Kitern  oder  Vormündern 
innerhall»  gewisser  Fristen  Mitteilung  von  den 
an  minderjährige  Arbiter  gezahlten  Lohn- 
Itetragen  zu  maehen  hat»on  (§  119a). 

6.  Ambulanter  Gewerbebetrieb  am 
W  ohnorte  und  Gewerbebetrieb  im  Umher- 
ziehen. "Während  bisher  der  ambulante  Ge- 
werbebetrieb der  Kinder  rfam  Wohnorte) 
lediglich  in  der  Weise  tieschränkt  werden 
konnte,  dasn  allgemein  —  auf  Grund  des 
§  42  b  Abs.  1  bis  1  —  Vorschriften  bezüglich  des 
ambulanten  Gewerhebetriebes  erlassen  wur- 
den, ist  zum  Sehutze  der  Gesundheit  und 
Sittlichkeit  der  Kinder  in  dem  durch  die 
N  o  v  e  1 1  e  v  o  m  6.  A  u  g  u  s  1 1 896  neu  hinzuge- 
fflgten  Abs.  5  des  $}  42  b  bestimmt,  dass 
Kinder  unter  14  Jahren  auf  öffentlichen 
Wegen.  Strassen,  Plätzen  oder  an  Öffent- 
lichen Orten  oder  ohne  vorgängige  Bestellung 
von  Haus  zu  Haus  Gegenstände  nicht  feil- 
bieten dürfen ;  jedoch  kann  durch  die  Orts- 
jxdizeibehörde  für  bestimmte  Zeitabschnitte, 
welche  alter  in  einem  Kalenderjahre  4 
Wochen  nicht  überschreiten  dürfen,  ein  der- 
artiges Feilbieten  durch  Kinder  an  solchen 
Orten  gestattet  werden,  wo  dassollte  her- 
kömmlich ist. 

Der  durch  die  gleiche  Novelle  eingefügte 
Absatz  3  des  §  ('»ob,  wonach  durch  die 
Ortspolizeiliehörde  Kindern  auswärtiger  Ge- 
meinden das  Feilbieten  gewisser  selbstge- 
wonnener oder  roher  Erzeugnisse  oder  selbst- 
gefertigter Waren  oder  gewisser  gewerb- 
licher Teistungen  verboten  werden  kann, 
bezweckt,  bezüglich  dieser  Gegenstände  die 
auswärtigen  Kinder  den  einheimischen  ('s. 
oben)  gleichzustellen. 

b)  Jugendliche  Fabrikarbeiter. 

Vorbemerkung.  Die  bezüglich  der  Be- 
schäftigung jugendlicher  Fabrikarbeiter  in 
der  Gewerbeordnung  getroffenen  Bestim- 
mungen unterscheiden  sKinder«;  (bis  zum 
vollendeten  14.  Lebensjahr)  und  »junge 
Leute«  oder  jugendliche  Arbeiter  im  engeren 
Sinn  vom  vollendeten  14.  Lebensjahr  bis  zum 
vollendeten  IC.  Lebensjahr. 

Was  im  Nachstehenden  bezüglich  dieser 
lieiden  Gruppen  jugendlicher  Arbeiter  be- 
merkt ist,  gilt  auch  für  die  gleichalterigen 
Arbeiter  in  Betrieben  der  in  §  154  Abs.  2 
bezeichneten  Art  (s.  unten  S.  505),  für 
Werkstätten,  in  deren  Betrieb  eine  regel- 
mässige Benutzung  von  Danipfkraft  statt- 
findet (vgl.  hierzu  unten  sub  C.  1,  b).  dann 
in  Borgwerken,  Salinen,  Aufbereitungsan- 
stalten und  unterirdisch  betriebenen  Brüchen 
oder  Gruiten  ($  154  a). 

1.  Verbot  der  Beschäftigung  von 
Kindern  unter  13  Jahren.  Kinder  unter 
13  Jahren  dürfen  in  Fabriken   nicht  be- 


schäftigt worden;  Kinder  über  13  Jahren 
|  nur  dann,  wenn  sie  nicht  mehr  zum 
|  Besuche  der  Volksschule  verpflichtet  sind 
(Volksschulpflichrige  Kinder  sind  also  über- 
haupt von  der  Fabrikarheit  ausgeschlossen). 
Dieses  Vorbot  ist  ein  absolutes  und  unbe- 
dingtes, eine  Dispensation  ist  durchaus  unstatt- 
haft.   (%  135  Abs.  1). 

2.  Beschäftiguugszeit,  Verbot  der 
Nachtarbeit,  Maximalarbeitszeit,  Arbeits- 
pausen für  jugendliche  Arbeiter  zwischen 
14  und  16  Jahren,  a)  Die  Beschäftigung  von 
Kindern  unter  14  Jahren  in  Fabriken  darf  die 
Dauer  von  6  Stunden  täglich,  die  Beschäftigung 
von  jungen  Leuten  zwischen  14  und  16  Jahren 
die  Dauer  von  10  Stunden  täglich  nicht 
fiberschreiten.  (§  135  Abs.  2  und  3).  Die 
Arlieitsstunden  dieser  Personen  zwischen  13 
und  16  Jahren  dürfen  nicht  vor  51;s  IThr 
morgens  beginnen  und  nicht  über  S1  s  Uhr 
abends  dauern.  Zwischen  den  Arbeits- 
stunden müssen  an  jedem  Arbeitstage  regel- 
mässige Pausen  gewährt  werden,  und  zwar 
muss  die  Pause  bei  Kindern  unter  14  Jaliren 
mindestens  eine  hallte  Stunde  botragen, 
während  den  übrigen  jugendlichen  Arbeitern 
mindestens  mittags  eine  einstündige  sowie 
vormittags  und  nachmittags  je  eine  halb- 
stündige Pause  gewährt  werden  muss. 
Während  der  Pausen  darf  den  jugendlichen 
Arbeiten)  eine  Beschäftigung  in  dem  Fabrik- 
betriobe  überhaupt  nicht  und  der  Aufent- 
halt in  den  Arheitsräumen  nur  dann  ge- 
stattet werden,  wenn  in  denselben 
diejenigen  Teile  des  Betriebes,  in  welchen 
jugendliche  Arbeiter  lieschäftigt  sind,  für  die 
Zeit  der  Pausen  völlig  eingestellt  werden  oder 
wenn  der  Aufenthalt  im  Freien  nicht  thunlich 
und  andere  geeignete  Anfenthaltsräume 
ohne  unverhältnismässige  Schwierigkeiten 
nicht  beschafft  werden  können.  An  Sonn- 
und  Festtagen  sowie  während  der  von  dem 
ordentlichen  Seelsorger  für  den  Katechu- 
menen-  und  Konfirmanden-,  Beicht-  und  Kom- 
muuionunterricht  bestimmten  Stunden  dürfen 
jugendliche  Arbeiter  nicht  beschäftigt  werden. 

b)  Die  Gewähning  von  Ausnahmen 
von  den  vorstehenden  Vorschriften  (jedoch 
mit  Ausnahme  des  Vorlautes  der  Beschäf- 
tigung von  Kindern  unter  13  Jahren  und 
von  volksschulpflichtigen  Kindern)  ist  zu- 
nächst in  §  139  iu  analoger  Weise 
wie  für  die  weiblichen  Arbeiter  vor- 
gesehen (s.  ölten  S.  495  sid»  a).  Des 
weiteren  giebt  ?j  139a  Ziffer  2  dem  Bundes- 
rate die  Krmiiehtiguiig,  die  ölten  S.  495  sub 
«  angeführten  Dispensationen  zu  erteileu, 
ferner  für  gewisse  Fabrikationszweige,  so- 
weit die  Natur  des  Betriebes  oder  die  Rück- 
sicht auf  die  Arbeiter  es  erwünscht  er- 
scheinen lassen,  die  Abkürzung  oder  den 
Wegfall  der  für  jugendliche  Arbeiter  vorge- 
schriebenen Pausen  zu  gestatten;  in  den 
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letzteren  Fällen  dürfen  die  jugendlichen 
Arbeiter  nicht  länger  als  6  Stunden  be- 
schäftigt worden,  wenn  zwischen  den  Arl  »eit- 
stunden nicht  eine  oder  mehrere  Pausen 
von  zusammen  mindestens  einstündiger 
Dauer  gewährt  werden;  in  den  Füllen  des 
§  139  a  Ziffer  2  darf  die  Dauer  der  wöchent- 
lichen Arbeitszeit  für  Kinder  36  Stunden, 
für  junge  Leute  (zwischen  14  und  16  Jahren) 
60,  in  Ziegeleien  für  junge  Leute  70  Stunden 
nicht  ül»erselireiteu ;  liezüglich  der  Nacht- 
arl»eit  in  diesen  Fällen  gilt  das  ol»en  S.  495 
b.  «  Gesagte. 

Solche  Ausnahmel>ostiinniungon  Ivezüglich 
der  jugendlichen  Arlieiter  auf  Grund  des 
§  139  a  — welche  gemäss  §  13«)  a  AI«..7)  zeitlich 
begrenzt  wenlen  müssen,  auch  für  liestimmte 
Bezirke  erlassen  werden  können,  durch  das 
Reielisgosetzblatt  zu  veröffentlichen  imd  dem 
Reichstage  l»ei  seinem  nächsten  Zusammen- 
tritt zur  Kenntnisnahme  voranlegen  sind  — 
hat  der  Bundesrat  schon  für  eine  .Reihe  von 
Fabrikationszweigen  erlassen. ') 

3.  Beschäftigung  in  Fabrikations- 
eweigen,  welche  mit  besonderer  Gefahr 
für  Gesundheit  und  Sittlichkeit  ver- 
bunden sind.  In  gleicher  Weise  wie  be- 
züglich der  weiblichen  ArtViter  ist  durch 
§  139  a  Ziffer  1  dem  Bundesrat  auch  1  ab- 
züglich iler  jugendlichen  Arbeiter  die  Er- 
mächtigung erteilt,  die  Beschäftigung  solcher 
Personen  für  gewisse  Fabrikationszwcigc. 
welche  mit  liesondereti  Gefahren  für  Gesund- 
heit oder  Sittlic  hkeit  verbunden  sind,  gänzlich 
zu  untersagen  (Hier  von  besonderen  Be- 
dingungen abhängig  zu  machen.  ') 

4.  Aufnahme  von  Vorschriften  über 
das  Verhalten  der  minderjährigen  Ar* 
heiter  ausserhalb  des  Betriebes  in  die 
Arbeitsordnung.  Aus  der  Erwägung,  dass 
die  Erziehung  und  sittliche  Beaufsichtigung 
der  jugendlichen  Fabrikarbeiter  in  gewissem 
Umfange  auch  Pflicht  und  Recht  des  Arln'it- 
gelKjrssei  und  um  so  dringlicher  sich  empfehle, 
als  den  Eltern  vielfach  die  genügende 
Autorität  mangle,   ist  die  Bestimmung  in 

')  Im  einzelnen  siehe  die  in  v.  Landmanns 
Kommentar  zur  Gewerbeordnung,  III.  Auflage, 
8.  348  H49  aufgezählten  Bekanntmachungen,  zu 
welchen  nunmehr  muh  die  Ikk.  vom  16.  Dez. 
1897  betr.  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen 
und  jugendlichen  Arbeitern  in  Ziegeleien  (R.ti.Bl. 
S.  78Bi  liinzugekonimeu  ist. 

•)  Auch  bezüglich  der  im  Vollzüge  dieser 
Bestimmung  erlassenen  Bekanntmachungen  des 
Bundesrates  vgl.  die  in  der  vorausgehenden 
Anmerkung  «itierte  Zusammenstellung  in  v. 
Laiidmanus  Kommentar  zur  Ocw.-Ü. :  in  der 
Folgezeit  sind  noeh  hinzugekommen  die  Bek. 
vom  16.  Dez.  1897,  s.  vorige  Anmerkung,  ferner 
die  Bek.  vom  11.  Mai  1898  betr.  die  Einrichtung 


den  Betrieb  von  Anlagen  znr  Herstellung 
elektrischer  Akkumulatoren  aus  Blei  oder  Blei- 
verbindungeu   B  U  BI   S.  17ti). 


§  134  b  Abs.  3  —  eine  der  wichtigsten  Be- 
stimmungen der  Novelle  von  1891  -  hervor- 
gegangen, wonach  in  die  Arbeitsordnung  Vor- 
schriften ül»or  da»  Verhalten  der  iniuder- 
jälirigeu  Arbeiter  ausserlialb  des  Betriebes 
j  aufgenommen  wenlen  können ;  die  Hrlassung 
dieser  Vorschriften  bedarf  jedoch  der  Zu- 
stimmung des  ständigen  Arteiterausschusses. 

5.  Kontrollvorschriften.  Zunächst  be- 
stehen hinsichtlich  der  Beschäftigung  von 
Kindern  und  jungen  I/niten  iu  Fabriken  die 
licreits  oben  S.  496  erwäluiten  Vorschriften, 
zu  denen  hier  noch  eine  weitere  Bestimmung 
hinzutritt,  wonach  in  jeder  Fabrik  der  Arbeit - 

fßber  dafür  zu  sorgen  hat.  dass  in  den 
abrikräumen,  in  welchen  jugendliche  Ar- 
heiter  l>eschäftigt  werden,  an  einer  in  die 
Augen  fallenden  Stelle  ein  Verzeichnis  der 
jugendlichen  Arbeiter  unter  Angabe  ihrer 
Arbeitstage  sowie  des  Beginnes  und  Endes 
ihrer  Arbeitszeit  und  der  Pausen  ausgehängt 
Ist  (§  138  Abs.  2). 

6.  Strafbestiiumnngen.  Durch  die 
Gewerbeordnung  sind  unter  Strafe  gestellt  : 
Zuwiderhandlungen  gegen  das  Verbot  der 
Beschäftigung  durch  Boseholtene,  gegen  die 
Vorschriften  l*>züglich  der  Arbeitsbücher  und 

!  Arl>eitszeugnisse  (Geldstrafe  bis  zu  20  Mk..  ev. 
•  Haft  bis  zu  3  Tagen ;  mit  Geldstrafo  bis  zu 
2000  ML,  ev.  Gefängnis  bis  zu  0  Monaten  ist 
liedroht  das  Eintragen  von  Merknuden.  welche 
den  Inliaber  des  ArWiksbuchcs  günstig  oder 
ungünstig  zu  kennzeichnen  bezwecken,  oder 
das  Verseheu  der  Arl>eitszeugnisse  mit 
Merkmalen,  welche  den  Arlieiter  in  einer 
aus  dem  Wortlaut«'  des  Zeugnisses  nicht 
ersichtlichen  Weise  kennzeichnen  sollen), 
gegen  die  auf  Grund  des  «j  120d  endgültig 
erlassenen  Verfügungen  oder  die  auf  Grund  des 
§  1 2t  i  e  erlassenen  Vorschriften  (Geldstrafe  bis 
zu  3(J0  Mk.,  ev.  Haft,  wozu  noch  die  Einstellung 
des  Betriebes  treten  kann.  s.  oi.cn  S.  488), 
gegen  die  bezüglich  der  Fahrikbeschäftiguug 
von  Kindern  und  jungen  Ijeuten  getroffenen 
Bestimmungen  in  135  und  136  (s.  olien 
S.  499)  oder  in  den  auf  Grund  der  $5}  139 
und  139  a  erlassenen  Verfügungen  (Geld- 
strafe bis  zu  2000  Mk..  ev.  Gefängnis  bis  zu 
6  Monaten),  gegen  die  Vorschriften  über  den 
Fortbildnngssciiulunterricht  (Geldstrafe  bis 
zu  20  Mk.,  ev.  Haft  bis  zu  3  Tagen),  gegen 
die  auf  Grund  von  §  119  a  bezüglich  der 
Lohnzahlung  erlassenen  statutarischen  Be- 
stimmungen (Geldstrafe  bis  zu  150  Mk.,  ev. 
Haft  bis  zu  4  Wochen),  gegen  die  Vorscliriften 
über  den  ambulanten  Gewerbebetrieb  (Geld- 
1  strafe  bis  zu  150  Mk.,  ev.  Haft  bis  zu  4 
.Wochen),  endlich  gegen  die  Kontrolivor- 
schriften  des  §  138,  s.  oben  S.  49(5  (Geldstrafe 
bi>  zu  30  Mk..  ev.  Haft  bis  zu  8  Tagen). 

Die  angeführten  Strafbestiminungen  sind 
enthalten  in  §  ITH»  Ziffer  1  und  2,  $  146 
Z.  3.  §  147  Abs.  1  Z.  4  und  Abs.  1.  §  146 
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14*  Z.  13,  §  MS  Z.  71, 


z.  2.  s  150  z.  4. 

und  7d,  §  149  Z.  <. 

IV.  Lehrlinge. 

Vorbemerkung:.  Besondere  Vorschriften 
bestehen  endlich  zum  Schutze  der  Mir- 
lingc  und  zwar  sowold  der  im  Handwerk 
wie  der  in  Fabriken  l>esehäftigteu.  Das 
Lehrverhältnis  ist  an  sieh  ein  eivilrechtliches, 
allein  schon  die  Novelle  von  1S78  hatte  im 
öffentlichen  Interesse  einige  Bestimmungen 
getroffen,  welche  teils  dazu  dienen  sollten, 
die  Autorität  des  Ix-hrherrn  zu  starken,  teils 
aber  auch  l»ostimmt  waren,  den  Lehrling  zu 
schützen.  Die  Novelle  von  1891  brachte 
gegenüber  den  bisherigen  Vorschriften  keine 
erheblichen  Veränderungen.  Dagegen  brachte 
die  X  o  v  e  1 1  e  vom  20.  Juli  1897  (  41  a  n  d  - 
w  erkornovel  le<  )  Abänderungen  und  ins- 
Viesondore  Erweiterungen  der  zum  Schutze 
der  Lehrling»?  bestellenden  Vorschriften  — 
die  zur  Stärkung  der  Autorität  der  Lehr- 
herren eingeführten  Bestimmungen  gehören 
nicht  in  den  Uahmeu  gegenwärtiger  Dar- 
stellung —  in  so  bedeutendem  Masse,  dass 
erst  hierdurch  auch  für  die  Lehrlinge 
eine  Arbeitorschutzgesetzgebung  geschaffen 
ist,  welche  als  gleichwertig  mit  der  für  die 
übrigen  Arbeiterkategorie*  n  bestehenden  er- 
achtet werden  kann  und  dabei  den  beson- 
deren Verhältnissen  gerade  dieser  Gruppe 
von  Arbeitern  entsprechend  Rechnung  trägt. 

Für  die  Lehrlinge  gelten  zunächst  die 
■•allgemeinen«  Vorscluiften  des  VIT.  Titels 
der  R.-Gew.-O.  in  §5;  11)5  bis  12<Je  (also  filier  \ 
Sonntagsruhe,  Arbeitsbücher.  Lohnzahlung,1 
Vorrichtungen  zum  Schutz  gegen  Gefahren 
für  Letten  und  Gesundheit  etc.),  soweit  nicht 
in  den  nachstellend  aufzuführenden  l>oson- 
deivn  Vorschriften  für  die  Lehrlinge  etwas 
anderes  besrimmt  ist.  dagegen  selbstverständ- 
lich  nicht  die  Bestimmungen  der  gs  1^1  bis  125 
über  Gesellen  und  Gehilfen.  Die  allge- 
meinen Bestimmungen«  über  die  Lehrlings- 
verhältuisse  (§§  12ü  bis  128)  gelten  ferner 
auch  für  die  Fabriklehrlinge  (§  134  Abs.  1), 
wahrend  die  §s  129  bis  132  a  ausschliesslich 
von  den  Lehrlingen  in  Handwerksbetrieben 
handeln.  Auf  die  Iichrlinge  in  Apotheken 
und  Handelsgeschäften  finden  die  Be- 
stimmungen derH.-Gew.-O.  über  die  Lclu-linge. 
auf  die  in  staatlich  anerkannten  Lehrwerk- 
stätten beschäftigten  Lohrliugc  die  Be- 
stimmungen des  §  120  b  über  den  Iiohr- 
vertrag  (s.  unten  sub  1  c)  keine  Anwendung 
(ß§  154  Abs.  1  und  120b  Abs.  3). 

1.  Allgemeine  Bestimmungen,  a)  Be- 
fugnis zum  Halten  und  zur  Anlei- 
tung v  o  n  Lehrlingen.  Die  Befugnis  zum 
Halten  und  zur  Anleitung  von  Lehrlingen  steht 
nach  §  120  solchen  Personen  nicht  zu,  welche 
sieh  nicht  im  Besitze  der  bürgerlichen  Ehren- 
rechte befinden.   Ganzlich  oder  für  eine  be- 


stimmte Zeit  kann  diese  Befugnis  durch  Ver- 
fügung der  unteren  Verwaltungsltehördo  Per- 
sonen entzogen  werden,  welche  sich  wieder- 
holt grol>er  Pflichtverletzungen  gegen  die 
ihnen  an  vertrauten  Lehrling-  schuldig  ge- 
macht haben  oder  gegen  welche  Thatsachen 
vorliegen,  die  sie  in  sittlicher  Beziehung  zum 
Halten  und  Anleiten  von  l^ehrlingen  un- 
geeignet erscheinen  lassen :  die  Befugnis  zur 
Anleitung  (nicht  auch  zum  Halten)  von 
Lehrlingen  kann  ausserdem  solchen  Personen 
entzogen  werden ,  welche  wegen  geistiger 
oder  körperlicher  Gebrechen  zur  Erteilung 
einer  snchgemusseu  Anleitung  nicht  geeignet 
sind  (S  120a). 

"Wenn  der  I^ehrherr  eine  im  Missver- 
hältnis zu  dem  Umfang  oder  der  Art  seines 
Gewerbe! ictriebes  stehende  Zahl  von  Lehr- 
lingen hält  und  dadurch  die  Ausbildung  der 
Lehrlinge  gefährdet  erscheint,  so  kann  dem 
lichrheiTn  von  der  unteren  Verwaltungs- 
behörde die  Entlassung  eines  entsprechenden 
Teiles  der  ljohrlinge  auferlegt  und  die  An- 
nahme von  Jährlingen  über  eine  bestimmte 
Zahl  hinaus  untersagt  werden.  Pnlivschadet 
«lieser  Bestimmung  können  durch  Besehluss 
lies  Bundesrates  für  einzelne  Geworbszweige 
Vorschriften  über  die  höchste  Zahl  der  Lehr- 
linge erlassen  werden,  welche  in  Betrieben 
dieser  Gewerbszweige  gehalten  werden  darf; 
soweit  solche  Vorschriften  nicht  erlassen 
sind,  können  sie  durch  Anordnung  der 
I.rfmdosoontralljohördc  erfolgen  ($  128). 

Personen,  welche  den  angeführten  Be- 
stimmungen zuwider  Lehrlinge  halten,  an- 
leiten oder  anleiten  lassen ,  können  von  der 
ÖrtsjM»lizeil»ehörde  durch  Zwangsst rufen  zur 
Entlassung  der  Ijohrlinge  angehalten  werden 
(§  144a).  Daneben  sind  sie  aber  auf  Grund 
von  §  148  Ziffer  9  a  und  9  b  wegen  dieser 
Zuwiderhandlungen  an  sieh  noch  selltständig 
strafbar  (Geldstrafe  bis  zu  150  Mk.,  event.  Haft 
bis  zu  4  "Wochen). 

b)  Pflichten  des  Lehrherrn  und 
des  Lehrlings.  Der  Lehrherr  ist  ver- 
pflichtet, den  Lehrling  in  den  bei  seinem  Be- 
triebe vorkommenden  Arbeiten  des  Gewerbes 
dem  Zwecke  der  Ausbildung  entsprechend  zu 
unterweisen ;  zu  häuslichen  Dienstleistungen 
darf  er  Lehrlinge,  welche  in  seinem  Hause 
weder  Kost  noch  Wohnimg  erhalten,  nicht 
heranziehen.  Er  hat  die  Ausbildung  des 
Iiehrlings  entweder  seilet  oder  durch  einen 
geeigneten,  ausdrücklich  dazu  bestimmten 
Vertreter  zu  leiten,  den  Jjohrling  zur  Arbeit- 
samkeit und  zu  guten  Sitten  anzuhalten  und 
vor  Ausschweifungen  zu  bewahren,  ferner 
ihn  gegen  Misshandlungen  seitens  der  Ar- 
beits- und  Hausgenossen  zu  schützen  und 
dafür  Sorge  zu  tragen,  das»  dem  1  Ehrling 
nicht  Arbeitsverrichtungen  zugewiesen 
werden,  welche  seinen  körperlichen  Kräften 
nicht  angemessen  sind:  er  ist  verpflichtet, 
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den  Lehrling  ziun  Besuche  der  Fortbilduugs- 
oder  Fachscluüe  anzuhalten  und  den  Sehul- 
besuch  zu  überwachen;  er  darf  dem  Lehr- 
ling die  zu  seiner  Ausbildung  und  zum 
Besuche  des  Gottesdienstes  an  Sonn-  und 
Festtagen  erforderliehe  Zeit  und  Gelegenheit 
nicht  entziehen  {§  127). 

Die  Verletzung  der  Pflichten  gegen  die 
1/ehrlinge  zieht  die  sub  lit.  a.  am  Ende  an- 
geführte Bestrafung  nach  sieh  (§  14M  Z.  9). 

Der  Lehrling  ist  der  väterlichen  Zucht 
des  Lehrherrn  unterworfen ;  übermässige  und 
unanständige  Züchtigungen  jedoch  sowie 
jede  die  Gesundheit  des  I/dirlings  gefähr- 
dende  Behandlung  sind  verboten.  Gegen- 
über dem  Lclirherrn  sowie  dem  an  seiner 
Stelle  zur  Ausbdduug  der  Ijehrlinge  be- 
stimmten Vertreter  ist  der  Lehrling  zur 
Folgsamkeit  und  Treue,  zu  Fleiss  und  an- 
ständigem Betragen  verpflichtet  (§  127  a). 

c)  Lehrvertrag.  Der  Lehrvertrag, 
dessen  obligatorischer  Inhalt  in  §  126  b  im 
einzelnen  angegeben  ist,  muss  binnen  4 
Wochen  nach  Beginn  der  l<ehre  schriftlich 
abgeschlossen  werden.  Der  I>»hrvertrag  ist 
von  dem  Gewerbetreibenden  oder  seinem 
Stellvertreter,  dem  Lelirling  und  dem  Vater 
oiler  Vormunde  des  Lehrlings  zu  nnter- 
schreil»en  und  in  einem  Exemplare  dem  Vater 
oder  Vormunde  auszuhändigen ;  der  Lelir- 
herr  ist  verpflichtet,  der  Ortspolizeibehörde 
auf  Erfordern  den  Lehrvertrag  einzureichen. 

Der  Ix>hrheiT,  welcher  den  Ijehrvertrag 
nicht  orduungsmässig  ahschliesst,  wird  mit 
Geldstrafe  bis  zu  20  Mk.,  event.  Haft  bis  zu 
3  Tagen  liestraft  (§  1"»0  Z.  4  a). 

d)  Auflösung  des  Lehrverhält- 
nisse s.  Der  Lehrling  kann  das  Lehrverhältnis 
während  der  Probezeit,  die  mindestens  vier 
"Wochen  betragen  muss,  aufgeben,  und  ausser- 
dem sind  im  Gesetze  besondere  Fälle  vor- 
gesehen, in  welchen  seitens  des  iA'lu-lings 
aas  Iichrverhältnis  vor  Ablauf  der  Lohrzeit 
aufgelöst  werden  kann ;  es  ist  dies  nament- 
lich der  Fall,  wenn  der  Lehrherr  das  ihm 
zustehende  Hecht  der  väterlichen  Zucht 
missbraucht  oder  wenn  der  J>ehrherr  seine 

f;esetzhchen  Verpflichtungen  gegen  den 
jehrling  in  einer  die  Gesundheit,  die  Sitt- 
lichkeit oder  die  Ausbildung  desselben 
schädigenden  Weise  vernachlässigt.  Verlässt 
der  I/'hrling  in  einem  durch  diese  Be- 
stimmungen nicht  vorgesehenen  Falle  ohne 
Zustinunung  des  I^-hrherrn  die  Lehre,  so 
kann  letzterer  den  Anspruch  auf  (ev. 
polizeilich  zu  erzwingende)  Hüekkehr  des 
Lehrlings  nur  geltend  machen,  wenn  der 
Lelmertrag  schriftlich  abgeschlossen  ist 
(8  127d). 

e)  B  e  s  c  h  ä  f  t  i  g  u  n  g  s  /.  e  u  g  n  i  s.  Bei  Be- 
endigung des  Lehrverhältnisses  hat  der 
Iichrherr  dem  I^ehiliug  unter  Anhalte 
des    Gewerbes,    in    welchem    der  Lehr- 


ling untenviesen  worden  ist,  über  die  Dauer 
der  Lehrzeit  und  die  während  derselben  er- 
worbenen Kenntnisse  und  Fertigkeiten  so- 
wie über  sein  Betrageu  ein  Zeugnis  auszu- 
stellen; dasselbe  ist  von  der  Gemeinde- 
behörde kosten-  und  stempelfroi  zu  be- 
glaubigen.  (§  127  e.) 

2.  Besondere  Bestimmungen  für  Hand- 
werker. In  Band  werksbetrieben  steht  gemäss 
§  129  Abs.  1  die  Befugnis  zur  Anleitung 
von  Lehrlingen  nur  detijenigen  Personen  zu. 
welche  das  24.  Lebensjahr  vollendet  haben 
und  in  dem  Gewerbe  oder  in  dem  Zweige 
des  Gewerbes,  in  welchem  die  Aideitung 
erfolgen  soll,  a)  entweder  die  von  der  Hand- 
werkskammer vorgeschriebene  Lehrzeit  — 
oder,  solange  die  Handwerkskammer  eine  Vor- 
schrift über  die  Dauer  der  1/eluv.eit  nicht 
erlassen  hat,  mindestens  eine  dreijährige 
Lehrzeit  —  zurückgelegt  und  die  Gesellen- 
prüfung bestanden  liaben,  oder  b)  ">  Jahre 
hindurch  jwrsönlich  das  Handwerk  selb- 
ständig ausgeübt  liaben  oder  als  Werk- 
meister oder  in  ähnlicher  Stellung  thätig 
gewesen  sind. 

Von  diesen  Bestimmungen  sind  jedoch 
insofern  Ausnahmen  vorgesehen,  als  a)  die 
höhere  Verwaltungsbehörde  Personen,  welche 
diesen  Anforderungen  nicht  entsprechen,  die 
Befugnis  zur  Anleitung  von  Jährlingen  be- 
sonders verleihen  kann  (§  129  Abs.  2)  und 
b)  der  Bundesrat  befugt  ist,  für  einzelne 
Gewerbe  Ausnahmen  zuzulassen;  hierzu 
treten  noch  die  in  Art.  7  der  Novelle  von 
1897  für  die  Uebergangszeit  getroffenen  er- 
leichternden Bestimmungen. 

Hinsichtlich  der  Dauer  der  Lehrzeit  im 
Handwerksbetriebe  ist  durch  §  13<)a  be- 
stimmt, dass  sie  in  der  Kegel  3  Jahre 
dauern  soll  und  dass  sie  den  Zeitraum  von 
4  Jalu-en  nicht  übersteigen  darf.  Von  der 
Handwerkskammer  kann  mit  Genehmigung 
der  höhereu  Verwaltungsbehörde  die  Dauer 
der  Lehrzeit  für  die  einzelnen  Gewerbe  oder 
Gewerltszweige  festgesetzt  werden ;  gleich- 
zeitig ist  die  Handwerkskammer  l>efugt, 
Lehrlinge  in  Einzelfällen  von  der  Innehaltung 
der  so  festgesetzten  Ldirzeit  zu  ent- 
binden. 

Dem  Lehrling  ist  Gelegenheit  zu  geben, 
sich  nach  Ablauf  der  Lehrzeit  der  Gesellen- 
prüfung zu  unterziehen,  auch  sollen  die 
Innung  und  der  Lehrherr  den  Lehrling  zur 
Ablegung  dieser  Prüfung  anhalten.  (§§  l.'U 
und  131c.) 


Bezüglich  d"»  Zwa 


neos  zur 


Entlassiimr 


der  im  Widerspruch  mit  vorstehenden  Be- 
stimmungen gehaltenen  Lehrlinge  und  der 
Straf  Vorschriften  gelten  analoge  Bestim- 
mungen wie  die  ad  1.  a  angeführten. 

(Bezüglich  der  Handlungslehrlinge  s. 
unten.) 
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V.  Vollzug. 

Der  Vollzug  der  reiohsgesetzlichen  zum 
Schutze  der  gewerblichen  Arbeiter  ge- 
troffenen Bestimmungen  ist  im  allgemeinen 
den  ordentlichen  Polizeibehörden  der  Bundes- 
staaten und  den  ordentlichen  Gerichten 
überlassen,  welche  hierbei  nach  Massgabo 
der  bestehenden  allgemeinen  Bestimmungen 
zu  verfahren  hal>en.  Jedoch  sind  nachstehende 
Ausnahmen  zu  beachten. 

1.  Fabrikinspektoren.  Das  Institut  der 
»besonderen  Aufsichtsbearatcn*  für  Fabriken 
wurde  schon  durch  die  Novelle  von  1878 
obligatorisch  gemacht  ;  das  Gesetz  von  1891 
brachte  eine  Erweiterung  des  Gescliäfts- 
bereiches  der  Aufsichtsbeamten  nach  meh- 
reren Richtungen.  Der  hiervon  handelnde 
§  139  b  in  seiner  früheren  Fassung  be- 
schränkte die  Zuständigkeit  dieser  besonderen 
Aufsichtsbearateu  auf  die  Aufsicht  filier  die 
Ausführung  der  bezüglich  der  Fabrikbeschäf- 
tigung von  weiblichen  und  jugendlichen  Ar- 
beitern in  S§  135  bis  139  a  enthaltenen  Vor- 
schriften sowie  über  die  Ausführung  der 
Bestimmung  des  früheren  §  120  Abs.  3  (Ver- 

« flichtung  der  Gewerbeunternehmer  zur 
Erstellung  und  Unterhaltung  derjenigen 
Einrichtungen,  welche  zu  thunlichster  Sicher- 
heit gepen  Gefahr  für  Leben  und  Gesund-  i 
heit  der  Arbeiter  notwendig  [sind,  s.  oben  I 
S.  485  SO).  Eine  einigermassen  sichere  und  | 
gleiehmässige  Durchführung  der  Bestim-  j 
mnngeii  über  die  Beschäftigung  der  Ar- 
beiter au  Sonn-  und  Festtagen  in  Fabriken 
und  Werkstätten  ist  indos  nicht  anzunehmen, 
wenn  die  Aufsicht  darüber  nicht  wenigstens 
unter  Mitwirkung  der  besonderen  Aufsichts- 
beamlen  stattfindet;  auch  ist  diese  Mitwir- 
kung für  die  Dmrhführung  der  Bestim- 
mungen der  §§  120  a  bis  120  e  (s.  oben 
S.  480  ff.)  nicht  nur  für  Fabriken,  sondern 
auch  für  Werkstätten  unentbelirlieh,  ziuual 
eine  wirksame  Aufsicht  hierüber  vielfach 
technische  Kenntnisse  erfordert,  welche 
bei  den  Oganen  der  ordentlichen  Polizei- 
behörden nicht  vorausgesetzt  werden  können. 

Dementsprechend  ist  nach  der  neuen 
Fassung  des  $  139  b  diesen  von  den  Ijandes- 
regierungen    zu    ernennenden  besonderen 
Beamten    aussclüiesslich    oder  neben  den 
ordentlichen  Polizeibehörden  die  Aufsicht 
zu    übertragen    über    die  Durchführung 
a)  der  Sonntagsruhe  mit  Ausnahme  der 
Sonntagsruhe  im  Handelsgewerl>e,  b)  der 
den  Gewerlieuntemehmern  zum  Schutze  der 
Arbeiter  uejeren  Gefahren  für  Leben,  Gesund- 
heit und  Sittlichkeit  gemäss  J?$  120  a  bis  I 
12<ie  obliegenden  Pflichten,  c)  der  Bestim- 1 
mungen  über  die  Arbeitsordnungen  und  <l)i 
der  die  Beschäftigung  von  jugendlichen  Ar-  \ 
heitern  und  von   Arbeiterinnen  regelnden ! 
Vorschriften.     Die    Zuständigkeit  dieser 


Beamten  erstreckt  sich  auch  auf  die  in 
§  151  Abs.  2  genannten  Betriebe,  also  auch 
auf  Hüttenwerke,  Zimmerplätze  und  andere 
Bauhöfe,  Werften  sowie  solche  Ziegeleien  und 
über  Tage  betriebene  Brüche  und  Gruben, 
welche  nicht  bloss  vorübergehend  oder  in 
geringem  Umfang  betrieben  werden,  sowie 
auf  Werkstätten,  in  deren  Betriebe  eine 
regelmässige  Benutzung  von  Dampfkraft 
stattfindet  Uebrigens  haben  sich  die  Bun- 
desregierungen darüber  verständigt,  dass  bei 
denjenigen  Betrietxin,  welche  ohnehin  unter 
der  Aufsicht  besonderer  Bergbehörden 
stehen,  von  diesen  letzteren  die  Funktion 
der  Anfsichtsboamten  walirzunehmen  ist. 

Den  GewerbeaufBichtsbeamten  stehen  hei 
Ausübung  der  von  ihnen  wahrzunehmenden 
Aufsicht  alle  amtlichen  Befugnisse  der  Orts- 
polizeibehörden, insbesondere  das  Recht  zur 
jederzeitigen  Revision  der  Fabriken,  zu.  Die 
Arbeitgeber  sind  verpflichtet,  den  genannten 
Beamten  oder  der  Polizeibehörde  diejenigen 
statistischen  Mitteilungen  über  die  \  erhält- 
nisse  ihrer  Arbeiter  zu  machen,  welche  vom 
Bundesrat  oder  von  der  l^idescciitral- 
behörde  unter  Festsetzung  der  dabei  zu  be- 
obachtenden Fristen  uncl  Formen  vorge- 
schrieben werden.  Im  übrigen  bleibt  die 
Ordnung  der  Znständigkeitsverhältnisse 
zwischen  diesen  Beamten  und  den  ordent- 
lichen Polizeibehörden  der  verfassungs- 
mässigen Regelung  in  den  einzelnen  Bundes- 
staaten vorbehalten.  Die  Gewerbeaufsich  ts- 
beaniton  sind  vorbehält  lieh  der  Anzeige  von 
Gesetzwidrigkeiten  zur  Geheimhaltung  der 
amtlich  zu  ihrer  Kenntnis  gelangenden 
Geschäfts-  und  Betriebsverhältnisse  der 
Uirer  Revision  unterliegenden  Fabriken  zu 
verpflichten.  Endlich  ist  vorgeselirieben, 
dass  diese  besonderen  Beamten  Jahrei- 
berichte über  ihre  amtliche  Thätigkcit  zu 
erstatten  haben.  Diese  Jahresberichte  oder 
Auszüge  aus  dousellien  sind  dem  Bundes- 
rate und  dorn  Reichstage  vorzulegen.  Die 
Jaliresbcrichto  der  Gewerbeaufsichtsbeamten 
werden  im  Reichsamte  des  Innern  behufs 
Vorlage  an  den  Bundesrat  und  Reichstag  zu- 
sammengestellt und  unter  dem  Titel  »Amt- 
liche Mitteilungen  aus  den  Jahresberichten  der 
mit  der  Beaufsichtigung  der  Fabriken  be- 
trauten Beamten«  —  seit  1892:  »Amtliche 
Mitteilungen  aus  den  Jahresberichten  der 
Gewerbeaufsichtsbeainten«  —  veröffentlicht. 

2.  Ueberwachnngsthütigkeit  der  Be- 
rnfsgenossenschaften.  Die  im  Vollzuge 
fler  Unfallvereicherungsgesetze  gebildeten 
Berufsgeiiossenschaften  sind  befugt,  durch 
Beauftragt*.»  die  Befolgung  der  zur  Ver- 
hütung von  Unfällen  erlassenen  Vorschriften 
zu  überwachen.  Die  einer  Genossenschaft 
angehörigen  Betriebsunternehmer  sind  ver- 
pflichtet, den  als  solchen  legitimierten  Be- 
auftragten der  beteiligten  Genossenschaft 
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auf  Erfordern  den  Zutritt  zu  ihi-en  Betriebs- 
stätten während  der  Betriobszeit  zu  ge- 
statten, und  können  hierzu  von  der  unteren 
Verwaltungsbehörde  durch  Geldstrafen  an- 
gehalten werden.  Die  Beauftragten  haben 
über  die  Tliatsaehen.  welche  durch  die 
Velierwachung  und  Kontrolle  der  Betriebe 
zu  ihrer  Kenntnis  kommen.  Voi-schwiogcn- 
heit  zu  beobachten,  sich  auch  der  Nach- 
ahmung von  Betrieb.sgeheimnis.sen  zu  ent- 
halten und  sind  hierauf  zu  beeidigen.  Sie 
sind  verpflichtet,  den  staatlichen  Gewerbe- 
aitfsichtslieamten  auf  Erfordern  filier  ihre 
rcberwachuiigsthätigkeit  und  deren  Ergoh- 
nisse  Mitteilung  zu  inachen. 

3.  Verpflichtung  zur  Gestattung  der 
Revisionen.  Die  von  den  Gowerboaufsiehts- 
beamten  oder  von  <len  ordentlichen  Polizei- 
liehörden  nach  Massgalio  der  Bestimmungen 
der  Gewerbeordnung  in  Fabriken  (und  den 
ihnen  gleichgestellten  Betrieben)  vorzuneh- 
menden amtlichen  Revisionen  müssen  die 
Gewerbeunternehmor  zu  jeder  Zeit,  nament- 
lich auch  in  der  Nacht,  während  die  Fa- 
briken im  Betriebe  sind,  gestatten;  die 
Nichtbeachtung  dieser  Bestimmung  wird 
mit  Geldstrafe  bis  zu  30  Mk.  und  im  Un- 
vennögensfalle  mit  Haft  bis  zu  S  Tagen 
bestraft  (g  13!)  b  Abs.  und  $  U9  Ziff.  7). 
Aus  dieser  Vorschrift  kann  selbstverständ- 
lich nicht  gefolgert  werden,  dass  in  den 
nicht  zu  den  Fabriken  zu  rechnenden  An- 
lagen die  Vornahme  von  Revisionen  nicht 
gestattet  sei.  Es  wollte  nur  unter  An- 
drohung einer  Strafvorschrift  reichsgesetz- 
lich sichergestellt  werden,  dass  die  Vor- 
nalune  von  Revisionen  in  Fabriken  jederzeit 
erfolgen  darf. 

4.  Entscheidung  von  Streitigkeiten. 
Bezüglich  der  Entscheidung  gewerblicher 
Streitigkeiten  zwischen  Arbeitgebern  und 
Arbeitnehmern  (sowie  zwischen  Arbeitern 
desselben  Arbeitgebers)  ist  nunmehr  das 
Beichsgesets  betr.  die  Geworbegerichte 
vom  29.  Juli  1890  (R.G.B1.  S.  141)  mass- 
gebend. 

Hiernach  können  Gewerhegerichte  für 
bestimmte  Orte  oder  Bezirke  errichtet  werden. 
Als  ^Arbeiter«  im  Sinne  dieses  Gesetzes 
gelten  alle  Arbeitnehmer,  auf  welche  Titel 
VII  der  Gewerbeordnung  Anwendung  findet, 
die  Kategorie  der  Betriebsbeamten  und 
"Werkmeister  sowie  der  Techniker  jedoch 
nur  insoweit,  als  dir  Jahres  verdienst  2000  Mk. 
nicht  fibersteigt. 

Die  Gowerhogeriehte  sind  ohne  Rück- 
sicht auf  den  AVert  des  Streitgegenstandes 
zuständig  liei  Streitigkeiten  1.  über  den 
Antritt,  die  Fortsetzung  und  die  Auflösung 
des  Arlieitsverhältnisses  sowie  über  die 
Aushändigung  oder  den  Inhalt  des  Arbeits- 
buches oder  Arbeitszeugnisses .  2.  über 
Leistungen  und  Entschädigungsansprüche  aus 


dem  Arbeitsverhältnisse  sowie  über  eine  in  Be- 
ziehung auf  dasselb'  ausbedungene  Konven- 
tionalstrafe (jedoch  mit  Ausuahme  der 
Streitigkeiten  über  eine  Konventionalstrafe, 
welche  für  deu  Fall  ausbedungen  ist.  dass 
der  Arbeiter  nach  Beendigung  "des  Arbeits- 
verhältnisses ein  solches  bei  einem  anderen 
Arbeitgeber  eingeht  oder  ein  anderes  Geschäft 
errichtet),  3.  filier  die  Berechnung  und  An- 
lvehnung  der  von  den  Arbeitern  zu  leistenden 
Krankonversieherungsbeitiäge .  4.  filier  die 
Ansprüche,  welche  auf  Grund  der  l'ebr- 
nahme  einer  gemeinsamen  Arbeit  von 
Arbitern  desselben  Arbitgebrs  gegen- 
einander  erhoben  werden.  —  Die  Geworb- 
gerichte sind  insbesondere  auch  zuständig  bi 
Streitigkeiten  der  in  Ziffer  1.  mit  3.  bzeich- 
neten  Art  zwischen  Personen,  welche  für  Um- 
stimmte Gewerbetreibende  ausserhalb  der  Ar- 
beitsstätten der  letzteren  mit  der  Anfertigung 
gewerblicher  Erzeugnisse  beschäftigt  sind 
(Heimarbeiter,  Hausgeworbtivibondet.  und 
ihren  Arbeitgeliern.  sofern  die  Beschäftigung 
auf  die  Boarbitimg  oder  Vorarbitung  der 
den  ersteren  von  deu  Arbitgebrn  gelieferten 
Rohstoffe  oder  Halbfabrikate  beschränkt  ist. 
Das  Gleiche  gilt  von  Streitigkeiten  der  in 
Nr.  4  bezeichneten  Art  zwischen  Haus- 
geworl>otroibenden  untereinander. 

Ist  ein  zuständiges  Gewerbegerieht  nicht 
vorhanden,  so  kann  bi  Streitigkeiten  der 
in  Ziffer  1  und  3  bezeichneten  Art  jede  Partei 
die  vorläufige  Entscheidung  durch  den 
Vors  t  e  h  e  r  d  e  r  G  o  m  e  i  n  d  e  nachsuchen ; 
diese  vorläufige  Entscheidung  kann  binnen 
einer  Notfrist  von  10  Tagen  durch  Klage 
bei  dem  ordentlichen  Gerichte  angegriffen 
werden. 

Die  auf  Grund  des  bisherigen  (nunmehr 
aufgehobenen)  §  12t Ja  errichteten  Schieds- 
gerichte sind  indes  nicht  aufgehoben, 
sondern  bestehen  nach  erfolgter  Altänderung 
ihrer  Statuten  als  Gewerltegericht  fort:  da- 
gegen sind  die  nach  §  14  Nr.  4  des  Geriehts- 
verfassungsgesetzes  zugelassenen  landes- 
rechtliehen Gewerbegerichte  mit  dem  l.  April 
1892  aufgeholten,  sofern  nicht  bis  zu  diesem 
Zeitpunkte  ilire  Zusammensetzung  nach  den 
Vorschriften  des  Gewerbgorichtsgesetzos 
geändert  ist. 

Des  weiteren  ist  liier  zu  erwähnen,  dass 
nach  §  81  a  Ziffer  4  und  §  Sl  b  Ziffer  4 
der  R.-Gew.-O.  (in  der  Fassung  der 
Novelle  vom  2t».  Juli  1897)  die  Innungen 
zuständig  sind  a)  zur  Entscheidung  von 
Streitigkeiten  der  im  §  3  des  Geworbe- 
gericht sgosetzos  bezeichneten  Art  (es  sind 
dies  die  oben  unter  Nr.  1  mit  4  aufgefüluien 
Streitigkeiten)  zwischen  den  Iumuigsmit- 
gliodem  und  ihren  Lehrlingen,  und  b)  zur 
rhriehtung  von  Schiedsgerichten .  welche 
lierufen  sind,  Streitigkeiten  der  im  ange- 
führten §  3  bezeichneten  Art  zwischen  den 
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Innungsmitgliedern  und  ihren  Gesellen 
(Gehilfen)  und  Arbeitern  an  Stelle  der  sonst 
zuständigen  Behörden  zu  entscheiden.  Diese 
Entscheidungen  (der  Innnungen  und  der 
Innungssehiodsgeriehte)  sind  gemäss  §  91  h 
schriftlich  abzufassen  und  gehen  in  Rechts- 
kraft über,  wenn  nicht  binnen  einer  Notfrist 
von  einem  Monat  eine  Partei  Klage  l>ei  dem 
ordentlichen  Gerichte  erhebt. 

('.  Besondere  Best  immun  gen. 
1.  Ausdehnung  der  Arheiterschutz- 
hestimmungen  für  Fabrikarbeiter  auf 
andere  Betriebe,   a)  Die  in  den  £S  134 

bis  139  b  aufgestellten  Vorschriften  waren 
vor  der  Geltung  der  Novelle  von  1891  nach 
5j  154  Abs.  2  (der  früheren  Fassung)  auch 
entsprechend  anwendlwr  auf  Arbeitgeber 
und  Arbeiter  in  Werkstätten,  in  deren  Betrieb 
eine  regelmässige  Benutzung  von  Dampf- 
kraft stattfindet,  sowie  in  Huttenwerken, 
Bauhöfen  und  Werften.  Durch  die  Novelle 
von  1891  wurde,  eine  erhebliche  Anzahl 
weiterer  BetrieW  in  Ansehung  der  in  134 
bis  139  b  aufgestellten  Bestimmungen  den 
Fabriken  gleichgestellt:  es  wurden  diesen 
Bestimmungen  nämlich  weiter  unterstellt  Ar- 
l>eitgeber  und  Arbeitnehmer  in  Zimmerplätzen 
und  in  solchen  Ziegeleien  und  »über  Tage* 
betrieljenen  Brüelieu  und  Gruben ,  welche 
nicht  bloss  vorübergehend  oder  in  geringerem 
Umfang  betrieben  werden. 

b|  Des  weiteren  finden  gemäss  §  154 
Abs.  3  die  Schutzbestimmungen  dei  4j§  135 
bis  139  b  (nicht  auch  die  Bestimmungen 
über  die  Arbeitsordnungen)  auf  Arbeitgeber 
und  Arbeiter  in  Werkstätten,  in  welchen 
durch  elementare  Kraft  (Dampf,  Wind,Wasser, 
Gas,  Luft,  Elektricitfit  u.  s.  w.)  bewegte 
Triebwerke  nicht  bloss  vorübergehend  zur 
Verwendimg  kommen ,  mit  der  Massgabe 
entsprechende  Anwendung,  dass  der  Bundes- 
rat für  gewisse  Arten  dieser  Betriebe  Aus- 
nahmen von  einzelnen  Vorschriften  nachlassen 
kann.  Diese  Bestimmung  des  ij  154  Abs.  3  ist 
jedoch  bis  jetzt  noch  nicht  in  Kraft  getreten, 
so  dass  vorderhand  noch  die  frühere  Be- 
stimmimg gilt,  wonach  die  Vorschriften  der 
SjS  134  bis  139  b  (und  zwar  in  der  Fassung 
vor  der  Novelle  von  1891)  Anwendung  finden 
auf  Arbeitgeber  und  Arbeiter  in  Werkstätten, 
in  deren  Betrieb  eine  regelmässige  Benutzung 
von  Dampfkraft  stattfindet. 

c)  Die  Vorschriften  über  Lohnzahlung 
(§§  115  bis  119a)  und  Beschäftigung  von 
jugendliehen  und  weiblichen  Arbeitern 
(§§  135  bis  139a),  endlich  §  139b  finden 
entsprechende  Anwendung  auf  die  Besitzer 
und  Arl»eiter  von  Bergwerken.  Salinen,  Auf- 
bereitungsanstalten  und  unterirdisch  be- 
triebenen Brüchen  und  Gruben  (Jj  154  a 
Abs.  1). 

d)  Endlich  enthält  §  154  Abs.  4  die 


hervorragend  wichtige  Bestimmung,  dass 
auf  die  in  §  154  Abs.  3  (s.  oben  unter  b) 
nicht  genannten  Werkstätten  sowie  auf  Bauton 
durch  Kaiserliche  Verordnung  mit  Zu- 
stimmung des  Bundesrates  die  Vorschriften 
der  135  bis  139  b  ganz  oder  teilweise 
ausgedehnt  werden  können:  ausgenommen 
sind  nur  solche  Werkstätten,  in  welchen 
der  Arbeitgeber  ausschliesslich  zu  seiner 
Familie  gehörige  Personen  lieschäftigt :  dies»? 
Bestimmung  ermöglicht  also  die  Aus- 
dehnung der  für  die  Fabriken  be- 
stehenden Arbeiters  c  h  u  t  z  b  e  s  t  i  m  - 
mungeu  auf  Handwerk  und  Haus- 
industrie. Die  Motive  heben  hervor,  dass 
die  Notwendigkeit  dieser  Ausdehnung 
namentlich  bei  denjenigen  Zweigen  der 
Hausindustrie  vorliege,  welche  mit  dem 
Kahrikbetriohe  konkurrieren,  da  in  ihnen 
die  Beschäftigung  von  Kindern  am  weitesten 
verbreitet  und  die  Gefahr  einer  übermässigen 
Anstrengung  der  Kinder  am  grössten  ist. 
diese  Gefahr  aW  noch  erheblich  erhöht 
werden  würde,  wenn  die  weitere  Be- 
schränkung der  Kinderarbeit  in  Fabriken 
ins  Leben  treten  sollte,  ohne  dass  gleich- 
zeitig die  Kinderarbeit  in  der  Hausindustrie 
einer  Kegelung  unterzogen  würde. <  Es 
empfehle  sich  jedoch,  da  diese  Regelung 
nur  auf  Grund  eingehendster  Erhebungen 
erfolgen  könne,  nicht,  diese  Ausdehnung 
unmittelbar  im  Gesetze  selbst  zu  statuieren, 
vielmehr  sei  der  Weg  der  Verordnung  zu 
wählen,  »zumal  vorauszusehen  sei,  dass  eine 
befriedigende  Regelung  auf  diesem  Gebiete 
nur  durch  ein  allmähliches  Fortschreiten 
von  milderen  zu  strengeren  Bestimmungen 
zu  erreichen  sein  wird ,  hierfür  alter  der 
Weg  der  Verordnung  geeigneter  erscheint  als 
derjenige  der  Gesetzgebung'. 

Eine  derartige  Ausdehnung  auf  Grund 
des  S.  154  Abs.  4  ist  nunmehr  für  die  Werk- 
stätten der  Kleider-  und  Wäschekonfektion 
erfolgt  durch  Kaiserliche  V  e  r  o  r  d  n  u  n  g 
vom  31.  Mai  1897  (R.O.B1.  S.  459).  Durch 
diese  Verordnung  sind  die  zum  Schutze  der 
weiblichen  und  der  jugendlichen  Ark'iter 
bestehenden  Vorschriften  der  135 — 139. 
ferner  der  von  Gewerbeaufsicht  handelnde 
§  139  b  mit  gewissen  Modifikationen  für 
anwendbar  erklärt  worden  auf  »Werkstätten, 
in  welchen  die  Anfertigung  oder  Bearbeitung 
von  .Männer-  und  Knal<enkJeidern  (Röcken, 
Hosen,  Westen,  Mänteln  und  dergleichen), 
Frauen-  und  Kinderkleidung  (Mänteln, 
Kleidern,  Umhängen  und  dergleichen)  so- 
wie von  weisser  und  bunter  Wäsche  im 
Grossen  erfolgt  (Kleider-  und  Wäschekon- 
fektion ).< 

2.  Die  nicht  oder  nur  teilweise  unter 
die  Bestimmungen  des  Titel  VII  der 
Gewerbeordnung  fallenden  gewerb- 
lichen Arbeiter,  a)  Das  Gesind e.  Nicht 
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zu  den  gewerblichen  Arbeitern  gehören  die- 
jenigen Personen,  welche  zu  dem  Gewerbe- 
unternehmer im  (iesinde-< Dienstboten-) Ver- 
hältnisse stehen.  Die  neuere  deutsche  Ar- 
teitersehntzgesetzgebung  erstreckt  sich  auf 
das  Gesinde  nur  insoweit,  als  dasselbe  in 
Unfallversicherungspflichtigen  Betrieben  be- 
schäftigt ist  und  daher  die  von  den  Berufs- 
genosscuschaften  erlasseneu  Unfallver- 
hütungsvorschriften  auch  zum  Schutz  des 
Gesindes  dienen ;  dagegen  enthalten  die 
landesgesetzliehenGesinde-fDienstboten-)Ord- 
niingen  manche  auf  den  Schutz  des  Gesindes 
bezflgliehe  Vorschriften. 

Des  weiteren  fallen  nicht  unter  Titel  VII 
der  Gewerbeordnung  diejenigen  Arbeiter, 
welche  in  einem  Berufe  beschäftigt  werden, 
der  entweder  üterhaupt  nicht  zu  den  Ge- 
werben zählt  oder  kraft  ausdrücklicher  Ge- 
setzesbestimmung vom  Bereiche  der  Ge- 
werbeordnung ausgescldosscn  ist;  es  sind 
dies  bisbesondere  nachstehende  Kategorieen : 

b)  Land-  und  forstwirtschaft- 
liche Arbeiter.  Reielisgesotzliche  Be- 
stimmungen zum  Schutze  derselben  existieren 
überhaupt  nur  insofern,  als  das  R.G.  vom  5. 
Mai  188(5  betreffend  die  Unfallversicherung 
der  in  land-  und  forstwirtschaftlichen  Be- 
trieben tesehäftigten  Arbeiter  in  §  87  den 
landwirtschaftlichen  Beruf sgenossenscliaften 
anheimgiebt,  »für  den  Umfang  des  Genossen- 
schaftsbezirks oder  für  bestimmt  abzugren- 
zende Teile  desselben  oder  für  bestimmte 
Industriezweige  oder  Betriebsarten  über  die 
von  den  Mitgliedern  zur  Verhütung  von  Un- 
fällen in  ihren  Betrieben  zu  treffenden  Ein- 
richtungen Vorschriften  zu  erlassen  und 
darin  die  Zuwiderhandelnden  mit  Zusclüägcn 
bis  zum  doppelten  Betrage  ihrer  Beitrage 
und  sofern  eine  Einscliätzung  in  Gefahren- 
klassen stattgefunden  hat  und  der  Betrieb 
des  Zuwiderhandelnden  nicht  in  der  höchsten 
Gefahrenklasse  sich  befindet,  mit  Ein- 
schätzung des  Betriebs  in  eine  höhere  Ge- 
fahrenklasse zu  bedrohen«.  Im  übrigen  gilt 
hinsichtlich  des  Schutzes  der  Lind-  und 
forstwirtschaftlichen  Arbeiter  das  Landes- 
recht, dessen  bezügliche  Bestimmungen  indes, 
abgesehen  von  dem  oinscldägigen  Inhalt  der 
Dienstbotenordnungen,  sehr  dürftig  sind. 

c>  Das  Eisen  hahnpersonal.  Nicht 
unter  die  Bestimmungen  des  Titel  VII  fallen 
ferner  die  beim  Betriebe  von  Eisenbahnen 
beschäftigten  Arbeiter  (§  6  Gewerbeordnung). 
Zum  Schutze  derselben  gelten  abgesehen 
von  den  Versicheruugsgesetzon  —  keine 
anderen  Bestimmungen  als  zum  Schutze  des 
Publikums  und  zur  Sicherheit  des  Eisen- 
bahnbetriehes überhaupt.  Vgl.  jedoch  die 
oben  S.  482 ,-H3  angeführten  Bestimmungen 
über  die  Sonntagsruhe  im  Güterverkehr  der 
Eisenbahnen. 

d)   Bergarbeiter.     Das  Bergwesen 


sowie  der  Betrieb  von  Salinen  und  Aufbe- 
reitungsanstalten und  unterirdisch  betriebenen 
Brüchen  und  Gruben  fallen  an  sich  nicht 
unter  die  Gewerbeordnung,  allein  zufolge 
ausdrücklicher  Gesetzesbestimmungen  (§  154a 
Abs.  1)  sind  auf  die  in  solchen  Anlagen 
beschäftigten  Arbeiter  die  Vorschriften  des 
§  105b  Abs.  1  (Sonntagsruhe),  der  §§  115  bis 
119a  (Verbot  des  Trucksystems  und  Be- 
stimmungen über  Lohnzahlung)  und  der 
135—  139  b  (Schutz  der  weiblichen  und 
jugendlichen  Fabrikarbeiter  und  Gewerbe- 
aufsicht) anzuwenden. 

e)  S  e  e  1  e  u  t  e.  Die  Rechtsverhältnisse  der 
:  Sclüf fsmaunschafteu  auf  Seeschiffen  sind 

nicht  nach  der  Gewerbeordnung  zu  beurteilen 
i  (§  6  R.-Gew.-O.),  sondern  nach  den  bezüglichen 
|  besonderen  Bestimmungen.  Die  letzteren  sind 
enthalten  in  der  Seemannsordnuug  vom  27. 
Dez.  1872  (R.G.B1.  S.  40»),  welche  an 
Stelle  des  4.  Titels  des  5.  Buchs  des  Allge- 
meinen deutscheu  Handelsgesetzbuchs  ge- 
treten ist.  Nach  der  Seemannsordming  sind 
die  Verhältnisse  zwischen  dem  Schiffer  und 
der  Schiffsmanuschaft  viel  ■  festere  als  die- 
jenigen zwischen  dem  gewerblichen  Arbeiter 
und  dem  Betriebsunternehmer.  Wie  einer- 
seits dem  Schiffer  eino  weitgehende  Gewalt 
gegenüter  der  Sehiffsmannseliaft  eingeräumt 
ist  (§  72  ff.  a.  a.  0.),  so  ist  andererseits  auch 
Vorsorge  getroffen,  dass  diese  Gewalt  nicht 
missbraucht  werde,  und  sind  die  Verpflich- 
tungen des  Schiffers  gegenüber  der  Schiffs- 
mannschaft genau  geregelt  (§§  1(5,  17,  29  ff., 
96  ff.).  Bezüglich  der  in  den  Betrieten  der 
Binnenschiffahrt  und  der  Flösserei  beschäf- 
tigten Personen  s.  oben  S.  491  ff. 

f)  Andererseits  sind  gewisse  Arteiter, 
welche  au  sich  zu  den  gewerblichen  Ar- 
beitern zu  rechnen  wären,  von  den  Vor- 
schriften des  Titels  VII  ganz  oder  teilweise 
ausgenommen;  es  sind  dies  instesondere  die 
Gehilfen  und  Lehrlinge  in  Handelsgeschäften 
(s.  unten  Ziffer  3)  und  die  Gehilfen  und 
Lehrlinge  in  Apotheken. 

Das  Apothekergewerbe  fällt  an  sich  uuter 
die  Gewerbeordnung,  soweit  nicht  Ausnahmen 
statuiert  sind.  Nach  der  Bestimmung  des 
§  1 54  Abs.  1  gelten  nicht  für  die  Geliilfen 
und  Lehrlinge  in  Apotheken  die  Vorschriften 
der  105 — 133  e;  ausserdem  gelten  aber 
für  sie  der  Natur  der  Sache  nach  auch  nicht 
die  Bestimmungen  in  134 — 139  a  (Ver- 
liältuisse  der  Fabrikarteiter):  von  den  Ar- 
beiterschutztestimmungen  gilt  demnach  für 
das  A]K)thekergewerte  nur  der  letzte  AlwaU 
des  §  139  b  (über  die  Verpflichtung  der 
Arbeitgeter  zu  statistischen  Mitteilungen 
über  die  Verhältnisse  ihrer  Arteiter). 

3.  Handlungsgehilfen  and  Handlung«- 
lehrlinge.  Auf  die  Handlungsgehilfen  und 
Handlungslehrlinge  finden  von  den  Bestim- 
mungen des  VII.  Titels  der  Gewerbeordnung 


Digitized  by  Google 


Arbeiters«  hutzgesotzgebung  (Deutschland) 


507 


niudie Vorschriften  über  die  Sonntagsruhe  und 
den  Forthildungsschulmiterricht  Anwendung; 
vou  den  Bestimmungen  des  §  130  b  über  die 
Gewerbeaufsicht  gilt  für  das  Handelsgeworbe 
nur  «ler  letzte  Absatz,  welcher  von  d<«r  Ver- 
pflichtung der  Arbeitgeber  zu  statistischen 
Mitteilungen  über  die  Verhältnisse  ihrer 
Arteiter  handelt,  s.  oben  S.  503.  An  Stelle 
der  für  diese  Arheiterkategorieen  nicht  an- 
wendbaren übrigen  Arbeiterschutzbestim- 
mungen  der  Gewerbeordnung  kommen  nun 
derzeit  noch  filr  »las  Verhält  nis  dieser  Per- 
sonen zu  ihren  Arbeitgebern  die  einschlägigen 
Bestimmungen  des  Allgemeinen  Deutschen 
Handelsgesetzbuches  und  im  uhrigen  in  Er- 
mangelung reichsgesetzlicher  Bestimmungen 
die  einschlägigen  landesgesetzlicheu  Vor- 
schriften in  Betracht.  Die  betreffenden  Be- 
stimmungen des  Handelsgesetzbuchas  (Artt. 
57  ff.)  haben  lediglich  civilrechtlieheu  Cliarak- 
ter  und  siud  Äusserst  dürftig:  Bezüglich  der 
Hnndlungsgelülfen  genüg«'n  «lie  liestehenden 
Vorschriften  nicht,  um  diese  Personen  gegen 
unbillige  Vertragsbestimmungen  zu  schützen, 
die  ihnen  lieider  Anstellungauferlegt  werden; 
«lie  Verhältnisse  der  Handlungslehrlinge  eut- 
hehren  gegenwärtig  überhaupt  einer  nähereu 
Regelung;  «bis  Hände Isgesetzuuch  liesehrankt 
sieh  darauf,  einige  wenige,  sowold  für  die 
Gelrilfen  wie  für  die  Ijehrlinge  geltende 
Sätze  aufzustellen,  und  verweist  im  übrigen 
auf  «len  Ortsgebrauch. 

Dein  dringenden  Bedürfnisse  nach 
Schaffung  eines  reiehsgesetzlichen  Arbeiter- 
Schutzes  für  «lies«1  Kntcgoriwn  trägt  das  neue 
Handelsgesetzbuch  vom  10.  Mai  1897 
(welches  vom  1.  Januar  UHKi  an  in  Kraft 
tritt)  Rechnung  in  «len  Bestimmungen  der 
§Ji  59  ff.  Diejenigen  Bestimmungen  der 
§§  50  ff.,  welche  vom  Arbcitcrschutzc  handeln, 
sind  im  wesentlichen  nachstehende: 

n)  Gemeinsame  Bestimmungen  für 
Ha  ii  dl  u  ngsgehil  f  en  und  Hand  luugs- 
lehrlinge Die  Gewährung  eines  Schutzes 
gegen  Gefahren  für  Gesundheit,  Sittlichkeit 
und  Religion  des  Angestellten  bezwecken  die 


Vorschriften  des  §  62,  wonach  der  Prinzipal 
verpflichtet  ist,  die  Geschäftsräume  un«l  die 
für  den  Geschäfts! »et rieb  bestimmten  Vor- 
richtungen und  Gerätschaften  so  einzurichten 
un«l  zu  unterhalten,  auch  den  Geschäfts- 
betrieb und  die  Arlwitszeit  so  zu  regeln, 
dass  der  Handlungsgehilfe  un«l  Hamllungs- 
lehrling  gegen  ein«;  Gefährdung  sein«>r  Ge- 
sundheit, soweit  die  Natur  «les  Betricltcs  es 
gestattet,  geschützt  und  die  Aufrechterhalt uug 
der  guten  Sitten  und  «les  Anstandes  ge- 
sichert ist.   Ist  «1er  Angestellte  in  «lie  häus- 


Die  Hilter  lir.  h  angeführten  auf  Hand- 
lungsgehilfen Mich  beziehenden  Vorschriften  dpr 
§§  62.  63,  74  und  75  finden  gcmft&t  §  76  auch 
auf  Handlnngslehrlinge  Anwendung. 


liehe  Gemeinseliaft  aufgenommen,  so  liat  der 
Prinzipal  in  Ansehung  des  Wohn-  und  Seldaf- 
rauraes.  der  Verpflegung,  sowie  der  Arbeits- 
■  und  Erholungszeit  diejenigen  Einrichtungen 
j  und  Anordnungen  zu  treffen ,  welche  mit 
Rücksicht  auf  die  Gesundheit,  «lie  Sittlich- 
keit und  die  Religion  des  Gehilfen  oder 
Jährlings  erforderlich  sind.  Die.  Zuwider- 
handlung gegen  diese  Vorschriften  ist  in 
§  82  mit  Geldstrafe  bis  zu  150  Mk.  bedroht ; 
ausserdem  wir«!  für  den  Prinzipal  l>ei  Nicht- 
erfüllung der  ihm  in  Ansehimg  des  Lelnm.s 
und  der  Gesundheit  des  Angestellten  ob- 
liegenilen  Pflichten  die  Verpflichtung  zum 
Schadensersätze  nach  Massgabe  «1er  für  un- 
erlaubte Han«Uungen  geltenden  Vorschriften 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  begründet. 

Wir«l  der  Handlungsgehilfe  oder  Hand- 
lungslehrling durch  unverschuldetes  Unglück 
an  der  Ijeistung  der  Dienste  verhindert, 
so  behalt  er  seinen  Anspruch  auf  Gehalt 
und  Unterhalt,  jedoch  nicht  auf  länger  als 
6  Wochen ;  «las  etwaige  Krankengeld  «xler 
die  Unfallsentschädigung  braucht  er  sieh 
nicht  anrechnen  zu  lassen  (§  03). 

Eine  Einschränkung  der  sog.  Konkutrunz- 
klausel  trifft  §  71,  wonach  eine  Vereinl>arung 
zwischen  «lern  Prinzipal  und  dem  Gehilfen 
(oder  Lehrling),  durch  welche  letzterer  für 
flie  Zeit  nach  Bändigung  des  Dienstver- 
hältnisses in  seiner  gewerblichen  Thätigkeit 
beschränkt  wird,  für  den  Angestellten  nur 
insoweit  verbindlich  ist,  als  die  Beschränkung 
nach  Ort,  Zeit  —  auf  länger  als  3  Jahn? 
nach  der  Beendigung  des  Dienstverliältnisses 
darf  sie  überhaupt  nicht  erstreckt  werden  — 
und  Gegenstand  nicht  die  Grenzeu  ül>or- 
sehreitet,  durch  welche  eine  imbillige  Er- 
schwerung «les  Fortkommens  des  Angestellten 
ausgeschlossen  wird ;  die  Vereinbarung  ist 
nichtig,  wenn  der  Angestellte  beim  Ab- 
schlüsse noch  minderjährig  ist. 

Ist  seitens  des  Angestellten  für  den  Fall, 
j  dass  er  die  in  der  Vereinbarung  über- 
|  nominelle  Verpflichtung  nicht  erfüllt ,  eine 
1  Konventionalstrafo  versprochen ,  so  kaun 
j  «1er  Prinzipal  nur  die  verwirkte  Strafe  ver- 
j  langen,  einen  Anspruch  auf  Vertragserfüllung 
«xler  auf  weiteren  Scliadensorsatz  jedoch 
nicht  erhelien  (tj  75). 

b)  Besondere  Bestimmungen  für 
«lie  H  a  n  «1 1  u  n  g  s  g  c  Ii  i  1  f «.* n.  Das l Jesetz de- 
finiert «lie  Han«ilungsg»'hUfeu  als  Personen, 
.-welche  in  einem  Hundelsgewerlte  zur 
Leistung  kaufmännischer  Dienst«;  gegen  Ent- 
I  g«'lt  angestellt  sind«. 

Besondere  Bestimmungen  sind  vorzugs- 
weise bezüglich  «1er  Auflösung  des 
Dienstverhältnisses  getroffen.  Das- 
selbe kann,  wenn  für  unltestimmte  Zeit 
eingegangen,  von  Iteüb'n  Teilen  für  «len 
Schluss  eines  Kulendervierteliahres  unter 
Einhaltung  einer  s.xhswf>chentlichen  Kündi- 
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gungsfrist  gekündigt  werden  ;  wird  eine 
kürzen:  oder  längere  Kündigungsfrist  aus- 
liodungeu ,  so  muss  sie  für  beide  Teile 
gleich  sein  und  darf  jedenfalls  nicht 
weniger  als  einen  Monat  botragen  ('§§  66 
und  67).  Ohne  Einhaltung  einer  Kündi- 
gungsfrist kann  das  Dienstverhältnis  von 
jedem  Teile  heim  Vorliegen  eines  wichti- 
gen Grundes-  gelost  werden  ($  70).  Ein- 
zelne Gründe,  welche  nainentlich  als  -wich- 
tige, anzusehen  sind,  sind  in  §§  71  und  72 
liesonders  aufgezählt. 

Hei  der  Beendigung  des  Dienstverhält- 
nisses kann  der  Handlungsgehilfe  ein  schrift- 
liches Zeugnis  Über  Art  und  Dauer  der 
Beschäftigung  fordern,  welches  auf  sein  Ver- 
langen auch  auf  Führung  und  Leistungen 
auszudehnen  ist  73). 

c)  Besondere  Bestimmungen  für 
die  Hau  d  1  u  11  g  s  1  e  h  r  1  i  n  g  e.  Di«-  Bestim- 
mungen Ober  die  Handlungslehrlinge  sind,  so- 
weit es  mit  Rücksicht  auf  die  Verschieden- 
artigkoit  der  Verhältnisse  thunlich  erschien, 
im  Anschlüsse  an  die  in  der  Gewerbeordnung 
hinsichtlich  der  Lehrlinge  getroffenen  Vor- 
schriften ($§  126  ff.)  aufgestellt. 

Zunächst  statuiert  §  M  auch  bezüglich 
der  Haudlungslehrlinge  das  Verbot  der  Be- 
schäftigung durch  Beseholtene.  Elienso  sind 
die  Pflichten  des  I.ohrherrn  in  analoger  Weise 
wie  durch  die  Handworkemovellc  vom  26. 
Juli  1*97  geregelt. 

Die  Daner  der  I^ehr/cit  bestimmt  sich 
nach  dem  Lohrvertrag,  in  Ermangelung 
vertnigsmässiger  Festsetzung  nach  örtlichen 
Verordnungen  oder  dem  Ortsgebrauoh.  Das 
Lehrverhältnis  kann,  sofern  nicht  eine 
längere  Probezeit  vereinbart  ist,  während 
des  ersten  Monats  nach  dem  Beginne  der 
Ixdirzeit  ohne  Einhaltung  einer  Kündigungs- 
frist gekündigt  werden;  eine  Vereinbarung 
auf  eine  längere  als  dreimonatliche  Probezeit 
ist  nichtig.  Bezüglich  der  Kündigung  nach 
Ablauf  der  Probezeit  rinden  die  ffir  die 
Handlungsgehilfen  geltenden  Vorschriften 
Anwendung:  als  ein  ^wichtiger  Grund«  zur 
Kündigung  ist  es  insbesondere  auch  anzu- 
sehen, wenn  der  l/dirherr  seine  Verpflich- 
tungen gegen  den  Lehrling  in  einer  dessen 
Gesundheit,  Sittlichkeit  oder  Ausbildung 
gefährdenden  Weise  vernachlässigt  (g  77). 
Ansprüche  wegen  un  tiefugten  Austritts  aus 
der  Lehre  kann  der  ],ehrherr  nur  geltend 
machen,  wenn  der  Lehrvertrag  schriftlich 
geschlossen  ist  Iii  70). 

Bei  der  Beendigung  des  Lehrveihält- 
nisses  hat  der  Lehrherr  dem  Lehrling  ein 
schriftliches  Zeugnis  über  die  Dauer  der 
Lehrzeit  und  die  während  dieser  erworbenen 
Kenntnisse  und  Fähigkeiten  sow  ie  uIht  s^in 
Betragen  auszustellen  (5j  SO). 

Wer  die  ihm  dem  Lehrlinge  gegenüber 
obliegenden  Pflichten  in  einer  dessen  Ge- 


sundheit, Sittlichkeit  oder  Ausbildung  ge- 
fährdenden Weise  verletzt  oder  wer  dem 
Vcrliote  der  Beschäftigung  bezw.  Anleitung 
von  Lehrlingen  durch  Beseholtene  entgegen- 
handelt, wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  laii  Mk. 
bestraft  (§  82). 

I).  Durchführung  und  Wirkungen 
der  ArbeiterschntzgesetK- 
gehung  von  1891. 

Bei  eiuerWürdigungder  Durchführung  und 
der  Wirkungen  der  beiden  Hauptbestandteile 
der  Novelle  von  1*91  —  der  Bestimmungen 
über  die  Beschränkung  der  Arbeit  au 
Sonn-  und  Festtagen  und  über  du-  Be- 
schäftigung von  Arbeiterinneu  und  jugend- 
lichen Arlieitern  —  lässt  sich  über  die 
Durchführung  und  insbesondere  üher  die 
Wirkung  der  letzteren  Bestimmungenein 
umfassenderes  l'rteil  aus  dein  Grunde  bilden, 
weil  die  Vorschriften  über  die  Sonntags- 
ruhe erst  später  —  mit  dem  1.  April  1*95 
—  in  Kraft  getreten  sind. 

a)  Schon  die    -Amtlichen  Mitteilungen 
aus  den  Jahresberichten  der  Gewerbeauf- 
sichtslK-amtenr    für   das  Jahr    1SH.">  kon- 
statieren im  wesentlichen,  dass  die  Durch- 
führung der  Bestimmungen  über  die  Sonn- 
tagsruhe    ohne      besondere  erhebliche 
Schwierigkeiten    vor    sieh    gegangen  und 
die  Abneigung  der  ArU'itgeber  gegen  diese 
Vorschriften   im   Abnehmen  begriffen  sei. 
In  den    'Amtlichen  Mitteilungen  et«-,  für 
das  Jahr  1H96  —  dem  letzten  z.  Z.  vor- 
liegenden   Hantle   —   wird   bemerkt,  dass 
gegenüber  «lern  Vorjahre  überwiegend  ein 
Fortschritt   in    der  Durchführung 
der  Sonn-  und  Festtagsruhe  wahrzu- 
nehmen sei,  wenn  auch  insliesondere  gegen 
die   Form  Vorschriften    noch    häufig  Ver- 
letzungen licgangon  werden.    (Der  grösste 
Teil  dei   festgestellten  Zuwiderhandlungen 
betraf  nach  dem  Jahresberichte  die  Führung 
des  durch  «S  lMf»e  Abs.  2  vorgeschriebenen 
Verzeichnisses  über  die  an  Sonn-  und  Fest- 
tagen ausgeführten  Arbeiten.)    Die  in  weiten 
Kreisen  der  Arbeitgeber  anfänglich  liestehende 
Abneigung  gegen  die  Sonntagsruhe  ist  nach 
;  Ansicht  vieler  Aufsichtsbeamter  mehr  und 
I  mehr  geschwunden :  es  ist  allmählich  die 
1  Anschauung  durchgedrungen,  dass  der  Zwang, 
den  die  betreffenden  Vorschriften  in  ein- 
'  zelnen  Fällen  mit  sich  bringen  mögen,  durch 
|  ihren  guten  Zweck  weit  überwogen  werde. 
In  den  Kreisen  der  Arbeiterschaft  findet  die 
:  gewerbliche  Sonntagsruhe  fast  durchgehends 
[  Anerkennung,  und  nur  veivinzelt  werden 
j  Klagen  von  Arlieitern  über  einen  durch  die 
Sonntagsruhe  verursachten  lyohnausfall  l»e- 
richtet.    Eine  Mitwirkung  der  Arbeiter  lie- 
züglich  der  Kontrolle  ül>er  die  Einhaltung 
der  gesetzlichen  Vorschriften  sowie  die  Not- 
wendigkeit dieser  Mitwirkung  werden  molir- 
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fach  hervorgehoben.  Die  vielfach  gehegte  \  ihres  Betriebes  dazu  gelangt  sind ,  Be- 
Befürchtung, die  Beschränkung  der  Sonntags-  i  willigungen  um  Ueherarheit  überliaupt  nicht 


arl>eit  werde  zu  Schädigungen  der  Industri 
führen,  hat  sich,  wie  in  vielen  Berichten 
betont  wird,  nur  in  verhältnismässig  ge- 
ringem Grade  bewahrheitet.  Die  Schwierig- 
keiten, die  sieh  in  der  ersten  Zeit  lienierk- 
bar  gemacht  Italien,  seien  durch  unschwer 
durehfuhrUire  Aenderung  und  Regelung  <ler 
betreffenden  Betriebe  sowie  »liu-ch  den  Er- 
lass  der  Bestimmungen  zur  Erweiterung  der 
Sonntagsarbeit  in  einzelnen  Gewerbebe- 
trieben im  wesentlichen  l>eseitigt  worden. 
Ueber  die  Durchführung  und  die  Wirkungen 
der  auf  Grund  des  §  105d  durch  den  Bundes- 
rat bewilligten  Ausnahmen  äussern  sich  die 


mehr  nachzusuchen.  Die  den  Arl>eiterinnen, 
welche  ein  Hauswesen  zu  führen  habe», 
durch  die  Novelle  von  1891  gewäludeisteto 
l1  2  stündige  Mittagspause  wurde  in  den 
ineisten  Fabriken  auf  liezüglicheu  Antrag 
ohne  weitere  Schwierigkeiten  bewilligt,  auch 
vom  Rechte  der  Antragstellung  selbst  wurde 
ausgiebig  Gebrauch  gemaeht :  freilich  melden 
aber  auch  manche  Berichte,  dass  bei  den 
Arbeiterinnen  vielfach  Scheu  besteht,  die 
langem  Mittagspause  zu  verlangen  und  dass 
— ■  allerdings  nur  einzelne  ■ —  Unternehmer 
solche  Arbeiterinnen,  welche  von  dieser  Ver- 
günstigung Gebrauch  macheu  wollen,  ülier- 


vorliegenden  Berichte  im  allgemeinen  günstig.  Haupt  nicht  engagieren.    In  leichter  Weise 


Ausiiahmcbewilliguugcu  der  unteren  Ver- 
waltuugsUdiörden  auf  Grund  des  «S  105  e 
AI«.  4"  sind  in  eiuer  Keihe  von  Bezirken 
überhaupt  nicht  vorgekommen.  Danelien 
wird  freilich  auch  für  manche  Bezirke  be- 
richtet, dass  die  Durchführung  der  gewerb- 
lichen Sonntagsruhe  immer  noch  eine  mangel- 
hafte sei  und  manche  Schwierigkeiten  l>e- 
reite.  Insltesondere  werden  einer  ent- 
sprechenden Durcliführung  der  bestehenden 


hat  sich  ferner  die  1 1  stündige  Maximal - 
arlieitszeit  für  Arbeiterinnen  eingeführt. 
Eine  Steigerung  der  U'istungsfähigkeit  des 
ArU-itiiehmers  infolge  der  Kürzung  der 
Arbeitszeit  wie  der  sonstigen  Schutzvor- 
schriften wird  sowohl  für  Arbeiterinnen  wie 
für  jugendliche  Arbeiter  in  einzelneu  Be- 
richten besonders  erwähnt. 

Auf  die  Zahl  der  Arbeiterinnen  ist 
das  Arbeitersehutzgesetz  nur  von  geringem 


"Vorschriften  teilweise  durch  den  I 'instand  Einflüsse  geblielien.  Es  waren  in  den  unter 
Schwierigkeiten  bereitet.  das>  Art^itgeU  r  die  Schutzkstimmungen  fallenden  Betriel>en 
wie  Arbeitnehmer  mit  den  Bestimmungen  (im  ganzen  Weiche)  weibliche  Arbeiter  in 
ülier  die  Sonntagsruhe  noch  nicht  gehörig '  den  Jahren  1N92  bis  1S90  beschäftigt: 


vertraut  sind:  auch  die  häufig  Ihm  den 
]\>lizeil»ehördeii  obwaltende  inanp.lhafte 
Kenntnis  der  betrcffeu<lcu  Vorsclirifton  hin- 
dern in  vielen  Fällen  ein»?  genügende  Ueber- 
wachungs-  und  Durchführungsthätigkcit. 

b)  Schutzbestimmungen  für  weib- 
liche und  jugendliche  Arbeiter.  Die 
Wirkung  der  neuen  Gesetzgebung  auf  »Ii»- 
Verhältnisse  tler  FahrikarU-iterinnon  un»l 
der    jugendlichen   ArUnter    wird    in  den 


Weiblich. 

von  16-21 
Jahren 

1 892  229  63S 

1893  249  2»>> 

1894  2so68q 

1895  260  303 
18!Ki  270266 


Arbeiter 
über  21  Jahre 

34<>  795 

3»3  094 
4°3S'3 
429  313 


insgesamt 

576  433 
616  620 

633  783 
664  116 

699  579 


Es  ist  sonach  »lie  Zald  der  Arbeiterinnen 


^Amtlichen  Mitteilungen;  im  wesentlichen  und  zwar  sowohl  der  zwischen  dem  lb.  und 
als  eine  günstige  bezeichnet.  Hinsichtlich  21.  I^beiisjahiv  stehenden  wie  der  grossjähri- 
der  Durchführung  der  ihmu-ii  Bestimmungen  gen  von  Jahr  zu  Jahr  gewachsen.  Dieses 
wird  zwar  von  einer  Reihe  von  Zuwider-  A n wachsen  (welches  übrigens,  wie  aus  obigen 
handlungcn  berichtet,  doch  wird  gleichzeitig  Zahlen  hervorgeht,  bei  den  Arbeiterinnen 
mitgeteilt,  dass  die  Verfehlungen  sich  zum  zwischen  10  und  21  Jaliren  auch  relativ 
grosseren  Teile  gegen  forma le  Vorselirif ten  in  geringerein  Masse  vor  sich  geht  als 
des  Arbeiterschutzgesotzes  richten  uud  auch  bei  den  grossjährigen  Arbeiterinneu)  erklärt 
hier  häufig  lediglich  auf  nicht  genügender  sich  —  und  wird  auch  in  den  Berichten 
Kenntnis  der  bestehenden  ({«  Stimmungen  zu-  der  Aufsichtsbeamten  so  begründet  —  ins- 
rückznfühivnsind.  Während  in  »ler  ersten  Zeit  |  besondere  durch  den  allgemeinen  Geschäfts- 
iuich  dem  InkrafttreteiMler  N"ov«'|le  ilie  ArlM-it- i  aufschwung  und  durch  «lie  Zunahme  der 
geber  dtuvh  die  neuen  Schutzvorschrilteu  sich  \  Betriel>e.  in  welchen  weibliche  Arbiter  am 
%ielfach  gestört  und  gehemmt  fühlten,  haben  |  lösten  Verwendung  finden  können  ;  auch 
sich  die  Unternehmer  jetzt  mit  den  neuen  «ler  Umstand  ist  teilweise  in  den  Berichten 


Vorschriften  grösstenteils  abgefunden.  Ein» 
grosse  Anzahl  von  Unternehmern  hat  in  An 


hervorgehoben,  dass  eine  Nouoinstcllung  von 
xYrbeiterinnen  durch  dass  Verbot  der  Nacht- 
passung an  die  Schutzbestiin mutigen  der  !<eschäftigung  erforderlich  wurde. 
Novelle  Aenderungon  in  ihren  Betriehsein-  Eine  erhebliche  Einwirkung  hatte  »la- 
richtungen  getroffen.  Auch  wird  erfreulicher-  •  gegen  das  Arbeiterschutzgesetz  von  1S91 
weise  berichtet,  dass  eine  Heihe  von  Unter-  auf  die  Zahl  der  beschäftigten 
nelimern  durch  eulsprechende  Einrichtung  jugendlichen  Arbeiterund  zwar  in  s- 
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tiesondere  der  »Kinder'  unter  14  Jahren: 
in  den  Jahren  1892  bis  1890  -waren  in  den 
durch  die  Sohutzhestimmungen  betroffenen 
Betrieben  (im  ganzen  Reiche)  beschäftigt: 

Jugendliche  Arbeiter 


Kinder  unter 
14  Jahren 

Junge  Leute 
zwischen  14  und  16 
Jahren 

1892 
1893 
1894 
1895 
1896 

»i  339 
5  9»  i 
4  259 
4  3*7 
5312 

208  835 

«3  959 
2O0  71 

217422 
239  548 

Diese  l  VI  »ersieht  7.eigt .  dass  seit  der 
Geltung  der  Novelle  von  1891  die  Zahl  der 
jugendliehen  Arbeiter  /.wischen  14  und  16 
Jahren  gestiegen  ist.  und  /.war  von  1894 
ab  in  erheblichem  Masse,  während  die 
Kinderarbeit  beinahe  verschwunden  ist. 
Die  Zunahme  der  Beschäftigung  der  »jungen 
Leute«,  insbesondere  von  189'r>  auf  1896, 
wird  meistens  durch  den  guten  Geschäfts- 
gang erklärt,  der  vielfach  auch  eine  Ver- 
mehrung der  Betriolie,  in  welchen  jugend- 
liche Arbeiter  beschäftigt  werden,  zur  Folge 
hatte.  Auch  wird  darauf  hingewiesen,  dass 
die  Arbeit  gel  »er  in  der  Beobachtung  der  ge- 
setzlichen Schutzvorsehriften  kein  so  "wesent- 
liches Hindernis  mehr  für  die  Beschäftigung 
solcher  jugendlicher  Arbeiter  zu  erblicken 
scheinen,  -wie  dies  freilich  unmittelbar  nach 
dem  Inkrafttreten  der  Novelle  der  Fall  war. 
Der  Rückgang  der  Zahl  der  in  Fabriken 
etc.  beschäftigten  Kinder  unter  14  Jahren 
dagegen  ist  ein  ganz  erheblicher  (die  Stei- 
gerung von  1895  auf  1896  wird  teilweise 
-wenigstens  auf  mehr  zufällige  Umstünde 
als  auf  Momente  allgemeiner  Natur  zurück- 
geführt). Der  Grund  dieser  Abnahme  ist 
fast  ausschliesslich  in  den  erheblich  ver- 
schärften Sehutzbestimmungon  der  Novelle 
zu  suchen .  wobei  noch  zu  erwägen  ist, 
dass  der  mit  dein  Inkrafttreten  der  Novelle 
von  1 S1H  Hand  in  Hand  gehende,  fast  in 
allen  Industrieen  erfolgende  Rückschlag  die 
Wirkung  hatte,  dass  gerade  die  jüngeren 
Arbeitskräfte  als  am  wenigsten  leistungs- 
fähig am  zahlreichsten  entlassen  wurden. 
Die  Schutz  Vorschriften  sind  hier  für  die 
Unternehmer  derartig  hemmende  und  stö- 
rende, dass  in  einer  Reihe  von  Fabriken  etc. 
trotz  des  geringeren  Ijohnos  für  die  Kinder 
von  der  Einstellung  bezw.  Belassung  letzterer 
im  Betriebe  abgesehen  -wird.  In  dieser 
Hinsicht  hat  nun  al»'r  die  Novelle  von  1*91 
die  tief  beklagenswerte  Folge  gehabt,  dass 
die  Kinder  in  erheblich  erhöhtem  Masse  in 
die  den  ArtVitcrschutzbestimmungen  nicht 
unterworfene  Hausindustrie  gedrängt  wur- 
den: die  Bericht.-  der  Aufsicht. sl»oamten 
bringen  hierüber  zahlreiche  Klagen,  insbe- 


sondere auch  von  seiten  derjenigen  Unter- 
nehmer, deren  Betriebe  überhaupt  für 
Kindorarl»eit  nicht  eingerichtet  und  nunmehr 
durch  die  Konkurrenz  derjenigen  Betriebe 
bedroht  sind,  welche  von  der  billigeren 
und  keinerlei  beengenden  Sehutzbcstim- 
mungen  unterworfenen  Arlteit  der  Haus- 
industriellen bedient  werden.  "Während 
seitens  der  Behörden  teilweise  mit  den  in 
Frage  kommenden  Unternehmern  Verhand- 
lungen eingeleitet  werden,  um  die  Kinder- 
ausnutzung in  der  Hausindustrie  einzu- 
schränken, ohne  doch  die  Hausindustriellen 
finanziell  erheblich  zu  schädigen,  wird  von 
einigen  Seiten  direkt  der  Wunsch  ausge- 
sprochen, die  Kinder  bis  zum  14.  Leltcns- 
jahre  in  der  Schule  festzuhalten.  Eine 
Reihe  von  Berichten  glaubt  schon  davon 
eine  Besserung  erwarten  zu  dürfen,  wenn 
eine  baldige  Inkraftsetzung  der  Vorschrift 
des  5}  154  Abs.  3  der  Gewerbeordnung  (hin- 
sichtlich der  teilweisen  Erstreeknng  der 
Arl»eiterschutzl>estimmutigeu  auf  Werk- 
stätten, in  welchen  durch  elementare  Kraft 
bewegte  Triebwerke  nicht  bloss  vorüber- 
gehend zur  Verwendung  kommen,  s.  oben 
S.  505)  stattfinden  würde. 

Die  bestehenden  Verhältnisse  scheinen 
jedoch  noch  weiter  dazu  zu  drängen,  dass 
die  in  §  154  Abs.  4  genannten  Arl>eiter- 
sehut Zustimmungen  auf  eine  grössere  Reihe 
von  Hausindustrieen  (bis  jetzt  hat  eine  solche 
Ausdehnung  erst  bezüglich  der  Kleider-  und 
Wäschekonfektion  stattgefunden)  erstreckt 
und  insbesondere  die  Gewerbeaufsicht  auf 
die  Hausindustrie  ausgedehnt  werde.  Es 
■wird  sonst  das  gerade  Gegenteil  von  dem 
eintreten,  was  das  Arbeitersohntzgesetz  von 
1891  gewollt  hat  :  statt  die  in  der  Industrie 
beschäftigten  Kinder  durch  gesetzliche  Be- 
stimmungen zu  schützen,  würden  die  Kinder 
zufolge  eben  dieser  Bestimmungen  in  eine 
gänzlich  unkontrollierte  und  schutzlose  Lage 
gedrängt  werden. 

Quellen:  Die  im  Texte  antjeijebeiien  tie*elte,  Ver- 
ordnungen etc.  IV//.  auch  die  Genetirntvürfe 
und  <iir  Molire,  elienmt  die  betüglichen  parlu- 
mentaritchen  Verhandlungen  im  Rcichntnae  det 
■narddeultehen  Hunde*  und  im  deutschen  Reich*- 
taije ,  ferner  dir  feilen*  drr  einzelnen  Lande*- 
reijirrunurn  erlu**rtir»  Aufführung  frerordnungen^ 
I  V/r  ug.-a  mrrixi  mjrn  etc. 

Lltteratur:  Hier  xind  in  eitler  Linie  r»<  nennen 
die  griitterrn  Kommentare  tur  Reiehtyeiecrbe- 
i-rdnung  ron  IMetz,  Engelmann,  Illing, 
Jaeolnj ,  Kaysrr,  Landmann,  Marci- 
noireky .  Sehenkel,  Sehlekert  Wir- 
»ehlnHcher  tle. 

De*  weiteren  i."t  zuniichtl  wieder  su  rer- 
wrifrn  auf  dir  allgemeinen  Schriften  über  die 
.Irin  itcrfmtjc  I*.  oben  S.  \e,n  u.  4?I),  auf  die  griirteren 
deulKfhnt  Lehrbücher  cor  ollem  Sc  hin,  her  g  u. 
Rot  cht  r),  dein  n  auf  eine  Reihe  ron  Xeittchriftm, 
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einschlägige  Artikel  hier  aufzuzählen  tu 
weit  führen  würde:  »Soziale  Iraxis*  (früher 
»sozialpolitisches  Centraiblatt*  und  »Blätter  für 
soziale  Praxis« ),  »Archiv  für  Sozialgesetzgebung 
und  Statistik«,  »Jahrbücher  ßir  Sotianalöko- 
nomie  und  Statistik»,  Schmollers  »Jahrbücher 
für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volktwirt- 
sehaft«,  »Arbeitcrfreundu  u.  a.  m. 

Von  den  tieft  s/teciell  mit  dem  l'JJ.  Titel 
der  Geirerl#ordnung  befassenden  Schriften  sind 
runächtt  nachstehende  Bearbeitungen  de»  Ar- 
brilerschutzgesetzes  hervorzuheben  :  Evert,  Hand- 
buch de»  gewerblichen  Arbeiterschutzes.  Berlin 
1897.  --  Engelmann,  Dir  Rechtsverhältnisse 
der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  nach  dem 
JLG.  rom  1.  Juni  1891,  Ericingen  1892.  -- 
Grezbeek;  Gesetz  betr.  Abänderung  der  Ge- 
werbeordnung com  1.  Juni  1891,  Ansbach  1891. 

—  Berliner,  Die  Reform  der  deutschen  Ar- 
beilersehutzgeselzgrbung,  im  V.  Bande  (ISO?)  de» 
«Archiv»  ßir  Sozialgesetzgebung  und  Statut ik* . 

—  Jotl  .  Die  Arbeitrrschutzgesetzgebung  rom 
1.  Juni  1891,  Berlin  189.1.  —  Kulemann.  Der 
Arbeiterschutz  sonst  und  jetzt,  in  Deutschland 
und  im  Auslände ,  Leipzig  1893.  —  Uenzen, 
Der  Arbeiterschutz  nach  dem  R.G.  rom  1.  Juni 
189t,  Iterlin  1891.  —  Platz,  Arlteitgeber  und 
Arbeitnehmer,  Berlin  189!.  —  Zelter,  Der  Ar- 
beiterschutz und  »eine  gesetzliche  yruregclung, 
im  16.  Jahrgang  der  Zeitschrift  für  hessische 
Verwaltung. 

Ueber  die  Sonntagsru  he  vgl.:  Büttner, 
lHe  Sonntagsruhe  im  Gewerltebetriebe  und  im 
Handelsgewerbe,  Leipzig  1895.  —  Fey ,  Die 
Sonn-  und  Festtagsruhe  nach  dem  Arbeiter- 
»ehutzgesetze,  Mainz  1891.  —  Rauck,  Die  ge- 
tetzlichen  Bestimmungen  Uber  die  Sonntagsruhe 
im  Handrlsgewerbe  und  in  der  Industrie, 
München  1895.  —  V.  Rüdiger,  Die  Sonntags- 
ruhe im  Grtcerbebctriebe  auf  Grund  der  kaiserl. 
Verordnung  und  Bekanntmachung  vom  4-  und 
5.  Februar  1895,  Berlin  1895.  —  Werner,  Die 
Sonntagsruhe  in  Industrie  und  Handwerk, 
g.  Auß.,  Berlin  1895. 

Ueber  die  Schutzbeftimmungcn  gegen 
0  e  fa  hren  für   Leben    und  Gesundheit, 
im    Fabrikbetriebe    vgl.:    Albreeht,  Der) 
gesetzliche   Schutz  gewerblicher   Arlteiler   gegen 1 
Gefahren     für     Leiten     und     Gesundheit  ,  in 
Schmollcrs   Jahrb.,    1890.   —   Kraft,  Fabriks- 
hygiene,   Wien   1891.  —  Morgenstern,  Ein- 
richtungen und  Schutzvorkehrungen  zur  Siche- 
rung der  Arbeiter,  Leipzig  WM.  —  Pütoch, 
Die  Sicherung  der  Arbeiter  gegen  Gefahren  für 
Leben  und  Gesundheit  im  Fabrikbetriebe. 

Hinsichtlich  des  Lehrlingswrscns  siehe  I 
Hofmann,  Die  (.hrganisatinn  des  Handv  rks  und  ' 
die  Regelung  des  I^hrlingsiresens,  Berlin  1897,  ' 
mit  einem  Ergdnzungshefte  1898. 

Ueber  Ar  he  itsord  n  n  ngrn    vgl :    Pia  tz,  ' 
Ratgeber  für  den  Entwurf  ran  Arbeitsordnungen, 
Berlin  1892.  —  v.   Rütiiger,    Wegweiser' zur 
Aufstellung    ton     Arbeitsordnungen,     4.  Auß., 
Berlin  1S92. 

Ueber   dir    Durchführung    und    II*  ir  •  \ 
kungen  der  Arbe  i trr » c hutzbr *t  immu  n  - 
gen  vgl.:  Die  »Amtlichen  Mitteilungen  mix  den 
Jahresberichten    der  Gewrrbeauf»ichtsbrtnnten«, 
femer  Dodd,  Die   Wirkung  der  Schutzbesthrt- 


mutigen  für  die  jugendlichen  und  weiblichen 
Fabrikarbeiter  und  die  Verhältnisse  im  Kon- 
fektionsbetriebe in  Deutschland,  Jena  1898. 

v.  Land  mann. 


II.  Arbeiterschutzgesetzgebnng  in 
Oesterreich. 

1.  Historische  Entwickeinns-.  2.  Die  ersten 
Versuche  planmäßiger  Kodifizierung  auf  dem 
Gebiete  der  A.  3.  Geltendes  Kccht.  4.  Arbeit 
von  Kindern,  jugendlichen  Fersonen  und  Frauen, 
ft.  Normalarbcitstnp  und  Arbeitspausen.  6. 
Sonntagsruhe.  7.  Unfallverhütung  und  Sorpo 
für  die  Gesundheit  der  Arbeiter.  8.  Fabrikä- 
ordnungen.  9.  Lohnzahlung  (Trucksystem). 
10.  Gewerbeinspektoren.  11.  Strafbestimmungen. 
12.  Resultate. 

1.  Historische  Entwickelnng.  Die  An- 
fangt- der  Arr«Mtersehutzgesetzgebung  sind 
in  vereinzelten  Vorschriften  zerstreut,  welche 
durch  das  Bedürfnis  und  namentlich  durch 
das  Auftreten  schwerwiegender  Uebclstände 
veranlasst  wurden. 

In  hetreff  der  Lehrlinge  finden  sich 
schon  im  vorigen  und  am  Beginne  des 
gegenwärtigen  Jahrhunderts  verschiedene 
Vorschriften,  welche  verfügen,  dass  die  Lehr- 
linge gründlich  zu  unterweisen  und  zu  keiner 
häuslichen  und  knechtlichen  Arbeit,  sondern 
lediglich  zur  Erlernung  des  Handwerks  zu 
verwenden,  und  zur  Professionsgeschieklich- 
keit  anzuleiten  seien.  Auch  wurde  das  harte 
Verfahren  der  Lehrmeister  gegen  ihre  Lehr- 
linge überhaupt  strenge  untersagt.  Besonders 
bezeichnend  für  die  Anfänge  einer  eigent- 
lichen Arbeiterschutzgesetzgebnng  sind  aber 
einige  ältere  Vorschriften  über  die  soge- 
nannten »Fabrikskinder«:.  Bereits  durch  eine 
Allerhöchste  Erschliessung  vom  20.  No- 
vemlnT  17NG  wurde  zur  Beseitigung  der 
bemerkten  Gebrechen  bei  der  physischen 
»ziehung  der  Fabrikslehrlinge  ange- 
ordnet, die  Schlafzimmer  der  Knul.»eii  und 
Mädchen  abzusondern,  jedem  Kinde  ein 
eigenes  Bett  anzuweisen.  diesell>en  wöchent- 
lich wenigstens  einmal  zu  säubern  und  mit 
reiner  I/.»ihwäsehe  zu  versehen,  monatlich, 
die  Bettstellen  zu  reinigen  und  die  ge- 
brauchten I/'intfieher  mit  rein  gewaschenen 
zu  wechseln.  Eine  Kogieningsverordnung 
vom  12.  März  lslti.  mit  welcher  die  vor- 
stehende Anordnung  neuerlich  eingeschärft 
wurde,  machte  den  Stadt-  und  Bezirksärzten 
eine  genaue  Aufsicht  und  Untersuchung  der 
körperlichen  Pflege  der  Kinder  in  den 
Fabriken  ihres  Bezirkes  zur  Pflicht  und 
fügte  die  Bemerkung  U'i:  >Da  liei  Fabriken 
die  Gefahr  der  Verkrüppebuig  und  Ver- 
wahrlosung dopjiolt  gross  ist,  so  wird  er- 
innert, dass  eine  gespannte  Aufmerksamkeit 
auf  alle  vorgeschriebenen  Punkte  den  Aerzten 
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zum  besonderen  Verdienste  wird  angerechnet 
werden«.. 

In  betreff  der  Dauer  der  Kinder- 
arbeit erfloss  schon  am  18.  Februar  1787 
ein  Hofkanzleidekrot,  welches  den  »uneut- 
tichrlichsten  Puter-rieht'  der  Fabrikskinder 
zu  sichern  l>ezweckte  und  mit  der  bezeich- 
nenden Bemerkung,  es  sei  der  Staatsver- 
waltung sehr  daran  gelegen,  »dass  so  viele 
iu  den  Fabriken  arbeitende  Kinder  einerseits 
nicht  in  der  rohen  Uuwisseiiheit,  der  Mutter 
wilder  Sittcnlosigkeit,  aufwachsen,  anderer- 
seits aber  den  Fabriken  die  nötigen  Hände 
und  der  geringeren  Klasse  der  Verdienst 
nicht  entzogen  werden«.,  die  Bestimmung 
traf,  dass  Kinder  »vor  dem  Antritte  des 
neunten  Jahres  nicht  ohne  Not  zur  Fabriks- 
arlteit  aufgenommen  werden«-  sollen.  Weiter- 
gehende Vorsclirifton  in  dieser  Hinsicht 
kommen  aber  erst  viel  später  vor,  nämlich 
in  einem  Hof  kanzleidckrote  vom  1 1.  Juni  1342, 
welches  die  Verwendung  von  Kindern  in 
Fabriken  in  der  Kegel  erst  vom  vollendeten 
12.  Jahre  an  gestattete,  jedoch  der  Orts- 
liehörde  die  Berechtigung  erteilte,  auch  die 
Verwendung  von  Kindern,  welche  wenig- 
stens das  neunte  Lebensjahr  zurückgelegt 
und  bereits  einen  (h-eijährigen  Schulunter- 
richt empfangen  liaben,  ziu-  Fabriksari >eit 
zuzulassen.  Die  Arbeit  sollte  —  mit  minde- 
stens einstfindiger  Unterbrechung  der  Ar- 
beitszeit —  vom  0.  bis  12.  Jahn-  taglich 
höchstens  10  Stunden,  vom  12.  bis  16.  Jahre 
täglich  höchstens  12  Stunden  wahren.  Für 
Personen  unter  IG  Jahren  wurde  die  Nacht- 
arbeit (0 — "i  l'hr)  gänzlich  untersagt.  End- 
lich wurde  die  Anlegung  von  Verzeichnissen 
der  jugendlichen  Hilfsarl>eiter  angeordnet. 
Die  reliertretung  dieser  Vorschriften  war 
mit  Geldstrafen  (2—100  Gulden  C.  M.)  und 
in  wiederholten  Uel>ertretungsfällou  mit  der 
Entziehung  der  Bewilligung  zur  Aufnahme 
und  Verwendung  von  Kindern  unter  12  Jahren 
bedroht.  Die  Aufsicht  lag  den  Ortsobrig- 
keiten. Schuldistriktsnufsehcrn  und  Seel- 
sorgern ob. 

Beschränkungen  der  Verwendung  von 
Frauenspersonen  U*i  der  Arbeit  finden 
sich  in  der  älteren  Gesetzgebung  nicht ;  viel- 
mehr wird  bei  wiederholten  Anlassen  gegen- 
ül^r  dem  Widerstreben  der  zünftigen  Ge- 
sellen {/..  B.  der  Wiener  Sei<leny.eugmaoher 
im  Jahn'  177'»)  und  zur  Erleichterung  der 
Konkurrenz  gegenüber  dem  Auslande  die 
Verwendung  von  Weibspersonen«  liei  der 
Arbeit  ausdrücklich  als  gestattet  erklärt. 

Am  weitgehendsten  war  in  den  hier- 
hergehörigen älteren  Gesetzen  die  Sorge  für 
die  Sonntagsruhe.  Freilich  waren"  hier- 
für in  erster  Linie  nicht  sozialpolitische, 
sondern  religiöse  Erwägungen  massgebend. 
In  zahlreichen  gesetzlichen  Vorschriften 
Gicg.-Cirkular  vom  20.  September  1S03.  Hof- 


kanzleidekret vom  17.  März  1825,  Allerh. 
Kabinettschreiben  vom  18.  März  1833  u.  a.) 
war — allerdings  neben  zahlreichen  gestarteten 
Ausnahmen  -  ids  Regel  ausgesprochen,  dass 
sich  die  Gewerbsleute  und  Handwerker  an 
Sonn-  und  Feiertagen  der  Arbeit  zu  ent- 
halten haben.  In  Notfällen  war  «lie  Er- 
laubnis zur  Arbeit  beim  Pfarrer  anzusuchen. 
Einen  einigermassen  verschiedenen  Stand- 
punkt nimmt  die  Allerh.  Entsclüiessung  vom 
18.  April  1850  (kundgemacht  durch  Miui- 
sterialerlass  vom  22.  Juni  1850,  R.G.BI. 
Nr.  252)  ein,  welche  die  Bchördeu  anweist, 
auf  Grundlage  der  bestehenden  Gesetze  da- 
rüber zu  wachen,  dass  an  Orten,  wo  die 
katholische  Bevölkerung  die  Mehrzahl  bildet, 
die  Feier  der  Sonn-  und  katholischen  Fest- 
tage nicht  durch  geräuschvolle  Arbeiten  oder 
durch  öffentlichen  Handelsbetrieb  gestört 
werde. 

Auch  in  betreff  der  Lohnzahlung 
finden  sieh  in  den  älteren  Gesetzen  manche 
den  Schutz  der  Arbeiter  bezweckende  Be- 
stimmungen, so  namentlich  in  den  zald- 
reiehen  Bergordnungen  der  österreichischen 
Länder,  in  denen  vorgeschrieben  wird,  dass  die 
Lohnzahlungen  au  die  Arbeiter  innerhalb 
des  Berggerichtsbezirkes  zur  gewöhnlichen 
Lolmzeit  vom  Schichtmeister  in  Gegenwart 
der  Steiger  in  barem  Gehle  und  guter  landes- 
üblicher Münze,  nicht  aber  in  ÄVaren,  Erz- 
oder  Handstoineu  erfolgen  und  die  Zaldung 
soviel  als  möglich  persönlich  an  die  Arbeiter 
geleistet  werden  soll.  Ferner  bestimmte 
Wreits  ein  Hofdekret  vom  24.  Januar  1701, 
dass  die  Fabrikanten  nur  «lie  in  ihrem  Hause 
l»efindlichen  Arbeitsleute  mit  Kost  und  Ge- 
tränken versorgen  «lürfen,  nicht  aber  jene, 
welche  ausser  dem  Hause  wohnen. 

2.  Die  ersten  Versuche  planinässtger 
Kodifizierung  auf  dem  Gebiete  der  Ar- 
heiterschutzgesetzgebnng  finden  sich  in 
den  gressen  Gesetzeswerken  der  fünfziger 
Jahre  dieses  Jahrhunderts.  In  verhflltnis- 
mässig  geringem  Grade  ist  dies  in  dem  allge- 
meinen Berggesetze  vom  23.  Mai  1854  (K. 
G.BI.Nr.  110)  der  Fall,  iu  welchem  eine  Ent- 
scheidung der  einschlägigen,  in  den  Kodi- 
fikatioiislM.u-atun.gen  auch  zur  Anregung  ge- 
langten Fragen  vielfach  vermisst  wird.  Die 
aus  amtbeben  Quellen  herausgegebenen  Mo- 
tive zu  diesem  Gesetze  bemerken  in  betreff 
der  Krauen-  und  Kinderarbeit  in  Bergwerken 
nach  einer  kurzen  Darstellung  der  für  und 
wider  geltend  gemachten  Gründe:  ?Man 
erachtete  daher,  die  Frage  über  die  Zu- 
lassigkeit  der  Frauen  und  Kinder  zur  Bersr- 
arbeit  nach  den  jedesmaligen  Verhältnissen 
des  Bergwerksbetriebes,  der  bisherigen 
rebung.  der  Beobachtung  des  moralischen 
Zustande*  der  Bevölkerung,  von  Fall  zu  Fall 
durch  die  Bergbehörde,  unter  abfälliger  Mit- 
wirkung der  Geistlichkeit  und  der  politischen 
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Behörde,  erörtern  zu  lassen,  bestimmte  po- 
sitive Verfügungen  alier  diesfalls  in  das  Ge- 
setz nicht  aufzunehmen.«  Auf  die  einzelnen 
hierher  gehörigen,  noch  in  Geltung  stehen- 
den Bestimmungen  des  allgemeinen  Berg- 
gesetzes wird  noch  später  zurückzukommen 
sein. 

Eingehendere  Bestimmtingen  über  den 
Schutz  der  Arbeiter  enthielt  die  mit  dem 
kaiserlichen  Patente  vom  20.  Dezember  1859 
(R.G.B1.  Nr.  227 )  erlassene  Gewerbeord- 


nung, welche  nach 


i  aes 


allgemeinen 


Berggesetzes  in  Ermangelung  besonderer 
berggesetzlicher  Bestimmungen  auch  auf 
Bergwerksangelegenheiten  Anwendung  findet, 
obwohl  '1er  Bergbau  und  die  von  einer 
bergamtlichen  Konzession  abhängigen  Werks- 
vorrichtungen nach  dem  Kundmachungspa- 
tente zur  Gewerbeordnung  dieser  an  sich 
entzogen  sind. 

In  erster  Linie  kommen  hier  die  in  den 
§§  82—87  unter  der  Aufschrift:  »Zusatz- 
bestimmungen für  grössere  Gewerbsunter- 
nehmungen« erlassenen  Vorschriften  in  Be- 
tracht. Unter  einer  grösseren  Gewerbs- 
uuternelimung  versteht  das  Gesetz  eine 
solche,  in  welcher  gewöhnlich  mehr  als 
zwanzig  Arbeiter  ohne  Unterschied  des  Ge- 
schlechts und  des  Alters  in  einer  gemein- 
schaftlichen Werkstätte  zusammenwirken. 
Für  solche  Unternehmungen  wurde  die 
Führung  eines  der  Behörde  auf  jedesmaliges 
Verlangen  vorzuweisenden  Arbeiterverzeich- 
nisses und  die  Aufstellung  einer  Dienst- 
ordnung vorgesehriel)en,  welche  in  den  Werk- 
stätten anzuschlagen  und  der  Behörde  zur 
Kenntnis  zu  bringen  war.  Die  Dienstordnung 
sollte  namentlich  über  die  Verwendung  der 
Weiber  und  Kinder  mit  Rücksicht  auf  ihre 
physischen  Kräfte  und  den  für  die  letzteren 
vorgeschriebenen  Schulunterricht,  dann  über 
die  Dauer  der  Arbeit,  über  die  Zeit  der  Ab- 
rechnung und  die  Ablohnungsverhälfuisse, 
über  die  Befugnisse  des  Aufsiehtsjtorsonals, 
ülier  Löhnungsabzüge  tuid  Arbeitsstrafen  und 
über  die  Kündigungsfristen  und  die  Fälle 
sofortiger  Auflösung  des  Dienstverhältnisses 
Bestimmungen  enthalten.  Zur  Arbeit  in 
Fabriken  waren  Kinder  unter  10  Jahren  gar 
nicht,  Kinder  zwischen  10  und  12  Jahren 
nur  mit  Bescliränkungen  (vom  Vater  oder 
Vormunde  beigebrachter  Erlaubnisschein  des 
Gemeindevorstandes,  Arbeiteu,  welche  weder 
der  Gesundheit  nachteilig  noch  der  körper- 
lichen Entwickelung  hinderlich  sind,  Ver- 
einbarlichkeit  der  Arbeit  mit  dem  Schul- 
besuche) zugelassen.  Die  tägliche  Arbeits- 
zeit war  für  die  Altersstufe  bis  zu  14  Jahren 
mit  10  Stunden,  für  Personen  zwischen  11 
und  16  Jahrcu  mit  12  Stunden  bemessen, 
konnte  jedoch  von  der  Behörde  bei  ausser- 
ordentlichem Bedarfe  vorübergehend  für 
längstens  4  Wochen  um  2  Stunden  ver- 
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längert  werden.  Dazwischen  waren  ge- 
nügende Ruhepausen  zu  gewähren.  Von  der 
Nachtarbeit  (9 — 5  Uhr)  waren  Personen  unter 
14  Jaliren  unbedingt  ausgeschlossen;  Per- 
sonen zwischen  14  und  16  Jaliren  konnten 
hierzu  unter  bestimmten  Voraussetzungen 
und  mit  gewissen  Beschränkungen  durch 
die  Behörde  zugelassen  werden. 

Zum  Schutze  der  Lehrlinge  legte  die 
Gewerbeordnung  vom  20.  Dezember  1859 
dem  Lehrherrn  die  Pflicht  auf,  sich  die  ge- 
werbliche Ausbildung  des  Lehrlings  ange- 
legen sein  zu  lassen  und  ihm  die  hierzu 
erforderliche  Zeit  und  Gelegenheit  durch 
Verwendung  zu  anderen  Leistungen  nicht 
zu  entziehen,  auch  sich  jeder  Misshandlung 
des  Lelirlings  zu  enthalten  und  ihn  gegen 
solche  von  seite  der  Dienst-  und  Haus- 
genossen zu  schützen. 

Anderweitige  hierher  gehörige  Normen 
enthält  die  Gewerbeordnung  vom  Jahre  1859 
in  ihrer  ursprünglichen  Fassung  nur  noch 
insofern ,  als  Bedrückungen  der  Arbeiter 
durch  Ablohnung  in  Waren  oder  durch 
andere  vorschriftswidrige  Vorgänge  mit  Strafe 
liedroht  werden.  Namentlich  fehlen  darin 
Vorschriften  über  die  Sonntagsruhe,  wobei 
freilich  zu  berücksichtigen  ist,  dass  die 
früher  angeführten  Bestimmungen  über 
diesen  Gegenstand  zur  Zeit  des  Eintrittes 
der  Wirksamkeit  der  Gewerbeordnung  noch 
in  Geltung  standen  und  erst  durch  Art.  14 
des  Staatsgrundgesetzea  vom  21.  Dezember 
1867  (R.G.B1.  Nr.  142),  welcher  jeden  Zwang 
zu  einer  kirchlichen  Handlung  oder  zur 
Teilnahme  an  einer  kirchlichen  Feierlichkeit 
im  allgemeinen  aussehloss,  und  durch  Art.  13 
des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1868  (R.G.B1. 
Nr.  49).  welcher  nur  mehr  für  die  Zeit  des 
sonntäglichen  Gottesdienstes  und  nur  für 
nicht  dringend  notwendige  öffentliche  Ar- 
beiten das  Gel»ot  der  Arbeitseinstellung  auf- 
rechterhielt, ihre  Bedeutung  in  der  Haupt- 
sache verloren. 

8.  Geltendes  Recht.  Eine  weitere  Fort- 
bildung und  erhebliche  Ausgestaltung  er- 
hielt die  Arbeiterschutzgesetzgebung  erst 
um  die  Mitte  der  80  er  Jahre.  Hierbei  blieb 
die  geschichtlich  überkommene  Scheidung 
zwischen  Gewerbe-  und  Bergbaubetriel>eu 
aufrecht  erludten. 

Bezüglich  der  Gewerbebetriebe  sind 
zu  erwähnen : 

a)  Das  Gesetz  vom  8.  März  1885  (R.G.B1. 
Nr.  22),  das  die  Vorschriften  der  Gewerlie- 
ordnung  über  das  gewerbliche  Hilfspersonal 
durch  neue  Bestimmungen  ersetzte; 

b)  das  Gesetz  vom  17.  Juni  1883  (R.G.B1. 
Nr.  117),  betreffend  die  Bestellung  von  Gc- 
weiheiuspektoren : 

c)  das  Gesetz  vom  16.  Januar  1895  (R.G.B1. 
Nr.  21)  fllier  die  Sonn-  und  Feiertagsruhe 
—  eine  Novelle  zu  dem  unter  a)  bezeichneten 
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Gesetze  —  in  Verbindung  mit  dem  Gesetz 
vom  28.  April  1895  (R.G.BI.  Nr.  60)  Ober 
die  Sonntagsruhe  beim  Hausierhandel; 

d)  «las  Gesetz  vom  23.  Februar  1897 
(R.G.BI.  Nr.  03),  «las  in  Abänderung  des 
unter  a)  bezeichneten  Gesetzes  Verbesse- 
ningen im  Iiehrlings wesen  anstrebt. 

Für  den  Bergbau  sind  von  Bedeutung: 

a)  Das  Gesetz  vom  21.  Jnui  1884  (R.G.BI. 
Nr.  115)  über  die  Beschäftigung  von  jugend- 
lichen Arbeitern  nud  Frauenspersonen,  dann 
ülter  die  tägliche  Arbeitsdauer  und  die 
Sonntagsnüio  beim  Bergbaue; 

b)  das  Gesetz  vom  31.  Dezember  1893 
(RG.B1.  Nr.  12  von  1894)  über  die  Auf- 
stellung von  Betriebsleitern  und  Aufsehern 
beim  Bergtaue; 

c)  das  Gesetz  vom  3.  Mai  1896  (R.G.B1. 
Nr.  75),  enthaltend  Vorschriften  über  die 
Lohnzahlung ; 

d)  die  Mlnisterialverordnung  vom  17.  Ok- 
tober 1895  (RG.B1.  Nr.  158),  betreffend  die 
Bergwerksinspektion  durch  die  Bergbehörden. 

Um  das  Anwendungsgebiet  der  die  Gc- 
werbelietriebe  betreffenden  Vorschriften  rich- 
tig beurteilen  zu  könuen,  ist  zu  berücksich- 
tigen, dass  laut  des  Kundmnehungspatentes 
zur  Gewerbeordnung  vom  20.  Dezcml>er  1859, 
welches  durch  die  neuere  Gesetzgebung  un- 
beriihrt  blieb,  die  land-  und  forstwirtschaft- 
liche Produktion  und  ihre  Nebengewerbe, 
soweit  diese  in  der  Hauptsache  die  Ver- 
arbeitung ihrer  eigenen  Erzeugnisse  zum 
Gegenstände  haben,  ferner  die  Lohnartioit 
der  gemeinsten  Art  (Tagolöhnerarlteit  etc.), 
weiter  die  in  die  Kategorie  der  häuslichen 
Nel»enr>eschäftigu ngen  fallenden  und  durch 
die  gewöhnlichen  Mitglieder  des  eigenen 
Hausstandes  betriebenen  Erwerbszweige, 
endlich  die  Eisentahn-  und  Dampf  soliiff- 
fahrtsuutenielunungen  sowie  die  .Seeschiff- 
fahrt und  Seefischerei,  die  Unternehmungen 
von  ständigen  Uelierfulireu  (Fähron  auf 
Flüssen,  Seen,  Kanälen  etc.)  und  dieSchwomm- 
und  Flössanstalten  nicht  in  den  Wirkungs- 
kreis der  Gewerbeordnung  fallen  und  daher 
auch  die  Bestimmungen  «lieser  letzteren  auf 
die  bezeichneten  Beschäftigungen  und  Unter- 
nehmungen keine  Anwendung  finden.  An- 
dererseits gelten  die  Vorschriften  der  Ge- 
werbeordnung auch  für  den  Betrieb  von 
Handelsgeschäften.  —  Unter  Hilfsarbeitern 
versteht  die  Gewerbeordnung  zufolge  Oes. 
vom  8.  März  1S85  alle  Arbeitspersonen, 
welche  hei  Gewerbsunternehmungen  in  regel- 
mässiger Bescliftftigung  stehen,  ohne  Unter- 
schied des  Alters  und  Geschlechtes  und  zwar: 

1.  Gehilfen  (Handlungsgehilfen,  Gesellen, 
Kellner.  Kutscher  bei  Fuhrgeworbon  u.  dg].) ; 
2.  Fabriksarbeiter ;  3. 1/ehrlinge ;  4.  diejenigen 
Arbeitspersonen,  welche  zu  untergeordneten 
Hilfsdiensten  beim  Gewerbe  verwendet  wer- 
den (ohne  jedoch  zu  den  früher  erwähnten 


gemeinsten  Art  zu  ge- 
von  Personen,  welche 


I/ihnarbeitern  der 
hören).  —  Werden 

nicht  unter  die  Gewerbeordnung  fallen,  neben 
den  der  Gewerbeordnung  nicht  unterliegenden 
Beschäftigungen  oder  Unternehmungen  auch 
Gewerbsunternehmungen  betrieben,  so  gelten 
auch  die  in  solchen  Gewerbsunternehmungen 
beschäftigten  Arbeitspei-sonen  als  Hilfsarbeiter 
im  Sinne  der  Oewerl>eordnung.  Dagegen 
werden  die  für  höhere  Dienstleistungen  in 
der  Hegel  mit  Jalu-es-  oder  Monatsgehalt 
angestellten  Individuen,  wie  Werkfnhrer, 
Mechaniker,  Faktoren.  Buchhalter,  Kassierer, 
Expedienten,  Zeichner,  Chemiker  u.  dgl.  unter 
Hilfsarbeitern  nicht  l>egriffen. 

4.  Arbeit  von  Kindern,  jugendlichen 
Personen  und  Frauen.  Für  Gewerbe- 
betriebe im  allgemeinen  l.testimmt 
die  Gewerbeordnung  (Gesetz  vom  8.  März 
1885)  folgendes: 

Die  Gewerbsinhaber   haben    über  die 

t'ugendlichen  Hilfsarbeiter,  das  sind  solche 
>is  zum  vollendeten  16.  Letiensjahrc ,  ein 
Verzeichnis  zu  führen,  welches  der  Gewerbs- 
behörde auf  Verlangen  vorziüegen  ist. 

Von  der  regelmässigen  gewerblichen  Be- 
schäftigung ausgeschlossen  sind  Kinder  unter 
12  Jahren  imd  Wöchnerinnen  4  Wochen 
nach  ihrer  Niederkunft.  -  Zugelassen  hierzu 
sind  Kinder  zwischen  12  und  14  Jahren 
mit  einer  8  Stunden  täglich  nicht  üt>or- 
steigenden  Arbeitszeit .,  vorbehaltlich  der 
Rücksicht  auf  Gesundheit,  körperliche  Ent- 
wickelung  und  gesetzliche  Schlüpflicht.  Im 
Verordnungswege  können  jene  gefährlichen 
oder  gesundheitsschädlichen  gewerblichen 
Verrichtungen  tazeichnot  werden,  hei  welchen 
jugendliche  Hilfsarbeiter  oder  Frauensper- 
sonen gar  nicht  oder  nur  bedingungsweise 
verwendet  werden  dürfen.  -  -  Die  Verwendung 
jugendlicher  Hilfsarbeiter  zur  Nachtar1x?it 
(8—5  Uhr)  Ist  untersagt.  Für  bestimmte 
Kategorieen  von  Gewerben  kann  jedoch  mit 
Rücksicht  auf  klimatische  Verhältnisse  und 
sonstige  wichtige  Umstände  die  Nachtarbeit 
beschränkt  oder  seihst  unbeschränkt  im  Vor- 
ordnnngswege  für  zulässig  erklärt  werden. 

Besonder«?  Bestimmungen  bestehen  über 
die  Vorwendimg  von  Kindern,  jugendlichen 
HUfsarlieitern  und  Frauenspersonen  in  fa- 
briksmässig  betriebenen  Gewerbs- 
unter n e h m  ungn n.  Als  solche  sind  nach 
einem  Ministermierlasso  v.  18.  Mi  1883  Z. 
22  <  )37  Gewerbsunternehmungen  anzusehen,  in 
welchen  die  Herstellung  oder  Verarbeitung 
von  gewerblichen  Verkehrsgegenständen  in 
geschlossenen  Werkstätten  imter  Beteiligung 
einer  gewöhnlieh  die  Zahl  von  20  über- 
steigenden, ausserhalb  ihrer  Wohnimg  be- 
schäftigten Anzahl  von  gewerblichen  Hilfs- 
arbeitern erfolgt,  wobei  die  Benutzung  von 
Maschinen  alsllilfsnüttel  und  die  Anwendung 
eines  arbeitsteiligen  Verfahrens  die  Regel 
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bildet  und  U-i  denen  eine  Unterscheidung 
von  de»  haudwerksmässiglietriebeneu  Produk- 
tionsgewerlien  auch  dnn-h  die  Persönlichkeit 
dns  zwar  das  Unternehmen  leitenden,  jedoch 
an  der  manuellen  Arlieitsleistung  nicht  teil- 
nehnicndenGeworbsuntenieluners.danndureh 
höhen?  Steuerleistung,  durch  Firmapretokol- 
lierung  u.  dpi.  eintritt.  —  Für  fabriksmässig 
betriebene  Unternehmungen  schliesst  die  Ge- 
werbeordnung Kinder  unter  14  Jahivn  von  re- 
gelmässigen gewerblichen  Bescliäftigungen 
aus.  Jugendliche  Arlx-iter  zwischen  1 4  und  IG 
Jahren  dürfen  nur  zu  leichteren  ArW'iten  ver- 
wendet werden,  welche  der  Gesundheit  nicht 
nachteilig  sind  und  die  körperliche  Eutwieke- 
lung  nicht  hindern.  —  Die  \  erwendungvon  ju- 
gendliehenHUf.sartieiternundFrauenspersonen 
ülierhaupt  zurNachtarlieit  ist  untersagt.  Doch 
können  im  Verordnungsweg»!  jene  Kategorieen 
von  fabriksmässig  tietriebenen  Gewerbsunter- 
nelmiuugen  bezeichnet  wenlen,  bei  denen 
jene  rnterbreehung  des  Betrielies  in  Hin- 
blick auf  die  Bescliaffcnhcit  des  letzteren 
uuthnnlich  Ist  oder  die  zwingende  Notwendig- 
keit der  Schiehtarlieit  mit  Rücksicht  auf  die 
zeitweiligen  Bedürfnisse  dieser  Industrie- 
zweige vorliegt  und  aus  diesen  Gründen 
jugendliche  Hilfsarbeiter  zwischen  14  und 
10  Jaliren  sowie  Frauenspersonen  ülierhaupt 
zur  Nachtarbeit  verwendet  wenlen  dürfen. 
Es  darf  jedoch  die  Gesamtarbeitsdauer  dieser 
Personen  innerhalb  24  Stunden  die  gesetz- 
liche Arbeitsdauer  nicht  üliersteigen. 

Auf  Grund  dieser  Bestimmungen  er- 
fassen mehrfache  Yeronlnungen.  darunter 
dicMinistorialveronlnungcn  vom  27.  Mai  iss"> 
(R.G.B1.  Nr.  84  und  Xti).  wovon  die  eine 
die  Nachtarlieit  jugendlicher  Hilfsarlieiter 
für  bestimmte  Kategorieen  von  Gewerben 
gestattete  und  die  andere  jene  Kategorieen 
von  fabriksmässig  U"-triel»eiien  Geworhs- 
untemohmungen  bezeichnete,  l>oi  denen 
jugendliche  Hilfsarlieiter  zwischen  14  und 
16  Jahren  sowie  Frauenspersonen  ülierhaupt 
zur  Nachtarbeit  verwendet  wenlen  dürfen. 
Hierliei  ist  übrigens  zu  liemerkeu,  dass  die 
Ausnahmen,  welche  in  lictreff  der  Zu- 
lassung der  Nachtarbeit  von  jugendlichen 
Hilfsarbeitern  zwischen  14  und  lü  Jaliren 
und  von  Frauenspersonen  für  einige  wichtige 
fabriksmässig  lietrieliene  Zweige  der  Textil- 
industrie auf  ein  Jahr  bewilligt  wunlen, 
ausser  der  für  die  Seidenabfall-  (Florctsciden-) 
Spüinerei  und  zwar  mit  der  Beschränkung 
auf  die  Spinnerei-  und  Zwirnerei-Abteilung 
bewilligten  Ausnahme  nicht  weiter  ver- 
längert wonlen  sind. 

Die  durch  die  Gesetze  vom  8.  März 
1885  und  vom  23.  Februar  1897  hin- 
sichtlich des  LehrlingsAvesens  ge- 
troffenen Bestimmungen  bezwecken,  die 
sachliche  Ausbildung  der  Lelirlinge  zu 
fönlern    (nur    Gewerbsinhaber    mit  ent- 


sprechenden Fachkenntnissen  dürfen  Lehr- 
linge halten,  auch  sind  letztere  zum  Besuche 
der  allgemein  gewerblichen  und  facldiehen 
Fortbildungsschulen  verpflichtet),  feiner  die 
Dauer  »1er  Lehrlingszeit  zu  regeln.  Diese 
ist  regelmässig  mit  2 — 4  Jahivn  bestimmt,  bei 
fabriksmässig  lietrieliencu  Gewerben  mit 
höchstens  3  Jaliren.  Bei  Verzögerung  der 
Aufdingung  oder  Freisprechung  des  Lehr- 
lings winl  der  Lehrherr  straffällig. 

In  betreff  des  Bergbaues  bestimmt 
das  Gesetz  vom  21.  Juni  18*4,  dass  Kinder 
unter  14  Jaliren  als  Arbeiter  nicht  ver- 
wendet wenlen  dürfen.  Ausnahmsweise  ist 
die  Verwendung  von  Kindern  zwischen  12 
und  14  Jahren  für  leichte  Arlieiten  über 
Tags,  unbeschadet  ihrer  Schulpflicht,  auf 
Ansuchen  ihrer  Eltern  oder  Vormünder  mit 
besonderer  Bewilligung  der  Bergbehönlo 
zulässig.  —  Frauen  und  Mädchen  jeden  Alters 
dürfen  nur  über  Tags,  Wöchnerinnen  erst 
G  Wochen  nach  ihrer  Niederkunft  und  nur 
auf  Gmnd  ärztlicher  Konstatiening  ihrer 
Arbeitsfälligkeit  schon  4  Wochen  nach  ihrer 
Niederkunft  zur  Arl>eit  verwendet  wenlen. 
I  —  Personen  männlichen  Geschlechts  unter 
j  IG  und  Frauenspersonen  nuter  1H  Jahren 
dürfen  lieim  Bergbau  um-  in  einer  Welse 
liescliäftigt  wenlen,  welche  ihrer  körper- 
,  liehen  Entwickelung  nicht  nachteilig  ist.  — 
Die  Verwendung  von  Frauen  und  Mädchen 
zu  Arlieiten  in  der  Grulie  konnte  von  der 
Bergliehönle  während  der  ersten  5  Jahre 
I  der  Wirksamkeit  des  Gesetzes  in  solchen 
Fällen  gestattet  wenlen,  wo  eine  derartige 
Verwendung  bis  dahin  gebräuchlich  war. 

5.  Normalarbeitstag  und  Arbeits- 
pausen. Ein  eigentlicher  Normalarbeitstag 
besteht  nur  für  die  fabriksmä'isig  lietrielxnien 
Geweibsunternehmungen  (s.  oben  S.  514) 
und  für  den  Bergbau. 

In  fabriksmässig  betriebenen 
G  e  w  c  r  I»  s  u  n  t  e  r  n  e  h  in  u  n  g  e  n  gestattet 
die  Gewerbeordnung  (Gesetz  vom  8.  März 
lSs.">)  für  die  gewerblichen  Hilfsarlieiter  eine 
Arbeitsdauer  ohne  Einrechnung  der  Arbeits- 
losen von  nicht  mehr  als  höchstens  11 
j  Stunden  binnen  24  Stunden.  Doch  können 
!  im  Veronlnungswege  einzelne  Gewerbs- 
kategorieen  bezeichnet  wenlen,  welchen  mit 
Rücksicht  auf  die  nachgewiesenen  liesonderen 
Bedürfnisse  derselben  die  Verlängerung  der 
täglichen  Arbeitszeit  um  eine  Stunde  zu 
gewähren  ist.  Die  Liste  derselben  ist  von 
3  zu  3  Jahren  zu  revidieren.  —  In  gleicher 
Weise  kann  bei  jenen  Kategorieen  von  Ge- 
werbsunternehmungen, für  welche  der  un- 
unterbrochene Betrieb  gestattet  worden  ist, 
behufs  Ermöglichung  des  wiederkehrend 
erfonlerlichen  Schichtenwechsels  die  Arbeits- 
zeit augemessen  geregelt  wenlen.  —  Wenn 
Naturereignisse  oder  Unfälle  den  regel- 
mässigen Betrieb  unterbrechen  haben  oder 
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wenn  ein  vermehrtes  Arl>oiksbodürfnis  ein- 
getreten ist,  kann  einzelnen  Gewerbsnnter- 
nehmungen  eine  zeitweilige  Verlängerung 
der  Arbeitszeit  bewilligt  werden.  Im  Falle 
zwingender  Notwendigkeit  und  während 
längstens^  dreier  Tage  in  einein  Monate 
ist  die  Verlängerung  gegen  blosse  Anmel- 
dung bei  der  Gewerbsbehörde  zulässig.  — 
Auf  Arbeiten,  welche  der  eigentlichen  Fa- 
brikation als  Hilfearbeiten  notwendig  vor-i 
-oder  nachgehen  müssen  (Kesselheiznng,  Be- 
leuetorung,  Säuberung),  finden,  sofern  diese 
Arbeiten  nicht  von  jugendlichen  Hilfsarbeitern 
Terrichtet  werden,  die  obigen  Bestimmungen 
keine  Anwendung.  —  Die  Ueberstunden 
müssen  besonders  entlohnt  werden. 

Yoa  den  angefülirten  gesetzlichen  Er- 
mächtigungen wurde  durch  die  Exekutiv- 
gewalt mittelst  der  Verordnung  vom  27.  Mai 
1885  (R.0.B1.  No.  85)  für  eine  Reihe  von 
^te^Orben  Oebrauch,  gemacht.  Jedoch  ist  zu 
bemerken,  dass  die  behufs  Erleichterung  des 
Ueberganges  zur  täglichen  Maximalarbeits- 
dauer  von  11  Stunden  einer  Reihe  sehr 
wichtiger  Gewerbskat egorieen  (z.  B.  der 
Scliafwoll-  und  Baumwollspinnerei,  der  me- 
chanischen Baumwollspinnerei)  auf  die 
Dauer  eines  Jalires  erteilte  Erlaubnis  der 
Verlängerung  der  täglichen  Arlieitszeit  mn 
eine  Stunde,  eine  Erlaubnis,  die  mit  Verord- 
nung vom  8.  Februar  1SS6  (R.G.B1.  No.  27) 
bis  zum  11.  April  1SSS  erstreckt  worden  war, 
mit  diesem  letzteren  Tage  ausser  Wirksam- 
keit getreteu  ist. 

Missbräuche  l»ei  der  Erwirkung  von 
Ueberetundenbewilügungeu  führten  zu  der 
Ministerialverordnung  vom  12.  Oktober 
1895,  welche  die  politischen  I-iindesbehfirden 
anweist  Ucberstunden  in  der  gestatteten 
Höchstdauer  von  15  Wochen  jährlich  nur  dann 
auf  einmal,  wenn  die  gesetzlichen  Voraus- 
setzungen hierfür  schon  zur  Zeit  dcsAusuchens 
vorliegen,  keinesfalls  aber  ül>er  das  laufende 
Kalenderjahr  hinaus  zu  bewilligen  und  die 
Bewilligung  zu  versagen,  wenn  die  Betriebs- 
anlage den  hygienischen  Anforderungen 
nicht  vollkommen"  entspricht  oder  wenn  der 
Ansuchende  eigenmächtig  mit  reberstunden 
gearbeitet  liat. 

Beim  Bergbaue  gestattet  das  Gesetz 
vom  21.  April  1-SS4  eine  höchstens  zwölf- 
stündige  Schichtdauer  und  eine  höchstens 
zehnstündig»-  tägliche  wirkliche  Arlteitszoit. 
Der  Beginn  der  Schicht  wird  nach  der  Zeit 
der  Einfahrt,  ihre  Beendigung  nach  der 
vollendeten  Ausfahrt  Wrcchnet.  Ausnahmen 
hiervon  kann  der  Ackerbauniiuister  für  hoch- 

felegeue  Bergtwuie  der  Alpeidänder  mit  der 
lassgabe  bewilligen,  dass  die  Zahl  von  60 
wirklichen  Arl>oiisstunden  in  der  Woche 
nicht  überschritten  werden  darf.  Die  Berg- 
liauptmatuischaft  ist  ermächtigt,  im  Falle 
ausserordentlicher    Ereignisse    oder  zeit- 


weiligen Bedarfes  nach  Zahl  und  Dauer  be- 
schränkte Ueberschichten  zu  gestatten.  In 
Fallen  dringender  Gefahr  für  die  Sicherheit 
des  Lebens,  der  Gesundheit  und  des  Eigen- 
tums finden  jedoch  diese  Bestimmungen 
keine  Anwendung. 

In  Betreff  der  Arbeitspausen  be- 
stehen Bestimmungen  nur  auf  dem  Gebiete 
der  Gewerbeordnung,  hier  jedoch  (Gesetz 
vom  8.  März  1885)  für  sämtliche  gewerl»- 
liche  Unternehmungen.  Die  Arbeitspausen 
müssen  mindestens  anderthalb  Stunden  l>e- 
tragen,  wovon  thunlichst  eine  Stunde  auf 
die  Mittagszeit  zu  entfallen  hat.  Wenn  die 
Arbeitszeit  vor  oder  diejenige  nach  der 
Mittagsstunde  5  Stuuden  oder  weniger  be- 
trägt, kann  die  Ruhepause  für  die  be- 
treffende Arbeitszeit  wegfallen.  Bei  der 
Nachtarbeit  hal>en  diese  Vorschriften  sinn- 
gemässe Anwendung  zn  finden.  Von  der 
durch  das  Gesetz  gewährten  Ermächtigung, 
je  nach  dem  tatsächlichen  Bedarfe  einzelner 
Kategorieen  von  Gewerben,  namentlich  jener, 
bei  denen  eine  Unterbrechung  des  Betriebes 
unthunlieh  ist,  eine  angemessene  Abkürzung 
der  Arbeitspausen  zu  gestatten,  wurde  durch 
die  Ministerialverordnung  vom  27.  Mai  1885 
(R.G.B1.  No.  82)  Gebrauch  gemacht. 

6.  Sonntagsruhe.  Die  durch  das  Ge- 
setz vom  8  März  1885  für  das  Gebiet  der 
Gewerbeordnung  eingeführte  Sountags- 
ruhe  wurde  durch  das  Gesetz  vom  16.  Januar 
1895  weiter  ausgestaltet.  Allgemeiner 
Grundsatz  ist,  dass  au  Sountagen  alle  ge- 
werbliche Arbeit  zu  ruhen  hat.  Die  Somi- 
tagsnihe  hat  spätestens  um  6  Uhr  morgens 
zu  beginnen  und  mindestens  24  Stunden  zu 
dauern.   Ausnahmen  sind  zugelassen: 

1.  Für  die  persönliche  Arbeit  des  Ge- 
werbsinhabers, wenn  sie  nicht  öffent- 
lich vorgenommen  wird; 

2.  für  Instandhaltung»-  und  dergl.  Ar- 
heiten  und  für  unaufschiebbare 
Arbeiten  vorübergehender  Natm-; 

3.  lieim  Handelsgewerbe.  Hier  ist  die 
Sonntagsarbeit  für  höchstens  6  Stunden 
gestattet,  doch  können  die  Genossen- 
schaften Einschränkungen  beantragen. 
Für  einzelne  Sonntage  mit  erweitertem 
Geschäftsverkehre  ( Weihnachtszeit ) 
kann  eine  Verlängerung  der  Arbeits- 
zeit bis  zu  10  Stunden  l>owil)igt 
werden ; 

4.  Für  einzelne  Kategorieen  von  Ge- 
werben, bei  welchen  eine  Betriebs- 
unterbrechung unthunlieh  ist  oder 
der  Betrieb  au  Sonntagen  durch  die 
Bedürfnisse  der  Bevölkerung  oder  des 
öffentlichen  Verkehre  gefordert  wird, 
kauu  durch  Verordnung  die  Sonn- 
tagsari ieit  gestattet  werden. 

Die  ziu-  Sonntagsarheit  verhaltenen  Hilfs- 
arbeiter liaben.  wenn  die  Arbeit  länger  als 
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3  Stunden  währt  (bei  Handelsge  werben, 
wenn  ihnen  die  Sonntagsruhe  nicht  von 
12  Uhr  mittags  an  gewährt  wird),  Anspruch 
auf  Freigebung  einesErsatzruhetages  ( nächster 
Sonntag,  eventuell  ein  ganzer  oder  zwei 
halbe  Wochentage). 

Der  Besuch  des  Vormittaggottesdienstes 
ist  den  Arbeitern  an  Sonn-  und  Feiertagen 
zu  ermöglichen.  Mindestens  hat  dies  an 
jedem  zweiten  Sonntage  zu  geschehen. 

Vollzugsverordnungen  zu  dem  Gesetz  vom 
16.  Januar  1895  erflossen  mehrfach.  Es  ge- 
lingt, die  vom  24.  April  1895  (R.G.B1.  Nr. 
58),  11.  August  1895  (R.G.B1.  Nr.  125)  und 
10.  April  1897  (R.G.B1.  Nr.  97)  zu  nennen. 

Durch  das  Gesetz  vom  28.  April  1895 
wurde  ausgesprochen,  dass  die  für  alle  oder 
einzelne  Handelsgewerbe  jeweils  bestehenden 
Vorschriften  ül>er  die  Sonntagsruhe  auch 
für  den  Betrieb  des  Hausierhandels  gelten. 

Aehn  liehe,  der  Natur  des  Betrieties  an- 
gepasste  Bestimmungen  enthält  auch  das 
Gesetz  vom  21.  Juni  1884  für  den  Berg- 
bau, aber  auch  hier  mit  der  Beschränkung, 
dass diese  Bestimmungen  in  Fällen  dringender , 
Gefahr  für  die  Sicherheit  des  Lebens,  der 
Gesundheit  und  des  Eigentums  keine  An- 
wendung finden. 

7.  UnfaUsverhfitung  und  Sorg©  für 
die  Gesundheit  der  Arbeiter.  Die  Ge- 
werbeordnung (Gesetz  vom  8.  März  1885) 
verpflichtet  jeden  Gewerbsinhaber,  auf  seine 
Kosten  alle  diejenigen  Einrichtungen  be- 
züglich der  Arbeitsräume,  Maschinen  und 
Werkgerätschaften  herzustellen  und  zu  er- 
halten, welche  mit  Rücksicht  auf  die  Be- 
schaffenheit seines  Gewerbebetriebes  oder 
der  Betriebsstätte  zum  Schutze  des  Lebens 
und  der  Gesundheit  der  Hilfsarbeiter  er- 
forderlich sind.  Insl»esondere  hat  der  Ge- 
werbsinhaber Sorge  zu  tragen,  dass  Maschinen, 
Werkseinrichtungen  und  ihre  Teile,  als 
Schwungräder,  Transmissionen,  Achsenlager, 
Aufzüge,  Kufen,  Kessel,  Pfannen  und  dergl., 
derart  eingefriedet  oder  mit  solchen  Schutz- 
vorrichtungen versehen  werden,  dass  eine 
Gefährdung  der  Arbeiter  bei  umsichtiger 
Verrichtung  ihrer  Arbeit  nicht  leicht  bewirkt 
werden  kann.  Auch  hat  der  Gewerbsiuhabor 
zu  veranlassen,  dass  die  Arbeitsräume  während 
der  ganzen  Arbeitszeit  nach  Massgabe  des 
Gewerbes  möglichst  licht,  rein  und  staubfrei 
erhalten  werden,  dass  die  Lufterneuerung 
immer  eine  der  Zahl  der  Arbeiter  und  den 
Beleuchtungsvorrichtnngen  entsprechende  so- 
wie der  nachteiligen  Einwirkung  schädlicher 
Ausdünstungen  entgegenwirkende  und  dass 
insbesondere  bei  chemischen  Gewerben  die 
Verfahrungs-  und  Betriebsweise  in  einer  die 
Gesundheit  der  Hilfsarbeiter  thunlichst 
schonenden  Art  eingerichtet  sei.  —  Gewerbs- 
inhaber, welcho  ihren  Hilfsarbeitern  Woh- 
nungen überlassen,  dürfen  diesem  Zwecke 


keine  gesundheitsschädlichen  Räumlichkeiten 
widmen.  —  Bei  der  Beschäftigung  von  Hilfs- 
arbeitern bis  ziun  vollendeten  18.  Jahre  und  von 
Frauenspersonen  überhaupt  hnlien  die  Ge- 
werteinnaber  thunliehst  die  durch  das  Alter 
beziehungsweise  das  Geschlecht  gebotene 
Rücksicht  auf  die  Sittlichkeit  zu  nehmen. 

Für  die  Frage  der  Unfallverhütung 
kommt  auch  §  28  des  Vnfallversieherungs- 
gesetzes  vom  28.  Dezember  1887  (R.G.B. 
Nr.  1  von  1888)  in  Betracht,  wonach  die 
Gewerlieinspektoren  auf  Ersuchen  der 
Ünfallversicherungsanstalten  versicherungs- 
pflichtige Betriebe  zu  liesichtigen  haben  und 
die  Versicherungsanstalten  lierechtigt  sind, 
auf  Grund  der  Mitteilungen  der  Gewerbe- 
inspektoren bei  der  politischen  Behörde 
erster  Instanz  die  Erlassung  von  Anord- 
nungen über  die  von  dem  Betrielisunter- 
nehmer  zur  Verhütung  von  Unfällen  in 
seinem  Betriebe  zu  treffenden  Einrichtungen 
sowie  ü\ter  das  zu  demselben  Zwecke  von 
den  Versicherten  zu  lieobachtende  Verhalten 
zu  beantragen. 

Bei  den  Bergwerken  fallen  die  be- 
treffenden Vorschriften  unter  die  Bestim- 
mungen des  allgemeinen  Berggesetzes  über 
die  Bauhafthaltung  der  Berghaue  170  ff. 
nebst  den  zahlreichen  dazu  erlassenen  Aus- 
führungsverordnungen). Das  Gesetz  vom 
31.  Dezember  1893  schreibt  für  jeden  Berg- 
bau die  Bestellung  eines  entsprechend  vor- 
gebildeten Betriet  »sleiters  vor,  der  mit  dem 
Bergwerksbesitzer  für  die  Beobachtung  der 
hinsichtlich  des  Bergbaubetriebs  bestehenden 
Vorschriften  verantwortlich  und  gleich  den 
Betriebsaufseheru,  die  el>cnfalls  eine  gewisse 
Vorbildung  nachzuweisen  halien,  der  Berg- 
behörde namhaft  zu  machen  ist.  Hierzu  er- 
floss  die  Vollzugsvorschrift  vom  11.  April 
1894  (R.G.H1.  Nr.  75). 

8.  Fabriksordnungen.  Die  Gewerbe- 
ordnung (Gesetz  vom  8.  März  1885)  fordert 
für  Fabriken  und  für  Gewerbsunternehniungen 
mit  mehr  als  20  in  einem  gemeinschaft- 
lichen Lokale  beschäftigten  Hilfsarbeitern 
die  Aufstellung  einer  Arbeitsordnung,  die 
der  Behörde  zur  Vidicrung  vorzulegen  und 
entsprechend  zu  publizieren  ist.  Die  Arbeits- 
ordnung muss  Bestimmungen  enthalten: 

a)  über  die  verschiedenen  Arbeiterkatego- 
rieen  sowie  über  die  Art  der  Verwen- 
dung der  Frauenspersonen  und  jugend- 
lichen Hilfsarbeiter; 

b)  über  die  Art  und  Weise,  wie  die 
jugendlichen  Hilfsarbeiter  den  vorge- 
schriebenen Schulunterricht  geniesseu ; 

c)  über  Arbeitstage,  Beginn  und  Ende 
der  Arbeitszeit  und  über  die  Arbeits- 
pausen ; 

d)  über  die  Zeit  der  Abrechnung  und  der 
Auszahlung  der  Arbeitslöhne; 
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e)  ül>or  die  Behjffuis.se  und  Obliegen- 
heiten des  Aufsichtspersonals; 

f)  über  die  Behandlung  der  Arbiter  im 
Kalle  der  Erkrankung  oder  Verun- 
glfickung: 

g)  über  Konventioualgeldstrafen,  welche 
bei  Uebertrctung  der  Arbeitsordnung 
eintreten  imd  deren  Verwendung, 
dann  über  andere  abfällige  Lohn- 
abzüge ; 

h)  ül>er  die  Kündigungsfristen  und  die 
Fälle,  in  welchen  das  Arbeits  verliält- 
nis  sogleich  aufgelöst  werdeu  kann. 

Uet»er  die  erwähnten  Konveutionalgeld- 
strafen  sowie  ihre  Verwendung  ist  ein  Ver- 
zeichnis zu  führen,  dessen  Einsicht  nähme 
der  Behörde  und  den  Hilfsarl>eitern  frei- 
steht. 

Auch  für  die  Bergwerksbetriebe 
ist  die  Aufstellung  von  Dienstordnungen, 
die  der  behördlichen  Genehmigung  unter- 
liegen und  entsprechend  zu  verlautbaren 
sind,  obligatorisch. 

9.  Lohnzahlung  (Trucksystem).  Die 
Gewerbeordnung  (Gesotz  vom  8.  März 
1885)  verpflichtet  die  Gewerbsinhaber,  die 
Löhne  der  Hilfsarbeiter  in  barem  Oelde  aus- 
zuzahlen. Jedoch  können  den  Arlieitern 
nach  vorausgegangener  Vereinlarung  Woh- 
nung, Feuerungsmaterial,  llenutzung  von 
Grundstücken,  Arzueien  und  ärztliche  Hilfe 
sowie  Werkzeuge  und  Stoffe  zu  den  von 
ihnen  anzufertigenden  Erzeugnissen  unter 
Anrechnung  bei  der  Lohnzahlung  zugewendet 
werden.  Die  Verabfolgung  von  I<ebens- 
mitteln  oder  der  regelmässigen  Beköstigung 
auf  Rechnung  des  Lohnes  kann  vereinbart 
werden,  sofern  sie  zu  einem  die  Beschaffungs- 
kosten nicht  ültersteigendeu  Preise  erfolgt. 
Dagegen  darf  nicht  vereinbart  werden,  dass 
die  Hilfsarbeiter  Gegenstände  ilircs  Be- 
darfes aus  gewissen  Verkaufsstätten  beziehen 
müssen.  Oewerbsinhaber  dürfen  den  Ar- 
beitern andere  als  die  bezeichneten  Gegen- 
stände oder  Waren  und  insliesondere  geistige 
Getränke  auf  Rechnung  des  Ixdines  nicht 
kreditieren.  Die  Auszahlung  der  Löhne 
in  den  Wirtshausen»  und  Schauklokalen  ist 
untersagt.  —  Diese  Bestimmungen  finden 
auch  auf  diejenigen  Hilfsarlteiter  Anwendung, 
welche  ausserhalb  der  Werkstätten  für  Ge- 
werbsinhal»er  die  zu  deren  Oewerbsbetriebe 
nötigen  Ganz-  und  Halbfabrikate  anfertigen 
oder  solche  an  sie  alisetzen,  ohne  aus  dem 
Verkaufe  dieser  Waren  an  Konsumenten  ein 
Gewerbe  zu  machen.  —  Die  rücksichtlieh 
der  Gewerbsinhaber  getroffenen  Bestim- 
mungen finden  auch  Anwendung  auf 
Familienglieder.  Oelülfen.  Beauftragte,  Ge- 
schäftsführer, Aufseher  und  Faktoren  der 
Gewerbsinliaber  sowie  auf  andere  Gewerbe- 
treibende, an  deren  Geschäfte  eine  der  hier 
erwähnten  Personen  unmittelbar  oder  mittel- 


bar lieteiligt  ist.  —  VertragsWstimmungen 
und  Verabredungen,  welche  den  angeführten 
Bestimmungen  zuwiderlaufen,  sind  nichtig. 
Das  gesetzwidrig  an  Zalüungsstatt  Gegebne 
tilgt  die  Lohnforderung  des  Arbiters  nicht. 
Soweit  es  hei  dem  Empfänger  uoch  vor- 
handen ist  oder  dieser  daraus  noch  l»e- 
reichert  erseheiut,  tritt  Verfall  der  Sache 
oder  ihres  Wertes  zu  Gunsten  der  Kranken- 
kasse, eventuell  des  Amienfonds  ein.  — 
Forderungen  für  Gegenstände  oder  Waren, 
welche  den  Hilfsarbeitern  gesetzwidrig  kre- 
ditiert wurden,  können  von  den  Gewerbs- 
inhal)ern  und  den  ihnen  gleichgestellten 
Personen  weder  eingeklagt  noch  durch  An- 
rechnung oder  in  anderer  Weise  geltend  ge- 
macht werden,  oline  Unterschied,  ob  sie 
zwischen  den  Beteiligten  unmittelbar  ent- 
standen sind  oder  mittelbar  erworben  wurden. 
Diese  Forderungen  fallen  gleichfalls  der 
Krankenkasse,  eventuell  dem  Armenfonds  zu. 

Zufolge  Gesetz  vom  29.  April  1873 
(R.G.B1.  >"o.  68)  können  Lohnfoiderungen 
nicht  dauernd  angestellter  Arbeiter  weder 
durch  Exekutions-  oder  Sicherungsmassregeln 
getroffen  werden  noch  den  Gegenstand 
eines  Rechtsgeschäftes  bilden,  ehe  die  Arbeit 
geleistet  und  der  Fälligkeitstag  verstrichen  ist 

Für  Bergwerke  bestimmt  das  allge- 
meine Berggesetz,  dass  die  Bergwerksver- 
leihung den  Besitzer  zugleich  berechtigt 
das  eigene  Arbeiterpersonal,  jedoch  ohne 

Kwerbsmässigen  Gewinn,  mit  den  nötigen 
(bensinitteln  zu  versehen. 
Das  Gesetz  vom  3.  Mai  1890  verpflichtet 
die  Bergbauunternehmer,  mindestens  monat- 
lich, bei  dem  Dienstaustritte  aber  sogleich, 
mit  dem  Personale  abzurechnen.  Wegen 
Forderungen  des  Unternehmers  oder  Dritter 
darf  der  Dienstaustritt  nicht  versagt  werden. 
Durch  Verordnung  können  auch  kürzere 
Ix)hn  Zahlungstermine  festgestellt  werdeu. 
Vorschriften  über  die  Vorschusserteiluug 
müssen  in  die  Dienstordnung  aufgenommen 
werden. 

Die  Exekutionsfreiheit  des  Oeding-  oder 
Schichtenlohnes  der  Bergarbeiter  ist  schon 
im  allgemeinen  Borggesetze  ausgesprochen. 

10.  Gewerbeinspektoren.  Von  einer 
Fabrikinspektion  wird  in  Oesterreich  zwar 
schon  in  einigen  älteren  Vorschriften,  na- 
mentlich in  einem  Hofdekrete  vom  6.  Oktober 
1810  Erwähnung  gethan,  doch  scheint 
dies«?  Inspektion,  welche  sich  übrigens  auch 
nicht  lange  erhielt,  nicht  den  Schutz  der 
Arbeiter  zum  Gegenstande  geliabt  zu  haben. 
Gewiss  ist,  dass  durch  das  Gesetz  vom  17. 
April  1883.  l)etreffend  die  Bestellung  von 
Gewerbeinspektoren.eine  ganz  neue  Institution 
iu  Oesterreich  geschaffen  wurde. 

Das  genanute  Gesetz  zeigt,  wie  selbst- 
verständlich, vielfache  Aehnhchkeit  mit  aus- 
wärtigen, denselben  Gegenstand  behandeln- 
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den  Gesetzen.  Als  besonders  charakteristisch 
für  das  österreichische  Oesetz  ist  hervorzu- 
heben, dass  die  Thätigkeit  der  Gewerl>e- 
inspektoren  nicht  auf  Fabriken  beschränkt 
ist,  sondern  in  der  Regel  alle  gewerblichen 
Unternehmungen  des  Sprengeis  unifasst. 
Einzelne  Industriezweige  können  unter  die 
Aufsicht  von  Specialgewerbeinspektoren  ge- 
stellt werden,  was  bisher  in  betreff  der 
Schiffahrt  geschehen  ist.  Auf  Grund  des 
Gesetzes  vom  27.  August  1892  (R.O.B1.  No. 
158)  wurde  auch  ein  eigener  Oewerbein- 
spektor  für  die  Ausführung  der  öffentlichen 
Verkehrsanlagen  in  Wien  bestellt. 

Die  Aufgalie  der  Gewerbeinsjwktoren 
gegenüber  den  Arbeitgel«ern  und  Arbeit- 
nehmern besteht  in  der  Ueberwaehung  der 
Durchfülirung  der  gesetzlichen  Vorschriften, 
betreffend:  1.  Die  Vorkehrungen  und  Ein- 
richtungen, welche  die  Gewerbeinhaber  zum 
Schutze  des  I>diens  und  der  Gesundheit 
der  Arbeiter  sowohl  in  den  Arbeitsräumen 
als  in  den  Wohnräumen,  falls  sie  solche 
bestellen,  zu  treffen  verpflichtet  sind ;  2.  die 
Verwendung  von  Arbeitern,  die  tägliche 
Arbeitszeit  und  die  periodischen  Ari>eits- 
unterbrechungen ;  3.  nie  Führung  von  Ar- 
beiterverzeichnissen  und  das  Vorhandensein 
von  Dienstordnungen,  die  Iiohnzahlungcn 
und  Arlieiterausweise;  4.  die  gewerbliche 
Ausbildung  der  jugendlichen  Hilfsarbeiter. 

Es  sind  somit  die  gesamten  früher  dar- 
gestellten Zweige  der  Arbeiterschutegesotz- 
gebung  unter  die  Aufsicht  der  Gewerbe- 
inspektoren gestellt. 

Unter  den  Befugnissen  der  Inspektoren 
ist  hervorzuheben,  dass  ihnen  jederzeit  der 
Eintritt  in  sämtlicho  Arbeitsräume  und 
Arbeitorwohnungen,  in  der  Nacht  jedoch 
nur  während  des  Betriebes,  gestattet  ist, 
und  dass  ihnen  das  Recht  zusteht,  jede 
Person,  welcho  in  dem  Gewerbeunternehmen 
beschäftigt  ist,  auch  die  Gowerbeinhaber 
oder  deren  Stellvertreter,  nötigenfalls  ohne 
Zeugen,  jedoch  thunlichst  ohne  Störung  des 
Betriebes  zu  vernehmen.  Wird  die  Ab- 
stellung von  Gesetzwidrigkeiten  oder  Uebel- 
ständen  vom  Gewerbeinhaber  verweigert,  so 
hat  der  Inspektor  die  Anzeige  an  die  Ge- 
werbebehörde zu  erstatten,  welcher  allem  das 
Entscheidungsrecht  zusteht.  Die  Entschei- 
dung der  Gewerl>ebohörde  kann  aber  vom 
Gewerbeinspektor  mittels  Einspruches  an- 
gefochten werden. 

Sehr  bezeichnend  für  die  nach  der  Ab- 
ßicht  der  Gesetzgebimg  den  Gewerbeinspek- 
toren zukommende  Stellung  und  Aufgabe 
sind  noch  die  nachstehenden  Paragraphen 
des  bezeichneten  Gesetzes. 

§  12.  Bei  Erfüllung  ihrer  Aufgabe  «ollen 
die  Gewerbeinspektoren  bemüht  sein,  durch 
eine  wohlwollend  kontrollierende  Thätürkeit 
nicht  nur  den  als  Hilfsarbeiter  beim  Gewerbe 


in  Verwendung  stehenden  Personen  die  Wohl- 
thaten  den  Gesetzes  zu  sichern,  sondern  auch 
die  Gewerbeinhaber  in  der  Erfüllung  der  An- 
forderungen, welche  das  Gesetz  an  dieselben 
stellt,  taktvoll  zu  unterstutzen,  zwischen  den 
Interessen  der  Gewerbeiuhaber  einerseits  und 
der  Hilfsarbeiter  andererseits  auf  (»rund  ihrer 
sachlichen  Kenntnisse  und  amtlichen  Erfahrungen 
in  billiger  Weise  zu  vermitteln  und  sowohl  den 
Arbeitgebern  als  den  Arbeitnehmern  gegenüber 
eine  Vertrauensstellung  zu  gewinnen,  welche  sie 
in  den  Stand  setzt,  zur  Erhaltung  und  Anbahnung 
guter  Beziehungen  zwischen  den  beiden  Kate- 
gorieen  beizutragen. 

§  18.  Die  Gewerbeinspektoren  dürfen  für 
ihre  Amtshandlungen  weder  von  den  Gewerbe- 
inhabern noch  von  den  Hilfsarbeitern  eine  wie 
immer  geartete  Vergütung  annehmen  nnd  haben 
die  ihnen  von  denselben  augebotene  Gastfreund- 
schaft abzulehnen. 

§  19.  Die  Gewerbeinspektoren  dürfen  mit 
ihrem  Wirkungskreise  fremden  Aufgaben  nicht 
beauftragt  nnd  insbesondere  nicht  von  der 
Finanzverwaltung  nach  irgend  einer  Richtung 
hin  in  Anspruch  genommen  werden.  Auch 
steht  ihnen  das  Recht  nicht  zu,  in  die  Geschäfts- 
bücher, Betriebsausweise,  Korrespondenzen  und 
dergl.  der  Gewerbeinhaber  Einsicht  zu  nehmen. 

Derzeit  bestehen  (Min.-V.  v.  26.  Septhr. 
1896  R.G.B1.  Nr.  69)  17  Atifoichtebeurke. 
Der  Personalstand ,  an  dessen  Spitze  ein 
( 'entralgewerboinspektor  steht,  ist  vom 
Jahre  1884  zum  Jahre  1898  von  10  auf  48 
gestiegen. 

Für  den  Bergbau  wurde  die  den  Berg- 
behörden obliegende  Inspektion  durch  die 
Ministerialverordnuiig  vom  17.  Oktober  1895 
(R.G.Bl.Nr.  158)  reorganisiert.  Hiebet  wurden 
insbesondere  Bestimmungen  über  die  Ueber- 
waehung der  Arbeiterverhältnisse  getroffen. 

11.  Strafbentiiumungen.  Soweit  die 
vorstehend  angeführten  Bestimmungen  über 
Arbeitersehntz  in  der  Gewerbeordnung  ent- 
halten sind,  fallen  dieselben  unter  die 
Sanktion  des  von  »Uebertretuugen  und 
Strafen«  handelnden  achten  Hauntsrückes 
derselben.  Die  Uebertretungen  der  Gewerbe- 
ordnung werden  mit  Verweisen,  mit  Geld- 
bussen bis  zu  400  fl.,  mit  Arrest  bis  zu  3 
Monaten  und  mit  Entziehung  der  Gowerbs- 
l»erechtigung  für  immer  oder  auf  bestimmte 
Zeit  bestraft  Arreststrafen  sind  gegen  sell»- 
ständige  Gewerltetreibende  nur  bei  Zahhings- 
un  vermögen  oder  bei  l)eeonders  erschweren- 
den Umständen  zu  verhängen.  Die  Ent- 
ziehung der  Gowerbsberechtigung  kann 
namentlich  verhängt  werden,  wenn  voraus- 
gegangene wiederholte  Bestrafungen  wegen 
Nichtbeachtung  der  auf  die  Ausübung  des 
Gewerbes  bezüglichen  Vorschriften  sieh  als 
fruchtlos  erwiesen  haben.  Speeiell  werden 
mit  einer  Geldstrafe  von  10  bis  400  fl.  die- 
jenigen bedroht,  welche  den  Anordnungen 
über  die  Aufnahme,  Verwendung  und  lle- 
handhuig  der  Geliilfen  und  Ixmrlingo  zu- 
widerhandeln oder  welche  sich  Bedrückungen 
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der  Arbeiter  durch  Ablohnung  in  Waren 
oder  durch  andere  vorschriftswidrige  Vor- 
gänge zu  Schulden  kommen  lassen.  Das 
Gesetz  vom  23.  Februar  181)7  statuiert  als 
Nebenstrafe  die  Entziehung  des  Rechtes, 
Lehrlinge  oder  jugendliche  Hilfsarbeiter  zu 
halten  für  Fälle  grober  Pflichtverletzungen 
gegen  diese  Personen.  —  Die  Uebertretungeu 
des  Gesetzes  vom  21.  Juni  1884,  die  Berg- 
arbeiter lietreffend,  werden  mit  Geldstrafen 
bis  zu  20U  fl.  geahndet :  die  hierher  gehörigen 
Bestimmungen  des  allgemeinen  Berggesetzes 
stehen  unter  den  in  diesem  letzteren  ent- 
haltenen besonderen  Strafbestimmungen.  — 
Im  Gesetze  vom  17.  Juni  18a3  wird  bestimmt, 
dass,  wer  dem  Gewerbeinsi>ektor  den  Eintritt 
in  die  zu  inspizierenden  I>okalitäten  ver- 
weigert, sich  der  von  ihm  verlangten  Aus- 
sage entzieht  oder  andere  davon  abhält, 
falsch  aussagt  oder  andere  zu  einer  falschen 
Aussage  zu  bewegen  sucht,  sich,  sofern  nicht 
eine  schwerer  zu  ahndende  strafbare  Hand- 
lung vorliegt,  einer  Uebertretung  schuldig 
macht,  welche  nach  Massgabe  der  Vor- 
scliriften  der  Gewerbeordnung  zu  be- 
strafen ist.  —  Uebertretungen  des  Gesetzes 
über  die  Sonntagsruhe  unterliegen  gleich- 
falls den  Strafbestimmungen  der  Gewerbe- 
ordnung. 

12.  Resultate.  Seit  der  Mitte  der  80  er 
Jahre  ist  ein  Umschwung  nicht  nur  in  der 
Gesetzgebimg,  sondern  —  was  noch  wichtiger 
ist  —  wenigstens  zum  Teile,  auch  in  der  Hand- 
habung der  Gesetze  über  den  Arlieiterschutz 
eingetreten.  Auch  die  ganz  unzulänglichen 
Bestimmungen  der  älteren  Gesetze,  nament- 
lich die  der  Gewerbeordnung  vom  Jahre 
18.W  über  Arbeiterschutz,  waren  mangels 
einer  Kontrolle  fast  gänzlich  unausgeführt 
geblieben.  Den  gesetzlichen  Arbeiterschutz 
zur  thatsächlichen  Geltung  gebracht  zu  haben, 
wird  immer  ein  Verdienst  der  durch  das 
Gesetz  vom  Jalire  1883  gescliaffenen  Ge- 
werlieinspektorou  bilden.  Die  äusserst  in- 
struktiven Berichte  der  Gewerbeinspektoren 
beweisen  die  von  Jahr  zu  Jahr  zunehmenden 
Erfolge  dieser  Institution.  Ursprünglich 
vielfach  mit  Misstrauen  aufgenommen, 
wnssten  die  Inspektoren  sich  binnen  kurzem 
Vertrauen,  ja  sogar  Sympatlüeen  zu  erwerl)en. 
Die  Gewerbeinsjjektion  wurde  von  Anfang 
an  nicht  schematisch,  sondern  individuali- 
sierend geübt,  ihre  Tätigkeit  war  keine 
büreaukratische,  sondern  eine  unmittelbar 
eingreifende.  Diesen  Charakter  hat  sie  sich 
auch  in  ihrem  nun  schon  mehr  als  zehn- 
jährigen Bestände  bewahrt.  Der  enge  Kon- 
takt, in  den  «lie  Gewerbeinspektoren  bei 
ihrer  Berufsausübung  sowohl  mit  den  Ar- 
beitgebern als  auch  mit  den  Arbeitnehmern 
gelangt  sind,  hat  es  mit  sich  gebracht,  dass 
die  Gewerbeinspektoren  von  beiden  Seiten 
vielfach  auch  über  das  Gebiet  ihrer  eigent- 


lichen Amtstätigkeit  hinaus  in  An- 
spruch genommen  zu  werden  pflegen.  Dies 
und  die  Unabhängigkeit  und  Unparteilichkeit, 
die  sich  die  Gewerlieinspektoren  zu  t»ewahren 
gewusst  haben,  in  Verbindung  mit  ihrer 
sachlichen  Vertrautheit  mit  den  Be- 
trieben imd  Urnen  Details  hat  ihnen  in  der 
That  die  von  dem  Gesetze  intendierte 
Vertrauensstellung  geschaffen,  vermöge  der 
sie  sich  zur  Ausübung  eines  Mittleramtes  in 
den  vorkommenden  Streitfällen  vorzugsweise 
eignen.  So  sind  deun  auch  die  Fälle  eines 
erfolgreichen  Einselireitens  in  dieser  Hin- 
sicht während  der  ganzen  Zeit  des  Bestandes 
der  Institution  überaus  zahlreich. 

Die  Berichte  der  Gewerbeinspektoren 
lassen  aber  nicht  nur  die  erzielten  namhaften 
Erfolge  erkennen,  sie  zeigen  auch,  wie  gross 
die  Aufgalien  sind,  die  hier  noch  der  Lösung 
harren.  In  den  Grossbetrielicn.  wo  man 
sicherer  auf  das  Entgegenkommen  der  Unter- 
nehmer rechneu  kann,  wohl  auch  eine  orga- 
nisierte Arl leiterschaft  auf  strenge  "Wahrung 
ihrer  Rechte  bedacht  ist,  sind  die  Arbeiter- 
schutzgeselze  —  allenlingsmusuccessive  und 
unter  Ueberwindnng  vielfacher  Schwierig- 
keiten und  in  manchen  Beziehungen  auch 
heute  noch  nur  teilweise,  aber  im  allge- 
meinen doch  in  tefriedigeuder  Weise  —  zur 
DurchfüluTing  gelangt.  Dagegen  koustatieren 
gerade  die  Berichte  der  Gewerbeinspektoren 
die  nahezu  vollständige  Vergeblichkeit  ihrer 
Bemühungen,  den  Arbeiterschutz  auch  im 
Kleingewerbe  zur  Geltung  zu  bringen.  Diesen 
Betrieljcu  eine  erhöhte  Aufmerksamkeit  zu- 
zuwenden, waren  die  GewerlieinsBuktorenerat 
in  den  letzten  Jahreu  in  der  Lage.  Aber 
schon  das  ist  ein  Verdienst,  dass  die  hier 
herrschenden  Missstände  aufgedeckt  und 
zum  allgemeinen  Bewusstsein  gebracht  wor- 
den sind.  Li  nachdrücklicher  Verfolgung 
ihrer  Aufgaben  werden  die  Gewerbeinspek- 
toren auch  im  Kleinlietrietie  den  Arbeiter- 
schutz allmählich  verwirklichen  helfen,  ob- 
wohl aus  mannigfachen  Gründen,  nicht  zidetzt 
vermöge  der  wirtschaftlichen  Lage  des  Klein- 
gewerbes, die  zu  überwindenden  Hindernisse 
hier  ungleich  bedeutender  sind  als  in  der 
Grossindustrie.  Die  Thätigkeit  der  Gewerbe- 
insjKiktoren  wäre  übrigens  wesentlich  er- 
leichtert, wenn  den  Inspektionsorgauen  eine 
unmittelbare  Exekutivgewalt  eingeräumt 
würde. 

Obwohl,  wie  erwähnt,  schon  in  der 
Durchführung  der  geltenden  Gesetze  noch 
grosse  Aufgaben  zu  lösen  sind,  so  steht 
doch  auch  eine  Erweiterung  der  gesetz- 
lichen Bestimmungen  Über  den  Arbeiter- 
schutz längst  auf  der  Tagesordnung  der 
Gesetzgebung  und  der  öffentlichen  Meinung. 
Hierbei  werden  zwei  Gesichtspunkte  mass- 
gebend sein  müssen.  Einerseits  werden 
mannigfache  Unklarheiten  der  geltenden  Gc- 
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setze  zu  beseitigen  sein,  namentlich  in  der 
Richtung,  dass  Bestimmungen,  welche  nnr 
in  die  form  von  Dispositiworschriften  ge- 
kleidet sind,  in  entsprechender  Ausgestal- 
tung die  Kraft  von  Zwangs  normen  erlangen. 
Liegt  es  ja  doch  in  der  Natur  aller  Ar- 
Iteiterschutzgesetze,  welche  öffentlich-recht- 
lichen Gesichtspunkten  entspringen  und  die 
thatsüchliche  l  ngleicldieit  der  Parteien  in 
der  Festsetzung  des  Arbeitsverti-ages  zu 
mindern  Itezwecken,  dass  deren  Inlialt  der 
Parteienwillkür  vollständig  entrückt  sein 
muss.  R«  ist  öffentliches  Recht  und  nicht 
Privatrecht,  das  hier  gesetzt  wird".  Auf  der 
anderen  Seite  wird  jeder  Arbeiterschutz  nur 
halb  sein,  wenn  er  sich  uicht  auch  auf  die 
grossen  Kreise  der  von  der  Wirksamkeit 
der  Gewerbeordnung  ganz  oder  teilweise 
ausgeschlossenen  Hilfsarbeiter  erstreckt, 
namentlich  auf  che  Heimarbeiter,  die  an 
Bedeutung  gewinnen,  je  mehr  der  Um- 
wandlungsprozess  in  der  Organisation  der 
gewerblichen  Betriebe  fortselireitct. 

Litte ratlir  t  £.  Art.  Gewerbegesetzgebung  in  Oester- 
reich.  l'eber  Bergrecht:  Jottef  Tnunch,  Das 
Bergrecht  des  österreichischen  Kaisers  taates, 
S.  Aufl.,  Wien  I834.  —  Franz  X.  Schneider, 
Lehrbuch  des  Bergrecht*  fiir  die  gesamten 
Undtr  der  österreichischen  Monarchie,  JYug 
I848.  —  C.  von  Scheuchenntuel,  Mutirr  zu 
dem  allgemeinen  österreichischen  Berggesetze 
r<w  tx.  Mai  18.r>4,  Wien  1855.  —  Haberer  u. 
Xcchncr,  Handbuch  des  Österreichischen  Berg- 
rechts, Wien  I884.  —  Das  allgemeine  Berg- 
gesetz vom  SS.  Mai  1854,  9.  Aufl.  (sog.  Manische 
Uesetzesausgube  VII.),  Wien  1897.  —  Ferner: 
H.  Krasmopolski,  Der  eieilrechllichc  Inhalt 
de*  Gesetzes  r<mt  8.  März  1885  betreffend  die. 
Abänderung  und  Ergänzung  der  Gewerbeordnung 
(Criinhuts  Zeitschr.  für  dus  /Vir«/-  und  öffent- 
liche Recht,  XIV.  Bd.  S.  STSff.j.  —  Viktor 
Matajiij  Ih'e  österreichische  Grwerbeinspektion 
( Jahrb.  f.  Xat.  X.  F.  18,  S.  i57).  —  Mlnchler, 
Die  Getcerbeinspektion  in  Oesterreich,  (Zeitschrift 

.  für  Volks-w.,  Sotialpol.  und  Vene.,  Wim  1896, 
Bd.  V  S.  iTOff.j  —  Mlnchler,  Art.  Arbeiter- 
schütz  in  seinem  und  llbrichs  österr.  Staats- 
trörterbuch,  Wien  189.r>,  mit  weiteren  Liueratur- 
'ingtibcn.  —  Hugo  Merz,  Stand  und  Wirk- 
samkeit der  Arbeiterschutzgesrtzgebung  in  Oester- 
reich ,  Leipzig  und  Wien  1898,  eltenfnlls  mit 
Littertiturangaben.  —  7t.  Hanenöhrl,  Das  Gesetz 
cum  16.  Jan.  1895,  betr.  die  Sonntagsruhe. 
(Zeitschr.  f.  Volkstc.,  Sozialp.  u.  Vene.,  Wien 
1895,  Bd.  IV  S.  481  ff.)  —  Berichte  der  k.  k. 
Gexeerbeinspektoren  für  1884—1897,  Wien 
188', — 1898  (jexceils  besprochen  von  Mischt  er 
in  Brauns  Arch.  f.  toz.  Gesetzg.).  —  Ar.  1S55 
der  Beil.  zu  den  stenogr.  Prot,  des  Abgeordnetcnh. 
XI.  Session    mit  einschlägigen  Materialien. 

Emil  Steinbach  (1.  Aufl.) 
und  Frhr.  v.  Call  (S.  Aufl./. 


III.  Arbeiterschntzgesetzgebiiiig  in 
Ungarn. 

Die  Arl>eiterschutzgesetzgebung  ist  in 
Ungarn  noch  in  statu  naseenti.  Eine  er- 
schöpfende Gesetzgebung  feldt  überhaupt 
Es  liegt  dies  in  dem  noch  jugendlichen 
Cliarakter  der  ungarischen  Fabrik industrie, 
obwohl  sich  an  manchen  Stellen  schon  Symp- 
tome zeigen,  die  sonst  nur  bei  industriell 
hoch  entwickelten  Völkern  vorkommen. 
Gegenwärtig  beruht  die  Arbeiterschutz- 
gesetzgebung —  von  dem  auf  ein  anderes 
Gebiet  gehörigen  Gesetz  über  Kranken- 
unterstützung abgeseheu  —  auf  folgenden 
drei  Gesetzen:  dem  Gewerbegesetz  vom 
Jahre  1884,  dem  Gesetz  über  die  Sonntagsruhe 
vom  Jahre  1801  und  demGesetz  über  dieUnfälle 
in  industriellen  Betrieben  und  die  üewerbe- 
i nspektion  vom  Jahre  1803.  Das  letztgenannte 
Gesetz  ist  höchst  rudimentär  und  mehr  eine 
Karikatur  der  Schutzgesetzgebung.  Von 
einer  Verpflichtung  zur  Seliadloshaltung  der 
Verunglückten  ist  nicht  die  Kede.  Was 
aber  die  Gewerbeinspektiou  betrifft,  so  sind 
die  Inspektoren  mit  so  vielen  heterogeuen 
Aufgaben,  namentlich  den  gesamten  Agenden 
zur  Schaffung  einer  heimischen  Industrie 
betraut,  dass  von  einer  ernstlichen  Er- 
füllung der  an  die  Inspektion  zu  knüpfenden 
Erwartungen  kaum  die  Rede  sein  kann, 
schon  deshalb  nicht,  weil  sich  der  Inspektor 
weit  eher  Anerkennung  verschafft  durch 
die  Erfüllung  der  Pflichten,  welche  mit 
der  Scliaffung  nener  Industrieen,  der  Pflege  • 
der  Hausindustrie  etc.  zusammenhängen.  Bei 
näherem  Eingehen  auf  die  wichtigeren  Be- 
stimmungen der  Arbeiterschutzgesetzgebung 
ist  folgendes  hervorzuheben :  Die  ersteu  ein- 
gehenden Bestimmungen  über  den  Schutz 
der  Arbeiter  in  Fabriken  brachte  das  Ge- 
werltegesetz  vom  Jahre  1872;  das  ueuo 
Gewerbegesetz  (1884:  XVII  G.  A.)  hat  diese 
Bestimmungen  in  einigen  Punkten  erweitert 
Die  betreffenden  Prinzipien  finden  sich  im 
III.  Kapitel  (Hilfspersonale,  D  von  den  Fa- 
brikarbeitern) und  lauten  wie  folgt  :  Jetler 
Fabrikbesitzer  ist  verpflichtet,  in  seiner  Fa- 
brik auf  seine  Kosten  alle  Einrichtungen 
zu  treffen  und  zu  erhalten,  welche  im  Hin- 
blick auf  die  Beschaffenheit  des  Gewerlie- 
betriebes  und  der  Anlage  zm*  möglichsten 
Sicherung  des  l>ebens  und  der  Gesundheit 
der  Arbeiter  dienen  (§  114).  Schon  mit 
Rücksicht  auf  die  bestehenden  Gesetze  über 
den  Volksunterricht  dürfen  Kinder  unter 
1 10  Jahren  gar  nicht,  Kinder  über  10,  aber 
nuter  12  Jahren  mir  mit  Bewilligung  der 
Gewerbebehörde  in  Fabriken  zur  Arbeit 
verwendet  werden.  Die  Bewilligung  ist  nur 
dann  zu  erteilen,  wenn  entweder  der  ordent- 
liche Schulbesuch  sich  mit  der  Verwendung 
in  der  Fabrik  vereinigen  lässt  oder  wenn 
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dnrch  Errichtung  besonderer  Schulen  von 
Seiten  der  Fabrikanten  für  den  Unterricht 
der  Kinder  naeli  den  Verordnungen  der 
Schiübehördo  gehörig  gesorgt  ist.  Kiuder 
über  12,  aber  unter  14  Jahren  können  zur 
Fabrikarbeit  täglich  höchstens  8  Stunden 
angehalten  worden.  Jugendliche  Arbeiter, 
die  das  1 4.1  Lebensjahr  bereit*  zurückgelegt,  das 
16.  Ijebeusjahr  aber  noch  nicht  erreicht  halben, 
können  täglich  nur  10  Stunden  zur  Arbeit 
verwendet  werden  (§  115).  Arbeiter  unter 
16  Jahren  dürfen  entweder  gar  nicht  oder 
nur  unter  gewissen  Bedingungen  In  den  jenen 
Gewerbezweigen  angehörenden  Fabriken  be- 
schäftigt werden,  welche  als  ungesund  oder 
gefährlich  erklärt  worden  sind,  und  können 
überhaupt  nur  zu  solchen  Arbeiten  ver- 
wendet werden,  welche  ihrer  Gesundheit 
nicht  schädlich  sind  und  ihre  körperliche 
Entwickelung  nicht  behindern  (§  116). 

Frauen  sind  bis  zu  4  Wochen  nach  ihrer 
Entbindung  von  der  Erfüllung  ihrer  ver- 
tragsmässig  übernommenen  Arl>eit  ohne  Er- 
löschen des  Vertrages  befreit  (§  116). 

Den  Arbeitern  ist  wahrend  der  Arbeit 
sowohl  vor-  als  nachmittags  je  eine  halbe, 
mittags  aber  eine  ganze  Stunde  Riüie  zu 
gewähren.  In  den  Fabriken,  in  welchen  die 
Arbeit  Tag  und  Nacht  fortgesetzt  wird,  Lst 
der  Fabrikant  verpflichtet,  für  die  Ablösung 
der  zur  Nachtzeit  verwendeten  Arbeiter  zu 
sorgen.  Die  Tagesarbeit  darf  nicht  vor  5 
Uhr  morgens  begonnen  und  nicht  über  9 
Uhr  abends  ausgedehnt  werden  ^§  117). 
Hierher  gehört  endlich  noch  die  Bestimmung 
des  §  65,  wonach  zu  Nachtarticiten,  d.  h. 
zu  Arbeiten  von  9  Uhr  abends  bis  5 
Uhr  morgens  Kinder  unter  16  Jahren  über- 
haupt nicht  verwendet  werden  dürfen;  bei 
solchen  Gewerbezweigen  jedoch,  deren  Be- 
trieb ohne  Nachtarbeit  eine  Störung  erleiden 
würde,  kann  die  Gewerbebehörde  unter 
Berücksichtigung  der  körperlichen  Ent- 
wickelung  gestatten,  da<s  jugendliche  Ar- 
beiter von  14  bis  16  Jahren  6  Stunden, 
aber  nicht  mehr,  in  nächtlicher  Arbeit  ver- 
bringen. 

Die  Uel>erwachung  dieser  Bestimmungen 
ist  der  Gewerbebehörde  anvertraut,  die  die 
Pflicht  hat,  die  Fabriken  jedes  Vierteljahr 
wenigstens  einmal  inspizieren  zu  lassen. 
Ausserdem  bevollmächtigt  das  Gesetz  den 
Minister  für  Ackerbau,  Gewerbe  und  Handel, 
in  der  Hauptstadt  Budapest  und  in  Gegenden, 
in  denen  eine  grössere  Anzahl  von  Fabriken 
sich  befindet,  mit  der  Untersuchung  der 
Fabriken  auch  besondere  Organe  zu  be- 
trauen. 

Zum  Schutze  der  materiellen  Interessen 
der  Fabrikarbeiter  dienen  ferner  die  Be- 
stimmungen der  118 — 120,  wonach  der 
Fabrikant  verpflichtet  ist,  die  Artieitslöhne 
bar,  und  weun  eine  andere  Vereinbarung 


nicht  getroffen  ist,  wöchentlich  auszubezahlen. 
Waren  und  geistige  Getränke  dem  Arbeiter 
zu  kreditieren,  ist  dem  Fabrikanten  nicht 
gestattet,  doch  kann  er  den  Arbeiter,  wenn 
derselbe  einwilligt,  mit  Wohnung,  Brenn- 
holz, Grundnutzniessung,  ordentlicher  Ver- 
pflegung, Arzneien  und  ärztlicher  Hilfe  ver- 
sehen und  die  hierfür  auflaufenden  Kosten 
bei  Gelegenheit  der  Auszahlung  des  Lohnes 
in  Abzug  bringen.  Unter  dieser  Bedingung 
kann  der  Fabrikant  den  Arbeiter  auch  mit 
den  zur  Herstellung  der  in  seiner  Fabrik 
erzeugten  Artikel  erforderlichen  Werkzeugen 
und  Materialien  versehen,  wenn  der  Arbeiter 
letztere  aus  eigener»  .Mitteln  heizuschaffen  ver- 
tragsmässig  verpflichtet  ist.  Fordeningen  für 
solche  Waren,  welche  den  Arbeitern  ent- 
gegen diesem  Verbote  kreditiert  wurden, 
können  weder  im  Rechtswege  noch  mittels 
Einrechnung  in  den  Ixihn  geltend  gemacht 
werden  und  Verträge,  welche  diesen  Be- 
stimmungen zuwiderlaufen,  haben  keine 
bindende  Kraft.  Gleichfalls  ungiltig  sind 
solche  zwischen  den  Fabrikanten  und  den  Ar- 
beitern zu  stände  gekommene  Vereinbarungen, 
laut  welchen  die  letzteren  ihren  Bedarf  aus 
bestimmten  Verkaufsstellen  zu  beziehen  oder 
einen  Teil  ilm?s  Arbeitslohnes  zu  anderen 
Zwecken  als  zur  Aufbesserung  des  Loses 
der  Arbeiter  zu  verwenden  verpflichtet 
werden. 

Der  G.  A.XIII.  vom  Jahre  1891  regelt  die 
Sonntagsruhe  der  gewerblichen  Arlteit. 
Demgemäss  liat  (§  1)  an  Sonntagen,  dann 
am  Tage  des  h.  Stefan  als  nationalem  Fest- 
tage die  gewerbliche  Arbeit  zu  ruhen. 
Ausnahme  bildet  die  Arbeit  zur  Reinigung 
und  Instandhaltung  der  gewerblichen  Räume 
und  Einrichtungen.  Die  Sonntagsruhe 
der  gewerblichen  Arbeit  <§  2)  beginnt 
spätestens  Sonntags  morgens  um  6  Uhr  und 
dauert  von  Beginn  an  24  Stunden,  jeden- 
falls bis  6  Uhr  morgens  des  folgenden  Tages. 
Der  Handelsininister  ist  bevollmächtigt,  im 
Verordnungswege  jeneGewerbe  festzustellen, 
in  welchen  die  Arbeit  auch  an  den  festge- 
setzten Feiertagen  fortgesetzt  werden  darf, 
und  jene  Bedingungen,  unter  welchen  die 
zu  Hause  und  ohne  Beihilfe  von  Hilfs- 
arbeitern tliätigen  Handwerker  von  der 
Beobachtung  der  Sonntagsruhe  enthoben 
werden  könuen. 

Bei  den  Gowerbearten,  in  denen  die  Arbeit 
auch  an  Sonntagen  fortgesetzt  werden  darf, 
muss  für  eine  derartige  Ablösung  der  Ar- 
beiter gesorgt  werden,  dass  die  Arbeiter 
wenigstens  in  jedem  Monate  einen  ganzen 
oder  in  je  zwei  Wochen  zwei  halbe  Sonntage 
Ruhe  gemessen  (§  4).  Wer  die  Bestim- 
mungen dieses  Gesetzes  verletzt,  wird  mit 
Strafe  von  1— 30<>  Fl.  bestraft. 

Der  G.  A.  XXVIU  vom  Jahre  1893  regelt 
den  Schutz  der  gewerblichen  und  Fabrik- 
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arbeiter  bei  Unfällen  und  die  Gewerl*»  ln- 
spektion.   Der  Arbeitgeber  ist  verpflichtet, 
in  dem  gewerblichen  Etablissement  alles 
zu    bewerkstelligen .    was  nach  Art  des 
Etablissements  und  des  Betriebs  im  Inter- 
esse der  möglichsten  Sicherung  des  Lebens 
nnd  der  körperlichen  Unversehrtheit  und 
Gesundheit  der  Angestellten  notwendig  ist 
(§  1).     Der    Arbeitgeber    ist  verpflichtet, 
jeden  in  dem  gewerblichen  Etablissement 
vorgekommenen  Unfall,  welcher  die  Ver- 
letzung eines  oder  mehrerer  Angestellten  zur 
Folge  hat,  binnen  48  Stunden  nach  Eintritt  des 
Unfalles  dem  kompetenten  Gewerbeinspektor 
anzuzeigen.  —  Soviel  flWr  den  Schutz  gegen 
Unfälle.  —  Die  wichtigsten  Bestimmungen 
Aber  die  Gewerbeinspektion  sind  folgende: 
Die  Durchführung  der  auf  das  Gewerbe- 
wesen liezflglichen  Gesetze    und  Verord- 
nungen und  die  Aufgaben  der  Gewerbe- 
pflege werden  vom  Handelsminister  innerlialb 
der  Grenzen  der  in  dem  Gesetze  enthaltenen 
Verfügungen     durch  Gewerbeinspektoren 
überwacht  (§  8).    Der  Handelsminister  kann 
mit  diesen  Aufgaben  auch  Beamte  der  Cen- 
trale oiler  sonstige  Fachleute  betrauen.  Die 
Gewerbeinspektoren  üben  die  Fabrikinspek-  f 
tion  aus  und  wirken  mit  bei  den  Aufgaben  der  • 
Gewerbepflege.      Die  Gewerbeinspektoren 
sind  gehalten,  die  Fabriken  und  grosseren 
Gewerbeetablissements  jahrlich  wenigstens 
einmal  zu  besuchen  (§  4).  Hauptsächlich 
soll  ihr  Augenmerk  darauf  gerichtet  sein: 
1)  ob  die  Bestimmungen  des  Gewerbege- 
Betzes.  des  Gesetzes  über  die  Sonntagsruhe 
und  über  die  Krankenunterstützung  einge- 
halten werden,  2)  ob  das  vorliegende  Gesetz 
über  Unfälle  eingehalten  wird,   3)  welche 
Unfälle  vorkamen  und  welches  die  Folgen 
waren,  4)  ob  die  Angestellten  gegen  Unfall 
versichert  sind,  5)  ob  keine  Einrichtungen 
bestehen,  welche  den  Genuss  des  Arbeits- 
einkommens verkürzen  (§  14).    Die  hier  vor- 
geschriebene Inspektion  ist  auf  alle  Fabriken 
resp.   gewerbliche    Etablissements  auszu- 
dehnen, welche  mit  elementaren  Kräften 
arbeitende  Motoren  anwenden  oder  in  welchen 
wenigstens  20  Angestellte  regelmässig  be- 
schäftigt sind  (§  15).    Ausserdem  wird  noch 
eine  Reihe  von  Betrieben  aufgezählt  (§  17), 
auf  welche  die  gewerbliche  Inspektion  aus- 
gedehnt wird.    Nach  Notbedarf  kann  die 
Gewerbeinspektion  auch  auf  andere  indu- 
strielle Betriebe  ausgedehnt  werden  (§  19). 
Der  Gewerbeinspektor  ist  berechtigt,  alle 
zum  Etablissement  gehörigen  Ix>kalitäten  zu 
jeder  Stunde  des  Tages  zu  besuchen.  Zur 
Nachtzeit  oder  von  8  Uhr  al»ends  bis  mor- 
gens 6  T~hr  darf  er  nur  den  Teil  des  Eta- 
blissements besuchen,  in  dem  zu  jener  Zeit 
gearbeitet  wird  (§  20).    Der  Gewerbein- 
spektor ist  berechtigt,  an  jeden  der  Ange- 
stellten im  Bereiche  seines  Wirkungskreises 


Fragen  zu  stellen,  Ausweise  und  Dokumente 
bezuglich  des  Inspektionskreises  einzusehen 
und  mit  dem  Etablissement  in  Verbindung 
stehende  Institute  zu  besichtigen  (§  21). 
Der  Arbeitgeber  ist  verpflichtet,  auf  die  zum 
Kreise  der  Inspektion  gehörigen  Fragen  des 
Inspektors  zu  antworten  (§  22).  Der  Ge- 
werbeinspektor hat  ein  wohlwollendes,  den 
Interessen  der  Arbeitgel)cr  und  Arl>eitcr 
entsprechendes  Geliahren  zu  befolgen  und 
derart  vorzugehen,  dass  weder  der  Betrieb 
noch  das  Interesse  irgend  eines  Teiles  ver- 
letzt werde.  Er  liat  alles  zu  vermeiden, 
was  den  Anscheiu  von  Parteilichkeit  hätte 
(§  25).  Von  jeder  Inspektion  ist  ein  Proto- 
koll aufzunehmen  (§  29).  Ueber  das  Re- 
sultat der  gewerblichen  Inspektion  ist  all- 
jährlich an  den  Handelsminister  ein  er- 
schöpfender Bericht  abzustatten  (§  31). 

Statistik.  Nach  dein  Berichte  des 
Handelsm  in  isters  filr  das  Jahr  1896  waren 
H  Gewerlieiuspektoren  und  2  Hilfsinspek- 
toren  thätig;  ausserdem  war  betraut  ein  land- 
wirtschaftlicher Berichterstatter.  Im  Jahre 
1896  wurden  1473  Fabriken  inspiziert;  es 
wurden  2391  Verfügungen  getroffen,  wovon 
der  grössere  Teil  sich  auf  den  Schutz  gegen 
Unfälle  bezog,  in  53  Fällen  auf  ungesetzliche 
Beschäftigung  junger  Personen,  in  5  Fällen 
auf  ungerechte  Lohnabzüge.  Im  ganzen 
wurden  im  Jahre  1896  1792  Unfälle  gemeldet. 
931  leichter,  799  schwerer  Nat\ir,  62  waren 
tätlichen  Ausgangs.  In  820  Fällen  waren 
die  betreffenden  Arbiter  versichert.  Aus 
den  letzteren  Zahlen  lässt  sich  leicht  auf 
die  ganz  ungenügende  Anmeldung  der  Un- 
fälle und  die  geringe  Verbreitung  der  Ver- 
sicherung schliessen.  —  Die  Durchführung 
des  Gesetzes  über  die  Sonntagsruhe  stösst 
auf  wenige  Schwierigkeiten. 


IV.  Arbeiterschutzgesetzgebung  in 
Gross  brit  analen. 

I.  Zur  Einführung:  1.  Entwicklung  und 
Bedentuug  der  englischen  Arbciterschutzgeaeta- 
gebung.  2.  Gegrn.ichtlirh.eH  zur  Fabrik-  und 
WerksUttengeseUgebiing.  3.  Geltendes  Recht. 
II.  Vorschriften  bezüglich  Einrichtung  der  Be- 
triebsstätten: 1.  Allgemeine  gesundheitliche 
Vorschriften.  2.  Schutz  gegen  Betriebsgefahreu. 
3.  Sondervorschriften  für  einzelne  Industrie- 
zweige: gefährliche  Betriebe.  III.  Vorschriften 
bezüglich  der  Beschäftigung:  1.  Verbote  gewerb- 
licher Beschäftigung.  2.  Die  Arbeitszeit  nach 
den  Fabrik-  und  Werkatättengesetzeu.  3.  Die 
sonstige  Regelung  der  Arbeitszeit  (Bergbau. 
Ladengeschäfte .  Eisenbahnbetrieb).  IV.  Vor- 
schriften bezüglich  der  Löhne:  1.  Tnnkgesetze. 
2.  Sonstige  Gesetze.  V.  Organe  und  Mittel  des 
Vollzugs:  1.  Die  Behörden.  2.  Ausfllhrungs- 
massnahmen.  —  Litteratnr. 
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I.  Zur  Einführung. 

1.  Entwickelung  nnd  Bedeutung 
der  englischen  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung.  FriIh(T  als  in  deu  Staaten  des 
Kontinents  hatte  sieh  in  England  der  Ueber- 
gang  zur  modernen  Produktionsweise  voll- 1 
zogen.  Das  Arbeitsverhältnis  liatte  infolge 
dessen  tiefgehende  Aenderungen  erfaliren; 
die  I^ge  der  gewerblichen  Arbeiter  war  eine 
durchaus  andere  geworden  als  in  den  Zeiten 
des  Handwerks.  Die  Verkehrsverhältnisse, 
der  überseeische  Handel,  der  Kolonialbesitz 
hatten  einen  Absatzmarkt  mit  mehr  und  mehr 
steigenden  Bedürfnissen  geschaffen,  wol>ci 
das  Kapital  vermittelte  und  bald  zur  Herr- 
schaft in  dem  gewerblichen  Produktionsver- 
fahren gelangte.  Um  den  so  vermehrten  An- 
forderungen zu  genügen,  musste  man  in  der 
Produktion  zu  neuen  Betriebsformen  ül>er- 
gehen.  Schon  im  vorigen  Jahrhundert  war 
in  England,  wie  Adolf  Held  in  vortrefflichen 
Ausführungen  ('s.  che  Litteratm-  unten  S.  530) 
nachgewiesen  hat,  an  Stelle  des  Handwerks  in 
der  Textil-,  Metall-  und  anderen  für  grossen 
Bedarf  arbeitenden  Industrieen  eine  Haus- 
industrie getreten,  die  auch  Kinder,  Frauen 
und  Greise  als  Arbeitskräfte  benutzte.  Sie 
bewahrte  manche  Aehnlichkeiten  mit  den 
früheren  Verhältnissen  und  der  rebergang 
wurde  nach  aussen  wenig  temerkbar.  Die 
Hausindustrie  wurde  dann  verdrängt  durch 
das  Fabriksystem,  welches  sich  mit  Hülfe 
der  technischen  Erfindungen  und  mit  Be- 
nutzung meelianischer  Kräfte  leistungsfähiger 
erwies  und  sich  bereits  Ende  des  vorigen 
Jahrhunderts  in  der  Textil-  (Baumwoll-)  In- 
dustrie die  Herrschaft  erobert  liatte.  Andere 
fndustrieen  (Maschinen)  und  die  Bergwerke 
Iolgten  bald. 

Aber  mit  dem  schnellen  Emporkommen 
dieser  Gewerbe  zu  mächtigen  produktiven 
Leistungen  ging  nicht  eine  entsprechende  Aus- 
bildung geordneter  Arbeitsverhältnisse  einher. 
Es  blieben  diese  den  Beteiligten  überlassen 
und  die  Interessen  des  stärkeren  Teils,  be- 

E"instigt  durch  den  das  wirtschaftliche 
eben  beherrschenden  Grundsatz  der  indi- 
viduellen Freiheit  ,  brachten  die  Arbeiter- 
bevölkerung in  eine  schlimme  Lage. 

Die  alte  Handwerksordnung  galt  nicht 
mehr.  Eine  Kodifikation  derselten,  die  lange 
Zeit  massgebend  gewesen  ist,  war  1562  unter 
Elisabeth  in  dem  berühmten  « Lehrlingsge- 
setz« —  richtiger  für  »Handwerker,  Arbeiter, 
Gesinde  und  Lehrlinge*  —  erfolgt.  Jene 
sehr  genauen  (das  Lelirlingsverhältnis,  Ar- 
tteitspflicht ,  bestimmte  Löhne,  Dauer  der 
Artieitszeit  u.  a.  festsetzenden)  Vorschriften 
passten  freilich  nicht  mehr  auf  die  ver- 
änderten Verhältnisse,  alier  es  ist  zu  be- 
klagen, dass  es  den  gesetzgebenden  Fak- 
toren dieser  jüngeren  Zeit  fehlte,  so  wie 


damals  die  Königin  Elisabeth  die  Ordnung 
der  gewerblichen  Verhältnisse  unter  dem 
Gesichtspunkt  des  allgemeinen  Wohls,  der 
Fürsorge  sowohl  für  das  Gewerbe  wie  für  die 
Arbeiter  ins  Auge  zu  fassen.  In  den  Parla- 
menten übten  vielmehr  die  Interessenten 
(Fabrikanten)  grossen  Einfluss,  und  es 
herrschte  die  an  die  Lehre  von  Adam  Smith 
anknüpfende  Meinimg.  welche  vor  allem  »las 
Recht  freier  Selbstbestimmung  gewahrt 
wissen  wollte.  Unter  solchen  Einflüssen 
wurde  einer  neuen  gesetzlichen  Ordnung  des 
Arlxntsverhältnisses  der  grösste  Widerstand 
geleistet,  imd  mit  dem  grossartigen  Auf- 
streben der  englischen  Industrie  in  jener  Zeit 
verknüpft  sich  die  bedrückende  Tliatsache, 
dass  es  erst  zu  den  ärgsten  Missständen 
gekommen  ist,  dass  inmitten  einer  Bevölke- 
rung von  hoher  Gesittung  eine  unerhörte  Aus- 
beutung jugendlicher  imd  weiblicher  Arbeits- 
kräfte stattgefunden  liat  und  dass  diese  Zu- 
stände erst  lange  Zeit  in  der  Oeffenthchkeit 
erörtert  worden  sind,  bevor  man  zum  Schutze 
der  Arbeiter  im  allgemeinen  Interesse  durch 
Gesetze  einschritt.  Wie  sich  die  Fabrik- 
und  Werkstättengesetzgebung  —  dieser  wich- 
tigste Teil  der  englischen  Arbeiterschutz- 
gesetzgebung —  im  Laufe  dieses  Jalirhunderts 
entwickelt  hat  —  allmählich  von  Fall  zu  Fall 
vorgehend,  unter  heftigem  Widerspruch  in 
dem  Parlamente,  wo  keine  der  grossen 
politischen  Parteien  für  diese  Sache  einge- 
treten ist,  sondern  das  Durchbringen  der  be- 
züglichen Gesetze  in  den  Händen  einzelner 
Personen  gelegen  hat  — ,  diese  geschichtlichen 
Vorgänge  sind,  freilich  nur  kurz,  unten  sub  2 
geschildert. 

Von  der  ausländischen  Arbeiterschutz- 
gesetzgebung hat  die  englische  am  meisten 
Bedeutung.  Die  Fabrikgesetze  sind  seiner 
Zeit  vielgenannt,  weil  England  infolge  der 
früheren  Entwickelung  seiner  Grossiudustrie 
auf  diesem  Gebiete  zuerst  vorgegangen  ist,  und 
viele  der  dort  getroffenen  Massnahmen  sind 
für  die  übrigen  Industriestaaten  vorbildlich 
geworden.  DerEnrwickehmgsgangin  England 
liat  völlig  die  Meinung  widerlegt,  dass  eine 
Ordnung  der  neuzeitigen  Arbeitsverhältnisse 
nach  dem  Grundsatz  der  freien  Selbst- 
bestimmung der  Beteiligten  möglich  wäre; 
er  beweist  die  Notwendigkeit  staatlichen 
Eingreifens  um  so  eindringlicher,  als  gerade 
in  England  jene  erstbezeichnete  Meinimg 
so  tief  in  den  Anschauungen  der  Bevölkerung 
Wurzel  gefasst  hatto.  Die  jüngste  Fort- 
bildung der  englischen  Gesetze  bestätigt 
weitere  Fortschritte  staatlichen  Eingreifens; 
sie  verdient  umsomehr  Beachtung,  als  ihr 
Gegenstand  eine  so  mächtige  Industrie  ist. 

2.  Geschichtliches  zur  Fabrik-  und 
Werkstftttengesetzgebung.  Schon  Ende 
des  vorigen  Jahrhunderts  hatte  sich  in  den 
wasserreichen  Thälern  des  nördlichen  Eng- 
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land  eine  ansehnliche  Fabrikindustrie  ange- 
siedelt. Die  Fabrikanten  begehrten  wohlfeile 
Arbeit  und  boten  damit  dem  Süden  eine 
günstige  Gelegenheit,  die  Kirchspiellehrlinge 
(Armenkinder,  welche  von  den  Behörden  zur 
Arbeit  angehalten  werden  sollten  und  in  die 
l^ehre  ausgethan  werden  durften)  nach  jenen 
Fabriken  abzuschieben ;  Tausende  wurden  so 
(von  Ijondon  und  Birmingham)  verschickt 
Ihrer  wartete  ein  trauriges  Loos :  übermässige 
Arbeit  bei  elendester  Lebensweise.  In  der 
Folge  kamen  ansteckende  Krankheiten  (im  Be- 
zirk Manchester)  zum  Ausbruch,  die  ver- 
heerend »im  sich  griffen ;  sie  hatten,  wie  die 
Berichte  einer  ärztlichen  Kommission  (1796) 
bestätigten,  in  jenen  Zuständen  ihre  Ursache. 
So  entstand  die  unmittelbare  Veranlassung 
des  ersten,  auf  Betreiben  von  Sir  Robert  Peel 
zustande  gekommenen  Fabrikgesetzes:  »The 
Moral  and  Health  Act*  von  1802.  Es  bezog 
sich  auf  die  Ijehrünge  in  den  Baumwoll- 
und  Wollfabriken  und  zeigt  noch  an  vielen 
Stellen  die  Anschauungen  der  uberlebten 
Handwerksordnung ;  die  Arlieitsdauer  würfle 
auf  12  Stunden  festgesetzt,  Nachtarbeit  ver- 
boten, auch  die  den  Lehrlingen  zu  ge- 
währende Bekleidung  vorgeschrieben  u.  a. 
Das  Gesetz  kam  wcnig_  zur  Ausführung,  und 
als  die  Fabrikindnstne  in  der  Folge,  sich 
unter  Benutzung  der  Dampfkraft  in  den 
volkreichen  Städten  festsetzend,  die  Jugend 
der  ansässigen  Bevölkerung  an  sich  zog, 
fielen  diese  Arlieiter  überhaupt  nicht  unter 
das  Gesetz.  Darauf  neuerlich  im  Parlament 
hinweisend,  erreichte  Kotiert  Peel,  dass  eine 
Kommission  des  Unterhauses  diese  Zustände 
untersuchte  —  dio  erste  parlamentarische 
Enquete  über  Fabrikarbeiter;  IS] 5  — ,  und 
brachte  1819  ein  Gesetz  bezüglich  der 
Baumwollspinnereien  durch.  Dies  verbot  die 
Beschäftigung  von  Kindern  unter  9  Jahren 
und  schützte  die  älteren  bis  zum  16.  Jahre 
(12  Stunden).  In  der  folgenden  Zeit  — 
Gesetze  1820,  1*25,  1831  —  beschäftigten 
die  Zustände  in  den  immer  mehr  zunehmen- 
den Fabriken  (  Aufschwung  der  Wollindustrie) 
das  Parlament  und  die  öffentliche  Meinung 
lebhaft;  namentlich  hat  in  dieser  Zeit  die 
von  einflussreichen,  den  Arbeitern  wohl- 
wollenden Männern  (R.  Gastier)  geführte 
Bewegung  für  ein  Zehnstundengesetz  be- 
gonnen und  grössere  Geltung  erlangt  in  Ver- 
bindung mit  den  gleichzeitigen  politischen 
Agitationen  wegen  der  begehrten  Wahl- 
rechtsreform (1832);  auch  wurden  mehrere 
auf  Einführung  des  Zehnstundentages  ab- 
zielende Bills  (Sadler.  I/wl  Ashley)  im 
Parlament  eingebracht.  Sie  begegneten  dort 
zwar  entscliiedenem  Widerspruch  und  der 
ausdrücklichen  Erklärung,  dass  man  keinen- 
falls  die  Arbeitszeit  der  Erwaclisenen ,  die 
freie  Rechtssubjekte  seien,  regeln  wolle, 
jedoch  wurde  eine  parlamentarische,  dann 


eine  königliche  Kommission  mit  Untersuchung 
der  Verhältnisse  befasst.  Als  dann  in  der 
Session  1833  die  (Tory-)BUl  Lord  Aslüeys 
bei  den  Verhandlungen  über  Aufnahme  von 
Gefängnisstrafen  gescheitert  war,  benutzte 
nuumehr  die  whiggistische  Regierung  die 
Vorschläge  jener  königlichen  Kommission 
und  brachte  im  Ansclüuss  daran  das  Gesetz 
vom  29.  August  1833,  sog.  Ijord  Althorps 
Act,  zu  stände.  Damit  war  ein  bedeutender 
Schritt  geschehen:  das  Gesetz  erfasste  alle 
Arten  von  Textilfabriken  und  schützte  ausser 
Kindern  (9—13  Jahren)  auch  Jugendliche 
(13—18  Jahre).  Die  Arbeitszeit  der  ersteren 
—  die  Kommission  hatte  für  Kinderarbeit 
zuerst  Einführung  des  Systems  der  doppelten 
Reihen  empfohlen  —  wurde  auf  höcnstens 
8  Stunden,  die  der  letzteren  auf  höchstens 
12  Stunden  festgesetzt ;  Nachtarbeit  für  beide 
Kategorieen  verboten.  Es  ist  bemerkenswert, 
dass  die  Regierung,  bevor  noch  nach  Ablauf 
einer  l  Jebergangszeit  die  achtstündige  Arbeits- 
zeit für  Kinder  in  Geltung  trat,  glaubte,  den 
Kindern  von  Über  11  Jahren  diesen  Schutz 
wieder  entziehen  zu  dürfen,  und  von  diesem 
Antrage,  obschon  die  Parlamentsmelirheit 
dafür  gestimmt  hatte,  nur  aus  Besorgnis  vor 
neuen  Agitationen  wieder  Abstand  nahm. 

Mit  dem  Gesetz  von  1833  war  auch  das 
Institut  der  Fabrikins|>ektoren  (4)  eingeführt. 
Wie  diese  feststellten,  fanden  viele  Ueber- 
trernngen.  viele  Umgehungen  des  Gesetzes 
statt.  Die  ersteren  bliel»en  grossenteils  wegen 
der  bescliränkten  Strafverfolgung  ungeahndet, 
die  letzteren  (Arbeitszeit,  Alterszengnisse) 
waren  oft  kaiun  festzustellen.  Diese  Er- 
fahrungen liewogen  Sir  R.  Peel,  eine  Reform 
vorzuschlagen,  und  er  brachte  —  nach  heftiger 
Abwehr  des  von  liOnl  Ashley  zu  Gunsten 
der  Jugendlichen  beantragten  Zehnstunden- 
tages —  das  wichtige,  bis  1878  in  der  Haupt- 
sache massgebend  geblieliene  Gesetz  für 
Textilfabriken  vom  6.  Juni  1844  zu  stände. 
Dassel!*?  setzte  zwar  das  Aufnahmealter  für 
Kinder  auf  8  Jahre  herab,  lvscliränktc  al»er 
ihre  Arbeitszeit  (bis  zum  13.  Jahre)  auf 
6V  2  Stunden  täglich :  es  schützte  ausserdem 
die  Jugendlichen  und  in  demselben  Masse 
zuerst  auch  Krauen;  Anfang  und  Schluss 
der  Arbeitszeit  und  die  Pausen  wurden  fest  be- 
stimmt, für  eine  liessere  Durchführung  des  Ge- 
setzes gesorgt.  Einige  Punkte  (1856  Schutz 
gegen  Betriebsgefahren)  wurden  jedoch  in 
der  Folge  geändert,  namentlich  hatten  die 
Anhänger  des  Zehnstundentages  (Gesetz  vom 
8.  Juni  1*47)  gegen  ülier  den  Fabrikanten 
und  dem  Widerspruch  von  Sir  R.  Peel  Erfolg: 
die  Arlreitszcit  der  Jugendlichen  und  Frauen 
(damals  etwa  *  3  aller  Textilarbeiter)  wurde 
auf  10  Stunden  herabsetzt.  Allein  die 
Fabrikanten  wussten  sich  zu  helfen :  sie 
führten  eine  Art  von  schichtweiser  Be- 
schäftigung (sog.  Relais;  shifting  sy stein) 
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zwischen  dem  gesetzliehen  Anfang  (51  s  Uhr 
morgens)  und  dem  Schluss  (81  s  I  hr  abends») 1 
ein.   Eist  das  Gesetz  vom  5.  August  1850 
machte  diesen  Umgehungen  ein  Ende,  indem 
es  die  Arlieitszeit  der  Jugendliehen  und 
Frauen  nur  von  6  bis  6  Uir  mit  l1  2  Stunden 
Pause  stattlinden  Hess ,  d.  h.  unter  Berück-  i 
sichtigimg  der  abgekürzten  Arbeit  am  Sonn-  | 
abend :  60  wirkliche  Arbeitsstunden  wöohent-  1 
licli.    Dieser  'Normalarbeitstag*.  mit  dem  I 
bald  (20.  August  1853)  auch  die  Kinder- 1 
arbeit  in  Einklaug  gebracht  wurde,  der  auch  I 
mittelbar  wegen  der  notwendigen  Hilfe  ge- 1 
sehützter  Personen  den  orwaclisenou  Ar- 
bitern zu  gute  kam,  hat  in  der  englischen 
Textilindustrie  grosse,  dauernde  Bedeutung 
erlangt.  Einige  Aeuderungen  (Anfangs-  und 
Schlusszeit  auch  7  Uhr:  Beschäftigung  von 
Kindern  in  Reihen  oder  an  umschichtigen 
Tagen)    brachte    noch    das    Gesetz  vom 
30/ Juli  1S74. 

Nachdem  mit  der  Regelung  der  Textil- 
industrie, wie  geschildert,  in  der  ersten  Hälfte 
dieses  Jahrhunderte  begonnen  war,  wurde 
die  öffentliche  Aufmerksamkeit  bald  auch 1 
auf  die  Zustände  in  anderen  Gewerben  (im ! 
Bergbau  und  den  sog.  freien  Industrieon) 
gelenkt.  Zufolge  einer  im  Parlament  von 
Lord  Ashley  (1840)  gegebenen  Anregung  I 
erfolgten  jene  vielgenannten  Erhebungen  j 
einer  königlichen  Kommission  (Children 
Employment  Comnussion),  deren  Berichte 
(P.P.  1842  3),  auch  ausserhalb  Englands  auf 
dem  Koutinent  bekannt  geworden,  grosso 
Entrüstung  und  Mitleid  mit  dem  Elend  der 
englischen  Arlieiterbevöl  korung  hervorriefen ; 
sie  vervollständigen  das  düstere  Bild  der 
Enqueten  von  181Ü  und  1833.  Unerhörte 
Missbrauche  in  der  Verwendung  von  Kindern, 
Jugendlichoiuiueh  Fmuen  und  die  nachteiligen 
Folgen  in  körperlicher,  geistiger  und  sittlicher 
Hinsicht  wurden  aufgedeckt.  Die  Erhebungen 
stellten  fest,  dass  in  den  Bergwerken  Kinder 
(auch  Mädchen)  gewöhnlieh  schon  im  Alter 
von  8  und  0  Jahren,  oft  noch  früher,  inj 
einigen  Fällen  mit  4  Jaluvn  zur  Arbeit 'ge- 
bracht wurden.  Ein  grosser  Teil  der  Berg-  1 
arbeiter  war  noch  nicht  13  Jahre,  ein  noch1 
grösserer  nicht  18  Jahre  alt.  Die  Kinder1 
wurden  verwendet,  um  in  den  Gängen  die 
Thören  auf-  und  zuzumachen,  die  Wege 
zu  reinigen,  Kohlen  in  die  Wagou  zu  tragen, 
Wasser  zu  pumpen,  die  Rollwagen  in  den 
Gängen  kriechend  zu  ziehen.  Knaben  und 
Mädchen,  Männer  und  Weiher  verrichteten 
dieselbe  Arbeit,  sie  waren  dabei  fast  nackt: 
der  entsittlichende  Einfluss  dieser  Be- 
schäftigungsweise auf  die  Frauen  wird  von 
allen  Zeugen  liestätigt.  Die  regelmässige 
Arbeitszeit  für  Kinder  und  Jugendliche 
dauerte  selten  weniger  als  11  Stunden, 
öfter  12.  in  einzelnen  Bezirken  13,  in  einem 
gewöhnlich  14  und  darüber;  Nachtarbeit , 


kam  in  deu  meisten  Bezirken1  mehr  oder 
weniger  regelmässig  vor.  Unglücksfalle  er- 
eigneten sich  sehr  oft.  an  vielen  Orten 
feldten  die  gewöhnlichsten  Vorsichtsniass- 
regeln.  So  lautete  in  einzelnen  Punkten 
der  Schlussbericht;  jene  Schilderungen  zu 
wiederholen,  ist  hier  nicht  der  Ort. 

Der  Bericht  über  die  Industrio  fiel  nicht 
günstiger  aus;  zu  frühe,  übermässige  Be- 
schäftigung, schlechte  Behandlung,  ärgste 
Unwissenheit  der  Jugend  und  andere  Scliäden 
wurden  vorgefunden:  nicht  minder  in  Ge- 
werben, wo  Fabrik-  und  Maschinenbetrieb 
keine  Rolle  spielen.  Al>er  es  gab  auch 
Arbtutgeber,  die  auf  das  Wohl  ihrer  Arbeiter 
betlacht  waren,  wie  ja  mehrere  der  eifrigsten 
Vorkämpfer  des  Ark'it  ersehnt  zes  selbst 
Fabrikanten  waren. 

In  Anbetracht  der  Ermittelungen  der 
Kommission  ist  es  nur  durch  den  Einfluss 
der  Interessenten  und  der  herrschenden  An- 
schauungen (s.  oben  sub  1 )  zu  erklären,  dass 
doch  nur  sehr  wenig  zum  Schutze  der  Ar- 
beiter geschal».  In  den  Bergwerken  wurde 
zunächst  (1842)  nur  die  Beschäftigung  »unter 
Tage«,  für  Kinder  unter  10  Jahren  und  für 
Frauen  verboten,  auch  Bergwerksinspektoren 
(jedoch  mit  geringen  Befugnissen)  einge- 
führt; spätere  Gesetze  (185t»,  1855, 1800)  be- 
ziehen sich  hauptsächlich  auf  Sicherungs- 
massnahmen,  setzen  aber  auch  für  die  Be- 
schäftigung von  Kindern  unter  12  Jahren 
gewisse  Bedingungen  fest.  Wegen  der  noch 
giltigen  Gesetze  von  1872  und  1887  siehe 
sub  I,  3  und  II — IV. 

In  Bezug  auf  die  *  freien**  (Niehttextil)- 
Industrien  wurden  nur  einige  Massnahmen 
für  Kattundruckereien  (1845),  Bleichereien 
und  Färbereien  (1860),  Spitzenfabriken  (1861) 
getroffen.  Die  eigentliche  Ausdehnung  der 
Fabrikgesetze  über  die  Textilindustrie  hinaus 
erfolgte  erst,  nachdem  eine  auf  Antrag  von  Lord 
Ashley  (neuerlich  gen.  Shaftesbury)  1861  ein- 
gesetzte grosse  königliche  »Children  Employ- 
ment  Commission«.  wiederum  Erhellungen 
über  die  Arbeiterverhältnisso  ausgeführt  kitte. 
Die  Ergebnisse  ihrer  Berichte  (5  Rinde) 
drängten,  wenn  auch  die  Lage  der  Arbeiter 
seit  den  vierziger  Jahren  etwas  gebessert 
erschien,  zur  That,  zu  weiteren  Schutzge- 
setzen. Dabei  hatte  sich  herausgestellt,  dass 
die  Zustände  in  den  kleinen  Betrioben.  in 
der  Hausindustrie  oft  noch  schlimmer  für 
die  Jugend  waren  als  in  den  grossen  Fabriken 
und  <lass  die  Ausnutzung  der  Arbeitskraft 
von  Kindern  und  Jugendlichen  nicht  nur 
den  Unternehmern,  solidem  auch  den  eigenen 
Eltern  verwehrt  werden  müsse.  Die  auch 
damals  von  Unternehmern  geäusserten  Be- 
sorgnisse gegenülier  Schutzgesetzen  übten 
geringeren  Einfluss,  da  man  auf  die  günstigen 
Erfahrungen  bei  Regelung  der  Textilindustrie 
hinweisen  konnte.      So  erfolgte    in  der 
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nächsten  Zeit  die  A  u  s  d  o  h  n  u  n  g  der  Fabrik- 
gesetze, jedoch  nicht  im  ganzen,  sondern 
mit  verschiedenen  Aenderungen:  lSG4aufdic 
Thonwaren  und  mehrere  andere  Industricen. 
lsG7  auf  Hochöfen,  Maschinen-,  Papier-  und 
gewisse  Fabriken  andern'  Art  und  in  ge- 
wissem rmfauge  überliaupt  atif  alle  Betriehe 
mit  wenigstens  .Vi  Beschäftigten  (sog.  regu- 
lierten Fabriken).  Die  Einführung  einiger 
Vorschriften  für  Werkstätten  geschah 
ferner  18G7,  ein  grundsätzlich  wichtiger 
Schritt,  wenn  auch  der  Erfolg  in  der  Tliat 
gering  blieb,  weil  die  Ausführung  in  die 
Hände  der  Lokalbehördeu  gegeKn  war. 

In  den  siebziger  Jnlmm  nötigte  die  grosse 
Zahl  der  gültigen  Gesetze  (15)  zu  einer 
Kodifikation,  womit  zugleich  erhebliche  Ver- 
besserungen und  Ausdehnungen  des  Arbeiter- 
schntzes  eingeführt  worden  sind ;  sie  erfolgte 
in  dem  »Factory  and  Workshop  AeU 
(41  Vict.  c.  16)  vom  27.  Mai  187K.  Dieses 
HauptgosetZ",dem  1883  und  1N89  zwei  kurze 
Zusatzgesetze  l>etroffend  Bleiweissfabriken, 
Bäckereien  und  Baumwollfabriken  folgten, 
ist  erst  in  jüngster  Zeit  durch  zwei  bedeu- 
tendere Gesetze,  »Factorv  and  Workshop 
Acts-  vom  5.  August  isorund  G.  Juli  1S95. 
in  mehreren  Punkten  geändert.  Die  eben 
genannten  Novellen  enthalten  ausserdem 
wichtige  neue  Sehutzbostimmungeu,  von 
denen  in  den  folgenden  Abschnitten  noch 
die  Rede  ist. 

Offensichtlich  hat  in  jüngster  Zeit  in 
England  die  Meinung  zu  gunsten  staatlicher 
Regelung  der  Arbeitsverhältnisse  bedeu- 
tend*' Fortschritte  gemacht.  Die  Enqueten 
ül>er  das  »sweating  system-  in  den  acht- 
ziger Jahren,  die  _  Erhebungen  der  infolge 
«ler  häufigen  Arl>eitseinstellungen  (Ausstand 
der  Dockarbeiter  Ins«))  eingesetzten  grossen 
-Royal  Kommission  on  l«il»our-  (1S91)  haben 
die  Notwendigkeit  gesetzlicher  Massnahmen 
neuerdings  vor  Augen  geführt.  In  parla- 
mentarischen Anträgen  oder  Bills  zum  Schutze 
der  Arlxüter,  in  der  Einsetzung  des  arMts- 
statistischen  Amts  (l^aUmr  Department),  in 
den  Bestimmungen  der  jüngsten  Schutz- 
gesetze (1*01  und  1*95),  auch  in  dem 
(übrigens  hier  nicht  zu  erörternden)  -»Work- 
mens  Compensation  Act?.  1N97  liat  die 
Wandlung  der  Anschauungen  in  der  oImmi 
bezeichneten  Richtung  Ausdnick  gefunden. 

3.  Geltendes  Recht.  Die  geltenden 
Fabrik-  und  Werkstättengesetze  (von  ls7S, 
18K3,  1889,  1891  und  1*95),  welche  hier 
hauptsächlich  in  Betracht  kommen,  sind  oben 
schon  genauer  angeführt.  Es  sind  jedoch 
noch  einige  Erläuterungen  in  Bezug  auf  das 
Geltungsgebiet  dieser  Gesetze  nötig.  Das 
Hauptgesetz  bezieht  sich  auf  die  dort  (93  7S)1) 

')  In  dieser  Weise  ist  laueh  im  folgenden: 
auf  die  bezüglichen  Gesetzesstellen  verwiesen. 


umschriebenen  *Textilfabriken<.,  -Nichttextil- 
fabriken«  und  »Werkstätten*.  Als  Textil- 
fabriken  gelten  solche  Räume,  wo  unter  An- 
wendung mechanischer  Kraft  Baumwolle, 
Wolle,  Haar,  Seide,  Flachs,  Hanf,  Jute  und 
andere  dergleichen  Stoffe  verarbeitet  werden. 
Zh  den  Nichttex tilfabriken  gehört  in  erster 
Linie  eine  Anzahl  von  gewerblichen  Anlagen, 
die  in  einem  dem  Gesetz  l*?igefügten  Ver- 
zeichnisse beschrieben  sind  (Zeugdruckereien, 
Thonwarenfabriken,  Hütten.  Papierfabriken 
u.  v.  a.).  Andere  gewerbliche  Anlagen,  näm- 
lich solche,  welche  in  einem  anderen  Ver- 
zeichnisse aufgeführt  sind  (Seilereien,  Bäcke- 
reien, Hutfabiiken  u.  a),  oder  solche,  für 
die  folgende  allgemeine  Merkmale  zutreffen : 
Räume,  in  denen  Handarbeit  gewerbsmässig 
oder  gewinneshalber  betrieljen  wird,  um 
Waren  anzufertigen,  zu  verändern,  auszu- 
bessern, zu  verzieren  oder  für  den  Verkauf 
herzurichten,  gelten  dann  als  >Niehttexil- 
fabriken«,wenn  meclianisehe Kraft  verwendet 
wird :  andernfalls  aber  sind  diese  die 
»Werkstätten*  im  Sinne  des  Gesetzes,  je- 
doch ist  in  letzterem  Falle  die  Bedingung 
hinzugefügt,  dass  derjenige,  welcher  die  in 
den  Räumen  arbeitenden  Personen  beschäf- 
tigt, das  Recht  des  Zutritts  oder  der  Auf- 
sicht besitzen  muss.  Durch  die  Novelle  von 
1895  sind  nun  zwei  Gruppen  bis  dahin  nicht 
unter  das  Hauptgesetz  gehöriger  gewerb- 
licher Anlagen  den  Fabrik-  und  Werkstätten- 
g» «setzen  nach  Massgahc  besonderer  Be- 
stimmungen   (22    und    23  95)   unterstellt  : 

1 )  gewerbsmässig  betriebene  Waschanstalten, 

2)  Docks,  Weiften.  Anlegestellen,  Nieder- 
lagen, überhaupt  alle  für  das  Ein-  und  Aus- 
laden lienutzteu  Maschinen  und  Anlagen^  so- 
wie Bauten,  bei  denen  mechanische  Kraft 
verwendet  wird.  WascIiaustaJten  gelten  als 
Fabriken,  wenn  mechanische  Kraft  ver- 
wendet wird,  sonst  als  Werkstätten ;  die  Au- 
lagen der  zweiten  Gruppe  gelten  als  Fabriken 
und  derjenige,  der  die  Anlagen  oder  Ma- 
schinen benutzt,  als  Bctriehsinhnhcr.  Für 
die  elten  genannte  Gruppe  handelt  es  sich 
in  der  Hauptsache  dämm.  1'nfällen  uud  Ge- 
fahren infolge  des  Betriebs  vorzubeugen, 
während  für  Waschanstalten  auch  die  ge- 
sundheitliche Einrichtung  der  Betriebsstätten 
und  die  Arbeitszeiten  geregelt  sind  (s.  nuten 
sul.  II  bis  V). 

Das  Hauptgesetz  bezweckt  hauptsächlich 
!  den  Schutz  der  Kinder,  JugemUichcu  und 
1  Frauen  (sogenannten  geschützten  Personen). 
Werkstätten,  wo  keine  Kinder  und  Jugend- 
liche, aber  Frauen  beschäftigt  werden,  sind 
damals  von  manchen  Vorschriften  befreit 
(Gl  78),  und  diejenigen  Werkstätten,  wo 


Die  erste  Ziffer  bedeutet  den  Paragraphen 
section),  die  zweite,  abgekürzte,  die  Jahreszahl 
es  Gesetzes;  hier  das  Hanptge«etz  von  1878. 
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nur  erwachsene  Männer  beschäftigt  werden, 
sind  —  ausgenommen  Bäckereien  —  den 
Vorschriften  des  Gesetzes  überhaupt  nicht 
unterworfen  (93  78).  In  Hinsicht  auf  die 
genannten  beiden  Arten  von  Betrieben  ist 
der  Arbeiterschutz  durch  die  Novellen  er- 
weitert :  die  Befreiungen  in  den  erstgenannten 
Betrieben  (61  78)  sind  aufgehoben  (21  91), 
nur  die  Beschäftigungszeit  der  Frauen  ist 
besonders  geregelt  (13  91);  die  Ausnahme- 
stellung der  Werkstätten  aber  mit  nur  er- 
wachsenen Männern  ist  hei  den  neuen  Vor- 
schriften nicht  aufrecht  erhalten,  vielmehr 
sind  diese  ausdrucklich  an  vielen  Stellen 
einbezogen  (gesundheitliche  Vorschriften  und 
Ueberwachung  durch  die  Fabrikiuspektoren : 
1,  2  und  491;  Betriebsanzeigen:  26  91; 
Listen  der  Aussenarbeiter:  27  91 :  Unfälle: 
18  und  21  91;  gefährliche  Betriebe:  28  95). 
Audi  in  Hinsicht  auf  die  Arbeitszeit  er- 
wachsener Arbeiter  ist  neuerdings  ein  wich- 
tiger Schritt  geschehen,  indem  eine  Rege- 
lung derselben  in  den  sogenanuten  gefähr- 
lichen Betrieben  (IU,  1)  zugelassen  ist. 
Ausserhalb  der  Fabrik-  und  Werkstätten- 
gesetze kommt  übrigens  in  dieser  Hinsicht 
auch  die  Regelung  der  Arbeitszeit  zu  Gunsten 
der  Eisenliahnbediensteten  in  Betracht  (111.3). 

Was  die  Hausindustrie  betrifft,  so 
kommt  es  darauf  an,  ob  die  so  bezeichnete 
Erwerbsthätigkeit  in  Betriebsstätten  erfolgt, 
die  nach  Massgabe  der  oben  angeführten 
Merkmale  als  Werkstätten  oder  etwa  als 
Fabriken  den  Gesetzen  unterstellt  sind;  je- 
doch fallen  gewisse  einfache  Beschäftigungen 
von  Familien  in  ihren  privaten  Wohnräumen 
(Anfertigung  von  Handschuhen,  Strohfleehte- 
reien  u.  a.),  ebenso  unregelmässiger,  neben- 
sächlicher Erwerb  nicht  unter  das  Gesetz 
(97  und  98  7N).  Ferner  gelten  Sondervor- 
schriften für  die  sogenannten  »domestic 
Workshops^,  d.  h.  wiche  Betriebe,  in  denen 
nur  Mitglieder  der  in  den  Räumen  wohnen- 
den Familie  )>eschäftigt  sind  und  mecha- 
nische Kraft  nicht  angewendet  wird.  Solche 
Betriebe  sind  weniger  beschränkt  (16  und 
61  78;  8  91).  l'ebrigens  sind  bei  der  neuer- 
dings erfolgten  Regung  der  Hausindustrie 
die  Verpflichtungen  der  Werkstätteninhaber 
an  mehreren  Stellen  auch  auf  die  Inhaber 
von  Arltcitsausgabcstellen  und  auf  die 
Zwischenmeister  ausgedehnt. 

Ausser  den  Fabrik-  und  Workstättenge- 
setzen enthalten  viele  andere  Gesetze  einzelne 
auf  denArl»eitersrhutz  bezügliche  Vorschriften. 
Diese  Gesetze  sind  im  folgenden  an  zu- 
treffender Stelle  genannt  :  nur  die  auf  den 
Bergbau  bezüglichen  sollen  hier  noch  ange- 
führt werden.  Es  gelten:  1)  das  Gesetz 
über  Erzbergwerke  vom  10.  August  1872. 
welches  sich  auch  auf  unterirdische  Stein- 
brüche V'zicht:  2)  das  Koldenbcrgwerks- 
gesetz  (Coal  Minen  Regulation  Act)  vom 


16.  September  1887 .  welches  ausser  dem 
Koldenbergbau  auch  den  Abtau  von  flötz- 
artig  vorkommenden  Eisenerzen,  bitumi- 
nösem Schiefer  und  feuerfestem  Thon  umfasst 

IL  Vorschriften  bezüglich  Ein- 
richtnng  der  Betriebsstätten. 

1.  Allgemeine  gesundheitliche  Vor- 
schriften. In  dieser  Hinsicht  kommen 
ausser  den  Vorschriften  der  Fabrik-  und 
Werkstättengesetze  die  allgemeinen  der 
»Public  Health  Acts« *)  in  Betracht  und  es 
kommt  die  Zuständigkeit  der  Fabrikinspek- 
toren  oder  der  Beamten  der  örtlichen  Ge- 
sundheitsbchßrden  hinsichtlich  der  Aus- 
führung der  Gesetze  in  Frage.  Die  Rege- 
lung in  der  einen  oder  andern  Welse  hat 
schon  in  der  älteren  Gesetzgebung  (1867: 
1871)  gewechselt;  in  dem  Hauptgesotz  von 
1878  sind  dann  Bestimmungen  für  Fabriken 
und  Werkstätten  getroffen,  während  die  Vor- 
schriften der  Public  Health  Acts  bezüglich 
der  Reiidiclikeit,  Lüftung  und  UeberfüOuiig 
von  Betriclwräuraen  ausgeschlossen  wurden  ; 
die  letzteren  Vorschriften  behielten  also  nur 
Geltung  für  die  dem  Hauptgesetz  überliaupt 
nicht  unterworfenen  oder  von  seinen  gesund- 
heitlichen Vorschriften  ausgeiiommenen  Be- 
trielie  (domestic  Workshops).  Mit  der  No- 
velle 1891  ist  wiederum  eine  grundsätzliche 
Aenderang  eingetreten :  Die  Werkstätten 
(nicht  auch  die  Fabriken)  sind  den  Vor- 
schriften des  Hauptgesetzes  entzogen  und 
denen  der  Public  Health  Acts  unterworfen ; 
zugleich  ist  die  bezügliche  Ueberwachung 
der  Werkstätten  in  erster  Linie  den  örtlichen 
Gesundheitsämtern  ültertragen.  Aber  die 
beiden  Novellen  (1891  und  1895)  enthalten 
auch  eiuige  wichtig«»  neue  gesundheitliche 
Bestimmungen,  die  in  der  Regel  sowohl  für 
Fabriken  im  Sinne  des  Hauptgesetzes  als 
auch  für  Werkstätten  und  Arbeitsstätten 
(workplace)  im  Sinne  der  Public  Health  Acta 
gelten.  Demnach  ist  die  englische  Gesetz- 
gebung in  dieser  Hinsicht  cinigermassen 
verwickelt,  jedoch  gilt  für  die  eben  genannten 
Betriebe,  wie  aus  den  an  verschiedenen 
Stelleu  zerstreuten  Bestimmungen  hervor- 
geht, ziemlich  übereinstimmend  folgendes : 

Diese  Betriebsstätten  sollen  in  reinlichem 
Zustande,  frei  von  Abflüssen  aus  Kanälen, 
Aborten  und  anderen  schädlichen  Anlagen 
geltalten  werden ;  ferner  sollen  sie  so  gelüftet 
werden,  doss  Gase,  Dämpfe,  Staub  oder 
sonstige  gesundheitsnachteilige  (injurious  or 
dangerous  to  health)  Stoffe  nach  Möglichkeit 
unschädlich  gemacht  werden:  sie  sollen 
nicht  so  überfüllt  sein,  dass  dies  der  Ge- 


'}  Es  Kelten  mehrere  Gesetze;  das  Haupt- 
Gesetz  für  England  ist  1875  erlassen,  für  Schott- 
land 1867,  für  Irland  1878;  für  London  gilt 
l  ein  wichtiges  Soudergesetz  vom  5.  August  1891. 
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sundheit  der  dort  Beschäftigten  nachteilig 
oder  gefährlich  ist ;  endlicl»  soll  fflr  die  Ein- 
.  richtuug  von  Aborten  in  genügender  Zahl, 
getrennt  fflr  beide  Geschlechter  und  gesund- 
heitlichen Forderungen  entsprechend  gesorgt 
werden  (3  78;  4  und  5  9t;  35  95;  9175 
Public  Health;  2  und  38  91  London:  §  22 
Gesetz  vom  18.  August  1890). 

In  Bezug  auf  die  Reinhaltung  der  Wände, 
Decken  und  Gänge  gilt  fflr  Fabriken, 
dass  mindestens  alle  14  Monate  entweder 
getüncht  oder,  sofern  Oelanstrich  verwendet 
ist  mit  Seife  und  heissem  Wasser  abge- 
waschen, der  Oelanstrich  aber  mindestens 
alle  7  Jahre  erneuert  werden  soll  (33  7H). 
während  bezüglich  der  W  e  r  k  s  t  ä  1 1  o  n  und 
Arbeitsstätten  im  Sinne  der  Public  Health 
Acts  das  Reinigen,  Tünchen  oder  Desinfi- 
zieren nach  dem  Ermessen  der  Gesundheits- 
behörden angeordnet,  nötigenfalls  von  ihnen 
auf  Kosten  der  Yerpfliehtete»  (Inhaber  oder 
Eigentümer)  ausgeführt  w.-rdon  soll  (4  91 ; 
25  91  London).  Bemerkenswert  sind  die 
neuerdings  (1895)  eingeführten  Bestim- 
mungen ,  dass  in  jetler  Fabrik  und  Werk- 
stätte Massregeln  getroffen  werden  sollen, 
um  eine  angemessene  Temperatur  herzu- 
stellen und  zu  erhalten  (32  95),  ferner 
dass  nicht  mehr  als  eine  bestimmte  Zahl 
von  Personen  in  den  Betriebsräumen  be- 
schäftigt werden  darf;  und  zwar  gelten  die 
Räume  in  Fabriken  und  Werkstätten  dann 
als  überfüllt,  wenn  nicht  mindestens  250 
Kubikfuss  (d.  h.  etwa  7  cbm)  und  l>ei  Ueber- 
stundenarbeit  mindestens  41« »  Kubikfuss 
(d.  h.  etwa  11.3  cbm)  Luftraum  für  jede 
Person  vorhanden  sind.  Dem  Staatssekretär 
ist  vorbehalten,  diese  Ziffern  zu  erhöhen, 
wenn  künstliches  (anderes  als  elektrisches) 
Lieht  tienutzt  wird,  oder  etwa  für  bestimmte 
Betriebsarien :  jedoeh  müssen  solche  Anord- 
nungen möglichst  tiald  Mtlon  Häuern  des 
Parlaments  vorgelegt  werden  und  verlieren 
ihre  Geltung,  wenn  eines  derseltien  dies 
binnen  40  Tagen  lieschliesst.  Durch  Aus- 
hang ist  in  jedem  Kaum  bekannt  zu  machen, 
welche  Personenzahl  gemäss  diesen  Vor- 
schriften zulässig  ist  (1  95). 

Für  die  Befolgung  der  gesundheitlichen 
Vorschriften  ist  seltistverständlich  in  erster 
Linie  der  BctrHtsinhahcr  verantwortlich, 
jedoch  liegen  nach  den  Gesetzen  über  die 
öffentliche  Gesundheitspflege  auch  dem 
Eigentümer  des  Gebäudes  gewisse  Ver- 
pflichtungen ob.  und  damit  wird  in  vielen 
Fallen  diejenige  Person  getroffen,  von  der 
die  Ausführung  des  Gesetzes  am  ehesten 
mit  Erfolg  erreicht  werden  kann.  Dieser 
Gesichtspunkt  liat  l>esondere  Bestimmungen 
für  die  sogenannten  »teuement  factories 
(Mietsfabriken)  —  man  liatto  hauptsächlich 
die  Arbeitsverhältnisse  in  der  Sheffielder 
Messerindustrie  vor  Augen  —  zur  Folg»?  ge- 


habt Um  den  dort  beschäftigten  Personen, 
die  zwar  nach  dem  Gesetz  als  Inhaber  gelten 
müssen,  aber  in  der  That  nur  Arbeiter  sind, 
zu  Hilfe  zu  kommen,  sind  für  die  Befolgung 
der  gesundheitlichen  Vorschriften  (3  und 
33'78),  ebenso  für  die  Anbringung  des  vor- 
geschriebenen Aushangs  (78  7N)  (vergl.  auch 
suh  II.  2  und  3)  gemäss  der  Novelle  von  1895 
die  Eigentümer  der  Gebäude  verantwortlich 
gemacht  (24  95). 

Wie  schon  bemerkt,  ist  die  Aufsicht 
über  dio  Werkstätten  in  gesundheitlicher 
Beziehung  (1891)  auf  die  örtlichen  Gesund- 
heitsämter übertragen.  Dies  ist  geschehen, 
um  besonders  die  vielen  kleinen  Werkstätten, 
in  denen  meist  die  schlimmsten  Zustände 
vorgefunden  wurden,  mit  mehr  Erfolg  zu  kon- 
trollieren. Der  Erfolg  ist  nach  dem  Schluss- 
bericht der  'Royal  Commission  on  Latour« 
indessen  ^zweifelhaft  geblieben.  Gleich- 
wohl hat  sieh  die  Kommission  für  Beibe- 
haltung  dieses  Systems  entschieden  und 
Vorschläge  zu  Verbesserungen  gemacht,  von 
denen  unten  noch  die  Rede  ist.  Ferner 
liatte  die  Kommission  in  dieser  Hinsieht 
vorgeschlagen,  den  Betrieb  in  gewissen  Ge- 
werbszweigen (Konfektion,  Bäckereien  u.  a) 
von  der  Erlangung  eines  Zeugnisses  ül>er 
die  gesundheitlichen  Verhältnisse  der  Arbeits- 
stätten abhängig  zu  machen  und  in  ähnlicher 
Weis«'  die  Ausgabe  von  Heünarlteit  zu  be- 
schränken, wo  dies  nötig  ist.  Diese  Vor- 
schläge sind  indessen  schon  in  dem  Entwurf 
zu  der  Novelle  von  1*95  nur  in  beschränktem 
Masse  lierfieksichtigt,  und  das  Gesetz,  wie 
es  zustande  gekommen  ist,  entspricht  den- 
selben durchaus  nicht.  Es  ist  nur  das  fol- 
gende geschehen.  Nachdem  durch  die  No- 
velle von  1S91  eine  Listen filhrung  über  die 
Hoimarlieiter  (out-workers)  angeordnet  und 
damit  den  Insj>ektoron  möglich  gemacht 
war.  den  Betriebsstätten  «lieser  Arbeiter  zu 
folgen,  versuchte  man  l>ei  den  Verhandlun- 
gen 1S95  auf  dem  Wege  eine  Abstellung 
vorgefundener  Mängel  zu  erreichen,  dass 
den  Arbcitgelicrn  (auch  Zwischenmeistern) 
die  Ausgabe  von  AiVit  in  ungesunde  Ar- 
beitsstätten untersagt  werden  sollte.  Wenn, 
so  bestimmt  in  dieser  Beziehung  die  No- 
velle (5  95),  der  Fabrikinspektor  «lein  In- 
halier einer  Fabrik  oder  Werkstätte  oder 
einem  von  ihnen  beschäftigten  Zwisehen- 
moister  (eontractor)  schriftlich  Kenntnis  ge- 
geben hat,  dass  eine  Arbeitsstätte  (place), 
wo  für  oder  im  Zusammenhang  mit  «lern 
Betriebe  der  Fabrik  oder  Werkstätte  ge- 
arbeitet, wird,  für  die  Gesundheit  der  dort 
Beschäftigten  nachteilig  oder  gefährlich  ist, 
und  der  Geschäftsinhaber  «nler  Zwischen- 
meister gleichwohl  nach  Ablauf  eines  Monats 
noch  Arbtnt  dahin  ausgiebt,  so  verfällt  er  in 
eine  Strafe  bis  Ii»  f.  sofern  der  gesumlheits- 
nachteüige  oder  gefährliche  Zustand  im  ge- 


Hand wurterbuch  der  Staatawlssemichafien.  Zweit«  Autla-e    I  34 
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richtlichen  Verfahren  bestätigt  wird.  Der  j  ämterii  anzeigen  un«l  sind,  falls  von  diesen 
Inliabcr  einer  Arbeitsausgabestelle  ist  in  binnen  einer  angemessenen  Frist  nichts  ge- 
dieser  Hinsieht  dem  Inhalier  einer  Werk-  J  schiebt,  zum  Einschreiten  auf  Kosten  jener 
statte  gleichgestellt.  Diese  Bestimmung  Aemter  befugt  (4  78,  2  Dl).  Auch  dies 
sollte  indessen  schon  gemäss  der  Regierungs- 
vorlage erst  dann  in  Kraft  treten,  wenn  der 
Staatssekretär  dies  l>czüglich  einzelner  In- 
dustriezweige anordnete,  und  das  Gesetz  ist 
nach  längeren  Verliandlungen   nur  so  zu- 


stande gekommen,  ilass  diese  Befugnis  des 
Ministers  dahin  eingeschränkt  ist ,  diiss 
solche  Anordnungen  nur  für  Orte  erfolgen 
sollen,  wo  zufolge  der  Zahl  oder  Verteilung 
der  Bevölkerung  oder  wegeu  der  obwalten- 
den Arbeitsverhältnisse  besondere  Gefahren 
für  die  Gesundheit  der  beschäftigten  Per- 
sonen und  des  Bezirks  zu  befürchten 
sind.  In  der  That  ist  die  Bestimmung,  die 
gerade  infolge  des  letzten  Zusatzes  nur 
selten  anwendbar  sein  wird,  bisher  nirgends 
in  Kraft  gesetzt.  Dies  und  der  genaue 
Wortlaut  der  Bestinunung  ist  häufig  nicht 
beachtet,  wo  in  der  Litteratur  neuerdings 
darauf  hingewiesen  ist. 

Wie  bei  dieser  Bestimmung  der  Gesichts- 
punkt des  Schutzes  nicht  nur  der  Arbeiter, 


son 


lern  d 


Verfahren  ist.  wie  die  Fabrikinsjiektoren 
berichten,  infolge  des  Verhaltens  der  Ge- 
sundheitsämter häufig  ohne  Erfolg  geblieben. 
Die  Gesundheitsämter  sind  deshalb  neuer- 
dings (1895)  verpflichtet,  den  Fabrikinspek- 
toren auf  ihre  Anzeige  Mitteilung  von  den 
ergriffenen  Massnahmen  zu  machen,  und  es 
ist  festgesetzt,  dass  die  Fabrikinspektoreu 
eitien  Monat  nach  ihrer  Anzeige  einsclireiteu 
dürfen  (3  95). 

Schliesslich  ist  hier  auf  eine  Be- 
stimmung der  Novelle  von  1895  hin- 
zuweisen, welcher  in  den  Berichten  der 
Fabrikinspektoreu  (1895)  grosse  Bedeutung 
taigelegt  wird.  Die  Bestimmung  («zieht 
sich  sowohl  auf  Fabriken  als  auf  Werk- 
stätten und  gilt  für  solche  Fälle,  wo  auf 
Grund  der  Gesiindheitsgesetze  nicht  einge- 
schritten werden  kann,  aber  nach  der  Mei- 
nung der  Fabrikinspektoren  gesundheits- 
widrige Zustände  vorhegen.  Auf  Antrag 
der  Fabrik! nsjiektorcn  können  alsdann  die 
raten  Bevölkerung  zur  Gel-  ]  Gericht»1  mit  summarischer  Jurisdiktion, 
tung  gebracht  ist,  so  auch  bei  einer  anderen  wenn  sie  finden,  dass  in  solcheu  Bäumen 
(6  95).  wonach  Inhalier  von  Fabriken,  Werk- (der  Betrieb  nicht  ohne  Gefahr  für  die  Ge- 
stätten,Arbeitsausgal»estellen,  sowieZwischen- ■  sundheit  oder  heil»  oder  Leben  stattfinden 


i  uer  gesai 


meister,  welche  Kleidungsstücke  in  Räumen 
anfertigen,  reinigen  oder  ausliefern  lassen, 
wo  ein  Scharlach-  oder  Pockenkranker  im 
Hanse  ist,  strafbar  sind,  sofern  sie  nicht 


kann,  die  Benutzung  der  Räume  bei  Strafe 
so  lange  untersagen,  bis  (he  Gefahren  be- 
seitigt sind  (2. 95). 

2.    Schutz  gegen  Betriebsgefahren. 


beweisen,  dass  sie  keine  Kenntnis  davon  '  Zum  Schutze  gegen  Gefahren,  die  mit  dem 
hatten  und  billigerweise  nicht  haben  konnten.  I  Betrielte  verbunden  sind,  bestehen  mancher- 
Als  die  Werkstätten  den  Gesetzen  über  i  lei  Bestimmungen ;  namentlich  ist  die  Ein- 
die  öffentliche  Gesundheitspflege  unterstellt  friedigung  gewisser  Maschinen  in  Fabriken 
und   ihre  Beaufsichtigung,  wenigstens    in  (Aufzüge,  Dampfmaschinen,  Rätler,  Trans- 


erster  Linie,  den  örtlichen  Gesundheits- 
ämtern mit  ihren  Gesundheitsinspektoren 
übertragen  wurden,  sind  diesen  lieamten 
die  nämlichen  Rechte  hinsichtlich  des  Ein- 
tritts in  die  Betriebsstätten,  der  l'nter- 
suchung  und  des  Verfahrens  gewährt,  wie 
sie  den  Fabrikinspektoren  nach  «lern  Haupt- 
gesetz zustehen  (3  91  ;  68  und  69  78;  25  91 ; 
45  95).  Man  sali  indessen  voraus,  dass  die 
örtlichen  Behörden  vielleicht  ihres  Amtes 
zu  nachsichtig  walten  würden,  und  hat  des- 
halb die  Aufsicht  der  Fabrikinspektoren 
nicht  gänzlich  beseitigt.  Dem  Staatssekretär 
wurde  die  Befugnis  erteilt,  sofern  er  von 
einer  Nachlässigkeit  der  Gesundheitsämter 


inissionen)  (5  78,  6  91,  7  95)  vorgeschrieben, 
und  es  ist  vertaten,  im  Gange  befindliche 
Maschinen  durch  Kinder.  Jugendliche  oder 
Frauen  reinigen  oder  bedienen  zu  lassen 
(9  78,  8  95).  Ferner  ist  den  Fabrikinspek- 
toren die  Befugnis  erteilt,  die  Anbringung 
von  Fächern  oder  ähnlichen  Vorrichtungen 
zu  fordern,  um  Luftverunreinigungen  durch 
den  Betrieb  vorzubeugen  (36  78).  und  zwar 
in  allen  Fabriken  und  Werkstätten,  in  denen 
durch  den  Betrieb  Gase,  Dünste  oder  andere 
Verunreinigungen  der  Luft  entstehen  und 
von  den  Arbeitern  in  nachteiligem.  Masse 
eingeatmet  werden  (33  95).  In  ähnlicher 
Weise  sind  die  lirsprünglich  fürBaumwollen- 
überzengt  ist,  an  Stelle  derselben  den  Fabrik-  I  Spinnereien  (Gesetz  von  1889)  gegebenen 
inspektoren  die  Beaufsichtigung  einzelner  Sehutzvorschriften  gegen  zu  feuchte  Luft 
Industriezweige  zu  übertragen  (1  91).  Von  auf  alle  Fabriken  ausgedehnt,  in  denen  eine 
dieser  Ermächtigung  ist  jedoch  bisher  kein  solche  Feuchtigkeit  iufolge  von  Dämpfen 
Gebrauch  gemacht.  Gemäss  der  Novelle  entsteht  (31  95).  In  jüngster  Zeit  sind  neu 
von  1891  sollen  ferner  die  Fabrikinspektoreu  eingeführt  Vorschriften  über  die  Aidage 
etwa  zu  ihrer  Kenntnis  gekommene  Ver- 1  und  Bedienung  von  Maschinen  mit  selbst- 
stösse  gegen  die  Vorschritten  der  Gesund- ,  thürig  auslaufenden  Wegen,  um  dadurch 
heitsgesetze  den  zuständigen  Gesundheit*- ;  möglichen  Quetschungen  vorzubeugen,  je- 
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doch  ist  hier  die  Beschränkung  hinzugefügt, 
dass  nur  Neuanlagen  nach  dem  Inkrafttreten 
der  Novelle  von  In!).")  Vtroffen  werden  (9  95). 

Bei  gewissen  andern  Gefahren  konnten 
nach  dem  Hauptgosetz  (6  bis  8  TS)  die  In- 
spektoren  Miufs  Einrichtung  von  Schutzvor- 
richtungen vorgehen,  während  jetzt  (31)  91 ) das 
unten  (sub  3)  erörterte  Vorfahren  gemäss  §  8 
bis  12  der  Novelle  1891  Platz  {.-reift.  Ausser- 
dem können  auch  hier  gemäss  der  Novelle 
von  1895  (ähnlich  wie  ol>en  sub  II,  1)  auf  An- 
trag der  Inspektor»'!»  die  Geruhte  mit 
summarischer  Jurisdiktion,  wenn  naeh  ihrer 
lVl>erzeugung  eine  Maschine  in  einer  Fabrik 
oder  Werkstatt e  nicht  ohne  Gefahr  für  I>eih 
<*ler  liehen  zu  benutzen  ist,  den  Gebrauch 
überhaupt  oder  bis  zur  Beseitigung  der  Ge- 
fahr untersagen  und  auf  Grund  der  Auzoige 
schon  können  sie  eine  einstweilige  Verfügung 
erlassen.  Zuwiderhandlungen  gegen  solche 
Verlöte  sind  mit  Strafe  bis  zu  4M  sh.  für 
jeder.  Tag  l-edroht  (4  9.-»). 

Bezüglich  derMiotsfabriken  ist  durch  die 
Novelle  von  1895 hier  olwnfnlls  der  Grundsatz 
zur  Geltung  gebracht,  dass  der  Eigentümer 
dos  Hauses  für  die  Befolgung  der  oben  er- 
wähnten Vorschriften  hinsichtlich  der  Ein- 
ig von  Maschinen  und  Anbringung 


friedigun 
von  Fäoh 


'Schern  (§  5  und  36  des  Hauptgosetzos» 
verantwortlich  ist.  Ehenso  findet  gegen  ihn 
das  Verfahren  aus  $  8  bis  12  der  Novelle 
1891  statt  (s.  unten). 

3.  Sondervorschriften  für  einzelne 
Industriezweige;  gefährliche  Betriebe. 
Den  besonderen  Gefahren,  die  mit  dem  Be- 
triebe mancher  Industriezweige  verbunden 
sind,  ist  in  früherer  Zeit  nur  wenig  Rech- 
nung getragen  und  es  ist  nicht  mit  Unrecht 
behauptet  worden,  dass  gerade  in  dieser 
Hinsicht  die  englische  Gesetzgebung  zurück- 
geblieben ist.  Vorschriften  für  solche  In- 
dustriezweige finden  sich  in  dem  Hnupt- 
gesetz  und  in  den  1883  und  1889  erlassenen 
Zusatzgesetzeu  nur  wenige:  für  Bäckepneu 
(34  und  35  7 S,  15—18  83),  für  Bleiweiss- 
fabriken  (7  83)  mal  für  gewisse  Textil- 
fabriken  (Gesetz  von  1KH9  und  37;  78):  da- 
zu kommen  noch  einige  Vorschriften  für 
ehemische  Fabriken  aus  dem  Alkali  etc. 
Works  Regulation  Act*  von  1881  ($$  5,  19. 
27  und  29),  In  jüngster  Zeit  scheint  nun 
der  Arbeiterschutz  in  dieser  Hinsicht  bessere 
Fortschritte  inachen  zu  sollen.  Die  Novelle 
von  1891  §  8  bis  12  ermächtigt  nämlich  den 
Ersten  Fabrikinspektor  zur  Anordnung  be- 
sonderer Vorschriften  (special  rulos)  für 
solche  Betriebe,  die  der  Staatssekretär  für 
gefährlich  erklärt  hat ,  weil  nach  seiner 
Meinung  die  Maschinenanlage .  das  Ver- 
fahren oder  die  übliche  Art  der  Hand- 
arlieit  der  Gesundheit  nachteilig  oder 
gefährlich  für  Leib  oder  lieben  sind,  sei 
es   im   allgemeinen,   sei  es  für  einzelne 


Persouenkategorieen,  «»der  weil  die  Vorrich- 
tungen behufs  Eititritts  frischer  Luft  unzu- 
reichend oder  die  Meng««  des  outstehenden 
Dunstes  der  Gesundheit  nachteilig  oder  ge- 
fährlich sind.  Die  Vorschrift  bezieht  sich 
nicht  auf  domestic  Workshops,  al»er  zufolge 
der  Novelle  von  1895  (2s  95)  auch  auf  Werk- 
stätten, in  denen  Kinder,  Jugendliche  und 
Frauen  nicht,  also  nur  erwachsene  Männer 
beschäftigt  werden.  Der  Erste  Fabrik- 
iusjH'ktor  soll  die  von  ihm  für  nötig  ge- 
haltenen Massnahmen  dem  Betriebsinhaber 
(bei  Mietsfabriken  dem  Eigentümer  21  95) 
vorsehreUion :  diese  sind  gültig,  wenn  nicht 
binnen  21  Tagen  Widersprach  dagegen  er- 
hoben wird.  Geschieht  (lies  aber  und  es 
wird  nicht  etwa  durch  eine  Aenderung 
seitens  des  Staatesekretärs  mit  Zustimmung 
des  Botriobsinliabers  noch  eine  Verständigung 
erzielt,  so  soll  in  einem  Schiedsverfahren 
über  die  einzuhaltenden  Massnahmen  ont- 
gültig  entschieden  werden.  In  diesem  Ver- 
fahren tritt  der  Erste  Fabrikinspektor  einer- 
seits, der  Betriebsinlial>or  andererseits  als 
Partei  auf,  von  denen  jeder  einen  Schieds- 
richter ernennt:  auch  ist  durch  die  Novelle 
von  1895  (12  95)  zugelassen,  dass  den  etwa 
an  der  Entscheidung  interessierten  Arbeitern 
auf  ihren  Antrag  ein  Vertreter  Iwstellt  wird, 
um  den  Verhandlungen  beizuwohnen.  Die 
Schiedsrichter  sind  zur  eidlichen  Vernehmung 
von  Zeugen  und  zur  endgültigen  Ent- 
scheidung berechtigt  und  sollen  einen  Ob- 
mann  wählen,  der  bei  mangelnder  Einigung 
au  ihrer  Stelle  zu  entscheiden  hat;  nötigen- 
falls tritt  an  Stelle  desselben  der  Obmann 
des  Schwurgerichts.  Spez  ialvorschriften,  die 
auf  Grund  dieser  Bestimmungen  zu  stände 
gekommen  sind,  sollen  von  Zeit  zu  Zeit 
nachgeprüft ,  nötigenfalls  geändert  werdeu. 
Die  gültigen  Vorschriften  sind  jederzeit  iu 
den  Betrieben  durch  Aushang  U'kannt  zu 
machen;  Zuwiderhandlungen  dagegen  sind 
straf liar.  Es  ist  gewiss  zu  tiezwoifeln,  ob  die 
angeführten  Bestimmungen  allein  eine  grosse 
Wirkung  gehabt  haben  würden,  da  in  die 
bezüglichen  Betriehsvorhältni&se  natürlich 
nicht'  ohne,  sehr  genaue  technische  Kennt- 
nisse mit  Nachdruck  und  doch  in  einer  die 
berechtigten  Interessen  schonenden  Weise 
eingegriffen  werden  kann.  In  dieser  Hin- 
sicht sind  nun  die  gesetzlichen  Bestimmungen 
in  sehr  zweckmässiger  Weise  vom  'Home 
<  »fficc  dadurch  ergänzt,  dass  dieses  Amt  zu- 
nächst besondere  Kommissionen  mit  der 
Aufgabe  einsetzte,  sich  eine  genaue  Kennt- 
nis der  Bctriobsverliältnisse  der  verdächtigen 
Industrioen  zu  verschaffen  und  alsdann  die  zu 
erlassenden  Speeialvorscliriften  in  Vorschlag 
zu  bringen.  So  haben  seither  mehrere 
Kommissionen  gewirkt,  ihre  Thätigkeit  ist 
noch  nicht  abgeschlossen  (vorläufiger  Be- 
richt: Sommer  1896.    C-8149).    Auf  die 
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sehr  tieachtenswerten  bisherigen  Vorsehläge 
der  Kommissionen  und  die  erlassenen  Vor- 
schriften ist  selbstverständlich  hier  nicht 
einzugehen,  immerhin  dürfte  es  von  Inter- 
esse sein,  die  auf  Grund  des  §  8  91  vom 
Staatssekretär  als  »gefährliche  erklärten 
(dangemus  trades)  und  somit  Spezialvor- 
schriften unterworfenen  Industriezweige  an- 
zugeben. Dies  sind  die  Bleiweiss-,  die 
Farbenindustrie,  die  Gewinnung  von  Arsenik 
(Verfügung  vom  9.  Mai  1892»;  die  Zünd- 
holzindustrie (2.  Juni  1892);  die  Irden-Ge- 
schirr,  die  Sprengstoff  (Dinitrolienzin).  die 
chemische  Industrie,  Steinbrüche  (24.  Dez. 
1892) ;  die  Herstellung  gewisser  Bleifabrikate, 
Geschirr -Verzinnen  und  -Emaillieren,  Her- 
stellung elektrischer  Akkumulatoren  (2.  Januar 

1894)  ;  Flachsspinnereien  und  Leinenwebe- 
reien (3.  Januar  1894):  Betriebe,  in  denen 
chromsaures  Blei  verwendet  wird  (9.  April 

1895)  ;  Giessereien  für  Messing  und  einige 
andere  Legierungen  (5.  Mai  1894  und  1. 
Januar  1896);  das  Sortieren  von  Wolle, 
Ziegen-  und   Kameelhaar  (23.  Juli  1896). 

Ausser  dem  geschilderten  Verfahren  zur 
Regehing  gefährlicher  Betriebe  enthält  die 
Novelle  von  1895  noch  für  einige  Industrie- 
zweige Sondervorschriften.  Dies  ist  der 
Fall  für  die  Messerschmieden  und 
Schleifereien  in  Mietsfabrikon,  »leren  Eigen- 
tümer durch  die  bezüglichen  Verpflichtungen 
getroffen  werden  (28  95  und  Anlage  des 
Gesetzes).  Ferner  sind  liiusichtlich  der 
Bäckereien  die  Vorschriften  des  Ilaupt- 
gesetzes  (§  34  und  35),  wonach  besondere 
Massnahmen  für  Reinhaltung  der  Betriebs- 
räume und  ihre  Absonderung  von  etwaigen 
Schlafstellen  angeordnet  sind,  unter  Auf- 
hobungderfrühorenIW-hränkungen(gn"*sere 
Orte)  auf  alle  Bäckereien  ausgedehnt,  und 
es  ist  verboten,  neue  Bäckereien  in  unter- 
iniischen  Räumeu  einzurichten  (27-95).  Für 
diejenigen  Betriebe  ferner,  in  denen  Blei, 
Arsenik  oder  andere  giftige  Stoffe  ver- 
wendet werden,  ist  die  Anbringung  geeig- 
neter Waschoinrichtungen  für  das  Personal 
angeordnet  (30  95).  Was  schliesslich  die 
erst  durch  die  Novelle  1*95  in  die  Fabrik- 
gesetzgebung einbezogenen  Gewerlie  betrifft, 
so  sind  die  Docks  und  die  oben  sub  I.  3  ge- 
nannten Anlagen  in  Rücksicht  auf  ihn* 
besonderen  Betriebsverhältnisse  dem  Ver- 
fahren behufs  Erlass  von  Specialvor- 
schriften (N- — 12  91)  sowie  den  durch  die 
Novelle  ls!l5  bezüglich  gefährlicherMaschiueu 
eingeführten  Verfügungen  unterworfen.  Die 
Waschanstalten  gelten  bezüglich  der 
gesundheitlichen  Vorschriften  als  Fabriken 
oiler  Werkstätten:  ausserdem  sind  für  die 
Anstalten  mit  mechanischer  Kraft  besondere 
Vorschriften  über  Anbringung  von  Ventila- 
toren. Absonderung  der  Plilttnfen  und  Trocken- 
halten  der  Fu.ssbii.leii  getroffen  (22  95). 


III.  Vorschriften  bezüglich  der 
Beschäftigung. 

1.  Verbote  gewerblicher  Beschaf  t  igung. 

In  Fabriken  und  Werkstätten  dürfen  K  in  der 
unter  11  Jahren  (1878:  unter  10  Jahren) 
überhaupt  nicht  beschäftigt  werden  (18  91). 
Auch  wenn  sie  dies  Alter  erreicht  haben, 
bedürfen  sie.  ebenso  die  Jugendlichen 
unter  16  Jahren,  um  in  Fabriken  zu  arbeiten, 
noch  eines  Tauglichkeitszeuguisses.  Ein 
solches  inuss  von  bestimmten  Aerzten  nach 
vorhergegangener  körperlicher  Untersuchung 
und  Altersfeststellung  ausgestellt  sein;  die 
Aerzte  sind  —  eine  neuerliche  Kontroll- 
massnahme  —  verpflichtet,  jährlich  ül>er 
ihre  Tliätigkeit  zu  Ijcrichteu.  Durch  Ver- 
ordnung iles  Staatssekretärs  kann  festgesetzt 
werden,  dass  die  Beibringung  von  Tauglich- 
keitszeugnissen auch  hinsichtlich  der  Werk- 
stättenarbeit  stattfinden  soll  (27  bis  30  78: 
19  und  20  91). 

Für  Kinder,  die  in  Fabriken  und 
Werkstätten  lieschäftigt  sind,  ist  ein  ge- 
wisser Schulbesuch  vorgeschriel*eu.  wozu  sie 
anzuhalten  in  erster  Linie  ihre  Eltem  ver- 
pflichtet sind.  Ausserdem  ist  es  jedoch  den 
Arbeitgebern,  denen  dieserhalb  wöchentlich 
Mitteilung  ülter  den  Schulbesuch  der  von 
ihnen  beschäftigten  Kinder  zu  machen  ist, 
bei  Strafe  verlöten,  die  Kinder  im  Falle  von 
Schtdversäumni&son  weiter  zu  beschäftigen. 
Von  jener  Schulpflicht  sind  jedoch  Kinder 
von  über  13  Jahren  l**freit,  wenn  sie  eiu 
Schulzeugnis  erlangt  liaben.  Die  Bedingungen 
für  ein  solches,  nämlich  ein  gewisses  Mass 
von  Kenntnissen  im  Schreiben,  Lesen  und 
Rechnen  und  von  Schulliesuchen  (250  atten- 
dauees)  nach  erreichtem  fünften  Ix-bensjahre 
sind  durch  ministerielle  Verfügung  neuer- 
dings (7.  August  1893)  festgestellt  (23  bis 
27  7S). 

Aus  den  Fabrik-  und  Werkstätteugesetzen 
ist  hier  noch  anzuführen  das  durch  die  Novelle 
von  1891  eingeführte  Verbot,  Frauen  nach 
einer  Niederkunft  in  den  nächsten  4  Wochen 
zu  beschäftigen,  und  es  ist  hier  ferner  hin- 
zuweisen auf  die  Beschält igungs verböte  in 
bestimmten  Industriezweigen  mit  besonderen 
Gefahren.  Solche  Verbote  betreffen  die 
Spiegelbelegung  mit  (Quecksilber.  Bleiweiss- 
fahrikatiou, 'Glasschmelzen.  Ziegeleien,  Salz- 
gewinnung. Metallschleifereien.  Zündlicht- 
fabrikation und  gelten  für  Kinder,  junge 
Mädchen.  Jugendliche  oder  einzelne  dieser 
Kategorieon.  Aussenlem  kommen  in  Betracht 
Verbote  in  den  für  --gefährlich*  erklärten 
Betrieben,  von  denen  schon  oben  (sub  II,  3)  die 
Rede  war.  In  solchen  Betrielien  können 
nämlich  zufolge  einer  ergänzenden  Vor- 
schrift der  Novelle  von  1n95  (28  95»  auch  Ver- 
ltote der  Beselüiftigung  und  —  um  ilies  der 
Kürze   halltet-  gleich  hier    zu    sagen  — 
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Aenderungeu  oder  Beschränkungen  der  Ar- 
beitszeit aller  Arbeiter  oder  eioze liier  Kate- 
gorieen  angeordnet  werden.  An  dieser  Stelle 
ist  somit  der  bis  dahin  bei  allen  Fabrikge- 
setzen festgehaltene  Grundsatz,  nur  die 
Beschäftigung  von  Kindern,  Jugendlichen 
oder  Frauen  zu  regeln,  durchbrochen  und 
vorgesehen,  dass  unter  Umständen  die  Be- 
scliäf  tigung  erwachsener  männlicher 
Arbeiter  untersagt  oder  beschränkt  wird. 
Freilich  ist  dies  nur  mit  dem  Vorbehalt  ge- 
schehen, dass  die  auf  erwachsene  Arleiter 
bezüglichen  Verfügungen  vor  dem  Inkraft- 
treten während  40  Tagen  leiden  Häusern 
des  Parlaments  vorzuleben  sind.  Auf  Grund 
des  genanuten  ij  28  9'»  ist  (1H9(J)  die  Be- 
schäftigung von  Frauen  an  gewissen  Stellen 
der  Bleiweissfabrikation  sowie  die  Be- 
schäftigung von  Frauen  und  Mädchen  in  den 
Messinggiessereien  untersagt,  auch  kürzlich 
eine  Verfügung  bezüglich  des  Wollsortierons 
erlassen. 

Was  endlich  die  Beschäftigung  im  Berg- 
bau betrifft,  so  ist  die  Arbeit  .»unter  Tage*, 
gemäss  den  oben  sub  I,  3  genannten  Gesetzen 
Knalien  unter  12  Jahren ,  Mädchen  und 
Frauen  untersagt,  ferner  die  Arbeit  -über 
Tage  Kindern  unter  12  Jahren  gemäss  dem 
Kohlenlergwerksgesotz  (1SS7).  wälirend  das 
Erztergwerksgesotz  (1*72)  in  letzterer  Hin- 
sieht keine  Bestimmung  enthält,  also,  so- 
fern es  sich  um  geschlossene  Käuine  handelt, 
das  Fabrikgesetz  Anwendung  findet.  Die 
Wagen  in  den  Kohlebergwerken  zu  schielen, 
ist  Knaben  unter  10  Jahren,  Mädchen  und 
Frauen  untersagt. 

2.  Die  Arbeitszeit  nach  den  Fabrik« 
nnd  WerkKtüttengesetaen.  Im  allgemeinen 
ist  das  befolgte  System :  Anfang  und  Sclduss 
des  Arbeitstages  sowie  die  Dauer  der  Pausen 
und  zwar  gleichzeitig  für  alle  geschützten 
Personen  zu  bestimmen,  um  so  die  hfehste 
zidässige  Arbeitszeit  zu  begrenzen :  ausser- 
dem den  Sonnabcndnachunttag,  den  Sonn- 
tag (21  78)  und  gewisse  Feiertage  (22  78; 
1*5  91 ;  17  95)  frei  zu  halten.  Die  Arbeits- 
zeit ist  in  verschiedener  Weise  festgesetzt: 
einerseits  für  Textilfabiiken.  andererseits  für 
Nichttextilfabriken  oder  Werkstätten ,  und 
in  letzterer  Gruppe  gelten  besondere  Vor- 
schriften für  solche  Betriebe,  in  denen  zwar 
Frauen,  aber  weder  Kinder  uteh  Jugendliche 
beschäftigt  werden,  sowie  für  domestic  Work- 
shops (10 — 16  78);  schliesslich  kommen 
noch  Sondervorscluiften  für  lestimmte  Ge- 
werbszweige in  Betracht.    Die  Vorschriften 

feiten  überall  nur  zum  Schutz  von  Kindern, 
ugendliehen  oder  Frauen,  kommen  aber 
natürlich  bei  einheitlichen  Betriebsverhält- 
nissen in  der  Kegel  auch  den  erwachsenen 
Arbeitern  zu  gute.  Inwiefern  die  Möglich- 
keit besteht,  der  letzteren  Arbeitszeit  un- 


mittelbar zu  regeln,  davon  ist  unten  noch 
die  Rede. 

InTextilfabrikeu  dürfen  Jugendliche 
und  Frauen  von  8  l'lir  früh  bis  6  Uhr  abends 
oder  von  7  Uhr  früh  bis  7  Uhr  abends  ein- 
schliesslich mindestens  2  Stunden  Pause  am 
Sonnabend  einschliesslich  •/•.•Stunde,  Pause  je 
nach  Beginn  der  Arbeit  und  Ijage  der  Pausen 
höchstens  bis  2  Uhr  mittags  beschäftigt 
werden.  Nach  41  stflndiger  Arbeit  muss 
eine  Pause  eintreten.  Die  hfehste  zulässige 
Arbeitszeit  (ohne  Pausen)  berechnet  sich 
demnach  auf  56  Vs  Stunde  in  der  Woche. 
Es  wird  lehauptet,  die  in  der  That  üblicho 
Arbeitszeit  sei  in  der  Regel  kürzer.  Die 
Beseliäftigung  von  Kindern  muss  entweder 
nach  dem  System  der  Vor-  und  Nachmittags- 
reihen  oder  an  umschichtigen  Tagen  erfolgen, 
wobei  die  Sonnabendsarbeit  lesonders  ge- 
regelt ist  und  mit  den  Reihen  bezw. 
Schichten  wochenweise  gewechselt  werden 
muss.  Nach  beiden  Systemen  beträgt  die 
höchste  zidässige  Arleitszeit  für  ein  Kind 
in  zwei  Wochen  elensoviel  wie  für  Jugend- 
liehe in  einer  Woche. 

In  N  i  c h  1 1  e x  t  i  1  f  a b r  i  k e  n  und  W  e  r  k- 
stätten  ist  die  Regelung  ähnlich;  jedoch 
kann  der  Arbeitstag  auch  von  8  Uhr  morgens 
Iiis  8  Uhr  abends  festgesetzt  werden,  Sonn- 
abends Sclduss  2.  3  oder  4  Uhr  (36/95); 
die  Pausen  brauchen  nur  l1  •••  Stunde  zu 
betragen  und  erst  mich  5  Stunden  Arbeit 
einzutreten.  Es  ergiebt  sich  demnach  als 
höchste  Arbeitszeit  in  der  Woche :  60 
Stunden  für  Jugendliche  und  Frauen. 
Die  Beschäftigung  von  Kindern  darf  nur 
dann  nach  dem  System  der  umschichtigen 
Tage  erfolgen,  wenn  2  Stunden  Pause  ge- 
währt werden;  ünv  höchste  Arbeitszeit  an 
einem  einzelnen  Tage  ist  also  in  diesem 
Falle  10  Stunden,  bei  reihenweiser  Be- 
schäftigung höchstens  GV  i  Stunden. 

In  Betrieben,  in  denen  Jugendliche  und 
Kinder  ausgeschlossen  sind,  dürfen  Frauen 
12  Stunden  zwischen  6  Uhr  morgens  und 
10  Uhr  abends  mit  mindestens  lVs  Stunde 
Pause  arbeiten ,  Sonnabends  8  Stundeu  bis 
•1  Uhr  nachmittags  mit 1  ;  Stunde  Pause  (13  91). 

In  domestic  Workshops«  ist  die  Be- 
schäftigung von  Frauen  nicht  beschränkt ; 
Jugendliehe  dürfen  zwischen  6  Uhr  morgens 
und  9  (Sonnabends  4)  Uhr  abends  mit  min- 
destens 4'  2  (Sonnabends  2'  i)  Stunden  Pause 
dazwischen  arbeiten.  Kinder  nur  nach  dem 
System  der  Vor-  oder  Nachmittagsreihen  (6 
bis  1  Uhr  oder  1  bis  8  Uhr). 

Ausnahmen  von  der  geschilderten 
regelmässigen  Arbeitszeit  sind  1.  hinsichtlich 
der  Anfangs-  und  Scldusszeiten.  Pausen, 
Sonnabendsarbeit  oder  Feiertage.  2.  behufs 
Feierstunden,  3.  behufs  Nachtarbeit  zuge- 
gelassen ;  unter  Umständen  kann  jedoch  der 
Staatssekretär  ihre  Bewilligung  von  gewissen 
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Bedingungen  nbliängig  macheu  (s.  unten). 
Die  (nicht  sehr  erheblichen)  Abweichungen 
in  erstgenannter  Hinsicht  sind  unter  gesetz- 
lich vorgeschriebenen  Voraussetzungen  oder 
nach  Ermessen  dos  Staatssekretärs  zugelassen 
(43  bis  52. 78);  in  einigen  Fällen  beziehen 
sie  sieh  auf  bestimmte  Gewerbearten: 
Spitzenfabriken  (44  78)  Bäckereien  (45  78), 
Färbereien  (47  78).  Wichtiger  als  diese  Aus- 
nahmen sind  die  Uetierstunden  und  die 
Nachtarbeit. 

Ueberstunden  waren  den  Jugend- 
lichen und  Frauen  gemäsa  dem  Hauptgesotz 
(53  78)  unter  gewissen  Bedingungen  in 
vielen  Industriezweigen ,  die  in  einer  An- 
lage zum  Oesetz  genannt  sind,  gestattet; 
ferner  in  solchen,  welche  durch  eine  Ver- 
ordnung des  Staatssekretärs  diesen  gleich- 
gestellt wurden,  weil  das  Material  iufolge 
der  Witterung  dem  Verdorben  ausgesetzt 
ist  oder  weil  zu  gewissen  Zeiten  Arbeits- 
häufungen oder  unvorhergesehene  Aufträge 
vorkommen.  Von  dieser  an  leicht  zutreffende 
Bedingungen  geknüpften  Erlaubnis  zu  Uelier- 
stunden  ist  viel  Gebrauch  gemacht  und  so 
die  Durchführung  der  regelmässigen  Arbeits- 
zeit sehr  beeinträchtigt.  Es  wurden  deshalb 
von  vielen  Seiten  Beschränkungen  gefordert 
und  auch  von  der  Royal  (Kommission  on  Labour 
befürwortet.  Demgemäss  ist  durch  die  Novelle 
von  1895  untersagt,  Jugendliche  (Überhaupt 
auf  Grund  des  §  53  78  in  reberstunden  zu 
Iteschäftigcn ,  und  die  Uelierstiuiden  der 
Frauen  sind  eingeschränkt.  Es  handelt  sich 
für  sie  um  eine  Arl»eitszeit  von  14  Stunden 
zwischen  (i  Uhr  morgens  und  10  Uhr  abends 
mit  mindestens  2  Stunden  Pause  dazwischen. 
In  diesem  Masse  dürfen  sie  aber  nicht  an 
mehr  als  3  Tagen  in  der  Woche  und  ül>er- 
haupt  nur  HO  Tage  (früher  48  Tage)  im  Jahre 
beschäftigt  werden  (14  95  ,  54  95).  Elienso 
sind  die  für  Frauen  in  einigen  anderen  In- 
dustriezweigen mit  leicht  dem  Vertierben 
ausgesetztem  Material  (Fische,  Milch)  er- 
laubten Uelierstunden  auf  60  Tage  im  Jahre 
(früher  96  Tage)  eingeschränkt  (56  78,  14  95). 
Die  sonst  noch  zugelassenen  reberstunden : 
für  Kinder,  Jugendliche  und  Frauen  rs 
Stunde  wegen  unfertiger  Arbeit  (54  78),  für 
Jugendliche  und  Frauen  in  gewissen 
Färl)ereien  und  Betrieben  mit  Wasserkraft 
infolge  Ueherflutung  oder  Dürre  (55  und 
57  78)  haben  geringere  Bedeutung.  So  steht 
es  in  England  jetzt  hinsichtlich  der  l'eber- 
stunden  erheblieh  besser  als  noch  vor  kurzein, 
und  man  hat  auch  1895  Massnahmen  getroffen, 
die  etwaige  Umgehungen  verbotener  Ueber- 
stunden durch  Hausarbeit  verhindern  sollen : 
es  ist  untersagt,  Kinder,  Jugendliche  oder 
Frauen  au  denselben  Tagen,  an  denen  sie  in 
der  Fabrik  oder  Werkstätte  arbeiten,  auch 
ausserhalb  zu  beschäftigen,  ausgenommen 
wenn  die  gesetzliche  Arbeitszeit  eingehalten 


wird.  Erfolgt  an  solchen  Tagen  Ausgabe 
von  Hausarl>eit,  so  gilt  dies  als  Beschäftigung. 
Aehnliche  Bestimmungen  gelten  bei  einer 
Beschäftigung,  die  teils  in  Fabriken  oder 
Werkstätten,  teils  im  I^adengeschäft  statt- 
findet (16  95). 

Nachtarbeit  ist  nach  Massgabc  der 
regelmässigen  Arbeitszeit  für  geschützte 
Personen  von  selbst  ausgescldossen.  Aus- 
nahmen gelten  nur  für  Jugendliche  männ- 
lichen Geschlechts  von  über  14  Jahren: 
die  13jährigen  im  Besitze  eines  Schul- 
zeugnisses, welche  sonst  den  Jugendlichen 
gleichstehen,  werden  nicht  mehr  davon  be- 
treffen (14  95).  Jene  Jugendlichen  dürfen 
nachts  liesehäftigt  werden:  in  Glashütten 
in  näher  bezeichneter  Weise  während  der 
üblichen  Arlteitsstunden  (60  7N);  ferner  mit 
Nebenarbeiten  während  12  Stunden,  sofern 
sie  in  den  12  Stunden  vorher  und  nachher 
nicht  arbeiten :  in  Eisenhämmern  und  Buch- 
druckereien in  6  Nächten  während  2  Wochen 
und  in  Hochofen  und  Papierfabriken  in  7 
Nächten  während  2  Wochen  (5S  78,  14  95). 
In  gleicher  Weise  darf  auch  der  Staats- 
sekretär in  anderen  Industriezweigen  Jugend- 
lichen von  über  16  Jahren  Nachtarl>eit  ge- 
statten ,  und  von  dieser  Befugnis  ist  viel 
Gebrauch  gemacht,  noch  kürzlich  (1894)  für 
Krzwäschereien  und  Porzellanfabiiken. 
Endlich  ist  in  Zeitungsdruekercieu  Jugend- 
lichen von  über  16  Jahren  zweimal  iu  der 
Woche  Nachtarbeit  erlaubt,  jedoch  darf  ihre 
Arbeitszeit  nicht  mehr  als  12  Stunden  ohne 
Unterbrechung  dauern  (59  7H;  14  95). 

Die  Nachtarl>eit  der  Jugendlichen  ist 
häufig  zum  Gogeustaud  von  Klagen  gemacht, 
aber  es  ist  an  den  Vorschriften  des  Haupt- 
gesetzes doch  nur  wenig  geändert  worden. 
Mehr  Bedeutung  kann  bei  entsprechender 
Anwendung  die  dem  Staatssekretär  neuer- 
dings (1895)  erteilte  Befugnis  erlangen. 
Vorscluiften  über  die  Gesamtzahl  von  Arbeits- 
stunden in  der  Woche,  über  die  Dauer  der 
Arbeitszeiten  und  der  zwischeuliegenden 
Ruhezeiteu  zu  erlassen,  welche  als  Bedingung 
für  Nachtarbeit  Jugendlicher  gelten  (14  95). 
In  dieser  Hinsicht  ist  noch  zu  bemerken, 
dass  überhaupt  bei  allen  Ausnahmen,  die 
eine  längere  Arbeitszeit  oder  Nachtarbeit 
geschützter  Personen  zur  Folge  haben,  der 
Staatssekretär  Vorschriften  Ober  Reinhaltung 
und  Lüftung  zur  Bedingung  machen  darf 
(60  78). 

Eine  besondere  Regelung  der  Arl>cits- 
zeit  ist  erfolgt  für  Zeugdruckereien,  Färbe- 
reien und  Bleichereien  (40  78).  die  der- 
jenigen der  Textilfabriken  nahe  kommt, 
ferner  für  die  erst  1895  regulierten  Wasch- 
anstalten, und  eudlich  kommen,  hier  die 
Sondorvorscliriften  für  -gefährliche  Betriel»* 
in  Betracht,  die  eine  Beschränkung  der 
Arbeitszeit  auch  von  erwachsenen  männlichen 
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Arbeitern  zun»  Gegenstand  haben  können, 
von  denen  jedoch  schon  in  anderem  Zu- 
sammenhang (oben  sub  III,  1)  <lie  Rode  war. 
In  Waschanstalten  »oll  die  wirkliche 
Beschäftigungszeit,  d.  h.  ohne  Pansen,  für 
Kinder  nicht  mehr  alt*  10  Stunden,  fflr 
Jugendliche  nicht  mehr  als  12  Stunden,  für 
Frauen  nicht  mehr  als  I  i  Stunden  innerhalb 
24  aufeinander  folgender  Stunden  uud  im 
ganzen  in  einer  "Woche  für  Kinder  nicht 
mehr  als  30  Stunden,  für  Jugendliche  und 
Frauen  nicht  mehr  als  00  Stunden  betragen 
Jetloch  sind  der  ztdetzt  genannten  Be- 
stimmung gegenüber  für  Frauen  l  "el  »er- 
stunden zugelassen,  nänüich  dreimal  in  der 
"Woche.  höchstens  aber  au  30  Tagen  im 
Jahre,  2  Stunden  täglich,  doch  so,  das*, 
keine  Frau  über  14  Stunden  am  Tage  arbeitet. 
Kinder,  Jugendliche  und  Frauen  dürfen  ohne 
Pause  von  wenigstens  1  i  Stunde  nicht  länger 
als  5  Stunden  hintereinander  Iteschäftigt 
wenlen :  Feiertags?  gelten  wie  in  Fabriken 
und  Werkstätten.  elieuso  die  bezüglichen 
Vorschriften  flUr  Bekanntmachungen  durch 
Aushang  und  Anzeigen  an  die  Insj)cktoreu 
(22  95). 

3.  Die  sonstige  Regelung  der  Arbeits- 
zeit (Bergbau.  Ladengeschäfte, 
Eisenbahnbetrieb).  Bergbau.  Nach 
den  Bergwerksgesetzen  (s.  sub  I,  3)  dürfen 
Knaben  von  12  bis  16  Jahren  .»unter  Tage« 
nicht  länger  als  "4  Stunden  in  der  Woche, 
täglich  nicht  mehr  als  10  Stunden  beschäftigt 
werden ;  die  Ruhezeit  zwischen  zwei  Schichten 
soll  wenigstens  12  Stunden,  von  Freitag  auf 
Sonnatand  wenigstens  8  Stunden  betragen : 
Ein-  und  Ausfahrt  sind  in  die  unterirdische 
Beschäftigung  einzurechnen.  Das  Erzberg- 
werksgesetz enthält  eine  kleine  Abweichung 
bezüglich  der  Ruhezeit.  »IVbcr  Tage«  dürfen 
nach  dem  Kohlenbergwerksgesetz  —  das 
Erabergwerksgesetz  enthält  keine  Vorschriften 
in  dieser  Hinsicht ;  s.  auch  sub  II,  1  —  Knalicn 
und  Mädchen  von  12 — 13  Jahren  täglich 
nicht  länger  als  10  Stundeu,  in  der  Woche 
nicht  mehr  als  6  Tage,  wenn  sie  aber  mehr 
als  3  Tage  arbeiten,  täglich  nicht  länger  als 
6  Stunden  beschäftigt  werden.  Für  Knaben 
von  13 — 10  Jahren,  Mädchen  über  13  Jahren 
und  Frauen  gilt  das  oben  Gesagte  (54  hezw. 
10  Stunden),  auch  bezüglich  der  Ruhezeiten. 
Die  Arbeit  darf  nicht  vor  5  l'hr  beginnen 
und  muss  spätestens  um  0  l'hr  enden  und  soll 
ohne  Pause  nicht  länger  als  5  Stunden 
dauern. 

Ladengoschäfte.  Schon  1886  war  ein 
»Shop  Ho urs  Act*  erlassen,  alier  nur  mit 
zeitlich  beschränkter  Gültigkeit.  Dies  Gesetz 
ist  in  der  Folge  immer  nur  auf  kurze  Zeiten 
verlängert,  und  erst  unterm  28.  Juni  1802 
ist  ein  zeitlich  nicht  beschränktes  mit  ziemlieh 
gleichem  Inhalt  zu  stände  gekommen:  55 
und  50  Vict.  ch.  02.  in  Kraft  seit  dem 


1.  September  1892.  Das  Gesetz  schützt, 
ebenso  wie  das  ältere,  nur  junge  Leute, 
d.  h.  solche  unter  18  Jahren,  die  iu 
»shopsr  Iteschäftigt  sind.  Unter  »shons*  sind 
zu  versteheu :  Gross-  und  Kleinverkaufsstelleu, 
Marktlädeu.  Buden  und  Warenhäuser,  in  denen 
Verkanfspersonal  bescliäftigt  ist;  auch  das 
Gastwirtsgewerl»e  (licensed  public  -  houses 
and  rofreshment  houses  of  any  kiud) 
ist  eingeschlossen.  Ausgenommen  sind  aber 
»shops«,  wo  nur  Mitglieder  der  in  demseJlien 
Gebäude  wohnenden  Familie  Iteschäftigt  sind ; 
auf  solche  Mitglieder,  ebenso  auf  die  nur 
zu  häuslichen  Arbeiten  gehaltenen  Dienst- 
boten findet  «las  Gesetz  keim-  Anwendung. 
Nach  dem  Entwürfe  war  beabsichtigt  das 
Gesetz  auch  auf  erwachsene  Frauen  auszu- 
dehnen, diese  Erweiterung  hat  man  jedoch 
bei  den  Kommissionsltoratungen  als  nicht 
ratsam  fallen  lassen.  Die  gesetzlich  fest- 
gesetzte Beschränkung  der  Arbeitszeit  ist 
nun  die,  dass  junge  Leute  in  einer  Woche 
nicht  melir  als  74  Stunden  einseldiesslich 
der  Mahlzeitpausen  beschäftigt  werden  sollen, 
wobei  etwa  ausserlialb  der  Iiiden,  in  Fabriken 
oder  Werkstätten  geleistete  Arlteit  mit  in 
Anrechnung  zu  bringen  ist.  Die  gesetzlichen 
Bestimmungen  sind  durch  Aushang  in  jedem 
Laden  Itekaunt  zu  machen  und  Znwider- 
luindlungen  der  Arbeitgeber  oder  ihrer  etwa 
verantwortlichen  Vertreter  mit  Geldstrafen 
bis  zu  1  £  für  die  Person  bedroht.  In 
dem  Bericht  der  parlamentarischen  Kommis- 
sion (P.  P.  Nr.  287)  ist  anerkannt,  das*  das 
Gesetz  von  1880  in  der  Hauptsache  toter 
Buchstabe  geblieben  ist.  und  man  entschied 
sich  daher  für  die  Anstellung  von  Insjiektoren. 
um  die  Befolgung  der  gesetzlichen  Vor- 
schriften zu  beaufsichtigen,  aber  die  Kommis- 
sion hat  sich  nicht  für  staatlich  bestellte 
Inspektoren  entschieden.  So  ist  im  Gesetz 
die  Anstellung  dem  Ermessen  der  Graf- 
scliaftsräte  überlassen. 

Eisenbahnbetrieb.  Der  R  a  i  1  w  a  y  R  e  - 
gulation  Act  (1893):  50  und  57  Vict.  ch. 
29  ist  besonders  liemerkenswert ,  weil  es 
sich  liier  um  die  Regelung  der  Arbeitszeit 
erwachsener  Personen  handelt.  Aller- 
dings ist  auch  dieser  Schritt  erst  geschehen, 
nachdem  seit  langer  Zeit  l»erechtigte  Klageu 
wegen  übennässiger  Arlteitszeit  bekannt  ge- 
worden waren,  und  schwerlich  würde  man 
eingegriffen  hal>en,  wenn  nicht  alle  Reisenden 
das  grösste  Interesse  an  der  Zuverlässigkeit 
der  Eiseulialuibedionsteten  hätten.  Die  Royal 
Commission  ou  Liltour  hat  sich  nicht  mit 
Erhebungen  iuVt  den  Eisentahndionst  be- 
fasst,  weil  Itereits  ein  >Sele<-t  Committee^ 
des  rnterhauses  zu  diesem  Zweck  eingesetzt 
war  (1891  92).  Man  stand  bei  Regelung  der 
Frage  den  grossen  Eisenliahngesellscliaften 
und  einem  eigenartigen  Betriebe  gegenüber. 
Gemäss  dem  Vorschlag  des  letztgenannten 
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parlamentarischen  Ausschusses  ist  daher 
weder  im  allgemeinen  noch  für  einzelne 
Personenklassen  eine  Beschränkung  ihrer 
Arl>eitszeit  erfolgt,  sondern  folgendes  Ver- 
fahren festgesetzt.  Das  Handelsamt  (Board 
of  Trade)  ist  ermächtigt,  Beschwerden  von 
Eisenbalmbedienstoten  —  diejenigen  in 
Bureaus  oder  Werkstätten  ausgeschlossen  -- 
anzunehmen  und  zu  prüfen.  Findet  das 
Amt  die  Arbeitszeit  fdiermässig  oder  die 
Pausen  ungenügend,  so  soll  es  die  Eisen- 
hahngesollschaft  veranlassen,  einen  Dienst- 
plan aufzustellen,  worin  den  Besehwerden 
unter  Berücksichtigung  der  Verkehrs-  und 
Arbeitsverhältnisse  abgeholfen  ist.  Kommt 
die  Eisenhahngesell schaff  dieser  Aufforderung 
nicht  nach  oder  wird  der  vom  Amt  ge- 
billigte Dienstplan  demnächst  nicht  einge- 
lullten, so  soll  das  Amt  die  Angelegenheit 
vor  die  »Railway  and  Canal  Commissioners« 
(ein  Verwaltungsgericht)  bringen,  dessen 
Entscheidung  l»ei  Vermeidung  einer  Strafe 
bis  zu  100  je  für  jeden  Tag  zu  t «folgen  ist. 
Die  Berichte  über  die  Ausführung  dieses 
Gesetzes,  welche  aus  vier  Jahren  (bis  27.  Juli 
1807)  vorliegen,  lassen  selir  günstige  Folgen 
erkennen.  Man  hat  dabei  die  Anrufung  der 
> (Commissioners c  möglichst  vermieden  —  es 
ist  in  mehreren  Jahren  überhaupt  kein  Fall 
dahin  gelangt  —  und  vielmehr  nach  Ein- 
gang der  Klagen  (es  sind  im  ersten  Jahre  72. 
im  zweiten  150,  im  dritten  07,  im  vierten 
76  anhängig  geworden),  ohne  die  Namen 
der  Kläger  zu  nennen,  eine  Verständigung 
mit  den  Eisenbahugesellscliafteu  gesucht  und 
hei  geschicktem  Vorgehen  dort  Entgegen- 
kommen gefunden.  Fälle  mit  ungewöhnlich 
langen  Arbeitszeiten,  die  im  ersten  Jahre 
vorkamen,  sind  nach  Angabe  des  zweiten 
Berichts  beseitigt-  (*killed<),  der  zwölf- 
stüudige  Arbeitstag  sei  das  Maximum,  l'nter 
den  Fälleu,  in  denen  die  Gesellschaften  Er- 
mässigungen abgelehnt  haben,  sagt  der  dritte 
Bericht ,  sei  keiner  mit  so  lauger  Arbeits- 
zeit, dass  eine  Gefahr  für  das  reisende 
Publikum  vorhanden  wäre.  Einige  Gesell- 
schaften haben,  wie  der  vierte  Bericht  sagt, 
in  jüngster  Zeit  Veranlassung  genommen, 
die  Arlwitszeit  in  ihren  Betrieben  zu  prüfen 
und  daU'i  die  von  dem  Amt  vertretenen 
Grundsätze  angenommen:  es  wird  dort  von 
8.  10  und  12 stündigen  Arbeitszeiten  be- 
richtet. 

IV.  Vorschriften  bezüglich  der 
Löhne. 

1.  Trockgesetze.  Von  den  Bestim- 
mungen, die  sich  auf  die  Löhne  l>e/.iehen, 
sind  am  wichtigsten  die  Truekgosvtze  (s.  auch 
den  Speeialartikcl  im  Handwörterbuch).  Das 
erste  englische  Truekgesetz  ist  von  1464, 
und  die  lange  Reihe  späterer  l*eweist.  dass 
mau  dort  ein  von  alters  her  eingewurzeltes 


Uehel  zu  bekämpfen  hat.  Noch  jetzt  giltig, 
schreibt  ein  Gesetz  von  1831  (1  und  2  Wm. 
IV  eh.  37)  vor,  dass  Ijohn  Verabredungen  und 
I Lohnzahlungen  nur  in  gangbarer  Landes- 
münze  erfolgen  sollen,  und  zwar  bei  Ver- 
meidung der  Nichtigkeit  des  Vertrages  oder 
»ler  Zahlung:  elienfalls  sind  Verabredungen 
ungiltig,  welche  die  Arbeiter  vorpflichten 
sollen,  ihren  Lohnverdienst  an  bestimmten 
Orten  oder  in  bestimmter  Weise  auszugeben 
(1  V>is  3,31).  Gegenüber  Klagen  auf  Ixuin- 
zahlungen  sind  Gegenforderungen  von  Ar- 
l>eitgebern  unzulässig  (4  und  5  31),  jedoch 
dürfen  sie  für  gewisse  Liefertingen  (Medizin, 
Feuern n gsmateriid,  Werkzeuge.  Geräte  u.  a.) 
Ixthnkürzungen  vornehmen  (23  und  24  31). 
Dies  Gesetz  hat  keine  grosse  Wirkung  aus- 
geübt, da  es  an  genügender  Kontrolle  fehlte 
und  die  oft  unklare  Fassung  Mittel  finden 
Hess,  die  Absichten  des  Gesetzgebers  zu  um- 
gehen, wie  eine  parlamentarische  Kommission 
1870.71  feststellte.  In  der  Folge  wurde  des- 
halb 1887  ein  Ergänzungsgesetz  erlassen, 
welches  teils  Erläuterungen  der  Vorschriften 
des  Hauptgesetzes  (Abzüge),  teUs  Bestim- 
mungen, um  diese  mit  mehr  Erfolg  durch- 
zuführen, enthält.  Namentlich  ist  dort  (2  87) 
bezeichnet,  auf  welche  Arbeiter  die  Gesetze 
Anwendung  finden  sollen;  dies  sind  Hand- 
arl>eiter  jeder  Art  (Tagelöhner,  landwirt- 
schaftliche Arbeiter,  Gesellen,  Handwerker, 
Bergleute  u.  a.).  Auch  ist  die  Haftbarkeit 
für  Zuwiderhandlungen  erweitert,  insofern 
ids  diese  etwa  von  Vertretern  des  Arbeit- 
gebers oder  anderen  Personen  l»egangeii 
sind  (12.  87).  Noch  ist  hervorzuheben,  dass 
damals  den  Fabrik-  und  Bergwerksinspektoren 
zur  Pflicht  gemacht  ist,  bei  der  B«»uf- 
siehtigung  der  ihnen  unterstellten  Fabriken 
und  Werkstätten  liezw.  Bergwerke  auch  den 
Vorschriften  der  Trnckgesetze  Geltung  zu 
verschaffen  (13  87).  Ferner  ist  in  dieser  Hin- 
sicht die  Aufsicht  der  Fabrikinspektoren,  um 
dies  vorab  zu  bemerken,  durch  das  Gesetz 
von  1806  auf  Waselianstalten  und  auf  alle 
Plätze  ausgedehnt,  wo  von  Fabrik-  «ler 
Werkstätteninhabern  oder  Zwischenmeistern 
(contractor,  subcontiactor)  Arbeit  ausgegel»en 
wird. 

In  jüngster  Zeit  ist  nun  diese  Gesetz- 
gebung wiederum  ergänzt  durch  50  und  HO 
Vitt.  eh.  14  vom  U.August  1806.  in  Kraft 
seit  1.  Januar  1807.  Es  ist  damit  an  den 
Grundsätzen  der  älteren  Gesetze  nichts  ge- 
ändert, sondern  eine  Erweiterung  derselr>en 
bezweckt:  gewisse  mit  dem  Arbeitsverhält- 
nisse im  Zusammenhang  stehende  An- 
sprüche der  Arbeiter  insoweit  zu  be- 
schränken, dass  keine  Benachteiligungen  der 
Arbeiter  vorkommen«  sei  es.  dass  solche 
Ansprüche  durch  Lohnabzüge  geltend  ge- 
macht werden,  sei  es.  dass  ihre  Zaldung 
gefordert  wird.    Das  Gesetz  behaudelt  drei 
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Arte»  solcher  Ansprüche:  1.  die  vertrags- 
rnässigen  Geldstrafen :  2.  Forderungen  wegen 
seidechter  oder  nachlässiger  Arl»eit  und  wegen 
Beschädigung  von  Material  oder  anderem 
Eigentum  des  Arlieitgobers:  3.  Forderungen 
für  Benutzung  von  Material,  Werkzeug, 
Masehineu,  Arbeitsplätzen ,  Licht,  Heizung 
oder  für  ander«?  Arlieitserfordernisse.  Die 
auf  Ansprüche  der  genannten  Art  (1—3)  be- 
züglichen Vereinläru ngen  müssen  schrift- 
lich erfolgen:  der  Wortlaut  des  Vertrages, 
sofern  dieser  nicht  etwa  vom  ArViter  unter- 
zeichnet ist.  soll  au  einer  leicht  zugang- 
lichen ,  sichtl»aren  Stelle  dauernd  aus- 
hängen ,  und  jedenfalls  dürfen  etwaige 
Ansprüche  nicht  über  einen  den  Umständen 
angemessenen  (fair  and  reasonahle)  Betrag 
hinausgehen.  Ausserdem  ist  im  l>esondoron 
Wstimmt:  Geldstrafen  dürfen  nur  für  solche 
Handlungen  oder  Unterlassungen  festgesetzt 
werden,  die  genau  bezeichnet  und  die  geeignet 
sind,  dem  Arlieitgcher  Sehaden,  Verlust  (Kler 
Betrielisstörungen  zu  verursachen;  die  For- 
derungen unter  2  sollen  nicht  den  Betrag 
des  wirklichen  oder  geschätzten  Sehadens 
oder  Verlustes  fil  »ersteigen :  die  Ansprüche 
für  Materialbenutzung  u.  s.  w.  (3)  sollen  nach 
MassgaK?  der  Selbstkosten  lierechuet  werden. 
Da<  Gesetz  untersagt  nun  sowohl  l»hn- 
abzüge  als  Zahlungen,  die  anders  festgesetzt 
sind  als  in  Verträgen,  in  denen  die  eben  ge- 
nannten Bedingungen  erfüllt  sind ;  und 
ferner  ist  zur  Bedingung  gemacht,  dass  Ar- 
IxitgeU-r,  welche  eine  Fun  lern  ng  erholen, 
dem  Arbeiter  eine  genaue  schriftliche 
Mitteilung  über  den  Grund  und  Betrag  der- 
sellien  verabfolgen,  dass  sie  also  z.  B.  die 
Handlungen  oder  Unterlassungen  schriftlich 
bezeichnen  müssen,  wegen  deren  eine  Geld- 
strafe verwirkt  sein  soll. 

Die  angefüllten  Vorschriften  gelten,  so- 
fern es  sich  um  Geldstrafen  handelt,  auch 
für  das  Ladeupersonal  (shop  assistaut«). 

Zuwiderhandlungen  (gesetzwidrig»1  Veral>- 
rednngen.  Zahlungen,  Abzüge)  sind  mit  Strafen 
I 1  roht;  ausserdem  können  die  Arlieiter  ge- 
setzwidrig  gezaldte  oder  abgezogene  Be- 
trage noch  hinnen  »5  Monaten  zurück- 
fordern, jedoch  in  dem  Falle,  dass  sie  zu- 
gestimmt haben,  nur  der  etwa  ül»er  das 
billige  Mass  hinausgehende  Betrag.  Auf 
eine  Kontrolle  der  Lohn  Verhältnisse,  um  dem 
Gesetz  Geltung  zu  verschaffen,  ist  l>esonders 
Bedacht  geuoinmen:  durch  die  schon  ange- 
fi'dirte  Be«üngung  scluiftlicher  Verträge  und 
schriftlicher  Mitteilungen,  ferner  dadurch, 
dass  die  Arbeitgel»er  zur  Fühnmg  von 
Registern  verpflichtet  sind,  in  die  sie  jeden 
Fall  einer  Zahlung  oder  eines  Abzuges  ein- 
tragen müssen.  Sowohl  in  diese  Register 
als  auch  in  die  schriftlichen  Verträge  dürfen 
die  Inspektoren  jederzeit  Einsicht  nehmen. 

2.  Sonstige  Gesetze.  V  o  n  m  e  h  r  e  r  e  n 


Gesetzen,  in  «1er  Regel  solchen,  die  nur 
für  bestimmte  Gewerbszweige  gelten,  kommen 
hier  einzelne  Bestimmungen  in  Betracht. 
Immerhin  dürfte  es  zweckmässig  sein,  auf 
diese  Gesetze  hinzuweisen ,  um  dann  noch 
eine  Bestimmung  von  grösserer  Bedeutung 
aus  der  jüngsten  Fabrikgesetznovelle  anzu- 
führen. 

Ein  älteres  Gesetz  (1874)  enthält  Sonder- 
vorschriften für  Strtunpfwirker.  die  den 
Truckgesetzen  ähnlich  sind :  *An  Act  to 
provide  for  the  Payment  of  Wages  witliout 
Stopjiages  in  the  fiosiery  Manufaeturoc  (H7 
und  HS  Vict.ch.  48).  Das  olien  (subl,  3)  ge- 
nannte Kohlenliergworksgcsetz  von  1SS7  ent- 
hält in  SS  1"  bis  1."»  Bestimmungen,  um  den 
nach  dem  Gewicht  ihrer  Fönlerung  liezahlten 
Arbeitern  eine  Kontrolle  zu  ermöglichen. 
Mehrere  zu  verschiedenen  Zeiten  erlassene 
Gesetze  ülier  die  Rechtsverhältnisse  der  See- 
fahrer sind  IStU  durch  einen  Consolidation 
Act*  ersetzt,  »The  Merehant  Shipping  Acte 
(07  und  ~>H  Vict.  ch.  <>0):  <lie  ^  131  bis 
139,  1  T»5  bis  lb3  u.  a.  dieses  Gesetzes  lte- 
ziehen  sich  auf  die  I/ihnzahlungen.  Einige 
andere  Gesetze  untersagen  IiOhnzahlungeu 
in  Sehankwirtschaften  (Kler  die  Beschlag- 
nahme von  I/thnen;  und  noch  ist  hinzuzu- 
fügen, dass  Ijohnforderungen  im  Falle  eines 
Baukerotts  ein  Vorzugsrecht  bewilligt  ist. 

Sehr  bemerkenswert  sind  nun  die  in  den 
jüngsten  Fabrikgesetznovellon  getroffenen 
Massnahmen,  die  veranlasst  sind  durch  die 
Klage  der  Textilarbeiter  filier  Ix»hnverkür/nn- 
gen  infolge  der  Berechnungen  ihrer  St  ück- 
arbeit.  l'm  in  dieser  Hinsicht  im  Wege 
der  Gesetzgebung  einzugreifen,  waren  Vor- 
gänge nur  etwa  in  den  durch  einige  ältere 
Gesetze  vorgeschriebenen  sog.  *tickets  of 
work*  und  neuenlings  in  den  oben  auge- 
führten Vorschriften  des  Kohlenbergwerk- 
gesetzes von  1SS7  vorhanden.  In  der  Novelle 
von  lN'Jl  begnügte  man  sieh  noch  mit  der 
Vorschrift,  dass  einigen  Kategorieen  der 
Textilarbeiter  Aulialtspunkte  behufs  Kon- 
troll»1 ihrer  Ijohnlierechnuug  gegelien  werden 
sollten.  Mit  der  Novelle  von  1  ."SU ist  man 
alK-r  einen  bedeutenden  Schritt  weiter  ge- 
gangen :  es  sind  genauere  Vorschriften  ge- 
geben, die  für  alle  Stüekarbeiter  in  der 
TextUindustrie  gelten,  und  es  ist  zugleich 
dem  Staatssekretär  die  Befugnis  erteilt, 
diesen  Vorsclu-iften  auch  andere  Arten  von 
Fabrikeu  und  Werkstätten  zu  unterwerfen. 
Demgcniäss  sind  kürzlich  ( l Si »7 )  diese  Be- 
stimmungen eingeführt  bei  der  Herstellung 
gewisser  Eisenwaren  (Wagen,  Ketten.  Anker, 
Schlösser,  Drücker,  Schlüssel)  und  gewisser 
Konfektionsartikel  (Taschentücher,  Schürzen, 
Blusen). 

Die  Vorschriften  des  Gesetzes  besage», 
dass  jedem  Arbeiter  bei  Ausgabe  der  Arln-it 
schriftlich  genaue  Angaben  (  the  |>arti- 
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culars«)  über  da*  I>ohnverhältnis.  sowohl  in  (damnter  eine  Frau),  14  Inspectors.  20  Junior 
Hinsicht  auf  den  Lnhnhetrag  als  aiif  die  er-  Inspectors,  25  Ii^Kx-tors'  Assistant«.  3 
forderliche  Arbeitsleistung,  zu  machen  sind. ;  Kxaminers  of  Particulars,  4  Female  Inspee- 
Die  I/dinsätze  sind  jedenfalls  durch  Aus-  tors.  Die  Inspektoren  stehen  in  der  Regel 
hang  an  sichtbarer,  zugänglicher  Stelle  be-  einem  Bezirk  vor  :  das  Hilfspersonal  ist  nach 


kaunt  zu  machen,  und  es  soll  solcher  Aus- 
hang in  gewissen  Fällen  an  Stelle  schrift- 
licher Mitteilung  genügen.  Die  Feststellung 
der  erforderliehen  Arbeitsleistung  kann  auch 
durch  solbstthätigen  Zeiger  (automatie  indi- 
cator)  erfolgen.  Zuwiderhandlungen  der  Be- 
triebsinhaber. BctrugsfiUle  mittels  des  Zeigers 
von  der  einen  oder  anderen  Seite,  Verrat 
von  etwa  in  den  Mitteilungen  enthaltenen 
Geschäftsgeheimnissen  durch  Arbeiter  sind 
mit  Strafe  Itedroht. 

Y.  Organe  und  Mittel  des 
Vollzugs. 

1.  Die  Behörden.  Die  höchste  für  die 
Vollziehung  der  Fabrik-  und  Werkstätten- 


Bedürfnis  verteilt;  die  Assistenten,  nieist 
aus  dem  Kreise  der  Arbeiter  gewählt,  werden 
hauptsächlich  zur  Beaufsichtigung  der  Werk- 
stätten verwendet. 

2.  Aasführnngsmassnahnien.  Der  Aus- 
hang wichtiger  Bestimmungen  in  der  Be- 
triebsstätte, Anzeigen  von  Massnahmen  der 
Unternehmer  an  die  Inspektoren  als  Mittel 
zur  Durchführung  der  Gesetze  sind  allge- 
mein verbreitete  Einrichtungen  geworden. 

Die  Registrierung  der  liesteheiiden  Bo- 
triebe ist  selbstverständlich  eine  wichtige 
Vorbedingung  für  ihre  Kontrollo.  Gleichwohl 
ist  man  in  England  den  Unternehmern  gegen- 
über nur  allmählich  und  noch  immer  nicht 
in  zweckmässiger  Weise  vorgegangen.  Nach 
gesetze  zuständige  Stelle  ist  der  Staats-  \  dem  Hauptgesetz  waren  nur  neu  entstehende 


Sekretär  des  Innern;  ihm  steht  der 
Erste  Fabrikiuspektor  (chief  inspeetor)  zur 
Seite.  Von  den  Entscheidungen  des  Staats- 
sekretärs hängt  sehr  viel  in  der  Sache  des 
Arbeiterschutzes  ab.  An  vielen  Stellen  sind 
Anordnungen,  die  eine  Ausdehnung  oder 


Fabriken  anzumelden  (75  78);  dann  sind 
1891  die  n e u  entstehenden  Werkstätten 
einl>ezogon  (20  91),  aber  erst  1895  sind  die  In- 
haber schon  bestehender  Werkstätteu 
zur  Anzeige  verpflichtet  (4195);  überall 
braucht  die  Meldung  erst  nach  Beginn  des 


Verstärkung  des  Schutzes  bezwecken,  oder  Betriebes  zu  erfolgen,  obschon  doch  gerade 
solche,  die  Erleichterungen  bewilligen,  in  !  vor  der  Einrichtung  am  besten  auf  che  Be- 
sein  Ermessen  gestellt,  wovon  bereits  in '  folgnng  der  Schntzvorschriften  einzuwirken 
den  vorigen  Abschnitten  (s.  z.  B.  Sonder- 1  wäre. 

Vorschriften  für  gefährliche  Betriebe,  üben  Durch  die  jüngste  Novelle  sind  auch 
Luftraum,  IiOhnkontrollmassnahmcn,  Listen  Nachweise  üljer  die  Zahl  der  besehäf- 
der  Hausarbeiter  u.  v.  a.)  die  Rede  war.  t igten  Personen  vorgoscliriebon .  die 
Die  Ausführung  der  Gesetze  ist  centralisiert :'  jeder  Inhaber  einer  Fabrik  oder  Werkstätte 


die  notigen  Formiüare,  Verzeichnisse  und 
dergl.  werden  im  Ministerium  festgestellt. 

Dem  Staatssekretär  steht  auch  das  Auf- 
sich tsreeht  über  die  Fabrikinspektoren 
zu.  Dieses  Amt  (s.  auch  den  Artikel  »Go- 
werbeinsj>oktiom )  ist  englischen  Ursprungs, 
wo  es  1833  (s.  oben  sub  I,  2)  zuerst  eingeführt 
wurde.  Es  hat  sich  dort  wie  in  anderen 
Staaten  als  unentbehrlich  für  die  wirkliche 
Durchführung  des  AriVitersohutzes  heraus- 
gestellt, besondere  Beamte  anzustellen,  die 
unparteiisch,  mit  Wohlwollen  für  die  Ar- 
lievtor.  mit  Takt,  nötigenfalls  aber  auch  mit 
Strenge  gegenüber  den  Unternehmen!  den 
Aufsichtsdienst  ausüben.  Die  englischen 
Inspektoren,  deren  Befugnisse  im  Gesetz  an 
riefen  Stellen  genau  beschriel>on  sind, 
haben  sich  um  die  Entwicklung  und  Ditrch- 


nach  näherer  Anordnung  des  Staatssekretäi-s 
alljährlich  bis  zum  1.  März  einzureichen  hat 
(34  95).  Eine  Listenführung  über  Kinder 
und  Jugendliche  insbesondere  ist  schon  der 
Uel>erstunden  wegen  vorgeschrieben  (77  78, 
15  95).  Neu  eingeführt  ist  durch  die  No- 
vellen die  Registrierung  der  Heim- 
arbeiter (out-workers)  in  solchen  Iu- 
dustrieen,  für  welche  der  Staatssekretär  dies 
anordnet.  Diesen  Vorschriften  sind  dem- 
gemäss  unterstellt :  die  Konfektionsindustrie, 
die  Kunst-  und  Möbeltischlerei,  die  Her- 
stellung von  Feilen,  die  galvanische  Ver- 
silbemng  und  die  Pelzindustrie  (für  pulling). 
Die  Betriebsinhal»er  sind  verpflichtet,  Listen 
mit  Angabe  des  Namens  und  Arbeitsplatzes 
aller  ausserhalb  der  Fabrik  oder  Werkstätte 
beschäftigten  Arbeiter  und  Zwischenmeister 


führnng  des  Arbeitsschutzes  grosses  Vor-  i  (oontraotor)  zu  führeu  und  zweimal  im  Jahn 
dienst  erworl)en.    Mit  4  Beamten  beginnend,  j  (Mär/,   und   September)   dem  zuständigen 
ist  ihre  Zahl  stetig  gewachsen,  besonders  in  Fabrikinspektor  einzusenden.     Diese  Vor- 
übrigens  auch  Frauen  und  Schriften  gelten  ebenfalls  für  die  Arbeits- 


jüngster Zeit,  wo 

Arbiter  zur  Inspektion  herangezogen  sind.  I  ansgabestcllen 
Man  hatte  1891  insgesamt  5« Inspoktions-  (27  91.  4295). 
beamte:  der  jüngste  Bericht  für  1890  weist  |  utteratnr: 


in  der  Konfektionsindustrie 


ausser  «lern  Ersten  Inspektor  folgendes  Per-  Fabrik-  »wl  \Vrrk«tätte,„jwt:r,  Herl,;,  i#?a.  — 
sonal  nach:  7  Superintcnding  Inspectors. 


Rt\JanotP»ki ,    Dir  'n<jli«,he„ 
J.i7> 

Derselbe,   Da*  cn,jli»chr  Fabrik-   uiui  Werk- 
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Stättengesetz  von  1S7S  in  Jahrb.  f.  Xatinnnl- 
Ökonomie  und  Statistik.  X.  F.  Bd.  S  (1$K?).  — 
A.  Hfld,  Zwei  Bücher  zur  sozialen  Geschichte 
Englands,  hrsg.  von  F.  Knapp,  Leipzig  WSl.  — 
Marx,  Das  Kapital,  Hamburg  l  W/t.t.  —  E. 
r.  Plener,  Die  engli*ehe  Fabrikgesetzgebung, 
»'im  W7t.  —  Weyer,  /He  englische  Fabrik- 
inspektion,  Tübingen  —  J.  IhitttaS,  Le* 

bii*  oneriere*  dcvnnt  le  Ptirlement  anglai»,  in 
Berue  d'emw/tuit  p»liti</ne,  Ihri»  WM,  S.  259. 
—  €».  Hotret  l.  A  Handy-Book  of  the  Lalumr- 
/mw*,  Ijundon  WUS.  —  1".  Xameh,  Das  englische 
Fabrikgesetz  von  l.su.',,  im  Archiv  für  soziale  Ge- 
setzgebung ii.  Statistik,  WM,  S.  1S7.  —  Offlee  du 
Trara  (I,  Hygiene  et  securite  de*  trarnillenrs 
drin*  le*  atrliers  indnstriels.  Legislation  fntneaise 
et  etrangere.  Pari*  1HU5.  —  .1,  Smith,  Das 
Streating-St/stem  in  England,  im  Archiv  für 
»mittle  Gesetzgebung  und  Statistik  IHM,  S. 
392.  —  B.  Webb,  Vne  vouvelle  loi  ttnglaise 
rttr  les  fubritfues,  in  Berne  d'eennomie  polititftie, 
IMS,  S.  7i'J.  —  Vom  Verfasser,  Die  amt- 
liehe Arbeiterstatistik  in  England,  im  .f.  Viertel- 
jahrsheft zur  Statistik  des  Deutschen  Beichs, 
1X04.  Otto  Richter. 


V.  Arbeiterechutzgesetzgebung  in 
Frankreich. 

I.  Geschichte.  1.  Anfänge  der  A.  Gesetz 
vom  Jahre  1841.  2.  Reforrobestrebungen  big 
zum  Jahre  1848.  3.  Die  zweite  Republik. 
Maximalarbeitstag.  Lehrlingsgesetz.  4.  Das 
«weite  Kaiserreich.  5.  Die  dritte  Republik. 
Gesetze  1874.  1883.  6.  Rechtszustand  1874— 
1892.  7.  Die  Wirksamkeit  der  Gesetzgebung. 
8.  Neueste  Gesetzgebung.  II.  Das  gegen- 
wärtige Recht.  9.  Kinder-  und  Frauen- 
arbeit in  der  Industrie  und  beim  Bergbau.  10. 
Arbeitszeit  der  Männer.  11.  Gesundheitsschutz 
und  Sicherheitsvorschriften.  12.  Theater,  Wan- 
dergewerbe. 13.  Inspektion.  14.  Ueberwachnng 
der  Bergbaubetriebe.  15.  Kommissionen.  In. 
Strafen.  17.  Auflosung  des  Arbeitsverhältnisses. 
18.  Sicherstellung  des  Arbeitsverdienstes.  III. 
Bewährung  der  Gesetzgebung.  19.  Re- 
sultate. Reformen. 

I.  Geschichte. 

1.  Anfange  der  A.  Gesetz  vom  Jahre 
1841.  Die  welthistorisch  bedeutsamen  Ereig- 
nisse, welche  durch  die  grosse  Revolution  des 
Jahres  1789  und  die  sich  anschliessende 
politische  und  ökonomische  Tin  wälzung  dar- 
gestellt werden,  hatten  auf  dem  Gebiete  des 
Arbeitsverhältnisses  die  Beseitigung  früherer 
Gebundenheit  und  die  Regelung  der  Arbeits- 
bedingungen dweh  das  Uehereinknmmen  der 
Beteiligten  geschaffen.  Allerdings  zeigte 
diese  Freiheit  der  Arbeit  recht  bald  tief- 
eraste Schattenseiten,  welche  sich  nament- 
lich geltend  machten,  als  unter  der  Re- 
stauration sich  ein  neues  Element  auszu- 
breiten begaun.  welches  fflr  sich  allein  schon 
genügt  hätte,  die  alten  Arbeitsverhältnisse 


mit  Umsturz  zu  bedrohen:  die  Maschine. 
Dem  sich  erweiternden  Fahriksystem  gegen- 
über beginnt  für  viele  Kleinmeister  ein  aus- 
sichtsloser Verzweiflungskampf  um  die 
Existenz,  und  die  aufstrebende  moderne 
Grossindustrie  zwingt  mit  der  ganzen  Rück- 
sichtslosigkeit, welche  der  neugeschaffene 
Industrialismus  ül>erall  mit  sich  brachte, 
die  arbeitenden  Klassen  in  einen  luirten, 
keine  Schranke  des  Alters  oder  Geschlechtes 
achtenden  Dienst.  Die  Staatsgewalt  steht 
den  Leiden  der  Bedrängten  zunächst  Ver- 
ständnis- und  teilnahmslos  gegenüber.  Harte 
Koalitionsverboto  unterbinden  die  Selbst- 
hilfe des  AriViterstandes  und  ergänzen  das 
Werk  der  Entziehung  staatsbürgerlicher 
Rechte  und  Unterdrückung  freier  politischer 
Regsamkeit:  das  Arlnutsbuch  mit  den  Ein- 
tragungen über  Lohn  Vorschüsse  dient  den 
misshräuchlichsten  Freiheitsltoschränkungen ; 
kaum  dass  die   von  kirchlichen  Gesichts- 

! Hinkten  getragene.  al»er  wirksam  ange- 
eindete  Regelung  der  Sonntagsfeier  (G.  vom 
IS.  Xovoinlier  1S14,  aufgehoben  1KN0)  den 
arbeitenden  Klassen  etwas  zu  gute  kommt 
und  die  neue  Bergwerksgesctzgebung  (De- 
kret vom  3.  Januar  1813)  wenigstens  Kinder 
unter  zehn  Jahren  aus  der  Grube  weist. 

Die  arbeitenden  Klassen  bleiben  aber 
doch  nicht  ohne  Vertreter,  wenngleich  diese 
nicht  unterstützt  weiden  durch  eine  grosse 
volkstümliche  Bewegung;  sie  finden  sich 
namentlich  unter  deu  Gelehrten  und  Philan- 
troj>en  sowohl  innerhalb  wie  ausserhalb  des 
Kreises  der  Arl>eitgeber.  Insbesondere 
Sismondi  gewährt  in  seinen  Schriften  ein 
deutliches  Spiegelbild  der  leiden  seiner  Zeit 
und  erhebt  sich  zum  wannen  Anwalt  der 
bedrängten  Stände :  es  folgen  Stimmen  von 
Vertretern  der  lilieralen  Oekonomie  und  aus 
ärztlichen  Kreisen;  schon  1«27  regt  der 
Fabrikant  Burck  hard  t  in  der  Industriellen 
Gesellschaft  von  Mühlhausen  die  Regelung 
der  Fabriksarbeit  an  und  seit  den  dreissiger 
Jahren  ist  es  nicht  mehr  ein  einzelner, 
sondern  sind  es  bereits  Arhoitgeberkorpora- 
tionen  im  Klsass.  welche  sich  für  deu  Schutz 
der  arbeitenden  Kinder  verwenden ;  auch 
wird  diesem  Gegenstände  von  anderer  Seite 
Beachtung  zu  teil :  die  hochherzige  Akademie 
der  mundischen  und  politischen  Wissen- 
schaften entsendet  Villcnne  ins  l^and,  um 
Studien  über  deu  körperlichen  und  gei- 
stigen Zustand  der  arl>eitonden  Klassen 
anzustellen.  V  i  1  1  e  r  m  t»  s  Berieht  (zum 
Teil  schon  1S39  in  den  Akademieschriften, 
dann  vollständig  in  zwei  Bänden  1S40  ver- 
öffentlicht) enthüllt  eine  Fülle  ei-sehrecken- 
der  Thatsachen  und  wirkt  wie  ein  Alarm- 
ruf :  er  lässt  namentlich  die  Lage  der  Fabrik- 
kinder in  den  Industriegegenden  geradezu 
als  eine  nationale  Gefahr  erscheinen. 

Inzwischen  regten  sich  auch  Bestrebun 
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gen.  «He  ein  praktisches  Resultat  verhiessen. 
Nachdem  tei  den  Handelskammern,  Gewerbe- 
kammern und  SehiedsrichterkoUegien  eine 
Enquete  veranstaltet  worden  war,  "will  die 
Regierung  die  Kinderarteit  zum  Gegen- 
stande der  gesetzlichen  Fürsorge  machen ; 
sie  legt  am  11.  Januar  1*40  der  Pairs- 
kammer  einen  Gesetzentwurf  vor,  welcher 
ater  eigentlich  nichts  enthält  als  eine  Er- 
mächtigung filr  die  Regierung,  die  Arbeit 
von  Kindern  unter  IG  Jahren  angemessen 
zu  regeln.  Die  parlamentarischen  Ver- 
handlungen bleiben  von  leidenschaftlicher 
und  versteckter  Opposition  gt^gen  das  Ein- 
sehreiten des  Staates  nicht  frei,  Fragen  von 
weitreichender  Bedeutung,  wie  jene  des  all- 
gemeinen Maxinialarteitstages,  des  inter- 
nationalen Alteiterschutzes,  werden  bei 
ihnen  in  beredter  Weise  aufgerollt;  sie 
finden  aber  im  grossen  und  ganzen  nur 
wenig  Aufmerksamkeit  beim  PuMikum.  Die 
Regierungsvorlage  wird,  gründlich  umge- 
staltet, das  Gesetz  vom  2 2.  M  ä  r  z  1  8 4  1 . 
Die  Hauptbcstimmungen  sind  folgende. 
Es  tezieht  sich  auf  die  industriellen  Betriebe 
mit  mechanischem  Motor,  ununterbrochenem 
Feuer  oder  mehr  als  2o  in  der  Werkstätte 
vereinigten  Arteitern ;  es  dürfen  da  Kinder 
unter  8  Jahren  keine  Aufnahme  finiien, 
von  8 — 12  Jahren  nur  S  Stunden,  von  12 
— 10  Jahren  12  Stunden  in  effektiver  Arbeit 
verweudet  werden ;  Arbeit  zur  Nacht- 
zeit ist  nur  beschränkt  stattliaft,  an  Sonu- 
und  Festtagen  verboten;  Kinder  unter  12 
Jahren  baten  eine  Sehlde  zu  tesuchen, 
ältere  Kinder  sind  davon  enthoben,  wenn 
sie  ein  Untorrichtst*'rtifikat  besitzen ;  die 
Regierung  kann  im  Verorduungswege  den 
Geltungsitereich  des  Gesetzes  ausdehnen 
sowie  allerlei  Ausnahmen  festsetzen,  nament- 
lich auch  verschärfender  Art  für  gefährliche 
oder  gesundheitsschädliche  Arteitszweige ; 
sie  hat  den  Unterricht  für  die  Kinder  sicher- 
zustellen und  eine  lnspektion  zur  Ueter- 
wachung  der  Gesetzausführung  einzurichten ; 
für  Uebertretuugen  siud  Geldstrafen  auge- 
droht. 

2.  Refnrmbestrebungen  bis  zum 
Jahre  1848.  Das  G.  vom  Jahre  1841  war 
wohl  gänzlich  verfelüt  und  die  Diskussion 
über  seine  Verbessenmgsbe«lürftigkeit  erhob 
sich  s«»fort  zur  Stunde  seiner  Geburt.  Die 
Bestimmung  z.  B..  dass  Kinder  von  12— H» 
Jahren,  wenn  ohne  Uutemchtscertifikat, 
nach  zwölf  st  findiger  Arbeit  noch  S<-hid- 
unterricht  gemessen  sollten,  ist  mit  Recht 
lächerlich  genannt  worden,  die  Abgrenzung 
des  Geltungsbereiches  gab  zu  allerlei  Klagen 
Anlass,  die  Regierung  versäumte  durch 
Nichtgebrauch  der  ihr  erteilten  Vollmachten, 
durch  Unterlassung  der  Gründung  von  ge- 
eigneten Schulen  für  die  Fabrikkinder  etc. 
nicht  weniger  als  alles.   Der  Krebsschaden 


|  war  instesondere,  dass  die  zum  Zwecke  der 
Inspektion  als  Ehrenamt  konstituierten  Ueber- 
wachungskommissionen  nicht  im  entfernte- 
sten genügten,  ebensowenig  die  Aufseher 
fiter  Mass  und  Gewicht,  welche  der  Handels- 
minister in  kaum  begreiflicher  Verblendung 
als  eine  hinreichende  Ergänzung  der  In- 
spektionskommissionen  ansah  und  in  Kon- 
kurrenz mit  denselben  (184">)  mit  der  Ueter- 
wachung  der  gesetzlichen  Vorschriften  be- 
traute. Wiederholtem  Drängen  nachkom- 
mend legte  die  Regierung  1847  den  Ent- 
wurf eines  neuen  Gesetzes  vor,  welcher 
nach  langwierigen  DeKitten  und  unter 
mannigfachen  Abänderungen  in  der  Pairs- 
kammer  (Berichterstatter  Dupin)  am  21. 
Februar  1848  zur  Annahme  gelangte:  er 
hätte,  weun  Gesetz  geworden,  einen  wesent- 
lichen Fortschritt  bedeutet  (Halbzeitsystem 
für  Kinder,  Frauenschutz,  Einrichtung  einer 
besoldeten  Inspektion  etc.).  Der  Ausbruch 
der  Revolution  schnitt  jedoch  die  legislative 
Fertigstellung  ab. 

3.  Die  zweite  Republik.  Maximal- 
arbeitstag,  Lehrlingsgesetz.  Die  junge 
Republik  beeilte  sich,  allerdings  mehr  ge- 
zwungen als  freiwillig,  dem  erregten  Ar- 
beiterstande, welcher  von  der  neuen  Re- 
gierung entschlossen  Massnahmen  zur  Ver- 
besserung seiner  I«ige  forderte,  einige  Kon- 
zessionen zu  machen.  Durch  das  Dekret 
vom  2.  März  184S  sollte  nun  zwei  Eieblings- 
wünschon  der  Arbeiter  entsprochen  werden : 
durch  dasselbe  wird  einerseits  die  verliasste 
Marehandage  verboten  (eine  Bestimmung,  dio 
heute  noch  gilt,  aber  in  einem  teschränkten 
Sinne  ausgelegt  wird,  siehe  das  Bidletin  des 
Arbeitsamtes  18(>s.  S.  "*H3),  andrerseits  der 
Arbeitstag  um  eine  Stunde  verkürzt,  d.  h. 
er  wird,  wie  es  im  Dekret  heisst,  in  Paris, 
wo  er  11  Stunden  betrug,  auf  10  und  in 
der  Provinz,  wo  er  bisher  12  Stunden 
datierte,  auf  1 1  reduziert.  Flüchtig  wie  die 
Fassung  des  Dekretes  war  —  tezog  es  sich 
doch  unterschiedslos  auf  alle  Arbeiter  und 
j  gab  zu  einer  Reihe  von  Zweifeln  Anlass  — , 
!  war  auch  seine  Wirksamkeit ;  einem  augen- 
'  blicklichen  Drange  entsprungen,  schwand  es 
mit  dem  Umschwung  der  Zeit  selbst  dahin. 
Es  kaineu  die  Junitage,  die  Niederlage  der 
aufständischen  Arbeiter,  und  die  Republik 
[  zoij  die  Konsequenzen  daraus.  In  der  Kon- 
stituante wurde  die  einfache  Aufhebung  der 
Bestimmungen  über  die  Arbeitszeit  tean- 
tragt;  es  siegten  je« loch  die  Rücksichten, 
welche  ein  weniger  schroffes  Vorgehen  an- 
gesichts der  erregten  Stimmung  der  Massen 
angezeigt  erscheinen  Hessen,  und  so  kam 
das  noch  heute  gültige  Dekret  vom  9. 
September  1  848  zu  stände,  welches  im 
Unterschiede  von  seinem  Vorgänger  sich 
nur  auf  die  fabriksinässigen  Betriebe  be- 
zieht, dort  eine  längere  Verwendung  des 
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Arbeiters  als  durch  zwölf  Stunden  wirk- 
licher Arbeit  unter  Androhung  von  Geld- 
strafen verbietet,  hiervon  übrigens  die  Ge- 
währung von  Ausnahmen  vorsieht.  Nichts 
war  vorgekehrt,  um  die  Beobachtung  der 
gesetzlichen  Vorschriften  zu  gewährleisten, 
obzwar  die  mit  dem  Kinderarbeitsgesetz  ge- 
machten Erfahrungen  eindringlich  genug 
sprachen  für  den,  der  hören  wollte;  wider- 
willig votiert  und  widerwillig  hingenommen 
führte  das  Gesetz  über  den  Maximalarbeits- 
tag ein  Scheinlehen  weiter. 

Die  Thätigkeit  der  Republik  auf  dem 
Gebiete  der  Arbeitsgesetzgebung  ist  damit 
nicht  erschöpft.  Sofort  nämlich,  als  nach 
den  stürmischen  Ereignissen  des  Jahres  1848 
die  Ruhe  wiederhergestellt  worden  war, 
wurden  die  Versuche  einer  Reform  des 
Gesetzes  vom  Jahre  1841  wieder  aufge- 
nommen: ehe  jedoch  die  diesbezüglichen 
Verhandlungen  zu  einem  Resultate  gelangten, 
setzte  der  Staatsstivieh  ihrer  Fortführung 
ein  Ende.  Glücklicher  erging  es  hingegen 
mit  der  Regelung  des  einer  solchen  aller- 
dings höchst  bedürftigen  Lehrlings- 
wesens. Auch  hierüber  hatten  schon 
zur  Zeit  Louis  Philippes  Verhandlungen 
stattgefunden,  waren  aber  durch  die  Revo- 
lution unterbrochen  worden :  die  Republik 
nahm  diesen  dringlichen  Gegenstand  wieder 
auf  und  votierte  das  Ges.  vom  2  2.  Fe- 
bruar —  4.  März  1851,  welches  das 
Ges.  vom  22.  Oerminal  XI  (12.  April  1803) 
ablöste,  das  im  Interesse  einer  vermeint- 
lichen Vertragsfreiheit  die  Lehrlinge  fast 
ganz  schutzlos  gelassen  und  damit  das 
seinige  zur  Verwilderung  des  Ijehrlings- 
wesens  beigetragen  hatte.  Das  neue  Gesetz 
bezieht  sich  auf  die  I/mrlingc  ohne  Be- 
schränkung, verbietet  Personen  unter 
21  Jahren  die  Aufnahme  minderjähriger 
ljehrlinge,  untersagt  auch  ledigen  oder  ver- 
witweten Meistern,  minderjährige  Lehrmäd- 
chen bei  sich  zu  Ijeherltergen.  regelt  die 
Fälle  der  Auflösung  des  Vertrages,  ermög- 
licht die  Herabsetzung  einer  ültennässigeu 
Lelirzcit  auf  die  übliche  Dauer,  trifft  ferner 
einige  Bestimmungen  über  Arl>eitszeit,  Un- 
terricht etc. 

4.  Das  zweite  Kaiserreich.  Die  Klagen 
über  ungenügende  und  ungleichmässige 
Handhabung  der  Vorschriften  über  die 
KinderarUnt  wollen  nicht  verstummen  und 
von  verschiedenen  Seiten  werden  Parlament 
und  Regierung  angegangen,  eine  Gesetzes- 
reform  durchzuführen.  1 804  thut  der  General- 
rat des  Seine-Dejwrtements  den  entscheiden- 
den, die  Regierung  hescliämeiidcn  Schritt, 
den  Posten  eines  Arl>eitsiiispektors  und  eines 
Adjunkten  zu  systemisieren ;  auch  einige 
andere  Generalräte  gehen  in  gleicher  Weise 
vor,  nicht  aber  ohne  den  berechtigten,  je- 
doch erfolglosen  "Wunsch  auszusprechen,  dass 


diese  Massnahme,  damit  die  betreffenden 
Departements  nicht  zu  Seliaden  kämen,  durch 
die  Regierung  zu  einer  allgemeinen  gemacht 
werde.  Nachdem  ferner  schon  seit  langem 
eine  Reihe  wohlthätiger  Gesellschaften  zu 
Gunsten  der  arbeitenden  Jugend  gewirkt 
hatte,  ersteht  1867  zu  Paris  die  Soeiete  de 
protection  des  apprentis  et  des  enfants  des 
manufactures,  welche  nebst  einer  ausge- 
dehnten humanitären  Thätigkeit  auf  prakti- 
schem Gebiete  eine  rege  Agitation  im  Inter- 
esse einer  Verbesserung  der  gesetzlichen 
Institutionen  entwickelt.  Ihr  erster  Präsi- 
dent ist  der  verdiente  Senator  Dumas,  ihr 
erster  Sekretär  der  gleichfalls  sehr  verdienst- 
volle Pariser  Arbeitsinspektor  Barreswil. 

Inzwischen  will  aber  auch  die  Regierung 
nicht  gänzlich  in  den  Bahnen  ewiger  Vor- 
verhandlungen zurückbleilien :  nach  Veran- 
staltung einer  Umfrage  bei  allerlei  Körper- 
schaften tritt  der  Staatsrat  in  Beratungen 
ül>er  ein  neues  Gesetz  ein,  und  gemäss 
einem  Berichte  von  Forcade,  dem  Minister 
für  Ackerbau,  Handel  und  öffentliche  Ari>eiten, 
wird  durch  das  Dekret  vorn  7.  Dezember  1808 
ein  freilich  aussichtsloser  Versuch  gemacht, 
innerhalb  des  bestehenden  Gesetzes  noch  vor 
Durchführung  der  Reform  desselben  eine 
erheblich  verbesserte  lnspektion  zu  gewinnen. 
Es  werden  nämlich  die  auch  mit  der  Ueber- 
wachung  der  Dampfkessel  betrauten  Minen- 
ingenieure zur  Aufsicht  über  die  Kinder- 
arlieitsvorschriften  berufen  —  freilich  ziem- 
lich gegen  deren  Willen,  —  und  ausserdem 
gelangt  eine  »Obere  Kommission*  zur  Ein- 
setzung mit  der  Bestimmung,  die  erforder- 
liehen Verbesserungen  beim  Inspektionsdienst 
vorzuschlagen  und  über  sonstige  einschlägige 
Fragen  Gutachten  abzugelten;  endlich  soll 
in  jedem  Departement  eine  Kommission  ge- 
büdet  werden,  welche  jährlich  einen  Bericht 
über  den  Stand  der  Ausführung  des  Gesetzes 
zu  erstatten  hat.  Ein  weiteres  Dekret  vom 
27.  März  1860  bekräftigt  die  Itestehenden 
Departemontsinspektoren  in  ihren  Funktionen 
und  unterstellt  sie  den  Minenirigenieuren 
ihres  Bezirkes. 

1870  gelangt  ein  neuerlieh  umgearbeiteter 
Gesetzentwurf  an  den  Staatsrat  (Hauptpunkte : 
bezieht  sich  auf  alle  gewerblichen  Aidagen 
und  Bergwerke.  Aufnahmsalter  «bis  voll- 
endete s.  Jahr,  für  8 — 13  jährige  Kinder  6 
Arbeitsstunden  im  Tage  Maximum,  für  13 
bis  10 jährige  höchstens  10  Stunden,  Ein- 
setzung einer  Gewerbeiiisj»ektion  etc.)  und 
von  dort  an  den  Senat.  Der  Krieg  und  die 
Umwälzung  im  Staatsleben  hindern,  wie  «lies 
bisher  zum  guten  Teile  das  Schicksal  der 
Arbeiters,  hutzprojekte  in  Frankreich  gewesen 
war.  die  Fertigstellung  auch  der  bezeichneten 
Vorlage. 

5.  Die  dritte  Republik.  Gesetze 
1874.  1883.    Die  neugeschaffene  Republik 
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schickte  sich  alsliald  an,  wenn  auch  etwas 
bedächtigen  Schrittes,  die  Schuld,  welche 
«las  Kaiserreich  unhoriehtigt  gelassen  hatte, 
abzutragen. 

In  der  Sitzung  »1er  Nationalversammlung 
vom  19.  Juni  1871  legte  Ambroise  J  (Mi- 
be rt  einen  neuen  Gesetzentwurf  vor  (Er- 
weiterung des  Geltungsgebietes,  Erhöhung  | 
des  Aufnahmsalters  auf  1U  Jiduv.  Ueber- 
tragung  der  Aufsieht  an  die  Volksschulin- 
sj>ektoreu).  Die  Kommission,  welcher  dieser  ! 
Antrag  zugewiesen  wurde,  arW'itete  mit  i 
gutem  Grunde  eine  ganz  neue  Vorlage  aus:  j 
in  der  Sitzung  vom  11.  Mai  1*7-  brachte' 
sie  den  Bericht  des  zum  Berichterstatter  ge- 
wählten Tal  Ion  ein,  welcher  in  beredter 
Weise  und  auf  ein  reiches  Tatsachen- 
material gestützt  die  Notwendigkeit  einer 
Erhöhung  des  Arbeiterschutzes  darlegt, 
langwierige  Debatten  ents|«uinen  sieh  über 
den  Entwurf  im  Schosse  der  Nationalver- 
sammlung; es  fehlte  ebensowenig  an  Ver- 
suchen, den  erhöhten  Arbeiterschutz  zu  be- 
kämpfen wie  ihn  zu  erringen.  Endlieh  ge-  t 
langte  das  Gesetz  in  der  Sitzung  vom  19.  Mai 
1874  in  dritter  I^esung  ziu'  Annahme;  es 
unterscheidet  sieh  durch  mancherlei  Ab- 
sehwärhungen von  dem  Kommissionsent- 
wurfe, und  Tal  Ion  sprach  später  nicht  ohne 
Bitterkeit  von  dem  Widerstände,  welchem 
einzelne  Bestimmungen  begegneten  und  bei 
dem  -os  dem  pei-söidichon  Interesse  nicht 
immer  gelang,  sieh  gut  zu  verbergen*.  Das 
Gesetz  stellte  durch  fast  zwei  Jahrzehnte 
die  massgebende  Norm  für  den  Schutz 
jugendlicher  und  weiblicher  Personen  iu 
Frankreich  dar.  (Kurz  darauf  kam  noch  das 
Gesetz  vom  7.  Dezemlfor  1874,  betreffend  die 
Verwendung  von  Kindern  durch  Akrobaten, 
Uirkusdirektoren  etc.  zu  stände.) 

Die  nächste  Zeit  war  der  Aktivierung  \ 
der  Arltcitsinspektion  und  der  Einführung! 
des  Gesetzes  gewidmet;  es  ergingen  zahl- 
reiche Verordnungen,  welche  zur  Ausführung 
erforderlich  waren. 

Dem  Gesetz  vom  Jahre  1874  war  alfer 
kein  ungestörtes  Dasein  beschiedon:  kaum] 
war  es  in  die  Welt  getreten,  so  begannen 
auch  die  Vei-suche,  es  wieder  abzuändern. 
Kiese  Bestrehungen  waren  in  der  ersten 
Zeit  darauf  gerichtet,  es  abzuschwächen 
(Antrag  Testelin  im  Senate  1876  u.  a.), 
s|täter  verfolgten  sie  die  Tendenz,  es  zu  ver- 
schärfen und  ihm  erhöhte  Wirksamkeit  zu 
verleihen. 

Den  nächsten  Erfolg  der  Bemühungen 
der  letzteren  Art  bildet  das  Gesetz  vom 
1  0.  Februar  1883.  welches  der  Regierung 
gestattet,  die  im  Jahre  1874  mit  15  festge- 
setzte Zahl  der  Inspektoren  zu  vermehren, 
und  dieselben  sowie  die  sonstigen  Inspektions- 
organe (l>>kalkommissionen  s.  u.  sub  8)  auch 
mit  der  Ueberwachung  des  durch  das  1848er 


Dekret  geschaffenen  Maximalarbeitstages  l>e- 
traut.  In  gewissem  Sinne  ist  hier  auch  das 
Gesetz  vom  28.  März  18S2  über  den  obliga- 
torischen Unterricht  zu  nennen. 

6.  Der  Rechtszustaud  1874—1892. 
Der  Rechtsznstand,  wie  er  sich  auf  Grund 
der  genannten  Gesetze  und  der  zu  diesen 
erlassenen  Verordnungen  herausgebildet  hatte, 
war  wie  folgt.  Das  Gesetz  von  1874  bezog 
sich  auf  Bergwerke  und  industrielle  Arbeits- 
und Werkstätten :  ausgeschlossen  war  je- 
doch die  Arbeit  des  Kindes  im  väterlichen 
Hause.  Als  Aufnahmsalter  galt  das  voll- 
endete 12.  Jahr,  ausnahmsweise  für  Spin- 
nereien, Glasfabrikation  u.  a.  das  10.  Jalir. 
Die  zulässige  Arbeitsdauer  betrug  für  Kinder 
bis  zum  vollendeten  12.  Jahre  6.  von  da  an 
bis  zum  zurückgelegten  16.  Jahre  12  Stunden. 
Danelten  gab  es  Vorschriften  über  Pausen, 
ein  Verbot  der  Nachtarbeit  für  Untersech- 
zehniährige  in  allen  Werkstätten,  dann  für 
minderjährige  Mädchen  bis  zum  21.  Jahre 
in  fabiiksmässigen  Betrieben,  ein  Verbot  der 
Beschäftigung  der  geschützten  Personen  an 
Sonn-  und  gewissen  Feiertagen.  Für  Fa- 
briken mit  ununterbrochenem  Feuer  gab  es 
Aasnahmen  von  diesen  Verboten.  Kinder 
unter  12  Jahren  mussten  nachweislich  eine 
Sehlde  besuchen,  kein  Kind  vor  vollendetem 
lö.  Jahre  durfte  länger  als  G  Stunden  im 
Tage  arbeiten,  wenn  es  nicht  ein  Zeugnis 
über  die  Erlangung  gewisser  Volkssehul- 
kenntnisse  besass.  Nach  dem  T/ehrlings- 
gesetz  war  I  Lehrlingen  unter  10  Jahren, 
welche  des  Lesens.  Schreibens  oder  Rech- 
nens unkundig  sind,  die  nötige  Zeit  für  die 
Ausbildung  einzuräumen,  nach  dem  Volks- 
schulgesetz von  1882  sollte  in  der  Regel 
jedes  Kind  bis  ziun  zurückgelegten  13.  Jahre 
Unterricht  gemessen.  Eine  besondere  Re- 
gelung hatte  dann  noch  die  ßorgworksarbeit 
erfahren :  Verltot  der  unterirdischen  Artfeit 
von  Knaben  unter  12  Jahren  sowie  von 
Mädchen  mid  Frauen  schlechtweg  (einzige 
Schutzbestimmung  zu  Gunsten  der  Frauen), 
Beschränkungen  der  Arbeit  von  Kual»en  von 
12—16  Jahren  in  unterirdischen  Gängeu. 
Als  Massnahmen  im  Interesse  der  Hygiene 
und  Sicherheit  kamen  vor:  Beschränkungen 
der  Verwendung  von  Kindern  zum  Ziehen 
und  Tragen  von  lösten.  Drehen  von  Rädern 
u.  dgl.  Leistungen  zur  Erzeugung  von  Kraft 
sowie  in  den  im  offiziellen  Verzeichnis  der 
ungesunden  oder  gefährlichen  Bet riebe  auf- 
geführten Fabriken  und  Werkstätten,  Vor- 
schriften über  Ventilation  der  Werkstätten 
und  Sicherheitsvorkelirungen  zu  Gunsten 
der  Kinder. 

Für  alle  Arbeiter  gültige  Bestimmungen 
hatte  die  Gesetzgebung  sehr  wenige,  in- 
dem das  Gesetz  vom  19.  Mai  1874  die  Ab- 
wendbarkeit in  jenen  Betrieben  einbüsste, 
in  denen  keine  der  im  Vorstehenden  ge- 
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nannten  Arbeitergruppon  in  Vorwendung 
stand.  Zu  nennen  ist  hier  eigentlich  nur 
das  schon  erwähnte  Gesetz  vorn  i*.  September 
1S48,  weh  In  s  die  ArU-itszoit  in  fabriks- 
mässigen  Betrieben  liotrifft.  (Siehe  hiorflU  r 
auch  unten  tsub  M  S.  5Hj.> 

Zur  Sicherung  der  Durchführung  der 
leiden  Arboiterschutzgesetzo  (von  1K4S  und 
ls74|  bestanden  an  lusj>ektionsorgancn : 

1 )  Staatliche  Bezirksinspektoreu  ( I  n  - 
speeteurs  di  visionnaires  )«  in  der 
Zald  von  21  (Dekret  vom  27.  März  1*S5. 
früher  nur  15).  jeder  mit  einem  bestimmten 
Aufsichtsgebiet. 

2)  Die  Departementsinspektoren  (In- 
speeteurs  dopartementaux  ).  -welche 
die  Generalrüte  auf  Kosten  des  K-treffenden 
D'partenients  für  dasselbe  bestellten  und 
die  unter  der  Leitung  jenes  Bezirksinsjioktors 
zu  wirken  hatten,  zu  dessen  Aufsichtsgebiet 
das  Departement  gehörte.  Die  Genendräte 
waren  nur  berechtigt,  nicht  verpflichtet, 
solche  Insi>ektoren  zu  ernennen. 

Die  Inspektoren  lieider  Klassen  hatten 
das  Recht,  die  Werkstätten  zu  liesuchen.  die 
Kinder  zu  liesiclitigeu  und  sich  die  vor- 
geschriebenen Register  filier  die  in  Arbeit 
befindlichen  Kinder,  die  Arbeitsbücher,  die 
Schidfrequenzliestätigungou  und  die  Arbeits- 
ordnungen vorlegen  zu  lassen:  liei  l'elier- 
tretungen  der  gesetzlichen  Vorschriften 
konnten  sie  Protokoll  aufnehmen,  welches 
bis  zum  Nachweis»1  des  Gegenteils  vollen 
Glauben  besass.  Hei  der  Kontrolle  der 
unterirdischen  Arbeiten  hatten  auch  die 
Bergwerksaufseher  zu  wirken. 

Weitere  Urgane  für  die  Durchführung 
der  Gesetze  waren : 

1)  Die  Obero  Kommission  (t'ommis- 
sion  superiourel.  gebildet  aus  neun 
durch  den  Präsidenten  der  Republik  er- 
nannten Mitgliedern,  welche  diese  Stelle 
als  Khrenamt  versahen.  Sie  hatte  1.  über 
die  gleiehinässige  und  aufmerksame  Durch- 
führung der  Vorschriften  zu  wachen,  2.  ihr 
Gutaehten  über  die  zu  erlassenden  Verord- 
nungen sowie  ülierhaupt  über  die  ver- 
schiedenen für  die  geschützten  Arbeiter 
lietleutsamon  Kragen  abzugeben»,  3.  die  Kan- 
didaten für  die  Stellen  der  Bezirksinspektoiien 
vorzuschlagen,  4.  einen  Bericht  alljährlich 
(Uwr  den  Stand  des  Arbeitsschutzes  zu  er- 
statten. 

2)  Die  Lokalkommissionen  ( ('Omis- 
sion s  locales ),  von  welchen  nach  dein 
Gesetz  mindestens  eine  in  jedem  Arron- 
dissement  zu  bestehen  gehabt  hätte,  mit 
5 — 7  durch  den  Generalrat  vorgescldageneu, 
vom  Präfekten  ernannten  Mitgliedern,  gleich- 
falls zur  Ucberwaehung  der  Ausfuhrung 
der  Gesetze  sowie  zur  Kontrolle  des  Dienstes 
der  Inspektion,  auch  mit  dem  Recht  des 
Werkstättenbesuches  etc.  ausgestattet.  Sie 


waren  alle  fünf  Jahre  zu  erneuern  und  un- 
besoldet. 

7.  Die  Wirksamkeit  der  Gesetz- 
gebung. So  viel  steht  wohl  fest,  dass  das 
Arbeitsstuudondokret  von  1S4S  durch  das 
Gesetz  von  INS.'*  erst  allmählich  der  Ver- 
fressenheit entrissen  und  das  Gesetz  von 
1S74  lange  Zeit  hindurch  nur  sehr  lücken- 
haft zur  Ausführung  gebracht  wurde.  Der 
Hauptgrund  für  die  schwere  Einbürgerung 
s|>eciell  des  Kindorarbeitsgesetzes  lag  dariu, 
dass  ihm  zm-  Zeit  seiner  ersten  Wirksam- 
keit die  allgemeine  Auffassung  nicht  günstig 
war.  Der  Arbeiterstand  bekundete  zunächst 
Gleichgültigkeit,  die  Unternehmerschaft  zum 
Teil  hartnäckige  Gegnerschaft;  die  öffent- 
liche Meinung  war  über  den  Gegenstand 
wenig  geklärt,  man  erblickte  in  dem  Ge- 
setze vielfach  mehr  einen  Versuch  unange- 
brachter Einmischung  in  Privatverhältnisse 
als  eine  sozialpolitische  Massnahme.  Die 
wissenschaftliche  Litteratur  widmete  dem 
Gegenstaude  wenig  Beachtung:  übrigens 
war  aus  ihr,  die  zum  Teil  mit  Argumenten 
kam,  wie  hinsichtlich  des  Wunsches  einer 
Vermehrung  des  lnsjM'ktionsjK'rsonales,  dass, 
wenn  dieses  Personal  lielter  selbst  arbeiten 
wollte,  man  weniger  nötig  hätte,  die  Kinder 
arU'iten  zu  lassen  (Journal  des  Economistes, 
1sn7).  nur  wenig  zu  lernen.  Das  sozial- 
politische Verständnis  war  ülierhaupt  viel- 
fach nur  gering,  ja  geringer  als  in  früherer 
Zeit:  noch  ISSN  gab  es  in  der  an  sich  dem 
Arbeitorschutze  zugänglicheren  Kammer  bei 
Beratung  der  Reform  des  Gesetzes  171 
Stimmen  für  die  gänzliche  Abschaffung  der 
Arbeitsinsj>ektioii  und  noch  ISill  konnte  ein 
Deputierter  ganz  ernsthaft  empfohlen,  statt 
der  IV-rufsinspektoren  in  den  ländlichen 
Gemeinden  unter  anderem  die  Feldhüter 
zu  verwenden.  Die  angesichts  dieser  Um- 
stände doppelt  notwendige  ausgiebige  Ver- 
öffentlichung der  Wahrnehmungen  des  In- 
spektionsdienstes,  welche  schon  zu  Zeiten 
Ijouis  Philippes  gefordert  worden  war, 
unterblieb  lange  Zeit  hindurch,  es  erschienen 
nur  ganz  kurze,  nichtssagende  Berichte  der 
Oboivn  Kommission,  die  grössere  Beachtung 
weder  verdienten  noch  erhielten :  erst  in 
der  Folge  gestalteten  sie  sich  reichhaltiger 
und  wertvoller  und  bekamen  seit  1nk7  auch 
als  Zugabe  die  Originalberichte  der  Bezirks- 
iuspektoren,  ein  Fortschritt,  der  in  der  Be- 
richterstattung namentlich  ein  Verdienst  dos 
späteren  Sekretärs  der  Kommission  Louis 
Boinpiet  ist,  der  auch  im  Handelsministerium 
mit  den  Agenden  des  Arboitorschutzes  be- 
traut war.  Manche  Räder  des  Apparates, 
auf  die  man  gezählt  hatte,  versigten  übrigens 
gänzlich  oder  nicht  viel  weniger  als  gänz- 
lich: «iie  Generalräte  der  Departements 
waren  lässig  bei  der  Bestellung  von  DejKir- 
tementsinspektoreu,  die  Justizbehörden  übten 
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in  Uebertretungsfällen  eine  oft  kläglich 
nachsichtige  Rechtspflege  aus,  die  den  Be- 
hörden vorgeschriebenen  Unfallanzeigen  an 
die  Inspektoren  erfolgten  nicht,  die  Lokal- 
komnnssionen  gelangten  zun»  Teile  nicht 
z\u-  Entstehung  oder  Thätigkeit,  zum  Teile 
führten  sie  zu  Reibereien  mit  dem  In- 
spektionsdienst, dio  staatlichen  Betriebsver- 
waltungen wehrten  sich  eifersüchtig  gegen 
die  Inspizierung  und  übertraten,  unbeküm- 
mert um  das  böse  Beispiel,  das  sie  damit 
gaben,  das  Gesetz  etc.  Man  würde  jedoch 
im  Unrechte  sein,  wenn  man  glaubte,  dass 
an  aller  Gleichgültigkeit  und  Gegnerschaft, 
die  gegenüber  dem  Arljeiterschutz  herrschte, 
bloss  bewusste  Zurücksetzung  der  Interessen 
der  arbeitenden  Klassen  die  Scluüd  trug, 
zum  grossen  Teile  war  es  vielmehr  Sache 
der  Auffassung,  welche  in  einem  Lande, 
wo  die  Freiheit  des  Individuums  so  viel 
gilt,  den  Arbeiterschutz  oft  nur  als 
eine  missliebige  Reglementierung  der  Arbeit 
ansehen  Hess,  welche  empfindlicher  machte 
gegen  die  allerdings  dem  gesetzlichen 
Zwange  innewohnenden  Uebel  als  gegen 
jene,  die  ihn  —  vorübergehend  oder 
dauernd  —  notwendig  machen. 

Unzweifelhaft  hat  sich  manches,  ja  vieles 
in  der  Periode  der  Wirksamkeit  des  Gesetzes 
von  1874  gebessert,  insbesondere  waren 
hierfür  auch  die  moralischen  Faktoren  im 
Laufe  der  Zeit  günstiger  geworden,  gleich- 
wie ja  auch  in  anderen  1  «Indern  der  Ar- 
beitersehnlz  in  Litteratur,  öffentlicher  Mei- 
nung und  Praxis  erst  allmählich  Beachtung 
und  Geltung  eroljerte.  Zu  HUfe  kam  auch 
die  an  sich  vorhandene  Tendenz  zur 
Abstossung  der  Kinder  der  jüngsten  Alters- 
kategorieen  sowie  zur  Abkürzung  der  Arbeits- 
zeit. Udingens  zahlte  man  lsTti  10041, 
1891  G99.r.l  besuchte  Betriebe,  was  eine 
sehr  belangreiche  Steigerung  in  der  Energie 
des  IiisjH'ktionsdicnstes  bedeutet.  Nament- 
lich das  S.'iii»-l>[tartenieiit  hatte  es  an 
Opfern  nicht  fehlen  lassen  und  eine  Fülle 
von  Dej>artomentsins|>oktorcfi  bestellt ;  auch 
machte  mau  dort  —  wohl  zuerst  —  den 
Versuch  mit  Frauen  im  Inspektionsdienst, 
bestellte  sog.  Ersatzinspoktoren  zur  Ver- 
tretung erkrankter  etc.  Inspektoren.  1891 
wurde  der  Stand  mit  1  Inspektor  zur  Auf- 
sicht, 30  Inspektoren  und  Inspektricen  und 
12  Ersatzkräften  festgesetzt, 

8.  Neueste  Gesetzgebung.  Die  em- 
pfindlichen Mangel  des  (Gesetzes  von  1874 
führten  bereits  lss3  zur  Einleitung  von  Er- 
hebungen ülter  vorzunehmende  Reformen, 
und  1  .ssi;  legte  Handelsniinister  J»ekroy  der 
Kammer  den  Entwurf  eines  neuen  Gesetzes 
vor,  der  fast  gänzlich  auf  Vorschlägen  der 
Oberen  Kommission,  allerdings  unter  Weg- 
lassoug  des  von  derselben  befürworteten 
elfsl  findigen  Maximalarbeitstages  auch  für 


Männer,  benihte.  Die  langwierigen  Ver- 
handlungen, die  sich  an  diese  Vorlage  an- 
scldossen,  im  einzelnen  zu  schildern,  fehlt 
hier  der  Raum.  Der  hauptsächlichste  Streit- 
punkt war  die  Regelung  der  Frauenarbeit, 
der  namentlich  im  Senate  Widerstand  be- 
gegnete. Man  kann  nicht  sagen,  dass  die 
Haltung  der  Industriellen  gegen üter  den 
in  Aussicht  genommenen  Beschränkungen 
eine  durchaus  einmütige  war;  so  heftig  zum 
Beispiel  auch  das  Verbot  der  Frauenuacht- 
arbeit  von  vielen  Seiten  bekämpft  wurde, 
musste  doch  einmal  in  der  Association  de 
Tindustrie  franeaise  die  Abstimmung  über 
diese  Frage  unterbleiben,  weil  man  durch 
die  Verschiedenheit  der  Stimmen  über  einen 
Punkt  nicht  das  Gewicht  der  Aeusserung 
im  allgemeinen  abschwächen  wollte.  End- 
lich gelang  es  aber  doch,  die  neuen  Arbeiter- 
schutzbestimmnngen  als  Gesetz  vom  2. 
November  1892  unter  Dach  zu  bringen, 
welches  am  1.  Januar  1893  ins  lieben  treten 
sollte,  thatsächlich  aber,  wegen  der  Ver- 
zögening  bei  Erlassung  der  Ausfülmmgs- 
verordnungen ,  erat  gegen  Ende  1893  in 
Wirksamkeit  gesetzt  wurde. 

Das    zweite  Arbeiterschutzhauptgesetz, 

{'enes  vom  12.  Juni  1893  über  Gesund- 
leitsschutz  und  Siehenmg  der  Arbeiter  in 
den  industriellen  Betrieben,  hat  gleichfalls 
eine  lange  Geschichte  hinter  sich,  indem  es 
sich  auf  eine  Regieningsvorlage  aus  dem 
1  Jahre  1887  zurilekführen  lässt.  Daneben 
,  wurden  in  der  neuesten  Zeit  noch  mehr- 
i  fache  andere  Gesetze  von  Bedeutung  für 
I  den  Arlieiterschutz  erlassen,  denen  ebenfalls 
i  sehr  bewegte  Verhandlungen  vorangegangen 
waren  und  die  an  gehöriger  Steife  Er- 
wä 

r 


wrähnung  finden  sollen  (s.  unten  sub  14, 
17,  18  S.  r*4S  49). 

II.  Das  gegenwärtige  Recht. 
9.  Kinder-  und  Frauenarbeit  in  der 
Industrie    nnd    beim    Bergbau.  Die 

wichtigsten  für  die  Kinder-  und  Frauen- 
arbeit in  der  Industrie  und  l*>im  Bergbau 
in  dem  massgebenden  Gesetze  vom  2.  Novem- 
ber 1802  und  den  Ausfühningsverordnungen 
getroffenen  Bestimmungen  sind  die  folgenden. 

a)  Geltungsbereich.  Das  Gesetz 
gilt  für  alle  Fabriken,  Bergwerke,  Gräbereien, 
Steinbrüche.  Arbeitsplätze.  Werkstätten  und 
deren  zugehörige  Räume,  ohne  Unterschied, 
ob  die  Betriebe  einen  staatlichen  Charakter 
besitzen  oder  nicht,  und  zwar  auch  dann, 
wenn  es  sich  um  Facldehr-  oder  Wohl- 
thätigkeitsanstalten  liandelt.  Ausgenommen 
sind  nur  jene  Werkstätten,  in  denen  bloss 
Familienmitglieder  unter  der  I^eitung  des 
Vaters  oder  der  Mutter  oder  fies  Vormundes 
thätig  sind.  Diese  s'>g.  ateliers  de  famüle 
unterliegen  nur  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen einer  Ueberwachung  hinsichtlich 
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<ler  hygienischen  und  Sicherheitsvorkeh- 
nmgen.  Nicht  dem  Gesetze  unterstellt  sind 
jedoch  landwirtseliaftliehe  und  rein  kauf- 
männische Betrie!*:*. 

b)  Zulassung  von  Kindern.  Im 
allgemeinen  ilürfen  nur  Kinder  nach  zurück- 
gelegtem 13.  I^beusjahre  verwendet  werden, 
sofern  sie  indessen  ein  Volksschidentlassungs- 
zeuguis  und  ein  ärztliches  Tnuglichkeits- 
zeugnis  liesitzen,  schon  im  Alter  von  12 
Jahren.  Kinder  unter  16  Jahren  kennen 
einer  ärztlichen  Untersuchung  unterzogen 
wenlen,  damit  konstatiert  wenlc,  oh  die 
Arbeit,  mit  welcher  sie  1  «.»traut  sind.  nicht 
ihre  Kräfte  üliersteigt. 

i-|  Arbeitsdauer.  Das  Höchstausmass 
wirklicher  Artieitslcistung  ist:  für  l'nter- 
seehzehnjährige  pr.  Tag  1«),  für  Personen 
von  1»» — ls  Jahren  11  Stunden  pr.  Tag  und 
60  Stunden  j»r.  Woche,  für  weibliche  Per- 
sonen fll»oi-  In  Jahren  11  Stunden  pr.  Tilg. 

d)  Nachtarbeit.  Sie  ist  —  von  9  Uhr 
aljonds  bis  5  Ulu'  morgens  —  für  die  ge- 
schützten Personen  verboten;  sie  ist  jedoch 
in  der  Zeit  von  4  l'hr  morgens  und  bis 
1»>  l'hr  aUmds  statthaft,  sofern  die  ArU.'it 
unter  zwei  Schichten  verteilt  ist  und  jede 
dieser  nicht  länger  als  9  Stunden  arlieitet. 

e»  Hnhctage.  Die  geschützten  Per- 
sonen dürfen  weder  an  mehr  als  0  Tagen 
in  der  Woche  noch  an  den  gesetzlich  aner- 
kannten Feiertagen  (derzeit  1.  Januar,  14. 
Juli.  Christi  Himmelfahrt.  Maria«'  Himmel- 
fahrt.  Allerheiligen,  Weihnachtstag,  Oster- 
und  Pfingstfest,  <>ster-  und  Pfingstmontag) 
beschäftigt  wenlen. 

f t  A  u  s  n  a  h  m  e  u.  Von  den  dargestellten 
Beschränkungen  Wsteheu  —  abgesehen 
von  einer  hier  keiner  weiteren  Erwähnung 
bedürftigen  Sonderbestimmung  rücksichtlich 
der  Waisenhäuser  und  Wohlthätigkeitsan- 
stalten  —  folgende,  im  V.  ■renlnungsweg  zu 
regelnde  Ausnahmen:  1.  Einzelne  Industrie- 
zweige dürfen  Frauenspersonen  über  IM Jahren 
zu  gewissen  Zeiten  bis  11  l'hr  abends  ver- 
wenden, jedoch  nicht  durch  mehr  als 
60  Tage  im  Jahre  und  ohne  rebersclireitung 
einer  effektiven  zwölfstündigen  Arbeitst  lauer. 
Als  derartige  Industrieen  wurden  erklärt: 
Damenkleidermacherei  und  einzelne  andere 
Zweige  der  Iiekleidimgsindustrie.  2.  Ge- 
wissen Industriezweigen  kann  eine  ständige 
Befreiimg  vom  Verlöte  der  Nachtarbeit  zu- 
erkannt werden,  die  Arbeitsdauer  darf  aber 
nicht  7  innerhalb  21  Stunden  üliersehreiten. 
Dies  geschah  für  das  Falzen  der  Zeitungeu, 
das  Brosclüeren  von  Druckschriften  und  das 
Anzünden  der  1  .Ampen  Inn  BergbaubetrielK*n. 
3.  Füc  einzelne  Industriezweige  kann  das 
Verbot  aber  auch  nur  vorübergehend  be- 
hoben wenlen;  dies  geschah  —  und  zwar 
bald  für  eine  Dauer  von  3u,  Udd  von  mehr 
Tagen  —  für  die  Zuckerwareiier/eiigung. 

Handwörterbuch  der  Stantwlwnsrhaftcn  Zweite 


Leim-  und  Gelatinofahriken ,  Fisch-  und 
Gemflsekonservenfabriken  iL  a.  (Das  Dekret 
vom  26.  Juli  1895  hat  die  mit  Dekret  vom 
15.  Juli  1893  gewährten  Ausnahmen,  die  hier 
unter  Ziffer  1  und  3  liesproehen  erscheinen, 
wesentlich  reduziert,  jene  vom  29.  Juli  1897 
und  24.  Februar  1898  haben  sie  wieder  etwas 
vermehrt).  4.  In  den  Betrieben  mit  ständigem 
Feuer  kennen  grossjährige  Frauen  und  Kinder 
männlichen  Geschlechts  an  allen  Tagen  und 
während  der  Nachtzeit  zu  unaufschiebbaren 
Arbeiten  verwendet  werden;  der  Anspruch 
auf  einen  Ruhetag  in  der  Woche  bleibt 
ihnen  jedoch  gewahrt.  Die  Bezeichnung 
der  statthaften  Arbeiten  erfolgt  in)  Verord- 
nuugswege;  berücksichtigt  erscheinen  hier- 
bei die  Zucker-,  Papier-,  Eisen-  und  Metall-, 
Glasindustrie  u.  a.  5.  Beziehen  sich  die  im 
Vorstehenden  genannten  Begünstigungen 
generell  auf  ganze  Arbeitszweige,  so  sieht 
das  Gesetz  aber  auch  Dispense  in  einzelnen 
Fällen  vor  (tolerantes  temjmraires),  die  von 
der  Arbeitsinsjxddion  gewährt  wenlen. 
Solehe  sind  statthaft  a)  ohne  Beschränkung 
auf  bestimmte  Industriezweige:  rücksichtlich 
des  Verlotes  der  NachtarU'it  bei  Betriebs- 
störungen, jedoch  immer  nur  für  eine  be- 
stimmte Zeitdauer,  b)  mit  Beschränkung  auf 
spoeiell  im  Verenlnungswego  zu  bezeichnende 
Industrieen  :  rücksichtlich  der  Bestimmungen 
üImt  den  wöchentlichen  Ruhetag  und  die 
Arbeitstiauer,  jedoch  ebenfalls  nur  zeit  weilig. 
Iu  erstorer  Hinsieht  wurden  die  Inspektoren 
angewiesen,  das  Verl  Kit  für  höchstens  einen 
Monat  aufzuheben  und  in  betreff  einer 
Verlängerung  an  das  Ministerium  zu  ly- 
nchten; in  "der  zweiten  Hiusicht  wunleu 
namhaft  gemacht  Industrieen  in  Bekleidungs- 
und  Putzwaren,  dann  Ziegelwcrke.  Bueh- 
druckereien,  Konservenfabriken  u.  a. 

g)  Son derbesti  m  in  u u gen  hin- 
sichtlich des  Bergbaues.  Während 
die  tinter  a  f  dargestellton  Voi-schriften 
sich  auf  alle  dem  Gesetz  unterliegenden 
Etablissements  beziehen,  gibt  es  in  dem- 
selben auch  einige  Sondorbestimmuogon 
über  Bergwerke,  Gräbereien  und  Steinbrüche. 
Die  Arbeit  daselbst  hinter  Tag>  ist  für  weil>- 
liche  Personen  schlechtweg  verlioton  und 
unterliegt  in  l>etreff  der  männlichen  von 
13 — In  Jahren  einer  speeiellen  Hegel ung; 
für  gewisse  Bergbau  bot  riebe  kann  <lie  Ver- 
wendung  jugendlicher  Persoueu  bereits  von 
4  l'hr  früh  an  und  bis  Mitternacht  zuge- 
standen wenlen,  sofern  sie  innerhalb  24 
Stunden  nicht  mehr  als  8  Stunden  effektiv 
Arbeit  leisteu  und  nicht  länger  als  lo  Stun- 
den in  der  Mine  anwesend  sind. 

Ii)  Kontrollvorsehriften.  Kinder 
haben  mit  einem  Arbeitsbuch  veisehen  zu 
sein,  ihre  Arbeitgeber  haben  über  sie  ein 
Register  zu  führen,  in  den  Werkstätten  ist 
Beginn  und  Ende  der  Arbeit  und  Pausen 
l.  3f> 
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sowie  der  gewählte  wöchentliche  Kuhetag 
anzuschlagen  etc. 

Uober  die  zu  Gunsten  der  Gesund- 
heit, Sich  e  r  h  e  i  t  und  Sittlichkeit  ge- 
troffenen Vorschriften  s.  unten  sub  11.  Ueber 
das  noch  Umstehende,  aber  wenig  Wachtete 
und.  was  die  Bestimmungen  über  die  Ar- 
beitszeit betrifft,  durch  die  neue  Gesetz- 
gebung uberholte  Lehrlingsgesetz  s. 
oben  sub  3. 

10.  Arbeitzeit  der  Männer.  Für  diese 
kommt  nur  das  schon  oben  sub  3  S/540.  41  er- 
wähnte Gesetz  vom  9.  September  1848  in  Be- 
tracht, welches  vorschreibt,  dass  der  Arbeits- 
tag des  Arbeiters  in  fabriksmässigen  Be- 
trieben {d.  i.  nach  der  nicht  einwandsfreien 
Auslegung  nach  dem  Ministerialeirkular  vom 
25.  November  188"»  in  Betrieben  mit  mecha- 
nischem Motor  oder  ständigem  Feuer  oder 
mit  mehr  als  20  in  der  Werkstätte  ver- 
einigten Arbeitern)  nicht  12  Stunden  effek- 
tiver Arbeitsleistung  überschreiten  darf; 
Verordnungen  können  Ausnahmen  mit  Rück- 
sieht auf  die  besondere  Bescliaffonheit  ein- 
zelner Industriezweige  oder  Anlässe  höherer 
Gewalt  gewähren.  Solehe  Ausnahmen  wur- 
den in  mannigfacher  Alt  dun  h  die  Dekrete 
vom  17.  Mai  1851,  31.  Januar  18Wi  und 
3.  April  18*9  zugestanden  (für  einzelne 
Arbeiteikategoricen  und  Industriezweige,  das 
Reinigen  der  Maschinen,  im  Falle  von  Be- 
triebsstörungen, für  die  im  Auftrage  der  Regie- 
rung ausgeführten  Arbeiten  im  Interesse  der 
nationalen  Sicherheit  und  Verteidigung  u.  a.) 

In  betreff  der  Arbeitszeit  der  Eisenbahn- 
bediensteten ergingen  im  administrativen 
Wege  einzelne  Anordnungen  an  die  Eisen- 
hahnverwaltungen .  so  z.  B.  das  Cirkular 
vom  4.  Mai  181(4  rücksiehtlieh  der  Arbeits- 
leistungen der  1/okomotivführer  und  Heizer 
(im  Durchschnitt  höchstens  10  Stunden 
effektive  Arlieit  und  wenigstens  10  ununter- 
brochene Raststuuden  im  Tag  etc.) 

11.  Gesundheitsschutz  und  Sicher- 
heitsvorschriften. Hierfür  kommen  derzeit 
zunächst  zwei  Gesetze  in  Betracht,  eisten» 
das  vom  2.  November  1K92  zu  Gunsten  der  be- 
sonders geschützten  Personen  und  das  vom 
12.  Juni  1893,  welches  allgemeinen  Charakter 
besitzt,  also  sich  nicht  bloss  auf  Betriebe  be- 
zieht, in  denen  Frauen  oder  Kinder  in  Ver- 
wendung stehen.  Der  Geltungsbereich 
beider  deckt  sich  im  wesentlichen,  abge- 
sehen von  dem  Unterschiede,  dass  das 
letztere  Gesetz  die  ohnehin  der  staatlichen 
MineiijKilizei  unterliegenden  Bergwerke 
nicht  trifft.  Auf  Grund  des  Gesetzes  von 
1893  ist  das  Dekret  vom  10.  März  1891  er- 
gangen, welches  «  ine  Fülle  von  Vorschriften 
über  Reinlichkeit  und  Ventilation  der 
Werkstätten,  Beseitigung  von  Staub  und 
Gasen,  Schutzvorkehrungen  in  den  Betriebs- 
lokalitäten und  an  den  Maschinen,  Einnehmen 


der  Mahlzeiten  ausserhalb  der  Arheiteräume, 
Ausgänge  cfce,  trifft. 

Daneben  bestehen  alter  auch  noch  die 
speciellen  Bestimmungen  des  Gesetzes  über 
die  Kinder-  und  Frauenarbeit.  Dieselben 
enthalten  insbesondere  folgende  Punkte: 

a)  Arbeitszweige,  welche  mit  Gefahren 
verbunden  sind  oder  die  Kräfte  von  Frauen 
und  Kindern  übersteigen  und  deshalb  für 
solche  als  verboten  zu  gelten  halten,  sind 
im  Veroixl nungs wege  zu  bestimmen. 

b|  In  ungesunden  und  gefährlichen  Be- 
trieben, in  denen  der  Arbeiter  gesundheits- 
schädlichen Hantierungen  oder  Ausströmun- 
gen ausgesetzt  ist.  dürfen  Frauen  und  Kinder 
nur  unter  den  im  Verordnungsweg  aufzu- 
stellenden Bedingungen  verwendet  werden. 

Das  auf  Grund  dieser  Bestimmungen 
erlassene  Dekret  vom  13.  Mai  1893  enthält 
eine  Fülle  von  Verboten  und  Beschränkungen 
hinsichtlich  einzelner  Industriezweige,  dann 
allgemeine  Anordnungen  wie  z.  B.  das  Ver- 
bot, geschützte  Personen  zum  Schmieren, 
Reinigen  elc.  der  in  Gang  befindlichen 
Maschinen  und  Mechanismen  zu  verwenden, 
ferner  Boschrän klingen  und  Verbote  der 
Verwendung  jugendlicher  Personen  zum 
Tragen  oder  Ziehen  von  I tasten,  zum  Drohen 
von  Rädern  oder  zu  gewissen  sonstigen 
Arbeiten,  die  darauf  abzielen,  das  Kind  zur 
Erzeugung  von  Kraft  zu  verwerten  etc. 

Da  sich  die  in  Rede  stehenden  Gesetze 
auch  auf  die  »Dependenzen«  der  Betriebe 
beziehen,  sind  auch  die  vom  Arbeitgeber 
beigestellten  Schlafräume  einer  gesundlieits- 
polizeilichen  Aufsicht  unterzogen. 

Jeder  Unfall,  der  die  Verwundung  eines 
Arbiters  zur  Folge  hat,  ist  binnen  48 
Stunden  dem  Gemeindevorsteher  anzuzeigen, 
der  hiervon  sofort  die  Arboitsiuspektioh  zu 
verständigen  liat. 

Von  mittelbarer  Bedeutung  für  die 
Sicherheit  der  Arbeiter  ist  das  Gesetz  vom 
j  9.  April  1898.  betreffend  die  Haftpflicht  bei 
i  Arbeitsunfällen,  welches  sich  auf  die  Bau- 
i  Industrie,  Fabriken,  Transj>ortuiiteriiehmun- 
'  gen,  Bergwerke  u.  a.  bezieht.  Soweit  das- 
selbe zur  Anwendung  kommt,  gelten  nun- 
mehr besondere  Vorschriften  über  die  An- 
zeige und  Konstatienmg  von  Unfällen. 

12.  Theater,  Wandergewerbe.  Nach 
dem  Gesetze  von  1892  dürfeu  Kinder  unter 
13  Jahren  bei  öffentlichen  Vorstellungen  in 
Theatern  und  Veignügungsetablissements 
(den  sog.  eafes-eoncorts)  mit  festem  Stand- 
ort —  vorbehaltlich  behördlich  bewilligter 
Ausnahmen  für  bestimmte  Stücke  in  Theatern 
—  nicht  als  Schauspieler,  Fignranten  etc. 
verwendet  werden. 

Noch  zu  Recht  besteht  das  Gesetz  vom 
7.  Dezember  1S74  (s.  oben  sub  5  S.  542): 
verboten  ist  hiernach,  durch  Kinder  unter 
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1  ti  Jahren  gefährliche  Kraftübungen  oder  mit 
einer  Glietlerverrenkung  verbundene  Kunst- 
stücke ausführen  zu  lassen:  de»  Akrobaten, 
Seiltänzer»,  Gauklern,  TierUrlndig«-m  und 
Cirknsinhahern  ist  untersagt,  }»ei  ihren  Vor- 
stellungen die  eigenen  Kinder,  wenn  unter  12 
Jahren,  oder  fremde  Kinder,  wenn  unter  Iii 
Jahren,  zu  verwenden  etc.  l'eU»r  die  l'eber- 
waehung  s.  unten  sub  13. 

13.  Inspektion.  Die  l'eberwa«  h»»g  der 
Arbeiterschutzbostimmimgeii  ist  derzeit  nur 
zum  Teile  eigenen,  berufsmässigen  Inspok- 
toren  filiert  ragerr.  indem  nämlich  d<>r  In- 
spektionsdienst rüeksiohtlich  der  Bergwerke. 
Gruben  und  Steinbrüche  den  U-reits  für  ilie 
Ausübung  der  staatlichen  Aufsieht  über  den 
Bergbaubetrieb  überhaupt  bestellten  staat- 
lichen Organe»  ausschliesslich  vorbehalten 
wurde. 

Die  Ordnung  der  Arbeitsiusjicktion,  wie 
sie  das  Gesetz  von  1892  und  die  Dekrete  vom 
13.  DezemU  r  1892  und  18.  DezemLor  1893  vor- ;  »»»igen  erteilt  etc 
genommen  hal*?»,  unterscheidet  si«h  wesent- 
lich von  der  früheren  Kiuteilung  (s.ob  iisulibl. 
Das  I<and  zerfüllt  in  11  luspektionsbezirke, 
au  deren  Spitze  je  ein  Bczirksiuspektor 
( i  u  s  p  e  e  t  e  u  r  d  i  v  i  s  i  o  u  n  a  i  r e  )  steht ; 
jeder  dieser  Bezirke  enthalt  wiederum  eine 
Anzahl  von  Sektionen,  die  einem  Dejiarte- 
mentsinspf'ktor  (inspecteur  d«'-parto- 
m  e  n  t  a  I)  oder  einer  Dcpartementsinspektnc« 


183600  Frams 
37000  . 
2500 


zusammen  <>4()(KK)  Franca 

Der  oftmals  beantragte  Posten  eines  Ge- 
neral ins] tektors  hat  in  das  Gesetz  keinen 
Eingang  gefunden.  Für  die  Vereinheitlichung 
der  Amtsführung  sorgt  jedoch  innerhalb  der 
Bezirke  der  Bezirksiuspektor,  der  den  Dienst 
in  seinem  ganzen  Spivngel  leitet,  für  das 
gloi«-h  massige  Vorgehen  in  den  verschiedenen 
Bezirken  kommt  die  Direction  du  commerce 
interieur  im  Handelsministerium  in  Betracht, 
welcher  der  ganze  Dienst  unterstellt  ist  und 
die  mit  Hilfe  der  Oberen  Kommission  (s. 
unten  sub  15)  aufgetauchte  Zweifel  lost,  Wei- 
Der  Vorstand  der  ge- 
nannten Direktion  und  sein  Stellvertreter 
suchen  übrigens  zeitweilig  die  Amtssitze 
der  Iasjiektorou  auf,  kontrollieren  die  Ar- 
chive etc.:  alljährlich  finden  Konferenzen 
«ler  Bezirksinsjiektoreti  statt.  Für  eine  aus- 
reichende Publizität  der  getroffenen  Wei- 
sungen, ergangenen  Erlasse  und  Gerichts- 
urteile sorgt  das  seit  1N93  herausgegebene 
Bulletin  de  l'Inspectio»  du  travail.  welches 


in 

zugewiesen  sind.  Insgesamt  sind  7b  männ-  >"  mustergiltiger  Weise  über  alle  diesen 
liehe  und  DJ  weibliehe  Deparlemcntsinsiiok-  Dienstzweig  berührenden 


Die    Verleihung   erfolgt   auf,ls<+  —  '-).    Sie  liaben  das 

KonkursausM-hreibnng  lind  der  Hecht  des  Fintrittes  in  die  ihrer  Aufsicht 


toren  in  Aussicht  genommen,  der  thatsäch- 
liche  Stand  differiert  hiervon  etwas,  was 
mit  der  Notwendigkeit  zusammenhangt,  das 
unter  dem  alten  Gesetze  zahlreichere  Per- 
sonal des  S«  ine- Departements  erst  allmählich 
zu  reduziere».  Alte  I»s|wktore»  sind  der- 
malen durch  den  Handelsminister  zu  er- 
nennen und  aus  Staatsmitteln  liesoMot.  Das 
Amt  bildet  den  ausschliessliche»  Beruf  der 
Ernannten. 
Grund  einer 

von  den  Kandidaten  bei  einer  Prüfung  er 
zielten  Erfolge  ;  erst  »ach  einjähriger  Dienst 
leistuug  kann  die  definitive  Erne»»u»g  statt 
finde».    Die  Bezirksinspektore»  werde»  aus ,  vorlegeii  lasse». 
<le»  Depaitei»»>n1sinspekt<>iT»   mit  längerer 
Dienstzeit  genommen.    Die  5  Gehaltsklassc» 
der  (imlunliehen  und  weibliehen)  TV'parte- 
mentsinsjiektoren    Ipwege»   sieh  zwischen 
3 — 5(HHi  Francs,  die  der  Bezirksinsjwkteiv» 
zwischen  t! — 8(nmi  Francs  im  Jahre.  Für 
die  Berechnung  «ler  Heise-  un«l  Burcaukosten 
liest  eben  In .-stimmte  Kegeln.     Das  Fiuanz- 
gesetz  für  1S98  enthillt  folgend*-  Ziffern: 


Vorkommnisse 

orientiert  und  sie  zur  Kenntnis  der  Be- 
teiligten "bringt. 

Den  Inspektoren  liegt  die  Ueberwachuiig 
der  Kiiihaltutig  der  in  den  Gesetzen  von 
18 -IN,  181)2  und  1893  getroffenen  Bestim- 
mungen ob.  desgleichen  —  konkurriereud 
mit  den  Polizeikommissären  —  der  Vor- 
schriften über  den  Kinderschutz  bei  gewissen 
Wamleigewerbe»  (Gesetz  vom  7.  I)ezember 
1n74  —  s.  «iben  sub  12).    Sie  liaben  das 


1.  Besoldungen  der  Inspektoren  417  (XX)  Francs 

2.  Sekretär  der  Oberen  Kom- 
mission .  .  1000  Francs 
Bilrean-  und 

170000  , 


unterstellte»  Betriebe,  sie  können  sich  die 
vorgeschriebene»    Hegist  er.  Tauglichkeits- 
zeugnis.se,  Arbeitsordnungen,  Arbeitsbücher 
rebeilretungen  der  Vor- 
schriften nehmen  sie  zu  Protokoll,  das  bis 
zum  Beweise  des  Gegenteiles  Glauben  be- 
sitzt.   Finden  sie  «lie  im  Yerordnungswege 
«•rlassene»  Bestimmungen  über  hygienische 
und  Si«herheitsvorkeliruuge»  (s.  oben  sub  11) 
nicht  erfüllt ,  so  habe»  sie  jedoch  vorerst 
nach  Art.  0  des  Gesetzes  von  1893  •--  die 
Miingel  und  lermine  für  deren  Behebung 
schriftlieh  bekannt  zu  gebe»,  wogegen  dem 
!  Industriellen  »-in  Hecht  der  Reklamation  Wim 
Handelsministerium  zusteht.    Endlich  liaben 
,  die  Inspektoren  statistische  Daten  über  die 
'  Arbeitsverhältnisse  zu  sammeln  (eine  Auf- 
gabe, die.  wie  es  scheint,  schon  wegen  der 
1891  erfolgteu  Gründung  des  Office  du 

35* 
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Travail  zurücktritt).  Ueber  die  von  den  I 
Inspektoren  zu  erteUenden  Dispe  nse  s.  | 
oben  sub  9  S.  545. 

14.  Ueberwachung  der  Bergbaube- 
triebe. Die  Ueberwachung  der  Bergwerke, 
Gruben  und  Steinbrüche  ist  ausschliesslich 
den  staatlichen  Bergwerks-Ingenieuren  und 
Kontrolleuren  übertragen,  welche,  was  diesen 
Dienst  betrifft,  dein  Handelsminister  unter- 
stellt sind.  Das  Oesetz  von  1893  hat  je- 
doch, wie  schon  oben  (sub  11)  bemerkt,  auf 
die  genannten  Betriebe  keine  Anwendung. 

Die  durch  das  Gesetz  vom  8.  Juli  1890 
bestellten  Bergar  bei  ter-Beauf  trag  ten 
(delegues  mineurs)  sind  dazu  be- 
stimmt, die  unterirdischen  Arbeitsplatze  zum 
Zwecke  der  Prüfung  der  für  die  dort  Be- 
schäftigten bestehenden  Sicherheitsvorkeh- 
rungen  zu  inspizieren  und  au  der  Fest- 
stellung der  Verhältnisse,  unter  denen  sich 
ein  Unfall  ereignet  hat,  mitzuwirken.  Jedem 
Beauftragten  wird  ein  Bezirk  zugewiesen, 
d.  h.  eine  Gesamtheit  von  Schachten,  Gal- 
lerieen  und  Arbeitsplätzen  einer  Unterneh- 
mung, deren  genaue  Inspizierung  nicht  mehr 
als  sechs  Tage  nötig  macht,  weshalb  erfor- 
derlichenfalls ein  Bergbau  in  mehrere  Be- 
zirke zerlegt  wird.  Der  Beaufl  ragte  und 
sein  Ersatzmann  werden  durch  die  in  der 
Grube  beschilftigten  Arbeiter  des  Bezirkes 
aus  ihrer  Mitte  gewählt  und  müssen  min- 
destens 5  Jahre  im  Bezirke  oder  einem  be- 
nachbarten, zum  Bereich  derselben  Unter- 
nehmung gehörigen  Bezirke  als  Bergarbeiter 
tliätig  gewesen  sein;  unter  gewissen  Vor- 
aussetzungen können  auch  ehemalige  Ar- 
beiter gewählt  werden.  Der  Bergwerks- 
beam'tragte  hat  zweimal  im  Monat  seinen 
Bezirk  abzugehen,  seine  Wahrnehmungen  in 
ein  .Register  einzuzeichnen,  von  welchen 
eine  Abschrift  an  die  Präfektur  und  die 
Bergwerksingeuiouro  zu  leiteu  ist,  und  ist 
von  schweren  Unfällen  sogleich  zu  ver- 
ständigen. Für  den  Zeitverlust  werden  die 
Beauftragten  entschädigt. 

15.  Kommissionen.  Die  Obere  Kom- 
mission (s.  oben  sub  4  S.  541  und  sub  6 
S.  543)  wurde  auch  bei  der  Reform 
von  1892  in  ihren  Funktionen  erhalten, 
nur  hat  sie  nicht  mehr  die  Kandidaten 
für  die  BezirksinspektorensteUeu  vorzu- 
schlagen, sondern  die  Bedingungen  für  die 
Zulassung  zum  Inspektionsdienst  und  das 
Prüfungsprogramm  fest znst« «lieh.  Von  iluen 
neun  Mitgliedern  werden  jetzt  je  zwei  von 
der  Kammer  und  dem  Senate  gewäldt.  Sie 
erstattet  jährlich  Bericht,  dem  die  Berichte 
der  Bezirksinspektoreu  und  Benrwcrkschef- 
ingenieure  beigegelieu  werden.  l)anel>en  be- 
stehen D  e  p  a  r  t  e  m  e  n  t  s  k  o  m  m  i  s  s  i  o  n  e  n , 
eingesetzt  durch  dio  Generalräte,  mit  der 
Aufgab-  über  die  Durchfülirung  des  Ge- 
setzes von  1892  und  die  Verbesserungen, 


deren  os  fähig  wäre,  zu  berichten,  dann  sog. 
Oomites  de  patronage  zum  Zwecke 
des  Schutzes  der  l^ehrlinge  und  der  in  der 
Industrie  beschäftigten  Kinder  sowie  der 
Beförderung  ihrer  gewerblichen  Ausbildung. 

16.  Strafen.  Das  Strafverfahren  nach 
den  Gesetzen  von  1892  und  1893  ist  dem 
wesentlichen  nach  dahin  geordnet,  dass 
Uebertretungen  der  Vorschriften  im  allge- 
meinen durch  die  niederen  Polizeigerichte 
(tribunaux  de  simple  poliee)  mit  einer  Geld- 
busse geahndet  und  mir  unter  bestimmten 
erschwerenden  Voraussetzungen  (Rückfall 
bezw.  Unterlassung  der  Vornahme  der  in 
einem  ersten  Urteil  bereits  aufgetragenen 
Sieherheitsvorkehrungen  etc.)  vor  die  Kor- 
rektionsgerichte (tribunaux  correctionels)  ge- 
langen, welche  Geldstrafen  verhängen  und 
eventuell  die  Veröffentlichung  des  Urteüs  be- 
schlicssen  können.  Für  die  Behinderung 
der  Inspektoren  in  der  Ausübung  ihres 
Dienstes  besteheu  besondere  Strafbestim- 
mungen.  desgleichen  finden  sich  solche  im 
Gesetze  von  1848  vor. 

In  Betracht  kommt  derzeit  auch  das 
Specialstrafgi-setz  vom  19.  April  1898,  an 
Kindern  begangene  Misshandluugeu  etc.  l»e- 
treffond,  mit  verscliärften  Strafbcstimmungeu 
für  solche  Personen,  die  zu  dem  Kinde  in  einem 
Gewaltverhältnis  stehen,  wozu  auch  Arbeit- 
gelier  und  Ijehrherren  gerechnet  werden. 

Was  die  Praxis  anbelangt,  s<>  sei  er- 
wähnt, dass  wegen  Uebertretungen  gegen 
die  Gesetze  von  1848.  1892  und  1893  im 
Jahre  1894  703,  1895  1332  und  189G  1012 
Protokolle  aufgenommen  und  Geldbussen 
im  Gesamtbetrage  1894  von  233H6,  1895 
von  4145«  und  189Ü  von  1X545  Francs 
verllängt  wiu-den.  Die  Zunahme  in  den 
Strafamtshandlungen  wird  wohl  mit  Recht 
nicht  auf  eine  wachsende  Nichtbeachtung 
I  der  Vorschriften,  sondern  auf  die  anfänglich 
i  grössere  Mildo  l>ei  der  Repression  ztu-ück- 
geführt. 

17.  Auflösung  des  Arbeitsverhält- 
nisses. Das  Gesetz  vom  27.  Dezember  1890. 
welches  au  dieser  Stelle  zu  betrachten 
ist,  ist  hervorgegangen  ans  der  Er- 
wägung 'der  Nachteile,  welche  den  Ange- 
stellten der  Eisenbahnen  aus  einer  Ent- 
lassung erwuchs,  ohne  dass  diese  dabei 
auch  nur  einen  Anspruch  auf  Vergütung 
der  im  Wege  der  Gehaltsabzüge  gemachton 
Einzahlungen  in  die  Pensionskasse  hatten. 
Im  Laufe  der  parlamentarischen  Vorhand- 
lungen hat  das  Gesetzesprojekt  eine  durch- 
aus allgemeine  Gestalt  erhalten,  indem  (ab- 
gesehen von  einer  hier  nicht  weiter  zu  be- 
sprechenden Sonderbestimmung  über  die 
Genehmigimg  der  Statuten  für  die  Eisen- 
bahn-Pensions-  und  Krankenkassen)  alle 
Dien  st  vertrage  vou  unbestimmter  Dauer  der 
neuen  Vorschrift  unterstellt  wurden,  welche 
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in  «•inen»  Zusatz  zum  Art.  1  TS< i  des  Code  j  stehenden  Gesetzes  vorsieht,  dass,  wenn 
civil  U'stelit.    Hiernach  kann  die  Auflösung  I  mau    auch    hundert    Bände    «larüber  ge- 


«•ines  i 


einer  sehrielion  hätte,  wich  hundert  zu  schreiben 
Daner    eingegangenen    Dionstwi-hältnisses  j  übrig  blieben  —  so  viele  Schwierigkeiten 


lenirtigen.   ohne  Bestimmung 


leiz«it  <lun  li  den  Willen  eines  der  U'iden 
ile  erfolg»*!»,  eine  solche  Auflösung  jedoch 
Schadeusei-satzanspruehe  begründen ,  für 
«leiten  Bemessung  das  Gesetz  gewiss«?  An- 
haltspunkte  giebt  (Rücksichten  auf  Go- 
brüuehe,  zurückgelegte  Dionstz«'it, 
Zahlungen  in  Pensionskassen  u.  n.)  Das 
Eigentümliche  an  «liesem  <Jesctz  ist,  dass 
es  nicht  sagt,  wann  db'se  Ansprüche  ent- 
stehen. Hindern  nur,  «lass  si«>  entstellen 
können  und  es  bedarf  der  frei«>n  Auffassung 
des  französischen  Richters  über  Schadens- 
ersatz,  damit  aus  dem  Gesetz-  überhaupt 
etwas  wenle.  IVbi-igons  giebt  seine  Aus- 
legung zu  vielen  Zweifeln  Anlass  und  es  ist 
auch  kontrovei-s.  in  welchem  l'mfange  «'ine 
Aemlerung  gog«'nfib«'r  <l«r  fi-ühin-n  Praxis 
eingetreten  sei. 

18.  Sicherstellung  des  Arbeitsver- 
dienstes. Bisher  harte  kein«'  g«'setzliche 
Bestimmung  <lie  Exekutionsfühning  auf  den 
Arbeitslohn  oder  die  IVbeit  ragung  von 
Lohnforderungen  besehrankt;  lediglieh  di«' 
Praxis  hatte  einen  Schutz  gegen  die  gänz- 
liehe  Entziehung  des  Arbeitsverdienstes  in- 
sow«-it  gelMen,  als  man  den  l/»hu  als 
rnterhaltsmitb'l  auffasste  und  daher  nur 
«•ine  l«es«-hränkto  Bes<-hlagnahm«'  desselben 
ziüiess,  indem  man  gewöhnlich  ein  Fünft«'l 
davon  als  unantastbar  behan<lelte.  Das  G.'- 
s<-tz  vom  I2..lanuar  189öhat  nun  darin  insof»>rn 
«•ine  Aendenmg  h«'rv«>»gerufeu.  als  es  «Ii«' 
l/'ihne  d«?r  Arbeit«-»-  uu«l  Du-ustlente  (abge-  !  Arlieitskräften  <1«t  verschiedenen  Kategorb^n 
sehen  von  dem  Falle  gewisser  Alimentations- 1  stattfindet,  eine  Herabsetzung  auf  10  Stunden 


töten  die  ( rrumlsätze  lies  Gesetzes  vom  12. 
Januar  1S9Ö  bei  ihrer  An\v«'n«lung;  auch  habe 
das  Gesetz  in  Wirklichkeit  keineswegs  die 
I**ige  «les  v<>rsehul«leton  Arbiters  verbessert, 
sonderu  v«*rsehl«.*chtert.  imlem  es  «Lie  ge- 
Ein-  i  riohtlieho  R>vhtsv«>rfolgung  scheinbar  er- 
leichterte  und  damit  liogünstigte  und  unter 
Umständen  die  Kosten  «ies  Verfahirns  gegen 
die  früher  thatsäehlieh  l*Hil>achtete  Uehuug 
wesentlich  zum  Nachteil  des  Schuldners 
steigert«-'.  Urteile  Anderer  über  das  Ge- 
setz  lauten  ailenlings  auch  günstiger. 

III.  Bewährung  der  Gesetzgebung. 

19.  Resultate.  Reformen.  Die  neue 
ArlKnterschutzgesetzgebung  war  kein  glflck- 
lich«'s  Werk.  Was  «lie  Ncbongesetze  anbe- 
langt, so  zeigt  sh-h  jenes  von  1  N'.MI  (s.  olien  sub 
17)  von  fragwünligom  Werte,  «las  von  1895 
(oben  sub  IN)  verschlimmerte  nachdem  Urteil 
von  sehr  koni]M't«'iiter  Seite  die  ljigo  der  be- 
teiligten Arlwiter;  beide  sind  überdies  unklar 
un<  l  voll  von  juristischen  Schwierigkeiten.  Das 
Hauptgesetz  —  «las  Ges.  vom  2.  Novonil>er  1 892 
üIm'i-  Kindel-  un<l  Frauenarbeit  —  gilt,  was 
die  grundlegenden  Vorschriften  anbetrifft, 
nämli«-h  die  filier  die  Artöitszeit,  als  un- 
«lurchfiihrbar.  Thatsäehlieh  gibt  «>s  jetzt 
Hilm  lieh  Ai'lM'iterkatogorieon  mit  statthafter 
Arbeitszeit  von  10,  11  und  12  Stunden:  «lie 
Folge  hiervon  war  nun  keineswegs,  «lass 
allgemein,   wo  ein   Zusammenwirken  von 


verbin«lliehkeit«'ii)  nur  bis  zum  Betjage  von 
•'in«>m  Z«'hntel  für  süsierliar  erklärt :  das 
Gleiche  gilt  von  den  Besoldungen  <br  Be- 
amtenund  Angestellten,  wenn  si«'2O0O  Fraucs 
im  Jahn«  nicht  ülM'rsteigcn.  Ce<lieil»ar  sind 
«lies«-  I>"thne  und  Besolthuigi-n  nur  bis  zum 
Betrage  eines  weiteren  Z«'hntels.  l/>hnah- 
zilge  duivh  den  rntern«>hiner  zur  Herein- 
bringung  vnii  Gegenfonlernngen  sin«l  im 
allgemeinen  nur  bis  zum  Betrage  von 
einem  Zehnt«'!  des  Wnlienstes  statthaft. 
Das  Gesotz  ivgelt  ferner  das  Verfahren  be- 
züglich «ler  Exokutionsfiilmuig  auf  «Ion 
AiVitsverdienst  mit  der  Absicht,  es  zu 
vereinfachen  und  wohlfeiler  zu  machen. 
Insbesondeiv  winl  auch  der  Fall  eines  Zu- 
sammentreffens von  m«»hivreu  Gläubigem 
iK'hanilelt. 

Das  G«setz,  «ibzwar  «ler  G«,gonstand,  den 
«•s  betrifft,  von  ISS!.) — ISfl.'i  in  den  parla- 
mentai'isohen  Verhandlungen  vorkommt,  ist 
einer  ernsten  Kritik  ausgi'setzt.  So  sagt  einer 
«ler  b'tzN'ii  Komm«  utat«.ivii  —  «l'Hooghe  — , 
d«T  «'in  Fri«>«lonsrichteramt  mit  ausgedehnter 
Praxis  peia«le  am-h  hinsi«-htlich  «h-s  in  Rede 


für  alle  vorgt'iiominen  wunle,  sondern  viel- 
fa«'h  organisiert«'  man  ein  kompliziertes 
Relaissystem.  «lun-h  welches,  selbst  wenn 
dimrh  dasselh«-«  nicht  schwor  zu  entdeckende 
Umgehungen  der  Voi-schrift«Mi  bemäntelt 
wenlen  sollten,  wegen  der  Pnregelmässig- 
k«'it  «nler  «ler  einem  reellen  B«dürfnisse 
nicht  entsprechenden  Ausdehnung  ibü'  Pausen 
zwar  «lie  wirkliche  Arbeitsleistung,  nicht 
alier  der  ArU'itstag  der  geschützten  Per- 
sonen veikiliv.t  wunle,  wodurch  zwar  noch 
immer  «ler  Industrieltetriob,  je<loch  ohne 
entspi-echenile  Vortcib^  für  «lie  Arl>eitei-schaft 
gestört  erschien.  Man  sah  sich  daher  auch 
veninlasst,  that.sVhlich  eine  11  stündige 
Arbeitsleistung  «l«'r  duivh  «las  Gesetz  auf 
10  Stun<h'n  g«'s«'tzten  Pei-sonen  zu  toh'rieivn. 
Die  Gestattung  «üner  Px'triebszeit  von  -1  Thr 
moi-gens  Iiis  10  Uhr  nhcwls  bei  Verwendung 
zweier  S«-hiehten ,  die  ni«  ht  mehr  ;ds  9 
Stumlen  arlwitei».  hat  nx-hr  Verw«-i1uug  ge- 
fuinlen.  als  man  erwartete,  allerilings  aber 
auch  in  «ler  Form,  «lass  nuter  Festhaltung 
der  gleichzeitig  vorgeschrbOieiion  einstün- 
digen  Arbeitspause  nieht  «lie  «  rhoffte  acht- 
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ständige  effektive  Arbeitedauer  herauskam, 
sondern  eine  neunstündige,  weil  man  eben 
nicht  jede  Schicht  ihre  Leistung  unter 
einem  vollführen  lässt,  so  dass  die  eine 
Pause  hält,  während  die  andere  bereits  an- 
tritt. Der  Bruch  mit  der  Idee  vollständiger 
Nachtruhe  erhält  dann  aber  keine  Kompen- 
sation durch  wesentlich  kürzere  Arbeitszeit. 
Auch  die  Regelung  der  Ausnahmen  giebt  zu 
Klagen  Anlass,  so  z.  B.  die  Gestattung  zeit- 
weiliger Verlängerung  der  Arbeit  bis  1 1  Uhr 
nachts,  ohne  dass  gleichzeitig  eine  ent- 
sprechende Vermelunng  der  zulässigen  Ar- 
beitsstunden eintritt,  wodurch  entwe<ler  die 
Begünstigung  nicht  ihrem  vollen  Umfange 
nach  ausnützbar  oder  in  illegaler  Weise 
verwertet  wird.  Unter  diesen  Umständen  j 
wird  eine  Reform  des  Gesetzes  allgemein  als  > 
dringend  geboten  angesehen :  der  Senat  hat  j 
auch  schon  im  Juli  1894  einen  Gesetzent- 1 
wurf  angenommen,  welcher  eine  allgemeine 
11  stund  ige  Arbeitszeit  festsetzt  und  das 
Relaissystem  unterdrückt.  In  der  Kammer 
(Verhandlungen  Juni  18%)  bestehen  jedoch 
weitergehende  "Wünsche  —  wie  Anbahnung 
einer  10  stündigen  Arl>eit8zeit  etc.  —  und 
es  ist  vorläufig  nicht  abzusehen,  wann  eine 
Einigimg  zu  stände  komineu  werde. 

Im    übrigen    sind    mannigfache  Fort- 
schritte erzielt  und  in  zahlreichen  Botrieben  : 
die  Nachtarbeit  beschränkt  oder  eine  Her- : 
absetzung  der  Arbeitszeit  auf  die  tolerierten 
11  Stunden  (wenn  auch  nach  mannigfachen 
Konflikten  s.  d.  Art.  Arbeitseinstellungen  in 
Frankreich)  bewirkt  worden  :  die  gegenwärtige 
Organisation  der  Ins|>ektion  ist  der  früheren 
gewiss  ül»er)egcn  (1890:  140  87«  Betriebs- 
besuche): hingegen  scheinen  die  Departe- 
mentskommissionen   und  Patronagekomitcs 
zu  keinem  rechten  Leben  bestimmt  zu  sein. 
Auch  fdter  die  Wirkungen  des  Gesetzes  von 
1893  sowie  der  Institution   der  Bergbau- 1 
beauftragten  wird  Günstiges  1  ^richtet.  —  J 
Im  Parlamente  fehlt  es  übrigens  nicht  an  j 
Reformanträgen  aller  Art  hinsichtlich  der 
sozialen  Gesetzgebung,  gleichwie  auch  nicht 
Bestrebungen   mangeln .  einen  besonderen 
Arbeitersehutz    bei    öffentlichen  Arbeiten 
durch  Kinsdialtmig  geeigneter  Klauseln  in 
die  l'ebernahnisbedingungen  herbeizuführen,  • 
was  bisher,    wenn  auch  im  wesentlichen 
vergeblich,    namentlich   vom   Pariser  Ge- 
meinderat'  versucht  wunle  (vgl.  hierüber 
des  Verfassers  Aufsatz  ülier  die  städtische , 
Si>/.ial|mlitik  in  der  Zeitschrift  für  Volksw., 
S./ialp.  und  Verw.  lsi»4   und  die  Schrift 
des  Arbeitsamtes  über  das  l/ohnnünimum 
1*1*7)  und  in  einem  beschn'inkten  Umfange' 
(Festsetzung  eines  wöchentlichen  Ruhetages!' 
für  die  Weltallsstellungsarbeiten  durch  das 
Gesetz  vom  U5.  .luni  Is'.Mi  geschah. 

Lttteratur:  lieber  die  geschichtliche  Entwich hing 
'abgesehen     von    den    l'orlamenttberichtc  n  und 


amtlichen  Berichten):  Bulletin  de.  I*  Societe 
de  protection  de»  apprenti*  et  de*  enfants 
employe*  Jan»  le»  manufacture»,  Pari»,  *eti  1867 
(mit  Beiträgen  von  Dunutier,  Xusse,  Perin,  W». 
lou-tki  u.a.  um! rieten  Materialien/.  — ■  Heinrich 
Hrrh'ner,  Die  obereltättisehe  Baumwoilindustrie 
und  ihre  Arbeiter,  fitra*»burg  1887. — P.Hubert- 
VaUeroux,  Le  eontrat  de  tracail ,  Pari*  1895. 
—  A.  Le  Sauinter,  Des  .mrrier*  de*  utines  et 
manufactures ,  Pari*  1888.  —  E.  Levaneur. 
Hittoire  de*  claste»  oneriere*  en  France  depui* 
1789  jusqn'ä  na*  jourt.  Pari*  1867.  — -  Victor 
ilataja ,  Die  Anfange  de*  Arbeiter*eh*U»es  in 
Frankreich ,  Zeitschrift  für  Volksw. ,  Sotnilpol. 
und  Vene.,  J.  Jahrg.,  Wien  1896.  Frnnxiisütch : 
Le*  decret*  *ur  la  journee  de  traraii  en  I848, 
Berne  d'economie  politique,  1892,  und  Jje*  origine» 
de  la  protection  ourriire  en  France ,  ebenda 
1895  und  1896.  —  Oyr.  van  Overbergh,  U* 
inspecteur*  du  traraii,  Umvain  189.1.  —  Guttave 
Kouanet,  Le  traraii  de*  cnfant*  et  de«  femmes, 
Revue  »ocialiste,  1886.  —  E.  Talion  et  II. 
Maurice,  Legislation  *ur  le  traraii  de*  enfant*  dans 
le»  manufactures,  l\irit  I87Ö.  — Vilierme'.  Tobte.au, 
de  l'etat  phytique  et  mural  de*  onerier»  empleye* 
dann  le*  manufacture»  de  roten ,  de  laine  et  de 
*oir.  —  Jn*bc*ondere  über  da*  Gesetz  ron  1874 
*.  die  Kommentare  und  Darstellungen  ron  Loui* 
Bouquet,  Le  traraii  de*  enfants  rt  des  fille* 
miueure«  dans  l' Industrie,  f\iris  188.~>.  - —  Xuswe 
et  Ptfrin ,  Commcntaire  de  la  loi  du  l'J  mai 
187  i.  Pari*  1875.  —  E.  Tal  Ion,  Manuel  pratique 
et  commentaire  de  la  loi  du  19  mai  1874,  8.  Aufl., 
Ptri*  1885  (tou-ie  mehrfache  andere  Abhand- 
lungen rer*rhiedrner  Verfasser,  gegenwärtig  je- 
doch kaum  mehr  ron  gn'isserrr  Bedeutung). 

l'eber  die  neueste  Zeit:  Bulletin  de 
l'Inspection  du  traraii  feil  189.1  im 
Handelsministerium  herausgegeben),  ferner  Re. 
rue  de  legitlatian  oneriere  et  sociale, 
I\iri*  seit  1897  (Materialien).  —  Loui*  Bouquet, 
L'inspectwn  des  fabrique*  en  France.  Congris 
international  des  aecidenls  du  traraii.  Troisicme 
Session,  I.  Rapjmrl»,  Milan  1894.  Raoul 
Jay ,  Die  neue  A.  in  Frankreich,  Archiv  für 
sot.  C.eseUg.  und  Stat.  189-1.  —  Leon  MUhaitd, 
La  reforme  de  la  loi  *ur  le  traraii  des  femme» 
et  des  enfants,  Rente  jxil.  et  parlameulaire,  Paris 
1897.  Office  du  Traenil  (Belgique),  Traraii 
de  nuit  des  ourriere*  de  I' Industrie  dans  les 
pays  ctranger*  (France  etc.),  Bericht  ron  M. 
Ansicnjr ,  Bruxellc»  1898.  -  Albert  Philippe 
Regleinrntation  du  traenil  industriel  de*  adultes, 
Manm  1897.  Otto  Richter,  Die  A.  in 
Frankreich,  >.  Suppl.-Bd.  zur  ersten  Aufl.  diesem 
Handir.,  Jena  1897.  —  Maurice  Vaniacr, 
L'in*f>ertion  du  traraii  en  France ,  Reforme 
sociale  1897.  —  Vorwiegend  der  Darstellung  de* 
gegenwärtigen  Rechts  sind  gewidmet :  Loui* 
Bouquet.  I.e  traraii  des  enfants,  de*  lille* 
tnineures  et  des  femme*  dans  l'iuduttrie,  4<  edii., 
Pari*  1894.  Brodu  et  Despagnat .  Code 
pratique  de  la  regleinrntation  du  traraii  dans 
le*  indnstrics  du  b-Uiment,  Paris  ls:u;.  Ccsar 
Calre,  Im  legislation  sur  le  traraii  industriel, 
/Wirf  1S9>;.  —  Patt.  C.  DodopoulOH.  Du  traeail 
lies  enfants,  de*  tili**  Miueure»  et  des  femme* 
dun*  I' Industrie,     These  p,,ur  1c  dort-, rat,  Ptris 

189.1.       Maurice  Dufourmantelle,  Code  mm- 

nuel  de  droit  industriel,   I,  J'  edit.,   Paris  189.1. 
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—  Duprat,  Code  annale  de  la  reglementation  du 
travail  dans  l'industrie,  /*»»*«  1897.  —  Georges 
Lagrtsille ,  Comm.  de  la  loi  du  j?  novembre 
189!,  Piris  1S9J.  —  Mesnard,  Comm.  de  In  loi 
du  2  novembre  ISO*,  Piris.  Office  du  Tra  ni  il, 
Hygiene  et  sreurite  de-*  traraiUcurt  dans  les 
atelier»  Industrie!* ,  Paris  1895.  —  Paul  Pic, 
Comm.  de  legislation  industrielle,  I,  Paris  1894-  — 
S.aueh  Block,  Dictionnaire  de  l'administratian 
francaise.  —  Chatlley -Bert  et  Fontaine,  Luis 
sociales ,  Reeeuil  de»  texte*  etc.,  Pari»  1895.  — 
et  Pfrin,  De  l'emploi  de*  enfants  dans 
le*  professions  ambulante»  etc.,  Pari*  1878.  — 
H'.  de  Xordling  in  den  Berichten  für  den 
Congris  intern,  du  repas  du  dimanche  tena  o 
Bmrelles,  Bru.relles  1S98. 

f'rlirr  da*  Lehrlingswesen :  ConsUtnt,  Code 
munurl  de  l'apprenti,  Paris  1885.  —  Hayem  et 
Perin,  Traitt  du  antrat  d'apprentissage.  Pari* 
1878.—  Hubert- Valleroujr,  Art.  Apprentissage 
im  S"»rean  dict.  d'econ.  pol.  I,  Piris  18'Jl.  — 
C.  Setiburg,  Das  franz.  Lehel  ingsgesetz  ton 
1851  und  die  Ihtmtten  bei  »einer  Beratung,  Sehr. 
>l.   V.  f.  Sozialp.,  I»,  1875. 

Cc'ber  da*  Gesetz  vom  8.  VII.  1890  (*.  oben 
*»b  14) :  Henri  IHtmolard,  l*s  dcUgnes  a  la 
securitr  de*  onerier«  mineur* ,  Paris  1897  (S.  6 
daselbst  ältere  Litteratnrj. 

J7W  das  Gesetz  vom  ä7.  XII.  1890  (*.  ol*,, 
»ah  17>:  Jules  Clotri,  Patron*  et  emploges, 
Lyon  1897.  —  .Joseph  Ferrand,  De  la  rfsiliation 
du  /<.«/(</«■  de  servier  a  dürre  indetenninee,  Ptri* 
1897.  —  Ijelong,  t'ommentaire  de  la  l»i  du  17 
dremhre  1890,  Paris  1894.  —  SchaffhaUSer, 
Comnn ntoirc  etc.  1895.  —  AdtHen  Zevort,  De  la 
rt'sitiatinn  du  rontrat  de  trarail  d'opres  la  loi 
du  ,'7  d.'cembre  18!»>,  vom  Ii.  7. 

IVUr  das  Gesetz  vom  U.  I.  1895  (s.  oben 
sub  /.')  sind  zahlreiche  Kommentare  und  ftar- 
stellungm  rinclii'iirn,  ».  die  Angaben  bei  Octave 
Itesallly,  Finde  *ur  la  loi  du  U  janrier  1895, 
Piris  18W.  —  In  neuester  Zeil  sind  noch  dazu- 
tiekommen :  Cfsar  Bru  ,  Isi  saisie-4irret  des 
salaires,  Ptri*  1897.  —  Adolphe  d'Uooghe, 
Truite  sur  la  saisie-arret,  Bordeaux  1897.  — 
Sehaffhauser  et  Chevresson,  Im  saisie-arret 
des  gages,  salaires  et  prtit»  traile.ments ,  Piri* 
1897.  —  Charles  Strauss,  Commentaire  de  la 
loi  d><  Ii  janrier  1895,  J' edit.,  Piris  I89''i.  — 
l'ergl.  tnirh  Emile  Bender,  1*  salaire  effectif, 
fi  protection  pur  kt  loi.     Paris  1898. 

Victor  Mataja. 


VI.  Arbeiterächutzgesetzgebung  in 
Belgien. 

I.  Geschieht e.  1.  Aeltere  Zeit.  2.  Gegen- 
wart. —  II.  I>n*  gegenwärtige  Recht. 
3.  Art  und  Dauer  der  Beschäftigung.  4.  Be- 
schaffenheit der  Betriebsstätten.  5.  Lohn- 
zahlungen. 6.  Arbeitsordnungen.  7.  lu^jiektiou. 
8.  Bergliaubeanftmgte. 

1.  Geschichte. 

1.  Aeltere  Zeit.  Dun-h  «las  kaiserliche 
Dekret  vom  3.  Januar  lsl.'i  wurden  ange- 
sichts zahlreicher  in  den  Bergwerken  vor- 


gekommener Unfälle  verschiedenerlei  Sicher- 
heitsvorkehruugen  in  denselben  vorge- 
selirieben ,  ein  Aufsichtsdienst  durch  die 
Minenüigenieure  geregelt  sowie  in  Art.  29 
verboten.  Kinder  unter  zehn  Jahren  in  die 
Gruben  oder  Gräl>ereieu  fahren  oder  in 
solchen  arbeiten  zu  lassen.  Dieses  Dekret 
blieb  für  Belgien  in  Kraft,  auch  als  diesen  . 
selbständig  geworden  war;  die  belgische 
Regienmg  wachte  nach  dem  Zeugnis  von 
Ducpetiaux   Ober  die  pünktliche  Aus- 

1  fühnmg  der  zu  Gunsten  der  Kinder  ge- 
troffenen Bestimmung.    Daneben  bestanden 

I  schon  seit  altersher  Vorschriften,  welche  die 
Behörden  ermächtigten.  Massnaluuen  zum 

I  Schutze  des  Lebens  und  der  Gesundheit  der 
Arbeiter  in  Werkstätten  anzuordnen ;  die 
zur  Aufsicht  berufenen  Sanitätskomiuissioneu 
Hessen  aber  viel  zu  wünschen  übrig,  die 
Vorschriften  selbst  veralteten  im  Ijauf  der 
Zeiten  und  wurden  immer  ungenügender. 

Auf  diese  Punkte  beschrankte  sich  Iiis 
in  die  neueste  Zeit  hinein  der  Arbeiterschutz 
in  Belgien;  denn  so  zahlreich  auch  früher 
schon  die  Versuche  waren,  seine  Erhöhung 
durchzusetzen,  so  bHobon  sie  doch,  wie  die 
nachstehende  auszugsweise  Uebersicht  dar- 
legen wüil,  lange  erfolglos,  ein  Sachver- 
halt, der  Belgien  die  Bezeichnung  als  kapita- 
listisches Musterland  eingetragen  hatte. 

Bereits  1*43  wurde  auf  Veranlassung 
des  damaligen  Münsters  des  Innern  Nö- 
then) b  eine  Kommission  zur  Untersuchung 
der  Arbeiterverhültnisse  in  den  Bergwerken 
und  der  Industrie  sowie  zur  Ausarbeitung 
eines  Gesetzentwurfes  über  die  Arbeit  der 
Kinder  und  iHe  Werkstätten|>olizoi  hehufs 
Behebung  der  vorliandenen.  ilurch  den  früh- 
zeitig zum  Durch bruch  gekommenen  Indu- 
strialismus  reiclüich  erzeugten  Uebelstände 
eingesetzt;  Sau  vage,  Senatspräsident  beim 
Kassationshof.  wurde  zum  Vorsitzenden  1*?- 
stinunt,  ihr  hervorragendstes  Mitglied  war 
Ducpetiaux,  dessen  Werk  über  die 
jugendlichen  Arbiter  sorgfältig  gesammeltes 
Material  aus  den  verschiedenen  Ländern, 
namentlich  auch  aus  England.  lx>t  und  eine 
warme  Befürwortung  des  Arbeiterschutzes 
darstellte.  Die  Kommission  pflog  umfassende 
Erhebungen  (bei  bl4  Unternehmern,  14 
Handelskammern,  8  staatlichen  Mineninge- 
nieuren. 19  ärztlichen  Personen  und  Körpei- 
sehafteu);  die  Ergebnisse  dieser  Empiete 
liegen  in  einem  dreibändigen  Druckwerk 
vor  (1.X4Ü.  1S4S),  sie  sind  reich  an  düsteren 
Ausblicken  und.  wie  nicht  anders  zu  er- 
warten, finden  sich  die  verschiedenartigsten 
Ansichten  über  die  Aufgalt«'  der  Gesetz- 
gebung vortreten.  Der  Kominissiunsontwurf, 
begründet  durch  einen  eingehenden  Bericht 
(Berichterstatter  Ducpetiaux  und  Vis- 
sehers), enthielt  u.  a.  ein  Verbot  der  Ver- 
wendung von  Kindern  unter  1<>  Jahren,  für 
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10—14  jährige  eine  Maximalarbeitszeit  von 
O1  ?.  für  14— 18jährige  Personen  eine  solche 
von  101 1  Stunden,  ein  Verliot  der  Sonn- 
und  Feiertags-  sowie  der  Nachtarbeit  für 
Uiitcrachtzehn  jährige,  ein  Verbot  der  Frauen- 
arfioit  in  Bergwerken,  einen  121  .'3  ständigen 
Maximalarbeitstag  für  fabriksmässige  Unter- 
nehmungen, die  Einsetzung  eines  Gowerbe- 
inspektorates  u.  a.  Der  Entwurf  seheiterte 
an  dem  Widerstand  der  Industriellen. 

In  der  Folgezeit  erheben  sieh  jedoch 
neuerlich  mehrfach  Stimmen  zu  Gunsten 
des  Arbeiterschutzes,  insbesondere  bcfasste 
sich  auch  die  Repräsentantenkammer  1850 
wieder  mit  dieser  Frage  auf  Grund  einer 
Anregung  aus  Genter  IudustrieUcnkreisen. 
was  zur  Ausarbeitung  eines  neuen  Gesetz- 
entwurfes durch  die  Regierung  (Ministeritim 
Rogier)  führte,  der  mit  dem  früheren 
Koinmissionsontwurf  verglichen  sich  als  eine 
bedeutende  Abschwächnng  darstellt;  insbe- 
sondere war  auch  die  Maximalai-beitszoit 
für  Männer  fallen  gelassen.  Dieser  neue 
Gesetzentwurf  wurde  zwar  günstiger,  aber 
noch  immer  sehr  geteilt  aufgenommen. 
Tebrigens  blieb  auch  dieses  Projekt  resnltat- 
los,  obzwar  die  öffentliche  Aufmcrsamkeit 
sich  mehrfach  dem  Arlwiterschutz  zuwandte 
und  diese  Frage  auch  wiederholt  aus  ver- 
schiedenen Anlässen  im  Parlament  zur  Dis- 
kussion gelangte.  Bei  einer  solchen 
Debatte  im  Jahre  1800  zeigte  die  am  Ruder 
befindliche  liberale  Regierung  durch  die 
Minister  Pirmez  und  Frere-Orban 
unverhohlen  ihre  Abneigung  pegen  derartige 
Massnahmen.  Ganz  besonders  unter  den 
zu  jener  Zeit  laut  gewordenen  Stimmen  sind 
die  Verhandlungen  der  medizinischen  Aka- 
demie (1807)  über  die  BorgwerksarU-it  zu 
nennen,  wol>ei  ein  Verbot  der  Arbeit  von 
Frauen  und  nnterfünfzehnjährigen  Knaben 
unter  Tage«  gefordert  wm-de.  1808  hatte 
übrigens  das  Departement  für  öffentliche 
Arbeiten  eine  Enquete  über  die  I^age  der 
Arbeiter  beim  Bergbau  und  in  der  Metall- 
industrie veranstaltet,  deren  Ergebnisse  1870 
veröffentlicht  wurden  und  laut  für  die  Not- 
wendigkeit schützender  Massnahmen  zeugten. 
1869  wurde  betreffs  der  Regelung  der  indu- 
striellen Arbeit  eine  neue  Enquete  liei  den 
Handelskammern  eingeleitet,  deren  Resultat 
1871  an  die  Kammer  gelangte.  Die  Ange- 
legenheit wurde  in  Verhandlung  genommen, 
die  Austragung  jedoch  neuerlich  verschleppt ; 
erst  1878  nahm  die  Kammer  einen  Gesetz- 
entwurf über  die  Kinderarbeit  in  Bergwerken 
und  Steinbrüchen  an,  welcher  jedoch  im 
Senate  fiel. 

2.  Gegenwart  Erst  in  neuester  Zeit 
sind  wiederum  die  legislativen  Arbeiten  in 
Angriff  genommen  worden,  als  infolge  clor 
wachsenden  sozialistischen  Bewegung  und 
Oer  wÜMlerholton  Arbeiterunruhen   sich  die 


bisherige  Pnthätigkeit  des  Staates  als  immer 
gefährlicher  erwies.  Durch  die  kgl.  Ver- 
ordnung vom  28.  Juni  1884  wurde  die  Ar- 
beit von  Knaben  unter  12,  von  Mädchen 
unter  14  Jahren  in  den  Grubeu  verl>oten. 
Weit  bedeutsamer  war  die  kgl.  Entsclüiessung 
vom  15.  Anglist  1880,  welche  eine  Arbeits- 
kommission mit  der  Aufgabe  ins  Lelien  rief, 
die  Zustände  bei  der  industriellen  Arl>eit  zu 
erheben  und  die  Mittel  zu  studieren,  welche 
jene  verbessern  könnten ;  bei  der  hierauf 
folgenden,  in  grossem  Massstibe  angelegten 
Enquete  kamen  auch  die  Arbeiter  zum  Worte. 
Daneben  ist  auch  der  im  Septemlier  1880 
zu  IJege  abgehaltene  durch  den  Bischof 
Dou  treloux  berufene  Kongress  bemerkens- 
wert, welcher  auf  Seite  der  katholischen 
Partei  ein  Wachsen  der  Geneigtheit  für  eine 
staatliche  Intervention  an  den  Tag  legte. 

Die  Erfolge  auf  Grund  der  Enquete 
blieben  allerdings  zunächst  noch  >|)ärlich. 
Immerhin  kamen  folgende,  auf  den  Arl)oiter- 
schutz  bezughabende  Gesetze  zu  stände:  das 
Gesetz  vom  10.  August  1887.  betreffend  die 
Ijohnzahlung  (s.  11.  sub  5).  das  Gesetz  vom  10. 
August  1S87  über  die  Bestellung  von  Auf- 
sichtsräten für  Industrie  und  Arbeit  (solche 
können  überall  eingesetzt  werden,  wo  sich 
Bedürfnis  darnach  herausstellt ;  sie  1  »estehen 
aus  gewählten  Vertretern  beider  Parteien 
und  haben  über  die  gemeinsamen  Interessen 
von  Arl)eitgel>eru  und  Arbeitnehmern  zu 
Iteraten.  Streitigkeiten  vorzuMigen  oder 
solche  beizulegen  etc.).  das  Gesetz  vom  18. 
August  1887  (Beschränkung  der  C'edierbar- 
keit  und  Beschlagnahme  von  Löhnen  und 
Besoldungen),  das  Gesetz  vom  28.  Mai  1888 
ülier  den  Schutz  der  Kimler  in  verschiedenen 
Wandergewerben  (Verbot  der  Verwendung 
von  jungen  Personen  unter  18  Jahren  durch 
Akrobaten,  Seiltänzer  etc..  wenn  diese  Fremde, 
unter  14  Jahren,  wenn  diese  die  Kitern  sind; 
Verliot,  durch  junge  Leute  unter  18  Jahren 
unwissende  Kraftübungen  etc.  vornehmen 
zu  lassen). 

Ausserdem  erging  das  Gesetz  vom  8. 
August  1880  über  die  Arboiterwohuungon  etc. 
sowie  eine  Reihe  von  neuen  Anordnungen 
in  botreff  der  mit  Gefaluvn  für  die  Gesund- 
heit etc.  verbundenen  Unternehmungen  (kgl. 
Verordnung  vom  27.  Dezember  1S8(>,  in 
welcher  die  1  ^Vollkommenheit  der  Werk- 
stätten in  hygienischer  Beziehung  gemäss 
dem  von  der  Arbeitskommission  gesammelten 
Materiale  anerkannt  wird). 

Bot  reff  s  des  Arbeiterschutzes  in  engerem 
Sinne  fungierte  Inn  der  Kommission  Baron 
t'Kint  de  Roodenbecke  als  Berichter- 
statter. Die  Beselüüsse  der  Kommission 
finden  sich  im  wesentlichen  reproduziert  in 
einer  Gesetzesvorlage,  welche  die  Regierung 
bei  der  Kammer  in  der  Sitzung  vom  17.  Juni 
1887  einbrachte  (Session  18S<>— 1887.  Doc. 
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Nr.  234).  Die  Hauptpunkte  derselben  waren : 
Aufnahmsalter  der  Kinder  fflr  Bergwerke 
und  Werkstätten  aller  Art  das  vollendete 
zwölfte  Jalur,  doch  kann  tüe  Regierung  fflr 
gewisse  Industriezweige  oder  Arbeiten  die 
Verwendung  von  Kindern  über  zehn  Jahren 
erlauben,  deren  tägliche  Arbeitsleistung  aber 
Ö  Stunden  nicht  übersehreiten  darf ;  für  Per- 
sonen von  12—18  Jahren  ist  höchstens  eine 
Arbeitszeit  von  12  Stunden,  einscldiesslich 
IV» stündiger  Pausen,  statthaft;  Verbot  der 
Nachtarbeit  fflr  jugendliche  Personen  vor 
dem  vollendeten  1<>.  Ijebensjahre;  Krauen 
jeden  Alters  dürfen  nicht  zu  unterirdischer 
ArlK'it  verwendet  werden;  die  Regierung 
hat  die  Beamten  zu  bestimmen,  welche  die 
Aufsicht  über  die  Dmx-hfülirnng  der  ge- 
gebenen Vorschriften  führen. 

Der  Regierungsoutwurf  wurde  indessen 
schon  bei  den  vorheratenden  Verhandlungen 
der  sog.  Centraisektion  der  Repräsentanten- 
kammer  gründlich  abgeändert,  die  ihren 
Bericht  (Berichterstatter  van  Cleem- 
putte)  in  der  Sitzung  vom  11.  Juni  1X89 
einbrachte.  Die  leitende  Idee  war.  verhält- 
nismässig nur  wenige  präcisc  Vorschriften 
ins  Gesetz  selbst  aufzunehmen,  hingegen 
um  so  mehr  dem  Verordnungswege  zu  über- 
lassen und  damit  durch  weitgehende  Indi- 
vidualisierung den  Verhältnissen  und  Bedürf- 
nissen der  einzelnen  Industriezweige  Rech- 
nung zu  tragen.  Die  Kammer  verhandelte 
hierüber  im  August  1889:  einseitige  Inte- 
ressenvertretung und  Mangel  sozialpolitischer 
Schulung  machten  sich  bei  der  Debatte  oft 
in  nidiebsamer  Weise  geltend.  Die  von 
klerikaler  Seite  beantragte  Sonn-  und  Feier- 
tagsruhe wurde  kaum  aus  zureichenden 
Gründen  als  verfassungswidrig  bekämpft,  des- 
gleichen stiess  der  von  der  Sektion  in  Aus- 
sicht genommene  Frauenschutz  auf  heftigen 
Widerstand;  auf  liberaler  Seite  wurde  auf 
die  Einführung  des  obligatorischen  Volks- 
sehidunterrichts  als  notwendige  Ergänzung 
der  Kinderarlieitsvorsohriften  hingewiesen. 
Die  im  l^aufe  der  Verhandlungen  in  zweiter 
Lesung  beschlossene  Vorlage  nahm  eine  sehr 
unbefriedigende  Gestaltung  an.  Nach  Er- 
ledigung derselben  durch  den  Senat  ging 
aus  ihr  «las  Gesetz  vom  13.  Dezemlier  1889, 
betreffend  die  Arbeit  der  Frauen,  jugend- 
lichen Personen  und  Kiwier  in  industriellen 
Betrieben,  hervor. 

In  der  jüngsten  Zeit .  in  welche  auch 
die  Wahlrefonn  fällt  (Oktober  1891  Neu- 
wahlen für  die  Kammer  mit  grossen  Wald- 
erfolgen der  Katholiken  und  der  Sozialisten), 
zeigt  »ich  eine  erhöhte  Wirksamkeit  auf 
dem  Gebiete  der  Arbeitsgesetzgebung. 
Wichtig  ist  insltcsondere.  dass  durch  könig- 
liche Verordnung  vom  12.  April  l<s9f>  ein 
Arbeitsamt  errichtet  wird  und  durch  die 
weiten-  vom   25.  Mai   1895   ein  eigenes 


Ministerium  der  Industrie  und  der  Arbeit 
zur  Entstehung  gelangt,  in  welches  da« 
Arbeitsamt  übergeht.  Dieser  Wechsel  in 
der  administrativen  Einteilung  giebt  den 
Anlass,  die  Arbeitsinspektion  durch  die  Ver- 
ordnung vom  22.  Oktolier  1895  neu  zu 
regeln.  Es  ergehen  ferner  mannigfache 
Anordnungen  in  betreff  der  mit  Gefahren 
für  die  Sicherheit  und  die  Gesundheit  ver- 
bundenen Betriebe,  das  Gesetz  ül)er  die 
Ijohnzahlimgen  wird  durch  die  Gesetze  vom 
17.  Juni  und  11.  April  189(i  ergänzt,  von 
welchen  das  erstere  durch  Enthüllungen 
über  rebervorteilungen  der  Arbeiter  bei  der 
Abrechnung  hervorgerufen  würfle  und  das 
letztere  die  Arbeitsinspektion  mit  der  Ueber- 
wachung  der  Lohnzahluugsl»estimmuugen 
betraut;  ein  von  den  industriellen  Arbeit- 
gebern allerdings  heftig  bekämpftes  Gesetz 
vom  15.  Juni  189G  regelt  die  Arbeitsord- 
nungen, das  vom  11.  April  1H97  schafft 
die  Bergwerksdelogierten. 

N'el>en  dem  Gesagten  ist  alier  auch  noch 
einzelner  Massnahmen  ausserhalb  des  Gebietes 
der  eigentlichen  Gesetzgebung  zu  gedenken. 
In  einem  seltsamen  Widerspruche  mit  dem 
Arbeiterschutzgesetze  von  1889.  welches 
keine  Sonn-  und  Feiertagsndie,  sondern  nur 
einen  wöchentlichen  Ruhetag  vorsehreiht 
(s.  o.  und  sub  3),  war  man  in  Belgien  schon 
seit  längerem  bestrebt,  in  wichtigen  Ver- 
waltungszweigen —  hei  den  staatlichen 
Eisenbahnen,  der  Post  und  selbst  dem 
Telegraph  —  die  Sonntagsruhe  der  Ange- 
stellten in  möglichst  weitem  Umfange  zu 
verwirkliehen,  ja  selbst  bei  Vergebung  der 
Ivei  den  Eisenbahnen  vorkommenden  Bauten 
dem  rebernehmer  Beschränkungen  hin- 
sichtlich der  Sonn-  und  Feiertagsarbeit  auf- 
zuerlegen (s.  hierüber  La  Reforme  sociale, 
Bd.  31.  S.  32G  f.).  Zu  grosser  Ausdehnung 
ist  ferner  in  der  letzten  Zeit  üWrhaupt  der 
Vorgang  gelangt,  hei  Vergebung  öffentlicher 
Lieferungen  oder  Arbeiten  dem  Ersteher 
Bedingungen  zur  Sicherung  einer  gewissen 
Ijohnhöhe,  ferner  zur  llintanhaltung  zu  langer 
Arbeitszeit  oder  Beoliaehtnng  der  Sonn-  und 
Feiertagsruhe  im  Interesse  vier  von  ihm 
Beschäftigten  vorzuschreiben.  Dieser  Vor- 
gang wird  schon,  wie  eine  vom  Brüsseler 
Gemeinderate  1K1M>  veröffentlichte  Enquete 
beweist,  derzeit  von  zahlreichen  Provinzial- 
nnd  Gemeindeverwaltungen,  wenngleich  in 
wechselnder  Art,  geübt;  1M9G  war  auch  in 
der  Kammer  l»ei  der  Budgetverhandlung  der 
Antrag  gestellt  und  angenommen  worden, 
in  die  Bedingnishefte  bei  den  Arl>eiteu 
für  Rechnung  des  Staates  Vorschriften  zur 
Sicherung  eines  Minimallohnes  fflr  die  be- 
schäftigten Arbeiter  aufzunehmen,  eine  Be- 
stimmung, die  aber  der  Senat  aus  dem 
Budget  wieder  beseitigte,  wogegen  die 
Regierung  die  Zusage  machte,  auf  einem 
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geeigneten  Gebiete  —  l»ei  Krd-.  Mauerungs- 
artieiten  u.  a.  —  in  der  Zeit  vom  1.  Juli 
1*96  bis  Ende  1897  mit  der  Lohnklausel 
Versuche  zu  machen. 
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sich  endlich  im  Stadium  der  Vorbereitung 
oder  Entwürfe  (so  die  Regelung  des  Arbeits- 
vertrages, Berieht  der  Centraisektion  der 
Kammer  in  der  Sitzung  vom  24.  Februar 
1898.  <lie  Einbringung  einer  Regierungs- 
vorlage fll>er  die  Haftpflicht  in  der  Kammer- 
sitzung vom  26.  April  1898),  und  dies  lässt 
erwarten,  dass  die  Arbeitsgesetzgebung  auch 
fernerhin  eine  FortbUdiuig  erfahren  werde. 

II.  Das  gegenwärtige  Recht. 

8.  Art  und  Daner  der  Beschäftigung. 

Dem  Arheitersehutzgesetze  von  1889  unter- 
liegt die  Arbeit  in  Bergwerken,  Gruben, 
Steinbrüchen,  Fabriken.  Manufakturen,  in 
den  als  gefährlich,  ungesund  oder  belästigend 
erklärten  Betrieben,  ferner  in  solchen,  in 
denen  die  Arbeit  mit  Hilfe  von  Dampfkesseln 
oder  mechanischen  Motoren  vor  sich  geht. 
Häfen.  Ausladestellen,  Stationen,  lieira  Land- 
und  Seetransport.  Das  offizielle  Verzeichnis 
der  als  gefährlich ,  ungesund  oder  belästigend 
erklärten  Betrielio  ist  zidetzt  mit  der  könig- 
lichen Verordnung  vom  ;tl.  Mai  1887  fest- 
gestellt worden,  hat  jedoch  seitdem  mehrere 
Aenderungen  im  einzelnen  erfahren;  es 
enthält  eine  bedeutende  Anzalü  von  Posten 
und  zwar  netten  rein  industriellen  Be- 
trielten"  auch  solche  anderer  Art,  z.  B. 
Theater,  Fleischverkaufsstätten ,  gewerlie- 
mässige  Wäschereien  u.  a. 

Kür  die  bezeichneten  l'nternehmungen 
gilt  das  Verliot.  Kinder  unter  12  Jahren 
und  Frauen  während  der  ersten  vier  Wochen 
nach  einer  Niederkunft  überhaupt,  männliche 
Personen  unter  16  und  weibliche  imtcr  21 
Jahren  zur  Nachtzeit  (9  Uhr  atiends  bis  ö 
Uhr  früh)  oder  au  mehr  als  sechs  Tagen  in 
der  Woche  oder  sie  mehr  «als  zwölf, 
durch  Ruhepausen  in  der  Gesamtdauer  von 
mindestens  l's  Stunden  geteilte  Stunden 
im  Tage  zu  verwenden.  In  Bergwerken  etc. 
ist  die  Beschäftigung  von  weiblichen  Personen 
unter  21  Jahren  mit  unterirdischen  Arl>eiton 
unstatthaft. 

Danehen  wird  dem  Verordnungsweg  ein 
weiter  Spielraum  überlassen,  indem  dem 
König  an  heim  gestellt  ist: 

a)  die  Verwendung  von  geschützten 
Personen  (männlichen  unter  16.  weiblichen 
unter  21  Jahren)  zu  Arbeiten  zu  untersagen, 
die  ihre  Kräfte  übersteigen  oder  die  für 
sie  mit  Gefahren  verbunden  wären,  oder, 
wofern  sieh  Arlieiten  als  ungesund  darstellen, 
Beschränkungen  oder  Bedingungen  zu  unter- 
stellen (s.  die  grundlegende  Verordnung  vom 
1!».  Februar  lMi"».  welche  Verbote  enthält 
teUs  in  betreff  aller  geschützten  Pei-soneu, 


teils  nur  der  Untersechzohujährigen ,  teils 
nur  der  Uutemerzehnjährigen) ; 

b)  die  Dauer  der  täglichen  Arbeit  und 
die  Ruhepausen  der  geschützten  Personen 
entsprechend  der  Art  ihrer  Bescliäftigung 
und  den  Bedürfnissen  der  Gewerbezweige 
zu  regeln.  (In  den  diesbezüglich  erlassenen 
zatd reichen  Bestimmungen  ist  die  Arbeits- 
zeit zumeist  um  1 — 2  Stunden  reduziert 
gegenüber  dem  gesetzlich  zulässigen 
Maxiraum  von  12  Stunden  effektiv.) 

c)  gewisse  Ausnahmen  vom  Verbote  der 
Nachtarbeit  oder  dem  Gebote  des  wöchent- 
lichen Ruhetages  eintreten  zu  lassen. 
(Uobrigens  können  nach  dem  Gesetze  auch 
Dispense  in  einzelnen  Fällen  gewährt  werden.) 
Derartige  ständige  Begünstigungen  in  An- 
sehung der  Nachtarbeit  wurden  zu  teil  der 
Papiererzeugung,  Zuckerindustrie,  Spiegel - 
glasindustrie  u.  a.,  in  Beziehung  auf  den 
Wegfall  des  Ruhetages  der  Spiegelglasüi- 
dustrie,  Kristall  Warenerzeugung  u.  a. 

Zur  Sicherung  der  Einhaltung  der  ge- 
nannten Bestimmungen  dient  die  Verfügung, 
dass  die  geschützten  Personen  mit  einem 
ihre  Personaldaten  enthaltenden  Ausweis 
versehen  sein  müssen ;  bei  gesetzwidriger 
Verwendung  geschützter  Personen  können 
nicht  bloss  die  Unternehmer  und  Betriebs- 
leiter, sondern  auch  die  schiddtragenden 
Eltern  oder  der  Vormund  bestraft  werfen. 

4.  Beschaffenheit  der  Betriebs- 
stätten. Die  im  Verzeichnisse  der  gefähr- 
lichen, ungesunden  oder  belästigenden  Be- 
trielic  angeführten  Betriebsstätten  unterliegen 
einer  Genehmigung,  wobei  schon  auf  die 
Sicherung  «1er  Arbeiter  entsprechend  Rück- 
sicht zu  nehmen  ist  (Kgl.  Verordnung  vom 
27.  Dezember  1886).  Detailliertere  Vor- 
schriften Alter  die  in  diesen  Betrieben  zu 
beobachtende  Reinlichkeit,  die  Lüftung  der 
Werkstätten,  Sicherheitsvorkehrungen  an 
Maschinen,  die  Anzeige  belangreicherer  Un- 
fälle etc.  enthält  die  Verordnung  vom  21. 
September  1S94.  Für  einzelne  Industrie- 
zweige bestehen  l»esondere  Vorschriften. 

5.  Lohnzahlungen.  Die  Löhne  sind  in 
Iwircm,  gesetzlich  Umlauf  besitzendem  Gelde 
mindestens  zweimal  im  Monate  auszuzahlen. 
Immerhin  kann  den  Arbeitern  auf  Rechnung 
des  Lohnes  vom  Arbeitgeber  lieigostellt 
werden:  Wohnung,  Werkzeug,  Arbeits- 
kleidung etc.,  die  Mobilien  jedoch  um-  zum 
Kostenpreis.  Die  Lieferung  von  Lebens- 
mitteln, sonstigen  Kleidungsstücken.  Brenn- 
material ist  nur  zum  Kostenpreise  und  gegen 
behördliche  Genehmigung  statthaft.  Andere 
Abzüge  als  für  Strafen  und  Schadenersätze 
im  Sinne  der  Arbeitsordnung.  Hilfskassen- 
beiträge,  statthafte  Zuwendungen  von  Natu- 
ralien und  Rückzaldung  von  Vorschüssen 
(von  höchstens  1  «  des  Lohnes)  dürfen  nicht 
gemacht    werden.     Das    Gesetz,  welches 
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ausserdem  Bestimmungen  zur  Hintanhaltung 
von  Umgehungen  etc.  •Mithält.  tiezh-ht  sich 
auf  alle  Arbeiter,  ausgenommen  tlie  lan«l- 
Avirtsohaftliohon.  die  l)ionstl>oten  und  die- 
jenigen, welche  heim  Arbeitgel>or  wohnen 
und  Verpflegung  erhalten;  samtliehen  Ar- 
beitern schlichtweg  —  also  aueh  den  eben 
genannten  -  ist  jedoch  das  Recht  gewahrt, 
die  Messungen,  Abwiegungen  etc.  zu  kon- 
trollierten, welche  die  Gruntllage  für  die  Be- 
rechnung der  gelieferten  Arbeit  und  des 
hiernach  liostimmten  I^ohnes  bilden.  (Zusatz 
gemäss  dem  Gesetze  vom  17.  Juni  l.NiJfi). 

6.  Arbeitsordnungen.  Nach  dem  Ge- 
setze vom  Jahre  1^96  ist  die  Erfassung 
einer  schriftlichen  Arbeitsordnung  in  allen 
industriellen  und  kaufmännischen  Unter- 
nehmungen,  sowie  Pnjvinzial-  und  Kommunal- 
lietrieben,  welche  wenigstens  10  Arlieiter  Im> 
sehäftigen.  obligatorisch:  diese  Verpflichtung 
kann  durch  Verordnung  auch  auf  Unter- 
nehmungen mit  weniger  Arbeitern  ausge- 
dehnt werden  und  mus»s  vor  VM  Hj  auf 
solche  ausgedehnt  worden .  welche  wenig- 
stens 5  Arlieiter  verwenden.  Der  Inhalt 
der  Arbeitsordnung  ist  zum  Teile  vor- 
geschrieben :  sie  muss  nämlich  enthalten 
Bestimmungen  über  Beginn  und  Ende  der 
Arlieit,  Arbeitspausen  und  Ruhetilge  l>ei  den 
Werkstattarlwitern.  bezüglich  der  Heimar- 
beiter jedoch  über  Tage  und  Stunden,  die  für 
den  Verkehr  mit  ihnen  bestimmt  sind,  ferner 
über  Berechnung  des  Lohnes,  Lohnzahlungs- 
termine sowie,  wenn  dies  für  das  Unter- 
nehmen geeignet  ist.  die  Rechte  und  Pflichten 
des  Aufsiehtsporsonals .  Beschwerdegaiig. 
Lieferungen  auf  Rechnung  des  L>hnes. 
Kündigungsfristen  und  Fälle  der  sofortigen 
Auflösung  iles  Arbeitsvertrages  und  Strafen. 
Für  ^stimmte  Industriezweige  kann  die 
Aufnahme  von  Regeln  zum  Schutze  der 
Gesundheit,  der  Sicherheit  um!  des  All- 
standes, sowie  der  Angaben  über  die  erste 
Hilfeleistung  Ikü  Unfällen  vorgeschrieben 
werden.  (Ist  durch  die  kgl.  Vorordnung 
vom  4.  Septomlier  isi)(>  geschehen.)  Die 
Bestimmungen  der  Arfieitsordnung  binden 
lieide  Teile  civüreehtlieh,  ohne  Unterschied, 
ob  sie  blo.ss  den  obligatorischen  Inhalt  be- 
troffen im ler  ob  sie  ausserdem  durch  sonstige 
Zusätze  über  die  Arbeitsb«*»lingungon  ergänzt 
sind.  -  Das  Gesetz  bringt  also  den  Ge- 
danken sehr  deutlich  zum  Ausdruck,  dass 
die  Feststellung  der  AHieitsliodingtinp'ii  l»ei 
eiuigennasseii  grösser»  mi  Unternehmungen 
den  Kinzelabmaeh ii ngeu  von  Fall  zu  Fall 
entrückt  ist.  es  fehlen  jedoch  (ausgenommen 
für  die  Einhebung  von  Strafgeldern.  di»> 
nicht  in  der  Arl»eitsonliiung  vorg.  sehen 
sind)  Bestimmungen  für  di<<  Fäll»1  der 
Nichteinhaltung  der  in  der  Arbeitsordnung 
aiifgejitellteii  Regeln  nlx-r  Beginn  und  Knde 
»ler  Arbeitszeit  et«-.,  indem  «Ii»'  Be»iba«-htung 


der  Arbeitsordnung  lediglich  durch  die  ge- 
dachte civilrechtliehe  Vorschrift  gesichert 
ist.  Vor  Erlassung  der  Arbeitsoi-dnung  (oder 
Aemlerungen  an  einer  schon  bestehenden) 
ist  der  Entwurf  den  Arbeitern  durch  Aus- 
hang l>ekannt  zu  machen,  und  dk's«^  können, 
sei  »>s  nnmittelljar.  sei  es  durch  den 
Arbeitsinspektor,  Bemerkungen  beim  Unter- 
nehmer vorbringen.  Die  neue  Arlieitsord- 
nung  tritt  frühestens  14  Tage  nach  der 
Veröffentlichung  —  sei  es  mit.  sei  »>«  ohne 
Aemlerungen  infolg»1  «ler  Arbeitervor- 
stellnngen  -  in  Kraft.  D«is  Gesetz  sichert 
also  den  Einwendungen  «ler  Arbeiterschaft 
keinerlei  rechtliche  Bedeutung,  ihre  Stellung 
in  rechtlicher  Hinsicht  wird  durch  dm  all- 
gemein ausgesprochene  Verbindlichkeit  »ler 
Arbeitsordnung  ohne  weitere*  ergriffen. 
Hingegen  enthält  das  Gesetz  Strafbestim- 
mungen für  »lie  Unterlassung  »ler  Auf- 
stellung der  Arbeitsordnung,  fälschlich»1  Bo- 
zeugung  «ler  nicht  stattgehabten  Einver- 
nehmung «Um-  Arbeiter  etc. 

7.  Inspektion.  Die  Inspizierung  der 
Betriel)e  liehufs  U.herwachuug  der  Be- 
stimmungen ülier  Hygiene  und  Sicherheit, 
über  Kinderarbeit  etc.  Ijolmzahlungon  un»l 
Arbeitsordnungen  liegt  ob  (nach  «Ion  kgl. 
Verordnungen  vom  22.  Oktober  1S!)5  un«l 
den  Gesetzen  vom  11.  Aprü  lS9(i  und  15. 
Juni  ltfMi)  1.  was  die  llergwerke.  Brüche, 
Hüttenwerke.  Hochöfen  etc.  anVlangt.  den 
Bcrgbaiiiiigcnieurcn .  2.  in  Ansehung  «ler 
übrigen  Betriol  ie  einem  dem  Arbeitsamt  an- 
gegliederten Ins]iektionsdienst.  der  zum  Teil 
aus  ArbeitsinsiM'ktoron  «ler  Centrale,  zum 
Teil  aus  Inspektoren  und  Delegierten  in  der 
Provinz  besteht.  Die  Handhabung  der  Ge- 
sundheit.1«- und  Sicherheitspolizei  ist  j»vlo»h 
riicksichtlich  gewisser  Betriebe  (Schlaeht- 
häuser.  Floisehhauoivien  u.  a.)  von  »liesem 
Inspektiotisdionst  ausgeschieden  und  «lern 
Ministerium  für  Ijandwirtscluift  und  öffent- 
liche  Arbeiten  übertragen.  Die  Arlieitsin- 
sjiekUmn  der  Centrale  befassen  sich  mit 
«len  ihiK'ii  speciell  zugewiesenen  Industrio 
zweigen  und  Etablissements  un»l  überwachen 
«len  Dienst  «h»r  Provinzialorgane.  Die  In- 
spektor«^ und  Deb-gierten  haben  jährlich 
über  ihr»*  Thätigkeit  und  Wahrnehmungen 
im  abgelaufenen  Jahn-  »'inen  Bericht  zu  er- 
>tatten.  üljer  »losson  Abfassung  »hmh  »las 
Zirkulär  vom  10.  Januar  lsUtj  nahen* 
Wi'isungen  erlassen  wurden.  Ausserdem 
liegt  »ler  R»  iri»  rung  nach  Art.  2"  d«-s  G»>- 
selz«»s  vom  Ul.  DezemlM-r  Inn!»  ob,  abV  »Irei 
Jahn'  <l»>n  Kammern  ü!«>r  »Ii»»  Ausführung 
inxl  Wirkungen  «lieses  Gesetzes  zu  berichten 
(1S!)5  zum  ersten  Mal  geschehen i. 

Ein  ven">ffeiitlicht»'s  Tableau  »l»\s 

Ihspektiousdieiist''s  weist  einen  Haupt-  und 
vier  sonstig»*  Ins|M>ktoivn  <l»:r  «"entrale  un«l 
in  den  zwölf  lnspekti<ms1iezirken.  in  welche 
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das  Land  zerfallt.  8  Inspektoren  und  9 
Delegiert«'  nach :  von  diesem  gesamten  Per- 
sonal sind  es  aber  nur  4  Delegierte,  welche 
ausschliesslich  dieser  Funktion  oblagen.  1896 
wurden  in  Beziehung  auf  das  Arbeitorschutz- 
gesetz  vom  13.  Dezember  1889  7Ö99  Be- 
triebe (davon  ein  Teil  wiederholt)  inspiziert: 
unter  den  daselbst  vorgefundenen  217  872! 
Arbeitern  waren  21  .'537  Frauen  und  43437 
geschützte  Personen  unter  21  Jahren.  Die 
Bergbauingenieure  haben  1896  140  Berg- 
werke untersucht. 

Die   vom    Arbeitsamte    herausgegebene  j 
Hevuo  du  Travail   veröffentlicht  monatlich 
Ausweise    über    die    vorgenommenen  In- 
spizierungen, die  erhobenen  Anstände  und 
erflosseuen  gerichtlichen  Urteile. 

8.  Bergbaubeauftrngte.  Das  Oesetz 
vom  11.  April  1897.  welches  gegen  Ende 
1M97  ins  I>>heii  getreten  ist,  schafft  für  die 
lnspizienmg  der  Kohlenbergwerke  sog. 
Delegues  a  l'inspeetion  d(>s  mines.  Zahl, 
Ausdehnung  und  Grenzen  der  Bezirke  (minde- 
stens 3"i,  höchstens  4">)  werden  alle  drei 
Jahre  im  Verordmmgswege  festgestellt:  alle 
drei  .lahre  schlagen  die  Kohlenherglrausekti- ; 
•uieii  der  Industrie-  und  Arbeitsrate  (s.  ol>en 
sub  2  S.  ."»3» für  jeden  Posten  je  zwei  Kandi- 
daten vor,  die  gewissenErfordernissen  genügen 
müssen  (namentlich  der  Verwendung  durch 
10,  l>oi  Besitz  eines  Fachschtüdiplomes  durch 
"i  .lahre  zu  gelernter  Arl>eit  -unter  Tag-  ).  Die 
durch  den  Arbeitsminister  aus  dem  Kreise 
der  vorgeschlagenen  Personen  ernannten 
Delegierten  inspizieren  die  Bergwerke  hin- 
sichtlich der  Sicherheits-  und  hygienischen 
Vorkehrungen  und  Bcotnachtung  der  sonstigen 
Arlieitsgesetzgebung  und  wirken  an  der 
Feststellung  von  Unfällen  und  deren  Ur- 
sachen mit.  Die  Delegierten  werden  auf 
Staatskosten  cntscliAdigt.  Die  Bezirke  (38) 
wurden  durch  die  kgl.  Verordnung  vom 
1*.  November  1897  festgestellt. 

Im  Verordmmgswege  können  auch  Dele- 
giert»- für  andere  Bergwerke  als  den  Kohleu- 
borglmii  geschaffen  werden. 

Litt  prat  III"  S  Kinr  omtlirhr  Zu*ommru»trllung 
bietet  die  Vreöffenttirhung  dr»  Arbritnarntt* :  i 
A'ii*  et  r  r  g  I  r  m  r  ii  I »  roneernnnt  le  trornil  de» 
femme*  et  des  rnfnnU,  lo  jttdire  dr*  t'tnbli*»e- 
mrnt»  rttt»*f»  ,  Ir  jnii/rmtnt  dr»  mihi  irr»  rtc.  ^ 
Bm  seile»  ISitil.  Aiugnhr  de»  (,'e*et:e.t  r„n  ISS!*  mit 
Xotrn  mit  J.  Ihlfrane.  .Von*  /.S.W.  Siehe  ferner  ' 
liir  R n  p  ii  <>  r  I »  a  n  ii  u  r  I »  tl  r  l  '  i  n  »  p  r  r  t  i  »  n  »{  u 
Iriir  n  it  (der  rr*tr  Jahrg.  Iirlrifft  lsi<r>),  dir  .Wo not** 
»rhrift  <lr»  Arbeit»omte*  U r  r  u  r  il  u  Tin  mit 
(»eil  IS-Utii  und  <tir  Erhebungen  dr»»rlben  Amte* 
iitur  ilir  Sitintogeorlu  it  in  Belgien  /Trornil  du 
Ihn,,,,,,  he.  i„l.  1,  II,  III  MUii—lti'JS  e,*rhienen>. 
—  .\U  gr*rhiehtlii  he  Itokumi  ute  honmeu  in  He. 
tntrht :  K  u  g  n  r  1 1  nur  lo  r  ,<  n  d  i  I  i  i>  n  de» 
r  tu  **  r  r  o  ti  r  r  i  r  rr»  rl  »iir  Ir  trornil  dr»  eiifnnts, 
HrusrIU»  I.  ]fi}S,  II.  und  III.  ISiU.  Jtnpport 
für   1'rngiietr  foite   um.    nmn    dt    I  '  A  r  n  d  t  m  i  r  \ 


roi/ale  dr  medirinr  dr  Itelgigue  )mr  Iii 
( '<i  mm  Urion  rhargee  d'fludirr  la  guettion  dr 
l'rmplni  dr»  frmmr»  dun»  Ir»  trurilus  »outermint 
dr»  mint».  (M.  Kh  bor  n.  mpportrur.)  Im 
Iliillrtin  dir  Akademie,  II  Hirne  «t'rir,  II.  IStlS, 
S.  SD? ff,  l>i*ku»»ionrn  hirriilrr  It.  III.  D„cu- 
mrnt»  rrlutif*  n  u  trnrnit  <h*  tnfttnt* 
rt  dr»  frmmr»  dun»  Ir»  mauitf'irtnrr»,  Um 
minr»  rtr.,  UrusrlU*  JS7J  K'bnmlur  dr*  Ilr. 
firi'»rittoiiU  ,  Srtnion  IS?V — 1X71 .  X».  l.'ii). 
Xnurrnur  d  o  r  v  m  *  ti  t »  rrlutif»  n  n 
trarnil  dr»  r  n/ant»  ffr.,  Bruxrtlm 
(t'lmmbrr  dr»  It'rfirr»rntaiit»,  Sr»»iiiii  — 
Xo.  104).  l'»mmi»»ion  du  Trurnit  iiuti- 
tlli'r  /Mir  «mV  roijitl  du  !.;  nrril  /.  Rr'- 

jmn»r»  an  </iii»tin)iiiiiirr.  II.  Prorr»-rrrb>ius  </<"* 
»ronrr»  d'ritijurtr.  III.  Hnji/rortri,  Pr>iji<i»ition* 
dr»  »rrtion»  rt  nrnrliifion».  II'.  Cionjitr*  rriutn* 
dii»  »runrr»  jrlfniS-rr»,  Mi'mnirr»  rtr.,  ßruxtlirt 
IH.S7 — IKSS.  —  y'rrtß.  fmur  Gunt  Abrt,  Im 
Ini  »ur  Um  riylrmrnt»  d'atelirr».  .'r  •dit.  dornt 
1S-J7.  —  A.  BJchatur,  Im  pAitiUur  »ociiiU 
rn    ltrt9iq,tr,   hiri»  —    Vtct.  Brant*, 

Lr*  nourrtU»  toi*  »orinlr»  ca  Itr-Iifiifin-.  Im  Rr- 
formr  «Wo/V,  iss.s.  —  K.  Bücher ,  Ihr  M. 
iji»chr  tbitiitltjrtrtztfrbuni/  und  dn»  Arlxitr-r- 
iri>tiniimj»ijr»rtz,  Arrhir  für  «>r.  I ir»rlnjtbunfj 
u.  Stot.  isui.  ~  Ch.  Jtejnrr.  I.'rnqn'tr  dr  la 
ruinmi»»ioii  nn/ttlr-  du  trornit  rn  Jirhjiour.  Ijt 
Rrformr  »orioU,  1SK7.  h»  pinjrt»  dr  ii'ijUmrn- 
ttition  du  eoutrxit  dr  troroil  rn  lUUjiijnr.  EM. 
1/0*4.  —  Ed.  jMiepeHaujr.  Dr  tu  ronditu.ni  phy- 

»Ufiir  rt  momU  dr»  jrnnr»  mirrirr»  rt  dr»  moyrnM 
dr  t'umrliorrr,  i  Rdr.,  Um  Mit*  !*,'.  —  Y. 
CenticWeft.  Commrntairr  dr  lo  toi  du  10  nofit 
JSS7  »ur  le  fntyrmtnt  dr»  roluirr»  nux  mirrirr*. 
Est  mit  dr  Ut  Revue  dr  droit  brlijr,  ItruMIcM 
lff'7.  -—  H.  Herknti;  I>ie  MijUrbr  AHiritrr- 
rnqur.tr  und  ihre  »oxiol /xdititrhrii  Uf*ultotr, 
Arrhir  für  »ot.  tirrrtxijrliunij  und  Slot.  AW. 
Iki»  (irxrti  betreffend  dir  Arbeit  von  Kindern  rtc. 
Klientin  /.S'.'W.  —  A.  .fulin ,  Le  tioroit  du 
ttimiliichr  rn  Urlgiqvr.  Im  Rrfornie  »oeitlle, 
—  I4.  I*e  Foyer,  /.<•  minimum  de  »oltiire 
tu  Urlyii/ur,  I^iri»  ISH7.  —  E.  Mahalm,  Jahrb. 
der  intern.  Vereinutuuq  für  triitl.  Rrrhttnr.  und 
Volk»,r.  III.  Ilrrlin  1SUS,  S.  JS.'ff.  —  A.  .VoWW, 
Rapimrt  »ur  U*  projet»  de  toi»,  depo»/*  «1  In 
t  'hnmbrr.rrlaliiementä  lo  qur*tion  oneriere,  l.ieye 
iss7.     Our.  l*yfferoeti,  l.'intprrtimidtt  twoU 

rn  lirtifiijue.  hl  Rrformr  »oriole.  IS'.t.'..  — - 
JtatnaLr,  Im  rrformr  »Krude  et  rmnnuiiqur  *ii 
Knrt'pr.  I.O  Ift/irlntion  Irnrnil  rn  Brlfji'fue, 
ttruMU*  1SS!>.  O.  Bichter.  Artieiirr*rhutx- 
ye»et3rirliunri  in  Belgien,  J.  .Stippt.  Ud.  tnr  ertUn 
Aull.  die»t»  Ilotidin'htei-burbr»  ,  Jrun  !S!>7.  — 
Ritual  Cotnmi»»ion  •>  n  Lobour.  Forri/rn 
Beptirt»,  rot.  II  ..  Brltjiuui.  hindon  tSV*.  —  Th. 
Thfate,  Commentnirr  letjittotif  de  lo  toi  du 
!;>  jniu  lS'Jt'i  »ur  Ir»  riijlrmrnt*  d'otrlit'r  ,  Liege. 
IS'.mi. — II.  Yantlerrytit,  IUe  Arl>rit*in»prktion 
in  Belgien  iriihrrnd  tUr  ,/ohrr  !$!>'  und  IS'Mi, 
Arrhir  für  »ut.  (ie»rtziiebnna  und  StntUtik  1HUS. 
—  E.  Vandrrvelde,  Im  toi  lielge  »ur  U»  regle- 
mrnt*  d'ntrlier,  Pori*  IS!'?,  dt  ut»rh  Arrhir  ßir 
»ot.  <;e*,t;,,ebung  und  SfatUtik  IS'.K.  —  l'on- 
griii  i  nte  rnnt  in  not  du  rrpo*  du  di- 
111  011  ihr.     Bnu  rllr»  !.-'.•>. 

Victor  Matajtt. 
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VII.  Arbeite^chutzgesetz&ebung  in 
den  Niederlanden. 

•Nachdem,  als  erster  Schritt  auf  neuem 
Wege,  durch  Gesetz  vom  19.  September  1874 
ein  Arbeitsverl  >ot  für  Kinder  unter  12  Jahren, 
mit  Ausnahme  jedoch  vou  landwirtschaft- 
licher Arbeit  auf  offenem  Felde  sowie  von 
häuslichen  und  persönlichen  Diensten,  der 
Initiative  des  damaligen  Abgeordneten  und 
späteren  Ministers  Van  Houten  zu  danken 
gewesen  war,  vergingen  15  Jahn;,  l*vor 
der  Gesetzgeber  zum  Weiterschreiten  sich 
aufraffte.  Erst  als  eiue  ]>arlam  entarische 
Enquetekommission,  unter  vorzüglicher  I-iei- 
tung  des  Rotterdamer  Abgeordneten  Verniers 
van  der  I/oeff,  eine  Reihe  von  Thatsachen 
aufgedeckt  liatte.  welche  allgemeine  Ent- 
rüstung hervorriefen,  kam  es  durch  Gesetz 
vom  ">.  Mai  1nm9  zu  tiefer  eingreifenden 
Massregeln  -zur  Verhinderung  üliorniässiger 
und  gefährlicher  Arl»eit  von  jungen  I/euten 
und  Frauen«. 

Die  wichtigsten  Bestimmungen  dieses 
noch  geltenden  Gesetzes  —  in  welchem  der 
Begriff  -Fabrik  und  Werkstatte»  nicht  bloss 
auch  «las  ganze  Kleingewerbe,  sondern  sogar 
die  Hausindustrie  einschliesst  —  lassen  sich 
im  Folgenden  kurz  zusammenfassen. 

1.  Indem  unter  »Arlieit  zu  verstehen 
sind  alle  industriellen  Beschäftigungen,  mit 
Ausnahme  von  Lind-  und  Gartenwirtseliaft, 
Forstbetrieb,  Viehzucht  und  Torf  gräberei, 
ist  die  Arl>eit  von  Kindern  unter  12  Jahren 
verlöten. 

2.  Durch  allgemeine  Hegieningsmassregel 
(ähnlich  den  deutschen  BundesratU'schlüsseu) 
kann  die  Verwendung  von  jungen  1/outon 
unter  1b*  Jahren,  in  Fabriken  und  Werk- 
stätten auch  von  Frauen  jeglichen  Alters, 
für  gewisse  Beschäftigungen,  welche  mit 
besonderen  Gefalire»  für  Leben  oder  Ge- 
sundlieit  verbunden  sind,  entweder  gänzlich 
untersagt  oder  vou  gewissen  B^liugungen 
abhängig  gemacht  werden.  Dies  ist  letztlich 
geschehen  durch  Krlass  vom  21.  Januar  1*97. 

3.  Abgesehen  davon  ist  die  Kegel,  dass 
die  täglich«'  Arbeitszeit  von  jungen  lieuten 
unter  Iii  Jahren  und  von  Frauen  in  Fabriken 
und  Werkstätten  nicht  länger  als  11  Stunden 
dauern  darf:  und  zwar  nur  zwischen  5  Thr 
morgens  und  7  l'hr  ab'uds,  mit  wenigstens 
einer  Mittagsruhepaus»'  von  mindestens 
einer  Stunde. 

Von  jener  Regel  indessen  können: 
a)  durch  allgemeine  Regierungsmassregel 
für  gewisse  Industriezweige  in  Bezug  auf 
die  Anfangs-  und  Schlussstunden  des  A» 
beitstages  bedingiuigsweise  Ausnalunen  ge- 
stattet werden :  so  zwar,  dass  auch  dann 
die  Arbeitsdauer  1 1  Stunden  täglich  nicht 
überschreiten  darf  und  die  Arbeit  von 
jungen  lauten  unter  U  Jahren  und  von 


Frauen  zwischen  10  ITu-  aliends  und  5  Ulir 
morgens  untersagt  bleibt  (der  wichtigste 
dieser  Erlasse  ist  vom  9.  Dezember  1889); 

b)  in  besonderen  Fällen  kann  —  z.  B. 
wegen  Naturereignisse  oder  dringender  Be- 
triebsbedfirfnisse  —  für  bestimmte  Unter- 
nehmungen auf  einige  Tage  hintereinander 
oder  einen  um  den  anderen  Tag  eine  Ver- 
längerung der  Arbeitsdauer  tun  2  Stunden 
vou  der  Lokal-  oder  Provinziall>ehördo  zuge- 
standen werden. 

4.  Mit  Berücksichtigung  des  Samstags  als 
wöchentlichen  Ruhetags  für  die  Ange- 
hörigen des  jüdischen  Glaubens,  ist  am 
Sonntage  die  Beschäftigung  von  jungen 
I /eilten  unter  Iß  Jahren  und  von  Frauen  in 
Fabriken  und  Werkstätten  nicht  erlaubt. 
Für  gewisse  Industriezweige  jedoch  kann 
dieselbe  durch  allgemeine  Regierungsmass- 
regel  l>edingungsweiso  gestattet  werden, 
was  durch  Erlass  vom  9.  Dezemlter  lS>s9 
in  geringem  Masse  geschehen  ist, 

f>.  Wöchnerinnen  dürfen  während  vier 
Wochen  nach  ihrer  Niederkunft  in  Fabriken 
und  Werkstätten  nicht  lieschäftigt  werden. 

6.  Mit  der  Ueborwachung  der  gesetz- 
lichen Vorschriften  sind  —  nelten  den  ge- 
wöhnlichen I'olizeiorgnneu  innerhalb  gesetz- 
lich gezogener  Grenzen  —  Arboitsinspek- 
toren  betraut. 

Die  Zahl  dieser  Inspektoren  wurde;  im 
Gesetze  von  1N89  auf  höchstens  drei  einge- 
schränkt. Später  jedoch,  im  Jahn-  1S9.">, 
wurde  dasselbe  dahin  abgeändert,  dass  die 
Besclmlnkung  ilu-er  Zald  verfiel.  Jetzt  giebt 
es  sechs  Arl>eitsinspektoreu  mit  eU'iiso 
vielen  Ililfsinsjtektoren ,  und  neuerdings 
werden  stets  mehr  Stimmen  laut,  welche  auf 
weitere  Ausdehnung  drängen  —  auch  einfluss- 
reicho  Stimmen,  welche  für  die  Ernennung 
von  weiblichen  Aufsichtslienmten  eintivten. 

Namentlich  winl  die  Vermehrung  der 
lns|M.'ktoivn  für  dringend  geltoten  »'Richtet, 
weil  ihnen  auch  die  l'elxTwachung  des  Ge- 
sotzos  vom  20.  Juli  1S95,  Mroffend  die  Sieher- 
stellung von  ( iesundheit  und  Lelien  in  Fabriken 
und  Werkstätten,  ütiertragcn  worden  ist. 

Dieses  Gesetz,  mit  welchem  zum  ersten 
Male  auch  den  erwachsenen  männlichen 
Arbitern  gesetzlicher  Schutz  verliehen 
wurde  und  welches  übrigens  mit  den 
gleichartigen  Gesetzen  anderer  Ijändor  ge- 
wiss sich  messen  kann,  ist  vorläufig  auf 
solche  Fabriken  und  Werkstätten  beschränkt, 
in  denen  entweder  eine  Kraftmaschine  oder 
ein  Ofen  U-nutzt  wird  oder  in  der  Kegel 
mindestens  zolin  Leute  arbeiten. 

Indem  die  detaillierte  Ausführung  der 
gesetzlichen  Bestimmungen  einer  allgemeinen 
Regienmgsmassrogol  (welche  durch  Krlass 
vom  7.  Dezemlier  1MH5  erfolgte)  flU-rlassen 
ist.  bezielien  jene  Bestimmungen  sich  auf: 
1.  einen  Umstimmten  freien  Luftraum  für 
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jeden  Arbiter,  im  Verhältnis  zu  «br  Höhe 
«»or  Werkstatt: 

2.  Luftroinigung : 

H.  Beleuchtung: 

I.  Verhütung  von  Brand  und  v«m  (*n- 
fällen  bei  Brand: 

5.  Ränmlkhkeit«in  zum  Kleiderablegeu 
und  zum  Verbringen  der  Ruhepausen: 
«;.  A1«.t«e; 

7.  Fönlerung  von  Reinlichkeit  und  er- 
träglicher Temjjeratur : 

8.  Abführung  von  Staun  und  schädlichem 
Gas»'  vi.  s.  w.: 

i».  Bes«haffung  von  gutem  Trinkwasser: 

10.  Verhütung  von  Unfällen  durch  Ma- 
schinen und  Maschinenteile,  durch  Fallen 
oder  falh-nde  G«'gonstände.  durch  kochende, 
glühende  «xler  sonstige  gefährlich»1  Stoff«'. 

W.Ihren«!  mit  Bezug  auf  dies  alles  den 
Arbeiten  spektoren  eine  ziemlich  weitg»4iende 
Befugnis  ••ingeriiumt  ist.  siiul  die  Bt-triebs- 
untcrnehnier  Ivivchtigt,  «lonselWn  liei  Er- 
richtung utnl  Erweiterung  von  Fahriks- 
o«for  Werkstnttgebäuden  d»n  Bauplan  zur 
Bourt«-ilung  zu  unterbreiten.  Andrerseits 
sind  sie  verpflichtet.  j«-den  in  ihrem  Be- 
trieW'  sieh  ereignenden  Unfall  innerhalb 
«lreiiual  24  Stnnd»'ii  Ihm  der  Ivokalbehördo 
anzuzeigen,  wenn  nicht  der  Betroffene  inner- 
halb zweimal  21  Stunden  die  gewohnte  A Hm >it 
wieder  aufg«>noinmen  hat.  Die  Lokal- 
l»ehörd«>  hat  die  Ursuhen  und  «lie  Folgen 
<ler  ang«'zeigten  Unfälle  zu  nntersu«h«'n 
nn«l  «iie  Resultate  dieser  Untersuchung  <lem 
ArlK-itsiiispektor  mitzuteilen. 

Das  genannte  Gesetz  von  1*90  war  eine 
Fru«ht  der  grossen  Arl»'its»'ii<piete.  welehe 
von  einer  Is92  eingesetzo'n  Staatskommission 
geführt  w»mlen  und.  nach  Veröffentlichung 
der  abgehaltenen  Verhöre  in  vielen  Bänden, 
durch  <leu  Koinmissionsbericht  vom  S.  Ja- 
nuar ls'.il  zum  Ahsehluss  g»>k<»nuncn  war. 

Als  weitere  Fru«ht  db-ser  En«|uete 
kommt  in  Betriebt  «las  Gesetz  \«>m  2.  Mai 
1K97.  befrefb'nd  die  Errichtung  von  Arheits- 
kammern.  «lenen  —  indem  sie  die  Inter- 
essen von  Arbeitgebern  und  ArU'itcrn  för- 
«leru  sollen  durch  beiderseitiges  Zusammen- 
wirken  —  als  Aufgab.-  gestellt  ist.  üb»>r  Ar- 
fieitsjing'-legerdieiten : 

1.  Thalsachen  zu  sammeln,  sow«»hl  aus 
eigener  Initiative  als  auf  Anweisung  der 
Regierung,  welche  alsdann  das  gesammelte 
.Material  zu  ordnen  und  periodisch  zu  ver- 
öffentlichen hat: 

2.  Gutachten  zu  erstalten  au  die  Staats- 
regb-rung  sowie  an  die  Provinzial-  und 
l/»kall«eh<">rden : 

'.i.  auch  für  Privatpersonen  auf  deren 
Gesuch  Gutachten  auszuarlwiten.  Kontrakte 
und  Keglcnu.mts  zu  entwerfen; 

4.  Streitigkeiten  zu  verbiiten  oder  aus- 
zugleichen. 


Für  di»*se  letzforo  Thätigkeit  sind  im 
tiesetze  seilet  die  nötigen  Bestimmungen 
getroffen.  Sie  gehen  dahin,  «lass.  insofern 
die  Streitigkeiten,  welehe  zum  Ausbruch 
gekommen  sind  «Hier  zu  kommen  drohen, 
von  geringer  Bedeutung  sind,  der  Vorstand 
«ler  Arhcitskainmcr  auf  Veranlassung  einer 
«!«>!•  Parteien  dieselben  zu  sehlichten  sieh 
bemühen  soll ;  dass  ab«T  l>ei  Misslingen 
dieses  Versuches  «xler  in  ernsteren  Fällen 
«Ii«-  Kammer  für  jeden  speziellen  Fall  einen 
Versöhnungsrat  einsetzen  kann.  Der  Aus- 
spruch «lieses  Versöhnungsrates  hat  zwar 
selbstverständlich  keine  zwingende  Ro«-hts- 
kraft :  jedoch  wir«l  derselltc,  s«j  meinte  der  G»> 
setzg«  ber.  nfttguufalJs  durch  seine  Veröffent- 
lichung Einfluss  zu  üben  nicht  verfehlen. 

lYhrigens  beruht  das  Gesetz  nicht  nur 
auf  dem  Gnuiflsatze  der  Gleichstellung  von 
Frau  und  Mann,  sondern  auch  auf  dem  der 
Gleichberechtigung  von  Arbiter  und  Ar- 
IteitgeUT.  Infolge  dessen  haben  die  Arbeit- 
geber wie  die  Arl)eiter  (weiblich«'  wie 
männliche»  !«eid«>rseits  ihre  Vortivter  in  die 
Kammern  zu  wählen :  und  ebenfalls  in 
gleicher  Zahl  sind  aus  «ien  Vertretern  «ler 
l*ü<lon  Parteien  «lie  Vorstände  und  die  Vor- 
söhnungsrät»-  zusammenzusetzen. 

Y)ie  Errichtung  der  Arbeitskammern  ist 
|  «ler  Rogb-rnng  ül>orlassen.    Sie  sollen  je- 
!  doch  —  entweder  für  einen  einzelmm  In- 
dustriezweig oder  für  mehrere  Zweige  zu- 
sammen, entweder  für  eine  «*inzelue  Ge- 
|  meinde  oder  für  mehrere  Gemeinden  gt>- 
|  meinschaftlieh  —  ül>erall  eingeführt  werden, 
wo  das  Bedürfnis  vorli«»gt  \md  eine  zweck- 
mässige Zusammensetzung  iimglich  erseheint. 
Bis  jetzt  ist  die  Eins«'tzung  von  nur  wenigen 
Kammern     erfolgt :     zweifelsohne  jedoch 
werden  «lieselbm  vor  Jahresschluss  stark 
vermehrt  sein. 

Ob  die.MTgi^setzgel^erische  Versuch  der  Er- 
wartung von  vielen  entsprechen  wird,  hat 
«ler  Krfolg  zu  hdiren.  Hochge$|>annteu  Er- 
wartungen mnss  Enttäuschung  prophezeit 
!  w«-pleii.  Dennoch  alwr  können  die  Arbeits- 
kammern  unbedingt  «Lis  ihrig«'  beitragen, 
um  b«>sscre  sozial-in«lustrielle  Zustände  vor- 
i  zubereiten,  wenn  densellien  aus  den  Emsen 
«ler  ArU-itorsohaft  sowohl  als  der  Arb»ntgel*»r 
genügendes  Interesse  entgegengebracht  wird. 
Als  günstiges  Zeichen  ist  es  zu  betrachten, 
dass  auch  die  s«:>zialdom«>k  ratische  Fresse 
gemässigter  Richtung  zur  TeUnalune  an  deu 
kommenden  Waiden  auffordert. 

Hiermit  ist  alles  erwähnt,  was  auf  dem 
Gebiete  der  Arbeitersehutzgosetzgebung  in 
den  Niederlanden  bis  jetzt  zu  stände  ge- 
kommen ist.  Betont  mnss  indessen  werden, 
dass  die  heutige  Regierung,  welche  aus  den 
allgemeinen  Waiden  des  vorigen  Jahres  hervor- 
ging, die  weitere  Ausgestaltung  in  die  Ilaud  ge- 
nommen hat.    Schon  sin«l  Gesetzentwürfe 
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eingebracht  zur  Kinfühning  des  Schul- 
zwaugcs  bis  zum  13.  Jahre  sowie  der  obli- 
gatorischen Pnfallversiehening.  hauptsäch- 
lich nach  "»stern'ichiseliem  Muster.  Iii  Aus- 
sicht gestellt  sin«!  ausserdem  Gesotz« -svor- 
lagen:  Utreffond  die  Nonnen  des  ArUits- 
kontraktes:  die  Sicherung  eines  wöchent- 
lichen Ruhetages,  soweit  möglich  des  Senn- 
tags, in  Fabriken  und  Werkstätten:  die  Be- 
schränkung der  Arbeitszeit  für  erwachsene 
mfliinliche  AiVitor  iti  gewissen  Rotrieben. 
Endlich  hat  die  Regierung  zugesagt,  sie 
wenlo  au  die  Frage  der  Invalidität***  und 
Altersversicherung  sympathisch  herantreten, 
sobald  die  Staatskommission,  welche  schon 
im  Jahn-  189"»  eingesetzt  worden  ist.  mn 
die  Frage  zu  eröilern.  ihren  Bericht  er- 
stattet haben  wird. 

Wenn  das  Regierungsschiff  nicht  auf 
gefahrliehe  parlamentarische  Felsen  stösst. 
kann  es  in  den  nächsten  Jahren  eine  reiche 
Ladung  von  Fruchten  ihrer  sozialgesotz- 
geUrischen  Thätigkoit  ans  Land  bringen. 
Quellen  and  Litteratar:  »Rapp-vt  Jrr  com- 

mi**ir  tirtatt  mrt  hrt  ondmork  nnnr  d>n  l«wtand 
•irr    kindrrrii    in   fnbrirkru  ttrbridrnde«,  Ifi'iT. 

—  »Enqutte  brtrrffrnd  iccrkiiig  >n  uitrarrinp 
•Irr  irrt  ran  10.  S*pt.  J.S74  t  u  naar  </<•/•  ti,e*tttud 
ran  fitbrifkrn  ru  irr  rkpliUiUrti«  I  Itrtirkmrhru 
•irr  Zirritm  Kammri,  Sruiitn  IS?')  *?,  Ar.  1<>">i. 

—  n  Yr.nUufm   van    <l<    *taattromini**ir  ran  <tr-  I 
hrititrnquttrn,    lS!><>—'.'\.    —    1>V.   M.    GoemttH  ' 
BorgeäiU»,    »l>r   Art»  it*irrt>i    und    mir    Vriliq.  | 
kridtvH«.  —  l>r.  J.   B.  Peyrot,    >. \ -ri.ür  i 
u-cUrrcino«.  —  I>r.   O.   Pringnheim,  <lkm 
nif'derl.  Arf>r«rn,ehut*<iftet:  rem  :,.   Mai  Juk'j« 
und  nXrurrf   /'«/rr*wc7niii/;rn  iihtr  Jif  IjUi/r  drr 
arbrilmdcn  Klnx*ru  in  IfaJl'tud«.,  'im  Aichir  f. 
so:.  Unrtig.  ».  Slat.,  lid.  11  'Wf;  N.  :,'x)ff.  «. 
Bd.  JV  nh>I)  S.  .ili ff. 

Hang.  A.  Kerdyk. 

VIII.  Arbeitemhutzgesetzgebung  in 
Luxemburg. 

1.  I  frühen*  Gesetzgebung  der  jugend- 
lichen nnd  weiblichen  Arbeiter.  2.  Die  S  lmtz- 
iresetze  von  18%  für  Arbeiter  überhaupt. 

1.  Die  frühere  Gesetzgebung  der 
jugendlichen  und  weiblichen  Arbeiter. 

Bis  in  die  letzte  Zeit  hinein  war  die 
Arbcitcrsehutzgosetzgobimg  des  Grossherzng- 
tums  Luxemburg  wenig  entwickelt.  Nur  be- 
züglich der  Arbeit  der  Kinder  und  Frauen  war 
dunh  Gesetz  vom  <!.  DezemUr  1S7G  in 
wissem  l'infange  eine  Regelung  erfolgt.  Im 
schluss  an  dieses  Gesetz  sind  daun  später 
unter  den»  23.  August  1877  und  30.  Mai 
1883  weitere  Veronlnungen  (kfiniglieh-gross- 
herzogliche  Beschlüsse)  erlassen,  welche  sich 
jedoch  lediglich  auf  die  Beschäftigung  jugend- 
licher Arbeiter  beziehen,  erst  die  Gesetze 
von  1895  haben  auch  für  erwachsene  männ- 
liche Arbeiter  Schutzbestiminungeri  einge- 
führt (davon  s.  u.). 


Die  auf  Gnind  des  Gesetzes  von  1*7<» 
und  der  Veronlnungen  von  1877  in  Luxem- 
burg gültigen  Bestimmungen  sind  folgende: 

Vor  vollendetem  12.  LeUnsjahre  dürfen 
Kinder  zu  Arbeiten  in  Fabriken,  Werkstätton, 
Werkplätzen  oder  Psinen  —  ausser  in  der 
Familie  —  unter  den  Befelden  eines  Arbeit- 
gebers nicht  verwendet  werden.  Kinder  im 
Alter  von  12 — 14  Jahren  dürfen  in  mehr  als 
sechsstündiger  Arbeit  täglich  mir  dann  U- 
schäftigt  werden,  wenn  durch  ein  vom 
liehrer  ausgestelltes  und  vom  Bürgermeister 
beglaubigtes  Zeugnis  oder  durch  ein  Zeug- 
nis des  Sehulins|iektors  erwiesen  winl.  dass 
dioselUn  den  elcmcutarischeu  Primänmter- 
richt  genossen  haUn.  Aber  auch  in  diesem 
Falle  dürfen  sie  zu  melu-  ids  achtstündiger 
Arlieit  nicht  angehalten  werden.  Die  AriVits- 
zeit  der  jugendlichen  Arl»eiter  von  14 — IG 
Jalm-n  soll  im  allgemeinen  zehn  Stunden  be- 
tragen. Diese  Arlieitsdauer  kann  jedoch  in 
WeUn'ien.  Tuchfabriken.  St  nun pf  Wirkereien. 
Tabaks-  und  Cigarrenfabriken  sowie  in  den 
Werkstätten  für  Porzcllanmaleivi  auf  elf 
ArUitsstundcii  ausgedehnt  werden,  wenn 
durch  ein  ärztliches  Attest  der  Nachweis  er- 
bracht ist.  dass  die  körj>erliche  Entwickelung 
des  Arbeiters  ihm  gestattet,  einer  um  eine 
Stunde  verlängerten  Arbeitszeit  ohne  Gefahr 
obzuliegen.  Die  *>-  bezw.  *  stündige  ArUits- 
zeit  der  12  11  jährigen  und  die  10-  bezw. 
11  stündige  ArU-itszeit  der  U — lt»  jährigen 
Arbeiter  kann  vorübergehend,  für  eine  zu 
Umstimmende  Frist,  um  höchstens  zwei 
Stunden  vermehrt  wenlen,  wenn  Naturer- 
eignisseoder 1'nglücksfälle  den  regelmässigen 
(iesehäftsUtri»»b  in  der  Fabrik  unterbrochen 
und  ein  vennehrtes  Arbeitsbedürfnis  herix-i- 
gefflhrt  haU.Mi.  Stets  aU'T  soll  innerhalb  der 
Arbeitsstiinden  vor-  und  nachmittags  ein.« 
Paus«  '  von  wenigstens  einer  halben  Stunde  und 
mittags  eine  ganze Fnüstunde  gewährt  werden. 

Vor  vollendetem  lt>.  IjcU-nsjnhre  dürfen 
jugendliche  ArU'iter  nicht  zur  Nachtzeit  be- 
sehäftigt  werden.  Als  Nachtarbeit  gilt  jede 
Arbeit,  welche  zwiM'lien  9  Phr  aUmds  nnd  "> 
Phr  morgens  verrichtet  wird.  Kbenso  ist  r>s 
verboten,  Arbeiter  unter  1b'  Jaliren  zu  U> 
schäftigen  in  Werkstätten,  in  denen  explosions- 
fähige  Stoffe  bearUitet  wenlen  und  in  deuen 
explodierende  Mischungen  wie  Pulver,  Fui- 
miuat  u.  s.  w.  oder  andere,  welche  durch  Stoss 
oder  in  Beriihning  mit  einem  brennenden 
Korper  explodieren,  fabriziert  wenlen;  des- 
gleichen in  Werkstätten,  in  welchen  die  ZuU>- 
re-itung,  die  Destillation  oder  Bearbeitung  von 
ätzenden  und  giftigen  Substanzen  geschieht, 
sowie  solcher,  die  schlechte  explosionsfähige 
Gase  entw  ickeln.  Weiterhin  sollen  gewisse 
Arbeiten  in  den  Fabriken  und  Werkstätten  etc. 
von  Kindern  nicht  vorgenommen  wenlen. 
So  ist  es  z.  B.  untersagt,  dass  Kiuder  von 
12—14  Jahren  zum  Tnigen  von  Lasten  von 
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mehr  als  10  kg  auf  dorn  Kopf  oder  auf  dem 
Rücken  verwendet  werden;  Kinder  von 
14 — 16  Jahren  dürfen,  unter  den  nämlichen 
Umstanden,  mit  einer  I^ast  von  über 
l.r)  kg  nicht  tieladen  werden.  Kein  Ar- 
beiter unter  16  Jahren  darf  zum  Drehen 
von  Motoren  oder  zum  Drehen  von  horizon- 
talen Radern  gebraucht  werden.  Werden 
diese  jugendlichen  Personen  zum  Drehen 
von  vertikalen  Rädern  oder  zur  Erzeugung 
von  Triebkraft  angestellt,  so  darf  die  Arbeits- 
zeittäglich nur  6  Stunden,  mit  einer  Zwischen- 
pause von  wenigstens  1  Stunde,  betragen, 
(lieber  diese  und  anderweitige  ähnliche  Be- 
stimmungen  s.  Art.  4—11  des  Reglements 
vom  23.  August  1S77.) 

Zum  Schutze  gegen  Gefahren  für  Leben 
und  Gesundheit  der  Kinder  soll  diejenige 
Vorsorge  getroffen  werden,  welche  sich 
als  notwendig  erweist.  Die  Brunnen,  Fall- 
thüren  und  Treppenöffnungen  müssen  ver- 
schlossen, die  W  erkstätton  stets  reinlich  ge- 
halten und  gehörig  gelüftet  werdon. 

Im  Bergbau  dürfen  jugendliehe  Ar- 
beiter vor  vollendetem  16.  Lebensjahre  in 
Gräben  oder  Steinbrüchen  »unter  Tage« 
überhaupt  nicht  (schon  nach  den  früheren 
Gesetzen),  nach  einem  Gesetz  vom  30.  April 
1890  auch  diejenigen  von  16 — 18  Jahren 
nur  zu  leichter  Arbeit  verwendet  werden, 
wobei  eine  Krgänzungsverordnuug  vom  7. 
Januar  1801  angiebt,  was  unter  »leichter« 
Arbeit  zu  verstehen  »ei. 

Die  Arbeit  der  Frauen  ist  im  Bergbau 
jetzt  (Gesetz  von  1890)  ganz  verboten, 
während  früher  nur  die  unterirdische  Arbeit 
verboten  war. 

Die  Arbeitgeber  sind  verpflichtet,  in 
jeder  Werkstätte  oder  au  jedem  Werkplatzo 
an  einer  passenden  Stelle  die  Vorseluiften 
des  Gesetzes  vom  6.  Dezember  1876  sowie 
die  auf  dessen  Ausführung  bezüglichen  Regle- 
ments anzuschlagen.  Sie  haben  deu  von  der 
Regierung  ernannten  und  mit  Beaufsichtigung 
der  Fabriken  betrauten  lnsj>ektoreu  allzeit 
den  Zutritt  zu  ihren  gewerblichen  Anstalten 
zu  gestattten.  Die  Arlieitgeber  müssen 
weiterhin  ein  genaues  Verzeichnis  führen, 
in  welchem  alle  bei  ihnen  bescliäftigten 
Arbeiter  mit  Namen,  Ort  und  Datum  dor 
Geburt,  Datum  des  Eintritts  in  die  Fabrik, 
ev.  des  Austritts  einzutragen  sind.  Deu 
Arbeitsinspektoren  muss  diese  Liste  auf  Ver- 
langen vorgelegt  werden.  Bei  Zuwider- 
handlungen gegen  die  Bestimmungen  des 
Gesetzes  oder  der  Reglements  sind  die. 
Fabrikinhaber  mit  einer  Strafe  von  5 — 10 
Franken  zu  belegen.  Die  verwirkten  Strafen 
sind  kumulativ  für  jede  Ueberlretung  aus- 
zusprechen, jedoch  darf  der  Gesamtbetrag 
der  Bussen  L'oo  Frankeu  nicht  ül>crstcigen. 
Tritt  im  Laufe  des  Jahres  Rückfall  oia.  so 
wird  eine  Strafe  von  15—25  Franken  ver- 


fügt, doch  darf  auch  hier  der  Gesaintstraf- 
betrag  500  Franken  nicht  übersteigen. 

2.  Die  Schutzgesetze  von  1895  für 
Arbeiter  überhaupt  Die  neuen  Gesetze 
vom  12.  Juli  1895  (über  Auszahlung  der 
Löhne),  19.  Juü  1895  (über  Abtretung  und 
Pfändung  der  Arbeitslöhne  und  kleineu  Ge- 
hälter), 19.  Juli  1895  (über  das  Verfahren 
bei  einer  solchen  Pfändung)  geben  insonder- 
heit Bestimmungen  über  das  Trucksystem 
und  Lohneinbehaltungen,  welche  sich  aber 
nicht  auf  landwirtschaftliche  Arbeiter  und 
auf  das  Gesinde  beziohen.  Danach  sind  die 
Auszahlungen  mindestens  zweimal  monat- 
lich, in  (für  Luxemburg)  kursfähigem  Gelde 
und  nicht  in  Wirtschaften  zu  bewerkstelligen. 
Statthafte  Lohneinbehaltungen  und  Anrech- 
nung von  Naturalleistungen  (Wohnung,  Laud. 
Werkzeuge  zum  Selbstkostenpreis)  sind 
speziell  aufgeführt.  Es  werden  Strafen  an- 
gedroht, für  die  bedingte  Verurteilung  aus- 
geschlossen ist.  Was  die  Abtretung  und 
Pfändimg  der  I/>hne  betrifft,  so  bestimmt 
darüber  das  Gesetz  vom  19.  Jiüi  184*5  für 
Arbeiter  und  Gesinde,  dass  bei  einem  täg- 
lichen Vordienst  von  weniger  als  6  Franken, 
höchstens  *is  bezw.  1to  (ebenso  für  Ange- 
stellte im  Handel  bei  einem  jährlichen  Ein- 
kommen von  weniger  als  1500  Franken),  l>ei 
höherem  Einkommen  höchstens  */s  bezw.  s'i« 
gepfändet  oder  abgetreten  werden  darf. 

Durch  die  neuere  Gesetzgebung  ist  nun 
auch  Luxemburg  auf  dem  Gebiete  der  Ar- 
heitei'sehutzgesetzgebuug  ein  gut  Stück  vor- 
wärts gekommen,  obgleich,  wie  nicht  des 
näheren  dargelegt  zu  werden  braucht,  noch 
keineswegs  alle  berechtigten  Wünsche  er- 
füllt sind. 

Littomtlir  !  UgUhitiitn  rn  ritjnrur  dun*  Ir  ilrtiitd- 
Thichi  de  Luxembtmnj  »iir  Ir  Inirtiil  dr*  vurritr», 
Lusemftourg,  Iiiif/r.  d.  I.  ,t>ur,  l'  JlürL:  IM!».! 
(Trst  drr  <!r#rtzr  und  \'<rordnuiujrn). 

Ludwig  Eitler. 

IX.  Arbeiterschutzgesetzgebung  in 
Italieu. 

1.  Geschichtliches.  2.  Vorschriften  über  die 
Kinderarbeit.  3.  Durchführung  des  Gesetzes. 
4.  Uerjfbuupolizei,  Unfallverhütung.  5.  Roform- 
bestrebungen. 

1.  Geschichtliches.  In  Italien  war  schon 
vor  längerer  Zeit  eine  Bewegung  zu  Gunsten 
der  Regelung  der  Kinder-  und  Frauenarbeit 
entstanden,  welche. ihren  Ausgangspunkt  in 
namentlich  den  vierziger  Jahren  angehörigen 
Arbeiten  von  Gelehrten  (Bianchi,  Petiti  u.  a.l 
hatte.  Durch  die  Verordnung  des  Vize- 
königs vom  7.  Dezember  1843  wurde  übrigens 
für  das  lomlardisch-venezianLsche  Gebiet  in 
grösseren  industriellen  Etablissements  die 
Verwendung  von  Kindern  unter  9  Jahren, 
in  den  für  Leben  oderGesimdheit  gefährlichen 
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Betriobon  unter  14  Jahren  verboten,  daneben 
Bosoliränkungon  der  Arbeitszeit.  Nachtarbeit 
u.  a.  ausgesprochen.  1859  wurde  durch  das 
Bergwerksgesetz,  Art.  HS,  für  Piemont,  die 
Jvomhardei  und  die  Marken  die  Arbeit  von 
Kindern  unter  10  Jahren  im  Innern  der 
Bergwerke  untersagt;  diese  Bestimmung 
wurde  1865  auf  das  ganze  Königreich  aus- 
gedehnt, jedoch  litt  die  Beachtung  derselben 
unter  dem  Mangel  einer  rechteverbindlichen 
»Strafsanktion.  1870  gelangte  an  den  Senat 
der  Entwurf  eines  Gesundheitegesetzes,  dessen 
siebenter  Titel  Bestimmungen  über  die  Kinder- 
arbeit enthielt,  ohne  dass  es  indessen  damals 
zu  einem  Resultate  kam.  Bloss  ein  parla- 
mentarischer Initiativantrag,  betreffend  »las 
Verbot  der  Verwendung  von  Kindern  in 
herumziehenden  Gewerben,  erreichte  den 
legislativen  Abschluss,  er  führte  nämlich  zu 
dem  Gesotz  vom  21.  Dezember  1873.  In 
der  Folgezeit  hatte  sich  das  Parlament 
wiederholt  mit  einschlägigen  Gesetzesvor- 
lagen  zu  befassen,  auch  wurde  die  Frage 
der  Kinderarbeit  zum  Gegenstände  von 
Enqueten  gemacht  (1*77,  187!).  Annnli  delF 
Industria  e  del  Commorcio).  Erst  jedoch 
dem  Entwürfe  des  Handelsministors  Berti 
war  es  vergönnt,  Gesetzeskraft  zu  erlangen: 
eingebracht  am  31.  Januar  1884  beim  Senat, 
ward  er  nach  Vornahme  einiger  Modifika- 
tionen unter  Bertis  Nachfolger.  Grimaldi, 
das  Gesotz  vom  11.  Februar  1880. 

2.  Vorschriften  über  die  Kinderarbeit. 
Das  elien  erwähnte  Gesetz  vom  11.  Februar 
1880  hat  durch  die  königliche  Ausführungs- 
verordnung vom  17.  SejitemVter  1880  wich- 
tige Ergänzungen  erhalten  ;  darunter  befinden 
sich  solche  Bestimmungen,  bei  denen  es  auf- 
fallend berührt,  sie  nicht  in  das  <icsctz  selbst 
aufgenommen  zusehen.  Da  es  immerhin  von 
Bedeutung  ist  zu  wissen,  welche  Vorschriften 
durch  das  Gesetz  und  welche  durch  die 
Verordnung  gegeben  wunlen,  so  wird  dies 
im  nachstehenden  l>ei  jeder  einzelnen  Mittei- 
lung ersichtlich  gemacht  werden.  Goregelt  or- 
scheintaberin  heiklen  nurdieK  i  n  de  rar  ho  i  t. 

a)  Auf  nahm  salter.  Geltungsbe- 
reich des  Gesetzes.  Ks  ist  verboten, 
Kinder  vor  dem  vollendeten  0.  Jahn'  zur 
Arbeit  in  Fabriken,  Gruiten  und  Bergwerken 
bezw.  vor  vollendetem  10.  Jahre  zu  unter- 
irdischen Arbeiten  zu  verwenden  (G.  Art. 
1).  .Vis  Fabriken  im  Sinne  des  Gesetzes 
gelten  alle  industriellen  Hetriebe  mit  einem 
mechanischen  Motor  oder  in  denen  «lauernd 
wenigstens  zehn  Arbeiter  vereinigt  t  hat  ig 
sind  (V.  Art.  1).  (Im  Entwürfe  Berti  war  das 
Merkmal  -mehr  als  fünfzehn  Arbeiter  auf- 
genommen :  dassoltte  wurde  durch  den  Senat 
gestrichen,  in  der  Itemerkten  geänderten  Weise 
durch  die  Verordnung  wiederhergestellt.) 

b>  A  r  b  e  i  t  s  v e  r  h  ä  1 1  n  i  s  s  e  d  e  r  K  i  n  d  e  r. 
Kinder  unter  15  Jahren  dürfen  in  den  bo- 

n»ndwörterbach  der  SUatswissf  nschaften.  Zweite 


zeichneten  Betrieben  nicht  verwendet  weilen, 
wenn  sie  nicht  von  einem  hieran  durch  den 
Bezirks-Sanitätsrat  autorisierten  Arzt  das 
Zeugnis  besitzen,  dass  sie  gesund  und  zu 
der  für  sie  bestimmten  Arbeit  tauglich  sind 
(G.  Art.  1).  Die  Art  der  Arbeit  muss  im 
Zeugnis  deutlich  angegeben  sein  (V.  Art.  0). 

Zu  den  durch  königliche  Verordnung  zu 
bestimmenden  gefähr  1  ich en  oder  unge- 
sunden Arbeiten  dürfen  Kinder  unter 
15  Jahren  nicht  verwendet  werden,  wenn 
nicht  dio  durch  diese  Verordnung  vorzu- 
schreibenden Bedingungen  und  Vorsichten 
erfüllt  sind  (G.  Art.  2).  In  der  That  wurden 
durch  die  V.  Art.  7  (nach  französischem 
Muster  s.  Art.  Arboitersehutzgosetzgebung  in 
Frankreich)  zwei  Taltellen  aufgestellt,  wo- 
von die  eine  eine  Reihe  von  Industrie- 
zweigen namhaft  macht,  in  denen  die  Be- 
schäftigung  von  Kindern  gänzlich  unstatt- 
haft ist.  die  andere  solche  enthält,  bei 
welchen  nur  gewisse  Vorwendungsweisen 
als  vert>oten  gelten  sollen.  Aber  auch  l>oi 
der  erlaubten  Beschäftigung  ist  in  letzteren 
Industriezweigen  nur  eine  achtstündige 
effektive  Arbeitszeit  gestattet.  Das  Go- 
,  setz  (Art.  3)  kennt  diese  Beschränkung  der 
Arl>eitsdauor  allgemein  alter  nur  für  Kinder 
vor  dem  vollendeten  zwölften  Jahre.  In  der 
Verordnung  (Art.  0)  wurde  ferner  erklärt, 
dass  die  Nachtarbeit  schlechtweg  als 
ungesund  im  Sinne  des  Gesetzes  anzusehen 
sei ;  sie  wird  demnach  für  Kinder  vor  zurück- 
gelegtem zwölften  Jahre  verboten  und  für 
Kinder  von  12 — 15  Jahren  auf  0  Stunden 
beschränkt.  Kür  Fabriken  mit  ununter- 
brochenein Betrieb  ans  technischen  oder 
ökonomischen  Gründen  kann  bei  glinstigem 
Gutachten  des  oberen  Sanitäts-  und  des 
Industrie-  und  Handelsrates  ein  Abgehen 
von  dem  Verbot  der  Nachtarbeit  unter- 
zwölfjähriger  Kinder  bewilligt  worden  ;  doch 
bleibt  die  Arboitsdauer  immer  auf  (i  Stunden 
beschränkt  (V.  Art.  0  Abs.  2).  Kinder  dürfen 
weder  zur  Bedienung  von  Motoren 
noch  zum  Reinigen  der  bezüglichen  Apparate 
und  Transmissionsvorriehtungen  verwendet 
werden,  so  lange  diese  in  Bewegung  sind,  um 
Arltoitsnuisehinon  an/.utiviben  |V.  Art.  10). 
Die  Arbeit  aller  Kinder  muss  durch  eine 
Zwischenpause  für  die  Mahlzeiteu  unter- 
brochen worden,  in  der  Dauer  von  wenigstens 
einer  Stunde,  wenn  die  Arbeitszeit  sechs 
Stunden  überschreitet  (V.  Art.  12).  Das 
Einnehmen  der  Mahlzeiten  oder  das  Ver- 
bleiben während  der  für  diese  zugestandenen 
Zeil  in  den  Arbeitsräumen  ist  den  Kindern 
verboten,  wenn  daselbst  gefährliche  oder  un- 
gesunde Arltoiten  vor  sieh  gehen  (V.  Art.  13). 

c)  Aufsichts-  und  K ou trol  1  mass- 
nah inen.  Die  Ausführung  dos  Gesetzes  ist 
dem  Minister  für  I  Landwirtschaft.  Industrie 
und  Handel  anvertraut,  welcher  die  nötigen 
Aaüage.    I.  3fi 
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Vorkehrungen  im  Einvernehmen  mit  dorn 
Minister  des  Innern  trifft.  Die  Bergworks- 
ingenieure und  die  Industrieinspektoren  ül>en 
die  Aufsieht  über  die  einzelnen  Betriebe  aus 
und  konstatieren  die  Uebertretungen  (lt.  Art.  5). 

Zur  Erleichterung  der  Aufsieht  wurde 
(V.  Ai1.  2—4.  14,  1"»)  angeordnet: 

1.  Jeder  rnteniehmer,  welcher  Kinder 
unter  1")  Jaliren  zu  verwenden  l>eabsichtigt, 
hat  hierüber  eine  Anzeige  zu  erstatten,  in 
welcher  Angalien  ülior  die  Betriebsstätten, 
Art  der  Industrie  und  des  Betriebes  (durch 
Handbetrieb  oder  mechanisc  he  Motoren),  Zahl 
der  Arbeiter.  Beschaffenheit  und  Starke  der 
Motoren  enthalten  sein  müssen. 

2.  Jedes  Kind,  das  in  Arbeit  treten  will, 
muss  mit  einem  vom  Syndikus  seiner  Aufent- 
haltsgeraeinde  ausgesteUtcu  Arbeitsbuch 
(mit  Angaben  über  den  Geburtsschein ,  die 
physische  Tauglichkeit  gemäss  «lern  ärzt- 
lichen Zeugnis  etc.)  versehen  sein. 

Dieses  Arbeitsbuch  haben  die  Unter- 
nehmungsleiter  sich  vorlegen  zu  lassen  und 
während  der  Anstellungsdauer  des  Kindes 
aufzubewahren.  Sie  haben  ferner  über  die 
Kinder  ein  Register  zu  führen,  und  in 
jeder  Werkstatte  ist  der  Stundenplan  für 
die  Verwendung  der  Kinder  sowie  ein 
Exemplar  des  Gesetzes  samt  der  Ausführungs- 
verordnung anzuschlagen. 

3.  Die  Bergwerksingenioure  und  Industrie- 
inspektoren dürfen  während  der  Arbeits- 
stunden die  Betriebsstätten  betreten ,  die 
Räumlichkeiten  liesiehtigen,  alle  daselbst  an- 
wesenden Personen  befragen,  die  Register, 
Arbeitsbücher,  Fabriksordnungen  prüfen; 
hegen  sie  Zweifel  über  die  physische  Eig- 
nung eines  Kindes  für  die  ihm  zugewiesene 
Arbeit,  so  können  sie  zur  rntersuchung 
einen  Arzt  Viziehen. 

d)  Strafen.  Die  Strafe  für  Ueber- 
tretungen  ist  ö*J — 100  Lire  für  jedes  gesetz- 
widrig verwendete  Kind ;  im  Rückfalle  kann 
die  Strafe  aufs  Doppolte  erhöht  werden. 
Ist  der  Schuldtragende,  nicht  zu  ermitteln, 
sr.  wird  die  Strafe  ülier  den  Leiter  oder 
Inhaber  der  rntomehmung,  von  welchem 
dieselbe  abhängt,  ausgesprochen  (G.  Art.  1). 
Die  Protokolle  über  walirgenommene  Ueber- 
tretungen werden  dem  Provinzialpräfekten 
vorgelegt,  welcher,  nachdem  er  l>ci  Bedarf 
den  Sanitätsrat  der  Provinz  einvernommen 
hat,  sich  diesfalls  an  die  Gerichtsbehörde 
wendet  (G.  Art.  '»).  Das  Einschreiten  der 
Gerichte  ist  nicht  daran  gebunden,  dass  die 
Uebertretung  durch  die  oben  erwähnten 
Inspektionsorgane  konstatiert  sei:  es  genügt 
auch,  dass  die  Gesetzwidrigkeit  auf  einem 
anderen  Wege  aufgekommen  sei. 

Für  die  Ausserachtlassung  gewisser  ans 
der  Verordnung  entspringender  Verpflich- 
tungen (zur  Anzeige,  Führung  des  Registers 
etc..  Gestattung  des  Eintrittes  der  Inspek- 


toren, Beantwortung  der  von  diesen  go- 
stellten  Fragen,  Vorlage  der  Dokumente  an 
dieselben)  ist  eine  Busse  vou  mindestens 
10  Lire  zu  verhängen,  vorbehaltlich  der 
höheren  Strafen  tles  Strafgesetzbuches  für 
Handlungen,  welche  ein  diux*h  dasselbe  vor- 
gesehenes Delikt  darstellen.    (V.  Art.  18.) 

3.  Durchführung  des  Gesetzes.  Ueber 
die  Ausführung  des  Gesetzes  sind  bisher 
zwei  amtliche  Berichte  des  Landwirtschaft»-, 
Industrie-  und  Handelsministers  erschienen 
und  dem  Parlamente  vorgelegt  woitlen ;  der 
eine  stammt  aus  dem  Jahre  1890  (Atti  pari., 
Legisl.  XVI,  epiarta  Sessione,  Nr.  XlX  doe.) 
und  der  zweite,  welcher  die  Zeit  von  Mitte 
1881»  bis  Endo  1892  betrifft,  aus  dem  Jahre 
1893  (Atti  pari.,  I^gisl.  XVIII,  prima  Sessione, 
Nr.  IX  doe.).  Ersterer  Bericht  ist  nicht  un- 
interessant, weil  er  über  die  Schwierigkeiten 
und  Verzögeningen  unterrichtet,  welchen 
die  Einfühlung  des  Gesetzes  begegnete  — 
konnte  es  doch  tliatsäcldich,  statt  im  August 
188H.  dem  gesetzlichen  Termine,  erst  Ende 
1887  aktiviert  werden.  Für  die  Beurtoiluug 
des  gegenwärtigen  Standes  muss  jedoch 
natürlicherweise  der  spätere  Bericht  in  erster 
Linie  herangezogen  werden.  Dieser  klingt 
nun  durchaus  nicht  erfreulich.  Die  Vor- 
bereitungsperiode für  die  Anwendung  des 
Gesetzes  ist  nach  ihm  noch  nicht  definitiv 
zurückgelegt,  alle  Anordnungen  sowohl  des 
Gesetzes  wie  der  Verordnung  führten  zu 
Anständen  und  nur  einige,  wie  jene  über 
das  Aufnahmsalter,  die  Untersuchung  über 
die  körperliche  Tauglichkeit,  die  Anzeige 
und  das  Arbeitsbuch,  seien  wenigstens  im 
allgemeinen  beobachtet,  während  umgekehrt 
die  Bestimmungen  über  die  Arbeitsdauer 
l>ei  Tag  oder ,  Nacht  und  die  mehr  dem  Er- 
messen der  Industriellen  überlassenen  Vor- 
kehrungen, kurz  alles,  was  auf  die  Betriebs- 
führung selbst  von  Eiufluss  ist,  weniger 
oder  nur  der  Form  nach  beobachtet  sei. 
Einen  Beleg  dafür  kann  die  Mitteilung  ab- 
geben, die  Belloo  beim  internationalen  Un- 
fallkougress  zu  Mailand  1894  machte:  v  Keine 
Bestimmung  begrenzt  die  innerhalb  24Stunden 
statthafte  Arbeitsdauer;  da  nun  Kinder  über 
12  Jaliren  6  Stunden  in  der  Nacht  arbeiten 
dürfen  und  der  täglichen  Arbeitsleistung 
keine  Grenze  gesteckt  ist,  kann  es  geschehen, 
wie  es  wirklich  geschieht,  dass  die  Kinder 
übertrieben  lange  in  der  Fabrik  zurückge- 
halten werden ,  d.  h.  bis  zu  16  Stunden 
innerhalb  21.  Da  ferner  das  Gesetz  die 
Arbeit  am  Tage  nicht  lK'grenzt,  lässt  es  für 
Kinder  die  Arbeit  von  einer  Dauer  zu.  die 
häufig  13  Stunden  erreicht.«  Es  fehlt  auch 
in  Italien,  wie  der  erwähnte  amtliche  Be- 
richt Itemerkt,  an  lediglich  der  Durchführung 
des  Arbeiterschutzes  gewidmeten  Funktio- 
nären, während  die  Lokalohrigkeiten ,  die 
gegenwärtig  zun)  Teil  an  ihre  Stelle  treten 
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sollen,  zu  viel  andere  Obliegenheiten  halten, 
um  sich  dieser  Aufgatio  mit  der  nötigen 
Hingebung  widmen  zu  können.  Thnt sach- 
lich wird  ilie  Aufsieht  filier  «Up  Bergwerke 
ausgeübt  durch  die  staatlichen  Mineiiinge- 
nieure  und  »leren  Hilfsorgane.  iuiiI  da  steht 
die  Sache  k-ssor,  während  am  Eude  der 
Berichtsperiode  bezüglich  dei  industriellen 
Betriek-  nur  drei  Industrie-  und  Faehsohul- 
inspektoren  wirkten, die  durchschnittlich  nieht 
langer  als  drei  Monate  im  Jahre  auf  die  Inspek- 
tionstonr  gehen  konnten.  Demgomass  wurden 
in  3'  5  Jahren  nur  "4-1  Betrielie  besucht. 

4.  Bergbaupolizei,  Unfallverhütung. 
FYir  den  Berghau  kommt  gegenwärtig  das 
(iesetz  vom  ifO.  März  1S«»3  in  Betracht,  zu 
dessen  Durchführung  ein  mit  königlichem 
I)ekrot  vom  14.  Januar  ls!t4  genehmigtes 
Keglement  ergangen  ist.  Hiermit  worden 
im  Interesse  der  Betriebssicherheit  zahlreiche 
Nonnen  erlassen,  so  ft|»or  die  Ausgange  aus 
unterirdischen  (trüben,  ükr  Vorkehrungen 
an  den  Schächten  und  (iallerieen,  Transport 
und  Aufbewahning  von  Explosivstoffen,  Ge- 
brauch der  Siohorheitslampen.  Ventilation  etc. 

Kur  die  Sicherheitsvorkehnmgeu  im  all- 
gemeinen kann  das  Gesotz  vom  17.  Marz 
1898  filier  die  rnfällc  ki  der  Arbeit  wichtig 
wenlen.  welches  Ende  September  lWt.s  in 
Wirksamkeit  tritt,  die  Unfallversicherung 
vorschreibt  und  auch  der  Unfallverhütung 
dienen  soll.  Das  Gesetz  ktrifft  dem  wesent- 
lichen nach  die  Bergwerke,  den  Häusertiau, 
Gas-  und  Elektricitätswerke,  Telephon  Unter- 
nehmungen, Indnstrieen  mit  Sprengstoffen, 
Schiffswerften,  dann  —  sofern  mehr  als 
fünf  Arbiter  liesehäftigt  sind  —  verschiedene 
sonstige  Bauarkiten.  den  Betrieb  von  Eisen- 
balinen  und  Motorcntramwavs,  den  Wassor- 
transjiort  sowie  industrielle  Motorenktriok 
überhaupt.  Die  Unternehmer  siud  zur  Ein- 
haltung der  bereits  vorgeschriebenen  Sieher- 
heitsvoikehnmgen  verhalten  :  die  Kegienmg 
kann  solche  ini  Verorduungswege  auftragen. 
Zur  Ueberwaehung  kann  sich  die  Regierung 
sowohl  der  staatlichen  Beamten  wie  des 
technischen  Personals  der  l'nfallverhfitnugs- 
und  der  wechselseitigen  rnfallvorsiehenmgs- 
gesellsehaften  bedienen. 

5.  Kefornibestrebungen.  Wie  die  vor- 
stehende Darstellung  lehrt,  müssen  die  Ar- 
beiterschutzeinrichtungeu  in  Italien  als  sehr 
zuriickgcbliekn  gelten.  Dies  ist  um  so  be- 
achtenswerter, als  gerade  die  nationale  Haupt- 
industrie, die  Seidenindustrie,  eine  bedeutende 
Anzahl  von  Krauen  und  jugendlichen  Per- 
sonen liesehäftigt  und  sich  schon  gegenüber 
den  bestehenden  bescheidenen  Kinderarbeits- 
vorschriften als  sehr  widerspenstig  erwiesen 
hat,  gleichwie  auch  in  anderer  Hinsicht  sehr 
berfiekRiehtigungswürdige  Klagen  erhoben 
wurden,  so  ül>er  Truckunfug.  Verwendung 
von  Mädchen  zu  unterirdischer  Arbeit,  die 


Arbeiterverhältnisse  in  den  Schwefeigniben 
1  u.  a.  Es  fehlt  nun  seit  einer  langen  Heiho 
i  von  Jahren  nicht  au  Versuchen  im  Parln- 
'ment.  einen  Ausbau  des  Arbeiterschutzes 

durchzuführen  und  auch  Regierungsvorlagen 
,  ülter  diesen  (regenstand  sind  nicht  nus- 
1  geblieben.    Die  letzte  hiervon  stammt  aus 

dem  Frühjahr  1W7  und  betrifft  die  Arbeit 

in  Bergwerken  und  Steinbrüchen. 

LittCratur :  Liligi  BeUoc,  l.e  trumil  di*  femnic* 
et  dr*  rnfanl*  dnn*  le*  atrlier*  rt  maiiufueture* 
rt  dan*  le*  mint*  il'Itnlir,  Iii  dm  Bf  richten 
für  dm  Coiiifrr*  international  de*  aecident*  <ln 
Irarnil  et  dr*  (ifunincc*  titriat,*,  In.itiiuie  *e**ion, 
Milan  M>4-  -  Ettore  FrieilMnder,  11  larore, 
iltlle  donne  e.  ilei  funcinlli,  Roma  lti#r,  (deut*ch 
\  ran  E.  FlrUrher,  Farltnrh  ]*t<7j.  —  AugilHto 
Gratia  Mi.  Sul  [tntja  turnte,  ilei  *alari  in  Italia. 
Im  lli/orma  Sociale  JWj.  —  L.  Luzxatti ,  Iai 
tutela  (Irl  lutaro  nelle  fuhbriehe.  Xuora  AuU.- 
|  login  tli  *cien:e,  letterr  rd  arti.  Sironda  .Serie  I, 
IS76.  —  C.  MQhHng,  Die  *„iinle  lictctfjchung 
in  Italien.  Soiiule  Prari»,  7.  Jahrg.  l.S'.ix,  —  F.  S, 
NitU,  Im  Ut.islatian  nodale  en  ltalir.  Revue 
ri'rWomie  ttotUiuut  —  V.  A.  ItevelU, 

lijiene  indurtriale  e  fndizia  »nnitnria  dellf  man i- 
falture,  fabbriehe  e  defteua'ti  etc.,  Tori  na  1S97.  — 
Alettnandro  Itoatti ,  l>i  una  f>roj>o*ta  di  leaae 
lamm  dei  fniiriiilli  r  drlle  dmine  nelle 
fabbrirhe.  Xut.ra  Antahufia  }#71>.  l'rrrhe  una  Uyqe  f 
'Fi reute  ismo.  —  Heiner  Somhart,  Kinder- 
arbeit und  Kindertrhutx  in  Italien.  S„:i,dp,d. 
Ventralbhitt ,  i.  Jahn,.  IS9Ü.  Studien  tur  Fnt- 
Wickel ii ite)*tjc*chiehte  de*  italienhehen  Proletariats. 
Arehir  für  renale  Cenetzij.  und  Stat.,  f>.  lld., 
—  B.  Strittgher,  l 'elter  itnlieui*rhe  Arbeit*- 
ijenetiijebumj.  Zeittrhr.  J.  Staotßir.,  lid.  1XS7. 
—  Filippo  Virgil!!,  I.a  li'ui*lati'm  oneriere  en 
Italic.  Ih  i  t  nir  »ncial  und  .Sip.-Aujnj. ,  Paris 
1M>7.  hie  »i.ziaU  < iirftlijebumj  in  Italien. 
Arehir  für  *<>tiale  (irrettij.  und  Stat.,  11.  Bd., 
1SU7.  —  Val.  auch  die  Studie  Sur  le*  ronditiim* 
de  treu  rite  de*  inine*  rt  de*  earrilre*  rn  Italic 
im  l'.  Ild.  drr  olien  ijrnnnntcn  Srhrißrn  de*  Mai- 
länder Klint/renne*  und  ilie  llnjtplHchtlittrratur 
ni'irir  die  zahl  reichen  Schriften  Uber  den  Arbeits- 
irrtraij  im  alli/emeiiien  wir  P,  JatwacCOnr, 
II  eantratto  di  (uevre,  Studie  eciaiomicfi-niuridicn, 
Milan,.  W7  u.  „.  Victor  Mataja. 


X.  Arbeiterechtitzge8etzgebung  in 
Danemark. 

1.  Das  Fabrikgwtz  von  1873.  Pas  Inxtitut  <bir 
„Arbeitsinspektoren".  2.  Das  PnfallverhUtung«- 
gesclz  von  IHK'.».  3,  Statistik  bo  Notiz.  4.  Das  (ie- 
setz lM  trtffend  (Üp  Fabrikation  von  Zündhölzchen, 
f).  Sonntagsruhe. 

1.  Das  Fabrikgesetz  von  1873.  Das 
Institut  der  „Arbeitslnapektoren".  Dio 
Fabrikgesetzgebung  in  Dänemark  beginnt 
mit  dein  Jahre  1873.  Am  '23.  Mai  1873 
erschien  das  (iesetz,  Itetroffend  die  Arbeit 
der  Kinder  und  jungen  Leute  in  Fabriken 
und  fabrikmäßig  betriebenen  Werkstätten«. 
Dies  (iesetz  stellt  den  ( irundsatz  auf.  dass  »die 
Arbeit  in  Fabriken  oder  solchen  Werk-  und 
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Arbeitsstätten,  in  denen  die  Arbeit  auf  fabrik- 
mässigc  Weise  betrieben  wird,  der  öff ent- 
liehen Aufsicht  unterliegen  soll,  wenn  dazu 
Personen  unter  18  Jahren  verwendet  werden«. 
Eine  Definition  des  Begriffs  -•»Fabrik*  und 
»fnbrikmässigr  giebt  das  Gesetz  nicht  ;  da- 
gegen schreibt  es  vor,  dass  *der  Minister 
des  Innern  in  Zweifelsfallen  entscheidet,  ob 
eine  Arbeitsstätte  unter  die  erwälinte  Auf- 
sicht kommt«.  — 

Zu  der  der  öffentlichen  Aufsicht  unter- 
liegenden Arbeit  iu  Fabriken  und  fabrik- 
mäßig betriebenen  Werkstätten  dürfen 
Kinder,  welche  das  10.  Lebensjahr  noch 
nicht  zurückgelegt  haben,  dem  genannten 
Gesetze  zufolge  nicht  verwendet  werden. 
Kinder  zwischen  10  und  14  Jahren  dürfen 
im  Laufe  der  24  Stunden  eines  Tages  nicht 
mehr  als  6l  's  Stuuden,  einschliesslich  einer 
Ruhepause  von  mindestens  1  's  Stunde, 
arbeiten  und  sie  dürfen  ihre  Arbeit  nicht 
vor  G  Uhr  morgens  beginnen  und  nicht  nach 
8  Uhr  abends  fortsetzen.  Ilaben  sie  vor 
11  Uhr  vormittags  gearbeitet,  so  dürfen  sie 
weder  in  demselben  noch  in  einem  anderen 
Betriebe  nach  1  Uhr  nachmittags  arbeiten. 

Junge  Leute  beiderlei  Goscldeehts 
zwischen  14  und  18  Jahren  dürfen  in  den 
erwähnten  Fabriken  und  Werkstätten  nicht 
mehr  als  12  Stunden  täglich  und  weder 
vor  5  Uhr  morgens  noch  nach  U  Uhr  abends 
arbeiten.  Von  der  erwähnten  Arbeitszeit 
von  12  Stunden  sollen  den  jungen  Leuten 
als  Ruhepause  zwischen  8  Uhr  morgens 
und  0  Uhr  abends  mindestens  2  Stunden 
und  davon  l1  ■•  Stunden  vor  3  Uhr  nach- 
mittags gewährt  werden.  —  Die  Kinder  und 
die  jungen  lernte  dürfen  während  der  Mahl- 
zeiten sich  in  keinem  zur  Fabrik  oder  Werk- 
stätte gehörigen  Räume,  in  welchem  zu 
dieser  Zeit  gearbeitet  wird,  aufhalten.  Wo 
die  Beschaffenheit  der  Arbeit  es  mit  sich 
briugt,  dass  die  Luft  im  Arboitsraiuuc  mit 
Staub  oder  anderen  der  Gesundheit  schäd- 
lichen Stoffen  erfüllt  wird,  kann  von  der  Ge- 
sundheitspolizei angeordnet  werden,  dass 
den  Arbeitern  ein  eigener  Raum  angewiesen 
wird,  in  welchem  sie  während  der  Ruhe- 
pausen verweilen  und  Uu-e  Mahlzeiten  ein- 
nehmen können.  —  An  den  Sonntagen  und 
den  Feiertagen  der  Volkskirche  dürfen  Kinder 
in  den  erwähnten  Arbeitsstätten  zur  Arbeit 
nicht  verwendet  werden.  —  Kinder  sowie 
junge  Personen  weiblichen  Geschlechts  sollen 
sowohl  während  der  Arbeitszeit  als  auch 
während  der  Mahlzeiten ,  wo  solche  inner- 
halb der  Arbeitsstätte  eingenommen  werden, 
von  den  Arbeitern  männlichen  Geschlechts 
getrennt  sein.  —  soweit  die  Beschaffenheit 
der  Arljeit  und  der  Raum  dieses  gestatten. 
• —  Findet  der  Minister  «les  Innern,  dass 
gewisse  Arten  der  unter  öffentlicher  Auf- 
sicht stehenden  Arbeit  besonders  anstrengend 


oder  besonders  gesundheitsschädlich  sind, 
so  darf  eine  Erhöhung  der  ol>engenannten 
Altersgrenzen  festgesetzt  werden  oder  es 
kann  verboten  werden,  dass  Personen  unter 
18  Jahren  zu  denselben  verwendet  werden. 
Auch  kann  der  Minister,  wenn  besondere 
Verliältnisse  dafür  sprechen,  gestatten,  dass 
die  obengenannten  Bestimmungen  über  die 
Arbeitszeit  für  einzelne  Arlx»itsstätteu  oder 
Arten  von  Arbeitsstätten  erleichtert  werden. 
Doch  darf  es  in  keinem  Falle  gestattet 
werden,  Kinder  zur  Nachtzeit  zu  verwenden. 

Bevor  ein  Arbeitgeber  ein  Kind  oder 
eine  jugendliche  Person  zur  Arbeit  in  den 
erwähnten  Arbeitsstätten  annimmt  ,  hat  er 
sich  über  deren  Alter  und  Gesundheitszu- 
stand zu  unterrichten.  Das  Alter  ist  durch 
einen  Geburtsschein  festzustellen,  und  durch 
eine  von  einem  Arzte  vorgenommene  Unter- 
suchung soll  der  Arbeitgeber  sich  den  Be- 
weis  verschaffen,  dass  der  Gesundheitszu- 
stand der  betreffenden  Person  kein  Hindernis 
für  ihre  Verwendung  darbiete.  —  Kinder, 
welche  noch  nicht  vorschriftsmäßig  aus  der 
Schule  entlassen  sind,  dürfen  in  don  ange- 
gebenen Arbeitsstätten  weder  zu  der  Zeit, 
zu  welcher  sie  die  Sehlde  zu  besuchen 
haben ,  noch  während  des  Zeitraums  von 
mindestens  einer  Stunde  vor  Beginn  ihrer 
Schulstunden  verwendet  werden.  —  Die  er- 
wähnten Arbeitsstätten,  die  Thätigkeit  und 
die  Maschinen  sind  so  einzurichten,  dass 
Leben  und  Gesundheit  der  Arbeiter  auf  die 
zweckmäßigste  Weise  sowohl  bei  der  Arbeit 
selbst  wie  beim  Aufenthalt  in  den  Arbeits- 
lokalen geschützt  werden.  Kinder  und  junge 
1/Mite  dürfen  nicht  zur  Reinigung  irgend 
eines  Maschinenteils  iu  einer  Fabrik  oder 
Werkstätte  verwendet  werden,  solange  die 
Maschine  in  Bewegung  ist.  — 

Zur  Aufsicht  über  die  Durchführung  des 
Fabrikgesetzes  sowie  zur  jährlichen  Unter- 
suchung des  Betrieltes  in  den  unter  öffent- 
licher Aufsicht  stehenden  Arbeitsstätten  und 
tler  damit  in  Verbindung  stehenden  Ver- 
hältnisse worden  vom  Minister  des  Innern 
zwei  Inspektoren  angestellt,  die  vom  Staate 
liesoldot  werden.  Die  Inspektoren  haben 
alljährlich  dem  Minister  des  Innern  Bericht 
zu  erstatten,  und  dieser  Bericht  wir«!  ganz 
oder  auszugsweise  durch  den  Druck  veröffent- 
licht. Die  Inspektoren  haV-n  zu  den  ihrer 
Aufsicht  unterliegenden  Arbeitsstätten  zu 
jeder  Zeit  des  Tages  wie  der  Nacht,  wenn 
jemand  daselbst  beschäftigt  ist,  Zutritt  Sie 
sind  berechtigt,  jedermann,  der  in  der  Fabrik 
oder  Werkstätte  angetreffon  oder  von  dem 
vermutet  wird,  dass  er  daselbst  arbeitender 
im  Lude  der  letzten  drei  Monate  gearbeitet 
habe,  in  Verhör  zu  nehmen.  Zur  Durch- 
führung ihrer  Aufgak*  sind  sie  torechtigt, 
nötigenfalls  die  Hilfe  der  Polizei  in  Anspruch 
zu  nehmen.  —  Jedermann,  der  zur  Arbeit 
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in  Fabriken  oder  fabrikmässig  U  ti  i*  ltonon 
Werkstätten  Kinder  oder  junge  Leute  ver- 
wendet. so|]  der  Mn-ffenden  Polizei  lichönle 
davon  schriftlich  Anzeige  machen,  die  von 
derselk'ii  dem  Inspektor  üliennittelt  wird. 

Jeder  ArUütgebcr.  der  gegen  die  Be- 
stimmungen des  Fabrik  gesetzes  Kinder  oder 
junge  Leute  zur  Arbeit  verwendet,  liat  für 
jede  derartig  gesetzwidrig  \» »schäftigte  Person 
eine  Geldstrafe  von  10  bis  200  Kronen  (1 
Krone  —  1.12  Mark)  zu  erlegen.  Falls  ein 
Kind  gesetzwidrig  zur  Arlteit  verwendet  winl 
und  falls  es  l>ewiesen  winl,  dass  dies  mit 
Wissen  und  Willen  der  Ellern  oder  sonstiger 
Vorgesetzter  geschehen  ist.  so  haben  <Üe- 
sellien  eine  Geldstrafe  von  4  Iiis  20  Kronen 
zu  entrichten. 

Ein  Auszug  aus  dem  Fabrikgesetz  soll 
iu  der  Fabrik  oder  Werkstätte  an  einer 
allen  Arbeitern  leicht  zugänglichen  Stelle 
angeschlagen  sein:  daselbst  sollen  auch  der 
Name  und  die  Adrosse  des  Inspektors  an- 
gegeben werdeu.  —  Endlich  sehreibt  das 
Fabrikgesetz  vor,  dass  die  sogenannten  Go- 
suudheitskommissioneu  (oder  die  ( Irtspolizei) 
■hu-auf  zu  achten  haiton,  dass  Fabriken  und 
grössere!  Werkstätten  rein  gehalten  worden, 
gehörig  ventiliert  und  nicht  mit  Arl»eitern 
nberfüllt  sind.  Nähere  Bestimmungen  hier- 
über sowie  überhaupt  ül»er  Hinrichtungen 
zum  Schutze  der  Gesundheit  der  Arbiter 
wenlen  in  den  Gesunilheitsstatuteu  oder  iu 
besonderon  I  'olizeiverordnungeu  erlassen. 

Die  Durchführung  des  dänischen  Fabrik- 
gesetzos  ist  mit  keinen  besondeivn  Schwierig- 
keiten verbunden  gewesen;  das  Gesetz  ist  ja 
auch  auf  eine  die  Interessen  der  fn-dustrieilcn 
sehr  schonende  Weise  ausgeführt  worden. 

2.  Dan  rufnllverhütungsgesctz  von 
1889.  Die  dänische  Arbeiters«  ■hutzgosotz- 
gebiing  wurde  durch  das  Gesetz  vom  12. 
April  18b9.  I>etreffend  Verhütung  von 
Unfällen  beim  Gebrauch  von  Ma- 
schinen, wesentlich  erweitert. 

Das  Gesetz  giebt  zuerst  verschiedene  Be- 
stimmungen in  l«etivff  der  Einrichtung  und 
Aufstellung  gefährlicher  Maschinen,  zu  dem 
Zweck,  die  Gefuhr  Viru  Gebrauch  derselben 
zu  venu  indem.  Ferner  winl  vorgosehrielten. 
dass  Kinder  uuter  10  .Iah  ren  nur  unter 
steter  Aufsicht  ihrer  Eltern  zur  Arbeit  bei 
gefährlichen  1  a  n  d  w  i  r  t  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e  u  M a- 
schinen  benutzt  wenlen  dürfen.  Kinder 
und  junge  Leute  unter  16  Jahren  dürfen 
nicht  dazu  verwendet  wenlen .  selbständig 
Dampfkessel  und  solche  Maschinen,  die 
durch  administrative  Verordnung  als  gefähr- 
lich bezeichnet  wonlen  sind,  zu  bedienen; 
el»onsowenig  dürfen  sie  besonders  gefähr- 
liche Arbeiten  bei  Maschinen  ausführen. 
Es  winl  auch  vorgeschrielten.  dass  Arbeits- 
räume,  in  welchen  mit  Maschinen  gearbeitet 
wird,   gut   erleuchtet    sein   müssen.  Das 


; 


Justizministerium  kann  den  Gebrauch  solcher 
Arten  von  Meieroi-Centrifugen.  welche  sieh 
in  besonders  hohem  Grade  als  gefährlich 
erwiesen  haben,  verbieten. 

Die  Befolgung  der  vom  Gesetze  gegebeneu 
Vorschriften  winl  kontrolliert :  teils  von  den 
Fabrikinsnektoren  (nämlich  insofern  es 
sich  um  Fabriken  und  falirikmässig  betrielwne 
Arbeitsstätten ,  Dampf-  und  Gasmaschinen 
liandelt).  -  -  teils  (nämlich  insofern  es  sich  um 
Maschinen  handelt,  welche  durch  Wasser.  Wind 
oder  tierische  Kraft  getrieben  wenlen)  in  den 
kleineren  Städten  und  auf  dem  Linde  von 
Aufs  e  h  e  r  n ,  welche  von  kommunalen  Auto- 
ritäten ernannt  werden.  Die  (zwei)  Fabrik- 
iuspektoron  wenlen  dagegen  vom  Könige 
ernannt.  Den  beiden  Fabrikinspektoron  kann 
der  Justizmiuister  noch  mehren-  Assistenten 
unteronlnen.  Die  Fabrikinspektoren  besorgen 
auch  die  Geschäfte,  welche  »lern  oben  rofo- 
rierten  Fabrikgesetze  vom  23.  Mai  1S73 
zufolge  den  Arbeitsinspektoren  oblagen. 

Jeder  Arzt,  welcher  eine  bei  «lern  Ge- 
brauch einer  Maschine  verletzte  Person  be- 
handelt, soll  sofort  der  polizeilichen  Obrig- 
keit Mitteilung  davon  machen.  Gleichfalls 
soll  der.  welcher  eine  Maschine  in  Gebrauch 
hat,  sofort  der  Polizei  Anzeige  machon,  wenn 
beim  Gebrauche  dorsoll»en  ein  ernstlicher 
l'nfall  erfolgt  ist. 

3.  Statistische  Notiz.  Den  31.  März 
ls'.»7  befanden  sich  2<JM.")  Fabriken  und  fabrik- 
mässig  betriebene  Arbeitsstätten,  den  Ge- 
setzen von  1K~3  und  1SS!"*  entsprechend, 
unter  Fahrikinspcktion,  und  in  diesen 
Fabriken  wunlen  fis343  Arbeiter  Wschäftigt. 
Von  den  Arbeitern  waren 

2  7b7  männliche  Kinder  unter  14  Jahren 
441  weibliche  Kinder  unter  14  Jahren 
'.i  U\  1  männl.  junge  Lute  14—  IS  Jahr  alt 
Nöli  weih],  junge  Luitc  14 — IS  Jahr  alt 
4iK5!>l  erwachsene  männliche  Arbeiter 
!l!)77  erwachsene  weibliche  Arbeiter 

zus.  ,"»s  :Ü:i  Arbeiter. 

Ferner  gehörten  den  31.  März  1 8117  unter 
die  Fabrikinspektion  1  ."»'??>  Meioivion  und 
landwirtschaftliche  Betriehe  mit  mecha- 
nischen Motoren,  213  andere  nichtindn- 
strielle  Betriebe  mit  mechanischen  Motoren 
(  Ventilation, elektrische  Beleuchtung,  Wasser- 
pumpen etc.),  !M2  ambulante  Dreschwerke 
und  2hs  andeiv  ambulante  Betriebe  mit 
mechanischen  Motoren. 

4.  DasGesctz  betreffend  dieFabrikation 
von  Zündhölzchen.  Zur  Arbeitcrschutz- 
gesetzgelning'  kann  auch  das  dänische  Ge- 
setz vom  14.  Februar  1S74  gerechnet  wenlen, 
durch  welches  die  Fabrikation  von  Zünd- 
hölzchen, in  deivn  Kopf  sich  weisser  Phos- 
phor befindet,  verboteu  wird.  Es  ist  in 
Dänemark  überhaupt  nicht  erlaubt,  andere 
Zündhölzchen   zu   fabrizieren,  einzuführen 
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oilcr  zu  verhandeln  als  solche,  welche  dazu 
eingerichtet  sind:  nur  auf  liesonders  dazu 
bereiteten  Stivichflüohon  abgestrichen  zu 
■»•erden.  In  den  Zündholzfabriken,  in  welchen 
roter  (amorpher)  Phosphor  und  chlorsaures 
Kali  gebraucht  wird,  müssen  die  Räundieh- 
keiten,  in  denen  die  Verarbeitung  des  roten 
Phosphors  vor  sich  geht,  ganz  von  den  Lo- 
kalen abgesondert  sein ,  in  welchen  mit 
cldorsaurem  Kali  gcarl>eitet  wird.  Als  das 
Gesotz  seiner  Zeit  eingeführt  wurde,  wurde 
es  nicht  ausschliesslich  dadurch  moti- 
viert, dass  man  wünschte,  die  Arbeiter 
vor  der  Phosphornokrose  und  allen  den 
Gefahren,  welchen  ihr  liehen  und  ihre  Ge- 
sundheit in  Phosphorzündholzfabriken  aus- 
gesetzt sind,  zu  schützen,  sondern  es  wurde 
zugleich  auf  die  vielen  andern  Unglücks- 
fälle, welche  die  Phosphorzündhölzchen  ver- 
ursacht haben,  hingewiesen ;  thatsüchlieh  ist 
es  jedoch  dazu  gekommen,  dass  das  er- 
wähnte Gesetz  hauptsäcldich  «als  ein  Arbeiter- 
schutzgesetz, wenn  auch  in  begrenztem  Um- 
fange, wirkt.  Das  Gesetz  war  im  ganzen 
leicht  durchführbar:  die  l>estehenden  Phos- 
phorzündholzfabriken wurden  zur  Fabrikation 
von  Zündhölzchen  nach  schw  edischem  Muster 
umgebildet,  und  die  Konstunouten  haben 
ihrerseits  nicht  die  geringste  Unbequemlich- 
keit dadurch  empfunden,  dass  sie  gezwungen 
wurden,  Zündhölzchen  dieser  Art  zu  ge- 
brauchen. 

5.  Sonntagsruhe.  Die  hauptsächlichen, 
gesetzlichen  Bestimmungen  in  lietreff  der 
Arbeit  an  Sonn-  und  Festtagen  befinden  sich 
im  Gesetz  vom  3.  April  1891,  das  eine  Er- 
weiterung dos  Gesetzes  vom  7.  April  ISTü 
ist.  Jenes  Gesetz  (von  1891)  schreibt  nicht 
nur  vor,  dass  Verkaufsläden  an  Sonn-  und 
Feiertagen  von  91  Ihr  vormittags  an  geschlossen 
sein  sollen,  sondern  bestimmt  auch,  dass  in 
Fabriken  und  fabrikmässig  l»etriel>euen 
Arbeitsstätten  au  Sonn-  und  Festtagen  von 
9  Uhr  vormittags  bis  12  Uhr  nachts  nicht 
gearbeitet  »eitlen  darf.  Von  dieser  Regel 
kann  der  Minister  des  Innern  allgemeine 
Ausnahmen  in  folgenden  Fällen  gestatten : 
1.  wenn  die  betreffenden  Arbeiten  ihrer 
Natur  zufolge  nur  zu  gewissen  Zeiten  des 
Jahres  liotriehen  »-erden  können  oder  von 
elementaren  Ketriebskrilften ,  die  unregel- 
mässig  wirken ,  abhängig  sind ;  jedenfalls 
sollen  jedoch  die  Arbeiter  wenigstens  2'i 
Sonntage  des  Jahns  frei  haben:  2.  wenn 
eine  Unterbrechung  des  Betriebes  iinthunlieh 
ist  oder  wenn  der  ununterbrochene  Betrieb 
im  Hinblick  auf  die  täglichen  Bedürfnisse 
der  Bevölkerung  erforderlich  ist ;  in  diesen 
Fällen  sollen  jedoch  die  Arbeiter  den  einen 
Sonntag  um  den  andern  fivi  halten,  wenn 
Arbeitgeber  und  Arbeiter  nicht  etwas  anderes 
verabreden.  Solche  vom  Minister  des  Innern 
gestatteten  Aufnahmen   sollen   im  Uesetz- 


;  blatte  veröffentlicht  werden.  Die  örtliche 
1  Polizei  ist  ferner  ermächtigt  zu  erlauben, 

dass  ArlK'iten,  die  nicht  aufgeschoben  werden 
j  können,  z.  B.  Säubemngs-  und  Instand- 
I  lialtungsarbeiten  au  Maschinen,  auch  an 
|  Sonn-  und  Festtagen  vorgenonunen  werden. 
Uebertrotungen  des  Gesetzes  werden  mit 

nicht  unbedeutenden  Geldstrafen  Itestraft. 

Koprnhmjrn. 


XI.  Arbeiter&chutzgesetzgebnng  in 
Schweden. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen.  2.  Jugend- 
liche Arbeiter.  3.  Besondere  Vorschriften  für 
einzelne  Industriezweige.  4.  Schutzgesetz  vom 
1Ü.  Mai  1889  nebst  Zusatz  vom  13.  Dezember 
1895. 

f.   Allgemeine   Hestimmungeu.  Iu 

Schweden  nat  man  erst  im  Jahro  1889  ein 
besonderes  Arbeiterschutzgesetz  erlassen. 
Bisher  liatte  man  sich  damit  l>ognügt,  abge- 
sehen von  verschiedenen  für  einzelne  Indus- 
triezweige gegebenen  Schutzmassrogeln, 
einige  allgemein  gehaltene  Bestimmungen  zu 
treffen  und  ein  Gesotz  betreffend  die  Arlteit 
der  Minderjährigen  zu  verabschieden.  In 
der  allgemeinen  Gewerbeordnung  vom  IS. 
Juni  l8ö4  hoisst  es.  dass  die  Fahrikherren 
und  Handwerker  bei  der  Behandlung  und 
Beschäftigung  ihrer  Arbeiter  allezeit  Rück- 
sicht auf  die  Gesundheit  derselben  nehmen 
sollen.  Eine  Vorordnung  betreffend  die 
öffentliche  Gesundheilspflege  vom  25.  No- 
vember 1874  l>esagt  ungefülir  dasselbe,  be- 
handelt im  weiteren  alier  auch  die  Luftver- 
hältnisse in  Räumen,  iu  welchen  viele 
Menschen  zusammen  zu  sein  pflogen,  so 
auch  in  Fabriken,  und  schreibt  die  erforder- 
liche Ventilation  vor.  Endlich  fordert  die 
allgemeine  Bauordnung  für  die  Städte  vom 
8.  Mai  1  ST  I.  dass  Fabriken  und  andere  Ge- 
lände, in  denen  eine  grössere  Anzahl  von 
Menschen  zusammenkommen.  Ausgänge  und 
Troppen  von  erforderlicher  Grösse  haben, 
ebenso  Thüren  aufweisen  sollen,  welche 
nach  aussen  zu  öffnen  sind.  Die  allgemeine 
Fassung  dieser  Bestimmungen,  noch  mehr 
aber  der  Umstand,  dass  den  Kommuual- 
hehörden  die  Uohorwaehuug  der  bez.  Vor- 
schriften obliegt,  machten  sie  wenig  wirksam. 

2.  .lugendliche  Arbeiter.  Das  Gesetz 
betivffend  die  Arbeit  Minderjähriger  vom 
18.  November  18S1  verordnet,  dass  Kinder 
unter  1_'  Jahren  nicht  zur  Arbeit  in  Fabriken, 
in  I  landwerkslx-t rieben  oder  sonstigen  Ge- 
schäften verwendet  worden  sollen:  dass  in 
Fabriken  Minderjährige  unter  11  Jahron 
nicht  mehr  als  0  Stunden  mit  mindestens 
1  2  Stunde  Pause  und  Minderjährige  unter 
18  Jahren  höchstens  lo  Stunden  mit  min- 
destens 2  Stunden  Paus.;  täglich  arbeiten 
dürfen:  dass  Nu-htarbeil  für  Minderjährige 
nicht  zugelassen  ist.    In  Gruben  und  Stein- 
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brächen  sollen  weder  Minderjährige  unter 
14  Jaliren  noch  Frauen  unter  IH  Jahren 
verwendet  werden.  Ferner  euthält  das  Ge- 
setz die  Vorschrift,  dass  Minderjährig?  in 
den  Pausen  nieht  in  den  Fabrikrfiumen 
bleiben  dürfen,  wenn  dort  gearbeitet  wird, 
dass  sie  nieht  zum  Schmieren  der  Maschinen, 
welche  im  (.lang  sind,  zugelassen  werden 
sollen  etc.  Später  sind  einige  Aliänderuugen 
au  dem  Gesetze  zu  Gunsten  'der  Verwen- 
dung von  Minderjährigen  zugestanden,  ins- 
besondere für  die  Montan-  und  Metallindus- 
trieen.  Das  ganze  Gesetz  hat  indes  nur 
sehr  geringen  Erfolg  geliabt,  und  das  vor 
allem  ans  zwei  Gründen:  erstens,  weil  auch 
hier  die  l'eberwachung  den  Kommunal- 
behörden ativertraut  ist,  zweitens,  weil  so- 
wohl «lie  Eltern  der  Kinder  wie  die  Arbeit- 
geber wenig  geueigt  sind,  die  Vorseliriften 
des  Gesetzes  zu  befolgen.  Die  in  Schweden 
bestehenden  Verhältnisse  hal>en  al*er  auch 
das  Bedürfnis  nach  diesem  Schutzgesetz 
nicht  so  besonders  hervortreten  lassen.  Die 
allgemeine  Schulpflicht  wirkt  hier  teilweise 
als  Regulativ  und  Kontrolle.  Die  gegeu 
das  Gesetz  von  verschiedenen  Seiten  er- 
hobenen Stimmen  veranlassten  indessen  die 
Regierung,  im  Jahn«  1891  eine  Kommission 
niederzusetzen  mit  dem  Auftrage,  dasselbe 
zu  revidieren.  Indem  folgenden  .Jahre  wurde 
auch  von  dieser  ein  Entwurf  zu  einem  neuen 
Gesetz,  Vietreffend  die  Arbeit  der  Minder- 
jährigen und  der  Frauen,  vorgelegt.  Doch 
hat  dies  Iiis  jetzt  zu  keinem  legislatorischen 
Erfolg  geführt.  —  Nur  ist  auf  diesem  Ge- 
biete noch  hervorzuheben  die  auf  Antrag 
von  Seiten  des  Reichstags  verfügte  könig- 
liche Verordnung  vom  in.  Juni  1«91,  der 
zufolge  Knalwn  unter  14  Jahren  und  Mädchen 
unter  1">  Jahren  in  den  Städten  verltoten 
werden  kam»,  in  der  Zeit  zwischen  SlJhr  abends 
und  8  Thr  morgensaiif  den  Strassen  oder  in Lo- 
kalen  Drucksachen.  Hluuieu  etc.  feilzuhalten. 

3.  Besonder«  Vorschriften  für  ein- 
zelne Industriezweige.  Anderweitige  durch 
die  Gesetzgebung  getroffene  Schutzmass- 
regeln  gelten  einzelnen  Industriezweigen  und 
Betrielien,  so  der  Schiffahrt,  der  Fabrikation 
von  Sprengstoffen  und  leicht  entzündbaren 
Gelen,  der  Fabrikation  von  Zündhölzern  mit 
Anwendung  gewöhnlichen  Phosphors  und 
der  Montanindustrie.  Nur  bei  den  beiden 
letztgenannten  Betrieben  bildet  der  Schutz 
der  ArU'iter  den  Hauptzweck  der  bez.  Ver- 
ordnungen. Die  Verordnung  vom  IS.  Februar 
1870.  b.  treffend  die  Fabrikation  von  Zünd- 
hölzern, giebt  selu'  umsichtigt'!  Vorschriften 
über  die  Schutzmassregeln,  welche  bei  der 
Behandlung  von  Phosphor  zu  beobachten 
sind,  um  die  sogenannte.  Phosphomekrose 
bei  den  Arlieitern  zu  vermeiden.  So  werden 
die  Ausstattung  der  Arbeitsräume,  deren 
Ventilation    und   Reinigung  genau  vorge- 


|  schrieben,  ol>cnso  das  Verhalten  der  Arbeiter, 
i  ihre  Kleidung,  die  Zeit,  während  welcher  sie 
ohne  längen?  Pause  arbeiten  dürfen  etc.  etc. 
Nichtbefolgung  der  Bestimmungen  ist  mit 
hohen  Geldstrafen  belegt.  Die  Vcronlnung 
für  die  Bergwerke  und  Gruben  vom  1(>.  Mai 
1884  spricht  nur  ziemlich  allgemein  über 
diejenigen  Massregeln,  welche  iu  den  Gruben 
zu  beachten  sind,  giebt  aber  dem  Berg- 
meister volle  Befugnis,  die  bez.  Einrich- 
tungen zvi  inspizieren,  neue  vorzuschreiben, 
ja  auch  die  Arbeit  im  Falle  augonseheiidieher 
Gefahr  für  die  Arbeiter  gänzlich  zu  verbieten. 
Die  beiden  letztgenannten  Verordnungen  haben 
sich  als  zweckmässig  und  wirksam  bewährt. 

4.  Schutzgesetz  vom  10.  Mai  1HH9 
nebst  Zusatz  vom  13.  Dezember  1895. 
Endlich  wurde,  nach  fünfjähriger  Vorarbeit 
einer  Kommission,  die  auf  Antrag  des  Reichs- 
tages im  Jahre  18X4  niedergesetzt  wurde, 
um  die  Arbeitenerhält nisse  zu  untersuchen 
und  nach  dem  Ergebnisse  der  rntersuchung 
(üe  nötigen  Vorschlage  zu  einer  Arlieitor- 
schutzgesetzgebung  auszuarbeiten,  in  diesem 
Jahre  eine  Vorlage  über  die  Massivgcln,  die 
für  den  Schutz  der  Arlwiter  gegen  Imfall 
bei  der  Arbeit  zu  treffen  sind,  von  der 
Regierung  den  Kammern  unterbreitet.  Mit 
einigen  Aenderungen  wunle  diese  von  dem 
Reichstage  angenommen,  wonach  das  Gesetz 
unter  dem  Titel  'Lag  angaendc  skydd 
m  o  t  y  r  k  e  s  f  a  r a*  (Gesetz  l>etreffend  Schutz 
gegeu  Gefahr  im  Betrielx»)  am  10.  Mai  1889 
erschienen  ist.  Das  Oesetz  umfasst  alle  in- 
dustriellen Geworlw  und  Betrie!«e  ausser 
dem  kleinen  Handwerk  sowie  dem  eigent- 
lichen Bergbau  und  dem  Bauwesen.  Es 
lässt  ferner  schon  befindliche  Schutzmass- 
regeln bestehen.  Das  Gesetz  enthält  12 
Paragraphen,  wovon  §  2  die  verschiedenen 
Massregeln  bezeichnet,  welche  zu  treffen 
sind,  um  Unfälle  oder  Krankheiten  nach 
Möglichkeit  zu  verhüten.  Wir  hellen  hier- 
von folgendes  hervor:  die  Arbeiter  sollen 
gegen  Schaden  durch  Fall,  durch  herab- 
stürzende Gegenstände,  durch  im  Gang  be- 
findliche Maschinen  vermittelst  verschieden- 
artiger Schutzvorrichtungen  geschützt  wer- 
den ;  die  Gänge  im  Arbeitsraume  sollen  bnnt 
genug  und  die  Beleuchtung  ausreichend  sein  ; 
die  Haupttransmission  soll  unabhängig  vom 
Motor  gehemmt  werden  können  etc.;  bei 
feuergefährlichen  Geworl>en  soll  für  ge- 
nügende und  leicht  zu  erreichende  Ausgänge 
wie  für  feuersichere  Tivpjien  gesorgt  sein; 
endlich  sollen  durch  Ventilation,  passende 
Temperatur,  Reinlichkeit  und,  wo  es  nötig 
ist  und  die  Art  der  Arbeit  es  zulässt,  auch 
durch  besondere  Einrichtungen  alle  der  Ge- 
sundheit der  Arbiter  schädlichen  Einflüsse 
entfeint  werden.  Die  f>  12  handeln  von 
den  FabrikinsjK'ktotvn  und  iluvn  Befugnissen, 
von  der  eventuell  poli/.eilkhen  Ausführung 
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nötiger  Schutzeinrichtungen  und  von  den 
Strafen  (Geldstrafen),  welche  filier  einen 
Arlieitgeber  bei  Nichtachtung  der  gesetz- 
lichen Bestimmungen  zu  verhängen  sind  etc. 
Die  in  diesem  Gesetz  getroffenen  Bestim- 
mungen wurden  durch  einen  Zusatzartikel 
vom  13.  Dezember  1895  mit  gewissen  Ein- 
schränkungen auf  staatliche  und  Ge- 
rn e  i  n  d  e  -  Betrielie  ausgedehnt. 

Die  iu  dem  Gesetz  "vorgeschrieliene  I  n  - 
s[iektiou  ist  durch  die  Verordnung  vom 
2(1.  Juni  1S90  organisiert  und  instruiert,  die 
zur  Zeit  unverändert  besteht,  nur  dass  die 
Zahl  der  Inspektoren  zuerst  auf  3  festge- 
stellt, 1895  auf  5  erhöht  worden  ist.  Die 
genannte  Instruktion  bezeichnet  als  Aufgabe 
der  Inspektoren,  den  in  fremden  lindern 
zur  Für«  lerung  des  Schutzes  der  Arbeiter 
gegen  Gefahren  an  Leben  und  Gesundheit 
getroffenen  Massnahmen  ihre  Aufmerksam- 
keit zu  widmen ;  die  Uoborwachung  des  Ge- 
setzes  von  1NH9  und  Abgabe  von  Gut- 
achten auf  Verlangen  der  Regierung  oder 
des  Kommerzkollegiums.  Bei  ihrer  Amts- 
führung sollen  die  Inspektoren  mit  Vorsicht 
auftreten,  durch  Bat  und  Aufklärung  zu 
überzeugen  und  Verständnis  für  den  Nutzen 
der  Sehutzmas,sregolii  den  Betriebsleiteni 
und  Arbeitern  beizubringen  suchen;  sie 
sollen  die  Betriebsstätten  ihres  Bezirks  be- 
suchen und,  wenn  es  an  den  gebotenen 
Schutzvorkehrungen  fehlt  die  Betriebsin- 
haber davon  schriftlich  verständigen,  nötigen- 
falls der  Urovinzialregierung  Anzeige  machen. 
Die  Inspektoren  sollen  weiter  Register  über 
die  Betriebe  führen  und  jährlich  Bericht  an 
(bis  Kommorzkollegium  erstatten.  Die  ge- 
nannte Verordnung  stellt  ferner  in  Aussicht,  i 
dass  die  Inspektoren  auch  die  Ausführung 
der  Schutzvorschrifton  für  Minderjährige 
und  Finnen  überwachen  sollen. 

Der  Schwerpunkt  des  Gesetzes  liegt  in 
der  sachverständigen  Inspektion.  Gegen 
diese  wurden  bei  der  Beratung  des  Gesetzes 
von  sehen  der  Industriellen  mannigfache 
:u.  Mau  meinte,  dass  die 
kleine  Bet  riebe,  die  von 
sich  emporarbeiten  wollen, 
gefährlich,  für  grosse  nicht 
Unwille  der  ArbeitgeU'r 


Einwände  erhol 
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I  reuten,  welche 
geleitet  weiden, 
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lnspektion  erklärt  sich  aber  wohl 
auch   aus   der  Thalsache,  dass  vielleicht, 
nirgends  die  strenge  Durchführung  eines- 
Schutzgesetzes  dieser  Art  minder  dringend 
erschien  als  iu    Schweden.     Die  in  dem  ; 
Beel  «cht  ungsjahre  (1XS4 — *■">)  von  der  Koni-  j 
mission  festgestellten  Unfälle  bei  der  Arbeit  \ 
zeigen  für  die  eigentliche  Industrie  die  ver-  j 
hältnismässig  sehr  günstige  Durchschnitts- 1 
zahl  von  17,S~   pro  KHK)  beschäftigte  Ar- 
beiter.    Die  Opposition  gegen  die  Heran- 1 
ziehung  der  kleinen  Handwerke  unter  deu  ' 
Bereich  des  Gesetzes  führte  im  Reichstage  i 


zu  deren  ausdrücklicher  Aussei  iliessung. 
Fraglich  ist  indessen,  ob  nicht  dadurch  die 
gute  Absicht  des  Gesetzes  tieträchtlieh  ge- 
schmälert worden  ist,  da  in  den  grösseren 
Betriebeu  meistens  die  nötigen  Schutzmass- 
regeln  an  und  für  sich  schon  getroffen  sind. 
In  der  Ijesctiräukteu  Umfassung,  die  dem  Ge- 
setze somit  gegeben  ward,  hat  es  sich  dennoch 
gut  bewährt.  Da*  Misstraueu  von  der  Seite 
der  Industriellen  besonders  gegen  die  ln- 
spektion hat  sich  gelegt,  und  die  Besse- 
rungen in  bezug  auf  Vorkehrungen  gegen 
Unfälle  in  der  Arlieit,  Ventilation  in  den 
Arlieitssälen  u.  s.  w.  sind  bedeutend. 

Zuletzt  mag  als  eine  den  Arbeiterschutz  be- 
treffende Vorschrift  noch  erwähnt  werden, 
dass  die  U  n  f  a  1 1  in  e  1  d  u  n  g  e  n  den  Betrieben, 
die  dem  Gesetze  von  1SS9  unterstellt  sind, 
durch  eine  Verordnung  vom  24.  Januar  1S9(> 
zur  Pflicht  gemacht  worden  sind.  Die  ge- 
nannte Verordnung  bestimmt,  dass.  wenn 
ein  Unfall  den  Tod  eines  Arbeiters  oder 
mindestens  14tägige  Arbeitsunfähigkeit  zur 
Folge  gehabt  hat,  der  Betriehsiuhaber  oder 
-leiter.  sobald  sich  diese  Folge  herausge- 
stellt hat,  den  Behörden  Anzeige  davon 
machen  soll,  die  dann  ihrerseits  nachher  den 
Inspektoren  Nachricht  davon  geben  sollen. 

Litterat  nr:  Arbrt 

II  et  iinkumle  I,  1;  III,  I  (Stuck/mim 
.1  rb?t<trr*kililthkt>M  itriix  Ilfldnkn  mir,  St<,ikh»l  in 
1.1UJ.  —  .1.  Kaphael.  IH>  »rhut-di.*,/,.  \.;i,il- 
/M'litik  <lr*  Jdlirrit  t.S!i$  lim  Archiv  für  *>>zi<ilr 
Uwtnjrhumj  und  Sttili»tik  lSU-r;  S.  JS.i/.  L<> 
Srrrice  de  l'iiitpt  «7 iun  <ln  Trtinlil  ••>!  Sutd* 
(im  /Inllrtin  ilc  I' inn/fdion  du  7V""i(',  /Irri.« 
!#!<.-,,  .V.  ,V.tr>). 

L'iii'l.  Pontu*  E.  Fahlbeck. 


XII.  Arbeitsschutzgesetzgebung 
iu  Norwegen. 

I.  Allgemeine  Bestimmungen  aus  älterer 
Zeit.  II.  Schutzgesetz  vom  27.  Juni  1892  nebet 
Zusätzen.  III.  Gesetz  vom  14.  Juli  1897  betreffend 
die  Arbeitszeit  in  Bäckereien. 

I.  Allgemeine  Bestimmungen  aus 
älterer  Zeit. 

Aehnlich  wie  in  Schweden  enthielt  die 
Gesetzgebung  Norwegens  bis  zur  letzten 
Zeit  nur  einige  allgemein  gehaltene  Be- 
stimmungen ülier  Schutz  für  Arl-eiter  in 
der  Arlieit. 

In  einer  allgemeinen  Verordnung  betr. 
die  Einrichtung  von  Gesuiidheitskoiiiniissionen 
vom  IC.  Mai  INGO  ist  die  nötige  Ventilation 
für  die  Räume,  in  welchen  eine  grössere 
Anzahl  von  Menschen  zusammenkommen, 
vorgeschrieben,  was  in  der  sjiociollen  Ver- 
ordnung für  (.'hristiania  vom  14.  Marz  1S74 
noch  stärker  betont  wird.  Weiterhin  be- 
findet sich  hier  (in  der  Verordnung  vom 
14.  März  1871)  die  Vorschrift,  dass.  wenn 
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».in  gewerblicher  Betrieb  für  die  Arl»eiter 
oder  in  der  Näh«-  Wohnenden  mit  besonderen 
Gefahren  verknüpft  ist,  < I it *  Behörden  durch 
1-esondere  Voi-schrifttii  die  Gefährlichkeit 
wenn  möglich  zu  verbüten  («Irr  abzuwehren 
befugt  sind.  Das  Berggesetz  vom  14.  Juli 
1*42  enthält  einige  allgemeine  Bestimmung»»!! 
zum  Schutze  der  Bergarbeiter,  auf  welche 
jedoch  hi«-r  nicht  einzugehen  ist. 

II.  Schutzgenetz  vom  27.  Juni  18U2 
nebst  Zusätzen. 

Nach  den  olwii  g<naunl«»n  unbedeutenden 
Anfängen  hat  in  letzter  Zeit  eine  gewaltig«- 
Kntwickclung  auf  «lern  Gebiete  des  Arbeiter- 
schutzes sich  in  Norwegen  vollzogen,  mit 
einem  Schlage  das  I^md  »len  völligen  In- 
dustriestaaten in  dieser  Beziehung  gleich- 
gestellt. Der  Ausgangspunkt  dieser  Knt- 
wickclung war  die  Berufung  einer  Kom- 
mission im  Jahn«  lNM.'i.um  alle  hk'horgehörigen 
Fragen  zu  untersuchen  und  Vorsehläge  zu 
ihivr  gesetzlichen  Regulierung  abzuget-en. 
Die  Arbeit  der  Kommission  endete  Dezemltvr 
1ks7  mit  einem  Gesctzesvorschlag,  ih  r  nach 
langdauerndeii  Verhandlungen  mit  einigen 
Aenderungen  vom  Storthing  angenommen 
wurde.  Am  27.  Juni  W.»2  wurde  also 
das  Gesetz  betr.  Ueberwachung  der  Arln'it 
in  Fabriken  etc.  (l.ov  om  Tilsyu  med 
Arbeide  i  Fabrikerm.il.)  erlassen,  wie 
schon  angedeutet  ist.  den  Schutzgesetzen 
der  grossen  Industriestaaten  in  allem  wesent- 
lichen tivu  nachgebildet. 

Das  (i.setz  enthält  Vorsehriften  zum 
Schutze  von  liehen  und  Gesundheit  der 
AriViter,  U-schränkt  die  Beschäftigung  der 
Kinder,  der  jugendlichen  Arlwiter  und 
Frauen;  gewährt  den  ArU'iteru  eine 
gewisse  Sonntagsruhe;  regelt  die  Kün- 
digungsfristen, die  Art  der  l/)hnzahlung. 
fuhrt  Arbeitsordnungen  ein  und  einen  weit 
verzweigteu  Auf.sichtsdienst.  Das  tiesetz  ist 
neuerdings  in  einigen  Punkten  geändert: 
durch  die  Novellen  vom  21.  Juli  1^)4  (betr. 
Beschäftigung  der  Jugendlichen)  und  vom 
27.  Juli  LS!).*>  (betr.  die  Prüfung  der  Dampf- 
kessel und  Rohrleitungen  gemäss  5j  12  des 
Hauptgesetzes).  Auch  in  anderer  Hinsicht 
sind  in  Norwegen  bemerkenswerte  Schritte 
geschehen.  Durch  Kinführung  einer  Un- 
fallversicherung (tiesetz  vom  2il  Jidi 
lN'.M)  und  duivh  die  Bewilligung  der  Mittel 
zu  regelmässigen  statistischen  Erhebungen 
über  du-  Ari.eitsverhältuissc. 

Das  genannte  Gesetz  von  1802  be- 
zieht sich  auf  alle  industriellen  Betriebe,  in 
denen  gleichzeitig  oder  regelmässig  eine 
grössere  (»der  kleinere  Zahl  von  Arbeitern 
icsehäftigt  wird,  aueh  auf  Handwerksbetriebe 
ähnlicher  Art.  ferner  auf  Bergwerk«'.  Kütten, 
(üessereien.  überhaupt  alle  Anlagen  zur  Ge- 
winnung oder  Verarbeitung  von  Mineralien. 


,  Im  Zweifel  entscheiden  die  Aufsichtsbchör- 
i  den.  ob  ein  Betrieb  unter  das  Gesetz  fällt. 

Die  Arbeitsstätten  und  Betriebsein- 
richtungen sollen  so  gehalten  werden,  dass 
Leben  und  Gesundheit  der  Arbeiter,  soweit 
möglich,  auf  zweckmässige  Weis«»  gesichert 
ist.  Insbesondere  sind  genauere  Vorschriften 
gegeben  tiozüglich  der  Reinigung.  Beleuch- 
tung. Krwännung  und  IVlterffllluiig  der 
ArlK'itsräume.  des  Zutritts  frischer  Luft,  der 
Vorrichtung«1!!  gegen  Gefahren  des  Maschiuen- 
ftetriebes,  der  Dampfkessel  und  anderer  Be- 
triehseinrichtungen  sowie  gegen  Feuorsge- 

(  fahr.  In  allen  diesen  Beziehungen^  4—14) 
sollen   die   Aufsichtsbehörden   die  nötigen 

I  Ausfühmugsliestimmungen  tivffen  (§  lf»; 
und  ausserdem  ist  noch  vorlH»halten,  dass 
durch  Königlichen  Erlass  in  Betrieben  mit 

I  besonderen  Gefahren  strenger»»  Massnahmen 
ange<irdnet  wenleu  können  2«). 

Di«-  Beschäftigung  von  Kindern  miter 
I  11  Jahi-en  ist  in  <len  genannt«'!»  B«'trieben 
untersagt,  nur  sofern  sie  im  Alter  von  12 
bis  14  Jahren  ein  ärztliches  Tauglichkeits- 
j  Zeugnis  erhalten,  dürfen  sie  mit  Genehmi- 
gung <1«t  AufsichtslM'hönlen  mit  leichteren 
I  Arlx'iten  während  (i  Stumlen  täglich,  mit 
I  einer  halbstündigen  Paus«-  spätestens  4' a 
Stunden  nach  dein  Anfang  der  Arbeit,  be- 
sohäftigt  werden  (!j  17);  ausserdem  siu«l 
durch  das  Gesetz  vom  21.  Juli  1*!I4  Kindern 
von  12  Jahren  ausserhalb  der  Schulzeit  im 
Sommer  unter  g«»\vissen  Be«liugungeii  Hand- 
wascharlN-it«»n  im  Bergbau  gestattet.  Das 
(ieset z  von  ltf)2  untersagt  Kindern  und 
Frauen  im  Bergt  »au  unter  Tag«»  zu  v.r- 
wen«len  22),  elrens«»  bei  gewissen  gefähr- 
liehen  Arbeiten  an  Maschinen  (§  2:5):  aussor- 
dem  Frauen  innerhalb  4  ( nötig« 'iifalls  (i) 
Wochen  nach  der  Kutbimlung  |$  21)  und 
jug«'udlich«'  Arbeiler  unter  ls  Jahren  zur 
Besorgung  von  Kesseln  tjj  24). 

Die  Arbeitszeit  der  jugendliohen 
Arbeiter  (von  14 — IS  Jahivn)  soll  ln'Vhstens 
Ii)  Stunden  täglich  dauern,  mit  einstündiger 
Paus«'  mittags,  wenn  länger  wie  .s  Stunden 
geartwitet  wird,  und  jedenfalls  mit  halb- 
stüudigcii  Pausen  nach  je  41 . »  Stund«'ii  Artioit 
(S  IT  und  ISk  Volksschulpfliehtige  dürfen 
nicht  wäliP-inl  der  Unterrichtszeit  arlnuten 
(!j  2U)  und  all«-  jugendlichen  Arbeiter  nicht 
nach  S  Uhr  al»ends  und  vor  (i  Uhr  morgens 
|>  Ii)).  Einige  Ausnahmen  von  diesen 
Vorschriften  siud  zugelassen  (Ü  2b):  1.  in 
Gewerben,  deren  Betriet  »sart  dies  nötig 
macht,  kitnii  von  «lern  Verbot  der  Nacht- 
arl»*'itun«l  den  L'ebot.-nen  l'aus.  ii  al»gewichen 
w.'tdeu.  jinloch  darf  die  Arlieitszeit  dadurch 
nicht  verlängert  werden:  2.  infolge  von 
Xaturereigniss.'ii,  Unfällen  und  in  ahnlichen 
Fällen  kann  auf  Antrag  die  Arbeitsz.  it  ver- 
längert werden:  "A.   UeU-rzeit    kann  duivh 
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allgemeine  Verordnung  VMi'willitrt  werden, 
wo  os  notwendig  ist,  dass  zu  Zeiten  länger 
gearbeitet  wird:  4.  in  Betrieben  mit  leiehten 
Arbeiten  können  die  jugendlichen  Arbeiter 
an  den  ersten  f»  Werktagen  je  lü1 1  Stunden, 
im  Ganzen  alter  nicht  mehr  als  00  Stunden 
in  der  Woche  beschäftigt  werden  (§  26). 
Den  besonderen  Verhältnissen  in  Be- 
trieben mit  grösseren  Gefahren  hat  nach 
dem  Vorbilde  anderer  Staaten  auch  das 
norwegische  Gesetz  Rechnung  getragen. 
Ebenso  wie  zum  Schutze  der  Gesundheit 
s.  oben)  können  in  solchen  Betrieben  durch 
önigliehe  Verordnung  besondere  Beschrän- 
kungen der  Beschäftigung  von  Kindern  und 
jugendlichen  Arbeitern  angeordnet,  und  es 
kann  überhaupt  die  Arbeitszeit  für  jeden 
Tag  festgesetzt  werden  (§  2*).  Durch  die 
letztere  Bestimmung  ist  also  auch  die 
Arbeitszeit  Erwachsener  betroffen, 
die  im  übrigen  nur  durch  die  Vorschriften 
über  Sonntagsruhe  beschränkt  ist.  Diese 
soll  —  mit  dem  Vorbehalt  von  Ausnahmen 
—  um  b*  Uhr  abcuds  jede*  einem  Sonn- 
oder Festtage  vorhergehenden  Tages  be- 
ginnen und  bis  lOFliram  nächsten  Altend  »ler 
am  Alx«nd  des  letzten  Festtages  dauern  (§27). 

Auch  die  Kündigungsfrist  ist  im 
Gesetz  geregelt:  sie  gilt  für  festangestellte 
Arlieiter,  sofern  nicht  schriftlich  oder  durch 
die  Arbeitsordnung  andere  Vereinbarung 
getroffen  ist,  auf  14  Tage  und  inuss  jeden- 
falls für  beide  Teile  gleich  sein. 

Hinsichtlich  der  Lohrmahlung  ist  in  der 

Regel  wöchentliche  Abrechnung  vorge- 
schritten, Zahlung  in  gangltarer  Münze  und 
an  der  Arl>eits8tätte.  Abzüge  dürfen  nur 
mit  Zustimmung  des  Arbeiters  oder  auf 
Grund  von  Gesetz  oder  Arbeitsordnung  ge- 
macht werden  (§30).  Geldstrafen  dürfen  in  der 
Hege]  den  halben  Tagelohn  nicht  übersteigen ; 
die  verwirkten  Betrüge  sind  au  die  Krauken- 
kassen abzuführen,  jedoch  gelten  I/>hnabzüge 
wegen  mangelhafter  Arbeit  oder  Material  - 
beschädiguug  nicht  als  Geldstrafen  (§  32». 

Für  den  Aufsiehtadienst  (Gesotz  §  35 ff.. 
Verordnungen  vom  27.  Juni  und  1.  Juli  1S03) 
sind  Fahrikinspcktoren  bestellt  und  ausser- 
dem in  jeder  Gemeinde  örtliche  Aufsichts- 
behörden, die  nach  Anleitung  und  unter 
Kontrolle  der  Inspektoren  handeln.  Diesen 
Grtsbehorden  soll  vor  allein  der  Vorstand 
(Arzt»  der  schon  durch  Gesetz  vom  16.  Mai 
1S60  eingesetzten  Gcsuiidhcitskommissioncn 
angehören :  die  übrigen  Mitglieder  sind  aus 
denselben  Kommissionen  oder  vom  Magistrat 
zu  wählen.  Ihre  Auf  gälte  umfasst  ziemlieh 
den  ganzen  Aufsichtsdienst,  jedoch  mit  der 
Massgalie.  dass  Entsi'heidungen  von  ihnen 
nur  vorläufig  und  erst  von  dem  Inspektor 
endgiltig  getroffen  werden.  Die  <)rtsl>ohör- 
den  sollen  die  Betriebe  ihres  Bezirks  be- 


suchen, auf  Verstösse  gegen  das  Gesetz 
aufmerksam  machen.  Unfallmeldungcu  an- 
nehmen. Untersuchungen  vornehmen,  vor- 
läufige Bewilligungen  gemäss  §  4 — 14  des 
( Gesetzes  erteilen,  gewisse  Register  führen, 
dem  Inspektor  über  ihre  Thätigkeit  und  die 
•  Vorkommnisse  im  Bezirk  berichten.  Die 
Inspektoren,  Männer  mit  Fachkenntnissen, 
|  vom  König  ernannt,  sollen  unparteiisch  und 
mit  Woldwollen  auftreten,  Rat  erteilen,  die 
Betriebe  ihres  Bezirks  mögliclist  viel  per- 
sönlich und  unangemeldet  besuchen ;  bei 
,  schweren    Verstössen    gegen    das  Gesetz 
|  sollen  sie  Anzeige  macheu,  bei  leichteren 
|  zunächst  auf  Abhilfe  hinwirken :  die  In- 
j  spektoren  sollen  auch  statistisches  Material 
|  über  Fabriken  und  Arbeitsverhältnisse  sam- 
meln, jährlich  Berichte  erstatten  uud  über- 
haupt dem  Departement  des  Innern  als  Rat- 
geberdienen; die  Inspektoren  treten  von  Zeit 
zu  Zeit  miteinander  zu  Beratungen  zusammen. 

Noch  ist  hervorzuheben,  dass  das  Gesetx 
I  auch  solche  Massnahmen  vorgeschritten  liat, 
die  als  notwendige  Mittel  zur  Ausführung 
|  gelten :  Betriebsanmeldungen  (§  2  und  3), 
j  Üufallmeldungen  (§  16),  Listenführung  über 
Kinder  und  jugendliche  Arbeiter  (§25),  Aus- 
|  liang  der  bezüglicheil  Gesetzes-  und  Verord- 
nungsvorsehriften  (§  33),  bei  Zuwiderhand- 
lungen Strafen  von  5 — 1<MK)  Kronen  (§39 f.) 
und  namentlich  den  Krlass  von  Arlicttsord- 
nuugon.    Diese  sollen  in  Betrieben  mit  ülier 
25  Arlieitem  oder  auch  sonst  utif  Anordnung 
|  der  Aufsichtsbehörden  erlassen  wenlen :  bei 
!  ilirer  Aufstellung  müssen  mindestens  5  go- 
!  wählte  Vertreter  der  erwachsenen  Arbeiter 
zugezogen  werden .  und  es  ist  diesen  eine 
Frist  von  mindestens  S  Tagen  zur  Ueber- 
legung  zu  gewähren ;  die  Arbeitsordnung  ist 
dann  dem  Inspektor  einzusenden  und  betlarf 
1  nach  Begutachtung  dureh  ihn  noch  der  Ge- 
nehmigung der  Regierung,  welche  zu  erteilen 
ist.  sofern  nicht  etwa  die  Bestimmungen 
gegen  das  Gesetz  Verstössen.     Die  Arbeits- 
ordnung soll  die  geltenden  Ordnungsregoln, 
die  Bedingungen  für  Annahme  und  Knt- 
lassung  der  Arbeiter  und  die  Bestimmungen 
über  Lohnzahlungen  enthalten. 

III.  Gesetz  vom  14.  Juli  1897  betreffend 
die  Arbeitszeit  in  Bäckereien. 

Zuletzt  mag  noch  ein  Gesetz  vom  14.  Juli 
1*'J7  erwähnt  werden,  durch  welches  die  Ar- 
beitszeit in  Bäckereien  geregelt  wird.  Nach 
diesem  ist  ein  Maxitnalarbeitstag  von  12 
Stunden  inklusive  Mahlzeit  und  Ruhestunden 
für  jenes  Gewerbe  festgestellt  worden. 
Weiter  enthält  das  Gesetz  Verbote  gegeu 
Nachtarbeit  sowie  gegen  Arbeit  an  Sonu- 
und  Feiertagen,  endlich  auch  gegen  Ver- 
wendung von  Kindern  unter  14  Jahren. 

Durch  diese  sämtlichen  Gesetze  und 
Vorschriften  hat  Norwegen  einen  gewaltigen 
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Schritt  in  der  sozialistischen  Entwiekolung 
genommen,  der  wohl  nicht  so  sehr  von  der 
jungen  norwegischen  Industrie  gefordert 
war,  als  von  der  demokratischen  Partei. 

Lttteratur:  Arbei>rkomuii*i>ioHe)u>  Iuditilling  Xo. 
1:  Fofltag  Hl  !.•»•  <•„,  Tihyn  wir//  Arbeide  i 
F'ibriker  w.  v.  (Kristiania,  LSS8). 

Land.  Pontu»  E.  Fahlbeck. 

XIII.  Arbeiterschutzgezetegebung  in 
Russiand. 

A.  Historische  Eut Wickelung.  1.  Acltere  Ge- 
setzgebung. 2.  Neuere  Gesetzgebung.  B.  Gel- 
tendes Recht.  1.  Geschützte  Personen.  2.  Ar- 
beitszeit. 3.  l>ie  Bedingungen  des  Arbeitsver- 
trags. 4.  Per  Schulunterricht  der  minderjährigen 
Arbeiter,  n.  Fabrikinspektoren.  H.  Behörden 
für  Fabrikaugelegenheiten.  7.  Die  Wirkungs- 
sphäre der  Fabrikgesetze.  8.  Strafbestiniinungen. 
('.  Besondere  Bestimmungen.  1.  Bergarbeiter.  1 
2.  Landarbeiter.  3.  Handwerker.  P.  Wirkung 
der  Gesetzgebung. 

A.  Historische  Kntwickelung. 

1.  Aeltere  Gesetzgebung.  Eine  Ar- 
beitorsehntzgesetzgebiing  im  modernen  Sinne, 
welche  den  freien  Lohnarbeiter  zur  Voraus- 
setzung hat.  beginnt  in  Russland  seit  den 
30  OT  Jahren  dieses  Jahrhunderts.  Wohl 
hat  es  auch  früher  in  Russland  Gesetze  ge- 
geben, deren  Zweck  war,  die  Arbeitsbedin- 
gungen in  den  Fabriken  zu  regeln,  die 
Dauer  des  Arbeitstages  und  den  Arbeitslohn 
zu  bestimmen,  allein  diese  Gesetze  betrafen 
ausschliesslich  die  zwangsmässige  Arbeit  au 
den  Krön-  und  Privatfabriken.  So  z.  P. 
hat  schon  Peter  der  Grosse,  den  wir  mit 
Recht  den  Begründer  der  Grossindustrie  in 
Russiand  nennen  können,  die  Dauer  des 
Artieitstages  an  einigen  fiskalischen  Fabriken 
und  Bergwerkeu  bestimmt.  Im  Jahre  1741, 
während  der  Regierung  von  Joann  Antono- 
witsch.  erfolgte  ein  Erlass,  welcher  sehr 
ausführlich  die  Arbeitsverhältnisse  in  pri- 
vaten Tuchfabriken  normierte.  Der»  nächsten 
Anlass  zum  Erlass  dieses  »Reglements« 
galten  beständige  Klagen  der  Militärverwal- 
tung Aber  die  unbefriedigende  Gilt»;  des 
Tuches,  das  die  Privat  fabrikon  für  das  Mili- 
tär lieferten.  Eine  von  der  Regierung  ein- 
gesetzte Kommission  fand,  dass  die  wich- 
tigste Prsache  der  geringen  Güte  des  Tuches 
in  dem  unbefriedigenden  Zustande  der  Fa- 
briksräumlichkeiten sowie  in  den  für  den 
Arlieiter  äusserst  schworen  Bedingungen 
der  Fabrikartieit  zu  suchen  sei.  Hierbei 
muss  erwähnt  werden,  dass  kurz,  vordem, 
im  Jahn-  173b.  zur  Zeit  Anna  Joannownas 
die  Regierung  auf  das  Gesuch  von  Besitzei  ii 
grösserer  Fabriken  den  Fabriken  alle  Ar- 
lieiter ■>  zugeschrieben  <  hatte,  welche  im 
Moment  der  Veröffentlichung  des  Gesetzes 
in   den   Fabriken    arbeiteten.     Durch  ein 


solches  Reskript  verloivn  Tausende  von 
freien  Arbeitern  ihre  Freiheit  Dieser  Ge- 
waltakt rief  zahlreiche  Gärungen  unter  den 
zur  Pnfreiheit  degradierten  Arbeitern  her- 
vor, was  natürlich  nicht  ohne  Einfluss  auf 
den  Gang  der  Fabrikthätigkeit  bleiben 
konnte.  Das  Tuch,  das  die  Privatfabrikbe- 
sitzer der  Krone  zu  liefern  hatten,  wurde 
unpünktlich  und  in  unbefriedigender  Güte 
zugestellt.  Die  Regierung  war  genötigt,  ihr 
Augenmerk  auf  das  Verhältnis  der  Fabrik- 
herren y.u  ihren  »zugeschriebenen*  Arbeitern 
zu  richten  und  erliess  am  2.  September  1741 
ein  sehr  interessantes  Reglement  für  die 
Tuchfabriken.' 

Dieses  Reglement  stellte  den  Arlieitslohn 
für  jede  Arhcitsbrauche  fest,  bestimmte  den 
Zahlungstermin,  die  Dauer  des  Arbeitstages 
(im  Durchschnitt  ungefähr  14  Stunden  täglich 
effektiver  Arbeit)  und  enthielt  eine  ganze 
Reihe  von  Anordnungen  sanitäre  und  hygie- 
nische Verhältnisse  betreffend.  Das  Ar- 
lteiteu  der  Frauen  in  den  Fabriken  wurde 
ids  unobligatorisrh  hingestellt;  im  Falle 
einer  freien  Einwilligung  der  Frauen  zu 
solcher  Arl>eit  sollten  sie  jedoch  den  näm- 
lichen I/jhn  erhalten  wie  die  Männer.  Die 
Fabrikbesitzer  mussten  sich  verpflichten, 
Hospitäler  für  kranke  Arbiter  zu  errichten. 
Auch  wurde  das  Recht  der  Fabrikherren, 
ihre  ArUuter  zu  Wstrafeu,  eingeschränkt 
und  die  Nonn  der  Geldstrafe,  welcher  die 
Arbeiter  unterzogen  worden  konnten,  genau 

festgestellt. 

rugeaehtet  dor  beträchtlichen  Dauer  des 
festgesetzten  Arbeitstages  und  der  gering- 
fügigen Norm  des  Arbeitslohnes,  mussten  sich 
die  Fabrikherren  durch  das  Reglement  vom 
Jahre  1741  dennoch  eingeengt  fühlen,  und 
dieser  Umstand  rief  eine  Opposition  ihrer- 
seits hervor.  Aus  dieser  Opposition  lässt 
es  sich  erklären,  warum  das  genannte  Reg- 
lement überhaupt  keine  praktische  Anwen- 
dung gefunden  hat.  In  der  That  hat  das 
Reglement  vom  Jahre  1741  auf  die  Lage 
der  Arbeiter  in  den  Tuchfabriken  nicht  den 
geringsten  Einfluss  gehabt. 

Obgleich  die  Regierung  sich  das  Rocht 
zur  Regehing  aller  Arbeitsbedingungen  vor- 
behalten hatte,  sowohl  in  Fabriken  mit  zu- 
geschriebenen wie  auch  mit  angekauften 
ArlH'itern  (im  letzten  Fall,  wenn  die  Ar- 
lieiter für  die  Fabriken  von  Personen  ange- 
kauft wurden,  welche  kein  Recht  hatten, 
lioilieigene  zu  halten),  machte  sie  nichtsdesto- 
weniger im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts 
selten  Gebrauch  von  ihrem  Ein  griffsrecht 
in  die  Arbeitsverhältnisse  in  solchen  Fa- 
briken. Der  Fabrikherr  hatte  fast  ebenso 
unbeschränkte  Gewalt  über  seine  Arbeiter 
wie  der  Gutsbesitzer  über  seine  leibeigenen 
Bauern.  Im  Anfange  des  19.  Jahrhunderte 
zwangen    Arbeiterunruheti  die  Regierung, 
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ihn*  bisherig»:-  l'i »litik  «les  Niehteingreifens 
in  das  Verliältnis  <l«'r  Fabrikbesitzer  zu 
«len  Arlieitern  aufzugellen.  Diese  Arl>eitcr- 
unruhen,  die  aueh  im  1H.  Jahrhundert  nicht 
gerade  selten  waren,  wurden  besonders 
häufig  in  den  zwei  ersten  Jahrzehnten 
dieses  Jahrhundeiis.  Gewöhnlich  gaben  An- 
lass  zu  solchen  r muhen  verschiedene  For- 
derungen seitens  der  unfreien  Arlieiter,  wie 
Beanspruchung  p»'rsönlicher  Freiheit,  Ver- 
kürzung fies  Arbeitstages  und  Erhöhung  des 
Arbeitslohnes,  welcher  für  diese  Kategorie 
von  Fabrikarlieitcrn  gewöhnlich  Wch-utend 
geringer  war  als  der  I>mn  freier  Arbeiter. 
Dies«-  1'nruhen  b«>wogen  die  Regierung,  deu 
Arlteitslohn.  den  Arbeitstag  und  überhaupt 
die  ganze  Ordnung  der  Fahrikarbeit  an 
einer  Reihe  von  grösseren  Fabriken  zu  regeln. 
Selbstverständlich  hatten  alle  dergleichen  Er- 
lasse Bezug  nur  auf  den  unfreien  Arbeiter  und 
lM'tmfen  keineswegs  den  freie»  Ijohiiarh<»iter. 

Das  erste  Oesetz,  die  freien  Fabrikarbeiter 
betreffend,  wuitle  erlassen  am  24.  Mai  l  K iö. 
Ein  solch«  t  Erlass  wunle  h«>rvorg« 'rufen 
«•iwrscils  durch  fort  wählende  Klageu  der 
f/>hnarboiter  (hesondei-s  an  den  Moskauer 
Fabriken»  über  das  Nichteinhalton  der  l»hn- 
bedingungeu  seitens  der  Fabrikherren,  an- 
drerseits aber  durch  die  Klagen  der  Fabrik- 
besitzer ülier  ihre  Arbeiter,  weil  diese 
die  Arbeit  vor  dem  Ende  des  Kontraktter- 
mins  verliessen.  Das  Gesotz  nahm  ent- 
schieden Partei  für  den  Fabiikhemi.  Es 
verbot  den  Arbeitern,  vor  Ablauf  des  Kon- 
trakttermins  die  Arbeit  zu  verlassen  oder 
••ine  1/ihnorhöhnng  zu  verlang«»»,  gestattete 
alier  zu  gleicher  Zeit  den  Fabrikbesitzern, 
die  Arbeiter  vor  Ablauf  des  Kontrakttermins 
zu  entlassen  -wegen  Nichterfüllung  der 
1'fliehteii  oder  s«h]echb>n  Hetnigens  und 
verpflichtete  die  Fabrikhenvn  liMÜglich  zu 
einer  lltägig«'n  Kündigungsfrist.  Cm  die 
Arlieiter  vor  ungerecht«'!»  Abrechnungen 
seitens  der  Fabrikbesitzer  zu  schütz«*», 
wurde  letztere»  zur  Pflicht  gemacht,  be- 
hindere Bücher  zum  Eintragen  der  Abrechnun- 
gen einzurichten.  Allein  dieser  l'unkt  des  Ge- 
st  tz.-s  blieb  in  «ler  That  nur  «du  toter  Buchstabe. 

Ilas  <ies«-tz  vom  Jahre  In:?*»  inachte  sich 
nicht  den  speeiellon  Schutz  dieser  oder  jener 
Kategorie  von  Fabrikarbeitern  zur  AufgaV. 
Der  erste  (iesotzesorlnss,  welcher  «licsi's  letzte 
Ziel  verfolgte,  war  das  Ges«'tz  vom  7.  August 
IM  1.").  laut  welehein  die  Xaclitarbeit  in  «len  Fa- 
brik<'iiKind<  rnuuter  l'J.lahren  verboten  wunle. 

Grund  zu  einem  sfilchen  Erlass  gaben 
ArlM-iterunruhen  im  Jahre  ]  Sil  auf 
einer  der  grössten  Bauinwollcnspiiincivicn 
in  der  Nähe  von  Moskau.  Diese  Unruhen, 
an  denen  sieh  mehrere  Hunderte  von  Ar- 
U'itern  beteiligten,  konnten  nur  mit  Militär- 
gewalt  unt-  nlriiekt  w.-rd.-n  und  gaben  den 
Grund  zu  .  in--r  spc«i«'llen  Empiete  seitens 


der  Regiening,  w«dehe  herausstellte,  dass 
alle  Moskauer  Fabriken  in  weitem  Unifango 
j  die  Kinderarbeit  benutzten.    Die  Arbeit  in 
}  den  Moskauer  BaumwoUenspinnoreion  «lauere. 
Tag  und  Nacht,  woliei  in  der  Nacht  sowohl 
Erwachseue   wie  auch   Kimter  arWitett»*n 
.  Die    ans    facht    gefördert«'»    Thatsa«  hen 
lüuss«*rsten    MLssbrauchs    der  Kinderarbeit 
führten  zum  Erlass  des  genannten  Gesetzes. 

Di«'ses  Gesetz  hatte  ein  merkwünliges 
Schicksal.  Es  ist  kein  Wunder,  da-*  «las- 
selbo  überhaupt  keine  praktische  Bedeutung 
gehabt  hat.  denn  es  waren  gar  keine  Straf- 
bestiminungen  für  die  Uebertretung  «les- 
selliou  festgestellt,  ebensowenig  wie  Regcdu 
zur  Kontrolle  über  «len  Vollzug  des  Schutzes 
gegelieu  waren.  Sonderbar  ist  nur.  «lass 
«lasselln? sehr  bal«l  völlig  in  Vorg«'ssouheit  ge- 
riet, und.  obgleich  es  dnreh  keine  späteiv  Ge- 
setzgebung aufgehoben  wonlen  war.  kurze 
Zeit  spilter  thatsiU-hlieh  nicht  als  ein»'  thatkrilf- 
tige  Gesetzesbestimmung  anerkannt  wurde. 

Die  Gesetze  der  Jahre  lS3."»und  INJ.",  waren 
die  einzigen  Fabrikgesetze  Älterer  Zeit,  «lie 
sich,  wenigstens  dem  Nanu-n  nach  auf  Privat- 
labriken  mit  freien  Lohnarbeitern  erstreckten. 

In  Bezug  auf  die  Bergarh»-iter  erscheinen 
Gcsetzosln-stimmuiigon  ähnlicher  Art  auch 
schon  in  den  30 er  Jahren.  So  erfolgte  ls38 
(3u.  April)  «1er  Erlass  eines  ausführlichen 
Gesetzes  zur  Regelung  «1er  Dingung  von 
Arbeitern  für  di«>  GoMgruhen  in  Sibirien. 
Der  Zweck  dieses  (iesetzes  bestand  haupt- 
sächlich in  d**r  Wahrung  rein  äusserlicher 
Ordnung  sowohl  bei  der  Dingung  selbst 
(Beseitigung  einer  Dingung  Passlosor.  Flüch- 
tiger u.  s.  w.)  wie  auch  ferner  bei  der 
TransfHtrtierung  «1<t  Arl»eiter  nach  den  GoM- 
gruben.  Zugleich  al>er  enthält  »las  Gesetz 
auch  einig«-  Bestimmungen,  «Ii«'  dem  Gebiet 
der  Arbeit«'isehutzg«*s«'tzgobung  zugezählt 
weid.-n  können.  So  z.  B.  war  die  Dauer 
des  Arbeitstages  auf  «lie  Zeit  von  ."•  Ehr 
monrens  bis  S  Uhr  ab<'ii«ls  beschränkt  (die 
Erholungszeit  zum  Mittag  mit  «angerechnet), 
in  Füllen,  wo  keine  warmen  Arbeiterbe- 
hausungen vorhanden  waren,  war  «Ii«*  Gold- 
wäsche vom  1<>.  September  au  untersagt, 
«Ii«'  Arbeit  an  Sonn-  un<l  Feiertagen  sollte 
aufhören,  den  Unternehmer»  war  verlöten, 
den  ArlM'itorn  auf  R.'chniing  *los>  Artvits- 
lohns  -Luxusartikel'  zu  verabfolgen,  ebenso 
Kb'ider  un«l  Schuhwerk,  «lie  dem  Arheiter- 
stande  nicht  ang«*messen  sind.  An  «len 
Kmiibeigwcrken  «'xistierten  .«.'hon  zur  Zeit 
«ler  lieibeigensehaft  einig»*  Bestimmungen, 
«lie  die  Arbeit  «ler  Minderjährigen  ein- 
schränkt«:». So  z.  B.  waren,  laut  den  Ge- 
setzen vom  11.  Juni  1S3S  und  vom  U.Mai 
IN  17,  «Ii«'  Kinder  «ler  unfreien  Arbiter  an 
Kii>idK'igw«'rken  verpfliebt«?!.  vom  s.  Jahre 
an  dieS<-hulezulM'su«'iien  :  bis  zum  l.">.  Leltens- 
jalire  konnten  die  Kin«l«r  im  Notfalle  zur 
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Arbeit  hinzugezogen  worden,  jedoch  nur  zu 
einer  leichten  Arbeit  und  nicht  mehr  als 
auf  S  Stunden  taglich.  Die  Nachtarbeit  war 
den  Kindern  unter  15  Jahren  verboten. 
Nach  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  wurde 
durch  das  Gesetz  vom  4.  April  1862  ver- 
boten, Kinder  unter  12  Jahren  für  die  Berg- 
arbeit zu  dingen  und  Kinder  von  12—15 
Jahren  nachts  oder  »unter  Tage«  arbeiten  zu 
lassen.  In  <len  Werkstätten  des  Marine- 
ministeriums wurden  Minderjährige  nur 
vom  14.  Ijebensjahre  an  zur  Arbeit  zu- 
gelassen (liefen]  vom  26.  November  1860). 
Auf  den  artillerietechniachen  Anstalten 
(Befehl  vom  Jahre  187(1)  wird  im  allgemeinen 
die  Arbeit  Minderjähriger  unter  dem  18. 
Lebensjahre  verboten,  in  einigen  Fällen 
jedoch  wird  sogar  die  Arbeit  von  Kindern, 
jedenfalls  aber  nicht  unter  12  Jahren,  ge- 
stattet. Die  Arbeit  sowohl  Erwachsener  wie 
auch  von  Kindern  wird  auf  10  Stunden 
täglich  beschrankt,  gegen  eine  besondere 
Vergütung  aber  wird  auch  eine  länger  an- 
dauernde Arbeit  zugelassen. 

2.  Neuere  Gesetzgebung.  Während 
der  liberalen  Epoche  «ler  60  er  Jahre  he- 
seliäftigten  sich  einige  von  der  Regierung 
eingesetzte  Kommissionen  mit  der  Aus- 
arbeitung einer  Fabrikgesetzgebung,  welche 
den  Schutz  minderjähriger  Arbeiter  zum 
Ziel  haten  sollte.  Eine  besonders  wichtige 
Bedeutung  hatte  die  beim  Finanzministerium 
eingesetzte  Kommission  unter  dem  Vorsitz 
Ntakell>ergs ,  welche  eine  Anzahl  äusserst 
wichtiger  Reformen  entwarf  —  unter  anderem 
das  Verliot  der  Fabrikarbeit  für  Kinder  unter 
12  Jahren,  die  Beschränkung  der  Arlxtit 
Minderjähriger  von  12—18  Jahren  auf  10 
Stunden  täglich  (dabei  ausschliesslich  nur 
am  Tage).  Zur  Aufsicht  über  die  Befolgung 
dieser  Bestimmungen  wurde  die  Einsetzung 
besonderer  Fabrikinspcktoivu  geplant.  Zur 
Schlichtung  von  Streitigkeiten  und  Uneinig- 
keiten  zwischen  den  Fabrikherren  und  den 
Arbeitern  projektierte  die  Kommission  die 
Einsetzung  eines  besonderen  OcwerU'- 
gerichtes.  dessen  Glieder  in  gleicher  Anzahl 
aus  den  Fabrikherren  und  den  Arbeitern 
eines  bestimmten  Rayons  gewählt  werden 
sollten.  Einer  der  Hauptvorzüge  des  Projekts 
der  Kommission  Stakelltorgs,  welcher  das- 
selbe vor  allen  Gesetzen  späterer  Zeit  aus- 
zeichnete, bestand  darin,  dass  die  Massregeln 
des  Arbeiterschutzes  sich  nicht  nur  auf  die 
Fabriken,  sondern  auch  auf  alle  industriellen 
Werkstätten  mit  Lohnarbeitern .  sowohl  die 
grossen  fabriksmässigen  wie  auch  die  kleinen 
handwerksmäßigen,  erstrecken  sollten.  Uober- 
haupt  war  das  Projekt  dieser  Kommission 
sehr  arboiterfreundlieh  verfasst  und  dies  war 
der  Grund  seines  Misserfolges. 

Wenn  man  die  Geschichte  der  russischen 
Fabriksgesetzgel .n ng  einem  genaueren  Stu- 


dium unterzieht,  bemerkt  man  leicht,  dass 
ihre  Ausarlteitung  von  folgenden  Umständen 
beeinflusst  wurde:  1)  Häufigen  Unruhen  und 
Gärungen  unter  den  Arbeitern  in  russischen 
Fabriken,  hervorgerufen  durch  die  schweren 
Arbeitsbedingungen ,  den  geringen  Arbeits- 
lohn, die  äusserst  lange  Dauer  des  Arbeits- 
tages (welcher  noch  unlängst  in  einigen 
Fabriken  bis  14,  15  und  sogar  noch  mehr 
Stunden  dauerte)  und  «lie  ganz  unhaltbaren 
hygienischen  und  sanitären  Bedingmigon  der 
Arbeit.  Obgleich  in  Russland  jegliche  Organi- 
sation der  Arbeiterklasse  bis  zur  neuesten  Zeit 
fehlte,  wirken  diese  Unruhen  gewöhnlich  stark 
auf  die  Regierung,  die  nicht  gewöhnt  ist,  auf 
irgend  einen  Widerstand  des  Volkes  zu  Stessen. 
Die  nissischen  Fabrikarbeiter  stehen  schon 
seit  dem  vorigen  Jahrhundert  bei  der  Re- 
gierung im  Kufe  eines  im  politischen  Sinne 
sehr  gefährlichen  gesellschaftlichen  Ele- 
ments, das  da  zu  jeglichen  Unruhestiftungen 
und  Aufständen  geneigt  ist.  In  Anbe- 
tracht dessen  stand  das  Verhältnis  der 
russischen  Regierung  zu  den  Fabrik- 
arbeitern stets  unter  dem  sehr  beträcht- 
lichen Einflüsse  2)  von  Erwägungen  politi- 
schen und  polizeilichen  Charakters.  Fast  alle 
Fabrikgesetze  in  Russland  sind  unter  der 
unmittelbaren  Einwirkung  von  Erwägungen 
«lieser  Art  entstanden.  Die  Regierung  erlioss 
neue  Gesetze,  entweder  um  »hu-  Unzufrieden- 
heit der  Arbeiter,  die  sich  bei  den  Unruhen 
zeigte,  ei»  Endo  zu  machen  oder  um  den 
Ausbruch  solcher  Unruhen  zu  verhindern. 
Höchst  charakteristisch  in  dieser  Hinsicht 
ist  die  Thatsaehe.  dass  die  erste  Initiative 
einer  Fabrikgesetzgebung  in  Russland  sehr 
oft  der  polizeilichen  Gewalt,  angehört  hatte, 
die  ausschliesslich  vom  Standpunkte  der 
Aufrechthaltuiig  «lcr  Ordnung  ausging.  Und 
endlich  ;-{)  ein  mächtiger  Faktor  in  der  rlnt- 
fnltung  der  russischen  Fabrikgesetzgebung 
war  und  ist  bis  jetzt  geblieben  «lie  Kon- 
kurrenz zwischen  den  Fabrikln-sitzern  Uen- 
tralnisslands  (hauptsächlich  der  Moskauer 

I  und    Wladimirscheti    Gouvernements)  und 

'den  Fabrikbesitzern  der  westlichen  Grenz- 
gebiete Russlands  (hauptsächlich  Petersburgs). 
Der  Arbeitslohn  iu  dem  centralen  Industrie- 
rayon ist  bedeutend  nie«lrig«'r  (nicht  weniger 
als  um  1 :«)  als  /..  B.  im  Petersburger  Rayon. 
Die  Erklärung  dieses  Unterschieds  Hegt  «la- 

i  rin,  dass  «lie  tVntralgouvornemonts  «lichter 
bevölkert  situ!  und  «lie   Bevölkerung  von 

j  alters  her  ;m  <lie  industrielle  Thätigkeit  ir«*- 
wohnt  ist,  während  Petersburg,  das  sich 
an  der  schwachbevölkerten  westlichen  Grenze 
Russlands  befindet,  die  Arbeiter,  die  aus  den 
< 'entralgouvernements  auf  «lie  Petersburger 
Fabriken  ziehen,  nur  durch  einen  verhältnis- 
mässig hohen  Arbeitslohn  anlocken  kann. 
Eine  Folg.«  dieses  Unterschieds  bekundet 
sich  in  d.'iu  Unterschiede  «ler  technischen 
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Beschaffenheit  der  Peter>burger  und  Moskauer der  Einwirkung  der  Krise  dt«-  Produktion 
Fabriken  wie  auch  in  der  Dauer  dos  Arbeits-  verringern.  Der  Widerstand  der  Moskauer 
tagos.  Die  Petersburger  Fabriken  mit  ihrem  1  Fabrikanten  gegenüber  der  gesetzlichen  Ver- 
höhereu  Arbeitslohn  sind  in  technischer  Hin-  j  kürzung  der  Arbeitszeit  erschlaffte.  Was 
sieht  im  allgemeinen  bedeutend  besser  be-  J  die  Petersburger  Fabrikbesitzer  anbetrifft, 
stellt  als  die  Moskauer  und  besonders  die  so  bestanden  dieselben  energisch  auf  der 
Wladimirsehen.  welche  hauptsächlich  billige  Notwendigkeit  eines  sofortigen  Verl»ots  der 
und  geringwertig»'-  Ware  mit  schlechten  Naehtarbeit  der  Frauen  in  den  hauptsäch- 
Masehineii  und  unter  starker  Uenutzung  liebsten  Industriebranchen :  solch  ein  Verbot, 
von  Handarbeit  pit>dnzieren.  Der  ArUütstag  ihrer  Meinung  naeh,  musste  allüberall  die 
an  den  Petersburger  Fabriken  ist  Umdeutend  Produktion  vermindern  und  den  Absatz  von 
kürzer  —  die  ununterbrochene  Arbeit  Tag  I  Fabrikwaren,  welche  keine  Käufer  fanden, 
und  Naeht  mit  zweimaligem  Schicht Wechsel  J  ermöglichen.  Das  entscheidend»  Moment  bei 
ist  an  den  Petersburger  Fabriken  niemals  so !  der  Verwirklichung  dieses  Verbots  (Gesetz 
verbreitet  gewesen  wie  au  den  Moskauer  [vom  Jahre  INSä)  waren  Arboiterunruhon  an 
und  Wladimirsehen  Fabriken.  Die  Ver- !  einigen  grösseren  Fabriken  der  Moskauer 
kürznng  des  Arbeitstages  und  das  Verljot  I  und  Wladimirsehen  ( iouvernements.  Schon 
der  Nachtarbeit  an  den  Fabriken  des  Central-  im  Jahn1  lenkte  der  St.  Petersburger 

rayons  liegt  direkt  im  Interesse  der  Peters- j  Stadthauptmann  Oeneral  Grosser  die  Auf- 
bitrgor  Fabrikbesitzer.  Und  in  der  That  seit  merksamkeit  auf  die  Gefalir  der  Ansamm- 
den  fiO er  Jahren  stimmen  in  allen  von  der  hing  einer  beträchtlichen  Zahl  arbeitsloser 
Regierung  eingesetzten  Kommissionen  die  FabrikarUüter  in  Petersburg  infolge  der  Pro- 
Petersburger Fabrikbesitzer  stets  für  die  diiktionsverminderung  auf  den  Petersburger 
Massregeln,  welche  auf  eine  Verkürzung  des  ■  Fabriken.  Die  Petersburger  Fabrikbesitzer 
Arfieitstages  abzielen :  nicht  selten  sind  so-  leichten  ein  Gesuch  ein,  in  welchem  sie 
gar  Fälle,  wo  dieselben  bei  der  Regierung  um  ein  allgemeines  Verbot  der  Nachtarbeit  nn- 
um  die  Kinführnng  solcher  Massregeln  aufhielten.  General  Grosser  unterstützte  dieses 
gesetzgeU-risehom  Wege  jM-ütioniort  haben.  Gesuch  aus  Erwägungen  polizeiliehen  Clia- 
So  z.  B.  stimmten  schon  im  Jahre  lsöl»  die  rakters.  In  einer l>esondoren  Kommission,  die 
Besitzer  von  grössereu  Petersburger  Baum-  beim  Ministerium  des  Innern  zur  Prüfung  des 
Wollspinnereien  und  Buumw  oll  Webereien  für  Gesuchs  der  Petersburger  Fabrikbesitzer  er- 
das  gesotzmässige  Verl»ot  der  Arbeit  von  |  nannt  wurde,  stimmten  die  Moskauer  Fabrik- 
Kindern  und  auch  der  Nachtarbeit  von  besitzet-  gegen  das  Verbot  der  NachtarU'it 
Frauen  und  Minderjährigen.  Die  Fabrikbe-  ;  der  Frauen.  Um  diese  Zeit,  zu  Knde  des 
sitzer  des  Centralrayons  hingegen  protes-  j  Jahres  188-1  und  am  Anfang  des  Jahres  1885 
Herten  energisch  gegen  jeglichen  Fangriff  entstanden  die  genannten  Unruhen  unter 
des  Staats  in  das  Arbeitsverhältnis.  Dieser]  den  Fabrikarbeitern  des  Moskauer  und  des 
Antagonismus  zwischen  den  Moskauer  und  j  Wladimirsehen  Gouvernements,  welche  nur 
Petersburger  Fabrikl^sitzern  bildete  einen  mit  Waffengewalt  unterdrückt  werden 
höchst  wichtigen  Faktor  UM  der  Ausarbeitung  I  konnten.  Diese  Unruhen  .  hervorgerufen 
aller  Fabrikgesetze  neueren  Datums.  ,  durch  die  Verringerung  der  Produktion  und 

Im  J^aufe  der  "Oer  Jahre  U'sehäfl igten  '  die  Herabsetzung  des  ArUMtslohns,  übten 
sich  mehrere  von  der  Regierung  eilige-  einen  gewichtigen  Fandruck  auf  die  Re- 
setzte Kommissionen  mit  der  Frage  des  gierung  aus  und  zwangen  dieselU»  zum 
Schutzes  minderjähriger  ArU.-iter:  infolge  energischen  Eingreifen  in  das  Verhältnis 
hartnäckigen  Widerstandos  seitens  der  Mos- 1  der  Fabrikbesitzer  zu  den  Ai beitem. 
kauer  Fabrikbesitzer  erhielten  jedoch  die!  Das  bekannte  Haupt  der  reaktionären 
Projekte  dieser  Kommissionen  keine  Ge- 1  Partei  damaliger  Zeit  in  Russland,  der 
setzeskraft.  \  Minister  des  Innern  Tolstoi,  wandte  sieh  mit 

Das  Verbot  der  ArU'it  von  Minderjährigen  ;  einem  Schreiben  an  den  Fmnuzmiuister 
unter  12  Jahren  laut  dem  Gesetz  vom  Jahre  Bunge  (4.  Februar  ISKfd,  in  welchem  es 
18s2.  erlassen  zur  Zeit  des  liberalen  Finanz-  |  heisst :  die  Untersuchung  der  Beweg- 
ministers Bunge,  ist  als  ein  Sieg  der  Peters-  '  gründe  besagter  Arbeite i-strike  seitens 
burger  Fabrikbesitzer  zu  bezeichnen.  Dieses ;  der  Lokalbehörden  hat  ergeben,  dass 
Gesetz  trat  in  Kraft  während  einer  schweren  1  dieselben  Dimensionen  ernster  Unruhen  an- 
industriellen Krise,  deren  Folgen  sich  noch  zunehmen  gedroht  halten  und  hauptsächlich 
im  I<aufe  einiger  darauffolgender  Jahn'  fühl-  darauf  zurückzuführen  seien,  dass  unsere 
bar  machten.  Diese  Krise  hatte  eine  Gesetze  keine  allgemeinen  Bestimmungen 
mächtige  Einwirkung  auf  die  russische  enthalten,  auf  Grundlage  derer  das  gegen- 
Fabrikgosetzgohung.  Die  Fabriken  des  Ten-  seitige  Verhältnis  der  Fabrikbesitzer  und 
tralrayons.  au  denen  früher  Tag  und  Nacht  Arbeiter  bestimmt  werden  kann.    Eine  der- 

gcarboitot  wurde  und  die  in  starkem  Masse  artige  Lücke  in  der  Gesetzgebung  

die  Kinderarbeit  ausnutzten,  mussten  unter  eröffnete  ein  weites  Feld  willkürlichen  An- 
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Ordnungen  seitens  der  Fabrikbesitzer  zum 
Schaden  der  Arbeiter  und  setzte  die  letz- 
teren in  eine  äussert  schwere  Lage:  unver- 
hältnismässig hohe  Geldstrafen  .  .  .  dienten 
den  Kabrikkesitzern  oft  als  Mittel  zur  künst- 
lichen Herabsetzung  des  Arbeitslohns  ..... 
hohe  Preise  in  den  Fabrikbuden  ....  er- 
weckten Unzufriedenheit  unter  den  Arbeitern, 
Ungenauigkeit  bei  der  Aufsetzung  von  Lohn- 
bedingungen mit  Leuten,  die  des  Lesens 
und  Schreibens  kaum  kundig  sind,  rief  be- 
ständig Streitigkeiten  während  der  Ab- 
rechnung des  Wochenlohns  hervor.  Alle 
die  aufgezählten  Gründe  und  noch  viele 
andere  insgesamt  lieferten,  wie  die  Er- 
fahrung gezeigt  hat.  den  Beweggrund  zu 
den  Unruhen ;  die  Unmöglichkeit,  dieselben 
zu  unterdrücken  anders  als  durch  Waffen- 
gewalt legt  zur  Genüge  Zeugnis  ab  von  der 
unumgänglichen  Notwendigkeit  einer  Aus- 
arbeitung derartiger  Bestimmungen,  welche 
in  gewissem  Grade  die  Willkür  der  Fabrik- 
besitzer zügeln  würden,  zugleich  aber  zur 
Beseitigung  dergleichen  Wklagenswerter 
Fälle  in  Zukunft  dienen  könnten,  wie  die 
letzthin  im  Moskauer  und  AVladimirschen 
Gouvernement  stattgefundenen-.  Dieses  of- 
fizielle Schreiben  setzt  deutlich  die  wahren 
Beweggründe  zum  Erlass  der  Fabrikgesetze 
vom  Jiihre  188">  und  lNHfi  auseinander 
(über  dieselben  siehe  unten).  Erwägungen 
politischen  und  polizeilichen  Charakters 
spielten  die  entscheidende  Rolle.  Die  Ge- 
setze selbst  wurden  in  einer  besonderen 
Kommission  ausgearbeitet  unter  dem  "Vor- 
sitz des  Gehilfen  des  Ministers  des  Innern 
v.  Plewe,  der  vordem  Direktor  des  Polizei- 
departements gewesen  war.  An  Stelle  des 
Bedenkens,  die  Moskauer  Fabrikbesitzer  zu 
reizen,  trat  die  Befürchtung  einer  politischen 
Bewegung  unter  den  Fabrikarbeitern  und 
im  Laufe  eines  Jahres  wurden  eines  nach 
dem  andern  zwei  höchst  wichtige  Gesetze 
erlassen:  Im  Jahre  lN8.r>  erfolgte  ein  Gesetz, 
welches  die  Nachtarbeit  der  Frauen  und 
Jugendlicher  in  einigen  bedeutenderen  In- 
dustriezweigen, verbot  und  ein  anderes  noch 
wichtigeres  im  Jahre  1880.  welches  die  Lohn- 
bedingungen der  Fabrikarbeiter  regelte.  Beide 
Gesetze  waren ,  laut  der  Motivierung  des 
Reiohsrats,  unmittelbar  durch  Arbeiterun- 
ruhen hervorgerufen  und  hatten  zur  Auf- 
be  die  Vertesserung  derjenigen  Arbeits- 
dingungen.  welche  gewöhnlich  den  Grund 
zu  Unruhen  gaben. 

Solange  die  Produktion  im  Stocken  war, 
fühlten  sich  die  Fabrikbesitzer  Central- 
russlands  nicht  gerade  besonders  eingeengt 
durch  die  neuen  Fabrikgesetze,  als  aber 
wiederum  der  Normalzustand  eintrat,  musste 
sich  das  Verbot  der  Nachtarbeit  für  Frauen 
an  Fabriken,  die  gewohnt  waren.  Tag  und 
Nacht  zu  arbeiten,  sehr  fühlbar  machen. 


Es  begann  ein  hartnäckiger  Kampf  der 
Fabrikbesitzer  mit  der  Kabrikinspektion ; 
die  konservative  lVosse  heganu  gegen  die 
neuen  Fabrikgesetze  zu  agitieren.  Der  Ab- 
schied Bunges  belebte  die  Hoffnungen  der 
Fabrikbesitzer,  lind  in  der  That  unterzog 
der  neue  Finanzminister  Wyschnegradski 
im  Interesse  der  Fabrikbesitzer  die  Gesetze 
vom  Jahre  18*2  und  1885  einer" teilweisen 
Veränderung.  Im  Jahre  ls{)3  wurde  auch 
das  Gesetz  vom  Jahre  188G  seitens  des 
jetzigen  Finanzministors  Witte  in  demselben 
Sinne  verändert  (allerdings  nnr  in  einigen 
unwesentlichen  Punkten).  Die  Hauptbasis 
der  Fabrikgesetze  jedoch  blieb  trotz  alledem 
unangetastet. 

Der  neueste  Akt  der  Fabrikgesetzgebung 
(das  Gesetz  vom  2.  Juni  18!»7)  entwuchs 
wie  alle  seine  Vorgänger  dem  Boden  der 
Arbeiterunrahen,  des  Wettstroits  der  lnt*>- 
ressen  der  Petersburger  und  Moskauer  Fa- 
brikbesitzerund den  politischen  Erwägungen 
der  Regierung.  Schon  im  Jahre  IfsbT  hatte 
ein  gewisser  Kolbe,  der  Verwalter  einer 
der  grössten  Baumwollspinnerei  und  -weberei 
Rnsslands,  der  sogen.  Krenholmschen  Ma- 
nufaktur in  der  Nähe  von  Nana,  um  eine 
gesetzliche  Einschränkung  des  Arlx'itstagos 
an  den  Fabriken  ersticht.  Im  Jahre  1875 
hatte  die  Versammlung  der  Maschinenbauer 
in  Petersburg  fast  einstimmig  um  die  Be- 
schränkung des  Arbeitstages  an  allen  Fa- 
briken, Bergwerken  und  kleineren  lnduetrio- 
werkstätten  Kusslands  auf  10 Stunden  petitio- 
niert. Im  Jahre  188H  petitionieren  einige  Be- 
sitzer der  grössten  Textilfabriken  St.  Peters- 
burg:» um  die  Einführung  eines  gesetzlichen 
Maximalarlieitstages  von  12  Stunden.  Alle 
diese  Petitionen  erzielten  alter  keine  thatsäch- 
lichcnResidtate.  Im  Jahre  1H94  erneuten  sich 
wiederum  die  Gesuche  um  eine  Kürzung 
des  Arbeitstages  und  zwar  diesmal  von 
Seiten  der  Fabrikbesitzer  der  polnischen 
Grenzgebiete  Russlands,  aus  Lodz.  Lodz 
steht  als  ein  sehr  gefährlicher  Konkurrent 
Moskaus  da.  In  den  Lodzer  Fabriken  war 
der  Arbeitstag  stets  bedeutend  kürzer  als 
an  den  Moskauer  Fabriken  und  die  Nacht- 
arbeit war  nur  gering  verbreitet.  Es  versteht 
sich  darum,  dass  den  Ijodzer  Fabrikbesitzern 
ein  auf  ganz  Kussland  bezügliches  Verbot 
der  Nachtarbeit  und  eine  Ausgleichung  der 
Dauer  des  Arbeitstages  mit  der  in  Lodz 
allgemein  üblichen  sehr  erwünscht  war.  Laut 
dem  im  Jahre  1804  von  der  »1/idzcr  Abteilung 
der  Gesellschaft  zur  Hebung  russischer  Indus- 
trie und  Handels«  ausgearbeiteten  Projekt 
sollte  die  Nachtarbeit  an  allen  industriellen 
Etablissements  des  Reiches  verboten  werden, 
mit  Ausnahme  einiger  besonders  aufge- 
zählter, an  denen,  dank  der  Art  ihrer  Pro- 
duktion, die  Arbeit  eine  ununterbrochene 
sein  muss.    Die  äusserste  Norm  für  die 
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Dauer  des  Arbeitstages  sollte  sein:  in  den  I  im  Jahre  1K%  auf  Anordnen  des  Departements 


Bergwerken  IM  Stunden,  in  den  Fabriken, 
welche  Metalle  bearbeiten,  —  11  Stunden, 
in  allen  übrigen  —  12  Stunden.  Bei  einer 
Arbeit  mit  zweimaligem  Schichtwechsel  sollte 
die  Arbeit  einer  jeden  Abteihuig  nicht  länger 
als  0  Stunden  dauern.  Der  Vorschlag  der 
Lodzer  Fabrikanten  erweckte  das  Interesse 
der  ganzen  russischen  Industriewelt.  Im 
Jalire  1895  ernannte  die  Moskauer  'Oesell- 
schaft zur  Förderung  und  Hebung  der  Ma- 
nufaktur-Industrie« eine  Kommission,  welche 
die  Frage,  ob  eine  Normierung  der  Arbeits- 
zeit im  Spinnerei-  und  Webereiwesen  er- 
wünscht sei.  auf  dem  Wege  direkter  An- 
fragen Itei    den    Fabrikbesitzern  Central- 


fflr  Handel  und  Manufakturen  seitens  der 
Fabrikinspektoren  einer  Untersuchung  unter- 
zogen. Die  Fabrikinspektoren  gaben  im 
allgemeinen  ihr  Urteil  in  einem  für  die 
Verkürzung  der  Arbeitszeit  äusserst  günstigen 
Sinne  ab.  In  den  meisten  Fallen  hatte  sich 
die  Produktivität  der  Arbeit  so  bedeutend 
ven^rössert,  dass  die  Unternehmer  durch 
die  Einführung  eines  kürzeren  Arlioitstages 
keinen  wesentlichen  Verlust  erlitten.  Die- 
selbe Frage  wurde  ferner  auch  in  einigen 
gelehrten  medizinischen  Vereinen  ernstlich 
beraten  und  vom  hygienischen  und  medi- 
zinischen Standpunkte  aus  die  Notwendig- 
keit einer  bedeutenden  Kürzung  des  Ar- 


russlands  zu  lösen  suchte.  Ks  erwies  sich,  j  l^eitstages  konstatiert.  Allein  alle  diese  Be- 
das« die  Mehrzahl  der  befragten  Fabrik- 1  ratungen  würden  wohl  kaum  irgendwelche 
besitzor  sich  teilnehmend  zu  einer  gesetz-  ^tatsächlichen  Resultate  erzielt  lial>on,  wenn 
liehen  Normierung  des  Arbeitstages,  verhielt  i  die  Arbeiter  sich  nicht  selbst  in  die  Sache 
und  eine  solche  Normierung  in  AnMracht  |  gemischt  hatten.    Der  berühmte  Maistrike 


grosserer  Produktivität  der  Arbeit  bei  einer 
kürzeren  Arbeitszeit  als  besonders  vorteil- 
haft für  grössere,  in  technischer  Hinsicht 
gut  organisierte  Fabriken  bezeichnete.  Die 
Gesellschaft  besehloss,  die  Regierung  um 
ein  gesetzliches  Verbot  der  Nachtarbeit 
zu  ersuchen,  ebenso  auch  um  die  Be- 
schränkung der  maximalen  Dauer  des 
Arbeitstages  für  alle  Fabriken  auf  12 
Stunden,  für  einige  sogar  auf  11  Stunden 
(Spinnereien  und  mechanische  Welieroien), 
dabei  sollten  die  Bestimmungen  «1er  gesetz- 
lichen Normierung  sich  nicht  auf  Hand- 
webereien (mit  einer  Arbfiterzahl  unter  5M 
Personen)  erstrecken  und  der  Termin  für 
die  endgültige  Aufhebung  der  Nachtarbeit 
auf  4  Jahre  verlängert  werden.  Kine  von 
der  Oesellschaft  besonders  ernannte  Kommis- 
sion sammelte  uir 

Konstatierung  der  Kolgen  für  die  Besitz« 
wie  sie  au  verschiedenen  Fabriken  aus  der 
Verkürzung  der  Arbeitszeit  sich  ergaben. : 
Ks  erwies  sich,  dass  an  den  Spinnereien 
die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  eine  merk- 
liche Hebung  der  Qualität  des  Gespinstes 
zur  Folge  hatte,  während  die  Quantität  des 
innerhalb  einer  bestimmten  Zeiteinheit 
produzierten  Gespinstes  sich  nur  um  ein 
weniges  vermehrte.  Auf  den  Webereien  hin- 
gegen hatte,  laut  den  von  den  Fabrikbesitzern 
selbst  gelieferten  Daten,  die  Verkürzung  der 
Arbeitszeit  eine  sehr  günstig»1  Kinwirkung 
auf  die  Quantität  der 
zeugten  Produkte.  In  einigen  Fällen  hatte 
die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  die  (iesamt- 
menge  der  täglichen  Warenproduktion  über- 
haupt nicht  vermindert  und  der  Fabrik- 
besitzer war  direkt  im  Vorteil  (denn  bei 


an  den  Petersburger  Baumwollspinnereien 
und  -Webereien  brachte  die  Sache  sofort  in 
ein  anderes  Geleise.  Dieser  Strike,  desseu- 
gleichen  Russland,  was  die  Zahl  der  Be- 
teiligten ank'trifft  (ca.  20—30000),  noch 
nicht  gesehen  hatte,  wurde  hervorgerufen 
hauptsächlich  durch  che  Forderung  einer 
Kürzung  «ler  Arbeitszeit  seitens  der  Arbeiter. 
Die  Regierung  Imt  alle  ihre  Kräfte  auf. 
um  den  Strike  möglichst  rasch  beizulegen ; 
um  aber  unter  den  Arbeitern  nicht  den 
Gedanken  aufkommen  zu  lassen,  als  könnten 
sie  vermittelst  solcher  Strikes  ihre  Forde- 
rungen durchsetzen,  wurde  den  Fabrikbe- 
sitzern verlinten,  irgendwelche  Konzessionen 
den  Arbeitern  gegenüber  zu  machen.  Die 
Fabrikliesitzer  mussten  sich  «lern  unter- 
er« Inen,  allein  zu  gleicher  Zeit  ersuchten  sie 
fangreiehe  Materialien  zur  «b'ii  Finanzminister,  auf  gesetzgelwrisehem 

Wege  allen  Fabrikbesitzern  des  Reiches  eine 
im  Durchschnitt  über  etwa  11  Stunden 
täglich  andauernde  Arbeit  zu  verbieten.  Im 
Januar  1MD7  strikten  die  Petersburger  Arbeiter 
von  neuem,  aber  in  geringerer  Anzahl.  Die 
Regierung,  durch  alles  dieses  stark  beunruhigt, 
ln^sehloss.sofort  ««in  b«_>sond«Tes  Gesetz  auszuar- 
beiten, wehhes  den  Arbeitstag  in  den  Fabriken 
normieren  sollte.  Haid  uach  dem  ersten  Strike 
wurde  zur  Beratung  «ler  Frage  hinsichtlich  der 
Ausarbeitung  des  betreffenden  Gesetzes  vom 
Kaiser  ein  besonderes  höheres  Komitee  unter 
«lern  Vorsitz  des  Prokurators  der  heiligen 
iner  Stunde  er- j  Synode  Pobedonoszew ,  aus  den  Ministern 
des  Innern,  der  Justiz  und  der  Finanzen 
bestehend,  gebildet.  Dieses  Komitee  betraute 
mit  der  Ausarbeitung  des  Gesotzesprejekts 
eine  besondere  Kommission  beim  Manufaktur- 
und  Handelsdepartement.  Zur  Beteiligung 
einer  kürzeren  Arbeitszeit  fielen  vcrschie«lene  j  an  «ler  Kommission  wurden  gegen  20MOross- 
Hilfsarbciten  weg).    Dieselbe  Frage  —  über  I  industrielle  aufgefordert.    Höchst  eharakte- 


«lie  Einwirkung  «ler  verkürzt«'!!  Arbeitszeit 
auf  die  Produktivität  der  Arl»-it  —  wurde 
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mehr  als  alle  anderen  auf  der  Notwendig-  j 
keit  bestanden,  wirksame  Miissregeln  zur 
Kürzung  dos  Arlieitstages  zu  ergreifen,  ohne 
dabei  den  Arbeitslohn  herabzusetzen,  Um 
eüiL'  solche  Herabsetzung,  welche  neue  1  Tu— 
ndien  hervomifen  konnte,  zu  vermeiden, 
beantragten  die  Vertreter  des  Ministerium«; 
des  Innern  eine  so  extreme  Massregel  wie 
die  gesetzliche  Normierung  des  Arlicitslohnee 
und  ebie  Feststellung  des  Ijohuminimums.  • 
Die  Vertreter  dos  Finanzministeriums  er- 
klärten sieh  selbstverständlich    ganz  ent- 
schieden gegnu  diese  Idee.  Die  Kommission 
arl»eitete  ein  Gesetzesprojekt  aus,  welches  I 
nachher  vom  Finanzministerium  stark  um- 
geändert und  in  dieser  Gestalt  vom  Reichs- 
r.\t  fast  nngeiindert  angenommen  wurde.  Auf 
diese  Art  entstand  das  Gesetz  vom  2.  Juni  IS1*7. 

B.  Geltendos  Recht 

in  Husslnild  wie  auch  in  anderen  Iündern 
erstreckt  sich  die  Arbeiterschutzgesetzgebung 
\<  »rzüglich  auf  die  Fabrikarbeiter.  Die  wich- 
tigsten  Gesetze  in  iliesor  Beziehung  sind  • 
die  Gesetz«*  vom  1.  Juni  INSU  die  Arbeit, 
Minderjähriger,  '.i.  Juni  1885  die  Artieit  von 
Frauen  und  Jugendlichen  in  einigen  Industrie- 
zweigen, 3.  Juni  ISSU  die  l /di nltedingu ngen 
in  den  Fabriken  und  2.  Juni  lf>5)7  die  Fest- 
setzung eines  Maximularbeitstages  für  alle 
iu  der  Grossindustrie  beschäftigten  er- 
waehseuen  Personen  betreffend 

1.  Geschützte  Personen.  Das  Gesetz 
vom  1.  Juni  1882  bezieht  sich  auf  Kinder  unter 
12  Jahren  und  minderjährige  Arl>eiter  von 
12— 1.">  Jalireii.  Das  Gesetz  vom  H.  Juni 
1*85  hat  Bezug  auf  jugendliche  Arbeiter 
von  15—17  Jahren  und  Frauen  iu  einigen 
Industriezweigen.  Das  Gesetz  vom  H.  Juni  lssii 
erstreekt  sich  auf  Fabrikarbeiter  jedes  Alters  ' 
und  beiden  Geschlechts.  Das  ( resetz  vom  2. Juni 
l*i)7  Iw.-trifft  nur  die  erwachsenen  Arlieitor. 

2,  Arbeitszeit.  Nach  dem  Gesetz  vom 
].  Juni  1*82  ist  die  Arbeit  von  Kindern 
unter  12  Jahren  verboten:  hinsichtlich  der 
Arbeit  Minderjähriger  von  12—15  Jahren 
bestehen  folgende  Einschränkungen :  an 
Sonn-  und  grossen  Feiertagen  darf  die  Ar- 
U-it  Minderjähriger  nicht  statfinden ;  au 
anderen  Tagen  sind  diese  Arbeiter  nicht 
über  8  Stunden  effektiver  Arbeit  täglich 
zu  bescliüftigen.  Die  Arbeit  darf  nicht 
länger  als  4  Stunden  hintereinander  «lauern. 
Das  Gesetz  vom  24.  April  1*!X>  U-willigte 
aber  die  tmnnterbroohenc  Arl>cit  der  Minder- 
jährigen bis  0  Stunden,  wobei  dann  allerdings 
die  Gesamtdauer  der  Arbeitszeit  <>  Stunden  1 
am  Tage  nicht  übersteigen  darf.  Das  letzt- , 
geuaunte  Gesetz  brachte  wichtige  licsehran-  j 
klingen  in  die  Ilaupiregel  über  die  s  ständige 
Arbeit  der  Minderjährigen:  dasselbe  hatte 
namentlich  erlaubt,in  denjenigen  gewerblichen 
Etablissements,  in  welchen  eine  lSstündige, 

Handwörterbuch  der  Staatswlssenaehaftcn.  Zweit« 


ununterbrochene  Arlieitszeit  mit  zweijnaligenj 
Sehiclitwechsel  eingeführt  ist.  die  Minder- 
jälirigen  während  9  Stunden  am  Tage  zu  be- 
schäftigen, wobei  die  Arbeit  nicht  länger 
als  4'i  Stunden  ununterbrochen  dauern 
kann.  Die  Nachtarbeit  (zwischen  H  l*hr 
atteuds  und  5  l"hr  morgens)  wurde  nach 
dem  Gesetze  von  1882  den  Minderjährigen 
verltoten  sowie  die  Arbeit  an  Sonn-  und  Feier- 
tagen. Aber  auch  diese  Vorschriften  des 
Gesetzes  von  18*2.  die  grosse  Unzufrieden- 
heit unter  den  Moskauer  Fabrikherron  erreg- 
ten, wurden  im  Jahre  lSlHi  von  dem  Finauz- 
minister  Wisch negradsky  in  einem  für  die 
Fabrikherren  günstigen  Sinne  umgeändert: 
nämlich,  in  Abweichung  von  den  genannten 
liegein.  wurde  es  in  der  Glasindustrie  erlaubt, 
Minderjährige  auch  zur  Nachtzeit  zu  beschäf- 
tigen, so  jedoch,  dass  .lie  Minderjährigen 
am  darauffolgenden  Tage  nicht  früher  als 
nach  dem  Verlauf  vou  12  Stunden  nach 
Beendigung  der  Xachtarltett  wieder  be- 
schäftigt werden  dürfen.  Für  diejenigen 
gewerblichen  Ktablissements,  in  welchen 
eine  lSstündige  ununterbrochene  Arl»eitszeit 
mit  zweimaligem  Schichtwechsel  eingeführt 
ist.  wurde  die  Nachtzeit,  innerhalb  welcher 
Minderjährige  nicht  beseliäftigt  weiden 
dürfen,  von  Iii  Uhr  alwnds  bis  4  I  hr  mor- 
gens festgesetzt.  Noch  grossere  Bedeutung 
hatte  die  folgende  Vorschrift  des  Gesetze* 
von  18t)0,  welche  faktiscJi  eine  der  wichtigen 
Bestimmungen  des  Gesetzes  von  1**2  aufge- 
holfen hat:  es  wurde  dein  Oberinspektor  er- 
laubt, auf  Vorstellung  der  örtlieheu  Fahrikin- 
spektoren  die  Arbeit  von  Minilerjälirigen  auch 
an  solchen  Sonn-  und  huheu  Festtagen  zu 
gestatten  ,  an  welchen  auf  Fabriken  und 
Manufakturen  von  Erwachsenen  gearbeitet 
wird.  Noch  eine  Vorschrift  des  Gesetzes  von 
1**2,  die  nicht  durch  die  folgenden  Ver- 
ordnungen aufgeholten  wurde,  soll  erwähnt 
werden:  nämlich,  dass  die  Minderjährigen 
nicht  lieschäftigt  werden  dürfen  iu  solchen 
Branchen,  die  ihrer  Natur  nach  schädlich 
auf  die  Gesundheit  der  Minderjährigen 
wirken  oder  dieselbe  zu  entkräften  geeignet 
sind.  Die  nähere  Bestimmung  solcher  Fa- 
briken und  Manufakturen  der  einzelnen  Ar- 
beiten sowie  die  Festsetzung  der  Alters- 
grenze (übrigens  nicht  höher  als  15  Jahre), 
bis  zu  welcher  die  Minderjährigen  zu  der- 
selben nicht  zugelassen  werden  dürfen,  wird 
einer  Verständigung  zwischen  dem  Finanz- 
miuister  und  dem  Minister  des  Innern  au- 
heimgcgel-en.  Das  Gesetz  vom  3.  Juni 
1**5  hatte  in  den  wichtigsten  Branchen 
der  Textilindustrie  die  Nachtarbeit  den 
Jugendlieben  zwischen  15—17  Jahren 
und  allen  Personen  weiblichen  Geschlechts 
verboten,  anfangs  nur  für  3  Jahre  vom 
Septcmbt-r  1**5  an  gerechnet  (durch  kai- 
serliche Voi>ehrift  vom  -l.üktolier  1**8  prok.n- 
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giert  bis  zum  1.  Januar  1890.  wo  es  dann 
als  permanente  Kegel  ins  Gesetz  auf- 
genommen wurde).  Dem  Gesetze  vom 
24.  April  1890  gemäss  wird  als  Nacht- 
arbeit die  Arbeit  von  9  Uhr  abends  bis 
5  Uhr  morgens  tatrachtet,  aber  in  ge- 
werblichen Etablissements  mit  18  stündiger 
Betriebsdauer  —  die  Artait  von  10  Uhr 
atauds  bis  4  Uhr  morgens.  Das- 
selbe Gesetz  hat  sehr  bedeutende  Verände- 
rungen in  das  Gesetz  vom  vi.  Juni  ISKfi  einge- 
führt. Namentlich  »in  besonders  dringenden 
Fällen«  wurde  es  den  Gouvernements- 
behörden für  Fabrikangelegenheiten  oder, 
wo  solche  nicht  existieren,  den  Gouver- 
neuren gestattet,  den  Jugendlichen  und 
Personen  weiblichen  Geschlechts  die  Nacht- 
arbeit auch  in  denjenigen  Etablissements  zu 
erlauben ,  in  welchen  dieselbe  diesen  Per- 
sonen sonst  vertaten  ist.  unter  der  Be- 
dingung, dass  die  genannten  Personen  an 
»lern  auf  die  Nachtarbeit  folgenden  Tage 
nicht  vor  12  Uhr  mittags  zur  Arbeit  zu- 
gelassen werden.  Auf  diese  Weise  ist  die 
Wiederzulassung  der  Frauen  und  Jugend- 
lichen zur  Nachtarbeit  dem  Ermessen  der 
Verwaltungstahörden  überlassen.  Das  Gesetz 
vom  2.  Juni  1897  bestimmt  den  Maximal- 
arbeitstag für  alle  erwachsenen  Arbeiter. 
Als  Arbeitszeit  wird  diejenige  Zeit  gerechnet, 
im  I^ufe  welcher  die  Artalter  dem  Artaits- 
vertrage  gemäss  in  der  gewerblichen  Unter- 
nehmung und  zur  Verfügung  des  Ijeiters 
derselben  zum  Zwecke  der  Verrichtung  der 
Artait  anwesend  zu  sein  verpflichtet  ist. 
Für  die  Arbeiter,  welch««  ausseldiesslieh  zur 
Tageszeit  beschäftigt  sind,  darf  die  Artaits- 


zeit  nicht  11' 


Hl 


nerlialb  24  Stunden  und 


Sonnabends  und  an  den  Vortagen  der  grossen 
Feiertage  nicht  10  Stunden  übersteigen. 
Für  Arbeiter,  welche,  wenn  auch  teilweise, 
zur  Nachtzeit  beschäftigt  sind .  darf  die 
Arbeitszeit  nicht  10  innerhalb  24  Stunden 
übersteigen.  Als  Nachtzeit  wird  gerechnet 
bei  einschichtiger  Artait  die  Zeit  zwischen 
9  Uhr  abends  und  ö  Uhr  morgens  und  bei 
der  Artait  in  zwei  und  mehr  Schichten 
die  Zeit  zwischen  10  Uhr  abends  und  4  Uhr 
morgens.  An  Sonn-  und  grossen  Feiertagen  darf 
keine  Artait  stattfinden.  Solcher  obligato- 
rischen Feiertage  zählt  das  Gesetz  14  auf. 
Aber  auf  Grund  der  gegenseitigen  Verab- 
redung des  Leiters  der  Unternehmung  und 
der  Artaiter  können  die  letzteren  in  Ab- 
weichung dieser  Kegeln  an  Sonntagen  statt 
der  Werktage  taschäftigt  werden.  Uetar 
die  stattgehabte  Verabredung  sollen  die 
kompetenten  Beamten,  welchen  die  Aufsicht 
über  die  Ausführung  dieses  Gesetzes  anver- 
traut ist,  unverzüglich  in  Kenntnis  gesetzt 
werden.  Als  Uetarzeit  wird  diejenige  Artait 
angesehen,  welche  von  dem  Arbeiter  in  dem 
Gewerbebetrieb  zu  solcher  Zeit,  wo  laut  den 


Bestimmungen  «ler  Arbeitsordnung  der  Ar- 
beiter frei  ist  ,  verrichtet  wird.   In  den  Ar- 
beitsvertrag können  nur  solche  Uetarzeit- 
artaiton,  welche  sich  als  durch  technische 
Procluktionstadingungen  notwendig  bedingt 
erwiesen,  eingeschlossen  werden.  Den  kom- 
petenten Ministem  ist  es  im  Einverständnis 
mit  dem  Ministerium  des  Innern  anheim- 
gestellt: 1)  in  Eutwickelung  «lieses  Gesetzes 
ausführliche  Regulative  und  Instruktionen 
über  die  Verteilung  der  Arbeitszeit  im  all- 
gemeinen und  für  einzelne  Industriezweige 
im  speciellen  (über  Dauer  der  Arbeit  ,  über 
Schichtwechsel,  Über  Schichtenzahl,  über 
Arbeitspausen  u.  s,  w.),  desgleichen  über 
Vornahme,  Verteilung  und  Berechnung  der 
Ueberzeitarbeiten  herauszugeben ;  2)  in  Fällen, 
wo  dies  wegen  der  Natur  des  Produktions- 
prozesses oder  wegen  des  Cliarakters  «ler 
Artait,  und  in  anderen,  besonders  wichtigen 
Ausnahmefällen  für  nötig  erachtet  werden 
wird,  Abweichungen  von  den  Forderungen 
dieses  Gesetzes  im  Sinne  der  Verschärfung 
resp.  der  Abschwächimg  derselben  für  ein- 
zelne Produktionszweige  oder  einzelne  Unter- 
nehmungen und  Arbeiterklassen  zu  gestatten, 
dergleichen  Regeln  herauszugebeu,  bei  deren 
Einhaltung  solche  Abweichungen  zulässig 
sind,  und  3)  Regulative  über  die  iJlnge  und 
Verteilung  der  Arbeitszeit  in  Betrieben  und 
Artaitszweigen ,   welche   für  die  Gesund- 
heit   der   Arbeiter    besonders  gefährlich 
sind,  unter  Verminderung  der  festgesetzten 
Maximalartaitszcit  mit  Rücksicht  auf  die 
solchen  Betrieben  und  Artaitszweigen  eigenen 
Schäden,  und  die  zur  Abschwäehung  dieser 
Schäden     ergriffenen  Vorsichtsmassregeln 
herauszugeben.      Auf    diese    Weise  wird 
«He  Bedeutung  dieses  Gesetzes,  höchst  cha- 
rakteristisch für  nissische  Verhältnisse,  durch 
die  zu  dessen  Fortbildung  erlassenen  admini- 
strativen Regulative  uud  Instruktionen  be- 
stimmt.   Das  Wichtigste  ist  dem  admini- 
strativen Ermessen  übertragen.    Ein  solches 
Regulativ  wurde  vom  Finanzminister  im  Ein- 
verständnis mit  dem  Minister  des  Innern  am 
20.  September  1897  erlassen.    Nach  diesem 
Regulativ  muss  bei  mehr  als  10 stündiger  Ar- 
beitszeit mindestens  eine  Arbeitspause  von 
wenigstens  einstündiger  Dauer  festgesetzt 
werden.    Dem  Departement  für  Handel  und 
Manufakturen  ist  aber  anheimgestellt,  von 
«lieser  Forderung  abzusehen.    Dem  Arbeiter 
muss  die  Möglichkeit  gegeben  werden,  nicht 
seltener  als  alle  sechs  Stunden  Nahrung  zu 
sich  zu  nehmen.    Wenn  die  Arbeitsdauer 
zwischen    zwei   Arbeitspausen   6  Stunden 
übersteigt,  so  muss  es  dem  Artaiter  ermög- 
licht werden,  die  Nahrung  während  der 
Arbeitszeit  einzunehmen,  und  die  Arbeits- 
ordnung soll  den  hierzu  bestimmten  Platz  be- 
zeichnen. Für  die  Unternehmungen  mit  un- 
unterbrochenem Betriebe  werden  weitgehende 


Digitized  by  Google 


Arbeiterschutzgosotzgebnng  (Russland) 


570 


Abweichungen  zugolassen.AlsMaximalarbeits- 
zeit  ffir  jeden  Arlteitcr  innerhalb  48  Stunden 
worden  im  allgemeinen  24,  am  Tage  des 
Schichtwechsel*  30  Stunden  festgesetzt  — 
so  dass  ffir  diese  Unternehmungen  ein  Maxi- 
malarlteitstag  von  12  Stunden  gilt.  Die 
Sonntagsruhe  wird  für  Ariteiter  in  «Uesen 
Unternehmungen  beschnitten,  insofern  die 
24  stündige  Arbeitsruhc  für  sie  U'i  durch- 
schnittlicher Tagosarlteit  von  8  Stunden  nur 
dreimal  monatlich  obligatorisch  ist.  Aber 
auch  diese  Forderung  kann  von  den  Fabrik- 
inspektoren aufgegelton  werden,  >in  Fällen, 
wo  es  den  Unternehmern  äusserst  schwierig 
ist,  Ersatzarbeiter  zu  finden«.  Ferner  nimmt 
das  Regulativ  die  Arbeiter,  welche  Hilfs- 
arbeiten  (Repararnrarbeiten,  Kessel-,  Motoren-, 
Transmissionsbedienung.  Heizung,  Wasser- 
versorgung, Beleuchtung  etc.)  und  derartige 
Arbeiten  verrichten,  von  den  Bestimmungen 
des  Gesetzes  vom  2.  Juni  1897  aus.  f)er 
wichtigste  Punkt  des  Regulativs  vom  20. 
September  1897  —  die  Vorschriften  iilier  die 
Uelterzcitarbeit  —  wurde  durcli  ein  Uirkidar 
des  Finanzministers  vom  14.  März  189K 
radikal  geändert.  Die  Ueberstunden  werden 
von  dem  in  Rede  stehenden  Regulativ  in 
obligatorische  und  nicht  obligatorische  ge- 
teilt. Der  Begriff  der  technisch  notwendigen 
Arbeit,  welche  in  Ueberstunden  obligatorisch 
geleistet  werden  soll,  wird  in  dem  Rogidativ 
in  folgender  Weise  definiert :  ^als  technisch 
notwenilig  werden  nur  diejenigen  Arlieiten 
anerkannt,  welche  ausschliesslich  durch  zu- 
fällige und  dabei  dem  Wesen  des  betreffen- 
den Produktionsprozesses  selbst  entsprin- 
gende Störungen  seines  normalen  Verlaufes, 
hervorgerufen  werden.  Sie  können  für  den 
Arbeiter  nur  dann  als  obligatorisch  aner- 
kannt werden,  wenn  in  der  Arbeitsordnung 
die  Fälle,  in  welchen  solche  Arlwiten  statt- 
finden sollen,  und  in  den  L>lndistcn  und 
Tarifen  die  übrigen  Bedingungen  ihrer  Vor- 
nahme bestimmt  sind.«  Das  Regulativ  vom 
20.  Septemlier  setzt  das  Maximum  der  nicht- 
obligatorischen Ueberstunden  im  Jahre  auf 
120  für  jeden  Arbeiter  fest,  wobei  aber  in 
dieser  Zahl  weder  die  technisch  notwendigen 
im  allgemeinen  Arlteitsvortrag  zu  bestim- 
menden (obligatorischen)  noch  die  durch 
das  Eintreten  der  höheren  Gewalt  Itodingten 
Ueberstunden  enthalten  sind.  Diese  zwei 
letztem  Arten  derUeberstuiiden  wurden  keiner 
Normierung  unterworfen.  Das  Cirknlardes  Fi- 
nanzministers vom  14.  Mär/.  1898  hat  aber  die 
Normierung  der  nicht  obligatorischen  Über- 
stunden ganz  aufgeholten.  Die  Zahl  der  Ueber- 
stunden kann  nach  Belieben  gemacht  werden. 

3.  Die  Bedingungen  des  Arbeitsver- 
trag». Das  Gesetz  v.  3.  Juni  1880  (etwas 
geändert  und  ergänzt  8.  Juni  1893),  betreffend 
die  Aufsicht  über  das  Fabrikwesen  und  die 
wechselseitigen    Beziehungen   der  Fabrik- 


herrn und  Arbeiter  zu  einander,  ist  eins  der 
wichtigsten  Fabrikgesetee  Russlands.  Dieses 
Gesetz  hat  gänzlich  die  Bedingungen  des 
gewerblichen  Lohnvertrags  geändert  und 
in  sehr  bedeutender  Weise  die  Vertragsfrei- 
heit  beschränkt.  Das  Gesetz  zerfallt  in 
zwei  Teile:  der  eine,  allgemeine  Ted  hat 
allgemeine  Rechtskraft,  der  zweite  —  die 
besonderen  -Regeln*  — bezog  sich  erst  nur 
auf  die  Gouvernements  Petersburg,  Moskau 
und  Wladimir:  alter  später  wurde  ihre 
Wirkung  schrittweise  auf  alle  übrigen 
Gouvernements  des  eurojtäischon  Russlands 
verbreitet.  Das  Gesetz  von  1886  bestimmte  in 
strenger  Weise  die  Ordnung  und  die  Be- 
dingungen des  Arbeitsvertrags  und  der  Auf- 
hebung desselben. 

Die  Arbeiter  köunen  angestellt  werden : 
1)  auf  bestimmte  Zeit,  2)  auf  unbestimmte 
j  Zeit  uud  3)  auf  Akkord.  Bei  Dienstver- 
trägen,  welche  auf  unbestimmte  Zeit  abge- 
schlossen sind,  steht  beiden  Teilen  eine 
|  zwciwöchcntliche  Kündigung  zu.  Vor  Ab- 
:  lauf  des  mit  den  Arbeitern  auf  bestimmte 
Zeit  geschlossenen  Dienstvertrags  resp.  vor- 
geschriebener zweiwöehentlicher  Kündigung 
Itei  imbefristetem  Dienstvertrage  darf  der 
l»hn  nicht  herabgedrückt  worden,  sei  es 
durch  Festsetzung  neuer  Grundlagen  für  die 
Berechnung  desselben,  sei  es  durch  Kürzung 
der  Arbeitstage  in  der  Woche  oder  der 
Arbeitsstunden  am  Tage,  sei  es  durch  Ab- 
änderung der  für  die  Stückarbeit  geltenden 
Bestimmungen.  Ebensowenig  sind  die  Ar- 
Iteiter  Wreehtigt,  vor  Beendigung  des  Ver- 
trags eine  Veränderung  der  in  demselben 
stipulierten  Bedingungen  zu  fordern.  Dio 
Lohnzahlung  darf  nicht  weniger  als  einmal 
im  Monat  erfolgen,  wenn  der  Dienst  vertrag 
auf  mehr  als  einen  Monat  abgeschlossen  ist, 
uuil  nicht  weniger  als  zweimal  monatlich 
l>ei  unbefristetem  Dienstvertrage.  Beim 
Engagement  zur  Ausführung  einer  bestimmten 
Arbeit,  mit  Ausnahme  der  Stückarbeit,  wird 
der  Ijohn  im  Zweifel  erst  nach  Beendigung 
der  Arbeit  gezahlt.  Ueber  die  Abrechnung 
mit  den  Arbitern  muss  ein  besonderes  Buch 
geführt  werden.  Es  ist  verboten,  mit  den 
Arbeitern  statt  in  Geld  durch  Hingabe  von 
Kupons,  Wertzeichen,  Waren  oder  anderen 
Gegenständen  abzurechnen.  Bei  der  Lohn- 
auszahlung an  die  Arbeiter  dürfen  keine 
Abzüge  für  die  Schulden  derselben  gemacht 
werden.  Als  Schulden  der  Arbeiter  werden 
jedoch  die  den  Fabrikverwaltungen  zu- 
stehenden Forderungen,  welche  auf  Vor- 
schüssen, A'erpflegung  oder  Gewährung  von 
notwendigen  Gebranchsgegenständen  ans  den 
Fabrikbuden  beruhen,  nicht  Itetrachtet.  Den 
I  .«eitern  von  Fabriken  ist  es  nicht  gestattet, 
sich  Zinsen  für  die  den  Arbeitern  gegebenen 
Darlehen  resp.  eine  Provision  für  Ueber- 
nahme  von  Bürgschaften  zu  Gunsten  der 
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von  den  ArU'itoni  ••ing.'gangoneu  Verbind- 
lichkeiten zu  berechnen.  Von  »Ion  Albeitern 
dürfen  nicht  folgend«»  Zahlungen  erhoben 
worden:  1)  für  geleistet»!  ärztlich«'  Hilfe, 
2)  für  Beleuchtung  der  "Werkstätten.  3)  für 
Benutzung  von  Werkzeugen  zur  Fa>brikarl>oit. 
Der  Dionstvortrag  zwischen  dein  Arl»oiter 
unil  «ler  Fabrikverwaltung,  welcher  auf  \*>- 
stimmto  Zeit  abgeschlossen  ist,  kann  durch 
den  Leiter  der  Fabrik  einseitig  gelöst  werden 
wegen  Nichterscheinen  des  Arbeiters  zur 
Arlieit  und  wegen  .»Grobheit  »der  unge- 
hörigen Betragens  des  Arbeiters,  weun 
letztens  «lie  vtunimgensreehtliehen  Interessen 
der  Fabrik  oder  die  persönliche  Sicherheit 
iler  Glieder  der  Fabrik  vorwaltung  oder  die 
Arbeitsiufseher  zu  bedrohen  geeignet  isr,<  — 
und  in  anderen  Füllen.  Der  Arlieitcr  ist  be- 
rechtigt, einseitig  <len  Dienstvertrag  aufzu- 
heben wegen  Misshandlung,  schwerer  Be- 
leidigung und  schlechter  Behandlung  seitens 
des  Fabrikbeirn ,  deren  Familie  oder  der- 
jenigen l'crsoneu,  welche  mit  der  Aufsicht 
über  die  Arbeiter  Itetraut  sind,  wegen  Ver- 
letzung der  Vereinbarung  über  Nahrung  und 
"Wohnung,  wegen  Zuweisung  gesuudheits- 
schädlicher  Arbeiten  u.  s.  w.  In  den  Gouver- 
nements, in  denen  die  »besonderen  Hegeln 
über  die  gegenseitigen  Beziehungen  zwischen 
den  Fabrikherren  und  den  Arbeitern*  Geltung 
haben  (jetzt  in  allen  Gouvernements  des 
europäischen  Russlaud).  bekommt  jeder 
Fabrikarbeiter  l>oi  der  Mietung  ein  Ab- 
rechnungsbüchlein  nach  dem  von  der 
Gonveiiioinentsb'hörde  für  Fabrikangelegen- 
heiten Wstütigten  Schema.  Die  Kegeln  ülter 
innere  Geschäftsordnung  auf  den  Fabriken 
werden  vom  Fabrikinspektor  bestätigt.  Kben- 
s<>  bestätigt  der  Fahrikinsi>ektor  die  Ver- 
zeiehnisse  der  Artikel,  mit  Preisinga!*-  und 
Taxe,  welche  in  den  Fabrikbuden  feilgeboten 
werden.  Der  Betriebsleiter  bat  das  Hecht, 
aus  eigener  Machtvollkommenheit  Geldstrafen 
zu  diktieren,  und  zwar  1)  für  untaugliche 
Arbeit,  >>  Versäumnisse  und  3)  Störung  der 
Ordnung.  In  anderer  VeranLissung  können 
(ieldstrafen  nicht  auferlegt  werden.  Die 
einer  Geldstrafe  unterliegenden  l'eber- 
tretungsfälle  müssen  in  besonder» -n  Talielleu 
verzeichnet  weiden,  unter  Angabe  der  Höhe 
»ler  Strafen.  Diese  Tabellen  worden 
von  der  Fahrikinspektion  betätigt  und  in 
den  Werkstätten  ausg-hängt.  (ieldstrafen 
»lürfen  1  t  demjenigen  Ijohuhetrags  nicht 
übor<t  eigen,  welcher  »lein  Arbeiter  bei  dem 
regelmässigen  Abrechnungsteriniu  zukommen 
winde.  Wenn  alM-r<lie  An^;ild  G»>i- <b  tii  Arbeiter 
zur  List  gelegten  r»'bertretungen  (die  Ge- 
samtsumme der  zudiktiert»'!!  GeMstrafen) 
«lioso  Norm  übersteigen  sollt»',  so  hat  der 
Betri»-bsl»'it.'r  das  Fi»  »  fit.  »i.-n  Dienstvertrag 
aufzuheheti. 

4.   Der  Schulunterricht    der  min- 


derjährigen Arbeiter.  Die  Fabrikleiter 
dürfen,  »lein  Gesetz  von  1NS2  gemäss,  »len- 
jenigen  minderjährigen  Arbeitern  (von  12  bis 
1  fi  Jahren),  die  kein  Zeugnis  über  ilie  Al»- 
s»»lvierung  einer  mindestens  einklassigen 
Volksschule  <>ler  einer  ihr  glei<hsteh»:'iiden 
Leliranstalt  besitzen.  <<b?n  Besuch  »ler 
Schulen  bei  Fabriken  (der  l>euacbl>arten 
VoLkssohidon  mindestens  während  IS  Stun- 
den in  der  Woche  nicht  vorenthaltene 
Falls  bei  Fabrikeu  keine  Schulen  vorhanden 
sind,  hat  sieh  »lie  FabrikiiiHi»ektion  mit  der 
örtlichen  Schiüobrigkeit  zu  verstämügeii 
über  »lie  Heranziehung  »ler  in  der  Nähe  der 
Fabriken liefindlichcn  Volkssclnüeu  ziu-lTnter- 
weisung  »ler  in  den  1  »et  reffenden  Fabriken 
beschäftigten  mindei jährigen  Arlnuter.  Falls 
die  bereits  liesteheuden  Volksschulen  für  den 
rnterricht  der  minderjährigen  Arbeit»1!-  nicht 
geeignet  sind,  .so  hat  die  Fabrikinspektion 
b»'i  den  örtlichen  Sdiulohrigkoiten  die  Ein- 
richtung  l^esonderer  Schulen  zu  lienntrageu. 

5.  Fabrik inHpektoren.  Die  Aufsicht 
über  den  Vollzug  »ler  oben  erwähnten  Fa- 
brikgesetze ist  »len  im  Gesetze  vom  J..lnni 
1SS-J  gcscliaff»»ncu  FabrikinsjM'kte-ren  anver- 
traut. Sie  stehen  unter  dem  Finanzministe- 
rium (Departement  für  Handel  und  Manu- 
fakturen). Ihre  Thätigkcit  erstreckt  sich 
aber  ni»  ht  1)  auf  die  Fabriki  n,  welche  der 
Kren»'  oder  Regierirngsinstitutioneu  gehören 
(in  «Uesen  Anstalten  wird  dw  Aufsicht  über 
«lie  Bookiehtung  der  betreffenden  Bestim- 
mungen »lenjenigen  Beamten  anv»»rtraut. 
welchen  die  Verwaltung  dieser  Anstalten 
obliegt)  und  2)  auf  die  Bergwerke  un»l 
Gruben,  welch»-  »ler  Beaufsichtigung  einer 
besondervn  lnspektion  aus  Beamten  der 
Bergbauverwnltung  unterstellt  ist. 

Das     Institut     des  Fabrikinsj>ektorats 
winde  gänzlich  reformiert  durch  da*  Gesetz 
vom  1-1.  März  ISlG,  welches  den  Fnbrikiu- 
s|M'ktor»'ii  neu»-  Pflichten  auferlegte  und  «b'ti 
|  Posten  eines Oborfuhrikiiispekt-ors,  dem  früher 
jalle   Fabrikins|iektoivn   unmittelbar  unter- 
I  geonlnet  waren,  aufhob.    Gegenwärtig  sin»l 
:  »lie  Fabrikinspektoren  direkt  »lein  Dejiarte- 
I  ment  für  Handel  uml  Manufakturen  unter- 
i  geordnet.    Die  <  »hliogenheiten  der  Fabrikiu- 
I  spektoren  sin«l  in  ihren  Hauptzügeu  vom 
Gesetz  bestimmt,  ausführiVhcr  aber  durch 
|  besondere  Instruktionen  (mitunter  konfiden- 
tiellen  ( Charakters  uml  »laher  dein  Publikum 
unbekannt),  welche  vom  Finanzminister  im 
Einverständnis  mit  »lern  Minister  dos  Iuneru 
!  uml  dem  Minister  d»-r  Volksaufklänmg  er- 
lassen weiden.    DieBefugnis.se  der  Fabrik- 
'  ins|M'kt«iivn  hiiisk-htlieh  der  Regelung  des 
Fabrikslebens  sind  sehr  umfangreich.  Wit- 
schen erwähnt,  hat  »ler  Fahrikinsi>ektor  dah 
1  Verzi'iehnis  »ler  (ieldstrafen  für  vt  rsehiedene 
I  Vergeljeii  'l»  s  Arlteiters  zu  bestätigen.  cIh.mi- 
'  so  «lie  JVeisliste  aller  Verkaufsgegenstäii'le 
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in  «Icn  Fahrikhuden  und  die  Gruinllageu 
«ler  Arbeitsordnungen  auf  den  Fabriken:  ihm 
Ii«»gt  ausserdem  (»1».  die  Einhaltung  der 
Gesetzesbestimmungen  hinsichtlich  der  Min- 
«l.rjälirigeii .  der  Arbeit  von  Frauen  und 
Jugendlicher .  des  Maximalarbeitstages  zu 
ültorwncheu  u.  s.  w.  n.  s.  w\  fn  der  Person 
der  Fabrikinsjiektoreu  besitzt  die  Regierung 
Agenten,  durch  die  sie  mächtig  sowohl  auf 
die  Arlteiter,  wie  auch  auf  die  Fabrikbesitzer 
einwirken  kann. 

6.  Behörden  für  Fabrikangelegen- 
heiten. Das  Gesetz  vom  3.  Juni  1S8«J  hat 
liesoiiderc  administrative  I/)knlbeh«~>rdou  zur 
Oberaufsicht  *über  die  Wahrung  gebfihren- 
der  Ordnung  in  den  Fabriken  geschaffen. 
Diese  Behörden  werden  gebildet  aus  den 
Vei-tretem  der  höheren  lokalen  Verwal- 
tung. d»-s  Justizivssorts,  der  Fabrikin- 
s[H»ktion,  aus  den  Vertretern  der  I*ind- 
(Semstwo)  und  Stadtverwaltungen  oder 
aus  den  Vertretern  der  lokalen  B«>ratnngs- 
l*dior«len  in  Angelegenheiten  des  Handels 
und  der  Mnnnfakhirindustrie  (wo  solche 
Beratungsl>eh«">r«lon  vorlian'len  sind)  und 
anderen.  Diesen  Kehöivlen  liegt  ob  1)  Er- 
lass  obligatorischer  Verordnungen  betreffend  .  Fabrikbesitzer  hat 
die  Sicherung  des  l^ebens,  der  Gesund-  Folgen  zu  traget«, 
heit  und  der  Sittlichkeit  während  der 
Arbeit  und  bezüglich  der  Unterbringung  der :  reltertretniigsfftuV 
Arbeiter  in  den  Fabrikräumen  wie  auch 
betreffend  die  Ärztliche  Hilfe;  diese  Ver- 
ordnungen sihd  in  den  betreffenden  Werk- 
stätten auszuhängen ;  2)  Entscheidung  in 
einigen  speeiell  genannten  Füllen  von  Rechts- 
Überschreitung  seitens  der  Fabrikleiter 
sowie  in  betreff  der  vei'botenen  Art  der 
I»hnzahlung:  3)  Entscheidung  in  Sachen 
der  Beschwerden  gegen  Massrcgel  n  der 
Fabrikinsjtektoren ,  die  innerhalb  eines 
Monats  anzubringen  sind;  4)  Aufstellung 
ergänzender  Regeln  in  betreff  der  Bezie- 
hungen der  Hilfsarlwiter  sowie  der  antcil- 
weise  oder  in  Akkord  angestellten  zu  der 


Anstalten  aber,  welche  /.um  Ressort  des 
Kriegs-  resp.  lies  Maiunemiuisteiiunis  ge- 
hören, sind  in  lietivff  der  liänge  des  Arbeit  s- 
tages  den  hesondeitMi  für  diese  Rössens 
giltigen  Ordnungen  und  Regeln  unterworfen. 
Die  liesotidoren  Regeln  über  wechselsoiti«j;e. 
Beziehungen  der  Fabrikherren  und  Arbeiter 
haben  Anwendung  nur  auf  l'rivntfubrikcn. 

H.  Straf  best  imnmngeu.  Fabrikleiter, 
die  einer  l 'OiVrtrctuug  der  Gesetzoshestim- 
mungeii  t^treffend  die  Arlieit  Minderjähriger, 
'  Jugendlicher    und   Frauen    schuldig  sind, 
unterliegen    einem   Airest    bis    zu  einem 
!  Monat  oder  einer  Geldstrafe  his  lfm  Rubel. 
I  Fabrikleiter,  die  einer  lTebertretung  «ler  be- 
soudeien  Regeln  über  die  wechselseitigen 
Beziehungen  der  Fahrikherreii  und  Aibeiter 
schuldig  sind,  unterliegen  einer  Geldstrafe 
bis  3(Mi  Rubel;  in  dem  Falle  jedoch,  dass 
einige  umi-gelrechte  Handlungen  des  Fahrik- 
heiTii  Arbeiternnmhen  in  der  Fabrik  her- 
vorrufen, kann  der  Fabrikbesitzer  zu  einem 
Arrest  bis  zu  divi  Monaten  verurteilt  wer- 
den.   Für  ein  eigenmächtiges  Brechen  des 
Arbeitskontrakts    unterliegt    der  ArN'iter 
einem   Arrest   bis   zu   einem   Monat,  der 
nur  die  civilrechtlichen 
Im  Gesetz  vom  2.  Juni 
IS!>7  felden  jegliche  Strafbestimmungen  für 


('.  Besondere  Bestimmungeu. 

1.  Bergarbeiter.  Die  Bestimmungen 
des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1*K2  l »et reffend 
die  Arl»eit  Minderjähriger  halten  Giltigkeit 
auch  für  die  Bergarbeiter.  Et>etiso  wunle 
dunh  ein  iM'sondeivs Gesetz  vom !).  März  1*02 
mit  einigen  Veränderungen  auch  das  Gesetz 
vom 3.  Juni  lSNßauf  die  Bergarlx'iterei-stivckt. 
Das  Gesetz  betreffend  den  Nermalarbeitstag 
«^•streckte  sich  vom  Moment  seines  Erlasses 
an  auf  die  Betgarbeiter  (mit  einigen  Ein- 
schränkungen bezüglich  der  ArWuter  iu 
Gold-  und  Platinagruben).  Als  auf  eine 
Fabrik leitung;    und   "i)   Entscheidung    der  [  besonder**  Bestimmung,  die  nur  für  Berg 


zweifelhaften  Fälle,  die  den  Fabrikinsjyok- 
toren  nuf Stessen. 

7.  Die  Wirkungssphäre  der  Fabrik-  j 
gesetze.  Die  Giltigkeit  aller  genannten  Tag* 
f  resetze  erstreckt  sich  auf  alle  Gouverne- 
ments des  europäischen  Russland  (Bolen 
mit  einbegriffen).  Im  asiatischen  Russland 
und  im  Kaukasus  gelten  diese  Gesetze 
nicht.  Genannten  Gesetzen  sind  unter- 
worfen alle  Fabriken,  zugleich  al»cr  auch 
alle  Werkstätten,  hinsichtlich  derer  «lies 
vom  Finanznünister  im  Einverständnis  mit 
dem  Minister  des  Innern  für  nötig  erachtet 
wird.    Das  Gesetz  K-treffend  den  Schutz 


i  arl>eitor  Geltung  hat,  ist  hinzuweisen  auf 
!  das  Verbot  «ler  Bescliäftigung  von  Frauen 
!  ["'glichen  Alters  in  der  Nacht  und  »unter 
die  Arbeit  -.unter  Tage-   ist,  wie 
schon   gesagt,  auch   allen  Minderjährigen 
unter  15  Jahren   verboten.     Auf  Arbeiter 
in  Piatina-  und  Goldgrultcn  bezieht  sich  ein 
besonderes  tiesetz  vom  20.  Juni  18!)ö.  welches 
wir  jedoch  hier  nicht  ausführlicher  betrachten 
werden. 

Ü.  Jjandarbeiter.    Fast  gleichzeitig  mit 
dem   Gesetz    vom    3.   Juni   lsS(i  erfolgt«» 
am    12.   Juni   ein   «wdehes    hetivffond  die 
Anmietung  «ler  1  Handarbeiter.     Der  Erlass 
minderjähriger   Arbiter,  ettenso  auch   «las  J  dies«>s  Gesetzes  wurde  hervoigerubm  durch 
Gesotz  vom  2.  Juni  1*!»7  bezüglmh  des  Nor- :  Inständige    Klagen    «l«'S  lan«lb«\sitzen«|en 


malar>»ritstagos .  erstreckt  si«-h 
wie  auch  auf  I'rivatfabriken. 


auf  Krön-  i  A«lcls  üImt  Niehteinlialten  der  I/>hnbedin- 
Teclmisehe  ;  gungen  seitens  <l«>r  Landarbeiter  und  Ober 
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eigenmächtiges  Einstellen  der  Arbeit  seitens 
derselben.  In  der  Befriedigung  dieser  For- 
derung des  Adels  bestand  der  Hauptzweck 
des  genannten  Gesetzes.  Dementsprechend 
befasst  sich  das  Gesetz  nüt  einer  ausführ- 
lichen Regelung  der  Bedingungen  beim 
Abschluss  und  Bruch  des  Arbeitskontrakts; 
im  allgemeinen  ist  es  ziemlich  ähnlich  dem  Ge- 
setz vom  3.  Juni  desselben  Jahres  betreffend 
die  Fabrikarl>eiter.  Zugleich  aber  entliält 
das  Gesetz  besondere  Bestimmungen  zu 
Gunsten  der  landwirtschaftlichen  Unter- 
nehmer. So  z.  B.  bestimmt  das  Gesetz,  dass  ein 
Arbeitgeber,  welcher  einen  notorisch  bereits 
gemieteten,  durch  einen  schriftlichen  Kontrakt 
anderweitig  gebundenen  Arbeiter  dingt, 
einem  Arrest  von  nicht  mehr  als  3  Monaten 
oder  einer  Geldstrafe  von  nicht  mehr  als 
300  Rutieln  unterliegt;  das  Erheben  einer 
Krimi nalklage  ist  dem  früheren  Lohnherrn 
anheimgestellt,  dem  ausserdem  noch  das 
Recht  zusteht,  Schadenersatz  vom  Lohn- 
herrn), der  notorisch  ihn  geschädigt  hat,  zu 
beanspruchen.  Dem  Lolmherrn  droht  das 
Gesetz  in  Fällen  von  Nichteinhaltung  der 
Kontraktbedingungen  mit  einer  Geldstrafe, 
dem  Arbeiter  aber  in  Fällen,  wo  dersell>e 
seinen  Pflichten  dem  Lohnherm  gegenüber 
nicht  nachkommt,  droht  das  Gesetz  meisten- 
teils mit  einem  Arrest.  Zugleich  enthält  das 
Gesetz  vom  12.  Juni  einige  Bestimmungen, 
die  die  Wahrung  der  Interessen  des  Ar- 
beiters bezwecken.  So  z.  B.  bekräftigte  das 
Gesetz  nochmals  das  Verbot,  dem  Arbeiter 
seinen  Lohn  in  Ware  oder  Getreide  aufzu- 
zwingen, und  erhöhte  die  Strafe  für  der- 
gleichen, verbot  feiner  deu  Eltern  und  Vor- 
mündern, minderjährige  Arbeiter  ohne  deren 
Einwilligung  zur  Lohnarbeit  abzugeben.  Der 
LohnheiT  hat  kein  Recht,  Minderiälirigen 
Arbeiten  aufzuerlegen,  »die  ihrem  Alter  und 
ihren  Klüften  nicht  angemessen  sind,  und 
ist  verpflichtet,  dieselben  am  Besuch  der 
Kirche  und  Schule  in  der  arbeitsfreien  Zeit 
nicht  nur  nicht  zu  verhindern,  sondern  sie 
dazu  gerade  anzuspornen.«  Dem  erkrankten 
Arbeiter  muss  der  Ivohnheir  Unterstützung 
zu  teil  werden  lassen  und  »im  Falle  einer 
Notwendigkeit  ihm  beliilflich  sein,  damit  er 
an  seinen  Wohnort  zurückziehen  oder  in  ein 
Krankenhaus  untergebracht  werden  kann.' 
Allen  derartigen  Gcsetzosbestimmiuigen 
mangelt  es  jedoch,  dank  ilu-er  Unbestimmt- 
heit sowie  des  Feldens  jeglicher  Aufsicht 
über  ihn>  Einhaltung,  an  praktischer  Be- 
deutung und  sie  sind  durchaus  nicht  im- 
stande, die  sehr  ungleiche  Bestrafung  der 
Lohnherren  und  der  Arbeiter  auszugleic  hen. 
Im  allgemeinen  unterliegt  keinem  Zweifel, 
dass  das  Gesetz  vom  12.  Juni  1SS(5  in  un- 
vergleichlich grosserem  Masse  die  Wahrung 
der  Interessen  der  Lohnlierivn  als  der  der 
Arbeiter  zum  Ziel  hat. 


3.  Handwerker.  Für  das  Handwerk 
ltesteht  in  Russland  nominell  der  lOstündige 
Arbeitstag  auf  Grund  eines  ganz  veralteten 
Gesetzes  vom  Jahre  1785.  Dieses  Gesetz 
wird  im  allgemeinen  nicht  befolgt,  doch 
haben  in  letzterer  Zeit  mehrmals  die 
jüdischeu  Handwerker  der  westrussischen 
Städte  durch  Strikes  die  Einhaltung  des 
gesetzlichen  Arbeitstages  erzwungen. 

D.  Wirkung  der  Gesetzgebung. 

lieber  die  Einwirkung  der  russischen 
Arbeiterschutzgesetzgebung  auf  die  Lage  dor 
Arbeiter  ist  aus  Maugel  an  Daten  schwer 
zu  urteilen.  Während  des  Finanzministe- 
riums Bunge  veröffentlichten  die  Fabrik- 
inspektoren ihre  Berichte,  die  nicht  selten 
äusseret  interessante  Daten  über  die  wirt- 
schaftliche Ijage  der  Arbeiter  und  über  die 
Wirkung  der  neuen  Fabrikgesetze  enthielten. 
Besonders  günstig  in  dieser  Hinsieht  treten 
herv  or  die  Berichte  zweier  E  abrikinspektoren : 
Janshuls  (des  bekannten  Nationalökonoms 
und  Professors)  und  Peskows.  Die  letzten 
Berichte  der  Eabrikinspektoren  gehören  dem 
Jahre  1885  an  —  seitdem  sind  sie  nicht 
mehr  veröffentlicht  worden. 

Es  ist  nicht  schwer,  einen  wesentlichen 
Umschwung  im  Charakter  der  Fabrikgesetz- 
gebung zur  Zeit  Buuges  und  nach  Buuge 
zu  bemerkeu.  Das  Einanzministerium 
hatte  zm-  Zeit  Bunges  bei  der  Ausarbeitung 
der  Fabrikgesetze  wirklich  und  nicht  mü- 
dem Anscheine  nach  eine  Wahrung  der 
Interessen  der  Arl»eiter  im  Auge ;  die  ersten 
Fahrikinspektoren  waren  unabhängige  Leute, 
die  von  einem  guten  Willen,  den  Arbeitern 
zu  helfen,  beseelt  waren.  Es  ergiobt  sieh 
aus  der  Natur  der  Sache,  dass  sie  einen 
hartnäckigen  Kampf  mit  deu  Fabrikbesitzern, 
besonders  mit  den  Moskauer  Fabrikbesitzern, 
zu  führen  hatten.  Das  kühne  Vorgehen  der 
ersten  Fabrikinspektoren  rief  einen  erbitterten 
Kampf  gegeu  sie  hervor  sowold  seitens  der 
Fabrikbesitzer  wie  auch  seitens  der  reaktio- 
nären Presse»  mit  dem  Organ  des  verstorbenen 
Katkow  »Moskorskija  Wedomostü  (Moskauer 
Nachrichten)  au  der  Spitze  Es  begann  eine 
Zeitungsagitatiou  gegeu  die  neuen  Fabrik- 
gesetze und  das  Personal  der  Fabrikinspek- 
tion. Diese  Agitation  trug  dazu  bei,  dass 
Bunge  seinem  Posten  entsagte  und  der  Mos- 
kauer Fakrikinspektor  Janshul  seinen  Ab- 
schied nahm. 

Die  tteiden  darauffolgenden  Finanzminister 
—  Wyschnegradski  und  Witte  —  trugen 
hauptsächlich, Bedenken,  den  Moskauer  Gross- 
ind nstriellen  irgend  welche  Unannehmlich- 
keiten zu  bereiten.  Zur  Zeit  Wysehnegradskis 
machte  die  russische  Fabrikgesetzgebung 
mit  dem  Gesetz  vom  21.  April  1890  einen 
entschiedenen  Schritt  zurück.  Dieses  Gesetz 


Digitized  by  Google 


Arbeiterschutzgesetzgebung  (Russlaad) 


583 


ül»erlieferte  der  Administrativgowalt  das, 
worüber  zur  Zeit  Bunges  das  Oesetz 
selbst  entschied.  Der  Gonvernements- 
verwaltung,  der  Finanz  Verwaltung  und 
der  Fabrikinspektion  war  nach  diesem  Ge- 
setz anheimgestellt,  die  Wirksamkeit  der 
Bestimmungen  zum  Schutz  der  Arbeiter 
zu  verstärken  oder  zu  schwächen,  diese 
Bestimmungen  in  der  That  zu  nichte  zu 
machen  oder  sie  zu  einem  wirklichen  Mittel  des 
Arbeiterschutzes  auszugestalten.  Es  unter- 
liegt aber  keinem  Zweifel,  dass  das  erstere 
viel  öfter  geschieht  als  das  letztere.  So- 
wohl Wyscnnegradski  wie  auch  sein  Nach- 
folger Witte  haben  alle  Massregeln  getroffen, 
um  die  Fabrikbesitzer  mit  den  neuen 
Fabrikgesetzen  auszusöhnen  und  zwar  auf 
dem  Wege  einer  minder  strengen  Beauf- 
sichtigung. Eine  gewaltige  Bedeutung  in 
dieser  Hinsicht  hat  die  Umgestaltung  des 
Personals  der  Fabrikinspektion  gehabt  sowie 
die  Umänderung  der  ganzen  Richtung  ihrer 
Thätigkeit.  Dnter  den  ersten  Fabrikinspek- 
toren befanden  sich  Aerzte,  Nationalöko- 
nomen, Pädagogen:  gegenwärtig  werden  zu 
Fabrikinspektoren  fast  ausschliesslich  Toch- 
niker  ernannt.  Die  früheren  Fabrikinspek- 
toren glichen  am  wenigsten  den  gewöhn- 
lichen Regiorungsbeaniten ;  es  gab  unter 
ihnen  Leute,  die  durch  ihr  hervorragendes 
Wirken  im  gesellschaftlichen  Leben  sowie 
auch  in  der  Litteratur  sich  einen  wold- 
klingenden Namen  geschaffen  haben.  Solche 
hervorragende  Kräfte  waren:  der  erste 
Oberfabrikinspektor  Andrejew,  der  Verfasser 
verschiedener  nationalökonomischer  Werke, 
«•iner  der  Urheber  des  Gesetzes  vom  2.  Juni 
18*2  betreffend  den  Schutz  Minderjähriger, 
der  längere  Zeit  Vorsitzender  der  beständi- 
gen Kommission  für  technische  Bildung  der 
Kaiserlichen  technischen  Gesellschaft  war; 
sein  Nachfolger  Michailowski,  der  ebenso 
längere  Zeit  im  Comite  für  Volks- 
bildung bei  der  Kaiserlichen  freien  ökono- 
mischen Gesellscliaft  präsidierte;  Professor 
Jansind,  einer  der  bekanntesten  russi- 
schen Nationalökonomen  (gegenwärtig  Mit- 
glied der  Kaiserlichen  Akademie  der  Wis- 
senschaften), u.  a.  Gegenwärtig  unter- 
scheidet sich  flie  Fabrikinspektion  in  ihrem 
Personalbestand  in  keiner  Hinsicht  von  den 
gewöhnlichen  Regierungsbeamten,  die  sich 
in  Russland  gerade  nicht  durch  bürgerlichen 
Mut  und  Bereitwilligkeit,  für  die  Iuteressen 
<ler  Schwachen  einzutreten,  auszeichnen.  Die 
Abschaffung  des  Postens  eines  Oberfabrik- 
inspektors im  Jahre  1894  und  die  Unterord- 
nung der  Fabrikinspektoren  unmittelbar  unter 
Departement  für  Handel  und  Manufaktm«n 
musste  notwendigerweise  die  Fabrikinspek- 
tion jeglichen  Anscheines  einer  Selbständig- 
keit berauben.  Zur  Charakteristik  der  Rich- 
tung, die  in  jetziger  Zeit  das  Finanzmini- 


i  storium  der  Fabrikinspektion  geben  will, 
j  dient  ein  Schreiben  des  jetzigen  Fiuauz- 
1  ministers  Witte  vom  Jahre  1894  an  die 
Fabrikinspektoren.  In  diesem  Schreiben  er- 
geht sich  der  Minister,  im  Widerspruch  mit 
allen  bekannten  Thatsachen,  in  ]  Lobeser- 
hebungen Über  die  Sorgfalt  russisclier  Fabrik- 
besitzer in  Beziig  aiif  die  Besserung  dor 
Arbeiterverhältnisse  und  warnt  die  Fabrik- 
inspektoren bei  dem  Gesetzesvollziige,  sich 
nicht  »von  ejnseitigeu  Ansichten  hinrelssen 
zu  lassen« ;  das  Gesetz  muas  'konsequent, 
vernünftig  und  ohne  die  gerechten  Interessen 
der  Industrie  selbst  zu  kreuzen«  durchge- 
führt werden.  Der  Minister  weist  ferner 
auf  die  Solidarität  der  Interessen  der  Fabrik- 
besitzer und  der  Arbeiter  hin  und  sieht  in 
der  Vorsclunelzung  dieser  Interessen  ein 
»Unterpfand  für  den  regelrechten  Gang  des 
1  Fabrik  wosens 

Die  Bedenken  des  Finanzministeriums, 
in  irgend  welcher  Hinsicht  das  Interesse 
der  Fabrikbesitzer  anzutasten,  liaben  wesent- 
lich auf  die  ganze  neuere  Richtung  der 
russischen  Fabrikgesetzgebung  eingewirkt 
Arbeiterunruhen  sowie  die  Forderungen  der 
vorgeschrittenen  Fabrikbesitzer  bedington  den 
Erlass  des  Gesetzes  vom  2.  Juni  1897  be- 
treffend den  Maximalarl>citstag.  Schon  in 
sich  selbst  enthielt  dieses  Gesotz  vieles, 
was  seine  praktische  Wirkung  stark  beein- 
trächtigen musste.  Wir  weisen  mu-  auf  das 
Fehlen  jeglicher  Strafbestimmungen  für  seine 
Uebertretung  hin.  Die  Norm  des  Arbeits- 
tages —  11'  t  Stunden  —  ist  sehr  hoch  ge- 
griffen. Die  Kommission  beim  Departement 
für  Handel  und  Manufakturen  projektierte  die 
Feststellung  eines  Maximums  für  die  Dauer 
des  Arlteitstages  von  11  Stunden,  einige 
Mitglieder  der  Kommission  gingen  noch 
weiter  und  verlangten  die  Fjnführung  eines 
10  stündigen  Arbeitstages.  Der  Finanz- 
miiüster  jedoch  wünschte,  nicht  die  Interesseu 
der  Moskauer  Fabrikbesitzer  zu  schädigen, 
und  verlängerte  deu  Normalarbeitstag  um 
1 2  Stunde.  Ein  noch  grösserer  Mangel 
des  Gesetzes  besteht  in  der  Beibehaltung 
der  Nachtarl>eit»  obgleich  um  ein  Verbot 
derselben  nicht  nur  Petersburger,  sondern 
auch  einige  Moskauer  Fabrikbesitzer  er- 
suchten. Dank  »1er  Beibehaltung  der  Nacht- 
arbeit kann  das  Gesetz  zur  Folge  haben, 
dass  Fabriken,  die  nur  am  Tage  arbeiteten,  zu 
einer  Arbeit  mit  zweimaligem  Schichtwechsel 
Tag  und  Nacht  übergehen  —  was  man  durch- 
aus als  Rückschritt  bezeicluion  muss.  Da  das 
Gesetz  als  Nachtzeit  nur  dio  Zeit  von  Ii) 
Uhr  abends  bis  4  Uhr  morgens  liezeichnet, 
so  begünstigt  es  die  Verbreitung  einer  18- 
stündigen  Arbeit  mit  zweimaligem  Schicht- 
wechsel. Ungeachtet  dessen  wäre  die  tliat- 
säehliche  Feststellung  eines  II1'* stündigen 
Arbeitstages  unzweifelhaft  für  den  russischen 
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Arbeiter  von  srrosscr  praktischer  Bedeutung, 
denn  in  den  meisten  Fällen  ist  der  Arbeits- 
tag in  den  russischen  Fabriken  vmi  längerer 
Dauer.  So  z.  B.  arlWton  nach  einigen, 
übrigens  sehr  ungenauen  Berechnungen  im 
Moskauer  Gouvernement  07,;{(,o  der  Fabrik- 
arlioitor  länger  als  II1  2  Stunden  til^lich,  im 
St.  Petersburger  Gouvernement  ."ifj'Vo.  In 
•  l»»n  übrigen  <jouvernements(die <  >stseeprovin- 
zcn  und  Polen  ausgenommen  )ist  derArbeirstag 
nicht  von  kürzerer  Dauer.  Deswegen  wäre  «las 
Gesetz  vom  Jahre  1897  von  unzweifelhafter 
Bedeutung  für  dir  Arbeiter,  wenn 
seine  Wirknng  nicht  durch  Gestatten  von 
IVhoi-stundPn  geschwächt  werden  würde. 
Das  letzte  Zirkulär  dos  Finanzministers 
(14.  März  W.iH)  hebt  in  der  Tbat  das  Ge- 
setz fast  auf,  indem  es  gestattet,  in  unum- 
schränktem Masse  solche  tVlierstniiden  aus- 
zunutzen. Dieses  Zirkular  beweist,  wie 
wenig  der  Finanzminister  geneigt  ist,  die 
Forderungen  des  Gesetzes  hinsichtlich  der 
Feststellung  eines  1 1 1  «stfmdigen  Maximal- 
arbeitstages praktisch  zu  verwirkliehen,  und 
ist  zugleich  der  i>este  Massstah  für  jene 
Gesinnung,  die  das  Ministerium  in  Sachen 
des  Schutzes  von  Arl»eiterinteress«in  beseelt. 
Durch  diesen  I 'instand  wird  noch  mehr  ins 
helle  lacht  genickt  die  Notwendigkeit, 
solche  Verhältnisse  zu  schaffen,  bei  denen 
ein  Selbstschutz  der  Arbiter  möglieh 
werden  wurde.  Der  nissische  Arboiter  ist 
des  wichtigsten  Kampfmittels  beraubt,  das 
den  westeitror>äisohen  AiVitern  zur  Ver- 
fügung stellt  -  -  der  Freiheit  zu  stinken  und 
Koalitionen  zu  bilden.  Solange  die  elemen- 
tare bürgerliche  Fivilieit  in  Russland  fehlt, 
wml  die  ArU'iterschurzgesetzgebung  zum 
grosseren  Teil  tinwirksam  bleiben. 

Lltttratnr:  In  rut#i#cher  Sprache:  Itrrirhte  der 
Fabrikiiwptkturrn.  —  II'.  Amlrejew,  Die  Ar- 
beit drr  Miiulrrjähriyen  in  limsrtand  und  in 
Werteurapa,  JHXj.  —  L..  Xltmclowttnch.  Ge- 

fcitiiliti  der  Gr*et:gehuitg  für  M"iit'in-  und  Fl- 
hril.iv*-  ii,  ?  Hilf.,  Uss.t  si.  A.  Feodoroir, 
I>ir  Fabrikgenetttjebung  dir  ririlinirrten  Staaten, 
/>.«.;.  —  .f.  J.  Janthul,  Sammlung  rr,n  Ar- 
tihtii  Uder  V<Jk*wirt*ekaft,  Mitik  und  Gesetz- 
gebung, 188}.  —  A.  A.  Mileulin,  Grundri*» 
drr  Ge*ehiehte  der  Anwendung  dm  GmrUet 
rom  ■)',  Juni.  IMSü  üiitr  dir,  Vrrdingvng  ran  Ar- 
heitern  in  den  Fabriken  de»  GouitrnrmenUi 
Wladimir,  IS'.::.  —  C<dumbi.*clie  WeltatiArtrllnng 
in  Chicaga,  JSC.f.  Fabrikinduntrie  und  Handel 
Hutthiiidii  1S9.1  fauch  in  die  engtitrbr  Sprache 
iiher*ettt).  .V.  Tugan-Baranounkif,  Die 
geschichtliche  Knttriekelnng  drr  ru*n*ehen  Fabrik, 
1  Jld.,  JiUt.i  (eine  deuUrhe  f'ebtrteUung  wird 
i  'trbereitet).  ■-  In  deutschet  Sprache :  K.  Bücket', 
j>u*  mpri*rkr(!i  *eli  über  dir  in  F'drrikrn  inidMaiiii. 
juktnrt  n  acticiteudcn  Minderjährigen  t  un  lfiiii 
(Jahrb.  f.  Xoti'authikai'anie  X.  F.  VII  S.  'i^ij.  — 
Zur.  Irl"  Um  -ertirlteru ttg  in  liuy*fand  (Hn**i«ehe 
Ilten*.    /.*>.{,   S.  -.-   Die    industrielle  St'tt. 

und  die  Gefettgebang   »her  Fabriken  flta*t>i*eht 


Her,*,  tum,  S.  3nti).  —  S.  von  Ordega.  Die 
Getrrrl^  pulitik  1,'uMintuh  <•.  J'eUtr  I.  K«  KtUin^ 
rinn  11.,  lti$».  —  A.  Stellmaclutr,  Fi»  Hei- 
trag  zur  Ihirntrllung  der  IlawuinduMrir  in  1,'nsr- 
land,  Js.iti  (Kojt.  l'i).  —  it.  XeyMS  und  S. 
Marko»,  ltu**Urhri>  <lr*rt2,  li'-tr.  dir  Vfidin- 
qunqen  btndirirtxeh.  Arbeiten  (Jahrb.  f.  Xat.  und 
Stai.  X.  F.  XV  V.  .fiy.  —  U.  ivm  Soholeff, 
Die  icirt*rhnftli*hr  (icirUQclntnq  Rußland*  int 
Jahrein^  (Jahrb.  f.  Xat.  und  Hat.  UM.  XI.  S. 
706).  —  J.  v.  KetlMlei',  l>ie  Arbeitet, rhuu- 
grjtrtzgebnug  in  Uu**laiul  (Handle,  der  .StanUtr., 
I.  Aujt.j  Bd.  1,  lHWj.  —  E.  M.  Jßenwntjeff, 
Ihr  riinsi.'t  lie  FaJn  ikiji  teUgebitiiy  f.lrrh.  f. 
(.V*.  ii.  St.  1IT.  ltd.  S.  -'S',j.  —  Die  Fabrik» - 
«et-grbung  des  rus*i*rhrn  Reirhe*.  {*:•!,.  — 
/ZI«!  G.  '.f.  RonembcifJ,  Zur  .irltriu  rx  hut-.g,- 
m'tigebnng  in  lin**land,  liifl.%  (übrigen*  nmnrer- 
Ui**ü)  —  *.  <//<•  BeitprtrtuHUi  ron  F.  r.  .itrnre, 
Arch.  J.  mit.  Gr*,  und  Ot.  IX.  ltd.  S.  J'^j.  — 
Die  neuere  Fahrikgemtigebung  Huritluiid*  (Aich, 
f.  *<>:.  de*,  und  .V.  XU.  ltd.  ,S.  47.ij.  —  Im 
mizi'iljntl.  ('entiolhlatt  :  Ä  DuitzyHHku.  Die 
iieuextett  Fortschritte  der  Fabrikgtn  tzgebniin  in 
/ttiMttand,  /.  ltd.  S.  .v.r.  —  O.  J'oUiikotri-ky, 
IHr  Murrten  Vrr/indmt ngen  in  der  r«*ta'»rlnn 
FobrikgtwUgebung,  111,  S.  76V.  •  -  i».  ron 
Stmvf,  Da*  Isnlzer  l+ojekt  riner  gemtzliefun 
Regelung  der  Arbeit* mit  in  den  FtütriL-  und 
llaiulterrkunteruchinungen  HuffbunU,  11',  .S. 
—  lltt**iHeher  GetetsrutirurJ  gegen  lland'l  mit 
Arbe itxhd nde ii,  IV.  S.  jl'j.  —  Srhutiakoff, 
Der  Strikr  der  Spinner  in  St.  frtrruhnrn.  V, 
S.  IHM,. 

St.  Petersburg.   M.  Tugan-Baranoietky. 


XIV.  Arbelterschutzgesetzgobuiig  iu 
Rumänien. 

Wenn  man  von  Arbeitorw:hutzge>etj!- 
gebuug  in  Rumänien  spricht,  so  hat  mau 
zwischen  industriellen  und  ländlichen  Ar- 
beitern wohi  zu  unterscheiden.  Rumänien  ist 
ein  auch  noch  gegenwärtig  fast  ausschliesslich 
ackerbautreibendes  I*and.  Bis  vur  kunsem  hat 
es  g.ir  keine  nationale  Industrie  besessen.  Snt 
anderthalb  Jahraehnten  etwi»  begiunt  sicli 
zwai-  infolge  der  von  der  Regiemng  l>e- 
folgten  Schntzzoll[iolitik  eine  solche  zu  ent- 
wickeln ;  sie  ist  jedoch  über  ihre  ersten 
Anfänge  noch  nicht  hinaus  und  kann  der- 
zeit kaum  ernsthaft  in  -Betracht  kommen. 
Es  fehlt  daher  auch  vorläufig  an  einem 
masseDhafteu.  durch  die  Industrie  ge- 
schaffenen Proletariat.  Nicht,  dass  es  an 
Proletariern  feldte!  Dank  den  wirklich 
irischen  Agrnrzuständen  besteht  die  über- 
wiegende Meliraald  der  aokerbautreil>enden 
Bevölkerung  aus  solchen.  Allein  eine  von 
der  Maschine  ganz  abhängige  Lohuarheiter- 
klasse,  wie  sie  die  kapitalistische  Produktions- 
weise in  den  Industriestaaten  geschaffen, 
mit  einer  immer  stetiger  und  bestimmter 
sich  äussernden  bewussten  Interessensoli. 
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darität  war  in  Rumänien  Iii«  in  die  jüngst«1 
Zeit  gar  nicht  und  ist  auch  jetzt  mir 
in  geringem  Masse  vorhanden,  obsehou 
die  —  übrigens  einen  vorwiegend  agrarischen 
Charakter  tragende  —  sozialistische  Agitation 
sieh  seit  einigen  Jahren  im  Ijnnde  ziemlich 
lebhaft  hemerklich  macht:  allerdings  ohne 
sonderlichen  Erfolg. 

Der  Staat  hat  daher  bis  vor  kurzem 
überhaupt  keine  Veranlassung  gehabt,  eine 
Sehutzgeselzgebung  für  die  industriellen 
-Arbeiter  ins  Leben  zu  rufen,  und  es  existieren 
auch  gegenwärtig  noch  keine  auf  ilireu  Schutz 
abzielenden  Sondernortncu.  "Wenigstens 
kann  man  dies  uucingcschräiikt  sagen,  soweit 
es  auf  t  h  a  t  s ä  c  h  1  i  c  h  w  i  r  k  s a  m  e  sirbeiter- 
schntzgosetzliehe  Bestimmungen  ankommt. 
Die  Beziehungen  zwischen  Arbeitgeber  und 
Arbeitnehmer  in  der  Industrie  wurden  und 
werden  vielmehr  that sächlich  ausnahmslos 
durch  das  gemeine  Recht,  d.  h.  den  in 
Rumänien  reeipierten  Code  Napoleon  geregelt. 

a)  Gewerbliche  und  industrielle  Ar- 
beiter. Es  galten  und  gelten  also  fnralle  Arten 
von  Dionstverträgert  —  mit  Ausnahme  der- 
jenigen über  ländliche  Arbeiten,  von  denen 
weiter  unten  gesprochen  werden  soll  —  die 
allgemeinen  Grundsätze  des  Vortragsrochtes, 
da  im  Code  civil  der  Dienstvertrag  einfach 
vergessen  worden  zu  s*  'in  scheint. 

Bisher  ist  nur  ein  umfassender  Versuch 
gemacht  worden,  diesen  Rechtszustand  in 
einer  der  Arbeiterklasse  günstigeren  Richtung 
zu  .Hiulern.  Und  zwar  ist  er  von  dem  im  April 
1888  nach  dem  Sturze  des  nationalliberalen 
Kabinets  Rratianu  ans  Ruder  gelangten 
iutiimistisehen  (jungliberalen)  Kabinetts 
Koset ti-Karp  ausgegangen.  Karp,  die 
Seele  des  Kabinetts,  arbeitete  eine  Vorlage 
einer  Gewerbeordnung  (proiect  de  lege 
pentru  meserii)  aus.  Dieselbe  wurde  während 
der  Neuwahlen  im  Frühjahr  1888  als  ein 
Teil  des  wirtsehaftspolihsehen  Programms 
der  neuen  Regierung  im  > Monitor  oficial« 
(Supplement  zu  Nr.  122  vom  'S.  September 
1888)  veröffentlicht.1)  Zu  ihrer  gesetz- 
geberischen Verabschiedung  ist  es  aber 
nicht  gekommen.  Nach  der  Ablösung  des 
junimistisehen  Ministeriums  durch  ein  solches 
rein  konservativer  Färbung  wurde  die  Vor- 
lage zurückgezogen.  Eine  neue  ist  seither 
nicht  eingebracht  worden. 

Dagegen  enthalten  das  Borgbaiigesotz  vom 
20.  April  1S95  (puhl.  im  »Monitor  oficial* 
vom  21.  April  1895)  sowie  die  zu  dem- 
selben erlasseneu  Durchführungsverord- 
nungen (vom  29.  April  18<)5)  einige«  Be- 
stimmungen arbeitersehutzgesetzlicheri  Cha- 
rakters. 


')  Vgl.  den  Art-  Arbeitersrhiitzgcsctzgcbiingin 
Rumänien  in  Her  I.  Anflaire  <li»-nVs  Jluudwiirter- 
buche*.  I.  Bd.,  8.  489-491. 


So  erseheint  nach  denselben  der  l'nter- 
uehmer  zur  Führung  von  Arbeitorver- 
zeiehnissen,  ferner  zur  Aufstellung  von 
Arlioitsordnungon ,  die  durch  Anschlag  am 
Retriebsorte  bekannt  zu  inachen  sind, 
endlich  zur  Beobachtung  von  gewissen  Vor- 
sichten Mriebstocliniseher  Natur  zum  Zwecke 
der  Verhütung  von  Betriebsunfällen  ver- 
pflichtet (Art.  83,  80.  45— *2  des  Begl. 
vom  29.  April  1805).  Die  Beschäftigung 
von  Kindern  unter  14  Jahren  wird  verboten 
(Art.  S|  ebd.).  Das  Gleiche  gilt  von  er- 
wachsenen Arbeitern,  die  aus  was  immer 
für  einem  Grunde  (Trunkenheit,  Krankheit, 
küriierliehe  Futauglichkeit)  vorübergehend 
oder  dauernd  zur  iA'istung  iler  in  Betracht 
kommenden  Arbeiten  ohne  Gefährdung  ihres 
Leliens  oder  iluvr  Gesundheit  untüchtig 
sind  (Art.  s5  ebd.)  Im  übrigen  aber  ist 
die  nähere  Regelung  des  Verhältnisses 
zwischen  Arlnitgeber  und  Arbeitnehmer 
auch  durch  dieses  Sondergesetz  dem  Ver- 
ordnungswege vorbehalten  (Art.  KS  um)  >d 
Abs.  4  des  Ges.  vom  24.  April  1895).  der 
bisher  nicht  beschritten  worden  ist. 

Das  Gleiche  gilt  auch  von  den  Bestim- 
mungen des  Gesetzes  über  die  Bildung  von 
lokalen  und  regionalen  Hilfskassen  einerseits 
und  einer  Staat  liehen  Pensionskusfco  für  die  im 
Bergbaubetrieb  und  in  den  zu  diesen  ge- 
hörigen industriellen  Etablissements  lie- 
schäftigten  Arbeiter  andererseits  (Art.  lt'7 
bis  138  des  Ges.  vom  2*1.  April  1S95). 

Zweck  der  Hilfskassen  ist  nach  dem 
Gesetze  vor  allem  die  Gewährung  von  un- 
entgeltlicher ärztlicher  Hilfe  und  Medika- 
menten in  Krankheitsfällen  —  und  zwar 
nicht  nur  an  die  Ark'iter  allein ,  sondern 
auch  an  'leren  mit  ihnen  im  gemeinsamen 
Haushalte  lebende  Gattinnen  und  Kinder, 
falls  dieselben  die  festgesetzten  Mitglieds- 
beiträge zahlen.  Doch  gemessen  diese  in 
lietreff  von  Medikamenten  bloss  eine  I'reis- 
begünstigung.  Ferner  sollen  die  Hilfskassen 
kranken  ArMtern  bei  einer  Krankheitsdauer 
von  mehr  als  3  Tagen  und  nicht  mein-  als 
3  Wochen  Krankengelder  gewähren.  Die- 
sellten  betragen,  je  nachdem  der  Kranke 
sich  in  häuslicher  oder  Spitalspflege  Itefiudet, 
für  Verheiratete  50resp.  40.  für  rnverheiratetc 
35  resp.  10  "o  des  Arbeitslohnes.  —  Zählt 
ein  Botrieb  mehr  als  12o  Arbeiter,  so 
bilden  dieselben  eine  Orts-,  in  andeivm 
Falle  eine  Bezirkskasso.  Schliesslich  sollen 
die  Kassen  auch  Beerdigungsgelder  und 
unter  Umständen  auch  an  die  Familie 
iles  Verstorbenen  Geldunterstützungen  ge- 
währen. Der  Kassenfonds  setzt  sich,  «be- 
sehen von  zufälligen  Einnahmen  (gewissen 
Geldstrafen,  Schenkungen  n.  a.),  aus  Bei- 
trügen der  Arlioitgeber  und  Arbeitnehmer 
zusammen,  welche  für  jede  dieser  Kategorieen 
gleich  sind  und  je  3"o  des  Arbeitslohnes 
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nicht  überschreiten  dürfen.  Die  Einzahlung 
erfolgt  in  jedem  Falle  durch  den  Arteit- 
geber, der  für  dieselbe  der  Kasse  gegen- 
über allein  liaftbar  ist.  —  Die  Verwaltung  der 
Kassen  ist  unter  Staatsaufsicht  einem  aus 


je 


Delegierten    der   Arbeitgeber  und 


Arbeitnelunor  zusammengesetzten  Ausschu» 
anvertraut. 

Die  Wirksamkeit  dieser  Hilfskassen  soll 


durch  die  der  Pensionskasse  ergänzt  werden. 
Zweck  dieser  letzteren  ist  nämlich  die 
Gewährung  von  Pensionen  einerseits  au  jene 
Arbeiter,  die  durch  Betriebsunfälle,  Krank- 
heit oder  Alter  arbeitsunfähig  geworden 
sind,  sowie  andererseits  an  deren  Witwen 
und  Waisen.  Und  zwar  sollen  diese  Pen- 
sionen im  Falle  der  Invalidität  durch 
Betriebsunfälle  betragen: 


wenn  die  Arbeitszeit  dauert: 


zwischen  3  Wochen  und  6  Monaten 


über  6  Monate 


für  Verheiratete 


in  häusl.  |  in  Spitals- 
Pflege 


für  Unverheiratete 


in  hftnsl.  |  in  Spital» 
Pflege 


bei  gänzlicher  bei  teil  weiser 

Arbeiten  ttt'tihi^keit 


für  Verheir.jfür  Uuverh.  für  Verheir.  für  Unverh. 


5Ö%     I  35% 


3o% 


»5%  wo 
des  Ailjeitslohnes. 


45% 


35% 


20% 


Der  GenuBS  der  vollen  Pension  im  Falle 
der  Altersinvalidität  ist  an  die  Voraussetzung 
30  jähriger  Einzahlung  und  eiues  Miudest- 
alters  von  50  Jahren  geknüpft.  —  Die 
Witwe  erhält,  so  lange  sie  unverheiratet 
bleibt,  20  %,  jedes  Kind  bis  zum  16.  Lebens- 
jahre 15%,  alle  zusammen  aber  höchstens 
60%  vom  Lohne  des  Gatten  resp.  Vaters. 

Im  Falle  der  Arbeitsunfähigkeit  infolge 
von  Berufskrankheit  schwankt  der 
Pensionsbezug  je  nach  der  Dauer  der  Ein- 
zahlung und  dem  Umstände,  ob  der  In- 
valide verheiratet  oder  ledig  ist,  zwischen 
20—60  %  resp.  10—45  %  des  Arbeitslohnes. 

Bei  Todcsfällon  —  die  nicht  durch  einon 
Betriebsunfall  hervorgerufen  sind  —  erscheiut 
die  Witwe,  so  lange  sie  unverheiratet  bleibt, 
zum  Bezüge  eines  Be^räbniskostenbeitrags 
von  30—50  frcs.  sowie  einer  Pension  be- 
rechtigt, deren  Höhe  sich  je  nach  der  Dauer 
der  Einzahlungen  durch  den  Verstorbenen 
und  des  ehelichen  Zusammenlei  »ens  mit 
demselben,  zwischen  10  und  50%  des 
Lohnes  bewegt.  Im  Falle  der  Wieder- 
verheiratung oder  des  Todes  der  Witwe 
treten  die  Waisen  in  deren  Pensionsbezug 
mit  der  Beschränkung  ein,  dass  jedes  Kind 
auf  15%  des  Lohnes  des  verstorbenen 
Vaters  und  allo  zusammen  höchstens  auf 
den  Gesamtbetrag  der  Witwenpension  An- 
spruch liaben.  Diese  Begünstigung  greift 
bloss  für  eheliche  Kinder  Platz  und  dauert 
nur  bis  zu  deren  10.  Iyebensjahre. 

Ist  ein  Betriebsunfall  nachgewieseuer- 
massen  durch  Verschulden  oder  Fahrlässig- 
keit des  1 'nterneluners  verursacht,  so  ist 
die  Kasse  demselben  gegenüber  regressbe- 
berechtigt. 

Die  skizzierte  Gesetzgebung  würde  — 
wenn  auch  um  für  ein  beschränktes  Gebiet 
—  im  Vergleiche  mit  dem  bisherigen  Rechts- 
zustande einen  sehr  bedeutsamen  Fortecliritt 


darstellen.  Allein  sie  ist,  wie  bereits  betont 
wurde,  bisher  bloss  toter  Buchstabe  geblieben. 
Es  ist  auch  augenblicklich  gar  keine  Aus- 
sicht vorhanden,  dass  sie  bald  zur  Durch- 
führung gelange. 

Der  Rechtszustand  vor  der  Karpschen 
Gewerbeordnnngsvorlage  dauert  also  auch 
heute,  soweit  das  Verhältnis  zwischen 
gewerblichen  und  industriellen  Arbeitern 
und  ihren  Arbeitgel)crn  in  Betracht  kommt, 
unverändert  fort.  Die  Eiugehung  und 
Auflösung  des  Arbeitsvertrages,  die  Arbeits- 
dauer, die  Art  der  Lohnzanlung  haben 
ebensowenig  eine  gesetzliche  Regelung  cr- 
fahreu  wie  die  Kinder-  und  Frauenarbeit, 
die  Nachtarbeit ,  die  Sonntagsruhe.  Von 
einer  Gewerbe-  und  Fabriksinspektion  durch 
eigene  dazu  bestellte  Organe  ist  keine  Rede. 
Die  Polizei-  und  gemeindeärztlichen  Organe, 
die  ein  solches  Aufsichtsrecht  unter  dem 
Gesichtspunkte  der  öffentlichen  Sicherheit 
und  Gesundheitspflege  wenigstens  in  ge- 
wissem Grade  ausüben  könnten,  liaben  dies 
bisher  nie  gethau.  Am  schlimmsten  aber 
ist  es,  dass  keine  Sonderbestimmungen  über 
die  Haftung  des  Unternehmers  für  Betriebs- 
unfälle gelten  und  dass  demnach,  falls 
solche  eintreten,  nach  wie  vor  das  gemeine 

i  Recht  zur  Anwendung  gelangt,  d.  h.  der 
Arbeiter  das  Verschulden  des  Unternehmers 
als  Voraussetzung  der  Haftung  desselben  zu 

i  erweisen  hat,  —  ein  Zustand,  dessen  Uner- 
träglielikeit  und  Ungerechtigkeit  jetzt  all- 
gemein anerkannt  wird.  Uebrigens  könnte 
er  eine  Milderung  erfahren,  wenn  sich  auch 
in  Rumänien  die  in  jüngster  Zeit  von  be- 

|  deutenden  französischen  Juristen  und  einigen 

1  belgischen  Gerichten  vertretene  Anschauung 
Bahn  brechen  würde,  das6  nach  dem  Code 

!  civil  die  Haftung  des  Unternehmers  für 
Betriebsunfälle  uiclit  eine  deliktische,  sondern 
eine  vertragsmässige  sei  und  schon  aus  dem 


Digitized  by  Google 


Arboitersehutzgesotzgebung  (Rumänien) 


fx*7 


Dienstvertrago  selbst  fliesse ;  dass  also  nicht 
der  Arbeitnehmer  das  Verselndden  des 
Arbeitgebers  als  Voraussetzung  der  Haftung 
desselben  für  Betriebsunfälle,  sondern  dieser 
sein  Nichtverschulden  zu  beweisen  habe, 
wenn  er  nicht  haften  wolle. 

b)  Landwirtschaftliche  Arbeiter. 
Etwas  besser  steht  es  mit  der  Schntzgesetz- 
gebung  zu  Gunsten  Lind  wirtschaftlicher  Ar- 
biter. 

Eingangs  schon  wurde  der  geradezu  irische 
Charakter  der  Agrarziistäude  in  Rumänien 
hervorgeholten.  Durch  «bis  Agrargesetz  des 
Fürsten  loan  Cuza  (lege  rurala  vom  11.  26. 
August  1864)  wurde  den  Grossgruudbesitzorn 
ein  Teil  ihrer  Güter  zu  Gunsten  der 
bis  dahin  fronpflichtigen  Landlievölkerung 
expropriiert,  und  diese  erhielt  »ach  Mass- 
gabe des  Gesetzes  das  freie  Eigentum 
an  den  Ijändereien ,  auf  denen  sie  sass. 
Gleichzeitig  wurde  für  den  ganzen  Umfang 
der  damals  nur  durch  Personalunion  ver- 
bundenen Fürstentümer  Moldau  und 
"Walachei,  aus  denen  seither  das  Königreich 
Rumänien  erwachsen  ist,  die  Robot  auf- 
gehoben. Nach  wie  vor  blieben  jedoch 
Bauer  und  Gutsherr  wirtschaftlich  aufeinander 
angewiesen.  Dieser  konnte  die  bäuerlichen 
Arbeitskräfte  nicht  entbehren.  Der  Bauer 
hinwiederum  sah  und  sieht  sich  auch  gegen- 
wärtig genötigt,  seine  Arbeitskraft  im  Dienste 
des  Gutsherrn  zu  verwerten.  Denn  sein 
Landlicsitz  ist  zu  gering,  als  dass  er  vom 
Eigenbetrieb  leben  könnte.  Und  wo  er 
genug  Ackerland  besitzt,  da  feldt  es  ihm 
doch  sicher  an  Weide,  Wieso  und  Wald. 
Die  Folge  davon  ist,  das«  sich  der 
Bauer  gegen  Ueberlassung  von  (Acker-, 
Weide-  oder  Wiesen-)  Land  oder  gegen  Geld- 
lolin  dem  Gutsherrn  oder  dessen  Pächter 
verdingen  muss,  um  leiten  zu  können.  Diese 
landwirtschaftlichen  Verträge  (tocmelile 
agricole)  aber  wurden  von  Anfang  an  der 
Herrschaft  fies  gemeinen  Rechtes  entzogen 
und  wiederholt  abgeänderten  Sondergesetzen 
unterworfen,  —  nicht  im  Literesse  freilich 
der  landwirtscliaftlichen  Arbeiter,  sondern  der 
Grossgrundbesitzer,  nämlich  um  die  Getreide- 
grossproduktion vor  allen  nachteiligen  Folgen 
aus  der  geänderton  Arbeitsverfassung  mög- 
lichst zu  sichern.  Diesen  Charakter  tragen 
die  Gesetze  vom  18.  März  186G.  vom  7.  April 
1H72  und  vom  14.  Mai  1NH2.  Sie  stützten 
mittelbar  und  unmittelbar  die  Ausbeutung 
der  bäuerlichen  Bevölkerung  durch  die  ehe- 
maligen" Gutsherrschaften.  Erst  die  agra- 
rischen Unruhen  im  Jahre  1HN8.  die  viel- 
fach einen  sehr  bedrolüichen  Cliarakter  an- 
nahmen, halten  die  Regierung  veranlasst, 
mehr  auf  den  Schutz  der  ländlichen  Be- 
völkerung beim  Abschlüsse  von  landwirt- 
schaftliehen Verträgen  bedacht  zu  sein. 
Und    wieder    war    es    Karp.    der  die 


Initiative  hierzu  ergriff.  Sie  war  allerdings 
nicht  von  vollem  Erfolge  l>egleitet.  Immer- 
hin aber  repräsentiert  das  infolge  derselben 
verabschiedete  und  gegenwärtig  geltende 
Gesetz  vom  28.  Mai  1893  einen  Fortschritt 
gegen  den  früheren  Rechtsziistand. 

Danach  müssen  landwirtschaftliche  (Ar- 
beits- und  Pacht-)  Verträge  vorder  Kommnnal- 
behörde  abgeschlossen ,  in  ein  öffentliches 
Register  eingetragen,  den  Parteien  vorgelesen 
und  von  diesen  unterfertigt  werden.  Sie 
müssen  feiner  eine  genaue  Feststellung 
der  beiderseitigen  Leistungen  enthalten.  Ver- 
boten sind  Vertrag«?  gemischten  Charakters, 
d.  h.  solche,  durch  welche  der  Arbeiter, 
dem  I^and  zur  Nutzung  fiberlassen 
wird,  hierfür  sich  zu  Geld-  und  ander- 
weitigen Leistungen  (Arbeit,  Zehnten  etc.) 
verpflichtet.  Verträge  auf  IVlterlassung 
i  von  Weideland  müssen  eine  Festsetzung 
|  des  Flächenausmasses  für  jedes  Stück  Vieh 
!  entlialten.  Vorboten  sind :  die  Ausbedingung 
von  Konventionalstrafen ,  die  Uehernahnte 
von  Burgschaftsverpflichtungen,  die  Ver- 
pflichtung zur  Leistung  eines  Pachtschillings 
in  Naturalien,  die  nicht  auf  dem  gepachteten 
j  Boden  selbst  erzeugt  werden  können. 

Der  Vertragsabsehluss  kann  nur  zwischen 
den  landwirtschaftlichen  Arbeitern  in  Person 
•  imd  denjenigen ,  welche  das  Gut  liewirt- 
schaftcu,  erfolgen.  Ihre  Dauer  darf,  je 
nachdem  es  sich  um  Ixnstung  von  landwirt- 
schaftlichen Arbeiten  gegen  Geldlohn  oder 
um  landwirtschaftliche  Verträge  anderen 
Charakters  handelt,  nicht  1  resp.  5  Jahre 
übersteigen. 

Am  Scldusse  des  Wirtschaftsjahres  — 
1.  März  bis  28.  Februar  —  muss  der  Guts- 
herr mit  seinen  Arbeitern  abrechnen  und 
spätestens  am  1.  März  seine  Restfordoruugeu 
aus  den  Verträgen  für  das  abgelaufene  Jahr 
dor  Ortsbehörde  bekanntgeben.  Dieselben 
sind  dann  im  nächsten  Jahre  zu  leisten. 
Die  Auslicdingung  von  Zinsen  für  Lohn- 
vorschfisse  oder  Arbeitsreste  ist  verboton, 
ebenso  die  Umwandlung  einer  anderweitigen 
Forderung  in  eine  solche  aus  einem  land- 
wirtschaftlichen Vertrage. 

Neben  diesen  Bestimmungen  zum  Schutze 
der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  finden 
sich  allerdings  eine  Reihe  anderer,  die  aus- 
schliesslich durch  die  Rücksichtnahme  auf 
das  Interesse  des  landwirtscliaftlichen  Gross- 
betriebes diktiert  sind.  So  vor  allem  das 
Verbot  der  Zulassung  eines  Vertragsab- 
schlusses vor  einer  fremden  Kommunal- 
behördr,  wenn  der  betreffende  Arbeiter  sich 
nicht  mit  einem  Zeugnis  des  Bürgermeisters 
seiner  Hcimatsgemeinde  darüber  ausweist, 
dass  er  in  der  letzteren  noch  über- 
haupt keine  oder  wenigstens  keine  Arbeits- 
verpflichtuug  für  die  ganze  Saison  einge- 
gangen sei.    Noch  mehr  aber  die  —  ausser- 
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ordentlich   beschleunigte         Kntsoheidung  | 
und  Vollstreckung  von   Streitigkeiten  aus 
landwirtschaftlichen    Vertrügen    durch  die 
Verwaltungsbehörden,  gegen   welche  zwar ! 
Rechtsmittel  zulässig  sind,  'lie  aher  keinen  ; 
aufschiebenden  Charakter  haben. 

LitteriitlUT!  Kiim  XttMuimeHtt»  llvmj  drr  '«»'(;•  i 
ijtbwKjfilr  <li'  Z>  it  von  l.s.'-'J — U-t  rnthiUt  ihn  Jahrb.  j 
dt*  Arkerbim-  und  llundcUminiftrrniuui  (Anuarul  . 
minintfruliii  •inriruKurri,  indnttriri,  rumrrriului  , 
»i  ,1: i,i '„Ufr  (Anul  Jim iir<-*ci   IS'J.1.    —  ; 

Vt/L  Jrnu  r :  Karl  Grilnbcrt/,  Die  rumihuWhr1 

A<l?<trtir*rtzif'hnii</   im  Ifintdirl;  utif  ihr''  Urform 
lim  Anh.  f.  tot.  f.V*.  u.  SUit.  II.  ]td.,  S.  74 — 
UHi.    —  Dei'Helbe,    L<>  '{ue»ti»tt  ttynrirr  r.t  Irn  ; 
/trvjet*  dr  rrjurmr  titjruirr  in  U'oimriHt'r  (in  der  . 
I Hu  iif   d't'efif'Muj  ft-iitii/Hi   III.  Jid.,   S.  lt'il —  | 
;,-v  und  ■>'.  tf>:, — —  J,  Hobln  rt  Chr. 

It.  SUllcovicl.  /V  l<l  pr<>tr<ti„,i  dki  trurnil  /« 
i;<»u»<inir  (Jl'f.  >i*l»tfrt  drm  i ut> rwU'fo'iiU n 
Art" it> r.ThtttzkoiHjrct*  in  llriinurl  n.n  lÜU.i), 
Hurtimt  ta9.'i.  —  Geoffrey  Drage,  im  IX. 
Hdi.  S.  JlÄjT.  der  nltoyd  OinwiMinn  om  Lnlmr 
ffrri'jn  rr/iortt«.  Karl  Grünbrry. 


XV.  Arbeiterechntzgesetzgetmiig  in 
der  Schweiz. 

1.  Eutwickeluiiirsirang  der  A.  in  der  Schweiz. 
2.  Die  kantonale  Gesetzgebung  zum  Schlitze 
der  Hanshidusfriearbeiter  1(574—1798.  It.  Zürich. 
4.  Basel.  5.  Kantonale  Fabrikkinder-Sehntzge- 
setzirebuug  1816—1848.  6.  Kantonale  Fabrik- 
jresetze  1848 — 1873.  7.  Vergleichende  l'eber- 
sieht  über  den  Inhalt  dieser  Gesetze.  8. 
Kiuiirungsbestrebinigen  bis  zum  Erlas«  de«  eid- 
genössischen Fabrikgesetzes.  M.  Inhalt  des 
eidgenössischen  Fabrikneues.  10.  Schutz 
gegen  (Jefahreu  für  Leben  und  Gesundheit. 
Haftpflicht.  11.  Ausführung  des  eidgenössischen 
Fabrikgesetzes.  12.  Die  Regelung  der  Zilnd- 
httlzchenfahrikatioii.  13.  Die  Gesetzgebung  über 
die  Arbeitszeit  in  den  Transportanatalten.  14. 
Fortbildung  des  Arbeiterschutzes  durch  die 
kantonale  Gesetzgebung. 

1.  Entwickelungsgang  der  A.  in  der 
Schweiz.  Die  Arbcitersehutzgesotzgebung 
reicht  in  der  Schw  eiz  weiter  zurück  als  in  den 
meisten  arideren  Staaten.  Sie  nimmt  hier  ihren 
Ausgangspunkt  nicht  wie  anderwärts  v<m 
den  gesundheitlichen  und  sittlichen  Ccliel- 
ständen.  welche  sich  beim  koncntrierten 
GrossWtrielio  der  Industrie  (dem  sog.  Fabrik- 
systemf  für  den  Arbeiter  und  sein  Familien- 
leben ergeben,  sondern  sie  knüpft  an  die 
teilweise  noch  schwereren  wirtschaftlichen 
Nachteil*  an.  welche  für  ihn  mit  dem  de- 
eentralifiierten  Gm*shotrioho  in  der  Hans- 
mannfaktur verbunden  sind.  Sie  ergreift 
hier  schon  in  der  letzten  Hälfte  des  17. 
Jahrhunderts  mit  sicherer  Hand  und  prak- 
tischem Geschick  Probleme,  an  welche  sich 
seihst  heute  kaum  n«-eh  der  Theoretiker  des 
Arl-eilersehntzes  wagt,   und   <ie  tritt  von 


diesem  Gebiete  erst  zurück,  als  in  diesem 
Jahrhundert  die  Entwiekelung  des  knncen- 
trieiten  Rctrielies  auch  in  der  Schweiz  um 
sich  greift,  ohwohl  dieser-  gerade  hier  das 
ältere  hausindustrielhv  System  weniger  zu 
venln'lngen  vermocht  hat  als  in  den  meisten 
anderen  Industriestaaten,  .la  man  darf  viel- 
leicht sagen,  dass  in  der  Schweiz  die  Haus- 
industrie den  Hoden,  den  sie  etwa  au  einer 
Stelle  an  den  Fabrikbetrieb  verloren  hat.  an 
zahlreichen  anderen  Stellen  wiedergewonnen 
hat,  so  dass  sich  beide  Systeme  ziemlich 
gleichmäßig  nebeneinander  entwickelten. 
X'm  Ii  heut»-  wenleti  die  hervorragendsten 
Zweige  der  schweizerischen  Kxjtortindustrio 
(nnvnfabrikatien.  Stickerei.  Seidenweberei, 
Haudfabrikation)  vorwiegend  hausindustriell 
betrieben :  ja  in  der  Stickerei  bemerken  wir 
sogar  eine  Rückbildung  von  der  nach  sehr 
verbreiteter  Ansicht  höheren  Fenn  der 
Fabrik  zur  niedor-en  des  docentralisierteii 
Hausbetn«  l>es.  Wenn  trotzdem  die  schweize- 
rische Arlieiterschutzgesotzgebung  in  diesem 
Jahrhundert  ihr  altes  (lehret  verlassen  hat, 
um  zur  reinen  Fabrikgesetzgebung  zu 
werden,  so  geschah  dies  zum  Teil  wohl  des- 
halb, weil  der  koncentrierte  Hetrieb  dio 
rel»elstilntle  zwar  an  wenig»;n  Stellen,  hier 
aber  um  so  augenfälliger  hervortreten  lä^st, 
ferner  deshalb,  weil  der  Fabrikarbeiter  weit 
leichter  zu  einer  Organisation  und  zu  einer 
wirksamen  Vertretung  seiner  Interessen  ge- 
langt als  der  industrielle  Hausarl>eiter.  und 
endlich  wohl  auch  deshalb,  weil  auswärtige 
Vorbilder,  namentlich  das  englische,  diesen 
Weg  wiesen.  —  His  zum  Jahre  1N74  fällt 
der  Arbeiterschutz  in  das  Horeich  der  kan- 
tonalen Gesetzgebung:  von  da  ab  wurde  er, 
soweit  er-  sich  auf  die  Fabrik  lvezteht, 
Hundessache.  Mit  Rücksicht  datauf  werden 
wir  in  unserer  historischen  Darstelluug  drei 
Perioden  unterscheiden:  1)  die  kantonale 
(i  esetzgebung  zum  Schutze  der  Hausiudustrie- 
arbeiter,  welche  vom  Knde  des  17.  bis  zum 
Knde  des  I*.  Jahrhundeiis  reicht,  2)  dio 
kantonale  Fabrikgesetzgebung  dieses  Jahr- 
hunderts bis  1*74  und  3)  die  eidgenössische 
Gesetzgebung. 

2.  Die  kantonale  Gesetzgebung  zum 
Schutze  der  Hausindustriearbeiter  1674 
bis  1798  liegt,  soweit  sie  sich  zur  Zeit  über- 
sehen lässt,  hauptsächlich  vor  in  den  > Fabrik- 
mandaten «  der  aristokratischen  Regierungen 
von  Zürich  und  Basel  aus  dem  18.  Jahr- 
hundert. Dieselben  beziehen  sich  im  Knnton 
Zürich  auf  die  Verhältnisse  in  den  verschie- 
denen Zweigen  der  Textilindustrie  (Seiden-, 
Raum  wollen-  und  Wollenmanufaktur),  im 
Kanton  Hasel  auf  die  Seidenbandfahrikation, 
deren  Hetrieb  unter  der  I«indlw>vßlkeruug 
schon  damals  sehr  verbreitet  war.  Ks  sind 
die  Iwirn  hansindustrieUen  Gmsshet riebe  noch 
überall  hervorgetretenen  '  Missstande  (tiefo 
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HcrabdriTckimgder  Löhne,  willkürliche  Ijohn- 
abzügo,  Abhängigkeit  «ler  Hausarbeiter  von 
den  Fergorn  uiul  ähnlichen  Zwisehenpor- 
sonen,  <He  vielfach  zur  Ausl>eutung  führt, 
Tmek,  ausgeübt  von  seifen  der  Verleger 
oder  Ferger,  Auszahlung  der  Arlieiter  mit 
schlechten  Münzsorten) ,  ~  welche  an  beiden 
Ölten  das  Einschreiten  der  Gesetzgebung 
hervorrufen.  l>ie  letztere  erstreckt  sich  ge- 
wöhnlich auch  auf  andere  Teile  des  Arbeits- 
verhältnisses (Abspannung  von  Arbitern, 
rnterseldagung  vou  Bolimateria],  Kontrakt- 
bruch und  dergl.) ;  sie  wendet  sieh  in  scharfen 
Bestimmungen  gegen  «.las  Auswandern  der 
Arlieiter.  die  Ausfuhr  von  Arbeitswerkzougen 
und  Maschinen  (in  Basel  namentlich  von 
Baudstülüen),  die  Annahme  von  Aufträgen 
niehtlnndesangehöriger  Verleger  und  ver- 
leugnet in  dieser  Hinsicht  den  merkan- 
tilistischen  ideeenkreis  nicht .  den  die 
gleichzeitige  Manidaktnigesetzgebunganderor 
Staaten  zeigt.  Aber  sie  hebt  sich  von  der 
letzteren  entschieden  ab  durch  ihre  Für- 
sorge für  die  Arbeiter.  In  Zürich  wie  in 
Basel  wareu  e,s  anfänglich  die  gegen  Ende 
des  17.  Jahrhunderts  begründeten  kauf- 
männischen Direktorien,  später  (in 
Zürich  seit  1717,  in  Basel  seit  17'5S)  Ih> 
sondere  Fahr i k ko m in i ssi o ne n  (Fabrik 
hiess  liier  jeder  Industriebetrieb  für  aus- 
wärtigen Absatz  im  Gegensatz  y.nm  Hand- 
werk), denen  die  Vorbeiatung  dieser  Ge- 
setze  sowie  die  l'eberwachung  ihrer  Aus- 
führung, die  Bestrafung  von  rchertretungen 
und  die  Schlichtung  von  Streitigkeiten 
/wischen  Verlegern  (> -.Fabrikanten  )  und 
Arbeitern  oblag. 

3.  Zürich.  Am  meisten  ausgebildet  ist 
dies*:-  alte  hausindiistiielle  Arbeiterschutz- 
gesetzgebung  in  Zürich.  Dieselbe  beginnt 
hier  in  den  Jahren  1<>74  und  lli7">  mit 
Lohnfestsetzungen  für  die  Florweber  auf 
dem  Laude,  die  Seidenkämbier.  Seiden- 
spinner und  Seidenwinder,  welche  infolge 
von  Besehwerden  der  Ilausarl»citer  dun-h 
das  kaufmännische  Direktoiium  getmffen 
und  vom  Bäte  bestätigt  wurden,  -um  dem 
unbilligen  und  unchristlichon  Beginnen 
etlicher  derjenigen  Handelsleuten  vorzu- 
beugen, welche  eine  Zeit  her  die  armen 
Arbeitslcut  mit  Sclunälerung  ihivs  Lölmli 
hart,  beschwert  Italien.'  Brei  Jahre  später 
(1(»7m)  winl  bereits  des  Trucksystems  ge- 
dacht in  einer  vom  kaufmännischen  Direk- 
torium ratifizierten  VereiuUirung  von  ab* 
Woileufabrikauteii,  deren  erster  Artikel  da- 
hin lautete,  dass  jeder  Fabrikant  seine  Ar- 
beiter ehrlich  zu  behandehi  und  ihren  Lohn 
ohne  alles  Aufdräugon  von  Ware  in  gutem 
barem  (leide,  auszubezahlen  hat*.  Neue 
obrigkeitliche  Lohultestiinmungeii  erfolgen, 
teils  auf  Anregung  der  Fabrikanten  .  teils 
auf  Beschwerden  der  Arbeiter,  in  den  Jahren 


10*7  für  das  Florgewerbe.  1GS9  für  das 
Welien  seidener  Halstücher.  HJ92  für  die 
Wollen-  und  Seide u i na nufaktur.  wobei  Ite- 
sonders  die  Koduktion  der  Löhne  für  die 
«Träger«  (die  jetzigen  Ferger)  zu  Gunsten  der 
Spinnerinnen  zu  beachten  ist.  1705  werden 
in  der  Ordnung  für  das  Winden  der  Seide 
die  Winderlöhne  erhöht,  weil  das  Windeu 
seit  1G75  »böser  und  schwerer«-  gewordeu 
sei.  Dieser  Gesetzgebung  von  Fall  zu  Fall 
folgt  eine  durchgreifende  Hegelung  der 
Arbeitsverhältnisse,  insbesondere  der  Löhne 
in  der  Fa  b  r  i  k  o  r  «1  n  u  n  g  v  o  n  1 7  1 7  ,  welche 
sich  auf  alle  Fabriken  und  Manufakturen  <- 
erstreckt  und  bis  zur  Staatsumwälzung  von 
1798  in  Kraft  blieb.  Das  Gesetz  behandelt 
zueist  die  Arlieitslöhne  in  fünf  Abschnitten : 
1)  für  die  Wolleufabrik,  2)  die  Seidenfabrik, 
3)  die  Gold-  und  Silberdraht-  und  Gespnnst- 
fnbiik,  l)  die  Baumwollenfabrik.  "o  die 
Stnmipffabrik ;  sodann  folgt  ein  besonderer 
Abschnitt  über  die  Träger,  welche  deu 
Verkehr  zwischen  den  Vorlegern  in  der 
Stadt  und  den  ilausarbeitorn  auf  der  l>iiud- 
schaft  vermittelten,  ferner  eine  Beihe  all- 
gemeiner Vorschriften  über  den  Betrieb  und 
zum  Schluss  Bestimmungen  über  die  Hand- 
liabuug  des  ganzen  Gesetzes  dureh  die 
Fnbrikkonunission.  Im  einzelnen  ist  hervor- 
zuheben: 1)  die  Löhne,  welche  in  jedem 
Zweige  der  Textilmanufaktur  für  jede  Art 
von  Arbeit  unter  genauer  Formulierung  der 
Verpflichtungen  von  Arbeitern  und  Fabri- 
kanten bestimmt  wenlon,  sind  nicht,  wie 
die  I/ohutaxen  in  den  gleichzeitigen  Hand- 
'  worksonliuinueu,  Ma  x  i  in al  löh  ne.  sondern 
Min  i  um  Höh  ne  (es  heisst,  der  Lohn  solle 
j  -weniger  nicht  als  .  .  .«  betragen).  2)  Es 
winl  bestimmt,  iu  welchen  Fällen  Abzüge 
!  vom  Lohne  nicht  gemacht  wcnlen  dürfen 
,  und  in  welchen  Fällen  der  IjoIui  und  um 
wie  viel  erhöht  wenleu  muss  (z.  H.  wenn 
ein  Fabrikant  extni  liöse  Seide  windeu 
lassen  würde«),  Ii)  Es  winl  für  verschiedene 
Arten  von  Geweiten  G  I  e  i  c  h  h  e  i  t  d  e  r 
Länge  vorgeschrieben.  1)  Es  winl  liestimmt, 
ob  bei  den  verschiedenen  Arten  von  Ge- 
weben der  Fabrikant  oder  der  Arbeiter  das 
^Geschirr«  unterhalten  muss.  .Vi  Jede  Art 
des  Trueks  winl  verboten:  die  Arbeiter 
sollen  nicht  -mit  verrufenem  ungangbarem 
Golde  oder  statt  des  Gehles  mit  Auftlriugung 
essiger  oder  anderer  Waren  abgeführt  w  erden  . 
Der  Biumwollspinnorin  *s'>ll  es  freistehen, 
die  Baumwolle  entweder  bei  dem  Fabri- 
kanten zu  kaufen,  der  ihr  zu  spinnen 
giebt,  oder  aber  wo  sie  sonst  dieselbe 
am  wohlfeilsten  findet'.  (»)  -Weil  wir 
denn  der  Zeil  her  gewahret,  dass  der 
Träger  halber  merkliche  und  den  armen 
Arbeitern  sehr  nachteilige  Unonhiuniren  vor- 
gesungen, so  ist  diesfalls  zur  Verhütung 
alle-  Mis-brauchs  un-or  ernstlicher  Will  und 
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Meinung,  dass  die  Träger  so  viel  als  möglich 
abgeschafft  und  dass  näher  als  3  bin  4 
Stunden  weit  von  der  Stadt  keine  Träger 
angestellt  werden.«  Es  wird  sodann  für  die 
einzelnen  Arbeiten  der  Tragerlohn,  den  der 
Hausarbeiter  zu  zahlen  hatte,  sowie  die 
Entfernung,  auf  welche  Träger  ul>erhaupt 
zulässig  sein  sollten,  festgestellt.  Zur  Ver- 
hütung von  I/>hminterschlagungen  durch  die 
Träger  werden  I/»hnzetteI  eingeführt.  -Die 
Träger  sollen  auch  weder  Bäcker  noch 
Krämer  sein,  sondern  den  Arl>eitsleuten  den 
ihnen  gebührenden  Lohn  an  kirem  uuver- 
rufenern  und  gangltarem  Geldc,  nicht  aber 
in  Waren  oder  Speisen  zustellen.«  -Es 
sollen  die  Herren  Pfarrer  auf  der  Träger 
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fleissige  Aufsicht  halten.«  7)  Der 


Fabrikkommission  wird  aufgetragen, 
>auf  alles  fleissig  zu  vigilieren,  was  wider 
diese  Ordming  erlaufen  möchte».  Sie  soll 
sich  wöchentlich  einmal  zur  Anhörung  von 
Beschwerden  der  Arbeiter  versammeln.  'Sie 
sollen  ferner  auch  alle  Fabrikanten  einmal 
des  Jahres  auf  das  Rathaus  zusamnienhe- 
rufon,  ihnen  die  diesfälligo  Ordnung  vor- 
lesen lassou  und  sie  zu  fleissiger  und  ge- 
treuer Handhabung  derselben  erinnern  ;  da- 
Ihü  auch  von  den  Fabrikanten  vernehmen, 
ob  in  dm  Fabriken  der  Löhne  hall>er  Ab- 
änderungen vorgekommen  oder  ob  neue. 
Fabrikate  eingeführt  worden  seien,  für  die 
der  Lohn  noch  zu  bestimmen  wäre.  Die 
Fabrikordnung  von  1717  (durchgesehen  und 
erneuert  1727)  wurde  später  in  einzelnen 
Punkten  vervollständigt :  insl>osondero  wurde 
1766  verordnet,  dass  die  Fabrikanten  'die 
ihnen  nicht  anständig  fabrizierten  Seiden- 
waren« den  Arbeitern  nicht  heinischlagen, 
sondern  -gemäss  der  Fabrikordnung  Klage 
gegen  solche  Arlieiter  liei  der  Fabrikkom- 
mission erheben«  sollten.  Ueberall  ist  es 
hier  das  Verhältnis  zwischen  dem  kauf- 
männischen Verleger  und  dem  Uausarbeiter, 
das  die  landesväterliche  Fürsorge  der  Be- 
hörden wachruft.  Alier  die  letztere  greift 
auch  schon  dariilier  hinaus,  indem  sie  das 
weit  zartere  Verhältnis  zwischen  Eltern  und 
Kindern  ins  Auge  fasst,  das  durch  das  sog. 
-> Rastgeben <•  ,  (1.  h.  das  Verhältnis,  bei 
welchem  die  Kinder  Kost  und  Wohnung 
selbst  aus  ihrem  Arbeitsverdienst  bezahlen, 
gefährdet  erschien.  Durch  das  Mandat  vom 
2">.  Mär/.  177D  wird  das  Rastgeben  noch 
schulpflichtiger  Kinder  gänzlich  untersagt; 
von  der  Entlassung  ans  der  Schule  bis  zur 
Konfirmation  ist  es  nur  in  der  Gemeinde 
und.  wenn  es  bei  Fremden  geschieht,  nur 
mit  Genehmigung  der  Eltern,  des  Pfarrers 
und  des  Kirchen  vorstarides  gestattet;  auch 
später  darf  es  nur  mit  Genehmigung  der 
Ortsbehörden  und  unter  pfarramtlicher  Ueber- 
wachung  in  einer  fremden  Gemeinde  er- 
folgen. 


4.  Basel.  Die  Baseler  Gesetzgebung 
über  die  Bandfabrikation  trägt  in  weit  ge- 
ringerein Grade  einen  sozialen  Charakter. 
Ihr  Hauptziel  ist,  die  Industrie  im  I*mde 
zu  erhalten,  die  ländlichen  Arlieitskräfte  nur 
den  einheimischen  Unternehmern  dienstbar 
zu  machen,  Betrug  und  Unterschleif  der 
Hausarlieiter  zu  verhüten.  Doch  werden 
auch  hier  bereits  in  einer  Verordnung  vom 
23.  Juli  1738  Festsetzungen  getroffen  Ol>er 
den  Mindestbetrag  des  Arl»eitslohne»  für  die 
verschiedenen  ganglwiren  Sorten  von  Seideu- 

I  l&ndern,  deren  I^änge  obrigkeitlich  vorge- 
j  sehrielien  wird,  mit  dem  Beifügen,  »dass 
die  Herren  Bandfabrikanten  benannten  Ar- 
beitslohn joweileu  genau  und  in  allen  Punkten 
zu  oltscrviereu  gehalten  seyn,  keinem  Arlteiter 
einen  geringeren  als  den  jetzt  stipulierten 
Lohn  auf  keinerley  Weyss,  auch  unter  was 
Vorwand  es  immer  seyn  möchtCj  anzunehmen, 
zumuthen,  obligiren  und  aufdnngen«.  Eine 
ähnliche,  nur  weit  umfangreichere  >  Tax- 
ordnung des  Arbeitslohnes«  wurde  1753  er- 
lassen zugleich  mit  einer  »erneuerten  Ellen- 
masstabelle«  und  auf  ihre  Uebertretung 
durch  die  Fabrikanten  eine  Strafe  von  100 
SpeeieBthalem  gesetzt.  1760  und  1768 
petitionierten  die  Fabrikanten  um  Heralt- 
setzung  dieser  Ix>hntaxen,  l»eide  Male  ver- 
geliens.  In  den  letzten  70  er  Jahren  finden 
sich  Klagen  von  Fabrikanten  gegen  Fabri- 
kanten wegen  Bezahlens  geringerer  Arbeite- 
löhne, wogegen  diese  sich  damit  ent- 
schuldigten, dass  die  einzelnen  Nummern 
der  Bänder  jetzt  schmäler  gemacht  würden. 
Dies  liatte  den  Erlass  einer  neuen  Ellen- 
masstabelle (1786)  zur  Folge.  1788  wurde 
die  Errichtung  einer  Armenkasse  zum  Besten 
der  Passamenter  auf  der  Ijandschaft  verfügt, 
zu  welcher  die  letzteren  nach  dem  Verhält- 
nis ihres  l-iohnes  (vom  Pfund  Arbeitslohn  1 
liezw.  2  Rappen)  l>eizutragen  hatten  und 
welche  in  Zeiten  der  Arltcitslnsigkeit  ihnen 
Unterstützungen  gewähren  sollte.  Diese 
,  Hilfskasse  Instand  bis  1798. 

5.  Kantonale  Fabrikkinder  -  Schutz- 
l  gesetzgebung  1815 — 1848.   Die  arlx'iter- 

freundliche  Manufakturgesetzgebuiig  des  pa- 
triarchahm Regiments  ging  mit  der  Herr- 
schaft der  alten  städtischen  Aristokratie  am 
Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  unter.  Wäh- 
rend der  Napoleonischen  Zeit  litt  die 
schweizerische  Exportindustric  schwer  uuter 
den  fortwährenden  Kriegen  und  Sperrmass- 
regeln :  aber  sie  vollzog  zugleich  auf  dem 
wichtigen  Gebiete  des  Baumwollgewerbes 
den  Ueliergang  von  der  Handspinnerei  zur 
Maschinenspinnerei.  teilweise  begünstigt 
durch  die  Kontinentalsperre,  welche  die 
übermächtige  Konkurrenz  der  Engländer 
abhielt.  Für  die  Arbeiterbevölkerung  war 
diese  technische  Umwälzung  eine  Zeit 
schwerer    Leiden.    Hatte    die  Züricher 
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Baumwollindustrie  1787  über  34<XK)  Hand- 
spinner beschäftigt,  so  sank  deren  Zahl 
unter  dem  Einfluss  der  Spinnmühle  auf 
kaum  ein  Drittel  herab.  Die  neuW-schäf- 
tigten  Hände  waren  bald,  wie  in  England, 
vorzugsweise  junge  Mädchen  und  Kinder. 
Der  Betrieb  war  überall  ein  kontinuierlicher. 
Gewöhnlich  dauerte  die  Arlieitszeit  von 
Mitternacht  bis  Mittag  und  von  Mittag  bis 
Mitternacht.  Selbst  Kinder  von  8—10  Jahren 
wurden  so  lange  beschäftigt.  Nicht  selten 
lagen  die  Fabriken  stundenweit  von  ihrem 
Heimatorte,  so  dass  das  leidige  »Rastgeben« 
fast  zur  Notwendigkeit  wurde.  Hier  erhob 
sich  jener  scharfe  Konflikt  zwischen  Schule 
und  Fabrik,  häuslicher  Erziehung  und  Er- 
werbsarbeit, und  er  führte  in  denjenigen 
schweizerischen  Kantonen,  wo  die  allge- 
meine Schulpflicht  bestaud ,  zum  Ein- 
schreiten der  Gesetzgebung.  Allein  diese 
beschränkte  sich  von  vornherein  auf  ein 
engeres  Gebiet  als  die  alten  Schutzbestim- 
mungen zu  Gunsten  der  Hausarlioiter.  Sie 
begnügte  sich,  die  Rechte  der  Schule  und 
des  Elternhauses  zu  wahren.  Dieser  Art 
ist  die  am  7.  November  1815  von  der  Re- 
gierung des  Kantons  Zürich  erlassene  Ver- 
ordnung wegen  der  minderjährigen  Jugend 
in  Fabriken  überhaupt  und  in  Spinn- 
maschinen besonders  und  die  thurgauische 
Verordnung  über  Beschulung  und  Beauf- 
sichtigung der  bei  den  Arbeiten  in  Fabriken 
augestellten  Kinder  vom  22.  Dezember  1815. 
Erstere  bestimmt,  dass  kein  Kind  vor  An- 
tritt des  10.  l>ebonsjahres  und  auch  dann 
nur  auf  ein  Zeugnis  des  Pfarramtes  in  eine 
Fabrik  aufgenommen  werden  dürfe,  ver- 
pflichtet die  Aufgenommenen  zu  fernerem 
Besuch  der  Reperiersohule  und  Kinderlehre, 
beschränkt  die  Arbeitszeit  der  jungen  Ix?ute 
auf  12 — 14  Stunden  täglich  mit  Ausschluss 
der  Nachtarbeit,  verbietet  die  eigenmächtige 
Verwendung  des  Lohnet«  durch  die  Minder- 
jährigen selbst  und  trifft  Vorkehrungen  für 
die  relterwaehung  der  Fabrikkinder  durch 
die  Geistlichen  und  die  Gemcindeltehörden. 
Die  thnrgauische  Verordnung  ist  in  vielen 
Punkten  dieser  gleichlautend,  in  anderen 
bestimmter  gefasst.  Weiter  geht  sie  darin, 
dass  sie  dio  Beschäftigung  von  Kindern  an 
die  Bedingung  der  Erfüllung  der  Schul- 
pflicht knüpft  und  verbietet,  dass  junge 
Leute,  wenn  die  Eltern  am  Orte  selbst 
wohnen,  bei  jemand  anderem  als  bei  diesen 
Kost  und  Herberge  nehmen.  Beginn  uud 
Schluss  der  Arbeitszeit  werden  vorge- 
sehrieben. Die  Aufsicht  über  die  Fabrik- 
kinder haben  die  Schul  Vorsteher  und  Pfarr- 
herren; sie  haben  das  Recht,  jederzeit  die 
Fabriken,  wo  solche  beschäftigt  sind,  zu  be- 
treten. 

[>eider  blieben  diese  Massnahmen  ver- 
einzelt.   Die  überall  in  den  Kantonen  wieder 


zur  Herrschaft  gelangte  Aristokratie  besass 
nicht  die  Fähigkeit,  gegenüber  dem  rasch 
emporstrel^enden  lilieralen  Fabrikantentume 
die  Fordeningen  der  ehrsamen  altvaterischen 
Staatspolizei  zur  Geltung  zu  bringen.  Noch 
weniger  gescliah  etwas  Ernstliches  nach 
dem  politischen  Umschwung  der  ersten  30  er 
Jahre,  welcher  gerade  den  grossiudustriellen 
Kreisen  einen  hervonBgenden  Einfluss  auf 
die  öffentlichen  Angelegenheiten  verlieh. 
Zwar  wurde  1834  im  Kanton  Zürich  eine 
Fabrikuntersuchung  veranstaltet,  welche  be- 
züglich der  Kimlerarbeit  sehr  bedenkliche 
Einzelheiten  ergab;  1837  wurde  auch  eine 
neue  Verordnung  über  die  Beschäftigung 
der  Kinder  in  den  Fabriken  gegeben,  durch 
welche  die  Aufnahme  von  Kindern,  die 
nicht  aus  der  Alltagsschide  entlassen  seien 
(12  Jahre),  in  Spinnereien  verboten,  die 
Nachtarbeit  für  junge  Leute  unter  16  Jahren 
untersagt  und  ihre  Tagesarbeit  auf  14  Stunden 
beschränkt  wurde.  Allein  das  war  gegen- 
über der  Verordnung  von  1815  nur  ein  ge- 
riuger.  durch  das  Schulgesetz  von  1832  er- 
zwungener Fortschritt ;  es  fehlte  dazu  noch 
an  durchgreif enden  Mitteln  zur  Handhabung 
der  neuen  Bestimmungen.  Im  Kanton 
Bern  kam  man  1835  den  Fabrikanten  so- 
gar durch  Gestattung  von  Fabrikschiden 
entgegen.  In  demselben  Jahre  wurden  im 
Kanton  Basel-Land  durch  §  40  des  Schul- 
i  gesetzes  die  Fabrikanten  verpflichtet,  den 
'  Kindern  wenigstens  denjenigen  Unterricht  er- 
.  teilen  zu  lassen,  welcher  für  die  Primarschule 
j  vorgeschrieben  ist.  Wie  sehr  diese  Vor- 
schrift auf  dem  Papiere  stand,  geht  daraus 
1  hervor,  dass  noch  1860  dort  die  Arbeitszeit 
!  der  Fabrikkiuder  1 1 1  s— 14  Stunden  betnig 
und  dass  sie  teilweise  die  ganze  Nacht  hin- 
durch U'schäftigt  wurden.  Im  Kanton 
Aargau  wurde  1842  ein  umfassendes  Fa- 
brikjx>lizeigesetz  ausgearl>eitet  und  auch  vom 
Grossen  Rate  in  erster  Lesung  angenommen  ; 
alter  wegen  des  erbitterten  Widerstandes 
der  Fabrikinhaber  kam  es  nicht  zur  zweiten 
Beratung.  So  blieb  es  bis  1848  liei  ver- 
einzelten schwächlichen  Versuchen ,  die 
Rechte  der  Schule  gegenüber  der  Fabrik  zu 
wahren. 

6.  Kantonale  Fabrikcesetze  1848 — 
1878.  Im  Jahre  1848  wurde  von  der  I-ands- 
gemeinde  des  Kantons  Glarus  ein  Gesetz 
filier  das  Arbeiten  in  Spinnereien  er- 
lassen, welches  dadurch  ülieraus  folgenreich 
wurde,  dass  es  nicht  bloss  die  Kinderarbeit, 
sondern  auch  die  Arbeit  erwachsener  Per- 
sonen —  zunächst  allerdings  nur  für 
die  Baumwollspinnereien  —  regelte.  Es 
verl)ot,  alltagsscludpflichtige  Kinder  über- 
haupt zu  beschäftigen.  Bei  ununterbrochenem 
Betriebe  sollte  kein  Arbeiter  innerhalb 
24  Stunden  länger  als  13  Stunden  am  Tage 
und  11  Stunden  l*i  Nachtarbeit  beschäftigt 
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worden  (Scluehtweohsol  morgens  um  0  und 
al kükIs  um  7  Uhr).  In  Spiunereion  ohne 
kontinuierlichen  Botrieb  sollten  innerhalb 
24  Stunden  Personen  unter  14  Jahren  höch- 
stens 14  .Stunden,  solche  üW-r  11  Jahren 
höchstens  15  Stunden  l>eschäftigt  werden. 
Das  Gesotz  stellte  damit  ein  Prinzip  auf. 
das  in  den  späteren  Glarner  Gesetzen  (1864 
und  1872)  auf  alle  Fabriken  ausgedehnt  uud 
weiter  ausgebildet  wurde:  das  Prinzip  des 
M  ax  imalarbeit  stagos,    und  zugleich 


den  Inhalt  dieser  Gesetze.  Vor  1873  be- 
standeu  ArtH'ib?rscltuty.gesetze  von  grösserer 
oder  geringerer  Tragweite  in  10  Kantonen, 
von  denen  0  der  deutschen  Schweix  ange- 
hörten, in  3  weiteren  Kantonen  waren 
solche  geplant ;  die  übrigen  deutsehredouden 
Kantone  waren  kleine  Gohirgsländer  ohue 
eigentliche  Fabrikindustrie.  Völlig  uuUi- 
rührt  von  der  ganzen  Bewegung  waren  die 
französisch  rollenden  Kantone  geblieben. 
Den  meisten  bestehenden  kantonalen  Schutz- 


r  Fabrikarbeit,  wobei  zu  beachten  Lst, 
das  Scludalter  nicht  überall  gleich 


brachte-  es  den  Grundsatz  zu  schärferer  gesetzon  gemeinsam  war  der  Ausschluss 
Geltung,  den  wir  bereits  in  der  thurgaui-!  d  er  prima  r  schul  pf  Ii  cht  igen  Jugend 

von  de 
«lass 

lioch  normiert  war.  Nur  Aargau  liatte  das 
13.  und  Sehaffliausen  das  12.  Jahr  als  Aus- 
sohliissgrenzo  festgesetzt,  und  Bein  gestattete 
sogar  die  Beschäftigung  von  siebenjährigen 
Kindern  in  IMiosphorzündholzfabrikeu.  IJei 
BotrieVu  mit  besonderer  Gesundheitsgefahr 
konnte  in  Zürich,  Aargau  und  Basel-] jand 
iler  Ausschluss  bis  zum  Ib.,  in  Basel-Stadt 
bis  zum  IS.  Jahn-  gehen.  Besonders 
geschützte  1'  e  r  s  o  n  e  n  waivu  :  iu  Seliaf  f- 
liausen  Kinder  von  12 — 14  uud  junge  Leute 
von  14—10  Jahren,  in  St.  Gallen  Kinder 
unter  15  Jahren,  in  Zürich  Kinder  von  12 
— 10,  in  Aargau  und  Ba*eJ-I*iud  vou  13— 
Iii  Julireu.  in  Glarus,  Basel-Stadt  und  Tcssin 
alle  Arbeiter.  Eines  besonderen  Schutzes 
erfreuten  sich  ausserdem  in  Glarus  und 
Basel-Stadt  Frauen  zur  Zeit  der  Niederkunft 
(0  Wochen).  Beginn  und  Ende  des  ge- 
setzlichen Arbeitstages  waren  nor- 
miert  in  Zürich.   Thurgau.  Schaffhausen. 


stehen  Verordnung  von  1815  und  in  der 
Züricher  von  1837  angedeutet  finden,  dass 
die  allgemeine  Schulpflicht  die 
Fabrikarbeit  ausschl  iesse.  1*04 
wurde  der  Arbeitstag  der  Erwachsenen  auf 
12  uud  1S72  auf  11  Stunden  herabgesetzt. 
Da  ausserdem  I  ST 3  durch  Landosgemoindo- 
K-schluss  die  Alltagsschulpflicht  bis  zum 
vollendeten  13.  Jahre  ausgedehnt  wurde,  so 
war  damit  der  Eintritt  in  die  Fabrik  um 
ein  weiteres  Jahr  hiiiuusgoschol>en. 

Inzwischen  waren  ander«!  Kantone  mit 
(ii'setzen  über  die  Kinderarbeit  oder  voll- 
ständigen Fabrikgosetzon  vorgegangen.  So 
Schaffhausen  (Schulgesetz  vom  20.  De- 
zember 1*50  uud  Fabrikgesotz  vom  20. 
August  1873).  St.  Gallen  (Gesetz  vuin  IS. 
August  1S53  betreffend  die  Fabrikkiudcr), 
Basel -Stadt  (Verordnung,  betreffend  die 
Beaufsichtigung  von  Transmissionen  und 
Maschinen  vom  3.  Septemlier  1*50  und  Fa- 
biikgesetz  vom  15.  November  1*00),  Zürich 
iGesetz  l»etreffeud  die  ViThältuisse  der  Fa- 


brikarlMHter  vom  24.  OktoUr  1*50),  Aar- j  Aargau.  Basel -tauid:  in  Glarus.  Busel-Stadl 


gau  (Fabrik|silizeigc.set/.  vom  10.  Mai  1*02) 
Bei  n  (Regulativ  und  Verordnung  für  die 
Zündhölzchenfabrikeu  vom  15.  Dezember 
l*05i.  Basel- Land  (Gesetz  betreffend  Re- 
gulienmg  des  Fabrikwesens  vom  7.  Juni 
!m»s|  und  Tos  sin  (Verordnung  des  RR. 
vom  2o.  August  18731  In  anderen  Kan- 
tonen waren  neue  oder  weitergehende  Gesetze 
in  Verbreitung.  So  in  St.  Gallen,  Zug, 
Luzern,  Zürich.  Thurguu,  Solothurn.  Diese 
lebhafte  Bewegung  in  den  letzten  (»Oer  und 
ersten  70  er  Jahren  eint;  auf  verschiedene 
Antriebe    zurück.    Hauptsächlich  wirkten 


treiUnd  das  Auftreten  der  Internationale  in  dungssehuli 
der  Schweiz  und  die  in  einer  Reihe  von 
Kantonen  zur  Herrschaft  gelangte  bürger- 
liche Demokratie,  welch»?  aus  Arbeiterkreisen 
.-ich  zu  verstärken  suchte.  Aber  man  kam 
nicht  vom  Fleck :  entweder  verwarfen  die 


und  Tessin  war  auch  für  die  erwacliseueu 
Arbeiter  die  Nachtarbeit  verboten  (mit  Aus- 
nahmen). Die  Arbeitsdauer  betrug  für 
die  geschützten  jugendlichen  ArlioitoT  in 
Thurgau  12 — 14.  iu  Zürich  13,  hi  St.  Gallen 
und  Aargau  12.  in  Basel-Laud  10,  in  Scliaff- 
hausen  für  Kinder  von  12—14  Jahren  täg- 
lich 0  Stunden,  für  junge  Leute  von  14—10 
Jahren  täglich  10  Stunden;  für  alle  Arbeiter 
(Nornialarl«'itstag)  in  Basel-Stadt  und  Tesshi 
12  nnd  in  Glarus  11  Stunden.  Bestim- 
mungen id«er  Arbeitspausen  und  Frei- 
lassung der  nötigen  Zeit  für  die.  Fortbil- 


gesetzgebeiiden  Faktoren  <iit 
würfe,  oder  man  vertrösb-le 
eben    im    Flusse  befindliche 


neuen  Ent- 
sich auf  die 
Revision  der 


fast  allen  Gesetzen 
gemeinsam.  Das  Verbot  körperlicher 
und  Freiheitsstrafen  findet  sicli  in 
den  Gesetzen  von  St.  Gallen.  Zürich  und 
Basel  -  Ijiuid.  Einrichtungen  zum 
Schutze  für  Leben  und  Gesundheit 
der  Arbiter  waren  vorgeschrieben  in  Glarus, 
Zürich,  Aai'gau,  Sehaffliausen  und  lieideu 
Basel.   Vorschriften  ülier  Fabriken!  n  u  n - 


Bundesverfassung,  welche  eine  einheitliche  gen  und  ihre  Genehmigung  durch  die  Be- 

eidgeiiössische  Regelung  der  ganzen  Auge-  horden  hatten  Zürich.  Aargau.  Sehaffhausou, 

logonheit  zu  bringen  versprach.  Basel-Land  und  Basrl-Stadt.  über  Kündi- 

7.   Vergleichende    Uebersicht   über  gungsfrislen    Zürich    und  Basel-Stadt, 
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filier  Führung  von  Arbeitsbüchern  Aar- 
gan und  Sehaffhausen.  Aargau  gestattete 
•das  Halten  von  Wirtschaften  und 
Detailhandlungeu  durch  Fabrik- 
inhalier  und  deren  Angestellte  nur  mit 
Genehmigung  des  Regierungsratos ;  dagegeu 
findet  sich  nirgends  ein  eigentliches  Truck- 
verkit.  Die  Fabri  k  i  nspek  t  ion  wurde 
ausgeübt  in  Glarus  durch  speeielle  von  Zeit 
zu  Zeit  beauftragte  Sachverständige,  in 
Zürich.  Basel-Stadt  und  Aargau  durch  soge- 
nannte Fabrikkommissioneti.  in  Seluiffhausen 
durch  die  kantonalen  und  lokalen  Polizei- 
organe  und  in  St.  Galleu  durch  die  Polizei, 
Pfarrämter  und  Schulbehörden. 

S.  Einigungsbestrebangen  bis  zum 
Erlaas  des  eidgenössischen  Fabrikge 


Personen  in  deusellien  aufzustellen.  Ebenso 
ist  er  berechtigt,  Vorschriften  zum  Schutze 
der  Arbeiter  gegen  einen  die  Gesundheit 
und  Sicherheit  gefährdenden  Gewerbebetrieb 
zu  erlassen.*  Mit  diesem  immerhin  stark 
verklausulierten  Artikel  war  weit  mehr  er- 
reicht, als  man  nach  dem  Ergebnisse  der 
vorausgegangenen  iutcrkantonalen  Einigiuigs- 
bestrebungeu  hatte  hoffen  dürfen.  Nach 
sehr  umfassenden  Vorarbeiten,  bei  welchen 
alle  irgendwie  beteiligten  Kreise  zu  Worte 
gelaugten,  wurde  im  Frühjahr  1875  ein 
erster  Entwurf  eines  eidgenössischen  Fabrik- 
gesetzes veröffentlicht.  Nachdem  dieser  in 
der  I*resse  reicldich  erörtert  worden  war 
und  auch  die  mancherlei  Interessenten  sich 
über  ihn  hatten  vernehmen  lassen,  wurde 


setze*.  Die  Schwierigkeit,  in  kleinen  po-jam  (>.  Mai  1875  der  definitive  Entwurf  der 
litiseh  selkständigon  Teilen  eines  grosseren  !  Bundesversammlung  vorgelegt,  die  erst  im 


Wirtschaftsgebietes  eine  sc»  verschieden  aus 
gebildete  Arl>eitersohutzgesetzgebung  durch 


März    1877    nach    sehr  schwieligen  und 
,  wechselvollen  Verhandlungen  sich  ttltor  ein 
zuführen  und  aufrecht  zu  erlialten,  liegt  auf  j  Gesetz  zu  einigen  vermochte.    Am  21.  Ok- 


Schon  1855  hatten  deshalb  in  :  tober  1877  wurde 
Klagen  der  dortigen  Fabrikanten  j  knapper  Mehrheit 

1 


der  Hand. 
Glarus  die 

über  die  durch  das  lte»tehende  kantonale 
Gesetz  hervorgerufene  Beeinträchtigung  ihrer 
Konkurrenzfähigkeit  die  Regierung  bewogen, 
sich  um  Herlx'iführuiig  einer  interkanto- 
nalen Verständigung  bezüglich  der 
Arbeitemhutzgesetzgebung  zu  bemühen. 
Es  wurden  auch  185U  und  1864  Konferenzen 
in  Hern  abgehalten:  allein  auf  keiner  der- 
selben war  unter  den  beteiligton  Regierungen 
auch  nur  über  die  notdürftigsten  Grundlagen 
einer   einigormassen   gleichartigen  Gosotz- 


gebung  Einigung  zu  erzh 


Dies  führte 


1877  in  der  Bundesvci-sammlung  zu  einem 
Antrag  des  NR.  Dr.  Joes  auf  l"ebernahmo 
wenigstens  der  Kinderschutzgesetzgobung 
duivh  den  Bund.  Nachdem  durch  eine  En- 
quete  über   die   Arbeit   der  Fahrikkindor 

4 1868  6'J)  z.  T.  recht  bedenkliche  Thatsachon  und  sp-n-ieller  Bestimmungen  ülier  das  Ar- 
festgestellt  worden  waren  und  der  Hundes-  beitsvcrhältnis  enthält,  die  sich  auch  bei 

t  Auslegung  der  Verfassung 


dieses  vom  Volke  mit 
angenommen  und  am 
Januar  1878  in  Kraft  erklärt. 
0.  Inhalt  des  eidgenössischen  Fabrik- 
gesetzes. Das  Rundesgesetz  betref- 
f  e  n  d  d  i  e  A  r  b  e  i  t  i  n  den  Fa  b  r  i  k  e  u  v«  »in 
23.  März  1877  gehört  zu  denjenigen  Arbeiter- 
sehutzgeset  zon,  welche  alle  Zweige  der 
Fabrikindustrie  gleicliartigen  Bestimmungen 
unterwerfeu,  von  denen  nur  unter  bestimmten 
Voraussetzungen  Ausnahmen  zugelassen 
weiden  können.  Es  geht  insofern  filier  die 
in  Art.  .'U  der  BV.  gezogenen  Grenzeu 
hinaus,  als  es  nicht  blos  übei'  die  Verwen- 
dung von  Kindern,  die  Dauer  der  Arlieit 
erwachsener  Personen  und  über  Einrich- 
ttingen zum  Schutze  der  Gesundheit  und 
zur  Sicherheit  der  Arlwiter  Vorseluifton 
giebt,  sondern  auch  eine  Reihe  allgemeiner 


lat  187U  erklärt  hatte,  dass 


»gellten  und  ;  sehr  weithe 


an  der  Zeit  sei.  die  Arlieit  der  Fabrikkinder  \  kaum  mehr  unter  den  Begriff  der  Arbeits- 
geset/iieh  zu  regulieren  und  dass  dies  Bundes-  Mauer  bringen  lassen.    Nach  Art.  1  ist  »als 


wiche  sein  solle«,  wurde  in  die  revidierte 
Bundesverfassung  nicht  ohne  Widerstand 
ein  Artikel  aufgenommen,  welcher  der  eid- 
genössischen Gesetzgebung  die  hierfür  nötige 
KomjH-tenz  zu  sichern  bestimmt  war.  Als 
jedoch  der  erste  Verfassungsentwurf  durch 
Volksabstimmung  vom  12.  Mai  1872  ver- 
worfen worden  war  und  infolgedessen  ver- 
suchte neue  Konkordutsvcrhandlungcn  (in 
Glarus.  November  1872)  abermals  resultatlos 
verlaufen  waren,  gelang  es,  in  die  neue  am 
10.  April  1871  auch  vom  Volke  gut  ge- 
heissene  Bundesverfassung  folgenden  Artikel 
(34»  aufzunehmen:     Der  Bund  ist  befugt. 


Fabrik  jede  industrielle  Anstalt  zu  1m1- 
trachten.  in  welcher  gleichzeitig  und  regel- 
mässig eine  Mehrzald  von  Arbeitern  ausser- 
halb ihrer  Wohnungen  Beschäftigung  findet.* 
In  Zweifelsfälleu  entscheidet  der  Bundesrat. 
Diese  vielcitierte,  im  wesentlichen  auf  das 
Glarner  Gesetz  von  lNG-4  zurückgehon«le 
Definition  stiess  in  <ler  praktischen  Durch- 
führung auf  erhebliche  Schwierigkeiten,  und 
eist  durch  zahlreiche  Rekursentscheide  fies 
BR.  ist  es  cinigormassen  möglich  geworden, 
dem  vielgestaltigen  Bedürfnis  geivelit  zu 
worden.  Früher  ging  die  Verwaltungspraxis 
dahin,  alle  Industriebetriebe  als  Fabriken  zu 


einheitliche   Bestimmungen   Tiber  die   Vor-  [  Itehandoln,  welche  entweder  1)  mehr  als  25 
Wendung  von  Kindern  in  den  Fabriken  und  Arbeiter l»-schäftigeiu>der2)beUloschäftigung 
über  die   Dauer  der  Arlieit    erwachsener  von   mehr  als  5  Arbeitern   Motoren  oder 
Handwörterbuch  der  StaaUwisacnsctiaflen.  Zweite  Auflage.   I.  38 
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Dampf gcfässe,  giftig  oder  scharfe  Stoffe 
verwenden  oder  Frauen  und  junge  liente 
unter  18  Jalircn  beschäftigen.  Durch  Be- 
sclduss  des  Bundesrats  vom  3.  Juni  1891 
sind  nunmehr  die  Grenzen  weiter  ge- 
zogen, indem  dem  Gesetze  unterstellt  siud: 

1)  alle  Betiiehe  mit  melir  als  10  Arbitern, 

2)  Betriebe  mit  mehr  als  5  Arbitern,  welche 
mechanische  Motoren  verwenden  oder  Per- 
sonen unter  18  Jahren  l»eschaftigen  oder 
gewisse  Gefahren  für  Gesundheit  und  Leben 
der  Arbeiter  bieten,  3)  Betriebe  mit  weniger 
als  11  bezw.  6  Arbeitern,  welche  aussei-go- 
wöluiliche  Gefahren  für  Gesundheit  und 
Leben  bieten  oder  den  unverkennbaren 
Charakter  von  Fabriken  aufweisen.  Teil- 
weise abweichend  von  diesen  Normen  sind 
dem  Fabrikgesetz  unterstellt :  alle  M  ii  h  1  e  n 
mit  mehr  als  2  Arbitern,  falls  diese  nicht 
Familienmitglieder  des  Besitzers  sind,  alle 
polygraphischen  Geworl)ebetriebe  mit 
mehr  als  o  Arbitern,  Stickereien  mit  3  und 
mehr  Maschinen,  falls  nicht  ausschliesslich 
Familienangehörige  l>eschäftigt  werden,  alle 
Zilndhölzchenfabriken.  —  Ausge- 
schlossen von  der  Beschäftigung  in  Fabriken 
sind  Kinder,  welche  das  14.  1/ebensjahr 
noch  nicht  zurückgelegt  haben.  Sonntags- 
uud  Nachtarbeit  von  jungen  lauten  unter 
18  Jahren  ist  untersagt:  Ausnahmen  ge- 
stattet der  Bundesrat  unter  bestimmten  Be- 
dingungen (Ai1. 16).  —  Frauenspersonen 
sollen  unter  keinen  Umstanden  zur  Sonntags- 
und Nachtarbeit  verwendet  werden.  Vor 
und  nach  ihrer  Niederkunft  dürfen  Wöch- 
nerinnen im  ganzen  8  Wochen  nicht  in 
der  Fabrik  beschäftigt  werden.  Bei  ihrem 
Wiedereintritt  müssen  nachweislich  6  Wochen 
seit  der  Niederkunft  verflossen  sein.  Der 
Bundesrat  kann  in  gewissen  Fabrikations- 
zweigen das  Arl>eiton  schwangerer  Frauen 
ganz  verbieten.  Bei  der  Reinigung  im  Gange 
befindlicher  Motoren,  Transmissionen  und  ge- 
falirdroheuder  Maschinen  dürfen  Frauen 
nicht  beschäftigt  werden.  —  Für  alle 
Fabrikarbeiter  darf  die  regelmässige  Arbeit ; 
eines  Tages  uicht  mehr  als  11  Stunden,; 
an  den  Vorabenden  von  Sonn-  und  Fest- 
tagen nicht  melu-  als  10  Stunden  betragen 
und  muss  in  die  Zeit  zwischen  0  (in  den 
Sommermonaten  ">)  Uhr  morgens  und  8  Uhr 
abends  (nach  der  öffentlichen  Uhr)  verlegt 
werden.  Bei  nachweislich  gesundheits- 
schädlichen oder  sonst  gefährlichen  Ge- 
werben kann  der  Bundesrat  die  Arbeitszeit 
noch  weiter  redueiereu  (Art.  11).  Für 
Kinder  zwischen  dem  angetretenen  14.  und 
dem  vollendeten  10.  Jahre  sollen  Schul  - 
u  n  d  Religionsunterricht,  die  durch 
die  Fabrikarl »eit  nicht  Ixt-inträchtigt  werden 
dürfen,  mit  letzterer  zusammen  11  Stunden 

rlich  nicht  übersteigen  (Art.  10).  Aus- 
hmsweise    Verlängerung    der  Ar- 


beitszeit erfordert  bei  nicht  filier  14 
Tagen  Genehmigung  der  Bezirks-  bezw. 
Ortsbehörden,  sonst  der  Kantonsregierung' 
(Art.  11).  —  Für  das  Mittagessen  ist  eine 
Pause  vou  wenigstens  1  Stunde,  für  Frauen, 
welche  ein  Hauswesen  zu  besorgen  haben, 
von  l1  s  Stunden  zu  gewähren:  Arbeitern, 
welche  das  Mittagessen  mitbriugen  oder 
sich  bringen  lassen,  sind  ausserhalb  der 
gewohnten  Arbeitsräume  angemessene,  im 
Winter  geheizte  Lokalitäten  unentgeltlich 
zur  Verfügung  zu  stellen  (Artt.  11  und  15). 
Hilfsarbeiten  vor  oder  nach  der  eigent- 
lichen Fabrikation  sind  in  die  elfstflndige 
Maximalarbeit  nicht  einzurechnen,  falls  sie 
von  männlichen  Arbeitern  oder  Frauen  über 
18  Jahren  verrichtet  werdon  (Art.  12).  Als 
solche  Hilfsarbeiten  werden  durch  Bundes- 
ratsbeschluss  vom  3.  Juni  1891  und  4.  April 
1894  erklärt:  Anheizimg  von  Dampfkesseln 
und  üefen,  Reinigung  von  Kaminen,  Kesseln, 
Oefen,  Motoren,  Transmissionen,  Werkaeug- 
maschinengruben,  Abstäutten  von  Gebälken 
in  Giessereien,  Trocknen  der  Formen ;  ferner 
das  Instandhalten  der  Dampfkessel,  Turbinen, 
elektrischen  Apparaten  und  1  Leitungen, 
Heizen  der  Fabriken,  Oelen  der  Transmis- 
sionen, Reinigen  der  Kanäle  und  Weiher, 
Reparaturen  von  Transmissioneu,  Arbeits- 
inaschinen,  Fussböden  u.  ä.  —  Nacht-und 
S  o  n  n  t  a  g  s  a  r  b  e  i  t  bei  Fabrikat^ouszweigen, 
die  üirer  Natur  nach  einen  ununterbrochenen 
Betrieb  erfordern  und  wo  sie  regel- 
mässig stattfinden  soll,  kann  nur  bei  nach- 
gewiesener Notwendigkeit  und  nur  für 
männliche  über  18  Jahre  alte  Arbeiter  vom 
Bundesrat  gestattet  werden;  die  Arbeitszeit 
darf  dabei  für  den  einzelnen  in  24  Stunden 
11  Stunden  nicht  überschreiten,  und  es  muss 
für  jeden  Arbeiter  je  der  zweite  Sonntag 
freibleiben.  Vorübergehende  Nachtarbeit 
erfordert,  wo  es  sich  nicht  um  dringende  in 
einer  Nacht  zu  erledigende  Reparaturen 
handelt,  amtliche  Bewilligung,  die  bei  einer 
n  Wochen  nur  von  der 
(Artt. 
welche 


Dauer  von  mehr  als  2 
Kantonsregierung  erteilt  werden  kann 


13  und 


für 


tägl 
nah 


14).  Als  Betriebe, 
Nachtarbeit  überhaupt  oder  für  bestimmte 
Verrichtungen  ziüässig  ist,  nennt  ein  Be- 
schluss  des  Bundesrats  vom  14.  Januar  1893 : 
Gerl»ereien,  Bäckereien,  Teigwarenfabriken, 
die  Milchindustrie,  Spritfabriken,  Gasfabriken, 
Holzstoff-,  Cellulose-,  Papier-  und  Kamm- 
fabriken, Holzsägereien,  FJektricitätswerko, 
Salinen,  Cement-  uud  Kalkfabriken,  Gips- 
fabtikeu,  Ziegeleien,  Ofen-  und  Thonwaren- 
fabriken, Mehl-  und  Roismühlen,  Bier- 
brauereien. —  Die  Fabrikbesitzer  sind  zur 
Fühlung  von  Arbeiterverzeichnissen 
und  zur  Aufstellung  von  Fabrikordnun- 
gen verpflichtet.  Letztere  müssen  Bestim- 
mungen enthalten  über  die  gesamte  Arbeits- 
ordnung, die  Bedingungen  des  Ein-  und 
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Austritts,  die  Auszahlung  deslx)hnes.  Wer- 
den Bussen  angedroht,  so  dürfen  sie  die 
Hälfte  des  Tagelohns  des  Gebüssten  nicht 
übersteigen  und  sind  im  Interesse  der  Ar- 
beiter, namentlich  für  Untcrstützungskasson 
zu  verwenden.  Die  Fabrikordnung  ist  mit 
der  Genehmigung  der  Kantonsregierung  in 
der  Fabrik  anzuschlagen  und  beim  Dienst- 
antritt den  Arbeitern  einzuhändigen.  Bevor 
die  Genehmigung  erteilt  wird,  soll  den  Ar- 
beitern Gelegenheit  gegeben  werden,  »sich 
Aber  die  sie  betreffende  Verordnung  auszu- 
sprechen* (Artt.  7  und  8).  Zur  Erfüllung 
dieser  "Vorschrift  genügt  es,  wenn  der  Ent- 
wurf der  Fabrikordnung  zur  Einsicht  der 
Arbeiter  auf  dem  Geschäftsbureau  ausgelegen 
hat  und  dies  durch  Anschlag  in  der  Fabrik 
bekannt  gemacht  worden  ist  (Kreisschreibeu 
des  Bundesrats  vom  25.  Januar  1878).  — 
Aus  den  allgemeinen  Bestimmungen  des 
eidgenössischen  Fabrikgesetzes  ist  hier  noch 
die  Festsetzung  einer  14tägigen  Kündi- 
gungsfrist (Art.  9:  Dispositivnorm)  und 
die  Vorschrift  der  Barzahlung  des  Ar- 
beitslohnes in  gesetzlichen  Münzsorten 
und  in  der  Fabrik  selbst  (Art.  10)  zu  er- 
wähnen. Am  Zahltage  darf  nicht  mehr  als 
der  letzte  Wochenlohn  ausstehen  bleiben 
und  ohne  gegenseitiges  Einverständnis  dürfen 
keine  Lohnbetreffnisse  zu  Specialzwecken  (z.B. 
zur  Befriedigung  der  Ansprüche  Dritter,  wenn 
nicht  richterliche  Anordnung  vorliegt,  Bei- 
träge für  HUfskassen)  zurückbehalten  werden. 

10.  Schatz  gegen  Gefahren  für  Leben 
und  Gesundheit  —  Haftpflicht.  Eine 
besondere  Stellung  nehmen  im  eidgenössi- 
schen Fabrikgesetze  die  Vorschriften 
zum  Schutze  gegen  Gefahren  für 
Leben  und  Gesundheit  der  Arbeiter 
ein  (Artt.  2 — 5).  Dieselben  halten  ungefähr 
die  Mitte  zwischen  der  ganz  allgemeinen 
Fassung  von  §  120  der  deutschen  Gewerbe- 
ordnung und  den  specialisierenden  englischen 
Vorschriften.  Zuerst  die  weitgreifende 
Vorschrift  :  >In  jeder  Fabrik  sind  die  Ar- 
beitsräume, Maschinen  und  Werkgerätschaften 
so  herzustellen  und  zu  unterhalten,  dass 
dadurch  Gesundheit  und  lieben  der  Arbeiter 
bestmöglich  gesichert  werden.«  Sodann  be- 
sondere Bestimmungen  über  Beleuchtung 
und  Ventilation  der  Arbeitsräume  sowie  Ein- 
friedigung von  Maschinenteilen  und  Treib- 
riemen. Endlich  noch  die  allgemeine  Vor- 
schrift, dass  überhaupt  salle  erfahrungs- 
gemäss  und  durch  den  jeweiligen  Stand  der 
Technik  ermöglichten  Schutzmittel'  ange- 
wendet werden  sollen,  wodurch  dem  Ein- 
greifen der  Ueberwachungsbcamten  jede 
wünschenswerte  Handhabe  geboten  wird. 
Errichtung  und  Umgestaltung  von  Fabriken 
unterliegen  der  Genehmigung  der  Kantons- 
regierungen :  ebenso  deren  Eröffnung,  die 
bei  Fabriken,  deren  Betrieb  ihrer  Natur 


nach  mit  besonderen  Gefahren  verbunden 
ist,  an  angemessene  Vorbehalte  geknüpft 
werden  kann.  *  Erzeigen  sich  beim  Betriebe 
Uebelständo.  welche  die  Gesundheit  und  das 
Leben  der  Arbeiter  oder  der  umgeltenden 
Bevölkerung  gefährden,  so  soll  die  Behörde 
unter  Ansetzung  einer  perem torischen  Frist 
oder  je  nach  Umständen  unter  Suspendierung 
der  Betriebsbewilligung  die  Abstellung  der 
Uebelstände  verfügen.«  Von  der  ihm  (Art.  3, 
AI.  5)  erteilten  Befugnis  zum  Erlass  einer 
Ausführungsverordnung  zu  diesen 
Bestimmungen  hat  der  Bundesrat  bis  jetzt 
keinen  Gebrauch  gemacht.  Wohl  mit  Hecht! 
Denn  wo  sich  so  zahlreiche  Gelegenheiten 
zur  Umgehung  specieller  Vorschriften  bietet 
wie  l»eim  Fabrikbetrieb,  da  ist  der  loltendige 
wachsame  Aufsichtslieamte  mit  einem  all- 
gemeinen, nicht  zu  eng  gefassten  Gesetzes- 
artikel in  der  Hand  immer  besser  als  ein 
totes  Reglement.  Nur  bezüglich  der  Jacquard- 
Webereien  ist  1884  ein  Kroissehreiben  er- 
lassen worden,  durch  welches  die  Beseitigung 
der  an  den  Webstühlen  auf-  und  nieder- 
steigenden  ,  gesundheitsschädlichen  Staub 
verursachenden  Bleistäbchen  und  ihre  Er- 
setzung durch  Eisengewichte  innerhalb  oiner 
später  auf  0  Jahre  verlängerten  Frist  ange- 
ordnet wurde.  Ausserdem  hat  der  Bundes- 
rat unterm  13.  Dezember  1897  Vorscluiften 
über  den  Neu-  oder  Umbau  von  Fabrik- 
anlagen erlassen.  Für  Anlage  und  Be- 
aufsichtigung von  Dampfkesseln 
bestehen  vielfach  kantonale  Vorschriften ;  um 
die  Durchführung  regelmässiger  Kessel- 
inspektionen bemüht  sich  der  schweize- 
rische Verein  von  Dampfkesselbesitzern. 
Laut  buudesrät lieber  Anordnung  vom  7.  April 
1885  hat>en  Fabrik besitzer,  welche  diesem 
Vereine  nicht  angehören,  den  Nachweis  zu 
liefern,  dass  ihre  Dampfkessel  jährlich  einmal 
von  Personen  untersucht  worden  sind,  die  von 
den  Kantonsregierungen  hierfür  für  kompe- 
tent erklärt  worden  sind.  —  An  die  Be- 
stimmungen, welche  die  Sicherung  der  Ar- 
beiter gegen  Lebens-  und  Gesundheits- 
gefahren bezwecken,  schliessen  sich  (in  Artt. 
4  und  5)  solche  über  das  bei  erfolgter 
Schädigung  einzuschlagende  Verfahren.  »Der 
Fabrikliesitzer  ist  verpflichtet,  von  jeder  in 
seiner  Fabrik  vorgekommenen  erheblichen 
Körperverletzung  oder  Tötung  sofort  der 
kompetenten  Lokalbchörde  Anzeige  zu 
macheu.  Diese  hat  über  die  Ursachen  und 
Folgen  des  Unfalles  eine  amtliche  Unter- 
suchung einzuleiten  und  der  Kantonsregierung 
davon  Kenntnis  zu  geben.  Sodann  folgen 
Bestimmungen  über  (lie  vorläufige  Ordnung 
der  Haftpflicht,  aus  welchen  hier  drei 
Punkte  hervorgeholten  werden  mögen,  die 
das  deutsche  Gesetz  vom  7.  Juni  1871  ver- 
missen Hess:  1)  die  Anerkennung  der  Haft- 
pflicht des  Fabrikanten  auch  heim  blossen 
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Zufall,  2)  die  Beweispflicht  des  Fabrikanten 
und  3)  die  Ausdehnung  der  Haftpflicht  auf 
Berufskrankheiten.  Der  Bundesrat  hat 
als  Industrieeu,  »die  erwiesenerinassen  und 
ausschliesslich  tiestimmte  gefährliche  Krank- 
heiteu  erzeugen«,  und  auf  welcho  deslialh 
die  Haftpflicht  auszudehnen  ist.  diejenigen 
bezeichnet,  in  welchen  folgende  Stoffe  ver- 
wendet werden  bezw.  vorkommen:  Blei, 
Quecksilber,  Arsen,  Cyan  und  ihre  Ver- 
bindungen, gelber  Phosphor,  irrespirable  und 
giftige  Gase.  Benzin,  Anilin,  Nitroglycerin, 
Pocken-,  Milzbrand-  und  Rotzgift.  Auf  die 
im  Anschluss  an  Art.  5  des  Fabrikgesetzes 
erlassenen  Haftpflichtgesetze( Bundes- 
gesetze betr.  die  Haftpflicht  aus  Fabrik- 
betrieb  vom  25.  Juui  1881  und  vom  26.  April 
1887;  vgl.  auch  das  Bundesgesetz  betr. 
die  Haftpflicht  der  Eisenbahn-  und  Dampf- 
schiffahrtsunternehmungen vom  1.  Juli  1875) 
kann  hier  nicht  eingegangen  werden. 

11.  Ausführung  des  eidgenössischen 
Fabrikgesetzes.  Die  Durchführung  des 
Fabrikgesetzes  und  der  in  Gemässheit  des- 
selben vom  Bundesrat«  ausgehenden  Verord- 
nungen hegt  den  Kantonsregierungen  ob  unter 
Kontrolle  des  Bundesrates.  Der  letztere  er- 
nennt auch  die  Fabrikinspektoren  und 
setzt  die  Pflichten  und  Befugnisse  derselben 
fest.  Er  kann  überdies,  soweit  er  es  für  nötig 
erachtet,  Specialinspektionen  über  einzelne 
Industriezweige  oder  Fabriken  anordnen. 
Bei  Organisation  des  Fabrikinspekbtrats  sah 
der  Bund  von  der  in  einzelnen  Kantonen 
liesteheudeii  Einrichtung  der  Fabrik-  (In- 
spektion*-) Kommissionen  ab.  Die  ganze 
Schweiz  wurde  in  drei  Inspektionsbezirke 
eingeteilt  und  jedem  ein  Fabrikinspektor  als 
eidgenössischer  Beamter  vorgesetzt,  der  un- 
mittelbar dem  eidgenössischen  Industrie-  und 
Ijandwirtschaftsdepartement  unterstellt  ist. 
Die  Stellung  dieser  Beamten  ist  durch  eine 
Instruktion  vom  IN.  Juni  1.S83  geregelt, 
l'eber  ihn;  Tluitigkeit  geben  die  alle  ein 
bis  zwei  Jahre  erscheinenden  -Berichte  über 
die  Fabrikinspektiou  in  der  Schweiz*  Aus- 
kunft. Ebenso  liaben  die  KantouMvgiorungeu 
über  ihre  die  Vollziehung  des  Gesetzes  be- 
treffende Thätigkeit  und  die  dabei  zu  Tage 
getretenen  Erscheinungen  alle  zwei  Jalm; 
Berichte  zu  erstatten ,  die  gleichfalls  ver- 
öffentlicht werden.  Beide  Publikationen  er- 
gänzen einander.  Daneben  giebt  jährlich 
der  Geschäftsbericht  des  eidgenössischen 
Industrie-  und  liand wirtschafte lepartements 
im  Schweizerischen  Bundesblatt-  einen  ge- 
drängten U  eberblick  über  die  auf  die  Voll- 
ziehung des  Fabrikgesetzes  gerichtete  Thätig- 
keit der  obersten  Bundesbehörde.  Im  ganzen 
bemühen  sich  alle  drei  genannten  Instanzen 
um  eine  loyale  Durchführung  des  Gesetzes, 
das  sich  in  den  21  Jahren  seines  Best 
denn  aueti  immer  mehr  eingelebt  hat. 


waren  demselben  3805  Betriebe  mit  152370 
Arbeitern  unterstellt.  1895  belief  sieh  die 
Zald  der  Betriebe  auf  1933.  die  der  Arbeiter 
auf  200199.  Die  Zahl  ist  viel  zu  gross  für 
drei  Inspektoren,  und  in  der  Regel  können 
dieselben  jode  Fabrik  nur  alle  zwei  Jahre 
einmal  besuchen.  Cm  diesem  Cebelstande 
abzuhelfen,  sind  ihnen  Adjunkten  und 
Assistenten  beigegeben  worden.  Anfangs 
Hess  das  Zusammenwirken  zwischen  Fabrik- 
inspektoren uud  Kautonsbehörden  manches 
zu  wünschen:  mit  der  Zeit  hat  sich  dies 
gebessert,  und  es  besteht  jetzt,  wenigstens 
in  den  meisten  deutsch  -  schweizerischen 
Kantonen,  ein  gedeihliches  Verhältnis  gegen- 
seitiger Unterstützung.  Den  in  allen  Ländern 
mit  ähnlichen  Gesetzen  hervorgetretenen 
Mängeln  der  fortgesetzten  Fabrik  Über- 
wachung durch  die  lokalen  Polizeiorgane 
sucht  man  durch  Aufstellung  kantonaler 
oder  lokaler  Fabrikkommissionen  (Basel, 
Appenzell  a.  Rh.)  oder  eigener  Gomeiude- 
fabrikaufseher  (Aargau)  abzuhelfen.  Am 
meisten  Schwierigkeiten  fand  und  findet 
die  Vollziehung  des  Gesetzes  in  den  welscheu 
Kantonen.  Ungleichheiten  in  der  Anwenduug 
und  Auslegung  des  Gesetzes  sind  l>ei  der 
grossen  Zahl  der  beteiligten  Behörden  kaum 
zu  vermeiden.  Insl»esondore  lassen  fast 
allerwärts  die  Gemeindebehörden  an  Eifer, 
Energie  uud  Verständnis  für  die  Sache  viel 
zu  wünschen,  und  auch  die  Kantonsregie- 
rungen kommen  bei  l  Teberzeitbewilligungea 
den  Unternehmern  nur  zu  weit  entgegen. 
Der  Erlass  einer  eidgenössischen  V  o  1 1  - 
z  i  e  h  u  n  g  s  v  e  r  o  r  d  n  u  n  g ,  welcher  schon 
im  Jahr»_'  1879  geplant  war,  ist  infolge  der 
Schwierigkeiten ,  auf  welche  der  erste  Ent- 
wurf gestossen  war.  bis  jetzt  unterblieben. 
Dagegen  hat  der  Kanton  Glams  schon  am 
2.  Oktober  1878  für  sich  eine  solche  Ver- 
ordnung erlassen. 

12.  Die  Regelung  der  Zündhölzchen- 
fabrikation. Die  furchtbaren  Erkran- 
kungen der  Kieferknochen  (Phosphorockrose), 
denen  die  bei  der  Anfertigung  von  Zünd- 
hölzchen mit  gelbem  Phosphor  be- 
seliäftigten  Arlieiter  ausgesetzt  sind,  hatten 
schon  früh  die  kantonale  Gesetzgebung  in 
Bewegung  gesetzt.  So  waren  1847  und  1861 
im  Kanton  Zürich,  1865  im  Kanton  Bern 
Schutzbestimmungen  für  die  mit  diesem 
Fabrikationszweige  beschäftigten  (zum  Ted 
recht  kleinen)  Betriebe  erlassen  worden, 
freilich  ohne  sonderlichen  Erfolg.  Nach 
Erlass  des  eidgenössischen  Fabrikgesetzes 
wandte  auch  der  Bund  dem  Gegenstande 
seiue  Aufmerksamkeit  zu,  und  einem  Special- 
borichte  und  Antrage  das  Fabrikinspektorats 
vom  17.  Mai  1879  zufolge  wurde  am  23.  De- 
zember 1879  eiu  B  u  n  d  e  s  g  e  s  e  t  z  er- 
lassen, durch  welches  die  Fabrikation,  die 
1888  Einfuhr  imd  der  Verkauf  von  Zündhölzchen, 


nens 
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hei  denen  gelber  Phosphor  zur  Verwendung  Sehntzvorsehriften  dieselben  worden  fort- 
kommt, verlöten  wurde.  I /eitler  vermochte  gesetzt  übertreten .  untl  'Iii"  Unterstellung 
dieses  so  wünschenswerte,  über  wohl  kaum  »ler  dieser  Industrie  eigentümlichen  Krank- 
genügend vorltereitete  Gesotz  die  unver- ;  holten  unter  das  Haftpfliohtgosotz  ist  für 
meitlliehen  Fünfühningschwierigkoiten  nicht  i  die  Arbeiter  in  vielen  rällen  wertlos,  da  die 
zu  überdauern :  es  wurde  im  Sommer  1882  kleinen  Untemehnier  »lie  jenen   etwa  zu- 


kommenden Entschädigungen  nicht  zu  zahlen 
Hoffentlich  gedeiht  der 


durch   Besohluss   der  Bundesversammlung 
aufgehoben  und  durch  das  vom  Bundesrat  I  im  stände  sind, 
unterm  17.  Okt.  1 SSJ  erlassene  Reglement!  neue  Plan  zum  guten  Ende 
über  die  Fabrikation  und  den  Verkauf  von       13.  Die  Gesetzgebung ül 
Zündhölzchen  ersetzt.    Allein  trotz  der  ein- 
gehendsten   Sehntzvorsehriften    setzte  die 
Phosphoniekroso  ihr  zerstörendes  Werk  fort, 


tzgebung  über  die  Arbeits- 
zeit in  den  Transportnnstnlten  knüpft  an 
Artikel  0  des  Eisenbahngesetzes  vom  23. 
Dezemlier  1872  an.    Durch  diesen  war  tie- 


nnd  bei  erneuter  Anregung  der  Frage  in  :  stimmt,  dass  den  Beamten  und  Angestellten 
der  Bundesversammlung  (188(5  und  1*89)  der  Eisonlwhncn  und  Dampfschiffe  wenig- 
neigten sich  die  Ansichten  der  massgeltenden  stens  jeder  dritte  Sonntag  fivizugelten  sei; 
Kreise  immer  mehr  der  schon  1882  von  das  gleiche  sollte  auch  K-i  den  vom  Bunde 
NR.  Curti  vertretenen  Auffassung  zu.  dass  i  konzedierten  oder  betrielienen  Tninsportnn- 
nur  von    der  Einfühnmg  eines    Bundes-  j  stalten  gelten.   Die  Durchführung  dieser  Be- 


rn o  n  o  ]>  o  1  s  für  Fabrikation,  Einfuhr  und  Ver- 
kauf von  Zündhölzchen  wirksame  Abhilfe  zu 
erwarten  sei.  Unterm  20.  November  1891 
erliess  der  Bundesrat  eine  dementsprechonde 


Kimmung  stiess  auf  manche  Schwierigkeiten, 
welche  1*78  zu  einer  Einschränkung  «ler- 
sollien  führten,  dergestalt,  dass  iler  Fivisonn- 
tag  durch  einen  freien  Werktag  für  gewisse 


Botschaft  an  die  Bundesversammlung,  und  Kategorieen  von  Arlteitern  ersetzt  wenlen 
am  26.  Marz  1895  beschloss  letztere  einige  ;  konnte.    Einem  Wunsche  des  Nationalrates 


Znsatze  zu  Art.  34  der  Verfassung,  durch 


welche  Fabrikation,  Einfuhr  untl  Verkauf  Maximaltlauer  der  taglichen  Arlieitszoif  von 


zufolge  wurden  sodann  18.S2  Nonnen  für  die 


tler  Zündhölzchen  und  ähnlicher  »Zeugnisse 
als  Bundessache  erklärt  wurde.  Obwohl 
man  bei  diesem  Beschlüsse  die  Vorsicht  be- 
obachtet hatte,  den  etwa  zu  erwartenden 
Ertrag  für  Verliesseningen  des  Betriebes 
und  Herabsetzung  des  Verkaufspreises  fest- 
zidegen.  so  wurde  derselbe  dennoch  (aus 
iwrteipolitisehcn  Gründen)  in  der  Volksal>- 


Eisenhahnangostellten aufgestellt ;  allein  diese 
wurden  von  den  Kisenttahngesellschaften  nur 
ungenügend  lieoltnehtet,  und  so  gelangte  man 
nach  schwierigen  Vorverhandlungen  dazu, 
auch  hierin  den  Weg  der  Sftecialg«^«  «tz- 
gebung zu  Itosehroiten.  Das  auf  Grund  von 
Artikel  26  der  BV.  oriasseno  Gesetz  vom 
Juni  1890  findet  Anwendung  auf  die  im 


Stimmung  am  30.  Oktober  1805  verworfen.  Betriebsdienste  der  Eisenbahn-  und  Dampf- 
Unter  diesen  Umständen  griff  mau  wieder  i  schiffsuntenudimungen,  der  Postverwaltung 


a»d   das   Gesetz  vom  23.  Dezemlier  1870  sowie  anderer  vom  Bunde  konzessionierter 


zurück.  Am  23.  November  1807  legte  der 
Bundesrat  einen  neuen  Gesetzentwurf  vor, 
nach  welchem  Fabrikation.  Einfuhr.  Ausfuhr 
und  Verkauf  von  Zündhölzchen  mit  gelbem 
Phosphor  verboten  sein  soll.  Dagegen  sollen 
diesmal  keine  Vorschriften  bezüglich  anderer 
Fabrikationsweisen  erlassen  worden,  um  der 


oder  lietrieliener  Transportanstalten  ange- 
stellten Personen.  Die  tägliche  Artteitszeit 
soll  12  Stunden  nicht  ü licrsch reiten ;  die 
ununterbrochene  Ruhezeit  ist  für  Maschinell- 
und  Zugspersonal  wenigstens  10,  für  die 
übrigen  Angestellten  9  und  bei  Wohnung 
auf  dem  Bahnhof  8  Stunden.    In  der  Mitte 


Fortbildung  der  Technik  keine  Hindernisse  der  Arbeitszeit  ist  eine  Ruhepause  von 
zu  bereiten  und  zugleich  die  Klippe  zu  vor-  mindestens  einer  Stunde  zu  gewähren.  Den 
meiden,  an  welcher  das  Gesetz  von  1879  Beamten,  Angestellten  und  Arbeitern  sind 
seiner  Zeit  gescheitert  ist.   Zur  Fabrikation  ;  (ohne  1/ihnabzng)  im  Jährt-  52  Tage  freizu- 

schen  !  geben,  von  denen  17  Sonntage  sein  müssen. 


bedarf  es  der  Bewilligung  tles  eidgen 
Industriedepartements:  letzteres  wird  hierbei 
diejenigen  Bedingungen  aufstellen,  welche 
mit  Rücksicht  auf  die  Gesundheit  untl  Sicher- 
heit der  Arbeiter  und  der  Konsumenten  er- 
forderlich sind.  Der  Verkauf  von  Zünd- 
hölzehen soll  nur  in  Verpackungen  statt- 
finden dürfen,  welche  die  Firma  oder  die 


An  Sonntagen  ist  der  Gfltordienst  untersagt. 
Uebertrotungen  werden  mit  Geldbnsseii  bis  zu 
500.  im  Wiederholungsfall  1000  Fr.  bestraft. 
>Dor  Verzicht  auf  die  gesetzlich  zugesicherte 
Dienstbefreiung  schliesst  die  Strafbarkeit 
der  Widerhandlung  nicht  aus.  '  Ausnahmen 
bewilligt  der  Bundesrat.  Ans  der  VoU- 
amtlich  deponierte  Fabrikmarke  des  Fabri-  ziehungsvorordnung  (vom  6.  November  1890) 
kanten  tragen.  Zuwiderhandlungen  sind  mit  ist  noch  bemerkenswert,  dass  die  dienst 


Bussen  bis  zu  1000  Fr.,  im  Wiederholungs- 
fälle mit  Gefängnis  bis  zu  3  Monaten  bedroht. 
In  tler  That  hat  sich  tlas  Reglement  von 
1882  als  völlig  unzureichend  erwiesen:  die 


freien  Tag«'  und  Ruhezeiten  möglichst  am 
Wohnort  des  Arbeiters  gewährt  werden 
sollen.  Die  Bestimmungen  «los  Gesetzes 
sind  durch  Verordnung  vom  9.  Januar  1891 
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auf  die  Post  und  durch  Gesetz  vom  22.  Do-  I 
zember  1892  auf  den  Telegraphen-  und ! 
Telephonl)etrieb  ausgedehnt  worden.  End- 
lieh ist  1894  beschlossen  worden,  die  Kon- 
trolle (Iber  die  Beobachtung  des  Gesetzes 
durch  besondere  Organe  des  Eisenbahn- 
departeinents  ausüben  zu  lassen. 

14.  Fortbildung  des  Arbeiter- 
schutzes durch  die  kantonale  Gesetz- 
gebung. Seit  einer  Reihe  von  Jahren 
machen  sich  in  der  Schweiz  Bestrebungen 
geltend,  die  Wohlthaten  des  Arbeiterschutzes 
über  den  Kreis  der  dem  eidgenossischen 
Fabrikgesetz  unterstellten  Betriebe  auszu- 
dehnen. Wo  die  letzteren  mit  Betrieben 
konkurrieren,  welche  in  der  Verwendung 
ihrer  Arbeitskräfte  keinerlei  Beschränkungen 
unterworfen  sind,  liegt  die  Berechtigung 
solcher  Wünsche  auf  der  Hand.  In  der 
Maschinenstickerei  z.  B.  ist  fast  die  Hälfte 
der  beschäftigten  Personen  in  ungeschützten 
Betrieben  (mit  1 — 2  Maschinen)  thätig, 
während  die  andere  Hälfte  den  geschützteu 
Betrieben  angehört  In  den  letztereu  macht 
sich  seit  dem  Bestehen  des  Fabrikgesetzes 
die  Neigung  geltend,  zum  zerstreuten  Be- 
triebe zurückzukehren  und  damit  den  Be- 
schränkungen des  Gesetzes  sich  zu  entzieheu. 
Allgemein  findet  in  der  gerade  in  der  Schweiz 
noch  selir  verbreiteten  Hausindustrie  Kinder- 
und  Frauenarbeit  in  grosser  Ausdehnung 
und  bei  überlauger  Arbeitszeit  Htatt.  Auf 
der  anderen  Seite  konnte  nicht  geleugnet 
werden,  dass  auch  im  Handwerk  Lelirhngo 
und  Gesellen  vielfach  des  Schutzes  bedürftig 
sind.  So  entstand  das  Verlangen  nach  einem 
eidgenössischen  Gewerbegesetze 
mit  Ausdehnung  der  Schutzbestimmungen 
auf  alle  Industriearbeiter.  Allein  der  Bund 
besitzt  dafür  nicht  die  Kompetenz,  und  der 
Versuch,  ihm  diese  durch  eine  Verfassungs- 
änderung zuzuweisen,  wurde  am  4.  März  1894 
durch  Volksabstimmung  abgelehnt.  Nun 
sind  zwar  durch  Artikel  20  des  Bundesge- 
setzes  über  die  Arbeit  in  den  Fabriken  die 
Bestimmungen  kantonaler  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen, welche  jenem  Bundesgosetze 
widersprechen,  aufgehoben.  Dagegen  ist  es 
den  Kantoiieu,  welchen  noch  der  grösste 
Teil  der  Go Werbegesetzgebung  zusteht,  nicht 
verwehrt,  in  der  Ausdehnung  des  Arbeiter- 
schutzes über  die  dem  Bunde  gezogenen 
Grenzen  hinaus  zu  gehen.  Dies  ist  neuer- 
dings melirfach  geschehen.  Zuerst  in  B  a  s  e  1  - 
Stadt  durch  das  Gesetz  betreffend  die 
Arbeitszeit  der  weiblichen  Arbeiter  vom  11. 
Februar  1884.  vervollständigt  durch  das  Ge- 
setz betreffend  den  Schutz  der  Arbeiterinnen 
vom  23.  April  1 888.  Durch  dasselbe  werden 
alle  GeworU>triel)e.  in  welchen  3  Frauens- 
personen oder  mehr  gewerbsmässig  arbeiten 
oder  in  welchen  überliaupt  Mädchen  unter 
18  Jahren  als  Arlieitcrinueii  oder  Lehrt/ichter 


I  beschäftigt  worden,  dem  11  stündigen  Normal- 
!  arbeitstagc,  dem  Verbote  der  Sonntagsarbeit, 
don  Bestimmungen  des  Bundesgesetzes  über 
die  Schwangeren,  die  Kündigungsfrist  und 
die  Bussen  unterstellt  und  damit  den  Ar- 
beiterinneu in  Mode-,  Konfektionsgeschäften 
und  Damenschneidereien  der  Schutz  gewährt, 
dessen  sie  so  sehr  bedürfen.  Ausserdem  ist 
in  dem  Baselstädtischen  Wirtschaftsgesetze 
vom  19.  Dezember  1887,  §  29,  der  Versuch 
gemacht,  das  Bedienungspersonal  in  Gast- 
wirtschaften gegen  Ueberanstrenguug  zu 
sichern.  »Mädchen  unter  18  Jahren,  die 
nicht  zur  Familie  des  Wirtos  gehören,  dürfen 
zur  Bedienung  nicht  verwendet  werden.  Der 
Betrieb  der  Wirtschaft  ist  so  einzurichten, 
dass  von  24  Stunden  mindestens  7  Stunden 
ununterbrochene  Schlafenszeit  dem  gesaraten 
im  Dienst  Verhältnisse  des  Wirtes  stehenden 
Personal  zugesichert  sind.  Das  Personal 
hat  Anspruch  auf  mindestens  6  Stunden 
Freizeit  an  einem  Nachmittag*.  Dem  Vor- 
bilde Basels  sind  später  andere  Kantone  ge- 
folgt. So  Obwalden  1887.  Glarus  1892, 
St  Gallen  1893,  Zürich  1894;  in  den  Kan- 
tonen Luzern,  Solothurn.  Waadt  und 
Neuen  bürg  wurden  in  den  letzten  Jahren 
wenigstens  Entwürfe  kantonaler  Arbeiter- 
schutzgesetze aufgestellt,  von  denen  ich 
nicht  weiss,  ob  sie  Gesetze  geworden  sind. 
In  den  meisten  Kantonen  beschränkt  man 
sich  auf  den  Schutz  der  Arbeiterinnen ;  nur 
das  Glarner  Gesotz  greift  weiter .  indem 
es  sich  auf  »alle  dem  eidgenössischen  Fabrik- 
gesetz nicht  unterstellton  Geschäfte«  be- 
zieht »m  welchen  Personen  gewerbsmässig 
und  gegen  Lohn  im  Dienste  des  Inhabers 
arbeiten  oder  als  Lehrlinge  oder  Lehrtöchter 
regelmässig  beschäftigt  sind«.  Ein  Teil  der 
Gesetze  geht  in  den  Schutzbestimmungen 
erheblich  weiter  als  das  eidgenössische 
Fabrikgesetz.  Dagegen  entbehren  sie  meistens 
der  Gewähr  einer  strengen  und  einheitlichen 
Durchführung. 

Literatur:  /.  Periode:  B&rkU-Mtyer,  Die 

Zürichtrüche  Fabrikgetettgebung  rom  Beginn  des 
14.  Jahrh.  bi*  xur  »chveix.  StaaUumirülzung  ron 
170A  (BeiInge  tum  Jahresbericht  der  kauft*.  <J*- 
*fil»chafl  Zürich  ßir  1SSS).  —  Derselbe,  Ge- 
schieht* der  ZüricherUrhcn  Seuleninduttrie,  Zürich 
~~  Sammlung  der  bürgert,  und  Potitey- 
gesette.  und  Ordnungen  WM.  Stadt  und  Land- 
schaft Zürich.  1757—79,  Bd.  II  und  IV. 
—  (Bauhof en-Merian>  Kurie  Genrhiehi*  der 
Bandweberei  in  Bz*el ,  IM*.  —  Mandate  u. 
Ordnungen  der  Stadt  Bauet  fEtmeldrwke)  au* 
dem  vor.  Jahrh.  —  //.  Periode:  Trelehler, 
Mitteilungen  nun  den  Akten  der  Zürich*ri»ehen 
Fahrikkommu>*i»n,  >  Tede,  Zürich  lxl*.  —  IE. 
Hofmann,  Gmch.  der  FahrikgenetigebHng  im 
Ft.  Thnrgan  bi*  ium  Jahre  7*77,  Frauenfeld 
l*Ui.  -  Böhmert,  ArheilereerhiiltnUee  u.  Fa- 
brikrinriehlunoen  der  Sehur>  h,  Zürich  lS7.t,  I, 
S.  72 ff.    -   II.  v.  ScKeel  in  d*n  Jahrb.  für 
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y<U. .«.  Stat.  XX  0*73),  S.  USff.  —  Volkswirt- 
schaftsle  xikon  der  Schwei*,  hcrausg.  eon  A. 
Furrer,  I,  S.  588 ff.  —  ///.  Periode:  l'eber 
dir  Vorarbeiten  tum  Bunde*ge*ettc  vgl.  »Bunde*- 
btiitt  d.  sehtreiz.  Fidgenossenschajt«  1869  Bd.  II, 
S.  669 ff,  1875  Bd.  IV,  S.  921  ff,  1876  Bd.  II,  S. 
786ff.,  Bd.  IV,  S.  SIKff.,  .5*7/.,  689ff.  —  ('eher 
da*  G**eti  selbst:  €>ohn  in  den  Jahrb.  für  Xat. 
u.  Stat.,  Supplementheft  III,  S.  35 ff.,  X.  F.  III, 
313 ff.  und  *on*t  öfter.  —  I>a*  Bundesgesetz  betr. 
du  Arbeit  in  den  Fabriken  rom  83.  Mär*  1877, 
kommentiert  durch  seine  Ausfuhrung  in  den 
ersten  in  Jahren  seines  Bestehen*,  Bern  1888 
(offiziell).  —  Berichte  über  die  Fabrikinspektion 
in  der  Schweiz  »eil  1879  (Aarau,  SauerUinder). 
—  Zusa  mmr  «.Stellung  über  die  Berichte  der 
Kanton*rcgi«rungcn  über  die  Ausführung  tle* 
Gesetzes  in  den  Jahren  1878— 188t,  1883]8*  etc. 
Reglern.  Auszüge  au*  beiden  Publikationen  von 
Xaef  im  Archiv  für  soziale  Ge*.  —  XüsperU, 
Apparate  und  Einrichtungen  tum  Schutte  von 
Fabrikarbeitern,  Aarau  1883.  —  l'eber  den 
Kampf  gegen  die  Phosphorzündhölzehen: 
BuwlesblaU  1879,  Bd.  III,  S.  79Sff,  1881  Bd. 
IV,  S.  630 ff.,  188t  Bd.  II,  S.  966 ff,  1886,  III, 
S.  566ff.,  1891,  V,  S.  ilSff.,  1895,  III,  S.  653, 
1897,  IV,  S.  998ff.  —  Lunge,  IMi*  Verbot  der 
I'hotphonündhiiUehen  in  der  Schweiz  und  dessen 
Wiederaufhebung,  Zürich  1883.  —  Cl4j»f«T,  Fort 
mit  den  Phosphorzündhölzchen !  1887.  — 
Schüler  im  Archiv  für  soz.  Ges.  V,  S.  70ff.  \ 
Rritmann  ebendaselbst,  XII,  S.  179 ff.  —  , 
l'eber  die  GeseUgebttng  betr.  die  ArbeUtzeit  in 
den  Tntn*porUin*taUen :  Th,  Curti  im  Arch.  f. 
*oz.  te*.  VII,  S.  663 ff.  —  Vergl.  tonst  noch  die 
Aufsatze  des  Unterzeichneten  in  den 
»Deutschen  Worten»  VIII  (1888),  S.  49 ff.  u.  im 
Arch.  für  soz.  Ges.  und  Stat.  1(1888),  S.  3!0ff.  —  I 
Blocher  in  der  Zeitschrift  für  Schweiz.  Stat. 
XXIV  (1888),  S.  Iff.  —  Schttler  (Fabrik- 1 
Inspektor)  im  Arch.  f.  soz.  Ge*.  IV,  S.  8t ff., 
VI,  S.  357ff,  VII.  S.  tflff.  —  O.  Lang, 
el>entla*elbst  XI,  S.  88 ff.  —  .SVW.  Blätter  für 
Wirtschaft*,  u.  S,,zialp>ditik,  I,  S.  88,  II,  1, 
S.  133,  405,  III,  330.  z!3t,  IV,  S.  I.V.  —  Jt 
Waxweiler,  Xotem  de  Suisse.  Lc*  lois  protec- 
trices  du  travail.  Bruxelle*  1896.  —  Jf.  Anttl- 
OIIX,  Traivail  de  nuit  de*  ouvrieres  de  l'in- 
duttrie  dans  les  fKtgs  etningert,  Bruxelles  1898, 
p.  73—110.  K 


XVI.  Arbeltonrchutzgesetzgebung  in 
den  Vereinigten  Staaten. 

Inhalt:  1.  Einleitung.  2.  Gesundheit»- und 
SicherhfitÄVorrichtungen  in  Fabriken,  Berg- 
werken und  Eisenbahnbetrieben.  3.  Arbeits- 
beschränkungen filr  Frauen  und  Kinder  und 
Sonntajrftarbeit.  4.  Lohnzahlung.  Politische  Be- 
schränkung der  Arbeiter.  5.  Besehilftitruni;  von 
Sträfliugen  und  von  Ausländem.  6.  PfäuduiurB- 
freiheit.   7.  Arbeitervereinigunj;en. 

1.  Einleitung.  Es  hat  in  den  letzton  Jahren 
eine  grosse  Zunahme  in  der  Zahl  der  Gesetze 
stattgefunden,  die  von  den  verschiedenen 
Staaten  der  Union  angenommen  sind  zum 


Zweck,  die  Arbeiter  in  ihren  Beschäftigungen 
und  in  der  Verfolgung  ihrer  Rechte  zu  schützen. 
Diese  Zunahme  verdankt  man  zum  Teil  dem 
Wachstum  und  der  Entwiekelung  des  hu- 
manitären Geistes,  der  sich  in  der  Durch- 
führung der  Gesetze  zeigt,  die  für  die 
physische  Wohlfahrt  und  Bequemlichkeit 
der  Arbeiter  Sorge  tragen  und  die  Arbeit 
der  Frauen  und  Kinder  auf  solche  Beschäf- 
tigungen und  Grenzen  beschranken ,  dass 
den  Uebelständen  abgeholfen  wird,  die  ihre 
unbeschrankte  Anwendung  mit  sich  brachte. 
Zum  Teil  verdankt  man  sie  auch  dem  Wachs- 
tum und  der  Entwiekelung  der  Gewerkver- 
einsbewegnng ,  die  sich  in  der  Anerken- 
nung des  Rechts  der  Arbeitervereinigungen 
zeigt  und  in  der  Durchführung  oiner 
grossen  Anzahl  von  Beschlüssen  zum  Zweck 
der  Verminderung  der  Cebelstände.  die  sich 
nebenbei  aus  der  unbeschränkten  Vertrags- 
froiheit  herausgestellt  hatten,  deren  Vortede 
alle  dem  Brotherrn  zufielon. 

2.  Gesundheit«-  and  Sicherheitevor- 
richtungen in  Fabriken,  Bergwerken 
nnd  Eisenbahnbetrieben.  Siebenund- 
droissig  Staaten  und  Territorien .  Cali- 
fornien,  Colorado,  Connecticut  Delaware, 
Distrikt  von  Columbia,  Georgia,  Illinois, 
Indiana,  Jowa,  Kentucky,  Ix>uisiana,  .Maine, 
Maryland.  Massachusetts,  Michigan,  Minne- 
sota, Mississippi,  Missouri,  Montana.  Nebraska, 
New-Hampshire,  New-Jersey,  New- York, 
North-Dakota ,  Ohio,  Oklahoma,  Pennsyl- 
vania, Rhode  Island,  South-Carobna,  South- 
Dakota,  Tennessee,  Ctah,  Vermont,  Virginia, 
Washington,  West-Virginia  und  Wisconsin, 
haben,  was  allgemein  als  »Factory  and 
Workshop  Acts«  bekannt  ist,  mehr  oder 
weniger  eingehend  die  Bedingungen  fest- 
gestellt, die  bei  Fabrikanlagen  beobachtet 
werden  müssen:  z.  B.  dass  die  Grund- 
stücke in  reinlichem  Stande  und  frei  von 
Ausdünstungen  gehalten  werden;  dass  eine 
genügende  Anzahl  von  Waterclosets  vor- 
handen ist;  dass  diese  so  ventiliert  sind, 
dass  die  Luft  darin  nicht  verbraucht  oder 
so  unrein  wird,  dass  sie  gesundheitsschädlich 
wäre ;  dass,  wo  in  den  Fabrikanlagen  Rauch 
erzeugt  wird ,  Ventilatoren  oder  andere 
mechanische  Vorrichtungen  augewandt  wer- 
den, den  Rauch  zu  zerteileu ;  dass  Winden  und 
Treppenräume  angemessen  und  solide  einge- 
hegt oder  versichert  sein  müssen ;  dass.  wo 
gefährliche  Maschinen  sind,  automatische 
Schiebevorrichtungen  angewandt  werden ; 
dass  anständige  und  reinliche  Waschräume 
vorhanden  sind ;  endlich  dass  nicht  weniger  als 
45  Minuten  Mittagspause  gewährt  werden. 

Diese  Gesetze  behandeln  auch  Fragen, 
wie  über  die  Anzalü  der  Personen,  die  iti  einem 
Raum  beschäftigt  werden  dürfen,  die  An- 
zahl der  Kubikfuss  Luft,  die  jedem  Arbeiter 
gewährt  werden  müssen,  und  andere  der- 
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artige  Fragen,  «He  sich  unmittelbar  auf  Ge- 
sundheit un<l  Wohllwlindon  beziehen.  Diese 
Gesetze  sorgen  auch  ganz  allgemein  für  ein 
Bureau  oder  für  eine  Aufsichtsahteilung, 
der  'lie  Aufgalte  zugewiesen  ist,  das  Vor- 
handensein von  irgendwelchen  Verletzungen 
der  Gesetze  festzustellen  und  die  vorge- 
schriel>enon  Strafen  durchzusetzen. 

Um  Unglücksfälle  in  Fabriken  zu  ver- 
bitten, haben  gewisse  Staaten  —  Massachu- 
setts, Michigan,  Minnesota,  Missouri,  New- 
Jersey,  New-York,  Ohio,  Pennsylvania  und 
Rhode  Island  -  ausdrücklich  Gesetze  an- 
genommen, die  sich  mit  der  Anweisung  der 
Stelle  für  gefährliche  Maschinen  befassen, 
um  die  Arbiter  in  vollem  Umfang  zu 
schützen  und  die  Möglichkeit  eines  Unglücks- 
falles auf  ein  Minimum  zu  reducieren.  So 
fordert  das  Gesetz  von  Minnesota,  dass  alle 
gefährlichen  Maschinen  eingeschlossen  oder! 
eingehegt  werden ;  dass  keine  Maschine  ge- 
braucht wird,  wenn  es  bekannt  ist,  dass  sie! 
schadhaft  ist;  dass  Winden,  Luken  und 
Elevatorenwellen  verwahrt  und  Elevatoren 


Kansas,  Maryland,  Massachusetts.  Minnesota, 
Missouri.  Montana,  Nebraska,  Now-Hamp- 
shire,  New -Jersey.  New-Mexii-o.  New-York, 
Mhio,  Pennsylvania.  Tennossee.  Vermont, 
Washington. 

Bestimmungen  in  Betreff  vou  Bergwerken 
oder  ähnlichen  Unternehmungen  sind  gesetz- 
lich in  einundzwanzig  Staaten  vorgeschrieben. 
Diese,  wie  die  Statuten  von  Pennsylvania, 
verfahren  mit  der  peinlichsten  Genauigkeit 
und  sind  bestimmt,  die  Gefahren,  die  natur- 
gemäss  mit  solcher  Arbeit  verbunden  sind, 
zu  vermindern.  Diese  Gesetze,  die  viele 
Seiten  der  Statuten  einnehmen,  l>eriihen  auf 
Erfahrung  und  werden  von  Zeit  zu  Zeit 
abgeändert,  wie  es  Theorie  und  Praxis  als 
mitwendig  erweisen.  Einer  der  Haupt- 
grundzüge  solcher  Gesetzgebung  ist  die 
Forderung  einer  angemessenen  privaten  Auf- 
sicht unter  kompetenter  offizieller  Kontrolle. 


Nicht  ganz  so  ist  die  Gesetzgebung  be- 
müht, die  Eisenbahnbeamten  zu  schützen; 
doch  achtzehn  Staaten  —  Connecticut,  1 1  Ii— 

regelmässig  nachgesehen  worden;  dass  für  n.ois<  {OAVn\  K™.tuek>'"  Maiue, 
••»«  ^"  —  v-M.ersgefahr  passende  Not-  !  Massachusetts.  Michigan,  Miuneso  a.  Miss.s- 
ausserlialb    zu    gleichem  !  sippi,  Missonn,  Nebraska,  New-Hampshire 

New-Wk.  Ohio.  Rhode  Island.  \  ermont 


den  Fall  von 

ausgänge  sowie   ausseniaJb  zu 
Zweck    RettungsvoiTichtungen  vorhanden 
sind  und   ferner,   dass  jeder  Unglücksfall 
mit  allen  Einzelheiten  sofort  dem  zustän- 
digen Beamten  gemeldet  wird. 

Dreiundzwanzig  Staaten  —  Connecticut, 
Delaware,  Distrikt  von  Columbia,  Georgia, 
Illinois,  liouisiana,  Maine,  Massachusetts, 
Michigan,  Minnesota,  Missouri,  Nebraska, 
New-Hampshire,  New-Jersey,  New-York, 
North-Dakota,  Ohio,  Pennsylvania,  Rhode 
Island,  Sonth-Dakota,  Vennont,  Virginia  und 
Wisconsin  —  verlangen,  dass  Fabriken  mit 
RettungsvoiTichtungen  nach  aussen  hin  für 
den  Fall  von  Feuersgefahr  versehen  werden, 
deren  Zahl  und  örtliche  Verteilung  durch 
die  Höhe  der  Gebäude  und  die  Zahl  der 
tiarin  beschäftigten  Personen  bestimmt  wer- 
den soll.  Einige  Staaten,  wie  Pennsylvania, 
gehen  noch  weiter  und  verlangen,  dass  in 
jedem  Raum  wohl  verwahrt  Taue  nieder- 
gelegt werden  von  genügender  Länge,  um 
bis  auf  den  Erdlioden  zu  reichen,  und  rote 


und  Wisconsin  —  fordern  die  Anwendung 
von  Sicherheitskoppelungen  und  Bremsen ; 
und  sieben  —  Indiana,  Michigan,  Minnesota, 
New-Jersey .  <  Hiio ,  Washington  und  Wis- 
consin —  angemessene  Hahnstege  für  das 
Zugpersonal  der  Strassenbahnwageu.  Die 
Privatunternehmung  sorgt  indes  "in  vielen 
Fällen  für  diese  Sicherheitsvorkehrungen, 
da  die  Erfahrung  lehrt,  dass  ein  solches 
Verfahren  klüger  und  auch  sparsamer  ist. 

3.  Arbeitsbeschränkungen  für  Frauen 
und  Kinder  und  Sonntajcsarheit.  Ganz 
allgemein  ist  die  Notwendigkeit  einer 
Gesetzgebung  anerkannt,  die  «lie  Be- 
dingungen vorschreibt,  unter  denen  Frauen 
und  Kinder  verwendet  werden  dürfen. 
Vieles  davon  fällt  unter  die  Fabrik-  und 
Werkstattgesetzgebung,  worauf  wir  schon 
verwiesen  Italien  ;  eiu  grosser  Teil  al«er  wird 
der  Aufzählung  der  Thätigkeitszweiire  ge- 
widmet, in  denen  sie  verwendet  werden 
Lichter  auf  Treppen  und  Korridoren  brennen. 1  dürfen,  und  der  Zahl  der  Stunden,  die  ge-* 


( Offizielle  Besichtigung  der  Fabriken 
ist  vorgesehen  in  Connecticut,  Illinois, 
Maine,  Massachusetts,  Michigan,  Minnesota, 
Missouri,  Montana,  Nebraska,  New-Hamp- 
shire, New-Jersey,  New-York,  Ohio,  Penn- 
sylvania, Rhode  Island,  Tennessee,  West- 
Virginia;  der  Bergwerke  in  Arkansas, 
Alabama,  Californieii,  Idaho,  Illinois,  Indiana, 
Jowa,  Nebraska,  New-Hampshire,  New- 
Jersey,  New-York,  Ohio,  Pennsylvania, 
Rhode  Island,  Tennessee,  West-Virginia  und 
Wisconsin;  und  der  Dampfkessel  in 
Californien,  Colorado,  Connecticut,  Illinois, 


arbeitet  werden  darf.  Alabama.  Arkansas, 
Californien,  Colorado,  Connecticut,  Delaware, 
Distrikt  vou  Columbia,  Florida,  Georgia, 
Idaho,  Illinois,  Indiana,  .Iowa,  Kansas,  Ken- 
tucky, Louisiana,  Maine,  Maryland,  Massachu- 
setts, Michigan,  Minnesota,  Mississippi.  Mis- 
souri. Montana.  Nebraska,  New-Hampshire, 
New-Jersey ,  New-York ,  North-Carolina, 
North-Dakota,  Ohio,  Oklahoma.  Pennsylvania, 
Rhode  Island.  South-Dakota ,  Teiinessee, 
Utah,  Vennont,  Virginia,  Washington.  West- 
Virginia,  Wisconsin  und  Wyoming,  dreiund- 
vierzig  im  ganzen,  haben  Gesetze  erlassen,  die 
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sich  mit  der  Frage  üW  die  Verwendung  von 
Kindern  beschäftigen.  Das  Gesetz  von  Massa- 
chusetts, das  als  eines  der  umfassendsten 
gelten  kann,  verbietet  jede  Verwendung  von 
Kindern  und  Frauen  innerhalb  der  Stunden  von 
10  I  hr  abends  bis  G  I  hr  morgens  oder  von 
Minderjährigen  unter  14  Jahren  vor  ü  Ulir 
morgens  oder  nach  7  Uhr  altends.  Kinder 
von  M  bis  14  Jahren  müssen  wenigstens 
dreissig  Wochen  im  Jahre  die  Schule  be- 
surheti.  Kein  Minderjährigor  soll  mehr  als 
"»S  Stunden  in  einer  Woohe  und  ein 
Minderjähriger  unter  13  Jahren  überhaupt 
nicht  verwendet  werden.  Wo  Minderjährige 
verwendet  werden,  soll  ihnen  gestattet  sein, 
ihr  Mittagsmahl  zu  dersell»en  Stunde  einzu- 
nehmen ,  und  sie  dürfen  nicht  langer  als 
H  Stunden  hintereinander  ohne  Pause  für 
Mahlzeiten  oder  Erholung  l>eschäftigt  werden. 
Ein  Verzeichnis  aller  angestellten  Minder- 
jährigen muss  von  dem  Obernufceher  oder 
Werkführer  aufgenommen  und  dem  Arbeits- 
departement überwiesen  werden. 

Alabama,  Califonüen.  Connecticut,  Illinois, 
Indiana,  Ixmisiana,  Maine.  Massachusetts, 
Michigan.  Minnesota.  Missouri,  Nebraska,  New- 
Hampshiro.  New-Jersey.  New-York,  North- 
Dakota,  Ohio.  Pennsx  Ivania,  Rhode  Island. 
South- Dakota,  Utah,  Virginia,  West- Virginia, 
Wisconsin  und  Wyoming  haben  Gesetze,  die 
sich  auf  die  Verwendung  von  Frauen  Ite- 
ziehen.  insofern  es  sich  um  die  Arbeits- 
stunden handelt.  Das  Gesetz  von  New-York 
verbietet  für  alle  Fabriken  die  Verwendung 
von  Frauen  unter  21  Jahren  mehr  als 
W.»  Stunden  in  der  Woche.  Das  Gesetz 
von  Wisconsin  beschränkt  die  Zeit  auf  S 
Stunden  täglich  für  alle  Frauen.  Häusliche 
Dienste  und  Thätigkeiten  in  kaufmännischen 
Geschäften  sind  ganz  allgemein  davon  aus- 
genommen. Und  in  der  That  hat  es  für 
letztere  Klasse  praktisch  keine  Gesetzgebung 
gegeben,  obwohl  folgende  Staaten  verlangen, 
dass  in  kaufmännischen  Geschäften  den 
weiblichen  Angestellten  Sitze  geliefert 
werden:  Alabama,  Califomien.  Colorado, 
Connecticut,  Delaware.  Distrikt  von  Columbia, 
Georgia,  Indiana,  Jowa,  IiOinsiana,  Maryland, 
Massachusetts.  Michigan,  Minnesota,  Missouri, 
Nebraska,  New-Hnmpshire ,  New-Jersey, 
New-York.  Ohio,  Pennsylvania,  Wa- 
shington. 

Dreiunddreissig  Staaten  —  Alabama, 
Arizona,  Arkansas,  Colorado,  Connecticut, 
Delaware,  Distrikt  von  Columbia,  Florida, 
Illinois,  Indiana,  Jowa,  Kansas,  Main»-,  Mary- 
land, Massachusetts,  Missouri,  Montana.  New- 
Hampshire.  New-Jersey,  New-Mexiko,  New- 
York,  North-Dakota ,  Oklahoma,  Pennsyl- 
vania, Khode  Island.  South-Carolina.  South- 
Dakota,  Vermont,  Virginia,  Washington,  West- 
Virginia,  Wisconsin  und  Wyoming  —  haben 
Statuten,  die  den  verheirateten  Frauen  ihren 


gesonderten  Verdienst  siehern,  den  sie  für 
sich  beanspruchen,  von  der  Einmischung 
ihrer  Ehemänner  freihalten  und  als  ihr 
eignes,  gesondertes  Vermögen  anlegen 
können. 

Alle  Staaten  und  Torritorion  (4.">)  mit  nur 
einer  oder  zwei  Ausnahmen  verbieten  die 
Sonntagsarbeit,  —  Werke  der  Liebe  und  der 
Not  und  häusliche  Dienste  allein  ausge- 
nommen. 

4.  Lohnzahlung.  Politische  Be- 
schränkung der  Arbeiter.  Die  Frage 
nach  der  I/ohnzahlung  ist  viel  erörtert. 
Sind  die  Lohngel»er  ihren  eigenen  Ent- 
schlüssen überlassen,  so  pflegen  sie  zu 
zahlen,  wie  es  ihnen  pnsst  und  bequem  ist, 
in  herabgesetztem  Gehle,  in  Anweisungen 
auf  Warenvorräte  oder  in  ihren  Kassen- 
scheinen. Die  Nachteile  solches  Verfahrens 
für  die  Arbeiter  sind  ersichtlich ;  und  diese 
sind  deshalb  auch  nicht  träge  gewesen,  die 
Annahme  von  Gesetzen  zu  betreilien,  die 
für  eine  festgeregelte  I/ihnzahlung  in  ge- 
setzlicher Münze  der  Vereinigten  Staaten 
Sorge  trügen.  Yiomnddreissig  Staaten  — 
Alalwma,  Arkansas,  Californien,  Colorado, 
Connecticut,  Illinois,  Indiana,  Jowa,  Kansas, 
Kentucky,  Ix»uisiana.  Maine.  Maryland, 
Massachusetts. Michigan,  Minnesota,  Missouri, 
Montana,  Nebraska,  New-IIampshiro,  New- 
Mexico,  New-York,  North-Carolina,  Ohio, 
Pennsylvania.  Khode  Island,  South-Carolina, 
Tennessee,  Texas,  Virginia,  West- Virginia, 
Washington,  Wisconsin  und  Wyoming  — 
haben  Statuten  über  die  Mittel,  die  Methode, 
und  die  Zeit  der  Ixtluizahlung.  In  manchen 
St:iaten  werden  verschiedene  Nonnen  für 
verschiedene  Handelsbetriebe  anerkannt  und 
zugelassen.  Das  Gesotz  von  Washington  er- 
klärt es  für  ungesetzlich,  für  lx>hnzahlung 
auf  eine  Arbeit  eine  Ordre,  einen  Check 
(»der  eine  Schuldverschreibung,  im  ganzen 
oder  in  Katen  zahllwr,  anders  als  in  gesetz- 
licher Münze  der  Vereinigten  Staaten  aus- 
zuzahlen oder  in  Umlauf  zu  setzen,  wofern 
diesen*-!!  nicht  zu  dem  Wert,  auf  den  sie 
ausgestellt  sind,  ohne  Al>zug  bis  zur  Ver- 
fallszeit, in  dem  Geschäft  oder  einem  andren 
Geschäftsplatz  einer  solchen  Finna  oder 
Gesellschaft  zu  veräussern  oder  einzulösen 
sind.» 

Das  Hauptübel  der  Handelsgeschäfte  ent- 
stand aus  den  bei  der  Lohnzahlung  erlaubten 
lockeren  Bedingungen.  In  Illinois,  Indiana, 
Jowa.  Kansas,  lxmisiana,  Maryland,  Missouri, 
New-Jersey,  New-Mexico,  New-York,  Ohio, 
Pennsylvania,  Tennossee,  Virginia,  Wa- 
shington und  West-Virginia  ist  es,  um 
die  Worte  des  Statuts  von  Illinois  zu 
gebrauchen,  verboten,  -dass  eine  Gesoll- 
schaft oiler  eine  Person,  die  in  einer  Fabrik 
oder  einem  Ikrgwerk  angestellt  ist,  direkt 
oder  indirekt    interessiert   sei,  bei  einem 
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Geschäft  oder  Unternehmen  Gerätschaften, 
Kleidung,  Lebensmittel  oder  Materialwaren 
zu  entnehmen«;  oder,  um  die  Ausdrücke 
des  Statuts  eines  anderen  Staates  über  den 
Gegenstand  zu  gebrauchen,  »einen  Ange- 
stellten oder  eine  Angestellte  zu  zwingen, 
seine  oder  ihre  Waren  an  einer  bestimmt 
bezeichneten  Stelle  zu  kaufen«. 

Angestellte  werden  vor  Beschränkung  in 
der  Ausübung  ihrer  politischen  Rechte  ge- 
schützt in  Arizona,  Arkansas,  (Kalifornien, 
Colorado,  Connecticut,  Delaware.  Idaho, 
Indiana,  .Iowa,  Kansas,  Kentucky,  Louisiana, 
Massachusetts,  Michigan.  Minnesota,  Missouri, 
Montana,  Nevada,  New-Jersey,  New-Mexico, 
New- York,  North-Carolina ,  Ohio,  Pennsyl- 
vania, South-Carolina ,  South- Dakota ,  Ten- 
nessee, West -Virginia ,  Wisconsin  und 
Wyoming. 

Das  Statut  von  New-Jersey  über  diesen 
Punkt  kann  als  typisch  angeführt  werden: 
»Jeder  Lohnherr  von  Arbeitern  oder  jeder 
Agent,  Aufseher  oder  Inspektor  einer  Ge- 
sellschaft oder  Korporation,  die  Arbeiter 
oder  irgend  eine  Person  beschäftigt,  der 
direkt  oder  indirekt,  persönlich  oder  durch 
irgend  eine  andere  Person,  die  ihn  vertritt, 
oder  auf  seine  Anweisung  Gewalt,  Zwang 
oder  Freiheitsbeschränkung  anwendet  oder 
anzuwenden  droht,  oder  persönlich  oder 
durch  irgend  eine  audere  Person  einer 
Person  oder  Personen  in  seinen  Diensten 
irgend  welche  Beleidigung«  Schädigung, 
Unrecht  oder  Verlust  zufügt  oder  zuzufügen 
droht,  um  solchen  Angestellten  oder  solche 
Angestellten  zu  verleiten  oder  zu  zwingen, 
für  einen  besonderen  Kandidaten  oder  für 
Kandidaten  bei  irgend  einer  Wahl  zustimmen, ! 
oder  um  ihn  oder  sie  von  der  Abstimmung1 
zurückzuhalten;  oder  der  durch  irgend 
welche  Art  von  Strenge  oder  Zwang  oder 
durch  unlautere  Beeinflussung  oder  durch 
betrügerische  Kunstgriffe  und  Kniffe  die 
freie  Ausübung  der  Gerechtsame  irgend 
eines  Wählers  bei  einer  Wahl  zu  hindern 
oder  zu  hintertreiben  sucht,  oder  der  dabei 
einen  Wähler  zwingt  verleitet  oder  über- 
redet, für  oder  gegen  einen  besonderen 
Kandidaten  bei  einer  Wahl  zu  stimmen: 
soll  eines  Vergehens  schuldig  erachtet 
werden  c  Die  Zeit  zu  wählen  muss  den 
Angestellten  bewilligt  werden  laut  Gesetz 
in  Arizona,  Californien,  Colorado,  Illinois, 
Indiana,  Jowa,  Kansas,  Kentucky,  Massa- 
chusetts, Minnesota,  New- York,  Ohio,  Okla- 
homa, South-Dakota.  Tennessee  und  West- 
Virginia. 

Folgende  Staaten:  Arizona,  Arkansas, 
Californien,  Colorado,  Delaware,  Indiana, 
Jowa,  Kansas,  Kentucky,  Louisiana,  Mary- 
land, Massachusetts,  Michigan,  Minnesota, 
Missouri,  Montana,  Nevada.  New-Jersey, 
New- York .  North-Carolina .  North-Dakota, 


Ohio,  Pennsylvania,  South-Dakota,  Tennessee 
haben  Statuten,  die  sich  mit  verschiedenen 
Seiten  der  Frage  der  Beschränkung  der 
Angestellten  beschäftigen.  Manche  befassen 
sich  nur  mit  der  politischen  Seite;  andere 
verbieten,  wie  wir  schon  sahen,  zugleich 
die  Bestimmungen  über  den  Einkaut  der 
notwendigen  Materialwaren  und  Lebens- 
mittel; und  noch  andere  auch  die  über  das 
Recht  der  Angestellten,  Arbeitervereinen  an- 
zugehören, worüber  wir  weiter  unten  sprechen 
werden.  Erzwungene  Beiträge  von  Eisenbahn- 
beamten zu  wolilthätigen  Einrichtungen  sind 
verboten  in  Indiana,  Maryland,  Michigan 
und  New-Jersey. 

Alabama,  Colorado,  Florida,  Georgia, 
Indiana,  Dlionis,  Jowa,  Minnesota,  Montana. 
Nevada,  North-Dakota,  Utah,  Virginia  und 
Wisconsin  verbieten  den  Brauch  einer 
schwarzen  Liste.  Das  Statut  von  Colorado 
mag  als  Erläuterung  angeführt  werdeu: 
»Keine  Korporation,  Gesellschaft  oder  einzelne 
Person  darf  einen  Angestellten,  Handwerker 
oder  Arbeiter,  der  von  solcher  Korporation, 
Gesellschaft  oder  einzelnen  Person  entlassen 
ist,  auf  die  schwarze  Liste  setzen  oder 
öffentlich  bekannt  machen  oder  veranlassen, 
ihn  auf  die  schwarze  Liste  zu  setzen  oder 
öffentlich  bekannt  zu  machen,  in  der  Absicht 
ihn  zu  verhindern,  eine  ähnliche  Stellung 
anzunehmen  oder  sich  zu  verschaffen.« 

5.  Beschäftigung  von  Sträflingen  und 
von  Ansiändern.  In  einer  Anzahl  von 
Staaten  ist  Sträflingsarbeit  auf  Steineklopfen 
auf  der  I^andstrasse  oder  auf  Arbeit  um  den 
Ort  der  Haft  herum  beschränkt.  In  einigen 
(wie  in  Kansas)  kann  man  zu  Feldarbeiten  und 
Handwerken  greifen  als  Mittel  der  Besserung. 
Das  Gesetz  von  Massachusetts  sorgt  für 
Unterweisung  der  Gefangenen  in  nützlichen 
Handwerken  und  verbietet  das  System,  mit 
Unternehmern  einen  Kontrakt  abzuschli essen. 
Es  verlangt,  dass  die  Zahl  der  in  einem 
Industriezweige  verwendeten  Gefangenen 
nicht  ein  Zwanzigstel  der  in  ähnlichem 
Fache  Angestellten  im  Staate  überschreitet 
und  dass  nie  mehr  als  250  in  irgend  einer 
Branche  verwandt  werden.  In  manchen 
Staaten  ist  die  Anwendung  von  Maschinen 
verboten.  Jeder  Staat  und  jedes  Territorium 
hat  hierüber  seine  Bestimmung. 

Das  Gesotz  der  Vereinigten  Staaten  er- 
klärt es  für  ungesetzlich  für  eine  Person 
oder  Korporation,  die  Ueberfalirt  eines  Aus- 
länders oder  von  Ausländern  vorauszube- 
zahlen oder  die  Einwanderung  derselben  in 
die  Vereinigten  Staaten  irgendwie  zu  unter- 
stützen oder  zu  ermutigen  unter  dor  Form 
von  Kontrakten  oder  Vergleichen,  die  münd- 
lich oder  schriftlich ,  mit  klaren  Worten 
oder  stillschweigend  im  voraus  abgeschlossen 
werden  zur  Einwanderung  von  Ausländem. 
Die  Anstellung  von  Ausländern  bei  öffent- 
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liehen  Arbeiten  ist  verboten  in  Idaho. 
Illinois.  Pennsylvania  und  Wyoming:  und 
in  Califoniien.  Colorado,  Nevada  und  <)regon 
ist  die  Anstellung  von  Chinesen  durch 
Korporationen  und  öffentliche  Behörden 
und  Unternehmer  verboten. 

Ein  Gesetz  von  Pennsylvanien  bestimmt, 
dass  kein  Sherif,  Mayor  oder  andere  Person, 
die  gesetzlich  befugt  ist,  Gerichts-  oder 
Polizeibeamte  oder  offizielle  Vertreter  der- 
selben anzustellen,  und  keine  einzelne  Person, 
Gesellschaft  oder  Korporation  als  solchen 
Gerichts-  oder  Polizeibeamten  oder  Vertreter 
eine  Person  anstellen  oder  verwenden  darf, 
die  nicht  Kin wohner  des  Staates  Ist;  aus- 
genommen, wo  der  Poüzeibeamte ,  Polizei- 
aiener  oder  Vertreter  ausdrücklich  zu  Ge- 
meindezwecken bestimmt  ist.  Die  Ver- 
wendung von  Niehteinwohnern  als  Polizei- 
beamte ist  auch  für  ungesetzlich  erklärt  in 
Dlinois,  Massachusetts,  Minnesota,  New- York. 
Texas  und  West- Virginia. 

6.  Pfäindungsfreiheit  In  46  Staaten 
und  Territorien  sind  I/»hne  in  den  Händen 
eines  I/>hnherrn  frei  von  Beschlagnahme; 
und  in  36  Staaten  —  Alabama,  Arizona, 
Arkansas,  Californien,  Colorado,  Connecti- 
cut, Delaware.  Georgia,  Idaho,  Illinois, 
Indiana,  Jowa,  Kansas,  Louisiana.  Maine, 
Maryland.  Massachusetts,  Michigan,  Minne- 
sota, Missouri,  Montana,  Nebraska,  Nevada. 
New-Hampslüre ,  New-Jersey.  New- York, 
North-Dakota.  Ohio,  Oregon,  Pennsyl- 
vania, Rhode  Island.  Utah,  Vermont.  Wa- 
shington. Wisconsin  und  Wyoming  —  haben 
Löhne  statutengemäss  ein  Vorzugsrecht.  In 
48  Staaten  und  Territorien  bestehen  statuten- 
und  verfassungsmässige  Verordntingen,  die 
Werkzeuge  und  gewisse  I>ebensbedflrfnisse 
von  der  Pfändung  befreien:  gleichwohl  ist 
das  Recht,  die  Befreiung  aufzuheben,  an- 
erkannt worden.  In  New- York  sind  in  einer 
Wohnung  aufgestellte  Sniunräder  und  Web- 
stühle, Bücher  (bis  zum  Werte  von  fiO  Dollars), 
zehn  Schafe,  eine  Kuh.  zwei  Schweine,  der 
für  die  Familie  und  für  das  genannte  Vieh 
nötige  Unterhalt  auf  60  Tage,  Kleidungs- 
stücke, Betten  und  Bettzeug,  das  Handwerks- 
zeug und  die  Gerätschaften  eines  Handwerkers 
frei.  In  33  Staaten  herrscht  Steuerfreiheit  in 
einer  ganz  ähnlichen  Ausdehnung.  So  sind 
z.  B.  in  Massachusetts  1000  Dollars  für 
Hansgeräte  und  300  Lollars  für  Werkzeuge 
frei.  Die  Staaten,  in  denen  solche  Be- 
freiungen herrschen,  sind :  Alabama,  Colorado. 
Connecticut,  Distrikt  von  Columbia,  Florida, 
Georgia,  Idaho,  Indiana.  .Iowa.  Kansas, 
Kentucky.  Louisiana.  Maine«  Maryland, 
Massachusetts.  Michigan,  Minnesota.  Missis- 
sippi. New-Hampshire.  New-Mexico,  North- 
Carolina,  Ohio.  Oklahoma.  Oregon.  South- 
Dakrfta.  Snuth-Carolinn .  Tennessee.  T.^xas. 


Utah,  Vermont.  Washington,  Wisconsin  und 
Wyoming. 

7.  Arbeitervereinignngen.  Dann  kam 
gemäss  der  Anerkennung  der  Rechte  ein- 
zelner Arbeiter  als  solche  die  Aner- 
kennung von  Arbeitervereinen  auf.  und  in 
Californien .  Massachusetts ,  Minnesota, 
Missouri.  New-Jersey.  New-York.  Ohio  und 
Pennsylvania  finden  wir  Statuten,  die  es 
für  die  unter  Staatsgesetzen  gebildeten  Korpo- 
rationen und  Gesellschaften  für  ungesetzlich 
erklären,  den  Angestellten  gegonüber  wegen 
ihrer  Mitgliedschaft  bei  Arbeitervereinen 
einen  Unterschied  zu  machen;  und  in  Cali- 
fornien. Indiana.  Massachusetts.  Mandant], 
Minnesota,  Montana,  New-Jersey,  New-York, 
North-Dakota,  Ohio,  Pennsylvania  und  West- 
Virginia  sind  Arbeitene'reinigungen  aus- 
drücklich als  nicht  ungesetzlich  erklärt.  In 
Californion,  Connecticut,  Delaware,  Georgia, 
Illinois,  Indiana,  Jowa,  Kansas,  Kentucky, 
Maine.  Maryland,  Massachusetts,  Michigan, 
Minnesota,  Missouri,  Montana,  Nebraska. 
New-Hampshire .  New-Jersev ,  New-York, 
Ohio.  Pennsylvania,  South-Dakota .  Texas 
und  Wisconsin  sind  die  Handelsmarken  von 
Handelsvereinen  anerkannt  und  vor  Miss- 
brauch geschützt 

J'hiln  detphia. 

Clinton  Roger»  Woodruff. 


LH. 

Rückblick. 

Bei  der  Vielgestaltigkeit  der  Arbeiter- 
sehutxgesetzgebung  erscheint  eine  Ver- 
gleiohung  der  Bestimmungen  der  verschie- 
denen Länder  und  eine  Verfolgung  der  in 
der  neuesten  Zeit  gemachten  Fortschritte  er- 
erforderlich. 

Zum  Ausgangspunkt  ist  wohl  das  Er- 
gebnis der  internationalen  Arbeiterschutz- 
konferenz 1890  zu  wählen,  welche  der  Ini- 
tiative des  jungen  Kaisers  Wilhelm  zu  danken 
war.  Dort  wurde  festgestellt,  was  nicht 
nur  wünschenswert,  sondern  im  Momente 
wold  als  erreichbar  angesehen  wurde.  — 

In  bezug  auf  die  Kinderarbeit  wurde  als 
erstrebenswert  bezeichnet:  die  Ausschliessung 
der  Kinder  bis  zum  vollendeten  12.  Lebens- 
jahre von  allen  industriellenUnteruehmungen ; 
doch  sah  man  sich  noch  genötigt,  den  süd- 
lichen Ländern  die  Konzession  zu  machen, 
für  sie  das  Alter  auf  10  Jahre  herabzu- 
setzen. In  Italien  ist  aber  auch  dieses  ge- 
setzlich noch  nicht  erreicht,  indem  das 
Minimalalter  9  Jahre  für  Fabriken  beträgt, 
während  in  Rumänien  naeh  dem  neuesten 
Gesetze  sogar  das  14.  Jahr  die  untern 
Grenze  bildet.     Eine   Königl.  Verordnung 
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ergänzt  das  italienische  Gesetz  allerdings, 
indem  danach  in  Unternehmungen  mit  Motor- 
kraft und  mehr  als  10  Arbeitern  Kinder 
unter  !!">  Jahren  nur  auf  Grund  eines  ärzt- 
lichen Zeugnisses  arViciten  dürfen.  Von  den 
andern  in  Betracht  kommenden  [«Indern  ist 
das  Minimalalter  von  12  Jahren  aeeeptiert 
in  Russland,  Frankreich,  Oesterreich,  (in 
Ungarn  und  Dänemark  dagegen  noch  10 
Jahre),  in  den  Niederlanden,  in  Schweden; 
in  Belgien  für  die  Knaben,  während  bei 
Mildchen  das  11.  Jahr  die  untere  Grenze 
bildet.  In  Grossbritannien  ist  noch  gestattet, 
Kinder  im  11.  Jahre  zu  beschäftigen;  in 
Deutschland  seit  1891  erst  mit  dem  13.  Jahre, 
in  Norwegen  mit  dem  11.  Jahre,  ebenso  in 
der  ganzen  Schweiz,  während  in  den  Ver- 
einigten Staaten  »las  Minimalalter  in  den 
verschiedenen  Staaten  sehr  ungleich  normiert 
ist  zwischen  10  und  13  Jahren.  Klar  er- 
giebt  sich  aber,  dass  jedes  Decennium  hierin 
einen  Fortschritt  zeigt,  was  sicher  in  der 
Zukunft  noch  so  anhalten  wird.  Dass  dies 
sehr  wünschenswert,  zu  Gunsten  der  Schul- 
bildung wie  der  körperlichen  Entwickelung, 
kann  einein  Zweifel  nicht  unterliegen.  Es 
bleibt  etwas  annormales,  dass  Kinder, 
die  zum  Schnlliesuch  verpflichtet  sind, 
noch  in  mehreren  Staaten  0  Stunden  ge- 
werblich beschäftigt  werden  dürfeu :  in 
Ungarn  können  Kinder  im  Alter  von  10 — 12 
Jahren  allerdings  nur  mit  Bewilligung  der 
Behörden  beschäftigt  werden,  von  12 — 14 
Jahren  aber  bis  S  Stunden ;  das  Gesetz  gilt 
elienso  in  Oesterreich. 

Der  Schutz  der  jugendlichen  Arbeiter 
bis  10  Jahren  sollte  nach  den  Beschlüssen 
der  internationalen  Konferenz  dahin  gehen, 
sie  von  der  Arbeit  in  der  Nacht  und  an 
Sonntagen  dispensiert  sein  zu  lassen,  wobei 
aber  Ausnahmen  als  zulässig  erklärt  wurden. 
Die  effektive  Arbeitszeit  sollte  10  Stunden 
nicht  übersteigen  und  durch  l1  ?  Stunden 
Huhe{>aiise  unterbrochen  werden.  Princiniell 
wurde  ein  gleichet  Schutz  mit  schwanken- 
den Majoritäten  auch  den  Arbeitern  von 
10—  IS  Jahren  zuerkannt. 

Diesen  Fordeningen  ist  Frankreich  neuer- 
dings gerecht  geworden,  nur  lässt  es  l>ei 
der  älteren  Kategorie  11  Stunden  zu  und 
ausserdem  mancherlei  Ausnahmen.  Das 
britische  Reich,  Norwegen,  Schweden  und 
Dänemark  accentierten  bis  zum  18.  Jahre 
Ki  Stunden  Tagesarbeit  als  Maximum. 
Deutschland  beschränkt  dies  auf  das  Alter 
von  14 — 16  Jahren.  Oesterreich-Ungarn  wie 
die  Schweiz  gestatten  in  diesem  Alter  11 
Stunden,  was  auch  für  Erwachsene  als 
Maximaldauer  angesetzt  ist.  Dieselbe  Zeit 
gestatten  die  Nietlerlande  schon  im  Alter 
von  12—16  Jahren.  Belgien  schützt  männ- 
liche unter  16,  weibliche  unter  21  Jahren, 
die  nicht  mehr  als  12  Stunden  incl.   I1  2 


Stunden  Pause  und  nur  bei  Tage  arbeiten 
dürfen. 

Die  erwachsenen  Frauen  sollten  nach 
dem  Wunsche  der  Konferenz  überhaupt  den 
jugendlichen  Arl  »eitern  gleich  behandelt 
werden,  nur  eine  Stunde  länger  arlteiten 
dürfen.  Die  meisten  [Ander,  auch  Russland, 
halten  sich  dem  angeschlossen,  doch  felden 
in  einigen  Ländern  noch  Schurzmassregeln  für 
erwachsene  Frauen,  wie  in  Ungarn,  Rumänien 
und  Belgien.  In  Frankreich  können  V»ei  Be- 
trieben mit  beständigem  Feuer  erwachsene 
Frauen  und  männliche  junge  Leute  auch  in 
der  Nacht  beschäftigt  worden.  Für  Berg- 
werke und  als  srosnndhoitsehädigond  aner- 
kannte Fabriken  sind  fast  allgemein  schärfere 
Beschränkungen  zulässig,  wie  auch,  wenn 
auch  nicht  so  allgemeine,  Ausnahmen  ge- 
stattet sind.  In  Deutschland  darf  die  Frau 
nicht  in  der  Nacht  und  nicht  über  1 1  Stunden 
in  Fabriken  arbeiten. 

Nach  der  Entbindung  sollten  Wöchne- 
rinnen, wie  die  Konferenz  empfald,  4  Wochen 
von  der  Fabrikarbeit  ausgeschlossen  sein. 
Das  ist  von  Grossbritannien .  Oesterreich, 
den  Niederlanden.  Belgien,  Norwegen  aoeep- 
tiert, und  auch  in  Deutschland  ist  endlich 
1801  die  gebotene  Ruhe  von  3  auf  4  Wochen 
ausgedehnt,  welche  die  Regierung  schon 
früher  erstrebt  hatte ;  und  auch  in  zwei 
j  weiteren  Wochen   darf  die  Frau  nur  auf 
;  Grund  eines  ärztlichen  Zeugnisses  die  Ar- 
j  beit  aufnehmen.     Weiter   gehen  einzelne 
Kantone  der  Schweiz,  wie  Glanis,  wo  Wöch- 
,  tierinnen  S  Wochen  von  gewerblicher  Arbeit 
1  ferngehalten  werden  müssen ,  davon  min- 
destens 0  Wochen  nach  der  Entbindung. 

Da  die  Gebärmutter  in  der  Regel  0 
Wochen  braucht.  11m  die  normale  Grösse 
|  wieder  zu  erlangen,  das  Kind  in  dieser  Zeit 
der  Mutterpflege  besonders  bedarf  und  alles 
|  vermieden  werden  muss ,  was  die  Milch- 
;  Sekretion   benachteiligt .   so  ist  diese  Zeit 
wohl  mit  Recht  als  Minimum  der  gesetz- 
lichen Ruhe  für  die  Frau  zu  fordern.  Ebenso 
notwendig  ist  ein  Schutz  der  Schwangeren 
in  den  letzten  Wochen  der  Schwangerschaft 
in  ihrem  eigenen,  ganz  besonders  aber  in 
dem  Interesse  des  zu  erwartenden  Kindes. 
Die  ülierwiegende  Zahl  der  Totgeburten 
wie  der  Sterbefälle  in  den  ersten  Monaten 
nach  der  Geburt   in  Fabrikgegenden  igt 
längst  nachgewiesen,  und  das  Mittel  zur 
Abhilfe   liegt  klar  auf  der  Hand.  Eine 
Schwierigkeit  des  gesetzlichen  Einschreitens 
liegt  darin,  dass  vom  Arbeitgel>cr  wie  von 
der  Polizei  der  Zeitpunkt  der  Entbindung 
nicht  genau  vorher  l>erechnet  werden  kann. 
Mit  Recht  hat  sich  die  Gesetzgebung  in 
Glarus  nicht  dadurch  abschrecken  lassen 
i  und  während  der  beiden  letzten  Wochen 
!  vor  der  Entbindung  die  Bescliäftigung  in 
!  Fabriken  verboten,  weil  dadim  h  mindestens 


Digitized  by  Google 


Arhoitersehutzgcsctzgehung  (Rückblick) 


605 


erreicht  winl .  dass  die  Bevölkeinmg  auf 
das  Wünscheus werte  dieser  Ruhepause  auf- 
merksam gemacht  winl  un<l  die  beteiligte 
Frau  ein  Recht  erlangt,  sich  von  der  Arbeit 
frei  zu  machon. 

Allgemein  wurde  1800  anerkannt,  dass 
eine  Anzahl  Unternehmungen  existieren, 
welche  besondere  gesundheitsschädlich  sind 
und  daher  besonderen  Boschränkmigon  unter- 
worfen werden  müssen.  In  dem  Sinne  sind 
auch  in  den  meisten  der  erwähnten  Länder 
Vorschriften  ergangen ,  besondere  und 
schon  seit  längerer  Zeit  für  die  Bergwerke 
und  6j>eeiell  für  die  Arbeit  unter  der  Knie, 
welche  Frauen  und  jugendlichen  Arbeitern 
untersagt  ist. 

Daran  reihen  sich  allgemeine  Sehutzhe- 
stiminungen  für  die  Arbeiter  in  tetreff  der 
Einrichtungen  in  den  Fabriken,  und  man 
kanu  verfolgen,  wie  diese  immer  speeieller 
wenlcn  und  in  die  Details  einzelner  Bran- 
chen eindringen.  Damit  ist  die  Yerant- 
wortüclikeit  der  Unternehmer  wesentlich 
erweitert.  Erwähnt  sei  in  dieser  Hinsicht 
die  Ausdehnung  der  Haftpflicht  der  Fabri- 
kanten durch  die  Schweizer  Gesetzgebung 
auch  auf  die  Benifskrankheiten  wie  Milz- 
brand, Rotz,  Bleikolik  etc.,  wodurch  sicher 
der  wirksamste  Druck  zur  Beachtung  aller 
Vorsichtsmaßregeln  ausgeübt  wird. 

Bedeutsam  ist  unzweifelhaft  die  Normie- 
rung des  Maximalarlteitstagcs.  Die  er- 
wähnte Konferenz  berührte  dWe  Frage  nur 
in  betivff  »gesundheitsgefährlicher  Berg- 
werke .  Selbst  dabei  stiess  man  auf  ent- 
schiedenen Widerstand,  l>esonders  l>ei  Gruss- 
britaunien  und  Belgien  aus  dem  prineipiolleii 
Grunde,  dass  dem  erwachsenen  Arbeiter  das 
freie  Vertragsrecht  gewalut  wenlen  müsse, 
während  von  anderer  Seite,  wie  von  Frank- 
reich und  Oesterreich,  der  Sache  keine  Be- 
deutung l>eigemcssen  wunlc.  da  ausreichende 
Vorkelmingen  zum  Schutze  der  Gesundheit 
vorhanden  seien.  Man  vermochte  sich  nur 
zu  dem  allgemeinen  Satze  zu  einigen :  es 
sei  wünschenswert,  die  Dauer  der  Arbeit  zu 
beschränken,  wo  alle  Gefahren  für  die  Ge- 
sundheit  nicht  beseitigt  wenlen  könnten. 
Die  Art.  wie  und  wie  weit  dies  zu  geschehen 
habe,  ülierliess  man  völlig  den  einzelnen 
Ländern,  ob  auf  dem  Weg»'  der  Gesetz- 
gebung, der  Verwaltung,  sei  es  durch  freies 
Uebereinkommen  der  Berg\verksl>csitzer  und 
der  Arbiter,  je  nach  den  Grundsätzen  und 
der  Praxis  der  einzelnen  Nationen,  sei  es 
auf  andere  Weise*:.  Damit  war  allenlings 
nur  ein  negatives  Ergebnis  erzielt. 

Bekanntlich  waren  einzelne  Länder  aber 
schon  vorher  mit  gesetzgeberischen  Mass- 
nahmen viel  weitergehender  Art  vorge- 
gangen .  nämlich  eiueu  Maximnlarheitstag 
Überhaupt  für  Fabrikarbeit  und  Bergbau  zu 
bestimmen.    Das  geschah  in  einzelnen  Kan- 


tonen der  Schweiz  sowie  einzelnen  Staaten 
der  nordamerikanischen  Union.  Die  Durch- 
führung war  aber  nur  eine  unvollkommene 
gewesen.  Die  Ausnahmen  wurden  in  der 
Schweiz  leicht  gestattet,  und  sehr  ausgedehnt 
beansprucht  In  Amerika  blieb  für  solche 
Fabriken,  für  die  eine  längere  als  die  nor- 
mierte Arbeitszeit  driugeud  wünschenswert 
war.  das  Gesetz  ein  toter  Buchstabe. 

Interessant  ist  es,  dass  sogar  in  Russland 
seit  dem  vorigen  Jahre  eine  Maximalarheits- 
zeit  von  II1 's  Stunden  anberaumt  ist.  und 
zwar  gerade  auf  das  Drängen  von  Fabri- 
kanten selkst,  in  Gegenden,  in  denen  eine 
solche  Zeit  Usus  war,  um  nicht  durch  die 
Konkurrenz  anderer  Distrikte  mit  Längerer 
Arbeitszeit  gedrückt  und  zur  Ausdehnung 
der  Tagesarbeit  gezwungen  zu  sein.  Fa- 
briken mit  unterbrochenem  Betriebe  dürfen 
die  Leute  den  haltten  Tag  t»esehäfügen.  aber 
nicht  mehr  als  24  Stunden  innerhalb  4M 
Stuudeu.  Ueberstunden  sind  gestattet,  aber 
beschränkt  und  müssen,  soweit  sie  obliga- 
torisch sind,  vorher  fest  bestimmt  wenlen. 
Iu  Frankreich  ist  die  Maxi malarboits zeit  auf 
12  Stunden  erstreckt,  nur  für  einzelne 
Zweige  siud  Beschränkungen  verlaugt,  so 
für  Lokomotivführer  und  Heizer  auf  10 
Stunden. 

In  der  Schweiz  ist  in  Fabriken  allge- 
mein der  11  ständige  Maxinialarttcitstag  be- 
stimmt; im  TransjKirtgewerbe  12  Stunden, 
dazwischen  1  Stunde  Kuhejjause.  Für  das 
ZugjK'rsonal  ist  eine  zusammenhängende  Ruhe 
von  10  Stunden  gefordert.  In  Basel  sind 
Geschäfte,  in  denen  mindestens  drei  Frauen 
lieschäflijtf  wenlen,  der  11  stündigen  Maxi  mal - 
arbeitszeit  unterworfeu.  In  der  nordameri- 
kanischeu  Union  ist  schon  seit  Jahren  in 
mehreren  Staaten  der  8  stündige  Maximal- 
arbeitstag.  iu  anderen  der  9-  und  10  stün- 
dige gesetzlich  aufgestellt.  In  der  neuereu 
Zeit  ist  in  dieser  Hinsicht  kein  Fortschritt 
zu  konstatieren,  wie  bereits  erörtert,  in  der 
Ausführung  aber  ein  Rücksciiritt. 

Die  Sonntagsruhe  war  auf  der  Arbeiter- 
schutzkouferenz  der  erete  Beratungsgegen- 
stand. Die  Vertreter  Frankreichs.  Italiens. 
Belgiens  und  der  Niederlande  hielten  eine 
gesetzliche  Anonlnung  dersellten  in  ihren 
hindern  einstweilen  für  undurehführtar 
oder  waren  principiell  gingen  eine  bezügliche 
Beschränkung  erwachsener  Arbeiter.  Ks 
kam  daher  nur  eine  ganz  farblose,  allge- 
meine Empfehlung  derselben  zu  stände. 
Inzwischen  haben  sich  die  Anschauungen 
doch  solu-  zu  Gunsten  einer  solchen  Massregel 
umgewandelt.  In  Deutschland  sind  1801 
sehr  weitgehende  Bestimmungen  zur  Durch- 
fülmiug  der  Sonntagsruhe  erlassen  und 
zwar  nicht  nur  für  Fabriken,  sondern  für 
alle  gewerbliche  Thätigkeit.  Kür  das  Han- 
delsgewerbe allenlings  nur  iu  beschränkter 
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Weise.  In  Oesterreich  wunlen  die  Bestim- 
mungen der  Gewcrl»eordnuiig  von  1885  im 
Jahre  1895  nicht  unbedeutend  verschärft. 
In  Belgien  war  schon  1889  eiu  wöchent- 
licher Ruhetag  verlangt.  Die  Praxis  hat 
die  Erweiterung  der  Sonntagsruhe  metho- 
disch angestrebt.  In  England  war  sie  be- 
kanntlich seit  lange  durch  den  Usus  ge- 
heiligt und  ist  eine  ausgedehntere  als  in 
den  Ländern,  wo  sie  gesetzlich  ange- 
ordnet ist. 

Der  gesetzliche  Anspruch  einer  be- 
stimmten Arbeitsordnung,  gesetzlicher  Be- 
schränkungen in  betreff  der  zulässigen  Stra- 
fen ist  in  Deutschland,  Oesterreich,  Belgien, 
der  Schweiz  u.  a.  erhoben.  In  dem  ersteren 
Ijandc  ist  noch  in  Fabriken  eine  Arbeiter- 
vertretung gefordert  und  sind  genauere  Be- 
stimmungen über  die  Kündigungsfrist  und  die 
zulässige  Entlassimg  der  Arbeiter  gegeben. 
Die  Htägige  Kündigungsfrist  ist  hier  für 
Fabrikarbeiter  die  Norm.  In  den  Ver- 
einigten Staaten  ist  dagegen  von  einer 
Kündigungsfrist  weder  nach  dem  Gesetze 
noch  nach  dem  Csus  die  Rede.  Es  unter- 
liegt keinem  Zweifel,  dass  die  Wirkung  der 
Srrikes  eine  erhebliche  Abschwächung  er- 
fährt, wenn  eine  Kündigungsfrist  einge- 
halten werden  muss,  und  um  so  mehr,  je 
länger  diese  Frist  ist.  Auf  der  anderen 
Seite  gewahrt  dem  Arbeitgeber  das  Recht, 
den  Arbeiter  sofort  zu  entlassen,  eine  sehr 
wirksame  Waffe  gegen  Unfleiss.  Einen 
Schutz  gegen  rücksichtslose  Entlassung  bei 
ungünstigen  Konjunkturen  wird  aber  der 
Arbeiter  nur  durch  eine  erheblichere  Aus- 
dehnung der  Kündigungsfrist  erlangen, 
durch  welche  er  mehr  Beamtenstellung  ge- 
winnt. Doch  ist  hierfür  zunächst  weder 
bei  Arbeitgebern  noch  bei  Arbeitnehmern 
Neigung  vorhanden.  Einstweilen  wollen 
beide  Teile  sich  noch  möglichst  ihre  Frei- 
heit und  Selbständigkeit  wahren.  Die 
schädlichen  Folgen  der  Strikes  müssen  viel 
schärfer  hervortreten,  um  dieses  Gegen- 
mittel unter  dem  Druek  der  Verliältnisse 
aecoptabel  erscheinen  zu  lassen. 

Das  Korrelat  einer  gesetzlichen  längeren 
Kündigungsfrist  ist  ein  erweiterter  Schaden- 
anspruch  oder  die  kriminelle  Bestrafung 
des  Kontraktbruches.  Soweit  wir  es  über- 
sehen, ist  nur  in  Deutschland  (durch  §  124  b 
der  Gewerbeordnung  von  1891)  gesetzlich 
etwas  in  dieser  Hinsicht  geschehen,  indem  bei 
Kleinl>etrieben  dem  Arbeitgeber  wie  dem  Ar- 
beiter als  Entschädigung  für  jeden  Tag  der 
vertragsmässigen  Arbeitszeit,  höchstens  aber 
eine  Woche  der  Betrag  des  ortsüblichen 
Tagelohnes  ohne  Verpflichtung  des  Nach- 
weises eines  Schadens  zugesprochen  ist. 
Unternehmer  von  Fabriken  mit  20  und 
mehr  Arbeiten!  müssen  sich  solchen  An- 


spruch ausdrücklich  ausbedingeu.  Weiter 
zu  gehen  konnte  man  sich  nicht  entseldiessen. 

Eine  Hauptaufgabe  für  die  nächste  Zeit 
ist  unbedingt  die  Ausdehnung  des  Arbeiter- 
schutzes  über  die  Fabrik  liinaus.  auf  Hand- 
werk und  Hausindustrie.  Darin  ist  das 
britische  Reich,  wie  bekannt,  schon  1S78 
allen  anderen  Ländern  vorangegangen  und 
noch  jetzt  fast  allen  Ländern  überlegen. 

Auf  der  internationalen  Konferenz  wurde 
ausgesprochen,  dass  die  Beschränkungen  für 
die  Arbeiter  im  geschützten  Alter  sich  auf 
die  »etablisscments  industriels«  beziehen 
sollton.  Was  al>er  darunter  zu  verstehen 
sei,  sollte  den  einzelnen  Ländern  zu  be- 
stimmen vorbehalten  bleiben. 

Das  belgische  Gesetz  von  1896  erstreckt 
die  Bestimmungen  auf  Unternehmungen  mit 
mindestens  10  Arbeitern.  Das  Gesetz  von 
1895  in  den  Niederlanden,  welches  auch 
auf  erwachsene  Arbeiter  den  Schutz  aus- 
dehnt, beschränkt  dies  auf  Unternehmungen, 
in  denen  Motoren  zur  Anwendung  kommen 
und  mindestens  10  Arbeiter  thätig  sind. 

In  Frankreich  ist  das  Gesetz  von  1892 
in  seiner  Wirksamkeit  ausdrücklich  auch 
auf  Werkstätten  ausgedehnt,  soweit  darin 
nicht  die  Familie  allein  arbeitet.  In  Deutsch- 
land bietet  das  Gesetz  von  1891  die  Möglich- 
keit, den  Geltungsbereich  der  Schutzbe- 
stimmungen auf  das  Handwerk  und  die 
Hausindustrie  auszudehnen.  Thatsächlich 
ist  dies  bisher  aber  nur  in  beschiänkter 
Weise  geschehen.  In  der  Schweiz  ist  die 
Ausdehnung  gleichfalls  in  Angriff  genommen. 

Eine  Ergänzung  hierzu  bilden  Special- 
gesetze für  einzelne  Unternehmungszweige, 
für  welche  eine  Veranlassung  vorliegt, 
einen  besonderen  Schutz  auszusprechen. 
Das  ist  der  Fall  in  Bezug  auf  die  Transport- 
gewerbe, für  welche  mehrfach  die  Be- 
schäftigungszeit beschränkt  ist  Für  das 
Kellnergewerbe  hat  man  in  Basel  ein  Ver- 
bot der  Beschäftigung  von  Kindern  unter 
10  Jahren  ausgesprochen.  In  Schweden  ist 
verboten,  dass  Kinder  in  der  Nacht  Sachen 
feil  halten,  was  sicher  gerechtfertigt  ist. 
In  Deutschland  ist  der  Schutz  der  Kleider- 
und Wäschekonfektion  zugesprochen. 

Allgemein  ist  nun  anerkannt,  dass  die 
gewöhnlichen  Verwaltungsorgane  nicht  aus- 
reichen, die  gesetzlichen  Bestimmungen  zur 
Geltung  zu  bringen,  sondern  dass  l>esoudere 
Behörden  dazu  erforderlich  sind :  die  Fabrik- 
insjK?ktoren.  Es  ist  sehr  erfreulich,  zu 
beobachten,  wie  diese  Organe  allmählich  eine 
wachsende  Bedeutung  in  allen  Ländern  er- 
langt haben,  und  nicht  nur  als  Kontrollbehörde, 
sondern  auch  zur  Berichterstattung  und 
Vorarbeit  für  den  weiteren  Ausbau  der  Ge- 
setzgebung. So  sehr  nun  neuerdings  auch 
fast  überall  die  Zahl  der  Fabrikinspektoren 
vennehrt  ist.  so  bleibt  darin  in  den  meisten 
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Ländern  noch  viel  zu  thun  übrig:  auch  in 
Deutschland.  Als  entschiedener  Fortschritt 
ixt  es  anzusehen.  dass  in  einzelnen  lündern 
auch  weibliche  Fabrikinspektoren  angestellt 
sind.  Voran  ist  darin  England  gegangen. 
Aber  auch  Frankreich  hat  bereits  1H  weib- 
liche Departementsinspektoren.  Viele  Unter- 
suchungen über  die  I.age  der  Arbeiterinnen, 
die  Folgen  mancher  Thätigkeiten  werden 
nur  durch  Frauen  ausreichend  durchgeführt 
werden  können.  Dass  es  auch  in  Deutsch- 
land Frauen  giebt ,  die  sich  für  solchen 
Posten  eignen,  das  zeigen  die  Scliriften  von 
Frau  Gnauck-Kühne  und  Fräulein  Gertrud 
üyhronfurth.  Eine  neue  bedeutungsvolle  und 
besondere  schwierige  Aufgabe  erwächst 
diesen  Bcliönleu,  wo  <lie  Arbeiterschutz- 
;bung  auch  auf  die  Hausindustrie  ausge- 
"  it  ist.  und  dabei  sind  Frauen  gar  nicht 
zu  entbehren. 

Aus  den  vorgelegten  Berichten  ergiebt 
sich,  dass  der  Arbeiterschutz  in  der.  neuen 
Zeit  allgemein  eine  erfreidiche  Ausdehnung 
erhalten  hat,  wenn  auch  natürlich  in  den 
verschiedenen  Iimdorn  in  sehr  ungleicher 
Weise.  Ebenso  geht  aus  dem  Gesagten 
hervor,  das»  noch  viel  zu  thun  übrig  ist. 
Mit  der  reberwachung  der  Hausindustrie 
sind  erst  wenige  schüchterne  Versuche 
gemacht.  Das  liesonders  nötige  Eingreifen 
der  Staatsgewalt  zum  Schutz  der  Arbiter 
in  gesundheitsgefährlichen  Betrieben  ist  auf 
Grund  fortgesetzter  Untersuchungen  der 
Sanitätsbehörden  noch  wesentlich  zu  er- 
weitern. Das  Hinwirken  auf  eine  all- 
mähliche Abkürzung  der  Arbeitszeit ,  tun 
den  schädlichen  Einfluss  einseitiger  Thätig- 
keit  auf  Körper  und  Geist  der  Arbeiter  bei 
der  erweiterten  Maschinenanweudung  und 
Ausbildung  dei Arl»eitsteilung  abzuschwächen, 
erscheint  untiedingt  notwendig.  Nur  dadurch 
kann  einer  Degeneration  der  städtischen  und 
speciell  der  Industriebevölkerung  entgegenge- 
wirkt wenlen.  Der  grosse  Unterschied  in  der 
Tauglichkeit  der  ländlichen  und  städtischen 
Rekruten  (s,  Jahrbücher  f.  Nat.  u.  Stat.  3.  F. 
Bd.  XV  1*98,  Bindewald,  eine  Untersuchung 
über  den  Unterschied  der  Militärtaugliclikcit 
ländlicher  und  städtischer  Bevölkerung  S.  G49) 
beweist  die  Notwendigkeit,  diesen  ttinkt 
im  Auge  zu  liehalten.  Die  grossen  Fort- 
schritte, die  in  dieser  Beziehung  in  England 
in  den  letzten  TiO  Jahren  erzielt  sind,  be- 
weisen, dass  auf  diese  Weise  Gewaltiges 
geleistet  werden  kann  und  keineswegs  die 
körperliche  Verkümmerung  mit  der  Aus- 
dehnung der  Industrie  unvermeidlich  ver- 
bunden ist.  Eine  auch  nur  flüchtige  Be- 
sichtigung englischer  Fabriken  und  eine 
Vergleiehung  mit  den  Ergebnissen  der 
Parlamentsenquete  Anfang  der  dreissiger 
Jahre  liefert  dafür  einen  schlagenden  Jk> 
Eine    Abkürzimg    der  Arbeitszeit 


unterstützt  dies  aber  auch  tiesouders  da- 
durch, dass  die  in  der  städtischen  Industrie 
lieschäft igten  Arbeiter  ihre  Wohnung  mehr 
und  mehr  auf  dem  l^ande  nehmen  können, 
und  wirkt  dadurch  dem  bedrohlichen  An- 
wachsen der  Städte  entgegen.  Mit  Hilfe  der 
modernen  Kommunikationsmittel  wird  durch 
sie  die  Decentralisation  der  Wohnungsver- 
hältnisse mit  ihrer  weitreichenden  Bedeutung 
erst  ermöglicht. 

Was  für  Aufgaben  sich  hiernach  für  die 
nächste  Zukunft  in  betreff  der  Arbeiterschutz- 
gesetzgebung der  civilisierten  Länder  er- 
geben, darüber  kann  kaum  ein  Zweifel  sein. 

J.  Conrad. 


Arbeitervereine 

s.  Gesellen  vereine.  Gewerkvereine, 
Hilfskassen.  Internationale  Ritter 
der  Arbeit.  Sozialdemokratie, 
Volksbildu  ngs  vereine. 
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I.  Allgemeine*. 
Staaten  (B.  618) 
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I. 


Allgemeines. 

1.  Begriff  und  Arten.  2.  Entwickelang. 
3.  Der  Versicherungfawang.  4.  Das  Verschulden 
de*  Versicherten,  o.  Die  Haftpflicht  de?  Unter- 
nehmers. 6.  Der  Umfang  der  Versichcrungs- 
pflÜcht.  7.  Die  Versichernngsleistungen.  8,  Or- 
ganisation.  9.  Aufbringung  der  Mittel. 

1.  Begriff  und  Arten.  Arl>citerver- 
sicherung  im  weiteren  Sinne  ist  jede  Ein- 
richtung zu  nennen,  durch  die  dem  Arbeiter 
und  seinen  Angehörigen  und  Hinterbliebenen 
ein  Rechtsanspruch  auf  gewisse  Geld-  oder 
geldwerte  Bezüge  beim  Eintreten  von  Er- 
eignissen gesichert  wird,  die  mit  einer  be- 
sonderen wirtschaftlichen  Belastung  des  Ar- 
beiters verbunden  sind. 

Die  Ereignisse  können  in  der  Verwirk- 
lichung einer  Gefahr  bestehen ,  die  der 
Arbeitskiuft  droht  (Krankheit,  Unfall,  Inva- 
lidität, Alter,  Tod)  oder  die  eine  Schmälerung 
oder  Aufhebung  der  Arbeitsgelegenheit  zur 
Folge  hat  (Arbeitslosigkeit  aus  irgend  welchen 
Gründen).  Die  Gefahren  dieser  Art  sind  das 
nächstliegende  Gebiet  einer  Arlieiterversiehe- 
rung,  sie  drohen  jedem  Arbeiter,  werdeu  aber 
nur  bei  einem  Teil  derselben  wirksam.  Der 
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Gedanke  an  eine  Zusammenfassung  der  von 
gleichen  Gefahren  Bedrohten  drängt  sieh  hier 
von  seihst  auf.  Wie  aber  die  Versicherung 
überhaupt  in  der  neueren  Zeit  auch  andere 
Ereignisse  im  Menschenleben  erfasst  hat,  die 
nicht  eigentlich  eine  Gefahr  in  sich  sehliessen, 
•wohl  aber  zu  eiuer  besonderen  wirtachaft- 
liehen  Belastung  führen  (z.  B.  Militärdienst, 
Heiraten),  so  ist  auch  der  Begriff  der  Arbeiter- 
versichorung ülier  den  Kreis  der  Gefahren  für 
Arbeitskraft  und  Arbeitsgelegenheit  hinaus  zu 
erweitern.  Kommunionen,  Konfirmationen, 
Heiraten  und  ähnliche  Vorkommnisse  be- 
dingen für  den  Arbeiter  eine  so  wesentliche 
Ausgabensteigerung,  das»  auch  hier  der  Ge- 
danke au  eine  gemeinschaftliche  Sicherung 
der  erforderlichen  Mittel  auftauchen  musste. 

"Wesentlich  ist  in  all'  diesen  Fällen  für 
die  Versicherung,  dasses  sich  um  Erwerbung 
eines  Rechtsanspruches  handelt.  Alle  Ein- 
richtungen, die  auf  Schenkungen  und  Unter- 
stützungen ohne  solchen  Rechtsanspruch 
hinauslaufen,  gehören  nicht  hierher.  Zur 
Erfüllung  des  Begriffs  der  Versicherung  Ist 
weiter  notig,  dass  Organisationen  bestellen, 
die  eine  Zusammenfassung  der  Arbeiter  be- 
deuten, mag  diese  Zusammenfassung  nun 
auf  mitieUjarein  oder  unmittelbarem  Wege 
erfolgen  und  mag  sie  sich  auf  die  Arbeiter 
beschränken  oder  auch  andere  Kreise,  z.  B. 
die  Arbeitgeber  mit  hineinziehen.  Ein  blosses 
Haftpflichtgesetz,  das  dem  Arbiter  zwar 
Rechtsansprüche  gewährt,  aber  keine  Orga- 
nisation schafft,  kann  nicht  als  Versicherung 
angesehen  werden. 

Ob  die  Arbeiterversichenuig  freiwillig 
oder  zwangsweise  erfolgt,  ist  für  den  Begriff 
der  Versicherung  ohne  Bedeutung. 

Durch  das  Vorgehen  Deutschlands  und 
anderer  Staaten  hat  sieh  indes  ein  engerer 
Begriff  der  Arbeiterversicherung  heraus- 
gebildet. Kr  lieschränkt  sich  auf  diejenigen 
Venücherimgseinriehtuiigeii ,  welche  auf 
einem  gesetzlich  geregelten  Versieherungs- 
zwang  beruhen  (Z  wangsarbeiterver- 
sicherung.)  In  diesem  engeren  Sinne 
wird  d;is  Wort  hier  verstanden. 

Für  das  Gebiet  der  Zwangsarbeiterver- 
sichenmg  lässt  sich  allgemein  und  theoretisch 
keine  Grenze  ziehen.  Die  Zwnngsversiohe- 
ruug  ist  an  sich  auf  die  verschiedensten  Er- 
eignisse anwendbar,  und  erst  die  praktischen 
Rücksichten  führen  zu  einer  Einengung 
ihres  Wirkungskreises.  Die  Ereignisse, 
welche  die  Arlieitskraft  und  die  Arbeitsge- 
legenheit bedrohen,  sind  ohne  Finge  die- 
jenigen, welche  am  ehesten  den  Gedanken 
an  eine  Zwangsarbeiterversicherung  zeitigen 
können,  und  unter  diesen  bieten  wieder 
Unfälle,  Krankheiten,  Invalidität  und  Alter 
am  meisten  Anlass  und  Gelegenheit  zu 
einem  solchen  Vorgehen  und  zu  eiuer  um- 


fassenden Regelung.  In  Wirkliclikeit  sind 
nur  die  ol>en  genannten  Zweige  der  Zwangs- 
arbeiterversicherung ausgebaut  worden.  Für 
die  Witwen-  und  Waiden  Versicherung  aus 
Anlass  von  Todesfällen  v  die  nicht  durch 
Unfälle  herbeigeführt  sind,  ist  die  Anwen- 
dung des  Zwangsprincips  wiederholt  liefür- 
wortet  worden,  und  auch  auf  die  Versicherung 
gegen  die  Folgen  der  Arbeitslosigkeit  hat 
man  es  ausdehnen  wollen.  Bis  jetzt  ist  es 
alier  dazu  noch  nicht  gekommen,  teils, 
weil  die  finanzielle,  teils  weil  die  tech- 
nische Seite  noch  nicht  genügend  geklärt  ist. 

2.  Entwickelang.  Die  Zwangsar- 
lieitervorsicherung  hängt  aufs  engste  mit 
den  Umgestaltungen  des  Wirtschaft«-  und 
Rechtslebens  im  19.  Jahrhundert  zusammen. 
Die  grosso  Lohnarbeiterkl&sse ,  die  durch 
die  neue  gewerbliche  Entwicklung  nötig 
wurde,  steht  nicht  mehr  in  dem  engen,  per- 
sönlichen, patriarclialisch  gestalteten  Ver- 
hältnis zu  den  Arbeitgebern,  wie  es  früher 
unter  der  Vorhorrseliaft  des  handwerks- 
mäßigen Kleinbetriebes  '1er  Fall  sein  konnte 
und  sein  musste.  Das  Verliältnis  hat  sich 
mehr  und  mehr  so  umgestaltet,  da*«  in 
erster  Linie  für  lieide  Teile  rein  geschäft- 
liche Gesichtspunkte  in  Krage  kommen.  Das 
Injt  dem  Arbeiter  eine  grössere  Freiheit  in 
der  Bestimmung  ül>er  sich  selbst  und  seine 
Arlieitskraft.  Die  Gewährung  politischer 
Rechte,  die  gesetzliche  Anerkennung  der 
Freizügigkeit,  die  durch  die  moderne  Ver- 
kehrsontwiekelung  luivermeidlieh  geworden 
Mar,  die  wenigstens  teilweise  erfolgte  Ab- 
tragung der  Schranken .  die  dem  Arbeiter 
früher  in  Bezug  auf  die  Wahrnehmung  seiner 
Interessen  mittelst  der  Koalition  gezogen 
waren,  die  Begründung  des  Arlieitsverhält- 
uisses  auf  den  freien  Arbeitsvertrag  und  die 
grimdsätzliehe  Behandlung  beider  Kontra- 
henten als  gleichberechtigter  Faktoren  haben 
diese  grössere  Freiheit  des  Arbeiters  noch 
gesteigert,  aber  auch  die  Auflösung  enger 
persönlicher  Bande  zwischen  beiden  Teilen 
erleichtert.  Die  Kehrseite  dieser  Ent Wicke- 
lung ist  dass  der  Arlieiter  bei  allen  Wocbsel- 
fällen  des  Lebens  auf  seine  eigene  Kraft 
angewiesen  wurde.  Lange  Zeit  hat  man 
sich  dabei  beruhigt.  Erst  nach  und  nach 
rang  sich  die  Erkenntnis  durch,  dass  die 
Kraft  des  Arbeiters  in  den  meisten  Fällen 
nicht  ausreichte,  um  der  Schwierigkeiten 
des  Lebens  Herr  zu  werden,  und  dass  seine 
rechtliche  Gleichstellung  mit  dem  Arbeit- 
geber seine  schwächere  Stelhmg  in  wirt- 
scliaftliclier  und  sozialer  Beziehung  nicht 
aufheben  könne. 

Bei  den  nicht  gewerblichen  Arlieitern 
hat  sich  —  wenn  auch  nicht  in  demselben 
Umfange  und  nicht  vollkommen  aus  den- 
selben (Münden  -  -  eine  Umwandlung  voll- 
zogen, die  zu  ähnlichen  Missständen  führte. 
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Je  mehr  diese  Erkenntnis  alle  Volks- 
kreisc  durchdrang,  desto  allgemeiner  wurde 
das  Bedürfnis,  die  wirtscluiftliehe  Kraft  des 
Arbeiters  zu  ergänzen.  Man  empfand  das 
mehr  und  raelir  als  eine  Ehreupfheht.  Die 
Errungenschaften  der  neuereu  Entwickelung 
hatten  wir  uns  ja  schnell  angeeignet;  aber 
in  dem  kurzen  Zeitraum,  auf  den  sich  die 
grossen  Umgestaltungen  zusammendrängten, 
haben  wir  noch  nicht  überall  diejenige  Aus- 
gestaltung der  Verhältnisse  gefunden,  welche 
den  berechtigten  Interessen  der  Arbeiter- 
klasse entspricht.  Am  deutlichsten  zeigte 
sich  das  bei  den  Gefahren,  die  Lehen  und 
Gesundheit  des  Arbiters  bedrohen  und  die 
durch  die  Betriebsweise  unserer  Zeit  wesent- 
lich beeinflusst  werdeu.  Iiier  setzten  denn 
auch  die  Bestrebungen  ein,  die  schliesslich 
zur  Zwaugsarbeiterversiehemng  führten. 

Typisch  für  die  Entwickelung  dieser  Be- 
strebungen ist  Deutschland. 

Hier  war  in  Folge  der  seit  den  60  er 
Jaliren  einsetzenden  schnelleren  grossgewerb- 
lichen  Entwickelung  schon  vor  1*70  die 
Notwendigkeit  erkannt  worden,  den  Bedräng- 
nissen des  Arbeiters  l>ei  Unfällen  und  Krank- 
heiten abzuhelfen.  Aber  zögernd  nur  wagte 
mau  sich  an  eine  Ixisung  dieser  Aufgaben 
heran,  die  sich  unumwunden  und  rüeklialt- 
los  auf  den  Boden  der  modernen  Anschau- 
ung stellte,  dass  nicht  der  einzelne  nach 
dem  Masse  seiner  Verschuldung,  sondern 
die  Gesamtheit  der  Beteiligten  — der  Arbeiter 
und  der  Arbeitgeber  —  nach  dem  Masse 
ihrer  Ix-istungsfähigkeit  und  auf  Grund  ge- 
setzlichen Zwanges  die  erforderliche  Sicher- 
stellung schaffen  müsse.  Bei  den  Unfällen 
suchte  man  zunächst  durch  eine  Erweiterung 
und  Verschärfung  der  Haftpflicht  der  l'nter- 
neluner  der  Industrie  und  des  Verkehrs- 
gewerbes zu  helfen  (Reichshaftpflichtgesetz 
vom  7.  Juni  1871).  Bei  den  Krankheiten 
bemühte  man  sich  vor  allem,  der  Entwicke- 
lung der  freieu  Kasseu,  die  sich  in  den 
letzten  Jahrzehnten  zu  verbreiten  begonnen 
hatten.  Vorschub  zu  leisten  (namentlich  durch 
das  Hilfskassengesetz  vom  7.  April  1876». 
An  die  Frage  der  Itivaliditäts-  und  Alters- 
versicherung glaubte  man  zunächst  über- 
haupt noch  nicht  mit  gesetzgeberischen  Mass- 
nahmen herantreten  zu  dürfen. 

Die  Erfalirungen,  die  mau  mit  diesem 
Vorgehen  machte,  erwiesen  sich  als  un- 
günstig. War  auch  im  einzelnen  manches 
erfreuliche  geschehen,  so  zeigte  sich  doch 
mehr  und  mehr,  dass  nur  einem  Teile  der 
Arbeiter  geholfen  war,  dass  es  zu  einer 
sicheren,  schnell  und  ohne  gerichtliche  Pro- 
cedur  zu  verwirklichenden  Hilfe  nicht  kam, 
dass  Orts-  und  Berufswechsel  störend  wirkten 
und  dass  die  Beziehungen  zwischen  Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer  eher  verscldechtert  I 
als  verbessert  wurden.   Sc»  befreundete  man  I 

Handworterlwch  der  Staauwisscasoh»ften.  Zweit« 


sich  denn  mehr  und  mehr  mit  dem  Ge- 
danken einer  umfassenden  Zwangsversiche- 
rung. Anfangs  musste  dieser  Gedanke  als 
eine  Uugeheuerliclikeit  erscheinen.  Beispiele 
für  eine  zwangsweise  Massenversieherung 
von  Millionen  von  Arbeitern  lieferte  die  Ge- 
schichte nicht;  die  wirtschaftlichen  und 
sozialen  Wirkungen  eines  solchen  Vorgeheus 
waren  bei  der  Mangelhaftigkeit  der 
statistischen  Unterlagen  nicht  zu  übersehen, 
und  mit  Rücksicht  auf  die  festeingewurzelteu 
Rechtsanschauungen  scheute  man  auch 
vor  dem  Verlassen  des  Grundgedankens  der 
Haftpflicht  zurück.  Kein  Wunder,  dass 
erst  im  Anfang  der  80  er  Jahre  der  grosse 
Schritt  zur  zwangsweisen  Arbeiterversiche- 
mng  gethan  wurde.  Mit  dem  Unfall  ver- 
sicherungsgesetzentwurf  vom  8.  März  lssi 
stellte  sich  die  Reichsregierung,  die  früher 
den  Versieherungszwang  ablehnen  zu  müssen 
geglaubt  hatte.-  auf  den  Boden  des  Zwangs- 
versieherungsprinzij«.  Nachdem  dann  im 
Sommer  und  Herbst  1881  statistische  Ma- 
terialien über  die  Unfälle  gesammelt  waren, 
entwickelte  die  Kaiserliche  Botschaft  vom 
17.  NovemlrtT  1881  jenes  grosse  Programm 
einer  dreigliedrigen.obligatorisehen  Arbeiter- 
versicherung, das  für  alle  Zeiten  denk- 
würdig bleiben  wird.  Eine  öffentlich  recht- 
liche Unfall-,  Kranken-,  Iuvaliditäts-  uud 
Altersversicherung  in  Form  korporativer  <  ie- 
nossenseliafton  war  das  Ziel,  das  hier  auf- 
gestellt wurde. 

Mühseliger  und  harter  Arbeit  bedurfte 
es  noch,  um  dieses  Ziel  zu  erreichen.  Zu- 
erst wurde  die  Krankenversicherung  durch 
das  Gesetz  vom  1">.  Juni  1*83  geordnet. 
Am  6.  Juli  1884  folgte  das  Unfallversiche- 
rungsgesetz  für  die  Industrie  im  weiteren 
Sinne.  Beide  Gesetze  wurden  durch  das 
-Ausdelmuiigsgesetzc  vom  28.  Mai  lss.'i 
namentlich  für  gewisse  Verkehrsbetriebe  — 
und  durch  dasGeset/.  vom  "».  Mai  1886-  -  für  die 
Landwirtschaft  -ergänzt.  Im  Jahre  1887  folgte 
an»  11.  Juli  das  Bau-Unfall- Versicherunss- 
Gesetz  und  am  13.  Jiüi  das  See-Unfall-Ver- 
sicherungs-Gesetz. Am  22.  Juni  1*8!»  er- 
giug  dann  —  nach  langen  Kämpfen  — 
das  Invalidität*-  und  Altersversicherungsge- 
setz. 

Keines  dieser  Gesetze  ist  vollkommen, 
und  deslialb  ging  man  alsbald  an  die  Re- 
formarl>eit.  Bei  der  Kraukenversicherung 
ist  die  Reform  durch  das  Gesetz  vom 
10.  April  1802  zu  einem  vorläufigen  Ab- 
schluss  gebracht.  Für  die  beiden  anderen 
Gebiete  ist  es  trotz  mehrfacher  Ansätze  zu 
einer  Revision  der  Gesetze  noch  nicht  ge- 
kommen. 

Trotz  der  kurzen  Zeit,  die  seit  dem  In- 
krafttreten der  deutschen  Arbeitervcrsiche- 
nmg  verstrichen  ist,  hat  sich  «loch  der  Grund- 
gedanke dieses  grosseu  Werkes  so  fest  ein- 
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gewurzelt,  dass  niemand  an  eine  Beseitigung 
der  Versicherung  denkt. 

Das  deutsche  Vorgehen  hat  allenthalben 
die  Ueberzcugung  geweckt  un«l  befestigt, 
dass  ziu-  Sicherstellung  des  Arbeiters  nament- 
lich bei  Unfällen  und  Krankheiten  etwas 
geschehen  muss.  Aber  dieselbe  Scheu,  die 
früher  in  Deutschland  vor  dem  l'ebergang 
zu  umfassender  Zwangsversicherung  Instand, 
ist  auch  im  Auslande  zu  Tage  getreten. 
Oesterreich  hat  sich  zuerst  auf  den  Boden 
der  deutschen  Anschauungen  gestellt  und 
am  28.  Dezember  1887  die  obl iberische 
Unfallversicherung  und  am  30.  Marz  1888 
die  obligatorische  Krankenversicherung  ein- 
gefülirt,  wenn  auch  nicht  mit  einem  gleich 
umfassenden  Kreise  von  Versicherungs- 
pflichtigen. Durch  die  Novelle  vom  4.  April 
1889  wurde  das  Krankcnversieherungsgesetz 
und  durch  die  Novelle  vom  20.  Juli  1894 
«las  Unfallversicherungsgesetz  ergänzt.  Eine 
grössere  Annäherung  der  Unfallversicherung 
an  das  deutsche  Vorbild  wird  vielfach  an- 
gestrebt. An  die  Einführung  einer  Iu- 
validitäts-  und  Altersversicherung  hat  man 
sieh  noch  nicht  gewagt :  der  Gedanke  selbst 
gewinnt  aber  immer  mehr  Boden. 

In  Ungarn  ist  es  bis  jetzt  nur  zur  Re- 
gelung der  obligatorischen  Kranken  Versiche- 
rung gekommen  (Gesetz  vom  9.  April  1891). 

Die  Schweiz  hatte  durch  eine  Keilte  von 
Vorschriften  des  Bundes  und  der  Kantone 
über  eine  Krankenfürsorge  der  Arbeitgelier 
(namentlich  durch  das .  Bundesgesetz  vom 

22.  Juni  187"i)  und  durch  eine  verschärfte 
Haftpflichtgcsetzgcbnng  ( Bundesgesetze  vom 

23.  März  1877.  vom  2"».  Juni  lssl  und  vom 
2C.  April  1887)  das  Bedürfnis  einer  Itesseren 
Sicherstellung  anerkannt.  al*er  den  Weg  der 
Zwangsversichomng  zunächst  abgelehnt.  Am 
13.  Juni  ls|)i)  wurde  eine  grundsätzlich 
wichtige  Wendung  zur  Zwangsversicherung 
vollzogen:  denn  ein  neuer  Artikel  der  Ver- 
fassung gab  dem  Bunde  das  Hecht,  auf  dem 
Wege  «1er  Gesetzgebung  die  Kranken-  und 
Unfallversicherung  einzurichten  und  den 
Beitritt  allgemein  oder  für  einzelne  Be- 
volkerungsklasseii  obligatorisch  zu  machen. 
Alsbald  wurden  auch  entsprechende  Ent- 
würfe für  eine  obligatorische  Kranken-  und 
Unfallvorsicherung  ausgearbeitet  und  ver- 
öffentlicht. Anfang  1 898  wurden  die  Entwürfe 
vorn  Nationalrat  angenommen.  Auch  im 
Ständerat  dürften  sie  durchgehen,  während 
das  Ergebnis  der  Volksabstimmung  noch 
nicht  zu  übersehen  ist. 

In  Frankreich  haben  die  Arbeiten er- 
sieherungsfragen  seit  Anfang  der  8o er  Jahre 
ununterbrochen  die  Parlamente  beschäftigt. 
Ein  erster  zaghafter  Schritt  auf  dem  Wege 
zur  obligatorischen  Versicherung  erfolgte 
durch  das  Gesetz  vom  29.  Juni  ls9l.  das 
die  Krankenversieherung^pflieht  '1er  Berg- 


arbeiter regelt.  Unter  dem  9.  April  181)8 
ist  dann  ein  gewerbliches  l  nfall-Ent- 
schädigungs-Gesetz  ergangen.  Das  Gesetz 
bezeichnet  die  Ansprüche  des  verletzten 
Arbeiters  und  seiner  Angehörigen  gegen  den 
Arbeitgeber,  schafft  einen  Garantiefonds  zur 
Sicherung  dieser  Ansprüche,  überlässt  es 
aber  im  übrigen  den  Unternehmern,  in 
welcher  Weise  sie  sich  selbst  für  die  Folgen 
des  Gesetzes  decken  wollen.  Ein  eigent- 
licher Versieherungszwang  ist  nicht  ausge- 
sprochen. 

In  Italien  ist  nach  beinahe  20 jährigen 
Verhandlungen  am  17.  März  1898  ein  Gesetz 
zu  stände  gekommen,  das  die  Entschädigungs- 
ansprüche der  verletzten  gewerblichen  Ar- 
beiter und  ihrer  Angehörigen  regelt  und  den 
Versieherungszwang  ausspricht.  Die  Durch- 
führung der  Versicherung  seitens  der  Privat- 
unternehmer kann  nach  Belieben  entweder 
bei  der  1883  errichteten  staatlichen  Unfall- 
versicherungskasse oder  bei  Privatgesell- 
schaften, in  Betriebskassen  oder  in  Syn- 
dikaten erfolgen.  Es  fehlt  also  an  einer 
festen  Organisation  für  die  Zwangsunfall- 
versicherung. 

G  r  o  s  s  b  r  i  t  a  n  n  i  e,  n  hat  sich  zu  Zwangs- 
massregeln auf  dem  Gebiete  der  Arteiter- 
versicherung  noch  nicht  entschlossen.  Die 
Krankenversicherung  liegt  ganz  in  der  Hand 
freier  Kassen,  deren  Verhältnisse  durch  ein 
Gesetz  von  1875  geregelt  sind.  Bezüglich 
der  Unfälle  wurde  ein  Haftpflichtgesetz  am 
7.  September  1880  erlassen.  Im  Sommer 
1897  erfolgte  ein  weiterer  Schritt  durch  ein 
Gesetz  (-  Workmens  compensation  act  i.  das 
sich  als  erweitertes  Hapftpflichtgesotz  charak- 
terisiert. 

Dänemark  hat  am  9.  April  1*91  ein 
Gesetz  über  die  Altersunterstützung  für 
würdige  Hilfsbedürftige  ausserhalb  der 
Armenjdlege  erlassen.  «las  aber  eine  eigent- 
liche \  ersicherung  nicht  begründet,  sondern 
nur  eine  Unterstützung  aus  Staats-  und  Ge- 
meindemitteln  für  den  Fall  der  Hilfsbedürf- 
tigkeit vorsieht.  Die  Krankenfürsorge  liegt 
in  der  Hand  privater  Kassen,  «leren  Ver- 
hältnisse durch  das  Gesetz  über  die  aner- 
kannten Kossen  <  vom  12.  April  1892  ge- 
regelt sind.  Den  auerkannten  Kassen  wird 
ein  Staatszuschnss  gewährt.  Den  Gedanken 
einer  Unfallversicherung  liat  man  seit  Mitte 
der  sit.  Jahre  wiederholt  erörtert.  In  Wirk- 
lichkeit ist  aber  aus  den  Beratungen  ein 
Gesetz  (vom  7.  Januar  1898)  hervorgegangen, 
das  sieh  als  ein  erweitertes  Haftpflichtgesetz 
darstellt.  Ein  Versicherungszwang  ist  nicht 
ausgesprochen. 

Schweden  hat  das  Krankenkasseu- 
weseu  in  ähnlicher  Wims«?  wie  Dänemark 
gen  »gelt  «lurch  «las  Gesetz  vom  30.  Oktober 
1891  über  die  »eingeschriebenen-  Kranken- 
kassen, die  auch  hier  einen  Staats  zu  schuss 
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erhalten.  Mit  der  Frage  der  obligatorischen  j  pnnkt  aus  der  Versieh« 
Unfall-  und  Invaliditätsversi«  Irrung  haben 


rni){ 


*zwang  als  not- 


sieh Regierung  und  Parlament  wiederholt 
U>s«_häftigt.  L>i>'  liezügliehen  flu t würfe  sind 
sehr  lieaehtenswert.  Ilm.«  letzte  Fassung  j 
erhielt  die  VorInge  im  Februar  bSilS.  Sie 
wurde  im  Mai  lSilS  von  «1er  zweiten  Kammer 
angenommen,  von  «ler  ersten  Kammer  aber 
abgelehnt. 

In  Norwegen  ist  die  Regelung  des 
Krankenkassen wesens  seit  1s,n»  wiederholt 
Gegenstand  der  [larlameutarisehen  Be- 
ratungen gewesen.  Zu  gesetzgeberischen 
Massnahmen  ist  es  aber  nicht  gekommen. 
Dagegen  ist  nneh  langen  Yorarlieiten  am 
23.  Juli  l!SJ>4  ein  wirkliches  Unfall  versiehe- 
rungsgesetz  ergangen,  das  sieh  auf  die  ge- 
werblichen Arbeiter  im  weiteren  Sinne  des 
Wortes  erstreekt.  Die  Versicherung  erfolgt 
in  einer  staatlich  garantierten  Reichsver- 
sicherungsanstalt ;  die  Kosten  werden  dureh 
Prämien  der  Arbeitgelier  aufgebracht 


Aus  dem  Vorst 


wendig  erweist,  weil  kein  anderer  WVg  zum 
Ziele  führt. 

Das  Ziel  ist,  alle  Arbeiter  mid  ihre  An- 
gehörigen für  den  Fall  der  Krankheit,  des 
Unfalls,  der  Invalidität  und  des  Alters  vor 
dem  Anheimfallen  an  die  Armenpflege  zu 
bewahren,  da  d^se  erst  eingreift,  wenn  der 
wirtschaftliche  l'ntergang  «los  Arbeiters  ein- 
getreten ist,  und  da  sieh  mit  ihr  eine 
Minderung  des  gesellschaftlichen  Ansehens 
und  der  politischen  Hechte  verknüpft,  l'm 
das  Ziel  zu  erreichen,  bedarf  es  eines  Rtxdits- 
anspruehs  der  Arbeiter,  «ler  sicher  und  ohne 
umständliches  gerichtliches  Verfahren  und 
ohne  Verschärfung  des  Gegensatzes  zwischen 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  verwirklicht 
werden  kann,  eines  Anspruchs  weiterhin, 
der  unabhängig  ist  vom  Orts-  und  Berufs- 
wechsel und  dessen  Sicherung  die  verhält- 
nismässig geringsten  lösten  nötig  macht. 
Die  erforderliche  Sicherstellung  «los  Ar- 


enen« 


«lie  Frage  der  Unfallentschädigung  in  be 
soliderem  Masse  die  Aufmerksamkeit  erregt, 
weil  liier  der  Art  weiter  ein  Opfer  der  mo- 
«leruen  Betriebsweise  wird  und  weil  deshalb 
gerade  in  dieser  Beziehung  am  wenigsten 
mit  den  älteren  Rechtsanschauungon  durch- 
zukommen ist.  Zu  einer  wirkliehen  obli- 
gatorischen Unfallversicherung  mit  obli- 
gatorischer Organisation  sin«l  freilieh 
Deutschland  bis  jetzt  nur  Oesterrej. 


?rgiebt  sich,  dass  I  beitors  gegen  die  wirtschaftlichen  Folgen  der 


erwähnten  Ereignisse  kann  nicht  dadurch 
erreicht  worden,  «lass  die  Ivjhne  auf  eine 
Höhe  gebracht  werden,  die  «.«ine  Ansamm- 
lung entsprechender  Ersparnis^»  ermöglicht. 
Der  WVg  des  eigenen  Spareus  reicht  für 
alle  «lie  Fälle  nicht  aus,  in  denen  die  Ar- 
beitskraft schon  frühzeitig  geschmälert  wird, 
noch  ehe  die  Ersparnisse  den  erforderlichen 
nisser  i  Umfang  erreicht  halten.  Zudem  hin<lort  die 
i  und  menschliche  Schwäche  sehr  viele,  das  höhere 


Norwegen  gekommen.  Italien  hat  sich  bis  Lohneinkommen  zu  Krsparnissen  zu  be- 
zum  Yersicheruntfszwang  ohne  Organisation*-  I  nutzen.  Zum  Sparen  gehört  stets  der  V er- 
zwang durehge-arlM'itet.  In  Schwellen  und 
in  «ler  Schweiz  siinl  die  ArU*iten  so  weit 
gediehen,  dass  der  Uobergang  zur  obli- 
gatorisehoii  Unfallversicherung  nur  noch  eine 
Frage  «ler  Zeit  sein  kann.  Auch  Holland 
und  Belgien  sind  «ler  Frage  schon  näher  ge- 


zieht auf  gewisse  Genüsse,  «lie  «las  Ein- 
kommen an  sich  ermöglicht.  Nur  ein  Bruch- 
teil der  Arb  iter  würde  sich  zu  diesem  Ver- 
zicht entschliesson. 

Dieselbe  Schwäche  würde  auch  viele 
Arbeiter  abhalten,  aus  ihrem  höheren  Ein- 


treten.    Frankreich,    Grossbritauuieu    un«l  k«  mimen  ausreichende  private  Versicherungen 

Dänemark  stecken  noch  zu  sehr  im  Rinn  zu  bezahlen.    Ueberdies  können  Störungen 

•  ler  Hnftpflichtidee,  als  da*s  sie  schon  zu  in  d«;r  Erwerbsthätigkoit  und  Orts-  und  Be- 

«•iner  obligatorisc  hen  Versicherung  in  irgend  rufswechsel    «lie    Zahlung    der  Prämien 

«iiner  Form   hatten  gelangen  können.    Sie  unterbrechen   und   so  die   Ansprüche  ge- 


halten al»er  «lie  Notwendigkeit  einer  er 
weiterteu  Sichorstellung  des  verletzten  Ar- 
biters und  seiuer  Angehörigen  durch  ihre 
neuen  Gesetze  anerkannt  utxl  werden  von 
diesem  Standpunkt  aus  aller  Wahrscheinlich- 
keit nach  ebenso  zu  einer  wirklichen  obli- 
gatorischen Versicherung  gedrängt  werden, 
wie  Deutschland  von  seinem  Haftpflicht- 
gesetz aus  dahin  gelangt  ist  und  gelangen 
inusste. 

3.  Der  Versicherungszwang.  Die  Gründe 
für  und  gegen  den  Versicherungszwang  sind 
in  Deutschland  un«l  in  allen  anderen  Kultur- 
staaten so  oft  erörtert  worden,  dass  an  dieser 
Stelle  nicht  näher  darauf  eingegangen  zu 
wenlen  braucht.  Es  genügt,  in  Kürze  dar- 
zulegen, dass  sich  vom  praktischen  Stand- 


fähr« len. 

Die  Arbeiter  Italien  den  W<vg  der  Selbst- 
hilfe durch  Versicherung  in  iliren  Kassen 
überall  versucht.  Uotterall  hat  sich  alier  ge- 
zeigt, dass  nur  ein  kleiner  Teil  der  Arbeiter 
sich  diesen  Kassen  angeschlossen  hat.  Der 
Weg  «ler  privaten  Vorsieherling  auf  dem 
Wege  der  Selbsthilfe  hat  also  versagt 

Man  hat  ihn  wirksamer  zu  machen  ge- 
sucht durch  Gewährung  einer  Staatssulv 
veution  für  Kassen,  die  gewissen  Anforde- 
rungen genügen.  Darin  liegt  ein  Anreiz  für 
die  Kassen,  ihre  Mitgliederzahl  zu  erhöhen, 
aber  k«.'in  Anreiz  für  die  einzelnen  Arbeiter, 
sich  an  den  Kassen  zu  M eil  igen.  Die  Er- 
fahrungen in  Frankreich  und  neuerdings  auch 
in  Schweden  bestätigen  das. 
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Ein  anderer  Weg  ist  der,  die  Arbeit-  j 
geber  zu  entsprechenden  Entschädigungen 
zu  verpflichten,  ihnen  aber  im  (Ihrigen  freie 
Bahn  zu  lassen.  Dieser  Weg  ist  vorzugs- 
weise bei  Unfällen  angewendet  worden 
(Haftpflichtgesetze).  Auch  er  hat  versagt, 
selbst  da,  wo  infolge  solcher  Bestimmungen 
die  Unternehmer  in  grosser  Zalü  bei  Privat- 
gesellschaften Sicherstellung  suchten.  Für 
den  Arbeiter  war  l>ei  diesem  Verfahren  ein 
Anspruch  gegeben,  der  vielfach  nur  auf  dem 
Papiere  stand.  Konnte  die  Versicherungs- 
gesellschaft die  Entschädigung  nicht  leisten 
oder  konnte  der  vei-sicherte  Unternehmer  die 
Prämien  nicht  regelmässig  zahlen  oder  wai- 
der nichtversicherte  Unternehmer  "zur  Zahlung 
der  Entschädigung  nicht  fähig,  so  half  dem 
Arbeiter  sein  Anspruch  nichts.  War  der 
Unternehmer  aber  versichert,  hatte  er  die 
Prämien  rechtzeitig  gezahlt  und  war  die 
Versieherungsgesellschaft  zahlungsfähig,  so 
bedurfte  es  oft  erst  eines  Prozcs>*es  gegen 
den  Art>eitgel»er,  um  die  Entschädigung  zu 
verlangen.  Die  Entschädigung  kam  dann 
erst  nach  langer  Zeit  in  die  Hand  des  Ar- 
beiters und  bei  ungunstigem  Ausgang  blieb 
sie  ganz  aus.  Bei  der  Haftpflicht  stehen 
sich  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  feindlich 
gegenüber,  und  die  Prozesse  verbessern  ihr 
gegenseitiges  Verhältnis  nicht.  Orts-  und 
Berufswechsel  wirken  ül>erdies  dabei  störend. 

Da  bei  keinem  der  besprochenen  Wege 
die  allgemeine  Beteiligung  der  in  Frage 
kommenden  Kreise  an  den  Versichorungs- 
einrichtungen  erreicht  werden  kann,  so  ist 
auch  bei  jedem  die  Sieherstellung  nur  mit 
verhältnismässig  grossen  Opfern  zu  er- 
möglichen. Keiner  dieser  Wege  fuhrt  auch 
zu  einer  rationellen  und  wirksamen  Be- 
kämpfung der  dem  Arbeiter  drohenden  Ge- 
fahren, die  doch  die  notwendige  Ergäuzung 
der  Versicherung  sein  muss. 

Andere  Wege,  ohne  Zwang  das  Ziel  zu 
erreichen,  giebt  es  nicht.  Auf  dem  Wege 
der  Ausschliessung  gelangt  man  also  von 
selbst  dazu,  die  Zwangsversicherung  als  den 
einzigen  W*>g  zu  erkennen,  der  den  ge- 
wünschten Erfolg  verspricht.  Er  gestattet 
die  Heranziehung  aller  Beteiligten,  die 
möglichste  Herahminderung  der  leisten,  die 
beste  Ausgleichung  der  Kisiken,  die  grösste 
Sicherheit  für  die  dauernde  l>?istungsfähig- 
keit  der  Versicherungsorgane,  das  schnellste 
Eingreifen  der  Versicherungsleistungen  und 
—  wenn  gut  organisiert  —  die  wirksamste 
Oefahrenvorhfltung. 

Dass  bei  der  Zwangsversicherung  die 
persönliche  Freiheit  der  Arbeitgeber  und 
Arbeitnehmer  gewissen  Beschränkungen 
unterworfen  werden  muss.  kann  nicht  gegen 
ein  solches  Vorgehen  eingewendet  werden. 
Hier  handelt  es  sich  um  die  Erreichung 
eines  Zieles,    das  wegen  seiner  grossen 


Schwierigkeiten  und  wegen  der  oft  ent- 
gegenstehenden Interessen  der  einzelnen 
ohne  Eingriffe  in  die  persönliche  Freiheit 
nicht  in  der  dem  Oesamtinteresse  zuträg- 
lichsten Form  verwirklicht  werden  kann. 
Von  einem  Einlenken  in  sozialistische  Bahnen 
kann  dabei  gar  keine  Bodo  sein ;  der  Boden 
der  heutigen  Gesellschaftsordnung  wird  Um 
der  Zwaiigsversicherung  durchaus  nicht  ver- 
lassen, und  die  persönliche  Freiheit  wird 
dadurch  auch  nicht  geopfert.  Ihr  bleibt  — 
auch  auf  dem  Gebiete  der  freien  Versiche- 
rung —  noch  ein  grosses  Arbeitsfeld  übrig, 
und  ihr  kann  auch  in  der  Verwaltung  der 
Zwangsversicherung  selbst  bei  richtiger  Aus- 
gestaltung der  Organisation  noch  eine  reiche 
Betätigung  gegönnt  werden. 

In  nicht  deutschen  Staaten  hat  man  viel- 
fach gegen  die  Zwangsunfallversicherung 
das  Bedenken  erholien,  dass  sie  zu  einer 
Steigerung  der  Unfälle  führe,  und  zum  Be- 
weise dafür  hat  man  auf  das  Anwachsen 
der  Unfallziffern  in  Deutschland  und  Oester- 
reich hingewiesen.  Auch  gegen  die  Zwangs- 
krankenversicherung hat  man  wohl  das 
Bedenken  geltend  gemacht,  dass  sie  die 
Zahl  der  Krankheitsfälle  steigern.  Dieser 
Auffassung  liegt  ein  Trugschluss  zu  Grunde. 
Dass  die  Statistik  —  namentlich  der  Un- 
fälle —  eine  Steigerung  der  Fälle  ergiebt, 
ist  uubestreitliar.  Aber  die  Gefahr  des  Ein- 
tretens Holcher  Fälle  ist  nicht  gewachsen 
durch  die  Thateaehe  der  Versicherung.  An 
sich  ist  es  ganz  undenkbar,  dass  die  Be- 
triebsgefahr dureh  die  Gewährung  von 
Renten ,  Krankengeldern  etc.  an  die  ge- 
schädigten Arbeiter  unmittelbar  gesteigert 
werden  könnte.  Die  Fälle,  in  denen  diese 
Gefahr  wirksam  wird,  werden  nur  gewissen- 
hafter aufgezeichnet,  mögen  sie  schwer  oder 
leicht  sein.  Die  grosse  Zahl  der  leichten 
Fälle  entzieht  sich  mangels  einer  Versiche- 
rung meist  der  statistischen  Erfassung:  sobald 
die  Versicherung  einsetzt,  gewinnt  auch  der 
leichteste  Unfall  für  den  Verletzten  und  für 
das  Versicherungsorgan  Bedeutung.  That- 
sächüch  ist  z.  B.  in  der  österreichischen 
wie  in  der  deutschen  Unfallversicherung  die 
Steigerung  der  Uufallziffern  im  wesent- 
lichen auf  die  genauere  Anschrcibnng  der 
leichten  Unfälle  zurückzu führen.  Die  töt- 
liehen Unfälle  liaben  sich  in  Deutschland 
nicht  vennehrt  und  die  schweren  nicht 
tot  liehen  Verletzungen  haben  sich  sogar 
erheblich  vermindert  gegenüber  der  Zahl 
der  Versicherten. 

Ueherdies  hat  sich  gezeigt,  dass  aweh 
ohne  Versicherung  die  Uufallziffern  in  den 
Ländern  gestiegen  sind,  in  denen  Vor- 
kehrungen zu  einer  Verbesserung  der  Un- 
fallstatistik getroffen  sind. 

Eiue  Einwirkung  der  Versicherung  auf 
die  Gestaltiuig  der  Betriebsgefalir  wäre  nur 
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auf  mittelbarem  Wege  dadurch  möglich, 
das*  die  Versicherung  das  Interesse  der 
Beteiligten  an  der  Gefahrenvcrhfltung  ab- 
schwächt.  Die  Thatsachen  stehen  dorn  aber 
entgegen.  Die  Versicherung  hat  gerade  ein 
lebhaftes  Interesse  an  der  Gefahrenverhütung 
entwickelt,  sowohl  bei  den  Versicherungs- 
organen, als  auch  bei  den  Beteiligten, 
namentlich  bei  den  Unternehmern,  weü  sich 
jede  Nachlässigkeit  in  dieser  Beziehung  an 
den  Beteiligten  selbst  durch  höhere  Lasten 
rächt  In  besonderem  Masse  ist  das  in 
Deutschland  l>ei  der  Unfallversicherung  der 
Fall,  weil  die  Berufsgliederung  und  das 
Umlageverfahren  jedem  Beteiligten  die 
Folgen  unzulänglicher  Unfallverhütung  fühl- 
Iwir  macht.  Die  deutsche  Invaliditätsver- 
sicherung  lässt  sich  etenfalls  mehr  und 
mehr  die  Gefahrenverhütung  angelegen  sein 
und  hat  sich  mit  Eifer  und  Erfolg  nament- 
lich an  dem  Kampfe  gegen  die  Lungen- 
schwindsucht beteiligt. 

Auch  die  Besorgnis  ist  grundlos,  als 
könne  die  Zwangsversicherung  zu  einer  rein 
geschäftlichen  Behandlung  '  der  einzelnen 
Fälle  und  zu  einer  Abschwäehung  des  Inter- 
esses an  mögliehst  erfolgreicher  Behandlung 
führen  und  so  die  damit  verbundenen 
finanziellen  Belastung  steigern.  Die  Zwangs- 
versicherung sichert  rechtzeitige  ärztliche 
Hilfe  und  schafft  durch  den  Schutz  vor 
materieller  Not  günstigere  Vorbedingungen 
ffh*  «las  Heilverfahren.  Und  mehr  als  das, 
sie  gewinnt  immer  mehr  Interesse  daran, 
die  ärztliche  Behandhing  möglichst  erfolg- 
reich zu  gestalten  und  von  der  gefährdeten 
Arbeitskraft  so  viel  als  möglich  zu  retten. 
Die  deutschen  Krfahrungen  sprechen  in 
dieser  Beziehung  sehr  deutlich. 

Wenn  weiter  befürchtet  wird,  die 
Zwangsversichorung  werde  eine  umfang- 
reiche Simidation  herlieif  ühren,  so  ist  gewiss 
nicht  zu  leugnen,  dass  Simulationen  vor- 
kommen. Alter  nicht  die  Zwangsversiehe- 
ning  ruft  die  Simidationen  hervor,  sondern 
die  Schwächen  des  menschlichen  Charakters. 
Es  wird  immer  Menschen  geben,  die  eine 
gute  Hinrichtung  aus  Sonderinteressen  zu 
missbrauchen  geneigt  sind.  Die  Versiche- 
rungsgesetze müssen  deshalb  auch  Vor- 
kehrungen treffen,  die  einen  solchen  Miss- 
brauch möglichst  erschweren.  Aber  ver- 
kehrt wäre  es.  die  Zwangsversieherung  des- 
halb zu  unterlassen,  weil  sich  voraussicht- 
lich ein  Teil  der  Versicherten  der  Simu- 
lation schiüdig  machen  wird.  Wollte  man 
sich  auf  diesen  Standpunkt  stellen,  so  würde 
er  ganz  ebenso  gegeu  jede  freiwillige  Ver- 
sicherung sprechen. 

4.  Das  Verschulden  des  Versicherten. 
Ueberall,  wo  die  Frage  der  obligatorischen 
Versicherung  erörtert  wird,  tereitet  es 
Schwierigkeiten,  sich  über  die  Behandlung 


des  Verschuldens  der  Versicherten  zu  ver- 
ständigen. Dass  die  vorsätzliche  Herbei- 
führung der  Krankheit,  des  Unfalls,  der  In- 
validität jeden  Entschädigungsanspruch  ans- 
schliessen  muss  und  dass  die  leichte  Fahr- 
lässigkeit die  Entschädigungsansprüche  nicht 
berühren  darf,  darüber  ist  man  einig.  Al>er 
über  die  Behandlung  schweren  Verschuldens, 
grober  Fahrlässigkeit  ist  man  geteilter  An- 
sicht. Die  Frage  ist  von  l>esonderer  Be- 
deutuug  bei  den  Unfällen.  Es  ist  verständ- 
lich, dass  diejenigen,  welche  auf  dem  Boden 
1  der  früheren  Rechtsanschauungen  über  die 
•  Verantwortlichkeit  des  Arbeiters  stehen. 
;  eine  Ungerechtigkeit  dann  erblicken,  weun 
einem  Arbeiter,  der  sich  durch  schweres 
Verschulden  (faute  lourde)  den  Unfall  zu- 
gezogen hat,  eine  Entschädigung  gewährt 
wird.  Diese  Anschauung  wirkt  auch  da 
nach,  wo  an  die  Schiffung  einer  Zwangs- 
versieherung herangetreten  wird.  Dazu 
kommt  die  Befürchtung,  dass  die  Nach- 
lässigkeit des  Arbeiters  durch  Ansmerznng 
der  Schuldfrage  gesteigert  werde. 

Das  letztere  Bedenken  ist  nicht  aus- 
schlaggebend. Die  gesteigerte  Nachlässigkeit 
ides  Arbeiters  rächt  sich  an  ihm  und  den 
I  Seinen  durch  Herabsetzung  des  Einkommens 
auf  den  Entschädiguugsl>etrag,  durch  Angst 
und  Sorge  und  durch  Leiden  und  Schmerzen 
und  unter  Umständen  durch  dauerndes 
Siechtum  oder  dauernde  Vorkrüppelung. 
Diese  Folgen  sind  zu  schwer,  als  dass  nicht 
die  Arbeiter  dadurch  von  grober  Nachlässig- 
keit im  allgemeinen  abgehalten  werden 
sollten.  Einzelne  Fälle  grober  Nachlässigkeit 
worden  natürlich  stets  vorkommen:  alter 
ihre  Zalü  ist  nach  alleu  bisherigen  Er- 
fahrungen gering  gegenüber  der  Masse  der 
Unfälle. 

Im  übrigen  ist  nicht  zu  verkennen,  dass 
es  sehr  schwer  ist,  eine  juristisch  brauch- 
bare Definition  des  schweren  Verschuldens 
des  Arbeiters  zu  finden,  und  dass  es  bei 
der  heutigen  Betriebsweise  kaum  möglich 
ist,  ein  solches  Verschulden  als  massgel>ende 
Ursache  des  Unfalls  nachzuweisen.  Dio 
Zahl  der  Fälle,  in  denen  dieser  Nachweis 
gelingt  und  deshalb  die  Entschädigung  ver- 
weigert werden  kann,  wird  sehr  gering  sein. 
Aber  die  Zahl  der  Fälle,  in  denen  die 
Schuld  frage  aufgeworfen  wird,  dürfte  selir 
gross  werden.  Eine  Unmeuge  Arbeit,  eine 
grosse  Summe  von  Entfremdung,  von  Hass 
und  Erbitterung  wird  sich  aus  der  Prüfung 
der  Schuldfrage  ergeben.  Die  versöhnende 
Wirkung  der  Versicherung  wird  gefährdet, 
der  Gegensatz  zwischen  Arbeitgelier  und 
Arbeitnehmer  wird  verschärft  werden  durch 
zahllose  Streitigkeiten.  Dem  gegenüber 
können  die  geringen  Entscliädimingsbeträge, 
die  durch  die  Prüfung  der  Schuldfrage  er- 
spart werden  können,  nicht  ins  Gewicht 
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fallen,  und  wenn  Im^i  Beseitigung  der  Schuld- 
frage einige  Verletzte  Entschädigung  er- 
halten, die  es  nicht  verdienen,  so  ist  das 
sicher  das  kleinere  Uebel. 

Von  solchen  Erwägungen  geleitet,  hat 
Deutschland  l>ei  seiner  Unfallversicherung 


hörigen  einen  direkten  Haftpflichtanspruch 
gegen  ihren  Arbeitgeber  aus  den  von  der 
Versicherung  zu  deckenden  Betriebsimfällen 
zu  erhalten.  Die  Haftpflichtansprüehe  gegen 
einen  fremden  Unternehmer  aus  Betriebs- 
imfallcn  sind  lüerdurch  nicht  ohne  weiteres 


die  Frage  des  schweren  Verschuldens  ganz  j  beseitigt.    Sobald  aber  die  sämtlichen  Pro- 


ausgeschieden  und  bei  der  Invaliditätsver- 
sichcmng  nur  noch  die  Herlieiführung  der 
Invalidität  bei  Begehung  eines  strafgericht- 
hch  festgestellten  Verbrechens  und  bei  der 
Krankenversicherung  die  Hertleif fdmmg  der 
Kninkheit  durch  genau  bezeichnete  unsitt- 
liche Handlungen  als  Grund  zur  Ablehnung 


duktionszweige  an  der  Versicherung  l>e- 
teüigt  sind,  legen  praktische  Erwägungen 
nahe,  auch  die  persöidieheii  Haftpflichtan- 
sprüehe gegen  >drirte<  (fremde)  Unternehmer 
zu  bestätigen,  da  scldicsslich  doch  auch  hier 
die  allgemeinen  Verhältnisse  des  Betriebs- 
zweiges in  der  Kegel  die  Hauptschuld  an 


(oder  Verkürzung)  der  Entschädigung  znge-  den  Unfällen  tragen, 
lassen.  Die  vorsätzliche  Herbeiführung  ist  Wird  so  die  Haftpflicht  des  (fahrlässigen) 
natürlich  ülterall  ein  Ausscldiessungsgnind.1)  Unternehmers  gegenüber  seiuen  Arlieitern 
Den  Standpunkt  der  deutschen  Unfall-  aus  deren  Betriebsunfällen  beseitigt,  so 
Versicherung  hat  auch  das  österreichische. ,  könnte  an  sich  an  Stelle  dieser  Haftpflicht 
das  norwegische  und  das  italienische  Unfall- :  eine  Hegresspflieht  gegenüber  dem  Veisiche- 
versichernngsgesetz  angenommen,  rungsorgan  eintreten,   das  den  durch  die 

Das  französische  Gesetz  vom  1).  April  i  Fahrlässigkeit  des  Unternehmers  herbeige- 
189.S  lässt  bei  -unentschuldbarem  Ver- i  führten  Betriebsunfall  zu  entschädigen  hat. 
schulden r  des  Arbeiters  eine  Verminderung  |  Für  eine  derartig»«  Hegresspflieht  lässt  sieh 
der  Entschädigung  zu.  Das  dänische  Gesetz 
vom  7.  Januar  1K!)K  schliesst  bei  grober 
Fahrlässigkeit  des  Verletzten  den  An- 
spruch aus.  Das  englische  Gesetz  von 
WM  versagt  die  Entschädigung,  wenn 
nachweislich  die  Verletzung  -auf  das  ernste 


anführen,  dass  sie  das  Interesse  der  Unter- 
nehmer an  der  Gefahreuverhütung  steigern 
kann.  Hält  man  indes*  an  dem  oben  Um- 
zeichneten Grundgedanken  der  Unfallver- 
sicherung fest,  so  gelangt  man  zu  dem 
Schluss.  dass  die  Kegresspflieht  für  Fahr- 
und  absichtliche  Missverhalten '  des  Ver-  lässigkeit  damit  nicht  in  Einklang  steht, 
letzten  zurückzuführen  ist.     Die  Wirkung  Gerade    die    allgemeinen  Betriebsgefahren 


dieser  letzteren  Gesetze  wird  - —  abgesehen 
von  ihren  sonstigen  Mängeln  —  schon  durch 
dieses  Festhalten  an  der  Schuld  frage  sehr 
beeinträchtigt  werden, 

5.  Die  Haftpflicht  des  Unternehmers. 
Die  Zwangsversieherung  kann  niemals  die 
Hnpftpflicht    des    Unternehmers    für  den 


wie  sie  der  heute  üblichen  Betriebsweise 
entspringen,  rechtfertigen  ja  die  Zusammen- 
fassung der  Unternehmer  zur  gemein- 
samen Uehernahme  des  Kisikos,  wälirend 
die  Hegresspflieht  diese  Zusammenfassung 
wieder  dureiiluvehen  würde. 

Grundsätzlich   muss  deshalb  die  Ein- 


gefflhrt  hat.  Anders  aber  kann  die  Haftpflicht 
aas  Fahrlässigkeit  des  Unternehmers  beur- 
teilt werden,  eine  Frage,  die  für  die  Unfall- 
versicherung von  Jiesonderem  Interesse  ist. 

Die  Unfallversicherung  beruht  auf  dem 
Gedanken,  dass  die  Betriebsunfälle  weniger 


Schaden  beseitigen,  den  er  vorsätzlich  herbei- ,  führung  der  Zwangsunfallversieherung  zur 

Folge  haben,  dass  aus  Betriebsunfällen  gegen 
die  au  der  Versicherung  beteiligten  Unter- 
nehmer von  den  versicherten  Arlieitern  und 
ihren  anspruchsbereehtigten  Angehörigen 
kein  Haftpflicht-  und  von  den  Versieberungs- 
organen  kein  Begressanspruch  geltend  ge- 
in  der  Art  der  Botriebsausrüstung  und  Be-  macht  werden  kann.  Die  Haftpflicht  der 
triebsführung  des  einzelnen  Unternehmers  Unternehmer  gegen  sonstige  Personon  und 
als  in  der  Eigenart  des  ganzen  Betriebs-  aus  sonstigen  Unfällen  wird  dadurch  nicht 
zweiges  ihren  Grund  halien.    Deshalb  gerade  !  berührt. 

werden  die  Unternehmer  zwangsweise  zur  Die  Gesetzgebung  hat  sich  diesen  Stand- 
gemeinsamen  Tiagung  des  mit  ihrem  Be-  punkt  nicht  vollkonunen  zu  eigen  gemacht, 
triebszweige  verbundenen  Risikos  zusammen-  Die  deutsche  Unfallversicherung  macht  bei 
gofasst  ( Berufsgenossenscliaften,  s.  d.).  Da ,  Falu'lässigkeit  (kitte  Unternehmer  gegen 
auf  diese  Weise  der  Arlieiter  der  ihm  zu-  versicherte  Arbeiter  haftpflichtig  und  sie 
stehenden  Entschädigung  sicher  ist.  so  ,  erklärt  weiter  jeden  Unternehmer  gegenüber 
kann  und  muss  die  Zwangsunfallversiche-  |  dem  Versicherungsorgan  für  ivgresspflichtig, 
rung  grundsätzlich  darauf  verzichten,  den ,  sofern  durch  strafgerichtliches  Urteil  fest- 
versicherten   Personen    und    ihren    Ange-  i  gestellt  ist.  dass  der  Unternehmer  den  l'n- 

  I  fall  herbeigeführt  hat  durch  Fahrlässigkeit 

»I  Hei  <U  r  Krankenversicherung  mir  bezüg-  \  miU;r  Vernachlässigung  der  Aufmerksamkeit, 
Ii.  Ii  des  Krankengelde«.  ni<  ht  aurh  bezüglich '  *»  welcher  der  Unternehmer  kraft  seines 
der  iir/.tlii  heu  Behandlung  »ml  Arznei.  Amte-..  Berufes  oder  Gewerbe*  besonders 
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verpflichtet  ist.  Die  österreiclüsche  l'nfall- 
versieherung  spricht  diese  Regresspflicht 
allgemein  für  den  Fall  des  groben  Ver- 
schuldens ans  und  steht  im  übrigen  auf 
demselben  Standpunkt  wie  die  deutsche. 

Die  norwegische  I 'nfall Versicherung  er- 
klärt den  Unternehmer  für  haftpflichtig, 
sofern  eine  grnlie  Fahrlässigkeit  durch 
strafgerichtliehes  Urteil  festgestellt  ist.  Die 
Versieherungsorgano  können  sich  aber  für 
ihre  Auslagen  und  Aufwendungen  an  dem 
Schadei isei-satztatrag  schadlos  lullten,  sodass 
nur  der  Mehrbetrag  dem  Arbeiter  oder 
seinen  Angehörigen  zusteht.  Die  Haftung 
'•»dritter*  rnternehmcr  ist  nicht  eingeschränkt. 

Die  italienische  rnfallversichernng  be- 
zeichnet den  Unternehmer  gegenül>er  seinen 
Arbeitern  als  haftpflichtig,  sofern  durch 
strafgerichtliehes  Urteil  festgestellt  ist.  dass 
der  rnternehmer  den  Unfall  durch  Betrug, 
durch  Unklugheit,  Nachlässigkeit,  Unfähigkeit 
zur  Ausübung  des  Berufs  oder  durch  Nicht- 
beachtung der  Unfallverhfitungsvorsohriften 
etc.  versehlüdet  hat.  An  dem  Ersatzbetrag 
hält  -ich  dann  wiederum  das  Versicherungs- 
organ  für  seine  Aufwendungen  scliadlos. 

6.  Der  Umfang  der  Versicherungs- 
pf licht.  Der  Idee  der  A  r b  e  i  t  e  r  Versiche- 
rung entspricht  es.  dass  die  Arbiter  der 
versicherungspflichtigen  Betriebe  schlechthin 
und  ohne  Rücksicht  auf  ihr  Einkommen 
der  Versioherungspflieht  unterworfen  wer- 
den. Diesen  Gnindsatz  Italien  die  deutschen 
und  östciTcichischeu  Versiehomngsgesotze, 
das  nonvegisehe  und  das  italienische  l'nfall- 
versieherungsgesetz  auch  angenommen : 
Deutschland  zieht  dal*ü  in  der  Invaliditäts- 
und Altersversicherung  noch  eine  Alters- 
grenze (1C>  Jahre)  für  den  Beginn  der  Yer- 
sieherungspflicht.  Dagegen  hat  die  unga- 
rische Krankenversicherung  eine  höchste 
Gehaltsgrenze  von  4  GM.  für  die  Versiche- 
rungspflicht der  Arbeiter  festgestellt. 

Da  in  allen  derartigen  Betrieben  noch 
Betriebsbeamte  tliätig  sind,  deren  wirtschaft- 
liche und  soziale  Stellung  derjenigen  der 
Arbeiter  nahe  kommt,  so  ist  es  weiter  nötig, 
die  niederen  Betriebsbeamten  ebenfalls  für 
versicherungspflichtig  zu  erklären.  Um  den 
Kreis  dieser  Beamten  sicher  abzugrenzen, 
haben  sich  Deutselüand.  Ungarn  und  Italien 
des  mechanischen  Mittels  einer  Gehalts- 
grenze (2« AH»  Mk.  jülirlieh  bezw.  4  Gld. 
bezw.  7  Lire  täglich)  bedient.  Italien  ver- 
langt ausserdem,  dass  dies  Gehalt  nicht  in 
längeren  als  einmonaüicheu  Perioden  be- 
zahlt wird.  Norwegen  und  Oostorreich  da- 
?n  erklären  die  Betriebsbeamten  schlecht- 
für versicherungspflichtig. 
Die  Erweiterung  dieses  Personeukreises 
durch  freiwUlige  Versicherung  oder  durch 
statutarischen  Versicherungszwang  ist  zu 
verschieden  geordnet,  als  dass  hier  näheres 


darüber  mitgeteilt  wenlen  könnte.  In  der 
italienischen  und  österreichischen  Unfall- 
versicherung ist  eine  freiwillige  Beteiligung 
an  der  Versicherung  (Vei-siohenmgslnrech- 
tigung)  nicht  vorgesehen. 

Der  berufliche  Umkreis  des  Versiche- 
rungszwanges muss  an  sich  soweit  gehen, 
dass  alle  gewerblichen,  land-  und  forstwirt- 
schaftlichen Arbeiter,  die  Schiffer  und  ähn- 
liche Kreis».1  grundsätzlich  von  der  Ver- 
sicherung erfasst  werden.  Denn  bei  allen 
diesen  Berufsallen  besteht  das  Bedürfnis 
nach  einer  erhöhten  Sicherstellung  der  Ar- 
beiter. Diesem  Grundsatz  hat  sieh  Deutsch- 
land angeschlossen.  Die  Vorsicherungs- 
gesetze  in  Oesterreich,  Ungarn,  Italien  und 
Norwegen  beschränken  sich  dagegen  auf 
bestimmte  Betriebszweige,  die  in  verschie- 
dener Form  aufgezählt  werden  und  im 
wesentlichen  das  Gebiet  der  Industrie  im 
weiteren  Sinne  umspannen,  ähnlich  wie  die 
Vorschriften  des  deutschen  industriellen 
Unfnllvei-sicliorungsgesoty.es  von  18S4. 

7.  Die  Versicherungideistungen.  Die 
Aufgilbe  der  Versicherung  kann  nicht  sein, 
jede  Einwirkung  der  gefährdenden  Ereig- 
nisse zu  Inseitigen.  Stellt  man  den  kranken, 
verletzten  und  invaliden  Arbeiter  ebenso 
günstig  wie  in  gosundeu  Tagen,  so  würde 
das  ein  starker  Antrieb  zur  Simiüation  sein. 
Ueljordies  ist  zu  bedenken,  dass  Zwangs- 
beiträge nur  insoweit  erholten  wenlen 
dürfen,  als  es  nötig  ist.  um  die  wirtschaft- 
liche Existenz  des  Geschädigten  zu  erhalten. 
Haben  die  Beteüigten  deu  Wunsch  und  das 
Bedürfnis,  sich  noch  höhere  Ijcistungen  zu 
sichern,  so  kann  das  der  privaten  Versiche- 
rung ülforlassen  bleiben. 

Die  sämtlichen  Vorsicherungsgosetze 
haben  dementsprechend  ihre  1  Leistungen 
grundsätzlich  so  gestaltet,  dass  sie  an  den 
vollen  Verdienst  in  gesunden  Tagen  nicht 
heranreichen. 

Für  die  äusseif  Form  der  Versicherungs- 
leistungen bieten  sich  bei  der  Unfall-  und 
Invaliditätsversicherung  zwei  Wege,  die 
dauernde  Reutenzalüung  und  die  einmalige 
Kapitalzahlung.  Die  dauernde  Kentenzahlung 
hat  den  Vorteil,  dass  sie  die  wirtschaftliche 
Existenz  des  Kentenempfängers  sichert  und 
dass  sie  eine  Anpassung  der  Rente  an  die 
Verschiebung  der  Erwerhsfälügkeit  des  Ver- 
letzten gestattet.  Dagegen  begünstigt  sie 
nicht  die  Gründung  einer  neuen  Existeuz, 
wozu  ja  in  der  Kegel  grössere  Mittel  nötig 
sind.  Die  Kapitalleistung  erleichtert  das 
letztere:  sie  birgt  aber  die  Gefuhr  in  sich, 
dass  der  Verlust  des  Kapitals  durch  zu 
schnellen  Verbrauch  für  Genusszweoke, 
dun  h  Missgriffe  bei  Gründung  der  neuen 
Existeuz,  durch  Diebstahl  etc.  den  Ge- 
schädigten wieder  der  wirtschaftlichen  Not 
überantwortet  und  so  der  Armenpflege  zu- 
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treibt,  vor  der  man  ihn  durch  die  Ver- : 
Sicherung  gerade  bewahren  wollte. 

Dieser  Zweck  wird  jedenfalls  durch  die . 
Kentenversicherung  besser  erreicht.  Die 
Kentenversicherung  hat  denn  auch  bisher 
am  meisten  Anwendung  gefunden.  Deutsch- 
land, Oesterreich  und  Norwegen  gewähren  j 
als  Hanptforra  der  Entschädigung  Renten 
und  lassen  nur  in  besonderen  Fallen  eine 
Kapitalabfindnng  an  Stelle  der  Rente  treten. 

Italien  dagegen  hat  seine  Unfallversiche- 
rung als  Kapitalversicherung  ausgebaut. 

8.  Organisation.  Die  Zwangsversiche- 
rung hat  es  mit  so  grossen  Massen  zu  thun, 
dass  es  als  das  richtigste  augesehen  werden 
muss,  den  Versicherungspflichtigen  nicht 
die  beliebige  Wahl  und  Gestaltung  der  Ver- 
sicherungsorgane  zu  überlassen.  Bei  der 
Verscliiedenartigkeit  der  Interessen  läuft 
man  Gefahr,  dass  sich  für  grosse  Teile  der 
Versicherungspflichtigen  die  erforderlichen 
Organe  nicht  von  selbst  bilden.  Aus  der1 
grossen  Zahl  von  Versicherten,  die  bei  der 
deutschen  Krankenversicherung  in  der  — 
nur  als  subsidiär  gedachten  —  Gemeinde- 
Krankenversicherung  ein  Unterkommen 
suchen  müssen,  kann  man  schliessen,  wie 
wenig  bei  völliger  Freiheit  der  Organisation 
für  alle  Versicherungspflichtigen  gesorgt 
wird.  Ks  ist  auch  nicht  wünschenswert, 
eine  solche  Massenversicherung  auf  private 
Krwerbsgesellschaften  zu  stützen.  Die  dabei 
eintretende  Zersplitterung  würde  unwirt- 
schaftlich sein,  und  zudem  handelt  es  sich 
um  öffenthch-rechtliche  Aufgaben,  deren 
Durchführung  nicht  dem  privaten  Erwerbs- 
intcresse  dienstbar  gemacht  werden  darf. 

Fast  alle  Staaten,  die  eine  Zwangs- 
arbeiterversicherung eingerichtet  hal)on,  sind 
denn  auch  dazu  übergegangen,  auch  die 
Yersicheningsorgnnisation  zu  schaffen.  Nur 
Italien  hat  —  wie  erwähnt  —  den  Fehler 
gemacht,  für  seine  Unfallversicherung  eine 
Auswahl  unter  vier  Organisationsarten  zu 
gestatten,  zu  denen  auch  die  privaten  Er- 
werbsgesellschaften gehören. 

Von  den  anderen  lindem  mit  Zwangs- 
versicherung hat  Norwegen  die  Beteiligten 
in  eine  Staatsanstalt  zusammengefasst ,  die 
sich  auf  Einzelbeamte  als  örtliche  Organe 
stützt.  Diese  Kinzelbeamten  werden  vom 
Gonieindevorstand  ernannt.  Eine  Mitwir- 
kung der  Arbeiter  an  der  laufenden  Ver- 
waltung ist  nicht  ausgesprochen.  Dieses 
Vorgehen  wurde  notwendig,  weil  die  Zahl 
der  auf  ein  grosses  Gebiet  hin  verstreuten 
Versicherungspflichtigen  noch  nicht  100  000 
tieträgt,  also  eine  komplizierte  Organisation 
von  vornherein  ausgeschlossen  war. 

Deutschland,  «Oesterreich  und  Ungarn 
hatten  den  Oedanken  durchgeführt,  dass 
man  die  Beteiligten  zu  öffentlich-rechtlichen 
Körperschaften  zusammenfassen  müsse  unter 


Gewährung  eines  weitgehenden  Selbstver- 
waltungsrechtes und  unter  mehr  oder  min- 
der scharf  ausgeprägter  ständiger  Mitwirkung 
der  Arbeiter  an  der  laufenden  Verwaltung. 

Hierbei  sind  zwei  Principien  der  Orga- 
nisation verwendbar,  die  berufliche  und  die 
territoriale  Gliederung.  Die  berufliche  Glie- 
derung bietet  namentlich  dadurch  Vorteile, 
dass  für  die  verschiedensten  Aufgaben  sach- 
verständige, aus  Fachleuten  zusammengesetzte 
Organe  zur  Verfügung  stehen.  Die  territoriale 
Gliederung  gestattet  eine  grössere  Centrali- 
sation  der  Verwaltung  und  erleichtert  des- 
halb deren  billigste  Gestaltung. 

Jeder  dieser  Vorteile  ist  hoch  «anzu- 
schlagen, und  deshalb  erscheint  es  als  das 
zweckmässigste ,  beide  Principien  mit  ein- 
ander zu  verschmelzen,  also  beruflich  ge- 
gliederte Organe  für  massig  grosse  Gebiete 
zu  schaffen. 

Dabei  ist  zu  berücksichtigen,  dass  dio 
Krankenversicherung,  die  den  Einzelverhält- 
nissen am  nächsten  stehen  muss,  mit  Or- 
ganen für  kleine  Bezirke  zurecht  kommt, 
während  die  Unfall-  und  Invaliditätsver- 
sicherung grössere,  widerstandsfähige  Ver- 
bände braucht. 

Die  thatsächliehe  Organisation  in  Deutsch- 
land, riesterreich  und  Ungarn  ist  sehr  ver- 
schieden. Die  territoriale  Organisation  findet 
sich  als  Hauptform  in  der  österreichischen 
Unfallversicherung  und  in  der  deutschen 
Invalidität»-  und  Altersversicherung.  Die 
berufliche  Gliederung  herrscht  in  der  deut- 
schen Unfallversicherung  vor.  ist  aber  in 
der  landwirtschaftlichen  Unfallvorsicherung 
durch  amtliche  Beeinflussung  und  in  wich- 
tigen Industrieen  durch  das  Vorgehen  der 
Beteiligten  solbst  mit  der  territorialen  Glie- 
derung verbunden. 

Die  Organisation  der  Krankenversicherung 
hat  in  allen  drei  lindern  beide  Principien 
für  engere  Gebiete,  wenn  auch  in  ver- 
schiedener Form,  mit  einander  verschmolzen. 

In  Oest erreich  und  Deutschland  sind  die 
Organisationen  »1er  einzelnen  Versicherungs- 
gebiete getrennt.   Der  Gedanke,  eine  ein- 
heitliche Organisation  für  alle  Gebiete  zu 
|  schaffen,  ist  namentlich  in  Deutschland  viel 
erörtert  worden.    Bis  jetzt  hat  sich  ein 
I  gangbarer  Weg  dazu  nicht  finden  lassen. 
'Die  Ansichten  schwanken  noch  sehr,  da  man 
bald  mehr  zu  rein  territorialen,  bald  mehr  zu 
territorial-beruflich  gegliederten  Formationen 
hinneigt.     Nach  dem  vorhin  Ausgeführten 
liegen  in  der  deutschen  Unfall-  und  Kranken- 
versicherung jedenfalls  Keime  zu  einer  Ent- 
wickelung  iu  der  zweiten  Richtung  vor  und 
werden  sich  im  Laufe  der  Zeit  vielleicht 
weiter  ausbilden.    Jetzt  ist  die  Frage  noch 
i  nicht  spruchreif. 

9.  Aufbringung  der  Mittel.  Die  Ar- 
:  beiterversicherung,  als  Ganzes  betrachtet, 
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muss  sich  im  wesentlichen  stützen  auf  die 
Beiträge  der  Beteiligten,  und  zwar  sowohl 
der  Arbeiter  als  auch  der  Arbeitgeber. 

Die  Arbeiter  sollen  einen  Rechtsanspruch 
erwerben.  Dazu  bedarf  es  ilirer  Beitrage. 
Allerdings  brauchen  diese  nicht  immer  direkt 
für  jeden  einzelnen  Zweig  der  Versicherung 
zu  fliessen.  Es  genügt,  wenn  —  wie  in 
Deutschland  und  ».»Österreich  bei  der  Unfall- 
versicherung —  durch  rebertragung  <ler 
bald  erledigten  Unfälle  auf  die  Kranken- 
kassen die  Arbeiter  indirekt  an  der  I,ast  be- 
teiligt  wenlen. 

Die  Arlieiter  allein  mit  der  ganzen  Ver- 
sicherungslast zu  belogen,  ist  nicht  nur  aus 
praktischen,  sondern  auch  aus  principiellen 
Gründon  falsch.  Die  Versicherung  dient 
dazu,  eine  mittelbare  Ergänzung  der  Lohne 
zu  schaffen,  die  in  dem  bisherigen  Betrage 
nicht  ausreichten,  um  die  Sicherstellung  der 
Arbeiter  gegen  die  Kolgen  der  Krankheiten, 
Unfälle  etc.  zu  l>ewirken.  An  sich  mflsste 
aber  der  lx»hn  dazu  ausreichen.  In  Folge 
dessen  ist  es  berechtigt,  die  I/thne  durch 
Beitrage  der  Artieitgelier  zu  ergänzen,  um 
aus  dem  Ertrage  der  Arbeit  die  Mittel  zu 
gewinnen,  die  zur  Sicherstellung  der  Ar- 
biter nötig  sind. 

Da  die  Gefahren,  deren  Folgen  abge- 
wendet wenlen  sollen,  durch  die  Art  der 
Arbeit  und  die  herrschende  Botriolisweise 
wesentlich  beeinflusst  wurden,  so  müssen 
die  Beteiligten,  die  Arbeiter  und  die  Arbeit- 
geber, im  wesentlichen  die  I^ast  allein  tragen 
und  können  nicht  grundsätzlich  die  Mitbe- 
teiligung aller  übrigen  Volkskreise  verlangen. 
Das  sohliesst  nicht  aus,  dass  zur  Erleichte- 
rung der  Einführung  der  Versicherung  oder 
zur  Ausgleichung  einer  vorübergehenden  I/us- 
tungsunfälügkeit  der  Versicherung  die  Ge- 
samtheit mit  ihren  Mitteln  helfend  einspringt. 

In  der  deutschen  Invalidität«-  und 
Altersversicherung  ist  davon  abgewichen  und 
»■in  dauernder  Reichszusehuss  zu  den  Kenten 
vorgesehen,  der  allerdings  nur  dem  kleineren 
Teil  der  Renten  deckt.  Vou  all  den  Er- 
wägungen, mit  denen  dieses  Vorgehen  ge- 
rechtfertigt wurde,  dürfte  am  ehesten  die 
anzuerkennen  sein,  dass  es  sich  gerade  in 
diesem  Versicherungszweig  um  Gefahren 
handelt,  die  mehr  als  die  Krankheiten  und 
l'nfälle  von  den  allgemeinen  Verhältnissen 
mit  beeinflusst  werden.  Da  das.  was  be- 
steht, sich  durch  das  natürliche  Beharrungs- 
vermögen leicht  als  selbstverständlich  in 
den  Gemütern  festsetzt,  so  wird  jetzt  in 
der  l»raxis  der  Reiehsbeitrag  nicht  mehr 
tieanstandet. 

Die  Flage,  nach  welchem  System  die 
Mittel  aufzubringen  sind,  wird  bezüglich 
der  dauernden  Rentenzahlungen  verschieden 
beantwortet.  Es  handelt  sich  darum,  ob 
die  Kapitalien,  die  zur  Deckung  der  dauern- 


den Rentenverpflichtungen  nötig  sind,  schon 
im  Voraus  durch  die  regelmässigen,  nach 
versicherungstechnischen  Grundsätzen  be- 
rechneten Beiträgt?  aufgebracht  werden 
sollen  (Prämiensystem.  Kanitaldeckungs- 
system)  oder  ob  es  genügt,  die  wirklichen 
Rentenausgaben  mit  entsprechenden  Zu- 
sehlägen für  die  Reserven  auf  die  Beteiligtet» 
alljährlich  umzulegen  (Umlageverfahren). 
Das  erste  System  verspricht  eine  grosse 
Sicherheit,  sofern  die  Entwickelung  des 
Zinsfusses  vorausl»erechnet  werden  kann 
und  genügende  Unterlagen  für  die  Wahr- 
scheinlichkeitsrechnung Yorlinndcn  sind. 
Al>er  es  erschwert,  weil  von  Anfang  an  die 
vollen  Laston  getragen  werden  müssen,  die 
Einführung  der  Versicherung.  Das  Umlage- 
verfahren  beginnt  mit  geringen  lösten,  so- 
dass die  Einführung  der  Versicherung  er- 
leichtert wird.  Alier  die  Ijasten  steigen 
zunächst  sehr  schnell,  später  immer  lang- 
samer, bis  nach  langer  Zeit  ein  Beharrungs- 
zustand erreicht  wird.  Die  vollen  Deekungs- 
I  kapital ien  wenlen  dabei  nicht  aufgebracht, 
iiuless  kann  durch  Ansammlung  grosser 
Reserven  der  Vorwurf  der  Unsolidität.  den 
man  so  oft  gegen  das  Umlagesystem  er- 
hoben hat,  hinfällig  gemacht  wenlen. 

Eine  allgemeine  theoretische  Entscheidung 
ist  in  dieser  Frage  nicht  möglich.  Die  bis- 
herigen Erfahnnigen  halten  ergeben,  dass 
beide  Systeme  als  gleichberechtigt  gelten 
müssen  und  dass  sich  die  Auswahl  nach 
den  besonderen  Verhältnissen  des  lindes, 
nach  der  Organisation  und  nach  der  Ver- 
teilung der  Beitragslast  richten  muss.  Fürdie 
I  Beiträge  der  Arbeiter,  für  kleine  Verbände, 
für  kleine  fjänder  und  auch  für  grössere 
Linder,  deren  wirtschaftliche  Verhältnisse 
sich  nicht  in  stark  aufsteigender  Richtung 
entwickeln,  eignet  sich  das  Umlageverfahren 
nicht.  In  grossen  lindern  dagegen  mit 
einer  günstigen  Entwickelung  der  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  und  deshalb  auch 
mit  starkem  Kapitalbedarf  für  unmittelbar 
mxluktive  Zwecke,  mit  grossen  und  leistungs- 
ähigen  Versicherurigsverbänden  ist  das 
mlagcverfahren  für  die  Beiträge  der  Unter- 
nehmer und  des  Staates  durchaus  zweck- 
mässig. Deutschland  konnte  deslialh  für 
die  Unfallversicherung  als  massgebendes 
I  System  das  Umlageverfahren  annehmen, 
,  während  es  bei  der  Invaliditäts-  und  Alters- 
:  Versicherung  schon  der  Arl«eiterbciträge 
wegen  darauf  verzichtete.  In  der  Unfall- 
versicherung der  übrigen  Länder  ('  >ester- 
reich,  Norwegen,  Italien)  hat  man  die  An- 
sammlung der  vollen  DecJningskapitalicii 
vorgezogen,  und  auch  in  Holland.  Belgien 
und  der  Schweiz  dürfte  dies  das  richtige  sein. 

(Vgl.  die  besonderen  Artikel  ülier  die 
einzelnen  Gebiete  der  Zwangsarlieiterver- 
sicherung.) 
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Lltteratlir:  Schäffle,  Art.  Art*iterccr*irhcrung 
in  diesem  Handwörterbuch  I.  Aufl.,  IUI.  I  (Jena 
1S<M>)  S.  i'J'.i  ff.  —  Kehm  (Einten,  Art.  Ar- 
heitcnersicherunq  in  EUltm  U'örtrrbtirfi  der 
Volkswirtschaft,  Bd.  I,  /Jena  IMS)  S.  114  ff.  — 
Bödiker ,  Arbeiterrrrsicherung  in  den  euro- 
päischen Staaten.  Isipzig  lSU.',.  —  von  der 
Borght,  Die  soziale  Bedeutung  der  deutschen 
Arbeitenersichernng.  Jena  Iti'.M.  —  Derselbe, 
rmlage-  .»der  Kapitaldeckungs-  (Prämien-)  Ver- 
jähren bei  obligatorischer  {'nfalliersicherung. 
Berlin  IS'.'?.  —  Boitin.  Recht  der  Arbeitirie,- 
sicherung,  Ilrrlin  l.H'O  ff.  —  M'eyl,  Lehrlaich 
de*  Reichsvrrsichernngsrcchtc*.  Leipzig  lS!>i.  — 
Zacher,  Leitfaden  zur  Arbtiterrer.iichening. 
Berlin  IfiM.  —  Derselbe,  Die  ArbriJerrrr- 
sichrrnng  im  Auslände.  Berlin  IS9S.  —  Bei- 
lom.  Leu  lois  d'assurance  ournere  ä  l'etranger, 
yVirw  lau • ff.  —  .Voriweatur f  Im  Initiation 
du  trarail,  Brüssel  IS9N.  -  Die  Verhandlung«- 
berichte,  die  Referate  und  d'ts  Bulletin  de* 
internationalen  Kongresses  für  Arbeiterunfülie 
und  nodale  Versicherung.  ( tirnrralsekretariat 
in  Pari».)  —  Für  trritert  Litt'ratnrang<then  vgl. 
die  besonderen  Artikel  und  Franke, ixte  in,  Biblio- 
graphie de»  Arbeiterrersirhemugsirrsens  im 
Deutschen  Reich.     Leipzig  IHM. 

R.  van  der  Borght 
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Die  Arbeiterversicherung  in 
den  einzelnen  Staaten. 

Inhalt:    I.  A.  in  Deutschland  (S.  «18).  j 
II.  A.  in  OeHterreicb-r»garn  (S.  628).   III.  A. 
iu  Belgien  (S.  «33>.    IV.  A.  in  Frankreich  fS.  i 
63«).    V.  A.  in  Grossbritaunien  ('S.  656).    VI.  \ 
A.  in  Italien  iS.  66HL    VII.  A.  in  den  Nieder- ! 
landen  (S.  686).    VIII.  A.  in  der  Schweiz  (S. 
6tM).    IX.  A.  in  Skandinavien  (S.  7U7).    X.  A. 
in  den  Vereinigen  Staaten  (S.  714/. 

I.  Arbeiterrersicherung  in 
Deutschland. 

(Geschichtliche  Entwickelung.) 

I.  Ansätze  im  früheren  Recht.   Vor-  j 
bemerknng.  1.  Staatliche  Fürsorge,  a)  Armen- 1 
pflege;  h)  Süddeutsche  Krankenpflegeversiche- 
rung.    2.  Fürsorge  des  Arbeitgebers,    a)  für 
das  Gesinde,  die  Schiffsmannschaft.  Handlungs- 
gehilfen: b)  Haftpflichtgesetze.    3.  Genossen- i 
schaftliche  Fürsorge,    a)  Gesellen-  und  Kuapj»- 
schat'tskassen ;  bl  freie  Hilfskassen.     II.  Die, 
sozialpolitische     Gesetzgebung.  Li 
Gründe  und  Anlass.  2.  Die  Unfallversicherung»- 1 
{resetze   und  das  Krankcnversicherungsgcsetz. 
3.  Das  Invalidität*-  und  Altersversicherungs- 
gesetz.   4.  KevisioiiHbestrebungen. 

I.  Ansätze  im  früheren  Recht. 

Vorbemerkung.      Wenn    auch  das 
durch  die  deutschen  Artaiterversiehenmgs-  j 
gesetze  geschaffene  neue  Recht  in   seiner : 
Totalität  sieh  als  ein  durchaus  originales . 


Gebilde  darstellt,  dessengleichen  vordem 
noch  nie  und  nirgends  existierte,  so 
knüpft  es  doch  vielfach  an  gewisse 
Reentsideoon  und  Hechtsfonnen  früherer 
Zeiten  an.  Drei  Grundelemente  sind  es, 
welche  die  sozialpolitische  Gesetzgebung 
vornehmlich  kennzeichnen:  einmal  das  Ein- 
greifen des  Staats,  sowohl  mittels  des  Ver- 
sicherungszwangs als  auch  organisatorisch 
und  mit  eigenen  materiellen  Leistungen : 
sodann  die  Heranziehung  der  Arbeitgeber 
zur  Verwirklichung  der  Fürsorge  für  die 
von  ihnen  beschäftigten  Personen;  endlich 
die  korjorative  Zusammenfassung,  das  liorufs- 
genossenschaftliehe  Priucip.  Für  jedes  dieser 
Meinente  alter  finden  sich  Vorläufer  in  den 
älteren  Roehtszuständon,  gleichsam  Keime 
und  Ansätze,  welche  die  neue  Gestaltung 
des  Arbeiterversiclierungswesens  erst  zur 
vollen  Kntw  iekclung  gebracht  hat,  oder 
richtiger  Bausteine,  welche  der  Gesetzgeber 
mit  Bedacht  seinein  monumentalen  Bau  ein- 
fügte. 

1.  Staatliche  Fürwirge.  a|  Armen- 
pflege. Die  Aufgalwm  des  Staates  gegeu- 
ü I »er  si >i  neu  f  ürsorgebodürf  t  igen  Staatsbürgern 
formulierten  die  in  den  1  bis.  15  an  die 
Spitze  von  Teil  II  Titel  Iii  des  Allgemeinen 
I^ndrechts  vom  ">.  Februar  17!*4  gestellten 
>>  Grundsätzen  wie  folgt:  1.  Dem  Staate 
kommt  es  zu.  für  die  Krnährung  uud  Ver- 
pflegung derjenigen  Bürger  zu  sorgen,  die 
sieh  ihren  Unterlialt  nicht  selbst  verschaffen 
und  denselben  auch  von  anderen  Privat- 
)>ersonen.  welche  nach  besonderen  Gesetzen 
dazu  verpflichtet  sind,  nicht  erhalten  können. 

2.  Denjenigen,  welchen  es  nur  an  Mitteln 
und  Gelegenheit,  ihren  und  der  Ihrigen 
Unterhalt  selbst  zu  verdienen,  ermangelt, 
sollen  Arbeiten,  die  ihren  Klüften  und  Fällig- 
keiten  gemäss  sind ,  angewiesen  werden. 

3.  Diejenigen,  die  nur  aus  Trägheit.  Liebe 
zum  Müssiggange  oder  anderen  unordent- 
lichen Neigungen  die  Mittel,  sich  ilu-en 
Unterhalt  selbst  zu  verdienen,  nicht  anwenden 
wollen,  sollen  durch  Zwang  und  Strafen  zu 
nützlichen  Arbeiten  unter  gehöriger  Aufsicht 
angehalten  werden.« 

Wenn  Fürst  Bismarck  in  seiner  berühmter. 
Reichstagsrede  vom  9.  Mai  18X4  aus  diesen 
Bestimmungen  ein  subjektives  ->  Rocht  auf 
ArlteiU,  eiuen  Anspruch  auf  Verschaffung 
von  Arbeitsgelegenheit  durch  den  Staat, 
insbesondere  bei  Notständen,  herauslesen 
wollte,  so  beweist  nicht  allein  die  l'olier- 
schrift  des  Titels  (-»Von  Armenanstalten  und 
auderen  milden  Stiftungen  ).  sondern  auch 
die  Vorgeschichte  jeuer  Paragraphen  (vergl. 
Singer.  Das  Recht  auf  Arbeit  ,  S.  (»">», 
das.»  sie  nur  ein  allgemeines  Programm  der 
staatlichen  A  r  m  e  n  pflege  enthalten, 
welches  lediglich  eine  Verpflichtung  der 
Verwaltungsbehörden  zum  Einschreiten,  aber 
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kein  Individualrecht  dos  einzelnen  gegeu- 1 
ülier  dorn  Staate  begründet.  Und  zwar 
überweist  das  Liudrocht  weiterhin  die  Aus- 
übung dieser  Armenpflege  an  engere  Ver- 
Ijände:  ••Privilegierte  Kor}»« »rationell,  welche 
einen  besonderen  Armenfonds  haben,  oder 
dergleichen  üuvr  Verfassung  gemäss  durch 
Beiträge  unter  sieh  aufbringen  (z.B.  Innungen), 
sind  ihre  unvennögenden  Mitglieder  zu  er- 
nähren vorzüglich  verbunden  ($  t>).  Auch 
Stadt-  und  I  K>rf gemeinden  müssen  für  die 
Eruähning  ihrer  verarmten  Mitglieder  und 
Einwohner  sorgen  (§  M).  Aueh  die  Ehe- 
frauen .  Witwen  und  unversorgten  Kinder 
des  Verannten  müssen  von  den  Korporationen 
und  Gemeinden  ernährt  weplen  (§  iL'). 
Anne,  deren  Versorgung,  nach  obigen 
Grundsätzen,  einzelnen  Privatpersonen,  Kor- 
porationen otler  Kommunen  nicht  obliegt, 
oder  von  denselben  nicht  bestritten  werden 
kann,  sollen  durch  Vermittelung  des  Staates 
in  öffentlichen  Lmdarinouhäusern  unter- 
gebracht wenien  (!?  1  <»(.•■ 

Als  Träger  der  Arnionlast  erscheint  also 
(wie  ülierhuupt  in  ganz  Deutschland  schon 
seit  den  Reiclis|>olizeiordnungeii  des  10.  Jahr- 
hunderts) vornehmlich  die  Gemeinde  (der: 
Ortsarmen  verband),  jedoch  unter  aushilfs- 
weiser  Heranziehung  höherer  kommunaler 
Körperschaft  en  (Kreis,  Provinz)  als  söge- 1 
nannter  Luidnnneii  verbände,  denen  insbe- 
sondere die  rnterlialtuiig  von  Arlteits-  und  j 
Konektiimshäusern,  Kranken-,  Iitcii-.  Blinden- 
anstalten n.  dergl.  obliegt.    Diese,  in  der 
prenssisehen   Gesetzgebung  von    lspj  im 
wesentlielien  aufrecht  erhaltenen  Grundsätze 
siud  demnächst  auch  durch  das  l'uterstüt- , 
zuugswohnsitzgesetz  vom  b\  Juni  187'»  auf  das  j 
Deutsche   Reich   übertragen   worden  (mit 
Ausnaluiie  von  Bayern  und  Klsass-Iiothringen,  i 
von   denen  orstoros  an  dem  sogenannten 
Heimatsiveht  festgelialten ,   letzteres   keine , 
obligatorische  (ieineindeamien pflege  kennt).  | 
Nach  wie  vor  tritt  die  öffentliche  Armen-  j 
pflege  nur  höchst  subsidiär  ein,  sofern  nicht ; 
anderweit  primär  Verpflichtete  vorhanden, 
nach  wie  vor  beschränkt  sie  sieh  auf  den  ' 
Fall  gegenwärtiger  oder  unmittelbar  bevor- 1 
stehender  KilfsU'dnrfligkeit    und   auf  die 
Gewährung  des  absolut  Notwendigen  und  | 
Unentl (ehrlichen .  wozu    indess  nicht  nur; 
Krankenpflege,  sondern  auch  ein  angemessenes 
Begräbnis  gerechnet  wird.    Nach  wie  vor 
ist  ein   klagbarer   Anspruch   «les   Hilfshe- i 
dürftigen  nicht  anerkannt.    Dagegen  ist  der 
Bezug  von   Arnienuiilerstützung  mit   dem 1 
Verlust  |K>litischer.  kommunaler  und  kireh-  \ 
licher  Wahlrerhte  und  anderen  Minderungen  , 
der  öffentlichen  Rechtsstellung  verknüpft. 

I>)  Suddeutsche  K  ra  u  k  e  n  p  f  1  ege  -  1 
Versicherung.     In    ganz  eigenartiger, 
Weise    modifiziert   sich   dieses  Verhältnis 
jedoch  lni  der  in  Hävern.   Baden  und 


W  ü  r  1 1  e  m  borg  (durch  Gesetz  vom  29.  April 
1869  bezw.  ."».  Mai  1870  und  bezw.  I.i.  April 
1873)  eingeführten  Krankonpflegeversiehe- 
rung» .  Dort  sind  nämlich  die  Gemeinden  be- 
rechtigt, von  den  in  ihrem  Bezirk  Itosehäftigtou 
Dienstboten,  Gewerbegeh ilfen ,  LelirJingen. 
Fabrik-  mid  sonstigen  Lohnarlioitern,  falls 
sie  weder  einen  eigenen  Hausstand  hal»en. 
noch  bei  ihren  Eltern  wohnen,  einen  regel- 
mässigen Wochcnboitrag,  im  Höchst  betrage 
von  anfangs  3  Kreuzern.  sj»üter  15  Pfennigen, 
zu  erheben,  für  dessen  Bezahlung  die  Dienst- 
herrschaften oder  Arbeitgeber  haften,  und 
welche  entweder  der  Gemeindearmenkasse 
oder  einer  besonderen  Kranken hauskasse 
zufliesseu.  Damit  erwerl»en  die  Betreffenden 
einen  wirklichen  Rechtsanspruch  auf  Kranken- 
hilfe bis  zur  Dauer  von  13  (in  Baden  nur 
von  S)  Wochen,  die  nicht  als  Annenunter. 
Stützung,  sondern  als  gesetzliche  Gegen- 
leistung gilt  und  eine  eigentliche  Hilfs- 
bedürftigkeit  im  annenrechtlichen  Sinne  nicht 
voraussetzt. 

2.  Fürsorge  den  Arbeitgebers,  a) 
für  das  Gesinde,  die  Schiffsmann- 
schaft, Ilandlungsgehülfen.  Die 
Heranziehung  der  Arl>oitgebor  zur  Fürsorge 
für  die  von  ihnen  beschäftigten  Personen 
kannte  das  frühere  Recht  unter  einem 
doppelten  Gesichtspunkte:  mittelbar  durch 
Teilnahme  an  den  unten  sub  3  näher  zu 
behandelnden  Kasseneinrichtungeii.  aber  auch 
direkt  als  eine  aus  dem  Arbeitsverhältnis 
selbst  entspringende  Leistung.  Hierher  ge- 
hören zunächst  die  Verpflichtungen,  welche 
in  mehr  oder  minder  weitem  Umfang  der 
Dienstherrschaft  gogenülier  erkrankten 
Dienstboten  obliegen.  Das  Prousaische  Lmd- 
recht  (Teil  II  Titel  "»)  und  die  an  seine 
Stelle  getretene  Gesindeordnung  vom  S.  No- 
veml»er  181()  unterscheidet  drei  Fälle:  a) 
Wenn  der  Dienstbote  -im  Dienst*  .d.h.  während 
der  Dienstzeit  erkrankt,  so  hat  die  Herr- 
schaft für  ihn  nur  zu  sorgen,  sofeni  keine  Ver- 
wandten in  der  Nähe  oder  solche  ihre  Pflicht 
nicht  erfüllen:  sie  darf  ihn  auch  deshalb 
nicht  entlassen,  ihm  auch  nicht  vor  der  Zeit 
kündigen,  wohl  aber  die  Kurkosten  von  dem 
für  die  Krankheitszeit  schuldigen  (nicht  von 
rückständigem)  Lohn  abziehen;  b)  erkrankt 
das  Gesinde  durch  den  Dienst  oder  l»ei 
Gelegenheit  desselben  (also  in  mittelbarem 
Zusammenhang  mit  ihm),  so  ist  die  Herr- 
schaft an  erster  Stelle,  vor  den  Verwandten, 
bis  zum  Ablauf  der  Dienstzeit  fürsorge- 
pflichtig,  darf  aber  vom  Lohne  nichts  ab- 
ziehen ;  c)  trifft  die  Herrschaft  aber  ein 
(aueh  nur  geringes»  Versehen  oder  konnte 
das  Gesinde  eine  bestimmte  Vorschrift  der 
Herrschaft  nicht  befolgen,  ohne  sieh  der 
Gefahr  einer  Beschädigung  auszusetzen,  so 
erstreckt  sich  ihre  Fürsorgepflieht  auch  nl*er 
die  Dienstzeit  hinaus  bis  zur  völligen  Wieder- 
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herstellnng,  freilich  nur  durch  Hergabe  der 
Kurkosten  und  des  notdürftigen  Unterhalts. 
(Eine  noch  'weitergehende  Haftung  für  allen 
Schaden  kann  nach  allgemeinen  Reehts- 
grundsätzen  bei  Vorsatz  oder  Fahrlässigkeit 
l«egri\udet  sein.)  Begräbniskosten  braucht 
die  Herrschaft  nicht  zu  bezahlen.  Analoge 
Grundsätze  beherrschen  die  zahlreichen,  in 
den  Einzelteilen  vielfach  abweichenden 
übrigen  deutscheu  Gesiudeordnungen.  Eine 
Zusammenstellung  derselben  ist  dem  Bericht 
der  XII.  Kominission  üljer  <len  Entwurf  der 
Novelle  zum  Krankenversieheruugsgesetz 
( Drucksachen  des  Reichstags  und  Legislatur- 
I Grinde,  I.  Session  1S9U  91  Nr.  381  S.  144  ff.) 
als  Anlage  l>eigegeben.  —  Auch  das 
S  c  h  i  f  f  s  v  o  1  k  steht  gegen  den  Schiffer 
nach  lAtulrecht  (S,  1534  II,  8)  in  eben  dem  j 
Verhältnisse,  wie  das  Gesinde  gegen  seine ! 
Dienstherrschaft.  Muss  ein  Schiffsmann, 
noch  vor  angetretener  Reise,  wegen  eines 
Zufalls  abgedankt  werden,  der  ihn  ohne 
seine  Schuld  zum  Dienste  untauglich  macht, 
s<>  kann  er  den  vierten  Teil  der  Heuer 
oder  einen  Monatssold  fordern.  Ereignet 
der  Fall  sich  während  der  Reise,  so  muss 
der  Schiffer  die  Verpflegung»-,  Heüungs- 
und  Retourkosten  für  ihn  bezahlen.  llat 
jedoch  der  Zufall  sich  ausser  dem  Dienste 
ereignet,  so  fällt  dem  Schiffer  an  solchen 
Kosten  zusammen  nicht  mehr  als  der  Betrag 
der  halben  Heuer  oder  eines  zweimonat- 
lichen Soldes,  ausser  dem  schon  verdienten  i 
liohne,  zur  Last,  und  das  mehr  Verwendete ! 
muss  von  dem  Beschädigten  demnächst  er- 
stattet werden.  Einen  in  Geschäften  seines 
Dienstes  verwundeten  oder  beschädigten 
Schiffsmann  muss  der  Schiffer,  auf  des 
Rheders  Kosten,  heilen  und  verpflegen  lassen. 
Auch  für  einen  durch  eigene  Schuld  er- 
krankten oiler  sonst  bescliädigten  Sehiffs- 
mann  muss  der  Sclüffer  so  lange  sorgen, 
bis  er  ihn  an  ein  licwohntcs  Land  aussetzen 
kanu :  doch  ist  er  alsdann  berechtigt,  die 
gemachten  Auslagen  von  der  dem  Kranken 
etwa  noch  zukommenden  Heuer  in  Abzug 
zu  bringen.  Stirbt  ein  Schiffsmann,  bevor 
mit  der  I^adung  angefangen  worden,  so  ge- 
bohrt seinen  Erben  ein  Viertel  der  Heuer 
bi-zw.  ein  Monatssold,  stirbt  er  während 
der  Hiureise.  die  halbe  Heuer  oder  ein 
doppelter  Monatssold,  stirbt  er  auf  der 
Rücl  kreise,  die  ganze  Heuer  oder  ein  vier- 
monatlicher Sold;  der  Schiffer  aber  kann 
davon  die  dem  Verstorbenen  gegebenen  Vor- 
schüsse und  die  ausgelegten  Begräbniskosten 
in  Abzug  bringen.  Der  Witwe  oder  den 
Kinderu  eines  bei  Verteidigung  des  Schiffes 
getöteten  oder  an  seinen  Wunden  gestorbeneu 
Schiffsmannes  muss  in  jedem  Fall  doppelte, 
anderen  Erben  lüngegen  die  einfache  Heuer 
gezahlt  werden:  davon  wird  bloss  in  Abzug 
gebracht,  was  der  verstorbene  Schiffsmann 


auf  (üe  Ixnlungene  Heuer  schon  l>ei  seinem 
Leben  erhalten  ( SS  1554— 1566).  Allo  Kosten 
zur  Heilung  und  besseren  Verpflegung  der 
bei  Verteidigung  des  Schiffs  Verwundeten, 
zum  Begräbnis  der  dabei  Getöteten  und 
zur  Abfindung  der  dabei  untauglich  ge- 
wordenen Schiffsieute.  auch  dasjenige,  was 
ihren  Witwen  und  Kindern  gereicht  werden 
muss,  gehört  zur  grossen  Haverei  (§§  1837, 
1838). 

Diese  Vorschriften  sind  für  das  deutsche 
Seerecht  vorbildlich  geworden;  sie  finden 
sich  mit  gewissen  Modifikationen  in  dem 
Handelsgesetzbuch  von  1861  (Arft.  523 ff., 
5-18  ff.,  708  Z.  5)  und  in  der  Seemanns- 
ordnung vom  27.  Dezember  1872  (§§  48  ff.) 
wieder.  Darnach  trägt  der  Rheder  bei  Er- 
krankung der  Schiffsleute  während  einer 
im  einzelnen  verschieden  bestimmten  Frist 
die  Kosten  der  Verpflegung  und  Heilung, 
aber  ohne  Unterschied,  ob  die  »krankung 
bei  Ausübung  des  Dienstes  oder  ausserhalb 
desselben,  durch  eigenes  Verschidden  des 
Schiffsmannes  oder  ohne  solches  eingetreten, 
es  sei  denn,  dass  dieser  sie  sich  durch  eine 
unerlaubte  Handlung  oder  syphilitische  An- 
steckung zugezogen.  Stirbt  der  Solüffsmann 
nach  Antritt  des  Dienstes,  so  trägt  der 
Rheder  ausser  der  bis  dahin  verdienten  Heuer 
auch  die  Begräbniskosten.  Hat  jener  bei  Ver- 
teidigung des  Schiffes  seine  Wunden  davon- 
getragen oder  den  Tod  erlitten,  so  muss 
der  Rheder  ihm  bezw.  seinen  Hinterbliebenen 
eine  nötigenfalls  nach  richterlichem  Ermessen 
zu  bestimmende  Belohnung  gewähren.  Für 
alle  diese  Ijeisrungen  haftet  er  nicht  nur 
mit  Schiff  und  Fracht,  sondern  auch  per- 
sönlich. — 

Viel  weniger  weit  greift  die  in  Artt.  60 
des  alten,  §  63  des  neuen  Handelsgesetz- 
buchs (vom  10.  Mai  1897)  statuierte  Ver- 
richtung des  Urin zipal s  gegenüber  dem 
"andlungsgehilfen  (die  überdies  durch 
Vertrag  beschränkt  oder  aufgohol>on  werden 
kann),  den  Gehalt  und  Unterlialt  bis  zur 
Dauer  von  sechs  Wochen  fortzngewähreu.  so- 
fern er  durch  unverschuldetes  Unglück  ins- 
besondere also  Krankheit,  an  der  I^eistung 
seiner  Dienste  verhindert  wird.  — 

b)  Haf tpf lichtgesetze.  Aeusserst 
einschneidende  Obliegenheiten  dagegen  er- 
wuchsen den  Unternehmern  gewisser  in- 
dustrieller Betriebe  aus  dem  Haftpflicht- 
gesetz vom  7.  Juni  1871,  welches,  obschon 
nicht  auf  den  Schutz  der  Arbiter  beschränkt, 
doch  diesen  zumeist  zu  gute  kam  und  die 
Brücke  zu  der  Reichsunfallversicherung  zu 
schlagen  bestimmt  war. 

Die  unereahnte  Entwickelung  der  Ma- 
schinentechnik und  des  Verkehrswesens 
hatten  für  Leben  und  Gesundheit  der  Ar- 
beiter wie  des  Publikums  überhaupt  mannig- 
fache Gefahren  im  Gefolge,  denen  gegenüber 
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die  Grundsätze  des  bestehenden  ('ivilrechts 
über  den  Sdiadonsorsatz  sieh  insofern  unzu- 
länglich zeigten,  als  es»  mit  Ausnahme  des 
französischen  Rechts,  den  Arlteitgefier  in 
der  Refrei  nur  bei  eigenem  Verschulden  ver- 
antwortlich machte.  Die  erste  Bresche  in 
diese  Rechtsansehauung  legte  das  preusisehe 
Gesetz  vom  3.  November  1*3*.  Es  ver- 
pflichtete die  Eisenhahnuntcrnchmuiigen  zum 
Ersatz  für  allen  Schallen,  welcher  bei  der 
Beförderung  auf  der  Bahn  an  den  auf  der- 
selben beförderten  Personen  oder  Gütern 
oder  auch  anderen  Personen  und  deren 
Sachen  entsteht,  und  Hess  ihnen  nur  den 
Entla*tungsbewei8  zu.  dass  der  Schaden 
durch  eigene  Schuld  des  Beschädigten  oder 
durch  einen  unabwendbaren  äusseren  Zufall 
bewirkt  worden,  als  welcher  jedoch  die  ge- 
fährliche Natur  des  Eisenltahnunternehmens 
selbst  nicht  gelten  durfte.  Auch  einige 
andere  deutsche  Staaten  (Holstein.  Mecklen- 
burg, die  sächsischen  Herzogtümer)  folgten 
diesem  Beispiel.  Doch  ergab  sich  bald  das 
unabweisbare  Bedürfnis,  die  Haftpflicht  nicht 
nur  auf  das  ganze  deutsche  Reich,  sondern 
auch  auf  andere  mit  ausscrgewöhnliehen 
Gefahren  verbundene  Botriebe  auszudehnen. 
Dies  geschah  durch  das  Gesetz  vom  7.  Juni 
IST  1 ;  dasselbe  wiederholt  das  für  die  Eisen- 
bahnen geltende  preussiche  Recht  (Sj  1)  und 
bestimmt  weiter:  »Wer  ein  Bergwerk,  einen 
Steinbruch,  eine  Gräberei  (Grulte)  oder  eine 
Fabrik  Itetreiht,  haftet,  wenn  ein  Bevoll- 
mächtigter oder  ein  Repräsentant  oder  eine 
zur  I,eitung  oder  zur  Beaufsichtigung  des 
Betriebes  oder  der  Arbiter  angenommene 
Person  in  Ausführung  der  Dienstvorrich- 
tungen den  Tfxl  oder  die  Körj>erverletzimg 
eines  Menschen  horl»eigeführt  hat.  für  den 
dadurch  entstandenen  Seliaden  (Jj  2).  Der 
Schadensersatz  (§  1  und  2)  ist  zu  leisten: 

1)  im  Falle  der  Tötung  durch  Ersatz  der 
Kosten  einer  versuchten  Heilung  und  der 
Beerdigung  sowie  des  Vermögensnachteils, 
welchen  der  Getötete  während  der  Krank- 
heit durch  Erwerbsunfähigkeit  oder  Ver- 
minderung der  Erwerbsfähigkeit  erlitten  hat : 
war  der  Getötete  zur  Zeit  seines  Todes 
vermöge  Gesetzes  verpflichtet,  einem  anderen 
Unterhalt  zu  gewähren,  so  kann  dieser  in- 
soweit Ersatz  fordern,  als  ihm  infolge  des 
Todesfalls  der  Unterhalt  entzogen  worden  ist. 

2)  im  Fall  einer  Körperverletzung  durch 
Ersatz  der  Heiluugskosten  und  des  Ver- 
mögensnachteils.  welchen  der  Verletzte  durch 
eine  infolge  der  Verletzung  eingetretene 
zeitweise  oder  dauernde  Erwerbsunfähigkeit 
oder  Verminderung  der  Erwerbsfähigkeit 
erleidet  (§  3).  Das  Gericht  hat  unter  freier 
Würdigung  der  Beweise  und  aller  Umstände 
über  die  flöhe  des  Schadens  nach  freiem 
Ermessen  zu  erkennen.  Als  Ersatz  für  den 
zukünftigen  Unterhalt  oder  Erwerb  Ist.  wenn 


nicht  Iteide  Teile  über  die  Abfindung  in 
Kapital  einverstanden  sind,  in  der  Regel 
eine  Rente  zuzubilligen,  deren  Aufhebung 
oder  Minderung  bezw.  Erhöhung  cm ler  Wieder  - 
gewährung bei  wesentlicher  Veränderung 
der  massgeltenden  Verhältnisse  von  dem 
Verpflichteten  bezw.  Verletzten  beantragt 
werden  kann  ($  7).  Die  Ansprüche  verjähren 
in  2  Jahren  (sj  K).  Die  Unternehmer  sind 
nicht  befugt,  ihre  Haftung  vertrngsmässig 
im  voraus  auszuschliessen  oder  zu  l»e- 
schräukon  (S,  5).  Wohl  aber  können  sie  sie 
dadurch  erleichtern,  dass  sie  ihr  Personal 
liei  einer  Versicherungsanstalt.  Knap]>schafts-. 
Uuterstützungs-.  Kranken-  oder  ähnlicher 
Kassegegen  Uufall  versichern:  alsdann  ist  die 
Leistung  dieser  Kasse  auf  die  Entschädigung 
einzurechnen,  vorausgesetzt,  dass  der  Unter- 
nehmeran  den  Beitrügen! Prämien)  mindestens 
mit  einen»  Drittel  regelmässig  und  dauernd 
beteiligt  ist. 

Die  Folge  dieser  letzten  Vorschrift  war. 
dass  viele  Arlieitgeber.  um  das  Risiko  der 
Haftpflicht  abzuwenden,  ihr  Personal  nun- 
mehr U'i  Privatgesellschaften  gegen  Unfälle 
versicherten  und  die  Prämien  ganz  oder 
teilweise  aus  eigenen  Mitteln  bezahlten. 

3.  Genossenschaftliche  Füreorjre.  a) 
Gesellen  -  und  Knappschaftskassen. 
Bis  ins  Mittelalter  zurück  reicht  der  Ur- 
sprung der  genossenschaftlichen  Fürsorge. 
Sie  lag  im  Wesen  der  germanischen 
S  c  h  u  t  z  g  i  I  d  e  U*gründet .  welche  ihre 
Glieder  in  allen  I^ebensverhältnissen  ergriff, 
demgemäs  auch  in  Krankheit  und  Not  unter- 
stützte und  für  die  Bestattung  eintrat.  Dies 
galt  denn  auch  insbesondere  von  den  Hand- 
werkergilden oder  Zünften  und  nicht 
minder  von  denG  ose  1  le  n  ver  b  i  n  d  u  n  ge  n  . 
soweit  solche,  sei  es  unter  Anerkennung  der 
Meister,  sei  es  gegen  ihren  Willen,  sieh 
organisierten.  Die  ~  Krankenfürsnrge-  übten 
diese  Verltände  in  der  Regel  durch  Beiträge 
an  die,  meist  von  Klöstern  gegründeten, 
Krankenhäuser,  womit  sie  ihren  Mitgliedern 
für  den  Bedürfnisfall  Aufnahme  und  Pflege 
daselbst  sicherten.  Reiche  Zünfte  bauten 
sich  auch  wohl  selbst,  gleich  Rittern  und 
Geistlichen,  eigene  Hospitäler  für  ihre  arbeits- 
unfähigen Mitglieder.  Den  toten  Genossen 
aber  geleitete  die  Brüderschaft  feierlich  zu 
Grabe  und  liess  Messen  für  die  Ruhe  seiner 
Seele  lesen.  Manche  l>esonders  starken  Zünfte 
besassen  sogar  eigenes  lA^ichengerüt.  womit 
sie  auch  anderen  Mitbürgern  den  letzten 
Liebesdienst  erwiesen,  und  zwar  gegen 
Entgelt,  der  ihrem  Sterbekassenfonds  zu  gute 
kam.  Aus  diesem  oder  aus  der  allgemeinen 
Zunftlade  bezw.  Gesellenlade  empfingen  die 
Hinterbliebenen  ein  Sterbegeld  zur  Bestrei- 
tung der  ihnen  durch  den  Todesfall  er- 
wachsenden ausserordentlichen  Ausgaben,  zu- 
dem durfte  die  Meisterswitwe  das  Gewerbe 
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der  Eheherrn  fortführen  und  sich  den  ordent- 
lichsten iin«l  tüchtigsten  Gesellen  als  Werk- 
führer auswählen,  der  damit  au«  Ii  die  Sorge 
für  <lio  verwaisten  Kinder  übernahm. 

Ein»:*  Kodifikation  dieses  Znstauds.  welcher 
sieh  unverändert  erhielt,  auch  nach« lern  in 
»Iii-  absolutistischen  Zeit  die  Zünfte  aus 
autonomen  Körperschaften  staatliehe  l'olizei- 
austalten  geworden  und  an  Stelle  «les  freien 
Zunftreehts  eine  reiehsreehtliche  und  terri- 
toriale Gow-erliogesetzgobung  frftreten  war, 
enthalt  das  allgemeine  Landrecht  für 
die  preussisohen  Staaten  vom  5.  Februar  1794 
(Teil  II  Titels:  >Vom  Bürgorstau.le <■.  Ab- 
schnitt 3:  Von  Handwerkern  und  Zünften^  ). 
Ks  liess  die  vorhandenen  Zünfte  und  ihre 
Zwangsrechte  unter  gewissen  Besohrän- 
k ungeii  und  Kautelen  gegen  Missbrauch  be- 
stehen  und  unterwarf  sie  nur  obrigkeitlicher 
Beaufsichtigung  und  Ueberwaehung.  Dem- 
gemäss  sollte  es  auch  bei  den  l'olizeigesetzen 
und  Zunftartikeln  sein  Bewenden  I  «ehalten, 
wonach  den  Gesellen  erlaubt  war,  einen 
Altgesellen  zu  wählen  und  unter  dessen 
Keehnungsführung  eine  eigene  Kasse  aus 
ihren  Beitragen,  zu  gemeinschaftlichen  Be- 
dürfnissen, besonders  zur  Verpflegung  kranker 

•  nb  r  fönst  verunglückter  Gesellen  zu  er- 
riehten :  nur  hlielten  sie  auch  in  diesen  An- 
gelegenheiten der  Aufsieht  des  Gewerks- 
ältesten (Obermeisters)  und  des  (von  dem 
Magistrat  als  Aufsichtsbehörde  verordneten) 
Beisitzers  unterstellt  (SS  399.  Aus 
ilieser  Gosellenlado  sollte  die  Kur-  und  Ver-  j 
pflegnng  eines  eingewanderten  und  krank 
gewordenen  Gesellen,  er  mochte  Mvits  in 
ArU.'it  stehen  oder  nicht,  wenn  er  selbst  j 
unvermögend,  in  erster  Linie  botritten  wer- 
den:  in  Ermangelung  einer  solchen  wurde 

•  lie  Gewerkskasse.  d.  h.  das  Vermögen  der! 
Innung  selbst,  in  Anspruch  genommen : 
reichte  auch  «lies  nicht  aus.  so  musste  die 
Armenkasse  des  <  »rts  und  bei  deren  l'nzu- 
iängliehkeit  die  Sta«lt  oder  Kämmereikasse 
hinzutreten ;  <ler  Magistrat  hatte  also  bei 
eigener  Vertretung-  dafür  zu  sorgen,  dass 
ein  krank  gewonlener  unvermögemler  Geselle 
nicht  hilflos  gelassen  «Hier  vor  erfolgter  hin- 
länglicher Wiederherstellung  fortgeschafft 
würde  (ss  353— 355).  Auf  die  Lelirlinge 
ei  -livckte  sieh  diese  Fürsorge  nicht;  ihre 
Verj »flegung  in  Krankheitsfällen  hatte  der 
Meister  nur  dann  aus  eigenen  Mitteln  zu  i 
U-xt reiten,  wenn  er  dies  im  Lehrvertrag  I 
ausdrücklich  ülH-rnominon :  andernfalls 
nlieben  sie  auf  ilire  Familie  bezw.  private 
oder  öffentliche  Wohlthätigkeit  angewiesen: 
immerhin  sollte  eine  durch  Krankheit  ver- 
urs/ichte  Versäumnis  von  weniger  als  drei 
Monaten  auf  die  Lehrzeit  nicht  in  Abrech- 
nung kommen  (S-s,  317.  31  ni.  —  Was  die 
Meisler  selbst  anlangt,  so  musste  nach  wie 
vor  der  Meistersw itwe  die  da>  Handwerk 


fortsetzt ,  der  geschickteste  Geselle  nach 
ihrer  Auswahl  verabfolgt  werden,  ein  Vor- 
i-echt.  das  sie  indessen  nur  dreimal  ausüben 
•  hilft«» :  ingleichen  waren  Meister,  die  wegen 
langwieriger  Krankheiten  oder  anderer  un- 
verschuldeter Unglücksfälle  dem  Handwerk 
nicht  vorstehen  konnte,  von  ihren  Genossen 
mit  tüchtigen  Gesellen  zu  versorgen  (üij  345. 
346.  370-3771. 

Eine  ähnliche  4  Irgauisation  wie  das  Hand- 
werk wies  auch  der  Bergbau  auf.  Hier 
hatte  ebenfalls  von  Alters  her  in  jenen  Zeiten, 
da  Besitz  und  Arbeit  noch  ungetrennt  waren 
und  die  Bergherreu.  Ijchnsträgcr  und  Miets- 
inhalter der  Gruben  diese  noch  selbst  mit 
ihren  Werkmeistern  und  Knechten  Mauten, 
unter  den  orsteren  eine  Gildegenossensehaft 
bestanden .  währen«!  die  unselbständigen 
Knappen  besondere  Bruderscliaften  zu  gegen- 
seitiger l'nterstfltznng  bildeten.  Schon  die 
ältesten  Beiordnungen  erwähnen  ■•Arzt- 
gelder« für  erkrankte  und  verunglückte  Berg- 
leute und  setzen  .>Gnadcn]ühnc  für  Inva- 
liden, Witwen  und  Waisen  aus  den  gewerk- 
schaftlichen Kassen  fest.  Auch  wurden  für 
solche  Zwecke  häufig  Freikuxe  eingeführt. 
Auch  hier  hat  das  preussische  l*indreeht 
nur  kodifikatorisch  die  Bestimmungen  der 
zahlreichen  Borgordnungcu  für  «lie  einzelnen 
I^vnde>teile  reproduziert  (Teil  II  Titel  16, 
Abschnitt  1.  Vom  Bergwerksregal  <.)  und 
folgende  Pflichten  gegen  die  Bergleute* 
aufgestellt:  Die  Bergwerkseigentümer  sind 
der  in  ihren  Diensten  erkrankten  oder  be- 
schädigten Bergleute  sich  anzunehmen  ver- 
bunden. (§  214.)  Einem  solchen  Arbeiter 
muss,  in  Ermangelung  U»sondorer  Vorschrift 
der  I'rovinzialg« -setze,  sein  I/din  von  einer 
Zubussey.eehe,  ingleichen  von  einer  Freibau 
oder  Verlag  erstattenden  Zeche  auf  vier 
Wochen  und  bei  einer  AusMitezeehe  auf 
acht  Wochen,  wenn  die  Krankheit  so  lauge 
dauert,  gereicht  worden  (215).  Dauert  die 
Krankheil  länger,  so  fällt  die  Verpflegung 
des  kranken  oder  l«esehädigten  Beigmanns 
der  Knappsehaftskasse  zur  I*ist  (216). 
Die  Kur-  und  Begräbniskosten  eines  be- 
schädigten  o«ler  verunglückten  Beigmanns 
müssen  aus  der  Knappsehaftskasse  Umstritten 
werden  (217).  Auch  die  Witwe  eines  Berg- 
manns hat  den  in  §  215  bestimmten  Gnaden- 
lohn zu  fordern  (218 1.  Obige  Vorteile  der 
U»sohädigten  oder  verunglückten  Bergleute 
fallen  hinweg,  wenn  sich  einer  den  Schaden 
oder  Tod  vorsätzlich  oder  durch  grobes  Ver- 
sehen, ausser  der  Bergai-beit,  zugezogen  hat 
(219).'  Ist  der  Sehade  oder  Tod  durch  Bos- 
heit oder  groltos  Verschulden  eines  Dritten 
verursacht  worden,  so  muss  dieser  die 
Knappsehaftskasse  und  Bergwerkseigentümer 
entschädigen.-    (220).  -  - 

Obwohl  'lie  vorstehend  geschilderte 
Unterstützungsordnung  in  der  rechtlichen  und 
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wirtschaftlichen  Gebundenheit  dos  Geworhe- 
«•('sciis  wurzelte,  hliel»en  diese  Gesellen- 
un<l  Knappschaftskassen  doch  nach  Ein- 
führung der  Zugs-,  Gewortte-  und  Koalitions- 
freiheit vielfach  fortbestehen. 

In  Treuste n  inslbosondere  gestattete 
die  Gewerbeordnung  vom  17.  Januar  1X45 
nicht  nur  die  Beibehaltung  und  Neubildung 
gewerblicher  Unterstützungskassen.  und  zwar 
aueh  für  Fabrikarbeiter,  sondern  ermächtigte 
auch  die  Gemeinde,  durch  «htsstatut  eine 
Beitragspflicht  zu  derartigen  Kassen  für 
alle  am  Urte  liesehäft  igten  Gesellen  und 
Gehilfen  festzusetzen.  Eine  Veronlnung  vom 
9.  Februar  1*19  verlieh  den  Gemeinden  die 
weitere  Befugnis,  auch  die  selbständigen 
Gewerbetreibenden  des  Ortes  zu  Voreini- 
gungen Ibehufs  Unterstützung  1  t3f sl n^lf h*ft i per 
Gesellen  dessell»en  oder  eines  verwandten 
Gewerlbes.  ferner  zur  Entrichtung  von  Zu- 
schüssen bis  zur  Hälfte  der  Gesellenbeiträge 
und  zui  Vorschiessung  der  letzteren,  vor- 
behaltlich  ihrer  Anrechnung  auf  die  nächste 
1/thnzahlung,  anzuhalten;  sie  gestattete  ferner, 
diese  Bestimmungen  auch  auf  Fabrikunter- 
nehrner    bezw.    Fabrikarlioiter    (die  nach 

417.  419  II  3  A.L.H.  an  den  Hechten 
und  Pflichten  der  zünftigen  Meister  und 
Gesellen  keinen  Anteil  gehabt  hatten)  mit 
der  Maßgabe  anzuwenden,  dass  ersteren 
eine  entsprechende  Teilnahme  au  der  Kassen- 
verwaltung gewahrt  würde.  Endlich  erklärte 
ein  tiesetz  vom  3.  April  1X54  den  orts- 
statutarischon  Zwang  auch  zur  Bildung  neuer 
Kassen  für  zulä.-sig  und  berechtigte  die 
Bezirksrogiorungen ,  im  Bedürfni  stalle  den 
Kassenzwang  einzuführen. 

Derartige  Zwangskasson  •«-•standen  übri- 
gens auch  in  den  im  Jahre  1*»>0  der  preus- 
sischen  Monarchie  einverleibten  Provinzen 
Hannover  (Gew.-Ord.  vom  1.  August  1*47. 
Ges.  vom  15.  Juni  Isis;  Pflegekassen-, 
aber  ohne  Zuschusspflicht  der  Arbeitgeber, 
in  Hessen  (Zunftordnung  vom  5.  Marz  1S16) 
und  Schleswig-  Holstein  sowie  in 
einzelnen  anderen  deutschen  Staaten  z.  H. 
Oldenburg  (Ges.  vom  11.  und  23.  Juli 
lX(il).  Andere  kannten  zwar  das  System 
<les  Kassenzwanges  ,  alwr  ohne  Zwangs- 
kassen, oder  doch  nur  mit  subsidiären  lo- 
kalen Sammelkassen  für  diejenigen  ArUiter. 
die  dem  Kassenzwang  durch  Heitritt  zu 
einer  freien  Kasse  nicht  genügten;  so  Sach- 
sen (Ges.  vom  23.  Juni  lNCS).  Thüringen. 
Braun  schweig  u.  a.  In  den  beiden 
Mecklenburg  (Ges.  vom  2S.  Septem  l>er 
bezw.  2.  Uctober  lXo!»)  waren  Gesellen  und 
Jährlinge  verpflichtet,  entweder  einer  der 
früher  obligatorischen  Kassen  ihres  Hand- 
werksamtes- oder  einer  freien  Kasse  beizu- 
treten. Für  Hamburg  besagte  4}  29  des 
Gewerliegesetzes  von  1*64.  dass  jeder  -Ge- 
schäftsarbeiter  einer  Krankenkasse  beitreten 


müsse;  der  Gewerbetreibende  ist  dafür  ver- 
antwortlich, dass  sein  Personal  dieser  Ver- 
pflichtung genügt  und  die  Heitrage  regel- 
mässig entrichtet;  andernfalls  muss  er  sämt- 
liche Pflege-,  Unterhalts-  und  Beerdigungs- 
.  kosten  vergüten. 

Dieses  System  fies  Kassenzwangs,  alter 
unter  Gestattung  freier  Konkurrenz  zwischen 
Zwangs-  und  freien  Kassen,  wurde  auch 
von  der  He i eh sge  wer beord  n u  n  g  vom 
21. Juni  1*69(55$  14IU41)uikI  derNoveltedazu 
vom*.  April  1 87 S  adoj  tt  iert  :let  ztere  ermächt  igte 
!  die  Gemeinden,   allen    Arbeitgebern  eine 
J  Melde-   und   Vorschnsspflicht   bei  eigener 
>  Haftung,  dagegen  nur  den  Fabrikinhaborn 
[auch  eine  Zuschusspflicht  bis  zur  halben 
!  Höhe  der  Arl>eiterbeiträge  aufzuerlegen. 

Wie  die  Gesellenkassen  sind  auch  die 
Knappschaf  tskassen  in  Preussen  durch 
das  Gesetz  vom  10.  April  1854  und  dem- 
!  nächst  durch  den  Titel  7  fies  allgemeinen 
Beiggesetzes  vom  24.  Juni  1865  konserviert 
worden.  Nach  diesem  ist  ihre  Bildung  für 
alle  Bergwerke.  Aufltereitungsanstalten  und 
Salinen  obligatorisch,  eltenso  der  Beitritt  zu 
ihnen  für  alle  in  solchen  Unternehmungen 
l beschäftigten  Arbeiter,  dagegen  fakultativ 
für  die  Werksbeamten  und  Verwaltungs- 
Iteamten  der  Knappschaftsvereine  selbst. 
Die  Verfassung  dieser  Kassen,  das  Mass 
ihrer  Ijeistungen.  clie  Teilnahme  der  Arlbeit- 
geber  und  die  Aufsicht  der  Behörden  ist 
gesetzliehen  Normativlbestimmungen  unter- 
worfen, mit  denen  auch  die  Statuten  der 
Itereits  vorhandenen  Kassen  in  Ueberein- 
stimmung  gebracht  worden  mussten.  Es 
wir»|  unterschieden  zwischen  vollberechtigten 
Mitgliedern  und  minder  Itegünstigten  Klassen. 
Ersteren  (die  eine  gewisse  Zeit  hindurch 
Mitglied  sein  müssen,  ein  gewisses  Alter 
nicht  überschritten  haben  dürfen  und  von 
Gebrechen  und  Krankheiten,  die  vorzeitige 
Invalidität  Ibofürchten  lassen,  frei  sein 
müssen)  ist  mindestens  zu  gewähren:  1)  in 
Krankheitsfällen  freie  Kur  und  Arznei  für 
ihre  Person  :  2)  ein  entsprechender  Kranken- 
I  lohn  :  3)  ein  Beitrag  zu  den  BegK*U>iiiskoston 
i  der  Mitglieder  und  Invalid«'!»;  4)  eine  lebens- 
I  längliche  Invalidennnterstützung;  5)  ein*' 
Unterstützung  der  Witwen  auf  l/obonszeit 
I  bezw.  bis  zur  etwaigen  Wiodorverheiratung; 
<i)  eine  Unterstützung  zur  Erziehung  der 
i  Kinder  verstorbner  Mitglieder  und  Inva- 
liden bis  nach  zurückgelegtem  14.  Lolbens- 
jahr.  Die  Ansprüche  sub  2  und  4  fallen  bei 
eigenem  groben  Vorschulden  fort.  Die 
i  Leistungen  sub  1  und  2  und  bei  Arbeitsun- 
fällen auch  sub  3  und  4  sind  auch  den 
mindest  begünstigten  Mitgliedern  zu  gewähren. 
Es  ist  also  Kranken-  und  Begräbnisvorsiche- 
rung mit  Invalidenhilfe.  Witwen-  und 
Waisenversorgung  kombiniert ;  allerdings 
darf  jene   auch    besonderen  abgezweigten 
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Krankenkassen  zugewiesen  werden,  doch 
bildet  die  Vermischung  der  Kassenzwecke 
die  Regel.  Sowohl  dir  Arbeiter  als  auch 
die  Werksbesitzer  liaben  zu  den  Knapp- 
schaft»- und  den  Krankenkassen  Beiträge 
zu  leisten.  Die  Beitrage  der  Arbeiter  solleu 
in  einem  gewissen  Prozentsatz  ihres  Arbeits- 
lohnes oder  in  einem  entsprechenden  Fixum 
bestehen,  die  der  Werksbesitzer  mindestens 
«He  Hälfte  des  Beitrags  der  Arbeiter  aus- 
machen. Die  Werksbesitzer  haben  ihre 
Arbeiter  bei  dem  Knappschaftsvorstand  an- 
zumelden und  für  die  Einziehung  und  Ab- 
führung der  Arbeiterbeiträge  aufzukommen. 

An  dieses  preussisehe  llerggesetz  lehnte 
sich  auch  die  Gesetzgebung  der  König- 
reiche Württemberg.  Bayern  und 
Sachsen  bezüglich  der  Knappscliaftsvereine 
an,  jedoch  ist  in  den  beiden  letzteren 
Staaten  mir  der  Beitritt  zu  den  Kranken- 
kassen obligatorisch,  während  für  AJters- 
und  Invalidenversorgung  ein  Beitragszwang 
nicht  besteht. 

b)  Freie  Hilfskassen.  Waren  alle 
diese  Zwangskassen  aus  Einrichtungen  einer 
überlebten  Wirtschaftsopo<;he  rückständig  ge- 
blieben, so  entsprangen  die»freienHUfskassen< 
dem  modernen  Associationsgeist,  der,  zuerst 
in  England  erwacht  und  von  da  nach  dem 
Kontinent  hinübergetragen,  auch  unter  der 
arbeitenden  Bevölkerung  eine  mächtige  Be- 
wegung entfesselte.  Schon  1X48  hatte  z.  B. 
der  »Deutsche  soziale  Arbeiterbund  •  einen 
»Gesundheitspflegeverein"  in  Berlin  ge- 
gründet, der  in  ktu-zer  Zeit  auf  10CHK)  Mit- 
glieder anwuchs,  aber  demnächst  polizeilich 
unterdrückt  wurde.  Dauernden  Bestand 
hatte  dagegen  eine  über  ganz  Deutschland 
verbreitete  Organisation  der  Buchdrucker- 
gehilfen, die  unter  den  wechselnden  Na- 
men x.  1  Rutscher  National  -  Buchdruckerver- 
eiiK  .  *Gutenbergbund- ,  »Deutscher  Buch- 
druckerverband« und  l'nterstfitzungsverein 
deutscher  Buchdrucker:  seit  1848  besteht 
und  neben  anderen  Zwecken  vornehmlich 
die  gegenseitige  Hilfe  gegen  Krankheit  und 
Invalidität  .gepflegt  hat.  Zu  dem  Pro- 
gramm des  1X03  von  I^assalle  gegründeten 
>  Allgemeinen  deutschen  Arlrfütervereins«  ge- 
hörte ebenfalls  die  Errichtung  einer  Deut- 
schen ArbeiterversichenuigsgeseUschaft«,  de- 
ren Plan  von  Ziegler  des  näheren  ausgearbeitet, 
aber  nicht  weiter  verfolgt  wurde.  Insbe- 
sondere aber  suchten  die  deutschen  Gewerk- 
vereiue,  sowohl  die  sozialdemokratischen 
als  auch  die  Hirsch-Dunckersehen,  ihre  Auf- 
gabe neben  der  Regelung  der  Arhcitstiedin- 
gungen  hauptsächlich  in  der  Errichttmg 
von  Hilfskasseu.  und  zwar  meist  solcher  für 
alle  Berufsgenossen  desselben  Gowertas  im 
ganzen  Reich.  Die  Folge  dieser  Verbindung 
war  allerdings,  dass  das  Misstrauen,  dem 
die  politischen  und  sozialen  Tendenzen  der 


Gewerkveroine  vielfach,  namentlich  bei  den 
Behörden ,  begegneten ,  nicht  selten  auch 
auf  die  Hilfskasseu  übertragen  wurde. 
Zwar  hatte  die  Gewerbeordnung  vom  21. 
Juni  1809,  wiewohl  sie  den  bestehenden 
Kassenzwang  aufrecht  erhielt,  alle  diejenigen 
Arbeiter  von  demselben  entbunden,  welche 
sich  nachweislich  an  einer  anderen  Kasse 
beteiligten;  doch  wurde  bald  streitig,  ob 
dieses  Beneficium  allen  freien  Kassen  oder 
nur  den  ^legalen«  ,  d.  h.  staatlich  genehmigten 
zukomme.  Die  Verwaltungsbehörden  ent- 
schieden in  dem  letzteren,  die  Gerichte  im 
eutgegengesetzten  Sinne.  Dieser  Rechtsun- 
sicherheit machten  erst  die  Gesetze  vom 
7.  und  8.  April  1876  ein  Ende,  welche  für 
die  Hilfskassen  einen  festen  Rechtsboden 
schufen.  Das  erstere  Gesetz  stellte  nämlich 
eine  Reihe  von  Normativbostimmungen  auf. 
durch  deren  Annahme  jede,  gleichviel  ob 
freiwillig  oder  zwangsweise  errichtete  Kasse 
fortan  die  Rechte  einer  »eingeschriebenen 
Hilfskasse«-,  d.  h.  jtu-istische  Persönlichkeit 
unter  Limitierung  der  Haftbarkeit  auf  das 
Kassenvermögen,  erlangen  sollte.  Diese 
Normative  beschränkten  die  Kassenleistungen 
auf  Krankenunterstützung  und  Sterliegcld. 
setzten  für  Umfang,  Höhe  und  Dauer 
derselben  Ober-  und  Untergrenzen  fest  und 
stellten  Grundsätze  für  die  Bemessung  der 
Beiträge  und  Herstellung  des  Gleichgewichts 
zwischen  ihnen  tind  den  Kassciileistungen 
auf.  Sie  regelten  den  wesentlichen  Inhalt 
der  Kassenstatuten,  die  Rechte  und  Pflichten 
der  Generalversammlung,  des  Kassenvor- 
standes und  eines  etwaigen  Ausschusses, 
die  eventuelle  Teilnahme  der  Arbeitgeber 
und  die  Befugnisse  der  Aufsichtsbehörde. 
Sie  gestatteten  nicht  nur  lokale,  sondern 
auch  nationale  Kassen  mit  örtlichen  Ver- 
waltungsstellen sowie  die  Vereinigung 
mehrerer  Kassen  zu  gemeinsamen  Ver- 
bänden, nicht  minder  den  Zusammenhang 
mit  Gewerkvereinen  und  ähnlichen  Ver- 
bindungen, jedoch  unter  gewissen  Kautelen. 
welche  die  Selbständigkeit  der  Kassen 
sichern  und  die  Verwendung  ihres  Ver- 
mögens für  fremde  Zwecke  verhüten  sollten. 
Das  Ges.  vom  8.  April  1874  regelte  das 
Verhältnis  der  freien  zu  den  Zwangskassen  : 
j  Zunächst  sollte  es  den  freien  Kassen  ül>er- 
1  lassen  bleiben,  sich  den  Normativbestini- 
I  mutigen  anzupassen  oder  als  --wilde  Kassen ' 
ohne  die  Reihte  und  Pflichten  der  «ein- 
geschriebenen« zu  existieren.  Dagegen 
sollte  fortan  nur  die  Mitgliedschaft  bei 
I  einer  eingeschriebenen  Kasse  von  der  Bei- 
trittspflieht  zur  Zwangskasse  entbinden. 
Andererseits  sollten  aber  auch  die  künftigen 
Zwangskassen  nur  noch  als  ^eingeschriebene; 
errichtet  und  die  bestehenden  bis  Ende  1884 
in  solche  umgewandelt  werden,  während 
dieser  Uebergaugszeit  aber  die  alten  Zwangs- 
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kassen  und  die  legal  errichteten  freieu 
Kassen  den  eingeschriebenen  gleichstellen. 

Auf  eine  Linie  mit  den  eingeschriebenen 
Kassen  stellte  schliesslich  auch'  das  Innungs- 
gesetz vom  IS.  Juli  1881  die  Innungs- 
kassen,  zu  deren  Einrichtung  sowohl  für 
Innungsmitglieder  und  deren  Angehörige 
als  auch  für  die  bei  ihnen  beschäftigten 
Gesellen  und  Lehrlinge  zur  l'nterstütziuig 
bei  Krankheiten.  Tod,  Arbeitsunfähigkeit  und 
sonstiger  Bedürftigkeit  es  die  .neuen  In- 
nungen ermächtigte. 

II.  Die  sozialpolitische  Gesetz- 
gebung. 

1.  Gründe  und  Anlass.    Nach  alle- 
dem  bietet    der  Zustand   der  deutschen 
Arbeiterversicherung  am  Ausgange  der  70  er 
Jahre  ein  ziemlich  verworrenes  Bild:  Mannig- 
fache   Organisationen ,    teils    alten  teils 
neuen    Ursprungs,    liegen    im  Gemenge, 
Zwangskassen    und    freie  Kassen,    lokale  t 
und     nationale ,  benifsgenossenseiiaftliehe 
und  gemischte;    hier   mit   einzelnen   He- 1 
trieben    (Bergwerken ,    Fabriken ,  Eisen- 
bahnen, Werkstätten),  dort  mit  Gewerbe-, 
vereinen,  da  wiederum  mit  Innungen  vor- 1 
knüpft:  manche  nur  der  Krankeuliüfe  oder! 
der    Begräbnis  Versicherung    oder  beiden 
Zwecken    dienend,  andere  zur  Invalidcn- 
und  Alters-,  zur  Witwen-  und  Waisenver- 
sorgung l>estimjnt,   noch  andere  alle  Ver- 
sichenuigeu    kombinierend :    überaus    ver- 1 
selüeden  auch  im  Ausmass  ilirer  Leistungen, ; 
in  der  Höhe   und   Dauer  der  gewährten 
Unterstützungen,  in  dem  Umfang  und  der, 
Art  der  Beitragserhöhungen,  in  der  Anteil- 
nahme der  Arlteitgelicr  an  den  lösten  und 
au  der  Verwaltung,  in  ihrer  finanziellen  I 
Fuudierung  und  Ijeistungsfähigkeit,  in  ihrer ! 
Gcschäftsgebahrung    und    Vermögenslage,  j 
Im    Gesamtergebnis    kann    die  Fürsorge, 
deren    sich    die    arbeitende    Bevölkerung  ■ 
damals  erfreute,  nur  als  ganz  unzulänglich 
bezeicluiet     werden.      Am  verbreitetsten 
waren  noch  die  Kranken-  und  Sterbekassen, 
doch  auch  ihre  Errichtung  hing  von  der 
Initiative  der  Arbeiter  selbst  oder  lokaler , 
Behörden  ab,  welche  häufig  die  uötige  Ein- 
sicht   oder  den  guten   Willen  vermissen 
hesseii.    Schon  um  die  Mitte  des  Jahrhun- 
derts    erzielteu     die     Bemühungen     des ! 
preussischeu    Iluudelsministers ,    die  Go- 
meindeu  zur  ortsstatutarischen  Einführung' 
des  Kassenzwangs  zu  bewegen,  nur  be- 
scheidene Erfolge,  und  in  noch  geringerem 
Masse  inachte  man  später  von  den  Befug- 
nissen Gebrauch,  welche  die  Geworbeord- 
nung und  das  Gesetz  vom  7.  April  1 N7N ' 
nach    dieser    Richtung    eingeräumt  hatte. 
Aber  auch  die  freien  Hilfskassen,  die  aller- 
dings   unmittelbar  nach  dein    Krlass  des 
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Hilfsknssengesetzes  einen  gewissen  Auf- 
schwung nahmen,  bald  jedoch,  soweit 
Schöpfungen  der  sozialdemokratischen  Partei, 
auf  Grund  des  Sozialistengesetzes  vom  21. 
Oktober  1878  grossonteils  dem  Schicksal 
der  Auflösung  verfielen ,  umfassten  immer- 
hin nur  einen  geringen  Prozentsatz,  vor- 
zugsweise (he  materiell,  sozial  und  geistig 
vorgeschrittene  Elite  der  arbeitenden  Be- 
völkerung. Auch  da*  Haftpflichtgesetz  vom 
7.  Juni  1871  hatte  der  Absicht,  den  Ar- 
beiter gegen  die  Berufsgefahren  sicher  zu 
stellen ,  nur  unvollkommen  entsprochen, 
vielmehr  Zustände  herbeigeführt,  welche 
weder  Arbeitgeber  noch  Arbeitnehmer  be- 
friedigten und  das  Verhältnis  zwischen 
leiden  eher  schlimmer  als  besser  gestalteten. 
Es  lielastote  den  Verletzten  oder  gar  dessen 
Hinterbliebene  mit  dem  Bew  eise  eines  dem 
Unternehmer  oder  seinen  Angestellten  zur 
List  fallenden  Verschuldens,  der  nur  selten, 
und  gerade  l»ei  den  schwersten  Unfällen 
am  wenigsten  zu  erbriugeu  war:  es  gab 
Anlass  zu  zahllosen,  langwierigen  Prozessen, 
zumal  die  privaten  Unfallversicherungs- 
gesellschaften,  bei  denen  die  haftpflichtigen 
Unternehmer  ilir  Personal  zu  versichern 
pflegten ,  in  der  Regel  eine  richterliche 
Feststellung  der  Eutscliädigungspf licht  for- 
derten ;  es  kam  schliesslich  nur  verhältnis- 
mässig wenigen  zu  gute,  während  es  an- 
dererseits den  einzelnen  Unternehmer  oft 
über  seine  Kräfte  lielastote,  ja  mitunter  auch 
ganz  ruinierte. 

So  wurde  denn  das  Bedürfnis  einer 
diu-ehgreifendeii  Neuordnung  immer  fühl- 
kiror,  und  die  Hilfskassen-,  inslesondere 
Pensionskassen-,  die  wie  die  Haftpflichtfrage 
bildeten  den  Gegenstand  lebhafter  Erörte- 
rung in  Presse  und  Litterat nr,  unter  Prak- 
tikern und  Gelehrten.  Auf  der  einen  Seit*» 
trat  man  für  die  Ausdehnung  des  Knapp- 
schaftswesens auf  dio  gesamte  Arleiter- 
schaft  ein  (Antrag  Stumm),  auf  der  anderen 
erstrebte  man  ein  dem  Hilfskassongesotz 
entsprechendes  Normativgesetz  als  Grund- 
lage freier  genossenschaftlicher  Pensions- 
kassen;  hinsichtlich  der  Betriebsunfälle 
wurde  einerseits  eine  Ausdehnung  der 
Haftpflicht  iK'fürwortet,  andererseits  tauchte 
hier  zuerst  die  Idee  einer  öffentlich  reeht- 
lichen  Zwangsversicherung  auf. 

Diese  Idee  machte  sich  schliesslich  die 
Boich sregierui ig,  die  bis  daliin  eher  ^egen 
den  Zwang  eingenommen  und  mehr  dem 
Aushau  des  Itoftpflichtgesetzos  geneigt  ge- 
wesen, an  der  Wende  des  Jahrzehnts  zu 
eigen,  und  von  diesem  Schritte  au  datiert 
die  neue  deutsche  Sozialjnditik.  Sie  steht 
in  innerem  Zusammenhang  mit  dem  An- 
schwellen der  Sozialdemokratie  und  den 
dagegen  ergriffenen  Kepressivmassregeln, 
mit  Bismarcks   Abkehr  von  der  liberalen 
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Wirtschaftspolitik,  mit  seinem  Uebcrgaug 
zum  Schutzzoll  und  seinen  auf  oiue  Steuer- 
reform gerichteten  Bestrebungen.  Bei  der 
Beratung  des  Sozialistengesetzes  vom  21. 
Oktober  187*  -war  die  Notwendigkeit  aner- 
kannt worden,  die  bedenklichen  Erschei- 
nungen, welche  dasselbe  veranlassten,  auch 
durch  positive  zur  Verl<esserung  der  I^age 
der  Arlieiter  abzielende  Massnahmen  zu  l>e- 
kämpfen,  insbesondere  die  Unsicherheit  des 
lediglich  auf  Verwertung  der  personlichen 
Arbeitskraft  beruhenden  Erwerbs  thunlichst 
zu  beseitigen  oder  doch  zu  vermindern.  In- 
dem man  die  nach  dieser  Richtung  hervor- 
getretenen Missstande,  welche  der  in  den 
Arlteiterkreisen  herrschenden  l  uzufrieden- 
heit  Nahrung  boten,  der  Freihandelspolitik 
des  -Iaissoz  faire  laissez  aller«  zur  I^ast 
legte  und  mit  dem  Zollschutz  der  natio- 
nalen Arbeit  eine  Besserung  in  Aussicht 
stellte,  musste  man  um  so  mehr  bedacht 
sein,  diese  Versprechungen  einzulösen,  als 
die  durch  die  Schutzzölle  bewirkte  Verteue- 
rung der  Iiel>ensmittel  die  Abneigung  der 
Masse  gegen  die  Industriellen  zu  erregen 
drohte. 

2.  Die  UnfallversicherungBgegetze 
und  das  KrankenvergicherungBgesete. 

So  wurde  denn  zunächst  dem  neu  errich- 
teten Volkswirtschaftsrat  und  sodaun  am 
8.  März  1881  «lern  Reichstag«'  eine  Vorlage 
unterbreitet,  deren  Grundgedanken  im 
wesentlichen  einem  wenige  Monate  vor- 
her von  Kommerzienrat  Haare  (Bochum) 
veröffentlichten  Gesetzentwurf  entnommen 
waren.  Alle  Unternehmer  von  Bergwerken, 
Fabriken  etc.  sollten  verpflichtet  sein,  ihre 
Arlteiter  und  Betriebsbeamten  gegen  Be- 
triebsunfälle zu  versichern:  die  Versiche- 
rung sollte  bei  einer  Reichsversicherungs- 
anstalt auf  Kosten  der  Unternehmer  mit 
Heranziehung  der  Versicherten  und  Bei- 
hilfe aus  Reichsmitteln  erfolgen;  faktütntiv 
war  eine  genossenschaftliche  Versicherung 
zugelassen.  Privatversicherung  dagegen  aus- 
geschlossen. Der  Reichstag  erklärte  sich 
mit  dem  Versieheruneszwang  einverstanden, 
lehnte  aber  den  Reichszuschnss  ab  und 
wollte  die  Reichsanstalt  durch  I^andes- 
anstalten  ersetzen.  Diesen  Aenderungen 
versagte  die  Regierung  ihre  Zustimmung 
und  ging  zunächst  daran,  durch  nnfall- 
statistisehe  Erhebungen  weitere  Unter- 
latren  für  die  Gesetzgebung  zu  liesehaffen. 
Alsdann  trat  sie  mit  einer  bedeutsamen 
programmatischen  Kundgebung  vor  das 
deutsche  Volk,  welche  die  Richtlinien  der 
neuen  Sozial|*ilitik  schärfer  erkennen  liess, 
jener  denkwürdigen  »kaiserlichen  Botschaft«, 
mit  welcher  der  Reichstag  am  17.  Noveml>cr 
lNSl  eröffnet  wurde.  Sie  wiederholte  die 
Uelterzeugung,  dass  die  Heilung  der  so- 
zialen Seliäden  nicht  ausschliesslich  in  der 


Unterdrückung  sozialdemokratischer  Aus- 
schreitungen, sondern  gleichmäßig  auf  dem 
Wege  der  positiven  Forderung  des  Wohls 
der  Arbeiter  zu  suchen  sei,  und  leerte  dem 
Reichstage  diese  Pflicht  aufs  neue  dringend 
ans  Herz. 

Sie  erkannte  ausdrücklich  an,  dass  die 
hilfsbedürftigen  Arbeiter  einen  Anspruch 
auf  einen  sicheren  und  ergiebigeren  Beistand 
hätten,  und  zwar  nicht  nur  durch  Versicherung 
gegen  Unfälle  und  Krankheit,  sondern  dass 
auch  die  durch  Alter  und  Invalidität  Erwerbs- 
unfähigen der  Gesamtheit  gegenüber  ein 
höheres  Mass  staatlicher  Fürsorge,  als  sie 
bisher  genossen,  zu  fordern  berechtigt  seien. 

Der  Lösung  dieser  Aufgabe  sei  die 
Staatsgewalt  allein  freilich  nicht  gewachsen, 
sie  erheische  vielmehr  den  engeren  Anschluss 
an  die  realen  Kräfte  des  Volkslebens  und 
das  Zusammenfassen  der  letzteren  in  der 
Form  korporativer  Genossenschaften  unter 
staatlichem  Sehutz  und  staatlicher  Fürsorge, 
ausserdem  aber  auch  Aufwendung  erheb- 
licher Staatsmittel. 

Hiermit  war  einmal  die  Invaliden-  und 
Altersversorgung  als  entfernteres  Ziel  der 
kaiserlichen  Politik  hingestellt,  andererseits 
auch  die  neue  Organisation  der  Unfall ver- 

i  Sicherung  motiviert ,  welche  der  zweite 
Gesetzentwurf  vom  8.  Mai  1882  an  Stelle 
der  Reichs-  bezw.  Landesversicheniuganstalt 
in  Vorschlag  brachte,  nämlich  die  genossen- 
schaftliche Znsammenfassung  der  Unter- 
nehmer, und  zwar  sollten  zunächst  alle 
Industriezweige  in  »Gefahrenklassen«  ein- 
geteilt worden,  innerhalb  jeder  Gefahrenklasse 
aber  die  Betriebe  desselben  Industriezweiges 
eine  ^BotriebsgenossenschafU  bilden.  In 
Verbindung  mit  diesem  Entwürfe  stand  der 
Entwurf  eines  Kranken  Versicherungs- 
gesetzes. Es  erschien  nämlich  zweck- 
mässig und  war  auch  schon  im  ersten  Ent- 
wurf vorgesehen,  die  Entschädigung  der 
leichteren,  nur  mit  vorübergehender  Erwerbs- 

]  Unfähigkeit  verbundenen  Unfälle  in  die  Hände 

:  der  Krankenkassen  zu  legen ;  alsdann  rnusste 
aber  auch  dafür  gesorgt  werden,  dass  alle 
gegen  Unfall  zu  versichernden  Arbeiter  auch 
gegen   Krankheit  versichert  würden,  was 

•  auch  an  sich  zur  Verbesserung  der  wirt- 
schaftlichen I^age  der  durch  jede  längere 
Erkrankung  in  ihrer  Existenz  gefährdeten 
Arbeiter  und  zur  Erleichterung  der  öffent- 
lichen Armeidast  geboten  erschien.  Da  sich 
nun  bisher  der  Voluntarismus  als  unzulänglich 
erwiesen  hatte,  auch  bei  nur  lokalem  Ver- 
sicherungszwang der  Versicherte  mit  jedem 
Orts-  oder  Berufswechsel  Gefahr  lief,  seine 
wohlerworbenen  Ansprüche  einzubfissen,  so 
gelangte  man  auch  hier  folgerichtig  zu  dem 
System  des  allgemeinen  gleichmässigen 
gesetzlichen  Versicherungszwanges.  Zur 
Durchführung  desselben  wurde,  im  Anschluss 
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an  «Ii«*  hesteheinlen  Einrichtungen ,  «'in 
«dgenartipes  System  von  Zwangsorganisa- 
ti«>nen  aufgestellt ,  welche  teils  koordinioi-t 
nelien  einander  wirken,  teils  nur  zur  suhsi- 
«liärvn  Ergänzung  «ler  Hauptfonnon  dienen 
sollten  und  mit  deneu  auch  den  freien 
Kaisen  der  ungelünderte  Wettbewerb  ge- 
stattet wurde. 

Während  dieses  Gesetz  im  Mai  1883  zur 
Veraksehieiluug  gelangte,  am  lf».  Juni  publi- 
ziert wurde  und  am  1.  Dezember  1884  iu 
Kraft  trat,  blieb  die  Unfall vorläge  trotz  der 
in  einer  zweiten  Allerhöchsten  Botschaft 
vom  14.  April  ISN.'*  au  den  Reichstag  ge- 
richteten eindringliehen  Mahnung  unerledigt. 
Erst  ein  dritter  wesentlich  umgearbeiteter 
Entwurf  vom  6.  Mär/.  1884,  welcher  den 
allseitig  gemissbilligteu  Reich  szuschuss  fallen 
Hess  un«l  die  Bildung  der  'Berufsgenossen- 
schaften« lediglich  nach  Industriezweigen, 
im  übrigen  alier  nach  freier  Wald  für  be- 
grenzte Wirtschaftsgebiete  oder  den  ganzen 
Umfang  des  Reichs  vorsah  und  zur  Auf- 
sichtsfülirung  fdier  diese  Berufsgenossen- 
schaften eine  neue  Reiihsbehörde,  dasReiehs- 
Versicheniügsamt,  ins  liehen  rief,  wunle  vom 
Reichstag  angenommen  und  als  »Unfall- 
Versicherungsgesetz*  unterm  G.  Jidi 
1884  verkündigt. 

Noch  vorher  war  eine  Revision  des 
Hilfskassengesetzes  vom  7.  April  1874 
vollzogen  worden,  die  sich  teils  infolge  der 
hier  oingreifemlenBestimniungcndesKranken- 
vereicherungsgesetzes,  teils  auch  unabhängig 
davon  als  notwendig  herausgestellt  hatte; 
«liese  Novelle  wurde  am  1.  Juni  1884  in 
Kraft  gesetzt.  Nach«lem  so  die  Grund- 
mauern des  neuen  Gebäudes  aufgerichtet 
waren,  schritt  man  ohne  Verzug  zum 
weiteren  Aushau  desselben :  Die  Novelle  vom 
28.  Mai  188"»  (»Ausdehnungsgesetz*) 
bezog  eine  Reihe  von  Reichs-  uu«l  Staats- 
betrieben (Eisenbahn,  Post,  Telegraphie, 
Marine-  und  Heeresverwaltung)  in  die  Unfall- 
versicherung ein  und  ersetzt«'  insowoit  «lie 
Berufsgenossen  durch  da*  Reich  oder  den 
Staat  als  Träger  der  Cnfallslast.  Das 
Gcseta  vom  5.  Mai  188Ü  regelte  die  Unfall- 
und  die  Kranken  Versicherung  der  in  1  a  n  d  - 
und  forstwirtschaftlichen  Betrieben 
beschäftigten  Personen:  die  Krankenver- 
sicherung und  ihre  Einführung  blieb  den 
Ijandesgesetzen  o«ler  ortsstatutarischen  Be- 
stimmungen der  Gemeinden  und  sonstigen 
Kommunalverhänden  vorbehalten ;  die  Unfall- 
versicherung erhielt  eine  vereinfachte,  terri- 
torial gegliederte  Organisation.  Der  Eigen- 
art der  Seesehiffahrts-  und  Rhedorci  Verhält- 
nisse suchte  das  See-Un  fallversiche- 
rungsgesetz  vom  13.  Juli  1887  gerecht 
zu  werden,  und  das  Bau-Unfallver- 
sicherungsgesetz vom  11.  Juli  1887 
sorgte  für  die  bisher  noch  unberücksichtigten 


Arbeiter  Ikü  Tiefbauten  (Erd-  und  Wasser- 
bauten) uml  bei  Regiebau  ton .  welche  der 
Bauherr  (Reich,  Staat,  Kommune.  Privat- 
mann) für  eigene  Rechnung  durch  direkt 
angenommene  Arbeiter  besorgen  lässt. 

Damit  war  der  vorsichtig  stufenweise 
beschrittene  Kreis  «ler  Unfallversicherung 
einstweilen  geschlossen ,  und  «'S  galt  nun- 
mehr, noch  den  vorläufigen  Schlussstein, 
die  »Krönung  «les  Gebäudes*-,  die  Ver- 
sicherung gegen  die  Folgen  der  Invalidität 
und  «les  Alters,  in  Angriff  zu  nehmen. 

3.  Da»  Invalidität»-  und  Alterever- 
aicherungsgesetK.  Nach  längeren  Vor- 
arbeiten wurden  im  Reichsamt  des  Innern 
zunächst  »Grundzüge*  aufgestellt  und.  nach- 
dem sie  die  Genehmigung  «les  Kaisers  ge- 
funden, nebst  einer  Denkschrift  am  17.  Novem- 
ber 1887,  dem  Jahrestage  der  Allerhöchsten 
Botschaft,  veröffentlicht,  dann  ein  förmlieh«'r 
Gesetzentwurf  ausgearbeitet  und  mit  Motiven 
uml  sonstigem  Material,  tinter  der  Regierung 
Kaiser  Friedrichs  III.,  dem  Bundesrat 
wiederum  vorgelegt.  Die  ihm  dort  ertedto 
Fassung  wunle  wie«ler  der  öffentlichen  Kritik 
unterbreitet.  Nochmals  mehrfach  revidiert, 
ging  der  Entwurf,  nachdem  inzwischen  Kaiser 
Wilhelm  11.  «len  Thron  bestiegen  und  dio 
Fortführung  «ler  sozialpolitischen  Gesetz- 
gebung als  ein  von  ihm  üliernommenes 
teures  Vermächtnis  feierlich  proklamiert 
hatte,  Ende  1888  dem  Reichstage  zu,  und 
nach  mannigfachen  durchgreifenden  Ab- 
äntleningen  un«l  trotz  der  Bedenken,  dio 
fast  allgemein  gegen  «len  »Sprung  ins 
Dunkle«  obwalteten,  vornehmlich  unter  «lern 
Drucke  «les  Reichskanzlers,  der  sich  noch 
einmal  mit  der  ganzen  Wucht  seiner  Per- 
sönlichkeit dafür  einsetzte,  gelangte  er 
seldiesslich  mit  einer  Mehrheit  von  20 
Stimmen  zur  Annahme.  Die  Publikation 
des  Invaliditäts-  und  Alters-Ver- 
sieherungsgesetzes  ist  am  22.  Juni 
188<J  erfolgt 

4.  RevigionsbeHtrebnngen,  Da  die 
vorstehend  skizzierte  Gesetzgebung  fast 
durchweg  »Neuland*  in  Anbau  genommen, 
so  kann  es  nicht  Wunder  nehmen,  wenn 
in  der  praktischen  Anwendung  derselben 
das  Iknlürfnis  nach  Verbesserungen  sich 
bald  fühlbar  machte.  Es  erging  daher 
zunächst  unterm  10.  April  1898  eine  No- 
velle zum  Kranke  nvorsicherungs- 
gesetz,  bestimmt,  eine  Reihe  von  Zweifeln 
und  Unzuträglichkeiten,  die  sich  inzwischen 
herausgestellt,  zu  beseitigen,  zugleich  aber 
auch,  die  Beziehungen  der  Krankenkassen 
zu  den  Berufsgenossenschaften  und  den  In- 
validitäts- und  AJtersversicherungsanstalten 
eingehender  und  zweckmässiger  zu  regeln. 

Dagegen  sind  die  Versuche  einer  Revision 
der  Unfall-  und  der  Invaliditltsvei-sichcrung 
bisher  zu  keinem  Abschlüsse  gelangt.  Ein 
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im  Juni  1894  im  Roiehsanzeiger  veröffent- 
lichter Entwurf  nahm  die  Ausdehnung  der 
ersteron  auf  Handel,  Handwerk  und  Klein- 
gewerbe in  Aussicht;  ein  im  November  1896 
im  Reichstag  eingebrachter  Entwurf  nahm 

{'edoch  hiervon  wieder  Abstand  und  bezielte 
lauptsflehlich  eine  Verljesscrung  der  Ver- 
waltung und  des  Entschädigungsverfahrens. 
Er  erfuhr  eine  grundliche  Komniissions- 
beratung,  gelangte  aber  infolge  des  Sessions- 
schlusses nicht  in  die  zweite  Ix>sung.  Das 
gleiche  Schicksal  traf  die  Vorlage  eines 
Jnvalidenvereielverungsgcsetzes< ,  die,  eben- 
falls nach  vorgäugiger  Publikation  im  Reichs- 
anzeiger, im  Februar  1897  dem  Reichstage 
zuging ;  sie  wollte  namentlich  die  Vorteilung 
der  Renteidast  auf  die  einzelnen  Versiche- 
rungsanstalten anderweit  regeln  und  zwar 
in  einer  Weise,  welche  unter  den  beteiligten 
Kreisen  fa*t  durchweg  entschiedenen  Wider- 
spruch hervorgerufen  hat.  Eine  Wieder- 
euibriugung  dieser  Entwürfe  an  den  im 1 
Sommer  1898  neu  erwählten  Reichstag  soll 
bevorstehen.  Beide  Entwürfe  begnügen  sich 
mit  der  Nachbesserung  von  Einzelheiten, 
lassen  aber  die  Struktur  des  Ganzen  unan- 
getastet und  lehnen  insbesondere  die  schon 
von  vielen  Seiten  angeregte  und  erwogene 
Vereinfachung  und  Vereinheitlichung  der 
gesamten  Arbeiterversicherung  durch  orga- 
nische Verschmolzung  aller  drei  Bestand- 
teile, als  verfrüht  und  zur  Zeit  noch  nicht 
spruchreif  ab.  — 

Soweit  der  historische  Werdegang,  lieber 
den  gegenwärtigen  Stand  der  einzelnen  Ver- 
sicherungszweige vergl.  die  ausführlichen 
Artikel  Krankenversicherung,  l'nfnllveraiche- 
mng  etc. 

Littoratnr:  Brentano,  Die  Arbeitercvrsichtrung 
gemäss  der  heutigen  Wirtschaftsordnung,  Isipzig 
Wf.  —  Derselbe,  Der  ArUitcrrersichcrungs-  i 
zwang,  »eine  Voraussetzungen  und  »eine  Folgen,  I 
Berlin  issi.  —  //.  B .  Oppenheim,  Die  Hilf*, 
und  Versicherungskosten  der  arbeilenden  Klanen, 
Berlin  1875.  —  Max  Hirsch,  Die  gegenseitigen 
Hilfskatten  und  die  Gesetzgebung,  Stuttgart  1S7C. 
—  SchAffle,  Der  korporative  Hilfskastenswang, 
Tübingen,  ISS4.  —  Derselbe,  Vereinigter  Vcr- 
sieherungs-  und  Spardienst  bei  Zwang»hUf»ka»sen, 
Tübingen  I884.  —  Schmoiter  in  den  Jahrb. 
für  r;,„..]Vru:  V.  S.  271  f.  -  v.  MiaskounM, 
(Zur  Geschichte  und  Litteratur  des  Arbeiten  er- 
sichertmgswesens  in  Iteutsc/daud)  in  den  Jahrli. 
für  Xat.  u.  Stat.  X.  /'.  / 1*.  S.  47.',.  —  Honig  mann, 
(»Zur  Arhriterkrankcnvcrsicheruugsfrage«)  eben.  ' 
da,  X.  F.  VI.  —  Zeller,  »Die  geschichtliche  \ 
Entwickeln  nq  der  Arbeiterrersicherungn  in  der 
Vrtjschr.f.  Volksu:  XIX.  lieft  s  S.  19  ff.  —  Schön- 
berg, II.  Abt.  XIX.  i  4I-V--  —  Schriften  den 
Verein»  für  Sozialpolitik.  Bd.  V  ».  IX  (Hut. 
achten  benr.  Verhandhingen  über  Altern-  und 
Invaliden  lasten  für  Arbeiter)  Bd.  XIX  und  XXT 
(Gutachten  und  Berichte  tue  Haftpflichtfrage), 
Leipzig  IS 7 4,  IS  7~>,  1880,  188  J. —  Pilot)).  Reich*- 
unfallversirheriingsrecht.     f  S.  I — UM),  Wihtbnnj' 


189t).  —  Rotin,  Hecht  der  Arbeitcrcer»iclteruHg, 
I.  S.  1~  :>,>,  Berlin  189.1.  —  Die  Einleitungen  zu 
r.  Woedtken  grossen  KommeuUiren  tum  Kranken- 
versicherungsgrsetz.  (',.  Aufl.,  Berlin  1896),  l'nfall- 
eertiehemngsgesctz  (Berlin  1884),  land-  und  fnrtt- 
wirtxchafll.  Vnfallrersicherungsgesetz  (Berlin  18/16) 
und  Invalidität»-  und  Altrrtrersicheruttgsgetetz, 
herausgegeben  in  Gemeinschaft  mit  Dr.  Bonne 
( Leipzig  1891).  — Drucksachen  und  Verhandlungen 
des  Reichstag*.  —  Freund.  Dir  Cenlralisatuai 
der  Arbeiterrrrsichrrung,  Berlin  1888.  —  Oeb- 
hanl,  Die  Reform  der  Invalidität»-  und  Alters- 
versicherung, Maim  189.1.  —  Landmann,  l'elter 
die  Vereinfachung  der  Arbeiterrersicherung,  in 
den  Preussischen  Jahrbüchern,  Augustheft 
1x94.  —  Kulemann,  Die  Reform  unserer 
.Sozialversicherung,  faipzig  1894-  —  Zadek, 
Die  ArbeUerversicherung.  Eine  sozialhygie- 
nische   Kritik.     Jena    1895.  Zelter,  Die 

Vereinfachung  und  Verschmelzung  der  Arbeiter- 
Versicherung,  Isipzig  1896.  —  Knoblach,  Die 
Beseitigung  der  Beitragsmarke,  Jena  189*:.  — 
Roth,  Zur  Reform  der  F'nfallrersicherung, 
Frankfurt  a.  M.  1897.  -  ■  Roßin,  Umschau  und 

Vorschau  auf  dem  tiebiet  der  Arlieiterrersicherung, 
Berlin  1898.  —  Ferner  zahlreiche  Aufsätze  in 
Braun*  Archiv  für  soz.  Gesetzgebung  u.  Stat. 
und  in  der  Zeilschrift  »Die  A  r  br  i t  e  r  r  r  r  sor  - 
gung«,  Berlin,  /.'<  Jahrgänge. 


II.  Arbeiterrersicherung  Iii 
Oesterreich-Ungarn. 

(Historische  Ent  Wickelung.) 

1.  Einleitung.  2.  Die  Zeit  vor  iar>y.  3. 
Entwickelungügang  1>i«  187U.  4.  Reform  best  re- 
bmigen  und  die  Gcwcrbeuovellen  von  1883  und 
X885.  5.  Entwickeluiur  »eit  1K79  und  gegen- 
wärtiger Stand.   6.  Ungarn. 

1.  Einleitung.  Von  Arbeitervcrsieherung 
im  modernen  Sinne  kann  in  Oesterreich,  wie 
überall  auf  dem  Kontinente,  nur  seit  kurzer 
Zeit  die  Rede  sein.  Erst  das  Jahr  1859  und 
mehr  noch  das  Jahr  1X67  zeigen  einige  Anläufe, 
an  Stelle  der  unzureichenden  Armenunter- 
stützung und  der  ziemlich  primitiven  Ver- 
sorgung durch  die  Zünfte  rechtliche  An- 
sprüche und  Einrichtungen  auf  versiche- 
rungsteehnischer  Basis  zu  setzen.  Damit 
soll  nicht  gesagt  sein,  dass  sich  der  Zeit- 
punkt, in  dem  vorsicheruugsteehtiische  Be- 
griffe in  der  Praxis  zuerst  zum  Durchbruche 
gelangten,  fixieren  lasse,  die  beiden  er- 
wähnten Jahre  sind  vielmehr  wegen  der 
Kodifikation  der  Gewerbeordnung  und  des 
Vereinsgesetzes  lediglich  ileilenzeiger  der 
Eutwickelung  der  Arbeiterversicherung. 

Im  folgenden  wird  fast  ausschliesslich 
die  Versicherung  der  gewerblichen 
Lohnarbeiter  behandelt  werden,  weil  für 
die  anderen  Arbeiterkategorieen ,  die  Tage- 
löhner ,    Dionsttioten .  landwirtschaftlichen 
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Arbeiter,  sehr  wenig  geschehen  und  dem- 
gemäss  aiuli  wenig  zu  berichten  ist.  Dabei 
wird  sich  unausgesetzt  die  Krankenversiche- 
rung iu  den  Vonlorgruud  drängen,  von  ilor 
erst  spät  nach  deutschem  Muster  die  Ver- 
sicherung gegen  Betriebsunfälle  geschieden 
wurde. 

2.  Die  Zeit  vor  1859.  Kaiser  Ferdi- 
nand I.  hatte  im  Jahre  1527  die  Zulässigkeit 
der  besonderen  Gosellenladeu ,  aus -deren 
V errangen  die  Krankheits-  und  Bestattungs- 
koston zu  bestreiten  waren  und  die  Unter- 
stützung sonst  notleidender,  alter  und  reisen- 
der Gesellen  zu  erfolgen  hatte,  ausdrücklich 
anerkannt.  Als  dieselben  im  Jahre  1739 
von  Carl  VI.  als  korporative  Einrichtungen 
aufgeholten  wurden,  ward  es  dennoch  ge- 
stattet, dass  die  Gesellen,  wie  bisher,  an 
gewissen  Tagen  zur  Entrichtung  des  »Go- 
sellcnauflagcgcldcs«  zusammenkommen.  Das-  :  wiesen 
selbe  betrug  V  *  bis  1  Kreuzer  wöchentlich       Im  ö brisen 


Von  anderen  Gesichtspunkten  war  eine 
zweite  Form  der  Unterstützung  arbeitsloser 
Gesellen  getragen.  Um  die  Auswanderung 
entlassener  und  arbeitsloser  Gehilfen  wäh- 
rend zeitweiliger  Geschüftsstockung  und  die 
Verpflanzung  der  Industrie  ins  Ausland  zu 
verhindern,  wurde  für  GlasarWiter ,  für 
Weber  und  Spinner  von  Staats  wegen  die 
.»ProvLsioniorungsanstaltr  errichtet.  al»er 
schon  nach  kurzer  Dauer  im  Jahre  ISiHS 
als  für  den  angestrebten  Zweck  ungeeignet 
wieder  aufgeholten.  Aus  den  Mitteln  der 
Provisiouiorungsnnstalt  hatte  jeder  arbeits- 
fähige Gehilfe  bis  zur  Unterbringung  iu 
einer  Beschäftigung  täglich  für  sich  und 
seine  Krau  je  5  Kreuzer,  für  jedes  Kind 
3  Kreuzer  bezogen.  Arltoitsunfähige  Per- 
sonen waren  von  dieser  Unterstützung  aus- 
geschlossen und  an  die  Anueniustitute  ge- 


«ler  4  bis  7  Kreuzer  monatlich,  es  musste 
in  einer  besonderen  Sparbüchse  in  der 
Handwerkerlade  dejoniert  und  zur  Versor- 
gung kranker  und  notleidender  Gesellen 
verwendet  worden. 

Aus  den  in  die  Meisterlade  gowohnheite- 
reohtlich  fliessenden  Auflagen 'der  Meister 
aus  den   Einverleibungs-,  Kreispreohimgs- 


verhielt    sich   die  Staats- 


gewalt gegenülier  den  Fahrikaiinütern  ziem- 


lich teil  nah  msU 


Die  Arbeiter  der  böhmi- 


schen Th-uckfabriken  griffen  deshalb  schon 
frühzeitig  zur  Selbsthilfe,  indem  sie  Kassen 
zur  Versorgung  kranker  und  zur  Unter- 
stützung wandernder  Gehilfen  ^gründeten, 
deren  Bedeutung  keine  gelinge  gewesen  zu 
sein  scheint.    Dafür  sprechen  Verordnungen, 


und  Aufdingungsgebühren  sowie  aus  den  i  in  welchen  scharf  gerügt  wird,  dass  die 
etwaigen  Interessen  des  Vermögens  mussten  Arbeiter,  anstatt  mit  Wandorbueh  oder 
neben  anderen  auch  die  Krankheitskosten  -'Kundschaft'-  versehen,  lediglich  mit  ihren 
für  einheimische  wie  zugereiste  Gesellen  I  Mitgliederausweisen  reisen, 
h'stritton  werden.  Ausserdem  sollten  die :  Mit  dem  Verpflegungskosten-Normale 
Kranken  durch  wöchentliche  Geldbeträge ;  vom  18.  Kehrum*  1837  wurde  festgesetzt, 
unterstfitzt,  das  Begräbnis  mittellos  ver-  j  dass  die  Gewerbeinhaber  für  ihre  Arlieitcr, 
storbener  Gehilfen  bestritten,  wie  fiberliaupt ,  Gehilfen  und  Lehrlinge  ohne  Unterschied 

des  Geschlechtes,  nicht  aber  für  Tagelöhner, 
im  Falle  der  Erkrankung  mindestens  durch 
4  Wochen,  bei  Fortdauer  des  Arl>eitsver- 
hältnisses  auch  länger,  die  Krankenhaus- 
kosten zu  tragen  hal>on.  Ein  gleiches 
wurde  für  Dienstboten  schon  in  der  Ge- 
sindeordnung vom  1.  Mai  1810  normiert. 

Fassen  wir  das  Gesagte  zusammen,  so 
finden  wir,  dass  für  Handwerksgesellen  in 
zwar  nicht  sehr  rationeller,  aber  doch  zu- 
reichender Weise  vorgesorgt  war,  während 
alle  anderen  Ivohnarboiter  in  Krankheits- 
und Notfällen  sich  selbst  oder  der  Armen- 
pflege überhissen  blielien. 

3.  Entwickelt! ngsgang  bis  187».  Der 


das  vorhandene  Geld  »auf  ähnliehe  fromme 
Werke«  verwendet  werden. 

Auf  ein  bestimmtes  Verhältnis  zwischen 
Beitrag  und  Unterstützung,  auf  fruchtbrin- 
gende Kapitalsanlage,  auf  Trennung  der 
Versicherung  von  anderen  grundverschie- 
denen Zwecken  wunle  nicht  geachtet  Die 
Sorgfalt  der  Behörden  beschränkte  sich  — 
und  auch  da  nicht  immer  mit  Erfolg  — 
darauf,  dass  das  eingelaufene  Geld  möglichst 
gut  verwahrt,  d.  h.  unter  2-  oder  3  fachen 
Verschluss  genommen  und  zu  Trinkgelagen 
nicht  verwendet  werde. 

In  der  Organisation  der  Reiseunter- 
stützung war  eme  Art  Versicherung  gegen 


Arbeitslosigkeit  gegeben,  die  sich  bei  dem  Erwägung,  dass  die 


für  Fabrik- 


Buchdruckergewerbe  mit  der  Sitte  des 
Reisens  bis  heute  erhalten  und  bewährt  hat. 
Jeder  wandernde  Geselle  erhielt  auf  der 
Innungsherberge  4  bis  5  Groschen  oder  l.~>  bis 
20  Kreuzer;  nebstdem  durften  die  Meister 
mit  Vorwissen  der  Obrigkeit  unter  sich 
vereinbaren,  auch  die  »notwendige  Zehrungr, 
jedoch  nur  für  höchstens  3  Tage  zu  verab- 
reichen, nach  welcher  Zeit  der  Geselle,  der 
keine  Arbeit  gefunden,  weiter  wandern  musste. 


arbeiter  eine  vollständig  ungenügende  sei, 
verdankt  wohl  der  §  S5  der  Gewerbeord- 
nung vom  20.  Dezember  1850  (R.G.B.  No. 
227)  seine  Entstehung.  Dorsollie  setzt  für 
»grössere  Gewerbeunternohmungon*  d.  h. 
für  solche,  die  mehr  als  20  Hilfsarlieiter 
beschäftigen,  fest,  dass,  »wenn  mit  Rück- 
sicht auf  die  grosse  Zahl  der  Arbeiter  oder 
die  Natur  der  Beschäftigung  eine  besondere 
Fürsorge  für  die  Unterstützung  der  Arbeiter 
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in  Fallen  der  Veruuglüekung  oder  Er- 
krankung nötig  erscheint. ,  der  Unternehmer 
eine  Itesondcrc  Betriebskraukonkasse  zu  er- 
richten oder  einer  schon  bestehenden  Kran- 
kenkasse beizutreten  verpflichtet  sei. 

Gleichzeitig  wurde  bei  den  Zwangs- 
genossen schnften  (Innungen)  zur  Versorgung 
der  Gesellen  im  Falle  der  Erkrankung  oder 
Einstiger  Notlage  die  Errichtung  von  Unter- 
stützungskassen  vorgesehen  (§§  114,  124, 
128),  bei  welchen  der  Beitrag  der  Art»eiter 
höchstens  3°o  vom  L*)hugidden.  der  der 
Meister  höchstens  die  Hälfte  des  Gehilfen- 
beitrages  betragen  durfte,  wobei  den  Ar- 
beitern ein  »angemessener  Einflüsse  auf  tlie 
Kassen  eingeräumt  werden  sollte. 

Beide  Bestiraimingeu  der  Gewerbeord- 
nung vermögen  selbst  der  naclisichtigsten 
Kritik  nicht  standzuhalten.  Sie  haben 
eine  Reihe  von  Schwierigkeiten  in  der 
praktischen  Anwendung  erzeugt,  die  in 
Kürze  zusammengefaßt  werden  müssen. 
Wenn  n>an  selbst  von  der  Vermischung  der 
Unfall-  und  Krankenversiclierung  absieht, 
so  mnss  doch  die  Fassung  des  §  85  als  eine 
unglückliche  bezeichnet  werden.  Aus  dem- 
selben ist  vor  allem  nicht  zu  ersehen,  wann 
die  Verpflichtung  zur  Errichtung  einer 
eigenen  Botriebskasse  oder  zum  Beitritte 
zu  eiuer  bestehenden  Kasse  eintritt;  es 
blieb  somit  dem  Beheben  der  Verwaltungs- 
behörden überlassen,  diese  Frage  iu  jedem 
einzelnen  Falle  zu  bejahen  oder  zu  ver- 
neinen. Dass  unter  solchen  Umstanden  die 
Zahl  der  errichteten  Betriebskassen  eine 
sehr  geringe  war,  braucht  nicht  erst  aus- 
drücklich gesagt  zu  werden.  Die  »grösseren 
Gowerbeunternehmungen«  waren  aus  den 
Zwangsgenosseuschaften  (Innungen)  nicht 
ausgeschieden  worden,  woraus  sich  wieder 
eine  Keihe  von  Oontroversen  ergab.  Befreit 
die  Errichtung  einer  Betriebskasse  vom 
Beitritte  zur  genossenschaftlichen  Unter- 
stützungskasse?  Ist  ein  Unternehmer,  der 
einer  Genossenschaft  angehört,  von  der  Er- 
richtung einer  Betriebskasse  befreit  oder 
nicht?  Diese  Fragen  wurden  bald  bejaht, 
bald  verneint,  und  so  kam  es,  dass  mancher 
Arbeiter  keiner  einzigen,  andere  dagegen  2 
Krankenkassen  angehören  mussten.  Dabei 
war  weder  auf  die  örtliche  noch  auf  die 
berufliche  Freizügigkeit  Rücksicht  genommen, 
der  Einfluss  der  Behörden  nicht  genügend 
gewahrt,  ja  nicht  einmal  die  Beitragspflicht 
der  Unternehmer  ausdrücklich  normiert. 
Die  Niedrigkeit  der  Beitrage  und  der  Mangel 
eines  Fonds  bei  den  meisten  Kassen  be- 
wirkten, dass  die  gewühlten  Unterstützungen 
sehr  gering  ausfielen,  hiebt  selten  auch 
ganz  verweigert  wurden  und  demnach  die 
Arnieiiveixirguiig  in  Anspruch  genommen 
w.  r.|en  niusste. 

Konnte    die     Krankenversicherung  im 


Kähmen  der  Gewerbeordnung  schon  aus  den 
angeführten  Gründen  nicht  Genügendes 
leisten,  so  kamen  dazu  noch  die  Einfluss- 
losigkeit  der  Arbeiter  und  die  daraus  re- 
siütiereiide  Abneigung  gegen  Betriebs-  wie 
Genoss^'nschafts-lInnungs-jKassen,  um  jede 
regere  Entwickelung  zu  hemmen.  Da  das 
alte  Vereinsgesetz  vom  26.  November  1852 
(K.G.B.  Nr.  253)  auch  bei  Errichtung  von 
Vereiuskrankenkassen  forderte,  dass  der  Be- 
willigungswerber ^nach  seinen  Vermögeas- 
umständen  und  anderen  persönlichen  Ver- 
liältnissen  für  die  aufrechte  Ausführung  des 
Unternehmens  Beruhigung  gewährec  (§  14), 
so  kounten  sich  auch  die  freien  Kassen  nicht 
entwickeln.  In  dieser  Richtung  trat  erst 
mit  dem  neuen  Vereinsgesetze  vom  15.  Nov. 
1867  (R.G.B.  Nr.  134)  eine  Wandlung  zum 
Besseren  ein.  Nach  diesem  Gesetze  sollten 
zwar  auch  fernerhin  >  Versicherungsanstalten 
nach  dem  Vereinsgesetz  von»  Jahre  1852 
bohaudelt  werden:  die  Praxis  fasste  aber 
durehgehends  die  Kranken-  und  Invaliden- 
kassen als  Wohlthätigkeitsvereine  auf,  «leren 
Statuten  lediglieh  einer  Bescheinigung  und 
keiner  Genehmigung  bedürfen,  und  förderte 
damit  den  Aufschwung  der  freien  Hilfs- 
kassen.  Nach  offiziellen  Daten  betrug  die 
Zahl  der  neu  entstandenen  Krankenveroine 
bis  zum  Jahre  1879  bereits  1878,  woruuter 
freilich  zahlreiche  waren,  die  auf  Personen 
der  verschiedensten  Berufsklasseu  —  Hand- 
werker, Krämer,  Beamte,  Dienstboten  —  ihre 
Tliätigkcit  erstreckten.  Dieser  Aufschwung, 
der  freilich  auch  Uebelstände  im  Gefolge 
harte,  erlitt  eine  Unterbrechimg,  als  durch 
das  Versicherungsreglement  vom  18.  Dez. 
1882  «las  alte  und  veraltete  Vereinsgesetz 
vom  Jahre  18.72  wieder  zur  Geltung  gebracht 
wurde. 

lieber  die  Entwickelung.  welche  das  Hilfs- 
kassenwesen  bis  zum  Jahre  1871*  in  Oester- 
reich genommen  hat.  existiert  eine  offizielle 
Publikation,  die  freilich  nur  mit  Vorsicht 
gebraucht  worden  kann.  Es  werden  in  der- 
selben die  »gewerblichen  Hilfskassen  -.  be- 
handelt, dabei  aber  einerseits  Handwerker- 
unterstützungskaxsen  miteinbezogen,  anderer- 
seits zahlreiche  freie  Krankeiikasscn  beiseite 
gelassen.  Die  folgenden  Ziffern  können  da- 
her auf  Vollständigkeit  keinen  Anspruch  er- 
hellen. 

Um  «las  Jahr  1870  wurden  ausser  369 
Bruderladen  mit  DU  9 17  Mitgliedern  und 
Teilnehmern  und  einem  Ausgabe!»  udget  von 
156295:»  Fl.  einschliesslich  der  40  Eisen- 
bahnkranken- und  Uuterstützungskassen  mit 

I  Ausgaben  von  zusammen  803  207  Fl. — 8t»0 
•gewerbliche    Hilfskassen     gezäldt.  Von 

I  diesen  entfielen  ,"i<»4  auf  industrielle  Unter- 
nehmungen, 2'A't  auf  die  Gewerbe,  28  auf 
anderweitige  Unternehmungen  und  93  auf 
allgemeine  Kassen,  die  an  keinen  bestimmten 
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Berufszweig  gebunden  waren.  Die  Er- 
haltung der  Kassen  erfolgte  in  kaum  22 
Fällen  durch  Gewerbeinhaber,  in  320  Fällen 
durch  Hilfsarbeiter  und  in  51 8  Fällen  durch 
Unternehmer  und  Gehilfen  gemeinschaftlich. 
An  Genossenschaftskassen  zählte  mau  im 
ganzen  110,  wovon  auf  Niederösterreich 
allein  08  entfielen.  An  Versorgung!*-  und 
Invalidenkassen  wurden  blos  52,  an  Witwen- 
und  Waisenkassen  18  bezw.  17  gezählt  Die 
Zahl  «1er  Mitglieder,  welche  uur  für  748 
Hilfskassen  ermittelt  wurde,  betrug  300  678  ; 
die  Eiuualimeu  wurden  mit  2013018  Fl., 
die  Ausgaben  mit  1854911  Fl.  ausgewiesen. 
Kaum  348  Kassen  gewährten  ärztliche  Hilfe, 
Medikamente  und  Barunterstützung,  nur  12«) 
Begräbnisgelder. 

4.  fteformbestrehungen  und  die  Ge- 
werbe-Novellen von  1883  und  1885.  Dass 
diese  Zustände,  insbesondere  im  Hinblick  auf 
die  mächtige  Entwickeluug  der  Industrie  als 
unzureichende  und  reformbedürftige  em- 
pfunden wurden,  ist  begreiflich,  üemgemäss 
t»eschäftigten  sich  auch  die  beiden  Reform- 
versuche  zu  einer  neuen  Gewerbeordnung 
eingehender  mit  der  Frage  der  Arbeiter- 
versieherung. 

In  erster  Reihe  wurde  die  Ausscheid) ing 
der  Betriebsunfälle  aus  der  Krankenver- 
sicherung vorgeschlagen.  Das  gemeinrecht- 
liche Princip  des  allgemeinen  bürgerlichen 
Gesetzbuches  vom  Jahre  1811  sollte  durch 
das  Haftpflichtprincip  ersetzt  werden,  wie 
dasseU>e  Wzilglich  der  Eisenbahnunter- 
uehmungen  durch  das  Gesetz  vom  5.  März 
18U0  (H.G.B.  Nr.  27),  wenn  auch  nicht  in 
sehr  glücklicher  Weise,  bereits  zur  Anwen- 
dung gelangt  war.  Ein  Niederschlag  dieser 
Auffassung  ist  im  §  74  der  Gewerbenovelle 
vom  Jahre  1885  zu  finden,  in  dem  die  Haft- 
pflicht des  Gewerbeinhabers  normiert  wird, 
.sobald  er  nicht  alle  diejenigen  Einrichtiuigen 
Itezüglieh  der  Arbeitsräuine,  Maschinen  und 
Werkgerätscliaften  hergestellt  und  erhalten 
liat.  die  mit  Rücksicht  auf  die  Beschaffen- 
heit seines  Gewerbetriebes  oder  der  Betriebs- 
stätte zum  Schutze  des  Lebens  und  der  Ge- 
sundheit der  Hilfsarbeiter  erforderlieh  sind. 
Die  Erfahrungen,  che  mau  mittlerweile  in 
Deutschland  seit  1871  gesammelt  hatte  und 
die  die  Haftpflicht  als  zur  Ijüsung  der  Frage 
ungeeignet  erscheinen  Hessen,  waren  ganz 
ausser  acht  gelassen  worden.  Ehe  es  aber 
noch  zur  lteratung  «1er  Reformversuche 
kommen  konnte,  war  bekanntlich  die  Ange- 
legenheit in  Deutschland  in  Fluss  geraten, 
und  das  übte  auf  Oesterreich  eine  wohl- 
thätige  Rückwirkung:  Die  Anschauungen 
machten  eine  günstige  Wandlung  durch, 
das  Haftpflichtprincip  wurde  fallen  gelassen 
und  statt  desselben  die  Zwangsversieherung 
in  Aussicht  genommen. 

Diese  Wandlung  trat  *>rst  um  «las  Jahr 


1883  ein.  Dagegen  war  bezüglich  der 
Kraukenversicherung  schon  in  den  Vorlagen 
zur  Gewerbeordnung  die  zwangsweise  Durch- 
führung geplant  worden,  wobei  freilich  die 
vorgeschlagene  Organisation  mit  dem  prin- 
cipiellen  Standpunkte  keineswegs  im  Ein- 
klänge stand.  Die  Verwirklichung  des 
Kassenzwanges  sollte  mittelbar  erfolgen  oder 
eigentlich  in  erster  Linie  den  Interessenten 
selbst  überlassen  werden.  Nur  wenn  diese 
zur  Gründung  von  gewerblichen  Hilfskassen 
nicht  schreiten,  sollte  die  politische  Behörde 
die  Errichtung  anordnen.  Ein  direkter  Bei- 
tritts- und  Beitragszwang  wurde  weder  gegen- 
über den  Hilfsarbeitern  noch  auch  gegen- 
über den  Gewerbeinliahern  in  Aussicht  ge- 
nommen. Die  Unternehmer  sollten  nur  in- 
direkt zu  Beitragsleistu ngeu  dadurch  ver- 
mocht werden,  dass  ihnen  sonst  die  Tragung- 
von  vierwöchentlichen  Krankeuhauskosten 
auferlegt  wurde.  Die  Arbeiter  glaubte  mau 
zum  Beitritte  dadurch  zwingen  zu  können, 
dass  man  Gewerbeiuliaheru,  die  einen  nicht- 
versicherten  Hilfsarbeiter  aufnahmen,  di<- 
Krankenkosten  für  einen  Zeitraum  von  0 
Wochen  auferlegte.  So  kann  mau  denn  über 
die  Reformversuche  kurz  sagen,  dass  sie  vom 
versicherungstechnischen  Standpunkte  eiueu 
bedeutenden  Fortschritt  aufwiesen,  vom 
organisatorischen  dagegen  voller  Mängel  und 
Inkonsequenzen  waren. 

Es  kann  dcslialb  durchaus  nicht  bedauert 
werden,  dass  diese  Reformvorschläge  nicht 
zur  Beratung  und  Annahme  gelangt  sind, 
dass  mau  sieh  vielmehr  mit  dem  Gedanken 
der  Einführung  der  zwangsweisen  Krauken- 
versicherung nach  deutschem  Muster 
allmählich  vertraut  machte.  Dies  hätte 
freilich  nicht  daran  hindern  sollen,  die  Be- 
stimmungen vorübergehender  Natur  präciser 
und  gründlicher  zu  fassen,  als  dies  in  den 
Gewerbenovellen  vom  Jahre  1883  und  1885 
goscheheu  ist.  Die  letztere  normiert  im 
§  80.  dass  (ie werbeinhaber,  welche  keiner 
Genossenschaft  angehören,  verpflichtet  sind, 
uuter  Beitragsleistung  ihrer  Hilfsarbeiter 
I  eine  besondere  Krankenkasse  bei  ihrem  Eta- 
|  blissement  zu  errichten  oder  einer  schon 
i  bestehenden  beizutreten.  Die  erstere  erklärt 
in  den  121— 121h  die  genossenschaft- 
lichen Krankenkassen  für  obligatorisch,  deren 
I  Errichtung  für  Sache  der  Gehilfen  und  Ge- 
werbeinhaber,  wobei  der  Beitrag  der  ersteren 
3°o  vom  Lohugulden  nicht  übersteigen,  der 
der  letzteren  im  Maximum  die  Hälfte  des 
Oehilfonl>eitrages  betragen  darf  uud  das 
Krankengeld  für  Männer  mindestens  die 
Hälfte,  das  der  Frauen  ein  Drittel  des  Tag- 
lohnes erreichen  und  wenigstens  durch  13 
Wochen  gewährt  werden  muss.  Endlich  soll 
der  Vorstand  zu  '-'  u  aus  Gehilfen,  zu  1  »  aus 
Unternehmern  bestehen. 

Sehen  wir  auch  davon  ab,  dass  man  die 


Digitized  by  Google 


«32 


Arbeitenorsicherung  (Oesterreich-Ungarn) 


notorische  Abneigung  der  Arl>eitnehnier 
gegen  Betriebs-  und  Genossensehaftskassen 
vollkommen  unberücksichtigt  gelassen  hat, 
so  muss  os  doch  wohl  Verwunderung  er- 
regen, dass  der  §  89  mit  gezählten  Worten 
eine  Organisation  lebensfähig  zu  machon 
sucht,  die  einer  ausführlichen  gesetzlichen 
.Regelung  liedurft  hätte,  wenn  nicht  die  bis- 
herigen Schwierigkeiten  fortdauern  sollten. 
Alle  Lücken,  an  denen  der  analoge  §  85  der 
Gewerbeordnung  von  1859  krankte,  wnirdeu 
hier  pietätvoll  konsen-iort.w  enngleioh  anderer- 
seits eine  Reihe  von  Streitfragen  aus  der 
Welt  geschafft  wurde. 

5.  Entwicklung  weit  1879  und  gegen- 
wartiger Stand.  Das  Eingreifen  der  Ge- 
werboinspektoivn  bildet  auf  dem  Gebiete  der 
Arbeitorversicherung  einen  bedeutsamen 
Wendepunkt.  Was  sie  an  Einrichtungen 
auf  Grund  der  alten  Gewerbeordnung  vor- 
fanden, war  sehr  spärlich.  Der  §  85  war 
ein  toter  Buchstabe  gebliel)en,  indem  ent- 
weder gar  keiue  Krankenkassen  oder  nur 
solche  mit  höchst  unvollkommenen  Ein- 
richtungen vorgefunden  wurden,  die  oben- 
drein bei  Arbeitern  und  Unternehmern  gleich 
wenig  lieliebt  waren.  Noch  weniger  als  in 
der  Grossindustrie  war  —  wie  konstatiert 
wurde  —  im  Kleingowerlte  für  den  Krank- 
heitsfall vorgesorgt. 

Den  Bestrebungen  der  Gewerlieinspek- 
toren,  hier  Wandel  zu  schaffen,  bot  der  §  85 
keinerlei  Handhabe,  weil  er  über  die  Beitrags- 
pflicht der  Unternehmer,  über  das  Aufsichts- 
recht  der  Behörden ,  vor  allem  über  das 
Recht  der  Statutenänderung  gar  nichts  ent- 
hielt. Eine  solche  Handhabe  bot  erst  die 
Entscheidung  des  Verwaltungsgerichtshofes 
vom  5.  Dezember  1883,  Z.  2138.  mit  welcher 
ausgesprochen  wurde,  dass  die  Bestimmungen 
über  die  genossenschaftlichen  Kassen  auf 
die  Betriebskassen  analog  auszudehnen  seien. 
Wir  haben  gesehen,  dass  die  Gesetzgebung 
auf  die  liier  berührten  Schwierigkeiten  in 
der  neuen  Fassung  dos  §  81)  keine  Rücksicht 
nahm:  gleichwohl  wurde  jetzt  die  Ent- 
wicklung der  Betriebskassen  —  wie  es 
scheint,  nur  mit  Hilfe  der  obigen  Entscheidung 

eine  selir  rege:  im  Laufe  von  3  Jahren 
(1885 — 1887)  wurden  von  den  Gewerbe- 
inspektoren 1527  Statuten  begutachtet. 
Freilich  hat  damit  der  Kampf  der  Unter- 
nehmer gegen  die  Kraukenversicherungpflieht 
nicht  aufgehört;  die  meisten  Statuten  sind  so 
mangelhaft,  dass  sie  einer  Umarbeitung 
unterzogou  werden  müssen. 

Dagegen  nahmen  die  freien  Vereins- 
kassen trotz  aller  Hindernisse  einen  be- 
merkenswerten Aufschwung  ;  denselbeu  traten 
zahlreiche  Fabrikanten  mit  ihrem  gesamten 
Personale  l»ei,  oft  indem  sie  ilire  Betriebs- 
kassen zur  Auflösung  brachten.  Ziun  Schlüsse 
dos  Jahres  1887  gehörten  dem  Verbände 


der  Arltcitor-Kranken-  und 
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nahezu  300  Filialen,  Vororten  und  Orts- 
grunften  und  13«  195  Mitgliedern  an. 

Die  genossenschaftlichen  Krankenkassen 
hatten  trotz  der  gesetzlichen  Neuregelung, 
dank  der  Apathie  der  Meister  und  der 
Abneigung  der  Gehilfen,  fast  gar  keinen 
Fortsehritt  zu  verzeichnen.  Es  cutfielen 
auf  rund  4500  Genossenschaften  im  ganzen 
etwa  200  Krankenkassen ,  gewiss  der 
schlagendste  Beweis  dafür,  dass  die  Er- 
wartungen, die  an  die  Gewerlieno volle  von 
1883  in  dieser  Beziehung  geknüpft  wurden, 
sehr  sanguinische  waren. 

Wie  wenig  von  soiten  der  Gesetzgebung 
auf  dem  Gebiete  der  Unfallversicherung  ge- 
schehen war,  haben  wir  bereits  gesehen. 
Es  erübrigt  nunmehr,  zu  zeigen .  was  der 
Initiative  der  Unternehmer  hier  zu  verdanken 
gewesen  ist.  Das  immer  weitorgroifende 
Bedürfnis  nach  Unfallversicherung  rief  einige 
Unternehmungen  ins  lieben,  so  den  ■>  Verein 
österreichischer  Industrieller  z urVersicherung 
gegen  körperliche  Unfälle«,  die  ^>I.  öster- 
reichische allgemeine  Unfallversicherungs- 
gesellschaft  in  Wien« ,  die  Arbeitervor- 
sicherungssektion  der  »Patria«.  Alle  diese 
Institute  wiesen  jedoch  einen  äusserst  ge- 
ringen Stand  des  Geschäftes  auf,  was  bo- 
greiflich wird,  wenn  man  die  Berichte  der 
Gewerljoinspektoreu  prüft.  Diese  konsta- 
tierten nämlich,  dass  die  Unfallvorsicherung 
niu-  in  einem  sehr  geringen  Teile  der 
Industrie  vorkommt,  dass  sie  gerade  in  go- 
fährlichen  Zweigen,  in  der  Maschinenindustrie, 
in  den  Eisenwerken,  fast  gar  nichtanxutreffen 
ist.  Während  noch  die  Jahre  1884- -1886 
kleine  Fortschritte  brachten,  ergab  das  Jalir 
1887  sogar  einen  merklichen  Rückschritt, 
weil  viele  Unternehmer  im  Hinblick  auf 
die  bevorstehende  Durchführung  der  Zwangs- 
versicherung die  Erneuerung  der  Vertrage 
unterlassen  hatten.  Eine  vollständige  Aende- 
rung  trat  erst  ein.  als  mit  dem  1.  August 
1889  das  Gesetz  vom  30.  Marz  1888,  be- 
treffend die  obligatorische  Krankenversiche- 
rung, und  mit  dem  1.  November  1889  auf 
Grund  des  Gesetzes  vom  28.  Dozeml>er  1887 
(R.-G.-B.  Nr.  1  ex  1888)  die  obligatorische 
Unfallversicherung  in  Wirksamkeit  trat.  Ohne 
jede  Wirkung  ist  das  Gesetz  vom  16.  Juli 
1892  (R.-0.-B.  Nr.  202)  betreffend  die 
registrierten  Hilfskassen  geblieben.  Bisher 
haben  sich  die  auf  Grund  des  alten  Vereins- 
gesetzes eingerichteten  Krankenkassen  nicht 
bewogen  gefühlt,  sich  auf  dem  Boden  des 
neuen  Hüfskassengesetzes  umzubilden. 

6.  Ungarn.  In  Ungarn  galten  im  wesent- 
lichen die  Bestimmungen,  die  wir  für  Oester- 
reich kennen  gelernt  haben.  Mit  der  dualisti- 
schen Staatsfonn  beginnt  auch  auf  dem  Ge- 
biete der  Gewerbegesetzgebung  das  Streun 
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nach  Selbständigkeit ,  dessen  erste  Frucht 
der  G.  A.  VIII  vom  Jahn-  1S72  (Gow.-G.) 
ist,  mit  welchem  die  verhängnisvolle  Balm 
des  »laissez  fair»*--  beschritten  wird.  Mit  der 
statuierten  Aufhebung  der  Zwangsgenossen- 
schaften der  Gewerbeordnung  vom  Jahre 
lH.r»{j  fallen  auch  die  —  freilich  an  Zahl 
und  Bedeutung  geringen  ■ —  genossenschaft- 
lichen Krankenkassen;  es  filllt  auch  die 
magere  Bestimmung  des  5}  S">,  und  im  ganzen 
Gesetze  finden  sich  nur  zwei  an  die  Kranken- 
versorgung erinnernde  Stellen.  Der  §  42  ver- 
fügt nüuüich,  dass  <lie  in  der  Hausgonossen- 
scliaft  der  Meister  leitenden  I/'hrlingo  von 
den  orstoren  im  Krankheitsfall  zu  verpflegen 
sind ;  der  §  ßH  schreibt  vor,  dass  die  Fabrik- 
ordnung zu  enthalten  habe,  in  welcher  Weise 
fflr  die  Arbeiter  im  Fall  der  Erkrankung 
oder  Verunglflckung  vorgesorgt  sei.  Uelter 
die  Wertlosigkeit  dieser  Bestimmungen 
brauchen  wir  kein  Wort  zu  verlieren. 

Auch  die  Gewerbeordnung  von  1KM4 
(G.A.  XVII)  trifft  fflr  die  Fabrikarbeiter 
keine  andere  Fürsorge,  sondern  verweist 
dieselben  auf  die  Zukunft.  Dagegen  tritt 
eine  Aenderung  —  wir  wagen  nicht  zu  sagen 
eine  Besserung  —  für  die  Hilfsarbeiter  des 
Kleingewerltes  ein.  fflr  das  bekanntlich 
fakultativ  die  Zwangsgetiossensehaften  neuer- 
dings statuiert  wurden.  Die  zur  Wahl  des 
genossenschaftlichen  Schiedsgerichtes  ver- 
sammelten Gehilfen  können  nun  die  Er- 
richtung einer  Krankenkasse  boschliessen, 
deren  Statut  dann  vom  Schiedsgerichte  aus- 
zuarbeiten ist.  An  der  Verwaltung  der 
Kassen  sollen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer 
in  gleicher  Zahl  teilnehmen,  doch  ist  der 
Vorsitz  dem  Präses  «ler  Gewerbekoi-poration 
fUVrt  ragen. 

Der  G.  A.  III  vom  Jahre  1S75  setzt  fest, 
dass  die  Krankenhauskosten  von  Arlteitern, 
subsidiär  vom  Arbeitgeber  (Fabrikanten,  Ge- 
werbetreibenden) fflr  höchstens  30  Tage  zu 
entrichten  sind ,  jedoch  unbeschadet  des 
Regressrechtes  gegenüber  den  Gehilfen. 
Dienstboten  halten  nach  G.  A.  XIII  vom 
Jahre  1*76  während  eines  Monats  gegenüber 
dem  Dienstgeber  Anspruch  auf  Kranken- 

E flöge,  wenn  die  Krankheit  während  der 
Dienstzeit  und  ohne  Verschulden  des 
Dienstboten  entstanden  ist.  Ijohnzaldung 
kann  gleichzeitig  nicht  gefordert  werden. 

Für  Betriebsimfälle  auf  Eisenbahnen 
wiirde  mit  G.  A.  XVUJ  vom  Jahre  1K74 
voraiLsorgen  versucht,  dessen  §  1  die  Haftung 
der  Eisenhahnunternehmungen  ausspricht  und 
denselben  die  Beweislast  auferlegt,  soliald 
vis  major,  eigenes  Verschulden  des  Verun- 

flückten  oder  Dazwisehonkunft  einer  dritten 
'erson  behauptet  wird. 

Mit  einem  G.  A.  vom  Jahre  1891  ist  die 
obligatorische  Krankenversicherung,  wenig- 
stens für  die  gewerblichen  Arbeiter,  auch 


in  Ungarn  zur  Einführung  gelangt,  während 
auf  dem  Gebiete  der  Unfallversicherung  trotz 
aller  Anläufe  bisher  nichts  geschehen  ist. 

IVber  die  Organisation  der  Zwaugsver- 
sieherung  in  Oesterreich  siebe  die  Artikel 
K  n a p p s c h a f  t s k a s s e n ,  Krank e n  Ver- 
sicherung und  Unfall  versichern  ui;. 

Litteratur:  t.'mfv.  Barth-Jtarth+nhetm.  Das 

Hönze  der  iinteir.  pulit.  Administration,  Wien 
l.Spi,  IM.  —  llrrifhtedrr  k.  k.  <S  r  >r  r  r  Ii  e  - 
Inspektoren  iihrr  ihre  Amtsthätigke  it  in  den 
Jahren  iS.sj  —  lSU?,  Wien.  —  Ca*paar,  Die  AV- 
form  der  gewerbl.  Ililfskasten  in  Oesterreich, 
Oesterr.  Zeitschrift  f.  Verwaltung,  !.*.<«).  —  Uer- 
HClbe,  l>ir  rnterstützungskassrn  der  grüneren 
tiewerbsunternehmungen  nach  i  .V.5  der  tiew.-O.. 
daselbst  l#S.i.  —  Die  gewerblichen  Hitjs- 
Lorten  in  den  int  Iteichsrate  vertretenen  lin- 
dern im  ./'ihre  Wien  /.v.v.v.  —  Franz 
Ilel tn i  ,  Die  ungarinthe  licweitiehewrgung  und 
das  ungarische  (iew.-ti.  cm  Jahre  im 
«Jahrb./.  Ii.  «.  Verw.«  IM.  $  S.  DI?.  —  «.  Klang. 
Zur  Arfßriirrrersirhernng  in  (Österreich ,  J.  Aufl., 
Leipzig  1)0*4.  —  II'.  Ii.  Kopetz.  Allg.  österr. 
(iewertisgeselzk.,  Wien  JXl/t,  J.  IM.  —  Uuntav 
Marthel  ,  Zur  Urform  der  listen:  tiewerbe, 
gesetzyebung  ,  in  der  »Oesterr.  Zeitschrift  für 
f iesetzgebung  und  Rechtsprechung  auf  dem  tie- 
biete der  Vcrwattung*rechtspflege «,  ],S?S,  IM.  ~, 
S.  HU'ff.  ■ —  Mancher,  lhis  deutsrhe  tiewerlwwesen 
der  frühesten  Zeit  bin  auf  die  Gegenwart ,  I*ots- 
dum  ISW.  —  Adolf  Menzel,  Dir  Arlwiter- 
versirherung  nach  österr.  Rechte,  Leipzig  «.*>.;. 
—  Eüu&rd  Popper,  Gewerbliche  Ililfskussen 
und  Artwitrrrcrsichrruug ,  Leipzüj  l£t<0.  — - 
Rnnda.  l'eber  die  Haftung  der  Eisenbahn- 
nnternehfnungen  für  die  durch  Eisenbahn  Unfälle 
herlnigeführten  körperlichen  Verletzungen  oder 
Tötungen  von  Menschen  nach  dem  ti.  vnn 
■i.  III.  1#<>!>  S'r.  :>7  RAUH.,  Wien  ltitifl.  —  F. 
Schmidt,  Statistische  Studien  über  die  Eni- 
Wickelung  der  itsterr.  (,'ewerlwgenassenschafteii  in 
der  »Statist.  Munatsschr.« ,  IUI.  XIV.,  S.  1'iTjJ.  — 
Maximilian  Steinei',  Zur  lluftpfliehlfnuje, 
Wien  1HS1.  -  -  Jjeo  Verkauf,  Die  Krankenver- 
sicherung in  Oesterreich  und  das  österr.  tiesetz 
über  die  Unfallversicherung  der  Arbeiter,  Jahrb. 
f.  Xat.    „.  Stat.  X.  F.  IM.  IT,  S.  4'J1  und  $  !<K 

Leo  Verkauf. 


III.  ArbeiterTersichernnf?  in  Belgien. 

1.  Die  wechselseitigen  Hilfxvereine.  2. 
Statistik  der  Hilfsvereine.  3.  Staatliche  Spur- 
nnd  Altersrentenkaswe.  4.  UnterHtüteungs-  und 
Uilfsknsse  zu  Gunsten  der  dnreh  Unfälle  bei 
der  Arbeit  Betroffeue«.  6.  Hilfskasxen  beim 
Bergbau.  6.  BetriebsunteratützungakasHeii.j  J. 
Refonnfragcu. 

1.  Die  wechselseitigen  Hilfsvereine. 

Die  ältesten  Hilfskaasen  scheinen  in  Belgien 
beim  Bergbau  entstanden  zu  sein  (siehe 
unten  sub  ">),  immerhin  outwickelten  sieh 
auch  auf  anderen  Gebieten  Vereinigungen 
zur  wechselseitigen  Unterstützung  der  Mit- 
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glieder.  Um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts 
scliätzte  man  die  Zahl  derartiger  Gesell- 
schaften auf  rund  20(1.  Die  Regelung  er- 
folgte durch  das  Gesetz  vom  3.  April  1851. 
Nach  demselben  konnten  Vereine  mit  dem 
Zwecke,  sei  es  an  ihre  Mitglieder  im  F«dle 
vou  Krankheitou,  Verletzungen  oder  Gebrech- 
lichkeiten, sei  es  deu  Witwen  oder  Familien- 
angehörigen verstorbener  Mitglieder  zeitliche 
Unterstützungen  zu  gewähren  oder  für  die 
Bestattungskosten  anzukommen  etc.,  die 
staatliche  Anerkennung  erlangen,  wenn  sie 
sich  gewissen  Bedingungen  unterwarfen. 
Das  Gesetz  bewährte  sich  in  vielen  Hin- 
sichten nicht,  es  beengte  sehr  die  Gehahnmg 
der  Vereine,  und  die  Vorteile,  welche  als 
Preis  für  die  staatliche  Anerkennung  in 
Aussicht  gestellt  waren,  erwiesen  sich  als 
zu  gering,  um  viele  Vereine  zur  Erwerbung 
dieser  Anerkennung  zu  veranlassen.  Mau 
half  deshalb  auf  administrativem  Wege  nach, 
um  die  Eutwickeluug  der  Hilfsvereine  zu 
f  ordern  :  so  wurde  durch  die  königliche  Ver- 
ordnung vom  9.  April  1862  ein  alle  drei 
Jahre  stattfindender  Konkurs  ins  lieben  ge- 
rufen, um  die  gute  Verwaltung  von  Hilfs- 
gesellschaften zu  belohnen,  eine  liegendere 
Auszeichnung  wurde  für  Personen,  die  als 
Gründer  oder  l^eiter  von  derlei  Vereinen 
sich  horvorthaten,  eingeführt,  man  sehritt 
in  den  einzelnen  Provinzen  zur  Einsetzung 
von  Komitees,  die  dazu  bestimmt  waren,  für 
die  Gründung  und  Entwickelung  der  Hilfs- 
vereine zu  wirken. 

Hei  den  Verhandlungen  der  diueh  die 
königliche  Verordnung  vom  15.  April  1880 
eingesetzten  Arbeitskonimission  kam  auch 
der  unzulängliche  Stand  der  Arbeiterver- 
sicherung zur  Sprache  und  wurden  auch 
Klagen  über  die  ungenügende  Entwickelung 
der  Hilfsvereine  laut.  Im  Sinne  der  bei 
diesen  Kommissionsverhandluugen  geäusser- 
ten Wünsche  sehritt  man  zu  einer  Keforni 
des  Gesetzes,  welche  1894  bewerkstelligt 
wimle. 

Das  n  e  ii  e  G  e  s  c  t  z  v  o  m  23.  Juni  1894 
teilt  die  Hilfsvereine  (societes  mutualistes) 
in  zwei  Kategorieen.  die  anerkannten  und 
die  nicht  anerkannten.  Zwecke  der  erstereti 
können  nur  sein:  1)  Gowfihrung  von  Kranken- 
geld. Heerdigungskostenbeitrag  u.  dgl.:  2) 
Versicherung  gegen  Seiläden  durch  Verlust 
oder  Erkrankung  von  Vieh  oder  Misswachs ; 
3)  Förderung  des  Sparwesens  behufs  Ankauf 
verschiedener  nützlicher  Gegenstände;  4)  Ge- 
währung vou  Darlehen  nicht  üImt  300 
Francs.  Vereine,  die  nur  einen  dieser 
Zwecke  verfolgen,  haben,  wenn  sie  im 
übrigen  den  Anforderungen  des  Gesetzes 
genügen  (hinsichtlich  des  Inhaltes  und  der 
Vollständigkeit  der  Statuten  etc.),  ein  Kocht ' 
•auf  die  staatliche  Anerkennung,  andere,  die  j 
also  voisehiedeiiartigo  Zwecke  kombinieren 


oder  Altersversicherung  oder  die  Vor- 
sicherung (unterbliebener  Familienmitglieder 
betreiben,  Italien  kein  Hecht  darauf,  können 
sie  aber  erhalten.  Mit  der  Anerkennung  sind 
verbunden:  gewisse  Gebührenbegünstigungen, 
Beschränkungen  der  Uedierlarkeit  und  Pfänd- 
barkeit dor  Uuterstützungsbeträge ,  Rechte 
einer  juristischen  Person  und  Fähigkeit. 
Subventionen  aus  öffentlichen  Mitteln  zu  er- 
halten (Gesotz  vom  19.  März  1898)  und 
Geschenke  sowio  Vermächtnisse  zu  erwerben 
und  zu  besitzen  (mit  Beschränkungen,  nament- 
lich rüeksichtlich  unbeweglicher  Güter). 
Die  Vereinsverwaltung  ist  eine  autonome, 
wenngleich  gewissen  Regeln  hinsichtlich 
der  Kapitalsanlage  und  einer  staatlichen 
Aufsicht  unterworfen.  Eine  Auflösung  kann 
bei  Ueliersehreitung  des  gesetzlichen 
Wirkungskreises  oder  bei  Unzulänglichkeit 
des  Vermögens  zur  Erfüllung  der  Verbind- 
lichkeiten ausgesprochen  werden,  jedoch 
nur  durch  die  Gerichte.  Die  anerkannten 
Vereine  können  unter  sich  Verbände  bilden. 
Zur  Unterweisung  der  Vereine,  Prüfung  der 
Statuten  etc.  besteht  nach  wie  vor  eine 
Permanenzkommission,  zur  Verbreitung  des 
HLIfskassenwesens  sind  die  schon  durch  das 
Gesetz  vom  9.  August  188!)  errichteten 
Patronagekomitees  berufen.  Die  zur  Zeit 
der  Erfassung  des  Gesetzes  bereits  vor- 
handenen anerkannten  Vereine  haben  ihre 
Statuten  innerhalb  eines  mehrfach  ver- 
längerten Termine*  dem  neuen  Gesetze 
anzupassen. 

Verglichen  mit  dem  früheren  Gesetz 
weist  das  neue  gewiss  mannigfache  Ver- 
bcsserungen auf;  so  ist  die  Rechtsstellung 
der  Vereine  eine  gefestigtere,  die  Bewegungs- 
freiheit eine  grössere  geworden,  obzwar  auch 
hierbei  noch  unverkennbar  gewichtige  Be- 
schränkungen erhalten  blieben.  Aus  dem 
Dargestellten  geht  übrigens  hervor,  dass  die 
Vereine  nicht  lediglich  den  eigentlichen 
Arheiterversieherungszwccken  dienen,  gleich- 
wie ihnen  auch  nicht  dem  Arbciterstande 
angehörende  Personen  beitreten  können. 

2.  Statistik  der  Hilfsvereine  Die 
amtliche  Statistik  giebt  ldusichtlich  der 
Hilfsvereine  dio  nachstehenden  Angabeu: 

Anerkannte  H  i  1  f  s  v  er  e  i  n  e. 
a)  Zahl  und  Einnahmen  (Francs) 

Beiträge  der  ^  a 

mm  l«    S  Ol 

«3        SÄ  |g  NS 

fil  *S  S 


lKho  66  11  140  92557     25718  129415 

1875  137  23  594  206512    61  134  291240 

1885  204  26953  343  576  103337  473  866 

1890  369  S4  347  600724  202094  »57  06* 

1895  758  "5  795  1012439  375  9°8  1504  142 
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Ii)  Aufgaben  im«l  Vermögensstaud  (Franc«) 


t  '  er 

■2  *  N 
es  -2  *- 

«Sä 

»>•—'* 


Iii  I! 

7~  * 


1865  87368 
1875  207  302 
1885  348  603 
1890  6k  630 
1895  — 


8925 

25  845 
55010 

89633 


9400 
24  663 
38  U4 
65  699 
toi  482 


II 

< 

105  693 
257  810 

441  757 
770  962 
1293  872 


4>  Ii  _ 

^1 


266  25s 
703  454 
145»  346 
2018  272 
3726  497 


N  i  c  h  t  a  11  0  r  k  a  11  n  t  e  H  i  1  f  s  v  e  r  c  i  n  e. 
a)  Zahl  und  Einnahmen  (Francs) 

Beiträge  der       u  ~  s 


1865 
1875 
1885 
1890 
1895 


ts: 


80 

87 
65 

10c; 

176 


■  . 

5420 

12  282 

6  593 
17  64  5 

24  773 


3« 2  335 
402  924 
222  372 
329  394 
354  057 


w 
86626 

158661 

224  212 

245  55 
'57 


58 


N  S 

5. 

404  381 
573  867 
453  177 
592  594 
536008 


b)  Ausgaben  und  Vermögensstaud  (Francs) 


1885  253090 
1875  368717 
1885  216898 
1890  325055 
1895  - 


•»  «  N 

s  s  ss 


«11/  S 
C  1/ 


•"^  "3  _5 

82612  24179 
216275  34  4>3 

282  593  2S  766 
197  268    32  458 

45  637 


■IS 


359  881 
619  405 
525  257 

554  781 
472  513 


=  <T. 

=  J;  — 

320915 
1611  447 

492  831 

745  464 
928  108 


Der  Mitgliederstand  belief  sieb  bei  den 
anerkannten  Vereinen  1895  auf  rund  hundert- 
tausend Personen. 

3.  Staatliche  Spar-  und  Altersrentcn- 
kasse.  1'nter  der  Garantie  des  Staates  be- 
steht seit  1850  eine  staatliche  Altersrentcn- 
kasse,  in  der  Folge  zu  einer  »t.'aisse  generale 
d'epargne  et  de  retraite«  erweitert  (Oesetz 
vom  1«.  März  1865).  Was  die  Reritenab- 
teilung  anbelangt,  so  können  bei  der- 
selben Einzahlungen  von  jeweils  mindestens 
1  Franc  gemacht  werden,  welche  dann  nach 
Massgabe  eine.*  versicherungstechnisch  aus- 
gearbeiteten Tarifs  Anspruch  auf  eine  Rente 
nach  Vollendung  des  50.— 65.  Ijobcusjahres 
geben.  Bei  eintretender  Arbeitsunfähigkeit 
kann  die  Rente  auch  früher,  aber  ent- 
sprechend reduciert  gewährt  werden  ;  ist  jene 
die  Folge  eines  Arbeitsunfalles,  so  )>esteht 
noch  eine  besondere  Begünstigung.  Die 
Rentenansprüche  sind  unübertragbar  und 
unterliegen  keiner  Beschlagnahme.  Es  giebt 
Renten  von   mindestens  1    und  höchstens 


1200  Francs,  dann  mit  oder  ohne  Vorbehalt 
t  des  Kapitals. 

Die  Beteiligung  an  der  staatlichen  Alters- 
'rentenkasse  erfuhr  von  mannigfacher  Seit«' 
!  Förderung,  so  durch  Gemeindeverwaltungen 
'  »md  andere  Arbeitgeber,  welche  die  Versiche- 
;  rung  iluvs  Personals  obligatorisch  machten 
und  auch  einen  Teil  der  Beitrage  für  ihre 
Arbeiter  auf  sich  nahmen,  durch  Ermutigungs- 

Prämien    von   seite  des  Staates  und  von 
Tovinzialverwaltungen     an  Hilfsvereine, 
welche  den  Ansehluss  ihrer  Mitglieder  an 
idie  Kasse  Im  «wirkten  (IS!  »7  4ö«i00  Francs 
I  von  seite  des  Staates),  etc.  Thatsächlich 
j  gelang  es  auch,  die  fcissc  wesentlich  be- 
!  kannter  als  früher  zu  machen  und  die  Be- 
teiligung au  ilu-  iH'laiigreich  zu  steigern. 
1896  wurden   10  549  neue  Einlagebücher 
ausgegetien,  von  welchen  S723  auf  Männer 
und  1826  auf  Frauen,  beziehungsweise  5930 
auf  gewerbücho  Arbeiter  und  Arlieiterinnen 
entfielen.    Ende  1895  Mief  sich  das  ange- 
legte Kapital  auf  15,14  MU1.  Francs  und  der 
Betrag  der  laufenden  Renten  auf  0.88  Mill. 
Francs. 

Im  Laufe  der  Zeit  wurde  übrigens  die 
Tätigkeit  der  Spar-  und  Altersrentenkasse 
auch  auf  andere  Versieherung8zweigi>  aus- 
gedehnt. Art.  8  des  Gesetzes  vom  9.  August 
1889,  betr.  die  Arbeitorwohnungen  und  die 
i  Errichtung  von  sog.  Patronagekomitees,  er- 
1  mächtigte  diest-  Kasse,  I>?lx'Qsversicherungs- 
verträge  abzuschließen,  welche  bezwecken, 
für  einen  bestimmten  Verfalltermin  oder 
beim  Tode  des  Versicherten,  falls  er  vor 
jenem  Termin  eintritt,  die  Rückzahlung  der 
für  die  Erbauung  oder  den  Ankauf  einer 
Wohnung  zugestandenen  Darlehen  zu  sichern. 
Die  Benützung  dieser  durch  das  Reglement 
laut  Verordnung  vom  ß.  Juli  1891  geregelten 
Einrichtung  ist  in  starker  Zunahme  be- 
griffen: Ende  1892  gab  es  521  Versiche- 
rungsverträge mit  1.3s  Mill.  Francs  ver- 
sichertem Kapital,  1895  3719  Verträge  mit 
9.02  Mill.  Francs  und  1S96  5171  Vertigo 
mit  12,13  Mill.  Francs,  l'eber  die  Bernfs- 
zweige  der  1*90  Versicherten  kann  folgende 
Angabe  gemacht  werden: 

Versicherte. 

Bergbauarbeiter  758 

Gewerbliche  Arbeiter   3200 

Taglöh ner,   landwirtschaftl.   Arbeiter  650 

Hausfrauen   49 

Verwaltuugsbeamte  niederer  Art  .    .  3<tO 

5017 

Audi  unabhängig  von  dem  bezeichneten 
Zweck  werden  in  einer  den  minderbemittelten 
Kreisen  möglichst  angepassten  Weise  Lebens- 
versichorungsverträge  (Max.   5imhi  Francs) 


'i  Gt;l<lunhrstntznngcn .  ärztlirhe  Hilfe. 
Arzneien. 

"  Witweniinter*tiHznngcii.  Wi«  hnerinnni- 
unterstiirzuiigen.  Begräbnisgelder  etc. 


eingegangen  (Gesetz  vom  21.  Juni  1894, 
Reglement  laut  Verordnung  vom  16.  Juni 
1H9U).  Man  hofft,  «lass  die  llilfsvereino, 
von  welchen  viele  in  bedenklicher  Weise 
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eine    Art    Ablol.HMisversichorunjr   in   Form  [ 
einer  IVgräbnisvorsieherung  ohne  genügende 
Deckung  l>etreiben.  in  grösserem  Masse,  als  < 
es  bisher  geschehen  ist,  vou  den  Vorteilen 
Nutzen  ziehen,  welche  die  staatliche  Kasse  j 
bietet.    Ende  1890  waren  aber  erst  11  Vor-  j 
trüge  für  ein  versichortos  Kapital  von  r»i  > !  Ir5 1 
Kranes  abgeschlossen. 

4.  Unterstützung*-  und  Hilfskasse  zu 
Gunsten  der  durch  Unfälle  bei  der  Ar- 
beit Betroffenen.  Als  der  fünfundzwanzig- 
jälirige  Jahrestag  seines  Regierungsantrittes 
nalite,  gab  König  Leoj»old  11.  dem  Wunsche 
Ausdruck,  dass  von  öffentlichen  Festen  ab- 
gesehen weiile  und  die  Mittel  für  solche 
einer  Kasse  zu  Gunsten  von  Unfallverletzton 
zugewendet  würden.  Dem  entsprechend 
erfolgte  die  Errichtung  einer  derartigen 
Kasse  (Caisse  de  pivvoyance  et  de  secours 
en  faveur  des  victimes  des  accidents  du 
trnvail)  durch  das  Gesetz  vom  21.  Juli  1890. 
Nach  diesem  wurde  der  Kasse  aus  Staats- 
mitteln ein  Betrag  von  zwei  Millionen  Francs 
gewidmet  und  ihr  die  Aufgalte  zugewiesen, 
«lio  Versicherung  gegen  Arbeitsunfälle  zu 
l>f'fönleni  sowie  zur  Gewährung  von  Unter- 
stützungen an  die  Opfer  solcher  Unfälle  oder 
ihre  Familien  zu  dienen.  Durch  die  Kgl. 
Verordnung  vom  10.  Oktober  1890  wurde 
jedoch  Itestimmt,  dass  die  Kasse  zunächst 
nur  dem  zweiten,  dem  Unterstützungszweck, 
zu  dienen  habe. 

Am  Ende  des  Dienstjahres  1894—1895 
wies  das  investierte  Kapital  einen  An- 
sohaffungxwert  von  2.47  Millionen  Francs 
auf.  Die  lioistungen  der  Kasse  waren  wie 
folgt: 

Unter-   Verteilter  Durchschnittlicher 
Stützung«-   Betrag  l'ntertftatxuiigftlietr. 
fälle       Francs  Kranes 

1890—  91  2667  96510  36,19 

1891—  92  3409  120660  35,40 

1892—  93  4863  161965  33,30 

1893—  94  4420  135224  30,59 

1894—  95  5606  176364  31,46 

1895—  966413  221406  34,52 

Unter  den  Verletzten  befanden  sieh 
1  Hilf»— 90  1*41  Borg-,  279  Steinbruch-, 
1038  Fabrik*-,  392  land Wirtschaft liehe,  :i07 
zu  Haus*?,  bei  Privaten  oder  bei  kleinen 
Unternehmern  beschäftigte ,  endlich  2330 
Avlteiter  verschiedener  Professionen  und 
220  Matrosen  und  Fischer. 

5.  Hilf*ka**en  beim  Bergbau.  Der 
Beigbau  hat  sieh  auch  in  Belgien  gleichwie 
in  anderen  Ländern  eine  eigene  Organisation 
tles  Unterstützungswesens  geschaffen,  wenn- 
gleich die  Berghauarbeiter  auch  au  den 
früher  erwähnten  Kasseneinriehtungen  be- 
teiligt sind. 

1812  wurde  die  erste  Hilfskasse  für 
Kohlen!  lergwerksarheiter   gegründet ,  ohne 


dass  sich  diese  jedoch  auf  die  Länge  er- 
halten konnte.  Dauernde  Institutionen 
wurden  erst  1839  ins  Lelien  gerufen. 

Derzeit  bestehen  zunächst  die  sogen. 
Caisses  communes,  gegenwärtig  in  der  An- 
zald  von  sechs  und  jede  mit  einem  gewissen 
territorialen  Wirkungskreis  versehen  (Luxem- 
burg, Namur,  Liege,  Möns,  Oharlemy  und 
für  das  ('entmin).  Die  meisten  Bergbau- 
etablissements  sind  mit  ihnen  in  Verbindung, 
neuen  Bergbaukonzessionären  wird  der  Bei- 
tritt zur  Pflicht  gemacht.  Sie  sind  dazu 
bestimmt,  den  von  Unfällen  betroffenen 
Belgleuten  Pensionen  zu  gewähren  und 
auch  der  Alters-.  Witwen-  und  Waisenvor- 
sorgung  zu  dienen.  Die  Regelung  Ijoniht 
auf  dem  Gesotz  vom  28.  März  1808  und  der 
kgl.  Ausführungsverordnung  vom  17.  August 
1K74;  durch  Verordnung  vom  25.  Dezember 
1874  ist  ausserdem  eine  ständige,  der  Re- 
gierung als  Beirat  dienende  Kommission  ein- 
gesetzt worden.  Danach  können  dorartigo 
gemeinsame  Kassen  die  staatliche  Anerken- 
nung erlangen  und  damit  gewisser  Begüns- 
tigungen teilliaftig  werden  nach  Art  dessen, 
was  für  die  wechselseitigen  Hilfsvereine 
gilt  (s.  oben  sub  1).  Die  Verwaltung  ist  Kom- 
missionen übertragen,  an  welchen  auch  durch 
die  Unternehmung  l>orufene  Arbeiter  Anteil 
haben.  Die  Beiträge  worden  derzeit  in 
zwei  Fällen  gleichmassig  von  Arbeitgebern 
und  Arbeitnelunem,  in  vier  Fällen  aus- 
sclüiesslich  von  den  ersteron  aufgebracht. 

Neben  den  f'aisses  commune*  giebt  es 
noch  bei  den  einzelnen  Etablissements  zur 
Ergänzung  des  Unterstützungswesens  Kassen, 
namentlich-  um  für  die  erste  Zeit  der  ein- 
getretenen Arlxntsunfähigkeit  eine  Vorsorge 
zu  bieten. 

Die  Statistik  gewährt  folgende»  Daten: 
es  betrugen  1895,  in  welchem  Jahre  119003 
Arbiter  an  den  sechs  gemeinsamen  Kassen 
beteiligt  waren,  bei  diesen  die 


Ein  nah  inen 

Arbeiterbeitriige   

Unternehraerbeiträge  .  .  .  . 
Subvention  »Ich  Staate«  .  .  . 
Snbvention  der  Provinzen  .  . 
Anderes  


.  Fr.  214 122 
.  „  2  163456 
.  r  45255 
.  r  6692 
.  „  299  976 
Fr.  2  729  501 


Ausgaben. 

Pensionen  Fr.  1840886 

Unterstiitzunjfen  „    672  373 

Verwaltuiieskosten  und  anderes   ■    ,.      61 629 

Fr.  2564  888 


Die  Ent  Wickelung  im  Vergleiche  mit 
früheren  Jahren  zeigt  folgende  Zusammen- 
stellung: 
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UUÖ      1H70  1890 


Zahl  der  beteiligten 
Arbeiter     ...  2a 


9>  809     1 17  396 


Einnahmen  (Francs;  268605  «469  872  2624077 
Angaben        ,.       167777  «359  7»°  2065302 

Bei  «ler  ArbeitseiKjuote  (s.  olren  sub  1) 
wurde  geklagt,  dass  die  Renten  ungenügend 
und  die  Bedingungen  für  die  Erlangung  von 
solchen  zu  lieschriinkcnd  seien  sowie  dass  eine 
geeignete  Teilnahme  der  Arbeiter  an  der  Ver- 
waltung ermangele.  Hinsichtlich  der  Special- 
betriebskassen  wurde  die  ungenügende  Or- 
ganisation des  ärztlichen  Dienstes,  die  Un- 
zulänglichkeit der  Unterstützungen  u.  a.  be- 
tont. Mehrfach  kehrt«?  das  Begehren  nach 
einer  durch  den  Staat  verwalteten  Alters- 
kasso  wieder.  Tatsächlich  wurde  auch  die 
Reform  des  HUfskasscnwoscns  beim  Bergbau 
zum  Gegenstand  weiteren  Studiums  gemacht, 
die  um  st»  dringlicher  zu  sein  scheint,  als 
auch  Bedenken  darüber  geäussert  werden, 
ob  <be  finanzielle  Lag«'  aller  gemeinsamen 
Kassen,  vcrsicherungstechnisch  genommen, 
den  auf  iluien  lastenden  Verbin«  11  ielikeiten 
entspreche  (vgl.  Adam,  1*  mouvel  avant- 
projet  de  loi  sur  la  n'-paration  des  accidents 
du  travail  en  Belgique.  BruxebVs  1897). 

6.  BetriebHnnterstütxungsknssen.  Ks 
ist  unmöglich,  ein  zusammenfassendes  Bild 
über  die  bei  den  einzelnen  Unternehmungen 
bestehenden  Institutionen  für  die  Zweck«- 
der  Kraukenunterstützung,  Witwen-  und 
AVaisonversorguug  etc.  zu  entwerfen,  die 
übrigens  zum  Teil  in  Form  von  wechsel- 
seitigen Hilfsvereinen  auftreten.  Wie  sieh 
aus  der  Arbeitsen«"|uoto  ergab,  erregten  sie 
vielfach  auf  seiten  der  Arbeiter  Unzufriedeii- 
heit.  so  z.  B.  wegen  <1<t  Unzulänglichkeit 
der  gebotenen  Unterstützungen,  wegen  Fälle 
imgehülirlicher  Verweigerung  von  solchen, 
wegen  mangelnder  Gelegenln.'it  für  <lic  Ar- 
beiter, in  die  Statuten  Einsicht  zu  nehmen, 
wegen  parteiischer  Verwaltung. 

Bezt.'iclmenil  für  den  Stand  der  Dinge 
ist  auch  «las  jüngst  ergangene  Urteil  des 
Appellati«>nsg«>richtshofes  von  Brüssel  vom 
21.  Februar  l*tHi,  wonach  den  Arbeitern  der 
Staatebahnen  kein  Recht  auf  Unterstützung 
«ler  Pension  bei  der  daselbst  bestehenden 
Alters-  und  Hilfskasse  zukomme,  indem  für 
diese  lediglieh  «lie  Statuten  (Verordnung 
vom  10.  Dezember  \H~fii)  massgebend  seien, 
welche  «lie  Verwaltimg  in  keiner  Weis«-  Ihm 
«ler  Beschlussfassung  lieschranktVn. 

7.  Reformfragen.  Wie  man  aus  d«*iu 
Vorstehenden  sieht,  hat  die  Albeiterver- 
sicherung wiederholt  in  der  Gegen  wart  Aulass 
zu  Akten  der  Staatsverwaltung  gegeben. 
Daneben  halten  aber  auch  die  priucipiellen 
Fragen  der  Haftpflicht,  der  Altersversorgung 
und  «ler  sonstigen  Zweige  der  Arlieiterver- 
sicherung.    insbesondere    «ler  Unfallver- 


sicherung, in  der  letzten  Zeit  die  Littoratur 
in  Belgien  vielfach  beschäftigt  und  den 
Gegenstand  mehrfacher  Studien,  Vorschlage 
etc.  gebildet.  Insbesondere  den  Arl>eiteii 
Sainctelettes,  welcher  dem  Arbeitgeber  die 
Haftung  für  alle  Arbeitsunfälle  zuschrieb, 
bezüglich  welcher  er  nicht  in  der  l^age  sei, 
zu  beweisen,  dass  sie  aus  einer  fremden, 
ihm  nicht  zur  last  fallenden  Ursache  ent- 
sprungen  seien,  gelang  es,  die  öffentliche 
Aufmerksamkeit  zu  wecken;  die  Arbeits- 
kommission  sprach  sich  für  die  obligatorische 
Unfidlvei-sicluTung  im  Woge  von  Berufs- 
verbänden aus,  188!)  wurde  vom  Justiz- 
ministerium eine  Kommission  zum  Studium 
der  Unfallfrage  eingesetzt,  der  Obere  Arbeits- 
rat befasste  sich  damit  etc. 

Von  allen  diesen  Vorscldägen  sei  hier 
nur  der  neuesten  Regierungsvorlage  über 
den  Schadensersatz  bei  Arbeitsun- 
fällen gedacht,  welche  der  Kammer  am 
2(>.  April  1S98  zuging.  Ei  bezi«:ht  sich 
auf  die  Arbeiter  industrieller  und  kommer- 
zieller Unternehmungen,  bei  gänzlicher 
Arbeitsunfähigkeit  erreicht  «lie  Rente  den 
Betrag  von  ,V»°,o  des  durchschnittlichen 
Woehenlohnes.  bei  teilweiser  macht  sie  die 
Hälfte  der  Verdienstmindenmg  aus,  bei 
Todesfällen  haben  gewisse  Hinterbliebene 
bestimmte  Ansprüche.  Die  Entschädigung 
fällt  ausschliesslich  dem  Unternehmer  zur 
iAst.  der,  wenn  I /'istungen  von  Dauer  in 
Aussicht  stehen,  das  erforderliche  Deckungs- 
kapital bei  der  allgemeinen  Spar-  und  Renten- 
kasse oder  einer  zugelassenen  Versichcrungs- 
gosellscliaft  zu  hinterlegen  hat.  Die  Unter- 
nehmer können  auch  gemeinsame  Kassen 
bilden,  welche  dann,  nacli  erlangter  Ge- 
nehmigung, die  Haftpflicht  trifft. 

Lässt  sich  auch  dermalen  über  «las 
Schicksal  «lies«*  Regierungseilt wurfes  nichts 
Endgültiges  .sagen,  so  ist  es  doch  wahr- 
scheinlich, dass  die  Frage  der  Unfadfürsorg«- 
wenigstens  in  einer  ähnlichen  Art  in  Belgien 
ihre  liosung  finden  werde. 

\s\k\  war  von  einem  Arbeiterverliande 
«lie  Gründung  einer  A  rbeits  losen  ver- 
sieh er ungskasse  beim  Brüsseler  Ge- 
meimlerate  angeregt  worden,  und  es  gelangte 
nach  einer  Verständigung  mit  den  Vororts- 
gemeinden  ein  Konkiws  für  praktische  Vor- 
schläge in  betreff  einer  solchen  Kasse  zur 
Ausschreibung,  der  IH\)~»  ablief  mid  dessen 
Residtab*  noch  nicht  Itekanut  sind.  Gegen- 
wärtig betreiben  schon  ziüilreiche  Vereine 
die  Arlteitelosonversieherung,  so  namentlich 
der  Verein  der  Setzer  und  Buchdrucker 
und  jener  der  Handelsangestellton  in  Brüssel : 
von  1."}  Syndikaten  in  Gent,  «leren  Statuten 
iNÜfi  vorlagen,  gewährten  22  eine  mehr 
oder  minder  vollständig.-  Ortsunterstützung 
an  Arbeitslose. 


Digitized  by  Google 


A rW'herversicherung  { Frankreich) 


Lltteratur:  st»n*ti*rhe  Angabm  auf  timnd  iirr  J.  Aeltere  Gesetzgebung. 

amtlirhen  Yerwalt»ng*brrirhte  Uber  dir  einzelnen  \  J#  Vorbemerkung.  Die  französische  Re- 
KtuMH  /Rapport*  de  la  Cummü-üm  jHrmanrntr  \  xri^üim   hatte,   ihren   nivellierenden  Tcn- 

dr*  Sotirh*  de  Srcour*  mutuel»,  Comptr*  rendu*  .  t,|ltsprw.h„nd  nfthon> 

dr*  Operation*  et  de   In  tuluation  de  In  ( ai**r  |  ,.  ,        .  .    ,     1  ,     ,      ..  ,7  • 

genrnde  d'Spargur  et  de,  retruitr*  rtr.i  finde  J  ^  ()"lnuQE  Und  «,a,TUt  ,  aU<{ .  J,as  ,Ar" 
*ich    vor   im  Annuaire  *tati*ti,,ne   dr  la  !  beitemnterstutZUngSWOSOn     beseitigt .  ohne 

Belgiqut  *ovie  in  der  Rrru,  d  „  7 V  « <•  <«  /  f :  etwas  anderes  an  die  Stelle  zusetzen;  viel- 


mehr hatte  man  in  der  Befürchtung; .  dass 
jede  Vereinigung  mehrerer  die  individuelle 
Freiheit  nur  gefährden  könne,  seihst  alle 
beruflichen  Vereine  verboten  (Oesetz  vom 
14.— '27.  .Inni  1701),  und  dieses  Verbot  wurde 
sogar  in  die  spätere  Gesetzgebung  (Gesetz 
vom  12.  April  1803  und  Code  penal  .Art, 

U*  pen*ion*  ourriert*  d'inralidUe  et  dr  ,ieillr**e.  1  410)  Übernommen. 

Liege  189?.  —  Erneut  IHtboix,  La  hom velle\  Die  gewerblichen  Arbeiter  vermissten 
lt,i  Mgr  mir  U*  »»riete*  mutnali/itfii.  Im  Kejhrmr  j  jedoch  sehr  bald  deu  starken  Rückhalt,  den 


de*  Arbritmmte».  —  Vgl.  ferner  dir  V'erüffrnt 
liehungen  der  Co  tn  tu  i  *i>  i o  w  du  Trara  il 
in*tiluer  pur  arretr  mt/al  du  Iii  arril  1886 
(BrnsrUes  1887—88)  und:  T.  Bödiker,  Die 
Arheiterrertichemug  in  den  europäischen  Staaten, 
lAtipxig  ISitä.  —  Oeorge»  Cornll,  L'a**uranee 
Municipale  contre  le  ehvmatje  iinolontaire, 
Bruxrllr*  MJ8.  —  J.  Itallenutgne,  Etüde  tur 


Modale,  Pari*  189$.  —  Georg  Schanz,  yeue 
Bcüriigr  tur  Frage  der  ArbeiUleuenrcnrichernng, 
Berlin  1897,  S.  1.18  ff.  —  Th.  TM  Ute,  U* 
»oeietr*  mulualitle*.  Ejrtrait  de  la  Rerue  prati</ne 
de*  Sudele*  civile*  et  commerciale*.  iAiurain 
1897.  —  J.  Vereautere,  Affiliation  de*  ourriert 
a  la  eai**e  de  retraite  de  t'rtat,  Hand  1897.  — 
Alph.  n'ormhout.  Iai  mutualitr  en  Helgiipir. 
Brurelk*  1897. 

Victor  Mntajiu 


YS.  Arbeiterversicherung  in 
Frankreich. 

Einleitung.  I.  Aeltere  Gesetzgebung. 
1.  Vorbemerkung.  2.  Die  Hilfsvereine.  3.  Die 
Berafsvereine.  4.  Die  Altersrentenkasae.  5.  Die 
Lebens-  and  Vnfallvereiehernngskasse.  II. 
Ne.uere  Gesetzgebung.  1.  Die  Berernianns- 
kaa'sen.  2.  Die  Seemannskassen.  3.  Die  l'nfall- 
versieberung.  4.  Die  Alters-  und  Invaliditats- 
versicherung. 


sie  früher  an  ihren  GesoUenverbäudeu  und 
Briiderscliafteu  durch  die  Unterstützung  auf 
der  Wanderung,  bei  Krankheit,  Unglück, 
Alter  und  Tod  gefunden  hatten,  und  suchten 
diesen  Bedürfnissen  dadurch  Rechnimg  zu 
tragen,  dass  sie  gegenseitige  Unter- 
stützungsvereine begründeten  und 
diese,  um  mit  den  Gesetzen  und  Behörden  nicht 
in  Widerstreit  zu  kommen,  thunlichst  geheim 
hielten.  Erst  allmählich,  insbesondere  seit 
180H,  nachdem  inzwischen  einerseits  das 
Bedürfnis,  andrerseits  die  Ungefährlichkeit 
solcher  Hilfsvereino  offenbar  geworden  war, 
wurden  sie  seitens  der  Regierung  still- 
schweigend geduldet  und  in  ihrer  Aus- 
breitung noch  mittelbar  dadurch  gefördert, 
dass  das  Vereinsgesetz  vom  lt».  April  1834 
die  Begründung  anderer  (politischer»  Vereine 
i  durchweg  von  der  liehördliehen  (jederzeit 
widerrufliehen)  Erlaubnis  abhängig  machte. 
So  wurden  in  dem  Zeitraum  von  1^30  bis 
1848  etwa  1088  Hilfsvereine  begründet  — . 
Paris  zäldte  im  Jahre  1848  etwa  250  Ver- 
eine mit  24000  Mitgliedern  — ,  und  das 
Sparkassengesetz  vom  22.  Juni  1845  er- 
wähnte sie  zun»  erstenmal  unter  dem  Titel 
»Societes  de  seeours  mutuols« ;  im  Jahre 
1847  hatten  bereits  2056  lülfsvereine  Ein- 
lagen im  Gesamtbetrag  von  5720220  Fr. 


Einleitung.  Die  Gesetzgebung  auf  dem 
Gebiet  der  Arl>eiterversichening,  d.  h.  der 
Sieherstellung  der  auf  die  Ausnutzung 
der  persönlichen  Arbeitskraft  angewiesenen 
Personen  p?geu  die  durch  Krankheit,  Uu- 
fall,  Invalidität,  AJter  und  Tod  p>seliaffenen  I  gemacht 
Notfälle  folgte  in  Frankreich,  unter  der  tra-  Tretzdem  kam  es  sehr  häufig  zum 
ditionellen  Nachwirkung  der  von  der  grossen  \  finanziellen  Zusammenbnich  solcher  Vereine, 
Revolution  überkommenen  Idceen  ausge- ;  weil  sie  —  abgesehen  von  der  oft  geringen 
dehntester  formeller  Freiheit  und  Gleichheit,  Zalü  der  Mitglieder  und  der  schlecht  ge- 
lange Zeit  der  individualistischen,  antisozialen  |  regelten  Verwaltung  —  sieh  nicht  darauf 
Auffassung  des  römischen  Rechts,  ülierliess  beschränkten,  bei  vorübergehenden  Krank- 
demgemäss  die  Bekämpfung  jener  Notstände  hohen  Hilfe  zu  leisten  und  für  ein  ordent- 
der  persönlichen  Fürsorge  des  ein-  liebes  Begräbnis  zu  sorgen,  sondern,  den 
zelnen   bezw.   der  kollektiven   Für-  früheren  Ueherlieferungcn  getreu,  ihre  Mit- 


sorge freiwilliger  (erst  nach  und  nach 
staatlich  anerkannter  und  subventionierter) 
Assoziationen  und  hat  erst  neuerdings 
unter  dem  Eindruck  der  durchgreifenden 
Erfolg»-  der  deutschen  AHn-itei  Versicherung 
iu  die  Bahnen  einer  modernen  Sozialpolitik 
eingelenkt. 


glieder  in  allen  Notfällen  des  Lebens  zu 
unterstützen  suchten  und  so,  namentlich  mit 
der  l'ebernahtne  der  Invaliden-  und  Alters-, 
Witwen-  und  Waisenunterstütznng  über  ihr 
vei-sichorungsteehniBches  und  finanzielles 
Können  weit  hinausgingen.  Genügten  für 
die  erstereu  Zwecke  kleinere  örtliche  Ver- 
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eine  und  ein  einfache.«  Umlageverfahren, 
so  erforderten  die  dauernden  Unter- 
stützen gsfälle  zur  Ausgleichung  der  Risiken 
naturgemäß  breitere  Grundlagen  und  zur 
Balaneiemng  der  Einnahmen  und  Ausgaben 
sichere  versicherungstechnieche  Unterlagen. 

So  entstand  allmählich  die  Uehorzeugung, 
dass  es  Aufgabe  der  Gesetzgebung  sei,  hier 
regelnd  einzugreifen,  um  einerseits  den  Hilfs- 
vereinen  eine  gesetzlich  geordnete  Grund- 
lage zu  geben,  andrerseits  ihnen  l^sondere 
staatliche  Vereicherungskassen  zur  Ver- 
fügung zu  stollen  und  mit  deren  Hilfe  auch 
jene  -weitergehenden  Ziele  erreich  l*ar  zu 
machen.  Diesen  Gesichtspunkten  sucht  die 
mit  dem  Jahr  1M5D  einsetzende  Gesetzgebung 
einerseits  durch  Regel  nngd  es  Vereins- 
wesens, andrerseits  durch  die  Schaf- 
fung staatlicher  Versieherungs- 
kasscn  Rechnnng  zu  tragen. 

2.  Die  Hiligvereine  (Societes  de  secours 
mutuels):  Gesetz  vom  15.  Juli  1850,  Dekret 
vom  26.  März  1852  und  26.  Aprü  1S56; 
neues  organisches  Gesetz  vom  1.  April  185)8. 

a)  Organisation.  Neben  den  freien 
sogenannten  zugelassenen  Vereinen  (a  s  - 
sociations  1  ihres),  welche  gemäss  Code 
pönal  Art.  291  und  Gesetz  vom  10.  April 
1834  zu  ihrer  Zulassung  der  behördlichen 
(jederzeit  widerruflichen)  Erlaubnis  (autori- 
sation,  daher  societosautoriseos)  bedürfen, 
aber  dadurch  keinerlei  Vorrechte,  insbesondere 
nicht  Rechtsfähigkeit  (juristische  Persönlich- 
keit) erlangen,  schuf  das  Gesetz  vom  15. 
Juli  18")0,  um  die  auf  Gewährung  vorüber- 
gehender 1  'nterstützungen  einschlh'sslich  Bo- 
gräbnisgelder  an  erkrankte,  verletzte  und 
sieche  Mitglieder  geriehtoten  Vereinigungen 
(societes  de  secours  mutuels)  zu 
fördern,  die  Klasse  der  als  gemeinnützig 
anerkannten  Vereine  (societes  re (-on- 
line s  comme  etablissements  d'utilite  publi- 
que), welche  mit  dieser  an  gewisse  "Vorbe- 
dingungen geknüpften  Anerkennung  Rechts- 
fähigkeit, Gebührenfreihoit  und  anderweitc 
Vorteile  erhielten.  Da  dieses  Gesetz  gleich- 
wohl wirkungslos  blieb,  erging  als  weiteres 
organisches  Gesetz  das  Dekret  vom  26. 
April  1852,  welches  als  eine  dritte  Klasse 
der  behördlich  bestätigten  Vereine  die  ge- 
nehmigten Vereine  (Societes  de  secours 
mutuels  approuvees)  schuf. 

Der  Zweck  dieser  Vereine  war.  vor- 
übergehende Unterstützungen  an  er- 
krankte, verletzte  oder  sieche  Mitglieder  und 
Begribnisbeihilfen  zu  gewähren :  dagegen 
durften  Altersrenten  nur  bei  einer  hin- 
länglichen Zahl  von  (lediglich  zahlenden) 
Ehrenmitgliedern  zugesichert  werden.  Die 
Statuten  unterlagen  der  staatlichen  Ge- 
nehmigung, und  die  so  genehmigten  Hilfs- 
vereine erlangten  Rechtspersönlichkeit,  Ge- 
bührenfreiheit und  Anspruch    auf  kosten- 


freie Hergäbe  der  nötigen  Versammlungs- 
räume und  Verwaltungsbücher  seitens  der 
Gemeinden.  Diesellien  Vorrechte  standen 
auch  den  als  gemeinnützig  anerkannten  Hilfs- 
verein en  zu. 

Seit  dem  Dekret  vom  26.  April  18.r»(} 
durften  beiderlei  Vereine  l>ei  der  staatlichen 
Depositenkasse  (eaisse  nationale  des  depöts 
et  consignations)  besondere  (staatlich  subven- 
tionierte) Alter  srentenfonds  an- 
sammeln, aus  denen  gemäss  Besehluss  der 
Generalversammlung  des  Vereins  durch 
Kapilalzahlung  auf  den  Namen  älterer  Mit- 
glieder (mit  mindestens  50  Leiten»-  und 
10  Mitgliederjahren)  mit  oder  ohne  Rück- 
gewähr  des  Kapitals  (ä  capital  reserve,  ä 
capital  alieno)  an  den  Verein  l>oim  Todo 
des  Rentners  Renten  (bis  zum  zehnfachen 
Betrag  des  Mitgliedsbeitrags)  Itei  der  staat- 
lichen Altersrentenkasse  (caisse  nationale 
des  retraites  pour  la  vieillesse)  erkauft  werden 
konnten.  Die  Fonds  wurden  aus  den  Zahlungen 
der  Vereine,  ans  den  fast  ausschliesslich 
hierzu  verwendeten  Staatssubventionen  sowio 
ans  Schenkungen  und  Vermächtnissen  ge- 
speist. 

Der  Zweck  dieses  Dekrets  war  mithin, 
die  Bildung  besonderer  Altersrenten fonda 
zu  ermöglichen  und  durch  Gewährung  propor- 
tionaler Staatszuschüsse  zu  hegünstigen ; 
daher  wurden  von  «Jen  Zinsen  der  Dotatiou 
von  10  3lillionen  Fr.,  welche  durch  Dekret 
vom  22.  Januar  1852  und  28.  Novcmlter 
1853  aus  dem  eingezogenen  Vermögen  Louis 
Philipps  den  »anerkannten*  bezw.  >geneh- 
migton»  Hilfsvereinen  überwiesen  war,  jähr- 
lich 20000t»  Fr.  zur  Unterstützung  solcher 
Hilfsvereine  bestimmt,  die  sich  verpflichteten, 
einen  Teil  ihres  Resorvekapitals  zur  Bildung 
von  Altersrenten fonds  zu  verwenden. 

Das  neue  organische  Gesetz  vom 
1.  April  18!)8  sucht  den  inzwischen  ge- 
steigerten Bedürfnissen  entsprechend  den 
Wirkungskreis  der  Hilfsvereine  bedeutend 
zu  erweitern  und  demgemäss  auch  die  ver- 
sicheruugstechnischcn  Grundlagen  und  staat- 
liche Aufsicht  zu  verstärken. 

Der  Hauptvorzug  dieses  Gesetzes,  welches 
seit  1881  zwischen  beiden  Kammern  hin- 
und  hergegangen  war,  wird  in  der  gegen- 
über der  Gesetzgebung  der  fünfziger  Jahre 
viel  freieren  Auffassung  und  in  den  mannig- 
fachen, den  praktischen  Anforderungen  ent- 
sprechenden Verlx'sserungen  erblickt.  Die 
wesentlichen  Abweichungen  sind  folgende: 
1)  Zur  Begründung  von  HUfsvereinen  auf 
Gegenseitigkeit  bedarf  es  nicht  mehr  der 
behördlichen  (nach  Art.  291  Code  penal  und 
Gesetz  vom  10.  April  1834  jederzeit  wider- 
ruflichen) Bestätigung  (autorisation),  vielmehr 
nur  der  Hinterlegung  der  Statuten  und 
des  Verzeichnisses  der  Vorstandsmitglieder, 
womit  der  Verein  ohne  weiteres  eine  wenn 
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auch  beschränkte  (Ausschluss  von  Grund- 
erwerb) Rechtsfähigkeit  erlangt;  dalier 
werden  solche  Vereine  als  societes  1  ihres, 
nicht  mehr  als  societes  autorisees  bezeieluiet 
2)  Die  zur  Erlangung  der  staatlichen  Ver- 
günstigungen erforderliehe  ministerielle  Ge- 
nehmigung (approbation,  «laher  societes 
approuvces)  darf  nur  aus  bestimmten 
Gründen  versagt  oder  zurückgenommen 
werden,  wogegen  noch  Rekurs  an  den 
Staatsrat  offen  steht  3)  Während  früher 
für  genehmigte  Hilfsvereine  die  vorüber- 
gehende Unterstützung  kranker,  verletzter 
und  siecher  Mitglieder  obligatorisch,  die 
Gewährung  von  Renten  aber  fakultativ  war, 
ist  fortin  für  alle  HilfsvereLne  der  Wirkungs- 
kreis erheblich  erweitert,  ihnen  zwischen 
den  verschiedensten  Unterstützungszweigen 
freie  Wald  gelassen  und  die  Bildung  von 
Verbänden  (unions)  für  gemeinsame 
Zwecke  gestattet,  so  dass  voraussichtlich 
•der  Schwerpunkt  für  die  vorübergehenden 
Unterstützungsfälle  in  die  örtlichen  Einzul- 
vereine,  für  die  dauernden  Unterstützungs- 
fälle (Rentenvereichening)  in  jene  Verlande 
fallen  wird,  mittels  welcher  den  Vereins- 
niitgliodem  auch  beim  Ortswechsel  ihre 
Anrechte  erhalten  werden  können.  4)  Der 
Zutritt  von  Frauen  und  Minderjährigen 
ist  erleichtert.  5)  Die  durch  Dekret 
vom  2(i.  März  1S.VJ  als  sachverständiges 
Organ  eingeführte,  aber  1870  wieder  abge- 
scliaffte  *Oberkommission  ist  in  dem  (ans 
30  Mitgliedern,  darunter  18  gewäldten  Ver- 
tretern der  Hilfsvereine,  bestehenden  )  *  Ober- 
rat *  wiederhergestellt,  welcher  auch  die 
statistischen  .laliresnachweisungen  der  Uilfs- 
vereiue  bearbeiten  und  bei  der  Aufstellung 
der  binnen  zwei  Jahren  nach  Inkrafttreten 
des  Gesetzes  amtlich  aufzustellenden  Krank- 
heits-  \ind  Sterblichkeitstafeln  mitwirken  soll. 
0)  Die  genehmigten  Hilfsvereiue  sind 
nicht  mehr  auf  die  Benutzung  der  staat- 
lichen Vorsieherungskasseu  beschränkt, 
vielmehr  dürfen  sie  auch  eigene  Yorsieho- 
rungskassen  Ijogründen  und  bis  zu  Dreiviertel 
der  Bestände  in  Grundstücken  anlegen. 
7)  Die  Altersrenten  können  auf  jicrsön- 
liclie  Rentenbücher  der  Mitglieder  und  ge- 
s<  »nderte  Bcit  lüge  derselben  Ijegründet  werden, 
so  dass  das  zahlende  Mitglied  wenigstens 
dio  »lui-ch  die  eigenen  Beitrage  Uidingto 
Höhe  der  Heute  voraussehen  kann,  während 
er  nach  den  bisherigen  Methoden  der  Kenten- 
bestelhuig  meist  im  Ungewissen  darüber 
blieb,  ob  und  welche  Altersrente  ilun  über- 
haupt  jemals  zu  teil  werden  würde.  S)  Aus 
den  Dotationen  und  deti  jährlichen  (im  Budget 
des  Ministers  des  Innern  vorgeseheneu) 
Staatssuhventionen  sollen  den  Vereinen  Zu- 
schüsse bewilligt  wenlen,  um  die  Alters- 
rentenversicherung  zu  fördern,  um  die  seit 
1.  Janiuir  1*05  fälligen  Renten,  deren  Betrag 


einschliesslich  des  Staatszuschusses  360  Fr. 
nicht  übersteigt,  zu  erhöhen  und  solchen 
Vereinen,  welche  keine  Rentenversicherung 
haben,  in  Ansehung  ihrer  Mitgliederzahl 
Beihilfeu  zu  gewähren;  jedoch  soll  vor  den 
bezüglichen  (nach  Vorschriften  des  Ministers 
des  Innern  bezw.  des  Oberen  Rates  auszu- 
führenden) Verteilungen  alljährlich  ein  von 
dem  Oberen  Rate  zu  ^stimmender  Betrag 
(bis  zu  5°o  der  Gesamtsumme)  vorwegge- 
nommen werden,  um  solchen  Vereinen  zu 
Hilfe  zu  kommen,  welche  infolge  von  Epi- 
demieen  oder  anderen  Ursachen  höherer 
Gewalt  augenblicklich  ausser  stände  sein 
sollten,  ihren  Verbindlichkeiten  nachzu- 
kommen. 

Im  übrigen  haben  <lie  versichemngs- 
technisehen  Vorschriften  keine  befriedigende 
Regelung  gefunden,  vielmehr  gehen  sie  den 
einen  zu  weit,  den  anderen  wieder  nicht 
weit  genug,  je  nachdem  mau  die  Hilfsveroino 
als  blosse  Unterstützungsvereine  oder  als 
wirkliche  Versiehenmgskassou  ansieht.  Es 
wäre  wohl  an  sich  richtiger  gewesen,  die 
ordentlichen  statutgemäss  feststehenden  Ein- 
nahmen iMitgliederbeiträgo)  von  den  ausser- 
ordentlienen  ganz  ungewissen  Einnahmen 
(Schenkungen,  Vermächtnisse)  zu  trennen, 
lediglich  dieergteren  mit  den  Rentenleistungen 
in  versichorungstoehnischc  Wechseliicziehung 
zu  bringen  und  die  ausserordentlichen  Ein- 
nahmen für  die  anderweiten  oder  Zuschuss- 
leistungen  zu  verwenden ;  indessen  ist  trotz 
der  vieljährigen  I'arlanientsverhandlungen 
hierüber  ein  Ausgleich  nicht  zn  erzielen 
gewesen,  so  dass  die  versiehernngstechnische 
Seite  nach  wie  vor  viel  zu  wünschen  übrig 
lassen  wird. 

b)  Statistik.  Ueber  die  bisherigen 
Leistungen  der  Hilfsvereine  giebt  der  letzte 
vom  Minister  «los  Innern  gemäss  Dekret 
vom  2<>.  März  1852  (am  1.  November  1807) 
au  den  Präsidenten  der  Republik  erstattete 
Berieht  (Rapjtort  sur  les  Operations  des 
societes  de  secours  mutuels  pendant  1'annoe 
1805,  Melun,  Imprimerie  administrative,  1897) 
folgende  Gesamtübersicht  (s.  Tabelle  auf 
S.  «41.)  » 

3.  Die  Berufsvereine  (Syndieats 
professionnels) :  Gesetz  vom  21.  März  1884. 

a)  0  r  g a  n  i  s  a  t  i  o  n.  Durch  das  Gesotz 
vom  21.  März  1SX4  ist  unter  Aufhebung  der 
bisherigen  gesetzlichen  Beschränkungen  allen 
beruflichen  Vereinigungen  (der  Arbeiter  wie 
Unternehmer)  das  Rocht  gegeben,  gegen 
einfache  Hinterlegung  der  Statuten  und  des 
Verzeichnisses  der  Vorstandsmitglieder  bei 
der  Ortsbehörde  sich  zur  Wahrung  der 
wirtschaftlichen  (gewerblichen,  kauf- 
männischen« landwirtschaftlichen)  Inter- 
essen ohne  behördliche  Genehmigung  frei 
zu  konstituieren  und  damit  Reehtsfälugkeit 
zu  erlangen  (welche  lediglich  für  den  Er- 
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werb  von  Grundbesitz  auf  die  fQr  die  Ver- 
cinszwecke  —  Versaiuuilungs-,  Bibliothek- 
nnd  Fachschulräume  —  erforderlichen  Grund- 
stücke eingeschränkt  ist).  Die  Vereine 
können  sich  untereinander  zu  Verbänden 
zusammenschliessen  und  ft'ir  ilux?  Mitglieder 
besondere  Unterstützungs-  und  Ver- 
sicherungskassen sowie  Arbeits- 
nachweise einrichten.  Die  gerichtliche 
Schliessung  eines  Vereins  darf  nur  wegen 
bestimmter  Gesetzesverletzungen  erfolgen. 

Beniisvereine,  welche  ihren  Mitgliedern 
statutarische  Unterstützungsansprüche  ein- 
räumen, erlangen  die  Vorrechte  aus  dem  Ge- 
setz über  die  Hilfsvereine  vom  1.  April 
1898  (s.  oben  snb  2),  sofern  sie  sich  dessen 
Vorschriften  anpassen. 


b)  Statistik.  Nach  dem  letzten  vom 
Minister  für  Handel  und  Gewerbe  heraus- 
gegebenen »  A  nuuaire  des  syndioats  profession- 
nels*  gab  es  am  1.  Juii  1897  im  ganzen 
5680  Berufsvereine  mit  166  Verbänden  und 
1061920  Mitgliedern  (einscldiesslich  1371 
landwirtschaftlichen  Berufsvereineu  mit  20 
Verhänden  und  438596  Mitgliedern)  und 
darunter  2316  gewerbliche  Arbeiter- 
berufsvereine mit  92  Verbänden  und  431  794 
Mitgliedern,  von  welchen  nur  100  Vereine 
Reiseunterstützungskassen,  128  Arlieitslosen- 
nnterstützungskassen ,  32  Altersunteretüt- 
zungskassen,  7  Unfallunterstfitzungskassen, 
330  Kranken-  und  sonstige  Hilfskassen  und 
380  Arbeitsnachweise  eingerichtet  hatten. 


Gesamtübersicht  seit  189  0. 

a)  Unternehmer- Versicherung,    b)  Arbeiter-Versicherung,    r)  Gemischte  Versicherung. 

(1)  Landwirtschaftliche  Versicherung. 


Jahr 

1890 

1891 

1892 

1893 

1894 

1895 

1896 

1897 

a 

1004 

1127 

1212 

«397 

1518 

1622 

«73o 

1823 

Zahl  der 

b 

1006 

1250 

1589 

1926 

2178 

2163 

2253 

2316 

Vereine 

97 

126 

147 

173 

177 

«73 

169 

170 

d 

648 

750 

863 

952 

1092 

1188 

«275 

1371 

Zusammen 

2755 

3253 

381 1 

4448 

4965 

5.0 

5427 

5680 

Zahl  der 

a 

93  4' » 

106  157 

102  549 

114  176 

121  914 

131  03J 

141  877 

159293 

b 

139  692 

205  152 

288  770 

402  125 

403  440 

419781 

42a  777 

43«  794 

Mitglieder 

c 

14096 

•5  773 

18561 

30052 

29  124 

31  126 

30  333 

32  237 

d 

234  234 

269  298 

313800 

353  883 

378  7SO 

403  26 1 

423  492 

438  596 

Zusammen 

481  433 

596  380 

723  680 

900  236 

933  228 

985  «99~ 

1018479 

1061  920 

Zahl  der  Ver- 

22 

22 

24 

29 

29  (498) 

38  I672) 

42  (7301 

46  (783) 

bünde  (u.  der 

24 

27 

47 

61 

72  (896) 

79(1191) 

86(1248) 

92(1320) 

zngehüren- 

1 

5 

8 

it 

9  (35) 

9  (35) 

8  (34) 

8  (36) 

den  Vereine  i 

s 

9 

9 

'4 

16 

15  (729) 

17  (821) 

19  (876) 

20<  1 OO6) 

Zusammen 

_ 56 

"  &3~ 

93 

'17 

12512158) 

143(27  «9  J 

155(2888,1 

166(3745) 

Zahl  der 

a 

61  509 

8026t 

84677 

89O46 

1) 

132  982 

334  824 

336  491 

326  835 

Mitglieder 

e 

2  394 

2  >i8 

2807 

3  395 

d 

537  966 

5ö5  3«8 

590  121 

596  534 

Znsammen 

_ _ . 

734851 

982  921 

1014096 

1015810 

Von  d.  Arbeiter- 1  gesamten)! 
Vereinen  hatten  Unter- 
stiitzun^skn.Hseu  für 

Kranke 

Reisende 

Arbeitslose 

und 
Streikende 

Invalide  und 
Alters- 
schwache 

Unfall- 
verletzte 

Hilfs-  und 
Spar- 
zwecke 

im  Jahre  1896  .... 
im  Jahre  1897  .... 

289  (411) 
330  (488» 

102  (103) 
100  (101) 

103  (108) 
128  (133) 

30  (40) 
32  (45) 

6  (21) 

7  (22) 

43  (55) 
45  (57) 

4.  Die  Altersrentenkasse  (Caisse  na- 
tionale des  retraites  pour  la  rieillcs.se):  Ge- 
setz vom  18.  Juni   isrio  bezw.  2S.  März 


Dekret  vom  23.  Juli  1886,  mit  Gesetzeskraft 
vom  1.  Januar  1887. 

a)  Organisation.    Die   Kasse  dient 


18fi3,  12.  Juni  IMil  und  4.  Mai  1864;  neues  dem  Zweck,  durch  frei  willige  Ei  nzaldungen 
organisches  Gesetz  vom  20.  Juli  1SSG  und  Min  vollen  Francs)  Altersrenten  zu  erwerben. 
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643 


Nach  den  für  die  Einheit  von  1  Kr.  und  50  MilJionon  Fr.),  welches  den  tarifmäßigen 

Vierteljahr  berechneten  Tarifen  wird  für  Jahreszius   bringt.     Jährliche   Bilanz  der 

jede  Einzahlung  die  entsprechende  jährliche  Kasse  und  Bericht  durch  die  dem  Handels* 

Teilrente  festgestellt ;  die  Gesamtrente  ist  ministerium    zur   Seite    gestellte  »Ober- 

die  Summe  der  Teilrenteii.    Die  Zahlung  kominissiou< . 

kann  mit  Vorbehalt  der  Rflekgewähr  nach  Ii)  Die  finanzielle  En  t  wirk  elung 
dem  Tode  an  Dritte  erfolgen,  der  Vorbehalt  der  Kasse  war  wesentlich  dadurch  beein- 
naehträglieh  fallen  gelassen  werden;  Zah-  flusst,  dass.  solmM  l»eitn  Ankauf  von  Staats- 
lungen zu  Gunsten  Dritter,  auch  mit  Vor-  mpieren    auf   offenem    Markt    nicht  der 


f>eiiaJt  der  Rnckgewälir  au  den  Geber,  sind 
zulässig.  Der  Reiitenbezug  int  zwischen  50 
und  05  Jahren  zu  wälden.  kann  nachträg- 
lich hinausgeschoben  werden ,  im  Fall 
völliger  Erwerbsunfähigkeit  (infolge  schwerer 
Verletzungen  oder  vorzeitigen  Siechtums) 
auch  früher  begonnen  werden;  seit  1KS7 
ist  Ergänzung  dieser  vorzeitigen  und  dem- 


Kasseuzinsfuss  zu  erzieleu  war,  für  Kapita- 
üsten,  namentlich  50 jährige,  ein  Anreiz  be- 
stand, Altersrenten  unter  dem  Vorbehalt 
der  Kückgewähr  zu  erwerben,  um  so  für 
ihre  I>>benszeit  einen  höheren  Zins  bei  gleich 
sicherer  Anlage  zu  erzielen.  Je  nachdem 
der  kleine  Rentner  oder  nur  der  Arteiter 
berücksichtigt  werden  sollte ,   wurden  die 


gemäss  geringeren  Heute  bis  300  Fr.  aus  Höchst l»eträge  der  Einzahlungen  und  Kenten 
Staatsmitteln  zulässig.  Die  Tarife,  früher  verändert  (siehe  oben).  Bei  Erhöhung  des 
nach  Dejiarcieux,  seit  18*7  nach  den  eigenen  |  Kasseuzinsfussos  von  41.*  auf  5%  vom 
Erfahrungen  der  Kasse  lierechnet .  gehen  1  1.  Januar  1873  ab  (durch  Gesetz  vom  20. 
vom  3.  bis  05.  l^beusjahr:  der  Zillsfuss, !  I)ezember  1872)  stiegen  die  Jahrescinzah- 
früher  gesetzlich  festgelegt,  wird  seit  1**7  hingen  von  0.0  Millionen  im  Jahre  1873 
jährlich  im  Dezember  nach  dein  der  auf  08.lt  im  Jahre  1*81. 
Kapitalanlage  erreichten  Jahresmittel  für  Nachdem  die  Kasse,  die  bis  1**0  nur  in 
die  Einzahlungen  des  kommenden  Jahres  Staatsivnten  anlegen  durfte,  ln?i  deren  hohen 
durch  Dekret  festgestellt  (zuletzt  durch  Kurs  gegen  die  Erwartung  des  Tarifs  einen 
Dekret  vom  24.  Dezember  1*07  auf  31  j°o).  Verlust  von  40  Millionen  erlitten,  der  wegen 
Die  Höhe  der  Einzahlungen  war  anfangs  der  ausfallenden  Zinsen  bis  zum  Erlöschen 
frei,  wurde  durch  die  späteren  Gesetze  1*53  der  entsprechenden  Altersrenten  UM.»  Millionen 
auf  2»KMi,  1S01  auf  :UMM>,  1*04  auf  4« M Mi, ,  bedeutete,  wurde  vom  1.  Januar  18*3  ab  der 
1**0  auf  1 000  und  1*02  auf  500  Fr.  jähr-  Zins  durch  Gesetz  vom  20.  Dezember  1882 
lieh  für  den  Kopf  beschränkt ;  einzelne  pri- 
vilegierte Zahlungen  (u.  a.  der  genehmigten 
Hilfsvereiue)  unterliegen  dieser  Beschrün- 
kung  nicht,  doch  darf  der  Höchstbetrag  der 


Rente  (anfangs  VAX),  seit  1  *U  1  1»mmi,  M4t 
1*04  15<M»  und  seit  1**0  12tMi  Fr.)  nicht 
überschritten  werden.  Bis  zum  Betrag  von 
30*1  Fr.  sind  die  Kenten  weiter  pfändiiar 


auf  4'  j°o  herabgesetzt.  Die  Einzahlungen 
sanken  dann  auf  37,7  Millionen  im  Jahre 
18*4.  Nach  den  durch  das  Gesetz  vom 
20.  Juli  1**0  seit  1.  Januar  1**7  einge- 
führten Aenderungen  ( Höchst!  »erräge  der 
Einzahlungen  und  Kenten ,  Beweglichkeit 
des  Zinsfusses  bezw.  weitere  Herabsetzung 
dessell ieii  durch  Dekret  vom  2<).  Dezember 


noch  üliertragUir.  Alle  Papier«;  geniessen  i  1**0  auf  4%  vom  1.  Januar  1**7  ab) 
ausgedehnte  Gebfthrenfreiheit.  l)ie  Kosten  i  gingen  die  1**0  wieder  auf  4'.).2  Millionen 
der  von  der  staatlichen  Dejwsitenkasse  zu  gestiegenen  Kinzahlungen  auf  23,5  Millionen 
Paris  geführt«1!!  Verwaltung  (1*00:  04201*  im  Jahre  1**7  zurück. 


Fr.  73  C.)  trägt  der  Staat:  Neltenslollen 
sind  «lie  Regierungshaupt-  und  Steuerkassen 
liezw.  Postämter.  Zahlreiche  Arlteitgelter, 
Retricltsverwalttingen  und  Vereine  haben 
die  Vermittehmg  von  Einzahlungen  über- 
nommen. Dem  CJuittimgshiich.  in  welches 
neben  der  Zalilung  die  Teilreute  eingetragen 
wird,  entspricht  ein  Konto  bei  der  Depo- 
sitenkasse: umständliche  Kontrolle  (vgl. 
das  Ausfüluimgsdekivt  vom  2*.  Dezember 
1*80).  Die  von  der  Dej>ositeiikasse  auszu- 
werfenden <  iesamtrenten  werden  seit  1**0 
in  ein  besonderes  Staatsschidilbuch  einge- 
tragen und  von  «len  Regicrungshaupt-  und 
Steuerkassen  ausgezahlt.  Die  Depositeukasse 
legt  ihre  Bestände  in  Staats-,  Provinzial-, 
Kommunal-  o«ler  sonst  garantierten  Werten 
an  und  hat  bei  der  Staatskasse  ein  Dej>ot 
für  den  Auszahlungsdienst  (seit  1**0  bis 


Die  Deckung  des  Deficits  war  am  30. 
Januar  18*4  aus  der  Staatskasse  in  eigen- 
artiger Weis«-  erfolgt.  Bis  dahin  war  beim 
Beginn  des  Rentenl>ezugs  der  Kapitalwert 
der  botreffemlen  Rente  in  Staatspapieren 
derSchiddentilgungskasse  überwiesen  worden, 
welche  die  letztere  vernichtete  und  die  Zah- 
lung der  Altersrente  übernahm ;  mit  dem 
Tode  des  Rentners  waren  die  Staatspapiere 
effektiv  getilgt.  Im  Jahre  1*S4  betrug  die 
in  dieser  Weise  auf  Schuldentilgimg  ver- 
wandte Summe  d.  Ii.  der  Mehrbetrag  der 
Altererenten  ül>er  die  ersparten  Zinsen  der 
vernichteten  Staatspapiere  15  Millionen 
(20  Millionen  Renten  gegen  11  Millionen 
ersparte  Zinsen),  l.'m  das  Deficit  des  Bud- 
gets 18*4  zu  decken,  wurde  dieser  Zusam- 
menhang gelöst,  die  Rentenlast  der  Alters- 
rentenkasse selbst  aufgebürdet  und  ihr  in 

41* 
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Ansehung  der  erlittenen  Verluste  nicht  nur 
der  Wert  der  nocli  laufenden  Renten,  son- 
dern der  Gesamtwert  der  seit  1850  annul- 
lierten Papiere  durch  Uotergate  von 
11  Millionen  3°o  tilgbarer  Rente  in»  Kurs- 
wert von  280  Millionen  Fr.  erstattet.  Die 
Trennung  wurde  bis  1886  durchgeführt  und 
ergab  am  31.  Dezember  1886  folgende 
Bilanz  (in  Millionen  Fr.):  Aktiva  620  Staats- 
papiere mit  25,2  Zinsertrag  und  Depot  62, 
Summa  682;  Passiva  25  zahlbar,  230  Wert 
der  laufenden  Renten,  368  der  künftigen 
Belastung,  Summa  623 ;  Ueterschuss  59 ; 
Durchschnittszins  der  Anlagen  seit  1850 
3,99  %. 

c)  Ueber  die  Beteiligung  der  Ar- 
beiter Ist  bekannt,  dass  1862  unter  46000 
Versicherten  18000  Arteiter,  dagegen  2800 
Beamte  und  24200  Chaussee-  und  Forst- 
warter  sich  befanden.    Seitdem  ist  man  auf 


die  Erfahrung  angewiesen,  dass  dio  Zah- 
lungen der  Arteiter  wesentlich  durch  Ver- 
mittler, namentlich  solche  Arteitgeber  und 
Betriebsverwaltungen  erfolgen ,  welche 
zwangsweise  I/>hnabzttge  machen  und  die- 
selben meist  sofort  auf  den  Namen  des  Ar- 
teiters, dessen  Freizügigkeit  so  gewahrt 
bleibt,  einzalücn.  während  sie  Zuschüsse, 
die  sie  liäufig  in  gleicher  Hohe  zusagen, 
erst  nach  einer  Reihe  von  Dienstjahren  hinzu- 
fügen. 1886  finden  sich  unter  den  16,5 
Millionen  Zahlungen  von  120  Vermittlern 
6  aus  den  Altersrentenfonds  der  genehmigten 
Hilfsvereine,  5,8  von  Eisenhahnen  (Orleans 
2.9),  0,7  der  Staatswerkstatten .  1.5  der 
Chausseeverwaltung.  0,5  der  Berg-  und 
Hüttenwerke  Oreuzot,  0,5  eines  Handlungs- 
gehilfenvereins, 0,2  der  Ixmvremagazine  u.s.w. 
Aus  folgender  Statistik: 


Jahr 

1877 
1881 

1884  (Zinsfn 
1886 
1887 


Einzahluntren  Betrag 
(Tausend)  i.Mill.i 
durch  Vermittler 


1877 
1881 
1888 
1887 


1877 
1881 
188« 
1887 


1877 
1881 
188« 
1887 


419 

450 

a«  inzwischen  auf 
609 
659 


8.7 
«3.o 
4  2  0 
16.5 

'59 


herabgesetzt! 


Mittel 

(Fr., 
20.7 

2?.6 


Einzahlungen  Betrag 
(Tausend)      iMill.i  Mittel 
unmittelbar  (Fr.) 


27 
24 


und  zwar  mit  Aufgabe  den  Kapitals 

25:               2.9  11.6 

312               4.4  142 

321               4.2  13.1 

34i                3.7  10.S 

mit  Vorbehalt  der  Riukgewiihr 

s.s 

8,6 
'2.3 
12.2 


168 
228 
289 
318 

Einzahlungen  insgesamt : 

256  10.4 

323  20.1 

330  22.1 

353  8-9 


343 
37.2 
42.6 

38.3 


7 

8.7 

"253 

3' 

55 

1746 

20 

23 

1 192 

24 

32.7 

1352 

iS 

7.6 

422 

7.5 

imG 

1 : 

"5.7 

1372 

»5 

17.9 

1169 

12 

5.2 

432 

2 

1-3 

621 

20 

39 

1962 

9 

14.8 

1664 

5 

2.4 

480 

mit  Aufgabe:  unter  Rückgewahr 

40.6  1 70  7.1 
62,2  24S  47.6 

65.7  298  27.1 
25.1  323  »4.6 


4: 
192 

9i 
45 


ergiebt  sich,  dass  die  unmittelbaren  Zah- 
lungen (versements  individuell),  deren 
durchschnittliche  Höhe  die  Kräfte  des  Ar- 
beiters weit  übersteigt,  die  Krisen  der  Kasse 
verursacht  haben  und  von  den  gesetzlichen 
Acndeningen  betroffeu  worden  sind,  während 
die  Zahlungen  durch  Vermittler  (versements 
collect  ifs)  in  dauerndem  gleichmassigen 
Steigen  sind  und  1887  kaum  gelitten  haten 
(vgl.  auch  die  unten  angezogene  Statistik). 
Die  unmittelbaren  Zahlungen  sind  meist  mit 
Vortehalt  der  Rückgewähr  erfolgt,  doch  ist 
diese  Art  der  Einzahlung  auch  bei  den  Ar- 
beitern mehr  und  mehr  in  Gebrauch  ge- 
kommen.   Die  Rückzaldungen,  im  Betrage 


von  durchschnittlich  2000  Fr.,  stiegen  all- 
mählich von  1.9  auf  10,5  Millionen  im  Jahre 
1887.  Die  Zalü  der  jährlich  ausgefertigten 
Bücher  beträgt  Iiis  dahin  durchschnittlich 
30<hhi  (Grenzen  23 — 36),  seit  1850  im  ganzen 
725  000. 

d)  Statistik.  Nach  dem  letzten  von 
der  :*Oterkomiuission<.  an  den  Präsidenten 
der  Republik  erstatteten  Jahresbericht  (Rap- 
port de  la  Commission  supurieure  de  la 
Caisse  nationale  des  retraites  pour  la  vieUlesse 
au  President  de  la  Rüpublique  sur  les  Ope- 
rations et  la  Situation  de  cette  caisse.  Aunee 
1896.  Paris  1897,  Imprimerie  nationale)  liefen 
am  31.  Dezember  1896  folgende  Renten: 
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Höhe  der 

Männer 

Frauen 

Zusammen 

Renten 

Zahl  der  Betrag  der 

Mittel 

Zahl  der 

*  J  (IUI  Uvl 

Retras*  der 

Mittel 

Zahl  der!  Betrag  der 

Mittel 

i  t  utiier 

Keilt»  11 

Rentner 

Renten 

IU'tlTTlt'1' 

Kenten 

1 

4 

6 

7 

8 

9 

10 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

von     2—   50  Fr. 

41  162 

1  216  748 

29 

34034 

953  142 

28 

75  196 

2  169  890 

28 

„     öl-  200  „ 

47  599 

t,  083  078 

106 

37  695 

4  052  409 

107 

85  294 

9  135  487 

107 

„    '201-  360  „ 

8664 

2  295  537 

264 

9  579 

2  554  43° 

266 

18243 

4  849  967 

265 

„    361 —  6(J0  ., 

5  856 

2  739  5«  5 

466 

7069 

3  292  308 

465 

12  92  5 

6031  823 

466 

.,   601-1200  „ 

4667 

4  060  888 

870 

4  732 

3  95»  153 

836 

9  399 

8  019  041 

»53 

,.  1201-1500  ., 

1  285 

1  848  637 

43» 

944 

1  342019 

1421 

2  229 

3  190  6s6 

143« 

Ziixainmen 

109  2.« 

17244403 

15» 

94053  16152461 

171 

203  286 

33  396  864 

164 

Vgl.  im  übrigen  die  Iiis  auf  »las  Jahr 
1851  zurückgehende  Statistik  in  meiner  Ar- 
l**itervcrsieherung  im  Auslände*.  Heft  IV: 
Di»'  A"rl>eiterversieherung  in  Krankreich. 
Berlin  1*98  (A.  Trosehel). 

e)  Ken ten zu schftsse:  f leset/,  vom 
31.  Dezcmter  189;"»,  »«treffend  die  Er- 
höhung der  Kenten  der  Altersrentenkasse. 
Dieses  Gesetz  stellt  gewisseraiasscu  eine 
Abschlagszahlung  auf  dem  Gebiete  der  In- 
validität«- und  Altersversicherung 
dar,  ül«r  welcho  das  Parlament  trotz  lang- 
jähriger Verhandlungen  sich  noch  immer 
nicht  hat  schlüssig  werden  können.  Danach 
soll  ein  jährlich  im  Etat  unter  dein  Titel 
>Bonification  ]#nir  les  pensions  de  retraite 
des  ouvriers«  einzustellender  Staatszusehuss 
(2  Mill.  Fr.)  dazu  verwendet  werden,  die 
Altersrenten  von  Mitgliedern  der  Alters- 
rentenkasse oder  der  mit  Altersrentenfonds 
versehenen  Hilfsvereine  bis  auf  den  Jahres- 
lieitrag  von  360  Kr.  zu  erhöhen,  sofern  der 
Rentner  bereits  70  Jahre  alt  ist.  25  Beitrags- 
jahre nachweisen  kann  und  einschliesslich 
•-einer  Altersrente  nicht  mehr  als  300  Kr. 
Jahreseinkommen  hat  ;  daneben  dürfen  auf 
Vorschlag  der  Überkommission  Kitern  mit 
mehr  als  3  Kindern  liesondero  Zuschüsse 
bewilligt  werden.  Ausserdem  sind  (unbe- 
schadet des  nach  g  11  desGesetzes  v.20.  Juli 
1SS6  im  Budget  des  Ministeriums  des  Innern 
hierfür  einzustellenden  jährlichen  Sonder- 
kredites) die  Einkünfte  aus  dein  Erlös  der 
Kronjuwelen  (zur  Hälfte)  zur  Anfliesserung 
derjenigen  Renten  l>estimint,  welche  nach 
S  11  a.  a.  O.  (bei  schweren  1'nfällen  und 
anderweit  vorzeitig  eingetretener  völliger  Ar- 
l«it8unfähigkeit)  schon  vor  dem  für  die 
Erlangung  der  Altersrente  sonst  vorge- 
schriebenen Lebensalter  gewälirt  werden 
dürfen.  —  Nach  §  25,  des  Gesetzes  v.  13.  Juli 
1S9C  dürfen  die  Rentenzuschüsse  nicht  1  .1 
des  Jahresbetrages  der  l  «treffenden  Rente 
übersteigen.  Bis  zum  Absclduss  des  Be- 
lichte» der  Oberkommission  der  Altersrenten- 
kasse  über  das  Geschäftsjahr  1N90.  d.  h.  bis 
zum  1.  April  1K97,  waren  im  ganzen  lS2oo 
Gesuche  um  Rentenzuschüsse  eingegangen 


und  in  15Ü4M  Fällen  zusammen  320305  Kr. 
Rentenzuschüsse  liewilligt  worden ;  ausser- 
dem wurde  den  Eltem  mit  4  Kindern  (unter 
15  Jahren)  ein  Rentenzusehlag  von  16°'o 
bezw.  von  4°o  für  je<les  weitere  Kind  ge- 
währt. 

f)  Rentensicherung:  Gesetz  vom 
27.  Dezeml>or  1N9(>,  betreffend  die  zu 
Gunsten  der  Arbeiter  und  Angestellten  er- 
richteten Pensions-,  Hills-  und  I'nter- 
stütznngskassen.  Dieses  Gesetz  verfolgt  den 
Zweck,  die  Vermögensbestände  solcher  Kassen 
sicherzustellen,  welche  von  Betriebsunter- 
nehmern zu  Gunsten  ihres  Personals,  sei  es 
mit  oder  ohne  Beitragszwang  des  letzteren, 
errichtet  sind,  um  diesem  unter  gewissen 
Voraussetzungen  l«stimmto  Rechtsansprüche 
nuf  Pensionen  oder  sonstige  Unterstützungen 
zu  gewähren.  Danach  halten  die  Mitglieder 
solcher  Pensions-  und  Hilfskassen  Itei  Kon- 
kurs oder  Zahlungseinstellung  des  Betriebs- 
unteniehmors  fortan  ein  Aussonderungsrecht 
an  dem  gesamten  Kassenvermögen  einschliess- 
lich Zinsen,  soweit  dasselbe  nicht  stntutge- 
nnls.se  Verwendung  gefunden  hat.  Die  Depo- 
sitenkasse hat  die  Vermögen  sIk -stände  der 
Kassen  als  Depot  anzunehmen  und  zu  dem 
für  die  Sparkassen  voi*gesch Helenen  Zins- 
fusse  zu  verzinsen.  Binnen  3  Monaten  nach 
dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  sind  alle 
ferneren  (zur  Begründung  von  Rentenan- 
sprüchen etc.  bestimmten)  Kasseneingänge 
liei  der  Altersrenteukasse  oder  bei  der  Depo- 
sitenkasse oder  bei  einer  durch  liegenderes 
Dekret  genehmigten  und  staatlich  tieaufsich- 
tigten  Syndikats-  oder  Patronatskasse  zu 
hinterlegen  (bezw.  im  letzteren  Kalle  in 
Staatspapieren  oder  sonst  garantierten  Werten 
anzulegen).  Auf  Grund  dieser  Hinterlegung 
erlangen  die  Kassenmitglieder  an  den  hinter- 
legten Summen  ein  Pfandrecht  gemäss  Ar- 
tikel 2<>73  des  Code  civil:  ausserdem  Italien 
sie  bezüglich  der  zur  Zeit  der  Konkurser- 
öffnung oder  Zahlungseinstellung  noch  nicht 
hinterlegten  Summen  für  das  laufende  und 
das  letztvergangene  Jahr  ein  gleiches  Vor- 
recht am  Gesamt  vermögen  des  Betriebs- 
tmternehmers  wie  hei  rückständigem  Lohne 
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gemäss  Ai-tikol  2101  des  Code  civil.  Die 
näheren  Vorschriften  ülior  die  Hinterlegung 
und  Zurückziehung  der  Kassenstände  ist 
einem  besonderen  Reglement  vorbehalten, 
welches  erst  am  14.  oktolter  1S*»7  erlassen 
wurde  und  die  Vorschriften  des  Gesetzes 
mehrfach  abschwächte.  So  ist  für  die  Dc|wts 
bei  der  Depositen  kasse  —  l>ei  der  Alters- 
renten kasse  müssen  Itestimmungsgemäss 
die  Einzalüungen  stets  in  Itnr  und  auf  das 
persönliche  Konto  des  Pensionsanwärters  er- 
folgen —  auch  die  Hinterlegung  Iteliebiger 
Wertpapiere  zugelassen  und  die  Zunick- 
ziehung des  Depots  gegen  bloss  nachträg- 
liche Benachrichtigung  der  Kassenmit- 
glioder  jederzeit  gestattet.  Die  P  a  t  r  o  n  a  t  s  - 
uud  Syndikatskassen  sind  ei-st  auf  Ver- 
anlassung des  Senates  in  da»  Oesetz  einge- 
fügt worden,  um  neben  den  lioiden  genannten 
Staatskassen  auch  die  der  privaten  Initiative 
der  Unternehmer  entsprungeneu  Kassenarten 
zu  erhalten  und  zu  fönlern.  Die  Patronats- 
kassen  (für  einzelne  Grossbetrieto  durch 
deren  Chef  begründet)  und  die  Syudikats- 
kassen  (  von  einer  Mehrheit  von  Unternehmern 
für  ihre  Betrielje  insgesamt  begründet)  er- 
langen durch  die  vom  Nachweis  der  l^eliens- 
fähigkeit  und  dem  Gutachten  einer  (durch 
Dekret  vom  11».  Januar  1896  geschaffenen, 
dem  Handelsministerium  angegliederten) 
Sachverständigenkommission  abhängig  ge- 
machte Bestätigung  Rechtspersönlichkeit, 
womit  das  Kassonvermögen  auch  rechtlich 
aus  dem  sonstigen  Vermögen  der  Begründer 
ausscheidet ;  im  übrigen  bestimmen  sich  ihre 
Kechtsverliältnisse  nach  dem  Inhalte  der 
behördlich  (durch  Dekn-t)  bestätigten  Statuten. 

5.  Die  Lebens-  und  Unfallversiche- 
rungskasse  (Caisse  nationale  d'assurances 
en  cas  de  dcees  et  en  cas  d'aecidents):  Ge- 
setz vom  11.  Juli  1868  und  Dekret  vom  13. 
Anglist  1877.  Seit  1868  verwaltet  die  De- 
positenkasse (Caisse  nationale  des  depöts  et 
consignations)  je  eine  Lebens-  und  Un- 
fall -  V  e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g  s  k  a  s  s  e. 

A)  D  i  e  L  e  b  e  n  s  v  e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g  s  k  a  s  s  e. 
a)  Organisation.  Bei  dieser  Kasse  können 
bis  zur  Höhe  von  3O00  Kr.  Versicheningen 
gegen  einmalige  oder  wiederholte  (jälirliche) 
Prämienzahlungen  abgeschlossen  werden, 
welch  letztere  bei  längerer  Unterlassung 
der  Zahlung  in  eine  einmalige  Prämie  um- 
gerechnet werden.  Die  beim  Tode  der 
Versicherten  auszuzahlende  Summe  wird 
nach  Tarifen  bestimmt,  welchen  eine  4°o 
Verzinsung  der  Prämienzahlungen  und  die 
Deparcieuxschen  Stcrblichkeitstafeln  zu 
Grunde  liegen.  Eine  ärztliche  Untersuchung 
findet  nicht  statt,  doch  wird  liei  Tod  inner- 
halb d«ir  ersten  zwei  Jahre  nicht  tlie  ver- 
sicherte Summe  gewährt,  sondern  die  Ein- 
zahlung nebst  (4"o)  Ziusen  erstattet.  Die 
Versicherung  ist  weder  vor  dem  10.  noch 


I  nach  den»  60.  J/?bensjahre  statthaft.  Die 
I  versicherte  Summe  ist  zur  Hälfte,  mindestens 
;  bis  zum  Betrage  von  600  Fr.,  weder  pfänd- 
J  bar  noch  Übertrag! <ar.    Genehmigte  Hilfs- 
,  vereine  dürfen  ausserdem  jälirliche  Sammel- 
I  versichenmgen  bis  1000  Fr.  für  den  Kopf 
der  Mitglieder  (auf  Grund  einer  Nameus- 
:  und  Altersliste)  eingehen  und  Italien  von 
dieser  Befugniss  vielfach  ziu-  Deckung  der 
Begräbnisskosten  Gebrauch  gemacht.  Ver- 
I  fügbare  Bestände  der  Kasse  sind  binnen  8 
Tagen  in  Staatsrenten  anzulegen. 

b)  Statistik.  Nach  den  von  der  Olier- 
kommission  an  den  Präsidenten  der  Republik 
erstatteten  Jahresberichten  (Rapport  de  la 
Commision  superieitre  des  Caisses  d'assu- 
J  rances  en  cas  de  deees  et  en  cas  d'accidents 
ä  M.  le  IV-sident  ile  Li  Republique  siir  les 
I  Operations  et  la  Situation  de  ces  deux~caisses 
;  Annee  189(3.  Paris  1897,Iraprimerio  nationale) 
I  waren  bis  31.  XII.  1893  2279  Einzelver- 
sicheningen mit  einem  versicherten  Kapital 
von  40.13031  Fr.  89  C.  und  1448  Sammel- 
versieheningen  mit  insgesamt  3Ö1513  Köpfen 
abgeschlossen.  Der  allmählich  auf  779622  Fr. 
32  C.  angewachsene  Fehlbetrag  der  Kasse 
wunle  darauf  zurilekgeführt,  dass  die  mitt- 
lere Sterblichkeit  der  Einleger  thatsäcldieh 
eine  höhere  war.  als  sie  die  Deparcieuxschen 
Tafeln  vorgeselien  hatten.  Insbesondere 
hatte  sich  dies  bei  den  Hilfsvereinen  heraus- 
gestellt, welche  auf  ihre  Sammel  Versiche- 
rungen bis  Knde  1890  durchschnittlich  einen 
I  Gewinn  von  .30"  „  der  eingezahlten  Prämien 
gemacht  hatten.  Es  war  daher  schon  durch 
Dekret  vom  28.  Novemlter  1890  bestimmt 
worden,  dass  vom  1.  Dezember  1899  ab  die 
tarifmässigeu  Prämien  dem  für  den  einzelnen 
j  Verein  aus  einem  je  5jährigen  Durchschnitt 
!  sieh  ergebenden  Sterblichkeitskoeffizienten 
entsprechend  erhöht  oder  erniedrigt  werden 
sollten,  ohne  dass  diese  Erhöhungen  das 
Doppolte  der  tarifmässigen  Prämie  über- 
schreiton oder  die  Herabsetzungen  unter 
deren  Hälfte  herabgehen  durften.  Dem- 
gemäss  sank  der  durchschnittliche  Gewinn 
der  Hilfsvereine  bis  Ende  1894  bereits  auf 
26"  o  und  bis  Ende  1895  weiter  auf  24,85^0, 
während  die  seit  dem  Dekret  vom  28.  No- 
vemlter  1890  abgeschlossenen  Saramelver- 
sicherungen,  auf  welche  dieses  voll  zur  An- 
wendung kam.  nur  noch  O.7f>°'o  Gewinn 
brachten.  Aber  auch  bei  den  Einzel  Ver- 
sicherungen hatte  die  Kasse  nach  und  nach 
zuzusetzen.  So  betrug  der  Verlust  aus  den 
Einzelversieherungon  im  Jahre  1892  3433  Fr. 
7  C.  und  im  .lahre  1893  3097  Fr.  10  0. 
Diese  Ergebnisse  deuteten  darauf  hin.  dass 
die  l>ei  der  staatlichen  Kasse  im  Gegeusatz 
zu  den  privaten  Versicherungsgesellschaften 
nachgelassene  ärztliche  Untersuchung  der 
zu  Versichernden  in  der  blossen  Annullierung 
d>s  Versicherungsvertrages,  falls  der  Ver- 
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sicherte  innerlialb  zweier  Jahre  nach  Ab- 
schluss  des  Vertraget*  stirbt,  keinen  ge- 
nügenden Ausgleich  fand,  zumal  die  Kasse 
die  Einlagen  mit  4°o  zu  verzinsen  hatte, 
aber  diesen  Prozentsatz  bei  dem  allgemein 
sinkenden  Zinsfusse  für  ihre  eigenen  Kapital- 
anlagen nicht  mehr  zu  erreichen  vermochte. 

Zur  Deckung  der  Verluste  der  Kasse  er- 
mächtigte daher  das  Finanzgesetz  vom  26. 
Juli  1893  die  Depositonkasse,  den  Beständen 
der  wohlsituierten  rufall versiehenmgskasse 
den  Betnur  von  1  Mill.  Fr.  zu  entnehmen 
und  ihn  der  Loliensversicherungskasse  als 
Dotation  sowohl  zur  Deckung  ihrer  Verluste 
wie  zur  Bildung  eines  Reservefonds  zu  über- 
weisen:  ausserdem  wurde  bestimmt,  dass 
die  notwendigen  AI  Änderungen  der  (bisher 
nur  alle  5  Jahre  nachzuprüfenden  und  er- 
forderlichenfalls durch  Gesetz  abzuändernden) 
Tarife  der  Kasse  in  Bezug  auf  den  Zinsfuss 
und  die  Sterbhchkeitswahrscheinlielikeit  fort- 
an soltald  als  erforderlich  durch  Dekret  des 
Präsidenten  der  Republik  nach  Anhörung  der 
(als  Sachverständigenkommission  fungieren- 
den) Überkommission  luid  bezüglich  des 
Zinsfusses  unter  Berücksichtigung  der  an- 
gelegten Gelder  erfolgen  können.  Dem- 
gemäss  wurde  bereits  durch  Dekret  vom 
28.  Dezember  1893  der  den  neuen  Tarifen 
zu  Grunde  zu  legende  Zinsfuss  von  4  auf 
3°o  herabgesetzt.  Ein  neues  Feld  derThätig- 
keit  erhielt  die  Kasse  durch  das  Gesetz  vom 

30.  November  1*94  betreffend  Beschaffung 
billiger  Wohnungen,  welches  sie  (§  7)  er- 
mächtigte zeitweise  Versicheningen  behufs 
Sicherstellung  der  Zahlung  des  billigen  Wohn- 
hauses für  den  Fall  des  vorzeitigen  Ableliens 
des  Familienliauptes  einzugehen;  jetloch  ist 
von  dieser  Ermächtigung  bisher  kein  Ge- 
brauch gemacht  worden. 

Am  31.  Dezember  1896  betrugen  die 
versicherten  Kapitalien  insgesamt  3  Mill.  Fr., 
einschliesslich  der  im  Jahre  1896  hinzuge- 
kommenen 83  Einzelversieherungen  mit 
117  447  Fr.  92  C.  Versicherungssumme  und 
69  Sammel versichern ngen  mit  13336  Köpfen 
und  76750  Fr.  Prämienzaldungen.  Die 
Einzelversicheningen  brachten  einen  Ueber- 
schuss  von  57  792  Fr.  65  C,  die  Sammel- 
versicheningen  wiederum  einen  Fehlbetrag 
von  16029  Fr.  65  C,  so  dass  der  Jahres- 
überschuss  nur  41763  Fr.  ausmachte  und 
zuzüglich  des  Restbestandes  vom  31.  Dezember 
1895  mit  50131  Fr.  99  C.  einen  Gesamt- 
überschuss  von  nur  91894  Fr.  99  C.  ergab. 

Insgesamt  waren  vom  11.  Juli  1808  bis 

31.  Dezember  1896  2571  Einzelversicheningen 
mit  4,5  Mill.  Fr.  Versicheningssumme  (welche 
sich  zufolge  bezüglicher  Aus-  und  Rück- 
zahlungen bis  zum  31.  Dezember  1896  auf 
die  oben  angegebenen  3  Mill.  Fr.  vermindert 
hatten)  abgeschlossen :  die  Einnahmen  dieses 
Kontos   betrugen  1213659   Fr.  28  C,  die 


Ausgaben  613 109  Fr.,  mithin  Ueberschuss 
600  549  Fr.  75  C.  Die  insgesamt  1647 
Sammelversichenmgon  mit  392  64*1  Köpfen 
brachten  dagegen  1731977  Fr.  64  C.  Ein- 
nahmen und  2066101  Fr.  Ausgaben,  mithin 
einen  Fehlbetrag  von  334  123  Fr.  36  C. 
Hiernach  ergab  sich  im  ganzen  noch  ein 
Ueberschuss  von  rund  260000  Fr.,  welcher 
zuzüglich  der  nach  dem  Gesetz  vom  26.  Juli 
1893  überwiesenen  1  Mill.  Fr.  (s.  oben)  sich 
im  Endergebnis  auf  1264749  Fr.  39  C. 
stellte;  diese  Summe  war  bis  auf  einen 
Barbestand  von  66926  Fr.  97  C.  in  4840  Kr. 
3'*0,o  und  330»)  Fr.  3°o  Staatsrenten  an- 
gelegt (durelischnittliehe  Verzinsung  3,16°, o). 

B)  Die  L'nfallversicherungskasse. 
a)  Organisation.    Diese  Kasse  giebt  für 
3,  5  oder  8  Fr.  Jahresprämie  (keine  Ge- 
fahrenklassen!) bei  dauernder  1'nfähigkeit 
zur  Fortsetzung  des  bisher  ausgeübten  Be- 
mfes  dem   Verletzten  das  320  fache  der 
Prämie,  da  auf  Grund  der  Erfahrungen  \m 
Bergwerken  atigenommen  werde,  dass  auf 
1 00  000  Versicherte  320  Unfälle  kommen 
würden,  so  dass,  da  100,1,10  »so  rund  320  er- 
giebt,  jeder  der  Verletzten  jene  Summe  er- 
halten kann ;  bei  völliger  Erwerbsunfähigkeit 
wird  dieselbe  aus  einer  jährlich  durch  das 
Finanzgesetz  festgesetzten  Staatssubvention 
(2,1  Million  Fr.)  bezw.  aus  den  der  Kasse 
etwa  zugeflossenen  Schenkungen  und  Ver- 
mächtnissen verdoppelt.  Die  Renten,  welche 
liei  3  bezw.  5  Fr.  Jaliresprämie  nicht  weniger 
als  150  bezw.  200  Fr.  betragen  sollen,  sind 
l  weder  {»fändbar  noch  übertragbar.  Uober 
die  Frage  der  Erwerbsunfähigkeit  entscheidet 
ein   Schiedsgericht   (1   Arzt,  1  Techniker, 
'  1  Arlieitgeber,  1  Arl>eiter)  unter  Vorsitz  tles 
i  l'räfekton.    Die  Versicheningssumme  wird 
;  bei  der  Altersrentenkasse  zur  Bestellmig 
I  einer  (nach  dem  Alter  tles  Verletzten  al>- 
-  gestuften)    I Leibrente    eingezahlt.  llinter- 
■  bliebene  erhalten  2  Jahresraten  der  I>*ib- 
rente,  welche  dem  Verletzten  gebührt  hätte. 
I  Samnielversicherungen  sind  auch  hier  zu- 
lässig.   Uni  die  Vorteile  dieser  Kasse  vor- 
I  zugsweise  dem  Arbeiterstande  zukommen  zu 
lassen ,  war  die  Versicherung  auf  die  bei 
gewerblichen  (Hier  landwirtschaftlichen  Be- 
trielten  erlittenen  Unfälle  tieschränkt. 

b)  S  t  a  t  i  s  t  i  k.  Nach  den  oben  (sub  A,  b) 
'erwähnten  Jaliresberichten  »1er  »Überkom- 
|  mission«  waren  im  Jalire  1896  1488  Prämien 
(808  a  8  Fr.,  483  ii  5  Fr.  und  199  ä  3  Fr.) 
im  Gesamtlietrage  von  9360  Fr.  gezahlt 
worden ;  die  Einnahmen  betnigen  (einschliess- 
lich 202.781  Fr.  75  C.  Zinsen)  212713  Fr. 
67  C,  die  Ausgaben  nur  7475  Fr.  Ol  C, 
so  dass  sich  am  31.  Dezeml»er  1896  ein 
rebersehuss  von  205238  Fr.  66  C.  und  zu- 
züglich des  Restliestandes  vom  31.  Dezember 
1895  11911  Fr.  66  C.  ein  Gesamt  ül-erschuss 
von  217  150  Fr.  32  C.  ergab. 
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Insgesamt  -waren  vom  11.  Juli  1868  bis 
31.  Dezember  1896  39654  Personen  ver- 
sichert, 251  515  Kr.  96  C.  Prämien  eingezahlt 
und  190216  Fr.  48  C.  an  Entschädigungen 
u.  s.  w.  ausgezahlt  worden,  so  dass  sich  ein 
Uelterschuas  von  61299  Fr.  48  C.  ergab, 
welcher  im  ganzen  zuzüglich  dos  Staats- 
zuschusses von  2,1  Millionen  Fr.,  4,3  Millionen 
Zinsen  und  16Ö0  Fr.  Schenkung  sich  am 
31.  Dezember  1896  auf  6413549  Fr.  48  0. 
stellte:  diese  Gelder  waren  bis  auf  einen 
Barbestand  von  22320  Fr.  25  C.  in  Staats- 
renten angelegt  und  hatten  sich  durch- 
schnittlich mit  3,22  °o  verzinst.  Die  durch- 
schnittliche Zahl  der  jahrlich  versicherten 
Personen  betrug  nur  1416.  An  Unfällen 
waren  im  ganzen  nur  81  (darunter  20  tät- 
liche und  61  mit  dauernder  Arbeitsunfähig- 
keit) —  2,04  auf  1000  Versicherte  —  ent- 
schädigt worden.  Diese  gering»?  Wirksam- 
keit tler  Kasse  wird  darauf  zurückgeführt, 
ilass  sie  weder  den  Bedürfnissen  der  Arbiter 
noch  denen  der  Unternehmer  genügend 
entspricht,  da  sie  den  ersteren  für  vorüber- 
gehende bezw.  teilweise  ArlxMtsunfähigkeit, 
den  letzteren  für  die  eigene  Haftpflicht 
keine  Deckung  bietet. 

Fasst  mnn  die  gesamten  Ergebnisse 
dieser  komplizierten ,  fast  ein  halbes  Jahr- 
hundert lang  wirksamen  Gesetzgebung  zu- 
sammen, so  ergieht  sich,  dass  das  eigent 


liehe  Ziel,  die  Ijohnarbciter 


LrC^i 


n  die  un- 


venneid  liehen  Notlagen  des  mo  lernen  Er- 
werbslebens sicherzustellen,  bei  weitem  nicht 
erreicht  worden  ist.  Trotz  aller  staatlichen 
Vergünstigungen  ist  es  in  nahezu  50  Jahren 
nur  gelungen,  l>oi  38,3  Millionen  Einwohnern 
und  fast  10  Millionen  Lohnarbeitern  (ein- 
schliesslich der  landwirtschaftlichen)  knapp 
1  Million  Arbeiter  um  die  Fahrn*  der  frei- 
willigen Veroiiisthätigkoit  zu  sammeln,  und 
nur  ein  Bruchteil  dieser  Vereine  hat  regel- 
rechte Unterstützung*-  oder  Versicherungs- 
kassen aufzuweisen.  Die  letzteren  haben 
u.  a.  trotz  der  fremden  Beihilfen  nur  eine 
mittlere  Altersrente  von  64,88  Fr.  zu  er- 
zielen vermocht :  ein  Betrag,  der  noch  nicht 
einmal  die  Hälfte  der  in  Deutschland  ge- 
zahlten Mindestreute  erreicht.  Selbst  die 
staatliche  Altersroutenkasse .  deren  Kund- 
schaft nur  zu  einem  Bruchteil  der  Arbeiter- 
schaft angehört,  gewährt  keine  höhere  Durch- 
schnittsrente als  die  deutsche  Invaliditäts- 
undAltorsversiehening.kann  es  al>erauch  nicht 
wie  diese  verhüten,  oass  die  einzelne  dem 
Arbeitsinvalideu  gezahlte  Rente  auf  wirt- 
schaftlich ganz  unzulängliche  Beträge  herab- 
sinkt. Die  anderen  beiden  staatlichen  (Ix-bons- 
uiul  Unfall-) Vemcherungskassen  sitid  aber  für 
den  Arljeiterstand  als  solche  völlig  wirkungs- 
los geblielien.  (Vgl.  die  Hententafeln  in 
meinem  Leitfaden  zur  Arbeiterversiohorung 
des  Deutschen  Boichs- ,  Berlin  1*98(3.  Hun- 


derttausend, Verlag  von  A.  Asher.)  Diese 
Misserfolge  haben  in  neuerer  Zeit  wieder- 
holt zu  parlamentarischen  Erörterungen  von 
Gesetzesvorsehlägeu  geführt,  welche  die 
alten  Bahnen  verlassen  wollten  und  sich 
auf  den  Boden  der  in  Deutschland  erprobten 
staatlichen  Zwangs  vor  Sicherung 
stellten,  und  obwohl  die  Umwandlung  der 
Anschauungen  zu  Gunsten  der  letzteren 
ebenso  wie  z.  B.  in  England  und  Italien 
sehr  langsam  vor  sich  geht,  so  halten  jene 
Vorstösse  doch  schon  zu  einigen  neueren 
Gesetzen  geführt,  welche  den  Anforderungen 
einer  modernen  Sozialpolitik  mehr  oder 
minder  Rechnung  tragen. 

II.  Neuere  Gesetzgebung. 

I.  Die  Bergmannskassen:  Gesetz,  be- 
treffend die  Hilfs-  und  Pensionskassen  der 
Bergarbeiter  vom  29.  Juni  1894  bezw.  19. 
Dezember  1894  und  Ausführungsverordnung 
vom  25.  Juli  und  14.  August  1894. 

a)  Organisation.  Mit  diesem  Gesetz 
ist  der  erste  Schritt  auf  dem  Wege  der 
Zwangs  versiehe  r  u  n  g  gemacht  worden. 
Bis  dahin  war  ein  Dekret  vom  3.  Januar 
1813  der  einzige  Gesetzesakt.  welcher  den 
Bergwerksliesitzein  besondere  Pflichten  gegen 
ihre  Arbeiter  auferlegte,  nämlich  »in  iliren 
Werken  je  nach  der  Zahl  der  Arbeiter  und 
der  Ausdehnung  des  Abbaues  diejenigen 
Arznei-  und  Hilfsmittel  zu  unterhalten, 
welche  ihnen  durch  den  Minister  aufgegeben 
werden*.  Allmählich  hatten  sieh  dann  im 
Anschluss  an  diese  Fürsorge  in  fast  allen 
Borgwerken  teils  von  den  Unternehmern 
allein  unterhaltene,  teils  ans  Ijohnnbzügen 
(im  Mittel  3°  o)  und  Uuternehmerzuschüssen 
gespeiste  eigenartige  Unterstütznngs- 
kassen  entwickelt.  Im  allgemeinen  genügten 
diese  Kassen  den  alltäglichen  Bedürfnissen 
Itei  vorübergehenden  Krankheitsfällen,  leich- 
teren Unfällen  u.  s.  w.,  versagten  aber  in 
Ermangelung  ausreichender  statistischer  Er- 
fahrungen und  finanzieller  Grundlagen  regel- 
mässig bezüglich  der  Sicherstellung  der  In- 
validen- und  Alters-,  Witwen-  und  Waisen- 
renten. (Näheies  darüber  in  meiner  -Arheiter- 
versicherung  im  Auslände«,  Heft  IV:  Die 
Arbeiterversichernng  in  Frankreich.) 

Diesen  Mängeln  sucht  das  neue  Gesetz 
vom  29.  Juni  1S94  entgegenzutreten,  indem 
es  unter  grundsätzlicher  Aufhebung  der  bis- 
herigen Kasseneinrichtungen  die  Versi- 
ch e  r  n  n  g  in  bestimmten  Formen  und  Grenzen 
obligatorisch  macht,  zu  den  Lasten  des- 
selben l  icide  Teile,  Arl»eitgeber  und  Arl»eit- 
nehmer  heranzieht ,  uud  —  unter  Ausscheidung 
der  «lern  allgemeinen  Unfallversicherungs- 
gesetz vorbehaltenen  U  n  f  a  1 1  Versicherung  — 
die  vorübergehenden  Fälle  (K  ranken- 
versiehorung)  von  den  dauernden  Fällen 
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(Alters-    und  Invalidenversicherung) 
getrennt  behandelt  (eaisses  de  secours! 
für  die  ersteren,  eaisses  des  r  e  t  r  a  i  t  e  s  für  I 
die  letzteren). 

Behufs  Bildung  der  erforderliehen  Ren- 
tenfonds   hat    der  Betriebsunternehmer 
monatlich  4°o  der  gezahlten  Löhne  (davon 
die  Hälfte  zu  Lasten  der  Arbeiter)  an  die 
staatliche  Altersrentenkasse  oder  an; 
eine  durch  Dekret  bestätigte  und  staatlich  i 
beaufsichtigte  Patronats-  oder  Svndi- 
katskasse  abzuführen.    Der  Versicherte] 
erhält  ein  auf  seinen  Namen  ausgesehrielienes 
Ouittungshuch,  in  welchem  die  Einzahlungen  ! 
einzutragen  sind :  dioseü»en  können  nach 
Uehereinkunft  auch  erhobt  werden.  Das 
l'ensionsreoht    regelt   sich   nach   den  Be- 
stimmungen des  Altei^rentenkassengesetzes 
vom  20.  Juli  1*80  (s.  oben  snb  1,3)  und  tritt  miti 
«lern  55.  I/obensjahr  in  Kiaft,  mit  welchem 
die  Beitragspflicht  erlischt,  auch  wenn' 
der  Zeitpunkt  für  den  Kenterd>ezug  auf  An-  l 
trag  lies  Versicherten  weiter  hinausgeschoben 
wird.    Durch  die  obligatorische  Einführung 
des  Unittungsbuchcs  ist  das  Rentenrecht  der 
Versicherten  von  dem  Wechsel  der  Arbeite- 
stelle unabhängig  gemacht  worden. 

An  die  Kranken-  (Hilf s-)  Kassen 
hat  '1er  Unternehmer  bis  zu  2°o  der  ge- 
zahlten Löhne  zu  lAsten  der  Arbeiter  und 
dazu  die  Hälfte  dieser  Summe  ans  eigner 
Tasche  abzuführen.  Art  und  Höhe  der 
1'nterstützungen  an  Kranke  oder  sieche  Mit- 
glieder und  im  Kalle  des  Todes  an  deren 
Familien  müssen  in  den  Kassenstatuten  ge- 
nau bestimmt  sein ;  neben  diesen  obligato- 
rischen I Leistungen  können  die  Statuten  die 
Gewährung  von  Krankengeld  und  Arzthilfe 
an  die  Familienmitglieder,  Tagegelder  zu 
Gunsten  der  Frauen  und  Kinder  der  zu 
militärischen  Dienstleistungen  eingezogenen 
Mitglieder  und  ausserordentliche,  widerruf- 
liche Unterstützungen  an  die  Witwen  und 
Kinder  verstorbener  Mitglieder  zubissen. 
Für  jeden  Krankheitsfall  mit  mehr  als  4  tägiger 
Arl>citsunfähigkeit  hat  die  Krankenkasse  am 
Ende  jedes  Halbjahres  auf  das  Konto  der 
einer  Altorsrentcnkasso  angehörenden  Mit- 
glieder mindestens  5°/o  des  statutenmäßigen 
Krankengeldes  für  die  ganze  Dauer  des  Be- 
zugs des  letzteren  einzuzahlen.  Die  Kassen- 
statuten und  alle  Abänderungen  derselben 
unterliegen  der  ministeriellen  Genehmigung, 
die  Kassenführung  der  staatlichen  Aufsicht. 
Jede  Krankenkasse  wird  durch  einen  aus  9 
Mitgliedern  liestehenden  Vorstand  verwaltet, 
von  welchen  l.»  vom  Unternehmer  bestimmt, 
'.i  von  den  Versicherten  selbst  gewählt 
werden  (  Wahl  stets  Sonntags).  Derselbe  hat 
alljährlich  einen  Rechenschaftsbericht  an  die 
Ressortminister  in  den  von  diesen  vorge- 
schriebenen Formen  zu  erstatten  und  .am 
Jahresschluss  die  zum  Kaisenbetrich  nicht 


erforderlichen  Bestände  binnen  Monatsfrist 
bei  der  Depositenkasse  zu  hinterlegen;  der 
Reservefonds  soll  nicht  das  Doppelte  der 
Jahresausgaben  überschreiten.  Wegen  Nieht- 
ajisfülunng  der  Statuten  oder  Verletzungen 
des  Gesetzes  kann  der  Vorstand  durch  den 
Ressortminister  aufgelöst  und  die  Kasse  bis 
zu  der  binnen  2  Monaten  vorzunehmenden 
Neuwald  durch  einen  Beauftragten  des 
Präfekten  verwaltet  werden.  Im  übrigen 
sollen  diese  Bergmannskassen  dieselben  \  er- 
günstigungen  gemessen  wie  die  sonstigen 
Hilfskassen  (Societes  de  seeours  inutuels.  s. 
olien  sub  I,  1).  Arlwiter  und  Betriehs- 
beamte  mit  einem  2400  Fr.  übersteigenden 
Jahresverdienst  gemessen  nur  bis  zu  diesem 
Betrage  die  Woldthaten  des  Gesetzes. 

Durch  Dekret  des  Staatsrats  können  auf 
Antrag  des  Ministers  die  Bestimmungen  des 
Gesetzes  auf  Gräliereicn  und  Steinbrüche 
ausgedehnt  werden. 

Die  zur  Ausführung  des  Gesetzes  er- 
lassenen Verordnungen  enthalten  u.  a.  üljer 
die  Einrichtung  und  Führung  der  Üuitrungs- 
bücher  so  komplizierte  Vorschriften,  dass  das 
deutsche  Markensystem  im  Vergleich  dazu 
viel  einfacher,  bequemer  und  sicherer  er- 
scheint. 

b)  S  t  a  t  i  s  t  i  k.  Die  Ergebnisse  des  ersten 
Rechnungsjahres  (1890)  sind  folgende:  Es 
bestanden  190  Kassen  mit  154090  Mitgliedern, 
darunter  14  Kassen  mit  weniger  als  50  Mit- 
gliedern, 20  mit  50  bis  100  Mitgliedern.  37 
mit  100  bis  200  Mitgliedern,  19  mit  200 
bis  3O0  Mitgliedern,  22  mit  300  bis  500 
Mitgliedern,  11  mit  5« Mi  bis  7o0  Mitgliedern, 
17  mit  700  bis  1000  Mitgliedern,'  21  mit 
KMMI  bis  150o  Mitgliedern,  14  mit  15oo  bis 
2000  Mitgliedern,  die  übrigen  15  mit  mehr 
als  2000  Mitgliedern.  Die  Zahl  der  Er- 
krankten betrug  103  981  (07.22  °/o).  der 
Krankentage  1543874  (14.85  Tagt-  pro 
Kranken  und  9,98  Tage  pro  Mitglied), 
der  tödlichen  Unfälle  1h4  (0,12  pro  Km 
Mitglieder).  Die  Einnahmen  betrugen 
4870413  Fr.  80  C.  (darunter  00,5  "o  Ar- 
beiterbeiträge und  3o,3H o  Unternehmerbei- 
trüge  oder  pro  Mitglied  19,07  und  9,50  Fr.), 
die  Ausgaben  4350  040  Fr.  50  C.  (darunter 
195)1832  Fr.  Krankengeld  -  12,02  Fr.  pro 
Mitglied.  18.59  Fr.  pro  Kranken  und  1.31  Fr. 
pro  Krankentag,  1583599  Fr.  Arzt-  und 
Arzneikosten  mit  Einschluss  der  Familien- 
angehörigen oder  ohne  diese,  4,50  und  5.90  Fr. 
Arzt-  und  Arznoikosten  pro  Mitglied,  8,60 
und  11,32  Fr.  pro  Kranken,  0.54  und  0.75  Fr. 
pro  Krankentag),  der  Uehersehuss  520373  Fr. 
30  C.  und  der  am  Schluss  des  Jahres  vor- 
handene Reservefonds  1 331 381  Fr.  52  C. 

2.  Die  Seemannskassen :  Gesetz,  be- 
treffend die  Seemanns-Invalidenkasse  vom 
13.  Mai  1791  bezw.  11.  April  1881.  s.  August 
1SS5  und  17.  November  l*s5;  Gesetz,  be- 
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treffend  die  Swmanns-Unfallkasse  vom  21. 
April  1898. 

a)  Die  Invalidenkasse.  Die  im 
Jahre  1673  gegründete,  dnrch  das  Gesetz 
vom  13.  Mai  1791  naher  geregelte  und  dem 
Marineminister  unterstellte  Invalidenkasse 
gewährt  den  Seeleuten  der  Handelsmarine 
gegen  einen  3prozentigen  Lohnabzug  und  staat- 
liehe Zuschüsse  nach  25 jähriger  Dienstzeit 
beim  Eintritt  der  Berufsinvalidität  eine  nach 
5  liohnklassen  abgestufte  Invalidenrente 
(Halbsold),  welche  niemals  weniger  als  96  Fr. 
und  nicht  mehr  als  WM)  Fr.  lietragen  darf, 
aber  für  völlige  Arbeitsunfähigkeit  und  für 
Familienväter  um  einen  monatlichen  Zuschuss 
von  6  Fr.  bezw.  je  2  Fr.  für  jede*  noch 
nicht  lo  Jahre  alte  Kind  erhöht  wird.  Die 
"Witwen  der  Invalidenrentner  oder  der  nach 
3«)  Jahren  verstorbenen  Seeleute  erhalten 
die  Hälfte,  die  hiuterbliebenen  Waisen  (bis 
zum  vollendeten  14.  Ix)bensjahr)  und  Eltern 
pro  Kopf  ein  Drittel  jener  Renten.  Reichen 
die  Kassenmittel  nicht  aus,  um  alle  Renten- 
ansprüche zu  befriedigen,  so  gehen  t>ei  der 
jährlichen  Aufstellung  der  Pensionsliste  dio 
dem  Lebens-  und  Dienstalter  nach  Aelteren 
den  Jüngeren  vor. 

Das  Gesetz  vom  11.  April  lNSl  stellte 
einen  neuen  Rententarif  auf  (abgestuft  nach 
Lohn-  und  Berufsklassen  mit  den  Unter- 
grenzeu  von  204  bis  780  Fr.  und  den  Ober- 
grenzen von  384  bis  1068  Fr.  jährlich)  und 
machte  den  Bezug  der  Invalidenrente  regel- 
mässig von  der  Vollendung  des  50.  Ijebens- 
jahres  abhängig;  die  Witwenrente  wurde 
auf  die  Hälfte  des  Höchstbetrages  der  In- 
validenrente des  Mannes  festgesetzt  und  den 
Waisen  (bis  zur  Vollendung  des  21.  Lebens- 
jahres des  jüngsten  Kindes)  die  Witwen- 
rente belassen.  Ausserdem  wurden  die  Bei- 
träge der  auf  Gewinnanteil  angestellten  See- 
leute in  festeu  Monatsbeiträgen  tarifiert  und 
endlich  die  Wirksamkeit  der  Kasse  auf  die 
für  den  Seedienst  eingeschriebenen  Mann- 
schaften beschränkt. 

Das  Gesetz  vom  17.  NnvemW  1885 
trennte  den  bis  dahin  von  der  Invaliden- 
kasse mitbesorgten  Verwaltungsdienst  der 
InvalidenjK?usiouen  der  Kriegsmarine  ab  mid 
übertrug  diesen  vom  1.  Januar  lftsü  ab  der 
allgemeinen  Staatskasse.  Der  letzte  Rech- 
nungsabschluss  (für  das  Jahr  lNlHi)  ergab: 
17,6  Millionen  Fr.  Einnahmen  (darunter 
1,9  Millionen  Ijohnabzüge ,  3,6  Millionen 
Zinsen  und  9,4  Millionen  Staatssubvention). 
16,6  Millionen  Fr.  Ausgaben  (darunter  14,1 
Millionen  Kenten,  1.3  Millionen  widerrufliche 
rnterstütznngen  und  0,4  Millionen  Ver- 
waltungskosten I.  mithin  1  .Million  Fr.  Ueber- 
schuss.  Die  Mängel  «lieser  Kasse  bestehen 
hauptsächlich  in  den  unzureichenden  ver- 
sicherungstechuischen  Grundlagen  und  der 
Unsicherheit,  in  den  Genuas  der  Invaliden- 


rente zu  kommen,  zumal  für  solche,  welche 
den  beim  Seemanusdienst  besonders  ins  Ge- 
wicht fallenden  Betriebsgefaliren  vorzeitig 
unterliegen.  Zwar  ist  für  solche  Fälle  ein 
l>esonderer  Unterstützungsfonds  (l  Million  Fr.) 
vorbehalten,  aus  welchem  widerrufliche  Hilfs- 
gelder an  die  Verunglückten  oder  deren 
Hinterbliebene  gezahlt  werden  können:  in- 
dessen wurde  diese  Ixteunp  allgemein  als 
unzulänglich  anerkannt  —  im  Jahre  1K94 
waren  z.  B.  auf  diese  Weise  264H6  Personen 
zu  unterstützen,  so  dass  auf  den  Kopf  nur 
3S  Fr.  kommen  —  und  die  Einführung  einer 
besonderen  Kasseneinrichtung  für  erforder- 
lich erachtet. 

b)  Die  Unfallkasse.  Diese  durch 
Gesetz  vom  21.  April  1898  bgründete  Kasse 
soll  die  vorbezeichnete  Lücke  ausfüllen.  Alle 
für  den  Seedienst  eingeschriel»enen  Mann- 
schaften (einschliesslich  der  Kapitäne.  Offi- 
ziere, Maschinisten,  Lootsen)  sind  vom  10. 
Lebensjahre  ab  Ihm  ihr  gegen  die  Betrieb- 
gefahreu  und  -Unfälle  z  w  a  n  g  s  v  e  r  s  i  c  h  e  r  t. 
Die  Eimiahmen  der  Kasse,  welche  Rechts- 
persönliclikeit  besitzt,  bestehen  aus  den  Bei- 
trägen der  Versicherten  (—  der  Hälfte  der 
Invalidenkassenbeiträge),  den  gleichhohen 
Eiidagen  der  Unterneluner,  etwaigen  Schen- 
kungen und  Vermächtnissen  l>ezw.  sonstigen 
Zuwendungen  und  erforderlichen  Falls  staat- 
lichen unverzinslichen  Vorschüssen. 

Die  Kasse  gewährt:  dem  Verletzten 
oder  Erkrankten  bei  dauernder  B<k- 
rufsunfähigkeit  die  tarifmässige  Halbsold- 
rente (je  nach  der  Cliarge  zwischen  2*  »4 
und  3<K>  Fr.),  und  in  vorübergehenden 
Fällen  eine  zeitweise  oder  widerrufliche  Ent- 
schädigung, der  Witwe  (sofem  die  Elte 
vor  »lern  Unfall  oder  der  Erkrankung  ge- 
schlossen ist)  und  nach  deren  Tode  oder 
Fortfall  den  Waisen  (bis  zur  Vollendung 
des  16.  Lebensjahres  seitens  des  jüngsten 
Kindes)  eine  etwas  geringere  Rente  (zwischen 
192  und  250  Fr.),  ausserdem  noch  dem  In- 
validenrentner bzw.  seiner  Witwe  für  jedes 
Kind  unter  10  Jahren  einen  jährlichen  Zu- 
schuss  (zwischen  24  und  36  Fr.),  endlich  in 
Ennangeluug  der  vorbezeichneten  Anwärter 
den  hinterbliebnen  mindestens  60  Jahn* 
alten  und  alimentationsberechtigten  Eltern 
je  eine  Ascendentenrente  -  der  Hälfte  der 
Witwen-  bezw.  Waisenrente  (zwischen  96 
und  125  Fr.). 

Sämtliche  Renten  sind  weder  abtretliar 
noch  pfändbar,  werden  al>er  um  die  Hälfte 
gekürzt,  wenn  der  Rentenlierechtigtc  schon 
eine  anderweite  Rente  bezieht ;  sie  beginnen 
für  den  Invaliden  selbst  mit  dem  Fortfall 
der  Ijöhnuug  (Code  de  commerce  art.  2K2», 
für  die  Hinterbliebnen  mit  dem  Tag**  des 
Todes  oder  (im  Fall  des  Verschollenseins) 
der  letzten  Nachrichten.  Ist  <ler  Unfall  oder 
rlie  zur  Rentenzahlung  führende  Gefahr  vor- 
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sätzlich  oder  grnbfahrlässig  herbeigeführt,  so 
können  die  Rentenberechtigten  den  nach 
gemeinem  Kecht  Haftpflichtigen  auf  den 
vollen  Schadenersatz  in  Anspruch  nehmen, 
müssen  sich  aber  ihre  gesetzlichen  Kenten 
darauf  abrechnen  lassen.  Tm  das  Gleich- 
gewicht zwischen  Einnahmen  und  Ausgaben 
herzustellen,  schreibt  das  Gesetz  für  die  in 
jedem  Jahr  bewilligten  Renten  die  Kapital- 
deckung nach  den  für  die  staatliche  Alters- 
reutenkasse  massgebenden  Grundsätzen  und 
die  Aiisamndung  eines  Reservefonds  von 
mindestens  0,5  und  höchstens  1.5  Millionen 
Francs  (bzw.  die  zeitweise  Erhöhung  oder 
Erniedrigung  der  Beiträge,  wenn  der  Fonds 
diese  Grenzbträge  unter-  oder  übrsehreitet) 
vor  und  sichert  für  den  Fall,  das»  die  Ein- 
nahmen auch  mit  Zuhilfenahme  des  Reserve- 
fonds zur  Aufbringung  der  erforderlichen 
Kapitaldeckung  nicht  ausreichen  sollten,  un- 
verzinsliche staatliche  Vorschüsse  zu.  welche 
aus  späteren  l'ebi-sehüssen  der  Kasse  zu- 
rückzuerstatten sind:  sofern  solche  Vor- 
schüsse wiederholt  notig  werden,  können 
die  Beiträge  bis  zur  Herstellung  des  Gleich- 
gewichts zwischen  Einnahmen  und  Ausgabt! 
der  Kasse  bis  auf  ein  Drittel  der  vorge- 
schriebnen  Beitrage  erhöht  werden.  Alle 
Abänderungen  (Erhöhungen  oder  Erniedri- 
gungen) der  letzteren  sowie  die  Festsetzung 
der  Rückerstattungen  an  den  Staat  erfolgen 
durch  liesonderes  Dekret.  Auch  diese  Kasse 
ist  der  Aufsicht  des  Marineministers  unter- 
stellt und  wird  von  der  Verwaltung  der 
Invalidenkasse  mitverwaltet;  dem  erstoren 
ist  ein  besonderer  Verwaltungsrat,  in  welchem 
auch  Arl>eitgebcr  und  Arbitnehmer  in 
gleicher  Anzahl  vertreten  sind,  als  sachkun- 
diger Beirat  zur  Seite  gestellt. 

Die  Rentenansprüche  sind  zur  Vermeidung 
der  Verjälirung  seitens  der  Verletzten  oder 
Erkrankten  binnen  2  Monaten  nach  der 
Landung  bezw.  der  Rückkehr  nach  Frank- 
reich und  seitens  der  Hinterbliebnen  binnen 
Jahresfrist  nach  dem  Tode  bezw.  im  Fall 
des  Verschollenseins  binnen  2  Jahren  seit 
den  letzten  Nachrichten  beim  zuständigen 
Seeamt  anzumelden. 

Das  Rentenf  eststellungsverfah- 
ren  vollzieht  sich  in  den  gleichen  Formen 
wie  bei  der  Invalidenkasse  (vor  besonderen 
Kommissionen).  l'eber  die  Bewilligung 
vorübergehender  (widerruflicher)  Entschädi- 
gungen dagegen  entscheidet  bis  zur 
Dauer  von  G  Monaten  der  Minister:  nach 
Ablauf  dieses  Zeitraumes  kann  die  Ent- 
schädigung mit  Zustimmung  der  Renten- 
festsetzuugskommission  in  eine  von  6  zu  6 
Monaten  widerrufliche  Entschädigung  um- 
gewandelt werden,  welche  nach  Verlauf  von 
insgesamt  3  Jahren  entweder  einzustellen 
oder  in  eine  Halbsoldrente  umzuwandeln 
ist.    Die  Auszahlung  der  Renton  und  Ent- 


schädigungen erfolgt  in  dreimonatlichen 
Raten.  Die  Fonds  der  Kasse  sind  iti  Staats- 
renten oder  sonst  garantierten  Werten  an- 
zulegen. Im  übrigen  geniesst  auch  diese 
Kasse  Gobülirenfreihoit  und  folgt  den 
sonstigen  Vorschriften  der  Invalidenkasse. 
Das  Gesetz  soll  mit  dem  1.  Januar  1399  in 
Kraft  treten. 

Die  Vorzüge  dieses  Gesetzes  sind  wie 
bei  dem  Bergmannskassen gesetz  vom  29.  Juni 
1894  (s.  oben  sub  1 )  hauptsächlich  tiarin  zu 
finden,  dass  es  den  Versicherung»  z  w  a  n  g 
einführt,  beide  Teile,  Arbeitnehmer  und 
Arbeitgeher,  zu  den  Lasten  derselben  heran- 
zieht und  gewisse  versicherungstech- 
nische Garantieen  zu  schaffen  sucht. 

3.  Die  Unfallversicherung:  Gesetz 
vom  9.  April  1898.  Dieses  Gesetz  hat  eine 
fast  20jährige  Vorl>ereitung  erfordert  und 
ist.  wie  auch  die  rnfaUversieherungsgesetz- 
gebung  anderer  Staaten,  durch  die  Mängel 
des  privatrechtlichen  Haftpflichtrechts  gegen- 
über dem  modernen  Gewerbebetrieb  ver- 
anlasst worden.  Die  privatrechtliche  Haft- 
pflicht regelte  sich  nach  dem  in  Artikel 
1382  bis  1384  des  Code  civil  wiedergegebenen 
röraiselireehtliehen  Grundsatz,  dass  jeder  für 
den  Schaden  einzustehen  liat,  den  er  selbst 
oder  sein  Personal  einem  anderen  verursacht. 
Danach  konnte  ein  bei  der  Arbeit  zu  Scliaden 
gekommener  Arbeiter  nur  dann  einen  Ersatz 
dieses  Schadens  beanspruchen ,  wenn  der- 
selbe durch  den  Arbeitgeber  oder  dessen 
Angestellte  vorschuldet  war  und  der  Arbiter 
dies  nachzuweisen  vermochte.  Hiernach  er- 
gab sich,  dass  von  allen  Betriebsun- 
fällen kaum  5° o  zu  einer  ordnungs- 

i  massigen  Entschädigung  führten! 

!  Ein  solcher  Zustand  erschien  unhaltbar  und 
so  wurden  die  verschiedensten  Vorsuche 
angestellt,  im  Wege  der  Gesetzgebung  eine 
bfriedigende  Lösung  zu  finden,  sei  es  durch 
blosse  Alländerung  des  bestehenden  Privat- 
rechts, sei  es  durch  Einschlagung  ganz  neuer 
Bahnen  nach  dem  Vorgange  der  deutschen 
Arbiterversicheinmgsgesotzgebimg .  welche 
mit  der  sozialpolitischen  Botschaft  Kaiser 
Willielm  I.  ain  17.  Xovembr  1881  einge- 
leitet war. 

Nach  den  langjährigen  Vorverhandlungen, 
in  welchen  die  Gegensätze  zwischen  diesen 
biden  Satzungen  vielfach  zu  Tage  traten, 
kann  es  nicht  weiter  übrraschen,  dass  das 
endlich  verabschiedete  Gesetz  eine  eigen- 
artige Mischung  von  Haftpflicht  und  Ver- 
sicherung darstellt  und  etwa  eine  Mittel- 
stellung zwischen  den  neuen  englischen  und 
dänischen  rnfallentschädigungsgesetzen  vom 
(i.  August  1897  und  7.  Januar  1898  einer- 
seits und  dem  italienischen  nnfallversiche- 
rungsgesetz  vom  17.  März  1898  andrerseits 
einnimmt.  l'eber  die  erstoren.  die  im 
Grunde  nur  erweiterte  Haftpflichtgesetze 
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sind,  geht  'las  französische  Gesetz  insofern 
hinaus,  als  es  dem  Entschädigungsberech- 
tigten  neben  dem  im  Konkurs  bevorzugten 
Forderungsrecht  gegen  den  Entschädigungs- 
pflichtigen noch  eine  eigenartige  subsidiäre 
Burgschaft  dnreh  den  Staat  gewährt;  da- 
gegen bleibt  es  hinter  dem  italienischen  Ge- 
setz dadurch  zurück,  dass  es  nicht  wie 
dieses  für  die  lTntemehmer  den  Versiche- 
rung* zwang  (bei  freier  Wahl  der  Ver- 
siehorungsfonn)  angenommen  hat,  sondern 
sich  damit  begnügt,  in  der  wesentlich  ver- 
schärften Haftpflicht  einen  mittelbaren  An- 
trieb zur  Versichenuig  zu  geben.  (Näheres 
darüber  in  meiner  »Arlicitervcrsicherung  im 
Auslande«  a.  a.  0.) 

Das  nur  34  Paragraphen  umfassende  Ge- 
setz behandelt  in  5  verschiedenen  Titeln  die 
l'nfallentßc-häfligung  <gg  1—1»),  die  Unfall- 
untersuchung  (ijij  11 — 14).  das  Prozessver- 
fahren (§§  15 — 22).  die  Sichereteilung  der 
Entschädigung  ($4j  23— 28)  und  allgemeine 
Bestimmungen  (§§  29— 34). 

Das  Gesetz  beschränkt  sich  im  wesent- 
lichen auf  die  Industrie  und  sichert  eine 
Entschädigung  für  Betriebsunfälle,  die  eine 
Arbeitsunfähigkeit  vou  mehr  als  vier  Tagen 
zur  Folge  haben,  zu  Lasten  des  Betriebs- 
nnternehmors  den  Arbeitern  und  Betriebs- 
beainten  zu .  welche  beschäftigt  sind :  in 
Fabriken,  Hüttenwerken,  Werften,  Bau-, 
Transport-,  Speditions-.  Lade-  und  Lager- 
betrieben, Bergwerken,  Gräbereien  und  Stein- 
brüchen sowie  in  solchen  Botriel)en  oder 
Betriebsteilen,  in  welchen  eine  durch  mecha- 
nische (nicht  menschliche  oder  tierische) 
Kraft  getriebene  Maschine  Verwendung  findet 
oder  Sprengstoffe  hergestellt  bezw.  ver- 
wendet werden.  Der  I'mfang  der  Versiche- 
rung deckt  sich  also  im  ganzen  mit  der 
deutschen  bezw.  österreichischen  industriellen 
1'nfallversicherung  und  umfasst  wie  die 
letztere  auch  die  landwirtschaftliehen  Moto- 
renbetriebe, während  die  Ausdehnung  der 
'Versicherung  auf  die  Land-  und  Forst- 
wirtschaft als  solche  einem  besonderen 
Gesetz  vorbehalten  und  die  Seeschiff- 
fahrt in  dem  Gesetz  vom  21.  April  1898 
(s.  ölten  sub  2)  behandelt  worden  ist. 

Sofern  der  Jahresarbeitsverdienst  240» 
Fr.  übersteigt,  giebt  der  Mehrbetrag,  in  Er- 
mangelung besonderer  Vereinbarungen,  mir 
Anrecht  auf  ein  Viertel  der  gesetzmäßigen 
Entschädigungen. 

Die  letzteren  sind,  im  wesentlichen  nach 
•leni  Vorbilde  der  deutsehen  Gesetzgebung, 
wie  folgt  festgesetzt: 

1.  Der  Verletzte  erhält: 
a  I  für  d  a  u  e  r  n  d  e  v  ö  1 1  i  g  e  Erwerbs-  • 
Unfähigkeit  eine  Rente  —  1  .t  des 
Jahreslohnes, 
b)  für  dauernde  teilweise  Er-' 
werbsunfähigkeit  eine  Heute  —  1  * 


der  durch  den  Unfall  bedingten 
Lohnminderung, 
c)  für  vorübergehende  Erwerbs- 
unfähigkeit (vom  5.  Tage  ab)  ein 
Tagegeld  —  1  *  des  z.  Z.  des  Un- 
falles verdienten  Ijohnes; 
2.  Die  »Hinterbliebenen  erhalten, 
wenn  der  Unfall  den  Tod  herbeige- 
geführt  hat.  vom  Todestage  ab: 

a)  die  Witwe  oder  der  Witwer,  so- 
fern die  Elie  vor  dem  Unfall  ge- 
schlossen ist  und  z.  Z.  des  Unfalles 
noch  fortgedauert  liat,  eine  Hente 
—  20  °o  des  Jahreslohnes  des 
Verstorbenen,  welche  bei  Wieder- 
verheiratung mit  dem  dreifachen 
Jahresbetrag  abgelöst  wird. 

b)  die  vater-  o  d  e  r  mutterlos  ge- 
wordenen Kinder  bis  zum  16. 
Lel>ensjahr  eine  Rente  =-  15.  25, 
.'15  und  4»°  (>  des  Jahreslohnes,  je 
nachdem  1 ,  2.  3  oder  4  und  mehr 
Kinder  hinterblieben  sind,  dagegen 
vater- und  mutterloseKinden  e d  es 
eine  Rente  2»°o  des  Jalires- 
lohncs  der  Verstorbenen,  jedoch 
dürfen  die  Kinderrenten  insgesamt 
im  ersteren  Fidle  4»  und  im 
letzteren  Falle  G»°o  des  Jahres- 
lohnes nicht  übersteigen. 

c|  die  Ascendeuten  und  Descendenten 
(in  Ermangelung  »1er  zu  a  und  b 
bezeichneten  Personen)  jeder  eine 
Rente  (auf  Lebenszeit   bezw.  bis 
zum    10.   Lebensjahre)   --  l»°o, 
doch  insgesamt  nicht  mehr  als  30  °  o 
lies  Jahreslohnes  des  Verstorbenen. 
Sämtliche  Renten  sind  weder  pfändbar 
noch  abtretl»ar  und   vierteljährlich  zahlbar. 
Ausländer,  welche  dauernd  Frankreich  ver- 
lassen, werden  mit  dem  dreifachen  .lahres- 
betrage  der  Rente  abgefunden:  die  Hinter- 
bliebenen eines  Ausländers  erhalten  keine 
Entschädigung,  wenn  sie  z.  Z.  des  Unfidles 
in  Frankreich  keinen  Wohnsitz  hatten. 

Ausser  den  aufgeführten  Entschädigungen 
hat  der  Betriehsuntemehmer  noch  die  Arzt-, 
A  r  z  n  e  i-  und  B  e  g  r  ü  b  n  i  s  k  o  s  t  e  n  zu  tragen, 
letztere  bis  zum  Höchstlwtrage  von  10*"*  Fr. 
und  erstere,  falls  der  Verletzte  sich  den  Arzt 
selbst  gewählt  hat,  bis  zu  dem  vom  Friedens- 
richter nach  der  Armenmedizinaltaxc  fest- 
zusetzenden Betrage.  Jedoch  können  die 
Betriebsunternehiner  sieb  von  der  Zahlung 
«ler  Krankenkosten  und  der  Tagegelder  für 
vorübergehende  Erwerbsunfähigkeit  während 
der  ersten  30.  00  oder  9»  Tage  nach  «lern 
Unfall  freiniacheii ,  wenn  sie  nachweisen, 
da»s  ihre  Arbeiter  Hilfsvereinen  angehören, 
zu  welchen  sie  (die  Unternehmer)  mindestens 
1  :i  «ler  Beiträge  auf  eigene  Kosten  beisteuern 
un«l  welche  iluvn  Mitgliedern  l>ei  Unfallver- 
letzungen wahrend  3»,  0»  oder  90  Tagen 
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Krankenpflege  und  Krankongold  zusichern ; 
falls  das  letztere  die  Hälfte  dos  Tagolohnes 
des  Verletzton  nicht  erreicht,  hat  der  l'nter- 
nehmer  die  Differenz  zuzuzahlen.  Wo 
Bergmannskassen  gemäss  dem  Oosetz  vom 
29.  Juni  1894  bestehen  (s.  obensub  1),  können 
die  Unternehmer  sich  von  den  vorerwähnten 
Verpflichtungen  dadurch  befreien,  dass  sie 
zu  diesen  Kassen  einen  vom  Kossortminister 
näher  festzusetzendenJahresbeitrag  beisteuern, 
und  dieselbe  Berechtigung  steht  allen  übrigen 
Betriebsunternehinem  zu,  sofern  sie  zu 
Gunsten  ilirer  Arbeiter  Itesondere  Betriebs- 
krankenkassen gemäss  den  Vorschriften  des 
vorbezeichneten  Gesetzes  errichten. 

Als  J  a  h  r  e  s  1  o  h  n  ist  der  Kentonberech- 
nung der  thatsäcldiehe  Verdienst  zu  Grunde 
zu  legen,  welchen  der  Verletzte  während 
der  letzten  12  Monate  vor  dem  Unfall  im 
Betriebe,  sei  es  in  bar  oder  in  Natural- 
leistungen, bezogen  hat ;  wenn  er  noch  nicht 
volle  12  Monate  im  Betriebe  beschäftigt  war, 
sollen  der  seit  dem  Eintritt  in  den  Betrieb 
bis  zum  Unfall  von  ihm  sell>st  und  für  die 
an  den  12  Monaten  fehlenden  Zeit  der  von 
gleichartigen  Arbitern  durchschnittlich  ver- 
diente J/mn  betrag  zusammengerechnet 
werden.  Bei  Saisonlietrieben  ist  der  Jahres-  ; 
lohn  nach  dem  Lohne  während  der  Betriebs- 
zeit und  dein  anderweiten  Verdienste  des  j 
Verletzten  während  des  Restes  des  Jahres  | 
zu  Itorechnen. 

Für  jugendliche  Arbeiter  unter  16  Jahren 
und  für  Ivehrlingo  darf  der  den  Entschädi- 
gungen zu  Grunde  zu  legende  Jahreslohn 
nicht  unter  dem  Betrage  des  modrigsten 
l/)hnes  gesunder  Arbiter  gleicher  Art  im 
Betriebe  festgesetzt  werden  und  andrerseits 
das  für  vorübergehende  Erwerbsunfähigkeit 
zu  zahlende  Tagegeld  den  ^tatsächlich  lie- 
zogeneu  I/>hn  nii-ht  übersteigen. 

Die  Entschädigungsansprüche  der  Ver- 
letzten gegen  Dritte  bleiben  unberührt,  ent- 
lasten aber  bis  zur  Höhe  des  Erhalteneu  den 
Betriehsuntemehmer,  welcher  den  liaft- 
pflichtigen  Dritten  auch  selbständig  d.  h.  an 
Stelle  des  Verletzten  auf  eigene  Rechnung 
und  Gefahr  in  Anspruch  nehmen  darf.  Die 
Renten  form  ist  die  regelmässige  Art  der 
Entschädigungszahlung,  jedoch  kann  der 
Rentenempfänger  auf  seinen  Antra?:  unter 
gerichtlicher  Zustimmung  bis  zu  1  i  des 
tarifmäßigen  Kapitaldoekungshetragos  ausge- 
zahlt, auch  an  Stelle  seinerUnfallrento  eine  dem 
bezüglichen  Kapitalbetrage  entsprechende, 
bis  zur  Hälfte  auf  seinen  Ehegatten  über- 
tragbare Leibrente  angewiesen  erhalten. 

Jeder  Unfall,  der  eine  Arbeitstin fähigkeit 
zur  Folge  hat.  ist  binnen  48  Stunden  vom 
Unternehmer  dem  Gemeindevorstand  zur 
Vermeidung  einer  Ordnungsstrafe  bis  zu 
15  Fr.  anzuzeigen,  unter  Angabe  der  Augen- 
zeugen und  Beifügimg  eines  Arztgutachteus 


über  die  voraussichtlichen  Folgen  des  Un- 
falles und  den  Zeitpunkt ,  wann  darüber 
voraussichtlich  ein  abschliessendes  Urteil  zu 
erlangen  sein  wird.  Diese  U  n  f  a  1 1  a  n  z  e  i  g e 
kann  auch  seitens  des  Verletzten  oder 
seiner  Hinterbliebenen  erfolgen.  Der  Orts- 
vorstand ltat  den  Unfall  sofort  dem  Ge- 
werbeinspektor bezw.  Bergingenieur  mitzu- 
teilen und  in  schwereren  Fällen,  d.  h.  so- 
fern nach  dem  Arztattest  der  Tod  oder 
eine  dauernde,  sei  es  völlige  oder  teilweise. 
Arbeitstmfälügkeit  zu  befürchten  ist.  eine 
Abschrift  der  Unfallanzeige  und  des  Arzt- 
gutachtens dem  Friedensrichter  (Amtsrichter) 
zu  übersenden,  welcher  seinerseits  binnen 
24  Stunden  die  Unfall  Untersuchung 
vorzunehmen  hat  behufs  Feststellung  1)  der 
Ursache,  Art  und  Umstände  des  Unfalles. 
2)  der  Verletzten.  3)  der  Art  der  Ver- 
letzungen, 4)  der  Kntschädigungslterechtigten, 
5)  des  Tage-  und  Jahreslohnes  der  Verletzten. 
Das  Verfahren  ist  in  Gegenwart  der  Par- 
teien nach  den  Vorschriften  der  Civil- 
prozessordnung  (Artikel  35— 39)  vorzu- 
nehmen, erforderlichenfalls  unter  Boiziohung 
eines  Arztes  oder  sonstigen  Sachverständigen. 
Die  Unfalluntersuchung  ist  binnen  längstens 
zehn  Tagen  nach  dem  Unfall  abzusehhesson 
und  das  Protokoll  zur  Einsicht  für  die  Par- 
teien in  der  Gerichtsschreiberei  fünf 
Tage  lang  auszulegen,  wovon  die  Parteien 
durch  den  Friedensrichter  zu  1  «'nachrich- 
tigen sind ;  auf  Verlangen  ist  den  Parteien 
eine  gebührenfreie  Abschrift  des  Protokolls 
zu  erteilen.  Nach  Ablauf  der  fünftägigen 
Frist  ist  das  Protokoll  dem  l.*räsidenten 
des  Civdgerichtes  (Landgerichtes)  zu  über- 
senden. 

Was  das  Entschädigungsfeststel- 
lungs verfahren  betrifft,  so  werden  die 
Streitigkeiten  zwischen  den  Verletzten  und 
Unternehmern,  welche  nur  Krankheitskosten. 
Tagegelder  (für  vorfd ►ergehende  Erwerbs- 
unfähigkeit) oder  Begräbniskosten  betreffen, 
ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe  des  Streit- 
gegenstandes vom  Friedensrichter  endgültig 
entschieden.  In  flen  übrigen  Fällen  hat 
der  Präsident  des  Uivilgerichtes  hinnen  fünf 
Tagen  nach  Empfang  der  Unfallakten  die 
Parteien  behufs  Vergleichs  vorzuladen. 
Kommt  ein  solcher  zu  stände,  so  wird  die 
Entschädigung  durch  Verfügung  des  Gerichts- 
präsidenten endgültig  festgesetzt,  anderen- 
falls vom  Gerichtshof  im  abgekürzten  (sum- 
marischen) Verfahren  festgestellt.  Solang»'  die 
gerichtliche  Entscheidung  noch  nicht  erfolgen 
kann,  ist  die  vorhergehende  Entschädigung 
fortzugewähren ,  auch  kann  der  Gerichtshof 
erforderlichenfalls  dem  Unternehmer  vor- 
schussweiso  Zahlungen  auferlegen.  Die  ge- 
richtliche Entscheidung  kann  binnen  vier- 
zehn Tagen  mit  der  Berufung  und  weiter- 
hin  noch  mit  der  Nichtigkeitsbeschwerde 
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angefochten  •werden.  Der  Entschädigungs- 
anspruch verjährt  binnen  Jalircsfrist  nach 
«lern  Unfall.  Binnen  drei  Jaliren  nach  dem 
Vergleich  oder  dem  endgültigen  Urteil  über 
die  Entschädigung  kann  eine  Abänderung 
derselben  wegen  veränderter  Verhältnisse 
(Verschlimmerung  oder  Besserung  im  Zu- 
stande des  Verletzten  oder  Ableben  des- 
sell>en  infolge  des  Unfalles)  beansprucht 
werden  und  erst  nach  Ablauf  dieser  drei 
Jahre  erhält  der  Verletzte  die  Pensions- 
urkunde ausgestellt. 

Bei  vorsätzlicher  Herbeiführung  des  Un- 
falles hat  der  Verletzte  keinen  Anspruch 
auf  Entschädigung.  Der  langjährige  Streit 
darüber,  ob  auch  faute  lourte  (grol.es  Ver- 
sehen) dem  Grundgedanken  des  Haftpflicht- 
rechtes entsprechend  jede  Entschuldigung  aus- 
scldiessen  oder  dem  Versicherungsprincip 
gemäss  mitgedeckt  sein  soll,  liat  im  Gesetz 
seine  endliche  Lösung  dahin  gefunden,  dass 
bei  faute  inexcusablo  (unentschuldbares 
Versehen)  auf  Seiten  des  Arbeiters  die 
Entschädigung  herabgesetzt,  auf  seiten 
des  Unternehmers  liezw.  seines  Personals 
aber  bis  zum  vollen  Betrage  des  Jahres- 
lohnes liezw.  der  Ixihneinbusse  des  Ver- 
letzten erhöht  werden  darf.  Nach  der 
Feststellung  der  Unfallrente  kann  zwischen 
den  Beteiligten  an  deren  Stelle  auch  jede 
andere  Art  der  Entschädigung  vereinbart 
werden,  jedoch  Kapitalabfindung  nur  dann, 
wenn  die  Rente  mcht  mehr  als  100  Fr. 
jährlich  lieträgt. 

Das  Feststellungsverfahrcn  ist  für  die 
Entschädigungsberechtigten  in  der  ersten 
Instanz  grundsätzlich  kostenfrei,  in  der 
Appell-  und  Kassatiotisinstanz  jedoch  nur 
auf  Antrag,  d.  h.  l>ci  Bewilligung  des  Armen- 
rechtes im  einzelnen  Falle. 

Bezüglich  der  S  i  c  h  e  r  s  t  e  1 1  u  n  g  der 
Entschädigung  hat  die  grundsätzliche 
Streitfrage,  ob  nach  dem  Vorbilde  der  eng- 
lischen und  dänischen  Gesetzgebung  ein  im 
Konkurse  I»-vorzugtes  Forderungsrecht  gegen 
den  haftpflichtigen  Unternehmer  genüge  oder 
<>l.  darüber  Irinaus  nach  dem  Vorgange  der 
deutschen  und  österreicldschen  Gesetzge- 
bung eine  unbedingte  Sicherheit  durch  die 
G  e  sa  m  t  h  e  i  t  der  (in  beruflichen  oder  terri- 
torialen Verbänden  zusammenzuschliessenden) 
versicherungspf lichtigen  Unternehmer  zu  ge- 
währen sei,  eine  eigenaitige  I/>sung  ge- 
funden. Danach  gewährt  das  Gesetz  dem 
Entschädigungsberechtigten  grundsätzlich  ein 
nach  Artikel  2101  des  Code  civil  bevor- 
zugtes Forderungsreeht  und  darüber  hinaus 
in  den  schwereren  Fidlen,  d.  h.  wenn  der 
Unfall  den  Tod  oder  eine  dauernde  Erwerbs- 
unfähigkeit zur  Folge  hat,  eine  staatliche 
Garantie  vermittelst  eines  besonderen, 
von  der  staatlichen  Altersrentenkasse  ver- 
walteten Fonds,  der  durch  einen  vierprozen- 


tigon  Zuschlag  zur  Gewerltesteuer  (bezw.  bei 
dem  dieser  Steuer  nicht  unterworfenen  Beig- 
bau durch  eine  Abgabe  von  .")  C.  pro  Hektar) 
gebildet  wird.  Man  liatte  nämlich  die  durch 
Zaldungsunfähigkeit  Viedingten  Ausfälle  bei 
der  französischen  Gewerbesteuer  zwischen 
4  und  5°o,  bei  den  deutschen  Unfallberufs- 
genossenschaften zwischen  3  und  G°o  ver- 
1  anschlagt  und  den  sich  hiernach  ergebenden 
Durchschnittssatz  von  rund  0.5  °  o  der  Sicher- 
heit halber  auf  l°o  erhöht,  und  da  die 
jährlichen  Unfallentschädigungen  auf  72  Mill. 
Fr.  geschätzt  waren,  einen  Zuscldag  von 
zunächst  4°o  zu  der  18  Mill.  Fr.  betragenden 
Gewerbesteuer  für  erforderlich  erachtet; 
doch  darf  dieser  Prozentsatz  fernerhin  in 
dem  jährlichen  Finanzgesetz  je  nach  Bedarf 
erhöht  oder  erniedrigt  werden.  Die  staat- 
liche Altersrentonkasse  hat  in  den  bezüg- 
lichen Fällen  die  Renten  an  die  Entschä- 
digungslierochtigten  auszuzahlen  und  gegen 
den  haftpflichtigen  Unternehmer,  oder  wenn 
dieser  sich  versichert  hatte,  gegen  das  be- 
treffende Versieherungsinstitut  ihrerseits  Re- 
gress  zu  nehmen,  wobei  ihr  ebenso  wie  den 
Entschädigungslierechtigten  selbst  das  Vor- 
zugsreeht  gemäss  Artikel  2101  Code  civil 
ziu-  Seite  steht.  Sämtliche  Versicherungs- 
institute, welche  die  Unfallversicherung  über- 
nehmen wollen,  seien  es  Privat-  oder  Gegen- 
seitigkeitsgesellscliaften  oder  Garantiever- 
bände (mit  Solidarliaft  der  Mitglieder),  sind 
der  staatlichen  Aufsicht  unterworfen  und 
müssen  entsprechende  Sicherheit  bestellen. 
Die  Entschädigungspflichtigen  können,  um 
ihre  Ersatzverbindhchkeit  ein  für  allemal 
abzulösen ,  das  der  Rente  entsprechende 
Kapital  l»ei  der  Altersrentenkasse  einzahlen : 
lediglich  liei  Aufgabe  des  Betriebes  muss 
der  Unternehmer  auf  Verlangen  des  Ent- 
sehädigungsberechtigten  das  bezugliche 
Deckungskapital  l»ei  der  genannten  Kasse 
einzahlen,  sofern  nicht  anderweite  Sicherheit 
gewährt  werden  kann.  Alle  näheren  Be- 
stimmungen zur  Regelung  dieser  schwierigen 
Materie  sind  besonderen  Ausführungsverord- 
nungen vorliehalten. 

Endlich  erklärt  das  Gesetz  alle  ontgegen- 
stehenden  Vereinlwmingen  für  nichtig,  ge- 
währt weitgehende  Gebührenfreiheit,  sehreibt 
den  Anschlag  des  Gesetzes  und  der  Aus- 
führungsvorschriften in  jedem  Betriebe  vor 
und  bestimmt,  dass  seine  Vorschriften  erst 
drei  Monate  nach  Erlass  der  Ausführungs- 
vorschriften in  Kraft  treten  sollen. 

4.  Die  Alters-  und  Invaliditütsver- 
sichorung  steht  auf  der  parlamentarischen 
Tagesordnung,  seitdem  die  Unzulänglichkeit 
der  bezüglichen  Leistungen  der  Altei-srenten- 
kasse  und  der  Hilfsvereine  trotz  aller  Ge- 
setzesäuderungen  immer  deutlicher  zu  Tage 
getreten  ist. 

Schon  von  der  Kommission,  welche  durch 
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das  Oesetz  vom  24.  April  1872  eingesetzt ' 
wurde,  iim  die  ArbcitsverltfUtnisse  zu  prüfen, 
wurden  mehrere  auf  <lie  Altersversorgung 
bezügliche  Gesetzentwürfe  beraten.  Einer  j 
derselben  erstrebte  die  Versicherung  aller 
Kinder  bei  der  üeburt  für  eine  Summe  von  , 
HXK>  Fr.,  wofür  die  Mittel  durch  eine  Erb-! 
schaftssteuer  aufgebracht  werden  sollten ; 1 
ein  anderer  ttezweckte  die  obligatorische 
Versicherung  der  gewerblichen  und  land- 
wirtscliaftlichen  Arlteiter  durch  Beiträge  des 
Staates,  der  Arbeitgelier  und  Arbeitnehmer ; 
ein  dritter  wieder  wollte  eine  Pensionskasse 
zu  Gunsten  der  alten  Jjandarlteiter  auf 
Kosten  der  Grundbesitzer  ins  Leben  rufen. 
Die  Zahl  der  Gesetzesvorschläge  mehrte  sich 
noch  in  den  folgenden  Jahren,  so  dass  der 
im  Jahre  181)0  ernannten  Commission  du 
travail  zuletzt  zehn  Entwürfe  vorlagen,  da- 
runter ein  ausführlich  begründeter  Gesetz- 
entwurf des  damaligen  Ministers  des  Innern, 
(Vmstans,  vom  (J.  Juni  1891,  welcher  die 
Erfahrungen  der  deutschen  Gesetzgebung 
sich  mehrfach  zu  Nutzen  gemacht  hatte. 
Die  in  der  nächsten  (6.)  IvegisJatnrperiode 
eingesetzte  Commission  d'assurance  et  de 
pivvoyance  sociales  hatte  sich  Ende  1S95  j 
bereits  mit  15  verschiedenen  Gesetzesvor- 
schlägen zu  befassen,  welche  teils  im  Sinne 
der  bisherigen  Gesetzgebung  die  frei- 
willige Versicherung  der  Arlieiter 
durch  entsprechende  Unternehmer-  und  j 
Staatszuschüsse  fön  lern,  teils  nach  Art  des 
dänischen  Alters  Versorgungsgesetzes  ledig- 
lich das  Armen we sen  reformieren,  teils 
nach  dem  Vorgang  der  deutschen  Gesetz- 
gebung den  Weg  der  Zwangsversichernng 
betreten  wollten.  (Vgl.  Näheres  in  meiner 
Ark-itenersicherung  im  Auslande',  Heft 
IV:  Die  Arbeiterversicherung  in  Frankreich 
S.  47  ff.) 

Trotz  der   zahlreichen   Entwürfe  kam 
auch  diese  I>egislatnrperiode  zum  Sellins.«*, 
ohne  dass  eine  Losung  der  Frage  gefunden 
war.  Da  aber  l*?i  den  Neuwahlen  im  Früh- 
jahr 1898  die  Regelung  der  Altersversorgung 
auf  dem  Programm  aller  Parteien  gestanden 
hat  und  auch  die  neue  Regierung  dieselbe 
als  eine  der  dringlichsten  Reformen  aner- 
kannt hat,  so  ist  anzunehmen,  dass  die  An- ' 
gelepenheit  nunmehr  auf  dem  einen  oder ' 
anderen  Wege  in  absehbarer  Zeit  ihre  Losung  I 
finden  wird. 

Litterat  ur:    /.    Aeltere    Gesetzgebung.  — 

Annuaire  des  sgndicat*  prufcstionnel*  (indus- 
triels  commrrciaux  et  agricoles),  9*  annee,  Paris 
I*!t;  fMinütrrt  du  Commerce).  —  Bulletin  du 
eomiti  permanent  international  du  eongres  de* 
nreident*  du  travail  et  de*  a**urances  nodales  ä 
Pins,  Tome  II  (1891)  10—31  et  119—131;  IV  j 
(1893)  10—16  et  Jf.v— 50;    VI  (1895j  651— 711;  \ 

VII  (1896/  ssi — 336;  VIII  (ifi'J7i  3f>i — 313.  — 
Bulletin  de  l' Office  du  Trurail  d  Bari*,  Tome] 


IV  (1807)  704—  729:  V 11898)  116,  i(t3,  211,  I64, 
355.  —  v.  d.  Osten,  Die  Arlritcrversiehcrung 
in  Frankreich,    Ijeiptig  1884  «'«'«  daselbst 

S.  175 — 177  angeführte  Litteratur  (Schriften  den 
Verein*/.  Sozialpolitik  XX  VI,  1884).  —  Kap  pari 
port  sur  lex  Operation*  de*  Socirtes  de  secours  mit- 
tue!*, pendant  l'nnnfr  189.1,  Melun  1897  tMinistere 
de  l' Interieur).  —  Rapport  de  la  commission 
»uperieurt  a)  de  la  cai**e  nationale  de*  retraite* 
puur  la  ricillesse  au  Pretident  de  la  Rfpubtique 
sur  le*  Operation*  et  la  »iluation  de  rette  misse, 
Annee  1896,  Bari*  (Imprimerie  nationale)  1897; 
b)  de*  Caisses  d'assurances  en  ea*  de  dreh  et 
rn  ca*  d'aecident*  au  President  de  la  Republigue 
tur  le*  oj>rration*  et  la  Situation  de  re*  dem 
eai**e*,  Annfe  1896,  Piri*  (Imprimerir  nationale) 

1897.  —  Revue  dt  legUlation  oneriere  et  sociale, 
par  .V.  Georges  Paul  et,  Iliris,  Annee  1897, 
p.  97— 114  rt  1898p.  137—145,  157— 168.  —  Re- 
vue de  la  preeoyance  et  de  la  mutuaiite,  Pari*, 
Annee  1898, p.  l77—198et2l6—lll.—  Societes 
de  »eeanr*  mutuels ;  Statuts-modiles,  Lais  et  de- 
ereU,  XXVI*  edition,  Melau  1897  (Ministere  de 
V Interieur).  —  //.  Seuere  Gesetzgebung.  — 
Zu  1.  Bergmannskassen:  Bulletin  du 
Comite  permanent  d  Pari* ,  II  04 1 — 653,  IV 
16—38,  V  116— 140.  —  Bulletin  de  fOftiee  du 
Trarail  d   Itiri* ,  I,  3.18,  425,  477,  III  Sil. 

—  Stati*tique  de  I' Industrie  minerale  paar 
l'annee  1896,  Pari*  1897,  p.  38—46.  —  Reform  r 
sociale,  Bulletin  de  la  Saciete  d'eronumir  so- 
ciale, thri*  1894-  —  Industrie,  Fachzeitung  für 
Bergbau  etc.,  Berlin  1895,  So.  4- ff.  —  A"«  ngress , 
Organ  der  Knappschaft*  -  Brrufsgenonsensrhaft, 
Berlin  1897,  So.  8  rom  20.  April  1897.  —  Zu  2. 
Srrmannskassen :  Bulletin  de  l'offire  du 
trarail  d  Ihris,  V  44O—444.  —  Chamber  de* 
depntes,  VI'  Ugislatnre,  Session  de  1897.  Xa. 
1707. —  Campte  definitif  des  drpense*  de  fejrer- 
rice  1896,  (Compte  de  l  Etablissement  des  inva- 
lide* de  la  marine  paur  l'rrrrriee  18!HJ,  p.  329 
— 394),  Pari*  1898.  —  Revue  de  legislation 
ourriere  et  sociale,  par  M.  Georges  Paulet, 
Paris,  Annh  1898,  p.  153—157.  —  Zu  3.  Vit- 
fallrersirherung:  Bulletin  du  Comite 
'permanent  d  Pari«  I  1—7,  4^—' 4:  H  H—51, 
304—311;  III  81— 191,  101-111;  IV  188— 190; 
VI  168—373;  VII  166—184;  »'///  314—336. 
371  376,381-410;  IX  1-61, 107—109.  —  Bulle- 
tin de  l'ofßee  du  trarail  d  I\iris,  V  181—191, 
383—397,  398 — 400,  431—438.  5I3.  —  Cangres 
international  de*  aeeident*  du  trarail  et  des 
asturttnees  sociale»,   4'  session,  Hruselles  1897. 

—  lHtrey,  ht  loi  des  accidents  du  trarail, 
Paris  1898.  —  Drouineau,  Xourelle  loi  con- 
cernanl  les  rcsponsnbüitfs  des  accidents,  Pari* 

1898.  —  Re'formr  sociale,  Bulletin  de  la  *>>- 
riete  iT  economic  nodale,  XVII'  annee,  p.  6I4 
—616  et  663 — 676,  Ptris  1897.  —  Ile  r  uc  de  legis- 
lation  ourriere  et  sociale,  pat  JI.  GeOfffv* 
PauM,  Annee  1898,  p.  145-153.  —  V.  cl. 
Offen,  nl>ie  Arbeiterversicherung  in  Frankreich» , 
Leipzig  I884,  und  «/>rr  neue  franiösi-nche  tlesett- 
enlirurf  über  Haftpflicht  und  Unfallversicherung« 
in  den  Jahrbüchern  für  Xationalökonomie  und 
Statülik,  Xeue  Folge,  XIX.  Bd.  S.  497—511. 
Jena  1889.  —  Zacher,  »Leitfaden  tur  Arbeiter- 
Versicherung  de*  Jlen tsrheu  Reich*»  (3.  Hundert- 
tausend) Berlin  1898  fl'rrlaa  »«/«  Asher  <k  Co.), 
die  Alduindlungen  >•  Unfalhtatistik»  und  n  Vitfall • 
Versicherung*  im  II.  Snpplemeiitband  des  Hand- 
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te'irterbvchtd.StaaUtrisieiuchafien,  S.  897 ff.  beztr. 
S.  UOöff.  Jena  1897,  und  »IHe  Arbeiterreriticherung 
im  Auslände«,  Berlin  (A.  Trotehel)  1898.  —Zu  4. 
Altert-  und  Inraliditätsrersieherung: 
Bulletin  de  Comilf  permanent  ti  Paris,  II  24$ 
—ist  et  S14—1UU :  111284— SM;  IV  l—io;  VI 
65S—7U;  VIII6O—U4,  X46—549. —  Jaqur» 
Escuyer,  Propusitiun  de  lui  relative  A  la  rrtn- 
tion  d'une  Caisse  nationale  de  preroyance,  Paris 
1897.  —  Statistische  Monat  ss  r  h  ri/t  der 
k.  k.  Statistischen  Centrai-Konmission  2«  Wien, 
Xeue  Folge.    1.  Jahrgang.    S.  170,    Wien  1896. 
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V.  Arbeiterversicherung  in 
Grossbritannien. 

I.  Versicherungsanstalten.  1.  Hilfs- 
kassen (Friendly  Societies).  2.  Die  Erwerbs- 
gesellschaften (Industrial  Assurance  (  ompanies). 
3.  Die  Gewerkvereine  (Trade- Unions).  4.  Die 
staatliche  Alters-  nnd  Ueberlebensversiehe- 
rnng.  II.  Arten  der  Hilfskassen.  1.  Die 
Hüfskassen  nach  ihrer  territorialen  Ausdehnung. 
2.  Nach  ihrer  Verwaltung.  3.  Versieherungs- 
betrieb  der  Hilfskassen.  4.  Nach  ihrem  gesetz- 
lichen Status.  III.  Knt  Wickelung  der  Ver-', 
Sicherungsanstalten.  IV.  Geschichte1 
der  Versicherungsgesetzgebung.  V. 
Das  geltende  Recht.  A.  Hilfskassen.  B. 
Die  grossen  Begräbniskassen  nnd  die  Erwerbs- 
gesellschaften  it'ollecting  Societies  and  Industrial 
Assurance  l'oinpanies).  ('.  Arbeiterentscbädi- 
gxuigsgesctz.  D.  .Staatsversicherung.  VI.  Die 
bevölkerungsstatistischen  Grund- 
lagen der  englischen  A. 

I.  Versicherungsanstalten. 

Ausschliesslich  zur  Vei-sieherung  der 
englischen  Arbeiter  gegründete  Anstalten 
sind  die  auf  Gegenseitigkeit  beruhenden 
Hilfskassen  und  einige  Krwerbsgesellschaften. 
Einen  Nebenzweck  bildet  die  Versicherung 
für  Gewerkvereine  und  Sparbanken  (Staats- 
versicherung). 

1.  Hilfskassen  (Friendly  Societies}. 
Die  meisten  Hilfskassen  beschränken  sich 
auf  die  Versicherung  von  Kranken-  und 
Begräbnis  gel  d,  einige  [die  Sterbekassen 
(Burial  Societies)]  nur  auf  letzteres.  Aerzt- 
licho  Hilfe  und  Arzneimittel  wenlen  häufig 
zugleich  mit  dem  Krankengelde  versichert. 
Kinige  Vereine  1  «»sorgen  nur  Arzt  und 
Apotheker (Medical  Association.  Medical  Aid 
Societies).  Die  Invaliditilts-,  Unfall-  und 
Altersversicherung  sind  als  besondere  Zweige 
iu  den  nicht  patronisierten  Kassen  noch 
wenig  ausgebildet.  Iu  diese  Lücke  tritt 
hier  unter  gewissen  Bedingungen  die 
Krankenversicherung  ein.  Versicherte,  welche 
die  Krankenversichening  auf  Lebenszeit  ein- 
gegangen sind,  erhalten,  wenn  sie  infolge 
von  Invalidität,  Unfall  oder  Altersschwäche 
arbeitsunfähig  werden,  nach  Ablauf  einer 


gewissen  Frist,  während  der  sie  volles 
Krankengeld  liezogen  hal>en.  einen  Bruch- 
teil der  vorher  empfangenen  Unterstützung 
als  Krankengeld  weiter.  Zur  Unterscheidung 
der  durch  Krankheit  von  der  durch  Unfall 
verursachten  Arbeitsunfähigkeit  schritt  mau 
erst  in  den  Kassen  fort,  welche  zur  Unter- 
stützung invalider  Eisenbahnarbeiter  und 
Bergleute  sowie  der  Hinterbliebenen  von 
getöteten  Eisenbahn-  und  Grubenarbeitern 
errichtet  wurden.  Noch  unentwickelter  ist 
die  Witwen-  und  Waiseuversichenmg.  Die 
Alters-,  Unfall-.  Witwen-  m»d  Waisenver- 
sichening sind  überhaupt  in  nennenswertem 
Grade  nur  in  patronisierten  Kassen  ver- 
wirklicht worden.  Einmal  genügeu  die 
Ijöhne  der  Masse  der  Arbeiter  nicht  zur 
allseitigen  Ausbildung  des  Versicherungs- 
wesens, so  dass  Zuschüsse  von  fremder 
Seite  nötig  waren,  und  zweitens  reicht  die 
Intelligenz  des  Durehschnittarlteiters  nicht 
so  weit,  so  dass  fremder  Hat  erforderlich 
war.  Bei  den  durchschnittlichen  Finkommens- 
verhältnisseu  der  Arlieiter  ist  die  Aus- 
stattuugsversicherung,  mit  der  sich  Begräbnis- 
kassen und  Erwerbsgesellsehaften  beschäf- 
tigen, nicht  häufig.  Die  Versicherung  einer 
Unterstützung  für  die  Zeit  gezwungener 
Arlteit&enthaltung  existiert  nur  unter  den 
Bekenneni  der  jüdischen  Keligiou. 

Neben  der  Leliensversicherung  besteht 
die  Sachen  versichern  ug,  wenn  auch 
bei  weitem  nicht  in  demsell>eu  Umfange: 
die  Versicherung  von  Booten  und  Fischerei- 
geräten, die  Versicherung  gegen  Verluste 
durch  Schiffbruch,  von  Handwerkszeug  gegen 
Feuersgefahr  und  die  Versicherung  von 
Kühen. 

Die  nicht  auf  dem  Princip  der  Selbsthilfe 
beruhende  Unfallversicherung  ist  durch  das 
Haftpflicht-  und  das  Arbeiterentschädigungs- 
gesetz geregelt  (vgl.  unteu  sab  V). 

Mildthätigo,  von  gewöhnlichen  Hilfs- 
kassen selten,  häufiger  von  Arbeiterorden 
verfolgte  Zwecke  sind  die  Zahlung  eines 
Reisezehrgeldes  an  Mitglieder  und  von  Unter- 
stützungen an  Mitglieder  und  Angehörige 
von  Mitgliedern,  welche  in  grosso  Not  ge- 
raten sind. 

Viele  Hilfskassen  nelimon  sowohl  Männer 
als  Frauen  auf,  daneben  giebt  es  Friendly 
Societies,  welche  ausschliesslich  aus  Männern, 
andere,  welche  aussclüiesslich  aus  weiblichen 
Personen  Itestehen  (Societies  of  Females). 
Auch  existieren  eigens  für  die  Versicherung 
von  Kindern  und  jungen  Leuten  bestimmte 
Kaisen  (Juvenile  Societies).  Als  Hechts- 
kategorie ist  dieJuvenilcSocioty  verschwunden 
(vgl.  unten  sub  IT1).  In  vielen  Friendly  Societies 
können  sowold  die  Mitglieder  wie  die  An- 
gehörigen von  Mitgliedern  versichert  werden. 

Nicht  alle  Friendlv  Societies  sind  Hilfskassen. 
Als  F.  5.  können  »ich  auch  einschreiben  husen 
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WoklthätigkeitsvereinefBenevolent  Stcieties),  Ar- 
beitervereine ( Working  Meli'«  Club*)  und  Vereine 
mit  besonder»  gestatteten  Zwecken  ispecially 
authorised  Soeieties)  (vgl.  unten  sub  V). 

2.  Di«  Erwerbsgesellschaften  (Indus- 
trial  Assurance  Conipanies)  betreiben 
vornehmlich  die  Begräbnisgeldversichomug, 
welche  auch  einen  Teil  der  Unfallversicherung 
einschliefst,  nämlich  die  Zahlung  eines 
Kapitals  beim  gewaltsamen  Tode  des  Ver- 
sicherten infolge  von  Schiffbruch,  schlagenden 
Wettern  etc. 

3.  Die  <  i  ewe  rk  vereine  (Trade-Unions). 
Die  besseren  Gewerkvereinc  umfassen  die 
Ziele  eines  üewerkvereins  und  einer  Hilfs- 
kasse,  um  die  Mitglieder  durch  mannigfache 
Vorteile  leichter  zusammenzuhalten.  Sie 
geben  Krauken-.  Begrühnisgeld  und  eine 
Unterstützung  bei  Arlteitslosigkeit.  Wenn 
nun  auch  jede  andere  Versicherung  als  die 
gegen  Arlieitslosigkeit  nicht  streng  aus  dem 
Wesen  der  (iewerkvereiue  hervorgeht,  so 
habe»  doch  einig»-  grössere  Trade-Unions 
das  Versicherungswesen  zu  der  allseitigsten, 
auf  Alter  und  Invalidität  ausgedehnten,  wenn 
auch  nicht  auf  strengen  Vorsicherungs- 
prineipien  Itenüienden  Entfaltung  gebracht. 
Die  Sterbekasse  findet  sich  fast  in  allen 
älteren  Gewerk vereinen.  Unentwickelt  ist 
die  Versicherung  in  den  neuen  Gewerk  - 
vereinen  der  Ungelernten.  Die  als  Vor- 
siehcrungsgescllsciiaften  dienenden  Trade- 
Unions  umfassen  nur  Arbeiter  dessellteu 
Gewerbes.  Dies  ist  auch  bei  den  Hilfs- 
kassen nicht  gerade  selten.  Die  vielen  freien 
und  Zwangsk-triebskassen ,  die  Eisenbahn- 
kassen. Unfallkassen  der  Horgleute  halten 
in  dieser  Beziehung  grosse  Aehnlichkcit  mit 
den  Gewerkvereinen.  Dazu  kommen  be- 
sondere Hilfskassen  der  Schriftsetzer.  Buch- 
drucker, Eisen-  und  Stalüarheitcr.  In  vielen 
Fällen  ist  die  Benifsgleiehartigkeit  ein  Er- 
gebnis der  Verhältnisse,  wie  in  den  Klubs 
der  ländlichen  Tagelöhner.  Andererseits  ist 
die  Angehörigkeit  zu  demsellten  Berufe  in 
den  Hilfskassen  nicht  die  Kegel,  sie  wird 
nur  selten  in  den  Statuten  gefordert,  und 
es  giebt  tausende  von  Hilfskassen,  in  denen 
nicht  nur  Arbeiter  verschiedener  Kategorieen, 
sondern  auch  Handwerksmeister,  kleine  Fa- 
brikanten, Krämer,  Händler,  Dienstboten, 
Bedienstete  versichert  sind. 

4.  Die  staatliche  Alters-  und  Ueber- 
lebensversicherung  bedient  sich  sowohl 
der  alten  Sparbanken  (Trustee  Savings 
Banks)  wie  der  Postsparkassen  (Post- 
office Savings  Bnuks)  zur  Betreibung  der 
Renten-  und  Kapitalversieherung.  Die  Ver- 
sicherten sind  nur  zu  einem  geringen  Bruch- 
teile Arbeiter. 

II.  Arten  der  Hilfskassen. 
1.  Die  Hilfskassen  nach  ihrer  terri- 
torialen Ausdehnung  zerfallen  in  1)  Be- 
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triebskassen  ( Fabrik  kassen);  2)  Orts- 
kassen:  Dorf-  und  Stadtkassen;  H)  mehrere 
Kiivhspiele  umfassende  Distriktskassen, 
Beeherkl  nbs;  4)  Grafschaftskassen 
(County  Soeieties).  Kassen,  welche  sich  ülter 
mehrere  Grafschaften  oder  das  ganze  Land 
erstrecken,  sind  6)  L  a  n  d  e  s  g  e  w  e  r  b  e  - 
kassen,  6)  Landeskassen  (Ordinal? 
Ijtirgc  Soeieties»  und  7)  Arbeiterorden 
(Orders  oder  Affiliated  Soeieties).  Landes- 
gewerbekassen sind  solche  Hilfsvereine, 
welche  nur  Arbeiter  desselben  Gewerbes 
aufnehmen  und  einen  grösseren  Umfang  als 
den  einer  Grafschaft  halten.  Hierher  ge- 
hören z.  B.  die  Eisonhahnkassen.  welches 
durchgängig  Zwangskassen  sind,  alter  auch 
die  freien  Gewerbehilfskassen.  Eine  Ite- 
sondere  Erwähnung  erfordern  8)  die  U  u  - 
fallkassen  der  Bergleute:  0)  die  Be- 
grab niskassen  und  1  in  die  V  e  rein  igt  en 
Spar-  und  Hilfskassen  (Deposit  Fri- 
endly  Soeieties).  Einige  Unfallkassen  um- 
fassen mehrere  Grafschaften,  andere  nur 
einen  Teil  einer  Grafschaft,  wie  es  der  Borg- 
werksbetrieb mit  sieh  bringt.  Die  Begräh- 
niskasson  erscheinen  als  Betriebskassen. 
Ortskassen  und  nicht  lokale  grosse  Beginb- 
niskassen  (General  Colleeting  Soeieties).  Die 
Vereinigte  Sjiar-  und  Hilfskasse  ist  vor- 
handen als  Ortskasse,  sie  tritt  auf  angelehnt 
an  Grafschaftskassen  und  selbständig  als  eine 
über  einen  grossen  Teil  des  südlichen  Eng- 
lands verbreitete  HilfskasM'.  Diese  letztere 
führt  den  Namen  The  National  Dejwtsit 
Friendly  Society. 

2.  Nach  ihrer  Verwaltung:  zerfallen 
sie  in  Kassen  mit  wirklicher  Selbstverwal- 
tung, in  Kassen  mit  nomineller  Selbstver- 
waltung und  in  mehr  oder  minder  patroui- 
sierte  Kassen.  Je  nachdem  die  Selbstver- 
waltung einen  demokratischen,  aristokra- 
tischen oder  demokratisch  -  repräsentativen 
Charakter  trägt,  müssen  wir  in  der  eisten 
Abteilung  drei  Unterarten  unterscheiden. 
Trotz  aller  Unterschiede  kehrt  folgende 
<  h-ganisation  mit  grösseren  oder  geringeren 
Modifikationen  in  den  meisten  Hilfskas<en 
wieder.  Eine  die  legislative  darstellende 
imd  über  alle  wichtigen  Angelegenheiten 
entscheidende  Generalversammlung  ernennt 
einen  gescliäftsführenden  Ausschuss  mit 
Präsident  und  Vieepräsident  und  die  eigent- 
lichen Verwaltnngsbeamtcn :  Treuhänder. 
Kassierer.  Sekretär.  Schiedsrichter. 

a)  Die  Itesten  Tyjten  von  Kassen  mit 
wirklicher  Selbstverwaltung  de- 
mokratischen Charakters  sind  die 
kleinen  Ortskassen  der  olteren  Arbeiter- 
schichten und  der  unteren  Mittelklassen. 
In  ihnen  fällt  die  regelmässige  Verwaltung 
einem  in  der  Generalversammlung  aller  Mit- 
glieder gewählten  geschäftsführenden  Aus- 
schüsse zu.     Da  die  Geschäft slnst  l»-i  der 
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Kleinheit  der  Kasse  gering  ist  und  die  Mit- 
glieder nicht  ungebildet  sind,  so  ül>erragt , 
die  Stellung  des  Sekretärs  entweder  gar 
nicht  oder  nur  wenig  die  der  anderen  Wr- 
waltungsheamten.  Alle  Aeinter  sind  unl>e- 
soldete  Ehrenämter  mit  Ausnahme  desjenigen 
des  Sekretärs,  welcher  eine  kleine  Remune- 
ration erhält.  Man  ist  häufig  bestrebt,  einen 
jeden  nach  der  Keihe  die  I^ast  der  Ver- 
waltung tragen  zu  lassen  und  setzt  Strafen 
für  denjenigen  fest,  welcher  sich  dem  Amte 
entzieht. 

b)  Kassen  mit  wirklicher  Selbst- 
verwaltung aristokratischen  Cha- 
rakters sind  die  hierarchisch  organisierten! 
Artaiterordeu.  Die  höheren  Stellungen  wer- 
den von  Personen  bekleidet,  welche  in  den 
unteren  als  Verwaltungsbeamte  thiitig  ge- 
wesen sind.  Die  Legislative  und  Centrai- 
verwaltung steht  bei  einer  aus  höheren  Be- 
amten  gewählten  Versammlung  bezw.  einem 
Ausschusse.  Das  büreankratische  Element 
erlangt  grosse  Macht.  Die  laufende  Arbeit 
wird  von  fest  angestellten,  lx-soldeten  Sekre- 
tären besorgt.  Die  aristokratische  Selbst- 
verwaltung ist  in  einigen  Orden  mehr,  in 
anderen  weniger  ausgeprägt ;  eine  im  ganzen 
und  grossen  typische  Mittelstellung  nimmt 
der  vornehmste  Arl>eiterordcn  >Tho  Man- 
chester l'nity  of  Odd  Fellows«.  ein,  dessen 
Organisation  wu*  Verdeutlichung  dos  Gesagten 
skizziert  werden  soll.  Er  besteht  ans 
mehreren  tausend  Hilfskassen,  welche  Ix>gen 
genannt  werden.  Das  Gedeihen  der  l/oge 
hängt  zum  grossen  Teile  von  der  Tüchtig- 
keit des  Sekretars  ab.  Die  Hierarchie  in  der 
ly  ige  giebt  dem  ehrgeizigen  und  intelligenten 
Arbiter  zuerst  einen  Sporn  zur  Rcthätigung 
seiner  Kräfte.  Das  wichtigste  Arbeitsfeld 
der  Logen  ist  die  Krankenversicherung.  Aus 
einer  Anzald  von  Ijogen  setzt  sich  der 
Distrikt  zusammen,  welcher  eine  Einheit 
für  die  Begräbnisgeldversichemng  bildet 
und  die  Verwaltung  der  I/jgen  kontrolliert. 
Der  Distiikt  wird  verwaltet  von  einer  Ver- 
sammlung von  Abgeordneten  der  I»gen, 
welche  aus  gegenwärtigen  oder  friiheren 
1  iOgenbeamten  gewählt  werden  müssen.  Die 
Distriktsbeamten  solleu  bestimmte  höhere 
Stufen  auf  der  hicrarclüsehen  Leiter  er- 
stiegen halten.  In  der  Distriktsverwaltung 
wird  das  büreaukratische  Element  schon 
sehr  henierklieh.  Zu  Distriktssekretären 
werden  ganz  liesonders  tüchtige  Männer  ge- 
wählt. Von  den  Distrikten  werden  aus  Mit- 
gliedern, welche  die  höheren  Grade  als  Ver-1 
waltnngsheamte  erlangt  halben,  die  Abgeord- 1 
ueteu  zu  dem  jährlieh  stattfindenden  Wander- 
aussehusse  gewählt.  Der  Wauderausschuss 
wählt  aus  seinen  Reihen  den  Grossmeister 
des  Ordens,  den  Viccgrossmeistor,  den 
Ordenssekretär  und  neun  Direktoren,  welche 
]iiit   dein   letzten    Grossmeister  zusammen 


den  geschäftsfülmmden  Aussehuss  bilden. 
Dieser  Köiper  versammelt  sich  periodisch 
zur  Erledigung  der  laufenden  Geschäfte.  Die 
'<  tägliche  bedeutende  Arl»eitslast  ruht  auf  den 
j  Schultern  des  Ordenssekretärs.     Will  man 
i  also  die  Orden  genau  charakterisieivn ,  so 
muss  man  sie  bezeichnen  als  selbstverwal- 
tende  Köi-persehafteu   mit   halb  aristokra- 
tischem, lialb  hüreaukratischem  Charakter. 

c)  Hiervon  verschieden  ist  die  Organi- 
sation von  solchen  Vereinen,  welche  zwar 
ebenfalls  aus  einer  Anzald  von  selbstver- 
waltenden Kassen  bestehen,  welche  gleich- 
falls zwischen  Fonds  der  Einzelkassen  und 
grösserer  Verbände  unterscheiden,  bei  denen 
also  wie  in  den  Orden  wichtige  Funktionen 
von  Versammlungen  und  Ausschüssen  über- 
nommen werden  müssen,  bei  denen  aber 
keine  hierarchische  Verfassung  besteht,  keine 
Qualifikation  für  den  Gewählten  vorge- 
schrieben ist.  Hier  wird  also  die  demokra- 
tische Selbstverwaltung  der  Zweighilfskassen 
durch  die  Existenz  von  centralen,  repräsen- 
tativen, gesetzgebenden  und  verwaltenden 
Körperscliaften  eingeengt.  Hire  Selbstver- 
waltung trägt  also  einen  demokratisch- 
repräsentati von  Charakter.  Sie  findet 
sich  z.  B.  Itei  einer  freien  ljandesgewerbe- 
kasse. 

d)  Kassen  mit  nomineller  Selbst- 
verwaltung sind  die  grossen,  über  einen 
Teil  des  lindes  oder  das  ganze  Land  aus- 
gedehnten Versicherungsvereine,  welche 
ihren  Sitz  gewöhnlich  in  einer  grösseren 
Sta<lt  halben,  aber  keine  ("nterabteilungen 
mit  selbständigem  Leiten  wie  die  Orden  be- 
sitzen, so  dass  der  Verkehr  zwischen  den 
Versicherten  und  der  Centraistelle  grössten- 
teils durch  die  Post  oder  durch  Mittelsper- 
sonen vor  sich  geht  Es  sind  dies  die  I^andes- 
kassen  und  die  grossen  Begräbniskassen.  Sie 
komineu  den  Versicherungsgesellschaften  am 
nächsten  und  zeigen  diesen  Charakter  auch 
darin,  dass  die  in  den  Friendly  Soeieties  so 
entwickelte  gesellige  Seite  in  ihnen  feldt. 
In  derartigen  Hilfskassen  muss  die  Ver- 
waltung grossenteils  durch  ständige,  besol- 
dete Sekretäre  geführt  werden,  und  diese 
Beamten  erlangen  bei  der  Zusammenhangs- 
losigkeit  der  Versicherten  leicht  eine  solche 
Stellung,  dass  der  Einfluss  der  Mitglieder 
in  den  Generalversammlungen  fast  illusorisch 
wird.  Nicht  alle  können  erscheinen  und 
selbst  der  Bruchteil,  welcher  sich  einfindet, 
ist  manchmal  so  zahlreich,  dass  eine  ord- 
nungsmässige  Abwickelung  der  Geschäfte 
sehr  erschwert  wird.  Der  nominell  die  Ge- 
scliäfte  führende  Ausschuss  (Committee  of 
Management)  ist  in  Gefahr,  in  die  Hände 
einer  Familiencliquc  oder  eines  Ringes  zu 
geraten.  Diese  Mängel  treten  bei  den 
Landeskassen,  in  denen  Bedienstete,  Hand- 
werksmeister, Kommis  otc.  versichert  sind, 
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nicht  so  s-harf  hervor  wir  hei  den  Begräb- 
niskassen:  l>ei  ihnen  ist  manches  besser  ge- 
worden, seitdem   man  an   <  1  io  Stelle  der 

<  icueralversammlung  eine  Delegiertenver- 
.-ammlung  gesetzt  liat.  Anders  bei  den 
grossen  Ik'gräbniskassen.  Ihre  Mitglieder 
stammen  aus  den  tiefsten,  ungebildetsten 
Schichten.  Zu  den  nur  nominell  selbst- 
verwaltenden Kassen  gehören  auch  viele 
Mrtskas.sen,  deren  Mitglieder  sittlich  und 
geistig  auf  einer  lüedrigen  Stufe  stehen. 
In  ihuen  gewinnt  der  Sekretär  oder 
■  ler  Wirt,  in  dessen  Hause  der  Klub 
sich  versammelt,  oft  einen  ungefährlichen 
Einflnss. 

c)  Patron  isierte  Kasse  und  Zwaugskasse 
sind  nicht  identisc  h,  wenn  auch  viele  patro- 
nisierte  Kassen  Zwangskassen  sind.  Die 
Thatsache,  dass  einer  Hilfskasse  Beitrage 
zahlende  Ehrenmitglieder  angehören,  macht 
sie  noch  nicht  zu  einer  patronisierten,  sonst 
müssten  sehr  viele  Milfskassen,  besonders 
die  Orden,  welche  zahlende  Ehrenmitglieder 
halten,  zu  den  patronisierten  Vereinen  ge- 
rechnet werden.  Vielmehr  ist  eine  patroni- 
sierte  Kas.se  eine  solche  freie  Kasse  oder 
Zwangskasso,  in  welcher  die  Heiträge 
leistenden  Ehrenmitglieder  zugleich  einen 
grösseren  oder  geringeren  Einflnss  auf  die 
Verwaltung  gewinnen,  ohne  jedoch  An- 
spruch auf  eine  Unterstützung  z'1  hal>en. 
Die  patronisiertou  Kassen  sind  innerlich 
dmvhaus  imgleichartig.  Bei  den  einen  fällt 
die  Gelduntorstützung  schwer  ins  Gewicht, 
die  Beteiligung  der  Patrone  an  der  Ver- 
waltung U'schränkt  sich  auf  eine  gewisse 

<  iheraufsicht,  bei  anderen  tritt  die  materielle 
Unterstützung  zurück  und  die  Patroiiisieruug 
nimmt  die  Gestalt  einer  weitgehenden  Mit- 
verwaltung  an.  Elfteres  ist  bei  einigen 
Eisenbahnkassen  und  Betriebskassen,  letzteres 
hei  manchem  Dorfklub  der  Fall.  Patroni- 
sierte  Kassen  sind  die  meisten  Betriebs- 
kassen, manche  Ortskassen,  die  Becherklnbs. 
■lie  Graf  Schaf  tskassen,  die  Eiseid «dinkasseu, 
die  Unfallkassen  und  die  Vereinigten  Spar- 
und  ililfskassen.  Wenn  wir.  wie  oben  ge- 
schehen ist,  unter  den  jtatronisierten  zwischen 
freien  und  Zwangskassen  unterscheiden,  so 
darf  beluiuptet  werden,  dass  ersten'  sich 
mehr  unter  den  ländlichen,  letztere  mehr 
unter  den  gewerblichen  Arbeitern  finden. 
Es  wurde  schon  erwähnt,  dass  ein  allseitig 
entwickeltes  Arlteiterversieherungswesen  sich 
fast  allein  in  den  patronisierten  Kassen 
findet.  Auch  die  Ursachen  dieser  Erscheinung 
wurden  t<esprochen.  Die  finanziellen  Ver- 
hältnisse sind  hier  gewöhnlich  besonders 
günstig  und  die  Verwaltung  ist  billig. 
Eliensowenig  wie  die  nominelle  Selbst- 
verwaltung hebt  die  Patronisierung  die 
äussere  Organisation  der  Verwaltung  auf. 
Auch  hier  erscheinen  die  Generalversamm- 


lung, der  Vcrwnltuugsausschuss  und  die 
vei-schiedenen  früher  genannten  Aemter. 

8.  VerHioherungxbetriel»  der  Hilfs- 
knssen.  a)  Wir  müssen  die  Ililfskassen  zu- 
nächst in  solche  einteilen.  Wi  denen  das  l'm- 
läge  v  erfahren  nach  dem  Eintretet!  des 
Versicheruugsfalles,  und  solche.  l>ei  welchen 
die  Erhebung  von  Beiträgen  (Prämien)  vor 
dein  Eintreten  des  Versicherungsfalles  die 
Regel  bildet.  Jenes  Verfahren  'findet  sich 
U'i  den  niedrigsten  Exemplaren  von  freien 
Betriebsstcrheknssen .  dies  bei  der  grossen 
Mehrheit  aller  Hiifskassen.  Ausnnhmeu 
konunen  Ihm  beiden  vor.  Es  giebt  Vereine, 
die  auf  dem  Umlageverfaliren  ljeruhen.  aber 
einen  kleinen  Fonds  sammeln,  um  nicht 
ganz  un  vorgreifet  zu  sein,  und  es  giebt 
Kassen,  welche  das  Prämienverfahren  durch- 
führen, aber  gelegentlich  eine  Umlage  aus- 
schreiljen,  z.  B.  die  Ixgen  der  Manchester 
Unity.  wenn  die  Verwaltung  mehr  als  die 
hierfür  verfügltaro  Summe  gekostet  liat. 

b)  Diejenigen,  welche  Prä  tu  i  e  n  erhebet!, 
zerfallen  wieder  in  zwei  Klassen,  je  nachdem 
sie  nach  kürzerer  oder  längerer  Zeit,  z.  B. 
nach  1—7  Jahren,  den  Ueherschuss  der 
Einnahmen  über  die  gezahlten  (und  die  zur 
Zeit  der  Teilung  weiter  fälligen  Unter- 
stützungen verteilen  oder  sie  zurück- 
legen. Nur  Ihm  den  letzteren  kann  von 
dem  Deckungsverfahren  die  Rede  sein.  Die 
ersteren  heissen  »Teilende  Gesellschaften« 
(Sharing  out  Clubs.  Dividing  Socioties). 
Einig»*  haben  ein  längeres  lieben,  sie  lösen 
sich  nicht  nach  der  periodischen  Teilung 
der  Reserven  auf.  Dies  sind  die  Permanent 
Dividing  Societies.  Es  ist  ebenso  unrichtig, 
dies«»  Alt  der  Verteilung  mit  der  Verteilung 
einer  Dividende  zu  verwechseln,  da  elten 
alles  o<ler  fast  alles  verteilt  wird,  als  den 
Unterschied  der  Beiträge  der  Dividing 
Societies  von  den  Prämien  einer  Versiche- 


rn ih 


aft  zu  verkennen 


Denn 


es 


werden  häufig  höhere  Beitrage  erholten,  als 
zur    Befriedigung    aller  Versicherungsan- 
sprüche nötig  sein  würden,  um  den  Mit- 
gliedern am  Ende  des  Jahres  eine  grössere 
Summe  übergeben  zu  können.  Der  teilende 
Verein  ist  also  zugleich  eine  Art  Sparkasse. 
Er  ist  wahrscheinlich  derjenige  Hilfskassen- 
typus,  der  in  (irossbritannieu  und  Irland  am 
!  weitesten  verbreitet  ist,  und  zwar  aus  vier 
1  Gründen :  den  Bedürfnissen  einerwandernden 
Bevölkerung    kommen    diese    Kassen  am 
meisten   entgegen;    sie    machen    es  dem 
Arbeiter  möglich ,    dann   und   wann  eine 
grössere   Summe    in    die  Hände    zu  be- 
kommen;    drittens    bieten    sie    ihm  die 
'Sicherheit,    dass    die   Frucht  jahrelanger 
Ersparnisse    nicht    wieder    verloren  geht, 
was  l»ei  einer  Hilfskasse  mit  Deckungs- 
verfahren   nicht   gerade  selten    ist ,  und 
i  viertens  dient  er  zur  Erhöhung  der  ans 
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anderen  Hilfskassen  liezogenen  Unterstütz- 
ungen. 

c)  Die  Hilfskassen  nüt  Deckungsvor- 
fahron  zerfallen  in  zwei  Klassen.  Die 
ersteren,  die  vollkommeneren .  halien  ab- 
gestufte Prämien  eingeführt,  die  letzteren 
kennen  nur  die  Einheitsprämie.  Dabei 
müssen  wir  zwischen  denjenigen  Kassen 
unterscheiden,  welche  die  Einhoitsprämie 
crhelien,  um  Verwaltungskoslen  zu  sparen, 
und  denjenigen,  welche  an  der  Einheits- 
prämie  aus  Unwissenheit.  Trägheit  oder  in 
der  Hoffnung  auf  das  Zuströmen  junger 
Mitglieder,  die  dann  für  die  alten  mit- 
bezahlen  müssen,  festhalten,  wie  es  bei 
schlechten  Ortskassen  nicht  selten  vorkommt 
und  früher  viel  liäufiger  vorkam.  Wo  <lie 
Einheitsprämie  besteht,  ist  oft  ein  nach  dem 
Alter  abgestuftes  Eintrittsgeld  und  die  Be- 
stimmung vorgesehen,  dass  Pei-sonen,  welche 
ein  gewisses  Alter  überschritten  Italien, 
z.  B.  30.  4")  Jahre,  oder  welche  eine  be- 
stimmte, gefährliche  Beschäftigung  treiben, 
nicht  aufgenommen  worden.  Die.  fortge- 
Kchrittensteu  Hilfskassen  haben  wold  nach 
dem  Alter,  aber  nur  nach  wenigen  Be- 
seitigungen (z.  B.  Gmbenarlieit)  abgestufte 
Prämiensätze  eingeführt.  Dies  erklärt  sich 
ans  dem  Bisherigen  leicht.  Wo  grössere 
als  die  durchschnittlichen  Fährlichkeiten 
angenommen  werden  müssen,  da  siud 
manchmal  die  Gefährdeten  ausgeschlossen, 
oder  es  bestehen  liesondere  Kassen  für  sie, 
welche  durch  ihre  eigenen  Erfahrungen  be- 
lehrt werden,  oder  es  werden  Zuschüsse 
geleistet  wie  in  den  patronisierten  Vereinen, 
so  dass  die  Abstufung  nach  Gefahrenklassen, 
selbst  wenn  das  Vorhandensein  der  statisti- 
schen Daten  es  ermöglichte,  die  Verwaltung 
nur  erschweren  würde. 

d)  Für  den  Versicherungsbetrieh  ist  es 
weiter  wichtig,  ob  die  Prämien  von  den 
Mitgliedern  persönlich  ei  ngezah  1 1  oder 
von  Mittelspersonen  eingesammelt 
werden.  Die  schwersten  Missstände  halten 
sich  bei  letzterem  Verfahren  in  den  grossen 
Begräbniskassen  herausgestellt. 

e)  Wir  müssen  die  Hilfskassen  ausser- 
dem danach  unterscheiden,  ob  sie  jeder  Art 
der  Versicherung  diesellie  Zahl  von  Ver- 
sicherten zu  Grunde  legen.  Dieses  ist  die 
Praxis  der  grossen  Mehrzahl  aller  llilfs- 
kasscn, während  die  Orden  annehmen,  dass 
die  Logen  wohl  die  Tragfähigkeit  für  die 
Krankenversicherung,  aber  nicht  für  die 
Begräbnisgeldversicherung  besitzen :  diese 
weisen  sie  daher  dem  Distrikte  zu.  Mehrere 
Distrikte  der  Druiden-  sammeln  die  Peber- 
schüsse  der  einzelnen  L>gen.  welche  l»ei 
der  Knuikenversicherung  entstehen,  zu  einem 
Reservefonds  an.  aus  dem  die  Deficite  der 
Ligen  desselben  Distriktes  gedeckt  weiden. 
Dieses  Verfahren  heisst  -e^ualisation«.,  mit 


ihm   nicht  zu  verwechseln  ist  die  Hilf«;, 
:  welche    armen   Logen    zuweilen   von  der 
( 'entralverwaltung  aus  einem  allgemeinen 
Fonds  gewährt  wird. 

f)  Es  braucht  nur  kurz  darauf  hinge- 
wiesen zu  werden,  dass  in  den  freien  Hilfs- 
kassen die  rnterstfitzungen  ausschliesslich 
oder  vorwiegend  aus  den  Beiträgen  der 
Artieiter  gezahlt  werden  müssen,  während 
dies  z.  B.  in  den  Zwangskassen  nicht  der 
Fall  ist. 

g)  Die  Hilfskassen  zerfallen  dann  noch 
in  zwei  K hissen,  je  nachdem  sie  ihre  Resei-ven 
den  Mitgliedern  leihen  oder  nicht.  Der 
Reservefonds  der  meisten  teilenden  Vereine 
Schottlands  wird  ausgeliehen,  so  dass  sie 
für  die  Versicherten  zugleich  Hilfskassen. 
Sparkinken  und  Darlehnsvereine  sind. 

Ii)  Schliesslich  müssen  wir  sie  danach 
einteilen,  ob  sie  von  Zeit  zu  Zeit  eine 
technische  Bilanz  ausführen  hissen  oder 
nicht.  Sie  ist  natürlich  nur  bei  Kassen  mit 
Doekungsverfnhren  anwendkir.  Das  Gesetz 
von  IST"»  hat  sie  für  die  Mehrheit  der 
registrierten  llilfskasscn  vorgeschrieben,  bei 
den  unregistrierten  ist  sie  noch  wenig  ein- 
gebürgert. 

i)  I'nd  nun  halicn  wir  noch  den  eigen- 
tümlichen Vcrsicherungslietrieb  der  Ver- 
einigten S|>ar-  und  Hilfskasso  zu  besprechen. 
Die  Deposit  Friendly  Society  ist  zunächst 
eine  Spnrhank.  Aus  den  Einlagen  der  Mit- 
glieder wird  soviel  abgezogen,  als  zur 
Deckung  der  im  nächsten  Jahre  von  der  Ge- 
sellschaft zu  verausgabenden  Unterstützungen 
voraussichtlich  nötig  sein  wird.  Die  Bei- 
träge aller  Mitglieder  sind  gleich,  aher  die 
Mitglieder  liaben  einen  ungleichen  Anspruch 
auf  die  rnterstfitzungen.  Sie  werden  nach 
Gesundheit.  Beschäftigung  etc.  in  verschiedene 
Klassen  eingeteilt.  Je  grösser  voraussicht- 
lich die  Zahl  der  Krankheitstage  ist,  um  so 
geringer  ist  das  für  den  Tag  aus  der  Unter- 
stfltzungskasse  zu  zahlende  Krankengeld. 
In  keiner  Klasse  wird  der  ganze  Betrag  der 
an  den  Versicherten  zu  zahlenden  Unter- 
stützung aus  dem  Fonds  bestritten,  welcher 
aus  den  Sj>arkassengutha!>en  zur  Gewährung 
von  Unterstützungen  zurückgelegt  ist :  sondern 
in  der  1.  Klasse  wird  vielleicht  von  dem 
versicherten  Schilling  Kraukengeld  nur  9d, 
in  der  2.  Sd.  in  der  3.  6d  etc.  bezahlt. 
Das  Uebrige:  3d  bezüglich  4d.  bezüglich 
1  6d  etc.  muss  das  Mitglied  aus  seinen  Ein- 
I  Ligen  in  der  Sparkasse  entnehmen.  Hierzu 
'  kommt  die  weitere  Bestimmung,  dass  es  nur 
so  lange  Krankengeld  empfangen  kann,  als 
es  imstande  ist.  aus  seinem  Sparkassen  gut- 
halien  den  entsprechenden  Rest  hinzuzu- 
fügen. 

"  4.  Nach  ihrem  gesetzlichen  Status 

zerfallen  die  Kassen  in  registrierte  und  nicht 
registrierte.    Unter  registrierten  Kassen  ver- 


Digitized  by  Goc 


Artoiterversichernng  (Grosshritannien) 


661 


steht  man  solche  Vereine,  welche  ihre  Sta- 
tuten nach  den  Anforderungen  der  Hilfs- 
kassengesetze  ■  abgefasst  und  von  einem  zu 
diesem  Zwecke  angestellton  Staatslieamten 
nach  hiervon  gewonnener  reberzeugung  ein 
Zeugnis  erltaltcn  hahen,  das«  die  Statuten 
mit  dem  Gesetze  übereinstimmen.  Ks  steht 
den  Kassen  frei,  ob  sie  sieh  registrieren 
lassen  wollen  oder  nicht.  Registrierte  Kassen 
liaben  bestimmte  Pflichten  und  Vorrechte 
vor  den  nicht  registrierten  Kassen.  Diese 
werden  erst  verständlich,  wenn  wir  die 
Grundzüge  des  englischen  Vereiusreehtes 
ins  Auge  fassen.  Die  Vereinsfreiheit  ist 
in  ruhigen  Zeiten  wenig  beschränkt.  Der 
Staat,  welcher  gleichsam  von  den  Vereinen 
keine  Notiz  nimmt,  gewährt  ihnen  deshalb 
nur  geringen  strafrechtlichen  Schutz,  näm- 
lich allein  gegen  Diebstahl  und  Unterschla- 
gung (larceny  und  embezzloment)  seitens 
der  Mitglieder  und  er  versagt  ihnen  völlig 
die  Hechte  einer  juristischen  Person.  Sie 
können  kein  Eigentum  erwerben,  weder 
klagen  noch  verklagt  werden  und  es  fehlt 
ihnen  an  einem  Rechtsmittel  gegen  die 
Treuhänder,  welche  das  Vermögen  der  Kasse 
in  Hiluden  Italien,  wenn  diese  damit  nach 
Gutdünken  schalten,  aber  sich  weder  Dieb- 
stahl noch  Unterschleif  zu  schulden  kommen 
lassen.  Die  Entscheidungen  des  Schieds- 
gerichtes luibcu  keine  genügende  Kraft.  Die 
einen  völlig  gelingenden  Schutz  verbürgenden 
Rechte  erlangt  der  Verein  erst  dadurch,  das» 
er  sich  nach  den  Anforderungen  der  Ge- 
setze konstituiert  und  die  zuständige  Ile- 
hörde  lüervon  Kenntnis  nehmen  liisst.  Die 
Hilfskassen  könnten  sich  soweit,  als  ihre 
Ziele  in  Frage  kommen,  als  Gescllsclmften 
(Companies)  registrieren  lassen,  alier  sie 
ziehen  es  vor,  sich  als  Friendly  Societies 
einschreiben  zu  lassen,  sowohl  weU  die  Ein- 
schreibung nichts  kostet,  als  weil  sie  einige 
liesondere  Vorteile  gemessen,  die  unten  sul»  V 
aufgezählt  werden  sollen.  Aber  indem  sie 
nun  Vorrechte  gemessen,  Italien  sie  bestimmte 
Pflichten  zu  erfüllen,  welche  von  den  nicht 
registrierten  nicht  verlaugt  werden.  Doch 
.stellt  das  Gesetz  an  eine  Art  von  nicht  ein- 
gesi-hrielienen  Kassen,  die  unregistrierten 
liegiäbniskassen.  einige  der  Anforderungen, 
welche  für  die  registrierten  in  Geltung  sind. 

III.  Entwickelung  der  Ver- 
sichernngsanstalten. 

1.  Die  Anfänge  des  englischen  Arbeiterver- 
skherungswesen»  liegen  euerseits  in  lokalen, 
geselligen,  in  einem  Wirtshause  tagenden  Ver- 
sich e  r  u  n  g  s  v  e  r  e  i  n  e  n .  die  im  letzten  Viertel 
des  vorigen  Jahrhunderts  nach  Tausenden  zählten 
und  Boxe*.  Klubs  "der  auch  Boxklnbs  genannt 
wurden,  andererseits  in  den  Logen  von  zwei 
Arbeiterorden,  welche  wahrscheinlich  dem 
Freimaurerorden  nachgebildet  waren  und  die 


Namen  „Odd  Fellows*  und  ,. Foresters"  führten. 
In  den  Logen  war  die  Unterstützung  norh  ledig- 
lich ein  Akt  der  Wohlthätigkeit,  in  den  Klub« 
hatte  die  Idee  der  Versicherung  schon  eine  etwas 
kräftigere  Verwirklichung  gefunden,  wenn  es 
auch  hier  noch  vorkam,  das*  wohlhabende  Mit- 
glieder zahlten,  aber  keine  Unterstützung  an- 
nahmen. In  den  Boxes  und  Klub«  versicherte 
man  ein  Kranken-  und  Begräbnisgeld  gegen 
Kntrichtnng  einer  Einheitsprämie,  eine  besondere 
Invalidität*-.  Unfalls-,  Alters-  Witwen-  und 
Waisenversicherung  war  nicht  ausgebildet.  Aber 
invalide,  alte,  durch  Unfall  arbeitsunfähig  ge- 
wordene Mitglieder  erhielten  eine  Unterstüfznng 
ans  der  Krankenkasse.  Die  Zeitgenossen  klagen 
darüber,  dass  ein  grosser  Teil  der  Prämieu  in 
der  Stammkneipe  vertrunken  wird,  dass  die. 
Wirte  den  meisten  Nutzen  von  den  Klubs  haben, 
das»  Hader  und  Streit  nuter  den  Mitgliedern 
nicht  selten  sind,  dass  man  sich  manchmal  alter 
Mitglieder  auf  ungerechte  Weise  zu  entledigen 
sucht  nnd  die  Gelder  veruntreut  werden,  end- 
lich dass  die  Kassen  zusammenbrechen  und  die 
Anlage  der  angesammelten  Reserven  schwierig 
ist.  Das  Bankwesen  war  noch  unentwickelt, 
Sparbanken  bestanden  noch  nicht. 

2.  Um  diesen  Unzuträglichkeiten  ein  Ende 
zu  bereiten,  gehen  Klerus  und  Gentry  im 
zweiten  um!  dritten  Jahrzehnt  dieses  Jahr- 
hunderts zur  Bildung  von  pa  Ironisierten 
Vereinen  über.  Im  Jahre  1818  wurde  mit 
einem  Grafschaft* verein  in  Essex  der  Anfang 
gemacht,  dann  folgte  die  Hampshire  Friendly 
Society,  hierzu  trat  die  Dorsctshire  Friendly 
Society  und  im  Jahre  1828  die  beste,  die  WUt- 
shire  Friendly  Society.  Man  hoffte  durch  Ver- 
teilung «los  Risikos  über  eine  grössere  Fläche, 
durch  die  Verwaltung  der  Gentry,  durch  die 
Beiträge  von  Ehrenmitgliedern  das  Arbeiter- 
versicherungswesen seinem  bisherigen  mangel- 
haften Zustande  zu  entreissen.  Von  den  gleichen 
Erwägungen  wurde  Becher  bei  der  Gründung 
des  ersten  Distriktvereins  zu  Soiithwell  im  Jahre 
1823  geleitet,  welcher  anderen  Hilfskassen  ala 
Muster  diente.  Von  diesen  patronisierten  Ver- 
einen ging  der  kräftigste  Anstoss  zu  eiuer  ge- 
sunden Entwickelung  und  einem  klareren  Ver- 
ständnis iles  Arheiterversicheruugswesens  aus. 
Die  Prämien  wurden  abgestuft,  die  Versiehe.- 
rongszweige  gesondert,  die  Kossen  getrennt, 
die  Verwaltung  verbessert,  das  Tagen  im  Wirta- 
haus abgeschafft.  Diese  Vereine  liaben  den 
Arl>eiter  vor  vielen  Enttäuschungen  der  nicht- 
patrotiisierten  Hilfskassen  bewahrt,  aber  auch 
durch  die  Ansmerzung  der  Geselligkeit  und  die 
Verdrängung  der  Selbstverwaltung  viele  Arbeiter 
vom  Eintritt  abgehalten  und  das  Interesse  am 
Klub  vermindert.  In  dem  besten  Grafschafta- 
vereiu.  der  Wiltshire  Friendly  Society,  wurde 
daher  später  ein  Stiftungsfest  eingeführt,  den 
Arbeitern  ein  Auteil  au  der  Selbstverwaltung 
eingeräumt  und  die  centralisttsche  Verfassung 
der  bundesstaatlichen  der  Orden  genähert.  In 
den  zwanziger  Jahren  entwickelten  sich  auch 
schou  Krwerbsge Seilschaften:  die  erste 
Landeskasse  _The  Royal  Standard"  tritt 
1828  ins  Leben;  wir  hören  von  lokalen  Be- 
gräbniskassen nnd  teilenden  Vereinen. 

3.  Hatte  nun  schon  in  den  zwanziger  Jah- 
ren das  Arlieiterversicherungswesen  eiue  nicht 
geringe  Zahl  von  Formen  entwickelt,  so  wird 
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es  in  den  dreissiger  noch  um  einige  bereichert. 
Im  Jahre  1831  erfindet  Siunuel  Best  die  ..Ver- 
einigt« Spar-  und  Hilfskasse."  Im  Jahre 
1833  wird  die  staatliche  Renten  Versiche- 
rung in»  liehen  gerufen.  Sie  bediente  sich  der 
Sparbanken,  die  in  dem  ersten  Drittel  unseres 
Jahrhunderts  eniporgeblüht  waren,  als  ihres 
Organe««.  Die  rasche  Entwickelung  des  Eisen- 
bahnwesens führte  schou  in  den  dreissiger  Jahren 
zur  Gründung  einer  Eisen bahnkasse  mit 
einer  freien  Gewerbekasse  mit  Zweigen  ..The 
Loeomotive  Steam  Engineiiieii's  and  Firemeu's 
Friendly  Society". 

4.  In  den  vierziger  Jahren  verwandeln  sich 
die  Arbeiterorden,  deren  Zahl  sich  durch 
Secession  und  Neugründnng  vermehrt  hat,  in 
Versicherungsanstalten,  indem  sie  das  karitative 
Princip  langsam  dnreh  das  Versichernngsprincip 
ersetzen.  Allen  voran  geht  die  ..Manchester 
Unitv  of  Odd  Fellows".  Die  Foresters  folgten 
in  einiger  Entfernung,  allmählich  ergriff  der 
(»eist  der  Reform  auch  die  übrigeu  Orden.  Wie 
in  der  ersten  Hälfte  des  Jahrhunderts  die  pa- 
tronisierten  Vereine,  so  haben  in  der  zweiten 
Hälfte  die  Arbeiterorden,  insbesondere  die  Man- 
chester l'nity.  für  die  Ausbreitung  des  Ver- 
ständnisses der  Bedingungen  eines  soliden  Ver- 
sicherungswesens das  meiste  gethan. 

5.  Die  fünfziger  Jahre  haben  wenig  Be- 
merkenswertes aufzuweisen:  eine  parlamenta- 
rische Untersuchung  zeigt  deu  Aussenstehenden, 
dass  sich  grosse  Begräbniskassen  ge- 
bildet haben.  Iii  diese  Zeit  fällt  auch  die  Aus- 
gestaltung und  Bildung  grosser  Versicherungs- 
fonds seitens  der  alten  Gewerkvereine  gelernter 
Arbeiter.  In  den  sechziger  Jahren  geht  die 
Entwickelnng  in  einer  zweifachen  Richtnug 
vor  sich.  Die  Piwtsparkasse  war  im  Jahre  18K1 
gegründet  worden  nnd  es  wurde  schon  bald 
deutlich,  dass  sie  ihre  Wurzeln  in  tiefere  und 
weitere  Schichten  des  Volkes  schlug  als  die 
alte  Sparbank.  Da  nun  das  Arbeiterversiche- 
rungswesen nach  wie  vor  an  grossen  Mängeln 
litt,  so  wurde  von  neuem  an  die  Durchführung 
der  Staats  Versicherung,  diesmal  mit  Hilfe 
der  Postsparkasse,  gedacht.  Gladstone  ge- 
lang es,  seine  Bill  durchzubringen,  aber  das 
Gesetz  war  zu  gunsten  der  Erwerbsgesellschaften 
nnd  Hilfskassen  so  verkrüppelt  worden ,  dass 
sich  die  Staatsversicherung  nur  wenig  ausdehnen 
konnte,  ein  Missstnnd ,  welcher  erst  1882  be- 
seitigt wnrde.  In  demselben  Jahrzehnt  entsteht 
ein  neuer  Hilfskassentyptis :  die  Unfallkasse 
der  Bergleute.  Die  erste  dieser  Art ,  „The 
Northumberland  and  Durham  Miner's  Permanent 
Relief  Fund",  wurde  im  Jahre  18U2  gegründet. 
Seit  dieser  Zeit  hat  sich  die  Zahl  dieser  Kassen 
auf  8  erhöht. 

(5.  Die  letzten  Jahrzehute  haben  wenig  neue 
Typen  entwickelt,  die  „Juvenile  Soeieties"  und 
die  ...Medical  Aid  Associations'".  Der  Versiche- 
rungsbetrieb  der  Deposit  Frieudly  Society  fand 
Eingang  in  mehrere  Grafschaftskasseu  und  schuf 
sich  eine  nene  Form  in  der  National  Deposit 
Friendly  Society.  Die  Landeskassen,  die  grossen 
Begräbniskassen,  die  Arbeiterorden,  die  Eisen- 
bahnkassen haben  sich  vermehrt  und  ausge- 
breitet, die  kleinen  Klubs  dagegen  vermindert, 
viele  sind  in  Logen  verwandelt  worden.  Da 
das  Gesetz  von  189»»  den  Hilfskassen  erlaubt, 
mehr  als  ein  Jahr  alte  Personen  uls  Mitglieder 


!  aufzunehmen ,  so  besteht  die  rechtliche  Not- 
wendigkeit der  Iuvenile  Soeieties  nicht  mehr. 

IV.  Geschichte  der  Versi'che- 
rungsgesetzgebung. 

Die  in  der  zweiton  Hälfte  des  18.  Jahrh. 

I  rasch  steigenden  Armensteuern  regten  in 
englischen  Politikern  den  Gedanken  an. 
ein  umfassendes  Arbeitervorsicherungswesen 
zu  schaffen.  Uober  die  Organisation  des- 
sellsui  herrschte  grosse  Meinungsverschieden- 
heit :  Zwangskassen  und  freie  Kassen.  Kirch- 
spielvereine und  weitere  Verbinde  wurden 
vorgeschlagen.  Gilbert  empfahl  die  staat- 
liche Förderung  der  ^stellenden  Klubs  und 
zwar  in  der  Weise,  dass  sie  durch  die  An- 
bietung gewisser  Vorteile  und  Privilegien 
1  »est i mint  wflrden.  solche  gesetzliehe  For- 
derungen zu  erfüllen,  welche  eine  gedeih- 
liche Wirksamkeit  hervorzurufen  geeignet 
waren.  Diesen  Weg  der  »permissive  legis- 
latioii  -  beschritt  ein  Gesetz  vom  Jahre  1793. 
welches  den  grfissteu  Teil  der  den  Klubs 
anliaftenden  Fehler  zu  beseitigen  suchte. 
Diese  bestanden,  wie  wir  sahen,  in  der 
Vergeudung  der  angesammelten  Kapitalien 
l*u  Schmausen  und  Gelagen,  in  der  plötz- 
lichen Auflösung  der  Vereine,  in  dem 
Mangel  der  Mitglieder  an  aller  Rechts- 
sicherheit gegen  böswillig!1  Ausschliessung 
und  gegen  die  Veruntreuung  der  Prämien- 
reserven  durch  die  Heamten,  endlieh  in  den 
Schwierigkeiten  der  Kassen,  ihre  Kapitalien 
sicher  verzinslich  anzulegen.  Das  Gesetz 
bestimmt  deshalb,  dass  die  Mitglieder  eines 
Vereins  Klage  führen,  die  Vereine  ihre 
Beamten  belangen  sowie  Schiedsgerichte 
mit  bindender  Kraft  einsetzen  dürfen  und 
verschiedene  Privilegien  haben  sollen,  wie 
die  Freiheit  von  Stempelgebührcu  und  Ge- 
richtssportelu.  wenn  die  Statuten  des  Vereins 
folgende  Bestimmungen  enthalten :  Es  muss 
angegel»en  sein .  zu  welchen  Zwecken  die 
angesimmelten  Reserven  verwendet  werden 
sollen:  Zwecke  einer  Friendly  Society  sind 
nach  dem  Gesetze  die  Unterstützung  der 
Mitglieder  in  Krankheit.  Invalidität  und 
Alter  sowie  der  Witwen  und  Waisen  ver- 
storlsuier  Mitglieder;  die  Veränderung  der 
Statuten  muss  an  die  Zustimmung  des 
Friedensrichters  gebunden  werden ;  die  Auf- 
lösung darf  nur  dann  gestattet  sein,  wenn 
der  Verein  allen  seinen  Verpflichtungen 
nachgekommen  ist  und  wenn  5  der 
Mitglieder  und  alle  zur  Unterstützung 
berechtigten  Personen  ihre  Zustimmung 
gegeben  hatten.    Wenn  die  Hilfskassen  Sta- 

j  tuten  solches  Inhaltes  bis  Miebachs  1794 
den  Friedensrichtern  l*oi  den  Vierteljahrs- 

I  Sitzungen  vorlegen  und  die  Richter  bestätigt 

|  haben,  da*»  sie  mit  dem  Gesetze  von  1793 
übereinstimmen,  dann  sollen  sie  in  den 

.Gewiss  der  genannten  Vorteile  treten.  Das 
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Parlament  liatte  ursprünglich  vor,  eine  Auf- 
sicht über  die  Hilfskassen  einzuführen,  nt»er 
es  wunle  ihm  bedeutet.  dass  die  Mitglieder 
der  Klubs  sie  nicht  dulden  würden,  worauf 
es  von  seiner  Absicht  abstand. 

1703—1883.  Bis  Ende  1794  legten  etwa 
3<J0<>  Klubs,  wahrscheinlich  weniger  als  die 
Hälftederbestehendeu,ihre  nach  dcrVorschrift 
des  Gesetzes  abgefassten  Statuten  vor.  Seit 
dieser  Zeit  bestand  der  Unterschied  zwischen 
registrierten  und  nicht  registrierten  Hilfs- 
kassen. Nun  schienen  die  meisten  Ge- 
brechen entfernt,  alier  die  wichtige  Frage, 
wie  die  Kassen  ihre  Reserven  sicher  und 
verzinslich  anlegen  sollten,  war  durch  das 
Gesetz  nicht  gelöst.  Erst  die  Entstehung 
der  Sparkassen  räumte  diese  Schwierigkeit 
teilweis*!  hiuweg:  das  im  Jahre  1817  er- 
lassene Sparkassongesetz  gestattet»'  den 
Hilfskasseu,  ihre  Kapitalien  in  Sparlanken 
anzulegen,  aber  durch  ein  Gesetz  vom  Jahre 
IS  19  wurde  sie  erst  endgültig  beseitigt:  den 
Kassen  wurde  erlaubt,  ihre  Kapitalien  filier 
50  fc  der  Staatsschuldenverwaltung  zu  einem 
Zinsfusse  von  3  d  täglich  zu  übergeben. 
Da  dieser  Zinsfuss  <lie  Marktrate  filier- 
schritt, so  liatte  die  Massregel  den  Cliarakter 
eines  Staatszuschusses.  In  dem  Viertel- 
jahrhundert  zwischen  dem  ersten  und 
zweiten  Gesetze  war  die  Versicherungs- 
wissenschaft  fortgeschritten,  man  hatte  die 
Notwendigkeit  abgestufter  Prämien  für  freie 
Hilfskassen  erkannt.  So  bestimmte  dasselbe 
Gesetz  von  1K19.  das»  die  Friedensrichter 
die  Statuten  nur  dann  bestätigen  dürfen, 
wenn  die  Tabellen  von  zwei  Versicherungs- 
mathematikern geprüft  worden  wären.  Da 
die  Klagen  über  die  Hilfskasseu  auch  nach 
diesem  Gesetze  nicht  aufhörten  —  es  war 
die  Zeit  der  patronisierten  Vereine  — .  so 
trat  im  Jahre  1825  ein  parlamentarischer 
Ausschuss  zur  Untersuchung  der  Lage  der 
Hilfskassen  zusammen,  welcher  den  Mangel 
an  einer  sicheren  Krankheitsstatistik  und 
furcht  liare  Zustände  in  der  Verwaltung  der 
Hilfskasseu  aufdeckte.  Wir  hören  von  un- 
gerechter Ausschliessung.  Missbrauch  des 
Schiedsgerichts,  Veruntreuung  der  Gelder 
und  dem  Zusammenbruch  vieler  Kassen. 
Manche  Friedensrichter  hatten  sich  grobe 
Nachlässigkeiten  zu  schulden  kommen 
lassen,  und  die  Tabellen  waren  in  den 
meisten  Fällen  nicht  von  Versicherungs- 
mathematikom.  sondern  von  Schulmeistern 
uud  Rechnungsrevisoren  bestätigt  worden. 
Nachdem  ein  zweiter  Ausschuss  im  Jahre 
1827  die  Arbeit  zu  Ende  geführt  hatte,  be- 
stimmte das  Gesetz  von  1M29,  dass  die 
Statuten  zunächst  von  dem  zur  Begut- 
achtung der  Statuten  der  Sparbink  er- 
nannten Staatsbeamten  geprüft  werden 
sollten,  ehe  sie  von  den  Friedensrichtern 
registriert  würden.    Diese  sollten  sieh  dann 


überzeugen,  dass  die  Prämientaltellen  die 
Sicherheit  der  Mitglieder  verbürgten.  Allen 
Hilfskassen  wurde  die  Einsendung  einer 
Krankheits-  und  MortalitfltsBtatistik  in  fünf- 
jährigen Perioden  an  den  Clerk  of  the 
Peace  auferlegt.  Von  ihm  gelangen  sie  auf 
i  einem  Umwege  aus  Parlament.  Den  Mit- 
gliedern soll  von  jetzt  an  jälirlieh  ein  Aus- 
weis (liier  Einnahmen  und  Ausgaben  fllier- 
reicht  wenlen.  Dasselbe  Gesetz  setzt  den 
Zinsfuss  für  die  De[H>siten  der  Friendly 
Societies  auf  2!:>  d  für  den  Tag  herab. 
Der  sonderbaren  Teilung  der  Registrierungs- 
gesehäfte  machte  ein  Gesetz  vom  Jahre 
1840"  ein  Ende,  denn  <»s  l>eseitigte  die  Mit- 
wirkung der  Friedensrichter.  Damit  wai- 
der Zusammenhang  der  Hilfskasse  mit  der 
alten,  ehrenamtlichen  Selbstverwaltung  zer- 
schnitten. Die  Pflicht.  Berichte  filier  Krank- 
heit und  Tod  zu  machen ,  wurde  den 
Friendly  Societies  im  Jahn?  1882  wieder 
abgenommen,  da  die  (Zentralbehörde  genug 
Material  zur  Herstellung  von  Prämien- 
tabellen  zu  halten  glaubte.  Aus  deu  An- 
regungen der  parlamentarischen  Ausschüsse 
der  zwanziger  Jahre  ging  auch  die  Einfüh- 
lung der  Staatsversichernng  im  Jahn-»  1N33 
hervor. 

1833—1846.  Nachdem  in  den  folgenden 
Jahren  genauere  Daten  Über  Krankheit  und 
Tod  gesammelt  worden  waren,  nahm  das  er- 
wähnte Gesetz  vom  Jahre  1840.  welches  die 
Mitwirkung  der  Friedensrichter  l»eseitigte. 
die  Bestimmung  vom  Jahre  1819  wieder 
auf,  dass  die  Tabellen  von  einem  Versiche- 
rungsmathematiker geprüft  wenlen  sollten. 
Ja,  man  schritt  zur  Forderung  einer  alle 
5  Jahre  vorzunehmenden  technischen  Bilanz 
fort,  die  elienso  wie  die  Krankheits-  und 
Mortalitätsstatistik  an  den  registrierenden 
Beamten  (»inzusenden  war.  Dieser  führte 
von  jetzt  an  den  Titel  .«Registrar  of 
Friendly  Societies»  und  erhielt  eine  be- 
schränkte Jurisdiktion.  Wichtig  war  es. 
dass  durch  dieses  (und  ein  früheres)  Gesetz 
die  Zwecke,  ffir  welche  Friendly  Societies 
gegründet  wenlen  durften,  erweitert  wiuilen : 
die  Sachenversichening  wunle  nun  gestattet. 
Für  die  verschiedenen  Versichenmgszweige 
sehrieb  das  Gesetz  getrennte  Kassen-  und 
Buchführung  vor. 

1846—1855.  In  der  Periode  von  I84(i— 
1805  lieschäftigte  sich  das  Parlament  fast  un- 
ausgesetzt mit  den  Hilfskasseu.  Sie  krankten 
an  vielen  Gebrechen,  die  Manchester  Unity 
wfinschtc  registriert  zu  wenlen  und  der 
Versicherungsbetrieb  der  grossen  Begräbnis- 
kassen  hatte  den  Kindermord  ermöglicht. 
Dreimal,  in  den  Jahren  1848,  1849  und 
1854.  stellten  parlamentarische  Ausschüsse 
eine  Untersuchung  an.  Insbesondere  vor 
dem  ersten  wurde  deutlich,  dass  die  Man- 
chester Unity  nach  dein  Gesetz  von  1^4G 
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nicht  eingesehrieben  werden  konnte.  Das 
Gesetz  kannte  nur  die  selbständige  Hilfs- 
kasso,  welche  die  entstandenen  Streitig- 
keiten entweder  vor  den  Schiedsrichter  oder 
Friedensrichter  bringt,  und  damit  stand  die  i 
Verfassung  und  Verwaltung  der  Manchester 
Unity  in  Widerspruch.  Auch  konnte  der 
Urden  die  Forderung  einer  Trennung  der 
Kassen  und  Vorlegung  einer  Prämiental)elle 
damals  nicht  erfüllen.  Im  Jahre  1850  kam  1 
ein  vorlaufiges  Gesetz  und  1855  ein  Kon-  j 
solidationsgesetz  zu  stände,  aus  denen  wir 
folgendes  hervorheben.  Es  steht  den  Kassen 
nach  1855  frei,  ob  sie  ihre  Tattellen  prüfen 
lassen  wollen;  uur  diejenigen  Kassen  sind 
ver] »fliehtet,  ihre  Priimientafcln  begutachten 
zu  lassen,  welche  das  Kentengeschäft  l>e- 
treiUm.  Das  Gesetz  vom  Jahre  1850  liatte 
den  Vereinen  die  Einsendung  eines  Jahres- 
berichtes an  den  Hegistrar  auferlegt,  aber 
das  Gesetz  von  1855  hob  die  Strafe  für 
Nichteinsendung  wieder  auf.  Der  Registrar 
soll  von  uun  an  jährlich  dem  Parlamente 
einen  Bericht  ill>er  die  HUfskassen  vorlegen. 
Die  Auszahlung  einer  Summe  nach  dem 
Tode  eines  Kindes  darf  nur  auf  Vorzeigung 
eines  Zeugnisses  des  Standesbeamten  ge- 
schehen. Diese  Bestimmungen  gelten  sf>- 
wold  ffir  registrierte  wie  für  unregistrierte 
Kassen.  Die  Arbeiterorden  hatten  durch 
das  Gesetz  von  1*50  Eingang  in  das  We- 
gist rar  Office  gefunden,  indem  man  zwei 
Klassen  von  Hilfskassen  unterschied  und  an 
die  zweite  geringere  Ansprüche  stellte, 
welchen  die  Arbeiterorden  zu  genügen  in 
der  l^age  waren.  Hatten  sie  nun  auch 
Schutz  vor  Betrug  und  Unterseldeif  ge- 
funden, so  war  andrerseits  der  Zusammen- 
hang des  Ordens  gelockert  worden,  weil 
die  Gesetzgeltung  seit  17'J3  auf  die  kleine, 
selbständige  Uilfskasse  zugeschnitten  war. 

1855 — 1896.  Da  nun  aber  die  K Ligen  üljcr 
die  grossen  Begrflbniskasseii  und  die  Erwerbs- 
gesellschaften nicht  aufhörten,  (Li  die  Orden 
wünschten,  ihre  hierarchische,  bundesstaat- 
liche Verfassung  im  Gesetze  anerkannt  zu 
sehen,  da  die  alten  Uel<el  fortdauerten,  da 
die  Berichterstattung  der  Kassen  infolge  des 
Fortfall«  der  Strafe  sehr  mangelhaft  ausfiel, 
da  der  Versuch  Gladstones,  eine  staatliche 
b  Vnsversicherung  ins  Leben  zu  rufen,  lie- 
kauntlich  mir  sehr  unvollkommen  gelang 
und  da  alle  übrigen  Anläufe,  etwas  Ent- 
scheidendes zu  stände  zu  bringen,  im  Sande 
verliefen,  so  beselüoss  das  Parlament  im 
Jahre  1*70,  eine  königliche  Kommission  zur 
rntersuehung  der  I^age  der  Hilfskassen  ein- 
zusetzen. Das  Ergebnis  der  Erfahrungen 
und  Anregungen  stellt  das  Gesotz  vom 
Jahre  1*75  (38  und  35)  Vict.  eap.  00)  dar, 
welches  die  früheren  Gesetze  aufhob.  Seine 
wichtigsten  Bestimmungen  sind  folgende. 
.Die  Verfassung  der  Orden  wurde  anerkannt : 


Die  Logen  können  als  Logen  des  Ordens 
und  der  Orden  kann  als  ein  einziger  Verein 
eingeschrieben  werden,  Man  suchte  die 
grösstmögliche  Oeffentliehkeit  der  Lige  der 
Hilfskassen,  insbesondere  durch  die  Ver- 
öffentlichung der  Ergebnisse  der  technischen 
Bilanzen  zu  erzwingen.  Die  Befugnisse  der 
Registrieningslx  hörde  nahmen  zu,  sie  selbst 
erfuhr  starke  Veränderungen.  Ihr  erster 
Beamter  hiess  nun  Chief  Hegistrar  of 
Friendly  Societies.  (lern  für  England  ein 
Assistant  Secretary  (und  1*89  ein  law- 
elerk)  beigegeben  wurden.  Besondere  Re- 
gistrars  wurden  für  Schott  Luid  und  Irland 
ernannt,  die  unter  dem  Chief  Registrar 
arbeiten.  Ein  Versicherungsmathematikor 
wurde  zur  Bearbeitung  der  bevölkerungs- 
statistischen Daten  und  zur  Prüfung  der 
Bilanzen  und  Jahresausweise  in  die  Behörde 
berufen.  Dem  unehrenhaften  Treiben  der 
grossen,  Sammler  beschäftigenden  Begräb- 
niskassen  wurden  grössere  Hindernisse  in 
den  Weg  gelogt.  Jedoch  gälten  sie,  sowohl 
die  Hilfskasscu  wie  die  Erworbsgescll- 
schaften,  nach  wie  vor  fortwährend  Ur- 
sachen zu  Klagen.  Ausserdem  unterstanden 
die  Industrial  Assuraiiee  CVunpanies  nicht 
der  Aufsicht  des  Chief  Hegistrar.  So 
wurden  im  Jahre  1 890  die  Verhältnisse  der 
grossen  Sterin -kasseii  zusammen  mit  den- 
jenigen der  Erwerbsgesellschaften  durch 
das  Gesetz  51)  00  V.  e.  20  (Colbxting 
Societies  and  Industrial  Assurance  Com- 
jwnies  Act.  1890)  besonders  geregelt,  die- 
jenigen der  übrigen  Hilfskassen  durch 
59  60  V.  c.  25  (Friendly  Societies  Act.  1*90). 
Die  früheren  Hilfskassengesetze  wurden 
aufgehoben. 

1886  und  1897.  Während  dieser  Zeit  be- 
schäftigte sich  das  Parlament  fast  noch  mehr 
mit  der  Haftpfliehtfrage.  Der  Grundsatz  des 
Common  einployment,  welcher  die  Haftbarkeit 
dos  Unternehmers  auf  ein  sehr  geringes  Mass 
beschränkte,  war  durch  die  Fatal  Accidents 
Act,  1840  (solche  Personen,  welche  durch 
vorsätzliche  oder  fahrlässige  Handlungen  den 
Tod  eines  Menschen  verursacht  halben,  sind 
haftbar)  nur  in  bescheidenem  Cm  fange 
durchbrochen  worden.  Der  Unternehmer 
haftete  nicht  für  die  Unfälle  verursachenden 
Handlungen  seiner  Beamten  und  wenn 
irgend  ein  Mitverschulden  des  Verletzten 
vom  Richter  angenommen  wurde.  Die 
,  Employers  Liahility  Act  (13  11  V.  c.  42) 
lieseitigte  den  Begriff  des  Common  employ- 
ment,  besserte  die  Zustände  aber  nur  wenig. 
Der  verletzte  Arlieiter  hat  mir  einen  An- 
spruch auf  Entscliädigung,  wenn  der  Unfall 
die  Folge  ist  a)  von  mangelhaften  Anlagen 
und  falls  deren  Zustand  der  Fahrlässigkeit 
des  Unternehmers  oder  deren  Beamten  zu- 
zurechnen ist.  b)  von  Nachlässigkeiten  der 
Aufseher    während    ihrer  Dienststunden, 
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c)  von  Anordnungen  einet«  Beamten,  denen 
der  Arbeiter  gehorcht  hat,  d)  von  Hand- 
lungen und  Unterlassungen  von  Beamten, 
welche  die  fehlerhaften  Vorscliriften  des 
Unternehmers  ausführen,  v<m  Eisenlmhu- 
beamten,  welche  die  Kontrolle  über  Weichen 
und.  Signale  Italien  —  immer  vorausgesetzt, 
dass  der  Arlieiter  die  l'rsachen  des  Unfalls 
vorher  nicht  gekannt  hat,  uud.  wenn  er  sie 
gekannt  liat,  vorher  Anzeige  gemacht  hat. 
Jedoch  haftet  der  l'nterneluner  nicht  «)  für 
vorsätzliche  Handlungen  eines  Beamten, 
ß)  für  nicht  zu  dessen  Berufspflichten 
gehörige,  y)  wenn  wesentliches  vier  fahr- 
lässiges Mitverschulden  des  Verletzten  vor- 
liegt. Die  Forderung  auf  Schadenersatz 
verjährt  nach  6  Wochen.  Arbeitsverträge, 
in  denen  der  Arbeiter  auf  die  Anwendung 
des  Gesetzes  verzichtet  (contracting-out).  sind 
zulässig. 

I)ie  offenbaren,  die  Haftpflicht  des  Unter- 
nehmers »och  immer  stark  beschränkenden 
Mängel  des  Gesetzes,  welche  zu  zahllosen 
Prozessen  führten ,  Hessen  die  Agitation 
nicht  ruhen.  Im  Jahre  lsü7  kam  das  für 
etwa  die  Hälfte  der  englischen  Arbeiter  gel- 
tende Arbeiterentsehädigungsgosetz  (Work- 
inens  (omjiensiition  Act)  zu  stände  (00  fil 
V.  c.  M);  für  die  andere  Hälfte  bleibt  das 
Gesetz  von  1SKO  in  Kraft.  — 

Inzwischen  hatte  die  gesetzliche  Re- 
geliiiiL'  des  ArlK'iterversicherungswes«,us 
eine  Ergänzung  erhalten  durch  ein  Gesetz 
ül>er  die  staatliche  Kenten-  und  Kapital  ver- 
.-iehening  im  Jahre  1nn_>  (iö  10  \.  c.  öl). 
1K-J3  war  eine  staatliche  Keiitenkasse  für 
die  Gewfllming  von  sofort  oder  in  Zukunft 
fälligen  Renten  im  Betrage  von  4—20  L 
errichtet  wonlen.  Die  Annahme  der  Prä- 
raien  und  die  Auszahlung  der  fälligen 
Summen  sollten  die  S]tarkassen  und  andere 
zu  diesem  Zwecke  errichtete,  staatlich  be- 
fugte Bankett  übernehmen.  Im  Jahre 
wurde  die  Kapitalversicherung  bis  zum  Be- 
trage  von  HU)  f  hinzugefügt.  Der  Ver- 
sicherungsvertrag konnte  nun  auch  direkt 
von  der  Staatsschuldenverwaltung  abge- 
scldossen  werden.  Hierzu  kam  dann  im 
Jalux»  1SG1  die  Beuten-  und  Kapitalversiche- 
rung durch  die  Postsfiarkasse.  Damit  die 
Versiehenuigsge.soLlsehaften  und  die  Begräl>- 
niskasson  nicht  geschädigt  würden,  be- 
stimmte das  Gesetz,  dass  keine  Hente  jähr- 
lich 50  t  übersteip-u  und  die  Kapitalver- 
sicherung (hauptsächlich  Begräbnisgeld  Ver- 
sicherung) nicht  unter  20  1'  und  nicht  über 
100  t,  lietrafrcn  dürfe.  Da  diese  Bestim- 
mung die  W  irksamkeit  der  Staatsversiche- 
rung sehr  ersehwerte  und  die  grossen  Be- 
gräbniskassou  und  die  dasselbe  Geschäft 
betreüiendeu  Versichentngsgesellscliaften 
nach  wie  vor  Grund  zu  vielen  Klagen  gaben, 
so   W'seitigto    das  erwähnte   Gesetz  vom 


Jahre  1882  die  Untergrenze  für  die  Kapital- 
Versicherung  und  setzte  die  Obergrenze 
für  Renten-  und  Kapitalversicherung  auf 
100  t  fest. 

Diese  fünf  Gesetze  aus  den  Jalircn  1S80, 
1S>2,  1M)6,  1806,  1*07  entltalten  zusammen: 


V.  Das  geltende  Recht. 

A.  Hllfskaatten. 

Es    steht    den    Hilfskasseu   frei,  sich 
registrieren  zu  lassen.     Für  unregistrierte 
|  Sterbekassen   gelten   die  gesetzlichen  Be- 
j  Stimmungen    üWr    die    Auszahlung  einer 
;  Summe  beim  Tode  eines  Kindes  wie  für 
registrierte. 

Als    Friendly   Societies    können  regi- 
'  striert  werden  I.  aus  mindestens  7  Personen 
j  bestehende  Hilfskassen,  welche  durch  frei- 
i  willige  Beiträge  ihrer  Mitglieder  mit  oder 
I  ohne  Schenkungen  a)  eine  Unterstützung 
geben  Mitgliedern,  deren  Männern,  Frauen, 
Kindern ,     Vätern ,     Müttern ,  Brüdern. 
Schwestern.  Neffen,  Nichten,  Mündeln  in 
Krankheit  oder  Invalidität  (sowohl  körper- 
licher als  geistiger) ,  im  Alter   nach  voll- 
endetem 50.  Lebensjahre,  in  Witwenschaft 
vier   den    minorennen    Waisen   von  Mit- 
gliedern ;  b)  welche  eine  Geldsumme  ver- 
sichern, die  zaldbar  ist  bei  der  Geburt  eiues 
Kktdes  eines  Mitgliedes    oder  l»eim  Tode 
eines  Mitgliedes  oder   zur  Bestreitung  der 
Begräbniskosten  des  Mannes,  der  Frau  oder 
des  Kindes  eines  Mitgliedes  oder  der  Witwe 
eines  verstorbenen  Mitgliedes  mler  während 
der  Enthaltung  von  der  Arbeit,  welche  die 
jüdische   Religion   vorschreibt;    c)  welche 
arbeitsuchende  Mitglieder   auf   der  Reise 
oder  Mitglieder  in  bedrängten  Verhältnissen 
Inder  nach  einem  Schiffbruche   oder  beim 
j  Verluste  oder  der  Beschädigung  von  Booteu 
und  Netzen  unterstützen ;  d)  welche  Mit- 
glieder vier  von  Mitgliedern  ernannte  Per- 
sonen ausstatten;  e)  welche  die  Versiche- 
I  rung  des  Hand  Werkzeuges  der  Mitglieder 
I  gegen  Feuersgefahr  üliernehraen :  der  höchste 
Betrag,  welcher  versichert  werden  darf,  ist 
10  £.    Hilfskassen,  welche  meltr  als  2<h»  £ 
'  Kapital  und  meltr  als  eine  Rente  von  5< »  £ 
versichern,  sind  von  der  Registration  ausge- 
schlossen.   II.    Versichern  ngskassen.  III. 
Wohlthätige  Vereine.    IV.  Arbeitervereine. 
V.  Vereine  mit  besonderen,  vom  Ministerium 
genehmigten  Zwecken. 

Hilfskassen ,  welche  Altersrenten  (an- 
nuities)  ausgeben  wollen,  müssen  eine 
von  einem  vom  Ministerium  anerkannten 
Versicherungsmathentatiker  entworfene  Prä- 
mientatolle  vorlegen.  Teilende  Vereine 
dürfen  sich  einschreiben  lassen,  wenn  ihre 
Statuten   die   Bestimmung  enthalten,  dass 


Digitized  by  Google 


W>6 


Arheitorversiehorung  (Grossbritannien > 


vor  iler  Teilung  alle  zur  Zeit  fälligen  An- 
sprüche erledigt  werden  müssen.  Vereine, 
welche  Darlehen  an  ihre  Mitglieder  ge- 
währen, können  registriert  werden,  weuu 
die  Darlcheu  statutarisch  auf  die  Hälfte  der 
den  Mitgliedern  als  Begräbnisgeld  ver- 
sicherten  Summen  beschränkt  sind,  Unter 
bestimmten  Bedingungen  ist  die  Bildung 
liesondorer  IWhfonds  gestattet.  Orden 
können  als  solche  registriert  werden,  wenn 
sie  einen  U »sonderen  Fonds  haben. 

Die  wichtigsten  Privilegien  der  ein- 
geschriebenen Hilfskassen  sind:  a|  Vorzugs- 
recht ihrer  Fonleningen.  wenn  Treuhänder 
sterben.  Umkerott  werden  ete.  b)  Ausge- 
dehnte Stempelfreiheit,  c)  Grosse  Freiheit 
in  der  Anlage  ihrer  Reserven,  d)  Verzin- 
sung ihrer  Kapitalien  durch  die  Staats- 
sehuldenverwaltung  zu  einem  nach  der  Zeit 
der  Gründung  der  Hilf skassen  verschiedenen 
Zinsfnsso  (2  £  1">  sh  bis  4  411  sh  3  d). 
e)  Möglichkeit  der  Mitgliedschaft  von  über 
ein  Jahr  alten  minorennen  Personen. 

Die  Pflichten ,  welche  das  Gesetz 
allen  Hilfskasscn  auferlegt,  sollen  die  grösst- 
mögliche  Klarheit  über  ihre  finanzielle  Lage 
verbreiten  und  dadurch  die  Mitglieder  er- 
ziehen. Jede  Kasse  liat  jährlich  der  Cen- 
tralUdiörde  einen  Ausweis  einzureichen  filier 
die  vorhandenen  Kapitahen  sowie  über  ihre 
gesainten  Einnahmen  und  Ausgaben:  letz- 
tere sind  nach  den  verschiedenen  Versiche- 
rungszwoigen  getrennt  aufzuführen.  Dieser 
Bericht  kann  entweder  von  einem  seitens 
des  Staates  hierfür  ernannten  Revisor  (public 
auditor)  »Hier  von  einer  Person  gemacht 
werden,  deren  Name,  Stand  und  Adresse 
genau  angegeben  ist.  Die  Kasse  hat  weiter 
alle  fünf  Jalire  eine  technische  Bilanz  vor- 
nehmen zu  lassen  und  hierüber  einen  Be- 
richt an  die  Centralbehörde  zu  senden  oder 
die  erforderlichen  Materialien  dem  Chief 
Registrar  einzusenden,  der  sie  einem  Vcr- 
sieherungsmathematiker  flbergiebt.  Die 
Bilanz  kann  entweder  von  einem  hierzu  vom 
Staate  ernannten  Vereicherungsmathematiker 
(public  valuer)  oder  von  einer  anderen  Por- 
son  gemacht  werden,  deren  Name,  Stand, 
Adresse  genau  angegeben  werden  müssen. 
Die  Xiehteinsendung,  Fälschung  ete.  dieser 
Berichte  ist  mit  Strafo  bedroht.  Der  Chief 
Registrnr  hat  das  Recht,  gewisse  Klassen 
von  Kassen  von  der  Vornahme  einer  tech- 
nischen Bilanz  zu  entbinden,  und  er  hat  von 
diesem  Rechte  Gebrauch  gemacht  zu  Gunsten 
der  das  Umlageverfahren  anwendenden  Ver- 
eine, der  Dejiosit  Friendlv  Societies.  der 
Teilenden  Vereine  und  der  Kinderkassen. 
Jede  Kasse  muss  aussertlem  jeder  Person, 
welche  an  den  Vermögens  Verhältnissen  der- 
selben interessiert  ist.  einen  Hinblick  in 
ihre  Bücher  gestatten,  einem  jeden,  welcher 
darum   bittet,  einen  Alpdruck  des  letzten 


Jahresberichtes  einhändigen  und  eine  Kopie 
des  letzten  Jiüiresberichtes  und  des  Be- 
richtes  ülier  ihre  letzte  Bilanz  in  dem  Ge- 
scliäftszimmer  aufhängen. 

Für  Kassen,  welche  Kinder  versichern, 
gelten  folgende  Bestimniungeu:  Beim  Tode 
eines  versicherten  Kindes  unter  T»  Jaliren 
darf  von  mehreren  Kassen  oder  Versiehe- 
rungsgesellscliafteii  zusammen  nicht  mehr 
als  (»  t.  lK?im  Tode  eines  Kindes  unter 
10  Jahren  nicht  mehr  als  10  t  ausgezahlt 
werden.  Nur  dem  Vater,  der  Mutter  oder 
deren  Vertreter  darf  die  versicherte  Summe 
gegen  Vorlegung  eines  Todeszougnissos 
des  Standesbeamten  ausgehändigt  werden. 
Dieser  darf  ein  Zeugnis  hezw.  mehrere 
Zeugnisse  nur  auf  Grund  des  Attestes  eines 
I^it  henbeschauers  bezw.  eines  Arztes  aus- 
stellen. 

Der  Chief  Registrnr  hat  die  Statuten 
einer  Kasse  zu  registrieren,  wenn  sie  nach 
der  Vorschrift  des  Gesetzes  über  den  Sitz 
der  Kasse,  Versicherungszwecke.  Bedin- 
gungen der  Aufnahme,  Versamnüungen  und 
Stiininiveht  der  Mitglieder,  Verwaltungs- 
ausschüsse, Ernennung  der  Beamten.  Kapital- 
anlage, Jahresbericht ,  technische  Bilanz. 
Schiedsgericht  etc.  Bestimmung  treffen  und 
wenn  ausserdem  die  Namen  der  Treuhänder 
und  des  Sekretärs  übermittelt  werden.  Der 
Chief  Registrar  kann,  falls  das  Ministeriuni 
es  gestattet,  die  Kassen  belangen,  wenn  sie 
die  Berichte  nicht  einsenden  etc.  Er  kanu 
Vereine,  welche  irrtümlich  oder  durch  Be- 
rnig registriert  worden  sind,  wieder  streichen 
oder  suspendieren.  Er  kann  auf  den  Wunsch 
einer  bestimmten  Anzahl  von  Mitgliedern 
lnsi>ektoren  ernennen,  welchen  die  Unter- 
suchung der  finanziellen  I^age  der  Hilfs- 
kasse  obliegt,  und  Versammlungen  zu  ihrer 
Besprechung  anberaumen.  Auf  den  Wunsch 
dersell>en  Anzahl  von  Mitgliedern  darf  er 
Kassen,  welche  sich  in  einem  hoffnungs- 
losen finanziellen  Znstande  befinden,  auf- 
lösen. Die  Auflösung  ist  in  allen  anderen 
Fällen,  abgesehen  von  den  Dividing  Societies. 
nur  erlaubt  auf  Grund  einer  Fünfsochstel- 
Majorität  und  der  Zustimmung  aller  Be- 
rechtigten und  für  Logen  nur.  wenn  sie 
ausserdem  die  Zustimmung  des  Centrairates 
haben.  Streitigkeiten  können  auch  vor  den 
Chief  Registrar  gebracht  werden.  Die  Cen- 
tralbehörde hat  ausserdem  Fonniüare  für 
Jaluvslierichte .  Bilanzausweise ,  Prämien- 
tabellen entwerfen  und  verbreiten  zu  hissen, 
deren  Annahme  freiwillig  sein  soll,  und 
dem  Parlamente  jedes  Jahr  einen  Bericht 
ül>or  die  l^ajre  der  Friendlv  Societies.  die 
Ergebnisse  der  terhnisehen  Bilanz  ete.  vor- 
zuleben. — 
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B.  Die  grossen  Begrübniskassen  und 
die  ErwerbsgeseHsehaften  (Collecting 
Societies    and    Industrial  Assurance 
Conipanies). 

Unter  iliosK-n  verstoht  «las  Oesetz  solche 
eitigesehriel>ene  und  nicht  eingeschriebene 
Begräbniskassen  und  Umstimmte  Ijel>onsver- 
sicherunjrsgosollsoliafton ,  welche  Prämien 
durch  Sammler  in  grösseren  Entfernungen 
als  10  Meilen  von  dem  Sitz  des  Geschäfts 
erholten  lassen.  Nur  solche  I/diensversiche- 
rungsgosellsehaftou  sind  Industrial  Assu- 
rance Conipanies.  welche  Versicherungs- 
verträge Ober  weniger  als  20  t  abschliesseu. 
Industrial  Assiuancc  Conipanies,  deren  Prä- 
mien in  längeren  Zeiträumen  als  2  Monaten 
eingezaldt  worden,  fallen  im  allgemeinen 
nicht  unter  das  Gesetz. 

Für  sie  gelten  die  Bestimmungen  des 
Hilfskas>engesetzes  über  die  Zahlung  eines 
Sterliegoldes  Uüm  Tode  versicherter  Kinder. 
(Vgl.  oben  sub  V.  A.) 

Das  Gesetz  legt  ihnen  folgende  I*?- 
sondero  Verpflichtungen  auf:  a)  Den  Mit- 
gliedeni  müssen  Statuten  und  Policen  ein- 
gehändigt worden,  b)  Sie  müssen  benach- 
richtigt werden ,  ehe  ihre  Police  ver- 
fällt, e)  Niemand  darf  ohne  seine  schrift- 
lich gegebene  Zustimmung  oder  diejenige 
seines  Vater»  oder  Vormundes  in  eine  andere 
Kasse  oder  Gesellscliaft  ül>ertragen  werden, 
d)  Kein  Sammler  darf  Mitglied  des  Ver- 
waltungsrates sein,  eine  andere  Stellung  als 
diejenige  eines  Aufsehers  über  die  Sammler 
bekleiden  und  in  einer  Versammlung  stim- 
men, e)  Wenigstens  eine  Generalversamm- 
lung muss  jährlich  abgehalten  werden,  die 
in  genügender,  vom  Gesetz  vorgeschriel>ener 
Weise  angekündigt  werden  muss.  f)  Ein 
Abdruck  der  jährlichen  Bilanz  einer  Collec- 
ting Society  muss  sielien  Tage  vor  der  zu 
ihrer  Prüfung  einberufenen  Versammlung 
zur  allgemeinen  Kenntnisnahme  offen  liegen, 
g)  Der  Jahresbericht  einer  Collecting  Society 
muss  von  einem  öffentlichen  Revisor,  der 
nicht  Beamter  der  Kasse  ist,  unterschrieben 
sein,  h)  Bei  jeder  Streitigkeit,  auch  wenn 
die  Statuten  es  verbieten,  darf  ein  Mitglied 
sich  an  den  County  Court  oder  den  Friedens- 
richter des  Distriktes  wenden,  in  welchem 
es  wohnt. 

Die  Bestimmungen  filter  die  Befugnis 
des  Cliief  Kcgistrar.  Inspektoren  zu  ernennen. 
Versammlungen  einzul»erufen,  Auflösungen 
vorzunehmen,  gelten  für  jede  Collecting 
Society.    (Vgl.  oben  sub  V,  A.) 

Der  Chief  Kegistrar  darf  Kassen,  welche 
Sammler  liesohäftigen,  von  der  Erfüllung 
dieser  Verpflichtungen  entbinden,  wenn  er 
glaubt,  dass  sie  nicht  auf  sie  Anwendung 
finden  sollten  (z.  B.  Unfall  kästen  der 
Bergleute). 


C.  Arbeiterentschädigungsgesetz. 

Das  Arltfiterontschädigungsgosetz  von 
1897  gilt  für  Arbeiter  auf  Eisenliahnen,  in 
Fabriken,  Docks.  Werften.  Quais.  I  Lager- 
häusern, an  Anlagen  mit  mascliinellem  Be- 
trieh, welche  unter  den  Faetory  und  Works- 
hop Act  1H7.">  fallen,  weiter  für  Arbeiter  in 
Wäschereien,  die  mit  mechanischer  Kraft 
Iwtriolien  werden,  in  Steinbrüchen,  auf 
Bauten  unter  gewissen  Bedingungen  (Go- 
l&ude  höher  als  .'Hl  Fuss  und  Vorhandensein 
eines  Gerüstes  oder  Verwendung  von  Dampf. 
Wasser  oder  anderer  mechanischer  Kraft), 
endlich  für  alle  Bahn-,  Hafen-,  Dock-.  Schiff- 
kanal- und  Abzugskanaltiauten. 

Der  Unternehmer  ist  für  alle  Betriebs- 
unfälle haftbar,  welche  den  Verletzten  daran 
verhindern,  nach  zwei  Wochen  seinen  vollen 
Wochenlohn  zu  verdienen .  vorausgesetzt, 
dass  er  sich  den  Unfall  nicht  durch  sein 
vorsätzliches  und  grobes  Missverhalten  zu- 
gezogen hat. 

Wird  der  Versicherte  getötet,  so  hat  der 
Unternehmer  eine  Kapitalzahlung  zu  leisten, 
welche  abgestuft  ist  nach  der  Hilfsbedürftig- 
keit  der  auf  seinen  Erwerb  angewieseneu  An- 
gehörigen; sind  solche  nicht  vorhanden,  so 
zahlt  er  die  Kosten  «1er  ärztlichen  Behand- 
lung und  des  Begräbnisses.  Bei  völliger 
Abhängigkeit  der  Angehörigen  beträgt  die 
niedrigste  Entschädigung  150  £,  die  höchste 
300  f.  Der  Verletzte  erhält  eine  Konto 
(öO°o  des  Wochenlohnes),  höchstens  1  f. 

Das  eoiitracting-out  bleibt  weiter  geattet. 
wenn  der  Chief  Registrar  bescheinigt,  dass  der 
Versicherte  dadurch  seine  durch  das  Gesetz 
verbürgte  Stellung  nicht  verschlechtert. 

Dom  Entschädigungsberechtigteu  stehen 
bestimmte  Vorzugsrechte  für  deu  Fall  des 
Bankerotts  des  Unternehmers  zu. 

Aus  diesen  Bestimmungen  geht  hervor, 
dass  die  in  der  Schiffahrt  und  Fischeroi, 
Landwirtschaft,  im  Handwerk,  Handel,  in 
manchen  Verkehrsgewerben .  häuslichen 
Diensten  Itoschäftigton  Persouen  eine  Ent- 
schädigung unter  the  Employers  hiability  Act 
verlangen  müssen  (vgl.  oben  sub  IV  ls«.*t> 
und  18117  ). 

D.  Staat« Versicherung 

(vgl.  oben  sub  IV  am  Ende). 

VI.    Die   be volkerungsstat ist i- 
schen  Grundlagen  der 
englischen  A. 

Veranlasst  durch  die  ISeatrehungmi .  ein 
ArbeitcrversichernmrHwesen  zu  schaffen,  ver- 
öffentlichte Prire.  welcher  durch  die  Aufstellung 
der  „Xorthamptouer  Sterbetafel"  bekannt  ge- 
worden ist.  im  Jahre  178U  drei  l'räiuieutabelleii 
für  die  Klubs.  Da  noch  keine  Krankheits- 
Htatiittik  exUtierte.  hatte  er  bei  der  Berechuuiur 
der  Prämien  der  Krankenversicherung  sein»* 
ZuH lieht   zu  einer  Hypothese  nehmen  müssen. 
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Ein  Vierteljahrhundert  später,  1815,  wurde  die 
Mortalitätsstatistik  durch  Joshna  Milne  auf 
Melieren  Boden  geführt,  aber  an  einer  Krank* 
heitsstatistik  fehlte  es  noch  immer.  Der  traurige 
Zustand  vieler  HUfskassen,  welcher  vielfach  auf 
ungenügende  Prämientabellen  zurückgeführt 
wnrde  —  man  erinnere  sieb  des  Gesetzes  von 
1819  —  veranlasste  die  Hochländische  Gesell- 
schaft, der  Auftrabe  näher  zn  treten.  Ks  wur- 
den Daten  gesammelt,  die  aber  so  mangelhaft 
waren,  dass  die  im  Jahre  1824  erschienene 
Krankhcitsstatistik  keinen  Wert  besass.  Grös- 
sere Wichtigkeit  hatten  die  Arbeiten  Bechers, 
des  (Gründers  der  Distriktvereine,  welcher  An- 
fang der  zwanziger  Jahre  sich  damit  l>egnUgte. 
die  Tabellen  Prices  zu  verbessern.  Wie  schon 
erwähnt,  widmeten  die  parlamentarischen  Aus- 
schüsse von  1825  und  1827  diesen  Fragen  Zeit 
und  Fleiss.  nur  war  das  Ergebnis  ein  rein  ne- 
gative». Das  Ges.  von  1829,  welches  die  Ein- 
sendung einer  Krankheit*-  und  Sterblichkeits- 
statistik von  allen  Kassen  forderte,  lenkte  von 
neuem  die  allgemeine  Aufmerksamkeit  auf 
diesen  wunden  Punkt.  Es  wurden  von  der 
_Sn  ietv  for  tbe  Diffnssion  of  Useful  Knowledge*1 
Daten  für  die  Periode  1823-1828  in  England 
gesammelt ,  welche  besser  als  diejenigen  der 
Hochländischen  (iesellscbaft,  aber  immer  noch 
unbefriedigend  waren.  Aus  ihnen  stellte  Charles 
Ausell  eine  im  Jahre  1835  veröffentlichte 
Krankheitsstatistik  her,  welche  für  die  mittleren 
I.eliensjahre  genügte. 

Zehn  Jahre  später  erschien  eine  Schrift 
des  älteren  Neison:  „Kontribution  to  Vital 
Statistics*',  welche  zum  ersten  Male  eine  ein- 
gehende Untersuchung  über  Krankheit  und 
Tod  unter  deu  Mitgliedern  der  Hilfskasseu 
lieferte.  Ihr  lagen  die  fünfjährigen  Berichte  zu 
<i runde,  welche  die  eingeschriebenen  Kassen  für 
den  Zeitraum  von  1886— 1840  eingesandt  hatten. 
Die  ..Statistical  Society"  unterstützte  das  Unter- 
nehmen materiell.  Hier  wurde  zum  ersten 
Male  versucht,  eine  Antwort  auf  alle  die  Kragen 
zu  geben,  welche  von  den  parlamentarischen 
Ausschüssen  von  1825  und  1827  aufgeworfen 
worden  waren:  ob  die  Krankheiten  und  Todes- 
fälle in  den  Städten  häutiger  als  auf  «lern 
Lande  wären,  ob  Krankheit  und  Tod  in  einem 
bestimmten  Verhältnis  zu  einander  ständen, 
ob  die  Beschäftigung  von  Einflnss  auf  die 
Lebensdauer  und  Krankheitsmenge  der  Arbeiter 
sei  etc.  Neison  schied  den  Stoff,  je  nachdem 
er  ihm  aus  ländlichen  Distrikten  {-5000  Ein- 
wohner, kleinen  Städten  5000— 30000  Ein- 
wohner; und  (irossstädten  (mehr  als  30000 
Einwohnen  zugekommen  war.  Anf  Grund 
seiner  Untersuchungen  wies  er  nach,  dass  die 
Manchester  Unity  an  einem  ungeheuren  Defi- 
cite kranke.  Hierdurch  kräftigte  er  den  Geist 
der  Keform  in  dieser  damals  grössten  aller 
englischen  Hilfskassen,  welche,  wie  erinnerlich, 
sich  in  den  vierziger  Jahreu  innerlich  konsoli- 
dierte und  zum  Zwecke  ihrer  Registrierung 
eine  Acnderuug  der  Hilfskassengesetze  zu  er- 
wirken wnsste.  Neison  gab  hierdurch  aber 
auch  deu  Anstoss  zu  den  wertvollen  Unter- 
suchungen Ratdiffe*.  des  Ordetissekretärs  der 
Manchester  Unity,  welche  auf  den  Erfahrungen 
des  Ordens  beruhten.  Die  Ergebnisse  erschienen 
im  Jahre  1850.  die  Untersuchung  wurde  1862 
und  1872  wiederholt.    Hieran  schloss  sich  die 


Heransgabe  eines  von  dem  jüngeren  Neison 
verfassten.  1882  veröffentlichten  Werkes, 
welchem  die  Erfahrungen  der  „Foresters"  zu 
Grunde  lagen  und  eines  1889  erschienenen  über 
,.Tbe  Independent  Order  of  Rechabite*.  Salford 
Unity"  von  demselben  Mathematiker.  Auch 
die  Methode  des  älteren  Neison  übte  einen 
starken  Einflnss  auf  Ratdiffe  und  deu  jüngeren 
Neison  aus.  Ratdiffe  hat  in  seinem  ersten 
Werke  umfassendere  Untersuchungen  über 
Krankheit  und  Sterblichkeit  nach  Gewerben 
uud  Orten  angestellt,  von  dem  jüngeren  Neison 
ist  auf  einem  beschränkten  Gebiete  noch  ge- 
wissenhafter gearbeitet  worden,  aber  diese 
Männer  haben  keine  wichtige  neue  Fragestellung 
vorgenommen. 

Inzwischen  hatte  sieh  auch  die  Regie- 
rung, welcher  die  Berichte  der  Hilfskassen  ein- 
gesandt werden  mussten,  verpflichtet  gefühlt, 
an  der  Aufgabe  mitzuarbeiten.  Die  Berichte 
für  das  Jahrfünft  1846-1850  wurden  .Tohu 
Finlaison  übergehen,  die  Ergebnisse  seiner 
Untersuchung  erschienen  1853.  Er  hat  auch 
die  Unterscheidung  von  ländlichen,  Mittelstadt- 
nnd  (irossstadtbezirken  mit  geringen  Verände- 
rungen in  sein  Werk  aufgenommen.  Die  Sta- 
tistik nach  Gewerben  liefert  er  nur  für  einzelne 
Berufe  wie  die  der  Seeleute.  Bergleute,  An- 
streicher. Finlaison  führt  dann  weiter  eine 
sehr  komplizierte,  aber  wenig  fruchtbare  Unter- 
suchung über  Krankheit  und  Tod  in  Gewerben 
mit  schwerer  und  leichter,  dem  Wetter  aus- 
gesetzter und  dem  Wetter  nicht  ausge- 
setzter Arbeit  durch.  Auch  giebt  er  eine 
Krankheit«-  und  Sterblichkeitsstatistik  für  die  8 
Distrikte,  in  welche  England  statistisch  einge- 
teilt ist.  Der  originellste  Zug  des  Werkes  ist 
aber  die  Berücksichtigung  der  Austritte. 
Seinem  Beispiele  sind  Ratdiffe  in  den  beiden 
folgenden  Werken  und  der  jüngere  Neison  ge- 
folgt. Diese  beiden  haben  kombinierte  Sterb- 
lichkeit.«- und  Anstrittstabellen  aufgestellt. 
Das  praktisch  Fehlerhafteste  der  Untersuchung 
Finlaisons  Instand  darin,  dass  er  ihr  eiueu  ganz 
anderen  Begriff  von  Krankheit  zu  («runde, 
legte,  als  derjenige  der  Friendly  Societies  war. 
Er  schloss  chronische  Krankheit  aus. 

Nachdem  durch  das  Ges.  von  1875  ein 
Versicherungsmatheinatiker  in  die  Centralbc- 
hörde  berufen  war,  wurde  die  Arbeit  Finlaisons 
durch  W.  Sutton  wieder  aufgenommen.  Das 
Hegistrar-Office  veröffentlichte  im  Jahre  1880 
einen  Auszug  aus  der  Statistik  für  die  Jahre 
1855—1875  (Abstraet  of  the  Quinquennial  Re- 
talus)  mit  Zugrundelegung  der  Fiulaisonsehen 
Einteilung  von  schweren,  leichten,  wetterausge- 
setzten und  nicht  wetterausgesetzten  Arbeiten 
und  im  Jahre  1896  einen  ausserordentlich  umfang- 
reichen „Special  Report  on  Mortality  and  Sickness 
experienced  in  registrered  friendly  societies**  mit 
zahlreichen  Prämientabellen. 

Es  fehlt  natürlich  der  Raum,  um  die  Er- 
gebnisse der  Untersuchungen  mitzuteilen.  Wir 
weisen  schliesslich  auf  einen  Zug  in  ihrer  Ge- 
schichte hin ,  welcher  die  Eut  Wickelung  der 
Hilfskasseu  wiederspiegelt.  In  der  ersten 
Hälfte  dieses  Jahrhunderts  gebt  die  Förderung 
der  Statistik  von  den  oberen  Klassen  ans, 
weniger  von  Individuen  als  von  Vereinen,  in 
der  zweiten  von  den  grossen  Arbeiterorden  nnd 
der  Staatsbehörde. 
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Lltteratnr:  Am  grundlegende  Werk  aber  da« 

heutige  ruglitrhr  Arbeitrrrer*irhrru»gjnre*ru  i>< 
der  (ran  Ludhur)  auf  tiruud  dm  rnu  drr 
käuiglichrn  Kotnmi**i<nt  gemimmelten  Material» 
nhgrfn»»te  F"  ii  rt  h  fle  pr>  rt  of  thr  f  'ommi»*innert 
Uji/na'ntrd  U>  iw/uire  intn  thr  Frirndlg  and 
lirnrfil  Unilding  Sorirtir*  t#7i  Hirt  I,  irelrhrr 
ttirh  dnrrh  dir  Meirternrh'ift  aufzeichnet,  mit  drr 
rin  ungeheurer  Stoß'  heiriiltigt  ixt.  —  Dir  fort- 
»chnitrudr  Krnntui*  drr  Zuttände ,  drr  firirtz- 
gehung  rtr.  rermittrln  dir  mm  Ch  ief-  Reg  ittra  r 
reiiitfentlichteu  Jahretberirhtc  unter  dem  Titel 
n/lt/nirte-Friendh/  Sorictie* ,  Indult  rial  and 
Proridrnt  Socirtim,  und  Trtidc-l'ninn*".  —  Vall- 
mtiiiidiijr  Angalie  aller  in  englischer  Sprache  er- 
»chirneiie u  Schriften,  Aufmitzc  rtr.  (tum  Tril 
antzng*trritr )  und  nurh  rinigrr  fremden  lihrr 
da*  rnglinrhr  Arlu-itfrrrriiicherung*irc*eu  ßndet 
tirh  in  Walford,  I n  »  u  ra  n  e  r  Cv  r  l  n  ua  r  d  i a 
1*7?  untrr  «Frimdlg  Sorictie»«,  S'otizen,  irrlehr 
nach  dm  Daten  drr  Veröffentlichung  aneinander 
tjntiht  find.  —  Hönbach.  Am  eiiglhchr  Ar- 
lw itrrrr r»icheru iig*ire*en ,  Leipzig  ISti.t  (Schmoller» 
Forschungen  I",  l  j.  —  JMt*nrelther,  Dir  eng- 
Hachen  Arlwilrrrrrliäudr  und  ihr  Hecht,  Tübingen 
IS*;,  I.  —  ./.  F.  1%'llh-iUMon.  Thr  Frirndlg 
Socirtg  Morrmrut ,  Thr  Afßliated  Order»,  London 
IH.si;.  —  Hambach,  Xeuere  Utteralnr  ilhrv  da» 
englische  Aibritrrreisicheiungsursen ,  Schmölln* 
Jahrbuch  —  ./.  F.    IKIWNWN,  Mutual 

Thrift,  hmdon  l*'Jl.  —  JfUtorg  of  the  ISudential 

Assuruncr  t'olnpang,  Landau  IStfO.  —  LiCWitlS, 
A  lli'ti'ry  of  Hanks  Jar  Sarings  in  tlrr<it  ISritain 
and  In  land  f />.*'>'/  und  Saetbcev ,  Staatliche 
1a- Um  ntrn-  und  I.elir  nsrersicherungsein  rieht  uugeii, 
„ArUitrrfrrund»  XII,  l.ST'J.  —  Ötta  Bielefeld. 
Eine  neue  Area  englischer  Saciablesrlzgebunq, 
Uipzig 


VI.  Arbeiter  Versicherung  in  Italien. 

Vorbemerkung.     V  n  f  a  1 1  v  e  r  « i  <•  Ii  e  r  u  n  g. 

I.  tJnunWiitze  des  bürgerlichen  Rechte*.  "2. 
PeritMle  der  Verantwortlichkeit.  3.  Zwangs- 
vcrskhermig.  4.  Das  Gesetz  vom  17.  März  Ib5l8. 

II.  Die  Altersversorgung.  III.  Hie 
National  -  Arbeiter-L'ufallversiche- 
runijsikaH.se. 

Vorbemerkung.  Die  soziale  Gesetz- 
gelmnp  in  Italien  ist  bis  jetzt  merkwürdig 
feblerliaft  und  unvollkommen  gewesen: 
wenige  Verordnungen  übt>r  die  ArMt 
der  Kinder,  denen  es  erlatibt  wird, 
bis  zu  einer  Altersgrenze  zu  arbeiten, 
die  von  keinem  der  grossen  europäischen 
Staaten  geduldet  winl :  und  diese  we- 
nigen Verordnungen  werden  ungenügend 
angewendet  aus  Mangel  an  einem  geeigneten 
Kollegium  von  Regierungsinspektoren,  mit 
Ausnahme  für  alles  das,  was  sich  auf  die 
Bergwerke  bezieht,  wo  für  die  Beobachtung 
der  Gesotze  durch  das  Vorliandensein  dt?s 
königlichen  Kollegiums  der  Bergwerksin- 
genieure besser  gesorgt  winl.  Ein  Gesetz 
über  die  Vertrauensmänner  (nrobiviri)  sucht 
besondere  Gerichtshöfe  zu  scluffeu,  um  die 


Streitigkeiten,  die  etwa  zwischen  Tnter- 
nehmorn  und  Arbeitern  entstehen,  schnell 
zu  sclilichtcn.  Die  Gerichte  der  Vertrauens- 
männer bestehen  zu  gleichen  Teilen  aus 
Unternehmern  und  Arbeitern  und  Italien  die 
Versöhnung  der  streitenden  Parteien  und 
im  Falle  misslungener  Versöhnung  die  ge- 
richtliche Lösung  des  Konfliktes  zum  Zweck. 

Unter  allen  Aeusserungen  der  sozialen 
Thätigkeit  zu  Gunsten  der  arbeitenden 
Klassen  hat  die  Krankheit»-,  die  Invaliditüts-, 
die  Alters-  und  die  Unfallversicherung  eint» 
sehr  grosse  Wichtigkeit.  Aber  in  Italien 
haben  wir  nichts  der  grossartigen  deut- 
schen Einrichtung  einer  Zwangsversichening 
Aehnliches.  Ein  einziges  Gesetz,  das  vor 
einigen  Monaten  erlassen  ist  ( 17.  März 
1898),  reguliert  die  Unfallversicherung:  für 
alles  übrige  ist  nichts  oder  sind  nur  Ge- 
setzentwürfe vorhanden.  Unsen'  Aufgnt»c 
ist  also  von  der  Natur  der  italienischen  Ge- 
setzgebung selbst  vorgezeichnet :  zuerst 
wollen  wir  die  verschiedenen  Phasen 
prüfen,  durch  die  das  Uufallversichertings- 
gosetz  gegangen  ist  -und  seinen  Inhalt  dar- 
legen ;  dann  wollen  wir  die  vorgelegten 
Entwürfe  über  eine  Invalidität*-  und  Alters- 
versicherung studieren  und  endlich  eine 
kurze  Uebersicht  fiW  die  halböffentlichen 
Hinrichtungen  geUii,  die  in  Italien  ent- 
standen sind,  um  den  bisher  lebhaft  em- 
pfundenen Mangel  eines  Unfallversiehernngs- 
gesetzes  abzuhelfen  wler  andere  Ziele  zu 
erreichen. 

I.  Unfailversichernng. 

1.  Grundsätze  des  bürgerlichen 
Rechtes.  Die  Normen  des  gemeinen 
Gesetzes  über  die  Verantwortlichkeit  der 
Industriellen  im  Falle  eines  Unfalles, 
der  die  Arbeiter  während  der  AH-eit 
lx'tioffen  hat ,  sind  in  folgenden  Artikeln 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  enthalten : 
1151.  Jede  Handlung  jemandes,  die  einem 
anderen  Schaden  bringt,  verpflichtet  den. 
durch  dessen  Schuld  sie  geschehen  ist. 
den  Schaden  gut  zu  machen.  11. "VJ.  Jeder 
ist  nicht  nur  verantwortlich  für  den  Schaden, 
den  er  durch  eine  eigene  Handlung  verur- 
sacht hat,  sondern  auch  für  den  durch 
eigene  Nachlässigkeit  oder  Unvorsichtigkeit 
verursachten.  11."»:$.  Jeder  ist  gleichfalls 
nicht  nur  für  den  Schaden,  den  er  dureh 
eigene  Handlung  verursacht  hat.  haftpflichtig, 
sondern  auch  für  den.  welcher  durch  di>« 
Handlung  der  Personen,  für  die  er  verant- 
wortlich ist.  und  dureh  die  Sachen,  die  er 
in  Obhut  hat,  geschieht  .  .  .  die  Herren  und 
Auftraggelier  für  die  von  ihren  Dienern  und 
Beauftragten  bei  der  Ausübung  der*  Ibliegen- 
heiten.  zu  denen  sie  sie  bestimmt  haben, 
verursachten  Schäden,  die  Handwerker  für 
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die  von  ihren  LuhrlJup.ii  während  der  Zeit,  major  oder  eigener  Schuld  herrührt.  Darum 
wo  sie  unter  ihivr  Aufsicht  stehen,  venu-  ist  <•>  nicht  erstaunlich,  wenn  auch  in 
sachten  Schäden.  Genannte  Verantwortlich-  Italien  der  Gesetzp'ber  die  Verordnungen 
keit  tritt  nicht  ein.  weun  die  Handwerker  des  gemeinen  Gesetzes  liat  für  uugenügond 
beweisen,  dass  r-io  die  Handlung  nicht  erachten  müssen  und  verschiedentlich  vor- 
hätten hindern  können,  wofür  sie  voran t-  sucht  hat.  ein  besonderes  Gesetz  über  die 
wortlich  sein  sollten.  1T.44.  Der  Tutor-  Unglücksfälle  durchzubringen.  Die  gesetz- 
nehmer  ist  verantwortlich  für  die  Werke :  gekrischen  Versuche,  die  zu  diesem  Zweck 
der  I>?ute.  die  er  angenommen  hat.  I  in  Italien  gemacht  sind,  kann  mau  in  zwei 

grosse  Perioden  teilen ,  die  Periode,  in  der 
alle  Entwürfe  von  dem  Prinoip  der  Ver- 
antwortlichkeit ausgingen,  und  die  Periode, 
in  der  die  Entwürfe  von  dem  Grundge- 
danken der  Zwangsversiehorung  ausgingen. 
Wir  wollen  sie  getrennt  beschreiben. 

2.  Periode  der  Verantwortlichkeit. 
Die  Initiative  der  Entwürfe  zur  Unfallver- 


Yorordnungen,  die  ins  Jahr  18bT> 
zurückreichen,  liaben  sich  in  der  Praxis  als 
ungenügend  erwiesen,  um  dem  Arkiter 
das  Hecht  auf  eine  billige  Entschädigung 
ki  einem  Unfall  zu  gewälirleistou.  Aller- 
dings  ist  der  Herr  juristisch  für  jeden 
Schaden  haftbar,  den  er  auf  direktem 
Wege  oder  mittelst  seiner  Untergebenen 
zufügt .  welches  auch  der  Grund  des '.  Sicherung  kam  nicht  von  der  Regierung, 
Schadens  sein  möge.  —  Verbrechen,  schein-  solidem  vom  Parlament.  L>er  Deputierte 
Itares  Verbrechen,  einfache  Schuld,  Nach- 1  Pericoli  legte  im  März  1*70  einen  Entwurf 
Lässigkeit  oder  Unvorsichtigkeit  — .  allerdings  vor,  nach  dem  die  Eigentümer  von  Grund 


gemessen  die  Herren  im  allgemeinen 
nicht  die  zugleich  mit  den  Eltern  auch  den 
Handwerkern  eingeräumte  Möglichkeit,  zu 


und  Boden  in  der  Stadt  und  auf  dem 
Lande,  worauf  man  alte  Gebäude  aus- 
bessert   oder  neue  errichtet,    die  Eigon- 


heweisen,  dass  sie  die  Handlung,  wofür  sie  j  tümer  oder  Abhauer  von  iJlndercien  und 


verantwortlich  sein  sollten,  nicht  hätten 
verhindern  können;  aber  man  muss  auch 
hervorheben ,  da«*s  die  Herren  keine  Ent- 
schädigung für  den  verursachten  Schaden 
zu  bezahlen  brauchen,  wenn  man  ihre  Ver- 
antwortlichkeit nicht  l «wiesen  hat :  und  die 

Arkiter  müssen  die  Verantwortlichkeit  k-  teilweisen  oder  vollständigen  Einstui7.es  der 
weisen,  da  sie  es  sind,  die  die  Bezahlung  alten  oder  neuen  Hauten,  des  Einsturzes 
der  Entschädigung  verlangen.  Ich  brauche ! von  Gerüsten,  der  Ausbeutung  von  Berg- 
hicr  nicht  aufzuzählen,  wie  viele  Schwierig-  werken  oder  der  Verwendung  von  Maschinen 
keitea    «ch    dem    entgegenstellen,    dass  j  zugefügt  werden,  wenn  mau  nicht  kwiese, 


Bergwerken,  rlie  Arclütekten  und  Ingenieure, 
die  Eigentümer  oder  Leiter  von  Fabriken  und 
die  Unternehmer  von  Arbeiten  nach  dem 
bürgerlichen  Hecht  ganz  und  gar  für  die 
Schäden  verantwortlich  sein  sollten,  die 
Arbeitern  oder   anderen   Personen  infolge 


der  Arkiter  den  Beweis  der  Verantwort- 
lielikcit  des  Herrn  liefern  kann.  Vor  allem 
ist  es  schwierig,  die  Beweise  der  Schuld. 
Nachlässigkeit  oder  Unvorsichtigkeit  des 
Herrn  kizubringen:  der  Beweis  befindet 
sicli  in  den  Maschinen,  in  der  Fabrik,  und 
ehe  der  Inspektor  oder  der  Richter  kommt, 
kann  der  verantwortliehe  Herr  ihn  ver- 
schwinden lassen.  Die  Zeugen  sind  fast 
immer  Arkitsgenossen  des  Verunglückten 
und  fürchten,  wenn  sie  gegen  den  Herrn 


dass  der  Unglücksfall  nicht  die  Folge  des 
Zufalls  oder  der  Schuld  des  Giriere  war. 
Der  Betrag  der  dem  Arbeiter  oder  seinen 
Angehörigen  zu  k'zahlenden  Entschädigung 
sollte  vom  Richter  mit  einer  Summe  fest- 
gesetzt werden,  die  nicht  unter  folgendes 
Minimum  herunterging:  1)  im  Falle  zeit- 
weiliger Arbeitsunfähigkeit  unter  den  Tages- 
lohn, den  der  Verunglückte  bekam.  zahJkir 
während  der  ganzen  Dauer  der  Arkitsun- 
fäliigkeit.  2)  im  Falle  gänzlicher  und  dauern- 


aussagen,  sich  seinen  Zorn  zuzuziehen.  Die  I  der  Arbeitsunfähigkeit  unter  den  Tageslohn 


Gerichte  sind  auch  in  Italien  sehr  kost 
spielig.  Die  Einrichtung  des  unentgelt- 
lichen Rechtsschutzes  für  die  Annen  funk- 
tioniert infolge  verkehrter  Sparsamkeit  nicht 
wirksam  oder  gar  nicht.  Der  Arbeiter,  auf 
-eine  Mittel  allein  angewiesen  und  durch 
den  Unglücksfall,  der  ihn  betroffen  hat,  der 
aus  seiner  Arbeit  herrührenden  Mittel  be- 
raubt, kann  nicht  daran  denken,  gerichtliche 
W.-gc  einzuschlagen.  Und  selkt  wenn  es 
ihm  gelänge,  unentgeltliche  Rechtspflege 
zu  erlangen,  so  ist  es  sehr  schwer,  die  Ver- 
antwortlichkeit des  Industriellen  beweisen 
zu  können,  d.  h.  zu  beweisen,  dass  der  Un- 


anf  Lebenszeit.  3)  im  Falle  des  Todes  unter 
eine  der  Familie  des  Verstorknen  zu  zah- 
lende Monatsrente  gleich  zwei  Dritteln  des 
während  des  Lebens  verdienten  Tagelohnes, 
die  zu  gleichen  Teilen  zwischen  der  Witwe 
und  den  Kindern  zu  teilen  und  zwar  während 
der  ganzen  Zeit  ihres  Wittums  bezw. 
den  Kindern  bis  zu  iluvr  Arkitsfähigkeit 
zu  zahlen  wäre.  Wenn  keine  Naclikommeu 
vorhanden  wären,  sollte  die  Entschädigung 
den  Eltern  gezahlt  werden;  wenn  keine 
Eltern  vorhanden  wären,  sollte  die  Ent- 
schädigung drei  Jahre  lang  an  die  Gesell- 
schaft gegenseitiger  Unterstützung  der  Piv- 


gh'teksfaH  nicht  aus  einem  Zufall,  einer  vis  fe>si"ii.  welche  von  dem  Verstorknen  geübt 
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wurde,  abgeführt  werden.  Der  zweite  Ent- 
wurf aus  der  Initiative  des  Parlaments,  der 
im  Juni  1K80  von  den  Deputierten  Minghetti. 
Luzzatti.  Villari  und  Sidney  -  Sonnino  vor- 
gelegt wurde,  Ehielt  die  Verordnungen  des 
vorigen  Entwurfes  grösstenteils  bei  und 
setzte  nur  die  den  Erben  lies  verstorbenen 
Arbiters  zu  zahlende  Entschädigung  ander- 
weitig fest.  Das  .Minimum  wunle  festgesetzt 
a)  auf  ein  Drittel  des  tagliehen  Verdienstes, 
wenn  der  Arbeiter  eine  Witwe  ohne  Kin- 
der oder  alte  Eltern  ohne  Subsistonzmittel 
hinterliess,  b)  auf  zwei  Drittel  des  Tage- 
lohnes, wenn  der  Arbeiter  eine  Witwe  mit 
minderjährigen  Kindern  oder  nur  Kinder 
hinterliess,  zaldbar,  bis  diese  imstande 
wären  zu  arlteiteu.  Es  wurde  dem  Ar- 
beiter, der  ein  Armutszeugnis  beibrachte, 
unentgeltlicher  Rechtsschutz  gewährt,  und 
das  Urteil  war  sofort  vollstreckbar  trotz  Ein- 
spruches oder  Appells.  Im  Juni  1881  legte 
Minister  Herti  im  Namen  der  Regierung 
einen  dritten  Entwurf  vor,  der  von  den- 
selben .Grundsätzen  ausging.  Die  Eigen- 
tumer von  Grund  und  Boden  auf  dem 
Lande  und  in  der  Stadt,  die  Unternehmer, 
die  Ausbeuter  von  Gruben  und  Bergwerken 
und  die  Industriellen  sollten  vor  dem  bür- 
gerlichen Gesetze,  ganz  und  gar  für  die 
Unglücksfälle  verantwortlich  sein,  «He  durch 
gänzlichen  oder  teilweisen  Einsturz  der  im 
Bau  befindlichen  Häuser,  durch  Fall,  durch 
Ausgraben,  durch  Explosionen  und  alle 
ähnlichen  Ereignisse  verursacht  würden. 
Die  Gerichtsbehörde  sollte  bei  der  Bestim- 
mung des  Betrages  der  Entschädigung  nicht 
unter  folgendes  Minimum  heruntergehen: 
1)  Im  Falle  zeitweiser  Unfähigkeit  sollte 
die  tägliche  Entschädigung  dem  Tagelohn 
gleichkommen,  den  der  Arbeiter  zur  Zeit 
des  Unglücksfalles  empfing,  und  sie  sollte 
während  der  ganzen  Dauer  der  Unfähigkeit 
gezahlt  werden :  2)  im  Falle  gänzlicher  und 
dauernder  Arbeitsunfähigkeit  sollte  die  täg- 
liche Entschädigung  dem  Tagelohn  gleich- 
kommen, den  der  Arbeiter  zur  Zeit  des 
Unglücksfalles  empfing  und  drei  Jahre  ge- 
zahlt werden:  3)  im  Falb-  nicht  gänzlicher 
Arbeitsunfähigkeit  sollte  die  tägliche  Ent- 
schädigung dem  Tagelohn  gleichkommen 
und  ein  Jahr  lang  gezahlt  werden:  4)  im 
Falle  des  Todes  wunle  das  Minimum  der 
Entschuldigung  festgesetzt  a)  auf  die  Hälfte 
des  Tagelohnes  für  die  Witwe  mit  minder- 
jährigen Kindern  und  die  Waisen,  bis  sie 
imstande  wäreu  zu  arbeiten  oder  höchstens 
bis  zur  Majorennität ;  b)  auf  zwei  Drittel 
des  Tagelohns.  wenn  ausser  der  Witwe  mit 
kleinen  Kindern  oder  den  Waisen  noch  alte 
Eltern  ohne  Existenzmittel  da  wären ;  c) 
auf  den  Tagelohn  ein  Jahr  lang  für  die 
Witwe  ohne  Kinder;  d)  auf  den  Tagelohn 
drei  Jahre  lang,  wenn  ausser  der  Witwe 


ikn.1i  alte  Eltern  ohne  Existenzmittel  da 
wären :  e)  auf  den  Tagelohn  zwei  Jahre 
lang,  wenn  nur  Ascendenten  da  wären. 
Mau  belüelt  den  unentgeltlichen  Rechts- 
schutz l>ei  und  die  provisorische  Vollstreek- 
barkeit  der  dringlichen  Urteile.  Um  dem 
Industriellen  einen  Ausgleich  zu  gewähren, 
dem  man  den  Beweis  aufgebürdet  hatte, 
machte  man  die  Verjährungsfrist  kürzer. 
Jedes  Klagerecht,  um  eine  Entschädigung 
zu  erlangeii,  sollte  nach  drei  Jahren  ver- 
jähren. 

Das  l'rincip,  das  diesen  drei  Ent- 
würfen der  ersten  Periode  zu  Grunde  lag. 
war  die  sogenannte  'Umkehrung  des 
Beweises'  .  Nach  dem  gemeinen  Recht  muss 
der,  welcher  Entschädigung  für  einen  ihm 
zugefügten  Schaden  verlangt,  die  Schuld 
dessen  beweisen,  auf  den  der  Schaden  zu- 
rückgeführt wird.  Aber,  wie  wir  gesehen 
haben,  ist  es  dem  Arbeiter,  der  den  Schaden 
erlitten  hat,  oft  aus  vielfachen  Gründen 
unmöglich,  die  Sclndd  des  Herrn  zu 
beweisen.  Man  glaubte,  jeder  Schwierig- 
keit aus  dem  Wege  zu  gehen,  wenn  man 
die  ßeweispflicht  umkehrte,  d.  h.  den  In- 
dustriellen für  die  aus  einigen  im  Gesetze 
speci  fixierten  Unglücksfällen  entstehenden 
Schäden  haftpflichtig  machte,  wenn  es  ihm 
nicht  gelänge,  zu  beweisen,  dass  der  Unfall 
der  Schuld  des  Arbeiters,  einem  Zufall  oder 
einer  vis  major  zuzuschreiben  sei.  Der 
Zweck  der  Umkeliruiig  des  Beweises  liegt 
auf  der  Hand:  die  Annahme  der  Sclndd, 
die  nach  dem  gemeinen  Rechte  auf  dem 
Arbeiter  lastet,  statt  dessen  dem  Industriellen 
zuzuschiel)on  und  so  letzteren  zu  veranlassen, 
alle  die  vorbeugenden  Massregelo  zu  er- 
greifen, die  seine  Vorsieht  und  seine  Un- 
verantwortliehkeit  bei  einem  Unfall  be- 
weisen können,  ihn  vor  allem  zu  veran- 
lassen, die  Arbeiter  freiwillig  zu  versichern, 
um  sich  von  der  Verantwortlichkeit  zu  be- 
freien, die  mit  der  gesetzlichen  Annahme 
auf  ihm  lastete. 

Das  Prineip  von  der  Uinkehrung  des 
Beweises  fand  keine  gute  Aufnahme  Ihm 
der  parlamentarischen  Kommission,  die 
ihren  Bericht  am  24.  November  1S81  al>- 
stattete.  Sie  verwarf  nach  eingehender 
Prüfung  der  Vorlagen  das  Grundprincip. 
auf  dein  sie  beruhten.  Die  Umkehrung  des 
Beweises  ist  thntsächlich  eine  zu  brüske 
Aendcrung  in  den  Grundsätzen  der  italieni- 
schen Gesetzgebung  über  den  Beweis.  Sie 
legte  die  I^ist  des  Beweises  den  Indu- 
striellen auf,  von  denen  die  Statistiken 
wiesen,  dass  sie  nur  au  10  "o  der  Unfälle 
sclndd  seien.  Der,  welcher  mir  für  l'Co 
der  Unfälle  verantwortlich  war,  sollte  den 
Mangel  jeder  Sclndd  seinerseits  l>ei  den 
übrigen  W  0  <>  nachweisen.  Das  hätte  die 
Streitigkeiten  genährt,  da  die  Arbiter,  von 
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den  Advokaten  und  den  gewerbsmässigen 
Politisierern  aufgereizt,  nicht  verfehlt  hatten, 
ohne  eigenes  Risiko  Prozesse  anzustrengen, 
da  sie  unentgeltlichen  Rechtsschutz  ge- 
nossen. Di«1  Gesetzgebung  Ober  die  Un- 
fällc,  die  bestimmt  ist,  die  Konflikte  zwischen 
Industriellen  und  Arbeitern  zu  ersticken,  hätte 
so  dazu  gedient,  die  Kluft,  die  die  beiden 
sozialen  Klassen  trennte,  noch  zu  erweitern. 
In  dem  Gegenentwurf,  den  die  Parlaments- 
koinmission  vorlegte,  war  daher  die  An- 
nahme der  Verantwortlichkeit  der  Herren 
gestrichen,  und  indem  man  an  deren  Stelle 
die  Annahme  des  gemeinen  Gesetzes  setzte, 
tehielt  man  alle  anderen  Verordnungen  der 
schon  erwähnten  Entwürfe  bei.  Vor  der 
Kammer  war  die  Debatte  zwischen  den 
verschiedenen  Parteien  lebhaft;  der  Entwurf 
der  Regierung  wurde  jedoch  mit  leichten 
Aenderungen  angenommen.  Als  er  aber 
darauf  vor  den  Senat  gebracht  wurde,  fiel 
er  vor  der  Abstimmung  durch  den  Schlnss 
der  iwrlnmontarisehen  Sitzung. 

Der  Gesetzentwurf  wurde  im  Februar  1SS3 
vom  Minister  Berti  mit  einigen  ^merkens- 
werten Neuerungen  wieder  vorgelegt.  Die 
Verantwortliclikeit  traf  auch  noch  die  Ar- 
chitekten und  Ingenieure,  welche  die  Ar- 
beiten hüteten,  und  dehnte  sich  auch  auf 
die  Eisenliahnen  aus.  Die  gerichtliche  Be- 
hörde konnte  an  Stelle  eines  Kapitals  die 
Zuweisung  einer  entsprechenden  jährlichen 
Rente  setzen.  Um  die  freiwillige  Aus- 
breitung der  Versicherung  gegen  l'nfälle 
zu  begünstigen,  bestimmt  der  Entwurf  Berti, 
dass,  wenn  der  Unternehmer  mindestens 
mit  einem  Drittel  an  der  Bezahlung  der 
Versicherungsprämien  für  die  Arlieitor  liei 
irgend  einer  Gesellschaft  beteiligt  wäre,  die 
versicherte  Summe  von  der  bei  einem  Un- 
fall ausgezahlten  Entschädigung  abgezogen 
werden  sollte.  Das  war  ein  Sjiorn  für  die 
Industriellen,  die  Arbeiter  bei  der  National- 
Arbeiter  -  Unfallvcreieherungskasse-  (( 
nationale  dassicurazion  oontro  gli  infortuni 
del  lavoro)  zu  '  versiehern.  die  in  dem 
Jahn-  errichtet  wurde  und  mit  der  wir 
uns  nachher  beschäftigen  werden.  Die  jxir- 
lamentarisehe  Kommission,  die  beauftragt 
war,  den  Kntwurf  Berti  zu  prüfen,  nahm 
ebenfalls  nicht  das  Princip  der  Uinkehrung 
des  Beweises  an  und  bemühte  sich,  eine  Ver- 
mittelung  zu  finden.  Sie  schrieb  besondere 
Verordnungen  für  jede  Industrie  vor,  die 
von  den  Eigentümern  und  Abbauern  von 
Bergwerken  und  Steinbrüchen,  von  den  Fa- 
brikanten mit  mecliaiiischem  Motor,  von  den 
Bauunternehmern  in  der  Stadt,  von  den 
Ingenienren,  Arclütekten  und  Arl>eitsleitern 
beol »achtet  worden  sollten.  Im  Falle  der 
Nichtbeoluehtung  der  Verordnungen  waren 
die  genannten  Personen  für  die  während 
der  Arbeit  vorgekommenen  Unfälle  verant- 


wortlich.   Trotz  der  Bemerkungen  der  Kom- 
mission  wurde   der  Entwurf  Bertis,  vom 
:  Minister  Grimaldi  ohne  Einschränkung  an- 
genommen, von    den    Kammern  gebilligt. 
Lange   im  Senat  diskutiert,    erreichte  er 
nicht  die  endgültige  Annahme.    So  endete 
die    erste  Periode    der  gesetzgeberischen 
Thätigkeit  betreffs  der  Unfallversicherung 
I  in   Italien,    eine  Periode,  die  unter  dem 
Zeichen  der  angenommenen  Verantwortlich- 
I  keit  der    Industriellen  stand,  wenn  kein 
■  Gegenl»eweis  vorhanden  war.    Der  Fall  des 
|  Principe  von  der  Umkehr  des  Beweises  war 
kein  Unglück,  weil  so  eine  neue  fruchtbarere 
Periode  gesetzgeberischer  Arlieiton  beginnen 
konnte,  die  von  ganz  anderen  Principien 
ausging. 

3.  ZwangHversichernng.  Nach  dem 
Misserfolge  der  Entwürfe  Berti-Grimaldi 
;  ruhten  die  Arbeiten  Ober  diese  Gegenstände 
!  mehrere  Jahre,  und  einige  in  verschiedenen 
I  Städten  Italiens  eingetretene  schreckliehe 
|  Unglücksfälle  waren  nötig,  damit  die  öffent- 
liche Meinung  beunruhigt  werde  und  von 
neuem  die  Notwendigkeit  betonte,  für  die 
|  Arbeiterversicherung  zu  sorgen.  Aber  in- 
i  zwischen  hatte  sich  die  öffentliche  Meinung 
j  geändert.  Viele,  die  früher  dein  Grund- 
sätze der  Verantwortlichkeit  und  der  Ver- 
j  sicherungsfreiheit  anhingen,  hatten  sieh  von 
der  Notwendigkeit  überzeugt,  an  dessen 
Stelle  das  Princip  der  Zwaugsversioherung 
zu  setzeu.  Das  Beispiel  Deutschlands,  das 
seine  grossartige  Vorsieherungsgesetzgehung 
liegonnen  hatte,  und  die  wenigen  und  lang- 
samen Fortschritte  der  freien  Nationalkasse 
hatten  auch  zu  einer  solchen  Umwandlung 
mitgewirkt.  So  erschien  die  Thatsaehe 
nicht  seltsam,  dass  der  Minister  Mieeli.  als 
er  1**0  die  Studien  über  diesen  Gegen- 
stand wiederaufnehmen  wollte,  den  Professor 
Karl  F.  Ferrari,  einen  den  l>orühmtes- 
ten  Anhänger  der  Staatsinteivention  bei 
den  Arboitsf ragen,  damit  beauftragte.  Der 
von  Ferrari  in  der  llerbstsitzung  1SH1)  der 
Kommission  für  Unfallversicherungs-  und 
Arbeitscitirichtungen  vorgelegte  Bericht 
bildet  den  Ausgangspunkt  für  alle  späteren 
gesetzgeberischen  Arbeiten.  Professor  Fer- 
rari V-leiiohtet  die  Fehler  des  Piiucips  von 
der  Uinkehrung  des  Beweises  und  setzt  die 
modernere  Theorie  von  dem  Berufsrisiko 
auseinander.  Seine  Darlegung  kann  man  an 
folgender  Stelle  zusammengefaßt  finden : 
In  allen  Zweigen  der  Produktion  und  1m- 
sonders  in  den  grossen  Manufakturindn- 
strieen,  in  den  Bergwerken,  in  Transport- 
und  Bauuntcrnehimingen,  wo  die  Unfälle  so 
häufig  sind,  bestimmt  der  Industrielle  oder 
Unternehmer  über  die  Zeit-  und  Ortsbe- 
dingungen.  unter  denen  die  Arl»eit  ausge- 
führt wenJen  soll.  Er  wählt  die  Maschinen, 
die  Werkzeuge,  das  Rohmaterial,  bestimmt 
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den  Ort,  wohin  sich  der  Arbeiter  zur  Arbeit 
begeben  soll,  setzt  die  Arbeitsstunden  und 
die  Arbeitsweise  fest,  reguliert  das  Getrennt- 
und  Zusammenarbeiten,  sclu*eibt  die  Ordnung 
vor,  welche  die  Arbeiter  innehalten  müssen. 
Der  Arbeiter  nimmt  an  all  diesen  Fragen 
nicht  teil  und  hat  keinen  Einfluss  darauf. 
Für  einen  vorausbestimmten  Lohn  über- 
nimmt er  es,  die  Aufgatie  auszuführen, 
welche  ihm  der  Industrielle  vorselireibt, 
und  dieser  verfügt,  um  das  gesteckte  Ziel 
zu  erreichen,  über  seine  Arbeit  nach  seinen 
eignen  persönlichen  Literessen.  Wenn  beim 
Ausmachen  des  Arbeitermietsvertrages  der 
Herr  dem  Arbeiter  erlaubte,  dessen  Bedin- 
gungen zu  diskutieren,  würde  jede  In- 
dustrie in  den  meisten  Fällen  immöglich 
werden.  Der  Herr  oder  Unternehmer  müsste 
auf  seine  Pläne,  auf  die  Vorteile,  die  er  von 
seiner  Initiative  erhofft,  auf  seine  ökonomi- 
sche und  soziale  Funktion  verzichten,  die 
darin  besteht,  das»  er  den  Konsumenten 
Produkte  bestimmter  Qualität  und  Quantität 
liefert;  ohne  diese  Bedingungen  würden 
jedem  technischen  Fortschritt  und  jeder 
industriellen  Umwandlung  zahllose  Hinder- 
nisse erstehen.  Nachdem  der  Industrielle 
oder  Unternehmer  einmal  das  Produkt  er- 
lialten  hat,  behält  er  alle  Vorteile  davon 
für  sich,  ohne  den  Arbiter  daran  teil- 
nehmen zu  lassen  ausser  in  Ausnahme- 
fällen aus  freiem  Willen  oder  infolge  eines 
vorhergehenden  Akkords.  Nach  dieser  Dar- 
legung der  Produktionserscheinung  sieht 
man  sofort  ihre  natürlichen  Folgen  voraus: 
derjenige,  welcher  in  so  ausschliesslicher 
Weise  die  Arbeitsliedingungen  festsetzt,  und 
der  sich  im  allgemeinen  alle  Vorteile  des 
Unternehmens  aneignet,  muss  auch  dafür 
sorgen,  den  Gefahren  vorzubeugen,  die  den 
Arbeiter  während  der  Ausübung  seiner 
Thätigkeit  treffen  können.  Um  den  Sehaden 
zu  hindern,  muss  man  ihm  vorbeugen  und 
ihn  gut  machen.  Die  Unfallversicherung 
umfasst  die  ganze  Reihe  der  Vorsichts- 
massregeln, die  angewendet  werdon  müssen, 
um  die  Arbeit  ohne  Gefahr  auszuführen, 
und  die  Gesamtheit  der  Vorsichtsmassregeln 
für  die  körperliche  Sicherheit  der  Arlniiter, 
deren  nützliche  und  fruchtbringende  An- 
wendung Erfahrung  und  Theorie  gezeigt 
haben.  Der  Schadenersatz  besteht  in  der 
Geldentschädigung,  die  man  der  Person,  die 
verunglückt  ist.  und  ihrer  Familie  gehen 
muss,  einer  Geldentschädigung,  die  der 
Schwere  des  Schodens  angemessen  sein 
muss.  Das  beste  Mittel,  diesen  Schaden- 
ersatz zu  gewährleisten,  ist  die  Versicherung. 
Der  Industrielle  oder  Unternehmer  muss, 
da  er  Organisator  und  Leiter  der  Ausführung 
der  Arbeit  ist  (sei  es  persönlich,  sei  es  durch 
Vermittelung  eines  anderen),  auch  für  diesen 
Schadenersatz  sorgen.    Er  muss  auf  eigene 


Kosten  dafür  sorgen.  Diese  Unfallverhütung, 
die  nur  ein  professionelles  Risiko  ist,  muss 
von  dem  Unternehmer  oder  Industriellen 
als  unvermeidliche  und  notwendige  Folge 
seiner  Stellung  getragen  werden.  Er  kann 
sich  glücklich  schätzen,  wenn  es  ihm  ge- 
lingt, mittelst  Versicherung  die  Folge  dieses 
Risikos  auf  die  Zahlung  einer  Prämie  zu 
bescliränken,  eine  sehr  geringe  Ijast  im  Ver- 
gleich zu  dem,  was  ihm  obliegen  würde, 
wenn  er  die  ganze  Entschädigung  zahlen 
müsste.  c 

Die  Vorscldäge  Ferraris  waren  Gegen- 
stand einer  langen,  lebhaften  Debatte  im 
Schosse  der  Kommission  für  Unfallver- 
hütungs-  und  Arbeitseinrichtungen,  und  aus 
diesen  Diskussionen  ging  der  Entwurf  her- 
vor, der  vom  Minister  Miceli  am  8.  Februar 
1890  der  Deputiertenkammer  vorgelegt  wurde. 
Prüfen  wir  ihn  kurz.  Die  Versicherung  war 
obligatorisch  für  jeden  Unfall  1)  für  die  Ar- 
beiter, wie  gross  auch  ihre  Zahl  in  jedem 
einzelnen  Betrieb  war.  in  Bergwerkeu. 
Steinbrüchen,  bei  Bauten  und  in  Industrie- 
zweigen, die  Sprengstoffe  benutzen.  2)  für 
die  Arbiter  in  einer  Zahl  von  mindestens 
10  auf  jeden  Betrieb  auf  Schiffsbau  werften 
und  in  Arsenalen,  in  Maschinenbauwerk- 
stätten und  Textilwerkstätten ,  in  Metall- 
giessereien  und  Fabriken,  die  leblose  Motoren 
benutzen.  3)  für  die  Arlteiter  beim  Eisen- 
l»hn-  und  Tramwarbau,  beim  Bau  von 
Brücken,  Kanälen,  Häfen  und  Dämmen,  wenn 
es  sich  um  Unternehmen  handelt,  die  mehr 
als  sechs  Arbeiter  beschäftigen ,  und 
tieschränkt  auf  die  Datier  der  Arlieit.  Den- 
selben Verordnungen  sollten  die  ähnlichen 
lndustrieen  unterworfen  sein,  die  vom  Staate, 
von  den  Provinzen  und  von  den  Gemeinden 
ausgeübt  werden.  Unter  dem  Namen  Ar- 
beiter verstand  man  alle  die,  welche 
dauernd  l>csehüftigt  werden,  die  für  die 
Stunde  oder  iu  Akkord  bezahlt  werden  und 
die  am  Orte  oder  im  Lokalo  der  Industrie 
oder  des  Unternehmens  arbeiten,  aber  nicht 
die.  welche  im  eignen  Hause  eine  Profession 
ausütten,  und  die  Gelegenheitsarbeiter,  die 
unter  denselben  Bedingungen,  aber  ohne 
festen  I/)hn  arbeiten.  Den  Industriellen  stand 
es  frei,  sich  bei  der  Nationalversicherungskasse 
oder  bei  Privatgesellschaften  zu  versichern  : 
aber  das  Minimum  der  bei  Unfällen  zu 
zahlenden  Entschädigung  wurde  von  der  Re- 
gierung festgestellt,  nachdem  sie  sich  mit  ge- 
nannter Kasse  ins  Einvernehmen  gesetzt 
hatte.  Die  Industriellen,  die  etwa  eine  ge- 
setzlieh oder  durch  königliches  Dekret  an- 
erkannte Kasse  gegründet  und  bei  Unfällen 
den  Arbitern  eine  Entschädigung  gewährt 
hatten,  wurden  von  der  Zwangsversicherung 
entbunden.  Der  Staat  war  davon  gleichfalls 
entbunden  für  die  Arbeiter  der  Betriebe, 
denen  das  Gesetz  schon  da*  Recht  auf  Ent- 
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Schädigung  bei  einem  Unfälle  zugebilligt 
hatte.  Die  Inclustrieleiter  wurden  gezwungen, 
Vorschriften  zur  Unfallverhütung  anzu- 
nehmen. Diese  Anordnung  hatte  den  Zweck, 
die  Einwürfe  derer  zu  berücksichtigen,  die 
fürchteten,  das»  die  Herren,  wenn  ihnen  dank 
der  Versicherung  jede  Vemntwortlichkeit 
abgenommen  würde,  verabsäumen  würden, 
die  zur  Vemngerung  der  Unfälle  dienenden 
Mittel  anzuwenden.  Die  Versicherungs- 
prämie sollte  zu  9  Zehnteln  von  den 
Industriellen  und  zu  einem  Zehntel  vom 
Arbeiter  bezahlt  werden.  Die  I'arlaments- 
kommission,  die  damit  beauftragt  war,  den 
Entwurf  Miceli  zu  prüfen  (Bericht erstatter 
Chimini)  machte  wenig  Aendeningen.  Sie 
rückte  die  Wichtigkeit  der  Vorkehrungen  ziu- 
Unfallverhütung  in  helleres  Licht,  setzte 
Geldstrafen  für  die  Uehertretung  der  zu  dem 
Zwecke  erlassenen  Verordnungen  fest  und 
übertrug  die  Sorge,  die  Beobachtung  dieser 
Vorschriften  zu  überwachou.  der  Regierung 
durch  Schaffung  besonderer  Inspektoren. 
Sie  nahm  den  Arbitern  auch  die  \  erpflich- 
tung  ab,  mit  einem  Zehntel  ziu-  Bezahlung 
der  Prämien  beizutragen:  aber  indem  sie 
andrerseits  die  Verpflichtung  der  Industriellen 
ziu*  Zahlung  einer  Entschädigung  im  Falle 
zeitweiliger  Krankheit  erst  mit  dem  ersten 
Tage  der  vierten  Woche  beginnen  liess, 
überliess  sie  es  dein  Arbeiter,  für  die  während 
der  ersten  3  Krank  hei ts  wochen  entstandenen 
Kosten  selbst  zu  sorgen.  Die  Versicherung  für 
die  leichten  Unfälle  bleibt  den  Arbeitern  auf 
eigene  Kosten  frei,  die  für  die  schwereren 
Unfälle  ist  obligatorisch  und  fällt  ganz  und 
gar  den  Industriellen  zur  I.ast  Der  Ent- 
wurf Miceli  gelangte  nicht  einmal  zur  Dis- 
kussion wegen  der  Schliessung  der  legis- 
lativen Sitzung. 

Sein  Nachfolger  Chimini,  derselbe,  der 
parlamentarischer  Berichterstatter  beim  Ent- 
wurf Miceli  gewesen  war,  nahm  ihn  auf, 
indem  er  die  Veränderungen  anbrachte,  die 
er  als  Berichterstatter  für  wünschenswert 
gelialten  hatte,  und  legte  ihn  am  13.  April 
1891  im  Senat  vor.  Der  einzige  Unterschied 
Instand  darin,  dass  die  Bezahlung  der  Ent- 
schädigung vom  ersten  Tage  der  dritten 
statt  der  vierten  Woche  beginnen  sollte. 
Beachtenswert  ist  der  Bericht ,  der  von 
Auriti  im  Namen  der  Senatskommission 
vorgelegt  wurde.  Auriti ,  ein  berühmter 
Rechtsgelelirter,  gab  bei  der  Prüfung  der 
Krage  dem  juristischen  Elemente  grössere 
Wichtigkeit  als  dem  ökonomisch-sozialen. 
Und  während  der  Minist erialentwurf  unter 
den  Gründen  für  die  der  Zwangsversiche- 
rung unterworfenen  Unfälle  auch  das 
schwere  Verschulden  des  Arbeiters  mit  be- 
griff, verwies  Auriti  diesen  Fall  in  das  ge- 
meine Recht,  um  in  dem  Arbeiter  nicht  den 
Charakter   der    Verantwortlichkeit  auszu- 


löschen, der  jedem  menschlichen  Wesen 
eigen  ist.  Während  ferner  der  Ministerial- 
entwurf  die  Bestimmimg  des  Masses  der 
Entschädigung  der  Regierung  anvertraute, 
fügte  die  Senatskommission  noch  diese 
Normen  in  den  Entwurf  eiu.  Die  Zeit, 
während  welcher  der  Verunglückte  kein 
Recht  auf  eine  Entschädigung  batte,  wurde 
von  drei  Wochen  auf  zehn  Tage  verkürzt 
Man  erklärte  alle  die  zwischen  Industriellen 
und  Arbeitern  geschlassenen  Verträge  für 
nichtig,  die  zum  Zwecke  hatten,  diesen  das 
Recht  auf  die  ihnen  vom  Gesetze  gewähr- 
leisteten Entschädigungen  zu  nehmen.  Mit 
diesen  Aendeningen  wurde  der  Entwurf 
vom  Senat  gebilligt,  konnte  aber  von  der 
iXepntiertenkammer  nicht  einmal  diskutiert 
werden,  die  kurz  nach  ihrer  Endprüfung 
aufgelöst  wurde. 

Kein  liesseres  Schicksal  hatte  der 
vom  Minister  I^acava  am  1.  Dezember 
1892  vorgelegte  Entwurf.  Auf  dem  Priu- 
eip  der  Zwangsversicherung  beruhend,  wich 
dieser  Entwurf  jedoch  in  einigen  wesent- 
lichen Punkten  von  den  früheren  ab.  Die 
Zwangsversicherung  wollte  nämlich  nur  die 
wirklich  unter  dem  Begriff  der  Berufsgefahr 
zusammengefassteu  Unfälle  lietreffeu,  deren 
Verantwortlichkeit  ungenügend  liewiesen 
ist  und  die  als  die  Folgen  der  Organisation 
der  Industrie  selbst  l>etrachtet  werden 
können.  Im  Falle  von  Böswilligkeit,  von 
Nichtbeachtung  der  Uufallverhütungsvor- 
schriften  und  schwerem  Verschulden  trat 
also  wieder  die  eivilrechtliche  Verantwort- 
lichkeit zu  lAsten  des  Unternehmers  ein. 
Ebenso  erwarb  der  Arbeiter,  wenn  die  Un- 
fälle durch  seine  Böswilligkeit  oder  schweres 
Verschulden  herlieigeführt  waren .  kein 
Recht  auf  irgend  eine  Entschädigung  und 
war  sogar  verpflichtet  die  schon  erhobenen 
Entschuldigungen  wieder  herauszugeben. 
Zu  den  in  die  früheren  Entwürfe  einbe- 
zogenen Industrieen  wurden  die  Anstalten 
znr  Erzeugung  von  Gas  und  elektrischer 
Kraft  und  die  Telephonanstalten  hinzuge- 
fügt. Im  Falle,  dass  die  Privatgesellschaften, 
bei  denen  die  Versicherung  abgeschlossen 
war,  zaldungsunfähig  wurden,  musste  der 
Unternehmer  für  die  dem  Arlieiter  zu  zah- 
lende Entschädigung  eintreten.  Die  von 
den  Unternehmern  gegründeten  Privatkassen 
gaben  das  Recht  auf  Befreiung  von  der 
Zwangsversicherung  mir  unter  der  Bedin- 
gung, dass  sie  eine  sichere  Kaution  in  der 
von  der  Regierung  vorgeschriebenen  Höhe 
und  Art  leisteten.  Die  Grenze,  nach  der 
man  begann,  die  Entschädigung  im  Falle 
zeitweiser  Arbeitsunfähigkeit  zu  zahlen, 
wurde  noch  vom  zehnten  auf  den  fünften 
Tag  des  Unfalls  herabgesetzt.  Von  einer 
parlamentarischen  Kommission,  deren  Be- 
richterstatter Pasquali  seinen  Bericht  am 
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5.  Mai  1893  vorlegte,  studiert  und  ange- 
nommen, wurde  der  Antrag  nicht  einmal 
diskutiert  und  fiel  mit  dem  Sehluss  der 
Sitzung. 

Der  neue  Minister  Barazzuoli  behielt  in 
dem  am  13.  Juni  1895  der  Kammer  vorge- 
legten Entwürfe  die  hauptsächlichsten  Ver- 
ordnungen seines  Vorgängers  bei;  er  be- 
schränkte jedoch  die  Kalle,  in  denen  trotz 
der  Versicherung  die  civilrechtliche  Ver- 
antwortlichkeit des  Unternehmers  wieder 
eintrat  oder  der  Arbeiter  das  Recht  auf 
Entschädigung  verlor,  auf  Böswilligkeit  und 
Niehtbeobachtung  der  Unfallverhfitungsvor- 
schriften.  Im  Falle  schwerer  Verschuldung 
Listete  keine  Verantwortlichkeit  auf  «lern 
Unternehmer,  und  der  Arbeiter  l>ehielt  das 
Recht  auf  Schadenersatz.  Die  parlamen- 
tarische Kommission  billigte  den  Entwurf, 
und  nach  langer  Del»atte  wurde  das  Gesetz 
am  27.  April  1896  von  der  Deputierten- 
kammer angenommen.  Alier  im  Seuat 
litt  der  Entwurf  elendiglich  Schiffbruch, 
namentlich  infolge  der  erbitterten  Opposition 
einiger  Grossindustrieller.  Das  Central- 
büreau  ersetzte  den  von  der  Dcpntierten- 
kammer  angenommenen  Entwurf  durch 
«'inen  neuen,  in  dem  statt  des  Versiche- 
nuigszwanges  der  EntschAdigungMZwang 
vorgeschrieben  wurde  mit  der  Erlaubnis 
für  die  Unternehmer,  diese  Zahlung  bei  der 
Nationalkasse  oder  bei  Privatgesellschaften 

zu  versichern. 

Die  interessierte  Opposition  des  Senats 
erregte  den  Unwillen  der  öffentlichen  Mei- 
nung. Seit  nunmehr  18  Jahren  schleppten 
sich  die  Unfallgesetze  vor  den  beiden  kam- 
inern des  Parlamentes  hin,  und  die  Gesetz- 
geber zeigten  trots  der  zalüreichen  und 
wiederholten  Versprechungen,  dass  sie  sich 
gar  nicht  um  die  arbeitenden  Klasseu  küm- 
merten. Mau  musste  sich  ernstlich  aus 
Werk  machen  und  einen  Gesetzentwurf 
ausarbeiten,  dem  es  gelänge,  durch  eine  Art 
Vergleich  die  Stimmen  der  lebensläng- 
lichen Kammer  (Senat)  und  der  Volksvertre- 
tung (Deputierteukammer)  zu  erlangen.  Zmn 
zweiten  Male  vertraute  der  Minister 
Guicciardiiü  Professor  Karl  F.  Ferrari  den 
Auftrag  an.  Dieser  legte  seinen  Bericht 
dem  Unfallverhütung&rat  vor.  Die  wich- 
tigste Neuerung,  die  Professor  Ferrari,  der 
an  dem  Hrincip  der  Zwangsversicherung 
festhielt,  in  die  früheren  Entwürfe  brachte, 
betraf  die  civilrechtliche  Verantwortlichkeit. 
Während  die  früheren  Entwürfe  die  civil- 
rechtliche Verantwortlichkeit  zu  leisten  der 
Unternehmer  im  Falle  von  Böswilligkeit, 
schwerer  Verschuldung  oder  Nichtbeachtung 
der  UnfaUverhfitungsvorschriften  wieder 
eintreten  liessen  und  in  diesen  Fallen  den 
Arbeitern  «las  Recht  auf  Entschädigung  I 
gaben,    Hess    der   Professor  Ferrari  die, 


civilrechtliche  Verantwortlichkeit  der  Unter- 
nehmer uur  dann  wieder  eintreten,  wenn 
sie  durch  ein  strafgerichtliches,  vollstreck- 
bares Urteil  bewiesen  war.  Das  Strafge- 
setzbuch bestimmt  in  den  Artikeln  371  und 
375  deutlich  die  Strafen,  welche  die  treffen 
sollen,  die  aus  Unvorsichtigkeit  oder  Nach- 
lässigkeit oder  aus  Unerfahrenheit  in  dem 
eigenen  Handwerk  oder  Beruf  oder  aus 
Nichtbeachtung  der  Vorschriften.  Verord- 
nungen oder  Regulative  den  Tod  irgend 
jemandes  oder  einen  Schaden  am  Leibe  oder 
an  der  Gesundheit  oder  eine  Verstandes- 
störung verursachen.  Auf  diesen  Artikeln 
beruht  das  neue  von  Ferrari  angenommene 
Princip,  um  den  endlosen  Prozessen  ein 
Ziel  zu  setzen,  die  unvermeidlich  entstanden 
wären,  wenn  man  die  civilrechtliche  Ver- 
antwortlichkeit im  Falle  von  Böswilligkeit 
oder  Schuld  zum  Schaden  des  Unternehmers 
wieder  eingeführt  hätte.  Hier  hängt  statt 
dessen  die  Verantwortlichkeit  nicht  von 
einem  Richterspruch  vor  dem  Civilgericht, 
sondern  von  einem  strafgerichtlichen  Urteil 
ab.  Die  von  Ferrari  vorgeschlagenen  Ver- 
ordnungen waren  folgende:  »Der  Leiter 
oder  Ausübende  des  Unternehmens  oder  der 
Industrie  und  die,  welche  er  zur  Leitung 
und  Ueberwachung  der  Arbeit  einsetzt,  sind 
eivilrcchtlich  gegen  den  Verunglückten  und 
seine  Angehörigen  verantwortlich,  wenn  der 
Unfall  durch  folgende  ihnen  k'izumessende 
Ursachen  herbeigeführt  ist :  a)  durch  Bös- 
willigkeit, b)  durch  Naeldässigkeit.  Unvor- 
sichtigkeit oder  Unerfahrenheit  im  eigenen 
Handwerk  oder  Beruf  und  durch  Nicht- 
beachtung der  Regiüative,  Vorscliriftcn  oder 
Verordnungen  aut  Grund  der  Artikel  371 
und  37"»  des  Strafgesetzbuches.  Unter  den 
Regulativen  sind  auch  die  l'nfallverhütuugs- 
vcrordnungen  einbegriffen,  die  durch  das 
Unfallgesetz  vorgeschrieben  sind.  Der  Be- 
weis, dass  solche  Verhältnisse  vorliegen, 
muss  aus  einem  rechtskräftig  gewordenen 
strafgerichtlichen  Urteil  hervorgehen,  worin 
das  Gericht  den  Betrag  der  Entschädigung 
festsetzt,  der  dem  Geschädigten  oder  seinen 
Angehörigen  zukommt,  auch  wenn  sie  nicht 
als  Civilpartei  vor  Gericht  aufgetreten  sind  ; 
sie  haben  jedoch  nur  das  Recht  der  Auszah- 
lung des  Teiles  zu  erhalten,  welcher  die 
vom  Versieherungsinstitut  liquidierte  Ent- 
schädigung überschreitet«  Der  Arbeiter 
kann  also  vom  Unternehmer  eine  Entschädi- 
gung tieanspruchen,  nur  wenn  gegen  diesen 
ein  vollstreckbares  strafgerichtliches  Urteil 
ergangen  ist.  Da  jedoch  das  Unfallgesetz 
für  die  Unternehmer  kein  Sporn  sein  soll, 
alle  die  Vorkehrungen  zu  vernachlässigen, 
die  dazu  beitragen,  sie  seltener  zu  machen, 
so  »hal»en  die  Versicheningsinstitute  Re- 
gressanspruch  wegen  Ersetzung  der  als 
Entscliädiguug  liczahlten  Summen  und  der 
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Net>enausgalion  gegen  die  emirechtlich  ver- 
antwortlichen Personen,  wenn  der  Unfall 
aus  einem  der  unter  a)  und  b)  angeführten 
Gründe  herriilirt.  von  denen  durch  straf- 
rechtliches  Urteil  festgestellt  wurde,  dass 
sie  der  Schuld  (im  civilrechtliehon  Sinne 
des  Wortei»  verstanden)  des  Itters  oder 
Ausübenden  des  Unternehmens  oder  der  In- 
dustrie oder  derer,  die  von  ihm  mit  der 
Leitung  oder  Uolierwaohung  betraut  sind, 
beizumessen  sind«.  AufdieseWei.se.  tiemerkt 
Ferrari,  indem  konstatiert  wird,  dass  der 
Unfall  zur  Geschäftsführung  des  Unter- 
nehmers, d.  h.  zur  Arbeit  gehört,  bezahlt 
das  Institut  dem  Arbeiter  die  Entschädi- 
gung ohne  weiteres,  wenn  der  Unfall  durch 
Zufall,  diux-h  vis  major  oder  durch  Schuld 
des  Arbeiters  veranlasst  wurde,  und  bemisst 
die  Prämien  nur  nach  dem  Risiko,  das  aus 
diesen  drei  Umständen  entspringt.  Im  Fall 
von  Schuld  des  Unternehmers  könnte  das 
Institut  nach  dem  normalen  Charakter  des 
Versicherungsvertrages  die  Entschädigung 
ablehnen,  weil  jener  Ursache  des  Seliadens 
war;  aber  da  dies  nicht  den  Schuldigen, 
sondern  den  Unschuldigen,  den  Arbeiter, 
schädigen  wurde,  so  wird  der  Versiche- 
rungsvertrag mit  der  besonderen  Modalität 
angewendet,  dass  das  Institut  »lern  Arbeiter 
die  Entschädigung  l>ezahlt,  sie  sich  aber 
vom  Unternehmer  zurückzahlen  lässt.  Wenn 
man  dies*'  Rückzaldung  nicht  vornähme, 
müsste  das  Versicherungsinstitut  höhere 
Prämien  fordern,  denn  die  Wahrscheinlich- 
keit des  Eintretens  von  Unfällen  nimmt  zu. 
Im  übrigen  steht  dem  nichts  im  Woge, 
dass  sich  der  Unternehmer  durch  Zahlung 
einer  höheren  Prämie  bei  demselben  In- 
stitut gegen  diese  Folge  seiner  Schuld  ver- 
sichert und  dass  das  Institut  infolge  solcher 
Entschädigung  auf  sein  Regressrecht  ver- 
zichtet: der  Unternehmer  würde  jetloch 
durch  fortgesetzte  Zahlung  der  Prämie  in 
der  Regel  schliesslich  eine  grössere  Summe 
auszahlen,  als  die  eventuell  für  die  Rück- 
zahlung der  vom  Institut  dem  Verun- 
glückten ausgezahlten  Entschädigung  be- 
nötigte. Daher  bleibt  der  dem  Unternehmer 
von  der  gesetzlichen  Verfügung  angelegte 
Zaum  in  voller  Wirkung.  Andere  wich- 
tige von  Ferrari  vorgescldagene  und  von 
dem  Unfallvcrhütuugsrat  angenommene 
Neuerungen  betreffen  die  Feststellung  des 
Masses  der  Entschädigung,  den  der  National- 
kasse und  den  Syndikaten  gegenseitiger 
Versicherung  gegoltenen  Vorrang  als  Ver- 
sicherungsinstitute, die  Aufstellung  genauer 
und  strenger  UnfaUverhütungsverordnuugcn 
u.  s.  w. 

Der  Minister  Guicciardini  legte  dem  Senat 
am  13.  April  1807  einen  neuen  Gesetzent- 
wurf vor.  der  von  diesen  Priucipien  aus- 
ging.   Nach  langer  Diskussion  wurde  der 


Entwurf  vom  Senat  am  5.  Juli  mit  einer 
leichten  Aenderung  angenommen.  Von 
vielen  wurde  tatsächlich  behauptet,  dass 
die  Arbeiter,  von  Unruhstiftern  angetrieben, 
sich  nicht  mehr  an  die  Civil-,  sondern  an 
die  Strafgerichte  wandten,  um  gegen  die 
Unternehmer,  wenn  auch  nur  leichte,  Ver- 
urteilungen herbeizuführen  und  damit  zu 
versuchen,  sich  grössere  Entschädigungen 
zahlen  zu  lassen,  als  ihnen  von  den  Ver- 
sicherungsinstituten zukämen.  Man  fand 
ein  Auskunftsmittel,  indem  man  bestimmte, 
dass  die  Unternehmer  nur  dann  als  verant- 
wortlich für  die  strafrechtlich  belangbaivu 
Thatsaohcn  betrachtet  werden  sollen,  wenn 
diese  Thatsachen  Delikte  der  öffentlichen 
Anklage  ausmachen.  Also  nur  auf  Grund 
von  straf mhtlichen  Urteilen,  die  nicht  durch 
die  Klag«*  der  geschädigten  Partei,  sondern 
durch  die  öffentliche  Anklage  des  Staats- 
anwaltes herlieigefflhrt  sind,  kann  im  Falle 
einer  Verurteilung  die  Verantwortlichkeit 
<ler  Unternehmer  entstehen.  So  modificiort 
bildete  der  Gesetzentwurf  eins  der  origi- 
nellsten Systeme,  die  in  civilisierten  Län- 
dern in  Kraft  waren.  Der  Kammer  am 
7.  Juli  vorgelegt,  konnte  er  wegen  der  Ein- 
stellung der  jwrlnmontarischen  Arbeiten 
nicht  gleich  debattiert  werden,  und  eist  am 
17.  Mär/,  1S9S,  nach  der  umstrittenen  An- 
nahme durch  die  Deputiertenkammer,  wurde 
er  Staatsges<-tz.  fast  genau  20  Jahre  später 
als  der  erste  Entwurf  über  die  Unfälle  vor- 
gelegt war. 

4.  Das  Gesetz  vom  17.  März  1898 
über  die  Unfälle  bei  der  Arbeit,  Das 
Gesetz,  welches  wir  hier  im  einzelnen 
prüfen  müssen,  zerfällt  in  vier  Titel.  Der 
erste  Titel  l «  trifft  die  Grenzen  de r  A n - 
Wendung  des  Gesetzes.  Das  Gesetz 
wird  laut  Artikel  1  auf  Arbiter  angewendet, 
die  verwendet  werden  1)  im  Betriehe  von 
Bergwerken,  Steinbrüchen  und  Torfstichen: 
t>ei  Unternehmungen  von  öffentlichen  Bauten : 
hei  Unternehmungen  ziu*  Erzeugung  von 
Gas  oder  elektrischer  Kraft  und  l>ei  Telephon - 
einrichtungen ;  bei  den  Industrieen,  die  mit 
Explosivstoffen  umgehen  oder  sie  verwenden : 
in  den  Arsenalen  oder  Schiffsbau  werften : 
2)  bei  folgenden  Bauten  oder  Unternehmen, 
wenn  mehr  als  5  Arbeiter  dabei  Verwendung 
finden :  Bau  oder  Betrieb  von  Eisenl»ahnen, 
von  Transportmitteln  auf  Flüssen.  Kanälen 
oder  Seeon,  von  Tramways  mit  mechanischer 
Fortbewegung;  Arbeiten  hydraulischer  Boni- 
ficierung;  Bau  und  Ausbesserung  von 
Brücken.  Kanälen  und  Dämmen:  Bau  und 
Ausbesserungen  von  staatlichen  und  provinzia- 
len  Brücken.  Tunneln  und  gewöhnlichen 
Strassen;  3)  bei  den  industriellen  Werk- 
stätten, in  denen  Maschinen  gebraucht 
werden,  die  von  leblosen  oder  tierischen 
Ki-Üften  getrieben  werden,  wenn  mehr  als 
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fünf  Arbeiter  darin  beschäftigt  siud.  Das 
<  tesetz  umfasst  so  die  grosse  Manufaktur-, 
Eisenbahn-,  Strassen-,  Bauindustrie  u.  s.  w. 
und  schliesst  die  Arbeiter  aus,  die  in  den 
kleinen  Industrieen  und  in  der  Landwirt- 
schaft beschäftigt  sind.  Bedenkt  man,  dass 
Italien  vor  allem  ein  ackerbauendes  Land 
ist  und  dass  die  meisten  Arbeiter  kleine 
unabhängige  Handwerker  sind,  so  sieht 
man,  dass  das  Gesetz  nur  auf  eine  Minder- 
heit der  Arbeiter  Verwendung  findet.  Es 
ist  jedoch  zu  hoffen,  dass,  wenn  erst  seine 
guten  Wirkungen  auf  dem  Gebiete  der 
Grossindustrie  bewiesen  sind,  man  seine 
Anwendung  allmählich  auch  auf  den  Acker- 
bau und  dio  Handwerker  ausdehnt,  Unter 
dem  Namen  Arbeiter  versteht  man  nach 
Artikel  2  1)  jeden,  der  dauernd  oder  vortttar- 
gehend  für  festen  Jx»hn  oder  in  Akkord  l>oi 
Arbeit  ausserlialb  der  eigenen  Wohnung  be- 
schäftigt ist  :  2)  jeden,  der  unter  gleichen 
Bedingungen,  auch  ohne  materiell  an  der 
Arbeit  teilzunehmen,  die  Arbeit  anderer 
beaufsichtigt,  gesetzt,  dass  sein  fester  Ix»hn 
7  Lire  täglich  nicht  übersteigt  und  er  ihn 
in  nicht  grösseren  Zeitabschnitten  als  einem 
Monat  ausgezahlt  erhält;  3»  den  Lehrling 
mit  oder  ohne  Lohn,  der  an  der  Ausführung 
der  Arbeit  teilnimmt. 

D e  r  zweiteTitel,  der  von  dem  Grund- 
prineipe  des  Gesetzes  ausgeht,  dass  man  die 
Seliädcn  der  Unglücksfälle  nicht  nur  gut 
machen,  sondern  sie  auch  verhüten  muss, 
l-eseliäftigt  sieh  mit  den  Uufallver- 
h  ü  t  u  n  g  s  v  o  r  s  c  h  r  i  f  t  e  n.  Artikel  3  lautet : 
Die  Leiter  oder  Ausübenden  der  ruter- 
nehmungen,  Industrieen  und  Bauten,  die  in 
Artikel  1  aufgeführt  sind,  müssen  die  von 
den  Gesetzen  und  den  Verordnungen  vor- 
gesehriel»enen  Massregeln  zur  Verhütung 
von  rnfällen  und  zum  Sehutze  des  Lebens 
und  der  persönlichen  Sicherheit  der  Arbeiter 
befolgen.  Wenn  besondere  Verfugungen 
keine  Straffälligkeit  für  die  Zuwiderhandelu- 
den herlieiführen,  so  werden  sie  nach  Norm 
des  Artikels  434  des  Strafgesetzbuches  un- 
beschadet der  eivilreehtlichen  und  straf- 
rechtlichen  Verantwortlichkeiten  im  Falle 
eines  Unglücks  bestraft.  Artikel  134  des 
Strafgesetzbuches,  worauf  «las  Gesetz  ver- 
weist, droht  jedem  bis  zu  einem  Monat 
Haft  oder  eine  Geldstrafe  von  20  bis  3ü0  Lire 
an,  der  eiue  gesetzlich  von  der  öffentlichen 
Behörde  erlassene  Vorsichtsmassivgel  uuter- 
lässt.  Der  Minister  des  Ackerlmues,  der 
Industrie  und  des  Handels,  fährt  Artikel  4 
fort,  wird,  nachdem  die  Vorschläge  der 
einzelnen  oder  verbundenen  I^eiter  und  Aus- 
übenden der  Unternehmungen,  Industrieen 
und  Bauten  gesammelt  sind  und  die  Meinung 
der  technischen  Regieningskommissioneu  ge- 
hört ist.  die  Verordnungen  formulieren,  die 
nach  Anhörung  des  Staatsrates  angenommen 


werden  sollen  und  wonach  dio  zu  ihrer 
Aulstellung  nötigen  Nonnen  modificiert 
werden  können.  In  gleicher  Weise  können 
besondere  Verordnungen  für  einzelno  Be- 
triebe oder  Konsortien  von  Betrieben  auf 
Vorschlag  ihrer  Leiter  angenommen  und 
obligatorisch  gemacht  werden.  Artikel  5 
überlässt  dem  Minister  des  Ackerbaues,  der 
Industrie  und  des  Handels  die  Aufgabe,  für 
die  Befolgung  dieser  Unfallverhütungsnormen 
zu  sorgen,  und  giebt  ilun  die  Erlaubnis, 
sich  zu  diesem  Zwecke  ausser  den  vom 
Staate  abhängigen  Beamten  auch  in  erster 
Linie  des  technischen  Personals  der  Associa- 
tionen zur  Verhütung  von  Unfällen  und  der 
Syndikate  gegenseitiger  Versicherung  zu 
bedienen.  Die  mit  der  Aufsicht  betrauten 
Inspektoren,  die  zu  den  Fabriken  und  den 
Bauplätzen  Zutritt  liaben,  können  von 
den»  Uriginalversieherungsvertrnge  Kenntnis 
nehmen.  Sie  müssen  sich  möglichst  ent- 
halten. Arbeitsprocesse ,  die  man  geheim 
halten  will .  zu  untersuchen  und  ferner 
inuuer  über  die,  welche  aus  amtlichen 
Gründen  zu  ihrer  Kenntnis  gelangen,  das 
Geheimnis  zu  Ijewahron  bei  einer  Strafe  von 
5<MI  bis  KHK»  liire  ausser  dem  Schaden- 
ersatz und ,  im  Falle  böswilligen  Verrates, 
den  vom  Strafgesetzbuch  angedrohten  Strafen. 
Den  Inspektoren  oder  Delegierten  ist  es 
verlöten .  auf  eigene  Rechnung  oder  Rech- 
nung Dritter  irgend  ein  Unterneluuen,  eine 
Industrie  oder  einen  Bau  zu  übernehmen 
wie  auch  dabei  interessiert  oder  als  In- 
genieure, Chemiker,  Aerzte  oder  Mechaniker 
angestellt  zu  sein. 

D  e  r  d  r  i  1 1  e  T  i  t  e  1 ,  der  längste  und  wich- 
tigste, beschäftigt  sich  mit  der  Versiche- 
rung. Es  müssen  vorsichert  werden  (Artikel 
13)  die  bei  den  Unternehmungen,  Industrieen 
und  Bauten,  von  denen  Artikel  1  spricht,  be- 
schäftigten Arbiter.  Es  müssen  auch  dio 
Arbeiter  versichert  werden,  die  technischen 
Dieust  leisten  bei  Dampfkesseln,  die  ausser- 
halb der  Werkstätten  funktionieren.  Die 
Verpflichtung  zur  Arlieiterversichemng  hat 
auch  dann  statt,  wenn  die  Unternehmungen, 
Industrieen  und  Bauten  vom  Staate,  von  den 
Provinzen,  von  Gemeinden,  von  Konsortion 
oder  von  Gesellschaften  oder  Unternehmern, 
die  von  iluien  dazu  die  Erlaubnis  bekommen 
liaben,  ausgeübt  werden.  Für  die  Unter- 
nehmungen ,  Industrieen  und  Bauten,  bei 
denen  die  Arbeit  nicht  ununterbrochen  statt- 
findet, ist  die  Versicherungspflicht  auf  die 
Dauer  der  Arbeit  beschränkt.  Die  Versiche- 
nmg  muss  (Artikel  7)  durch  den  Ix»iter  oder 
Ausübenden  des  Unternehmens,  der  Industrie 
oder  des  Baues  und  auf  seine  Kosten  ge- 
schehen für  alle  Fälle  von  Tod  oder  Körper- 
verletzungen, die  durch  einen  Unfall  ent- 
stehen, der  sich  durch  eine  gewaltsame  Ur- 
sache hei  der  Arl>eit  ereignet,  dessen  Folgen 
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länger  als  fünf  Tage  dauern.  Wird  die 
Arbeit  auf  Kosten  des  Staates,  von  Provinzen, 
Konsortien,  Gemeinden  oder  öffentlichen 
Anstalten  ausgeführt  und  erfolgt  durch  Kon- 
zessionen oder  Uclternahme,  so  liat  der 
Konzessionär  oder  Unternehmer  die  Ver- 
sichoning  zu  tragen.  Wenn  sieh  ergiebt 
(Artikel  S),  dass  die  Zahl  der  versicherten 
Arbeiter  geringer  ist  als  die,  welche  der 
Leiter  oder  Ausübende  des  Unternehmens, 
der  Industrie  oder  des  Baues  gewöhnlich 
im  Durchschuitt  beseliäftigt.  soll  der  dele- 
gierte Inspektor  ihn  bei  der  zustehenden 
Gerichts! ►ehfirde  anzeigen.  Falsche  oder 
ungenaue  Erklärungen  werden  mit  Geld- 
strafe von  "»00  bis  10(10  Lire  bestraft,  unbe- 
schadet der  Verpflichtung  der  noch  amtlich 
zu  leistenden  Nachversicherung.  Artikel  9 
ist  sehr  wichtig,  weil  er  das  Mass  der  den 
Arbitern  bei  einem  Unfälle  zugesicherten 
Entschädigungen  in  folgender  Weise  fest- 
setzt: 1)  Im  Falle  (lauernder  gänzlicher 
Erwerbsunfähigkeit  soll  die  Entschädigung 
fünf  Jahreseinkommen  betragen,  nie  aber 
weniger  als  3000  Lire.  2)  Im  Falle  dauern- 
der teil  weiser  Erwerbsunfähigkeit  soll  die 
Entschädigung  gleich  fünfmal  dem  Teile 
sein,  um  welchen  das  Jahreseinkommen 
vermindert  ist  oder  vermindert  werden  kann. 
3)  Im  Falle  zeitweiliger  gänzlicher  Arbeits- 
unfähigkeit soll  die  Entschädigung  eine  täg- 
liche sein  und  gleich  der  Hälfte  des  Dureh- 
schnittsverdienstes  und  soll  während  der 
ganzen  Dauer  «1er  Arbeitsunfähigkeit  bezaldt 
werden,  vom  sechsten  Tage  an.  4)  Im  Falle 
zeitweiliger  teilweiser  Arl>eitsunfähigkeit 
soll  die  Entschädigung  der  Hälfte  der  Ver- 
minderung gleichkommen,  die  das  Durch- 
schnittseinkommen durch  die  Arbeitsunfähig- 
keit erleiden  muss,  und  während  der  ganzen 
Dauer  der  Arlteitsunfähigkeit  vom  sechsten 
Tage  an  l*ezaldt  werden.  5)  Im  Todesfalle 
soll  die  Entschädigung  fünf  Jahreseinkommen 
betragen  und  nach  den  Normen  des  bürger- 
lichen Gesetzbuches  den  testamentarischen 
oder  legitimen  Erlien  zufallen.  In  Ermange- 
lung von  Erben  soll  die  Entschädigung  zu 
Gunsten  eines  Specialfonds,  von  dem  wir 
bei  Artikel  2G  sprechen  werden,  hinterlegt 
werden.  Die  Entschädigung  soll  innerhalb 
dreier  Monate  nach  dem  Tage  des  Unfalls 
liquidiert  und  bezahlt  werden,  und  im  Falle 
von  Verzögerung  sollen  nach  den  drei 
Monaten  die  Zinsen  nach  dein  normalen 
Zinsrusse  hinzukommen.  Die  I^elu-lingen 
zustehenden  Entschädigungen  werden  auf 
Grund  des  niedrigsten  Linnes  berechnet, 
den  Arbeiter  empfangen,  die  in  derselben 
Industrie  und  in  derselben  Kategorie  wie 
die  Lehrlinge  sind.  Bei  jedem  Unfall  ist 
der  Ijeiter  oder  Ausübende  des  Unternehmens, 
der  Industrie  oder  des  Baues  verpflichtet,  die  j 
Kosten  für  den  ersteu  sofortigen  Beistand  , 


durch  Arzt  und  Apotheker  zu  decken.  Die 
Kriterien,  um  die  Fälle  dauernder  Arbeits- 
unfähigkeit und  die  zeitweiliger  Arbeits- 
unfähigkeit zu  bestimmen,  sollen  (Artikel  10) 
durch  eine  besondere  Verordnung  festge- 
setzt werden.  Um  das  Mass  der  Entschä- 
digungen festzustellen,  schätzt  man  das  jähr- 
liche Einkommeu  als  dreihundertmal  dem 
Tagelohn  gleich  bis  zur  höclisten  Grenze 
von  2000  Lire.  Der  Tagelohn  ergiebt  sich, 
wenn  man  die  Summe  der  vom  Arbeiter 
in  den  letzten  fünf  Arbeitswochen  verdienten 
Löhne  durch  die  Zahl  der  wirklichen  Ar- 
Iteitstage  in  derselben  Zeit  dividiert.  Artikel 

1 1  spricht  von  der  Revision  des  Urteils  filier 
die  Natur  der  Arbeitsunfähigkeit  auf  Antrag 
der  Arbeiter  oder  Versiclierungsinstitute, 
wenn  der  thatsäeldiehe  Zustand  das  erste 
Urteil  als  irrtümlich  erweist  oder  in  dem 
physischen  Zustande  des  Arbeiters  Ver- 
änderungen eingetreten  sind,  die  von  dem 
Unfälle  iierrühren.  Wenn  ein  Streit  über 
die  Bestimmung  der  Entschädigungen  ent- 
steht, entscheidet  bis  zu  200  Lire  endgültig 
das  Kollegium  der  Vertrauensmänner  oder, 
wenn  es  fehlt,  der  Amtsrichter  (pretore). 
Darüber  hinaus  entscheidet  das  gewöhnliche 
Gericht.  Die  Thätigkeit  des  Advokaten  oder 
Staatsanwaltes  ist  nicht  nötig.  Wählend 
des  Streites  über  die  tägliche  Entschädigung 
ist  das  Versicherungsinstitut  zu  ihrer  Zahlung 
verpflichtet,  unbeschadet  der  eventuellen 
Kegressklage  gegen  denjenigen,  der  liaft- 

? nichtig  ist.    Die  als  vorläufig  gezahlten 
Entschädigungen  werden  hei  der  definitiven 
Liquidation  in  Anrechnung  gebracht.  Artikel 

12  erklärt  die  Nichtigkeit  jedes  Vertrages, 
der  darauf  hinzielt,  die  Bezahlung  der  Ent- 
schädigung zu  hintertreiben  oder  das  ge- 
setzlich festgestellte  Mass  zu  vermindern. 
Da  sich  Kritiken  gegen  das  System  erhoben 
hatten,  dem  Arbeiter,  der  nicht  im  stände 
sei,  es  zu  verwalten,  die  Entschädigung  als 
Kapital  auszuzahlen,  bestimmt  Artikel  13, 
dass  im  Falle  dauernder  gänzlicher  Arbeits- 
unfähigkeit die  nach  Norm  des  Gesetzes 
liquidierte  Entschädigung  in  der  Regel  in  eine 
lebenslängliche  Rente  bei  der  National-Arbei- 
ter- Alters-  und  Invaliditätsversicheruugs- 
kasse  verwandelt  werden  soll  und,  solange 
diese  noch  nicht  eingerichtet  ist,  bei  einer 
der  I>>bens Versicherungsgesellschaften ,  die 
im  Staate  gesetzlich  anerkannt  sind.  Die 
Versichenuigsgesellschaft  soll  von  der  vom 
Unfall  betroffeneu  Person  namliaft  gemacht 
werden.  In  Ausnahmefällen,  wenn  es  sicher 
ist,  dass  der  Verunglückte  guten  Geltrauch 
davon  machen  kann,  kann  der  Amtsrichter, 
in  dessen  Jurisdiktionsbezirk  der  Arbeiter 
wohut.  zur  Auszahlung  der  Entschuldigung  als 
Kapital  bevollmächtigen.  Das  Guthal>eu  der 
Entschädigung  oder  der  Rente  kann  nicht 
(Artikel   14)  cediert  oder  verpfändet  oder 
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sequestriert  werden  und  geniesst  ein  Vorrecht 
auf  die  als  Sicherung  für  seine  Zahlung 
von  dem  Versicherungsinstitut  hinterlegten 
Werte.  Um  die  aus  Unglücksfällen  hei  der 
Arbeit  herrühreuden  Fragen  uicht  zu  lauge 
schweben  zu  lassen,  bestimmt  Artikel  15, 
das*  die  Klage,  um  die  vom  gegenwärtigen 
Gesetze  festgestellten  Entschädigungen  zu 
erhalten,  nach  einem  Jahre  verjährt,  vom 
Tage  des  Unfalles  an  gerechnet.  Artikel  16 
löst  die  wichtige  Frage  nach  dem  Institut, 
bei  dem  man  versichern  will.  Sie  wird  in 
dem  Sinno  gelost,  die  Versicherung  bei  der 
National  -Arbeiter  -  Unfallsversieherungskasse 
für  die  vom  Staate,  den  Provinzen  und  den  Ge- 
meinden direkt  oder  mittels  Uebernehmer 
oder  Konzessionäre  ausgeführten  Arbeiten 
obligatorisch  zu  machen  und  allen  anderen 
Personen  die  Erlaubnis  zuzugestehen,  die 
Versicherung  auch  l>ei  Privatgesellschaften 
oder  Privatversicheruugsinstituten ,  welche 
im  Staate  erlaubt  sind,  abzuschliessen  unter 
den  besonderen  Normen  uud  Bürgschaften, 
die  in  der  Verordnung  festgestellt  werden 
sollen.  Um  die  Versicherung  bei  gegen- 
seitigen Instituten,  die  vou  den  Inte- 
ressierten selbst  gegründet  sind,  zu  be- 
günstigen, entbindet  Artikel  17  von  der 
Verpflichtung  der  Versicherimg  bei  der 
Nationalkasse  oder  bei  Privatgesellschaften 
oder  Vereinigungen  1)  den  Staat  für  <lie 
Arbeiter  seiner  Betriebe,  denen  durch  be- 
sondere Gesetze  bei  einem  Unfälle  schon 
Entschädigungen  zugewiesen  sind,  2)  die- 
jenigen, die,  da  sie  Betriebe  haben  oder 
Unternehmungen  ausüben,  für  sich  und  auf 
ihre  Kosten  Kassen  gegründet  liaben  oder 
gründen  werden,  die  durch  das  Gesetz  oder 
königliches  Dekret  anerkannt  sind,  welche 
dauernd  für  über  500  Arbeiter  sorgen  und 
den  Arbeitern  Entscliädigungen  für  Unfälle 
gewähren,  die  nicht  niedriger  sind  als  die 
im  Gesetz  festgesetzten,  und  die  bei  der 
Depositen-  und  Darlehnskasse  in  staatlich 
ausgegebenen  oder  garantierten  Titeln  eine 
Kaution  hinterlegen  in  der  Form  und  dem 
Masse,  wie  sie  durch  allgemeine  Normen  vom 
Mituster  des  Ackerbaues,  der  Industrie  imd 
des  Handels  bestimmt  werden.  Die  Kaution 
kann  nie  geringer  sein  als  das  Fünffache  des 
Betrages  der  Prämie,  die  mau  jährlieh  an  die 
Nationalkasse  entrichten  müsste,  um  die 
Arbeiter  zu  versichern,  für  welche  die 
Privatkasse  sorgt.  Wenn  die  Kassen  nicht 
genügende  Fonds  zur  Bezahlung  der  Ent- 
scliädigungen haben,  so  sollen  die  verpflichtet 
sein,  sie  zu  bezahlen,  die  die  Pflicht  gehabt 
hätten,  die  verunglückten  Arbeiter  zu  ver- 
sichern; 3)  die  zu  einem  Syndikat  gegen- 
seitiger Versicherung  auf  Grund  pflichtge- 
mäss vom  Minister  für  Ackerlwm,  Industrie 
und  Handel  gebilligter  Statuten  verbundenen 
Industriellen.    Um  sich  zu  büden,  müssen 


die  Syndikate  wenigstens  4000  Arbeiter  um- 
fassen und  in  staatlich  emittierten  oder 
garantierten  Titeln  bei  der  Depositen-  und 
Darleluiskas.se  eine  der  Summe  von  10  Liro 
für  jeden  bescliäftdgten  Arbeiter  gleich- 
kommende Kaution  bis  zu  einem  Maximum 
von  500000  Lire  eingezahlt  haben.  Bei  der 
Gründimg  müssen  die  verbundenen  In- 
jdustriellen  für  das  erste  Jahr  provisorisch 
jim  voraus  in  die  Syndikatskasse  als  Al>- 
schlag  der  jährlichen  Beiträge,  die  ihnen 
bestimmt  werden  würden,  eine  der  Hälfte 
der  Prämien,  die  von  der  Nationalkasse  ver- 
I  langt  wären,  um  ihren  Arbeitern  die  vom 
I  Gesetze  bestimmten  Entschädigungen  zuzu- 
sichern, gleiche  Summe  einzalden.  Im  Falle, 
[  dass  die  so  vorausbezahlte  Siumnc  den  Ge- 
samtbetrag der  im  Jahre  liquidierten  und 
definitiv  bestimmten  Entscliädigungen  fiter- 
steigt,  wird  der  Uebcrschuss  den  vereinigten ' 
Industriellen  zurückgezahlt.  In  den  folgenden 
Jahren,  und  zwar  bei  Beginn  jeden  Jalu^es, 
sollen  die  vereinigten  Industriellen  eine 
jährliche  Prämie  in  einer  Höhe,  welche  auf 
Grund  der  ün  vorhergehenden  Jahre  lirjui- 
|  dierten  Entschädigungen  festgesetzt  wird, 
I  einzalden.  Die  zu  einem  Syndikat  vereinten 
Industriellen  haften  solidarisch  für  die  Aus- 
führung der  Verpflichtungen  vorliegenden 
Gesetzes,  und  die  von  den  Teilnehmern 
schuldigen  Beiträge  werden  nach  den  vor- 
geschriebenen Normen  und  den  für  die  Bei- 
treibung der  direkten  Steuern  bestimmten 
Privilegien  eingefordert.  Das  Reglement 
wird  die  Normen  für  die  Erhöhung,  die  Er- 
lassung imd  die  Erneuerung  der  Kaution 
der  Privatkasseu  und  Syndikate  festsetzen. 
Da  die  Eisenlahngesellschaften  schon  eigene 
Pensions-  und  Unterstützungskassen  für  die 
Arbeiter  bei  den  Eisenbahnen  besitzen,  so 
entbindet  Artikel  18  die  Gesellschaften, 
welche  den  Eisenbahnverkehr  betreiben,  von 
der  Verpflichtung,  die  Arbeiter  bei  der 
Nationalkasse  oder  Privatkasseu  zu  ver- 
sichern, wenn  sie  die  Statuten  der  re- 
spektiven  Pensions-  und  Unterstützungs- 
kassen  so  abändern,  dass  sie  don  Verord- 
nungen vorliegenden  Gesetzes  entsprechen, 
ohne  dass  die  Rechte,  die  durch  diese 
Statuten  den  bei  genannten  Kassen  einge- 
schriebenen Personen  zukommen,  ge- 
sclimälert  werden.  So  soll  auch  die  könig- 
liehe Gesellschaft  der  sardinischen  Eisen- 
bahnen von  der  Verpflichtimg,  ihre  Arbeiter 
zu  versichern,  entlastet  werden,  wenn  sie 
die  Verordnungen  der  respektiven  Unter- 
stützungs-  und  Unfallskassen  diesem  Gesetze 
entsprechend  gestaltet.  Die  in  die  Statuten 
eingeführten  Aeuderungen  müssen  vom 
Ministerium  für  Ackerbau,  Industrie  uud 
Handel  im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium 
der  öffentlichen  Arbeiten  genehmigt  werden. 
GenauuteEisenbahngesellscliaften  sollen  nicht 
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verpflichtet  werden,  Kaution  zu  stellen,  weder 
für  die  t>estehenden  Kassen  noch  für  andere, 
die  hie  etwa  zur  Ausführung  vorliegenden 
Gesetzes  gründen  wollen. 

Der  vierte  Titel  unifasst  die  all- 
gemeinen  Bestimmungen    über  die 
Ausführung  des  Gesetzes.   Innerhalb  eines 
Monats   nach    Inkrafttreten    des  Gesetzes 
(Artikel  11))  müssen  die  t<eiter  oder  Aus- 
ülienden  von  Unternehmen,  ludustriocn  oder 
Bauten,  die  zur  Versicherung  der  Arbeiter 
verpflichtet  sind,  die  Art  ihres  rntemehmens 
oder  ihrer  Jndiistrie  und  die  Zahl  ihrer 
Arbeiter  und  I>ehrlinge  dem  Präfekten  der 
Provinz  melden ,   der   davon    sofort  den 
Minister  für  Ackerliau,  Industrie  und  Handel 
benachrichtigen  wird.  Innerhalb  eines  Monats 
von  dem  Datum  der  Anzeige  beim  Prilfekten 
an  gerechnet  muss  der  Yersicherungskontrakt 
abgescldossen  werdet»  oder  liewiesen  werden, 
dass  dureh  gegenseitige  Versiehoruug  vor- 
gesorgt wurde.    Die  L'iter  und  Ausübenden 
von  neuen  Unternehmen.  Industrieen  oder 
Bauten  müssen  innerhalb  10  Tagen  vom 
Beginn  der  Arbeiten  au  die  Anzeige  lieim 
Präfekten  machen   und  die  Arbeiter  ver- 
siehern. Naehdem  der  Versicherungskontrakt 
stipuliert  ist,  muss  der  I^eiter  oder  Aus- 
übende des  Unternehmens,  der  Industrie 
oder  des  Baues  in  einem  Zeitraum  von  14 
Tagen  (Artikel  20)  dem  Präfekten  der  Provinz 
davon  direkt  oder  mittels  des  Bürgermeisters 
Nacluucht  geben,  der  sie  sofort  dem  Präfekten 
übernüttehi  muss.    Der  Präfekt  soll  am 
Ende  jedes  Monats  dem  Ministerium  des 
AckcrWiues,  der  Industrie  und  des  Handels 
die  vollständige  Liste  der  Versicherungs- 
verträge, die  ihm  im  Sellien  Monat  gemeldet 
wunlen,   übersenden.     Die  Schwankungen 
der  Zahl  der  Arbeiter  und  der  entsprechenden 
Versicherungen  sollen  auf  diese]|>e,  Weise 
in  den  ersten  10  Tagen  des  nächsten  Monats, 
nachdem  sie  eingetreten  sind,  angemeldet 
werden.    Di  r  Präfekt  soll  das  Ministerium 
sofort  davon  lienaeliriehtigeu.    Die  Unter- 
lassungen dieser  Anmeldung  uud  Mitteilungen 
werden  mit  einer  Geldstrafe  von  fjO  bis 
loo  Lire  liestraft  werden.  Diejenigen  (Artikel 
21t.  welche  die  Pflicht  der  Versicherung 
nicht  in  der  bestimmten  Frist  erfüllen  oder 
die  Pulice  nach  Ablauf  nicht  erneuern  oder 
vervollständigen,  wenu  die  Zahl  der  Arl>eiter 
zunimint.  oder  Grund  zur  Iy'isung  des  Kon- 
traktes geben,  werden  mit  einer  Geldstrafe 
von  ">  Lire  für  jeden  Arlieiter  und  jeden 
Tag  der  Verzögerung  des  Vertrages,  seiner 
Vervollständigung  oder  Erneuening  bis  zum 
Maximum  von  4U0u  Lire  bestraft;  zudem 
sind  sie  verpflichtet,  bei  einem  Unfall  den 
Arbeitern  die  Entschädigungen  in  der  Höhe 
zu  bezahlen,  die  vom  Yersichorungsiüstitut 
geleistet  wäre,  und  dazu  einen  gleichen  Betrag 
an  die  Dojiositeij-  und  Darlehenskasse  al>- 


zufüliren  zu  den  weiter  unten  bei  Artikel 
20  erwähnten  Zwecken.  Jetzt  kommen  die 
Artikel,  welche  die  vielgequälte  Frage  der 
eivilreeht  liehen  Verantwortlichkeit  auf  Grund 
eines  Strafurteils  widerspiegeln.  Artikel  22 
sagt :  »Trotz  der  auf  Grund  der  vom  vor- 
liegenden Gesetze  aufgestellten  Normen  vor- 
genommenen Versicherung  bleibt  die  eivil- 
rechtliche  Verantwortlichkeit  zu  Lasten  derer, 
die  wegen  der  Thatsache.  die  zum  Unfall 
führte,  eine  strafgeriehtlicho  Verurteilung 
erfuhren.  Es  bleibt  auch  die  eivilrechtliehe 
Verantwortlichkeit  dem  Leiter  oder  Aus- 
ül»enden  des  Unternehmens,  der  Industrie 
oder  tles  Baues,  wenu  das  strafgerichtliche 
Urteil  feststellt,  dass  der  Unfall  durch  eine 
Handlung  herbeigeführt  ist,  die  denen  zur 
lAst  fällt,  welche  er  ziu1  l^eitung  oder  Ueber- 
wachuug  der  Arbeit  eingesetzt  hat.  wenn 
er  nach  dem  Civilgesetzbnch  für  deren 
Handlung  einstehen  muss.  Vorstehende  Ver- 
ordnungen finden  nur  Anwendung,  wenn  die 
Haudlung,  aus  der  der  Unfall  entspringt,  ein 
Verbrechen  öffentlicher  Anklage  ausmacht.-- 
Wenn  erklärt  wird,  dass  ein  Verfahren  nicht 
zulässig  sei,  weil  die  Straft liat  dureh  Amnestie 
<«|er  Tod  erloschen  ist,  .soll  der  Civilrichter 
auf  gerichtlichen  Antrag  der  Beteiligten,  der 
innerhall»  eines  Jahres  nach  dieser  Erklärung 
gestellt  ist,  entscheiden,  ob  infolge  von  That- 
sachen,  die  ein  Verbrechen  konstituiert 
hatten,  die  eivilrechtliehe  Verantwortlichkeit 
auf  Grund  der  drei  ersten  Absätze  dieses 
Artikels  vorliegt.  Einer  Vergütung  wird 
mcht  stattgegeben,  wenn  der  Richter  erkennt, 
dass  sie  sich  nicht  auf  eine  höhere  Summe 
beläuft  als  die  Entschädigung,  die  der  Ver- 
unglückte oder  seine  Erben  auf  Grund  dieses 
Gesetzes  erhalten.  Wenu  man  der  Vergütung 
stattgicht,  haben  der  Venmglückte  oder 
seine  Erben  nur  auf  Auszahlung  des  Teiles 
Anrecht,  der  die  auf  Grund  dieses  Gesetzes 
liquidierte  Entschädigung  überschreitet.  Die 
Versicherungsinstitute  (Art.  23),  die  Syndikate 
und  die  besonderen  Kassen  müssen  die  Ent- 
schädigungen auch  in  den  vom  vorigen  Artikel 
vorgesehenen  Fälleu  bezalden  uuhescliadct 
des  Kegressrechts,  das  ihnen  für  die  als  Ent- 
schädigung gezaldteu  Summen  und  die  Neben- 
kosten gegen  die  civilreehtlich  liaftbaren 
Personen  zusteht,  wenn  der  Unfall  dureh 
die  im  vorigen  Artikel  voigeseheneu  Gründe 
;  herbeigeführt  ist.  Da*  Urteil,  welches  die 
j  eivilrechtliehe  Verantwortlichkeit  nach  Nonn 
des  vorigen- Artikels  ausspricht,  genügt  für 
erwähnten  Fall,  das  Veraicherungsinstitut  als 
I  Gläubiger  der  civilreehtlich  verantwortlichen. 
Person  zu  konstituieren.  Dieselbe  Regress- 
klage steht  gegen  den  verletzten  Arbeiter 
zu,  wenu  der  Unfall  durch  Dolus  des  Ge- 
schädigten eingetreten  ist.  Der  Beweis  des 
Dolus  muss  dureh  ein  strafgerichtliches 
Urteil  erbracht  werden.   Dieser  Beweis  kann 
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in  den  vom  Civilprocossgesetzbuehe  vorge- 
scluiel)enen  Formen  geliefert  werden,  wenn 
das  strafgerichtliche '  Urteil  infolge  Todes 
des  Beklagten  oder  infolge  Amnestie  nicht 
erlangt  werden  und  das  entsprechende 
civürechtliehe  Urteil  nicht  mehr  herbeigeführt 
werden  kann,  nachdem  ein  Jahr  seit  der 
Erklärung  vergangen  ist.  dass  die  Anklage 
wegen  genannter  Gründe  erlosch.  Die 
Regn^klage  erlischt  innerhalb  eines  Jahres 
von  dem  Tage  an.  an  «lern  das  Urteil  rec  hts- 
kräftig wurde.  Abgesehen  von  den  Fällen, 
die  eben  vorgesehen  sind.  bleitan  die  I^eiter 
oder  Ausübenden  von  Unternehmen,  Indu- 
strioen  und  Bauten,  welche  den  Vorschriften 
vorliegenden  Geset7.es  gehorcht  haben,  von 
der  civilreehtlichen  Verantwortlichkeit  für 
Unfälle  l»ei  der  Arbeit  frei. 

Um  Informationen  Über  die  eventuelle 
Notwendigkeit  zu  sammeln,  die  Verordnungen 
vorliegenden  Gesetzes  auf  andere  Industrieon 
ausser  den  von  ihm  berücksichtigten  aus- 
zudehnen und  um  sogleich  für  das  I/>s  der 
verunglückten  Arbeiter  zu  sorgen,  bestimmt 
Artikel  25,  class  die  Leiter  oder  Ausübenden 
von  Unternehmen.  Industrien  oder  Hunten, 
auch  solche,  die  nicht  im  Artikel  1  aufgeführt 
sind,  innerhall»  zweier  Tage  der  Ortspolizei- 
behörde von  jedem  Arbeitsunfall  Nachricht 
gelten  müssen  bei  Strafe  einer  Geldbusse 
von  50  bis  UM  Lire. 

Artikel  2(»  bestimmt  den  Zweck,  wozu 
die  als  Gesetzesüliertretungeii  erhobenen  und 
die  in  den  Artikeln  9  Nr.  5  und  21  be- 
stimmten Summen  verwendet  werden  sollen. 
Dies»:*  bei  der  Depositen-  und  Darlehus- 
kasso  eingezahlten  Summen  sollen  vom 
Ministerium  für  Ackerbau,  Industrie  und 
Handel  für  folgende  Zwecke  in  der  Reihen- 
folge, in  der  sie  liier  aufgezählt  werden, 
verwendet  werden:  1>  um  die  Arlwitor  zu 
unterstützen,  welche  die  Entschädigung  in- 
folge Insolvenz  der  Personen,  die  der  Zahlung 
der  Pensionen  nach  Artikel  21  verpflichtet 
sind,  nicht  liaben  erhalten  können :  2)  um  in 
der  vom  Reglement  bestimmten  Weise  und 
Höhe  den  Gesellschaften  beizustehen,  welche 
die  Verpflichtung  übernehmen,  die  Itei  der 
Arbeit  verletzten  Arbeiter  in  den  ersten  fünf 
Tagen  ihrer  Krankheit  zu  unterstützen:  3)  um 
Prämien  für  die  Erfinder  neuer  Schutzvor- 
richtungen zu  schaffen ;  4)  um  die  Genossen- 
schaften und  Institut»»  zu  unterstützen,  welche 
für  den  ärztlichen  Heistand  der  bei  der  Arbeit 
Verunglückten  sorgen.  Artikel  27  bestimmt, 
dnss  für  die  Ausführung  des  Gesetzes  durch  ein 
Reglement  gesorgt  werden  soll.dasduich  könig- 
liches Dekret  zu'ltestätigen  ist  nach  Anhörung 
des  Uufallversichcrungsrates  und  des  Staats- 
rates. Artikel  28  endlich  setzt  einen  Termin 
von  6  Monaten  von  der  Veröffentlichung  des 
Gesetzes  in  dem  Staatsanzeiger  bis  zu  seiner 
liikrafttretung  fest,,  um  dem  Ministerium 


Zeit  zu  geben,  die  Ueberwachungsorgane  zu 
seiner  Ausführung  zu  schaffen,  und  den 
Industriellen,  die  notwendigen  Vorkehrungen 
zu  treffen,  ilire  Arbeiter  bei  Gesellschaften 
oder  durch  Bildung  von  Syndikaten  gegen- 
seitiger Versicherung  zu  versichern. 

II.  Die  Altersversorgung. 

Kürzer  wird  unsere  Aufgabe  betreffs  der 
Versicherung  einer  Pension  für  die  alten  Ar- 
beiter sein,  weil  es  sich  hier  nicht  um  schon 
veröffentlichte  Gesetze  handelt,  sondern  nur 
um  gesetzgeberische  Versuche,  die  überdies 
nicht  auf  dem  Gedanken  beruhten,  allen 
alten  Arbeitern,  die  gewissen  Katcgorieen 
angehörten,  wie  bei  der  UnfaU  Versicherung, 
eine  Pension  zuzusichern,  sondern  durch 
eine  Staatgunterstützung  die  freie  und 
spontane  Versicherung  von  seiten  der  Ar- 
beiter zu  begünstigen.  Schon  1859  liattc 
der  grosse  Staatsmann  Cavour  dem  piemon- 
tesischen  Parlament  einen  Gesetzentwurf 
für  die  Einrichtung  einer  Kasse  für  lebens- 
längliche Renten  für  »las  Alter  vorgelegt. 
Die  Kriege  für  die  italienische  Unabhängig- 
keit hinderten,  dass  der  Entwurf  zum  Ziel 
gelangte,  und  der  Gedanke  wurde  erst  187!» 
wieder  aufgenommen,  als  die  Minister  Villa 
und  Uairoli  eine  Kommission  beauftragten, 
einen  Alters-  und  Invaliditätsversieherungs- 
entwurf  zu  studieren.  Auf  Grund  der  von 
•ler  Kommission  aufgestellten  Principien 
1  brachte  Minister  Berti  »len  ersten  Gesetz- 
I  entwurf  für  die  Errichtung  einer  National- 
alterskasse in  der  Sitzung  der  Deputierten- 
|  kammer  vom  30.  November  1881  ein.  Diesem 
Entwm-fe  folgten  fünf  weiten?,  der  erste 
wieder  von  Berti  am  19.  Februar  1883,  der 
zweite  vom  Minister  GrimaMi  am  1.  Juni 
1885,  der  dritte  auf  parlamentarische  Initia- 
tive von  den  Deputierten  Vacchelli  und 
Ferrari  am  9.  Deeeml)cr  1887,  und  noch- 
mals in  dersell>en  Form  am  11.  Deoember 
1889.  der  vierte  von  der  Parlaments- 
kommission,  die  damit  beauftragt  war,  über 
den  Entwurf  Vacohelli-Ferrari  zu  lierichten 
in  dem  von  Luzzatti  am  11.  Juli  189U  vor- 
gelegten Berichte,  und  der  letzte  von  dem 
Imputierten  I^acava  unter  dem  Titel  *  Er- 
richtung einer  Nationalkasse  für  die  Ar- 
beitsinvalülen*  in  der  Sitzung  vom  23.  No- 
vemlier  1893.  Alle  diese  Entwürfe,  die 
infolge  Schliessung  der  Sitzuug  fielen,  gehen 
von  »lern  Gedanken  aus.  ein«»  Versorgungs- 
anstalt ins  lieben  zu  rufen,  zu  »leren  Unter- 
haltung die  mit  ihren  jährlichen  Beiträgen 
eingeschriebenen  Arbeiter  und  »ler  Staat, 
sei  es  durch  Abtretung  ihm  gehöriger 
Komis,  sei  es  durch  Ueberweisung  von  Ein- 
künfteanteilen aus  den  von  ihm  verwalteten 
Besitzen,  beisteuern.  Von  demselben  Grund- 
satz geht  der  von  Minister  Guicciardiui  am 
13.  April  1897  vorgelegte  und  »lann  von 
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seinem  Nachfolger  Cocoo-Ortu  aufrecht  er- 
haltene Gesetzantrag  zur  Errichtung  einer 
National-Alters-  und  -Invaliditätskasse  für  die 
Arbeiter  aus.  Da  er  der  letzte  der  Reihe 
ist,  scheint  &s  angebracht,  ihn  genauer  zu 
prüfen.  Die  Kasse  bildet  eine  selbständige 
juristische  Person  mit  dem  Sitze  in  Rom 
und  Nebensitzen  in  Regierungsbezirken, 
Provinzen  oder  Gemeinden.  Die  Kasse  hat 
ein  Vermögen  und  eine  jahrliche  Dotation. 
Zur  Bildung  des  Anfangsvermögens  steuern 
mit  5  Millionen  die  verjährten  Genossen- 
schaftsbillette  bei  und  mit  h  Millionen  ein 
Teil  fler  reinen  Ueberschüsse  der  Postspar- 
kassen, die  am  31.  Deeember  1895  disponibel 
sind.  l)aa  Anfangsvermögen  soll  in  Zukunft 
vermehrt  werden  durch  eine  Hälfte  des 
Wertes  der  Bankbillette,  die  am  31.  De-: 
zember  1902  verjährt  sind,  durch  diel 
Summen  der  verjährten  Postsparkassen-  j 
büeher,  durch  »las  Kapital  der  bei  den 
Depositen-  und  Darlchnskassc  hinterlegten 
und  verjährten  Depots ,  durch  ein  Zehntel 
•les  Ueberschusses  des  Kultusfonds,  der  dem 
Staate  gebührt,  durch  Vermächtnisse  und 
Dotationen  von  Privaten  und  juristischen 
Personen  und  durch  eine  Quote  der  jälir- 1 
liehen  Einkünfte  der  Kasse,  bis  das  Ver- 
mögen die  Summe  von  16  Millionen  Lire 
erreicht.  Die  jährlichen  Einkünfte  der  Kasse 
sollen  gebildet  werden  aus  den  Zinsen  ihres 
eigonen  Vermögens,  aus  einem  Drittel  des 
verfügbaren  Reinertrages  der  Postsparkassen, 
aus  einem  Viertel  der  Einnahmen  aus  der 
Verwaltung  der  Kapitalien  der  gerichtlichen 
Depots  und  dem  Betrage  der  dem  Staate 
zugefallenen  freien  Erbscliaften.  Man  sorgt 
dafür  dass  die  gewöhnliche  Jahreseinnahme 
der  Nationalkasse  in  den  ersten  zehn 
Jahren  allmählich  von  l'/'s  Million  auf  l1« 
Million  wachsen  kann.  Die  parlamenta- 
rische Kommission  (Berichterstatter  Car- 
cauo)  hat  die  Einnahme  durch  neue  Ein- 
kflnfteqnellen  auf  2  Millionen  erhöht.  Mit 
dieser  Jahressumme  wird  für  die  Ver- 
waltungskosten  gesorgt,  die  sehr  beschränkt 
sein  sollen,  filr  die  Vergrösscrung  des  Ver- 
mögens der  Kasse,  für  die  Dotationen  des 
besonderen  Fonds  für  die  Invaliden  und 
des  ausserordentlichen  Reservefonds:  der 
Rest  wird  zu  gleichen  Teilen  unter  den 
Eingeschrieltenen  verteilt,  die  durch  jährliche 
Zahlung  eines  Minimunis  von  6  Lire  nach  j 
dem  Ministerialentwurf  oder  von  9  Lire 
nach  dem  Kommissionsentwurf,  du»  Konkurs- 
recht bei  der  Kasse  erworben  halten.  Doch 
kann  in  den  ersten  fünf  Jahren  nach  der 
Gründung  die  Konkursquote  12  Lire  nicht 
übersteigen,  eine  Grenze,  die  festgesetzt  | 
wird,  um  eine  wahrscheinlich  starke  Un- 
gleichheit zwischen  den  Konkursquoten  der 
ersten  Jahre,  in  denen  die  Zahl  der  Ein- 
geschriebenen gering  sein  wird ,  und  denen 


der  folgenden  Jahre,  in  denen  weit  mehr 
Eingeschriebene  da  sein  werden,  zu  ver- 
meiden. Bei  der  Nationalkasse  können  die 
italienischen  Bürger  beiderlei  Geschlechts 
eingeschrieben  werden,  welche  Handarbeit 
l>etreiben  oder  für  Tagelohn  Dienst  thun. 
Die  Höhe  des  Beitrages  ist  willkürlich  und 
kann  zwischen  einem  Minimum  von  einer 
halben  Lira  als  Einzahlung  und  einem 
Maximum  von  300  Lire  für  das  Jalir 
schwanken,  Um  ein  Anrecht  auf  die  Kon- 
kiirsquote  der  Kasse  zu  haben,  muss  man 
mindestens  6  Lire  oder  9  Lire  jährlich  ein- 
zahlen. In  dem  persönlichen  Konto,  das 
für  jeden  Eingeschriebenen  eröffnet  wird, 
werden  notiert  1)  die  eventuellen  zu  seinen 
Gunsten  geschehenen  Schenkungen;  2)  die 
jälirlichen  Konkursquoten  der  Kasse;  3|  die 
von  »lern  Arbeiter  bezahlten  Beiträge.  Die 
drei  Kategorieen  kreditierter  Summen  haben 
mit  ihren  Zinsen  eino  getrennte  Entwiekelung 
und  sind  verschiedenen  Bedingungen  unter- 
worfen. Die  ausserordentlichen  Schenkungen, 
die  von  Privaten  oder  juristischen  Personen 
geschehen,  um  den  Arbeiter  im  Altor  oder 
in  der  Invalidität  zu  unterstützen,  bleiben  an 
die  Zwecke  gebunden,  für  welche  sie  Um- 
stimmt wurden,  und  daher  kann  der  Ar- 
beiter in  keinem  Falle  ihre  Aaszahlung  ver- 
langen, bevor  er  das  Recht  auf  die  Liqui- 
dation seines  Kontos  erlangt  hat ;  sie  werden 
nach  dem  einfachen  Zinsgesetze  ange- 
sammelt und  das  entstandene  Kapital  wird 
seiner  Zeit  in  lebenslängliche  Alters-  oder 
Invaliditätsrente  verwandelt  oder  wird  im 
Falle  des  vorher  eingetretenen  Todes  des 
Eingeschriebenen  den  legitimen  oder  testa- 
mentarischen Erl>en  entsprechend  vergütet. 
Die  Konkursquoten  der  Kasse  werdeu  ohne 
Unterschied  für  alle  Eingeschriebenen  nach 
dem  System  der  Gegenseitigkeit  aufge- 
sammelt, doch  von  der  durch  den  Tod  ver- 
fügljar  gewordenen  Summe  kommen  nur 
8 den  überlebenden  Eingeschriebenen  zu 
gute;  1 5  wird  dem  Invaliditätsfonds  mid 
*  5  dem  ausserordentlichen  Reservefonds  zu- 
geführt. Die  Ansammlung  der  vom  Ar- 
beiter eingezahlten  Quoten  kann  nach  seiner 
Wahl  auf  eine  der  beiden  folgenden  Arten 
geschehen :  einfache  Ansammlung  auf  Zinsen 
oder  gegenseitige  Ansammlung.  Man  hat 
tliatsächlich  gesehen,  dass  die  Entziehung 
des  Verfügungsrechtes  über  die  Beiträge 
der  Eingeschriebenen  eine  grosse  Menge  Ar- 
beiter von  der  Kasse  fern  halten  würde,  und 
mau  kann  sagen,  denen,  die  die  niedrigsten 
Löhne  halben,  sogar  die  Einschreibung  ab- 
schneiden würde.  Der  Verlust  der  vom 
Lohne  gesparten  Summen  im  Todesfälle 
würde  ferner  das  bei  den  Arbeitern  sehr 
lebendige  Familiengefühl  verletzen.  Mau 
muss  also  diese  Summen  für  den  Fall  des 
Todes  des  Eingeschriebenen  vor  der  Liqui- 
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dation  der  lebenslänglichen  Reute  und  für 
etwaige  Umstände,  wie  Arbeitslosigkeit  und 
andere  Bedrängnisse,  in  denen  sich  der 
Arteiter  befinden  kann,  verfugbar  lasset). 
Aus  fliesen  Gründen  kann  der  Arbeiter 
zwischen  dem  Beitritt  zu  dem  System  der 
Ansammlung  nach  den  einfachen  Zinsnormen 
und  dem  Beitritt  zu  dem  gegenseitigen 
System  wälüeu.  Daraus  folgt  eine  Trennung 
der  Eingeschriebnen  in  zwei  wohlgeschiedene 
Kategorieen;  für  die  Eingeschriebenen  der 
ersten  wachsen  die  Quoten  mir  durch  die 
Zinsen;  für  die  der  zweiten  durch  die 
Zinsen  und  den  Zuwachs  der  Stimmen  aus 
der  Ansammluug  der  Zahlungen  des  Ar- 
beiters, die  durch  den  Tod  anderer  Ein- 
geschriel>ener  derselben  Kategorie  verfügl>ar 
geworden  sind.  Im  Falle  des  Todes  eines 
m  der  ersten  Kategorie  Eingescliriebenen, 
wenn  der  Tod  während  der  Ansammlungs- 
periode  eintritt,  fällt  die  dm-ch  die  Ansamm- 
lung seiner  Beiträge  zusammengebrachte 
Stimme  den  Erben  zu;  im  Falle  des  Todes 
eines  in  der  zweiten  Kategorie  Einge- 
schriebenen wird  genannte  Summe,  wie 
gesagt,  unter  den  Ueberlebenden  der- 
selben Kategorie  verteilt.  Die  einen  können 
nach  Ablauf  von  fünf  Jahren  vom  Tage  der 
ersten  Einzahlung  an  die  Herausgabe  des 
Eingezahlten  verlangen,  dem,  vorbehaltlich 
einer  Beschränkung  2  die  Hälfte  der  Zinsen 
hinzugefügt  wird ;  die  anderen  hal>en  niemals 
dies  Recht. 

Um  ein  Recht  auf  die  Auszahlung  zu 
haben,  muss  man  mindestens  25  Jahre  der 
Kasse  angehört  haben  und  nicht  jünger  als 
60  oder  65  Jahre  sein,  je  nach  den  ver- 
schiedenen Industrie-  und  Beschäftigimgs- 
kategorieen,  denen  die  Eingeschriebenen  au- 
gehören. Darum  können  sich  die  Arbeiter, 
welche  «las  50.  Jahr  überschritten  haben, 
nicht  bei  der  Nationalkasse  einschreiben, 
weil  die  Auszahlung  auf  ein  Alter  ver- 
schoben wäre,  das  der  Dtirchschnitt  der 
Menschen  schwer  erreicht.  Um  jedoch  den 
Arbeitern  zu  Hilfe  zu  kommen,  die  durch 
chronische  Krankheiten  oder  andere  zu- 
fällige Unglücksfälle  frühzeitig  arbeitsun- 
fähig goworden  sind,  gestattet  die  Kasse  den 
Eingeschriebenen  nach  fünf  iährigorTeilnahme 
die  sofort  ige  Liquidation  aller  in  deu  res  j ak- 
tiven persönlichen  Konten  akkredidierten 
Summen,  durch  Umwandlung  in  eine  lebens- 
längliche Rente,  die  durch  ein  Kapital  er- 
höht wird,  das  man  aus  einem  besonderen 
Fonds  nimmt,  der  dazu  gegründet  und  von 
der  Kasse  besonders  verwaltet  wird,  um 
innerhalb  der  Grenzen  der  verfügbaren 
Fonds  die  durch  die  eingetretene  Invalidität 
unterbrochene  Anhäufung  der  Ersparnisse 
des  Arbiters  zu  ergänzen.  Für  einen 
solchen  Fonds  soll  die  Kasse  1  .'s  der  in 
jedem  Jalire  durch  Todesfälle   und  Aus- 


zahlungen erhobener  Beiträge  verfugliar 
gewordenen  Summen  und  eine  von  den 
etwaigen  Restlieträgen  des  für  die  Konkurs- 
quoten bestimmten  Teils  der  ordentlichen 
Einnahmen  vorwegzunehmende  Summe  ab- 
treten. Zudem  hofft  man,  dass  die  Pro- 
vinzen, die  Gemeinden  und  die  "Wohltliärig- 
keiteeinrichtungen,  die  jetzt  für  die  Er- 
haltung der  Arbeitsunfähigen  sorgen  müssen, 
zu  einer  Kasse  beitragen  werden,  die  sie 
von  einem  Teile  ihrer  "\  erantwortlichkeit  ent- 
lastet. Die  Kasse  hat  im  wesentlichen 
lebenslängliche  Renten  für  die  alten,  und 
arbeitsunfähigen  Arbeiter  im  Auge;  aber  es 
ist  nicht  ausgeschlossen,  dass  man  in  ge- 
wissen Fällen  der  Auszahlung  eines  Kapitals 
stattgiebt,  wenn  z.  B.  durch  Unterbrechung 
der  Zahlung  der  Beiträge  die  Pension 
lächerlich  gering  werden  müsste.  Ebenfalls 
können  Fälle  eintreten,  in  denen  die  Ver- 
wandlung nur  eines  Teiles  des  angesammelten 
Kapitals  in  Rente  und  die  sofortige  oder 
bis  zum  Tode  des  Eingescliriebenen  ver- 
schobene Auszahlung  des  übrigen  Teiles 
verlangt  oder  als  nützlich  erkannt  wird. 

Mit  weuig  Besserungen  von  nebensäch- 
licher Bedeutung,  unter  denen  wir  nur  die 
Herabsetzung  des  jährlichen  Mindestbeitrages, 
der  von  den  Arbeitern  zu  zahlen  ist.  um 
ein  Recht  auf  die  Konktusquote  der  Kasse 
zu  haben,  auf  6  Lire,  wie  er  schon  von 
dem  Ministerialentwurf  festgesetzt,  aber  von 
der  Kommission  auf  9  Lire  erhöht  wurde, 
hervorheben  wollen,  nahm  die  Deputierten- 
kammer den  Entwurf  in  der  Sitzung  vom 
20.  April  1898  an;  und  es  ist  kein  Zweifel, 
dass  der  Senat  ihn  gleichfalls  gutheisst,  so- 
dass im  laufenden  Jahre,  in  welchem  in 
Italien  das  50jährige  Bestehen  des  König- 
reiches gefeiert  wird,  zwei  sociale  Ver- 
sicherungsgesetze nach  20  jährigem  mühe- 
vollen Ausreifen  angenommen  sein  werden : 
das  Unfall  versicherungsgesetz  und  das  Alters- 
und Invaliditätsgesetz.  Ueber  dies  zweite 
Gesetz  muss  man  freilich  ein  gauz  anderes 
Urtoil  als  über  das  erste  fällen.  Das  Unfall- 
gesetz geht  von  dem  Grundsatz  der  Zwangs- 
versicherung  aus  und  berücksichtigt  in  mehr 
oder  minder  weitem  Masse  alle  Arbeiter, 
die  bestimmten  Industrieen  angehören.  Das 
Alters-  und  Invaliditätsgesetz  hingegen  geht 
von  dem  Princip  der  persönlichen  Initiative 
aus.  Es  rechnet  darauf,  dass  die  Arbeiter 
j  willig  herbeieilen,  sich  bei  der  Kasse  einzu- 
schreiben, um  an  der  Konkursquote  der 
]  Kasse  teilzuhaben.  Aber  das  Gesetz  ver- 
jgisst,  dass  die  italienischen  Arbeiter  elend 
bezahlt  werden  und  dass  Tagelöhne  zwischen 
|  50  Centimes  und  einer  Lira  es  der  grossen 
:  Mehrzahl  der  italienischen  Arlieiterklassen 
nicht  gestatten,  mit  einer  Ersparnis  von 
auch  nur  6  Lire  das  Jahr  für  die  Sicherung 
einer  Altersrente  zu  sorgen.    Nur  eine  kleiuo 
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Aristokratie  von  Industriearbeitern,  die  ver- 
hältnismässig hesser  bezaldt  werden,  mit 
einem  Einkommen  von  2—4  lire  taglich, 
wird  an  den  Vorteilen  der  Kasse  teil- 
nehmen können,  l'ebrigens  wollen  die  För- 
derer der  Kasse  dies  auch  gerade.  Durch 
geduldige  Nachlese  auf  den  verschiedensten 
Feldern  ist  es  nicht  gelungen,  der  Kasse 
mehr  als  ein  Vennögen  von  16  .Millionen 
und  eine  jährliche  Einnahme  vou  2  Millionen 
Lire  zu  verschaffen.  Durch  diese  Einnahme 
kann  die  Konkurs<juote  der  Kasse  bis  auf 
12  Lire  jährlich  kommen,  solange  die  Ver- 
sicherten HKJ000  nicht  überschreiten ;  das 
erkennt  der  Ministerialentwurf  selbst  an. 
Aber  sobald  etwa  die  Versicherten  diese 
geringe  Ziffer  übersteigen  und  auf  5(HHKH» 
oder  eine  Million  kommen,  wird  die  Konkurs- 
<|iiote  der  Kasse  auf  eine  lächerliche  Ziffer 
jährlich  herabgemindert.  Damit  der  Eutwurf 
Eifolg  hat.  darf  also  die  Zahl  der  Einge- 
schriotenen  nicht  1  *o  oder  l,w  der  S— 9 
Millionen  Arbiter,  die  in  Italien  leben, 
überschreiten.  Trotzdem  ist  es  ein  Segen, 
dass  der  Entwurf  Gesetz  Avird,  denn  so 
wird  sich  bald  eine  l'ngenflgeudheit  zeigen, 
und  der  Staatsteitrag  für  die  alten  und 
invaliden  Arbeiter  inuss  wachsen,  um  die 
mangelhafte  Privatinitiative  und  vor  allem 
die  materielle  Unfähigkeit  der  Arbiter,  sich 
durch  Ersparnis  eine  anständige  Kente  zu 
sichern,  wett  zu  machen. 

III.    Die  Nationnl-Arbeiter-Unfall- 
versieherungsknsxe. 

Der  Uotergang  von  der  Periode  der  Freiheit, 
und  Hülfe  aus  persönlicher  Initiative  zur 
Zwangsversicherung  wird  fürdasAltornnd  die 
Invalidität  auf  dieselbe  Weise  eintreten,  auf 
welche  er  für  die  l'nfälle  eingetreten  ist.  Auch 
für  letztere  schien  es  anfänglich  zu  sehr  mit 
Staatssozialismus  gefärbt,  an  eine  Zwangs- 
v.'rsicherung  zu  denken,  und  man  zog  es 
vor.  eine  selbständige  Kasse  zu  schaffen, 
die  gewisse  Vergünstigungen  vom  Staate 
genoss  und  die  durch  die  niedrigen  Prämien 
die  Arbeiter  und  Industriellen  am-egen 
sollte,  sich  zu  versichern.  Man  hoffte  so. 
freiwillig  das  Ziel  zu  erreichen,  das  man 
in  Deutschland  durch  das  Princip  der 
Zwangsversicherung  erreicht  hatte.  Jetzt, 
wo  die  gesotzgeterische  Richtung  geändert 
und  die  Zwangsvcrsieherung  anerkannt  ist, 
mag  es  wenig  angebracht  erscheinen,  vou 
einer  Einrichtung  zu  sprechen,  deren  Mission 
man  lieendet  nennen  kann:  da  jedoch  in 
dem  Gesetze  die  Verpflichtung  anerkannt 
ist.  die  vom  Staate  abhängigen  Arbeiter  bei 
der  Nationalkasse  zu  versichern,  und  diese 
durch  ihre  Stellung  bestimmt  ist,  den 
grösseren  Teil  der  Arbeiter,  welche  die 
Freiheit  der  Wahl  zwischen  den  ver- 
sehiedenen    Versicherungsinstituteu  haben. 


zu  versichern,  so  scheint  es  doch  vielleicht 
nicht  überflüssig,  die  Einrichtung  und  die 
Schicksale  eines  Instituts  zu  prüfen,  das 
bestimmt  ist  zum  grössten  Teil  das  Amt  zu 
übernehmen  die  Arteiter  zu  versichern, 
welche  zwangsweise  gegen  Unfälle  versichert 
werden  müssen. 

Die  Nationalkasse  ist  keine  Staatseinrich- 
tung. Der  Staat  hat  sich  darauf  beschränkt, 
sie  zu  fönlern,  ihr  Vorrechte  einzuräumen 
und  sich  eine  gewisse  Kontrolle  fiter  die 
Prämientarife  und  die  allgemeinen  Ver- 
sicherungsbedingungen  vorzubehalten.  Die 
Nationalkasse  wurde,  diut-h  ein  Gesetz  vom 
8.  Juli  188:5  gegründet,  das  die  enge  Kon- 
vention zwischen  der  Regierung  und  zehn 
Sparinstituten  genehmigte,  die  dazu  bei- 
trugen, einen  Garatitiefonds  von  löOtHXX) 
Lire  zu  bilden.  Alle  für  die  Verwaltung 
der  Vorsieh eruugskasse  notwendigen  Aus- 
gaben werden  von  den  gründenden  In- 
stituten nach  Massgate  der  resj>ektiven 
Beiträge  getragen.  Die  Vorwaltung  wird 
dem  Exekutivkomitee  der  Sparkasse  zu  Mai- 
land anvertraut.  Ein  Verwaltuugsrat,  der 
aus  den  Mitgliedern  des  Exekutivkomitees 
der  Sparkasse  zu  Mailand  und  aus  einem 
Vertreter  für  jedes  der  anderen  Institute 
besteht,  bestimmt  die  Vorschriften  und  die 
allgemeine  Richtung  der  Verwaltung  und 
die  Beziehungen  zwischen  der  Centralver- 
waltungunddenauderenGrimdungsinstituten ; 
er  setzt  die  Ein  beruf  ungszeiten  fest .  be- 
stimmt die  Normen,  die  Grenzen  und  die 
Uetertragung  der  Verwaltungskosten,  billigt 
die  Rechnungen  der  Verwalnngen .  be- 
schliesst  fiter  etwaige  Tarifreforineu.  Es 
können  Personen  versichert  werden,  die 
im  Königreich  wohnen,  die  das  zehnte  Jahr 
erreicht  baten  und  die  Handarbeiten  aus- 
führen oder  für  Tngelohn  arbeiten.  Die 
Versicherung  kanu  für  alle  l'nfälle  abge- 
schlossen werden,  die  zur  Folge  haben  a) 
den  Tod  des  Versicherten,  bl  gänzliche 
dauernde  Arbeitsunfähigkeit,  e)  teilweise 
dauernde  Arbeitsunfähigkeit,  d(  zeitweise 
Arteitsunfähigkcit,  wenn  sie  länger  als  eineu 
Monat  dauert.  Es  giebt  drei  Arten  der 
Vei-sicherung  1)  die  |>crsönliche,  die  zu 
Gunsten  einer  einzigen  Person  abgeschlossen 
wird  und  eine  bestimmte  Summe  garantiert 
als  Entschädigung  für  dem  Versicherten 
durch  einen  Vnfall  tei  der  Ausübung  seines 
Berufes  entstandene  Schäden ;  2)  die  ein- 
fache kollektive,  die  abgeschlossen  wird 
vom  Besitzer  oder  Unternehmer  eines  indu- 
striellen Betriebes  oder  einer  ländlichen 
Wirtschaft  oder  von  einem  Unternehmer 
öffentlicher  Bauten  zu  Gunsten  des  ganzen 
in  der  bereffenden  Industrie  beschäftigten 
Personals ;  von  dem  Vorstande  von  Arteiter- 
verl «luden  zu  Gunsten  der  den  betreffenden 
Genossenschaften  angehörigen  Arteitern  oder 
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von  Eigentümern  oder  Unternehmern  und 
Arbitern  zusammen:  3)  die  kombinierte 
kollektive,  die  vom  Herrn  allein  oder  von 
dienern  mit  seinen  Arbeitern  zusammen  ab- 
geschlossen wird.  In  diesem  Fall  liezahlt 
die  Kasse  dem  Arbeiter  direkt  ausser  der 
in  der  Police  liquidierten  Entschädigung 
auch  die  Differenz  zwischen  der  von  der 
Kasse  geleisteten  Entschädigung  und  der 
vom  Herrn  für  seine  eivilrechtliehe  Yer- 
antwortliclikeit    schuldigen    Summe.  Die 


drei  verschiedenen  Versicherungsarteu  wer- 
den auf  Grund  eines  besonderen  Prämien- 
tarifes  abgeschlossen.  Der  Tarif  bestimmt 
die  Prämie  in  14  Klassen  je  nach  dem 
Grado  der  Gefahr,  dem  der  oder  die  Ar- 
beiter nach  ihrer  Beschäftigung  ausgesetzt 
sind  und  im  Vorliältnis  zu  der  versicherten 
Entschädigung.  Folgende  nach  den  offi- 
ciellen  Berichten  aufgestellte  Tabelle  zeigt 
uns.  welches  die  von  der  Kasse  während 
ihres  Bestehens  erhaltenen  Ergebnisse  waren  : 
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Einen  Fortschritt  l>emerkt  man  bestimmt 
in  (der  Zahl  der  gegen  Unfälle  Versicherten : 
alier  es  ist  ein  langsamer  Fortschritt,  der 
den  wirklichen  Bedürfnissen  der  Millionen  von 
Arbitern  schlecht  entspricht.  Und  es  ist 
so  wahr,  dass  unter  dem  Regime  der  Frei- 
heit die  Fortseliritte  zu  langsam  waren.  dass 
die  Verwalter  der  Nationalkasse,  die  zu 
dem  Zwecke  entstanden  war,  freiwillig  die 
Entwickelung  der  Versicherungen  zu  fördern, 
bekennen  mussten,  dass  das  Ziel  nicht  nur 
nicht  erreicht  sei.  soudern  dass  die  Um- 
wandlung der  freiwilligen  oder  freien  Ver- 
sicherung in  eine  Zwaugsversicheriuig  not- 
wendig sei.  Jetzt,  wo  die  Zwangsversiche- 
rung Gesetz  geworden  ist,  ist  zu  hoffen, 
dass  die  Fortseliritte  der  Nationalkasse 
schnellere  und  siegreichere  sein  werden  als 
in  der  Vergangenheit. 

Während  der  Periode  der  Freiheit,  die 
sich  jetzt  in  Italien  ihren»  Ende  naht,  hatten 
die  A  ersicher ungs-  undHilfspatro- 
nate  hei  Unfällen  grosse  Bedeutung  ge- 
liabt,  die  in  Mailand  und  Turin  gegriindet 
wurdeu.  Juristische,  in  ihrer  Verwaltung 
selbständige  Personen,  die  als  Hilfsmittel 
die  freiwilligen  Beiträge  der  Genossen  und 
die  Freigebigkeit  der  Privaten  oder  der  Ge- 
nossenschaften besassen,  setzen  sich  die 
Patronate  als  Ziel  a)  die  persönlichen  Ver- 
sicherungen zu  ermutigen,  dadurch  dass  sie 


direkt  die  Versicherten  anwerben,  denen 
sie  den  Nutzen  dieser  Vorsiehtsmassregel 
zeigen,  dass  sie  armen  Arbeitern  die  unent- 
geltliche Zahlung  der  Prämie  gewähren, 
dass  sie  als  Vermittler  zwischen  den  Ver- 
sicherten und  den  Versicherungskassen 
dienen,  b)  die  Kollektivversicheningen  zu 
begünstigen,  dadurch  dass  sie  bei  den  Unter- 
nehmern Proi»aganda  machen,  c)  den  Opfern 
der  Unfälle  bei  schweren  und  dringlichen 
Fällen  Unterstützungen  zu  geben,  d)  den 
Verunglückten  zu  helfen,  auf  gütlichem  oder 
gerichtlichem  "Wege  eine  Entschädigung  von 
den  Unternehmern  zu  erlangen,  e)  die  Ar- 
l>eitshygiene  zu  verbreiten  und  sich  mit  dorn 
Schtitz  der  Arbeite!-  gegen  Unfälle  zu  be- 
schäftigen. Das  Patronat  in  Mailand  hatte 
181I7,  um  diese  Ziele  zu  orreichen,  ein  Ver- 
mögen von  2168B408  Lire  mit  einer  Ein- 
nahme von  9380,1!)  Lire.  Durch  seine  Wirk- 
samkeit wurden  1821)  Arbeiter  mit  persön- 
lichen Policen  und  l.">4b7  mit  93  Kollektiv- 
policcn  versichert,  im  ganzen  17  297  oder 
11,33  Proceut  der  bei  der  National  versiehe- 
rungskasse  versicherten  Arbeiter.  1896 
spendete  man  603  Unterstützungen  mit  einem 
Betrage  von  7526,25  Lire  und  einem  Durch- 
schnitt von  12,25  Lire  auf  die  Unterstützung. 
Ueberdies  gab  man  aus  der  besonderen 
Stiftung  Ponti  700  Lire  Unterstützungen 
zu  50  Lire  und  600  Lire  in  Pensionen  zu 
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1<h>  [Are.  Nach  der  Annahme  «los  neuen 
Gesetzes  winl  die  Wirksamkeit  «los  Patronats 
jedoch  nicht  unnütz  wenlen.  Viele  Indu- 
stricen,  wie  die  ackerbauende  und  die  häus- 
lichen, die  von  einzelnen  Arbeitern  ausge- 
übten, tlie  Handarl>oiterbemfe,  welche  keinen 
wahren  industriellen  Charakter  hal>en,  ent- 
ziehen sich  noch  dem  Versicherungszwange. 
Diese  freien  Industrieen  bilden  also  noch 
ein  sehr  geeignetes  Feld  für  die  Propaganda 
der  Patronate.  Sie  köuneu  ül>erdies  die 
Statistiken  der  Unfälle  aufmachen,  ihre 
Gründe  erforschen,  daraus  wirksame  und 
praktische  Ratschläge  herleiten,  durch  Kon- 
kurrenzausschreibungen.  Bcluhnungen,  Ver- 
öffentlichungen u.  s.  w.  zur  Anwendung  der 
schon  bekannten  technischen  Schutzmittel 
und  zur  Krfinduug  neuer  anspornen,  die 
Thunlichkeit  der  Auflehnung  der  Zwangs- 
versicherung  auf  Krankheits-  und  Artaits- 
iinfähigkeitsfälle  studieren,  km*z  sich  zu 
Förderern  immer  neuer  Fortschritte  in  der 
auf  die  Versicherungen  bezüglichen  Oesetz- 
gebung  und  Praxis  machen, 

Lntgi  Elnantti. 


VII.  Arbeiterversicherung  in  den 
Niederlanden. 

I.  Vorbemerkung-  2.  Die  Krankenversiche- 
rung. 3.  Ine  l'nfallversichernnjr.  4.  I>ie  Be- 
giiibiiisverskheruiig.  ö.  Die  Altersversicherung. 

1.  Vorbemerkung.  Kine  staatliche 
Arbeiterversieherung  besteht  bisher  (Juli 
1S98)  in  deu  Nietlerlanden  noch  nicht.  Wie 
man  aber  aus  deu  folgenden  Einzelltc- 
spreehungen  der  verschiedenen  (iebiete  der 
Arlieiterversiehening  ersehe»  wird,  dürfte 
es  uicht  lange  mehr  dauern,  bis  auch  die 
Niederlande  eine  Zwangsversicherungsge- 
setzgebung besitzen  wenlen.  Gerade  weil 
die  Entwickelung  hier  auf  einem  Wende- 
punkt angelangt  ist  dürfte  es  sich  empfeldcu, 
jiii  folgenden,  soweit  der  zur  Verfügung 
stehende  Kaum  es  gestattet,  so  vollständig 
wie  möglich  zu  sein.  Der  Keihe  nach  sollen 
behandelt  wenlen  die  private  Kranken-,  Un- 
fall-, Begräbnis-  und  Altersversicherung. 

Die  Krankenversicherung:.  Diese 
ist  sowohl  mit  Hinblick  auf  die  privaten 
Krankenkassen  wie  die  Fabrikskrankenkassen 
zu  behandeln. 

a)  Private  Krankenkassen.  Bis 
vor  kurzer  Zeit  war  über  diese  Kassen, 
ihren  Umfang,  ihn-n  Wirkungskreis  sehr 
wenig  bekaunt.  Was  man  wusste,  war,  dass 
sie  zahlreich  waren  und  dass  ein  ziemlieh 
grosser  Teil  der  niederländischen  Arbeiter- 
schaft an  ihnen  beteiligt  war,  obgleich 
freilich  der  niederländische  Arbeiter  ein 
noch  grösseres  Bedürfnis  hatte,  einer  Be- 


gräbniskasse  anzugehören.  In  dieser  Ver- 
nachlässigung der  Krankenversichening 
gegenül)cr  der  Begräbnisversicheniug  wiutle 
er  noch  bis  zu  einem  gewissen  Grade  be- 
stärkt durch  die  Praxis  der  grossen  Kom- 
munen, welche  in  der  Gewähning  ärztlicher 
Armenunterstützung  sehr  freigebig  sind.  In 
Amsterdam  z.  B..  dessen  Einwohnerschaft 
am  Hl.  Dezember  189")  450  H57  Personen 
betrug,  liatten  damals  67455,  also  15"o,  das 
Recht  auf  ärztliche  Behandlung.  Arzenei- 
)nittel  und  Krankeidiausverpf legung  auf  Ge- 
meindekosten, während  dariiber  hinaus  noch 
105H1  Personen  allein  Anspnich  auf 
Krankenliausverpflegung  erheben  konnten. 
Im  Haag  wurden  zur  gleichen  Zeit  von 
18*»  744  Einwohnern  4801  dauernd  und 
12IJ72  Personen  zeitlich,  also  9"o.  auf  Ge- 
meindekosten är/tlich  behandelt 

Die  privaten  Krankenkassen  arbeitete» 
meist  in  der  Stille,  sodass  ihr  Umfang  wenig 
t>ekannt  war.  Einiges  Licht  hierüber  brachte 
erst  die  gemäss  dem  Gesetz  vom  19.  Januar 
1n«m) (Gesetzblatt  1) ernannte  Kgl.  Kommission 
zur  Untersuchung  der  Arheiterznstände 
(1890  -1N94)  mit  ihrer  »HtllfskasseneiKiuete., 
weiter  und  liauptsäehlich  die  5l  a  ät- 
sch appy  tot  N u t  van  het  Al^emeen1), 
die  im  September  1891  eine  Kommission 
zur  Untersuchung  der  Zustände  der  privaten 
Krankenkassen  ernannte.  Dies«?  Kommission 
fand  im  ganzen  I*iud  650  Krankenkassen, 
die  in  3  Kategoriecn  zerfallen: 

A.  M  e  d  i  c  y  n  f  o  u  d  s  e  n ,  welche  gegen  perio- 
dische Prämienzahlung  ärztliche  Hilfe 
und  Arzonoimittel  verschaffen. 

B.  Onderstenningsfondson.  die  bei 
Erkrankung  eine  Geldsumme  zalüen. 

C.  Goeombineerde  fondsen.  welche 
sowohl  das  unter  A  wie  das  unter  B  Ver- 
zeichnete leisten. 

Ueber  die  Provinzen  verteilten  sich  diese 
Kassen  folgendermassen  (s.  obenstehende 
Tal>elle  auf  S.  (587). 

Einige  dieser  Kassen  waren  gegenüber 
jener  privaten  Enquete  -  Kommission  selir 
zurückhaltend.  Diese  konnte  z.  B.  nur  von 
570  Kassen  die  richtig»?  Mitgliedorzald  er- 
fahren. 

1  Kasse  hatte  melir  als  50000  Mitgl. 

„     250<M)  .. 

..  15000 

.,     10  IKK»  ., 
5000 

Die  anderen  waren  alle  kleiner. 
Elf  von  den  650  Kassen  erstreckten  tiwen 
:  Wirkungskreis  itf>er  das  ganze  Ijind,  die 


2  Kassen  hatten  „ 
2 

5 


\)  Ueber  diese  Gesellschaft  siehe:  Howard 
Gore  Ph.  d.  the  Dutch  Society  for  Ge- 


neral Weifare  in  dem  Bulletin  Nr.  9  of 
the  American  Department  of  Labor. 
March  1897. 
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Krankenversicherung 


Zweck 

Provinz 

Anzahl 

Natnral- 

Bar- 

Beide 

Kassen 

Unter- 

l'nter- 

stiitzung 

stütznng 

zusammen 

kannt 

Friwland  

7=; 

4 

48 

22 

1 

Uroninge»  

5 

5* 

3 

Itrente 

1 1 

3 

7 

1 

43 

8 

32 

3 

67 

21 

3i 

"4 

27 

JO 

8 

9 

K.  Holland  

89 

26 

45 

18 

208 

103 

7o 

32 

1 

18 

10 

7 

1 

28 

5 

22 

1 

21 

1 

14 

6 

650 

198  =  30.5°  0 

339  =  52*0 

110  =  17% 

3 

übrigen  waren  lokale  Kassen.  Eine  Ronane 
Angabe  über  die  Anzahl  der  Unterstützungs- 
empfänger bekam  man  von  543  Kassen,  es 
waren  ungefähr  oOOUiiO.  Die  Wort«'  M  i  t  - 
g  1  i  e  d  <•  r  und  Unterstützung»- 
empfinge  r  decken  einander  nicht.  Denn 
l>ei  einigen  Kassen  gewährt  die  Prämien- 
zahlung dos  Familicnliaupts  auch  gleich- 
zeitig das  RecJit  auf  Unterstützung  der 
Kinder.  Der  totale  Prämienbestan«!  von 
4H2  Kaisen  mit  ;iOri<MM>  Unterstützungs- 
empfängern lietrug  1'«  Mill.  Gulden.  Eine 
ungefähre  Schätzung  giebt  also  für  die  ö.">> 
liestehendon  Kassen  eine  jährliclie  Präinien- 
•'innahme  von  2  Mill.  Gulden. 

Ihrem  Ursprung  nach  beruhen  die 
Krankenkassen  im  allgemeinen  auf  philan- 
thropischer oder  religiöser  Grundlage.  Im 
Mittelalter  wurden  l»oi  den  in  den  Nieder- 
landt-n  sehr  zahlreich  vorkommend«  n  Gilden 
auf  verschio«lene  Weise  zur  Unterstützung 
und  Verpflegung  kranker  Mitglieder  Mass- 
regeln ins  l>eben  gerufen.  Es  bestanden 
sogar  für  diesen  s))eciellen  Zweck  besondere 
Brüderschafton  (Opfergildon,  religtfee  Gilden ). 
Die  meisten  Gilden  dieser  Art  verschwanden 
mit  der  Reformation.  Doch  von  den  später 
aufkommenden  Krankenhflohsen  der  Hand- 
werkergilden tostehen  einige  no«-h  bis  auf 
die  Gegenwart  u.  a.: 

de  Gereformeerde  gestreepte 
b a a  i  w  e  r  k  e  r  s  b e  u  r  s  ca.  1  .">(>  in  Leiden, d  e 
Linnen weversbusse  1622  in  Delft,  de 
Saaiwerkers  of  Vlaamsche  busso 
1692  und  de  St.  Urispyn's  of Schoen- 
makersbusse  1663  «ebenfalls  in  Delft  er- 
richtet. 

Die  übergrosse  Mehrheit  der  gegen- 
wärtig bestehenden  Kassen  stammt  jedoch 
aus  der  zweiten  Hälfte  dieses  Jalir- 
hnnderts. 


A.  Die  eigentlichen  Krankenkassen 
oder  Medizinfonds.  Mitglieder  dieser 
Kassen  können  im  allgemeinen  nur  diejenigen 
werden,  welche  uicht  imstande  sind,  sich 
auf  gewöhnlichem  Wege  aus  eigenen  Mitteln 
ärztliche  Hilfe  zu  vorseliaffon.  Es  ist 
selbstredend,  «lass  fast  alle«  Arbeiter  in  dies«1 
Rubrik  fallen.  Fern«»r  muss  man  bei  guter 
Gesundheit  sein,  wiewohl  nur  bei  einzelnen 
Fonds  die  Gewohnheit  l>ostcht,  «lies  ärztlich 

I  zu  konstatieren.  Altersgrenzen  Iwstehen  nur 
|  nach  oben  hin,  sodass  I/mte  von  mehr  als 
1 50  Jahren   nh-ht  mehr  Mitglieder  werden 
!  können.    Die  Prämien  wenlen  in  der  Regel 
j  wöchentlich  bezahlt   Einzeln«1  Kassen  gelten 
j  «Ion  Mitgliedern  «las  Recht    im  Sommer 
j  grössere  Prämien  zu  bezahlen,  um  dann  im 
Winter  frei   vom   Prämienzahlen  zu  sein. 
Bei  den  meisten  Kassen  sind  die  Prämien 
in  jedem  Alter  gleich  hoch,  mit  einziger 
Ausnahme  von  ganz  jungen  Kindern.  Kinder 
I  sind  bis  zu  einem  gewissen  Alter,  das  zwischen 
12  und  18  Jahren  differiert,  wenn  «He  Eltern 
Kasaenmitglieder  sind,  entweder  ganz  frei 
oder  sie  halten  eine  gi^ringere  Prämie  zu 
zahlen.    Die  gewöhnliche  l*rämie  beträgt 
wöchentlich  Hi— 12  Onts. 

Der  ärztliche  Beistand  erfolgt  gewöhnlich 
durch  einen  oder  mehrere  fost  an  die  Kasse 
gebundene  Aerzte.  Wenn  mehrere  solche 
•Aerzte  vorhanden  sind,  so  haben  die  Mit- 
lglie«l«'r  «lie  Wahl  zwischen  ihnen.  Die 
Ammeien  werden  von  1  oder  2  festen 
Apothekern  geliefert.  Einige  Kassen  ge- 
währen auch  noch  speeialärztlichen  Bei- 
stand. Geburtshilfliche  Unterstützung  und 
Krankenhausverpflcgung  werden  ausnahms- 
weise gewährt. 

B.  Die  Un t erst ützungskassen.  In 
der  Regel  werden  bei  diesen  nur  Männer  und 
zwar  in  einem  Alter  von  16  bis  .ri«'  Jahren 
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aufgenommen.    Ferner  werdeu  zum  Eintritt 
organische  Gesundheit,  ein  guter  I^ehens- 
wandcl  und  oft  noch  der  Ausweis  eines 
sicheren  Lohnhezuges  etwa  von  3  bis  5 
Gulden  verlangt.    Bei  sehr  vielen  dieser. 
Kassen  ist  es  üblich,  nicht  nm-  im  Krank-; 
heitsfall.  sondern  auch  bei  anderen  Gelegen- : 
heiten,  wie  im  Todesfall  und  bei  Familien- 
festen, Auszahlungen  zu  gewähren.  Die 
grösste  Auszahlung,  die  gewährt  wird,  ist  | 
lä  Gulden  die  Woche. die  geringste  1  Gulden; 
durchschnittlich  gewahrt  die  Kasse  13  Wochen  | 
hindurch  wöchentlich  ">  Gulden  gegen  eine 
Prämie  von  5 — 10  Cent.    Nach  Erreichung 
eines  Itestimmten  Alters,  z.  B.  des  3"»..  steigt 
die  Prämie  alle  f»  .Talire  um  .riO°o. 

Die  unter  A)  genannten  Kassen  sind  sehr 
oft  private  Unternehmungen  eines  Arztes, 
eines  Apothekers,  beider  zusammen  oder 
auch  eines  einfachen  Unternehmers.  In 
einzelnen  Fällen  bei  den  grosseren  Kassen 
auf  philanthropischer  Grundlage  wird  die 
Verwaltung  ganz  oder  teilweise  von  der 
Stadlbehörde  ernannt  (z.  B.  in  Amsterdam). 
Die  unter  B)  genannten  Kassen  gehen  öfter 
aus  Arbeitervereinen  oder  Unternehinerver- 
bänden  hervor  oder  sie  sind  auch  einfach 
ein  üesehäftsuntemehmen. 

Die  juristische  Form  beider  Kassen  ist 
entweder  die  Aktiengesellschaft  oder  die  Ge- 
nossenschaft (Gesetz  von  1870)  oder  die  an- 
erkannte Vereinigung  (Gesetz  von  18."i)  oder 
die  Kommanditgesellschaft  oder  die  blosse 
private  Handelsunternehmung. 

Eine  gute  und  ausreichende  Aufsicht 
über  die  Handlungen  des  Vorstandes  besteht 
allein  dann,  wenn  eine  juristische  Form  ge- 
wählt ist,  bei  welcher  I./eitung  und  Auf- 
sicht durch  Gesetz  geregelt  sind.  Selbst- 
verständlich giebt  die  oft  sehr  geringe 
Kontrolle  über  die  Handlungen  des  Vor- 
standes zu  willkürlichen  Handlungsweisen 
Atdass.  Es  kommt  denn  auch  wohl  vor,  dass 
der  Direktor  einer  privaten  Krankenunter- 
stützuugskasse,  nachdem  er  eine  grosse  An- 
zahl Prämien  sich  hat  zahlen  lassen,  mit 
denselben  das  Weite  sucht. 

Eine  allgemeine  Klage  seilest  bei  den 
übrigens  gut  organisierten  Kassen  ist.  dass 
sie  nach  der  statu ten massigen  Unterstützungs- 
zeit weitere  Hilfe  verweigern  und  dass  sie 
bei  geheimen  Krankheiten  üt>erhaupt  keine 
Hilfe  gewähren. 

b)  Fabriks  k  rankenkassen.  Den 
freundlichen  Mitteilungen  desGcwerl>einspek- 
tors  Struvc  gemäss  besassen  im  Jaliro  1890  im 
ganzen  Lande  410  Fabriken  Krankenkassen. 
In  Enschede  liatten  melirere  Fabrikbesitzer 
eine  grosse  centrale  Krankenkasse  errichtet. 

Ueber  die  Provinzen  verteilten  sich  die 
Fabrikskassen  folgendemiassen : 


Provinz 

Aniahl 

Anzahl 

Kannen 

Mitglieder 

\  Holland 

6i 

7  »73  ) 

»IT 

11  175 

8eeland 

IO 

«  °33 

§ 

X.  Brabant 

54 

5  347 

I.imhnrg 

23 

5  474 

Gelderland 

39 

2245 

Utrecht 

22 

2^88 

Oberyssel 1 ) 

54') 

9  975') 

1  * 

Drente 

7 

234 

(ironintren 

14 

802 

1 

•5 

Friesland 

15 

460 

Selbstverständlich  giebt  es  auch  Fabrik- 
besitzer, die  es  vorziehen,  das  Kraukengeld 
aus  der  Tasche  zu  zahlen.  In  einigeu 
Fabriken  ist  es  üblich,  dass  die  übrigen 
Arbeiter  für  den  kranken  Mitarlieiter  die 
Arbeit  übernehmen,  der  also  den  vollen 
lyohn  ausgezahlt  Itekomint. 

8.  Die  Unfallversicherung.  Wie  in  den 
meisten  Ijändern.  wo  das  französische  Uivil- 
recht  geändert  oder  umgeändert  in  Kraft  ist, 
bestand  seit  dem  Anfang  dieses  Jahrhunderts 
in  den  Niederlanden  für  die  meisten  Fälle 
von  Verletzung  nur  die  privatrecht]  iche 
Haftpflicht  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches. 
Die  allgemeinen  Bestimmungen  über  die 
Haftpflicht  sind  in  den  1401— \UHi  dieses 
Gesetzbuches  enthalten.  Dabei  wird  von 
dem  Grundsatz  ausgegangen,  dass  für  den 
durch  Vorsatz  oder  Nachlässigkeit  venn- 
sachten Schaden  nur  der  unmittelbare  Ur- 
heber verantwortlich  sei.  Jede  rechtswidrig»» 
Handlung,  diu-ch  die  ein  anderer  geschädigt 
wird,  macht  den  Thäter  entseliädigungs- 
pflichtig  gegenülier  dem  Geschädigten.  Das- 
selbe gilt  im  Falle  von  Fahrlässigkeit.  Nach 
einer  Entscheidung  des  Reichsgerichts  ist 
unter  rechtswidriger  Handlung  jede  Hand- 
lung zu  verstehen,  welche  eine  Folge  von 
Mangel  notwendiger  Fürsorge  ist.  Die  Ur- 
sache des  Unfalls,  die  Fahrlässigkeit  des 
Unternehmers  inuss  also  festgestellt  seiu. 
soll  der  Arbeiter  einen  Anspruch  auf  Ent- 
schädigung haben. 

Bedeutend  weiter  ist  die  Haftpflicht  l>ei 
der  Schiffahrt  durchgeführt.  §  423  des 
Handelsgesetzbuches  bestimmt  nämlich  das 
folgende:  >Wer  während  einer  Fahrt  ent- 
weder im  Schiffsdienst  erkrankt  oder  im 
Gefecht  mit  dem  Feind  oder  Piraten  eine 
Verwundung  erleidet,  bezieht  seinen  I/ohn 
weiter,  hat  ein  Recht  auf  Verpflegung  und 
ärztliche  Behandlung  und  im  Falle  der 
Arbeitsunfähigkeit  Anspruch  auf  Entschä- 
digung.* 

Mit  Ausnahme  also  des  letzten  Falles 
ist  es  gegenwärtig   den  niederländischen 


')  Ausserdem  die  obenerwähnte  Centraikasse 
in  Enschede  mit  ca.  60ÜO  Mitgliedern. 
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Arbeitern  nur  selten  möglich,  unter  Be- 
rufung auf  das  Gesetz  eine  Entschädigung 
zu  erlangen.  Seit  etwa  15  Jahren  hat  die  eigent- 
liche Unfall Versicherung  in  den  Niederlanden 
sich  deshalb  mehr  und  mehr  eingebürgert. 
Die  meisten  Arbeiter  sind  auf  die  eine  oder 
andere  Weise  gegen  die  Folgen  einer  zeit- 
lichen Arbeitsunfähigkeit  versichert.  Der 
jüngste  Bericht  der  niederländischen  Fabrik- 
inspektoren, der  die  Jahre  1895 — 96  um- 
fasst,  giebt  an,  dass  in  48,68  Fällen  der 
vorgekommenen  5016  Betriebsunfälle  Vor- 
sorge für  ausreichende  Entschädigung  ge- 
troffen war.  1369  Verletzte  erhielten  wäh- 
rend ihrer  Arbeitsunfähigkeit  ihren  vollen 
Lohn,  524  einen  Teil  desselben.  Desgleichen 
wurden  in  vielen  Fällen  die  Heilungskosten 
von  den  Arbeitgebern  getragen.  Aus 
Krankenkassen  erhielten  1236  Arbeiter  Bei- 
träge und  zwar  in  215  Fällen  bis  zur  vollen 
Lohnhöhe.    In  Bezug  auf  dauernde  Arbeits- 


unfähigkeit oder  auf  den  Todesfall  ist  die 
Zahl  der  Versicherten  bedeutend  geringer. 
Gerade  dann  zahlt  der  Arbeitgeber  zumeist 
nichts,  l'nd  selbst  im  günstigsten  Falle 
der  Versicherung  erfolgt  bei  dauernder  Ar- 
beitsunfähigkeit und  im  Todesfall  zumeist 
keine  ausreichende  Unfallsrente  an  den  Ver- 
letzten oder  an  die  Hinterbliebenen,  sondern 
eine  einmalige  Auszahlung.  Eine  freiwillige 
Selbstversieherung  des  Arbeiters  gegen  Un- 
fall gehört  zu  den  Seltenheiten.  Der  Ver- 
sicherungsbestand bei  den  zwei  grössten 
nationalen  Anstalten  vde  eerste  Neder- 
landsch  e  Verzekeringsmaatschappy 
op  het  leven  tegen  invaliditeit  en 
ongelukken«,  und  »Onderlinge  Ver- 
zekeringsmaatschappy tegen  de 
geldelyke  gevolgen  van  onge- 
lukken<,  beide  im  Haag,  ist  aus  der  fol- 
genden Tabelle  ersichtlich. 


Unfallversicherung. 


Jahr 

Anzahl 
der 
versicherten 
Personen 

Kapital» 

tili  den 
'l'twleüfall 

in  II 

crsirheruiiii 

für  den  Kall  von 
dauernder  vollstän- 
diger oder  ti  il»»eisi  i 
Arheitsunfäliiirkeit 

in  rl. 

Versicherte  Ent- 
schädigung pro 

Ta<r  hei  zeit- 
licher Arheits- 
iintahiukcit 

111  II 

Anzahl 

der 
Vllfülle 

1*87 

4  434 

7  731  549 

S  So  5  9  So 

6  4>o 

1  10 

18SK 

t>  oSo 

S  SS  I  32a 

I  I  U2U  200 

8  224 

3 '3 

\m) 

O  OO  1 

11  33S  006 

12  420  7  t.Jl 

9  30 1 

4<'4 

im\ 

'S  033  1)13 

20  o<;  1  310 

!  4  t)00 

47? 

18!» 

2  1 

26  8^7  210 

2S  8;o  014 

37  S<>4 

707 

18!tt 

29  9S> 

37  277  173 

41  126  12; 

3  =  024 

1  103 

18!U 

34211 

3«  "20  73' 

4  !  62S  9  t  3 

36  3*> 

1  904 

18SJ4 

43  06  5 

4S  5  1 2  700 

Z.2  3S6  2S3 

4S  525 

2  O77 

1895 

49  520 

^  S72  <)<>o 

;o  s04  ,20 

V>  «»«(, 

3  02S 

18W 

5<>  ,.;S 

5*519279 

«'4  5  «4  7.5? 

(12  97S 

3  31« 

Neben  diesen  Anstalten  arbeiten  noch  | 
einige  kleinere  in-  und  ausländische  Gesell-  | 
Schäften.    Dass  die  Unfallversicherung  eine  , 
verhältnismässig  so  grosse  Verbreitung  ge-  | 
fuuden  hat,  ist  das  Verdienst  des  Staats, 
der  Provinzen  und  der  Gemeinden,  die  bei 
ihren  Submissionen  an  den  Unternehmer 
den  Anspruch  stellen,  dass  er  seine  Ar- 
beiter versichert.    In  den  grösseren  Städten 
haben  die  Architekten  beinahe  überall  hier- 
bei die  Submissionsl>edingungen  der  öffent- 
lichen   Korporationen    zum    Vorbild  ge- 
nommen. 

Aber  trotz  dieses  Verfahrens  kann  von 
einer  allgemeinen  Unfallversicherung  nicht 
die  Rede  sein. 

Unter  diesen  Umständen  war  es  erklär- 
lich, dasB  seitens  der  Regierung  im  Jahre  1895 
mit  der  Ausarbeitung  eines  eiusclüägigen 
Gesetzentwurfs  begonnen   wurde.  Dieser 

Handwörterbuch  der  StaaUwiüMU»cbsfU>n  Zweit? 


Entwurf  ist  während  der  Session  1896—97 
der  zweiten  Kammer  zugegangen,  kam  alier 
nicht  zur  Behandlung  und  wurde  von  dem 
neuen  Kabinett,  das  im  Sommer  1S97  unter 
dem  Präsidium  des  liekannteu  Nationalöko- 
nomen Dr.  Pierson  auftrat,  zurückgezogen. 
Vor  kurzem  ist  nunmehr  diesellw?  Vorlage, 
nur  in  untergeordneten  Details  revidiert, 
wieder  der  Kammer  zugegangen.  Man  kann 
annehmen,  dass  die  österreichische  Unfall- 
versicherung in  Bezugauf  viele  Bestimmungen 
bei  diesem  Entwurf  vorbildlich  gewesen  ist. 

Nach  dieser  Vorlage  sind  versicherungs- 
pflichtig die  Betriebe,  welche  mit  Kraft- 
maschinen arbeiten,  die  Explosivstoff- 
fabriken, die  Eisenbahnen  und  Strassen- 
bahnen,  die  Omnibusunternehmungen,  die 
Baugewerbe,  die  Erdarbeit,  die  Bergwerke, 
die  Gas-  uud  Wasserleitungsarlieiten,  die 
Branntweinbrennereien,    die    Werften,  die* 

Auflage.   1.  44 
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Metzger.  Schornsteinfeger.  Fensterscheilicn- 
putzer,  die  Hafen-  und  Dockarlieiter,  die 
Binnenschiffahrt  (mit  Schiffen  von  mehr 
als  (iO  ebm.),  die  Fischerei  (mit  Ausnahme 
der  Hochseefischerei). 

Die  Hochseeschiffahrt  und  Hochsee- 
f ischerei  sind  nicht  einbezogen,  da  die  schon 
filierten  Bestimmungen  des  Handelsgesetz- 
buchs ihre  Wirksamkeit  behalten. 

Diese  Betriebe  werden  in  (iefahren- 
klassen  eingeteilt  und  jede  Klasse  in  Oe- 
falirenprozente.  Die  Aufbringung  der  Mittel 
erfolgt  durch  die  Arlieitgeber  auf  dem  Wege 
des  Kapitaldeckungsverfahrens.  Zur  Be- 
rechnung der  Prämien  gemäss  den  festzu- 
setzenden Tarifbestimmnngen  halt  der  Ar- 
beitgeber Lohnlisten.  Er  hat  von  dem 
durch  ihn  ausgeübten  Betrieb  bei  dem 
Postamt  seines  Wohnsitzes  Anzeige  zu 
machen.  An  dasselbe  Postamt  zalüt  er  die 
verschuldeten  Prämien  wöchentlich  ein.  Die 
(Quittung  dieser  Einzahlung  wird  an  den 
allgemeinen  Träger  der  Versichern  ng  für 
das  ganze  Land,  nämlich  an  die  Reichs- 
vorsiehcrungsbank  im  Haag  eingereicht. 
Diese  entscheidet,  ob  die  eingezahlte  Prämie 
den  Anforderungen  des  Prämientarifs  ent- 
spricht. Von  jedem  in  seinem  Betrieb 
einem  Arl>eiter  zugestossenen  Unfall  hat  der 
Arl>eitgeber  an  das  Postamt  innerhalb  24 
Stunden  Anzeige  zu  machen.  Der  Vorstand 
der  VersicheruiiKsbank  untersucht,  ob  und 
inwiefern  Entschädigungen  zu  entrichten 
sind,  und  stellt  die  Kenten  fest.  Gegen  die 
Entscheidungen  dieser  Instanz  kann  der  Ver- 
letzte oder  im  Todesfall  seine  Hinterbliebenen 
lieim  König  Berufung  einlegen.  Die  Aus- 
zahlung der  Renten  geschieht,  wöchentlich 
an  dem  Postamt  des  Wohnsitzes  des  Renten- 
heziehers.  Dem  Versicherten,  welchem  der 
Unfall  zustösst,  wird  in  aillen  Fällen  als 
Entschädigung  ärztliche  Behandlung  ge- 
währt. Hat  der  1'nfall  eine  Arbeitsunfälug- 
keit  von  länger  als  3  Wochen  zur  Folge,  so 
empfängt  der  Geschädigte  für  die  Dauer 
einer  gänzlichen  Unfähigkeit  eine  Rente 
von  70° o  des  Tagelohns  und  für  die  Dauer 
einer  teilweisen  Unfähigkeit  einen  Teil 
dieser  Rente.  Im  Todesfall  zahlt  die  Vor- 
sichertmgshauk  als  Kosten  der  Beerdigung 
P»  %  des  Jahreslohns  und  ausserdem  eine 
Heute  an  die  Hinterbliebenen,  die  ISO  °'o  des 
Tagelnhns  nicht  filiersteigt.  Die  Witwe  er- 
hält 20%.  jedes  der  Kinder  l")°o.  Aszen- 
denten und  Schwiegereltern  bekommen, 
wenn  der  Venmglückte  ihr  Emährer  war, 
H0°b.  Die  Karenzzeit  beträgt  also  \\ 
Wochen. 

Ine  zuerkannten  Renten  sind  bis  zu 
einem  Betrap  von  !"»♦!  Gulden  im  Jahr  un- 
veräusserlich, nicht  fassbar  für  Verpfändung 
o<ler  Beleihung  und  nicht  fassbar  für  ge- 
richtliche Beschlagnahme. 


Die  Reichsversieherungshank  tritt  in  die 
Rechte  ein.  welche  der  Versicherte,  seine  Frau, 
seine  oder  ihre  Verwandten  bis  einschliess- 
lich des  vierten  Grades  aus  einem  Vertrage 
entnehmen,  durch  welchen  Dritte  sich  ver- 
binden, oder  aus  einer  Regelung,  gemäss 
welcher  Dritte  verpflichtet  sind,  irgend- 
welche Zahlungen  zu  leisten,  für  den  Fall,  dass 
•lern  Versicherten  bei  Ausübung  seines  Be- 
triehes ein  1'nfall  zustösst,  wenn  dieser 
l'nfall  die  Versicherungsbank  zur  Auszah- 
lung einer  Rente  verpflichtet.  Von  diesem 
Hechte  sind  nur  diejenigen  Auszahlungen 
ausgenommen,  welche  vor  dem  22.  Tage 
mich  dem  Unfall  bis  zu  einem  Höchstbetrag 
von  dem  21  fachen  Tagelohn  erfolgen. 

Der  Staat  ist  ohne  Vorbehalt  für  die 
«lern  Vorsicherten  und  seiuen  Hinterbliebenen 
zukommenden  Entschädigungen  verant- 
wortlich. 

4.  Die  Begräbnisversichernnff.  Auch 
diese  Versicherung  beruht  ganz  und  gar  auf 
privater  Initiative.  Obgleich  viele  der  lüerher 
gehörigen  Kassen  bereits  alten  Datums  sind, 
hat  man  sich  doch  erst  in  neuerer  Zeit  über 
ihre  Beschaffenheit  und  ihre  Verbreitung  zu 
orientieren  versucht,  und  so  war  Herr  Pro- 
fessor Beauion  l»ei  der  vorigen  Auflage  des 
Handwörterbuchs  noch  nicht  in  der  I^age, 
eine  richtige  Anschauung  dieser  Kassen  zu 
geben.  Wie  die  Krankenkassen,  so  bildeten 
auch  die  Begräbniskassen  einen  Gegenstand 
der  Untersuchung  für  die  erste  Abteilung 
der  l>ereits  erwähnten  Arlieitsenquetekom- 
mission  (1890—94).  Ausserdem  Itat  auch 
auf  diesem  Gebiet  die  Kreits  genannte 
Maatschappy  tot  Nut  van  het  Alge- 
raeen  im  Jahre  1888  eine  Untersuchungs- 
konimission ins  Igelten  gerufon,  tlie  im  Mai 
1891  ihren  ausführlichen  und  sehr  gewich- 
tigen Bericht  veröffentlichte.  Obgleich  die 
Arbeitsenquetekominission  von  der  Regie- 
rung lieauftragt  war,  Massregeln  zu  em- 
pfehlen, die  bezüglich  der  von  ihr  festgestellten 
Missstände  Verbesserung  scliaffen  könnten, 
so  machte  sie  doch  in  Bezug  auf  die  Hilfs- 
kassen davon  keinen  Gebrauch,  weil  die 
niederländische  Regierung  noch  vor  Ablauf 
der  Thätigkeit  der  Arbeitsenqnetekommission 
bereits  am  4.  April  1892  den  Beschluss  ge- 
fasst  hatte,  eine  neue  Staatskommission  zu 
ernennen  mit  dem  Auftrage,  eine  gesetz- 
liche Regelung  der  Bogräbniskasseu  und 
ähnlichen  Institutionen  im  Entwurf  auszu- 
arbeiten. Auf  Ansuchen  der  Kommission 
dehnte  die  Regierung  später  ihren  Wir- 
kungskreis auch  auf  die  Ijebensversiche- 
rung  aus.  Der  Bericht  dieser  letzteren 
St.iatskommission  erschien  am  27.  Fe- 
bruar 1897. 

Diese  Berichte  bilden  die  Quelle  der 
folgenden  Angaben. 

Begräbniskassen  sind  Einrichtungen,  die 


Digitized  by  Google 


Arbeiter  vei-si.  herung  (Niederlande) 


sieh  damit  beschäftigen,  gegen  eine  wöchent- 
liche oiler  monatliche  Prämienzahlung  im 
Todesfall  einer  bestimmten  Person  eine  ge- 
wisse Prämie  an  seine  Hinterbliebenen  aus- 
zuzahlen. Au  die  Stelle  der  Auszahlung 
in  Geld  kann  auch  die  direkte  Tragung  der 
Beerdigungskosten  treten.  Sie  tragen  den 
Namen:  (onds,  Büchsen.  Societäten,  Kon- 
trakte, Brüderschaften  oder  ( 'ompagnieen. 
Gegen  Ende  des  Jahres  1800  bestanden  m 
den  Niederlanden  433  dieser  Kassen.  192 
tlavon  waren  ausschliesslich  private  Be- 
gräbniskassen. 170  waren  gleichzeitig  Kran- 
kenkassen, 12  waren  Begräbniskassen  von 
Arbeit erve Einigungen,  während  der  genaue 
Wirkungskreis  von  22  dieser  Kassen  unbe- 
kannt blieb.  Auch  die  soeben  ausschliess- 
lich als  Begräbniskassen  genannten  Kassen 
erfüllen  teilweise  auch  noch  andere  Auf- 
gatten. Einige  z.  B.  sind  als  Altersversiche- 
rungen gegen  wöchentliche  Prämienzahlung 
thätig.  Andere  sind  gleichzeitig  Beerdi- 
gungsuntemehmungen  otler  vermietenTrauer- 
kleider,  Terrains  und  Wohnungen.  Die- 
jenigen Kassen,  welche  eine  Fortsetzung  der 
alten  Gilden  sind,  feiern  mit  ihren  Mit- 
gliedern alljährlich  ein  Fest.  Bei  einigen 
der  Kassen  ist  jedes  Mitglied  verpflichtet, 
am  I,eiehenl>egängi)is  eines  Mitgliedes  teil- 
zunehmen. In  katholischen  Gegenden  sorgt 
die  Büchse  für  das  Messelesen  für  ver- 
storbene Mitglieder.  Die  Verbreitung  dieser 
Fonds  über  das  J^aud  veranschaulicht  die 
folgende  Taltelle. 


Begräbnisversichernng 
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Von  diesen  Kassen  arl>eiteteii  86  im 
ganzen  Reich,  3  in  der  Provinz  und  275 
lokal,  während  vou  69  «las  Wirkungsgebiet 
unbekannt  blieb. 

Die  Begräbniskassen  versichern  die 
Auszahlung  einer  bestimmten  Summe  l>eim 
Todesfall  des  Versicherten  gegen  eine  feste 


j  Prämicnleistung  während  des  ganzen  Lebens. 
Bei  vielen  Kassen  wird  ausserdem  noch 
eine  Summe  ausgezahlt  beim  Todesfall  eines 
unerwachsenen  Kindes,  dessen  beide  Eltern 
noch  leben.  Eine  besondere  Prämie  wird 
dafür  nicht  erholten.  In  diesem  Fall  spricht 
man  von  einer  freien  Leistung».  Nicht 
weniger  als  58  "0  von  den  342  Kassen, 
deren  Tarife  liekannt  sind,  erheben  eine 
gleich  hohe  Prämie  während  aller  I^ebons- 
alter.    Bei  einigen  grossen  Kassen  wird 

j  zwar  eine  konstante  Prämie  gefordert,  aber 
die  Höhe  derselben  hängt  doch  von  dem 
Lebensalter  ab.  in  dem  man  Kassenmitglied 
wird.  Vergleicht  man  die  in  den  Nieder- 
landen als  normal  geltenden  und  von  ver- 
sclücdenen  Lebensversicherungsgesellschaf- 
ten  angenommenen  Tarife  mit  den  Be- 
gräbniskassenpräraien ,  so  ergiebt  sich,  das« 
diese  letzteren  beträchtlich  höher  sind. 
Bei  den  Begräbniskassen  »mit  freier 
Leistung-  lieruht  die  Prämie  durchaus 
auf  keiner  wissenschaftlichen  Berechnung. 

I  üire  Tarife  sind  entweder  eben  so  hoch 
oder  ein  wenig  höher  als  bei  den  anderen. 
Es  lässt  sich  denken,  dass  vornehmlich  Ver- 
heiratete in  diese  Kassen  eintreten.  Auf- 
fallend ist  es,  dass  keine  dieser  Kassen  sich 
vorher  über  die  Anzahl  der  Kinder  ihrer 
eintretenden  Mitglieder  unterrichtet,  ob- 
gleich sie  dieselben  doch  mit  versichert. 

Der  Versicherungsbestand  von  315  Kassen 
mit  2192407  Mitgliedern  war  am  1.  Juli 
1888  129941635  fl.  Von  den  88  übrig- 
bleibenden Kassen  wurde  die  Mitgliederzahl 

lauf  201  MM),  der  Versicherungsbetrag  auf 
etwa  1  Mill.  fl.  geschätzt.  Im  ganzen  waren 
also  221201MI  Personen  für  einen  Gesamt- 
betrag von  1 30950 IHN)  fl.  oder  von  fl.  60 
pro  Mitglied  versichert.  Nimmt  man  nun 
am  1.  Juli  1888  die  Bevölkerung  von  Nioder- 
laml  mit  4  478  40]  an,  so  ergiebt  sich,  dass 
411.37  0  0,  also  die  Hälfte  der  Bevölkerung  bei 
Begräbniskassen  versichert  war.  Ferner 
schätzte  man  den  jährlich  zu  bezahlenden 
Prämienbetrag  auf  4 150000  fl.  Jährlich 
wurden  von  den  Kassen  für  ungefähr  50090 
Gestorbene  etwa  2  fl.  Mill.  ausgezahlt-, 
während  die  Verwaltungskosten  auf  £L 
14001MM)  jährlich  geschätzt  wurden.  Der 
Kapitaltiestand  wurde  mit  12.5  Mill.  fl.  an- 
gegeben. Nimmt  man  nun  den  Zinsfuss  im 
Durchschnitt  mit  31  2  0  0  an,  dann  werden  an 
jährlichen  Ziusen  46S700  fl.  eingenommen. 

,Fügt  man  diesen  Betrag  zu  den  Prämien- 
einnahmen, so  ergiebt  sich  ein  jährliches 
Einkommen  von  4'  2  Mill.  fl. 

Die  Begräbniskassen  sind  von  sehr  ver- 
schiedenem Umfang. 

5  Kassen  hatten  mehr  als  100000  Mitglieder 

5  ..  „  50000 — llMMMM) 

6  „  „  25000—  50000  „ 
17    „  10900 —  25000  ,, 

44* 
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24  Kassen  hatten  :>»hmi— 1<h*m«  Mitglieder 
52  ..       KHK»—  5<xm 

Es  gi*'bt  unter  «l«*n  lk>grabniskassen  sehr 
alte,  (lie  eine  Fortsetzung  religiöser  oder 
Han«lwerkergilden shul,  z.H.  «lo  Sohuttery 
van  St.  Ant  hony's  broedersohap  in 
Arnheim  ( 1  438),  d e  Vcroenigdo  stoffo- 
werkors,  lakeixlrapiors  en  hyl- 
houwers  <l«»o«lenbusse  in  Utrecht 
(147(0,  de  Linuenwevershus  in  Dolft 
(H>22),  bot  St.  Sebastiaansgild  in 
Tilburg  (l(>r>2).  bot  gil«le  en  broedor- 
scbap  dos  K«lelen  riddor  en  mnrte- 
laar  Georgius  in  Tilburg  (1590). 

Der  juristische  Charakter  der  Bogräbnis- 
kassc  ist  sehr  verschieden.  Einige  Fort- 
setzungen alter  (iilden.  wie  die  soeljen  ge- 
nannten, sind  als  Stiftungen  anzusehen. 
Ihre  Verwaltung  gehört  unter  die  Aufsicht 
der  Staatsverwaltung.  Anden1  siud  das 
Unternehmen  eines  Privatmannes.  Eine 
dritte  Art  (24)  W*stehen  als  ( jesel lschaften 
mit  beschrankter  Haftung  gemäss  «lern 
Handelsgesetzbuch.  Eine  vierte  Art  (37) 
sind  Vereine,  die  juristische  Persönlichkeit 
besitzen,  gemäss  dem  (iesetz  vom  22.  April 
18öö  (Gesctzbl.  32).  Nur  eine  Kasse  ist 
eine  kooperative  Vereinigung  gemäss  dem 
Gesetz  über  solche  Vereinigungen  vom  17. 
Nov.  187«  (Gesctzbl.  227).  Endüch  giobt 
es  Kassen,  doreu  juristischer  Charakter 
zweifelhafter  Natur  ist.  Die  meisten  Kassen 
gehören  entweder  in  diese  letztere  Klasse 
oder  sie  sin<l  privatwirtschaftliche  Unter- 
nehmungen. Bei  allen  diesen  Kassen  fehlt 
es  au  der  so  wünschenswerten  Kontrolle 
von  Seiten  «ler  Mitglieder.  Diese  sind  ganz 
der  Willkür  d«^s  Ix-iters  «ler  Kasse  (Über- 
lassen. Die  I/'iter  der  meisten  Kassen 
sehen  in  ihnen  die  ihnen  zukommende  Ein- 
nahmequelle. 

Wetyen  dieses  Fehlens  einer  Kontrolle 
kommt  es  g]«Mchwie  in  England  Wi  den 
frien«lly  seeioties  vor.  «lass  die  Kasse 
sich  allzu  «Irückender  Risikos  entledigt. 
Man  nimmt  Personen  in  die  Kassen  auf. 
die  nach  den  Satzungen  nicht  aufgenommen 
werden  dürfen,  um  sie.  nachdem  sie  einige 
Zeit  hindurch  Prämien  bezahlt  haben,  zu 
streichen.  Mau  entfernt  einen  Agenten  aus 
dem  einen  oder  anderen  Platze,  wo  die  Risi- 
kos grösser  gewoplen  sin«!  und  keine  neuen 
Versicheningen  mehr  hinzukamen ;  «lie  Prä- 
mien können  dann  am  Orte  an  den  Agenten 
nicht  mehr  ausgezahlt  werden :  der  Ver- 
sicherte unterlässt  es.  «lie  Prämienbeträge 
an  «lie  Direktion  einzusenden,  weil  er  es 
nicht  gewohnt  war,  und  diese  erhält  als 
Folge  «ler  Unterlassung  das  Hecht,  ihn  aus- 
zustossen. 

Ferner  wird  von  vielen  behauptet, 
«lass  die  Begräbniskassen  «lie  Kiu«lersterbli«-h- 
keit  erhöhen.    Nicht  selten  geschieht  es. 


dass  Eltern  ein  schwa«hes  Kind  bei  ver- 
schiedenen Kassen  versichert  halten.  Gerade 
in  den  Gt^'txlen .  wo  diese  Kassen  ihr»1 
Haupttliärigkeit  entfalten .  ist  die  Kinder- 
sterblichkeit am  h«">clisten.  Die  Insj>ektoreti 
«ler  äiztlichen   Staatskontrollo  halten  ver- 
schiedentlieh darauf  hingewiesen  und  die 
Hilfskassenenquete  hat  es  l>estätigt.  Der 
I  Mangel  je«ler  ärztlichen  rntersuchung  liei 
I  der  Aufnahm«'  in  «lie  Versicherung  arbeitet 
'«lern  Missstand  auch  noch  in  «lie  Hände. 'i 
!  Keine  «ler  Kassen  setzt  eine  Prämie  auf 
(bis  lange  Ijehen  «les  Kindes. 

Die  Staatskonimission  von    1892  un«l 
I  ls9,ri.  die.  wie  bereits  eiwähnt  wurrle.  zu 
[«lern  Zwecke  eingesetzt  wurde,  um  das 
|  Ijolwmsversiehorungswesen     gesetzlich  zu 
regeln .  hat  gegen  diesen  Missbrauch  an- 
kämpfen wollen.    Nach   «lieser  Regelung 
sollen  allein    juristische  P«n-sönlielikeiten 
zur   Ausilbnug   «les   Botrielies  zugelassen 
werden. 

Die  Gesellschaften  mit  bisher  zweifel- 
haftem Rechtscharakter  sollten  ihre  Auf- 
richtungsjtkte  Ihm  «lern  Gericht  ihivs  Wohn- 
orts registrieren  lassen.  In  dieser  Akte 
sollte  unter  anderem  ausdrücklich  angegeben 
werden:  unter  welchen  Bedingungen  die 
Mitgliedschaft  orwori>en  und  verloren  wird, 
die  Art  un«l  Weise  der  Eruennung  und  die 
Befugnisse  der  Direktion  und  der  Kommis- 
sare, die  Art  und  Weise  der  jährlichen 
Rechnungslegung  und  Verantwortung,  «Ii«» 
Befugnisse  «ler  Generalversammlung  un«l 
die  Bestimmungen  für  den  Kall  einer  Auf- 
lösung «ler  Kasse.  All«*  Kassen,  mit  Aus- 
nahme «ler  von  Art  »ei  torvereinen  gegründeten, 
sollen  vor  Eröffnung  ihrer  Wirksamkeit  eine 
Kaution  von  wenigstens  50  000  fl.  in  das 
grosse  Buch  der  nationalen  Schuld  ein- 
schreiben lassen,  eine  Summe,  die  in  erster 
Reihe  für  die  Erfüllung  der  eingegangenen 
Verpflichtungen  zu  bürgen  bestimmt"  war. 
Der  Jahresbericht  soll  jedermann  zugänglich 
sein.  Derselbe  muss  «'ine  vollständige  Uober- 
sicht  «k'.s  VersiclKTungsliestandes  entlialten. 
Ein«'  centrale  Ius|)ekti«mskommission  führt 
«lie  Aufsicht  über  die  Befolgung  der  Ver- 
pflichtungen uiul  kanu  gegelteiicnfalls  eine 
Auflösung  der  Kassen  l>eantragen. 

6.  Die  Altersversicherung.  Eine  Ver- 
sicherung gegen  «lie  Folgen  des  Alters  ent- 
weder durch  einen  Loibrentonkontrakt  oder 
durch  eine  Kapitalvei-sichertuig  gehört  in 
«ler  nietlerlämlischen  Arl«eitei"schaft  noch 
dun  haus  zu  den  Ausnahmen.  Die  Arbeiter 
un«l  Beamten  im  Staats« liensto  gehören  dem 
Reichspensionsfonds  an.  Bei  EiTeichung  des 
t!5.  Lol'ensjahres  «xlcr  in  aufreib«'nden 
Stellungen  o«ler  Berrielten  schon  10  Jahre 
früher  haben  sie  einen  Anspruch  auf  »?ine 

»j  HillVkassoneuqnete  (1892,  S.  74  n.  83. 
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jährliche  Pension,  die  von  Viio  des  durch- j 
schnittliehon  Ixmns  der  letzten  5  Jahre  für 
jedes  Dienstjahr  bis  zu  2  ü  dieses  Durch- 
schnittslohnes ansteigen  kann.  Hei  Invali- 
dität, die  im  Dienst  oder  diuvh  den  Dienst 
verursacht  ist  ,  wird  eine  Pension  von  2  s 
des  obengenannten  durchschnittlichen  l^ohnes 
gezahlt  (Gesetz  vom  0.  Mai  ls!)0,  Gesetzhl.7S). 
Hin  Gesetz  vom  9.  Mai  1890,  Gesetz»»!.  7!>. 
regelt  auch  die  Pension  der  Witwen  und 
Waisen  dieser  Beamten.  Kerner  ltcsitzen 
auch  einige  Provinzen  und  grössere  Kom- 
munen einen  Ponsionsfonds  ffir  ihn:*  Beamten. 
Andere  Gemeinden  geW'ii  iliren  Beamten 
nach  längerer  Dienstzeit  aus  der  Gemeinde- 
kasse eine  jährlich»'  Pension  oder  sie  ver- 
sichern dieselben  bei  privaten  Oesellsehaften. 

Neben  dieser  öffentlichen  Altersversiche- 
rung kommt  die  private  nicht  in  Betracht. 
Kiiie  Anzalü  grossindustrieller  Betrieb  bo- 
sitzen  Pensionsfonds.  Wie  mir  der  (lewerlie- 
ins|H'ktor  Struve  mitteilte,  bestanden  18!M) 
die  folgenden  Fabrikspcusionskassen : 


In  X.-Holland 
S.-Holland 
N.-Brabant 
Limburg 
Welderland 
Utrecht 
Obcrvssel 


6  mit  975 
joi  ^ 

218 

73 
ioj8 


1Ü 
1 

1 

ö 
■> 


Mitgl. 

■i 
•• 


;  i  "  ' 


Diese  Privatkassen  sind  zum  weitaus 
grössten  Teil  auf  Kosten  der  Betrieb  ge- 
schaffen, wozu  vom  Arlieiter  in  der  Kegel 
noch  gering«?  Beiträge  geleistet  weiden. 
Sie  sind  übrigens  mit  vielerlei  sonstigen, 
dem  Betriebe  eigenen  Wohlfahrtsaiistnlten 
auf  das  engste  verbunden,  weshalb  eine 
eingehendere  Krörterung  dieses  Gegenstandes 
hier  zu  weit  führen  würde.  Puter  den 
Industriellen,  welche  in  dieser  Weise  durch 
namhafte  Opfer  das  Wohl  Ihrer  ArW'iter 
liefördern.  sind  besonders  hervorzuhelien 
J.  C.  van  Marken  (Delft),  Gebr.  Stork 
fHongeloo),  W.  Hon",  Aktienbrauerei  van 
Vollen hoveu  en  Co.  (Amsterdam,  Dord  recht). 

Neben  diesen  vereinzelten  privaten  Ver- 
sicherungen wurde  im  Jahre  1*8!)  der  Ver- 
such gemacht,  die  Altersversicherung  auf 
dem  Wege  privater  Initiative  zu  verallge- 
meinern. Auf  Anregung  des  damaligen 
Bürgermeisters  von  Amsterdam,  Dr.  van 
Thenhoven,  wurde  ein  Arbeitgel lerbund  er- 
richtet, mit  dem  Zwecke,  die  Unternehmer 
in  grösstniöglieher  Zahl  zur  Alters  vei-siche- 
mng  ihrer  Betrielisangehörigen  anzuregen. 
Doch  brauchen  wir  auf  diesen  Versuch  hier 
nicht  weiter  einzugehen,  da  bis  jetzt  nach 


M  Ausserdem  ein  gemeinschaftlicher  IVn- 
fdonsfonds  von  verschiedenen  Fabrikbesitzern  in 
Engehede  mit  ca.  ÖXK)  Mitgliedern. 


einem  tieinahe  zehnjährigen  Bestehen  die 
Erfolge  des  Vereins  unbedeutend  sind. 

Ausser  den  oben  genannten  Fabrikpen- 
sionskassen besteht  in  den  Niederlanden  nur 
eine  allgemeine  private  Arbeiterpensions- 
kasse, nämlich  die  des  niederländischen 
Arbeiterfonds.  Diese  Anstalt,  bei  welcher 
auch  die  ineisten  Mitglieder  des  obenge- 
nannten Arl>eitgel>erverl)andes  die  wenigen 
Versieherungen,  zu  welchen  sie  sieh  ver- 
standen haben,  abgeschlossen  liabeu,  wurde 
von  einem  Vereine  >  N  ede  rinn  d  sehe 
P  e  n  s  i  o  e  n  v  e  r  z  e  k  e  r  i  n  g  voor  w  e  r  k  - 
liednn«.  welchem  im  Ja  luv  1883  juris- 
tisehe  Persöidichkeit  verliehen  wurde,  er- 
richtet. 

Diese  scldiesst  Arten  von  Versiche- 
rungen ab: 

A.  Versicherung  einer  Alterswochen- 
rente nebst  einmaliger  Auszahlung 
im  Todesfall. 

B.  Versicherung  einer  Alterswochen- 
rente. 

0.  Versicherung  einer  einmaligen  Aus- 
zahlung im  Todesfall. 

D.  Versicherung  einer  einmaligen  Aus- 
zahlung l>ei  Erreichung  eines  be- 
stimmten Alters. 

E.  Versicherung  einer  einmaligen  Aus- 
zahlung bei  Erreicluuig  eines  be- 
stimmten Alters  oder  früherem 
Ableben. 

Die  Versicheningen  sind  an  ein  Maximum 
von  14  fl.  per  Woche  oder  KXH)  fl.  ein- 
maliger Auszahlung  gebunden. 

Der  Versicherungsbestand  und  Geschäfts- 
umfang  dieser  Kasse  waren: 

Anzahl     ^sicherte  Versicherte 
enimnhge  Jahres- 
at>r       Auszahlung  n-nten 
Policen       Gulden  Gulden 

Ende  188«  574  86  33°  '7  4<*> 

„    1888  1  4t>8  100720  S6351 

.,    18M0  2309  298  42S  11806 

„    18U2  3222  404223  157129 

„    1895  4599  603624  204636 

„    1811«  5174  655020  225554 

Pud  nach  den  verschiedenen  Versiehe- 
ningsarten  eingeteilt,  war  der  Bestand  Ende 
18!)«: 

tinlden  Uulden 
A    216  41068  23404 

B  1397  202  150 

«'  3U8         445  o75 

D     12  2071  — 

E  5177  156806 

Wenn  man  berücksichtigt,  dass  die  An- 
zahl männlicher  Arbeitnehmer  von  über 
23  Jahren  bei  der  letzten  Volks-  und  Berufs- 
zählung am  31.  Dez.  188!)  b2:V.)76  betrug, 
dann  ist  ein  Resultat  von  ölT-l  Policen  sehr 
gering. 

Und  doch  l>efindet  sich  der  Fonds  in 


Digitized  by  Google 


694 


Arl .eitervei-sicherung  (Nie< lorlande— Schweiz ) 


mancher  Hinsicht  in  einer  ganz  besonders 
günstigen  pekuniären  l^ago.  Er  Ixjsitzt  oinen 
von  privaten  Interessenten  zusammenge- 
brachten üarantiefonds.  Er  erhält  bei  selir 
minimalen  Verwaltungskosteu  sehr  ansehn- 
liche Beitrüge  von  einer  Zahl  gemeinnütziger 
Vereine.  Deslialb  kann  man  al>er  auch  die 
ganze  Art  der  Altersvereiehenmgsm-ganisation 
in  den  Niederlanden  als  verfelüt  ansehen. 

Die  Ueberzeugung,  dass  eine  Zwangsver- 
sicherungder  einzige  Weg  ist.  um  zu  einer  all- 
seitigen Versicherung  zu  kommen,  ist  denn 
auch  in  den  weitesten  Kreisen  zumDurehbrueh 
gelangt.  Die  auf  Grund  des  Gesetzes  vom 
19.  Jauunr  1S90  (Gewetabl.  1)  und  der  Novelle 
vom  20.  Dezember  1*<»3  (Gesetzbl.  243)  ein- 
gesetzte Arbeitsenouetekommission  gab  denn 
auch  in  ihrem  Enubericht  an  die  Kegiening 
der  Ansicht  Ausdruck,  dass  eine  gesetzliehe 
Regelung  auf  der  Grundlage  einer  Zwangs- 
versicherung gegen  Alter  und  Invalidität 
mit  Geldlteiträgen  der  Arbeitgelier,  der 
Arlieiter  und  des  Staates  auzuraten  sei. 

Die  Arbeiter  selbst  verlangen  eine  staat- 
liche Versicherung,  aber  ohne  Beiträge 
ihrerseits.  Im  abgelaufenen  Jahre  haben 
sie  im  ganzen  I^ande  hierfür  Propaganda 
zu  machen  gesucht.  In  lokalen  und  für 
das  ganze  Reich  eingerufenen  Versamm- 
lungen wurde  eine  Roichspension  von  0  fl. 
wöchentlich  l>ei  Eintritt  in  das  (iO.  ]>>hcus- 
jahr  beansprucht.  Es  ist  sehr  zweifelhaft, 
ob  von  selten  der  Regierung  auf  solche 
Forderungen  eingegangen  werden  kann. 
Gegen  die  dänische  Methode  luiben  die 
niederländischen  Arbeiter  eine  tiefgehende 
Abneigung.  Sie  sehen  darin  mehr  Armen- 
pflege als  Versicherung. 

Die  niederländische  Regierung  wollte 
noch  nicht  sogleich  den  Weg  der  Zwangs- 
versicherung einschlagen  und  Hess  darum 
i.  J.  1S94  den  Plan  einer  Reiehsrentenhank 
ausarbeiten,  durch  welche  unter  vorteilhaften 
Bcdingimgeu  die  freiwillige  Versicherung 
ermöglicht  und  angeregt  werden  sollte. 
Dieser  der  2.  Kammer  nur  in  grossen  Zügen 
mitgeteilte  Plan  fand  daselbst  nur  wenig 
Beifall.  Auf  Antrag  des  Abgeordneten  B. 
H.  lleldf, Vorsitzenden  des  allgemeinen  nieder- 
ländischen Arbeiterbundes,  wurde  die  Regie- 
rung aufgefordert,  eine  Staatskonimission 
zur  Besehlussfassung  in  dieser  Frage  ein- 
zusetzen. Im  August  1895  leistete  die 
Regierung  dieser  Anregung  Folge  und  gab 
einer  Kommission  den  Auftrag,  zu  unter- 
suchen, ob  neben  der  Errichtung  einer 
Reichsleibrentenhank  und  neben  der  Regelung 
der  rnfallversiehenmg  gesetzliche  Mass- 
regeln  genommen  werden  müssten,  um  zu 
bewirken,  dass  Arbeiter  und  die  diesen 
gleichzustellenden  Pei-sonen.  welche  durch 
Alter  und  Invalidität  dauernd  untauglich 
gewurden  sind,  um  sich  ihren  Unterhalt  zu 


verdienen,  einen  Anspruch  auf  Unterstützung 
in  Geld  erhallen  sollen.  Der  Bericht  dieser 
Kommission  ist  noch  nicht  erschienen. 
Doch  läset  sich  annehmen,  dass  die  Nieder- 
lande iri  nicht  zu  ferner  Zeit  eine  obligato- 
rische Altersversicherung  besitzen  werden. 
Dies  ist  der  Wunsch  weiter  Volkskreise, 
und  die  Regierung  wird  sich  der  allgemeinen 
Meinung  fügen  müssen. 

Litterat ar:  /V.,/.  Dr.  ir.  L.  P.  A.  Moten- 
graaff  (l'trrrht),  /Vf./.  Dr.  (I.  J.  Leg  ehr  kr 
(Mit),  J.  L.  Huizlnga.  rir.  i,*,.,  Dr  B>- 
ijr>ifrni*f<>nd»,n  in  Xederland,  Mut  lti'Jl.  —  /'ruf. 
II'.  Stordrr,  Dr.  C.  J.  Snyder»,  Dr.  G.  P. 
van  Tienhoven,  Dr.  D.  A.  Rtbbr.  De  Ziekm- 
ft>nd*rn  in  Xrdrrlund ,  Sept.  1/iUÖ.  —  Voinuiieitie 
mit  Arhriduruiptftr :  Yrr*la<irn  der  Fnndtrn- 
fin/nftr,  IK'J.1.  —  Vt  itIhij  drr  SliHittroMiuUtir  Munt 
mrt  hl  nntirrrprn  run  mir  ,rrttrh/kr  rryrliwj 
run  hrt  IrrrMrrrzekrrinanbrdryf ,  Fehrwtr  1SU7.  — 
Dr.  PI*.  Fnlkmburo,  Drr  Entwurf  eine»  f'n- 
fuUrrrairhrrunff*ge*rUrji  in  den  Xiedrrlundrn, 
Jahrb.  /.  Xat.  11.  Stat,  Aprilhrfl.  —  Der- 

nelbe,  Itifdrmir  t»t  dr  Irre  run  hrt  urbridilunn 
!*!»>.  Philipp  Fatkettbury. 

VIII.  Arbeiter  Versicherung  in  der 
Schweiz. 

1.  Geringe  Ent  Wickelung  der  eigentlichen 
Arbeitervernirhcrung.  2.  Aeltere  kantonale  Ge- 
setzgebung. 3.  liegen  wärtiger  Zustand.  4. 
Krankenkassen.  5.  llefortnlieMtrehungeii.  6.  Die 
VolksverHicherung  im  Kanton  Neuenburg.  7. 
Bumlesgesetzgebuug  über  das  Ililfskassenwesen. 
8.  fnfallverHicherung.  9.  Neuesten  Eingreifen 
der  Eidgenossenschaft.  10.  Der  Kranken- 
versicbenuigsgeKetzeutwurf.  11.  Der  l'nfall- 
versicherungsgesetzentwurf. 

1.  Geringe  Entwickelang  der  eigent- 
lichen Arbeiterversicherung.  Trotz  der 
vorgeschrittenen  industriellen  Entwickehuig 
der  Schweiz  hat  sich  ein  eigentlicher  Ar- 
bo i  t  e  r  s  t  a  n  d  liier  viel  weniger  ausgebildet 
als  in  irgend  einem  anderen  der  eurojvüsohen 
Industriestaaten.  Die  politische  Geschichte 
des  ljuides,  seine  Zersplitterung  in  zald- 
reiche  kleine  Gemeinwesen,  die  in  diesem 
Jahrhundert  zur  Herrschaft  gelangten  demo- 
kratischen Einrichtungen  haben  an  dieser 
Krscheinuug  vielleicht  ebenso  grosse u  Anteil 
wie  die  Verbreitung  des  hausindustriellen 
Betriebssystems  im  Gewerbe  und  die  stellen- 
weise Decentralisation  der  Fabrikindustrie. 
Wie  dem  al>er  auch  sein  mag,  jedenfalls 
hängt  die  geringe  Entwicklung  der  Ar- 
beiterversicherung bei  einem  reich 
entfalteten  sozialen  Hdfswesen  mit  dem 
Fehlen  ilutr  Unterlage,  die  eben  erst  durch 
die  Ausscheidung  eines  eigentlichen  Ar- 
beiterstandes aus  der  übrigen  Gesellschaft 
gegelien  ist.  eng  zusammen.  Und  damit  ist 
auch  die  Hauptursache  atigefühlt,  weshalb 

zu  einer  einheitlichen  öffentlich-recht- 
lichen Organisation  dieses  wichtigen  Zweiges 
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der  Personalversieherung  bis  jetzt  nicht  ge- 
komineu  ist  und  weshalb  dahin  gehende 
Bestrebungen,  welche  neuerdings  in  einigen 
Kantonen  hervorgetreten  sind ,  nicht  den 
Arbeiterstand    als   solchen    oder  einzelne 
TeUe  desselben,  sondern  die  ganze  Bevölke- 
rung oder  doch  alle  wirtschaftlich  schwächeren 
Schichten  derselben  ins  Auge  fassen.  Es 
soll  damit  die  seit  der  franzosischen  Revo- 
lution ziemlich  allgemein  verbreitete  und  in 
der  Demokratie  besondere  lebhaft  empfun- 
dene Scheu  vor  einem  besonderen  Staudes- 
recht —  und  eiu  solches  schafft  denn  doch 
jedes  Obligatorium  in  der  Arbeiterversiehe- 
ning  —  nicht  weggeleugnet  werden;  aber 
die  grössere  Stärke  einer  solchen  Empfin- 
dung l>ci  eleu  Politikern  der  Schweiz  be- 
weist doch  an  sich  schon,  dass  die  sozialen 
Klassenunterschiede  ein  entwickeltes  Standes- 
bewusstsein  hüben  und  drüben  noch  nicht 
zuwege  gebracht  haben  können  und  dass 
man  sein  Aufkommen  mit  Absieht  zu  ver- 
hindern sucht.    Dazu  kommt  freilich,  dass 
dio  eigentümliche  Gestaltung  des  schweize- 
rischen Heimat-  und  Armenrechts  den  Zu- 
sammenhang der  Arbeiterversieherung  mit 
der   Armenpflege    und    ihren  finanziellen 
Lasten  weniger  empfinden  lässt  als  ander- 
wärts.   Denn  jene  Einrichtungen  bringen 
es  mit  sich,  dass  vielfach  der  arme  Indu- 
striearbeiter  in    einer  anderen  Gemeinde 
«ler  gar  in  einem  anderen  Kanton  unter- 
stützungsberechtigt wirr  1 ,  als  wo  er  seine 
Kräfte  verbraucht  liat.    Da,  wo  das  Bedürf- 
nis der  Versicherung  entsteht,  findet  sich 
somit  kaum  ein  Antrieb,  durch  staatliches 
Eingreifen  für  seine  Befriedigung  zu  sorgen, 
was  unter  Umständen  so  viel  heissen  kann, 
als  selbst  Josten  zu  üliernehnien,  um  fremde 
Gemeinden  von  solchen  zu  befreien.  So- 
weit also  die  Arbeiterversicherungsfrage  unter 
den  Gesichtspunkt  der  vorbeugenden  Ar- 
menpflege fällt,  ist  sie  gerade  für  die  indu- 
striellen Kantone  keine  ••> Frage«.   Hier  hatte 
sie  es  nur  für  die  Eidgenossenscliaft  werden 
können;  aber  gerade  dieser  fehlte  zu  ge- 
setzlichen Massnahmen  auf  diesem  Gebiete 
bis  1890  die  verfassungsmässige  Kompetenz. 
Die  Kantone  dagegen,  welche  sie  besasseu, 
waren  nicht  dazu  gelangt,  sie  in  einer  den 
modernen    Anforderungen  entsprechenden 
Weise  auszuüben,  sei  es,  dass  sie  politischen 
Bedenken  nachgaben,  welche  die  Aufstellung 
eines  staatlichen  Zwangs  gegen  eine  be- 
stimmte Klasse  der   Bevölkerung  wider- 
rieten, sei  es,  dass  sie  unter  der  seitherigen 
Vertedung  der  Armenlast   sich  finanziell 
besser  zu  stehen  glaubten,  sei  es  endlich, 
dass  sie  unter  den  heutigen  Verkehrsvcr- 
hältnissen  —  namentlich  bei  vereinzeltem 
Vorgehen  —  sich  selbst  für  zu  schwache 
Stützorgane  einer  umfassenden  Organisation 
der  Arboiterversicherung  hielten.    So  war 


es  erst  das  Beispiel  der  Nachbarstaaten, 
welches  in  Verbindung  mit  der  sozial- 
politischen Empfänglichkeit  der  schweize- 
rischen Politiker  1890  dem  Projekte  einer 
eidgenössischen  Unfall-  und  Krankenver- 
sicherung die  Wege  bahnte.  Trotz  acht- 
jähriger Erwägungen  und  Erörterungen  ist 
dieses  aber  zur  Stunde  noch  nicht  zum  Ab- 
schlags gelangt,  und  so  haben  die  thatsäch- 
lichen  Angaben  dieses  Artikels  sich  noch 
immer  fast  ausschliesslich  auf  kantonalem 
Boden  zu  halten. 

2.  Aeltere  kantonale  Gesetzgebung. 
Allerdings  giebt  es  in  den  zum  grossen 
Teile  heute  obsolet  gewordenen  Geweriie- 
gesetzen  mehrerer  Kantone  Bestimmungen, 
durch  welche  die  Handwerksgesellen  ver- 
pflichtet werden,  einer  Krankenkasse  beizu- 
treten.    Diese    Verpflichtung  beschränkt 
sich  jedoch  in  den  Kantonen  Bern,  Scliaff- 
j  hausen  und    Zürich   auf  die  kantons- 
i  fremden  Gesellen,  während  in  Basel-Land 
der  Beitritt  zur  Krankenkasse  für  joden  Ge- 
!  seilen  obligatorisch  ist.    Der  Unterschied  in 
der    Behandlung    von  kantonsangehörigen 
und  kantonsfremden  Gesellen  wird  daraus 
erklärt,  »dass  in  dem  einen  Kanton  durch 
Kantons-  und  Bezirksspitäler,  zum  Teil  auch 
durch  Ortskrankenkassen  dafür  gesorgt  ist. 
dass  jeder  Kantonsbürger,  also  auch  «ler 
einheimische  Geselle,  jederzeit  unentgelt- 
liche Pflege  in  kranken  Tagen  finde,  wäh- 
rend in  anderen  Kantonen  diese  bürgerlichen 
Einrichtungen  nicht  oder  nur  in  beschränk- 
tem Umfange  bestehen,  so  dass  auch  der 
einheimische   Geselle  einer  Krankenkasse 
lieitreten  muss*.    Wieweit  jene  Beitritts- 
verpflichtnng  heute  noch  aufrecht  erhalten 
wird  (die  liezügliehcn  Gesetze  sind  meist 
ans  den  40  er  uud  50  er  Jahren),  ist  schwer 
zu  sagen.    Dieselbe  setzt  das  allgemeine 
Bestehen  von  Kassen  voraus;  allein  nach 
einer  vorliegenden  Statistik  der  gegenseitigen 
Hilfsgesellschaften  der  Schweiz  für  188«» 
scheinen  obligatorische  Krankenkassen  nicht 
sehr     liänfig    vorzukommen.  Allerdings 
schreibt  das  Basel-Ijandschaftlicho  Gesetz 
über  das  gesamte  Handels-,  Gewerl>e-  und 
Berufswesen  vom  10.  Dezember  185."»  vor 
(§  104):  »In  jedem  Bezirke,  auf  Verlangen 
und  mit  besonderer  Bewilligung  des  Rogie- 
rungsrates  auch  in  einzelnen  grösseren  Ort- 
schaften, soll  eine  Gesellenkrankenkasse  er- 
richtet werden':,  und  ähnliches  findet  sich 
in  mehreren  anderen  Gesetzen.    Allein  die 
Hifskassenstatistik  von  1880  weist  nur-  vier 
örtliche    Gesellenkrankenkassen    und  eine 
Bezirkskasse  in  lkisel-I^nd  auf.  Das  Polizei- 
gesetz des  Kantons  Zürich  für  Handwerks- 
gesellen. I/'hrlinge,  Fabrikarbeiter.  Tage- 
löhner und  Dienstboten  bestimmt  in  §  29: 
-Wo  nicht  in  hinreichendem  Masse  durch 
freiwillige  Kranken-  uud  Untei-stützungs- 
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kasse»  für  die  Unterstützung  kantonsfremder 
Gesellen  oder  Gewerbsgehilfen  in  Krank- 
keits-  und  Notfällen  gesorgt  ist,  da  wird 
der  Regierungsrat  Vorsorge  treffen,  dass 
durch  Errichtung  obligatorischer  Kassen 
dieser  Zweck  erfüllt  verde.*  >Es  ist  in- 
dessen ans  neuerer  Zeit  kein  Kall  Itekannt-, 
heilst  es  in  einer  offieiellen  Mitteilung, 
da»  der  Rcgicrungsrat  selbst  für  die  Er- 
richtung solcher  obligatorischer  Kassen  hätte 
Vorsorge  treffen  müssen.-  Wie  weit  solches  i 
durch  die  Gemeinden  geschieht,  ist  nicht  i 
zu  sagen.  Bloss  der  kleine  Kanton  l'nter- 
waldeu  nid  dem  Wald  besitzt  in  der 
Krankenvcrpflegungsanstalt  fremder  Ar- 
U.'iter  eine  kantonale  Zwang-duisse,  welche 
für  alle  fremden  Geselle»,  Dicnstkneehtc 
und  Tagelöhner  im  Kanton  obligatorisch  ist, 
und  in  ApiN-nzell  A.  Rh.  sind  durch  Gesetz  | 
vom  17.  November  1*71)  die  Gemeinden 
W-rechtigt,  sämtliche  Aufenthalter  zur  Teil- 
nahme  an  einem  Kranken  verbände  anzu- 
halten; der  Wochenlieitrag  darf  jedoch  25 
Rap[>cn  und  die  Eiuschreibegebühr  » 
Rappe»  nicht  übersteigen.  Der  Erkiss 
ilieses  Gesetzes  bezweckte  indes  nur.  die 
durch  die  Erkrankung  fremder  Kantons- 
augehoriger  entstehenden  Kosten,  welche 
laut  K.G.  vor»  22.  .luni  IST.')  dem  Aufent- 
hnltskanton  zufallen,  von  diesem  letzteren 
abzuwälzen. 

Wo  obligatorische  Kassen  für  Arlteiter 
vorlui»de»  sind,  unterliegen  die  Statuten 
dersehVu  —  wie  es  scheint,  mehr  gewohu- 
heitsgemiLss  als  gesetzlich  der  Genehmi- 
gung des  Regierungsrats.  EIhmiso  ver- 
pflichtet S  ti  des  Züricher  Gesetzes  be- 
treffend die  Verhältnisse  der  Fabrikarlieiter 
vom  U4.  Oktober  ls5t)  den  Fabrikbesitzer, 
die  Statuten  der  Kranken-  oder  Vorsorge- 
kassen, welche  er  für  seine  Arlieiter  obli- 
gatorisch erklären  will,  der  Direktion  des 
Innern  zur  Geiielimigung  vorzulegen.  — 
Eine  fortlaufende  staatliche  Aufsicht  über 
die  Verwaltung  und  Gcschäftsfülirung  der 
Ka»sc»  ist  —  mit  einer  unten  zu  erwähnen- 
den Ausnahme  —  in  keinem  Kanton  vorge- 
sehen. 

Ü.  Gegenwärtiger  Znstand.  Der  gegen- 
wärtige Zustand  des  Arbeiten  ersieherungs- 
wesens  beruht  sonach  in  der  Hauptsache 
auf  der  Freiwilligkeit  und  Kassenfreiheit, 
lud  wie  die  staatlichen,  so  hat  man  auch 
die  sozialen  Zwangsverhältnisse  möglichst 
zu  vermeiden  gesucht.  Allerdings  finden 
sich  hier  und  da  in  den  Städten  noch 
reherreste  der  alten  Gcscllcnlndeu;  alter 
die-.e  ehemaligen  Zwangskassen  sind,  längst 
der  Einwirkung  der  Meister  entzogen,  zu 
freien  Vereinen  geworden  und  fristen  als 
snbhe  mei>t  ein  kümmerliches  Dasein. 
Selbst  die  grossere»  Arbeiterverbände,  wie 
der  ls73  gestiftete  Schweizerische  Arbciter- 


bnnd  und  der  Grütliverein.  haben  es  nicht 
gewagt,  ihre  Mitglieder  zum  Eintritt  in  die 
von  ihnen  begründeten  Kassen  zu  zwingen. 
Nur  liei  den  Grtskranken-  und  Sterbekassen 
für  J  Landarbeiter  und  Dienstboten  und  den 
von  einzelnen  rnternehmern  für  ihre  Ar- 
beiter eingerichteten  Hilfskasse»  gelingt  es, 
den  Beitritt  obligatorisch  zu  machen,  alter 
auch  hier  nicht  überall. 

Eine  Darstellung  des  gegenwärtigen  Zu- 
Standes der  schweizerische»  Arbeiterver- 
sicherung begegnet  danach  der  grossen 
Schwierigkeit,  dass  sich  ihr  Gebiet  nicht 
klar  abscheidet  von  der  allgemeinen  Per- 
sonalversicherung der  ökonomisch  schwäche- 
re» Klasse»  überhaupt  und  dass  die  Insti- 
tntionen,  mit  welchen  sie  es  zu  thim  hat. 
in  ihren  Zielen  sich  wenig  de»  s|>eciellen 
Versicherungsbedflrfnissen  der  Arl»eiter  an- 
passen. Solcher  Einrichtungen  —  im  all- 
gemeinen als  gegenseitige  Hilfsgesellscliafte» 
Itezeichnet  —  giebt  es  eine  sehr  grosse 
Zahl:  aber  dieselben  sind  in  ihrer  Organi- 
sation und  in  ihren  J>eistungen  ltei  weitem 
nicht  genügend  erforscht  Ihr  heutiger  Zu- 
stand ist  (Überhaupt  nicht  Itekaunt.  Noch 
immer  sind  zwei  ältere  Erhebungen  z»  be- 
nutzen,  welche  die  schweizerische  statistische 
Gesellschaft  1805  u»d  lKH»  angestellt  liat ; 
aber  die  Ergebnisse  sind  Iteide  Male  lücken- 
haft geblielten,  und  der  Bcarlieiter  derselben 
hat,  wohl  mit  Recht,  darauf  verzichtet,  die 
eigentlichen  Arlteiterlülfskassen  von  den 
übrigen  z»  sondern.  Eine  solche  Scheidung 
könnte  auch  nur  ein  ganz  unzulängliches 
Bild  von  der  wahren  Ausdehnung  der  Ar- 
U'iterversieheruHg  geben.  Im  ganzen  wurden 
ermittelt 

18fiö:  632  Hilfsvereine  mit  96  003  Mitgliedern 
18H0:  1085  „  „209920 

Das  Gesamtvermöge»  der  Vereine  l>etrug 
1ksi>  l»i  (j.">2  03i»  Fr.,  die  Jahreseiunahmen 
3  N58  903  Fr.,  die  .Iahresa»sgal>e»  2  94U  4SI 
Fr.  Davon  entfiele»  a»f  Kra»ke»u»ter- 
stützung  1349  050  Fr.,  auf  Invaliden- 
ite»sio»e»  333  375  Fr.,  auf  Witwen-  und 
WaiseHunterstüt  zungeu  41KS41  Fr.,  auf 
Sterbegelder  193  675  Fr. 

Nach  der  Art  des  Beitritts  werden  vom 
Herausgeber  Kassen  mit  freiwilligem  und 
mit  erzwungenem  Beitritt  unterschieden, 
woltei  zu  letzterer  Kategorie  auch  die  obli- 
gatorische» Fabrik-,  Eisenbahn-.  Gesellen- 
und  Gewerkvereinsknssen  gerechnet  werdeu. 
Ks  gab: 

ltfiö  1880 
Vereine  *0     Vereine  % 
!  mit  frei  willigem  Beitritt  383   63         675  62 
„    obligatorischem  „       225    37  410  38 

Die  Vermehrung  der  Vereine  mit  obli- 
gatorischem Beitritt  ist  sonach  kaum  nennens- 
|  wert.   Am  häufigsten  sind  sie  in  den  deut- 
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sehen  Kantonen:  in  der  welschen  Schweiz 
kommen  sie  nur  vereinzelt  vor. 

Von  den  1  St>.">  ennittelten  Kassen  waren 
22  vor  dem  Jahre  LS«*»,  2-1*  zwischen  1S(K) 
und  1n.Vi  gegründet ;  die  Statistik  von  lKSÜ 
zählt  im  ganzen  nur  n<ich  23»>  vor  1850  ge- 
gründete Kassen.  reberhanpt  hatte  sich 
Isnm  der  Bestami  der  vor  INtiü  gegründeten 
Kassen  um  etwa  100  vermindert,  wogegen 
in  den  folgenden  1">  Jahren  iil>er  500  neue 
Vereinigungen  entstanden  waren.  Dies 
zeigt,  dass  wir  Einrichtungen  vor  uns 
haU>u.  welche  einem  starken  Wechsel  unter- 
worfen sind. 

Nach  den  Versicherungszwecken  unter- 
schied man 


HilfflfeseuVhitfteii  mit  Ver- 
sicherung ireiren 

Krankheit  

Krankheit  uiiil  Sterbefull  .  . 
Krankheit  und  t?ehrechhYhkeir 
Kraukheit.  (Jobreehliehkeit.  Tod 

Tod  (Sterbekassem  

Alter  <><U'r  (iebreehüchkeit    .  . 
Alter.  Witwen  und  W»i«en 
Witwen  um]  Waisen  .... 


1*65 

18*0 

»3> 

300 

308 

527 

1 1 

64 

•  15 

82 

.  16 

16 

22 

24 

i  39 

31 

■  36 

3> 

•  »5 

5 

Alliiere  

Die  speeifisehen  Zweige  der  Arbeitorver- 
sicherung.  Unfall-  und  Arbeitslosigkeitsver- 
sicherung, fehlen  gänzlich  in  dieser  Zu- 
sammenstellung. Dagegen  enthält  diosellie 
eine  grossere  Zahl  von  Einrichtungen, 
welche  kaum  noch  unter  den  Hegriff  der 
Versichening  fallen,  wie  Sr»arvereine.  Stif- 
tvmgen  und  dergleichen ;  die  meisten  Sterbc- 
kasson  sind  sogenannte  Franken  vereine, 
deren  Mitglieder  hei  jedem  Todesfall  aus 
ihrem  Kreise  einen  Franken  für  die  Hinter- 
bliebenen steuern.  Auch  die  zahlreichen 
Pensions-,  Witwen-  und  Waisenkassen  für 
Schullehrer,  (ieist  liehe  und  andere  kantonale 
Heamte  trüben  mehr  das  Gesamtbild,  als 
da>s  sie  zu  seiner  Vervollständigung  bei- 
tragen. Immerhin  lässt  sich  unter  Be- 
nutzung der  Detailnach Weisungen  der  oben 
angeführten  Publikationen  so  viel  sagen, 
dass  die  meisten  Kassen,  welche  gegen 
Krankheit  und  St  er  befall  versichern, 
ihre  Mitglieder  vorzugsweise  den  Arbeiter- 
kreisen entnehmen.  Auch  von  den  Alters- 
versorgu n  gs-.  Wit  wen  -  u n d  W  aisen - 
kassen  dürfte  ein  beträchtlicher  Teil  ihnen 
mit  zu  gute  kommen:  eigentliche  Arheitor- 
witwen kassen  weist  die  Aufstellung  für 
Isno  nur  Invaliden-  und  Alterspensions- 
kasson  für  Arbeiter  dagegen  11  auf.  von 
denen  die  Mehrzahl  aus  Fabrikkassen 
besteht,  l'oberhaupt  wird  in  den  letzteren 
hauptsächlich  das  über  den  Krankheits-  und 
Sterbefall  hinausgehende  Arlieiterversiche- 
iimgswesen  gepflegt  und  nimmt  hier  sehr 


verschiedenartige  Formen  an ,  die  sich 
meist  der  statistischen  Darstellung  entzogen 
haben.  Oft  genug  treten  derartige  Einrich- 
tungen, namentlich  wo  sie  in  Verbindung 
mit  irgend  einer  Art  der  Gewinnbeteiligung 
gebracht  sind,  gar  nicht  in  der  Form  der 
Versichern ngskasse  auf,  obwohl  sie  dem 
Wesen  derselben  entsprechen.  Gegenüber 
der  verhältnismässig  grossen  Zahl  der  aus 
der  Initiative  der  l'nternehmer  hervorge- 
gangenen sozialen  Hilfseinrichtungen  ist  es 
auffallend,  dass  die  zahlreichen  schweize- 
rischen A r b eiterassociation e n  ein  aus- 
gebildetes Kastenwesen  nicht  besitzen. 
Allerdings  sind  von  Arbeitern  vielfach  ört- 
liche Kranken-,  Sterbe-  und  sonstige  l'nter- 
stützungskassen  gegründet  worden:  allein 
dieselben  lehnen  sich  nicht  an  andere  Ver- 
einigungen an  und  entliohreii  so  meist  eines 
festen  Rückhalts  sowie  der  gegenseitigen 
Verbindung.  Und  selbst  da,  wo  grössere 
Arbeiter  verband  e  wiche  Kassen  gegründet 
haben,  sind  es  nur  Kassen,  au  welchen  sich 
ihre  Mitglieder  beteiligen  können,  aber  nicht 
müssen.  Thatsächlich  umfasst  die  centrali- 
sierte  Kranken-  und  Sterbekasse  des  Grütli- 
vereins  noch  nicht  den  vierten  Teil  der 
Mitglieder  dieses  Vereins.  Selbst  die  ge- 
werkvereinsartigen  Verbindungen  (Fachver- 
eine) Italien  auf  dem  Gebiete  der  Arlxiter- 
versicherung  keine  nennenswerte  Thatigkeit 
entfaltet.  Wo  Hilfskassen  für  einzelne  Be- 
rufsarten bestehen,  sind  sie  gewöhnlich  ört- 
licher Natur  und  unabhängig  von  den  Fach- 
vereinen lies  gleichen  Gewerlios.  Grössere 
föderative  Verbände  bilden  sich  gerade 
hier,  wo  sie  so  nützlich  worden  könuten, 
seltener  als  bei  anderen  Arlwiterverbindungen. 
Einer  der  liodeutendsten  ist  der  Ontralver- 
hand  der  Stieker- Kranken-  und  l'nter- 
stütznngsvereine.  welche  liesonders  in  St. 
Gallen.  Appenzell  und  Thurgau  verbreitet 
sind  und  1887  (Iber  40o<»  Mitglieder  zählten. 
Dieselben  sind  völlig  unabhängig  sowohl 
vom  Stickereiverlwind  als  von  den  Fachver- 
einen der  Fabrikstieker.  Der  einzige  Fach- 
verein, welcher  wirklich  gewerkvereinliehe 
Kasseneinriohtungen  ausgebildet  hat,  ist  der 
Schweizerische  Typographenbund.  Er  be- 
sitzt eine  Invaliden-  und  Sterbekasse  seit 
1858,  eine  cetitralisierte  Krankenkasse  seit 
1876,  eine  Viatikumskasse  seit  1882.  letztere 
1884  zu  einer  Reise-  und  Arbeitslosenkasse 
erweitert,  endlich  eine  eigene  Srrikekasse, 
die  >Bundesreservekasse".  seit  1807.  Der 
Beitritt  zu  diesen  Kassen  ist  für  sämtliche 
Mitglieder  des  Bundes  obligatorisch.  An 
l'nterstütznngsgeldern  wurden  von  ihnen 
isss—  1S!I7  zusammen  551  31»!  Fr.  den  Mit- 
gliedern ausgezahlt. 

4.  Krankenkassen.  Zur  Zeit  l»esitzt 
nur  ein  Zweig  der  Arlteiterversieherung  in 
der  Schweiz  eine  grössere  Verbreitung:  die 
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Krankheits-  und  Sterbefallversieherung.  Um 
wenigstens  filier  die  Ausdehnung  der 
ersteren  unter  den  Arbitern  eine  Erstel- 
lung zu  gewinnen,  sind  aus  den  Einzel- 
angaben der  Publikation  für  is^so  diejenigen 
>HUfsgeiwdlschaften< .  welche  sich  als  Kran- 
kenkassen in  Anspruch  nehmen  Hessen,  aus- 
gesondert worden.  Im  ganzen  ergaben  sich 
890  solcher  Kassen.  Von  384.  die  in 
dieser  Hinsicht  Angaben  gemacht  haben,  ge- 
währten 

nur  Krankengeld  558  Küssen 

Krankengeld  u.  Hrztl.  Behandlung    129  r 
Krankengeld.  Arzt  11.  Arznei  oder 

.Spital  83  „ 

Arzt  und  Arznei  oder  Spitalpflege  1 1 1  „ 
nur  Ärztliche  Behandlung  ....     3  „ 

Die  wöchentliche  Leistung  schwankte 
bei  den  einzelnen  Vereinen  zwischen  2  und 
24 1  2  Fr.,  die  Dauer  der  zulässigen  Unter- 
stützung  ffir  eine  und  dieselte  Krankheit 
zwischen  4  Wochen  und  4  Jahren. 

Genauere  und  zuverlässigere  (freilich 
immer  noch  nicht  vollständige)  Ergebnisse 
lieferte  eine  ffir  18*0  vom  schweizerischen 
Arbeitersekretariat  bei  Gelegenheit  einer 
partiellen  Unfallstatistik  veranstaltete  Er- 
mittelung. Dieselbe  stellte  die  Existenz 
von  nicht  weniger  als  1211  Krankenkassen 
fest.    Von  diesen  entfielen  auf  die  Kantone : 


SO  082  oder  21.5  0o  weiblichen  Geschlechts. 
Die  Zahl  der  Erkrankungen  l<etrug  1*H0  im 
ganzen  4*977,  die  Zahl  der  Krankentage 
102öTi2.">,  die  gezahlte  Krankenunterstfitzuug 
1 087  8*2  Fr.  Vergleicht  man  die  Geschäfts- 
ergebnis.se  der  schweizerischen  Kranken- 
kassen mit  den  Ziffern  der  deutschen  Kran- 
kenversicherungsstatistik  ffir  das  gleiche 
Jahr  (Statist.  Jahrb.  f.  d.  D.  K.  IX.  S.  l.Xi, 
so  ergiebt  sich  kein  ffir  die  Schweiz  durch- 
weg günstiges  BUd.  Es  betrug  nämlich  im 
Jahre  l*So 


bei  «Irr 
drutfi  Ihmi 
Kranken- 
vernlrhe- 
run« 


die  dun  bschnittlichc  Mit- 
gliederzahl einer  Kan.se 
auf  ein  Mitglied  enttielen: 

Erkrankungsfälle 
j  Krankkeitstage 

AiMgahen    für  Krank- 
I    heitskosten  Mk.  12.4 

I  auf  einen  Erkraukuug»fall 
kamen  Tage 

Küsten  Mk 
auf  einen  Erkrankuugstag 
kamen  Kosten  Mk.  2.0 


M  den 

ri-wli^n 
Kranken 
kaitcn 


Zürich 
Bern 
Luxem 
Tri 

Sckwyz 
Unterwalden 
Glarns 
Zug 

Freiburg 
Solothuru 
Bawl-.stadt 
Basel-Laud 


216  Schaffhause»  15 

130  Appenzell  A.  Rh.  57 

28  Appenzell  I.  Rh.  4 

4  St.  Gallen  236 

19  Graiihnnden  28 

10  Aargau  103 

46  Thurgan  77 

8  Tensin  12 

7  Wandt  28 

38  Wallis  7 

Sa  Neuenbürg  47 

49  Genf  20 


Speciello  Naohweisungen  lagen  jedoch 
auch  diesmal  nur  ffir  5)49  dieser  Kranken- 
kassen mit  170  KS4  Mitgliedern  vor.  Davon 
waren  Berufs-  oder  Fabrikkassen  380  mit 
00  940  Mitgliedern .  Orts-  oder  gemischte 
Kassen  r.03  mit  103  938  Mitgliedern,  wobei 
die  allgemeinen  Arbiter-,  Dienstboten-  und 
Gesellenkassen  zu  der  letzteren  Gruppe  ge- 
rechnet sind.  Man  sieht,  wie  die  reinen 
Arbeiterkassen  auch  hier  zurück  treten.  Dem 
Wirkungskreise  mich  erstreckten  sich 

Kannen  Procent 

auf  eine  Gemeinde  555  58.5 

„    mehrere  Gemeinden  145  1 5.3 

„    eine  Fabrik  217  22,9 

„    eine  Eisenbahn  18  1.9 

„    einen  Kauton  u  1,1 

„    die  ganze  Schweiz  3  0,3 

072  Kassen  waren  bloss  für  Mäiuier.  37 
bloss  für  Frauen  und  34"  hatten  gemischte 
Mitgliedschaft:  von  den  Mitgliedern  waren 


226 

0.4 
6.2 


»5.4 
3«.° 


1S0 

03 
6.0 

Mk.  7-'J 

20.9 
Mk.  27.0 

Mk.  1.3 


Bei  einer  relativ  günstigeren  Morbidität 
blieben  doch  die  Ix-istimgon  der  schweize- 
rischen Kassen  im  Durchschnitt  erheblich 
hinter  denjenigen  der  deutschen  reichsge- 
setzlichen Versicherung  zurück.  Besondere 
Bedenken  erweckt  die  geringe  Durchschnitts- 
zahl der  Mitglieder.  Es  gab  unter  den  949 
Kassen  der  Schweiz  lösü: 


Krankonka-wn  mit  Zahl  Zahl 
einer  Mitglieder      der  der 
zahl  von        Ka*«en  Mitjrl 
bis  1U0  500  27  401 

100—300        229  33  035 


I'roeent  Hrocent 

der  der 

Kaisen  Mittel 

«.7  16.0 

24,1  19.3 


200-nOO  166  49388  17.S  28.0 
500-1000  42  28006  4,4  '6.3 
Uber  1(100        12   33  154     1,3  19.4 

Mehr  als  die  Hälfte  der  Kassen  erreichte 
sonach  nicht  100  Mitglieder:  fast  der  siebente 
Ted  derselben  hatte  deren  weniger  als  30! 
Mit  der  grossen  Zald  dieser  kleineu  Vereine, 
welche  die  nötigen  versicherungstechtiischen 
Garantioen  nicht  bieten  können,  hängt  es 
zusammen,  dass  das  Vermögen  sämtlicher 
Kassen  ein  gelingendes  Deckungskapital  der 
möglichen  Verpflichtungen  nicht  darstellt, 
wie  Kinkel  in  auf  Grund  der  Ziffern  für 
1S80  nachgewiesen  hat  (neuere  liegen  nicht 
vor).  Die  Beiträge  genügten  damals  el>en 
den  laufenden  Bedürfnissen,  werden  also 
offenbar  bei  den  meisten  Kassen  zu  niedrig 
l>emessen.  Auch  die  Zeitdauer  der  Krankon- 
unterstützung war  vielfach  unzweckmässig. 
Im  Jahre  1880  gewährten  070  Krankenkassen 
(70.2  "0)  ihre  Leistungen  bedingungslos  schon 
vom  ersten  Tage  der  Krankheit  an,  80  unter 
der  Bedingung  einer  längeren  Dauer  der- 
selben, 132  begannen  die  Unterstützung  erst 
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vom  2..  3.  oder  4.  Tage  an  und  5!)  von 
einem  noch  späteren  Termine  ab.  Die  Unter- 
stützung dauerte 

bei  129  Krankenkassen  weniger  als   3  Monate, 
1.   307  3 
*     82         -  3-5 


1 12 


5-6 
Uber  6 


r     '75  l 

In  der  letzten  Kubrik  sind  Kassen,  welche 
1  bis  2  Jalirc  ununterbrochen  volle  Unter- 
stützung gewähren.  Ausserdem  jnebt  es 
144  Kassen,  welche  von  einem  gewissen 
Zeitjmnkte  ab  nur  die  Hälfte  des  Kranken- 
geldes weiter  zahlen. 

6.  Refonnbestrebungen.  Die  Nach- 
teile der  Zersplitterung  des  schweizerischen 
Hilfskassenwesens  haben  verschiedene  Ver- 
suche veranlasst,  das  Problem  einer  durch- 
greifenden Arbeiterversicherung  auf  dem 
Wege  einer  Föderation  der  bestehenden 
freiwilligen  Kassenverbände  zu  lösen.  Die- 
selben richteten  sich  zunächst  nur  darauf, 
Freizügigkeit  zwischen  den  Mitgliedern  der 
einzelnen  Krankenkassen  verschiedener  Orte 
herlteizuführen,  sie  aus  ihrer  den  Versiche- 
rungszweek  scliädigenden  Isolierung  zu  be- 
freien und  sie  einheitlichen  Statuten  zu 
unterwerfen  oder  doch  sie  zur  Annahme 
zweckmässiger  Einrichtungen  zu  veranlassen. 
So  wurde  1870  die  Krankenkasse  für  den 
Kanton  Bern  gestiftet,  welche  nach  kurzer 
Zeit  32  Hilfsgesellscliaften  des  Kantons  auf 
gemeinsames  Risiko  vereinigte  und  1890 
102  Sektionen  mit  7400  Mitgliedern  zählte. 
Aehnlicher  Natur  ist  die  1877  gegründete 
Societe  vaudoise  de  secours  mutuels  (1880 
0817  Mitglieder)  und  die  Societe  fraternelle 
de  prevovance  tlans  le  cnnton  de  Neuchatel 
(1880  30  Sektionen  mit  nur  1031  Mitgliedern). 
Blosse  Konkordats  vertrage  auf  gegenseitige 
Abnahme  der  Mitglieder  haben  die  Vereine 
der  Kantone  Thurgau,  Appenzell  A.  Rh.  und 
die  Toggenburgischen  Kranken-  und  Unter- 
stützung« vereine  untereinander  geschlossen. 
Während  diese  kantonalen  oder  landschaft- 
lichen Föderationsversuche  leidlich  gelangen, 
haben  verschiedene  Versuche,  die  ganze 
Schweiz  umfassende  Vereine  neu  zu  gründen 
oder  bestehende  in  diesem  Sinne  umzuge- 
stalten, wenig  Erfolg  gehabt.  Dieser  Art  ist 
die  Schweizerische  Sterbe-  und  Alterskasse 
(Sitz  in  Basel),  der  Schweizerische  Arbeiter- 
unterstützungsverein  (1887  1400  Mitglieder). 
Ein  bescheideneres  Ziel  hat  sich  der  1880 
in  Oerlikon  bei  Zürich  gegründete  »Verband 
für  Freizügigkeit  schweizerischer  Kranken- 
kassen«, gesteckt.  al>er  auch,  wie  es  scheint, 
ohne  nennenswerten  Erfolg  (1887  angeblich 
4000  Mitglieder).  Aehnliche  Zwecke  ver- 
folgt die  Foederation  des  societes  de  secours 
mutuels  de  la  Suisse  romande,  welche  1803 
gegründet  wurde  und  Ende  1805  ungefähr 
100  Vereine  mit  27503  Mitgliedern  umfasste. 


Wichtiger  sind  die  kantonalen  Be- 
strebungen auf  Einführung  einer 
obligatorischen  Krankenversiche- 
rung. Dieselben  treten  zuerst  1807  im 
Grossen  Rate  des  Kantons  Basel -Stadt 
auf  und  bringen  schon  frflh  hier  Gedanken 
zu  Tage,  wie  sie  später  in  der  deutscheu 
Arbeiterversicherung  Verwirklichung  gefun- 
den haben.  Im  Verlaufe  der  Diskussion 
dieser  schwierigen  Frage  ist  man  dann  frei- 
lich auch  noch  ein  Stück  ülwr  den  Gedanken- 
kreis der  deutschen  Sozialpolitik  hinausge- 
kommen. Anfangs  handelte  es  sich  bloss 
um  einen  beschränkten  VersicherungszwauK 
für  die  arbeitende  Klasse,  oder  da  man 
diesen  Ausdruck  vermeiden  wollte,  die 
»Aufenthalter«,  wobei  neben  der  Kranken- 
versicherung sogleich  auch  die  Grilndumr 
einer  allgemeinen  Alterskasse  ins  Auge  ge- 
fasst  wurde;  später  besciiränkto  man  sich 
auf  die  Krankenversicherung  und  sehwankte 
liier  nm-  zwischen  der  Frage  des  Kassen- 
zwangs und  der  Zwaugskasse,  um  im  Au- 
fang  der  80  er  Jahre,  nachdem  an  Stelle  der 
konservativen  Mehrheit  des  Grossen  Rates 
eine  fortschrittliche  getreten  war,  zu  dem 
weitaussehenden  Projekte  einer  obligato- 
I  rischen  Kranken-  und  Begrübnisversicheruiiu 
■  für  sämtliche  Kantonsbewohner  überzugehen. 
!  Als  jedoch  im  Februar  1884  der  Grosse  Rat 
den  betreffenden  Vorschlag  zurückwies,  kam 
man  auf  die  obligatorische  Arbeiterkranken- 
versicherung  zurück.  Ein  in  manchen 
Punkten  an  das  deutsche  Gesetz  sich  an- 
lehnender Entwurf  wurde  1887  vom  Grossen 
Rate  angenommen,  in  nachträglicher  Volks- 
abstimmung aber  verworfen.  Ein  zweiter, 
der  alle  Einwohner  mit  einem  Einkoramen 
von  1200—2200  Fr.  versicherungspflichtig 
machen  wollte  und  für  die  Aermeren  kosten- 
freie ärztliche  Behandlung  vorsah,  erlitt  1890 
dasselbe  Schicksal.  Schliesslich  begnügte 
man  sich  mit  einer  Erweiterung  der  Poli- 
klinik, der  seit  1874  die  unentgeltliche  ärzt- 
liche Behandlung  Unbemittelter  oblag,  der- 
gestalt, dass  ihre  Wohltliaten  (freie  ärztliche 
Hilfe,  Arznei,  Spitalpflege)  allen  zu  teil 
werden,  deren  Einkommen  1200  Fr.  und  )>ei 
Ledigen  800  Fr.  nicht  übersteigt,  <lie 
Familienangehörigen  eingeschlossen.  18110 
wurden  in  der  Klinik  17637  Kranke  be- 
handelt, weitere  12514  durch  die  Bezirks- 
ärzte und  1408  erhielten  Spitalverpflegung. 
Die  Gesamtkosten  betrugen  185  375  Fr. 
Ausserdem  hatte  die  ganze  Bewegung  ein 
zweites  Ergebnis  von  nicht  zu  unterschätzen- 
der praktischer  Bedeutung:  die  Einfülming 
der  Beerdigung  aller  im  Kantou  ver- 
storbenen Personen  auf  Staatskosten  (snge- 
j  nannte  unentgeltliche  Beerdiguug),  welche 
I  durch  Gesetz  vom  10.  November  1X85  er- 
1  folgte  und  die  eigentliche  Begräbniskosten- 
'  Versicherung  üterflüssig  macht.   Diese  Kin- 
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richtung  besteht  l>ereits  seit  lsTG  auch  in 
einigen  Ausseugomcindeu  von  Zürich,  ebenso 
in  St.  Gallon.  Biel  und  seit  1S97  auch  in 
Bern  (Stadt).  Aber  auch  der  Gedanke  tler 
allgemeinen  obligatorischen  Krankenversiehe- 
rung  aller  Einwohner  hat  in  weiteren  Kreisen 
Anhänger  gefunden.  Im  Kanton  G  e  u  f  ist  <'in 
diesbezüglicher  Entwurf  vorgelegt  worden; 
in  den  Kantonen  Zürich  und  Glarus 
sind  die  gleichen  Bestrebungen  hervorge- 
treten :  in  N  e  u  e  n  b  u  r  g  liat  der  Staatsrat  ein 
Gesetz  über  die  obligatorische.  Versicherung 
auf  den  Todesfall  ausgearUütot.  In  den 
Kantonen  Bern  und  Aargau  dagegen  trug 
man  sich  mit  Projekten  eines  Itesc'hränkteren 
<  Obligatoriums,  Nur  im  Kauton  Stünden 
sind  diese  Bestrebungen  zun»  Ziele  gelangt, 
indem  durch  das  Gesetz  über  Errichtung 
von  Krankenkassen  für  Aufenthalter  (d.  b. 
im  wesentlichen  kantonsfremde  Arbiter) 
vom  U).  Januar  lHS'i  Krankenvcrsicheruugs- 
kassen  mit  obligatorischem  IJoi tritt  für  alle 
Aufenthalter  eingeführt  worden  sind.  Vom 
Eintrittszwang  entbunden  können  solche 
Personen  werden,  welche  liereits  einer  be- 
stehenden gewissen  NormativlM>diugungcu 
entsprechenden  Krankenkasse  angehören. 
Wenn  man  auf  kantonalem  Boden  bisher  nicht 
weiter  gelangt  ist,  so  trugen  daran  wohl  die 
weiterhin  zu  besprechenden  Projekte  des 
Bundes  auf  Ucl**roahme  der  Kranken-  und 
Unfallversicherung  die  Schuld. 

6.  Die  Volksversicherung  im  Kanton 
Neuenbürg.  Den  einzigen  staatlichen  Ver- 
such zu  einer  Art  Alters-  und  Invaliditäts- 
versieherung  hat  neuerdings  Neuenbürg  ge- 
macht. Im  März  ISDN  hat  der  Grosse  Bat 
dieses  Kautons  einstimmig  einen  Gesetzent- 
wurf gutgeheissen,  durch  welchen  eine  kan- 
tonale Versicherungskasse  für  den  Alters- 
und Todesfall  errichtet  wurde.  Die  Anstalt 
ist  keine  reine  Staatsanstalt,  steht  aber  unter 
Staatsaufsicht  und  empfängt  Staatszuschflsse 
•  veranschlagt  auf  75000  Er.  jährlich).  Dei 
Beitritt  ist  fakultativ  für  alle  über  IS 
Jahre  alten  Kantonsangehörigen.  Die  I*rämio 
stuft  sich  nach  dem  Alter  der  Versicherten 
ab  und  ist  monatlich  zu  entrichten.  Die 
Voi-sicherungssumine,  welche  während  der 
Dauer  der  Versicherung  erhöht  und  ver- 
mindert werden  kann,  ist  nicht  abtretbar 
und  darf  bis  zum  Belauf  von  looo  Fr.  nicht 
mit  Beschlag  belegt  worden.  Die  Versiche- 
rung auf  den  To« lesfall  ist  entweder  ein- 
fache Kapitnlsvorsicherung  (1000— ätlOO  Kr.) 
«'der  LeVnsvorsicherung  mit  abgekürzter 
Prämienzahlung  bis  zum  00.  Lebensjahre. 
Bei  der  Altersversicherung  wird  die  Heute, 
welche  zwischen  HO  und  UM»  Kr.  monatlich  ! 
schwankt,  vom  u'O.  Lebensjahre  ah  «lem  Ver- 
sicherten ausgezahlt.  Der  Staat  lieteiligt 
sieh  mit  einein  Zus«-huss  zur  Nettoprämie 
für  alle  Vei>irherungsklas>cii,  und  zwar  bei 


der  Versicherung  auf  <lcn  T«xlcsfal)  bis  zu 
einer  H«>he  von  500  Kr.,  liei  der  Altersver- 
sicherung bis  zu  einer  Höhe  von  30  Kr. 
monatlich.  Ausserdem  will  er  für  «lie  Ver- 
waltungskosten sowie  die  Kosten  der  tech- 
nischen Leitung  der  Kasse  aufkommen,  «Ue 
Kosten  «1er  ärztlichen  Untersuchung  '  und 
die  durch  Zulassung  gosun«lheitssch  wacher 
Personen  entstehende  Risikovennehrung 
tragen.  Kür  zahlungsunfähige  Versicherte 
hat  die  Gemeinde  zahlend  einzutreten.  Die 
Kasse  soll  womöglich  am  1.  Januar  lsf»9 
ins  lachen  treten.  —  Ein  ähnliches  Projekt 
liegt  dem  Grossen  Kate  des  Kantons  Genf 
vor;  jedoch  soll  hier  «"lie  ■> Volksversioherungc 
obligatorisch  gemacht  werden. 

Uelier  «lie  Arbeitslosenversiche- 
rung in  Bern.  St.  Gallen.  Baso|-Sta«lt  wird 
unten  in  einem  l^sonderen'  Artikel  gehandelt 
wenlen. 

7.  Bundesgesetzgebung:  über  das 
Hilfskassenwesen.  Ganz  unberührt  ist 
freilich  «las  Gebiet  der  Arlteitcrversichorung 
auch  seitlnu-  schon  von  «l«-r  Gesetzgebung 
der  Eidgeimss^mschaft  nicht  geblielien.  Schon 
Art.  U>  und  is  der  Bundesverfassung  und 
«las  in  Ausführung  «h's  letzteren  erlassene 
Bundesgesetz  über  die  Verpflegung  erkrankter 
un«l  die  Beerdigung  verstorbener  armer  An- 
gehöriger andervr  Kantone  s4-hlng«Mi  insofern 
in  die  Materie  ein,  als  sie  es  den  Kantonen 
nahe  legten,  «lie  ihium  ohne  Ersatzanspruch 
auferlegten  Verpflegungs-  und  Beerdignngs- 
kosten  unbemittelter  erkrankter  Angeh«"riger 
anderer  Kantone  diuvh  obligatorische  Ver- 
sichi^rung  vou  sich  abzuwälzen.  Kern«u-  ge- 
hört hierher  der  Art.  .'141  «k's  B.G.  über  das 
Obligationenreeht :  «Der  Arbeitgoi.«er  hat 
den  Dienstpflichtigen,  welcher  mit  ihm  in 
häuslicher  Gemeinschaft  lebt,  bei  vorülter- 
gehemlcr  unversclud«leter  Krankheit  auf 
eigene  K«>sten  vei'jif legen  uml  ärztlich  l>e- 
handeln  zu  lassen«,  imlem  damit  der  Arboit- 
geber  für  die  K  ranken  wi-sicherung  «b's  Dienst- 
pflichtigen interessiert  wurde.  Ausserdem 
sind  «lie  Titel  im  <  >.-K.  fd>er  Genossen- 
schaften  und  Vereine  für  «Ii«'  ivchtliehe 
Stellung  «ler  HiLfsgesellschaft.m  von  Be- 
«leutung.  —  Zur  Sieherstellung  der  Krauken-, 
Untorstützungs-,  Pensions-.  Depositen-  und 
Krsparuiskassen  der  Eisen  bah  Hange- 
st eilten  wurde  unterm  '20.  Dezember  1S78 
ein  eigenes  Buudosgesotz  erlassen.  Dasselbe 
schreibt  vor,  dass  das  Vermögen  der  ge- 
nannten, von  den  Eisenbahnangestellten  ganz 
oder  teilweise  alimentierten  Kassen  sowie 
die  von  jenen  geleisteten  Kautionen  von  dem 
Wnnögen  der  Gesellschaft  nusgesclueden 
und  getrennt  verwaltet  wenlen  müssen. 
Wenn  beim  Eintritte  «üner  Liquidation  diese 
Ausscheidung  n«x*h  nicht  lieworkstclligt  ist, 
so  müssen  «lie  l»etreffeinlen  YenmTgensbe- 
tj-äge  und  Kautionen  von  seiten  «ler  Masse 
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vor  jeder  Zuteilung  an  andere  Gläubiger 
ersetzt  werden.  Seit  1SS(J  legt  der  Hund 
bei  Erteilung  von  Eisen hahnkon Zessionen 
den  Gesellschaften  die  Verpflichtung  auf, 
eine  Pensions-  und  Unterstutzungskasse  für 
ihr  Personal  einzurichten  oder  dasselbe  bei 
einer  Gesellschaft  zu  versichern.  Die  da- 
rüber aufzustellenden  l>esonderen  Vorschriften 
unterliegen  der  Genehmigung  des  Bundes- 
rates. Endlich  wiutle  unterm  28.  Juni.  1889 
ein  Buudesgesetz  betr.  die  Hilfskassen  der 
Eisenbahn-  und 
erlassen.  Dasselbe  bezieht  siel»  im  wesent- 
lichen auf  die  Invalidität»-,  Alters-  und 
Todesversicherungskassen  der  Angestellten 
und  Arbeiter  jener  Verkelirsanstalten.  Die 
vom  Bundesrate  zu  genehmigenden  Statuten 
haben  folgenden  Bedingungen  zu  ent- 
sprechen: 1)  Die  Leistungen  der  Hilfskasse 
müssen  bei  massigen  Ansprüchen  an  (he 
Versicherten  dem  Versicheruugszwecke  ent- 
sprechen. 2)  Die  vorgesehenen  Einnahmen 
sollen  nach  den  Gesetzen  der  Versicheruugs- 
technik  genügen,  um  die  in  Aussicht  ge- 
stellten Leistungen  der  Kasse  zu  bestreiten. 
3)  Es  dürfen  den  Versicherten,  in  welchem 
Alter  sie  auch  der  Kasse  beitreten  mögen, 
keine  Leistungen  vorgeschrieben  werden, 
welch*1  den  wahrscheinlichen  Barwert  der 
von  der  Hilfskasse  versprochenen  Gegen- 
leistung übersteigen.  4)  Die  vor  dem  Er- 
lasse dieses  Gesetzes  einer  Kasse  lieige- 
tretenen  Mitglieder  sind  bezüglich  ihrer  noch 
zu  liezahlenden  periodischen  Beitrage  und 
ihrer  Rechte  an  die  Kasse  den  Neuein- 
tretenden von  gleichem  Eintrittsalter  gleich- 
zustellen.  '})  Die  Abgangsentseliädigung  der 


aus  der  G 


lschaft  Austretenden  ist  in 


billigem  Verhältnis  zu  den  geleisteten  Ein- 
lagen und  dem  von  der  Kasse  getragenen 
Risiko  zu  bestimmen.  Mit  dem  letzten 
Punkte  ist  die  ■» Freizügigkeit*  des  Eisen- 
bahu[>ersonals  zu  sichern  versucht,  während 
durch  die  Bestimmung  des  Punktes  5  ver- 
hindert werden  soll,  dass  irrationejl  veran- 
lagte Kassen,  um  das  richtige  Verhältnis 
zwischen  ihrem  Deckungskapital  und  ihren 
künftigen  Verpflichtungen  herzustellen,  die 
Prämien  der  älteren  Mitglieder  steigern. 
Mit  den  Statuten  ist  eine  nach  versiche- 
rungstechnischeu  Grundsätzen  erstellte  Bilanz 
vorzulegen.  Ergiebt  sich  aus  dersellien,  das» 
(üe  Aktiven  der  Hilfskasse  und  der  Barwert 
derstatutenmässigen  ordentlichen  Einuahmen 
zusammengenommen  hinter  dem  Bai-werte 
der  den  Versicherten  noch  auszurichtenden 
Leistungen  der  Kasse  zurückbleiben,  so  ist 
das  Deficit  von  der  Gesellschaft  in  Fristen, 
die  vom  Bundesrat  zu  bestimmen  sind,  der 
Hilfskasse  su  ersetzen.  Die  Gesellschaften 
sind  verpflichtet,  für  möglichst  sichere  An- 
lage des  Kassenvermögens  zu  sorgen  und 
haften   für  etwaige   Verlust«».     Alle  fünf 


Jahre  ist  eine  versicherungstechnische  Bilanz 
und  jährlich  die  Rechnung  der  Kassen  dem 
Bundesrate  vorzulegen,  an  dessen  Geneh- 
migung und  Aufsicht  auch  eine  etwaige 
Liquidation  derselben  gebunden  ist.  —  Auch 
mit  den  Hilfskassen  der  Fabriken 
hat  sich  der  Bund,  wenn  auch  in  weniger 
einschneidender  Weise,  beschäftigt.  Nach 
Art.  7  des  eidgenössischen  Fabrikgesetzes 
sind  die  auf  Grund  der  Fahrikordnung  ver- 
hängten Bussen  im  Interesse  der  Arbeiter, 
namentlich  für  Unterstützungskassen  zu  ver- 
wenden. Nach  Art.  10  desselben  Gesetzes 
dürfen  ohne  gegenseitiges  Einverständnis 
vom  Fabrikbesitzer  keine  Ix)hnbetreffnisse 
zu  Specialzwecken  (worunter  nach  den 
Motiven  des  Gesetzes  eben  die  Fabrikkassen 
zu  verstehen  sind)  zurückbehalten  werden. 
Weiter  ist  durch  Bundesratsbesehluss  vom 
5.  Februar  1880'  ausgesprochen  worden,  dass 
»der  Fabrikinspektor  sich  um  das  Kranken- 
und  Unterstützungskassen  wesen  in  den  in- 
dustriellen Etablissementen  bekümmern  darf 
und  auch  soll.«  Endlich  sichert  Art.  219 
des  Buudesgesetzes  über  Schuldbeitrei- 
bung und  Konkurs  den  Forderungen  der 
Arbeiterkassen  gegenüber  dem  Arbeitgeber 
ein  Vorzugsrecht  beim  Konkurs.  Infolge 
der  Beobachtung,  dass  vielfach  die  Ver- 
waltung und  das  Vermögen  der  Fabrik- 
krankenkassen sich  ausschliesslich  in  den 
Händen  des  Fabrikbesitzers  befinden,  hat  der 
Bundesrat  durch  Kroisschreiben  vom  2.  Okt. 
1888  den  Kantonen  driugend  empfohlen, 
•die  Verwaltung  der  Fonds  der  Fabrik- 
krankenkassen staatlicher  Aufsicht  zu  unter- 
stellen und  alljährliche  Kenntuisgalie  des 
Standes  derselben  an  die  versicherten  Ar- 
beiter sowie  vollständige  Sicherstellung  des 
daherigen  Vermögens  einzufüluvn.«  Die 
gleichen  Massnahmen  waren  bereits  vorher 
von  der  Regierung  des  Kantons  Zürich  ge- 
troffen worden,  nachdem  eine  von  ihr  ver- 
anstaltete Enquete  ergeben  hatte,  dass  fi00  o 
des  KrankenKas.senvemiögens  bei  den  Ar- 
beitgebern angelegt  und  weitere  3U°.'o  in 
Gestalt  von  Werttiteln,  z.  T.  auf  den  In- 
liaber  lautend,  in  deren  Verwahrung  sich 
befanden. 

8.  Unfallversicherung.  Eine  abgeson- 
derte Stellung  im  schweizerischen  Arbeiter- 
vorsicherungswesen  nimmt  die  Unfallver- 
sicherung ein.  Indem  ihr  Daseinsgrund 
lediglich  in  einem  rationellen  Haftpflicht- 
gesetz hegt,  ist  sie  eigentlich  blosse  Fabri- 
kantenversicherung, nicht  Arbeiteryersiehe- 
mng.  Dem  Arbeiter  kommt  sie  nicht  ein- 
mal -zu  gute<-,  wie  gewöhnlich  gesagt  wird. 
Ihm  kann  es  in  den  meisten  Fällen  gleich- 
gültig sein,  wer  die  ilun  gerichtlich  zuge- 
sprochene Entschädigungssumme  zahlt,  sein 
Arbeitgeber  oder  eine  Versicherungsgesell- 
schaft.   Darum  sollte  der  Arbeiter  selbst 
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auch  nicht  zu  den  Kosten  der  Unfallver- 
sicherung herangezogen  wollen  können. 
Allein  so  konsequent  auch  sonst  das  schweize- 
rische Haftpflichtgesetz  vom  25.  Juni  1881 
den  Gedanken  der  Schadenersatzpflicht  des 
Betriebsunternehmers  ausgebildet  liat.  s<j  ist 
dasselbe  in  diesem  Punkte  doch  dem  ver- 
führerischen Beispiele  von  §  4  des  deutschen 
Gesetzes  vom  7.  Juni  1*71  gefolgt  und  hat 
damit,  eben  wegen  seiner  sonstigen  Konse- 
quenz, das  bedenkliche  Resultat  erreicht, 
dass  es  dem  Unternehmer  ermöglicht  ist, 
die  Folgen  der  Haftpflicht  zu  einem  1h>- 
trächtlichen  Teile,  oft  sogar  ganz  von  sich 
abzuwälzen.  Art.  9  des  Gesetzes  von  1881 
lautet  nämlich:  -Wenn  der  Getötete.  Ver- 
letzte oder  Erkrankte  l>ei  einer  l'nfall Ver- 
sicherung, Uuterstützungskasse ,  Kranken- 
kasse oder  einer  ähnlichen  Anstalt  versichert 
war.  und  wenn  der  Betriebsunternehmer 
durch  Prämien  oder  andere  Beiträge  bei 
dieser  Versicherung  mitgewirkt  hat,  so  sind 
die  von  jenen  Anstalten  dem  Verletzten, 
Erkrankten  oder  den  Rechtsnachfolgern  des 
tietöteten  bezahlten  Beträge  von  der  Ent- 
schädigung ganz  in  Abzug  zu  bringen,  so- 
fern der  Betriebsunternehmer  nicht  weniger 
als  die  Hälfte  an  die  bezahlten  Prämien 
und  andere  Beiträge  geleistet  hat.  Beträgt 
die  Mitleistung  des  Betriebsunternehmer« 
dagegen  weniger  als  die  Hälfte,  so  wird 
von  der  Entschädigung  nur  jene  Summe 
abgezogen,  welche  im  Verhältnis  zu  den 
von  ihin  geleisteten  Beiträgen  steht.  Der 
Betriebsunternehmer  hat  nur  dann  Anspruch 
auf  diese  Abzüge,  wenn  die  Versicherung, 
an  welche  er  beiträgt,  alle  Unfälle  und  Er- 
krankungen umfasst- .  Da  das  schweizerische 
Haftpfliehtgesetz  auch  die  sogenannten  Be- 
rufskrankheiten einer  Reihe  von  Industrie- 
zweigen mit  einsehliesst,  so  bietet  der  an- 
gefühlte Artikel  Veranlassung,  dass  mancher 
Fabrikant,  wo  immer  er  einen  Beitrag  zu 
einer  Arlieiterkrankcnkasse  zahlt,  dieser 
sämtliche  Folgen  der  Haftpflicht  zuzuschieben 
sucht.  In  zahlreichen  anderen  Fällen  wird 
der  Artikel  so  ausgelegt,  als  ob  das  Gesetz 
geradezu  verlange,  dass  der  Unternehmer 
bis  zu  00%  der  Unfallversichernngsprämieu 
sich  von  den  Arbeitern  vergüten  lasse  bezw. 
vom  Lohne  einbehalte.  In  den  Berichten 
der  Fabrikinsjx'ktoren  ist  sogar  von  Fällen 
die  Rede,  in  welchen  der  Arbeiter  die  ganze 
Urämie  zahlt.  Leider  hat  die  Novelle  zum 
Haftpflichtgesetz  vom  20.  April  1887  diesen 
Unfug  nicht  beseitigt ;  ja  der  Bundesrat 
selbst  hat  in  seiner  Botschaft  vom  7.  Juni 
1  SSO  es  nur  als  einen  ^UebelstamU  bezeichnet, 
dass  dem  Arbeiter  »mehr  als  die  in  Art.  9 
lies  Gesetzes  gestatteten  50%  für  Ver- 
sicherunesprämien«  abgezogen  werden  (Bdsbl. 
1*8(5.  II..  S.  ü'JH).  Und  doch  sollte  nichts 
klarer  sein,  als  dass  das  Gesetz  nicht  von 


Beiträgen  des  Arbiters  zur  Versicherung 
des  U  n  t  e  r  n  e  h  m  e  r  s .  sondern  von  Beitragen 
des  Unternehmers  zur  Versicherung  des 
Arbeiters  spricht.  —  Für  die  Unfallver- 
sicherung sind  1H9H  4  schweizerische,  5 
deutsche  und  4  französische  Gesellschaften 
konzessioniert  gewesen.  In  der  Schweiz 
nnlunen  diese  13  Gesellschaften  au  Prämien 
ein  7  221944  Fr.,  wovon  5355462  Fr.  auf 
J  die  Kollektivversicherung  ganzer  Industrie- 
zweige entfielen.  Dazu  kamen  noch  9  nicht- 
konzessionierte  auf  Gegenseitigkeit  beruhende 
Gesellschaften  zur  Versicherung  gewerblicher 
Unfälle,  von  denen  4  ganze  schweizerische 
GewerlK'zweige  umfassten.  während  »üe 
übrigen  auf  einzelne  Städte  oder  Gegenden 
sich  beschränkten. 

9.Neueste*Eingreifen  derEidgenossen- 
schalt  Schon  1886  war  in  der  Bundes- 
ve rsamml  u ng ein  Antrag  gestellt  worden, 
durch  welchen  der  Bundesrat  »»eaufrragt 
werden  stillte,  -»zu  untersuchen,  ob  und  in 
welcher  Weise  sich  zwischen  den  in  der 
Eidgenossenschaft  bestehenden  Vereinen  mit 
Kranken-  und  Sterltekasscn  Freizügigkeit 
erzielen  lassen.  Die  Bundesversammlung 
hat  darauf  unterm  15.  Juni  1886  eine  Re- 
solution angenommen,  welche  den  Bundes- 
rat mit  einer  Untersuchung  darüber  beauf- 
tragte, >ob  und  auf  welche  Weise  der  Bund 
es  erreichen  könne,  die  Grundlagen  der 
gegenseitigen  Hilfsgesellseliaften  zu  prüfen, 
die  Garantiecn  festzustellen,  welche  für  die 
Anlage  ihrer  Gelder  zu  verlangen  wären 
und  soweit  möglich  ihm  engere  Verbindung 
zu  erleichtern«.  Da  die  nähere  Prüfung  der 
Sache  durch  den  Bundesrat  die  Unmöglich- 
keit eines  diesbezüglichen  Kingreifeus  her- 
ausstellte, so  suchte  man  durch  eine  Re- 
vision der  Bundesverfassung  die  nötige  Kom- 
petenz für  die  hundesgesetzliehe  Regelung 
der  Kranken-,  Unfall-  und  Altersversicherung 
zu  schaffen.  Im  Juni  1890  wurde  von  der 
Bundesversammlung  die  Aufnahme  folgen- 
des neuen  Artikels  (34"«)  in  die  B.V.  lie- 
schlossen : 

4>er  Bund  wird  nid  dem  Wege  der 
Gesetzgebung  die  Kranken-  und  Unfall- 
versicherung einrichten,  unter  Berück- 
sichtigung der  Iwstohcndcn  Krankenkassen. 
Er  kann  den  Beitritt  allgemein  ixler  für 
einzelne  Bcvölkerungsklnsson  obligatorisch 
erklären." 

In  der  Volksabstimmung  wurde  dieser 
Aitikel  am  2(5.  Okt.  1*90  mit  283228  gegen 
92200  Stimmen  angenommen.  Schon  vor- 
her hatte  der  B.R.  umfassende  Vorarlieiten 
anstellen  lassen  und  verschiedene  Denk- 
schriften veröffentlicht.  Auf  Grund  dieser 
hatte  N.R.  Forrer  zwei  Gesetzentwürfe 
1  ausgearbeitet,  welche  im  Mai  und  Oktober 
1893  von  einer  aus  31  Mitgliedern  zusammen- 
gesetzten Expertenkommission  durchberaten 
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und  nach  den  Ergebnissen  ihrer  Verhand- 
lungen umgearbeitet  wurden.  Inzwischen 
war  in  den  Kreisen  der  organisierten  Ar- 
Leiter  eine  lebhafte  Gegenbewegung  gegen 
die  in  rlen  Entwürfen  vorgesehene  Teil- 
nahme der  Arl»eitgel>er  an  der  Prämienlast 
und  folgerichtig  an  der  Kasseuverwnltnng 
entstanden.  Man  verlangte  die  Ausscheidung 
der  Arbeitgeber  ans  der  Krankenversicherung 
und  Ueberwälzung  der  ihnen  zugedachten 
Beiträge  auf  den  Staat,  dergestalt,  dass 
letzterer  die  Kosten  der  Krankenpflege 
für  alle  Einwohner  allein  übernähme,  während 
die  Arbeiter  für  die  Kranken  g  e  1  d  Versiche- 
rung allein  aufkommen  und  domgemäss  auch 
die  Krankenkassen  in  eigener  unbeschränkter 
Verwaltung  behalten  wollten.  Im  November 
IHfK-J  besehloss  der  Arbeitertag  in  Zürich, 
bei  welchem  angeblich  19t»  913  Mitglieder 
des  schweizerischen  Arbeiterbundes  ver- 
treten waren,  jeden  Entwurf  der  Kranken- 
und  Unfallversicherung  abzulehnen,  der 
diesen  Grundsätzen  nicht  entspräche  und  die 
>Volksinitiative  für  unentgeltliche  Kranken- 
pflege und  Beschaffung  der  Mittel  hierfür 
durch  das  Tahaksmonopol«  zu  ergreifen. 
Trotz  der  lebhaften  Agitation  gelang  es  je- 


nitiven  Fassung  der  Beschlüsse  gelangen. 
An  einer  endlichen  Einigung  innerhalb  der 
Räte  ist  nicht  zu  zweifeln.  Ob  das  Werk 
dann  die  hier  wohl  unvermeidliche  Volks- 
abstimmung glücklich  bestehen  wird,  steht 
dahin.  Jedenfalls  wird  man  zur  Zeit  nicht 
wagen  dürfen,  vorauszusagen,  ob  die  Ent- 
würfe, wie  ihre  Freunde  glauben,  zu  Beginn 
des  neuen  Jahrhunderts  in  Kraft  erwachsen 
werden.  Ich  gebe  darum  die  folgende  In- 
haltsübersicht mit  allem  Vorbelialt. 

10.  Der  KrankenversichernngHge- 
setzentwurf.  Dem  Vcrsichorungs- 
zwange  unterworfen  sind  alle  unselb- 
ständig erwerbenden  Personen  männlichen 
oder  weiblichen  Geschlechts,  welche  in  in- 
ländischen (Transport-,  industriellen,  ge- 
werblichen, kaufmännischen,  land-  und  forst- 
wirtschaftlichen) Betrieben  arbeiten,  sowie 
alle  Dienstboten  inländischer  Dienstherr- 
schaften vom  zurückgelegten  14.  Leticnsjalire 
an,  sofern  nicht  die  Beschäftigung  auf  einen 
Zeitraum  von  weniger  als  einer  Woche  ln> 
schränkt  ist.  Eingeschlossen  sind  die  Ar- 
beiter in  Staats-  und  Gemeindebetrieben 
sowie  die  Staats-  und  Privatbeamten,  wenn 
sie  nicht  einen  Jahresgehalt  von  mehr  als 


doch  den  Veranstaltern  der  Bewegung  nicht,  j  5000  Fr.  beziehen.  Auf  Tagelöhner  und 
in  der  gesetzlichen  Frist  die  erforderlichen  !  Hausindustrielle  kann  der  Versicherungs- 


50000  Unterschriften  zu  erlangen,  und  die 
Bewegung  verlief  im  Sande.  Inzwischen 
hatten  die  Behörden  die  weitere  Bearbeitung 
der  Entwürfe  unterbrechen  müssen;  Be- 
rufene und  Unberufene  hatten  sich  in  Ein- 
gaben und  Druckschriften  zur  Sache  ge- 
äussert; vom  eidgenossischen  statistischen 
Bureau  war  eine  Unfallstatistik  für  die  Jahre 
1  SSM  —1 891  und  vom  Arbeitersekretariat  eine 
solche  aus  den  Angaben  der  Krankenkassen 
für  l«Hti—  l.SHS  bearlieitet  worden,  während  •  ru ugskrei Be  von  wenigsten 
eine  von  demselben  unternommene  Lohn- 
statistik kläglich  misslungen  war.  Bewies 
das  alles  das  vielseitige  Interesse,  welches 
die  Sache  fand,  so  war  doch  viel  kostbare 
Zeit  darülier  verloren  gegangen.  Erst  durch 
eine  Botschaft  vom  21.  Januar  189G  konnten 
die  Entwürfe  von  zwei  Bundesgesetzen 
betr.  die  Kranken-  und  Unfallversicherung 
der  Bundesversammlung  vorgelegt  worden. 
Der  Nationalrat  hatte  die  Vorhand  in  der 
Beratung;  er  besehloss  »dllreiche  Atiände- 
rungen und  gelangte  erst  am  12.  und  13. 
Oktober  1897  zur  Schlussabstimmung.  Da- 
rauf erhielt  sie  der  Ständerat,  der  seiner- 
seits wieder  manche  atiweichenden  Be- 
schlüsse fasste.  Die  Schlussabstimmung 
wurde  am  24.  Juni  1898  vollzogen.  Zwar 
hatte  der  Nationalrat  noch  Gelegenheit, 
unter  dem  Drängen  des  unermüdlichen  Forrer 
sich  am  1.  Juli  zur  Sache  zuäussern;  atier 
es  sind  nicht  alle  Differenzen  beglichen, 
und  so  wird  die  Bundesversammlung  erst  i 


zwang  durch  Mehrheitsbeschluss  des  Ver- 
sicherungskreises oder  durch  den  Kanton 
ausgedehnt  werden.  Freiwillig  ver- 
sichern kann  sieh  schliesslich  jede  nicht 
versicherungspflichtige  Person  über  14  und 
unter  45  Jahren,  insofern  der  Nachweis 
dafür  erbracht  wird,  dass  sie  im  Zeitpunkt 
der  Aufnahme  gesund  ist.  —  Zum  Zwecke 
der  Krankenversicherung  wird  «las  Gebiet 
der    Eidgenossenschaft    in  Versiehe- 

s  je  2000  Ein- 
wohnern eingeteilt.  —  Es  worden  drei  Arten 
von  Kassen  vorgesehen :  1 )  K  r  e  i  s  k  ra  n  k  e  n  - 
kassen,  2)  Betriebskrankenkassen 
und  3)  freiwillige  Krankenkassen. 
Die  beiden  ersten  werden  als  öffentliche 
Krankonkassen  zusammengefasst  und  ge- 
messen Steuer-.  Stempel-  und  Portofreiheit. 
Ihre  Mitglieder  zerfallen  in  obligatorische 
und  freiwillige.  Obligatorische  Mitglieder  er- 
werben die  Mitgliedschaft  durch  Erwerbung 
der  die  Versicherungspflicht  begründenden 
Eigenschaft,  freiwillige  durch  Anmeldung. 
Letztere  zerfallen  in  Voll-  und  Halbver- 
sicherte. Die  Vollversicherten  besitzen,  gleich 
den  obligatorischen  Mitgliedern,  Anspruch 
auf  Krankenpflege  und  Krankengeld,  die 
Halbversicherten  lediglich  auf  Kranken- 
pflege. Die  Staruten  können  für  sie  ein 
Eintrittsgeld  vorschreiben,  das  für  Voll- 
versicherte 50,  für  Halbversicherte  25  Fr. 
nicht  übersteigen  darf.  Die  freiwillige  Mit- 
gliedschaft hört  auf  durch  Erwert)  der- 
in  einer  besonderen  Herbstsession  zur  defi-  jenigeu    Eigenschaften,    welche   die  Ver- 
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sieherungspflicht  bedingen,  durch  Wegzug, 
Austritt  oder  Ausschluss.  An-  und  Ah- 
me 1  d  u  n  g  versicherungspflichtiger  Personen 
liegt  dem  Arlteitgeber  ob.  —  Was  die  Leis- 
tungen der  Kreiskrankenkassen  betrifft,  so 
erhillt  jedes  Mitglied  im  Erkrankungsfalle 
vorn  Beginne  an,  gleichviel  ob  inzwischen  die 
Mitgliedschaft  aufhört,  unentgeltlich  ärzt- 
liche Behandlung  und  Heilmittel  jeder  Art 
nebst  Ersatz  etwaiger  Transport-  und  Reise- 
kosten, jedes  obligatorische  oder  vollver- 
sicherte freiwillige  Mitglied  ausserdem  im 
Falle  gänzlicher  Erwerbsunfähigkeit  vom 
dritten  Tage  an  ein  Krankengeld  von  ? » 
seines  Tagesverdienstes  (Beträge  über  7.50  Fr. 
kommen  dal*?i  nicht  in  Betracht).  Bei  teil- 
weiser  Erwerbsunfähigkeit  wird  das  Kranken- 
geld gekürzt :  in  schweren  Fällen  gänzlicher 
Hilflosigkeit  kann  es  mit  Bewilligung  der 
kantonalen  Aufsichtsbehörde  bis  zum  vollen 
Tagesverdienst  erhöht  werden.  Die  Kassen- 
leistungen hören  nach  Verlauf  eines  Jahres 
seit  Beginn  der  Krankheit  oder  l>eim  Uel>er- 
gang  des  Falles  an  die  Unfallversicherung 
auf.  Die  Wahl  des  Arztes  steht  den 
Mitgliedern  frei  unter  den  im  Gebiete  der 
Kasse  regelmässig  praktizierenden  Aerzten, 
welche  einen  von  der  kantonalen  Behörde 
aufgestellten  und  vom  eidgenössischen  Ver- 
sicherungsamte genehmigten  Tarif  ange- 
nommen haben.  Das  Krankengeld  kann 
weder  gepfändet  noch  mit  Beschlag  l>elegt 
noch  in  den  Konkurs  gezogen  noch  vor  der 
Zahlung  rechtsgültig  abgetreten  werden. 
Wer  sich  eine  Krankheit  durch  ein  Ver- 
gehen oder  Verbrechen  oder  auf  arglistige 
Weise  zugezogen  hat.  kann  der  Kassen- 
leistungen für  diese  Krankheit  ganz  oder 
teilweise  verlustig  erklärt  werden.  Simu- 
lanten kann  Ersatzleistung  und  ein  Straf- 
geld in  gleicher  Höhe  auferlegt  werden. 
Wöchnerinnen  haben,  wenn  sie  vorher  ü 
Monate  Mitglieder  waren,  Anspruch  auf 
massigen  Ersatz  der  Geburtshilfekosten  und 
auf  Ii  "Wochen  Krankengeld.  Im  Todesfall 
wird  für  jedes  Mitglied  ein  Sterbegeld 
von  mindestens  20  und  höchstens  40  Fr.  ge- 
zahlt. —  Die  Aufbringung  der  Mittel 
erfolgt :  a)  durch  den  Bund,  der  für  jedes 
obligatorische  und  für  jedes  schweizerische 
freiwillige  Mitglied  wenigstens  einen  Kappen 
für  jeden  Tag  der  Mitgliedschaft  l»eiträgt 
(Bundesrappen).  Für  die  der  I .and Wirt- 
schaft, dem  Handwerk  und  dein  Kleinge- 
werbe angehörigen  Mitglieder  kann  ein 
weiterer  Kappen  bewilligt  werden,  wenn  die 
Bundesfinanzeu  es  erlauben :  b)  durch  die 
Vei-sicherungsbeiti-'ige  (Auflagen)  der  Mit- 
glieder, die  höchstens  4°'o  des  täglichen 
Arbeitsverdienstes  betragen  dürfen  und  vom 
Arbeilgeber  oder  Dienstherrn,  beiTaglohnern, 
Hausindustriellen  und  freiwilligen  Mitgliedern 
von  diesen  s4.-ll.ist  zu  entrichten  sind.  Der 


ArlieitgeVr  bezw.  Dienstherr  ist  berechtigt, 
die  Hälfte  der  Auflage  dem  Versicherten 
am  Lohne  abzuziehen.  Wenn  Taglöhner  etc. 
die  Auflage  nicht  rechtzeitig  einzahlen,  so 
hat  der  Versieherungskreis  sie  zu  entrichten 
mit  Rückgriffsrecht  auf  den  .Schuldner.  Für 
Unternehmer  von  Betriel>en  mit  besonderer 
Erknmkungs-  oder  Utifallgcfahr  kann  die 
Auflage  bis  auf  das  dreifache  erhöht  werdeu. 
Die  obligatorischen  und  die  vollversicherten 
freiwilligen  Mitglieder  werden  nach  Mass- 
gabe ilires  Tagesverdienstes  iu  9  Ix)huklasscu 
eingeteilt  (bis  zu  1  Fr.:  1,01— 1.50;  1.01—2: 
2,01—  2.50;  2,51—3;  3.01—4:  4,01—5: 
5,01—ö:  0.01—7,50  Fr.).  Die  o!>erste  Zahl 
jeder  Klasse  gilt,  für  die  Berechnung  sowohl 
der  Auflagen  als  auch  der  Kasseideistungen, 
gleichmässig  als  Tagesverdienst  sämtlicher 
zu  dieser  Klasse  gehöriger  Mitglieder.  Weitere 
Einnahmen  ergehen  sich:  c)  aus  »lern  Ein- 
trittsgeld, d(  aus  Vergütungen  der  Unfall- 
versicherungsanstalt, e)  aus  der  eigenen  Re- 
serve (die  ausEinnahmeüliei-schüssen  zu  bilden 
und  bis  auf  das  doppelte  der  durchschnitt- 
lichen Jahresausgabe  zu  bringen  ist)  und  den 
Iieistungen  des  allfälligen  Reserveverltandes, 
f)  aus  den  Zuschüssen  des  Versicherungs- 
kreises  (auf  Wiederersatz).  —  Die  not- 
wendig e  n  O  rga  n  e  der  Kreiskrankenkassen 
sind:  1)  die  Generalversammlung  der  Mit- 
glieder (bezw.  deren  Delegierte^  und  «bis 
Bureau  derselben,  2)  die  Generalversamm- 
lung und  der  Ausschnss  der  ArlieitgeU-r 
(beide  können  durch  Besch! uss  von  je  •  t 
der  Mitglieder  verschmolzen  werden),  3)  der 
Verstau«!  und  der  Kassierer.  4)  die  Kechnungs- 
revisoren.  Die  Teilnahme  an  der  konsti- 
tuierenden Generalversammlung  ist  für  Ver- 
sicherte uud  Arbeitgeber  obligatorisch.  Der 
Schwerpunkt  der  Verwaltung  liegt  liei  den 
Urganen  der  Versicherten :  der  Versammlung 
der  Arixütgeber  stehen  nur  liescliräuktc  Ge- 
nehmigungsrechte  zu.  Die  Amtsdauer  d«?r 
Kassenorgaue  darf  nicht  unter  1  und  nicht 
über  3  Jalire  betiagcn.  —  Betriebs- 
k  r  a  n  k  e  n  k  a  s  s  e  n  können  nur  auf  An- 
trag des  Betriebsuntemehmers  und  mit  Zu- 
stimmung der  im  Betriebe  beschäftigten 
Personen  vom  Bundesrate  nach  Anhörung 
der  kantonalen  Aufsichtsbehörde  bewilligt 
werden,  wenn  ein  Betrieb  durchschnittlich 
mindestens  100  Personen  beschäftigt:  l>ei 
besonderer  Gesundheitsgefahr  kann  dem  Be- 
triebsinhaber  auch  liei  geringer  Arbeiterzahl 
die  Errichtung  einer  Betriebskrankenkas.se 
aufgegeben  werden.  Die  Statuten  unter- 
liegen der  Genehmigung  der  kantonalen  Auf- 
sichtsbehörde. Die  Leistungen  müssen 
mindestens  dasjenige  lietragen,  was  für  die 
Kreiskrankenkassen  vorgeschrieben  ist.  Ein 
Ausfall  liei  Absclduss  der  Jahresrechnung  ist 
durch  den  Betriebsuntemehmer  zu  «lecken. 
Beim  Konkurs  eines  Ketriebsuntcrnehuiers 
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geniesst  die  Betriehskrankenkiis.se  ein  Vor- 
zugsrecht. Die  Verwaltungsorgane  sind  die- 
selben wie  bei  denKreiskrankenkasscn,  nur  mit 
dem  Unterschied,  dass  an  Stelle  der  General- 
versammlung der  Arbeitgeber  der  Betriebs- 
unternehmer tritt.  —  Einzelne  Kreiskrauken- 
kasscn  des  nämlichen  Kantons  (unter  Um- 
stünden auch  Betriebskrankenkassen)  können 
unter  sich  Reserve  verbünde  bilden 
oder  durch  die  kantonale  Aufsichtsbehörde 
dazu  angehalten  werden.  Die  Reservever- 
bände können  sowohl  die  Bildung,  Ver- 
mehrung und  Verwendung  eines  gemein- 
samen Reservefonds  als  auch  die  gemein- 
same Bestreitung  der  Kassenleistungen  zu 
einem  die  Hälfte  ihres  Gesamtbetrages  nicht 
übersteigenden  Teile  zum  Zweck  haben.  — 
Die  Aufsicht  über  che  öffentlichen  Kranken- 
kassen wird  durch  die  Kantone  unter  Ober- 
aufsicht des  Bundes  ausgeübt.  Jeder  Kanton 
stellt  eine  kantonale  Aufsiehtsbe- 
b  e  h  ö  r  d  e  auf,  die  zugleich  erste  Beschwer« le- 
instanz ist,  jährlich  die  Kassen  mindestens 
einmal  zu  inspizieren  und  dem  Bundes- 
rate Bericht  zu  erstatten  hat.  Dem  eid- 
genössischen V  e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g  s  a  m  t  werden 
die  Betricbskrankenkassen  unterstellt,  welche 
für  einen  sich  über  mehrere  Kantone  er- 
streckenden Betrieb  errichtet  sind.  —  Zur 
schiedsgerichtlichen  Erledigung  von  Streitig- 
keiten aus  dem  Bereich  der  öffentlichen 
Krankenkassen  werden  K  r  e  i  s  s  c  h  i  e  d  s  - 
ge  richte  mit  einfachem  mündlichem, 
öffentlichem  und  unentgeltlichem  Verfahren 
errichtet;  olierste  Instanz  ist  das  Bundes- 
versicherungsgericht. 

Da  dem  Bunde  die  Berücksichtigung  der 
bestehenden  Krankenkassen  durch 
den  neuen  Verfassungsartikel  auferlegt  ist, 
so  sollen  dieselben  in  der  Weise  der  künftigen 
Organisation  eingegliedert-  werden,  dass  sie 
der  Bundesaufsicht  unterstellt  werden  und 
Anspruch  auf  den  Bundcsrapticu  erlialten, 
wenn  sie  in  ihren  Mindestleistungen  den 
Kreiskrankenkassen  entsprechen.  Auch  können 
sie  in  diesem  Falle  die  Rechte  einer  e  i  n  -  ^ 
geschriebenen  Krankenkasse  mit 
Bewilligung  des  Bundesrates  erwerben,  d.  h.  ] 
es  können  Versichenmgspflichtige  desseltten 
Orts  bei  ihr  ilirer  Versicheningspüicht  ge- 
nügen. Sie  besitzt  dann  gegenüber  dem 
Arbeitgeber,  dem  Versicherungskrei.se  und 
Kantone  die  nämlichen  Rechte  wie  die 
Kreiskrankenkassen.  Streitigkeiten  gehören 
aber  in  der  Regel  vor  den  ordentlichen  Richter 
(nicht  das  Kreisschiedsgericht). 

11.  Der  rnfallversicherungsgesetz- 
entwurf.  Der  Bund  errichtet  in  Bern  eine 
eidgenössische  U  n  f  a  1 1  v  e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g  s  - 
an  st  alt,  die  vom  eidgenössischen  V  er- 
siehe rungsam te  betrieben  wird,  sei  es 
unmittelbar,  sei  es  durch  das  Mittel  «1er 
Versicherungsinspektorate.  Das  Ge- 
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biet  der  Eidgenossenschaft  wird  in  Iu- 
snektionshezirke  geteilt,  jeder  mit  einem 
Hauptort  an  welchem  ein  Versicherungs- 
inspektor  mit  dem  erforderlichen  Hilfspersonal 
seinen  Sitz  liat.  Die  Inspektorate  sind  zu- 
nächst Organe  der  Unfall  Versicherungsanstalt, 
können  aber  auch  für  die  dem  ihnen  vorge- 
setzten Versicheruugsamte  zustehenden  <  »Iv- 
liegenheiten  auf  «lern  Gebiete  der  Kranken- 
versicherung verwendet  werden.  Als  be- 
ratendes Organ  wird  dem  Versieherungsamte 
der  eidgenössische  Versicherungsrat 
beigegeben,  tiestehend  aus  9 — 15  vom  Bundes- 
rat auf  3  Jahre  zu  ernennenden  Mitgliedern, 
von  denen  je  3  aus  den  Arbeitgebern  und 
den  Versicherten  zu  nehmen  sind.  Er  ist 
zu  hören  über  einschlägige  Verordnungen 
des  Bundesrates,  den  Gefahrentarif,  Unfall- 
verhfltungsvorsehriften,  den  Rentendeckungs- 
tarif,  den  Jahresbericht  und  die  Jahres- 
rechnung, endlich  über  Bildung  und  Inan- 
spruchnahme der  Reserven.  Ausserdem  ent- 
scheidet er  über  angefochtene  Einschätzungen 
in  die  Gefahrenklassen  und  kann  auch  in 
Sacheti  der  Krankenversicherung  gehört 
werden.  —  Der  ursprüngliche  Entwurf  will 
auch  liestehenden  oder  sich  bildenden  Be- 
rufsverUtndeu  eine  Mitwirkung  gestatten :  der 
National  rat  liat  sich  ihm  angesclilosseu,  wäh- 
rend der  Ständerat  die  betrof fendeBestimmung 
ablehnte.  —  Die  V  e  r  s  i  c  h  e  r  u  u  g  8  p  f  1  i  c  h  t 
umfasst  alle  zur  Krankenversicherung 
{»flichtigen  Personen.  Versichert  wiitl  gegen 
die  wirtschaftlichen  Folgen  von  körperlichen 
Unfällen,  sofern  und  soweit  diese  den  Tod 
«xler  einen  dauernden  körperlichen  Nach- 
toü  oder  eine  mehr  als  G  Wochen  dauernde 
Krankheit  verursachen.  Versich  erungs- 
be  recht  igt  ist  auch  jeder  freiwillig  bei 
einer  öffentlichen  oder  eingeschriebenen  frei- 
willipen  Krankenkasse  versicherte  Ariieit- 
geber.  —  Die  Anzeigepflicht  beim  Ein- 
tritt eines  Unfalls  lie^rt  dem  Betroffenen  und 
seinem  Arlieitgeber  ob,  unter  solidarischer 
Haftung  für  den  durch  schuldhafte  Unter- 
lassung oder  Verspätung  der  Anzeige  ent- 
standenen Schaden.  Die  Anzeige  erfolgt  an 
die  Krankenkasse  und  von  dieser  nach  Unter- 
suchung des  Falles  und  seiner  Verursachung 
an  das  Versicherungsinsjwktoratj  ebenfalls 
unter  Schadenshaftung.  —  Die  Leistungen 
der  Unfallversicherungsanstalt  bestehen 
in  der  unentgeltlichen  Krankenpflege 
dem  Krankengeld  vom  Ablauf  der  6.  Woche  an, 
b)  in  der  Invalidenrente,  c)  in  dem  Bestattungs- 
geld und  der  Hiiiterlassenenrente.  Die  Be- 
sorgung des  Krankheitsfalles  geschieht  unter 
Ersatzleistung  durch  die  Anstalt  fortgesetzt 
durch  die  Krankenkasse,  kann  aber  auch  von 
der  Versicherungsanstalt  selbst  übernommen 
werden.  Verursacht  der  Unfall  einen  dauern- 
den körperlieheu  Nachteil,  so  erhält  der  Ver- 
letzte lebenslänglich  eine  jährliche  Rente. 

Auflage.    I.  4ö 
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welche  60%  des  ihm  entgehenden  Jalires- 
verdienstos  l>etn1frt  (in  schweren  Fällen 
gänzlicher  Hilflosigkeit  bis  zu  10u%).  Stellt 
sich  später  der  Nachteil  als  erheblich  grösser 
oder  geringer  heraus,  als  hei  Festsetzung 
der  Kente  angenommen  wurde,  so  ist  diese 
entsprechend  zu  erhöhen  oder  zu  verkürzen. 
Die  Krankenkasse  ist  nicht  berechtigt,  die 
dir  obliegenden  I/*istungen  mit  Rücksicht 
darauf,  dass  der  Erkrankte  eine  Unfallrente 
bezieht,  zu  kürzen.  Stirbt  der  Verletzte 
infolge  des  Unfalls,  so  bezahlt  die  Anstalt 
dieBestattungskosten.  und  die  Hinterlassenen  | 
erhalten  eine  jälirliche  Rente,  welche  be-  \ 
trägt:  1)  für  die  Witwe  bis  zu  deren  Todej 
oder  Wiederverehelichung  30  %,  2)  für  den 
dauernd  erwerbsunfähigen  Witwer  20  %.  [ 
3»  für  jedes  eheliche  Kind  bis  zum  IG.  Lebens-) 
jähre  15%  (Ganzwaisen  25%),  4)  für  Ver- 
wandte in  aufsteigender  Linie  und  Ge- 
schwister unter  16  Jahren  zusammen  20% 
vom  Jahresverdienst  des  Verstorbenen.  Der 
Gesamtbetrag  aller  Renten  darf  50%  des 
Jaliresverdienstos  nicht  übersteigen  und  ist 
ev.  verhältnismässig  zu  kürzen.  Im  Falle 
der  Wiederverehelichung  erhält  die  Witwe 
den  dreifachen  Betrag  der  Jahresrente  als 
Abfertigung.  Jede  Rente  darf  jederzeit,  I 
auch  gegen  den  Willen  des  Berechtigten,  I 
durch  das  Versicherungsamt  ausgekauft! 
werden,  wenn  der  Berechtigte  im  Ausland 
wohnt  oder  die  Rente  weniger  als  100  Fr.  jähr- 
lich beträgt.  Sonst  ist  der  Auskauf  nur 
auf  Antrag  und  ausnahmsweise  zulässig. 
Die  Auszahlung  der  Kente  erfolgt  mo- 
natweise durch  die  eidgenössische  Postver- 
waltung. —  Hat  sich  der  Versicherte  die 
Verletzung  oder  den  Tod  vorsitzlich  oder 
durch  ein  strafbares  Vergehen  oder  auf 
arglistige  Weise  zugezogen  und  war  er  da- 
bei zurechnungsfähig,  so  kann  er  und  seine 
Hinterlassenen  des  Anspruchs  auf  die  ge- 
setzlichen I>eistungen  der  Unfallversiche- 
runp^nstalt  ganz  oder  teilweise  verlustig 
«•rklärt  werden.  Bei  grober  Fahrlässigkeit 
erfolgt  Kürzung  bis  auf  die  Hälfte.  —  Die 
Urämie  stuft  sieh  nach  der  Höhe  der 
Unfall^ 'fahr  und  des  Tagesverdienstes  ab. 
Das  Versieherungsarat  stellt  für  erstere 
einen  Gefahrentarif  auf,  der  alljährlich 
vor  dem  1.  Okt«>l»er  mit  Wirkung  auf  das 
nächste  BetrieUsjalir  abgeändert  werden 
kann.  Die  Einschätzung  geschieht  durch 
das  Versicherungsamt  und  ist  der  Kranken- 
kasse sowie  dem  Prämienpflichtigen  mitzu- 
teüeti.  Einspruch  muss  binnen  10  Tagen 
erhoben  werden.  Die  Höhe  der  Tages- 
prämie wird  durch  die  Krankenkasse  nach 
Massgabe  der  Einschätzung  und  des  Tages- 
verdienstes festgestellt.  Von  der  Gesamt- 
piämie  tragt  der  Bund  ein  Fünftel;  den 
Rest  tragen  für  die  kraft  des  Gesetzes  ol>- 
ligatorisch  Versicherten    die  Arbeitgeber, 


für  die  durch  Kantonsbesehluss  Versicherten 
(Tagelöhner  und  Hausindustrielle)  sowie 
für  etwa  freiwillig  versicherte  Arbeitgeber 
diese  selbst.  Für  die  erste  Kategorie  will 
der  Nationalrat  dem  Arbeitgeber  gestatten, 
ein  Viertel  der  Prämie  dem  Versicherten 
vom  Lohne  abzuziehen,  während  nach  der 
Vorlage  des  Bundesrats  der  Arbeitgeber 
die  ganze  Prämie  tragen  sollte.  Der  Kanton 
haftet  der  Anstalt  für  die  Verbindlichkeiten 
des  Versicherungskreises,  der  seinerseits  l>ei 
nicht  rechtzeitiger  Zahlung  einzutreten  hat 
mit  Rückgriffsrecht  auf  den  Schuldner.  Für 
die  Aufbringung  der  Mittel  zur  Bestreitung 
der  Verpflichtungen  der  Versicherungsanstalt 
gilt  tlas  Vorfahren  der  Kapital d eck ung. 
Aus  den  Jahresüberschüssen  des  Betriebes 
wird  eine  allgemeine  Reserve  und  eine 
Reserve  für  Massenunfälle  gebildet. 
—  Das  Versicherungsamt  ist  befugt,  Vor- 
schriften und  Verbote  zur  Verhütung  von 
Unfällen  zu  erlassen,  und  erstattet  alljälirlich 
mit  der  Aufstellung  der  Jahresrechuung 
einen  Bericht.  Streitigkeiten,  die  aus  der 
Unfallversicherung  entstehen,  entscheidet 
ein  eigenes  aus  7  Richtern  und  5  Ersatz- 
männern bestehendes  Bundes  versieh  e- 
rungsgericht  in  erster  und  letzter  In- 
stanz; dies  ist  auch  letzte  Instanz  bei  Re- 
kursen gegen  Entscheidungen  der  Schieds- 
gerichte l«?i  der  Krankenversicherung. 

Litterat  an  Die  gegenteiligen  HilfsgeseAlschafttn 
der  Schweiz  im  Jahre  SSCS.  Xach  den  t  un  der 
schweif,  »tat.  tiescllschafl 'getummelten  Materialien 
Uarbeitet  von  Dr.  Ii.  Kinkelin.  Basel  IMS. 
Dirsrllten  im  Jahre  1SS0,  ran  dem  gleichen  Bear- 
beiter, Bern  1SSS.  --  Un  fallstatistik.  Dnrste.l- 
lang  der  Körperverletzungen  und  Tötungen  ron  Mit- 
gliedern Schweiz.  Kranken-  und  Hilfsbusen 
Erhoben  und  bearlwitet  vom  Sc  h  ic  e  i  z  e  ri  sc  he  n 
Arbeitersekretariat,  Wintcrthur  ISS'J.  — 
ttiihmCVt,  Arlieilerrerhältnissc  und  Fabrikein- 
richtungrn  der  Schweif,  II,  S.  t?'>jf.  —  tlnt- 
achten,  hrtr.  obligatorische  'Krankenversicherung, 
im  Au/trage  des  Staatskollegiums  erstattet  von 
A.  ChrM  und  G.  BUchoff,  Basel  IST3.  — 
A.  V.  Mta*ko*t*kl.  Das  Kranken-  und  Be- 
gräbnistersichemngswesen  der  Stadt  Basel,  Basel 
I.SSO.  —  Hcttz,  l>ie  Krankenversicherungsfrage 
in  Basel,  Zürich  JSji.i,  sowie  die  zahlreichen. 
Ratschläge  und  Kommissionsberichte  des  Basler 
ti rossen  Rai»  über  diese  Frage.  —  E.  Saef, 
Die  obligaUirische  Krankenversicherung  ßir  Ar- 
beiter im  Kanton  Aargnu,  'Aarou  1SSK.  —  J". 
Hschner,  Staatliche  obligatorische  Krankenver- 
sicherung, St.  Hallen  1SS6.  -  ,V.  Dros.  Die: 
Opfer  der  Arbeit  und  die  obligatorische  Unfall' 
Versicherung,  Bern  ISS5.  —  H.  Wunderly- 
von  Muralt,  L'cber  Haftpflicht  aus  Fabrikbetrieb 
und  Einführung  der  allgemeinen  UnfaUrertichc- 
rang,  Zürich  1 —  H.  Scherrcr,  Die  otdi- 
gatorischc  Unfallversicherung,  Zürich  ISS'l.  — 
E.  Sulzer-7ÄeQl+r,  Haftpflicht  und  Unfallver- 
sicherung, Zürich  1SS7.  —  R,  Gallati,  Haft- 
pflichtgtsetze  und  Unfallversicherung,  Glarns 
IthS.  —  Scherrcr,   Schweizerische  Haftpflicht- 
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gesetzgrhung,  IS.SU.  —  StÜMt,  Ihr  Hund  und 
diu  Vterichrruttgstrenen,  Zürich  /*'/„'.  —  Hundt*- 
l.l<itt  dtr  eclncriz.  Eidg.  lssi„  II,  S.  T'AJ. 

m:,  IV,  '  isss,  IV,  s.  l.wf.  .««/ 

bis  sii  und  issu,  III,  s.  ;;.</—. svw.    i\;  s. 

S:T, — '.W.O.  1SUO,  II,  Anhang.  t.S'JJ,  Heilage  :u 
\».  4.  ISIH',,  I,  S.  IS!» — VJ4.  Stenographisches 
ll'dlitin  drr  Verhandlungen  der  Expertenkom- 
mission, X  lidr.  lS'Jt.  —  C  Forrer,  Denkschrift 
id.tr  dir  Einführung  der  l'nfidlrrrnirherung,  2. 
.  I .iß.,  Hern  I.iUS.  —Itr.  Moser.  Ctbcr  dir  schreite- 
rUrhr  InfaUcr, Sicherung,  in*l*s<,ndere  über  ihre 
ökonomische  Tragweite,  ISU4.  —  IV rsicherungs- 
trrhnisrhe  Untersuchungen  Uber  du  eidg.  I  'n  • 
fallrersichening,  rerüff.  durch  du  Schweiz.  Indu- 
ltfriede -part  erneut,  Ilcm  lHütü.  —  Ergebnisse  drr 
schweizerischen  l '  nfa  I  Izd  hl  u  ng  v.  1.  April  ISSS 
Iiis  tum  .it.  M'irz  1SUJ :  Sehwizerisrhe  Statistik 
Hd.  US,  Bern  ISU4.  —  l' nfa  1 1  s  t  a  t  i 's t  i  k  nun  den 
Angaben  schweizerischer  Krankenkassen  1SSC 
bis  ISSS,  rom  Schweiz.  ArbeitersrkreturüU,  Zürich 
Ifi'jl.—  lierirht  t  on  der  Enquete  Uber  die  Stellung- 
nähme  der  Arbeiterschaft  zur  Hundesgesetzg'-bung 
betr.  Kranken-  und  Unfailrersirherung  (VII. 
Jahresbericht  des  Arbeitersekretariats)  Zlirirh  1S{>4. 
—  Denkschrift  iiftrr  die  Höhe  der  finanziellen 
Helashmg  au*  den  Krankenhissen.  Ven'iff.  durch 
diu  Schweiz.  Industriedepartemrnt,  2.  Auß.,  Hern 
I #9.5.  —  Kranken-  utul  I  nfailrersicherung  :  Ito- 
lokoll  Uber  die  Verhandlungen  der  national  nitl. 
Kommission  M.W  *.  Desgleichen  über  die  Verh. 
der  ttändertiÜiehen  Kommissinn,  Februar — April 
1S9S.  —  IVegmann ,  Schweizerische  Unfall- 
rirsicherung  auf  Gegenseitigkeit:  Zeitschr.  f. 
Schweiz.  Statistik  XXXIII  (IS'JT),  S.  M.iff.  — 
Hr  richte  des  ridg.  Versicherungsamts  1SS0 — IS9ii, 
Aufritze  von  F.  Xaef,  E.  Lange  und  F. 
Schuler  im  Archiv  f.  sor.  Gen.  IV  im»),  S. 
or.iß.  \  IU  (JK'jö),  S.  172 ff.  IXUS*'.),  S.  jjOff. 
und  X.  Benziger  in  d.  Schweiz,  lllättcrn  für 
Wirtschaft»'  und  Socialpolitik  I  (ISU.i)  S.  J77ff 
II  <l*»l),  S.  41 ff.  K.  Bücher. 


IX.  Arbeiterverelchernng  in 
Skandinavien. 

1.  Vortaiuerknug.  2.  Schweden.  3.  Nor- 
wegen.   4.  KinulHinl.    ö.  Dänemark.    6.  Island. 

1.  Vorbemerkung-  Seit  den  letzten 
Jahrzehnten  zeigt  sich  in  Skandinavien  ein 
lebliaftes  Interesse  für  Arbeiterversicherung 
wie  überhaupt  für  Sozialpolitik.  Die  frei- 
willigen Associationen  haben  eine  früher 
kaum  geahnte  Entwickelung  erhalten,  nament- 
lich wohl  in  Dänemark,  und  diese  sieh  auf 
alle  Gebiete  des  sozialen  und  wirtscliaftlichen 
Lebens  erstreckende  Bewegung  zeigt  sich 
nicht  am  wenigsten  unter  den  Arbeitern, 
reberall  ist  die  frühere  Zunftverfassung  ver- 
schwunden. In  Norwegen  wurde  sie  18.'{<) 
aufgehoben,  es  scheinen  aber  damals  keine 
Fonds  für  Arbeiterversicherung  vorhanden 
gewesen  zu  sein;  in  Schweden  war  das 
Zunftwesen  schon  im  18.  Jahrhundert  ohne 
Bedeutung  und  nur  einzelne  von  den  jetzt 


thätigen  Krankenkassen  wiml.  u  vor  der  Ab- 
schaffung des  Zunftwesens  (1x40)  gestiftet. 
In  Dänemark  war  die  Zunftverfassung  etwas 
klüftiger,  und  in  Verbindung  damit  Instand 
eine  Arbeitervcrsiehermig;  nach  Einführung 
der  (iewerbefreiheit  (1S">7)  haben  sieh  einige 
derartigen  Kassen  zu  fiviwilligen  Vereiuen 
umgewandelt,  die  eigentliche  Entwickelung 
des  Versicherungswesens  unter  den  Arbeitern 
beginnt  indes  auch  hier  erst  in  neuester 
Zeit.  In  Finnland  wurde  die  Gewerbefrei- 
heit  1SG8  eingeführt.  Die  meisten  in 
diesem  Zeitpunkte  bestehenden  Zwangskassen 
wurden  zu  freien  Kassen  umgewandelt,  aber 
auch  hier  sind  doch  die  Associationen  der 
Arbeiter  hauptsachlich  Neubildungen. 

So  hatte  die  Gesetzgebung  ül>erall  die 
Aufgabe,  sich  mit  einer  verliültnismÄssig 
jungen,  aber  doch  teilweise  recht  klüftigen 
Bewegung  zu  boscliiiftigen.  und  ganz  natür- 
lich wurden  demgemSss  verschiedene  Ge- 
sichtspunkte festgehalten,  einige  Iwtrachteten 
die  Zwangsversicherung  als  die  endgültige 
I/isuug  der  Aufgabe,  um  dadun-h  alle  die 
betreffenden  Mitglieder  der  Arbeiterschaft 
heranzuziehen,  andere  zogen  die  Freiwillig- 
keit vor  und  wünschten,  die  jungen  frei- 
willigen Bestrebungen  zu  unterstützen.  In- 
folgedessen wird  man  auch  zwischen  den 
einzelnen  lüudern  grosse  Verschiedenheiten 
beobachten  können,  je  nachdem  die  eine 
oder  die  andere  Auffassung  überwiegt;  iu 
Dänemark  ist  man  z.  B.  mehr  für  die  Frei- 
willigkeit gestimmt  gewesen,  in  Norwegen 
scheint  eine  entgegengesetzte  Strömung  zu 
herrschen. 

2.  Schweden.  Im  Jahre  1884  wurde 
eine  königliche  Kommission  ernaunt,  welche 
sich  mit  der  Arbeiterversiehernng  liesehäf- 
tigen  sollte.  Die  Kommission  sammelte 
wertvolles  Material  zur  allseitigen  Beleuch- 
tung der  Frage  und  arbeitete  mehrere  wich- 
tige Gesetzentwürfe  aus:  so  lsSS  nach 
deutschem  Vorbilde  eine  obligatorische  Un- 
fallversicherung auf  Beiträgen  der  Arbeit- 
geher fussend,  im  folgenden  Jahre  eine 
obligatorische  «lie  ganze  Bevölkerung  um- 
fassende Altersversicherung  mit  Beitrags- 
pflicht der  Versicherten  und  der  Gemeinden 
und  einen»  vorläufigen  Staatszuschusse.  End- 
lich el>enfalls  i.  J.  1881)  einen  Entwurf  eines 
Krankenkassengesetzes.  Hier  wurde  das 
Freiwilligkeitsprincip  festgehalten ;  unter 
gewissen  Bedingungen  sollten  die  freiwilligen 
Kraukenkassen  Staatszuschüsse  und  andere 
Vorteile  gemessen.  Der  Vollzug  sämt- 
licher Gesetze  sollte  einer  Keichsversiche- 
rungsanstalt  anvertraut  werden.  Der  Ent- 
wurf einer  Unfallversicherung  wurde  als 
Grundlage  eines  Regierungsvorseldags  ver- 
wendet (1890—91),  ohne  ilass  es  jedoch  ge- 
lang, die  Beistimmung  des  Reichstages  zu 
gewinnen;   dagegen   wurde  ein  Kranken- 
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kassengesetz  im  Reichstage  1*91  fertig, 
etwas  einfacher  als  nach  dem  Kom- 
missionsvorschlage.  aber  auf  derselben 
Grundlage.  Krankenkassen,  welche  gewisse 
Bedingungen  erfüllen  und  sich  ivgistriereu 
lassen,  erhalten  Stein  pelfreiheit  und  gemessen 
andere  Vorteile  wie  auch  (nach  besonderer 
Verordnung)  eine  Unterstützung;  der  Staats- 
kasse als  Beitrag  zur  Verwaltung. 

Ani  Ende  des  Jaluvs  1  SSJf>  war  die  An- 
zahl der  eingeschriebenen  Krankenkassen 
57 1  mit  wenigstens Gf» 0<m  Mitgliedern,  und  der 
Staatszuschuss  Ijctmg  37  OiiO  Kronen.  Min- 
destens ebenso  viele  Mitglieder  zählten 
wahrscheinlieh  die  nicht  eingcschrielienen 
Kassen. 

I.  .1.  185)1  wimle  eine  neue  Kommission 
ernaunt.  deren  Vorsehlag  (Frühjahr  1893) 
darauf  lünauslief,  die  ganze  obligatorisehe 
Arbeiterversicherung  auf  einem  einheit- 
liehen Princip  zu  gründen,  nämlieh  der  I  n  - 
Validität.  Ein  hiermit  übereinstimmen- 
der Gesetzesvorschlag  (jedoch  mit  nieht 
unwesentlichen  Aenderungcn)  wurde  dem 
Reichstag  1S95  vorgelegt.  Ein  jeder  Ver- 
sicherte, welcher  infolge  Krankheit,  Unfall 
oder  Alter  dauernd  erwerbsunfähig  war 
sollte  auf  Unterstützung  ein  Recht  haben, 
welches  jedenfalls  ohne  besonderen  Beweis 
mit  (lern  70.  Jahr  eintreten  sollte.  Das  Ge- 
setz sollte  alle  eigentlichen  Artwitor.  in  drei 
Pensionsklassen  geteilt,  umfassen,  und  für  jede 
Woche  sollte  der  Arbeitgeber  Marken  zu 
einem  nach  der  Pensionsklasse  l*reehneten 
Betrag.  15— 4t»  Oere  (1  Krone  ^  1 00  Oere 
—  ■' «  Rmk.)  in  das  Pensionshuch  des 
Arbeiters  einkleben;  diese  wöchentlichen 
lAHstuiigen  sollten  teils  der  Arbeiter  teils 
der  ArVitgeber  tragen:  war  der  letzten» 
jedoch  uuvemiögend,  so  sollte  die  Staatskasse 
ihm  seinen  Anteil  vergüten.  In  der  Regel 
sollte  der  Arbiter  200  Beitragswocheu  auf- 
weisen können,  tun  zur  Unterstützung  berech- 
tigt zu  werden:  eine  Ausnahme  bildet  jedoch 
eine  durch  Unfall  hervorgerufene  Invalidität. 
Die  jährliche  Unterstützung  sollte  nach  der 
Anzahl  der  Boitragswocheu  und  der  Peusions- 
klasse  variiren  zwischen  ca.  55  und  320 
Kronen.  Stirbt  ein  Pensionsbereehtigter, 
sollen  nach" dem  Entwurf  die  minderjährigen 
legitimen  Kinder  eine  bis  15  Jahre  dauernde 
Unterstützung  von  je  30  Kronen  jährlieh 
erhalten;  die  Witwe  liat  das  Recht,  die 
Leistungen  des  verstorbenen  Mannes  als  für 
sich  bezahlt  zu  betrachten  (doch  gehört  sie 
nur  der  niedrigsten  Pensionsklasse  an). 

Der  Staat  sollte  ebensoviel  beitragen  wie 
die  Arljeitgeber  in  der  ersten  und  zweiten 
Pcnsionsklasse.  um  teils  die  Ausgaben  decken 
zu  können,  welche  durch  die  Bestimmung 
verursacht  wurden,  dass  die  Krauen  der  ver- 
sicherten Männer  eo  ipso  versichert  werden 
sollten  und  also  im  Falle  der  Erwerbsun- 


fähigkeit Pension  gemessen,  teils  um  Mittel 
zur  Versorgung  der  Kinder  zu  erbringen; 
ferner  sollte  die  Staatskasse  die  nötigen  Zu- 
schüsse entrichten,  um  das  Italdige  Inkraft- 
treten des  Gesetzes  zu  ermöglichen.  Die 
Berechnungen  setzten  nämlich  voraus,  dass 
die  Mitglieder  regelmässig  mit  IN  Jahren  ein- 
treten würden,  die  Versicherung  sollte  aber 
alle  Arbeiter,  die  beim  Inkrafttreten  des  Ge- 
setzes (1.  Januar  1897)  noch  nicht  40  Jahre 
alt  waren,  umfassen.  •-  Der  Entwurf  ent- 
lüelt  endlich  Bestimmungen,  um  eine  frei- 
willige Versicherung  zu  ermöglichen. 

Auch  dieser  Entwurf  wurde  nicht  zum 
Gesetz  erholien.  Nach  erneuter  Uel>erlegung 
wurde  dann  ein  geänderter  Vorschlag  dem 
Reichstage  Februar  1898  vorgelegt,  welcher 
alier  durch  den  Widerstand  der  ersten 
Kammer  seheiterte.  Die  Bestimmungen 
dieses  Entwurfs  sind  nicht  so  umfassend 
wie  die  des  früheren.  Das  Invaliditäls- 
prineip  ist  noch  die  Grundlage,  al>er 
mit  wesentlichen  BescluHnkuugen,  die  Bei- 
tragspflicht hört  hier  auf  mit  dem  50. 
Jahn-  und,  während  die  Pension  jedenfalls 
schon  bei  Erreichung  des  (55.  Jahres  ein- 
tritt, kann  keine  Unterstützung  vor  5o  Jahren 
gewährt  werden,  auch  nicht  wenn  ein 
Unfall  die  Arbeitsunfähigkeit  her- 
vorruft. Die  Regierung  hat  daher  die 
Absicht,  ein  Ilaftpflichtgesetz  vorzulegen, 
um  dadurch  den  Arbitern  eine  Unterstützung 
na<  h  eingetretenen  Unfällen  zu  sieben». 

Der  neue  Gesetzentwurf  umfasst  im 
wesentlichen  dieselben  Personen  wie  die 
Gesetzvorlage  von  1895;  die  Versicherungs- 
pflicht fängt  mit  dem  1*.  Jaluv  an  ;  dagegen 
ist  die  oliore  Altersgrenze  der  Versicherungs- 
pflicht lieim  Inkrafttreten  des  Gesetzes 
(1.  Januar  19O0)  bis  aul  30  Jahn«  ver- 
mindert. Die  Frauen  der  Versicherten 
sind  auch  hier  eo  ipso  versichert.  Ein  sehr 
'wesentlicher  Unterschied  ist  dagegen,  dass 
die  Reitragspflicht  der  Arbeitgelier  gänzlich 
weggefallen  ist:  die  wöchentliche  Ijeistuug 
der  Veisicherten  der  drei  Pensionsklassen 
I  ist  20  resp.  15  und  10  Oere,  und  der  Staat 
gewährt  teils  einen  Z tisch uss  von  50°/o  dieses 
Betrags,  teils  (zur  Deckung  der  durch  die 
!  Rechte  der  Frauen  verursachten  Ausgaben) 
30  °o  der  Peusionsbeiträge,  dann  endlich 
1  die  Administrationskosten.  Von  nicht  ge- 
ringer Bedeutung  ist  auch,  dass  die  Unter- 
stützung der  Minderjährigen  ver- 
schwunden ist. 

Was  die  praktische  Ausführung  des  Ge- 
setzes betrifft,  ist  ferner  zu  bemerken,  dass  das 
Markensystem  weggefallen  ist.  Ein  jeder 
Versicherte  hat  ein  Pensionsbuch,  und  der 
Arbeitgeber  soll  dafür  Sorge  tragen,  dass 
die  Beiträge  richtig  eingehen.  Die  Ena- 
lind Auszahlungen  sollen  bei  den  Postspar- 
ianken stattfinden,  durch  eiue  das  ganze  Reich 
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umfassende  Pensionsverwaltung,  deren  Orga-  J  österreichischem  Muster  geordnet  werden, 
nisation  vom  Konig  festgestellt  werden  soll.  Ein  hiermit  (U>ereinstimiuender  Vorschlag 
Nach  regelmässiger  Beitragsleistung  vom  wurde  1S93  von  einigen  Mitgliedern  des 
IS. — 50.  Jahre  wird  eine  versicherte  Person  Storthings  eingebracht,  und  nachdem  das 
im  Alter  von  05  Jahren  etwas  mehr  als  2»m>  \  (Meisthing  1S94  den  Vorschlag  und  spater 
(resj).  150  und  100)  Kronen  jährlich  erwerben  I  einige  vom  Lagthiug  eingesetzten  Aende- 
können.  Die  Ausgaben  der  Staatskasse  sind  J  rungcn  gutgchoisson  liatte,  gab  der  König 
auf  anfänglich  1,9  Mill.  Kr.  (nach  20  Jahren  am  23.  Jtdi  seine  Sanktion.    Das  Ge- 

3.2  Mill.)  "berechnet,  und  die  obligatorische  setz  trat  am  1.  Juli  des  folgenden  Jahres 
Versicherung  wird  ungefähr  1  t  der  Bevöl-  ins  liehen. 

kerung  im  Alter  von  1K—  5o  Jahren  zu  gute  I  Das  Gesetz  lietrifft  wesentlich  die  In- 
konunen.  dustrie,  wogegen  der  Ltiidktu,  der  Fischorei- 

l>en  oben  skizzierten  Hestimmungen  betrieb  und  die  Seefahrt  unborüeksiohtigt 
sehliessen  sich  nun  auch  einige  Paragraphen  bleiben ;  die  Unfallversicherung  umfasst 
1 -et reffend  die  freiwillige  Versicherung  an. 1  namentlich  Fabrikl betrieb.  Bergwerke.  Dar- 
Diese  steht,  einer  jeden  Person  zwischen  ls  Stellung  oder  Auwendung  explosiver  Stoffe, 
und  50  Jahren  offen,  und  der  Staat  leistet 1  Flössen,  leiden  und  Ausschiffen,  alles  unter 
einen  Beitrag  gleich  50°.o  der  l»ozahlten  der  Voraussetzung,  dass  die  Arbeit  im  Dieuste 
Summen,  doch  kann  man  jährlich  höchstens  eines  der  Mreffenden  Ge\\erbetreil>enden 
12  Kr.  einschlössen,  wodmfh  für  einen  oder  des  Staats  oder  der  Gemeinde  vor- 
ls  jährigen,  welcher  die  ganze  Zeit  hindurch  !  genommen  wird  oder  eine  gewisse  Zeit- 
das  Maximum  bezahlt,  im  05.  Jährt?  eine  dauer  beansprucht.  Das  Gesetz  hat  eine 
Rente  gleich  etwa  235  Kr.  erreicht  werden  obere  Kinkommengrenze  von  1200  Kr.  im 
kann.  Jahresverdionst.  doch  ist  derjenige  Arbeiter 

3.  Norwegen.  In  diesem  Lande  wurde  oder  Angestellte,  welcher  ein  grösseres  Ein- 
1**5  eine  königl.  Kommission  ernannt,  kommen  geniesst,  von  der  Unfallversicherung 
welche  Arbeiterschutz,  Haftpflicht  und  Ar-  nicht  altsgeschlossen,  die  Prämien  und  Knt- 
tieiterversichorung  zu  überlegen  l« ..'fugt  wurde.  Schädigungen  werden  aber  nur  von  den 
Die  Kommission  schloss  ihre  Wirksamkeit  ersten  12ito  Kr.  berechnet. 
Anfang  lsü<i  mit  Gesetzentwürfen  iKtn  ffend  Die  Ausführung  der  Unfallversicherung 
die  Kranken-  und  rnfallversieherung.  Die  I  ist  einer  das  ganze  Ijand  umfassenden  »Reichs- 
Mehrzahl  der  Kommission  war  für  eine  obli-  Versicherungsanstalt«  anvertraut,  welche  auch 
gatorisehe  Onlnung.  Der  Gesetzentwurf  l>e-  '  gewisse  freiwillige  Versicheningen  zeichnen 
treffend  Krankenversicherung  stellt  alsGrund-  kann.  die  Administrationskostcn  (1.  Juli  1*96 
läge  die  Zwangsversiehorung  auf,  indem  die  bis  3t».  Juni  1M»7  ONOOU  Kr.)  werden  von 
betreffenden  Arbeiter  entweder  in  sell>-  der  Staatskasse  getragen.  Der  Anstalt  stehen 
ständigen  autorisierten  Kassen  aufgenommen  gewählte,  je  zur  Hälfte  vom  Staate  und  den 


ganze  Reich  umfassenden  mit  Staat scarantic  den  Gemeinden  zur  Vertilgung:  diese  haben 
atisgestarteten  und  in  zahlreiche  l/okalah-  n.  a.  die  Entschädigungen  auszuzahlen.  Die 
teilungen  geteilten  Reiehskrankenkasse  sein  Kosten  der  rnfallversieherung  ausserhalb  der 
sollten.  Je  nach  dem  Eintrittsalter  sollte  Administration  werden  von  den  Arbeitgebern 
der  wöchentliche  Mitgliedsbeitrag  verschieden  getragen:  die  Prämien  werden  teils  nach 
sein  (10- --25  Oore  für  jede  Krone  täglicher  der  Höhe  dos  Arbeitslohns  teils  nach  der 
Krankenunterstützung).  Im  Krankheitsfälle  Gcfahrklassc  der  betreffenden  Thütigkeit 
sollten  die  Mitglieder  auf  die  Hälfte  des  ,  bemessen,  gemäss  einem  durch  königl.  Ver- 
Durehsohnittsarbeitslohiis während  13  Wochen  '  Ordnung  unter  dem  Vorbehalte  der  Zu- 
in  jedem  Halbjahre  Anspruch  halten.  Die  Stimmung  des  Stört  hing  fest  gestellten  Tarif. 
Administrationsausgal>en  der  Landeskasse  j  Die  Präniiotieinnahmen  für  1*07  betrugen 
sollten  von  der  Staatskasse  getragen  wenlen.  j  etwa  H2»mmm>  Kr.,  d.  h.  ungefähr  0,4  Kr.  pro 
Dieser  Vorschlag  wurde  von  der  Regierung  |  Kopf  der  Bevölkerung, 
von  1803  an,  jedoch  mit  vielen  Aenderungen,  |  Bei  Betriebsunfall  wird  der  Verunglückte 
jedes  Jahr  dem  Reichstag  vorgelegt,  aber  oder  seine  Hinterlassenen  auf  eine  Ent- 
teils  aus  Rücksicht  auf  die  Unfallver-  Schädigung  berechtigt.  Stirbt  der  Arbeiter  in- 
sicherung,  welche  man  vorerst  zu  ordnen  folge  desUnfalles.so  haben  die  Hinterbliebenen 
wünschte,  teils  (lSi(7)  tim  den  Entwurf  i  Anspruch  auf  5o  Kr.  zur  Beerdigung;  die 
einer  parlamentarischen  Kommission  zur  Witwe  erhält  20  "o  des  Arbeitslohns  und 
weitergehenden  Arbeiterversieherung  ab-  |  für  ein  jedes  eheliches  minderjähriges  Kind 
zuwarten,  von  Jahr  zu  Jahr  hiriausge-  I  15° o  (bis  zu  seinem  15.  Jahr):  jedoch  wird 
Scholien.  die  ganze  jährliche  Unterstützung  nur  5<»0o 

Besser  gelang  die  Ordnung  der  Unfall-  des  Lohns  betragen  können;  sind  beide 
Versicherung.  Nach  dein  Kominissionsvor-  Eltern  verstorben,  erhält  das  Kind  2<>"o. 
schlage  sollte  diese  wesentlich  nach  deutsch-  Auch  die  unehelichen  Kinder,  und  in  ge- 
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wissen  Fällen  die  Asoendenten  dos  Verun- 
glückten haben  Anspruch  auf  Unterstützung. 
Tritt  die  "Witwe  sjiäter  in  eine  neue  Ehe, 
erhält  sie  als  einmalige  Abfindung  das  drei- 
fache der  Jahresunterstützung. 

Führt  d«T  Unfall  nicht  den  Tod  heiVi. 
dann  hat  der  Verunglückte  nach  Verlauf  der 
ersten  4  Wochen  nach  dein  Unfall  ein 
Recht  auf  die  Kosten  der  ärztlichen  Be- 
handlung und  des  Aufenthalts  im  Kranken- 
hause. Das  Gesetz  setzt  voraus,  dass  die 
Krankenkassen  die  Kosten  der  eisten  4 
Wochen  tragen:  wo  dieses  nicht  der 
Fall  ist,  hat  der  Arlteitgober  eine  Unter- 
stützungspflicht. Hei  vollständiger  Inva- 
lidität kann  der  l-etreffonde  Arbeiter  ferner 
00%  des  Jahresverdienstes  als  jährliche 
Unterstützung  beanspruchen,  jedenfalls  nicht 
unter  ISO  Kr.  jährlich.  Bei  geringerem 
Grade  der  Invalidität  wird  die  Unterstützung' 
eine  verhältnismässig  geringelt«  sein. 
Uebrigons  herrscht  eine  gewisse  Freiheit, 
die  Unterstützungen  zu  kapitalisieren,  wo 
dieses  den  Betreffenden  zu  einem  Erwerb 
helfen  kann.  Die  Kntscheidungen  der 
Direktinn  Itezüglich  der  Unterstützungen 
können  von  einer  teilweise  vom  Storthfng. 
teilweise  vom  König  gewählten  Kommission 
geprüft  werden. 

Während  so  die  Unfallversicherung  in 
Norwegen  teilweise  geordnet  worden  ist.  fehlt 
noch,  wie  ölten  erwähnt,  ein  Krankonver- 
siclieningsgesetz.  und  eine  l!s!»4  gewählte 
parlamentarische  Kommission,  welche  über 
Alters-  und  Invnliditntvorsiehorung  beraten 
sollte,  hat  ihre  Vorschläge  noch  nicht  ver- 
öffentlicht. 

4.  Finnland.  Audi  in  diesem  Lande 
fängt  die  sozialpolitische  Aera  in  den  SOer 
.fahren  an.  Im  Jahre  1  SSiJ  wurde  eine  Ar- 
lieiterversicherungskommission  vom  Senate 
ernannt,  welche  sieh  u.  a.  mit  der  Kran- 
ken- und  Unfallvorsicherung  beschäftigen 
sollte.  Die  Grundfrage,  ob  Zwang  oder  Frei- 
willigkeit, schied  die  Kommission  in  eine 
Mehrzahl .  welche  für  eine  Ordnung  auf 
Grundlage  der  Freiwilligkeit  eintrat,  und 
eine  Minorität,  welche  eine  Zwangsordnung 
wünschte.  Diese  Sachlage  war  für  die 
endliche  L"sung  der  Aufgaben  von  be- 
deutendem Kinfhiss. 

Durch  die  kaiserliche  Verordnung  vom 
2.  September  Ist'.»?  über  Arbeiterunter- 
stütznngskassen  (d.  h.  sowohl  Kranken -als 
P  e  n  s  i  o  n  s  kasson )  wird  eine  recht  scharfe  Re- 
gierungskontrolle aufgestellt,  aber  im  übrigen 
die  Freiheit  als  Priueip  anerkannt.  Alle  die 
genannten  Kassen  werden  kontrolliert:  ihre 
Statuten  sollen  gewisse  Bestimmungen  ent- 
halten ;  bei  Ausscheiden  der  Mitglieder  unter 
gewissen  Bedingungen  sind  diesen  gewisse 
Bechte  vorbehalten;  Jahresberichte  in  1  to- 
st immter  Form  sollen  der   Regierung  alt- 


gegeben  worden.  Die  wichtigste  dieser 
KontroUbestinimungen  ist  vielleicht  die  Be- 
fugnis, gegen  die  Kassen  einzuschreiten, 
welche  nicht  gemäss  den  Statuten  oder  den 
Verordnungsbestimmungen  geleitet  werden 
oder  keine  Sicherheit  für  die  Erfüllung 
ihrer  Verpflichtungen  leisten.  Wo  dieses 
der  Fall  ist  und  die  betreffende  Kasse  keine 
zweckmässigen  Verfügungen  ziu-  Abhilfe 
der  Mängel  trifft,  kann  der  Provinzial- 
gouverneur  die  Aufnahme  neuer  Mitglieder 
oder  gar  die  Fortsetzung  der  Wirksamkeit 
verbieten. 

Was  die  Unfallversicherung  Itotrifft,  A\ar 
die  Regierung  meistens  geneigt,  sich  der 
von  der  Minorität  vorgeschlagenen  Zwangs- 
ordnung an z uschhessen.  Die  Behandlung 
in  den  Ständen  führte  jedoch  zu  eiuem 
Kompremiss;  für  die  Betriebsunfälle  winde 
die  Haftpflicht  der  Ariteitgobor  festgestellt : 
alter  nur  für  solche  Unfälle,  welche  den 
Tod  oder  die  Invalidität  herbeiführten,  wollte 
man  die  Zwangsversicherung  erheischen. 
Diese  Vererdnung  wurde  vom  Kaiser  gut- 
gehoisson. 

Das  Haftpflichtgesetz  vom  S.  Dezendtor 
1S9S,  welches  am  1.  Januar  1898  in  Kraft 
trat ,  umfasst  wie  in  Nonvegen  weder  die 
Seefahrt  noch  den  Ijandl-au.  Dagegen  treffen 
die  Bestimmungen  des  Gesetzes  den  eigent- 
lichen Fabrikbetrieb  mit  Anwendung  von 
Dampf.  Elektricität  fKler  Windkraft  u.  s.  w., 
Bergwerke  und  Steinbrüche,  grössere  Bau- 
arbeiten, darunter  in  den  Städten  Häuser 
mit  mehreren  Wohnungen,  ferner  Bau  und 
Betrieb  von  Eisenbahnen  u.  dgl.,  und  Laden 
und  Ausschiffen.  Nur  die  eigentlichen  Ar- 
beiter, nicht  die  Aufseher  der  Arlteit  sind 
geschützt.  Bei  eintretendem  Betriebsunfall 
hat  der  Verunglückte  oder  seine  Hinter- 
lassend) ein  Recht  auf  Entschädigung,  und 
diese  winl  durch  eine  obligatorische  Ver- 
sicherung garantiert,  falls  der  Unfall  den 
Tod  oder  eine  wenigstens  120  Tage  dauernde 
Arbeitsunfähigkeit  verursacht. 

Bei  v  o  r  ü  b  e  r g e  h  e  n  d  e  r  Arbeitsunfähig- 
keit hat  der  Arbeitgeber  eine  tägliche  Unter- 
stützung —  nur  die  ersten  b*  Tage  aus- 
genommen —  gleich  (>0°o  des  täglichen 
Verdienstes  (Sonn-  und  Festtage  mitgerechnet) 
zu  zahlen,  jedoch  nicht  Über  2',s  Mark 
(21  s  Francs),  oder  für  die  Pflege  des  Be- 
treffenden in  einem  Krankenhaus  Sorge  zu 
tragen.  Tritt  der  Tod  infolge  des  Unfalles 
ein,  so  kann  die  Witwe,  so  lange  sie  unver- 
heiratet bleibt,  eine  jährliche  Unterstützung 
gleich  20  °o  des  Jahresverdienstes  bean- 
spruchen und  für  jedes  Kind  unter  IS  Jahren 
10° o,  im  ganzen  jedoch  nur  40° o:  sind 
beide  Eltern  verstorben,  erhält  ein  jedes 
minderjähriges  Kind  2o"  o.  zusammen  jedoch 
ebenfalls  nur  4o°.o  des  Jahresverdienstes 
des  Verstorbenen.    Die  Witwe,  welche  in 
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eine  neue  Ehe  tritt,  erhält  als  einmalige 
Unterstützung  d.is  zweifache  der  jährlichen 
Leibrente.  Bei  einer  filier  12o  Tage 
dau»  Tilden  vollständigen  Arbeitsunfähig- 
keit des  V. Tunglückten  ist  die  Unter- 
stützung 60 °o  des  Arbeitsvenlienstes,  bei 
unvollständig».-!-  ein  verhältnismässig  ge- 
ringerer  Teil,  welcher,  falls  die  filter- 
st iltzung  nicht  20  Mark  übersteigt,  kapi- 
talisiert werden  kann.  Wo  der  Verunglückte 
in  einem  Krankenhaus  untergebracht  wird, 
erhalten  die  Frau  und  die  minderjährigen 
Kinder  wälirend  dieser  Zeit  dieselben  Unter- 
stützunsren wie  wenn  der  Tod  infolge  des 
Unfalls  eingetreten  ist. 

Der  Arbeitgeher  soll  für  die  eventuellen 
dauernden  Unterstützungen  in  seinem  Betriebe 
entweder  Sicherheit  stellen  oder  dieselben 
eiuer  Versicherungsanstalt  übertragen.  Hier 
herrscht  einige  Freiheit:  das  Gesetz  setzt 
voraus  die  Errichtung  einer  Staatsvcrsiche- 
nmgsaristalt :  al«T  auch  private  finnische  Ver- 
sicherungsaktiengesellschaften oder  gegen- 
seitige Gesellschaften,  ja  auch  ausländische 
Versicherungsanstalten  wenlen  vom  Senate 
ermächtigt  worden  können,  derartige  Ver- 
sicherungen zu  übernehmen :  alle  solche 
Versicherungsanstalten  werden  der  Kontrolle 
des  Senats  unterstellt. 

5.  Dänemark.  In  diesem  I«inde  war 
die  Aufmerksamkeit  der  Regierung  schon 
lautre  auf  die  sich  rasch  entwickelnden 
freien  Kranken-  und  Begräbniskassen  ge- 
richtet, und  Kommissionen  zur  Behandlung 
diesei-  Frage  wurden  I.Stil  und  lS(ib'  er- 
nannt. Als  die  soziale  Frage  mehr  in  den 
Vordergrund  getreten  war,  wurde  endlich 
1875  eine  Arlieiterkommission  ernannt, 
welcher  sehr  umfassende  Aufgaben  gestellt 
wurden  und  deren  1878  erschienener  Bericht 
viele  beachtenswerte  Vorschläge  enthielt, 
so  bet  reffend  d  ie  Krankenkassen,  für 
welche  eine  Staatsunterstützung  von  der 
Mehrzahl  empfohlen  wurde,  die  Alters- 
versorgung, für  welche  eine  Staatsanstalt 
geplant  wurde,  teilweis»'  mit  obligatorischer 
Versicherung,  und  die  Betriebsunfälle, 
für  welche  sie  eine  Haftpflicht  der  Arbeitgeber 
vorsehlug.  Die  politisch»?n  Verhältnisse 
wareu  jedoch  einer  eingehenden  Gesetz- 
gebung filier  di«?se  schwierigen  Fragen 
nicht  günstig,  und  im  Jahre  1885  wurde 
einer  neuen  Kommission  die  Ausarbeitung 
von  Gesetzesvorsehlägon,  betreffend  Kranken- 
un»l  Unfallversicherung,  anvertraut,  deren 
Bericht  1S87  erstattet  wurde.  Während  die 
Kommission  für  die  Krankenkassen  »las  von 
der  früheren  Kominission  festgestellte  Princip 
beibehielt,  gelangte  sie  unter  Einfluss  der 
gleichzeitigen  sozial  politischen  Ent  Wickelung 
Ik'Utschlands  zu  dem  Ergebnis,  man  solle 
die  Unfallversicherung  durch  eine  Staats- 
anstalt mit  Zwangsbeiträgen  der  Arbeitgeber, 


auf  dem  Lande  mit  einer  Steuer  auf  die 
Landwirtschaft  ordnen.    Nur  die  für  die 
Krankenkassen     vorgesclüageno  Ordnung 
i  wurde  jedoch  von  der  gesetzgebenden  Ge- 
walt angenommen,  und  erst  im  Jahre  lsi*2 
,  gelang  es.  auf  di»wem   Gebiete  zur  Ver- 
ständigung zu  k»nnmen,  während  die  lsOl 
beschlossene  Altersversorgung  und  »lie  lsi)8 
;  geonlnete  Unfallversicherung  erheblich  vou 
;  den  Kommissionsvorschlägen  abweichen. 

Das  Krankeukassengesetz  vom  12.  April 
1892  teilt  gegenseitigen  Krankenkassen  ein 
Recht  »"ffontlieher  Anerkennung  zu,  wodurch 
sie  liedeutende  Vorteile  gegen  eine  massige 
Kontrolle  von  seiteu  »1er  Regierung  ge- 
winnen. In  der  Regel  soll  die  Mitglieder- 
zald  wenigstens  50  sein:  als  wirkliche  (nicht 
Elm?n-)Mitglieder  dürfen  nur  unbemittelte 
Personen  aufgenommen  wenlen.  und  solch»» 
Personen,  di<>  an  clironischen  Krankheiten 
leiden,  dürfen  nur  unter  der  Bedingung 
aufgenommen  wenlen,  dass  sie  für  diese 
Krankheiten  keine  Unterstützung  boan- 
!  spnichen  k«">nnen ;  die  Ka^se  soll  »"»rtlich  lie- 
grenzt  oder  für  ein  bestimmtes  Gewerbe  go- 
l  gründet  sein.  Ferner  hegt  «1er  anerkannten 
Krankenkasse  die  Verpflichtung  ob,  Mit- 
glieder aufgelöster  Kassen  oder  Kassen, 
welche  wegen  geringer  Mitgliederzahl  die 
Anerkennung  verloren  haben,  aufzunehmen, 
wenn  diese  im  übrigen  die  Bedingungen  für  die 
Aufnahme  erfüllen,  selbst  wenn  sie  das 
Alter  fll>erschritten  haben,  welches  die 
Grenze  für  Aufnahme  bildet.  Man  darf 
nur  Mitglied  einer  anerkannten  Kasse  sein, 
und  ein  Mitglied  einer  solchen  Kasse  darf 
sich  überhaupt  durch  Eintritt  in  andere 
Kassen  nicht  eine  grössere  Krankenunter- 
stützung sichern  als  sein  durchschnittlicher 
Arbeitsverdienst  beträgt. 

Die  Mitglieder  der  anerkannten  Kassen 
und  deren  Kinder  unter  15  Jahren  sollen 
in  der  Regel  ärztliche  Hilfe  und  Aufenthalt 
in  dem  Krankenhaus,  fern«T  an  Kranken- 
geld mindestens  40  Gore  täglich,aber  höchstens 
-  n  des  ortsüblichen  Arbeitslohnes  bean- 
spnichen  können;  für  kürzere  Krankheiten 
wird  jedoch  keine  Unterstützung  gegeben 
und  für  neue  Mitglieder  ist  eine  sechs- 
wöehentliche  Karenzzeit  vorgeschriel»en,  nur 
mit  Ausnahme  von  Unglücksfällen.  Die 
Krankenunterstfltzung  erstreckt  sich  in  der 
Regel  auf  13  Wochen  im  Laufe  eines 
Jahres. 

Im  übrigen  herrscht  eine  bedeutende 
Freiheit :  die  Kassen  können  gewisse  Sonder- 
bi'stimmungen  beschliossen,  sie  können  Ab- 
teilungen für  Begräbnisgeld  und  Alters- 
versorgung einrichten  u.  s.  w. 

Das  Gesotz  teilt,  wie  oben  bemerkt,  den 
anerkannten  Krankenkassen  liedeutende  Vor- 
teile zu.  So  vor  allem  einen  Staatszusehuss, 
welcher  unter  den  einzelnen  Kassen  verteilt 
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wird  im  Verhältnis  zur  Mitgliederzahl  und 
zum  Mitgliedslteitrag  (als  Maximum  2  Kr. 
jährlich  pro  Mitglied  bezw. 1 :.  der  Mitgliedsl  tei- 
trflge).  Im  Finanzjahre  1<S9(J— 97  Itetnig  diese 
Staatsunterstützung  ca.  .").r»S(HM)  Kronen.  Die 
Mitglieder  und  deren  Kinder  unter  1">  Jahren, 
welche  (nach  ärztlichem  Atteste  von  der 
Notwendigkeit  solcher  Behandlung)  in  einem 
Krankenhause  untergebracht  werden,  erhalten 
freie  Behandlung  oder  wenigstens  eine  be- 
deutende Ermässigung:  endlieh  können  auf 
Kosten  der  Kommune  die  Mitglieder  auf  dem 
Linde,  welche  seil  »st  kein  I*ferd  und  Wagen 
Itesitzeu,  freie  Beförderung  zum  Ar/t  oder 
der  Heltamme  beanspruchen. 

Ein  unter  dem  Ministerium  des  Innern 
angestellter  Krankenka^scninspektor  kontrol- 
liert die  Krankenkassen.  Ein  von  den  Kranken- 
kassen gewählter  Ausschuss  unter  dem  Vor- 
sitze des  Kraiikenkas>oninspektors  übt  einen 
gewissen  Einfluss  auf  die  Handhabung  des 
Gesetzes,  und  ferner  hat  der  Insjtektor  jähr- 
liehe lteratende  Versammlungen  von  Ver- 
trauensmännern der  anerkannten  Kassen  ein- 
zuberufen. 

Im  ganzen  ist  die  Wirkung  des  Gesetzes 
eine  wohltliätige  gewesen.  Als  das  Gesetz 
in  Kraft  Irat,  waren  wohl  ca.  12<K>  K Rinken- 
kassen in  Wirksamkeit:  von  diesen  waren 
al>er  viele  ihrer  Natur  nach  von  der  Aner- 
kennung ausgeschlossen,  andere  hielten  sieh 
vorläufig  zurück:  am  31.  Dozemltor  1*97 
waren  jedoch  schon  s<Hi  Krankenkassen  mit 
ungefähr  2<i2om>  Mitgliedern  (gegen  9»o 
<ler  Bevölkening)  anerkannt:  ausser  diesen 
kommt  das  Gesetz,  wie  ans  dem  obigen  er- 
hellt, einer  grossen  Anzahl  Kindern  zu  gute. 
Durchschnittlich  Itetragon  die  Ausgaben  jähr- 
lich 9  Kr.  pro  Mitglied,  die  Einnahmen  1* • 
bis  11  Kr. 

Die  Kassen  erweisen  eine  nicht  unlte- 
deutende  Selbstthätigkeit,  es  giel.t  so  eine 
Keihe  Ceutralvereine  iler  Krankenkassen, 
welche  u.  a.  darauf  zielen,  bei  Wohnorts- 
veR'iuderuiufen  der  Mitglieder  die  Aufnahme 
in  andciv  Kassen  zu  erleichtern ,  und  es 
regt  sieh  eine  Bestrebung,  durch  engeres 
Zusammenschliessen  der  mit  den  Kranken- 
kassen verbundenen  Begräbniskassen  eine 
Art  Kuckversicherung  zu  erreichen. 

Eine  auf  dem  Vorschlage  der  ersten 
Arbeiterkommission  fussende  Altersversor- 
gung mit  Beitrittszwang  aller  Mitglieder  der 
arbeitenden  Klasse  zwischen  1."»  und  li<t  Jahren 
wurde  durch  private  Initiative  in  der  Keichs- 
tair--essioti  1k*i»_.ki  und  lss]  _s_>  vorge- 
schlagen: 1nn3— si  und  lss4 — s.",  nahm  die 
Hegienuig  selbst  die  Frage  auf.  sehlug  alter 
nun  vor.  den  Zwang  aufzugellen :  es  sollte 
nur  eine  freiwillige  Altei-svorsorgung  mit 
StaatszuschOssen  eingerichtet  werden.  Auch 
dieser  Gedanke  konnte  jedoch  keine  allge- 
meine Zustimmung  finden  :  aU-r  einige  Jahre 


später  gelangte  die  Frage  unerwartet  zu 
einem  raschen  Abschluss.  Am  Schlüsse  des 
Jahres  1*90  schlugen  zwei  Abgeordnete  ein 
Oesetz  vor,  nach  welchem  ein  jeder  l'nbe- 
j  mittelte   nach  Vollendung  des  02.  Jahres 
1  auf  Kosten  des  Staates  eine  Ixübrente  von 
1<mi — 2»M>  Kronen  erhalten  sollte,  und  l'nbe- 
j  mittelte  sollten  ausserdem  billige  Leibrenten 
!  kaufen  können ;  dieser  Vorschlag  rief  einen 
!  Gegenvorschlag  hervor,  welcher  die  Mehr- 
,  heit  des  Reichstages  gewann  und  uach  auf- 
!  fallend  kurzer  Beratung  am  9.  April  1*!U 
zum   (iesetz  erholten  wurde.     Das  (iesetz 
trat  in  Kojtenhageu  mit  Vorort  Frederiks- 
l»erg  am  1.  Januar  1*!L\  m  den  übrigen 
Teilen  des  Landes  am  1.  Juli  1S91  in  Knift. 

Das  dänische  Altersunterstützungsgesctz 
bestimmt,  dass,  mit  geringfügigen  Ausnahmen, 
eine  jede  anne  Person  fdter  ÜO  Jahre,  die 
während  der  letzten  lo  Jahre  keine  Annen- 
unterstützung empfangen  hat,  eine  hin- 
reichende l'nterstützung  zum  notwendigen 
Unterhalt  lieanspruchen  kann.  Die  l'nter- 
stützung  winl  von  der  kommunalen  Behörde 
\  festgestellt,  die  Ausgaben  teils  von  der  Kom- 
mune, teils  —  bis  zur  Hälfte,  jedoch  nicht 
ültcr  2  Millionen  Kr.  —  vom  Staate  getragen. 

Das  eigentümliche  dieser  Ordnung  ist, 
dass  sie  eine  Erweiterung  des  Anneuge- 
'  setzes  bedeutet:  nur  bleiben  die  üblichen 
bürgerliehen  Wirkungen  »1er  Annenunter- 
stützung aus.  Ohne  irgend  eine  I Leistung 
des  Betreffenden  oder  des  Arbeitgebers  er- 
hält ein  jeder  eine  jährliche  l'nterstützung 
auf  Kosten  des  Staates  und  der  Kommune. 
Diese  betrug  ls-WJ  für  jede  unterstützte 
1  lauptperson  (im  ganzen  etwa  3S<HHt,  d.  h. 
ein  Sechstel  der  Bevölkerung  über  (V>  Jalire) 
durchschnittlich  loG  Kr.  (im  ganzen  3.9  Milli- 
onen Kr.),  und  zwar  in  Kortenhagen  ca.  L"*2Kr. 
in  den  übritren  Städten  12 
\uf 


dem  I«mdc  9»>  Kr. 


Oer 


Kr.  und  auf 
kleinen  lnsel- 


grnpjie  Färöer,  welche  in  der  ( iesetzgebuug 
eine  gewiss*'  Sonderstellung  einnimmt,  war  die 
jährliche  Altersversorgung  durehsehnittlieh 
mir  .VI  Kr.  Ein  Bedenken  gegen  die  Hand- 
habung und  die  Bestimmungen  des  (iesetzes 
ist  es.  dass  die  Sparsamkeit  so  zu  sagen 
bestraft  winl,  derjenige,  welcher  eine  kleine 
Summe  ge.-]tart  hat,  muss  diese  erst  ver- 
brauchen, ehe  er  eine  l'nterstützung  erhalten 
kann,  wogegen  der  Verschwender  eine  un- 
besehnittene  Unterstützung  erhält,  wie  auch 
viele  arbeitsfähige  Personen  ihre  Arbeit  auf- 
zugellen versucht  wenlen.  Ferner  sind  die 
rnteistützungsbei-eehtigten  in  nicht  geringem 
Grade  der  Willkür  der  Koinmunalbehönlen 
ausgesetzt.  Ein  Vorteil  ist  dagegen  die 
ausserordentliche  Einfachheit  des  Gesetzes, 
welche  dem  grossen  Apparat  einer  Staats- 
versiehenmg  entgeht:  und  es  steht  zu  er- 
warten, dass  die  Annenlast  der  Kommunen 
allmählich  ganz  erheblich  vermindert  werden 
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wird  und  dass  folglich  die  Ausgaben,  welche 
aus  dem  Altersunterstützungsgesetze  fliessen. 
wesentlich  kleiner  sein  werden  als  jetzt. 
Gegenülter  der  deutsehen  L"sung  derrrage 
erseheint  es  als  ein  Nachteil,  dass  bei  Ein- 
tritt der  Invalidität  vor  dem  (iO.  Jalir  keine 
Unterstützung  gewahrt  wird. 

Während  so  die  Kranken-  und  Alters- 
versorgung eine  Ordnung  gefunden  hatten, 
harrte  die  dritte  Hauptaufgabe,  die  der 
Unfallversicherung,  noch  einer  L'isung.  Ein 
von  der  Regierung  1888  eingebrachter  Ge- 
setzentwurf, welcher  sich  dem  Kommissions- 
vorschlag  von  1887  anschloss,  konnte  die 


spruch.  bis  die  ärztliche  Behandlung  beendet 
ist  oder  bis  man  die  Folgen  für  die  Arbeits- 
fälligkeit übersehen  kaun;  die  Unterstützung 
beträgt  a.5  des  Arbeitslohnes  (als  Minimum 
1  Kr.,  als  Maximum  2  Kr.)  täglich ;  !>ei  un- 
vollständiger Arbeitsunfähigkeit  eine  verhält- 
nismässig geringere  Summe ;  die  schon  aus- 
gezahlten Tagesgelder  werden  hei  der  end- 
lichen Regulierung  der  Entschädigung  in 
Abzug  gebracht.  Wenn  der  Invalid  zwischen 
3o  und  .")")  Jahren  alt  ist,  darf  er  in  der 
Regel  selbst  filier  die  Entschädigungssumme 
verfügen;  ist  er  jünger  als  HO  Jahre  oder 
älter  als  5."».  trifft  der  Versicherungsrat  die 


Mehrzahl  nicht  gewinnen;  und  dasselbe  galt  I  Bestimmung,  ob  die  Summe  ausgezahlt  oder 


einem  umfassenden.  1895 — Ob  privat  eing 
brachten  Ulan,  welcher 
arbeit ern  wie  dem  Handwerke  und  dei 
Landwirtschaft  zu  gute  kommen  sollte. 
Nach  mehrtägiger  Beratung  gelanges  endlich, 
in  der  Reichstagssession  1807 — OS  über  ein 
Unfallversicherungsgesetz  einig  zu  werden. 


i  in  eine  Leihrente  umgewandelt  werden  soll ; 
»wohl  den  Fabrik-  dassellie  gilt,  wenn  der  Tod  eingetreten  ist. 

Der  Arbeitgeber  hat  die  Unterstützung 
zu  tragen,  ist  aber  berechtigt,  seine  Ver- 
pflichtungen nach  dem  Gesetze  auf  eine  vom 
Ministerium  des  Innern  anerkannte  Ver- 
sicherungsgesellschaft zu  übertragen.  Hier 


welches  jedoch  nicht  den  I>andbau  umfasst.  herrscht  eine  grosse  Freiheit.     Die  Arl>oit- 

geber  können  z.  B.  gegenseitige  Gesellschaften 
für  gewisse   Industriezweige   bilden,  was 
gebracht  worden;  wie  auch  ein  Vorschlag  j  voraussichtlich  in  hohem  Masse  geschehen 
zur  Unfallversicherung    der    Fischerbevöl- 1  wird,  oder  sie  können  sich  an  eine  Unfall- 


Zwei  auf  den  I^ndliau  zielende  Gesetz- 
entwürfe sind  übrigens  soeben  privat,  ein- 


kerung. 

Das  Unfallversicherungsgesetz  vom  7. 
Januar  1808,  welches  1  Jahr  nach  seiner  Be- 
kanntmachung in  Kraft  tritt,  umfasst  u.  a. 
wesentlich  die  Fabrikindustrie,  Wind-  und 
Wassermühlenlietrieh,  Fabrikation  oder  An- 
wendung von  Explosivstoffen,  Laden  und 


versichern  ngsaktiengesellsohaft  wenden,  für 
deren  Neubildung  oder  Umgestaltung  eine 
lebhafte  Thätigkeit  eine  Folge  des  Gesetzes 
wurde.  Aber  die  Möglichkeit  ist  auch  nicht 
ausgeschlossen,  dass  —  namentlich  grössere  — 
Arbeitgel  »er  das  Risiko  selbst  tragen  werden. 
Die  Durchfülirung  und  Ueberwaehung 


Ausschiffen,  Betrieb  von  Eisenbahnen  und  i  dieser  Ordnung  ist  dem  Arbeitervereiche- 


l'ferdebahnen,  grössere  Bauarbeiten,  Kalk 
und  Steinbrüche,  Kalkhütten  u.  s.  w.  Die 
Versicherung  kommt  sowohl  den  eigentlichen 
Arbeitern  wie  den  Aufsehern  n.  dergl.  zu 
gute,  falls  der  Jahresvcrdionst  nicht  2400  Kr. 
übersteigt 


rungsrate  anvertraut.  Dieser  Rat  besteht 
aus  7  Mitgliedern,  denen  der  Minister  des 
Innern  den  Krankenkasseniuspektor  und 
die  Fabrikinspektoren  Itoinrdnon  kann.  Der 
Vorsitzende  und  2  Mitglieder  (darunter  ein 
Arzt)  werden   vom   Könige  ernannt;  der 


einmalige  Unter- 
^•hsfache  des  Jahres- 


dem  Ministerium  des  Innern  als  oberster  In- 
stanz wird  diese  Institution  auf  die  Knt- 


Bei  eintretendem  Unfall  erhält  der  ge-  Minister    wählt    2    Arbeitgeber   und  der 
schädigte  Arbeiter  liei  dauernder  vollständiger  Krankenkassenausschuss  2  Arbiter.  Mit 
Arbeitsunfäliigkeit  e 
Stützung,  welche  da; 

Verdienstes  beträgt  (als  Minimum  ISoO  Kr.,  Wickelung  des  Unfallversicherungswesens 
als  Maximum  1800  Kr.);  bei  unvollständiger  einen  bedeutenden  Kinfluss  gewinnen,  na- 
In  Validität  wird  die  Entschädigung  Verhältnis-  mentlich  mit  Rücksicht  auf  alle  vorüber- 
mässig  berechnet.    Ist  der  Tod  die  Folge  des  '  gehenden  Fälle. 

Unfalles,  erhalten  die  Hintorlassenon.  deren  j  Wie  man  sieht,  errinnert  die  dänische 
Versorgung  dem  Verunglückten  oblag,  eine  Ordnung  des  Unfall  Versicherungswesens  am 


einmalige  Unterstützung,  welche  das  4  fache  i 
des  Arbeitsverdienstes  beträgt  (Minimum 
1200  Kr.,  Maximum  H200  Kr.)  und  ausser- 
dem ein  Begräbnisgeld  von  50  Kr.  Bei 
vorübergehender  oder  noch  nicht  als  dauernd 


meisten  an  Finnland,  doch  ist  in  Dänemark 
noch  mehr  der  Privatinitiative  ülierlassen 
worden  als  in  jenem  Linde. 

6.  Island.  Diese  der  dänischen  Monarchie 
gehörende  Insel  hat  ihre  selbständige  Gesetz- 


entschiedener  Erwerbsunfähigkeit  hat  der  gebung.  Die  in  vielen  Beziehungen  ausser- 
Veruuglüekto  nach  Verlauf  von  Vi  Wochen  ,  ordentlich  interessante  Bevölkerung,  deren 


(während  welcher  Zeit  die  Unterstützung  'Wirtschaftliche  Verhältnisse  leider  noch  einer 
eineranerkannten  Krankenkasse  vorausgesetzt :  Darstellung  harren,  hat  keine  eigentliche 
wird;  wt»  der  Verletzte  nicht  Mitglied  einer  j  Arbeiterklasse:  trotz  iler  grossen  Häufigkeit 
Krankenkasse  ist,  muss  er  die  Kosten  selbst  der  Unglücksfälle  wir«!  man  daher  kaum  an 
tragen)  auf  eine  tägliche  Unterstützung  An-  eine  Unfallversicherung  wie  in  den  übrigen 
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skandinavischen  I  .ändern  denken  können, 
da  die  meisten  der  Verunglückten  selbständig 
thätig  sind.  Dagegen  hat  die  in  vielen 
Orten  drückende  Annenlast  zu  einem  Oesetz 
vom  11.  .Inli  lSfM)  Anlas.s  gegeben,  welches 
auf  eine  Unterstützung  (ausserhalb  des  all- 
gemeinen Anneuwesens)  krilnklichor  oder 
alternder  Armen  zielt.  Das  Oesetz  bestimmt, 
dass  in  jeder  Kommune  eine  Unterstützungs- 
kasse eingerichtet  wenlen  soll.  Mit  gering- 
fügigen Ausnahmen  sollen  alle  Dienstboten 
im  Alter  von  20—  60  Jahren,  auch  wenn  sie 
im  elterlichen  Haus  arbeiten,  Mitglieder  der 
Kasse  sein  und  jährlich  einen  Beitrag  leisten, 
für  welchen  die  Herrschaft  verantwortlich 
ist.  Die  Beitrüge  wenlen  von  der  islän- 
disehon  Sparbank  verwaltet.  Mit  dem 
Preismaasstabe  anderer  Linder  verglichen, 
sind  dieselben  allerdings  mir  geringfügig: 
1  Krone  jährlich  für  ein  männliches.  :50  <  >oro 
für  ein  weibliches  Gesinde,  aber  in  dem 
geldannen  l^ande  werden  die  aufgesammelten 
Mittel  nicht  ganz  bedeutungslos  sein.  In 
den  ersten  10  Jahren  wenlen  keine  Unter- 
stützungen verteilt:  nachher  erhält  die  kom- 
munale Unterstütznngskassc  die  Hälfte  der 
jährlichen  Zinsen  und  Mitgliedsbeiträge, 
welche  auf  die  Kommune  fallen,  zur  Unter- 
stützung der  Bedürftigen :  die  andere  Hälfte 
wird  aufgespart.  Anspruch  auf  Unter- 
stützung haben  nur  solche,  die  den  beitrags- 
pflichtigen Klassen  angehört  haben  und  keine 
Annenunterstützung  gemessen.  Die  Staats- 
kasse giebt  keinen  Zuschuss. 

H.  Wrttergaartl. 


X.  Arbeiterversicherung  in  den  Ver- 
einigten Staaten. 

Vorbemerkung.  1.  Versicherung  durch 
Privatunternehmer  mit  Answhlus.«  «ler  Eisen- 
bahnen. 2.  EiHenbahiiversiehernnjr.  8.  Hand- 
werkervereinsvcrsicheniiig.  4.  Brüderschaft  s- 
versicherung.    f>.  Industrielle  Versicherung. 

Vorbemerkung.  In  Amerika  giebt  es 
keine  Regienings-  oder  Staatsversiehemng 
der  Arbeiter  wie  in  Deutschland.  Die  that- 
Pächlich  bestehenden  Versieheningen  können 
nach  der  Anzahl  der  beteiligten  Arlxnter 
folgendennassen  eingeteilt  wenlen :  Ver- 
sicherung durch  Privatunternehmer  mit 
Ausschluss  der  Eisenlmhnen,  Versiclienmg 
durch  Eisenbahnen.  llandwerkenereinsver- 
sieherung.  Brildersehaftsversichening.  in- 
dustrielle  Versichenmg. 

1.  Versicherung  durch  Privatunter- 
nehmer mit  Ausschluss  der  Eisenbahnen. 
Abgesehen  von  den  Eisen  bahn  gesell  sehaft»ni 
haben  die  Unternehmer  hinsichtlich  der 
Arbeiterversieh« -Hing  kaum  genug  gethan. 
um  eine  Schilderung  in  einem  Artikel  wie 


dem  vorliegenden  zu  rechtfertigen.  Ein 
,  Beispiel  jedoch  mag  gegel*m  wenlen. 

Die  Firma  Alfred  Dolge  und  Sohn  in 
Dolgeville,  N.-Y.,  einer  Stadt  von  2ono  Ein- 
wohnern, die  60o  Arbeiter  beschäftigt  in 
der  Fabrikation  von   Pianos,  Orgeln  und 
Polierfilzen.  BesonanzlM'klen  und  sonstigem 
Zubehör   zu    musikalischen  Instrumenten, 
trägt  gingen  2OO00O  Dollars  I>ebensversiche- 
i  rung  bei  einer  recht  mässigen  Lel>ensver- 
|  sichcrungsgesellschaft  für  ihre  Leute,  die 
fünf  Jahre  lang  ununterbrochen  im  Dienst 
1  gewesen  sind.    Die  Gesellschaft  zahlt  die 
Prämien.     Verlässt  ein   Angestellter  den 
I  Dienst,  so  kann  er  die  Versichoningspoliee 
j  beib«>halten,  wenn  er  die  Zahlung  der  Prämien 
übernimmt.    Ein  Angestellter  kann  sich  in 
i  einem  Alter  von  26  Jahren  eine  Police  von 
1  looo  Dollars  sichern,  wenn  er  dann  fünf 
Jahre  im  Dienst  gewesen  ist.  und  für  jede 
I  weiteren  fünf  Jahre  bis  zu  15  Jahren  1<mmI 
Dollars  mehr,  was  für   diese  Klasse  der 
Angestellten     ein  Vi»rsichcningsmnxiinum 
von  3<mjo  Dollars  ergieht.    Diejenigen,  die 
ihre   Thätigkeit    zwischen    dem    22.  und 
26.  I/dxuisjahr  heginneu.  können   sich  nie 
mehr  als  zwei  Policen  von  je  1000  Dollars 
siehern ,  eine   nach    fünf  und   eine  nach 
zehn  Dienstjahren.    Einer,  der  seine  Thätig- 
keit zwischen  dem  27.  und  40.  Ijebensjnhre 
beginnt,  kann  sich  nur  eine  Police  sicneni. 
i  und  für  alle  ül>or  40  Jahr  alten  und  für 
die.  die   durch    die  Lebensversichemngs- 
tiestimmungon  zurückgewiesen  sind,  wenlen 
jährlich  ."15  Dollars  auf  Zinsen  hinkriegt, 
bis  der  Betrag  die  H<")he  von  PKK»  Dollars 
envicht,  wenn  dies  vor  dem  Tode  des  An- 
gostellten    geschehen  sollte;    wenn  nicht, 
winl  der  dem  Angestellten  gutgeschriebene 
Betrag  an  seine  Erben  oder  Bevollmächtigten 
ausgezahlt.   Diese  Firma  hat  auch  Pensionen 
für  teilweise  oder  gänzliche  Arbeitsunfähig- 
keit aus  irgend  einer  Ursache:    die  Pen- 
sionen variieren  zwischen  50  und  100°o  des 
I/>hnes  während  des  Jahres,  das  der  Ar- 
beitsunfähigkeit vorausgeht,  unter  Berilck- 
siehtigung.  der  Anzahl  dor  Jahre  ununter- 
bniehener  Dienstzeit  von  zehn  bis  zu  fünf- 
undzwanzig Jahren :  doch  Linn  keine  Pension 
I  10oo  Dollars  übersteigen.     Wenige  indes 
bleiben  in  dem  Dienst  dieser  Finna,  um 
'  eine  grosse  Pensionsn*chnuiig  zu  machen, 
I  obwohl  das  System  schon  seit  1882  in  An- 
i  Wendung  ist.  " 

Der  veränderliche  Charakter  des  ameri- 
kanischen Jüchens  zeichnet  sich  treffen«!  in 
l  der   sorgfältigen    Statistik    dieser  Firma. 
Während  der  20  Jahre,  die  dem  Jaliro  1*04 
vorhergehen,  hatte  sie  2»  »46  Leute  angestellt, 
alier  nur    1h°o  verblieben  ein  Jahr  oder 
:  länger  im  Dienst,   und  nur  224  Personen 
1  oder  lo,s°  o  waivn  fünf  Jahn?  ununterbn>chen 
!  im  Dienst,  während  am  1.  Januar  1894  nur 
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107  von  diesen  (24%  der  ganzen  Anzalil 
der  männlichen  An gostel lteti  zu  dieser  Zeit) 
hei  der  Arbeit  gehlieben  waren. 

2.  Eisenbahn  Versicherung.  Am  1.  Mai 
1880  gründete  die  Baltimore-  und  Ohio- 
Eisenbahn,  die  Baltimore  und  Washington 
mit  Philadelphia,  Pittsburgh,  Chicago  und 
Uincinnati   verbindet,  eine  Versicherungs- 


gesellschaft für  ihn1  Angestellten,  die  be- 
I  kannt  ist  als  Relief  Department  of  the  Bal- 
timore and  Ohio  Railread.  Am  3o.  .luni  1897 
I  umfasste  die  Gesellschaft  25713  Versicherte; 
die  folgende  Tabelle  triebt  die  Kosten  für  die 
verschiedenen  Versiehemngsformen  (von  der 
Begründung  der  Gesellscliaft  bis  dahin)  an. 


Unterstützungen  von  der  Baltimore  and  Ohio  Emnloyees  Belief  Association 
gezahlt  vom  1.  Mai  1880  bis  3o.  Juni  1*97. 


Anzahl 

1  154 

2  335 


Todesfälle  durch  Unfall  (int  Dienst)  .... 

Todesfälle  aus  anderen  Ursachen  

Invalidität   infolge    im  Dienst  erhaltener  Ver 

letznngen  68  849 

Uhirurgische  Kosten  40S95 

Invalidität  infolge  von  Krankheit  oder  aus  anderen 

als  obigen  Ursacheu   94  3" 


Kosten  Durchschnitt 
Doli.  1214482.22   Doli.  1052.41 
1  C97  686.20 


867  333  00 
«73830.97 


Siiuiiua  207544 

Dazu  Zahlungen  für  Ausgaben  etc.  während  selbigen  Zeitraums 

"  Doli.  5  467  S69.15 


Gesamtesten  für  alle  Fälle 


1  395  504.60 

Doli.  4  748  $43.59 
719025.56 


470,10 

12.59 
4.25 

1479 

22.87 


Die  Anzahl  der  Unterstützungen,  die  vom 
1.  Juli  1S9G  bis  zum  30.  Juni  1897  gezahlt 
wurden,  betragen  19G81  Dollars,  mit  einem 
Durchschnittswert  von  19.38  Dollars.  Die 
Eisenbahn  verwaltet  die  Versicherung, 
zahlt  die  Auslagen  dafür  und  ergänzt  die 
Versicherung  mit  jährlich  6000  Dollars.  Fast 
alles  Geld,  das  au  die  Angestellten  kommt, 
kommt  jedoch  von  Ijohnabzügen  der  Mit- 

Klasse 

Höchster  Mnnntslohn  der  Mitglieder  .... 

Monatliche  Beiträge  Klasse  A  

Monatliche  Beiträge  Klasse  B  

Entschädigungen : 

Unfälle,  erste  26  Wocheu  täglich  

Unfälle,  nach  den  ersten  26  Wochen  täglich  . 
Krankheit  auf  52  Wochen        .    .    .       .  . 

Tod.  Unfall  

Tod.  natürliche  Ursachen  


glieder.  Diese  werden  in  fünf  Klassen  tie- 
teilt nach  ihrem  monatlichen  I/Jin  und  in 
zwei  Abteilungen  oder  Klassen  nach  der  Art 
ihrer  Beschäftigung.  Klasse  A  umfasst  das 
Zugpersonal,  Klasse  B  die  im  Büreau  oder 

j  anderem  weniger  gefährlichen  Dienst  Bo- 

|  schäftigten. 

Folgende  Tabelle  giebt  die  Rechte  und 

.  Entschädigungen  für  diese  Klassen  an : 


Doli. 


I. 

II. 

III. 

IV. 

V. 

über 

35.00 

50,00 

7^.00 

ICO.OO 

100,00 

1,00 

2.00 

3,oo 

4. co 

5,00 

0.75 

1.50 

2,25 

3.00 

3.75 

0.50 

I.CO 

«•SO 

2.00 

2.50 

0,25 

0,50 

0.75 

1.00 

'.25 

0.50 

1,00 

I.50 

2.00 

2.50 

500.00 

1000.00 

I  500,00 

2000,00 

2500.00 

250,00 

500,00 

750,00 

1000,00 

1250,00 

Ein  Mitglied  kann  durch  Zahlung  von  1 
25  Cents  monatlieh  für  jede  hinzukommen-  j 
den  250  Dollars  Entschädigung  für  den  Todes- 
fall bis  zu  1250  Dollars  erhalten,  wenn  es 
tinter  fünfzig  Jahr  alt  und  im  Stande  ist,  sich  I 
einer  neuen  körperlichen  Untersuchung  zu ' 
unterziehen  ausser  der  beim  Eintritt  in  das , 
Relief  Department   erforderliehen.  Zuerst 
waren  alle  Angestellten  gezwungen  beizu- 
treten.   Dies  erregte  soviel  Opposition  und 
feindliche  Gesetzgebung  im  Staate  Maryland, 
dass  festgesetzt  wurde,  dass  währendNeunnge- 
stellte  Mitglieder  werden  müssten,  früher  An- 
gestellte nicht  beizutreten  brauchten,  wofern 
sie  nicht  auf  Beförderung  Anspruch  machten  ; 
natürlich  hoffte  aber  die  Mehrzahl  der  alten 
Angestellten  auf  Beförderung  und  hielt  es 
demnach  für  geraten,  dem  Versichemngs- 
deparlement  beizutreten,  und  war  offenbar 


froh  über  die  ihnen  dargebotene  günstige 
Gelegenheit. 

Diese  Eisenbahn  giebt  auch  jährlieh 
25000  Dollars  zu  einem  Pensionsfouds,  der 
sieh  durch  Beiträge  von  Angestellten  und 
auf  andere  Weise  ergänzt.  Die  Gesamtzahl 
der  zwischen  dem  1.  Oktober  lssi  und 
dem  30.  Juni  1897  Pensionierten  betrug 
542,  von  denen  250  gestorben  waren,  und 
für  die  die  gesamten  Zahlungen  35-112802 
Dollars  betragen  liatten.  Die  gesamten 
Zahlungen  während  der  Jahre  1S9G  und 
1897  betrugen  IG  310  83  Dollars  auf  unge- 
fähr 250  Pensionäre,  oder  etwa  1*5  Dollars 
auf  jeden.  Keiner  kann  diese  Pension  oder 
Altersrente  oder  Altersversicherung,  wie  man 
es  nennen  will,  erhalten,  wenn  er  nicht  ein 
Alter  von  G5  Jahren  erreicht  hat,  im  Dienste 
der  Gesellschaft  zehn  Jahre  hinter  einander 
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gewesen  und  ehrenvoll  aus  dem  Dienst  ent- 
lassen ist  oder  sich  freiwillig  davon  zurück- 
gezogen hat :  sonst  mir.  wenn  es  das  vor- 
liandene  Geld  erlaubt  und  wenn  der  Eisen- 
bahnverwaltungein  Angestellter  einer  Pension 
würdig  erschienen  ißt. 

Die  Pensionen,  die.  wenn  es  die  Finanzen 
erfordern,  einer  Pmcentreduktion  unter- 
liegen, sind  wie  folgt: 

I.  II.        III.     IV.  V. 

10  Jahre  Mit- 

gliedsch.Doll.  0,25  o,w  0,75      1,00  1.25 
15  Jahn-  Mit- 

trliedw  h.  I ►«,11.0.26' .',  0,52«  4  0.78*  4  1.05  1,31'j, 
21)  Jahre  Mit- 

gliedsch.  Doli.  0.27'/.  0,55  0,82' ,  1,10  1,37»  t 

Im  Jahre  l*S(j  richtete  die  Ponnsylvania- 
Kisenliahnbaugesellschaft,  die  Philadelphia 
mit  New-  York.  Baltimore.  Washington, 
Ciu<  innati  und  Chicago  verbindet  und  l>ei 
vielen  Autoritäten  als  das  best  betriebene 
F.iscnbahnsystem  in  Amerika  gilt,  ein  Ver- 

K lasse 


siehoningsdepartement  ein.  Vkannt  als  The 
Voluntary    Relief    Departement,   auf  den 
Linien  östlich  von  Pittsburgh,    im  Jahre 
1SS<)  auch  auf  den  Linien  westlich  von  dieser 
Stadt  in  einem  gesonderten  Departement 
In  der  östlichen  Abteilung  wurden  bei  Be- 
I  ginn  des  Jahres  1k<>6*  30432  Angestellte 
|  versichert,    in    der    westlichen  Abteilung 
1.">sn4.    Die  Mitgliedschaft  in  beiden  Al>- 
teilungen  ist  durchaus  freiwillig,  und  die 
Eiseutahn  trägt,  aussei1  den  Betriebskosten, 
auch  in  anderen  Beziclnmgen  etwas  molir 
ltei   als  die  Baltimore-  und  Ohio) ahn.  al»er 
die  Systeme  auf  den  beiden  Linien  sind  im 
allgemeinen  sehr  ähnlich.    Bei  der  Pennsyl- 
j  vanialiahn  liest  cht  kein  Unterschied  zwischen 
Büreau-   und  anderen  Beamten,  al»er  nur 
l  die  unter  4f>  Jalireu  und  «lie  eine  genügende 
j  ärztliche   Untersuchung    bestanden  haben, 
|  sind  wahlfähig  zur  Mitgliedschaft.  In  beiden, 
!  der  westlichen  und  der  östlichen  Abteilung, 
j  sind  die  Abgaben  und  Beiträge  geregelt, 
I  wie  sie  sich  aus  folgender  Tabelle  ergeWn: 


Höchster  monatlicher  Lohn  der  Mitglieder  Doli. 

Monatliche  Beitrage  

P  u  t  e  r  s  t  il  t  z  11  u  g  e  n 
Unfall  im  1  Honst,  erste  52  Wochen  täglich 
l'nfall  i.  Dienst,  n.  d.  erst.  52  „  . 
l'nfall  ausser  Dienst,  ernte  52  „  „ 
l'nfall  anss.  Dienst,  n.  d.  erst.  52  Woch.  tiigl. 
Krankheit,  erste  52  Wochen  täglich     .  . 
Krankheit,  nach  den  ersten  52  Wach,  tiigl. 
Tod  


I. 

40,00 
"•75 

0.50 
0.25 
0.40 
0.20 
0.40 
0.20 
250,00 


II. 

60,00 
],;o 


o.SO 
0.S0 
0,40 
0.S0 
0.40 
500,00 


III. 

So. 00 
2.25 

1.50 

1,20 

0,60 
..20 
0.00 
750,00 


IV. 

j  00,00 
3.00 

2.00 
1,00 
1,60 
0,80 
1.60 
0.80 
1000.00 


V. 
Uber 
100,00 
3-75 

2,50 
1.25 
2.00 
1.00 
2.00 
1.00 
1250.00 


Es  muss  bemerkt  werden,  dass  die  Ab- 
galten in  dem  Pennsylvaniasystem  unge- 
fähr dieselben  sind  wie  für  die  Angestellten 
in  der  weniger  gefälirdeten,  als  Klasse  B 
bekannten  Klasse  der  Baltimore-  und  Ohio- 
liahu.  Die  Unfalluntorstiitzungon  bei  der 
Pentisylvauiabahn  sind  geringer  nach  den 
ersten  2<J  Wochen  als  bei  der  Baltimore 
und  Uhii.bahn.  Die  Kratikonunterstützungeii 
1  »et  ragen  etwa  Lf()°.'o  weniger,  während  die 
Unterstützungen  für  den  Todesfall  durch 
Unfall  nicht  zweimal  so  gross  sind  als  die 
für  den  Tod  aus  natürlichen  Ursachen  wie 
bei  der  Baltimore  und  Ohiobahn  sondern 
diex  lben  hh  iU  n,  was  auch  die  Ursache  sein 
mag.  Die  Einnahmen  und  Ausgaben  bei 
der  Östlichen  Abteilung  der  Peunsylvania- 
ei-<  id>ahn  vom  Jahre  IHUU  bis  zum  Sehl uss 
des  Jalucs  1S!l.">  waren  wie  folgt: 

Einnahmen          lJS'JÖ  1886-1895 

Doli. 

beitrüge  der  Mitglied.  641849,12  4599091,90 
beitrage  d.  («evllsch., 

betriebsk.  11.  Deficit»  98658,53  869039.13 
ltei  träge  d.  (iesellmh., 

aiisserordl.  Unterst.       40  S34.83  168497,17 

Ziii-en      ....    .  S  832.14  102557,44 

Sa.  Doli.  790174,62    5  739  1S5.64 


112125.00  834690.15 

225072,33  1512292,81 

63  000,00  4S3  944-45 

191  298,64  1  470  513.09 

98658,53  869039,13 


A  u  s  g  a  1>  e  n 
Invaliditütsiiutcrst., 

Unfall  

Invaliditatsnnterst., 

Krankheit  .... 
Unterstützungen  für 

Tod  durch  l'nfall  . 
Unterstützungen  für 
Toda.naturl.lrnailien 

Betriebskosten    .  . 

Sa.  Doli.  690154,50  5170479.63 

Diese  Tabelle  ist.  wie  die  meisten  anderen, 
die  hier  gegolten  wenlen ,  einem  neueren 
wertvollen  Werke  fibei  Arlteiterversichorung 
von  W.  J  Willioughby  ibeim  Arbeiterdepar- 
tement  der  Vereinigten  Staaten)  entnommen. 
Das  grosse  Westbahnsystem  Chicago,  Bur- 
lington  und  Uuincy,  «las  wie  jedes  der 
vorhergehenden  Systeme  über  ,Ht  M.K.»  Meilen 
Gleise  umfasst  und  sich  von  Chicago  nach 
Kansas  City,  Omalia  und  St.  Paid  erstreckt, 
gründete  im  Jahre  18>»!>  ein  Vcrsichorungs- 
de[mrtenient ,  ähnlich  dem  l>eim  Pennsyl- 
vaniasystem.  Ende  des  Jahres  1MU>  be- 
liefen sich  die  Mitglieder  auf  134Ü3  An- 
gestellte. 

Die  Phi lad elplüa-  und  Readingeisenbahn, 
mit  der  Hauptniederlassung  in  I>ew-Jersey 
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und  Ost-Pennsvlvania.  gründet* 


im 


.Jahre'  eigenes  und  ernstliches  Versehen  des  Ge- 


1888  ein  Unterstützungsdepartement  gleich 
dem  der  Pennsylvania-Gesellschaft,  während 
ein  ausgedehntes  südliche«  System,  bekannt 
als  das  Plant-System ,  im  Jalrre  1*96  in 
umfangreichem  Masse  den  Plan  der  Balti- 
more- und  Ohio-Gesellschaft  nachahmte.  Eine 
andere  Penngylvanm-Gesellschaft,  bekannt 
als  die  Lchigh  Valley-Eisenbahn,  hat  ein 
veniger  ausgearbeitetes  Versieherungssystem, 
giebt  aber  mehr  von  seinen  eigenen  Mitteln 
dazu  als  die  anderen  Bahnen ;  denn  sie 
zahlt  nicht  nurdieVerwaltungskosten,  sondern 
an  Unterstützungen  bei  Unfällen  und  Tod 
eine  gleiche  Summe  wie  die  von  den  Leuten 
gezahlte. 

Die  Zahl  der  Eisenbahnbeamten  in  den 
verschiedenen  Versicherungsgesellschaften 
wuchs«  von  1905J  im  Jahre  18*6  auf  107  60») 
beim  Beginn  des  Jahres  1*96,  und  im  Jahre 
1*98  zäldt  wahrscheinlich  1  <;  der  sieh  auf 
annähernd  800000  belaufenden  Eisenhahn- 
beamten  der  Vereinigton  Staaten  dazu. 

Ein  Beamter,  der  die  beiden 'Pennsylvania- 
Systeme  verlässt,  verliert  jeden  Anspruch, 
sogar  auf  die  Unterstützung  für  Todesfall, 
zu  der  er  beigesteuert  hat.     Die  andern 

vollständig  entwickelten  Systeme  erlauben 'die  neueste  Zeit  hat  zu  "ländlichem  Besitz 


schädigten  hervorgerufen  sind.  Jedoch  1 
bis  1 2  der  Versicherungs-  oder  l'nter- 
stützimgsentschädigungen ,  die  die  Leute 
bei  diesen  verschiedenen  Eisenbahnen  !h> 
kommen,  sind  das  Resultat  von  Unfällen, 
und  die  ausser  den  Verwaltungsausgaben 
von  den  Unterstützuugsdepartenients  ausge- 
j  zahlten  Gelder  werden  meist  ganz  und  gar 
von  den  Beiträgen  der  Leute  selbst  be- 
stritten. 

Eine  aufgeklärtere  öffentliche  Meinung 
wird  indes  mit  der  Zeit  auf  gesetzlichem 
Wege  oder  anders  das  Ungesunde  an  dem 
verbessern,  was  im  Grunde  eine  ganz  vor- 
treffliche und  lebensfähige  Form  der  Arbeiter- 
versicherung zu  sein  scheint. 

Das  Gesetz  könnte  wohl  bestimmen,  wie 
es  bereits  in  Massachusetts  geschehen  ist, 
dass  bei  einem  Unfall  die  Eisenbahngesell- 
schaften nur  frei  sein  sollten  von  solcher 
Verbindlichkeit,  so  weit  der  Ersatz  aus  den 
Geldern  bestritten  wird,  die  von  den  Eisen- 
bahnen direkt  zu  den  Unterstützungsdepai- 
tements  beigesteuert  werden. 

3.  Handwerkervereinsversicherung. 
Der  freie  Zutritt  zu  Regierungslaud  bis  in 


einem  Mann  die  Zahlungen  für  die  Unter- 
stützung für  Todesfall  fortzusetzen  und  an 
den  Ergebnissen  teilzunehmen.  Das  ist  weit 
gerechter1. 

Die  Verwaltungsausgaben  in  allen  diesen 
Gesellschaften  belaufen  sieh  auf  15—18% 
der  Gesamteinnahmen,  was  1  j — 1  .»  von  denen 
der  Privat-UnfaUversioherungsgesellsehaften 
in  den  Vereinigten  Staaten  ausmacht.  Die 
Ausgaben  der  25  Unfallversicherungsgesell- 
schaftcu  im  Staate  New- York  betrugen  im 
Jahre  1896  53,6  "o  der  Hinnahmen,  und 
3.34  Doli,  für  jedes  Tausend  Dollars  be- 
stehender Versicherung. 

.Manche  Forseher  über  diese  Vorsicherung, 
die  den  Arbeitervereinigungen  zugethan  sind, 
l>ohanpten,  dass  diese  \  ersicherungsform  das 
Interesse  der  taute  an  Aufreehterhaltung 
der  Handwerkervoreino  vermindert,  die  auch 


tum  die  abgezogen,  die  sonst  Arbiter-Ver- 
einigungen gebildet  haben  würden.  Im  Jahn' 
1*77  waren  nur  40000  Arbeiter  in  Hand- 
werkervereinen. Jetzt  sind  es  voll  7tH)ooo. 
Je  mehr  und  mehr  die  Abzugskanäle  nach 
dem  guten  AVestland  verschlossen  und  die 
Löhne  weniger  mechanisch  danach  festgesetzt 
werden,  was  man  für  seine  Person  verdienen 
konnte,  bildeten  sich  Vereine  für  gemein- 
sames Handeln,  und  man  nahm  sich  die 
Unterstützungsunstalten  zum  Muster,  die  die 
Starke  der  englischen  Vereine  ausgemacht 
haben,  wenn  Zeiten  des  Geschäftsnieder- 
gangs sie  sonst  vernichtet  härten. 

Im  Jahre  1880  hatten,  nach  der  Volks- 
zählung, nur  fünf  Vereine  mit  13032  Mit- 
gliedern Unterstützung.1*-  oder  Versicherungs- 
anstalten. Im  Jahre  1*9*  hatten  über  dreissig 
nationale  Handwerker-Vereine  mit  etwa  3<  lOoOö 


Versicherungsanstalten  haben,  und  dass  sie  i  Mitgliedern  eine  systematische  Unterstützung 
die  Leute  weniger  geneigt  macht ,  eifrig '  für  Kranke  oder  Arbeitsunfällige  oder  für 


nach  l>esserem  Lohn  zu  streben.  Aber  das 
grösste  Bedenken  gegen  diese  Versicherungs- 
form, wie  Mr.  \Villoughby  dargelegt  hat, 
hegt  in  dem  Vertrag,  den  die  Mitglieder 
dieser  Eisenbahuversieherungsdepartemeuts 
eingehen  müssen,  dass  sie  allen  Ansprüchen 
auf  die  Entschädigungen  dieser  Unter- 
stützungsfonds ,  zu  denen  sie  beigesteuert 
hal>en,  entsagen  wollen,  falls  sie  die  Gesell- 
schaft wegen  erlittener  Schädigungen  auf 
Schadenersatz  verklagen.  Im  allgemeinen 
wird  in  Europa  angenommen,  dass  die  Lohn- 
geber  für  alle  Ausgaben  hei  Unfällen  ihrer 
Leute  aufkommen  sollteu,  die  nicht  durch 


die  Angehörigen  der  verstorbenen  Mitglieder-. 
In  vielen  vou  diesen  Vereinen  indes  wird 
die  Unterstützung  nur  von  den  lokalen  Unter- 
abteilungen gegeben  ohne  Aufsicht  von  Seiten 
des  Centraivereins. 

Zu  dieser  Form  der  Versicherung  mögen 
einige  Erläuterungen  gegeben  werden.  Bei 
weitem  das  entwickeltste  Versicherungs- 
system unter  den  amerikanischen  Arbeiter- 
vereinen findet  sich  bei  einem  kleinen  Verein 
von  deutschen  Buchdruckern  —  die  Typo- 
graphia  —  und  dem  Internationalen  Cigarreu- 
maeherverein  von  Amerika  mit  26311  Mit- 
gliedern am  1.  Januar  1898  —  eine  Mitglieder- 
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zahl ,  die  fast  unverändert   gehliehen   ist  i      Folgende  Tabelle  zeigt,  wie  dieser  Verein 
während  der  letzten  vier  Jahre  schlimmer  '  in  neunzehn  Jahren  fünfmal  soviel  für  Krank- 
Z-eiten  1803 — ls97,  als  die  meisten  Vereine  heit,  Tod,  Reisen  und  Arltcitslosigkeit  aus- 
rnit  weniger  Uiiterstützungsveranstaltungen  '  gezahlt  hat  als  für  Ilandwerkerstrikes. 
an  Anzahl  verloren. 


Unterstützungen,  gezahlt  in  IS  Jahren  und  2  Monaten 

für 


Jahr 

Strike<« 

Krankheit 

To.l 

Reisen 

A  r  b  e  i  t  *  l  0  s  i  g 

1879 

3  66S.23 

— 

-- 

■ — 

— 

1HSO 

4  95°o6 

2  808. 1 5 

1881 

21  797.6S 

7  £  (V» 

I  **  7  f  7  rwi 

1882 

44  850.41 

'7  «45.29 

1  674,25 

20  386.64 

1883 

27812.13 

22  2  50,*6 

2  69O.OO 

37  135.20 

1884 

143  547.36 

3i  551.50 

3  920.00 

39  632,08 
26  683,54 

1885 

61  087.28 

29379,89 

4  214,00 

188fi 

54  402.6  t 

42  225,59 

4  820,00 

31  835,71 

1JSK7 

t  1  87  1  t\-> 

63  900,88 

8  850,00 

49  281,04 

1888 

45  303.62 

58  824,19 

21  3«9,75 

42  894.75 

1889 

5  202.52 

59  5 1 9,94 

10  175.50 

43  540,44 

1890 

18  414.27 

64  660.47 

26  043,00 

37  9«4,72 

22  760,50 

1891 

33  531.78 

87  472,97 

38  068,35 

53  535,73 

21  223,50 

1892 

37  477.6o 

89  906,30 

44  701.97 

47  732.47 

17460,75 

1893 

18228.15 

»04391.83 

49  458.33 

60475.1 1 

89  402.75 

1894 

44  066.76 

»06  758,37 

62  158.77 

42  154.17 

'74  5  «7,25 

1896 

44  039,06 

112  567,06 

66  725.98 

41  657.16 
33  076.22 

166  377,25 

189(5 

27  446.46 

109  208,62 

78  768.09 

175  767,25 

1X97 

12  175.09 

112774.63 

69  186,67 

39  067,04 

117  47140 

Summa  66a  772.99 

1116525.82 

501  849,66 

652  557,26 

784  980,65 

<ie*anitunterstützunyen  gezahlt  im  Jahre  1896  Doli.     424  266.64 

„    1897     „  340674,83 
(»wamtsumme  der  gezahlten  Unterstützungen      „  3718686,38 

Diese  Entschädigungen  durchzuführen, !  jemand  seine  Abgalten  drei  Jahre  lang  ent- 
hatte der  Verein,  der  am  1.  Januar  1893  i  richtet  hat.  Keine  Unterstützung  kann  man 
einen  IVlterschuss  von  505859,33  Dollars  hiernach  für  sieben  Wochen  erhalten, 
oder  20  Dollars  für  »las  Mitglied  hatte,  am  I  auch  nicht  mehr  als  54  Dollars  vom  1.  Jiüi 
1.  Januar  1898  nur  194210,3*»  Dollars  oder  bis  zum  nächsten  Juli.  Keine  rnterstützung 
7.37  Dollars  für  das  Mitglied.  Alter  seit  wird  ferner  gezahlt  vom  1.  Juni  bis  zum 
der  industrielle  Niedergang  sieh  im  Jahre  23.  September  oder  vom  16.  Dezember  bis 
ls'97  zu  mindern  Itegaiin,  fing  der  Ueber-  15.  Januar. 

schuss  wieder  an  zu  wachsen.  Eine  Krankenunterstfltzung  von  "1  Dollar 

Die  Durehsehnittskosten  aller  Entschädi- 1  wöchentlich  wird,  nach  regelmässiger  Zah- 
lungen vom  l.  Januar  1891—96  Itetrugen  !  hing  der  Dei  trüge  zwei  Jalire  lang,  denen 
20..' {  Cents  für  «las  Mitglied.  Während  des  gewährt,  die  arbeitsunfällig  geworden  sind 
Jahres  1K95  W-trugen  sie  27  Cents  und  für  durch  Krankheit  oder  Cnfall,  vorausgesetzt, 
alle  anderen  Zwecke  In  Cents.  j  dass    die    Arbeitsunfähigkeit   eine  Woche 

Ein  zweijähriges  Mitglied  ausser  Stel-  '»lauert  und  nicht  durch  *Unmässigkeit.  Aus- 
lung  kann  eine  Keiseunterstützung  von  130  Schweifung  oder  sonstiges  unmoralisches 
Cents  Itorgen  und  die  Fahrt  zum  nächsten  Verhalten«  verursacht  ist.  Solehe  Unter- 
Vereiu.  in  welcher  Kichtung  es  auch  reisen  ,  Stützung  ist  nur  für  dreizehn  Wochen  in 
will,  alier  nicht  filier  8  Dollar  auf  eiumal '  einem  Rechnungsjahre  zahlhar. 
otler  2o  Dollar  im  ganzen.  Hat  sich  derl  Eine  Unterstützung  von  50  Dollars  für 
Detreffende  Arbeit  verschafft,  so  müssen  !  Todesfall  wird  gezahlt  beim  Titde  jemandes, 
li»"o  vom  Verdienst  jede  Woche  abgegeben  der  zwei  Jahre  lang  Mitglied  gewesen  ist. 
werden,  um  das  Darlehen  zurückzuzahlen.  Ist  einer  fünf  Jahn?  Mitglied,  beträgt  die 
Hie  am  1.  Januar  l*9.s  ausstehenden  Dar-  rnterstützung  200  Dollars,  Itei  zehn  Jahren 
leben  betrugen  8s  601,20  Dollars  oder  686,65  350,  bei  fünfzehn  Jahren  550  Dollars. 
Dollars  mehr  als  zwei  Jahre  zuvor.  Eine  Unterstützung  von  40  Dollars  wird 

Eine  Unterstützung  für  Arlteitslosigkeit  { auch  bei  dem  Tode  der  Frau  eines  zwei- 
v<ni  3  Dollar  für  die  Woche  wird  nach  der  1  jährigen  Mitglieds  gezahlt,  vorausgesetzt, 
ersten  Woche  der  Unthätdgkeit  nötigenfalls  dass  sie  nicht  Cigarreiiarbeiterin  oder  selbst 
für  sechs  Wochen  gezahlt,  und  zwar-  wenn  Mitglied  des  Cigarrenarljcitervereius  war. 
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Eine  ähnliche  Unterstützung  wird  l»ei  dem 
Tode  einer  von  dem  Betreffenden  abhängigen 
Mutter  gezahlt. 

Die  Deutsch-Amerikanische  Typographia 
mit  nur  1100  Mitgliedern  zahlte  an  Unter- 
stützungen, 1.  Juli  1*90—1897  18383.76 
Dollars  oder  10.71  Dollar  auf  ein  Mitglied. 
Nur  33  Cents  auf  ein  Mitglied  waren  ffir 
Streiks. 

Die  jährlichen  Beiträge  dieses  Vereins 
betrugen  23,80  Dollars  auf  ein  Mitglied  zu 
dem  Nationalverein  und  1,20  bis  15  Dollars 
zu  den  I/)kalvereinen,  ausserdem  ist  noch  ein 
Reservefonds  von  8,80  Dollars  auf  den  Kopf 
vorhauden. 

Der  Verein  der  englisch  sprechenden 
Buchdrucker,  bekannt  als  International 
Typographical  Union,  am  1.  Januar  1898 
mit  28588  Mitgliedern,  verausgabte  30.  Juni 
1896—1897  237<  iO  Dollars  au  Begräbnisunter- 
stntzungen, 22624,15  ztir  Beschaffung  eines 
stattlichen  Hauses  für  alte  Buchdrucker  in 
Colorado  Springs,  Colorado?  und  33076,77 
ffir  Streiks. 

Die  Brüderschaft  der  Lokomotivarbeiter 
fordert  von  allen  ihrer  30 IHK)  Mitgliedern, 
wenn  sie  dein  Vereine  seit  1890  beigetreten 
sind,  wenigstens  750  Dollars  I^ebens-  und 
Invaliditätsversicherung  aufzunehmen  bei 
einer  von  der  Brüderschaft  beaufsichtigten 
Abschätzungskommissioi).  In  den  letzten 
3o  Jahren  sind  ungefähr  7  Millionen  Dollars 
an  die  Mitglieder  zur  Auszahlung  gekommen. 

Ebenso  zahlte  die  Brüderschaft  der 
Ixikomotivheizer  in  den  sechzehn  Jahren 
Ende  September  1896  3  836621,20  Dollars 
an  Todes-  und  Invaliditätsunterstützungen. 
Jedes  Mitglied  nimmt  5oo.  looo  oder  1500 
Dollars  Versicherung  auf,  je  nach  Beliehen, 
und  wird  demgemäss  eingeschätzt. 

Bei  der  Brüderschaft  der  Eisenhahn- 
arbeiter wie  l>ei  den  anderen  halten  die 
Versicherungskosten  12  Dollar  pro  Mille  ge- 
wöhnlich nicht  überschritten. 

Ein  anderer  Verein,  die  Brüderschaft 
des  Eisenbahnzugpersonals,  mit  ungefähr 
24  000  Mitgliedern  zahlte  1.  August  1893 
—  1897  3  947  153  Dollars  für  fortlaufende 
Unterstützungen  für  Unfall  und  Tod  und 
sehr  wenig  für  Strikes. 

Der  Internationale  Maurerverein  von 
Amerika  mit  23000  Mitgliedern,  der  Eiseu- 
giesservercin  von  Nordamerika  mit  20  000 
Mitgliedern,  die  Voreinigte  Brüderschaft  der 
Zimmerleuto  und  Tischler  von  Amerika  mit 
etwa  30000  Mitgliedern  und  viele  andere 
tragen  jährlich  für  Krankheiten ,  Unfälle, 
Todesfälle,  Arbeitslosigkeit  und  andere  Unter- 
stützungen mehr  bei  als  sie  auf  Streiks  auf- 
wenden. 

Im  Staate  New- York  betrug  im  Jahre 
1894  die  von  474  Handwerkerveruinen  mit 
121 921  Mitgliedern  auf  Strikes  verwendete 


Summe  nur  99726.78  Dollars  oder  19,5  °u 
der  Gesamtausgabe  für  Unterstützungen  von 
511  817.59  Dollars.  Als  Unterstützungen  für 
Arbeitslosigkeit  wurden  verwendet  100  SO  1.0!) 
Dollars,  für  Krankheiten  002207.98,  für 
Todesfälle93  437,92  und  für  anderes  151  543,22 
Dollars. 

Wenn  die  Mitglieder  mancher  Vereine 
älter  werden,  ergiebt  es  sich,  dass  die  Rate 
für  Todesfälle  wächst  und  dass  das  Ver- 
fahren für  Todesfälle  verscliürft  werden 
tuuss.  In  der  That,  zwei  grosse  Aufgaben 
treten  an  die  Handwerkervereine  heran : 
1)  Die  Trennung,  wie  bei  den  Lokomoriv- 
arbeiteru,  des  Versicherungskapilals  von  den 
anderen  Kapitalien,  um  ersteres  sorgfältiger 
zu  schützen.  2)  Eine  Veränderung  in  dem 
Abschätzungsverfaliren.  um  die  rrage  der 
wachsenden  Sterblichkeit  mit  dem  wachsen- 
den Alter  der  Mitglieder  zu  vereinigen.  Die 
Masclünisten  müssen  bald  den  Antrag  er- 
wägen, mit  vorrückendem  Eintrittsalter 
weniger  Versicherung  für  den  Todesfall  zu 
geben ;  z.  B.  wenn  einer  dem  Verein 
beitritt  mit  fünfundzwanzig  Jahren,  konnte 
er  versichert  werden  mit  1200  Dollars  und 
einer,  der  mit  fünfzig  Jahren  beitritt,  mit 
400  Dollars,  obwohl  sie  dieselben  Beiträge 
zahlen.  Andere  Vorschläge  haben  dieselbe 
Versicherung  l>eim  Eintritt  im  Auge,  aber 
so,  dass  die  Beiträge  mit  dem  Eintrittsalter 
variieren.  Keiner  der  Vereine  stimmt  für 
wachsende  Beiträge  mit  dem  wachsenden 
Alter  jedes  Mitglieds  —  der  natürliche  oder 
stufenweise  Plan,  wie  er  von  einigen  Ver- 
sicherungskundigen verteidigt  wird. 

Der  Wert  dieser  UnterstÜtzungsanstalten 
ist  jedoch,  sogar  in  ihrer  gegenwärtigen 
Form,  derartig,  dass  K-i  dem  ernstlichen 
industriellen  Niedergang  von  1893—96  nicht 
ein  einziges  Mitglied  eines  Handwerkervereins 
in  Chicago  und  andern  grossen  Städten  von 
der  Gemeinde  oder  durch  die  Mildtlültigkeit 
philautropischer  Vereine  imterstützt  zu  wer- 
den brauchte. 

4.  Brüderschaftsversicherung.  Die 
nahezu  2  Millionen  Mitglieder  der  Brüder- 
schaftsversicherungsgesellschafteu  sind  zum 
grössten  Teil  Lohnarbeiter.  Fast  alle  Ge- 
sellscliaften  schätzen  die  Mitglieder  nach 
dem  Alter  beim  Eintritt  ein.  anstatt  die  Rate 
zu  erhöhen  mit  dem  vorrückenden  Alter  der 
Versicherten  und  einen  Ueberschuss  anzu- 
sammeln, wie  viele  Versicherungskundigen 
es  für  notwendig  halten,  wenn  diese  Ver- 
sicherungsform von  Bestand  sein  soll. 

Die  Betriebskosten  der  Versicherung  sind 
selir  niedrig  gehalten,  und  doch  werden  die 
gesellscliaftlichen  Vorteile  durch  die  Ix>kal- 
vereine  von  vielen  hochgeschätzt. 

Die  thatsileldiche  Unterstützung  betrug 
am  31.  Decemlier  1890  bei  vierzig  von  diesen 
Gesellschaften    3  259128  950  Dollars  oder 
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1H80  Dollars  auf  ein  Mitglied.    Von  diesen 
hatten  die  elf  ältesten  mit  einem  Durch- 1 
schnittsalter  von  17  Jahren  au  .Mitgliederzahl  i 
einen  Nettoverlust  durch  Tod  oder  Austritt  j 
von  11,4  °o  im  Jahr«  1*90. 

Die  andern  neunundzwanzig  Gesell- 
schaften mit  einen»  Durchschnittsalter  von  i 
11."»  Jahren  gewannen  etwa  lo%.  Der; 
Durchschnitt  der  Zahlungou  für  Todesfälle 
der  sechsundzwanzig  ältesten  Vereine  betrug 
im  Jahre  1K87  7  auf  Brno  Mitglieder 
und  1<>,4°o  im  Jahre  LSOö.  Der  grösste 
Verein  —  American  Order  of  United  Work- 
men  —  hatte  U)S3»»7  Mitglieder  mit  9.02 
Todesfällen  auf  looo  im  Jahre  18*7  und 
347  99t)  Mitglieder  und  lo,*0  Todesfälle  im  ■ 


Jahn1  1897.  Jeder  in  diesem  Vereine  hat 
gleiche  Beiträge  gezahlt,  unabhängig  selbst 
von  dem  Alter  heim  Eintritt  bis  189*.  wo 
infolge  des  kürzlichen  Rückgangs  in  der 
Mitgliederzahl  In-ssere  Verfahren  eingeführt 
sind. 

Manche  von  diesen  Vereinen  sind  mit 
wunderbarer  Schnelligkeit  gewachsen  und 
haln  n  infolgedessen  eine  auffallend  niedrige 
Sterbliehkeitsquoto  gehabt,  was  das  Wachs- 
tum mit  unterstützt  hat,  während  sich  in 
anderen  Fällen  gemde  entgegengesetzte 
Resultate  eigeVn  halten  ,  wie  folgende 
Tabelle  von  einigen  hervorragenden  Brüder- 
scl laf t  s verei  neu  zei gt . 


Knight*  of  the  Maccabee»  Supreine  Teut 
Knights  of  the  Maccabee»  Grau«!  Camp 

for  Michigan  

Modern  Woodmen  of  America 
Knights  of  Pythias  Endowmeiit  Bank 

Royal  Arranmu  

American  Order  of  United  Worknien  . 

National  Union  

Knights  and  Ladies  of  Honor 
Cathnlic  Mutual  Benctit  Asmi.     .    .  . 
Catholic  Bcnevolent  Legion     .    ,    .  . 

Order  of  «  lioneii  Friends  

Knights  of  Honor  

American  Legion  of  Honor     .    .    .  . 

'i  Januar  1891. 
*l  Januar  1KHK. 
*')  Januar  18V«. 


Mitglieder 

Mitglieder 

18M7 

1897 

5936 

138  663 

6966 

92  500 

52085') 

2^0  ^84 

17083 

5i  7i5 

75  372 

195  :o; 

198  307 

347  9>)o 

«4  759 

4(>  602 

40463*) 

70927'! 

«7  301 

73  024 

'3o73 

46  998 

31  098 

24  445 

"24  547 

89079 

62  1 1 1 

21  31? 

Sterblichkeit 
per  1000:1*87 
4.5 

4.73 

Ö.OJ'J 

8.28 
0.62 

3-3 

11.51*) 

7-5 

9.4 
io.t 
12.9 
I  I.S 


Sterblichkeit, 
per  1000:1,^7 
4.0 

6.30 

4.13 
1U.2 

9.54 
IO.86 

8.8 

12,?') 
IO. . 

10.4 
■7.6 
23.0 
28,0 


Die  Ausgaben  für  looo  Dollars  betrugen 
in  diesen  vierzig  Vereinen  nur  72  Cents  im 
Jahre  1*90,  aber  der  Reservefonds  war  nur 
1,2.")  Dollar  auf  looo  Dollars.  Dalier  ziehen 
neue  Vcrcine  mit  einer  zeitweiligen  Todes- 
rate  von  weuiger  als  7  pro  Mille  die  l>esto 
Kraft  der  alten  Vereine  an  sich  und  drohen 
einigen  von  ihnen  Vernichtung,  wenn  sie 
nicht  im  stände  sind  (wie  einige  den  Ver- 
such machen ),  ihrBeitragsverfahren  zu  ändern. 

Doch  haben  diese  Brüdersehnftvoroine, 
die  seit  ihrem  Entstehen  gegen  300  Mil- 
lionen Dollars  an  Unterstützungen  ausge- 
zahlt liaben,  die  Forderung  einer  billigen, 
zeitweisen  und  sogar  dauernden  Versiche- 
rung für  Millionen  von  amerikanischen  Ar- 
beitern erfüllt. 

5.  Industrielle  Veraichenuifc.  Die  Ver- 
sicherungsform, die  die  meisten  Arbeiter  in 
den  Vereinigten  Staaten  sowohl  wie  in  Eng- 
land umfasst.  obwohl  sie  nicht  durch  diese 
verwaltet  werden,  ist  die  sogenannte  indu- 
strielle Versicherung,  die  genau  der  Ver- 
sicherung älterer  Gesellschaften,  wie  der 
New- York  Life  und  E-juitable.  gleicht,  ab- 
gesehen davon,  dass  die  Versicherung  für 
kleine   Betrüge   ist.   sogar  wenn  man  es 


wünscht,  weniger  als  loo  iMlar,  und  dass 
die  Prämien  wöchentlich  an  die  besuchenden 
Agenten  gezaldt  werden. 

Doch  findet  eine  Ansammlung  von  reich- 
lichen Reservefonds  statt  und  die  Anwendung 
desselben  sorgfältigen  Geschäftsverfahrens, 
was  die  ordentlichen  Ixdiensversiehenmgs- 
ges«  dl  Schäften  so  stark  gemacht  hat.  Die 
Gesamtzahl  der  laufenden  Policen  in  der 
grössten  Gesellschaft  war  am  Schluss  des 
Jahres  1K97  4  <  »2x722.  ausgegelten  von  der 
Metropolitan  Company  New- York,  und  der 
Betrag  der  Policen  belief  sich  auf  :"»34 313751) 
Dollars.  Die  zweitgrösste  war  die  Prudential 
von  Newark.  New  -  Jersey  mit  205S7OO 
Policen  und  303  770 952  Dollars  Versiche- 
rung. Die  drittgrffeste  war  die  John  Han- 
cock Mutual  von  Boston  mit  890  418  Policen 
und  115750709  Dollars  Versicherung.  Diese 
drei  Gesellschaften  und  vier  andere  kleinere 
hatten  7*09  094  Policen  von  einem  Gesamt- 
wert von  97S  530  857  Dollars  oder  eine  Dureh- 
schnittsversichernng  für  die  Police  von 
12529  Dollars.  Da  ein  beträchtlicher  Teil 
davon  auf  Kinderversicherung  kam,  wovon 
später  zu  sprechen  ist,  und  von  noch  ge- 
ringerem Wert  für  die  Police  war,  betrug 
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die  Versicherung  für  Erwachsene  wohl !  Jaliren,  eine  zu  20  Cents  erst  mit  14  Jahreu, 
zwischen  17,5  und  200  Dollars  für  die  Police.  |  eine  zu  25  Cents  erst  mit  17  Jaliren,  eine 

In  dem  Vereinigten  Königreich  von  Gross- 
britannien und  Irland  umfasste  diese  Ver- 
sicheningsform  im  Jahre  1807  18379000 
Policen,  die  Gesamtversicherung  aber  betrug 
882  197  00U  Dollars,  etwas  weniger  als 
in  den  Vereinigten  Staaten,  wälirend  Austra- 
latia  mit  221312  Policen  und  Canada  mit 
7  1  572  Polken  ungefähr  denselben  Durch- 
schnittswert für  die  Police  liatten  wie  in 
den  Vereinigten  Staaten. 

Industrielle  Versicherung  entstand  in 
England  im  Jahre  1854  und  in  don  Ver- 
einigten Staaten  im  Jahre  1875.  Die  ge- 
samten Policeninliaber  bei  40  gesetzlichen 
Lebensversichenmgsgesellschafteu  der  ge- 
wöhnlichen Art  in  den  Vereinigten  Staaten 
beliefen  sich  am  Schluss  des  Jahres  1897  auf 
2 190949,  weniger  als  ein  Drittel  der  Inhaber 
industrieller  Policen;  aber  der  laufende  Ge- 
samtl>etrag  der  Versicherung  bei  den  alten 
Gesellschaften  war  über  fünfmal  so  gross. 


nämlich  5327  100  037  Dollars  oder  2425 
Dollars  auf  die  Police. 

Industrielle  Versicherungen,  deren  Po- 
liceninhaber an  Zahl  nicht  nur  die  Policen- 
inhator  bei  gewöhnlichen  Gesellschaften, 
sondern  auch  die  5  005  494  Depositare  bei 
Sparkassen  übersteigen,  ist  fast  ganz  und 
gar  auf  Städte  und  Fabrik-  und  Miuencentren 
beschränkt. 

Die  Zahl  der  industriellen  Policen  im 
Staat  Xcw-York  beträgt  2110908,  die  Zahl 
in  Pennsylvania  1374447,  in  Ncw-Jersey 
95S527,  in  Massachusetts  509879  und  in 
Ohio  382478.  Die  Policen  in  diesen  fünf 
Staaten  bilden  5  <  aller  industriellen  Policen. 
In  der  grossen  Fabrikstadt  Newark.  New- 
Jersey.  mit  einer  Bevölkerung  von  ungefähr 
20ihi'oo  Einwohnern  sind  in  Kraft  gegen 
225000:  im  ganzen  Staate  New-Jersey  kom- 
men 55.8  industrielle  Policen  auf  hundert 
Einwohner,  im  Staat  New- York  32,  in  Penn- 
sylvania 23.2  und  in  Massachusetts  19,8. 

Bei  der  Pnidential- Versicherungsgesell- 
schaft, die  vorbildlich  ist  für  alle,  versichern 
Prämien  von  5  Cents  pro  "Woche  Personen 
von  10  Jahren  zu  120  Dollars;  mit  20  Lebens- 
jahren zu  87  Dollars,  mit  30  Jahren  zu  07 
Dollars,  mit  40  Jahren  zu  50  Dollars,  mit 
50  Jahren  zu  35  Dollars,  mit  00  Jahren  zu 
22  Dollars  und  mit  70  Jahren  zu  13  Dollars. 
Doch  wenn  der  Versicherte  innerhalb  sechs 
Monaten  nach  Abschluss  der  Versiche- 
rung stirbt,  wird  nur  V  i  der  Police  ausge- 
zahlt, wenn  er  innerhalb  der  zweiten  sechs 
Monate  stirbt,  nur  1  j,  nach  dieser  Zeit  aber 
win.l  der  volle  Wert  der  Police  gezahlt.  Eine 
Person  kann  entsprechend  höhere  Policen 


zu  30  Cents  erst  mit  25  Jaliren,  eine  zu 
35  Cents  erst  mit  28  Jahren,  eine  zu  40 
Cents  im  Alter  von  33  bis  64  Jahren,  eine  zu 
45  Cents  vom  37.  bis  zum  50.  Jahre  und 
eine  zu  50  Cents  vom  41.  bis  zum  50.  Jahr. 

In  Canada  werden  Policen  ausge- 
geben für  3  Cents  die  Woche,  aber  man 
hat  es  in  den  Vereinigten  Staaten  nicht 
für  nötig  befunden,  die  Zahlungen  unter  5 
Cents  herabzusetzen.  90°,o  aller  Policeu, 
die  von  der  Metropolitan  Company  ausge- 
stellt sind,  sind  Aussteuerpolicen  gewesen, 
zahlbar  in  einem  vorgerückten  Alter.  Kinder- 
policen sind  meistens  dieser  Art 

32°'o  aller  Policen  der  Metropolitan 
Company  sind  für  Kinder  von  1 — 14  Jahren 
einschliesslich  und  44°/o  für  solche  zwischen 
1  und  20  Jahren.  Die  Beträge  auf 
solche  Policen  in  der  Prudential  Company, 
die  gleichfalls  sehr  viele  Kinderversiche- 
rungen  hat,  sollen  hier,  als  typisch  für  alle 
Gesellscliaften.  aufgeführt  werden.  Keine 
Police  wird  für  ein  Alter  unter  zehn  Jahren 
auf  mehr  als  10  Cents  dio  Woche  ausge- 
stellt. Wenn  die  wöchentliche  Prämie  5 
Cents  boträgt  und  das  Kind  zur  Zeit  der  Ver- 
sicherung zwischen  ll  't  und  2'  2  Jahreu  alt  ist 
zahlt  dio  Gesellscliaft  8  Dollars,  falls  das 
Kind  innerhalb  drei  Monaten  stirbt,  10 
Dollars,  wenn  innerhalb  sechs  Monaten.  12 
Dollars  innerhalb  neun  Monaten  und  17  Dollars 
innerhalb  eines  Jahres:  und  so  20  Dollars 
bei  zwei  Jahren,  24,  2t),  55,  80.  100,  120 
l«i  3.  4,  5,  0,  7,  8  Jahren.  Ist  das  Kind 
zur  Zeit  der  Versicherung  zwischen  2'  a 
und  31  2  Jahr  alt,  werden  gezahlt  9,  11.  14, 
17  Dollars  für  den  Fall,  (lass  es  innerhalb 
3,  6,  9  Monaten  oder  eines  Jahres,  und 
20,  24,  29,  51,  75,  10t»  und  120  Dollars, 
wenn  es  in  1,  2,  3,  4,  5,  6  und  7 
Jahren  stirbt.  Ein  Kind  von  9  Jaliren  hat, 
bei  Zahlung  von  5  Cents  die  Woche,  eine 
Police  von  20  Dollars,  wenn  es  innerhalb 
drei  Monaten,  und  von  28,  50  und  75  Dollars, 
wenn  es  innerhalb  sechs,  neun  oder  zwölf 
Monaten  stirbt.  Stirbt  es  nach  einem  Jahre, 
so  trägt  die  Police  120  Dollars.  Es  ist 
nicht  erfoi-derlic.h,  alle  Zwischenalter  anzu- 
gel>eii. 

Von  den  Forderungen,  die  von  dieser 
Prudential  Company  während  der  fünf  Jahre 
1890—94  einschliesslich  ausgezahlt  wurden, 
betrug  der  Durchschnitt  für  die  beim  Tode 
zwischen  ein  und  zwei  Jahren  alten  19,48  Doli., 
für  die  zwischen  zwei  und  drei  Jahren  19,88 
Dollars,  für  die  zwischen  drei  und  vier  Jahren 
22,43;  und  25,36,  30,57.  30,01,  42,64  und 
50,75  für  die  weiteren  Jahre.    Die  Policen 


erlangen,  wenn  sie demgemäss höhereBeiträge !  für  die,  die  zwischen  dein  neunten  und 
zahlt,  bis  hinauf  zu  50  Cents  die  Woche,  eine  >  zehnten  Jahre  sterben,  lietrageu  im  Durch- 
auf 15  Cents  lautende  Police  aber  erst  mit  13' schnitt  59.94  Dollars. 

llandwortcrbnch  der  SUatawiaaeiucbaftcn.  Zweit«  Auflage.   1.  46 
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obwohl  diese  Versicherung  vielfach  in 
Amerika  und  England  getadelt  worden  ist. 
ist  keine  Gesetzgebung  dagegen  durchge- 
drungen, und  sie  ist  in  Schindlern  Wachstum. 
Einer  der  gi-Össten  Ueholstände  des  Systems, 
das  unzweifelhaft  grosse  Vorteile  bildet,  ist, 
dass  es  die  Annen  zu  üliertriebonon  Loichen- 
l>egängnisson  veranlasst,  da  es  unter  dieser 
Klasse  oft  als  Pietätlosigkeit  angesehen  wird, 
die  Versichern  ugssumme  zu  etwas  anderem 
zu  verwenden  als  für  die  Begräbniskosten. 

Sowohl  Kinder-  wie  Erwaehsononver- 
sieheiung  indes  werden  treffend  industriell 
genannt,  weil  ihre  Thätigkoit  naturgomäss 
auf  die  beschrankt  ist,  die  nicht  die  billigere 
Versicherung  bestreiten  können,  welohecegel- 
recht  denen  gewährt  wird,  die  jährlich  be- 
zahlen können  ohne  die  Ausgal>e  eines 
wöchentlichen  Besuches  von  Seiten  eines 
bezahlten  Affenten. 

Die  bereits  erwähnten  drei  grössten  ge- 
werblichen Gesellschaften  mit  einer  Brutto- 
Einnahme  im  Jahre  1S07  von  14*o23oi 
Dollars  zaldten  für  Ausgnben  17  tj<  ».">  1  (il 
Dollars  oder  39,3"  o  der  Einnahmen.  Dies 
mag  gegenübergestellt  werden  den  Brutto- 
Einnahmen  bei  den  regelrechten  älteren 
Ijeliensversicheriingsgesellschaftou  in  Massa- 
chusetts von  2530«  in  611  Dollars  und  den 
Ausgalien  von  43891  17"»  Dollars  oder  17.:-$" o 
des  Einkommens.  Für  jede  vorhandenen  Uhu» 
Dollar:-.  l»oi  diesen  letzteren  Gesellschaften 
waren  die  durchschnittlichen  Verwaltungs- 
ausgaben im  Jahre  1897  9.13  Dollars  gegen- 
über 18,27  Dollars  l>ei  jenen  drei  grossen 
industriellen  Gesellschaften.  Die  Ausgal>eii 
für  die  Versicherten  sind  auch  viel  höher 
als  bei  anderen  Gesellschaften  wegen  der 
grösseren  Sterblichkeit,  die  durch  die 
Wohnungen,  in  denen  die  l>ute  leben,  ihre 
Nationalität  und  ihre  Beschäftigungen  be- 
dingt ist.  Durch  die  Güte  der  Pni'lential 
Insurance  Company  ist  es  möglich,  einige 
That saehon  in  dieser  Beziehung  beizubringen. 

Von  der  ganzen  Bevölkerung  in  der  Stadt 
New- York,  ob  versichert  oder  nicht,  beträgt 
die  jährliche  Sterblichkeit  in  den  .lahren 
l.vsr,  -90  auf  Tausend  31,5  für  die,  die  in 
Stadtteilen  von  nur  2o  Fuss  oder  wenigerülVr 
dem  Meer  wohnten,  28.3  für  die  zwischen 
20  und  -10  Fuss,  24,N  für  die  zwischen  -10 
und  00  Fuss.  21.3  für  die  zwischen  Oo  und 
so  Fuss,  17.9  für  die  zwischen  SO  und  1<M* 
Fuss,  und  aus  einem  nnaufgekläilen  Grund 
21.1  für  die  noch  höher  über  dem  Meere 
wohnenden.  Natürlich  werden  die  Armen 
meist  in  den  niedrigeren  Stadtteilen  gefunden. 

Mit  Klicksieht  auf  die  Nationalität  Mrug 
die  Sterblichkeit  in  der  Stadt  New- York  im 
Jahre  1890  in  dem  Alter  zwischen  1."»  und 
20  Jahren  1.9  pro  Mille  l»ei  weissen  Personen 
amerikanischer  Abstammung  und  7.8°  o  für 


1  2.ri  Jahren  l »et rüg  die  Sterblichkeit  7  "o  bezw. 
1 3,h"  o :  zwischen  25  und  35  Jahren  fürdieAme- 
:  rikanor  9,7  °o  und  für  die  Iren  20,7  "o.  Die 
i  Sterblichkeitsziffer  für  höhere  Lebensalter  war 
fast  diesellie  für  die  Amerikaner  wie  für 
die  Iren,  was  erklärend  ist  für  viele  aus- 
ländische Nationalitäten.    In  England  und 
Wales  hat  sich  für  die  Jahn?  1881— 9o  klar 
herausgestellt,  dass,  während  Männer  von 
25  bis  einschliesslich  31  Jahren  in  gesunden 
Distrikten  eint;  durchschnittliche  Sterblich- 
keit von  0  pro  Mille  hatten,  Maler  aber, 
i  Bleiarbeiter  und  Hutinaeher  7  und  Glas- 
i  art»eiter  1 1,3  pro  Mille.    Im  Leliensalter  von 
1 35  bis  einschliesslich  44  Jahren  war  die 
Sterblichkeit   8.5  in   gesunden  Distrikten, 
alter  14,8  für  die  Maler  und  Bleiarheiter, 
15.4  für  Hutmacher,  17.9  für  Glasarl»eiter 
und  1  !>,(>  für  Töpferarbeiter.   In  den  höheren 
Leltensaltern  waren  die  l'nterschiede  sogar 
noch  l»eträchtlicher. 

Daten  für  eine  so  vollständige  Ver- 
gleichung  in  den  Vereinigten  Staaten  sind 
nicht  zur  Hand,  doch  war  die  Verpflichtung 
für  Todesfälle  in  den  Vereinigten  Staaten  in 
den  Jahren  18*7  bis  einschliesslich  1896 
folgende : 


Beschäfti- 
gung 

Arbeiter  in  bitumi- 
nösen Koulenbergw. 
Arbeiter  der  Feucr- 

aliteilung 
Bhuminenurbeiter 
Antliracitkohleuar- 

beiter 
Knpferoiinennrbciter 
Metallniincnarbeiter 
Eisencrzminenarbtr. 
Kangierbahnhofs- 

personal 
Zugpersonal 
Fischer 


Sterbt  ich- 
kfit-HVpr- 

fiir  i<jo» 


Ort  und  Zeit 

Ver.  Staaten 

1887  -96  2,1 
70amerik.Stüdte 

1885—97  2.3 

Mis*ouril892— 96  2.6 
Penusvlvania 

1*87  A%  3,2 

Michigan  1892  -96  3,6 

Colorado 1896— 97  3,9 

Michiganl892— 96  5.1 
Verein.  Staaten 

1890-98  6.1 

Ver.Staat.1890-97  8,0 
(tloncester,  Mass. 

1885-97  u,7 


Trotz  aller  Missstände  findet  der  Arlieiter 
diese  Versicherung  besser  für  seine  Bedürf- 
nisse ])assend  als  irgend  etwas  anderes, 
was  ihm  bisher  gellten  ist,  und  die  Gesell- 
schaften worden  immer  liberaler  in  der  Be- 
handlung der  Versicherten.  Z.  B.  kann  in 
der  Meüxtjtolitan  Company  ein  Policeninhatier 
steine  Kückstände  innerhalb  eines  Jahres 
nach  dem  Verfall  zahlen  und  wieder  in 
Besitz  gesetzt  werden,  oder  nach  fünfjährigen 
Zahlungen  kann  er  regelrecht  bezahlte  Policen 
auf  billiger  Grundlage  ankaufen. 

>In  Notfällen*.,  sagt  der  Vieepiäsident, 
geht  die  Gesellschaft  l»esoudere  Abkommen 
ein« .  Z.  B.  in  New-Bedford  werden,  im  Fall 
eines  Strikes.  alle  während  des  Jahres 
zahlbaren  Dividenden  für  Policetiinliaber  auf 
einmal  auf  ilirc  Policen  kreditiert,  tun  sie  in 
die  irischer  Abstammung.    Zwischen  2o  und  1  Kraft  zu  erhalten:  sind  Policeuinhaber  ge- 
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zwungen,  wogen  eines  Strifces  sie  vorfallen  zu 
Ia.-sen.  oder  sollte  einer  von  ihnen  vor  Beendi- 
gung des  Strikes  stellten,  so  würde  «lie»  Police 
ausbezahlt  werden,  gerade  als  wenn  sie  in 
Kraft  wäre;  wenn  der  Strike  vorüber  ist. 
worden  bei  älteren  Policeninhabern  ltosondore 
Abmachungen  ^ötifjffon  mit  Unterlassung 
ärztlicher  Untersuchung. 

Nach  einer  sorgfältigen  Prüfung  dieser 
Veisicherungsform  behauptet  der  wohlbe- 
kannto  Lebonsversichorungskominissar  von 
Massachusetts  in  seinem  43.  Jahresbericht 
vom  1.  Januar  l*4jH:  >Auf  keine  andere 
Weise  werden  die  wohlthätigen  Zwecke  und 
Absichten  der  Ijeltensversicherung  vollkom- 
mener klar  gelegt  und  ihre  Wohlthaten 
sicherer  und  angemessener  inucrludb  des 
Bereichs  derer,  «lie  ihrer  bedürfen,  herbei- 
geführt, als  durch  «las  sorgfältig  und  wirt- 
schaftlieh durchgeführte  System  industrieller 
Versicherung. 

Lltteratur:  ir.  f.  n'tiinughby,  hva/ n;/i«< 

Innuranrr,  Thouut*  Y.  Cmirrll  und  Co.,  AVir- 
York  City.  PuMUhrrn.  —  Ftrpnrt*  <>/  ihr 
Mn**fichn*ttt*  und  AVtr-  York  C»mmi*itioitrr*  oj 
I.ifr  Inxtimncc.  —  Kr pi.rt*  qf  Hmriwj*  tnforr 
the  Committrr  oj  the  M<t**<tchit*rll.<  ]A<j<*bitnrr 
in  M.W,  f.«  Chibl  Ii,*tirti„r>.  Thirtrmlh 
Annutit  Reportllü'Jti)  "J  the  .Virhitfan  Huren» 
<>f  iAibor  Stutixtic».  —  TU  «?  .1  im  «•  r  i  r«  n 
Journal  »)'  So  c  i  <•!  •>;/ y  ,  Jon.  1S'j7,  Artich 
In/  I'nid  J/ourfr.  —  Chni'itirr  lirrirtr,  AVtr- 
York,  City,  Art  ich*  on  Indnttriul  Inturunce, 
foiirr  <•/  Murrh ,  Apiil  und  Muy.  E.  W. 
Hern  in,  Arfirtc  Fmtmud  Iimunnic:  Sochtio, 
in  JohuKonx  E  u  r  y  r  I  o  p  u  t  d  i  «.  —  llulhtin 
>■/  r.  S.  Itrpartmrnt  «/  bllxjr  Jor  Juli/  IS'.lS, 
urticle  tu/  F.mery  Jf.  Johntton  <>n  Hrotherhood 
lirlirj  und  Inttmtuer  of  Jiniliood  lunployrr*. 

Edward  II.  lleml*. 

Bez.  der  Arbeiterversichennig  vgl.  auch  die 
Specialartikel  Uber  Alters-,  Invalidität*-,  Kran- 
ken-, Unfallversicherung  Knappschaft«-,  Hilfs- 
kassen. Haftpflicht.  Gewerkvereine,  Witwen- 
«n<l  Wnisenversorgnng. 


Arbeiterwohnungen 

s.  Wohnungsfrage. 


Arbeitsamt,  Arbeitsburenun 

s.  Arl.eitsstatistisehe  Aemter. 


Arbeitsbuch. 

1.  Begriff.  2.  <J  runde  für  das  A.  3.  Gründe 
gegen  das  A.    4.  Vorschlag  eines  A.  nur  für 
Handwerker.    5.  Deutsche  Gesetzgebung. 
Durchführung  derselben.   7.  Abkehrscheine  und 
altere  Verhältnisse.  8.  Das  A.  in  .Sachsen  vor  1865». 

Bewegung  für  die  Wiedereinführung  des  A. 
1871—88.  10.  Zustände  in  Frankreich  und 
anderen  ansserdentsclien  Ländern. 

1.  Begriff-  Das  Arbeitsbuch  besteht  in 
einem  von  den  Behörden  ausgestellten  selirif  t- 


liehen  Ausweis  über  die  Arbeitsverhältnisse, 
welche  ein  Arbeiter  nacheinander  einge- 
gangen ist.  Ks  enthält  mindestens  den 
Namen.  Tag  und  Jahr  der  <  Schürt,  Keligion 
und  Personalbeschreibung  seines  Besitzers 
sowie  Angaben  filier  den  Beginn,  die  etwa 
verabredete  Dauer  und  das  Aufhören  des 
Arbeitsvertrages.  Der  Besitzer  ist  ver- 
pflichtet ,  beim  Antritt  der  Arbeit  dasselbe 
dem  Unternehmer  zu  übergel»en,  in  dessen 
Händen  es  während  der  Daner  der  Thätig- 
keit  in  dem  betreffenden  Geschäfte  ver- 
bleibt. Die  Polizei  hat  die  Richtigkeit  der 
gemachten  Einträge  jedesmal  zu  Iteseheinigen. 

2.  Gründe  für  dafi  A.  Die  Meinungen 
über  den  Wert  und  die  Bedeutung  ilieser 
Bücher  sind  unter  den  Arbeitgebern  sowie 
in  den  Kreisen  der  Staatsmänner.  Politiker, 
Volkswirte,  Richter  etc.  selir  geteilt.  Dio 
Arbeitnehmer  verwerfen  sie  mit  seltener 
Einstimmigkeit.  Als  Vorzüge  müssen  hervor- 
gehoben werden :  Das  Arbeitsbuch  dient  zm* 
IjOgitimation  der  Persönliclikeit  des  Arbeiters. 
Da  derselbe  in  der  Regel  keinen  Grund  hat, 
seine  Vergangenheit  in  Dunkelheit  zu  hüllen, 
so  kann  es  ihm  nur  angeuelim  sein,  sich 
ül>er  sie  ausweisen  zu  können.  Der  Arbeit- 
geber, der  ihn  beschäftigen  will,  ersieht 
sofort,  ob  er  es  mit  einem  ordentlichen 
Manne  zu  thun  hat  und  kann  nötigenfalls 
bei  den  Unternehmern,  die  ihn  fnuier  be- 
schäftigt haben,  Erkundigungen  einziehen. 
Hei  dem  guten  Arbeiter  wird  durch  den 
Nachweis,  dass  er  filterall  seine  Pflicht  er- 
füllt habe,  das  sittliche  Bewusstsein  gehoben 
und  es  wird  ihm  erleichtert,  eine  neue 
Stellung  zu  finden,  wenn  die  Umstände 
einen  Wechsel  nötig  machen.  Vielleicht 
hilft  es  ihm  auch,  wenn  er  genötigt  ist, 
seinen  Kredit  in  Anspruch  zu  nehmen,  oder 
wenn  er  in  einer  Stadt  fremd  ist,  sich  eine 
Wohnung  zu  verschaffen.  Bei  Streitigkeiten 
zwischen  "lern  Arl«citgeber  und  Arl>eit- 
neliiner  filier  den  Arlteitsvertrag  dient  es 
als  unangreifbare  Grundlage.  Endlich  ist 
es  ein  vortreffliches  Mittel,  den  Vertrags- 
bruch zu  erschweren,  wenn  nicht  unmöglich 
zu  inachen.  Verständigen  sich.ilie  Arbeit- 
geber dahin,  keinen  Arlteiter  ohne  Arbeits- 
buch und  keinen  kontraktbrüchigen  Arbiter 
zu  beschäftigen,  so  ist  niemand  in  der  I*age, 
vor  Beendigung  des  freiwillig  auf  sich  ge- 
nommenen Kontraktes  fortzugehen.  In  einer 
Zeit  wie  der  gegenwärtigen,  wo  die  Be- 
weglichkeit der  Arbeitermassen  eine  sehr 
lebhafte,  wo  den  Unternehmern  täglich 
Hunderte  von  Persönlichkeiten  sich  an- 
bieten, die  schlechterdings  gar  keine  Gewähr 
für  ihr  sittliches  Verhalten  leisteu,  wo 
Sittlichkeit,  ArheiUf leiss .  Geschäftskenntnis 
nach  der  Ansicht  vieler  Arbeitgelter  in  er- 
schreckendem Masse  abgenommen  haben, 
bietet  das  Arbeitsbuch  einigen  Anhalt  zur 
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Beurteilung  dos  Arteiters  uud  dem  Unter- 
nehmer einige  Garantie,  <lass  er  keinen  Un- 
würdigen bescliäftigen  wird. 

3.  Gründe  gegen  da«  A.  Erscheint 
schon  diese  Verteidigung  mehr  im  Interesse 
des  Arbeitgebers  als  des  Arbeiters,  so  werden 
doch  von  dem  ersteren  seilet  mannigfache 
schwerwiegende  Bedenken  erhoben.  Einem 
grossen  Unternehmer,  der  Hunderte  oder 
gar  tausend  Arbeiter  beschäftigt,  wird  es 
unbequem,  sich  über  den  Besitz  eines  Ar- 
beitsbuches der  bei  ihm  sicli  meldenden 
Personen  zu  unterrichten,  und  wenn  er 
Mangel  an  Arbeitskräften  hat,  so  kann  er 
vor  der  Beschäftigung  arbeitsbuchloser  In- 
dividuen nicht  zurückschrecken.  Gesetzlich 
gegen  einen  solchen  Arl>eitgel>er  einzu- 
schreiten, kann  die  Industrie  scliädigen  und 
ist  ohne  Härten  nicht  durchfuhrbar.  wie 
auf  der  anderen  Seite  Massenbestrafungen 
von  Arbeitern,  die  ohne  Arbeitsbuch  ange- 
troffen werden,  nur  für  agitatorische  Um- 
triel«?  ausgenutzt  werden  würden.  Die 
Garantie,  welche  das  ArKMtsbueh  dafür 
bietet,  dass  die  Führung  des  Arbeiters  in 
der  neuen  Stellung  nichts  zu  wünschen 
übrig  lassen  werde,  ist  ein«'  geringe,  da 
Urteile  ülier  Fähigkeit,  Fleiss,  Ijcistungen  etc. 
nicht  in  ihm  enthalten  sind.  Durch  un- 
verschuldeten Verlust  seines  Buches  kaun 
ein  Arbeiter  in  empfindliche  Verlegenheit 
geraten  und  es  ilazu  kommen,  dass  einem 
ehrlichen  Manne  ans  einem  formellen  Grunde 
seine  einzige  Erwcriisquelle .  nämlich  die 
Arbeit,  zeitweilig  gesperrt  wird.  Die  Hand- 
werksmeister, welche  allerdings  unter  dem 
Vertragsbruche  mehr  leiden  als  die  Gross- 
industriellen .  können  das  Bedürfnis  nach 
Arlteitsbttchern  besser  auf  genossenschaft- 
lichem Wege  befriedigen,  wie  denn  in 
manchen  neueren  Iunungsstatuten  bereits 
die  Vorschrift  entlialten  ist.  dass  kein  Ge- 
selle oder  Gelülfe  in  Arbeit  genommen 
werden  soll,  bevor  derselbe  nicht  den  Nach- 
weis der  Entlassung  durch  seinen  letzten 
Arheitgolior  vorgelegt  liat.  Endlieh  ist  die 
Abneigung  der  Arbiter  gegen  das  Buch 
nicht  zu  übersehen.  Durch  Ausnahmegesetze 
schärft  man  aber  den  Klassen  gegen  satz  ge- 
flissentlich, und  wenn  eine  Einrichtung  bei 
denen,  welchen  sie  namentlich  zu  gute 
kommen  soll,  wie  den  Arbeitgcl>oru ,  nur 
geteilten  Beifall  findet ,  bei  den  anderen 
aber,  welchen  sie  immerhin  eine  I>ast  zu- 
mutet, als  solche  empfunden  wird,  so  scheint 
es  zweckmässiger,  sie  ganz  fallen  zu  lassen. 
Die  Arbeiter  wollen  von  den  Büchern  nichts 
wissen,  weil  dieselben  sie  zu  oft  mit  der 
Polizei  in  Berülirung  bringen,  sie  durch  die 
Gänge  dabei  da^  kostbarste,  was  sie  haben, 
die  Arbeitszeit,  vertrödeln  und  die  Kontrolle 
ihnen  ehrenrührig  zu  sein  scheint.  Sie  sehen 
in  den  Büchern  nur  eine  Bevormundung,  die 


man  anderen  Staatsbürgern  nicht  zu  teil 
werden  lässt,  und  glauben  sich  »an  die 
Fusskette  polizeilicher  Legitimation«  gelegt. 
Der  Inhalt  des  Buches  kann  häufig  miss- 
verstanden werden.  Hat  ein  Arbeiter  sich 
in  vielon  Unternehmungen  beschäftigen 
lassen,  um  neue  Verhältnisse  kennen  zu 
lernen  und  sich  umzusehen,  so  wird  man 
über  seine  Ausdauer  zweifelhaft;  hat  er 
dagegen  10  oder  15  Jahre  in  einem  Geschäfte 
gearbeitet  und  verlässt  dasselbe,  so  ist  der 
neue  Unternehmer  erst  recht  misstrauisch 
und  verlangt  die  Ursache  des  Abgangs  in 
Erfahrung  zu  bringen.  Auch  ist  seitens 
der  Arbeitgeber  Missbrauch  mit  dem  Buche 
getrieben  worden,  indem  durch  geheime 
Zeichen,  über  die  man  sich  verständigt 
hatte,  missliebige  Arbeiter  als  solche  kennt- 
lich gemacht  und  überall  mit  ihren  Gesuchen 
um  Arbeit  abgewiesen  wurden. 

4.  Vorschlag  eines  A.  nur  für  Hand- 
werker. Dem  verschiedenartigen  Bedürf- 
nis der  Grossindustrie  und  des  Handwerks 
nach  Arbeitsbüchern  trägt  der  gelegentlich 
laut  gewordene  Vorsehlag  Rechnung,  die- 
selbe» nur  für  Handwerksgehilfen  obli- 
gatorisch zu  macheu.  Indes  stösst  die  Aus- 
führung des  Gedankens  auf  Schwierig- 
keiten, weil  nicht  selten  gelernte  Hand- 
werker zeitweilig  Fabrikarbeiter  werden  und 
später  sich  doch  wieder  dem  Handwerke 
zuwenden.  Tischler,  Schlosser.  Klempner 
arbeiten  heute  beim  Meister,  morgen  in  der 
Fabrik.  Es  würden  mithin  mir  Weitläufig- 
keiten und  Irrungen  die  Folgen  einer  solchen 
Massregel  sein. 

5.  Deutsche  Gesetzgebung.  Unter 
diesen  Umständen  hat  die  deutsche  Gesetz- 
gebung davon  abgesehen,  den  Gebrauch  des 
Arbeitsbuches  obligatorisch  zu  machen.  §  IIS 
der  Gew.-O.  von  1809  bestimmte,  >die  ge- 
setzliche Verpflichtung  zur  Führung  von 
Arbeitsbüchern  ist  aufgehoben«; ,  eine  Be- 
stimmung, die  im  Regierungsentwurf  nicht 
enthalten  war  und  erst  auf  Antrag  Bebels 
hinzugefügt  wurde.  Der  letztere  stützte 
dieses  Verlangen  mit  dem  Hinweis  darauf, 
dass  im  Königreich  Sachsen  trotz  der  1HGT 
l)esch]ossenen  Aufhebung  des  Passzwanges 
das  Arbeitsbuch  damals  noch  obligatorisch 
war.  In  Leipzig  z.  B.  würden  Gewerbs- 
geltilfen  von  der  Polizeibehörde  veranlasst, 
iiire  Wanderlegitimationen,  welche  dem  Ar- 
lieitsbuche  gleichzustellen  wären,  bei  ihrer 
Ankunft  sofort  zu  hinterlegen.  Bestehen 
blieb  in  der  Gew.-O.  von  1869  die  Vorschrift 
der  Fühniug  eines  Arbeitsbuches  für  alle 
jugendlichen  Arbeiter,  als  welche  junge 
Ijeute  unter  lü  Jahren  angesehen  wurden 
(§  131).  Durch  die  Novelle  vom  17.  Juli  1878 
ist  diese  Altersgrenze  bis  zu  21  Jahren 
hinausgeschoben.  Personen  unter  21  Jahren 
dürfen  gegenwärtig  nur  dann  in  Fabriken 
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beschäftigt  ■werden,  wenn  sie  mit  einem 
Arbeitsbuche  versehen  sind.  Für  Kinder 
genügt  eine  Arbeitskarte  (§  137).  Die  Re- 
gierung hatte  ursprünglich  nur  für  die  unter 
18  Jahre  alten  Arbeiter  den  Gebrauch  des 
Arbeitsbuches  obligatorisch  machen  wollen 
und  hatte  diese  Altersgrenze  gewählt,  weil 
in  dem  genannten  Alter  das  Lehrlingsver- 
hältnis in  der  Kegel  beendet  ist  und  in 
manchen  Beziehungen  die  Stellung  des  Ar- 
biters dann  einen  anderen  Cliarakter  an- 
nimmt. Der  Reichstag  setzte  die  Alters- 
grenze höher,  wohl  im  Hinblick  auf  die  in 
vielen  Kreisen  lebhaft  hervorgetretenen 
Wünsche  nach  Wiedereinführung  des  Ar- 
bitsbuches,  die  man  allerdings  nicht  er- 
füllen konnte,  aber  so  wenigstens  begünstigen 
wollte.  Für  die  jüngeren  Arbeiter  hat  die 
Verpflichtung  zur  Führung  des  Arbeits- 
buches den  Sinn,  dass  man  sie  auf  diese 
Weise  zu  grosserer  Seßhaftigkeit  veranlasst, 
ihnen  den  Vertragsbruch  erschwert  und  sie 
überhaupt  melir  in  die  Zucht  bkonunt,  was 
bei  jugendlichen  Personen  eben  angebracht 
erscheint.  Die  Art  der  Benutzung  des  Ar- 
beitsbuches ist  in  den  §§  107—114  der 
Reichsgewerbeordnung  geregelt  (cf.  oben 
S.  497  98),  wobei  zu  beachten  ist ,  dass  dio 
Novelle  vom  1.  Juni  1891  die  §§  107, 
111—113  geändert  Hat. 

6.  Durchfuhrung  derselben.  Merk- 
würdigerweise ist  die  Ausführung  dieser 
Bestimmungen  selbst  nach  den  neuesten 
Berichten  der  mit  der  Beaufsichtigung  der 
Fabriken  betrauten  Beamten  noch  nicht 
vollkommen  befriedigend.  Noch  immer  wird 
darüber  geklagt,  dass  die  Führung  der  Ar- 
beitsbücher, Verzeichnisse  und  Aushänge 
vielfache  Schwierigkeiten  breite.  Es  wurden 
von  den  Aufsichtsbeamten  Zuwiderhand- 
lungen gegen  die  Vorschriften  betreffend 
«lie  Arbeitsbücher  im  ganzen  Reich  er- 
mittelt 1894  =  10168;  189.')  10203; 
1890  —  7912.  Dabei  ist  im  Auge  zu  be- 
halten, dass  das  Verfahren  milde  ist  und 
bei  erstmaliger,  in  leichten  Fällen  auch  bei 
zweimaliger  Vergehung  gegen  diese  Vor- 
schriften nur  Ermahnungen  gegeben  werden. 
Gerade  diese  Verstösse  sind  häufiger  als 
andere.  Im  Inspektionsbezirk  Plauen  z.  B. 
kamen  von  45  im  Jahre  1896  mehr  er- 
mittelten Zuwiderhandlungen  42  lediglich 
auf  die  Führung  der  Arbeitsbücher.  Im 
Bezirk  Magdeburg  betrafen  unter  186  Fällen 
ein  Drittel  die  Vorschriften  über  Arbeits- 
bücher. Im  zweiten  württembergisehen  Be- 
zirk kamen  1895  in  174  Fabriken  603.  1896 
in  149  Fabriken  608  rebertretungen  be- 
züglich der  Arbeitsbücher  vor.  Unter- 
nehmer, Arbeiter  und  Behörden  tragen  alle 
drei  Schuld  daran,  dass  die  Massregeln 
sich  nicht  durchgängig  bewährt  haben.  In- 
des spielen  auch  allgemeine  Umstände  mit. 


So  wirkt  der  häufige  Wechsel  zwischen 
gewerblichen  und  landwirtschaftlichen  Ar- 
beitern störend  auf  die  ordnungsmässige 
Führung,  und  auch  bei  Campagnebtriebn, 
die  Wanderarbeiter  beschäftigen,  zeigen  sich 
besondere  Schwierigkeiten.  Die  Verstösse 
beziehen  sich  weniger  auf  ungesetzliche 
Eintragungen  in  die  Arbeitsbücher  als  viel- 
mehr darauf,  dass  dieselben  fehlerhaft,  un- 
vollständig oder  überhaupt  nicht  be wirkt 
waren.  Man  verwendet  blaue  und  braune 
Arbeitsbücher  sowohl  für  Knahen  als  für 
Mädchen.  Die  Aushändigung  der  Bücher 
erfolgt  zuwider  §  107  der  Gew.-O.  an  die 
Arbeiter  selbst.  Man  vernachlässigt  die 
Eintragung  des  Arbeitsantritts,  stellt  den 
Arbeiter  einige  Tage  vor  Beschaffung  des 
Arbeitsbuches  ein  u.  a.  m.  Manche  Arbeit- 
geber z.  B.  glauben  bei  Anstellung  eines 
Arbiters  überhaupt  keine  Eintragungen  in 
dem  Arbeitsbuche  vornehmen  zu  müssen, 
sondern  erst  bei  der  Entlassung  sowohl  den 
Beginn  als  auch  das  Ende  des  Arbeitsver- 
hältnisses und  die  Art  der  Beschäftigung 
gleichzeitig  vermerken  zu  können.  Ueber- 
haupt  ist  ein  gewisser  Mangel  an  erforder- 
licher Gesetzeskenntnis,  namentlich  auf 
Seiten  der  kleineren  Fabrikanten  nicht  zu 
leugnen.  Einige  glauben  z.  B. ,  dass  die 
Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  sich  auf 
Lehrlinge,  mit  denen  ein  bsondercr  Lehr- 
vertrag vereinbart  sei.  nicht  erstrecke.  In 
|  einer  Anzahl  von  Konfektionsgeschäften 
wiederum  meinten  die  Arbeitgeber  zur 
Führung  von  Arbeitsbüchern  nicht  ver- 
pflichtet zu  sein ;  nur  Fabrikarbeiterinnen 
müssten  sie  nachweisen.  Nach  ihrer  An- 
sicht würden  sich  die  besseren  Arbeiterinneu, 
die  vielfach  aus  dem  Bürgerstando  und  ans 
Beamtenfamilien  stammen ,  andere  Beschäf- 
tigung suchen,  wenn  man  von  ihnen  wio 
von  den  Fabrikarbeiterinnen  das  Arbeits- 
buch verlanjron  wolle.  Eine  ausserordent- 
liche Schädigung  der  Konfektionsindustrie 
werde  die  Folge  sein,  falls  man  darauf  b- 
stehe.  Indes  ist  diese  Befürchtung  doch 
nicht  zur  Wahrheit  geworden ,  obwohl  mit 
allem  Nachdruck  die  Beschaffung  von  Ar- 
beitsbüchern durchgesetzt  wurde. 

Die  Arbeiter  sündigen  dadurch,  dass  sie 
sehr  häufig  ihre  Bücher  ohne  weiteres  beim 
Aufgellen  der  Stellung  zurücklassen.  Manche 
thnn  es  aus  Vergesslichkeit.  andere,  weil 
sie  infolge  der  bevorstehenden  Grossjährig- 
keit  es  nicht  mehr  nötig  haben,  einige,  weil 
|  sie  vertragsbrüchig  werden.    In  grösseren 
;  Betrieben  bilden  sich  auf  diese  Weise  ganze 
Sammlungen  von  zurückgelassenen  Büchern. 
Die  Arbiter  handeln  so,  weil  sie  wissen, 
:  dass  unter  dem  Vorwande,  es  sei  ihnen  ihr 
I  Buch  abhanden  gekommen  oder  entwendet 
I worden,  sie  leicht  von  der  Polizeibhörde 
ein   neues  bekommen.     Und   hierin  liegt 
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deren  Fehler,  dass  sie  iiämlicli  oh  in.*  vorherige 
Prüfung  des  Sachverhalts,  lediglich  auf  die 
Aussage,  dass  das  Buch  verloren  gegangen 
sei.  ein  neues  ausstellen.  Die  <  »rtspolizei- 
hehördeu  sehen  olien  die  Ausstellung  viel- 
fach als  eine  formelle  Nebensache  an  und 
haben  die  wahre  Bedeutung  des  Buches  gar 
nicht  erfasst.  Eine  heilsame  Gegen  mass- 
regel  wäre  wolü.  den  Arbeitgebern  die  Ver- 
pflichtung aufzuerlegen,  je<les  zurückge- 
lassene Arbeitsbuch  der  zuständigen  Orts- 
polizeibehörde in  einer  Iwslimmten  Frist  zur 
Aufbewahrung  zu  fil»ei-gcben.  Fehler  anderer 
Art  bedingen,  wenigstens  1N})H  noch,  die 
Naturalverpflegung>stationen  und  Herliergen 
zur  Heimat ,  indem  sie  die  Bücher  der  Ihü 
ihnen  einkehrenden  ArUiter  stemr»elton, 
wozu  sie  weder  ein  Hecht  noch  Veran- 
lassung hatten.  Ein  Anfsichtsbeamter  fand 
derart  ein  Buch  mit  HO  Stempeln.  In  einem 
solchen  Falle  wird  der  Arbeitsuchende 
schwer  Arl»eit  erhalten,  da  er  leicht  als 
arl»eitsscheu  betrachtet  und  doshalb  ahge- 
wiesen  wird,  obwohl  Arbeiter  gerade*  der 
hier  in  Hede  stehenden  Art  besonderer  Be- 
achtung wert  wären. 

Auf  diese  "Weise  sind  die  Arbeitsbücher 
noch  nicht  das  geworden,  was  sie  sein 
könnten.  Sie  erleichtern  zwar  die  Kontrolle, 
üIkt  die  richtige  Führung  der  Verzeich- 
nisse der  Jugendlichen  (§  IHN  der  Gew.-O.), 
aber  der  wichtigere  Zweck,  die  Minder- 
jälirigen  an  Zucht  und  Ordnung  zu  ge- 
wöhnen .  die  Autorität  der  Eltern  und  Ar- 
Iteitgudter  zu  stärken  sowie  Vertragsbrüchen 
entgegenzuwirken,  wiitl  vielfach  noch  nicht 
erreicht. 

7.  Abkehrscheine  und  altere  Ver- 
hältnisse. Eine  Analogie  der  Arbeitsbücher 
bilden  die  A  b  k  e  h  rs c  h  e  i  n  e .  welche  nach 
dem  allgemeinen  preiissischon  Berggesetz 
vom  24.  Juni  l*(>r*  (>$  N4,  S.'d  für  alle  Berg- 
arbeiter vojgesehen  sind.  Der  Bergwerks- 
besitzer  ist  verpflichtet,  dein  abkehrenden 
Bergmanne  ein  Zeugnis  ük-r  die  Art  und 
Dauer  seiner  Beschäftigung,  eventuell  auch 
filier  seine  Führung  auszustellen,  und  die 
Ortspi  dizeibohönle  hat  die  I  nterschrift  kosten - 
und  stempolfrei  zu  beglaubigen.  Arbeiter 
ohne  dieses  Zeugnis,  von  denen  bekannt  ist, 
dass  sie  schon  früher  beim  Berglen  tliätig 
waren,  darf  kein  llergwerksbesitzer  an- 
nehmen. Im  vorigen  Jalu-hundert  vertraten 
die  durch  »las  Heichsgosetz  von  17H1  ein- 
geführten sog.  Kundschaften  die  Stelle 
der  Arbeitsbücher,  nur  mit  dem  Unter- 
schiede, dass  sie  wirkliche  Sitteuzeugnis.se. 
dem  Gesellen  seines  Verhaltens  wegen 
erteilt,  sein  sollten.  In  der  Kundschaft,  die 
dem  Gesellen,  wenn  er  die  Wanderschaft 
fortsetzte,  ausgefertigt  wurde,  stand  nicht 
nur  vermerkt,  wie  lange  er  sich  am  Orte 
aufgehalten,  sondern  auch,  wie  er  sieh  nach 


dem  Zeugnis  der  Meister  I «tragen  halx.*. 
Den  Zweck,  nämlich  kräftig  die  Gesellen 
im  Zaume  zu  lialten,  erreichte  man  freilieh 
nicht,  und  es  gelang  nur  unvollkommen,  den 
Widerwillen  derselben  gegen  die  Führungs- 
zeugnisse zu  brechen.  Das  allgemeine 
preiissische  Landrecht  von  1704  erhielt  diese 
Bestimmungen  aufrecht  (Teil  I.  Tit.  11). 
Ohne  Kundschaft  durfte  kein  Geselle  die 
Wanderschaft  fortsetzen,  und  kein  Meister 
durfte  sie  erteilen,  wenn  ihm  liekannt  ge- 
worden, dass  der  Geselle  Schulden  gemacht 
oder  ein  Verbrechen  begangen  hab*.  Für 
die  Fabrikarbeiter  ordnete  das  I<andrecht 
Entlassungsscheine  an  (T.  II,  Tit.  8,  422 
und  423).    Man  verbot  den  Fabrikinhabern. 

I  Personen,  welche  bisher  in  einer  ähnlichen 
Anstalt  gearbeitet  hatten,  in  die  ilmge  auf- 
zunehmen, ehe  dieselben  ihre  Entlassung 
durch  ein  schriftliches  Zeugnis  dargethan 
hätten.    Das  allgemeine  preussische  Pass- 

!  edikt  vom  22.  Juni  1m>7  nahm  zu  den  Kund- 
schaften ln-sondere  Stellung,  indem  es  sie 
als  Pässe  nicht  anerkannte  und  die  Hand- 
werksgesellen für  Weisen  im  Inlande  pass- 
pflichtig  machte.  Aus  den  Kundschaften 
gingen  die  Wand  er  hü  eher  hervor,  in 
welchen  die  ganze  Wanderschaft  des  Ge- 
sellen nach  und  nach  eingetragen  wurde,  in 
Bayern  durch  Edikt  vom  IG.  März  1SOS.  in 
Prenssen  durch  Kabinetsordre  vom  Hl.  August 
Kil  eingeführt.  Nach  der  ministeriellen 
Interpretationen  vom  24.  Mai  18H">  waren 
Fabrikarbeiter  von  dem  Zwange  dieser 
Wanderbücher  befreit  und  in  der  G.O.  vom 
17.  Januar  1S45  wurden  sie  weder  von 
Handwerksgesellen  noch  von  Fabrikarbeitern 
verlangt.  Nur  wurde  in  den  tj§  142  und 
115  beiden  die  Berechtigung  zuerkannt, 
beim  Abgang  ein  Zeugnis  über  die  Art  und 
Dauer  ihrer  Beseliäftigung  zu  fordern,  welches, 
wenn  sich  gegen  den  Inhalt  nichts  zu  er- 

i  innern  fand,  von  den  Behöiilen  Stempel  - 
u nd  kostenfrei  beglaubigt  wurde. 

In  einem  Teile  von  Preussen.  in  der 
Kheinprovinz,  galten  die  durch  die  fran- 
zösischen Gesetze  vom  12.  April  und  1.  Dez. 
lsoH  eingeführten  Arbeitsbücher  (liv- 
rets)  und  Ouittungsbfichor  (livres 
d'ae^uit).  Niemand  durfte  dort  bei  Strafe 
des  Schadenersatzes  an  den  bisherigen  Ar- 
beit gel  »er  einen  Arbeiter  beschäftigen,  der 
sich  nicht  im  Besitze  eines  Arbeitsbuches 
mit  der  Bescheinigung  des  bisherigen  Arbeit- 
gebers darübei  U-fund,  dass  er  seine  Ver- 
bindlichkeiten diesem  gegenüber  erfüllt  hat«. 
Eine  allgemeine  Verbreitung  haben  diese 
Bücher  nie  gehabt.  Ein  Ouit  t  u  ngsbu  e  h 
musste  von  jedem  Werkmeister  für  jeden 
Webstuhl,  auf  dem  er  arbeiten  Hess,  geführt 
und  dem  Kaufmann,  für  welchen  er  Arbeit 
übernahm,  eingehändigt  werden.    In  das- 

[  seilte  wurde  die  laufende  Rechnung  einge- 
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tragen  und  lioim  Aufhören  «los  Arbeitsver- 
hältnisses entweder  bescheinigt.  dass  die 
Rechnung  saldiert  sei.  oder  die  Schuld  ein- 
getragen. Der  neue  Arbeitgeber  musste  in 
letzterem  Falle  zu  gunston  des  früheren  vou 
dem  Lohne  Abzüge  machen  bis  zur  Tilgung 
der  ganzen  Schuld.  Manche  Missbräuche. 
die  mit  den  in  die  Bücher  eingetrageneu  Vor- 
schüssen getriel»en  wurden,  durch  die  man 
die  Arbeiter  an  das  Etablissement  zu  fesseln 
sich  bemühte.  Hessen  in,  den  50er  Jahren 
die  Aufhebung  derselben  wünschenswert  er- 
scheinen, bis  endlich,  durch  eine  Petition  der 
WeK-nnoister  gegen  die  Quittungsbücher  im 
Jahre  1S.">**  veranlasst,  dass  Gesotz  vom  S. 
Juni  lSGo  das  französische  Hecht  in  bozug 
auf  Arbeits-  und  Quittungsbücher  beseitigte. 

8.  Da«  A.  in  Sachsen  vor  1869.  Zur 
Zeit  des  Erlasses  der  Gew.-O.  von  be- 
stand innerhalb  Deutschlands  ein  obli- 
gatorisches Arlteitsluich  für  alle  Arbeiter 
nur  im  Königreich  Sachsen,  wo  es  Übrigens 
auch  erst  durch  die  Gew.-O.  von  Wil  (S,  Ol) 
angeordnet  worden  war.  Die  Aiisffihrungs- 
verorlnung  datiert  vom  15.  Oktober  1  Stil . 
Von  der  Führung  eines  Arbeitsbuches  waren 
tiefreit  flie  Arb-iter  in  der  Hausindustrie, 
die  nur  tage-  oder  aushilfsweise  vorül »er- 
gehend angenommenen  Art»eiter.  die  nicht 
in  einem  Arbeits-,  sondern  in  einem  Ge- 
sinde Verhältnis  stehenden  Personen,  die  mit 
festem  Gehalte  antjestellten  (nicht  zur  Ar- 
l>eiterklasse  im  engeren  Sinne  zu  zählenden, 
wie  .Musterzeichner.  Kontoristen)  Individuen, 
die  I/'hrlinge  und  Kinder  unter  10 — 12 
Jahren.  Der  Inhalt  des  Arbeitsbuches  war 
in  der  oben  angegebenen  Weise  beschränkt ; 
die  Eintragung  eines  Zeugnisses  überLeistung. 
Fähigkeit  und  Betratren  des  Arbeiters  dem 
Arbeitgeber  ausdrücklich  untersagt.  Die  in 
Sachsen  mit  dem  Buche  gemachten  Er- 
fahrungen  gehen  nicht  nach  einer  bestimmten 
Richtung :  sie  waren  teils  gute,  teils  schlechte. 
Vntor  den  angelernten  Arbeitern  sind  die 
Bücher  wenig  verbreitet  gewesen,  und  so- 
bald Arbeitermangel  eintrat,  pflegten  die 
Arbeitgeber  nicht  mehr  nach  ihnen  zu  fragen. 
Bei  einer  Enquete,  welche  die  Leipziger 
Handelskammer  darüber  veranlasste,  ob  die 
Einrichtung  sich  l>ewährt  hätte,  wurden 
molir  Verneinungen  als  Bejahungen  laut, 
und  es  stellte  sich  heraus,  dass  manche  Ar- 
beitgeber von  dem  Vorhandensein  der  Ar- 
beitsbücher ülierhaupt  nichts  wussten.  (Vgl. 
die  Rede  des  Abg.  Dr.  Gensei  im  Deutschen 
Reichstag  1S78.  2.  März.)  Es  geht  aus 
dieser  historischen  Betrachtung  hervor,  dass 
in  dein  grösseren  Teile  von  Deutschland  ein 
Kontrollzwang  mit  dem  Arbeitsuche  nie- 
mals Umstanden  hat  und  dort,  wo  er  eingo- 
fühit  war,  nie  zur  allgemeinen  Zufriedenheit 
liestand.  In  Elsass-Lothringen.  wo  nach  der 
Einverleibung    zunächst    das  französische 


Recht  in  Kraft  blieb  -  erst  mit  Januar 
lssy  ist  die  Reiehsgowerl>e«>rdnung  dort  ein- 
geführt —  wurde  schon  lsTT  im  I-uides- 
ansschuss  geklagt,  dass  das  Gesetz  über 
das  Arbeitsbuch  nur  unvollkommen  erfüllt 
werde. 

9.  Bewegung  für  die  Wiederein- 
führung des  A.  1871—88.  Sehr  bald  nach 
begann  in  Handwerkerkreiseu  eine 
lebhafte  Bewegung  für  die  Wiedereinführung 
von  Arbeitsbüchern  oder  Xeueinführung  sog. 
Arbeitskoutrollbüeher,  die  angeblich  mit  den 
früheren  nichts  gemeinsam  haben  sollten. 
Mehiiere  Handels-  und  Gewerbekammorn. 
grosse  Vereine,  wie  der  Central  verl  «and 
deutscher  Industrieller  zur  Beförderung  und 
Wahrung  nationaler  Arl  -oit  und  derschlesische 
Centraiverein,  die  Berichte  einiger  Fabiik- 
aufsichtsl»eaniten  unterstützten  das  Verlangen, 
das  in  Petitionen  an  den  Reichstag,  auf  Kon- 
gressen der  Gowerl»overeine  und  Geweibe- 
kammern, auf  Handwerkertagen  etc.  sich 
kundthat.  l'eber  die  1  s~  1  dem  Reichstage 
zugegangenen  Petitionen  sollte  ein  münd- 
licher Bericht  der  Petitionskoinmission  den 
Cohorgang  zur  Tagesordnung  vorsehlagen, 
wozu  es  indessen  wegen  Schlusses  der 
Session  nicht  kam.  Im  folgenden  Jahre 
wurden  unter  Betonung  der  Schwindeleien 
und  Ungehörigkeiten,  welche  die  Arbeiter 
infolge  der  Einfülirung  der  Passfrcihcit  sich 
zu  schulden  kommen  Hessen,  die  bekannten 
Wünsche  erneuert,  die  darauf  hinausgingen, 
dass  Arbeitsbücher  mit  einfachem  Visum 
und  Führungszeugnis  der  Arbeitgeber,  deren 
Abstempelung  von  der  Polizei  erst  dann  er- 
folge, wenn  der  betreffende  Inhalier  die  Er- 
füllung seiner  Verpflichtungen  gegen  Logis- 
wirt und  Arbeitgeber  nachweise,  obligatorisch 
gemacht  werden  sollten.  Am  22.  Mai  1*72 
ging  der  Reichstag  üIkt  diese  Vorschläge 
zur  Tagesordnung  über;  der  Abgeordnete 
Ewald  sprach  dagegen,  stellte  alter  keine 
Anträge.  Der  allgemeine  deutsche  Haud- 
werkertag  zu  Dresden  vom  25. — 2S.  Sept. 
dessellien  Jahres  nahm  sich  des  Arbeits- 
buches gleichfalls  warm  an.  So  sehr  war 
man  hier  von  der  Zweckmässigkeit  desselben 
überzeugt,  dass  man  gar  nicht  für  nötig 
hielt.  diesell»e  mit  Gründen  zu  unterstützen. 
Man  klagte  über  das  leichtsinnige  Weg- 
laufen der  Arlieiter  und  Itosehwerte  sich  da- 
nilter.  dass  jetler  Meister  bereit  sei.  Leute 
ohne  irgend  welche  Legitimation  in  Arbeit 
zu  nehmen.  Selbst  wenn  mau  am  Sonn- 
abende etwas  über  den  ansbeduugenen  Lohn 
zahle,  um  den  Gehilfen  für  die  nächste 
Woche  zu  halten  —  es  helfe  doch  nichts. 
Die  Bedenken,  die  voraussichtlich  der  Ar- 
l»eiterstand  erheben  würde,  dass  man  ihn 
fesseln  wolle,  dass  das  dem  Arbeitnehmer 
von  den  Arbeitgebern  aufgedrungene  Arl.ieits- 
bueh  dem  erstoron    Bleiklumpeii  au  Hände 


Digitized  by  Google 


7  28 


Arbeitsbuch 


und  Füsse  lege«,  schnitt  man  mit  dem  Hin-  l 
•weis  auf  die  sittliche  Förderung  junger 
I>ente  durch  das  Arbeitsbuch  und  seinen 
Nutzen  bei  etwaigen  Wanderungen  ab.  Man 
liärte  eben  ein  Zeugnis  nötig,  dass  der  Be- 
treffende seine  Pflicht  erfüllt  habe.  Aehnlich 
urteilte  man  auf  dem  Kongress  sächsischer 
Gewerbevereine  im  Jahre  1872  und  dem- 
gemäss  hatte  die  Petitionskommission  des 
I  Putschen  Reichstages  im  Jahre  1872  nur 
üTier  in  diesem  Sinne  eingegangene  Petitionen 
zu  lierichten. 

Dasselbe  wiederholte  sich  1874  und  1875. 
Arbeitskontrollbüeher  oder  Jjegitimationen 
wurrlen  dringend  verlangt.  Jeder  gewerb- 
liche Geselle,  Oehüfe  oder  Arbeiter  sollte 
verpflichtet  werden,  eine  regelmässig  ge- 
führte gesetzliche  Legitimation  zu  besitzen. 
Dieselbe  müsse  von  den  dazu  Berechtigten 
ordnungsmassig  ausgestellt  sein  und  jeder 
Arlieitgeber  verpflichtet  werden,  in  ihr  die 
Antritts-  und  Endtermine  der  Arbeit  anzu- 
gehen. Elienso  müsse  Stand  und  Namen 
des  zur  Legitimation  Verpflichteten  enthalten 
.sein.  Derjenige  Arlieitgeber,  welcher  einen 
Arbeitnehmer  ohne  Legitimation  beschäftige, 
solle  mit  demselben  solidarisch  liaften  für. 
den  Schaden,  welchen  der  letztere  etwa  dem  1 
früheren  Arbeitgeber  durch  einen  Kontrakt- 
bruch zugefügt  habe.  Gegen  solche  Vor- 
schläge sprachen  sieh  in  den  Kommissions- 
beratungeu  des  Reichstages  auch  die  Ver- 
treter der  Regierung  aus;  im  Reichstage 
selbst  kam  es  zu  keiner  Erörterung.  Da- 
gegen hielt  man  auf  der  Delegiertenkonfe- 
renz der  deutschen  Gewerbekammern  in 
Chemnitz  am  14.  und  15.  Oktober  1875  an 
der  Notwendigkeit  der  gesetzlichen  Ein- 
führung der  Arbeitsbücher  fest.  Auch  im 
Jahre  1876  lagen  dem  Reichstage  Petitionen 
zur  gesetzlichen  Einführung  von  Legitima- 
tionen vor.  In  der  Reichstagskommission, 
in  der  schon  1873  die  Meinungen  geteilt 
waren,  hob  der  Korreferent  nunmehr  aus- 
drücklich hervor,  dass  man  obligatorische 
Arbeitszengnisse  in  der  Beschränkung  auf 
jugendliche  Arlteiter  und  Lehrlinge  fast  all- 
seitig für  nötig  erachte.  Auch  berief  man 
sich  auf  die  Bundesratsenqueto  über  die 
Jährlinge,  Gesellen  und  Fabrikarbeiter,  in 
welcher  der  gesetzlichen  Einführung  von 
Entlassungsscheinen  und  Befähigungsaus- 
weisen  mehrfach  das  Wort  geredet  würde. 
Wirklich  zeigte  sich  bei  dieser  Gelegenheit, 
dass  Entlassungsscheine  unter  den  Hand- 
werksgesellen ziemlich  allgemein  verbreitet, 
U>i  den  Fabrikarbeitern  dagegen  nicht  üblich 
waren.  Es  darf  alter  nicht  übersehen  werden, 
dass  ein  Entlassungsschein,  der  jedesmal 
iilrfr  die  Dauer  der  Beschäftigung  gleich- 
sam quittiert,  verschieden  ist  vom  Arbeits- 
buche, welches  gewissermassen  den  I>cbens- 
abriss  des  Besitzers  mitteilt.    Auch  wurde 


in  der  Enquete  gegen  die  übrigens  seltenen 
Befähigungsausweise  eingewandt,  dass  ge- 
wissenlose Meister  mit  ihnen  Missbrauch 
treiben  könnten  und  das  weitere  Fortkommen 
der  Gesellen  ausserordentlich  erschwert  sei, 
wenn  sie  schlecht  ausfielen.  Daher*  pflegten 
diese  die  Zeugnisse  in  einem  solchen  Falle 
einfach  zu  unterschlagen.  Alle  diese  Vor- 
schläge, sowie  der  von  der  konservativen 
Partei  (Seydewitz  und  Genossen)  am  4.  März 
1877  im  Reichstage  gestellte  Antrag  auf 
obligatorische  Einführung  des  Arbeitsbuches 
für  alle  Gesellen  und  Fabrikarbeiter  fanden 
durch  die  obenerwähnte  Novelle  von  1878 
Erledigung.  !>er  bei  Gelegenheit  dieser 
Novelle  von  der  Regierung  gemachte  Vor- 
schlag zur  fakultativen  Einführung  des  Ar- 
beitsbuches fand  nicht  die  Zustimmung  des 
Reichstages,  da  man  diese  für  eine  halbe 
Massregel  ansah,  welche  keinen  Erfolg  ver- 
spräche. 

Nach  dem  Jahre  1878  hat  die  Agitation 
für  die  obligatorische  Einführung  von  Ar- 
beitsbüchern nicht  geruht.  Nach  wie  vor 
hat  man  auf  den  deutschen  Handwerker- 
tagen, z.  B.  188»  in  Berlin,  1882  in  Magde- 
burg, sich  dafür  erwärmt.  In  mehreren  Be- 
richten sächsischer  und  württembergischer 
Handels-  und  Gewerbckammern.z.  B.  Dresden 
1882,  Zittau  1881  82,  Calw  1879,  Rottweü 
1882,  tritt  das  gleiche  Verlangen  zu  Tagt». 
Die  Einführung  der  Legitimationen  für  jugend- 
liche Arbeiter  Wurde  als  erster  Schritt  an- 
gesehen, dem  man  hoffen  könnte,  bald  dio 
Ausdehnung  auf  alle  Arbeiter  ohne  Alters- 
grenze folgen  zu  sehen.  Insbesondere  im 
Bericht  der  Zittaner  Kammer  wird  das  Buch 
mit  warmen  Worten  befürwortet,  v  Der  Ar- 
beitnehmer«, heisst  es  daselbst,  «erhält 
durch  sein  Arbeitsbuch  die  Möglichkeit,  sich 
dem  Arbeitgeber  gegenüber  als  berufs- 
mässiger Hilfsarbeiter  bezw.  Gewerbsgenosse 
auszuweisen,  den  Charakter  des  vagierenden 
Tagelöhners,  in  welchem  er  dem  Arbeit- 
geber infolge  der  ITnbekanntschaft  mit  seiner 
Arbeitsvergangenheit  zunächst  erscheint,  von 
sich  abzustreifen  und  damit  von  vornherein 
Vertrauen  und  Achtung  in  Anspruch  nehmen 
zu  können,  wo  ihm  jetzt  als  ausweislosen 
Arbeitsuchenden  erklärlicherweise  Misstraueu 
und  zweifelhafte  Wertschätzung  tagegnet«. 
Die  Delegiertenkonferenz  deutscher  Ge- 
werbekammern in  Dresden  vom  August  1882 
hielt  gleichfalls  an  den  Arbeitsbüchern  fest, 
und  in  demselben  Jahre  stellte  die  bayerische 
Regierung  im  Bundesrate  den  Antrag  auf 
ihre  Einführung.  Indessen  hat,  vielleicht 
im  Hinblick  auf  den  lebhaften  Cnwillen, 
welcher  in  Arbeiterkreisen  sofort  ausbrach, 
als  dies  bekannt  wurde  —  Anfang  Februar 
1883  beispielsweise  lagen  Massenpetitionen 
gegen  Einführung  der  Arbeitsbücher  dem 
Reichstage  aus  Hamburg  mit  33000,  aus 
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277  anderen  Orten  mit  100  000  Unterschriften 
vor  — ,  die  Reichsregierung  an  ihrem  früheren 
Standpunkte  festgehalten.  Auch  die  Kon- 
servativen scheinen  von  dem  Gedanken  Ab- 
stand genommen  zu  haben,  und  so  wird 
diese  Frage  wohl  für  einige  Zeit  als  gelöst 
zu  betrachten  sein. 

10.  Zustande  in  Frankreich  nnd  an- 
deren auaserdeut  sehen  Ländern.  Das- 
jenige Land,  in  welchem  die  Arbeitsbücher 
lange  hestandeu  und  eine  mehrfach  geän- 
derte Gesetzgebung  erfahren  haben,  ist 
Frankreich.  Im  Jahre  1791  aufge- 
hoben, wurden  sie  durch  das  allgemeine 
Fabrik-  und  Werkstättengesetz  v.  17.  April ! 
und  die Consularverfügung v.l. Dezember  1803 
wieder  eingeführt.  Jeder  Arbeiter  musste 
ein  Buch  haben,  welches  er  beim  Eintritt 
in  die  Werkstatt  in  die  Hände  des  Patrons 
abzuliefern  gezwungen  war,  wenn  dieser  es 
forderte.  Dieses  Buch,  vom  Polizeikom- 
missar oder  Maire  geliefert,  enthielt  auf 
dem  ersten  Blatt  das  Siegel  der  l>etreffenden 
Gemeinde  sowie  Namen,  Alter,  Geburtsort 
und  Signalement  des  Arbeiters,  seinen  Be- 
ruf und  den  Namen  des  Meisters,  liei  dem 
<t  arbeitete.  Trat  er  nun  bei  einem  Indu- 
striellen ein,  so  wurde  ihm  von  diesem  der 
Tag  des  Beginns  des  Arbeitsverhältnisses 
bescheinigt  Waren  ihm  Vorschüsse  ge- 
währt oder  hatte  er  sich  verpflichtet,  eine 
isse  Zeit  zu  arbeiten,  so  konnte  er  nicht 


iher  als  nach  Erfüll 


Uli 


dieser  Oblietren- 


heiten  die  Rückgabe  seines  Buches  und  die 
Ausstellung  seines  Abschiedes  verlangen. 
Zog  er  davon,  so  musste  er  durch  den 
Maire  den  Austritt  beglaubigen  lassen  nnd 
den  Ort  angeben,  wohin  er  zu  reisen  ge- 
dachte, bezw.  das  neue  Arbeitsverhältnis, 
in  das  er  trat,  deklarieren.  Die  Patrone 
wurden  verpflichtet ,  den  sie  verlassenden 
Arbeitern  die  Verabschiedung  ins  Buch 
einzutragen.  Wenn  bei  Auflösung  des  Ar- 
lieitsverhältnisses  die  gewährten  \  orschfls.se 
nicht  zurückerstattet  waren,  so  wurde  der 
neue  Arbeitgeber  angehalten,  zu  Gunsten 
des  Gläubigers  Lohnabzüge  zu  machen, 
welche  nicht  mehr  als  '  10  des  Tagelohnes 
betragen  durften.  Die  Tendenz  dieses  Ge- 
setzes war,  den  Arbeiter  an  die  Werkstätte 
zu  fesseln,  in  die  er  sieh  liatte  aufnehmen 
lassen.  Insbesondere  war  es  dem  Belieben 
des  Patrons  anheimgestellt,  ob  er  den  ihm 
verschuldeten  Arbeiter  ziehen  lassen  wollte 
oder  nicht.  Der  Unternehmer  vermochte 
den  Arbeiter  so  lange  bei  sich  festzuhalten, 
bis  derselbe  seinen  Schuldverbindlichkeiten 
nachgekommen  war,  durfte  ihn  alter  fort- 
schicken, sobald  es  ihm  gefiel,  da  er  für 
seine  Vorschüsse  au  dem  demnächstigen 
Verdienste  des  Arbeiters  seinen  Rückhalt 
besass.  Schon  in  deu  40  er  Jahren  empfand 
man   die   Handhabung   des   Gesetzes  in 


dieser  Richtung  als  einen  Uebelstand 
(Villermes  Verdienste  um  die  Aufdeckung 
von  Missbrauchen)  und  wünschte  den  Betrag 
der  zu  gewährenden  Vorschüsse  auf  30  Fr. 
beschränkt  zu  sehen.  Erst  durch  Gesetz 
vom  14.  Mai  1851,  das  im  übrigen  nichts 
änderte,  wurde  das  erreicht.  Spätere  Ge- 
setze und  Dekrete  vom  22.  Juni  1854  und 
30.  April  1855  bemühten  sich,  die  Einrich- 
tung des  AHieitsbmhes  zu  verallgemeinern 
und  dem  Arlieiter  dasselbe  vorteilhafter 
und  angenehmer  zu  machen ,  gleich- 
zeitig auch  eine  strengere  Ueberwachung 
der  Durchführung  zu  veranlassen.  In- 
dessen zeigten  sich  die  Arbeiter  trotz 
aller  Vorkehrungen,  die  getroffen  wurden, 
sie  zufrieden  zu  stellen,  doch  wenig  er- 
baut, und  es  kam  dazu,  dass  das  Gesetz, 
obgleich  das  Buch  obligatorisch  für  Ar- 
beitgeber wie  -nehmer  war,  nirgends  streng 
bobachtet  wurde.  Eine  im  Jahre  1869  unter- 
nommene Euouete,  deren  Ergebnis  darin 
gipfelte,  dass  die  Mehrzahl  der  vernommenen 
Personen  erklärte,  das  Arbeitsbuch  sei  nur 
noch  wenig  im  Gebrauch  und  es  müsse  mit 
der  veralteten  Einrichtung  aufgeräumt  werden, 
erzielte  wegen  des  ausbrechenden  Krieges 
keinen  Erfolg.  Erst  im  Jahre  1881  wurde 
von  dem  Abgeordneten  Dautresme  in  der 
Kammer  der  Antrag  gestellt,  das  Arbeits- 
buch aufzuheben,  da  es  im  formellen  Wider- 
spruch mit  den  Grundsätzen  der  Gerechtig- 
keit, Gleichheit  und  Freiheit  der  Arbeit 
stände.  Ein  erster  Entwurf  wurde  von  der 
Denutiertenkammer  1882  angenommen,  der- 
selbe wurde  al>er  im  Senat  in  verschiedenen 
Punkten  abgeändert  —  namentlich  wurde 
i  die  Einführung  eines  fakultativen  Ar- 
beitsbuches beliebt  —  und  musste  daher 
wieder  an  die  Kammer  zurückgehen.  Diese 
wollte  aber  die  fakultative  Anwendung  des 
Arbeitsbuches  nicht  zulassen;  die  polizei- 
liche Einmischung  in  die  I Lebensverhältnisse 
des  Arbeiters  sollte  gänzlich  verschwinden 
nnd  zur  Feststellung  seiner  Identität  kein 
anderes  Mittel  angewendet  werden  als  bei 
anderen  Staatsbürgern.  So  verzögerte  sich 
der  Erlass  des  Gesetzes  noch  mehrere  Jahre, 
und  erst  am  7.  Februar  1889  hat  der  Senat 
endlich  einem  von  der  Kammerangenommenen 
Entwürfe  seine  endgiltige  Zustimmung  er- 
teilt. Ein  amtliches,  auch  nur  fakultatives 
Arbeitsbuch  existiert  danach  nicht  mehr, 
aber  der  Arbeiter  hat  das  Recht,  von  dem 
Arl)citgeber  eine  Bescheinigung  über  die 
Zeit  seiner  Thätigkeit  in  dem  Betriebe  zu 
verlangen. 

Fakultativ  ist  die  Anwendung  des  Arbeits- 
buches in  Italien  (G.  v.  20.  März  1865. 
Art.  4.8 — 49);  obligatorisch  in  Oesterreich 
(Gew.-O.  v.  8.  März  1885,  §§  80— 8i»i)  und 
in  Ungarn  (G.  v.  1.  Sept.  1S85).  Füh- 
rung»- und  Beschäftigungszeugnisse  für  Ar- 
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\mior  könnt  man  in  Oesterreich  el-enfalls 
(§  SH 

Llttcratur:  Bein.  Jh>  Industrie  <{>■»  »ich*.  V-igt- 1 

binde»,  S,  S.  -IM  .HO  (ArheiUbneh  in  Suchtet»  >.  — 
Ergebni**r  der  über  die  \'rrhöltnU*c  'Irr  Lehr- 
linge ,  tietellen  und  Eubrikurbeiter  •inj  Grund 
de*  Jlunilrrntt*  ungettelltei»  Erhebung*!» ,  l.i7<>, 
S.  — x?,  (Eine  Jict/trechti  »ig  ilerttlbeu  in 
Johrb.  J.    Gr*,    u.    Yrnr.    ] ,    4V.  r«ii  item 

1'  n  fr  r  z  e  i  r  h  n  e  t  e  n  ).  —  Joh.Jacobt,  JHe  Orgn- 
ni*»iti»n  dt*  Gewerbe»  mit  »perieller  Beriicktich- 
tigntuj  der,  Haudtrrrk»,  1*7»,  S.  —  <.'!«*- 

tav  MarcHet .  Jhe  Aufgabe  der  getrerblichcu 
Ge*etzgebung,l.S7  7,Sji^.  —  Seh  r.  d.  f.'f.  .So  zial  p.  ] 
?t  s.  i:t> — 'Gutachten  »<>n  V.  J'otcher)  /.'.'' 
—  hin,  (Gutachten  lirande»)  ,s! — (Gutachten 
Schmollen  ;  l<>,  S.  14,  (Guhichtrn  AfHllety  '.»,  S. 
l'i,  -i.r>,  .','>,  >>■'..  —  St.  Her.  über  dir  ]'•■  r  h  u  n  d  I. 
den  deulfchen  Ii  e  i  r  h  *  t  u  g  e  r  l.SK!>,.i.S.  4>i.t  ; 
l,  S.  <;„'»>,  /.ST.',  -1,  S.  ;  l*7-i,  3,  S.  17 ;  lt>  7  i,  -i.  S. 
.::»:  /.«M,  4,  S.  11 'ti:  t>7>;.  S.  .?.«<;;  W77. 
s.  17:;  /.*.-.•»',  i,  s.  .'.  ,„»**i,nt 

.',•»:,  4,  S.  IIHH.  —  St.  Her.  über  die  Yerhnndl. 
der  (tilgen».  dent*chen  JffiiidnerkerOige  »eit  1S7S. 
■ —  vi.  Thun,  lleitri'ige  zur  Gcrrhichtr  der  Ge- 
setzgebung und  Verwaltung  zu  Gunsten  der  Fa- 
brikarbeiter in  freussen,  in  Zcituchr.  d.  I:.  preugs. 
Stat.  Mir.  1*77,  S.  — ?.•».  —  Ein  Ernnkreirh 
rergl.  den  Aufsatz  de*  Enterte  ic  h  n  rten  :  Jhi* 
Arbeitsbuch   in   Er>inkrrich  ,    in   l'renst.  Johrb. 

S.  löf) — /.'',',  woselbst  treitere  l.itteraturangaljei», 
und  /.' Econunti'te  fnn>*itiit  /.  p.  1<JU. 

»  Ith.  Stieda. 


Arbeitseinstellungen. 

I.  Einleitung  i  Volkswirt  M-liafthYbe  Be- 
deutung der  A.  und  ge«.hi(litliilier  Ri'nkbliek  i. 
II.  Die  A.  i  n  d e  n  e i n z e  1  n  e n  Staute  n ( $.738). 

I 

E  i  11 1  e  i  t  u  n  g 
(Volkswirtschaftliche  Bedeutung  der 
Arbeitseinstellungen  und  geschicht- 
licher Rückblick). 

1.  Begriff.  2.  (i  runde  der  A.  3.  Kem-li- 
tiiruntr.  4.  Zeitpunkt  der  Durchfüliriinj*-.  ». 
Volkswirtschaftliilie  Fol«^?«.  6.  Aus^hii«:  für 
die  Arbiter.  7.  rutorsehicd  zwif*lien  A.  in 
der  (iro^*iüdu«itrie  und  im  Hnndwerk.  8.  Be- 
urteihin^.  i).  (iewerkvereine.  10.  luternutionale. 
11.  Deutfclie  8oziftldeinokrHtie.  12.  Aeltrre 
(Jeschiehte. 

1.  Hegriff.    Man  vorsteht  unter  Arbeits- 1 
oinstelluii!?  die  p'iTieinsam  ei-folpte.  hei-1 
willige  Nierlerlejrun.sr  <.ler  Arbeit  seitens  derj 
in  einem  bestimmten  He  rufe  U-seluiftipteu  ; 
unsellistiindigen  f'erseneu   in  tler  Absieht, 
ihren  Arln'itsvertnig  <l;i<lur«'h  Lrünstitr« -r  für 
sieh  zu  ^stalten.    Sie  kann  sowohl  inner- 
halb einer  einzigen  rnteruelimunsy  verkommen 
(  Ei  ii  ze  | s t  r ik e  >  als  auch  innerhalb  <l<  s- 
selben  (iewerbes  in  einer  Sta'.lt  oder  einem 


Distrikte  eine  Mehrzalil  vonHetrieben  betivffeu 
I < }  r  ii  p  p  e  n  s  t  r  i  k  e  s).  Handel  und  Verkehr 
wenlen  in  gleicher  Weis«'  heimgesucht  wie 
die  Industrie.  Von  Arl<eit.seiustellungen  land- 
wirtsehaftlieher  Arlieiter  hat  man  weniger 
gehört.  Die  Strikes  werden  zu  vol  Ist  fin- 
dige u.  wenn  alle  vor  der  Einstellung  l>e- 
sehäftigten  Arlieiter.  zu  u  n  v  o  1 1  s  t  ä  n  d  i  ge  n  . 
wenn  nur  ein  Teil  derx>HK<n  die  Thätigkeit 
aufgiebt.  Sprachlich  wiinle  sich  der  Aus- 
druck Arbeit sausstamk  mehr  empfehlen: 
englisch  strike<  .  französisch  givver  ;  di«\«e 
letzten^  B«;zeichnung  rührt  von  einem  Platz 
dieses  Namens  in  Paris  her.  auf  welchem  die 
beschäftigungslosen  Arl>eiter  sich  versam- 
melten, um  nach  neuer  Thütigkeit  umzii- 
schatien.  Das  (tegeustüek  auf  selten  der 
Pntemelnner  ist  die  ^Auss|K  iTimg  is.  d.). 
englisch  lockout'.  Als  soziales  Kampf- 
mittel halten  die  letzteren  keine  grosse  IV- 
deutung  zu  erringen  vermocht,  weil  die 
schärfere  Sehneide  sieh  meist  gegen  die 
rnternehmer  selbst  kehrt. 

2.  Grunde  der  A.  Die  Verbesserungen 
des  Arlwitsvertiages.  welche  die  Arbeitvin- 
stellungen  anstreben,  l>eziehen  sich  haupt- 
sächlich auf  Erzielung  höhen-u  I^ihnes;  d<«-h 
sind  auch  Verminderung  der  Arbeitszeit, 
Entlassung  von  ArUitern.  Disziplinargewalt 
der  Aufseher.  Strafen.  Ijohnab/.üge,  Beschäf- 
tigung von  I/chrlingen  <m!ci-  Kindern.  He- 
xhädiguug  des  Mat<»rials.  der  Werkzeuge, 
Maschinen  etc.,  kurz  die  verschiedenen 
Punkte  der  Fabrikorduuug  jeweilig  die  V.-r- 
aulassung  der  Arbeitsverweigerungen  ge- 
wesen. Die  rutorscheidung  zwischen  An- 
griffs- und  Abwehrstrikes.  wie  sie 
neuere  Statistiken  zu  machen  pflegen,  U>ruht 
auf  gruppenweiser  Zusammenfassung  der 
Gründe.  Als  erstere  gelten  die  durch 
das  Streiten  der  Arbeiter,  etwas  Neues  zu 
erreichen,  hervorgerufenen.  Als  letzter»« 
worden  diejenigen  aufgefasst.  vermöge  welcher 
die  Arbeiter  einer  Verschlechterung  der 
ArbeitslKMÜngungeu  oder  einer  sonstigen  Be- 
einträchtigung ihrer  Lage  zu  l*ogognon  suchen. 
Es  lässt  sich  ji^loch  objektiv  die  Trennung  gar 
nieht  immer  streng  «Inn  Idiiluvn.  Die  ö>ter- 
reichische  Statistik  hat  daher  auch  von  274 
Strikes  (isilti)  Hl»  als  uuklassifizierUir.  4't 
als  Abwehrstrikes.  "_Ji Ki  als  Angriffstrikes 
ehai-akterisiert.  Hauptsächlich  ist  l'u/.u- 
friedenheit  mit  dem  Lohne  die  Veranlassung. 
Auf  diese  Prsache  wanui  zurückzuführen  in 
Oesterreich    1*!J4:  %.   IS!)."»:   4't.O  °.o, 

lsOli:  4(i,0"o  aller  Strikes.  In  Italien 
wiederum  war  von  lsTS— !H  diese  Trs-i  he 
bei  Vhi  0  n  aller  Strikes  massgebend  :  1MCJ: 
bei  .">4 :  1  sH3 :  On :  1  s;»4 :  :  IMlü :  üa :  ISJMJ : 
<>.".  "o.  In  Frankivich  1s!ri-9">:  b.«i  t 
IsiOti:  bei  (;i"o  aller  Arlteits»«instellung»>n. 
I'ebrigens  ist  bei  einer  grossen  Anzahl  vi>n 
Ark'itseiustellungen  nicht  bloss  ein  Bcwcü- 


Arbeitseinstellungen  {Einleitung» 


grund,  sondern  »•in«-'  Mehrheit  von  Motiven  !  weggegeben  liat.  glaubt  er  eine  höhere 
im  Spiele.  Lehrreich  wäre  es.  sich  ver-  Summe  verlangen  zu  dürfeu.  als  ihm  zuge- 
gegenwärtigen  zu  können,  welche  Voran-  billigt  worden  ist  —  nun  so  gerät  er  auf 
lassungen  oder  Forderungen  vergleichsweise  den  Weg  der  Arbeitseinstellung,  d.  h.  er 
am  meisten  zu  länger  dauernden  Arbeits-  legt  die  Arbeit  in  der  Unternehmung,  die 
einstellungoii  fuhren.  Doch  ist  es  wohl  ihn  nach  seiner  Ansicht  zu  gering  bezahlt, 
unmöglich,  darüber  eine  befriedigende  statis-  nieder  und  sieht  sich  nach  höher  bezahlter 
tische  Auswahl  zu  erlangen,  weil  bei  einer  in  einer  anderen  Unternehmung  um.  Aber 
und  derselben  Arbeitseinstellung  häufig  es  wird  ihm  dabei  klar  weiden,  dass  er 
mehrere  I  mstande  zusammenwirken.  vereinzelt  nichts   zu  erreichen  und  seine 

8.  Berechtigung.  Die  Berechtigung  zu .  Position  nicht  zu  bessern  vermag .  da  um 
Arbeitseinstellungen  ist  sehr  verschieden  be-  die  Stelle,  die  er  verlassen  hat.  sich  Hunderte, 
urteilt  worden.  Je  nach  dem  politischen  die  noch  ärmer  sind  als  er,  bewerben,  und 
oder  wirtschaftlichen  Standpunkte  des  Be-  so  tritt  an  ihn  der  Gedanke  heran .  sich 
urteilors  war  eine  Arbeitseinstellung  entweder  mit  seinen  Genossen  zu  verbunden  und 
■>die  gerechte  EmjMtrung  des  ausgesogenen,  gemeinsam  die  Arbeit  zu  verweigern.  "Wenn 
mit  Füssen  getretenen  Arbeitsproletariats  der  Unternehmer  für  den  Büsten,  welchen 
gegen  seine  schamlosen  Bedränger,  die  Geld-  der  Arbeiter  aufgegeben  hat,  keinen  Er- 
säekc  oder  der  blosse  Uebennut  des  ilurch  satz  finden  kann,  so  ist  eher  zu  hoffen, 
fanllenzende  Agitatoren  aufgehetzten  rohen  dass  er  sich  den  Forderungen  desjenigen. 
Haufens,  der  nur  verdienen,  alter  uicht  melir  den  er  nicht  entbehren  kann,  willfährig 
arbeiten  will- .  Es  ist  aber  ohne  Zweifel  zeigen  wird.  •» Welche  Aussicht  auf  Erfolg 
die  Arbeitseinstellung  nur  eine  der  Felgen  würde  irgend  ein  Arbeiter  haben,  der  für 
des  modernen  Lohnsystoms.  Im  Grunde  sieh  allein  die  Arbeit  niederlegte,  um  höheren 
genommen  handelt  es  sich  bei  ihr  um  nichts  Lohn  zu  erlangen  ?  Wie  konnte  er  nur 
anderes  als  um  einen  Streit,  wie  er  im  [wissen,  ob  der  Stand  des  Marktes  ein 
täglichen  Leiten  oft  beobachtet  werden  kann,  Steigen  zulässt  ausser  durch  Beratung  mit 
wenn  der  Produzent  oder  Verkäufer  einer  seinen  Genossen,  welche  Beratung  dann 
Ware  nicht  geneigt  ist.  dieselbe  zu  dem  natürlich  zu  eiuein  verabredeten  Vorgehen 
Preise  abzugeben,  der  ihm  geboten  wird,  hinführt'/  —  sagt  Mill  und  erklärt  die 
Bei  dem  heutigen  Lohnsystem  wird  dem  Arbeiterassoziationen  als  «las  unentbehrliche 
einen  der  beim  Gelingen  der  Produktion  Mittel,  um  die  Arbeitverkäufer  zu  befähigen. 
Itetciligton  Faktoren,  nämlich  der  Arbeit,  bei  freier  Konkurrenz  ihre  eigenen  Interessen 
der  ihr  zukommende  Anteil  am   Ertrage  wahrzunehmen«. 

gegen  eine  bestimmte  Summe,  den  Ixthn. !  Verhehlen  kann  man  sich  allerdings 
von  vornherein  abgekauft.  In  dem  Masse,  nicht,  dass  durch  dieses  Vorgehen  eine  Art 
als  es  nun  dem  Arbeiter  erschwert  oder  Kriegszustand  geschaffen  wird.  Zwischen 
unmöglich  gemacht  wird,  mit  dieser  Summe  i  Unternehmern  und  Arbeitern  entbrennt-  ein 
seinen  Lebensbedurf  u\  bestreiten,  und  er  heisser  Kampf,  da  die  ersteren  möglichst 
auf  der  anderen  Seit«»  einen  immer  sich  wenig  Lohn  zu  geben  und  möglichst  grossen 
steigernden  Gewinn  des  Kapitals  wahr/u-  Vorteil  in  dem  begonnenen  Geschäft  zu  er- 
nehmen  glaubt,  entsteht  Unzufriedenheit  mit  reichen  suchen,  während  die  letzteren  bei 
dem  Betrage,  der  ihm  zu  teil  geworden  thunlichst  wenig  Arbeit  die  thunlichst 
ist  Freilich  ist  der  Arbeitsvertrag  ein  freier,  höchste  Vergütung  doi-solben  beanspruchen, 
und  es  beruht  die  festgesetzte  Lohnhöhe  auf  Auch  scheint  es  unangreifbar,  dass  eine 
dem  freien  Uebeivinkommen  der  beiden  Arbeitseinstellung  nicht  dazu  führen  kaun. 
miteinander  verhandelnden  Parteien.  Aber :  das  Iiohnsystem  in  seinen  Grundfesten  zu 
der  rechtlich  freie  Arbeitsvertrag  ist  nicht  erschüttern  und  eine  wesentlich  andere 
immer  ein  faktisch  freier.  Auf  beiden  Seiten  1  Verteilung  des  Arbeitsertrages  zu  veran- 
können Umstände  vorkommen,  welche  zum  lassen.  --Eine  bestimmte  authentische  For- 
Abschlnsse  des  Vertrages  in  bestimmter  mulierung  des  Verhältnisses  zwischen  dem 
Form  drängen,  ohne  dass  man  mit  seinem  i  Anteil  des  Bruttoertrages  des  Geschäfts,  der 
Inhalte  vollkommen  zufrieden  wäre.  In  der  als  Arbeitslohn  berechnet  wird,  und  dem 
Kegel  wird  der  Arbeiter  als  der  schwächen'  Anteil,  der  als  Nettogewinn  (mit  Einschluss 
Teil  den  kürzeren  ziehen  und  sich,  von  seines  Arbeitslohns)  dem  Arlteitgebor  zu- 
der  Not  gedrängt,  dazu  verstehen  müssen,  fällt,  dürfte  kaum  in  einzelnen  Fällen  zu  er- 
anzuuehmen.  was  ihm  geboten  wird,  obwohl  langen  sein  und  dann  doch  keinen  allge- 
es  nicht  ausgeschlossen  ist,  dass  Arbeitgelter  meinen  Schluss  gestatten-,  sagt  V.  A.  Hui  .er 
und  Unternehmer  gleichfalls  übervorteilt  ganz  richtig.  Können  demnach  die  Voran- 
werden können.  Merkt  jetzt  der  Arbeiter,  stalter  einer  Arbeitseinstellung  nach  dieser 
dass  ihm  unrecht  geschehen,  erwacht  in  Bichtung  nicht  mit  einer  bestimmten  For- 
ihm  die  bittere  Erkenntnis,  das,-  er  seinen  derung  auftreten,  so  sind  sie  auch  nicht  in 
Anteil  am  Ertrage  gegen  ein  Linsengericht  der  I>age.  eine  gänzliche  Umgestaltung  des 
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bisherigen  Verhältnisses  zu  bewirken.  Sie 
werden  es  eiTeiehen,  dass  dem  Unternehmer 
nicht  mehr  ein  so  grosser  Anteil  am  Ar- 
beitsertrage zufällt,  dass  die  Arbeiter  ihre 
I^elienshaltung  verbessern  und  ihre  Löhne 
sieh  erträglicher  gestalteu,  aber  dennoch 
bleibt  die  »Lohnarbeit  wesentlich,  Mas  sie 
ist,  und  wird  nicht  Aber  sich  selbst  hinaus- 
geführt. Sie  bleibt  nicht  bloss  formell,  son- 
dern auch  thatsächlieh  eine  untergeordnete 
und  benachteiligte  Art  der  Existonzgewin- 
nung«  (Dühring). 

4.  Zeitpunkt  der  Durchführung.  Fflr 
die  Durchführung  der  Arbeitseinstellungen 
werden  von  den  Arbeitern  am  meisten  die 
Zeiten  gewählt,  in  welchen  die  G Überpro- 
duktion den  grössten  Unregelmässigkeiten 
unterworfen  ist.  Fast  tiberall  gemachte  Be- 
ol  Achtungen  sprechen  fflr  diese  Behauptung. 
Kntweder  im  Momente  eines  Aufschwungs 
der  Geschäfte  oder  hei  völligem  Darnieder- 
liegen desselben  machen  die  Arbeiter  gerne 
ihre  Korderungen  um  höheren  Lohn  oder 
günstigere  Arbeitsbedingungen  geltend.  In 
Bayern  z.  B.  fielen  von  198  Strikes  (1N89 
— 96)  nicht  weniger  als  1"4  in  die  Jahre  : 
1889/90  und  1895  96,  d.  h.  in  Zeiten  auf- ; 
steigender  Konjunktur .  in  denen  die  Ge- 
M-häftsthätigkeit  der  Industrie  eine  beson- , 
ders  lebhafte  war.  Dieses  Yorgehen  ist  | 
verständlich,  weil  in  dem  ersteren  Falle  . 
durch  die  grossen  Gewinne  auf  seiten  des 
Unternehmers  und  die  stärkere  Nachfrage 
nach  Arbcitskräfton  die  Erkenntnis  ihrer 
eigenen  vergleichsweise  unbehaglichen  Ijage 
sowie  das  Bewusstsein  ihrer  Macht  wachsen, 
während  in  dem  letzten  Falle  die  Not  zum 
Konflikte  drängt,  da  eine  volkswirtschaft- 
liche Krisis  sich  bei  ihnen  als  den  Besitz- 
losen besonders  fühlbar  macht  und  die 
Furcht  vor  Ixihnherahsetzungen  entsteht. 
« »bwohl  sie  vielleicht  einsichtsvoll  genug 
sind,  sich  einzugestehen,  dass  der  Gewinn 
des  Unternehmers  nicht  gewachsen  sein 
kann,  so  wollen  sie  den  Versuch  einer 
Ixmncrhöhung  nicht  unterlassen,  weil  sonst 
ihre  schlechte  I>age  sich  noch  mehr  ver- 
schlimmern könnte.  Sehr  oft  wird  übrigens 
in  Zeiten  des  Niederganges  die  Arbeitsein- 
stellung gerade  durch  die  seitens  der  Unter- 
nehmer bereits  versuchte  Lohnkürzung 
direkt  hervorgerufen.  Je  nach  dem  Zeit- 
punkte, zu  welchem  die  Arbeitseinstellungen 
sich  abspielen,  ist  das  Resultat  mit  einiger  I 
Gewissheit  vorauszusagen.  In  Zeiten  eines  ' 
geschäftlichen  Aufschwunges  erreichen  die-  ! 
seilten  oft  ihren  Zweck ;  in  der  Periode  eines 
volkswirtschaftlichen  Niederganges  dagegen 
verlaufen  sie  für  ihre  Urheber  ungünstig. 
Ob  auch  der  Jahreszeit  eine  Rolle  zufällt, 
scheint  zweifelhaft.  Wenigstens  erreichten 
z.  B.  in  ( ►esterreich  die  Arbeitseinstellungen 
in  Bezug  auf  ihre  Zahl  und  die  Zahl  der 


dabei  beteiligten  Arbeiter  1894  und  1896 
im  Frühjahr  ihren  Höhepunkt,  189")  aber 
ldn  sieht  lieh  der  Zahl  der  stinkenden  Ar- 
lieiter  im  Frühjahr,  hinsichtlich  der  Arbeits- 
einstellungen selbst  im  Sommer. 

5.  Volkswirtschaftliche  Folgen.  Die 
volkswirtschaftlichen  Folgen  der  Arbeitsein- 
stellungen sind  bald  als  schädliche,  bald  als 
nicht  nachteilige  hingestellt  worden.  Der 
Auffassung,  dass  die  ganze  Industrie  unter 
ihnen  leide  und  bei  fortdauernder  Anwen- 
dung derselben  ganze  Industriezweige  zu 
Grunde  gehen  m (testen,  ist  man  mehrfach 
entgegengetreten  und  hat  der  Ansicht  Kaum 
gegeben,  dass  der  Verlust  an  der  Summe 
der  nationalen  Arbeitsleistungen  durch  Ar- 
beitseinstellung häufig  übertrieben  worden 
sei.  Von  französischen,  belgischen  (Cäsar 
de  Paepe  auf  dem  Brüsseler  Kongrcss  der 
Internationalen)  und  amerikanischen  Ar- 
beitern ist  mitunter  sogar  auf  gewisse 
wohltliätige  Wirkungen  aufmerksam  gemacht 
worden.  Sie  weisen  darauf  hin.  dass  die 
Arbeitseinstellungen  ein  Mittel  gegen  die 
planlose  Ueberproduktion  seien,  indem  sie 
das  Zuvielschaifen  in  gewisser  Weise  ein- 
dämmten, und  dass  überdies  zum  Schaden 
der  Arbeiter  in  jedem  Jahre  nicht  die  ganze 
Arbeitszeit  gebraucht,  sondern  in  jedem  Ge- 
werbe einige  Wochen  gefeiert  würde.  Die 
Ausstände  thäten  nun  weiter  nichts,  als 
dass  sie  diese  ohnehin  tote  Periode  in  einen 
für  die  Arbeiter  günstigen  Moment  verlegten. 
Indes  lehrt  eingehende  Erwägung  doch,  dass 
dieser  Gedankengang  kein  richtiger  sein 
kann.  Es  tefremdet  zunächst,  wie  Sartorius 
von  Waltershansen  treffend  ausführt,  dass 
die  Arheiter  in"  einem  Atemzuge  die  Uelver- 

Sroduktion  beklagen  und  doch  gleichzeitig 
ie  wenigen  Wochen  l>eschäftigungsloser 
Zeit  in  jedem  Jahre  nicht  diüden  wollen. 
Ferner  ist,  wenigstens  nach  amerikanischen 
Erfalirungen,  im  Durchschnitt  die  Zeit  des 
Ausstände*  grösser  als  die  der  durchschnitt- 
lichen Erwerbslosigkeit.  Endlich  ist  es 
keineswegs  gleichgültig,  in  welche  Zeit  des 
Jahres  die  IVoduktiousoinstelluug  fällt. 
Muss  z.  B.  bei  manchen  Gewerben  der  Be- 
trieb etwa  im  Hochsommer  aus  Wasser- 
mangel eingestellt  -werden,  so  bedeutet  es 
einen  Verlust,  wenn  die  Arbeiter  den  Aus- 
stand in  einer  anderen  Jahreszeit  hervor- 
rufen. Aehnlich  wird  in  den  Gewerben, 
die  Saison-  und  Modeartikel  herstellen,  es 
auf  eine  Verminderung  der  Produktion  her- 
auskommen, wenn  die  Arbeiter  iu  der 
heissesten  Arbeitszeit  ihre  Tliätigkeit  ein- 
stellen, während  der  sozusagen  natürliche 
Stillstand,  der  zu  gewohnter  Zeit  eintritt, 
nicht  stört.  Hierzu  kommt,  dass  Arbeits- 
einstellungen plötzlich  unternommen,  nicht 
vorher  angemeldet  zu  werden  pflegen,  l>ei- 
spielsweise    in   einem    Moment,   wo  der 
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Unternehmer  grosso  Rohstoffmengen  ange- 
schafft liat,  die  nun  vielleicht  verderben 
müssen.  Erwägt  man  noch,  dass  die  Pro- 
duktion der  einen  Fabrik  für  die  Fort- 
setzung der  Thätigkeit  anderer  unter  Um- 
ständen Bedingung  ist,  so  wird  der  Nach- 
teil für  die  nationale  Gütererzeugung  kaum 
in  Abrede  gestellt  werden  können. 

Eine  Arbeitseinstellung,  die  bei  Eisen- 
bahnen, Strassenbahnen ,  im  Fuhrgewerbe 
vorkommt,  benachteiligt  das  ganze  fahrende 
und  reisende  Publikum.  Eine  Störung  der 
Steinkohlongewinnnng  kann  die  Preise  für 
das  unentbehrliche  Brennmaterial  stark  in 
die  Höhe  schnellen.  Die  grossen  Arbeits- 
einstellungen der  englischen  Kohlenarbeiter 
im  Jahre  1893  sind  ein  charakteristisches 
Beispiel  für  solche  Behauptungen.  Denn  sie 
halien  in  der  That  die  Dividenden  der  Eisen- 
bahnen nicht  unerheblich  fallen  gemacht. 
In  erster  Linie  wurden  die  Bahnen  durch 
den  Ausfall  der  Kohlentransporte  ge- 
schädigt. Zweitens  erlitten  sie  durch  den 
Maugel  an  Heizmaterial  Verlust,  der  eine 
Verteuerung  und  Verlangsamung  der  Trans- 
porte zur  Folge  liatte.  Man  hat  berechnet, 
dass  die  23  grossen  englischen  Bahngesell- 
schaften im  zweiten  Halbjahr  1S93  unge- 
fähr 3,2"»  Millionen  £'  in  ihren  Einnahmen 
und  fast  ebensoviel  an  ihrem  Reingewinn 
einbüssten.  Dazu  die  Verluste  der  Unter- 
nehmer und  der  Lohnausfall  der  Arlieiter. 
Der  Durliamer  Bergarlieiterstrike  soll  den 
Grubenbesitzern  einen  Verlust  von  ca. 
15  Millionen  Mark,  den  Arbeitern  einen 
solchen  von  26  Millionen  Mark  gebracht 
haben.  Bei  dem  am  S.  April  1896  in  einer 
Bielefelder  Maschinenfabrik,  ausgebrochenen 
Strike  schätzte  die  Firma  den  Verlust  am 
Geschäftsumsatz  auf  500000  Mark,  den 
Tiohnverlust  der  Arbeiter  auf  mehrals  120000 
Mark.  Für  das  Jahr  1896  berechnet  die 
österreichische  Statistik  den  Lohnausfall  für 
alle  stinkenden  Arbeiter  auf  717000  Gulden» 
für  die  (2372)  Arbeiter  aber,  die  infolge  der 
Arbeitseinstellungen  anderer  zum  Feiern  ge- 
nötigt waren,  auf  rund  18000  Gulden. 

6.  Ausgang  für  die  Arbeiter.  Er- 
scheinen demnach  vom  allgemeinen  wirt- 
schaftliehen Standpunkte  die  Folgen  einer 
Arbeitseinstellung  durcliaus  nicht  uugefälir- 
lich,  so  ist  für  die  Urheber  selbst  das  Re- 
sultat gleichfalls  selir  oft  ein  ungünstiges. 
Soweit  bis  jetzt  statistische  Beobachtungen 
darüber  vorliegen,  ist  die  Zahl  der  für  die 
Arlieiter  ungünstig  verlaufenen  Arbeitsein- 
stellungen grösser  als  die  Zald  derjenigen, 
welche  ihren  Zweck  erreichten.  Schon 
Adam  Smith  bemerkt  in  dein  Kapitel  über 
den  Arbeitslohn,  in  welchem  er  davon 
spricht,  dass  die  Ail>eiter  gern  zusammen- 
treten, um  den  Lohn  zu  erhöhen,  die  Unter- 
nehmer, um  ihn  herabzusetzen:  »Indessen 


ist  es  nicht  schwer,  vorherzusehen,  wer  von 
den  beiden  in  eiuem  solchen  Streite  in  der 
Regel  die  Oberhand  behält  und  den  anderen 
zwingt,  sich  seinen  Bedingungen  zu  fügen. <■ 
In  Italien  nahmen  1872—1876  von  206 
Arbeitseinstellungen  nur  82  eiuen  für  die 
Arlieiter  günstigen  Ausgang,  1879 — 91  von 
1039  Arbeitseinstellungen  nur  159  ein  vollstän- 
dig, 429  ein  teilweise  günstiges  Ende.  In 
Bayern  hatten  1888—96  von  198  Arbeitsein- 
stellungen mit  18 178  Aibeitern  nur  33  mit 
1529  Beteiligten  vollen  Erfolg.  In  England 
verliefen  von  351  Streiks  in  den  Jahren 
1870—1879,  über  welche  Bevan  genauere 
Nachrichten  erhalten  konnte,  nur  71  günstig, 
189  ungünstig  für  die  Arbeiter,  und  bei  91 
wurde  ein  Kompromiss  erzielt.  (Weitere 
Statistik  unten  Abschnitt  II.  Art.  V.)  Adam 
Smith  hat  doch  Recht  behalten,  wenn  er 
an  einer  anderen  Stelle  des  angezogenen 
Kapitels  sagt:  »Die  Arbeiter  hal>en  selten 
einen  Vorteil  von  ihren  gewaltthätigen  Ver- 
bindungen, die  gemeiniglich,  teils  durch  die 
Dazwischen kunft  der  Behörden,  teils  durch 
die  grössere  Standhaftigkeit  der  Arbeitgeber, 
teils  endlich  weil  die  meisten  Arbeiter  durch 
Not  gezwungen  werden  nachzugelien,  zu 
nichts  anderem  führen  als  der  Bestrafung 
und  dem  Verderhen  ihrer  Anführer.«.-  Zu 
Adam  Smiths  Lebzeiten  waren  bekanntlich  die 
Koalitionen  der  Arbeiter  zur  Erhöhung  ihres 
IiOhnes  noch  gesetzlich  verboten,  aber  auch 
seit  sie  im  Jahre  1824  freigegelien  worden, 
halien  sie  grösstenteils  mit  dein  gleichen 
Misserfolge  operiert,  so  dass  Stuart  Mill 
über  sie  "bemerkt:  »Sie  verfehlen  fast  immer 
ihren  Zweck*. 

7.  Unterschied  zwischen  A.  in  der 
Grossindnstrie  und  im  Handwerk. 
Uebrigens  ist  nicht  bei  allen  Arbeits- 
einstellungen von  vornherein  gleichinässig 
ein  für  die  Arbeiter  ungünstiger  Aus- 
gang vorauszusagen,  sondern  wie  ol.ien 
bereits  hervorgehoben  werden  konnte,  dass 
je  nach  dem  Zeitpunkte  ihres  Auftretens 
die  eine  Arbeitseinstellung  mehr  Aussicht 
auf  Erfolg  bietet  als  die  andere,  so  ist  ferner 
zu  unterscheiden  zwischen  den  Arbeitsein- 
stellungen in  der  Grossindustrie  und  denen 
der  lokalen  Gewerbe.  Die  letzteren  haben 
viel  mehr  Hoffnung,  etwas  zu  erreichen  als 
die  ersteren.  Die  Hauptsache,  worauf  bei 
einer  Arbeitseinstellung  Gewicht  seitens  der 
Arbeiter  gelegt  werden  muss,  bestellt  darin, 
zu  verhindern,  dass  Zuzug  von  Arbeits- 
kräften von  ausserhalb  stattfindet  und  dass 
die  vorhandenen  Mittel  zu  schnell  aufge- 
braucht werden.  Als  im  Februar  1896  in 
einer  Spinnerei  zu  Strelau  40  Arbeiter 
plötzlich  höhere  Löhne  forderten  und  ihre 
Thätigkeit  einstellten,  hatten  sich  bereits 
am  Naclunittag  desselben  Tages  etwa 
Ersatzleute   gemeldet.     Daher  pflegt  bei 
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Ausbruch  einer  Arbeitseinstellung  in  irgend 
i  iiit-in  Hamlwork  die  erste  Massregel  zn 
sein,  «lass  «--in  grosser  T«>il  der  Gesellen  ab- 
reist und  dass  durch  die  Zeitungen  vor Zuzug 
•.'«•warnt  wird.  Diejenigen,  welche  \ ielleicht 
schon  «He  Absieht  hatten,  ihren  Wohnsitz 
zu  än«l«-m.  führen  ilieselb«'  aus.  und  es 
hb-ibcn  in  «ler  Hauptsache  nur  »Ii**  Ver- 
Iciratften  sowie  «liejenigcu  zurück.  welch«; 
•lureh  hesoii<lero  Verhältnisse  au  den  Ort 
gebunden  sind.  Für  dies.'  wenigen  reichen 
dann  »Ii«'  «.'ingehenden  Unt'-rstützungeu  aus, 
und  <la  der  Speise-  «Hier  Schenkwirt  borgen 
muss.  weil  <li«>  meisten  Gesellen  diesen 
Leuten  tn«'hro«ler  weniger  zu  schuhlen  pflegen 
uud  «licselhcn  nicht  wagen  kr.nncii.  alles 
heim  Wegzuge  des  G<\«llon  aufs  Spiel  zu 
setzen,  so  hinnen  die  Handwerker  es  meist 
einige  W«x-hen  ruhig  aushaJteu,  wahrend 
welcher  die  Arbeitgeher  in  Ifrilrangnis  ge- 
raten un«l  schliesslich,  wenn  es  ihnen  nicht 
gelingt,  Ersatz  aus  anderen  Städten  und 
Orten  zu  beschaffen.  nachg«d.eii  miisson. 
Anders  dagegen  mit  «h«n  Arbeitseinstellungen 
der  Fabrikarbeiter.  Unter  ihn«'ii  sind  ver- 
hältnismässig mehr  Personen  verheiratet 
und  damit  an  den  Ort  gefesselt.  Auch  ver- 
stehen sie  einerseits  manchesmal  nur  Sj«e- 
cialitäten.  so  «lass  sie  nicht  leicht  hoffen 
können,  anderswo  Beschäftigung  zu  finden, 
andrerseits  sind  mitunter  ihre  Arbeiten 
derart,  dass  für  sie  sehr  leicht  in  an«  leren 
Arbeitern  am  <  h*te  otler  von  ausw.lils  Be- 
rufenen St«-llvertreter  gefnmleu  wonh'n 
k«"«nnen.  Vorteilhafter  ist  dagegen  für  sie. 
•  las-  «lie  Fabrik,  weil  «las  in  ihr  stehende 
Kapital  verzinst  wenlen  muss,  weniger  gut 
den  Stillstand  vertragen  kann  als  ein  Hand- 
werksU'trieb.  In«1essen  zeigt  sich  gora«l<' 
an  diesem  Punkte  die  gr«"Vss«>re  Macht  «les 
Kapitals. 

Seihst  wenn  alier  «lie  Arl.«oitor  ihre  For- 
«lerungen  verwirklicht  sehen,  so  ist  der  Sieg. 
«Jen  sie  erfechten,  oft  ein  Pyrrhussieg.  Es 
ist  vorgekommen,  dass  «buch  «lie  mehrmonat- 
liche rnterbivchung  und  «lie  zu  hoch  ge- 
trieb«  ij<-n  J/ihne  «lie  Industrio  ruiniert  wunle. 
wovon  die  früher  blühen« le  Glasindustrie 
Neweastles  einen  Beweis  liefert,  die  sehliess- 
]i«  h,  in«lem  die  Arbiter  zeitweilig  «len  Lohn 
höher  hinaufgetrieben  hatten,  vollständig  ver- 
nicht«'t  erschien,  so  dass  nach  Dannenbergs 
«Irasiischem  Aus«lru«k  die  Arbeiter  seihst 
«lie  Henne  geschlachtet  hatten,  welche  «lie 
goldenen  Eier  legte.  Auch  finden  «lie  Ar- 
l'citer  in  den  ihnen  schliesslich  zuge- 
sprochen«^ höheren  I /ihnen  oft  keine  Ent- 
schädigung für  die  wahrend  der  Arboits- 
losigkcit  erlitt.'n«-  Not. 

S.  Beurteilung.  Trotz  alledem  bleibt 
«lie  Arh«>itscinstollung  ein  höchst  bedont- 
sauies  Mittel  für  «len  Arb«'iterstau«l.  seine 
Interessen  wahrzunehmen  und  so  wie  eben 


'  die  innere  Berechtigung  «lerselben  naehge- 
i  wiesen  wunle,  so  hat  auch  die  neuere  Ge- 
setzgebung nirgends  ihrer  Inseonesetzung 
Hindernisse  in  «len  W«*g  gelegt.  G«'geuüber 
«len  mannigfachen  Verlusten,  welche  der 
ArU  iterstatnl  «lntvh  sie  erfährt,  lässt  sich 
nicht  selten  ein  erheblicher  Vorteil  uaeh- 
weis«>n.  AVenn  eine  Arbeiters«  har  von  loiMo 
I'ersonen  siegt,  so  dass  sie  täglich  5  Silher- 
grosohon  mehr  1/ihn  erhält,  .sagt  Schmoller. 
so  ist  «las  für  ein  Jahr  eine  Summe  von 
öihhhki  Thalern,  «lie  in  allen  folgenden 
Jahren  wahrscheinlich  in  ähnlicher  Weise 
den  Arbeitern  zuwächst.  Her  lS*iö  ausge- 
hp»eheno  Strike  der  leipziger  Buchdrucker- 
gehilfeu,  der  entstand,  weil  ihre  Berliner 
Genossen  einen  höheren  J.<ohn  l«ezogen. 
w  elchen  die  leipziger  Unternehmer  zu  zahlen 
sich  weigerten,  wunle,  als  dieselben  soldiess- 
:  lieh  «loch  nachgaben,  für  «len  ganzen  Stand 
der  «leutschen  Buelnlruokergehilfen  vorteil- 
!  haft.  Gewiss  geht  man  nicht  fehl,  wenn 
|  man  die  Verbesserungen  der  Lige  «les 
deutschen  Arbeiterstandes  mit  den  Arbeits- 
einstellungen in  Zusammenhang  bringt.  Von 
!  Männern  ganz  verschiedener  politischer  Rioh- 
itung  ist  es  ausgesprochen,  dass  «lie  Strike- 
bowegung  den  Arbeitern  genutzt  hat.  So 
beispielsweise  von  Schmoller  auf  der  Eise- 
nacher  Versammlung  im  Jahre  1N72  und 
von  Bamberg«1:-  im  Reichstag  1S85  86.  Es 
ist  eben  schon  der  moralische  Eindruck  näeht 
gering  zu  achten.  In  Besorgnis  vor  der 
Waffe,  welch««  die  Arbeiter  gebrauchen 
können,  hüten  sich  die  Unternehmer,  diesen 
zu  viel  zuzumuten  und  haben  sich  bereits 
manchesmal  Zugeständnisse  gewichtigster 
Art  abringen  lassen.  Hie  Möglichkeit,  «lass 
sie  mit  diesem  «Hier  jt-neiu  Sehritt«'  eine 
Arbeitseinstellung  hervorrufen  könnten,  muss 
mehr  «Hier  weniger  bei  «ler  Festsetzung  der 
Arb«"itsbedingungen  in  Betracht  gezogen 
wonlen.  Heu  Arlieiter  aber  stählt  «las  Oe- 
]  fühl,  «lass  er  nicht  mehr  schutzlos  der  Aus- 
lieutung  des  Stärkeren  preisgegeben  ist.  und 
lässt  ihn  sein  hartes  Los  ruhiger  ertragen. 
Er  weiss,  «lass.  wenn  es  zum  Schlimmsten 
|  kommt,  «l«.ch  Auswege  betreten  wenlen 
i  können,  auf  denen  eine  freundlichere  Gestal- 
tung seines  Schicksals  winkt.  Was  Geheim- 
rat AVagener  in  «len  Verhandlungen  «ler  zur 
Beratung  der  Koalitionsfrage  in  Berlin  (186;"») 
einsetzten  Kommission  aussprach,  nämlich 
«lass  die  Koalition  dem  Arbeiter  die  erforder- 
liche Kraft  und  Selbständigkeit  gegen  thVr 
dein  Kapital  verleihe,  gilt  in  gleichem  Masse 
von  «ler  Arbeitseinstellung,  durch  welche 
unter  Umständen  die  Koalition  sieh  bethätigt. 

Bei  alledem  wird  «Ins  Publikum  «loch  gut. 
thun.  sich  von  einer  Beteiligung  an  «len  Ver- 
hantll nngen  der  Strikemlen  unmittelbar  zu- 
rückzuhalten und  mit  «lein  Ausdruck  seiner 
Symi«athie  nicht  zu  schuell  zur  Hand  zu 
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sein.  Nicht  an  jede  von  (Ion  Arbeitern  geltend 
gemachte  Forderung  kann  man  mit  der 
Voraussetzung  der  Billigkeit  herantreten,  und 
wenn  den  Sinkenden  entfernter  Stellende 
nac  h  der  einen  oder  anderen  Seite  Partei 
ergreifen,  so  setzen  sie  sich  dem  Verdachte 
aus.  die  einschlägigen  Verhältnisse  nicht  ge- 
nügend beurteilt  zu  haben. 

9.  Gewerkvereinc.  Grossen  Einfluss 
haben  auf  die  Arbeitseinstellungen  die  Oe- 
werk  vereine  (s.  d.)  gewonnen,  doch  nicht 
immer  in  dem  Sinne,  dass  sie  die  Häufigkeit 
derselben  vermindert  Italien.  Allerdings  hiess 
es  in  England  und  Deutschland,  das»  die 
Gewerkvereine  die  Arlx'itseinstcllungcu  mir 
als  ultima  ratio  gegen  ungerechte  Forde- 
rungen anwenden  würden  und  dass  diese 
nicht  dort,  wo  sie  herrschen,  sondern  dort, 
wo  sie  fehlen,  besonders  schlimm  und  häufig 
wären.  So  verständlieh  dies  erscheint,  so 
haben  nach  der  anderen  Seite  die  Gewerk- 
vereine doch  nur  zu  oft  den  Anhalt  für  die 
Inangriffnahme  von  Arbeitseinstellungen  ge- 
llten und  hat  z.  B.  in  Frankreich  die  Re- 
gierung in  der  Erwartung,  dass  mit  der 
Ausbreitung  der  Syndikalkammern  die  Ar- 
beitseinstellungen sich  vermindern  würden, 
sieh  gründlich  getäuscht  gesehen.  Denn 
wenn  auch  die  Arbeiter  sich  dahin  äusserten, 
dass  die  Syndikalkammern  berufen  seien, 
die  Ijohnstreitigkeiten  auf  gütlichem  Wege 
beizulegen,  so  meinten  sie  damit  doch  eigent- 
lich, dass  ihre  Vertreter  ihre  Forderungen 
durch  Verhandlungen  mit  den  Unternehmern 
durchsetzen  sollten  und  es  lag,  wie  Loxis 
betont,  nahe,  dass  man  in  jedem  Gewerbe 
die  neue  Organisation  auch  einmal  orprol>en 
wollte.  Man  errichtete  »Widerstands-Kassen« 
und  »-Gesellschaften i,  in  denen  man  die 
Mittel  zur  erfolgreichen  Durchführung  des 
Ausstandes  anhäufte,  und  hat  wohl  nur  in 
seltenen  Fällen  gezögert,  von  ihnen  Gebrauch 
zu  machen.  In  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  pflegen  die  Gewerkveivine 
regelmässig  S  t  r  i  k  e  f  o  n  d  s  zu  sammeln, 
die  z.  B.  nach  dem  amtlichen  Report  über 
Arbeitseinstellungen  in  den  Jahren  18N1 
bis  IRSt;  für  22  mi  Strikes  3  321  ."»."»7  Dollars 
hergaben. 

10.  Internationale.  Denselben  Stand- 
punkt nahm  die  Internationale  zu  den 
Arbeitseinstellungen  ein.  Auf  ihren  Ver- 
sammlungen wurde  es  wiederholt  ausge- 
sprochen, dass  man  dieselben  nicht  gerne 
habe  und  nicht  als  Lösung  des  grossen 
Problems,  alles  Elend  aus  der  ^Yelt  zu 
schaffen,  anzusehen  vermöge ;  man  gab  sogar 
ihre  schädlichen  Seiten  zu.  Aber  man  sah 
sie  doch  als  die  einzige  Waffe  an,  die  der 
Arbeiter  besass;  man  hielt  es  für  ein  Kampf- 
mittel, durch  dessen  Anwendung  man  viel- 
leicht der  Ijötmng  jener  grosse»  Aufgabe 
nahekäme,  und  betonte,  dass  nur  mit  Hilfe 


i  der  Internationalen,  ihres  grossartigou  Ein- 
flusses und  ihrer  Gehler  den  Arbeitern  die 
Möglichkeit  verschafft  werden  könnte,  mit 
Vorteil  gegen  die  Arbeitgeber  aufzutreten. 
So  hat  auch  sie  sich  nie  lange  besonnen. 
Arlx'itseinstellungen  zu  unterstützen  oder 
gar  zu  veranlassen.  Von  dem  Umfang  der 
dabei  aufgewandten  Mittel  darf  man  sich 
übrigens  keine  grosse  Vorstellung  machen. 
Freilich  sind  die  Opfer,  welche  die  Arbeiter 
und  ihre  Vereine  brachten,  für  die  Verhält- 
nisse oft  selu-  ausehnlich,  aber  absolut  ge- 
nommen erscheinen  sie  im  Vergleich  zu  den 
Kapitalen,  mit  welchen  man  den  Kampf  auf- 
nahm, gering.  Die  Millionen  der  Inter- 
nationalen erscheinen  bei  näherem  Zusehen 
als  reiner  Mythus  (Lexis). 

11.  Deutsche  Sozialdemokratie.  Ob 
die  deutsche  Sozialdemokratie  in 
Bezug  auf  Arlteitsoinstelhmgen  gleichfalls 
diesen  Januskopf  aufweist,  mag  hier  unent- 
schieden bleiben.  Hut?  Anhänger  haben  in» 
Reichstag  mehrfach  die  Gelegenheit  benutzt 
zu  erklären,  dass  sie  keine  Freunde  der- 
selben seien,  dass  sie  niemals  grosse  Vor- 
teile von  ihnen  erwartet  baten  und  auch 
nie  erwarten  werden,  dass  sie  nur  im 
äussersten  Notfall  dieses  Mittel  zu  gebrauchen 
empfehlen.  Gleichwohl  lässt  sich  nicht  in 
Altrede  stellen,  dass  die  Sozialdemokratie 
an  jeder  Arbeitseinstellung  ein  besonderes 
Interesse  hat,  weil  mit  jeder  ein  Beweis 
mehr  für  die  Reform  bedflrftigkoit  der  heutigen 
Gesellschaft  erbracht  zu  sein  scheint.  Neuer- 
dings ist  aber  gerade  in  gewerkschaftlichen 
Kreisen  auf  das  Uebermass  von  Arbeitsein- 
stellung als  ein  Uebelstand  hingewiesen  und 
namentlich  geklagt  worden,  dass  Strikes 
meist  in  öffentlichen  Versammlungen  in  der 
Hitze  des  Gefechts,  ohne  genaue  Abwägung 
aller  Verhältnisse,  oft  sogar  gegen  den  Rat 
der  Führer  beschlossen  würden.  Dem  vor- 
zubeugen will  man  die  schriftliche  Ab- 
stimmung der  einzelnen  Gewerkschaftsmit- 
glieder einführen.  Der  endgültige  Beschluss, 
ob  in  eine  Arbeitseinstellung  eingetreten 
worden  solle  oder  nicht,  sei  dann  von  den 
verantwortlichen  Verbandsbeamten  zu  fassen. 
Demnach  wäre  also  von  dieser  Seite  in  Zu- 
kunft eine  gemässigtere  und  besonnenere 
Haltung  zu  erwarten.  Als  das  beste  Mittel, 
den  Arbeitseinstellungen  vorzul>eugen,  er- 
seheinen anerkanntermassen  dieE  i  n  i  g  u  n  g  s- 
ämter  (s.  d.).  wie  sie  zuerst  in  England, 
später  auch  auf  dem  Kontinent  üblich  ge- 
worden sind. 

12.  Aeltere  Geschichte.  Die  Geschichte 
der  Arbeitseinstellungen  reicht  wenn  man 
von  den  AufsUindcn  unfreier  Arbeiter  im 
Altertuine  absieht  bis  ins  vierzehnte  Jalir- 
hundert  zurück,  doch  beruheu  die  älteren 
liekannt  gewordenen  Fälle  nicht  auf  dem 
Gegensitz  von  Arbeit  und  Kapital,  sondern 
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waren  durch  gewisse  Mißbildungen  des 
patriarchalischen  Verhältnisses,  in  welchem 
Meister  und  Gesellen  zu  einander  standen, 
verschiddet.  Man  kann  den  Handwerks- 
meister des  Mittelalters  nicht  gut  mit  einem 
kapitalistischen  Unternehmer  der  Neuzeit 
vergleichen.  Seine  Pimluktionsmittel  waren 
besehränkt,  die  Verwendung  der  Arbeits- 
kräfte begrenzt,  und  in  seine  Stellung  auf- 
zurücken, war  für  die  Mehrzahl  der  Oesellen 
nur  eine  Frage  der  Zeit.  Zwischen  ihm 
und  dem  Oesellen  entstaud  ein  Konflikt 
nicht  nur  wegen  zu  geringer  Lohnzahlung, 
sondern  vielfach  deswegen,  weil  der  letztere 
als  Mitglied  der  Gesellenverbände  begehrte, 
dass  auf  sei  neu  Stand  Rücksicht  genommen 
werde,  obgleich  er  demselben  nur  vorüber- 
gehend angehörte,  und  dementsprechend  in 
Bezug  auf  Beköstigung,  Teilnalime  au  kirch- 
lichen Prozessionen,  Thätigkeit  an  Sonn-  und 
Feiertagen,  Selbständigkeit  in  den  Trink- 
stuben u.  dgl.  m.  gewisse  Wunsche  verlaut- 
barte.  Es  ist  viel  weniger  die  ökonomische 
Notlage  als  vielmehr  die  Ueberzeugung  von 
der  Notwendigkeit  der  Aufivchterhaltuns 
der  Standesehre  und  die  Repräsontationslust. 
<lie  ziu-  Einstellung  der  Arbeit  liewegen.  Es 
war  in  jenen  Tagen  der  Geselle  durchaus 
nicht  durchweg  der  schwächere  Ted,  und 
die  Meister  mussten  beständig  auf  der  Hut 
sein,  sich  der  ubermutigen,  kecken,  leicht 
über  das  Ziel  hinausschicssenden  Gesellen 
zu  erweluvn.  Erst  mit  dein  Verfall  des 
Zunftwesens  seit  Ende  des  l(i.  Jahrhunderts 
und  in  den  Gewerben,  wo  kapitalistische 
rngebundenheit  sich  geltend  machte,  treten 
die  ökonomischen  Triebfedern  bei  den  vielen 
Gesellenauf  ständen,  an  denen  insbesondere 
das  18.  Jahrhundert  wich  ist,  in  den  Vonler- 
grund. Alier  selbst  da  zeigt  sich  noch  wie 
in  dem  berüchtigten  Ausslande  der  Augs- 
burger Schuhknechte,  dass  es  in  der  Haupt- 
sache immer  ein  Kampf  um  die  alten,  einst 
den  Gesellen  zugestandenen  Vorrechte  ist. 
Die  Arbeitseinstellung  als  Mittel  zur  Ver- 
l»essemng  der  ökonomischen  I^age  des  Ar- 
beiterstandes  ist  erst  eine  infolge  der  Ver- 
breitung kapitalistischer  Produktionsweise 
auftretende  Erscheinung. 

Bei  der  m.  W.  ältesten  l>ekannten  Ar- 
beitseinstellung in  Deutschland,  nämlich  der 
der  Breslauer  Gürtlergesellen  vom  Jahre 
1329  ist  man  über  die  Ursachen  leider  nicht 
unterrichtet.  Man  hört  nur,  dass  dieselben 
die  Verabredung  getroffen  hatten,  für  ein 
Jahr  lang  die  Arbeit,  einzustellen.  Weitere 
Arbeitseinstellungen  im  14.  .Jahrb.  gehen 
wegen  beanspruchter  Lohnerhöhuniren  vor 
sieh,  so  1351  in  Sj>eior  bei  den  Welwrn, 
ausserhalb  Deutschlands  1349  bei  den  Gerbern 
in  Paris,  1371  l>ei  den  Wullcwebern  in 
Siena.  Im  ersteren  Falle  beanspruchten  die 
Gesellen  ausserdem  die  mit  den  Meistern 


gemeinsame  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit. 
Bei  den  Arbeitseinstellungen  der  Schneider- 
knechte in  Konstanz  in  den  Jahren  1389 
und  1410  spielt  hauptsächlich  das  Streben 
derselben,  Gebote  und  Satzungen  machen, 
sich  die  Gerichtsbarkeit  aneignen  und  in 
feste  Organisation  sich  gliedern  zu  dürfen, 
eine  Holle.  Ueber  die  Gründe,  welche  die 
Gerberknechte  in  Strassburg  im  Jahre  1414 
zur  Arbeitseinstellung  bewogen,  lässt  sich 
mit  Sicherheit  nichts  ermitteln  und  nur  aus 
1  dem  Umstände,  dass  in  der  Urkunde,  welche 
|  von  derselben  Zeugnis  ablegt,  genau  l»e- 
I  stimmt  ist.  wo  die  Gesellen  das  Recht  suchen 
j  sollen,  könnte  man  schliessen,  dass  es  in 
|  gleicher  Weise  um  die  Erlangung  eigener 
i  Gerichtsbarkeit  sich  geliandelt  hat.  Bei  der 
Koalition  der  Mainzer  Schneidergeselleu  von 
1 123  muss  es  auf  denselben  Punkt  abge- 
sehen sein,  denn  in  der  später  von  21 
rheinischen  Städten  al>geschlosseneu  Verein- 
barung wird  den  Gesellen  das  Recht  eigener 
<  b-gauisatiou  zwar  nicht  mehr  bestritten, 
wohl  aber  bestimmt,  dass  sie  zur  Austragung 
von  Streitigkeiten  au  die  ordentlichen  Ge- 
richte sich  wenden  müssen,  wälirend  von 
Lohnrogulierungen  nicht  die  Rede  ist.  Der 
1475  in  Nürnl»erg  ausgebrocheue  Ausstand 
der  Blechschmiedsgesellen  ist  darauf  zurück- 
zuführen« dass  die  Meister  bei  einer  einge- 
tretenen Teuerung  die  Kost  der  Gesellen 
herahmiudem  wollten,  und  die  grosse  1495 
lieginneude,  lu  Jalirc  dauernde  Arbeitsein- 
stellung der  Colmarer  Bäckergesellen  ge- 
scliah  deslialb,  weil  man  der  Gesellenschaft 
nicht  den  herkömmlichen  Platz  in  der  Fron- 
leichnamsprozession eingeräumt  hatte.  Der 
Arbeitsausstand  der  Tuchmachergesellen  in 
Kunzlau  vom  Jahre  1482  ist  deshalb  be- 
merkenswert weil  er  die  allgemeine  Ver- 
breitung dieses  Mittels  beweist,  das  man 
nicht  nur  in  grösseren  Provinzialstädten, 
sondern  auch  in  kleineren  Städten  anzuwen- 
den sich  nicht  scheute.  Lässt  sich  somit 
die  Arbeitseinstellung  in  der  Epoche  des 
Zunftwesens  im  allgemeinen  mit  der  heutigen 
nicht  vergleichen,  so  gab  es  doch  Ausnahmen. 
Diese  findeu  wir  bei  den  Gewerben  oder 
besser  freien  Künsten,  deren  Betrieb  von 
vornherein  mit  kapitalistischer  Form  auftritt, 
wie  z.  B.  in  der  Buchdruckerei.  Da  haben 
die  »Knechte*  nur  selten  oder  gar  nicht  die 
Aussicht,  selbständig  zu  werden,  ihre  Zahl 
ist  für  den  einzelnen  Unternehmer  nicht  be- 
schränkt und  daher  wird  ein  schneidender 
Gegensatz  zwischen  Unternehmer  und  Ar- 
beiter bemerklich,  der  zu  Konflikten  führt. 
So  wird  zum  Jahre  1471  von  einem  regel- 
rechten Ausstand  der  Druckerknechte  in 
Basel  sowie  1539  und  1541  von  Arbeitsein- 
stellungen der  Gelülfen  in  Paris  und  Lyon 
gemeldet.  Handwerke  ferner,  die  zum  kapi- 
talistischen Betriebe  neigten  und  durch  einen 
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eigentümlichen  Verband  untereinander  sich 
auszeichneten,  wie  die  Baugewerbe,  hatten 
gleielifalls  seit  Mitte  des  IG.  Jahrh.  unter 
Arl>eitseinstellungen  zu  leiden.  Die  Brüder- 
schaftsorduung  der  deutschen  Bauhutten  von 
1459  kümmert  sieh  noch  gar  nicht  darum; 
in  dem  1563  reorganisierten  Statut  dagegen  { 
heisst  es :  >desgleiehen  sollend  sich  die  ge- 
sellen hinfurter  nicht  mehr  rottiren  oder 
verbinden  sammthafft  aus  einer  Fürde- 
rung  |d.  h.  Kontrakt)  zu  ziehen  und  ein  baw 
hinderstellig  machen»  etc. 

Solchen  Ausstünden  sah  die  Obrigkeit 
nicht  ruliig  zu.    In  dem  Masse,  als  die- 
selben während  des   IC.  Jahrh.  liäufiger 
w  uiilen,  nunmehr  in  der  That  teilweise,  der 
gesunkenen  Arbeitslöhne  wegen,  ertönten 
die  Klagen  über  die  Gesellen  immer  lauter.  | 
Das  sog.  Schmähen,  Auftreiben,  und  Unred-  j 
lichmachen  der  Meister  nicht  nur,  sondern  | 
auch  der  Gesellen,  welche  sich  den  Arbeits- 
verweigerungen nicht  ansclüiessen  wollten, 
zum  Teil  aus  den  geringfügigsten  Gründen, 
griff  immer  mehr  um  sich  und  so  sah  das 
Heich  sich  veranlasst,  in  den  Reichstagsab- 
schieden strenge  Strafen  darauf  zu  setzen, 
indem  gleichzeitig  auch  andere  Missstände 
beseitigt  werden  sollten.    Das  Reichsrats- 
gutachten  von  1672.  welches  die  Grundlage 
für  die  Gewerbegesetzgebung  des  IS.  Jahrh. 
bildete,  bewegte  sich  auf  der  gleichen  Bahu 
und  bedrohte  Arbeitsausstand,  Kontraktbruch, 
eigenmächtige  Schmähungen  und  Auftrei- 
bungen  mit  Strafen.    Aber  so  wenig  es  ge- 
lang, das  Gesellenwesen  von  seineu  übrigen 
Missstände  uzu  reinigen,  so  wenig  konnten 
auch  die  VemifserkJänmgen  einer  Werk- 
statt oder  Arbeitsausstäude  beseitigt  werden. 
Eine  Arbeitseinstellung,  welche  die  Tuch- 
macherkiinppen  in  Lissa  1723  veranstalteten, 
war  für  Preussen  Grund,  mit  Wien  in  Ver- 
handlungen   über    den    Erlass  strengerer 
Massrcgeln  einzutreten,  die  aber  erst  im 
Jahre  1731  zu  dem  Reiclisgesetze  vom  16. 
August  führten,  nachdem  im  Jahre  1726—27  I 
der  Arlieitsausstand  derSclndimachergesellen  j 
in  Augsburg  vorausgegangen  war  und  all- ! 
gemeine  Besorgnis  eingefiösst  hatte.    Die  | 
Einstellung  der  Arbeit  wurde  hier  unter- . 
nonunen,  weil  der  Magistrat  den  heimlichen  I 
Briefwechsel    der    Gesellen    mit    anderen ' 
Brüderschaften  nicht  dulden  und  das  Ver- 
bot desselben  in  das  Artikelbuch  eintragen  I 
wollte,  welches  die  Gesellen  in  ihrem  Be- 
sitz hatten  und  dessen  Inhalt  auf  ihren  Ver- 
sammlungen zur  Vorlesung  kam.  Der  Aus- 
stand endete  mit  der  Niederlage  der  Ge- 
sellen, die  zum  Teil  reumütig  aus  der  l'm- 
gebung  Augsburgs,  in   die  sie  geflüchtet 
waren,  nach  der  Stadt  zurückkehrten,  teil- 
weise ihren  Wanderstab  weitersetzten.  Das 
Reiehsgesetz  aber,  das  in  §  2  das  Auftreiben, 
Schmähen  etc.  verbot,  blieb  in  Bezug  auf  das  \ 
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Vorkommen  von  Arbeitseinstellungen  so 
wirkungslos  wie  bei  allen  auderen  Reformen, 
die  es  beabsichtigte. 

Ausserhalb  Deutschlands  waren  Arl>eits- 
ausstände  im  Handwerk  gleichfalls  keiue 
Seltenheit.  Während  des  i6.  Jahrh.  legten 
die  Bäckergesellen  in  Paris  wiederholt  die 
Arbeit  nieder.  Im  Jahre  1697  brach  eine 
einraonatliche  Einstellung  der  Arlieit  von 
3(K«J — Tuchmaehergeselleu  in  Darnetal 
bei  Roucn  aus,  und  die  zur  Zeit  der  Re- 
volution in  Paris  vorgekommenen  Ausstände 
der  Schneidergesellen  und  Perrflckenmacher- 
gesellen  behufs  Erreichung  eines  höheren 
Lohnes  waren  der  Grund  für  das  1701  er- 
lassene Koahtionsverbot  in  Frankreich.  — 
In  England  rief  die  gesetzliche  Festsetzung 
des  Lohnes  der  Jjond-  und  Bauhandwerker 
durch  das  Statute  of  labourers  (1350)  bald 
Koalitionen  der  Maurer  und  Zimmerlcute 
hervor,  gegen  welche  sich  ein  einige  Jalire 
später  erlassenes  Statute  (34  Ed.  III.  c.  9) 
richtet.  Dasselbe  bezieht  sich  übrigens  auch 
auf  die  Meister  in  ihrem  Verhältnis  zu  den 
Bauherren.  Im  15.  Jahrh.  werden  ähnliche 
Bestimmungen  gegen  die  Bauhandwerker 
erneuert.  Das  Gesetz  von  15-19,  welches 
die  Koalitionen  allgemein  verbietet,  bezieht 
sich  ebenfalls  nicht  nur  auf  die  Arbeiter, 
sondern  zugleich  auf  die  Meister,  jedoch 
sind  ausser  den  wiederholten  Lelirlingsauf- 
ständen  auch  ohne  Zweifel  eigentliche  Ar- 
beiterstrikes  vorgekommen.  Im  18.  Jahrh. 
werden  die  letzteren  häufiger.  So  veran- 
lasste das  Trucksystem  die  Arbeitsein- 
stellungen der  Arbeiter  der  Wollindustrie, 
welche  die  Veranlassung  eines  1725  erlassenen 
Gesetzes  wurden.  Ein  Gesetz  von  172U  lässt 
auf  voraufgegangeneKoalitionen  derSchneider 
schliessen.  Ebenso  waren  liei  den  Soiden- 
weberu  Koalitionen  nicht  selten,  bis  durch 
das  Spitalfieldgesetz  von  1773  bessere  Ver- 
hältnisse zwischen  Arbeitgebern  und  Ar- 
beitern hergestellt  wurden.  In  Sheffield 
waren  die  Strikes  selten,  so  lange  die  älteren 
Gesetze  über  das  Messerschmiedegewerbe  in 
Kraft  standen.  Es  kam  indes  17X7  ein  solcher 
vor,  weil  einige  Arheitgel>or  13  Messer  auf 
das  Dutzend  verlangten.  Ebenso  fanden  in 
Sheffield  Arbeitseinstellungen  in  den  Jahren 
1790,  1791.  1796  statt,  doch  begann  die 
organisierte  Arbeiterbewegung  erst  1M14. 
nach  Aufhebung  der  besekränkenden  Be- 
stimmungen des  Charter  der  Cntlers  Com- 
pany. 

13.  Statistik  der  Arbeitseinstellungen. 

Die  wachsende  Bedeutung  der  Arbeitsein- 
stellungen im  heutigen  Erwerbsleben  hat  es 
nahegelegt,  ihre  Bewegimg  und  Ent Wicke- 
lung in  den  einzelnen  Ländern  zifferniässig 
verfolgen  zu  wollen.  So  sind  im  letzten 
Jahrzelmt  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerika,  in  England,  Frauk- 
Auilugc.  I.  47 
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reich,  Italien  und  Oesterreich  um- 
fangreichere offizielle  Publikationen  ver- 
öffentlicht worden,  die.  wenn  auch  nicht  alle 
von  Jahr  zu  Jahr,  so  doch  in  kürzeren  Zeit- 
räumen die  Strikes  darstellen.  Von  deutschen 
lindern  hat  nur  Hävern  im  dritten  Jahr- 
gang des  Statistischen  Jahrbuches  für  das 
Königreich  Hävern  eine  amtliche  Strike- 
statistik  für  die  Jahre  1S89— Hb  veröffent- 
lichen lassen.  1'nter  einander  weichen  diese 
Publikationen  nach  Inhalt  und  Durchführung 
beträchtlich  ab.  In  den  drei  erstgenannten 
Ländern  eine  Frucht  des  erhöhten  Inter- 
esses, das  man  neuerdings  dem  Studium 
der  Ark'iterzustände  entgegenbringt,  sind 
sie  aus  den  dort  kürzlich  gegründeten  Ar- 
beitsämtern hervorgegangen.  In  Italien  be- 
fasst  siel»  die  Generaldirektion  der  Statistik 
seit  1892  mit  ihuen,  in  Oesterreich  das 
Statistische  Departement  des  Handelsminis- 
teriums. Die  Veröffentlichungen  des  letzteren, 
erstmalig  für  1894,  seitdem  jahrlich  auf 
Grund  der  durch  Eilass  des  Handels- 
ministeriums von  1893  neu  geregelten  Er- 
hebung, sind  mustergültig.  In  der  l'eber- 
sichtlichkeit  der  Tabellen,  der  Vielseitigkeit 
der  Gesichtspunkte,  in  die  sie  Einblick  er- 
öffnen, der  Klarheit  der  die  Ergebnisse  kurz 
^sprechenden  Einleitung  können  sie  allen 
lüudern  zur  Nachahmung  empfolden  werden. 
Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  derartige 
Statistiken  für  die  Erkenntnis  der  Arbeiter- 
zustände  im  allgemeinen  von  der  grössten 
"Wichtigkeit  sind.  AVenn  auf  Fragen 
nach  der  Häufigkeit  der  Arl»eitsein- 
stellungen,  nach  den  Chancen  ihres  Ge- 
lingens, der  Wirksamkeit  der  Vorkehrungen 
für  ihre  Beilegung,  ihren  Folgen  für  die  In- 
dustrie und  tlie  Arbeiter  u.  s.  w.  für  eine 
längere  Reihe  von  Jahren  Antworten  vor- 
liegen, so  wird  man  sicher  aus  derartigen» 
zuverlässigen  Material  für  die  Heai-boitung 
der  in  das  heutige  Wirtschaftslol«en  so  tiefein- 
greifenden  Erscheinungen  manchen  dankens- 
werten Aufscldtiss  gewinnen.  l'cl<er  die 
schon  jetzt  vorluindetien  Resultate  dieser 
Statistiken  siehe  weiter  unten. 

(Vergl.  Mataja.  Die  Statistik  der  Ar- 
lteitseinstelhmgen  i.  d.  Jahrb.  für  Nat.  u.  Stat. 
:>.  F.  Hd.  13  S.  311 — 101,  eine  bedeutsame 
methodologische  Auseinandersetzung,  Sit  ta, 
Leber  die  Technik  der  Arbeitseinstellungen 
in  Italien  im  allgemeinen  statistischen 
Archiv  III  S.  S5ff.». 

S.  auch  die  Ai1t.  Koalitionsrecht.  Gewerk- 
veivine,  Zünfte. 

Litttrat ar:  G.  F.  Bri  an,  Tin  strikes  <,/  thr 

jHist  /.  »  yfftr»  1S7<>-  ~,so.  Journal  of  the  Sta- 
tistical ^rirty,  i.sm.  -  Lnjo  Brentano.  Die 
Arbeitergilden  tttr  Gegentrart,  Leipzig  1X72.  — 
/.  F.  II.  Dannenberg,  Das  deutsche  Hand- 
trerk  und  dir  soziale  Frage,  Leipsiq  1S7~,  S. 
US—  77/    ..</«'<    «ii'fe»«.  — l  J.   lßa'uby,  Des 


gr'eres  oneriere*,  Pari*  lftfli,  S.  Auß.  —  Lud  IT. 
Felij-,  Dir  Arbeiter  und  die  Gesellschaft,  Leipzig 
1S?4,  S.  ?9~-f>4  »Dir  Arfiritseinstclluugrn«. 
A .  L.,  Dir  Arbeitseinstellungen  oder  drr  Kampf 
zwischen  Kapital  und  Arltrit  und  dir  Mittel  zur 
Veriibung ,  Berlin  1S7J.  —  Fr.  Alb,  Lange, 
J.  St.  Mills  Ansichten  über  die  sotiale  Franc, 
Duisburg  lMc,  S.  140-lss.  —  Gugltelmo  IPr. 
Leberecht.  JW  l'inchiesta  gorernatira  sugli 
scioperi  in  »Rirista  della  benefieensa  pubblica 
t  degli  istituti  di  preripenza»,  lJt7S,  nneembre 
e  diermbrr.  —  If'ffft.  Lexin,  Geirerkrereinr 
und  l'nteniehmerverbiinde  in  Frankreich,  Leipziq 
1S7U,  in  Sehr.  d.  V.  f.  Sozialp.  17,  S.  lM~ir,:,, 
ms— 317.  —  mttermaler,  reber 
unerlaubte  Verliindiingen  von  teilen  der  Fabrik- 
herren  und  Fabrikarbeiter  zur  wechselseitigen 
Bedrückung  in  Bezug  auf  Arbeitslohn,  in  »Archiv 
des  Kriminalrcehtsu,  X.  F.  MW,  S.  Sl't— S «.  — 
X.  <1.  IHerton,  Arbeitseinstellungen  und  Ar- 
beitsliihnc  in  Xeitschr.  f.  Staatsw.  .12,  S.  Uli — 

Sa  r  torlos  ran  Wolfershausen,  Die  Ge- 
irerkrereinr in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika,  Jahrb.  f.  Xat.  u.  Stat.  X.  F.  r,,  S.  ''17 — S'iO  ; 

7,  s.  .äs— .tu  (JM-V,  x,  s.  4-tf>—y,f,  rissi).  -  - 

Derselbe.  Die  nordamerilcanischen  Gewerk- 
schaften. Berlin  1SH6,  S.mff.  —  Sehmaller, 
Arbeitseinstellungen  und  Gewerkrereine  in  Jahrb. 
f.  Xat.  <«.  Stat,  19.  S.  *'JJ.  E.  Sehicicdland, 
Dir  Arbeitseinstellungen  in  Amerika  in  Jahrb.  f. 
Xat.  u.  Stat.  X.  F.  J'.i.S.  lff.  —  W.  Th.  Thorn- 
ton,  On  Labour,  Jjondon  1SCU.  —  <H.  Testut,  /> 
livre  bleu  de  V internationale,  I\iris  1871.—  Tra  de  * 
Societies  and  Strikes,  report  presented  tn 
the  Xat.  Ass.  for  the  pn,m.  of.  *<>c.  srience  at 
tiUisgotr,  Ijondon  IStiO.  —  Verhandlungen 
der  Eisenacher  Versammlung  zur  Besprechung 
der  socialen  Frage  v.  ii.  u.  7.  X.  1S7S,  Leipzig 
1S71,  S.  ;.V—  l<lt.  —  Für  die  Geschichte 
der  Arbeitseinstellungen  ist  ausserdem  ;u  ver- 
gleichen:  Berlepsch,  t'hrotiik  drr  Geirerfie,  j, 
S.  /J. '—/.;.?. —  Heering,  Handel  und  Industrie 
der  Stadt  Basel,  S.  .(il.  —  Janner.  Die  Hnu- 
hiilten  des  deutschen  Mittelalters,   S.  70,  7J,  l'.i 

/.l.f.  -  Jahrb.  f.  Xat.,  ?7,  S.  37->- 
Korn,  Schlesisehe  l'rkunden  zur  Geschichte  des 
Grwci-btrcchts.  tod.  Dipl.  Sil.  VUI,  S.  XLVf 
und  1~>.  —  IjevatMi-ar,  Hislairc  des  classes 
lairrieres  en  France.  —  Herrn.  RoskoHchny, 
Gesch.  d.  Strikes  lS'Mh  —  Scham,  Zur  tir- 
schichte  der  deutschen  Gesellenrrrhänilt.  — Stahl, 
Das  deutsche  Handwerk.         Wtlh.  Stletla. 

II. 

Die  Arbeitseinstellungen  in 
den  einzelnen  Staaten. 

Inhalt:  I.  A.  in  Deutschland  (S.  738).  II. 
A.  in  Oesterreich  (8.  773).  III.  A.  in  Belgien 
(8.  782).  IV.  A.  iu  Frankreich  (8.  7W).  V.  A. 
in  Grosshritannien  (8.  8ÜU).  VI.  A.  iu  Italien 
(S.  8-20J.  VII.  A.  in  den  Nietlerlanden  (S.  KU). 
VIII.  A.  in  RnHsland  ,8.  837).  IX.  A.  in  der 
.Schweiz  (S.  842i.  X.  A.  in  den  Vereinigten 
Staaten  (8.  818). 

I.  Arbeitseinstellungen  in  Deutschland 

seit  Aufhebung  der  Koalitions verböte. 

1.  Einleitnnc  2.  Erste  Strikeperiode:  bis 
1874.    3.  1874—88.    4.  Zweite  Strikeneriode : 
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1888-90.  5.  Der  Bergarbeiterntrikc  188».  6. 
1890—95.  7.  Dritte  Strikeperiode :  1895—98. 
8.  Der  Konfektionsarbeiterstrike  1896.  9.  Der 
Hafeuarbeiterstrike  1896  -97.  10.  Aintliclie 
Strikestatistik  für  1889—97.  11.  Strikestatistik 
der  Arbeiter  für  1890  97.    12.  Sehlnss. 

1.  Einleitung.  Die  stärkste  Triebfeder 
zum  Strikcn  pflegt  in  letzter  Linie  ein  Streben 
nach  sozialer  Macht  oder  sozialem  Ansehen 
zu  sein.  Ein  grundsätzlicher  Unterschied 
zwischen  älteren  und  modernen  ArlRÜtsein- 
stellungon  liegt  in  dieser  Hinsicht  nicht  vor. 
Nachdem  al^er  in  neuerer  Zeit  da«  Geld 
mehr  als  friiher  ein  Mittel  zur  Gewinnung 
von  Macht  und  Ansehen  geworden  ist.  tritt 
der  Geld-,  d.  h.  Lohnstrike,  als  Einkleidung 
jenes  sozialen  Kampfes,  in  den  Vordergrund, 
zumal  in  Zeiten  grosser  Preisverschiebungen. 

In  den  letzten  Jahrzehnten  sind  auch  die 
auf  Abkürzung  des  Arbeitstages  zielenden 
Strikes  häufiger  geworden.  Sie  sind  eine 
begleitende  Erscheinung  der  natürlichen 
Tendenz  auf  Kürzung  der  Arbeitszeit,  die 
einem  gewissen  Abschuitto  des  grossindu- 
striellen Zeitalters  eigen  ist ;  wie  weit  sie 
daneben  als  maskierte  Lohnkämpfe  (um  den 
I  eberstundenlohn)  anzusehen  sind,  steht  da- 
hin. Die  Arl>eitszeit  ist  auch  gegenüber 
dein  Art>eitslohn  formell  ein  besseres,  weil 
einfacheres  und  einheitlicher  zu  formulie- 
rendes Strikeprogramm ,  je  mehr  sich  die 
Strikeagitation  interlokal,  international  und 
interprofessionell  znsammensohliesst.  Und 
sc  hliesslich  zeigen  die  grösseren  Strikevereine 
für  Kürzung  der  Arbeitszeit  eine  Vorliebe, 
weil  sie  damit  das  Angebot  der  arbeitslosen 
Fachgenossen  zu  vermindern  meinen. 

Die  ersten  zwei  Drittel  des  19  Jahrhunderts 
mit  ihren  grossen  wirtschaftlichen  Umwäl- 
zungen, mit  ihren  heftigen  Konjunkturschwan- 
kungen, mit  der  durch  den  technischen  Fort- 
schritt bedingten  Differenzierung  der  über- 
kommenen einheitlichen  Arbcitsl>cdingungen, 
mit  ihren  politischen  und  sozialen  Bewegungen 
lassen  eiue  Häufung  der  Slrikes  erwarten. 
Thatsächlieh  sind  damals  im  Gegenteil  die 
Strikes  äusserst  seltene  Erscheinungen  ge- 
wesen, und  vielleicht  seit  Jahrhunderten 
nicht  so  selten  wie  in  dem  Jahrzehnt, 
welches  den  Kämpfen  um  die  deutsche 
Koalitionsfreiheit  (OOer  Jahre)  voranging. 
Die  wenigen  älteren  Strikes,  dio  Deutsch- 
land in  den  letzten  hundert  Jahren  erlebte, 
knüpfen  sich  vorzugsweise  an  die  Daten  der 
politischen  Bewegungen  seit  1789,  zum  Teil 
mit  deren  wirtschaftlicher  Ursache  im  Zu- 
sammenhange. Anfangs  liandelt  es  sich 
nicht  selten  mehr  um  gewaltthätige  Auf- 
lehnung, mit  Zerstörung  und  Plünderung, 
als  um  blosse  Arbeitsweigerüng ;  aber  schon 
vor  Aufhebung  der  Koalitionsverbote  ver- 
schwinden solche  Züge.  Die  Arbeitsstreitig- 
keiten, heisst  es  1805,  verlaufen  in  neuerer 


Zeit  friedlicher  als  früher,  und  es  pflegt 
zur  Verständigung  zu  kommen,  >oho  die 
Sache  schlimm  wird  .  Die  etwas  lebhaftere 
Strikel>ewegung  1844  49  scheint  auf  wenige 
Geworbszweige,  namentlich  Eisenbalmar- 
beiter, Kattundrucker,  Buchdrucker.  Maurer 
beschrankt  geblieben  zu  s«'in.  Die  Stelle 
förmlicher  Strikes  wurde  freilieh  in  gewissem 
Masse  vertreten  durch  stillschweigende  Ver- 
rufserklärung einzelner  Arbeitgeber,  wie  sie 
noch  neuerdings  als  Surrogat  des  Strikes 
gehandhabt  wird.  Einen  zahlenmässigeu 
Anhalt  für  die  damalige  Seltenheit  des 
Strikens  bietet  die  Koalitionsstatistik  für 
1845 — 65,  die  von  der  preussisohen  Kegierung 
im  Jahre  1865  nach  französischem  Muster 
aufgenommen  wurde,  als  es  sich  um  die 
Aufhebung  des  Koalitionsverbots  handelte. 

Diese  halb  vergessene  Statistik  mag  in- 
sofern unvollständig  sein,  als  wohl  vielfach 
nur  über  solche  Strikes  berichtet  worden 
ist,  die  zur  Anwendung  der  Konlilionspara- 
graphen  geführt  baten.  Sie  zeigt  fUierdies, 
besonders  wenn  man  auf  das  notorisch  au 
Strikes  reiche  Jahr  184.S  sieht,  die  trügerische 
lawinenartige  Anordnung  in  der  zeitlichen 
Folge  der  Strikes,  wie  sie  l*»i  nachträglich 
aufgenommenen  Statistiken  gewöhnlich  ist. 
Es  fielen,  soweit  die  Angabeu  datiert  sind, 
in  die  Jahre 

1846  —  Koalitionen     1856   2  Koalitionen 

1847  -        „  1857  6 

1848  3  „  1858  3 

1849  1  „  1859  4 

1850  1  „  18*50  1 

1851  2  ,  1881  — 
186S  —  „  1862  — 
1858    2  „  1863  5 

1854  —  1864  10 

1855  4         „  1865  7 

im  alt  preussischen  Gebiete.  Ausserdem  wer- 
den aus  dem  Zeitraiuu  1  SOI— 63  drei  Koali- 
tionen gemeldet.    Da  die  statistische  Auf- 

j  nähme  vom  4.  Mar/  bis  15.  Mai  1865  erfolgte, 
so  ist  die  für  das  letzte  Jahr  mitgeteilte 

!  Zahl  nur  auf  wenige  Monate  zu  beziehen. 
Das  Speciellc  der  den  Zahlen  zu  Grunde 

!  liegenden  Berichte  fassto  der  Handelsminister 
in  einer  dem  Abgeordnetenhause  vorgelegten 
Denkschrift  folgeudermasson  zusammen:  *Ks 
haben  im  ganzen  nicht  mehr  als  26  Fälle 
konstatiert  werden  können,  in  welchen  eine 
Bestrafung  auf  Grund  des  §  182  A.  G.  O. 
stattgefunden  liat.  Von  den  Fallen,  in  welchen 
es  nicht  dazu  gekommen  Ist,  werden  nur 
die  einigermassen  wichtigeren  in  einer  Ge- 
samtzahl von  29  mitgeteilt.  Fast  die  Hälfte 
aller  Arbeitseinstellungen  und  der  Versuche 
dazu  (23)  trifft  auf  Handwerker.  Von  den 
ersteren  Fällen  waren  nur  etwa  5  durch  die 
grössere  Zahl  der  Teilnehmer«  (einige  100 
Teilnehmer,  soweit  Angaben  vorliegen)  >vou 
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Bedeutung.  Di»?  Mohrzahl  wird  in  den  Be- 
lichten selbst  als  unerheblich  bezeichnet. 
Die  längste  Dauer,  durch  welche  eine  Arbeits- 
einstellung gewährt  hat.  war-  (soweit  An- 
gal-en  vorliegen)  -Kl  Tag«?.  Di»?  Strafen, 
soweit  sich  sjiecielle  Notizen  darül>er  finden, 
halten  in  der  Kegel  weniger  als  eine  Woche 
Gefängnis  betragen.  ...  In  zwei  Fällen,  wo 
geringe  Freiheitsstrafen  gegen  eine  grössere 
Zahl  von  Teilnehmern  erkannt  worden  waren, 
sind  auch  diese  durch  Allerliebste  Gnade 
erlassen  worden.  Die  Mihi»?  der  verhängten 
Strafen  gestattet  den  Sehluss,  dass  die  Richter 
fast  ohne  Ausnahme  das  Vorhandensein 
mildernder  Umstände  anerkannt  haben?. 
Nur  in  2  Fällen  kam  es  zu  tutnultuarisehen 
Auftritten  und  nur  zweimal  zu  Drohungen 
oder  Misshnudlungen  seitens  der  Koalenten, 
auch  dies  nber  in  verlu'lltnisinäesig  liarm- 
losen  Formen.  Im  letzten  Jahre  (1805), 
heisst  es  weiter,  hätten  die  zahlreichen  Ver- 
suche zu  Koalitionen  und  »lie  wirklichen 
Arbeitseinstellungen  in  Prcussen,  mit  Aus- 
nahme des  Falles  in  Bwg,  nirgends  zu  einem 
gerichtlichen  Einschreiten  geführt,  sondeni 
durch  gütliche  Schlichtung  zumeist  mit  Hilfe 
der  Polizei-  und  Kommunalbehörden  ihren 
Abschluss  gefunden,  l'ebor  Arbeitseinstel- 
lungen in  der  Ijand  Wirtschaft,  soweit  sie 
durch  das  G.  von  1S54  verboten  sind,  wird 
fast  nichts  berichtot.  Ebenso  habe  in  Baden, 
Sachsen  und  Thüringen  sogar  die  einige 
Jahre  vorher  der  Industrie  gewährte  Koali- 
tionsfreiheit zu  der  befürchteten  Erschütte- 
rung der  gewerblichen  und  sozialen  <  irdnung 
nicht  geführt,  in  Sachsen  sei,  abgesehen 
vom  leipziger  Buchdruekerstrike,  trotz  des 
niedrigen  Lohnstandos  überhaupt  nichts  von 
erheblichen  Strikeversuchen  bekannt  ge- 
worden. In  Pronssen  hätten  die  Stinkenden 
von  dem  Vorhandensein  des  Koalitionsverlvnts 
vielfach  überhaupt  nichts  gewusst,  was  um 
so  begreiflicher  erscheine,  als  vor  der  Ge- 
werbeordnung von  18-4 "»  nach  dem  preussi- 
sehen  Landrechte  ein  Koalitionsverbot  nicht 
bestand,  und  als  dasselbe  in  die  1845  er 
Gewerbeordnung  aufgenommen  war.  »an- 
scheinend nur  als  eine  Analogie  des  in  der 
Kheinprovinz  geltenden  Code  pcnnl  sowie 
aus  Erfahrungen  heraus,  welche  von  Vor- 
gängen im  Auslaud  abstraliiert  waren: 
wenigstens  ergaben  »lie  Materialien  der  A. 
G.  <  >.  nicht,  dass  irgend  welche  Koalitionen 
zum  Zwecke  der  Arbeitseinstellung  oder 
Versuche  dazu  vorgekommen  waren,  welche 
den  Erlass  eines  Verbotgesetzes  als  Bedürfnis 
angezeigt  hätten» .  Und  dal.»ei  ist  die  Denk- 
schrift der  Meinung,  das  Verbot  habe  die 
Koalitionen  eher  befördert  und  verseldimmert 
als  hintan  gehalten. 

Die  Seltenheit  und  der  friedliche  Verlauf 
der  damaligen  Strikes  haben  für  die  Aufhebung 
des  Koalitionsverbots  »len  Boden  vorbereitet. 


Andrerseits  kann  man  aus  der  Stimmung, 
welche  die  damaligen  (1865»  preu.ssiseh»n 
Landtags\vrliandlungen  über  das  Koalitions- 
recht beherrschte,  auf  die  geringe  Bedeutung 
der  Strikes  zuriicksehliessen.  So  günstig 
auch  der  Artaitsmarkt  in  jenen  Jahren  für 
den  Arbeitnehmer  sich  gestaltete,  sprachen 
doch  die  meisten  Kedner  etwaigen  Strik»?- 
versuchen  eine  Aussicht  auf  Erfolg  ab;  »lic 
Strikenden  würden  sich  nur  schaden.  Dr. 
Becker  erklärte  diejenigen  für  Träumer, 
welche  sich  von  »1er  Koalitionsfreiheit  einen 
unmittelbaren  Erfolg  versprächen.  Die  Fort- 
schrittler liatten  Koalitionsrechte  sogar  an- 
fangs im  Sinne  der  Abschreckung  beantragt : 
durch  Schaden  klug  geworden,  sollten  die 
Arbeiter  sich  des  Strikens  freiwillig  ent- 
halten. Nach  Faucher  fiel  es  selbst  den 
Arbeitgebern  nicht  ein,  gegen  die  fortwähren- 
den Koalitionen  der  Arbeiter  jemals  An- 
wendung der  Koalitionsparagraphen  zu  ver- 
langen, auch  habe  noch  kein  Arbeitgeber 
gegen  die  wiederholt  beantragte  Koalitions- 
freiheit Einspruch  erhoben.  Und  von  konser- 
vativer Seite  wurde  an  der  Hand  vou  That- 
sachen  ausgeführt,  die  in  den  Arbeiterkreiseu 
selbst  lieinerkhare  Agitation  für  Strikefreiheit 
sei  jüngsten  Datums  und  von  aussen  hinein- 
getragen. Dass  unter  solchen  Umständen 
die  Rechtsprechung  gegen  Striker  keineswegs 
liart  war,  ist  In-greiHich.  Ein  Beispiel  bietet 
der  erwähnte  Burger  Tuchmacherstrike  vom 
Jahre  1864.  Zur  Abwehr  einer  rücksichts- 
losen Fabrikordnung  unternommen,  mit  Sym- 
pathieen  nah  und  fern  begleitet,  aber  ziemlich 
erfolglos  verlaufend,  schloss  »lieser  Strike 
»loch  mit  einer  nachträglichen  Satisfaktion 
durch  die  Freisprechung  von  278  des  Koali- 
tionsd»?likts  beschuldigten  Teilnehmern.  Sogar 
die  Polizei  hatte  ein  Einsehen.  *Die  Sache 
wird  bei  uns  s<j  patriarclialisch  gchaudhahtc, 
erzählte  im  Herrenhausc  der  Magdeburger 
Oberbürgermeister  Hasselbach,  >»lass,  wenn 
Arbeiter  eine  Lohnerhöhung  erreichen  wollen 
und  »len  Fabrikanten  Deputationen  schi»?Jceu. 
s»>gar  zu  einer  Zeit,  wo  die  Einstellung  der 
Arbeit  am  allerempfindlichsten  für  den 
Fabrikanten  ist.  »lass  dann  öfters  sogar  die 
Polizeibehörden  die  Vermittler  machen  und 
Arrangements  herbeiführen,  statt  Bestra- 
fungen herbeizuführen^. 

Eine  Erklärung  für  diesen  Tiefstand  der 
Strikebewegung  ist  vielleicht  in  einer  Be- 
sonderheit der  wirtschaftlichen  Epoche  zu 
suchen,  »lic  »lein  Fall  der  Koalitionsverbote 
übeiall  voranging.  Es  war  die  IJebergangs- 
zeit  zum  grossen  Verkelir,  insbesondere  zum 
Eisenbahnverkehr,  darum  die  Zeit  einer 
schnellen  V«?rgrösserung  der  Marktgebiete. 
In  einer  solchen  Zeit  sind  die  —  latenten 
oder  offenen  —  Koalitionsverbände  der  Ar- 
beiter noch  nicht  im  stände,  ilir  vergrössertes 
Marktgebiet  zu  umspannen,  wie  sie  das 
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engere  umspannt  hatten.  Jede  Koalition 
hat  das  natürliche  Streifen,  ihr  Marktgebiet 
zu  unispannen.  Wenn  heute  die  Chemnitzer 
Maschinenbauer  striken  ohne  sympathisches 
Einverständnis  mit  den  Berliner  Maschinen- 
bauern, so  riskieren  sie  die  Ausführung  der 
von  ihnen  verweigerten  Arl»eit  in  Berlin 
durch  Gefälligkeit  der  dortigen  Fabrikanten 
oder  den  l'eWrgang  der  Kundschaft  an 
diese  oder  die  Heranziehung  von  -Strike- 
brechern-  aus  Berlin:  weder  die  Kunden 
(Konsumenten)  noch  die  Arbeitgeberschaft 
werden  in  Verlegenheit  gesetzt,  der  Strike 
ist  ungefährlich  und  unterbleibt.  Der  durch 
<lie  Erweiterung  des  Marktgebiet«^  gekrtene 
Ausbau  der  alten  lokalen  hoalitionsvorl»ände 
wird  aber  gleichzeitig  erschwert  durch  den 
Rückgang  der  Sitte  des  Wandenis,  die 
früher  den  interlokalen  Kontakt  vermittelt 
hatte,  und  durch  die  Heranziehung  fremden 
Menschenmat»'rials  seitens  der  Orossindustrio; 
ferner  durch  die  schnell  fortschreitende  Zer- 
setzung des  Handwerkerstandes,  dem  die 
rührigsten  jungen  Kräfte  verloren  gehen, 
bei  erst  Iteginnender  Ausbildung  einer  gross- 
industriellen Arlteiterklasse.  Bis  dieser  Aus- 
bau gelungen  ist,  bis  die  Hindernisse  über- 
wunden sind,  tritt  ein  zeitweiliges  Vacuum 
an  Strikes  ein. 

Ein  Küekschlag  folgt,  sobald  <lie  Arbeiter 
von  den  verbesserten  Verkehrsmitteln  den- 
selben Nutzen  zu  ziehen  wissen  wie  ihre 
Gegner  und  sobald  die  interlokale  Organi- 
sation oder  das  interlokale  Gemeinsamkeits- 
gefühl  der  solidarisch  interessierten  Berufs- 
genossen sieh  gefestigt  hat ;  man  fasst  wieder 
Vertrauen  zum  Strike;  am  leichtesten  in 
ortlich  gebundenen  Gewerben,  wie  Zeitungs- 
druck oder  Baiihandwerk ;  wenn  die  Berliner 
Maurer  striken.  so  brauchen  sie  nicht  zu 
fürchten,  dass  die  Berliner  Häuser  in  Breslau 
gel  out  worden  könnten.  In  »len  übrigen 
Gewerben  aber  tritt  nunmehr  allmählich  an 
die  Stelle  des  alten  Lokalstrikes  der  moderne 
Nationalstrike ,  der  das  erweiterte  Markt- 
gebiet umspannt,  innerlich  berechtigt  auch 
«leshalb,  weil  einigermassen  gleichmässige 
Arbeitsbedingungen  innerhalb  des  Markt- 
gebietes durch  die  Konkurrenz  zwischen 
den  Arbeitgebern  sowohl  wie  durch  die 
zwischen  den  Arbeitern  gefordert  werden. 
Erst  der  nationale  Strike  gewinnt  für  Ar- 
lieitgeber  und  für  Konsumenten  wieder  die- 
jenige Gefährlichkeit,  die  einst  unter  den 
engeren  Verkehrsverhältnissen  der  örtliche 
Strike  hatte:  ja  bei  «ler  gesteigerten  Kompli- 
kation «los  modernen  volkswirtschaftlichen 
Organismus  kann  unter  Umständen  ein 
Eisenbahn  strike,  ein  Kohlenstrike  «las  grosse 
Publikum  in  die  bedenklichste  Zwangslage 
setzen,  während  umgekehlt  «ler  Arbeitgeber 
von  einem  wirklieh  die  ganze  Konkurrenz 
umsj>annenden  Strike  oft  sogar  Nutzen  zieht 


(Preissteigerung,  Räumuug  «les  Lagers),  be- 
sonders wenn  er  sieh  durch  «lie  moderne 
Sti  ikeklausel  •)  gegen  Ersatzansprüche  aus 
nicht  erfüllten  Lieferungsverträgon  gesichert 
hat.  Die  eine  Zeit  lang  verschwundenen 
Strikes  orsch«.'incn  also  in  teilweise  moderni- 
sierter Gestalt  wic«ler. 

Der  Bückschlag  gegen  die  strikestille 
Zeit  wurde  verstärkt  durch  eine  Keihe  zu- 
sammentreffender Momente.  Das  auslän- 
dische Beispiel  in  den  UOer  Jahren  hatte 
den  Genius  des  Strikes  geweckt;  die  demo- 
kratische Zeitströmung  begünstigte  ihn;  eine 
wirkliche  Notlage  der  Lohnarbeit  nament- 
lich im  mittleren  und  östlichen  Deutschland, 
ein  StehenbloÜHMi  der  Iyihne  bei  steigender 
Teuerung  wurde  um  so  schärfer  empfun»len, 
als  motu*  und  mehr  an  die  Stelle  «les  ledigen 
Gesellen  »ler  lebenslängliche  1  Lohnarbeiter 
(Proletarier)  trat,  von  «lessen  L«din  eine 
Familie  leiten  sollte.  Die  sich  allmählich 
abschliessende  Proletarierklasse  entwickelte 
ein  wehrhaftes  soziales  Selbst bewusstsein 
von  an« lerer  Wucht,  als  «lie  alte  (Jesellen- 
schaft  selbst  in  ihivr  besten  Zeit  vermocht 
hatte.  Dem  naiven  Vergnügen  an  «ler  straf- 
los gewordenen  l.Vbertretung  eines  seit  Jahr- 
hunderten doch  wohl  in  Kleiseh  und  Blut  «ler 
Massen  übergegangenen  Verbots,  dem  Trotz 
eines  auflebenden  proletarischen  Selbstbe- 
wusstseins  kam  «lie  aussergewöhn  liehe 
Gunst  der  wirtschaftlichen  Lage  — 73 
mit  ihrer  Nachfrage  nach  Arbeitskräften 
entgegen.  Es  hätte  nicht  des  agitato- 
rischen Wetteifers  dreier  j>olitischer  Rich- 
tungen —  Lassalleanor,  Bek-lianer  und 
Fortschrittler  —  um  die  gewerkschaftliche 
Organisation  der  gärenden  Massen  bedurft, 
um  in  dem  Augeiddicke  «les  Kalles  »ler  ge- 
setzliehen Schranken  eiue  Bewegung  zu 
entfesseln,  deren  bald  niemand  mehr  Herr 
war.  Die  rücksichtslose  Strikejiolitik  «lea 
lassalleanischen  Parteihaupts  v.  Schweitzer 
machte  Sehlde,  und  seitdem  sind  die  Ar- 
beitseinstellungen zu  gutem  Teile  der  poli- 
tischen ,  hauptsächlich  sozialdemokratischen 
Propaganda  «lienstbar  und  füllen  die  Pausen 
zwischen  den  Jahren  wirtschaftlichen  Still- 
stands, der  mehr  der  unmittelbaren  Partei- 
agitation förderlich  ist. 

Die  Arbeitseinstellungen  verlaufen  iu 
Deutschland  stereotyp.  Sie  beginnen  all- 
jährlich im  Erühling,  wenn  die  Wiuter- 
sorgen  aufhören  und  die  Saison  in  vielen 
Gewerben  anfängt.  Eine  fjohnkommissiou 
wird  gewählt,  in  «ler  Arbeiterpresse  vor 
Zuzug  '»gewarnt*.    Die  Arbeitgeber  lassen 


')  Ob  ohne  «lie  ausdrückliche  ^trikekhuisel 
«ler  Strike  als  höhere  Gewalt  den  Arbeitgeber 
■  von  seiner  Liefeningspflirht  entbindet,  ist  grund- 
sätzlich und  je  nach  dem  Einzelfalle  zweifel- 
l  haft. 
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sich  auf  Putei-handlungen  selten  ein.  Nach 
einer  Statistik,  die  vor  einigen  Jahren  ein 
Arh'iterhlatt  aufstellte,  kam  es  unter  r>7b" 
Fallen  41  mal  zur  Verständigung,  lo9mal 
zur  vergeblichen  rnterhandlung,  420 mal 
wurden  die  Deputationen  der  ArU-iter 
a  limine  abgewiesen.  Ks  folgt  Arbeits- 
niederlegung (:>  Aufhören -)  am  .Montag  früh : 
mehr  oder  minder  nachdrückliche,  oft  hand- 
greifliche Vennahnung  der  Weiterarbeiten- 
den, deren  unkameradsehaftliohes  Verhalten 
für  unanständig  gilt :  Abreise  eines  Teils 
der  Ledigen  auf  Kosten  d>  r  andern.  Kin 
Grundstock  zuverlässiger  Kollern  mnss 
unter  allen  rmständen  zurückbleiben.  Ktwa 
mit  der  zweiten  Woche  betrinnt  eine  regel- 
mässige bescheidene  Besoldung  der  Zunick- 
blcilM-nden,  für  Familienväter  etwas  reich- 
licher bemessen.  Die  Mittel  werden  ad  hoc. 
da  eiu  Strikefonds  manchmal  gänzlich  fehlt, 
durch  Sammellisten .  durch  Geschenke  und 
Darlehen  seitens  befreundeter*  »rganisationen. 
auch  durch  Veranstaltung  von  Festlichkeiten 
aufgebracht:  die  Zentralstelle  des  inier- 
lokalen  B'rufsverbandes  und  das  am  <  >rt 
bestehende  ( iewerksehaftskartell  hal»eu  hier 
eiu  Wort  mitzureden  und  müssen  darum 
den  Strike  »genehmigt'.  Indien.  l)ie  Arbeit- 
geber verliinden  sich  enger.  Neue  l'uter- 
haudlungen  mit  l>eidersoitigem  Abbieten 
scheitern.  Beiderseits  b» •ginnt  der  Abfall: 
die  >y.u  den  neuen  Bedingungen*  mit  Er- 
laubnis  der  Gesamtheit  wiedeivint retenden 
Arbeiter  zahlen  einen  erheblichen  Teil  ihres 
Lohnes  in  die  Strikokasse.  Von  auswärts, 
verschriebene  Arbeitskj"äfte.  am  liebsten  Aus- 
länder, vor  Berührung  mit  den  Strikern 
sorgsam  gehütet,  werden  bei  erster  Gelegen- 
heit  doch  aufgeklärt-  und  ziehen  mit  gutem 
Reisegolde  ab.  Zufällig  Zuroisonde  werden 
ebenso  aufgeklärt,  neuerdings  kommt  mancher 
der  Aufklärung  halber.  Jeder  Wochen schluss, 
jeder  .Mietstermin  ist  kritisch.  Die  Führer 
müssen  sorgen,  dass  ihre  lernte  sich  nicht 
langweilen.  Die  Khefrauen  sind  häufig,  aber 
keineswegs  immer,  Gegnerinnen  des  Strikes. 
Den  Ausschlag  geben  oft  weniger  die 
Finanzen  als  der  Zusammenhalt .  das  Ehr- 
gefühl, der  Eigensinn:  deshalb  ist  auch  ein 
Kompromiss  der  beliebteste  Ausgang.  Die 
Frequenz  des  beteiligten  Fachvereins  steigt 
gewöhnlich  kurz  vor  dem  Strike  rapid,  um 
auch  nach  glücklicher  Beendigung  wieder 
sohnoll  abzunehmen. 

Die  Konlitioiisvcrhoto  sind  in  Deutsch- 
land ISo'.l.  in  einzelnen  Bundesstaaten  schon 
einige  Jahn"»  früher  widerrufen  worden.  Die 
mit  diesem  Akt  lie-ginnend«-  moderne  Ge- 
schichte der  deutschen  Strikes  gliedert  sich 
entsprechend  den  Absitzen  der  wirtschaft- 
lichen Konjunktur.  Jede  günstige  Kon- 
junktur mit  ülH-rwiegender  Warennachfrage 
vermehrt  die  Strikes  ebenso,  wie  sie  ihrer- 


seits durch  den  von  diesen  Strikes  be- 
wirkten Produktionsausfal)  unter  gleich- 
zeitig»»!* Anspannung  de»  Kredits  gesteigert 
wird,  um  schliesslich  durch  dessen  IVIter- 
spannung  zusammenzubrechen.  Demgenniss 
können  in  der  Keine  der  Strikes  drei  Höhe- 
punkte unterschieden  werden:  Mitte  und 
Kndo  der  60er  Jahre  bis  1873  4.  Ende  der 
s'Kr  Jahre  bis  1890.  und  1S°.">  bis  jetzt. 
Dazwischen  liegen  die  Jahre  Wirtschaft  - 
i  liehen  Stillstands  und  der  sozialisbmgesetz- 
liehe  Zerfall  der  Gewerkscliaften.  Die 
Strikes  zählen  in  jedem  dieser  drei  Ab- 
'  schnitte  nach  vielen  Hunderten ,  ja  nach 
Tausenden.  Es  ist  hier  nur  möglich ,  die 
i  wichtigeren  Fälle  und  die  charakteristischen 
Züge  herauszuheben. 

2.  Ernte  Strikeperiode:  hin  1874. 
Aus  den  Anfang«'!!  der  ersten  Periode  ist 
der  Leipziger  Buchdruckerstrike 
von  ls<j">  am  bekanntesten,  unter  dem 
Schutz«'  der  sächsischen  Koalitionsfreiheit 
von  Isbl  unternommen.  ü— 600  Setzer 
strikt.'ti  nach  ordnungsmüssiger  Kündigung 
um  eine  Krhöhung  des  Tausendpreises  von 
23 — 2")  auf  30  Pfennige.  Die  PrinzijKile 
verabredeten,  27  Pfennig»*  zu  bieten:  einige 
!  umgingen  die  Abrede  durch  das  Versprechen, 
die  Differenz  nachzuzahlen.  Der  neun- 
I  wöchige  Ausstand ,  von  auswärts  reichlich 
unterstützt  —  die  Berliner  sandten  wöchent- 
lich lfNH)  Thalor  —  endete  am  9.  Juni  mit 
der  Bewilligung  des  2S.  Pfennigs.  Die 
Löhne  hatten  freilich  ohnehin  eine  steigende 
Tendenz.  So  wurde  zur  selljen  Zeit  in 
Hamburg,  wo  el»on  damals  die  Koalitions- 
freiheit in  Kraft  trat,  der  Tagelohn  des 
Maurers  von  etwa  2,ö0  auf  3  Mark  erhöht, 
obwold  die  Maurer  nicht  strikten  und  ein 
|  Zimmerorstrike  erfolglos  verlief. 

ISO!»,  als  durch  Bundesgesetz  das  preus- 
sisehe  Koalitionsverbot  fiel ,  ging  ein  Platz- 
I  regen  von  Strikes  insbesondere  über  Berlin 
'  nieder.   Hier  schöpften  »lie  1  ^assalleaner  den 
,  Kahm  ab.  namentlich  gelang  es  ihnen,  durch 
!  zwei  siegreiche  Strikes  der  Zimmerleute 
1  und  der  M  a  u  r  e  r  unter  Führung  des  Zimmer- 
i  gesellen  Lübkert  zum  erstenmal  als  Partei 
1  Fuss  zu  fassen.    Der  Kampfpreis  war  Er- 
höhung des  normalen  Tagelohnes  von  2.25 
auf  3  Mark.  Die  Strikes  dauerten  je  4  Wochen 
und  kosteten  den  Vereinskassen  je  etwa 
12000  Mark:  die  Maurer  konnten  noch  einen 
relk'rschnss  von  18*10  Mark  auf  <lie  Bank 
tragen.    Fast  alle  2000  Zimmerleute  umi 
fast  alle  OOito  Maurer  Berlins  sollen  am 
Strike  beteiligt  gewesen  sein. 

In  den  folgenden  Winter  (1.  Dezeml»er 
1869  bis  24.  Januar  187h)  fällt  .1er  viel- 
genannte  Waldenburger  Strike.  der 
erste  in  der  Reihe  der  grossen  Kohleu- 
gräberstrikes.  Die  dichte  Siedelung  von 
;  7U0O  K Ohlenbergarbeitern   hatte  die  fort- 
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scJirittlichenGewerkvcreinlorfHirech-Duneke- 
rianer)  gelockt,  an  Stolle  der  zuerst  hier 
thätigcn  Ijassalleaner  im  AValdenhurger 
Distrikte  sich  festzusetzen.  Die  sozialen 
Beziehungen  waren  hier  von  vornherein  so 
gespannte,  dass  ein  Bruch  sieh  bald  nicht 
mehr  vermeiden  Hess,  obwohl  die  oberen 
Leiter  des  Gewerkvereins  angesichts  der 
schlechten  Chaneen  zu  besehwichtigen 
suchten.  Kategorische  Forderungen  der , 
verbundenen  Bergleute .  Arbeitszeit  und  j 
Lohn  lietreffeud.  wurden  mit  der  Kündigung 
zahlreicher  Arbeiterwohnungen  beantwortet. 
Nun  legten  von  7413  Bergleuten  6409  die 
Arbeit  nie<ler,  wogegen  die  Besitzer  an- 
kündigten, dass  sie  Vereinsmitglieder  nicht 
mehr  beschäftigen  würden.  Trotz  des  Ab- 
zuges von  SOO— BHiO  Mann  begannen  die 
Stinkenden  liald  zu  darben.  Nachdem  mau 
Anerbietungen  der  Bclx'lianer  von  der  Hand 
gewiesen,  brachten  fortschrittliche  Freunde 
fler  Gowerk vereine  im  Januar  7NIMHI  Mark 
auf  und  versuchten  umsonst  bei  der  preus- 
sischen  Hegierung  ihren  Einfluss.  den 
Feiernden  andere  Arbeit  zu  verschaffen. 
Vermittelnugsversuche  sclüugen  fehl.  Der 
Gewerkvoreiii  riet  selbst  schliesslich  zur 
bedingungslosen  Aufnahme  der  Arbeit,  d.  h. 
schirr  eigenen  Auflösung;  erst  viel  später 
ist  er  dort  neu  erstanden.  Hin  Stimmungs- 
wechsel des  fortschrittlichen  Liberalismus 
zu  Ungunsten  des  Strikes  datiert  ans  jenen 
Tagen :  auch  die  Hirseh-Dunckerschen  Ge- 
werkvercine  selbst  haben  nach  einem  im 
nächsten  Frühjahr  ähnlich  verlaufenen  sie)>en- 
wöehigen,  mit  Aussperrung  kumulierten 
Ausstand  von  3 — 40oo.  nach  anderer  Version 
2oo0  Wobern  zu  Forst  die  Striketendenz 
vollends  in  den  Hintergrund  treten  lassen, 
haben  seitdem  manches  .Mal  vielmehr  die 
zur  Einigung  willige  Minderheit  repräsen- 
tiert, und  müssen  sich  neuerdings  gegen 
den  Verdacht  wehren  als  ob  ihnen  zum 
Striken  das  Rückgrat  fehle. 

Innerhalb  dieser  ersten  Periode  bringt 
der  französische  Krieg  eine  jähe  Unter- 
brechung, und  zwar  zu  Ungunsten  der 
Arbeiter. 

Nach  dem  Kriege  ltoginnt  mit  der  Grün- 
dungsära die  Hausse  der  Strikes.  Die 
Teuerung  brachte  das  Bedürfnis,  die  Gunst 
der  Geschäfte  die  Möglichkeit  einer  l/ohn- 
verliesseinuig ,  die  Arbeitsnachfrage  die 
Macht,  sie  zu  erzwingen.  Den  Höhepunkt 
bildet  das  Jalu-  1872  mit  dem  übrigens 
wieder  verunglückenden  sechs-  bis  sielien- 
wöchigen  Strike  von  mehr  als  15000  bei 
Essen  und  in  l>enachbarten  Bezirken  be- 
schäftigten K  o  h  1  e  n  b  e  r g  1  e  u  t  e  n .  an  einem 
Hauptsitze  ultramontaner  Agitation,  die  hier 
ausnahmsweise  den  Sozialisten  in  ihr  Hand- 
werk greift,  Die  Arbeitseinstellungen  wer- 
den zum  Schrecken  des  lindes  und  zur 


Tagesfrage  der  öffentlichen  Diskussion;  Po- 
litik und  Wissenschaft  spüren  ihren  Ein- 
fluss.  In  iliror  Gewaltsamkeit  und  ihrer 
Massenhaftigkeit  zeigen  sie  die  Ansätze  einer 
neuen  Entwickelung.  Sie  treilien  aber  auch 
den  überrumpelten  Arbeitgeberstand  zur 
Getreu koalition,  und  nun  beginnt  allmählich 
eine  Kückflnt.  Ende  1S71  war  die  Taktik 
der  »partiellen*  (d.  h.  zuerst  nur  gegen 
einen,  nachher  nur  gegen  einen  anderen 
Teil  der  Arbeitgeber  gerichteten)  Strikes  in 
Grossstädten  eingeführt  worden  —  ein  Aus- 
kunftsmittel der  Organisationslosigkeit  — , 
galt  eine  Zeit  lang  für  besonders  bösartig 
und  rief  als  Gegen massregel  nach  eng- 
lischem Muster  die  Aussperrungen  (Aus- 
schlüsse, lockouts)  in  die  Mode.  Erst  so 
findet  ein  wirkliches  Messen  der  Kniffe 
statt:  doch  haben  damals,  wie  das  Beispiel 
der  Buchdrucker,  Bauhandwerker.  Sehiffs- 
zinimerlente  zeigt,  die  Arbiter  keineswegs 
immer  den  kürzeren  gezogen.  Manche 
Einzelheiten  dieser  Vorgänge  gehören  in 
die  Geschichte  der  gewerkschaftlichen  Ver- 
eine; hier  müssen  einige  kurze  Angaben  ge- 
nügen. 

Die  Buchdrucker-Prinzipale  hatten 
sich  schon  1809  zu  einer  umfassenden 
Gegenkoalition  zusammengeschlossen.  Unter 
den  vielfachen  meist  erfolgreichen  örtlichen 
Arbeitskämpfon,  die  auch  in  diesem  Gewerlte 
die  Jahre  1871  und  72  füllten,  ist  der  kurze 
siegreiche  Berliner  Strike  (Herbst  1871)  be- 
merkenswert als  erster  partieller  Strike ; 
namentlich  die  Zeitungsdruckereien  fielen 
ihm  rettungslos  zum  Opfer.  Da  veralt- 
redeten die  Prinzipale  1872  die  Eventualität 
einer  allgemeinen  Aussperrung,  hoffend,  da- 
mit den  schnell  erstarkton  Gehilfenverliaud 
unschädlich  zu  machen.  Den  Anlass  brachte 
eine  unter  Mitwirkung  des  Gehilfenverbands 
gestellte,  von  den  Prinzipalen  abgewiesene 
I  leipziger  Lohnforderung:  32o  leipziger 
Gehilfen  legten  am  1.  Februar  1873  nach 
vorausgegangener  Kündigung  die  Arbeit 
nieder.  170  fernere  wurden  in  I^eipzig  sofort, 
und  die  Mehrzahl  der  beteiligten  Ver- 
bandsgehilfen Anfang  März  von  den  Ver- 
eins] »riuzi  palen  entlassen,  nachdem  sich 
die  führenden  Geschäfte  rechtzeitig  mit 
NichtverKandsgehilfen  versehen  hatten.  Die 
leipziger  Garnison  lieferte  (wie  schon  bei 
einem  Zimmererstrike  1809)  Strikebrecher. 
Die  Nachgiebigkeit  der  Verleger  einiger 
grösserer  politischer  Zeitungen  würfle  ent- 
scheidend :  fler  für  beide  Teile  höchst  kost- 
spielige Ausstand  endigte  nach  laugen  Ver- 
handlungen einer  gemischten  Delegierten- 
Versammlung  in  den  ersten  Maitagen  mit 
dem  Anerkenntnis  eines  für  die  Gehilfen 
sehr  günstigen  allgemeinen  Lohntarifs,  der 
besondere  für  die  kleinen  Druckorte  Epoche 
machte.     Völlig    ist    er  freilich  niemals 
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durchgeführt  worden,  trotz  des  zur  Siche- 
rung des  Errungenen  ls74  geschaffenen 
Systems  von  Schiodsämtern.  D«-r  Gehilfen- 
verein voraussaht»'  für  Lohnkämpfe  im  Rech- 
nungsjahr 1*72  7:»  g«>gen  1  Ü't < MX»  Mark. 

Die  Berliner  Maurer  erkämpften  1871 
durch  vier-  bis  fünfwöchigen  Strike  mit  un- 
gefähr (i'NMt  Thalern  ruterstützungsgeld  den 
zehnstündigen  Nonnalarbeitstag ;  anfangs 
soll  dieser  Strike  von  Hasenolever  als  Aus- 
gangspunkt für  einen  viel  umfassenderen 
Arbeitsstillstand  gedacht  gewesen  sein.  Im 
folgenden  Wiuter  gelang  es  den  Gesellen, 
durch  jiartielle  Strikes  den  Eiuthalerlohn  um 
mehivrc  G inscheu  zu  steigern,  und  als  im 
Krühjahr  ls72  die  Meister  sich  zu  einer 
straffen  Gegenknalition  zusamincngcsclilosscn 
und  5—  llMMM»  Maurer-  und  Zimmergesellen 
wochenlang  ausgesperrt  hatten  ,  endigte 
dieser  Feldzug  mit  einem  Kompromiss. 
welcher  den  (iesellen  einen  I»hn  von  »l1  :« 
his  V  i  Tlialenu  gewährte.  Thatsäclüich 
stieg  der  I/>hn  bald  noch  über  diesen  Satz 
hinaus,  da  his  zur  Mitte  des  Jahrzehnts 
die  Nachfrage  nach  Maurern  stark  war.  — 
Auch  in  Uamhtirg  hatten  die  Maurermeister 
im  Juni  1872  unter  dem  Drucke  der  Kou- 

{"unktur  und  der  bedrohlichen  Gesellen- 
coalition  die  Abkürzung  der  normalen  Ar- 
beitszeit (wie  in  Berlin)  von  11  .auf  10 
Stunden  bewilligt,  und  zwar  auch  diesmal 
ohne  vorausgegangenen  Strike.  Ans  einer 
gleit  -hzeitig  aufsteigenden  Lohn  hewegung 
entstand  in  ganz  ähnlicher  Weise  wie  in 
Herlin,  nur  ein  Jahr  später,  eine  allgemeine 
Aussjierrung  der  Maurer  und  Zimmerleute, 
die  mit  einer  Steigerung  des  Lohnes  auf 
etwa  ")  Mark  für  10 stündige  Arbeit  endete. 
Maurer-  und  Ziinmererstrikes  standen  da- 
mals in  ganz  Deutschland  auf  der  Tages- 
ordnung. 

Die  Hamburger  Schiffszimmerer 
hatten  ihre  alte  wehrhafte  Organisation  aus 
der  Zunftzoit  herüljorgorettet.  1X71)  führte 
die  Anstellung  nicht  zünftiger  Schi  ff s- 
zimmerleute  zum  Strike ;  er  fand  durch 
Heranziehung  auswärtiger  Strikehrecher  sein 
Ende:  die  erste  Niederlag«"'  ^seit  Jahrhun- 
derten«. Gleichzeitig  beobachtete  man,  dass 
die  Arbeit  sich  von  Hamburg  nach  aus- 
wärts zog,  wo  der  I/din  niedriger  stand, 
und  dass  auswärts  zu  rngunsteu  von  Ham- 
burg eine  Lohtlingszflehtnng  stattfand,  wie 
man  sie  in  Hamburg  nicht  geduldet  hätte. 
Aus  diesen  Erfahrungen  erwuchs  eine  natio- 
nale an  Stelle  der  alten  lokalen  Koalitiou, 
der  Allgemeine  deutsche  ScJiiffszimmerer- 
verein.  der  lH7ä  3X\~>  Mitglieder  zählte, 
wohl  filier  (Ue  Hälfte  der  Berufsgenossen. 
Er  wurde  im  Januar  187H  gegründet,  nach- 
dem im  Frühjahr  1H72  (nach  Ausdehnung 
der  Organisation  auf  die  Hamburger  Um- 
gegend)   ein   zehnwüchiger  glänzend  dis- 


eiplinierter  Hamburger  Strike  den  Tagelohn 
für  zehnstündige  Arlieit  auf  4.20  Mark  ge- 
hoben hatte  und  um  weiter«'  1."»  Pfennige, 
gesteigert  haben  würde,  wären  nicht  die 
Bremerhavener  Kollegen  als  Strikebrecher 
dazwischen  getreten.  Obwohl  der  Verein 
l»ei  schnellem  Rückgang«'  des  Holzschiff- 
Imues  tliat&üchlich  fast  nur  defensive  Strikes 
erlebt  hat,  stand  doch  auf  seinem  Programm 
der  Neunstund«'ntag  und  die  Abschaffung 
dos  Akkordlohnes.  Die  ihm  gegenülier- 
t  retende  A  rheitgeberkoalition ,  - 1  »eutscher 
Schiffhauvereiiu  igegrümlet  Ende  1*74), 
ging  am  1.  Januar  1S7G  mit  einer  Aus- 
sjierrung  sämtlicher  Mitgliodi.T  dos  Sehiffs- 
zimmorervereius  vor,  die  ihre  Mitgliedschaft 
nicht  schriftlich  widerriefen,  zunächst  im 
Ostsee-  und  Wesorgobiot:  sie  sollten  auf 
keiner  der  verbündeten  Wertteil  wieder  Ar- 
beit finden:  1  Mann  wurden  arbeitslos, 
woliei  die  Teilnehmer  einiger  schon  Um- 
stehender cm ler  hinzutretender  Strikes  mit- 
gerechnet sein  mögen.  Trotz  der  ungüns- 
tigen Konjunktur  im  Holzschi Ifliau  hielten 
<li»>  Arbeiter  Stand.  In  Lül»eck  dauerte  die 
(schon  Februar  1n7">  liogonncno)  Arbeits- 
ruhe zwei  Jahre  und  endete  im  wesent- 
lichen mit  dem  Aufhören  des  llolzschiff- 
baues;  sie  hatte  16G4-S  Mark  l'nter- 
stützungsgeldor  verschlungen:  >e>  waren 
durehgehends  Schiffszimmerer  und  alte  S«:>e- 
leute,  die  manchem  Stnnn  auf  hoher  See 
Trotz  geboten  und  die  mit  eiserner  Zähig- 
keit ihren  alten  Beschlüssen  treu  blieben-  . 
In  Memel,  wo  der  Kampf  gleichfalls  schon 
früher  begonnen  hatte,  wurde  aus  Yereins- 
mitt.dn  eine  Schiffswerft  für  ünooo  Mark 
angekauft,  die  bis  heute  in  Arlieiterliänden 
gebliehen  ist ;  wie  später  auch  eine  Werft  in 
Kiel.  Insgesamt  sind  über  HHMKK)  Mark  in 
diesem  Kampfe  von  den  Arl>eitern  aufge- 
bracht worden.  Während  im  Wesergebiet 
und  in  Rostock  die  Arboitgelior  bald  nach- 
gaben, konnten  sie  an  der  Ostsee  wenig- 
stens ihren  Willen  nicht  durchsetzen.  Der 
Kampf  wäre  wohl  anders  verlauf cu,  weun 
nicht  die  kaiserliehe  Marino,  »lie  im  Arbeit- 
gol>orvoroin  vertreten  gewesen  sein  soll, 
trotzdem  ihre  Kieler  und  Wilhelmsliavener 
Werften  den  Ausges]>errten  geöffnet  hätte, 
anscheinend  infolge  einer  ausführlichen  Be- 
schwerde, die  «ler  Schiffszimmerer  Gross 
am  7.  Januar  1H7G  an  den  Kaiser  richtete: 
■»Mögen  die  Arbeitgeher  auf  gesetzlichem 
Wege  alle  Mittel  in  Anwendung  bringen, 
um  ihre  Interessen  zu  verfolgen,  das  kann 
ihnen  niemand  verwehren,  denn  wir  Ar- 
beiter haben  ja  dasselbe  Recht.  Wir  müssen 
aber  ersuchen,  dass  die  Beamteu  der  kaiser- 
lichen Marine  die  Hand  dabei  aus  dem 
Spiele  lassen,  denn  dagegen  sind  wir  macht- 
los und  macht  solches  Verfalurm  dem  deut- 
schen Vaterlaudc  auch  keine  Ehre.< 
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Die  Tabakarbeiter  —  um  zu  einem 
für  die  Uutcrnchnierklasse  erfreulicheren 
Beispiel  ül»erzugehen  —  hatten  im  Februar 
Isojs  mit  einem  Strike  der  Cigarronarbeiter 
und  Wiekelmacherinnen  die  lange  Serie 
Berliner  Arbeitseinstellungen  eröffnet.  Ks 
handelte  sich  um  eine  oetroyierte  Fahrik- 
ordnung.  Der  Strike  endete  nach  mehr- 
monatiger Dauer  mit  einem  Kompromiß, 
nachdem  er  mindestens  7"HM(  Mark  Un- 
kosten verbraucht,  eine  prodnktivgenosson- 
^chaftliehe  Gründung,  die  *  Deutsehe  Ci- 
ganvnarlieitcrkompagnio<- .  mit  bedeutenden 
Kreditoperationen  ins  Leiten  gerufen  und 
wie  es  seheint  auch  ruiniert  hatte.  I>er 
noch  erfolglosere  leipziger  Strike  von  5So 
Cigarrenarboitern  im  Jahn«  ist»i»  (16  Wochen), 
der  die  Vereinskassc  WßHt  Mark  kostete, 
gab  den  Anstoss  zu  einer  über  das  Heidi 
ausgebreiteten  Gegenkoalition  der  Fabri- 
kanten, und  seitdem  folgte  ein  Misserfolg 
dem  anderen.  Der  sechswöchige  Berliner 
Strike  von  140M  Arbeitern  und  13iMf  Ar- 
iK-iterinnen  im  Sommer  1*72  setzte  nach 
misslnngener  Agitation  für  Auswanderung 
mir  eine  geringe  Lohnerhöhung  seitens  der 
kleinen  Arbeitgeltor  clurch.  Die  anderen 
vier  grossen  Strikes  der  Jahre  IST  1  und 
1872:  der  Offonbaeher  (2  Wochen),  Hanauer 
(1H  Wochen).  Koblenzer  und  Burgstein- 
furter  (je  15  Wochen)  sind  Itei  einer  Be- 
teiligung von  jedesmal  mehreren  hundert 
Arbeitern  sämtlich  gescheitert. 

Ein  buntes  Bild  zeigt  die  Metallin- 
dustrie. Eine  viermonatige  Aussi>ermng 
der  hausindustriellen  Solinger  Messerscldeifor 
1872  endete  zu  Gunsten  der  Arbeiter:  der 
•Schleifet könig«:  diktierte  eine  Zeit  lang  den 
Arlteitgeliern  seine  Bedingungen;  ein  fünf- 
monatiger Strike  187475  endete  mit  einem 
Ixmntarif,  dessen  Geltung  Arlteiter-  und 
Arlieitgeberverein  einander  garantierten ; 
nicht  ganz  so  glücklich  waren  die  gleich- 
falls hausindustriellen  Kemscheider  Feilen- 
hauer 1872  7:5.  Im  übrigen  sind  als  wich- 
tigste Strikestätten  zu  nennen,  ausser  Ber- 
lin und  Hamburg,  in  den  Branchen  Kiseu- 
giesserei  und  MaschinenKiu :  Lüneburg. 
Barmen,  Homscheid,  Aachen.  Offenbaeh. 
Darmstadt,  Mannheim,  Chemnitz;  in  der 
Fabrikation  von  Eisenhahn  liodarfsslüeken  : 
Hogensbnrg,  Köln,  Breslau ;  in  der  Schlosse- 
rei: Bremen,  Eilpe  (Westfalen),  Frankfurt 
a,  M..  Nürnberg:  in  der  Drahtzieherei:  Al- 
tena: in  der  Metall  Schlägerei :  Nürnberg, 
Fürth  und  Schwabach.  Die  durchgängig 
in  der  Offensive  befindlichen  Arlieiter 
hatten  ihrer  schlechten  Organisation  wegen 
sehr  ungleiche  Erfolge:  namentlich  über 
den  Ausständen  der  Eisenltahnwerkstätten 
und  Wagenfabriken  waltete  ein  Unstern. 
Berüchtigt  ist  der  unglückliche  Mostsehe 
Agitationsstrike    von    0500  Maschinenbau- 


und  Giessereiarbeitern  in  Chemnitz  im  Spät- 
herbst 1*71.  In  Hamburg  und  seiner 
Nachbarschaft  verzeichneten  die  Jahre  18H9 
Iiis  74  eine  stattliche  Reihe  grosser  Fnbrik- 
strikes  von  wechselndem  Erfolge:  einer 
(Itzehoe  38  Wochen  1*72  73)  richtete  die 
betroffene  Fabrik  zu  Grunde.  In  Berlin 
unterlagen  August  1*71  iu  der  Norddeut- 
schen Fabrik  für  Eisenltalinbetriebsmaterial 
(Aktiengesellschaft)  l«H»u  Arbeiter:  die  Sil- 
ber- und  Goldarbeiter  dagegen  setzten 
1871  72  durch  achtwöchigen  Strike  eine 
lythnerliöhung  von  25 "o  glücklich  durch, 
während  im  Herbst  1*72  der  grosse 
Strike  von  gegen  2»  HM)  Arlieitorn  dei •  l*f lug- 
sehen Fabrik  für  Kisenbahnbedarf  (Aktien- 
gesellschaft) mit  gänzlicher  Niederlage 
endete.  Es  war  ein  l'artialstrike  zur  Durch- 
setzung von  Forderungen,  die  der  sozial- 
demokratische Verein  angeregt,  der  grosse 
Ortsverein  Max  Hirschs  unterschrieben  hatte. 
Während  des  zweimonatigen  Ausstandes 
war  die  Finna  eine  Zeit  lang  am  Hände  der 
Liquidation,  konnte  aber  schliesslich  die 
wichtigsten  Arbeitsposten  besetzen.  Unter 
solchen  Umständen  hatten  die  Gegen  konli- 
tionen  namentlich  der  Masehiiienfabrikanten 
bald  das  Heft  in  Händen  und  regierten  um 
die  Mitte  dos  Jahrzehnts  mit  schwarzen 
Listen  rücksichtslos. 

Die  Arbeitgeberkoalitionen  dieser  Jahre 
haben  die  Technik  der  Gegenkoalition  zu 
einer  gewissen  Vollendung  ausgebildet : 
Hinterlegung  von  Wechseln  zur  Sichemug 
von  Konventionalstrafen,  Organisation  eines 
obligatorischen  Arbeitsnachweises,  schwarze 
Listen  und  Entlassungsscheine  in  den  ver- 
schiedensten Formen  zur  Kennzeichnung 
der  Striker.  In  letzterer  Hinsicht  scheinen 
namentlich  die  Entlassungsscheine  vorbild- 
lich gewesen  zu  sein,  die  der  Norddeutsche 
Baugewerkerverein  Frühjahr  1S73  in  drei 
FariVn  einführte:  sie  machten  natürlich  viel 
böses  Blut. 

Bis  etwa  1873  waren  die  Strikes  ülter- 
wiegend  erfolgreich.  Sie  erhöhten  den 
Jjohnsatz  um  20  bis  100°o  —  damit  frei- 
lich vielfach  nur  die  Verteuerung  des 
Lebensunterhaltes  ausgleichend  —  und  re- 
duzierten die  Arbeitszeit  in  weitem  Um- 
fange von  11  auf  10,  ja  91  s  Stundeu, 
mussten  aber  unbeliebte  Berechnungssysteme 
hier  und  da  hinnehmen  und  kämpften  gegen 
die  Stückarbeit  mit  schlechtem  Erfolge.  Ein 
Specifikum  jener  Jahre  ist  der  energische 
Protest  gegen  die  Sonntagsaibeit. 

Das  Ergebnis  dieser  Strikeperiode  l»e- 
sohräukt  sich  nicht  auf  eine  Umgestaltung 
der  Arbeitsbedingungen,  bei  der  (loch  viel- 
leicht die  Konjunktur  das  liest e  gethan  hatte. 
Das  ohnehin  seit  der  Gwerbefreilieit  schwin- 
dende patriarchalische  Arbeitsverhältnis  be- 
kam einen  Riss,  und  mancher  ArMtgober, 
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der  sich  in  die  neuen  Verhältnisse  nicht; 
finden  mochte,  soll  sich  zur  Ruhe  gesetzt 
hahen.   Der  Arbeiter  wimle  nicht  nur  seilet-  ! 
bewusstcr,  sondern  auch  in  seinem  Auf-! 
treten  unbescheidener,  wenigstens  in  den  I 
Gewerhszweigen.  die  einen  starken  Zustrom ' 
neuer  deklassierter  Elemente  erfuhren  und  i 
in  denen  nicht  eine  gefestigte  gewerkschaft-  j 
liehe    Organisation    Zucht    übte.  Wenn 
freilich    die    berliner    Maurermeister  mit 
zahlenmässigen  Belegen  über  einen  gewaltigen 
Rückgang  der  Arbeitsleistung  klagten,  so  darf 
man  neben  anderen  statistischen  Bedenken 
nicht  filiersehen,  dass  schon  der  massen- 
hafte Hinzutritt  neugelernter  Arbeitskräfte 
einen  solchen  Rückgang  bedingte.    An  sich 
sfdlte  man  vielmehr  vermuten,  dass  jede  ge- 
waltsame Steigerung  des  MinimaJlohn.s  zu 
einer  schärferen  Auslese  zwischen  den  Ar- 
beitskräften  und   zu    vermehrter  Arbeits- 
losigkeit der  untauglichsten  Elemente  führen 
müsse,  deren  Beschäftigung  zum  Minimal- 
lohne    den    landesüblichen   Gewinn  nicht 
mehr  abwirft. 

3.  1874—88.  Für  den  schnellen  Nieder- 
gang der  Strikebewegung  seit  sind 
zwei  Momente  («stimmend  gewesen :  die 
utigüustige  Konjunktur  seit  dem  Knich  von 
1*73  und  »las  Einschreiten  der  Behörden 
gegeu  die  Gewerkschaften  seit  1*74.  Es 
kann  hier  nur  kurz  darauf  hingewiesen 
werden,  dass  die  letztere  folgenreiche  Wen- 
dung in  den  grösseren  Zusammenhang  des 
Umschwungs  der  Bismareksehen  Sozial-  und 
Wirtschaf tstK>litik  gehört,  die  in  den  60  er 
Jahren  gleich  der  deutscheu  Nationalöko- 
nomie nuf  französischen  Bahnen  sich 
wegte.  al>er  nach  dem  Kriege  einen  eignen 
Kurs  einschlug. 

Der  Lohnfall  dieser  Jahre  dürfte  die 
gleichzeitige  Verbilligung  des  LeWnsunter- 
halts  noch  überholt  haben:  in  Berlin  z.  B. 
sank  der  Stundenlohn  für  Maurer  von  4"» — 50 
Bf.  bis  zum  Anfang  der  So  er  Jahre  auf 
SO— 35  Bf.  zurück.    Der  Verlängerung  des 
Arbeitstages  setzte  der  Maugel  an  Arbeits- 
gelegenheit eine  gewisse  Schranke.  Den 
technischen  Fortsehritt  dagegen  konnte  der 
Arbeitgeber  jetzt  auf  Kosten  der  Wünsche 
seiner  Arbeiter  forcieren;  so  gelang  es  1x77 
dem  Messerfabrikanten  lleuekels  in  Solingen, 
nach  einem  viermonatigen  Strike  die  haus- 
industrielle Selbständigkeit  seiner  Schleifer 
zu  brechen  und  sie  zu  Fabrikarbeitern  zu 
degradieren.    Die  Fahrikinspoktionsberiehte 
verzeichnen  Jahr  für  Jahr  seit  1*77  besseres  i 
oder    schein )>ar    l>osseres     Einvernehmen  I 
zwischen  Arbitern  und  Arl>eitgel>era.  Man  ! 
rühmt,  die  Arbeiter  seien  wieder  gefügiger«  j 
geworden,  fügt  aber  hinzu,  dass  sie  einer  j 
erneuten   sozialdemokratischen  Aufhetzung 
wohl  gelegentlich  ihr  Ohr  leihen  würden.  : 
Die  vom  Soziali  stengesetz  vollendete  meinen-  i 


tane  Niederwerfung  der  Arbeiterbewegung 
hilft  auch  erklären,  warum  in  jenen  Jahren 
die  massenhaften  Verzweiflungsstrikes  fehlen, 
die  sonst  die  Zeiten  rückläufiger  Konjunktur 
zu  begleiten  pflegen.  Ein  grösserer  Buch- 
druckerstrike  dieser  Art  in  Berlin,  Juli  1876, 
ist  eine  Ausnahme;  noch  weit  mehr  Aus- 
nahme ist  es  freilich,  wenn  die  Sehiffszinune- 
rer,  die  am  Ostseestrandesich  manche  Lohnre- 
duktion mussten  gefallen  lassen,  in  Bremer- 
haven sich  eines  erfolgreichen  Defensiv- 
strikes  rühmen  konnten,  den  sie  vom  1. 
November  1*77  bis  zum  26.  März  1*7* 
unter  Aufwendung  von  35000  Mark  aus  der 
Vereinskasse  duirhführten. 

Die  Jahre  1**1- -**  dürfen  eigentlich 
der  strikeannen  Zeit  nicht  schlechtliin  zu- 
gerechnet werden.  Die  Kurve  der  wirt- 
schaftlichen Konjunktur  zeigt  in  diesem  Zeit- 
raum mehrfache  Ausätze  zu  aufsteigender 
Bewegung:  die  zerstörten  gewerkscliaft- 
lichen'  Organisationen  liegauuen  langsam 
wieder  aufzuleben  und  trotz  aller  jxdizei- 
lichen  und  staatsauwaltschaftlichcn  Bedräng- 
nisse sich  allmählich  zu  festigen;  der  ein- 
zelne grossindustricllo  Arbeiter  war  auch 
inzwischen,  weil  besser  geschult,  dem  Ar- 
beitgeber unersetzlicher  geworden.  Dem- 
entsprechend findet  man  eine  beträchtliche 
Zahl  von  Strikes.  die  freilich  weder  an  Zald 
und  Umfang  noch  an  Erfolg  sich  mit  den 
Strikes  der  Grüuderjahre  vergleichen  können. 
Wenn  hier  einige  der  erheblicheren  genannt 
werden  sollen,  so  ist  zunächst  auf  das  Bau- 
Ii  a  n  d  w  e  r  k  zu  verweisen ,  das  in  der 
Regel  als  Wetterfahne  der  Konjunktur  gelten 
kann.  In  Berlin  waren  die  Jahre  LS*:} — *6 
von  Baustrikes  erfüllt:  hervorzuheben  sind 
dorZimmererstrike  von  1**3  und  der  Maurer- 
strike  von  1  **.">:  der  Stundenlohn  wurde  von 
30 — 35  auf  wenigstens  50  Bf.  gesteigert. 
In  Hamburg  wurde  der  Ende  der  7oer 
Jahre  auf  40  Bf.  gesunkene  I/>hn  1*87  ohne 
Strike  auf  60  Bf.  gehoben.  Es  sei  gleich 
hier  angefügt  ,  dass  seitdem  die  Mehrheit 
der  Berliner  Maurer  und  Zimmerleute  den 
Neunstundentag  mit  55  bis  60  Bf.  erlangt 
zu  haben  sich  rühmt.  —  Unter  den  zahl- 
reichen, meist  erfolglosen  Metallarbeiter- 
st  ri  kes  1**4-  *6  ist  die  Arbeitseinstellung 
in  der  Berliner  Nahmaschiiienfabrik  Frister 
»V  Rossmaim  (1*84)  namhaft  zu  machen. 
Die  ganze  Arbeiterschaft,  über  looö  Köpfe 
beiderlei  Geschlechts,  strikte  infolge  einer 
veränderten  Lohnberechnung  und  wegen 
barscher  Behandlung  durch  die  Werkmeister. 
Der  Strike  kostete  12—16000  Mark  und 
endete  mit  einer  Niederlage,  nachdem  die 
Polizei  durch  Yersammluugsverbote  den 
Kontakt  unter  den  Strikeuden  gelockert 
hatte.  Mit  den  Sfrikebrecheru  war  es  in- 
zwischen fortgesetzt  zu  so  bedenklichen 
Reibungen  gekommen,  dass  diese.  2— 300 
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Mann,  acht  Tage  laug  unter  polizeilicher 
Bedeckung  in  Trupps  von  10 — 12  Mann 
>wie  Zuchthäusler'  tilglieh  nach  Hause  ge- 
leitet werden  mussten,  sein  schmerzhafter, 
ekelerregender  Anblick  für  jeden  Besser- 
deukendciR  nach  Auffassung  der  Strikenden. 
Obwohl  die  grosse  Mehrzahl  der  Strikenden 
(wie  auch  alle  Meister  der  Fabrik)  dein 
Hirseh-Dunekcrschen  Gewerkverein  ange- 
hört haben  sollen,  scheint  doch  die  Leitung  in 
sozialdemokratischer  Hand  gelegen  zu  haben. 
—  Die  Tischler,  die  schon  iu  den  Gründer- 
iahreu  durch  Strikes  Bedeuteudes  erreicht 
hatten,  haben  auch  1SS3— SS  viel  gestrikt 
und  in  den  wichtigeren  Fällen  meist  leid- 
lichen Erfolg  gehabt,  so  1KS1  iu  Hannover, 
Berlin  (unter  Hödels  Führung).  Königsberg. 
Ein  sensationeller  Stuttgarter  Fabriktisehler- 
strike  lsKf  <H  Wochen.  (50O  Teilnehmer,  ge- 
teilter Erfolg,  itfter  22 < M m »  Mark  Kosten)  ist 
neben  anderem  durch  die  Verurteilung  zweier 
Fabrikanten  zum  Schadenersatz  au  ihre  ohne 
KündigungausgesperrtenTisehlor  bemerkens- 
wert. Hamburg  hatte  lss7  und  Ins*  drei 
grössere  Tisehlerstrikes  mit  zusammen  etwa 
12.{'Hmi  Mark  Unkosten,  während  auf  der 
anderen  Seite  eine  einzige  Firma  lSs,s  zur 
Anwerbung  holländischer  Tischler  20000 
Mark  aufgewendet  haben  soll.  Der  letzte 
dieser  Strikes,  mit  Aussperrung  verbunden, 
dauerte  10  Wochen.  Die  Ohnmacht  der  Ar- 
lieitgober,  ihren  Zusagen  im  eigenen,  aus 
sehr  ungleichartigen  Elementen  zusammen- 
gesetzten Kreise  dauernde  Geltung  zu  ver- 
schaffen, die  sich  in  diesem  Gewerbe  schon 
in  den  7«  •  er  Jaliren  gezeigt  hatte,  ist  an  den 
Wiederholungen  schuld  gewesen.  Der  Er- 
folg war.  dass  man  einigermassen  die  vor 
HJ  Jahren  schon  einmal  bewilligte  Forderung: 
9' s  stündige  Arlieit,  4o  Pf.  Stundenlohn, 
wieder  durchgesetzt  hat.  —  Die  B  u  e  h  - 
d rucker  hatten  1870— 7*  mehrmals  allge- 
meine Lohnkürzungen  flljer  sich  ergehen 
lassen ;  J  ssü  kämpften  sie  für  eine  Auf- 
besserung des  I/olintarifs  um  0*:tno.  Sie 
waren  nur  teilweise  erfolgreich,  so  in  Leipzig 
und  Altenburg.  Ein  fast  fünfmonatiger 
Strike  von  Ooo  rhein ländischen  und  west- 
fälischen Gehilfen  endete  unentschieden, 
nachdem  er  etwa  2000IIO  Mark  an  Auf- 
weudungen  verschlungen  liatte.  —  Bei  den 
Sehn h m ache r n  ,  die  von  jeher  viele 
kleine  Strikes  (hauptsächlich  im  Fabrikbe- 
trieb) unternommen  hatten,  aber  l**i  grösseren 
Kämpfen  meist  unterliegen,  ist  allenfalls  der 
erfolglose  Elbiuger  Strike  von  1nn7  (s 
Wochen,  4äoo  Mark  l'nkosten)  zu  nennen: 
eine  Massregelung  harte  den  Anlass  geboteu. 

4.  Zweite  Strikeperiode :  1M88— 90. 
Die  Jahre  1n74— <ss  waren  für  die  deutsche 
Grossindustrie  eine  harte  Schule.  Sie 
schufen  die  wirtschaftliche  Grundlage,  auf 
der  im  Frühjahr  und  Sommer  lssy  Mnssen- 


strikes  von  ungekannten  Dimensionen  über 
das  Land  hereinbrachen.  Die  neue  Strike- 
periode bereitete  sich  mit  der  aufsteigenden 
Konjunktur  Inns  vor.  Die  Beobachtung 
einer  fieberhaften  Rührigkeit  in  den  Ge- 
werkschaften  leitete  das  folgende  Frühjahr 
mit  weitgehenden  Befürchtungen  im  Publi- 
kum ein.  hinter  denen  die  Wirklichkeit  zwar 
teilweise  zurückblieb,  aber  nur  tun  sie  in 
anderer  Richtung  noch  zu  überholen.  Am 
24.  Februar  kündigte  das  tonangcltende 
Berliner  Volksblatt  (der  spätere  Vorwärts) 
in  einer  berüchtigten  Kundgebung  für  die 
bevorstehende  Jahreszeit  -einen  Lohnkampf 
an.  >wie  ihn  Herlin  wahrscheinlich  noch 
nicht  gesehen  hat.«  Aber  die  planmässige 
Agitationsarbeit  trug  doch  wesentlich  nur 
in  den  zahlreichen  Zweigen  des  Bauge- 
werbes ihre  Frucht,  dessen  Arbeitsein- 
stellungen viele  kleine  und  grosse  Städte 
heinisuchten,  am  schwersten  die  Reichs- 
hauptstadt mit  einem  mehr  als  zweimona- 
tigen, nach  manchen  Wechselfälleu  doch 
nicht  ganz  erfolglosen  Strike  von  20— 2'iInmj 
Maurern  und  Zimmerleuten  (Beginn  21.  Mai), 
während  zum  Beispiel  in  Dresden  ein  Töpfer- 
strike  nach  10  Wochen  mit  einem  oetroyiorten 
Zwangsarbeitsnachweis  des  neu  gebildeten 
Arlteitgcberverhands  endete,  der  unter  an- 
geblich gemeinsamer  Verwaltung  beider 
Teile  zu  einer  dauernden  Institution  ge- 
worden ist.  Im  übrigen  sind  als  bezeich- 
nende Züge  dieser  Periode  horvorzuhelien 
ilie  schärfere  Ausprägung  des  nationalen 
statt  lokalen  Charakters  der  Strikes,  die 
Hineinziehung  neuer,  im  Striken  unerfahrener 
Gewerbszweige  in  die  Bewegung  und  das 
Erstarken  der  eingeschläferten  Gegon- 
koalitionen .  unter  denen  auch  die  wieder 
aufgelebten  Innungen   eine  Rolle  spielen. 

Das  erste  Moment  tritt  schon  in  den 
Formerstrikes  hervor,  die  seit  lHKtt  ohne 
Unterbrechung  durch  Jahre  sich  fortgesetzt 
haben.  Ein  Vorspiel  bildete  der  Former- 
strike  in  Altona-Ottensen  ls*7  (115  Teil- 
nehmer), der  nach  22  Wochen  und  nach 
Verausgabung  von  22  "4M  Mark  nicht  un- 
günstig für  die  Arbeiter  abscldoss.  Ein 
Pfingsten  Ikss  in  Magdeburg  tagender 
Deutscher  Formerkongress  gab  den  Anstoss 
zu  einem  interlokalen,  aber  noch  keineswegs 
planmässigen  Vorgehen  im  folgenden  Herbste ; 
die  Ausstände  selbst  veranlassten  wenigstens 
die  Bildung  einer  < Zentralstelle  zur  Vermit- 
telung  des  Unterstützungswesens.  Während 
u.  a.  in  Berlin  eine  Lohnforderung  ohne 
Strike  durchging,  kam  es  in  Braunschweig 
wegen  Vernachlässigung  eines  von  den 
Formen)  eingerichteten  Arbeitsnachweises 
seitens  der  Arlteitgeber  am  ">.  Noveml>er  zu 
einem  partiellen  Strike,  dem  am  22.  die 
Aussperrung  fast  aller  ca.  ISO  Formerfolgte. 
Aehnlich  ging  es  am  S.  Dezember  in  Ham- 
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Imrg  Cild  Former).  Am  22.  November 
legten  t't  Flenshurger  und  20  in  Grabow 
Itei  Stettin  Itosehäftigte  Former  mit  Ix>hn- 
fonlerungen  die  Arbeit  nieder.  Die  fast 
ül»erall  vereinigten  Kisengiessereihesilzor 
l>eschlossen  auf  einer  in  Hannover  Mitte 
Januar  lss9  tagenden  Konferenz,  den  be- 
troffenen Kollegen  ihre  Formen  zum  Selbst- 
kostenpreise abzumessen.  Die  nicht  striken- 
den  rormer  haben  sieh  aber  vielfach  ge- 
weigert, zu  solcher  Aushilfe  die  Hand  zu 
bieten,  und  in  Wolfenbüttel  kam  es  darüber 
zum  Ausstande.  In  Altona  benutzten  einige 
Fabrikanten  die  Situation,  den  dortigen 
Fachverein  in  Verruf  zu  erklären,  und  führten 
damit  einen  sechsten  Ausstand  herliei  (Mitte 
Kein  ■uar).  der  Ober  tS*  ►  Mann  betraf.  Im 
Sommer  kamen  drei  kürzere  Ausstände  in 
Linden  bei  Hannover,  Bayreuth  und  Horn- 
burg hinzu;  auch  in  Halle.  Dresden.  Duis- 
burg, Hremen  kam  es  zum  Strike.  Die  von 
den  Fabrikanten  massenhaft  angeworbenen 
En^tzmänner.hauptsächliehBöhmen,Schlesier 
und  Ostpreusson,  grossenteUs  technisch  nur 
halb  bniuchbar,  suchte  man  trotz  polizei- 
lieher  Unterstützung  vergeblieh  von  allem 
Kontakt  mit  der  Aussenwelt  abzusehliessen : 
allein  aus  Hamburg  wurden  L"iO  importierte 
Fremde,  meist  Böhmen,  von  den  Ausständigen 
mit  einem  Aufwände  von  WHKJ  Mark  nach 
Hause  spediert.  Die  Fabrikanten  führten 
ihre  Sache  mit  der  Schärfe  eines  Prineipion- 
streits.  Die  grössto  der  Flensburger  Finnen, 
eine  Schiffswerft ,  sperrte  gleich  anfangs 
ihr  ganzes  Personal,  loiio  Mann,  drei 
Wochen  lang  aus.  um  auf  die  Striken- 
den  einen  Druck  üben  zu  lassen,  aber 
erfolglos,  und  die  Former  blieben  hier  im 
I^aitfe  der  nächsten  Monate  siegreich. 
Die  Gründung  eines  »Vereins  der  Metall- 
industrieen  der  Provinz  Haunover  und  an- 
grenzenden  Gebiete*  im  Mai  1889,  aus- 
schliesslich zum  Zwecke  der  wirksameren 
Handhabung  schwarzer  Listen,  wurde  mit 
Arbeitsniederlegung  in  allen  Giessoreion  der 
Stadt  Hannover  Mitte  Juni  beantwortet.  Ob- 
wohl jedei-  neue  Strike  eine  Geldquelle  ver- 
sehloss,  flössen  die  Mittel  doch  reichlich. 
Bis  zum  1.  Januar  1891  betrugen  die  Kriegs- 
kosten auf  Seiten  der  Arbeitnehmer  nicht 
weniger  als  182208  M..  von  denen  Berlin 
allein  in  einem  Jahr  und  ">  Monaten 
32  (HR)  M.  aufbrachte;  dazu  kommen  noch 
einige  Tausende  mit  besonderen  Verwen- 
dungszwecken, z.  B.  920  M.  zur  Beschaffung 
von  Weihnachtsgeschenken  für  die  Kinder 
ausgesperrter  Former.  Hin  erheblicher  Teil 
dieser  Gelder  ist  von  denjenigen  Arbeitern 
aufgebracht  worden,  die  in  Verkennung 
ihrer  Pflicht  der  Gewerkschaft  fern  standen, 
die  jedoch  in  diesem  Falle  sich  verpflichtet 
hielten,  ihren  kämpfenden  Brüdern  hilfreich 
zur  Seite  zu  stehen.»     Im  ganzen  hat  die 


Bewegung  infolge  des  beiderseitigen  Starr- 
sinns einen  förmlichen  Abschluss  nicht  ge- 
funden, obwohl  sie  bis  weit  über  die  Wen- 
dung der  Konjunktur  hinaus  dauerte;  nur 
vereinzelt  kam  es  zu  einem  Kompromiss.  so 
seitens  der  Finna  in  Grabow  nach  19  Wochen. 
Die  Mehrzahl  der  Sinkenden  scheint  mit 
der  Zeit  ein  anderes  Unterkommen  gefunden 
zu  lial)en,  zum  Ted  im  Ausland  und  jeden- 
falls nicht  ztun  A'orteil  der  deutschen  Eisen- 
giessorei.  Unter  dem  Eindmck  dieser  Er- 
fahmngen  liaben  sich  indes  die  Arbeitgeber 
soviel  fester  zusammengeschlossen,  dass  an 
eine  Erneuening  des  Kampfs  in  grossem 
Stile  so  leicht  nicht  gedacht  werden  kann. 
In  einem  folgenden  Abschnitt  kommt  unsere 
Darstellung  darauf  zun'iek. 

Im  Braugewerbe  hatte  der  schnelle 
technische  Fortschritt  eine  rapide  Verbesse- 
rung der  Arbeitsbedingungen  geschaffen  und 
die  Gehilfenschaft  etwa  seit  Mitte  der  80er 
Jahre  veranlasst,  diesem  automatischen  Pro- 
zesse gelegentlich  gemeinsam  nachzuhelfen. 
Der  Arbeitseinstellung  bedurfte  es  dazu  in 
der  Kegel  nicht,  bis  das  Jahr  l^sO  eiue 
lebhaftere  Bewegung  brachte.  Während 
man  in  dem  Zeitraum  1S7U— 88  kaum  zehn 
meist  kleinere  Brauerstrikes  zäldt,  sind  sie 
seitdem  an  der  Tagesordnung.  1889  wurden 
die  vielerorts  gestellten  Fordcnmgen  zwar 
meist  noch  ohne  weiteres  bewilligt,  zum 
Teil  dank  der  vennittelnden  Rolle  der  Brau- 
meister: aber  in  Frankfurt  a.  M.  und  Ham- 
burg kam  es  zum  Stinke.  In  Frankfurt  unter- 
lagen die  Gesellen,  in  Hamburg  siegten  sie, 
durch  einen  Bierboykott  der  Hamburger  Ar- 
beiterschaft unterstützt,  und  gewannen  den 
elfstündigen  Maximalarbeitstag  sowie  einen 
Wochenlohn  von  24  Mark.  In  Berlin  wurde 
ohne  nennenswerten  Strike  der  Zehnstunden- 
tag und  ein  Monatslohn  von  10")  Mark  be- 
willigt, im  folgenden  Jahre,  nachdem  ange- 
sichts der  drohenden  Boykottgefahr  fast  alle 
grossen  Berliner  Brauereien  sich  zu  einem 
'Hinge«  verbunden  hatten,  gegenüber  steigen- 
den Fordeningen  sogar  120  Mark  zugestanden. 
Allein  die  Arbeiter  stellten  weitere  Ansprüeho 
und  strikten.  Der  Strike  wurde  angeblich 
durch  Anwendung  schwarzer  Listen  seitens 
der  Arbeitgeber  verbittert.  Ein  von  der 
Sozialdemokratie  allerdings  nur  lau  ver- 
tretener Boykott  kam  ihm  zu  Hilfe.  Ob- 
wohl der  »Ring«  nach  seiner  Auffassung 
die  Situation  völlig  beherrschte,  hat  er  doch 
weitgehende  Zugeständnisse  insbesondere 
in  Sachen  des  Arbeitsnachweises  gemacht. 
>Wir  haben  uns«,  sagt  einer  der  fulirenden 
Ringteilnehmer,  »wegen  dieser  Zugeständ- 
nisse die  allei-schwersten  Vorwürfe  seitens 
unserer  Kollegen  im  Brauereigewerbe  ge- 
fallen lassen  müssen,  teils  derer  in  Berlin, 
teils  derer  ausserhalb,  aber  auch  seitens  der 
Angehörigen  der  übrigen  Industriell'.  In 
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der  Tliat  erscheint  diese  Nachgiebigkeit  einer 
grossindustriellen  Gcgenkoali'tion  noch  in» 
Jahre  1S90  jd.s  ausserordentliche  Abnor- 
mität. 

Nicht  ohne  Kinfhiss  auf  diese  und  andere 
Bewegungen  war  das  Beispiel  eines  Wiener 
V  f  e  vd  e  1» a  h  n  k  n  t  s e  h  e  r  s t  r  i  k  e  s  (April 
)ss9),  der  die  öffentliche  Sensation  weithin 
alarmierte,  übrigens  auch  direkte  Nachfolge 
in  mehreren  Städten  des  Deutschen  Reiches 
fand,  wiederum  eine  neue  Berufskategorie 
in  die  Strikeliewegung  ziehend. 

Alter  diese  mannigfaltigen  Eindrücke 
verblasstcu  vor  den  unerhörten  Nachrichten, 
die  aus  dem  rheinisch  -  westfälischen 
Kohlenrevier  kamen. 

5.  Der  Bergarbeiterstrike  1880.  Im 

niederrheinischen  Industriebezirk ,  dessen 
Arbeiterschaft  politisch  und  gewerkschaftlich 
bis  dahin  relativ  friedlich  geblieben  war, 
erfüllten  grosse  Ausstände  der  Ricmeudreher. 
Färlicr.  Wel*r  die  Monate  März,  April,  Mai 
1SN0.  Im  Bergbau  des  benachbarten  Aus- 
landes rumorte  es  seit  Jahren.  Kein  Wunder, 
dass  auch  der  Bergmann  des  Rulirgebiots. 
ohnehin  dtireh  die  Begleiterscheinungen  der 
grossiudustriellen  Eutwickelung  aufö  tiefste 
verstimmt,  angesichts  der  schnell  steigenden 
Aktienkurse  bei  gleichzeitig  gesteigerter 
Nachfrage  nach  Arbeitskräften  sich  leicht 
bestimmen  liess,  eine  Lohnerhöhung  von  1 5 
bis  2.r>no  zu  fordern;  erst  später  trat  die 
Achtstundenschicht,  das  »Erlte  der  Väter«, 
in  den  Vordergrund:  zahlreiche  Einzellte- 
schwenlou.  wie  sie  bei  flottem  Geschäfts- 
gang im  Bergbau  regelmässig  wiederkehren, 
traten  hinzu.  Wieder  teilten  sich  in  die 
Führung,  ähnlich  wie  1872,  ritramontano 
(Fusangel  u.  s.  w.)  mit  politisch  farbloseren 
Belgleuten,  die  zum  Ted  eine  sozialdemo- 
kratische Vergangenheit  hatten  (die  späteren 
«Kaiserdelegierteuc  Schröder  und  Siegel), 
aber  von  ihrer  politischen  Gesinnung  wenig 
Gebrauch  machten.  Der  wohl  für  einen 
geeigneteren  Zeitpunkt  in  Aussicht  ge- 
nommene Strike  brach  planlos  au  verein- 
zelten Stellen  unter  Vorantritt  der  halb- 
wüchsigen Burschen  in  den  ersten  Tagen 
des  Mai  aus;  die  Entlassung  von  80  Ar- 
beitern seitens  der  Zeche  Ilibernia  am  4.  Mai 
führte  zu  einem  tumidtuarischen  Zusammen- 
stoss  mit  der  Polizei,  der  das  Signal  zu 
einer  rapiden,  die  Arbeitgeber  wohl  solir 
überraschenden  Ausbreitung  des  Strikes 
wurde.  An  ordinmgsmässige  Kündigung 
der  Arbeitsverträge  war  nicht  zu  denken. 
Die  Zechenverwaltungen  hatten  zwar  in 
einzelnen  Gegenden  miaufgefordert  den  Lohn 
erhöht,  lehnten  aber  die  Forderungen  fast 
durchweg  ab  und  standen  den  Strikendcn 
nicht  einmal  Rede.  Am  13.  Mai  erreichte 
der  Ausstand  mit  weit  über  9000U  Teilnehmern 


(etwa  i  i;  der  Gesamtzahl)  seinen  Höhepuukt, 
um  Ende  Mai  und  Anfang  Juni  zu  erlöschen. 

:  Er  hielt  sich  am  hartnäckigsten  da,  wo  der 
Grossl>etrieb  am  meisten  entwickelt,  wo  mil 
den  patriarchalischen  Traditionen  am  gründ- 
lichsten  aufgeräumt  war.  wo  der  alte  Ar- 

I  beiterstamni  am  wenigsten  mehr  eine  Rolle 
spielte.  Am  13.  Mai  griff  die  aufständische 
Bewegung    in   das   lienachharte  Aachener 

i  Borgrevior  hinül>er  und  endete  hier  bei 
einer  Beteiligung  von  24üö  der  0— 7000 
Bergleute  gleichfalls  im  Anfang  des  folgen- 
den Monats.  Am  lf).  zeigte  sich  auch  im 
Saargebiet  und  im  Königreich  Sachsen  eine 
Bewegung,  die  später  zum  Strike  (vom  23. 
Mai  bis  «i.  Juni  bezw.  21.— 24.  Mai)  führte: 
die  höchste  Teilnehmerzahl  war  dort  13» Mio 
--  hier  etwa  10000  ....  ül>er  1  ■>  der 
Gesamtzahl.  In  Nierlerschlesien,  wo  es  schon 
länger  gärte,  wurde  vom  13. — 21.  Mai  im 
Höchstbetrage  von  10 — 12000  Mann  -  etwa 
:i  i  der  Gesamtheit  gestrikt:  in  » )l»erschlesien 
vom  IG.— 2ö.  Mai  von  044» i  1  <;  der  Beleg- 
schaft im  Höchst  betrage,  von  308!)  im  Durch- 
schnitt, von  13.31  m»  Individuen  im  ganzen. 
Der  Lohnausfall  kann  auf  3  Millionen  Mark 
geschätzt  werden,  ungerechnet  die  erheb- 
liche, wenn  auch  in  der  Tagespresse  ülier- 
triebene  Zahl  der  Arbeiter  solcher  Werke, 
die  infolge  der  alsbald  entstehenden  Kohlen- 
not feioru  inussten.  Auch  griff  die  I  Lohn- 
bewegung in  die  verwandten  Betriebszweige 
des  Bergbaus  und  der  Metallindustrie  und 
ins  Ausland  mit  kleinen  Ausständen  vielfach 
hinüber. 

Wie  1872  war  auch  jetzt  die  Haltung 
der  Strikenden  musterhaft,  die  diseiplinge- 
wohnte  Einmütigkeit  bei  fast  völlig  fehlen- 
der Organisation  bewundernswert;  fast  nur 
in  Schlesien  kam  es  zu  Ausschreitungen 
grösseren  Massstabs.  Dem  verhältnismässig 
guten  Auskommen  des  rheiidändischen  und 
westfälischen  Bergmanns  entsprach  ein 
starkes  Standesgefühl,  das  freilich  durch  die 
massenhafte  Heranziehung  fremder  Arbeits- 
kräfte schon  damals  in  manchen  Gegenden 
begonnen  liatte  sich  nufzidösen.  Auch  die 
Führer  thaten  von  vorn  herein  ilir  Bestes  im 
Sinne  einer  vernünftigen  Mässigung.  An 
regelmässige  Gelduntorstützung  von  OOOOO 
Strikern  war  nicht  zu  denken:  die  Geld- 
sammlungen waren  ein  Tropfen  auf  einen 
heissen  Stein,  insbesondere  die  Nachricht 
von  grossen  ausländischen  Geldsendungen 
scheint  Fabel  zu  sein.  Ermöglicht  wurde 
der  Strike  nur  durch  die  übliche  Lohn- 
zahlungsmethodo  (postnumerando  am  S.  und 
24.  des  der  Arbeit  folgenden  Monats),  die 
zugleich  erklärt,  warum  der  Strike  mit  dem 
Monat  sein  Ende  finden  musste.  Andrer- 
seits war  ein  Ersatz  der  Strikenden  durch 
Strikebreclier  gänzlich  ausgeschlossen.  Die 
öffentliche  Meinung  trat  mit  seltener  l'eber- 
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einstimmung  auf  <lie  Seite  der  Arlieiter,  die 
Presse  bis  weit  ins  nationnlliberale  I.ager 
hinein :  selbst  die  Verwaltungsbehörden 
zeigten  sieh  vielfach  nicht  unfreundlich  ge- 
stimmt, während  die  Bergbehörde  mit  dem 
ablehnenden  Herrenbewusstsein  der  Arbeit- 
gel»er  syii)|>athisierte. 

l'm  die  Mitte  des  Monats  lenkten  zwei 
Momente  die  Stimmung  zu  Gunsten  des 
Ausgleichs:  auf  Seiten  der  Arbeiter  die  Beol»- 
achtung,  da*>s  das  Ausland  nicht  mitstrikte, 
sondern  Kohlen  sandte:  auf  sehen  der  Ar- 
beitgeber der  Eingriff  der*  Kaisers.  Die 
zündende  Wirkung  des  plötzlich  bei  Dort- 
munder Bergleuten  aufgetauchten  Gedankens 
eines  Bittgangs  nach  Berlin,  die  sofortige 
Genehmigung  der  Audienz  charakterisieren 
die  damalige  Stimmung.  Die  Bergleute 
scheinen  für  ihre  klug  formulierten  Worte 
von  einem  katholischen  Dortmunder  Journa- 
listen instruiert  worden  zu  sein,  der  sich 
auch  später  um  die  Beilegung  des  Strikes 
verdient  gemacht  hat.  Die  kaiserliche  Ent- 
gegnung lässt  trotz  ihres  streng  tadelnden 
Tons  die  zu  Grunde  liegende  Sympathie  so 
weuig  verkennen  wie  am  zweitfolgenden 
Tage  (10.  Mai)  die  der  auf  kaiserliche  An- 
regung gleichfalls  erschieneneu  Arbeitgeber- 
deputatiou  zu  teil  gewordene  Antwort  den 
Charakter  einer  Straflektion  verleugnet.  Die 
n  im  mehr  in  Berlin  unter  deutschfreiainniger 
Vermittelung  begonnenen  Einigungsversuche 
führten  zu  einem  Kompromiss,  der  zwar 
noch  erbitterte  Meinungsverschiedenheiten 
mich  sich  zog.  akr  doch  die  Grundlage 
lüldete  für  die  ohnehin  unvermeidliche 
Wiederaufnahme  der  ArWit  am  Monats- 
schluss.  Der  Erfolg  des  Strikes  war  eine 
Abkürzung  der  Arbeitsschicht  mit  Einseht uss 
der  Ein-  und  Ansfalirt  von  10  auf  9  Stunden 
und  der  Wegfall  des  Zwanges  zu  l'eber- 
schichten:  die  ansehnliche  Ix)hnerhöhung 
wäiv  vielleicht  auch  ohne  den  Strike  be- 
vs i liiert  worden.  In  den  anderen  Strikege- 
l-ieten  waren  die  Ergebnisse  ähnlich.  Die 
amtliche  Untersuchung,  die  dem  Strike  folgte, 
hat  vermutlich  zur  Erledigung  von  Be- 
st hwenlepunkten  beigetragen.  Die  wirkliehe 
Machtlage  spricht  sich  al>er  in  der  grossen 
Zahl  von  Massrege]  nngen  (schwarzen  Listen) 
ans.  die  auf  lange  Zeit,  hinaus  zu  Klagen  Anhiss 
galten  und  bis  Mitte  Scptemkr  etwa  lböKHp 
Mark  rntci-stützungsgelder  erforderten.  Auch 
sonst  kam  es  im  nächsten  Winter  bei  fort- 
gesetzt steigenden  Kohlenpreiscn  zu  Rei- 
bungen :  planlose  Einzelstrikes,  die  die  Führer 
nicht  hindern  konnten,  tiatten  nur  den  Er- 
folg, das  längst  vorher  (zidetzt  namentlich 
in  der  Eisenindustrie)  erörterte  Projekt  einer 
gegenseitigen  Seeversicherung  der  Zechen 
.gegen  Strikes.  die  höchstens  ein  Drittel  der 
Produktion  des  Oberbergamtsbezirkes  be- 
rühren) zur  Keife  zu  bringen. 


Das  grundsätzlich  Bedeutsame  dieses  bis- 
her grössten  deutsehen  Strikes  liegt  in  seiner 
das  Marktgebiet  nahezu  umspannenden  Aus- 
dehnung, die  in  einer  Zeit  gesteigerten  Be- 
darfs das  Angebot  an  Kohle  und  Fabrikaten 
stark  einschränkte,  die  Pivise  rapide  in  die 
Höhe  trieb  und  den  letzten  Konsumenten 
schwer  schädigte,  wälu-end  die  Arbeitgeber 
des  Bergbaus  und  teilweise  auch  der  mithe- 
troffenen  Industrieen  im  ganzen  vielleicht 
geradezu  Gewinn  hatten  und  die  Preissteige- 
rung zum  Teil  auch  voraussahen.  Die  ge- 
schäftliche Wirkung  des  Strikes  war  keine 
andere  wie  die  der  planmässigeu  Produk- 
tionsbeschränkung durch  das  heutig«»  Kohlen- 
syndikat, und  englische  Gruhenltesitzer  haben 
schon  vor  Jahrzehnten  mitunter  ihre  Ar- 
beiter geradezu  zum  Strike  provoziert,  um 
eine  Einschränkung  der  Produktion  zu  er- 
zwingen. 

6.  1890—1895.  Ein  entschiedener 
Rückgang  der  Strikebewegung  datiert  vom 
1.  Mai  1«90.  Der  internationale  Sozialisteu- 
kongress  in  Paris  1SS9  hatte  die  jährlich 
wiederkehrende  allgemeine  Arbeitsruhe  am 
1.  Mai  als  l>emonstrarion  zu  Gunsten  der 
achtstündigen  Normalarbeitszcit  und  im 
Sinne  eines  proletarischen  Weltfeiertags  be- 
fürwortet. Die  Durchführung  dieses  über- 
mütigen Plans  wurde  rechtzeitig  gekreuzt 
durch  eine  Wendung  der  wirtseliaftlicheu 
Konjunktur.  Jn  Deutschland  ist  der  Be- 
schluss  niemals  auch  nur  seitens  der  or- 
ganisierten Gewerke  annähernd  ausgeführt 
worden ;  meist  beschränkte  man  sich  im 
Einverständnis  mit  der  sozialdemokratischen 
Parteileitung  auf  Feierabendversammlungen 
und  demonstrative  Festlichkeiten :  aber 
immerhin  kam  es  namentlich  zum  1.  Mai 
1890  in  Hamburg,  Berlin  und  anderwärts 
zu  einer  wilden  Agitation.  Allenthalben 
antworteten  die  Arbeitgcl>er  mit  Gegen- 
koalitionen, die  zunächst  darauf  abzielten, 
die  am  1.  Mai  feiernden  Arbeiter  auch  au 
den  folgenden  Tagen  zur  Strafe  auszusi>erreii, 
die  sich  aber  gleichzeitig  wohl  als  Amts- 
nachfolger der  Exekutivorgane  des  ab- 
laufenden Sozialistengesetzes  fühlten.  Xatur- 
gemäss  waren  die  Grossstädte  auch  darin 
vorbildlich.  In  Hamburg  bildete  sich  gegen 
Ende  April  1S90  ein  allgemeiner  Arbeit- 
geberverUmd  mit  dem  erwähnten  Programm. 
Sein  Erfolg  war  durchschlagend.  Der  die 
Klassensolidarität  verkörpernde  Verband, 
welcher  alsbald  einen  in  S  Tagen  auf  mehr 
als  KjOOO  Mark  gestiegenen  Fonds  zur 
Unterstützung  kleinerer  Arbeitgeber  im 
Strike  schuf,  auch  die  Verallgemeinerung 
der  Strikeklausel  und  die  Einrichtung  zweck- 
dienlicher Arlieitsnachweisc  betrieb,  ist  eine 
dauernde  Institution  geworden.  Seinen  ersten 
grundlegenden  Erfolgen  kam  die  Wendung 
der  wirtschaftlichen  Konjunktur  zu  statteu. 
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deren  Drnek  durch  die  Beendigung  der 
Zollanschlussbauten  und  sjw'lter  durch  die 
Cholera  sich  verschärfte. 

Von  den  übrigen  Arbeitgoberverbändcn, 
die  teils  zum  1.  Mai  1890,  teils  bald  nachher 
wie  Pilze  aus  dem  Boden  wuchsen  und  die 
überwiegend  präventiv  gewirkt  zu  haben 
scheinen,  sind  die  der  Metallindustrie 
hervorzuhel>en ,  die  schon  in  Hamburg  mit 
ihrem  diktatorischen  Arbeitsnachweis  in  die 
erste  Reihe  getreten  war.  Die  Former- 
strikes  hatten  in  dieser  Industrie  schon 
vorgearbeitet.  In  Berlin  entstand  damals 
aus  einem  Verein  Berliner  Eisengiessereien 
der  Verband  berliner  Metallindustrieller, 
der  dadurch  bekannt  geworden  ist,  dass  er 
der  Polizei  fflr  die  am  1.  Mai  1890  geleisteten 
Dienste  3000  Mark  gezahlt  haben  soll1), 
und  der  im  selben  Jahre  einen  der  ge- 
fflrehteten  Arboitgelier-Arbeitsnaehweise  er- 
richtete. Die  Gründung  eines  allgemeinen 
•»Verbands  deutscher  Metall  industrieller«  ge- 
hört demselben  Jahre  an,  und  noch  im 
Sommer  1892  klagen  die  Former:  »Die 
Nachwehen  (der  Ausstände)  in  Gestalt  von 
schwarzen  Listen,  namentlich  in  Hamburg, 
dauern  noch  fort.«  Einzelne  Fonnerstrikes 
sind  allerdings  auch  seitdem  immer  von 
neuem  aufgetaucht  ;  1894  sollen  die  -> lokal- 
organisierten«  Berliner  Metallarbeiter  fflr 
einen  langwierigen  und  nicht  erfolglosen 
Strike  noch  einmal  125000  Mark  veraus- 
gabt haben,  und  als  im  Herbst  1897  ein 
Berliner  Fonnerstrike  infolge  der  Jahre  lang 
geschürten  Stimmung  sich  auf  729  Kollegen 
ausdehnte,  wäre  es  fast  zur  Aussjierrung 
von  27  UUO  Berliner  Metallarbeitern  ge- 
kommen :  das  Berliner  Gewerb»  'gerieht 
ffilirte  im  letzten  Augenblick  eine  Einigung 
herbei  und  setzte  für  diesen  Fall  sogar  den 
Verzicht  auf  Anwendung  schwarzer  Listen 
durch,  die  sonst  die  Keime  neuer  Miss- 
helligkeiten silen.  In  einer  sozialdemo- 
kratischen Wochenschrift  wurde  bald  darauf 
offen  ausgesprochen«  dass  die  gewerkschaft- 
lichen Fülirer  von  der  Aussichtslosigkeit 
eines  Kampfes  gegen  den  Arbeitgeberbund 
überzeugt  waren. 

Die  Strikebewcgung  der  90  er  Jahre 
trägt  gegenüber  der  zweiten  Hälfte  der 
7oer  Jahre  zwar  insofern  ein  normaleres 
Gepräge,  als  die  zu  niedergehender  Kon- 
junktur gehörigen  erfolglosen  Abwehr- 
strikes*  diesmal  nicht  gewaltsam  unter- 
drückt sind;  aber  die  l>l»erlegenheit  der 
Arl»eitgelter  kommt  dadurch  nur  um  so 
offener  zum  Ausdruck.  Es  ist  auf  die  Eut- 


*)  Ein  Komplott  gegen  die  deutsche  Arbeiter- 
klasse. Akteimtücke  über  eine  Koalition  deut- 
scher Metnll-Unternehmer-Verbände  mit  König], 
preußischen  Behörden.  Loudon  1891,  E.  Bern- 
stein &  <'o.    Printed  in  Switzerland. 


wickelung  der  Sozialdemokratie  nicht  ohue 
Einfluss  gewesen .  dass  dem  Falle  des 
Sozialistengesetzes  diese  Fülle  von  Ent- 
täuschungen auf  gewerkschaftlichem  Gebiete 
folgte.  Eiue  Reihe  von  Etappen,  mit  dem 
1.  Mai  1890  angefangen ,  lässt  den  Fort- 
sehritt des  Niedergangs  erkennen. 

Die  nächste  Etappe  ist  der  Strike  oder 
die  Ausschliessung  von  mehr  als  30O0  Ham- 
burger Tabakarbeitern  im  Winter  189t ) 
bis  91.  Der  Verein  der  Tabakfabrikanten 
verlangte  von  seinen  Arbeitern  bei  Strafe 
der  Entlassung  den  Austritt  aus  der  Ge- 
werkschaft (Unterstützungsverein  deutscher 
Tabakarbeiter  bezw.  Freundschaftsklub  der 
Cigarrensortierer).  Die  im  November  be- 
ginnende Ausschliessung  dauerte  IG  Woeheu 
und  erforderte  auf  Seiten  der  Arbeiter 
4— 600 ooo  Mark  Unterstützungskosten,  ob- 
gleich zur  Beschäftigung  der  Arbeitslosen 
wieder  eine  Talsikarbeitergenossenschaft  ge- 
gründet wurde,  die  Ende  1891  157  Ar- 
beiter hatte  und  noch  jetzt  mit  etwa  100 
Arbeitern  besteht.  Das  Ergebnis  war  eiue 
völlige  Niederlage  der  Arbeiter,  obwohl 
Strikebrecher  sich  nur  vereinzelt  fanden. 
Eiu  damals  von  den  Hamburger  Gewerk- 
schaften   aufgenommenes    Darlehen  von 

'107  000  Mark  liat  auf  Jalire  hinaus  die 
Budgets  der  Organisationen  belastet  und 

I  die  Aktionslust  gelähmt. 

Einen  weiteren  Markstein  bezeichnen  die 
unglücklichen  Bergarbeiterstrikes  1891 
bis  93,  Konsequenzen  des  1889  eingeleiteten 
Kampfes  um  die  Macht.  Der  aus  dem  da- 
maligen Strike  hervorgegangene  grosse  sozial- 
demokratische Bergarbcitervcrl)and ,  haupt- 
sächlich im  Kuhrgebiet  angesessen,  litt  von 
vornherein  schwer  unter  Massregelungen. 
Die  Besehwerden  seitens  der  Bergleute 
hörten  nicht  auf.  Zu  einem  grösseren  Aus- 
bruch kam  es  im  Ruhrgebiet  im  Frühjahr 
1891.  Ein  aus  den  katholischen  und 
sozialdemokratischen  Führern  gemischter 
Ausschuss  sollte  die  am  15.  Februar  1891 
auf  einem  Bochumer  Delegiertentage  formu- 
lierten fünf  Forderungen  (Achtstundenschicht, 
Ivohtierhöhungetc.)  durchsetzen.  Mitte  April 
begann  der  Strike  und  erreichte  am  2M. 
mit  einer  Teil  neb  merzald  von  18 122  seinen 
Höhepunkt,  um  in  der  ersten  Maiwoche 
erfolglos  zu  enden.  Katholiken  und  Sozial- 
demokraten schoben  nun  einander  die  Ur- 
heberschaft zu.  Die  sozialdemokratische 
Organisation  scheint  nach  dieser  Niederlage 
zwar  zunächst  an  Umfang  gewachsen  zu 
sein,  ging  aber  dann  schnell  zurück,  an- 
geblich infolge  systematischer  Sperrungen 
der  I»kale.  Wold  unter  dem  Eindruck  von 

i  Maßregelungen  forderte  eine  Überhand- 
nehmemde Strömung  streng  unpolitisches 
Verhalten  des  Verbandes.    Am  8.  Januar 

:  1S93  brach  aus  Anlass  der  noch  zu  er- 
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wähnenden  Bewegimg  der  Saarl»«'rgb-ute  ejn  lose  Zukunft  auf  den  Neun-tuiideutag  ver- 
ziemlich k"i'fl".--r  Syni|.atlii«.-^tr»*ik  ans.  der  zichteten.  provozierte  geradezu  von  den 
am  11.  Januar  Mann  umfaßt  hal»-n  Pnnzir«alen    durch    Vorauspp-luktion  mit 

soll,  gänzlich  in.-  Was»r  fiel  un<i  zu  vielen  langer  Hand  vorbereiteten  Strike.  «ler  nach 
Entlassungen  uii'l  Gefängnisstrafen  Anla-s  onhiungsinässigerKrm«iigungain  s.Noveml>er 
gab.  r>  war  'Ii»-  Zeit  der  Gründung  des  von  1  ."> » m n »  Oi*lulf»*ii  U-gonnen  wurde.  Naeh- 
mächtigen  Kohlcnsyndikats.  Im  Saargebiet  dem  an  "hhmi  (iehilfen  alslald  der  Nenn- 
hatte ein  hMtuntfr  wesentlicher  Mitwirkung  stundentag  bewüligt  war.  -sank  bis  gegen 
von  Kaplänen  gegründeter,  dann  al>er  mit  Ende  des  zehnwöchigen  Ausstand^  hin  die 
«ler  Sozialdemokratie  Fühlung  gewinnender  Teilnehmerzald  nicht  unter  !hhki  herab.  Die 
-Ke<  lit.-s.  lnitzv.T'-inr  die  Führung.  Am  Kosten  des  Strikt.  2  <<•«.)  Mark,  leerten 
21».  Dezemlier  1*J2  kam  es  endlich  zum  nicht  nur  die  strotzenden  Taschen  des 
Strike.  teils  auf  Grund  alter  Forderungen  Vereins  bis  auf  die  Neige,  sondern  er- 
(Völklinger  Beschlüsse  vom  4.  Mai  1>'.*>:  forderten  mit  l.">4«*>"»  Mark  sogar  die  Mit- 
Achtstundensehieht.  I/.hnorhöhung  etc.».  teil.»  hilft-  de*  Auslands:  7'MMi  Mark  kamen  aus 
aus  Anlas*  einer  neuen  Art-eitsordnung.  die  Kurland.  Zu  l'ngunsten  der  Gehilfen  fiel 
mit  der  Berggesetznovolle  ins  lyd<en  tiefen  schwer  der  Eindruck  ins  Gewicht,  den  be- 
sollte. Die  l'iizufried-'Hheit  mit  der  Hand-  hönlliehe  Massnahmen  auf  die  ohnehin  von 
hahung  der  Wahlen  zu  den  ArU-iteraus-  den  Prinzipalen  stark  tieeinflusste  öffent- 
schüs»en.  die  Maßregelung  von  Arbeiter-  liehe  Meinung  und  auf  die  Stimmung  der 
führern.  die  Häufung  der  Feierschichten  und  Strikendeu  selbst  übten :  zuerst  die  rechts- 
Kürzung  «ler  1/ihne  seit  Anfang  1>*j2  wird  widrige  Sequestration  der  Yerbandsinvaliden- 
wesentlieh  mitp?wirkt  halben.  Am  2.  Januar  kasse  <;Stuttgarti.  dann  die  gleichfalls  rechts- 
1*13  strikten  >  etwa  5  der  :hmmhi  Saar-  widrige  Beanstandung  der  Strikethätigkeit 
berglente.  Die  Behönle  antwortete  mit  des  Gehilfenverbandes  seitens  des  preus- 
der  Abkehr  von  zunäciist  5« m »  Mann  und  sisehon  Ministers  des  Innern:  l>eide  Mass- 
machte  ihre  Drohung,  weiten-  2— 3'»»»  ab-  nahmen  von  den  Prinzipalen  veranlasst  und 
zulegen,  teilweise  wahr.  Der  Ausstand  er-  erst  zu  spät  von  den  Gerichten  redressiert, 
loseh  schnell,  und  der  krieg.-riseho  Verein  Auch  die  Armee  stellte  wie« ler  an  mehreren 
wurde  zu  Tode  gemäss  regelt.  Seitdem  ist  <  »rten  Strikebrecher  zur  Verfügung,  an  denen 
es  wohl  hie  und  da  wieder  zu  BergarUntor-  es  auch  sonst  nicht  fehlte,  bin  vom  preus- 
strikes  gekommen  (z.  B.  Zeitz- Weissenfolser  sischen  Han«lelsminist<-r  angetretener  Eini- 
Strike.  Sommer  1*J7,  etwa  2  Wochen,  einige  gungsversuch  kam  nicht  zu  stände.  So 
Tausend  Teilnehmer,  erfolglos;  zahlreiche  endete  der  Kampf  mit  gAnzlicher  Nieder- 
meist  sehr  kleine  Ausstände  iu  uher-  läge  der  Gehilfen.  Obgleich  «ler  nieder- 
schlesien  1*»7>.  al>er  ein  Kampf  grossen  geworfene  Verbami  sich  schnell  wie<ler  er- 
Massstabs  ist  trotz  «ler  hotn-u  Kohlenpreise  holte,  liat  der  Eindnick  jenes  Winters  zu- 
nnd  «ler  rapide  gestiegenen  Arhoiterzahl  sammen  mit  der  drohenden  Aussicht  auf 
angesichts  der  kompakten  Unternehmer-  Einführung  der  Setzmaschine  doch  l»ewirkt. 
koalition  noch  nicht  wieder  gewagt  worden:  das*  bei  der  Wiederkehr  einer  günstigeren 
noch  im  Frühjahr  l**s  heisst  «-s.  dass  im  Konjunktur  1*(5  -M «lie Gehilfen  sich  gütlich 
Ruhrbezirk  viele  Bergleute  seit  dem  letzten  mit  dem  Prinzi[>alvereine  ül»er  den  Neuu- 
Strike  trotz  aller  Bemühungen  keine  Arln-it  stundentag  einigten  (April  1*»6).  nachdem 
mehr  finden,  obwohl  an  Arbeitskräften  kein  die  Kürzung  der  Arbeitszeit  im  Buchdruck- 
reberflu>s  ist.  Die  lx-katmte  Verurteilung  gewerbe  «ler  Nachbarländ«>r  schnelle  Fort- 
des  lJei-garlteiterfflhrers  Schnnler  wegen  schritte  gemacht  hatte.  Sie  mussten  dafür 
Meineids  und  die  mannhafte  Heranziehung  eine  neue  Tarifgemeinscliaft  eingehen,  «lie 
jHiluiseher  Ar»«-iter  \ia}*;n  zu  dies«  in  Ei-geb-  nur  mit  langer  Frist  gekündigt  werden  kann 
nis  lieigetragcn.  und  also  die  Schlagfcrtigkeit  für  künftig»;- 

Zu  den  schwersten  Niederlagen  «lieser  Angriffsstrikes  lähmt:  über  die  schwere 
Jahr*-  gehört  der  Buclul  rucker strike  des  •  innere  Krise,  die  aus  diesem  Antas  über 
Winters  ls'jl  —«>_'.  doppelt  empfunden  bei  den  Gehilfenverband  hereinbrach,  ist  au 
«lern  hohen  Ansehen,  das  der  be währte  Buch-  anderer  Stelle  zu  l ».'richten.  Von  Interesse 
druekerge|iilfenverban<l  in  weiten  Kreisen  ist  «lie  weitgehende  Rücksichtnahme,  «lie 
geniesst.  Die  Weigerung  der  verbundenen  bei  dieser  Gelegenheit  die  Buchdrucker- 
Prinzipale,  den  Arl^itstag  von  10  auf  9  prinzipale,  den  Wünschen  ihrer  Kunden,  der 
oder  91 .  s  Stunden  abzuküj7.eu ,  lutte  im  Verlagsbuchhändler,  zu  teil  werden  Hessen. 
Oktober  lS'.ll  zur  Kündigung  der  ^ Tarif-  Im  Braugewerbe  gewinnt  es  den  An- 
gemeins<  iiafte  g. -führt,  welche  zwischen  schein,  als  sei  die  Konjunktur  den  Arbeitern 
Bnehdruckereibe-itzorn  uml  Art»-itern  über  günstiger  gebliclicn  ;  in  Wirklichkeit  hatte  die 
ganz  iJeiits« -bland  hin  bestand.  Die  daniuf  mit  dem  Strike  sich  mehr  und  melu- verbüu- 
folgeiule  Entlassung  zahlivicher  Verltands-  ilcmle  Waffe  des  Bierboykotts  an  diesem  Ei- 
gehilfen,  die  nicht  im  voraus  für  die  tarif-  gebnis  ihren  wesentlichen  Anteil;  schliesslicJi 
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tritt  der  Boykott  fast  ganz  an  die  Stelle  des  I 
Strikes.    Seit  1892  finden  wir  eine  längere ' 
Reihe  solcher  Kampfe  mit  zwei  Fronten.  | 
mehrfach  mit  demütigendem  Ausgang  für  diel 
Arbeitgel  »er.  aber  auch  mit  mehr  oder  weuiger ; 
erfolgreichen  üegenkoalitionen  der  Brauerei-  j 
besitzet-,  so  1892  iu  Hamburg  und  Frankfurt  j 
a.  M.;  in  Hamburg  kam  es  zu  einer  erfolg- 
reichen, allerdings  durch  die  Cholera  unter-  j 
stützten  Aussjiemmg,  in  Frankfurt  genügte  j 
die  blosse  Drohung.    Schliesslich  brachte , 
das  Jahr  189-1  den  grossen  Berliner  Bier- 
boykott ;  er  entstand  aus  einem  an  die  Mai- 
feieranknüpfenden Böttcherstrike  mit  kleinem 
Borkott  und  einer  au  diesen  sich  anschliessen- 
den Aussperrung  von  Brauereiarbeitern  seitens 
des  >Rings<  der  Brauereibesitzer ;  das  Nähere 
gehört  in  den  Art.  »Boykott  ; l)  liier  ist  nur 
das  Resultat  hervorzuheben,  dass  nunmehr 
auch  iu  diesem  Gewerbe  unter  erschwerenden 
Umstünden  die  Gegenkoalitioii  der  Gross- 
arbeitgeWr  Siegerin  geblieben  ist  und  ihr 
'Herrentum  im  eigenen  Hause*  durch  einen 
sozial-{«iritätiseh  eingekleideten  Arbeitsnach- 
weis befestigt  hat. 

7.  Dritte  Strikepcriode:  1895—98. 
Die  neue  Hausseperiode  der  Strikebewegung, 
die  der  wirtseliaftlicheu  Konjunktur  folgend 
seit  der  Mitte  der  90  er  Jahre  sieh  allmäldich 
entwickelte,  zeigt  die  abnorme  Erscheinung, 
dass  trotz  starker  Nachfrage  nach  Ar- 
beitskräften die  Mehrzahl  der  bedeutenderen 
Strikes  für  die  Arbiter  unglücklich  endet. 
Gleichzeitig  festigt  sieh  die  Gegenkoalition 
der  ArlK'itgeber.  Ehe  wir  auf  die  beiden 
Hauptakte  dieses  Dramas  eingehen,  den 
Konfektionsschneiderstrike  von  1896  und  den 
Hafenarbeiterstrike  von  1896  97  —  wieder 
wie  1889  90  neue,  im  Striken  ungesehulte ; 
Gewerbszweige  — ,  ist  ein  kurzer  Rundgang , 
durch  die  übrigen  strikenden  Gewerbe  zu 
machen. 

In  Berlin  beginnen  die  grösseren  Nieder- 
lagen schon  mit  dem  Herbst  1895,  so  bei 
den  Vergoldern  und  SteinbUdhauern.  Weit 
nachhaltiger  war  aber  der  Eindruck,  den 
dort  ein  Strike  der  Lithographen  und 
Steindrucker  im  folgeuden  Jahre  hinter- 
liess.  Ein  vierter  Teil  der  Angehörigen 
dieses  Gewerbes  strikte  um  die  Arbeitsbe- 
dingungen, in  deren  Geuuss  ihre  Kollegen 
schon  standen.  Diese  letzteren  sollten  die 
Arbeit   der   Strikenden    übernehmen  und 


')  Der  Boykott  wird  Übrigens  auch  in  an- 
derer Weise  mit  Strikes  verflochten ;  so  war  es 
bei  dem  mit   grosser  Erbitterung  geführten 
Mlinchener  Hafuerstrike  (10.  Mai  bis  16.  Juli 
1897,  130  Teilnehmer.  Kosten  13000  Mark,  Er- 
folg hauptsächlich  auf  seiteu  der  Arbeiter)  ein  l 
besonders  wirksamer  Schachzug  der  führenden  I 
Arbeitgeber,  die  Nachgiebigen  unter  ihren  Kol-  j 
legen  seitens  der  Rohstofflieferanten  boykottieren 
zn  lasseu. 

Handwörterbuch  der  Suatewimenschattcn.  Zweite 


protestierten  durch  Eröffnung  des  Geueral- 
strikes,  der  nunmehr  etwa  300O  Arbeiter 
umfasste.  Der  Strike  dauerte  vom  19.  Oktober 
bis  zum  23.  November  1896  und  endete  mit 
gänzlicher  Niederlage  nach  Aufwendung  von 
mehr  als  90000  Mark  Strikekosteu.  In- 
zwischen hatten  die  Arbeitgeber  gegen  427 
Strikende  wegen  unterlassener  Kündigung 
beim  Gewerbegericht  eine  Vcrtragsbrueh- 
busso  eingeklagt  und  ihre  Ansprüche  auch 
da  durchgesetzt,  wo  sie  sich  auf  deu  neuen 
§  124  b  der  Gew.-Ü.  nicht  stützeu  konnten : 
sie  hatten  sich  nämlich  durch  entsprechende 
Klauseln  im  Arbeitsverträge  vorgesehen, 
deren  Rechtsgültigkeit  anerkannt  wurde. 
Die  Summe  der  verwirkten  Biisszahlungcn  er- 
reichte 3580  Mark.  Ihre  Einziehung  behielten 
die  Kläger  lici  Wiederaufnahme  der  Arbeit 
ihrem  künftigen  Ermessen  vor :  eine  Damokles- 
bedingung,  die  von  Arbeiterseite  als  »einzig 
dastehend-  in  der  Geschichte  der  Arbeiter- 
bewegung liezeichnet  wird. 

Ein  Missgeschick  waltete  auch  über  den 
zahlreichen  Strikes  in  Schuhfabriken, 
wenigstens  in  der  Mehrzahl  der  wichtigeren 
Fälle;  so  Anfang  1897  in  Weissenfeis 
(400  Teilnehmer,  15  Wochen),  Frühjahr  1897 
in  Offen  buch  (450  Teilnehmer,  8  Wochen), 
1898  iu  Berlin  (Januar  6—  700,  März  460 
Teilnehmer).  Iu  dem  Berliner  Kampfe 
handelte  es  sich  ziemlich  offen  um  die  Maclit- 
frage,  die  sich  in  dem  Zwang  eines  von 
den  Arbeitgebern  verwalteten  Arbeitsnach- 
weises zuspitzte;  der  Januarstrike  wurde 
vom  Gewerbegericht  nach  wenig  Tagen  l>ei- 
gelegt,  der  Märzstrike  endete  mit  völliger 
Niederlage.  Doch  erklärte  der  Verband  der 
deutschen  Schuh-  und  Schäftefabrikanten, 
dass  für  denjenigen  Arbeitgeber,  der  die  ge- 
werkschaftliche Organisation  seiner  Arbeiter 
antaste,  in  seinen  Reihen  kein  Raum  sei.  — 
Nach  der  vom  Verein  deutscher  Schuh- 
maeher(-Gehilfen)  geführten  Statistik  ist 
vom  Oktober  1896  bis  zum  März  1898  keine 
Woche  vergangen  ohne  Arbeitsstreitigkeiten ; 
zum  Strike  kam  es  49  mal  (darunter  27 
Augrif  fsstrikes) ,  zu  Aussperrungen  3 mal; 
Zahl  der  beteiligten  Arbeiter  6 193,  Dauer 
185  Wochen,  Ausgaben  147  076  Mark;  21  mal 
schnellen  die  Arbeiter  sich  den  Sieg  zu. 
18  mal  den  Arbeitgebern,  9  mal  war  der  Erfolg 
geteilt.  Unter  den  erfolgreichen  Strikes  sei 
als  Beispiel  der  Müuohencr  vom  Jahre  1897 
genannt;  480  Schuhmacher  setzten  Verkür- 
zung der  Arbeitszeit  von  12  auf  10  Stunden 
und  eine  Lohnverbesserung  durch.  Vermutlich 
ist  es  in  diesem  Gewerbe  ähnlich  wie  bei 
den  Brauern  das  schnelle  Vordringen  des 
Grossbetriebs,  das  eine  besclüeumgtc  Ver- 
besserung der  Arbeitsbedingungen  ermöglicht 
und  nah«;  legt. 

Die  T  e  x  t  i  1  i  n  d  u  s  t  r  i  e  scheint  erst  spät 
und  allniäldich  in  das  Stadium  des  Strikens 
I.  48 
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einzurücken,  vielleicht  infolge  der  hier  schnell  in  der  Berliner  Wollhutfabrikation  die  Strike- 
vordringenden  weibliehen  Konkurrenz.  «lie  liewegung  durch  das  energische  Vorgehen 
die  männlichen  Kollegen  wehrlos  maeht.  des  Ari»eitgeliervereins  niedergeschlagen. 
Ist  doch  die  Zahl  der  männlichen  Erwerbs-,  Wie  ungünstig  in  der  Met  all  i  nd  ust  rie 
thätigen  In»  2— 9.">  hier  um  fast  I6OO0  zu-  tr>tz  mancher  erfolgreicher  kleiner  F'-nner- 
rückgegangen.  Die  an  sich  nicht  wenigen  putsche  die  Chancen  <ler  Arbeiter  liegen, 
Textilarbeiterstrike»  seit  den  <>)er  Jahren  M-urde  aus  Anlass  des  Berliner  Formcrstrikes 
entsprechen  der  Bedeurtmg  nicht,  die  dem  schon  hervorgehoben.  Die  Berliner  Klempner 
Gewerbe  zukommt.  Ihr  Erfolg  war  au«  h  und  ihnen  verwandte  Berufsarten  liaben 
nicht  ermutigend.  Die  Erinnerung  an  eine  zwar  durch  einen  Strike  von  14— l  'ioo  Teil- 
Anzahl  schwerer  Niederlagen,  so  in  Burg  nehmern  ( 1  S.-26.  März  !S96)denNeunsrunden- 
ls>>4.  in  Forst  ls7<'.  am  Niederrhein  l**9  tag  und  eine  I»hnerhöhung  durchgesetzt; 

Teilnehmer.  6  Wochen),  wirkt  nach,  all  lein  der  Verein  Berliner  Metallwarenfabri- 
t'nd  wenn  1*-S4  in  Krimmitsehau  l.Vn»Striker  \  kanten  scheint  nicht  geruht  zu  haben,  bis 
in  dreiwöchigem  Ausstande  einmal  ihren  <lie  betroffenen  Arl>eitgeber  im  Dezember 
Willen  im  wesentlichen  durchgesetzt  liatten, .  1*96  zu  einer  wirksamen  Gegenkoalition 
so  führte  ein  solcher  Pyrrhussieg  zu  einer  mit  Hinterlegung  von  Sichtwechseln  zu- 
straffen Gegenkoalition  der  Arbeitgeber,  wie  sammentraten,  so  dass  in  Zukunft  auch  liier 
sie  his  dahin  vergeblich  angestrebt  worden  Kuhe  herrschen  dürfte, 
war.  Auch  in  den  letzten  Jahren  ist  die  l'nter  besonderen  Cliancen  stehen  die 
absolute  Zahl  der  Strikes  nicht  gering.  So  J  neuerdings  sich  mehrenden  Strikes  städti- 
hat  1897  der Textilarbeiterverband  17  Strikes  scher  Kegiearbeiter.  Als  Beispiel  sei 
genehmigt ,  an  denen  3079  Arl>eiter  oder ,  ein  Strike  Berliner  Gasarbeiter  1<S96  genannt, 
Arbeiterinnen  insgesamt  (nach  Individual-  ,  der  durch  Vermittelung  des  Gewerbegerichts 
mhnungi  während  12716  Wochen  beteiligt !  mit  geringem  Erfolge  abschloss.  Inneriialb 
waren:  12  dieser  Strikes  mit  117»»  Teil- 1  der  kommunalen  Bureaukratie  scheinen  soziale 
nehmern  waren  defensiver  Natur,  9  von  ;  Küeksichten  neuerdings  Boden  zu  gewinnen, 
ihnen  wurden  verloren.  Im  grossen  Ganzen  '  Für  die  Strömung  in  der  staatliehen  Bureau- 
scheinen es  Gelegenheitsursacheu  zu  sein,  J  kratie  ist  es  von  symptomatischem  Interesse, 
die  bei  günstiger  Konjunktur  zum  Strike  j  dass  eine  Beschwerde  gegen  die  vielfach 
fuhren,  ohne  dass  man  von  einer  Ixmnbe-  ,  übliche  Verwendung  von  Soldaten  als  Strike- 
wegung  grossen  Stils  sprechen  kann.  So  j  brechern  unlängst  beim  Wiesbadener  Regi- 
handelte  es  sich  bei  einem  Weberstrike  der  j  mentskommando  erfolgreich  gewesen  sein  soll. 
Aachener  Gegend  1*96  unter  katholischer'  Im  Bergbau  und  Hüttenwesen  ist 
Führung  um  den  Protest  gegen  Einführung  ein  im  Frühjahr  1n9S  am  Piesberge  l«ei 
des  Zweistuhlsystems,  während  übrigens  Osnabrück  ausgebrochener  Strike  bedeutsam, 
von  sozialdemokratischer  Seite  das  neue  weil  er  einen  Vorstoss  der  seit  kurzem  in 
System  als  technischer  Fortschritt  gutge-  einer  Mehrzahl  grosser  Industrieen  schnell 
heissen  wurde.  Eine  Ausnahme  bildet  fast  fortschreitenden  katholischen  gewerkschaft- 
nur  die  Niederlausitz,  wo  der  soziale  Maeht-  !  liehen  Agitation  liezeichnet.  Es  handelte 
kämpf  sich  nicht  verleugnet.  Im  Anschluss  sich  um  die  Freigabe  katholischer  Feiertage  ge- 
an  partielle  Strikes  des  Jahres  l*s*j  lmtten  ,  ringeren  Grades  in  einer  notleidenden  l'nter- 
sich  hier  in  den  meisten  Textilstä«lten  stramme  :  nehmung  mit  Arbeitern  gemischter  Konfes- 
<  iegenkoalitionen  gebildet ,  die  allgemeine  sion.  Die  Aktionäre  halten  am  8.  Juni  die 
Aussperrungen  in  Aiissieht  nahmen  -und  zur  .  dauernde  Schliessung  des  seit  Jahrhunderten 
Garantie  des  gegebenen  Worts  Sichtweehsel j  in  Betrieh  gewesenen  Bergwerks  mit  etwa 
über  grosse  Summen  einforderten.  Zunächst  ;  1<*MI  Arbeitern  verfügt,  nachdem  ausser  dem 
kam  es  zu  grösseren  Aussperrungen  nicht.  !  niederen  Klerus  zuletzt  auch  der  Bischof  auf 
Auch  als  lsU">  in  der  grössten  Kottbuser !  die  Seite  der  Arbeiter  getreten  und  ein 
Tuchfabrik  1*3  WoU-r  infolg»'  einer  techni- :  neues  technisches  Gutachten  über  die  Gruben- 
schen  Neuerung  strikten,  genügte  ein  Da-  '  Wassergefahr  ungünstig  ausgefallen  war. 
zwischeutreten  des  Kcgierungspräsidenten.um  ;  Sowohl  durch  Zahl  und  Umfang  wie 
die  M.'hnn  angekündigte  Entlassung  aller  5-— |  dtirch  ihren  vielfach  erfolgreichen  Verlauf 
<i»*.K»  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  rückgängig '  haben  sich  auch  in  dieser  Periode  wieder 
zu  machen.  Alter  beim  nächsten  Aulass. 1  die  Strikes  der  Baugewerbe  hervorgethan. 
Februar  1*96,  kam  es  zu  einer  acht  wöchigen  1  In  jedem  Frühjahrwenlen  »I/jhnbewegungen* 
Aussperrung:  die  Arbeiter  brachten  USuoO'zu  Hunderten  jiomphaft  angekündigt,  und 
Mark  auf ;  die  veix.-hiedensten  Vermittelungs-  ein  starker  Prozentsatz  führt  zum  Strike. 
versuche  schlugen  fehl ,  bis  der  zufällig  In  besonderem  Masse  ist  auch  diesmal  wieder 
durchpassierende  Deccment  de>  Berliner  Berlin  ein  Tummelplatz  solcher  Augenblicks- 
Polizeipräsidiums  für  gewerkschaft liehe  An-  erfolge,  die  bei  der  Unständigkeit  der  Ar- 
gelegenheiten  den  Streit  durch  einen  Kom-  lieitersehaft  wenig  Dauer  garantieren.  Allein 
promiss  schlichtete.    Im  Sellien  Jahre  wurde  für  Maurerstrikes  sind  1897  über 400 <W  Mark 
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ausgegetien  wordeu.  Halb  zum  Baugewerbe  j  durch  ausländisches  Beispiel ,  Bestrebungen 
gehören  auch  die  Tisch  ler  strikes.  In  j  geltend ,  die  ganze  Grossarbeitgelierscliaft 
Berlin  setzten  1896  10H<*I  Tischler  durch  j  Deiitschlands  zu  einer  grossen  Koalition  zu- 
dreiwGclrigeu  Ausstand  eine  Kürzung  ihrer  sammenzufassen,  die  gelegentlich  als  --Rück 


Arl>eitszeit  mit  Ix>hn  Steigerung  durch, 
gegen  haben  in  München  partielle  Tisehler- 
stnkes,  die  Ende  März  1898  zu  Gunsten 
des  Xeunstundentags  begannen,  zu  einer 
allgemeinen   Aussperrung   der  Mflncheuer 
Tischler  und  dann  zu  einer  umfassenden 
Gegenkoalilion  im  Münchcner  Baugewerbe 
geführt,  die  mit  einer  noch  grosseren  Aus- 
sperrung zur  Aufreehterlialtutig  des  Zehn- 
stundentags  droht.   In  Magdeburg  hat  kurz 
darauf  ein  Zimmerer-  und  Tischlerstriko  zur 
erfolgreichen  Ausspemmg  von  1393  Bau- 
arbeitern thatsäclüich  geführt,  der 
eine  zweite  erweiterte  Auflage  folgt, 
Aehnliches  mehr, 
werbe  scheint 


Da-  |  Versicherungsverband  charakterisiert  wird. 
Diese  Bestrebungen  sind  gereift  unter  dem 
Eindruck  der  beiden  grossen  Strikes,  von 
denen  jetzt  zu  sprechen  ist. 


enen 

8.    Der  Konfektionsarbolterstrike 
1896.    In  der  Konfektionsindustrie  ereig- 
nete sich  1895 — 96  eine  jener  plötzlichen 
Wendungen  der  Konjunktur,  wie  sie  den 
Mode-,  Export-  und  Hausindustrieen  eigen 
sind.     Die  schweren   sozialen  Missstande 
dieser  noch  wesentlich  auf  billigen  Arbeits- 
lohn gegründeten  Hausindustrie  waren  an- 
socIkmi  .  gesichts  der  internationalen  Bewegung  gegen 
und  das  Zwischenmeistersystem  weiteren  Kreisen 
Auch    in  diesem   Ue-  nicht  unbekannt  geblieben  und  hatten  auch 
also    der    Wendepunkt.  \  in  der  Arbeiterklasse  selbst  zidetzt  zu  einer 


Die    lauter-  |  lebhafteren  Agitation  geführt,  die.  von  sozial- 


wieder  erreicht    zu  sein 
berger  Sruhltisclderi»eister  haben 

1896  mit  einer  Aussperrung  von  576  ihrer  lauf  die  Sympathie  gemässigter  und  sogar 


freilich  i  demokratischer  Seite  in  die  Hand  genommen, 


Arbeiter,  die  den  Auetritt  aus  der  Gewerk- 
scliaft  verweigerten,  sehlechte  Erfahrungen 
gemacht ;  «e  mus6ten  »ach  23  Wochen  nach- 
geben gegen  die  Konzession,  den  Haupt- 
agitator entlassen  zu  dürfen ;  den  Arbeitern 
war  es  gelungen,  80<*I0  Mark  Strikegelder 
aufzubringen.  Der  Innungsverband  deutscher 
Kaugewerksmeister  hat  soelien  beschlossen, 
eine  nationale  Gegenkoalition  zu  organisieren 
Der  Hamburger  Bäckerkrieg  von  1K9S 
gehört  in  das  Kapitel    Boykott  o. 

Gegenwärtig  (Sommer  1W)8)  striken  die 
Kassenärzte  in  Bannen  und  Remscheid 
gegen  ihre  Sozialdemokrat  isclicn  Kassen  vor- 
stände  um  l>essere  Arbeitsbedingungen.  In 
Barmen  liaben  sie  obgesiegt. 

Mehr  als  Symptom  wie  wegen  seiner 
praktischen  Bedeutung  ist  ein  Versuch  be- 
achtenswert,   die    in  rnterneltmerkreisen 


bürgerlicher  Strömungen  zählen  durfte.  Es 
war  keineswegs  das  erste  Mal ,  dass  haus- 
industrielle Arbeiter  strikten;  von  den 
strikenden  Solinger  Schlei fermeistern  und 
Remscheider  Feilen  hauermeistern  war  schon 
die  Rede:    in    mehr  als  einer  Industrie 

{»flegen  hausindustrielle  Meister  mit  ihren 
lintersassen  sich  gegen  die  grossen  Arbeit- 
geber zu  verbünden,  so  in  der  Fürther 
Metallschlägerei  1874  und  1887,  wo  der 
Meister  die  Werkstatt  schloss,  wenn  seine 
Arl>eiter  nicht  freiwillig  strikten,  bis  nach 
7  Wochen  die  Grossisten  einen  Preisauf- 
schlag  bewilligten,  der  indirekt  auch  den 
Arbeitern  zu  gute  kam;  in  der  Konfektion 
erwiesen  sich  freilich  die  Zwischenmeister 
als  unsichere  Bundesgenossen.  Neu  war 
dagegen  ein  Massenstrike  in  einem  über- 
wiegend  weiblichen  Gewerbszweige. 


herrschende  Kampfstimmung  zum   Gegen- !  Berliner  Konfektionäre  hielten  ihn 


Die 
noch 
Trotz 


stände  der  Spekulation  zu  machen.  Am 
28.  Novemlter  1897  ist  in  Berlin  eine  Ver- 
sicherungsgesellschaft I  ml  ii  stria 
mit  5  Millionen  Mark  Aktienkapital  ge- 
gründet worden,  die  Unternehmer  gegen 
Strikeverluste  zu  entschädigen  verspricht, 
wie  Arbeitgeberverbände  das  zum  Teil  schon 
thaten.  Die  Gesellschaft  rühmt  sich  der 
grundsätzlichen  Zustimmung  des  königlich 
iireussischen  und  königlich  sächsischen 
Ministeriums  des  Innern.  Sie  verpflichtet 
ihre  Versicherten  zu  dem  unkontrollierbaren 
Versuche  einer  Einigung  mit  strikelnstigen 
Arbeitern.  Die  Gründung  scheint  nicht  für 
die  Kreise  der  eigentlichen  Grossindustrie 
berechnet  zu  sein.  Auf  grosse  Erfolge 
dieser  Sozialpolitik  auf  Aktien  ist  bei  der ! anarchistische  Intriguen  vereitelt;  es  rächte 
problematischen  Natur  eines  solchen  Ver-sieh,  dass  eine  festgewurzelte  Organisation 
sicherungszweiges  nicht  zu  rechnen.  Da- 1  fehlte,  um 
gegen  machen  sich  schon  heute ,  angeregt  i 


Ende  Januar  (1890)  für  unmöglich 
des  fast  gänzlichen  Mangels  einer  Organi- 
sation der  Arbeiterschaft  zwangen  die  Ver- 
hältnisse zu  nationaler  Ausdehnung  des 
Strikes.  Am  3.  Februar  sollte  an  den  Haupt- 
nlätzen der  Industrie:  Berlin,  Stettin,  Er- 
furt u.  s.  w.,  der  Strike  beginnen,  wenn  die 
Konfektionäre  nicht  vorher  eine  Reihe  von 
Wünschen,  hanptsäcldich  Vereinbarung  von 
Lohntarifen,  Einrichtung  von  Betriebs  Werk- 
stätten (d.  h.  üebergang  aus  der  Haus- 
industrie zum  Grossberriebe)  und  von  den 
Arbeitern  verwaltete  Arbeitsnachweise  be- 
willigten. Ein  im  letzten  Augenblick  ge- 
planter Aufschub  wurde  in  den  meisten 
Provinzialstädten .    wie   es   heisst.  durch 


fehlte,  um  die  Massenleidenschaft,  die  man 
doch  nicht  entbehren  konnte,  zudiseiplinieren. 

48* 
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Unter  dorn  Drucke  der  öffentlichen  Meinung 
kam  e?>  iu  Berlin  noch  zu  einem  Versuch 
der  Verständigung:  dann  brach  am  12.  Februar 
auch  hier  der  Strike  au*.  Ein  amtlicher 
Bericht  giebt  für  die  Strikeplätze  Stettin. 
Berlin.  Breslau.  Halle.  Erfurt  4309  Aus- 
ständige an.  offenbar  mit  Ausschluss  der 
Heimarlteiter  und  Heimarlteitorinnen .  die 
derselbe  Bericht  allein  für  Berlin  auf  noch 
etwa  fjO<mo  schätzt.  Die  Gesamtzalü  der 
in  der  Konfektion  t  hat  igen  Personen  wird 
aber  für  Berliu  auf  so—  9ooito.  för  das 
Reit  h  auf  fyjoooo  veranschlagt.  Trotz  viel- 
seitiger Spenden  ')  konnte  ein  so  umfassender 
Strike  nicht  lange  dauern,  und  so  kam  es 
in  Berlin  unter  Vermittelung  des  Gewerbe- 
geriehts  am  19.  Februar  für  die  Herren-, 
am  2o.  für  die  Damenkonfektion  zu  einer 
vorläufigen  Einigung:  die  anderen  Städte, 
«leren  Konfektionäre  ilire  zum  Teil  schon 
formulierten  Bewilligungen  von  Berlin  ab- 
hängig gemacht,  folgten  bald  nach:  nur  in 
Stettin,  wo  die  Arbeitgelter,  durch  eine 
Niederlage  des  vorangehenden  Jahres  ge- 
reizt, zu  einer  Gegen  koalition  zusammen- 
getreten waren,  mussten  die  Ausständigen 
Anfang  April  sieh  unterwerfen.  Auch  in 
Beilin  ginfj  freilich  der  breiten  niederen 
Arlteiterschicht.  die  hauptsächlich  am  Strike 
beteiligt  gewesen,  der  gewonnene  Vorteil 
alsliald  wieder  durch  die  Finger,  indem  die 
Sehlcudergeseliäfte  sieh  an  die  Abmachung 
nicht  gebunden  hatten  und  «leren  Konkurrenz 
auch  den  loseren  Firmen  Anlass  oder  Vor- 
wand bot,  das  Zugeständnis  zurückzuziehen, 
ausgenommen  ihren  ijualifizierteti  Arbeitern 
gegenüber,  denen  angesichts  der  Konjunktur 
wohl  ohnehin  eine  Ijohnzulage  nicht  vor- 
enthalten worden  wäre.  Zur  endgiltigen 
Feststellung  eines  Lohntarifs  veranstaltete 
inzwischen  das  Berliner  Gewerlx'gerieht 
langwierige  Erhebungen  und  kam  nacli 
vielen  Schwierigkeiten  am  14.  August  zu 
einem  Schiedsspruch,  den  die  Konfektionäre 
und  dann  auch  die  Arbiter  ablehnten.  <  mne 
Zweifel  hätten  die  grossen  Hemm  viel 
kürzeren  Prozess  gemacht,  vielleicht  auch 
die  iu  der  Berliner  Damenkonfektion  an- 
gedrohte  allgemeine  Aussperrung  ins  Werk 
gesetzt,  wenn  nicht  die  öffentliche  Meinung, 
wie  sie  sich  iu  Parlamenten,  Presse,  öffent- 
lichen Versammlungen  und  lulfroiehen  Ver- 
anstaltungen mit  überwältigoiuler  Deutlich- 
keit äusserte,  «ine  gewisse  Rücksicht  ver- 
langt hätte.  Aus  der  Aktion  des  Reichstags 
gingen  umfassende  Erhebungen  seitens  der 
Kominission  für  ArWüterstatistik  und  später 
einige  den  Konfektionären  immerhin  uu- 
l^piemeArWiterechutzbestimmungen  hervor. 


9.  Der  Hafennrbeiterstrike  1896—97. 

In  Hamburg  waren  im  Laufe  des  Jahres 
1S9.">  mindesU;ns24— 25<JOO.  1896  mindestens 
33 — 34000  Hafenarbeiter  beschäftigt,  und 
zwar  grossentcils  mit  sehr  ansehnlichen 
Tagesvenliensten.  Aber  wie  unter  «len 
Londoner  Dockarbeitern,  ist  auch  in  Ham- 
burg der  fast  sciiran  kenlose  Wechsel  nicht 
nur  der  Arbeitsgelegenheit,  sondern  auch 
«ler  Arbeiter  ein  Petalstand ,  der  die  Höhe 
des  Tagesverdienstes  in  wesentlich  anderem 
Lichte  erscheinen  lässt.  Nach  amtlicher 
Einstellung  hätte  die  Hafenarbeit  des  Jahres 
1*95  bei  regelmässiger  Beschäftigung  von 
*427.  1*96  von  «655  Arbeitern  geleistet 
werden  können,  also  von  dem  «bitten  bis 
vierten  Teil  der  wirklich  Beschäftigten, 
allerdings  ohne  Rücksicht  auf  Krankheit. 
Sterltefälle  und  andere  natürliche  Störungen 
der  Arlteit.  und  ohne  Rücksicht  auf  gewisse 
statistische  Fehlerquellen,  die  die  ^tatsäch- 
liche riiregelmässigkeit  der  Beschäftigung 
nicht  unerheblich  zu  hoch  erscheinen  lassen. 
1895  haben 


etwa  1)800  Arbeiter  weniger  als  16  Tagewerke 
etwa  17O0      r  16—30 
etwa  3400       „  31  —  10? 

106—210 
211—300 

3488  Uber  300 


- 
- 

r 


- 
- 
- 
- 


geleistet.  Ausserhalb  seines  Berufs  sucht 
aber  ein  einigermassen  eingeschulter  Hafen- 
arlteiter  nicht  leicht  Beseliäftiguiig.  aus- 
g«?noinmen  etwa  auf  den  Werften.  Dass  in 
der  That  «las  Hafengewerlte  eine  un ver- 
hältnismässige Zahl  ArlH'itsloser  stellt,  findet 
auch  in  den  hohen  Arbeitslosenziffern  «ler 
meisten  Hab'iiplätze  Bestätigung,  wie  sie 
die  ArbeitslosenstatLstik  des  Deutschen  Reichs 
(1*95)  zeigt,  immerhin  wird  man  Bedenken 
Iwlteii,  «lie  grosse  Masse  der  reinen  Ge- 
legenheitsarbeiter dem  Gewerbe  zuzurechnen. 
Nimmt  man  mit  Tönnies  nur  diejenigen 
als  berufsmässige  Hafenarbeiter  an.  «lie 
wenigstens  16b  Tagewerke  geleistet  halten, 
und  aeeeptiert  mau  auch  die  sonstigen 
statistischen  Korrekturen  »lieses  sorgfältigen 
Autors,  so  ergiebt  sich  für  1895 

einVerdienst  von  100—  600  M.  bei  212  Arbeitern 

•  «<»-  «J0  ,  ,   443  ,. 

..    800-1000  „  S70  ,. 

,  1000-1200  „  „  1282  .. 

„  1200-1400  t,  .,  2394 

..  1400—1600  „  1364 

1KUO-1800  „  ..   326  ., 

,.    Uber  2000  „   ,.  140 


•f  In  lkrlin  73H20Mark,  davon  „aus  bitrger- j  so  dass  ttei  Einrechnung  der  Vorarbeiter 
liehen  Kreisen-  12022,  r<lurch  die  ' bilrgerliehe  :  und  -Vice  der  durchschnittliche  Verdienst 
Presse-  1211  Mark.  |  auf  120O-1300  Mark  angesetzt  werden  kaun. 
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Nehmen  wir  an ,  dass  der  Durchschnitts-  !  karte  wieder  entzogen  worden.  In  der  Not- 
verdienst der  Familienväter  unter  diesen ,  wendigkeit,  solche  Gelegenheitsarbeiter  in 
Arbeitern  wenigstens  nicht  niedriger  sei,  so  I  grosser  Zahl  mit  durchzufüttern,  die  wahr- 
hleibt  er  doch  weit  ziuiick  liiuter  dem  !  scheinlieh  ohnehin  arteitslos  gewesen  wären, 
Satze  von  1500  Mark,  den  1894  eine  ge- !  lag  eine  wesentliche,  sowolil  finanzielle  wie 


mischte  Kommission  des  Senats  und  der 
Bürgerschaft  als  zur  Gründung  eines  dauernd 
einigermassen  gesicherten  Hausstands  min- 
destens erforderlich  bezeichnet  hat.  Bei 
•lieser  letzteren  Schätzung  sind  alter  weder 
die  speciellen,  insbesondere  nach  dem  Zoll- 
anschluss verschärften  Teuomngsverhält- 
nisse  des  Hafenarbeiterlelwns  noch  ist  die 
ausserordentliche  Härte  und  Gefährlichkeit 
der  Hafenarbeit  in  Anschlag  gebracht.  Die 
eigentlichen  Gelegenheitsarbeiter  sind  ver- 
mutlich noch  schlechter  gestellt.  Dies  sind 
die  Lebensbedingungen ,  nach  denen,  wie 
Staatssekretär  v.  Botticher  am  3.  Dezember 
189b'  erklärte,  vielleicht  Millionen  deutscher 
Arbeiter  sich  sehnen  würden. 

Es  war  also  eine  nicht  nur  schlecht  ge- 
löhnte, sondern  auch  mit  vagicrenden  Ele- 
menten gemischte  Bevölkerung,  die  vom 
21.  November  1S06  bis  zum  6.  Februar  l!<97 
einen  Masseustrike  durchgehalten  hat,  dessen 
weitgreifende  volkswirtscliaftliche  Wirkung 
und  dessen  impiüsiver  Ausbruch  an  den 
Berginannsstrikc  von  1N89  erinnert.  Wie 


sychologische  Erschwerung  des  Strikes. 
oder  Inhaber  einer  Strikekarte  erhielt 
wöchentlich  10,  für  Frau  und  Kinder  je  1 
Mark,  nur  zu  Anfang  und  zuletzt  weniger; 
noch  10  Tage  nach  Wiederaufnahme  der 
Arl>eit  wurden  etwa  6000  Mann  weiter  unter- 
stützt, und  bis  jetzt  (Frühjahr  ISNS)  dauert 
die  Unterstützung  von  Familien  Inhaftierter 
fort.  Das  Strikekomitee  verbrauchte  2111 
Mark.  Das  Geld  wurde  fast  ausschliesslich 
ad  hoc  aufgebracht,  und  zwar  (ausser  einer 
Anleihe  von  lS7ooo  Mark,  deren  Rück- 
zahlung ülter  ein  Jahr  erfordert  hat) 
161.1600  Mark;  davon  aus  Hamburg-Altona 
ülier  9O00OO,  ans  Berlin  (fast  ausschliesslich 
vom  Gewerkschaftskartell)  106  525,  vom 
Auslande  69  530,  davon  aus  England  30255 
Mark. 

Eine  Bewegung  unter  den  Hamburger 
Hafenarbeitern  kann  bis  ins  Jahr  1NS7  zu- 
rückverfolgt werden,  nachdem  schon  ls"2 
die  Ewerführer  einen  Strike  verloren  hatten. 
ISNS  setzten  die  Schauerleute  eine  Ver- 
von  1NS9  erinnert.  Wie  längernng  der  Mittagspause  durch:  1H90 
damals  die  jungen  Burschen,  so  waren  es  i  steigerten  sie  durch  Strike  ihren  Tagelohn 


hier  Gelegenheitsarbeiter,  die  im  Verdacht 
stehen,  den  Stein  ins  Bollen  gebracht  zu 
haben,  und  waren  es  die  am  regel  massigsten 
beschäftigten  und  zugleich  am  besten  orga- 
nisierten Staatsouaiarl>eitcr,  die  sich  fast 
ztdetzt  (5.  Dezember)  anschlössen  und  (gleich 
den  gelernten  Ewerführern)  am  frühesten 
für  Wiederaufnahme  der  Arbeit  stimmten  : 
dem  gegenteiligen  Mohrheitsbeschluss  haben 
beide  sich  trotzdem  gefügt.  Die  Zahl  der 
Strikenden  stieg  nach  den  vom  Strike- 
komitee geführten  Listen  am  5.  Dezember 
auf  13150  und  bis  zum  letzten  Striketage 
weiter  bib  16690  (darunter  2SS5  Seeleute): 
wenn  in  einzelnen  Kategorieen  die  Zalü  zu- 
rückging, so  traten  andere  hinzu,  so  nament- 
lich Fabrik-  und  Werftarbeiter,  dio  sich  ge- 
weigert hatten,  die  Arbeit  der  Strikenden 
zu  Übernehmen,  und  selbst  einige  Dutzend 
fliegende  Händler  des  Hafengebiets  mussten 
mit  unterstützt  werden.  Von  1 6  739  Strikenden 
waren  9516  verheiratet  und  (mit  den  an- 
scheinend als  ledig  gezählten  Witwern  zu- 
sammen) Ernährer  von  17  905  Kindern. 
Nach  der  amtlichen,  hauptsächlich  auf  das 
Jahr  1N95  basierten,  übrigens  etwas  zu  hoch 
greifenden  Rechnung  haben  von  12ooo  dieser 
Strikenden,  d.  h.  I  nterstützungsempfänger. 
nur  etwa  die  Hälfte  mehr  als  150  Tage  im 
Jahre  Hafenarbeit  gethan,  während  sehr 
viele  nicht  einmal  30  Tagewerke  geleistet 
haben  können;  thatsäehlieh  ist  6lo  Schauer- 
icuten und  95  anderen  Arbeitern  die  Strike- 


von  4  auf  4,2o  Mark,  während  die  Kwer- 
führer  im  Mai  1S90  und  die  Fenerleute  in 
einem  langen  Strike  des  folgenden  Winters 
unterlagen.  Im  Gefolge  der  unglückseligen 
Mnifeier  ISOo  gingen  auch  die  Anfänge  einer 
gewerkscliaftlichen  Organisation  in  Stücke. 
Als  nach  einer  Reihe  ungünstiger  Jahre  im 
Sommer  1S96  die  Schiffsfrachten  plötzlich 
in  die  Höhe  schnellten,  war  erst  ein  geringer 
Bruchteil  (3— 4ooo)  wieder  organisiert:  im 
Gegensatz  zu  einem  iuterlokal  verzweigten 
Centralverltande  der  Hafenarbeiter  war  ein 
mit  ihm  rivalisierender  •»  selbständiger« 
Iiokalverein  der  Schauerleute,  gegründet 
1S92,  von  der  solchen  Lokalvereinen  eigenen 
schnellfertigen  Strikefreudigkeit  beseelt.  Die 
Strikestimmung  lag  auch  iu  der  Luft:  44 
Arbeitseinstellungen  verzeichnet  der  Bericht 
des  Hamburger  Fabrikinspektors  für  1SN6, 
davon  dio  Hälfte  als  erfolgreich.  Au  lang- 
jährigen Beschwerden  fehlte  es  im  Hafen 
nicht,  und  die  kapitalistische  Entwickelung} 
die  selbst  zwischen  Accordmeister(  >Baas«,  bei 
den  Schnuerleuten  auch  »Stauer*)  und  Ar- 
beiter eine  gesellschaftliche  Scheidewand 
zog,  verschärfte  die  Misszufriedenheit.  Ehe- 
mals kam  doch  der  Stauer  mal  an  Bord 
uud  gönnte  einem  ein  gutes  Wort;  jetzt  ist 
man  m  seinen  Augen  ja  auch  nichts  anderes, 
als  so  ein  Kameruner  Gaste  Eine  Fülle  von 
Missständeu.  zum  Teil  gesetzwidriger  Art, 
ist  nachträglich  durch  eine  amtliche  Unter- 
suchung aufgedeckt  worden.  Ein  souveränes 
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3Iassivgelunirssystetu.  das  einzelne  Ari>eit»'-r  p>  wissen  rabb-s  im  Stil»»  des  Sozial  Politikers 
stillschweigend  förmlich  präskribierte,  liatte  der  Hamhurgei  Nachrichten  den  Kampf  um 
einen  tiefen  Groll  sich  aufsammeln  lassen,  die  Macht  proklamierten,  cler  auch  that- 
Englische  Agitatoren,  namentlich  der  zur  sachlich  vorlair:  Vorurteil  und  Machtinstinkt 
T'nzeit  wiederholt  ausp>wi»*seue  Tom  ginp'u  mit  der  U-sonneneii  Eeberlegung 
Mann.  wollten  für  einen  internationalen  Ver-  durch.  Die  l»eteiligten  Cutemelimerrereine 
band  der  HafenarViter  und  Seeleute  Stirn-  traten  am  2o.  oder  27.  November  dem  Ham- 
mungmachen, wohl  in  ci>rter  Linie  zur  Cnter-  burger  Arbeitpd^erverlande  U'i.  soweit  sie 
Stützung  eines  künftigen  englischen  Strik^s.  ihm  noch  nicht  aiiphörten:  mußten  sie 
l<ewirkten  aber  selir  gegen  ihren  Willen  nur  doch  liei  dem  drohenden  Stillstände  üm*s 
eine  Schürung  der  augenblicklichen  Strikc-  Geschäfts  die  Nachsicht  des  Hamburger 
bist.  Kur/-*-  Strikei»  einzelner  grösserer  Großkapitals  in  Anspruch  nehmen,  obwohl 
Hafenartaitenrrupj-en  im  Herbst  endeten  sie  f<»nii«.-lJ  durch  die  Strikeklau>»-1  P'gen 
mit  aufr^end  schnellem  Erfolg.  Die  fil>er-  Reklamationen  iresichert  gewesen  sein  sollen, 
reizte  Stimmung  entlud  sich  in  dem  von  Alle  wichtigen  EuLschliessungcn  wurden 
den  S  hauerlenten  U-gonnonen  Hafenstrikc  dem  ArlicitpWrverbande  m  Entreprise  ge- 
el*?n  um  die  Zeit,  als  die  Krachten  (seit  gel»en.  N"ch  liamlgreiflicher  als  seiner  Zeit 
Mitte  » »ktoben  wieder  zu  sinken  l»-gannei>  den  Berliner  Braueivibesitzem  wurde  ihnen 
und  üljerdies  der  die  Hafenarb*  *jt  lahmende  hier  der  Klassenstandpunkt  deutlicli  ge- 
Winterfrost  vor  der  Thür  stand.  Es  ist  macht.  Namentlich  waren  es  ausser  dein 
zwar  nach  Angal»e  der  Arlieifer  falsch,  dass  langjährigen  Vorsitzenden  Hermann  Blohin 
eleu Seliaucrlouten  statt  ihrer  Hauptforderung  (von  der  Iw  kannten  Schiffs! «aufinua  Blohm 
(Tagelohn  von  .">  statt  1.2"  Mark»  wenigstens  und  Voss»  die  Luiungsvertreter.  die  al> 
eine  I/dinzulape  vr>u:i<i  J'f.  anir»  U>ten  word.-n  Seharfmaeher  hervortraten1»,  während  die 
sei:  denn  dies  Angelet  schien  an  die  Vor- 1  Mieder  in  iluxT  Zwangslage  ziir  Naehgiebig- 
aussetzung  geknüpft,  gewisse  wichtige  k»-it  neiden.  -Di*»  Hamburger  l'nternehmer 
Speeiallohiisätze  zu  erniedrigen;  frivoK  war  fühlten  sich  in  diesem  Kampfe  als  die  Vor- 
also  die  verhängnisvolle  Zurückweisung  hiit  der  ganzen  deutschen,  ja  (W  europäischen 
dieses  Angebots  keineswegs :  al»»-r  es  scheint  l.'nternelimerschaft.  In  solchem  Sinn«- 
allerdings,  dass  der  ^unabhängige-.  I»kal-  fassten  sie  auch  die  Sympathiekundgebungen 
verein  zum  Strike  drängte,  die  grosse  Masse  auf.  die  ihnen  von  auswärts  zukamen..  Die 
mit  Massen  inst  in  kt  folgte,  die  Führer  des  Herbeiziehung  ungelernter  Strikebreeher 
Central verljondes  vergeblich  zu  hemmen  wurde  durch  die  Jahreszeit  erleichtert.  l.'eber- 
suchten.  Von  den  nachfolgenden  Arbiter-  läufer  wurden  anfangs  überhaupt  nicht,  dann 
katezorieen  wunlen  vor  Nieder!»  gimp  der  nur  bis  zu  Hi"  <>  des  Bestandes  wieder  an- 
Arl»-it  Forderungen  und  Wünsche  zum  T»-il  genommen.  Die  falsche  Bekanntmachung 
ersichtlich  nur  pro  forma,  ziun  Teil  filier- ■  eines  Stauers,  dass  Kmhi  Italiener  unterwegs 
haupt  nicht  geltend  gemacht,  also  vaus  seien,  trug  nicht  el»eii  zur  Versöhnung  lieL 
Sympathie«  gestrikt,  wohl  mit  »lem  still-  Breite  Kreise  der  Bfirgerscliaft.  zum  Teil 
schweigenden  VorMialt,  nach  erfochtenem  an  der  Kaufkraft  der  Hafeubevölkerung  in- 
Si**ge  einen  Kampfpreis  auch  für  sich  zu  teivssierte,  waren  dem  Strike  günstig  ge- 
präcisieren.  Der  Strike  kam  üljerrasehend.  stimmt  und  Unterst  fitzten  ihn  sogar  mit 
Sein»-  l'rheU  r  rechneten  auf  schnellen  Si»-g.  Geld  und  Naturalien:  wäre  das  Bazarsystem 
Die  Hartnäckigkeit  des  Kampfes  auf  Willen  im  Hainburger  Kleinhandel  durchgeführt  ge- 
Seiten war  auch  in  Arbeiterk  reisen  nicht  wesen,  so  liätten  die  Chancen  des  Strikes 
vorausgesehen  werden.  !  anders  gelegen. 

Die  Ar»*eitg. -l«'i-  pissen  ( tel  ins  Feuer. 1  Mehr  oder  weniger  litt  freilich  die  gauze 
indem  sie  (ähnlich  wie  1  ihre  Kollegen  Stadt.  Im  Interesse  des  öffentlichen 
im  Bergniiiiiiis.strike  und  ls.it  I  im  Bier-  Friedens  unserer  Stadt  und  zur  Fernlialtung 
boykott»  auf  Gnind  unzureichender  Indicien.  schweren  Unglücks  wandten  sich  am  20. 
aber  mit  der  intuitiven  Sicherheit  des  miss-  November  der  Vorsitzende  der  Bfirgerscliaft. 
trauisi-hen  Menschenkenners  die  Diagnose  der  Chef  der  Senatspolizei  und  der  Vor- 
auf einen  planntässiireu  Streich  der  Sozial-  sitzende  des  Gewerl>egerichts  an  beide 
tlemokratie.  womöglich  einer  roten  Inter-  Parteien  mit  dem  Vorschlage  eines  ScJiieds- 
nationale1)  stellten  und  daraufliin  mit  einer  

—  1 1  Man  darf  daraus  nicht  schliessen.  dass  die 

':  Nach  einer  cU-nso  verkehrten  Version  ..Handwerker"  regelmässig  das  minder  arbeiter- 
Nollen  vielmehr  die  eng)is4'hen  Rheder  deu  Haue  trenndliohe  Element  im  Verbände  seien;  eher 
burp-r  Strike  aus  Konkurrenzneid  angezetteli  könnte  man  vermnten.  dass  die  grösseren  Innungs- 
haheii.  Mit  Recht  kann  man  dai.'»-<f»-ii  von  einer  mitulieder  unter  dem  Strike  am  wenigsten  litten, 
internationalen  K->aliriun  der  englischen  mit  l'n<l  ab  Anfnnsj  18H8  die  Tisi  hlerinnuug  provi- 
den  Hamburger  Rhedem  sprechen:  eiurlische  sorisch  den  Arbeitstag  von  IM  e  auf  9  Stunden 
Rheder  *ind  ja  auch  Arbeit y^r  im  Haiidiuiir.  r  herabsetzen  wollte,  war  e<  der  Arbeitgeherver- 
Hafen  so  jftit  « ie  die  Hamburger  Rheder  selbst,  band,  der  sich  euer-nseh  dairesren  erklärte. 
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gerichts;  auch  der  Senat  legte  seinen  Ein- 
fluss  ffir  den  Frieden  in  die  WagseluUe. 
Die  Arbeiter  nahmen  an,  der  Arboitgebcr- 
verhand  lehnte  am  2.  Dezember  unter 
schroffer  Hervorkehmng der  für  ihn  günstigen 
Machtlage  und  mit  dem  Hinweise  grund- 
sätzlich al>,  er  habe  authentisch  erfahren, 
die  Strikeführer  wünschten  einen  Friedens- 
schluß-., weil  sie  den  Zeitpunkt  zum  Strikcn 
für  nicht  günstig  hielten ;  er  hat  später  auf 
die  rrheber  des  Schiedsvorschlags  die 
schwersten  Vorwürfe  gehäuft.  Diese  l>ei- 
spielJos  unverhlünite  Antwort  machte  um  so 
mehr  Aufsehen,  als  am  sell)en  Tage  in 
Bremen  ein  Hafenarbeiterstrike  (25.  Novemlier 
bis  2.  Dezember,  H<>0  Teilnehmer)  nach  An- 
rufung des  Gowerbogerichts  glatt  beigelegt 
wurde,  allerdings  in  einem  halb  staatlich  ge- 
färbten Mouopoll «triebe.  Die  Antwort  der 
Arbeiter  war  demonstrative  Erklärung  des 
Oenendstrikes. 

An  Reibungen  zwischen  den  Strike- 
brechern,  deren  Leistungen  übrigens  viel 
zu  wünschen  Hessen,  und  den  Hafenarbeitern 
hat  es  natürlich  nicht  gefehlt:  dass  sie  auf- 
fallend häufig  gewesen,  hat  wenigstens 
die  Zald  der  gerichtlichen  Bestrafungen 
nicht  erwiesen,  wie  auch  sonst  die  ruhige 
Haltung  der  Strikenden  (bis  auf  einen  Vor- 
fall nach  Wiederaufnahme  der  Arbeit)  ge- 
rühmt wird.  Die  Polizei  freilich  trat  mehr 
und  mehr  auf  die  Seite  der  Arl>eitgeber. 
Ein  damals  ergangenes  Verbot  «1er  Geld- 
sammlung  von  Haus  zu  Haus  ist  unlängst 
vom  Oberlandesgericht  kassiert  und  die 
Polizei  zur  Rückgabe  der  beschlagnahmten 
Gelder  und  Sammellisten  verurteilt  worden. 

Dem  Strikekomitee  floss  jetzt  das  Geld 
schneller  zu,  als  die  Zahl  der  Strikenden 
stieg;  andrerseits  schlug  die  Hoffnung  fast 
gänzlich  fehl,  dass  die  Arbeiter  anderer 
Häfen  das  Entladen  von  Hamburg  kommen- 
der Schiffe  verweigern  würden.  In  den  fol- 
genden Wochen  wurden  von  beiden  Seiten 
die  Verluandlungsvorschläge  mehrfach  erneut, 
und  man  trat  schliesslich  auch  in  Verhand- 
lungen ein  ;  auf  seiteu  der  Arbeiter  drängten 
die  Führer  (mit  Einschluss  der  sozialdemo- 
kratischen Abgeordneten),  auf  der  anderen 
Seite  ein  Teil  der  Rheder  und  schliesslich 
auch  die  Börse  zum  Frieden.  Der  zur  Ver- 
mittelung  angerufene  Senat  kam  den  Ar- 
beitgehern weit  entgegen,  indem  er  auf 
Wunsch  der  intransigeiitou  Richtung  im 
Arbeitgeberverbande  Wiederaufnahme  der 
Arbeit  als  einseitige  Vorausleistung  der  Ar- 
beiter zur  Bedingung  machte;  er  würfle  vom 
Arbeitgelwrverbande  rektifiziert,  weil  seine 
Ausdrucksweise  nicht  schroff  genug  war.  j 
Das  Strikekomitee  empfahl  vergeblich  (Hb 
Dezember),  die  demütigende  Bedingung  an- 
zunehmen. Den  Arbeitern  wurde  schliess- 
lich das  Geld  knapp:  der  Arbeitgeberverband 


i  triumphierte.  Die  Sache  der  Strikenden 
'hatte  weder  wie  1SS9  beim  Kaiser  noch 
wie  im  Februar  189G  auch  nur  bei  den 
Parlamenten  einen  Rückhalt ,  geschweige 
denn  wie  seiner  Zeit  die  Seliiffszimnioror 
materielle  Unterstützung  gefunden. 

Uuter  den  Naehspielerscheinuugen  des 
Strikes  ist  der  Einfall  des  Yeivins  der  Im- 
porteure  englischer  Kohle  horvorzuhel>en, 
I  seine  Arheiter  durch  einen  Lohntarif  mit  langer 
Kündigungsfrist,  verbunden  mit  Kautions- 
]  Stellung  in  Form  von  Zwangssparkasseu,  für 
:  die  Zukunft  am  Striken  zu  hindern.  Auch 
,  scheint  der  Hamburger  Arbeitgeberverband 
jetzt  Sehlde  zu  machen,  so  in  Lübeck.  Er 
|  selbst  plant  jetzt  eine  umfassende  Organi- 
sation aller  von  Unternehmern  verwalteten 
Arbeitsnachweise.    Auf  der  anderen  Seite 
hat  die  durch  den  Strike  angeregte  staat- 
liche Enrjuete  begonnen,  ihre  Früchte  zu 
tragen. 

Nach  dem  Strike  sind  die  internationalen 
Organisationsbestrebungen  der  Hafenarbeiter 
und  Seeleute  unter  deutscher  Beteiligung 
fortgesetzt  worden,  und  die  Hamburger 
,  Rheder  haben  nicht  gesäumt,  auch  ilirerseits 
die  Notwendigkeit  dieses  internationalen  Zu- 
sammenschlusses eklatant  zu  rechtfertigen, 
indem  ein  Teil  von  ihnen  den  Seeleuten 
eine  nach  dem  Strike  gewährte  Lohimdage 
unter  Berufung  auf  die  auswärtige  Konkur- 
renz wieder  entzog.  Eiue  Koalition  ist  eben 
darauf  angewiesen,  ihr  Marktgebiet  zu  um- 
spannen. Auch  sonst  liat  es  in  den  letzten 
Jahren  an  internationalen  gewerkschaftlichen 
Verabredungen  auf  Gegenseitigkeit  so  wenig 
gefelüt  wie  an  Geldunterstützungcn ;  so  sind 
aus  Anlass  des  grossen  englischen  Maschinen- 
bauerstrikes  durch  Vermittelung  der  Ham- 
burger Genoralkomtnission  etwa  120  ( HK)  Mark, 
von  einzelnen  Gewerkscliaften  etwa  145  0t)0 
Mark,  von  seiten  der  anerkannt  gutartigen 
Hirsch-Dunekerschen  Gewerkvereine  34  2^)2 
Mark  nach  England  geschickt  worden.  Es 
wäre  ein  starkes  Qiüpt-omio,  diese  inter- 
nationale wirtschaftliehe  Interessengemein- 
schaft mit  dem  landläufigen  Begriff  der 
»internationalen  Sozialdemokratie«;  gleichzu- 
setzen. 

10.  Amtliche  StrikestaÜstik  für  18S9 
bis  1897.  Im  Jahre  ltsim  wurdo  bei  Be- 
ratung der  Reichstagsvorlage  über  Massregcln 
gegen  den  Koutraktbrueh  von  der  Reichs- 
regierung Hals  über  Kopf  eine  Erhebung 
veranlasst  über  die  seit  dem  letzten  Jahre 
vorgefallenen  Strikes.  Ks  sollten  diejenigen 
gewerblichen  Strikes  von  den  Regierungs- 
präsidenten verzeichnet  worden,  au  denen 
wenigstens  10  Arbeiter  teilgenommen  hätten. 
D«is  Ergebnis  der  Tin  frage  teilte  der  preus- 
sische  Handelsminister  am  19.Novoml»er  l>siM» 
der  Reichstagskommission  mit,  die  die  be- 
treffende   Gewerlreordnuiigsnovclle  beriet. 


Digitized  by  Google 


760 


Arbeitseinstellungen  (Deutschland) 


Nach 


im  Kommissionsliericht  abge- 


druckten Mittoilmijcr  ist  vom  1.  Januar  1HS!» 
bis  Ende  April  1890  im  Deutschen  Reich 
11 151  mal  von  394440  Arbitern  gestrikt 
worden,  und  /.war  in  Preusson  von  289  283, 
im  Reichsland  von  32  39«»,  in  Hamburg  von 
26 im »2,  in  Sachsen  von  22818  Arbeitern.  Es 
strikten  Arlieiter:  im  Berghau  190357,  im 
Baugewerlx*  72186,  in  der  Textilindustrie 
47106.  iti  der  Metallindustrie  16665,  ausser- 
dem  68  (»66.  Minderjährig  waren  von  den 
Strikenden  mindestens  43412  —  etwa  11°  o  ; 
kontraktbrüchig  264  407  =  67  °  o,  daninter 
fast  die  Gesamtzahl  der  strikenden  Berg- 
leute. Iu  187  Fallen  hatten  die  Arbeiter 
ihre  Forderungen  völlig  durchgesetzt,  in  468 
Fällen  teilweise,  42omal  waren  sie  unter- 
legen, in  den  übrigen  56  Fällen  war  der 
Ablauf  noch  nicht  bekannt. 

In  Preusson  ist  diese  amtliche  Berichter- 
stattung regelmässig  fortgesetzt  wonleu,  und 
zwar  je  für  die  sechs  Monate  vor  dem  1. 
<>ktol>er  und   1.  April,  so  dass  der  April 
189o  doppelt  zählt.    Die  Ergebnisse  sind  I 
bisher  nur  privatim  (in  den  Supploment- 
liändon  ilieses  Handwörterbuchs)  veröffent-  j 
licht  worden  und  werden  im  folgenden  bis 
zum  1.  Oktober  1897  ergänzt.    Die  Haupt- 
resnltate  einer  ähnlichen  bayerischen  Statis- 
tik  für  1SS9— 96  hat  der  3.  Jahrgang  des 
Statistischen  Jahrbuchs  für  das  Königreich 
Bayern  mitgeteilt;  eine  ausführlichere  Ver- 
öffentlichung, die  wohl  auch  die  Grundlagen 
dieser  Statistik  wird  erkennen  lassen,  ist 
angekündigt.    Sonst  ist  mir  nur  eine  gering- 1 
fügige    baltische   Statistik   ähnlicher   Art  \ 
bekannt:  in  Baden  wurden  nämlich  vom 
Juni  bis  gegen  Ende  des  Jahres  1890  vier  j 
gewerbliche  Arbeitseinstellungen  gezählt  mit  j 
183  Teilnehmern,  von  denen  etwa  22  minder-  j 
jälirig  waren  und  37  ihren  Kontrakt  brachen ; : 
2  Strikes  waren  gänzlich,  2  fast  ganz  erfolg- 1 
los:  die  Sozialdemokratie  war  in  2—3  Fällen 
beteiligt.    Ausserdem  bringen  die  Jahres-, 
berichte  der  Gewcrtxünspektion  regelmässig! 
Notizen  über  wichtigere  Arbeitseinstellungen,  | 
vereinzelt  auch  statistische  Daten.  Soelien 
(Im.  Juni  189*)  hat  der  Bundesrat  die  Aus- 
dehnung der  preussischen  Statistik  auf  das 
Reich  und  regelmässige  Veröffentlichung  der 
statistischen  Ergebnisse  beschlossen. 

Die  Grundlagen  der  preussischen  Statistik 
Weidenaus  dem  Fragenschema  erkennbar,  das 
die  Regierungspräsidenten  halbjährlich  aus- 
zufüllen halfen.     Es  enthält  neun  Fingen: 

1.  <  >rt   und   Kreis   der  Arbeitseinstellung. 

2.  Gewerbszweig.  3.  Maximalzahl  der  aus- 
ständigen Arlieiter.  a)  überhaupt,  b)  der 
minderjährigen.  4.  Datum  a)  des  Beginns, 
l'l  des  Endes  des  Ausstands.  5.  Wie  viele 
der  ausständigen  Arlieiter  waren  kontrakt- 
brüchig? 6.  Angabe  der  Hauptursnchen  des 
Ausstands  und  der  Hauptforderungen  der 


Arbeiter.  7-  Inwieweit  haben  die  Arlieiter 
ihre  Forderungen  durchgesetzt?  8.  Inwie- 
fern war  die  Sozialdemokratie  bei  Entstehung 
und  Fortsetzung  des  Ausstands  beteiligt? 
9.  Sonstige  Bemerkungen,  insbesondere  über 
etwaige  Vermittelung  der  Behörden  und  die 
Gründe  der  Beendigung  des  Ausstand*. 

Gegen  diese  Formulierungen,  die  nach 
dem  neuen  Bundesratsl>eschlnss  mehrfach  er- 
weitert werden  sollen,  wird  der  exakte 
Statistiker  manches  einwenden.  Der  Begriff 
der  Arbeitseinstellung  ist  nicht  scharf  um- 
grenzt, ja  nicht  einmal  von  einer  zweifel- 
losen Aussperrung  ausdrücklich  unterschie- 
den;  der  Umfang  eines  Strikes  wird  durch 
Begiun.  Ende  und  höchste  Beteiligungsziffer 
nicht  atisreichend  umschrielien :  von  den 
Strikenden  werden  diejenigen  nicht  unter- 
schieden, die  aus  technischen  Gründen  zum 
Mitfeiern  gezwungen  sind.  Die  strikenden 
Reimarbeiter  sind  im  wichtigsten  Falle,  beim 
Berliner  Konfektionsstrike  1S96,  nicht  mit- 
gezäldt  worden.1)  Im  einzelnen  ist  zu  er- 
wähnen ,  dass  nach  der  ursprünglichen 
Weisung  nur  die  -grösseren  gewerblichen 
Strikes  gezählt  werden  sollten,  an  denen 
wenigstens  10  Arbeiter  teilnahmen :  alier 
diese  l>ei  richtiger  Abgrenzung  des  Begriffs 
Strike  zweckmässige  Besclu-änkung  scheint 
nicht  streng  eingehalten  worden  zu  sein. 
Anfechtbar  ist  es  auch,  wenu  laut  An- 
weisung in  der  Grossindustrie  jeder  vom 
Strike  betroffene  Betrieb,  im  Handwerk 
dagegen  die  Gesamtheit  der  betroffenen 
Werkstätten  eines  Haudwerksgzweigs  als  ein 
Strike  gerechnet  werden  sollte ;  in  der  Praxis 
ist  auch  diese  Norm  nicht  eingehalten 
worden,  und  nachdem  am  30.  Juli  1896  An- 
weisung ergangen  war.  bei  jedem  Strike 
entweder  die  einzelnen  Betriebe  oder  deren 
Zahl  namhaft  zu  machen,  wird  im  General- 
bericht ausser  der  Zahl  der  Strikes  auch  die 
der  betroffenen  Betriebe  aufgeführt.  Das- 
seltie  Reskript  musste  darauf  hinweisen,  dass 
die  am  1.  Oktober  oder  1.  April  noch  nicht 
beendeten  Strikes  in  je  zwei  Halbjahrs- 
berichten  zu  verzeichnen  seien.  Nicht  selten 
beruhen  einzelne  Zahlen  auf  Schätzung,  oder 
die  Summen  sind  lückenhaft  zusammen- 
gesetzt. Mau  darf  auch  nicht  übersehen, 
dass  die  erstmalige  Statistik  in  beschleunigter 
Weise  zu  stände  kam :  in  dem  preussischen 
Ministcrialreskripte  vom  15.  April  1890  hiess 
es:  *Wir  setzen  voraus,  dass  die  erforder- 
lichen Angaben  ohne  Zeitverlust  und  ohne 
zeitraubende  Rückfragen  gemacht  werden 
können;-  eventuell  sollten  Annäherungsdaten 
gegeben  werden,  nur  äussersten  Falls  eine 


')  Damit  wird  die  Kritik  hinfällig,  die  das 
Korrespoiidfiizblatt  der  Ueneralkomnussion  der 
(jewerkschafti'ii  Deutschlands  vom  6.  September 
18y?  an  der  preussischen  Strikestatistik  ftbt. 


Digitized  by  Google 


Arbeitseinstellungen  (Deutschland) 


761 


Vakatnotiz.  Es  ist  zu  befürchten,  flass  mit 
diesem  Präcedens  dauernd  den  halbjährigen 
Naohweisungen  ein  Stempel  des  Schnell- 
fertigen aufgedrückt  -worden  sei,  und  der 
Mangel  einer  ersichtlichen  praktischen  Ver- 
wertung, ja  auch  nur  einer  amtlichen  Publi- 
kation hat  schwerlich  die  Sorgfalt  und  das 
Interesse  an  diesen  statistischen  Arbeiten 
erhöht :  ohnehin  wären  die  Gewerbcaufsichts- 
l>eamten  ein  geeigneteres  Organ,  als  die 
Kräfte  der  allgemeinen  Verwaltung. 

Die  auf  Grund  dieses  immerhin  sehr 


schätzbaren  statistisehenMaterials  im  Handels- 
ministerium berechneten  Tabellen  sind  in 
den  folgenden  Zusammenstellungen  in  ihren 
wichtigsten  Stücken  wiedergegeben  worden, 
unter  Weglassung  namentlich  des  nach 
Regierungsbezirken  specialisierten  Details. 
Mit  der  Statistik  von  1865,  die  nicht  Arbeits- 
einstellungen, sondern  Koalitionen  zählte  und 
bei  der  die  längste  ermittelte  Strikedauer 
10  Tage  betrug,  sind  diese  Zahlen  natürlich 
unvergleichbar. 


Periode 


Zabl 
der 
Strikes 


1.1. 1889  bisEnde  April  18W 
Sommer  1890  . 
Winter  1890— 91 
Sommer  1891  . 
Winter  1891-92 
Sommer  1892  . 
Winter  1892-93 
Sommer  1893  . 
Winter  1893— 94 
Sommer  1894  . 
Winter  1894-96 
Sommer  1895  . 
Winter  1895  -96 
Sommer  1896  . 
Winter  1896—9? 
1897  . 


7'1 
216 

7i 

nS 
99 
99 

116 

74 
4» 
127 

7i 

189 
606 

304 

ig 


Zahl 
der 
Teil- 
nehmer 

289  283 
28  643 

6  573 
2s;  100 

7  787 
7878 

55882 
4070 

2  835 
9  754 
3861 

6365 
'7  349 
51  309 
16  181 

25  398 


Zahl 
der 
betei- 
ligten 
Betriebe 


2  696 

653 
1  109 


Minder- 
jährige 
Teil- 
nehmer 

0 

10«) 
10 
14,8 
17,4 
6,7 
18,9 
19,1 

15.5 
10 

15 
4-5 
6,85 
5.75 
4,2 
9,2 
1,7 


Kon- 
trakt- 
brüchige 

Teil- 
nehmer 

Oi 

0 

73 

25 

46 

94 

24,3 

48.4 

97,2 

36 

51,3 

49 

45,6*) 

27,8 

27,8 

14,8 

35,4 

32,0 


Forderungen  der  Arbeiter 
durchgesetzt 


ganz 

0' 

0 

16,8 
1 1 

16.9 
8,5 
«5,2 
15.6 
10,3 

12,5 
29,2 

7.1 
25.3 
33,3 
64.5 
51,2 
36,i 
31,3 


teil- 
weise 

0' 

0 

43.« 

23 

18.3 

13,5 

U,i 

17.7 

18,1 

n,3 
18,8 

13,4 
23,9 
15,3 
13.0 
19.8 
i5,o 
32,4 


nicht 
0 

36,4 

57 

62,0 

72,9 
67.7 
64,6 
44,o 
73,o 
47,9 
77,2 
49,3 
49.2 
20,1 

20,7 
32,3 
33,7 


unbe- 
kannt 

°ol) 

3,8 

9 

2,8 

5-i 

3,o 

3,° 
27,6») 

4,1 

4,2 

2,4 

M 

2.1 

2.3 

8,3 
»6,5 

2,6 


Die  Prozentzahlen  der  vier  letzten  Rubriken  sind  anfangs  nach  Strikes,  seit  dem 
Sommer  1896  nach  Betrieben  berechnet:  nach  der  Zalü  der  beteiligten  Arbiter  berechnet, 
wurden  eie  für  den  Sommer  1897  lauten:  31,1.  19.8,  43.5,  5,6. 


Von  den  Strikenden  gehörten  an 


Periode 

dem 
Bergbau 

dem 
Ban- 

der 
Textil- 

der 
Metall- 

anderen 

gewerbe 

industrie 

industrie 

Berufen 

1. 1.  1889  bis  Ende  April  1890 

179  344 

So  508 

5870 

8324 

45237 

455 

6008 

3  595 

7  329 

11  21;  6 

Winter  1890—91   

1  985 

109 

412 

21  1 

3856 

23081 

590 

166 

91 

1  172 

Winter  1891—92   

1  845 

528 

590 

276 

4  548») 

1  439 

1  971 

1  300 

172 

2996 
1  185 

53  915 

360 

192 

230 

449 

442 

423 

48 

2  708 

Winter  1893-94   

388 

644 

139 

I  664 

3  928 

1  786 

5i7 

210 

3313 

Winter  1894—96  

237 

210 

1  S84 

1  249 

581 

333 

2284 

883 

331 

2  534 

Winter  1895—96  

2628 

915 

1  525 

316 

11965 

Sommer  1896   

l  061 

21  673 

3  216 

4  455 

20904 

Winter  1896—97   

576 

1  402 

1  409 

I  582 

II  212 

5401 

11  166 

730 

1  830 

6  271 

')  Oder  Strike  n 
kenden  keine  Forderun 
westfälischer  Bergleute 


h  nicht  beendet.    •)  Mindestzahl.   ')  In  diesen  Fällen  hatten  die  Stri- 
gest*llt;  es  handelt  sich  dabei  fast  durchweg  um  sog.  Sympathicstrikes 
*)  Nicht,  wie  die  Akten  auf  Grund  einer  irrtümlichen  Zahl  sagen,  33*/». 
*)  Darunter  3709  Arbeiter  des  Buchdrucks  in  26  Strikes,  von  denen  21  erfolglos  verliefen,  4  ge- 
teilten Erfolg  hatten.   295  dieser  Strikenden  waren  minderjährig,  234  brachen  den  Eontrakt. 
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lieber  die  Dauer  der  Strikes  giebt  folgende  Tabelle  Auskunft: 


uisti 


Winter 
1894-95 

1  Tag  | 

2  Tage  40 

3  Tage  ) 

4-  10  Tage  \ 
11—14  Tage  j  17 
11—14  Tage 
2—4  Wochen'l  9 

5—  8  Wochen5}  4 
länger  — 
nnbeendet  oder 

nnbestimmbar  1 


Sommer 
1895 
11 


137 


Winter 
1895—96 
30 


18 


303 


J  29 
126 


Sommer 
1896 

}* 
!«■ 

72 
26 
5 

63 


Winter 
1896-97«) 

I 


I 


79 

7S 

14 

34 


Beteiligte 
Betriebe  Arbeiter 
Sommer  Sommer 
1897  1897 

}  123  5°74 


29S 


190 
337 
49 

112 


8009 


3  125 
4784 
1  146 

3260 


')  Die  Addition  ergiebt  hier  eine  erheblich  zu  grosse  Summe.  2)  Vier  Wochen  siud  einem 
Monat  gleich  gerechnet. 

Als  Ursache  der  Strikes   werden  folgende  Forderungen  der  strikenden  Arbeiter 
bezeichnet : 

Arbeitseinstellungen  Beteil. 

Be- 


Ursache 


«  *  «5  4* 

.S  —1  s  äö  .55 


—  1- 


05 


3 36  .Sa 


Beteiligte 
Arbeiter 


Geforderte  Lohnzulage  . 

Dasselbe  mit  Kürzung  der 
Arbeitszeit  

Dasselbe  mit  anderen  For- 
derungen   

Lohnkürzung1)  .... 

Sonstige  Lohnstreitig- 
keiten  

Missliebige  Angestellte  . 

Entlassung  von  Arbeitern5) 

Unterstützung  anderer 
Ausstände  

Sonstige  Forderungen  .  . 


Winter  Sommer 
JK    1895-96  1897 

8  397 
19  2:0 


24 

6 

I 

3 

16 

n 

39o 

26 

5» 

24 

68 

!•• 

«63 

76 

14S 

68 

945 

2  609 

3° 

57 

37 

2  107 

44 

7 

5  495 

'7 

13 

«3 

5 

.•> 

2 

6 

12 

S 

10 

•334 

4'5 

40 

)» 

5607 

}« 

•3 

•2 
10 

6 

9 

»7 

7 
34 

3 
22 

5S6 

6 

5 

25 

33 

8 

4 

32») 

8 

9 

iS 

25 

12 

47 

5«« 

6S1 


1 0S4 


717 

98») 


')  Sommer  1897  auch  Verlängerung  der  Arbeitszeit.  *)  Winter  1895—%  auch  in  Ver- 
bindung mit  anderen  Forderungen.  *)  22  mal  Freigabe  des  1.  Mai.  *)  Fortfall  der  Küudignngs- 
frist  gefordert. 


Strikes  waren  erfolgreich,  2  nicht,  7  hatten 
geteilten  Erfolg.  12  Strikes  derselben  Art 
im  folgenden  Winter  blieben  erfolglos. 

Bei  den  Strikes  für  Kürzung  der  Ar- 
beitszeit wurde,  soweit  nachweisbar,  im 
Sommer  1896  meist  10-  und  9's  stündiger, 
in  Berlin  9-  und  Sstüudiger  Arbeitstag,  im 
Winter  1  SOG  97  10-,  9l/s-  und  9  stündiger 
Arbeitstag  gefordert.  Im  Sommer  1897  kam 
wieder  der  S  stündige  Arbeitstag  lünzu,  und 
zwar  forderten : 

im  ganzen  mit  Erfolg       mit  geteiltem  Erfolg       ohne  Erfolg 

Betriebe  Arbeiter  Betriebe  Arbeiter  Betriebe    Arbeiter   Betriebe  Arbeiter 
162       2093        S9         762         32  324  41  1007 

>56       3439        73        «893         -  -  83  1546 

50       1423        19  59         —  —  3«  i3«>4 


Für  die  beiden  letzten  Semester  sind 
die  Summanden  zusammen  grosser  als  die 
entsprechenden  in  der  ersten  Tabelle  mit- 
geteilten Summen.  —  Im  Sommer  1892 
bildete  bei  12  Strikes  mit  1569  lieteiligten 
Arbeitern  neben  anderen  Momenten  Unzu- 
friedenheit mit  den  Bestimmungen  der  Ar- 
beitsordnung den  Anlass,  offenbar  infolge 
der  damals  in  Kraft  getretenen  Novelle  zur 
Gewerbeordnung;  in  8  dieser  Fälle  (850 
Teilnehmer)    lag    Kontraktbruch    vor;  3 


10  Stunden  .  .  . 
9  oder  9' ..  Stunden 
8  Stunden .   .   .  . 


Es  ist  ferner  über  das  ursprüngliche  Fra- '  viele  Striker  nachweislich  an  keine  Küudi- 
geuschema  hinaus  noch  ermittelt  worden,  wie  gungsfrist  gebunden  waren,  so  dass  ein 
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Kontraktbruch  nicht  in  Frage  kam.  Die  •  Tin  vorangehenden  Winter  war  die  Gewerbe- 
Rubrik  ist  freilich  so  sehlecht  ausgefüllt  I  aufsieht  5  mal  beteiligt  (2  mal  mit  Er- 
wordeu,  namentlich  in  den  ostlichen  Be- 1  folg).  Ortspolizei  und  Bergrevierl«amte  je 
zirken,  dass  eine  Berechnung  der  General-  1  mal  (erstere  mit  Erfolg) ,  das  Gewerbe- 
summen zeitweise  unterblieben  ist.  Man  gericht  :{8mal  durchweg  mit  Erfolg,1)  und 
zäldte  strikende  Arbeiter  ohne  Kündigungs-  zwar  in  Berlin.  Nach  der  gewerbegericht- 
pf lieht :  I  liehen  Statistik  steht  das  Berliner  Gericht 

1889—90    .   .   46  229  Winter  1895—96     589  in  seiner  Thätigkeit  als  Einigungsamt  über- 

1  255  haupt  an  vorderster  Stelle,  nachdem  es  an- 
48'  fangs  nach  dieser  Seite  ganz  utithätig  ge- 


Sommcr  1K90  .     3023  Sommer  189(5 
Winter  1894— 95   1  271   Winter  1896-97 
Sommer  1895  .    1  001  |  Sommer  189?  . 

Behörden  (Polizei,  Magistrat,  Gcwerlw 
aufsiehtsbeamte .     Gewerltegericht)  haben 
E  i  n  i  g  u  n  g  s  v  e  r  s  u  c  h  e  gemacht 

mit  Erfolg  ohne  Erfolg 
.    10  mal 

•    4»  „ 


l 


Sommer  1895  ....  10  mal  4  mal 

Winter  1895—96    .    .  4'    *  4  „ 

Sommer  1K96  ....  12    „  6  r 

Winter  1896—97    .    .     7    „  «  „ 

Sommer  1897  .   .   .   .  1 1    „  7  » 

Im  Sommer  1890  vermittelte  "»mal 
ein  Gewerbegericht  (3  mal  mit  Erfolg), 
6  mal  ein  Gewerboaufsiehtsbeamter  (5- 
inal  mit  Erfolg),  7  mal  eine  andere  Be- 
hörde (4  mal  mit  Erfolg);  in  6  weiteren 
Fallen  lehnten  die  Arbeitgeber  das  von  den 
Ausstandigen  angerufene  Gewerbegericht  ab. 


434 ;  wesen  war.  In  seinem  Geschäftsjahr 
1800  97  hat  es  wieder  bei  18  grösseren 
I»hnstreitigkeiten  als  Einignngsamt  einge- 
griffen. Das  Nähere  gehört  in  den  Artikel 
Eiuigungsaniter. 

Vom  1.  Oktotar  1806  bis  zum  1.  Ok- 
tober 1807  betrafen  die  Berlin-Cliarlotten- 
burger  Strikes,  welche  ihr  ganzes  Gewerk 
umfassten.  551  Betriebe  mit  8260  lieteiligten 
Arbeitern :  während  ber  Ausständen,  die 
sich  auf  155  Betriebe  mit  3117  stinkenden 
Arbeitern  erstreckten,  der  Strike  nur  eiuen 
Teil  des  Gewerks  ergriff. 

Die  bayerische  Statistik  lautet: 


•)  Die  erfolglosen  Falle  sind  hier  nicht  mit- 
gezählt. 

Arbeitseinstellungen  in  Bayern  von  1880  bis  1800 


Zahl  der 

Ar- 
beits- ausstan- 

ei»-   Idigen  Ar- 

Stl'l- 

lnngen  beiter 

Anzahl 

Betei- 
ligt« 
Arbeiter 

1  Betei- 
Anzabl 1  ligte 
(Arbeiter 

Anzahl 

Betei- 
ligte 
Arbeiter 

der  Arbeitseinsteil ungeu  mit 

vollem  Erfolg 

geteiltem  Erfolg 

keinem  Erfolg 

1889   

1890  

1892   

1893  

1894   

189«  

48 
34 
14 

9 

5 

lö 
37 

35 

1.  n 

5  275 
2498 

995 
St9 

130 
625 

3  58o 

4  2?6 

ach  Jah 

15 

5 
1 

3 

2 

3 
4 

reu 

735 
27? 

35 
121 

26 

234 
103 

22 

>3 
8 
2 
2 
9 
14 
21 

4  0:0 
7:0 
759 
430 
43 
436 
I  305 
3671 

Ii 
10 
5 
4 
1 

7 
20 
10 

540 

»  523 
201 
268 
61 

189 
2  041 
4S2 

1889-iJO  ,198 

"0   1  100 

iS  178 
100 

33      I   1  5*9 
16,7    j  8,4 

9' 

459 

n  344 
62.4 

74        5  305 
37,4    1  29.2 

nach  dem  Zwecke 


Für  Verbesserung  von 

53 

2  ^oS 

9 

549 

28 

1  269 

16 

690 

Arbeitszeit  

18 

544 

8 

269 

2 

35 

8 

240 

Arbeitslohn  und  Arbeits- 

74 

12725 

8 

359 

46 

9  593 

20 

2  773 

anderu      Arbeit  sbedin- 

25 

1  112 

4 

172 

4 

191 

»7 

749 

ZuHammen  

170 

16889 

29 

»349 

So 

11088 

61 

4  452 

Gegen  Verschlechterung  v. 

Arbeitslohn  

454 

4 

1S0 

3 

80 

5 

194 

Arheitszeit  

1 

14 

Arbeitslohn  und  Arbeits- 
zeit   

andern  Arbeitsbedin- 

«5 

821 

8 

176 

7 

645 

28 

1  289 

4 

.80 

1 1 

256 

'3 

853 
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Arbeitseinstellungen  (Deutschland) 


Die  entsprechenden  acht  Zahlen  sind 
ausserdem  für  jeden  Regierungsbezirk  und 
für  jede  der  IT»  Gewerbegruppen  mitgeteilt. 
Im  Jahre  1897   haben  nach  Angabe  der 
l>ayerischen  Gewerbeinspektion  wenigstens  i 
37  Strikes  mit  etwa  3000  beteiligten  Arbei-  [ 
tern  stattgefunden ;  19  von  ihnen  endeten  | 
mit    ganzem    oder   geteiltem  Erfolg  der' 
Arbeiter. 

11.  Strikestatistik  der  Arbeiter  für 
1890 — 97.  Die  von  der  Hamburger  ge- 
werkschaftlichen Generalkommission,  insbe- 
sondere ihrem  Vorsitzenden,  dem  sozialdemo- 
kratischen Roiehstagsabgeordneten  Legien. 
seit  1890  geführte  Statistik  zählt  nicht  die 
vom  Strike  betroffenen  Betriebe,  sondern 
die  Strikes  selbst  und  ist  schon  darum  nur 
halb  geeignet,  die  amtliche  Statistik  zu 
kontrollieren.  Sie  liefert  ferner  nur  die 
Gesamtzalden  für  das  Deutsche  Reich  und 
sie  ist  nach  ihrer  eigenen  Aussage  noch  in 
hohem  Masse  lückenhaft.  Solange  die  Ge- 
neralkommission  angewiesen  war,  die  soge- 
nannten Abwehrstrikes  finanziell  zu  unter- 
stützen (November  1890  bis  März  1892),  er- 
hielt sie  wenigstens  von  einem  grossen  Teil 
der  sozialdemokratischen  Strikes  Keuutnis ; 
seit  März  185)2  sind  ihre  im  >  Korrespon- 
denzblatt* fortlaufend  veröffentlichten  Nach- 
richten noch  unvollständiger  geworden.  Die 
statistischen  Celiersichton  wurden  schliess- 
lich nur  möglieh  durch  eine  1892—98 
7  mal  (f(ir  8  Jahre)  erfolgte  Umfrage  bei 
den  sozialdemokratischen  Centraivereinen. 
Es  fehlen  daher  in  der  nachstehenden 
Cehorsicht  alle  diejenigen  Strikes.  hei  denen 
keine  Mitgliedschaft  eines  sozialdemokrati- 
schen centralisiorten  Gewerkveretns  be- 
teiligt  war,  also  sowohl  die  vereinslosen 
Strikes  wie  die  Strikes  unter  Ixntung  eines 
nicht  sozialdemokratischen  Vereins  wie  end- 
lich die  der  sozialdemokratisch  gefärbten 
selbständigen  Lokal  vereine.  Gerade  die 
letzteren  sollen  aber  mit  dem  Strike 
schneller  bei  der  Hand  sein  als  die  Orts- 
filialen der  Oentralveroine .  die  erst  einer 
Genehmigung  der  Centralstelle  bedürfen ; 
auch  sind  diese  I^okalorganisationen  wohl 
vorwiegend  grossstädtische  Vereine,  freilich 
von  den  Centralvereinen  mehr  und  mehr 
verdrängt  und  von  vornherein  stark  in  der 
Minderheit  Leider  hatten  aber  auch  die 
Centraivereine  weder  alle  noch  vollständig 
l>crichtet;  in  der  ersten  Zählungsperiode 
von  wenigstens  65  Vereinen  nur  35,  und 
von  diesen  lieferten  7  nur  eine  negative 
Notiz.  Vielfach  sind  sie  zu  sorgfältiger 
Berichterstattung  kaum  in  der  I*igo,  da 
nicht  selten  Ortsfilialen  ohne  Genehmigung 
ihrer  Centralstelle  striken  und  dieser  keinen 
Bericht  oder  nur  einen  unzureichenden 
liefern.  Doch  hat  im  Lauf  der  Jahre  der 
Umfang  der  Berichterstattung  wesentliche 


Fortechritte  gemacht  (natürlich  auf  Kosten 
der  Vergleichbarkeit),  und  der  Bearbeiter 
der  vorletzten  Jaliresübersicht  giebt  gar  der 
Hoffnung  Ausdruck,  dass  bald  Vollständig- 
keit erreicht  sein  werde,  während  noch  der 
vorangehende  Bericht  hervorhob,  die  Zahlen 
seien  mehr  für  eine  Schätzung  «1er  wirt- 
scliaftlichen  Kämpfe  in  den  einzelnen  Ge- 
werkschaften zu  verwerten,  nicht  als  Mass- 
stab für  den  Gesanitumfaug  der  deutschen 
Strikes. 

Cobordies  wird  noch  für  1893  bemerkt, 
die  Angaben  ül>er  Dauer  der  Strikes,  Teil- 
uehmerzahl  und  Ausgalten  seien  ungeuau. 
Die  »Kosten«,  umfassen  vielfach  oder  regel- 
mässig neben  den  aus  der  Verbandskasse  ote 
gezahlten  ( leidem  nicht  auch  die  oft  l>e- 
deutenden  Mittel,  welche  die  Lokal  vereine 
selbst  aufgebracht  haben;  auf  diese  Lücke 
wird  es  z.  H.  zurückgeführt,  wenn  1896 
die  Strikeausgaben  der  Ceutralverbände 
nach  der  vorliegenden  Strikestatistik 
724603  Mark,  nach  der  (auch  von  der  Ge- 
neralkommission herausgegebenen)  Gewerk- 
schaftsstatistik alter  8Go98."i  Mark  Mragen 
haben.  Ganz  kurze  Strikes  scheinen  in  der 
Regel  nicht  mitgezäldt  zu  sein,  die  Zälil- 
grenzc  ist  ohne  Zweifel  ungleiehmässig  au- 
gesetzt worden.  Bei  der  Zcitangal«?  liaben 
einzelne  Centndvereiue  die  Wochenzahl  für 
jeden  einzelnen  Teilnehmer  berechnet  und 
diese  Ziffern  addiert;  der  statistische  Be- 
arlieiter  liat  diese  Ungleichmässigkeit  auszu- 
schalten gesucht,  aber  anscheinend  nicht 
überall  mit  Erfolg,  z.  11.  I>ei  den  Hut- 
maehern  1*92. 

In  der  folgenden  St  riketa  belle 
sind  diejenigen  Zahlen,  welche  sich 
ausdrücklich  nur  auf  einen  Teil  der  ver- 
zeichneten Strikes  beziehen ,  durch  ein 
Sternchen  kenntlich  gemacht.  Bei  den 
meisten  Gewerben  fehlen  die  Zahlen  für 
einzelne  Jahre:  dies  liegt  in  einzelnen 
Fällen  daran,  dass  die  betreffende  Organi- 
sation sich  aufgelöst  hat  oder  mit  einer  an- 
deren verschmolzen  ist  (so  gingen  die 
Tischler  im  HolzarbeiteiTerbande  auf):  in 
der  Regel  ist  aber  für  jene  Jahre  die  Be- 
richterstattung unterblieben  oder  nur  eine 
negative  Notiz  geliefert  worden.  Für  die 
Former,  Glasarbeiter,  Glac/'handschuhmacher 
(Rubrik  Kosten),  Schuhmacher.  Textilarbeiter 
und  namentlich  Tabakarbeiter  schätzt  l^gieu, 
dass  auf  diese  Weise  1890—94  6000  Strike- 
teilnehmer  und  900000  Mark  ausgefallen 
seien.  —  In  der  Originalpublikation  findet 
man  auch  die  hier  nur  in  den  General- 
suinmen  wiedergegebenen  Zahlen  nach  Ge- 
werben specialisiert. 


Digitized  by  Google 


Artritseinstellungeii  (Deutschland) 


765 


Jahr 


Bäcker   1887 

Barbiere   1895 

Bauarbeiter   1894 

(Hilfsarbeiter)  1895 

189« 
1897 

Bergarbeiter  (Sachsen) .    .  1898 

Bergarbeiter   jj^ 

Bildhauer   1890—91 

1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 

Böttcher   1892 

1895 
189« 
1897 

Brauer   1890-91 

1892 
189» 
1894 
1895 
189« 
1897 

Buchbinder   1890—91 

189« 
1897 

Buchdrucker   1890—91 

1895 
1896 
1897 

Dachdecker   1895 

189« 

Drechsler   1890—91 

1892 
1893 
fl.  Halbjj 

Fabrikarbeiter   1895 

1896 
1897 

Flösser   1896 

Fornienstecheru.)  1Hal 
Tapeteudrucker  /    '  ^ 

Former   1893 

18!>4 
1895 
189« 
1897 

Gärtner   1890—91 

Gasarbeiter   1896 

Gastwirtsfirehilfen    .   .   .  1896 
GlacehandHchuhmacher  \      1UQA  ai 
(Handschuhmacher,   /  ' 

1893 
1894 
1895 
189« 
1897 

Glasarbeiter   1893 

189« 

1897 

Glaser   1890—91 

1892 
1896 
1897 


Striae«  Teilnehmer 


Wochen  Konten 
M. 


Ergebnis 
cw  i    l''et«ilter  K«-ln 
hrfolg   Erfol«  Erfolg 


2 

10 

«5 

547 

— 

1 

2 

100 

40 

700 



— 

2 

2 

240 

2 

935 

1 

1 

1 

120 

«7 

7  206 



— 

1 

3 

500 

4 

2  389 

2 

— 

5 

t  250 

13 

IO465 

1 

2 

2 

2 

350 

i 

1 

1 

— 

■ 

I 

34° 

2 

1 

I  O 

5  kXK) 

•j 

• 

12 

4 

•4 

450 

96 

29  5S8 

5 

0 

3 

2 

2i 

4 

560 



5 

Ii 

37 

1  472 

1 

7 

f. 

5° 

33 

6712 

1 

5 

1  O 

234 

Am 

(>7 

25  125 

1 

(> 

1  7 

•71 

09 

14  721 

7 

3 

7 

12 

7» 

3» 

2  187 

7 

2 

3 

4 

50 

'9 

I  699 

3 

— 

: 

IO 

244 

2  204 

— 

1 1 

805 

37 

75  619 

5 

2 

1 

7 

107 

19 

I  449 

b 

— 

[ 

2 

230 

12 

6  372 

2 

— 

— 

7 

t  015 

56 

25  O80 

4 

3 

— 

i  \J 

j23 

59 

1 3  105 

5 

2 

3 

A 
O 

1  327 

125 

X65  148 

3 

3 

4 

•35 

I09 

1  100 

3 

1 

— 

1 1 

5*9 

57 

15  I98 

1 

7 

3 

15 

901 

100 

•  5  «36 

4 

S 

3 

94 

19 

8218 

2 

1 

H 

>  5S4 

77 

53  971 

7 

6 

: 

4 

50 

32 

10  396 

1 

— 

3 

i 

IO  OOO 

1 1 

1  250  OOO 

— 

1 

200 

— 

10 

y 

70O 

y 

ho  ooo 

53 

506 

55  000 

3° 



23 

4 

227 

9 

"1  044 

3 

1 

4 

130 

1 1 

1  35o 

2 

1 

l 

36 

575* 

15249 

>3 

'3 

3 

0 

35 

28 

1  196 

3 

— 

4 

4 

07 

920 

2 

2 

— 

2 

»5 

7 

2  103 

1 

— 

9 

1  970 

5«"i 

>l  296 

2 

i 

5 

to 

A  C  C  1 

4.s 

ja  404 

0 

3 

r 
I 

: 

1  996 

4 

4  994 

1 

J 

2 

213 



1 

_ 

2 

30 

1  757 

— 

— 

2 

j 

•7 

20 

1  592 

; 

 ~ 

3 

4» 

IO 

2  382 

■  ■ 

; 

u 

171 

29 

10438 

1 

3 

2 

5° 

2  I32 

59 

36  220 

28 

»5 

7 

4 

1  30*  J 

'3 

13  200 

4 

2 

SO 

3 

2  1S3 

*  

I 

— 

1 

■  <i 
15 

24 

1  582 

1 

— 

— 

7 

588 

61 

78  OOO 

4 

1 

< 

•+ 

CA 

?4 

t  r 

'5 

2  395 

2 

2 

i 

IO 

I 

IOO 

l 

3 

236 

22 

IO693 

3 

7 

136 

38 

7  421 

1 

4 

214 

25 

19  020 

4 

4 

83 

40 

y 

1 

3 

1 

500 

1 1  613 

1 

1 

IO 

270 

1 

»3 

2*2 

»3 

1 

60 

4 

4S2 

1 

9 

222 

«3 

57t8 

8 

1 

3 

40 

7 

854 

2 

1 
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Kntehnl.« 

bewerbe  Jahr        Strikes  Teilnehmer  Wochen    Kmt«     Erfolg  Oetellter  Kein 

M.  Erfol»c  Erfolg 


Gold-  und  ttlberarbeiter 
Graveure,  (iseleure  .  . 


Handelshilfwirbeiter  . 
Holzarbeiter  (Verband! 


Duhearbeiter  i  Hilfsarbeiter) 


Korbmachcr 


Kürschner  .  . 
Kupferschmiede 


Lederarbeiter  . 


Lithographen  und) 
Steindrncker  \ 


Lohgerber 


Maurer 


Metallarbeiter 


Müller 


Jahr 

Strikes 

Teilnehmer 

Wochen 

1890-  91 

I 

47 

? 

18514 

4 

106 

18 

1895 

i 

1 1 

>. 

1896 

2 

35 

3'i 

1897 

1 

7 

6 

1890  -91 

3 

1S9 

19 

1883 

2 

200 

1894 

i 

109 

5 

1896 

9 

23  280 

12 

189« 

2 

400 

13 

1897 

2 

48 

», 

1893 

12.  Halbj.) 

6 

■53 

•/ 

1894 

22 

4?6 

«53 

1895 

25 

I  823 

'51 

1896 

IOI 

25461 

27  f, 

1897 

64 

12036 

236 

1892 

1 

10 

19 

1896 

1 

920 

1897 

1 

23 

1890-91 

I 

24 

7 

1892 

3 

45 

'75 

1893 

3 

7o 

44 

1894 

l 

9 

34 

1895 

7 

176 

1 

1896 

9 

I  200 

9'  i 

1897 

2 

123 

15 

1893 

3 

231 

3' 

1894 

5 

^9 

1 1 

1895 

3 

36 

7 

1893 

1 

106 

ia'KJ-91 

5 

258 

16 

1894 

1 

:4 

1895 

i 

g 

2 

4 

34 

26«  9 

1897 

3 

35 

18 

1893 

83 

31 

1894 

7 

102 

26 

1895 

39 

1  719 

82 

1896 

22 

594 

92 

1897 

17 

* 

246 

16 

18V»2 

:4 

10 

1893 

2 

254 

19 

1894 

3 

'54 

42 

1&% 

2 

io 

«7 

1896 

26 

1  727 

48 

1X97 

3 

25 

10 

1890-91 

4 

170 

12 

189(1-91 

1 1 

3  76o 

108 

1894 

1 

165 

5 

1895 

7 

1  559 

•9 

185*6 

26 

5  °52 

99  V« 

185*7 

9 

3" 

27 

185*0 

3° 

9  827 

142 

1891 

— 

1892 

2 

'37 

25 

1893 

1 

34 

iS 

1894 

7 

l  200 

34 

1895 

10 

3  5 00 

5i 

1896 

38 

19  000 

138 

1897 

98 

16  170 

242 

185*3 

10 

142 

38 

18f*4 

22 

873 

Si 

185*5 

16 

999 

93 

1896 

46 

2  376 

219'* 

185  »7 

29 

2023 

141 

1895 

3 

? 

5040 

- 

i 

5  ^48 

2 

2 

IOO 

1 

283 

1 

1 



1 50 

1 

3  700 

2 



1 

1  60? 

2 

1 

535  8s3 

Z 

■ 



4 

3  448 

2 

2 

d  SOn 

16  741 

4 

8 

0 

102  744 

I  5 

6 

234  427 

7"? 

12 

*  •* 

•  74  780 

31 

U 

19 

572 

1 

9  9'2 

1 

480 

I  400 

_ 

2  IOO 

1 

2 

3  1 

1 



2 

474 

i 

<;<8 

. . 

C 

2 

72  297 

4 



2 

10  152 

1 

1 

l8  702 

2 

1 

1  03? 

2 

432 

3 

— 

4  299 

1 

1 

1 

4 

386 

17Q 

i 

2  610 

1 

2 

1 

T 

; 

6  400 

2 

1 

2 

7  137 

3 

; 

*» 

l6  212 

24 

4 

1  I 

37  606 

1 1 

8 

; 
•> 

1 1 

1 

1  326 

— 

— 

44  943 

1 

1 

— 

29  902 

1 

2 

836 

1 

[ 

108  811 

14 
* 

10 

2 

66s 

UV} 

1 

1 

] 

8  idi 

i 

1 

2 

34  321 

4 

<; 

2 

1 

■  rw-r 

6  007 

1 

j 

30  ;26 

6 

17 

: 

6 

2 

1 

I7Q  0O2 

IO 

I  j 

4  366 

1 

_  . 

1 

2  704 

1 

21  979 

-> 

4 

49  488 

7 

2 

'  48  393 

31 

6 

412  267 

63 

12 

21 

? 

0 

2 

y 

7 

4 

11 

35  277 

5 

2 

8 

94  168 

11 

1  1 

22 

91  322 

8 

7 

1 1 

560 

1 
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Jahr 


Mnsikinstrumentenarbeiter  1890— 91 

Plätterinnen   1890-91 

I'orzellanarbeiter .   .   .   .  1892 

1893 
1894 
1895 
189« 
1897 

Sattler   1893 

1895 
18% 

Sckifisziromerer  ....  1890 — 91 

1894 
1896 

Schmiede   1890-91 

1892 
18W4 
1896 
1897 

Schneider   1890—91 

1893 
1894 
1896 
1897 

Schuhmacher   1892 

1893«) 
1897 

Seiler   1890-91 

1892 
1893 
181« 

Steinmetzen   1893 

Steinsetzer   1890  -  91 

1894 
1895 
1K96 
1897 

Stuckr.teure   1893 

1895 
1886 
W>7 

Tabakarbeiter   1892 

1893 
1804 
1896 
1897 

Tapezierer   1890-91 

Textilarbeiter   1892 

1K96 
1897 

Tiechler   1890-91 

185*2 
1893») 

TCpfer   1S93 

1894 
1895 
1896 
1897 

Vergolder   1890  -91 

1892 
1894 
1895 
1896 
1897 

Weissgerber   1890—91 

1892 


Strikt*    Teilnehmer  Wochen 


KoMen  Erfolg 
M. 


Ergebnis 
«»etelltcr  Kein 
Krfolj?  Erfol* 


2 

6o 

40 

12000 



1 

i 

l 

74 

'7 

2  623 

— 

1 

1 

35 

'3 

4  47' 

— 

1 

2 

44 

7i 

2  975 



1 

1 

2 

93 

32 

•3  798 





2 

7 

490 

■43 

102  693 



.  

7 

5 

222 

67 

20  595 



 , 

3 

7 

«93 

61 

14296 





7 

i 

46 

6 

1  329 



1 

8 

449 

33 

16052 

1 

3 

4 

i 

7« 

4 

2  449 

I 

l 

700 

14 

26  184 



1 



i 

16 

13 

1  689 



1 

l 

63 

«4 

4  999 



1 



I 

5° 

5 

1  491 

1 





i 

25 

3 

221 



i 

60 

6 

2  637 

— 

— 

1 

7 

577 

5  »Vi 

7  399 

3 

1 

2 

i 

30 

4 

610 

1 

7 

4000 

24 

28  575 

3 

4 



l 

4  000 

6 

6095 

1 

— 

i  000 

•9 

24  749 

2 

3 

— 

7 

30  000 

9 

1 10  942 

— 

1 

. — 

6 

162 

3 

1  142 

2 

2 

t 

'4 

4«7 

19 

2968 

7 

2 

20 

I  268 

y 

19023 

•4 

1 

52 

6  193 

185 

147  076 

22 

'4 

16 

2 

54 

28 

3  137 



2 



I 

'4 

6 

1  004 

.  

1 

2 

36 

7 

* 

962 

1 



1 

3 

172 

11 

8689 

1 

l 

1 

3 

1  o>4 

<) 

-* 

13  445 
1  46S 

2 

1 

i 

5° 

2 



4 

1  «5 

39 

15236 

4 





4 

267 

3' 

11  000 

3 

1 

— 

IO 

7«5 

36 

33  958 

3 

4 

2 

7 

923 

55 

48  264 

> 

1 

1 

i 

15 

3 

345 

1 



i 

6 

1 

23 

1 

— 

4 

? 

? 

? 

2 

1 

- — 

3 

400 

7 

5  m 

2 

1 



0 

- 

«83 

71 

*  * 

9  899 

2 

, 

<» 

188 

36 

8860 

1 

1 

8 

299 

52 

4 

2 

2 

27 

2  067 

171 

10 

7 

IO 

24 

625 

178 

* 

41  042 

10 

7 

7 

9 

350 

14 

16752 

3 

3 

3 

3 

4OO 

9 

3 

4 

2  230 

24 

136  674* 



3 

1 

9 

I  SlO 

31 

34  265 

3 

2 

4 

i 

250 

22 

50  240 

1 

i 

2^9 

12 

10  290 





1 

i 

60 

8 

3  001 





l 

S 

470 

46 

2  275 

1 

1 

6 

7 

120 

50 

5863 

2 

1 

4 

IO 

241 

48 

2  774 

1 

9 

IO 

244 

59 

8925 

4 

3 

3 

»9 

I  870 

127 

18500 

8 

5 

0 

6 

277 

'•7 

25  330 

i 

2 

3 

2 

18 

7 

396 

1 

1 

2 

24 

6 

923 
17  163 

i 

1 

3 

420 

3,6 

1 

2 

226 

727 

4 

1 

l 

15 

4 

500 

i 

7 

455 

140 

66637 

2 

5 

2 

10 

3 

122 

1 

- 

l)  und  Januar  bis  Mai  1894.    «)  Erstes  Halbjahr. 
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Gewerbe 

Jahr 

Strikc* 

Teilnehmer 

Wochen 

Kohlen 

L»  Will  .r 

Geteilter 

K*ID 

31. 

Krfotg 

Erfolg 

Werftarbeiter  .   .    .  . 

189«> 

2 

774 

77  9>5 

1 

1 

1897 

1 

■4 

18  " 

1  S98 



1 

Zigarrensortierer     .  . 

1892 

1 

2 

V 

?'i 

1 

 . 

1890-91 

$2 

4052* 

409* 

217068* 

22* 

18* 

12* 

1892 

2 

16 

«3 

534 

1 

.... 



1893 

ü 

84 

■> 

8876 

4 

1 

1 

1894 

7 

506 

56 

'9  544 

2 

2 

.> 

189» 

9 

346 

32 

6  %13 

4 

3 

2 

1896 

19 

I  371 

97 

36498 

10 

9 

1897 

37 

t  933 

185 

55  713 

6 

28 

2 

1890-91 

226 

38  536 

1  348 

2  094  922 

67 

89 

55 

1892 

.3 

2  782 

496 

84  638 

24 

•5 

24 

1893 

9  556 

S68 

172001 

53 

25 

38 

1894 

■3t 

7  328 

879 

354  297 

36 

37 

5' 

1895 

204 

14032 

l  030'  s 

424  231 

87 

30 

75 

185«; 

483 

128808 

«  923 

3  042  950 

232 

122 

106 

1897 

57& 

63  119 

1  921 

1  217  298 

272 

146 

»54 

1890-97 

1  805 

264  161 

8 165'  :ä 

7  430  337 

77« 

464 

503 

')  Nach  Schätzung  der  Gencrnlkomuiission  etwa  7000  Mark. 


Von  deu  Kosten  wurden  auf  gebracht : 


aus  der 

durch  die  Mit- 

durch andere 

durch 

au»  dem 

Verbandskasse 

glieder  freiwillig 

Gewerkschaften 

Samniluugen 

Ausland 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

1890—91 

1  215  025 

326  376* 

89209* 

91  415* 

126  125 

1892 

29  271* 

42336 

9844 

1 5  263* 

4  610 

1893 

64  123 

46  8t7* 

27  935* 

37  436* 

3  »33* 

1894 

85341 

5°239 

159  194 

62  ^76 

2464 

189» 

204  970 

«58658* 

17  581* 

36  286* 

2994* 

189« 

724  603 

499  S22* 

157  546* 

140  799* 

84  o48* 

1897 

775 

314670 

88  S48 

32  958 

1  949 

1890-97 

3098  694 

1  438  9iS 

55oi57 

4«6  733 

225  923 

1890—91 

1892 

1893 

1894 

1895 

1896 

1897 
1890-97  789 


Zahl 

79 
45 
81 

91 
94 
I  ?  1 
248 


Teil-      tl.  , 
nebmer  ««shen 


Abwehrstrikes 

U  mache 


Ergebnis 


Kosten 

M. 


Verbot 

der 
Orjtanl- 
satton 


Mass 

re*e 


Lohn 


Ar 

belU- 
Zelt 


Killtuh- 
runK  einer 
Fabrik 
ordnutiK 


Er 
t'OlK 


Ge- 
teilter 
Erfolg 


Kein 
Erfolg 


5  »39* 

S09* 

265  032» 

19 

10 

36. 

10 

4 

13 

30 

25 

i  647 

380* 

42  653* 

7* 

10* 

25* 

6* 

3* 

19 

9 

■  6 

3326 

389* 

106413* 

9 

•5 

44 

5 

3 

35 

14 

30 

4  112 

686 

305  584* 

7 

19 

46 

15 

4 

24 

22 

40 

4  058 

628 

253  940* 

9 

17 

61 

4 

6 

30 

12 

<;o 

•3  '38 

790 

475  479* 

«3 

53 

61 

8 

8 

52* 

28* 

5S* 

'3  949 

737'/« 

343  »39 

5' 

62 

102 

9 

4 

96 

45 

101 

45  3<»9 

4  119' ,  1  792248 

i»5 

iS«; 

375 

57 

32 

269 

160 

320 

Angrif  fsstrikes 


1890-91  147«)  33  397* 

1892  20      1  135 

1893  37      4  962 

1894  38  3  035 
189»  100      9  730 

1896  332*115660* 

1897  330    41  180 


843* 
97* 
151* 
188 

399'V 

'33* 

178'. 


1  825  300* 

34  649* 
44  991 
77  354* 
133  347* 

2  482  909* 

913  1  59 


23 

117 

30 

8 

12 

t 

n 

8 

22 

10 

18 

11 

S 

21 

16 

12 

1 1 

79 

31 

57 

18 

2«; 

1 19 

210 

180 

94 

48 

•  158 

'57 

176 

101 

53 

430 

553 

503 

304 

183 

»)  Hauptsächlich  dem  Jahre  1890  angehörig.    „Im  Jahre  1891  waren  die  Arbeiter  mit 
wenig  Ausnahmen  genötigt,  sich  ihrer  Haut  zu  wehren." 
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Die  defensiven  Strikes  sind  also  seltener, 
an  Teilnehmerzahl  viel  geringer,  aber  lang- 
wieriger gewesen  als  die  Angriffsstrikes. 
Dire  Chancen  waren  schlechter,  zum  Teil 
wohl,  weil  sie  überwiegend  der  Baissezeit 
angehören.  Aus  demselben  Grunde  handelt 
es  sich  bei  ihnen  selten  um  zu  lange 
Arbeitszeit,  denn  bei  wirtschaftlichem  Nieder- 
gange liegt  vielmehr  die  Gefahr  einer  Ver- 
kürzung des  Arbeitstages  naher. 

Dass  die  Arbeiter  den  Erfolg  ihrer  Strikes 
optimistischer  bourteileii  als  die  amtliche 
Statistik,  darf  nicht  Wunder  nehmen;  viel- 
leicht scheint  es  auch  nur  so  iufolge  der 
verschiedenen  örtlichen  Abgrenzung  der 
beiden  statistischen  Aufnahmen ;  auch  felüen 
in  der  Statistik  der  Generalkonunission  ja 
die  nicht  von  Centraiorganisationen  geleiteten 
Strikes,  die  im  voraus  oino  gewisse  Wahr- 
scheinlichkeit des  Misslingens  haben;  und 
sicher  Ist  Herr  F.  H.  in  der  nationalliboralen 
Deutschen  Arbeiterzeitung  (27.  August  1892) 
im  Unrecht,  wenn  er  der  sozialdemokratischen 
Statistik  jede  Glaubwürdigkeit  abspricht: 
»Nach  unserer  Aufzeichnung  sind  sämtliche 
bemerkenswerte  Strikes  für  die  Arbeiter  un- 
glücklich verlaufen.« 

12.  Schiusa.  Wer  die  Zukunft  der 
Strikegeschichte  nach  dem  Bilde  ihrer  Ver- 
gangenheit abklatschen  wollte,  etwa  gar 
«ach  der  Vergangenheit  weniger  Jalirzehnte, 
würde  irren.  Man  muss  vielmehr  das  bunte 
Bild,  das  die  Vergangenheit  bietet,  analy- 
sieren. 

Zweifellos  bedeuten  die  Strikes  faux  frais 
nicht  nur  unserer  Volkswirtschaft,  sondern 
in  der  Häufung,  w-ie  «He  Statistik  sie  zeigt, 
und  bei  der  fortschreitenden  Verschlechterung 
ihrer  Chancen  faux  frais  auch  unseres  sozialen 
Fortschritts.  Wie  erklären  sich  die  kopf- 
losen und  kurzsichtigen  Strikes V 

Sie  sind  das  Produkt  einer  Entwickelungs- 
periode.  Gleich  der  Landwirtschaft  steht 
das  alte  eigentliche  Handwerk  noch  fast 
ausserhalb  dieser  Entwiekelung.  Handwerks- 
gesellen, die  noch  nach  alter  Sitte  beim 
Meister  wohnen  oder  die  sich  als  künftige 
Meister  fühlen,  striken  auch  im  Notstände 
nicht  leicht.  Dagegen  ist  das  in  Umge- 
staltung begriffene  mittlere  Handwerk  der 
eigentliche  Quell  der  Koalitionsbewegung. 
Hier  wird  der  reichlich  vorliandene  Gemein- 
schaftsgeist durch  die  wirtschaftliche  Ent- 
wiekelung aufgerührt.  Die  Gewerkschafts- 
bildung beginnt  und  braucht  zu  ilirerNalirung 
den  Strike.  S.  und  B.  Webb  haben  auf 
Grund  ihrer  englischen  Beobachtungen  ge- 
schildert, wie  der  Führer  einer  neuen  Ge- 
werkschaftsfiliale den  natürlichen  Drang  hat, 
durch  einen  Strike  die  Sporen  zu  verdienen. 
Die  junge  Vereinsgründung  soll  die  Feuer- 
taufe bekommen.  Ein  gewonnener  Strike 
Abt  die  stärkste  werbende  Kraft;  ein  junger 

Handwörterbuch  der  Staatawlaaenscbaften.  Zweite 


Verein  darf  nicht  thatenlos  bleiben;  und 
der  menschenkundige  Führer  weiss,  wie  ein 
Strike  im  Leben  des  einzelnen  Teilnehmers 
ein  epochemachendes ,  revolutionierendes 
Ereignis  sein  kanu,  wie  er  ihn  aus  seiner 
hergebrachten  Vorstellungswelt  herausreisst. 
Mitunter  gilt  es  auch,  einen  zweiten  ebenso 
unfertigen  Konkurrenzverein  zu  übertrumpfen. 
In  anderen  Fällen  ist  für  den  eifrigen  Agitator 
die  Insceuierung  des  Strikes  ein  Mittel,  die 
Anfänge  der  Organisation  erst  zu  schaffen. 
Je  embryonaler  die  Organisation ,  um  .  so 
schnellfertiger  ist  sio  zum  Strike.  Die  Führer 
sind  dabei  keineswegs  allein  das  treibende 
Element;  gerado  in  neu  geschaffeneu  Orga- 
nisationen will  man  seinen  Beitrag  nicht 
scheinbar  umsonst  zahlen,  und  die  Erwar- 
tungen und  Ansprüche  der  Mitglieder  sind 
zunächst  geradezu  kindlich,  analog  wie  in 
den  Anfängen  der  Sozialdemokratie.  »Wäh- 
reuddem  die  Fachvereine«,  heisst  es  in  einem 
dem  Deutschen  Tischlergesellenkongress  von 
1880  erstatteten  Referat,  »und  die  Centra- 
lisatiou  derselben  ihr  Hauptaugenmerk  auf 
eine  allmähliche,  aber  möglichst  allgemeine 
Hebung  unserer  gewerblichen  Verhältnisse 
richten,  suchen  die  Strike-  oder  Lohnkommis- 
siouen  und  die  sogenannten  Werkstätteu- 
organisationen,  welche  sich  nur  im  lokalen 
Rahmen  bewegen,  eine  sprungweise  Erhöhung 
der  lokalen  Verhältnisse  iu  unserem  Gewerbe 
herbeizuführen.  Die  Führer  dieser  Organi- 
sation sind  sogar  oft  gezwungen,  gegen  ihren 
Willen  einen  Strike  zu  inseenieren,  weil  <Ue 
steuernden  Mitglieder  dieser  Organisation, 
denen  der  Strike  Selbstzweck  ist,  mit  Ge- 
i  wall  zu  einem  solchen  drängen.« 

Eine  ganz  andere  Art  Strikes  entsteht 
mit  der  Grossindustrie,  namentlich  soweit 
',  diese  einen  mehr  autoehthonen  Charakter  trägt. 
'  Der  oft  sehr  bunt  zusammengewürfelten 
I  grossindustriellen  Arbeiterschaft  fehlt  die 
organisatorische  Tradition  und  zunächst  der 
persönliche  Zusainmeulialt,  aber  das  dichte 
|  Zusammenleben  von  Bernfsgeuossen  und  der 
Orossbetrieb  züchten  einen  diseiplinierteu 
Gemeinschaftsgeist,  kraft  dessen  beim  ersten 
Aulass  Tausende  wie  ein  Mann  sich  erheben. 
Auf  einen  solchen  Anlas»  lässt  die  scliroffe 
soziale  Scheidung  und  die  Gewaltsamkeit 
grossiudustrieller  Konjunkturen  nicht  allzu 
hinge  warten,  und  bei  dem  gerade  hier 
fühlbaren  Mangel  an  Einiguugsämtorn  kommt 
es  nicht  rechtzeitig  zur  Verständigung.  Die 
grossen  Strikes  der  Bergarbeiter,  der  Hafen- 
arbeiter, der  Konfektionsschneiderinnen  ge- 
hören mehr  oder  weniger  in  diese  Kategorie. 
Die  Wucht  massenpsychologischer  Antriebe 
kommt  erst  hier  zu  ihrer  ganzen,  gewöhnlich 
unterschätzten  Wirkung.  Die  Chancen  solcher 
Strikes  sind  trotzdem  äusserst  ungünstig. 
Die  Sozialdemokratie  zieht  aus  ihnen  Vorteil, 
gerade  wenn  sie  unbeteiligt  bleibt  und  auf 
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die  schlechten  Chancen  des  Erfolges  hin- 
weist Die  Partei  lehnt  es  grundsätzlich 
ab,  Strikes  finanziell  zu  unterstützen.  Ihre 
taktisch  bewährte  Theorie  lautet  dahin,  dass 
mit  zunehmender  Konzentration  des  Kapitals 
der  wirtschaftliche  Kampf  immer  aussichts- 
loser werde,  obwohl  man  seine  Notwendig- 
keit anerkennen  müsse. 

Die  erstgenannte  Art  von  Strikes  beginnt 
aber  zu  verschwinden,  sobald  der  junge 
Verein  seine  Kinderkrankheiten  überwunden 
hat.  Als  mässigendes  Moment  wirkt  zugleich 
der  auf  die  Dauer  nnerläsaliche  Anschluss 
an  einen  interlokalen  Centraiverband,  der 
die  Ortsvereine  eines  Berufs  tunschliesst, 
oder  der  örtliche  Znsammenschluss  berufs- 
verschiedener  Vereine;  denn  über  die  Not- 
wendigkeit eines  Strikes  entscheiden  nun- 
mehr Manner  von  grosserer  Erfahrung  und 
weiterem  Blick,  und  die  eher  gegen  als  für 
den  Strike  interessiert  sind.  In  älteren 
Organisationen  bilden  schon  die  Familien- 
väter ein  kräftiges  Gegengewicht  gegen  die 
strikelustige  Jugend.  Die  ausgewachsene 
Gewerkschaft  ist  nicht  mehr  berufsmässig 
mit  Stiftung  von  Unfrieden  beschäftigt, 
sondern  befindet  sich  ihrerseits  in  der 
Defensive  gegen  die  Ansprüche  tumultuari- 
scher  und  heissaporniger  Genossen.  Die 
Quintessenz  aller  weitblickenden  Gewerk- 
schaftspolitik der  letzten  Jahrzehnte  gipfelt 
in  dem  Bestreben,  kopflose  Strikes  zu  ver- 
hüten, den  örtlichen  Kleinkrieg  mit  plan- 
voDer  Strategie  zu  regeln,  unter  Umständen 
die  schwächeren  Gewerkschaftsglieder  gegen 
die  Unbescheidenheit  sich  vordrängender, 
namentlich  grossstädtischer  Elemente  zu 
schützen  und  möglichst  den  Kampf  auf  ge- 
meinsame Ziele  hinzulenken ;  Weiterblickende 
wie  v.  Vollmar  sehen  voraus,  dass  der 
altmodische  lokale  Schanuützelkrieg  durch 
moderne,  den  Industriezweig  umfassende 
Kämpfe  verdrängt  werden  wird;  »diese  aber 
werden  und  müssen  dann,  wenn  sie  sich 
wohlerwogen  als  notwendig  herausstellen, 
entscheidende  Hauptschläge  werden«.  Die 
verantwortlichen  Leiter  älterer  Organisationen 
hoffen  schliesslich  durch  blosse  Machtent- 
faltung ohne  Strike  ihr  Ziel  zu  erreichen,  wie 
das  schon  jetzt  in  zahlreichen  Fällen  gelingt. 
Als  solche  Machtentfaltung  hat  nicht  nur 
die  drohende  Kriegsrüstung  zu  gelten,  sondern 
auch  z.  B.  die  neuerdings  sich  ausbreitende 
Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit,  die 
unter  Umständen  wie  ein  Defensivstrike 
wirkt. 

In  den  Verhandlungen  der  Gewerkschafts- 
kongresse treten  derartige  Erwägungen  immer 
stärker  in  den  Vordergrund.  Man  bezeichnet 
»viele  Strikes  als  Ausfluss  unklarer  Gedanken, 
und  müsse  solchen  Strikes  gegenüber  jedes 
Humanitätsgefühl  weichen«.  -Nicht  die 
Inscenierung  von  Strikes  ist  Zweck  der 


Organisation,  sondern  wir  wollen  durch  die 
Macht  der  Organisation  die  Strikes  ver- 
hindern und  unnötig  machen.«  >Gelingt 
dies  (die  Festigung  der  Organisation),  dann 
werden  bald  die  Unternehmer  die  Arbeiter- 
organisation nicht  mehr,  wie  sie  dies  jetzt 
irrtümlicher  Weise  thun,  als  Störenfried  im 
Gewerbsleben  betrachten,  sondern  dieselben 
werden  unsere  Vereinigungen  als  den  anderen 
Faktor  bei  dem  gemeinsam  abzuschliessenden 
Arbeitsvertrage  erblicken.  Es  werden  dann 
Aussperrungen  und  Strikes,  welche  heute 
Arbeiter  wie  Uuternchmer  leider  zu  oft  be- 
unruhigen ,  vermieden  werden ,  weil  der 
Arbeitevertrag  nicht  mehr  wie  jetzt  grössten- 
teils auf  einseitiger  Dekretierung,  sondern 
auf  gegenseitiger  Vereinbarung  basiert.1)« 
Wenn  gerade  in  Grossstädten  noch  unver- 
hältnismässig  viel  gestrikt  wird,  so  ist  das 
zum  Teil  Schuld  jener  disciplinlosen  »un- 
abhängigen« Ortsvereine,  die  hauptsäclüich  in 
der  Grossstadt  zu  Hause  sind. 

Auf  der  anderen  Seite  haben  gerade  die 

S^rossindustriellen  Massenstrikes  der  letzten 
tahre  zu  der  nachdrücklichen  Forderung 
fester  Organisationen  geführt,  die  im  stände 
sind,  die  Strikelust  zu  diseiplinieren.  Diese 
Bestrebungen  haben  ihrerseits  auf  dio 
massigende  Politik  der  vorhandenen  Gewerk- 
schaften zweifellos  zurückgewirkt.  Gerade 
aus  jüngster  Zeit  ist  eine  lange  Reihe  von 
Vorschlägen  und  Beschlüssen  zu  verzeichnen, 
die  auf  verschiedenen  Wegen  demselben  Ziele 
zustreben  und  deren  praktische  Wirkung 
auch  schon  sich  zu  zeigen  begonnen  liat. 
Wie  man  früher  schon  zeitweise  die  »An- 
griffsstrikes«  aus  der  Zahl  der  unterstützungs- 
würdigen Kämpfe  gestrichen  hat,  so  will  man 
jetzt  »gemassregelten«  Genossen  lieber  finan- 
ziell durchhelfen ,  als  um  ihretwillen  einen 
Strike  beginnen.  Ueber  einen  geplanten  Strike 
I  sollen  ferner  nicht  mehr  öffentliche  Ver- 
sammlungen entscheiden .  in  denen  agi- 
tatorische Kunstgriffe  und  massenpsycho- 
logigche  Wirkungen  allzu  leicht  über  die 
Besonnenheit  siegen ,  zumal  wenn  die  Ab- 
[  Stimmung  offen  erfolgt,  sondern  es  soll 
'  mindestens  mit  Zetteln  (wio  schon  jetzt 
■  vielfach) ,  am  besten  zu  Hause  abgestimmt 
werden;  ein  geregelter  Instanzengang  soll 
folgen,  die  letzte  Entscheidung  aber  in  die 
Hand  persönlich  verantwortlicher  Führer,  wo- 
möglich gewerkschaftlicher  Berufsbeamter 
gelegt  werden,  die  Ruf  und  Stellung  aufs 
Spiel  setzen,  wenn  sie  die  Genossen  ins 
Venlerben  fflliren.  Auch  die  einzelnen  Teil- 
brauchen,  z.  B.  Former,  sollen  nicht  auf 
eigene  Hand    striken,    sondern  die  Ent- 


')  Aus  den  Protokollen  der  Tischlergesellen- 
kongresse, zum  Teil  auch  abgedruckt  in  den 
Schriften  des  Verein«  für  Sozialpolitik,  Bd.  66, 
S.  560. 
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Scheidung  dem  grossen  Mutterverhande 
(MotAllarbeiterverbande)  anheimgeben.  In 
den  Ertlichen  Gewerkschaftskartellen  soll 
wenigstens  eine  grossere  Stimmenmehrheit 
erforderlich  sein,  um  die  Unterstützung  eines 
Strikes  zu  beschliessen.  Es  kann  in  diesem 
Artikel  nicht  ins  einzelne  verfolgt  werden, 
wie  weit  diese  nachhaltig  fortgesetzten  Be- 
strebungen im  Laufe  der  letzten  Jahre  schon 
zu  festen  Gestaltungen  geführt  haben.  Nur 
als  Beispiel  seien  einige  Beschlüsse  erwähnt, 
die  der  Holzarbeiterverband  (42576  Mit- 
glieder) auf  seinem  letzten  Verbandstag 
(April  1898)  gefasst  hat:  1)  Da  die  Unter- 
stützung von  Strikes  (seit  1895  etwa  400  (KM) 
Mark)  von  jetzt  an  der  Hauptkasse  obliegt,  hat 
an  Stelle  der  Ortsverwaltungen  künftig  der 
Centraivorstand  über  Ablehnung  oder  Ge- 
nehmigung von  Strikegesuchen  zu  ent- 
scheiden ;  2)  Gesuche  tun  Genehmigung  von 
Angriffsstrike8,  die  für  das  Frühjahr  oder 
für  den  Sommer  geplant  werden,  können 
nur  dann  Berücksichtigung  finden,  wenn 
sie  bis  spätestens  1.  Februar  eingereicht 
werden,  von  den  beteiligten  Verbandsmit- 
gliedern in  geheimer  Abstimmung  gut- 
geheissen  sind  und  neben  etwaigen  anderen 
Forderungen  die  Abschaffung  der  Ueber- 
stunden  zum  Zweck  haben ;  3)  der  Verbands- 
vorstand hat  vor  seiner  Entscheidung  der 
Gesuche  um  Angriffsstrikes  den  zuständigen 
Agitationskommissionen  der  betreffenden  Be- 
zirke zur  gutachtlichen  Aeusserung  zu  unter- 
breiten ;  4)  bei  Massregelungen  einzelner  ist 
in  Zukunft  ein  Strike  principiell  zu  ver- 
meiden. 

Diesem  Gesundungsprozess  wird  von  drei 
Seiten  entgegengewirkt.  Auf  der  einen 
Seite  sind  es  Polizei,  Staatsanwaltschaft  und 
andere  Behörden,  die  im  gewerkschaftlichen 
Kampfe  als  Bundesgenossen  der  Arbeitgeber 
erscheinen,  die  Entwicklung  der  Gewerk- 
schaften niederhalten  und  den  einzelnen 
Verein  nicht  zu  Jahren  kommen  lassen,  so 
dass  die  Mitglieder  im  Durchschnitt  nicht 
älter  weitlen  und  die  Kinderkrankheiten  sich 
verewigen ,  die  nicht  mir  die  besseren  Ten- 
denzen ersticken,  sondern  beständig  neue 
revolutionäre  Impulse  erzeugen, — eincPolitik, 
nicht  weniger  kurzsichtig  und  der  historischen 
Einsicht  entbehrend,  als  es  seiner  Zeit 
subjektiv  der  Entschluss  zur  Koalitions- 
freiheit war,  die  objektiv  niemals  mehr  als 
jetzt  eine  sozialpolitische  Notwendigkei  ge- 
wesen ist. 

Auf  der  anderen  Seite  ist  dio  politische 
Arbeiterpartei  auf  eine  rivalisierende  Or- 
ganisation eifersüchtig,  die  ihr  Einfluss  und 
Geld  streitig  macht,  dagegen  nützlichen 
Handlangerdienst  leistet,  so  lange  sie 
schwach  ist.  Wie  unter  den  behördlichen 
Schlägen,  insbesondere  unter  dem  Sozialisten- 
gesetz, die  gewerkschaftlichen  Organi- 


I  Kationen  naturgemäss  am  meisten  gelitten 
I  haben,  so  hat  seit  der  Mitte  der  70er  Jahre 
|  innerhalb  der  deutschen  Arbeiterbewegung 
!  die  politische  Organisation  ein  im  Kreise 
der  modernen  Arbeiterbewegung  lieispiel- 
loses  Ueborgewicht  gewonnen,  während  in 
anderen  Ländern  die  Gewerkschaften  von 
den  politischen  Führern  umworben  sind. 

Polizei  und  Partei  finden  Nachhilfe  bei 
den  Unternehmern.  Schon  der  einzelne 
Arbeitgeber  stellt  sich  vielfach  der  Organi- 
sation seines  Personals  so  feindlich  ent- 
gegen, dass  gerade  die  älteren  verheirateten 
Arbeiter,  deren  Beteiligung  dringend  zu 
wünschen  ist.  nicht  wagen,  der  Gewerkschaft 
beizutreten .  Die  Unternehmer  verbände 
aber,  vom  Staate  unbehelligt  oder  unter- 
stützt, von  einer  internationalen  Klassen- 
bewegung getragen,  wachsen  den  Arbeiter- 
gewerkschaften  so  schnell  über  den  Kopf, 
dass  diese  fast  daran  verzweifeln  müssen, 
den  Vorsprung  wieder  einzuholen;  das  ist 
die  Iiehre,  die  dio  Strikegeschichte  nament- 
lich des  letzten  Jahrzehnts  auf  jedem  ihrer 
Blätter  liefert.  Wenn  in  einzelnen  Branchen 
noch  mit  Erfolg  gestrikt  wird,  so  handelt 
es  sich  in  der  Regel  um  eine  Arbeitgeher- 
schaft,  die  der  sozialen  Einheitlichkeit  ent- 
behrt, sei  es,  weil  sie  mit  Pfuschern  und 
Abenteurern  untermischt  ist  oder  weil 
Gross-  und  Kleinbetrieb  sich  gegenüber- 
stehen. Beides  trifft  namentlich  im  Bau- 
gewerbe zu.  und  wenn  soeben  der  Münchener 
I  Bauarbeitgeberverband  seine  Drohung  eines 
Lockouts  im  letzten  Augenblick  zurück- 
gezogen hat,  so  wird  als  Grund  die  Be- 
sorgnis der  kleinen  Meister  angeführt,  dass 
ein  längerer  gewerblicher  Kampf  schliesslich 
den  grossen  Konkurrenten  zu  gute  kommen 
möchte.  — 

Das  Ergebnis  ist  eine  Entmutigung  ge- 
werkschaftlicher Thätigkeit,  die  selbst  zur 
Zeit  der  gegenwärtigen  günstigen  Konjunktur 
nicht  verschwindet,  und  fast  scheint  die 
Sozialdemokratie  Recht  zu  behalten  mit 
ihrer  Voraussage  einer  zunehmenden  Aus- 
sichtslosigkeit der  Strikes.  Als  Konsequenz 
ergiebt  sich  eine  Stärkung  des  politischen 
Radikalismus  in  der  Arbeiterbewegung, 
auBsorludb  wie  innerhalb  der  Gewerk- 
schaften, und  es  ist  wohl  kein  Zufall,  wenn 
gerade  bei  den  Metallarbeitern  vor  einigen 
Jahren  jene  >zielbewusste«  Strömung  um 
sich  griff,  die  gegen  ein  »Versumpfen«  der 
Gewerkschaften,  d.  h.  gegen  inre  Hin- 
wendung zu  praktischen  und  massvollen 
|  Zielen  geradezu  protestiert  und  durch  Herab- 
i  setzung  der  Wochenbeiträge  und  Beschrän- 
I  kung  des  Hilfskassenwesens  die  Gewerk- 
schaften zu  riesigen,  die  Bernfsgrenzen 
nivellierenden,  halb  politischen  Agitations- 
vereinen mit  rötlichem  Anstrich  erweitern 
möchte.    Der  nächste  Wendepunkt  in  der 

49* 
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wirtschaftlichen  Konjunktur  wird  die  Aus- 1 
saat  der  Unterdrflckungspolitik  schnell  zur| 
Reife  bringen. 

Man  soll  zwar  die  Ungunst  der  ge- ' 
werkscliaftlicheu  Chancen  nicht  übertreiben. 
Der  Zusammenhalt  in  den  Arbeitgeber- 
Vereinen  wird  von  einer  Zeitströmung 
getragen,  die  dem  Wechsel  unterworfen 
bleibt  Mit  der  Zunalime  seines  Kapitals 
wird  der  Arbeitgeber  empfindlicher  gegen 
deu  Zinsverlust  bei  Strikes.  Die  fort- 
schreitende Schulung  und  Specialisierung 
des  grossindustriellen  Personals,  zugleich 
das  allmähliche  Versiegen  des  Zustroms 
landlicher  Berufsrekruten  giebt  der  Arbeits- 
kraft einen  Seltenheitswert,  die  ihren  Träger 
widerstandsfähiger  macht.  Aber  wahr- 
scheinlich ist  allerdings  für  die  nächste 
Zeit  ein  weiterer  Niedergang  der  ge- 
werkschaftlichen Macht,  zumal  bei  fernerer 
Entwicklung  der  Industriekartelle.  Denk- 
bar ist  für  spätere  Zukunft  auch  eine  Ver- 
bindung der  bisher  feindlichen  Interessen 
von  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  gegen 
den  Konsumenten,  selbst  im  Wege  des 
Strikes,  in  dem  früher  erörterten  Sinne. 
Die  staatliche  Strikepolitik  würde  dann  in 
das  allgemeine  Problem  der  Industriekartelle 
ausinüuden. 

Lttteratar:   Zusammenhangende  Darstel- 
lungen   fehlen    fast    ganx.  Itoxkoachny, 

Geschichte  der  Strike»,  Berlin  IS90,  und  Brö- 
sHke,  I>it  deutsche  Strikelwwegung,  Herl  in  1*98, 
bieten  wenig. 

Materlalsiammlungen :  Berliner  Ge- 
rne (ml V  kal  t  n  dt >r  und  Bert  inet  ttäd  ti- 
sche.» Jahrbuch   bis  etwa  xum  Jahre  1873. 

—  Concordia,  hcrausqcgcben  von  Sögel, 
Berlin  1871 -  76.  —  Deutsche»  Handel», 
blalt  1873,  Nr.  46— SS.  —  Arbeiterfreund, 
Berlin  1873 ff.  —  Jahresberichte  der  Gewerbe- 
a  uf  *  i  c  h  t  s  b  r  a  m  t  e  n  (Fabrikinspektoren ),187i  ff. 

—  Jahresberichte  der  G c  W c rbe g e r i c h t e  und 
Zeitreh rift  *  Da*  Gr  w  e  rbe ijt  r  i  c h  t  n  (1896 ß.). 

—  Für  dir  letzten  Jahre  auch  So  x  ialpoliti  - 
»che*  Ventralblatt  (lS'Jüff.,  später  u.  d.  T. 
Soziale  I*raris),  Reichsa  n  xe  iaer,  Labour 
Gaxette,  Die  Industrie  (seü  1877  Deutsche 
Industriezeitung) ,    Der  Arbe  ilsmarkl.    Die  I 
Yolksw  irtsch  aj't  liehe  Chronik  der  Jahr-  ■ 
biieher  für  Nationalökonomie  und  vor  allem  die  , 
Arbeiter-    und    Fachpresse    sowie    die   Gewrrk-  I 
schaftstittrratur,  ans  der  hier  nur  antjrfilhrt  sei 
OrotU,    Die    Geschichte  der    deutschen  Schiffs- 
simtnerer,  Stuttgart  1896.   —  Thun,   Die  In- 
dustrie am  Niederrhein,  t.    Teil,  Leipzig  1879. 

Eine  grosse  Zahl  der  wichtigeren  Strikes 
wird  in  Elnzelachriflen  u.  Aufsätzen  behandelt; 
darunter:  Natorp,  Der  Ausstand  der  Berg- 
arbeiter im  niederrfwinisch-icestfälischen  Indu- 
striebexirk,  F.*sen  1839.  —  Lenting,  Der  grosse 
Kergarheiterstrikc  des  Jahres  1889  im  rheinisch- 
westfälischen  Kohlenrevier,  Dortmund  1889.  — 
Ohlenberg,  Studien  Uber  die  rheinisch-west- 
fälische lirrgarbeiterbewegung,  Abdruck  aus  dem 
Jahrbuch  f.  Ges.,  Leipzig  1890.  —  Beilage  des  ■ 


Reichs-  und  Staatsameigers  vom  tO.  Januar  1890 
(n  Denkschrift  über  die  Untersuchung  der  Arbeiter- 
und  Betriebsverhäitnisse  in  den  Steinkohlen- 
bezirken«).  —  Heitmann- Grone,  Die  Berg- 
arbeiterbewegung  der  niederrheinisch-westfälischen 
Zechen  im  Jahre  1890—91,  Essen  1891.  — 
Tiedemann,  Die.  neuere  Entwicklung  der 
Arbeitsverhältnisse  und  der  gewerkschaftlichen 
Organisation  im  Iluehdruckge  werbe,  Zeitschrift 
für  die  gesamte  Staatswissenschaft  1897.  — 
FrldricKowicx,  Die  Lehren  der  Arbeiterbewe- 
gung in  der  Gardrrobenkonfektion,  ebendort.  - 
Timm,  Die  Konfektionsindustrie  und  ihre  Ar- 
beiter, Flensburg  1897.  —  Une  grhve  dans  l'in- 
dustrie  de  la  confection  ;  Huste  social,  Serie  A, 
circ.  n.  10.  Paris  1896.  —  Oda  Olberg,  Das 
Elend  in  der  Hausindustrie  der  Konfektion, 
Leiptig  1896.  —  Verhandlungen  der  Ko  m  - 
mi*jii>»  für  Arbei  ter  Statistik ,  Nr.  9 — 13, 
und  Erhebungen  derselben  Kommission,  Nr.  10 
(Zustände  in  der  Konfektionsindustrie).  —  Al- 
fred Weber,  Hausinduftrirllc  Gesetzgebung  und 
Sweatingsystem  in  der  Konfektionsindustrie, 
Jahrbuch  f.  Ges.  1897.  —  Derselbe,  Das 
Sweatingsystem  in  der  Konfektion  und  die  Vor- 
schläge der  Kommission  für  Arbeiterstatistik, 
Archiv  f.  soc.  Ges.,  Bd.  10.  —  Legten,  Der 
Sinke  der  Hafenarbeiter  und  Seeleute  in  Ham- 
burg-Altona, Hamburg  1897.  —  Tönnte»,  Hafen- 
arbeiter und  Seeleute  in  Hamburg  vor  dem 
Strike  1896; 97 ,  und  Der  Hamburger  Strike  von 
1890  97,  Arch.  f.  soz.  Ges.,  Bd.  10.  —  Der- 
ne l  he,  Sirafthaten  im  Hamburger  Hafenstrike, 
ebenda,  Bd  '.  11.  —  t Anonym) :  Die  Wahrheit 
im  Strike  der  Hafenarbeiter  und  Seeleute  im 
Jahre  1896/97,  Jahrb.  f.  Ges.,  1897,  S.  681  und 
1425.  —  Ehrenberg,  Der  Ausstand  der  Ham- 
burger Hafenarbeiter,  Jahrb.  f.  Not.  u.  StaL  3. 
F.,  Bd.  13.  — Bericht  der  Senatskommission 
für  die  I'rüfung  der  Arbeitsverhältnisse  im  Ham- 
burger Hafen,  und  Protokolle  derselben  Kom- 
mission, Hamburg  189S.  —  Tönnte»,  Die  En- 
quete über  Zustände  der  Arbeit  im  Hamburger 
Hafen,  Archiv  f.  soz.  Ges.  Bd,  13,  —  Franeke, 
Die  Arbeitsverhältnisse  im  Hafen  zu  Hamburg, 
Jahrbuch  für  Ges.  1898.  —  La  fe  de  rat  io  n 
internationale  des  marin*  et  des  trarailleur* 
des  jtorts  et  enlrepöts ;  Muses  social,  Serie  A., 
n.  17,  Paris  1897.  —  Verhandlungen  des  Cen- 
tralvrrbands  Deutscher  Industrieller, 
Nr.  73,  Ilerlin  1897,  S.  36.  —  Vergleiche  auch 
BieJrmer  im  S.  Supplementband  diese*  Hand- 
wörterbuchs, I.  Aufl.,  Artikel  Gewerkvereinsbe- 
wegung,  insbesondere  S.  399 ff. 

Statistik:  Preussische  Strikeenquete  in  Nr.  .56' 
der  Drucksachen  des  Abgeordnete  ithauses  und 
derselben  Nummer  des  Herrenhauses  vom  Jahre 
186.1.  -  -  Bericht  der  Reichstag*kommission  zur 
Beratung  der  Gewerbeordnungsnorelle,  Norembcr 
1890.  - —  Statistische*  Jahrbuch  für  das 
Königreich  Bayern,  3.  Jahrgang,  Hünchen  1897, 
S.  U4.  -  -  Vorrespondenzblatl  der  General- 
kommission der  Gewerkschaften  Deutschlands, 
Hamburg,  15.  August  189t,  37.  Nor.  1893  u-s.w. 
—  Htrtchberg,  Die  soziale  Lage  der  arbeiten- 
den Klassen  in  Berlin,  Berlin  1897,  Kap.  8.  — 
Statistisches  Jahrbuch  der  Stadt  Berlin 
für  189.1,  S.  S09.  K.  Ortenberg. 
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II.  Arbeitseinstellungen  in 
Oesterreich. 

1.  Ausstünde  bis  Ende  1890.  2.  Strikc- 
statistik.  8.  Gesamtüberskht  1HÖ1-1K97.  4. 
Einzelne  wichtige  Ausstände  seit  18'Jl.  5. 
Aussperrungen.  6.  Die  Gewerkschaften.  7. 
Schlnaftbetrachtung. 

1.  Ausstände  bis  Ende  1890.  Oesterreich 
war  lange  an  grösseren  Arbeitseinstellungen 
nicht  sehr  reich.    Die  gewerkschaftliche 

Organisation  des  Arbeiteretande«  entwickelte  |  Ende  Mai  1S89  verpflanzt  sich  die  Aus- 
sich  erst  in  der  jüngsten  Zeit  kräftiger,  die  j  standst>ewegung  der  deutschen  Bergbau- 
Koalitionsfreiheit  war»  erst  im  Jahre  1H70 '  arbeiter  auch  auf  österreichischen  Hoden, 
zugestanden  worden ;  soweit  Konflikte  und  es  kommt  zu  Arbeitseinstellungen  in 
zwischen    Kapital   und    Arbeit    vorfielen,  i  böhmischen  Kohlenrevieren  (Kladno.  Pilsen. 


I  Arbeiter  wünschen  Reformen  hinsichtlich 
!  der  Knappschaftskassen,  einen  achtstündigen 
Arbeitstag,  Abschaffung  der  Akkordarbeit, 
Einführung  von  durch  die  Arbeiter  zu  wahlen- 
den Bergwerksinspektoren.  Es  fallen  Verhaf- 
tungen, Ausweisungen  etc.  vor,  die  Be- 
strebungen bleiben  ohne  Erfolg.  Im  August 
1887  ereignet  sich  wiederum  ein  —  erfolg- 
loser —  Braunkohlenarbeiterstrike  im  Be- 
zirke El  bogen  (zum  Zwecke  wöchentlicher 
Iy>hnauszah)ung  und  einer  Lohnerhöhung). 


handelte  es  sich  zumeist  nur  um  gelegent- 
liche Differenzen,  selten  um  eine  planmäßige 
Niederlegung  der  Arbeit  durch  die  gesamten 
Genossen  eines  Gewerbszweiges  oder  über- 
haupt um  eine  methodisch  verbreitete  Mass- 
nahme. 

leider  gestatten  es  die  Dürftigkeit  der 
Quellen  und  der  Mangel  an  geeigneten  Be- 
arbeitungen derselben  nicht,  Über  die  in 
früherer  Zeit  vorgefallenen  Arbeitsein- 
stellungen eine  Skizze  zu  liefern ,  die  An- 


Dux  etc.)  und  in  den  steierischen  Montan- 
bezirken. Hauptsachlich  erstrebte  man  hier- 
bei die  Festsetzung  einer  achtstündigen 
Schicht  sowie  I»hnanfbessenmgen.  die  auch 
zumeist,  wenngleich  in  wechselndem  Aus- 
masse, erzielt  wurden.  1890  giebt  es  wiederum 
einen  grossen  Ausstand  im  Ostrauer  Kohlen- 
reviere. 

Auch  die  T  e  x  t  i  1  i  n  d  u  s  t  r  i  e  kennt  schon 
frühzeitig  eine  Reihe  von  Arbeitseinstellungen. 
In  Zusammenhang  damit,  dass  seit  Ende  der 


spruch  auf  Vollständigkeit  erheben  könnte;  sechziger  Jahre  eine  gewisse  Bewegung  in 
erst  für  die  Periode  seit  1884  bieten  die 'den  nordböhmischen  Fabrikdistrikten  Platz 
Berichte  der  Gewerbeinspektoren  in  betroff  i  griff  und  auch  die  sozialistische  Propaganda 
der  gewerblichen  Ausstände  wertvolle  Nach-  <  sich  auszubreiten  beginnt,  stehen  einige  be- 


richten. In  den  zerstreut  vorkommenden 
Notizen  und  Mitteilungen  spielt  der  Berg- 
bau, namentlich  in  Böhmen,  eine  grössere 
Rolle.  Dort,  gab  es  am  Ausgang  der  sechziger 
und  zn  Beginn  der  siebziger  Jahre  mancher- 
lei Differenzen  zwischen  Arbeitgebern  und 
Arbeitnehmern,  insbesondere  auch  Versuche 
der  letzteren,  eine  lx>hnaufbesserung  durch- 
zusetzen, die  in  einzelnen  Fällen  zu  Arbeits- 
einstellungen führten ;  in  der  Folge  sehen 
sich  jedoch  die  Bestrebungen  der  Arbeiter 
durch  die  ungünstige  Geschäftskonjunktur 
gehemmt.    Im  Dezember  1881  bricht  ein 


langreiche  Arbeitseinstellungen  (Sninnerstrike 
in  Svärov  Dezember  1869,  Katharinenberg 
1872,  Asch  1870  u.  a.):  187f>  giebt  es  einen 
grossen  Weberstrike  in  den  Brünner  Woll- 
warenfabriken ;  aus  neuerer  Zeit  sind  nament- 
lich jene  Ausstände  erwähnenswert,  die  mit 
der  Gewerberechtsreform  zusammenhängen. 
1885  trat  nämlich  ein  von  den  früheren  Vor- 
schriften wesentlich  abweichendes  Arbeiter- 
schutzgesetz (das  VI.  Hauptstück  der  Ge- 
werbeordnung) ins  Leben,  welches  die  obli- 
gatorische Sonntagsruhe,  den  Maximalarbeits- 
tag u.  a.  zur  Einführung  brachte.    Die  in- 


Kohlenarbeiterstrike  zu  Mährisch-Ostrau  in  folgedessen  notwendige  Aenderung  in  den 
den  der  Nordbahn  gehörigen  Gruben  aus  Arlieits-  und  Betriebsverhftltnissen  vollzog 
(zum  Zwecke  einer  Lohnerhöhung,  lieber-  sich  nicht  überall  in  voller  Ruhe,  öfter 
nähme  der  Kranken-  und  Witwenkasse  in  I  hatten  auch  die  Arbeiter  Anlass.  die  Dureh- 
die  Selbstverwaltung  der  Arbeiter  etc.) :  diese  !  führung  der  zu  ihren  Gunsten  erlassenen 
Angelegenheit  wird  zum  Gegenstande  einer  ,  Vorschriften  im  Wege  einer  Arbeitsein- 
Interpellation  im  Abgeordnetenhause  gemacht  Stellung  zu  erkämpfen.  Abgesehen  von  der- 
(Sitzung  vom  3.  Dezember  1881).  Im  Februar  lei  minderwiehtigen  Vorfällen  ist  hier  nament- 
18H2  striken  Kohlenarbeiter  zu  Nflrschau  lieh  der  Ereignisse  in  Brünn  1885  sowie 
bei  Pilsen  in  der  Zahl  von  2000,  nach  der  Lohnbewegung  in  der  Textilindustrie 
anderen  Angaben  4000,  um  eine  zehnstündige  ,  1888  zu  gedenken.  Nach  der  Darstellung 
Arbeitszeit,  Aufhebung  der  Sonntagsarbeit,  des  zuständigen  Gewerbeinspektors  hatten 
Lohnaufbesserung  und  die  Wiederaufnahme  die  Arbeiter  der  in  Brünn  hoch  entwickelten 
entlassener  Arbeiter  zu  erlangen.  Nach  Textilindustrie  auf  Grund  des  neuen  §  72 
einem  Arbeiterblatte  droht  die  Statthalterei,  der  Gewerbeordnung  (  »die  Festsetzung  des 
dass  jeder  Arbeiter,  der  nicht  binnen  drei  Verhältnisses  zwischen  den  selbständigen 
Tagen  zu  striken  aufhöre,  alle  Rechte  auf  Gewerbetreibenden  und  ihren  Hilfsarbeitern 
die  Bruderlade  verliere.  Mitte  April  1882  ist  innerhalb  der  durch  die  Gesetze  gezogenen 
folgt  ein  Strike  im  Duxer  Kohlenrevier;  die  |  Grenzen  Gegenstand  freier  Cebereinkunft«) 
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gehofft,  dass  sie  bei  der  notwendig  gewor- 
denen neuen  Betriebseinteilung  befragt 
würden  und  ihren  Wünschen  Berücksich- 
tigung verschaffen  könnten.  Die  Industriellen 
hingegen  nahmen  den  Standpunkt  ein,  dass 
sie  berechtigt  wären,  die  Arbeitszeit  inner- 
halb der  gesetzlichen  Grenzen  unabliäugig 
von  den  Arbeitern  zu  bestimmen.  In  der 
That  wurde  in  mehreren  Fabriken  einfach 
das  gesetzliche  Höchstausmass  an  Arbeits- 
zeit in  die  Fabriksordnungen  aufgenommen. 
Dies  liatte  zuerst  in  einigen  Betriel>en  die 
Einstellung  der  Arbeit  zur  Folge,  die  sich 
aber  rasch  ausbreitete,  so  dass  etwa  8 — 9000 
Personen  feierten  in  der  Hoffnung,  die  zehn- 
stündige Arbeitszeit  zu  erreichen.  Es  kam 
auch  zu  Aussclireituugen,  bei  welchen  das 
Eigentum  einiger  Fabrikanten  beschädigt 
wurde.  Bei  den  eingeleiteten  Verhandlungen 
erklärten  auch  die  Arbeiter,  die  Pausen,  mit 
Ausnahme  der  Mittagspause,  ganz  abgeschafft 
haben  zu  wollen,  da  diese  ohnehin  nicht 
eingehalten  würden,  ein  Verlangen,  dessen 
Erfüllung  gesetzliche  Hindernisse  im  Wege 
standen.  Schliesslich  machte  ein  Vergleich 
den  Differenzen  ein  Ende,  durch  welchen 
62s  4  Arbeitsstunden  in  der  Woche  verein- 
bart wurden.  Der  Tagelohn  wurde  nicht 
gekürzt,  die  Akkordsätze  erfuhren  eine 
Besserung.  Im  Sommer  1888  trat  wiederum 
bei  Wegfall  der  bis  dahin  für  die  meisten 
Zweige derTextilindustrie  statthaften  zwölften 
Arbeitsstunde  eine  Reihe  von  Ausständen 
ein,  namentlich  in  nordböhmischen  Baum- 
wollfabriken, übrigens  auch  in  anderen  Pro- 
vinzen (Mahren,  Niederösterreich)  zum 
Zwecke  einer  Aufbesserung  der  Lohnsätze, 
damit  die  regelmässig  im  Stücklohn  stehen- 
den Arbeiter  durch  die  Reduktion  der 
Arbeitszeit  keinen  Schaden  zu  erleiden  hätten. 
Diese  Bestrebungen  waren  zumeist,  wenn 
auch  in  verschiedenem  Masse,  von  einigem 
Erfolg  begleitet. 

Wold  die  reicldialtigsto  Geschichte  in 
betreff  der  Lohnkämpfe  und  Arbeitsein- 
stellungen weist  unter  den  Gewerben  das 
Buchuruckergewerbe  auf,  in  welchem 
auch  die  fachliche  Organisation  die  grösste 
Vollkommenheit  erreicht  und  die  der  meisten 
anderen  Gewerbe  weit  übertroffen  hat 
Jedenfalls  gehen  in  demselben  die  Arbeits- 
einstellungen weit  zurück,  so  wird  eine 
solche  l)eispiels  weise  schon  aus  dem  Jahre  1778 
in  Wien  berichtet  Was  die  neuere  Zeit 
anbelangt,  so  gab  es  schon  anfangs  1870 
melirfach  Ausstände  in  Wieu  (wegen  Fragen 
der  Arbeitszeit  und  des  Lohntarifs)  und 
ausserlialb  Wiens;  der  Kürze  halber  sei  hier 
nur  der  Arbeiterbewegung  in  Wien  gedacht. 
In  hervorragendem  Masse  beteiligt  waren 
hier  die  Zeitungssetzer,  so  dass  sich  die 
Zeitungseigentümer  genötigt  sahen,  ein  ge- 
meinsames Interimsblatt  herstellen  zu  lassen : 


gleichwohl  erreichten  zuerst  die  Zeitungs- 
setzer nach  mehrwöchigem  Strike  Lohn- 
zugeständnisse. Minder  günstig  erging  es 
den  übrigen  Setzern,  Druckern  und  Schrift- 
giessern:  sie  mussten,  namentlich  infolge 
von  Zuzug  von  auswärts,  die  Arbeit  wieder 
aufuelunen  und  erst,  nachdem  diese  wiedor 
im  Gange  war,  verstanden  sich  die  Prinzipale 
zu  einer  kleinen  I»hnaufbesserung.  Februar 
1872  kam  ein  neuer  Tarif  zu  stando,  ohne 
dass  das  Mittel  der  Arbeitseinstellung  ge- 
braucht worden  wäre;  seine  Grundlage  war 
die  Alphabetberechnung,  dann  war  auch  die 
Abstellung  der  SounWigsarbeit  bei  Zeitungen 
ausgesprochen.  Bereits  Ende  desselben 
Jahres  kam  es  aber  schon  wieder  zu  Zer- 
würfnissen mit  den  Prinzipalen.  Die  Setzer, 
namentlich  bei  den  Zeitungen,  strebten 
nämlich  die  Beschränkung  der  Nachtarbeit 
sowie  eine  angemessene  Regelung  des  sogen. 
SpeckeB  (Vorteilsatzes  —  Gedichte,  Titel, 
\akats,  Klischees  etc.)  an.  Die  schroffe 
Ablehnung  der  Prinzipale,  diesbezüglich  in 
Verhandlungen  einzugehen,  die  polizeiliche 
Auflösung  des  Vereines  der  Buchdrucker 
und  Schriftgiesser  Niederösterreichs  (wegen 
Gewährung  eines  Darlehens  an  die  im  Strike 
befindlichen  Gold-,  Silber-  und  Juwelen- 
arbeiter, dann  wegen  Untersagung  der  Grün- 
dung bezw.  des  Beitrittes  zu  den  sogen. 
Hauskassen  d.  i.  Betriebskrankenkassen),  die 
Androhung  einer  allgemeinen  Werkstätten- 
sperre  seitens  der  Unternehmer,  welche 
die  Kündigung  der  Setzer  einer  Zeitungs- 
druckerei als  Anfang  eines  Cirkularstrikes 
ansahen  —  dies  alles  führte  zu  einer  emst- 
lichen Bewegung,  die  jedoch  noch  eine 
gütliche  Beilegung  erfulir,  indem  die  ge- 
mischte Tarifkommission  ihre  schiedsrichter- 
liche Funktion  wieder  aufnahm  und  eine 
Revision  des  Tarifes  mit  wesentlichen  Lohn- 
erhöhungen stattfand. 

Seit  der  Krise  1873  hat  das  Buchdrucker- 
gewerbe mit  dem  ungünstigen  Umschwung 
der  Geschäftslage  zu  kämpfen.  Es  mehren 
sich  die  Klagen  über  die  grosse  Zahl  der 
Stellenlosen  sowie  darüber,  dass  sich  die 
Verwendung  von  nicht  genügend  vorge- 
bildeten Arbeitern  steigere,  welche  das 
standesgemässe  Minimum  nicht  verdienen. 

Januar  1875  erfolgt  seitens  der  Prinzipale 
die  Kündigung  des  für  Wien  vereinbarten 
Lokalzuschlages  zum  1874  eingeführten  all- 
gemeinen Tarif;  das  gewisse  Geld  sollte 
jedoch  keine  Herabsetzung  erfahren,  wohl 
aber  die  Bezahlung  der  Feiertage  entfallen, 
wenn  an  denselben  nicht  gearbeitet  würde. 
Es  scldiessen  sich  langwierige  Verhand- 
lungen an,  und  die  Situation  erfährt  in- 
sofern eine  Verschärfung,  als  im  April  die 
Kündigung  des  Lokalzuschlages  auch  für 
die  Schriftgiesser  hinzutritt  Der  drohende 
Konflikt  verläuft  indessen  noch  im  Sande, 
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die  Prinzipale  erklären,  lieber  den 
alten  Lokalzuschlag  zu  zahlen  als  einer 
blossen,  den  gegenwärtigen  Verhältnissen 
nicht  entsprechenden  Reduktion  zuzustimmen. 
Die  Turiffrage  ist  indessen  damit  nur  auf- 
geschoben, nicht  aufgehoben.  1876  läuft 
nämlich  ohnehin  die  vereinbarte  Dauer  des 
Tarifs  ab,  und  die  Prinzipale  nehmen  keine 
blosse  Revision,  sondern  eine  Reduktion  in 
Aussicht  Ris  zum  Ablauf  des  Tarifs,  den 
1.  Juni,  kommt  keine  neue  Abmachung  zu 
stände,  die  Folge  davon  ist,  dass  zwar  die 
Mehrzahl  der  Geschäfte  bis  zur  Vereinbarung 
eines  neuen  Tarifs  den  alten  anzuwenden 
bereit  ist,  einige  Offizinen  hingegen  ihn  nicht 
ferner  mehr  anerkennen  wollen.  Die  Aus- 
standsbewegung erreicht  jedoch  nur  geringen 
Umfang  und  scheitert  Diese  Niederlage 
wirkt  viel  härter  als  die  im  Jahre  1870, 
weil  damals  bei  dem  flotten  Geschäftsgang 
zum  mindesten  der  frühere  Stand  tohauptet 
wurde  und  jeder  leicht  Beschäftigung  fand, 
während  jetzt  volle  Tarifanarchie  eintritt 
und  Arbeitslosigkeit  um  sich  greift,  damit 
aber  auch  die  Gefahr  des  Unterbietens  und 
der  Aufziehung  einer  durch  Ix>hnherab- 
drfickung  vorwärtsstrebenden  illoyalen  Kon- 
kurrenz gegeben  ist. 

1879  erst  beginnen  wieder  Tarifverhand- 
lungen und  zwar  infolge  der  Initiative  der 
Prinzipale.  Sie  fahren  zu  einem  Ergebnis 
und  der  Tarif  kann  Anfang  1880  in  Kraft 
treten,  wenngleich  die  allgemeine  Anwen- 
dung desselben  noch  mancherlei  zu  wünschen 
übrig  lässt.  1882  kommt  wieder  eino  kräf- 
tigere Lohnbewegung  in  Zug;  sie  nimmt 
ihren  Anfang  mit  einer  freien  Versammlung 
der  Buchdrucker  Wiens  am  10.  September 
1882,  in  welcher  lebhaft  Klage  über  die 
Nichteinhaltung  des  1880  er  Tarifs  erhoben 
und  eine  Zuschrift  an  das  Buchdrucker- 
Gremium  beschlossen  wird,  in  welcher  die 
Forderung  zur  Aufstellung  gelangt :  es  möge 
an  die  Abfassung  eines  geeigneten  Lohn- 
tarifes  gescliritten  werden,  welcher  den 
Wiener  Verliältnissen  Rechnung  trägt  und 
durch  den  auch  jene  Punkte,  die  noch  dem 
freien  Uebereinkommen  überlassen  sind, 
eine  bestimmte  Regelung  erfahren.  Die 
Prinzipale  erklären  sich  aber  nur  bereit, 
über  jene  Schritte  zu  beraten,  die  zur  strikten 
Durchführung  des  bestehenden  Tarifs  in 
allen  Wiener  Druckereien  gesetzlich  zulässig 
wären.  Am  22.  Oktober  findet  eine  neuer- 
liche freie  Buchdruckerversammlung  statt; 
sie  erklärt  über  die  Zurückhaltung  der 
Prinzipale  erbost  den  bestehenden  Tarif  vom 
nächsten  ersten  Januar  an  für  null  und 
nichtig  und  beauftragt  eine  Tarifkommission, 
einen  neuen  Tarif  auszuarbeiten.  Gleich- 
zeitig wird  eine  Agitation  gegen  die  wieder 
aufgenommene  Sonntagsarbeit  und  die 
Montagsfrühblätter  bei  den  Zeitungen  ein- 


|  geleitet.  Die  Gehilfenkommissiou  arbeitet 
in  der  That  einen  Tarif  aus,  von  dessen 
Annahme  aber  die  Prinzipale  nichts  wissen 
wollen;  nur  einige  Druckereien  nehmen 
ihn  an.  Am  13.  November  1882  bricht  fast 
in  allen  Offizinen,  die  Zeirungsdnickereien 
ausgenommen,  der  Strike  aus;  ca.  1000  Mann 
sind  an  der  Arbeitseinstellung  beteiligt.  Am 
8.  Januar  1883  wird  der  Strike  für  beendet 
erklärt:  durch  Zuzug  von  auswärts  und  Er- 
schöpfung der  Mittel  sehen  sich  die  Ge- 
hilfen zu  diesem  Schritt  genötigt  ohne  ein 
Resultat  erlangt  zu  haben.  Die  Strike- 
kommission  verrechnet  später  ca.  85000  fl. 
Auslagen ;  die  Geschäftsinhaber  sollen  einen 
Schaden  von  iU  Million  fl.  gehabt  haben. 
Gleichzeitig  hatte  übrigens  ein  Schriftgiesser- 
strike  stattgefunden.  Immerhin  machten 
die  grossen  Opfer  des  Strikes  die  Prinzipale 
geneigtj  in  Verhandlungen  über  einen  neuen 
Tarif  einzugehen,  welcher  den  Forderungen 
der  Gehilfen  etwas  entgegenkomme.  Dieser 
neue  Tarif  für  Setzer,  Drucker  und  Maschinen- 
meister sollte  am  15.  April  1883  in  Kraft 
treten,  im  >Vorwärts«,  dem  Gehilfenorgan, 
findet  sich  jedoch  noch  im  Februar  1884 
eine  Zusammenstellung,  wonach  von  150 
in  Wien  und  den  Vororten  befindlichen 
Firmen  nur  82  den  Tarif  bisher  offiziell 
angenommen  hätten. 

1886  kommt  wieder  die  Lohnbewegung 
in  Fluss,  sowohl  in  Wien  als  in  Böhmen, 
Schlesien  etc.  In  Wien  ergeben  sich  daraus 
Schwierigkeiten,  dass  die  Arbeiter  in  einer 
genossenschaftlichen  Gehilfenversammlung 
die  zugestandenen  Aufbesseningen  nur  als 
eine  kleine  Abschlagszahlung  bezeichnen 
und  die  Unternehmer  und  Gromialmit- 
glieder  sich  durch  die  Fassung  der  dies- 
bezüglichen Resolution  für  beleidigt  erachten 
und  infolgedessen  die  Dmvhfülirung  der 
neuen  Tarifsätze  vou  der  Zurücknahme  dor 
Resolution  abhängig  machen.  Eine  neue 
Gehilfenversammlung  am  29.  November  1886 
verwirft  dies  und  setzt  eine  Tarifüber- 
wachungskommission ein.  Eine  weitere  Ge- 
hilfenversammlung am  20.  März  1887  be- 
ruft eine  verstärkte  Kommission  und  betraut 
sie,  ihr  gleichzeitig  einige  Direktiven  gebend, 
mit  der  Ausarbeitung  eines  neuen  Tarifs; 
sodann  werden  Sammlungen  zum  Schutze 
des  Tarifs  eingeleitet.  Der  Kommissions- 
entwurf wird  in  der  Versammlung  am  18. 
Dezember  angenommen,  aber  nur  einige 
wenige  Firmen  aeeeptieren  ihn,  während  die 
Grvmial Versammlung  am  25.  Januar  1888 
sich  darauf  beschränkt  eine  Kommission  be- 
hufs Führung  von  Verhandlungen  einzu- 
setzen, die  jedoch  keinen  glatten  Fortgang 
nehmen,  obwohl  die  Gehilfen  mancherlei 
Konzessionen  machen.  Die  Tarifüber- 
wachungskommission  wird  jedoch  plötzlich 
durch  Magistratserlass  vom  10.  Oktober  1888 


Digitized  by  Google 


77G 


Arbeitseinstellungen  (Oesterreich) 


als  nach  §  120  der  Gewerbeordnung  und 
den  Statuten  der  Gehilfen  Versammlung  fflr 
ungesetzlich  erklärt  und  ihre  Auflösung  an- 
geordnet. Dies  führt  zu  lebhaften  Be- 
schwerden seitens  der  Gehilfen  darüber, 
dass  mit  einem  Male  die  Kommission,  nach- 
dem sie  durch  fast  zwei  Jahre  funktioniert 
habe  und  für  den  Fonds  fast  30000  fl.  ge- 
sammelt worden  wären,  als  ungesetzlich  be- 
anstandet würde.  Schliesslich  wird  behörd- 
licherseits zum  Zwecke  der  Rückstellung  der 
Beiträge  die  Auslieferung  dieses  Fonds  be- 
gehrt, der  indessen  im  Interesse  der  Sicherheit 
einem  einzelnen  Genossen  »geschenkt«  wird. 
Der  Konflikt  endet  durch  Verhandlungen  unter 
Beteiligung  des  Gewerbeinspektors  und  An- 
nahme eines  neuen  Tarifa,  der  mit  dem 
1.  Januar  1889  in  Kraft  treten  soll  und  den 
Arbeitern  günstige  Bedingungen  (91  s  Stunden 
Arbeitszeit  und  12  fl.  Minimallohn)  bietet. 
Beteiligt  an  dem  Strike  waren  ca.  700  Ge- 
hilfen und  150  Hilfsarbeiterinnen.  Dem 
schliesst  sich  sodann  eine  Lohnbewegung 
unter  den  Schriftgiesseni  an. 

1889  fesselte  unter  den  vorgefallenen 
Ausständen  die  öffentliche  Aufmerksamkeit 
in  hohem  Masse  jener  der  bei  der  "Wiener 
Tram  way -Gesellschaft  bediensteten  Kut- 
scher. Dieselben  verlangten  nach  den  in 
einer  Versammlung  vom  IS.  April  gefassten 
Beschlüssen,  dass  die  täglich**  Arbeitszeit, 
einschliesslich  der  einstündigen  Mittagspause, 
nicht  mehr  als  zwölf  Stunden  betragen  und 
bis  zur  Durchführung  dieser  Einteilung  eine 
Lohnerhöhung  eintreten  solle,  ferner  die 
Ausfolgung  einer  gedruckten  Dienstordnung 
mit  Bestimmungen  über  Arbeitszeit,  lxriin, 
Straffiille  sowie  anderes  minder  wichtige. 
Die  Gesellschaft  gab  nur  eine  auf  Ver- 
schleppung der  Angelegenheit  hinauslaufende 
Antwort,  und  so  kam  es  in  der  That  am 
Ostersonnlage,  also  zu  einer  Zeit,  in  der 
regelmässig  ein  grosses  Verkehrsbedürfnis 
eintritt,  zum  Ausbruch  eines  wenn  auch 
nur  unvollständigen  Strikes.  Die  Gesellschaft 
suchte  freilich  für  den  Ausfall  durch  allerlei 
Mittel  Ersatz  zu  beschaffen,  doch  litt  der 
Dienst  immerhin  erheblich.  Die  Symttathie 
des  Publikums  wandte  sich  in  lebhafter 
Weise  den  Strikendon  zu.  war  ja  die  un- 
günstige Behandlung  der  Tram way bediens- 
teten schon  längst  in  weiteren  Kreisen  be- 
kannt (s.  auch  Eichhorn  in  der  österreichi- 
schen Monatsschrift  für  christl.  So/..  Reform 
VII)  und  vermochte  man  den  anstrengenden 
Dienst  der  Kutscher  aus  der  täglichen  Be- 
obachtung zu  beurteilen.  Ausserhalb  der 
sogenannten  Linie  kam  es  sogar  zu  Tu- 
multen, da  Volksmengen  das  Ausfahren  von 
"Wagen  gewaltsam  hindern  wollten,  und  die 
Aufläufe  erreichten  einen  solchen  Umfang, 
dass  sclüiesslich  bedeutende  Militärabtei- 
lungen aufgeboten  wurden.     Der  Wiener 


Gemeinderat  sprach  wegen  der  Unzuläng- 
lichkeit des  Dienstes  einen  Kautionsverlust 
aus.  So  fand  sich  nach  mehrtägigem  Strike 
die  Gesellschaft  unter  dem  Druck  der  öffent- 
lichen Meinung,  wozu  sich  dann  noch  das 
Drängen  der  Regierung  gesellte,  zu  Zuge- 
ständnissen bereit,  die  auf  die  Festsetzung 
der  gewünschten  Arbeitszeit  bezw.  separate 
Entlohnung  freiwillig  übernommener  Ueber- 
stunden  hinausliefen.  Der  Erfolg  der  Wiener 
Kutscher  brachte  auch  bei  anderen  Pferde- 
bahngesellschaften eine  Ixdinbewegung  in 
Fluss,  namentlich  kam  es  auch  in  Prag  zu 
einer  Arlteitscinstellung  der  Kutscher,  die 
gleichfalls  einigen  Erfolg  erzielte. 

Im  «allgemeinen  zeigt  sich  gegen  Ende 
des  neunten  Jahrzehnts  eine  lebhafte  Strike- 
bewegung:  1888  wird  die  Zahl  der  Aus- 
ständigen im  Reichenberger  Kammerbezirk 
allein  auf  ca.  30000  geschätzt.  1890  be- 
richtet der  Gewerbeinspoktor  für  "Wien,  das» 
das  Bestreben  der  Arbeiter,  bessere  Existenz- 
bedingungen zu  erringen,  dort  in  einer  an 
Umfang  und  Intensität  noch  nicht  vorge- 
kommenen Weise  zum  Ausdruck  gelangt  sei. 
Der  allgemeine  Teil  der  Inspektorenberichte 
über  dieses  .lahr  verweist  auf  die  Schwierig- 
keit der  Vcrmittelungsversuche,  die  Yer- 
kennung  der  ökonomischen  Betriebsbedin- 
gungen, die  sich  in  Forderungen  einer  so- 
fortigen und  auf  alle  Arbeitszweige  ausge- 
dehnten sprungweisen  Lohnerhöhung,  einer 
unvermittelten  Verkürzung  der  Arbeitszeit 
auf  8  Stunden  etc.  äusserte,  und  die  Wirkung 
derartiger  Forderungen  und  der  unverkenn- 
baren zwangübenden  Führung  der  Arbeiter, 
dasB  viele  Arbeitgeber  sich  in  Verhandlungen 
ülierhanpt  nicht  einlassen  wollten.  Nach 
den  Bemerkungen  mehrerer  Inspektoren 
standen  die  hie  und  da  erzielten  Erfolge 
ausser  Verhältnis  zu  den  gebrachten  Opfern 
und  hätten,  wenn  die  Fordeningen  massiger 
gewesen  wären,  leichter  und  rascher  er- 
rungen werden  können. 

2.  Strikestatistik.  Seit  1891  werden 
amtliche  Zusammenstellungen  über  die  Ar- 
beitseinstellungen im  Gewerliehetriebo  ver- 
fasst  Durch  den  Erlass  des  Handelsministe- 
riums vom  7.  Dezember  1893  wurde  eine 
wesentliche  Erweiterung  der  für  die  Zwecke 
dieser  Statistik  bisher  von  den  Gewerl»e- 
behörden  gelieferten  Ausweise  angeordnet 
und  als  erstes  Jahr  fflr  die  neu  geregelte 
Berichterstattung  das  Jahr  1894  festgesetzt. 
Der  Vorgang  bei  der  Bearbeitung  ist  der- 
malen wie  folgt.  Ueber  jede  Arbeitsein- 
stellung oder  Aussperrung  haben  die  poeti- 
schen Behörden  (Gewerbebehörden)  ein 
Zählblatt  auszufüllen ;  sie  sind  dabei  ange- 
wiesen, die  Daten  teils  durch  Einvernahme 
der  Betriebsleitungen  und  Arbeiter,  teils  auf 
Grund  der  Erhebungen  der  ihnen  zur  Ver- 
fügung stehenden  Organe  zu  ermitteln.  Die 
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auf  diese  Art  ausgefüllten  Zählblätter.  denen 
nach  Möglichkeit  etwa  vorhandene  Doku- 
mente und  Belege,  wie  Zuschriften  der 
Strikenden  an  die  Unternehmungen,  Kund- 
machungen der  Betriebsleitungen,  Verein- 
hanmgen  Aber  die  Beilegung  etc.,  wenn- 
gleich nur  abschriftlich,  boizuschliessen  sind, 
unterliegen  der  Kontrolle  und  bei  Bedarf 
der  Ergänzung  durch  die  politischen  I^andcs- 
behörden  und  Gewerbeinspektoren,  welche 
letzteren  ohnehin  bei  einer  grossen  Anzahl 
von  Arbeitskonflikten  vermittelnd  einzu- 
greifen pflegen  und  daher  zahlreiche  Streit- 
falle aus  eigener  Anschauung  kennen.  Das 
statistische  Departement  des  Handelsministe- 
riums, welches  mit  der  Bearbeitung  der 
Strikestatistik  betraut  ist.  sucht  seinerseits 
das  eingelaufene  Material  durch  die  Be- 
nützung von  Zeitungsmitteilungen,  durch 
Vergleichung  mit  zahlreichen  auf  Ausstände 
bezughabenden  Akten  und  direkte  Erhebun- 
gen zu  vervollkommnen.  —  Die.  Statistik 
bezieht  sich  dermalen  auf  die  Ausstände  in 
was  immer  für  Betrieben,  mit  Ausschluss 
der  Ijandwirtschaft  und  des  Bergbaues.  Be- 
züglich dieses  letzteren  hat  das  Aekerbau- 
ministerium.  in  dessen  Verwaltung  der 
Bergbau  fällt,  die  Abfassung  einer  ähnlichen 
Statistik  in  Aussicht  genommen :  doch  ist 
noch  keine  hierauf  bezügliche  Veröffent- 
lichung erfolgt. 

Aus  dem  Dargestellten  geht  hervor,  dass  das 
Jahr  1894  einen  Wendepunkt  in  der  Ent- 
wicklung der  Ausstandsstatistik  bildet, 
weshalb  mannigfache  Daten  nur  für  die 
nach  diesem  Zeitpunkte  fallende  Periode 
geboten  werden  können  und  überhaupt  an- 
zunehmen ist,  dass  die  Vollständigkeit  bei 
Erfassung  der  Arbeitseinstellungen  mit  der 
Entwickelung  und  dem  Einleiten  der  Sta- 
tistik gewiss  zugenommen  hat.  — 

Erwähnt  soll  auch  werden,  dass  für 
einzelne  Jahre  auch  auf  Grund  der  Ge- 
werbeinspektorenberichte statistische  Zu- 
sammenstellungen verfasst  wurden  (so  von 
Mischler,  Archiv  für  soziale  Gesetzgebung 
VI,  S.  51,  ferner  in  dem  in  der  Litterarur- 
übersicht  erwähnten  Keport).  —  Auch  führen 
die  Gewerkschaften  eine  eigene  Strikestatistik. 

B.  Gewunttiberaieht  1891—1897.  Die 
Hauptergebnisse  der  —  wie  l>emerkt  den 
Bergbau  nicht  mitumfassenden  —  amtlichen 
Statistik  1891—1896  sind  nun  die  folgenden. 
Man  zählte 

1891    1892    1893   1894    1895  1896 
Ausstände  104     101     172     159     205  294 
Beteiligt« 
Unterneh- 
mungen   1917    1519    1207   2468     S69  1403 
mit  be- 
schäftigten 

Arbeitern  40486  24621  4553960718  46036  57029 
Mit  Stri- 
kenden   14025  14123  28120  44075  28026  361 14 


Unter  den  Ijändern  weisen  namentlich 
Xiederösterreich  und  Böhmen  die  grösste 
Zahl  von  ArWitseiustellungen  auf;  der  An- 
teil der  Industriezweige  wechselt,  stark  be- 
teiligt an  der  Atisstandsbewegung  erscheinen 
in  der  letzten  Zeit  gewöhnlich  die  Spin- 
nereien und  Webereien,  Tischlereien,  Dreehs- 
lergeworbe,  Ziegelwerke.  Baugewerbe  u.  a. 
Die  Oberwiegende  Anzahl  der  Ausstände 
betrifft  nur  ein  Unternehmen.  Dem  Ge- 
schlechte der  Strikenden  nach  entfällt  die 
Mehrzahl  auf  das  männnliche  Geschlecht 
(1896  :  77,13  °o).  Im  allgemeinen  scheinen 
sich  die  Arbeiterinnen  schwerer  zur  Teil- 
nahme am  Strike  zu  entsehliessen :  man 
zählte  nämlich 

1895  1896 

Arbeitseinstellungen  205  294 

hierunter  Betriebe  betreffend, 
die  männliche  Arbeiter  beschäftigten  204  293 
die  weibliche  Arbeiter  beschäftigten  107  151 
mit  Beteiligung  männlicher  Arbeiter 

am  Strike  201  290 

mit  Beteiligung  weiblicher  Arbeiter 

am  Strike  55  98 

Die  männliche  Arl.»eiterschaft  hat  also, 
sofern  es  überhaupt  eine  Strikebeweguug 
gab,  fast  ausnahmslos  an  dieser  selbst  teil- 
genommen, während  die  weibliche  189."i  nur 
in  ca.  51%,  1896  nur  in  ca.  05  °o  der  Fälle 
in  den  Kampf  mit  eintrat. 

Die  meisten  Ausstände  datierten  nur  kurze 
Zeit,  in  die  Kategorie  der  Ausstände  von 
1—5  Tagen  Dauer  fällt  nämlich  1894-96 
fast  ganz  gleichmässig  etwas  über  die  Hälfte 
aller  Arbeitseinstellungen  und  auch  noch 
die  nächstfolgende  Grupjie  —  Dauer  von 
6—10  Tagen  —  ist  stark  besetzt.  Die 
durchschnittliche  Dauer  war  1894  11,68, 
1895  13.10.  1896  15.18  Tage. 

Die  Mehrzahl  der  Ausstände  stellt  sich 
als  sogenannte  Angriffsstrikes  dar,  wobei 
jedoch  zu  rtemerken  ist,  dass  die  amtliche 
Statistik  nicht  in  der  Lage  ist,  rücksichtlich 
aller  Arbeitseinstellungen  zu  bestimmen,  ob 
sie  als  Angriffs-  oder  als  Abwehrakte  an- 
zusehen sind. 

Die  überwiegende  Anzahl  der  Ausstände 
dreht  sich  um  I/)bufragen,  insl>esondere  um 
Forderungen  behufs  Erhöhung  der  Löhne, 
dann  kommen  namentlich  Fragen  der  Ar- 
beitszeit ins  Spiel.  E*  wurde  nämlich  l»e- 
gehrt  bei  °o  aller  Ausstände: 

1894    1895  1896 
Erhöhung  der  Löhne  57,23  53,»  7 

Verkürzung  der  täglichen 

Arbeitszeit  27,04  24,39  31.97 


Anfrechterhaltnng  der  Lühn 


e  1 1. 


10,24  8,16 


Arbeitszeit   2,52    1,95  1.36 

Eine  nicht  unbeträchtliche  Rolle  bei  den 
Ausständen  spielen  gewisse  persönlich»? 
Konflikte,  namentlich  ist  es  die  Entlassung 
von  Arbeitern,  die  häufig  unter  den  Veran- 
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lassungsursachen  vorkommt,  dann  aber  auch 
Differenzen  wegen  m  beliebiger  Vorgesetzter, 
•wegen  Behandlung  der  Arbeiter,  wegen 
Aufnahme  oder  Nichteutlassung  unlieliehter 
Arbeiter  u.  dgl. 

Was  die  Erfolge  der  Ausstände  anbe- 
langt, so  sei  erwähnt,  dass  von  den  1891 
bis  1896  gezählten  10IJ3  Arbeitseinstellungen 
mit  bestimmbarem  Ausgang  236  (22.84%) 
mit  vollen»,  483  (4ü,7ü°/o)  ohno  und  314 
(30,40  °.o)  mit  teilweisem  Erfolge  der  Aus- 
ständigen endeten.  An  den  Ausständen 
1894—1896  waren  im  gauzeu  108215 
Arbeiter  beteiligt  und  zwar  11702  oder 
10,82%  an  den  Ausständen  mit  vollem 
Erfolg,  47  705  oder  44,08%  an  den  Aus- 
ständen ohne  Erfolg,  4S80H  oder  45,10  °/o 
an  den  Ausständen  mit  teilweisem  Erfolg. 

Im  allgemeinen  weisen  die  vollständigen 
Strikes  bessere  Erfolge  auf  als  die  unvoll- 
ständigen, d.  h.  jene,  an  denen  sich  nicht 
die  gesamte  Arbeiterscliaft  beteiligt.  Die 
einzelnen  Forderungen  haben  ein  ziemlich 
wechselndes  Schicksal ;  ein  verhältnismässig 
ungunstiges  Ergebnis  stellt  sich  ständig  bei 
solchen  Forderungen  ein,  welche  auf  die 
innere  Disciplin  in  den  Werkstätten  Bezug 
haben,  wie  die  Beseitigung  von  Vorgesetzten, 
Entlassung  von  missliebigen  Arbitern, 
Wiederaufnahme  Entlassener. 

In  betreff  der  durch  die  Arbeitseinstel- 
lungen verursachten  Verluste  und  Nachteile 
seien  folgende  Posten  verzeichnet,  die  frei- 
lich zum  Teile  nur  auf  einer  bloss  annähernde 
Richtigkeit  besitzenden  Berechnung  bendien. 

Es  ergeben  sich 

1894      189Ö  1896 

Versäumte  Arbeits- 
tage der  Strikenden  566  463   297  845    595  768 

Versäumte  Arbeits- 
tage der  gezwungen 

feiernden  Arbeiter    81217     *5  1  «8     24  233 

Zahl  der  Ausstände, 
welche,  soweit  kon- 
statierbar, eine  Be- 
triebsunterbrechung 
zur  Folge  hatten  44 

Lohnverlust  der  Stri- 
kenden in  Gulden  873000   341000  717000 

Lohnverlust  der  ge- 
zwungen Feiernden 
in  Gulden  ? 

Zahl  der  wegen  Aus- 
stände Entlassenen  2521 


47 


80 


35000  18000 


1624  2142: 

1 898  hat  das  statistische  Departement  1 
den  Versuch  unternommen,  durch  Befragung  \ 
der  Industriellen  und  sonstige  Erhebungen , 
Aufschluss  Ober  die  dem  Gewerbebetrieb 
durch  die  Ausstände  1897  erwachsenen  1 
Schäden  zu  gewinnen  ;  das  Ergebnis  dieser  j 
Schritte  ist  aber  noch  nicht  veröffentlicht.  | 

An  Gewinnposten  der  Arbeiter  lässt  sich  • 
anführen,  dass  die  Erhöhung  der  Taglöhne 
oder  Akkordsätze  1896  in  58  Fällen  mit 


vollständigem  oder  teilweisem  Erfolge  ge- 
fordert worden  war  (1895  in  54  Fällen). 
Die  in  58  Fällen  (1895  in  26  Fällen)  er- 
zielte Verkürzung  der  täglichen  Arbeitszeit 
betrug  1  4  Stunde  bis  2S  4  Stunden  (1895  l't 
Stunde  bis  4  Stuuden),  und  es  waren  an  ihr 
926  Betriebe  (1895  204)  mit  13  900  be- 
scliäftigten  und  10536  strikenden  (1895  mit 
14  355  beschäftigten  und  12600  sinkenden) 
Arbeitern  beteiligt.  — 

Die  amtliche  Statistik  für  das  Jahr  1897 
ist  derzeit  (Juli  1898)  noch  nicht  erschienen. 
In  dem  Ausweise  der  Wiener  Gewerkschafts- 
kommission (in  der  »Gewerkschaft«  1898 
Nr.  5)  werdeu  für  1897  213  Arbeitseinstel- 
lungen aufgezählt,  an  denen  39216  Arbeiter 
l>eteUigt  waren  und  von  denen  etwa  40% 
mit  Erfolg  endeten.  Auf  den  Bergbau  ent- 
fallen 10  Ausstände  mit  1129  Strikendeu. 

4.  Einzelne  wichtige  Ausstände  seit 
189t.  Die  bereits  oben  (sub  1)  geschilderte 
Arbeiterbewegung  im  Wiener  B  u  c  Ii  - 
druckerge werbe  fand  1891  aus  AnLiss 
der  Entlassung  von  Arbeitern  wegen  uner- 
laubten Wegbleibens  von  der  Arbeit  am 
1.  Mai  ihre  Fortsetzung  durch  einen  allge- 
meinen Ausstand,  l>ei  welchem  die  Gehilfen 
namentlich  die  Herabsetzung  der  Arbeitszeit 
von  91  s  auf  9  Stunden  forderten,  die  Prin- 
zipale dies  unter  Hinweis  auf  die  bestehende 
Tarifvereinbaning  ablehnten.  In  einer 
Reihe  von  Betrieben  wurden  Zugeständnisse 
gemacht,  im  allgemeinen  wurde  aber  nur 
die  Revision  des  Tarifes  in  Aussicht  ge- 
nommen. Zahl  der  Strikenden  ca.  2900, 
ausbezahlte  Unterstützungen  ca.  112000  fl. 

Im  Anschlüsse  an  den  im  Dezember  1891 
zu  Graz  abgehaltenen  Kongress  der  Berg- 
arbeiter Steiermarks  kam  es  zu  Beginn  1892 
zu  belangreichen  Ausständen  in  steieri- 
schen Kohlenbergwerken.  Forderun- 
gen: Wiederaufnahine  wegen  Beteiligung 
au  der  Arbeiterorganisation  Entlassener, 
Minimallöhne,  entsprechende  Regelung  der 
bereits  zugesagten  Achtstundenschicht.  Die 
Werke  schritten  zu  Entlassungen,  wodurch 
auch  viele  ältere  Arbeiter  betroffen  wurden, 
die  damit  auch  ihre  Bniderladenansprflche 
verwirkten.  Unter  dem  Eindrucke  dieser 
Entlassungen  und  von  Abschiebungen  sowie 
infolge  unzureichender  Mittel  scheiterte  der 
Ausstand.  Strikende  ca.  2200.  Auch  bei 
der  Trifailer  Kohleuwerksgesellschaft  und 
im  Buchberger  Revier  (Krain)  kamen  Aus- 
stände vor.  Das  Verhalten  der  Behörden 
(durch  Versammlungsverbote  etc.)  führte  zu 
lebhaften  Beschwerden. 

1894  fielen  im  Frühjahre  Ausstände  im 
Falkenauer  Braunkohlen-  und  im 
Ostrau-Karwiner  Steinkohlenre- 
viere vor,  bei  welchen  es  sich  um  Lohn- 
frageu,  die  Achtstundenschicht  u.  a.  han- 
delte.  Sowohl  im  ersteren  Gebiete  als  bei 
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Polnisch  Ostrau  kam  es  zu  einem  blutigen  | 
Zusammen s tos«  mit  der  Gensdarraerie.  Die 
tinmittelbaren  Ergebnisse  waren  gerine,  ins- 
besondere war  bei  den  allgemeinen  Forde- 
rungen kein  Erfolg  zu  verzeichnen.  Im 
Parlamente  wurde  wiederholt  Ober  diese 
Ausstände  und  die  mit  ihnen  verbundenen 
traurigen  Ereignisso  verliandelt  und  uuter 
anderem  die  Einsetzung  eines  eigenen 
Montanausschusses,  namentlich  zur  Behand- 
lung der  Bergarboiterangelegenheiten,  be- 
schlossen (Sitzungen  des  Abgeordnetenhauses 
vom  10.  Mai  und  1.  Juni  1894,  vgl.  die 
von  sozialdemokratischer  Seite  herausge- 
gebene Broschüre  »Die  Ereignisse  von  Fal- 
kenau  und  Ostrau  im  Parlamente*,  Wien 
1894).  Wie  immer  bei  ähnlichen  Anlässen 
wurden  dabei  sehr  verschiedene  Anschau- 
ungen über  die  Veranlassung  der  Konflikte 
etc.  geäussert.  Die  Regierung  veranstaltete 
Erhebungen  über  die  Lage  der  Bergarbeiter 
in  den  beteiligten  Revieren  und  teilte  deren 
Ergebnisse  dem  Abgeordnetenhause  mit 
(Beilage  964  zu  den  Prot.  XL  Sess.,  1894). 
Hinsichtlich  des  Ostrauer  Reviers  konnten 
mannigfache  Beschwerden  ermittelt  und  zum 
Teil  auch  durch  administratives  Einschreiten 
behoben  werden;  hingegen  ergaben  die  Er- 
hebungen bezüglich  der  Falkenauer  Gegend 
nur  wenig  Material,  und  zwar,  wie  der 
amtliche  Bericht  bemerkt,  soi  es,  weil  bei 
den  in  die  Erhebungen  einbezogenen  Wer- 
ken keine  grösseren  tTebelstände  vorhanden 
waren,  sei  es,  weil  die  Arbeiter  wegen  der 
zahlreichen  Entlassungen  keine  Aussagen 
wagten.  Lohnverlust  in  Falkenau  auf  ca. 
114800,  im  Ostrauer  Reviere  auf  ca.  112  400 
Gulden  gescliätzt. 

1894  war  es  dann  noch  insbesondere  der 
Ausstand  in  der  die  Beleuchtung  Wiens 
monopolistisch  besorgenden  Gasanstalt, 
welcher  die  öffentliche  Aufmerksamkeit  auf 
sich  zog.  Der  Strike  brach  wegen  Ent- 
lassung eines  schon  seit  mehr  als  zehn 
Jahren  im  Dienste  der  Gesellschaft  Btehen- 
den  Maurers  wegen  Propaganda  für  die 
Gewerkschaft  der  Gasarbeiter  aus  und  hatte 
keinen  Erfolg,  da  es  der  Unternehmung  ge- 
lang, sich  sofort  neue  Arbeitskräfte  von 
auswärts  zu  beschaffen.  Strikende  ca.  1200 
unter  ca.  1000  beschäftigten.  Wie  es  scheint, 
blieben  die  Organisationsbestrebungen  wirk- 
sam unterbunden. 

1895  hat  der  Ziegelarbeiterausstand 
in  den  Werken  nadist  Wien  ein  berech- 
tigtes allgemeines  Interesse  gefunden; 
übrigens  hatte  er  schon  1894  seine  Vor- 
läufer. 1895  strikten  ca.  7500  Arbeiter  und 
Arbeiterinnen  vom  16.  April  an  und  kam 
es  zu  wiederholten  Konflikten  mit  der  öffent- 
lichen Gewalt  Zahlreiche  arge  Missstände 
—  namentlich  der  Wohnungs Verhältnisse  —  I 
wurden  zur  Sprache  gebracht  (auch  in  der. 


Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom  25. 
April);  der  Ausstand  schloss  mit  dem  Zu- 
geständnis von  Lohnerhöhungen  und  der 
Herabsetzung  der  oft  enorm  langen  Arbeits- 
zeit auf  11  Stunden. 

1896  brachte  namentlich  einen  grossen 
Konflikt  in  der  Gegend  von  Neunkirchen 
(Niederösterreich).  Schon  früher  hatte  es 
dort  an  Ausständen  nicht  gefehlt,  die  mit 
der  regen  sozialdemokratischen  Propaganda 
im  Bezirke  in  Zusammenhang  gebracht 
wurden.  Ende  April  1896  kam  es  nun  zu 
einer  Arbeitseinstellung  in  der  FJtzschen 
Spinn  fabrik  wegen  Lohnfragen.  Als  die  in 
den  Arbeitshäusern  der  Firma  wohnhaften 
Ausständigen  delogiert  werden  sollten,  legten 
die  Arbeiter  von  sechs  Fabriken  zum  Zeichen 
der  Solidarität  dio  Arbeit  für  einen  Tag 
nieder.  Dieses  Vorgehen  bewog  die  Arbeit- 
geber, sich  auch  für  solidarisch  zu  erklären 
und  die  zur  Arbeit  nicht  erschienenen  Ar- 
beiter (ca.  1400)  auszusperren;  sie  beriefen 
sich  dabei  auf  die  durch  äussere  Einflüsse 
erzeugten  unleidlichen  Verhältnisse  zwischen 
Industriellen  und  Arbeitern  und  die  Not- 
wendigkeit einer  gemeinsamen  Abwehr. 
Nunmehr  erhoben  aber  auch  die  ausge- 
sperrten Arbeiter  verschiedene  Forderungen. 
Der  Konflikt  endete  nach  mehreren  Wochen 
mit  iKMlingungsloser  Wiederaufnahme  der 
Arbeit  und  zahlreichen  endgültigen  Ent- 
lassungen. 

Eine  grosse  symptomatische  Bedeutung 
hat  auch  der  Ausstand  in  einer  Porzellan- 
fabrik zu  Dallwitz  (Böhmen).  Er  begann 
im  September  1896  wegen  Aufnahme  eines 
Madchens,  welches  dem  Ortsverbande  der 
Porzellanarbeiter  nicht  angehörte  und  mit 
der  zu  arbeiten  sich  andere  Arbeiterinnen 
weigerten,  und  endete  nach  191  tägiger  Dauer 
unter  Abweisung  der  Lohnforderungen  mit 
einigen  Zugeständnissen  der  Firma  lünsicht- 
lich  Arbeitezeit  etc.  Der  Strike,  an  dem 
Über  400  Arbeiter  beteiligt  waren,  verur- 
sachte der  Arbeiterschaft  schwere  Opfer 
(man  bezifferte  in  der  Arbeiterprosse  die 
Kosten  bis  zu  56000  GiUden,  welche  die 
Porzellanarbeiter  grösstenteils  selbst  aufge- 
bracht hätten).  Einen  gleiclifalls  ausnehmend 
langen  Strike  fochten  die  Arbeiter  oiner 
Porzellanfabrik  in  Aich  aus,  der  ca.  30 
Wochen  dauerte  und  1898  erfolglos  endete ; 
es  handelte  sich  bei  ihm  namentlich  um 
Differenzen  zwischen  der  Arbeiterschaft  und 
einem  ans  der  Fabrik  in  Dallwitz  gekommenen 
Fabriksleiter. 

Beim  Bergbau  ist  1896  der  grosso  Ausstand 
in  fast  sämtlichen  Steinkohlengruben  des 
Ostrau-Karwinor  Reviers  erwäh- 
nenswert, an  welchem  sich  von  ca.  25000 
beschäftigten  Arbeiteru  etwa  18000  be- 
teiligten. Den  unmittelbaren  Anlass  gaben 
einige  Arbeiterentlassungen,  welche  von  den 
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Arbeitern  :üs  Angriff  auf  ihre  Organisation 
aufgefasst  wurden  ;  daneben  tauchten  nament- 
lich die  schon  seit  längerem  bestehenden 
Wünsche  in  der  Richtung  einer  Abkürzung 
der  4 — 5  Wochen  betragenden  Lohnperioden 
auf.  Die  Werksleitungen  hatten  sich  be- 
reits vor  Ausbruch  des  Strikes  zu  gewissen 
Vorschußzahlungen  in  der  zweiten  Hillfte 
der  I»hnperinden  bereit  erklärt.  Die  Ar- 
beiter forderten  Wiederaufnahme  der  Ent- 
lassenen und  wöchentliche  volle  Entlohnung ; 
andere  Forderungen,  wie  Lohnerhöhung, 
wurden  Iwhl  fallen  gelassen.  Der  Ausstand 
fand  am  23.  Marz  nach  ein  monatlicher  Dauer 
sein  Ende  durch  die  Zusicherung  der  Werks- 
leitungen, keine  weiteren  Entlassimgcn  vor- 
zunehmen, mit  Ausnahme  der  wegen  Aus- 
standsdelikte gerichtlich  tiestraften  ArMtor, 
und  Abschlagszahlungen  zu  gewähren,  l'ebri- 
gens  führte  der  Ausstand,  welcher  einen 
Iiohn entgang  von  3-10 (X Nif |.  für  die  Strikenden 
und  einen  Ausfall  an  Förderung  von  fast 
2  MU1.  Gulden  verursacht  hal>en  soll,  zu 
einem  parlamentarischen  Initiativantrag  l>etr. 
die  Regelung  der  Lohnzahlnngstermine  beim 
Bergbau  und  in  der  Folge  davon  zum  Ge- 
setz vom  3.  Mai  1806. 

Im  allgemeinen  kamen  dann  noch  grössere 
mit  Ausständen  verbundene  Arbeiterbe- 
wegungen vor  unter  den  Bauarbeitern  (Prag 
1K91,  Graz,  Krakau.  Lemberg  1893,  Wien 
—  ca.  14  WM»  Strikende  —  1S94.  Stanislau, 
Przemysl  1895,  Krakau  1890.  Innsbruck 
1898),  in  verschiedenen  Zweigen  der  Glas- 
industrie (im  Gablonzer  Bezirk  fast  all- 
jährlich), bei  den  Bäckern  (1894  iu  Lem- 
lierg  und  Krakau),  in  manchen  Zweigen  der 
Drechslerei  (so  namentlich  beiden  Perl- 
mutterdrochslern  lS9,r>  und  189fi  in  mehreren 
Orten),  unter  den  Tischlern  (Wien  1894, 
Lemberg  und  Krakau  1890),  den  Ziegel - 
arbeitern  (1894—90  in  verschiedenen 
Städten  Galiziens),  den  Tram  wa. van  ge- 
stellten (1894  Neue  Wiener  Tramway, 
1897  Wiener  Tramway)  u.  a.  Weniger 
wegen  ihrer  Bedeutung  für  die  Arl>eiterbe- 
wegung  im  allgemeinen  als  wegen  der  be- 
sonderen Beschaffenheit  der  Betriebe,  um 
die  es  sich  handelte,  sind  bemerkenswert  der 
Ausstand  bei  der  Wiener  städtischen  Feuer- 
wehr 1890  und  jener  der  im  sozialdemo- 
kratischen Arbeiterkonsumverein 
»Brüderlichkeit«  Angestellten  (Wien,  1897). 

5.  Aussperrungen.  Auch  Beispiele 
grösserer  Aussperrungen  fehlen  nicht  in 
neuerer  Zeit ;  sie  hängen  besonders  mit  der 
Maifeier  zusammen. 

Zu  den  bedeutendsten  gehört  jene,  welche 
1891  die  Industriegegend  Bielitz-Biala  be- 
traf. Die  Textilarl>eiter  und  Maschinen- 
fabrikarbeiter hatten  dort  den  Beschluss  ge- 
fasst,  den  1.  Mai  zu  feiern,  und  ihn  gegen 
den  Willen  der  Arbeitgeber  zur  Ausführung 


gebracht.  Die  Fabrikanten  antworteten  mit 
der  Entlassung  der  zur  Arbeit  nicht  er- 
schienenen Arbeiter,  der  Sperrung  der 
Fabriken  bis  11.  Mai.  an  welchem  Tage  jene 
Arbeiter,  gegen  welche  sich  kein  weiterer 
Anstand  ergebe,  zur  Arbeit  wieder  zuge- 
lassen werden  sollten,  und  dem  ferneren 
Beschlüsse,  dass  kein  Fabrikant  innerhalb 
14  Tagen  nach  dem  11.  Mai  einen  Arbeiter 
aufnehmen  werde,  welcher  nicht  bisher 
schon  in  seiner  Fabrik  gearbeitet  habe ;  den 
am  1.  Mai  zur  Arbeit  bereiten  Arbeitern 
sollte  der  volle  Lohn  für  die  Dauer  »1er  Be- 
triebsunterbrechung vergütet  werden.  Die 
Fabrikanten  sahen  ihr  Vorgehen  als  einen 
Akt  der  Notwehr  an,  indem  angesichts  der 
sich  überall  äussernden  Strikelust  der  Ar- 
beiter eine  Art  Kraftprobe  notwendig  ge- 
worden wäre.  Dank  der  Vermitteln ng  des 
Gewerbeinspektors  entfielen  weitere  Kompli- 
kationen, die  schon  drohten,  und  wurde  am 
11.  Mai  der  Betrieb  wieder  aufgenommen. 
Die  Zahl  der  Ausgesperrten  wird  auf 
Öl  100—8000  geschätzt,  ihr  Ijohnentgang  auf 
HO— Hl  MUH)  Gulden. 

Audi  in  Nordböhmen  kam  es  zu  einer 
einheitlichen  Aktion  der  Industriellen  gegen 
die  Maifeier,  wobei  lKÖfi  1304,  1890  1106 
Arbeiter  ausgesperrt  wurden :  ähnliche  Aus- 
sperrungen fielen  auch  anderwärts  vor. 
Andere  Aussperrungen  stehen  mit  Ausständen 
in  Zusammenhang;  der  bedeutendste  Vor- 
fall dieser  Art  betrifft  die  Arbeiterbewegung 
in  Neunkirchen  (siehe  oben  sub  4).  Insge- 
samt werden  an  Aussperrungen  im  Ge- 
werbcMricbe  durch  die  amtliche  Statistik 
ausgewiesen : 


Zahl  der  Aussperrungen 
Beteiligte  Betriebe 
Zahl  der  AustfcHperrten 

„  hiervon  Entlassenen 


1895 
S 
"7 
=  3'7 
"34 


18% 

io 

211 

5  445 
720 


Die  grosse  Zald  der  Betriebe  1890  hängt 
mit  Aussperrungen  anlässlich  einer  Be- 
wegung in  mehreren  Gewerben  in  Wien  zu- 
sammen. 

6.  Die  Gewerkschaften.  In  dem  Kreise 
der  organisierten  Arbeiterschaft  wurde  wie- 
derholt gegen  das  unbedachte  Striken 
Stellung  genommen.  Um  ihm  vorzubeugen 
sowie  überhaupt  eine  bessere  Durchführung 
der  Strikeangelegenheiten  zu  gewährleisten, 
beschloss  bereits  .der  erste  Gewerkschafts- 
kongress  (1893)  ein  Str i kereglement, 
welches  jeder  Organisation  vorschrieb,  vor 
Eröffnimg  eines  Ausstandes  der  Kronlands- 
centralleitung  (das  ist  den  Ijandesvertrauens- 
männern  oder  Gewerkschaftskomitees,  her- 
vorgegangen aus  der  Wahl  der  Organi- 
sationen des  lindes)  und  der  Gewerkschafts- 
kommission (der  Centraivertretung)  Mitteilung 
zu  machen    sowie   die  Zustimmung  der 
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letzteren  einzuholen :  die  Verabsäunumg  dieser 
Pflicht  sollte,  von  gewissen  Auanahmefallen 
abgesehen,  den  Verlust  des  Anspruches  auf 
materielle  Unterstützung  nach  sich  ziehen. 
Wie  es  scheint,  fand  dieses  Reglement  nicht 
die  gewünschte  Beachtung  und  wurde  auch 
der  Zweck  einer  Eindämmung  der  Ausstände 
ohne  genügende  Hilfsmittel  nicht  in  dem 
angestrebten  Ausmasse  erreicht.  Wenigstens 
klagt  die  Gewerkschaftskommission  in  ihrem 
Berichte  an  den  zweiten  Gewerkschafts- 
kougress  (1896)  darüber,  mit  welcher  Sorg- 
losigkeit oft  Strikes  insceniert  würden,  und 
spricht  den  Wunsch  aus,  dass  von  den 
massgebendsten  Faktoren  an  der  Spitze  der 
Verbinde  dafür  gesorgt  werde,  dass  die  Aus- 
stände in  der  vorgeschriebenen  Weise  zur 
Anmeldung  gelangten. 

Dem  zweiten  Kongress  lag  auch  der 
Entwurf  eines  neuen  Strikereglements  vor, 
dessen  wesentlichste  Verschiedenheit  gegen- 
über dem  alten  wohl  darin  erblickt  werden 
muss,  dass  er  die  Aufbringung  von  Unter- 
stützungsmitteln durch  dio  Einhebung  eines 
Betrages  von  einem  Kreuzer  pro  Mitglied 
und  Monat  vorsah;  dieser  Vorschlag  wurde 
aber  auf  dem  Kongresse  beseitigt,  der  die 
Gewinnung  von  Mitteln  bloss  durch  Sammel- 
listen und  freiwillige  Beiträge  in  Aussicht 
nahm. 

Die  Abrechnung  der  Gcwerkscbafts- 
kommission  in  betreff  der  Strikegelder 
weist  für  die  Zeit  vom  1.  Januar  1894  bis 
31.  Oktober  1896  auf  au  Einnahmen  (durch 
Strikeblocks  etc.)  45371  fl.  50  kr.  (davon 
5413  fl.  75  kr.  durch  Spenden  aus  dem 
Ausland),  die.  von  einem  geringen  Saldo  ab- 
gesehen, auch  aufgebraucht  wurden  (davon 
ca.  39658  fl.  69  kr.  auf  unmittelbare  Unter- 
stützung Strikender,  der  Rest  für  Aufrufe, 
Reisespesen  etc.).  1894  waren  bloss  6867  fl. 
44  kr.  aufgebracht  und  verwendet  worden; 
das  Unterstützungswesen  hat  sich  also  sehr 
gehoben. 

1896  hatte  die  Gowerkschaftskommission 
in  Wien  30794,  1897  11150  Gulden  für 
Strikezweeke  durch  Spenden  etc.  gesammelt  ; 
in  dem  Berichte  über  1897  wird  über  die 
Nichtbeachtung  des  Reglements  durch  die 
Anmeldung  von  Strikes  erst  nach  Ausbruch 
derselben  geklagt. 

Der  Anfang  1897  zn  Prag  abgehaltene 
Kongress  der  tschechischen  Gewerkschaften 
beschloss  die  Errichtung  einer  eigenen  Go- 
werkschaftskommission für  die  tschecho- 
slavischen  Organisationen,  die  Gründung 
eines  Centralstrikefonds  und  die  Erlassung 
eines  ähnlichen  Strikereglements  wie  das 
bemeikte.  1897  gab  diese  Gewerkschafts- 
kommission 892  fl.  17  kr.  an  Strikennter- 
stützungen  aus. 

7.  Schlnssbetrachtung.  Im  grossen 
und  ganzen  weist  auch  die  Strikegeschichte 


in  Oesterreich  viel  Unerquickliches  auf  und 
regt  zu  ernsten  Besorgnissen  an. 

Unverkennbar  haben  sich  die  sozialen 
Beziehungen  sehr  zugespitzt,  und  dies  kommt 
bei  den  Arbeitseinstellungen  und  Aus- 
sperrungen sehr  deutlich  zum  Ausdrucke. 
Von  seite  der  Arbeitgeber  werden  Klagen 
über  unerfüllbare  Forderungen,  die  Wirk- 
samkeit verhetzender  Agitatoren,  den  gegen 
nichtstrikelustige  Arbeiter  ausgeübten  Zwang 
etc.  erhoben;  auf  seite  der  Arbeiterschaft 
fehlt  es  nicht  an  den  heftigsten  Beschwerden 
über  das  Verhalten  der  Behörden  bei  Ar- 
beitseinstellungen, Massregelungen  etc.  Die 
Gespanntheit  der  Beziehungen  äussert  sich 
ferner  in  den  zahlreichen  Streitigkeiten 
wegen  Entlassung  von  Arbeitern,  wegen  des 
Aufsichtspersonals,  der  Maifeier.  Wird  ferner 
auch  in  der  Regel  die  öffentliche  Ordnung 
bei  Ausständen  nicht  gestört,  so  kommt  es 
doch,  namentlich  bei  Bergbaustrikes ,  bis- 
weilen zu  Konflikten  mit  überaus  beklagens- 
werten Folgen. 

Auch  ist  man  nicht  berechtigt, anzunehmen, 
dass  die  Entwicklung  bald  eine  dem 
sozialen  Frieden  günstigere  Richtung  ein- 
schlagen werde.  Die  sozialdemokratische 
Propaganda  nimmt  zu,  ebenso  die  gewerk- 
schaftliche Organisation;  lüervon  ist  aber 
möglicherweise  ein  Zurücktreten  der  unbe- 
dachten, ohne  Mittel  unternommenen  Aus- 
stände, nicht  aber  der  Strikebewegung  über-  • 
haupt  zu  erwarten.  Hie  und  da  tauchte 
auch  die  Idee  eines  Generalstrikes  auf,  wie 
namentlich  zur  Zeit  der  Wahlrechtsbewegung, 
in  welcher  sich  auch  der  1894  in  Wien  ab- 
gehaltene sozialdemokratische  Parteitag  da- 
mit be&clülftigte,  der  indessen  nur  in  einer 
sehr  vorsichtig  abgefassten  Resolution  den 
Massenstrike  als  letztes  Mittel  in  Aussicht 
nahm. 

Andrerseits  rüsten  sich  aber  auch  die 
Arbeitgeber  zu  energischerer  Abwehr,  wie 
schon  die  früher  verzeichneten  grossen  Aus- 
sperrungen beweisen  und  etwa  auch  die  1897 
erfolgte  Gründung  des  Bundes  österreichischer 
Industrieller  nahelegt,  der,  wie  «las  seiner 
Errichtung  vorangehende  Memorandum  aus- 
führte, neben  der  Vereinigung  aller  In- 
dustrieunteniehmer  zur  Vertretung  ihrer  ge- 
meinsamen Interessen  überhaupt  auch  da/u 
dienen  soll,  den  unberechtigten,  ziuneist  von 
fremden  Elementen  in  die  Arbeitorscliaft 
hineingetragenen  Ambitionen  mit  aller  Energie 
entgegenzuwirken.  Schon  bei  der  am  14. 
November  1897  abgehaltenen  konstituierenden 
Versammlung  des  Bundes  wurde  auch  die 
Anstellung  von  Studien  über  eine  Seever- 
sicherung angekündigt. 

Gewiss  ist,  dass  die  grosse  Strikelust  die 
Unternehmer  oft  empfindlich  trifft,  die 
Kundgebungen  der  Arbeiterschaft  bei  Kon- 
flikten leicht  eine   verletzende,  das  Mass 
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des  Erlaubten  überschreitende  Form  an- 
nehmen; ebensowenig  ist  aber  in  Abrede 
zu  stellen,  das»  vielfach  die  Ausstände  sehr 
beklagenswerte  ArbeiterverhÄltnisse  enthüllen 
und  Beweise  für  eine  beim  Arbeiterstande 
vorhandene  grosse  Opferwilligkeit  und  sein 
hochentwickeltes  Sohdaritätsgefühl  ablegen, 
welche  für  die  Beurteilung  der  moralischen 
Beschaffenheit  der  Klasse  als  erfreulich 
gelten  müssen,  mögen  sich  diese  Eigen- 
schaften auch  nicht  immer  am  richtigen 
Orte  äussern. 

Eh  fehlt  nun  auch  nicht  an  Organen,  die 
bei  Arbeitseinstellungen  vermitteln.  Bei 
den  gewerblichen  Ausständen  sind  dies 
häufig  die  Gewerbebehfirden  und  Gewerbe- 
inspektoren, bei  den  Bergbanstreitigkeiten 
kommen  hierfür  die  Bergbehörden  in  Be- 
tracht. Daneben  liat  es  auch  Versuche  ge- 
geben, eigene  Vermittelungsorgane  ins  lieben 
zu  rufen.  Hierher  gehört  die  IBM  im  Ab- 
geordnetenhause eingebrachte  Regierungs- 
vorlage betr.  die  Einführung  von  Einrich- 
tungen zur  Fördcnmg  des  Einvernehmens 
zwischen  den  Oewerbeunternehraern  und 
ihren  Arbeitern,  welche  obligatorische  Ar- 
beiterausschüsse und  eine  genossenschaft- 
liche Organisation  für  fabriksmässigo  Be- 
triebe sowie  Einigungsämter  vorsah.  Der 
Plan  begegnete  jedoch  vielein  Widerstand 
und  wurde  fallen  gelassen.  1894  kam  eine 
neue  Regierungsvorlage,  welche  die  Er- 
richtung und  Wirksamkeit  von  Arteiteraus- 
schüssen von  rein  fakultativem  Charakter 
und  die  Bildung  von  Einiglingsämtern  Iteim 
Gewerbe  betraf;  sie  gelangte  zu  keiner  Be- 
handlung im  Parlamente.  Dagegen  kam 
hiusichtlich  des  Bergbaues  das  Gesetz  vom 
14.  August  1890  zii  stände,  welches  die 
Errichtung  von  Genossenschaften  nach  Er- 
messen der  Behörden  betrifft,  denen  die 
Werksbesitzer  und  Arbeiter  angehören.  Der 
sogenannte  grosse  Ausschuss  dieser  Ge- 
nossenschaften, tiestehend  aus  den  beiden 
Gruppenausschfissen  der  Unternehmer  und 
Arbeiter,  soll  im  Bedarfsfalle  als  Einigungs- 
amt fungieren,  jedoch  ohno  anderen  Schutz 
für  die  Beachtung  seines  Spruches,  als  es 
die  öffentliche  Bekanntmachung  gewälui. 
Für  das  Buchdruckergewerbe  bestellt  auf 
der  Grundlage  freier  Errichtung  ein  soge- 
nanntes Einigungsamt  zur  Austragung  von 
Tarifstmtfällen. 

Literatur:  Dir  Arbeitseinstellungen  und 
Aussperrungen  im  ({  r  w  t rbeb  r  l  rir  be  inj 
Oe  stc  rreic  h ,  herausgegelwn  r»m  StutütUehrn 
Departement    im    k.  k.   Handelsministerium  (er- 
scheint jährlich,  reit  drm  Berichtsjahre  1894  *o-  | 
wohl  als  Beilage  zur  Statist.   Monatsschrift   als  \ 
auch  im  Separataasgobe).   —    Hrrirht   drr  k. 
k.  <i r  m-  r  r  b  r  i n  s  p  e  k  t  o  r  r  n  Uhr  r  i  Are  A  mts  • 
ihätigkeit  (jiihrlirh,  erstes  Berichtsjahr  1884-j 
—  Dir  Bcrgtcerksi  nspektion  in  Ortler-  j 


rtiek.  Berichts  der  k.  k.  Bergbehörden  über 
ihre  Thätigkeit  bei  Handhabung  der  Bergpolizei 
und  Beaufsichtigung  der  Bergarbeiterverhältnisse, 
veröffentlicht  vom  k.  k.  Ackerbau  ministerium 
(Jährlirh,  erstes  Berichtsjahr  1892).  —  Thatig- 
keitsberieht  der  Gewerkschaftskom- 
mission Oesterreichs  für  1894  —  1896. 
Wien  1897.  —  Royal  Commission  on 
Labour,  foreign  rrportt  vol.  XI.  Austria- 
Ifungary  etc.  London  1894.  —  Die  Arbeiter- 
presse  bringt  zahlreiche  Mitteilungen  über  die 
Ausstände,  insbesondere  bemerkensterrt  dir  Uig- 
I ich  ersrheinende  Arbeiterzeitung,  ferner 
»Dir  Gewerkschaft«  (monatlich,  1898  im 
C.  Jahrg.;.  —  Tom  Vnternrhmerstandpunkl  be- 
handelt die  Ausstände  häufig  namentlich  :  "Die 
Arbeit«  (1898  im  5.  Jahrg.)  —  T'ebcr  einzelne 
Ausstände  s.  Karl  Höger,  Aus  eigener  Kraft. 
Die  Geschichte  eines  österr.  Arbeite rverr ins  seit 
SO  Jahren,  herausg.  vom  niederiisterr.  Buch- 
drucker- und  Sekriftgiesserverein.  Wien  1892. 
—  A.  V.  Raunte,  Die  Arbeiterbewegung  in 
Xeunkirchen.  Wien  1896.  —  Leo  Verkauf, 
Der  steirische  Brrgarbeilerstrike.  Sozialpid. 
Centralblatt,  1.  Jahrg.,  Xo.  4>  5.  —  Vgl.  ferner 
Victor  MnUfJa,  IHe  gewerblichen  Arlteitsrin- 
stellungen  in  Oeslerreich  189S,  in  den  Jahrb. 
f.  Xat.u.  Slot.  8.  F.,  Bd.  IS,  1897,  und  die  r»n 
sozialdemokratischer  Seite  herausgegebene  Bro- 
schüre «Das  Koalitionsrecht  cor  Ge- 
richt« (Wien  1898)  über  dir  mit  einem  Frei- 
sprach endende  Gerichtsverhandlung  wegen  Auf- 
forderung zur  Fcrnhaltung  von  Zuzug. 

Victor  Mataja. 


III.  Arbeitseinstellungen  in  Belgien. 

1.  IHc  A.  bi«  1866.  2.  Die  A.  von  1867 
bis  1885.  3.  Die  A.  seit  1886. 

1.  Die  A.  bis  1866.  In  Belgien  waren 
bis  zum  Jahre  1860  die  Artt.  415  und 
410  des  französischen  Strafgesetzbuches 
von  1810  in  Geltung,  durch  welche  den 
Arbeitern  jede  Verbindung  zur  Einstellung 
oder  Behinderung  der  Arbeit  sowie  jede 
Bedrohung  der  leitenden  oder  unter- 
nelimenden  Personen  und  der  anderen 
Arbeiter  verboten  wurde.  Wegen  Ueber- 
tretung  dieser  Bestimmungen  wurden  in  der 
Zeit  von  18-10—  1800  1011  Arbeiter  belangt, 
946  zu  Gefängnis  verurteilt,  144  mit  Geld 
bestraft  und  521  freigesprochen.  Von  1861 
bis  1807  wurden  440  Artieiter  wegen  Ar- 
beitseinstellungen, die  mit  Gewalttätigkeiten 
verbunden  waren,  vor  Gericht  gezogen. 
Gegen  178  von  ihnen  stellte  man  das  ver- 
fahren ein;  181  wurden  mit  Gefängnis-, 
fiG  mit  Geldstrafe  belegt  :  .'11  sprach  man  frei. 

Arbeitseinstellungen  fanden  am  häufig- 
sten und  in  grösstem  Umfange  in  den 
Koldentiergwerkeu  statt  In  früheren  Zeiten 
übte  hier  namentlich  die  Unregelmässigkeit 
der  Nachfrage  und  fies  Betriebes  sowie  das 
starke  Schwanken  der  Kohlenpreise  einen 
ungünstigen  Einfluss.   Nahmen  die  Uutei- 


Digitized  by  Google 


ArbeitseinBtelUungen  (Belgion) 


783 


nehmer  keinen  Anstand,  in  stillen  Zeiten 
Arbeiter  zu  entlassen,  so  traten  diese  ihrer- 
seits mit  gesteigerten  Fordeningen  auf, 
wenn  man  ihrer  dringend  bedurfte.  Hierin 
30 wie  in  Lohnherabsetzungen,  deren  Not- 
wendigkeit vielleicht  nicht  immer  vorhanden 
war,  jedenfalls  nicht  immer  von  den  Ar- 
beitern eingesehen  wurde,  lag  häufig  der 
Anlass  zu  Strikes.  Doch  erlangten  diese 
vor,  1867.  nicht  gerade  eine  hervorragende 
Bedeutung  und  fanden  meist  einen  gütlichen 
Ausgleich.  Allerdings  kam  es  auch  einmal 
bereits  im  Anfang  der  60  er  Jahre  infolge 
der  Einführung  einer  nenen  Betriebsordnung 
in  den  Kohlen werkou  zu  einem  Strike,  bei 
welchem  Blut  geflossen  ist. 

2.  Die  A.  tob  1867  bis  1885.  Durch 
ö.  v.  31.  Mai  1866  wurden  die  erwähnten 
Artikel  des  Strafgesetzbuchs  von  1810  be- 
seitigt und  durch  den  Art.  310  des  gegen- 
wärtig gültigen  Strafgesetzbuchs  ersetzt, 
welcher  den  Arbeitern  nur  Gewaltthätig- 
keiten,  Drohungen  und  dergleichen  zum 
Zweck  der  Lohnsteigerung  oder  Beein- 
trächtigung der  freien  Ausübung  des  Ge- 
werbes und  der  Arbeit  untersagt. 

Im  selben  Jahre  lüelt  die  Internationale 
Arbeiterassociation  in  Belgien  ihren  Einzug. 
Sie  gewann  dem  Sozialismus  zahlreiche  An- 
hänger unter  den  belgischen  Arbeitern, 
welche  sich  durch  Liebe  zur  Unabhängig- 
keit, einen  empfindlichen  und  zugleich  hart- 
näckigen Sinn  auszeichnen.  Reiche  Nahrung 
zog  sie  aus  der  Strikebewegung  und  fachte 
diese  wiederum  mächtig  an.  So  ist  denn 
Belgien  in  den  letzten  Jahrzehnten  der 
Schauplatz  mancher  grossen  Strikes  gewesen 
und  hat  dabei  manchen  Auftritt  grimmiger 
Verbitterung,  wüster  Unordnung  und  blutigen 
Kampfes  erlebt. 

Zu  Beginn  des  Jahres  1867  sah  sich  die 
Vereinigung  der  Hüttenbesitzer  im  Bezirk 
von  Charleroi  veranlasst,  eine  Anzahl  Oefen 
ausgehen  zu  lassen  und  die  Lohne  um  zehn 
vom  Hundert  herabzusetzen.  Bald  jedoch 
besserte  sich  die  Geschäftslage,  und  es  ge- 
lang den  Arbeitern,  zweimal  eine  Erhöhung 
der  Ijfthne  zu  erhalten.  Des  weiteren  for- 
derten sie  eine  neue  Betriebsordnung,  Acn- 
demng  der  Arbeitsstunden,  Unterdrückung 
einiger  alter  Gebräuche,  Ersetzung  des 
Stücklohns  durch  Tagelohn,  Entfernung  aller 
Mittelspersonen  zwischen  den  Unternehmern 
und  den  eigentlichen  Arbeitern  und  der- 
gleichen mehr.  Von  den  Hüttenbesitzern, 
welche  gerade  für  Eisenbahnen  bedeutende 
Schienenlieferungen  auf  bestimmte  Zeit- 
punkte übernommen  hatten,  gaben  einige 
diesen  Forderungen  nach.  Die  Hütten  der 
übrigen  wurden  von  den  verbündeten  Ar- 
beitern in  die  Acht  gethan.  Da  entschlossen 
sich  mehrere  dieser  Unternehmer,  fremde 
Arbeiter  heranzuziehen,  und  dies  gab  die 


Veranlassung  zu  den  traurigen  Ereignissen 
von  Marcaiennc-an-Pont  Die  strikenden 
Arbeiter  einigten  sich  darin,  die  Fortführung 
der  Arbeit  nicht  dulden  zu  wollen.  Am 
1.  Februar  wurden  in  den  meisten  Hütten 
die  Maschinen  stillgestellt  und  dio  Roste 
der  Puddelöfen  losgehakt  Nachdem  in- 
zwischen auch  die  Bergwerksartieiter  die 
Arbeit  eingestellt  und  sich  an  die  Spitze 
der  Bewegung  gestellt  hatten,  wurde  am 
folgenden  Tage  ein  grosser  Zug  unter- 
nommen, der  auf  2000  Personen  (Männer, 
Frauen  und  Kinder)  anschwoll.  Das  Ziel 
bildete  die  Dampfmühle  von  Marchienne-au- 
Pont ,  welche  von  einer  schwachen  Ab- 
teilung Soldaten  besetzt  war.  Mehrere 
Stunden  hielten  diese  Beleidigungen  und 
Steinwürfe  rahig  aus;  dann  aber  gab  der 
Offizier  Befehl  zu  schiessen.  Wenige  Sol- 
dateu  nur  gehorchten,  vier  Arbeiter  fielen. 
Nun  machte  der  Volkshaufe  einen  Angriff, 
dem  die  Truppe  weichen  musste.  Die 
Mühle  wurde  gestürmt  und  geplündert. 
Schliesslich  steckto  man  sie  in  Brand ;  doch 
wurde  das  Feuer  l>ald  wieder  gelöscht 
Grössere  Truppenabteilnngen,  welche  heran- 
kamen uud  das  Städtchen  drei  Tage  lang 
belagert  hielten,  hinderten  an  weiteren 
Ausschreitungen.  Zahlreiche  Verhaftungen 
wurden  vorgenommen,  viele  Arbeiter  zu 
Gefängnis  verurteilt.  Dio  Arbeitseinstellung 
dauerte  aber  an  manchen  Punkten  noch  fort. 
Den  Ausfall  an  Verdienst  für  die  Arbeiter 
hat  man  auf  mehr  als  500  000  Fr.  be- 
rechnet. Aber  es  sind  nach  jenen  Ereig- 
nissen die  Löhne  erhöht  und  die  Arbeits- 
ordnungen in  den  Bergwerken  verbessert 
worden. 

Zwecks  Lohnerhöhung  fand  1867  in 
Brüssel  bei  den  Schneidern  während  4,  in 
Gent  bei  den  Zimmerern  und  Tischlern 
während  6  Wochen  eine  Arbeitseinstellung 
statt  Bei  ersterer  wurde  in  40  Werkstätten 
ein  Erfolg  erzielt.  Bei  letzterer,  welche 
die  Unternehmer  zwang,  sich  wegen  Erfül- 
lung ihrer  Lieferungen  an  Rahmen,  Thüren 
und  dergleichen  nach  Brüssel  oder  an  die 
Gefängnisse  zu  wenden,  erhielten  alle  Arbeiter 
für  Beginn  des  folgenden  Jahres  die  Zusage 
einer  Lohnerhöhung;  indessen  wurden  die 
Anführer  des  Strikes  nirgends  in  der  Stadt 
wieder  angenommen. 

Auf  dem  im  Septembor  zu  Lausanne  ab- 
gehaltenen Kongress  der  Internationalen 
Arbeiterassociation  berichtete  der  belgische 
Abgeordnete  De  Paepe,  dass  die  Inter- 
nationale in  Belgien  sich  infolge  «1er  Strikes 
in  kurzer  Zeit  mächtig  ausgebreitet  habe. 

Im  Frühjahr  1868  wurde  zu  Charleroi 
von  neuem,  und  zwar  wegen  beabsichtigter 
Lohnherabsetzung,  die  Arbeit  niedergelegt. 
Auch  diesmal  kam  es  dahin,  dass  die  l>e- 
waffnete  Macht  einschritt  und  Blut  ver- 
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gössen  wurde.  Die  Internationale  liess  sich 
dabei  angelegen  «ein,  die  Lage  der  Arbeiter 
zu  enthüllen,  die  Familien  der  Gefallenen 
und  Verwundeten  zu  unterstützen  und  den 
Gefangenen  gerichtlichen  Beistand  zu  ver- 
schaffen. Auf  ihrem  Kongrcss,  der  im  Sep- 
tember zu  Brüssel  stattfand  und  auch  in 
Bezug  auf  Strikes  Beschlüsse  faaste,  konnte 
Frere  daher  von  weiteren  Erfolgen  in  Bel- 
gien reden.  Die  Regierung  Iiielt  es  für  an- 
gemessen, eine  Untersuchung  über  die  Ver- 
haltnisse der  Arbeiter  in  Bergwerken  und 
Hütten  vorzunehmen.  Ende  Dezember  or- 
ganisierte sich  die  Belgische  Internationale 
auf  ihrem  ersten  Kongress. 

Als  im  April  des  nächsten  Jahres  in 
Seraing  und  im  Borinage  (bei  Möns)  wie- 
derum Arbeitseinstellungen  eintraten,  ge- 
waltthätig  ausarteten  und  durch  Gebrauch 
der  Waffen  niedergehalten  wurden,  er- 
mahnte der  Generalrat  der  Belgischeu  Inter- 
nationale einstweilen  zur  Ruhe,  da  noch 
nicht  die  erforderliche  Einmütigkeit  unter 
den  Arbeitern  vorhanden  sei.  Der  General- 
rat der  allgemeinen  Internationalen  Ar- 
beiterassociation  erliess  von  I^ondon  aus  an 
alle  Mitglieder  ein  Manifest,  in  welchem  er 
zur  Unterstützung  der  Opfer  jeuer  Strikes 
aufforderte  und  sich  unter  Hinweis  auf  den 
unblutigen  Verlauf  der  Arbeitseinstellungen 
in  anderen  Ländern  folgeudermassen  äusserte : 
»Es  giobt  nur  ein  einziges  kleines  Ländchen 
in  der  eivilisierten  Welt,  worin  die  Kriegs- 
macht dazu  da  ist,  Metzleriu  strikender  Ar- 
beiter zu  sein,  wo  jeder  Strike  begierig  und 
schadenfroh  als  \orwand  ergriffen  wird, 
die  Arbeiter  offiziell  niederzumetzeln.  Das 
so  einzig  beglückte  Ländchen  ist  Belgien, 
der  Musterstaat  des  festländischen  Konsti- 
tutionalismus, das  behagliche,  wohlumzäunte 
Paradies  des  I>andhenn ,  des  Kapitalisten 
und  des  Pfaffen.  Die  Erde  vollendet  ihre 
jährliche  Umwälzung  nicht  sicherer,  als  die 
belgische  Regierung  ihre  jährliche  Arbeiter- 
metzelei.< 

Im  Druckereigewerbe?  das  sich  durch 
eine  grosse  Zald  von  Streitigkeiten  zwischen 
Unternehmern  und  Arbeitern  auszeichnet, 
kam  es  im  Januar  1809  in  Brüssel  zu  einem 
bedeutenden  Strike,  da  eine  Reihe  von  Be- 
trieben sich  weigerte,  einen  höheren  Ix>hn- 
tarif  einzuführen.  Ein  Erfolg  wurde  nur 
zum  Teil  erzielt.  Eine  der  hervorragend- 
sten Druckereien  nahm  infolge  des  Strikes 
keine  Mitglieder  der  »Freien  Vereinigung« 
nielir  au.  —  Von  späteren  Buchdrucker- 
strikes,  ebenfalls  wegen  des  Lohntarifs, 
sind  diejenigen  von  1877  und  von  1890 
hervorzuheben.  Ersterer  dauerte  2  Monate 
und  hatte  zum  Teil,  letzterer  dauerte 
6  Wochen  und  hatte  in  vollem  Umfang 


Erfolg. 
1S7> 


fand  unter  den  Mascliinenarbeitern 


ein  Strike  statt  der  anfangs  nur  beschränkten 
Umfang*  war.  sich  aber  3  Wochen  lang  auf 
ganz  Belgien  ausdehnte.  Seine  Zwecke 
waren  Verminderung  der  Arbeitszeit,  höhere 
Löhnung  für  Ueberstundon  und  Nachtarbeit, 
Abschaffung  der  Strafgelder  und  allgemeine 
Unterdrückung  der  Unterstützungskassen  in 
den  Werkstätten.  Er  wurde  durch  deu 
Widerstandsverein  der  Maschinenarbeiter  ge- 
i  leitet  und  unterhalten,  aber  auch  von  an- 
'  deren  Vereinen  mit  Geld  unterstützt  Die- 
jenigen Arbeiter,  welche  dessen  bedurften, 
erhielten  15  Fr.  wöchentliclu  einige  sogar 

0  Wochen  lang.  Der  Erfolg  blieb  nicht 
aus.  Die  Unternehmer  verzichteten  darauf, 
gegen  hohes  Aufgeld  nachts  und  in  Ueber- 
stunden  arbeiten  zu  lassen,  und  stellten  statt 
dessen  melir  Leute  an,  was  den  Interessen 
des  Arbeitorstandes  wohl  entsprach. 

Im  gleichen  Jahre  stellten  in  der  bereits 
1861  von  eiuem  grossen  Strike  heimge- 
suchten Fabrik  von  Parmentier,  Van  Hoe- 
gaerden  u.  Cie.  in  Gent  die  Weber  ihre 
Arbeit  ein,  nachdem  ciu  neues  Verfahren  zu 
schlichten  eingeführt  war  und  gegenüber 
ihrer  Forderung  einer  Lohnerhöhung  von 
10  °o  nur  eine  solche  von  6°o  geboten 
wimle.  Erst  nach  3  Monateu  liesson  sie 
sieh  hierauf  ein. 

Ein  im  Anfang  des  Jahres  1871  in  Char- 
leroi  ausgebpK'heuer  Strike,  nahm  einen  un- 
blutigen Verlauf. 

In  Brüssel  fanden  erfolglose  Arbeitsein- 
stellungen unter  den  Schlossern  und  Kunst- 
tischlern statt.  Als  den  Marmorarbeitern 
daselbst  infolge  einer  Geschäftssteigerung 
eine  Lohnerhöhung  von  10%  zugestanden 
wurde,  beschlossen  sie  tags  darauf,  eine 
solche  von  25  °o  zu  fordern.  Dies  wurde 
nicht  bewilligt,  und  so  kam  es  zu  einer 
Arbeitseinstellung,  welche  22  Wochen  dauerte. 
Seitdem  weiden  in  Brüssel  Marmorarbeiten 
in  grösserem  Umfang  aus  der  Provinz  und 
dem  Ausland  bezogen,  so  dass  die  Zahl  der 
in  diesem  Gewerbszweige  dort  beschäftigten 
Arbeiter  sich  verminderte. 

Glücklicher  waren  die  Maurer  und  Tisch- 
ler in  Verviors,  die  durch  Arbeitseinstellung 
erreichten .  dass  ohne  Beschränkung  des 
Wocheulohnes  che  Arbeitszeit  täglich  um 

1  Stunde,  am  Moutag  imd  Samstag  um  llt 
Tag  gekürzt  wurde. 

Einen  bedeutenden  Strike  veranstalteten 
im  Sommer  1871  die  Cigarrenarbeiter  in 
Antwerpen,  die  weitaus  zum  grössten  Teile 
der  Internationale  angehörten.  Es  handelte 
sich  dabei  um  45 — 50  Geschäfte  mit  10000 
erwachsenen  Arbeitern  und  Kindern.  Letz- 
tore, im  Alter  von  10 — 14  Jahren,  wurden 
bisher  von  den  Arbeitern  selbst  mitgebracht 
und  gelohnt  Jetzt  verlangten  die  Arbeiter 
aber,  abgesehen  von  einer  Verkürzung  der 
Arbeitszeit,   dass   die   Unternehmer  jene 
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Kinder  anstellen  und  lohnen  sollten,  ohne 
ihren  eigenen  Verdienst  zu  schmalem; 
ferner  wollten  sie  nicht  mehr  für  die  (vor- 
bereitende) Arbeit  der  Kinder  verantwort- 
lich sein,  ja  sie  wendeten  sich  schliesslich 
gegen  deren  Anstellung  Oberhaupt.  Zur 
Durchfuhrung  ihrer  Forderungen  hatten  sie 
vorher  bereits  bedeutende  Mittel  gesammelt 
und  haben  nachher  auch  wohl  noch  von 
England  und  Deutschland  Unterstützung  er- 
halten. Die  Unternehmer  verbündeten  sich, 
ihnen  gegenüber  gemeinschaftlich  vorzu- 
gehen, und  so  währte  ein  vollständiger  Ge- 
schäftsstillstand mehrere  Wochen  lang,  bis 
einige  Unternehmer,  indem  sie  den  Arbeitern 
in  beträchtlichem  Mass«'  nachgaben,  ihre 
Werkstätten  wieder  öffneten.  Andere 
machten  den  vergeblichen  Versuch,  mit  Ar- 
beitern aus  Holland  oder  Arbeiterinnen  aus 
Metz  und  Strassburg  ihren  Betrieb  fortzu- 
setzen. Die  Arbeiter  hielten  den  Strike 
4'  s  Monate  aus  mit  dem  Erfolge,  dass  in 
einigen  Zweigen  des  Cigarrengeschäfts  die 
Löhne  etwas  erhöht  und  in  mehreren 
Hauptnnternehmnngen  die  Kinder  fast  gänz- 
lich beseitigt  und  die  Arbeitestunden  von 
11  auf  9l  2  eingeschränkt  worden.  Aller- 
seits nahm  man  die  Arbeit  wieder  auf;  doch 
war  das  Antwerpener  Cigarrengeschäft, 
namentlich  in  Bezug  auf  gewöhnliche  Sorten, 
gegenüber  der  auswärtigen  Konkurrenz  in 
eine  schwierige  Lage  versetzt  worden.  — 
Auch  wegen  Einführung  von  Maschinen 
sind  in  der  Cigurrcnfabrikation  Streitigkeiten 
vorgekommen. 

1872  stellten  zu  Turnhont  die  Weber 
die  Arl>eit  ein.  nachdem  die  Unternehmer 
den  Lohn  herabgesetzt  hatten.  Es  kam  zu 
Oewaltthätigkeiten,  infolg*«  deivn  einige  Ar- 
lieiter  Gefängnisstrafe  erlitten.  Doch  wurde 
der  alte  Lohn  unmittelbar  Mieder  her- 
gestellt. 

Jn  Brüssel  hatte  ein  Strike  unter  den 
Ziinmerleuten  und  Tischlern  eine  Aussper- 
rung in  mehreren  Betriel>en  zur  Folge. 
Nach  einem  Monat  wurde  die  von  den  Ar- 
beitern geforderte  Lohnerhöhung  mit  zeit- 
licher Abstufung  zugestanden.  —  Ein  län- 
gerer Strike  ereignete  sich  in  Brüssel  bei 
Verfertigem  von  Belonchtungsgegenständen. 
Hier  hatten  die  Unternehmer  ihren  Arbeitern 
bei  Strafe  der  Entlassung  verboten,  an 
einem  jüngst  zum  Zweck  der  I/ohnerhöhung 
gegründeten  Verein  teilzunehmen.  Die  Ar- 
beiter blieben  bei  dem  Verein,  und  so  ruhte 
der  Betrieb  100  Tage  lang,  während  deren 
namentlich  zu  Gunsten  des  nördlichen 
Frankreich  ein  grosser  Verlust  an  Kund- 
schaft eintrat. 

Ein  Strike  von  Schmieden  in  Ja  Croyere 
bezweckte  die  Entlassung  eines  \S  erk- 
meisters  und  hatte  nach  7  Monaten  Erfolg. 

Auf  einem  Kongress  in  Antwerpen  am  | 

Handworterbach  der  SUatswi*seaschaften.  Zweite 


15.  August  1873  beschloss  die  Belgische 
Internationale,  an  der  Organisation  eines 
allgemeinen  Strikes  fleissig  zu  arbeiten  und 
die  Verfolgung  einzelner  Strikes  gänzlich 
aufzugeben,  ausser  im  Falle  rechtmässiger 
Verteidigung. 

In  einer  Wollwarenfabrik  in  Verviers 
führte  die  Bestimmung,  dass  auch  die  gegen 
Stücklohn  beschäftigten  Arbeiter  zu  einer 
bestimmten  Zeit  antreten  sollten,  zu  einem 
Strike,  der  sich,  allmählich  abnehmend,  von 
August  bis  November  hinzog,  ohne  einen 
Erfolg  zu  erzielen. 

Ein  gleichfalls  erfolgloser  Strike  unter 
den  Metallarbeitern  im  Hennegau  prote- 
stierte gegen  die  Entlassung  von  Arbeitern 
bei  schlechtem  Geschäftsgang. 

1874  strikten  die  Maschinenarbeiter  in 
Gent,  da  man  infolge  lebhaften  Geschäfts- 
ganges die  Arbeitszeit  zu  lange  ausgedehnt 
hatte.  Sie  wurde  nun  auf  11  Stunden  be- 
schränkt, indem  für  Uoberstunden,  Nacht- 
und  Sonntagsarbeit  ein  um  50°/o  höherer 
Lohn  festgesetzt  wurde.  Während  des 
Strikes  hat  man  einen  beträchtlichen  Teil 
von  Arbeiten  auswärts  ausführen  lassen 
müssen. 

Zu  Beginn  des  Jahres  1876  stellten  die 
Arbeiter  im  Becken  von  Charleroi  die  Ar- 
beit ein,  nachdem  infolge  der  stark  gesun- 
kenen Koldenpreise  ihre  in  den  letzten 
Jahren  um  00  °o  erhöhten  Inline  eine  im 
Verhältnis  hierzu  geringe  Erniedrigung  er- 
fahren sollten.  Zwei  Bataillone  vom  Regi- 
ment der  Karabiniere  nickten  von  Brüssel 
nach  Charleroi;  andere  Truppen  hielten  sich 
dazu  bereit.  Indessen  kam  es  zu  keinem 
ernstlichen  Zusammcnstoss. 

In  Antwerpen  drohten  die  Arbeiter  der 
Kandiszuckerraffinerie,  falls  ihr  I/ohn  nicht 
erhöht  würde,  die  Arbeit  niederzulegen.  — 
gerade  zu  einer  Zeit,  in  welcher  die  Unter- 
nehmer ausserordentlich  dadurch  geschädigt 
wären.  Diese  mussten  daher  auf  ihre  For- 
derungen eingehen,  rächten  sich  aber  bei 
stillem  Geschäftsgänge  durch  Entlassung 
derjenigen  Arbeiter,  welche  sich  bei  jenem 
Aulass  hervorgethan  hatten.  Ein  ähnlicher 
Vorgang  hatte  in  demselben  Geschäftszweig*« 
in  Antwerpen  1870—71  stattgefunden. 

1877  nahm  die  Strikebewegung  in  den 
Steinkohlenbergwerken  in  Seraing  ihren 
Ausgang  und  dehnte  sich  auf  das  ganze 
Becken  von  Lüttich  aus.  Die  Ursache  lag. 
wie  im  vorigen  Jahre  in  Charleroi.  in  der 
Absicht  der  Unternehmer,  die  Löhne  herab- 
zusetzen. Soldaten  katnon  herl>ei.  Doch 
wurde  die  Arbeit  ohne  bedeutende  Ruhe- 
störung wieder  aufgenommen.  Im  Borinagc 
kam  es  aber  noch  im  Laufe  des  Jahres  zum 
Blutvergiessen. 

Ebendort  fand  im  April  und  Mai  des 
Jahres  1870  eine  grössere  Arbeitseinstellung 
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statt.  In  Jemappes  wäre  heinahe  eine  Mühle 
geplündert  worden:  die  bewaffnete  Macht 
musste  eingreifen.  Während  des  Herbstes 
erneuerte  sich  die  Bewegung. 

Im  Sommer  1880  legten  in  Brüssel  die 
Arbeiter  der  Eisl>ereitung  die  Arbeit  nieder, 
indem  sie  Verkürzung  der  Arbeitszeit  for- 
derten. Da  ihr  Verlangen  raässig  war, 
gaben  die  Unternehmer  nach  und  stellten 
mehr  Arbeiter  an.  Dieser  Vorgang  hat  die 
guten  Beziehungen  /.wischen  ihnen  und 
ihreu  Arbeitern  nur  befestigt,  und  daa  Ge- 
schäft ist  um  so  besser  gegangen. 

Ein  Strike  der  Kunsttischler  zu  Brüssel 
und  der  Weber  zu  Turnhout  verfehlte  seinen 
Zweck.  Ersterer  hatte  sogar  eine  Lohn- 
herabsetzung zur  Folge. 

1881  legten  die  Buchdrucker  in  Lüttich 
die  Arbeit  nieder,  um  einer  beabsichtigten 
Lohnminderung  Widerstand  zu  leisten.  18G8 
liatteu  sie  es  vergeblich  gethan,  um  einen 
Mindestlohn  einzuführen. 

Im  Herbst  brach  wieder  im  Borinage 
unter  den  Kohlenarbeitern  ein  Strike  aus. 
Man  betrachtete  das  schon  geradezu  als  her- 
kömmlich und  hatte  diesem  zur  Zeit  der 
Kartoffelernte  regelmässig  wiederkehrenden 
Strike  den  Namen  Kartoffelstrike  gegeben. 
In  den  letzten  Tagen  des  September  weiger- 
ten sich  mehr  als  3000  Arbeiter,  in  die 
Gruben  zu  steigen:  aber  die  Mehrzahl  gab 
bald  ihren  Widerstand  auf. 

1882  fand  in  der  Wollindustrie  in  La 
Lainiere  ein  Strike  statt.   Er  richtete  sich 

gen  eine  Lohnherabsetzimg,  dauerte  14 
fochen  und  endete  in  einem  Kompromiß. 
1884  kam  es  zu  einem  bemerkenswerten 
Strike  in  den  Glashütten  von  Charleroi,  in 
denen  bis  dahin  das  Verhältnis  zwischen 
Unternehmern  und  Arbeitern  recht  gut 
wesen  war.  Wegen  ungünstiger 
Verhältnisse  hatten  die  Unternehmer  40  ihrer 
Oefen  ausgehen  lassen  und  eine  Erniedrigung 
der  in  den  letzten  3  Jahren  um  30— 40°/o 
gestiegenen  Löhne  angekündigt.  Darauf  be- 
schloss  der  Glasmacherverein,  der  von  seinen 
Mitgliedern  einen  monatlichen  Beitrag  von 
1  Fr.  erhielt  und  mit  den  Glasmacher- 
vereinen Europas  und  besonders  Nord- 
amerikas in  Verbindung  stand,  der  Lohn- 
erniedrigung sich  zu  widersetzen  und  die 
Arbeit  so  zu  regeln,  dass  die  beschäftigungs- 
los gewordenen  Arbeiter  (800 — 9t  JO  ausser 
den  Tagelöhnern)  je  vou  einem  beschäftigt 
gebliebenen  Arbeiter  an  seiner  Arbeit  und 
an  seinem  Ix>luie  beteiligt  würden.  Die 
Arbeiter  stellten  dies  als  eins  der  schönsten 
Zeugnisse  des  Gemeinsinnes  dar.  Aber  die 
Unternehmer,  welche  hierin  einen  Eingriff 
in  ihre  Befugnisse  sowie  ein  Mittel  zur  Auf- 
rechterhaltung der  Lohnhöhe  und  nur  ein 
Trugbild  von  Menschenfreundlichkeit  er- 
blickten, Hessen  sich  nicht  darauf  ein.  Es 


erfolgte  ein  Strike,  der  über  einen  Monat 
dauerte.  Nachdem  vorher  schon  einige  Ar- 
beiter untreu  geworden  waren,  wurde  die 
Arbeit  überall  und  in  grösserem  Umfange 
als  zuvor  wieder  aufgenommen.  Auch  fanden 
Lohnerhöhungen  statt.  Doch  klagten  andrer- 
seits (üe  vereinigten  Unternehmer  beim  Ge- 
richt gegen  die  Arbeiter,  welche  durch 
Niederlegen  der  Arbeit  ilire  Verpflichtungen 
gebrochen  hatten,  auf  Entschädigung.  Dio 
Arbeiter  wurden  zu  33350  Fr.  verurteilt. 
Im  Betrage  von  19  027  Fr.  hatten  die  Unter- 
nehmer Arbeitslöhne  beschlagnahmt  bezw. 
nicht  ausgezahlt.  So  mussten  noch  14323  Fr. 
gezahlt  werden.  Der  belgische  Glasmacher- 
verein übernahm  diese  Summe  und  zahlte 
auch  die  Itesclilagnahmten  Löhne  den  Ar- 
beitern aus. 

1885  kam  es  zu  einem  neuen  grossen 
Strike  der  Kohlenarbeiter  im  Borinage.  Ende 
Februar  zog  ein  Trupp  zu  einer  Grube  und 
setzte  die  Lüfttuigsuiaschinc  in  Stillstand, 
wodurch  40  in  der  Eitle  beschäftigte  Ar- 
beiter erstickt  worden  wären,  wenn  man 
nicht  sofort  die  Maschine  wieder  in  Gang 
gesetzt  liätte.  Nach  ruhigeren  Tagen  nahm 
die  Bewegung  abermals  einen  bedrohlichen 
Charakter  an,  bis  die  Arbeit  ohne  weitere 
ernste  Vorfälle  wieder  auf  gen  ommen  wurde. 
Veranlassung  zu  dem  Strike  war  dadurch 
gegeben,  dass  man  die  Arbeiter  zwingen 
wollte,  Werkzeuge  mit  eisernem  statt 
hölzernem  Stiel  zu  gebrauchen  und  statt  zu 
zweien  einzeln  die  Arbeit  in  den  Gängen 
zu  verrichten.  Uebrigens  war  auch  bei 
mangelhafter  Beschäftigung  der  Ixdin  nur 
dürftig. 

Im  Dezember  des  Jalnes  brach  in  der 
bereits  erwähnten  Fabrik  von  Pannentier, 
Van  Hoegaerden  u.  Cie.  zu  Gent  unter  den 
Spinnen»  ein  Strike  aus,  der  vom  sozia- 
listischen Verein  Vooniit  angeregt  war,  nach- 
dem man  4  Arl>eiter,  welche  sich  gegen  die 
Einffihnmg  eines  neuen  Verfahrens  sträubten, 
entlassen  hatte.  Dieses  Verfaliren  forderte 
zwar  mehr  Aufmerksamkeit,  hatte  aber  keine 
liOhnminderung  zur  Folge.  Nach  5  Wochen 
wurde  die  Arbeit  wieder  aufgenommen,  und 
zwar  nach  der  neuen  Weise :  jene  4  Arbeiter 
stellte  mau  nicht  wieder  an. 

Zur  gleichen  Zeit  strikten  in  Gent  300 
Arlteiter  der  Flachsspinnerei  und  erreichten 
dadurch,  dass  die  ihnen  angekündigte  Lohn- 
erniedrigung nicht  zur  Ausfühning  kam. 

3.  Die  A.  86it  1886.  Die  beiden  letzt- 
erwähnten Strikes  reichten  bereits  in  «las 
Jalir  1886  hinein,  welches  in  der  Geschichte 
der  belgischen  Arbeiterbewegung  eine  hervor- 
ragende Rolle  spielt.  Mitte  März  begannen, 
hauptsächlich  zum  Zwecke  der  Lohnerhöhung, 
die  Arbeitseinstellungen  der  Kohlenarbeiter 
in  der  Umgebung  von  Lüttich.  Am  18. 
abends  trafen  grosse  Arbeitermassen  in  der 
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Stadt  ein  und  hielten  mit  roten  Fahnen  einen 
Umzug.  Auf  einem  Platze  und  in  einem 
Saale  wurden  Reden  gehalten.  Inzwischen 
war  die  Gendarmerie  und  die  Civilgardc 
aufgeboten.  Es  kam  zu  Stein  würfen  und 
Revolverschüssen.  47  Pei-sonen  wurden  ver- 
haftet, um  demnächst  zu  6 — 16  Monaten 
Gefängnis  verurteilt  zu  werden.  Von  Brüssel, 
Antwerpen,  Xamur  und  Beverloo  kamen 
Truppen  herbei  und  besetzten  namentlich 
das  Becken  von  Seraing.  Der  Strike  nahm 
immer  grossere  Ausdehnung  an.  Mehrere 
Menschen  wurden  beim  Zusammenstoss  mit 
den  Soldaten  getötet. 

Während  hier  die  Ruhe  wieder  her- 
gestellt wurde,  brach  bei  Charleroi,  im 
( 'entre  und  im  Borinage  eine  grosse  und 
gefährliche  Bewegung  aus.  Ausser  Kohlen  - 
und  Eisenarbeitern  waren  namentlich  auch 
Glasarbeiter  daran  beteiligt,  obwolü  sie 
hohe  Lohne  empfingen.  Banden  strikendor 
Arbeiter  durchzogen  die  Gegend,  zwangen 
überall  zur  Einstellung  der  Arbeit  und  zer- 
störten, was  sie  nur  konnten.  Grosse  Mengen 
von  Vorräten  an  Glaswaren  wurden  ver- 
nichtet, Hütten  und  Wohnhäuser  gingen  in 
Flammen  auf.  Truppen  wurden  heran- 
gezogen ;  General  Vandersmissen  begab  sich 
selbst  nach  Charleroi.  Es  kostete  manche 
Tote  und  viele  Verwundete.  Die  Masse 
war  erbittert  und  wild;  Frauen  entblössten 
ihre  Brust  vor  den  Gewehren  der  Soldaten. 
Hervorzuheben  ist  die  gänzliche  Zerstörung 
der  selu*  bedeutenden  Glashütte  samt  Neben- 
gebäuden und  Wohnhaus  von  Baudoux  in 
.lumet  und  der  Brand  des  Glaswerkes  in 
Roux,  der  noch  gelöscht  werden  konnte, 
nachdem  die  Truppen  die  Arbeiter  mit 
Waffengewalt  vertrieben  hatten.  Baudoux 
hatte  neue  grosse  Beekortöfen  eingefülirt, 
durch  welche  die  Arbiter  sich  geschädigt 
meinten.  Ende  März  war  die  Ruhe  leidlich 
wiederhergestellt,  wenn  auch  die  Arbeits- 
einstellung an  manchen  Punkten  noch  fort- 
dauerte. 

In  Tournay,  Lessines,  Soignies,  Dinant 
und  an  den  Ufern  der  Ourthe  legten  die 
Steinbrucharbeiter  die  Arbeit  nieder.  Im 
Mai  brach  unter  den  Waffenarbeitern  im 
Tlial  der  Vesdre  ein  Strike  aus,  hauptsäch- 
lich, um  die  Abschaffung  der  von  den 
Unternehmern  gehaltenen  Läden  herbeizu- 
führen. Mehrere  Strikes  kamen  im  Juni  in 
Gent  vor. 

Im  Juli  und  August  fanden  die  Ereig- 
nisse vom  März  ilir  gerichtliches  Nachspiel, 
wobei  auch  Verurteilung  zu  lebenslänglichem 
Zuchthaus  vorkam.  Doch  wurden  von  759 
Personen,  welche  ein  Gnadengesuch  ein- 
reichten, 400  vollständig  freigegeben :  (JS  er- 
hielten von  ihrer  Strafe  einen  Nachläse  um 
die  Hälfte.  209  um  einen  kleineren  Teil. 

Am  15.  August  fand  in  Brüssel  eine  von 


der  Arbeiterpartei  bereits  auf  den  13.  Juni 
angesagte,  damals  aber  von  dem  Bürger- 
meister der  Hauptstadt  verbotene  grosse 
Demonstration  von  Arbeitern  statt,  Sie 
galt  hauptsächlich  der  Forderung  des  all- 
gemeinen Stimmrechts.  Wohl  3000«»  Ar- 
beiter fanden  sieh  hier  zusammen,  wobei 
natürlich  Vertreter  aus  den  Schauplätzen 
der  grossen  Strikes  nicht  fehlten. 

Inzwischen  hatte  die  Regierung  sich  ent- 
schlossen. ül>or  die  Loge  der  gewerblichen 
Arbeit  und  etwaige  Mittel  zu  ihrer  Besserung 
eine  umfassende  Untersuchung  anzustellen 
(s.  oben  sub  2  S.  784). 

Von  November  1886  bis  Februar  1887 
dauerte  ein  Strike  der  Bergleute  in  Amercoeur, 
der  sich  gegen  die  Einführung  ungünstigerer 
Arbeitsbedingungen  richtete,  al>er  trotz  Unter- 
stützungen aus  allen  Teilen  Belgiens  und 
aus  Amerika  mit  einem  Misserfolg  endete. 

Ein  Strike  der  Handschuhmacher  1884 
hatte  dazu  geführt,  dass  fast  alle  Unter- 
nehmer einwilligten,  nur  dem  Gewerkverein 
der  Handschuhmacher  angehörige  Personen 
zu  beschäftigen,  Als  1887  hiergegen  Ver- 
stössen wurde,  brach  ein  Strike  aus.  Die 
Nicht-Gewerkvereinler  wurden  entlassen. 
Aber  einer  von  ihnen  klagte  gegen  die 
I^eiter  des  Vereins  wegen  Beeinträchtigung 
der  Freiheit  zu  arbeiten.  Die  Angeklagten 
wurden  in  erster  Instanz  freigesprochen,  in 
zweiter  jedoeh  für  schuldig  befunden. 

Mitte  Mai  des  Jahres  1887  fanden  in  den 
Steinkoldenbecken  des  Borinage.  des  Centre, 
von  Charleroi  und  von  Lüttich  Arbeitsein- 
stellungen statt,  an  denen  sich  auch  Metall- 
arbeiter iK'teiligten.  Es  kam  zu  blutigen 
Zusammenstößen  mit  der  Polizei  und  dem 
Militär;  aber  die  Arbeit  wurde  schon  Anfang 
Juni  wieder  aufgenommen.  Auch  andere 
Strikes,  wie  die  der  Steinmetzen  in  den 
Steinbrüchen  von  Tournay,  der  Metallarbeiter- 
und der  Kunsttischlergewerkschaft  in  Brüssel, 
endigten  bald,  Unter  den  Forderungen  der 
strikenden  Arbeiter  stand  in  erster  Linie 
das  allgemeine  Stimmrecht.  Der  General- 
rat der  belgischen  Arbeiterpartei,  welcher 
die  Idee  eines  allgemeinen  Strikes  immer 
als  ein  letztes  Mittel  im  Auge  behielt,  war 
jenen  partiellen  Strikes  im  Grunde  ab- 
geneigt. Der  Haupthetzer  zu  dem  Strike 
der  Grubenarbeiter,  dem  »schwarzen  Strike», 
war  Alfred  Defuisseaux. 

Ihm  gelang  es  auch  Ende  1888,  die 
Kohlenarbeiter  wieder  zur  Niederlegung  der 
Arbeit  zu  bewegen,  wodurch  ein  Einschreiten 
der  Truppen  nötig  wurde. 

Anfang  1889  entstand  in  den  Stein- 
brüchen von  Quenast  ein  bedeutender  Strike, 
welcher  bis  Mitte  des  Jahres  dauerte 
und  von  verschiedenen  Seiten,  auch  von  der 
belgischen  Arbeiterpartei  und  von  Brüsseler 
Studenten,  unterstützt  wurde.  Im  Mai  stellten 
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5,  in  Lüttich 


wieder  Kohlenarbeiter  bei  Seraing  die  Arbeit 
ein.  Dasselbe  geschah  im  Spätsommer  in 
einigen  Gruben  der  anderen  Becken.  Ein 
im  Dezember  im  Bezirk  von  Charleroi  zwecks 
Herabsetzung  der  Arbeitszeit  auf  9  Stunden 
unter  Tage  ausgebrochener  Strike  dehnte 
sich  auf  27  ÜUU  Arbeiter  aus  und  blieb  nicht 
ohne  Erfolg. 

Zwischen  1869  und  1890  sollen  unter 
den  Bergleuten  Strikes  überhaupt  l»ezw.  in 
grösserem  Umfange  vorgekommen  sein:  im 
Borinage  47  bezw.  10,  in  Cliarleroi  68 
bezw.  8,  im  Centre  28  bezw 
27  bezw.  1  oder  2. 

Für  die  Zeit  von  April  1890  bis  Anfang  1896, 
ausschliesslich  der  Zeit  vom  Mai  1892  bis 
April  1893,  hat  der  Generalrat  der  belgischen 
Arbeiterpartei  deren  jährlichen  Kongressen 
Uebersichten  über  die  Arbeitseinstellungen 
in  Belgien  vorgelegt,  denen  die  folgenden 
Angaben  zum  grüssten  Teil  entnoininen 
sind. 

13  Arbeitseinstellungen  wenlen  für  April- 
Dezember  1890  aufgeführt,  darunter  eine 
die  im  Anglist  in  mehreren  Steinkohlen- 
grnbeu  von  Wasmes  wegen  einer  neuen  Ar- 
beitsordnung ausbrach,  sich  auf  22  000  Ar- 
lieiter  erstreckte  und  nach  17  Tagen  mit 
einem  teil  weisen  Erfolg  endete.  Als  Grund 
anderer  Arbeitseinstellungen  wird  angetreten : 
für  3  das  Streben  nach  Ijohnerhühung 
(einmal  mit  ganzem,  einmal  mit  halbem 
Erfolg),  für  2  das  Stivben  gegen  Iiohu- 
herabsetzung,  für  1  die  Entlassung  eines 
Arlieitors,  der  Sekretär  der  Arbeiterliga  war. 
Ein  Strike  der  Steindrucker  bezweckte  die 
Verminderung  der  Lehrlinge.  Iiatte  indessen 
keinen  Erfolg. 

Für  1891  winl  von  19  Arbeitseinstellungen 
berichtet.  abgesehen  von  denen,  die  im  Mai 
zu  Gunsten  der  Revision  der  Verfassung 
vorgenommen  wurden.  Gegen  Ijohnhcratt- 
setzung  richteten  sieh  4  der  Arbeitsein- 
stellungen, davon}  1  bei  Coekerill  in 
Seraing.  die  »'inen  gütlichen  Ausgleich  fand; 
Lohnerhöhung  wurde  von  2  erstiebt.  Als 
EntstehungsgrÜnde  andeivr  wenlen  geltend 
gemacht:  Arheitsonluung,  Strafgeldorange- 
legeuheit.  Buchdruckei-tarif.  Verhalten  des 
Arbeitgebers,  eines  Werkmeisters.  Ein  Strike 
in  mehreren  KohlenlM/rgwerken  des  Borinage 
wunle  auf  Ei-suchen  des  Gcnoralrats  der 
belgischen  ArlM'iterpariei  wieder  aufgegeben. 
Bei  dein  Strike  im  Mai  wurde  von  den 
Beigleuten  ausser  dem  allgemeinen  Stimm- 
recht der  achtstündige  Arbeitstag  gefordert. 
Der  Strike  zog  sich  in  Charleroi'  über  2 
Monate  hinaus  imd  verschlechterte  die  Loge 
d(T  Arbeiter. 

Im  Jahre  1892  siud  nach  einem  Bericht, 
den  der  Generalrat  dem  Züricher  internatio- 
nalen Sozialistenkongivss  im  August  18113 
vorgelegt  hat,  72  Strikes  gezählt  worden. 


von  denen  fast  die  Hälfte  bei  den  Bergleuten 
vorkamen  und  mehr  als  die  Hälfte  gegen 
Lohnherabsetzung,  die  übrigen  meist  auf 
Lohnerhöhung  gerichtet  waren. 

Im  April  1893  wurde  von  der  Arbeiter- 
partei der  allgemeine  Strike  verkündet,  als 
ein  dem  allgemeinen  Stimmrecht  ungünstiger 
Beschluss  von  der  Kammer  der  Abgeordneten 
gefasst  worden  war.  Mehr  als  200000  Ar- 
beiter sollen  an  dein  Strike  beteiligt  gewesen 
sein,  der  ernsthafte  Ausschreitungen  und 
Verluste  von  Menschenleben  zur  Folge  hatte. 
Nachdem  die  Kammer,  acht  Tage  nach 
ihrem  früheren  Beschluss,  wenn  auch  nicht 
das  allgemeine  gleiche,  so  doch  das  allge- 
meine Stimmrecht  angenommen  hatte,  wurde 
der  Strike  beendet 

Für  die  Zeit  von  April  bis  Dezember 
1893  werden  gegen  30  liauptaächliche  Ar- 
beitseinstellungen angeführt;  bei  etwa  der 
Hälfte  von  Urnen  wird  bemerkt,  dass  sie  Er- 
folg gehabt  hätten.  Als  Ursache  erscheint 
am  häufigsten  das  Streben  nach  Lohner- 
höhung, demnächst  die  Abwehr  gegen  tahn- 
herabsetzung :  mehrere  Male  wurde  die  Ar- 
beit wegen  Entlassung  von  Arl»eiteru  einge- 
stellt. Ein  Strike  von  Steinarl)eitern  in 
Eeaussines  dauerte  2  Monate,  ein  Strike  in 
ßaseclcs  0  Monat«1,  ein  Strike  der  Schuster 
in  Verviers  7  Wochen.  In  der  Textilindustrie 
von  Veiviers  wurde  wegen  Lohnherabsotzung 
in  4'>  von  f>0  Fabriken  einen  Monat  lang 
mit  Unterstützung  der  belgischen  Arltoitei- 
partei  und  angeblich  mit  einem  die  Arbeiter 
befriedigenden  Erfolge  gostrikt 

Für  das  Jahr  1894,  und  zwar  1«  füglich 
für  seine  erste  Hälfte,  wenlen  11  bedeuten- 
dere Arbeitseinstellungen  angegeben ,  von 
denen  4  auf  Kürzung  der  Arbeitszeit  ge- 
richtet waren.  Von  3  Arbeitseinstellungen 
wird  berichtet,  dass  sie  Erfolg  gehabt 
hätten:  von  ihnen  war  eine,  von  Webern 
in  Verviers.  auf  Selbstverwaltung  ihrer  Pen- 
sionskasse  gerichtet,  eine  andere,  von  sämt- 
lichen Ziegelarbeitern  im  Thal  des  Rüpel, 
teilweise  durch  das  Trucksystem  hervorge- 
rufen und  durch  die  Erbitterung  der  Frauen 
ausgezeichnet. 

Kür  das  Jahr  1895  werden  43  Arbeits- 
einstellungen aufgeführt;  Erfolg  wird  nur 
von  wenigen  gemeldet.  Viermal  ist  das 
Recht  der  Veieinsbildung  der  tiegenstand 
des  Kampfes  gewesen.  Besondere  hervor- 
gehoben werden :  ein  hartnäckiger  Strike 
zwecks  Ijohnerhöhung  von  1200  Zündholz- 
arbeitern in  Grainmont,  ein  langwieriger 
Strike  gegen  Lohnherabsetzung  der  Glas- 
arbeiter fies  Beckens  von  Cliarleroi,  ein  Strike 
der  Ziegelarboitcr  des  Brüsseler  Bezirkes 
und  die  Strikes  der  Baumwollspinner  und 
der  Metallarbeiter  in  Gent.  Der  letztgenannte 
Strike  hatte  zur  Folge,  dass  eine  Arbeits- 
sperre  von  den  Arbeitgebern  verhängt  wurde ; 
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er  (lauerte  nahezu  3  Monate;  eine  Lohner- 
höhung wurde  zugestanden. 

Arbeiteeinstellungen  der  Weber  inVerviers, 
die  in  den  Jahren  1895  und  18%  stattfanden 
und  sich  dagegen  richteten,  das*  je  zwei 
Webstühle  von  einem  Arbeiter  bedient  werden 
sollten,  haben  eine  besondere  Darstellung  er- 
fahren (s.  u.).  Die  Unternehmer  begründeten 
jene  Anordnung  damit,  dass  sie  Kosten  er- 
spare und  deshalb  nötig  sei,  weil  die  kon- 
kurrierende Industrie  des  Auslandes  bereits 
auf  zwei  Stühlen  weben  lasse.  Um  hierüber 
Aufklärung  zu  schaffen,  ging  eine  Abordnung, 
testehend  aus  drei  Vertretern  des  Syndikats 
der  Fabrikanten  und  einem  Vertreter  des 
Bundes  der  Weber  nach  Bradford  und  anderen 
englischen  Plätzen.  Ihr  Bericht  übte  in- 
dessen auf  die  Arbeiter  keine  hinreichende 
Wirkung.  Den  Höhepunkt  fand  die  Be- 
wegung in  der  allgemeinen  Arbeitseinstellung, 
die  Mitte  April  1890  ausbrach,  Anfang  Mai 
sich  abschwächte,  jedoch  bis  Ende  des 
Monats  sich  hinzog  und  mit  einer  Nieder- 
lage der  Arbeiter  endete.  Etwa  40  Betrielie 
und  etwa  23t«  >  Arbeiter  waren  an  ihr  b<*- 
teiligt;  der  Verlust  an  I/ihnen  wurde  auf 
300 WH)  Fr.  geschätzt;  eine  aus  Anlass  der 
Arbeitseinstellungen  gebildete  kommunal«1 
Arbeitskommission  hatte  vergeblich  zwischen 
den  Parteien  zu  vermitteln  versucht. 

Für  die  Zeit  seit  Dezember  1H95  giebt 
die  vom  Belgischen  Arbeitsamt,  das  dem 
Ministerium  der  Induetrie  und  der  Arbeit 
unterstellt  ist,  herausgegebene  Kevue  du 
Travail  monatliche  Uebersichten  über  die 
Arbeitseinstellungen,  wol>ei  Anfang,  Ende 
und  Ort  der  Strikes,  Beruf  der  Strikenden, 
Zald  der  betroffenen  Betriebe,  Zahl  der 
Strikenden  (auch  der  unfreiwillig  in  Mit- 
leidenschaft gezogenen),  Zweck  und  Ergebnis 
der  Strikes  angeführt  werden.  Auch  finden 
sich  dabei  einige  Erläuterungen.  Zweifellos 
sind  diese  Zusammenstellungen  besser  als 
die  früheren ;  dass  aber  auch  sie  zu 
wünschen  übrig  lassen,  geht  schon  daraus 
hervor,  dass  öfter  über  den  Beginn,  nicht 
aber  über  den  Verlauf  eines  Strikes  be- 
richtet wird. 

Im  Jahre  1896  sind  nach  der  Statistik 
des  Arbeitsamtes  148  Strikes  entstanden. 
Davon  hatten  nur  2H  in  vollem  Umfang,  17 
zum  Teil  Erfolg,  während  84  missglückten ; 
von  19  ist  der  Ausgang  unbekannt  gebliehen. 
Viele  Strikes.  auch  solche,  die  geglückt  waren, 
hatten  die  Entlassung  von  Arbitern  zur 
Folge.  Im  ganzen  sind  durch  die  Strikes 
wohl  etwa  300 < KM)  Arbeitstage  verloren  ge- 
gangen. Am  meisten  betroffen  wurden  die 
durch  Bergbau  und  Industrie  ausgezeich- 
neten Provinzen  Lüttich  und  Hennegau  und 
die  Provinzen  Ostflandern  mit  Gent  und 
Brabaut  mit  Brüssel.  Am  zahlreichsten  und 
liedeutendsten  waren  die  Strikes  im  Kohlen- 


bergbau und  in  der  Textilindustrie.  Die  Ur- 
sache der  Strikes  bildete  weitaus  am 
häufigsten  das  Streben  nach  Lohnerhöhung ; 
einige  Strikes  waren  gegen  Lohnherabsetzung 
gerichtet.  Wiederholt  sollte  durch  die 
Strikes  die  Wiederannahme  entlassener  Ar- 
beiter oder  die  Entlassung  von  Betriebsbe- 
amten, einmal  auch  von  nicht  syndizierten 
Arbeitern  erreicht  werden.  Für  oder  gegen 
Verkürzung  der  Arbeitszeit  wurde  nur  selten 
gestrikt.  Vereinzelt  wendete  man  sich  u.  a. 
gegenFrauenarlieit,AnwendungvonMaschinen, 
Unfallversicherung.  Hervorzuheben  sind: 
ein  Gtägiger  missglüekter  Strike  von  1224 
Kohlenbergleuten  in  Seraing.  ein  2rt  tägiger 
missglüekter  Strike  von  3oo  Eisenbergleuten 
in  Vezin,  ein  lltägiger  missglüekter  Strike 
von  ungefähr  1 1  <  M  |  Koldenbergleuten  in 
Seraing,  ein  60  tägiger  missglüekter  Strike 
von  250  Maschinenarbeitern  in  Hai,  ein 
35  tägiger  missglüekter  Strike  von  1800 
Waffenarbeitern  in  Herstal,  der  bereits  er- 
wähnte 1  monatige  missglückte  Strike  von 
etwa  23i Kl  Wollwebern  in  Verviers,  ein 
2'  2  monatiger  missglüekter  Strike  von  etwa 
8< >  Cigarrenarbeitern  in  Gent,ejn  2'  i  monatiger 
!  missglüekter  Strike  der  Tischler  in  Brüssel, 
'der  sich  zeitweise  auf  15no  Arbeiter  er- 
j  streckte. 

Im  Jahre  1897  sind  nach  der  Statistik 
i  des  Arbeitsamtes  131  Strikes  entstanden. 
,  Davon  hatten  nur  20  in  vollem  Umfang,  11 
j  zum  Teil  Erfolg,  während  <N4  missglückten ; 
|  von  1(J  ist  der  Ausgang  unbekannt  geblieben. 
Die  Zahl  der  verloren  gegangenen  Arbeits- 
tage dürfte  infolge  eines  grossen  Strikes  der 
Kohlenbergleute  iin  Borinage  gegen  (Hier  dem 
Vorjahre  gestiegen  sein.  Die  für  dieses  hin- 
sichtlich der  Arbeiterentlassung,  der  Gegenden 
und  Gewerbszweige  sowie  der  Zwecke  der 
Strikes  gemachten  Angaben  treffen  im  all- 
gemeinen auch  für  ISO 7  zu.  Hervorziüiel>en 
sind:  ein  12tägiger  teilweis  erfolgreicher 
Strike  von  etwa  700  Ziegelarbeitern  bei 
Brüssel,  ein  1  wöchiger  teilweis  erfolgreicher 
Strike  von  etwa  800  Hüttenarbeitern  in  Ant- 
werpen, ein  21  tägiger  missglüekter  Strike 
von  650  Maschinenarbeitern  in  Braine-le- 
Comte,  der  grosse  Strike  der  Kohlenlrerg- 
leute  im  Bonnage,  der  sieh  vom  Juni  bis  in 
den  August  zeitweise  auf  in  946  Arbeiter 
erstreckte,  ein  102  tagiger  Strike  von  300 
Steinarbeitern  in  Lessines,  ein  7 — I  S  tägiger 
teilweis  erfolgreicher  Strike  von  etwa  850 
Diamantarbeitern  in  Antwerpen ;  ein  21  tägiger 
missglüekter  Strike  von  270  Kohlenberg- 
leuten in  Vaux  s.  Chevremont,  ein  17  tägiger 
missglüekter  Strike  von  30o  Kohlenlterg- 
Icuten  in  Xhendelesse. 

Für  die  erste  Hälfte  dos  Jahres  1898 
sind  vom  Arbeitsamt  63  Strikes  ermittelt, 
I  infolge  deren  gegen  60  Ol  m \  Arbeitstage  ver- 
'  loron  gingen.    Einen  Erfolg  liatte  uur  etwa 
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der  zehnte  Teil  der  Strikt.  Es  miss- 
glflekten  insbesondere  *  Ii*  -  ArU-itseinstellun- 
gen.  die  während  einiger  Tage  des  Januar 
in  11  Kohlenl»Tgwerken  gegen  »mu»*  neue 
Arbeitsordnung  unternommen  wurden,  und 
ein  14tägiger  Striko  wfp'ii  I/ohnerhöhung. 
>u  «lo-n  etwa  13« m t  Maun-r  in  und  um  Genf 
im  J^aufe  des  Mai  eintraten.  Unter  den 
erfolgreichen  Strikcs  ist  derjenige  von  etwa 
9ihi  Ziege  larl  «eitern  bei  Brüssel  hervorge- 
hoben, der  im  April  eltenfalls  wegen  Lohn- 
erhöhung stattfand. 

Lltteratnr:  r.  F.  Waelbroeck,    />c  Li  I.iUrlc' 
de»  tünlition*  Indult  riellr*  et  CoutMerciole*  tu  ; 
Ileltjü/nr,  /Srujrlle*  /,*»,;.  —  Eierruth  und  Eirutl 
ItffHtrt    of  Ihr    /{oi/ul    (  ommittioiter*  UftfMUntcd 
lo  iitfjuhr   inlo  the  <  truuuisution   tlit't   Unit»  of 
Tnidr»   l'nion*  und  •  •th'r  Afiociutione  ;  tofjrfher 
irith   an    Aji/iendix.     \'»l.  II.    A/i/m  ndis.  Is/n- 
ihm  jsii'j.  —  /{rfuirU  frojn  Hrr  Mujettij'»  /H/do-  \ 
muti,    and    (on*ulur  A'irnt*   Ahnxtd,  rr*i#ctiity  ] 
the  Omdition  of  Ihr  Induntrinl  flu»*»*  (und  Ihr 
Pnrchu*c  Purer  <f  Moiiet/t  in  Eorriyn  f 'ountricn,  '■ 
hnidon  1k7<J,  71,        -  -  Ileptjrt*  htf  Her  Mujcst" '»  , 
S*  crrtm  ii  *    of    Eudtu»»udt/    und    Lequlion ,  re- 
»jieetintj   FurlorirA  j\,r  thr    S/n nnin<i  und  Wta- 
riiuj  of  Trjttl  I'u/ific»  Alniiud,  London  1S7-1.  — 
H.  Meyer,  l>rr  Eiiiunzi/Hitioi,»kumpf  dr»  rirrtrn 
Stunde»,  Berlin  !*7  },  7?>.  Hund  1  in  i.  Außuqc. 
Ilr.lin  iss.'.        Edicard   Ywung.   hd»»-  in 

Enroj/e  und  America  ,  Wu»hiiujton  1M7H.  — 
Jtettif  Lnvolle'e.  ls»  clu»*e*  oneriere*  m  Etiru/te,  : 
Puri*  /w.'.  I /He  beiden  letzten  Werke  Ix  m heu 
umtiittrUmr  auf  den  erir-ihntrn  ciujli*ehcn  Ih- 
richten.)  —  J.  Vauby,  Ih»  Urrrr*  Ourrore*. 
Pri.r  Guinord  fl*  77- ,« : j.  Sonrcllc  Edition, 
hiri*  J.-iS}.  -  J..  Smith,  Le*  fo.llito.,,4  rt  le* 
Iii  i  rr»  d'iijui»  V lli*Unre  rt  I' Economic  Pditinue. 

Prix  /{o»*i  de  Isar,,    hiris.        Charte»  Re- 
nault,  Hintoirc  de»  tirrrr*.     (turruye  couronnr,  . 
I\iri*  1.1.S7.  —  A.  Bertrand.  Li  Itelgiqtic  cn 
lfS'i  (ßiMiothroiie  populnirc,   rdio'e  »otm  Ic  jmi- 
troifiijr  du  Pirti  (turiirr,  /id.  1$  u.  l-T,),  Hruxrllr» 
;.-.■>,*.  —  fnmmitiion    du    Tillrnil    inititurr  f*i, 
Arc'tr    lio-jul    du    17.    A'.il    IS*ö\       ]'<>!.   I.  /Cr.] 
jiounr»  nu    i/urxtiiniuuirr  conn nullit  Ir    Tiitrail  ' 
lioittutrirl.      \'ol.  //.    Prnci »•  Vrrfxlur  de*  Sr'unCi* 
d' Enourtr  concernnnt  Ic  Titiruil  lndnftricl.  Vol. 
III.  I'fippoit».      Pix>fH>*itiou»  dm  Scrtiou*  et  (  on- 
rlu»ioim.     llruseüt*  —  lCoijid  <onimi*»ion 

on  L' du  im:     Euieiijn  Ilrport*.    Volume  II'.  /Icl- 

ijitnn.  hnidmi  MW,  -  ■  Laurent  Itechetme,  La 

(//<  rr  rnntir  lr  tiftuifr  u  deu.r  inrtirrs  dünn  t'in- 
diiKli  ie  Um  irre  dr  Yervirr»  en  l<s!'-'  IsM.  Vre-  ] 
vier»  I$'i7.  —  Pirli  onerier  lirlne,  Comptr  rendu  ! 
du  7.  eoiujrr»  minurl  jf.  Hiureile*  lS'Jiff.  — 
y/initlric  dr  V /nduntrie  rt  du  Trnriiil.  /terite 
du  Truruil.  /'ul.lirr  pur  l'ufticc  du  Tixunil  dr 
Hrli/ii/ur.      Ilm. reih»    ISO*  f.  L'  Eronomtttc 

EiunruU,  /'uri».  —  Ulcichhe.il.  Sozialdemokrat! 
irhr*  Wrichenhlu.lt.  Wien.  Durin  KnrrcrptiH- 
dtnzen  uiik  /jelijicn   r,.n  V.  de  Pirpr. 

H.  Soetbeer. 


IV.  Arbeitseinstellungen  in 
Frankreich. 

1.  Bin  znin  Ende  des  zweiten  Kaiserreichs. 
2.  1870— 1H83.  3.  1884.  Anzin.  4.  18H6.  I>e- 
«■azeville,  Vierzon.  ö.  18SH.  6.  1891 ,  Pas-de- 
Calais.  7.  1802.  (.'armunx.  8.  18»:^ 9. 
185U— 96.  Rive-fle-fuer.  10.  Amtliche  Htatintik. 
11.  Eiiiiiruntr^änit*  r.  12.  (Je*etz  von  185*2  ül>er 
da.-»  Einiifiiiu:*verfahreii.  13.  Wirksamkeit  des 
«M  st  Ues.    14.  Allgemeine  Würdigung. 

1.  Bis  znm  Ende  des  zweiten  Kaiser- 
reichs. Schon  seit  altersher  ist  Frankreich 
nicht  arm  an  grnssoien  Konflikten  zwis*  h»'ii 
Kapital  und  Arbeit :  u«»l»»n  den  Iiier  g|.>icii- 
wie  anderwärt.«  wirkenden  ökoiioinischen 
rrsachen  kommt  noeh  der  l«»hliafte  Charak- 
ter der  Ik'vrJkerung.  das  ausirepnlsrte  Selbst- 
iM^wusstsein  der  Arl>eiter.  der  durch  eine 
Reihe  von  Revolutionen  genährte  demokra- 
tische Geist  der  .Massen  hinzu.  Dein  iregen- 
filier  versagten  auch  zum  guten  Teile  die 
Koalitionsverhote,  und  namentlich  (Tcwerhe. 
wie  das  der  Zimmcrleiite.  in  welchem  n<xli 
Re>te  der  Com|>agnoiiiiage  fortlebten,  hatten 
schon  vor  und  während  der  Zeit  I^ouis 
Philipjtes  grüss^'iv  Arbeits«jinstelluugen  zu 
verzeichnen :  Lrthnstivitigkeiten  fnhrten 
feiner  wiederholt  (1*31  und  1S34)  in  Lyon 
zu  blutigen  Eineuten.  Die  Arbeitseinstel- 
lungen mehrten  sich,  nachdem  einzelne  viel 
von  sich  reden  gemacht  hatten,  als  unter 
dem  zweiten  Kaiserreich  infolge  des  Ge- 
setzes von  lN(J4  ein  erheblicher  Schritt  zur 
vollen  Koalitionsfreiheit  geschehen  war  und 
die  Arbeiterliewegung  ülierhaupt  durch  die 
Ausbreitung  der  Syndikatskammern  in  Flus> 
kam.  "wenngleich  auch  jetzt  noch  die  K'»a- 
litionen  sich  vorwiegend  fallweise  und  un- 
methodisch bilden.  Zu  den  bekanntesten 
ArlHMtseinstellungeu  jener  Zeit  gehuivn  die 
der  Sammetweber  zu  St,  Etienne  (ISO"»), 
der  Kutscher  der  ein  Fuhrwerksmonopol 
in  Paris  besitzenden  Gesellschaft  (1*65),  der 
Schneider  in  Paris  (1SG7),  der  Hut- 
macher  in  Paris  (lS(ifl)  u.  a.  m.  Beson- 
ders bemerkenswert  ist  jedoch  der  Strike 
der  Bronzearbeiter  in  Paris  (1807),  ent- 
standen aus  lyohnstreitigkeiten  und  der  Wei- 
gerung einiger  Fabrikanten,  fernerhin  Mit- 
glieder des  vor  kurzem  gegründeten  Gewerk- 
vereins zu  beschäftigen.  Die  feiernden 
Arbeiter,  durch  ausgesperrte  vennehrt, 
riefen  die  internationale  Arbeiterassneiatiou 
zu  Hilfe:  ob  von  dieser  wirklich  eine  ma- 
terielle l'nterstützung  eintraf,  ist,  da  die 
Berichte  hierfd>er  abweichen,  fraglich,  keines- 
wegs war  sie  bedeutend.  Gerüchte  wussten 
jedoch  von  grossen  Summen  zu  erzählen, 
und  es  he  wog  dieser  I 'instand  sowie  die  Unter- 
stützung der  Strikeuden  durch  fianzösische 
Arbeitetveivine  die  Fabrikanten  zur  Nach- 
giebigkeiL    Desgleichen  sind  noch  hen*or- 


Digitized  by  Google 


Arteitseinstellnngen  (Frankreich) 


791 


hebenswert  die  in  den  Kohlenberg- 
werksgegondon  18»i!)  vorgefallenen  Kon- 
flikte. Bei  Kieamarie  sowohl  als  l>ei  Anbin 
kam  es  zu  einem  Einschreiten  der  bewaffne- 
ten Macht  gegen  »He  Menge:  es  gab  Tote 
und  Verwundete.  Tiefer  Groll  herrschte 
im  Arbeiterstande  gegen  das  Kaiserreich  in- 
folge des  vergosseneu  Blutes. 

"2.  1870—1883.  Die  Ereignisse  von 
1870— 1871  sprengten  die  Pariser  Gewerk- 
vereine zumeist  gänzlich,  und  die  in  der 
Folgezeit  wieder  gegründeten  zeigen  vor- 
wiegend einen  gemässigten  Charakter.  In- 
dessen häufen  sich  seit  1*78  die  Arl>eits- 
einstellungen  merklich.  Dieses  Jahr  selbst 
ist  in  Paris  ausgezeichnet  durch  einen  grossen 
Setzerstrike.  1871)  wollen  die  Pariser 
Bäckergehilfen  einen  neuen  Ijohntarif 
durchsetzen;  als  Zwangsmittel  nehmen  sie 
zunächst  nicht  eine  allgemeine  Arbeitsein- 
stellung in  Aussicht,  sondern  »-inen  den 
Unternehmern  lästigen  steten  Werkstätten- 
wechsel, tl.  h.  kein  Arbiter  sollte  länger 
als  eine  Nacht  in  einer  Backstube  bleilien. 
Anfangs  erfolgverspiveheud.  scheiterten  üif 
Bestrebungen  der  Arbeiter  jedoeli  an  einem 
zwischen  den  Meistern  und  den  sehr  ein- 
flussreichen Stellenvermittlern  geschlossenem 
Bündnis,  wonach  diese  sich  weigerten,  Ar- 
beitern einen  Platz  zuzuweisen,  welche 
nicht  den  Unteniehmertarif  angenommen 
hätten.  In  demselben  Jahre  kommt  auch 
zu  Paris  ein  Masserist rike  der  Tischler 
(etwa  20 CK HJ)  vor.  Die  Folgezeit  kennt  sodann 
eine  Reihe  von  Arl>oitseinstellungon.  mehr 
zum  Zwecke.  Ihm  dem  schlechten  Geschäfts- 
gänge wahrscheinlichen  Ijohnherabsetzungen 
vorzubeugen  als  wirklich  liessore  Arbeits- 
bedingungen zu  erzielen.  —  Bekannte!** 
Strikes  jener  Zeit  waren  insbesondere  die 
der  Grubenarbeiter  von  Grand'  Comltf» 
und  Besseges  (18*2),  der  Möbeltisc  hler 
in  Paris,  Vorstadt  St.  Antoine  (1882).  der 
P  o  r  z  e  1 1  a  n  a  r  b  e  i  t  e  r  von  Limoges(  l883)u.a. 

8.  1884,  Anzin.  Zu  den  bemerkens- 
wertesten Arlieitseinstellungeii  der  Neuzeit 
gehört  die  von  Anzin,  welc  her  übrigens 
schon  mehrere  andere  Strikes  in  denselben 
Gruben  vorangegangen  waren.  Der  Verlauf 
dieser  »Königin  der  Arl>eitseinstellungeiu 
war  folgendermassen.  Anzin  besitzt  Kohlen- 
gruben von  anderwärts  kaum  erreichter  Aus- 
dehnung, sie  erstrecken  sich  auf  eine  Fläche 
von  28iMK>  ha,  das  investierte  Kapital  wurde 
auf  KMJ  Millionen  Francs  geschätzt,  der 
Kurs  der  Anteile  war  1870  im  Durchschnitt 
1800,  erreichte  187 r»  das  Maximum,  näm- 
lich 12750,  und  betrug  1882  3—3417  Francs. 
Durch  mancherlei  Umstände  sah  sich  die 
Gesellschaft  nun  veranlasst,  an  Ersparnisse 
im  Betriebe  zu  denken.  Zu  diesem  Zwecke 
erliess  sie  im  Februar  eine  Bekanntmachung, 
nach   welcher  in  Zukunft  bei  Vergebung 


der  Arbeiten  andere  Bedingungen  als  bisher 
gelten  sollten.  His  da  hatten  sich  die 
Kolüenhäuer  um  die  Erhaltung  der  zu 
ihren  Arbeitsplätzen  führenden  Sekundär- 
wege nicht  zu  kümmern,  diese  war  viel- 
mehr alten,  zu  den  eigentlichen  Borgwerks- 
arbeiten  nicht  mehr  fähigen  Arbeitern  (Rae- 
comodeurs)  unter  Hilfeleistung  von  Knallen 
(Galihots)  übertragen,  welche  auf  Kosten  der 
Gesellschaft  entlohnt  •wurden:  in  Zukunft 
sollte  die  gedachte  Erhaltung  den  Arbeitern 
selbst  obliegen  und  darauf  bei  Vergehung 
der  Arbeiten  bezw.  Feststellung  der  Preise 
Rücksicht  genommen  werden.  Die  Gesell- 
schaft glaubte  nun  dadurch,  dass  jene  alten 
Arbeiter  in  Wegfall  kämen  und  der  Minen- 
arl>eiter  seine  volle  Geschicklichkeit  liei  den 
Erhaltungsarbeiten  in  Anwendung  brächte, 
eine  Ersparnis  erzielen  zu  können:  die 
Arbeiter  liingegen  besorgten,  in  ihrem  Ver- 
dienst geschädigt  zu  werden,  scheuten  die 
ihnen  erwachsende  Verantwortlichkeit,  und 
wollten  die  durch  die  Knt lassung  betroffenen 
Kameraden  (für  welche  die  Gesellschaft 
allerdings  einige  Zusicherungen  machte)  oder 
die  durch  die  neue  Einteilung  in  Zukunft 
davon  bedrohten  nicht  im  Stiche  lassen. 
Immerhin  ist  al«?r  richtig,  dass  die  Ursache 
nicht  so  sehr  in  den  geplanten  neuen  — 
—  anderwärts  schon  durchgeführten  —  Ein- 
richtungen lag:  die  Verantwortlichkeit  der 
Häuer  bei  Unfällen  wunin  dmreh  eine  Er- 
klärung der  Gesellschaft  altgeschwächt  und 
auf  jene  der  alten  Raeeomodeurs  herabge- 
setzt, die  Arbeiter  hatten  ferner,  als  später 
die  neue  Einteilung  ganz  oder  doch  dem 
wesentlichen  nach  durchgeführt  worclen  war, 
selbst  nach  dem  Zeugnis  von  Basly,  dem 
Sekretär  der  Syndikatskammer  der  Bergbau- 
arbeiter im  Nonlde|«rtement.  keinen  I/ohn- 
entgang  zu  beklagen,  obzwar  sie  länger  in  der 
Grube  zu  verhloilten  hätten.  In  der  That 
warf  die  Gesellsc  haft  den  Arbeitern  vor, 
dass  die  neue  Arbeitseinteilung  nur  der  Vor- 
wand für  den  Strike  und  das  Auftreten  von 
Agitatoren  gewesen  sei,  die  Arbiter  aber 
warfen  der  Gesellschaft  vor,  dass  sie  absicht- 
lich eine  Arlieitseinstcllung  nnwoziert  habe.nm 
zur  gelegenen  Zeit  die»  Synuikatsliestrebungen 
zu  vernichten.  .Jedenfalls  ist  richtig,  dass 
die  Arbeitseinstellung  am  21.  Februar  aus- 
brach, dass  kurz  ciarauf  (durch  Annahme 
der  von  der  Gesellschaft  geplanten  Einrich- 
tungen dem  wesentlichen  nach)  eine  Einigung 
l>ereits  erzielt  schien  und  nur  daran  scheiterte, 
dass  die  Gesellschaft  an  der  Entlassung  der 
am  Strike  hervon-agend  Meiligten  Arlmiter 
festhielt.  Nach  einen»  Worte  des  Direktors 
zog  die  Gesellschaft  vor,  dass  der  Strike  jetzt 
statt  später  einmal  ausbreche,  ihre  Voiräte 
hatten  sich  gehäuft,  der  Betrieb  inusste  ohne- 
hin beschränkt  werden,  ErsjKirnisse  schienen 
ihr  bei  dein  ungünstigen  Stande  des  Marktes 
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eine  Notwendigkeit  zu  sein.  Ausserdem 
machten  sich  Syndikatstendenzen  unter  den 
Minenarbeitern  geltend,  die  bei  der  herrschen- 
den Weise,  den  Lohn  zu  bestimmen  (die 
Arbeitsplätze  im  Wege  einer  Art  Lizitation 
an  Gruppen  zu  vergelten  oder  Entlohnung 
nach  der  Menge  der  geförderten  Kohlen 
unter  Rficksiehtnalirae  auf  die  Beseliaffenheit 
der  den  Arbeitern  zugeteilten  Arl>eitsplätze). 
durch  besseres  Zusammenlialten,  Verhinde- 
rung wechselseitigen  Unterbietens  oder  will- 
kürlicher Herabsetzung  der  Akkordsätze  Ite- 
denklich  werden  konnten. 

Der  Striko  hatte  »seinen  Höhepunkt  Ende 
Februar  (von  8963  Arbitern  fuhren  am 
25.  nur  799  ein)  und  endete  am  17.  Juni 
mit  der  l'nterwerfiing  der  Arbeiter.  Das 
ganze  I^and  widmete  ihm  ungeteilte  Auf- 
merksamkeit und  dies  mn  so  mehr,  als  man 
ihm  auch  eine  politische  Bedeutung  zu- 
schrieb. So  sagte  Senator  Tolain  in  Ueber- 
einstimmung  mit  sehr  allgemein  festge- 
haltenen Anschauungen:  *die  Ereignisse  von 
Anzin  sind  nur  einer  der  Zwischenfälle  in 
dem  Feldzug,  welchen  die  Orlcanisten  gegen 
die  Republik  fuhren.  Die  Gesellschaft  will 
nicht  nur  die  Diktatur  behaupten,  welche 1 
sie  seit  1810  besitzt,  sondern  beabsichtigt^ 
auch  allen  Bergwerksartreitern  des  Nordens, 
zu  beweisen,  dass  die  Republik  unfähig  ist,  • 
sie  zu  lieschiitzen.  In  diesem  Augenblick ' 
kämpft  die  Gesellschaft  nicht  um  einige 
elende  Geldstück«*,  sie  kämpft,  um  ihre  öko- 
nomische und  politische  Herrschaft  filier  die 
ganze  Bergwerks-  und  Industriegegentl  des 
Norden  zu  erhalten. *  Es  wurden  auch  so- 
wohl innerhalb  als  ausserhalb  der  Kammer 
Versuche  gemacht,  die  Staatsgewalt  zu  einem 
energischen  Einschreiten  zu  Gunsten  der 
Arbeiter  zu  veranlassen  und  eventuell  mit 
Entziehung  der  Konzession  gegen  die  Ge- 
sellschaft vorzugehen. 

Nach  einer  Berechnung  von  Vuillemin. 
Direktor  der  Minen  von  Anzin,  fehlten  im 
Durchschnitt  bei  der  Arbeit  7050  Arbeiter, 
was  für  46  Arbeitstage  einen  Lohnverlust  von 
1  135050  Francs  ergiebt,  und  licziffcrt  sich 
der  Scluide  für  die  Gesellschaft  auf  unge- 
fähr 600000  Francs.  Die  Syiulikatsorgani- 
sation  würfle  fast  ganz  gesprengt,  indem 
von  den  31  Sektionen  des  Bergliauarbeiter- 
syndikats  im  Norddepnrtement  23  nach  «lern 
Strike  ihre  Funktion  einstellten.  Wie  es 
scheint,  war  die  Wirkung  daWi  eine  nach- 
haltige: wenigstens  wird  noch  fiber  den 
grossen  Kohlenarbeiterausstand  von  1893  in 
Nordfrankreich  (siehe  unten  snb  8)  berichtet, 
dass  Anzin  keine  syndikale  Organisation  be- 
sass  und  von  der  Bewegung  uniierfihrt  blieb. 
I)er  Ausstand  von  1884  musste  daran 
scheitern.  d&<s  die  Zeit  seines  Ausbruches 
für  die  Gesellschaft  sehr  günstig  war  und 
die  Arbeiter   nicht  genügend  Fonds  zum 


Ausharren  besassen :  die  ihnen  zugeflossenen 
Unterstützungen  (im  Wege  der  durch  Jour- 
nale eröffneten  Subskriptionen,  Subventionen 
von  Arbeitervereinen,  Spenden  einzelner  Per- 
sonen) betrugen  nach  Vuillemin  höchstens 
(50000  Francs,  nicht  genug,  um  den  feiernden 
Arbeitern  auch  nur  ausreichend  trockenes 
Brod  zu  verschaffen.  So  kam  es,  dass  sie, 
durch  das  Elend  bezwungen,  sich  unter- 
warfen; die  später  zur  Untersuchung  an 
Ort  und  Stelle  entsendete  Kommission  der 
Kammer  musste  die  Wahrnehmung  machen, 
dass  kein  Arbeiter  sich  auszusagen  getraute, 
und,  als  sie  die  ArlK-iterrpiartiere  durch- 
schritt, wurde  sie  inständigst  gebeten,  in  die 
Wohnungen  nicht  einzutreten,  um  niemand 
zu  schaden.  Die  Disciplin  war  wieder  her- 
gestellt ! 

4.  1886,  DecaxeviUe.  Vierxon.  Die 

Arbeitseinstellung  von  Decazeville  ist 
reich  an  überraschenden  Wendungen:  sie 
beginnt  durch  eine  Arbeitsverweigerung 
ohne  Belang,  am  Alieud  fällt  ein  Verbrechen 
vor;  scheinljaram  nächsten  Tag  beigelegt,  ent- 
wickelt sich  in  Wahrheit  ein  Konflikt  in 
fler  Dauer  von  fast  fünf  Monaten. 

Die  Ausbeutung  und  der  Absatz  der 
Kohlen  fingen  an,  sich  für  die  Gesellscliaft 
in  Decazeville  (Departement  Aveyron)  recht 
schwierig  zu  stellen :  die  Dividenden  waren 
im  Jahre  1*83  84  sehr  mässig  ausgefallen, 
1884  S5  al>er  ganz  ausgeblieben.  Die  Ariteiter 
befürchteten  eine  Lohnherabsetzung,  sie 
beschwerteu  sich  ferner  über  das  Be- 
nehmen zweier  Ingenieure  (Watrin  und 
Blazy),  endlich  über  Zurückbehält  ungen 
von  Löhnen  zu  Gunsteu  des  gesellschaft- 
lichen Ix>l>cnsmittelmagazins.  Am  26.  Ja- 
nuar verweigerten  mehrere  Arbeiter  die  Ar- 
beit. Man  dringt  in  das  Bureau  des  Uuter- 
direktors  Watrin  ein,  führt  ihn  ins  Gemeinde- 
haus, derselbe  beteuert,  fiber  die  von  den 
Arbeitern  gestellten  Forderungen  keine 
Entscheidung  treffen  zu  können,  er  werde 
aber  an  die  Gesellschaft  berichten.  Die 
Menge  wächst  und  nimmt  eine  immer 
drohendere  Haltung  ein ;  Watrin  flüchtet  in 
ein  Haus,  will  sich  verbergen  —  man  folgt 
ihm,  und  er  erliegt  den  wider  ihn  geführten 
Streichen.  Bürgermeister  und  andere  l>e- 
hördliche  Funktionäre  halten  sich  fem.  Am 
nächsten  Tage  wird  die  Arl>eit  oline  wesent- 
liche Aenderung  der  Bedingungen  wieder 
aufgenommen;  fast  scheint  es,  als  ob  sich 
alles  beruhigt  hätte.  Am  15.  Februar  er- 
folgt die  Verurteilung  dreier  Arbeiter  zu 
kürzeren  Gefängnisstrafen  wegen  Beein- 
trächtigimg der  Freiheit  der  Arlieit  (Art  414 
C. 

Am  26.  Februar  tritt  jedoch  eine  allge- 
meine Arbeitseinstellung  ein ;  die  Arbeiter 
lüelten  sich  durch  das  frühere  Ueberein- 
kommen  nicht  für  befriedigt,  sondern  be- 
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haupteten,  eine  Lohneinbusse  erlitten  zu 
haben.  Am  28.  verkündet  die  Gesellschaft, 
dass  sie  die  Strikenden  als  definitiv  ent- 
lassen betrachten  werde.  Auf  der  anderen 
Seite  droht  man,  die  Abtrünnigen  zu  »watri- 
nieren« ;  der  Urheber  des  geflügelten  Wortes 
wandert  ins  Gefängnis.  Allerlei  Verhand- 
lungen und  Vermittelungsversuche  führen 
zu  keinem  Resultate,  in  der  Kammer  kommt 
es  zu  erregten  Debatten,  die  Regierung 
entsendet  Militär  zum  Schutze  der  gesell- 
schaftlichen Werke,  nimmt  aber  eine  den 
Strikenden  woldwollende  Haltung  ein. 
(Kriegsminister  Boulanger:  »Man  hat  gesagt, 
dass  es  zu  Decazeville  ebensoviel  Soldaten 
wie  Bergleute  gäbe.  Die  Uebertreibung  ist 
augenscheinlich,  aber  ich  sage  Ihnen:  be- 
klagen Sie  sich  nicht  darüber,  werfen  Sie 
es  uns  nicht  vor.  denn  vielleicht  zur  Stunde, 
in  der  wir  uns  befinden,  teilt  jeder  Soldat 
mit  einem  Arbeiter  seine  Suppe  und  sein 
Stück  Brot.«) 

Ende  März  hat  der  Strike  auch  die  Hoch- 
öfen und  sonstigen  Werkstätten  der  Gesell- 
schaft ergriffen.  Kine  Subvention  des  Pariser 
Gemeinderates  von  10000  Fr.  stärkt  den 
Mut  der  Strikenden;  ebenso  der  Umstand, 
dass  bei  einer  Ergänzungswahl  für  die 
Kammer  zu  Paris  Roche,  welcher  wegen 
seiner  agitatorischen  Umtriebe  bei  der 
Strikebewegung  zu  15  Monaten  Gefängnis 
verurteilt  worden  war,  eine  ansehnliche 
Minorität  von  Stimmen  auf  sich  vereinigt. 
Die  Gesellschaft  droht  mit  der  Aufnahme 
fremder  Arl»eiter,  die  Erbitterung  steigt. 
Endlich  scldiesst  der  Strike  bei  wach- 
sender Erschöpfung  beider  Parteien  am 
12.  Juni  durch  ein  kleines  Zugeständnis  der 
Gesellschaft,  nämlich  durch  Erhöhung  des 
Jjohnes  um  10  Cent,  pro  Tonne  geförderter 
Kohle.  Der  Lohnverlust  der  Arbeiter  wird 
auf  Über  U00<i00  Francs  geschätzt,  der  Gewinn 
infolge  der  Lohnaufbesserung  insgesamt  auf 
MO  Francs  im  Tag  berechnet,  sonaeh  9000 
Francs  im  Jahre,  d.  i.  1 V  2  °/o  der  verlorenen 
Jxmnsuiume. 

Blazy,  der  andere  neben  Watrin  bedrohte 
Ingenieur,  wird  später  von  den  Arbeitern  zu 
einem  Feste  eingeladen ;  er  stellt  jedoch  für 
sein  Erscheinen  die  Bedingung,  dass  auch 
jene  Arbeiter  zugezogen  werden,  welche 
seinerzeit  an  dem  Strike  nicht  teilgenommen 
hatten  und  von  dem  Feste  hätten  ausge- 
schlossen werden  sollen.  Dieser  Bedingung 
wird  entsprochen.  Daraus  wird  gefolgert, 
dass  (he  frühere  Erbitterung  nur  künstlich 
angefacht  worden  sei  und  einer  versöhn- 
licheren Stimmung  Platz  gemacht  habe. 

Unter  den  sonstigen  Arbeitseinstellungen 
dieses  Jahres  ist  namentlich  die  zu  V  i  e  r  z  o  n , 
die  Societe  francaise  de  materiel  agrieole 
betreffende  hervorhebenswert ,  entstanden 
durch  reduzierte  Produktion  und  maschinelle 


Neuerungen,  welche  zu  suecessiven  Arbeiter- 
entlassungen führten,  wovon,  wie  es  scheint, 
in  erster  Linie  Gewerkvereinsmitglieder  be- 
troffen wurden.  Durch  Rückkehr  eines  Teils 
der  Arbeiter  zur  Arbeit,  welchen  die  Strike- 
partei  vergeblich  zu  verhindern  sucht,  wol>ei 
es  zu  einem  ernstlichen  Handgemenge  kommt, 
i  wird  der  Strike  gebrochen. 

6.  1888.  Das  Jahr  1*88  kennt  vor  allem 
( im  Frühjahre  mehrere  Arbeitseinstellungen 
I  in  der  Glasbrauche;  am  ineisten  l>e- 
|  sprochen  wurde  jene,  welche  im  März  in 
der  Fabrik  der  Firma  Vidie  in  Pautin  aus- 
brach, woselbst  die  Arbeiter  die  Entlassung 
des  missliebigen  Werkmeistere  Amiable 
forderten.  Sie  erhielten  seitens  ihrer  Kame- 
raden in  tienachbartcn  Betrieben  Unter- 
stützung zugesagt;  dem  antworteten  die 
Unternehmer  des  Seine-  und  Seine-et-Oise- 
Departements  mit  (lern  Besehluss,  sämtliche 
(11)  Etablissements  zu  sperreu,  wenn  die 
Arbeiter  nicht  his  zu  einem  bestimmten 
Zeitpunkte  in  der  erstgeuanuten  Fabrik  die 
Arbeit  wieder  aufnähmen.  Hierdurch  wareu 
ca.  3000  Arbeiter,  darunter  viele  Frauen, 
mit  Yerdienstlosigkeit  bedroht;  allerdings 
führte  aber  zunächst  uitr  ein  Teil  der  Unter- 
nehmer die  in  Aussicht  gestellte  Massnahme 
aus.  Sie  erklärten  als  den  wahren  Beweg- 
grund für  das  Vorgehen  der  Arbeiter  den 
Wunsch,  in  den  Werkstätten  die  geheime 
Ijeitung  des  Syndikats  der  der  Besitzer  zu 
substituieren.  Die  Firma  Vidie  gab  ihre 
Bereitwilligkeit  bekannt,  Amiable  zwar  nicht 
zu  entlassen,  aber  doch  auf  einem  anderen 
j  Posten  zu  verwenden,  ebenso  alle  Arbeiter 
r  ohne  Unterschied  wieder  aufzunehmen.  Da- 
mit gaben  sich  alier  diese  nicht  zufrieden. 
Der  Pariser  Gemeinderat  votierte  loooo  Fr. 
zu  Gunsten  der  »durch  ihre  Arbeitgeber  zur 
Arl>citseinsteUung  gezwungenen«  Glasar- 
beiter: diesei-  Beschluss  wurde  durch  die 
Regierung  annulliert,  in  veränderter  Form 
aber  aufrechterhalten,  nämlich  durch  Wid- 
mung jenes  Betrages,  um  das  Elend  der 
Bewohner  jener  Gemeinden  zu  milderu, 
welche  das  Gpfer  der  Arboitsuuterbrcchung 
in  don  Glasfabriken  wären  (Sitzung  vom 
Mai).  In  der  Deputiertenkammer  bean- 
tragt Felix  Pyat  am  15.  Mai  im  Hinblick 
auf  den  Glasarbeiterstriko  die  Gestattuug 
der  Expropriation  aus  öffentlichem  Interesse 
für  jene  Fabriken,  welche  durch  den  Willen 
ihrer  Eigentümer  geschlossen  erscheinen, 
Baslv  endlich  am  22.  Mai  die  Summe  von 
100  000  Fr.  als  Subvention.  Ein  Versuhnungs- 
versuch,  unternommen  durch  die  Uuion  der 
Arbeitcrsyudikate,  welche  die  gemässigte 
Richtung  in  der  Arbeiterbewegung  vertritt, 
scheitert  an  dem  Widerstreben  des  Glas- 
arbeitersyndikates, auf  diese  Vermittelung 
|  einzugehen ,  obzwar  den  Delegierten  der 
Union  lx?reits  die  Entlassung  von  Amiable 
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in  Aussieht  gestellt  wird.  Endlieh  ertriebt 
sieh  gegen  Sehluss  des  Monats  Mai  eine 
Aussöhnung  auf  der  Grundlage,  dass  allge- 
mein  die  Ari«?it  wieder  aufgenommen  und 
Amiahlc  nicht  weiter  in  der  Fabrik  ver- 
wendet wird. 

Dasselbe  Jahr  kennt  noch  eine  grosso 
Anzahl  weiterer  Strikes.  Viel  von  sieh 
roden  macht  der  Erdarbei  ter ausstand  in 
Paris  im  Sommer  wegen  Frasreu  der  Arlieits- 
zeit  und  Iiohnorhöhnng.  Die  Arbeitskom- 
mission  des  Pariser  Gemeinderates  beantragt 
—  nach  Iteivits  friiher  geübtem  Vorgänge  — 
eine  Subvention  von  10  000  Fr.  für  die 
Stinkenden:  d»T  Conseil  verwirft  dies.  Ar- 
beiter werden  dureh  allerlei  oft  gewaltthätige 
Mittel  an  der  Fortsetzung  der  Arbeit  ge- 
hindert,  es  entstehen  mit  der  Polizei  zahl- 
roiehe  Konflikte,  für  welche  indessen  von 
der  Strikepartei  das  Henehmen  der  Polizei- 
organe als  provokatorisch  verantwortlieh  ge- 
macht wird.  Polizeipnifekt  1  »/.«'•  erlässt  an 
die  Kommissariate  ein  (Zirkulär,  in  welchem 
unter  Hinweis  auf  Besprechungen  mit  der 
Staatsanwaltschaft  daiauf  aufmerksam  ge- 
macht wird,  dass  auf  Grund  der  bestehen- 
den Gesetze  jene  Personen  wegen  Beein- 
trächtigung der  Freilieit  der  Arivit  nicht 
verfolgt  weitlen  können,  die  sich  darauf  l»e- 
schrärikt  haben,  Werkzeuge  zu  zerstören  oder 
die  aufgeworfenen  Hügel  wieder  zu  demo- 
lieren, da  erst  bei  Drohungen  oder  Gewalt- 
thätigkeiten  gegen  Personen  das  bezeichnete 
Delikt  beginne.  Dieser  Sehritt  erregt  einiges 
Aufsehen,  übrigens  wird  das  (Zirkular  so- 
gleich widerrufen.  Die  schon  erwähnte 
Arbeitskommissiou  bietet  sich  zur  Vermitte- 
lung  an.  die  Unternehmer  gehen  jedoch  da- 
rauf nicht  ein,  jene  als  Schiedsrichter  zu 
nehmen,  welche  die  Streitigkeiten  hervorge- 
rufen halten  und  übrigens  die  für  einen 
Schiedsrichter  notwendige  Bedingung  der 
Unparteilichkeit  nicht  bieten. <  Die  Bewe- 
gung dehnt  sich  aus.  ihr  sehliessen  sich  nun- 
mehr andere  Geworl>ezweige  an.  Friseur- 
gehülfen  und  Kaffeehauskellner  eröffnen 
einen  Feldzug  gegen  die  liestgohassten 
StelkMivermittelungsgesehäfto:  es  treten  ferner 
noch  Zimnierleute,  Tisc  hler.  Schlosser  u.  a, 
in  Aktion.  Das  Leichenbegängnis  des  Kom- 
munard- »Generals^  Eudes  soll  zu  grossen 
Demonstrationen  benutzt  werden,  die  Regie- 
rung stört  aber  die  Vorbereitungen  hierzu 
durch  die  unerwartete  Schliessung  der  Ar- 
beitslose, des  Herdes  der  Bewegung  und 
lokales  für  die  Versammlungen  und  Ver- 
abredungen. In  der  zweiten  Hälfte  des 
August  verliert  sich  der  Strike. 

6.  1891,  Pas-de-Calais.  Hei  einer  Ver- 
sammlung der  Delegierten  fies  Hergnrboitor- 
syndikates  von  Pas-dc-lZalais  im  Oktober 
1S91  zu  lyons  tauchten  verschiedene  Klagen 
über  geminderte  Venlienste  und  die  Absicht 


der  Gesellschaften  auf.  das  Syndikat  dureh 
Provozierung  partieller  Ausstände,  wie  ein 
solcher  kurz  vorher  zu  Maries  zum  Aus- 
bruch gekommen  war.  zu  ruinieren.  Man 
l»eschloss,  eine  Abstimmung  der  Hergarlx*iter 
über  eine  allgemeine  Arbeitseinstellung  und 
zwar  durch  Abgalt  verschlossener  Stimm- 
zettel einzuleiten.  Diese  ergab  13062  Stim- 
men für  und  731"»  gegen  den  Ausstand:  ca. 
1  .">  ( M  N »  Arbeiter  enthielten  sich  der  Abstim- 
mung. Obzwar  dieses  Resultat  immerhin 
als  eine  sehr  zweifelhafte  Genehmigung  der 
Ausstandsidf?«?  erscheint,  gingen  die  Dele- 
gierten nunmehr  daran,  eine  Reihe  von  For- 
derungen aufzustellen  (l/>hnaufbesserungen. 
Achtstundentag,  rnterstützungskasseti  ete.) 
und  sie  den  Gesellschaften  zu  unterbreiten. 
Die  Antwort  dieser  lautete  durchaus  al>- 
lehnend:  was  die  hinsichtlich  der  Kassen 
aufgeworfenen  Fragen  anbetrifft,  verwies  sie 
auf  «las  in  parlamentarischer  Verhandlung 
stehende  Gesotz.  Hei  dem  neuerliehen  Zu- 
sammentreten der  Delegierten  sprach  sieh 
Basly.  der  zum  Deputierten  vorgerückte  ehe- 
malige Hergarbeiter,  energisch  gegen  die 
Einstellung  der  Artieit  aus  und  empfahl  die 
Abseiidimg  einer  Abordnung  au  den  Mi- 
nisterpräsideuten, da  in  der  Tlxat  gewiss.» 
Kragen  mehr  die  Regierung  als  die  Gesell- 
schaften angingen :  mit  4*  gegen  40  Stim- 
men würfle  jedoch  der  sofortige  Ausstand 
l>eschlossen.  Er  begann  am  1(J.  Noveml»er. 
endete  aber  bald,  da  es  gelang,  zu  einer 
Verständigung  zu  kommen.  Als  Basis  für 
die  Regelung  der  I/mnc  der  in  der  Grube 
lieschäftigten  Arbeiter  wurden  die  der 
zwölfmonatlichen  Periode  vor  einem  früheren 
Strike,  nämlich  dem  von  1*89.  mit  Auf- 
roohtlialtung  der  bestehenden  Prämie  von 
20 "o  genommen.   Strikende:  ca.  36000. 

7.  1892.  ('ariuaux.  Zu  Beginn  1892 
herrschte  bereits  unter  der  Arbeiterscliaft 
der  Bergwerksgesellschaft  von  Carmaux 
eine  Bewegung,  die  zur  Erhebung  von  For- 
deningen bei  einzelnen  Arbeiterkategorieen 
führte.  Im  Februar  stellte  hierauf  das 
Bergarbeitersyndikat  (Präsident-Sekretär  Cal- 
vignac)  das  Begehren  einer  allgemeinen 
Iiohnregelung  l>ozw.  Ijohnerhöhung  unter 
Hinweis  auf  die  von  ihm  bereits  gemachten 
.unerhörten  Anstrengungen«,  das  Personal 
zu  beruhigen.  Die  Gesellscliaft  lehnte  je- 
doch eine  allgemeine  Ijohnregtdierung  ab 
mit  dem  Bemerken,  dass  der  Verdienst  zu 
Carmaux  sich  über  dem  Durchschnitt  in 
Frankreich  erhebe  und  die  günstige  Ge- 
schäftslage bereits  in  das  Gegenteil  umzu- 
schlagen drohe:  einzelnen  Kategorieen  Auf- 
besserungen zu  gewähren,  sei  sie  bereit- 
Daraufhin  würfle  am  6.  März  1892  die  Ein- 
stellung der  Arbeit  beschlossen,  an  welcher 
etwa  240« |  Arbeiter  teilnahmen.  Auf  Ver- 
langen der  Strikenden  wurde  aus  beider- 
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seitigen  Vertretern  ein  Einigungskomitee  i 
gebildet,  das  jedoch  zu  keiner  Beilegung : 
des  Streitfalles  gelangte ,  indem  die  Ar- 
beiter an  dem  Begehren  einer  allgemeinen  I 
l/ohnerhöhung  festhielten,  die  Gesellschaft  | 
aber  nach  wie  vor  nur  einzelne  Aufbesse- 
rungen sowie  reichlichere  Zuwendungen  an 
die  l'nterstützungskasse  zugestehen  wollte.  | 
Man  nahm  hierauf  Zuflucht  zur  Bestellung  i 
von  drei  neutralen  Schiedsrichtern,  von ! 
denen  einer  durch  den  Minister  für  öffeut-  i 
liehe  Arbeiten  zu  Umstimmen  war:  diese  | 
setzten  gesteigerte  Lohnsätze  fest,  allerdings 
nicht  in  der  von  den  Arbeitern  begehrten 
Höhe.  Nach  kurzer  Dauer  war  hiermit  der 
Strike  zu  Ende.  Wie  berichtet  wird,  fassten 
die  Arbiter  die  Thätigkeit  des  vom  Minister 
nominierten  dritten  Schiedsrichters  trotz  der 
Versicherungen  desselben  nicht  als  Er- 
füllung einer  privaten  Mission  auf.  man 
hörte  sie.  oft  sagen:  »Wir  wollen  wissen, 
ob  die  Kegierung  mit  oder  gegen  uns  ist.« 
Die  Ruhe  war  mit  dieser  raschen  Beilegung 
des  Strikes  jedoc  h  nicht  endgiltig  gesichert. 
Ende  Mai  kam  es  in  den  benachltarten 
Kolüengruben  von  A 1  b  i  zu  einem  Strike 
wegen  Entlassung  eines  Arbeiters  und  Prä- 
sidenten des  dortigen  Bergarlieitersyndikats. 
der  uuter  dem  Veitlachte  gestanden  hatte, 
an  einer  Dynamitexplosion  unter  den 
Fenstern  des  leitenden  Ingenieurs  mitschid- 
dig  zu  sein,  gerichtlich  jedoch  mangelnder 
Beweise  halber  freigelassen  wurde.  Und 
im  August  1892  erhob  sich  ein  neuer  Kon- 
flikt in  Ca  r  in  au  x.  Der  schon  genannte 
Werkstattarbeiter  Calviguac,  welcher  auch 
das  Bürgermeisteramt  von  Carmaux  versah 
und  neuestens  auch  zum  Arrondissements- 
rate  gewäldt  worden  war,  erhielt  seine 
achttägige  Kündigung,  welche  mit  wieder- 
holtem unerlaubtem  Fernbleiben  von  der 
Allheit  liegründet  wurde,  eine  Angabe,  die 
jedoch  Calvignac  —  mit  Ausnahme  zweier 
unbedeutender  Fälle  —  bestritt.  Der  Ar- 
l>eiterschaft  bemächtigte  sich  eine  grosse 
EiTcgung,  weU  mau  in  der  Entlassung  Cal- 
vignacs  einen  Verstoss  gegen  das  allgemeine 
Stimmrecht  erblickte,  durch  welches  ihm 
seine  Funktionen  übertragen  worden  waren : 
am  15.  August  stürmte  sogar  eine  Masse 
das  Haus  des  Direktors  Huiublot.  verfolgte 
ihn  von  Zimmer  zu  Zimmer  und  erzwang 
von  ihm  ein  Entlassungsgesuch.  10  Arbeiter 
wurden  später  wegen  dieses  Vorkommnisses 
gerichtlich  zu  einer  Gefängnisstrafe  ver- 
urteilt. Der  Verwaltungsrat  der  Gesellschaft 
bescldoss  jetloch  am  19.  August,  die  De- 
mission Humblots  nicht  anzunehmen,  die 
Entlassung  Calvignacs  aufrechtzuerhalten 
und  die  obersten  Anführer  der  Arbeiter, 
welche  an  der  Erstürmung  beteiligt  waren, 1 
zu  verabschieden.  Die  Versuche,  den  sich : 
au  die  geschilderten  Ereignisse  anschliessen- 


den Strike  über  den  ganzen  Distrikt  zu 
verallgemeinern,  scheiterten,  worauf  man 
Hilfe  bei  Kamniermitgliedern  und  der  Ke- 
gierung suchte.  Schon  l>ei  Wiedereröffnung 
des  Parlaments,  am  18.  Oktober,  kam  in 
der  Kammer  die  Angelegenheit  zur  Sprache ; 
man  beruhigte  sich  aber,  als  sich  dal  »ei  die 
Aussicht  auf  Ijösung  des  Konfliktes  durch 
einen  Schiedsspruch  zeigte.  In  der  That 
einigte  man  sich  auf  einen  Schiedsrichter, 
den  Ministerratspräsidenteu  Loubet,  der  über 
die  von  den  Arlieitervertretern  (den  Deputirten 
Olemeneeau,  Pelletan  und  Millerand)  erho- 
!>enen  Forderungen  (Wiederaufnahme  Cal- 
vignacs und  aller  Arbeiter  ohne  Ausnahme. 
Enthebung  Humblots)  und  die  Gegenvor- 
stellungen der  Gesellschaft,  welche  gegen 
Calviguac  rechtmässig  verfahren  zu  hal>en 
bclmuptote.  alle  Arbeiter  mit  Ausnahme  der 
wegen  des  Angriffes  auf  den  Direktor  Huiu- 
blot gerichtlich  verurteilten  wiederaufzu- 
nehmen bereit  war  und  der  Enthebung 
Humblots  nicht  zustimmt»1,  wie  folgt  ent- 
schied: l)  Calviguac  bleibt  Arlteiter  der 
( iescllschaft,  wird  aber  während  der  Dauer 
seiner  Bürgermeisterfunktion  beurlaubt.  2> 
Wiederaufnahme  aller  Arbeiter  mit  Aus- 
nahme der  verurteilten.  3)  Direktor  Humhiot 
bleibt.  Da  geschah  das  Sonderbare,  dass 
sich  die  Strikcudcu  dem  Spruche  des  ge- 
wählten Schiedsrichters  nicht  unterwarfen, 
sondern  den  Ausstand  fortsetzten:  selbst  der 
erste  Punkt  der  Entscheidung  befriedigte 
sie  nicht,  da  sie  zwar  mit  der  Beurlaubung 
Calvignacs  einverstanden  waren,  diese  aber 
ihrer  Ansicht  nach  nicht  gleichzeitig,  sondern 
erst  nach  seiner  Wiederaufnahme  in  den 
Dienst  erfolgen  müsste.  Versuche,  für  die 
Sinkenden  günstige  Enunciationen  der 
Kammer  hervorzurufen,  scheiterten,  und  An- 
fang November  wurde  die  Arbeit  wieder 
aufgenommen  gegen  die  Erklärung  der  drei 
oben  genannten  Deputierten,  dass  die  Ver- 
urteilten, welche  in  Carmaux  keine  Arbeit 
fänden,  bis  auf  weiteres  anderswo  unter- 
gebracht würden.  Der  Lohnverlust  der  Ar- 
beiter wird  auf  740  000,  der  Verlust  der 
Gesellschaft  auf  8000OO  Fr.  beziffert.  Das 
Verhalten  der  Regienmg  bei  diesem  Strike 
giebt  zu  besonders  heftigen  Vorwürfen  An- 
lass.  so  nicksichtlich  des  geduldeten  Pa- 
trouillendienstes der  Strikenden  etc. 

8.  1898—94.  Cnter  den  1893  vorge- 
fallenen Ausständen  sind  vor  allem  jene  be- 
achtenswert, die  mit  dem  n e  u e  n  A r  b e  i  t  e  r- 
sc hu tzge setze  vom  2.  November  181  »2 
zusammenhängen.  Dieses  reduzierte  die 
Arbeitszeit  der  Frauen  auf  11,  die  der  Per- 
sonen unter  18  Jahren  auf  10  Stunden  im 
Tage:  es  trat  offiziell  am  l.  Januar  1893  in 
Wirksamkeit,  doch  war  vor  Oktober  wegen 
des  verspäteten  Erscheinens  der  Durch- 
führungsverordnungen vou  einer  ernsthaften 
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Anwendung  desselben  keine  Rede  (s.  d.  Art. 
ArboitersoJnitzgesetzgebung  in  Frankreich,sub 
8  oben  S.  544).  Infolge  der  langjährigen  parla- 
mentarischen Verhandlungen  über  das  Oesetz 
mit  ihren  schwankenden  Ergebnissen  waren 
in  den  Kreisen  der  Arbeiterschaft  sowohl 
mancherlei  Erwartungen  wie  Missverstand- 
nisse über  den  wahren  Gehalt  der  gesetz- 
lichen Bestimmungen  verbreitet,  und  zwar, 
dass  die  thatsächlich  eintretende  Verminde- 
rung der  Arbeitszeit  vielfach  nicht  der  er- 
hofften entsprach  und  die  Unzufriedenheit 
namentlich  dort  zum  Ausbruche  kam,  wo  sich 
wegen  unveränderter  Beibehaltung  der  Stück- 
löhne oder  des  nach  Stunden  berechneten 
Zeitlohnes  bei  der  reduzierten  Arlteitsdauer 
zunächst  eine  Herabsetzung  des  Verdienstes 
ergab.  Aus  diesen  Gründen  erfolgte  eine 
Anzahl  von  Arbeitseinstellungen  —  der  Be- 
richt des  Arbeitsamtes  beziffert  die  vou 
ihnen  betroffenen  Etablissements  auf  ca.  A~*>, 
die  Zahl  der  Stinkenden  auf  20  000  und  die 
Zahl  der  versäumten  Arl*eitstage  auf  über 
ltioOOO  — ,  die  zumeist  die  Textilindustrie 
angingen  und  nur  dort  einen  wirklichen 
Erfolg  erzielten,  wo  eine  günstige  Geschäfts- 
lage zur  Wiederaufnahme  des  Betriebes 
drängte.  1804  gab  es  übrigens  noch  einige 
weitere  ähnliche  Strikes;  bemerkenswert 
darunter  ist  ein  Ausstand  bei  mehreren 
Ziegelbrennereien  in  der  Nähe  von  Marseille, 
der  mit  einer  allgemeinen  Herabsetzung  der 
Arbeitszeit  auf  10  Stunden  —  entsprechend 
dem  gesetzliehen  Arbeitstage  der  jugend- 
lichen Handlanger  —  unter  Aufrechterhaltung 
der  frühereu  Taglöhne  bezw.  Erhöhung  der 
Akkordsätze  endete. 

Im  Jahre  180M  gab  es  übrigens  noch 
einige  andere  bemerkenswerte  Strikes,  so  der 
'Irr  Fiakerkutscher  in  Paris  im  Sommer 
(wegen  I»hnfragen,  0000  Stinkende,  erfolg- 
los: das  Präsidium  des  Pariser  Gemeinde- 
rates  liattc  hierbei  seine  Vermittelung  an- 
getragen, was  aber  von  den  Unternehmern 
abgelehnt  wurde,  welehe  die  Unparteilich- 
keit desselben  bezweifelten:  der  Gemeinde- 
rat votierte  den  Strikenden  die  übliche  Unter- 
stützung von  HMWO  Fr.,  die  alxr  nicht  zur 
Auszahlung  gelangten),  dann  der  der  K  o  h  1  e  n- 
ar  heiter  in  den  Distrikten  von  Pas-de- 
Calais  und  Nord.  Die  günstige  Geschäfts- 
lage, welche  die  Vereinbarung  von  1891 
ls.  oben  sub  G>  ermöglicht  hatte,  war  einen» 
Preisrückgang  gewichen,  der  seinen  Einfluss 
auch  auf  die  Höhe  der  Produktion  äusserte. 
I  tie  Geneigtheit ,  der  hierdurch  näher  ge- 
rückten Gefahr  einer  I/dinreduktion  ver- 
mittelst eines  Strikes  mögliehst  wirksam 
entgegenzutreten,  wuchs  durch  die  Nach- 
richten über  Kohlenarhoiterausstände  in 
anderen  lindern,  und  am  10.  September 
1803  richtete  das  Minonarbeitersyndikat  des 
Kohlenbeckens  von  Pas-de-Ualais  an  die  be- 


teiligten Gesellschaften  ein  Schreiben,  worin 
mehrfache  Forderungen  gestellt  wurden,  so 
Erhöhung  der  Prämie  von  20  auf  30°©, 
Ausfolgung  eines  Duplikates  der  Lohnzettel 
über  die  Lohnauszahlung,  Entfall  der  Abzüge 
für  unreine  Kohle  etc.  Die  Gesellschaften 
gingen  auf  diese  Forderungen  nicht  ein,  sie 
lehnten  insbesondere  ab,  Lohnzettel  behufs 
Kontrolle  der  Verdienste  an  das  Syndikat 
auszufolgen,  da  es  den  einzelnen  Arbeitern 
ohnehin  frei  stehe  und  auch  in  Zukunft  über- 
lassen bleiben  müsse,  Mitteilungen  über  den 
erzielten  Verdienst  an  das  Syndikat  zu 
macheu.  Am  18.  September  begann  der 
Strike,  ohne  indessen  vollständig  zu  werden 
oder  sich  über  das  ganze  Gebiet  auszu- 
breiten. Noch  weniger  kam  der  gewünschto 
allgemeine  Bergarbeiterstrike  in  Frankreich 
zu  stände:  die  ülierwiegeude  Mehrzahl  der 
anderen  Bergarlieiterverbünde  erklärte  sich 
mit  einem  allgemeinen  Ausstand  nur  zu 
Gunsten  eines  gemeinsamen  Programms  ein- 
verstanden, während  der  gegenwärtige  Stinke 
ohne  vorgängige  Verständigung  mit  dem 
Verbände  und  nur  wegen  lokaler  Fragen  in 

I  Streue  gesetzt  worden  »ei.  Vennittelungs- 
versuche  der  Friedensrichter  wurden  von 

I  den  Gesellschaften  abgelehnt,  unter  anderem 

I  mit  dem  Hinweis,  dass  ein  Rückgang  der 
Löhne  gegen  1801,  wie  liehauptet,  nicht 
stattgefunden  habe,  was  jetloch  nicht  erst 
durch  einen  Schiedsspruch,  sondern  schon 
durch  eine  Prüfung  der  Aufzeichnungen  zu 
erweisen  sei,  die  man  dem  Syndikat  Kuvits 
angeboten  habe.  Am  (i.  November  ist  der 
unbedachte  und  vergebens  durch  sozialistische 
Deputierte  und  Parteiführer  geschürte  Aus- 
stand völlig  zu  Ende,  der  vielfache  Gewalt- 
tätigkeiten gegen  uichtfeiemde  Arbiter 
mit  sich  gebracht  hatte;  nicht  weniger  als 
210  Personen  wurden  gerichtlich  wegen 
Delikte  in  Verbindung  mit  dem  Strike  zu 
Gefängnisstrafen  verurteilt.  Maximalzahl  der 
Strikenden:  ca.  40 MM». 

9.  1894—95,  Pvive-de-Gier.  Der  be- 
merkenswerte lange  Ausstand  in  der  Glas- 
fabrik Rieliarme  zu  Ri  ve-de-Gier  hängt 
mit  den  Gepflogenheiten  zusammen,  welche 
den  Glasarbeitern  eine  gewisse  Einfluss- 
nahme  auf  die  Wald  des  Personals  ein- 
räumen und  die  insbesondere  auch  in  der 
genannten  Fabrik  zu  «lern  Zugeständnis  ge- 
führt hatten,  dass  die  definitive  Aufnahme 
eines  der  Profession  fremden  Arbeiters  inur 

'  mit  Zustimmung  der  Arbeitervertretung  der 
Fabrik  geschähe,  dann  auch  mit  der  gerade 
l*>i  den  Glasartieitcrn  starken  Syndikats- 
bewegung. Ursache  des  Konfliktes  war  nun 
das  Engagement  eines  Arbeiters,  der  dem 
Syndikat  nicht  beitrat  und  sich  überhaupt 

:  missliebig  machte,  weshalb  die  Arbeiter 
ein  Zusammenarbeiten  mit  ihm  weigerten. 
Interessant  ist,  dass  im  taufe  des  Strikes 


Digitized  by  Google 


Arbeitseinstellungen  (Frankreich) 


797 


die  Glasarbeiterföderation  die  Mehrzahl  der 
Aktien  einer  Glashüttengesellschaft  (Societe 
des  verreries  reunies  de  la  Loire  et  du 
Rhöne)  mit  dem  Sitze  in  Rive-de-Gier  auf- 
kaufte, um  Einfluss  auf  die  Verwaltung 
derselben  zu  haben  und  damit  Gelegenheit 
zu  erhalten,  wenigstens  einen  Teil  der 
strikenden  Glasarbeiter  durch  Ausdehnung 
des  Betriebes  zu  beschäftigen.  Unglück- 
licherweise musste  jedoch  ein  Ofen  in  der 
Yerreric  aux  verriers  wegen  Konstruktions- 
fehler wieder  ausgelöscht  werden.  Dies 
sowie  die  lange,  die  Kassen  erschöpfende 
Dauer  des  Strikes  (seit  Mitte  März  1894) 
und  die  Zunahme  des  neu  engagierten  Per- 
sonals in  der  Fabrik  Richanue  führten  im 
Januar  1895  zur  Wiederaufnahme  der  Arbeit 
Die  Dauer  des  Strikes  betrug  317  Tage,  und 
es  ist  bezeichnend,  dass  dieser  abnorm  lange 
Konflikt  nicht  mit  Fragen  von  materiellem 
Interesse  zusammenhing.  Die  Verrerie  aux 
verriers  erhielt  sich  übrigens  wegen  ge- 
schäftlicher und  diseiplinärer  Schwierig- 
keiten nicht;  1896  brach  das  Unternehmen 
zusammen. 

1893  hatte  es  bereits  eine  Arbeiseinstel- 
lung in  den  staatlichen  Zündhölzchen- 
fahrikeu  gegeben,  die  zu  Lohnzugostäud- 
nissen  führte:  1895  gab  es  einen  neuen 
Strike,  indem  sich  die  Arbeiter  beschwerten, 
dass  sie  wegen  der  Verwendung  von  fran- 
zösischem Holz  an  Stelle  von  nissischem 
nicht  mehr  den  vereinbarten  Verdienst  er- 
zielten, und,  als  eine  von  Beamten  und  Ar- 
beitervertretom  durchgeführte  Enquete  die 
Grundlosigkeit  der  Behauptung  ergab,  den 
Anspruch  auf  eine  höhere  Entlohnung 
wegen  der  mit  der  Bearbeitung  des  neuen 
Holzes  verbundenen  grösseren  Anstren- 
gungen erhoben.  Der  Strike  verlief,  was 
die  Lohufrage  aulietrifft,  resultatlos  und 
führte  zur  Einsetzung  einer  Kommission 
zum  Studium  der  Frage,  wie  der  weisse 
Phosphor  bei  der  Fabrikation  zu  er- 
setzen wäre. 

In  das  Jahr  1895  fällt  auch  der  Aus- 
stand in  der  grossen  Glasflasche  n- 
fabrik  Resscguier  (seit  1881  Aktiengesell- 
schaft) in  Carmaux,  entstanden  aus  der 
Entlassung  eines  agitatorisch  thätigen  Ar- 
beiters. Thatsäehlieh  war  aber  der  Aus- 
stand der  Fabriksleitung  erwünscht,  da  sie 
über  einen  stark  angehäuften  Warenvorrat 
verfügte  und  in  dem  Konflikte  eine  Ge- 
legenheit zur  Herabsetzung  der  in  der  Fa- 
brik gezahlten  allerdings  hohen  Löhne  so- 
wie zur  Entfernung  agitatorischer  Elemente 
erblickte.  Ucbcrhaupt  war  der  Konflikt 
eher  eine  Aussperrung  zu  nennen,  denn  die 
Arbeiter  standen  bald  von  ihrer  Forderung 
der  Wiederaufnahme  ab,  die  Fabrik  blieb 
aber  zunächst  gescldossen.  Abs  man  sie 
wieder  allmählich  in  Betrieb  setzte,  suchte 


das  Strikekomitee  vergeblich  die  Arbeiter 
vom  Eintritte  abzuhalten,  Zuzug  von  aus- 
wärts brach  den  Widerstand.  Im  Anschlüsse 
an  den  Strike  enstand  zu  Albi  eine  neue 
Glashütte  in  den  Händen  der  Arbeiterschaft, 
über  dcreu  Verhältnisse  aber  ungünstige 
Nachrichten  in  die  Öffentlichkeit  gedrungen 
sind. 

10.  Amtliche  Statistik.  Die  amtliche 
Statistik  der  Arbeitseinstellungen  geht  bis 
auf  das  Jahr  1852  zurück,  sie  ist  aber,  was 
die  Periode  1852—1882  betrifft,  selu-  lücken- 
haft. Die  Statistik  seit  1890  wird  durch 
das  Arbeitsamt  bearlteitet  und  jährlich  her- 
ausgegeben. Die  hierauf  bezüglichen  Er- 
lasse sind  in  den  Veröffentlichungen  des 
Arbeitsamtes  abgedruckt.  Hiernach  besteht 
eine  doppelte  Berichterstattung  der  Prä- 
fekten.  und  zwar  eine  summarische  bei 
Ausbruch  und  Beendigung  der  Ausstände 
und  eine  spätere  detaillierte  auf  Grund 
eines  ausfülirlichen  Fragebogens.  Ausser- 
dem sorgt  das  Arbeitsamt  für  eine  Vervoll- 
ständigung des  Materials  durch  eigene  Er- 
hebungen uud  durch  Benutzung  der  Presse. 

Die  ältere  Statistik  ergab  nun 

1882   182  Attsstäude 

1883   144  „ 

1884   90 

1885    108 

1886    161 

1887    108 

1888    110 

1889    321  „ 

Geht  man  bis  1852  zurück,  so  findet 
man.  dass  540  Arbeitseinstellungen  der 
Weber.  160  der  Spinner,  150  der  Arbeiter 
der  Metallindustrie  und  85  der  Bergarl»eiter 
als  der  meistheteiligten  Kategorieen  vorfielen. 
Die  meisten  Strikes  währten  nur  kurze  Zeit 
(der  längste  jedoch,  ein  Sattlerstrike  zu 
Paris  1877  —78  455  Tage)  uud  drehten  sich 
um  tahnfragen.  Hiermit  sowie  in  anderen 
Beziehungen  stimmen  die  Ergebnisse  der 
neueren  Statistik  überein ,  ans  welcher 
nachstehende  Tabelle  entnommen  ist. 

1  S.Tabelle  a.  S.  798.) 
a)       In  Relativzalden  ergiebt  sich 

Voller  KrfolK       Vergleich  Erfoliclosiß 

%  der             0  0  der  keit  °  o  dor 
Stri-      Stri-  Stri-  Stri-  Stri-  Stri- 
kes      ken-  kes  ken-       ke»  kf>n 
den  den  den 

1890  26,71  11,38  20,85  23,85  52.44  64.77 

1891  34.47  20,64  25,38  49.85  40,15  29,51 

1892  22,05  20,46  31,49  49,86  46,46  29,6$ 
185)3  24,92  21,27  32,49  26,36  42,59  52.46 

1894  21,48  23,63  32,99  45,41  45,63  30,90 

1895  24,69  18.72  29,14  4^,18  46,17  36,10 
1898  24,58  23,23  25,63  34,21  49,79  42.56 
1897  19.70  28,80  34,27  41,77  46,63  29,43 

Beschränkt  man  sich  der  Kürze  halber 
auf  die  letzten  drei  Jahre,  so  ergiebt  sich, 
dass  gezählt  wurden    (S.  TaWlle  b.) 
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Jahre 

Zahl  der 

Resultate1) 

Aus- 
stände 

beteilig- 
ten 
Betriebe 

Stinkenden '} 

Voller  Erfolg 

Aus-  |  c*  -i  1 
,  .Stnkende 
stflnue 

Yer 

Aus- 
stände 

gleich 
Sinkende 

Ohne  Erfolg 

■;»ü!*r  Istrikende 
stiinuc 

1*90 

3'3 

8.3 

1 18  929 

82 

'3  36l 

64 

28  013 

161 

76  075 

1891 

267 

402 

108  944 

91 

22449 

67 

54  237 

106 

32  109 

1892 

261 

466 

47903 

s6 

9  774 

80 

23  820 

118 

14  179 

1893 

634 

42S6 

170  123 

is8 

36  186 

206 

44  836 

270 

89  101 

1894 

39« 

»73« 

54  576 

84 

12  897 

129 

24  784 

178 

16895 

1895 

405 

I2P8 

45  801 

100 

8  S65 

118 

20672 

187 

16  521 

1896 

476 

2178 

49«5> 

117 

1 1  579 

122 

17057 

237 

21  215 

1897 

356 

2568 

68  875 

68 

19838 

122 

28767 

166 

20270 

b) 

Ausstünde  in  der  Dauer  1895  1896  1897 

von  einer  Woche  oder 

darunter  276  306  234 

8   15  Tagen  61  98  64 

16—31      „  33  39  32 

31-100    „  31  32  24 

Uber  100  „  412 

Es  betrafen  Lohnfragen 

1895  1896 

,  aller  Ausstände  62.47  63,86 


70,00  68.61 


1897 
62,64 

7347 


mit  %  aller  .Strikenden 

11.  Kinigungsümter.  Die  Fälle,  in  denen 
ständige  Körpersdiaften  zur  Austragung  von 


Vertreter  namhaft  zu  maehen,  ein  Schweigen 
gilt  als  Weigerung.  Wird  jedoch  der  Vor- 
schlag angenommen,  so  beruft  der  Friedens- 
richter beide  Teile,  beziehungsweise  ihre 
Vertreter  zu  einer  gemeinsamen  Yerliand- 
lung  in  seiner  Gegenwart ;  erfolgt  hier  keine 
Verständigung,  so  ladet  sie  der  Friedens- 
richter zur  Bestellung  von  Schiedsrichtern 
ein.  Gelangen  auch  diese  nicht  zu  einem 
Einvernehmen  oder  zu  einer  Einigung  hin- 
sichtlich der  Wahl  eines  weiteren,  den  Aus- 
schlag gebondon  Schiedsrichters,  so  wird  der 
Vorsitzende  des  Civilgerichtes  um  die  Bo- 


Streitigkeiten  zwischen  Unternehmern  und  ste„u  ei  Men  angegangen.  ^ 
Arbeitern  durch  die  eigene  Initiative  der  Arteitslinstellungen    macht  der  Friedens- 


eigene 

Beteiligten  geschaffen  wurden,  sind  selten. 
Immerhin  entstand  lK73ein  Conseil  syndical 
mixte  de  Ja  papeterie,  welcher,  aus  Ver- 
tretern des  Unternehmer-  wie  des  Arbeiter- 
syndikates der  Papierindustrie  gebildet,  so- 
wohl der  Austragung  von  Reehtsstreitig- 
keiten  wie  der  Vorbeugung  von  Arl*?its- 
••instellungen  durch  gütliche  Beilegung  von 
Differenzen  dienen  sollte.  Sein  Kinfluss 
wird  als  ein  sehr  günstiger  geschildert; 
1877  bildet  sieh  zu  Ronen  im  Buchdrucker- 
gewerbe eine  ständige  schiedsrichterliche 
Kommission.  Danelxn  werden  auch  noch 
einige  andere  Fälle  erwähnt,  Itoi  denen  es 
sich  aber,  wie  es  scheint,  hauptsächlich  oder 
ausschliesslich  um  die  Austragung  indi- 1 
vidueller  Rechtsstreit igkeiteu  unter  Um- 1 
gehung  '1er  Gerichte  handelt. 

12.  Gesetz  von  1892  über  das 
Einignngsverfahren.  Das  Gesetz  vom 
27.  Dezemlier  1M92  über  die  Beilegung  und 
schiedsrichterliche  Austragung  von  Kollektiv- 
streitigkeiten zwischen  Unternehmern  und 
Arbeitern  (loi  snr  la  coneiliation  et  l'arbi- 
trage  en  matiere  de  differeuds  collectifs 
entre  patrons  et  ouvriers)  überlässt  es  Zu- 


richter von  Amts  wegen  einen  Versuch,  die 
Parteien  zur  Beschreitung  dos  liezeichneten 
Weges  zu  veranlassen.  Die  eingelaufenen 
Ansuchen  um  Einleitung  des  Einiguugsver- 
fahrens,  Weigerungen  darauf  einzugehen, 
die  Entscheidungen  der  Einigungskomitees 
oder  Schiedsrichter  werden  veröffentlicht. 

in.  Wirksamkeit  des  Gesetzes.  Ueber 
die  Fälle,  in  denen  das  durch  das  Gesetz 
geregelte  Verfahren  angerufen  wird,  geben 
die  mit  der  Strikestatistik  verbundenen  all- 
jährlich erscheinenden  Berichte  des  Arbeits- 
i  amtes  Auskunft. 

(S.  die  Tabelle  S.  799). 
Aus  diesen  Angaben  geht  hervor,  dass 
immerhin  auf  seite  der  Arbeiter  noch  eine 
erheblich  grössere  Geneigtheit  herrschte, 
von  dem  gesetzlich  geregelten  Eiuigungs- 
verfahren  Gebrauch  zu  machen,  als  l>ei  den 
Unternehmern.  Das  Arbeitsamt  bemerkt  in 
seinen  Berichten  übrigens,  dass,  wie  aus 
dem  Wortlaut  der  das  \  erfahren  ablehnenden 
Erklärungen  hervorgehe,  vielfach  die  irrige 
Ansicht  liestohoj  dass  notwendigerweise  l>ei 
mangelnder  Einigung  ein  Schiedsspruch  ein- 
nächst  den  Unternehmern  oder  Arl »eitern,  ge-  treten  müsse  und  man  daher  die  Ablehnung 
gcbcnfalls  den  Friedensrichter  anzurufen,  •  mit  dem  Hinweise  darauf  begründe,  dass 
welcher  hiervon  (durch  Schreiben  oder  öffent-  der  Fall  zur  Austragung  durch  einen  Schied  s- 
liche  Kundmachung)  die  Gegenjiartei  ver- ,  richter  ungeeignet  sei.  Von  anderer  Seite 
ständigt.   Diese  hat' binnen  kurzer  Frist  ihre  :  wird  jedoch  die  Anschauung  ausgesprochen, 

*)  Einige  Ausstände  nicht  miteingerechnet,  weil  Zahl  der  Strikenden  oder  Ausgang  un- 
bekannt. 


Digitized  by  Google 


Arbeits»  -  i  n  *t  eil  im  gen  ( Frankr»  'ich ) 


7!M> 


Jahr 

Zahl 
der 
Ar- 

1'  i  T1  L  t  II  1 

lungen 

Zahl 
der 
Anru- 
fungen 

vor 
einem 
Strike 

Auf  100 
Arbeit.-»- 
einstel- 
Inmren 
kommen 

An- 
rufungen 

Fälle,  in  denen  die  Anru- 
fung ausging  von 

Fälle,  mit  verweiger- 
ter Einlassung  durch 

Vahl 

Aiini 
der 
gebil- 
deten 
Komi- 
tees 

«1  i 
II.  1. 

0  aer 
Anru- 
fungen 

,  p 

den 
Arbei- 
tern 

beiden 
Teilen 

vom 
Frie- 
dens- 
richter 

«CS 
"  D 

die 
Arbei- 
ter 

beide 
Teile 

1  KM 

634 

7 

»7,'9 

5 

56 



2 

46 

34 

6 

2 

55 

5'r37 

ifm 

391 

S 

25,83 

4 

5» 

2 

44 

24 

4 

1 

65 

04.35 

lKtfi 

4°<; 

20.74 

2 

46 

0 

34 

29 

2 

53 

61,  18 

1896 

476 

i 

21.86 

4 

57 

4 

39 

41 

3 

53 

50.96 

189? 

356 

24.71 

4 

46 

l 

37 

20 

2 

54 

6ir36 

dass  es  lediglich  Formsache  sei,  wenn  man 
die  Unangemessenheit  eines  Schiedsspruches 
in  den  Vordergrund  rucke,  während  in  Wahr- 
heit sich  die  Abneigung  der  Unternehmer 
auf  die  Einleitung  der  Verhandlungen  über- 
haupt beziehe. 

Die  Zahl  der  Fälle,  in  denen  es  zu  einem 
Schiedsspruch  kommt,  ist  sehr  gering;  in 
den  fünf  Jahren  1893 — 97  werden  IG  Komitees 
ausgewiesen,  welche  den  Streitfall  durch 
das  Schiedsverfahren  beilegten.  Namentlich 
sind  wieder  die  Fälle  zahlreich,  in  denen 
die  Unternehmer  es  ablehnten,  dass  zu  einem 
Selüedssprueh  Zuflucht  genommen  werde. 
Gegen  die  Ueberlassuug  der  Bestellung  eines 
ausschlaggeVieuden  Scbjedsrichters  an  den 
Gerichtspräsidenten  herrscht  besondere  Ab- 
neigung; es  kam  dazu  in  den  fünf  Jahren 
nur  in  ~>  Fällen,  und  die  Unterwerfung  unter 
den  auf  diese  Weise  zustandegebrachten 
Schiedsspruch  wurde  in  zwei  Fällen  abgelehnt. 

Verbesserungen  an  dem  gegenwärtigen 
Stande  der  Dinge  werden  in  mannigfacher 
Richtung  angestrebt.  Namentlich  bezeichnet 
man  die  Bildung  ständiger  Einigungsämler 
an  Stelle  der  gegen wärtig  durch  das  Gesetz 
allein  vorgesehenen  Komitees  von  Fall  zu 
Fall  sowie  den  Ersatz  der  ziemlich  allge- 
mein für  die  Intervention  von  Amts  wegen 
als  ungeeignet  erkannten  Friedensrichter 
durch  passendere  Organe,  wie  die  Arbeits- 
inspektoren, als  wünschenswert:  aus  zahl- 
reichen Anregungen  in  der  Kammer  (s.  deren 
Aufzählung  im  Bulletin  de  rOffiee  du  Tra- 
vaü,  Januarheft,  1898,  S.  6)  ist  vorläufig  ein 
Kommissionsentwurf  entstanden  (1896,  Doc. 
l»arl.  Nr.  istij).  der  insbesondere  die  Neue- 
rung enthält,  dass  die  Ablehnung,  sich  in 
Verhandlungen  einzulassen,  an  Unternehmern 
wie  den  Vertretern  der  Arbeiterschaft  mit 
einer  kleinen  Geldbusse  geahndet  werden 
kann.  Alle  die  gemachteu  Vorschläge,  die 
zum  Teile  so  weit  gehen,  dass  einem  Arlieit- 
geber.  der  sich  dem  Schiedsgerichte  nicht 
unterwerfen  will,  die  Unternehmung  ent- 
zogen werde,  können  liier  jedoch  keine 
weitere  Erörterung  finden. 

14.  Allgemeine  Würdigung.   Wie  aus 

Vorstehendem  erhellt,  hat  Frankreich  eine 


reiche  Geschichte  au  Konflikten  zwischen 
Kapital  und  Arbeit,  und  der  Verlust,  welcher 
der  Volkswirtschaft  daraus  erwächst,  ist 
ein  namhafter.  Die  grösseren  Arbeits- 
einstellungen der  neueren  Zeit,  die  hier 
nur  unvollständig  individuell  angeführt  und 
geschildert  weitlen  konnten,  sind  regelmässig 
auch  politische  Ereignisse  gewesen :  wo  sich 
eine  Verwickelung  zeigte,  eilten  gewisse 
politische  Parteiführer  hin,  um,  wie  die  einen 
sagen,  die  Arbeiter  durch  ihren  Rat  zu 
unterstützen,  oder,  wie  die  anderen  be- 
haupten, um  aufzuhetzen  und  aufzureizen. 
Die  radikalen  l'arteimänner  benutzen  willig 
die  Gelegenheit,  ihre  Arbeiterfreundlichkeit 
zu  erweisen,  durch  Interpellationen  und 
Dehatten  im  Parlament  Stimmung  für  die 
stinkenden  Arbeiter  und  gegen  die  Arbeit- 
gelier  zu  machen :  in  Gemeindevertretungen 
wird  die  Subventionierung  der  feiernden 
Arbeiter  angeregt  und  auch  durchgesetzt. 
Bei  etwaigen  Unndien  wird  auf  der  einen 
Seite  el>enso  regelmässig  geklagt ,  dass 
Regierung  und  Behörden  die  Macht  des 
Kapitals  unterstützen,  wie  auf  der  anderen, 
dass  sie  zu  wenig  für  die  Ordnung  und 
Sicherheit  thun.  Bezeichnend  ist  auch  die 
wiederholt  gehörte  Klage,  dass  Arlteitsein- 
stellungeu  früher  da«  zidetzt.  jetzt  aber  das 
:  zuerst  ergriffene  Mittel  bei  Differenzen  mit 
den  Unternehmern  bildeten.  Die  Idee  eines 
,  Generalstrikes  wird  vielfach  besprechen,  die 
;  Haltung  der  Gewerkvereine  ist  im  allge- 
meinen «'ine  anerkannt  kampflustige  und, 
wie  der  Ausgang  vieler  Ausstände  lehrt, 
häufig  eine  sehr  unbesounene.  Viele  Arbeits- 
einstellungen weisen  freilich  auf  tareits  von 
früher  her  unerquickliche  Beziehungen 
zwischen  Arl>eitgel>ern  und  Arlieitnehmern 
hin:  die  Erbitterung,  welche  aus  dorn  Ver- 
halten der  Arbeiter  spricht,  ist  offenbar 
nicht  erst  ein  Erzeugnis  der  letzten  Tage. 
Kurz  gesagt,  die  Arbeitseinstellungen  bilden 
einen  in  vielen  Beziehungen  sehr  ernsten 
Teil  der  Sozialgeschichte  Frankreichs. 

Litteratnr  (abgrtehen  rem  <Un  bereits  genannten 
amtlichen  Quellen):  J.  Barbarei,  Le  tvnrnil 
1     cn  h'mncr,  Mwyraphic*  j»»fr**iourilrs,  ?  Mr., 
1      Park  1**6—1800  (nicht  alVr*rhlo«»,;,j.  —  Bon- 
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nassieux,  Iax  quettion  de»  gretet  »out  fanden 
regime,  hirii  1882.  —  A.  Crovutel,  Etüde  histo- 
rique,  eeonomique  et  jnridique  tur  le*  roalitiont 
et  let  griee»  dann  l'induttrie,  Pari*  1887.  —  J. 
Vriouje,  Etüde  eeonomique  et  juridique  rur  le* 
iittociation*,  Pari*  I884.  —  A-  Oibon.  La  liberte 
du  tracail  et  let  grlce*.  Isi  Reforme  utciale  1888. 

—  Yres  Guyot,  La  tyrannie  tocialUte,  Pari« 
189S.  —  Paul  Leroy-Beaulieu,  La  quettion 
oneriere  au  19*  siede,  Pari*.  —  E.  Levasseur, 
Hittoire  de*  da**e*  onerieret  en  Franee  depuis 
1789 jutqu'A  not  jourt,  Pari»  1867.  -  H'.  Lexi«. 
Oewerkve reine  und  l'nternrhmerrerbände  in 
Frankreich.  Sehr.  d.  V.  f.  Soz.,  l^eiptig  1879.  — 
Charles  Kenaul t,  Hittoire  de»  grere»,  Parit 
1887.  —  Royal  Commi**ion  on  Labour. 
Foreign  Report*,  VI,  Franee,  ImiuIou  189S.  —  /.» 
Smith,  U*  coalition»  et  le*  grere*,  Ihtrit  188C. 

—  F.  Turquan,  Ix*  gehe*  en  Franee  depni* 
1874.  L'Eeonomitte  francai»,  1889.  Art.  »Grere*« 
im  Xnureau  Dieiionnaire  d'eronomie  politique, 
I,  I\tri*  1891. —  Veber  einzelne  wichtige  Arbeut- 
einttt Hungen  handeln:  Henri  Beaumonl,  La 
grrre  de*  tailleur*  et  l'induttrie  du  retement  tur 
meture  ä  I\iri*.  Journal  de*  Economitte*  1885.  — 
Franrois  Bernard,  Li*  condition*  du  travail 
et  le*  gr'err*  rerrnte»,  ehd.  188 4.  CUmenceaU. 
Rapport  prc»c„tr  ä  la  committian  d'engnete 
parlementaire  *ar  la  tituation  de*  mtrrier*. 
(ireve  d' Antin,  I\iri»  1885.  —  A,  Vtbon,  Im 
grire  de   Carmaux.     Iax  Reforme  ntcitde  1893. 

—  Hubert  -  V aller oujr,  Le*  grrre*  d'Amient, 
rhd.  1893.  —  Albert  Maron,  f.' hittoire  et  le 
Ulan  dr  la  grere.  du  Ihw-de-Catnit,  ebd.  1894.  — 
•/.  P.  Mazerox,  Ca  um  »  et  ,un*eqnence*  de  Ui 
grere  du  Faubonrg  St.  Antuine  ,  l\iri»  188!.  — 
Mon  de  Seilhae,  Im  grrre  de  Carmaux  et 
la  rerrrrie  d'Alhi,  Pari*  1897.  —  K.  Vulllemln, 
hi  grere  d' Amin,  Lille  188.}.  —  l'eher  da*  Eini- 
guugtrerfahren  unddiot  tifielt  ran  189Ü  (*.  f>.  *ub  l.ij 
inthetondere :  Arthur  Fontaine,  U*  grrre*  et  la 
coneiliatin,,,  /Wm  1897.  —  C.  de  Fromont,  La 

romitiittiun  et  l'arbitrage,  Hiri*  I8U4. —  Albert 
tiulfal.  Li  cimriliation  et  l'arbitrage ,  Ronen 
IS97.  —  Lambrecht*,  La  canrilintion  rt  farbi- 
träne  drrant  Ir*  parlamrnt*  artnel»,  Urenoble  189G. 

—  Office  d  11  Trara  iL  Ih-  la  conriliation  rt 
de  l'arbitragr  da»*  le*  onflit*  rollertif*  entn 
p>Unot*rt  ourrirr;  Pari*  189.1— Ch.  Peronnet. 
hi  eonciliation  et  l'arbitrage,  en  mattere  de 
eonfiit*  collectif*  e.ntre  pnlron*  rt  onerier*  on 
rmploye»,  Pari*  1897.  —  F.  Sehtrledland,  l'n 
projet  dr  loi  franrait  tur  de  *oi-di*niil  r<m»ril* 
dr  cunciliatinn.    Herne  d'r'i  •  oxanir  pulitique  189*!. 

—  tleorgen  Watertat,  De  la  ronriliation  et  de 
l'arbitrage.  Pari*  1897.  —  »  eitere  LiWraturnn- 
gtdten  *iehe  hei  Stammhammer.  Bibliographie 
de*  Sotinlitmu»  (Jena  189.1),  S.  -J7<i  (Arl>eil*rin- 
»tcllungen  in  Frankreirh)  und  Frankenstein, 
Ufr  Arbritertf hüls  (Leipzig  189fi)  S.  .i7S. 

Y.  Arbeitseinstellungen  in  Gross- 
britannien. 

1.  Im  allgemeinen.  2.  Strike  und  Aus- 
sperrung lAK-koiiU  3.  Geschichte  der  Arbeits- 
einteilungen.  4.  Statistik. 

1.  Im  allgemeinen.  Die  Arbeitseinstel- 
lungen sind  trotz  aller  Analogieen  aus  äl- 


teren Zeiten  wie  die  Gesellenaufstände  und 
dergleichen,  wie  überall,  so  auch  in  Gross- 
britannien vorwiegend  moderne  Erscheinun- 
gen. Sie  werden  erst  auf  derjenigen  wirt- 
schaftlichen Entwickelungsstufe  systematisch 

|  in  Scene  gesetzt,  wo  der  Gegensatz  zwischen 
Kapital  und  Arbeit  den  Kampf  um  die  Ar- 
beitsbedingungen zu  einem  organisierten 
macht,  also  dem  grosskapitalistischen  Unter- 
nehmertum ein  besonderer,  durch  Klassen- 
bewusstsein  koalierter,  Stand  von  Fabrik- 
arbeitern sich  entgegenstellt.  Die  moderne 
Arbeitseinstellung  setzt  also  wehrhafte  In- 
teressenvertretungen der  Arbeiter,  Arbeiter- 
koalitionen, voraus.  Die  organisierten  Ar- 
beiter sind  in  dem  entfachten  sozialen 
Kampfe  die  Mannschaft ;  von  ihrem  Klassen- 
bewusstsein  und  Solidaritätsgefühl  hängt 
ihre  Disciplin  und  finanzielle  Rüstung  ab. 
ihre  vornehmste  Waffe  ist  der  Ausstand. 
Es  lässt  sich  also  die  Betrachtung  der  Ge- 
werkvereine von  der  der  Ari*eitseinstellungen 
kaum  trennen.  Die  sozialpolitische  und 
volkswirtschaftliche  Bedeutung  des  einen 
sozialen  Phänomens  bedingt  diejenige  des 
anderen.  Bei  den  Gewerkvereinen  haudelt 
es  sich  um  die  Herstellung  eiuer  Organisa- 
tion, welcher  die  Arbeiter  mit  freiem 
Willen  die  Regelung  des  Arbeitsangebots 
übertragen.  Diese  Organisation  ist.  psycho- 
logisch betrachtet,  wegen  der  natürlichen 
Klassensolidarität  der  Arbeiter  möglich  und 
wahrscheinlich.  Die  grosse  Masse  hat  eine 
natürliche  Neigung  zur  Verschmelzung  der 
individuellen  Interessen,  weil  die  Beteiligten 

I  instinktiv  oder  mit  Bewuastsoiu  erkennen, 
dass  auch  die  Einzelinteressen  in  der  Koa- 
lition besser  gewahrt  sind  als  in  der  Iso- 
lierung. Dieses  natürliche  Solidaritätsge- 
fühl der  Artaiterklasse  ist  —  das  beweist 
die  ganze  Sozialgescliichte  —  ebenso  eine 
wirtschaftliche  Potenz  wie  der  indivi- 
dualistische Egoismus.  Auch  die  Entwicke- 
lung  der  ]K)litiaehen  Parteien  bestätigt 
diesen  Satz.  Durch  gemeinsame  Kämpfe 
und  durch  die  Gewährung  regelmässiger, 
individueller  Opfer  für  die  Kameraden 
nimmt  dieses  Gefühl  der  Solidarität  einen 
liesonderen  Charakter  an.  Je  schwieriger 
die  Chancon  von  Gewinn  und  Verlust  zu 
berechnen  sind,  desto  grösser  wird  mit  der 
Zeit  die  Vorsicht,  mühsam  ersparte  und  zu- 
sammengebrachte Einsätze  in  einem  aleato- 
rischen 1'nternehmen,  wie  es  die  Arbeits- 
einstellung stets  ist.  einzusetzen. 

In  Grossbritanuien  vollzog  sich  zuerst 
diejenige  technische  und  wirtschaftliche 
Umwälzung,  welche  das  in  Zünften  organi- 
sierte Gewerlicwesen  auflöste  und  in  gross- 
industrielle  rnteroehmungsformen  umge- 
staltete. Grossbritannien  ist  deswegen  auch 
das  klassische  Land  der  modernen  Arbeits- 
einstclliuig.    Es  war  für  alle  kontinentalen 
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Industriestaaten  die  Vorschule  der  organi- 
sierten Lohnkilmpfc.  wie  ja  auch  der  heute 
Vi  uns  noch  vorwiegend  gehrauchte  Aus- 
druck »Strike«  auf  diesen  offensichtlichen 
hritischen  Ursprung  hindeutet.  Wesentlich 
bestimmend  für  den  Charakter  und  den 
Umfang  der  Ausstände  war  die  Gestaltung 
der  Koalitionsgesetzgebung  und  die  Ent- 
wickelung  des  Arbeitervereinswesens.  Nach 
diesen  Gesichtspunkten  hemessen  sich  die 
Epochen  der  hritischen  Strikegesehiehte. 
Als  dann  die  Macht  der  Verhältnisse  in  an- 
deren industriellen  Staaten  ähnliche  Zu- 
stände wie  in  Grossbritannien  schuf,  knüpfte 
man  ganz  von  selbst  an  die  dortigen  \  Ur- 
bilder an.  Hüben  wie  drüben  ist  die  Ge- 
schichte der  Arbeitseinstellungen  das  wich- 1 
tigste  Glied  der  gesamten  Arbeiterbewegung 

Seworden.    In  der  Strikeaktion  spiegelt  sich  | 
er  Grad  der  Schulung  bei  den  Parteien 
wieder  und  ebenso  das  Mass  der  rcal|>oliti- 
schen  Auffassung  von  dem  Verhältnis  von 
Arbeit  und  Kapital.    Auf  einer  höheren . 
Entwicklungsstufe,  in  welcher  bereits  die  I 
Kinderkrankheiten  des  ersten  Strikefiebers 
überwunden  sind,  huren  zwar  die  Arbeiter- 1 
ausstände  nicht  auf,  immer  noch  zu  den 
regelmässigen    sozialen   Erscheinungen  zu 
gehören,  aber  sie  sind  nicht  von  zufalligen 
Zwischenfällen  bestimmt,  sondern  wechseln 
mit  den  Geschäftskonjunkturen.    In  Eng- 
land geht  das  soweit,  dass  man  aus  den 
strikesmtistischen  Zahlen  ohne  Schwierigkeit 
die  Kurven  der  wirtscliaftlichen  Konjunktur 
selbst  ablesen  kann.    Aus  den  fortgesetzten  j 
und   zahllosen   Reibungen   hat   sich   dann ; 
endlich,  unterstützt  durch  die  kaufmänni-  i 
sehe  Veranlagung  beider  Teile,  das  Institut 
der    Einigungskammern     entwickelt.  Inj 
ihnen  hat  das  Gebäude  der  sozialen  Selbst-  j 
hilfe  seine  Krönung  gefunden,  denn  durch  | 
ihre  Thätigkeit  sind  zahllose  Streitigkeiten  | 
im    Keime   erstickt    und  friedlich  gelöst : 
worden.    Man  hat  nicht  mit  Unrecht  in  «1er ' 
Ausbildung  der  Eiiiigungs-  und  Schieds-  i 
kanimern  den  Anbruch  einer  neuen  gesell- 
schaftlichen   Ordnung    erblicken  wollen, 
welche  sich  von  dem  entschwundenen  Ge- 
sellenrceht  aus  der  Zeit  der  absoluten  Mon- 
archie nur  dadurch  unterscheidet,  dass  sich 
die  Regelung  der  Arbeitsbedingungen  nicht 
kraft  autoritativer  Amtsgewalt,  sondern  im 
Wege  der  sozialen  Selbstverwaltung  voll- 
zieht.  Jenen  Einrichtungen,  welche  in  sehr 
verschiedenen  Formen  auftreten,  liegt  der 
Gedanko  zu  Gruudo,  dass  der  Preis  für  die 
einzelnen    Arbeitsverrichtungen    und  die 
wmstigen  Arbeitsl»edingungen  für  ganze  In- 
dustriezweige, sei  es  im  ganzen  Lande,  sei 
es  in  einzelnen  Bezirken,  durch  Verhand- 
lung  von    Abgeordneten  beider  Parteien, 
eventuell  durch  Schiedsspruch,  festgesetzt, 
die   Befolgung  der   verabredeten  Normen : 

Handwörterbuch  der  Staatewiaaenscbaften.  Zweite 


aber  durch  lokale  Organisationen  überwacht 
und  jede  entstehende  Beschwerde  auf 
Grund  einer  prompten  Untersuchung  des 
Tatbestandes  gütlich  erledigt  werden  soll. 

Die  Voraussetzungen  dafür,  dass  diese 
strikeverhütenden  Iustitute  wohlthätig,  rasch 
und  ungehindert  funktionieren,  sind  sehr 
mannigfaltiger  Art.  Einmal  ist  das  Vor- 
liandensein  von  umfassenden,  interlokalen, 
gut  diseiplinierten  und  nüchtern  geleiteten 
Koalitionen  der  Arbeiter  und  der  Arbeitgeber 
unerlässlieh.  Ferner  dürfen  dio  wirtscliaft- 
lichen Konjunkturen  einem  nicht  zu  starken 
Wechsel  uuterworfen  sein.  Lebhafte  und 
unvermittelt  einsetzende  Veränderungen  der 
Marktverhältnisse  pflegen  die  Arbeitszeit, 
den  Arbeitslohn  und  che  Zahl  der  verwen- 
deten Arbeitskräfte  besonders  da  empfindlich 
zu  beeinflussen,  wo  man  sich  daran  ge- 
wöhnt hat,  das  Verhältnis  von  Arbeitnehmern 
und  Unternehmern  rein  geschäftsmässig  und 
rücksichtslos  aufzufassen.  Das  ist  in  Eng- 
land der  Fall.  England  als  Industriestaat 
arbeitet  zudem  vorwiegend  für  deu  Welt- 
markt, dessen  Konjunkturen  stärkeren 
Schwankungen  ausgesetzt  zu  sein  pflegen 
als  die  Binnenmärkte.  In  neuester  Zeit 
sehen  sich  die  britische  Industrie  und  der 
Grosshandel  in  ihrer  so  lange  behaupteten 
Monopolstellung  von  allen  Seiten  eingeengt. 
Beide  hat  eine  eigentümliche  Unsicherheit 
und  Unruhe  erfasst,  die  auch  auf  die  sozialen 
Verhältnisse  zurückwirken  musste.  Jede 
plötzlich  eintretende  wirtschaftliche  De- 
pression, die  erhöhte  Arbeitslosigkeit  und 
erhebliche  Lohnreduktionen  zur  Folge  Italien 
würde,  bot  die  Gefahr,  das  bisherige  gegen- 
seitige Vertrauen  der  Parteien  zu  erschüttern 
und  die  Reibungsgegensätze  zu  vermehren. 
Eine  weitere  Voraussetzung  für  den  Erfolg 
der  Prophylaxis  der  Einigungseinrichtungeu, 
und  zwar  eine  allerwichtigster  Art,  war  die 
gewesen,  dass  die  massgebende  Arbeiter- 
politik von  den  alten  und  geschulten  Ver- 
landen, von  dem  intelligenteren  und  gelernten 
Teil  der  Arbeiterscliaft,  beherrscht  wurde; 
d.  h.  von  jenen  Arbeiterorganisationen, 
welche  in  ihrem  Vorgehen  bereits  eine 
Tradition  herausgebildet  hatten,  mit  der  selbst 
die  starken  und  temperamentvollen  Individu- 
alitäten, die  <lie  Führung  übernahmen,  zu 
rechnen  hatten.  Die  Natur  der  Sache  brachte 
es  mit  sich,  dass  mit  der  nüchternen  und 
kaufmännischen  Behandlung  der  Beziehungen 
zwischen  Kapital  und  Arbeit,  durch  die  sich 
die  englischen  Gewerkvereine  vor  allen 
anderen  auszeichnen,  und  mit  dem  geschäfts- 
mässigen  Gleichmut  ihrer  Verhandlimgen 
und  der  kaltblütigen  Ausnützung  der  Chancen 
des  Marktes  sich  ein  eigentümlicher  Corps- 
geist der  älteren  Trade-Unions  gegenüber 
den  jüngeren  und  der  grossen,  im  nüchternen 
Lohnkampfe  noch  nicht  geübten,  undiscipli- 
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nierten  Masse  entwickelte.  Aus  der  oberen 
Hälfte  der  Arbeiter  war  mit  der  Zeit  ein 
neuer  Mittelstand  entstanden,  und  so  wert- 
voll diese  weitere  Differenzierung  und  Ab- 
stufung der  Gesellschaft  auch  sein  mag,  so 
bedenklich  ist  sie,  wenn  sie  dazu  führt,  die 
Errungenschaften  der  Lohn  kämpfe  nur  einem 
Teil  der  industriellen  Arbeiterschaft  zu- 
gänglich zu  machen.  Sehon  die  starke  Be- 
völkerungszunahme, die  das  Arbeitsangebot 
steigert  und  damit  die  neu  errungenen  Auf- 
besserungen gefährdet,  zwingt  förmlich  die 
de  werk  vereine  zur  Schliessung  ihrer  Organi- 
sationen. Die  Aussenstehenden  werden 
hochmütig  vor  den  Kopf  gestossen,  hart- 
herzig boykottiert  und  in  einer  besser  situ- 
ierten.  weil  straff  organisierten,  Minorität 
drohen  die  Missbräuche  des  günstigen 
numerus  clausus  und  der  gegen  Zuzug  ge- 
sperrten Arbeiterkasten  in  moderner  Form 
wieder  aufzideben.  Jede  solcheEinschränkiing, 
die  den  einen  Stand  emporhebt,  vermehrt 
den  ungeheuer  schweren  Druck,  der  auf 
dem  Rest  der  Arbeiter  lastet.  Und  daher 
auch  das  einfache  Geheimnis,  warum  die 
ungelernte  Arbeiterschaft  durch  die  Blüte 
der  Gewerkvereine  gelernter  Leute  in  das 
radikal-sozialistische  Lager  getrieben  wird. 
Die  stolze  Unabhängigkeit,  die  die  Mitglieder 
der  woldorganisierten  Koalitionen  mit  der 
Zeit  gegenül>er  den  Unternehmern  erstritten 
haben,  erscheint  teuer  erkauft  mit  der 
doppelten  Abhängigkeit  der  nicht  koalierten 
und  aus  Mangel  an  Mitteln  auch  nicht 
koalitionsfähigen,  proletarischen  Genossen 
von  dem  sie  beschäftigenden  Kapital  einer- 
seits und  von  der  Gnade  ihrer  l»evorzngtou 
Kameraden  andererseits. 

Ks  war  zu  erwarten,  das»  bei  der  ersten 
besten  Gelegenheit  auch  diese  ungelernte 
Masse  der  Arbeiter  in  den  Lohnkampf 
treten  würde,  sieh  koalierte  und  dabei  zwar 
äusserlich  die  Ite währten  Formen  der  älteren 
Vereine  annahm,  aber  mit  radikalerem,  der 
Klassen  Verhetzung  dienstbar  gemachtem 
Geiste.  Die  unausbleiblichen  Folgen  mussteu 
hVcidiye  iu  das  schon  überwunden  geglaubte 
Strikofiober  sein.  Die  neue  Partei  rief  so- 
fort eine  progressivistische  Arbeiterpresse 
ins  Lelion,  die  das  Uirige  dazu  licitnig,  um 
die  Klassengegensätze  zu  verschärfen.  Die 
zahme  Politik  der  alten  Verbände  wurde 
verhöhnt  und  die  Strikelust  allenthalben 
aufs  neue  angefacht.  In  einem  so  freien 
Staate,  wie  es  Grosshritannien  ist,  hängt 
zudem  ausserordentlich  viel  von  der  Haltung 
der  öffentlichen  Meinung,  die  sie  den  Kämpfen 
auf  dem  Arbeitsmarkte  gegenüber  einnimmt, 
ab.  l*inge  Zeit  liatte  man  sieh  in  England 
daran  gewöhnt.  Arbeitseinstellungen  wie 
einfache  Vorgänge  auf  dem  Warenmärkte 
objektiv  und  sympathielos  zu  registrieren. 
Dieser  Zustand  hat  sich  in  den  letzten  Jahren 


entschieden  verschlechtert.  Die  üblen  Kon- 
sequenzen der  Uetjcrs[ian imng  des  Koalitions- 
prineips  fülirten  dahin,  dass  ein  grosser  Teil 
der  Presse  in  zwei  I jager  gespalten  wurde, 
in  ein  mehr  unternehinerfreundliches  und 
ein  anderes,  das  ausgesproehenermassen  für 
die  Arbeiterforderungen  Partei  ergriff.  Da- 
mit hat  sich  Grossbritanuien  in  bedauerlicher 
Weise  Zuständen  wieder  genähert,  unter 
denen  wir  auf  dem  Kontinent  stets  zu  leiden 
gehabt  haben.  Der  britische  *  soziale  Frieden* , 
von  dem  so  viel  die  Rede  war,  hat  durch 
diese  eigentümliche  Entwicklung  unzweifel- 
haft eine  Sehmälerung  erfahren.  — 

Xoch  grössere  Gefahren,  als  sie  die  hef- 
tigen Gegensätze  zwischen  den  gelernten 
und  ungelernten  Arbeitern  schufen,  drohten 
einer  gesunden  Weiterentwickelung  der 
britischen  sozialen  Zustände  durch  die  Gegeu- 
koalitionen  der  Unternehmer.  So  lange  sich 
dieselben  in  einer  strikt  ablehnenden  Defen- 
sive hielten,  hörten  die  Koalitionen  der  Ar- 
beiter nicht  auf,  Orgaue  des  sozial-ökono- 
mischen Kampfes  zu  sein.  Die  Arl>eitsein- 
stellungeu  waren  häufig,  Iwld  siegreich,  Uld 
erfolglos,  immer  aber  ein  Uebel,  wenn  auch 
ein  unvermeidliches.  Je  öfter  die  Strike- 
aktiouen  einsetzten,  desto  empfindlicher  war 
die  Schädigung  für  die  gesamte  Volkswirt- 
schaft; die  Kosten  des  Kampfes  standen  nur 
selten  im  Verhältnis  zu  dem  erreichten  Vor- 
teil. Es  lag  deswegen  nahe,  die  Kampfe 
abzukürzen  und  sich  mit  gegenseitigen  Kom- 

iiromissen  zu  helfen.  Um  aber  für  alle 
Cventualitäten  ihre  Position  von  vornherein 
zu  stärken  und  den  Gewerkvereinsverliänden 
das  Gegengewicht  zu  halten,  schlössen  auch 
die  Unternehmer  Anti-Strikeverl>ände  von 
grosser  Ausdehnung.  Durch  die  Arbeitsein- 
stellungen war  der  Arbeitsmarkt  empfind- 
licher geworden.  Der  Preis  der  Arbeit 
schwankte  je  nach  den  Konjunkturen.  In- 
dem nun  auch  die  Uuteniohnierverlünde 
bei  jeder  sinkenden  Konjunktur  die  Löhne 
wieder  zu  reduzieren  suchten,  widrigenfalls 
sie  mit  Aussjieming  drehten,  wechselten 
Strike  und  Lockout  in  bunter  Reihenfolge. 
Auf  diese  Weise  wurde  der  Arbeitsmarkt 
aus  seiner  früheren  trägen  Unbewegliehkeit 
in  das  Extrem  einer  hysterischeu  Hyper- 
ompfindUclikeit  gebracht. 

Die  Aktionen  der  finanziell  ausgezeichnet 
ausgerüsteten  Verbände  beider  Parteien  ver- 
sprachen nur  dann  einen  Erfolg,  wenn  sie 
möglichst  einheitlich  vorgenommen  wurden 
und  ganze  Industriezweige  unter  ein  Kom- 
mando brachten.  Auch  verwandte  Industrieen 
verbündeten  sich,  Kartelle  aller  Art  wurden 
abgeschlossen ,  die  Rüstungen  von  langer 
Hand  her  vorbereitet,  und  kamen  dann  end- 
lich die  Kämpfe  zum  Ausbruch,  so  gewannen 
sie  eine  Ausdehnung  und  Hartnäckigkeit 
wie  nie  zuvor.    Der  scheinbare  Frieden  war 
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in  Wirklichkeit  nur  ein  Waffenstillstand. 
Gelegentliche  Kraftproben,  die  ihn  unter- 
brachen, wurden  vielfach  nur  angestellt,  um 
die  Festigkeit  der  Organisationen  für  den 
Ernstfall  zu  prüfen.  Dieser  Zustand  mag 
unvermeidlich  sein,  gesund  ist  er  jedenfalls 
nicht ;  er  birgt  die  Gefahr  neuer  und  heftiger 
gesellschaftlicher  Erschütterungen  in  sich. 
Am  besten  bezeichnet  mau  ihn  als  akute 
UeborspannungdesKa^itionsprineips«.Gross- 
britannien  weist  gegenwärtig  alle  «Symptome 
dieses  sozialen  Krankheitsbildcs  auf,  und  es 
fragt  sieh,  ob  diese  Zustände  so  sehr  viel 
erfreulicher  sind  als  diejenigen,  wo  mangels 
hinreichender  Organisationen  Arbeitseinstel- 
lungen und  Aussperrungen  nur  zu  den  Ans- 
nahmeerscheinungen  gehören. 

2.  Strike  und  Aussperrung:  (I<ockout). 
Unter  Strike  versteht  man  regelmässig  die 
gemeinsam  erfolgte,  freiwillige  Niederlegung 
der  Arbeit  seitens  der  Arbeiter  zum  Zwecke 
einer  günstigeren  Gestaltung  des  Arbeits- 
vertrages. Das  Gegenstück  der  Arbeitsein- 
stellung als  Kampf-  und  Zwangsmittel  der 
Arbeiter  bildet  die  Aussperrung  —  englisch 
loekout  —  d.  i.  die  gemeinschaftliche  Be- 
t  riebsein  Stellung  seitens  der  Unternehmer  zu 
dem  Zwecke,  ihren  Forderungen  durch 
Zwang  Nachdruck  zu  verleihen.  Beides, 
Strike  und  Aussperrung,  fasst  man  heute  in 
Kugland  zweckmässig  unter  dem  Begriff 
•disputes"  (soviel  wie  Arbeitestreitigkeiten) 
zusammen.  Beiden  gemeinsam  ist  die  Unter- 
brechung der  Arbeit,  die  Betriebseinstellung, 
als  Kam jif mittel  in  Differenzen  zwischen 
Unternehmer  und  Arbiter:  In  dem  einen 
Falle  soll  der  Arbeitsvertrag  günstiger  für 
den  Arbeiter,  in  dem  anderen  Falle  günstiger 
für  den  Arbeitgeber  gestaltet  werden.  Fügt 
sich  eine  der  Parteien  nicht,  so  kommt  es 
zum  Strike  bezw.  zur  Aussperrung.  Dort 
kündigt  den  Kontrakt  der  Arbeiter,  hier  der 
Arbeitgeber.  Imgrossen  und  ganzen  darf  man 
sagen,  dass  die  Strikes  bei  wirklicher  oder 
lx'haupteter  günstiger  Konjunktur,  die  Aus- 
sperrungen bei  wirklicher  oder  behaupteter 
weichender  Konjunktur  vorherrschen,  wenig- 
stens'soweit  es  sich  um  Lohnfragon  handelt. 
Beide  Teile  sind  eben  geneigt,  die  Geschäfts- 
lage, sobald  dieselbe  für  eine  Aenderung  der 
Lohnsätze  günstig  erscheint,  durch  ent- 
sprechende Forderungen  auszunützen.  Wo 
anderes  als  Lohnstreitigkeiten,  Arbeitszeit, 
Fabrikdiseiplin,  Beschäftigung  von  Lehrlingen 
und  Kindern,  technische  Veränderungen  im 
Fabrikat  rieb  etc.,  kurz,  die  verschiedenen 
['unkte  der  Fabrikordnung  die  Veranlassung 
«ler  Arbeitsverweigerung  sind,  trifft  die  eben 
genannte  allgemeine  Hegel  freilich  uicht  zu. 
obgleich  auch  hier  allgemein  gesagt  werden 
kann,  dass  erfahrungsgemäss  Art>eitseinstel- 
lungen  und  Aussperrungen  in  denjenigen 
Zeiten  vorherrschen,  in  welchen  die  Güter- 


produktion den  grossten  Unregelmässigkeiten 
unterworfen  ist.  Der  Erfolg  dieser  Kämpfe 
hängt  in  der  Hauptsache  von  der  Disciplin 
und  Solidarität  der  kämpfenden  Parteien 
und  ihren  finanziellen  Mitteln  ab. 

Strike  und  Aussperrung  stehen  sich  meist 
wie  Offensiv-  und  Defensivmassregeln  gegen- 
über. Nicht  selten  wird  gestrikt,  weil  eine 
Aussperrung  nur  droht,  und  ebenso,  wenn 
auch  nicht  so  oft,  kommen  die  Unternehmer 
dem  drohenden  Strike  durch  Aussperrung 
entgegen.  Dies  gilt  ganz  tM>sonders  von 
Grossbritannien  mit  seinen  entwickelten  und 
rücksichtslosen  Koalitionen  hüben  und  drüben. 
In  solchen  Fällen  verwischt  sieh  der  Unter- 
schied zwischen  Arbeitseinstellung  und  Aus- 
sperrung fast  ganz,  und  Angriffs-  und  Ab- 
wehrstrikes  wechseln  ebenso  wie  Offensiv- 
lind  Defensivaussperrungen  ab.  So  begriff- 
lieh scharf  der  Unterschied  zwischen  beiden 
also  auch  sein  mag,  so  schwer  ist  doch  im 
Einzelfalle  zu  sagen,  oh  ein  Strike  oder  eine 
Aussperrung  vorliegt.  Die  amtliche  englische 
Statistik  hat  deswegen  die  bisher  heol  »achtete 
Einteilung  in  Strike  und  Loekout  fallen  ge- 
lassen und  registriert  nur  noch  sogenannte 
disputes.  Andere  statistische  Aufnahmen 
versuchen  Angriffs-  und  Abwehrkämpfe  zu 
unterscheiden,  was  zuverlässig  natürlich  nur 
bei  genauer  Feststellung  des  Sachverhalts 
möglich  ist.  In  dem  Artikel  Aussperrung 
ist  dieses  soziale  Phänomen  näher  unter- 
sucht. Nur  diejenigen  Fälle,  die  unzweifel- 
haft auf  die  Initiative  der  Unternehmer  zu- 
rückzuführen sind,  haben  dort  Berücksichti- 
gung gefunden. 

Wie  überall,  so  beziehen  sich  auch  in 
England  die  meisten  Arl»eitseinstollnngen 
auf  die  Lohnhöhe,  doch  haben  alle  anderen 
möglichen  Verhältnisse  des  Ailwitsvortmges 
ebenso,  wie  die  Forderung  der  Anerkennung 
der  Koalitionen,  zu  derartigen  Streitigkeiten 
geführt.  Die  Erfahrung  lehrt,  dass  die  alten 
und  geschulten  Gewerkvereine,  seitdem  sie 
ein  verhältnismässig  hohes  1/olnmivcau  er- 
rungen halten,  wenige]-  die  mögliche  weitere 
Steigerung  als  die  Rcgolmässigkcit  des 
lyohnes  und  die  Kürzung  der  ArUiitszeit 
anstreben.  Die  reinen  Ijohnkäuipfc  über- 
wiegen also  bei  ihnen  nur  in  der  Periode  der 
Kmancipationskämpfe.  Auf  diesem  letzteren 
Entwickelnngsstadium  stehen  heutzutage  nur 
noch  die  neuen  Koalitionen  der  ungelernten 
Arl»eiter:  sie  sind  also  gowissermnssen  sozial 
rückständig  gegenüber  den  anderen.  Die 
Interessen  der  alten  Tradc-Unions  kollidieren, 
wie  schon  gesagt,  vielfach  mit  denen  der 
»Jungen-.  Jene  richten  ihn«  neuzeitliche 
Taktik  jetzt  nicht  nur  auf  Abstellung  der 
Akkordarbeit  und  des  Unwesens  der  Ueber- 
stundenarbeit.  sondern  auch  auf  Einschrän- 
kung der  Beschäftigung  von  ungelernten 
Arbeitern.  Indem  sie  des  weiteren  im  Inter- 
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css«'  »l.-r  Fe  stigkeit  und  dos  Auschens  ihrer  1  stärkt  w.'iden,  als  im  Jahre  1S14  das  schon 


Organisationen  «Iii* 
hörenden  Arbiter 


nicht 


ZU  <|e|IS< 


■11h- 


faktisch  ausser  Anwendung  gekommene  Lelu- 


aus  den  Arb»'itsstütt»-u  !  lingsg.\setz    der  Königin   Elisal>oth  (l.">b2> 


nulglichst.  im  Notfall»'  auch  im  Wege  des , 
Strik»'S,   zu  verdrängen  such»*n,   tritt  ihre 
Künftige  Arhcit»T|M>litik  mit  <lerj»'nig«'n  <l»>r , 
ungelernten,  schwach  oder  gar  nicht  organi- 
siert«'!» iu  unversöhnlichen  Oegen.sitz. 

Mit  dem  Aushau  der  grossen,  straff 
organisierten  und  central  geleiteten  Gework- 
veiviusverltände  häufen  sich  endlich  auch 
diejenigen  Arheitscinst.'lhuig»'ii .  die  nicht 
wegen  eigener,  »lirekbT  materi» 'Her  Interessen, ' 
sondern  zur  Unterstützung  anderer  feiernder 
Genossen  inseeni»'rt  werden,  »'S  sind  dies 
die  .sogenannten  Synipathie^rikes.  die  sieh 
ebenso  eiugebüigvrt  hahen  wie  auf  Seiten 
derI*nterii<>hm»')<U»'Syni|iiiithieaussjH'rrun'-reii. 

3.  Geschichte  der  Arbeitseinstel- 
lungen.1) Die  Arbeits«  instelluiip'n  in  Gross- 
britannien traten,  ebenso  wie  anderswo,  zum 
erstenmal  als  ivgelinässig«-  Erscheinungen 
der  modernen  Volkswirtschaft  da  hoi-vor, 
To  das  alte,  auf  ein  blühendes  Kieingeworl*" 
berechnete,  die  Beziehungen  zwischen  .Meis- 
tern und  GetM'llen  genau  regelnde  Gewerbe- 
recht  der  absoluten  Monarchie  seit  Mitte 
des  1H.  Jahrhunderts  durch  die  sich  rasch 
ausbreitende  Großindustrie  durchbrochen 
wurde.  Angesichts  der  Vergoblichkoit  aller 
Bemühungen,  mit  Hilfe  des  Parlaments  und 
der  Gericht.«  die  alte  Ordnung  aufivcht  zu 
erhalten,  sahen  sich  »lie  Arhoit»>r  auf  die 
Seilet  hilf  e  angewiesen,  w»un  sie  gegenüU'r 
den  übermächtigen  Grossiudustriellcn  ihn* 
Forderungen  durchsetzen  wollten.  Auf  Eng- 
land  trifft  die  Bezeichnung  d»'s  ]s.  Jahr- 
hunderts als  des  >  Zeitalters  der  Gesellenauf- 
stände<-  ganz  besondere  zu.  Meist  miss- 
glüekten  dieselben,  denn  ilio  alteren  Koali- 
tionen der  Arbeiter  waren  entweder  bloss 
vorüU'igehend,  aus  Anlas*  des  Strikes  zu- 
sammengetretene od»»r  nur  lokale,  wenn  auch 
dauernde.  Organisationen.  Ihn«  Mittel  reichten 
selten  hin,  um  den  Ausstand  hinreichend 
lange  durchzuführen  ;  «Ii»1  ausständigen  Leute 
Hessen  sich  leicht  durch  auswärtige  Arbeits- 


auch  formell  au  fg. 'hohen  wurde.  Der  Staat 
erklärte  sich  damit  für  inkompetent,  in  das 
Arbeitsverhältnis  ordnend  einzugreifen,  er 
verwies  gleichsam  die  Arbiter  auf  die 
Selbsthilfe,  welche  er  doch  gleichzeitig  unter 
Strafe  stellte.  Ein  solches  Vorgehen  musste 
das  Rechtsgoffihl  der  Arbeiter  verwinvn. 
Wan  n  schon  früher  verbrecherische  Aus- 
schreitungen gelegentlich  der  Arbeitsein- 
stellungen vorgekommen,  so  uahmen  die 
Gewalttätigkeiten  nun  iu  ereehivekendem 
Masse  zu.  Da  das  Gesetz  aber  jeglicher 
Koalition  d<'n  Charakter  einer  geheimen  Ver- 
schwörung aufdrückte,  so  mehrten  sich 
gleichzeitig  die  kriminellen  Verfolgungen  und 
Bestrafung» 'Ii  in  bedenklichem  Umfang»». 

Die  ganz»-  Geschichte  der  Arl>eitsein- 
stellungen  iu  England  war  bis  zu  Anfang 
der  h»er  Jahre  eine  hinge  Kette  von  Nie»lei- 
lageu,  unterbm-hen  von  einigen  wtMiigen 
Siegen.  So  lange  dauerte  auch  etwa  die- 
j»'iiigi'  l'.'riode,  die  Wehl.»  und  andere  Ge- 
schichtsschreiber der  britischen  Gewerk- 
veivinsl»'wegung  als  die  »revolutionäre^ 
zeichn»'ii.  Die  materielle  Lag»«  der  Arbeiter 
hatt»>  sich  nur  wenig  gebessert.  Legionen 
von  Krauen  und  Kindern  arlieiteten  in  »bm 
Fabriken  zu  wählen  Hungerlöhnen.  Die 
Einführung  des  Maschiu»'nbctri»'hos  erleich- 
terte den  Ersatz  der  Arbeit  von  Erwachsenen 
durch  Kinderarbeit.  Auch  der  Unfug  des 
Trucksystems  war  damals  im  schönsten  Flor; 
gleichzeitig  brachten  Kriege  und  Missernten 
laug  andauernde  Teuerungen,  und  ungünstige 
Konjunkturen  schufen  zeitweis»'  eine  Arl>eits- 
losigkeit  von  nie  gekannten  Dimensionen. 
Es  war  kein  Wunder,  dass  die  Arbeiter  in 
erster  Linie  das  Maschinenwesen,  das  sich 
dank  einer  Reihe  von  rasch  aufeinander 
folgenden  technischen  Erfindungen  und  Ver- 
iH'sserungen  im  rapidtm  Tempo  weiter  ein- 
bürgerte, für  die  Notlage  verantwortlich 
machten.  Noch  im  Jahre  lSliil  könnt«1  »'in 
britischer  Autor  sagen:  »Die  Gewerkvereine 


kräfte  ersetzen.    Man  kann  sagen,  dass  diese  haben  sich  von  jeher  naturgemäss  der  Ein- 


unvollkommcnc  Organisation  der  Arbiter  bis 
in  das  4.  Jahrz«>hnt  des  19.  Jahrhunderts 
dauert»':  bis  dahin  g»'lang  es  nicht,  um- 
fassenden.»  Verbände  dauernd  ins  Ix'l«  n  zu 
rufen. 

Auf  den  Verlauf  der  Arbeitseinstellungen 
gewann  einen  bedeutend»>u  Einfluss  das 
unter  dem  2!*.  Juli  1SOO  erlassene  oder  viel- 
mehr verschärfte  Koalitionsverbot.  Dass<-Ibe 
l»edrohte  jede  Selbsthilfe  der  Arbiter  auf 
dem  Weg».-  der  V.-n-inigung  mit  schweren 
Freiheitsstrafen.  Die  Erbitterung,  welche 
jenes  G»'s.  tz  hen-on-ief.  musste  noch  ver- 


r)  S.  Scring.  I.  Aufl.  d.  Werkes. 


führung  von  Masellinen  widersetzt,  da  die 
selben  »dfenltar  »He  Tendenz  haben,  den  er- 
forderlichen Bedarf  an  Handarbeitskraft  zu 
verkh'inern  und  so  auf  die  grosso  Mass- 
einen  Druck  auszuüben.«  Bis  in  die  zweite 
Hälfte  unseivs  Jahrhunderts  hinein  richteten 
sich  zahllose  Revolten  und  Arbeitseinst»'l- 
lungeu  gegen  die  Verwendung  neuer  meclia- 
nischer  Klüfte  an  Stelle  der  menschlichen. 
In  w.  lchtMn  Umfang»'  dies  in  den  2«  »er  Jahren 
geschehen  sein  muss,  mag  man  aus  »ler 
T hat sache  ersehen,  dass  eine  ParlameutsbUI, 
welch»'  auf  das  Vergehen  der  l>öswillig>Mi 
Zerstörung  eines  Wirkstuhls  die  Tod»\sstrafe 
setzte,  Annahme  finden  konnte.  Heutzutage 
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sind  die  Klagen  Über  die  traditionelle  Feind- 
s<  litrk<*it  der  Arhcitcrkoalitioncn  gegen  Maschi- 
nen und  Erfindungen  so  put  wie  verstummt. 
Dies  pilt  wenigstens  für  die  gresse  Mehrheit. 
In  jungen  Grossindnstrieen,  die  vielfach  dureh 
eine  fast  unaufhörliche  Folge  von  neuen  Er- 
findungen in  ständiger  Umwälzung  gehalten 
werden,  z.  B.  hei  der  Stiefel-  und  Sehuh- 
fabrikation,  wiederholen  sieh  dagegen  die 
alten  Erfahnuigen.  Die  letzten  Jahre  sind 
dort  von  endlosen  Streitigkeiten  erfüllt,  die 
in  der  Hauptsache  immer  wieder  sich  gegen 
die  arbeitsparenden  Maschinen  richten. 

Im  Anfange  des  11).  Jahrhunderts  und 
fast  in  seiner  ganzen  eisten  Hälfte  fehlten 
fast  alle  Voraussetzungen,  welche  die  mate- 
rielle Ij»ge  der  industriellen  Arbeiterschaft 
Englands  trotz  aller  Strikes  hätten  verbessern 
können.  Gesetzliche  Beschränkungen  in  der 
Anwendung  von  Arbeitern  gab  es  nicht.  Ein 
gemeinsames  Vorgehen  der  Koalitionen,  nur 
im  Wege  der  Se|l»sthilfe  ihre  I>>hrlings- 
züchterei  zu  bekämpfen .  blieb  erfolglos. 
Zwar  war  1821  das  Koalitionsverhot  aufge- 
hoben worden,  aU>r  clor  Geist  des  Miss- 
trauens und  der  Gewaltthat,  den  es  genährt 
hatte,  blieb  noch  lange  Zeit  lclieudig.  Die 
nächste  Folge  des  neuen  Gesetzes  von  1S2 1  war 
eine  starke  Vennehrung  der  Koalitionen  und 
Arlieitseinstcllungen.  Besonders  in  der  Zeit 
der  Aufregungen  und  unsinnigen  Aktionen 
der  Chartistenbowegung  mit  ilnvn  Sozialist  i- 
schen  Programmen  und  ntopistischen  Ideeen 
erschöpfte  sich  die  Arl»itoi*| H'ditik  in  von  vorn- 
herein aussichtslosen  Kämpfern  Die  älteren 
Gewerkvereine  hatten  also  uoeh  sehr  viel 
zu  lernen,  wenn  sie  von  einer  Gesellschaft 
recipiert  sein  wollten,  welche  Gesetzgebung 
und  Judikatur  im  Sinne  der  Klassenjustiz 
sich  dienstbar  zu  machen  verstand  und  von 
der  selbst  eine  wohlgesinnte  .Minderheit  in 
den  geistigen  Fesseln  der  pessimistischen 
fiOhnfondstheorie,  die  den  jedesmal  herr- 
schenden Jjohn  als  einzig  natürlichen,  dem 
marktinässigen  Verhältnis  von  Angebot  und 
Nachfrage  entsprechenden  ansah,  befangen 
war.  Die  Vereine  mussten  ihr  Misstrauen 
durch  Vertrauen,  überstürztes  Vorgehen 
durch  Vorsicht  und  vernünftige  Ueberlcgung, 
I/oidensehaft  dureh  kaltblütige  Erwägung 
und  tinüberlegte  Massregeln  der  Vergeltung 
für  vermeintlich  erlittenes  Unrecht  dureh 
ruhige  Abschätzung  ihrer  Machtmittel  er- 
setzen. Eine  Klassensolidarität,  die  auf  Ver- 
schwörungen und  auf  lächerlichem  Frei- 
maurerecremoniell  beruhte,  konnte  um  so 
weniger  wohlthätige  Wirkungen  hervorrufen, 
wenn  sie  auf  Klassenverhetzuug  und  revo- 
lutionärem Vorgehen  beruhte.  Allenthalben 
fehlte  es  ausserdem  an  der  unerlässlichen 
Voraussetzung  für  einen  siegreichen  Kampf, 
an  der  finanziellen  Rüstung  und  an  einer 
weitblickenden  Führung.    Wer  die  Kraft 


und  das  Streiken  der  einzelnen  zusammen- 
fassen und  an  die  Stelle  des  getrennten 
Vorgehens  ein  gemeinsames,  methodisches, 
von  den  Weisungen  einer  centralen  Autorität 
geleitetes  gesetzt  haben  will,  muss  A'orsicht, 
Takt,  Geduld  und  Wachsamkeit  in  sieh  ver- 
einigen. Sollen  erst  die  Leute  aus  ihren 
äusserst  bescheidenen  Mitteln  jahrelang  Opfer 
bringen  für  ein  Ziel,  das  höchst  vorteilhaft 
ist,  dessen  Erreichung  aber  stets  zweifelhaft 
ist,  iti  erster  Linie  aber  von  der  richtigen 
Abschätzung  der  Kräfte  der  Gegner  abhängt, 
so  müssen  ihre  Führer  marktkundig  sein 
und  in  modernen  volkswirtschaftlichen  An- 
schauungen erzogen. 

Ein  bekanntes  Moment  zur  Verbesserung 
der  kigo  der  Arbeiter  und  ihrer  Löhne 
pflegt  in  der  grösseren  Konkurrenz  der 
Kapitalisten  zu  liegen.  Auch  diese  Voraus- 
setzung traf  in  jener  Periode  der  englischen 
wirtschaftlichen  Entwickelung  kaum  zu. 
Durch  die  Absperrung  fremder  Märkte  war 
die  Konkurrenz  der  Kapitalisten  ersehwert, 
durch  Währungsexperimente,  wie  die  Aus- 
gabe von  entwertetem  Papiergeld,  war  eine 
weitere  wirtschaftliche  Krisis  heraufbe- 
schworen. Dieser  ganze  Komplex  vun  wirt- 
schaftlichen und  sozialen  Erscheinungen 
musste  erst  hinweggeräumt  werden,  um  den 
Emaneipationskämpfen  des  Arlieiterstandes 
eine  aussichtsvolle  Basis  zu  sichern. 

Nur  langsam  wirkte  die  Aufhebung  der 
Koalition.sverl.ote  auf  eine  offene,  gesetzliche 
»ind  besonnene  Handlungsweise  der  Gewerk- 
vereine hin.  Immerhin  wird  schon  von  den 
grossen  Strikes  der  TiOer  Jahre*  ülierein- 
stimmend  bezeugt,  dass  sie  verständig  ge- 
leitet, ruhig  durchgeführt  und  nur  selten  wider- 
rechtliche Ausschreitungen  zeitigten.  All- 
mählich erweiterten  sich  die  Gewerkvereine 
zu  grossen  Fachverhänden,  deneu  die  Mehr- 
zahl der  gelernten  Arbeiter  dauernd  bei- 
trat und  die,  gewöhnlich  »Amalgamierte 
Vereine  *  —  Amalgamations  —  genannt, 
nationale  Föderationen  für  gleiche  oder  ver- 
wandte Industriezweige  bildeten.  Damit 
hatten  die  Arbeiter  eine  Organisation  ge- 
wonnen, welche  sie  in  die  Lage  setzte,  in 
freier  Erschliessung  und  nicht  in  faktischer 
Zwangslage  mit  den  Arbeitgebern  zu  ver- 
handeln, im  Fall  einer  mangelnden  Einigung 
über  die  Arbeitsbedingungen  al>er  die  Arbeit 
auszusetzen,  ohne  nach  kurzer  Frist  durch 
Hunger  zur  Nachgiebigkeit  genötigt  zu  werden. 
Die  Verbände  schlugen  häufig  die  Taktik 
ein,  dass  sie  ihre  Forderungen  jeweilig 
immer  nur  an  einzelne  Firmen  richteten. 
Denn  solche  sind  ^tatsächlich  nur  selten  in 
der  ljage,  einen  Kampf  mit  einem  mächtigen 
Arl>eiterverl«ndo  siegreich  durchzuführen. 
Um  diesem  Vorgehen  zu  begegnen,  schlössen 
ihrerseits  die  Arbeitgeber  der  einzelnen  Ge- 
werl>e  Vereinigungen,  ganz  analog  den  Ge- 
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werkvereinen,  ab,  verabredeten  gemeinsam 
die  Lohne  um  1  sonstigen  Arbeitsliedingungen, 
und  im  Fall  einer  Eltens  eines  Gewerk- 
vereins angeordneten  Arbeitseinstellunguntcr- 
stützten  sie  entweder  die  davon  Itetreffcnen 
Firmen,  oder  aber  —  und  das  geschah 
häufiger  —  sie  l-eantwortoten  die  Arbeits- 
einstellungen mit  einer  allgemeinen  Aus- 
sperrung, um  durch  Vennehrung  der  Feiem- 
den die  Hilfsmittel  der  Arbeiter  rascher  zu 
erschöpfen,  die  Macht  der  (.»ewerk vereine 
zu  brechen,  diese  selbst  womöglich  zu 
sprengen. 

So  kam  es  in  den  ."»Oer  Jahren  zu  einer 
Reihe  der  umfassendsten  Arbeitsstillstände, 
derart,  das<  mehrfach  Zehntausende  von 
Arlteitem  des  gewohnten  Einkommens  viertel 
und  hall»-1  Jahn?  hindurch  entbehrten  und 
schliesslich  doch  Hunger  und  Not  mit  Weib 
und  Kind  erdulden  musston.  Alter  auch  die 
Unternehmer  erlitten,  selbst  im  Kalle  ihres 
Sieges,  durch  den  Inngen  Stillstand  ihrer 
Weike,  die  Unmöglichkeit,  Lieferungsfristen 
innezuhalten  etc..  schwere  Verluste  oft  bis 
zur  Vernichtung  zahlreicher  wirtschaftlicher 
Existenzen  durch  Hanken »tt.  Steigerte  somit 
die  Organisation  der  Arbeiter  in  nationalen 
Verliänden  den  Kampf  um  «Ii»»  Arbeitsbe- 
dimrungen  zu  grossen,  ganze  Distrikte  ver- 
heerenden Kalamitäten,  so  trug  el>en  jene 
'  Organisation  in  sich  den  Keim  zu  einer 
neuen,  friedliehen  Ordnung  der  Beziehungen 
zwischen  Arlteitgol>orn  und  Arbeitern.  Das 
Bewusstsein  der  Schrecken  eines  umfassenden 
Kampfes  brachte  nach  liarten  Erfahrungen 
bei  beiden  Parteien  allmählich  eine  gleich 
grosse  Scheu  vor  solchen  l'nterbivchuugen 
der  Arbeit  hervor  und  machte  sie  gütlichen 
Vereinharungen  geneigt.  Die  Arbeitgeber 
erkannten,  dass  die  ArWiter  durch  ihre 
Gewerkvereine  zu  einer  Macht  gewonlen 
waren,  mit  der  man  Itesser  im  Frieden  als 
im  Kriege  lebt  und  mit  derauf  dem  Fusse 
der  gesellschaftlichen  Gleichberechtigung  zu 
verhandeln  man  keinen  Anstand  nehmen 
durfte.  Die  Arbeiter  aber  erfuhren  in  ver- 
schiedenen schweren  Niederlagen,  dass  auch 
sie  ihr»*  neu  errungene  Machtstellung  nicht 
ungestraft  zu  leichtfertigen  und  mutwilligen 
Arbeitseinstellungen  missbrauchen  dürfen. 

Inwiefern  die  innere  Organisation  der 
Gewerkvereitle,  ihr  wachsender  Wohlstand, 
die  zunehmende  ökonomische  Einsicht  ihrer 
Leiter  den  Arbeitseinstellungen  entgegen- 
wirken, ist  in  dem  sjtätor  folgenden  Art. 
über  die  englischen  Gewerkveivine  aus 
einander  zu  setzen. 

Doil  ist  auch  ausgeführt,  wie  gerade  die 
mächtigsten  und  n-ichsten  GewerkveHne 
sich  mehr  und  mehr  aus  blossen  Kampfge- 
iiosseuschaften  zu  Vorsieherungsverltänden 
mit  vorwiegend  friedlichen  Aufgaben  ent- 
wickelt haben.    In  jener  Zeit  bürgerte  sich. 


besonders  in  den  GM  er  und  70  er  Jahren  das 
Einigung*-  und  Schiedsverfahren ,  von  dem 
schon  die  Rede  war  und  Über  das  ein  beson- 
derer Art.  Eiiiigungsämter  in  diesem  Sammel- 
werk informieren  soll,  mehr  und  mehr  ein. 
Diese  friedlichen  Institute  der  sozialen  Selbst- 
verwaltung gewannen  in  einigen  Grossin- 
dustrieen  eine  so  erhebliche  Bedeutung,  dass 
man  sagen  kann,  dass  grosse  Arbeitsein- 
stellungen die  Ausnahme,  Begleichung  von 
Streitigkeiten  im  Wege  des  Kompromisses  fast 
die  Kegel  bildeten.  So  in  der  Baumwollspinne- 
rei und  -webeH  von  I^ancashire.  der  Kohlen- 
industrie von  Dtirham  und  Northumberland. 
Cunilterland  und  Süd- Wales,  dem  Eisensteiu- 
bergbau  und  der  Hochofenindustrie  von 
Cleveland,  dem  Eisenhüttengewerbe  von 
Staffi  trdshire  und  Nonlongland(Middlesbrough 
etc.»,  im  Maschinen-  und  Seliiffsljau  des 
ganzen  Königreichs.  Die  lösten  Erfolge 
sind  in  den  drei  letzterwähnten  Industrieen 
erzielt  worden.  Seit  Begründung  der  Kini- 
gungskainuier  für  die  Eisenhütten  Nord- 
englands  (1SG9)  sind  viele  auch  der  ein- 
schneidendsten Lohnfragen  ohne  namhaften 
Kampf  entschieden  wonlen.  Ein  allgemeiner 
Ausstand  im  Schiffsl>au  ist  bis  in  die  letzten 
Jahn1  nicht  mehr  vorgekommen.  Aehnlich 
lag  es  Iteim  MaschiueuWu,  wo  seit  1S52  bis 
zum  Jahre  ls07.  von  kleineren  Ausständen 
abgesehen,  Ruhe  herrschte.  Auch  die  Kohlen- 
reviere lagen  längere  Zeit  ziemlich  im  Frieden. 
Doch  wiederholten  sich  Massen  st  rikes  im 
Bergbau  iu  den  70  er,  NO  er  und  90er  Jaluvn 
von  allergresster  Ausdehnung.  Aehnlich 
verhielt  es  sieh  mit  der  Baumwollindustric. 

Im  übrigen  ist  nicht  zu  verkennen,  dass 
die  Neuordnung  der  Dinge  doch  noch  weit 
davon  entfernt  ist,  die  ganze  englische 
Industrie  zu  beherrschen.  Selbst  da,  wo  die 
Einigungsämter  funktionieren,  handelt  es  sich 
bisher  meistens  mehr  um  einen  bewaffneten 
Frieden,  der  aufrecht  erhalten  wird  angesichts 
einer  steten  Bereitschaft  zum  Kampfe  und 
vermöge  der  gegenseitigen  Furcht  lieider 
Parteien,  als  um  eine  organische  Wirksam- 
keit auf  der  Grundlage  der  gegenseitigen 
Auerkeimuug  und  des  Bewusstseins  einer 
bestehenden  Interessengemeinschaft.  Wenn 
bis  auf  die  Gegenwart  Arlteitseinstellungeu 
oder  Aussj>erru ngen  Jahr  für  Jahr  Tauseude 
von  Arlicitern  ausser  Bn>t  bringen  und  Stö- 
rungen in  dem  nationalen  Preduktionsprezess 
hervomifen,  so  liegen  die  nächsten  Ursachen 
dafür  in  der  ungenügenden  Ausdehnung  und 
Festigkeit  der  neuen  Organisation;  die  tiefen1 
Ursache  alter  ist  in  der  Thatsache  zu  sehen, 
dass  dieselbe  eine  nur  langsam  zu  gewinnende 
Erziehung  der  Arlteitgeber  wie  der  Arbeiter 
voraussetzt. 

Eine  Anzahl  weniger  wichtiger  Industrie- 
zweige entbehrt  auch  heute  noch  jeglicher 
Organisation.    Wo  GewerkveHne  bestehen, 
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umfassen  sie  doch  mir  einen,  nämlich  den 1  brauch  gekommen.  Da,  wo  sie  sich  am 
gelernten  Teil  der  Arbeiterschaft.  Wenn ,  längsten  gehalten  haben,  in  den  Kohlen- 
auch  die  Niehtmitglioder  n^gelmflssig  den  1  revi«»ren  von  Süd- Wales,  droht  ein  Massen- 


Anordnungen  des  Gewerkvereins  Folge 
leisten,  kann  dieser  bezw.  die  Einigungs- 
kammer doch  nicht  verhindern,  dass  Ar- 
beitseinstellungen von  Anssensteheudcn  vor- 
kommen, indem  sich  Koalitionen  für  den 
einzelnen  Fall  bilden.  Al>or  auch  über  ihre 
eigenen  Mitglieder  üben  die  Gewerkvereine 
nicht  eine  hinreichend  scharfe  Disciplin 
noch  besitzen  sie  hinreichende  Autorität, 
um  einzelne  Gruppen  von  einer  gelegent- 
liehen Niederlegung  der  Arbeit  auf  eigene 
Faust  abhalten  zu  können:  des  öfteren 
kommen  Ausstände  vor  gegen  den  ausge- 
sprochenen Willen  des  Gesamtvorstandes 
(so  1873  bei  den  Londoner  Maschinenbauern, 
1874  zu  Laneashire.  wo  15 — lG(HM)  Kohlen- 
arbeiter  gegen  den  Rat  der  Amalgamated 
Association  of  Minors  die  Arbeit  auf  1 — 2 
Monate  niederlegten),  elienso  fand  im  Winter 
18*0  87  ein  allgemeiner  Ausstand  der  [  Besserung  der 
Kohlonliorgleuto  von  Northum  tierlnnd  statt, !  Die  Arbeitszeit 


strike  der  Bergleute,  der  gegenwärtig  (Früh- 
jahr 1898)  entbrannt  ist,  dies«;  Einrichtung 
zu  beseitigen. 

Trotz  alledem  kann  man  sagen,  dass  in 


der  Periode  von  l8"»0    bis  etwa 


begonnen  durch  einig«'  Belegschaften,  welche 
ohne  Erlaubnis  ilnvr  Vorstände  die  Gruben 
verliessen  und  <lie  an<lern  mit  sich  fort- 
rissen. — 

Aus  dem  häufigen,  umständlichen  und 
kostspieligen  Schied?-  und  Einigungsver- 
fahren sind  dann,  Itosonders  in  den  "Oer 
und  8Ut  Jahn 'ti  die  gleitenden  I/>hnskalen 
(s.  il.  Art.  Iiohnskala,  gleitende)  entstanden. 
Dies*»  Skalen  sind  eine,  hauptsächlich  in  der 


1881»  im 

Wege  der  Arbeitseinstellung  und  der  die- 
selben   im    gütlichen  Vergleichsverfahren 
verhindernden  oder  vermindernden  Emmgen- 
schaften  der  gowerkveivinliehen  ArWiter- 
»litik,  die  soziale  I,age  der  arbeitenden 
{lasse  sieh  ganz  erheblieh  verbessert  hat. 
Jies  Ix'stätigt  unter  anderen  die  Eiujuete 
der  »Royal  Commission  on  lahour«  (1891— 
1893).    In  unzweifelhafter  Weise  winl  an 
der  Hand  eines  ivichon  Materials  nach<fe- 
wiosen,  dass  in  der  Periode  von  18 12-- 1892 
die   Hauptkomponent«»n  «1er  I^igc  der  ar- 
beitenden Klassen,  Kaufkraft  des  L>hn«»s 
und  Arbeitszeit,  eine  erhebliche  und  stetige 
sozialen   Lage  darstellen, 
ist  kürzer  geworden,  die 


Llhne  sind  gestiegen  und  mit  Ausnahm«' 
der  Ausgaben  für  den  Mietzins  in  grossen 
Städten,  die  alter  je<lenfalls  in  den  letzten 
zwanzig  Jaliren  kaum  erheblich  weiter  ge- 
stiegen sind,  zeigt  auch  die  Kaufkraft  der 
Nominallöhne  gegenülvr  dem  g»»s«»llsc-haft- 
lichen  Bedarf  eine  bedeutende  Stärkung. 
Auch  in  sanitärer  Hinsieht  sind  die  Arbeits- 
zuständ«»  besser  gewonlen,  und  in  zunehmen- 
dem Umfange  lieziohen  zahln-iche  Arbeiter 


Kohlen-  und  Eisenindustrie  üblich  gewordene,  |  neben  dem  blossen  Arbeitseinkommen  Ein 
Form  des  Lohn  Vertrages,  vereinbart  zwischen 
den  offiziellen  Associationen  der  organisierten 
Unternehmer  und  Arb-iter.  Der  wesent- 
lichste Inhalt  einer  jeden  I/ihnskala  besteht, 
darin,  dass  die  Kontrahenten  durch  sie  sich 


vertragsmäßig  dahin  einigen,  dass  unter 
Zugrundelegung  eines  bestimmten  Normal- 
(Standanl-)Lohnes  und  eines  Normal-  (Stan- 
dard-)Pivises  des  Produktes  —  Roheisen 
bezw.  Kohle  —  der  I/mnsatz  prozentual 
über  den  Normallohn  steigen  oder  unter 
diesen  fallen  soll,  zugleich  mit  den  ent- 
spn  »chenden  etwaigen  Pivisseh  wankungen 
des  Rohproduktes,  mit  anderen  Worten: 
liOhn  und  Verkaufspreis  werden  bindend 
in  «'ine  gewisse  Wechselbeziehung  gebracht. 
Das  Verhältnis  beider  ist  von  der  Skala 
abzulesen. 

Al»er  auch  diese  originelle  Einrichtung, 
die  überaus  wohlth.'ltig  zu  wirken  in  der 
Lag»«  war,  war  nicht  von  dauerndem  Be- 
stand. Heutzutage  l»»haupten  die  Arbeiter, 
dass  die  Skalen  viel  zu  mechanisch  wirkten, 
die  Pn'isennittelungen  der  Rechnungsführer 
seien  zudem  irreführend,  und  ein  energischer 
J Zehnkampf  um  vieles  zweckmässiger. 

l'nter  dem  Drucke  dieses  Misstrauens 
sind  die  meisten  Skalen  wieder  ausser  Ge- 


kommens<|Uoten  aus  gewissem  ersparten  und 
investierten  Kapital.  Dazu  kommt,  heisst 
<»s,  «lie  Thatsache,  dass  die  höheren  ln- 
dustriegrado  «lie  ungeh»rnteu  Arlieiter  zum 
Teil  absorbiert  haben,  während  die  rein 
vom  Arlieitseinkoinmen  lebend»*  Arl>eit<»r- 
l*»völk«»rung  zurückgegangen  ist.  Die  früher 
den  Lohnkampf  begleitenden  Schärfen  sind 
einer  freien  und  offenen  Behandlung  der 
strittigen  Fragen  gewichen,  und  di<»  Teinlenz 
zum  allg»'ineinen  sozialen  Frieden  herrscht 
hüben  und  drüben. 

Niemand,  der  di«>  soziale  Geschieht«' 
Englands  wrfolgt  hat,  kann  v«»rkennen,  dass 
ilies  r  Aufschwung,  den  ein  grosser  T«nl  der 
britischen  Arbeiterschaft  erzielt  hat,  nur 
mit  Hilfe  der  Arbeitseinstellung«»!!  ernneh- 
l>ar  war.  Unterstfitzt  wunlen  di«»se  Erfolge 
durch  eine  höchst  eigentümliche  ökonomisch- 
politische  Konstellation  in  dein  dritten 
Viert«»!  «les  19.  Jahrhunderts.  In  dieser 
Zeit  machte  England  eim'ii  ungeheun»n 
wirtschaftlichen  Aufschwung  durch,  der 
ihm  vor  ander«»n  Nationen  eine  Art  indu- 
strieller Monopolstellung  sicherte.  Die 
Möglichkeit,  den  Markt  in  einer  der  steigen- 
den Produktivität  «»ntspn.'chenden  Proportion 
auszud<»hnen .  günstig«»  Konjunktiuvn.  «lie 
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nur  selten  durch  Krisen  und  Absatz- 
stockungen unterbrochen  wurden,  und  «*n«l- 
lieh  »  in«'  wirksam«»  Arbeiterschutzgesetz- 
gehung.  getragen  von  «Ut  S<hauk«dpolitik 
der  leiden  grossen  politischen  Parteien,  die 
••ifersflchtig  «larüber  wachten.  <lass  die  immer 
pclnvurr  wiegembm  Stimmen  der  mächtig 
<  rstarkt«  n  Arbeiterklasse  /u  ihn -n  Gunst«1!! 
in  di«'  Wagschale  fielen,  ergalten  für  <li<' 
Arltoiterschaft  «Ii«-  wichtigsten  Konsequenzen  : 
Konstant  wachscn«|e  Nachtrag«-  nach  Arbfit. 
geringe  Arbeitslosigkeit  auf  der  einen  Seite, 
Geneigtheit  und  Fälligkeit  der  rnteriiebnier. 
den  Arbeiter  Itossor  zu  remunerieren  und 
ihn  an  den  höheren  Gewinnston  partieipiercn 
zu  lassen,  auf  der  ander«Mi  Seite. 

So  gestaltet  war  die  Epoche  des  sozialen 
Waffenstillstandes,  in  der  nie  Gowerkvoreine 
ihre  gnissten  Triumphe  feierten  und  in 
welcher  sieh  der  speeifisch  englische  Typus 
der  Arbeiterpolitik  ausgebildet  hat.  Als 
dann  aber  in  der  Folgezeit  das  englische 
Supremat  auf  dem  Weltmärkte  auf  starke 
Widerstäixlo  stiess,  die  Konjunkturen  hef- 
tigen Sehwankungen  unterworfen  wurden 
und  alle  Anzeichen  für  das  Emporkommen 
niederer  Arbeitersehiehb'n  spraehen ,  er- 
wachte auch  das  proletarische  Solidaritäts- 
gefflhl  aufs  neue.  Der  Klassenkampf  er- 
lebte eine  neue  Auflage.  Von  «lieser  neues- 
ten und  letzten  Epoche  der  britischen  so- 
zialen Bewegung  ist  schon  ölten  im  ein- 
leitenden Kapitel  die  Rede  gewesen.  Sie 
ist  ausgefüllt  von  Strikes  und  Aussperrungen 
von  riesenhaften  Dimensionen.  Nicht  nur  die 
ungelernten  Arbeiter,  sondern  auch  die 
alten  Verbände  wurden  in  den  Strudel  der 
Bewegung  hineingezogen.  Besonderes  Auf- 
sehen machten  der  Dockarlwiterstrike  in 
J/mdon  mit  ca.  180000  Ausständigen  (185)0). 
Im  gleichen  Jahre  strikten  etwa  Iimiooo 
Kohlengrftber:  18511  traten  die  Bergleute 
in  Schottland,  die  Schneider  in  l/mdon,  die 
Schiffbauer  an  der  Clyde  u.  s.  w.  in  den 
Ausstand.  Auch  das  folgende  Jahr  (18!)'2) 
kennzeichnete  sich  durch  drei  Strikeereig- 
nisse  von  allergrftsster  Bedeutung;  es  waren 
zwei  Massenansstäwle  in  der  Textilindustrie 
und  ein  zum  Teil  gewaltsamer  Konflikt  im 
schottischen  Kohlend  ist  rikt.  Das  Jahr  1S!»:{ 
brachte  in  der  Kohlenindustrie  wiederum 
eine  kolossale  Arbeitseinstellung;  es  stellten 
Tiber  4<Hl(MM»  Kohlengräber  die  Arbeit  eiu ; 
41  2  Monate  lang  dauerte  der  Strike.  der  «1er 
grosste  ist,  den  (Irossbritanuicn  je  erlebt 
hat.  Bereits  Mitte  «les  Jahres  1S5)4  kam  es 
im  schottischen  Bergw«'iksdistrikt  zu  weiteren 
Kämpfen,  an  «lenen  75  in  Mi  Bergleute  teil- 
nahmen.  Das  Jahr  1S!)."<  begann  mit  «lern 
Massenausstand  in  der  Schuhindustrie:  auch 
die  Textilindustrie  in  Dnndeo  un«l  Lochee. 
die  Schiffsbauanstalteii  an  der  Clyde  und 
in  Belfast  un«l  der  Berg! »au  erlebten  grössere 


Betiiebseinstellungen.  Das  Jahr  189(>  trug 
einen  durchaus  günstigen  Wirtscliaftseha- 
rakter.  Zalün'iche  Arbeitergrupnen  erreich- 
ten besseren  I»hn  ohne  Ausstandsbewogung. 
Immerhin  zählt  man  auch  in  diesem  Jahre 
2ounoo  in  Strikes  verwickelte  Arbeiter. 
Im  Mittelpunkt  des  Interesses  dos  Jahres 
ISilT  stand  die  sog.  » Aehtstundenliewcgunsf 
«ler  Mnschiiieulwuer.  l'rsprünglich  drehte 
sich  der  Kampf  in  der  That  um  die  For- 
derung «ler  4S  ständigen  Arbeitswoche; 
später  trat  aber  «lieses  Postulat  hinter  der 
Masehiui'iifrage  zurück,  d.  h.  hinter  dem 
Verlangen  der  Arl»eiter,  «lass  ungelernte 
Arbeiter  Maschinen  nicht  beilienen  «lürften. 
Gleichzeitig  ljekämnfto  mau  auch  grund- 
sätzlich die  Stücklöhuuug.  Der  Streit,  teils 
Strike.  teils  Aussperrung,  war  nicht  nur 
deswegen  von  ganz  l>esonderer  Bedeutung, 
weil  hier  die  Kerntmp|ten  «ler  älteren  g>^- 
schulten  Arlxitervorbände  in  einen  heraus 
langwierigen,  hartnäckigen.  kostspieligen. alter 
gänzlich  erfolglosenKampf  verwick«'lt  wurden, 
sondern  auch  (larum,  weil  er  alle  Momente  der 
allerneuesteu  s«»zialen  Entwiekolung  Gross- 
britanniens klar  vor  Augen  stellte.  Der 
machtvollen  und  gefüivhtoten  Arbeiterorga- 
nisation war  in  «lein  l'nternehmerverl»an<le 
ein  zielbewusst«>r  uiul  entschlossener  Gegner 
erwachsen,  an  dessen  musterhafter  Gegen- 
koalitioti  alle  Angriffe  scheiterten,  obgleich 
es  an  Sympathiekundgebungen  für  die  Ar- 
beiter seitens  der  Presse,  «b's  Klerus  und 
«•influssreicher  politischer  Parteigruppen 
nicht  p'fehlt  hatte.  Die  so  oft  siegreich 
gewesene  Theorie  «les  Trad«>Uiuonisinus  zu 
Guusten  der  Privilegien  «ler  gelernten  Ge- 
nossen und  gt^gen  die  Aceordarbeit  ging 
«liesmal  auf  (ler  ganzen  Linie  in  die  Brüche. 
So  schwer  diese  Niederlage  auch  empfunden 
wurde  und  so  nachhaltig«?  Wirkungou  sie 
auch  halten  mag,  so  ist  doch,  wie  vielfach 
angenommen  wurde,  von  einer  Verniehtmig 
der  Gew<M-kv«'reinsorgnnisation  gar  keine 
Ke«le  gewesen.  Sie  ist  auch  von  den  Cnter- 
iK'hmern  in  keinem  Stailium  des  Kampfes 
bealtsichtigt  worden.  Aber  es  hat  sich 
deutlich  gezeigt,  «lass  die  Trade-Cnions 
einerseits  ihre  Politik  der  Exklusivität  auf- 
gelten und  andererseits  in  ihren  Forderungen 
sich  in  Einklang  mit  «lern  durch  die  That- 
sachen  «ler  ausländischen  Konkurrenz  ge- 
gebenen Verhältnissen  setzen  müssen,  wenn 
sie  die  Führung  in  «ler  Arbeiterpolitik  bein- 
halten wftllen.  Bemerkenswert  ist  endlich 
die  weitere  Tliatsache,  dass  das  vielgerühmte 
Ei nigungs vorfahren  diesmal  seinen  Dienst 
vollständig  versagte.  Aehnliehe  Wahrneh- 
mungen kann  man  bei  dem  im  Frühjalir 
185)8  ausgebrochenen,  oben  schon  erwähn  tont 
Kohlengräberausstind  in  Süd- Wales,  an  dem 
schon  in  d«-r  ersten  Woche  sich  über  lOOOOo 
B«'rgleute  iM-teiligten,  machen.    Diese  Strike- 
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aktion  ist  gegenwärtig  (Früh jähr  1898)  noch 
im  Gange.  — 

Mohr  als  «Hose  skizzenhaften  Andeutungen 
illustrieren  die  britische  Strikopeschichto  dir 
strikestatistischon  Ziffern,  welche  im  folgen- 
den Kapitel  mit  einigen  Erläuterungen  ver- 
sehen mitgeteilt  werden. 

4.  Statistik.  Die  ältere  Statistik  der 
Arbeitseinstellungen  in  Grossbritannien  ist 
uU'iwis  unzulänglich  und  lückenhaft. 
Systematisehe  amtliche  Erhellungen  fehlen 
Iiis  ls88  gfinzlieh.  Eine  zahlen  müssige, 
ültersiehtliehe  Darstellung  der  Strikebe- 
wegung  ist  demnach  unmöglich,  und  auch 
die  zahlreichen  neueren  Geschichtsschreiber 
der  britischen  Gewerkvereine  haben  sich 
nicht  der  .Mühe  unterzogen,  die  Daten  über 
Strikes  taliellarisch  zusammenzustellen.  Für 
<las  Jahrzehnt  1870—1879  hat  Bovan  wenig- 
stens einen  statistischen  Versuch,  die  Zahl 
und  den  Erfolg  der  Arivitseinstellungen  zu- 
sammenzustellen, gemacht.  Er  stützt  sich 
auf  Zeitungsnotizen,  die  naturgemäss  an  i 
grossen    l'iivollkominenhoiten    leiden.  Er 


grenzt  auch  den  Begriff  der  Arbeitseinstel- 
lung nicht  zuverlässig  ab,  liegreift  darunter 
auch  Unruhen  und  Revolten,  -welche  wahr- 
scheinlich keine  Strikes  gewesen  sind,  und 
fasst  zusammengehörige  Strikeaktionen,  die 
sich  auf  zahlreiche  kleinere  Etablissements 
erstreckten,  nicht  zweckgemüss  zusammen. 
Polier  einige  grosse  Industrieen  wissen 
wir  wenigstens  auch  aus  der  Zeit  vor  der 
amtlichen  Statistik  Zahl  und  Umfang  der 
I/mnbewegungen.  Im  übrigen  sind  wir  für 
die  Zeit,  die  die  Bevansche  Statistik  nicht 
ntnfasst,  auf  die  vorliegenden  Schrifton  und 
Enqueten  über  die  Arlieiterliewegung  ange- 
wiesen; natürlich  fanden  hier  nur  die 
grösseren  und  liemerkenswerteren  Ausstande 
Erwähnung.  Auf  Grund  dieses  spröden 
und  zerstreuten  Materials  und  mit  Zuhilfe- 
nahme einer  Zusammenstellung  von  Howell, 
die  durch  gelegentliche  Notizen  von  Hogers 
und  Webb  hier  und  da  eine  Ergänzung 
findet,  ist  folgende  Tabelle  entstanden,  die 
in  Ermangelung  eines  Ijesseren  hier  Platz 
finden  soll: 


Jahr 


Gewerbe  und  Zahl  der  Aus- 
ständigen 


Grnnd  der  Arbeitseinstellung 


Dauer 
in  Wo- 
chen 


Erfolgreich 
oder  nicht 


1802 
1805 
1810 


1812 
1816 


1818 


1819 


1821 
1822 


1823 


äOOO  Sehiffsbauer  in  London    Gegen  Lohnkürzung 
2OU0Leinenweber  in  Yorkshire  '  Lohnerhöhung 
Zimnierleute  in  London         j  Lohnerhöhung 
8000—  100Ü0  BKUinwollspinner  i  Lohnerhöhung  (gleiche  Löhne 

iin  Porehesterbczirk  (süd-      wie  in  Manchester) 

Hohes  England) 
Bergleute  in  Northumberland 


Baum woll weher  in  Glasgow 


Zimmerlente  und  Schreiner  in 

London 
150Ü  Küfer  in  London 

2000  Leinenweber  in  York- 
shire 

10ÜU  Schiffsbaner  in  Liverpool 
20— 30000  Baumwollspinner 

in  Manchester 
Baumwollspinncr  in  Stockport 
Banmwollweber  in  Manchester 
1500  Küfer  in  London 
14000  Strumpfwirker  in  Lei- 

cester 
Woll  weber  in  Leeds 
:  Strumpfwirker  in  Nottingham 
Strumpfwirker  in  Hnrwich 
Bauniwollspinner  in  Bolton 

Strnmpfwirker  in  Nottingham 
Holzsiiger  in  Liverpool  viele 
Ausschreitungen  gegen  Per- 
sonen und  das  Eigentum) 
Wollweber  in  Rocbdale 


Gegen  Jahreskontrakte 
Lohnverhältnisse 


Gegen  Lohnkürzung 

Gegen  Lohnkürzung  wegen 
Verbillignug  der  Brotpreise 
Gegen  Lohnkürzung 

Gegeu  Lohnkürzung 
Lohnerhöhung   und  kürzere 

Arbeitszeit 
Gegen  Lohnkürzung 
Lohnerhöhung 
Gegen  Lohnkürzung 
Lohnerhöhung 

Gegen  Lohnkürzung 
Gegen  Lohnkürzung 
(regen  Lohnkürzung 
Gegen  die  Bedienung  von  mehr 

Spindeln 
Gegen  Lohnkürzung 
Lohnerhöhung 


Aufrechterhaltnng  der  Preis- 
liste 


'7 

5 

14 


>4 


12 

3 
«5 

6 
6 

9 

26 

6 

2S 


Vergleich 
Nein 
Ja 
Nein 


Vergleich  («ki 

Arbeiter  kamen 
Ine  tiefangnla) 

Nein  ider  Ge- 
werkveretn 
winl  ver- 
nlehteti 

Nein  viele  Be- 
ftrsrunKero 

Nein 

Ja 

Ja 

Nein 

Nein 
Ja 
Nein 
Ja 

Nein 

Vergleich 
Vergleich 


I 

2 

26  Nein 


Ja 
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Gewerbe  und  Zahl  der 
ständigen 


Aus- 


Grund  der  Arbeitseinstellung 


Dauer 
inWo- 
cben 


Erfolgreich 
«ler  nicht 


1833  34 


im 


Sehiffsbaner 
Tyne 


in  Newcastle  on 


Baumwollspinner  in  .Stockport 

bei  Manchester 
Baumwollspinner  in  Reufrew- 

shire  .Schottland: 

1400  Bergleute  im  südlichen 

Schottland 
Woll  weber  in  Yorkshire 
Sehiffsbaner  in  London 
ZahlreicheEinzelstrikes  in  der 
Wollindustrie  in  Hudders- 
field,  in  der  Umgegend  von 
Manchester 
Schiffsbauer  in  Liverpool 
1/jOO  BamnwollHpinuer  in  Man- 
chester 

Keilenhauer  und  Schmiede  in 
Sheffield 

18000 Baum  Wollspinner  im  sud- 
lichen England 

Baum  Wollspinner  in  Notting- 


Hergleute  in  Schottland 

Bergleute  in  Schottland  (viele 
Ausschreitungen ,  blutige 
Zusammenstösse  mit  dem 
Militär 

Bauhandwerker  in  Liverpool, 
Glasgow  und  Manchester 


Tuchmacher  in  Leeds 


Strumpfwirker  in  Lancashirc 
Kattundrucker .  Maschinen- 
bauer und  Kunsttischler  in 
Glasgow 
Verschicclene    Branchen  in 
Derby 

Die  Angestellten  der  Glasge- 
sellschaft in  London 

13000  mach  einer  anderen 
Quelle  '20000  Schueider  in 
London 

Londoner  Schuhmacher 

Bauhnndwerker  in  London 


Gegen  Lehrlingsarbeit  und 
Kntla  ssnng  von  Arbeitern, 
erwidert  durch  Aussperrung 

Lohnerhöhung 

Aufrechterhaltung  desGewcrk- 
vereins.  iler  durch  Aussper- 
rung gesprengt  werden  sollte 

Lohnerhöhung 

Lohnerhöhung 
i  Lohnerhöhung 
.  Lohnhöhe 


Gegen  Lohnkürzung 
!  Getreu  Vermehrung  der  Spin- 
l  dein 

Gegen  Lohnkürzung 

i  Gegen  Lohnkürzung 

i 

j  Gegen  Lohnkürzung 

Beseitigung  der  verschieden» 
I     sten  l'ebelstände 
'  Aufrechterhaltung    des  Ge- 
werkvereins 


Lohnbewegung  '  gleiche  Lohn- 
listen für  alle  Klassen  der 
Arbeiter,  Beschränkung  der 
Lehrlinge,  Verbot  der  Ma- 
schinen- und  Stückarbeit) 

Die  nicht  zum  Gewerkvercin 
gehörigen  Arbeiter  sollen 
zum  Beitritt  gezwungen 
werden  und  dann  für  alle 
ein  einheitlicher  Lohntarif 
vereinbart  werden.  Der 
Strike  wird  mit  einem  erfolg- 
reichen Lockout  beantwortet 

Lohnregulierung 


Spinner  in  Oldham  bei  Man- 
chester 

Zahllose  lokale  Gewerbekon- 
tlikte  an  allen  Orten 


Widerstand  gegen  das  Ver- 
I  laugen,  aus  der  „Great 
i    Nationnl-Union  "auszutreten 

Entdeckte  Verschwörung 

Kürzung  der  Arbeitszeit  und 
i  Lohnerhöhung 

Lohnerhöhung 

Boykott  gegen  eiue  Bierbraue- 
rei, beantwortet  mit  der 
Aussperrung  der  Trades- 
l'uiouisten 

Achtstundentag 

Hingen  mit  der  Gründung 
der  .Grand  National  t'onso- 
lidated  Trades  Union",  die 


17— 20 


Vergleich 


Ja 


10 
26 

17 
6 


-10 


26 


einige 
Mo- 
nate 


Nein 

Ja 
Ja 


Vergleich 
Nein 

Vergleich 

Nein 

Nein 

Ja 

Nein 

Nein 


Nein 


Nein 


Nein 
Nein 


Nein 
Nein 


Nein 
Nein 
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Jahr 

Gewerbe  und  Zahl  der  Aus- 
ständigen 

Ii  rund  der  Arbeitseinstellung: 

Dauer 
in  Wo- 
chen 

Erfolgreich 
oder  nicht 

1836 

um 

1837 

Maschinenbauer  in  London 
Baumwolleiispinner  in  Prestoiii 
Feilenschmiedc  in  .Sheffield 

1000  Baumwollspinner  in  Glas- 

einen  Generalstreik  aller 
Lohnarbeiter  des  Lande*  ins 
Werk  setzen  wollte,  zu- 
sammen. 

Verkürzung  der  Arbeitszeit 

Höhere  Löhue 

Lohnerhöhung,  erwidert  durch 

Aussperrung 
liegen  Lohn  Verkürzung 

35 
16 

IO 

Ja 
Nein 

Vergleich 
Nein 

1840 
1842 
1843 


1844 

1849-1853 

1849-1859 


gow 

20000  Nagelschmiede  im  Bir- 
mingham-Distrikt 

Allgemeiner  Ausstand  in  Man- 
chester 

Bergleute  in  Schottland 


Bergleute  in  Thornley  i  Schott- 
land i 

30  -4(JÜ(J0  Bergleute  in  Nort- 
humlK'rland  und  Durham 

Zahlreiche  Strikes  und  Un- 
ruhen heftigster  Art  im 
Schuttischen  Kohlendistrikt 


Gegen  LohnverkUrzuug 
Lohnerhöhung,  u.  Volkscharte 


—  Nein 

—  Nein 


18 


Neiu 
Nein 
Nein 
Nein 


l 


1852 
1853 


1855 

1857-  1859 

1858 

1858-  1860 
1859 


Zu  Gunsten  der  Einführung 
von  Drahtseilen  im  Betrieb 
Gegen  ungünstige  Wägeein- 

richtnniren 
Für  Einführung  von  Jahres- 
kontrakten 
Verschiedene  Beschwerde- 
nunktc  bezüglich  der  Ar- 
beitsbedingungen ;  ausser- 
dem politische  Erreguug 

66  kleinere  Streitfälle,  darunter  37  eigentliche  Arbeitseinstellungen  von  Buch- 
druckern, unterstützt  von  «ler  Provincial  Tyitographical  Association.  Davon  61 
verursacht  durch  den  Versuch  der  Druckereibesitser,  die  gewerblichen  Gewohn- 
heiten der  betr.  Städte  zu  beseitigen,  5  durch  Verlangeu  nach  Lohnerhöhung. 
Von  den  Strikes  mehrere  verglichen,  in  29  Streitfällen  unterblieb  die  Arbeitsein- 
stellung, vorwiegend  durch  EinDuss  der  Association. 

13000  Maschinenbauer  in  Lan- 
cashire 

70t)0  Baumwolleuspinner  in 

Stockport 
20  —30000  Baumwolleuspiuner 

in  Preston 
65000  Banmwollenspinner  in 

Lancashire 
Maschinenbauer  in  Blackburn 
1500  Schuhmacher  in  Nort- 

hamptonshire 

Sichelschmiede  und  Schleifer 

in  Sheffield 
1700   Seidenspinner    in  der 

Gegend  von  Birmingham 
Schiffsbauer  in  Greenock 


Gegen  Stucklohn 

>3 

Nein 

Wiederherstellung 

der 

alten 

S 

Ja 

Löhne 

Wiederherstellung 

der 

alten 

30 

Nein 

Löhne 

Wiederherstellung 

der 

alten 

Nein 

Glasarbeiter,  zunächst  zwn»-r 
Fabrikrn.  i^fel^t  von  a)l- 
ifcinrim-r  Aussperrung  wa 
1101)  Arbeitern 

Kcigkute  in  Northumbcrlftiid 


1859—1860 
1861—1862 


Löhne 

Gegen  Lohuverkürznng 
Gegen  Einführungen  der  Näh- 
maschine 

Lohnerhöhung 
Lohnverhältuisse 

Gegen  Lohnkürzung 

Für  Beschränkung  der  Lehr- 
lingsarbcit 


60 


21 
5  2 

ehrer. 
onate 
26 


Voritllfhon 
durch  I.ohner- 
htihunx 

Ja 


Londoner  Bauhandwerker 

240IX)  Arbeiter  ausgesperrt 
Londoner  Bauhaudwerker 


Gegen  das  System  der  „Kon- 
fiskationen''. (Niehtanreeh- 
uung  der  geförderten  Kuh- 
lenwagen zu  geringen  Ge- 
wichts oder  wegen  Bei- 
mischung von  Erde  und 
Steinen  :■.  —  Ein  siegreicher 
Ausstand  von  10000  Arbei- 
tern in  Leeds  [  1858i  war 
vorausgeguugeu. 

Für  Verkürzung  der  Arbeits- 
zeit ohne  Lohnabzug 
1  Für  Verkürzung  der  Arbeits- 
zeit 


Ja 


30 
7o 


Nein 
Ja 
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.Tabr 


Gewerbe  und  Zahl  der  Aus- 
stündigen 


(irnnd  der  Arbeitseinstellnng 


Dauer 
in  Wo- 
eben 


Erfolgreich 
oder  nicht 


1863 


18tU 


18G5 


lsoV. 


I  1200  Bergarbeiter  in  Schott- 
'  land 

37000  Bergarbeiter  in  South- 
Yorkshire 
—        20(100    Kobleuberglente  in 
Sonth-Staffordshire 
m>4— 1806  Zahlreiche  andere  Lohnbewe- 
gungen im  Kohlenrevier 
30l>0  \V oll weber  in  Dewsbury 

iMiUeleiiglain] 
Arbeiter  der  Puddelwerke  zu 
Staffordshire.  allgem.  Aus- 
sperrung, alle  Puddelwerke 
in  England  geschlossen, 
gegen  200000  Leute  zeit- 
weise ausser  Brot. 
Töpfer 

4000  Feilenmacher  in  Sheffield 

Schiffsbauer  an  der  Clyde 

12000  Eisenhilttcnarbeiter, 

Middlesborough 
Maschinenbauer  in  Blackburo 
KUfer  in  Edinbourgh 
1500  Eieenbahiiangestellte  der 
Northeastcrn  -  Eisen  bahngc- 
sellsehaft 
2800  Schneider  in  London 
Spinner  in  Stockport 
Baum wüllenspin ner  in  Preston 


1  (iegen  die  Whgemerhode  der 

Kohlen 
Lohnerhöhung 


Gegen  Lohnrednktion 

Gegen  Lohnkürzung 
Gegen  Lohnreduktion 


21 

18 
18 


Neiu 
Nein 


I 


—      Meist  erfolg- 
los 

17—21  Nein 


Anderweitiger 

trakt 
LobnverhältniHse 


Arbeitskou- 


! 


18«7 


18ÜU 


Kürzere  Arbeitszeit  und  gegen 

Stücklohn 
Lohnverhiiltnisse 

(ietren  Lohnreduktion 
(iegen  Lohnreduktion 
Arbeitszeit, 


Zu  Gunsten  einer  Preisliste 
(iegen  Lohnherabsetzung 
(iegen  Lohnerhöhung 


5  Verglichen 

U  Nein  .Mit  Aiw- 
e|u-rrunK  ^ant- 
wortet 

-  Ja 


19  t 

6o 
16 
8 


26 
29 


Nein 

Nein 
Nein 


Nein 

Ja 

Nein 


Irgend  welche  Gesamtzahlen  aus  obiger 


rge 

Tabelle  zu  gewinnen,  ist  schlechterdings 
unmöglich.  Nur  so  viel  ist  aus  ihr  zu  er- 
sehen, dass  einmal  die  überwiegende  Zahl 
der  Strikefälle  für  die  Arlieiter  ungünstig 
verlief,  dass  ferner  die  Lohnsätze  in  der 
Kegel  den  Anlass  zur  Arbeitsniederlegung 
gegel»en  halten,  und  dass  etidlieh.  was  den 
Kreis  der  Beteiligten  und  die  Dauer  der 
Ausstände  anbetrifft,  die  Kämpfe  nn  Grösse 
und  Hartnäckigkeit  eher  zu-  als  abge- 
nommen haben.  Das  trifft  auch  für  die 
Felgezeit  zu,  wenugleieh  wir,  wie  schon 
oben  ausgeführt  worden  ist,  wissen,  dass 
gleichzeitig  zahllose  Aenderungcn  in  den 
AiU-itsbedinguiigen  ohne  ernstliehe  Kon- 
flikte zugestanden  worden  sind.  Immerhin 
hat  auch  in  der  nächsten  Periode  die  Ar- 
beitseinstellung zu  den  regelmässigen  Er- 
seheinnngen  auf  dem  Arbeitsmarkte  gehört. 
Für  ilie  Jahre  1870—1870  stellt  Bevan 
j:\~t2  Strikes  fest,  welche  sich  auf  die  ein- 
zelnen Jahre  wie  folgt  verteilen: 


1870    30  1875   .  , 

1871   98  187«    .  , 

1872    343  1877  . 

1873    36^  1878   .  , 

1874    286  |  18751  ^bis 


•    •    •  245 

.     .     .  22Q 

.     .     .  ISO 

.     .     .  268 

Dez.  1.  30S 


Man  sieht,  die  Periode  der  1870er  Jahre 
|  ist  sehr  fruchtbar  für  Strikes  gewesen,  ein- 
i  mal  durch  den  ausserordentlichen  wirtschaft- 
liehen Aufschwung  in  der  ersten  Hälfte  des 
Jahrzehnts  und  dann  durch  den  schweren 
Niedergang  in  der  letzten  Hälfte,  hesouders 
in  den  Jahren  ls77.  Is78  und  1*79.  Der 
l»eispiollose  industrielle  Aufschwung  in  den 
Jahren   1*71-  1873  hatte  eine  starke  Zu- 
nahme der  Arl*eitseinstellungen  zur  Folge, 
'  indem  die  Arbeiter,  denen  erhöhte  lyihnö 
meist   gutwillig  zugestanden  wurden,  zu- 
gleich die  Einschränkung  der  Arbeitsstmiden 
,  und  andere  Vorteile  —  regelmässig  mit 
1  Erfolg        zu  erringen  suchten.    Tu  den 
darauf  folgenden  Jahren  machten  die  Ar- 
beitgeber die  erzwungenen  Zugeständnisse 
1  teilweise  wieder  rückgängig,  und  die  Ar- 
l>eitor  leisteten  hiergegen  im  Bowusstsein, 
dass  es  doch  vergeblich  sein  würde,  ver- 
;  hältnismässig  selten  Widerstand.    Die  An- 
zahl   der  Arbeitseinstellungen  verringerte 
sich  von  Jahr  zu  Jahr.    Als  aber  die  Krisis 
in  den  Jahren  1878  und  1879  ihren  Höhe- 
punkt erreichte  und  die  so  wie  so  schon  ge- 
drückten lyöhne  eine  erneute  Einschränkung 
erfuhren    (die  Löhne   in    den  Baumwoll- 
spinnereien und  Weliereien  wurden  damals 
um  12' 1%  herabgesetzt),  brachen  Arbeitsein- 
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Stellungen  wieder  in  grosser  Zald  aus.  Die 
Arbeiter  empörten  sieh  gegen  den  aufs 
äussorste  gesteigerten  Dnick,  meist  jedoch 
ohne  ihr  Ziel  zu  erreichen.  Dieser  Verlauf 
der  Strikebewegung  von  1870— 1879  ist  als 
typisch   anzusehen.    Auch  die  altere  Ge- 


schichte der  englischen  lässt  ebenso  wie 
diejenige  der  Arl«?itsoinstellungon  anderswo 
erkennen.      dass     die     Zeit|>unkte  der 
grössten  Unregelmässigkeiten  in  der  volks- ; 
wirtschaftlichen  Produktion,  eltensowohl  die  , 
lebhaftesten  Steigerungen  wie  die  tiefsten  | 
Senkungen,  zugleich    die  Siedepunkte  im 
Kampfe  um   die  Arbeitsbedingungen  dar- 
stellen.   Der  Ausgang  der  Arbeitseinstel- 
lungen aber  ist  überwiegend  ein  günstiger 
oder  ungünstiger,  je  nachdem  die  Konjunk- 
tur auf-  oder  absteigt. 

Bevan  liat  in  seiner  Untersuchung  auch 
die  Häufigkeit  der  Strikes  in  den  einzelnen 
Gewerben  festzustellen  versucht.  Hier  sind 
die  von  ihm  gewonnenen  Resultate  besonders 
mechanisch  und  können  nur  mit  grosser 
Vorsicht  und  mannigfacher  Reserve  als 
Massstab  fflr  die  grössere  oder  geringere 
Strikelust  der  verschiedenen  Arbeitergruppen 
verwertet  werden.  Im  grossen  und  ganzen 
führt  das  von  ihm  gegebene  Bild  wenig- 
stens nicht  irre.  Am  meisten  liabeu  — 
immer  nur  in  der  Periode  von  1870 — 71* 
—  die  Angehörigen  der  Baugewerbe  (598 
Fülle)  gestrikt,  eine  Erscheinung,  die  sich, 
wenigstens  in  der  Zeit  des  grossartigen  ge- 
schäftlichen Aufschwungs  der  70  er  Jahre, 
auch  anderswo  wiederholt  hat.  Unter  den 
598  Ausständen  sind  die  Unruhen  all  der 
zaldreicheu  Gewerbe,  die  man  unter  dem 
Sammelbegriff  »Baugewerbe«  zusammen- 
fasst,  miteinbegriffen.  (187  Arbeitseinstel- 
lungen der  Zimmerleute  und  Bautischler, 
151  der  Steinmaurer,  52  der  Ziegelmaurer, 
4m  der  Schieferdecker  etc.)  Das  Bauge- 
werbe ist  räumlich  so  zersplittert  und  der- 
art überwiegend  von  kleinen  Unternehmern 
geleitet,  dass  es  sich  hier  der  Natur  der 
Sache  nach  in  der  Hauptsache  um  kleinere, 
vielfach  unbedeutende  Streitigkeiten  liandelt. 
Doch  sind  auch  Massen  strikes  darunter. 
1872  standen  beispielsweise  KJtKK)  Bauleute 
in  London  12  Wochen  im  Ausstand:  im 
gleichen  Jahre  strikten  "AH Hl  Karrenführer 
m  Liverpool.  Die  Jahre  1877  78  sind  durch 
eine  fast  l  Jahr  lang  dauernde  Arbeitsein- 
stellung von  3500  Zimmerleuten  in  Man- 
chester und  eine  andere,  M3  Wochen  wäh- 
rende, der  Werkst ückmaurer  in  Ixmdon.  bei 
der  1<«M>  Leute  feierten,  ausgezeichnet.: 
Auch  noch  andere  derartige  Betriebseinstel- 
lungen von  langer  Dauer,  wenn  auch  nicht 
mit  so  grosser  Zahl  der  Beteiligten,  sind 
Ende  der  70  er  Jalire  zu  verzeichnen. 

In  zweiter  Linie  folgen  die  Metallarbeiter 
aller  Art  mit  390  Arbeitseinstellungen,  dar- 


unter 127  der  Eisenarbeiter,  96  der  Ma- 
schinenbauer n.  s.  w.  Auch  hier  handelt 
es  sich  offenbar  vorwiegend  um  kleinere 
lokale  Fehden.  Die  grösseren  Aktionen  in 
der  Maschinenindustrie  fallen  auf  die 
Eisenindustrie  von  Nowcastle  on  Tvnc 
(1871.  91)00  Arbeiter)  und  Liverpool  (1879. 
100« >  Arbeiter)  und  auf  die  Eisenltahn Werk- 
stätten der  North  British  Ralwav  (1878, 
1800  Arbeiter).  50  im  Ml  Eisenhüttenleute  in 
Wales  wurden  1875  durch  einen  Riesen- 
strike  in  den  dortigen  Eisonliergwerken  in 
Mitleidenschaft  und  ausser  Thätigkeit  ge- 
setzt. Auch  in  den  81 » er  Jahren  kam  es  in 
der  Metallindustrie  zu  grösseren  Betriehs- 
einstellungen.  1881  strikten  2«MMM)  Nadel- 
macher im  Dudley-Distrikt.  1883  folgten 
20tKJ0  Eisenhüttenieute  in  Staffordshiro  nach, 
und  1885  wurde  das  berühmte  Etablisse- 
ment von  Armstrong  von  einem  Ausstand 
von  6000  Maschinenarbeiten!  betroffen.  Auch 
die  Eisenschiffsbauer  wurden  mehrfach  von 
einer  zum  Strike  sich  zuspitzenden  Lohnlx«- 
wegung  ergriffen.  1877  strikten  von  ihnen 
25000  an  der  Clyde,  1879  81 H Hj  an  der 
Tvne,  1886  ebenfalls  801X1  an  derselben 
Stehe  und  1887  35m>  im  Belfast-Distrikt. 
Alle  diese  vier  Ausstände,  die  mit  Aus- 
nahme des  erstgenannten  von  relativ  kurzer 
Dauer  waren  (2 — 7  Wochen),  wurden  im 
Vergleicliswege  beseitigt. 

I'nter  den  339  Strikes  der  Bergleute 
überwiegen  an  Zahl  der  Einzelfälle  (314) 
weitaus  diejenigen  der  Kohlengrälier.  Die 
Zahl  der  registrierten  Ausstände  ist  aber  für 
die  Striketendenz  in  den  Kohlenrevieren  gar 
nicht  massgebend.  Zwar  kam  es  in  Süd- 
Wales  in  den  Jahren  1871 — 1873  zu  mehr- 
fachen grossen  Aktionen,  an  denen  zusammen 
etwa  900O0  Bergleute  beteiligt  waren,  im 
übrigen  aber  war  es  in  den  Montandistrikten. 
soweit  die  Kohlengewinnung  *  in  Frage 
kommt,  in  der  ganzen  Periode  dank  der 
dort  allenthalben  eingeführten  und  glatt- 
funktionierenden  Einiglings-  und  Schieds- 
institute  auffallend  ruhig.  Die  überraschend 
grosse  Zahl  von  Strikefällen,  von  der  Bevan 
zu  berichten  weiss  und  die  er  wenig  glück- 
lich zu  erklären  sucht,  stellt  sich  bei  näherer 
Betrachtung  als  eine  Anzahl  von  Bagatellaus- 
ständen  heraus.  Die  Zahl  der  auf  den  Motnll- 
l»orgbau  kommenden  Streitfälle  ist  zwar  ziem- 
lich klein ;  um  so  umfangreicher  die  der  ein- 
zelneu Aktionen.  1874  feierten  in  den  Eisen- 
gruben  in  Oloveland  1«  M.U.H),  in  Yorkshire 
2«  MM  H )  Arbeiter.  Im  folgenden  Jahn*  kam 
es  zu  einem  Riesenstrike  in  Wales  (70  «HM» 
Leute).  1877  stellten  in  Lancashire  3<mkhi. 
in  Northnmberland  14  «MM)  Bergknappen  die 
Arbeit  ein.  und  1879  folgten  ihnen  7« Mino 
Iioute  in  Durham.  Auch  in  der  Folge 
gärte  es  fortgesetzt  in  den  Eisengruhen 
(1881 181      • « M  m  »  Strikende   in  Laiicashire. 
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lss.-,  2»hmki  in  Yorkshiro.  ls^T  14 «mm»  in 
Xorthi im tierland  und  gleichzeitig  1."»»hhi  in 
Ayrshire».  während  es  in  den  Kohlenrevieren 
bis  zum  Schlüsse  des  achten  Jahrzehnts  so 
gut  wie  still  blieb. 

Für  die  Textilindustrie.  <\'\f  Bekleidungs- 
gewerl*?, die  Schiffahrt  und  den  Sc*hiff.sl«ni 
zählt  Bevan  277  Wzw.  1*>.{  und  14<»  Ar- 
beitseinstellungen während  des  Zeitraums 
von  1*7«»— l*7'.l;  auf  die  übrigen  {'•*)  grossen 
Industriezweige  entfielen  nach  ihm  in  dieser 
Periode  nicht  mehr  als  je  — b  Strikos  im 
Jahresdurchschnitt.  Von  heftigen  und  zum 
Teil  mächtigen  Lohnl>owegiingen  ist  haupt- 
sächlich die  Baum  Wollindustrie  heimgesucht 
worden.  Sc»  waren  1*71  3"i<mk)  Arbeiter  in 
Oldham.  1*77  10— ^nmu  in  Bolton,  1*7* 
Hikmnio  in  Ijancashiro  (darunter  wieder 
15«hm»  in  Oldham)  und  1*7!)  H m ►  in  Ashton 
ausständig.  Ijmeashire  wurde  auch  in  den 
*<»er  Jahren  in  zwei  grosse  Kämpfe  (18*1 
und  1S8Ö  mit  l*«»on  U-zw.  24<M*»>  Be- 
teiligten! verwickelt.  Die  Spinner  scheinen 
dabei  weniger  engagiert  gewesen  zu  sein 
als  die  Weber. 

Auch  über  die  Dauer  und  den  Umfang 
der  Arbeitseinstellungen  und  die  durch  sie 
verursachten  Kosten  hat  Bevan  seine  Privat- 
ein|iiete  ausgedehnt.  Die  durchschnittliche 
Zeitdauer  einer  Arbeitseinstellung  war  da- 
nach 4.7  Wochen,  die  durchschnittliche  An- 
zahl der  an  den  einzelnen  Strikes  beteiligten 
Arlx'iter  53*4.  Die  geringste  Ziffer  der 
Beteiligung  war  UV»,  die  höchste,  keines- 
wegs uidiedingt  zuverlässige.  3(H»ihm».  Iüsst 
man  die  letztere  ausser  Ansatz,  so  erpriebt 
sich  eine  durchschnittliche  Beteiligung  von 
2(>S(i  Köpfen,  ein  sprechender  Beweis  für 
tlas  reichliche  Mas*  von  Gefühl  für  Klassen- 
solidarität.  wie  wir  es  bei  der  britischen 
Arl  •eiterschaft  bewundern.  - 

Ausserordentlich  schwierig  sind  <lie 
Kostonl>ereohnungon  der  einzelnen  Arbeits- 
einstellungen. Amerikanische  Statistiken 
gebeu  neuerdings  hierfür  sehr  detaillierte 
Ziffern.  Ks  empfiehlt  sieh,  sie  mit  grösster 
Vorsieht  aufzunehmen.  Die  britischen  Sta- 
tistiken gehen  vorsichtiger  zu  Wege:  un- 
bedingt zuverlässig  sind  auch  diese  nicht, 
bin  die  Kosten,  welche  Arbeitseinstellungen 
dem  Arbeiterstande  in  normalen  Fällen  ver- 
ursachen, zu  berechnen .  iun*s  man  nicht 
nur  den  entgangenen  J»hn.  sondern  zugleich 
die  Unterstützung  in  Ansatz  bringen,  welche 
den  feiernden  Arbeitern  aus  ilireu  Strikc- 
kass<  ii  zu  teil  wird.  Ks  handelt  sich  in 
diesem  Falle  um  die  Aufzehrung  eines  an- 
gesimmelten  Vermögens,  welches  später 
dun-h  erhöhte  Beiträge  möglichst  rasch 
wieder  ergänzt  worden  muss,  wenn  nicht 
der  (ie  werk  verein  Gefahr  laufen  will,  in  der 
Zwischenzeit  ohnmächtig  und  hilflos  da  zu 
stehen.     Das    Ketabliss.nient    der  aufge- 


brauchten Reserven  erscheint  bei  denjenigen 
Gewerkvereinen  l»esonders  dringend  wün- 
schenswert, wo  eine  Einheit  der  Fonds  für 
die  wehrliaften  und  fürsorglichen  Funktionen 
U'steht.  Da*  war  früher  regelmässig  der 
Fall.  Neuerdings  hat  man  zwar  eiserne 
Y ersicherungsfonds  geschaffen,  aber  in  der 
'Hitze  des  Gefechts»-  sind  manchmal  auch 
diese  nicht  verschont  gebliebm.  Yielfaeh 
erhalten  ausständige  Arbeiter  Subsidien  von 
anderen  Arbeiterverbänden.  Seitdem  sich 
die  Gewerkvereine  zu  grossen  nationalen 
Vorbänden  vereinigt  haben  —  besonders  in 
den  letzten  Jo  Jahren  ist  dies  der  Fall  — , 
gehören  diese  Unterstützungsgelder  von  aus- 
wärts so  sehr  zu  den  regelmässigen  Er- 
scheinungen, dass  die  Führer  der  Strike- 
Ix-wegung  von  vornherein  mit  solchen 
Summen  rechnen  und  sie  schätzungsweise 
in  die  Bilanz  der  Mobilmachung  einsetzen. 
Auf  dien?  Weise  wird  der  Widerstand  der 
Sinkenden  und  Ausgesperrten  erheblich  er- 
weitert und  gekräftigt.  Aber  diese  finanzielle 
Solidarität  der  Arbeiter  legt  es  den  Unter- 
nehmerverliändon  nahe,  die  von  auswärts 
geleisteten  Subsidien  dadurch  abzugraben, 
dass  sie  im  Wege  der  Aussperrung  auch 
die  zahlungsfähigen  Kameraden  schwächen. 
In  jodein  Falle  darf  nicht  ül>orsoheu  werden, 
dass  es  sic  h  bei  den  Kartell  Unterstützungen 
der  Arbeiterverbände  unter  einander  um  eine 
erhebliche  Besteuening  von  Angehörigen  des 
Arlieitorstandes  handelt.  Sobald  man  mit 
Koalitionen  und  Gegenkoalitionen  zu  thun 
hat.  die  ihre  Kräfte  mit  einander  messen 
wollen,  entscheidet  jedenfalls  in  letzter  Linie 
der  Geldpunkt. 

In  der  neuesten  Zeit  nimmt  allerdings 
auch  oft  das  woldliabeudere  Publikum  für 
die  strikenden  Arbeiter  Partei .  indem  es 
sich  an  Kollekten.  Wohlthätigkeitskonzerteii 
u.  s.  w.  Meiligt  oder  grössere  Summen  dar- 
lohnswoise  zur  Verfügung  stellt.  Ein  un- 
bedingter Verlass  auf  diese  Unterstützung 
von  sciton  des  Publikums  ist  aber  nicht 
vorhanden.  Wenn  auch  die  öffentliche 
Meinung,  wie  sie  sich  wenigstens  in  den 
angesehensten  Pressorganen  äussert,  gleich- 
sam als  eine  Art  höherer  Instanz  zu  richten 
und  zu  entscheiden  das  Hecht  für  sich  in 
Anspruch  nimmt,  so  kaun  sie  natürlich 
nicht  als  eine  in  jedem  Falle  billig  und 
neutral  urteilende  Instanz  angesehen  werden. 
Es  ist  eine  Eigentümlichkeit  der  sogenannten 
'öffentlichen  Meinung? ,  dass  sie  im  Wieder- 
holungsfälle, durch  die  nicht  enden  wollende 
Kette  der  Streitigkeiten  degoutiert  und  über- 
müdet, die  bisher  erfochtene  Richtung  auf- 
giobt  und  zu  einer  gegenteiligen  Auffassung 
umschwenkt,  sich  selbst  al>er  von  jeder 
Schuld  und  Veranrwortung  frei  hält.  — 

Bevan  lierechnet  deu  Lohnverlust  ge- 
legentlich der  oben  nach  Dauer  und  Umfang 
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charakterisierten  110  Arbeitseinstellungen 
aus  den  70 er  Jahren  auf  ca.  SH)  Millionen 
Mark,  indem  er  pro  Mann  und  Woche 
2»»  Mark  in  Ansatz  bringt.  Die  10 — 12 
Wochen  dauernde  Arbeitseinstellung  der 
Toooo  Kolüen-  und  Eisenarbeiter  von  Süd- 
Wales  im  Jahre  1873  verursachte  allein 
einen  Ix»hnausfall  von  IG  Millionen  Mark. 
Die  beteiligten  Gewerkvereine  (namentlich  die 
Amalgamatcd  Association  of  Minors)  zahlten 
in  diesem  Falle  800000  Mark  an  Unter- 
stützungen für  die  Feiernden,  und  auf  andere 
Weise  brachte  man  weitere  lOOooo  Mark 
auf.  Die  bei  dieser  Gelegenheit  stillge- 
setzten Werke  erlitten  eine  Minderproduküon 
an  Kohle  und  Eisen  im  Werte  von  40  Millionen 
Mark.  Die  Kosten  de«  Riesenstrikes  in  der 
Baum wollenindustrie  (1878)  berechnet  Bevan 
sogar  auf  54  Millionen  Mark.  Unter  de!» 
übrigen  108  Arbeitseinstellungen,  über  die 
Berechnungen  vorliegen,  befinden  sich  7, 
von  denen  jede  mehr  als  1  Million  Mark, 
(!,  von  denen  jede  mehr  als  '  s  Million  Mark 
gekostet  hat. 

Wenn  nun  trotz  des  Elends  —  so  sagt 
Sering  — ,  welches  die  Arbeitseinstellungen 
über  die  beteiligten  Arbeiter  mit  Frau  und 
Kind  zu  bringen  pflegen,  trotz  der  oft  in 
Aussicht  stehenden  vollständigen  Aufzehrung 
aller  Ersparnisse ,   solche  Kämpfe  immer 
wieder  mit  oft  bewundernswerter  Ausdauer, 
Zähigkeit  und  Opferbereitschaft  ausgefochten 
werden,  so  (.«weist  das  nm-,  dass  die  Ar- 
beiter dieselben  im  gauzen  als  lohnend  er- 
achten.   Und  das  trifft  auch  zu,  so  lange 
ihnen  kein  anderes  wirksames  Mittel  zur 
Verfügung  steht,  um  ihre  Interessen  zur 
Geltung,  die  Streitigkeiten  zum  Austrag  zu  j 
bringen,  so  lange  namentlich  Arbeitgeber' 
sich  weigern,  die  Vertreter  der  Arbeiter  als 
solche  anzuerkennen  und  mit  ihnen  gütlich 
und  auf  gleichem  Fusse  zu  unterhandeln. 
Nicht  der  thateächlichc  Enderfolg  der  Ar- 
beitseinstellungen   allein    ist   massgebend ; 
auch  der  in  der  Strikestatistik  freilich  nicht 
zu  ersehende  Einfluss,  den  die  Möglichkeit, 
die  stets  drohende  Gefahr  einer  Betriebs- 
einstellung auf  die  Unternehmer  bei  der 
Gestaltung  der  Arbeitsl«dingungen  ausübt, 
muss  mitberöeksichtigt  werden.  Die  neueste 
britische  Statistik  der  Veränderungen  auf: 
dem  Arbeitsmarkt  giebt  nach  dieser  Richtung 
hin  mancherlei  wertvolle  Aufschlüsse.  In- 
dem sie  die  Veränderungen  in  der  I/thn- . 
höhe  und  in  der  Arbeitedauer  nach  Zahl ; 
der  davon  Ixrtroffenen  Personen  zusammen- ' 
zustellen  sucht,  hat  sie  in  zum  Ted  Über- 
raschender Weise  den  Beweis  erbracht,  dass 
viel  mehr  Zugeständnisse  ohne  Kampf  als 
mit  Kampf  gemacht  zu  werden   pflegen.  | 
Vielfach  ist  hier  nur  die  Angst  vor  Strike  i 
und  Lockout  bestimmend  gewesen. 

Was  die  unmittelbare  Erfolgsstatistik  der 


Arbeitseinstellungen  anbetrifft,  so  liegt  sie, 
von  derjenigen  des  letzten  Jahrzehnts  ab- 
gesehen, sehr  im  argen.  Ein  Bericht  der 
National  Association  for  the  promotion  of 
social  science,  der  ihrer  Jahresversammlung 
in  Glasgow  im  Jahre  1860  vorlag,  bezeichnet 
von  74  Strikes  in  den  Jahren  1S45 — 1860 
44  als  erfolgreich.  30  als  verloren.  Aus  der 
oben  mitgeteilten  grossen  Tabelle  geht  in- 
dessen ohne  weiteres  hervor,  dass  diese 
Zahlen  unmöglich  ein  zuverlässiges  Bild 
geben  können,  vielmehr  muss  man  annehmen, 
dass  die  grosse  Mehrzahl  der  Ausstände 
erfolglos  war.  Damit  stimmt  auch  die 
Bevan  sehe  Statistik  für  die  Jährest  ieriode  1870 
bis  1879.  welche  für  die  Arbeiter  entschieden 
günstiger  als  die  früheren  war.  überein. 
Von  351  Strikes,  deren  Ausgang  Bevan  nach- 
weist, wurden  71  gewonnen,  180  verloreu 
und  91  durch  Vergleich  erledigt.  Es  ent- 
spricht vollständig  allgemeinen  Erfahrungs- 
sätzen,  dass  auf  die  Hausseperiode  die 
meisten  Siege,  auf  den  Rückgaug  von  1875 
an  die  meisten  Niederlagen  kommen.  In 
den  Jahren  187N— 79  sind  sogar  fast  alle 
Arbeitseinstellungen  (115  von  156)  zu  Un- 
gunsten der  Arbeiter  beendigt  worden.  Nur 
6  Siege  werden  aufgeführt. 

Natürlich  hängt  der  Ausgang  der  Strike- 
aktionen  sehr  wesentlich  von  ihren  Zielen 
ab.  Es  giebt  eine  ganze  Reihe  von  Fällen, 
wo  thörichte  und  aussichtslose  Forderungen 
zum  Kampfe  geführt  haben.  Die  bekanntesten 
sind  diejenigen,  wo  sich  die  Arbeiter  gegen 
die  Einführung  von  Maschinen,  ül«rhaupt 
gegen  technische  Verbesserungen  des  Be- 
triebs, zu  wehren  suchten.  Es  lag  auf  der 
Hand,  dass  der  technische  Prozess  dauernd 
doch  nicht  aufgehalten  werden  konnte.  Das 
sahen  mit  der  Zeit  auch  die  Gewerkvereino 
ein.  Verstösse  nach  dieser  Richtung  hin 
wurden  deswegen  auch  mit  der  Zeit  immer 
seltener.  Einzelne  Rückfälle  sind  alter  nicht 
ausgeblieben.  So  hat  in  dem  grossen  Aus- 
stände in  der  Schuhindustrie  im  Jahre  1895 
und  auch  in  dem  jüngsten  Kampfe  der 
Maschinenbauer  (1897— 9h)  die  Zulässigkeit 
eines  gewissen  Maschinenbetriebs  in  Ver- 
bindung mit  Stücklohntarifen  eine  Rolle  ge- 
spielt. Nicht  wenige  Differenzen  —  gerade 
in  den  letzten  Jahren  —  verursachte  ferner 
die  Forderung  der  Trade-Unionisten ,  dass 
neben  ihnen  keine  Nicht-Gewerkvereinler, 
»Black  legs«.  beschäftigt  werden  dürften. 
Alte  wie  neue  Vereine  haben  solche  mit 
dem  Koalitinnszwang  und  dem  schon  oben 
charakterisierten  System  des  Numerus 
clausus  eng  verwandten  Boykotte  öfters 
insceniert.  In  dem  neunten  Jahrzehnt  dieses 
Jahrhunderts  halten  dies  beispielsweise  die 
Dock-  und  Hafenarbeiter  und  die  Maschinen- 
bauer versucht,  also  ganz  junge  Koalitionen 
von   . Ungelernten«  und  alte,  geschulte  — 
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»konservative^  —  Verliände  von  Qualitäts- 
arbeiten!. In  solchen  Fällen  zeigte  sieh  der 
Widerstand  der  Unternehmer  regelmässig 
als  ganz  besonders  kräftig  und  wirksam, 
und  so  endigten  die  meisten  Arbeitsein- 
stellungen mit  derartiger  Tendenz  in  einer 
Niederlage  der  Ausständigen. 

Immerhin  gehören  diese  kurzsichtigen 
Bestrebungen  zu  den  Ausnahmen.  Die  ül>er- 
wiegende  Melirzahl  der  Strikes  bezieht  sieh 
auf  "  reine  I /mitkämpfe,  in  zweiter  Linie 
kommt  die  Regelung  der  Arbeitszeit  und 
endlieh  diejenige  der  ganzen  übrigen  Summe 
von  Arbeitstiediugmigen  im  weitesten  Sinne 
des  Wortes,  hinsichtlich  deren  der  britische 
Arbeiter  noch  mehr  als  seine  kontinentalen 
Kameraden  auf  die  Selbsthilfe  angewiesen 
ist,  in  Frage.  Auch  hierin  ist  der  Ent- 
wickeln ngsgang  der  gew-erkverehdichen 
Politik  ein  fast  typischer  gewesen.  Zuerst 
herrscht  die  Lohn-  und  Magenfrage  vor. 
Ist  erst  ein  gewisser  Standard  of  life  er- 
kämpft, dann  sucht  man  die  Hegel  mässig- 
keit  der  I/>hnbezüge,  Kürzung  der  täglichen 
Arbeitszeit,  Abstellung  der  Aeeordarbeit  und 
der  Ueberstunden  u.  s.  w.  zu  erreichen  und 
gleichzeitig  Oarantieen  für  die  dauernde  An- 
erkennung der  Gewerkvereine  als  Kollektiv- 
kontrahenten zu  schaffen.  Die  Statistik  der 
Strikeursachen  bestätigt  diese  Regel  nach 
mehr  als  einer  Richtung  hin.  In  den  letzten 
Jahren  mit  dem  schon  charakterisierten  Auf- 
kommen neuer  Arhciterkoalitionen  und  der 
sich  als  natürliche  Konsequenz  der  Koalitions- 
überspannung darstellenden  Hyperentpfind- 
liehkeit  des  Arlieitsmarktes  beginnen  dann 
wieder  die  Lohnkämpfe  mit  heftigen  sozialen 
Explosionen  zu  überwiegen.  — 

Dank  einer  ausgezeichneten  Statistik  kann 
diese  letzte  und  neueste  Epoche  englischer 
Sozialgescluchte  fast  ausschliesslich  in  Zahlen 
dargestellt  werden.  Bisher  haben  wir  uns 
mit  denjenigen  Zeitabschnitten  der  Geschichte 
der  Arbeitseinstellungen  beschäftigt,  von 
denen  ein  zuverlässiges  und  umfassendes 
Zahlenmaterial  nicht  vorliegt.  Die  neueste 
Periode ,  etwa  Ende  der  SO  er  Jahre  ein- 
setzend, ist  dagegen  hinreichend  statistisch 
Itesehriolten.  Seit  188(j  besitzt  nämlich  das 
britische  Handelsministerium  (Board  of  Trade) 
eine  neue  Abteilung,  die  sogenannte  Arbeits- 
abteiluug  (Lihour  Depart ement),  der  die  Auf- 
gabe zugewiesen  ist ,  eine  vollständige  und 
sorgfältige  Zusammenstellung  und  Veröffent- 
lichung aller  arbeitsstatistischen  Zahlen  zu 
besorgen  (s.  d.Art.  »Arbeitsstatistisehe 
Aerat e r  ).  Diese  Behörde  giebt  nun  alljähr- 
lich in  der  Form  von  Rlaubüchern  sogenannte 
»Hoports*  heraus,  und  zwar  einmal  Reports 
über  die  Tradc-Unions  -  ■  18-sT  «las  erste  Mal 
erschienen  —  und  ferner  Hc]»orts  ou  the 
strikes  and  lockouts  • —  zuerst  für  das  Jahr 
lsss  im  Jahre  lss'j  erschienen.  Ausserdem 


erscheint  am  15.  jeden  Monats  vom  Mai 
1893  au  eine  Monatsseluift  unter  dem  Titel 
'The  I,abour  Gazette«  in  sehr  grosser  Auf- 
lage zu  äusserst  billigem  Preise  (1  Penny 
für  die  Nummer).  Endlich  wird  vom 
britischen  Arbeitsamt  neuerdings  ein  Jahres- 
bericht (Annual  re|*>rt  of  the  Labour  De- 
partement of  the  Board  of  Trade  with  ab- 
stract  of  labour  stati stieg)  herausgegeben : 
er  ist  im  wesentlichen  statistisclier  Art. 
fasst  auszugsweise  die  Hauptdaten  der  ge- 
nannten Blaubücher  zusammen  und  Lst  ebeu- 

:  falls  als  billige  Volksausgabe  (1  sh)  für 
Massenverbreitung  gedacht.    Zur  Zeit  liegt 

,  von  ihm  der  IV.  Jahresliericht  für  das  Jahr 
18WJ  vor.  Der  neuzeitliche  britische  arbeits- 
statistische Dienst  konnte  sich  kein  glän- 
zenderes Zeugnis  für  seine  umfassende,  hin- 
sichtlich seiner  Objektivität  von  keiner  Seite 
angezweifelte  Thätigkeit  ausstellen  als 
gerade  durch  diese?  für  die  Arbeiterwelt 
bestimmte  Publikation.  Dank  des  Ver- 
trauens, das  das  Arbeitsamt  bei  den  be- 

!  teiligteu  Personen  und  Vereinen  sich  zu 
erringen  verstand ,  sind  seine  Statistiken 
immer  vollständiger  und  lehrreicher  ge- 
worden. Die  letzten  gel>en  ein  so  gut  wie 
lückenloses  Bild  der  in  Frage  kommenden 
sozialen  Bestrebungen  und  Kämpfe. 

Die  Hauptzahlen  sind  aus  der  Tabelle 
auf  Seite  817  zu  ersehen. 

Die  Ursachen  der  Strikebewegungen.  nach 
der  Zahl  der  dal>ei  lieteiligten  Personen 
ippiert,  ersieht  man  aus  der  Tabelle  auf 
ite  818. 

Als  weitere  Illustration  der  Grösse  und 
Ausdehnung  der  Strikebewegung  in  den 
einzelnen  Jahren  können  folgende  Zahlen 
dienen : 

Anzahl  der  durch  Strikes  verloren 
gegangene n  Arbeitstage. 


1891 

181*2 
1«>3 
181)4 
18515 

mm 

18J)7*i 


7  317469 
6809371 
1724S  376 
31  205  062 
9322096 
5  <42<^2 
3  7-»S  525 
10  400  000 


Auch  eine  mit  der  Zeit  immer  zuver- 
lässiger gewordene  Statistik  des  Erfolges 
der  Arbeitseinstellungen  hat  das  britische 
Arbeitsamt  aufgemacht.  Die  Hauptergeb- 
nisse derselben  sind  aus  der  kleinen  Tabelle 
auf  Seite  818  ersichtlich. 


*'  Nach  einer  vorläufigen  Schätzung  der 
.  „Labour  Gazette4'. 
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Handwörterbuch  der  Staats» isscnucnaften.  Zweite  Auflage.  I. 


Wie  schon  liervorgeh«>- 
ben,  sprechen  die  Zalüeu- 
reihen  der  vorstehend  mit- 
geteilten vier  Talx?llen,  so- 
weit die  Gesanitbewepuig 
auf  dem  Arbeitsmarkte  in 
Kr.tge  kornint,  für  sich  selbst. 
Es  erübrigt  nur  noch, 
einige  Daten,  welche  die 
einzelnen  Jahre  besonders 
chamkterlsioivn .  hervorzu- 
heben. In  erster  Linie  ist 
hierfür  der  allgemeine  Wirt- 
schaftscharakter vou  Bedeu- 
tung. 1887  l>egann  das  in- 
dustrielle und  kommerzielle 
Leben  Grossbritaunieus  sich 
nach  einem  längeren  Still- 
staude zu  bessern.  Der 
Höhepunkt  der  anhaltenden 
günstigen  Konjunktur  fiel 
in  den  Schluss  des  Jahres 
1889  und  iu  die  erste  Hälfte 
des  Jahres  189t».  Die  beiden 
Jahre  18H9  und  18»»  ge- 
hören zu  den  besten,  welche 
England  gehabt  hat,  und  alle 
Zweige  des  gewerblichen 
Lebens  nahmen  au  dem  Auf- 
schwung gleiehmässig  teil. 
Entsprechend  günstig  wareu 
in  dieser  Zeit  auch  die  Lohn- 
sätze der  industriellen  Ar- 
beiter, welche  stufenweise 
Aufbesserungen  erfuhren. 
Die  Zahl  der  Arbeitslosen 
sank  melir  und  mehr,  ja 
in  einzelnen  Branchen  hatten 
die  l'nternehiner  sogar 
Schwierigkeiten,  die  erfor- 
derlichen Arbeitskräfte  zu 
finden.  Die  Lohnsätze,  be- 
sonders für  Stundenleistung, 
zeigten  in  vielen  Fällen 
eine  bisher  unerreichte 
Höhe.  Diese  Konjunktur 
war  für  erfolgreiche  I»hn- 
kämpfe  ausserordentlich  ge- 
eignet. An  ihnen  partici- 
pierten  diesmal  nicht  nur 
die  Gewerkvereiue  der  ge- 
lernten Arbeiter,  auch  die, 
schon  längere  Zeit  vorbe- 
reitete Bewegung  der  •>  Un- 
gelernten« kam  in  lebhaften 
Kluss.  Besonderes  Auf- 
sehen machte  die  Aktion 
der  Londouer  Dockarbeiter 
im  Jahre  1SS9,  an  der 
sich  ca.  lMülHMi  Leute 
beteihgten  und  die  mit  einem 
Siege  der  Ausständigen  en- 
digte.  Auch  im  Jahre  ls9u. 
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S  t  r  i  k  e  n  <1  <•  Arbeiter. 


IUI 

l  in 
einen 
ii*  'iri  en 
ijoiin  zu 

er- 
reichen 

Um 
sich  ge- 
iren  eine 
Lohnre- 
duktion 

zu 
wehren 

, 

Andere 
Lohn- 
forde- 
rungen 

Lohn- 
forde- 
rungen 

Ander- 
weitige 
Rege- 
lung 
der  Ar- 
beitszeit 

Wegen 
anderer 
Arbeits- 
und  Be- 
tricbsbe- 

din- 
gungeu 

Zur 
Vertei- 
digung 

der  tre-  Andere 
werk-  l'r- 

vereinli- ,  sachen 

t  hen  Or- 

ganisa- 
tiuii 

AU 

co  mm  am 

1891 

93  932 

28  398 

7  761 

130  091 

13302 

68  176 

18  557     37  334 

267  460 

1892 

41  616 

1^3  53i 

1  8S7 

207  034 

2  756 

67  641 

18639  60729 

356  799 

ia'»3 

188  57» 

3^8  326 

10 

567  460 

1  191 

25  667 

19  298  .  22  770 

636  3S6 

1894 

1 1 7  028 

109  326 

8  573 

234  903 

6  10; 

37  763 

15519  29955 

324  245 

1895 

94  76i 

47  038 

l  399 

143  198 

28*8 

84  393 

6614     26  695 

263  758 

189U 

69  433 

20  714 

25  670 

115817 

3658 

33  121 

12031  33610 

198  687 

1897' , 

96  000 

96  000 

57000 

80  000 

233000 

'  Nach  einer  vorläufigen  Schätzung  der  -Labour  Gazette". 


Jahr 


I*rozentsatz  der  von  beigelegten  .Strikes 
betroffenen  Arbeiter,  deren  Atisfall  war : 


zu 

zu 

. 

unbe- 

Gunsten 

Gunsten  |  Koin- 

stimmt 

«ier 
Arbeiter 

Arbeitg. 

pronrn* 

oder  un- 
l.i-kiiniit 

54,4 

43,7 

2,9 

25.6 

34,8 

36.7 

2.9 

27.5 

19.9 

5«-4 

«,2 

62,9 

12,1 

24.7 

0.3 

22,1 

42.1 

34.2 

1,6 

24,1 

27,9 

47.i 

0.9 

39t  5 

33.4 

26.9 

0,2 
o.S 

30,5 

29,0 

39-7 

1890 
1891 
1892 
1893 

]K94 

189Ö 
1896 
1897». 


in  dessen  letzten  Monaten  bereits  sich  die 
Vorliiufer  eines  langsamen  Uesehilftsni» Mier- 
gangs liemerkkir  machten,  traten  weitere 
Massen  der  bislang  nicht  koalierten  Arbeiter 
gescldossen  in  die  Ausstandsbewogung. 
Zahlreiche  hartnackig«'  und  lang  andauernde 
Strikes  brachen  aus.  al«er  sie  entbehrten  der 
Momente  der  Neuheit,  der  Erregung  und 
der  dramatischen  Zwischenfälle,  und  auch  die 
allgemeine  Anteilnahme  des  Publikums  fing 
an.  schon  wieder  nachzulassen.  Im  Früh- 
jahr zeigte  das  Strikefieber  seinen  Höhe- 
punkt. Fast  gleichzeitig  feierten  Iimmmmi 
Kolüengräher  im  Yorkshire-,  Lancashire-  und 
Midland-Distrikt,  2<mhk>  Maschinenlauer  au 
der   Nordostküste    und    MiKjO  Londoner 


gehen  durch  die  rechtzeitige  Verstärkung 
der  Fonds  zur  SehadloshaJtung  einzelner  von 
Arbeitseinstellungen  betroffener  Gruben. 
Ein  unfiljerlegter  Strike  der  Belegschaft 
einiger  Zechen  in  Durham  misslang.  Mährend 
die  Bergleute  in  Wales  in  einem  kurzen 
Kampf  wenigstens  eine  Aenderung  der  Ar- 
heitsordnuug  durchsetzten.  Fast  durchweg 
unglücklich  verliefen  dagegen  diejenigen 
Aktioneu  —  der  Seeleute,  Docker  u.  s.  w. 
— .  wo  gefordert  wurde,  dass  die  Nicht- 
unionisten  von  den  Arbeiten  aasgeschlossen 
wurden.  Im  Gegensatz  hierzu  erreichten 
zwei  Arlx'iterkategorieen ,  die  sich  bislang 
nur  wenig  in  Koalitionskämpfen  erprobt 
hatten, nämlich  die  hausindustriellen  Schneider 
(2'HMMi  Strikende  in  London)  und  die  Eisen- 
bahnbedionsteton,  nennenswerte  Vorteile. 
Beide  Ausstände,  von  denen  der  der  Eisen- 
bahner der  grftsste  seiner  Art  war,  wurden 
durch  die  Sympathiceii  des  Publikums 
wesentlich  unterstützt.  Das  Jahr  1892,  in 
dem.  eljenso  wie  im  folgenden  Jahre,  eine 
tiefe  geschäftliche  Stagnation  Platz  griff, 
kennzeichnete  sich  durch  drei  gross»?  Strike- 
ereignisse :  zwei  ausgedehnte  Ausstände 
unter  den  Banmwollspinnern.  der  eine,  um 
eine  Principienfrage  sich  drohend,  siegreich, 
der  andere,  in  Abwehr  gegen  eine  Lohnre- 
duktion, nur  zum  Teil  von  Erfolg  begleitet. 
Letzterer  zog  sich  ungewöhnlich  in  die 
Innige  und  soll  den  Ausständigen  allein  an 


Schuhmacher.    Speciell  die  Bergleute  hatten 

in  den  letzten  Jahren  Schlag  auf  Schlag  er-  ™t^»C™en  Löhnen  über  JH  Millionen  Mark 
liebliche  Lohnaufbesserungen  zugestanden  i  &*<*M  haben.  Das  dritte  grosse  Strike- 
erhalten,  in  Schottland  waren  in  kurzer  Zeit !  «vignw  des  Jährt«  1892  hatte  seinen  Schau- 
die  1/jhue  sogar  um  To — mi'o  gestiegen  P,a,z  mit  zum  Tfnl  gewaltsamen  Konflikten 
Der  Hausseperiode  folgte  im  Jahre  1*9 Lein  W1,,,,0r  Kohlenrevier  zu  Durliam.  Dort 
ziemlich  kräftiger  K.Vkgang,  und  was  zu  ^»rtt-n   sich  <r><HHf  Bergleute  vergeblich 

jetron  eine  T,ohnreduktion  von  10°  0.  Das  Jahr 


erwarten  war,  trat  ein:  die  Unternehmer  * 
kündigten  I»hnherabsetzungen  an  und  setzten 
sie  vielfach  durch.    Vorbereitet  war  dir  Vor- 


KohlenbergUiu,  diesmal  den  grössten.  den  die 
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Welt  könnt.  Nicht  weniger  als  4*2*2 'M  Ml 
Borgknappen  feierten  41  ■•  Monate  lang.  Dies- 
mal gelang  es  dem  neugeschlossenon  Riesen- 
verbande  der  Miners  Föderation  of  Great 
Britain .die  Bergwerksl»esitzer  zu  verhindern, 
in  der  flaueren  Geschäftszeit  eine  weitere 
Lohureduktion  zu  dekretieren.  Der  Strike. 
hauptsächlich  Mittelengland  ergreifend,  hatte 
in  uer  Folge  noch  mannigfache  Nachspiele, 
die  in  das  Jahr  1*94  hinein  sieh  fort- 
pflanzten. Während  dann  die  Sieger  des  vo- 
rigen Jahres  durch  Schiedsspruch  die  Bei- 
legung der  zwischen  ihnen  und  den  Grubon- 
l»esitzern  schwebenden  Streitigkeiten  erreich- 
ten, unterlagen  75000  schottische  Bergleute 
nach  einem  17 wöchigen  Strike.  Im  übrigen 
war  das  Jahr  1894  dadurch  ausgezeichnet, 
dass,  offensichtlich  unter  den  nachhaltigen 
Eindrucken  der  sozialen  Kämpfe  der  letzten 
Zeit,  von  den  Arbeiterkongressen  stark  sozia- 
listisch gefärbte  Resolutionen  Annahme 
fanden,  was  grosse  Uelierrasohung  hervor- 
rief. 

Das  Wirtschaftsjahr  1895  war  nicht  da- 
zu angethan,  eine  besonders  lebhafte  Ar- 
beiterbewegung hervorzurufen.  In  den  ersten 
Monaten  liewegto  sich  die  gewerbliche 
Thätigkeit  in  absteigender  Linie.  Während 
der  Frühlings-  und  Sommermonate  alier 
traten  sichtlmre  Zeichen  der  Besserung  ein, 
welche  die  seit  mehreren  Jahren  vor- 
herrschend gewesene  Depression  endlich  be- 
seitigten. Wiederum  sank  die  Zalü  der  Ar- 
l»eitslosen,  die  zeitweilig  eine  sehr  hohe  ge- 
wesen war,  erheblich  herab.  Die  wichtigsten 
Arbeiterkämpfe  ereigneten  sich  in  der  Jute- 
nnd  Leinenindustrie  in  Dundee  (3*2000  Aus- 
ständige), im  Schuhuiaehergewerbe  (mit 
Vergleich  und  Schiedsspruch  beendigter 
Stril  »e  von  46000  Personen)  und  im  Schiff  s- 


<ue  Ijöhnkämpfc  seltener 
zidegen   sind,  bestätigte 


I  !«u  an  der  Clyde  und  in  Belfast.  Im 
grossen  und  ganzen  war  es  Ist)")  auf  dem 
Arbeitsmarkt  friedlicher  als  in  den  Vor- 
jahren, die  ArW'iter  hatten,  soweit  es  doch 
zu  ernstlichen  Differenzen  kam,  verhältnis- 
mässig mehr  Erfolg.  Immerhin  halten  sich 
daneben  zahlreiche  und  grosse  Gru|ipen  von 
Arbeitern  ohne  Widerstand  namliafte  Iy>hn- 
reduktionen  gefallen  lassen  müssen.  Noch 
geringer  war  die  Striketliätigkeit  im  Jahre 
1896,  obgleich  die  Marktentwickelung  eine 
zweifellos  belebte  war.  Der  Erfahrungssatz, 
dass  in  Zeiten,  wo  über  die  allgemeine  Ten- 
denz des  Arboitsinarktes  kein  Zweifel  herrscht, 

und  leichter  bei- 
sieh aufs  neue. 
Immerhin  verzeichnet  die  Statistik  auch  für 
das  Jahr  1N96  erheblich  mehr  Strikcs  als 
im  Dm-chschnitt  der  80er  Jahre.  Erst  den 
Jahren  1897  und  1898  war  es  vorbehalten, 
wieder  Ausstandsereignisse  ersten  Hanges 
zu  zeitigen.  Von  dem  Riesenkampfe  der 
Maschinenbauer  1897  98,  der  7  Monate  dauerte 
und  mit  einer  vollen  Niederlage  der  Ge- 
werkveroinler  endigte,  die  sie  8'  ?  Millionen 
Mark  aus  ihrer  Kasse  gekostet  hat,  war 
schon  olien  die  Rede.  Auch  der  grosse 
Strike  der  Kohlengräl»er  in  Wales,  der  über 
100  000  Leute  zum  Feiern  brachte  und  gegen- 
wärtig noch  nicht  entschieden  ist,  ist  schon 
erwähnt.  In  lieiden  Fällen  versagte  das  so 
oft  gerühmte  Einigungs-  und  Schiedsver- 
falircn,  trotzdem  dass  eine  Parlamentsbill 
von  1S96  diese  Institute  kraft  .staatlicher 
Initiative  fortzubilden  suchte,  so  gut  wie 
vollständig.  Nur  zeitweilig  hat  in  den 
letzten  Jahren  die  Thätigkeit  der  Einigungs- 
äinter  den  erwünschten  vollen  Erfolg  er- 
zielt. Das  geht  aus  folgender  Zusammen- 
stellung klar  genug  hervor. 


Thätigkeit  der  Einigungs-  und  Seh  ied  sä  m  t  er. 


Jahr 

Zahl 
der 
Strikes 
überhaupt 

Zahl 
der 

ausstän- 
digen 

Arbeiter 

Zahl 
der 
durch 
Eini- 
gungs- 
verfahren 

be- 
glichenen 
Strikes 

Zahl 

der 
hierbei 
betei- 
ligten 

Per- 
sonen 

Zahl 
der 
dnreh 
Schieds- 
verfahren 

be- 
glichenen 
Strike« 

Zahl 

der 
hierbei 
betei- 
ligten 

Per- 
sonen 

Zusammen  im 
Einigungs-  und 
Schiedsverfahren 

Prozentsatz 
der 

ausständigen 
Arbeiter 

Strikes  Personen 

1893 

782 

636386 

306  748 

20 

5  261 

25 

312  009 

49 

1894 

1061 

324  245 

iq 

5683 

23 

12  642 

42 

18325 

e 1  - 

3   i  0 

1895 

876 

263  758 

»7 

50  953 

28 

7  945 

45 

58898 

*yy%  0 

1895 

102 1 

198  687 

25 

20439 

20 

10280 

45 

30  7«9 

■5*i°o 

Lltterator:  Serlng,  Art.  ArkriUrin*Ullun>jrn  in  | 
<iro**britannirn,  Jfut4itir.il.  Sttiriluw.  I.  Aufl.  Jid.  1 
S.  6St — 6S8.  -  Trade*  Societie*  tun/  .Strikt.*.  Rfp. 
ComiUtr  Trade*  Societir*.  appointed  inj  thr. 
Xational  A**ociation  j'or  thr.  promotion  of  thr 
»(■dal  teiencr.  London  1j<C0.  —  Ilep.  Royal 
0>Htmi*«ionrr»,   appoint'  d  U>    in</uirr    into    ihr  | 


Organization  und  mir*  of  Trade»  l'nion*  and 
othrr  Avwtiation*.  Jjmdon  lSC'>.  —  G.  Ph. 
Heran,  The  Strikt*  of  ihc  past  tru  years. 
Journal  of  .Statistical  Society,  toi.  XLLll.  Lon- 
don ismi.  —  G.  Hotrelt,  The  Conflict*  of  Ca- 
pital and  Labour  -t.  cd.  London  18U0.  —  Der- 
ne! be.    Trade.  Cnionitme   mir   and  old,  London 

62» 
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1891.  —  Tm  Brentano.  Die  Arheitergilden  der 
Grgentcnrt,  2  Bde.  Leipzig  18  71 — 72.  —  Der- 
selfte,  Ihts  Arl>eit*rerhditui*  gemas»  dem  heu- 
tigen Recht.  Leipzig  1.17'.  —  i".  Schulse- 
tlürernltz,  Vermeidung  und  Beilegung  ton 
Arbeitsstreitigkeiten  in  England  ;  Jahrb.  t.  Ges. 
u.  1>nr.,  Bd.  is.  Leipzig  issu.  -  Derselbe. 
Zum  sozialen  Frieden,  -4  Ilde.  Leipzig  1890.  — 
Comte  de  Pari».  Les  a*»ociation*  outrierts 
en  Anglrtrrrr,  Dtris  1S'19.  —  Kleintcächter, 
Zur  tje*chifhtc  der  entflischeit  Arlteiterlietregung 
in  den  Jahren  IM?/— 1.1 7  4.  Jena  IS?/.  -■■ 
Biermer,  Art.  ArlieitseinsteUungen  in  Gross- 
brita 4i nie n,  Handle,  d.  Staut* ir.  I.  Aufl.  Sappl.  Bd.  1 
S.  Vir. — IIS.  -  Derselbe,  Art.  Getrerkvereine 
in  England,  Handtr.  d.  Staatsir.  I.  Aufl.  Suppl. 
Bd.  1.  S.4f>ö  412.  —  Derselbe,  Art.Arbeitseinstel- 
laugen,  Handtr.  d.  Staat» ir.  I.  Aufl.  Suppi.  Bd.  ~  S. 
94  fl'.  —  Derselbe,  Art.  Geirerkrereinslietcrgung, 
Handtr.  d.  Staatsir.  1.  A  ufl.  Sappl.  Bd.  >  S.  (Ii  ff.  — 
Veraelbe,  Art.  Artteitseinstellungen,  Wirterb.  d. 
Volhttr.  Bd.  1.  S.  Sit  f.  —  Derselbe,  Art.  Ge- 
werkt  rrrine,   Wr.rtrrh.  d.  Volkstr.  Bd.  I.  S.  913  ff. 

—  Derselbe,  Die  britische  Arbeiterbewegung, 
Jahrb.  f.  rrrgl.  Rrrhttttr.  u.  l'olkstrirtschaftsl., 
Berlin  1898.  —  X  u.  B.  Webb,  History  of 
Trade-l'nionisme,  London  1894,  2.  ed.  189(1,  (auch 
deutsch  r.  E.  Bern*triu).  —  1He*elben,  In- 
dustrial  Jtemoraey ,  Landau  1897.  (Deutsche 
Ausgabe  it.  d.  T.  Theorie  und  Itaxis  der  Eng- 
lischen (letrerkr ereine  r<>n  <'.  Hugo,  2  Bde. 
Stntttuirt  law.  —  J.  E.  Th.  Roger»,  Sis  Centuries 
of  Work  and  Wage»,  >  Bde.  hotdun  I884. 
(l^eutsch  u.  d.  T.  JHe  fieschichte  der  Englischen 
Arbeit,  hrrausgeg.  r.  DinnetriU  it.  K.  Kaultky, 
Stuttgart  189C.)  ~  Fr.  Engel»,  IHt  Jjage  der 
arbeitenden  Klasse   in   England.    Leipzig  1845. 

—  G.  Prlee,  t'ambinntion*  und  Ulrikes,  their 
e»*l  and  results,  London  1854.  -■■  /„.  L.  F.  K. 
Prtce,  Industrial  f'eacr,  its  adeantages,  nie! Und» 
und  difflcnltie*.  Jjondon  1SH?.  —  ./.  Samuel- 
Non,  Work,  trage*  und  the  profits  of  capital,  an 
rsrnt)  on  the  lalmtur  guestion,  haidon  IS??.  — 
Derselbe,  Bernd  of  Conrdiatxon  in  Isibonr  Dis- 
pute*, Lit  erpool  ISUi.  —  Thornton.  (hi  Isibaur, 
2  ed.  lAnidnn  1S7H.  —  Biermer.  Filie  neuere 
englische  Stimme  über  da*  Geuerkcereins-  and 
Jjtihnproldem,  Jahrb.  f.  Gr*,  und  Ve.rtr.  Bd. 
1897.  —  Bilmreither,  Dir  englischen  Arlieiter- 
rerltände  und  ihr  llrrht.  Lripzig  IS.St}.  —  <'. 
.1.  Schmitt,  Beiträge  zur  Geschichte  drr  ge- 
verblichen  Arbeit  in  England  während  der 
irlttvn  50  Jahre.  Jrna  189H.  —  Held,  Zwei 
Bücher  zur  sozialen  Geschichte  Englands. 
Leipzig  1SS1.  —  M.  Htinch.  Die  EtttirUkelung 
der  Artteilerlteruf srere.inc.  Berlin  1.19(1.  —  de 
Rou#ier»,  Trade  l'niattisme  en  Angleterre. 
J'uris  1897.  —  Ilerkner,  Arbeiterfrage,  2.  Aufl. 
Berlin  1*'J7,  —  Sombart.  Sozialismus  und  so- 
ziale Beilegung  im  }'.'.  Jahrhundert,  Jena  1SUK. 

—  Mataja,  Dir  Statistik  der  Arlteitscinntcllungcu , 
Jahrb.  f.  Sat.  n.  Stat .  1.  F.  Bd.  1.1.  Jena  1SV7.  —  R. 
Satute  und  G.  Krümmer,  Die  Bergarlteiter- 
Verhältnisse  in  (irnsubritannirn.  Saarbrücken 
lS'.H.  —  Reimnann-Qmne,  Die  Arbeitsein- 
stellung auf  den  Kohlengruben  Ihtrham*.  Essen 
lS'J-'.  (S.  dariittcr  G.  Schmoller,  Anzeige 
i.  Jahrb.  f.  Ges.  n.  l'erw.  Bd.  XVI.  1M2.)  — 
Brentano,  Eutirickelung  und  Geist  der  eng- 
lischen Arbeiterorganisationen,  Arch.  f.  roz.  Ge- 
setzg.    Berlin  ISfiS.  —  AMrho/son,  Slrikrs  and 


*ozial  Proltlems.  iAHidon  1SM.  —  Rettmer. 
Bueck.  Möller,  Berieht  der  nach  England 
entsendeten  Kommission.  Berlin  1S90.  —  M. 
A.  Bueck.  Der  soziale  Friede,  Zeitschr.  »Stahl 
und  Eisen«,  Düsseldorf  1892.  —  Sehr.  d.  Ver. 
f.  Sozialst.  Bd.  45  (tSW)  und  7C  (1S97).  — 
Beport  on  the  ttrikes  and  lorkotits.  London 
1889— 189d.  —  The  Ijabour  Gazette.  Isotd  ,,. 
1893— l SM.  —  The  Anntial  Beport  of  the  l^bour 
Departement  of  the  Board  of  Trade,  1—IY. 
Jjtaidon  189.1—1897.  —  Austerdeui  findet  *ich 
eiue  ausgezeichnete,  14(81,  meist  britische,  Schritten 
umfassende  I.ittertattiriibersicht  lu-i  Roger»,  IUe 
Gcrehichtc  der  englischen  Arlteit,  Deutsche  A-ts- 
gäbe  (s.  o.) 

Greifstrald.  M.  Biermer. 


¥1.  Arbeitseinstellungen  in  Italien. 

1.  Im  allgemeinen.  2.  Die  Hauptsachen 
«ler  Statistik. 

1.  Im  allgemeinen.  Italien  ist  ver- 
hältnismässig spät  in  die  Reihe  derjenigen 
Staaten  getreten,  die  über  eine  leistungslälüge 
Grossindustrie  verfügen.  Vor  Herstellung 
der  nationalen  Einheit  war  die  wirtseliaft- 
liehe  Bewegung  im  Iiande  langsam,  energie- 
los und  durch  mannigfache  Hindernisse  auf- 

'  gehalten.  In  erster  Linie  fehlte  das  Ite- 
fruehtendo  Stimulans  des  arbeitenden  Kapi- 
tals. Auch  die  natürlichen  Bedingungen  des 
Bodens  waren  der  Entfaltung  von  Industrio 
nur  zum  Teil  günstig.  Eigene  Kohlen,  die 
nächste  Voraussetzung  des  mechanischen 
Betriebes,  waren  so  gut  wie  nicht  vorhanden, 
fremde  waren  dank  der  geringen  Ausdehnung 
der  Verkehrs-  und  Transportmittel  nur  mit 
erheblichen  Kosten  und  mancherlei  Um- 
ständlichkeiten zu  beziehen.  Die  zwischen 
den  kleinen,  Italien  in  büreaukratischer  Be- 
schränktheit zersetzenden  Staaten  aufge- 
richteten Zollseliranken  hemmten  selbst  da. 
wo  die  natürlichen  Verhältnisse  ausgedehn- 
teren Manufakturen  mit  einer  modern  fort- 
geschrittenen Technik  günstig  erschienen 
waren,  eine  gesunde  und  kräftige  Emauci- 
pation.  Ueberall  war  die  Entwickelung  der 
Technik  im  hohen  Grade  rückständig.  Di»1 
breite  Masse  des  Volkes,  gewohnheitsmässig 
auf  eine  äusserst  dürftige  Lebenshaltung 
herabgedruckt-,  war  »inwissend,  bedürfnislos 
und  deswegen  misstrauisch  gegen  Neue- 
rungen. Vor  allen»  aber  war  es  der  Mangel 
au  Kapitalien,  die  zwar  in  einer  kleineren 
Zald  von  Händen  koncentriert  waren,  al»er 
in  ihrer  Totalität  mangels  werkthätiger  Ver- 
wertung wenig  zugenommen  hatten,  was  den 
volkswirtschaftlichen  Fortsehritt  hinderte. 

Mit  der  politischen  Einigung  des  Landes 
und  seiner  grossstaatlichen  Kräfteentfaltung 
änderte  sich  hierin  mauches.  Gleichzeitig 
mit  der  nationalen  Wiedergeburt  Italiens 

:  trat  an  die  Stelle  einer  langandanemden 
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und  schleichenden  sozialen  Stagnation  eine 
zum  Teil  sprunghaft  und  fieberhaft  ein- 
setzende Umwälzung  auf  alleu  Gebieten  des 
ökonomischen  Lebens.  Die  kapitalistische 
Produktion  ergriff  zuerst  die  I.andwirtschaft 
Durch  die  Konfiskationen.  Säkularisationen 
und  Massenverkäufe  der  Riesonkomplexe, 
die  bislang  den  religiösen  Gemeinschaften, 
Bistümern  und  Klöstern,  gehört  hatten, 
wurden  grosse  Teile  des  ländlichen  Areals 
plötzlich  mobilisiert.  Millionen  von  Hektaren 
wurden  der  faulen  Bewirtschaftung  durch 
die  indifferenten  Verwaltungen  der  toten 
Hand  entzogen  und  dem  jungen.  lel>eiis- 
kräftigen  Kapitalismus  überantwortet  Eine 
sozial  bessere  Besitzverteilung  wurde  damit 
nicht  erreicht.  Das  Kleinpaehtsystem  und 
die  Uebersehiddnng  der  Landwirte  blieben 
Ustehon.  Die  nächste  Folge  der  Aufteilung 
des  Kirchenvermögens  und  eines  grossen 
Teiles  des  Domanialbesitzes  war  vielmehr 
eine  stürmische  Preisrcvolntion  auf  dem 
Markte  für  Boden  werte,  der  gegenüber  sich 
viele  der  kleinen  Unternehmer  nicht  halten 
konnten,  sodass  sie  mit  l»ichtigkeit  von  den 
grösseren  Kapitalisten  wieder  ausgekauft 
werden  konnten.  Der  neue  Staat  versuchte 
auch  auf  anderen  Gebieten  das  Versäumte 
nachzuholen,  um  das  wirtschaftliche  Leiten 
im  modernen  Sinn  zu  reorganisieren.  Wie 
wir  es  auch  in  Kolonialländern  beobachten 
könne?),  so  geschah  es  auf  der  appeninischen 
Halbinsel :  viele  Gebiete  wurden  aus  der 
primitiven  gewerblichen  Eigenproduktion  mit 
Ueberspringung  aller  Zwischenglieder  sofort 
in  einen  Zustand  eines  hochentwickelten 
kapitalistischen  Grossbetriebs  versetzt  Ein 
Konzessionswesen,  das  freilich  in  erster 
Linie  einer  ungesunden  Spekulation  zu  gute 
kam  und  mancherlei  eigentümliche  Blüten 
des  Kapitalismus  zeitigte,  die  die  Blätter 
der  Chronique  scaiidaleuse  des  italiemsehen 
Bankwesens  füllten,  machte  sich  breit 
Immerhin  wurde  damit  das  Verkehrswesen 
reformiert,  Tausende  von  Kilometern  Eisen- 
l«ahnen  wurden  gebaut  und  ganze  Provinzen 
endlich  dem  Verkehr  erschlossen.  Hand  in 
Hand  damit  liegannen  auch  die  Manufakturen, 
sich  von  ihrer  bisherigen  kümmerlichen  und 
verkommenen  Rüekständigkeit  zu  erholen. 
Die  moderne,  grosskapitalistische  Industrie 
fing  an,  festen  Fuss  zu  fassen.  Besonders 
in  den  beiden  letzten  Jahrzehnten  nahm  sie, 
unterstützt  durch  eine  stark  l»eschleunigte 
Cirkulation  der  grösstenteils  aus  dem  Aus- 
lande stammenden  Kapitalien,  die  zahllosen 
Gründungsbanken.  VerKehrsanstalten,  Staats- 
und Kommunaluntomehmungen  u.  s.  w.  in 
einer  förmlichen  Hochflut  zuströmten, 
einen  lebhaften,  nicht  immer  gesunden.  Auf- 
schwung. In  erster  Linie  war  dies  in  Nord- 
italien der  Fall,  wo  der  industrielle  Kapita- 
lismus in  einem  Eiltempo  sondersgleichen 


seinen  Einzug  hielt.  Oberitalien  nahm  im 
Fluge  den  allgemeinen  westeuropäischen 
Charakter  an  und  nivellierte  in  einer  über- 
hasteten Entwicklung,  freilich  ohne  dass 
man  sich  gleichzeitig  die  kommerzielle  Mo- 
ralität  der  Vorbilder  aneignete,  Land  \ind 
I/ente.  Gerade  dort  war  das  Kapital,  das 
die  gewerblichen  Unternehmungen  befruch- 
tete, ültfTwiegend  ausländisches,  namentlich 
schweizerisches.  Die  Schweiz,  ein  alter  Sitz 
des  industriellen  Kapitalismus,  litt  stark  an 
Vollblütigkeit,  und  seine  Kapitalisten  fanden, 
nachdem  es  ihnen  dank  dem  Druck  der 
sozialen  Gesetze  von  oben  und  der  organi- 
sierten Arbeiterschaft  von  unten  in  der 
Heimat  unbehaglich  geworden  war,  eine 
willkommene  Gelegenheit  zur  Auswanderung 
dahin,  wo  noch  die  idyllischen  Zustände 
freier  Ausbeutung  der  Arbeitskraft,  die  clienso 
billig  wie  willig  war,  herrschten  (Sombart).  Es 
war  ein  dureliaus  natürlicher  Prozess,  dass  die 
Ijänder  mit  einer  Hypertrophie  an  Kapital 
ihre  Ueberschüsse  in  jungfräuliche  Gebiete, 
wie  Italien,  zur  besseren  kommerziellen  Ver- 
wertung dirigierten.  Nennenswerte  För- 
derung erfuhr  die  rasche  Ausbreitung  der 
italienischen  Industrie,  namentlich  der  Tex- 
tilindustrie, durch  die  neuzeitliche  Gestaltung 
der  Zollpolitik.  Diese  liatte  die  Einfuhr  aus- 
ländischer Waren  erschwert.  Das  fremde 
Kapital  ül>erwand  aber  die  Schranken  der 
hohen  Schutzzölle  an  der  Grenze  um  so 
leichter,  indem  sie  sie  in  Geldform  stitt  in 
Warenform  überstieg,  weil  es  sich  ja  in 
erster  Lüde  um  den  Absatz  im  zollge- 
schfitzten  Binnenlande  handelte.  Zwar  ar- 
beitet schon  jetzt  ein  Teil  der  neu  sich 
entfaltenden  Textilindustrie  für  den  Ex- 
port. Besonders  die  Hanf-  und  I^einen- 
spinnerei,  aber  auch  eine  Reihe  von  Baum- 
wollfabriken konkurrieren  auf  den  ausländi- 
schen Märkten  mit  den  älteren  Industrieen. 
Kür  fertige  War«1  sind  ihre  wichtigsten 
Märkte  diejenigen  Südamerikas,  wohin  die 
italienische  Auswanderung  die  heimischen 
Produkte  mit  sich  gezogen  hatte.  Aber  vor- 
wiegend ist  die  neue  Industrie  noch  auf  den 
heimischen  Markt  angewiesen.  Diesen  aus- 
zudehnen, wirkten  besonders  zwei  Umstände 
zusammen:  die  Verdrängung  der  fremden 
Produkte  durch  die  Schutzzölle  und  der 
Rückgang  des  bäuerlichen  Hausgewerbes, 
namentlich  in  Süditalien.  Mit  Recht  ist 
darauf  hingewiesen  worden  (Somlwrt),  dass 
das  ökonomische  Verhältnis  von  Nord-  zu 
Süditalien  demjenigen  eines  industriellen 
Mutterlandes  zu  einer  Ackerbau  treibenden 
Kolonie  ähnelt  und  zwar  einer  Kolonie,  deren 

Erimitiver  Lebenshaltung  ein  sehr  uniformer 
ledarf  entspricht.  Hieraus  erklärt  sich  auch 
die  üU'rraschend  hohe  und  sofort  mögliche 
Speciidisiening  der  oberitalischen  stoffver- 
edelnden Gewerlie. 
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Es  ist  oft  behauptet  worden,  dass  Italien  (imverlK1  dos  Landes,  die  Seidonindustrie, 
nicht  der  Kodon  für  eiuo  modern  industriell.'  alH>r  auch  die  Wollmanufaktur  in  der  Provinz 
Entwiekelung  sei.  Kin  derartig  generali-  Vieonza.  sind  noch  vorwiegend  hausind  u- 
sierendes  Urteil  ist  alter  /.weif«  II« •>  schiff,  strich.  Im  übrigen  sind  die  einzelnen  In- 
Das  Lind  ist  viel  zu  vielgestaltig,  als  da*s  dustrieon  weit  (in  Lande  zerstreut,  doch 
es  eine  einheitliche  wirtsehaftspolitisehe  giebt  es  auch  einige  ausgesprochene  In- 
Prognose zuliesse.  Richtig  ist  frei  lieh,  dass  diistrieeontrcn.  namentlich  in  der  I»ml)ardei. 
«ler  Komplex  von  Uelx-lständen,  die  eine  Venetien.  Piemont  und  Ligiirien.  Die  Haupt- 
Jahi7.ehnte    Lange   schauderhafte   Misswirt-  industrieen  sind  folgende:  die  Seidenindustrie 


sehaft  in  den  Finanzen  und  der  Verwaltung 
erzeugt  liaben.  die  wirtschaftliche  Emanci- 
itation  der  nicht  landwirtschaftlichen  Bezirke 
Italiens  zu  einer  äusserst  schwierigen  gestaltet, 
wenn  nicht  gar  dauernd  in  Kroge  st. -11t.  Die 
neueste  Aera  des  Gründnngssohwindels  und 
der  Bankskandale  hat  dies».»  Misere  des 
Landes  wiederum  in  das  grellste  lacht  ge- 
stellt. Wenn  trotz  aller  erstaunlichen  An- 
strengungen Italien  als  Ganzes  genommen. 


llTJooo  meist  weiMiche  Arl>eiter).  die  Baum- 
wollspinnerei und  -weberei,  hauptsächlich 
in  den  Provinzen  Bergamo  und  Mailand 
(SJimio  Arbiter),  die  Wollfahrikation  mit 
ihivm  Hauptsitz  in  Schio  (300OO  Arbeiter), 
die  Hanfspinnerei  und  -weberei.  zum  Teil 
in  grosser  Leistungsfähigkeit,  die  Papier- 
industrie ( 17  «UM»  Arbeiter),  die  Lederindustrie 
(Konto  Arbeiter),  die  Hutfabrikation  (ca. 
!soooo>.  deren  Haupt  sitz  Monza  einen  Welt- 


ganz abgesehen   von  der  offiziellen   Miss-  ruf  geniesst  und  dort  allein  4'M)  Personen 

Maschinenindustrie  (Mailand. 
Neapel)  [21»000|,  der  Eigen- 


wirtschaft, nur  langsam  oder  gartiicht  vor- 
angekommen ist.  in  Wirklichkeit  vielmehr 
trotz  aller  natürlichen  und  reichen  Hilfs- 
quellen i-in  sozial  rückständiges  und  armes 
Lind  geblieben  ist.  so  ist  dieses  nicht  ver- 
wunderlich.   Nicht  aus  natürlichen  und  un- 


beschäftigt, db 
Genua.  Turin, 

Schiffsbau  (Genua),  verschiedene  chemische 
Industrieen  u.  s.  w.  Neben  diesen  meist 
erst  im  letzten  Vierteljahrhundort  zur  Blüte 
gelangten   GewerU'ii    bestehen  eine  Reihe 


verbesserlichen  ökonomischen  Zustünden  er-  älterer  Industrieen.  so  die  Thon-  und  Glas- 
klärt sich  die  Krisis,  sondern  aus  der  poli-  industrie  mit  N.'tOOO  beschäftigten  Personen, 
tischen  Kntwickelung  seiner  Geschichte,  die  Schwefelmincn  in  Sicilien  1 36 « MM t  Ar- 
Denn  die  Einigung  dos  Staates  hat  zwar  beiter).  verschiedene  Holzindustrieeu,  ebon- 
frühero  Verkehrshimlernisse  in  den  Be-  falls  stark  hausindustrioll,  die  Wachsstreieh- 
ziehungen  von  Nord  und  Süd  hinweggeräumt,  ■  holzfabrikation,  die  Stahlwaren-  (Messer, 
aber  gleichzeitig  grundverschiedene  Wirt- (  Waffen  und  dergl.)  Fabrikation  in  Brescia, 
schalt*-  und  Kulturregionoii  der  Halbinsel  Coino  und  Mailand,  der  Wagenltau  in  Mai- 
im  Wege  der  staatlichen  Integration  zu- 1  land  u.  s.  w.  Endlich  existieren  von  alters 
sammengeschweisst.  Das  kulturell  weit  vor- 1  her  zahlreiche  Kunstindustrieen.  <lie  Gold, 
angeschritteno  <  >heritalicu  ist  seitdem  ge- ,  Silber.  Edelsteine,  Alabaster  verarl»eiten  und 
zwungen.  die  verkommenen  und  für  einen  j  Mosaiken  anfertigen.  Uralt  und  noch  längst 
w  irtschaftlichen  Aufschwung  von  Grund  aus  I  nicht  erschöpft  sind  die  berühmten  Stein- 
verdorbenen  südlichen   Landesteile   mitzu-  brüohc  (('arrara,  Massa  u.  s.  w.).    Kasst  man 


schleppen.  Sie  lassen  sich  vom  Norden  ihre 
unrentabclen  Eisenl«ahnen  im  wesentlichen 
bezahlen,  und  jener  hat  auch  den  Löwen- 
anteil an  der  kolossalen  Schuldenlast  in 
Steuern  aufzubringen. 

Will  man  alter  einmal  Italien  in  seiner 
Gesamtheit  wirtschaftlich  charakterisieren, 
so  kann  man  das  Land  unmöglich  als  einen 
Industriestaat  im  eigentlichen  Sinne  be- 
zeichnen. Die  landwirtschaftliche  Produktion, 
durch  Latifundienbesitz  und  Zwergpaeht  bieten 
degeneriert,  ist  auch  heute  noch  die  erste 
und  hauptsäcldiehste  Hilfsquelle  des  merk- 
würdigen Landes  und  überwiegt  als  solche 
alle  anderen  Gewellte  absolut.  Neben  der 
neuentstandcneii  Kabrikindustrie  vegetieren 
zahlreiche  von  einer  proletarischen  Bevöl- 
kerung Itetrioltone.  wenig  konkurrenzfällige 
Kleingewerbe,    und    Helten    einer    in  der 


die  gesamte  industrielle  Arbeiterschaft  zu- 
sammen, so  waren  nach  der  letzten  Volks- 
zählung 1.2  Mill.  Personen  dort  thätig. 
darunter  2.H  Mill.  männliche  uud  1,9  31111- 
weibliche.  Dank  einer  fast  nach  allen 
Richtungen  zurückgebliebenen  Arbeiter- 
schutzgesetzgebung.  die  sich  darauf  t»e- 
sehränkt.  die  Verwendung  von  Kindern  bis 
zum  i».  Jahr  in  der  Industrie,  bis  zum 
10.  Jahr  beim  Berg  hau  unter  Tag  zu  ver- 
befiuden  sich  unter  der  Arbeiter- 
schaft zahllose  jugendliche  Arbeitskräfte. 
Alles  in  allem  sind  etwa  1  ö  0  o  der  Gesamt- 
bevölkerung in  der  Industrie  thätig. 

Wie  die  italienische  Industrie  in  der 
Hauptsache  jung,  urwüchsig  und  ohne  die 
Individualität  beschränkende  Tradition  ist,  so 
tragen  auch  die  sozialen  Beziehungen  der 
dort  Beschäftigten  zu  einander  überwiegend 


modernsten   Betriebsform   arbeitenden   und  einen  noch  wenig  entwickelten,  unorgani- 

init  Grosskapital  ausgestatteten  Grossiudu-  sierten  Charakter.    Der  Antagonismus  zwi- 

strie  finden  wir  eine  ausgedehnte  und  sozial  sehen  Kapital  und  Arbeit  wird  zwar  auch 

zurückgebliebene  Hausindustrie.  Das  grösste  dort  empfunden,  aber  er  hängt  mehr  von 
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Gefühlen  und  Stimmungen  als  von  klaren.  | 
zielliewussten  und  iuarktmässigon  Beroeh- 1 
nungen  ab.  Auch  er  ist  urwüchsig,  aber  er  i 
steckt  noch  in  den  Kinderschuhen.  Arbeit- 
geber und  Arbiter  überwerfen  sich  nicht 
selten,  aber  ebenso  bald  entsehliesst  man 
sich,  sich  wieder  zu  vertragen.  Es  ist  schon 
angedeutet  worden,  dass  das  italienische 
Unternehmertum  in  der  Kargheit  der  Löhne, 
der  I<änge  der  Arbeitsdauer  und  in  der 
Fruktifizierung  der  Weiber-  und  Kinder- 
arbeit einen  Ausgleich  für  die  Inferiorität 
ihrer  Industrie  «lern  Auslande  gegenüber 
sucht.  Die  ungünstigen  Arbeitsbedingungen 
Italiens  und  die  Genügsamkeit  der  Arbeiter- 
schaft sind  fast  sprichwörtlich  geworden. 
Sie  sind  in  der  Tliat  nur  der  durchaus 
naturgeinüsse  Ausdruck  der  gesamten  Ent- 
wicklungsstufe der  italienischen  Industrie. 
Die  Geringfügigkeit  der  Pnxluktionskosten 
hat  sie  entstehen  lassen,  die  Jugend  des 
Kapitalismus  hat  eine  Fabrikanteuschaft  gross- 
gezogen, die  vielfach  noch  alle  Merkmale  des 
industriellen  Parvenütunis  in  unverfälschter 
Reinheit  trägt  und  auf  ihr  patriarchalisches 
Sutardinntionsverlmltnis  der  Arbeiterklasse 
gegenüber  pocht,  und  beides,  niedriges  Lohn- 
niveau  und  herkömmliche  Zufriedenheit, 
wird  durch  die  Thatsache  unterstützt,  dass 
die  grosse  Mass«1  der  Arbeiter  eine  unge- 
füge, rohe  und  in  ihren  sozialen  Bestrebungen 
kurzsichtige  Gosellseliaft  ist,  deren  Leistungen 
mit  denjenigen  qualifizierter  Arbeitskräfte 
anderer  Ulnder  garnicht  verglichen  wenleu 
können.  Mit  dieser  Beobachtung  steht  es 
keineswegs  im  Widerspruch,  dass  der  ita- 
lienische Arbeiter  ebenso  fleissigwie  nüchtern 
ist,  ja  in  manchen  Branchen,  wie  z.  B.  den 
Erdarbeitern  allen  anderen  durch  Geschick- 
lichkeit und  Ausdauer  weit  überlegen  ist. 
Ueberall.  wo  er  sich  als  isolierter  Arljoiter 
bethiltigen  kann,  kommt  er  voll  zur  Geltung. 
Er  ist  alier  nickständig,  wo  es  sich  um 
hochqualifizierte  Teilfunktionen  handelt,  wie 
sie  der  automatische  Betrieb  einer  Fabrik 
verlangt.  Die  Kleinheit  der  Betriebe,  die 
Hausindustrie  und  dergleichen,  wie  sie  noch 
in  Italien  überwiegen,  liat  ihn  in  dieser  In- 
feriorität zurückgehalten.  Es  fehlt  ihm  an 
dem  Agens  des  Erwerl>ssinns  und  des  Vor- 
wärtsstrebens,  er  ist,  wenn  es  nicht  gar  zu 
toll  kommt,  mit  einem  sehr  liescheiden  be- 
messenen Existenzminimum  zufrieden  und 
weiss  damit  auszukommen.  Wenn  er  trotz 
alledem  sehr  leicht  von  einem  Strikefieber 
ergriffen  wird  und  dabei  ungewöhnliche 
Proben  des  Solidaritätsgefühls,  das  sich  selbst 
bis  zur  rücksichtslosen,  ja  grausamen  Boy- 
kottierung der  Abtrünnigen  steigert,  abzu- 
legen pflegt  (man  denke  mir  an  die  grausame 
Verfolgung  und  Aechtung  der  sog.  „Be- 
duinen", wie  man  in  Biella  die  Strikebreeher 
nannte),  so  hängt  das  mit  den  Eigenallen , 


des  Yolkscharaktcrs  eng  zusammen.  Der 
Italiener  ist  einmal  lebhafter  und  erregliarer 
als  der  Nordländer  und  dämm  in  der  Re- 
aktion gegen  vermeintliche  Unbill  stür- 
mischer. Der  Entselüuss  des  Südländers 
trägt  den  Charakter  des  Impulsiven,  er  ist 
der  Ueberredungsgabe  zugänglicher  und  ver- 
ständigt sich  wie  in  politischen,  so  auch  in 
sozialen  Dingen  rasch  in  der  Verabredung 
zum  gemeinsamen  Thun.  Dem  Arbeiter, 
der  bereits  ein  gewisses  Kulturniveau  er- 
rungen hat.  der  eine  ganze  Reihe  von  Be- 
dürfnissen als  notwendige  empfindet,  wird 
die  Arbeitseinstellung  mit  allen  ihren  ge- 
fälirlichen  Konsequenzen  und  Opfern  schwer 
gemacht,  er  denkt  an  sich  und  seine  Familie 
und  leiht  deswegen  dem  agitatorischen  Ver- 
führer nur  kritisch  und  skeptisch  sein  Ohr. 
Er  hat  zudem  eine  angeborene  Scheu  vor 
den  nüchternen  und  hausbackenen  Bedenken 
seiner  Frau,  die  ihn  auch  sonst  vor  mancher 
Unbesonnenheit  bewahrt.  So  ist  es  in  Eng- 
land und  Deutschland,  ganz  anders  in  Italien. 
Schon  die  grosso  Bedürfnislosigkeit  des 
Italieners  und  die  erstaunliche  1  Leichtigkeit, 
dank  der  reichen  Gaben,  die  das  südliche 
Klima  ihm  verschwenderisch  gewährt,  auf 
kurze  Zeit  wenigstens  mit  ganz  geringen 
Mitteln  das  Dasein  zu  fristen,  macht  ihm 
das  Striken  unendlich  viel  leichter.  So 
fleissig  und  unermüdlich  er  thätig  sein  kann, 
so  urwüchsig  faiü  kann  er.  wenn  sich  ihm 
die  Gelegenheit  dazu  bietet,  auch  Tage  und 
Wochen  verbringen.  Der  Thätigkeitstrieb 
und  die  vorladende  Fürsorge  für  die  Zu- 
kunft, die  anderswo  ethisch-gesellschaftliche 
Potenzen  geworden  sind,  sind  ihm  Jils  solche 
fremd.  Das  gilt  in  vielleicht  noch  höherem 
Masse  von  den  Frauen  und  Mädchen,  und 
wenn  man  auch  berücksichtigt,  eine  wie 
grosse  Anzahl  von  ihnen  gewerblich  thätig, 
also  direkt  interessiert  ist,  so  ist  doch  die 
starke  Beteiligung  des  weiblichen  Geschlechts 
in  den  Arbeitseinstellungen  immer  noch 
überraschend  genug.  Es  giebt  sicher  kein 
Laud,  wo  der  Prozentsatz  der  ausständigen 
Arbeiterinnen  ein  so  hoher  ist  wie  in  Italien. 

Wenn  vorhin  gesagt  worden  ist,  dass  in 
der  italienischen  Arbeiterschaft  das  Gefühl 
der  Klassensolidarität  immanent  vorhanden 
ist,  so  darf  man  daraus  nicht  schliessen, 
dass  liinreichendc  Organisationen  für  den 
Iiohnkampf  vorhanden  sind.  Die  Koalitionen 
sind  meistens  spontan  entstanden,  es  fehlt 
ihnen  an  der  soliden  materiellen  Basis,  der 
finanziellen  Rüstung  für  den  Notfall,  und 
auch  die  geschickte,  marktkundige  Führung 
geht  ihnen  ab.  Mehr  als  irgend  wo  anders 
ist  zwar  der  Arbeiter  der  Yereinsineieivi 
ergeljen,  er  treibt  gerne  Tages|K>litik,  sozia- 
listisch al'»er  im  Sinne  des  proletarischen 
Klasscnliewusstseius  ist  er  bei  seiner  ange- 
borenen Lüchtlebigkcit  erst  relativ  spät  ge- 
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worden.  Zuerst  ergriffen  die  Marxistischen 
Lehren  Itezeichnenderweise  das  ländliche 
Proletariat,  dessen  Lage  freilich  die  denk- 
Itar  elendeste  ist.  Die  ersten  radikal- 
sozialistischen  Abgeordneten  sind  aus  rein 
agrarischen  Bezirken,  nämlich  aus  dem 
südlichen  Teil  der  Ivombardei  und  Venetiens 
ins  Parlament  gesandt  worden.  SpAter  folgte 
Süditalien,  Itcsonders  Sicilien,  nach,  wo  cl>en- 
falls  Bauernrevolton  den  Anlass  zur  Samm- 
lung galten.  Dort  entstanden  Gcheimbündo 
verschiedener  Art.  ähnlich  denjenigen  Ir- 
lands, wie  überhaupt  die  siciliseho  Frag»1 
eine  zum  Teil  frapjtante  Aehnlichkeit  mit 
der  irischen  Agrarfrage»  aufweist.  Die 
eigentlichen  Industriecentren  dagegen  liatten 
weder  eine  umfassende  Ooworkwivins- 
organisation.  etwa  nach  Muster  der  britischen 
Trade-l'nions  noch  wählten  sie  sozialistisch. 
Das  hat  sich  erst  in  den  allerletzten  Jahren 
nach  mancher  Richtung  hin  geändert.  An- 
fang des  neunten  Jahrzehnts  war  die 
strenggläubige  Sozialdemokratie  nur  durch 
eine  ffmfköpfige  Fraktion  im  Parlament  ver- 
treten. 18!)5  war  sie  auf  zehn  Mitglieder 
angewachsen  und  l>ei  den  Neuwahlen  im 
Marz  1*97  stieg  sie  auf  17.  Die  Städte 
Turin,  Mailand.  Florenz,  Reggio  und  Catania 
wählten  dicsosmal  eltenfalls  sozialdemokra- 
tisch: die  grösste  Zahl  sozialistischer  Altge- 
ordneter alier  kommt  immer  noch  aus  der 
agrarischen  Provinz  Emilia.  Auch  die 
Provinz  Mantua  ist,  soweit  der  kleine  Bauem- 
stand vorherrscht,  gänzlich  prolctarisiert  und 
wurde  vom  Radikalismus  vollständig  er- 
ol»ert.  Die  Oesamtzahl  der  1897  abgegebenen 
sozialistischen  Stimmen  ist  doppelt  so  gross 
gewesen  als  in  der  Wahlcampagne  von 
1 H95.  Das  Verhältnis  der  sozialdemokratischen 
Stimmen  zur  Gesamtzahl  der  Stimmenden 
war  189:)  18.<;f>V  1897  XM^o.  In 
der  Romagna  und  Emilia .  betrug  es  diesmal 
S(}.22«'o.  in  der  I/mibardoi  21.13  "  o.  in  Tos- 
cana  lH.H2°o. 

Den  Mittelpunkt  der  politischen  Organi- 
sation des  italienischen  Proletariats  bilden 
zahllose  Klubs  und  Konventikel.  Wie  über- 
all auf  «lein  Kontinent  geht  die  kollek- 
tivistische Bewegung  nol>oii  der  gewerk- 
schaftlichen i>arallel  einher.  Allerdings  ist 
in  Italien  der  Zusammenhang  vorläufig  noch 
ein  recht  loser.  Die  Misere  der  täglichen 
Politik,  die  sich  fast  ganz  in  der  Erörterung 
der  Finanzkaiami  täten  aller  Art  erschöpft, 
war  dem  Aushau  einer  rein  gewerkschaft- 
lichen, d.  h.  unpolitischen,  Kampfesorgani- 
satiou.  die  die  Arbeiter  dessellten  Gewerbes 
zu  einer  nüchternen  liiteressenpolitik  erzog, 
wenig  günstig.  Immerhin  beansprucht  die 
rührig.;  sozialistische  Bewegung  wenigstens 
sekundäre  Bedeutung  in  ihrem  Kinfluss  auf 
die  reinen  Arbeiterkoalitionen.  AI>or  auch 
diese    letzteren    haben   in  den  neunziger 


Jahren  mehr  und  mehr  zugenommen.  Um 
die  L'nterstützungsveroino  (Societas  di  mutuo 
soecorso),  die  in  ihren  Entstohungsgrfinden, 
wie  ihren  Zielen  noch  am  meisten  Aehnlich- 
keit mit  den  englischen  Friendly  Societies 
hal»on.  haben  sich  mit  der  Zeit  Kampfven-ine 
(Societas  di  resistenza)  krystallisiert.  Zahl- 
reiehe  lokale  Vereinigungen  der  Art  sind 
entstanden,  und  es  liegen  auch  schon  Ver- 
suche vor,  sie  interlokal  zu  centralisieren. 
Anscheinend  die  ältesten  Oe  werk  vereine 
sind  diejenigen  der  Buchdrucker  und  Hut- 
macher.  Sie  wichen  in  ihren  Anfängen  bis 
in  das  achtzehnte  Jahrhundert  zurück,  und 
über  ihre  Entwicklung  liegen  zuverlässige 
Daten  vor.  Polier  die  anderen  Vereine  der 
Art  wissen  wir  nur  wenig.  Die  Frucht 
eines  grossen  Ausstandes  im  Jalu-e  1-S91 
war  die  Gründung  des  Gewerkvereins  der 
Metallarltoiter  Mailands,  ferner  halten  sich 
die  Angestellten  der  EisenUihnen  zu  Inter- 
essentenverltänden  vereinigt,  unter  den 
Textilarlieitem  ist  eine  ähnliche  Bewegung 
wenigstens  in  Fluss  gekommen,  und  endlich 
giebt  es  zahlreiche  Ortsveroine  von  kleinerem 
Umfang,  Itesondors  unter  den  Seidenspinnern 
und  -weitem,  Cigarrenarlteitern.  Bäckern  u.s.w. 
In  einigen  Städten  sind  Arbeitskammern 
(Oonsolati  operai),  mit  Arbeitsnachweisen 
u.  dergl.  verbunden,  eingerichtet  worden, 
die  wenigstens  als  Symptome  einer  auf- 
strebenden gewerkschaftlichen  Bewegung  an- 
gesehen Averden  können. 

Alles  in  allem  muss  man  aber  doch 
nagen,  dass  sich  die  Arlteiterkoalitioneu  mit 
tmdounionistischem  Charakter  in  Italien  noch 
in  den  ersten  Anfangsstadien  befinden  und 
von  der  jxilitisehen  Arbeiterltowegung,  die 
bereits  kräftige  Wurzeln  geschlagen  hat, 
weit  überholt  sind.  Viele  und  namentlich 
grosso  Gewerbe  halten  derartige  Kampfes- 
organisationen  noch  garnicht.  und  in  den 
A-orhältnismässig  sehr  zahlreichen  Arlteits- 
einstellungen  und  Revolten  der  letzten  Jahr- 
zehnte haben  sie  nur  selten  eine  mass- 
goltendo  Rolle  zu  spielen  vermocht. 

Ks  gilt  dieses  unzweifelhaft  von  den  Ar- 
beitseinstellungen in  der  Industrie.  Anders 
verhält  sich  die  Sache  bei  den  Strikes  der 
ländlichen  Tagelöhner  und  der  Zwergpachter. 
Die  agrarischen  Aus-  und  Aufstände  der 
letzten  Jahre  sind  überhaupt  eine  besondere 
Eigentümlichkeit  Italiens,  die  es  nur  noch 
mit  Ungarn  teilt.  Sie  herrschen  da  vor,  wo 
der  iAtifundienbesitz  mit  allen  seinen  üblen 
sozialen  Konsequenzen  zu  Hause  ist.  Dort 
hat  das  ländliche  Proletariat  —  liosonders 
ist  dies  in  Sicilien  mit  seinen  zum  Teil  re- 
volutionären Geheiinbfinden  der  Bauern  der 
Fall  —  eine  lebhafte  Propaganda  mit  zahl- 
reichen radikalen  Vereinen  eröffnet.  Freilich 
verwischt  sich  vielfach  der  Begriff  a-ou  Ar- 
beitseinstellung und  Revolten.    Wftlirend  in 
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Xorditalien.  l>esonders  in  der  Provinz  Mantua, 
die  Ausstände  der  landwirtschaftlichen  Ar- 
biter vielfach  dem  Verlangeu  nach  Ixihn- 1 
erhöhung  ihre  Ursache  verdanken,  also  den  , 
Charakter  reiner  Lohnkämpfe  tragen,  he- 1 
zwecken  die  Arbeiterverbände  Siciliens, 
fasei  dei  lavoratori<  genannt,  nel>en  der 
Erreichung  besserer  Pachtbedingungen  eine 
Entlastung  von  dem  kolossalen  Steuerdruck. 
Die  Verbrauchssteuern  der  Gemeinden  waren 
mit  der  Zeit  bis  zur  äussersten  Grenze 
hinaufgescliraubt,  insbesondere  die  Stenern 
auf  Meld  und  Brot.  Daneben  bestehen  Herd- 
stenern, Kopfsteuern,  Mietsteuern  und  Ab- 
gaben auf  Zugtiere,  kunc  ein  System  von 
denkbar  sozial  ungerechten  Abgaben  mit  um- 
gekehrter Progression.  Gegen  dieses  wandten 
sich  eine  ganze  Reihe  von  Revolten,  die 
man  vergeblich  durch  militärische  Re- 
pressalien zu  unterdrücken  versuchte.  Unter 
diesem  Gesichtspunkt  —  dem  Kampfe  gegen 
eine  ungesunde  kommunale  Steuerpolitik  — 
wollen  auch  die  jüngsten  Ereignisse  in 
manchen  italienischen  Grossstädten  ver- 
standen sein.  Die  Teuerung  in  den  Preisen 
der  wichtigsten  KonsumtibiÜen  der  Armen, 
die  kürzlich  allenthalben  Aufsehen  erregte, 
hatte  die  Bewegung  gegen  die  dafür  ver- 
antwortlieh gemachte  Zoll-  und  Steuerpolitik 
auch  ausserhalb  Siciliens  akute  Formen  an- 
nehmen lassen.  Es  steht  zu  erwarten,  dass 
sich  dieselbe  in  Zukunft  noch  weiter  ver- 
schärfen wird.  Das  agrarische  Italien  ist 
ptien  von  einer  heftigen  sozialen  Bewegung 
erschüttert,  alle  traurigen  Folgen  des  kapita- 
listischen Betriebes  in  der  I^andwirtschaft 
machen  sich  fühlbar,  und  der  Komplex  von 
widerwärtigen  Erscheinungen  in  der  Grnnd- 
hesitzverteüung  wird  verschärft  durch  dio 
Kalamitäten  einer  unerfreulichen  Finanz- 
politik der  Kommunen.  Auch  hierin  zeigt 
sich  wiederum  die  Verschiedonartigkeit  der 
sozialen  Entwicklung  in  den  einzelnen 
Teilen  des  I.»andes.  Während  es  feststeht, 
dass  die  I/»hnc  der  industriellen  Arlieiter- 
schaft,  so  weit  nicht  ungünstige  Konjunk- 
turen,  wie  in  der  Schwefelindustrie,  es  ver- 
hindert haben,  in  den  letzten  2U  Jahren  eine 
Verbesserung  erfahren  hal>en,  so  gewiss  ist  I 
es  und  durch  agrarische  Enqueten  erhärtet, 
dass  die  I^ige  des  besitzlosen  land Wirtschaft- 1 
liehen  Proletariats  sich  fortgesetzt  ver-  j 
seldechtert  hat,  insonderheit  durch  die  Er- 1 
höhung  der  Pachtzinse.  Hier  ist  das  einzige  : 
Gebiet,  wo  in  Italien  katholisch-soziale  Organi-  \ 
sationen  einzugreifen  den  Anfang  gemacht  I 
halten.  Unter  klerikaler  Führung  sind  Bauern- 
vereine mit  ländlichen  Dahrlehnskassen  und 
Banken ,  landwirtschaftlichen  Syndikaten, 
Produktiv-  und  Verkaufsgenossenschaften 
entstanden,  und  auf  mehreren  Kongressen 
sind  die  Mittel  zur  Erhaltung  und  Ver- 
mehrung des  Kleingrundbesitzes  lebhaft  er- 


örtert worden.  Im  übrigen  fehlt  es  noch 
fast  ganz  an  einem  thatkräftigen  Eingreifen 
der  Kirche  in  den  Gang  der  sozialen  Be- 
wegung. Gewisse  Anzeichen  sprechen  aller- 
dings dafür,  dass  der  niedere  Klerus,  der  ja 
einen  mächtigen  Einfluss  auf  die  Yolks- 
masseii  des  I^andes  ausübt,  sich  von  dem 
bisherigen  l^uietismus  zu  emaneipioren  sucht. 
In  keinem  l^ando  sind  seine  Chancen,  eine 
massgebende  Rollo  in  den  sozialen  Kämpfen 
der  Gegenwart  zu  spielen,  grösser,  als  in 
Italien.  Einstweilen  ist  seine  Einwirkung 
wenigstens  auf  die  Industriebevölkerung  noch 
kaum  nennenswert.  — 

Was  die  italienischen  Strikos  auMrifft 
und  die  wenig  entwickelte  gewerkschaftliche 
Artailerbeweinmg,  so  hat  man  auch  die 
Koalitionsgesetzgebung  hierfür  verantwort- 
lich gemacht.  U.  E.  wird  diese  Wechsel- 
beziehung, soweit  Italien  in  Frage  kommt, 
überschätzt.  Bis  zum  Jahre  1890  war 
nflinlich  die  Verständigung  der  Arbeiter 
zum  Zwecke,  ihre  Arl>eitsbedingungen  zu 
verl>ossern.  straf  gesetzlich  verboten.  Seitdem 
die  volle  Koalitionsfreiheit  zugestanden  ist, 
haben  auch  die  Arbeitseinstellungen  zuge- 
nommen. Man  liat  lieides  in  direkten  Zu- 
sammenhang bringen  wollen;  nicht  mit 
Recht.  Der  lietreffende  Artikel  des  eodiee 
pönale  bestimmte:  »Jede  Verständigung  der 
Arbeiter  unter  einander  zu  dem  Zwecke, 
ohne  vernünftigen  Grund  die  Arl»eit  einzu- 
stellen, zu  verliindem  oder  I»hnsteigerungen 
herbeizuführen,  wird  mit  Gefängnis  bis  zu 
3  Monaten  bestraft.«  Kenner  der  italienischen 
Verhältnisse  behaupten,  dass  ohne  diesen 
Paragraphen  kaum  mehr  gestrikt  worden 
wäre,  als  es  thatsäohlich  der  Fall  war.  Auch 
die  Arl>citorkoalitionen  wären  ohne  jenes 
Vorhot  schwerlich  zahlreicher  gewesen. 
Seine  Anwendung  wurde  in  der  Praxis  durch 
•He  Beschränkung  der  Strafbarkeit  auf  den 
Mangel  eines  »vernünftigen  Grundes«  sehr 
erschwert.  Im  übrigen  hat  die  Zunahme 
der  Arlteitseinstellungen,  wie  schon  hervor- 
gehoben, andere  natürliche  Gründe  als  die 
der  endlich  gesetzlich  zugestandenen  Koa- 
litionsfreiheit (s.  d.  Art  Ge  werk  vereinein 
Italien). 

Mit  der  Zunahme  der  Arbeitseinstellungen 
hat  sich  auch  für  Italien  das  Bedürfnis  nach 
strikeverhütenden  Instituten  fühlbar  gemacht 
Durch  das  Gesetz  vom  15.  Juni  1893  wurden 
Einiglings-  und  Schiedsämter  fakultativ  er- 
richtet. Man  nennt  diese,  unseren  Gewerbe- 
gerichten nachgebildeten  Aemter  »Probi 
viri< .  ein  Name,  der  aus  der  Italianisierung 
des  französischen  Prud'hommes  entstanden 
ist.  Die  wichtigste  den  Probi  viri  zu- 
fallende Mission  ist  die  einigungsamtliche 
Thätigkeit.  zu  welcher  subsidiär  die  schieds- 
gerichtliche Funktion  hinzutritt.  Weiter 
fällt  ihnen  als  Gewerbegerieht  eine  aus- 
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schliessliehe  Specialjurisdiktion  iu  Arbeits- 
differenzen  l»is  zu  einem  bestimmten  Streit- 
werte  zu.  Endo  ISO"  waren  48  derartiger 
Speeialgerichtshöfe  ernannt,  von  denen  19 
auf  die  Textilindustrie  und  0  auf  die  Metall- 
industrie entfallen.  Die  ganze  Institution 
ist  noeh  viel  zu  jung,  als  dass  über  ihre 
soziale  Wirksamkeit  ein  1'rteil  gespi-ochen 
wenlcn  könnte.  Die  grosse  Mehrzahl  der 
Probi  viri-Kollegien  ist  noch  gnrnicht  iu 
Funktion  getreten.  Die  konstituierendt;n 
Waiden  halten  noeh  nicht  stattgefunden, 
es  ist  nur  das  königliehe  Ernennnngs- 
dekret  erkissen  worden.  Der  weitere  Erfolg 
bleibt  abzuwarten.  Eine  italienische  Eigen- 
tümlichkeit ist  es,  dass  auf  Grund  eines 
weiteren  Gesetzes  solche  Einigung*-  und 
Sehiedsämter  auch  für  die  l<and Wirtschaft 
emchtet  wenlen  können  (s.  Art.  E  i  n  i  g  u  n  g  s- 
amter).  — 

2.  Die  Hnuptthatsaehen  der  Statistik, 
l'eber  die  ältere  Strikegesehiehto  sind  wir 
so  gut  wie  nicht  unterrichtet.  Die  erste  zu- 
sammenfassende Darstellung  ist  in  einem 
Bericht  einer  Königlichen  l.'ntersuehuugs- 
kommissiou.  die  im  Jahre  187s  durch 
Kabinetsordro  aus  Anlass  einer  ganzen  Reihe 
von  Ausständen  der  Textilarbeiter  des 
Diellaer  Distrikts  eingesetzt  worden  war. 
niedergelegt.  Dei-selbe  ist  erst  im  Jahre 
lSSä  im  Druck  erschienen,  giebt  iu  seinem 
ersten  Teile  ein  Hesf'unee  über  die  Strike- 
berichte  der  Präfekten,  in  seinem  zweiten, 
wertvolleren,  Teile  eine  genaue  Schilderung 
der  Vorgänge  im  Biellaer  Bezirk,  die  auf 
persönliche  l'mfrageu  der  Kommission  am 
fhatorte  ermittelt  worden  ist.  Noch  bevor 
der  Bericht,  nach  seinem  Verfasser  gewöhn- 
lich ~  Kelazione  Bonasi«  genannt  und  mit 
Vorschlägen  zur  Vermeidung  von  Arbeits- 
einstellungen versehen,  der  Oeffentlichkeit 
übergelien  worden  war,  beschäftigte  sieh  das 
Parlament  aufs  neue  mit  den  Tliatsaehen 
der  Strikobewegung.  Es  wurde  eine  parla- 
mentarische Kominission  eingesetzt,  als  es 
sich  um  die  Beratung  des  Gesetzentwurfs 
betreffend  Abänderung  der  Koalitionsgesetz- 
gebung  handelte.  Berichterstatter  der 
Kommission  war  der  Abgeonluete  «Ii  San 
Giuliano,  der  seineu  Bericht  im  April  Iss4 
vorlegte.  Die  beiden  Enqueten  ergänzen 
sich.  Im  Gegensatz  zur  Kelazione  Bonasi 
beschäftigt  sich  die  Helazioue  Di  San  Giu- 
liano  mit  den  Strikes  in  ganz  Italien  gleich- 
mäßig. Sie  resümiert  zunächst  die  Ergeb- 
nisse des  Berichts  der  ISTSer  Kommission 
und  giebt  dann  einen  reherblick  über  die 
Strikebewegung  iu  den  Jahren  1878 — rs.*>. 
Auf  Vollständigkeit  können  die  statistischen 
Angaben  keinen  Anspruch  machen,  sie  sind 
aber  trotzdem  sehr  wertvoll  und  nachträg- 
lich, nachdem  der  ebenso  ausgezeichnete 
wie  rührige  statistische  Dienst  der  Direzioue 


i  generale  della  statistici  (Bodio)  die  Re- 
gistrierung der  Arbeitsstreitigkeiteu  in  das 
Bereich  seiner  regelmässigen  Erhebungen 
gezogen  hat,  in  manchen  Punkten  vervoll- 
ständigt wonlen.  Die  amtliche  Strike- 
statistik  wird  seit  1802  herausgegeben.  Das 
erste  Heft  liehandelt  die  Jahre  1SS4— 91. 
das  zweite  die  Jahre  1802—93,  die  folgenden 
umfassen  je  ein  Jahr,  der  letzte,  erst  kürz- 
lich crscliicnenc .  berichtet  über  das  Jahr 
1  1890.  Es  liegen  also  jetzt  .">  solcher  Über- 
sichten vor,  die  über  alle  relevanten  Punkte 
zuverlässig  orientieren. 

In  den  Jahren   lSGO  -Ob"  wunlen  von 
den  Präfekten  Italiens  2404  Strikes,  in  den 
■  Jahren    ls79  -9(i.   auf    welche    sich  die 
I  detaillierte    Publikation    des  statistischen 
I  Amtes  bezieht.  1751  Strikes  mit  408341  bo- 
i  teiligten  Personen  gemeldet.    Wenn  man 
j  die  Jugend  der  italienischen  Industrie  l>e- 
i  rücksichtigt,  so  sind  diese  Zaldeu  iu  der 
That  recht  hohe.    Die  Gründe  für  die  ver- 
j  hältnismässige   Häufigkeit    der  Arl>eitsein- 
'  stellungeu  sind  schon  erörtert.    Ebenso  ein 
anderes  merkwürdiges  Phänomen,  die  starke 
Beteiligung  des  weiblichen  Geschlechts.  In 
den   17 ">1  Strikes.  die  von  1S79— 0(i  vor- 
fielen, waren  ül>er  Kiouuo,  also  fast  ein 
Viertel.  Weiber  beteiligt.    Da,  wo  grössere 
Strikes  in  der  Textil-  und  Taljakindustrie 
!  sieh  ereigneten,  war  der  Anteil  der  Frauen 
j  und  Mädchen  ein  noch  grösserer.  Das  geht, 
i  wenn  wir  uns  an  die  Zahlen  der  letzten  4 
;  Jahre  halten   und  dabei    gleichzeitig  die 
jugendlichen  Personen,  die  bozeiehnender- 
I  weise  besonders  für  den  Berglen  und  die 
|  Schwefelminen  hiFrage  kommen,aus  folgender 
;  Tabelle  mit  ihren  eigentümlichen  Kurven 
I  ohne  weiteres  hervor. 

Zahl  der  Striketage: 


Durch  Strike  verlorene 
Arbeitstage  vou 

Jahr 

über- 
haupt 

Weibern 

Kindern 

und 
jugend- 
lichen 
Personen 

1893 
1801 
1895 
189R 

234  323 
323  261 
125  968 
1  1 52  503 

102  724 

31  94o 
22  087 
462  218 

•> 

69S00 
1601S 
26S  327 

Der  Beteiligungsprozentsitz  der  weib- 
lichen Aibeiter  schwankt  also  in  der  ange- 
gebenen Zeit  zwischen  lo  °  o  und  44 0  0. 

Was  die  Verteilung  der  Strikes  und  det- 
ail ihnen  beteiligten  Personen  auf  die  ein- 
zelnen Jahre  aidietrifft,  so  haben  wir  erst 
vom  Jahre  1870  an  zuverlässige  Ziffern. 
Für  die  Zeit  von  lsüU  bis  einschliesslich 
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ls78  -wissen  wir  nur.  das?  rund  etwa  7«0 
Arbeitseinstellungen,  d.  h.  28  pro  Jahr,  vor- 
gefallen sind.  Die  grosse  Mehrzahl  der- 
selben verdankt  ihre  Entstellung  Aktionen 
zu  Gunsten  einer  Lohnerhöhung,  in  denen 
besonders  die  Textilindustrie,  dann  die  Land- 
arlwiter.  die  Bauhandwerker,  die  Arbeiter 
in  den  Schwefelgruhen,  die  in  den  Maschinen- 
fabriken und  Biiehdruckereien  verwiekelt 
waren.  Von  1*79  an  giel.it  die  Statistik 
ein  umfa»endeies  Bild,  wie  folgende  Tabelle 
zeigt : 


Jahr 

Zahl  dtr  Arbeits- 
einstellungen 

Zahl  der 
betciliijteu 
Personen 

1892 

n9 

30800 

1»« 

•3i 

32  109 

1894 

109 

27  595 

1895 

126 

19307 

1S9»; 

210 

90051 

Jahr 

Zahl  der  Arbeits- 
einstellungen 

Zahl  der 
beteiligten 
Personen 

1879 

32 

4  Ol  1 

im) 

27 

t,  qoo 

18S1 

44 

8  272 

1*2 

47 

5  «54 

18H3 

73 

1 2  900 

1KH4 

Si 

23967 

1885 

So 

34  i<>G 

18sö 

96 

10951 

1887 

69 

2;  027 

18K8 

101 

28  974 

188*1 

126 

23  322 

im) 

139 

38  402 

1891 

'32 

34  733 

Bei  einigen  Strikes  ist  die  Zahl  der  Aus- 
stündigen nieht  bekannt  geworden.  Dieser 
Mangel  .ludert  alier  an  der  Gestaltung  d.-> 
Gesamtbildes  niehts.  Dasselbe  lehrt  uns 
vielmehr.  da<s  erst  mit  den  so  er  Jahn-n 
eine  starken-  StrikothAtigkeit  einsetzt,  die 
sieh,  wenn  wir  von  den  beiden  letzten 
Jahren  —  1K9~>  und  1S9G  —  absehen,  ziemlich 
auf  der  gleichen  Höhe  luüt.  Das  Jahr  1N95 
dagegen  weist  eine  nicht  unerhebliche  Alt- 
nahme.  das  Jahr  1896  eine  kolossale  Zu- 
,  nähme  auf.  Aus  Zeitungsnotizen  niuss  an- 
genommen werden,  dass  auch  in  der  aller- 
jiingsten  Zeit  'lie  Strikehausse  angehalten  hat. 

Die  Verteilung  der  Arbeiterausstände  auf 
die  von  ihnen  besonders  betroffenen  I„mdes- 
t.ile  illustriert  folgende  1'ebersieht : 


Zahl 

der  Strikes 

Zahl  der  Sinkenden 

Provinz 

1892 

1893 

1894 

1895 

1896 

1892 

1898 

1894 

1895 

18% 

39 

39 

3« 

54 

72 

6  026 

ii  738 

3  167 

8  148 

8073 

Sieilien  

U 

10 

13 

.6 

57 

6862 

4230 

12  320 

3  577 

3'  985 

17 

16 

'3 

16 

3' 

2  066 

3  163 

2484 

1  841 

620S 

Toscaiia  

6 

8 

4 

12 

S60 

621 

2  282 

876 

42  S94 

andere  Provinzen     .    .  . 

38 

42 

47 

36 

3» 

"4  370 

11  874 

7  342 

4865 

6  891 

Die  überraschende  Zunahme  in  der  Zahl 
der  Ausständigen  in  Sieilien  ist  auf  die  er- 
ivgte   Arbeiterl>ewegnng  unter  den  Berg- 
leuten, diejenige  in  Toscana  auf  einen  Hiesen- 
strike    der    Iliittnacher    in    der  Provinz 
Florenz  zurückzuführen.     Sieht   man  von 
dem  .fahre  1890  ab,  so  ist  der  Hauptsitz 
der  Strikes  die  Lombardei.   Aus  den  summa- 
rischen rebersichten  der  frühonm  Zeit  geht  j 
das  zur  Evidenz  hervor.    Denn  von  1709 
Ausstilnd.-n  in  den  Jahren  lsOo-91  fallt 
ein  volles  Viertel,  nämlich  121,  auf  den  I 
lombardischeii  Industriebezirk.    Die  zweite 
Stelle  nimmt  Piemont  mit  271,  die  dritte 
Stelle  die  auch  wegen  ihrer  sozialistischen 
Ijnndarlk'iterschaft  bemerkenswerte  und  unter 
dem  Xamcu    der  schwarze  Punkt  Italiens  t. 
(il  punto  nero  d'Italia)  l>erühmt  gewordene  i 
Provinz  Kmilia  ein.    Ks  folgt  dann  Campa-  i 
nien  (K15),  Toscana  (127).  Venetien  (12b)' 
und   dann  erst  Sieilien   mit   112  Strikes.  | 


Dies*--  Insel  ist  eist  in  den  letzten  Jaluvu 
ein  Strikehenl  ersten  Ranges  geworden  uml 
damit  ein  zweiter  »punto  nero* ,  der  der 
italienischen  Sozialpolitik  besonders  bren- 
nende Aufgaben  stellen  wird. 

In  der  Verteilung  der  Strikes  auf  die 
einzelnen  Gewerkszweige  nimmt  die  Textil- 
industrie die  erste  Stelle  ein.  Von  17."»1 
Strikes  in  den  18  Jahren  1879—96  fielen 
auf  die  Textilindustrie  128,  auf  das  Bauge- 
werbe und  die  Enlarbeit  400,  auf  den  Berg- 
bau, die  Hütten-  und  Metallindustrie  297, 
auf  das  Buchdnickergewerbe  17  Strikes. 
letztere  Zahl  erseheint  verhältnismässig 
gering  gegenüber  den  vorher  angegebenen, 
sie  erhalt  aber  erhöhte  Bedeutung  durch 
die  Thatsache,  dass  wir  es  hier  mit  einem 
der  wenigen  Berufe  zu  thuu  Italien,  in 
welchen  die  Arbeiterschaft  über  eine  be- 
währte Organisation  verfügt. 

Legt  man  der  Strikestatistik  nach  Ge- 
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werben  nicht  die  Anzahl  der  Arbeitsein- ;  bewcgung  in  den  letzten  8  .Taliren  eine  noch 
Stellungen,  sondern  die  Zahl  der  beteiligten  bessere  Beleuchtung. 
Arbeiter  zu  (»runde,  so  erhält  die  Gesamt- 1 
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Die  Geschichte  der  StrikelK'wegung  in 
grossindnstriellen  Staaten  lehrt  in  (Uiercin- 
stimmeuder  Weise,  dass  mit  zunehmender 
<  »rganisation  der  Arbeiter  und  bei  grösserer 
Seindung  ihrer  Verbände  die  Arbeitsein- 
stellungen intensiver  weiden,  d.  h.  dass  der 
Kamnf  mehr  Personen  umfasst  und  hart- 
nackiger ausgefoehten  winl.  Gleichzeitig 
wird  die  Zahl  der  Ausstünde  eine  geringere, 
die  einzelne  Ausstandsaktion  dagegen  eine 
ausgedehntere.  Nichts  lieweist  die  soziale 
Kuekständigkeit  der  italienischen  Arbeiter- 
schaft mehr  als  die  Tbatsache,  dass  ihre 
Kniauci|tationskänijife  nach  Grösse  und  I&ige 
fast  konstant  geblieben  sind.  Die  Zahl  der 
an  den  Strikes  l>eteiligten  Personen  ist  nur 
unwesentlichen  Veränderungen  unterworfen 
gewesen.  Freilich  muss  man  von  dein 
durchaus  except  ioneilen  Jahre  1896  absehen. 
Ks  beteiligten  sich  nämlich  an  einer  Arbeits- 
einstellung durchschnittlich : 

im  Jahre 

1878  . 

1879  . 
18811  . 
1881  . 
18*2  . 
188»  . 

1884  . 

1885  . 

18*;  . 

1887  . 

1888  . 
188«)  . 
18!*)  . 

1891  . 

1892  . 
189»  . 

1894  . 

1895  . 

 189t»  . 

Im  Iuirchwhnitt  1878%  .    .    .  249 


Die  Arbeitseinstellungen  sind  auch  nicht 
länger  geworden;  es  dauerten: 


Arbeiter 

■  165 
144 
227 
212 

1 3° 
193 
296 

39S 

'77 

3&8 

293 

187 

289 
,  26t 

263 

253 

265 

»53 
_45J_ 


«tnJ 


nten 


in  den 
Jahren 

1-3 
Tage 

4—10 
Tage 

mehr 
»1h  10 
Tage 

1-3 
Ta- 

- 

0  0 
"7  tc 

f  JS« 

S 

1878 

9 

8 

2 

47 

42 

I  1 

1879 

18 

12 

2 

56 

33 

6 

1880 

18 

4 

4 

70 

15 

15 

1881 

24 

10 

■7 

59 

24 

17 

1882 

33 

10 

3 

72 

22 

6 

1883 

4« 

22 

7 

59 

3 1 

10 

1884 

44 

19 

IS 

57 

24 

19 

1885 

47 

21 

17 

55 

25 

20 

18*'» 

67 

19 

9 

7i 

20 

9 

1887 

43 

12 

1 1 

6< 

18 

»7 

1888 

28 

U 

*6 

29 

15 

1889 

80 

31 

13 

65 

25 

10 

1890 

92 

3« 

9 

70 

23 

1891 

72 

37 

17 

57 

29 

1892 

60 

36 

20 

5' 

32 

:? 

1893 

67 

39 

19 

54 

3' 

1894 

52 

33 

»9 

50 

32 

1895 

61 

44 

35 

«7 

189« 

9» 

7o 

49 

44 

33 

23 

1878- 9b 

973 

486 

2,8 

57 

* 

'5. 

1717 


100 


Aus  einer  Kombination  der  Zahl  der 
Ausständigen  und  der  Dauer  der  Strikes  ist 
folgende  Talielle  entstanden: 
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Zahl  der  durch  Strikes  verlorenen 
Arbeitstage 


Jabr 

■ 

! 

Arbeitstage 

Arbeitstage  im 
Durchschnitt 
auf  eine 
Arbeits- 
einstellung 

1879 

21  896 

782 

1880 

91  S99 

1881 

1882 

2>  1  19 

*s8 

-  - 

1883 

1  l  1  697 

1718 

"  #  • 

1884 

149  2U 

«9«3 

lHKö 

244  393 

29<H> 

1886 

56  772 

59» 

1887 

218612 

3312 

1888 

191  204 

2013 

1889 

21s  880 

»755 

1890 

167  657 

1300 

1891 

258  059 

2098 

1892 

216  907 

1903 

1898 

234  323 

1921 

1894 

323  261 

3«38 

189Ö 

1 25  968 

1000 

1896 

t  152  503 

5488 

1879—189*) 

216  719 

2140 

"Wie  man  sieht,  verschiebt  sich  das  aus 
den  vorhergehenden  Uebersichten  sich  dar- 
stellende statistische  Bild  durch  die  letzte 
Tabelle  einigennassen.  Doch  ist  diese  Ver- 
änderung keine  wesentliche. 

Interessant  sind  auch  «Ho  Ursachen  der 
Arbeitseinstellungen,  denn  sie  beweisen,  dass 
im  Vordergrund  der  Kämpfe  /.wischen  Kapital 
und  Ari»eit,  wie  in  allen  Iilndcm  so  auch 
in  Italien,  der  I/>hnstreit  steht.  Der  Anteil 
der  Bewegungen  zu  Gunsten  einer  besseren 
Bezaldung  der  Arbeitskraft  an  der  Oesamt- 
zahl der  Strikes  ist  in  Italien,  soweit  zu- 
verlässige Angaben  vorliegen,  was  erst  für 
die  letzten  Jahre  der  Fall  ist,  sogar  grösser 
als  irgendwo.  Die  Angriffsstrikes  überwiegen 
über  die  blosse  Defensive.  Die  Fordeningen 
zu  Gunsten  einer  kürzeren  Arbeitszeit  treten 
dagegen  ganz  erheblieh  zurück,  was  nicht 
verwunderlich  ist.  Denn  überall,  wn  die 
Löhne  karg  temessen  sind,  liegt  es  in  der 
Natur  der  Sache,  das»  die  Arbeiter  zunächst 
danach  streben,  das  Lohnniveau  zu  heben. 
Die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  erscheint 
ihnen  fürs  erste  als  eine  sekundäre  Frage. 
Mehr  als  man  glauben  sollte,  waren  die 
Ursachen  von  Ausständen  der  Solidarität 
und  der  Verletzung  fies  Corpsgeistes  ent- 
sprungen. Man  darf  indessen  das  Solidaritäts- 
gefühl nicht  mit  der  Fähigkeit  und  dem 
Masse  der  dauernden  Organisation  ver- 
wechseln. Ersteres  mag  bei  den  Italicnern 
stark  entwickelt  sein,  letztere  befinden  sich 
erst  in  den  ersten  Anfängen.  Eine  Erklärung 
für  dieses  Missverhältnis  ist  schon  oben 
versucht  worden.    Prüfen  wir  hier  nur  die 


Thatsachen  der  Stiikeursachen.  Die  Haui»t- 
ziffern  der  amtlichen  Statistik  sind  folgende : 
(s.  Tabelle  a.  Seite  m\) 

Unter  den  unter  der  Rubrik  -andere 
Gründen  aufgefülirten  Strikes  spielt  als  Ur- 
sache die  Auflehnung  gegen  diseiplinarische 
Massregeln  eine  besonders  erhebliche  Bolle. 
Sombart  u.  a,  haben  zur  Erklärung  darauf 
hingewiesen,  dass  in  Italien  besonders  rigo- 
rose Arbeitsordnungen  mit  zahlreichen  und 
hohen  Strafandrohungen  eingeführt  sind. 
Gleichzeitig  ist  aber  hervorgehoben  wordou. 
dass  eine  solche  Fabrikdisciplin  notwendig 
ist,  um  den  Arbeiter  au  einen  geordneten 
und  pünktlichen  Betrieb  zu  gewöhnen.  Bei 
dem  reizbaren  Naturell  des  Südländers 
kommt  es  hierbei  zu  mancherlei  Differenzen, 
und  nur  schwer  werden  die  mannigfaltigen 
elastischen  Widerstände  überwunden,  die 
sich  der  Gewöhnung  an  einen  exakt  ineinander 

E reifenden  Fabrikbetrieb  unter  autoritativer 
eitung  entgegenstellen.  Auch  die  Ein- 
führung neuer  Maschinen  hat  zu  hartnäckigen 
Kämpfen  geführt.  Eine  ganze  Beihe  von 
Arbeitseinstellungen,  besonders  in  dem  toxtil- 
industriellen  Biella,  verdanken  ihre  Ent- 
stehung iu  erster  Linie  der  Opposition  gegen 
den  mechanischen  Webstulü.  Dies  ist  nicht 
etwa  nur  in  früherer  Zeit  der  Fall  gewosen, 
sondern  auch  neuerdings.  Es  ist  dies  ein 
weiteres  Symptom  dafür,  dass  Italien  die 
Kinderkrankheiten  der  industriellen  Ent- 
1  wickelung  nur  zum  Teil  durchgemacht  liat 
und  mancherlei  Reeidive  vorkommen. 

Für  den  Nationalökonomen  am  wichtigsten 
ist  die  Kenntnis  des  Ausgangs  der  Arbeits- 
einstellungen. Die  Statistik  ergiebt  folgendes 
Bild : 


Jabr 

Ausgang  d.  Strikt*» 
nach  der  Zahl  der 
Arbeitseeinstelljf. 
in  Prozenten 

Ausgan?  d.  Strikes 
nach  der  Zahl  der 
ausständig.  Arbeit, 
in  Prozenten 

Ii 

tftlw, 
trfolp- 

erfolu- 
\o* 

erfol«- 
relch 

teilw. 
mich 

erfolK 
los 

1878-91 

16 

43 

4' 

25 

47 

28 

1892 

21 

29 

50 

29 

19 

52 

1893 

28 

38 

34 

29 

44 

27 

1894 

34 

28 

38 

•9 

24 

57 

l&Hn 

32 

3» 

37 

33 

27 

1896 

38 

24 

38 

70 

s 

!2 

dass  die  Resultate  der  Aus- 
einzelnen Jahren  sehr  ver- 


Man  sieht, 
stände  in  den 
schieden   sind.    Auffallend  ungünstig  ge- 
stalteten  sich  die  Jahr»1   1892  und  1894. 

j  Umgekehrt  sehr  günstig  verlief  für  die 
Strikenden  das  Jalir  1S9G.  Auch  das  Jahr 
1895  kann  noch  als  verliältnismässig  sieg- 

!  reiches  bezeichnet  werden.  Im  übrigen  darf 
man  sagen ,  dass  die  italienischen  Strikes 
vielmehr,  als  wünschenswert  ist,  ohne  Chancen 
für  einen  Erfolg  insceniert  zu  werden  pflegen. 
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Fjs  fehlt  oben  an  ih?r  <  )rganis<iti<»n  *lor  Leute, 
an  ihrer  Schulung  und  Küstung,  und  eben- 
so vermisst  man  die  Ausdauer  im  Kampfe. 
Vergleicht  man  aber  die  {(Oer  Jaluv  mit 
den  SUern,  so  sind  doi:h  gewisse  Forts«jhritte 
zu  konstatieren.  Immerhin  wird  es  aber  noch 
lang«?  dauern,  bis  sich  die  italienische  Arlieiter- 
schiaft  zu  den  Erfolgen  der  englischen  oder 
amerikanischen  durchringt.    Dort  ist  man 
marktkundig  und  nüchtern,  in  Italien  verdirbt 
das  Temperament  die  kühle  Ilerechnung  des 
Erfolges.    Wo  die  Offenaivstrikes  mit  der 
.  günstigen  (  Jeschäftskonjunktur  einzusetzen 
pflegen,  sind  sie  -    das  lehrt  die  englische 
!  Süzialgeschichte  —  vorwiegend  erfolgreich. 
Umgekehrt  herrschen  bei  einer  wirtschaft- 
lichen Depression  die  Abwehrstrikes  vor.  Sie 
sind  meistens  erfolglos.  Es  ist  nicht  möglich, 
die  Richtigkeit  dieser  allgemeinen  Erfahrungs- 
satze an  der  Hand  der  italienischen  Statistik 
i  zu  prüfen.    Dazu  ist  diese  einmal  nicht 
i  durchsichtig  genug,  und  zum  andern  Uisst 
sich  nicht  nachweisen ,  dass  die  Strikehe- 
wegung  in  regelmässigem  und  direktem  Zu- 
I  sammeiihaug  mit  der  Konjunktur  steht.  Am 
I  ehesten  ist  das  noch  l»ei  der  Grossindustrie 
I  der  Fall,  besonders  lx'im  Schwefelltergbau.  der 
[  unmitttdlMir  unter  «1cm  Einflüsse  der  Schwau- 
I  kuugen  des  Weltmarktes  steht.  Die  Schwefel- 
!  Produktion  liat  in  den  SO  er  Jahren  eine 
schwere  Krisis  durchgemacht,  «leren  Konse- 
!  quenz  ein  iH-ü-iichtliclier  I^.lmfall  war.  Sie 
legte  den  ürund  für  zahllose  Kämpfe.  Die 
Abw«'hrstrikes  waren  aln^r  verhältnismässig 
selten.  Erst  als  «un  Aufsehwtmg  sich  bemerk - 
b;u-  machte,  setzten  < >ffensivstrikes  ein.  In 
gewissem  Umfange  war  auch  für  die  Kämpfe 
in  der  Textilindustrie  die  IyAge  «lea  Marktes 
j  von  ltedeutung.    In  der  Zeit,  wo  es  ilir, 
angei-egt  diu-ch   «'ine  kräftige  Schutzzoll- 
politik, gut  ging,  überwiegen  die  Offensiv- 
'  strikes  und  zeitigen  mancherlei  Erfolg.  In 
der  absteigenden  Konjunktur  tritt  eine  Ver- 
schiebung zu  Gunsten  von  meist  erfolglosen 
Abwehrstrikes  ein.   Andere  Industrieeu  sind 
.  zu  spät  in  den  Ix)hukampf  eingetreten,  als 
,  dass  man  eine  Wechselbeziehung  der  ArWits- 
:  cinstellungen  zur  Situation  des  Marktes  mit 
Sicherheit   nachweisen  könnte.    Die  über- 
wiegende Mehrzahl  «1er  Strikes,  von  der  die 
italienische  Statistik  berichtet,  «larf  jeden- 
falls nicht  in  Verbindung  mit  den  allge- 
meinen« Hausse-  und  Ifcüssebewegungen  «ler 
Volkswirtschaft  desljatules  gebracht  worden. 
Nicht  ilbers'  hen  «l;uf  übrigens  die  Thatsa<  he 
M«-r«len,  «lass  die  italienischen  Fabrikanten 
sich  verhältnismässig  früh  zu  Antistrikever- 
bänden  zusimmengethaii  hal^n.    Sehon  iu 
den  0*.)er  Jahren  treten  solche  Kailelle  auf. 

Mtteratur:  II'.  Somhart.  Mudi™  *«,-  Enu 

irirklntxiKi/reehichle  dts  iUilirnüehen  Proletariat*. 
Ai  ritte  J.  *oz,  CntUfj.  J(d.  0.  ll^UÖ),  S.  177  — 
,'v.v.  —  Dcvwlbe,  ItalitiiUcht  Jirirfr.  I — VI. 
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Sosialp.  i'tutralbl.  Bd.  S  (1S94i.  —  Itemelbe, 
Ihr  Arlteit*rin*trllungtn  in  Italien  trahrtnd  der 
Jährt  eftrndtu.  Bd.  4,  S.  17K — 272 

(l*'.:r,).  —  l'go  Rabbeno.  Art.  Die  Arbeit*- 
eiuttellungrn  in  Italien,  J/dir.  d.  Stir.  J.  Aufl. 
H>1.  1  S.  Mt— wo  <is<k>>-  —  Rlermer,  Art. 
Arltritfrinftf Hungen,  Hdirb.  d.  SlaaUir.  I.  Auf. 
Sappl,  lld.  i.  S.  96—  07  ( 1S97).  —  K.  A.  Olivetti, 
Der  Httiale  Hoden  der  jüngtlen  Ereignisse  in 
Italien.  1—2.  IHe  Xeur  Zeit,XIV.  Jahrg.  lid.  II. 
Stuttgart  lxu*.  —  C.  F.  Ferrari*.  Sagi  di 
cc.nomia,  »tatütira  r  «cicitia  drll  amminütru- 
livue,  Toruto-Rvina,  IdSO.  ,S.  47Sff.,  deuUch  u. 
d.  T.  ("rlter  die  Grvrrkrereine  in  Italien,  ran 
A".  Th.  Eheberg,  i.  Jn/irli.  /.  tlesetzy.  u.  X'errr. 
lid. .:.  s.  247-  '-2r,s  fjsftj).  —  Victor  Hehn,  Hex- 
lirniirhr  Ansichten  11.  Streiflichter,  3.  A.  Herlin, 
lAf<7.  —  Aü.  Hossl.  Dir  Bewegung  in 
Siiiiirn,  dcnUfh  ran  L.  Jarohy,  Stuttgart  W>.1. 

—  Sehr.  d.  V.  f.  Sozialp.  (Sombart).  Bd. 
4'J  <1H92).  —  RelatUme  prrsenlnta  a.  S.  E.  mi- 
tlitte» drll'  Interim  nel  meae  di  marzv  1S7'J  dalla 
t'rimuti**ifnf  migli  »eiuperi  nom.  red.  R.  deereto 
*.  //.  1^7^,  Rom  Wt."  f*<Hj.  >i  Rrlafiune  Hu  na  *  in). 

—  Relalinne  Di  Sun  Giuliani),  Cum.  dei 
Drputati,  XV.  Leqitl.  Ia  Senn.  IM*.  MMT.  IM4. 
Lhtcuw.  Xr.  JI4Ä.  —  Statirtica  drgli  »cioperi 
arrenttti  nell'  indu*tria  t  nell'  agriecltura.  Rom 

Grtifwdd.  M.  ttlermer. 


VII.  Arbeitseinstellungen  in  den 
Niederlanden.") 

Holland  weist  eine  ganz»"'  Anzahl  von 
Grossgewerben  auf,  deren  zahlreiche  Ar- 
1  .eiterschaften  alle  sozialen  Voraussetzungen 
für  organisierte  I/dinkämpfe  bieten.  Zwar 
fehlen  für  einen  zuverlässigen  Vergleich 
hinreiehende  berufsstatistische  Zahlen,  aber 
aus  mannigfachen  allgemeinen  Symptomen 
kann  mau  mit  Sicherheit  darauf  schliessen, 
dass  sich  die  mit  Grosskapital  betrieltene 
industrielle  Produktion  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten allenthalben  stark  ausgedehnt  hat. 
Aus  den  sozialen  Enqueten  von  1 SS7  und 
1S90  geht  des  weiteren  hervor,  dass  die 
I.age  der  holländischen  Arbeiterschaft  eine 
wenis  erfreuliche  ist.  Das  I/dinniveau  ist 
durchweg  sehr  niedrig,  die  Arbeitszeit  eine 
sehr  ausgedehnte  —  man  findet  meistens 
noch  den  12 stundigen  Arbeitstag  — ,  andere 
Missstände,  wie  Nacht-  und  Krauenarbeit, 
sowie  der  Unfug  des  Trucksystems,  sind 
tief  eingewurzelt,  und  eine  dem  umfassenden 
Arbeiterschutz  gewidmete  und  energisch 
eingreifende  gesetzgeberische  Initiative  ist 
verhältnismässig  noch  recht  jungen  Datums. 
Immerhin  ist  das  Haujitgesetz  vom  ">.  Mai 
1SM>.  welches  sich  gegen  die  übermässige 

*j  In  obigem  Artikel  ist  aus  Zweckmässig- 
keitsgründen auch  die  Gewcrkvereinsbc- 
wegung  Hollands  mit  besprochen. 


und  gefährliche  Arlieit  jugendlicher  Per- 
sonen und  Frauen  richtet  und  durch  eine 
Reihe  von  Speeialdekreten  fortgebildet  würfle, 
durch  einen  ausgedehnten  Geltungsbereich 
ausgezeichnet.  Seine  in  den  Verboten  zwar 
nicht  sehr  weitgehenden  Schutzbestimmun- 
gen, die  zudem  dank  der  geringen  Anzahl 
von  Fabrikinspektionen  in  ihrer  Durch- 
führung nicht  Irin  reichend  überwacht  werden 
können,  finden  im  Gegeusatz  zu  anderen 
Gewerbeordnungen  nicht  nur  für  die  Fa- 
briken, sondern  auch  für  das  Handwerk 
und  die  Hausindustrie  Anwendung.  Eine 
durchgreifende  Reform  konnte  aber  damit 
nicht  geschaffen  werden.  Wie  überall,  so 
blieb  auch  in  Holland  die  Hauptsache  der 
Selbsthilfe  der  Arbeiter  überlassen.  Die 
soziale  Hebung  der  Arl>eiterk  lasse,  ihre 
Widerstandsfähigkeit  ungünstigen  Arbeits- 
bedingungen gegenüber  sowie  die  gewerk- 
vereinliche  Ausnützung  des  ihr  erst  1872 
zugestandenen  Koalitionsrechts  wurden  aber 
i  durch  den  Mangel  grosser  Industriecentren 
ungemein  erschwert«  Die  grossen  Städte 
wie  Amsterdam  (400000  Einwohner),  Rotter- 
dam (200000),  Haag  (150000)  u.  s.  w.  sind 
im  wesentlichen  Handelsstädte,  keine  Fa- 
brikstädte, und  ihre  Bevölkerung  trägt  nur 
in  verschwindenden  Ausnahmen  die  ge- 
wöhnliche Physiognomie  einer  industriellen 
Arbeiterschaft.  Amsterdam  hat  etwa  13ÖOO 
Fabrikarbeiter,  Rotterdam  nur  circa  8000. 
Da  die  Diamantschleiferei  allein  in  der 
grössten  Stadt  des  lindes  160OO  Personen 
beschäftigt,  so  sieht  man  daraus,  dass  neben 
einer  ganzen  Reihe  von  Etablissements  mit 
Dampfbetrieb  auch  noch  eine  erheblich«» 
Anzahl  kleiner  und  kleinster  Werkstätten 
vorhanden  ist,  deren  Arbeiter  nicht  zum 
Fabrikproletariat  gerechnet  werden.  Eine 
Statistik  des  Justizministeriums  beziffert  die 
Zahl  der  Fabriken  und  Werkstätten  des 
I^andes  mit  über  5  Arbeitern  auf  3330  und 
die  Zahl  ihrer  Arbeiter  auf  136000.  90000 
selbständige  Hetrielie  arbeiten  ohne  Gehilfen 
und  32000  mit  75000  Lohnarbeitern  weisen 
im  Durchschnitt  nur  etwa  2 — 3  Angestellte 
auf.  Interessant  ist  zur  Beurteilung  der 
Fortschritte  der  holländischen  Grossindustrie 
und  des  Niedergangs  der  Kleingewerbe,  die 
Thatsache.  dass  1856  die  Zahl  der  Arln  iter. 
die  von  den  Arbeitgebern  beköstigt  und 
logiert  waren,  etwa  117  000,  im  Jahre  1888 
dagegen  nur  S3O00  betrug.  Man  wird  an- 
nehmen dürfen,  dass  in  dem  letzten  Jahr- 
zehnt diese  Umwälzung  in  der  Betriebs- 
technik noch  weiten«  Fortschritte  ge- 
macht hat. 

Die  wenigen  Industriezweige,  die  lokal 
koncentriert  sind,  sind  die  Branntwein- 
brennerei in  Schiedam ,  die  Diamant- 
schleiferei in  Amsterdam,  die  Wollindustrie 
in  Tilburg  (Nordbrabant)  und  die  Baum- 
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Wollspinnerei  und  -weberei  in  Twenthe  an  Altgeübte,  gelernte  Schleifer  stehen  sieh 
der  westfälisch-hannoverschen  Grenze.  Die  ausgezeichnet.  jüngere,  unterl)oten  durch 
(.'entren  des  textilindustriellen  Distrikts,  i  ein  «ausgebildetes  Lehrlingssystcm ,  sind 
deivn  Arbeiter  vielfach  aucli  in  den  Fa- 1  dürftig  gelohnt.  Die  Amsterdamer  Diamaut- 
briken  jenseits  der  deutsehen  Grenze  Be-  Schleifer  sind  im  übrigen  ein  überaus  un- 
sehäftigung  finden,  sind  meistens  kleinere  ruhiges,  bewegliches  und  kampffrohes  Volk. 
Ortscliaften,  deren  Einwohnerschaft  noch  wa»  wold  nut  der  Tliatsaehe  zusammen - 
nicht  den   ländlielien    Charakter    verloren ;  hängen  mag,  dass  unter  ihnen  zahlreiche 


hat.  Zwar  hat  auch  dort  die  Hausindustrie 
der  Konkurrenz  des  Fabrikbetriebs  mehr 
und  mehr  weichen  müssen,  aber  die  Un- 
sitten des  in  der  Auflösung  begriffenen  Hnus- 
gewerlies  sind  vielfach  in  die  Kabrikräume 
hinübergepflanzt  worden.  Die  Arbeitszeit 
schwankt  zwischen  und  12  Stunden, 

die  hygienischen  Zustände  in  den  Werk- 
stätten und  Wohnungen  sind  traurige,  und 
vielfach    wird    über    die    Praktiken  des 


lische  Arbeiter  thätig  sind,  die  in  ihren 
rührigen  und  intelligenten  Elementen  die 
Führung  ihrer  Kameraden  übernommen 
haben.  Die  Diamantindustrie  gehört  zu 
denjenigen,  wo  der  Krieg  die  Kegel,  der 
soziale  Friede  ein  Ausnahmezustand  ist. 
Kräftige  Organisationen  auf  beiden  Seiten, 
die  allerdings  erst  in  den  letzten  Jahren 
entstanden  sind ,  führen  fortgesetzt  zu 
Strikes,    Aussperrungen    und   Boykotts  in 


Trucksystems  und  die  Härten  der  Arl>eits-  buntem  Wechsel.  Etwa  7<MM»  Diamant- 
ordnungen (strafweise  Jyjhnabzügc  u.  s.  w.) '  Schleifer  sind  jetzt  gewerkschaftlich  organi- 
Klage  geführt.  Ungeachtet  dos  Eingreifens  siert;  daneben  existieren  konfessionelle, 
der  Gesetzgebung  und  einer  besonders  in  römisch-katholische  und  reformierte  Ar- 
den  letzten  Jahren  recht  lebhaften  poli-  ■  l>ei torvereine,  die  sich  an  den  Bewegungen 
tischen  Arbeiterl ►eweguug,  hat  das  nieder-  j  zu  Gunsten  eines  einheitlichen  Lohutarifs 
ländische  Proletariat,  trotz  mannigfaltiger .  und  der  Neuregelung  des  Lehrlingswesens 
und  energischer  Anstrengungen,  wesentliche 1  geschlossen  beteiligt  haben.  Sie  haben 
Fortschritte  in  ihrer  materiellen  Lage  nicht 1  auch  die  lotzten  internationalen  Gewerk- 
zn  erzielen  vermocht.  Neben  der  raangel- ,  schaftskongresse  der  Diainantbranehe  durch 
haften  Organisation  macht  man  den  Rück-  Delegierte  beschickt.  An  der  Spitze  der 
gang  in  der  Landwirtscliaft  dafür  verant- !  zahlreichen  Kämpfe  steht  der  mächtige,  in 
wortlich,  infolge  dessen  ein  dauernder  und  :  holländischen  Arboiterkreison  als  niuster- 
starker  Zufluss  von  Arbeitskräften  aus  dem  i  gültig  angesehene  Allgemeine  Niederlän- 
platten  Lande  nach  den  Städten  stattfand,  dische  Diiimantarlxiterbund*.  dessen  letztes. 

wold  kaum  durchfülirbares  Ziel  nicht  nur 
die  Vereinbarung  eines  für  die  ganze  Welt 
gültigen  Minitnallohntarifs.  sondern  auch  da* 


der  das  schon  au  und  für  sich  lebhafte  Ar- 
beitsangebot noch  weiter  steigerte.  Dies 
zeigte  sich  besonders  in  den  grossen  Hafen- 
städten.   Dort  lebt,  ähnlich  wie  in  London 


Zugeständnis  der  Unternehmer,  nur  organi- 


und  Hamburg,  eine  zahlreiche  Arbeiter- ;  sierte  Arbeiter  l>eschäftigen  zu  wollen,  ist. 
schiebt,  die  jetzt  proletarisch  herabgedrüekt  Diese  Forderungen  hal>en  die  vereinigten 
ist.  Diese-  Hafenarbeiter,  früher  eine  Elite ,  Unternehmer  neuerdings  mit  dem  Boykott 
ihres  Standes,  in  einer  gesotzlich  aner- 1  des  Buudes  beantwortet ,  und  189G  war  es 
kannten  und  geschlossenen  Korporation  vor-  j  ihuen  in  der  That  gelungen,  denselben  zeit- 
einigt, sind  jetzt  eine  durch  Zwischen- 1  weilig  zu  sprengen.  Die  ungünstige  Gc- 
personeu  ausgenutzte  .  zusammenhangslose  \  schäftskoujunktur,  die  damals  allenthalben 
und  degenerierte  Masse  gewoiden.  welche  j  in  der  Diamantbranche   Platz  griff .  kam 


besonders  unter  zeitweiliger  Arbeitslosigkeit 
im  grossen  Umfange  zu*  leiden  hat.  Eine 
•besondere  Stellung  in  der  niederländischen 
Industrie  nehmen  die  Diamantschleifer  ein. 


ihnen  dabei  sehr  zu  statten.  An  eine 
dauernde  Vernichtung  der  Koalition  der 
Arbeiter  war  indessen  nicht  zu  denken. 
1897  umfasste  der  Schleiferverband  wieder 


Amsterdam  ist  der  Sitz  einer  alten,  monopol- 1  über  HUtM.»  L  ute,  und  ihr  ausgeprägter  ge- 
artig koucentrieilen  Diamantindustrie,  der !  nossenschaftlicher  Geist  hat  jetzt  sogar  den 
bedeutendsten  der  Welt.  Es  giebt  da  etwa  Gedanken  gereift,  sich  ein  eigenes  Vereins- 
<>o  Diamantschleifereien  und  über  7<mmi  gebäude  mit  einer  Bäckerei,  einem  Kolonial- 
Diamantmülilen.  All«*  in  allem  sind  etwa  1  Warengeschäft ,  einer  Verkaufshalle  für 
lüOOit  Arbeiter  daselbst  beschäftigt,  die  l*i  Fleischwareu,  einem  Manufakturwarenmaga- 
ausserordentlich  «anstrengender,  gesundheits- 1  /.in,  einer  Druckerei,  alles  verbunden  mit 


schädlicher  und  den  Konjunkturen  des 
Marktes  stark  unterworfener  Beschäftigung 
einer  sehr  ausgedehnten  (bis  vor  kurzem 
noch  12  stündigen)  Arbeitsdauer,  die  al»er 
mauuigmnl  mit  2 — 3  monatlicher  Arl>eits- 
losigkeit  abwechselt,  ausgesetzt  sind.  Ihre 
Bezahlung  ist  eine  sehr  verschiedenartige. 


Versamnüungslokalitäteu  u.  s.  w.  zu  er- 
richten. Ein  grosses  Grundstock  für  das 
Bundesgebäude  ist  bereits  gekauft.  Die 
gresstc  Gefalir  für  diesen  vorzüglich  ge- 
leiteten Faehverein  droht  ilim  durch  die  an- 
archistischen Wühlereien,  die  von  einer 
kleinen,   aber    überaus   rüluigeu  Gruppe 
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extremer  Sozialisten  ausgeht  und  alle  rein 
gewerkschaftliehen  Bestrebungen  der  nieder- 
ländischen Arbeiterschaft,  die  auf  die  öko- 
nomische und  moralische  Hebung  ihrer  An- 
gehörigen gerichtet  sind,  in  Frage  zu  stellen 
geeignet  ist.  Kiue  schwere  Krisis  inner- 
halb iles  seit  nunmehr  3  Jahren  bestehenden 
Diamantarbeitorverbandes  ist  erst  kürz- 
lich (Winter  1897  9*)  mflhsam  überwunden 
wonlen.  Dank  der  inzwischen  glänzend  ge- 
wordenen  Lage  der  Industrie  sind  aber  die 
Forderungen  des  letzten  Diamantarbeiter- 
korigresses ,  10  st  findiger  Arbeitstag  und 
Entfernung  der  Lehrlinge,  von  den  Arbeit- 
gol>ern  bewilligt  worden:  damit  scheint  das 
gewerkvereinliche  Prineip  Ober  die  politi- 
schen Quertreibereien  vorläufig  den  Sieg 
davongetragen  zu  haben. 

Wie  in  allen  industriellen  Staaten  des 
Kontinents  ist  auch  in  Holland  die  politische 
Arbeiterbewegung  massgebend  für  die  ge- 
workvereinliohon  Koalitionen  und  deren 
Politik  geworden.  Die  Kenntnis  von  beiden 
aber,  von  {»olitischeinund  gewerkschaftlichem  I 
Arbeitervereinsweson ,  ist  unumgänglich  j 
notwendig  zur  Beurteilung  der  Geschichte 
der  Arbeitseinstellungen  und  ihrer  Genesis. 
Im  Gegensatz  zu  Deutschland  hat  eine  an- 
archistische Parteigruppe  unter  der  Führung 
des  vielgenannten  Abgeordneten  Domela 
Niouwenhms.  dosselten  Agitators,  der  auf 
dem  vierten  internationalen  Sozialisten-  und 
Gewerkschaftskon  gross  in  Ixmdon  (VII.  1896) 
für  die  Zulassung  der  Anarchisten  votierte 
und.  als  er  damit  durchfiel,  den  Kongress 
verliess,  zeitweilig  einen  verhängnisvollen 
Einfluss  gewonnen.  Der  niederländische 
sozialistische  Arbeiterbund,  in  dem  die 
Anarchisten  ihr  l,ager  aufschlugen,  besteht 
seit  etwa  21  Jahren.  Je  mehr  er  aber  mit 
der  Zeit  den  Postulaten  des  Anarchismus 
Konzessionen  machte,  in  so  grossere"  Gegen- 
satz trat  er  sowohl  zur  rein  gewerkschaft- 
lichen Richtung  als  zur  Sozialdemoknitie 
deutscher  Observanz.  1894  zweigte  sich 
auf  einer  Konferenz  in  Zwolle  von  dem 
Sozialdemokratischen  Hund  (»De  Soeiaal-de- 
moeratische  Bomb  )  die  sozialdemokratische 
Arbeitei-partei  ab,  die  i  »stern  189"»  zu  Deventer 
ihren  ci-sten  Jahreskougress  abhielt.  Sie 
wollte  der  politischen  Vei*snmpfung  der 
Arbeiterbewegung  entgegenarbeiten  und 
blieb  bereits  bei  den  Wahlen  1897  in  vier 
Wahlkreisen  den  anderen  radikalen  Rich- 
tungen gegenüWr  siegreich.  Eljenso  wie 
Domela  Nieuwenhuis  und  die  Seinigen,  so 
wurde  in  derselben  Wahleampagne  auch 
die  sogenannte  Volkspartei,  die  halb  radikal, 
halb  sozialdemokratisch  ist,  an  die  Wand 
gedrückt.  Durch  diese  »reinliche  Schei- 
dung« bekam  auch  die  selbständige  ge- 
werkschaftliche Bewegung  wieder  Luft, 
denn  ein  neuer  Konkurrent,  der  jetzt  er- 
Hand Wörterbach  der  ätaatsw Lssenschaftcn.  Zweite 


stand  und  sich  der  Arbeitorvereine  zu  be- 
mächtigen suchte,  der  Klerikalismus,  war 
nicht  ernstlich  zu  fürchten.  Zu  den  Ge- 
werkvereinen trat  die  neue  sozialdemo- 
kratische Partei  in  ein  ähnliches,  der  sozial- 
politischen Arbeitsteilung  dienstbar  ge- 
machtes Verhältnis  wie  die  deutsche  So- 
zialdemokratie zur  Generalkommission  der 
Gewerkschaften  in  Hamburg.  Die  Stelle 
dieser  Centrale  für  Holland  vertritt  das 
»Nationale  Arbeitersekretariat «.  Zu  dem- 
selben gehören  aber  ausser  Fachvereinen 
auch  der  Sozialistenbund  und  die  sozial- 
demokratische Arbeiterpartei.  Zu  einer 
gründlichen  Auseinandersetzung  zwischen 
den  gegnerischen  Gruppen  ist  es  also  noch 
immer  nicht  gekommen.  Die  letzten  Gene- 
ralversammlungen der  zum  Arboitersekre- 
tariat  gehörenden  Vereine  und  seine 
Rechenschaftsberichte  beweisen  indessen, 
dass  man  sich  fast  ausschliesslich  mit  ge- 
werkschaftlichen Tagesfragen  bescliäftigt 
und  politische  Diskussionen  möglichst  ver- 
meidet. Die  Hauptaufgabe,  die  sich  die 
Centraistelle  gestellt  hat,  besteht  in  der 
Schaffung  von  Fachvereinen  da.  wo  sie 
noch  nicht  existieren.  So  ist  es  ihr  in  den 
letzten  Jahren  gelungen,  einen  Verein  der 
Textilarbeiter  und  der  Schuhmacher  ins 
Treben  zu  rufen.  Besonderen  Einfluss  auf 
seine  Entsclüiessnngen  hat  der  Tyj>ographen- 
verltand,  der  etwa  1500  Mitglieder  umfasst, 
gehabt.  Er  ist  zwar  politisch  sozialdemo- 
kratisch gerichtet,  beschickt  auch  die  inter- 
nationalen Kongresse  regelmässig,  verfügt 
al»er  im  übrigen  über  eine  straffe  Gewerk- 
vereinsorganisation,  die  am  meisten  von 
allen  niederländischen  Vereinen  die  wahr- 
haften Funktionen  moderner  Trade-Cnions 
zeigt.  Neben  dem  Tyjwgraphen  verband 
kommen  noch  der  Cigarrenmaehorbund  und 
der  Verein  der  Eisenbahnangestellten  als 
namhafte  Arheiterkoalitionen  in  Frage, 
letzterer  hat  aber  mehrfache  Krisen  durch- 
zumachen gehabt. 

Ebenso  wie  in  der  Schweiz  haben  zahl- 
reiche erfolglose  Arbeitseinstellungen  und 
die  Missstände,  die  das  häufige  Kollektieren 
zu  Gunsten  der  Strikenden  im  Gefolge 
hatten,  den  Vorsclüag  gezeitigt,  eine  stän- 
dige Strikewiderstandskassc  zu  schaffen. 
Das  nationale  Albeitersekretariat  beschäf- 
tigte sich  1895  mit  diesen  Gedanken.  Mau 
Hess  ihn  aber  fallen.  Dagegen  trat  an  die 
Stelle  des  Strikefonds  auf  Anregung  der 
Buchdrucker  ein  Strikereglement,  wonach 
die  ganze  Regelung  der  Arbeitseinstellungen 
durch  die  Centrale  in  Verbindung  mit  den 
örtlichen  Strike-  und  Unterntützungskom- 
missioneu  geschehen  soll.  Das  Sekretariat 
will  nur  noch  Strikes  unterstützen,  welche 
ihm  offiziell  zur  Kenntnis  gebracht  werden 
und  welche  Billigung  durch  den  Central- 
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vorstand  finden.  Neben  der  Kasse  dos  Se- 
kretariats haben  dann  die  lokalen  Unter- 
st ützungskommissionen .  deren  Thätigkeit 
durch  das  Sekretariat  kontrolliert  wird,  die 
Ausstandsl »ewegungen  zu  finanzieren. 

Die  Erfahrung  lehrt,  dass  solche  Strike- 
regleraents.  die  das  gefährliche  Strikefielier 
zu  bekämpfen  suchen,  bereits  eine  weitere 
Stufe  in  der  Kntwickelung  der  Arbeiterkoa- 
Htionen  darstellen.  Und  in  der  That  hat  in 
den  letzten  Jaliren  die  holländische  Ge- 
workschaftspolitik  entschiedene  Fortsclu-itte 
gemacht.  Vorläufig  umfasst  freilich  das 
nationale  AjiKMtersekretariat  nur  einen 
Bruchteil  der  Arbeitervereinigxingon.  1804 
gehörten  ihm  22  Verbinde  und  Vereine  mit 
1500  Mitgliedern  an.  1895  waren  es  31 
Vereine  mit  IN  700  Mitglied  lern ,  uud  Ende 
1896  war  die  Zahl  der  Koi-poratioiien  auf 
41  gestiegen,  während  die  Mitgliedorzahl 
einen  kleinen  Rückgang  auf  17  5» Mi  erlebte. 
Ganz  zuverlässig  sind  diese  Zalden  indessen 
nicht,  denn  eine  Reihe  von  Ixmten  sind 
dopindt  berechnet,  insofern  sie  neben  dem 
Fach  verein  auch  noch  einem  jiolitischen 
Vereine  «angehören,  l'eberhaupt  lässt  die 
Vereinsstatistik  sehr  zu  wünschen  übrig. 
Mit  Rücksicht  darauf  ist  1892  durch  Re- 
gierungsdekret eine  Königliche  Centrai- 
kommission für  Statistik«  geschaffen  worden, 
die  ihre  Thätigkeit  mit  einer  sehr  umfassend 
gedachten  Erhebung  über  die  Zahl  und  den 
Cm  fang  der  Arbeitervereine  l>egann.  Ihre 
Fragebogen  fanden  leider  dank  der  kurz- 
sichtigen Zurückhaltung  der  sozialistischen 
Verliände  nur  eine  sehr  dürftige  Beantwor- 
tung. Dadurch  wurde  das  Resultat  der 
Enquete  sehr  unsicher  und  unzulänglich. 
Die  Gesamtziffern  sind  ohne  Zweifel  viel 
zu  hoch  Begriffen  und  beruhen  aller  Wahr- 
scheinlichkeit nach  vielfach  auf  ziemlich 
vagen  Schützungen.  Folgende  Tabelle  giebt 
die  gewonnenen  Endzahlen  wieder: 


Zahl 

Mitgliederzahl 

Allgemeine  Vereine 

42712 

Gewerkschaften 

133 

10  106 

Hilfskassen 

iSi 

63  201 

Geselligkeit«  vereine  n.  s.  w. 

103 

5  601 

Andere  Vereine 

29 

5  049 

Zusammen : 

7ii 

126  669 

Die  grössten  Verlande  sind  1)  der  All- 
gemeine Niederländische  Arbeiterverland 
< 'Het  Algemeen  Nederlandseh  "Werklieden- 
Verbond«)  mit  25«  h  i  Mitgliedern.  Er  hat 
besonders  in  den  Jahren  IST 5 — 1*85  eine 
lebhafte  Anziehungskraft  ausgeübt.  2)  Der 
Niederländische  Arbeitervorband  Patri- 
monium ( Nederlaudsche  Worklieden- Vor- 
band ;>  Patrimonium  ),  ein  Verein,  dem  auch 
NichtarMter  angehören     und   der  weder 


ausgesprochen  politische  noch  gewerksoliaft- 
liche  Interessen  vertritt.  Er  hat  130  Zweig- 
vereine mit  ühor  12  000  Mitgliedern.  3  l  Der 
Katholische  Volksbund  (  -De  Nederlaudsche 
Roomsch  -Katholik e  Volksbond«).  Dieser 
Verband  ähnelt  ganz  und  gar  dein  -Katho- 
lischen Volksverein  für  Deutschland  . 
Ausser  Fabrikarbeitern  gehören  ihm  Meister, 
Gesellen  und  Ixmrlinge  und  daneben  Lehrer 
und  Geistliche  u.  s.  w.  an,  welch  letztere 
die  gesamte  Oberleitung  in  Händen  haben. 
4)  Endlich  der  Sozialdemokratische  Bund 
(»De  Sociaal-democratische  Bond  ).  Von 
ihm  war  schon  die  Rede.  Seine  Blütezeit 
hatte  er  in  der  Periode  von  1885 — 1S{)4,  er 
ging  alter  stark  zurück,  als  die  neue  sozial- 
demokratische Arbeiterpartei  aufkam,  die 
auf  ihrem  dritten  Jahreskongresse  (Ostern 
1897)  mit  einer  Mitgliederzahl  von  1500 
Mann  figurierte.  Das  ist  freilich  auch  nicht 
sehr  viel ;  aber  jedenfalls  zählt  die  neue 
sozialistische  Gruppe  erheblich  mehr  An- 
hänger als  die  Richtung  Domela  Nieuwen- 
huis  und  Genossen,  die  aus  recht  durch- 
sichtigen Gründen  mir  mit  den  Zahlen 
ihrer  Zweigvereine  (augeblich  130).  nicht 
aber  mit  denjenigen  der  Mitgliederbestände, 
herausrücken. 

Bei  der  Beurteilung  der  Strikebewegung 
interessieren  uns  besonders  die  Gewerk- 
schaften, von  denen  es  l>ei  der  Aufnahme 
der  oben  genannten  amtlichen  Statistik  226 
gab.  In  der  Tabelle  figurieren  nur  133  mit 
etwas  mehr  als  10000  Mitgliedern.  Hoch- 
gerechnet sind  gegenwärtig  etwa  2O0O0  Ar- 
beiter gewerkvereinlich  organisiert.  Etwa 
die  Hälfte  davon  dürfte  vom  nationalen  Ar- 
beitersekretariat rossortieren.  Nicht  zu  ihnen 
gehören  u.  a.  der  Diamantarbeiterverband 
und  der  neue  niederländische  Bootarbeiter- 
hund, eine  centralisierte  Organisation  der 
Hafenarbeiter.  Ersterer  ist  von  Anfang  an 
seine  eigenen  Woge  gegangen  und  ist  dabei 
nicht  schlecht  gefahren.  Das  beweist  vor 
allein  die  grosse  Mitgliedorzahl,  auf  die  er 
es  nach  l'oberwindung  der  letzten  schweren 
Krisis  gebracht  liat.  Noch  Anfang  des 
Jahres  1895  konstatierte  der  bekannte  Führer 
der  Diamantschleifer,  Polak,  dass  in  den 
drei  bestehenden  Gewerkschaften  nicht  mehr 
als  250  Arbeiter,  d.  h.  ungefähr  l3.  po, 
koaliert  seien,  nach  der  letzten  veröffent- 
1  lichten  Notiz  (1898)  sind  44%  der  in  der 
Diamantindustrie  beschäftigten  Leute  or- 
ganisiert. 

Nicht  so  gut  ist  es  den  holländischen 
Dock-  und  Hafenarbeitern  gegangen.  Mau 
erinnert  sich  noch  des  grossen  Aufsehens, 
das  die  Thatsachc  gemacht  hat,  dass  im 
Jahre  18S9  «las  englische  Vorbild  der  Or- 
ganisation der  ungelernten  Arbeiter  auch  in 
den  holländischen  Hafenplätzen  Nachahmung 
fand.   Zuerst  in  Rotterdam  wurde  der  Ver- 
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such  gemacht,  eine  Zweigniederlassung  der 
englischen  Dockarbeiter -Union  mit  ihren 
bekannten  internationalen  Verbrüderungs- 
tendonzen  zu  gründen.  Dieses  gelaug  zwar 
nicht,  aber  in  Anknüpfung  an  diesen  Ver- 
sueh  legte  sich  der  Verein  der  Rotterdamer 
Hafenarbeiter  den  Namen  >Laliour  Union« 
bei,  obwohl  kein  Engländer  Mitglied  wurde. 
Am  1.  Oktober  desselben  Jahres  wurde  in 
Amsterdam  der  Bootarbeiterverein  -De 
Volharding  gegründet,  dem  liald  700  Ar- 
beiter beitraten.  Die  neuen  Organisationen 
waren  jedoch  nicht  lebensfähig.  Zwei  Ur- 
sachen waren  es  vor  allem,  welche  sie  im 
Keime  erstickten.  Die  Rhedereien  übten 
auf  ihre  Leute  den  denkbar  stärksten  Druck 
aus,  um  sie  zum  Atistritt  aus  den  Vereinen 
zu  bewegen.  Der  internationale  und  sozia- 
listische Charakter  derselben  fand  zudem 
bei  vielen  Arbeitern  selbst  Widerspruch. 
In  Rotterdam  trat  neben  die  -Labour  Union 
der  Verein  Nederlandsche  Viag-,  der  durch 
die  Unternehmer  finanziell  unterstützt  würfle. 
Ein  Versuch,  beide  Vereine  zu  verschmelzen, 
misslang.  Der  Amsterdamer  Gewerkverein 
hatte  nach  kurzer  Zeit  aufgehört  zu  existieren, 
wälirend  die  Rotterdamer  Organisationen 
nur  ein  Scheinleben  fristeten.  Neu  ent- 
stand in  Zaandam  ein  Hafen-  und  Werft- 
arbeiterverhand, nachdem  dort  eine  grössere, 
mehrere  Hundert  Leute  umfassende  Aus- 
standsbewegung (189G)  wegen  unzuläng- 
licher Organisation  fehlgeschlagen  war. 
Dieser  Verein  ist  dem  nationalen  Arbeiter- 
sekretariat beigetreten,  ebenso  wie  die  Ge- 
werkschaft der  Heizer  und  Matrosen. 

Es  ist  eine  Eigentümlichkeit  der  Arl>eit 
in  den  Hafenplätzen,  dass  sie  im  Notfall, 
den  Corpsgeist  der  Rhedereien  voraus- 
gesetzt, ohne  allzu  grosse  Schwierigkeiten 
dislociert,  d.  h.  von  einem  Hafenort  zum 
anderen  übertragen  werden  kann.  Die 
britischen  Dockarlieiter  haben  deswegen 
ganz  recht,  wenn  sie  meinen,  dass  nirgends 
eine  nationale  Ceutralisierung  der  Gewerk- 
vereine  notwendiger  sei  als  bei  den  mari- 
timen Gewerkschaften.  Daran  fehlt  es  in 
den  Niederlanden  ganz  und  gar.  Sobald  in 
einer  Hafenstadt  ein  Strike  ausbrach  —  es 
war  dies  wiederholt  der  Fall  — ,  wurden 
die  Schiffe  zum  Beladen  und  Löschen  in 
den  nächsten  Hafen  dirigiert  und  dort  die 
Arbeiten  geleistet.  Diese  Praxis  wurde  da- 
durch erleichtert,  dass  die  holländischen 
Häfen,  mit  »lein  Hinterlande  durch  ein  aus- 
gezeichnetes Kanalnetz  verbunden,  nahe  an 
einander  lagen  und  das  dort  fluktuierende, 
häufig  arbcitshungrige  Proletariat  nur  auf 
die  Gelegenheit  lohnender  Beschäftigung 
lauerte.  Im  übrigen  hatten  nur  die  unge- 
lernten Hafenarbeiter  Grund  zu  Klagen,  die 
älteren  und  geschulten  Docker  alter,  die 
auskömmlich  bezahlt  wurden,  verspürten 


wenig  Neigung  zu  Strikeexporimenten. 
Allen  diesen  Uebelständen ,  die  sich  in 
Holland  Itesonders  stark  geltend  machen, 
sucht  neuerdings  -Der  Neue  Niederländische 
Bootarbeitorhund  durch  eine  einheitliche 
Organisation  entgegenzutreten.  Mit  welchem 
Erfolg,  bleibt  abzuwarten. 

Kaum  war  die  Bewegung  unter  den 
Hafenarbeitern  niedergeschlagen,  so  lebte 
sie  unter  dem  Eisenbahn  personal  wieder  auf. 
Ende  1889  wurde  die  geheime  Vereinigung 
»Stoeds  Vooruit  gegründet,  die  Ende  1890 
bereits  3— 4<MH)  Mitglieder  zählte.  Hut? 
nächsten  Ziele  sind  die  eigene  Verwaltung 
der  Unterst ützungskassen ,  Abschaffung  des 
Prämiensystems  und  Verkürzung  der  Arbeits- 
zeit. In  ersterer  Beziehung  deckt  sich  ihre 
Forderung  mit  der  neuerdings  von  den 
deutschen  Bergarbeitervereinen  aufgestellten. 
Das  Prämiensystem  ist  auf  den  nieder- 
ländischen Eisenbahnen  in  vollster  Blüte, 
wird  aber  wenig  liberal  gehandhabt  und  ist, 
da  es  mehr  oder  minder  von  Zufälligkeiten, 
Wetter  und  dergleichen  abhängt,  wenig  ge- 
recht. Die  Arbeitszeit  der  Bahnangestellten 
ist  nach  den  Feststellungen  der  Arbeits- 
enquete  von  1890  geradezu  eine  unglaublich 
lange.  Zu  diesem  Sitarsainkcitssystem  be- 
denklichster Art  sind  die  Eisenl»ahngesell- 
schaften,  die  mit  Ausnahme  von  einer 
Linie  ( dlollandsche  Jjzoren  Spoorwegmaat- 
Bchappii«)  in  Privatbesitz  oder  Privat l>etrieb 
sind,  durch  den  Konkurrenzkampf  mit  den 
Wasserstrassen  verleitet  worden.  Es  ist 
wenig  Aussicht  vorhanden,  dass  es  den 
organisierten  Eisenbahnern  gelingt,  dieses 
System  zu  durchbrechen.  Sie  gehören  im 
übrigen  neben  den  Buchdruckern,  den 
Diamantschleifern  und  den  Hafenarbeitern 
zu  denjenigen  holländischen  Gewerkvereineu, 
welche  internationale  Beziehungen  unter- 
halten. Es  ist  das  ein  Beweis  dafür,  dass 
bei  ihnen  mehr  sozialistische  Utopieen  als 
trade  -  unionistische  Routine  vorherrschen. 
Die  Geschichte  der  Gewerkvereinsbewegung 
aller  Länder  hat  ergeben,  dass  die  Solidari- 
tät der  Arbeiter  von  Land  zu  I^and.  wenn 
es  auf  den  Ernstfall  ankommt,  ein  reiner 
Mythus  ist.  — 

*  Faast  man  das  Bild  des  holländischen 
Arbeitervereiuswesens  zusammen,  so  erkennt 
man,  dass  dasselbe  trotz  kräftiger  Ansätze 
in  der  letzten  Zeit  noch  wenig  entwickelt 
ist.  So  klein  das  Ijand  ist,  so  zersplittert 
sind  die  Koalitionen.  Die  Vorschule  für 
eine  wahrhafte  Thätigkeit,  die  genossen- 
schaftliche Selbstversicherung,  steckt  noch 
in  den  Kinderschuhen.  Im  Kampfe  sind 
die  Verbände  noch  wenig  geübt,  es  fehlt 
an  einem  Stamm  von  besonnenen  und  markt- 
kundigen Führern,  und  die  gesamte  wirt- 
schaftliche I^age  iles  Landes  erschwert  den 
erfolgreichen  Einancipationskampf.  Das  geht 
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ohne  weiteres  aus  den  wenigen  Daten  der 1  stände  nicht  aufwies  und  auch  das  folgende 
Strikegeschichte.  die  vorliegen,  klar  hervor. ;  Jahr  einen  ziemlich  ruhigen  Verlauf  nahm 


Ueberdie  Arbeitseinstellungen  älteren  Datums 
■weiss  man  so  gut  wie  nichts.  Jedenfalls 
haben  sie  l>ei  der  Jugend  der  holländischen 
Industrie    und    bei   dem  verhältnismässig 


(Strikes  kamen  nur  unter  den  Bauhand- 
werkern ,  Buchdruckern ,  Bäckern  und  Dia- 
mantschleifern vor),  war  das  Jahr  1895  eiu 
recht  bewegtes.    Es  strikten  400  Möbel- 


späten  Einsetzen  einer  Arbeitcrlr-ewegung  im  arheiter  11  Wochen  lang,  aber  erfolglos, 
modernen  Stile  zu  deu  Seltenheiten  gehört.  |  ebenso  160  Steinhauer  in  Amsterdam  wegen 


Das  wenig«11,  was  man  aus  gelegentlichen 
Zeitungsnotizen  entnehmen  kann,  ist  eine 
kleine  Anzahl  belangloser  Lohnstreitigkeiten 
gewesen.  Die  jiarlamentarische  Enquete  von 
1887  und  die  grosse  bändereiehe  Knquete 


Verfolgung  ihres  Vereinsvorsitzcnden.  Eine 
grosse  Bewegung  unter  den  Tabakarbeitern 
in  Amsterdam,  die  eich  über  ein  Viertel- 
jahr hinauszog  und  700  Personen  umfasste, 
endigte  ebenfalls  mit  einer  völligen  Nieder- 


von  1890  enthalten  einiges,  aber  doch  nur!  läge  der  Strikenden.  Seinen  Ausgangspunkt 
dürftiges  Material.   So  über  die  Strikes  der  liattc  der  Kampf  in  der  Forderung  gehabt 


Jahre  1889  und  lN'Hi  in  den  Text il bezirken 
von  Tweuthe  und  Groningen.  Der  Ausgang 
dieser  Ausstände  ist  charakteristisch.  Die 
Arbeiter  legten  die  Arbeit  nieder  zu  Gunsten 
höherer  I/»hne.  Dann  folgten  Massregelungen 
der  Fuhrer.  Als  sich  die  Arbeiter  mit  den 
Gemassregelten  solidarisch  erklärten  und 
die  Strikenden  von  den  übrigen  Spinnern 
und  Webern  unterstützt  wurden,  vereinigten 
Pich  die  ('nteraehmer  und  selüossen  zeit- 
weilig bei  hohen  Konventionalstrafen  ihre 
Etablissements.  Diese  Massregel  wirkte  und 
nach  mehrwöchigem  Widerstande  fugten 
sich  die  Arbeiter.  In  derselben  Zeit  kam 
es  zu  wiederholten  Konflikten  in  der  Provinz 
Friesland,  Itesonders  in  deu  dortigen 
Ziegeleien.  Weitere  Arbeitseinstellungen 
wandten  sich  gegen  die  strafweisen  Lonn- 
abzügo  und  das  Trucksystem.  Auch  hat 
die  an  der  deutschen  Grenze  übliche  I»hn- 
zahlung  in  deutscher  Währung  öfters  An- 
lass  zu  kleineren  Ausständen  gegeben.  Eine 
wirkliehe  Strikestaristik  für  Holland  fehlt 
leider  ganz.  Vielleicht  wird  die  1K92  ins 
lieben  gerufene  Statistische  Centnükom- 
mission  das  Versäumte  nachholen  und  hat 
hoffentlich  dabei  mehr  Glück  als  mit  ihrer 


dass  nur  organisierte  Arbeiter  in  den  Fabriken 
beschäftigt  werden  sollten.  Sein  Nachspiel 
war  eine  umfassende  Massregelung  seitens 
des  Fabrikantenverltandes.  In  der  gleichen 
Zeit  stellten  die  Tabakarbeiter  in  lieoxmeer 
die  Arlteit  ein.  Hier  gelang  es  den  ver- 
bündeten Fabrikanten,  den  Gewerkverein  im 
Keime  zu  ersticken.  Mehr  Erfolg  als  die 
Talrtlkarl »eiter  hatten  die  Handarbeiter  iu 
Amsterdam,  die  nach  einer  ganz  kurzen 
Strikeaktion  eine  l'iprozentige  Lohnerhöhung 
durchsetzten.  Ebenfalls  siegreich  waren  die 
Diamautarlieiter  in  Amsterdam  und  4».*'» 
Kattnnweber  in  Leyden,  die  3  Wochen 
wegen  Lieferung  schlechten  Rohmaterial* 
feierten  und  entsprechende  Zugeständnisse 
erhielten.  Teilweise  Erfolg  hatten  endlich 
die  Tischler  in  Haarlem.  Das  Jahr  189G 
brachte  wiedenun  eine  gaDze  Reihe  von 
Arbeitskämpfen.  Ausser  der  schon  berührten 
neuen  Bewegung  unter  den  Diamantschleifern, 
die  OIHtOO  Gulden  gekostet  h/ihci\  soll,  und 
derjenigen  der  Hafen-  und  Werftarbeiter  in 
Zaandam  kam  es  zu  erfolgreichen  Arl>eits- 
einstelluugen  in  einer  Wachsker/enfabrik  in 
Schiedam  und  unter  deu  Wasserleitungs- 
arbeitern  in  Hengelo.    In  ersterem  Falle 


Statistik  der  Arbeitervereine.  Ucber  die  handelte  es  sich  um  den  Widerstand  gegen 
Strikes  der  90,-r  Jahre  enthalten  die  Jahres-  ein  von  den  Angestellten  der  Fabrik  schwung- 
Iterichte  des  nationalen  Arbcitorsekretariats  haft  betriebenes  Tnicksystem.  Im  gleichen 
kurze  Zusammenstellungen.  Eine  eigent-  Jahre  regte  es  sich  unter  den  Bäckergesellen, 
liehe  Strikestaristik  können  diese  schmi  um  die  eine  nationale  Bewegung  zu  Gimsten  der 


deswillen  nicht  sein,  weil  das  Sekretariat 
nur  ein  Bruchteil  der  Lohnarbeiterstrhaft 
nmfasst.  ISMO  hat  man  endlich  bescldossen, 
im  Wege  von  Frageltogen  eine  einheitliche 
Strikestatistik  in  die  Wege  zu  leiten.  Ob 
dieser  Plau  bereits  zur  Ausführung  gelangt 
ist,  ist  nicht  bekannt  geworden.    Aus  go- 


Beseitigung  der  Nachtarbeit  und  euies 
wöchentlichen,  normalen  Ruhetages  in  Scene 
zu  setzen  suchten.  Auch  unter  den  Buch- 
druckern gährte  es.  Dort  wollte  mau  einen 
Mininudlohntarif  und  die  Vereinbaruug  einer 
Maximalarbeitszeit.  Der  schon  genannte 
Strikt*  der  Wachszieher  hatte  später  noch 


sammelten  Zeitungsnotizen  der  letzten  Jahre,  j  ein  kurzes  Nachspiel ,  indem  200  Arbeite- 
die   natürlich    nur   ein  luckenliaftes  Bild ;  rinnen  die  Arbeit  einstellten.    Sie  nahmen 


gelten  können,  geht  hervor,  dass  in  den 
fetzten  Jaliren  die  Zald  der  Arbeitsein- 
stellungen   ebenso    wie    ihr    Umfang  im 


dieselbe  aber  bereits  nach  2  Tagen  wieder 
auf.  Ferner  waren  die  Feilenliauer  in  Rotter- 
dam und  200  bei  der  niederländisch-aineri- 


Waehson  begriffen  ist.  Dieses  Material  geht  j  kanisehen  Dampfsehiffalirtsgesellschaft  be- 
aber  nur  auf  einige  Jahre  zurück.  Die  Haupt-  schäftigte  Personen  ausständig.    Iu  beiden 


ereignis8C  seien  hier  aufgezählt 

Während  das  Jahr  1893  grössere  Aus- 


Fällen  wegen  Disciplinierung  von  Kameraden. 
Der  erstere  Strike  dauerte  5  Monate,  blieb 
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aber  erfolglos;  in  letzterem  Falle  inter- 
venierte der  Neue  Niederländische  Boot- 
arbeiterbutid  und  erzielte  einen  günstigen 
Vergleich.  Besouders  unruhig  war  es  im 
Jahre  1896  in  der  Taltakindustrie.  An 
S  Orten  fanden  Arbeitseinstellungen,  an  5 
Aussperrungen  statt,  welche  nach  dem 
Rechenschaftsbericht  des  Gewerkvereins- 
verbandes  62000  GnJden  gekostet  haben. 
Am  längsten  dauerte  —  nämlich  8  Monate 
laug  —  ein  Ausstand  der  Glasarbeiter  in 
Mastrieht.  100  Arbeiter  wandten  sich  gegen 
die  Wiedereinführung  eines  früher  abge- 
schafften Arbeitssystems  und  verlangten  eine 
Lohnerhöhung.  Obgleich  die  Diamantarbeiter 
die  Bewegung  mit  Oeld  unterstützten,  unter- 
lagen die  Sinkenden. 

Das  Jahr  1M97  begann  mit  der  Bewegung 
der  Konfektionsnäherinnen  in  Amsterdam, 
ein  Glied  der  allgemeinen  Aktion  gegen 
«las  Schwitzsystem ,  das  zur  Gründung 
eines  niederländischen  Kleidermacherverban- 
des führte.  Auch  die  wie  überall  auf  dem  Kon- 
tinent auch  in  Holland  schlecht  organisierten 
Arbeiter  der  Baumwollindustrie  versuchten 
sich  gewerkschaftlich  zu  koalieren.  Die  un- 
mittelbare Folge  waren  versehiedenfaehe 
Differenzen  in  Almelo,  weil  die  Unternehmer 
die  Vereine  nicht  anerkennen  wollten.  An 
einen  ernsthaften  Widerstand  der  Arbeiter 
ist  vorläufig  nicht  zu  denken.  Von  weiteren 
Strikebewegungen  des  Jahres  1897  sind  die- 
jenigen der  Cigarrenarbeiter  in  Rotterdam 
und  Winschoten ,  ferner  diejenigen  der 
Maschinisten  in  Dortrecht  zu  erwähnen. 
Von  den  heftigen  Kämpfen  der  Diamant- 
arbeiter, die  bis  in  da«  Jahr  1898  hinein- 
reichen und  mit  einem  vorläufigen  Sieg  ge- 
endigt haben,  war  schon  an  anderer  Stelle 
die  Rede.  — 

In  offen  Itarem  Zusammenliang  mit  der 
grösseren  Zahl  von  Arbeitseinstellungen  in 
den  letzten  Jahren  stehen  die  Bestrebungen 
zu  Gunsten  strikeverhütender  Institutionen. 
Besonders  die  Hafenarbeiter,  die  Buch- 
drucker und  Cigarrenmacher  verlangen  schon 
seit  Jahren  die  Errichtung  von  Einigungs- 
und  Schio<lsämtern.  Bislang  hatten  nur 
einige  grosse  Fabriketablissements  private 
Schiedsgerichte  ins  I>eben  gerufen.  1n93 
beschäftigte  dann  die  zweite  Kammer  ein 
Initiativantrag  behufs  Konstituierung  von 
Arbeitskammern.  Der  Zweck  »lieser  Kol- 
legien, mit  denen  sogenannte  »Versöhnungs- 
bureaus*  verbunden  sein  sollten,  sollte  die 
Förderung  der  gemeinsamen  Interessen  von 
Arbeitern  und  Arbeitgebern  sein.  Inzwischen 
hatte  sich  in  den  holländischen  Grossstädten 
etwas  Aehnliches  wie  der  englische  Muni- 
cipalsozialismus  entwickelt,  und  unterstützt 
von  diesem  sozialpolitischen  Gedankenkreis 
entstand  das  Gesetz  vom  2.  Mai  1S07.  welches 
in  der  That  fakultative  Arl>eitskainmern  vor- 


sieht. Auch  in  anderer  Beziehung  scheint 
Holland  im  Begriffe  zu  sein,  seine  soziale 
Gesetzgebung  auszubauen  (s.  oben  Artikel 
»Arl>eiterschntzgesotzgebung  in  den  Nieder- 
landen <  S.  Ö57— "*."»!»).  -  - 

Lltteratlir:  Prltiashetm,  Die  Lage  der  arbeiten- 
den Kla**en  in  Holland,  Arrh.  J.  $«z.  tleteUg. 
I  (USSH)  S.  09 ff.  —  Dergetbe,  l'nternnchaiujen 
über  die  Ltttje  der  arbeitenden  Klauten  in  Hol- 
land, Arrh.  f.  *oz.  (imetzg.  IV.  (1691)  S.  Sit— 
sy,.  _  IM  Leorand.  Le*  eondUk.n*  du  trnrail 
dant  lex  Pitys-fin*.  Rapport  ad  reime  nu  minintrr. 
de»  affaires  ttrangerex.     /Vri>  et  Xann/,  1SUO. 

—  liomela  Xteutrenhuis,  Die  holländische 
Arbeiterenqtiete  und  ihre  totialpolititehen  Ergeb- 
uMte.     oDeutnche    Worte«,    Wien   }#i<9.  1.  Heft. 

—  G.  'Fol Ion,  Die  Ijuje  der  Arbeiter  mich 
franiö«i*rhen  ac*nndt*ehafUUrirhtrn,  Jahrb.  f. 
(irsrtzaeh.u.  Verw.  XVII.  '}*».!)  S.  '07—**. — 
H.  Polak,  Die  Arlritr,  vereine  in  Holland,  »IHe 
Xene  ZeUu  XIII.  1.  S.  .5 J — r,7  (Stuttgart  1#9'>). 

Biermer ,  Die  tiewerkrereinntteiregung, 
Ildteb.  d.  Stw.  I.  Aull.  Sappl.  Bd.  J  S.  4t6ff.  — 
Corre*ponüenzhlatt  der  tienemlkommittion 
der  (icirerktchaßrn  Drnttehland*.  Hamburg 
IfJl— isus.  —  Soziale  Praxi»  (fr.  S>,;ialp»li. 
tische*  CentraUdatt),  Berlin  1J91—1.S9K.  —  O. 
Mayer,  Ihr  Jude  ah  Arbeiter,  » Frankfurter 
Zeitung*  VIII.  1S9S.  —  En  qn  et  e  betreffende, 

verklag  en  ntibreiding  der  teet  ran  19.  IX.  187  i 
en  naar  den  toetland  ran  fabrirken  en  irerk- 
plnatucn  ( Ih-uck*achen  der  II.  Kammer,  Seit. 
lSSti.S?  Xr.  WS).  —  Ond  er  zock  omtrent  de 
maaUchappelijke  toettanden  der  arbiidert,  om- 
trent de  rerhoudingen  Uotnehm  werkgerert  en 
arb'idrr»  in  de  crrtchitlrndr  bedrijren  en  om- 
trent den  U>c*tand  van  fahrieken  en  trcrkplsiaUen 
tnel  het  ooij  op  de  reiligheid  en  de  ge»iatdhrit 
der  ireikliedeii,  ingetteld  door  de  StaaUcowmi**ie. 
benaetnd  krachten»  de  «•«•<  roii  Vf.  Januari  1890. 

—  St  ii  Ii  Hie  k  der  Arlfidereerreuigingrn,  uitge- 
geren  door  de  Cmtraie  ('ommurie  roor  de  rta- 
tittiek,  «'tirarenhoge  ItiUi. 

Greifmrald.  M.  Biermer, 


VIII.  Arbeitseinstellungen  In 
Rtissland. 

In  einem  Staate  wie  Russland,  wo  keine 
Rede-  und  l'ressfreiheit  vorhanden  ist,  wo 
ein  Vereinsrecht  nicht  existiert  und  die 
Verletzungen  des  Arbeitsvertrages  mit  Ge- 
fängnisstrafe bedroht  sind,  ist  es,  ganz  ab- 
gesehen von  der  wirtschaftlichen,  sozialen 
mid  politischen  Rückständigkeit  des  I^andes, 
leicht  erklärlich,  wenn  Arbeitseinstellungen 
und  sonstige  Aktionen  «ler  organisierten 
Industriearbeiterschnft  nur  zu  den  Selten- 
heiten gt^hören.  Die  russischen  Fabrik- 
arbeiter stehen,  obgleich  es  ihnen  an  festen 
Organisationen  politischer  oder  gewerkschaft- 
licher Tendenz  fehlt,  bei  der  Regierung  im 
Rufe  eines  gefährlichen  gesellschaftlichen 
Elements,  das  zu  rnruhestiftungen  und  Auf- 
stäiulen  geneigt  ist.    Die  Regierung  ist  aber 
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nicht  gewöhnt,  auf  irgend  einen  Widerstand 
des  Volkes  zu  stosson .  und  so  sind  fast 
alle  Erlasse  auf  dorn  Gebiete  dos  Arbeiter- 
schutzes  und  des  Koalitionsrechtes  weniger 
den  Erwägungen  der  sozialen  Fürsnrge  und 
der  gosells» haftlichen  Billigkeit,  als  einer 
politischen  und  {lolizcilichcri  Prophylaxis 
entsprungen.  Man  erliess  neue  Gesetze, 
entweder  um  der  Unzufriedenheit  der  Ar- 
beiter, die  sieh  in  Revolten  und  Strikes 
zeigte,  ein  Ende  zu  machen,  oder  aber  um 
die  Wiederholung  solcher  den  öffentlichen 
Frieden  gefährdenden  Unruhen  für  die  Zu- 
kunft zu  verhindern.  Bezüglich  der  ziemlich 
früh  einsetzenden  und  neuerdings  auch  iveht 
umfassenden  Fabrikgesetzgebung  ist  dies 
oben  bei  dem  Art.  -Arboitersehutziresetz- 
gebung  in  Russlaud*  (S.  ."1  ff.)  des  nähep.'ii 
nachgewiesen.  Die  Entwiekelung  des  russi- 
schen Koalitionsreelits  l>owoist  ebenfalls,  dass 
nur  polizeiliche  Gesichtspunkte  leitend  ge- 
wesen sind.  Nach  dein  Wortlaut  der  neuesten 
Gesetzcsnovelle  (W)3)  sind  zwar  Strikes. 
welche  nicht  von  einer  Verletzung  des  Ar- 
beitsvertrages begleitet  sind,  slraflos.  Mau 
könnte  demnach  meinen,  dass  den  russischen 
Arbeitern  ein  gewisse»  Mass  von  Koalitions- 
recht gewahrleistet  sei.  Das  ist  aln  r  keines- 
wegs der  Fall.  Denn  einmal  bestimmt  das 
Strafgesetzbuch,  dass  Arbeitseinstellungen, 
welche  den  Arbeitsvertrag  und  die  Arbeits- 
ordnung verletzen,  mit  Gefängnis  liestraft 
werden.  Damit  ist  der  Arbeitskontraktsbruch 
unter  ein  Ausnahmegesetz  gestellt.  Die  in 
Frage  kommenden  Dienstmieteverträge  sind 
—  darüber  kann  kein  Zweifel  sein  — ■  eben- 
so wie  alle  anderen  Konsensualkontrakte  civil- 
rechtlicher  Natur;  statt  dessen  wird  hier 
eine  öffentlich-rechtliche,  kriminelle  Verant- 
wortlichkeit ,  die  mit  dem  Interesse  der 
staatlichen  Ordnung  und  Ruhe  begründet 
wird,  konstituiert.  Ganz  abgesehen  aber  von 
der  Strafbarkeit  des  Kontraktbruchcs.  die 
ja  auch  anderswo  im  Gewerbestrafrecht 
vorgesehen  ist,  und  der  Dehnbarkeit  in 
der  Auslegung  dieses  Deliktes.  halx-n 
sieh  die  Verwaltungsorgaue  eine  einschnei- 
dende Regelung  der  koalierten  Arbeitsein- 
stellung vorbehalten.  Bei  der  ungeheuren 
Macht  der  politischen  Polizei  des  Zaren- 
reichs wird  aber  damit  das  ganze  Koalitions- 
recht in  Frage  gestellt.  Wie  weit  diese 
Macht  reicht,  geht  aus  dem  vielerörterten 
Erlasse  des  Ministers  des  Inneren  vom  12. 
August  1*97  hervor.  Dort  werden  die  lokalen 
Polizeioi-gane  angewiesen,  alle  Strikeanstifter, 
unabhängig  davon,  ob  sie  kriminell  zur  Ver- 
antwortung gezogen  werden  können,  auf 
Grund  der  Bestimmungen  über  den  Sicher- 
heitszustand in  Haft  zu  behalten.  Begründet 
wird  dieses  Vorgehen  damit,  dass  sehr  oft 
sämtliche  Merkmale  des  strafbaren  Kontrakt- 
bruchs fehlen  oder  aber  eist  nach  einein 


!  umständlichen  Strafprozess  festgestellt 
werden  können,  und  dass  es  deswegen,  so- 

;  lautre  die  Gährung  unter  der  Arl>eiterbe- 
völkerung  dauert,  zweckmässig  ist.  die  Fülirer 
durch  rechtzeitige  Verhaftung  oder  Ab- 
schiebung nach  den  Heimatsorten  auf  ad- 

j  ministrativem  Wogt?  unschädlich  zu  machen. 

!  Wenn  sich  also,  was  sich  bei  den  letzten 

j  Arbeitseinstellungen  in  übeiraschender  Weise 

1  gezeigt  hat.  die  ausständigen  Arbeiter  noch 
1  so  loyal  und  manierlich  betragen,  so  laufen 

sie  doch  je  nach  dem  Ermessen  der  Admi- 
nistmtivorgane  Gefahr,  den  Massregelungen 
durch  die  Polizei  ausgesetzt  zu  sein.  Dass 
die  ganze  gewerbliche  Rechtsordnung  nur 
unter  dem  Gesichtspunkte  der  >Ruhe,  die 
die  erste  Bürgerspflicht  ist  ,  verstanden  sein 
will,  l>ewoisen  die  kriminellen  Androhungen, 
die  das  Strafgesetzbuch  auch  gegen  die 
;  Unternehmer  im  Strikefall  enthält.  Fabrik- 
leiter nämlich,  die  durch  ungesetzliche  Hand- 
lungen (Trucksystem,  Kontraktbruch  u.  s.  w.i 
einen  Strike  provozieren,  der  durch  Eingreifen 
der  Behörden  beigelegt  werden  muss,  ver- 
fallen einer  Arreststrafe  bis  zu  3  Monaten. 
Ausserdem  kann  ihnen  das  Recht,  eine 
Fabrik  zu  verwalten,  bis  auf  die  Dauer  von 

2  Jahren  alterkannt  worden.  Bis  zum  Gesetze 
vom  S.  Juni  isiw  war  sogar  die  ganzliche 
Ausschliessung  vom  Fabrikbetrieb  zulässig. 
Man  ersieht  daraus,  dass  es  der  nissischen 
Gesetzgebung  nicht  an  der  ausgleichenden 
Gerechtigkeit  fehlt  und  dass  sie  sich,  wenn 
sie  will,  von  einer  einseitigen  Klassonbefangen- 
heit  ziemlich  frei  weiss.  Sie  will  nur  die 
ArUntsstreitigkoiten  möglichst  im  Keime  er- 
sticken, ohne  zu  prüfen,  auf  welcher  Seite 
das  Recht  liegt.  Diese  unnunlerne  Auf- 
fassung von  den  Kämpfen  auf  dem  Arbeits- 
markt, nach  der  Arbeitseinstellungen  und 
Aussperrungen  nur  strafbare  Versuche,  die 
Staatsordnung  und  öffentliche  Ruhe  zu  stören, 
sind  und  nichts  anderes,  verhindert  selbst- 

J  verständlich  die    natürliche  Entwiekelung 

|  der  sonst  fiberall  eingebürgerten  Methoden 

:  zur  Austragung  der  Interessenkonflikte  von 

!  Kapital  und  Arbeit. 

Trotzdom  sollen  besonders  in  den  letzten 
Jahren  in  der  nissischen  Großindustrie  eine 

!  ganze  Reihe  von  Strikes  sich  ereignet  haben. 
Man  weiss  leider  darüber  nicht  viel  mehr 
als  die  nackten  Thatsachcn.    Die  Zeitungen 

!  dürfen  über  derartige  Vorkommnisse  nichts 
schreiben,  eine  sozialpolitische  Fachlitteratur 
üImm*  den  Gegenstand  existiert,  .so  weit  sich 

j  das  übersehen  lässt.  nicht,  und  so  ist  man 
ausser  auf  gelegentliche  Korrespondenzen  in 

i  niehtnissisehen  Zeitungen  und  Fachblättern 
sowie  einige  Konsulatsberichte  auf  das  wenige 
und  unkontrollierbare  Material  angewiesen, 
welches  die  nissische  Regiening  seilet  offi- 
ziell zu  veröffentlichen  für  gut  findet.  Noch 
dürftiger  ist  unsere  Kenntnis  über  die  Ürga- 
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nisation  der  Arbeiter .  von  der  ja  um- 
fassende Arbeitseinstellungen  auszugehen 
pflegen.  Die  grosseren  Stiikeltewegungen 
der  jüngsten  Zeit  waren  so  ausgedehnt,  so 
einheitlich  geleitet  und  zeigten  eine  so 
musterhafte  Haltung  der  Ausständigen,  dass 
es  scldechterdings  nicht  möglich  ist.  dass 
nur  ephemere  Koalitionen  sie  insceniert 
liabeu  können.  Vielmehr  muss  man  be- 
stimmt  annehmen .  dass  schon  vorher  ge- 
wisse Arbeitervereine  bestanden  haben,  die 
sich  einen  gewissen  Einfluss  über  ihre 
Leute  gesichert  halten  und  bei  ihren  Vor- 
bereitungen zum  Strike  damit  rechnen 
konnten.  "Wirkliche  Gewerkvereine  sind  es 
jedenfalls  nicht  gewesen,  denn  dazu  gehört 
ein  Mass  von  Solidarität  unter  dem  Proleta- 
riat, welches  die  industrielle  Arbeiterschaft 
Russlauds  auch  in  deu  älteren  Indnstrie- 
Itezirken  noch  nicht  hat.  Es  wird  aber 
durch  neuere  Veröffentlichungen  liestätigt, 
dass  wenigstens  die  Vertrauensmänner  der 
in  den  einzelnen  Berufen  vereinigten  Per- 
sonen sich  in  Organisationen  zusammenge- 
than  haben.  Natürlich  tragen  dieselben  fürs 
erste  nur  einen  lokalen  Charakter  und  sind 
in  der  Regel  Geheimbünde,  wozu  ja  die 
eigentümlichen  politischen  Verhältnisse  des 
Landes  eine  vorzügliche  Vorschule  bieten. 
Sie  l»esorgeti  die  Sammlung  und  Verteilung 
des  Geldes  für  Unterstützungszwecke,  sie 
verbreiten  die  verbotene  Litteratur  und  leiten 
die  Propaganda  durch  gedruckte  Proklama- 
tionen und  dergleichen.  Tritt  datin  eine 
geschlossene  Arbeiterbewegung  offen  zu 
Tage,  so  ist  das  grosse  Publikum  nicht 
wenig  von  der  Einheitlichkeit  des  Vorgehens 
überrascht.  Eingeweihte  wissen  das  auf 
sehr  natürlichem  Wege  zu  erklären,  denn 
sie  kennen  die  geheimen  Fäden,  durch  die 
der  ganze  Plan  zusammengehalten  wird. 
Diese  Eingeweihten  haben  aber  selbstver- 
ständlich keinerlei  Interesse  daran,  von  ihrer 
Kenntnis  etwas  auszuplaudern.  Immerhin 
sind  gelegentliche  Andeutungen  gemacht 
worden,  die  mau  zwar  auf  ihre  Richtigkeit 
nicht  prüfen  kann,  die  es  aber  recht  wahr- 
scheinlich machen,  dass  eine  ganze  Reihe 
solcher  Organisationen  vorhanden  sind.  Eben- 
so ist  es  unzweifelhaft,  dass  melirere  dieser 
Geheimbünde  sozialistischen  Charakter  tragen. 
Dies  ist  besonders  in  den  Grossstädten  mit 
europäischem  Zuschnitt  der  Fall.  Hervorge- 
gangen sind  diese  sozialdemokratischen  Kon- 
ventikel  aus  den  geheimen  Bildungsvereinen, 
die  sich  mit  der  Zeit  immer  mehr  mit 
ökonomischen  und  politischen  Tagesfragen 
beschäftigten  und  unbeschadet  der  beiden 
politischen  Richtungen,  der  radikalen  klassen- 
verhetzenden  und  der  mehr  gewerkschaft- 
lichen, zu  einer  gemeinsamen  Unterstützungs- 
kasse  sich  vereinigten.  So  war  es  /..  B.  iu 
Petersburg  der  Fall.  Dort  hatten  sich  haupt- 


sächlich unter  den  Arbeitern  der  Maschinen- 
fabriken geheime  BUdungsvereine  festgesetzt. 
Die  erfolgreichen  Strikes.  welche  im  Wiuter 
1894  in  einer  Maschinenfabrik,  in  einer 
staatlichen  Schiffsbauanstalt  und  in  einer 
Baumwollspinnerei  kurz  hintereinander  aus- 
brachen, führten  dazu,  die  Bildungsvereine 
in  den  Hintergrund  zu  drängen  und  die 
weitere  Propaganda  dem  ^  Verein  für  den 
Kampf  um  die  Befreiung  der  arlteitenden 
Klassen  r  zu  übertragen.  In  dem  amtlichen 
Expose  über  den  grossen  Petershurger  Baum- 
wollspiunerausstand  im  Jahre  1890.  von 
dessen  merkwürdigem  Verlauf  noch  zu 
sprechen  sein  wird,  wird  mit  einer  gewissen 
Genngthuung  hervorgehoben,  dass  derselbe 
der  eigenen  Initiative  der  Spinnereiarbeiter 
entsprungen  sei,  ein  direkter  Einfluss  sozial- 
demokratischer Agitatoren  dagegen,  wenig- 
stens beim  Ausbruch  des  Kampfes,  nicht 
nachweisbar  sei.  Auch  die  Richtigkeit  dieser 
Auffassung  der  gewiss  sehr  gut  informierten 
Regierung  zugegeben,  so  ist  doch  damit 
weiter  Juchts  gesagt,  als  dass  die  Führer 
der  Bewegung  trotz  sozialdemokratischer 
Tendenzen  sich  auf  die  gewerkschaftliche 
Aktion  kluger  Weise  beschränken  und  dass 
das  Fabrikproletariat  in  der  Hauptstadt  iu 
einem  nicht  unbedeutenden  Teile  eine  er- 
staunliche sozialpolitische  Reife  zeigt. 

Eigentliche  Gewerkschaften  der  Fabrik- 
arbeiter sind  in  Petersburg,  Moskau  u.  s.  w. 
off  im  bar  nicht  vorhanden.  Es  handelt  sich 
um  geheime  Klubs  der  intelligenteren  Ele- 
mente, die  als  Vertrauensmänner  der  Masse 
fungieren.  Unterstützt  werden  sie  durch 
zwei  Zeitungen  für  Fabrikarbeiter:  die 
»Arbeiterzeitung«-  und  das  ^Petersburger 
Arbeitsblatt*  ;  Aufrufe,  Sanunlungsliston  und 
auch  Situationsberichte,  mit  denen  sogar  hie 
und  da  die  Centralhehörden  überrascht 
wurden,  gelangen  im  Wege  des  Umdruckes 
und  der  Vervielfältigung  durch  die  Haud- 
presse  zu  grosser  Verbreitung.  Die  Fesseln 
des  Polizeistaats  verhindern  es  aber,  dass 
Vereine  mit  grösserer  Mitgliederzahl,  die 
auf  die  Dauer  kaum  geheim  bleiben  könnten, 
ins  Leben  treten.  Aus  diesem  Grunde  hat 
sich  eine  Art  von  Gewerkschaftsorganisation 


nur  unter  denjenigeu  kleineren  Unterneh- 
mungen Russlands  herausbilden  können,  wo 
der  Kapitalismus  bereits  in  den  handwerks- 
mässigen  Betrieb  Eingang  gefunden  hat. 
ohne  dass  daraus  wirkliche  Fabriken  ent- 
standen sind.  Es  ist  eine  Eigentümlichkeit 
des  ökonomischen  Zustandes  des  Reiches, 
dass  neben  grosskapitalistischen  Riesenunter- 
nehmungen, die  für  den  interlokalen  Markt 
arbeiten,  in  fast  allen  Städten  nichtkapita- 
listische, handwerksmäßige  Betriebe  in 
grosser  Zahl,  die  der  lokalen  Bedüifnislie- 
friedigung  dienen,  vorhanden  sind.  Wo  aber, 
wie  in  Westrussland,  neben  einer  in  ausge- 
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sprechen  industriellen  Vierteln  koncentrierten, 
modernen  Grossiudustrie,  die  vielfach  mit  aus- 
ländischem —  deutschein,  logischem  u.s.  w. 
—  Kapital  befnichtet  Ist,  städtische  Mittel- 
betrielte,  die  deu  selbständigen  Kleinhand- 
worker  aufgesaugt  und  prolotarisiert  halien, 
thätig  sind.  Itot  die  verhältnismässig  geringe 
Anzahl  der  von  dein  Einzelbetrieb  abhängigen 
Ixthnarboiter  die  Möglielikoit  zur  Giiindung 
kleinerer  Arltoiterkoalitionen ,  die  von  den 
polizeilichen  Massregeiii  ungestört  vep  tieren 
konnten.  Besonders  in  Kongress]K>lou  und 
in  den  übrigen  Gouvernements  rechts  vom 
Dnjepr  sind  in  den  letzten  .Jahren  solche 
gewerkscliaftähnliehe  Organe,  Im  _>»  »nders  unter 
dem  jüdischen  Proletariat,  in  grösserer  An- 
zahl entstanden.  Während  in  Petersburg 
sowie  in  Central-  und  Südrusslnnd  die  Ar- 
beiterbewegung,  soweit  sie  überhaupt  in 
Fluss  gekommen  igt,  vornehmlieh  die  Fabrik- 
arbeiter erfasst  hat,  lteteiligen  sich  au  der- 
sellen  iu  Westnissland  auch  die  in  den 
handwerksmiissigen  Betrieben  Beschäftigten, 
welche  noch  vor  kurzer  Zeit  selbständige 
Handwerker  waren.  In  der  russischen  Ar- 
beiterltowegung  sind  demnach  zwei  Haupt- 
strömungen zu  unterscheiden,  die  Bewegung 
unter  den  Grosshandwerksarbuiteru  in  West- 
russlaud  und  diejenige  unter  den  Fabrik- 
arbeitern in  den  anderen  Teilen  dieses  lindes. 
Die  Eigentümlichkeit  der  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  eiuer  jeilen  von  diesen  beiden 
Arbeitcrgm|»|>pn  hat  der  Bewegung  unter 
ihnen  ilu-eu  Itesonderen  Stempel  aufgedrückt. 

Es  ist  bekannt,  wie  gross  das  jüdische 
Proletariat  in  Rnssland  ist.  So  sollen  z.  B. 
in  den  Tabakfabriken  iu  Odessa  9b "  o  der 
beschäftigten  Arbeiter  Juden  sein,  im  Gouver- 
nement Wilna  40  'Vo  der  gesamten  Fabrik- 
arbeiter, in  Podolien,  Wolhynien  und  Kiew 
41  °o.  Dank  einer  gewissen  körjterlichen 
Inferiorität  muss  indessen  der  jüdische  Ar- 
beiter die  Beschäftigung  im  Handwerk, 
Schuhmacherei,  Tischlerei,  Bnchdruckerge- 
werbe.  Lithographie,  Gerberei,  Handschuh- 
manufaktur, Hutmacherei,  Cigarettenfabri- 
kation  u.  v.  a.  m.?  bevorzugen,  und  gerade 
iu  Westnissland  giebt  es  dort  zahllose  Prelo- 
tarier  jüdischer  Abstammung.  Sie  sind  die 
ersten  gewesen,  die  Gewerkschaften  ge- 
gründet haben.  Auch  hier  machten  BUduugs- 
voreiue  den  Anfang.  Sie  entstanden  aus 
zünftigen  Berufsorganisationen ,  die  einen 
religiösen  Charakter  trugen,  die  Schulan- 
gelogenheiten  beaufsichtigten,  die  kirchliehe 
Wohlthätigkeit  organisierten  und  die  Syna- 
goge unterhielten.  Je  mehr  sich  die  sozialen 
Gegensätze  mit  den  Prinzipalen  verschärften, 
desto  mehr  waren  auch  die  Voraussetzungen 
für  einen  gewerkschaftlichen  Interessen  kämpf 
gegeben.  Auf  dem  internationalen  Sozialisten- 
kongross  in  London  war  auch  eine  russische 
Delegation  erschienen,  welche  über  2  Städte 


in  Wcstrussland,  an  welchen  die  Arl>eiter- 
bewegung  am  stärksten  entwickelt  ist,  Inter- 
essantes berichten  konnte.  Die  ersten  Ge- 
werkschaften sind  nach  dieser  Quelle  dort 
\ms  entstanden.  1896  liatte  die  eine  Stadt 
21  Gewerkschaften  und  912  Mitglieder,  die 
andere  Stadt  32  Gewerkschaften  und  962 
Mitglieder.  Aus  der  Aufzählung  der  Berufe, 
in  welchen  die  Arbeiter  organisiert  sind,  ist 
zu  ersehen,  dass  wir  es  hier  liauptsächlieh 
mit  Kleinbetrieben  zu  thun  liabeu.  Das  tritt 
noch  klarer  zu  Tage  liei  Betrachtung  der 
Strikestatistik.  In  einer  von  diesen  Städten 
halten  im  Jalire  1895  96  56  Strikes  stattge- 
funden, an  welchen  sich  535  Ai  heiter  Ite- 
teiligt  halten,  auf  einen  Strike  kamen  also 
durehsehnittlich  9,6  Beteiligte.  Der  Bericht 
der  audereii  Stadt  enthält  Mitteilungen  über 
die  letzten  54  Strikes.  welche  dort  stattge- 
funden halten.  An  jedem  dieser  Strikes 
waren  durchschnittlich  9  Personen  beteiligt. 
Die  Dauer  der  Strikes  war  auch  eine  sehr 
kurze :  in  einer  Stadt  war  die  Durehschnitts- 
dauer  eines  Ausstandes  12,5  Tage,  in  vier 
anderen  -  wenn  wir  von  zwei  grösseren 
Strikes  absehen,  welche  6  und  12  Wochen 
gedauert  haben  —  5  Tage.  Die  Juden  ver- 
fügen neuerlings  auch  über  zwei  Zeitungen 
in  deutsch-jüdischem  Jargon:  den  'Jüdischen 
Arlieiter«  und  die  -»Arbeiterstimmec-.  Im 
Herbst  1897  ist  endlich  aus  den  genannten 
Gewerkschaften,  die  rein  lokaler  Organisa- 
tionen sind, der  »Allgemeine  jüdische  Arlteiter- 
bund  Husslands  und  Polen.*'-  gegründet 
worden,  ein  Verband,  der  in  seinen  Zielen 
vielfach  dem  Petersburger  gleicht.  Es  l>e- 
stätigt  sich  also  auch  hier  der  Erfahrungs- 
satz, dass  die  erste  und  unmittelbare  Folge 
gewcrkvereinlieher  Association  eine  erhöhte 
Strikethätigkeit  ist.  19  Plätze  sind  von  ihr 
iu  Mitleidensehaft  gezogen  worden.  Freilich 
handelt  es  sich,  wie  man  sieht,  nur  um 
Miniaturausstäude,  um  Arbeitsverweige- 
rungen, die  man  in  Deutschland  kaum  mit 
dein  Namen  Strikes  belegen  würde;  alter  die 
grosse  Anzahl  und  Verbreitung,  die  diese 
Arlteitsstreitigkeiten  gefunden  liahen,  gelten 
immerhin  bemerkenswerte  Symptome  für 
die  Stellung  der  gewerblichen  Arbeiterschaft 
den  rnternehmern  gegenülter  ab. 

In  Polen  siud  übrigens  in  den  letzten 
Jahren  auc  h  Masseustrikes  vorgefallen.  So 
feierten  im  Jahre  1*97  mit  der  Forderung, 
dass  der  Arbeitstag  um  eine  Stunde  gekürzt 
werden  sollte,  600  Borstenarbeiter  im  Gouver- 
nement Suwalki  7  Wochen  lang  und  wurden 
daltoi  von  den  jüdischen  Arbeiterorganisa- 
tionen finanziell  unterstützt.  Nach  einer 
sozialdemokratischen  Quelle  soll  der  Fabrik- 
insjtektor  auf  höhere  Weisung  lüu  den  Unter- 
nehmern jegliche  Konzession  an  die  Aus- 
ständigen untersagt  haben.  Die  Unternehmer 
waren  schon  vorher  zu  einem  Kartell  zu- 
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sammengetrotou  und  hatte»  geschlossenen 
Widerstand  den  Forderungen  ihrer  Arbeiter 
gegenüber  proklamiert,  Ungefähr  um  die- 
sell«?  Zeit  strikten  in  Wilna  (Litauen)  300 
Flossart*?itor  und  erreichte»  nach  5  Tagen 
den  Zwölfstundeutag  und  eine  Aendernng 
des  ürupi>enaeeords.  Wie  schon  hervorge- 
hoben, führte  das  neue  russische  Arbeiter- 
schutzgesetz von  185)7  den  Maximalarbeits- 
tag von  II1  2  Stunden  ein.  Die  Fabrik- 
arbeiter in  Warschau  und  Umgebung  hatten 
sich  schon  früher  in  ihrer  Mehrheit  den  1 1- 
l«ezw.  10  Stundentag  erkämpft.  Als  nun  die 
Fabrikanten  den  Versuch  machten,  die  Ar- 
beitszeit auf  das  gesetzliche  Maximalmass 
auszudehnen,  kam  es  zu  einer  umfangreichen 
ArUitseinstellung,  in  der  die  Arbeiter  trotz 
zahlreicher  Verhaftungen  Sieger  blieben. 
Auch  hier  spielte  eine  sozialistische  Projta- 
gnnda  durch  Verbreitung  Tausender  von 
Flugblättern  eine  gewisse  Rolle  hinter  den 
Cotdissen.  Nach  dorselljen  Quelle  kam  es 
ungefähr  in  derselben  Zeit  in  den  Iudustrie- 
bezirken  von  Bialystock  und  Grodno  zu 
mehrfachen  Strikebewcgungen  mit  Massen- 
haussuchungen und  Massenverhaftungen.  Es 
handelte  sich  meistens  um  Herabsetzung  der 
Arbeitszeit  und  um  allgemeine  Verbesse- 
rungen der  Arlieitsbedinguiigen.  In  dem 
l»ergbauliohon  Revier  an  der  oltorsehlesischen 
Grenze  (Dombran-Sasnowitz)  gab  den  Anhiss 
zu  den  Unruhen  das  Knappsehaftskasseu- 
wesen.  Die  polnische  Sozialdemokratie  scheint 
sieh  besonders  diese  Arbeiterkategorie  als 
Feld  der  Thätigkeit  ausgesucht  zu  haben; 
denn  sie  lüsst  ausser  ihrem  Parteiorgan 
■  RobotnhV  (Der  Arbeiter)  ein  besonderes 
Bergarlteiterblatt  »Gornikv  (Der  Hergarbeiter) 
erscheinen  und  tausende  in  London  gedruckte 
revolutionäre  Broschüren  einschmuggeln. 
Einen  dramatischen  Verlauf  nahm  ein  Strike 
der  Schornsteinfeger  in  Wilna.  Sämtliche 
Ausständigen  wurden  eingesperrt ,  infolge- 
dessen das  Strikefieber  erst  recht  in  anderen 
Gewerben  zum  Ausbruch  gelangte.  Das 
Umsichgreifen  in  der  progressivistischen  Ar- 
beiterbewegung wird  des  weiteren  durch 
die  grössere  Anteilnahme  an  der  sozialistischen 
Maifeier  gekennzeichnet.  Im  Jnlu-e  1897 
nahmen  an  derselben  grössere  Gruppen  der 
Fabrikarbeiterschaft  ted,  z.  B.  in  Kiew  5UO 
Arbeiter  der  Eisenbahnwerkstätten. 

Aber  nicht  nur  in  Westrussland,  sondern 
auch  im  St.  Petersburger,  Moskauer  und  in 
anderen  Iudnstriel>ezirken  sind  in  den  letzten 
oaar  Jahren  grössere  Strikeaktinncn  vorge- 
kommen. In  einer  als  glaubwürdig  ange- 
seheneu Korrespondenz  werden  für  die  Jahre 
1896  bis  1897  17  Städte  des  Reiches  (mit 
Ausnahme  der  westrussischen  Gouverne- 
ments) aufgezählt,  in  denen  sich  Strikes  er- 
eignet haben.  Auch  hier  sind  zwei  Züge 
besonders  charakteristisch:  einmal,  dass  an 


die  Stelle  von  Fabrikunruhen  und  Revolten 
ruhige  und  planmässig  verlaufende  Strikes 
treten,  und  zum  anderen,  dass  neben  der 
Lohnfrage  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit 
eine  immer  grössere  Rolle  spielte.  Unter 
den  aufgezählten  Schauplätzen  der  Arbeiter- 
bewegung nahm  natürlich  Petersburg  dio 
erste  Stelle  ein.  Dort  hat  sich  auch  der 
grösste  Strike,  den  RussJand  erlebt  hat,  er- 
eignet. Es  war  dies  derjenige  der  Baum- 
wollspinner, der  Mitte  des  Jahres  189G  ziuu 
Austrag  kam.  Den  mittelharon  Anlass  zu 
den  Differenzen  gab  die  Krönungsfeier  in 
Moskau.  Die  Arbeiter  wolltet»  3  Tage  frei 
haben  ohne  Lohnkürzung,  die  Fabrikbesitzer 
wollten  nur  einen  Tag  bewilligen.  Da  sich 
die  Fabrikinspektoron  auf  die  Seite  der 
letzteren  stellten,  wurde  auf  den  meisteu 
Fabriken  nur  ein  Tag  wirklich  gefeiert. 
Dieser  Zwischenfall,  dem  man  anscheinend 
zuerst  nur  wenig  Bedeutung  beigelegt  hatte, 
sollte  sich  nachträglich  als  ein  Vorspiel 
einer  grösseren  Arbeiterl>ewegung  heraus- 
stellen. Denn  bald  darauf  verlangten  dio 
Handlanger,  dann  dieMullsniunerund  endlich 
alle  anderen  Textilarbeiter  eine  Reihe  von 
Vergünstigungen  in  den  Arbeitsbedingungen, 
12stündigen  Arbeitstag  mit  l1  sslündiger 
;  Unterbrechung  für  die  Maidzeit  und  Be- 
1  seitigung  des  Maschinenreinigens  währeud 
der  Mittagspause.  Als  diese  Forderungen 
nicht  bewilligt  wurden ,  begannen  (Anfang 
i  Juni)  die  ArVieitseinstellungen.  Am  13.  Juni 
1  standet)  alle  Spinnereien  auf  dem  linken 
Ufer  der  Newa,  am  17.  auch  die  rechts- 
ufrigen still.  In  diesen  Tagen  erreichte 
die  Zahl  der  Ausständigen  —  nach  dem 
offiziellen  Bericht  im  » Regierungsboten  *  — 
14712.  Bald  waren  aber  die  Mittel  der 
Strikenden  erschöpft,  und  da  auch  die  Be- 
hörden einen  starken  Druck  auf  die  Arl>eiter 
ausübten,  so  nahmen  sie  bald  die  Arbeit 
wieder  auf.  Ende  Juni  war  alles  wieder 
im  Gange.  In  einigen  Fabriken  dauerte  der 
Ausstand  14  Tage,  in  den  übrigen  6  bis  11 
Tage.  Im  ganzen  waren  18  Etablissements 
von  der  Strikebewegung  betroffen.  Es  ist 
schon  hervorgehoben  worden,  dass  bei  dieser 
Gelegenheit  zum  ersten  Male  eine  rüluige 
sozialistische  Propaganda  offenkundig  zu 
Tage  trat,  aber  auch  nach  anderer  Richtung 
hin  hatte  der  Petersburger  Spinnerstrike 
eine  besondere  soziale  Bedeutung.  Er  war 
nämlich  der  erste,  welcher  einen  ganzen 
|  Industriezweig  ergriffen  hatte,  der  erste,  in 
,  welchem  die  Arbeiter  ein  bestimmtes  Ziel 
'anstrebten,  der  eiste,  in  welchem  alle 
l  Gewalttätigkeiten  vermieden  wurden. 

Den  Petersbin"ger  Artleitern  war  damals 
die  Regelung  des  Arbeitstages  durch  Reichs- 
1  gesetz  versprochen  worden,  und  in  der  Tliat 
!  trat  unter  dem  Vorsitz  des  Finanzministers 
!  Witte  eine  Kommission  zusammen,  welche 
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die  Frage  der  Einführung  eines  Maximal- 
artteitstages  ventilierte.  Die  Vorliandlungeu 
wunlen  alter  geheim  gehalten,  und  so  be- 
gannen im  Januar  des  Jahres  ISO"  die 
Petersburger  Arbeiter  wiederum  «He  Arlteit 
einzustellen.  Minister  Witte  hatte  die  Ab- 
sicht gehabt,  dadurch  beruhigend  zu  wirken, 
«lass  er  in  allen  Fabriken  eine  Bekannt- 
machung anschlagen  lassen  wollte,  in  welcher 
er  die  wohlmeinenden  .sozialpolitischen  Ab- 
sichten der  Regierung  auscinainlorsetzto. 
Als  er  diesen  Plan  auf  Vorstellung  «les 
Ministers  des  Innern  fallen  liess.  griff  der 
Petershurger  Ausstand  von  den  Spinneivien 
und  Wol>erei«>u  auf  die  ToxtUitnlustrie  im 
Cltarkowor  Revier  und  auf  andern  Fabriken 
über,  und  erst  das  Oesetz  vom  2.  Juni  18!>7, 
welches  dann  in  der  Tliat  den  Maximal- 
arbeitstag brachte,  wirkte  auf  die  jährende 
Arlieiterbowegung  wieder  bonihigetnl.  Leider 
wunle  gleichzeitig  die  (Zensur  in  der  Rich- 
tung hin  verschärft,  dass  <lie  Zeitungen  über 
«He  Arltoitorbewegung  nichts  bringen  dürfen. 
Unsere  Information  Aber  die  Arbeitsein- 
stellungen auch  der  allerj  Ängsten  Zeit  ist 
deswegen  eine  überaus  lückenhafte  und 
dürftige  geblielien. 

In  dem  vorstehenden  Artikel  ist  das 
wenige,  was  man  über  die  russische  Strike- 
bewegmig  kennt,  zu  einer  Skizze  verarl>oitot. 
Erkundigungen  an  Ort  und  Stelle  haben 
leider  ein  rein  negatives  Resultat  gelial.it. 

Lltteratnr:  Xirolal  Kolotmow  (PtendonymT) 
Dir  Onj'inivttioit  der  mtuitchen  Arbeiter,  »Seue 
Zeit»,  lS'JH  Sr.  4:,.  —  «Bericht  der  Delegierten 
der  rustitehen  Sozialdemokratie  an  dem  inter- 
nationalen Sotiatittenkonnre**  in  TAtndon«  Zürich 
Iii 96.  -  J*.  Inorwtzew,  l>ie  Arbeiterhrtreanng 
in  Kiuttland,  »Soziale  Praxi»«  Vf.  S.  ^.i ]f.  -  -  P. 
Srhutiakoff,  Der  Strilce.  der  Spinner  in  St.  Peter»- 
buro,  »Soziale  Praxi*«  V.  S.  l>64f.  —  M. 
JlUfrmer.  Art.  (ieirrrkrereintbeireanug ,  Hdir. 
d.  Staats».  I.  Aufl.  Suppl.  Nd.  1.  S.  lu—iü: 
ZriUchr.  »Soziale  Praxi**  ISW^IS'JS. 

<;rei/*irald.  $1.  Biet-mer. 


IX.  Arbeitseinstellungen  in  der 
Schweiz. 

1.  Vereinzelte  ältere  A.  2.  Verbuche  zur 
Begründung  fachgennssenschaftlicher  Verbin- 
dungen. 3.  Die  Internationale  und  ihr  Einfluss. 
4.  Versuche  einer  allgemeinen  Gewerkschafts- 
organisatiou.  5.  Hie  Arbeiterreservekasse.  t>. 
Der  allgemeine  schweizerische  Gewerkschaft*- 
band.    7.  Die  Eisenbahner.    8.  Statistisches. 

1.  Vereinzelte  altere  A.  Wenn  man 
von  den  Uesellonaufstündon  der  Zunftzeit  ab- 
sieht, so  beginnt  die  Geschichte  der  Arbeits- 
einstellungen in  der  Schweiz  mit  «lern  Auf- 
kommen dauernder  fachlicher  ArbeiterkoaHtio- 


nen.  Vereinzelte  Ausstämleder  Arbeiter  «lieser 
oder  jener  Fabrik  finden  sich  freilich  seh-m 
früher.  Sie  sind  spontane  Aeussernngen  der 
rnzufriedenheit,  die  selbst  «latin  zu  keiner 
< lauernden  Verbes s»»ruug<lerIJage  einer  ganzen 
Arbeiterklasse  führten,  wenn  ihr  nächster 
'  Anlass  beseitigt  war.  Zntlem  waivn  sie  er- 
I  schwort  durch  «He  in  der  kantonalen  Gesetz- 
'  gebung  früh  auftretenden  Koalitionsverl«>te. 
I  So  bestimmte  1844  das  Züricherische 
I  Pol  i  zeigesetz  für  Handwerksgesellen. 
I/chrlinge,  Fabrikarbeiter.  Tagelöhner  und 
Dienstboten  (§  2<>>:  ^1'ntorsagt  sind  alle 
Verbindungen  von  Oesellen,  welche  in  der 
Absieht  versucht  oder  vollzogen  werden. 
Zugeständnisse  irgend  einer  Art  zu  er- 
zwingen, den  Hohorden  zu  tnttzen,  die 
Meister  in  ihren  Rechten  zu  beeinträchtigen 
oder  ihnen  Schaden  zuzufügen  oder  über- 
haupt unsittliche  oder  ordnungswidrige 
Zwecke  zu  erreichen.«  Für  Teilnahme  an 
untersagten  Verbindungen  war  Gefänguis 
von  2 — 14  Tagen,  bei  Störung  der  öffent- 
lichen Ordnung  von  8  Tagen  Ins  3  Monaten, 
ev.  auch  Ausweisung  augedroht.  Dennoch 
fehlte  es  liein;  Vordringen  «les  Fabriksysteuis 
auch  in  «1er  Schweiz  nicht  an  Arbeiterre- 
volten. Di«-  bekanntste  ist  der  Fabrikbrand 
in  Uster  (Kanton  Zürich)1  1832.  ein  Ver- 
zweiflungsakt hnusindustriellor  Raumwoll- 
weber. Die  erste  eigentliche  Arbeitsein- 
stellung motlerner  Art,  von  welcher  sieh 
Kunde  erhalten  hat,  war  diejenige  in  einer 
Olarner  Kartundruckerei  im  Jahre  1837. 
Ihre  nächste  Veranlassung  war  «lie  Ein- 
führung einer  Arboitsgloeke,  welche  «He  Ar- 
beiter sieh  nicht  gefallen  lassen  wollten. 
Sie  endete  nach  14tägiger  Dauer  mit  der 
Niederlage  der  Ausständigen.  Im  November 
1844  legten  die  Schneider  in  Basel  «He  Ar- 
beit nieder,  weil  die  Meister  lieschlossen 
hatten,  es  dürfe  kein  Oeselle  Itei  mehr  als 
3  Meistern  in  Arlteit  treten.  Von  grösserer 
Bedeutung  war  der  gegen  Etnle  des  Jahres 
1848  unternommene  Kampf  der  Baseler 
Soidenbandwelier.  Er  stützte  sich  bereits 
auf  eine  Organisation,  den  »General-Po-a- 
menter  Vorein  <■,  und  bezweckte  nel>en  einer 
l/ihnerh«"hung  von  10--12°o  Itezeiehnender 
Weise  auch  eine  Bestimmung  durchzusetzen, 
wonach  es  dem  Arltfüter  frei  stehen  sollte, 
zu  kommen  und  zu  gehen,  wann 's  beliebt <-. 
Hi«u-  wie  dort  spielte  also  das  Straulion  der 
Arbeiter,  sich  «1er  feston  Zeitonlnung  zu 
fügen,  welche  das  Fabriksystem  f«»nlert.  eine 
Rolle.  In  Basel  sollte  eine  Bandfabrik  nach 
der  anderen  zu  den  verlangten  Konzessionen 
gezwungen  wenlon.  Im  November  184* 
wunle  zunächst  in  drei  Fabriken  «lie  Arlteit 
eingestellt.  Allein  die  Fabrikanten  durch- 
kreuzten <H«^se  Taktik  durch  eine  allgemeine 
Schliessung  der  Fabriken  und  blieben  schliess- 
lich in  der  Hauptsache  Sieger. 
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2.  Versnche  zur  Begründung  fach- 
genossenschnftlicher  Verbindungen.  Die 

ersten  Versuche  zur  Begründung  dauern- 
der fachgenossen  schaft  1  icher  Verl >i nd ) l  ngen 
in  der  Schweiz  traten  in  den  fünf- 
ziger Jahren  hervor.  Dieselben  sind  zu- 
nächst bloss  örtlicher  Natur  und  führen 
wohl  vereinzelt  zu  Lohnstreitigkeiten,  wie 
18.77  bei  den  Schuhmachern  in  Zürich, 
welche  einen  Lohntarif  durchzusetzen  ver- 
suchten. Besonders  häufig  traten  solche  Be- 
wegungen im  BuchdruckergewerlH?  auf: 
1859  in  Bern,  1SG0  in  Genf  und  ('hur,  1801 
in  St.  Gallen.  ls(»2  in  Kehwyz  und  Aarau. 
Die  Ursache  ist  leieht  zu  erkennen:  im 
August  1S")8  war  der  »Schweizerische  Tvjkv 

fyrapheu bund  gegründet  worden,  der  an- 
änglich  als  Vereinigung  von  Gehilfen  und 
Unternehmern  gedacht  gewesen  war,  sich 
in  den  ersten  (Hier  Jahren  alter  zu  einem 
reinen  Gehilfenverein  umbildete.  In  den 
anderen  Gewerben  kam  es  höchstens  zu 
schwachen  lokalenVerl»indungen,die  dauernde 
Erfolge  nicht  zu  erzielen  vermochten.  Die 
Ursachen  des  mangelnden  Gedeihens  dieser 
und  verschiedener  satterer  Gewerkveivins- 
Itewegungen  liegen  in  der  ganzen  politischen 
und  wirtschaftlichen  Organisation  derSchwciz. 
Das  Kantönlitum.  die  fehlende  Spracheiuheit, 
das  Mangeln  grosser  Städte,  das  A  orherrschen 
des  hausindustriellen  Betriebes,  die  Zerstreu- 
ung der  Fabrikanlagen,  vor  allem  aber  die  In- 
anspruchnahme der  Arbeiter  durch  Vereine 
allgemeiner  Natur  (Grütlivoreine,  deutsche 
Arbeitervereine)  hinderten  das  Aufkommen 
grosser,  das  ganze  Land  umfassender  fach- 
licher Verbindungen  und  verurteilten  die 
wenigen  örtlichen  Vereinsbildungen  dieser 
Art  zum  baldigen  Untergaug.  Allerdings 
hat  es  seit  der  Mitte  der  Oder  Jahre  auch 
in  der  Schweiz  nicht  an  Arbeitseinstellungen 
gefehlt.  So  sind  aus  dem  Jahre  lSb'G  Aus- 
stände der  Schuhmacher  in  Genf,  Freiburg 
und  Chanx-de-Fonds ,  der  Spengler  und 
Schlosser  in  Zürich  verzeichnet.  Allein 
diese  erscheinen  hier  in  der  Regel  nicht  als 
das  letzte  Mittel  in  einem  planmässigen 
Kampfe  ganzer  Arbeiterkategoneen  um  all- 
mähliche Verbesserung  ihrer  Lage,  sondern 
als  Zeichen  ausnahmsweise  günstiger  Kon- 
stellationen in  dem  Gange  der  Arbeiterbe- 
wegung. Sie  wurden  nur  selten  nach  Samm- 
lung ausreichender  materieller  Mittel  unter- 
nommen, sondern  meist  in  Zeiten  hochge- 
steigerter Aufregung,  in  welchen  einzelne 
Arbeitergruppen  hoffen  konnten,  durch  In- 
anspruchnahme von  Beisteuern  der  gesamten 
organisierten  Arlieitersehaft  einen  augen- 
blicklichen Lohnvorteil  zu  erringen .  eine 
Verkürzung  der  Arbeitszeit  durchzusetzen 
oder  irgend  eine  Verschlechterung  ihrer 
l-age  abzuwehren.  Es  lassen  sich  in  der 
ferneren  Bewegung  zwei  Flutperioden  unter- 


|  scheiden.  Die  eine  beginnt  mit  der  Aus- 
breitung der  internationalen  Arlieiterassocia- 

j  tion  in  der  Schweiz  in  den  letzten  Ml  er 
Jahren  und  dauert  mit  einer  kurzen  l'nter- 

|  brechnng  während  des  deutsch-französischen 

i  Krieges  bis  1873:  die  andere  hängt  mit 
der  Begründung  der  schweizerischen  Ar- 
beiterreservokasse im  Jahre  lss(>  zu- 
sammen. 

3.  Die  Internationale  und  ihr  Einfluss. 

Die  mit  der  Ausbreitung  der  Internationale 
zusammenhängenden  Arbeitseinstellungen  be- 
1  gaunen  im  Jahre  1*68  in  Genf,  ihrem  da- 
maligen Hauptquartier  in  der  Schweiz.  Dort 
i  waren  vor  kurzem  starke  gewerkschaftliche 
I  Organisationen  entstanden,  deren  Mittelpunkt 
der  fast  ausschliesslich  aus  Genfer  Bürgern 
bestehende  Verein  der  Bijouteriearbeiter  und 
Uhrmacher  bildete.  Unter  dem  Einflüsse 
eiuer  sehr  günstigen  Bauperiode  wurden  im 
April  18b\s  die  Steinhauer,  Maurer.  Gipser, 
Zimmerleute.  Handlanger.  Scldosser  und 
Spengler  ausständig,  später  auch  die  Mecha- 
niker, Hufschmiede,  Wagner  und  Sattler, 
endlich  die  Bauschreiner  und  Dachdecker. 
Die  meisten  setzten  mit  Gelduuterstützung 
auswärtiger  Sektionen  der  Internationale  ihre 
Forderungen  durch:  der  Ausstand  d'?r  Bau- 
handwerker kostete  allein  GO0OO  Fr.  In 
dassollio  Jahr  fallen  die  Arbeitseinstellungen 
der  Schneider  in  Ijausanne.  der  Cigarren- 
machcr  in  Murten,  der  Buchdrucker  in 
Solothum:  im  Herbste  geriet  ein  grosser 
Teil  der  Baseler  Arlteiterschaft  in  Bewegung, 
zuerst  die  Seidenbandweber,  dann  die  Seiden- 
färber  und  zu  Ende  des  Jahres  auch  die 
Metallarbeiter.  Im  Jahre  18G9  werden  ver- 
schiedene Zweige  der  westschweizerischen 
Uhrenindustrie  unruhig,  in  Zürich  und 
Wiuterthur  die  Arlieiter  der  Maschinen- 
fabriken, in  Genf,  Bern,  Luzem,  Zürich, 
Winterthur,  St.  Gallen,  Chur.  Frauenfeld, 
Schaf f hausen,  Basel  die  Buchdrucker,  in 
Zürich  auch  die  Buchbinder;  ja  selbst  die 
Weinbergsarbeiter  am  Bieler  und  Neuen- 
burger  See  wollen  nicht  mehr  um  die  alten 
Inline  arlieiten.  Auch  die  ersten  Monate 
des  Jahres  1870  waren  noch  von  ähnlichen 
Bewegungen  erfüllt;  im  Juni  kam  es  in 
Genf  zu  einer  Aussperrung  bei  sämtlichen 
Bauhandwerkern,  von  welcher  3000  (nach 
anderen  Angaben  5000)  Arlieiter  Itetreffen 
wurden.  Dann  brachte  der  Ausbruch  des 
deutsch-französischen  Krieges  eine  Zeit  lang 
die  Bewegung  zum  Stillstand.  Die  meisten 
jener  Ausstände  waren  von  längerer  Dauer, 
diejenigen  der  Genfer  Graveure  und  der 
Buchdrucker  erstreckten  sieh  sogar  auf  3 
1  Monate.  Im  ganzen  wollte  die  Internationale 
|  nach  einer  Rechnungslegung  vom  Oktober 
;  1869  für  die  schweizerischen  Arbeitsein- 
stellungen 417  Fr.  aufgebracht  haben. 
Das  Bundeskomitee  der  Arlieiter  der  frau« 
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zösischen  Schweiz  fand  jedoch  die  erreichten 
Vorteile  ausser  Verhältnis  mit  den  gebrachten 
Opfern,  und  in  der  That  hatte  nur  ein  Teil 
«ler  32  aus  den  Jaluvn  1868—1870  l*> 
kannten  Arbeitseinstellungen  mit  einem  Aus- 
gleich zu  (Juristen  der  Arbeiter  geendet. 
In  den  folgenden  Jahren  tritt  der  Einfluss 
•  ler  Internationalen  mehr  zurück,  namentlich 
seit  dem  unglücklichen  Ausgang  zweier  Ar- 
beitseinstellungen in  St.  Gallen,  bei  welchen 
ihr  Eingreifen  den  Ausständigen  die  vorher 
vorhandene  Sympathie  der  Bevölkerung  ent- 
zogen hatte.  Im  ganzen  liegen  aus  den 
Jahren  1871—1873  Angaben  (Iber  04  Ar- 
beiterbewegungen vor.  Von  diesen  ent- 
fallen 44  auf  die  deutsche  und  20  auf  die 
welsche  Schweiz ;  32  gehören  «lern  Klein- 
gewerbe an  und  12  der  Fabrikindustrie.  In 
2S  Fällen  bildeten  Ixthnstreitigkeiten  die 
Ursache  des  Ausstandes,  in  31  Fällen  handelte 
es  sich  um  Verkürzung  der  Arbeitszeit  i 
und  in  den  übrigen  um  andere  auf  das  I 
Arbeitsverhältnis  bezügliche  Streitpunkte,  i 
Die  Dauer  des  Strikes  variierte  zwischen  2  | 
Tagen  und  4  Monaten.  Der  Ausgang  der-  i 
seilten  war  angeblich  in  2U  Fällen  ganz  und 
in  11  teilweise  günstig  für  die  Arbeiter,  die 
sonach  in  z  *  der  Fälle  unterlagen.  Diese 
Ziffern  scheinen  günstiger,  als  sie  sind :  mit 
Niederlagen  hatten  gerade  die  bedeutendsten 
und  in  der  Ueffentiichkeit  am  meisten  lio- 
sprochenen  jener  Bewegungen  geendet. 

4.  Versuche  einer  allgemeinen  Ge- 1 
Werkschaftsorganisation.  Mit  diesen  Miss- 
erfolgen hängt  es  zusammen,  dass  unter  den 
Leitern  der  schweizerischen  Arbeiterbe- 
wegung der  Flau  auftauchte,  an  Stelle  der 
seitherigen  gemischten  Sektionen  der  Inter- 
nationale eine  durchgreifende  gewerkschaft- 
liche Organisation  zu  schaffen.  Der  1873 
gegründete  >S  c  h  w  e  i  z  e  r  i  s c  h  e  A  r  b  e  i  t  e  r  - 
biuid  verfolgte  hauptsächlich  diesen  Zweck. 
Allein  während  eines  siebenjährigen  Be- 
stehens gelang  es  ihm  uieht,  dieses  für  die 
Schweiz  neue  Organisationsprincip  zu  allge- 
meinerer Geltung  zu  bringen  nwl  den  wirt- 
schaftlichen Kampf  vom  Taktischen  zu 
trennen.  Und  ebensowenig  war  der  Erbe 
dieses  Gcdnukeus.  der  188<)  gegründete 
Allgemeine  schweizerische  Go- 
werksehaftsbuud«,  dazu  imstande.  Es 
gab  eben  zu  viele  andere  Arl>eiterergani- 
sationeu  von  einer  den  schweizerischen  Be- 
durfnissen mehr  entsprechenden  allgemein 
politisch-sozialen  Richtung.  Arbeitsein- 
stellungen kamen  zwar  immer  noch  hin  und 
wieder  vor:  von  1874 — 1878  31,  von 
1*70—1881  10;  von  dieseu  44  Bewegungen 
nahmen,  soweit  bekannt,  bloss  18  einen  be- 
friedigenden Verlauf.  Nur  Itoi  wenigen 
national  organisierten  Fachverttänden.  wie 
dm  Buchdruckern,  vermochten  sie  sich  auf 
feste  Kasseiii'inrkhUuigen  zu  stützen.  Meist 


verliess  man  sich  auf  freiwillige  Samndungen, 
und  so  reichlich  diese  zeitweise  flössen,  so 
hatten  sie  doch  den  Nachteil,  dass  sie  ein 
planmässiges  Handeln  auf  diesem  Gebiete 
eher  verhinderten  als  förderten.  Sclüiess- 
lich  hat  man  sich  fiherzeugen  müssen,  dass 
es  unmöglich  sei,  die  zur  Bildung  von 
leistungsfähigen  Gewerkvercineu  geeigneten 
Elemente  aus  den  allgemeinen  Arlteiter- 
organisationen,  in  denen  sie  sich  zerstreuen, 
auszusondern  und  für  den  wirtschaftlichen 
Kampf  auf  dem  Boden  der  gegenwärtigen 
Sozialordnung  fachgenossenschaftlich  zu  ver- 
einigen. Tin  jedoch  das  Unterstützungs- 
wesen  bei  I»hnkämpfen  planmassiger  zu 
gestalten  und  den  letzteren  einen  materiellen 
und  moralischen  Bück  halt  zu  bieten,  ist 
188G  auf  Veranlassung  des  Griitlivereins 
eine -«Allgemeine  schweizerische  Ar- 
beiterreservekasse*  errichtet  worden, 
au  deren  Dotierung  und  Ijcitung  sämtliche 
auf  sozialistischem  Boden  stehenden  Ar- 
Iteiterverhünde  sich  beteiligten. 

5.  Die  Arbeiterrenervekasse.  Der 
Zweck  dieses  Institutes,  welches  durch  eine 
aus  den  beteiligten  Verbünden  liestellte 
Kommission  geleitet  wiu'de.war:  -bei  drehen- 
den Arbeitseinstellungen  und  bedeutenderen 
Anständen  zwischen  Arbeitern  und  Arl Zeit- 
gebern eine  genaue  l  'ntersuchung  der  Ver- 
hältnisse anzuordnen,  Vergleiche  mit  den 
Arbeitgebern  oder  schiedsgerichtliche  Aus- 
tragung der  Differenzen  anzustreben,  nach 
Vereaguug  aller  anderen  Mittel  bei  geeig- 
neter Saclilage  eine  Arbeitseinstellung  zu 
genehmigen  und  die  Beteiligten  subsidiär 
aus  seiner  Reserve  und  durch  öffentliche 
Sammlung  zu  unterstützen.''  Aus  Beiträgen 
der  Iteteiligten  Verltände  sollte  ein  Garantie- 
fonds im  ^MinimalMrag  von  "AHM»  Fr.  ge- 
sammelt werden;  so  lange  derselbe  H><mh)  Fr. 
nicht  erreicht  habe,  sollten  die  Unter- 
stützungen nach  wie  vor  auf  dem  Wege 
freiwilliger  Sammlungen  beschafft  werden. 

Die  Begründung  der  Arlieiterreserve- 
kasse  gab  in  der  That  den  Lohnkämpfeu  der 
Arbeiter  einen  Rückhalt,  dessen  sie  seither 
entlzelu-t  liatleu.  Ilm«  nächste  Folge  war 
eine  starke  Zunahme  der  Kouflikte  zwischen 
Unternehmern  und  Arlieitern.  Nicht  weniger 
als  15  solcher  Fälle  erforderten  schon  im 
Jahre  1SS7  das  Eingreifen  der  Reserve- 
kassenkommission.  U  derselben  wtutlen 
gütkeh  Ijeigelegt;  liei  den  0  übrigen  kam 
es  zu  ArlK'itseinstelluugen,  und  von  diesen 
fielen  4  zu  Gunsten  der  Arbeiter  aus.  An 

n  durch  die  Hände 
ersten 

Mouaten  des  Jahres  ISSS  verlangsamte  sich 
die  Bewegimg.  Bald  trat  die  ganze  Organ  i- 
sation  in  eine  Krisis  ein,  hervorgerufen  durch 
eine  von  der  Kommission  angeregte  Statuten- 
revision, welche  die  Einführung  direkter 


Unterstützungen  gingen  durch  die 
der  Kommission  141*3  Fr.    In  den 
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Beiträge  von  sehen  der  Mitglieder  der 
Iteteiligten  Vorltände  zum  Hauptziele  hatte. 
Infolge  der  Ablehnung  dieses  Projektes 
durch  den  Crrütliverein  trat  im  August  1S8S 
die  Reservekassenkommission  zurück,  und 
damit  war  diese  erste  wirksame  Strike- 
organisation  der  schweizerischen  Arbeiter 
vorläufig  lahm  gelegt.  Allerdings  kam  im 
März  1>>n0  eine  Art  Reorganisation  zu 
stände:  die  Mitglieder  des  Gewerkscliafts- 
bundes  sollten  personliche  direkte  Beiträge 
(20  Cts.  pro  Kopf  und  Monat)  zahlen,  der 
Grütliverem  aber  einen  Aversalzuschuss  von 
jährlieh  2000  Kr.  leisten.  Die  neue  Re- 
servekassenkommission (7  Mitglieder)  erliielt 
die  selbständige  Verwaltung  der  Kasse,  sah 
sich  aber  zunächst  auf  eine  blosse  Ver- 
mittlerrolle beschränkt,  da  erst  der  vor- 
geschriebene üarantiefonds  angesammelt 
werden  sollte.  Auch  diese  Organisition  be- 
friedigte nicht  lange.  Mehr  und  mehr  voll- 
zog sich  in  den  einzelnen  Gewerbezweigeu 
die  Bildung  leistungsfähiger  eentralisierter 
Fach  vereine,  deren  181)0  ltoreits  14  be- 
standen.  Die  Vielheit  der  Organisationen 
legte  den  Arlteitorn  unerschwingliche  Opfer 
auf ;  jene  Berufsvorhände  lehnten  sich  dem- 
zufolge gegen  die  Hohe  der  Beiträge  zur 
Reservekasse  und  zum  Gewerkschaftsbunde 
auf.  So  kam  es  1*91  zu  einer  Verschmelzung 
der  beiden  letztgenannten  Organisationen, 
in  der  die  Reservekasse  völlig  dem  Gewerk- 
schaftsbund unterthau  wurde. 

6.  Der  allgemeine  schweizerische  Ge- 
werksehaftsbund  in  seiner  gegenwärtigen 
Organisation  verfolgt  streng  sozialdemokrati- 
sche Tendenzen.  Kr  will  die  gesamte  Gowerk- 
schaftsorganisation  der  Schweiz,  sowohl  Be- 
rufsverbäude  als  lokale  Fachvereine  als 
mischte  Gewerkschaften*  umfassen.  Den  Be- 
mfsverbänden  bleibt  alter  die  volle  Selbständig- 
keit in  ihrer  inneren  Verwaltung  und  iliren  be- 
sondei-en  Bomfsinteressen  gewahrt.  Ihr  An- 
scldussan  den  Hund  hat  vor  allem  den  Zweck, 
eine  einheitliche  Leitung  der  Lohnkämpfe  zu 
erzielen.  Zur  Unterstützung  der  letzteren 
besitzt  der  Rund  eine  Reservekasse;  jedes 
Mitglied  hat  vierteljährlich  CO  Cts.  zu  zahlen, 
von  denen  50  in  den  Reservefonds  fliessen, 
während  10  für  Verwaltung  und  Agitation 
verwendet  werden.  An  der  Spitze  steht  das 
aus  12  Mitgliedern  bestehende,  alle  2  Jahre 
nach  dem  Proportinnalvei-fahron  zu  wählende 
Bundeskomitee.  Dasselbe  ernennt  einen  enge- 
ren Voi>tand  und  wird  überwacht  von  einer 
aus  3  Mitgliedern  (eins  muss  dem  Grütli- 
verein  angehören)  bestehenden  Kontroll- 
kommission. Hat  der  Gewerksehaftsbund 
die  Höhe  von  COOO  zahlenden  Mitgliedern 
erreicht,  so  soll  ein  ständiger  Sekretär  an- 
gestellt werden.  Wenn  eiue  dem  Bunde 
angehörige  Gewerkschaft  eine  Arl>eitsein- 
stellung  beabsichtigt,  so  ist  dem  Rundes- 


komitee (ev.  auch  der  Leitung  des  Berufs- 
verbandes, wenn  ein  solcher  besteht)  Anzeige 
zu  erstatten  unter  näheren  Angaben  üImt 
Lohn,  Arbeitszeit,  Arbeiterzahl.  Das  Komitee 
hat  dann  die  Saclilage  zu  prüfen  und  eine 
Vermittelung  zu  versuchen.  Der  Ausstand 
selbst  kann  nur  mit  Bewilligung  des  Bundes- 
komitees (und  ev.  Verbaudsvorstandes)  statt- 
finden, welche  auch  für  Kernhaltung  von 
Zuzug  und  Unterstützung  zu  sorgen  haben. 
»Avis  der  Reservekasse  dürfen  Unter- 
stützungen erst  verabreicht  werden,  wenn 
ein  Vermögen  von  15000  Kr.  vorhanden 
ist.  Ist  das  Vermögen  unter  5000  Kr.  ge- 
sunken, so  dürfen  keine  neuausbrechonden 
Strikes  aus  der  Kasse  unterstützt  werden. 
Die  specielleu  Aufgaben  des  Buudeskomitees 
in  Reservekassen -Angelegenheiten  sind  (nach 
den  am  1.  April  1891  in  Kraft  getretenen 
Statuten):  >a)  Entgegennahme  von  Anzeigen 
von  beabsichtigten  Strikes,  von  Lohnkon- 
flikteu  und  anderen  Streitigkeiten  zwischen 
Arbeitern  und  Gewerbsinhabern.  Solche 
Anzeigen  sind,  wenn  das  Einsclireiten  der 
Kommission  bezw.  die  Unterstützung  seitens 
der  Reservekasse  gewünscht  wird,  sofort  bei 
Reginn  eines  Konfliktes  und  jedenfalls  vor 
einem  Strikel>eschluss  zu  machen,  b)  Unter- 
stichung  der  Sachlage  durch  tüchtig»?  Ge- 
nossen an  Ort  und  Stelle  oder  durch  eine 
Abordnung  von  Kommissionsmitgliederu, 
nötigenfalls  unter  Beiziehung  von  Sachver- 
ständigen, c)  Ixutung  der  Vergleichsver- 
handlungen mit  den  Gewerbsinhabern  bezw. 
Versuch  eines  schiedsrichterlichen  Austrages 
eines  Strikes  oder  eines  sonstigen  Konfliktes 
durch  ein  aus  Arbeitern  und  Gewerhsinhabern 
gleiehmässig  zusammengesetztes  Gericht, 
d)  Beschlussfassung  über  die  Begründetheit 
und  Zweckmässigkeit  einer  Arbeitseinstellung, 
resp.  über  die  Begründetheit  anderweitiger 
Besehwerden  nach  schriftlichem  Rapport 
und  nach  genauer  Prüfung  der  Thatsachcn 
und  des  Untersuehungsorgebnisses.  e)  Ord- 
nung des  Uuterstützungswesens,  Regulierung 
der  Beiträge  an  die  Strikenden,  Erlass  von 
Hilfenifen,  Anordnung  von  Sammlungen  etc. 
Das  Maximum  der  zu  gewährenden  Unter- 
stützung an  Strikende  betlägt  für  l^edige 
1,50  Kr.,  für  Verheiratete  2  Kr.  und  für 
jedes  Kind  2t)  Cts.  Bei  besonders  ungün- 
stigen örtlichen  Verhältnissen  darf  an  Ver- 
heiratete und  an  Kommissionsmitglieder  ein 
zwei  Kranken  Übersteigender  Betrag  ausbe- 
zahlt werden.  Nichtmitglieder  können  auch 
unterstützt  werden,  f)  Verfügungen,  be- 
treffend Kcrnhaltung  von  Zuzug  sowie  be- 
treffend Abreise  von  Streikenden,  g)  Be- 
schlussfassung,  betreffend  Beendigung  dos 
Strikes.  h)  Einforderung  von  detaillierten 
schriftlichen  Berichten  über  jeden  Strike; 
Sammlung  des  V'ZÜglichen  Aktenmaterials, 
«ler  allfälligen  Erlasse  von  Behörden  und 
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<ler  wichtigeren  Publikationen  «ler  Presse. 
Resümier*  nd<  Berichterstattung  in  den  Or- 
ganen <l«'r  Verbände  unter  gleichzeitiger 
Reehnuugsablage.  Das  Vorfahren  am  < >rto 
des  Ausstand«:*  selbst  ist  durch  ein  ls.!>2 
auf  dem  Gewerksehaftskougreas  zu  Aarau 
beschlossenes  S t  r i  k  e  r  e  g  1  e  m  e  n  t  noch  be- 
sonders geregelt.  Es  sieht  <lie  Wahl  einer 
Strikoleitungskommission«  vor.  Diese  hat 
»den  Wacht-  und  Ordnungsdienst  einzu- 
richten, schriftliche  Kontrolle  über  das  Posten- 
stehen zu  fuhren  und  sich  persönlich  von 
der  richtigen  Ausführung  des  Postendienstes 
zu  ül •erzeugen.  Sie  führt  samt  «lern  Bun«l«\s- 
koniitee  die  rnterhandlungcn  mit  der  L'nter- 
nohmersehaft ,  besorgt  die  Korres}>ondonz 
uu«l  legt  Apnelllisten  an.  Diese  Appelllisten 
«lienen  als  Zahltagskontrolle:  wer  sich  beim 
Appell  nicht  einfindet,  geht  für  diesen  Tag 
der  Unterstützung  verlustig.« 

Der  Gewerkschaft  sbuud  hat  unter  seiner 
neuen  Organisation  eine  sehr  rasche  Ent- 
wiekelung  genommen.  Im  Frühjahr  1890 
zahlte  er  3460  Mitglieder,  1802  6050, 
1*04  040"»,  Ende  1*97  nmd  14000  in  322 
Sektionen,  von  denen  die  Mehrzahl  in  12 
Herufsvcrbänden  zusammongefasst  ist.  Die 
stärksten  sind  der  1'lmnacherverband,  der 
Typogi-aphenbuml,  der  M«tallarbeiter-  und 
«ler  HolzarUitcrverband.  Das  Vorgehen  «les 
Bundeskonütees  im  Lohnkainpfe  war  bis 
ISO.'i  ein  bedächtiges.  An  rnterstützungs- 
geldern   wurden   gezahlt   1*01    5ss0  Fr., 

1802  6652  Fr..  1*03  7818  Fr.    Als  aber 

1803  neue  Männer  an  die  Spitze  traten, 
änderte  sich  «las.  Im  Frühjahr  1804  traten 
in  Zürich  etwa  1500  Arbeiter  in  den  Aus- 
stand; die  Bewegung  wurde  hier  wie  bei 
«lein  gleichzeitigen  Schmiedestrike  in  Bern 
mit  einer  Leidenscliaftliclikeit  und  Gewalt- 
tätigkeit geführt,  «lass  an  beiden  Orten 
scharfe  Pc»hzeiveror«lnungen  gegen  unerlaubte 
Nötigung  erlassen  werden  mussteu.  Die 
Bewegung  ging  der  Sympathie  «ler  Bevöl- 
kerung verlustig:  die  freiwilligen  Pnter- 
.-tützuugsbeiträge  versagten:  bald  waren  die 
Mittel  der  Reservekasse,  die  am  1.  Januar 
1*04  32754  Fr.  betrag«  u  hatten,  erschöpft. 
Seitdem  scheint  «ler  Buu«l  wieder  in  ge- 
mässigteie  Bahnen  eingelenkt  zu  sein. 
Na«h  seinem  neuest. .•iiJahreslicriehto«;  1 .  Januar 
1806  bis  3L  Dezembei  1807)  ereigneten  sich 
in  den  beiden  letzten  Jahren: 

mit  mit  teil-  ohne  zu- 

vollein  weisem  Er-  sam- 

Erfolg  Erfolg  folg  nien 

Konflikte  un«l  Lohn- 

heweguniren   .    .    27  35  25  87 

Strikes  16  10  9  35 

Boykotts    .    .    .    .      1  —  1  2 


zusammen  44 


45 


124 


Von  diesen  fielen  52  in  das  Jahr  ISO»; 
und  72  in  «las  Jahr  l*!i7.    Nach  einer  von 


dem  Gowcrks4>liaftsbunde  l«ei  Gelegenheit 
der  Genfer  LamlosausstoUung  veranstalteten 
Empiete  wären  von  1**7  bis  18;)"»  von  «len 
Gewerkschaften  der  Schweiz  268  Lohn- 
bewegungen und  Strikes  diux-hgefoehten 
worden,  und  von  100  Sektionen  insgesamt 
wären  1  *  »T  an  solchen  Kämpfen  Wteiligt  ge- 
wesen.  Von  sämtlichen  Bewegungen  liätten 
170  vollen  Erfolg  gehabt,  üö  teilweisen  Er- 
folg und  40  wlren  ohne  Erfolg  geblieben. 
Am  meisten  Ix>hnbewcgungon  und  Arbeits- 
einst«'Hungen  entfielen  auf  die  Metallarbeiter, 
nämlich  .">;  dann  folgen  die  Holzarbeiter 
mit  50,  die  Schneider  mit  40,  die  Bau- 
gewerbe mit  42.  die  Schuhmacher  mit  27, 
die  Brauer  mit  14,  die  Buchbinder  mit  1< ». 
die  Tabakarlieiter  mit  7,  die  Korbmacher 
mit  0,  «lie  Gärtner  mit  4,  die  Parlier  mit  3, 
die  Müller  mit  1.  Von  allen  Bewegungen 
führte  nur  der  «bitte  Teil  (80)  zu  einer 
Arltcitsciiistellung.  Charakteristisch  ist  wieder, 
daBS  die  grosse  Mehrzahl  dieser  Kämpfe  sich 
auf  «lern  Boden  des  Kleingewerbes  abspielt. 
Wenn  sonach  immerhin  der  vermittelnden 
Thätigkeit  «les  Geworkschaftsbundes  eine 
gewiss«-  Bedeutung  nicht  abzusprechen  ist, 
so  wird  doch  nicht  behauptet  werden  können, 
dass  unter  s>'ineni  Einflüsse  die  Zahl  der 
Arbeitseinstellungen  absolut  geringer  ge- 
wollten sei. 

7.  Die  Eisenbahner.  Wälirend  die 
Lohnkämpfe  auf  dem  Gebiete  der  Industrio 
in  «lein  Gowerkschaftshund  ihren  gemein- 
samen Rückhalt  und  Mittelpunkt  finden, 
steht  die  berühmt  gewordene  Bewegung  des 
Personals  der  schweizerischen  N oi-m.il I «ahnen 
durchaus  selbständig  da.  Schon  lange  war 
die  Stellung  «ler  Beamten  und  Arbeiter  der 
schweizerischen  Privatliahnen  eine  sehr  pre- 
käre; ohne  feste  Gehaltsordnung  waren  sie 
ganz  «ler  Gunst  oder  Ungunst  iluvr  Vor- 
gesetzten anheimg«'g«'ben.  Zwar  hatten  sich 
unter  ihnen  verschiedene  Vereine  gebildet, 
wclehe  die  Besserstellung  der  einzelneu 
durch  Kranken-  und  Sterl »ckasseu,  Konsum- 
vereine und  dergleichen  erstrebten.  So  der 
Verein  schweizerischer  Lokomotivführer,  «ler 
schweizerische  Zugspersonalveroin,  «ler  Ver- 
ein der  Eisenbahn-  und  Dampfseluff-Ango 
stellten  und  verschiedene  Eisen bahnarbeiter- 
vereino.  Diese  vier  Organisationen  schlössen 
sich  1805  mit  ungefähr  10  000  Mitgliedern 
zu  einem  Verband  des  Personals  der 
sc hw e i z e r i s c h e n  T r unsportan stal- 
ten zusammen,  zunächst  mn  aid  die  l«essere 
Befolgung  des  sogenannten  Ruhetagsgesetzes 
(vgl.  oben  S.  507)  hinzuwirken.  Schon  auf 
einem  Delegiertentage  in  Luzern  am  IG. 
Juni  1805  lieschloss  man  die  Aufstellung 
einer  allgemeinen  Dieustpragmatik  mit  Be* 
soldungsskala.  Im  Juli  forderten  die  Eisen- 
bahnarheiter  in  Basel  Bezahlung  der  Hutab- 
lage, 2".  °/o  Lohnerhöhung,  lostündige  Ar- 
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kntszeit  und  unentgeltliche  Verabfolgung ! 
der  Dienstkleidung.  Di«'  Direktion  der  | 
<  ./outrallahn  machte  in  der  Hauptsache  dio  j 
gefordert«*!«  ZugestüiidnUs«*.  Bald  folgten 
die  Kiseiil«ahnarbeit«_T  in  anderen  Städten 
(Bern.  St.  Gallen,  <  Uten,  Luzcrn)  diesem 
Beispiele.  Im  SeptemiVr  schlössen  sich 
ihnen  dio  Beamten  der  Om  raibahn,  im 
NovemiVr  diejenigen  der  Nordostbahn  und 
1-ald  auch  die  der  anderen  Linien  an.  Ihre 
Forderungen  gingen  auf  einen  festen  um  | 
1'» — 2."»°o  erhöhten  Gehaltsctat  und  klarere 
Bestimmung  der  Anstcllungs-,  Enthissungs- 
und  Jk'föplermigßverhilltnisse.  Im  Januar- 
ls<»»j  fand  eine  erfolglose  Konferenz  der 
Bahngesellschaften  mit  dein  Eiseubahn- 
«lepartement  in  Bern  statt;  da  auch  Einzol- 
\frhandlungi'n  des  Personals  mit  ihren  Ver- 
waltungen zu  keinem  Ziele  führten,  so  über- 
trug man  die  weitere  Führung  der  Ange- 
legenheit dem  Verlwmd,  welcher  am  1  G.Februar 
in  Aarau  einen  von  12  IM»  Personen  be- 
suchten schweizerischen  Eiseuhahncrtag  ab- 
hielt. Dieser  beschloss  einstimmig  den  Strike, 
falls  neue  Verhandlungen  des  Ceutralkomitees 
mit  den  Verwaltungen  zu  keinem  befriedi- 
genden Ergebnis  führten.  Auf  einer  neuen 
vom  Eisenl<ahndejiartenieut  nach  Bern  be- 
rufenen Konferenz  der  Verwaltungen  wurde 
dann  rasch  eine  Verständigung  erzielt,  deren 
Einzelheiten  in  einer  gemeinsamen  Sitzung 
der  Direktionen  und  des  Centralkomitees 
formuliert  wurden.  Nur  die  Nordostbahn 
zögerte  mit  dem  Ausehluss.  und  als  sie  sich 
am  2.  Marz,  hart  vor  dem  angedrohten  Aus- 
stande, dazu  entschloss,  Hess  sie  es  au  der 
Ausführung  fehlen.  Dies  führte  am  12.  März 
In'JT  zu  einer  allgemeinen  Arltcitseinstellnng 
de*  Personals  der  Nordostltalin.  die  indessen 
-«hon  am  folgenden  Tage  durch  das  euer-  i 
gisehe  Eingivifeu  des  I^eitere  der  Eisen-  j 
bahnerWwegung  Dr.  Sourbcek  und  des  Bun- 
desrates in  einem  Schiedsgerichtsvertrag  ihr 
Ende  fand,  der  die  endgilt  ig«:  Austragung 
der  Streitigkeiten  dem  Leiter  des  schwei- 
zerischen Eisenbahndepartcincnts  üb«rtrug. 
S<»  verlief  «licser  Musterst  riko-  unter  der 
sympathischen  Teilnalime  der  Bevölkerung 
für  die  Beteiligten  durchaus  günstig. 

8.  Statistisches.  Nach  den  Zusammen- 
stellungen des  schweizerisch«'!]  Arbeiter- 
Sekretariats,  die  auf  volle  Genauigkeit  in- 
dessen keinen  Anspruch  machen,  wurden 
in  der  Schweiz  gezahlt: 


in  den 
Jahren 


Lohn- 
bewe- 
gungen 
18K)-18*4  — 
1885-1890  44 
1891—1X94  QO 


Ancrriffs- 

Ab  weh  r- 

zusam- 

strikes 

strike« 

2 

S 

10 

44 

34 

122 

54 

216 

189 

127 

520 

'7 

16 

88 

18GU— 1894  204 
1895  55 

Unter  den  I/dinliewegungen  sollen  ^ Re- 
gungen der  Arbeiterscluift.  zu  irgend  wel- 
chen Zwecken:-  verstanden  werden,  b»>i 
denen  es  nicht  zum  Strike  kam.  Von  <leu 
Kämpfen  der  Jahre  18UO  — LVJ4  sollen  ver- 
laufen sein 

eÜMtiirteilwc*8e  un".  .uube* 
*>uueu*  günstig  günstig  kannt 

Lohnbewegungen  113  25  37  29 

Angriffsstrikes  101  26  44  :8 

Abwehnstrikes  59  9  33  16 

Aussperrungen  5  —  2  3 


278  60 


116 


66 


378  Bewegungen  und  Strikes  richteteu 
sich  auf  Verbesserung  der  Lage  «1er  Arbeiter ; 
darunter  18">  auf  Verkürzung  der  Arl>eits- 
zeit,  173  auf  Lohnerhöhung,  20  auf  sonstige 
Verbesserungen.  142  suchten  Verschlech- 
terung des  Arbeitsverhältnisses  abzuwehren; 
davon  9  eine  Erhöhung  der  Arbeitszeit,  96 
liOhuherabsetzung,  22  Massregelungen,  15 
andere  Verschlechterungen.  120  fielen  auf 
die  welsche,  304  auf  die  deutsch«-  Schweiz. 
Von  den  verschiedenen  Gewerb«:grnpj>eu  be- 
teiligten sich  mit 

Lohn-  davu.?  "\U 

bewe-  Strike,  J^T^1" 
Verlauf 


gungen 

die  graphischen 

Gewerbe  . 
die  Bangewerbe 
die  Uhrenarbciter 

n.  Bijoutiers 
die  Bekleidungs- 

trewerbe  . 
die  Metallarbeiter  33 
Andere      ...  31 


44 

65 


24 


29 
103 

48 

5' 
39 

317  ~ 


73 
168 


54 

75 
72 

78 


26 

66 

12 

18 
28 


in  den 
Jahren 


Lohn- 
bewe- 
gungen 

I8o0-18f4  10 
18tiö-18«9  19 
1870-1874  30 


Angriffs-  Ah  wehr- 
st rikes  strike» 


zusam- 
men 


187 


-187'.) 


2 
24 
43 
1 1 


2 
6 
12 
1 1 


14 

49 
85 
24 


zucumineu  203      317     520  182 
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II,  1),  Jena  1887.  —  Blnkert,  Der  Schweize- 
rische Typotpraphenbund,  Rotel  1887.  — Bücher. 
Die  schweizerischen  Arbeiterorganisationen,  in 
der  ZeiUchr.  f.  Staatsw.  43  (1888),  S.  MIß'.  -- 
Berg  hoff- Ising,  Die  sozialistische  Arbeiterin- 
tcrijiiHij  in  der  Schweiz,  Leipzig  18 '.)■'> ;  be- 
sonders S.  -,'44,  i04— ,'?'>.  —  Verteilte, 
im  Jhrh.  f.  des.  XVII,  S.  l»77ff.  —  Lohnbewc- 
guiujen  und  Strikes  in  der  Schweiz  seit  dem 
Jahre  J8t~,o.  VIII.  Jah  r  c  sbe  rie  h  tde»  sch  weizeri- 
scheu  ArbeitersekretariaU  ßir  d(u  Jahr  18:>4, 
Zürich  18!'~>.  Dazu  ein  Xachtrag :  Ijohnlxwr- 
rjaiKjen    und    Strike*    im    Jahre    1SUJ   im  IX. 
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Jahrmbrrirht  fJSO.'tj,  ,S.  lSi—17'-.  —  Platter 
in  der  Sot.  l\axi*  VI,  Sp.  ti.Kff.  —  Sehtr. 
Blatter  für  WirttrhaiU-  u.  Sosialp>Mik  IV,  S. 
3.1 ff.  K.  Bücher. 


X.  Arbeitseinstellungen  in  den 
Vereinigten  Staaten. 

1.  Im  allgemeinen.  2.  Die  Hattptduten  der 
Strikestatistik.  ui  die  A.  von  1825— im),  b) 
die  A.  und  Aussperrungen  von  lbHl — 188U.  ei 
die  A.  und  Aussperrungen  von  1887  bis  zur 
Gegenwart. 

1.  Im  allgemeinen.  Gewisse  typische 
Erscheinungen  treten  in  den  Arbeitsein- 
stellungen, welche  die  nordamerikanische 
Industriegeschichte  verzeichnet,  ebeuso  deut- 
licli  zu  Tage  wie  in  England  und  anderen 
Ländern:  die  Ziele  sinil  im  grossen  und 
ganzen  dieselben,  es  ist  auch  ein  gewisser 
Kausalzusammenhang  erkennbar  zwischen 
den  Erfolgen  der  Arbeitseinstellungen  und 
den  Konjunkturen  des  Marktes.  Doch  ist 
diese  letztere  Wechselbeziehung  eine  weniger 
direkte  als  in  England.  Im  übrigen  äussern 
sich  die  Besonderheiten  der  amerikanischen 
Zugtände  gegenüber  der  englichen  Ent- 
wickelung  in  der  relativ  grösseren  Häufig- 
keit der  dortigen  Arbeitseinstellungen  und 
in  der  grösseren  Heftigkeit  dieser  Kämpfe. 


schaftliche  Entwicklung  und  demokratische 
Regierungsformen  in  ihnen  geweckt  haben, 
endlich  der  Wegfall  aller  konservativ-patri- 
archalisehen  Beziehungen,  welche  sich  in 
manchen  Teilen  Englands  und  des  konti- 
neiital-euro]>äisehen  Industriegebiets  bis  auf 
die  Gegenwart  erhalten  haben. 

Man  kann  zwar  nicht  Itohaupten,  dass 
die  sozialistische  Propaganda  unter  den 
amerikanischen  Arbeitervereinen  nennens- 
werte Fortsc  hritte  gemacht  hat:  einen  ganz 
unpolitischen  Charakter  im  Sinne  der  alteren 
britischen  Trades-Unions  trägt  aber  keiner 
der  grossen  Verbinde.  Alle  nehmen  zu  den 
politischen  Tngesf  ragen  energisch  Stellung, 
und  die  politischen  Parteien  pflogen  damit 
zu  rechnen.  In  dem  Lande  des  Dollars 
haben  fast  überall  politische  Demagogen  die 
Führung  der  grossen  Parteien  übernommen. 
Ihre  rücksichtslose  Wahlmache  und  die  ge- 
[  gegenseitige  Verhetzung  wirkt  natürlich  auf 
|  die  Stimmung  der  ArUntennassen  auch  in 
1  solchen  Aktionen,  in  welchen  es  sich  ledig- 
lich um  die  Gegensätze  zwischen  Kapital 
und  Arlteit  handelt,  zurück.  Bei  vielen 
grossen  Arbeitseinstellungen  der  letzten 
Jahre  lassen  sich  derartige  Einflüsse  un- 
schwer nachweisen. 

Wie  die  dem  ganzen  gesellschaftlichen 
Lehen  Nordamerikas  eigentümliche  Jugend- 
lichkeit und  Unstctigkeit  die  Umwandlung 


Zwar  liefürworten  auch  viele  amenka- ,  der  Gewerkvereine  von  Kampfgenossen- 
nische Gewerkvereine,  namentlich  die  um-  j  schaffen  zu  Versicherungsverbänden  er- 
fassenderen  Organisationen  (Trades  Assem- 
blies  und  die  Knights  of  Lalw)  die  Er- 
ledigung von  Meinungsverschiedenheiten  und 
Streitigkeiten  mit  den  Arbeitgebern  durch 
gütliche  Verhandlung,  Kompromiss  und 
Schiedsspruch.  Aber  thatsäeblioh  haben  die 
amerikanischen  Arbeitervereine  in  viel 
höherem  Grade  den  Charakter  von  Kampf- 
genossenschaften als  die  englischen.  Schon 


Schwert,  so  hat  sie  auch  l>cwirkt,  dass 
lebensfähige  Institutionen  zum  gütlicheu  Aus- 
gleich der  Interessengegensätze  bisher  nur 
selten  erreicht  worden  sind.  Obwohl  achtungs- 
werte Anfänge  des  Ausgleichsverfahrens 
schon  in  den  GM  er  Jahren  zu  bemerken 
sind,  und  der  Weg  des  Vergleichs  nament- 
lich in  den  Kohlen-  und  Eisenbezirken  des 
Ijandes  schon  manches  Gute  gewirkt  hat. 


die  unsichere,  fluktuierende  Mitgliederzahl  so  ist  man  doch  in  Nordamerika  von  der 

Herstellung  einer  dauernden  friedlichen  Neu- 
ordnung der  Beziehungen  zwischen  Arbeit - 


der  amerikanischen  Arlwitervereine  bringt 
es  mit  sich,  dass  ihre  Thätigkeit  sich  mehr 
der  grösstmöglichen  Steigerung  der  Löhne 
und  der  Abkürzung  der  Arbeitszeit  zuwendet 
als  einem  geordneten  Unterstützungswesen. 
Nach  ihren  Zielen  sind  demnach  die  heutigen 
amerikanischen  Gewerkvereine  und  Arljeiter- 
verbände  etwa  mit  den  englischen  der  fiOer 
Jahre  auf  eine  Stufe  zu  stellen.  Bei  vielen 
Arbeitervereinen  Nordamerikas  ist  ttlx'rdies 
die  Beschlussfassung  Über  eine  mit  Aussicht 
auf  genossenschaftliche  Unterstützung  zu 
l)eginneude  Arbeitseinstellung  so  erleichtert, 
dass  darin  eine  grosse  Versuchung  zu 
leichtsinnigem  und  frivolem  Vorgehen  ge- 
funden werden  inuss.  Zur  Häufigkeit  der 
Arl*eitseinstelhingen  tragen  endlich  \m  die 
hochgespannten  1  >ebensansprüche  der  ameri- 
kanischen Arbeiter,  das  trotzige  Selbstbe- 
wusstsein,   welches  die  grossartige  wirt- 


ngen  zwiscih 
gebern  und  Arbeitern  vermittelst  besonderer 
Organe  der  sozialen  Selbstverwaltung  viel 
weiter  entfernt  als  in  England.  Es  handelt 
sich  bisher  nur  um  vereinzelte  Ansätze. 
Vergleich  und  Schiedsspruch  spielen  im 
ganzen  noch  eine  sehr  geringe  Rolle.  Die 
Strikebewegnng  ist  im  Aufsteigen  l>egriffeu 
und  bricht  Jahr  für  Jahr  mit  erneuter  Ge- 
walt los.  wenn  mit  der  warmen  Jahreszeit 
Baugewerbe  und  Landwirtschaft  die  durch 
die  Kälte  unterbrochene  Arl»eit  aufnehmen, 
wenn  die  eisbedeckten  Kanäle  und  Flüsse 
sich  öffnen  und  eine  gesteigerte  Tliätigkeit 
in  Bergwerken  und  Hütten  zaldreiche  Ar- 
beitskräfte verlangt. 

Während  ungesetzliche  Ausschreitungen 
aus  Aulass  von  Arbeitseinstellungen  in  Eng- 
land seltene  Ausnahmen  bilden,  sind  in 
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Amerika  die  Strikes  sehr  häufig  von  wilden 
Ausbrüchen  der  Leidenscliaft,  von  ver- 
brecherischen Angriffen  auf  fremdes  Eigen- 
tum, auf  die  Unternehmer  und  ihre  Ange- 
stellten, namentlich  aber  gegen  diejenigen 
Arbeiter  begleitet,  welche  die  freigewordenen 
Stellen  ausfüllen  sollen.  Besonders  berüchtigt 
hat  sich  der  Geheimbund  der  Molly  Maguires 
gemacht,  welcher  in  den  Kohlenbezirken 
Pennsylvaniens  mehrere  Jahre  hindurch 
Freund  und  Feind  mit  dem  Revolver  tyran- 
nisierte. Um  die  Arlieitgeber  zur  Nach- 
giebigkeit zu  zwingen,  wendet  man  neuer- 
dings besonders  gern  das  aus  den  irischen 
Agrarunruhen  entlehnte  Mittel  des  Boy- 
kottierens, d.  h.  der  gänzlichen  wirtschaft- 
lichen und  gesellschaftlichen  Isolierung  an. 

Der  Regierungsgewalt  ist  ein  energisches 
Einschreiten  gegen  Verbrechen  und  Gewalt- 
that  bei  grosseren  Ausstandsbewegungen 
und  in  entlegeneren  Gegenden  ausserordent- 
lich schwer  gemacht  durch  die  weiten  Ent- 
fernungen des  lindes  und  die  geringe 
Stärke  des  stehenden  Heeres.  Die  Mifiz 
aber  ist  wenig  an  Gehorsam  gewöhnt  und 
hat  nicht  selten  mit  gewaltthätigen  Strikern 
fraternisiert 

2.  Die  Hauptdaten  der  Strlkestatistik. 
Die  Geschichte  der  amerikanischen  Strike- 
beweguug  lässt  sich  am  zweckmässigsten 
in  solchen  Perioden,  die  den  statistisch  er- 
fassten  Zeiträumen  entsprechen,  darstellen. 
Der  Commissioner  of  I^abor  der  Vereinigten 
Staaten.  Caroll  D.  Wright,  hat  für  die  Zeit 
von  1741 — 1881  alle  Naclirichteu,  welche 
über  Arbeitseinstellungen  und  Aussperrungen 
in  Schriften  und  Zeitungsnotizen  vorlagen, 
zusammengestellt.  Bis  zum  zweiten  Viertel 
des  laufenden  Jahrhunderts  sind  iudessen 
die  Angaben  so  lückenhaft  und  unsicher, 
dass  sich  eino  Wiedergabe  derselben  kaum 
lohnt.  Von  diesem  Zeitpunkte  an  werden 
die  chronologisch  geordneten  Tabellen  des 
Wrightschen  Werkes  immer  inhaltsreicher 
und  da  man  gleiclizeitig  über  die  Konjunk- 
turen des  Marktes  unterrichtet  ist,  so  lassen 
sich  mancherlei  interessante  Schlüsse  auf 
die  Wechselbeziehungen  zwischen  den  Ar- 
beitsstreitigkeiten und  den  allgemeinen  Ver- 
hältnissen des  Marktes  ziehen.  Die  Zahlen 
des  Jahres  1880  sind  auffallend  grosse.  Es 
wäre  verfehlt,  daraus  allein  einen  Schluss 
auf  eine  Strikehausse  zu  ziehen.  Vielmehr 
muss  man  annehmen,  dass  ein  erheblicher 
Teil  der  für  dieses  Jahr  verzeichneten  Ar- 
beitseinstellungen nach  Ort  und  Art  in 
früheren  Jahren  statistisch  mcht  zu  erfassen 
gewesen  ist.  M.  a.  W.  eine  neue  systema- 
tische Form  der  statistischen  Aufnahme  ist 
damals  gewählt  worden.  Bei  Gelegenheit 
des  zehnten  Census  der  vereinigten  Staaten 
wurde  nämlich  eine  besondere  Strikeenquete 
angestellt,  dereu  Resultate  der  Statistiker  | 

Zweit« 


Weeks  zusammengefasst  hat.  Eine  dritte 
Statistik  umfasst  die  Jalire  1881 — 1886.  Auch 
hier  haben  den  Beamten  des  arbeitsstatis- 
tischen Bureaus  der  Union  zahllose  Zeitungs- 
und Zeitschriftensammlungen  aller  Art  vor- 
gelegen. Die  auf  dieser  Grundlage  ge- 
wonnenen vorläufigen  Daten  wurden  dann 
durch  eine  Enquete  im  grossen  Stile,  in  der 
man  besonders  die  Arbeiterorganisationen 
und  die  Unternehmerverbände  der  verschie- 
densten Art  mündlich  und  schriftlich  ver- 
nehmen Hess,  ergänzt  und  korrigiert.  Das 
Resultat  war  dank  bereitwilliger  Unter- 
stützung durch  die  Bureaus  der  Arbeiter- 
koalitionen ein  so  umfassendes  und  zuver- 
lässiges, dass  man  wohl  sagen  darf,  dass 
für  die  Geschichte  der  Arbeitseinstellungeu 
in  Nordamerika  für  die  letzten  l1 !t  Jahr- 
zehnte ein  so  ausgezeichnetes  Material  vor- 
liegt wie  für  kein  anderes  Land.  Die  strike- 
statistischen  Arbeiten  des  nordamerikanischen 
Arbeitsdopartemonts  sind  dann  auch  in  der 
Folge  fortgesetzt  worden.  Im  November 
1895  erschien  zum  ersten  Male  das  Bulletin 
of  the  Department  of  Labor  und  brachte 
bereits  in  seiner  ersten  Nummer  eine  Zu- 
sammenstellung der  Strikes  und  Aussper- 
rungen während  der  13V*  Jahre  vom  1.  Jan. 
1882  bis  zum  30.  Juni  1894.  Die  Zahlen 
von  1881 — 1886  beruhen  auf  dem  third  annual 
report  of  the  commissioner  of  labor  (1887) 
und  diejenigen  bis  1894  auf  dem  tenth  annual 
report  of  strikes  and  lockouts  (1896).  Eiu 
Quellenwerk,  welches  die  Strikes  der  aller- 
neuesteu  Zeit  beliandelt,  liegt  gegenwärtig 
noch  nicht  vor. 

a)  A.  von  1825  bis  1880.  Fasst  man 
die  Arbeitseinstellungen  einschliesslich  der 
wenig  zaldreichen  Aussperrungen,  soweit 
ihre  Ursachen  bekannt  geworden  sind,  für 
die  Periode  1825  bis  1879  zusammen,  so 
erhält  man  folgende  Gesamtziffern:  Es 
ereigneten  sich  409  Arbeitsausstände,  dar- 
unter 169  Angri(f8strikes  zu  Gunsten  einer 
Lohnerhöhung,  120  Abwehrstrikes  gegen 
eine  Lohnkürzung.  51  Ausstände  drehten 
sich  um  die  Arbeitszeit;  darunter  waren 
37  Angriffs-  und  14  Abwelurkämpfe. 
In  der  Periode  bis  1850  spielte  die  Zenn- 
stundenbewegung,  in  den  70er  Jahren  die 
Achtstundenbewegung  eiue  massgebende 
Rolle.  Von  den  409  Arbeitsstreitigkeiten 
sind  wir  bezüglich  364  über  den  Ausgang 
unterrichtet.  Die  Arbeiter  verloren  in  217 
Fällen  (59%),  sie  blieben  siegreich  in  97 
Fällen  (27%),  in  50  Fällen  endlich  (14%) 
entschied  den  Streit  ein  Vergleich.  Die 
Periode  von  Mitte  der  20  er  bis  Mitte  der 
30  er  Jahre  ist  durch  einen  industriellen 
Aufschwung,  der  die  Freihandelsperiode  von 
1816—1824  ablöste,  und  gleichzeitig  durch 
zahlreiche  Arbeitseinstellungen  zum  Zwecke 
der  Abkürzung  der  Arbeitszeit  und  der  Ei- 
I.  54 
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hohunjr  «ler  I/~hne,  gekennzeichnet.  In 
jener  Zeit  bildeten  sich  in  den  industriellen 
Grossstädten  eineKeihe  sogenannter  --General 
Trades-Unions«,  d.  h.  städtische  Verbände 
lokaler  Oe  werkvereine.  Indessen  waren 
diese  Organisationen  noch  zu  schwach,  um 
nachhaltige  Erfolge  zu  erzielen.  Als  die 
Handelskrisis  von  1837,  die  etwa  bis  Früh- 
jahr 1843  anhielt,  einsetzte,  wehrten  sich 
die  Arbeiter  vegeblich  gegen  I/Jinreduk- 
tionen.  Fast  alle  Defensivaktioneu  miss- 
langen.  An  eine  Fortsetzung  der  Bewegung 
zu  Gunsten  einer  kürzereu  Arbeitszeit  war 
damals  nicht  zu  denken.  Erst  Mitte  der 
vierziger  Jahre  hob  sich  das  gescliäftliche 
lieben  wiederum,  die  Strikeaktionen,  in 
welchen  nel>en  Ijohnforderungen  der  Kampf 
um  den  zehnstündigen  Arbeitstag  im  Vonler- 
grund stand,  verliefen  überwiegend  sieg- 
reich: aber  bereits  1848  trat  wieder  eine 
Depression  ein,  der  zur  Folge  alle  lehn- 
st reit  igkeiten  missglückten.  In  jener  Zeit 
l>eginnen  liereits  die  Anzeichen  der  für  die 
einheimische  Arbeiterschaft  sozial  so  l>edenk- 
lichen  und  mit  der  Zeit  gewaltige  Dimen- 
sionen annehmenden  Einwanderung  euro- 
päischer Arbeiter.  Es  galt  die  zuströmen- 
den, billigen  und  willigen  Arbeitskräfte  zu 
assimilieren,  sie  auf  die  Höhe  der  I^ebens- 
ansprüche  der  ansässigen  I Lohnarbeiter  zu 
heben  und  deren  bisherige  materiellen  Er- 
rungenschaften vor  Unterbietung  zu  schützen, 
lu  den  50er  Jahren  erlebte  die  ameri- 
kanische Industrie  mit  der  Ausbildung  des 
Verkehrswesens  einen  grossartigen  Auf- 
schwung der  Produkten.  Die  Folge  war 
eine  starke,  lokale  Oentralisation  (ler  Ar- 
beitermassen, die  mit  Naturnotwendigkeit 
zur  Gründung  neuer  Organisationen  uud  zur 
Befestigung  der  alten  führte.  Dieselben 
traten,  von  der  Konjunktur  unterstützt,  so- 
fort in  eine  grössere  I/duibewegung,  deren 
Ausstände,  soweit  sie  nicht  voreilig  und  un- 
OWrlegt  insceniert  waren,  den  Unternehmern 
mancherlei  Zugeständnisse  abtrotzten.  Die 
Geldkrisis  von  1857 — 185S  und  der  Secos- 
sionskrieg  hinderten  zwar  weitere  Fort- 
schritte in  der  industriellen  Thätigkeit  und 
drängten  das  Interesse  an  «len  sozialen 
Kämpfen  vorübergehend  in  den  Hintergrund  ; 
um  so  grösser  war  der  Um-  und  Aufschwung 
nach  «lein  Bürgerkrieg».'.  Es  entstand  unter 
der  Nachwirkung  des  siegreichen  Kampfes 
für  die  Beseitigung  der  Sklaverei  eine  all- 
gemeine lMilitische  Arbeiterbewegung,  und 
diese  wirkte  wiederum  auf  die  Stärkung 
und  Central  isiemng  des  Koalitionswesens 
günstig  zurück.  Die  Niederlage  des  Südens 
l«edentete  für  den  industriellen  Norden  die 
Einführung  des  Schutzzollsystems  und  damit 
eine  erhebliche  .Erweiterung  der  einheimi- 
schen Fabrikindustrie.  Legten  diese  Ver- 
hältnisse an  und  für  sich  den  Arbeitern  schon 


eine  grossere  Neigung  zu  Strikes  nahe,  so 
wurden  die  sozialen  Kämpfe  noch  fernerhin 
durch  finanzielle  Umwälzungen  genährt. 
Im  Bürgerkriege  hatte  man  zur  Papiergeld- 
wirtschaft  übergehen  müssen.  Die  Folge 
war  eine  starke  Steigerung  der  Lebens- 
mittelpreise, wie  man  sie  nach  jedem  grösseren 
Kriege  konstatieren  kann.  Die  Ivöhne  zeigten 
aber  wiederum,  wie  so  oft,  ein  eigentüm- 
liches Beharrungsvermögen,  ans  dem  sie  nur 
durch  zahlreiche,  organisierte  Kämpfe  der 
Arbeiter  gegen  die  Unternehmer  gebracht 
werdeu  konnten.  Es  überwiegen  deswegen 
bis  in  die  Mitte  der  60  er  Jahre  offensive 
Ixmnkämnfe,  die  in  ihrer  Mehrzahl  Erfolg 
hatten.  Die  straffere  Orgamsation  der  Ar- 
beiter at>er  und  ihr  gesteigertes  Selbstgefühl 
führte  gleichzeitig  zu  Kämpfen,  die  sich 
weder  um  l»hn-  noch  um  Arbeitszeit  fragen 
drehten,  vielmehr  die  Beschränkung  der 
I>ehrlingsarbeit  und  den  Ausschluss  der  Nicht- 
nnionsmitglieder  bezweckten.  Diese  Aktionen 
waren  übrigens  meistens  nicht  erfolgreich. 

18G7 — 1871  folgte  eine  Periode,  die  zu- 
erst mit  einer  Depression  begann,  dann  aber 
einen  ruhigen,  von  Schwankungen  in  der 
Konjunktur  freien  Geschäftsgang  aufwies. 
Nach  der  Wrightschen  Statistik  ist  dieser 
Zeitraum  durch  zahlreiche  erfolglose  Ar- 
beitseinstellungen ausgezeichnet  gewesen. 
Von  15  Strikes.  die  eine  I^ohnreduktion 
verhindern  wollten ?  sind  12  gänzlich  ver- 
loren gegaugen ;  die  übrigen  endigten  mit 
einem  Vergleich.  Eineu  Sieg  haben  die 
Arbeiter  überhaupt  nicht  zu  verzoichuen 
gehabt.  Sämtliche  Ausstände  —  es  sind 
allerdings  offensichtlich  nur  die  namhafteren 
Fälle  berücksichtigt  — ,  welche  eine  andere 
Arbeitszeit  zum  Gegenstand  hatten,  wurden 
verloren.  Anscheinend  sind  mehrfache  Er- 
folge, die  die  Arbeiter  in  der  Periode 
vorher  errungen  haben ,  in  den  letzten 
Jalu-cn  des  sechsten  Jahrzehnts  wieder  ein- 
gebüsst  worden. 

Wie  in  allen  industriellen  Staaten,  so 
trat  auch  in  Nordamerika.  Anfang  der 
70  er  Jahre  eine  rapid  sich  steigernde  wirt- 
schaftliche Hausse  ein.  Die  Oewerkvereine 
nahmen  numerisch  stark  zu  und  gewannen 
an  Macht.  Wenn  trotz  dieser  günstigen 
Basis  für  erfolgreiche  Kämpfe  die  Zalü  «ler 
Arbeitsstreitigkeiten  nicht  allzu  gross  war 
und  die  Erfolgstatistik  nicht  so  liehe  Pro- 
zentsätze aufwies,  wie  man  hätte  erwarten 
sollen,  so  erklärt  sich  «las  wohl  daraus, 
dass  in  jener  Zeit  des  glänzenden  Auf- 
schwungs «lie  Unternehmer  zu  freiwilligen 
Konzessionen  sehr  geneigt  waren.  l)ie 
blosse  Androhung  von  Strikes  genügte,  um 
die  Forderungen  «ler  Arbeiter  erfüllen  zu 
hissen.  Es  wird  dies  mehrfach  l>ezeugt. 
!  Bei  den  trotz  dieses  Entgegenkommens 
i  ausgebrochenen  Ausständen  hatte  es  sich 
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wahrscheinlich  um  überspannte  Forderungen 
gehandelt,  die  die  Arbeitgeber  trotz  gün- 
stiger Geschäftslage  nicht  bewilligen  konnten 
und  wollten.  Anders  ist  die  Thatsache, 
das*  mehr  als  zwei  Drittel  der  Ausstände 
in  jener  Periode  verloren  wurden ,  kaum 
zu  erklären. 

Die  zweite  Hälfte  des  Jahres  1873 
brachte  dann  den  Krach  und  eine  sieh  bis 
in  das  Jahr  1879  auwlehnende  Geschäfts- 
stockung. Sie  war  durch  zahlreiche  Nieder- 
lagen der  Arbeiter  charakterisiert.  Dio 
Kassen  vieler  Gewerkvereine  erschöpften 
sich  und  setzten  ganze  Arbeitergrnppon, 
wie  die  Maschinenbauer,  Böttcher,  Stein- 
hauer, Schuhmacher,  Wagenraacher  und 
Bergleute  zeitweise  ausser  Gefecht.  Be- 
sonders in  den  Kohlenrevieren  Pennsyl- 
vaniens  kam  es  unter  der  Führung  von  Ge- 
heimbflnden  zu  gewaltthätigen  Arbeiteraus- 
ständen.  herbeigeführt  durch  eine  Arbeits- 
losigkeit grosser  Massen  von  ungeahntem 
l'mfange.  Den  Höhepunkt  der  sozialen 
Gärung  bildete  die  Bewegung  der  Eisen- 
bahnarbeiter  im  Sommer  1877.  Sie  ging 
von  Osten  aus,  erstreckte  sich  aber  dann 
ut>er  die  ganze  Union  und  zog  durch  eine 
Reihe  Riesenstrikes  viele  andere  Gewerbe 
in  Mitleidenschaft.  Von  131  Arbeitsein- 
stellungen in  der  Periode  der  Krisis  (1873 
bis  1879),  von  denen  der  Ausgang  bekannt 
geworden  ist,  gingen  88  verloren,  darunter 
24  zu  Guusten  einer  T/>hnerhonung  und  45 
gegen  eine  Ixmnreduktion.  Nur  2f>  Siege 
wurden  errungen,  darunter  18.  in  welchen 
es  sich  um  Lohnverhältnisse  handelte.  Wie 
schwer  der  Stand  der  feiernden  Arbeiter 
war,  geht  aus  der  Thatsache  hervor, 
dass  fast  die  Hälfte  aller  Arbeitsstreitig- 
keiten Abwehrstrikes  gegen  Lohnkürzung 
waren. 

Etwas  besser  wurde  die  Situation  für 
die  Arbeiterschaft  in  den  geschäftlich  gfln- 
;»tigen  Jahren  1879  und  1880.  Es  ist  nicht 
unbedenklich,  die  statistischen  Zahlen  beider 
Jahre  zusammenzufassen,  denn  dieselben 
sind  für  das  Jahr  18SÜ  dank  einer  beson- 
deren En<|uete  ttei  Gelegenheit  des  zehnten 
Census  so  }?ut  wie  vollständig,  während 
für  das  Jahr  1879  noch  die  lückenhaften  Re- 
sultate der  früheren  Erhebung  vorliegen. 
Stellt  man  aber  trotz  der  Ungleichheit  der 
angewandten  Methode  die  Gesamtzahlen  zu- 
sammen, so  stellt  sich  folgendes  Ergebnis 
heraus :  Von  522  Strikes  ist  der  Ausgang  be- 
kannt. In  183  Fällen  (35°/o)  siegten  die  Ar- 
beiter, in  249  Fällen  (48  °o)  unterlagen  sie, 
und  in  90  Fällen  (17  ^o)  kam  es  zum  Ver- 
gleich. Im  übrigen  ist  das  Jahr  18S»i  ein 
Strikejahr  ersten  Ranges  gewesen;  sind  ja 
doch  in  diesem  einen  Jahre  nicht  weniger 
als  7G2  Arlicitseinstellungen  und  Aus- 
sperrungen, einschliesslich  der  Kämpfe,  von 


denen  man  den  Ausgang  nicht  kennt  (:i32), 
vorgefallen. 

b)  Die  A.  und  Aussperrungen  von 
1881—1886.  Die  oben  erwähnte  Statistik  der 
Arbeitseistellungen  dieses  Zeitraumes  zeich- 
net sich,  abgesehen  von  der  Sorgfalt  der  Einzel- 
ermittelung, namentlich  dadurch  aus,  dass 
der  Zählung  eine  richtige  Einheit,  nämlich 
die  Menge  der  von  den  Arbeitseinstellungen 
(bezw.  Aussperrungen)  l>etroffenen  Etablisse- 
ments zu  Grunde  gelegt  worden  ist.  Dio 
hierauf  bezüglichen  Ziffern  können  als  voll- 
ständig exakt  gelten,  während  die  Zahl  der 
Strikes  oder  =loekouts.  wegen  der  Un- 
sicherheit dieser  Begriffe  ütwihaupt  nicht 
genau  festzustellen  ist. 

Anzahl  der  Arleitscinstellungen  und  Aus- 
sj  »errungen : 


Jahr 


mi 

1882 
18831 
1884 
1885 
1886 

Sa.: 


/. 


Eta- 


Anf  je 
1  8tri- 1 


Wisse-  kc  ont- 
ments  I  fallen 
iErabl. 


471  2928 
454  2  105 
478'  2759 

443  2367 
645  2  284 
i43a|ioo53 

392322  496  j 


6,2 
4.6 

5,8 
5-3 
3,5 
7,o 

5,7 


Aus- 
stän- 
dige 
Ar- 
beiter 


129  521 
154671 
«49763 
147054 
242  705 
508044 


AnBHjirrnuuren 


Eta- 
blisse- 
ment* 


9 
42 
117 

354 
183 
1509 


Auage- 
sperrte 

Ar- 
beiter 


655 
4  >3» 
20512 
18  121 

15424 
101  980 


1  331  758|  2214  160823 


Danach  scheint  die  Strikebewegung  in 
dem  günstigen  Geschäftsjahre  18N0  einen 
gewissen  Höhepunkt  erreicht  zu  halten,  von 
1  Ks  1—84  nahm  sie  im  ganzen  ab.  Es  han- 
delt sich  hier  um  eine  Zeit  starker  Preis- 
rückgänge .  ohne  dass  eine  eigentliche 
finanzielle  Panik  zum  Ausbruch  gekommen 
wäre.  Die  Depression  erreichte  ihren 
Höhepunkt  im  Jahre  1S85,  und  in  diesem 
Jahre  strikten  lOniNH»  Leute  mehr  als 
in  den  Vorjahren.  Die  Wiederbelebung  der 
Geschäfte  im  Jahre  1SN6  Hess  den  Kampf 
mit  von!  oppelter  Heftigkeit,  entbrennen. 
Hinsichtlich  der  Häufigkeit  der  Kämpfe 
und  des  Zusammenhanges  ihrer  Zahl  mit 
der  Marktkonjunktur  ergieht  sich  also  ein 
gleiches  Residtat  wie  an  der  Hand  der 
englischen  Strikestatistik. 

Für  die  soziale  Stellung  der  amerika- 
nischen Arbeiterinnen  ist  bezeichnend,  dass 
unter  den  an  den  Strikes  (und  lockouts) 
beteiligten  Angestellten  sich  durchschnitt- 
lich 11,58  (bezw.  30,98)  "0  Frauen  befanden. 

Die  Hauptlast  der  Strikes  wurde  von 
13  Industriezweigen  getragen,  die  Zahl  der 
davon  l>etroffenen  Etablissements  und  aus- 
ständigen Arbeiter  war  die  folgende: 

54* 
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Etablisse- 

Ausständige 

ments 

Arbeiter 

Baugewerbe 

OO75 

99  74» 

labukiiMustne 

29j9 

97  452 

Bergbau 

206O 

258  920 

Bekleidungsgewerbe 

I725 

74  39» 

Metallverarbeitung 

I570 

•93419 

'I'  r'in^iii  irt  tr  n  \," r Im 
1  I  *l  U  S  p<  II  I  i£ r  >\  IM 

147a 

l*i  947 

Nahrnngsniittelfabrika- 

tiou 

1419 

40036 

Möbelindustrie 

491 

2S  024 

Böttcherei 

484 

1*1  348 

Ziegelei 

Steinmetzengewerbe 

4lf 
468 

20  334 
14  792 

Iiolzwarenindustrie 

395 

34  956 

Stiefelfabrikation 

352 

40772 

I99S7 

1  039  146 

Das  siud  zusammen  89,5  %  aller  Eta- 
blissements und  78,5%  aller  Arbeiter,  die 
au  Strikes  lieteiligt  waren.  Von  den  Eta- 
blissements, deren  Besitzer  Aussperrungen 
anordneten,  gehörten  761  —  79,5  ".'0  zu  den 
5  Industriezweigen  für  Bekleidung,  Bauten, 
Tabakverarbeitung,  Stiefelfabrikation.  Metall- 
verarbeitung. 

Von  den  durch.  Strikes  und  Lockouts 
betroffenen  Etablissements  gehörten  den 
fünf  Staaten  New- York,  Pennsylvanien, 
Massachusetts,  Ohio,  Illinois  74,84  bezw. 
89,48 %  an,  während  diese  Staaten  nur 
49%  aller  industriellen  Etablissements  der 
Union  umfassen.  Die  Streitigkeiten  sind 
also  unverhältnismässig  viel  häufiger  in  den 
eigentlichen  Centren  der  Industrie,  wo 
dichtere  Massen  sich  zusainmendräiigen,  wo 
Organisationen  sich  leichter  zusanimeu- 
schliessen  und  fester  gestalten,  als  wo  die 
Industrie  weniger  entwickelt  ist  und  die 
Etabbssements  mehr  vereinzelt  liegen. 

Eine  wie  grosse  Rolle  die  dauerndeu 
Verbände  bei  den  Streitigkeiten  spielen  und 
wie  rasch  die  Organisationen  neuerdings 
auch  bei  den  Arbeitgebern  um  sich  greifen, 
zeigt  folgende  Tabelle.  Von  allen  Arbeits- 
einstellungen und  Aussperrungen  wurden 
durch  Organisationen  angeordnet: 


Jahr 

Strikes 

Lockouts 

Ol 

:0 

1881 
1882 
1883 
1884 
1885 
1880 

75,58 

83,9s 
82,85 
70,93 
87,53 

22,22 

26,19 

41,03 
79,IO 

71,58 
84,89 

1881-1886 

82,24 

79.18 

Zugleich  ist  zu  ersehen ,  dass  die  Ar- 
beiterverbände in  so  schlechten  Jahren  wie 


1885  geringeren  Anteil  an  den  Arbeitsein- 
stellungen hatten  als  sonst,  in  richtiger 
Politik  warteten  sie  großenteils  auf  günsti- 
gere Zeiten,  wie  solche  1886  anbrachen. 
Das  Anschwellen  dor  Strikes  im  Jahre  1885 
ist  vereinzelten  Gruppen  von  Arbeitern  auf 
die  Rechnung  zu  setzen. 

Einiges  Licht  auf  den  Verlauf  der  Kämpfe 
werfen  folgende  Zahlen :  Die  Strikes  dauerten 
1881—8«  in  22304  Etablissemonts  im  ganzen 
487  615  Tage  oder  21,9  Tage  pro  Etablisse- 
ment ;  13  41 1  Etablissements  (60,13  °/o)  wurden 
zeitweilig  ganz  geschlossen,  im  ganzen  auf 
309  047  oder  durchschnittlich  auf  23,0  Tage. 
Die  Zalü  dor  Angestellten  der  von  Strikes 
betroffenen  Etablissements  war  vor  Aus- 
bruch 1  660  835,  nach  Abschluss  derselben 
1635047,  ein  Verlust  von  25  788.  Neu 
eingestellt  waren  zu  Ende  der  Strikes 
103  034  Mann  (6,2  0  0  der  Arbeiter  vor  deren 
Ausbruch),  darunter  37  483  Leute  (36,38% 
der  neu  Eingestellten),  welche  man  von 
fremden  Plätzen  herbeigeholt  hatte. 

Die  Aussperrungen  dauerten  in  2214 
Etablissements  im  ganzen  90  060  Tage  oder 
40,7  Tage  pro  Etablissement:  14<KJ  Eta- 
blissements (63,23  °/o)  wurden  zeitweilig  ganz 
geschlossen,  im  ganzen  auf  39  803  oder 
durcliBchnittlich  auf  28,4  Tage.  In  den  von 
Aussperrungen  l>etroffenen  Etablissements 
waren  vor  dem  Kampfe  175  270  Leute  be- 
schäftigt, nach  hergestelltem  Frieden  170747. 
Neu  eingestellt  wurden  13  976  (7,97  %), 
darunter  von  anderen  Plätzen  herbeigebracht 
5682  (40.06  0  0). 

Von  den  Strikes  waren  nach  Etablisse- 
ments gezählt  erfolgreich  46.52  % ,  teil- 
weise erfolgreich  13.47  %.  ganz  oder  teil- 
weise erfolgreich  also  59,99  %,  39,95% 
gingen  verlören,  0,06%  schwebten  noch 
Ende  188«. 

Von  den  1 323  203  ausständigen  Arbeitern 
siegten  518  583  39,19%,  teilweisen  Er- 
folg erzielten  143  976  =  10,88%  (Stimme 
=  50,07%).  Misserfolg  hatten  66«  »39« 
strikcndc  Arbeiter  (49,91  %).  Von  den  Aus- 
sperrungen waren  für  die  Arbeitgeber  (nach 
Etablissements  gezählt)  erfolgreich  25,47  %. 
teilweisen  Erfolg  hatten  8,58%,  verloren 
gingen  60,48%. 

Die  Arbeiter  haben  also  dank  ihrer  be- 
sonderen Organisation  viel  grössere  Erfolge 
durch  Niederlegung  der  Arbeit  erzielt  als 
die  Arbeitgel>er  durch  Ausschliessung  ihrer 
Leute.  Auch  verglichen  mit  anderen  Tündern 
erscheinen  die  Erfolge  der  amerikanischen 
Arbeiterscliaft  als  verhältnismässig  recht 
günstige,  um  so  mehr,  als  obige  Zahlen  sich 
auf  eine  Periode  sinkender  Preise  beziehen. 

Es  sind  17  verschiedene  Streitgegen- 
stände, welche  90,28%  aller  Arbeitsein- 
stellungen (nach  Etablissements  gezählt)  ver- 
irrsachten, während  nicht  weniger  als  297 
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verschiedene  sonstige  Ursachen  in  9,72  °.'o 
«ler  Streitfälle  wirksam  waren. 


Gegenstand  der  Arbeits- 
einstellungen 

Für  Lohnerhöhung  .   .   .  . 

Für  Kürzung  der  Arbeitszeit 

Gegen  Lohnreduktion  .  . 

Für  Erhöhung  der  Löhne  und 
Kürzung  der  Arbeitszeit  . 

Für  Kürzung  der  Arbeitszeit 
und  gegen  das  Trucksystem 

Für  Aenderung  des  Beginne» 
der  Arbeitszeit  

Für  Lohnerhöhung  und  gegen 
Acrordarbeit  

Für  Lohnerhöhung  und  gegen 
Verwendung  von  „Nichtge- 
werkvereinsleuten"    .    .  . 

In  Sympathie  mit  anderen 
Strikes  

Für  9  Stunden  Arbeit  mit  10 
Stunden  Zahlung  .    .    .  . 

Gegen  Beschäftigung  von 
,.Xichtgewerkvereinsieuten,< 

Für  Lohnerhöhung  und  An- 
erkennung d.  GewerkvereinH 

Für  Anerkennung  der  Union, 
Lohnliste  u.  s.  w  

Gegen  Verlängerung  ,der  Ar- 
beitszeit   

Für  Lohnerhöhung  und  Durch- 
setzung von  Vereinsregu- 
liernngen  

Für  Kednktion  von  Arbeits- 
zeit uud  Lohn   

Für  Wiederanstellung  ent- 
lassener Leute  u.  s.  w. .  . 


Etablisse- 


Alle  anderen  Ursachen  (297) 


Summe 


4344 
1734 

1692 
800 
360 
238 

215 

«73 
172 
162 

«45 
142 

138 

132 
126 
124 


20  136 
2  168 


22  304 


42,3* 
19,48 

7,77 
759 

3,59 
1,6, 

«,o7 

0,96 
o,77 
o;77 
o,73 
0,65 
0,64 


0,62 


o-59 
0,56 
0,56 


90,28 
9,72 


Die  vier  erstgenannten  Ursachen  machen 
77.1G  "  0  aller  Fälle  aus.  Der  Erfolg  stellte 
sich  bei  diesen  Katcgorieen  wie  folgt: 


Arbeits- 
einstellungen 

(Je- 
wonneu 

°lo 

Teilweise 
gewonnen 

°o 

Verloren 

°l. 

für  Lohnerhöh- 

erhöhung 

66,0 

8,4 

25,6 

für  Kürznng  der 

Arbeitszeit 

24,3 

22,2 

53-5 

gegen  Lohn- 

reduktion 

34,3 

9,2 

56,5 

für  Lohnerhöh- 

ung Kürzung 

d.  Arbeitzeit 

3>,9 

29,3 

38,8 

Also  auch  hier  eine  Bestätigung  der 
früher  gefundenen  Kegel :  Die  Kämpfe  um  . 


die  Iiohnerhöhung  (auch  verbunden  mit  dem 
Verlangen  gekürzter  Arbeitszeit)  sind  über- 
wiegend erfolgreich.  Wo  die  Arbeiter  sich 
gegen  eine  Lohnreduktion  verteidigen, 
werden  sie  meistens  geschlagen. 

Dio  Kosten  der  Arbeitseinstellungen  und 
Aussperrungen  werrlen  für  die  Zeit  1881 — 86 
auf  Grund  angestellter  Eiuzolcrmittelung 
veranseldagt  wie  folgt: 

Verlust  der  1  323  203  ausständigen  Ar- 
beiter :  217  621  837  M. *)  ( 107,(32  M.  pro  Kopf), 
Unterstützung  13963139  M.  (10,54  M.  pro 
Kopf),  Verlust  der  Unternehmer  durch  Strikes 
128946  523  M.  (5579,2  M.  pro  Etablisse- 
ment). 

Verbist  der  ausgesperrten  160823  Ar- 
beiter: 34262411  M.  (213.02  M.  pro  Kopf), 
Unterstützung  4  645360  M.  (28,85  M.  pro 
Kopf).  Verlust  der  Unternehmer  durch  die 
von  ihnen  angeordneten  Aussperrungen 
14541  49(5  M.  (0564,6  M.  pro  Etablissement). 

Das  Verhältnis  der  in  den  einzelnen 
Fällen  gezahlten  Unterstützungen  an  aus- 
ständige oder  ausgesperrte  Arbeiter  zu  den 
Verlusten  der  unterstützten  I-iCutc  ist  aus 
vorstehenden  Angaben  nicht  zu  erkennen. 
Denn  in  sehr  vielen  Fällen  sind  Unter- 
stützungen ülwrhaupt  nicht  gezahlt  worden, 
namentlich  wo  der  Kampf  nicht  von  Ar- 
beiterverbänden angeordnet  und  geführt 
wurde. 

Eine  Bilanz  zwischen  den  durch  Strikes 
erlittenen  Verlusten  und  den  dadurch  er- 
zielten Vorteilen  lässt  sich  aufstellen  nur 
da,  wo  eine  Lohnerhöhung  in  Frage  stand 
und  erzielt  wurde. 

Im  ganzen  haben  1881—86  168761  Ar- 
beiter durch  Strikes  die  geforderte  Iiohn- 
erhöhung erkämpft.  Ihr  gesamter  Lohn- 
verlust während  des  Ausstandes  betrug 
14471  OOS  M.  oder  durchschnittlich  85,76  >L 
Die  erzielte  Erhöhung  des  Tagelohns  betrug 
27  Cents  (über  1  >fark).  Es  waren  also 
durchschnittlich  76  Tage  erforderlich,  um 
den  vorhergegangenen  Ijohnverlust  zu  decken. 
Diejenigen,  welche  nur  teilweise  dio  ge- 
forderte I/ohnerhöhung  erreichten,  beziffern 
sich  auf  34047,  ihr  I»lmverlust  war 
6  197  827  M.  oder  durchschnittlich  182,03  M., 
der  erzielte  Aufschlag  12  Cents,  die  zur 
Deckung  dieser  Verluste  erforderliche  Zeit 
also  361  Tage. 

Beide  Kategorieen  zusammen  zählen 
202808  Köpfe,  ihr  Lohnverlust  durch  Strikes 
betrug  im  ganzen  20668834  M.,  durch- 
schnittlich 101,93  M.,  die  erzielte  lohn- 
erhöhnng durchschnittlich  24'?  Cents,  die 
zum  Ersatz  des  Verlustes  nutwendige  Zeit 
99  Arbeitstage. 

c)  Die  A.  und  Aussperrungen  von 


>)  Ein  Dollar  -  4,20  M. 
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1887  bia  eut  Gegenwart.  l'eber  die 
Strikoliewegung  der  Jahre  1**7—1^94.  von 
■welch  letzterem  Jahre  al>er  nur  die  erste 
Hälfte  nütlteriieksiehtigt  i>t.  Iierichtet  der 
schon  oUu  citierte  tenth  anniial  report 
von  1MJ«>.  Die  wichtigsten  Zahlen  sind 
folgende : 


tive  zur  Betriebseinstellung  von  den  Ar- 
Iteitern  oder  von  den  l'nternelunern  aus- 
gegangen ist,  hält.  So  kla.-ssifi7.iert  das 
amerikanische    ArlK?itsamt    die  einzelnen 

i  Fälle.  In  den  Jahren  1886 — 1894  verfügten 
r».'Hi9  Betriebe  den  I/>ckout,  wodurch  3»»7  167 

j  Arbeiter  ausgesperrt  wurden.   Davon  kamen 

I  auf  die  Jahre : 


Jahr 

ii 

Betrof- 
fene 
Betriebe 

Im  Dnn  h- 
!>rliiutt 

entfallen 

auf  einen 
Strike 

Betriebe 

A  unser 
Beschäf- 
tigung 
gesetzte 
Arbeiter 

1887 

«  43« 

65S9 

4.6 

379  726 

1K88 

900 

3  506 

3.9 

147  704 

1889 

1  07; 

3  7S6 

3-5 

249  559 

181)0 

I  *33 

9  424 

5,1 

3^1  944 

1891 

1  71S 

8117 

4-7 

299  064 

1892 

I  29S 

s  <;4o 

4.3 

20>J  67  I 

1893 

4  55? 

35 

265  914 

lKW  KMn- 

IIMte- 

896 

5  '54 

5.8 

4S2OO6 

Im  ganzen 

10467 

46  671 

4-5 

2  3S2  648 

i88<; 

1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1898 

1894  16  Monate  1 


1494  Betriebe   f2S.i  %■ 


126S 
178 
I3> 
321 
54" 
709 
302 
365 


•- 

■■ 

■■ 

■ 


(23,9,.  . 

n: : 

16.0  „  1 
(10.2^  i 

(J3-4n  ) 
15-7  r  > 
16.9  _ 


Im  Durchschnitt  der  7'  a  Jahre  kamen 
auf  das  Jalu-  nmd  7< m*  Arbeitseinstellungen 
mit  :il8000  ausständigen  Arbeitern.  Diese 
Zahlen  beweisen  eine  ganz  bedeutende  Zu- 


nahme der  Strikes.  Auch  wenn  man  die 
unverhältnismäßig  grosse  Bevölkerungszu- 
nahme in  den  Vereinigten  Staaten  gebührend 
berücksichtigt  und  ebenso  die  stürmische 
Entwickeliing  des  kapitalistischen  Groß- 
betriebs, sn  sprechen  doeh  die  Zaldeu  für 
eine  ültcrraseheiide  Zunahme  der  Gegen- 
sätze von  Kapital  und  Arbeit.  Der  Um- 
schwung zur  grösseren  Strikethätigkeit  fällt 
Units  in  das  Jahr  Ins«,  in  welchem  1432 
Strikes  mehr  als  eine  halbe  Million  vou 
Arbeitern  ausser  Beschäftigung  setzten. 
Dieses  Jahr  trug  einen  ganz  besonders  auf- 
geregten Charakter.  Der  Kampf  für  den 
Achtstundentag  setzte  die  organisierte  Ar- 
beiterschaft allcnthallieii  in  Bewegung,  die 
Anarchistenunrtthen  und  die  kiiminale  Ver- 
folgung ihrer  Führer  in  Chicago  erregten  die 
Massen,  jHditische  Arbeiterjwirteien  wimlen 
gegründet  und  die  (Zentralisierung  der  Ge- 
werkveivine  in  der  American  Federntion  of 
1-ibor  wunle  durchgeführt.  Für  den  kriege- 
rischen Charakter  dieser  Periode  ist  auch 
die  Zahl  der  Aussperrungen  bezeichnend. 
Was  die  amerikanischen  Statistiker  unter 
Aussperrung  verstehen,  befriedigt  zwar  nicht 
alle  Fortierungen  an  eine  theoretisch  scharfe 
Distinktion.  wiJl  mau  al*er  ül>orliaupt  die 
beiden  sozialen  Phänomene.  Strike  und 
liockout,  begrifflich  trennen,  so  ist  es  immer- 
hin urteil  «las  zweckmäßigste .  wenn  man 
sich  an  die  populäre  Ansicht,  ob  die  Initia- 


5309  Betriebe    [ioo"  0< 

Auch  wenn  man  berücksichtigt,  »lass  die 
Aussperrung  eine  kompliziertere  soziale  Er- 
scheinung ist  als  der  Strike,  weil  sie  auch 
eine  Antici[>atioii  des  Betriebsehlnsses  vor 
einem  erwarteten  Strike  sein  kann  oder 
die  Keaktiou  einer  rnternehmergrupi*' 
gegen  einzelne  lokale  Ausstände,  bestätigen 
ili«.se  Zahlen,  dass  der  oft  aufgestellte  all- 
gemeiue  Satz,  in  der  Hausseperiode  seien 
Aussperrungen  selten,  in  der  Baisse  liäufig. 
keinen  Anspruch  auf  Zuverlässigkeit  machen 
darf.  Aus  den  oben  mitgeteilten  Zaldeu 
könnte  man  viel  eher  das  Gegenteil  dedu- 
zieren. 

Fasst  man  die  Thatsachen  aller  Arbeits- 
streitigkeiten im  Verhältnis  zur  Konjunktur 
zusammeu,  so  leuclitet  ein,  dass  der  Ge- 
schäftsgang allein  nicht  massgebend  für  die 
Zald  der  Kämpfe  auf  dem  Arheitsmarkte 
ist.  Viel  hängt  auch  von  der  politischen 
und  gewerkvercinliehen  Arbeiterbewegung 
ab,  und  diese  kann  zwar  von  der  Geschäfts- 
lage wiederum  beeinflusst  sein,  al>er  auch 
andere  Gründe  pflegen  lüer  mitbestimmend 
zu  sein.  Das  wichtigste  Moment  ist  aller- 
dings regelmässig  der  Gang  der  Produktion. 
Bei  einem  allgemeinen  Aufschwung  der- 
sellien  wird  für  die  Erhöhung  des  Lohnes, 
bei  einer  «lauernden  Depression  gegen  die 
Herabsetzung  desselben  angekämpft.  Auch 
lässt  sich  sagen,  dass  bei  günstigem  Ar- 
Uitsmarkt  mehr  Aussicht  für  das  Gewinnen 
des  Strikes  besteht  als  bei  ungünstigem. 
Hingegen  lässt  sieh  aus  der  allgemeinen 
Konjunktur  für  die  Veränderung  der  jähr- 
lichen Ausstandszahlen  nicht  ohne  weiteres 
ein  Sehluss  ziehen,  da  eine  im  Vergleich 
zu  den  Vorjahren  grosse  Zahl  etensowohl 
von  einem  allgemeinen  Aufsteigen  wie 
Niedergehen  des  Geschäftes  begleitet  sein 
kann.  Nur  der  Wechsel  und  namentlich 
der  rasche  allgemeine  Wechsel  des  Ver- 
hältnisses von  Angebot  und  Nachfrage  für 
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Waren  resp.  Arbeitskraft  durfte  einen  Aus- 
druck in  einer  Statistik  finden,  welche  die 
Summen  der  verlaufeneu  Strikes  registriert. 

Diese  Sätze  finden  in  der  amerikanischen 
Sozialstatistik  ihre  volle  Bestätigung.  Von 
den  Erregungsmomenten  des  Jähret  1880, 
in  welchem  die  stark  erhöhte  Strikethätig- 
keit  einsetzte,  war  schon  die  Rede.  Der 
Hauptgrund  für  die  grosse  Anzahl  von  Ar- 
beitseinstellungen in  diesem  Jahre  ist  aber 
jedenfalls  ein  hausseartiger  Aufschwung, 
der  bis  zum  Herbst  lssT  anhielt,  gewesen. 
Dann  folgte  der  Rückschlag.  Auch  der 
absteigende  Ast  der  Konjunktur  war  wie 
gewöhnlich  durch  zahlreiche  Ijohnkämpfe. 
hauptsücldieh  durch  Aussperrungen ,  aus- 
gezeichnet. ISSN  traten  stabile,  schlechte 
Zeiten  ein,  eine  Krisis  ohne  akute  Formen. 
Als  sich  dann  in  raschem  Umschwung  die 
Wirtschaftliche  Thätigkeit  des  Landes  wieder 
belebte  (1889.90),  vorstärkte  sich  auch  die 
Strikethätigkeit.  Ende  des  Jahres  1S1K) 
brach  dann  eine  Finanzkrisis  in  New- York 
aus,  lind  die  schon  längere  Zeit  vorher- 
gesagte reherpreduktion  und  Ueberfüllung 
der  Märkte  trat  in  grossem  Umfange  ein. 
Die  Krisis  verschleppte  sich  zu  einer 
schleichenden  Depression,  die  nur  zweimal 
akut  unterbrochen  wurde,  einmal  durch 
einen  kurzen  Aufschwung  (gute  Ernte.  Mc. 
Kinley-Bill)  und  1893  durch  eine  besonders 
schwere  und  heftige  Geld-  und  Kredit- 
krisis.  Im  Gefolge  der  letzteren  waren 
massenhafte  Lohnroduktionen  und  Ent- 
lassungen industrieller  Arbeiter.  Die  zahl- 
reichen Arbeitslosen  des  Umdes  brachten 
die  gesamte  Arbeiterschaft  in  Gärung,  und 
diese  Zeit  ist  besonders  durch  General-  und 
Sympathiestrikes  ausgezeichnet.  Allein  in 
der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1891  feierten 
4S2»i()(j  Personen  durch  Ausstand. 

Die  strikestatistischen  Zahlen  für  das 
Jahr  1895.  ebenso  wie  für  die  zweite  Hälfte 
dos  Vorjahres,  sind  zuverlässig  noch  nicht 
bekannt.  Das  Jahr  189.")  begann  unter 
günstigen  Auspicien.  Unter  der  tiefen 
Depression,  deren  Wucht  während  des  Vor- 

t'ahres  auf  dem  ganzen  geschäftlichen  Ver- 
mehr gelastet  hatte,  die  Werkstätten  der 
industriellen  Thätigkeit  geschlossen  hielt 
und  die  Konsumenten  an  der  Beschränkung 
ihrer  Bestellungen  auf  das  Mass  des  je- 
weiligen Augenblicksbedarfs  festhalten  liess, 
waren  die  Nachwirkungen  der  verhängnis- 
vollen Ueberpreduktion ,  welche  die  1893er 
Panik  heraufbeschworen  hatte,  allmählich 
überwunden  winden,  die  aufgehäuften  Waren- 
vorräte wurden  nach  und  nach  aufgebraucht, 
und  in  allen  Geschäftszweigen  hegann  sich 
nun  eine  rege  Nachfrage  geltend  zu  machen. 
Als  unmittelbarste  Folge  dieser  Belebung 
von  Handel  und  Gewerbe  trat  nun  auch  in 
der  J*ige  des  Arlieitsniarktes  eine  Wendung 


zum  Bessern  ein.  Zum  erstenmal  seit  dem 
Ausbruch  der  1893  er  Krise  bot  sich  reich- 
lichere Arbeitsgelegenheit,  und  viele  Tausende 
von  Arbeitern,  die  durch  den  schwachen 
Betrieb  der  industriellen  Unternehmungen 
des  Verdienstes  beraubt  worden  waren, 
konnten  wieder  lohnende  Beschäftigung 
finden.  Fast  in  allen  Branchen  wurde  nicht 
nur  die  Zahl  der  beschäftigten  Arbeiter  be- 
deutend vermehrt,  sondern  deren  materielle 
Lage  auch  durch  Lohnerhöhungen  verbessert, 
die  sich  auf  einen  sehr  ansehnlichen  Prozent- 
satz erstreckten  und  in  erfreulichem  Kon- 
traste zu  den  unzähligen  Ixihnkämpfcn  des 
Vorjahres,  deren  Ausartung  zu  Gewalt- 
tätigkeiten in  Chicago  geführt  und  den 
ganzen  geschäftlichen  Verkehr  für  Wochen 
lahm  gelegt  hatte,  nicht  durch  Massenaus- 
ständc  erzwungen,  sondern  aus  freiwilliger 
Entschliessung  der  Fabrikanten  zugestanden 
wurden.  Die  sieh  so  vollziehende  I»lui- 
erhöhung  dürfte  10  bis  lf)°'o  betragen  haben. 

Auch  für  das  Jahr  1890,  das  wiederum 
einen  starken  Rückgang  der  Konjunktur 
mit  einer,  vom  Jahre  1893  abgesehen,  noch 
nie  dagewesenen  Anzahl  von  Rinkeretten, 
Erscheinungen,  die  auch  nach  der  Präsidenten- 
wald nur  langsam  wichen,  aufwies,  sind 
strikestatistisclie  Notizen  noch  nicht  vor- 
handen. Erst  später,  nach  Sammlung  und 
Sichtung  der  auf  die  Lohnstreitigkeiten  be- 
züglichen Daten,  wird  sich  zeigen,  ob  der 
vorwiegend  üble  Cliarakter  des  Wirtschafts- 
jahres den  befürchteten  Einfluss  auf  den 
Arbeitsmarkt  gehabt  hat. 

Was  die  Verteilung  der  Strikes  auf  die 
hauptsäelüichen  Gewerbezweige  anbetrifft, 
so  seien  hier  die  10  grössten  Gruppen  auf- 
geführt. Es  strikten  in  den  V  i  Jahren 
(1887-1894)  Arbeiter: 

im  Bergbau  801  103 

im  Baugewerbe  34' 
im  Tran.sportgewerbe  273  307 

iu  den  tiewerben  der  Metallverarbeitung  169  720 
in  der  Tabakindnstrie  95  083 

im  Bekleidungsgewerbe  76843 
im  Schuhgewerbe  55  612 

im  Steinmerzgewerbe  53  846 

in  der  (ilaHiudiutrie  34  500 

in  den  Wagenfabriken  32  506 

Die  durchschnittliche  Dauer  der  Strikes 
Itetrug: 


18X7 

Tage : 

20.9 

1888 

20.3 

188!) 

26.3 

18"J0 

24.2 

18!M 

34-9 

1892 

23.4 

189H 

20,6 

1894  iß  Monate. 

37-S 

1887-1894 

27.7 
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Sehr  interessant  auch  für  den  Stand  der 
(Tcwerkvereinsbewegung    sind  diejenigen 
Zahlen  der  amerikanischen  Statistik,  welche 
angel»en,  wie  viele  Atisstande  von  den  Ar- 
l«eitervereinen  als  solchen  insceniert  worden  j 
sind.  Von  10400  Strikes  (1887—1894)  weiss  . 
man  das.    Davon  sind  7294,  also  fast  70  0  o. ' 
von  den  Oewerkvereinsorganen  geleitet  und 
finanziert  worden.   Der  Anteil  rler  Berufs- 
veieine  an  den  Strikeaktionen  ist  also  ein 
sehr  erheblicher,  in  <len  einzelnen  Gewerben 
aber  sehr  verschiedener.     Das  geht  aus 
folgender  Tabelle  hervor: 


Jahr 


Prozentsatz  der  Be- 
triebe, in  welchen 
Strikes  für  Arbeil 


Prozentsatz  der  Be- 
triebe, in  welchen 
en  ftr 


erfolg-z.T.  er- 
reich :  folßT. 


ver- 
loren 


Davon  von 

Zahl  der 

den  Arbeiter- 

bewerbe 

Strike« 

organiM- 

Proz. 

überhaupt 

tionen  ab- 
gegangen 

Berghan 

708 

429 

61 

Baugewerbe 

2490 

2222 

89 

Transportge- 

werbe 

623 

299 

48 

Metallverarbei- 

tung: 

809 

474 

52 

Tabakindnstrie 

845 

642 

76 

Bekleiilnngsge- 

werbe 

1015 

918 

90 

Schuhgewerbe 

455 

340 

75 

Steinmetzge- 

werbe 

587 

442 

75 

(ilasindnttrie 

119 

59 

Watrenfabrika- 

tion 

169 

36 

21 

1KN7 
188« 
188t) 

IS») 

1891 
181*2 
1893 
1894 

'■  M..n 
In  -1.  r 

Periode 


45,64 

52.22 

40.40 
>2>4 
37.87 
39.31 
50.82 

23.83 


7.19  47.17 
5,48  42,3° 
18,91  34,6o 
10.01  37.34 

8,29  53.84 
8jo  51.99 

10,32  33-79 
15,66  60.51 


43.52  |  10.19  46,28 


erfolg- 
reich 


'z.T.er 
folgr 


34,19 
74,44 
40,91 

65,74 
63,92 

69,13 
39,o2 

21,95 


loren 


•**5 
3.89 

2SJ6 

5.56 

14.29 
25.28 

17.05 

1,36 


!  64.^ 

1 21,67 

133,33 

;  28,70 

2t,79 
;  5,59 
37,o> 
76.69 


48,87 ;  10.05  4044 


Sehr  wesentlich  hängt  der  Erfolg  der 
Strikeaktionen  von  der  geringeren  oder 
grösseren  Möglichkeit  für  die  Unternehmer, 
au  Stoib«  der  Ausständigen  Ersatzarbeiter 
zu  erhalten,  ab.  Auch  diese  Frage  hat  der 
amerikanische  arbeit sstatistischo  Dienst  in 
das  Bereich  seiner  Untersuchungen  gezogen. 
Die  in  den  Jahren  1887—1894  von  Aus- 
ständigen berührten  Etablissements  beschäf- 
tigten vor  dem  Strike  4  300  410  Arbeiter, 
ausständig  waren  1834  218  Arbeiter,  und 
als  Ersatzarbeiter  konnten  während  der  Aus-  i 
stände  239431  Leute  herangezogen  werden.  | 
d.  h.  13'  3%  der  Striker.  In  der  Periode 
1881 — 1886  waren  es  nur  10,1  üo.  woraus 
hervorgeht,  dass  die  »Industtielle  Reserve- 
armee im  Verhältnis  zu  den  Strikern 
grösser  geworden  und  damit  die  Chancen 
für  die  Ausständigen  geringer.  Dieses  wird 
auch  durch  die  Erfolgstatistik,  deren  Haupt- 
zahlen wir  hier  gelten,  liestätigt. 


Vergleicht  man  diese  erfolgstatistischen 
Durchschnittsziffern  mit  denen  der  Periode 
1881—1886,  so  zeigt  sich,  dass  das  Ver- 
hältnis für  die  Ariieiter  ungünstiger  ge- 
worden ist,  besonders  liezüghch  der  Aus- 
sperrungen, in  gewissem  Umfange  aber  auch 
bezüglich  der  Arbeitseinstellungen.  Der 
Prozentsatz  der  siegreichen  Aussperrungen 
(nach  Etablissements  berechnet)  hat  sich  vou 
2"»,470o  auf  4>\87°o  erhöht,  die  Niederlagen 
von  (50.48  °o  auf  47,4-1  °  o  erniedrigt.  Was 
die  Strikes  anbetrifft,  so  waren  sie  in  der 
Periode  von  1881— 1886  in  46.."i3°o  der 
balle  siegreich,  bei  13.49  °o  teilweise  er- 
folgreich, uud  nur  39,98  °  o  gingen  verloren. 
In  der  zweiten  Periode  wurden  43. ."»2  0  0  ge- 
wonnen, 10,19  °,o  teilweise  gewonnen,  und 
46,29  °o  verloren.  Aus  alledem  geht  her- 
vor, dass  die  soziale  Position  der  Arbeiter 
sich  mit  der  Zeit  verschlechtert,  diejenige 
des  kapitalistischen  Unternehmertums  da- 
gegen gekräftigt  hat.  — 

Was  die  Ursachen  der  Arbeitseinstellungen 
anbetrifft,  so  gehen  sie  aus  folgender  Uei  «er- 
sieht hervor: 


Ursachen  der  Strikes 


Zahl  der 
von  ihnen 
berührten 
Etablisse- 


Für  eine  Lohnerhöhung  . 
Für  eine  Reduktion  der 

Arbeitszeit  

Gegen  eine  Lohnreduktion 
Aus  Sympathie  mit  andern 

Strikeaktionen  .  .  .  . 
Für    eine  Erhöhung  des 

Lohues  und  Kürzung  der 

Arbeitszeit  

tiegen  die  Beschäftigung 

nichtnnierter  Leute  .  . 
Für  die  Anerkennung  des 

•  Je  werk  Vereins  .    .    .  . 


12041 

6  199 
3830 

3620 


3  095 
1  68S 

1  314 


Prozent- 
satz der 

be- 
teiligten 
EtabÜtte* 
mentt 


•5.7 

13,2 
7,7 


3,6 

2,8 


! 
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L  rsacoen  rter  striKes 

Zahl  der 
von  ihnen 
Deruii!  i»  u 
Etablisse- 
ments 

Prozent- 
satz der 

be- 
teiligten 
Etablisse- 

ments 

Für  die  Annahme  einheit- 
licher Lohnskalen  u.  s.  w. 

Für  die  Wiederanstellnng 
diseiplinierter  Leute .  . 

AwitTP  Ufschwerde|jiinktr 

3  7»7 

467 
10  S91 

6,8 

l,° 
-4.4 

46862 

100,00 

Vergleicht  man  diese  Tabelle  mit  der 
analogen  für  die  Jahre  1881— 1886,  so  geht 
zweierlei  daraus  hervor.  Die  Strikes  zur 
Verbesserung  oder  Erhaltung  der  materiellen 
Arbeitsbedingungen  (Lohnhöhe,  Arbeitszeit) 
haben  nicht  unerheblich  abgenommen,  da- 


gegen haben  diejenigen,  welche  sich  auf  das 
Klassenbewußtsein  der  Arlieiter  beziohon 
(Anerkennung  der  Organisationen,  Verein- 
barung dauernder,  nach  den  Preisen  der 
Produkte  bemessener  1  Lohnskalen,  Sympathie- 
strikes  u.  s.  w.)  ganz  erheblich  zugenommen. 
Der  Prozentsatz  der  letzteren  hat  sich  ver- 
zehnfacht, derjenige  der  Strikes,  welche 
gegen  die  Beschäftigung  von  nichtunierteu 
Leuten  gerichtet  waren,  fast  verfünffacht 
Was  die  Kämpfe  für  die  Reduktion  der  Ar- 
beitszeit anbetrifft,  so  ist  lüerin  gleichzeitig 
mit  dem  Rückgang  der  Achtstundenbe- 
weguug  ein  langsameres  Tempo  einge- 
treten. — 

Auch  über  die  Kosten  der  Arbeitsein- 
stellungen und  Aussperrungen  unterrichtet 
uns  die  amerikanische  Statistik.  Nach 
Jahren  geordnet  ergieht  sieh  folgende  tabella- 
rische Uel>crsicht. 


Jahr 

Strikes 

Aussperrungen 

Lohnverluste 
fttr 

die  Arbeiter 
M. 

Kosten  der 
Strikeunter- 
stützung 
durch  die 
Arbeiterorga- 
nisationen 

M. 

Verinst  für 
die 

Unternehmer 
M. 

Lohnverluste 
für 

die  Arbfiter 
M. 

Kosten  der  1 
Aussper- 
rungsnnter- 
stützutigen 
d.d.  Arbeiter- 
organisation. 
M. 

Verlust  für 
die 

Unternehmer 
M. 

1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
WM 
1894  (6  Mon.) 

69  554  243 
26  786  546 
43  720681 
58  276  420 
62  166321 
45245012 
41  739  802 
118  601  578 

4  810  527 
7  361  206 
2486471 

3  823  197 

4  756  739 
3  502  27 1 

2  365  369 
2  221  250 

28  133  679 
27  337  87» 

>2  334  358 
21  568697 
25  942  090 
21  61 1  902 
14306019 
65  340097 

17781  540 

4  620  239 

5  794  832 
4023  457 

3  71 1  578 
1 1  995  255 

27  969  484 
«  920370 

654  553 
360910 

484  634 
324  282 
210  819 
2  258  273 
1  529  926 
133  295 

1 1  842  891 
5  1 12  236 

1  289  925 

2  042  284 
2  590  930 
7  «19  336 
4  344  564 
2  5°5  233 

Snmma  M.: 

466  090  603 

31  227  030 

216574713 

77816755 

5  956  693 

36847399 

Statistiken,  welche  versuchen,  die  Kosten 
der  Ausstände  und  Aussperrungen  zu  be- 
rechnen, pflegen  der  Natur  der  Sache  nach 
sehr  unsicher  zu  sein  und  dürfen  nur  mit 
grosser  Vorsicht  benutzt  werden.  Verhält- 
nismässig noch  am  einfachsten  ist  der  ent- 
gangene I/Ohu  der  Strikenden  festzustellen. 
Was  die  Kosten  der  Strikeunterstützung 
anbetrifft,  so  kennt  man  gewöhnlich  nur 
die  betreffenden  Ausgaben  der  Arbeiterver- 
bände ,  nicht  aber  die  finanziellen  Hilfe- 
leistungen Aussenstehender.  Mit  diesen  er- 
höhen sich  die  angegebenen  Summen  der 
Subsidien  jedenfalls  ganz  beträchtlich.  Am 
vagesten  ist  die  Kostenberechnung  der  Ver- 
luste der  Unternehmer,  denn  sie  beruhen 
in  erster  Iinie  auf  Selbsteinsehätzung  und 
sind  deshalb  kaum  sicher  vor  dem  Verdachte 
tendenziöser  Darstellung.  Ks  wird  den  Be- 
teiligten geradezu  nahe  gelegt,  die  Kosten 


der  Arbeitseinstellungen  recht  hoch,  die  der 
Aussperrungen  recht  niedrig  einzuschätzen. 
Eine  Kontrolle  dieser  Angaben  ist  alier  so 
gut  wie  unmöglich.  Wenn  man  trotz  aller 
dieser  Einschränkungen  aus  den  oben  ge- 
gebenen Ziffern  Ober  die  Unkosten  der 
Kämpfe  auf  dem  Arbeitsmarkte  üurch- 
schmttsberechnungen  aufstellen  will,  so 
kommt  man  zu  folgenden  Zahlen,  die 
immerhin  nicht  ohne  Interesse  sind.  Ein 
amerikanischer  Strike  kostote  durchschnitt- 
lieh die  Arbeiter  44  529  M. ,  die  Arbeit- 
geber 20691  M.  Die  (Tewerkvercinskasseu 
wurden  durchschnittlich  für  die  Unter- 
stützung eines  Strikes  mit  2983  M.  belastet, 
und  an  entgangenem  Ixmn  kamen  auf  einen 
strikenden  Arbeiter  196  M.  Eine  Aus- 
sperrung kostete  durchschnittlich  die  davon 
betroffenen  Arbeiter  an  entgangenem  Lohu 
20397  M.,  die  Unternehmer  9658  M.  Die 
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Kassen  der  Organisationen  mussten  durch- '  des  Staates  Xew-York.   in   welchem  von 

schnittlieh  für  eine  Aussperrung  l'rfil  M.  allen  amerikanischen  Staaten  am  meisten 

verausgaben,  und  auf  den  Kopf  des  Ausge-  j  pestrikt   wird,  enthalt  entsprechende  An- 

sperrten  kam  ein  Ixihnverlust  von  'Als  M.  gal>cn.    Di»*  von  diesem  jährlich  herausffe- 

N.atürlich  lassen   sieh  ans  diesen  Zahlen  getanen  Statistiken  der  Arbeitseinstellungen 

keinerlei  Schlüsse  auf  die  Zweckmässigkeit  hatan  um  so  mehr  Beachtung  gefunden, 

der  Kämpfe  hütan   und  drüben  machen,  weil  sie  besonders  eiugehend  gehalten  sind 

Um  dieses  thun  zu  können,  müsste  man  die  und   tiesondere  wertvolle,  freilieh  schwer 

Artaitsbedingungen,  insonderheit  die  I/tfin-  kontrollierbar,    finanzstatistische  Notizen 

höhe  vor  und  nach  der  BetriehsoinsteUung.  enthalten.     Die  Statistik    der  Arbeitsaus- 

keunen.    Die  englische  Statistik  der  letzten  stände   im   Staate  Xew-York.  welche  der 

Jahre  gieht  hierfür  gewisse  Anhaltspunkte.  letzte  Bericht  giebt.  fasst  die  Periode  von 

die    der    nordamerikauisehen    Tnion   aber  1  *>."»— isiü  zusammen.     Die  Hauptzahleu 

nicht.    Xur  das  artaitsstatistisehe  Bureau  sind  folgende: 
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In  diesem  Zeitraum  halten  die  Strikes 1 
den  Organisationen  insgesamt  au  Kosten  | 
und  Lohn  Verlusten  nuid  nahezu  "/*  Millionen 
M.  gekostet,  während  die  Gesamt  Verluste 
der  t'nternehtner  bloss  mit  ca.  27  Millionen 
M.  in  Anschlag  gebracht  werden,  neben 
einem  seliätzungsweisen  Ixhugewinn  der 
Arbiter  von  ungefähr  44  Millionen  M. 

Von  einer  Einzeldarstellung  der  haupt- 
sächlichsten Artaitseinstellungen .  Aus- 
sperrungen und  Boykotts  wird  hier  abge- 
sehen. Diese  Aktionen  hängen  so  eng  mit 
der  Oewerkvereinsliewegung  zusammen,  j 
dass  sie  zweckmässiger  Weise  in  dem  Art. 
Gewerkvereine  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  A  m  e  r  i  k  a  geschi  Idert 
werden.  Auf  diesen  Aufsitz  sei  hier  aus- 
drücklich h  i  n  p  >  w  iesei  1 . 

Litterator:   M.   Hering.   Art.  Dir  Arlriuein- 
Heilungen  in  den  Vereinigten  Staaten  in  Amerika, 
Jfdicb.  d.  StaaUtr.    1.  Anß.   Bd.  1.  S.  Miß:  — 
.1.  Sartorlus  v.    Wolfershausen,  Art.  tie-  ' 
trcrki  rrrine    in    den  Vereinigt' :n    Staaten    rmt  1 
Amerika,    lldirb.    d.    SlaoUir.    I.    An  lt.    Bd.  4. 
S.  }-iff.  —  Jternelbef  Die  n<nd-iui> ribinf'-fi-i, 
(irivfrk*rhnflrn    mitrr   drin    Eiiiftuji*    drr  /■■>•!- 
»chrritrndm  Prt>d,ikti<.n*t*rhnik,  liiriin  is.sr,.  —  1 
Derneibr,     Jtrr    utudmir    S»:iah*mu*    in  dm 
Yrrrini'JtfH  Mtnntr»  von    Amfriht,  Jtrrlin  /*:«*. 
—    lßet'«elbe,    Art.    l>ie    tiriwkrerriue   in  dm 


YrrrinigO  n  Statten  mn  Amrrika ,  Jfdirf:  d. 
St'Hittir.  I.  Anß.  Sappl,  /id.  /.  .V.  iltjT.  — 
Iternelbe,  Ein  Stilek  Sf-  liitlnesfhichtf  in  Xohlrnt 
Allgemeine*  StittittUche*  Archiv.  IV.  Jahrg.,  S. 
',-JSff.  Tübingen  IS-Mi.  —  .1.  r.  Studnltx.  X?rd- 
amerikanische  Arbeitenerhiiltni**e,  I*ip:ig 

-  H.  W.  Farnnm,  Die  ameriknni*chen  r,r. 
trerkvereine,  Leipzig  1$?9.  —  Richard  T.  Oy. 
The  I/ibor  Movement  in  America,  Xrv-Vori 
J.SM.  —  H".  T.  Stead,  Der  Krieg  ztrUchen 
Arlteit  und  Kapital  in  den  Vereinigten  Staaten, 
denU'-h  ton  M.  ftinntritz,  Stuttgart  /.*r>^.  —  3t. 
Btermer,  Art.  Arbeit*eit%*teUunq*n,  Ud*rh.  d. 
Staat**.,  I.  Aaß.  Supjd.  Bd.  !.  S.  Wjf.  — 
tternelbe,  Art.  tietrerkrerrintbeicegung,  Hdxcb. 
d.  StaaUn.,  1.  Anß.  Suppl.  M.  2.  S.  4*9.  — 
Derselbe,  Art.  Arhcit*ein*teUungen,  W-'irterb. 
d.  Vidktw.  Jld.  1.  S.  I7.Jß.  —  Th  i  rd  A  n  n  u  a  I 
II,  p  <>rt  of  the  Commi*tioner  <>/  /y<iAr>r. 
—  S  t  r  i  k  e  *  a  ii  d  I.  n  c  k  n  ii  (  *  ,  Wathington 
ISS.«.  Bulletin    of  the    Itepartment  ot 

Is,l»>r.  Edited  bv  Carroll  D.  Wright,  Was- 
hington 1S91—9*.  —  Report  of  the  Depart- 
ment of  L<dn>r  of  Xetr-York  ISl'i,  Xew-Vork 
t  s-fi.  —  T e  ii  t  h  A  ii  n  ii  a  I  Report  of  th' 
t'ommi*Aiouer  of  f.afor,  J.  Vol.  Washington  IS'Mi. 

I.  A.  .V.  SeHng. 
>.  A.  M.  Blermer. 
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Arbeitshaas. 

Unter  Arbeitshäusern  versteheu  wir  hier 
diejenigen  öffentlichen  Anstalten,  in  denen 
die  der  öffentlichen  Annenfürsorge  anheim- 
gefallenen Personen  zu  geregelter  Arbeit 
angehalten  werden.  Die  Unterbringung  im 
Arbeitshause  ist  somit  «-ine  Art  der  Armen- 
unterstützung.  Mit  den  Armenarbeitshäusem 
Bind  nicht  zu  verwechseln :  das  Arlwntsliaus. 
welches  zur  Vollstreckung  von  Strafliaft  oder 
von  komditioneller  Nachhaft  (Sj  362  des 
R.St.G.B.)  bestimmt  ist,  ferner  die  zur  Ver- 
wirklichung eines  vermeintlichen  Hechtes 
auf  Arlieit  getroffenen  Einrichtungen  (z.  B. 
die  Nationalwerkstätten  in  Paris  1789  und 
1S49,  s.  d.  Art.  National  Werkstätten),  end- 
lieh die  als  Werke  freier  Liebesthätigkeit 
nach  dem  Grundsätze  »Arbeit  statt  Almosen <• 
geschaffeneu  Arl*eitorkolonieen  (s.  (i.  Art.  oben 
S.  463  ff.)  und  Arlieitsstätten. 

Die  Annonfürsorge.  zur  Reehtspflicht 
des  Gemeinwesens  erhoben,  wird  von  selbst 
auf  das  Ziel  hingedrängt,  möglichst  die 
Wurzeln  der  Armut  zu  beseitigen  und  den 
Hilfsl>edürftigen  wieder  auf  eigene  Ffisse 
zu  stellen,  Hierzu  gehört,  dass  er,  soweit 
er  arlieitsfähig  ist,  Gelegenheit  zur  Arbeit 
erhalt  und  nötigenfalls  zu  geordneter  wirt- 
schaftlicher Thätigkeit  erzogen  wird.  Das 
blosse  »Sichfüttern lassen^  arbeitsfähiger  Per- 
sonen ist  ein  unwürdiger,  zweckwidriger 
und  für  das  Gemeinwesen  gefälirlicher  Zu- 
stand. 

In  1 1  a  1  i  e  n  hat  es  bereits  im  16.  Jahrhun- 
dert Arl»eitshäuser  für  Arme  gegel»on ,  so  das 
1  f»39  errichtete  genuesische  Albergo  dei  poveri. 

Das  klassische  Lind  des  Arbeitshauses 
(work-house)  ist  jedoch  Englaud.  Schon 
das  Gesetz  der  Königin  Elisabeth  von  1601 
bestimmte,  dass  die  arbeitsfähigen  Armen 
zur  Arbeit  gesetzt  wenlen  sollten.  1697 
wunle  in  Bristol  das  erste  work-house  er- 
richtet, für  rlie  weitere  Ausbildung  der  Ar- 
beitshäuser schaffte  ein  G.  v.  1723  die 
nötigen  Grundlagen.  Das  Annenbudget, 
welches  infolgedessen  von  8UMHJO  £  im 
Jahre  1698  auf  019  Otm  £•  im  Jahre  175« » 
zurückging,  steigerte,  sich  später  wieder  auf 
7S7(tsnl  f  (über  U  M.  auf  den  Kopf  der 
Bevölkenmg)  im  Jahre  1817,  nachdem  durch 
den  Gilk-rfs  Act  von  17K2  das  Arlieitshaus 
seinem  ursprünglichen  Zwecke  entfremdet 
worden  war.  Erat  die  Keformgesetzgebung 
von  1818 — 1884  stellte  es  wieder  m  den 
Mittelpunkt  der  Annenfürsorge.  Ein-  und 
Austritt  stehen  dein  Hilfsbedürftigen  jeder- 
zeit frei.  Doch  soll  arbeitsfähigen  Personen 
Unterstützung  gnindsätzJich  nur  durch  Auf- 
nahme in  das  Arbeitsliaus  gewahrt  werden. 
Mangel  an  geeigneten  Räumlichkeiten  und 
an  Mitteln  zu  deren  Herstellung  führt  in 
den  einzelneu  Armenverbänden  und  Arbeits- 


hausliezirken  (unions)  auch  jetzt  noch  zu 
erheblichen  Ausnahmen.  Das  Verhältnis  der 
arbeitsfähigen  iu-door  j>aujK*rs  zu  den  ar- 
beitsfähigen out-door  paupera  war 

1883  :  21  55S  zu  77  592 
1893  :  34752  zu  72426 
1897  :  40  398  zu  68  429 

Andrerseits  I »eherbergen  die  workhouses 
neben  den  arbeitsfähigen  Armen  eine  weit 
grössere  Zald  von  Kindern.  Greisen.  Kranken 
und  Siechen.  Neuerdings  sind  die  casual 
wards  zur  Unterbringung  der  Obdachlosen 
(Vagabunden)  von  den  workhouses  abge- 
trennt worden.  Auch  herrscht  das  Bestreben, 
für  Kinder  und  Kranke  besondere  Anstalten 
zu  errichten  und  die  Arbeitshäuser  für  Alters- 
schwache und  Gebrecldiche  (old  and  infinn 
people)  von  denen  für  Arbeitsfähige  lable- 
bodied)  ganz  zu  trennen.  Zu  diesem  Zwecke 
sind  Vereinigungen  von  mehreren  Arbeits- 
hansbezirken gebildet  worden.  Die  Häus- 
linge  (inmates)  des  workhouses  unterliegen 
der  Disciplinargewalt  des  master.  der  oft 
ein  pensionierter  Offizier  ist,  und  der  matron ; 
die  Geschlecliter,  selbst  Eheleute,  wenlen  in 
der  Regel  streng  getrennt,  ein  etwaiger 
Nebenverdienst  wird  nicht  ausgezahlt.  Inter- 
essante Schilderungen  von  dem  abschrecken- 
den Charakter  des  workhouse  giebt  Chevallier 
in  seiner  unten  erwähnten  Schrift. 

Dem  englischen  Muster  nachgebildet  sind 
die  Werk-  und  Armenliäuser  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika: 
lüer  wurden  4*  county-poor-houses  und  f> 
city-alm-houses  gezählt,  deren  Insassen  sieh 
ausser  Verhältnis  zu  der  entsprechenden 
Zunahme  der  Bevölkenmg  stark  vermehrt 
haben. 

Die  in  Dänemark  bestehenden  zahl- 
reichen, aus  der  Autonomie  der  Gemeinden 
herausgeschaffenen  Arbeitshäuser  waren 
früher  ausgesprochene  Zwangsanstalten. 
Durch  das  allgemeine  Armengesetz  vom 
9.  April  1891  ist  dies  wesentlich  geändert 
worden.  Nur  solche  Bedürftige,  deren  Ver- 
hältnisse sich  für  eine  Unterstützung  in 
ihrer  Wohnung  nicht  eignen,  sind  in  Armen- 
bezw.  Arbeitsanstalten  unterzubringen.  Doch 
kann  hiergegen  die  Entscheidung  der  Auf- 
sichtsbehönle  angenifen  werden.  Eheleute, 
dio  ein  rechtschaffenes  Leben  geführt  lial>en, 
dürfen  in  der  Regel  nicht  getrennt  werden. 
Disciplinarstrafen  bedürfen  l>ehördlieher  Be- 
stätigung. Der  Austritt  wird  gestattet,  so- 
bald der  Insasse  nachweist,  dass  er  sich 
selbst  ernähren  kann;  eigenmächtiges  Ver- 
lassen der  Anstalt  wird  jedoch  als  Vergehen 
wider  <Ue  Ordnung  mit  Gefängnis  oder 
Zwangsarbeit  bis  zu  6  Monaten  ttestraft. 

Eine  Mittelstellung  zwischen  Armen- 
und  Korrektionsanstalt  nehmen  die  seit  Mitte 
des  Jahrhunderts  in  der  Schweiz  —  vor- 
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Aviogend  in  den  deutschen  Kantonen,  seltener 
in  der  Westschweiz  —  errichteten  Arltoits- 
häusor  ein,  welche  namentlich  auch  zur 
Unterbringung  von  arltoitsfähigen ,  aber 
arbeitsscheuen  Personen  beiderlei  (_ie8eldeehts 
In  stimmt  sind  und  vielfach  geradezu  als 
'Konvktionsanstalten-    bezeichnet  werden. 

In  Oesterreich  unterhält  die  Stadt 
Wien  ein  freiwilliges  Arbeitshaus,  welches 
Ende  lS'.Ci  3o3  männlich«»  und  20  weibliche 
Insassen  zählte.  Sonst  sind  Gemeiudearbeits- 
häuser  in  < testerreich  und  Ungarn  nur 
ausnahmsweise  zu  finden.  1883  hatte  der 
Landtag  des  Königreichs  Böhmen  Erörte- 
rungen filier  die  Enichtung  von  Anstalten 
lieschlossen,  deren  wesentliche  Aufgalie  die 
zwangsweise  Besclüiftigung  arlteitssoheuer 
Personen  sein  sollte,  lier  Plan  wurde  jedoch 
aufgegelten.  nachdem  durch  die  beiden  Ge- 
setze vom  24.  Mai  IHN"»  die  Enichtung  vou 
Zwangsarlteitsanstalton  zur  Vollstreckung 
korrcktioneller  Nachhaft  geregelt  worden  war. 

In  Kussland  sind  —  zuerst  lKSl  in 
Kronstadt  —  durch  freiwillige  Sammlungen 
Arlteitshäuser  gegrilndet  worden,  welche  in- 
dessen mehr  den  deutschen  Arbeiterkoloiiieeu 
ähneln,  nur  dass  die  Insassen  nicht  mit  land- 
wirtseliaftliehon.  sondern  mit  industriellen 
Arbeiten  beschäftigt  werden.  Die  Zahl  dieser 
Arlieitsstätten  (doma  tnidolubia)  ist  in  neuerer 
Zeit  rasch  gewachsen,  nachdem  zufolge  l'kas 
vom  l.  September  lsU~>  die  jetzige  Kaiserin 
die  Leitung  des  hierfür  eniehteten  Kurato- 
riums übernommen  hatte.  Es  giebt  gegen- 
wärtig s4  solcher  Anstalten,  und  die  Grün- 
dung von  öo  weiteren  steht  in  Aussicht. 

Die  in  Frankreich  und  Belgien  auf 
Gnind  des  Dekrets  vom  5.  Juli  1N08  er- 
richteten depöts  de  mendicite  sowie  die 
in  Italien  bestehenden  ricoveri  di  mendi- 
eita  entsprechen  weder  dem  Wesen  noch 
dem  Zwecke  von  Aimenarheitshäusern,  wohl 
alter  die  in  Belgien  neuerdings  entstandenen 
maisons  de  refuge,  welche  nach  dem  Ge- 
x-tz  vom  27.  Noveml>er  ISill  nicht  nur  zur 
l'nterbringung  von  Gelogenheitsltettlom,  son- 
dern auch  zum  Aufenthalte  der  sich  frei- 
willig meldenden  arltoitsfähigen  Annen  dienen. 

In  Deutschland  ist  die  Entwiekelung 
der  Verhältnisse  auch  auf  «liesein  Gebiete 
wesentlich  durch  Landes-  und  Ortsgesotze, 
zugleich  alwr  auch  durch  den  Gegensatz 
von  Stallt  und  I^and  bestimmt  woitlen.  Be- 
l-eits  I71">  wurden  in  Kursachgen  Landarinen- 
häuser  zur  Unterbringung  kranker  und  un- 
vermögender Leute,  > welche  sich  sonst 
nirgends  hinzuwenden  wissen«,  eingeführt, 
zunächst  freilieh  noch  mit  den  Zuchthäusern 
verbunden.  Zur  Steuerung  des  Bettels  bo- 
si  bloss  17^3  das  Konstanzer  Viertel  des 
schwäbischen  Kreises,  diejenigen,  »welche 
nirgends  eine  Arlioit  habeii'.  in  ein  gemein- 
schaftliches Arbeitshaus  unterzubringen.  In 


Pivussen  erfolgte  gegen  die  Wende  des 
Jalirhunderts,  ausgehend  von  den  Bestim- 
mungen des  A.L.R.,  die  Bildimg  der  land- 
armen verbände  mit  ihren  Zwangsarbeits- 
und  Korrektionsliäuseni.  §  8  des  Unter- 
stützungswohnsitzgesetzes vom  (i.  Juni  1870 
überlässt  auch  heute  noch  die  Bestimmung 
über  »die  Art  uud  das  Mass  der  im  Falle 
der  Hilfsbedürftigkeit  zu  gewährenden  öffent- 
lichen Unterstützung«  der  I^andesgesetz- 
gebung.  Infolgedessen  haben  sich  wesent- 
liche Verschiedenheiten  besonders  in  bezug 
auf  den  Träger  des  Arbeitshauses  (einzelne 
Gemeinden  oder  grossere  Verliände»  sowie 
in  Bezug  auf  den  Charakter  der  Unterstützung 
(freiwilliger  Ein-  und  Austritt  oder  zwangs- 
weise Unterbringung  und  Festhaltung  in  der 
Anstalt)  herausgebildet. 

In  Preussen  geht  im  allgemeinen  die. 
Ansicht  dahin,  dass  eine  zwangsweise  Ein- 
liefening  arbeitsscheuer  Personen  in  eine 
Arbeitsanstalt  (die  eigentliche  Koi-rektions- 
anstalt)  nach  361,  302  des  RSrr.G.R 
nur  auf  Gnind  richterlicher  Entscheidung 
erfolgen  könne.  Hierdurch  ist,  namentlich 
in  den  ländlichen  Kreisen  der  alten  Provinzen, 
die  Enichtung  von  Armenarbeitsliäusern  ge- 
lähmt worden.  In  den  grösseren  Städten 
bestehen  solche  in  melir  oder  weniger  organi- 
sierter Gestalt,  in  Berlin  und  Breslau  mit 
der  eigentlichen  Konektionsanstalt,  in  anderen 
Orten  mit  Annen-  und  Versorgungshänsern 
verbunden.  Desgleichen  sollen  die  Laud- 
armenanstalten  der  meisten  Provinzen  neben 
den  Zwecken  der  straf gesetz liehen  Korrek- 
tionshaft als  Annenarbeitshäuser  dienen, 
lial>en  sich  aber  als  solche  nicht  ltewälirt, 
da  der  Bezirk,  für  den  sie  enichtet  sind, 
zu  gross  ist.  Ein-  und  Austritt  ist  bei 
diesen  Arbeitshäusern  in  der  Regel  frei,  so- 
weit nicht  eine  Korrektionshaft  auf  Grund 
richterlicher  Entscheidung  in  Frage  kommt 
Nur  in  Magdeburg  haben  sich  die  in  die 
Station  der  ^freiwilligen  Arbeiter».  Aufge- 
nommenen zu  einer  Ü  wöchigen  Arbeit  zu 
verdingen.  In  Ostpreussen  sind  für  die 
Kreise  Tapiau  uud  Alienstein  Kreisarmen- 
und  Arbeitshäuser  nach  dem  Muster  der 
sächsischen  Bezirksanstalten  errichtet  wor- 
den. In  Schleswig-Holstein,  wo  die  Ueber- 
liefeningen  der  ehemals  dänischen  Verwal- 
tung zum  Teil  noch  fortwirken,  Itestehen 
seit  den  40  er  Jahren  zahlreiche  Arbeits- 
häuser, meistens  von  einer  Mehrzahl  von 
Gemeinden  (sogenannten  Gesamtaimenver- 
bäuden)  enichtet,  von  Ausschüssen  mit  eineui 
Vorsitzenden  (Inspektor)  an  der  Spitze  ver- 
waltet und  mit  Annen-,  Kranken-,  Siechen-  etc, 
Anstalten  vielfach  verbunden.  Die  Kosten 
dersell)en  belaufen  sich  für  Kopf  und  Tag 
auf  o,34— o,40  M..  wovon  0,03 — 0.12  M.  aid 
die  nach  der  Seelenzahl  der  beteiligten  Ge- 
meinden umzulegenden  Generalkosten  kom- 


Digitized  by  Google 


Arbeitshaus 


861 


men.  Eltern  bezw.  uneheliche  Mütter,  deren  1 
Kinder  der  Armenpflege  anheimfallen,  wer- 
den als  Unterstützte  angesehen  und  müssen 
es  sich  nach  Umständen  gefallen  lassen,  mit 
Verlust  der  Freiheit  in  die  Anstalt  aufge- 
nommen zu  werden.  Im  übrigen  wird  der 
Zwangscliarakter  dieser  Anstalten  in  Abrede 
gestellt.  Ursprünglich  war  in  den  seit  der 
Einverleibung  von  Hannover  zu  Emden  und 
Osnabrück  gegründeten  Arbeitshäusern,  deren 
Statuteu  von  der  Regierung  genehmigt  wor- 
den waren,  die  Entlassung  des  Häuslings 
von  »lern  Nachweise  anderweiten  gesicherten 
Fortkommens  abhängig  gemacht.  Diese  Be- 
stimmung ist  jedoch  neuerdings  gefallen. 

Im  Gegensatze  zu  Prenssen  haben  sich  die 
Arbeitshäuser  im  Königreich  Sachsen 
einheitlicher  und  erfolgreicher  entwickelt, 
tragen  hier  aber  auch  einen  ausgesprochenen 
und  nur  erst  in  neuester  Zeit  etwas  gemil- 
derten Zwangscharakter.  Ihre  Errichtung  ist 
liier  der  Autonomie  der  Gemeinden  und  Be- 
zirksverbände überlassen,  eine  Bestätigung  der 
Statuten  und  Hausordnungen  durch  die  Re- 
gierungsbehörde erfolgt  nur  auf  Ansuchen. 
Es  bestanden  demgomäss  Ende  1S82  zu- 
nächst 34  städtische  Anstalten,  darunter 
e  i  n  ausschliessliches  Arbeitshaus  in  Dresden 
mit  070  Insassen,  die  übrigen  meist  mit 
Versorghäusern,  zum  Teil  mit  Polizeigefäug- 
nisseu  verbunden.  Die  Oesamtkosten  dieser 
Anstalten  betrugen  1H82  522457  M.,  wovon 
155354  M.  durch  Arbeitsverdienst  gedeckt 
waren.  Für  die  kleineren  Städte  und  das 
tte  Land  waren  am  1.  Dezember  1880 
Beziiksannenliäuser  mit  1529  Insassen, 
Ende  1882  2m  Bezirksannenhäuser  (je  eins 
auf  rund  83000— 117000  Einwohner)  mit 
2078  Insassen.  Endo  1890  29  Bezirksanneu- 
liäuser  mit  2170  Insassen  vorhanden.  Von 
diesen  Anstalten,  die  bis  auf  eine  einzige 
(Sorga)  gleichzeitig  auch  den  Zwecken  der 
Versorgung,  Siechen-,  Kranken-,  Irrenpflego 
bezw.  Kindererziehung  dienen,  gehören  10 
freiwilligen  Vereinigungen  von  Gemeinden 
(sogenannten  Bezirksannen  vereinen),  19  den 
durch  das  Gesetz  vom  21.  April  1873  ge- 
bildeten Bezirksverbänden.  Die  Oeneral- 
kosten  werden  auf  die  beteiligten  Gemein- 
den nach  Verhältnis  der  Einwohnerzald.  der 
Grundsteuereinheiten  oder  auch  der  Ein- 
kommensteuer umgelegt  1k?zw.  vom  Bezirks- 
verbande getragen,  die  Sjiecialkosten  für 
Verpflegung  und  Kleidung  der  Häuslinge, 
soweit  sie  nicht  durch  deren  Arl>eitsvcrdienst 
gedeckt  werden,  dem  Annenverbande, 
von  dem  die  Einlieferung  erfolgt,  entweder 
nach  dem  wirklichen  Aufwände  oder  nach 
festen  Pauschsätzen  (25— 7o  Pf.  für  Tag  und 
Kopf)  berechnet.  1882  betrug  die  Gesamt- 
ausgabe der  Bezirksanstalten'  51  u  942  M., 
1890  712HOO  M.,  wovon  144  431  M.  bezw. 
1GOOOO  M.  durch  Arbeitsverdienst  gedeckt 


wurden.  Ein  von  den  Gemeinden  bezw. 
dor  Bezirksvertretung  gewälüter  Direktor 
verwaltet  seinen  Posten  in  der  Regel  als 
Ehrenamt,  der  Hausinspektor,  welcher  mit 
dem  nötigen  Aufseher-  und  A\  ärterpersonale 
die  eigentliche  Leitung  der  Anstalt  besorgt, 
ist  sein  Untergebener.  Durch  Gemeinde- 
oder Bezirksausschusskonimissionen  werden 
regelmässige  Revisionen  vorgenommen, 
ausserdem  finden  auch  Revisionen  seitens 
der  Medizinalbehörde  statt.  Die  Aufnahme 
der  Häuslinge  erfolgt  auf  Antrag  des  zur 
Unterstützung  verpflichteten  Ortsannenver- 
bandes mit  Genehmigung  des  Direktors,  der 
auch  die  Entlassung  zu  verfügen  liat.  Da 
§§  27  und  28  der  sächsischen  Armenord- 
nung vom  22.  Oktober  1810  auch  neben 
den  die  Armonpolizei  nach  keiner  Seite  hin 
erschöpfenden  §§  361,  302  des  R.St.G.B.  als 
fortdauernd  gültig  angesehen  werden,  so 
ist  die  Armenpolizei l>ehörde  befugt,  arbeits- 
scheue oder  liederliche  Anne  auch  gegen 
deren  Willen  in  einer  Arbeitsanstalt  unter- 
zubringen und  in  derselben  festzuhalten. 
Doch  setzt  dies  nach  einer  neueren  Verord- 
nung des  Ministeriums  des  Innern  vom  11. 
Juni  1895  unter  allen  Umständen  voraus, 
dass  die  tietreffende  Person  oder  deren  von 
ihr  zu  alimentierende  Angehörige  bereits 
hülfsbedürftig  sind  und  öffentliche  Unter- 
stützung in  Ansprach  nehmen.  Als  vor- 
beugende Massregel  ist  die  Unterbringung 
im  Arbeitsliaus  sonach  nicht  mehr  zidässig. 
Auch  soll  nach  neueren  Vorschriften  die 
Entlassung  auf  Antrag  des  Ortsarmenver- 
Itandes  jederzeit  bewilligt  und  auf  Antrag 
des  Häuslings  dann  nicht  versagt  werden, 
wenn  dersell>e  für  sich  und  die  Sein  igen 
ein  andorweitos  gesichertes  Fortkommen 
nachweist.  Ohne  solchen  Antrag  soll  min- 
destens von  Jahr  zu  Jahr  die  Frage  wegen 
Entlassung  der  einzelnen  Häuslinge  einer 
sorgfältigen  Prüfung  unterzogen  werden. 
Gegen  die  Eiidiefeningsvorfügung  und  die 
Verweigerung  der  Entlassung  steht  dem 
Häuslinge  Rekurs  an  die  nächste  Aufsichts- 
behörde Imjzw.  Beschwerde  bei  den  höheren 
Aufsichtsbehörden  zu.  In  der  Anstalt  ver- 
lieren alle  Aufgenommenen  die  freie  Ver- 
fügung über  ilire  Arbeitszeit  und  Arlteits- 
kraft.  Die  Geschlechter  werden  räumlich 
von  einander  getrennt,  auch  den  Familien 
wird  ein  Zusammenleben  in  der  Regel  nicht 
gestattet.  Arbeitsscheue,  liederliche  Per- 
sonen und  Häuslinge,  welche  sich  der  Haus- 
ordnung nicht  fügen,  werden  in  einer  lxv 
sondoren  Disciplinarklasse  als  sogenannte 
»Korrektionärec  vereinigt,  die  übngen  In- 
sassen gelten  als  sogenannte  »Pensionäre* 
oder  »Pfleglinge«.  Von  den  im  l^anfe  des 
Jahres  1882  in  Bezirksanstalten  unterge- 
brachten 3055  Personen  waren  1  "H  »4  (41°.o) 
Kon-ektionäre,  von  deu  Ende  1890  unterge- 
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brachten  217'»  Personen  nur  noch  (»27  (30 °  o). 
Gegen  männliche  Korrektionäre  ist  Prilgcl- 
strafe  als  Disciplinarmittel  zulässig.  Be- 
schäftigt werden  die  Häuslinge  entweder 
mit  gewerblichen  Artieiton.  die  den  Bezirks- 
anstalten  im  allgemeinen  wenig  Gewinn 
bringen,  oder  dureh  Verdingung  in  henach- 
Uxrte  landwirtschaftliche  Betrielie.  Die  säch- 
sischen Art>eitshäuser  haben  sich  im  wesent- 
lichen die  Zufriedenheit  der  I,andesl>ovölke- 
rung  erworben  und  auch  ausserhalb  Sachsens 
vielfache  Anerkennung  gefunden.  Wenn  es 
früher  zuweilen  vorkam,  dass  Häuslinge 
schwere  Verbrechen  begingen,  um  sich  der 
strengen  Zucht  des  Arbeitshauses  zu  ent- 
ziehen, so  sind  ähnliche  Vorfälle  nach  der 
inzwischen  erfolgten  Verschärfung  der  Dis- 
eiplin  in  den  Strafanstalten  nicht  mehr  be- 
kannt geworden.  Neuerdings  tritt  immer 
mehr  das  Bestreiken  hervor,  die  Siechen  aus 
den  Arlteitshäusern  ganz  herauszunehmen 
und  in  lieseiideren  Anstalten  unterzubringen. 

In  Oldenburg  bestehen  gegenwärtig 
19   Anuenarl^itshäuser    (1*7*    14,  1871 
nur  4).  von  denen  eins  für  einen  ganzeu 
Amtsverliand,  die  übrigen  je  für  eine  ein- 
zelne Gemeinde  bestimmt  sind.    Der  Aus-; 
tritt  ans  der  Anstalt  kann  verweigert  werden. : 
wenn  der  Pflegling  schon  wiederholt  unter- 
stützt ist  und  nicht  nachweisen  kann,  dass 
und  wie  er  sich  und  die  Seinigen  auf  red-! 
liehe   Weise  selbst   zu  ernähren  vermag. 
El»eiiso  haben  die  Domaniolarl>citshäuKcr  zu 
Wickendorf  und   Doberan   in  Mecklen- 
burg -  S  e  h  w  e  r  i  n  einen  Zwangscharakter 
in    U'schränktem    Umfange.     Nach  dem 
Statut  vom  .">.  Juni  1*72  (Heg.Bl.  S.  201)  ff.) 
haben  die  Armen  verlande  «las  Recht,  Ob- 
daeldose  und  solche,  welche  eine  Annen- 
unterstützung in  Anspruch  nehmen,  in  diesen 
AriV'itshäusern  unterzubringen,  sofern  diese 
Personen  mit  Aufwendung  aller  Kräfte  und  i 
Mittel  für  sich  und  die  Ihrigen  selbst  zu 
sorgen  im  stände  sein  würden,  d.  h.  dafern  . 
sie  als  arlHMtsfähig  anzusehn  sind.    Kinen  I 
Anspruch  auf  Entlassung  hat  iler  Häusling 
nur,  wenn  er  glaubhaft  nachweist,  dass  er  ein 
eigenes  l'nterkomnieu  gefunden  luuV  liezw. 
sich  und  die  Seinigen  oline  rnterstützung 
zu  ernähren  im  stände  sei.    Eine  gleiche 
Entlassungslieschränkung  gilt  auch  für  die 
Annenarbeitsaustalt  der  Stadt  Rostock. 

In  Württemberg  l»estimnit  der  auch 
jetzt  noch  für  giltig  erachtete  Art.  14  des 
G.  v.  2.  .luli  1*>9,  dass.  wer  für  sich  selbst 
oder  in  der  Person  seiner  Ehefrau  oder 
seiner  noch  nicht  14  Jahre  alten  Kinder 
öffentliche  rnterstützung  empfängt,  dureh 
Beschluss  der  Annenbehönle  zu  Arbeiten 
innerhalb  oder  ausserhalb  einer  öffentlichen 
Armenaiistalt  angehalten  werden  kann.  Ks 
liesteht  hier  ausser  den  siädtisehen  Be- 
schäftiguugsanstalten  zu  Stuttgart  und  Heil- 


bronn eine  Bezirksarmenanstalt  zu  Göppingen 
für  ledige,  arbeitsfähige,  aher  arbeitsscheue 
Männer  und  Weiber  nach  sächsischem  Muster. 
Sie  wird  indessen  nicht  als  gelungen  an  ge- 
sehn, und  der  Plan  des  Bezirks  Hall,  eine 
solche  Anstalt  auf  landwirtseliaftlieheu  Be- 
trieb zu  gründen,  ist  nicht  zur  Ausführung 
gelangt. 

Keinen  Zwangscharakter  besitzen  die  Ar- 
beitshäuser zu  Hamburg  und  Bremen. 
Ersteres,  im  17.  Jahrhundert  gegründet,  ist 
lange  Zeit  mit  dem  Zuchthause  verbunden 
gewesen.  Erst  1893  ist  seino  Verwaltung 
von  der  Gefängnisdeputation  auf  das  Armen- 
kollegium übergegangen.  Das  Werk-  und 
Armenhaus  zu  Hamburg,  das  gegenwärtig 
867  Männer  und  523  Frauen  beherbei-gt  und 
1896  einen  Staatszuschuss  von  über  447  (WO  M. 
erforderte,  dient  gleichzeitig  als  Besserungs- 
anstalt für  Mädchou,  die  wegen  sittlicher 
Verwahrlosung  von  ihren  Eltern  oder  Vor- 
mündern eingeliefert  werden.  In  der 
Bremer  Austalt  soll  hauptsäcldich  den 
vermindert  arbeitsfähigen  Annen  Beschäf- 
tigung geboten  werden.  Doch  ist  man  hier 
mit  den  Erfolgen  wenig  zufrieden. 

Die  Arbeitshäuser  in  Bavern,  deren 
Errichtung  noch  Arft.  32,  38  des  G.  v.  29. 
Oktol»er  1*09  Sache  der  Gemeinden  und 
Distrikte  ißt,  sind  zu  keiner  besonderen 
Entwickelnng  gelangt.  Auch  sind  die  in 
der  I.  Aufl.  dieses  H.W.B,  erwähnten  Krois- 
annenhäuser  in  Sachsen-Meiu  in  gen 
nach  neueren  Mitteilungen  nicht  als  eigent- 
liche Arbeitshäuser  anzusehen. 

Im  allgemeinen  erheben  Koscher  und 
Che  voll  ier  gewichtige  Bedenken  gegen 
das  Arl>eitshausprineip  und  gelten  einer 
Pnterstntzung  auch  der  arbeitsfähigen  Armen 
unter  thunlichster  Bolassung  in  ihren  bis- 
herigen Verhältnissen  den  Vorzug.  Doch 
worden  ihnen  die  meisten  Praktiker  in 
Deutschland  und  England  nicht  beistimmen, 
und  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
ist  die  Meinung  allgemein,  dass  das  Arbeits- 
haus das  wirksamste  Mittel  der  Annenpflege 
sei.  Auch  von  Hippel  fordert  neben  einer 
andorweiton  strafrechtlichen  Bekämpfung 
von  Bettel,  Landstreicherei  und  Ari»eitsscheu 
für  die  Armenverltände  das  Recht.  j-artVits- 
scheue  Arme,  auch  wider  deren  Willen,  so- 
lange der  Zustand  der  Hilfsbedürftigkeit  an- 
dauert, in  Armenhäuser  unterzubringen  und 
dort  l>ei  Vermeidung  von  Disziplinarstrafen 
zu  Arbeiten,  welcheihren  Kräften  entsprechen, 
anzuhalten.«  Wünschenswert  wäre  eine 
gänzliche  Entfernung  der  Kinder,  Siechen 
und  Kranken  aus  den  Arbeitshäusern  und 
ihre  Unterbringung  in  besonderen  Anstalten, 
was  jedoch  meist  an  der  Kostenfrag«? 
scheitert. 
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I-iltoratur :  Die  A  nstaltt n  mm«/  Vereine  für 
Armtnertiehtmg  und  Armenrersurgung  (in  der 
Schweiz),  hrrunsqrg.  r.  d.  ifemrinnützu/fn  fie- 
sellschaß  ,  Zürich  IS'M'..  —  Anstaltsordnung 
f.  d.  in  Ostprrusten  tu  begründentUn  Kreis-, 
Armen-  und  Arbeitshäuser.  Beilage  zu  Xr.  J 
des  Antritten  f.  deutsche  Armenbehörden  1SS.'.  — 
Das  Armenweien  in  7 7  deutschen  Studien  und 
einigen  LuntlarmenrerUindcn,  sjtce.  Teil,  I.  Abt., 
Dresden  1SS7.  —  Anchrott,  Das  englische  Armen- 
treten,  Leipzig  IS  SV.  —  Dentellte  im  Jahrb. 
f.  Urs.  u.  Vene.  1S!'S.  Ifrß  II.  S.  MS  ff.  — 
tirrirht  der  tun  dem  Oslprt ussischen  I'rorin- 
ziallandlage  entsandten  Kommission  Uber  Armen- 
und  A rbeits/ufuser  sov ie  A rbeiterktdon icen,  Kirn igs- 
lu-rg  i.  Pr.  ISSj.  —  Bitter,  Die  Bezirks- Arutennr- 
britshäuser  im  Königreich  Suchten,  Stuttgart  um/ 
ttehringen  lHt',$.  —  Böhmer!,  Zur  Statistik  der 
sächsischen  Bezirksarmenanstalten  und  turSUttistik 
der  städtischen  Armenarbeilshäuser  im  Königreich 
Sichten,  Ztschr.  d.  tgl.  stich*,  stuf.  Bureaus  XXIX, 

Heft  III  u.  IV.—  V.  BUJ-höVdett,  Ihr  Armenpflege 
Russlands  i.  Jahrb.  f.  Ges.  und  Vertr.  10,  S.  Tl'J  ff. 

—  Chevailter.  Im  l<>i  des  paurrts  et  In  soeiete 
ntujluue ,  I\iri*  lSitü.  —  Entmlnghaun ,  Itas 
Armrntresen  und  die  Armengeset  zgebu ug  in  euro- 
päischen Stauten  ,  Herlin  IS70. —  Hallbauer, 
Zur  Frage  des  sticht.  Armentresens,  Meissen  lstis. 

—  von  Hippel,  Die  strafrechtliche  Bekämpfung 
ron  Beitel,  Utndstreicherri  und  Arbeitsscheu, 
Berlin  IHM,  S.  i.üU  ff.  —  Huxel,  Berieht  über  die 
Frage  der  Errichtung  rtut  Kreis-  tider  Hrzirks- 
armrnhäusem,  Anl.  Xr.  10  tu  den  Drucks,  des 
Armenpflegerkougr.  AVA.?.  —  Holtmann,  (tldeu- 
bürg.  Armentresen,  IS.  Heß  der  stat.  X'ichr.  über 
das  tirhxt.  Oldenburg  18S1.  —  Loenlng,  Armen- 
tresen bei  Schonberg  III,  S.  sSüff.  —  Lutlwlg- 
Wotf,  Bericht  Uber  tlie  Frage  der  Armen- 
fftsehöfligung,  Anl.  Xr.  J  der  Drucks,  des  Armen- 
fiflctjrrkiuigr.  ISS.i.  —  Movaht.  Das  Werk-  und 
Armenhaus  in  Hamburg  ISUT.  —  ytünnterberg, 
I>as  ausländische  Armentresrn.  Sehr.  d.  V.  f. 
Armenpflege.  Heß.  —  (Mhoff,  Dir  Ar- 
menarbeilshäuser, Leipzig  ISS,'  (enthält  Winke 
über  die  Itauliche  Einrichtung).  —  Freiherr  von 
ReitzenMein  ,  l'eber  Hesrhäßigung  ttrlieitstoner 
Armer  und  Arbeitsnachweis  als  Mittel  rur- 
beugender  Armenpflege,  Sehr.  »/.  I".  f.  Armrnpfl., 
j.  IIeft,S.  1  ff.  — -  Reput'ts  ff  thr  I*rttCredings  of 
Ihr  International  (  »ngrrss  »f  Charit  ies,  t.arrectiou 
und  Philanthropie ,  ftd.  I,  Baltimore  1SUX.  — 
Raucher.  System  der  Armenpflege  und  Armen- 
fditik,  Stuttgart  lS'j.i,  .s.lsofl.  —  von  Sehlleben, 
Die  f  Organisation  der  öffentlichen  Armenpflege,  in 
•Irr  Ztschr.  f.  l*raxis  und  tiesettgrb.  in  der  l'ertr. 
zunächst  f.  d.  Kgr.  Sachsen,  Bd.  .5,  ■>'.  Iff.  —  von 
Studnltz,  Statistik  der  Anstalten  im  Kgr.  Sachsen 
am  1.  l>ez.  1SS0  in  der  Ztschr.  des  hfl.  sächs.  stat. 
Rurt  aus  XXVII,  Heß  III  und  IV.  —  Tourble, 
Ihinischrs    Armmrerhf ,    J.   Aufl..    Berlin  ISUJ. 

—  Freiherr  vott  Wintzingerode.  Die  deutschen 
Arlieitshüuser ,  Halle  a.  S.  ISS.'i  (behandelt  in 
erster  Linie,  die  eigentlichen  Korrektiunsansiitlten). 

—  Zitier .  Vetter  die  Einrichtung  ron  Rezirks- 
( Kreis- /Armenhäusern,  Anl.  Xr.  U  zu  den  Drucks, 
des  Armenpflegerkangr.  ISSö. 

Bemerkenswert  sind  auch  die  Ausfalls-  und 
Armenordnungrn,  trelrhe  in  den  ron  der  Redaktion 
der  «  Deutschen  f  iemeindezeitung«  ( Berlin  l  heraus- 
gegebenen  »Orlsgcsctzcu»  reröffrntlicht  sind,  s.  Ii. 
IV.  S.  asu  (Mupixrg),   VI.  S.  i\K  (Stuttgart), 


l     .V.  -S'.  IS4,  l'H)  (Weimar),  Jol  i  (>Ule,l„r ),  XIII. 
S.  M'>  l  Schönt  1»ck),  XV.  S.  2'j7  (Lehr). 
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I.  Die  allgemeine  Lehre  vom  A.  (S.  8ß3). 
II.  Statistik  des  A.  (S.  885 j. 

I. 

Die  allgemeine  Lehre  vom 
Arbeitslohn. 

1.  Der  A.  als  Art  des  Arbeitseinkommen».  2. 
Die  Formen  des  A.  3.  Wesen  und  Bildung 
de»  A.  im  allgemeinen.  4.  Die  Be»timmungs- 
gründe  des  A.  5.  Die  gesetzmussigen  Er- 
scheinungen der  Lohngestalttmg.  6.  Die  Frage 
der  gerechten  Lohngestaltung. 

1.  Der  A.  al»  Art  des  Arbeitsein- 
kommens. Das  Arbeitseinkommen,  <].  i.  das 
j  Einkommen  »les  arbeitenden  Menschen  aus 
i  seiner  Arbeit,  ist  bedungenes  oder  nicht  be- 
dungenes Einkommen. 

Das  bedungene  Arbeitseinkom- 
men (Arbeitslohn  im  w.  S.)  wird  durch  be- 
sonderen Vertrag  als  Arbeitskreis  normiert. 
Der  arbeitende  Mensch  arbeitet  für  einen 
anderen  und  üterhlsst  diesem  gegen  ein 
vertragsmassig  verabredetes  Entgelt  die 
Nutzung  seiner  Arbeit.  Das  Vertragsver- 
haltnis  kann  ei»  doppeltes  sein.  Entweder 
verdingt  sich  der  Arbeiter  (im  w.  S.)  für 
bestimmte  Arbeitsleistungen  auf  längere 
oder  kürzere  Zeit.  Er  schliesst  <len  so- 
genannt.-n  Arbeitsvertrag  und  steht  infolge 
desselben  auch  persönlich  im  Dienste  des 
anderen  Kontrahenten  (Arbeitgel^rs).  Dies 
ist  z.  U.  der  Fall  bei  gewöhnlichen  Lohn- 
.  arbeitern,  Diensttmten,  Beamten,  Direktoren 
ton  Aktiengesellschaften,  'Administratoren 
von  I^andgütern,  anderen  höheren  Hilfs- 
personen in  Unternehmungen  etc.  Oder  er 
verrichtet  vertragsmässig  für  den  anderen 
entgeltlich  nur  eine  oder  einzelne  Arbeits- 
!  leistungen  (in  der  Regel  »persönliche  Dienst- 
leistungen«) und  steht  nicht  im  Dienste  des 
auderen  Kontrahenten.  Solche  Arbeiter  sind 
z.  B.  Wäscherinnen,  Büglerinnen,  Musik- 
,  lehrer  und  andere  Privatlehrer,  Keehts- 
!  anwiüte,  Aerzte,  Schriftsteller  etc.  Bei  dem 
bedungenen  Arbeitseinkommen  unterscheidet 
man  zwischen  Gehalt,  fx)hn  (im  e.  S.)  und 
Honorar.  Gehalt  ist  das  vertragsmassige 
Entgelt  für  eine  fortlaufende  Gesamtleistung 
in  grösseren  Zeiträumen ,  wenn  eine  feste 
dauernde  Anstellung  auf  Lebenszeit  oder 
doch  auf  eine  längere  Zeit  verabredet  resp. 
beabsichtigt  ist.  Lohn  (Arbeitslohn  im  e.  S.) 
ist  der  vertragsraässige  Entgelt  bei  nicht 
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fester,  dauernder  Anstellung  für  geriügere.  Güter,  in  welchen  der  Lohn  verabredet  und 
überwiegend  körperliche  Arbeitsleistungen,  gezahlt  wir!.  Bei  dem  Naturallohn  sind 
Honorar  ist  das  vertragsmässige  Entgelt  es  unmittelbare  Gebrauchsgegenstände  (Woh- 
für  einzelne  höhere.  ül«erwiegend  geistige  nung.  Lebensmittel.  Bekleidungsstücke. 
Arbeitsleistungen.  Grundstücke   zur   Benutzimg  etc.).  beim 

Das  nicht  bedungene  Arbeitsein-  Geldlohn  Geld, 
komme n  ist  das  Ari^itseinkommen.  welches  Auf  melieren  Wirtschaftssrufen,  in  den 
arbeitende  l'nternehmer  (d.  h.  Unternehmer,  Zeiten  der  Naturalwirtschaft  ist  der  Narural- 
welche  in  ihrer  Unternehmung  mitthätig  lohn  die  ausschliessliche  oder  herrschende 
sind)  hal»en.  Es  ist  das  Entgelt  für  ihre  Lohnform:  mit  der  Entwickelung  der  Geld- 
Arbeitsleistungen  in  ihrer  Unternehmung.  Wirtschaft,  der  GeweH«efreiheit.  des  Gross- 
aber  dies  wird  nicht  als  solches  bedungen,  betriehs,  der  Trennung  von  Hauswirt  scliaft 
sondern  bildet  einen  integrierenden  Bestand-  und  Unternehmung  etc,  wird  er  mehr  und 
teil  des  Reinertrags  der  Unternehmung  und  mehr  durch  den  Geldlohn  verdrängt  und  in 
ihres  Untemehmereinkomniens  (s.  «lar.  den  der  heutigen  Volkswirtschaft  kommt  der 
Art.  Unternehmereinkommen.  Unternehmer-  Naturallohn  nur  noch  ausnahmsweise  vi»r 
gewinn).  (wo  die  Natur  des  Arbeitsverhältnisses  die 

In  der  heutigen  Volkswirtschaft  lassen  Beseitigung  dieser  Lohnform  nicht  gestartet) 
sich  folgende  Arteu  des  bedungenen  und  selbst  daun  in  der  Kegel  nur  in  A'er- 
Arbeitseinkommens  nach  der  Art  und  bindung  mit  Geldlohn  (z.B.  bei  Dienstboten 
Weise,  wie  es  entsteht,  unterscheiden  :  l)das  und  anderen  Hausarbeitern .  landwirtschaft- 
bedungene  Arbeitseinkommen  bei  völlig  liehen  Lohnarlieiteni .  Handwerkslehrlingen. 
freier  Konkurrenz  (freie  Konkurrenz  im  Gehilfen  in  Ladengeschäften  etc.).  Die 
Angelet  und  Begehr  von  Arlteitskräften.  Xaturallöhnung  macht  den  Arbeiter  für  die 
freie  Preisbildung):  bei  ihm  ist  noch  wieder !  Konsumtion  der  Naturalemolumente  unab- 
zu  unterscheiden :  dasjenige  der  in  Unter-  hängig  von  den  Preisschwankungen  der- 
nehmungen  l*-seliäftigten  Arbiter  und  das- ,  äclt>en,  aber  abliängig  vom  Arbeitgeher:  die 
jenige  «1er  nicht  in  Unternehmungen  he-  Bedürfnisl>efriedigung  kann  deshalb  l*?i  ihr 
schäftigten,  sondern  niu*  j**rsönliche  Dienst-  für  den  Arbeiter  eine  bessere,  aber  auch 
leistungen  für  den  anderen  Kontrahenten  eine  selüechtere  sein.  Die  teilweise  Natural- 
verrichtenden  Personen ;  2)  das  liedungene  löhnung  ist  unvermeidlich  bei  Dienstboten 
Arbeitseinkommen  bei  natürlichen  Monopol-  (liäuslichen  wie  landwirtschaftlichen)  und 
Verhältnissen  trotz  rechtlich  freier  Konkurrenz  bei  den  ständigen  landwirtschaftlichen  I/>hn- 
(Gehalto.  Honorare  ganz  Ijesonders  talent-  arbeiteru  auf  grossen  Gütern  in  jenen 
voller  Menschen,  z.  B.  einzelner  Künstler,  j  Gegendon .  wo  nur  grosse  Güter  existieren 
Aerzte.  Rechtsanwälte):  3)  das  bedungene '  und  Dörfer  in  weiter  Entfernung  von  den 
Arbeitseinkommen  der  öffentlichen  Beamten  Arbeitsstätten  liegen.  Die  Naturallöhnung 
(im  Staats-  und  Kommunaldienst):  4)  das-  kann  für  diese  land  Wirtschaft  liehen  I/>hn- 
jenige  bei  obrigkeitlichen  Taxen  für  die  arl>eiter  schwere  Nachteile  haben .  wenn 
einzelnen  Arl<eitslcistungen.  ,  nämlich  die  Naturalemohunente  (Wohnung 

Der  folgende  Artikel  Udiandolt  von  diesen  Ackerland.  Gartenland.  Viehweide.  Deputat- 
Arten  des  bedungenen  Ari<eit>einkommens  korn  etc.)  den  Arbeitern  in  schlechter  Uuali- 
nur  den  Arbeitslohn  im  engeren  tät  geliefert  werden,  und  dies  im  Interesse 
Sinne  und  zwar  den  der  in  U n t e r n e h *j  der  Arbeiter  zu  verhindern,  ist  eine  wichtige 
m  u  ii  g  e  n  beschäftigten  A  r  b  e  i  t  e  r ,  ■.  Aufgabe  der  sozialen  Reform  für  diese  Ar- 
als«>  das  U-dungeno  Ari>oitsoin  kommen  der-  Unterklasse  <s.  dar.  d.  Art.  Landw.  Arbeiten, 
ienigen  Personen,  weichein  Unteniehmungen  j  aber,  ist  die  Lieferung  der  Naturalcmolu- 
bei  nieht  f»->ter  dauernder  Anstellung  fil»er-  mente  eine  gute,  so  ist  die  teilweise  Natural- 
wiegend  kör]  »erhöhe  Artteitsleistuugon  ver-  löhnung  für  diese  Arbeiter  nur  vorteilhaft, 
richten.  indem  sie  ihnen  die  Führung  ihrer  Haus- 

2.  Die  Formen  de»  A.  Das  Vertrags-  Wirtschaft  erleichtert  und  sie  für  die  Be- 
mässige  Entgelt  für  die  Uoberlassung  der  i  friedigung  der  betreffenden  Bedürfnisse  nicht 
Nutzung  der  Ar)»oitsleistung  wird  in  ver-  j  den  Nachteilen  der  schwankenden  Markt- 
schiedcn»'n  Formen  verabredet  und  ent-  \  preise  unterliegen.  Die  Ausbeutung  in- 
spricht dadurch  in  verschiedener  Weise  den  dustrieller  Artioiter  durch  Naturallöhnung 
Bedürfnissen  und  Interessen  der  Lohn-  (Trucksystem,  s.  dar.  den  Art.)  ist  heute 
arbeiter  und  d»n  Anforderungen,  die  an  ,  fast  ülierall  in  den  Kulturstaaten  gesetzlich 
dies««  Art  dos  Einkommens  im  Volkswirt- 1  verboten. 

schaftlichen  und  inslx'sondere  auch  im  sozial-  [  2.  Zeitlohn,  Stücklohn,  Prämie n- 
politischeu  Interesse  zu  stellen  sind.  Die  löhnung,  Beteiligung  am  Gewinn. 
Hauptfonneu  sind  folgende:  Bei  dein  Zeitlohn  (reiner  Zeitlohn) 

1 )  Naturallohn,  G  e  1  d  1  o h  n.  Das  winl  der  Lohn  nach  der  Arbeitszeit  (Stunde, 
unterscheidende  Kriterium  ist  die  Art  der  Tag,  Woche,  Monat,  Jahr)  ohne  Festsetzving 


Digitized  by  Google 


Arbeitslohn  865 


des  während  derselben  zu  leistenden  Ar- 1 
beitsquantunis  bestimmt.  Die  tatsächlichen 
Zeitlöhne  sind  nach  Arbeiterklassen ,  auch  | 
in  derselben   Unternehmung,  vorschieden' 
hohe;  die  Iiohnunterschiede  beruhen  in  der, 
Regel  auf  Unterschieden  in  der  quantitativen 
und  qualitativen  Leistungsfähigkeit  der  Ar- 1 
beiter  und  auf  dem  gewohnten  Leliensbodarf  | 
der  betreffenden  Klasse  (s.  unten  S.  SOS  ff.). 1 
In  derselben  Arbeiter-  und  Lohnklasse  halben  ( 
die  Arbeiter  für  die  gleiche  Arbeitszeit  den ; 
gleichen  I^ohn ,  auch  bei  verschieden  hohen  j 
Leistungen.    Der  Zeitlohn  hat  den  Vorzug 
der  Kinfachheit  der  Festsetzung  und  Be- 1 
rechnung  des  I/ihnbetrags ,  Streitigkeiten 
zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeiter  darüber1 
können  kaum  entstehen,  und  clor  Arbeiter 
kann  die  Grosse  seines  Arbeitseinkommens  j 
im  voraus  sicher  berechnen.  Al>er  weil  der 
I»hn  uieht  nach  der  individuellen  Ijeistung 
in  derselben   Klasse  bestimmt   wird,  die: 
l.eistung  jedoch  eine  versclriodeue  ist,  der 
Unternehmer  andererseits  den  I»hn  nach  den  1 
Leistungen  der  Arbeiter  und  nach  dem; 
Wort  derselben  für  sein  Unternehmen  nor- 
mieren nmss,  so  kann  der  Zeitlohn  einer 
Lohnklasse     nur    der  durchschnittlichen 
Leistungsfähigkeit  und  den    durchschnitt- 1 
liehen   Leistungen    der  zu  ihr  gehörigen 
Arbeiter  entsprechen;  die  Arbeiter,  welche 
eine  grössere  Iyoistungsfähigkeit  haben  und 
mehr  leisten,  können  nicht  dieser  Mehr- 
leistung entsprechend  bezahlt  werden.  Die 
Zeitlöhnung  als  solche  wirkt  deshalb  auch 
nicht  günstig  auf  den  ArbeitsfJeiss,  weil 
größerer  Fleiss  kein  höheres  Lohneiukommen 
für  den  Arltciter  Itewirkt  (s.  dar.  d.  Art.  Arbeit, 
Arbeiter  sub  ArbeitsfJeiss  oben  S.  452).  Beim 
Zeitlohn  macht  sich  auch  der  luteressengcgen-  j 
satz  geltend :  der  Arbeitgeber  hat  das  Interesse 
der  möglichsten  Ans(»aiiiiung  und  Ausnutzung 
der  Arbeitskraft  während  der  Arbeitszeit, 
der  Arbeiter  hat  das  Interesse,  seine  Kraft 
möglichst  zu  schonen.  Schwieriger  ist  end- 
lich ün  allgemeinen  für  den  Unternehmer 
die  Berechnung  der  Produktionskosten  seiner 
Waren. 

Beim  Stück-(Aceord-)Lohn  wird 
der  I/)hn  nach  der  individuellen  I Leistung, 
nach  dem  Arbeitsstück  bestimmt  (»aoeor- 
diert«).  Für  Arbeiter  der  gleichen  Klasse, 
welche  gleichartige  Leistungen  verrichten 
und  für  die  einzelnen  I Leistungen  die  gleichen 
Preise  aecordiert  halten,  ergolien  sieh  Unter- 
schieb? in  ihrem  Arbeitseinkommen  nach 
dem  Quantum  ihrer  Leistung.  Dieses  ist 
abhängig  teils  von  der  Geschicklichkeit,  teils 
von  dem  Fleiss.  Diese  Lohnart  spornt  da- 
her Arbeiter  zur  Steigerung  ihrer  Geschick- 
lichkeit und  zum  höchsten  ArbeitsfJeiss  an, 
entspricht  insofern  auch  dem  Interesse  des 
Unternehmers  und  sie  ist  auch  eine  ge- 
rechtere Löhnung  als  die  Zeitlölunmg.  Die 

Zweit« 


Einführung  des  Stücklohnes  statt  des  Zeit- 
Johnes  ist  daher  durch  die  günstige  Ein- 
wirkung auf  die  Geschicklichkeit  und  deu 
Fleiss  der  Arl>eiter  ein  Mittel,  bei  richtiger 
Normierung  des  Stücklohnes  gegenüber  dem 
bisherigen  Zeitlohn,  eine  Erhöhung  des  Ar- 
beitseinkommens herbeizuführen  und  dem 
Unternehmer  den  Vorteil  zu  gewahren,  dass 
das  gleielie  Arbeitsouantum  in  kürzerer  Zeit 
hergestellt  wird.  Für  denselben  ist  auch 
leichter  die  Berechnung  der  Produktions- 
kosten der  einzelnen  Ware.  Aber  der  Stück- 
lohn ist  nicht  allgemein  anwendbar,  sondern 
nur  für  solche  Arbeiter,  deren  einzelne 
Leistungen,  für  welche  der  Preis  verabredet 
wird,  als  solche  deutlich  unterscheidbar 
sind,  sich  in  ihrem  individuellen  Wert  fest- 
stellen lassen  und  von  den  Arbeitern  konti- 
nuierlich vorgenommen  werden  können. 
Immerhin  trifft  dies  für  einen  grossen  Teil 
der  Arbeiter,  allerdings  meJir  der  gewerl*- 
liclien  wie  der  landwirtschaftlichen,  zu.  und 
die  weitere  Entwickelung  der  Arbeitsteilung 
und  die  Fortschritte  der  Technik  erweitern 
auch  das  Gebiet  der  an  sich  möglichen 
Aceordarbeit.  Die  Accordlöhnung  hat  aber 
auch  Nachteile.  Einmal  kann  sie  den  Ar- 
beiter, um  möglichst  viel  Arl>eitsstücke  in 
bestimmter  Zeit  herzustellen,  veranlassen, 
weniger  sorgfältig  zu  arbeiten;  bei  Waren 
daher,  liei  denen  es  vor  allem  auf  die  Güte 
ankommt,  diese  aber  schwer  zu  kontrollieren 
ist,  wird  aus  diesem  Grunde  die  Accord- 
löhnung nicht  anwendbar  sein.  Ein  weiterer 
Nachteil  derselben  ist  für  den  einzelnen 
Arbeiter  die  Gefahr  der  Ueberau  strengung 
und  für  eine  Arbeiterklasse,  dass,  weil  l>ei 
ihr  melu-  geleistet  wird,  ihre  Einführung 
wie  eine  Verringerung  der  Nachfrage  nach 
Arbeitskräften  resp.  eine  Vermehrung  des 
Angebots  wirkt,  und  dass,  wenn  die  Löhne 
nicht  richtig  normiert  werden  gegenüber 
dem  Zeitlohn,  was  namentlich  bei  einer 
Uebermacht  der  Arbeitgel>or  über  die  Ar- 
beiter möglieh  ist,  durch  die  Accordlöhnung 
gegenüber  der  bisherigen  Zeitlöhnung  nur 
eine  stärkere  Anspannung  der  Arbeitskräfte 
erfolgen  kann,  ohne  dass  das  Arbeitsein- 
kommen der  Arbeiter  erhöht  wird. 

Ueberall  da,  wo  die  Zeitlöhnung  die  an 
sich  einzig  mögliche  Lohnart  ist,  lässt  sich 
aber  auch  !>ei  ihr  der  Arbeitsfleiss  und  da- 
durch das  Arlteitsehikommen  —  wenigstens 
l»ei  solchen  Arbeitern,  die  überhaupt  das 
Bestreiten  haben,  durch  grössere  Anstren- 
gung sich  ein  höheres  Einkommen  zu 
schaffen,  —  erhöhen  und  zugleich  der  Lohn 
gerechter  gestalten  durch  die  Gewährung 
von  Prämien  zum  Zeitlohn  für  Mehr- 
leistungen über  die  Durchschnittsleistung 
der  Klasse,  auf  welcher  der  normale  Zeit- 
lohnsatz derselben  beruht  (»Prämienlöh- 
nung«). Solche  Prämien  können  für 
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grösseren  Flciss  (Fleissprämien).  sie  können 
aV*r  auch,  wo  die  (Qualität  der  Leistungen 
eine  verschiedene  sein  kann,  und  insbeson- 
dere da,  wo  die  Güte  der  Arbeitsleistung 
die  Hauptsache  ist,  für  bessere  Leistungen 
(sogenannte  (Qualitätsprämien),  ebenso  für 
sorgfältige  Behandlung  von  Maschinen, 
Werkzeugen,  Geräten,  für  sparsameren  Ver- 
brauch von  Rohmaterial  etc.  (Ersparais- 
prämien)  gezahlt  werden. 

Eine  'S  erbindung  von  Zeit-  und  Stück- 
lohn sind  das  sogenannte  Aeeordmeister- 
sy  stein  mit  Beteiligung  der  Arl»eiter  am 
Gewinn  des  Aecordmeisters  und  der  soge- 
nannte Grnppenaecord.  Bei  ersterem 
übernimmt  der  Acoordmeister  (ein  Arbeiter) 
die  Herstellung  einer  bestimmten  Arbeit 
(ohne  Materialliefening)  in  Accord,  er  lässt 
dieselbe  unter  seiner  Aufsicht  durch  die 
von  ihm  bezahlten  Zeitlohnarbeiter  aus- 
führen, berechnet  sich  für  seine  Arl>eits- 
leistniig  gleichfalls  einen  Tagelohn,  der 
eventuelle  Gewinn  (Uelierschuss  ülier  die 
Iiöhne)  wird  nach  Massgalie  der  Lohne  ver- 
teilt. Beim  Grnppenaecord  wird  direkt  an 
eine  Gruppe  von  Arbeitern  eine  solche  Ar- 
lieit  aeeordiert :  diese  berechnen  sich  einen 
Tagelohn  nach  Massgabe  ihrer  durchschnitt- 
lichen Jjeistimgen  und  verteilen  den  etwaigen 
Uel*ersehuss  unter  sich  nach  Massgalie  der 
verdienten  I/ihne.  Heide  Lohnarten  können 
auch  den  Flciss  von  Zeitlohnarbeitern 
steigern. 

liei  der  Gewinnbeteiligung  der 
Arbeiter  erhalten  die  Arbeiter  ausser 
ihrem  Ixmn  (Zeitlohn,  Stücklohn,  Brämien- 
lohn)  noch  einen  Anteil  am  Gewinn  der 
Unternehmung,  der  entweder  der  ganze 
Heinertrag  oder  ein  Teil  desselben  ist,  nach 
dem  Reehnungsabschlnss,  selbstverständlich 
nur  solche  Arbeiter,  welche  das  ganze  Jahr 
hindurch  in  der  Unternehmung  thätig  waren. 
Sie  ltat  für  die  Arbeiter  den  Vorteil,  dass 
durch  ihre  Einführung  (wenn  die  bisherigen 
Löhne  bleilien)  das  Einkommen  der  Lohn- 
arbeiter erhöht  wird  und  dass  diese  insbe- 
sondere auch  an  den  günstigen  Konjunk- 
turen für  die  Unternehmer  (s.  unten)  parti- 
eipieren;  alier  wenn  l»chauptet  wird,  dass 
die  Gewinnbeteiligung  stets  den  Reinertrag 
der  Unternehmung  steigere,  weU  die  Ar- 
beiter dadurch  zu  grösserem  Flciss  auge- 
trieben, zu  Itesserer  Arbeit,  zu  sorgfältigerer 
Behandlung  von  Maschinen,  Werkzeugen 
und  Geräten,  in  gewerblichen  Unterneh- 
mungen auch  zu  sparsamerem  Verbrauch 
von  Rohmaterial  veratdasst  würden,  also 
von  den  Unternehmern  zugestanden  werden 
könne,  ohne  dass  dieselben  eine  Verringe- 
rung ihres  Einkommens  zu  befürchten 
brauchen,  so  ist  dem  doch  entgegenzuhalten, 
dass  die  behauptete  Wirkung  auf  den  Ar- 
U'itsflciss  nur  bei  Zeitlöhnen!  möglich  (der 


Stücklöhner  arlteitet  schon  so  fleissig,  als 
er  fil>erhaupt  arbeiten  kann  resp.  will),  aber 
auch  bei  jenen  nur  wahrscheinlich  ist,  w  enn 
der  einzelne  Arbiter  sicher  erwarten  kann, 
durch  eine  Steigerung  seines  Arbeitsfleisses 
auch  wirklich  den  Reinertrag  der  Unterneh- 
mung zu  erhöhen.  Diese  Voraussetzung  ist 
aber  nicht  überall  vorhanden  und  um  so 
weniger,  je  grösser  die  Unternehmung  ist 
und  je  mehr  andere  Faktoren  den  Reiner- 
trag bestimmen  (vgl.  dar.  den  Art  Gewinn- 
beteiligung). Auch  die  anderen  Wirkungen 
sind  nicht  sichere  und  nicht  wahrschein- 
liche, wenn  sie  für  den  Arbeiter  ein  Opfer 
an  Zeit  erfordern.  Der  Ein-  und  Durch- 
führung der  Gewinnbeteiligung,  die  nur 
eine  freiwillige  seitens  der  Unternehmer 
sein  kann,  steht  ausserdem  entgegen,  dass 
in  vielen  Einzelunteniehmungen,  offenen 
Gesellschaften  und  einfachen  Kommanditge- 
sellschaften die  Unternehmer  und  mit  Recht 
Bedenken  tragen  müssen,  die  Reiuertrags- 
und  Gewinnverhältnisse  ihrer  Unterneh- 
mungen regelmässig  an  die  Oeffentliclikeit 
zu  bringen. 

Ueber  die  nach  den  Preisen  des  Pro- 
duktes veränderlichen  Lohnsätze  s.  den  Art. 
Lohnskalen,  bewegliche  (gleitende). 
Die  von  den  Unternehmern  für  die  Arbeiter 
frei  willig  oder  unfreiwillig  bezahlten  Ver- 
sicherungsbeiträge, durch  welche  für 
die  Befriedigung  gewisser  eventueller  Be- 
dürfnisse der  Arbeiter  vorweg  gesorgt  wird, 
können  ebenfalls  als  Bestandteile  des  Ge- 
samtlohnes aufgefasst  werden  und  nament- 
lich bei  ungünstiger  Lage  der  Volkswirt- 
schaft eine  entsprechende  Verminderung 
des  unmittelbar  gezaldten  I»hnes  bewirken ; 
s.  d.  Art.  Arbeiterversicherung,  All- 
gemeines (ol*?n  S.  U07  ff.)-  Auch  die  W  o  h  1- 
f ahrtseinricht ungen  (s.  d.  Art.),  die 
von  den  Unternehmern  zum  Besten  der  Ar- 
beiter geschaffen  werden,  bilden  einen  frei- 
willig geleisteten  Zuschlag  zu  der  von  den 
ersteren  zu  entrichtenden  Gesamtlohnsuinme. 

SI.  Wesen  und  Bildung  des  A.  im 
allgemeinen.    Der  Arl>eitslohn  bildet  in 
der  Regel  das  ausschliessliche  Ein- 
kommen der  ljohnarl>eiter   und   ist  die 
Existenzgnindlage  des  grössten  Teils  der 
Bevölkerung    unserer    modernen  Staaten. 
Diese  Arbeiter  sind    in  Unternehmungen 
l  thätig.  welche  Tauschgüter  für  den  Markt 
I  herstellen  und  absetzen  resp.  schon  vorlian- 
'deue  Güter  dritter  auf  deren  Bestellung 
( umändern  (Reparaturen  etc.).    Die  Güter, 
an  deren  Herstellung  und  Absatz  die  Ar- 
:  heiter  mitwirkten,  werden  Eigentum  des 
j  Unternehmers ;  auf  dessen  Rechnung  und 
Gefahr  erfolgt  die  Herstellung  und  der  A\- 
satz  wie  die  Umänderung  von  Gütern.  Der 
|  Arbeiter  wird  für  seine  l^eistung  vorher 
|  vom  Unternehmer,  seinem  Arlieitgeber,  be- 
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zahlt;  der  gezahlte  Ix>hn  ist  ein  Teil  der 
von  diesem  verauslagten  Produktionskosten. 
Der  im  Arbeitsvertrag  festgestellte  I»hn 
hat  ökonomisch  die  Natur  eines  Preises: 
er  ist  die  Gegengabe,  das  zweiseitig  nor- 
mierte Entgelt  für  die  Arbeitsleistung.  Alle 
Lohnbildung  ist  eine  Preisbildung. 

Diese  Preisbildung  ist  heute  recht- 
lich eine  freie.  Die  Gesetzgebung  aller 
Kulturstaaten  sanktioniert  ausdrücklich  die 
Freiheit  des  Arbeitsvertrags  bezüglich  der 
Ix>hnahrede.  Die  früheren  Ixdintaxen,  welche 
im  Mittelalter  und  spater  als  Massregeln 
der  Zunft-  und  Merkantilpolitik  bestanden, 
sind  Überall  in  den  Kulturstaaten  im  letzten 
.Jahrhundert  verschwunden  (s.  dar.  d.  Art. 
Ixmntaxen). 

Die  Löhne  bilden  sich  heute  als  Ar- 
»»eitspreise  durch  freie  Konkurrenz  der 
Ixmnarbeiter  im  Angebot  ihrer  Arbeitskräfte 
und  freie  Konkurrenz  der  Unternehmer  im 
Begehr  nach  Arbeitskräften,  sie  sind  >freie 
Konkurrenzpreise*.  Und  sie  sind  in 
der  Regel  »geschäftliche  Preise«,  d.  h. 
l»eide  Teile  lassen  sich  in  der  Kegel  bei 
der  Bildung  dieser  l*reise  durch  geschäft- 
liche Küeksichten,  u.  a.  auch  durch  ihr 
geschäftliches  Interesse  bestimmen,  das 
Tauschgeschäft  möglichst  vorteilliaft  abzu- 
sclüiessen. 

Wie  liei  allen  geschäftlichen  Preisen  ist 
auch  hier  ein  Interessengegensatz 
vorhanden:  der  Arbeiter  hat  das  Interesse, 
<-inen  möglichst  hohen  Lohn  zu  erhalten, 
der  Unternehmer  hat  das  Interesse,  einen 
möglichst  niedrigen  I/»hn  zu  zahlen.  Aber 
schon  anderweitige  geschäftliche«  Inte- 
ressen wirken,  wenigstens  häufig,  auf  eine 
Ausgleichung  resp.  Verringerung  dieses 
Gegensatzes  ein.  Der  Unternehmer  hat  zu- 
gleich das  Interesse,  dass  sein  Unternehmen 
auf  die  Dauer  gesichert  sei  und  prosj>criere  : 
die  Voraussetzung  dafür  ist  in  vielen  Fällen, 
dass  er  gute,  zufriedene,  ständige  Arbeiter 
hat  und  ein  gutes  Verhältnis  zwischen  ihm 
und  seinen  Arbeitern  besteht,  und  dies  In- 
teresse zwingt  ihn,  jenes  Lohninteresse 
nicht  rücksichtslos  zu  verfolget».  Ebenso 
liaben  die  Arbeiter  ein  Interesse,  dauernd 
in  der  Unternehmung  ihren  Erwerb  zu 
finden  und  regelmässig  beschäftigt  zu 
werden,  und  dies  Interesse  zwingt  sie,  nicht 
durch  übermässige  Lohnforderungen,  Strikes 
etc.  das  berechtigte  Erwerbsinteresse  der 
Unternehmer  zu  schädigen  und  das  Unter- 
nehmen zu  gefährden. 

Was  dio  Stellung  betrifft,  welche  der 
Unternehmer  bei  der  Lohnbildung 
im  allgemeinen  einnimmt,  so  ist  der- 
selbe zwar  der  Begehrer  der  Arbeitsleistung, 
der  Kontrahent  beim  Arbeitsvertrag  und  der 
bmnzahler,  al>er  er  ist  nicht  der  Konsu- 
ment der  Arbeitsleistung,  sondern  nur  eine 


Mittelsperson  zwischen  diesem  und  dem 
Arbeiter.  Seine  Nachfrage  nach  Arbeits- 
kräften bestimmt  sich  durch  die  Nachfrage 
nach  seinen  Waren.  Der  Arbeiter  ist  für 
ihn  ein  Produktionsmittel .  der  Ix>hn  ein 
Teil  seiner  Produktionskosten.  Er  begehrt 
nur  Arbeiter,  wenn  er  deren  l^eistnngen 
vorteilhaft  verwerten  kann,  er  stellt  <lie 
Nachfrage  ein,  wenn  die  Nachfrage  nach 
seinen  Waren  aufhört,  er  verringert  oder 
erhöht  die  Nachfrage,  wenn  die  Nachfrage 
nach  seinen  Waren  sich  verringert  oder  erhöht. 
Wie  nun  aber  üterhaupt  seine  Nachfrage 
nach  Arbeitern  durch  die  Nachfrage  nach 
seinen  Waren  bestimmt  wird,  so  bestimmt 
sich  auch  der  Arbeitspreis,  der  L>hn,  den 
er  zahlt,  durch  den  Preis  seiner  Ware.  Die 
Lohnzahlung  ist  für  ihu  eine  Kapitalaus- 
lage und  Kapitalanlage.  Er  macht  sie  bei 
normalen  Vorhältnissen  und  richtigem  Betrieb 
nur  wie  audereKapitalauslagen  in  seiner  Unter- 
nehmung, wenn  er  diese  Auslage  wieder- 
erhält und  zugleich  einen  Zins  (Rente)  für 
das  verauslagte  Kapital  eventuell  auch  noch 
eine  Risikoprämie  bekommt.  Kr  zahlt  also 
den  IjoIiii  nur  vorschussweise,  in  der 
sieberen  Erwartung  des  Wiedereingangs 
desselben  -f-  Zins  und  eventuell  Risieo- 
präruie.  Der  »Lohnfonds«,  d.  h.  der  Fonds, 
aus  dorn  definitiv  der  Ix>hn  gezahlt  wird, 
ist  nicht  das  Kapital  der  Unternehmer  — 
dieses  ist  nur  eine  Art  Vorschusskasse  — 
sondern  das  Einkommen  und  Vermögen 
der  Konsumenten  der  Arbeitsleistung.  (Es 
war  ein  verhängnisvoller  Irrtum  des 
Smithianisnius  und  der  Manchesterlehre, 
dies  zu  verkennen  und  anzunehmen,  dass 
der  »Lohnfonds«  das  Unternehmerkapital 
sei  und  dass  daher  durch  die  Höhe  dieses 
Kapitals  und  die  Zahl  der  Arbeiter  auch 
die  Höhe  des  durchschnittlichen  Arbeits- 
lohnes bestimmt  sei,  dass  nur  eine  Er- 
höhung des  Unternehmerkapitals  eine  Er- 
höhung der  Arbeitslöhne  ermögliche  etc. :  s. 
imten  S.S81).  Weil  der  Ixmn.  den  der  Unter- 
nehmer zahlt,  zu  seinen  Produktionskosten 
gehört,  so  hat  der  Unternehmer,  sofern  rein 
geschäftliche  Rücksichten  ihn  bestimmen, 
in  Bezug  auf  diese  wie  auf  alle  anderen 
Produktionskosten  das  dreifache  Interesse: 
1)  nicht  mehr  an  Lohn  zu  zahlen,  als  er 
nach  dem  Stande  des  Arbeitsmarktes  zahlen 
muss,  2)  nicht  mehr  zu  zahlen,  als  er  nach 
I^age  des  Warenmarktes  (Grösse  des  AIh 
satzes,  Warenpreise)  wiederbekommen  kann 
resp.  wiederbekommt  (inkl.  Zins  und  Risico- 
prämie),  3)  möglichst  wenig,  keinenfalls 
aber  mehr  zu  zalüen,  als  seine  Konkur- 
renten, welche  die  gleiche  Ware  aubieten, 
für  gleiche  Arbeitsleistungen  zalüen. 

Die  Lohnbildung  zeigt  g e  s e  t  z  m  ä  s  s  i  g e 
Erscheinungen,  soweit  im  Wirtschafts- 
leben und  insbesondere  im  Tauschverkehr 
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von  solchen  die  Rede  sein  kann  ('s.  unten 
Absehn.  "»  S.  s~7  ff.).  Diesellien  I  «"ruhen  auf 
der  Thatsache,  das»  in  der  Regel  da»  Eigen- 
interesse  bei  der  Lohn bildung  von  entscheiden- 
dem Einfluss  ist.  und  sind  analoge  wie  U>i  an- 
deren geschäftlichen  Konkurrenzpreisen  (s.  den 
Art.  Pn.'is).  al<ermit  manchen  Modifikationen, 
•welche  durch  die  besondere  Natur  der  Ware 
Arbeitskraft  l»edingt  wenlen.  Audi  hier 
wirken  unter  jener  Voraussetzung  analog** 
Faktoren  als  Pw-shmmungsgründo  auf  die 
Orts»«»  und  Stärke  des  Angebots  und  der 
Nachfrage  und  auf  die  l-eiderseitigon  Willens- 
entschliessungcn  bezüglich  der  l'rei-liewilli- 
gung  und  sie  l>ewirken  in  der  Regel  gleiche 
Lohnerscheinungen.  Auch  hier  zeigen  sich 
Preisschwankungen,  und  für  diese  lässt  sich 
eine  Maximal-  und  eine  Minimalgrenze  sowie 
ein  Schwerpunkt  erkennen,  um  den  nach 
dem  wechselnden  Verhältnis  von  Angebot 
und  Nachfrage  die  unter  der  Einwirkung 
der  massgebenden  Jlestiinmungsgründo 
schwankenden  ArtVitspreise  die  Tendenz 
hal<en  zu  oscillicnn. 

Bei  dieser  Lohnbildung  ist  die  isolierte, 
und  die  durch  Koalition  vermittelte 
zu  unterscheiden.  Jene  ist  die  Feststellung : 
des  Lohnes  lediglich  durch  den  einzelnen 
Arbeiterund  seinen  Arbeitgeber:  |„.-  dieser 
sind  die  ArU-iter  oder  AriH'itgeber  zum 
Zweck  der  Feststellung  der  L'.hne  koaliert, 
und  der  Verein  wirkt  bei  den  einzelnen 


deren  Verhältnisse  von  Augebot  und  Nach- 
frage; in  jeder  Klasse  bilden  die  Arl>eits- 
leistungen  einen  Wert  U.-sonderer  Art:  je<le 
liat  ihre  tiesondere  durchsc  hnittliche  Lohn- 
höhe  und  ihre  eigentümlichen  Lohnabstu- 
f untren:  für  jede  ist  der  pewohnte  Lebens- 
l<edarf  (Lelienshaltunz)  der  Arbeiter,  den 
dies.  lU-11  mit  dem  Lohne  befriedigen  wollet), 
ein  für  sich  besonderer  I»hnbestünmuugs- 
grund  und  I>d,ngravitationi,punkt.  und  dessen* 
Variabilität  ist  wie  die  Variabilität  aller 
anderen  die  1/dme  lieeinflussenden  Momente 
für  die  Lohnklassen  eine  verschiedene.  Alle 
diese  rntorschiede  in  der  konkreten  Er- 
scheinung der  massgelienden  Ixihnfaktoren 
zwischen  den  einzelnen  Klassen  sind  hier 
grössere,  dort  geringere.  —  Dies«'  Klassen 
sind  nun  zwar  l«ezfiglieh  ihrer  Lohnbildung 
auch  mehr  oder  minder  von  einander  al>- 
hängig.  und  diesell»en  allgemeinen  Verhält- 
nisse wirken  gleichzeitig  auch  auf  eine 
grössere  oiler  geringere  Zahl  dieser  Klassen, 
alu-r  die  einzelne  Ijohnbildung  ist  stets  eine 
Lohubildung  in  der  einzelnen 
Klasse,  und  daher  sind  im  wirklichen 
LeU-n  die  thatsäeldiche  I»hngestaltung.  die 
t  hat  sächliche  durchschnittliche  Lohnhöhe 
und  der  Gravitationspunkt  der  t  tatsächlichen 
1/iluie  klassenweise  verschieden,  m.  a.  W. : 
die  thatsäeldiche  Ix.hubildung  ist  nicht  eine 
Bildun 
einher 


im  Arbeitsverträge 
verabredet    wenlen . 


•  ler 
bo- 


L"<hnen.  weicht 
Vereinsgenossen 
stimmend  mit. 

Für  das  Verständnis  der  Lohnhildungund 
für  die  richtige  Wünligung  dersell>en  als 
einer  Frsache  der  heutigen  Arljeiterfrage 
ist  ein  sehr  wesentlicher  l'unkt  —  der  in 
den  abstrakten  Erörterungen  der  pliysiokra- 
tisch-smithschen  Richtung  über  den  Art>eits- 
lohn  und  cltcnso  von  den  Sozialisten  und 
insbesondere  von  Lissalle  bei  seiner  1/dire 
von  dem  -ehernen  Jjohngesctz-  nicht  U- 
aehtet  wurde,  m.  E.  al>er  aueh  in  anderen 
riitersuchungen  üU>r  den  Arbeitslohn  nicht 
genügend  gewürdigt  wird  —  :  die  Existenz 
v  i  c  1  c  r  Lo  h  n  k  1  a  s  s  c  n.  Die  Arl>eiter  sind 
nicht  nur  eine  Klasse,  innerhalb  welcher 
sich  das  Aug' :bot  und  die  Nachfrage  voll- 
zieht und  ein  Lohn,  eine  L-hnhöhc  ges»>tz- 
mässig  sich  bildet,  sondern  sie  scheiden 
sich  in  sehr  viele  Klassen  (nach  Produk- 
tionszweigen. Ländern,  Gegenden  |.  und  für' 
jede  dieser  vielen  Lohnklassen  vollzieht  sich 
die  Lohnbildung  besonders.  In  jeder  dieser 
Lohnklassen  ist  die  Arbeitsfähigkeit  der  Ar- 
beiter eine  verschiedene,  die  Aileit  ein  ver- 
sehiedengradiger  preduktiver  Faktor.  ebenso 
ist  verschieden  in  jeder  Klasse  die  Zahl  der , 
Art  »eher,  in  vielen  Klassen  auch  das  Vor- ! 
hältnis  der  Arbeiter  nach  Alter,  tieschlecht, 
Ehestand  etc.;  jede  Klasse  hat  ihre  lieson- 


ng  des  Art»eitslohnes  als  eines  gleichen, 
itiiehen,    durchschnittlichen  Arl«eits- 
ler  i'ivises  für  alle  Arl»eiter,  wie  das  gewöhn- 


ich  in  dieser  Lehre  dargestellt  wird,  sondern 
die  Bildung  vieler  verschiedener 
A  r  Ii  ei  t  sl  öh  ne  i  u  v  ie  1  en  Loh  nk  lassen. 

Die  Existenz  dieser  Klassen  ist  eine 
historische  Thatsache.  Sie  ist  das  Resultat 
der  ganzen  bisherigen  (ieschichte  der  lohn- 
arl»  iteuden  Klassen  in  den  einzelnen  Pro- 
duktionszweigen der  verschiedenen  lüuder. 
das  Produkt  sehr  vieler  Faktoren  und  nicht 
bloss  ökonomischer,  sondern  auch  politischer, 
sozialer,  kirchlicher,  klimatischer  etc.  Ver- 
hältnisse. Puter  den  wirtschaftlichen  Fak- 
toren für  die  Bildung  dieser  Klassen  ist 
einer  der  wichtigsten,  wenn  nicht  der  wich- 
tigste, die  ArWitsfähigkeit.  Diese  ist  in 
den  verschiedenen  Klassen  eine  quantitativ 
und  qualitativ  verschiedene.  Die  Zugehörig- 
keit zu  der  einzelnen  Klasse  ist  daher  stets 
abhängig  von  dem  Erwerb  der  iu  dieser 
Klasse  erforderlichen  Artiehsfähigkeh.  Sie 
ist  aber  auch  abhängig  von  der  Grösse  der 
Nachfrage  nach  den  "Produkten,  welche  von 
der  Ijetreffenden  Arbeiterklasse  hergestellt 
wenlen.  Biese  liestimmt  die  Grösse  des 
erfonlerliehen  Arboitsqiiantums.  also  auch 
die  Zahl  der  Arl>eitskräfte.  —  In  fast  allen 
Produktionszweigen  giebt  es  aber  eine  Klasse, 
welche  dm-ch  die  geringere  Leistungsfälüg- 
keit  der  zu  ihr  gehörigen  Arbeiter  die  nied- 
rigste ist:  d.  i.  die  Klasse  der  unge- 
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lernten  Arbeiter.  Sie  verrichtet  Art>eits- 
leistungen,  welche  keine  besondere  tech- 
nische Ausbildung  und  Lehre  voraussetzen, 
welche  jeder  vornehmen  oder  doch  in  kurzer 
Zeit  erlernen  kann,  der  im  Besitz  der  nor- 
malen geistigen  und  physischen  Kraft  ist. 
In  sie  kann  jeder  eintreten,  der  im  Besitz 
dieser  Kraft  ist.  In  ihr  ist  auch  der  l/>hn 
am  niedrigsten.  Es  giebt  freilieh  auch  bei 
diesen  Arbeitern  noch  Unterschiede  in  der 
Leistungsfähigkeit,  aber  wesentlich  nur  nach 
der  grösseren  oder  geringeren  physischen 
Kraft,  wie  sie  durch  Alter  oder  Geschlecht 
(Hier  individuellen  Arbeitsfleiss  bedingt  wer- 
den, und  diese  Unterschiede  bedingen  auch 
hier  Lohnunterschiede.  Diese  Arbeiter  können 
auch  leicht  und  jederzeit  die  Unternehmuugs- 
arten  wechseln,  in  denen  sie  arbeiten,  weil 
überall  von  ihuen  nur  eine  Aeusscrung  ihrer 
natürlichen  physischen  und  geistigen  Kraft 
erfordert  wird.  Die  luigclernten  Arbeiter 
aller  Produktionszweige  bilden  daher  in  der 
Volkswirtschaft  und  für  ihre  Ijohnhildung 
eine  Klasse  mit  Unterklassen  nur  nach 
Alter  (Kinder,  jugendliche  Arbeiter,  Er- 
wachsene) und  Geschlecht.  Was  die  Zahl 
der  zu  ihr  gehörigen  Personen  ln-trifft,  so 
ist  sie  unter  den  1/ohnklassen  weitaus  die 
grösste.  Die  Personen  dieser  Klasse  kommen 
nie  in  Betracht  für  das  Arbeitsangebot  in 
den  höheren  Klassen,  weil  sie  für  diese  nicht 
die  erforderliche  Arbeitsfähigkeit  haben,  da- 
gegen können  in  ihre  Klasse  Mitglieder  aller 
höheren  Klassen  heruntersteigen  und  das 
Angebot  in  derselben  erhöhen. 

Die  Arbeitskraft  ist  eine  Ware, 
weil  sie  als  solche  angeltoten  und  begehrt 
wird,  als  solche  einen  besonderen  Preis  er- 
halt. Aber  diese  Ware  hat  gegenüber  anderen 
Waren  eine  besondere  ökonomische  Natur. 
Infolgedessen  befinden  sich  diese  Waren- 
besitzer und  -verkaufer,  die  Arbeiter,  in 
einer  von  anderen  Warenbesitzern  verschie- 
denen I^age,  und  diese  besondere  I.«age  Abt- 
auen auf  die  Preisbildung  dieser  Ware  einen 
nur  ihr  eigentümlichen  Einfluss  aus.  Die 
Besonderheit  der  Ware  Arbeit  besteht 
in  zwei  Umstanden:  1)  darin,  dass  diese 
Ware  nicht  ein  selbständiges  materielles 
Produkt  und  Gut,  sondern  «1er  Mensch  selbst 
mit  seiner  ganzen  Persönlichkeit,  seinen  An- 
sprüchen uud  Interessen  ist ;  wer  daher 
diese  Ware  mietet,  erlangt  zugleich  eine 
Dispositionsbefugnis,  eine  Macht  über  die 
Person  des  Waren  besitzet«.  Es  äussert  sich 
dies  in  dem  Einfluss  auf  das  Domizil,  auf 
die  Arbeitsstätte  und  die  Umgebung  des 
Arbeiters,  auf  die  Art  und  Weise,  wie  der- 
sell>e  seine  Zeit  verwendet,  durch  die  Art 
der  Lohnzaldung  auch  auf  die  Ausgaben- 
wirtschaft etc.  uud  auf  das  hierdurch  be- 
dingte soziale  uud  politische  Leben  des  Ar-  i 
beiters.    Sic  besteht  2)  darin,  dass  die  Ar- 


beit die  notwendige  und  in  der  Pegel  die 
alleinige  Erwerbsquelle  des  Warenbesitzers 
ist.  Können  die  Arbeiter  ihre  Ware  nicht 
absetzen,  so  ist  ihre  Kxistonzipielle  versiegt 
Andere  Warenltesitzer  und  -Produzenten 
halten,  wenn  sie  die  Nutzung  ihrer  Ware 
nicht  dritten  entgeltlich  überlassen  können, 
noch  ihre  Arbeitskraft  und  das  fruchtbringende 
Gut  selbst,  das  sie  verünssern  können.  Sie 
können  ferner,  sofern  ihre  Waren  freie,  be- 
liebig vermehrlnare  Produkte  ihres  Betrieltes 
sind,  das  Angelot  der  verringerten  Nach- 
frage entsprechend  gestalten  und  dadurch 
den  Preis  der  Ware  beeinflussen.  Das  können 
die  Arbeiter  nicht.  Sie  können  nicht  das 
Angebot  ihrer  Ware  der  jeweiligen  Nach- 
frage anpassen.  Sie  können  nieht.  wenn  die 
Nachfrage  sinkt,  das  Angebot  verlängern. 
Sie  sind  in  ihren  Personen  mit  ihren  Be- 
dürfnissen seihst  die  Nachfrage,  sie  wollen 
leben  und  müssen  von  ihrer  Arlteit  leiten, 
sie  müssen  deshalb  im  Notfall  zu  jedem 
Preis  ihre  Ware  verkaufen,  wenn  auch  der 
Marktpreis  nicht  ihren  Wünschen  entsprieht 
und  nicht  mehr  ausreicht,  diejenigen  Lebens- 
bedürfnisse, welche  sie  mindestens  Wfrie- 
digen  wollen  und  welche  sie  infolge  des  bis- 
herigen Ijohnes  zu  befriedigen  gewohnt 
waren,  zu  liefriedigeu.  -  -  Diese  eigentüm- 
liche Natur  der  Ware  hat  die  im  folgenden 
näher  zu  erörternden  wichtigen  rolgen: 
1)  dass  in  der  Kegel  der  einzelne  Arbeiter, 
welcher  isoliert  einem  grossen  Arbeitgeber 
gegenübersteht,  für  die  vertragsmässige  Ab- 
rede des  I»hnes  (uud  anderer  Arbeitsbe- 
dingungen) und  für  seine  Stellung  zu  den 
die  Arbeitsbedingungen  beeinflussenden 
wechselnden  Marktkonjunkturen  in  der 
weniger  günstigen  Position  ist  als  der  Unter- 
nehmer. Er  ist  diesem  nicht  gloiohmäehtig. 
Der  Unternehmer  normiert  in  der  Kegel 
beim  ersten  Ahschluss  des  Ar!>eitsvertrags 
die  Arbeitsltedingungen ;  der  einzelne  Ar- 
beiter hat  meist  nur  die  Wald,  ob  er  die- 
selben aeeeptieren  will  «ider  nicht  und  hat 
infolge  seiner  Armut  in  der  Kegel  (wenn 
andere  Arbeitsgelegenheit  fehlt)  nicht  einmal 
die  Freiheit  der  Wald.  In  Bezug  auf  die 
wechselnden  Konjunkturen ,  die  während 
seiner  Beschäftigung  eintreten,  ist  er  in  der 
ungünstigen  I^age,  dass  er  die  günstigen  in 
der  Kegel  nicht  benutzen,  die  Einwirkung 
ungünstiger  auf  seine  Lohnverhältnisse  aber 
auch  meist  nicht  verhindern  kann.  Und  die 
andere  Folge  2)  ist,  dass  die  Gravitations- 
punkte für  die  Lihne  in  den  liohnklasseu 
selbst  variable  Grössen  sind  und  insbesondere 
dauernd  sinken  können  (s.  unten  S.  879). 

4.  Die  Bestinunungsgründe  des  A. 
Der  Lohn  bildet  sich ,  wie  schon  er- 
wähnt, durch  Vertrag  zwischen  Arbeit- 
geber und  Arlteiter.  Die  sogenannteu 
Bestimmungsgründe  des  Lohus  sind  die- 


Digitized  by  Google 


*7n 


Arl-itslohn 


)pM<z<--n  Faktop-ri.  welche  da.«  Arbeit«an2el.ot 
und  die  AH— it-rta<:hfrae»'  sowie  die  l»-ider- 
seitige  WiIk-nv;-rit^-hli<--Mii!ir  U-zü<;h<  h  der 
Pp-i«abr»-de  in  nux— irebendcr  Weise  Uviti- 

flussen. 

Wir  U  tnv  ht<-n  nachstehend  di»->e  Be- 
rtirmnunLr«gründc.al>»r  nurdi«  j'-niL'-  ti.  wehte- 
in  <I'T  [{-'s:'.'l  di- massgebenden  sind, 
in  «tvii  M;i>-«-ii.-i-^  h«.-ifitiiiL''-n  in  der  Pe-evl 
zum  Ausdruck  kommen.  —  und  .»trachten 
citt-«*-  unter  der  V  u  ra  u  -  t  z  u  ti  i: .  das.« 
für  i»ide  T-iJ.-  k-d-irli- h  ihr  ire  sc  häft- 
J  i « -  h  -  Interesse  ma>-ir'  l--ii'l  i«t  und 
da«»  < ll«  -tp-lx-n.  dies  Int-p-s-*-  ir»»ltend  zu 
ma<  li-ti.  keine  £f.-.-tzlir;h<-n  Sr-h  ran- 
ken .-ntt:»'^«-ri>t"li.Ti.  ak)  ni.  a.  W.  die  in 
der  K-u"  l  iiiüs>j;"l«<'iid<»fi  l{.-tini!niinL'>LTÜiide 
der  I>"'hiie.  soweit  di«w  f n-i».-  treschäftliehe 
Konkunvnzi.p-i««-  sind.  Diese»  Charakter 
hai»'-n  die  l/,hne  Ii**nt«-  in  der  Pe-ircl. 

Es  sind  hi'-r  zu  v  h'-id«-n  ein»  rseifs  die 
B'stimniuiiirsin'üridc .  wiche  auf  seiten 
der  Arbeitgeber  Wir*'  Nachfrage  nn<h 
AiUit-knift.-n  sowie  ihn-  Bestp-hun<reii  und 
Ent«< -lieidutiifii  l»-zü;rlieh  t|.|-  von  ihnen  zu 
zahlende»  |/.hne  U-»innni»  u .  andep-rscit.« 
diejenige».  w<-|i he  auf  s.-iteti  der  Ar- 
heiter  >ir)t  geltend  machen,  ihr  Arl»its- 
angelx.t  s-.wie  ihn»  Bestp-bunge»  und  Ent- 
s»  h'-iduiiK""  -znj^li« -Ii  d-r  von  ihnen  ge- 
forderte» n-sp.  a-r-eptierten  Arl*-its|öh»o 
bestimm»-»,  i 

Ih'ii  allgemeine»  BestimmungsinTlnden 
l»i  Warenpreisen,  soweit  diese  fpje  gescliäft- 
liehe  Konkurp-nzpi-ei^-  l»-]ie).ig  vennehrliarcr 
Waivn  .»ind.  eut.«pp»che»  hierauf  Seiten  der 
Arbeitgeber  rl..r  Wert  dei  ArU-it  'fin- 
den I'nterrjehmer  und  den  Konsumenten  der 
Arbeitsleistung!,  die  Zahlungsfähigkeit  der 
Begehrer  (der  rnterneiiiuer  und  der  Kon- 
sumenten der  Ailx-itsleistunu)  uti'l  der  Ar- 
l»  it.-pr>  is  konkurrierender  ruteniehttier.  — 
auf  -ejten  ,|,.r  Arbeiter  der  gewohnte 
KIa«».»l»»darf  und  der  Arl-eitspreis  konkur- 
rierender Ari-eifer. 

1 1  D e r  W e r t  d e r  Arbeit  (für  den 
I  ntel neiuiicr  ntid  den  Konsumenten  der  Ar- 
U'-it-leiMium).  Kur  den  rnternehmer  ist  der 
Arliiti-r  und  seine  J>»istiirig  Produktions- 
mittel ,  als  solches  engagiert  und  l«»zahlt 
er  ihn. 

Die  erste  Voraussetzung  ffir  die  Nach- 
frage d»-s  rriternohmers  nach  ArMtskräfte» 
und  für  eine  Pivisttewilligung  desseU»en 
nU-rliaupt  ist  daher,  dass  die  Art>eitskraft 
für  ihn  einen  Wert  hat.  da»s  er  sie  für  die 
Zwecke  scin.  r  l'Hteinehmung  gebrauchen  \ 
und  verwerten  kann.  iJie  Arl»'itskraft  hat ; 
für  ihn  einen  solchen  Wert,  wenn  ein 
dritter  von  ihm  die  Arbeitsleistung  resp. 
das  i'rodukt  derse|U.»n  begehrt  hat  oder 
nach  seiner  Annahme  U»irehivu  wird.  Man 
hat  diesen  Weil,  diese  Brauchl>arkeit  der 


Arbeit -.kraft  auch  als  e>^llsehaftliehen  Oe- 
bram-hswert'  derselben  bezeiehnet. 

Der  tirad  die>— .  W^rt*  U->timmt  di.- 
Höh-  der  Pn-i -l^- wil J i tru n er  de>  l'nteniehmers. 
Er  Itärurt  ab  teil.-»  von  den  Iyistuneen.  als«, 
von  den  f-Tsönlichen  Eiirensehaften  und  von 
dem  VerliaJten  d>-s  Arl-eiters.  teils  al^r 
auch  von  dem  WerUrrad  iJer  Art-eitsleLstuiur 
für  den  Konsumenten  derselU^n.  Auf  <)ic 
Leistumr».'n  der  Arlieiter  können  auch  Betrieb— 
einrichtuneet»  einwirken. 

In  jener  Hinsicht  kommt  in  B^trai  ht 
(Quantum  und  <^uale  der  I>»LstunL'.  al~> 
Kieiss.  «b  ^hickhehkeit.  Pünktlielikeit.  S>rc- 
faJt.  Ehrlichkeit.  Treue.  Friedfertigkeit  etc. 
d->  .\rf<eitei-s  ilt^ss»-  l'nterschi^le  in  diese  r 
Hinsieht  l»  i  den  einzelnen  AH>-itern  auch 
dcrse|l.en  Arlieiterkki>.M- :  I  ntei-sr-lüetle  auch 
je  u.u-h  der  Art  der  I/thnnnp.  Z»:-itlolin. 
Stücklohn  etc..  auch  nach  der  < »rosse  mid 
Tei-hnik  de>  B«-triebs  etc.).  VerÄnderunsren 
in  dies.-n  Verhält niss*.'n  ändern  auch  den 
Wert  der  einzelnen  Arl-eiter  für  den  I'nter- 
tiehmer.  S»weit  d.-r  W-rt  der  Ijeirtiun: 
für  den  rnternehmer  die  von  ihm  zti  zv- 
wähp'nde  I/>hnh">h*-  l»  >riinmt.  i.-t  e>  iiT»> 
levant.  ob  der  Arbeiter  verheiratet  oder  un- 
verheiratet ist  und  ob  er  in  jenem  Falle 
viel  oder  weniir  Kinder  hat:  ma-strebend 
ist  dafür  nur.  was  der  Arl»-iter  dem  l'nter- 
nehmer  leisten  kann  uud  leistet.  Dieser 
wichtig'  Faktor  iler  I>ohnU  stimmunir  hanst 
bis  zu  einem  gewissen  tirade  von  den  Ar- 
U  itern  ab.  er  w  inl  aU.'r  auch  bedinpt  dup-h 
Verhältnisse,  welche-  die  Arbeiter  allein 
nicht  (»»stimmen  können,  denn  er  ist  das 
Pn»lukt  aller  der  Faktop»n,  welche  die  Ar- 
U'itsfähifrkejt  und  den  Arbeitsfleiss  Umstim- 
men (vtrl.  dar.  den  Art.  ArWit.  Arb.»iteri. 

Der  Wertjjrad  der  ArlHMtslei.stuntr  für 
die  Konsumenten  dersi-H>en  zeitrt  sieh  in 
dem  Pivise.  den  diese  für  die  fertige  Ware, 
in  welcher  die  Arl*»its|eistunp  stec  kt,  zalden 
n*s[i.  Iiei  Ixihnerewerlwn  (d.  h.  solchen  <ie- 
w er! ten.  in  denen  l'nteniehmer  für  l^istungen 
ihn»r  ArU-iter  nac-h  der  Zeit,  die  diese  cre- 
arl>»»itet  hak-n,  U»zjddt  werden,  z.  B.  Tajre- 
lohnarl^iten  Ix  i  Baurejiaraturen)  in  den 
-K<v  hnuncrslöhnen< .  welche  sie  den  l'nter- 
nehmeni  vergüten.  Al»^r  in  jenem  Fall 
kommt  der  iresellschaftlirhe  (»ebrauc'h>- 
wert'  der  AH»  it  nicht  als  solcher  in  einem 
selbständig  verabredeten  resp.  gezalilten 
Ppise  zum  Ausilruck,  sondern  sein  Entgelt 
seitens  des  Konsumenten  ist  ein  unausge- 
schiedener.  integrierender  Bestandteil  des 
Warenpreises,  welcher  letztere  zugleich  die 
Veririitnng  für  andere  Ppxluktionskosten  des 
l'nternehtuei-s  und  die  «Quelle  des  Pnter- 
iiehmereinkominens  ist :  dies>?  verschiedenen 
Bestandteil*»  im  Wiu-eni>reis<'  können  nur 
duixh  t.»e.s«ind«>p*  B»?PX'hnungenjiitteIt  werden, 
ihre  Ennittelung  gehört  al»er  zu  den  Kosten- 
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bercchnungeu ,  welche  bei  rationeller  Ge- 
scliäftsführung  der  Unternehmer  für  seine 
Preiskalkidationen  vornehmen  muss. 

Der  Wertgrad  der  Arbeitsleistung  für 
die  Konsumenten  setzt  auch  diesen  eine 
Ol>ergrenze  für  ihre  Preisbewilligung;  diese 
ist  ein  Preis,  bei  welchem  für  die  Konsu- 
menten der  Gebrauchswert  der  Geldsumme 
nicht  mehr  unter  dem  Gebrauchswerte  der 
Arbeitsleistung  sein  würde. 

Der  Wertgrad  der  Arbeitsleistungen  für 
die  Konsumenten  ist  verschieden  für  die 
verschiedenartigen  Arbeitsleistungen,  er  ist 
als  solcher  auch  ein  Produkt  der  bisherigen 
Wirtsehafts-  und  Kulturgeschichte  (dalier 
auch  Einwirkung  bisheriger  Arbeitskreise 
auf  die  Lohngestaltung).  Die  Arbeiter  scheiden 
sich  hinsichtlich  des  Grades  des  gesellschaft- 
lichen Gebrauchswertes  ihrer  Arbeit  in  ver- 
schiedene und  viele  Klassen.  Dieser  ist  im 
allgemeinen  höher  für  solche  Ijeistungcn, 
die  eine  höhere  Ausbildung  erfordern,  schwie- 
riger sind .  besondere  persönliche  Eigen- 
schaften und  Fähigkeiten  voraussetzen,  bis- 
weilen, al»er  doch  nur  ausnahmsweise,  ist 
auch  von  Einfluss  der  Grad  der  Unannehm- 
lichkeit  und  Gefährlichkeit  der  l^eistung. 

Je  höher  nun  «1er  Wert  der  Arbeit  für 
den  Konsumenten  ist,  um  so  höher  ist  auch 
der  Wert  derselben  für  den  Unternehmer, 
um  s<>  höher  kann  auch  der  I/ohn  sein. 
Aber  in  jeder  Klasse  ist  die  Maximal- 
grenze  für  die  Lohnbe willigung  des 
Unternehmers  der  Preis,  den  dersell>e 
wiederbekommt  resp.  wiederbekommen  kann, 
inkl.  Zins  und  event.  Risicoprämie  für  seine 
Lohnkapitalauslage.  Die  betr.  Geldsumme 
ist  für  die  verschiedenen  Klassen  eine  ver- 
schieden hohe. 

Der  Wert  der  Arbeit  unterliegt  S  c  h  w  a  n  - 
kungen,  und  es  ist  deshalb  auch  jene 
Maximalgrenze  —  in  bestimmter  Geldsumme 
{Ijohnhöne  für  eine  I/dmklasse)  ausgedrückt 
-  U'i  gleichem  Geldwert  eine  veränderliche. 
Er  kann  steigen  und  fallen:  einerseits 
durch  Veränderungen  in  den  I^eistuugen 
der  Arbeiter  oder  in  der  Technik  des  Be- 
triebs (Steigerung  der  Leistungsfähigkeit 
derselben  Arbeiter  durch  bessere  Ausbildung, 
grösseren  Fleiss  etc.,  durch  l>ossere  Betriobs- 
einrichtungen  —  Verringerung  des  Werts 
der  Arlieit  durch  Betriebsveränderungen, 
Ersatz  menschlicher  Arbeit  durch  Maschinen- 
arlieit,  gelernter  Arbiter  durch  ungelernte, 
männlicher  erwachsener  Arlieiter  durch  weib- 
liche und  jugendliche  Arbeiter,  oder  durch 
Verschlechterung  der  Arbeitsfähigkeit  und 
des  Fleisses  etc.);  andererseits  durch  Ver- 
änderungen in  den  Preisen  der  Waren  der 
Unternehmungen,  während  die  lYoduktions- 
kosten  der  Unternehmer  die  gleichen  sind. 
Diese  Preisändcmugou.  welche  für  die  ver- 
schiedenen Waren  und  folglich  auch  für 


die  verschiedenartigen  Arbeitsleistungen  in 
verschiedenem  Grade  eintreten  können  und 
thatsächlich  eintreten  (s.  dar.  d.  Art.  Preis), 
sind  zunächst  günstige  oder  ungünstige  Kon- 
junkturen für  die  Unternehmer.  Sie  können, 
namentlich  wenn  die  Konjunktur  keine 
schnell  vorfiliergehende  ist.  auch  auf  die 
Inline  einwirken,  aber  für  die  au  sieb 
mögliche  Einwirkung  macht  sich  hier  die 
olienerwähnte  Vermittlerstcllung  des  Unter- 
nehmers geltend. 

Steigt  der  Preis  der  Waren  eines 
Produktionszweigs,  während  die  Produktions- 
kosten der  Unternehmer,  auch  der  Waren- 
absatz trotz  der  höheren  Preise  gleich  bleiben, 
so  wird  der  Keinertrag  der  Unternehmungen 
erhöht,  und  es  kann  (vorausgesetzt,  dass  die 
Rentabilität  der  Unternehmungen  bisher 
schon  eine  genügende  war)  von  den  Unter- 
nehmen! ein  höherer  lx>lm  als  bisher  l>e- 
willigt  weilen,  ohne  dass  sie  dadurch  ge- 
schädigt werden.  Aber  die  Unternehi..-r 
werden,  sofern  sie  sieh  durch  rein  geschäft- 
liche Beweggründe  leiten  lassen,  höhere 
I/ihne  innerhalb  der  für  sie  zulässigen 
Grenze  nur  bewilligen,  wenn  ein  Zwang 
auf  sie  ausgeübt  wird.  Dieser  Zwang  kann 
ausgehen  von  ihren  eigenen  Arbeitern,  welche 
höhere  Löhne  fordern  und  eventuell  die 
Arlieit  einstellen;  die  Forderung  wird  aber 
nur  dann  von  Erfolg  sein,  wenn  die  Unter- 
nehmer nicht  andere  gleich  brauchbare  Ar- 
beitskräfte zu  dem  bisherigen  l/dine  enga- 
gieren können,  also  wenn  m.  a.  W.  das 
Arbeitsangebot  das  gleiche  bleibt.  Der  Zwang 
kann  aber  auch  ausgehen  von  konkurrierenden 
Unternehmern,  welche,  veranlasst  durch  den 
höheren  Reinertrag  der  Unternehmungen, 
sich  derselben  Produktion  zuwenden  resp. 
ihren  bisherigen  Betrieb  ausdehnen  und.  um 
Arlteitskräfte  zu  bekommen,  höhere  L'ihne 
anbieten.  Aber  auch  diese  werden  nur  höhere 
ljöhne  anbieten,  wenn  nicht  andere  Arbeits- 
kräfte für  die  betreffende  Produktion  zu  dem 
bisherigen  Preise  noch  zu  haben  sind.  Eine 
Steigerung  der  Warenpreise  (günstige  Kon- 
junktur) kann  also  zu  einer  ljohnsteigenmg 
nur  führen,  wenn  das  Arbeitsangel >ot  gleich 
ist  und  ein  wirksamer  Druck  auf  die  Unter- 
nehmer durch  ihre  eigenen  Arbiter  oder 
durch  konkurrierende  Unternehmer  ausge- 
übt wird.  leichter  wird  in  solchem  Falle 
eine  I/>hnsteigerung  seitens  der  Arbeiter 
durchgesetzt  werden,  wenn  sie  für  die 
Zwecke  ihrer  I/ohngestaltung  in  Verbänden 
organisiert  sind. 

Fällt  dagegen  der  W  a  r  e  n  p  r  e  i  s,  wäh- 
rend die  Produktionskosten  der  Unternehmer 
und  der  Warenliegehr  gleich  bleiben ,  so 
werden  die  Unternehmer,  um  die  Verringe- 
rung ihres  Reinertrags  zu  verhindern  (wenn 
dieser  nicht  etwa  trotz  der  schlechteren 
Preise  noch  ein  genügender  ist),  bestrebt 
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sein ,  die  bisherigen  Löhne  zu  reduzieren, 
und  die  l/dinreduktion  wird  in  der  Kegel 
eintreten. 

Hieraus  ergiebt  sieh  die  allgemeine 
Kegel,  dnss  günstige  Konjunkturen  dieser 
Art  nieht  immer  zu  einer  Ljhusteigerung 
führen,  ungünstige  aber  in  der  Regel  die 
Inline  verringern. 

Die  Zahlungsfähigkeit  der 
Begehrer  (der  Unternehmer  und  der  Kon- 
sumenten der  Arbeitsleistung).  Nach  dem 
allgemeinen  Preisgesetz  wirkt  bei  jeder 
Nachfrage  nach  einer  Ware  und  l>ei  deren 
Preisbildung  auch  die  Zahlungsfähigkeit 
der  Begehrer,  der  Käufer  derselben  als  ein 
Faktor  mit.  Dieselbe  liest immt  mit  die 
Grösse  des  Begehrs  und  die  Höhe  der  Preis*'. 
insbes4indere  das  Maximum  des  Preises, 
welchen  die  Käufer  zahlen  können  und 
zahlen.  Veränderungen  in  der  Zahlungs- 
fähigkeit wirken  nach  beiden  Richtungen. 

Die  Zahlungsfähigkeit  der  Begehrer  der 
Arbeit  ist  auch  liier  ein  Bestimmungsgrund 
«les  Preises.  Für  die  wirksame  Nachfrage, 
d.  h.  die  Nachfrage,  welche  auf  die  wirk- 
liche Lohnbildung  einen  Einfluss  übt.  kommen 
nur  zaldungsfähigernternehmer  und  zahlungs- 
fähige Konsumenten  in  Betracht.  Die  l'nter- 
nehmer  zahlen  den  Arbeitslohn  aus  dem 
ihnen  zur  Verfügung  stehenden  eigenen  oder 
geliehenen  Kapital;  ihre  Lohnzalüungsfähig- 
keit  wird  bedingt  durch  die  Rentabilität 
ihres  l'nternehmens,  also  durch  die  Grösse 
des  Warenabsatzes,  durch  die  Preise,  welche 
sio  erzielen  und  durch  das  Verhältnis  ihres 
Rohertrages  zu  ihren  Produktionskosten. 
Alicr  da  der  Absatz  und  Preis  ihrer  Waren 
auch  abhängt  von  der  Zahlungsfähigkeit  der 
Konsumenten  derselben  (nicht  bloss  von  dem 
Gebrauchswert  der  Ware  für  diesellion),  so 
wird  «leren  Zahlungsfähigkeit  in  allen  Fällen 
auch  zu  einem  massgelienden  Bostimmungs- 

Smnd  der  I/ihne,  welche  sie  zahlen  können, 
ie  Zahlungsfähigkeit,  die  Kaufkraft  der 
Konsumenten  wird  liei  Genussmitteln  durch 
das  Einkommen  und  Vermögen  derselben, 
bei  Produktionsmitteln  durch  die  Rentabili- 
tät der  Verwendung  derselben,  durch  deren 
Produktivität,  also  durch  die  geschäftliche 
Lage  der  diese  Waren  konsumierenden  Unter- 
nehmer  bedingt.  Sie  setzt  stets  den  Konsu- 
menten eine  <  )bergreuze  für  ihre  Preishe- 
willignng.  Die  so  l»edingte  Zahlungsfähig- 
keit der  Konsumenten  der  Arbeitsleistung 
ttestimmt.  ob  Überhaupt  der  Unternehmer 
Arbeit  begehrt  und  einen  J»hn  zahlt,  sie 


setzt  uim  insi»es< 


>nde 


die  Grenze,  bis 


zu  welcher  er  in  seiner  Lohnbewilli- 
gung gehen  kann.  Kr  wird  in  der  Regel 
nicht  und  jedenfalls  nicht  dauernd  einen 
höheren  Lohn  zahlen,  als  die  Zahlungs- 
fähigkeit d.  h.  die  Einkommens-.  Vermögens- 
und  Geschäftsverhältnisse  der  Konsumenten 


der  Arbeitsleistung  es  diesen  gestatten,  Direr- 
seits  für  die  Arbeitsleistung  (inkl.  Zins 
und  event.  Risieoprürnie  für  das  vom 
Unternehmer  verauslagte  I/ihnkapital)  zu 
zahlen. 

Von  der  Zahlungsfähigkeit  der  Konsu- 
menten einer  Ware  hängt  ab  der  Gesamt- 
betrag des  Kapitals,  welches  auf  die  Be- 
zahlung der  für  die  Herstellung  und  den 
Absatz  der  Ware  erforderlichen  Arbeits- 
leistungen verwendet  werden  kaun.  Diese 
Kapitalmenge  ist  aber  keine  feste  Grösse, 
wie  man  früher  irrtumlich  annahm  (englische 
Lohnfondstheorie),  die  in  einem  bestimmten 
Betrage  lieim  Beginn  der  Produktious]>eriode 
für  die  Dauer  derselben  festgestellt  werden 
könnte.  Sit.»  ist  allerdings  in  jedem  einzelnen 
Moment  eiue  bestimmte  Grösse,  und  für 
diesen  Moment  ist  auch  der  durchschnitt- 
liche Arbeitslohn  der  (Quotient  der  Divi- 
sion dersell'ien  durch  die  Arlieilerzahl. 
Aber  sie  ist  keine  vorher  bestimmte  noch 
bestimmbare  feste  Grösse  einer  bestimmten 
Produktionsperiode,  welche  in  diesem  Be- 
trage für  Arbeitslöhne  verausgabt  wir»!  und 
verausgabt  werden  muss.  und  alle  Konse- 
quenzen, welche  man  früher  aus  der  ent- 
gegengesetzten iiTigen  Annahme  gezogen, 
sind  irrige  (s.  dar.  Mithoff  in  SehönWrg, 
Bd.  1  Abb.  XI.  dort  auch  die  weit.  Litt,). 
Die  Grösse  jener  Kapitalmenge  kann  sich 
fortwährend  ändern  und  diese  Grösse  wird 
auch  nicht  nur  bedingt  durch  die  Zahlungs- 
fälligkeit inländischer  Konsumenten.  In  Be- 
tracht kommt  auch,  was  häufig  übersehen 
wird,  für  alle  Ex|>ort waren  die  Zahlungs- 
fähigkeit ausländischer  Konsumenten. 

Die  Variabilität  dieses  Faktors  des  Ar- 
beitspreises ist  für  die  verschiedenen  Waren- 
arten, also  auch  für  die  verschiedenen  Ar- 
beiterklassen eine  versehiedengmdige.  (Grosse 
Unterschiede  z.  B.  für  notwendige  ljeliens- 
mittel  und  für  Luxuswaren.)  Verände- 
rungen in  diesem  Faktor  wirken  wie  Ver- 
änderungen des  ersten  Faktors  auf  die  Inline 
uml  das  Arlieitereinkommen.  Auch  aus  ihnen 
können  sich  für  die  Arbeiter  günstige  und 
ungünstige  Konjunkturen  bezüglich  der 
Ijohngestaltung  ergeben.  Steigt  die 
Zahlungsfähigkeit  der  Konsumenten 
einer  bestimmten  Ware,  so  kann  »lies  nach 
dem  allgemeinen  Preisgesetz  eine  dauernde 
Erhöhung  des  Warenpreises,  l>ei  gleich- 
bleibendem oder  auch  steigendem  Waren- 
absatz, liewirken.  Ist  dies  der  Fall,  so  kann 
der  höhere  Reinertrag  der  Unternehmer 
diesen  die  Bewilligung  höherer  Linne  er- 
möglichen, dieselben  werden  aber  in  der 
Regel  solche  nur  bewilligen,  wenn  (wie  im 
analogen  Fall  ol»eii  unter  1)  bei  gleichem 
Arbeitsangebot  ein  wirksamer  Druck  auf  sie 
durch  ihre  Arbeiter  oder  durch  konkurrierende 
Unternehmer  ausgeübt  wird.    Sinkt  da- 
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gegen  die  Zahlungsfähigkeit  und  tritt  in 
weiterer  Folge  eine  Verringerung  des  Kon- 
sums bei  gleichen  Warenpreisen  oder  eine 
Verringerung  der  Warenpreise  ein,  so  wird 
in  jenem  Falle  eine  Einschränkung  der  Pro- 
duktion (Entlassung  von  Arbeitern  resp.  Re- 
duktion der  Arbeitszeit  und  der  Löhne),  in 
diesem  (wie  vorher  unter  1)  eine  Reduktion 
der  Arbeitslöhne  erfolgen. 

Diese  b  e  i  d  c  n  B  e  s  t  i  m  m  u  n  g  s  g  r  ü  n  d  e 
setzen  also  der  Lohnbewilligung  der  Unter- 
nehmer eine  Grenze,  Aber  welche  sie  auf 
die  Dauer  nicht  hinausgehen  können,  d.  i. 
der  jeweilige  Wert  der  Arbeitsleistung  fflr 
den  zahlungsfähigen  Konsumenten  derselben, 
m.  a.  W.  der  Preis,  den  dieser  nach  Mass- 
gal>e  des  Gebrauchswertes  der  Arbeits- 
leistung für  ihn  und  seiner  Zahlungsfähig- 
keit für  die  Arbeitsleistung  (inkJ.  Zins  für 
das  verauslagte  Lohnkapital  und  event. 
Hisieoprämie)  zahlt.  Diese  Grenze  kommt 
für  die  verschiedenen  Lohnklasscu  in  ver- 
schiedener Iiohnhöhe  zum  Ausdruck :  sie  ist 
wegen  der  Variabilität  der  sie  bedingenden 
Faktoren  auch  für  die  gleiche  Leistung  eine 
variable.  Die  wirklichen  Löhne  könuen 
diese  Grenze  erreichen,  sie  können  aber  auch 
unter  derselben  stehen.  Im  letzteren  Falle 
ist  eine  liohnsteigerung  möglich.  Das  ge- 
schäftliche Interesse  der  Unternehmer  ist 
aber,  möglichst  unter  dieser  Grenze  zu 
bleiben,  denn  je  grösser  der  Abstand,  um 
so  höher  ihre  Honte  von  dem  verauslagten 
Lohnkapital.  In  welchem  Masse  das  Streben, 
dies  Interesse  zu  verfolgen,  an  sich  vor- 
handen ist.  hängt  ab  von  dem  Grade  des 
Egoismus,  der  die  Unternehmer  beseelt,  aber 
auch  von  der  Höhe  ihres  Gewinnes  aus 
ihrer  Unternehmung,  von  ihrem  persönlichen 
Verhältnis  zu  ihren  Arbeitern  etc.  In  welchem 
Masse  das  Bestreben  erfolgreich  ist,  hängt 
ab  von  der  l*ge  des  Arbeitsmarktes,  von 
der  Widerstandskraft  der  Arbiter  gegen 
Lohnherabsetzungen  und  von  der  Agitations- 
kraft derselben  für  Lohnerhöhungen.  Nach 
beiden  Riehtungeu  ist  es  sehr  wesentlich, 
ob  die  Arbiter  in  Verbänden  organisiert  sind 
(»der  nicht  (vgl.  den  Art.  Arbeitseinstellungen). 

Auf  seiten  der  Arbeitgeber  kann  aber 
noch  als  weiterer  selbständiger  Faktor  der 
Preisbewegung  wirken : 

'S)  Der  Arbeitspreis  konkurrie- 
render Unternehmer  («Konkurrenz  in 
der  Nachfrage«).  Es  macht  sich  hier  das 
Wesen  der  freien  Konkurrenz  bei 
allgemeiner  Erwerbs-  und  Betriebsfreiheit 
geltend.  Bei  ihr  beherrscht  die  Unter- 
nehmer das  Bestreben,  möglichst  peringe 
Produktionskosten  zu  haben  und  billiger  zu 
produzieren  als  die  Konkurrenten.  Jeder 
Vorsprung,  den  der  einzelne  Unternehmer 
vor  seinen  Konkurrenten  erzielt,  ist  ein  Vor- 
teil  für  ihn.    Das  Bestreben  der  Unter- 


nehmer ist  daher,  soweit  rein  geschäftliche 
Rücksichten  sie  bestimmen,  darauf  gerichtet, 
keinen  Bestandteil  der  Produktionskosten 
I  höher  sein  zu  lassen,  als  es  für  sio  not- 
wendig ist.   In  der  Regel  hängt  auch  die 
I  Konkurreuzfälügkeit  der  einzelnen  davon  ab, 
;  dass  sie  nicht    höhere  Produktionskosten 
I  halten  als  ihre  Konkurrenten.    Dio  Löhne 
:  sind  ein  Teil  und  ein  wichtiger  Teil  der 
Produktionskosten.     Das    allgemeine  Be- 
streben   bezüglich    der  Produktionskosten 
richtet  sich  auch  auf  diesen  Teil  derselben 
!  und  veranlasst  die  Unternehmer,  die  für  sie 
günstigen  Konjunkturen  des  Arbeitsmarktes 
in  ihrem  Interesse  zu  benutzen. 

Unter  konkurrierenden  und  konkurreuz- 
:  fähigen  Unternehmern  können  allerdings  die 
Löhne  auch  für  gleiche  Arbeitsleistiuigen 
verschieden  sein,  aber  diese  Differenz  ist 
'  nur  dann  dauernd  möglich,  wenn  auch  die 
übrigen    Produktionskosten    ungleich  sind 
und  bei  den  Unternehmern,  welche  höhere 
,  Löhne  zaldon  und  diese  nach  ihren  indi- 
viduellen   Verhältnissen    nicht  reduzieren 
können,  andere  Produktionskosten  sich  ent- 
,  sprechend  geringer  stellen.  Wenn  aber  auch 
die  übrigen  Produktionskosten  gleich  sind, 
müssen  auch  die  Löhne  für  gleiche  Arbeits- 
leistungen sich  gleich  gestalten. 

Eine  Einwirkung  auf  bisherige  Inline 
durch  die  Konkurrenz  anderer  Un- 
ternehmer, d.  h.  durch  Arbeitspreise, 
welche  andere  Unternehmer  zahlen,  kann  in 
doppelter  Weise  stattfinden.  Es  kann  so- 
wohl eine  Verringerung  als  eine  Er- 
höhung der  Löhne  herbeigeführt  werden. 

Setzt  ein  Teil  der  Unternehmer  durch 
Druck  auf  ihre  Arbeiter  oder  durch  Aus- 
nutzung günstiger  Konjunkturen  auf  dem 
Arbeitsmarkt  eine  Verringerung  ihrer  Ar- 
beitslöhne durch,  dann  werden  auch  die 
anderen,  um  den  gleichen  Vorteil  der  ver- 
ringerten Produktionskosten  zu  haben,  mit 
einer  Lohnreduktion  vorgehen  und  sie 
müssen  die  Löhne  reduzieren,  wenn  jene, 
um  den  Absatz  ihrer  Waren  auf  Kosten 
|  ihrer  Konkurrenten ,  welche  noch  höhere 
I  Löhne  zahlen,  zu  erhöhen,  ihre  mit  den  ge- 
!  ringeren  Arbeitslöhnen  hergestellten  Waren 
büligor  anbieten.  —  In  der  Regel  werden 
solche  Lohnreduktionen  kein  «lauernder  Vor- 
teU  für  die  Unternehmer  sein,  sondern  durch 
dio  Konkurrenz  der  Unternehmer  zur  ent- 
sprechenden Verringerung  der  Warenpreise 
(auf  den  Kostenpreis)  führen. 

Es  kann  andererseits  aber  auch  durch 
konkurrierende  Unternehmer  eine  Erhöhung 
der  Löhne  bewirkt  werden.  Dies  ist  der 
Fall,  wenn  bei  gewissen  Unternehmungen  der 
Reinertrag  «lauernd  ein  besonders  hoher  und 
eiu  genügender  Reinertrag  auch  noch  bei 
höheren  I/.hnen  zu  erwarten,  dazu  der 
Warenabsatz  auch  bei  vermehrter  Produktion 
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gesichert  ist  und  nun  l>ci  dieser  Geschäfts- 
lage neue  rnternehmungen  gegrüwlet  werden, 
-welche  die  Nachfrage  ua«h  Arbeitskräften 
erhöhen  und,  um  die  nötigen  Arltoitskräfte 
zu  bekommen,  höhere  I/ihne  bieten  müssen. 
Wollen  die  bisherigen  Unternehmer  ihre  Ar- 
heiter  liehalten,  müssen  auch  sie  höhere 
I/ihne  bewilligen. 

Auf  seiten  der  Arbeiter  ist  der 
Hauptltcstimimmgsgruiul  ihres  Angeln  its  und 
ihrer  Preisbewilligung 

4)  der  gewohnte  K  lassen  bedarf . 
(Kosten  «les  gewohnten  Klassenltedarfs.  *l"n- 
terhaltshodarf  ,  Lel>onshaltung< .  >  Standard 
of  lifo  .  .-Produktionskosten! ,  -Kosten ?  der 
Arbeit),  d.  i.  der  Aufwand  für  die  Befriedi- 
gung aller  Bedürfnisse,  welche  die  Arlteitor 
einer  Klasse  aus  ihrem  Arbeitseinkommen 
zu  bofrudigen  gewohnt  sind  und  befriedigen 
wollen. 

Der  Arbeiter  bietet  seine  Arlieitskraft  nur 
an  und  arbeitet  nur  entgeltlich,  um  sich  die 
Mittel  für  die  Befriedigung  seiner  Bedürf- 
nisse zu  verschaffen. 

Ks  ist  hier  zunächst  zu  erinnern  an  das,  was 
vorher  (Abschnitt  Ü  S.  N(W  W>)  ülter  die  Exis- 
tenz von  Aj-beiterlohnklasseu  und  ül>er  den 
Warencharakter  der  Arlx'it  ausgeführt  wurde. 

Jetler  Arlieiter  hat  ein  bestimmtes  Mass 
gewisser  Lebensbedürfnisse.  Das  Mass  dieses 
]«orsönlichen  Bedarfs  ist  unter  den  Millionen 
Arlieitern,  welche  sich  auf  dem  Arttcitsmarkt 
anbieten,  zwar  individuell  sehr  vorschieden, 
aber  wir  sehen  zugleich,  dass  durch  Sitte. 
Gewohnheit  und  überhaupt  durch  die  ganze 
bisherige  Geschichte  der  Arbeiter  (auch  der 
Löhne  —  denn  zwischen  l<ohn  und  Klassen- 
liedarf  besteht  Wechselwirkung)  in  jedem 
Volke  unter  den  I/thnarbeitern,  elienso  wie  in 
den  anderen  Schicliten  der  Bevölkerung,  zahl- 
l-eiche  verschiedene  Bedarfsklasson  mit  einem 
DuivhschnittsUdarf  sich  gebildet  hatten. 
Auf  die  thatsäeldiche  Gestaltung  «les  Klassen- 
liedarfs  ist  u.  a.  auch  von  Einfluss  die  Zu- 
sammensetzung der  einzelneu  Klassen  nach 
Alter.  Geschlecht.  FainUienstaud.  Jode  der 
vielen  Klassen  hat  ihren  gowohnheitsgo- 
mässen  Btdarf.  dessen  Befriedigung  einen 
l  «»stimmten  Geldaufwand  erfoidert  und  dessen 
Mass  als  Durchs«  huittsbedarf  sich  in  einer 
bestimmten  Geldsumme  ausdrücken  lilsst. 
(Diese  Geldsumme  kann  auch  Itei  gleichem 
Klasseubedarf  verschied«'!!  sein,  wenn  näm- 
lich räumlich  ««1er  zeitlich  der  Sachwert, 
«lie  Kaufkraft  des  Geldes  vorschhden  ist. 
d.  h.  die  Preise  für  die  gleichen  Gebrauchs- 
waren der  Arbeiter  für  Jjobonsmittel,  Klei- 
dung, Wohnung  etc.  an  verschiedenen  Orten 
oder  zu  verschiedenen  Zeiten  verschieden 
sind.) 

Von  der  untersten  Klasse,  in  welcher 
d«-r  Klass«'n  bedarf  nur  «lie  notwendigen  phy- 
sischen  KxistenzUdürfnisse  und  ihre  Be- 


friedigung in  notdürftig»^*  Weise  (s.  unten  S. 
878)  umfasst,  steigt  der  Klassentie« larf  in  vielen 
Stufen  bis  zu  einem  Bedarf,  der  ausser  einer 
allen  berechtigten  Ansprüchen  entsprechen- 
den Befriedigung  der  notwendigen  Lebetis- 
ttedfirfnisse  eine  Reihe  von  Kulturbedürf- 
nissen umfasst,  «Ion  Bedarf  zahlreicher  kleiner 
Unternehmer,  vieler  niederer  Beamten  er- 
heblich übersteigt  und  dem  Bedarf  der  mitt- 
leren Einkommensklassen  in  and*'ren  Kreisen 
der  Bevölkerung  gleich  ist.  In  vielen  Klassen 
ermöglicht  die  Befriedigung  des  Klasseu- 
l*darfs  den  Arlteitern  und  ihrer  Familie, 
wenn  «li«;«se  keine  zu  grosse  ist.  ein«-  durch- 
aus ttefrhdigendo  Existenz  und  ein  sittliches 
Kulturleben. 

t  'nterschiode  «les  K  lassen  bedarfs  existieren 
nicht  nur  zwis«hon  «len  Arbeitern  verscho- 
llener Produktionszweige,  sondern  auch 
zwischen  gleichartigen  Arlteitern  desselben 
lTO«lukti<tnszweiges  in  verschiedenen  Gegen- 
den eines  Lindes  (städtische  und  ländliche 
Arbeiter,  städtische  Arbeiter  in  grossen  nn«l 
kleineu  Stä«lten).  Die  rnterschiede  zeigen 
sich  namentlich  in  Bezug  auf  «lie  nicht  not- 
wendigen Ijebetiskdürfnisse.  die  sogenannten 
KulturlNHlürfnisse,  aber  auch  in  Bezug  auf 
lie  Art  «ler  Befrkdigung  der  notwendigen. 
Eine  Steigerung  der  Bedürfnisfähigkeit  wird 
Ix'günstigt  und  herbeigefülirt  durch  die 
Steigerung  der  allgemeinen  Bildung  der  Ar- 
beiter, «lurch  die  allgemeinen  Kulturfoil- 
schritte  eines  Volkes,  durch  das  Zusammen- 
leben der  Arbeiter  mit  anderen  Klassen  (in 
Städten).  alx;r  auch,  und  namentlich  für  die 
nicht  notwendigen  Be«lürfiüsse,  durch  Aen- 
deruugen.  welche  in  dem  Angebot  von  Bo- 
dürfnisb««frie(lignngsmitteln(Schankwirt  schaf- 
fen, Vergnügnngsgelcgenheiten  für  Arbeiter. 
Herstellung  von  Luxuswaren  für  Arlteiter 
zu  billigen  Preisen  etc.)  erfolgen. 

In  der  Regel  entspricht  der  höheren  Be- 
dürfuisklasse  auch  eine  höhere  Arbeitsfähig- 
keit derselben,  ein  höherer  gesellscliaftlieher 
Gebrauchswert  der  Arbeit. 

Was  den  Geldwert  des  Klassenltedarfs 
Itetrifft,  so  ist  für  Vergleiche  der  dem  Klassen- 
beilarf  entsprechenden  Gcldlöhne  zu  ver- 
schie«lenen  Zeiten  und  an  verschiedenen 
Orten  natürli«;h  nur  der  Sachwert,  die  Kauf- 
kraft der  Geldhähne  massgebend. 

In  jeder  Klasse,  in  den  niederen  wie  in 
den  höheren,  haben  die  Arbeiter  zunächst 
das  Bestreiten,  ihren  Klassenltedarf  zu  Ite- 
friedigon.  Dies  Bestreben  ist  «bis  Motiv 
ihres  Angebots  und  bestimmend  für  ihre 
Proisltewilligung.  Als  Faktor  «1er  letzteren 
wirkt  der  Klassenltedarf  auf  ihren  Willen 
in  «ler  Weise,  das  sie  mindestens  einen 
Lohn  wfins<hen  und  fordern,  mit  welchem 
sie  ihren  K  lassen  bedarf  befriedigen 
können.  un«l  tlass  sie  zu  einem  Jxmn  unter 
«lieser  Höhe  nur  mit  Widerstreiten  und  nur, 


Digitized  by 


Arbeitslohn  87.r» 


wenn  die  Not  sie  zwingt,  sielt  verstehen. 
Sie  haben  das  weitere  Streben,  einen  höhereu 
Lohn  zu  erzielen,  aber  dies  Streben  ist  kein 
allgemeines  und  in  der  Regel  kein  starkes. 
Soweit  es  vorhanden  ist.  zeigt  es  sich  bei 
den  verschiedenen  Klassen  auch  in  ver- 
schiedenem Grade.  Es  ist  starker  oder  ge- 
ringer nach  dem  Stande  des  Kla'senhoilarfs. 
nach  dem  Masse  der  Bildung,  nach  dem 
Grade  der  Entwickelung  des  Vereinswesens, 
nach  der  Art  der  Arbeiterpresse  und  der 
Agitation  etc.«  es  ist  auch  gewöhnlich  stärker 
bei  solchen  Klassen,  die  in  steter  Berührung 
mit  anderen  höheren  Arbeiter-  und  Gesell- 
schaftsklassen sind,  daher  im  allgemeinen 
starker  bei  städtischen  Arbitern  als  bei 
Arlteitern  in  ländlichen  Distrikten,  und 
eltenso  bei  Arbeitern  in  grossen  Städten  als 
in  kleinen,  aber  gemeinhin  sind  die  Arbeiter 
doch  zufrieden  (sofern  nicht  Agitatoren  sie 
umstimmen),  wenn  der  I,ohn  ihrem  Klassen- 
l>odarf  entspricht,  sie  sind  unzufrieden, 
wenn  er  niedriger  ist. 

Ein  Teil  der  Mitglieder  jetler  Klasse 
kann  freilich  nie  daran  denken,  sich  mit 
dein  durchschnittlichen  Lohn  wie  die  anderen 
die  volle  Befriedigung  des  Klassenbedarfs 
zu  verschaffen ;  es  sind  dies  diejenigen, 
welche  eine  sehr  starke  Familie  zu  unter- 
halten haben.  Der  Klassenbedarf  umfasst 
stets  bei  verheirateten  Arbitern  auch  Fa- 
milienbedürfnisso  (für  Frau  und  Kinder). 
Der  zur  Befriedigung  desselben  erforderliche 
Geldbedarf  ist  nach  der  Grösse  der  Familie 
ein  verschiedener,  aber  da  der  ]»hn  der 
Arbeiter  einer  Klasse,  wenigstens  soweit  er 
ein  geschäftlicher  Konkurrenzpreis  ist,  sieh 
nicht  nach  den  individuellen  Familionbedürf- 
nissen  des  einzelnen  Arbeiters  verschieden 
gestaltet,  sondern  als  Durchschnittslohn  in 
der  Kegel  nur  dem  Klassenbedarf  eines  ver- 
heirateten Arbeiters  mit  einigen  Kindern  ent- 
spricht (s.  unten  Abschn.f>S.  878).  so  gestattet 
dieser  Ijohn  einer  Arbeiterfamüie  mit  vielen 
Kindern  nicht  die  volle  Befriedigung  des 
Klasseubedarfs,  dagegen  den  unverheirateten 
wie  den  verheirateten  ohne  Kinder  eine  Aber 
dieseu  lunausgehende  Bedürfnisbefriedigung. 
"Wollen  jene  voll  den  Klassenbedarf  l>e- 
friedigen.  müssen  sie  entweder  durch  höhe- 
ren Fleiss  etc.,  wenn  es  möglich  ist,  mehr 
verdienen  oder  für  anderweitige  Einnahme- 
quellen sorgen  (Arbeitsverdienst  anderer 
Familienmitglieder  etc.). 

Durch  die  Verschiedenheit  des  Klassen- 
bedarfs bestehen  soviel  verschiedene  Mini- 
malgrenzen der  Preisbewilligung  der  Ar- 
beiter, als  Bedarfsklassen  vorhanden  sind, 
und  herrscht  in  der  Gesamtheit  der  Ixthn- 
arbeitcr  klassenweis  das  Streben  nach  einer 
verschiedenen  Lohnhöhe. 

Aber  der  K  lassen  bedarf  (und  die  ihr 
entsprechende  Lohnhöhe)  ist  keine  feste. 


'sondern  eine  variable  Grösse,  er  Linn 
i  fallen  und  steigen.    Der  dem  Klassenbedarf 
i  entsprechende  Preisfaktor  sind  liei  Miehig 
vermehrbaren  Waren  (im  e.  S.)  die  Pnxluk- 
tionskosten:  aber  zwischen  beiden  Preis- 
!  faktoren  besteht  ein  sehr  wesentlicher  Unter- 
i  schied.    Der  Unternehmer  stellt  die  Produk- 
tion und  das  Angel)ot  seiner  Ware  ein  und 
muss  beides  einstellen,  wenn  der  Marktpreis 
nicht  mehr  seine  Produktionskosten  deckt 
und  dies  Verhältnis  zwischen  dem  Preis 
und  seinen  Kosten  ein  dauerndes  ist.  Aber 
der  Ijohnarbeiter  kann  das  Angebot  seiner 
Arlteitskraft  nicht  aufgeben,  weil  er  von 
seiner  Arbeit  leben  muss;  er  muss.  wenn 
die  anderen  Faktoren  der  IjohnbUdung  ihm 
nicht  mehr  einen  seinem  Klassenbedarf  ent- 
sprechenden Lohn  ermöglichen,  um  exi- 
stieren zu  können,  sich  ndt  einem  geringeren 
Arbeitspreise  begnügen,  und  das  eventuell 
nicht  bloss  vorübergehend,  sondern  dauernd 
1  —  und  muss  im  letzteren  Falle  seinen  ge- 
I  wohnten  Leliensl)edarf  reduzieren.  Ebenso 
■  eine    Arlieiterlohnklasse.     Ein  derartiges 
i  dauerndes  Sinken  des  I»hnes  und  in  not- 
•  wendiger  Folge  davon  des  Klasseubedarfs 
!  tritt  namentlich  in  zwei  Fällen  ein :  Itei 
I  dauernder  Verringerung  der  Nachfrage  und 
gleichem  Angebot  und  bei  dauernder  Er- 
höhung des  Angebots  und  gleicher  oder  gar 
i  geringerer  Nachfrage.     Dieser  Gefahr  ist 
'jede  Arbeiterklasse  ausgesetzt,  aber  derGe- 
falu'grad  ist  für  die  einzelnen  Klassen  ein 
verschiedener.    Im  allgemeinen  ist  die  Ge- 
fahr und  namentlich  des  zweiten  Falls  um 
so  grösser,  je  geringer  die  Arbeitsfälügkcit 
ist,  und  sie  ist  daher  am  grössten  für  die 
Klasse,  deren  Arbeitsfälligkeit  am  geringsten 
ist.  —  Der  Klasseubedarf  kann  aber  auch 
steigen.    Dies  wird  regelmässig  geschehen, 
wenn  der  Lohn  durch  die  übrigen  Faktoren 
der  I»hnbildung  gestiegen  ist  und  dauernd 
auf  dieser  Höhe  bleibt.    Zwischen  Lohnhöhe 
und  Klassenbedarf   besteht   die  Wechsel- 
wirkung, dass  jene  durch  dieseu  bedingt 
wird,  d&HS  sie  andererseits  aber  auch  eine 
Ursache  zur  Veränderung  des  Klasseubedarfs 
sein  kann  (s.  unten  Abschn.  5  S.  878  70).  Die 
Erhöhung  der  Bildung  der  Arbeiter,  die 
Steigerung  des  Woldstandes  und  der  Kon- 
;  sumtion  in  anderen  Klassen,  die  Steigerung 
i  der  kulturellen  Aufgaben,  welche  Staat  und 
Gesellschaft  sich  für  die  Lage  und  Wohl- 
fahrt der  arbeitenden  Klassen  stellen.  Un- 
günstigen bezw.  erzeugen  das  Bedürfnis  und 
das  Bestreben  nach  einein  höheren  als  dem 
bisherigen  Klassenbedarf.    Eine  Steigerung 
des  K hissenbedarf s  durch  dauernde  Lohn- 
steigerung  kann  insl>esondore  auch  durch 
die  Agitatiou  und  Organisation  einer  Ar- 
beiterklasse   herbeigefülirt   werden.     A bei- 
der Erfolg  ist  im  einzelnen  Falle  davon  ab- 
hängig, ob  die  Unternehmer  in  der  Lage 
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sind,  entweder  aus  ihrem  bisherigen  Ein- 
kommen eine  Lohnerhöhung  zu  bewilligen 
oder  eine  Verringerung  anderer  Produktions- 
kosten (durch  Aenderungen  in  den  Betriebs- 
einriclitungeri  etc.)  herlieifülircn  oder  eine 
Steigerung  üirer  Warenpreise  tiewirken  zu 
können.  Im  allgemeinen  zeigt  die  Geschichte 
der  Kulturvölker  auch  hier  den  Fortschritt, 
und  namentlich  im  letzten  Jahrhundert  igt 
ziemlich  allgemein  eine  Steigerung  des- , 
Klasseuliedarfs  und  der  Löhne,  und  bei  einer  j 
grossen  Zahl  von  Klassen,  in  hohem  Masse 
erfolgt. 

Nicht  jede  Erhöhung  oder  Verringerung 
des  (icldlohns  ist,  wie  schou  oben  bemerkt 
wurde,  für  eine  Arbeiterklasse  eine  Verbesserung 
«der  Verschlechterung  ihrer  Lage  in  Bczng  auf 
die  Befriedigung  des*  Klassenbedarfs.  Die«  ist 
sie  mir.  wenn  die  Aenderung  zugleich  eine 
Aenderung  im  Sachwerte  des  (»eldlohns  ist. 
Derartige  Iiohnverftndernngen  wurden  im  vor- 
stehenden vorausgesetzt,  Lohn  Veränderungen 
können  aber  auch  eintreten  lediglich  als  die 
Folge  von  Veränderungen  der  Kaufkraft  de* 
Oeldes  i  dauerndes  Steigen  resp.  Sinken  der 
Preise  für  die  Bedürfui*befriedigungsuiittel  der 
Arbeiter,  insbesondere  für  die  notwendigen,  wie 
Lebensmittel,  Wohnung  etc.*.  Deshalb  aber 
die  Preise  der  Lebensmittel  und  anderer  not- 
wendiger (•ehninrhsgegeiistSnde  als  einen  be- 
sonderen Bestimmnngsgrnnd  der  Lohnbildnng 
neben  dem  Klassen  bedarf,  dessen  Geldwert 
Kosten)  durch  diese  Preise  wesentlich  mitbe- 
stimmt wird,  hinzustellen,  dürfte  n.  £.  nicht 
notwendig  seiu. 

Auf  die  Preisliewilligung  der  Arbeiter 
und  die  Höhe  der  Löhne  kann  auch  noch 
einwirken 

."»)  der  Arbeitspreis  konkurrie- 
render Arbeiter  ('Konkurrenz  im  An- 
gelot» .  Konkurrenz  der  Arbeiter«).  Wie 
die  Unternehmer  sind  auch  die  Arbeiter 
einer  Klasse  in  Bezug  auf  die  Löhne,  zu 
denen  sie  sich  verstellen  müssen  bezw.  die 
sie  erzielen  können,  abhängig  von  ihren  Mit- 
konkurrenten. 

Die  Konkurrenz  der  Lohnarbeiter 
kann  in  dieser  Hinsicht  ungünstige  und 
günstige  Verhältnisse  für  die  Ar- 
beiter herbeiführen:  sie  kann  einerseits  ein 
Sinken  der  I/dine  bewirken  oder  eine  I»hn- 
steigerung  verhindern,  die  ohne  sie  hätte 
eintreten  können,  und  sie  kann  andererseits ' 
eine  Erhöhung  der  L'ihne  verursachen. 

Die  generelle  Voraussetzung  jener  für; 
die  Arbeiter  ungünstigen  Einwirkung  ist, ' 
dass  das  Angebot  von  Artleitern  die  Nach-  j 
frage  ül »ersteigt  und  dass  sich  gleich  brauch- '. 
Uire ,  nicht  beschäftigte  Arl»eitskräfte  den  I 
Unternehmern  anbieten.  Wenn  die  Unter- 
nehmer einer  Klasse  weniger  Arbeiter  als  I 
bisher  gebrauchen,  also  bisher  beschäftigte! 
Arbeiter  entlassen  werden  oder  wenn  bei  j 
gleicher  Nachfrage  das  Arlieitsangebot  sich  ' 
vennehrt,  so  werden  die  nicht  beschäftigten  | 


Arbeiter  bereit  sein ,  für  einen  niedrigeren 
Lohn,  als  die  lieseliäftigten  erhalten,  zu 
arbeiten,  und  diesen  offerieren.  Dndureh 
können  auch  die  mit  einem  höheren  Lihn 
beschäftigten  Arbeiter  gezwungen  werden, 
sich  mit  einem  geringeren  I»hn  zu  be- 
gnügen, wenn  dieUnternehmerdie.se  güu.stige 
Konjunktur  auf  dem  Arbeitsmarkt  lienutzen 
und  ihre  Arlieiter  vor  die  Wahl  zwischen 
Ldinreduktion  oder  Entlassung  stellen.  — 
Ebenso  kann,  wenn  sich  für  die  Ldtnar- 
lieiter  einer  Klasse  infolge  einer  günstigen 
Konjunktur  auf  dem  Warenmarkt  die  (5e- 
legenheit  bietet,  höhere  I/ihne  ohne  Ver- 
ringerung des  bisherigen  Reinertrags  der 
Unternehmer  zu  fordern,  diese  Gelegenheit 
zu  einer  Lohnsteigerung  nur  dann  mit  Er- 
folg verwertet  werden,  wenn  nicht  andere 
Arlieiter  da  sind,  welche  fällig  und  l-ereit 
sind,  an  ihrer  Stelle  zu  dem  bisherigen 
Preise  die  gleiche  Arbeit  zu  verrichten. 
Die  Konkurrenz  anderer,  gleich  qualifizierter 
Arlieiter  kann  so  eine  I/ihnsteigerung  ver- 
hindern. Diese  für  die  Arlieiter  ungünstigen 
Wirkungen  können  aber  nur  eintreten,  w  enn 
die  Arbeiter  isoliert  sind:  in  der  Koalition 
und  Organisation  von  Arbeiterverl«inden 
(Gewerkvereincu  etc.)  halten  die  ArU-iter 
das  Mittel,  sie  zu  verhindern. 

Anderweitige  Arbeitspreise  konkurrieren- 
der Arlieiter  können  aber  auch  eine  I/mn- 
steigerung  veranlassen,  Gelingt  es  in  einer 
Arliciterklasse  einem  Teil,  höhere  Löhne 
durchzusetzen,  was  aber  nur  geschehen  kann, 
wenn  die  betreffenden  Arbeitgeber  l>ei  den 
höheren  Löhnen  noch  einen  genügenden 
Reinertrag  erzielen,  so  kann  das  auch  den 
anderen  Teil  bestimmen,  gleiche  Löhne  zu 
fordern,  und  die  Lohnerhöhung  wird  in  der 
Regel  auch  für  sie  eintreten. 

Mit  diesen  Bostimmungsgründen 
sind  keineswegs  die  Faktoren  der  Lohn- 
bildung  erschöpft.  Wie  bei  auderen 
freien  Konkurrenzpreisen  machen  sich  auch 
hier  im  wirklichen  Indien  bei  der  einzelnen 
Ijohnabrede  noch  andere  mehr  oder  minder 
zufällige  und  individuelle  M  o  in  e  n  t  e  geltend, 
deren  Wirksamkeit  sieh  aber  nicht  in  all- 
gemeinen Regeln  formulieren  lässt.  Viele 
Einzellöhne  sind  insbesondere  uicht  rein 
geschäftliche  Arlieitspreiso ,  auch  sittliche 
Motive,  wie  die  Nächstenliebe,  die  DankUir- 
keit,  das  Rechts-,  Billigkeits-,  Pflichtgefüld, 
der  Gemeinsinn,  bei  Arbeitgelieni  auch  noch 
weiter  Rücksichten  auf  die  Familie  des  Ar- 
biters etc.  können  mitwirken.  Ebenso  können 
Wohlfahrtseinrichtungeu  der  Unternehmer, 
freiwillige  und  unfreiwillige  Beiträge  der- 
selben zu  Versicheningskassen  modifizierend 
einwirken.  Aber  jene  Bestimmungsgründe 
sind  die  wesentlichsten,  die  für  die  Volks- 
wirtschaft und  Sozialpolitik  wichtigsten  und 
diejenigen,  welche  allein  allgemeine  gesetz- 
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mässige  Ixmnerscheinungen  hervorrufen,  d.  h. 
diejenigen,  welche  in  den  Massenersehei- 
nungcn  die  Regel  bilden  und  als  Folgen 
derselben  stetig  wirkenden  Ursachen  sieh 
auch  regelmässig  wiederholen.  Wenn  man 
deswegen  in  der  Politischen  Oekonomie  von 
einem  Lohn gesetz  spricht,  so  ist  dies 
»Gesetz*  wie  alle  wirtschaftlichen  »Gesetze« 
kein  Gesetz  im  eigentlichen  Sinne  des 
"Wortes  wie  die  Naturgesetze ;  es  ist  nicht 
der  Ausdruck  für  die  konstante,  überall 
gleiche  und  notwendige  Wirkung  von  kon- 
stanten Kräften,  sondern  nur  der  Ausdruck 
dafür,  dass  bei  der  Lohnbildung  in  der 
heutigen  Volkswirtschaft  auf  der  Grundlage 
der  heutigen  Rechts-  und  Wirtschaftsordnung 
der  Kulturstaateu  bestimmte  gleiche  oder 
gleichartige  Kräfte  in  der  Regel  tiestimmte 
gleiche  oder  gleichartige  Wirkungen  hervor- 
zubringen streben  und  solche  in  der  Regel 
hervorbringen. 

Die  filtere  abstrakte  Richtung 
der  Politischen  Oekonomie,  Ad.  Smith, 
Ricardo,  Say,  Senior  u.  a.  wähnten  freilich 
auch  hier  ein  Gesetz  in  jenem  Sinne  ge- 
funden zu  haben,  welches  bei  voller  Ver- 
kehrsfretheit  naturnotwendig  die  t  (tatsäch- 
liche Ixriiuhildung  regele.  Das  ^Lohugosetz«, 
namentlich  in  der  Rieardosehen  Formu- 
lierung (s.  unten  S.  SSI),  galt  lange  Zeit  ais  das 
unwiderlegliche  Dogma  jener  Richtung, 
obwohl  es  den  Vorgängen  im  wirklichen 
Leben  nicht  entsprach.  Aber  das  Irrtüm- 
liche auch  dieser  Lehre  jener  Richtung  ist 
längst  schon  von  Hermann  und  seitdem  von 
vielen  anderen  erwiesen  worden. 

Eine  Reihe  der  gesetzmässigen  Lohn- 
erseheinungen  ist  schon  in  der  Darstellung 
der  Wirkungen  der  fünf  Hestimmungsgründe 
erörtert  worden.  Indem  wir  im  folgenden 
Abschnitte  die  gesetzmässigen  Erscheinungen 
der  Lohiigcstjdtung,  die  Lohnregeln,  in  einer 
kurzen  Gosamtübersicht  zusammenstellen, 
müssen  auch  jene  benits  erörterten  Er- 
scheinungen noch  wieder  kwz  mit  dem 
Hinweis  auf  die  früheren  Ausfülirungen  er- 
wähnt werden.  Aber  die  folgende  Dar- 
stellung kann  nur  die  wichtigsten  allge- 
meinen Erscheinungen  Iterüeksiehtigen ,  für 
ein  Eingehen  auf  die  Kasuistik  der  Einzel- 
erscheinungen reicht  hier  der  zur  Verfügung 
stehende  Raum  nicht  hin. 

5.  Die  gesetzmassigen  Erscheinungen 
der  Lohngestaltung.  Die  Ljhnc  werden 
in  der  Regel,  als  freie  geschäftliche  Kon- 
kurrenzpreise in  den  verschiedenen  Lohn- 
klassen, als  ein  Produkt  von  Arbeitsangebot 
und  -nachfrage  von  den  vorher  erwähnten 
Faktoren  gebildet  und  entstehen  durch  das 
Zusammenwirken  dersolben  iti  verschiedener 
Höhe  in  den  zahlreichen  Arbeiter-  und  I/)hn- 
k  lassen. 

In  derselben  Klasse  wirkt  die  Konkurrenz 


der  Lohnarbeiter  und  der  Unternehmer  auf 
eine  gleiche  Lohnhöhe  für  gleiche  Arl>eits- 
leistungen  hin.  Diese  Konkurrenz  kann,  wie 
vorher  gezeigt.  Ijohnstcigomngen,  aber  auch 
Lohnverringerungen  herbeiführen. 

Für  die  Ltthue  jeder  Klasse  liesteht  eine 
Maximalgrenze  und  Minimalgrenze,  über 
welche  der  I>ohn  nicht,  jedenfalls  nicht  auf 
die  Dauer  hinausgeht. 

Die  M  a  x  i  m  a  1  g  r  e  n  z  e  ist  der  jeweilige 
Wert  der  Arbeitsleistung  für  die  zahlungs- 
fähigen Konsumenten  derselben,  d.  h.  der 
Preis,  den  diese  für  die  Arl>eitsleistung 
(inkl.  Zins  und  event.  Risicopräinie  für  das 
vom  Unternehmer  verauslagte  Lohnkapital) 
zahlen.  Die  dieser  Grenze  entsprechende 
Ix)hnhöhe  ist  eine  verschiedene  für  die  ver- 
schiedenen Arbeiter-!  I/ohn-)Klassen.  Inner- 
halb derselben  Klasse  bewirken  Unterschiede 
in  den  persönlichen  Eigenschaften  und  in 
den»  Verhalten  der  Arbeiter,  insbesondere 
in  dein  Fleiss  und  in  der  Geschicklichkeit, 
auch  Unterschiede  des  Gesamteinkommens: 
von  Einfluss  darauf  ist  namentlich  auch  die 
Art  der  I/üinzaldung  (Zeitlohn.  Prümien- 
lohn,  Aecordlohn  etc.).  Jene  Olwrgrenze  ist 
alier  auch  für  die  gleiche  Leistung  eine 
variable;  der  gesellschaftliche  Gebrauchs- 
wert der  I/eistung  kann  steigen  und  fallen, 
kann    die    Zahlungsfähigkeit  der 


i eoens 

!  Konsumenten  derselben  steigen  und  fallen. 
.  Was  die  Einwirkung  der  Veränderung  dieser 
j  Grenze,  insbesondere,  sofern  sie  eine  nicht 
.  nur  vorübergehende  ist,  auf  die  L'jhne  be- 
trifft, so  führt  ein  Steigen  derselben  nicht 
|  notwendig  auch  zu  einer  Lohnsteigerimg. 
'  aber  ein  Sinken  derselben  wird  in  der  Regel 
1  stets  eine  Lohnverringerung  herbeiführen, 
wenn  der  Lohn  bereits  die  Maximalgrenze 
'erreichte,  und  ebenso,  wenn  der  I /ihn  zwar 
unter  der  Grenze,  war,  aber  die  neue  Grenze 
unter  der  bisherigen  Lohnhöhe  ist  (Aus- 
nahmen sind  aber  auch  hier  möglich:  Re- 
duktion anderer  Produktionskosten  oder  des 
Reinertrags  der  Unternehmer  etc.).  Eine 
Iiohnsteigcrung  tritt  in  der  Regel  nur  ein. 
wenn  das  Arbeitsangebot  das  gleiche  bleibt 
und  ein  wirksamer  Zwang  gegen  die  Unter- 
nehmer durch  ihre  Arln-iter  oder  durch 
höhere   Löhne    offerierende  Konkurrenten 
ausgeübt  wird. 

Die  Minimalgrenze  ist  das  Mass  (der 
Geldwert  —  als  Sachwert,  die  Kosten)  de* 
gewohnten  Klassenbedarfs,  in  der  Regel  das 
Mass  des  Klassenbedarfs  für  eine  Arbeiter- 
familie mit  einigen  Kindern.  Auch  hier  ist 
die  dieser  Grenze  entsprechende  Lohnhohe 
eine  verschiedene  für  die  verschiedenen 
Ar!>eiterklasseu.  Und  sie  ist  ebenfalls  eine 
variable ;  auch  der  Klassenbedarf  kann  steigen 
und  sinken.  Nur  in  einer  Lohnklasse  ist  er 
eine  relativ  feste  Wertgrösse :  für  erwachsene 
1  männliche  Arbeiter  in  der  untersten  Klasse 


Digitized  by  Google 


87* 


Arbeitslohn 


der  ungelernten  ArW-iter.  Die  ihm  ent- 
sj.it-cli.  inle  Lohnhöhe  gestattet  hier  nur 
«•liier  Familie  mit  einigen  Kin<lem  die  not- 
dürftige Befriedigung  der  absoluten  Kxistenz- 
Itcdürfnisse.  Und  diese  Erscheinung  erklärt 
sieh  dalier. 

In  diese  Klas.se,  in  welcher  der  Wert  der 
Arbeitsleistung  am  geringsten  ist,  kann,  so- 
weit es  sich  um  Arbeitsleistungen  erwachsener 
männlicher  Arlteiter  handelt,  jeder  eintreten, 
der  achtzehn  Jahre  alt  und  im  Besitz  der 
normalen,  geistigen  und  physischen  Kräfte 
ist.  Wenn  hier  ein  Uehersehuss  von  Ar- 
Witskräften  vorlianden  ist,  mehr  Arbeiter 
da  sind,  als  verwendet  wenlen  können,  so 
wenlen  die  nicht  beschäftigten  Arbeiter  lie- 
reit  sein,  nur  um  leiten  zu  können,  ihre 
Arlteitskraft  zu  einem  Preise  zu  verdingen, 
«ler  ihnen  wenigstens  die  notdürftige  Be- 
friedigung der  absoluten  Existenzbedürf- 
nisse  ermöglicht;  sie  bieten  zu  diesem 
Preise  sieh  an  und  drucken  durch  ihre 
Konkurrenz  den  ]»hn  auf  jenes  Niveau. 
Innerhalb  dieser  Klasse  konkurrieren  aber 
miteinander  Unverheiratete  und  Verheiratete, 
die  letzteren  haben  teils  viele,  teils  wenige, 
teils  gar  keine  Kinder,  l'nd  da  in  der 
Zahl  der  Arbeitsfähigen  die  Verheirateten 
überwiegen,  die  mit  vielen  Kindern  a<Vr 
gegenülier  den  Unverheirateten  und  den 
Verheirateten  mit  wenig  oder  gar  keinen 
Kindern  der  kleinere  Teil  sind,  so  bildet 
sieh  der  Durchschnittslohn  in  solcher  Höhe, 
dass  er  einer  Familie  mit  einigen  Kindern 
die  notdürftige  Befriedigung  der  absoluten 
Existenzbedürfnisse  ermöglicht.  Unverhei- 
ratete können  mit  diesem  I/>hne  mehr  Be- 
dürfnisse, Verheiratete  mit  vielen  Kindern 
können  mit  ihm  nicht  einmal  jene  Bedürf- 
nisse befriedigen.  Damit  sie  auch  nur  dies«' 
Bedürfnisse  befriedigen,  muss  noch  ander- 
weitiges Einkommen  durch  Frau  und  Kinder 
hinzukommen,  oder  sie  sind  auf  Annen- 
unterstützung  angewiesen.  Ein  solcher 
UeiVrsehuss,  der  die  Ursache  dieser  I/din- 
höhe  und  folglich  des  niederen  Klassenhe- 
darfs  in  der  untersten  Klasse  ist,  ist  stetig 
vorhanden,  wenn  die  Bevölkerung  konti- 
nuierlich stärker  sich  vennehrt  ids  die 
Nachfrage  nach  Arbeitsleistungen  dieser 
Kla»e.  Und  dies«.'  Voraussetzung  ist  leider 
bei  den  meisten  Kulturvölkern  vorhanden 
durch  frühe  Kheschliessungen,  durch  eine 
überinär^sige  Kindererzeuguiig  in  dieser 
Klasse  und  dureli  eine  die  übermässige  Be- 
völkerung unterstützende  Armenpflege. 
Unter  dieses  niedrige  Mass  kaim  in  dieser 
Klas.v?  der  Lohn  nicht,  jedenfalls  nicht 
dauernd  sinken.  Sollte  er  wirklich  dar- 
unter sinken,  so  wäre-  die  Folge:  grössere 
Sterblichkeit ,  geringere  Zahl  von  Ehe- 
schliessuugen  und  Geburten,  stärkere  Aus- 
wanderung und  dadurch  eine  Verringerung 


des  Angeltot s  und  Steigen  des  I»hncs  auf 
■len  früheren  Stand.  Al>er  er  kann  auch 
nicht  dauernd,  so  lange  jene  Voraussetzung 
vorhanden  ist,  d.  h.  so  lange  die  Arbeiter- 
bexölkernng  sich  in  einer  übermässigen 
Weise  vermehrt,  über  jenes  Mass  steigen. 
Steigt  er  thatsächlich  über  dassellxv,  so 
wenlen  die  vorerwähnten  Ursachen,  zu 
denen  als  weitere  in  der  Hegel  noch  eine 
Verringerung  der  Sterblichkeit  durch  die 
Verbessenmg  der  Lage  hinzukommt,  sehr 
l«Ud  wieder  eine  Erhöhung  des  Angebots 
über  den  Bedarf  und  damit  ein  Sinken  des 
Lohnes  auf  den  früheren  Stand  herbei- 
führen. Auf  die  Steigemng  des  Klassen- 
bedarfs in  dieser  Klasse  kann  bezüglich  der 
Wohnungen  wohl  durch  die  Gesetzgebung 
eingewirkt  wenlen,  aber  im  übrigen  ist 
eine  dauernde  Steigemng  des  K lassen bedarfs 
nur  möglich,  wenn  durch  eine  Hebung  der 
allgemeinen  Bildung  und  Moral  die  frühen 
Eheschlicssungen  und  iu  den  Ehen  die 
übermässige  Kindererzeugung  aufhören.  An 
der  Notlage,  in  der  »ich  die  Arbeiter  dieser 
Klasse,  das  eigentliche  Preletariat,  befinden, 
sind  sie  mitschuldig.  Diese  an  sich  un- 
günstige Ixthngcstaltung  in  dieser  Klasse 
wird  «iber  in  ihrer  Bedeutung  für  die  I<age 
der  betreffenden  Arbeiterfamilien  in  Wirk- 
lichkeit dadurch  verringert,  dass  in  der 
Hegel  hier  noch  ein  Mitvenlienst  der  Fraueu 
und  der  über  14jährigen,  eventuell  auch 
der  unter  14 jährigen  Kinder  stattfindet 

Zwischen  diesen  beiden  Grenzen, 
deren  Differenz  (in  Geldwert)  auch  wieder 
klasseuweis  eine  sehr  verschiedene  ist  und 
in  derselben  Klasse  zeitweise  verschieden 
sein  kann,  bilden  sich  die  Löhne  als 
freie  Konkurrenzpreise  unter  dem 
Einfluss  des  jeweiligen  Verhältnisses  von 
Arltcitsangebot  und  -nachfrage,  nach  dem 
Grade,  in  welchem  Begehrer  und  An- 
bietende, AiV'itgeher  und  Arbeiter  sich 
lediglich  durch  ihr  geschäftliches  Interesse 
leiten  lassen,  und  nach  dem  thatsächlicheu 
Machtverhältnis  zwischen  beiden  Teilen  iu 
Bezug  auf  die  Wahrung  ihrer  Lohuiiite- 
ressen.  In  letzterer  Hinsicht  kommt  nament- 
lich in  Betracht,  ob  die  Arbeiter  koaliert 
sind  oder  nicht.  Je  nachdem  dies.'  mass- 
gebenden Verhältnisse  für  die  Arbeiter 
günstig  oder  ungünstig  sind,  wenlen  die 
Löhne  sich  melu*  der  Ubergrenze  oder  der 
Untergrenze  nähern  resp.  diese  Grenze  er- 
reichen. Veränderungen  iu  diesen  Verhält- 
nissen, in  der  Hegel  aber  nur  solche, 
welche  nicht  kurz  vorübergehende  sind, 
können  auch  zu  Lohuveränderuugeu 
fülireu.  Bei  Veränderungen  des  VerhAlt- 
nisses  von  Angeliot  und  Nachfrage  sind  die 
Wirkungen  ähnliche  wie  nach  dem  allge- 
meinen Preisgesetz  für  freie  geschäftliche 
Konkurrenzpreise     beliebig  vermehrharer 
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Waren,  nach  welchem,  wenn  in  jenem  Ver- 
hältnis «las  Angeltot  steigt  resp.  sinkt  oder 
andererseits  die  Nachfrage  sinkt  resp.  steigt, 
in  der  Regel  eine  Tendenz  zum  Sinken  resp. 
Steigen  des  Preises  entsteht.  Fflr  Ar- 
beiter ungünstige  Veränderungen  jenes  Ver- 
hältnisses lassen  in  der  Kegel  (aber  auch 
Ausnahmen  >dasI»hneinkoiimiensinken(l;ohn- 
reduktion,  Einschränkung  der  Arbeitszeit), 
oder  es  werden  bisher  beschäftigte  Arbeiter 
entlassen.  Für  sie  günstige  Veränderungen 
machen  eine  I/mnsteigerung  möglich,  wenn 
der  I/din  noch  nicht  die  Obergrenze  erreicht 
hat;  unter  dieser  Voraussetzung  al>er  tritt 
die  Steigerung  in  der  Regel  nur  ein,  wenn 
nicht  noch  Arbeiter  iu  Reserve  sind,  welche 
bu  dem  bisherigen  Preise  an  die  Stelle  der 
seschäftigt  gewesenen  einzutreten  bereit 
iznd,  und  ein  wirksamer  Druck  auf  die 
Unternehmer  durch  ihre  Arbeiter  oder  durch 
höhere  Inline  offerierende  Konkurrenten 
ausgeübt  wird. 

Bei  den  Lohn  Veränderungen  sind 
zwei  Arten  zu  unterscheiden,  die  Lohn  Ver- 
änderung ohne  und  mit  Aenderung  des  Sach- 
preise« der  Arbeit  (des  Sachwerts  de«  Geld- 
lohnsl.  Die  Löhne  können  steigen  und  fallen, 
ohne  dass  sich  dadurch  der  Sachpreis  der  Arbeit, 
die  Kaufkraft  der  Arbeiter  und  ihre  materielle 
Lage  ändert  —  wenn  die  Lohnänderutigen  nur 
entsprechen  den  gestiegenen  resp.  gesunkenen 
Preisen  der  Lebensmittel  und  anderer  not- 
wendiger Gebrauchsgegenstände.  Wenn  die 
Lohne  steigen  oder  Fallen  mit  Aenderung  des 
Sachpreises  der  Arbeit,  bewirken  sie  stets  auch 
eine  Veränderung  (Verbesserung  oder  Ver- 
schlechterung) der  materiellen  Lage  der  Ar- 
heiter.  Die  hauptsächlichsten  Ursachen  dieser 
Lohnsteigerung  resp.  Lohnverringerung  sind : 
Veränderung  des  Verhältnisses  von  Angebot  und 
Nachfrage  zu  Gunsten  resp.  Ungunsten  der  Ar- 
beiter, Steigen  resp.  Sinken  des  gesellschaftlichen 
Gebrauchswerte«  derArbeitsleistuug,Steigen  resp. 
Sinken  der  Zahlungsfähigkeit  der  Konsumenten 
der  Arbeitsleistung,  Steigen  resp.  Sinken  des 
Klassenbedarfs  (hier  vou  Einflnss  die  korporative 
Organisation  oder  Isolierung  der  Lohnarbeiter). 

Bei  diesen  Schwankungen  ist  aber  auch 
hier  wie  bei  anderen  Waren  ein  Gravi- 
tationspunkt wahrzunehmen:  in  jeder 
Klasse  zeigen  die  1/jhno  das  Bestreben, 
nach  einer  dem  Klassenbedarf  (also  der 
Untergrenze)  entsprechenden  Preishöhe  zu 
gravitieren. 

Wenn  durch  die  Faktoren,  die  eine 
I^ohusteigemng  verursachen  können,  der 
lydin  in  einer  Arbeiterklasse  höher  ge- 
worden, so  dass  er  für  ein  grösseres  Mass 
von  Bedürfnissen,  als  der  bisherige  Klasseu- 
bedarf  umfasst,  ausreicht,  so  ist  die  Folge: 
Entweder  gewöhnen  sich  die  Arbeiter  au 
das  höhere  Mass  von  Bedürfnissen,  es  steigt 
der  Klassenbedarf ;  der  höhere  Lohn  ent- 
spricht dann  wieder  dem  Klassenbedarf, 
aber  dem  höher  gewordenen.    Oder  es  er- 


folgt durch  die  bessere  l/dinposition  dieser 
Klasse  ein  Zuströmen  anderer  Arbeiter  aus 
anderen  Klassen ;  durch  die  Vermehrung 
des  Augel)ots  sinkt  der  I/>hn,  und  dies  Zu- 
strömen dauert  so  lange,  bis  das  frühere 
Niveau  wieder  hergestellt  ist,  der  Ixmn 
also  wieder  dein  früheren  Klassenliedarf 
entspricht  Je  nachdem  bei  einer  Klasse 
das  Zuströmen  von  Arbeitern  aus  anderen 
Klassen  (resp.  Gegenden)  leichter  oder 
schwerer  möglich  ist.  wird  die  zweite  oder 
erste  Folge  eintreten. 

Umgekehrt,  ist  der  Ixdin  geringer  ge- 
worden, reicht  er  nicht  mehr  zur  Befriedi- 
gung des  Massenbedarfs,  so  wird  entweder 
durch  ein  Wegströmen  von  Arbeitern,  also 
durch  Verringerung  des  Angel>ots  ein 
Steigen  der  Löhne  bis  zu  der  frühereu 
Höhe,  die  wieder  dem  früheren  Klassenlie- 
darf entspricht,  eintreten,  oder  es  wird  der 
Klassenbedarf  dauernd  verringert  werden. 

Aber,  wie  schon  aus  dem  Gesagten  sich 
ergiebt,  dieser  Gravitationspunkt  Ist 
keine  feste,  sondern  eine  variable  Grösse 
und  sein  Geldwert  ist  für  die  verschiedenen 
Ijohnklassen  ein  verschiedener.  Im 
allgemeinen  hat  er  bei  wirtschaftlich  fort- 
schreitenden Völkern  —  im  Gegensatz  zur 
Kapitalrente  und  zum  Kapitalzins  —  die 
Tendenz  zu  steigen,  und  die  Steigerung 
ist  ja  auch  vielfach  eingetreten.  Dass  al*ei 
die  Löhne  um  diesen  Schwerpunkt  os- 
cillieren,  bedingt  noch  keineswegs  einen 
niedrigen  Stand  des  Arbeitslohns,  eine 
dürftige  und  selüeehte  Existenz  der  Lohn- 
urbeiter ;  Lohnarbeiter  können  dabei  iu 
guter  Lage  sein,  und  viele  sind  es  ja  auch, 
sind  in  besserer  Einkommenslage  als  viele 
kleine  Handwerker.  Kleinbauern  und  nie- 
drige Beamte.  Jedoch  in  einer  l/>hnklasse 
ist  jenes  in  der  Regel  der  Fall,  in  der 
Klasse  der  ungelernten  Arküter  für  einen 
Teil  der  Arbeiter,  für  Verheiratete  mit  un- 
versorgten erwerbsunfähigen  Kindern.  Hier 
ist  der  Gravitationspunkt  in  der  Kegel  eine 
feste  Grösse,  hier  zeigt  sich  iu  der  Regel 
die  Erscheinung,  dass  der  I/)hn  der  er- 
wachsenen männlichen  Arbeiter  dauernd 
nur  um  eine  Höhe  sich  bewegt,  welche  für 
eine  Arbeiterfamilie  mit  einigen  Kindern 
nur  die  Befriedigung  der  absolut  notwen- 
digen Existenzbedürfnisse,  die  blosse  Er- 
haltung der  physischen  Existenz  in  dürf- 
tiger Weise  gestattet,  für  stärkere  Familien 
nicht  einmal  diese.  Diese  Erscheinung  ist 
hier  die  Regel,  weil,  wie  oben  gezeigt,  iu 
dieser  Klasse  in  der  Regel  infolge  der 
übermässigen'  Bevölkeruugsvermelirurig  das 
Angebot  die  Nachfrage  stetig  übersteigt. 

Die  heutige  Lohngestaltung  wird 
von  den  Sozialisten  als  eine  unge- 
rechte angegriffen  und  als  die  Ursache 
des  Proletariats  und  aller  Uebelstände  in 
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den  lohnarheitenden  Klassen  hingestellt, 
liassallo  und  andere  sprachen  von  einem 
^ehernen«,  »grausamen*  lydingesotz.  welch»« 
jede  Verbesserung  der  Arbeiterlage  aus- 
sehliesse,  und  bezeichneten  selber  diese  An- 
sicht als  den  Kardinalpunkt  ihrer  sozialisti- 
schen liehre.  Al«?r  das  I  johngesetz,  welches 
diese  Sozialisten  als  das  I>ohngesetz  der 
freien  Konkurrenz  aufstellen  und  fälsch- 
licherweise als  das  von  der  Wissenschaft 
allgemein  auerkannte  bezeichnen,  ist  ein 
wesentlich  anderes.  Sie  beliaupten .  das 
liOhngesetz  bestehe  darin,  dass  der  Arbeits- 
lohn überhaupt,  der  Lohn  aller  Arbeiter 
naturnotwendig  immer  nur  um  eine  Höhe 
osoillieren  könne  und  oseüliere.  die  nur  die 
Befriedigung  der  allernotwendigsten  Bedürf- 
nisse in  notdürftiger  Weise  gestatte. 

„Das  eherne  ökonomische  Gesetz",  schreibt 
La 8 Halle  in  «einer  kleineu  Schrift  (Offenes 
Antwortschreiben  etc.  1KM  S.  läffA  welche  die 
Quintessenz  »einer  sozialistischen  Anschauungen 
enthält,  „welches  unter  den  heutigen  Verhält- 
nissen, unter  der  Herrschaft  von  Angebot  und 
Nachfrage  nach  Arbeit  den  Arbeitslohn  be- 
stimmt, ist  dieses:  dass  der  durchschuittliche 
Arbeitslohn  immer  auf  den  notwendigen  Lebens- 
unterhalt reduziert  bleibt,  der  in  einem  Volke 
gewohnheitsmässig  zur  Fristung  der  Existenz 
und  zur  Fortpflanzung  erforderlich  ist.  Dies 
ist  der  Punkt,  um  welchen  der  w  irkliehe  Tages- 
lohn  in  Pendelschwingungen  jederzeit  herum 
gravitiert,  ohne  sich  jemals  lange  weder  über 
denselben  erheben  noch  unter  denselben  hin- 
unterfallcn  zu  können.  Kr  kann  sich  nicht 
dauernd  über  diesen  Durchschnitt  erheben  — 
denn  sonst  entstünde  durch  die  leichtere,  bessere 
Lage  der  Arbeiter  eine  Vermehrung  der  Ar- 
bciterbevölkenunr  und  somit  des  Angebots  von 
Händen,  welche  den  Arbeitslohn  wieder  auf 
und  unter  seinen  früheren  Stand  hernbdrücken 
würde.  Der  Arbeitslohn  kann  auch  nicht 
dauernd  tief  unter  diesen  notwendigen  Lebens- 
unterhalt fallen,  denn  dann  entstehen  —  Aus- 
wunderung,  Ehelosigkeit.  Enthaltung  von  der 
Kindererzeugung  und  endlich  eine  durch  Elend 
erzeugte  Verminderung  der  Arbeiterzahl,  welche 
somit  das  Angeln*  von  Arbeiterhänden  noch 
verringert  und  den  Arbeitslohn  daher  wieder 
auf  den  früheren  Stand  zurückbringt.  I>er 
wirkliche  durchschnittliche  Arbeitslohn  besteht 
somit  in  der  Bewegung,  beständig  um  seinen 
Schwerpunkt,  in  den  er  fortdauernd  zurück- 
sinken tnuss,  herumzukreisen.  bald  etwas  Uber 
demselben  (Periode  der  Prosperität  in  allen 
oder  einzelnen  Arbeitszweigen i.  bald  etwas 
tinter  ihm  zu  stehen  (Periode  des  mehr  oder 
w  eniger  allgemeinen  Notstandes  und  der  Kriseni. 
Die  Beschräukung  des  durchschnittlichen  Ar- 
beitslohns auf  die  in  einem  Volke  gewounheits- 
mässig  zur  Fristung  der  Existenz  uud  zur 
Fortpflanzung  erforderliche  Lebensnotdurft  ist 
also  das  eherne  und  grausame  Gesetz,  welches 
den  Arbeitslohn  unter  den  heutigen  Verhält- 
nissen beherrscht. •*  Die  „Ursache,  Wirkung 
und  Natur  dieses  Gesetzes'1  ist  nach  ihm  fol- 
gende: „Von  dem  Arbeitsertrag  (der  Produktion: 
wird  zunächst  soviel  abgezogen  und  unter  die 


Arbeiter  verteilt,  als  zu  ihrer  Lebensfristung 
erforderlich  ist  (Arbeitslohn).  Der  ganze  Ueber- 
schnss  der  Produktion  —  des  Arbeitsertrages 
—  fällt  auf  den  Unternehmeraliteil.  Es  ist  da- 
her eine  Ftdge  dieses  ehernen  und  grausameu 
t  iesetzes,  dass  Sie  —  und  deswegen  habe  ich 
Sie  in  meiner  Arbeiterbroschüre,  auf  die  Sie 
sich  in  Ihrem  Schreiben  berufen,  die  Enterbten 
genannt  —  sogar  von  der  durch  die  Fortschritte 
der  t'ivilisation  gesteigerten  Produktivität,  d.  h. 
von  dem  gesteigerten  Arbeitserträge,  von  der 
gesteigerten  Ertragsfähigkeit  Ihrer  eigenen 
Arbeit  notwendig  ausgeschlossen  sind.  Für  Sie 
immer  die  Lebeiisnotdurft ,  für  den  Unter- 
nehmeranteil immer  alles,  was  über  dieselbe 
hinaus  von  der  Arbeit  produziert  wird.'-  Nach 
Lassalle  soll  der  Durchschnittslohn  nur  die  Be- 
friedigung der  absolut  notwendigen  Lebensbe- 
dürfnisse ermöglichen,  nur  der  unterste  „äus- 
!  serste  Hand  dessen,  was  nach  dem  Bedürfnis 

Jeder  Zeit  zu  dem  notwendigsten  Lebensuuter- 
lalte  gebort ■%  sein,  also  keine  Lebenshaltung 
über  dies  absolut  niedrigste  Mass.  keine  Be- 
friedigung  irgend  welcher  Kulturbedürfnisse 
gestatten. 

Mit  der  Auslegung,  die  l^assalle  dem 
-notwendigen  I^ebensiuiterhalte*  gab,  be- 
hauptete er  als  ein  für  den  Arbeitslohn, 
d.  h.  für  alle  I/»hne  geltendes  absolutes 
Gesetz,  was  (soweit  man  überhaupt  hier 
von  einem  -Gesetz«  sprechen  darf)  nur  für 
den  Lohn  einer  einzigen  Lohnklasse  unter 
den  vielen  gilt,  aber  auch  hier  nur  für  die 
verheirateten  Arl>eiter,  welche  Kinder  zu 
versorgen  haben,  und  selbst  für  diese  nur 
unter  der  Voraussetzung  gilt,  dass  die  Ver* 
mehrung  der  Bevölkerung  eine  übermässige, 
dass  die  Arbeiter  in  dieser  Klasse  unver- 
nünftig und  unmoraliseh  handeln.  Kr  ver- 
allgemeinert in  falscher  Weise,  was  für 
eine  Klasse  von  Lohnarbeitern  nur  be- 
schränkt und  bedingt  zutrifft.  Seinem  an- 
geblichen Gesetze  widersprechen  die  that- 
saehlichen  I/.line  der  Gegenwart,  welche 
zeigen,  dass  in  allen  IvolmkLassen  ausser 
der  untersten  die  Arbiter  über  jenes  nie- 
drige  Mass  hinaus  und  vielfach  erheblich 
darüber  hinaus  Bedürfnisse  befriedigen 
können.  Und  falsch  wie  das  von  ihm  l>e- 
hauptete  Gesetz  ist  auch,  was  er  als  Wir- 
kung und  Ursache  desselben  behauptet. 
Falsch  ist.  dass  die  thatsileldiche  Lohnge- 
staltung alle  Lohnarbeiter  zu  einer  dürf- 
tigen l'ivilctarierexistetiz  verurteile,  kein 
Aufsteigen  der  Löhne,  keine  Erhöhung  des 
Ivebeiisgeuusses.  keine  Verbesserung  der 
Jiobenslage,  keine  Teilnahme  au  den  Fort- 
sehritten der  t'iviüsation  und  der  Steige- 
rung der  Produktivität  der  Arbeit  gestatte. 
;  Und  falsch  ist,  dass,  soweit  die  Lohngestal- 
|  tung  den  von  l^assallo  geschilderten  nie- 
j  drigen  Gravitationspunkt  zeigt,  diese  für 
die  davon  betroffeneu  Arbeiter  traurig»? 
Thatsache  ihren  Grund  liabe  mir  in  dem 
,  Egoismus,  der  Ausbeutungssucht,  der  Ueber- 


Digitized  by 


Arbeitslohn 


881 


macht  der  Uuterneluner  und  in  einer  un- 
richtigen Rechts-  und  Wirtschaftsordnung ; 
die  Hauptursache  derselben  ist  das  Ver- 
halten der  Arbeiter  selbst  und  zwar  das 
ihrem  ökonomischen  Interesse  schädliche, 
aber  auch  unmoralische  und  unsittliche 
Verhalten  der  Arbeiterklasse  in  Bezug  auf 
Eheschließung  und  Kindererzeugung. 

Die  Sozialisten  stützten  ihre  Irrlehre  auf 
eine  »Lehre  der  Wissenschaft«,  aber 
auf  eine  Lehre,  die  längst,  auch  schon  zu 
der  Zeit,  da  Lassalle  sein  Gesetz  als  »das 
eiustimmig  von  allen  Männern  der  Wissen- 
schaft anerkannte«  hinstellte  (Arbeiterlese- 
buch 1803  S.  5ff.),  als  irrtümliche  er- 
kannt war.  Diese  Lehre  ist  die  der  ab- ! 
strakten  Sehlde,  insbesondere  die  von  Ri- 
cardo, die  freilich  durch  die  wenigen  ab- 
strakten und  zumeist  unrichtigen  Aus- 
führungen, mit  denen  Ricardo  sie  begründete, 
nicht  entfernt  die  Bedeutung  verdient,  die 
man  ihr  thatsaehlieh  in  der  Geschichte  der 
Wissenschaft  lange  Zeit  beigemessen  hat. 
Ricardo  hatte  richtig  erkannt,  dass  der  Ar- 
beitslohn bei  freier  Jjohngcstaltung  unter 
dein  Eiufluss  der  Konkurrenz  nach  einem 
Schwerpunkt  gravitiere,  und  als' diesen  hatte 
er  die  »Produktionskosten  der  Arbeit',  be- 
zeichnet. Er  unterschied  beim  Lohn  als 
dem  Preis  der  Arbeit  den  natürlichen  und 
den  Marktpreis.  Als  natürlichen  Preis  be- 
trachtet er  denjenigen,  welcher  notwendig 
ist.  um  die  Arbeiter  in  den  Stand  zu  setzen, 
zu  existieren  und  ihr  Geschlecht  fortzu- 
pflanzen, ohne  Vermehrung  oder  Verminde- 
rung, als  Marktpreis  denjenigen,  welcher 
nach  dem  jeweiligen  Verhfdtnis  von  Ange- 
bot und  Nachfrage  für  die  Arbeit  bezahlt 
werde.  Der  erstere  bestimme  sich  wie  bei 
jeder  anderen  Ware,  deren  (Quantität  ver- 
mehrt oder  vermindert  werden  könne,  durch 
die  Produktionskosten  (Bedürfnisse,  Preise 
der  Bedürfnisl^friedigungsmittel).  der  letzten» 
durch  das  wechselnde  Verhalt  ins  von  An- 
geltet und  Nachfrage.  Der  Marktpreis  haW 
bei  seinen  Schwankungen  das  liestreben, 
stets  wieder  dem  natürlichen  Preise  sich 
zu  nähern,  weil  ein  Steigen  über  denseHxm 
durch  die  Verbesserung  der  Arbeiterlage, 
durch  die  Gewährung  grösserer  Subsistenz- 
mittel  eine  Vermehrung  der  Arbeiterbevöl- 
kerung, dadurch  eine  Erhöhung  des  Arbeits- 
angebots und  ein  Sinken  des  I/ohns  l»ewirke. 
dagegen  ein  Sinken  des  Marktpreises  unter 
den  natürlichen  Jjohn  die  entgegengesetzten 
Folgen  —  Verminderung  der  Arbeiterlievöl- 
kernng.  des  Angehots,  Steigerung  des  Lohns 
—  habe.  Ricardo  erwähnt  zwar,  dass  der 
natürliche  Lohn  durch  Sitte  und  Gewohuheit 
in  verschiedenen  lindern  sehr  verschieden 
und  in  England  z.  B.  höher  als  in  anderen 
Ländern  sei,  und  dass  ei  sich  auch  in  dem- 
selben I^ande  verändere,  dass  er  insbesondere 
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auch  steigen  könne  durch  Erhöhung  des 
Arbeitsflusses  und  namentlich  durch  Ver- 
mehrung des  Kapitals  (nach  Quantität  und 
Wert  —  Ix)hnfondstheorie!),  auch  durch 
Steigerung  der  Bedürfnisse:  er  behauptet 
nicht  wie  die  Sozialisten,  dass  dies  Lohn- 
gesetz jedes  Aufsteigen  der  Arbeiterklasse 
verhindere.  al>er  er  berücksichtigt  doch  el>en- 
sowenig  wie  die  Sozialisten,  dass  auch  die 
Lohnbildung  in  einem  Lande  eine  I>ohnge- 
staltung  in  vielen  Klassen  ist,  dass  es  höhere 
und  niedere  Klassen  giebt,  dass  in  jeder 
Klasse  der  Bedarf  (die  »Produktionskosten 
der  Arbeit«)  und  die  diesem  entsprechende 
Lohnhöhe  als  auch  die  Gravitationspunkte 
für  die  Durchschnittshöhe  verschieden  hoch 
sind,  dass  auch  die  Variabilität  dieses  Schwer- 
punktes und  ebenso  die  Einwirkung  eines 
Steigens  und  Sinkens  des  -Marktpreises« 
ülter  resp.  unter  diesen  Punkt  auf  die  Ver- 
mehrung und  Verminderung  des  Arbeits- 
angebots klassenweis  verschieden  ist  etc. 
Und  er  verkennt,  dass  die  von  ihm  behau|>- 
teten  Wirkungen  der  Veränderungen  des 
Marktpreises  nur  mögliche,  aber  nicht  not- 
wendige, naturgesetzhehe  sind  und  dass  von 
einem  eigentlichen  Gesetze  in  dieser  Hin- 
sicht auch  nicht  für  die  unterste  Lohnklasse 
die  Rede  sein  kann  (vgl.  dar.  u.  a.  v.  Scheel, 
Rösler,  Mithoff  a.  a.  0.). 

Die  vorher  dargestellten  allgemeinen  Er- 
scheinungen und  Regeln  erklären  die  tliat- 
sächlichen  Erscheinungen  der  Lohngestaltung 
in  der  heutigen  Volkswirtschaft  der  Kultur- 
staaten (wenigstens  die  wichtigsten),  aber 
sie  geben  noch  keine  Antwort  auf  die  viel- 
ventilierte  Frage,  ob  diese  l/ohngesta)tung 
auch  eine  gerechte  sei. 

6.  Die  Frage  der  gerechten  Lohnge- 
staltung. Was  zunächst  die  Stellung  der 
Frage,  die  Natur  des  Problems  betrifft, 
so  muss  man  sich  vor  allem  darüber  klar 
werden,  diiss  die  gerechte  Lohnhöhe  für  die 
einzelnen  Arbeiter  und  ihre  I<eistungen  zu 
l>estimmon,  ein  eltenso  unlö&lares  Problem 
ist,  wie  das  Problem  der  gerechten  Vertei- 
lung der  Güter  (Uxrhaupt.  Alle  Verteilung 
der  Güter  im  Verkehr  beruht  auf  dem  ent- 
geltlichen Austausche  derselben.  Es  giebt 
aber  keinen  Massstab,  mit  dem  oder  an  dem 
man  ermitteln  und  messen  könnte,  ob  die 
^tatsächlichen  Preise  bei  diesem  Austausche 
gerechte  sind  oder  nicht. 

Ein  solcher  Maßstab  ist  am  allerwenigsten 
möglich  und  denkbar  für  den  Preis  der 
menschlichen  Ai-beit. 

Wold  lassen  sich  für  den  Lohn  und  die 
I /dinhöhe  einzelne  Ford  e  r  u  n  g e  n  der  G  e  - 
r e  c  h  t  i  g  k  e  i  t  aufstellen.  So  die  Forde- 
rung, dass  die  Arbeiter  einen  Lohn  erhalten 
sollen,  wenn  ihre  I./eistung  für  andere  nütz- 
lich und  wertvoll  ist.  und  dass  die  J/>hnhöhe 
variieren  soll  nach  Massgabe  der  Arl>eits- 
AuAiMce.  I.  56 
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leistnngen,  damit,  wer  <|iiantitaliv  oder  iiuali- 
tativ  mehr  l«*ist*>t.  auch  einen  höheren  Ldin 
empfängt  als  derjenige,  welcher  weniger 
leistet.  Und  man  kann  es  auch  als  eine 
Forderung  der  Gerechtigkeit  hinstellen,  dass  | 
'Iii-  L"ihne  entsprochen  sollen  dem  Werte 
der  ArlM'itsleistuug  für  die  Konsumenten  I 
derselben  und  (h'in  Preise,  welchen  diese 
dafür  zahlen.  Der  Grund  dieser  Foi-derung 
ist.  dass  auch  hier  die  Preisbildung  eine 
analoge  sei»  sollte  wie  hei  anderen  Preisen. 
Ks  ist  in.  a.  W.  die  Forderung,  dass  die 
Vermittlei-stollung.  welche  der  Unternehmer 
/.wischen  dein  Arheiter  und  dem  Konsu- 
ineiiten  seiner  I/eistnng  einnimmt,  nicht 
dazu  beitragen  sollt-',  die  Llge  dos  Arbiters 
in  Bezug  auf  die  Verwertung  seiner  Arbeits- 
leistung »schlechter  zu  gestalten,  als  sie  sein 
würde,  wenn  der  Arbeiter  in  direkter  Be- 
ziehung zu  dem  Konsumenten  seiner  Leistung 
stände. 

Aber  wenn  auch  diese  Forderungen  als 
bereehtifte  und  genahte  anzuerkennen  sind, 
ist  e<  doch  unmöglich,  nach  ihnen  einen  Mass- 
stab für  die  Normierung  der  gerechten  I  Lohn- 
höhe im  konkivten  Falle  für  jeden  einzelnen 
Arbeiter  resp.  für  jede  einzelne  ArU-iter- 
Masse  aufzustellen. 

Selbst  wenn  mau  das  Problem  nur  auf 
die  gerechte  Verteilung  des  that- 
süchlichcn  Krtrages  einer  Uuter- 
n  eh  mutig,  in  welcher  die  Arbeiter  be- 
schäftigt sind.  d.  Ii.  auf  die  Bestimmung 
des  geivchten  Anteils  des  einzelnen  Arbeiters 
auf  diesen  Kilrag  (die  kontinuierliche  Be- 
schäftigung im  Geschäftsjahre  vorausgesetzt» 
beschränkt  —  und  auf  dies  Problem  erstreckt 
sich  in  der  Hegel  auch  nur  die  Diskus- 
sion  der  Frage  — ,  ist  es  ein  uulöstmrcs. 
Die  Waren  einer  Unternehmung,  deren  AI»- 
Kitz  den  Krtrag  bestimmt,  sind  nicht  bloss 
das  Produkt  eines  Arbeiters,  sondern  ver- 
schiedener Arbeiter.  In  ihnen  steekeii  regel-  1 
massig  verschiedenartige  Arbeitsleistungen, 
aii'  li  die  höheivr  Arbeiter;  sie  sind  in  Unter- 
nehmutigen.  in  denen  die  rnterneluner  die 
rnternehiii-  iarlMMt  verrichten,  auch  ein  Pro-1 
ilnkt  der  l'ntet nehnn  iarbeit  und  sie  sind  stets 
auch  ein  Knpitalprodukt.  Ks  lässt  sich  aber 
kein  Massslab  finden  für  die  gerechte  Ver- 
teilung dieses  Ertrags  zwischen  Arbeil  und 
Kapital  noch  für  die  gercehle  Verteilung 
der  Arbeits  pMe  auf  die  verschiedenartigen 
ArlM-'itsleistungen. 

Das  einzig  berechtigte  Princip.  d«n  Kr-' 
trag  so  zu  teilen,  dass  jeder  der  beteiligten 
Prodiiktionsfaktorcn  seinen  Anteil  nach  Mass- 
gabe seiner  Mitwirkung  an  dert  Jesanitleistung 
und  dem  Krtnigo  erhalte,  hilft  praktisch  auch 
nichts,  weil  es  unmöglich  ist.  zu  ermitteln, 
welchen  Anteil  die  individuelle  Leistung  der 
einzelnen  produktiven  Kräfte  an  dem  Gesamt- 
rcsultat  hat. 


Die  Sachlage  ist  nicht  audors,  auch  wenn 
alle  Lohnarl*'iter  in  Produktivgeuossenseliaf- 
ten  vereinigt  wären.  —  auch  iiier  sind  die 
Arbeitsleistungen  verschiedenartige,  und  fer- 
ner sind  auch  hier  neben  den  AiVitsleis- 
tungen  <He  produktiven  I  Leistungen  des 
Kapitale  antoilsberechtigt  und  ist  der  ge- 
rechte Krtrags wert  auch  für  sie  zu  bestimmen. 

Anders  freilich  ist  die  Saclüage.  wenn 
man  dem  Kapital  gar  keinen  Anspruch  zu- 
gesteht und  die  Arbeiter  ohne  Rücksicht  auf 
die  (Qualität  ihrer  I/eistungeu  entschädigen 
will,  wenn  man,  wie  ein  Teil  der  Sozialisten 
fordert,  lediglich  die  Arbeitszeit,  ohne  Rück- 
sicht auf  (Quantität  und  Qualität  der  Iyistung 
in  der  gleichen  Zeit,  zum  V erteil ungsm.iss- 
stab  macht.  Kin  solcher  Maßstab  aber  ist 
der  denkbar  ungerechteste,  weil  alle  die- 
jenigen, welche  quantitativ  uud  qualitativ 
mehr  leisten,  wie  diejenigen,  welche  am 
wenigsten  leisten,  nach  diesem  Massstal« 
den  gleichen  Preis  erhalten  wie  diese  un- 
fleissigsten.  geringsten  Arlteitor  und  ül>or- 
dies  der  Kapitalbesitzer,  obwohl  dur«  h  die 
Mitwirkung  seines  Kapitals  die  Produktivität 
der  Arbeit  erst  möglich  resp.  erhöht  wird, 
an  dem  Werte,  der  durch  das  Kapital  erst 
ermöglicht,  resp.  an  dem  Mehrwerte,  der 
durch  das  Kapital  geschaffen  wird,  keinen 
Anteil  erhält. 

Weil  es  keinen  Massstab  für  den  ge- 
ivchten AilM'ilslohn  giebt  und  geben  Linn, 
ist  vernünftigerweise  auch  nicht  daran  zu 
denken,  durch  staatliche  Lohntaxen  die 
1/ihne  der  Arbeiter  zu  bestimmen. 

Man  hat  sieh,  ehe  man  sich  über  die 
rnmögliehkeit  der  Lösung  jenes  Problems 
klar  wurde,  verschiedentlich  bemüht,  einen 
Massstab  des  gerechten  Arbeitslohns  zu 
finden,  aber  alle  diese  Versuche  haben  ein 
Resultat  gehabt  wie  die  Versuche  der 
(Quadratur  des  Kreises. 

Die  an  sich  bedeutendste  uud  inte- 
ressanteste Untersuchung  dieser  Art  ist  die 
von  .1.  II.  v.  Thünen  K  mit.  LittA  Als 
den  n  a  t  u  rge  tu  äs  sc  n  und  gerechten 
Lohn  betrachtet  Thünen  denjenigen,  der 
dem  Anteil  des  Arbiters  an  dem  durch 
ihn  hervorgebrachten  Erzeugnisse  entsprivlit. 
und  versuchte  diesen  zu  ermitteln,  aber 
nicht  für  die  Arbeiter  und  die  Arbeit  in 
dei  wirklichen  Volkswirtschaft,  sondern  nur 
für  die  Arbeit  in  einem  idealen  Verhält- 
nis unter  bestimmten  Voraussetzungen,  wie 
sie  in  Wirklichkeit  nicht  vorkommen.  Diese 
Voraussetzungen  waren:  die  Verhältnisse 
seines  isolierten  Staates  und  hier  das  tiebiet, 
wo  das  fruchtliare  Land  von  gleicher  Güte, 
umsonst  zu  haben  und  also  keine  Grund- 
rente vorhanden  ist.  ferner  gleiche  Grösse 
der  Bevölkerung,  des  Angekits  und  der 
Nachfrage,  kein  GeworbeprofiU  für  den 
Unternehmer  und  kein  Txhn   für  den  Guts- 
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administrator  etc.  Er  beschrankte  seine  Auf-  j  S.  l'J9).    AU>r  auch  wenn  der 
trabe  auf  die  Krage,  welches  unter  diesen  Arbeitslohn   Thüneiis  unter 
Voraussetzungen   der  natmgemässe  Anteil 
des  Kapitalisten  uud  des  Arbeiters  an  dem 
Arbeitsprodukte,  sei.    Seine  Lösung  dieser 
Frage  beruht  auf  der  Annahme,  dass  -Lohn- 
arbeit  mit  der  auf  Kapitalcrzouguug  ge- 
lichteten Arbeit  gleiche  Belohuung  erhält 
(Thünen),  m.  a.  W.,  dass    > der  Ver- 
teilung des  mit  Hilfe  des  Kapitals  erzeugten 
Produktes  die  Ivjhnarbeit  ebenso  hoch  be- 
zahlt ist.  wie  die  kapitalorzeugoude  Arbeit 
durch  den  Wert   des  von  ihr  gebildeten 
Kapitals  gelohnt  ist*.,  also  >auf  der  Gleich- 
stellung der  Iteiden  verschiedenartigen  Dinge : '  halten,  ü  b e  r  1  a  s  s e  n  bleibeu,  I 


einer  persönlichen  Bemühung  und  eines  Be- 
wegungseffektes  manueller  Operationen  mit 
einem  Kapitalgut  (Knies  a.  a.  U.  S.  KJO). 
Die  Fonnel,  zu  welcher  Thünen  für  diesen 
naturgemässen    Arbeitslohn     durch  seine 


naturgemüsso 
den  Voraus- 

setzungen,  die  Thünwi  annimmt,  richtig 
wäre,  würde  diese  Formel  praktisch  keinen 
Wert  zur  Berechnung  gerechter  Lohnsätze 
halten,  weil  diese  Voraussetzungen  in  Wirk- 
lichkeit nirgends  vorhanden  sind. 

Weil  es  keinen  Massstab  giebt  ffir  die  Be- 
rechnung des  gerechten  Arbeitslohnes,  des 
gerechten  Zinsfusses,  iler  gerechten  Grund- 
rente, der  gerechten  Arbeits-  und  Kapital- 
rente des  Unternehmers,  so  muss  es  dem 
freien  Vertrage  derer,  welche  sich  in 
den  Ertrag  der  Unternehmungen  zu  teilen 

iir  jede  mit- 


wirkende produktive  Kraft  ihren  Anteil  an 
dem  Ertrage  zu  normieren.  Es  lä.-st  sich  bei 
der  Freiheit  des  Vertrags  eine  Verteilung 
bewirken,  die  den  lieiderseitigen  Interessen, 
der  Unternehmer  und  der  Arbeiter.  Rechnung 


komplizierten,  mühevollen  und  scharfsinnigen  trügt,  namentlich  auch  der  vorerwähnten 

dritten  Forderung,  dass  die  Löhne  entsprechen 


Untersuchungen  mit  Hilfe  der  Differential- 
rechnung gelangte,  war  \/aP  (a  »s*  «lif> 
Grösse  der  Subsistenzmittel ,  welche  eine 
Arbeiterfamilie  unter  der  Voraussetzung,  dass  1 : 
>ie  zwei  Kinder  bis  zum  mannbaren  Alter 
erzieht,  notwendig  liedarf ;  p  ist  das  Ar- 
beitsprodukt eines  mit  einem  bestimmten 
Kapital  arbeitenden  Arbeiters).  >lu  Worten 
ausgedrückt  sagt  diene.  Formel :  der  uatur- 
gemüsse  Arlwitslohn  wird  gefunden,  wenn 
man  die  notwendigen  Bedürfnisse  des  Ar- 
beiters (in  Koni  oder  Geld  ausgesprochen) 
mit  dem  Erzeugnis  seiner  Arbeit  (durch 
«lasselbe  Mass  gemessen)  multipliziert  und 
hieraus  die  Quadrat \vur/e|  zieht.    Da  alter 

a:  V^al'  VW  :  Vi  so  i-t  ('*'r  natuige- 
inässe  Arlwitslohn  die  mittlere  Proportional- 
zahl zwischen  dem  Bedürfnis  des  Arlx  iters 
im«!  seinem  Arbeitsprodukte,  d.  h.  der  Lelm 
üUrrsteigt  ila>  liedürfnis  in  demselben 
Masse,  wie  das  Erzeugnis  den  Lohn  über- 
steigt- (Thrillen  a.  a.  < ».  S.  1.71).  Knies,  v. 
Falek  und  andere  halten  den  Nachweis  er- 
bracht, dass  schon  der  Ansatz,  der  zu  der 
Formel  geführt  hat.  nicht  richtig  ist  und 
daher  die  Thüneiische  Formel  selbst  für 
die  Thüueuscheu  Voraussetzungen  kein  rich- 
tiges Resultat  ist  und  dass  der  Hanptirrtum  i„-}i,un,r 
Thiinens  «larin  besteht,  dass  er  Ungleich-  ,[,,,. 
artiges  wie  die  Leistungen  des  Kapitals 
und  der  Arlteiter  bei  der  Ibrvoibi'mgung 


sollen  dem  Wert  der  Arbeitsleistung  für  dio 
Konsumenten  derselben  und  die  Vormittler- 
des  Unternehmers  dies  nicht  ver- 
hindert». Alter  freilich  die  Voraussetzung 
einer  solchen  Verteilung  ist.  dass  die  Per- 
sonen, welche  sich  in  den  Ertrag  der  Unter- 
nehmung zu  teilen  halten  und  die  Ixthn ver- 
trüge absehliessen .  einander  glcichmächtig 
gegenüberstehen,  um  ihr  Interesse  wahren 
zu  können,  dass  nicht  der  eine  Teil  über 
den  anderen  eine  faktische  Uebermacht  hat, 
welche  es  ihm  ermöglicht,  bei  der  Verteilung, 
d.  h.  I>ei  der  Normierung  der  Arbeitspreise, 
sich  einen  grösseren  Teil  zuzuführen,  als 
ihm  billiger  und  auch  -gerechter-  Weise 
zukommt. 

Eine  solche  faktische  Uebermacht  er- 
langen leicht  und  in  der  liege!  grosse  Unter- 
nehmer über  isolierte  Lohnarbeiter.  Bei 
der  Lohubildimg  in  der  heutigen  Rcchts- 
und  Wirtschaftsordnung  können  infolgedessen 
Uebelständo  in  Hezug  auf  die  Lohn- 
bild uug  eintreten,  die  mau  auch  als  ein 
Unrecht  bezeichnen  kann.  Ks  ist  hier  möglich, 
dass  bei  günstigen  Konjunkturen  in  Unter- 
nehmungen, deren  Rentabilität  schon  eine 
genügende  war.  die  Warenpreise  ohne  Er- 
der  Produktionskosten  steigen,  also 
ler  Reinertrag  der  Unternehmer  steigt.  Ge- 
diegen ist  in  diesem  Falle  auch  der  Wert, 
der  Arbeitsleistungen  für  die  Konsumenten 
dersellten.  Berechtigt  wäre  deshalb  auch, 
sofern  die  Arbeiter  nicht  gewinnbeteiligt 
sind,  eine  Lohnerhöhung.    Eine  solche  kann 


eines  Produktes,  die  Leistungen  geistiger  t| 
Arb.it   und   llandarlteit  aufeinander  redu- 
ziert, •  indem  erden  qualitativen  Unterschied. 

die  Gattung-diffcrenz.  durch  verschieden  Vo„  <1(1|1  Arbeitern  durchgesetzt  werden 
gn.sse  (t>uanta  des  einen   als  gemeinsames  wcn„  mvhf,  Arlteiter  in  Reserve  sind,  <lie 

Pr-Mlnktionsfaktors  zu    )lom    J,is]Jerifgeii   Preise    die  gleichen 
Ijcistungen  anbieten.    Aber  die  isolierten 
Arbeiter  werilen  in  i.lt:»r  Regel  weder  von 
si .reene.i« len    AroeitsUemuiiungen    erTumor  ,|^r  Konjunktur  erfahren  u.xh  eventuell  die 
/et)  repräsentiert  findet     (Knies  a.  a.  O. .  gt.,lugcI1de  Macht  halx-n,  eine  Lohnerhöhung 

5fi* 


(nämlieh  eines  Quantums  gewöhnlicher  Hand- 
arlteitsleistung  oder  eines  (Quantums  mit  eut- 
|. rechen«  len    Arbeitsbemühungen  erfüllter 


Digitized  by  Go 


8S4 


Arlieitslohn 


durchzusetzen.  Sind  die  Konjunkturen  vor- 
übergehend, so  erhöhen  sie  deshalb  in  der 
Regel  nur  (Ion  Reinertrag  der  Unternehmer. 
Sind  sie  dauernde,  so  liewirkt  allmählich 
die  freie  Konkurrenz  der  Unternehmer  wieder 
eine  Reduktion  der  Warenpreise  auf  »Ion 
Kostenpreis.  Ebenso  wcnlcn  aus  denselben 
Gründen  in  allen  den  Füllen,  in  welchen 
nach  Lage  des  Waren-  und  Arbeitsmarktes 
an  sieh  eine  Erhöhung  der  J/»hne  ohne 
Schädigung  des  Reinertrages  der  Unter- 
nehmer durch  Steigerung  der  Warenpreise 
möglich  wäre,  isolierte  Arbeiter  nur  ganz 
ausnahmsweise  von  dieser  für  sie  günstigen 
Konjunktur  einen  Vorteil  haben.  —  Und  es 
ist  ferner  möglich,  dass  die  Unternehmer 
entweder  eine  günstige  Konjunktur  auf  dem 
Arl>eitsniarkte,  das  Angebot  unlieschüftigter 
Arlveiter  oder  auch  ohne  solche  ihre  that- 
fcfleh liehe  Ueljorinacht  über  ihre  isolierten 
Arbeiter  benutzen,  um  die  Arbeitslöhne  zu 
reduzieren  und  dadurch  ihren  Gewinn  zu 
erhöhen,  obwohl  dieser  schon  ein  genügender 
war.  Die  Gewinnerhöhung  wird  in  der  Regel 
in  diesem  Fall  nur  eine  vorüliergehende  sein, 
denn  die  Konkurrenz  der  Unternehmer  wird 
allmählich,  nachdem  auch  andere  Unter- 
nehmer die  Löhn*'  reduzieren,  zu  einer 
Proiserniedrigung  der  Waren  für  die  Kon- 
sumenten führen,  die  dann  sich  auf  Kosten 
der  Arbeiter  vollzogen  hat.  Dass  Ldin- 
und  Wanmoreisroduktione»  dieser  AH  im 
letzten  Jahrhundert  in  der  Industrie  vielfach 
vorgekommen  sitid  und  noch  heute  vorkom- 
men, ist  unzweifelhaft.  Alter  gegenüber 
solcher  an  sich  möglicher  Benachteiligung 
von  Lohnarbeitern  ist  andrerseits  auch  her- 
vorzuheben, dass  die  Arbeiter  nicht  den 
Unternehmerverlnst  mittragen  und  dass  es 
auch  gar  nicht  selten  vorkommt,  dass  Ar- 
beiter in  Unternehmungen,  die  gar  keinen 
Reinertrag  Illingen  oder  den  Unternehmern 
nicht  die  normale  und  krocht  igte  Kapital- 
und  bozw.  Arbeitsrente  gewähren,  die  aber 
doch  von  den  Unternehmern  nicht  aufge- 
geben werden  können,  regelmässig  ihr  un- 
verkürztes Lohnein  kommen  —  auf  Kosten 
der  Unternehmer  —  haben. 

Jene  beiden  für  die  Arbeiter  ungünstigen 
Erscheinungen,  die  Niehterhöhung  von 
] /ihnen,  wo  eine  Erhöhung  an  sieh  möglich 
und  gerecht  gewesen  wäiv  resp.  sein  würde, 
und  die  Verringerung  der  l/ihne  ohne  eine 
Verringerungdos  Wertesder  Arbeitsleistungen 
für  den  Konsumenten  derselben,  kann  man 
als  einen  Missstand  der  freien  Iiohnbildung 
bezeichnen;  sie  sind  alter  nur  möglieh  bei 
isolierten  Arlteitern  gegenüber  grossen  Unter- 
nehmern -  die  Koalition  der  Arbeiter 
und  die  Organisation  derselben  in  Ver- 
bä  n  d  e  n  zur  gemeinsamen  Bestimmung  ihrer 
Löhne  ist  das  Mittel,  auch  diese  Uohclständc 
zu  verhindern  ivsp.  zu  beseitigen. 


Sind  die  Arlteiter  koaliert  und  zu  diesem 
Zweck  in  grossen  Lmdcsverhänden  für  jede 
Klasse  einheitlich  organisiert,  so  kann  die 
Klasse,  als  Gesamtheit,  den  Unternehmern 
und  auch  Arbeitern  anderer  Klassen,  welche 
in  Reserve  l>ereit  stehen,  einen  Widerstand 
leisten,  den  der  einzelne  Arbeiter  in  seiner 
Isolierung  nicht  zu  leisten  vermag,  und  zu 
der  den  Unternehmern  ebenbürtigen  Macht 
werden,  welche  für  den  einzelnen  den  nach 
seiner  1  Leistungsfähigkeit  und  der  Rentabi- 
lität der  Unternehmungen  angemessenen  Ar- 
l>eitslohn  durchsetzt.  Die  Organisation  der 
einzelnen  Arlieiterklas.se  kann  insbesondere 
durch  Regelung  des  Arbeitsangebots  un- 
günstigen Wirkungen,  welche  der  Wechsel 
in  dem  Verhältnis  von  Angehot  und  Nach- 
frage auf  den  Lohn  ausüben  kann,  begegnen, 
unberechtigte  I/>hnreduktionen  verhindern. 
Ijohnerhöhungen,  wenn  die  allgemeine  Ge- 
schäftslage und  die  Reinortragsverhältnisse 
der  Unternehmungen  sie  gestatten,  erzielen: 
sie  kann  ferner  diedeuArbeitoru  vorteilhafteste 
Art  der  Löhnung  durchsetzen  und  kann 
auch,  was  den  Gravitatiouspunkt  des  Lohns 
betrifft,  nicht  nur  bis  zu  einem  gewisseu 
Grade  Vorländern,  dass  derselbe  sinkt,  sondern 
auch ,  wo  dies  an  sich  möglich  ist ,  eine 
Steigerung  desselben  herbeiführen,  indem 
sie  die  dauernde  Erhöhung  der  Warenpreise 
der  Unternehmer  durchsetzt.  Dass  alles  dies 
nicht  nur  möglich  ist.  sondern  auch  wirklich 
erreicht  werden  kann,  hat  die  Geschichte 
der  englischen  Gewerkvereine  und  el*e»so 
die  der  Arbeiterveroinigungen  in  anderen 
Ländern  erwiesen. 

Die  Gewährung  des  Koalitions- 
rechtes und  die  Organisation  der 
Lohnarbeiter  in  solchen  Verl «änden  sind 
daher  notwendige  Korrelate  der  freien  Iiohn- 
bildung in  der  modernen  Volkswirtschaft, 
um  die  l»crcchtigton  Ansprüche  der  Lohn- 
arbeiter bezüglich  der  Lohubildung  zu  ver- 
wirklichen. Den  au  sich  unleuglwron  Ge- 
fahre» einer  solchen  <  »rganisation  können 
die  Arbeitgelier  ihrerseits  auf  dem  gleichen 
Wege  der  Koalition,  l>esonders  al>er  auch 
durch  die  gemeinschaftliche  Errichtung  von 
Einigungsilmtern ,  Itogegnen.  Durch  die>e 
Organisation  beider  Teile  wird  die  Bestim- 
mung der  Arbeitslöhne  und  die  Verteilung 
des  Ertrages  der  Unternehmungen  zwischen 
Unternehmer  und  Arbeiter,  zwischen  Kapital 
und  Arbeit  nicht  mehr  ausschliesslich  Gegen- 
stand der  Verhandlung  und  Abrede  zwischen 
dem  einzelnen  ArKutgeber  und  Arlteiter. 
sondern  Gegenstand  der  Verhandlung  und 
Abrede  zwischen  der  Klasse  der  Unter- 
nehmer und  Arbeiter  und  kann  das  Inter- 
esse beider  Teile  gewahrt  werden.  Die 
soziale  Institution  der  Einigungsämter  aber 
ist  das  Mittel,  entstehende  Konflikte  friedlich 
auszugleichen.    Auf  diese  Weise  kann  nicht 
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nur  der  soziale  Friede  gefördert,  sondern 
auch  das  Problem  des  gerechten  Arbeits- 
lohn**, soweit  es  überhaupt  zu  lösen  ist. 
seine  praktische  Lösung  finden  und  um  so 
mehr,  wenn  die  Staatsgewalt  daneben  nicht 
nur  die  zum  Schutze  der  berechtigten  Ar- 
boiterinteressen  notwendige,  indirekt  auch 
die  Arlxjitslöhne  in  einer  für  die  Arbeiter 
günstigen  Weise  beeinflussende  Arbeiter- 
schutzgosotzgebung  durchführt,  sondern  auch 


auch  die  Bibliographie  bei  K.  Frankenrtein, 
l*rr  Arlteilertchutz,  ISUtl.     S.  f. 

Schön  bcvg. 

II. 

Statistik  des  Arbeitslohnes. 

I.  Ent  Wickelung  und  Mrthoilo 
der  Lohnstatistik.  1.  Historischer  Rück- 
blick.    2.   Weitere  Bestrebungen.     II.  Die 


durch  eine  rationelle  Sozialpolitik  bezügin  'h  der  verschiedenen    Methoden"  der  Lohu- 

ihre  Ergebnisse.  1 . 
und  ihre  Ergebnisse.  (Die 
Kisenacher  Sozialkonferenz 
Die  Enquete  des  Professors 


Arlieiterversiehenmg.  soweit  sie  durchführ- 
Uor  ist.  diejenigen  Massregeiu  trifft,  weicht 
dem  Arbeiter  auch  die  Existenz  sichern, 
wenn  die  Quelle  seines  Arbeitseinkommens; 
versiegt 


Statistik  und 
1  Aeltere  Methoden 
Vorschlage  der 
!  vom  Jahre  1K73. 


Litteratnr:  Vgl.  dir  Lehrbücher  tun  1{<IH,  [ 
Raucher,  r.  Mangoldt,  Schönberg  (Aldi.  \ 
XI,  IM.  Ij,  G.  Cohn,  lA-hr,  v.  Fhllippo-  , 
rieh  u.  „.,  All.  Smith,  liurh  I,  Kap.  W.  — 
Ricardo.  PH nciple» etc.,  Kap.  V.  —  .1.  St.  HUI,  , 
hditmrhc  'lekonomir,  Ilnch  II,  Kap.  11— 14.  —  ; 
K.  Marx.   Ihm  Kapital,  IM.  I,  t.  Auß.  ls.s ,}. 

—  F.  iMtmalle,  iuibet.  Oßene*  Antirorttchreiben 
1111   da*   C'  ntralkomitee   etc.,   Zürich    tSil.t.  Ar- 
I«  itrrle*i  bueh,    Frankfurt    a.    31.,    l.sK.i.      II>  rr  ' 
lluttiat    Schuhe  rtr.,   lsr.4.    —    .1/6.  Lange, 
IHr  Arbeiterfrage,         Auß.    IS?!*.    —  J.   H.  V. 

v.  Thilnen,  Ihr  isolierte  Staat  etc.  T.  II, 
Ahl.  I  tdrr  nat  argem****  ArlfiUlohn  und  dettm 
Verhältnis  zum  Zintt'n**  und  zur  lAindrentej, 
Eottoek  ls:,t>,  Abt.  j  Rostock  ihm.  —  Knie», 
Held  und  Krrdit,  Abi.  II,  J,  S.  l^r.f.  Aurh 
Abt  I  (>.  Auß.  j.sx-,)  s.  mjf.  —  Uelferich, 
•I.  11.  v.  Tltüni  H  und  »ein  tietetz  rtr.  in  Zttchr, 
f.  Staat*»:  S,  S.  4,'?ß'.  —  G.  F.  Knapp,  Zur 
Prüfung  der  t'nlrrtuchungen  Thiinen*  rtr.  1S>:.',. 

—  J~  Brentano.  Vr'brr  Thiinen*  natnrge. 
matten  Is,hn  etc.,  1SUU.  —  r.  Faick.  Ihr  Thii- 
nnarhr  Lchrr  rtr.,  IH7.1.  —  Schumacher,  Thii- 
iii  im  Uetetz  nan  Arbeitslohn,  IHM'.  —  C.  Schmidt, 
Iter  natürliche  Arl»it*lohu,  ISS?.  (Stuatsic. 
Studien;  hrtg.  ran  Ehler,  I,  l).  —  J.  Pohl, 
Ihr  uaturijrnitisjtr  Arbeitslohn,  1SS7.  —  1*.  Ir. 
tteauregard,  E**ai  tnr  la  theorie  du  »ahiire. 
Pari*  J.SS7.  —  Rrrtrttnd,  Et  rat  tnr  le  tatairr, 
IS*r>.  —  T.  RraHHey,    Work  and  trugt*,  ;{.  rd.. 

/.»r.f.  —  Brentano,  Dir  Uhre  ron  den  Lohn- 
ttrigcmngrn  etc.,  Jahrb.  J.  Nut.  u.  Stat.  16  ( IS? 1)  S. 
'51  ß,  l  'rlrr  da*  I  erhält ni*  run  .Irlieittlohu  und  Ar- 
britsicitzui  ArbriUlcittuiuj.  4.  Auß.  Leipzig  ISU.i. 
Hat  ArhiittcriuHtnir*  gemds*  drin  heutigen 
Hrcht,  IS??.  —  E.  Chevalier,  I.<t  x,dairr*  a>< 
XIX*  ti.rle,  l\trm  1.SS7.  -  E.  Engel,  Ihr 
frei"  der  Arbeit,  >.  Auß.  !."7.i.  —  .1.  Menger, 
Ihm  Krrht  auf  den  ndleu  Arbeit*.  ,  t,-u,,  etc.,  >. 
Auß.  Stuttg.,  imn.  —  Römler,  Zur  Kritik  der 
Lehre  vom  Artieiulohn,  Erlangen  Ifit'il.  —  II,  v. 
Scheel.    IHc   Lehre    tum    Arltrittlnlin,   Jahrb.  j'. 

Xat.  u.  Stut.     S.       —  K.  Slrannburgcr,  Kritik 

der  Lehrt  i  fnn  Arbeitslohn.  Jahrli.J.  Xuf.  u.  Stut.  17, 

S.  -"<fß'.  —  .1.  F.  IValker,  The  nage*  </>«.<?/".< 
*•/(■.,  I.c.nduu  IM*!.  IV.  auch  E.  v.  \\'le*er. 
Her  „atii, liehe    Wert,    Wim  -     ./.  Wolf. 

Sf.ziali*,iiu*  und  Kapitutittitehi  tietilhrhaßt- 
Ordnung.     Stuttgart  ls-;'.  S.  ^'t0f.  —   V.  Ilöh- 
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von  der  (Joltz  „I'eher  die  baije  der  liind- 
|  liehen  Arbeiter  im  Deutschen  Reiche  von 
1875-4.  Die  l'ebersicht  über  die  ortsüblichen 
I  Tatrelöhne  gewöhnlicher  Tasresarbeiter  von  .1. 
Schmitz  von  1884.  Die  ortsüblichen  Tairelöhne  in 
Deutschland  von  18S>8  nach  amtlichen  Quellen 
von  K.  (iiitze  und  P.  Schindler.  Di<-  bohn- 
statistik  des  Vereins  deutscher  Eisen-  und 
StahlmdiistricMer.  Die  Ermittelungen  iil>er  die 
bohnverhftltiiisse  in  Berlin  von  1S82— 1887. ) 
2.  Kritik  der  alteren  Methoden  und  praktische 
Versuche  mit  neueren  Methoden,  ai  Kritis<h»*r 
Vergleich  lohnstatistischer  Ergebnisse  in  der 
Schweiz.  England.  Deutschland  n.  Oesterreich, 
b^  Die  Arbeitslöhne  in  Sachsen,  ci  Die  Ar- 
beitslöhne in  l'reusseii.  d  )  Kritik  der  Bemerkun- 
gen von  Prof.  Schilf fle  über  Hauptergebnisse 
der  amerikanischen  bohnstatistik.  e  Kritische 
Heinerkungen.  3.  Neuere  lohnstatistische  Me- 
thoden und  Ergebnisse.  iDie  bohnstutistik  der 
Heichenbacher  Handelskammer  in  Böhmen. 
Die  Lohnstatistik  über  die  Arbeiter  dea 
Mährisch  -  Schlesischen  Steinkohlenreviers  von 
Dr.  Benno  Karpeles.  Die  lohnstatUtischen 
Arbeiten  von  Fabrikinspektor  Wörishoffer  über 
die  soziale  Lage  der  (  igarrenarbeiter  in  Badeu 
und  Uber  die  soziale  Lage  der  Fabrikarbeiter 
in  Mannheim.)  III.  Die  Verhandlungen 
und  Beschlüsse  des  Internationalen 
statistischen  Instituts  über  die  Ar- 
beits- und  Lohnstatistik.  IV.  Neueste 
loh  u  statistische  Mitteilungen  nun 
de  11  Jahresberichten  der  deutschen 
G  e  w  e  r  b  e  a  u  f  s  i  c  h  t  s  b  e  a  in  t  e  n  im  Jahre 
1 8'J {».  V.  E  r  g  ä  n  z  u  n  g  d  e  r  L  o  h  n  s  t  a  t  i  s  t  i  k 
d  n  r  c  h  die  E  i  n  k  o  m  in  e  n  s  t  e  n  e  r  s  t  a  t  i  s  t  i  k 
VI.  S e  h  1  u  s s  b e  111  e  r  k  u  11  g e n. 

I.  Kntwiekelung  und  Methode  der 
I^hnotatiMtik. 

1.  Historischer  Rückblick.  Alle  den 
ArU'itslohu  iM-tivffeiideii  konkreten  Fragen, 
insbesondere  hinsichtlich  der  Zulänglich keit 
oder  I'nzulilnglichkeit,  der  rngleu-hheiten 
und  Schwankungen,  der  Berechnung*-  und 
Auszahlungsart. -n  könuen  nur  mit  Hilfe  *ta- 
tistiseher  ünmdlagvMi  unter  Vergleiehung 
der  Verhältnisse  iu  verschiedenen  Zeiten, 
I  hindern.  Krwerbszweigen  und  Werkstätten 
beantwortet  wenlen.  Kine  genaue  Ermitte- 
lung   und    niiersichtliehe   Darstellung  der 


..'  Me.,  ix:*.       s.  Lohiiverhältiiisse  ist  nicht  nur  im  wisseu- 
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Schaft  liehen,  sondern  auch  im  w  irt  schaff  s- 
politisehen.  geschäftlichen  und  liutnaiu-n  In- 
teresse durchaus  nötig.    Viele  Cnternehmer 
hatten  erst  durch  die  moderne  I/ohnstatistik 
einen  tieferen  EinMick  in  die  wirtschaftliche 
Lage  ihrer  MitarlHtter  gewonnen  und  die 
rechten  Mittel  zur  Verbesserung  ihres  ge- 
samten Betriebes  anwenden  gelernt,  während 
viele  Arbeiter  durch  eine  Vcrglcichung  ihrer 
l/»hne  mit  denen  ihrer  Berufsg» mossen  in 
anderen  Orten  und  Werkstätten  zum  Nach- 
denken über  die  Ci-sachen  der  Lohnhöhe 
und  über  den  geistigen  Zusammenhang  der 
wirtschaftlichen    Erscheinungen  veranlasst 
und  auf  die  richtigen  Mittel  zur  Erhöhung 
iluvr  Leistungen  hingewiesen  worden  .sind.  | 
Von  l>esoiidei-er  Bedeutung  ist  eine  exakte 
liohnstati.stik   ff'ir  die    Gesetzgebung  und 
Verwaltung,    welche    dadurch  diejenigen 
Gebenden,  Geworbszweige  und  Werkstätten  ! 
naher  kennen  lernt,  wo  sich  die  Bevölke-  j 
nmg  in  gedrückter  Lnge  befindet  und  viel-, 
leicht  besserer   Verkehrswege   oder   Fach- 1 
schulen  und  Creditoinrichtungen  oder  einer  j 
Aouderuug  der  Zoll-  und  Steiierverhaltnisse  i 
oder  der  Zuführung  frischer  rnternehmer-  ! 
knifft»  oder  ülierhaupt  einer rationellen  Wohl- 
fahrtspflege in  gesundheitlicher,  geistiger 
undsittlicher  Beziehung  durch  ein  Zusammen- 
wirken  von  Staat  und  Gemeinde,  Kirche 
und  Schule  mit  gemeinnützigen  Vereinen 
und     einsichtsvollen     Privatjtersonen  be- 
darf. — 

Theoretiker  und  Praktiker  sind  schon 
länger  als  ein  halltes  Jahrhundert  eifrig  be- 
schäftigt, die  Grundlagen  für  eine  richtige 
1<ohnstatistik  /u  gewinnen. 

Die  erste  grosse  Zollvereinsausstellung, 
welche  im  Jahre  1*14  in  Berlin  stattfand,  ver- 
anlasste eine  grosse  Anzahl  hervorragender 
deutscher  Gn»ssindustrieller  und  Beamten, 
auch  au  die  deutschen  Arbeiter  zu  denken.  ' 
aus  deren  Händen  die  in  Berlin  ausgestellten  | 
Produkte    des    deutschen    (loweibefloissos  i 
unmittelbar  hervorgegangen  waren.    Sie  be- : 
grilndeten  einen   Continlvorein  für  das  Wohl  i 
der  arbeitenden  Klassen^, der,  zuerst  unter  dem 
Vorsitz  des  Hegicrungsjinlsidenten  Dr.  Georg 
von   Viebahn.  dann   von   Präsident  Lette., 
spater  von   Gneist   und  jetzt  von  Staats-;' 
Sekretär    Herzog,    auch    die  Ermittelung 
der   Einnahme-.   Ausgabe-   und  Bildungs- 
verhnltnisse  iler  Arbeiter  und  die  Förderung, 
der  Iiohnstatistik  sich  zum  Ziele  gestellt 
und  in  seinem  Organ    vi) er  Arbeiter-, 
freund«,  Zeitschrift  für  die  Arlteiterfrage. 
beinahe   alljährlich    auch  lohnstatistiseho 
Untersuchungen  veröffentlicht  und  sich  be- 
sonders  auch    mit  der     Methode  der 
Loh  n  Statistik»  lteschäftigt  hat.  - 

Noch  ehe  der  deutsche  Central  verein 
für  das  Wohl  der  arbeitenden  Klassen  seine 
eigentliche  Thätigkeit  begann  und  wissen- 


schaftliche statistische  Arl>eiten  veröffent- 
lichte, trat  in  dem  Bewegungsjahre  1*4*  in 
dem  gewerbofleissigeii  Sachsen  eine  Unter- 
suc h u n gs kom  m  i ssion  über  die  ge- 
werblichen  Verhältnisse  des  lindes  zu- 
sammen, deren  Sekretär  und  Hauptarlteits- 
kraft  der  damalig)1  Rogierungsassessor  Dr. 
Ernst  Engel  war.  welcher  sjiäter  der 
Altmeister  der  deutschen  und  internationalen 
Statistik  geworden  ist.  Dr.  Engel  Itetojligte 
sich  als  Vertreter  des  Königl.  sächsischen 
statistischen  Bureaus  im  Jahre  18ä3  auch 
an  dem  Brüsseler  internationalen  statistischen 
Kongresse,  welcher  an  den  Vorschlag  einer 
Massenbeoliachtung  der  I/»hne  Itereits  all- 
gemeinere Forderungen  über  den  >mode 
d'existenctv  der  Arbeiter.  filier  die  Vorteile, 
welche  sie  ausser  dem  Geldlohn  gemessen, 
sowie  über  die  Iytdirlingsverhaltiiis.se  an- 
knüpfte. — 

Unabhängig  von  der  amtlichen  Statistik 
und  von  den  internationalen  statistischen 
Kongressen  hatte  der  französische  Ingenieur 
Leplay,  den  auch  Dr.  Engel  als  seinen  I/ehrer 
dankbar  verehrte,  schon  in  den  fünfziger 
Jahren  unseres  Jahrhunderts  die  eisten 
löhnbrechenden  Versuche  gemacht,  die  I„age 
der  arlteitendeu  Klassen  genau  zu  licschreilfen 
und  typische  Budgets  Alter  die  E i n  nah m e n 
und  Ausgaben  von  Arbeiterfamilien  in 
verschiedenen  I  «ändern  Europas  aufzustellen. 
Aus  den  Arbeiten  von  I/Oplay  und  seiner 
Schule  sind  100  Hanshaltungsbudgots  ent- 
standen, welche  die  von  I/eplay  IH.'jö  be- 
gründete Societe  internationale  fies  etudes 
pratiques  d 'economic  sociale  jüngst  in  2 
(^uellenwerken  mit  einer  introduetion  de> 
Demi  Cheysson  in  Verbindung  mit  Herrn 
Toque  herausgegeben  hat.  Die  Mono- 
graphie wird  darin  mit  Recht  als  Typen- 
erhebung bezeichnet.  Sie  bildet  eine  Er- 
gänzung der  Enquete,  und  beide,  die  Mono- 
graphie und  die  Enquete,  lassen  sich  als 
notwendige  Ergänzungen  der  Statistik  hin- 
stellen. Es  leiten  noch  viele  begeisterte 
Schüler  von  Leplay.  unter  denen  besonders 
Cheysson  zu  nennen  ist.  Die  Arbeiten  I/eplays 
filier  die  »Ouvriers  Euroi>eens<  werden  in 
Form  von  Monographieen  über  Arboiter- 
familieu  und  Betriebsstätten  noch  heute 
von  seinen  Schülern  und  Anhängern  fort- 
gesetzt. 

I/Cplay  hatte  als  Generaldirektor  der 
Pariser  Weltausstellung  von  1807  den 
'Gegenständen  zur  Verltesserang  der  phy- 
sischen und  moralischen  Ijnge  der  Bevölke- 
rung* sogar  eine  besondere  Gruppe  (X)  ge- 
widmet, in  welcher  für  die  besteu  Wohl- 
fahitseinrichtungen  für  Arbeiter  ein  grosser 
Preis  von  lOOOÖo  Fr.  und  10  Preise  zu  je 
l(MMH)  Fr.  ausgesetzt  waren.  Der  noch 
leitende  hochverdiente  Vicepräsident  «1er 
zehnten  (iruppe.  Staatsrat  Charles  Kol*rt. 
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lenkte  in  einem  trefflichen  Berichte  über 
<lie  1M>7  zur  Kunde  ^'laugten  Woldfahrts- 
einrichtungen  verschiedener  grosser  Eta- 
blissements sclion  damals  die  öffentliche  Auf- 
merksamkeit auf  die  Fortschritte  des  Lohn- 
systoms  und  machte  u.  a.  zehn  grosse  Be- 
triebsstätten namhaft,  welche  das  System 
einer  direkten  oder  indirekten  Beteiligung 
der  Arbeiter  am  Reingewinn  eingeführt 
hatten. 

Kines  der  industriellsten  Länder,  die 
Schweiz,  verzichtete  im  Jahre  1HG7  aus- 
drücklich auf  eine  Bewerbung  um  Einzel- 
preise in  der  zehnten  Gruppe  der  Pariser 
Weltausstellung  und  hielt  es  für  ange- 
messener, die  Gesamtheit  der  in  der  Schweiz 
für  die  Wohlfahrt  der  Arl»oiter  l>esteheudeu 
Einrichtungen  einer  Schilderung  zu  unter- 
ziehen. Es  geschah  dies  in  der  von  dem 
ltekannten  Genfer  Gustav  Moynier  verfassten 
Schrift  >Les  institutions  ouvrieres  de  la 
Suisse,  Gcnöve  1 SG7 ■ .  Infolge  der  von  der 
Pariser  Weltausstellung  ausgegangenen  An- 
regungen wurden  von  Seiten  der  einzelnen 
Kantone  sowie  von  gemeinnützigen  Gesell- 
schaften der  Schweiz  in  den  Jahren  nach 
lsl'7  verschiedene  ähnliche  Untersuchungen 
über  Arlteiterverhältnisse  veranstaltet,  deren 
Gesamtergebnisse  schliesslich  für  die  Wiener 
Weltausstellung  von  1873  in  einem  grösseren 
Berichte  zusammengestellt  wurden  unter  dem 
Titel:  Arbeiterverhältnisse  und  Fabrikein- 
riehtungen  der  Schweiz.  Bericht,  erstattet 
im  Auftrage  der  eidgenössischen  General- 
kommission  für  die  Wiener  Weltausstellung, 
von  Prof.  Dr.  V.  Böhmert,  2  Bände.  Zürich, 
Cäsar  Schmidt,  1  s~:t.s  Der  Hauptabschnitt 
des  zweiten  Bandes  ist  den  Lohnverhält- 
nissen in  etwa  äf)  verschiedenen  Erwerbs- 
zweigen und  Betriebsstätten  gewidmet. 
Dieser  Bericht  gab  den  Anstoss  zu  weiteren 
Untersuchungen  und  eingehenden  Verhand- 
lungen über  die  Statistik  der  Löhne  und 
Preise  in  der  Jahresversammlung  der 
schweizerischen  statistischen  Gesellschaft  von 
1*74.  Es  ist  darüber  in  der  »Zeitschrift 
für  schweizerische  Statistik«,  Jahrgang 
1*74  ausführlich  berichtet  unter  dem  Titel: 
>  Leber  die  Methoden  der  sozialstatistischen 
Untersuchungen  mit  besonderer  Rücksicht 
auf  die  Statistik  der  I/ihne  und  Preise.« 

Schon  bald  nach  Beendigung  der  Wiener 
Weltausstellung  brachte  auch  die  königl. 
bayerische  Regierung  eine  sozialstatistische 
Eutjuete  zum  Abschluss,  deren  Resultate  in 
dem  königl.  bayerischen  statistischen  Bureau 
von  dem  damaligen  Direktor  Georg  von 
Mayr  zusammengestellt  und  unter  dem 
Titel  Ergebnisse  einer  Erhebung  über  die 
in  bayerischen  Fabriken  und  grösseren  Ge- 
werliebetrieben  zum  Besten  der  Arbeiter  ge- 
troffenen Einrichtungen?  veröffentlicht  wur- 
den. Dieser  l*ayerischen  Enquete,  in  welcher 


auch  die  Löhnungsinethoden  und  die  Ge- 
winnbeteiligung der  Arbeiter  besonders  mit 
berüchsichtigt  waren,  hatte  ein  von  der 
Kommission,  für  die  weitere  Ausbildung  der 
Statistik  des  Zollvereins  im  Jahre  1871  fest- 
gestelltes Fragenformular  fast  wörtlich  zum 
Muster  gedient.  Dieses  aus  einer  Beratung 
amtlicher  deutscher  Statistiker  hervorge- 
gangene, von  Engel  redigierte  Fragen f"»r- 
mtdar  ist  in  Engels  Schrift  Die  Reform 
der  Gewerbestatistik  im  Deutsehen  Reiche 
und  in  den  übrigen  Staaten  von  Euro|>a  und 
Amerika*  (Berlin  1871)  abgedruckt  und 
näher  motiviert.  Engel  hat  in  dieser  Schrift 
gauz  besonders  auch  die  sog.  sozialen 
Sch  ilderungsobjckte-  ins  Auge  ge- 
fasst  und  ihre  systematische  Erforschung  zu 
verwirklichen  gesucht.  Sein  Fragebogen 
legt  auf  die  Lohnfrage  ein  Hauptgewicht 
und  enthält  4  Hauptabschnitte :  A.  Gehalts- 
uud  Lohnzahlungseinrichtungen,  B.  Fabrik- 
sparkassen, C.  Kranken-  und  Unterstützuugs- 
kasseu.  D.  Anderweite  Woh  1  fahrt  sein  ricli- 
tungen.  Preussen  veröffentlichte  nach  dem 
Vorgänge  der  Schweiz  und  Bayerns  in) 
Jahre  1876  die  Ergebnisse  eiuer  ähnlichen 
Einmiete  unter  dem  Titel:  »Die  Einrich- 
tungen für  die  Wohlfahrt  der  Arbeiter  der 
grössereu  gewerblichen  Anlagen  im  pretts- 
sischen  Staate.  Bearbeitet  im  Auftrage  des 
Ministers  für  Handel.  Gewerbe  und  öffent- 
liche Arbeiten.  In  3  Teilen.  Berlin  187G\c 
Dem  Beispiele  der  Schweiz,  Bayerns 
und  Preussens  ist  sehr  l»ald  auch  das  königl. 
sächsische  statistische  Bureau  gefolgt,  welches 
seit  dem  Jahre  1875  eine  Reihe  von  lohn- 
statistischeu  Untersuchungen  mit  besonderer 
Rücksicht  auf  die  »Methoden«  der  Lohn- 
statistik in  der  »Zeitschrift  des  königl. 
sächsischen  statistischen  Bureaus«  veröffent- 
licht hat. 

Ebenso  rührig  wie  in  Deutschland  ist 
man  auf  dein  Gebiete  der  Sozialstatistik  in 
anderen  Läudern.    England  Itat  sich  in  den 
beiden  letzten    Menschenalteru  besonders 
durch  seine  eingehenden  parlamentarischen 
Untersuchungen    über  Arbeiterverhältnisse 
hervorgethan.    Schon  der  Nationalökonom 
!  Porter  hat  als  früherer  Direktor  des  statis- 
tischen Amts  des  Board  of  üade  wertvolle 
I  Arbeiten  veröffentlicht,  und  sein  Nachfolger 
|  Robort  Giffen  liat  diese  Arbeiten  fortgesetzt 
i  und  sich  auf  dem  Gebiete  der  Lohnstatistik 
I  besonders  durch  seine  Schrift  »The  progress 
of  the  worki ug  classes  in  the  last  half  Cen- 
tury*« verdient  gemacht.    Die  englische  Re- 
gierung Itat  die  Ix)hnatatistik  auch  dadurch 
gefördert,  dass  sie  ilu-e  Gesandten  und  Con- 
Auslande  zu  Berichterstattungen 
Arbeitervorhältnisse.  Inline  uud 
verschiedeneu  Lindern  veranlasst 
Berichte  veröffentlicht  hat.  Diese 
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Berichte  führen  den  Titel:  ••»Reports  front 
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Her  Majesry's  Diplomatie  an»l  Cousular 
Agents  abroad  rosj>eeting  the  condition  of 
the  industrial  classes  and  tlie  purcha&e  jwwer 
of  money  in  foreign  eonntries  (l»ndon 
printed  by  Harrison  and  Sons).  Ii« sonders 
wichtig  ist  die  iu  der  Instruktion  enthaltene 
Anweisung,  nicht  bloss  die  Höhe  »1er  L'jhne. 
sondern  zugleich  die  Kaufkraft  des  Ueldes 
(nurehase  power  of  money)  durch  Beifügung 
der  Preise  der  Hauptunterludtsinittol  ge- 
wissenhaft anzugeben. 

Kine  hervorragende  Stellung  in  der  Ar- 
biter- uud  Lohnstatistik  nimmt  auch  Xord- 
amerika  ein.  weil  dort  in  einer  Reihe  von 
Staaten  besondere  Aemter  für  Arl>eitssta- 
ti.-tik  errichtet  worden  sind  (cf.  den  Art. 
Arbeit.-statistische  Aemter).  Das  den  übrigen 
Aemtern  als  Muster  dienende  schon  lsijll 
gegründete  «Bureau  of  Statistics  of  l^»bor« 
in  Massachusetts  lässt  die  industriellen 
Distrikte  durch  besondere  Assistenten  be- 
reisen, die  sich  aus  eigener  Anschauung  ein 
1'rteil  ülrcr  den  Zustand  der  Artieit  zu 
bilden  und  hierüber  zu  berichten  haU-ri ;  es 
ist  befugt.  Zeugen  zu  vernehmen,  denen  die 
bei  den  hohen  Gerichtshöfen  von  Massichu- 
setts  üblichen  Gebühren  zu  zahlen  sind. 
Auch  die  Bundesregierung  in  Washington 
legt  auf  die  Arbeiter-  und  I  lohnstatistik 
grossen  Wert  und  hat  jüugst  einen  umfang- 
reichen '_*<>.  Band  des  1<».  i'ensus  der  Ver- 
einigten Staaten  über  Statistics  of  Wages 
veröffentlicht,  welcher  *»27  Taltollen  über 
Löhne  in  "j3  der  wichtigsten  Industrieon 
enthält.  —  Auch  d;is  Werk  Osordameri- 
kani'-ohe  Arheitorverhältnisso  von  Arthur 
von  Studnitz  (Leipzig  1 S7U)  enthält  wichtige 
Beiträge  zur  Iiohnstatistik. 

Als  neuester  und  rührigster  Konkurrent 
ist  das  italienische  statistische  Bureau  unter 
Luigi  Bodios  bewährter  Leitung  auf  dem 
Gebiete  der  I»hn Statistik  mit  wertvollen 
Arbeiten  aufgetreten.  Bodio  hat  nicht  nur 
eine  l  eltersetzung  der  in  der  Zeitschrift  des 
königl.  sächsischen  statistischen  Bureaus  er- 
schienenen Arbeit  Die  Methoden  der  I/>lin- 
statistik     in    der   italienischen  Zeitschrift 

•  Kivista  della  Benefieenza  e  delle  Institu- 
zionj  di  I'revidenzu  Nr.  1  vom  ;J0.  April 
Is^S    veranlasst,    sondern    auch    in  den 

Annali  di  Statistical  selbständige  lohnsta- 
tistische  rntersuehuiigeti  nach  der  in  Sachsen 
angewendeten  Methode  veröffentlicht. 

2.  Weitere  Bestrebungen.  Kin  Rück- 
blick auf  die  Kutwiekelung  der  Arbeiter- 
und  Lohnstatistik  zeigt .  dass  nieneds  so 
viele  rntei-siiehungen  über  Arbeiter-  uud 
'Lohnverhältnisse  erschienen  sind  wie  in  den 
letzten  .lahrzehnten ;  es  fehlt  jedoch  rlieseii 
Veröffentlichungen  an  innerer  Einheit  und 
Vergleiehharkeit  und  an  einer  gemeinsamen 
Methode  der  Krhebung  und  Bearbeitung. 
Die    Lohnstatistik   ist   als  Massenstatistik. 


die  sieh  nach  einheitlicher  Forsehungs- 
mothode  über  verschiedene  Iünder  ver- 
breitet, bisher  kaum  versucht  worden.  Alle 
Länder  sin«!  in  der  Ixihnstatistik  noch  weit 
hinter  den  Aufgal»en,  welche  der  Verwaltung 
obliegen,  zurückgeblielien  und  es  erscheint 
,  dringend  nötig,  die  Arbeitsteilung  unter  den 
Volkswirten  und  Statistikern  auch  nach  dieser 
!  Richtung  hin  zu  organisieren. 

Das  Deutsche  Reich  hat  zuerst  bei  der 
lim  Jahn-  IST"»  veranstalteten  Enquete  über 
;die   Frauen-   und    Kinderarbeit    auch  die 
[durchschnittlichen  Arbeitslöhne  der  Finnen 
und  Kinder  iu  den  verschiedenen  Etahlisse- 
!  ments  zu  ermitteln  gesucht:  aber  die  Er- 
,  gelmisse  dieser  Enquete  erwiesen  sich  gerade 
|  in  betreff  der  Linne  als  äusserst  mangel- 
haft  und  unzuverlässig,  und  es  sind  l'n- 
,  inassen  ausgefüllter  Formulare  mit  Angaben 
von  Durchschnittslöhnen  sehr  Itald  wertlose 
Makulatur  geworden.    Man  hat  daher  auch 
bei   der  deutschen    Geworltezählung  vom 
1.  DezemlHT  IfsTö  von  den  damals  projek- 
tierten Kragen  nach  den  Arbeitslöhnen  ab- 
gesehen.    Durch  die  neuere  Sozialgesetz- 
gebung des  Deutschen  Boichs  ist  man  der 
amtlichen    Ermittelung    der  Arbeitslöhne 
wieder  näher  getreten.     Infolge   des  Ge- 
setzes  über  die  Krankenversicherung  der 
Arb-iter  v.  1."».  April  ist  überall  der 

sogenannte  ortsübliche  Tagelohn  gewöhnlicher 
Tage  «arbeit  er  von  seiton  der  Behörde  fest- 
zustellen. 

.Noch  wichtiger  für  die  künftige  Lohn- 
statistik des  Reichs  ist  sf  71  des  deutschen 
L'nfallversieherungsgesetzes  v.  tj.  Juli  lSS-1, 
welcher  bestimmt,    dass  jedes  Mitglied  der 
Bernfsgenossenschaft  binnen  sechs  Wochen 
nach  Ablauf  des  Rechnungsjahres  dem  Ge- 
nosseiischaftsvorstande    eine  Kachweisung 
einzureichen   hat,   welche  enthält:    1)  die 
während  des  abgelaufenen  Rechnungsjahres 
im  Betriebe  beschäftigten  versicherten  l'er- 
!  sonen   und   die  von  denselben  verdienten 
l/ihne  und  Gehälter,  2)  eine  Berechnung 
|  der  Irei  der  Lm legung  der  Beitrage  iu  An- 
1  reehnung  zu  bringenden  Beträge  der  Löhne 
i  und  Gehälter*:.    Es  wird  dadurch  alljährlich 
lein  wertvolles  Material  für  eine  deutsehe 
\  Lohnstatistik   gewonnen.     Dieses  Material 
w  ird  allerlings  noch  nicht  ausgelautet,  w  eil 
das  Roichsversicherungsamt   von  den  Be- 
nifsgenossenschaften  bis  jetzt  nur  tlie  An- 
gabe der  für  die  Versicherung  in  Anrechnung 
zu  bringenden  Lo)ml»eträge  verlangt;  es  ist 
:  jedoch  im  April  l^SÖ  im  Reichstage  ange- 
■  regt  worden,  dass  die  Lohnnachw  eisungeti 
'  der  Bonifsgenossenschaften  zur  Herstellung 
einer  deutschen  Lohnstatistik  Itenutzt  werden 
möchten.  IlerReichstagsabp-onliieteSchinidt- 
Ellierfeld   machte   bei  dieser  Gelegenheit 
darauf  aufmerksam,  dass  die  ganze  Alters- 
u nd   Invalidenversicherung  ohne  Lolmsta- 
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tistik  in  der  Luft  schwebe  und  dass  man 
vor  Erlass  eines  Gesetze«  von  solcher  Trag- 
weite erst  eine  Enquete  (Iber  die  Höhe  der 
Arbeitslöhne  anstellen  solle.  Der  damalige 
Staatssekretär  von  Botticher  warnte  davor, 
die  Entscheidung  über  die  deutsche  Altors- 
und  Invalidenversicherung  bis  zur  Her- 
stellung einer  deutschen  Ixthnstatistik 
hinauszuschielten  und  l>emorkte.  dass  die 
bisherigen  Aufnahmen  in  der  Unfallver- 
sicherung nur  eine  generelle  Uebersicht  Alter 
die  Löhne  gelten,  ohne  dieselben  zu  indivi- 
dualisieren, dass  die  für  den  Zweck  der  Un- 
fallversicherung erfolgenden  [iohnangaben 
nicht  erkeuneu  lassen,  aufweiche  Alters- 
klassen sich  die  I/thne  verteilen  und  dass 
sie  nicht  das  Bild  eines  konstanten  Ver- 
hältnisses geben  würden.  Durch  diese  Ein- 
wendungen des  früheren  Staatssekretärs 
v.  Bötticher  ist  der  Weil  und  die  Bedeutung 
einer  Lohnstatistik  an  sich  nicht  bestritten 
und  in  Zweifel  gezogen  woiden.  Ks  stellt 
sich  vielmehr  von  Jahr  zu  Jahr  immer  mehr 
die  Notwendigkeit  heraus,  das  .Material  für 
eine  Lthnstatistik  über  che  verschiedeneu 
menschlichen  Erwerbszweige  zu  beschaffen, 
um  einesteils  die  Klagen  über  unzureichende 
L">hue  besser  beurteilen  zu  können  und  an- 
dernteils  technische  Unterlagen  für  die 
Kranken-,  Unfall-,  Alters-  und  Invalidenver- 
sicherung zu  gewinnen.  Auch  im  Interesse 
des  Einkommensteuer-  und  Finanzwesens 
Wdarf  jeder  Staat  heutzutage  einer  zuver- 
lässigen Lthnstatistik. 

II.  Die  verschiedenen  Methoden  der 
Lohnstntistik  nnd  ihre  Ergebnisse. 

1.  Aeltere  Methoden  und  ihre  Er- 
gebnisse. An  die  vorstehenden  Mitteilungen 
über  die  Eutwickelung  der  Lthnstatistik 
uud  die  Notwendigkeit  ilires  weiteren  Aus- 
Itaues  möge  sich  nunmehr  eine  Darlegung 
der  älteren  uud  neueren  Methoden  der 
Lihnstatistik  und  ihrer  wichtigsten  Ergelt- 
nisse anreihen.  —  Man  hat  das  auch  schon 
früher  lebhaft  gefühlte  Bedürfnis  nach  einer 
zuverlässigen  Ixthnstatistik  anfänglich  meist 
durch  die  Ermittelung  und  Zusammen- 
stellung von  Tage  löhnen  oder  Woehen- 
löhnen  zu  befriedigen  gesucht  uud  man 
ging,  um  sich  die  Zusammenstellung  dieser 
Tage-  und  Wochenlöhne  zu  erleichteni ,  an 
vielen  Orten  dazu  über,  nach  den  Durch- 
schnittslöhnen der  Atlteiter  zu  fragen, 
wobei  mau  sich  meist  mit  allgemeinen 
Durchschnittslöhnen  einfacher  Tagearbeiter 
und  mit  der  Angabe  des  Lohnes  gewöhn- 
licher Handarbeiter  begnügte,  anstatt  die 
Arbeiter  nach  den  verschiedenen  Kategorieen 
und  Leistungen  zu  sondern  und  die  Lihne 
der  gelernten  Handwerker  oder  der  bcivits 
geübteren  und  geschickteren  einfachen  Ar- 


beiter sowie  die  höheren  L"hne  und  Gehälter 
der  geistig,  technisch,  kaufmännisch,  künstle- 
risch und  administrativ  geübten  Angestellten, 
Werkführer  und  Aufseher  der  einzelnen 
Betriebsstätten  genauer  zu  untersuchen. 
Auch  die  Eisenacher  Sozialkonferenz,  aus 
welcher  der  Deutsche  Verein  für  Sozial- 
politik hervorgegangen  ist,  dem  so  viele 
treffliche  Untersuchungen  und  Arbeiten  zu 
verdanken  sind,  hatte  sich  bei  den  Eisenacher 
Beratungen  über  eine  deutsche  Fahrik- 
enquete  im  Jahre  1N73  von  dieser  ältesten 
Methode  der  Lohnstatistik  noch  nicht  er- 
heblich entfernt. 

Ein  grösserer  in  dem  Jahrb.  f.  Nat.  u. 
Stat.  Bd.  21  S.  132  ff.  abgedruckter  Bericht 
für  die  ganze  Fabrikenquete  hatte  ein  Frage- 
formnlar  von  3S  Fragen  vorgeschlagen.  Da- 
von Itezogen  sich  die  Fragen  2tl— 3b'  auf 
den  d  u  r  c  h  s  c  h  n  i  1 1 1  i  c  h  e  n  W  o  c  h  e  n  1  o  h  n 
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Durch  i liest?  Fragestellung  war  die  wich- 
tige Streitfrage,  ob  mau  Durchschnittslöhne 
oder  wirklich  gezaldte  oder  Maximal-  uud 
Minimallöhne  erfragen  solle,  auch  schon 
ohne  weiteres  zu  Gunsten  der  Durchschnitts- 
löhne entschieden  worden.  Obwohl  über 
diese  Kardinal  frage  in  Eisenach  keiue  Debatte 
stattgefunden  hatte,  wurden  die  darauf  W- 
züglichen  Vorschläge  doch  ohne  vorherige 
Beratungen  in  einer  Kommission  von  Fach- 
statistikern angenommen  und  dem  deutschen 
Reichstage  zur  Berücksichtigung  empfohlen. 

Die  Eisenacher  Konferenz  vom  Jahn? 
1*73  hat.  obwohl  sie  für  die  IiOhnstatistik 
nicht  massgebend  geworden  ist ,  doch  viele 
fruchtbare  Anregungen  auf  dem  Gebiete  der 
Sozialwisseuscliaft  gegeben.   Es  sind  in  den 
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Jahren  nach  1*73  auch  verschiedene  lohu- 
statistische  rntersuchungen  in  Deutscldand 
erschienen,  welche  trotz  unzureichender 
Methode  nieht  ohne  In-achtenswerte  Ergeb- 
nisse geblieben  sind,  weil  sie.  auf  Mnsscn- 
heoliaehtungen  beruhend,  glcichmässig  nur 
ortsübliche  Tagelöhne  berücksichtigten  nnd 
eine  Yergleiehung  längerer  Zeiträume  ge- 
statteten.  Professor  von  der  Goltz  ver- 
öffentlichte im  Jahre  1*7  .">  eine  von  ihm 
bearbeitete  Enquete  (Iber  die  Lage  der 
ländlichen  Arbeiter  im  Deutschen 
Weiche  (Herlini,  wonach  die  Löhne  der 
ländlichen  freien  Arbeiter  im  Frühjahr  und 
Sommer  1S73  in  den  verschiedenen  liegenden 
Deutschlands  eine  fallende  Skala  von  23S 
l>is  herunter  auf  70  Pfennige  zeigten.  F> 
wurden  u.  a.  gezahlt :  23S  Pf.  in  der  freien 
Hansastadt  Bremen,  190  Pf.  im  prciissisehcn 
Reg.-Bez.  Arnsberg,  1*0  im  Gn>sshorzogtum 
Oldenburg  und  Inter-Elsass,  170  im  kiye- 
risehen  Reg.-Bez.  Schwaben  und  Nouburg. 
D>0  in  Mecklenburg  und  Braunseh weig.  l.'>0 
in  der  Kreisdiroktion  Dresden,  MS  in  Magde- 
burg, LID  in  der  landdrostei  Hannover,  130  im 
Heg.- Bez.  Stettin.  121  im  Beg.-Bez.  l'nter- 
franken,  112  im  Reg.-Bez.  Danzig.  107  im 
Reg.- Bez.  Königsberg  und  Oberpfalz,  9G  in 
Posen,  St>  im  Reg.. Box.  Breslau,  70  im  Reg.- 
Bez.  Oppeln.  —  Fflr  da.«*  Deutsche  Reich 
erschien  lss4  als  Massen  Statistik  über  Ar- 
beitslöhne eine  ebenfalls  nur  private  IVber- 
sicht  der  für  die  sämtlichen  deutschen 
Bundesstaaten  in  (ienuLssheit  des  §  S  des 
Reichsgesetzos  betreffend  die  Krankenver- 
sicherung der  Arbeiter  v.  15.  Juni  iss;j 
festgestellten  ortsüblichen  Tagelöhne  ge- 
wöhnlicher Tagcark-itor,  zusammengestellt 
von  J.  Schmitz,  Redakteur  der  »Arbeiter- 
versorgung«, Centraiorgan  für  das  Alters- 
versieherungsweseu. 

Die  Festsetzung  der  ortsüblichen  Tage- 
löhne erfolgt  in  den  Städten  durch  die 
städtischen  Behörden  und  auf  dem  Lande 
durch  die  Gemeindevorstände  uud  Guts- 
vorsteher unter  Zuziehung  des  Gemeiude- 
rates.  In  Sachen  z.  B.  erlassen  die  könig- 
lichen Kreishanptmannschaften  die  darauf 
bezüglichen  Anordnungen.  Die  Amtshaupt- 
mnunschafteu  werden  veranlasst,  »sich  nach 
voi-gängigem  Gehör  der  Gemeindebehörden 
und  Beratung  in  dem  Bezirksausschüsse 
ükr  die  Höhe  des  für  die  einzelnen  Ge- 
meinden ihres  Bezirks  festzusetzenden  orts- 
üblichen Tagelohnes  gewöhnlicher  Tage- 
;u  kiter  gutachtlich  zu  äussern  und  die 
darükr  zu  erstattenden  Berichte  in  tabella- 
rischer Form  einzureichen«.  In  der  k>- 
treffenden  Verordnung  ist  ausdrücklich  darauf 
hingewiesen,  »das*»  es  für  zweckmässig  zu 
erachten  ist,  wenn  kleine  Verschiedenheiten 
in  den  Lohnsätzen  benachlwirter  und  räum- 
lich xusimmenhängcndcr  Gemeinden  mög- 


lichst ausgeglichen  worden  < .  Bei  Fest- 
stellung lies  Lohnes  sind  nach  §  1  Abs.  3 
des  G.  v.  IT».  Juni  1SS3,  die  Krankenver- 
sicherung der  Arkiter  betreffend,  auch 
Tantiemen  und  Naturall «ezüge  (Kost  uud 
Wohnung)  als  Teil  des  Lohnes  anzusehen 
uud  Geschenke  und  dergleichen  mit  in  Be- 
tracht zu  ziehen.  Dagegen  ist,  da  es  sich 
nur  um  den  ortsüblichen  Tagelohn  ge  w  öh  n  - 
lieber  Tagearbeiter  handelt,  auf  die 
ortsüblichen  Inline  der  ILiudwerksgesellen. 
Fabrikarbeiter  und  Dienstboten  in  der  Haupt- 
sache keine  Rücksicht  zu  nehmen.  Audi 
die  Vorlage  des  deutschen  Bundesrates  ükr 
-Altera-  und  Invaliditätsversiehorung'  v. 
22.  November  lsss  (Reichstag.  7.  Legislatur- 
periode IV.  Session  lsss  89  Nr.  10)  bringt 
auf  S.  KU  der  Motive  nur  allgemeine  Orts- 
klassen unter  Berufung  auf  die  von  Schmitz 
zusammengestellten  ortsüblichen  Tagelöh ue 
und  giebt  an.  dass  sich  als  Durchschnitt 
aller  Tagelöhne  ergebe  l,f»7ö7  M.  für  7  322» M'» 
männliche  zu  vereichenide  Personen  und 
1.02.")."»  M.  für  3  096  (MM »  weibliche  zu  ver- 
sichernde Personen.  Der  durchschnittliche 
Tagelohn  für  weihliehe  Peraonen  wünb' 
demnach  fast  -'s  des  durchschnittlichen 
Tagelohnes  für  mannliehe  Peraonen  l>e- 
tragen.  Die  Bundesrats  vorläge  hatte  da- 
nach 5  Ortsklassen  von  300— -700  M.  vor- 
geschlagen. Die  Schinitzschen  l'okrsichteu 
unterscheiden  den  ortsüblichen  Tagelohn 
für  erwachsene  und  jugendliche  Arbeiter 
und  zwar  jedesmal  nach  männlichen  und 
weiblichen  Personen.  Hiernach  war  der 
höchste  Satz  für  erwachsene  männliche  Ar- 
kiter  300  Pf.  in  Bremerhaven  und  Ixme- 
Geestemünde  und  270  Pf.  im  Stadtkreis 
Kiel,  der  niedrigste  im  Regierungsbezirk 
Posen,  Kreis  Schildberg,  75  Pf.  und  im 
Regierungsbezirk  Breslau,  Kreis  Militsoh. 
Kreis  Polnisch -Wartoukrg  und  Kreis 
Münsterkrg  SO  Pf.,  eknso  im  Regierungs- 
kzirk  Oppeln,  Kreis  Rosenberg,  Lublinitz. 

Schlussfolgeruugen  aus  den  l'e- 
bersichten  über  die  ortsüblichen 
Tagelöhne  von  1S73  und  1884:  Eine 
Vergloiohung  der  in  den  Jahren  1S73  uud 
1SS4  für  Deutscldand  ermittelten  Zahlen 
über  die  Löhne  von  sogenannten  Tage- 
löhnern zeigte  nahezu  dieselben  Verschie- 
denheiten nach  den  einzelnen  Gegenden. 
Die  I/jhne  waren  in  vielen  Gegenden  um 
20-  2">  "o  gestiegen,  in  anderen  stabil  ge- 
bliekn.  Wie  im  Jaliro  ls73  stand  auch 
ISS4  der  Freistaat  Bremen  mit  seinem  Hafen- 
gelnet Bremerhaven  an  der  Spitze:  diesmal 
jedoch  mit  300  Pf.,  und  in  gleicher  Linie 
stand  das  benachbarte  Geestemünde  und 
J^he.  In  den  untersten  Stellen  standen  1873 
und  ISS4  die  pivussischen  Regierungsbezirke 
Breslau,  Opj>eln,  Posen.  Das  Königreicli 
Sachsen  stand  in  der  Mitte,  es  ging  1S»4 
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nicht  Oher  2»»o.  fiel  alter  auch  nicht  unter 
l'M»  Pf.  Dresden  hatte  nur  einen  ortsüb- 
lichen Tagelohn  von  1«0  Pf.  wegen  des 
gri'tssei-en  Angehots  von  Arbeitskräften,  die 
zahlreicher  nach  Dresden  und  rmgogend 
stn'.mon.  während  Leipzig  und  Chemnitz  mit 
einer  grosseren  industriellen  Thätigkeit  und 
stärkeren  Nachfrage  nach  Arlieitskräften  auf 
einen  Tagelohn  von  2t  H»  Pf.  gestiegen  waren. 
Die  Kivishauptmannschaft  Bautzen  hatte 
1*73  und  lss4  den  nahezu  gleichen  Satz 
von  12'> — 12."i  Pf.  Neu  war  in  den  umfang- 
reicheren. (Hier  Stadt  und  Lind  sich  er- 
st  reckenden  Krmittelungen  des  Jahres  1KX4. 
dass  in  Sachsen  in  der  Amtslmuptmannsehaft 
Oelsnitz  der  ortsübliche  Tagelohn  bis  auf 
1<m»  Pf.  herabstieg.  Die  Pisaehe  dieser 
grossen  Differenzen  in  den  Tagelöhnen,  die 
sich  schon  in  einem  so  kleinen  I winde  wie 
Sachsen  von  nur  272  U^iadratmcilcn  vor- 
fanden, war,  wie  schon  von  der  Goltz  in 
betreff  der  Ermittelungen  vom  Jahre  1*73 
hervorgeholten  hatte,  nur  zum  Teil  in  der 
Verschiedenheit  der  Preise  der  unentltohr- 
liclisteu  IiclMMisinittcl  zu  suchen.  Als  lw»- 
sonders  wiehlige.  die  Höhe  des  Tagelohns 
lieeinfhissende  Umstände  traten  hervor:  das 
Verhältnis  von  Angelet  und  Nachfrage  von 
und  nach  Arbeitskräften,  die  natürlich«? 
'Produktivität  des  Bodens  und  der  in  ge- 
wissen Gegenden  betriebenen  Gewerbszweigo, 
das  Vorwalten  des  grossen  und  geschlossenen 
oiler  des  kleinen,  sehr  geteilten  Grund- 
besitzes, die  Konkurrenz  der  ländlichen  Ar- 
K-it  mit  industrieller  Beschäftigung,  die 
Nachlwschaft  einer  ausge« lehnten,  viele  Ar- 
beitskräfte erfordernden  Industrie,  die  Ent- 
wickelung  der  Verkehrsmittel,  die  l>obens- 
gewiihnheiten  der  Bevölkerung.  Je  genüg- 
samer eine  Bevölkerung  in  bezug  auf  Nah- 
rung. Kleidung.  Wohnung  nach  der  von  den 
Vätern  ererbten  Sitte  ist,  je  weniger  die 
klimatischen  Verhältnisse  einen  erheblichen 
Aufwand  für  dieselben  Bedürfnisse  erforder- 
lich machen,  desto  niedriger  steht  der  Tage- 
lohn. Die  österreichischen ,  schlesischen , 
lausitzer  und  erzgebirgisehen  Arbeiter  leben 
weit  einfacher  und  bedürfen  nicht  so  vieler 
animalischer  Nahrungsmittel  wie  die  Arbeiter 
in  Bremen.  Hamburg.  Schleswig-Holstein, 
(  »Idenburg,  Hannover,  Rheinland,  Westfalen, 
Baden.  Württemberg.  Elsass-Lot bringen  und 
im  südlichen  Bayern,  wo  die  Jy'ihuo  durch- 
schnittlich höher  sind.  Neben  dem  Ver- 
hältnis von  Angel  Mit  und  Nachfrage  und  der 
Lebenshaltung  der  Arbeiter  wirken  drittens 
die  I/eistungen  der  Arbeiter  vorzugsweise 
bestimmend  auf  die  I/thnhöhe.  Dieser  letzten» 
dritte  Faktor  tritt  jedoch  l<ei  der  sogenannten 
gelernten  Arbeit  (skilled  laltftr)  mehr  in  den 
Vordergrund  als  bei  der  ländlichen  Arbeit 
und  der  gewöhnlichen  Tagearbeit  (common 
laben  ),  welche  bei  den  Erhebungen  der  länd- 


lichen Löhne  Deutschlands  im  Jahr1  1873 
und  der  ortsüblichen  Tagelöhne  ls84  aus- 
schliesslich in  Krage  gekommen  sind.  Ab- 
gesehen von  allen  anderen  wichtigen  Fol- 
gerungen, welche  sich  aus  der  grossen  Ver- 
schiedenheit der  ländlichen  und  städtischen 
Tagelohnsätze  in  Deutschland  ziehen  lassen, 
ist  Itereits  in  der  ersten  Auflage  dieses  Hand- 
wörterbuches (lsSH)  von  dem  Vorfas>er  her- 
vorgeholten worden,  dass  dadurch  das  in- 
zwischen auch  von  der  Sozialdemokratie 
preisgegebene  sogenannte  eherne  Lohngosetz 
von  Lassille  als  ein  in  der  Wirklichkeit 
nicht  existierendes  dargethan  wurde.  Denn 
schon  im  Jahre  1S73  tterechneto  von  der 
Goltz,  dass  der  höchste  Roggenpr-is  <I«mi 
niedrigsten  in  Deutschland  nur  um  2M.3  "o 
ülMmuge.  wähivnd  der  höchste  Tagelohn, 
abgesehen  von  Bremen,  den  niedrigsten  um 
192.X  %  filierragte.  Bei  ganz  oder  fast 
gleichen  Rogg.'iipivisen  ist  «ler  Tagelohn  oft 
'  sehr  verschieden.  Im  Grossherzogtum  Olden- 
1  bürg  repräsentierte  1H73  «ler  Tagelohn  des 
1  freien  ländlichen  Ariteiters  22.3  Pfuml  Rogg.-n 
nach  «lein  zehnjährigen  Durehschnittspreis 
des  letzteren,  in  der  Provinz  Schlesien  da- 
I  gegen  derselbe  Tngchthn  bloss  10.S  Pfmi«l 
|  Roggen.  Im  Jahre  lxs4  zeigten  die  orts- 
üblichen Tag« 'löhn«*  in  den  verschied» 'iien 
Gegenden  Doutsehlawls  noch  weit  grösser • 
Differenzen  als  im  Jahre  1873,  wähivnd  die 
Preise  der  unentbehrlichsten  l'nterhaltsmittel 
infolge  d«T  Verbesserung  der  Verkehrsmittel 
eher  gleichmässig«'r  geworlen  sind,  1'nter 
solchen  Verhältnissen  kann  k.in  Verstän«lig<'r. 
der  die  I>ohnstatistik  zu  Rate  zieht,  «las 
Lassallesche  sogenannte  eherne  Lihngesetz 
als  richtig  anerkennen.  Der  herkömmliche 
Unterhaltsl>edarf  des  Arbeiters  ist  nur  ein 
einzelner  m  i  t  Itestitnmender  Faktor  der  Lohn- 
höhe. 

rebrigons  darf  nicht  fibersehen  werden, 
dass  das  wirkliche  Einkommen  der  länd- 
lichen und.  städtischen  Tagelöhner  nicht  ganz 
so  stark  variiert  wie  die  l Lohnsätze.  Aus- 
gleichend wirken  mancherlei  Noltenliesehäfti- 
gungen  der  Hausväter  und  ihrer  Angeh«">rigen 
|  und  der  Umstand,  «I&ss  landwirtschaftliche 
'  und  gewerbliche  Arbeiter    zeitweise  ihr' 
I  Heimat  verlassen  und  auswärts  sich  Lohn- 
arbeit  suchen.    »Selbstverständlich  kommen 
i  «lie  Wanderarbeiter  vorzugsweise  aus  solchen 
I  Gegenden,  in  denen  die  Bevölkerung  ver- 
I  hältnismässig  dicht,  die  I/.hne  verhältnis- 
i  mässig  niedrig  sind :  sie  geheu  auf  Wochen 
oder  Monate  in  solche  Gegenden,  wo  sie 
i  einen  erheblich  höheren  Verdienst  als  in 
j  ihrer  Heimat   erwarten  dürfen-   (von  »ler 
|  Goltz).    Es  trifft  <li«?s  auch  bei  hausindu- 
*  striellen  Arbeitern  zu.  Die  niedrigen  Weher- 
,  löhne  in  der  sächsischen  Lausitz  sind  zum 
I  Teil  mit  daraus  erklärlich,  dass  viele  Hand- 
weber  in  «ler  besseren  Jahreszeit  als  Maurer- 
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und  Zimmerloute  in  den  Städten  hoho  J/»hne 
verdienen  und  sich  in  den  Wintermonaten 
mit  der  ihnen  von  der  Jugend  her  vortrauten 
Weberei  beschäftigen. 

Aneh  die  an  ihrem  Wohnort  während 
des  ganzen  Jahres  verbleibenden  Arbeiter 
pflogen  heutzutage  vielfach  mit  der  He- 
sohäftigung  zu  wechseln  und  können  in 
manchen  arlwitslosen  Monaten  nur  von  den 
reberschüs,sen  der  flotten  Geschäftszeit  leben. 
Der  \aA\u  für  ländliche  Arkiten  steigt 
während  der  Anssaat  und  Ernte  oft  um  das 
■  |oj»jK-lte.  und  d<  r  |/»hu  für  industrielle  Ar- 
beiter pflegt  sich  nach  der  Saison  und  Mode 
<»ler  nach  den  oft  ganz,  plötzlich  wechseln- 
den Konjunkturen  und  Hestellungon  zu 
richten.  Ks  erscheint  daher  sehr  gewagt, 
nach  den  in  einem  Orte  oder  Geschäfte 
üblichen  Tag»'-  »Hier  Wochen-  oder  Monats- 
l'ihiien  ohne  weiteres  die  Jahreseinnahme 
eine.»  Arbeiters  zu  berechnen.  Man  muss 
jedenfalls  die  Dauer  der  Arbeitszeit,  die 
Zahl  der  Arl»eitstage  und  der  abzuziehenden 
•vier  hinzuzurechnenden  Sonn-  und  Feiertage 
genau  ljeiiicksichtigcn  und  wird  am  liebten 
thi in.  zum  Zweck  einer  zuverlässigen  Lohn- 
statistik den  Jahreslöhncn  der  Arbeiter 
nachzuforschen. 

K>  ist  schon  an  dieser  Stelle  zu  berichten, 
dass  die  Statistik  der  ortsüblichen  Tage- 
löhne von  Schmitz  von  anderen  Schrift- 
stellern fortgesetzt  und  in  neuester  Zeit 
auch  auf  den  durchschnittlichen  Jalnvs- 
arboitsverdionst  für  land-  und  forstwirtschaft- 
liche ArU  iter  ausgedehnt  worden  ist.  Vor 
uns  liegt  der  ^Taschenkalender  1*9* 
zum  Gebrauche  bei  Handhabung  der  Ar- 
lteiterversicheruiigsgesetze< .  Nach  amtlichen 
(Quellen  zusunineng -stellt  und  hoi-ausgegebcu 
von  K.  Götze  (früher  im  Reichsvorsjclio- 
riingsaint)  und  1*.  Schindler,  expedieren- 
der Sekretär  und  Kalkulator  im  Keichs- 
versicherungsamt  Teil  III.  Ortsübliche 
Tagelöhne  etc.  (Herlin.  Verlag  der  Liebel- 
><  hen  Kuchhandlung).  Nach  dieser  neuesten 
Veröffentlichung  findet  sich  der  ortsübliche 
höchste  Tagelohn  von  .i»M»  |'f.  wie  im  Jahre 
ls.s-1  noch  ebenso  in  Hivinerhaven,  aber 
ausserdem  lMts  auch  in  Hamburg  und 
Hremeu.  wo  im  Jahre  1**4  nur  25o  Pf.  gezahlt 
wurden:  dagep-n  ist  der  niedrigste  Hctrag 
von  7.*»  Hf.  im  Keg.-Hez.  Posen.  Kreis  Sehild- 
be,g  in  der  Zeit  von  Iss4  bis  ls9S  auf 
lu,">  I'f.  gestiegen,  und  der  niedrige  Hetrag 
von  so  l'f.  in,  Heg.-Uez.  Hreslan  i.-t  eben- 
falls verschwunden.  Man  zahlt  überall  über 
l'Hi  l'f.,  in  Hreslan  selbst  2<»o  Hf.,  und  nur  im 
Kreis  Militsch  winl  s.'i  l'f.  und  im  Kreis 
Fnuikensteiii  !»u  l'f.  gezahlt.  -  Im  König- 
reich Sachsen  ist  Dresden  in  der  Zeit  von 
1**4— 1*9n  von  1s<i  auf  2<H)  Hf.  hinauf- 
gegangen, während  Leipzig  auf  2<>o  Pf. 
stehen  gelilieU'ii  ist;  dagegen  i~t  die  früher 


niedrigste  Amtsliauptmannschaft  Oelsnitz  von 
1**4— 1*9*  von  100  auf  12«»  Hf.  hinauf- 
gegangen, und  der  niedrige  Satz  des  orts- 
üblichen Tagelohns  von  nur  HM»  Pf.  Ist  in 
Sachsen  wenigstens  nach  amtlichen  Quellen 
ü berha u pt  versch  w  unden . 

Andere  lohnstatistische  Erhe- 
bungen: Einen  zwar  anerkennenswerten, 
aber  doch  unzureichenden  Versuch  mit  einer 
Ijohnstatistik  für  die  Eisen-  und  Stahlarbeiter 
hat  der  grosso  Verein  deutscher  Eisen-  und 
Stahlindustrieller  gemacht.  Dieser  Verein 
richtete  schon  seit  1*79  an  seine  mehr  als 
Hm.»  Mitglieder  mit  nahezu  2<miimh»  Arb  itern 
Fragen  nach  der  Gesamtzahl  der  beschäf- 
tigten Arbeiter  und  nach  der  Summe  der 
gezahlton  Löhne.  Aber  diese  l/)hnstatistik 
litt  darunter,  das«  die  Lohnangaben  nur 
ganz  summarisch  für  den  Monat  Januar 
erhoU-n  wurden. 

Der  Januar  kann  in  einzelnen  Jahren 
und  in  manchen  Het  rieben  und  Orten  zur 
günstigen  und  in  anderen  Jahren  und  He- 
trieben  zur  flauen  Zeit  gehören  und  ist  des- 
halb ungeeignet,  um  einfach  mit  12  multi- 
pliziert als  Nonn  für  den  Jahreslohn  zu 
dienen.  Ferner  war  gegen  die  Jjohnstatistik 
des  Vereins  deutscher  Eisen-  und  Stahl- 
industrieller  einzuwenden,  dass  sich  die 
Lihuangaben  nicht  in  allen  Jahren  auf  die- 
sellten  Geschäfte  bezogen  und  ein  zeitlicher 
Vergleich  mithin  nicht  gerechtfertigt  war. 

Einen  ähnlichen  Mangel  zeigten  die  im 
Jahre  1  ***  erschienenen  ■•  E  r  mi  1 1  e  1  n  u  g  e  n 
über  die  Loh  n  ve r häl t  n i sse  in  Her- 
lin«. Eingezogen  durch  die  städtische  Ge- 
werbedci»utation,  l>earbeitet  in  dem  statisti- 
schen Amt  der  Stadt  Herl  in  (Herlin  1**H  Die 
Herliuer  Gewerbedejmlation  liatte  nur  Aus- 
kunft verlangt  üImt  die  ly»hnverhältnissenach 
dem  Zustande  Mitte  Mai  INS?,  während 
man  im  Jahn*  1**3  den  Monat  Juli  und  im 
Jahre  1**4  den  Februar  zum  Erhebungs- 
monat  gewählt  hatte.  Nach  dieser  Statistik 
erhielten  in  Herlin:  männliche  Tages- 
arbeiter  im  Mai  1**2  10,30  M..  im  Juli 
ls,s:<  ll.fto  M..  im  Februar  1**4  15,20  M.. 
im  Mai  ls*5  10.05  M..  im  Mai  1**0  10,15  M., 
im  Mai  1**7  10.20  M.  und  weibliche 
Tagesarbeiter  im  Mai  1**2  *,7.">  M..  im 
Juli  1**.'!  *.*5M.,  im  Februar  1**4  9,2:»  M.. 
im  Mai  1**5  10.25  M..  im  Mai  1**0  10.40  M. 
und  im  Mai  1**7  10,20  M. 

Die  Frauenarbeit  wäre  im  Verhältnis  zur 
Männerarbeit  demnach  niedriger  in  Prozenten : 
im  Mai  1**2  40,3  °o  und  im  Mai  1**7 
37,4  °o.  Das  statistische  Amt  der  Stadt  Herliu 
untcrliess  jedoch  nicht  hinzuzufügen,  dass 
diese  mit  den  männlichen  Tagelöhnern  in 
Vergleich  gebrachten  Arbeiterinnen  nicht 
immer  ebenfalls  die  niedrigst  gelohnten  Tage- 
löhnerinnen seien,  sondern  meistens  etwas 
höher  stehen  .     Weiter  liemerkte  es:  'Es 
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winl  schwer  zu  entscheiden  sein,  ob  diese 
Schwankungen  den  Thatsachen  wirklieh  ent- 
sprochen, ob  die  Erweiterung  der  Aufnahme 
seit  1885,  ob  die  Monate  der  Erhebung 
mit  daran  beteiligt  sind-  .  Weiter  machte 
das  statistische  Amt  in  Berlin  auf  folgende 
Ergebnisse  besonders  aufmerksam :  »Gegen- 
uber dem  Wochenverdienste  der  Tagelöhner 
fallen  zunächst  die  Löhne  einzelner  Gewerbe 
auf.  welche  noch  unter  diesem  Minimalver- 
dienste stellen.  Dies  sind :  Korbmacher  mit 
12  M.  Zeitlohn  (bei  I  i  M.  Stücklohn),  Schuh- 
macher mit  14,25  M.,  Nagelschniiede  mit  1 5  M., 
Tuchmacher  und  Tuehseherer  mit  1"»  M. 
(l»ei  Stücklohn  11  M.),  Handschuhmacher 
mit  15  M.  (hei  Stücklohn  18  M.),  Strumpf- 
wirker mit  15.50  M.  (bei  Stücklohn  10,35  M.) 
und  Glaser  mit  10,20  M.  (bei  Stücklohn  je- 
doch 22,10  >[.).  Die  Maxima  der  Zeitlöhne 
lagen  in  Berlin  im  Mai  1887  vorzugsweise 
in  "den  mehr  künstlerischen  Betrieben.  So 
erhielten  die  Stein bUdltauer  35  M.  per  Woche, 
Lithographen  31,10  M.  In  den  übrigen  Ge- 
werlien  waren  vor  allem  die  hohen  I/»hne 
der  Töpfer  und  Ofensetzer  mit  36  M.  hervor- 
zuheben, die  Steinsetzer  mit  29,25  M.,  die 
Zimmerer  mit  20,55  M.,  die  Kesselschmiede 
mit  25,00  M.  Von  den  Stücklöhnen  lagen 
die  Maxima  bei  den  Töpfern  und  Ofensetzern 
mit  43,35  M..  bei  den  Dachdeckern  mit  37  M. 
(gegen  21.20  M.  Zeitlohn),  bei  den  Maschinen- 
bauern mit  34.20  M.  (gegen  20,10  M.  Zeit- 
lohn). Ein  Zurückbleiben  des  Stücklohns 
hinter  dem  Zeitlohn  fand  sich  bei  den  Kessel- 
schmieden (24.05  gegen  25,90  M.),  l«oi  den 
riirmacheni  (18  pegen  21  M.),  bei  den 
Weliern  (12.85  gegen  15,15  M.),  bei  den 
Tuchmachern  (11  gegen  15  M.).  Ijei  den 
Sehriftgiossom  (25,05  gegen  30.15  M.K  bei 
den  Sterootyi>euren  (2n,75  gegen  28,15  M.K 
Diese  Verhält  ni  ssätze  zeigen  —  wie  das 
Berliner  statistische  Amt  bemerkte  —  indessen 
nicht  immer  die  eigentliche  Lukrativität  der 
Arbeit,  sondern  nur  die  Siellungen,  da  aus 
den  Sätzen  nicht  hervorgeht,  wie  gross 
die  Zahl  der  Empfänger  von  Stück- 
löhnen einerseits  und  von  Zeitlöhnen  andrer- 
seits ist  l>ezw.  welche  Art  der  Beschäfti- 
gung die  übliche,  welche  die  ausnahmsweise 
vorkommende  <xler  etwa  höhere  ist.  Man 
ersieht  aus  diesen  Bemerkungen,  dass  das 
Berliner  statistische  Amt  eigentlich  zu  allen 
Durclischnittsangaben  seine  Vorbehalte 
machte  und  zu  der  Richtigkeit  wenig  Ver- 
trauen hatte,  wie  die  Schlusswolle  bestätigen  : 
Es  können  daher  die  aus  den  Mreffendon 
Ermittelungen  gewonnenen  Durchschnitts- 
löhne als  massgeliend  für  die  Bewegung  nicht 
wohl  angenommen  werden.* 

2.  Kritik  der  alteren  Methoden  und 
praktische  Versuche  mit  neueren  Me- 
thoden. Der  Verfasser  dieses  Aufsatzes  ist, 
im  entschiedenen  Gegensätze  zu  der  von  der 


Eiseuacher  Sozialkonferenz  empfohlenen  Me- 
thode, durch  lohnstatistische  Untersuchungen, 
welche  er  seit  dem  Jahre  1872  teils  im  Auf- 
trage der  schweizerischen  Eidgenossenschaft 
bei  einer  Eno,nete  über  Arljeiterverhältnisse 
und  Fabrikeinrichtungen  der  Schweiz  (von 
1872—1873), teilsals Redakteur  des  -Arl>eiter- 
freuiuU  im  Auftrage  des  deutschen  Centrai- 
vereins für  das  Wold  der  arbeitenden  Klassen 
(von  1872—1898),  teils  als  Direktor  des 
Kgl.  sächsiseheu  statistischen  Buiraus  und 
Herausgeber  der  Zeitschrift  des  Kgl.  säch- 
sischen statistischen  Bureaus  (von  1S7 5—1 895) 
angestellt  liat,  durch  eigene  Befragungen  von 
Arbeifgeltern  und  Arbeitnehmern  und  durch 
Ermittelungen  der  Löhne  in  mehr  als  50 
verschiedenen  Erwerbszweigen  zu  der  An- 
sicht gelangt,  dass  Durchschnittslöhne,  welche 
Fabrikanten  oder  Arlieiter  angeben,  für  die 
Wissenschaft  und  Verwaltung  nur  dann 
einen  Wert  haben,  wenn  man  auch  die 
Methode  der  Durehschnittsbereehnung,  die 
Arbeitszeit,  die  Zahl,  «las  Geschlecht,  die 
Stellung  und  Beschäftigung  und  Leistungs- 
fähigkeit der  beteiligten  Arbeiter  uud  nndere 
auf  die  Ivohuhöhe  einwirkenden  Faktoren 
kennt  und  kontrollieren  kann.  E<  scheint 
ihm  daher  erforderlich,  dass  die  Statistiker 
nicht  nach  Durchschnittslöhnen,  sondern 
nach  den  in  bestimmten  Zeiträumen  an 
best  im  m  ten  Orten  wirklich  gezahlten 
oder  empfangenen  Löhnen  fragen  und  diese 
Löhne  womöglich  selbst  für  ganze  Jahres- 
reihen  aus  den  Lohnlisten  und  Geschäfts- 
büchern der  Unternehmer  oder  aus  den 
Haushaltuugsbücheru  der  Arbeiter  ermitteln. 

Durchschnittslöhne  von  Arbeitern  gewisser 
lünder  oder  Erwerbszweige  bedeuten  au 
und  für  sich  gar  nichts,  wenn  nicht  auch 
die  näheren  \  erhältnisse.  welche  sie  l»e- 
stimmeu.  wie  Arbeitsleistungen.  Lebenshal- 
tung, klimatische  Anforderungen.  I 'reise  der 
L'bensniittel  etc.  genau  zu  übersehen  sind. 
Mau  erhält  offenbar  ein  ganz  falsches  Bild 
der  wirklichen  Sachlage,  wenn  man  Arbeiter 
verschiedener  Gegenden  oder  Erwerbszweige 
und  die  verschiedenen  Altersstufen  oder  Ar- 
beitsstelhingeu  derselben  Geworl>ogruppon 
mit  einander  zusammenwirft.  Wenn  man 
z.  B.  den  12  M.  betragenden  Wochenlohn 
von  Handlangern  in  einer  Maschinenfabrik 
mit  liöhnen  von  Maschinenschlossern,  die 
30  M.  erhalten,  zusammenwirft,  so  erhält 
man  bei  Berechnung  des  Durchschnitts  einen 
Lohnsatz  von  21  M..  der  in  Wirklichkeit 
für  die  Beteiligten  gar  nicht  existiert.  Der 
Handlauger  wird  den  Durchschnitt  nie  er- 
reichen und  der  Schlosser  weit  darüber 
hinaus  gehen.  Der  Engländer  Uliffe  Ixndio 
bemerkt  mit  Recht:  »Wenn  die  FeMarboiter 
in  Devonshire  wöchentlich  10  sh.  verdienen 
und  die  in  Northumberland  20  sh..  so  ist 
das  Reden  von  einem  mittleren  Lohne  von 
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1.".  sh.  doch  nur  der  Ausdruck  für  eine 
Lohnhöhe,  die  in  keiner  der  U-i<l<  n  Graf- 
schaften existiert,  uml  zieht  die  Aufmerk- 
samkeit vmi  den  1  "i-siu-h«'ti  dei  wirklichen 
l/thnhöho  in  l^*itl»-ii  Grafschaften  ab. 

Der  Zweck  der  I/>hnstatistik  kann  nur 
»in.  eine  Schilderung  der  sozialen  l^age 
iiin)  einen  Feborblick  über  die  Daseinslie- 
dingungen  einer  l»cstiinmtcu  Klasse  von  Ar- 
beitern au  einem  bestimmten  '  >rte  zu  geben. 
Nach  diesem  /werk  hat  sich  die  Methode 
vorläufig  zu  richten,  sie  muss  also  zunächst 
eine  Keilie  genauer  Einzeldarstellungen  an- 
strehen  uml  darf  nur  auf  dieser  Grundlage 
Vergleiche  zwischen  vei^chiedcnen  Industrie- 
tr»  ir»-fnl»iii  und  iiindern  unternehmen. 

Vorerst  muss  MännerarU-it,  Frauenarbeit 
und  Kinderarbeit  genau  gesondert  werden: 
aber  schon  bei  rntersuehmig  der  Männer- 
löhue  erhält  man  ein  ganz  verschiedenes 
Durchsehnittsresultat.  je  nachdem  mau  die 
Lchrknabe»  über  IG  Jahre  oder  das  Kontor- 
|Ki-Hitial  auch  mit  in  den  L>urchschnitt 
iiitK.'init'i'linet  oder  weglässt.  Ganz  unzulässig 
ist  es,  die  Mittelzaul  zwischen  dem  höchsten 
uml  nied rieten  Arbeitslohne,  welche  lieide 
auf  Zufälligkeiten  beruhen  können,  als  Durch- 
schnittslohn zu  betrachten.  Endlich  sind 
ymsse  Bedenken  gegen  solche  Durchschnitts- 
löhne gerechtfertigt,  die  für  eine  verhältnis- 
mässig geringe  Zahl  von  Arbeitern  berechnet 
worden  sind.  Wenn  man  den  Durchschnitts- 
lohn von  fj  o.|.  r  l't  Arbeitern  sucht,  ».kann 
ein  einziger  -ehr  hoher  od.  r  .-ehr  niedriger 
Loimsitz.  der  nur  durch  die  Individualität 
pw i.-s'-r  I^  iite  verständlich  wird,  erhebliche 
Ahweii  kiunk'en  veranlassen.  In  kleineren 
Ktai.lisscinciits  sind  daher  die  Durchschnitts- 
löhne viel  weniger  zutreffend  als  in  gr -seti 
Fak.rikeii,  wo  zufällige  Ausiialimon  duivh 
dl"  Ma-se  ailsg. Ldicll'  ll  werden.  W  ie  viele 
Fabrik- n  Im -schattig'*»  schwächliche,  pbrech- 
üeh.'.  blödsinnige  l'er-oin'i).  welche  für  >l«'ii 
iiallien  l.ohn  doch  »och  lamje  nicht  die 
Hälfte  der  Leistung  kräftiger  IVrsjone»  er- 
zielen! K>  kann  sich  daher  ereignen,  da-s 
die  wohiw •r.lleudsteii  Fabrikanten  eine»  nied- 
riueu  durchschnittlichen  Woclienlohn 
aufweisen,  während  >Ueuec,v  AiMtp-lter. 
welch,,  alle  Schwachen  abweisen,  vor  der 
Welt  mit  hohen  1  itirclisehüitNl.'.hiion  glänzen. 

I'.ei  il.  r  Fra  u  e  na  i  l.e  i  t  sind  die  Löhne 
der  verheirateten  und  oft  verhinderten  oder 
nur  kurze  Zeit  am  Tage  arbeitenden  Frauen 
von  < U-ii  Löhnen  der  konstant  fortarl-eiten- 
den  Mädchen  p-nau  zu  scheiden,  da  soii-t 
yanz  unbrauchbare  Durchschnitte  heraus- 
k. Minnen.  S.  können  z.  H.  die  Hasplerimieii 
in  d.  r  S|.inio  i.'i  ihn-  Arbeit  1.«  Ii.  ) >iu:  ver- 
bissen und  arbeiten  zuweilen  nur  7— s  Stun- 
den tä-lich.  um  gleichzeitig  für  Haus  und 
Familie  seilen  zu  können.  Km  Fabrikant, 
der  dies  nicht  erlaubt  und  nur  unverheiratete 


Frauen  mit  12  stündiger  Ar) -d t  beschäftigt, 
wird  viel  höhere  Durchschnittslöhne  zahlen 
als  sein  menschenfreundlicher  Konkurrent. 

Ferner  winl  das  Durchschnitt  smass  des 
Lohnes  in  einem  und  demselben  Erwerbs- 
zweige durch  die  .Vit  der  Maschinen  und 
Motoren  und  durch  die  I-ip'  des  Etablisse- 
ments erheblieh  beeinfJusst.  In  landwiil- 
schaftlichen  (ie^enden  kann  der  ländliche 
Nebenverdienst  von  Männern  oder  Frauen 
oder  Kindern  das  durchschnittliche  Ijohn- 
resultat  von  Monat  zu  Monat  verändern. 
Die  niedrip-n  ArUritslöhne  in  manchen  ein- 
samen Thälern  oder  lJi'ivp'p-ndeu  wenku 
erst  durch  die  Kenntnis  der  UeillieluV'it  er- 
kJärlich.  weil  der  TmnsjKjil  der  Kuh-  und 
Hilfsstoffe  und  Maschinen  und  Fabrikate  zu 
viel  Lnkosteii  verursacht  und  weil  die  nie- 
drijteiv  \\  ohnunRsmiete.  die  beseheidenei>  n 
l>'beiisansi»rfiche,  der  ländliche  Nebenver- 
dienst und  das  Anp>bot  so  vieler  sonst  panz 
bi-achliepmden  ArU-itskififte  einen  p'riup'ivn 
duix  hs<  hnittli<hen  l»hnsatz  p'statteii. 

Die  notwendigen  rntei>cheidunpMi  nach 
Alter,  (iesehleeht.  nach  Stück-  oder  Zeil- 
löhnen und  nach  dem  Gesehäftsgnnp1  sind 
j.'docii  noch  lanp«  nicht  puüpiid.  Bei 
einer  der  einfachsten  Heschäftipinp-n.  der 
Weberei,  kommen  piuz  verschiedene  Duivh- 
schnittslöhne  heraus,  je  nachdem  die  Welwr 
an  Handwebstühlen  oder  an  mechanischen 
Wel.stühhn  beschäftigt  sind,  je  nachdem 
sie  nur  1  oder  2  oder  pir  4  mechanische 
Webstühle  zusammen  Im's..ip'u  können.  Die 
l/>hne  in  d.-r  Sjiinneixi  sind  ganz  veisehie- 
deu  1  m *i  den  Handsj-innerii  und  den  Selbst- 
-|iinnmaschinen ,  Im!  den  Kuüpfern  oder 
Aufsteckern  «»der  Hasplerinneii.  In  prf»sset>'-n 
Maschinenfabriken  kommen  etwa  r>i»  ver- 
si  lüeileiie  Kategorieeil  von  Arbeitern  und 
Löhnen  vor.  Man  nmss  daher  die  Haupt- 
katepa  ken  d-rArbeiter  sorgfältig  auseinander 
halten.  Ferner  sind  die  Durchschnittslöhne 
nicht  nur  von  Ort  zu  Ort.  von  Fabrik  zu 
Fabrik. sondern  in  einer  und  derselben  Fabrik 
unendlich  verschieden,  je  nachdem  die  Ai- 
U  itcr  vorzüglicher  oder  mittlerer  oder  ge- 
ringer (Qualität  vorwiegen.  Endlich  sind 
die  Löhne  nicht  bloss  nach  den  mehr  oder 
weniger  lebhaften  Geschäftszeiten,  sondern 
auch  nach  den  Jahreszeiten  und  Irinnen  der 
ArU^ler  versc|ti.H|eii.  Vor  allen  hohen  Festen 
pflcp-u  die  durehschuittJicheu  W.n  henlohne 
viel  iiöln  r  zu  sein  als  nachher.  Es  gilt  vor 
allein,  eist  die  gewaltigen  l'iiterschiode  i» 
den  wirklich  gezahlten  l/.hnen  zu  konsta- 
tien-n  und  den  F reichen  dieser  Abwei- 
chungen nachzuforschen. 

Der  Verfasser  hat  diese  Ansichten  be- 
reits im  Jahre  IsTl  auf  der  Jahresversamm- 
lung der  schweizerischen  statistischen  Ge- 
sellschaft in  Zürich  in  folgenden  Kesolutionen 
zum  Ausdruck  gebracht: 
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Eine  der  wichtigsten  Aufgaben  auf  dem 
Gebiete  der  Sozialstatistik  besteht  in  der 
rntersuehung  und  Vergleich  ung  der  Ein» 
nähme-  und  A  u  sga  beb  u  <  I  get  s  der 
Arbeitnehmer  für  längere  Zeitperiodon 
und  aus  möglichst  vielen  Berufskreisen.  I*m 
die  Kaufkraft  der  Arlsitslöhno  und  Gehalto 
und  die  Entbehrlichkeit  oder  Notwendigkeit 
eines  Mitverdionens  von  Frauen  und  Kindern 
Itesser  beurteilen  zu  können,  empfiehlt  es 
sich,  die  Lihm.'  und  Preise  der  gewöhnlichen 
Lebensbedürfnisse  von  früheren  Zeiten  bis 
zur  Gegenwart  aus  sorgfältig  gefühl  ten  Vor- 
waltungsroehnungen  zu  ermitteln.  Das  da- 
rauf bezügliche  Material,  welches  noch  in 
vielen  öffentlichen  und  Privatarchiven  ver- 
argen ist.  sollte  durch  historische  oder 
statistiscIi-volkswirtschaftlicheKommissionen 
von  Fachmännern  zugänglich  gemacht  und 
zur  Vcnirbeitung  unter  sie  planmässig  ver- 
teilt werden. 

Bei  der  Lohnstatistik  ist  ein  V-sonderes 
Augenmerk  auf  die  Loh  n  zah  1  u  n  gsm  e- 
thoden  zu  richten  (ob  Tagelohn  oder  Stun- 
denlohn, ob  Stücklohn  oder  Gnij>r»enaeeord. 
ob  Asseknranzlohn.  ob  Prämien,  Gewinnbe- 
teiligung;  ferner  ob  ein-,  zwei-  oder  vier- 
wöchentliche Lohnzahlung,  ob  obligatorische 
Ansammlung  von  Lohn  oder  Gewinnanteilen, 
ob  1'ebei-stunden  oder  Sounmgsarbeit  und 
mit  welcher  Vergütung).  Die  dabei  ge- 
machten Erfahrungen  sind  nach  den  einzelnen 
Erwerbszweigen  und  rnternohinimgsformen 
immer  möglichst  getrennt  zu  beleuchten. 
Hei  der  Schwierigkeit  allgemeiner  offizi- 
eller Erhebungen  filier  diu  Löhne  wird 
man  mit  llilfe  der  Privat-  und  Vereins- 
statistik vorerst  einzelne  grössere,  mittlere 
und  kleinere  Arbeitsstätten  von  altem,  soli- 
dem Hufe  als  Typen  herausgreifen  müssen, 
um  daran  den  gegenwärtigen  Zustand  und 
die  vorgegangenen  Veränderungen  nachzu- 
weisen. 

E>  ist  erforderlieh,  an  Stell»1  von  Durch- 
schnittslöhnen womöglich  überall'  die 
wirklich  gezahlten  oder  empfangenen 
Löhne  nach  den  Geschäftsbüchern  der  l'nter- 
nehmer  oder  nach  den  llau>haltungshüchcrn 
der  Arbeitnehmer  zu  erforschen  und  dabei 
nicht  bloss  die  grosse  Verschiedenheit  der 
Beschäftigungen,  der' Qualität,  des  Geschlechts, 
des  Alters  und  der  Anstcllungszeit  der  Ar- 
beitnehmer, sondern  auch  die  Dauer  der 
A  r  Ii  e  i  t  s  z e  i  t .  die  J^age  des  Ktablissements, 
die  Ai1  der  verarbeiteten  Stoffe,  die  Motoren, 
Maschinen  und  Betriebshilfsmittel  sowie  den 
Kinflnss  der  guten  und  schlechten  Geschäfts- 
zeiten zu  berücksichtigen.' 

a)  Kritischer  Vergleich  lohnstatisti- 
schor  Ergebnisse  in  der  ßchwoiz,  Eng- 
land, Deutschland  und  Oestorreich.  Nach- 
dem im  Vorstehenden  versucht  worden  ist.  eine 
von  früheren  lohnstatistischen  Uiitcrsiicltun- 


,  gen  abweichende  Methode  der  Lohnstatistik 
!  theoretisch  zu  begründen .  wendet  sich  der 
Verfasser  nunmehr  zur  Darlegung  einiger 
Ergebnisse  der  Ijohnstatistik  !).  welche  die 
von  ihm  vertretene  Methode  praktisch  be- 
leuchten. 

Nach  den  von  dem  Verfasser  während 
eines  s1  .'jährigen  Aufenthaltes  in  der 
Schweiz  angestellten  lohnstatistischen  Unter- 
suchungen waren  in  einer  der  wichtigsten 
schweizerischen  Industrieen,  in  der  Baum- 
wollspinnerei, die  I/ihne  in  der  Hürh- 
mannschen  Spinnens  in  Rappcrswyl  ge- 
stiegen von  1885 — 1*75  bei  den  Unterauf- 
sehern  von  LbO  Fr.  auf  3.25 — 3.75  Fr.,  bei 
den  Kremplern  (Knaben)  von  00  Cent,  auf 

11.00— 1.80  Fr..  bei  den  Weibern  an  der 
Spindolhank  von  ÜÜ  Cent,  auf  1,90  Fr.,  bei 

I  den  Haspleriuuen  von  üs  Cent,  auf  1.90  Fr., 
hei  den  Spinnern  an  Handstühlen  von  1.1  (J 

i  bis  auf  3,50  Fr.,  bei  den  Selbstspinnem  seit 
1SGS  von  1.2")  auf  2,80  Fr.    Das  Kostgeld 

|  für  erwachsene  Arlieiter.  Kost  und  Logis 
für  11  Tage,  war  in  demselben  Zeiträume 


')  Diese  und  andere  Beispiele  aus  der  Lohn- 
statistik siud  in  nachstehenden  Arbeiten  des 
Verfassers  eingehend  behandelt : 

1.  Arbeiter  Verhältnisse  und  Fabrikeiurieh- 
tungen  der  Schweiz.  Bericht,  erstattet  im  Auf- 
trage  der  eidgenössischen  iteiieralkommission 
für  die  Wiener  Weltansstellnng.  2  Bände.  Zürich 

1873.  2.  Leber  die  Methoden  der  sozial-stati- 
stischen Untersuchungen  mit  besonderer  Rüek- 

!  sieht  auf  die  Statistik  der  Löhne  und  Preise  iu 
der  Zeitschrift  für  schweizerische  Statistik.  Jahrg. 

1874,  Heft  III.  Bern:  3.  Beiträge  zur  Lohn- 
statistik, in  der  Zeitschrift  des  königl.  sächs. 
Statist.  Bureaus.  Jahrg.  1875,  Heft  III 
und  IV,  Dresden:  4.  Wcherlöhue  einer  Fabrik 
in  Meerane,  in  der  Zcitschr.  des  königl.  sächs. 
Statist.  Bureaus.  Jahrg.  1877.  Heft  I  und  11, 
Dresden:  5,  Zur  Statistik  der  Löhne  und  Preise 
in  Hainburg  von  1840  und  187ö.  im  „Arbeiter- 
frennd",  Zcitschr.  des  fciitral  Vereins  für  das 

I  Wohl  der  arbeitenden  Klassen.  Jahrg.  1877. 
lieft  II.  Berlin:  6.  Die  Methode  der  Lohnstati- 
stik.  dargestellt  an  einer  rntersnehung  über 
sächsische   Weberlöhne,    im  „Arbeiterfreund", 

1  Jahrg.  1877,  Heft  VI:  7.  Die  (icwinnbeteiligung. 
Untersuchungen  über  Arbeitslohn  nnd  Unter- 
nehmergewiiin.  Zwei  Bände.  Leipzig  187*. 
8.  Die  Arbeitslöhne  auf  den  fiskalischen  Stein- 
kolilenwerken  Sachsen«  von  lHi'J— 1877,  in  der 
Zcitschr.  d»s  königl.  säch*.  Statist.  Bureaus. 
Jahrg.  1878:  9.  Urkundliche  Geschichte  und 
Statistik  der  Meissner  Porzellannianufaktur  von 
1710 — 18S0  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die 

!  Betriebs-,  Lohn-  nnd  Kassciivcrhaltnissc.  in  der 
Zcitschr.  iles  königl.  siiehs.  Statist.  Bureaus 
1880;  10.  Die  Methuden  der  Lohnstati- 
stik.  ebenda  Jahrg.  1888.    Der  gegen  wär- 

I  t  i  g  e  S  t  a  n  d  u  u  d  d  i  e  n  e  u  c  n  Auf  g  a  b  e  n  der 
Lohnstatistik  mit  besonderer  Rücksicht  auf 
die  Methode  der  Erhebung  und  Bearbeitung. 
Zcitschr.  des  königl.  sächs.  Statist.  Birnaus, 
Jahrg.  1892. 
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1«3"i— 1«75  von  6,6öFr.  auf  lfi— 16  Fr.  für 
Männer  gestiegen.  Bei  einer  Untersuchung 
der  Spinnerlöhne  einer  anderen  grossen 
schweizerischen  Spinnerei  (Matth.  Xäf  in 
JS'iedoruzwyl,  Kanton  St.  Gallen)  ergab  sich, 
dass  die  wesentliche  Steigerung  der  I/»hne 
seil  dem  Jahre  1*63  von  dem  l'mstandc 
herrülirto.  dass  von  jener  Zeit  an 
einem  Teile  der  Sp  inner  zwei 
Spinn  st  Ohle  zur  Bedienung  ange- 
wiesen wurden.  Seit  dem  Jahre  187  ">. 
in  welchem  der  Verfasser  die  Schweiz  ver- 
lassen liat,  sind  die  schweizerischen  Spinner- 
löhne ziemlich  auf  gleicher  Höhe  gcl>liel>en 
und  vielleicht  eher  gesunken  als  gestiegen, 
weil  sich  der  Geschäftsgang  in  der  Spin- 
nerei sehr  verschlechtert  und  die  Schweiz 
infolge  der  hohen  Zölle  der  Nachbarn  seit 
1*77  etwa  Spindeln  weniger  in  Bo- 

trieh  hat.  Eine  Schrift  ül>er  -die  gegen- 
wärtige Lage  der  schweizerischen  Baum- 
wollspinnerei nehst  Angaho  der  Mittel  und 
Wege,  wie  dem  Verfall  derselben  entgegen- 
gewirkt werden  kann,  von  Friedrich  Ber- 
theau ,  Aktuar  des  Schweizer  Spinner-, 
"Weiter-  und  Zwirnveivins  (Wetzikon  1SNN)< 
enthält  über  englische  und  schweizerische 
Spinnereilöhne  folgende  für  die  Beurteilung 
und  statistische  Erforschung  der  l/>huhöhe 
in  verschiedeneu  Iiindcm  sehr  lioachtons- 
werte  Bemerkungen : 

^Die  Löhne  der  englischen  Spinnoroi- 
arlwiter  sind,  wie  bekannt,  etwa  fi00o  im 
Durchschnitt  höher  als  z.  B.  die  der 
schweizerischen  Arbeiter:  ebenso  hekannt 
ist  aber  auch,  dass  der  einzelne  englische 
Arbeiter,  allerdings  mit  Hilfe  des  für  den 
Spinuprozess  ausserordentlich  günstigen 
Klimas  von  England,  weit  mehr  leistet  als 
sein  kontinentaler  Kollege.  Es  ist  müssig. 
Spekulationen  »larülwr  anzustellen,  oh  nicht 
etwa  z.  B.  der  schweizerische  Arbeiter  auf 
gleiche  Höhe  gebracht  wen  Ion  könne ;  der 
riiterschied  Hegt  in  der  Hasse,  in  der  früh- 
zeitigen Erlernung  des  Metiers  und  der  An- 
passung an  dasselbe.  Thatsache  ist,  dass 
ein  Oldhamor  Spinnereibesitzer  mit  :5  Ar- 
beitern, seit  'J  Jahren  sogar  mit  2:1  i  Ar- 
bitern für  1<mh>  Spindeln  auskommt,  wah- 
P'ii'l  der  schweizerische  mindestens  ">  Ar- 
beiter hierfür  verwenden  muss.  Ein  Bei- 
spiel wird  dies  klar  machen.  Ein  Oldhamer 
Spinner  beschäftigt  für  Ii  Spinnstühle  zu 
127*>  Spindeln       J^K»  Spindeln  1  Spinner, 

1  Ansetzer,  1  Aufstecker;  der  schweize- 
rische Spinner  für  2  Spinnstfilile  von  H'it) 
Spindeln  17»  M>    Spindeln    1  Spinner. 

2  Ansetzer.  1  Aufstecker;  jener  also  :$  Ar- 
beiter auf  2"i»M»,  dieser  4  Arbeiter  auf  17»K! 
Spindeln.  Daltei  produzieren  Masc  hine  und 
Arbeiter  der  Oldhmncr  Spinnerei  in  3<>f; 
Arbeitstagen  nahezu  ebenso  viel,  wie  in  der 
Schweiz   in  durchschnittlich   L^.'i  Arleits- 


tagen  produziert  winl.  Der  englische 
Spinner  liat  keine  Feiertage  in  der  Woche 
mit  Ausnahme  von  Ohristmas  (Weihnachten), 
wohl  aber  4  sogenannte  »Holidaysc  zu 
seiner  Erholung;  in  der  Schweiz  sind  min- 
destens lf»  Feiertage  durchschnittlich  zu 
rechnen,  und  die  eine  Stunde  weniger  Ar- 
beit  am  Samstag  und  vor  den  hohen  Feier- 
tagen macht  auch  noch  5  Tage  im  Jahr 
aus.  Ein  Vergleich  englischer  Spinnerei- 
bilanzen  mit  schweizerischen  ergiebt,  dass 
die  in  England  gezahlten  Löhne  mit  der 
Gesamtsumme  der  in  der  Schweiz  l»e- 
zahlten,  Gleichartigkeit  bezüglich  der  Gam- 
nummern  vorausgesetzt,  sich  decken:  es 
trifft  für  Iteide  etwa  3.80  Fr.  per  Spindeln 
In  Verbindung  mit  der  Arbeit  des  hervor- 
ragenden schweizerischen  Spinners  Bertheau- 
Hürlimann  ist  hier  ein  Bericht  zu  erwähnen, 
den  der  geachtete  praktische  englische 
Spinner  Mr.  Samuel  Andrew,  der  Sekretär 
der  Oldham  Master  Cotton  Spinners  and 
Manufaeturors«  vorder  'British  Association- 
ül>or  die  Entwickelung  der  englischen  Baum- 
wollindustrie  von  1837  —  1S87  erstattet  und 
unter  dem  Titel  .V»  years  cotton  trade- 
veröffentlicht  liat.  S.  Andrew  legt  in  seiner 
l'ntersuchung  der  I»hnhöhe  in  der  eng- 
lischen BaumwoUindustrie  ein  Haupt  geweilt 
auf  das  Arbeitsquantum,  welches  für  einen 
bestimmten  Lohn  geliefert  winl  und  auf 
I  die  Kaufkraft  des  1/jhnes  in  gewissen  Zeiten 
i  und  an  gewissen  Orten.  Der  Lohn  in  Eng- 
i  land  und  Amerika  kann  trotz  seiner  nomi- 
nellen Höhe  doch  faktisch  niedriger  sein 
als  anderwärts,  wenn  dafür  mehr  geleistet 
und  geschafft  winl  als  auf  dem  Kontinent 
Europas.  Schon  der  bekannte  englische 
Grossuntemehmer  Th.  Brassey  liat  in  seiner 
Schrift  Uli  work  and  wages-  auf  diesen 
rinstand  aufmerksam  gemacht  und  be- 
hauptet: Die  Löhne  mögen  iu  England 
höher  sein  als  irgend  wo  anders,  aber  die 
geleistete  Arbeit  ist  billiger  infolge  ilirer 
grösseivn  Wirksamkeit  (effeetiveuess)  und 
Ersparnis  unnötiger  Aufsicht.'  Brassey 
U-mte  Eisenkdinen  in  Indien  billiger  mit 
englischen  als  mit  Hinduarbeitern ,  obwold 
die  Engländer  etwa  vierfach  höhere  ijöhne 
erhielten  als  die  Hindus.  Die  grösston  Lohu- 
steigeiimgon  konnten  die  Geschwindigkeit 
der  Ausführung  l»>i  den  Hindus  nicht  ver- 
mehren, weU  diesellH'u  kein  anderes  Be- 
dürfnis als  ihre  tägliche  Portion  Reis  kannten 
und  zu  arbeiten  aufhörten,  sobald  für  «lies 
tägliche  Bedürfnis  gesorgt  war.  Das  Mass 
der  I/>hnstoigemng  hat  daher  seine  be- 
stimmten Grenzen  au  der  Leistung.  Bei 
den  Hindus  und  bei  ungebildeten  russischen 
Arbeitern  in  den  sibirischen  Bergwerken 
wünleu  auch  die  sinnreichsten  Löhnungs- 
und GewinnU'teiligungsmethoden  nicht  an- 
spornend auf  den  Fleiss  einwirken.  Schliess- 
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lieh  ist  oben  auch  in  der  I/)hnfrage  der 
sittliche  Wille  und  die  Bildung:  des  Arbeiters 
und  Unternehmers  massgebend. 

S.  Andrew  führt  zur  Vergleichnug  der 
Lohne  in  Arbeits-  und  Maschinen  leistungen 
in  der  Zeit  von  1&37— 1887  folgende  That- 
sachen  an. 

1)  >Im  Jahre  1837  brauchte  man  in  einer 
englischen  Spinnerei  7  Arbeiter  pro  WOO 
Spindeln,  im  Jahre  1887  braucht  man  nur  3. 

2)  Wenn  man  die  durchschnittliche  Ijänge 
einer  mule,  die  40  er  spinnt,  und  die  Ijänge 
des  produzierten  Garnes  pro  Spindel  in  da- 
maliger Zeit  und  heute  in  Rechnung  zieht, 
so  produziert  jetzt  in  einer  Baumvroll- 
spinnerei jeder  Arbeiter,  sei  es  Mann.  Frau 
oder  Kind,  viermal  soviel  Garn  —  in  hanks 
ausgedrückt  —  als  wie  im  Jahre  1837. 

3)  Die  Produktionskosten  können  nicht 
genau  geschätzt  werden ;  aber  eine  That- 
sache  hat  sich  tief  in  das  Gedächtnis  der 
Baumwollspinner  jener  Zeit  eingeprägt,  das 
ist  der  grosse  Strike  in  Stalybridge,  während 
dessen  an  den  Mauern  der  Spinnereien  an- 
geschrieben war:  »4  s.  2  p.  or  sweaK,  das 
heisst,  das«  die  Spinner  für  das  Spinnen 
von  Nr.  50  als  l/>hn  4  s.  2  p.  per  1000 
hank  verlangten,  oder  sie  würden  die 
Spinnerei  niederbrennen  < .  Heutzutage  werden 
in  Oldham  Hunderte  und  Tausende  von 
Pfunden  Nr.  fjO  Schuss  gesponnen  für  1  sh. 
1  >  }>.  per  1000  hank,  also  genau  für  ein 
viertel  des  Preises,  der  wahrend  jenes 
Strikes  verlangt  wurde. 

4)  Verbesserungen  in  dem  Bau  und  der 
Anordnung  sowohl  der  Spinnercigel>äiide 
als  auch  der  Maschinen,  wie  Aufzüge,  Ge- 
leise und  anderer  selbsttätiger  Apparate, 
machen  es  dem  Arbeiter  möglich,  heutzu- 
tage seine  Arbeit  mit  der  Hälfte  der  körper- 
lichen Anstrengung,  die  damals  nötig  war, 
zu  verrichten,  und  die  Löhne  jedermanns 
in  einer  Spinnern  betragen  jetzt  fast  das 
doppelte  von  dem,  was  sie  1837  betrugen.« 

Ebenso  hat  sich  auch  in  der  Weberei 
die  Geschwindigkeit  der  mechanischen  Stühle 
erhöht.  Eine  Weberin  Linn  jetzt  4  Stühle 
beaufsichtigen,  wo  sie  früher  nur  2  konnte, 
und  der  Durchschnittslohn  hat  sieh  ungefähr 
verdoppelt. 

Es  muss  dabei  hervorgehoben  werden, 
dass  es  sich  ja  hier  nicht  um  Erfindung 
von  Maschinen  ganz  neuer  Art  handelt, 
sondern  dass  die  Maschinen  von  heutzutage, 
mit  Ausnahme  der  immer  mehr  Beachtung 
findenden  Ringspinnmaschinen,  im  ganzen 
nur  die  in  jeder  Beziehung  vervollkommneten 
Maschinen  von  1837  sind. 

Die  grosse  Leistung  des  einzelnen  Ar- 
beiters —  trotz  des  uur  10  stündigen  Ar- 
lxütstages  —  ist  übrigens  nicht  Ranz  allein 
auf  Rechnung  der  Fortschritte  in  den  Ma- 
schinen zu  setzen,  sondern  zum  Teil  auch 


auf  Rechnung  der  erhöhten  Gewandtheit 
und  Uebung  der  von  Jugend  auf  ohne 
irgend  welche  störende  Unterbrechung  in 
ihrer  Arbeit  aufgewachsenen  Spinner  und 
deren  bis  aufs  äusserste  angespannte  Auf- 
merksamkeit und  Thätigkeit,  die  sich  — 
allerdings  nicht  immer  zum  Vorteile  der 
Reinlichkeit  und  des  guten  Standes  der 
Maschine  —  lediglich  darauf  richtet  ,  mög- 
lichst viel  »aus  der  Maschine  herauszu- 
bekommen«:. Man  kann  hier  schon  einen 
Untersclücd  finden  zwischen  den  Arbeitern 
verschiedener,  nur  wenige  Meilen  von  ein- 
ander entfernter  Plätze. 

Von  grossem  Interesse  ist  ferner  eine 
Tabelle,  in  welcher  Mr.  Andrew  unter  Be- 
nutzung früherer  Zusammenstellungen  von 
E.  Chadwick  die  Preise  für  1)  Nalirung  und 
Heizung,  2)  Mietzins,  Wasser  und  Steuern, 
3)  Kleidung  und  4)  Sonstiges  für  die  Jahre 
1839  40,  1849/50,  1859  60  und  das  Jahr 
1887  und  ebenso  die  Durchschnittslöhne  für 
Spinnereiarbeiter  für  dieselben  Jaluv  an- 
giebt,  um  danach  die  Ausgaben  und  Ein- 
nahmen per  Woche  einer  Familie  von  2  Er- 
wachsenen und  3  Kindern  zu  berechnen. 
Nach  dieser  Aufstelliuig  betrug  der  erste 
Posten  der  Ausgaben  .»Nahrung  und  Heizung« 
1887  wöchentlich  17  sh.  2l  ••  p.  gegen  24  sh. 
7  p.  im  Jahre  1839,  der  zweite  Posten 
>  Mietzins-  etc.  4  sh.  10  p.  gegen  4  s.  da- 
mals und  der  dritte  Kleidung^  3  sh.  G  p. 
gegen  3  sh.,  wahrend  der  vierte  Posten 
Sonstiges*  mit  2  sh.  51  p.  gleich  ange- 
nommen wurde.  Die  ganzen  Ausgaben 
waren  28  sh.  im  Jahre  1887  gegen  34  sh. 

1  .'s  p.  im  Jahre  1839  40.  was  also  eine  Ab- 
nahme der  Ausgaben  um  6  sh.  '  s  p.  per 
Woche  zeigt.   Die  Einnahmen  hingegen  von 

2  verdienenden  Personen  (mit  Durchschnitts- 
lohn) betrugen  1887  41  sh.  gegen  21  sh. 
damals,  so  dass  also  imter  denselben  Ver- 
hältnissen, bei  welchen  im  Jahre  1839  40 
ein  wöchentliches  Deficit  von  13  sh.  '  s  p. 
resultierte,  im  Jahn1  1887  ein  Ueberschuss 
von  13  sh.  per  Woche  erzielt  werden  konnte. 

Es  möge  an  dieser  Stelle  noch  eines 
anderen  wichtigen  Berichtes  über  englische 
Arbeitslöhne  gedacht  werden,  der  von  einem 
Herrn  Burnett.  Beamter  im  englischen 
Handelsministerium  (boaitl  of  trade),  her- 
rührt. Der  Bericht  verbreitet  sich  u.  a. 
auch  über  die  von  verschiedenen  Arbeiter- 
klassen im  Jahre  1887  verdienten  L'*»hne,  von 
denen  einige  hier  angefühlt  werden  mögen : 

Lohn    Arbeitdstd.  Bemerk, 
in  der  Woche 


Mum  hinenarb.  | 
Dampfmaschi-  J  26— 38  hIi. 

nenbauer  ) 
Dampfkessel-  u.t  l8  . 
Scbiffsbauer  f  18-44  sh- 
llundworterbucb  der  SUatawiMOMuhaftcn.  /weit«  Auflage.  I. 


Minimnl- 
54  lohn 

. ,      je  11.  Art  d. 
54  Beschäft. 
57 
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tadin  Arhcitsstd. 
in  der  Woche 


Bemerk. 


■  A.  61-48' , 


HaiiiM-hreiner  ^ 

n.  Zimmer-  [22—42' 

leute  ) 
Wagenbauer      20—40  «ib.  62- 

Modellsehreiner  3 1 1  j  »b.  54 
Möbebwhreimr   »'  ^  pence 


54 


Anstreicher  n. 


pro  Stunde  — 
V     7  jH-nce    48'  » 
/  pro  Stunde  54' » 


lohn 

l'urch- 
schnittfd. 

London 


Maurer 
Steinhauer 
Eisengießer 

St-tzer  «London  i 

Kuehbinder  „ 
Schmiedearbeiter 


•'.nh.6i'. 
h.  >S 


(24- 
18-38';, 
I  40 — 20  sh. 
35 1 «— 20  sh. 

7  pence 
pro  Stunde 

36  sh. 


49',  t 


Winter 
Sommer 
Sommer 
Winter 


32  sh. 
28  sh. 


60—48'  t  Sommer 
_  Winter 
Dunhsehn.f. 
54  Schottland 

Minimall. 
*4       f.  London 
54') 
54 


Wo  nichts  Gegenteiliges  angogelion  ist, 
lieziehen  sich  die  I/ihue  auf  ganz  England, 
und  zwar  gelten  die  hr.rh.sten  Löhn««  für 


Ks  erhielten  Durchschnittslöhne  in 
Centimes  in  <ler  Stunde:  in  Zürich: 
die  Schlosser  43,9«  Cent.,  Dreher  48.H3, 
Bohrer  2*,7f>.  Sehreiner  44,2t»,  Kupfer- 
schmiede 3«2< »,  Handlanger  und  Heizer  2.">,71* ; 

in  Ravensburg  < Württemberg) :  Schlos- 
iser  28,  Dreher  41,4,  Bohrer  21», 4,  Schreiner 
;3'».1.  Kesselschmiede  34,9,  Handlanger  22.3 : 

iu  L  e  e  s  d  o  r  f  b  e  i  "W  i  e  n :  Schlosser  r>S.2, 
!  Droher  G9,.ri,  Bohrer  41,2,  Sehreiner  64.9, 
1  K u pfersch miede  ,7».  Heizer  32,."»,  Tagewerker 
l  33,88  C. 

Ks  ergab  sich  also,  dass  in  I^eesdorf  lie- 
1  deutend  höhere  Inline  als  in  Zürich  gezaldt 

wurden  und  in  Zürich  wieder  höhere  als  in 
1  Ravensburg.    Der  Gosamtduivhsohnittslohn 

sämtlicher  Arlteiter  betnig  in  der  Stunde  in 
i  Leesdorf  48.9  Cent.,  in  Zürich  37,<>9  Cent, 
'und  in  Ravensburg  34,8  Cent.  (Vergleiche 
Arbeiterfreund'  Jahrgang  1875.  Jteiträge  zu 

einer  internationalen  I/>hn.statistik.  Viktor 

Böhmert.  S.  1— «.)  In  derselben  Arbeit 
1  waren  auch  die  Arbeitslöhne  in  der  baveri- 


grössere  Städte,  die  niedrigsten  für  die  sehen  Maschinenfabrik  von  König  und  Bauer 
eiiiigennassen  entlegenen  ländlichen  Bezirke,  daneben  gestellt.    Die  Vergleiclumg  erwies 


>  würde  von  hohem  Iuteresse  sein,  tue 
in  England  gezahlten  l/ihne  in  allen  wich- 
tigen Industrieen  mit  denen  anderer  Staaten 
zu  vergleichen  und  eine  internationale  Lohn- 
Statistik  zu  versuchen.  Eine  solche  ver- 
gleichende  internationale   Lohnstatistik  ist 

jedoch  höchst  schwierig  durchzuführen,  weil  Sachsen.    1.  Bergbau.  Weit  m<dir  ins  De- 


sieh jedoch  als  sehr  schwierig,  weil  in  der 
bayerischen  Maschinenfabrik  ganz  andere 
Verhältnisse  vorlagen  und  an  Stelle  des 
Stundenlohns  das  Grupponaecordsy  stein 
massgebend  war. 

b)  Die  Arbeitslöhne  im  Königreich 


tliesellten  Durchschnitts-  und  Verhältniszahlen 
verschiedener  I  Jlndcr  sich  nicht  ohne  weitere», 
und  ohne  genaueste  Prüfung  neben  einander 
als  gleichwertige  Grössen  stellen  lassen.  Nur 
solche  l'nternehnier.  welche  in  verschiedenen 
euroj-äisehen  und  transatlantischen  Staaten 
industrielle  Werkstätten   für  ganz  gleiche 


tail  gehen  die  rntersuchungen,  welche  der 
Verfasser  älter  sächsische  Löhne  im  Berg- 
werksbetriel..  in  der  Weberei,  in  EisenUihn- 
werkstätteu.  in  der  l'orz>-llanfabrikation  an- 
gestellt und  in  der  -Zeitschrift  des  könig- 
lichen sächsischen  statistischen  Bureaus 
veröffentlicht  hat.    Der  im  Jahrgang  1S>7 


Artikel  errichtet  oder  wie  der  Engländer  der  sächsischen  statistischen  Zeitschrift  vor- 
Th.  Hra-ssey  in  den  verschiedensten  lindern  r.ffentliehte  Aufsatz  Die  AH^itslöhne  auf 
Kiseidwihnen  mit  Arbeitern  aller  Nationen  den  fiskalischen  Steinkohlenl>i>i-gwerkeu 
gebaut  haben,  können  derWissenseliaft  brauch-  Sachsens  von  1  n«9— 1  ss.V  ,  der  sich  ganz 
bare  statistische  Materialien  für  eine  inter-  auf  amtliches  Material  stützt,  zeiirt  als  "all- 
nationale  l/dmstatistik  liefern. 

Der  Verfasser  dieses  Aufsatzes  hatte 
wähivnd  seines  längeren  Aufenthaltes  in 
der  Schweiz  einen  bescheidenen  Anfang  mit 
einer  internationalen  I /»Ii n Statistik  für  die 
Masi  hiuenfabi  ikation  gemacht,  wozu  er  durch 
Mitteilungen  der  grossen  Züricher  Maschinen- 
fabrik von  Eseher,  Wyss  und  »  0.  iu  den 
Stand  gesetzt  wurde.  Diese  Fabrik  hatte 
Filial Werkstätten  in  Ilsdorf  bei  Wien  und 
in  Ravensburg  in  Württein)»erg.  Die  Lohn- 
listen dieser  schweizerischen,  österreichischen 
und  württcmbergischon  Werkstätten  ergaben 
für  rlie  Zeit  im  Mär/,  und  April  ls73  fol- 
gende  Resultate: 


1  I>ies  ist  die  idteste  Trude-Cnion,  sie  be- 
steht seit  1«K)  Jahren. 


auf  amtliches  Material  stützt,  zeigt  als  all- 
gemeinstes Resultat,  dass  der  jährliche 
Durchschnittslohn  der  Bergarliciter  über- 
haupt inkl.  Frauen  betrug  ls(i!»:  7  4t  M., 
1*70:  792  M.,  1S71:  848  M.,  1872:  87«  M., 
1S73:  KNil  M..  JS74:  l"2't  M.,  Is7.>:  912 
M„  1n7ö:  N7N  M..  Is77:  834  M..  187*: 
*29  M.,  Is7!>:  S13  M..  1sn»:  821  M..  ls-M: 
*21  M.,  lss2:  S_(u  M.,  18*3:  S2«  M.!  1884 : 
n>4  M..  Iss."»:  s7»»  M. 

Dieser  allgemeine  Durchsehuittsveidienst 
giebt  nur  ein  unvollkommenes  Bild  der 
Lohnhöhe  von  Bergarbeitern,  weil  darunter 
auch  Frauen  und  jugendliche  Personen  - 
mit  sehr  niedrigen  1 /ihnen  mit  inbegriffen 
sind,  welche  den  Durchschnitt  hembdrückeu. 
l'm  der  Wahrheit  näher  zu  kommen,  muss 
man  die  Berg.irlieiter  in  verschiedene  Kate- 
gorieen  teilen,  je  nachdem  sie  bei  der  Go- 
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winnung,  Förderung,  Zimmerung  und  Maue- 
rung, dem  Masch inenweson  und  der  Zeug- 
arhoit,  der  Aufbereitung,  der  Coakslieroitung, 
«Ion  Platzgeschäften  oder  der  Herstellung 
der  Neuanlagen  beschäftigt  sind. 

Nach  dieser  Gliederung  der  Borgarl>eiter 
erhält  mau  folgende  Diux-hsehnittslöhne  für 
das  Jahr  1885:  für  die  Arbeiter  Itei  der 
Gewinnung  995  M.,  bei  der  Forderung 
710  M.,  \m  der  Zimmerung  und  Mauerung 
(inkl.  Gmbenjungen)  900  M.,  bei  dein  Ma- 
schinenwesen und  der  Zeugarbeit  1027  M., 
bei  der  Aufbereitung  "»79  M.,  bei  der  l'oaks- 
bereitung  822  M.,  bei  den  Platzgeschäften 
757  M.  Am  zahlreichsten  und  mit  am 
liesten  bezahlt  sind  die  bei  der  Gewinnung 
bescliäftigten  Häuer.  Der  durchschnitt  liehe 
Jahresvordienst  eines  Häuers  war  18«9: 
s«5  M.,  1870:  H77  M..  1*71:  1< »1 7  M., 
1872:  95«  M.,  lST'i:  121«  M.,  1874:  1203 
M..  1875:  1HHI  M.,  1S76:  99«  M..  1877: 
9."»s  M.,  1S78:  95«  M..  1879:  947  M.,  1880: 
907  M.,  1*81:  950  M..  1882:  949  M.,  18*3: 
941  M..  18S4:  9«1  M..  1 88.-1:  995  M.  Der1 
zuerst  gewonnene  Durchschnitt,  welcher  1 
alle  Arbeiter  umfasste,  zeigte  sicli  mithin ; 
für  die  Hauer  als  viel  zu  niedrig,  während 
er  für  die  l«oi  »1er  Auftieroitung  I»osohäftig1on 
Personen  viel  zu  hoch  war,  denn  der  jähr- ', 
liehe  Durchschnittslohn  dieser  Klasse  betrug 
18«9  nur  550  M.  und  1885  nur  .'»79  M  i 
Dieses  Heispiel  zeigt,  dass  alle  Angstten 
von  Durchschnittslöhnen  der  Korrektur 
durch  eine  immer  grössere  Spocialisierung 
der  Arbeit sklassen  bedürfen.  Dabei  zeigen 
sich  alljährlich  grosso  Lohnschwankungen, 
wol^i  jedoch  die  einzelnen  Arheiterkate- 
gorioen  sehr  ungleich  beteiligt  sind.  Man 
versteht  diese  Lohnschwankungen  in  längeren ; 
Zeitperioden  nur,  wenn  man  die  allgetneine 
Industriegoschichte  und  dieSpecialgosehiehte  i 
iles  einzelnen  Werkes,  welches  die  Inline 
gezahlt  hat.  mit  in  lleriieksichtigung  zieht. 

In  der  Zeit  von  1871  —7"»  begegnet  mau 
in   Deutschland    fast    überall   sehr  hohen, 
Löhnen.  Der  rntemohmungsgeist  ülierstür/te 
sich  sofort  nach  dein  Frankfurter  Frieden,] 
mau  konnte  namentlich  in  Deutschland  mit : 
Hilfe  der  hoizuströmenden  Milliarden  nicht  \ 
genug  gründen  und  bauen,  die  Nachfrage 
nach    Arbeitern    steigerte    die   Löhne  in 
manchen  betrieben  »im  5o— 1oo°.o,  und  erst 
vom  Jahre  187«  ab  ist  ein  Niedergaug  bemerk - 
l»ar.  welcher  im  Jahre  1879  den  tiefsten 
Stand  erreichte.    Von  da  an  ist  zwar  eine 
langsame  Besserung  l>emerkhar,  die  Lohn- 
höhe in  den  Jahren  l*~:i  und  1874  war 
jedoch  im  Bergbau  bis  1885  noch  nicht  er- 
reicht. 

Wie  bei  allen  Lohnstatistiken,  so  ist  auch 
bei  den  Löhnen  der  Bergleute  die  Zeit- 
d  a  u  e  r .  auf  welche  sich  die  L'ihne  erstrecken, 
von  hoher  Uedeutung.    L'111  das  Jahresein- 


kommen einer  Bevölkerungsklasse  kennen 
zu  lernen,  genügt  es  im  allgemeinen  nicht, 
Wochen-  oder  Monatslöhue  zu  erfragen  und 
daraus  die  Jahresverdienste  zu  berechnen, 
es  muss  vielmehr  die  Erhebung  auf  das 
ganze  Jahr  ausgedehnt  worden.  Selbst  da, 
wo  nach  Schichtlöhnen  gearbeitet  wird  und 
die  tägliche  Arbeit  eine  ziemlich  regelmässige. 


ist,  tix 


ten  ( 


urch  Krankheitsfälle 


und 


urcJi 


die  Gunst  oder  l'ngunst  der  Konjunkturen 
Veränderungen  in  der  Höhe  des  Verdienstes 
ein.  die  sieh  durch  Schätzung  nicht  genau 
bestimmen  lassen.  In  den  olien  mitgeteilten 
Ziffern  ist  Ijei  Berechnung  des  durchschnitt- 
lichen Jahresverdienstes  eines  Häuers  ange- 
nommen worden,  dass  jeder  Häuer  alljährlich 
.Si>0  Schichten  zu  8  Stunden  verfahren  hat. 
Ferner  ist  es  erforderlich,  die  Leistungen 
der  Arbeiter  mit  den  gewährten  Umneu  zu 
vergleichen  und  zu  untersuchen,  ob  z.  B. 
das  Fördenjuantum  Kohlen  in  einem  Kohlen- 
l*>rgwerk  überhaupt  oder  zu  gewissen  Zeiteu 
und  je  nach  den  angewendeten  Methoden 
der  Auslöhnung  zugenommen  oder  abge- 
nommen hat.  Dabei  ist  auch  der  Kinfluss 
neuer  Betriebseinrichtungen  und  Maschinen 
zu  berücksichtigen.  Ferner  ist  zu  berechnen, 
wie  hoch  sich  z.  B.  die  Arbeitslöhne  zur 
Förderung  eines  Hektoliters  Kohlen  in  einer 
Reihe  von  Jahren  lielaufen  haben  und  in 
welchem  Verhältnis  die  jährlichen  Arbeits- 
löhne zu  den  durchschnittlichen  Verkaufs- 
preisen pro  Hektoliter  gestanden  haben, 
roberhanpt  ist  der  Anteil  der  Löhne  an  den 
Gesamtausgaben  des  Betriebs  und  der  Ein- 
fluss  der  Kapital-  und  Betrichsverhültnisse 
sowie  der  allgemeinen  politischen  Ereignisse 
und  der  Weltinarktspreiso,  ferner  der  lokalen 
Preise  und  Zustande  auf  die  Lohnbewegung 
möglichst  in  Betracht  zu  zielten.  Da  man 
bei  Masseiierhebungen  nicht  so  eingehend 
specialisierend  verfahren  kann,  wie  es  die 
Lohnstatistik  erheischt,  so  ist  es  zweck- 
mässig, die  Erhebung  zunächst  nicht  auf  zu 
weite  Kreist?  auszudehnen,  sondern  sie  auf 
eine  kleine  Anzahl  von  Werken  oder  Bo- 
trieWn  zu  beschränken,  dafür  al>er  mit  mög- 
lichster Genauigkeit  zu  behandeln,  um  sie 
als  Typen  für  die  Lohnverhältnisse  des 
bezüglichen  Gewerbes  und  des  bezüglichen 
Ortes  («ler  Bezirks  betrachten  zu  können. 
Dieses  Princip  typischer  Behandlung  der 
Loh  11  Verhältnisse  erleichtert  auch  die  Aus- 
führung lohnstatistischer  Untersuchungen, 
es  sollten  jedoch  nicht  allein  grosse  und 
Umorganisierte,  sondern  auch  mittlere  und 
kleine  Werke  und  Betriebe  in  Betracht  ge- 
zogen und  miteinander  verglichen  werden. 
Die  erste  Anforderung  an  die  Lohnstatistik 
geht  aber  dahin,  dass  nur  Zahlen  vergleichs- 
weise nebeneinander  gestellt  werden,  welche 
gleichmässig  erhoben  worden  sind  und  die- 
selbe speeifische  Bedeutung  haben.  Die 
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specifische  Bedeutung  lohnstatistischcr  Zahlen 
•wird  wesentlich  durch  lokale  Verhältnisse 
mitbedingt  Handelt  es  sieh  also  um  die 
Vergleichung  von  I /ihnen  zu  verschiedenen 
Zeiten,  so  sollen  womöglich  nur  die  L»hn- 
verhältnisse  desselten  Werkes  oder  desscll>en 
Bezirks  miteinander  verglichen  werden.  Aus 
diesem  Grunde  wird  darauf  zu  achten  sein, 
dass  die  lohnstatistischen  Erhöhungen  nicht 
jedes  Jahr  in  anderen  Werken,  sondern  in 
denselben  Kreisen  vorgenommen  werden  und 
dass  mau  diese  Kreise  allmählich  zu  er- 
weitern und  dadurch  die  lx>hnstatistik  zu 
verallgemeinern  sucht  Bei  der  Untersuchung 
und  Vergleichung  der  I/ihno  in  den  fis- 
kalischen Steinkohlenwerken  Sachsens  von 
1869 — 1885  hat  sich  ergeten.  dass  nicht  nur 
die  verschiedenen  Beschäftigungen  und 
I/eistungen  der  Arbeiter,  sondern  auch  die 
Lagerungsvorhältnisse  der  im  Bau  begriffenen 
Motze,  deren  Mächtigkeit  sowie  die  Be- 
schaffenheit der  Kohlen  selbst  von  te- 
stimmendom  Kiufluss  auf  die  l/>hne  sind. 
Auch  die  Fortschritte  der  Bet riebst echnik 
und  daninter  vorzugsweise  Art  und  Umfang 
der  verwendeten  maschinellen  Hilfskräfte, 
die  Nachfrage  nach  Kohlen  und  der  Preis 
derselten  baten  auf  die  l/ihne  und  Leistun- 
gen der  Arteiter  wesentlich  eingewirkt.  Die 
durchschnittliche  Leistung  eines  Häuers  pro 
Schicht  hatte  sich  in  der  Zeit  von  1869  -1n85 
mehr  als  venlopjjelt  und  war  von  10.44  auf 
22.35  Hektoliter  gestiegen.  Die  Hauptursache 
lag  in  den  weitgehenden  Verbesserungen 
der  Betriebstechnik,  in  neuen  Maschinen- 
anlagon,  Ventilationsvorriclitiingen  und  unter- 
irdischen Eisonluhnanlagen ,  welche  dem 
Hauer  das  Arbeiten  vor  Ort  erleichtern,  ihn 
rasch  in  das  Beigwerk  befördern  und  grosse 
Zeitersparnis  ermöglichen.  In  den  Jahren 
1809—1877  waren  die  Maschineiiaulagon  des 
Werkes  von  97  auf  717  Pferdekräfte  ge- 
stiegen. Der  Höhepunkt  des  Aufschwungs 
wurde  im  Jahr»?  1*74  erreicht,  in  welchem 
das  Werk  31O5102  Hektoliter  Kohlen  för- 
derte und  Ms,"»  ( »ffizianten  und  Arlx-itcr  te- 
sehäftigte.  Der  durchschnittliche  Kostenpreis 
pro  Hektoliter  orreichte  damals  den  höchsten 
Stand  von  113  Pfennigen.  Der  Durchschnitts- 
lohn eines  Arbiters  überhaupt  stand  damals 
auf  l't^i»  M.  und  der  eines  Häuers  auf 
1203  M.  Seit  1874  haben  sich  die  Absatz- 
verhältnisse  und  Kohlenproiso  ungünstiger 
gestellt,  und  demontspreehend  ist  auch  die 
Arbeiterzahl  und  das  Fönlenpiantiiiu  ge- 
sunken. Der  Verkaufspreis  der  Kohlen  war 
188-3  bis  auf  6b. 42  Pf.  horahgegangon.  der 
Durchschnittslohn  eines  Arteiters  üterliaupt 
betrug  1885  nur  870  M.  und  der  eines  Häuers 
99.*»  M.  -  Auch  die  Durchschnittsleistungen 
zeigten  zuerst  im  Jahre  1876  einen  kleinen 
Kuckgang.  Der  Grund  Lag  aber  nicht  in 
dem  Nachlassen  des  Fleisses  der  Bergleute. 


sondern  in  der  durch  die  Ungunst  der  Go- 
schäftsverhältnisse  veranlassten  Einschrän- 
kung der  Kohlenförderung  unter  Beitehal- 
tung  der  nahezu  gleichen  Zahl  von  Häuern, 
von  deneu  verhältnismässig  viele  auf  unpro- 
duktive Hilfsbaue  verwendet  wurden,  «im 
sie  nicht  durch  Entlassung  brotlos  zu  machen. 
Interessant  ist  noch  die  Ermittelung,  dass 
im  Jahre  1869  Gehälter  und  I/»hne  79.18°  o 
des  Verkaufswertes  der  geförderten  Kohlen 
betrugen  und  1874  nur  43.50°".  wahrend 
sie  sich  1885  wieder  höher,  bis  auf  53.45  °o. 
stellten.  Zu  dieser  Erhöhung  hat  licsonders 
der  P instand  teigetragen.  dass  die  KohJen- 
produktion  sehr  geschwächt  werden  musste. 
und  der  Kohlenpreis  sank,  während  die 
Mannschaftszahl  nur  durch  langsames  Ab- 
storten eine  verhältnismässig  geringe  Ver- 
minderung erfuhr,  ohne  dass  man  eigentlich 
so  viel  Ijoute  für  die  gleiche  Produktions- 
höhe brauchte.  Bestünde  in  Sachsen  das 
englische  Iy»hnsystem.  wonach  sich  die 
Feststellung  der  Löhne  nach  den  Kolden- 
proison  richtet  so  hätten  im  Jahre  1885  tei 
den  damals  sehr  gedrückten  Kohlenpreiseu 
auch  die  I/»hne  um  30— 40°o  niedriger  sein 
müssen  als  im  Jahre  1874,  während  sie  in 
Wirklichkeit  bei  den  meisten  Arbeitern  nur 
um  10— 20°,o  niedriger  waren. 

Schliesslich  ist  noch  zu  erwähnen,  dass 
die  rntersuehung  der  Lohnverhältnisse  in 
den  fiskalischen  Steinkohlenwerken  Sachsens 
von  1S69 — 1885  auch  noch  34  bestimmte 
Arteiter  und  Arteiterinnen  mit  hohen,  mitt- 
leren und  niederen  I /ihnen  nach  ihren  Jahres- 
venliensten.  wie  er  sich  aus  den  Lohn- 
büchern der  fiskalischen  Werke  ergiebt,  für 
die  Jahre  1877 — 1885  nebeneinander  gestellt 
und  zugleich  da*  I^etensalter  und  Dienst- 
alter berücksichtigt  hat. 

2.  Textilindustrie.  Am  weitesten  in 
der  Dctailteschreibung und  Individualisierung 
der  Löhne  geht  unseres  Wissens  die  in  der 
Zeitschrift  des  kgl.  sächs.  statist.  Bureaus. 
Jahrgang  1877,  Heft  11  veröffentlichte  Unter- 
suchung über  nlie  Weber  löhne  einer 
Fabrik  in  Meoranoc.  Sie  betrifft  eine 
mechanische  Weberei,  welche  im  Mai  1877 
nahezu  7<i0  Arbeiter  bescliäftigte,  darunter 
befanden  sich  444  Stahlarbeiter  und  Arteite- 
rinnen an  444  Wctetühlcn,  ferner  20  Scheerer. 
14  Bäumer.  75  Treiberinnen.  25 — 33  Spule- 
rinnen und  die  nötigen  Vorarbeiter,  Stuhl- 
meister, technische  Beamte  etc.  Die  Haupt- 
arteit  in  der  Fabrik  erfolgt  an  444  Wel>- 
stühlen.  Da  jeder  Webstuhl  in  jeuer 
Mooraner  Fabrik  —  entgegen  der  Praxis 
vieler  anderer  Fabriken  —  eine  Person  zur 
Bedienung  erfordert,  so  repräsentiert  der 
in  den  Ixjhnbüchern  für  die  einzelnen  Web- 
stühle angegebene  Verdienst  auch  den  Lohn 
für  je  eine  Person.  Die  erste  Tabelle  zeigt 
den  wirklichen  Jahres  lohn  jedes  Web- 
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Stuhls  in  den  Wochen  von  1*73 — 1877  unter 
Beifügung  des  niedrigsten  und  höchsten 
Woehenlohns  des  betr.  Stuhles  und  der  An- 
zald  der  Wochen,  in  denen  der  betr.  Stuld 
in  dem  l)«?tr.  Jahre  keinen  Ixthn  erhielt. 

Nachdem  der  wirkliche  Jahreslohn  sämt- 
licher 444  Webstülüe  vorgeführt,  sodann  der 
wirkliche  Wochenverdienst  für  3  verschiedene 
Stühle  mitgeteilt  worden  war,  schritt  die 
Itetr.  Untersuchung  erst  zur  Vorführung  der 
Jahresverdienste  der  Stuhlarbeiterin  Betrügen 
von  50  zu  r»i»  Mark  steigend  nach  folgendem 
Schema. 


1.  Juui  1875 
bis  31.  Mai  1876 


1.  Juni  1876 
Im,  31.  Mai  1877 


Die  übrigen  Tabellen  enthalten  die  Löhne 
der  Vorarbeiter  für  die  Weberei.  Es 
gehören  dazu  Reiher,  Andreher,  Treiberinnen, 
Spiderinnen ,  Scherer  und  Bütimer.  Wir 
verzeichnen  an  dieser  Stelle  mir  die  Löhne 
der  Seherer  und  Bäuiner,  weil  die  Yer- 
gleichung  verschiedener  Jahrgänge  zu  nicht 
unwichtigen  Sehlussfolgerungeu  geführt  hat. 
Es  verdienten  '_''>  Scherer  und  14  Baumer 
im  Jahre  vom  1.  Juni  1876  bis  31.  Mai  1877 


Buu  in  e  r. 


s.  « 

Niedrig- 

Höchster 

~  <ii 

Niedrig- 

Höchster 

2  - 

ster 

~  0 

ster 

2  § 

cc  in 

Lüh  ti  ir 

11  Jahn? 

jB  « 
~  rf- 

N  ± 

Lohn  im  Jahre 

*! 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

IO 

368.00 

400,00 

7 

32320 

400,00 
450.00 

37 

400.00 

450,00 

4" 

400,00 

94 

450,00 

500.00 

'25 

450,00 

500,00 

90 

500,00 

550.00 

120 

500,00 

5  50,00 

550,00 

600,00 

56 

550.00 

600,00 

*  » 

600,00 

650,00 

40 

600,00 

650,00 

,8 

650,00 

700,00 

32 

650.00 

700,00 

JO 

700,00 

750,00 

«5 

700.00 

750.00 

750.00 

796,00 

7 

750.00 

800,00 
874.35 

I53 

1 

444 

Der  Durchschnittsertrag  der  in  jedem 
Jahre  vorhandenen  Webstühle,  der  aus  Ta- 
belle 1  der  Untersuchung  von  einem  jeden 
selbst  berechnet  werden  konnte,  zeigte  in 
den  1  Jahren  von  1S73 — 1877  folgende  Höhe: 

T  1  _  Ozahlte  Durchschnittsertrng 

™"  Lohne  Stühle  pro  Stuhl 

"an%  >lk.  Mk 

187H74  154061,60  286  ^S.oS 

1874  75  190362,70  322  59119 

1875  76  223454,3:;  438  510.17 

1876  77  238895,60  444  538.05 

Was  die  I/»hne  der  Stuhlarhoiter  nach 
Geschlecht  und  Familienstand  an- 
langt, so  ericabcn  die  rntersuchungen  fol- 
gende IIaii|>trcsultate  für  den  Zeitiauin  vom 
1.  Juni  1nn6  bis  31.  Mai  1877. 


folgende  Summeu : 

Schcrcr. 

1 

893.5" 

2 

609.98 

3 

980,21 

4 

756.91 

5 

816.60 

6 

79S.40 

7 

1002.2  s; 

8 

53 '94 

y 

982.42 

10 

846.01 

11 

S67.2> 

12 

063.S8 

13 

875.70 

14 

886,50 

15 

722.20 

16 

802.00 

17 

761.06 

18 

7U746 

19 

700.30 

21) 

67S.S2 

Summa 

'5  973-51 

79S.6S  Mark 

Dur«  bselmittslobn 

\ 

835-19 

980,76 

i 

833,i8 

4 

820,47 

5 

876,27 

6 

737,73 

7 

826,30 

8 

888,73 

9 

900,55 

10 

927,98 

11 

874,10 

12 

883.80 

13 

848,79 

14 

747.03 

.Summa 

1 1  980,88 

855,77  Mark 
Dm« liM'imittslohn. 

Der  ermittelte  Durch- 
schnittslohn der  Bäumer 
für  die  früheren  Jahre 
het  nie: 


1873  74 

1874  75 

1875  76 


876  Mk. 

878  „ 
870  „ 


Es  erhielten  in 
der  Zeit  vom 

1.  Juni  1876  hin 
31.  Mai  1877 

Durch- 
schnitts- 
lohn pro 
Jahr 

Mk. 

Niedriir-  ....  ■  . 
ster  lMl^'r 

Lohn  in  ein.  Jahre 
Mk.  Mk. 

114  Miidcluii  . 

497.62 

323.20 

7'7-')5 

140  Frauen    .  . 

509,86 

388.30 

6S1  ,()0 

79  nnverheirat. 

Männer   .  . 

547-90 

4'3-lo 

77o.i5 

111  verh.  Männer 

607.97 

429.S5 

874.35 

444  Muhlarbeiter 

und  Arbeite- 

rinneu. 

I>er  ermittelte  Durch- 
schnittslohn der  Scherer 
für  die  früheren  Jahre 
betrny : 

187H74   932  Mk. 

1874  75   015  „ 

1875  76   843  „ 

3.  Hin  ige  Seh  1  u  ssfolgeru  n  gen 
a  us  der  S  j>  e  e  i  a  I  u  n  t  e  r  s  11  c  h  u  n  g 
ü  b  e  r  \V  e  b  e  r  1  ö  h  n  e.  Di,-  rntersuehung 
ergab,  ilass  von  nahezu  7' Hl  Arbeitern  einer 
mechanischen  Weberei  wohl  kaum  3  oder 
4  einen  und  denselben  Lohn  erhielten. 
Die  l/»hne  waren  hundertfach  verschie- 
den, und  die  Ixihridifferenzeu  entsprangen 
aus  den  verschiedensten  rrsaehen  ,  die 
teils  in  der  Hand  der  Arbeiter  und  Ar- 
beitgeber liefen,  teils  alter  von  äusseren 
Umständen  abhängen,  die  auch  lieim  besten 
Willen  beider  Teile  oft  nicht  abgewendet 
wenlen  können.  1  )er  w  i  r  k  1  i  c  h  e  I/>hn 
eines  Arbeiters,  der  etwas  ganz  anderes  ist 
als  der  sogenannte  Durchschnittslohn,  ist  in 
der  Weberei  mehr  als  in  anderen  Betrielten 
zunächst  von  den  Konkurrenzverhältnissen 
des  Weltmarktes  und  den  Irinnen  der  Mode 
und  des  Bedarfs  abhängig.  Die  allgemeine 
Niedrigkeit  der  Iiöhne  in  der  Textilindustrie 
erklärt  M<-h  11.  a.  auch  daraus.  dass  darin 
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meist  weibliche  und  viele  jugendliche,  be- 
jahrte, kränkliche  und  von  Haus  aus  schwäch- 
liche und  ledige  IVrsonen  lteschäftigt  wer- 
den. Ferner  ist  die  Arbeitszeit  und  der 
Geschäft sgang  der  Fabrik  von  grossem  Ein- 
fluss.  Manch»»  Stühle  waren  wehren  Mangel 
au  Material  oder  verspäteter  Lieferung  der 
Garne  zu  unfreiwilliger  Buhe  verurteilt.  — 
Je  nachdem  man  nun  die  im  ganzen  Jahre 
beschäftigten  o«ler  auch  die  nur  teilweise 
beschäftigt«!!  Webstühle  und  ihren  Ertrag 
berücksichtigt,  winl  auch  der  Durchschnitts- 
lohn ein  ganz  anderer.  Wenn  man  den 
Lohnertiag  nach  Yerliältnis  auf  volle  52 
Wochen  uiuivchnete.  würde  sofort  der  Durch- 
schnitt sl  tot  rag  höher,  abei  «ler  Wahrheit 
nicht  ents|>rech«'ud.  Am  deutlichsten  ist 
der  Eiidluss  der  Arbeitszeit  Um  den  Vor- 
arbeitern  für  die  Woltcivi,  insbesondere  bei 
den  Spulerinnen.  Die  U.l  Spulerinnen  «ler 
hi«*r  in  Frage  stehenden  mechanischen 
Welierei  vcnli«'nton  einen  Gesnmtjahreslohn 
von  22  690  M..  mithin  «luivhschiiittlich  nur 
241  M.  *2  Pf.  Von  «liefen  Spulerinnen 
waren  alier  die  meisten  mehr  als  (i  Wochen 
ohne  Beschäftigung,  nur  in  waren  alle 
Wochen  im  Jahr  uu«l  1"»  ander.1  wainn  4b 
bis  *»1  Wochen  Ix'schäftigt.  Bei  dics«>n  25 
Sjiulerinnen  betrug  «ler  durchschnittliche 
Jahreslohn  Jon  M  (j  l'f..  war  also  weit 
höher  als  «ler  allgemeine  Durchschnittslohn. 
Der  wichtigst«?  Bostimmungsgruml  der  Lohn- 
höhe bleibt  die  I^oistungsfähigkcit  und  Ge- 
schicklichkeit «les  einzelneu  Arbeiters,  alter 
auch  die  Art  der  Maschinen,  die  Güte  und 
Haltbarkeit  des  Materials.  Geschlecht  und 
Zahl  der  Arbeiter  in  den  einzelnen  Branchen 
sind  gerade  in  der  Weberei  von  hohem  Ein- 
fluss.  Wenn  die  Fäden  leicht  ivisson  und 
sich  «>ft  ■* verfitzen«.,  sc)  kommt  der  Stilek- 
arbeiter  sehr  schlecht  weg.  Ferner  kommt 
es  darauf  an,  ob  der  Unternehmer  darauf 
achtet,  «lass  lielter  weniger  Arbeiter  voll 
als  mehr  Arbeiter  mit  «lorselhen  Arlteit 
mangelhaft  beschäftigt  werden.  Als  allge- 
meines Erfordernis  ist  zu  betonen,  dass  sich 
ein  F«»rsch«T  auf  dem  Gebiete  des  Lohn- 
wesens vor  allein  mit  den  inneren  Verhält- 
nissen und  mit  dem  technischen  und  wirt- 
schaftlichen Detail  jedes  einzelnen  Gewerbes 
vertraut  machen  utul  bedenk«'ti  muss.  dass 
jede  Fabrik  und  Gutswirtschaft  oder  grössere 
Unternehmung  eine  kleine  Welt  für  sich  ist. 
die  ihren  eigenen  Wirtsehaftsplan  und  ihre 
besonderen  Bedingungen  «les  G«'deihens  hat 
und  nach  ihren  eigentümlichen  Aufgaben 
uml  nach  den  Persönlichkeiten  «les  l*nt«T- 
nehmers  und  seines  Personals  beurteilt  sein 
will.  Erst  dann,  wenn  viele  genaue  Motio- 
graphieen  über  l/thne  vorhantien  sind,  winl 
über  die  tieferen  Ursachen  «ler  Lohnunter- 1 
schk'de  und  der  wirtschaftlichen  Zustämh* 
überluiupt  mehr  Licht  verbreitet  und  mancher  1 


dumpfe  Groll  durch  gemeinsame  Verständi- 
gung Iteseitigt  werden  können. 

4.  I'.ir/cllan fabrikation.  In  ähn- 
lieher  Weise  sinil  in  einer  Arbeit  über  die  Ge- 
scliii-hte  der  Meissener  Porzellanmanufaktur 
die  nn  die  verschiedenen  Kat«»gorieen  von 
Arl.H'itern  und  wi«*«lerum  an  einzelne  Klassen 
dcrsellten  in  verschiedenen  Jahnen  gezahlten 
L'mne  sorgfältig  s|iecialisiert  angegelten  und 
«ler  Ivohnverdienst  von  12  bestimmten  Ar- 
beitern aus  den  Arlieitshrawhen  der  Dreher. 
Former.  Bossirer.  Blumenmnler.  Glasur- 
mah'r  etc.  auf  2"»  Jahre  zurück  verfolgt  mit 
Untvrscheidung  männlicher  und  weiblicher, 
guter  und  mittlerer  und  hnlhinvalider  Ar- 
l'K-iter.  Aus  «ler  letzten  Arbeit  im  Jahrgang 
Ins.")  der  Zeitschrift  «les  kgl.  sächs.  statist. 
Bureaus,  «He  sieh  über  die  Jahiv  1869  bis 
1.NS2  erstrockt,  ist  zunächst  ersichtlich,  «lass 
der  niedrigste  I/>hn,  der  Tage  lohn  der 
Handarlteiter  in  «ler  Meissener  Porzellan- 
niiinufaktur  betrug:  1*69:  120  Pf..  1*70; 
12"  Pf..  1S71  :  120  Pf.,  1*72:  160  Pf..  1*73: 
ISO  Pf..  ls74:  200  Pf..  1M7.-):  210  Pf..  1*76 
bis  Isn:;,;  i_>jo  pf.  Die  Gesamtzunahme  des 
Ixmucs  dieser  gewöhnlic  hsten  Arlteiter  von 
12ii  auf  23 1  Pf.  pro  Tag  Iteträgt  s3.33"o 
un«l  übersteigt  dem  Prozentsatz  nach  <lie 
I  Lohnaufbesserungen  der  technischen  und 
artistischen  Arbeiter  in  «lein  gleichem  Zeit- 
räume, die  sieh  im  Jahre  1*79  schon  weit 
besser  standen  als  die  gewöhnlichen  Arbiter. 

Der  jährliche  Durehschnittsverdienst  «ler 
mittler«}!!  Klasse  3  «ler  Former  zeigt  in 
Meissen  folgendeKnt wickelung:  1*69: 1242M., 
l*7o:  157*  M..  1*71:  1605 M..  1*72:  1326  M., 
1*7.'L  1728  M..  ls74:  1*66  M..  1*75:  199*  M.. 
1*76:  IblO  M..  1*77  :  1569  M..  1878:  1069  M., 
IST«.»-.  I.'kU  M..  1**0:  1775  M.,  issl :  1*02  M.. 
1**2:  IST!»  M. 

Der  jälirliche  Durehschnittsverdienst  «ler 
Dreher  3.  Klasse  war  l*(i9:  l:tG!l  M..  1*70: 
ILIO  M„  1S71:  1593  M..  1*72:  1518  M.. 
1*73:  1473  M..  1S74:  1S09  M..  1*75:  »."»  M., 
1*76:  1679  M.,  1*77:  1592  M.,  1S7S:  1GG4  M.. 
1*79:  1610  M..  lssn:  1703  M..  1**1 :  1*26  >L 
1**2:  17*6  M. 

Der  jährliche  Durchschnittsverdienst  der 
Blume n  maier  (männlich)  war  1809: 
1217  M..  1*70;  1290  M..  1S71 :  1277  M..  1*72: 
1390  M..  1S73:  1600  M.,  Is74:  1732  M.,  1*7.'.: 
15s;{  M.,  1*76:  1575  M..  1*77  :  1571  M.,  187*: 
144*  M.,  1879:  1479  M..  18sn:  1434  M..  1**1 : 
1492  M..  1NS2:  15*;."»  M. 

Der  jährlK.he  Durchs«_-hnittsvenlieust  der 
Goldpoliereriunen  war  1S09:  ")H5  M., 
1S7H:  ."Hij  M..  1S71:  .V«  M.,  1872  :  599  M.. 
1S73:  70S  M..  ls74:  777  M..  1S7."i:  726  M.. 
1S76:61SM..  1S77 :  597  M..  ls7s:  66s  M„ 
1S79 :  <".39  M..  issu:  72«)  M.,  issl :  708  M.. 
lss_>:  (>si  M. 

Es  ergiebt  sich  in  allen  Arlteitsbmnchen 
ein  auffallendes  Steigen  d«T  Löhne  von  1872 
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bis  1S7">,  von  da  an  beginnt  wieder  der 
Niedergang;  nur  die  allern iedrig.sten 
Löhne  der  Handarbeiter  haben 
ihren  höheren  Standpunkt  behaup- 
tet, weil  die  Lol>enshaltung,  dieser  wichtige 
Faktor  bei  Bestimmung  der  Löhne,  nicht 
weiter  eingeschränkt  werden  kann.  Dieselbe 
Erfahrung  zeigt  die  neueste  Statistik  der 
sogenannten  o  r  t  s  ü  b  1  i  c  h  e  n  T  a  g  e  1  ft  h  n  e  r , 
w  e  I  e  h  e  i  n  d  e  r  Zeit  v  011  1SS4  —1  NOK  n  u  r 
in  den  untersten  Stufen  gestiegen, 
aber  (Iber  die  höchste,  schon  1N84 
erreichte  Stufe  nicht  hinausge- 
kommen sind. 

."».  Lohn-  und  Haushaltsstatistik. 
Ks  empfiehlt  sich,  bei  allen  I/>hustatistikeu 
die  Kaufkraft  der  Löhne  in  den  be- 
treffenden Oegenden  mit  zu  berücksichtigen 
und  nicht  bloss  zifformässige  Nach  Weisungen 
und  eine  Beantwortung  von  Fragebogen, 
sondern  b  e  s  c  h  r  e  i  b  e  n  d  e  Darstellungen  zu 
liefern  und  die  Lige  der  Arbeiter  wie  den 
Stand  der  Fabriken  persönlich  zu  untersuchen. 

Wohl  die  vollständigste  bis  jetzt  vorhandene 
1/din-  und  Haushaltsstatistik  hat  Aintshaupt- 
mann  von  Schlichen  in  Sachseu  mich  der 
von  dein  kgl.  säehs.  Statist.  Bureau  empfoh- 
lenen Methode  (Iber  die  Hand  weiter  in  seinem 
amtshauptmanuschaftlicheu  Bezirk  Zittau  ge- 
liefert un<l  unter  dem  Titel  »Untersuchungen 
ül>er  das  Kinkommen  und  die  l^benshaltung 
der  Handweber  im  Bezirk  iler  Aiutslmunt- 
manns<-liaft  Zittau-  (Zeitschrift  des  kgl.  säeus. 
Statist.  Bureaus  Jahrg.  lssö.  S.  1">6— 100) 
veröffentlicht.  Es  sind  In  dieser  Arbeit  teils  die 
Resultate  der  Einkommenstouerabschätzung 
für  das  Jahr  lsS">,  teils  die  von  einzelnen 
ArWitgebern  auf  Gnmd  ihrer  Bücher  ge- 
machten Mitteilungen  filier  den  Verdienst 
der  Hand  wettet-,  teils  die  unter  persönlicher 
Mitwirkung  von  Gemoindebeamten  ausge- 
füllten 'Frageliogen  zur  Ermittelung  der 
Ijohenshnltuug  einer  Wcberfainilie^  unter 
Vergleichung  mit  den  Lebensmittelpreisen 
in  den  einzelnen  Wolperdorf ern  eingehend 
lterüeksiehtigt  worden. 

Nach  der  von  Schliebenselien  Arbeit  kam 
auf  672  steuerpflichtige  Handweber  ein 
Durchschnittseinkommen  von  rjoG,7ö  M.  aus 
dem  Gewerbe  als  Weber  und  einer  Neben- 
beschäftigung sowie  aus  »lern  Hause  bezw. 
auch  aus  Feld  oder  Garten.  Ein  Frage- 
bogen zur  Ermittelung  der  ljebenshaltung 
einer  Weliorfamilie  in  Seifhennersdorf  im 
Jahre  ls74  enthält  folgende  Mitteilungen: 
1)  Alter  des  Mannes:  36  Jahre,  Alter  der 
Frau :  35  Jahre.  Zahl  der  Kinder :  3  im 
Alter  von  13''  i,  7  und  31*  Jahren. 

Vorfrage:  1)  Aus  welchen  Räumen  be- 
steht die  Wohnung?  1  Stube.  1  Kammer, 
etwas  Bodenraum,  etwas  Kellergelass. 

2)  Welche  Nahrungsmittel  sind  die  haupt- 
sächlichsten?   Brot  oder  Kartoffeln  oder  Ge- 


müse und  Meld?  Brot.  Kartoffeln.  MehL, 
3)  Wie  oft  in  der  Woche  besteht  die 

Tagesmahlzeit  aus  Fleischspeisen?  lmal. 
;  Welches  Fleisch  (Rind-  oder  Schweinefleisch» 
[hat  den  Vorzug?  Rindfleisch,  nur  selten 
I  Schweinefleisch.  Die  Ausgnl>cu  für  den 
'  I  Lebensunterhalt  betrugen  pro  Woche  0.75  M.. 
;  darunter  2,50  M.  für  Brot,  25  Pf.  für  Semmeln 
j  Sonntags,  26  Pf.  für  Roggenmehl.  1,52  M. 

für  Butter,  böhmische  Butter.  .">4  Pf.  für 
!  1  2  Pfd.  Fleisch,  24  Pf.  für  Milch,  36  Pf.  für 

Fett.  22  Pf.  für  Petroleum,  10  Pf.  I  Hering. 

10  Pf.  Salz.  10  Pf.  Gemüse.  20  Pf.  Hirse. 

10  Pf.  für  Cichorien.  10  Pf.  Seife.  3  Pf. 

Soda,  25  Pf.  Kartoffeln,  (Kartoffeln  wurden 

S  Ctr.  erbaut,  3  Ctr.  wurden  gekauft). 

Der  Lebensunterhalt  kostet  für 

52  Würben  353.08  M. 
Wohnnngsmiete  pro  Jahr  54  M. 

und  13  M.  für  das  Pachtgeld  67t—  .. 
Kleidung  pro  Jahr  {Schuhmacher 

und    Schneider .  Wäschartikel. 

Zwirn,  Band  ctc.i  17,—  „ 
Kohlen  und  Holz,  pro  Jahr?  40  Ctr. 

Kohlen.  2'.,  Mtr.  Holz  45,-  .. 
Kochgeschirr  und  Küchengerät  etc. 

pro  Jahr  1.50  .. 
Schulgeld  pro  Jahr  12.05  .. 
Staatsstener  pro  Jahr,  Einkommen- 
steuer —,50  ,. 
Gemeindesteuern  pro  Jahr  l,8t>  ,. 
Beiträge  für  Versicherungsunter- 

stiitzungsvereiue  3, —  ,, 
Aufgaben  für  Vergnügungen,  Bier 

ausser  «lern  Hause.  Tabak  etc  20  — 

< i esamtausgabe  520,9'J  M 

Wie  viel  vordiente  durch  Hand  Weberei 
der  Manu?  127.00  M.  laut  Lohnbuch  von 
1SS4.  Die  Frau  webt  abwechselnd  mit  am 
Stuhle  des  Mannes.  Die  ältere  Tochter 
spult.  Wieviel  venliente  die  Familie  durch 
den  Betrieb  eines  noch  anderen  Gewerbes? 
Laut  Notizbuch:  Mann  46  M.  durch  Gras- 
mähen und  Droschen.  Frau  60  31.  durch 
Kettenandreheu  bei  anderen  Webern.  Wie 
gross  ist  das  von  der  Familie  bebaute  Feld, 
Grundstück?  lOAr.  Welche  Fruchtgattungeu 
werdeu  darauf  gebaut?  Kartoffeln.  Welche 
Waren  werden  gewebt?  Halbwollene  Hosen- 
stoffe. Wie  ist  die  Arbeitszeit?  Anfang: 
im  Sommer  früh  5  Uhr,  im  Winter  6  Uhr: 
Ende :  im  Sommer  abends  8  Uhr,  im  Winter 
10  und  11  Uhr.  Wie  lange  dauert  die 
Mittagspause?  1  Stunde.  Welche  Baraus- 
lagen entstehen  bei  der  Weberei,  (für 
Schlichte,  Bürsten  etc.)  Jahresbetrag?  11  M. 
Sonstige  Bemerkungen :  I*iut  Lohn-  und 
Notizbüchern  verdiente  der  Weber: 

1878  mit  Weben  487.^4  M.  mit  Krntearb.  38,80  M. 
187!1  .,       ..     45S.20  ..    ..         „       43.40  .. 

1880  ,.     483.S0  ..    ..         „       43.40  ., 

1881  ..       ,.     459.4o  ,.  ••  62-75 


1882 
18KJ 


" 
-• 


407.11 
432.6S  .. 


■ 
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Die  von  Schlieliensche  l  ntersuchung  ent- 
hält noch  9  andere  aufs»  sorgfältigste  ausge- 
füllte Fragebogen  über  die  Lebenshaltung 
von  Weberfamilien,  aus  denen  hervorgeht, 
dass  allein  für  Brot  und  Mehl  in  den  meisten 
Familien  wöchentlich  3  M.,  oft  noch  mehr 
verausgabt  werden  mussten,  also  1  i  bis  1  i 
des  ganzen  Einkommens,    ohne  eine  so  de- 
taillierte Beschreibung  der  sozialen  Verhält- 
nisse wird  die  LohiiRtatistik  namentlich  in 
der  Hausindustrie  schwerlich  zu  richtigen 
Ergebnissen  führen.     Insbesondere   ist  es 
nötig.  I»ei  der  Ermittelung  der  Inline  die 
Arbeitszeit  und  etwaigen  Nebenver- 
dienst zu  berücksichtigen.    Es  hat  sich 
erst  durch  eine  Kombination  der  Berufs- 
statistik, Steuerstatistik  und  l/>hnstatistik  in 
sächsischen  Weberdörfern  ergeben,  dass  viele 
Handweber    nur   deshalb    sich    und  ihre 
Familie  erhalten  können,  weil  sie  während 
eines  grossen  Teiles  des  Jahres  als  Maurer- 
und Zirnmerarbeiter  in  den  Städten  arl»*iteu 
und  nur  im  Wiuter  ihre  Weberei  in  den 
heimatliclicn  Dörfern  noch  betreiben.  — 

c)  Die  Arbeitslöhne  in  Preussen.  Die 
im  vorstehenden  erwähnten  sächsischen  De- 
tailuntersuchungen  ülx-r  Löhue  halten  eine 
wichtige  Ergänzung  erfahreu  ilurch  eine  in 
dem     Statistischen   Amt  der  Stadt 
Berlin^  (^arbeitete  Erhebung  der  J/ohn- 
statistik  einer  Berliner  Druckerei  aus  dem 
Jahre  1SS7.    Diese  Arbeit,  auf  welche  der 
Statistiker  Böckh  mit  Recht,  ein  Hauptge- 
wicht  legt,  stützt  sich  auf  die  <  higinal- 
noticrungen  der  I/»huo  einer  bedeutenderen 
Berliner    Zeitungsdruckerei ,    weiche  dem 
statistischen  Amt  der  Stadt  Berlin  durch 
die  Gefälligkeit  der  Sektion  VIII  (Branden- 
burg) der  deutschen  Buchdruekereigenossen- 
schaft   zur   Benutzung  überlassen  worden 
siud.    Das  von  dem  Druekeivilietrielie  für 
die  liohnlisten  lienutzte  Fonnidar  lautet  in 
seiner  originalen  Gestalt: 

j  Datum  d.  Lobn- 

zahltatrf-s 
Jahr  ...... 

Ar- 
beits- 
tage 

Lohn  fftr 

regelmäss. '  Extra- 
Arbeit    j  arbeit 

Per  1.  Woche  . . 

,,  2.  ., 

..  •>.     .,    . . 

,.  4.  .... 

..  5. 



bis 

.,  öl.     .,     . . 



— 



..  52.  ., 



im  Xrlilitii'll 

fi  (icsaiiitlohii 

M. 

i!<  Tantiemen. 
Hoinuiieratioii 

h,  Naturalbe- 
züge 

«)  Wirk!.  T.Ual- 
venlienst 

7i  Durchs  hnttl. 
Tagesverdienst 

8i  Zur  Berei  hn. 
komm.  Tage.s- 
verdienst 



5»  Zur  Berechn. 
koniiii.Gesamr- 
verdienst 

A us  der  ] 
lohnlisteu  lass 
/.einen  Arlieitss 
die  Schwaukui 

Bearbeitung 
eil  sich  die 
tellungeu  in 
igen  innerh. 

die: 
Löl 
Dn 
dh 

1 
i 
j 

«er  » >r 
nie  de 
ickerei* 
derselh 

igiual- 
r  ein- 
•ii  und 
•n  s«>- 

1 1  Furthulf.  Xr. 

Xr.  .  . 

wie  auch  die  Besehäftigungsdauer  erst  wirk- 
lich  erkennen.    Unter  215»  Arlieiteru  aller 
Art.  die   in   dieser  Druckerei  beschäftigt 
waren.  U'trug  der  durchschnittliche  Tages- 
verdienst für  regelmässige  Arl»eit  1  >*_*i  129 
Setzein  4,92          bei   14  Setzerlelulingeri 
0.1*.~>  M.    Femer  erhielt  ein  <  »Ijermaschinen- 
meister  täglich  11,72  M.,  1  Faktor  9,2o  M., 
.">  Maschinenmeister  durchschnittlich  l.SG  M., 
6  Maschinenlehrlingo  l,lu  M.,   6  Stereo- 
tvpeure  r»,2.">  M..  1  Papiormeister  2.9o  M.. 
4   Hei/er  :U3  ,M.,  16  ArW-iter  2.34  M., 
2  Arlk-itsleute  :i.4.">   M.,   22  Arbeiterinnen 
1.77  M..  10  Unfburschen  1,19  M.,  2  Haus- 
diener 2,30  M.    Durch  die  Extraarbeit  er- 
höhte   sieh    der   regelmässige    l»hn  liei 
einigen  Stellung«'!»  sehr  erheblich,  z.  B.  bei 
den  Maschinenmeistern  von  4,s6  auf  6.32  M., 

2,  Name 

H    besdiäft  i- 
iruiig 

4   Alter  (u- 
hiirtst.  mit] 
Jahn 

ö  Kranken- 
kasse, wel- 
<-her  <lic 
Person  an- 
gehört 
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bei  den  Heizern  von  3,33  auf  5.57  M.,  bei 
den  Laufburschen  von  1,19  auf  2.<»4M.,  bei 
den  Arbeiterinnen  von  1,77  auf  2.18  M.,  da- 
gegen bei  den  Setzern  nur  von  4,92  auf 
5,30  M.  Eine  Zusammenstellung  der  Maxima 
und  Minima  zeigt  innerhalb  der  einzelnen 
Arbeitsstellungen  sehr  hohe  Schwankungen. 
Hier  üliertrifft  sogar  ein  Setzertageloliu  mit 
1 2.7 5  M.  alle  übrigen  Löhne.  Es  war  dies 
ein  einzelner  Setzer,  der  das  Jalir  über  zu 
demselben  Behalte  beschäftigt  war.  Ihm 
zunächst  stehen  einige  Setzer  mit  Löhnen 
von  wenig  über  7  M.  Den  eigentlichen 
Stamm  dieser  Druckerei  bildeten  die  Setzer. 
Von  den  129  im  I^aufe  des  Jahres  l)oschäf- 
tigten  Setzern  aibeiteton  nur  10  300  Tage 
und  mehr,  also  das  Jahr  lündureh.  28  ar- 
beiteten 25n— 31.H)  Tage.  3  2« Hl— 250  und 
l(Jii— 21  hj.  7  50—  l'Mi,"  8  30— 50,  4  15—30 
Tage,  während  der  Rest  von  29  Setzern  nur 
innerhalb  der  gesotzliehen  Kündigungsfrist 
von  14  Tagen  beschäftigt  blieb,  unter  ihnen 
11  nur  1—3  Tage. 

Am  Schlüsse  der  Berliner  Arbeit  über 
Druekorcilöhne  ist  eine  Tabelle  abgedruckt 
über  die  in  jeiler  Woche  verdienten  Setzer- 
löhne nach  /ald  der  Arbeiter,  Zahl  der  Ar- 
beitstage und  mit  Unterschied  der  >Löhne 
für  regelmässige  Arbeit  und  'Löhne  für 
Kxtraarboit.-  Danach  wurden  im  ganzen 
Jahre  lss7  den  Setzern  zusammen  GS  1 22.(14  M. 
für  regelmässige  Allheit  und  5250,*7  M.  für 
Extraarbeit  ausgezahlt.  Die  Extraarbeit  be- 
trug im  allgemeinen  wöchentlich  7,75  "o  der 
regelmässigen  Inline ;  aber  in  der  stärksten 
Zeit,  Anfang  Februar,  stieg  sie  auf  34,45% 
und  betrug  in  der  dritten  Februarwoche 
noch  14.8o°o.  um  dann  bis  Mitte  März  all- 
mäldich  wieiler  auf  das  Nonnale  zu  fallen. 
Nur  aus  solchen  auf  möglichst  viele  be- 
triebe ausgedehnten  Spoeialnntorsuchungen 
wenlen  sich  nach  und  nach  zuverlässige 
Scldüsse  über  die  Höhe  und  Bewegung  der 
Löhne  ziehen  lassen. 

Unter  den  neuesten  Anläufen  zu  einer 
Verbesserung  der  Lduistatistik  verdient  auch 
ein  preussiseher  Ministerialerlass  vom  8. 
Oktober  18*7  Erwähnung,  welcher  gleieh- 
fönnige  (unndsätze  für  die  lohnstatistischen 
Erhebungen  der  Oljerbergämter  aufstellt 
(vergl.  Zeitschrift  für  das  Borg-,  Hütten- 
und  Salinenwesen  im  preussisolien  Staat. 
Herausgcgel»en  im  Ministerium  der  öffent- 
lichen Arbeiten,  30.  Rind,  S.  43.  Heilin 
l^s.s).  Die  früheren  Abweichungen  in  der 
äusseren  Form  der  Statistik  niusston  einen 
Vergleich  der  Lohnverhältuisso  in  den  ver- 
schiedeneu Bezirkeu  Preussons  sehr  er- 
schwereu.  -Da  auch  sachlich  bei  der  Er- 
mittelung der  Durchschnittslöhne  von  den 
einzelnen  Oberhergämteru  in  sehr  ver- 
schiedener Weise  verfahren  wurde,  so  konnte 
ein  solcher  Vergleich  leicht  zu  vollkommen 


irrigen  Scldussfolgeningen  führeu  und  hat 
dies  tatsächlich  auch  vielfach  getliau.« 
(Band  30,  Statist.  Teil,  S.  78).  Der  Ver- 
fasser dieses  Aufsatzes  hat  bereits  in  der 
ersten  Auüage  des  Handwörterbuchs  bei 
Ablieferung  seiner  Arbeit,  die  im  Monat 
Mai  1889  erfolgte,  während  im  Deut- 
schen Reiche  100000  Bergleute  vorzugs- 
weise wegen  Beschwerden  über  die  Ar- 
beitszeit und  über  Lohnverhältnisse  die  Ar- 
beit eingestellt  hatten,  darauf  aufmerksam 
gemacht,  dass  dieser  preussische  Ministerial- 
erlass vom  28.  Oktober  1887  noch  nicht 
ausreiche  und  dass  sich  gerade  der  Mangel 
einer  genauen  Lohn-  und  Arbeitsstatistik 
bei  der  grösston  aller  bisherigen  deutschen 
Arbeitseinstellungen  als  verhängnisvoll  er- 
wiesen habe.  Die  Gnil»eudirektoren  des 
Dortmunder  Bezirks,  in  welchem  der  grosse 
Strike  im  Mai  1889  ausgebrochen  war,  l>o- 
merkten  in  ihrer  öffentlichen  Erklärung  vom 
11.  Mai  18S9.  dass  der  Durchschnittslohn 
der  Beigarbeiter  im  Jahre  1SSS  im  Dort- 
munder Bezirk  910  M.  24  Pf.,  im  Deutschen 
Reiche  aber  nur  777  M.  üS  Pf.  Iatrogen 
liabe.  Solehe  allgemeinen  Durchschnittslöhne 
sind  jedoch  für  die  Statistik  ungenügend 
und  führen  leicht  zu  falschen  Urteilen  über 
die  Lage  der  Arbiter.  Es  fragt  sich  in 
erster  Linie,  auf  welche  Zeitdauer  sich 
diese  L'ihne  erstrecken,  ob  darunter  nur  die 
e  i  n  f  a  e  h  e  Schicht  o«  1er  auch  U  e  b  e  r  - 
s  e  h  i  c  h  t  e  n  inbegriffen  sind,  ob  der  M ohr- 
verdienst im  Jahre  lNSS  vielleicht  durch 
UeU^rarbeit  erzielt  wurde,  wie  die  Arbeiter 
vielfach  behaupteten.  Ferner  ist  der  allge- 
meine Durchschnittslohn  auch  deshalb  ohne 
Bedeutung,  weil  man  nicht  weiss,  welche 
Kategorieen  vou  Arbeitern  denselltcu  er- 
halten, ob  z.  B.  darunter  auch  die  Beamten 
und  Steiger  oder  auch  die  jugendlichen  und 
Tagearbeiter  mit  inbegriffen  sind.  Weiter 
ist  es  für  eine  richtige  Lolui Statistik  und 
für  eine  gerechte  Abmessung  der  1  Lohnhöhe 
auch  erforderlich,  dio  Leistungen  der  Berg- 
arbeiter mit  den  gewährten  Löhnen  und  mit 
den  Kohlenpreisen  und  Gewinnen  der  Unter- 
nehmer zu  vergleichen  und  zu  berechnen, 
in  welchem  Verhältnis  die  jährlichen  Ar- 
beitslöhne zu  den  Verkaufs} »reisen  und  zu 
den  (iesamtausgalion  des  Betriebes  gestanden 
haben.  Es  scheint  an  einem  klaren  Ein- 
blick in  alle  diese  Verhältnisse  des  Berg- 
baues noch  sehr  zu  fehlen.  Der  Haupt  be- 
schwerdepunkt ,  welchen  die  Vertrauens- 
männer der  Bergarl»eiter  im  Mai  1889  dem 
deutschen  Kaiser  vortrugen,  war  die  Dauer 
der  Schichten.-,  worüber  auch  die  amtliche 
Statistik  keinen  Aufschlnss  gab,  denn  der 
Aufsatz  -Statistische  .Mitteilungen  über  die 
beim  BergUm  Preussens  gezahlten  Arbeits- 
löhne in  der  amtlichen  Zeitschrift  für  das« 
Beig-.  Hütten-  und  Salinenwe-cn  im  prous- 
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sieben  Staat»»,  Band  30,  statistischer  Teil, 
enthält  in  betreff  des  Stoinkohlonberglxaues 
im  Ol>erbergamt  Dortmund  S.  hl  die  Note: 
»Dauer  einer  Scldcht  (einschliesslich  Ein- 
und  Ausfalirt)  S(— 12)  Stunden.  Solchen 
unbestimmten  Angaben  gegenüber  möge 
hier  wiederholt  werden,  was  die  Zeitschrift 
des  königl.  sächsischen  statistischen  Hureaus. 
Jahrgang  1SM5.  S.  11)7  bemerkt:  »Je  mehr 
die  l/)hnstatistik  fortschreitet  und  je  offener 
die  sozialen  Verhältnisse  der  arbeitenden 
Klassen  dargelegt  werden,  um  so  melir  wird 
mau  sich  vor  Ausbeutung  der  Schwachen 
hüten,  um  so  eher  wird  denjenigen  Re- 
gierungen, welche  über  den  Parteien  und 
Interessen  stehen,  der  Schutz  der  Schwachen 
gelingen.? 

Die  damals  im  Mai  INS!)  in  der  ersten  Auf- 
lage des  Handwörterbuchs  ausgesprochenen 
und  durch  Berufung  auf  die  Untersuchung 
über  die  Löhne  der  sächsischen  Bergleute 
begründeten  Wünsche  für  eine  genauere 
1/ »im Statistik  halten  in  dem  uns  zugegangenen 
neuesten  Jahresbericht  des  Vereins  für  die 
bcrgliaulichen  Interessen  im  Ol  lorbergworks- 
l>ezirk  Dortmund  für  das  Jahr  In",»."),  aus- 
gegeben im  Juli  Is'.Hj  (Essen.  Druck  von 
G.  D.  Bädeke  lsl>0),  noch  keine  ausreichende 
Berücksichtigung  gefunden.  Der  sehr  inte- 
ressante und  umfängliche  Bericht  widmet  l«ej 
7>S  Seiten  der  wichtigen  I/)hnstatistik< 
kaum  2  Seiten.  Es  wird  in  demselben  lie- 
merkt.  dass  die  in  dem  Bericht  aufgeführten 
.">  wichtigsten  proussisehon  Reviere  insge- 
samt (ohne  Beamte)  rund  20OOO0  Arbeiter 
beschäftigen,  nämlich  Obersehlesien  rund 
5200O.  Niodcrschlesien  Inoihi,  Ruhrl>ezirk 
150IKH.I,  Saarliezirk  3 1  <  M.M j,  Aachener  Bezirk 
31000.  Diesen  200  Ooo  Arbeiteni  stehen  in 
allen  übrigen  preussischon  Bergbaugruprven 
rund  "2  <HM»  Personen  gegenüber,  so  dass 
der  Dortmunder  Bericht  die  Zahl  für  nahe- 
zu '  i  (72  ro)  der  preussischen  Bergleute 
wiedeigiebt.  — 

Die  Lohnstatistik  des  Oberbergamtsbo- 
zirks  Dortmund  unterscheidet  3  Gruppen, 
welche  sich  im  Ruhrbezirk  folgendermassen 
verteilten : 

a)  unterirdisch   bescliäftigte  eigent- 
liche Bergarbeiter  52,  "o 

b)  sonstige  unterirdisch  beschäftigte 
Arbeiter  2(1,5°  o 

c)  über  Tage  beschäftigte  erwachsene 

männliche  Arbeiter  lS,3°o 

a>-c)  t»0.N% 

der  Gesamtbelegschaft. 

Die  Lohntabellen  des  i  iberbergwerks- 
tH.'zirks  Doilmund  umfassen  die  Jahn?  ISSN 
bis  1N1I5  und  stellen  ausser  der  Klasse 
a,  b,  c.  sowohl  den  Vordienst  pro  Schicht 
(unter  S.-V.)  als  auch  den  Verdienst  pro 


Jahr  (J.-V.)  neben  einander.  Am  günstigsten 
steht  der  Ruhrbezirk,  welcher  f  fi  r  d  a  s  J  a  h  r 
isyl  den  höchsten  Jahresverdienst  von 
1217  M.  für  Klasse  n  aufweist.  Es  folgen 
Saariyezirk  mit  1212  M.,  Aachener  Bezirk 
mit  1002  M..  Niederschießen  mit  S24  M. 
und  Ohcrsehlcsien  mit  774  M. 

Seit  1S91  zeigt  sich  überall  ein  Rück- 
gang. Im  letzten  Jahre  der  Lohnstatistik. 
1N05,  waren  die  Jahresverdienste  in  Klasse  a 
im  Ruhrt>ezirk  1114  M. .  im  Saarbezirk 
lo30  M.,  im  Aachener  Bezirk  951  M.,  in 
Niederschlesien  75)0  M.,  in  Obersehlesien 
74<l  M.  Eine  genauere  Gliederung  der 
Bergarbeiter  nach  ihren  in  der  sächsischen 
Statistik  unterschiedenen  I/>hnen  bei  der 
Gewinnung,  bei  der  Förderung,  l>ei  der 
Zimmerung  und  Mauerung,  bei  demMasc hineu- 
wesen  und  der  Zeugarbeit,  bei  der  Aufbe- 
reitung, bei  der  CoaksWreitung.  liei  den 
Platzgeschäften  fehlt  leider  in  der  Statistik 
des  Oberbezirksamts  Dortmund.  — 

d)  Kritik  der  Bemerkungen  von  Prof. 
Schaffte  über  Hauptergebnisse  der 
amerikanischen  Lohn  Statistik.  Der  wert- 
volle Beitrag  zur  I/ohustatistik.  der  in  dem 
Inno  erschienenen  2".  Rinde  des  ameri- 
kanischen (  ensus  von  Inno  mit  einem  Be- 
richt von  Jos.  1).  Weeks  enthalten  war. 
liatte  in  der  Tfibinger  Zeitschrift,  Jahrgang 
1KN9  Heft  I  und  Ii,  in  einer  Abhandlung 
-Der  Geld-  und  Reallohn  in  den  Vereinigten 
Staaten-  eine  eingehende  Besprechung  er- 
fahren. Die  Tübinger  Zeitschrift  kam  zu 
folgendem  Hauptergebnis : 

Ks  stand  der  gemeine  I»hn  (unskilled 
labor)  1.2*»  Dollar  (5.30  M.).  der  Ulm  kunst- 
fertiger Arbeit  (skillod  labor)  2,25  Dollar  (9.50 
M.)  mit  geringeren  Sätzen  für  weibliche  Ar- 
beitskraft und  halbkunstfertig»1  Verrichtungen. 
Fast  alle  I/öhno  waren  seit  1850  um  20  und 
mehr  Prozent  gestiegen,  während  für  1nS0 
Iiis  1nn7  einiger  Rückgang  behauptet  wird. 
Professor  Schäffle  stellte  in  einem  Zusatz 
der  Redaktion  c  eine  Vergleiohung  der 
amerikanischen  I/»hne  mit  den  deutschen 
an  und  hielt  sich  dal>ei  Ijezüglich  des  soge- 
nannten gemeinen  I»hnes  an  den  Mittel- 
satz  des  ortsüblichen  Tagelohnes,  der  mit 
1.01  M.  in  der  Mitte  der  Ortsklasse  III  liege. 
Er  schrieb:  -Der  mittlen1  gemeine  Tagelohn 
iti  Deutschland  betrüge  demgemäss  an- 
nähernd den  dritten  bis  vierten  Teil  des- 
selben Lohnes  in  den  Vereinigten  Staaten. 
Was  sodann  die  Bezüge  gelernter  Arbeit 
betrifft,  so  werden  auch  diese  im  Durch- 
schnitt kaum  die  Hälfte  der  Mittelsätze  der 
Vereinigten  Staaten  (S  bis  11  M.  pro  Tag) 
erreichen.'  Schäffle  berief  sich  zur  Be- 
gründung dieser  Behauptung  auf  *die  l*el>er- 
sicht  der  ortsüblichen  Tagelöhner  etc.  von 
J.  Schmitz  und  auf  die  neuere  Enquete  der 
grossherzogl.  Indischen  Regierung  über  die 
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gewerblichen  Verhältnisse  der  Bezirke 
Mannheim  und  Adelberg  sowie  auf  die 
•württembergische  Krankenkassenstatistik. 
Ausserdem  machte  Sehäffle  noch  darauf  auf- 
merksam, dass  der  Kcal  lohn.  d.  h.  die 
Kaufkraft  des  Geldlohnes  in  den  Vereinigten 
Staaten  el>enfalls  viel  günstiger  sei  als  in 
Deutschland,  und  kam  zu  der  Schlussansicht: 
-Wenn  der  mittlere  Geld  lohn,  wie  nach- 
gewiesen, sowohl  bei  der  gemeinen  wie  bei 
der  gelernten  Arbeit  in  den  Vereinigten 
Staaten  mindestens  dreifach  so  hoch  ist  wie 
in  Deutschland,  so  wird  man  eher  zu  wenig 
als  zu  viel  sagen,  wenn  man  den  Reallohn 
der  Vereinigte«!  Staaten  allermindestens 
doppelt,  wahrscheinlicher  mindestens  zwei- 
eiuhalbfaeh  so  hoch  annimmt  als  denjenigen 
in  Deutschland.- 

e)  Kritische  Bemerkungen.  Es  erscheint 
dem  Verfasser  dieses  Aufsatzes  gewagt  und 
bedenklich,  so  weit  zu  gehen  wie  Professor 
Sehäffle  und  die  amerikanischen  Lohuzu- 
stände  um  das  dreifache  günstiger  darzu- 
stellen als  die  deutschen,  weil  dies  zu 
grossen  Enttäuschungen  weiter  Volkskreise 
führen  kann.  Der  amerikanischen  Lohn- 
statistik haftet  auch  in  dem  trefflichen 
Weeksehen  Report  über  den  10.  Census  der 
Mangel  an,  dass  darin  nur  durchschnittliche 
Tages-  oder  Wochen-  oder  höchstens  Monats- 
verdienste, aber  keine  w  i  r  k  1  i  c  h  e  n  .1  a  h  r  e  s  - 
Verdienste  angegeben  werden,  wie  dies 
in  der  deutschen  und  italienischen  Ix)hn- 
statistik  gegenwärtig  angestrebt  wird.  Nun 
sind  alter  die  Schwankungen  in  den  Monaten 
nirgends  so  gross  wie  gerade  in  den  Ver- 
einigten Staaten,  wo  die  arbeitslosen  Monate 
zahlreicher  und  die  Arbeitsentlassungen  und 
rebergänge  von  hoher  zu  niedrig  gezahlter 
Arbeit  weit  häufiger  sind  als  in  Europa. 
Hierzu  kommt,  dass  die  Sehniitzsehen  l'eher- 
sichten  über  die  sogenannten  ortsüblichen 
Tagelöhne  in  Deutschland  meist  Festsetzungen 
ans  dem  Jahre  1HX4  enthalten,  während  die 
deutschen  I/>hno  schon  im  Jahre  188!)  eine  ganz 
andere  Höhe  erreichten.  Zum  Reweise  können 
die  Arbeitseinstellungen  dienen,  welche  nach 
dem  Vorgehen  der  deutschen  Bergleute  im 
Mai  1889  in  so  vielen  Gegenden  Deutsch- 
lands stattgefunden  und  teilweise  zu  Lohn- 
et höhungen  von  2<>"o  und  zu  Herabsetzungen 
der  Arbeitszeit  von  12  auf  10.  9  und  S 
Stunden  geführt  haben.  In  Berlin  haben 
die  Maurer-  und  Zimmergosellen  00  Pf. 
Stundenlohn,  die  Stunde  ~A>  l*f.  Minimal- 
lohn,  die  Anstreicher  50  Pf.,  die  Modell- 
tischlereinen Minimalstundenlohn  von  4">  Pf., 
für  reberstunden  50,  für  Nacht-  und  Sonn- 
tagsarbeit  W  Pf.  gefordert.  Die  im  Accord 
bezahlten  Gesellen  und  die  Vorarbeiter. 
Werkmeister  etc.  verdienen  gewöhnlich  üher- 
all  mehr  als  die  für  die  Stunde  bezahlten 
Arbeiter.    In  Dresden  haben  im  Mai  18*9 


gewöhnliche  Steinträger,  welche  l>ei  Neu- 
bauten nur  Ziegel  auf  dem  Rücken  bis  in 
die  höheren  Etagen  tragen,  je  nach  ihrem 
Fleiss  und  Geschick  täglich  10  -11  M.  ver- 
dient. 

(Der  Lohn  der  Stein  träger  wird  nach 
1000  Stück  Ziegel  berechnet,  welche  sie 
mit  1  cbm.  Kalk  in  die  Stockwerke  der 
Neubauten  zu  befördern  haben.  Für  die  Re- 
fördeinmg  von  1000  Stück  Ziegel  und  1  cbm 
Kalk  ins  4.  Stockwerk  wurde  ß,40  M.  be- 
zahlt, ins  3.  Stockwerk  3.20  M..  ins  2.  4  M.. 
ins  1.  2.S0  M.,  ins  Parterre  2.30  M.  Zu 
diesen  Stücklöhnen  konnten  sich  5  zu  einer 
Arbeitergruppe  vereinigte  Steinträger  in 
Dresden  im  Mai  1889  tätlich  10-11  M. 
verdienen,  wobei  sie  allerdings  von  früh 
.">  Phr  bis  al»ends  8  Thr  angestrengt  t  hat  ig 
waren.) 

Aehnliche  und  noch  weit  höhere  I/ihne 
sind  bekanntlich  in  Deutschland  in  deu 
Jahren  1872— 187"»  l»ezahlt  wonlen,  als  ge- 
wöhnliche Steinträger  in  Berlin  bei  den 
Rauten  bis  zu  20.  M.  täglich  verdienten  und 
mit  der  Droschke  sich  beim  Bau  einzufinden 
pflegten.  Wahr  ist  es.  dass  in  einzelnen 
deutschen  Gewerben,  namentlich  in  der 
Spinnerei  und  Weberei  uud  in  den  Be- 
triel>en  mit  viel  weiblicher  Arbeit  teilweise 
noch  recht  niedrige  Löhne  bezahlt  werden; 
allein  die  Ressening  ist  auch  da  be- 
merkltfir. 

Die  Löhne  der  gelernten  Arbeiter  sind 
auch  in  Deutschland  erheblich  gestiegen. 
Zum  Reweise  dienen  die  in  Rerlin  gezahlten 
Handwerkerlöhne  nach  deu  Veröffent- 
lichungen des  Rerliner  statistischen  Amts 
und  die  von  dem  sächsischen  statistischen 
Rureau  veröffentlichten  Jahreslöhne,  welche 
sich  bei  den  Häuern  im  Bergbau  bis  über 
1200.  bei  den  Drehern,  Formern,  Modelleuren. 
Bossierern  in  der  Porzellanfabrikation  bis 
über  20O0  M.,  bei  den  Figuren-  und  Ijiud- 
scliaftsmalem  sogar  über  3mi0  M.  beliefen. 
Im  Buchdruckereil>etriebe  brachten  es  in 
Berlin  die  Maschinenmeister  auf  0,32  M. 
Tagelohn,  die  Heizer  auf  4,57  M..  die  Setzer 
auf  5,30  >L,  einzelne  Setzer  auch  (Uter  7. 
ja  einer  sogar  auf  12,7"»  M.  Tagelohn  im 
Jahresgehalt.  Die  deutschen  Arbeitslöhne 
pflegen  zwar  im  allgemeinen  weit  niedriger 
zu  sein  als  in  Amerika,  sind  dafür  aber 
konstanter.  Unterbrechungen  des  Betriebes 
kommen  in  Deutschland  nicht  so  häufig  vor 
wie  in  Amerika.  —  Jedenfalls  ist  die  Ver- 
gleich! »arkeit  der  amerikanischen  und  der 
deutschen  Lohnstatistik  keineswegs  schon  so 
weit  vorgerückt,  dass  man  so  ganz  allge- 
mein den  Arbeitslohn  in  den  Vereinigten 
Staaten  als  um  da*  dreifache  höher  be- 
zeichnen darf. 

Die  in  Deutschland  schon  an  verschie- 
denen  Orten    itezüglich   der  1/mnstatistik 
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durchgeführte  l*ntersuchungsmethr>de  hat 
ausser  in  Amerika  auch  in  Italien  Anwen- 
dung gefunden.  — 

3.  Neuere  lohnetatistincbe  Methoden 
und  Ergebnisse.  Seit  dem  Ei-seheinen 
«ler  ersten  Auflage  des  Handwörterbuchs 
der  Staatswissenschaften  sind  eine  Heiho 
wichtiger  .Schriften  filier  Lohnstatistik  er- 
schienen und  beachtenswerte  Versuche  ge- 
macht wonlen.  die  Arbeitslöhne  in  zahl- 
reichen Erwerbszweipen  und  Werkstätten 
immer  genauer  zu  ermitteln  und  zu  bear- 
lieiten.  Insliesondere  haben  auch  die  deutschen 
Fabrikinspektoivn  wertvolle  Beiträge  zur 
Lohnstatistik  geliefert,  während  sowohl  die 
deutschen  Städtestatistiker  als  auch  die  im 
Internationalen  statistischen  Institut  ver- 
einigten Männer  auf  ihrer  Konferenz  in 
Wien  ülw-r  die  Lohn-  und  Arbeitsstatistik 
eingehende  Heratungen  gepflogen  und  be- 
stimmte Vorschläge  gemacht  halten. 

Die  Heichenljttcher  Handelskammer  in 
Böhmen  hatte  für  den  1.  Dezember  lsss 
eine  Erhebung  der  grösseren,  d.  h.  fabrik- 
mässigeu  BetrieU»  dos  Kammorliezirks  unter 
Anwendung  von  Betricbsfrageltogeu  und 
ArU'itorzählkarten  .  die  seitens  der  einzelnen 
l."riternehmer  auszufüllen  waivu ,  unter- 
nommen und  in  einem  stattlichen,  im  Jahre 
lN'.fl  erschienenen  Werke,  Nord  böhmische 
Arbeiterstatistik' .  1131  Fragelmgeu  von  Pnter- 
nehmern  und  1M2  221  Arheiterzahlkarten. 
unter  denen  1*1)  N24  genaue  l»hnnngnl»en 
enthielten.  Iiearbeitot.  Der  Versuch  der 
Keiehenberger  Handelskammer  venlient  hohe 
Anerkennung,  aber  die  Methode  hat  noch 
den  Felder,  dass  erstens  nicht  nach  dem 
w  i  r  k  1  i  c  h  e  n  l»hne.  sondeni  nur  nach  dem 
dureh.schniltliehen  Inline,  und  zweitens  nur 
nach  dem  Wochenlohn  gefragt  wird,  während 
der  .lahreslohn  oder  die  Zahl  der  wirklich 
geleisteten  Arbeitstage  im  Jahn-  erhoben 
werden  sollte,  und  dass  drittens  dem  Unter- 
nehmer allein  die  Berechnung  des  sog. 
durchschnittlichen  I»hnes  ülierlassen  wird. 
Ks  fehlt  ferner  auf  der  ArUiterzählkarte 
eine  Frage  nach  der  Arbeitszeit  und  nach 
den  etwaigen  Uebeistunden  oder  Polier- 
sehichten. 

Eine  elienfalls  selrr  l«  achtei)swei1e  Arbeit 
hat  der  österreichische  Gelehrte  Dr.  Benno 
Kaqieies.  Mitglied  des  Wiener  .statistischen 
Seminars  des  Direktors  Professor  I  nama  von 
Stenif  irg  unter  dem  Titel  Die  Arbeiter  des 
iiiahrisch-sehlcsischen  Steinkohlenrevier-;  ge- 
liefert (Leipzig.  Verlag  von  DunckenV  Humblot. 
l>i>l).  Dr.  Karpeles  liat  zur  Beschaffung 
des  notweinligen  Materials  Zählkarten  ange- 
wendet und  zwar  je  eine  Zählkarte  für  jede 
Person,  welche  selbst  im  Beigbau  oder 
Hut ten Ijet riebe  als  Art-citcr beschäftigt  ist.  so- 
wie für  jedes  Individuum,  welches  mit  einer 
solchen  Person  in  demselben  Haushalte  lebt. 


Er  liat  auch  Personen  durch  Aerzte  messen 
lassen,  um  Körpeigrösse  und  Gewicht.  Brust- 
umfang. Hub-  und  Druckkraft  etc.  zu  er- 
mitteln. Ingleichen  liat  er  mehr  als  40<)0 
Wohnungen  zur  Untersuchung  herangezogen. 
Es  handelt  sich  hier  also  um  eine  Erhebung, 
die  weit  mehr  bieten  will  als  eine  Dar- 
stellung der  Arbeitslöhne  und  der  Leliens- 
lialtung  einer  Arbeiterbevölkerung.  Der  Ver- 
fasser hat  die  Erhebung  der  Monats  Ver- 
dienste vorgezogen  und  seinen  Standpunkt  mit 
guten  Gründen  motiviert,  weil  der  Erfassung 
der  .Jahreslöhne  aller  Arbeiter  in  dem 
Jahrfünft  von  1**7 — lN!*l  aussejv.rdeutliehe 
Schwierigkeiten  im  Wege  standen  und  weil 
er  die  J/»hne  für  jene  Perioden  darstellen 
wollte,  für  welch'1  sie  wirk  lieh  gezahlt  wurden. 

Puter  den  statistischen  Arbeiten  von 
Fabrikinspektoren  nehmen  die  lohnstatisti- 
schen riitersuchungen  des  Vorstandes  der 
Grossherz» »glich  Indischen  Fahrikinspektion 
F.  Wörishoffcr  eine  ganz  hervorragende 
Stellung  ein.  Es  sind  von  ihm  zwei  gnissere 
Schriften  erschienen,  nämlich:  l.  Die  soziale 
I^ige  der  Uigarronnrboiter  im  Gnissherzog- 
timi  Baden:  2.  Die  soziale  l«ige  der  Fabrik- 
arbeiter in  Mannheim  und  dessen  nächster 
Umgebung.  Die  Darstellungen  Wörishoffers, 
welche  nicht  nur  auf  eigenen  Erhebungen, 
sondern  auch  auf  den  von  Bezirksämtern, 
llezirksärzton,Gomeindebohörden.t  reistlichen, 
Detriobsuuterii»'hmorn  sowie  von  Arl »eitern 
selbst  gemachten  Mitteilungen  beruhen,  ge- 
wfihren  .  in  ziemlich  erschöpfendes  Bild  der 
wirtschaftlichen ,  sanitären  und  sozialen 
Verhältnisse  der  badischen  Cigarreiiarl»eiter 
und  »ler  Arbeiter  des  Mannheimer  Bezirks. 
Sie  geben  auch  filier  die  Art  »ei  t*  löhne  viel 
vollständigere  und  richtigen1  Auskunft  als 
andeiv  deutsche  Fabrikinspektionsberiehte, 
die  sich  gewöhnlich  auf  allgemeine  Duivh- 
schiiittsnngaben  beschränken:  aber  »Ii»-  Me- 
thoile  der  Erhebung  scheint  uns  in  Itetreff 
•ler  liohnstatistik  noch  nicht  exakt  genug. 
Wörishoffcr  hat  für  jeden  Arbiter  die  Ver- 
dienste von  zwei  Winter-  und  zwei  Sommer- 
wochen  in  ein  zu  diesem  Zweeke  ange- 
legtes Verzeichnis  eingetragen  um!  den 
vierten  Teil  iluvr  Summe  als  individuellen 
duivhsohniuJieheii  Wochen  venlienst  ange- 
sehen. Er  giebt  selbst  zu.  dass  der  so 
gefundene  durchschnittliche  Wochen  venlienst 
für  den  einzelnen  Arlieiter  nur  ein  fiktiver 
sei  :  allein  er  glaubt,  dass  etwaige  Zufällig- 
keiten l»ei  der  Gruppierung  der  Massener- 
scheiuungen  verschwinden  wünlen.  Er  hat 
seil  »st  es  für  nötig  erachtet,  kn  der  l>ar- 
stellnng  der  Haushalt  ungsbudgets  von  ver- 
schiedenen ArlM-iterfamilien  ihivn  Jahtes- 
venlienst  anzugol»eii.  Es  'schiebt  tlie>s 
aber  nicht  für  den  einzelnen  Arbeiter,  sondern 
es  winl  dabei  der  Verdienst  sinnlicher 
Familienangehöriger  im  Jahre  aiigegel»en, 
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während  es  sich  im  Interesse  einer  genauen 
Lohnstatistik  empfiehlt,  deu  Jahresverdienst 
des  Mannes,  der  Frau  und  der  Kinder  genau 
7.u  sondern. 

In  der  zweiten  umfassenderen  Arbeit 
über  die  soziale  Lage  der  Fabrikarbeiter  im 
Bezirke  Mannheim  ist  die  Darstellung  der 
Arbeitslöhne  noch  mannigfaltiger  und  instruk- 
tiver als  in  der  ersten,  aber  auch  da  sind 
nicht  die  wirklichen,  sondern  nur  die  durch- 
schnittlichen Wochenverdienste  ermittelt,  und 
—  wie  der  Verfasser  auf  Seite  166  seiner 
Schrift  filier  den  Mannheimer  Bezirk  selbst 
hervorhebt  —  es  lassen  die  Wochenverdienste 
nicht  orkenneu.  in  welchem  Masse  in  den 
verschiedenen  Industriezweigen  und  bei  den 
einzelnen  Arte»  von  Arbeitern  die  Ueber- 
arbeit  auf  die  Höhe  der  Verdienste  einge- 
wirkt hat< .  Der  Verfasser  hat  den  Einfluss 
der  Ueberarbeit  im  allgemeinen  an  einer 
anderen  Stelle  seines  Werkes  als  im  Abschnitt 
(Iber  die  Ixihne  dargestellt.  Für  eine  exakte 
Lohnstatistik  erseheint  jedoch  die  Buchung 
der  reberstunden  bei  jedem  Arbeiter,  dessen 
Lohnhöhe  ermittelt  ist,  von  grösster  Wichtig- 
keit. En  weiterer  Mangel  der  Enqueten 
von  Wörishof  fer  besteht  darin .  dass  den 
einzelnen  Fabriken  die  Berechnung  der 
durchschnittlichen  Wochenlöhne  fll>orlassen 
worden  ist,  wahrend  nur  eine  Berechnung 
der  den  einzelnen  Arbeitern  wirklich 
gezahlten  Löhne  für  wirklieh  ge- 
leistete Arbeitstage  im  Jahre  für 
die  I/ohnstatistik  Wert  hat,  soltald  der  Be- 
arbeiter diese  Angaben  nach  den  I  Lohn- 
büchern kontrollieren  kann.  Trotz  dieser 
Mängel  geben  die  Schriften  von  Wörishoffer 
nicht  nur  im  allgemeinen ,  sondern  auch 
speciell  über  die  Höhe  der  Löhne  in  den 
verschiedenen  Industriccn  viele  neue  und 
wichtige  Aufschlüsse. 

III.  Die  Verhandlungen  und  Beschlüsse 
des   Internationalen    statistischen  In- 
stituts über  die  Arbeits-   und  Lohn- 
statistik. 

Die  Statistik  des  Arbeitslohnes  ist  nach 
dem  Erscheinen  der  ersten  Auflage  des 
Handwörterbuchs  der  Stnatswissenschaften 
durch  die  Arbeiten  und  Verhandlungen  des 
Internationalen  statistischen  Instituts  in  den 
Tagen  vom  28.  September  bis  3.  Oktober 
185)1  in  Wien  wesentlich  gefördert  worden. 
Schon  der  internationale  statistische  Kou- 
gress  hatte  sich  nach  seiner  ersten  Ver- 
sammlung in  Brüssel  im  Jahre  1S.Ö3  wieder- 
holt mit  der  Arbeitsstatistik  beschäftigt. 
Georg  von  Mayr  hat  in  seinem  Aufsatze 
»Dio  Quellen  der  Sozialstatistik 
mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Einrich- 
tungen der  Arbeiterversicherung«  (Bidletin 
de  l'Institut  international  de  statisti^ues 


Tome  III.  Annee  1888)  die  Beschlüsse  der 
verschiedenen  internationalen  statistischen 
Kongresse  näher  beleuchtet  und  dabei  auch 
der  neueren  sozialstatistischen  Erhebungen 
und  Arbeiten  gedacht ,  welche  Bayern. 
Preussen,  Sachsen  und  das  Deutsche  Reich 
veröffentlicht  haben.  Zur  Fortführung  der 
Arlteiten  des  internationalen  statistischen 
Kongresses  hatte  nun  das  Internationale 
statistische  Institut  u.  a.  auch  »die  Statistik 
der  Arbeitslöhne^  auf  die  Tagesordnung 
seiner  Konferenzen  in  Wien  gesetzt  und 
den  Verfasser  dieses  Aufsatzes  um  dio  Be- 
richterstattung ersucht.  Derselbe  hatte  im 
Auftrage  des  Vorstandes  des  Instituts 
12  Resolutionen  mit  einer  Zälilkartc  für 
Arbeiter  und  einer  Zählkarte  für  gewerb- 
liche Betriebe  entworfen  und  sie  schon  vor 
dem  Zusammentritt  der  Konferenz  gedruckt 
veröffentlicht. 

Diese  Resolutionen  und  Zählkarteueut- 
würfe  hatten  folgenden  Wortlaut: 

Resolutionen  sur  Statistik  der  Arbeits- 
löhne nebst  Entwürfen  von  swei  Zähl- 
karten 

(aufgestellt  für  das  Komitee  für  Arbeits- 
löhne von  den)  Berichterstatter  Dr.  Böhmert). 

I.  Die  wichtigsten  Fragen  der  Gegen- 
wart, zu  deren  Lösung  die  Statistik  mit  l*> 
rufen  ist.  beziehen  sieb  auf  die  soziale  Lage 
der  verschiedenen  Klassen  der  Gesellscliaft. 
Insbesondere  bedarf  es  einer  Klarstellung 
der  l^age  der  I Lohnarbeiter,  und  hierzu  ist 
eine  genaue  Statistik  der  Arbeitslöhne  nuer- 
lässlich. 

A.  Erfordernisse  zur  Gewinnung 
des  l'rmaterials. 

II.  Zur  Gewinnung  des  Urmatcrials  für 
eine  zuverlässige  Ixthnstatistik  sind  keine 
sogenannten  Durchschnittslöhne ,  sondern 
nur  wirklich  gezahlte,  .aus  den  (Lohn- 
büchern nachweisbare  Löhne  bestimmter 
Arbeiter  zu  erheben  und  zur  Grundlage 
statistischer  Darstellungen  zu  nehmen. 

III.  An  Stelle  von  Tages-  oder  Wochen- 
löhnen ist  möglichst  der  J  a  h  r  e  s  v  e  r  d  i  e  n  s  t 
des  Arbeiters  zu  ermitteln. 

IV.  Bei  der  Feststellung  des  Jahresver- 
dienstes ist  dio  Dauer  der  täglichen  Ar- 
beitszeit, die  Zald  der  jährlichen  Arbeits- 
tage sowie  dio  etwaige  Einnahme  durch 
Ueherstunden.  durch  Weihnachtsgeschenke. 
Gratifikationen  und  andere  Vergünstigungen 
und  durch  einen  Nebenberuf  mit  in  Rech- 
nung zu  ziehen. 

V.  Ferner  ist  die  Art  der  Löhnung  (ol. 
,  Tagelohn.  Stundenlohn,  Accordlohn,  Gruppen- 
jaecord,  Prämien,  Gewinnanteile  etc.)  genau 
j  anzugeben. 

Vi.  Für  jeden  Arbeiter  ist  eine  Zähl- 
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karte  auszufüllen,  welche  folgende  Angalten 
enthalt : 

1.  Ort  «1er  Beschäftigung.  Art  des  Be- 
triehes und  Name  des  Unternehmers  ; 

2.  Name  und  Geschlecht  des  Arlieiters 
(»der  «ler  ArWiterin ; 

'A.  Wohnort  des  Arbeiters: 

4.  Geburtsjahr  und  < jehurtstag ; 

ä.  Geburtsort  und  Geburtsland: 

«5.  Familienstand  (ob  ledig,  verheiratet, 
verwitwet,  gerichtlich  geschieden): 

7.  Zahl  der  zu  ernährenden  Familien- 
angehörigen : 

m.  Art  der  Bes«;häftigung.  so  sjieeiell 
wie  möglich  (z.  B.  Schlosser,  Ui- 
garrensortk'rer.  Möbel  |>ulierer,  Schrift- 
setzer etc.): 

!».  Arbeitsstclluiifrlob Werkmeister,  Werk- 
füJutT.  Arbeiter.  Vorarbeiter  etc.): 

10.  Jahr  und  Tag  der  Anstellung  in  der 
Betriebsstätte ; 

11.  Zahl  der  regelmässigen  täglichen  Ar- 
beitsstunden : 

l'J.  Arbeitszeit  im  letzten  Jahre: 
a|  Zalü  der  Arbeitstage, 
b»  Zahl  der  Uolterstuudeu, 
cl  Zahl  der  Kiankheitstage, 
d)  Zahl  der  gefehlt. -u  Tag»'  und 
der  Tage  ohne  Arh.-it: 
Kt.  Höhe  des  Jahresverdienstos 
•  iurih   Arbeit,    wobei  besonder 
Vergünstigungen,  wie  Weihnachtsge- 
schenke.   Gratifikationen.  Versiche- 
rungsprämien,   fivie   Wohnung  und 
Kosi  etc.  mit  Ivrfieksichtigt  werden 
>ollen : 

I  L  Löliuungsu-t  tob  Tage-.  A«vonl|ohn. 
<  icwinnbeteiligung  etc.): 

l.">.  Bemerkungen  Tiber  Nebenberufe  un«l 
<"iU-r  Wohnung  (ob  eigenes  Haus  oder 
ennietete  Wohnung  und  Hohe  des 
Mietzinses)  und  üi*x  besondere  ört- 
liche, persönliche  oder  gewerblich«: 
Verhältnisse,  welche  die  bilmhöhe 
lie.iidluss.Mi  [/..  B.  Gebrechlichkeit. 
SaisonarlH.'it ). 

15.  Erfordernisse  zur  Ergänzung 
und  Vervollständigung  <lcs  Ur- 
materials. 

VI I.  Zur  Ergäuzung  und  Vervollstäiuli- 
Liuig  «les  l 'rniaterials  sind  bei  je« ler  I/.»hn- 
statistik  auf  Grund  «ler  J^olmhücher  der 
l'iiternehmer  o«1«t  durch  sonstige  Erkuii'li- 
gungeii  möglichst  umfangreiche  Verglei- 
«■huugeu  in  betreff  der  Zeit,  des  Ortes  und 
■  ler  J'eix.tien  vorzuiiehmen.  Es  sind  l^e- 
stimmte  Arbeiter  bestimmter  Bctrielie  mit 
holn-u.  mittlen;»  und  niedrigen  Jahresvcr- 
•  heilsten  in  verseil  i«'<lenen  Gegenden  auf 
eine  möglichst  lang«-  .lahresreihe  zurückzu- 
verb  'Ig.'ii. 

VIII.  Die   örtlichen  Verschiedenheiten 


lob  großstädtische,  mittelstädtische  o«Jer 
kleinstädtische  und  ländliche  Betriebe  sowie 
der  Einfang  der  Betriel»e  (ob  Grossbetrieb 
«Hier  Kleinlietrieb)  und  die  Art  der  Beschäf- 
tigung (ob  Saisonarbeit  mit  Nebenberuf  oder 
volle  gleiehuiässigc  Jahresbosehäftigung)  sind 
iiberall  zu  benVksiehtigen. 

IX.  Mit  der  Ixihnhöhe  sin«l  die  Preise 
«ler  unentbehrlichen  U'bensmittel  und  Woh- 
nungen und  Oberhaupt  die  Kosten  des 
Enterhalts  eines  Arbeiters  in  der  in  Frage 
stehemlen  Gegend  zu  vergleichen.  In- 
gleichen  ist  anzugeben,  ob  Wohlfahrtsein- 
richtungen ,  wie  Arbeiterhäuscr,  Fabrik - 
küchen  u.  s.  w..  den  Unterhalt  des  Arbiters 
erleichtern. 

N.  Den  Zahlen  über  «lie  H«*»he  der 
Ix"»hue  sind  beschreibende  Mitteilungen 
über  «lie  Ursachen  der  Ijohnunterschiede 
in  gewissen  Geworben  mler  Gegeiuleu  bei- 
zufügen. Ausser  den  drei  Hauptbestim- 
mniigsgründen  der  l>ohuh«*>he  (a)  AngeW 
und  Nachfrag«:  nach  ArUütskräften.  b)  I iiter- 
ltaltsb«;«larf  eines  Arbeiters  un«l  c)  Leist  uu-> 
gen  des  Arl>eiters)  sind  u.  a.  folgende  That- 
sachen  zu  berücksichtigen:  ob  Natur- 
ereignisse, wie  gute  oder  selüechte  Ernten, 
«nler  technische  Erfindiiiigeu  (neue  Ma- 
schinell! <>ler  «Ii»«  1 'reise  «l«'r  Rohprodukte 
un«l  fertigen  Fabrikate  (z.  B.  Kohlen-  und 
Eisenpreise  bei  Bergleuten  und  Eisenar- 
lieitern)  oder  die  Oualität  des  verarbeiteten 
Rohstoffes  (bei  Siiinncm  und  Webern)  oder 
wirtschaftliche  Neuerungen,  wie  ge- 
schickte Kombinationen  <les  Tag«'l«<hn«'s  mit 
«lein  Accordlohu  o«ler  mit  «ler  Gewiunbe- 
l«'iligung.  auf  «Ii«' Steigerung  der  lA'istungou 
und  «lie  Höhe  «l«*s  Jahresverdioiistes  ein- 
wirken. 

XI.  Die  seid  bösliche  Bearbeitung  der 
I,oluistatistik  kann  je  nach  dein  Zwecke 
der  Lohnstatistik  erfolgen: 

1.  nach  einzelnen  Ort.-»,  Bezirken  und 
Llmb-rn : 

2.  nach  ( «ewerbs/.woigen  ; 

'.\.  ua<h  dem  Ges«hlecht  der  Arl>eiter: 
4.  nach  «bin  L«'bensnltcr  der  Arbeiter; 
.").  nach  Betriebsart« 'ii  (Gross-  oder  Klein- 
t«'tri.d.): 

*».  nach  JV'triebsformen  (Staats-.  Ge- 
meinde-, Gesellschafts-  oder  I'rivat- 
lftrieb): 

7.  nach  bestiininten  grössei-on  Einzelbe- 
trieben. 

XII.  Bei  Betrieben ,  welche  ihren  Ar- 
beitern Gewitinantcde  bewilligen,  ist  anzu- 
geben : 

1.  Name  und  Ort  «les  Geschäfts: 

2.  Art  der  Industrie: 

3.  Zahl  <l«  r  in  dem  Bctrielie  boschäf- 
tigten  Arbeiter: 

4.  Jahr  der  Einführung  der  Gewinnbe- 
teiligung ; 
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r».  ob  feste  Anteile  vertragsmässig  oder 
statutarisch  im  voraus  zugesichert 
sind  und  in  welcher  Höhe; 

ti.  ob  «1er  Arbeiter  nur  am  Gewinn  oder 
auch  am  Vorlust  beteiligt  ist : 

7.  ob  und  wie  das  Kapital  und  die  Ar- 
beit durch  einen  Reservefonds  gegen 
die  Folgen  von  Verlusten  geschützt 
sind  : 

s.  ob  alle  Arbeiter  oder  nur  eine  be- 
schränkte Zahl  von  Artleitern  W- 
teiligt  sind; 

!).  ob  die  Verteilung  im  Verhältnis  zu 
den  bezogenen  1 /ihnen  oder  mit 
Rücksicht  auf  die  Dienstjahre  oder 
nach  anderen  Rücksichten  erfolgt: 
1<>.  ob  die  Anteile  ganz  oder  teilweise 
bar  ausgezahlt  oder  für  die  Arbiter 
zurückgelegt  werde  » ; 

11.  ob  den  Arbeitern  «-ine  Kontrolle  iuVr 
die  Rechnungsführung  oder  Mitwir- 
kung an  der  Verwaltung  eingeräumt 
ist  (Arbeiterausschussi: 

12.  ob  und  welche  Wirkungen  auf  den 
Gang  des  Unternehmens,  auf  die  Be- 
ziehungen zwischen  Arbeitgeber  und 
Arbeitnehmer  und  auf  die  Lage  der 
Arbeiter  bemerkbar  sind. 

Entwurf  einer  Zählkarte  fttr  Arbeiter. 

Staat:  Jahr: 

jiuf  wclc-hr«  »Uli  die  Krliehunjt  bezieht. 
Ort  der  Beschäftigung:  Bezirk: 
Nunie  des  Unternehmers: 

Art  dt*s  Betriebe*  ml,  Hermverk*Uetrlet>.  «iL-arren- 

t.il'Mk    iiieehmii«<  Ii«'  \VftnTfi  ete.  : 

1.  Familien-  und  Vornamen  des  Arbeiter-: 

2.  Wohnort  des  Arbeiters: 

H.  Gcbnrtsta^  und  -jähr:    

4.  (Geburtsort  und  -land 

h.  Familienstand:  Ledig?  Verwitwet?  Ver- 
heiratet? (iericbtln  h  geschieden?  Zutreffen- 
de* UIlK  P-tn-i'  fM  Ii  i 

f..  Zahl  der  zu  ernährenden  Faniilienamrehö- 
riircn    Krim.  Kimler.  *<m*tii<e  Verwandle 

7.  Art  der  Beschäftigung  ,«i  s|.«-,  i.ll  wi.-  m.*- 

llch.z  H  .cicarreiisortierer  M  Iimlierer.  KrempUr 

Ki*.  u.tn  Ii.  r  Sr!irin«tz<r,  Wnlltarlx  r  et,-. 


8.  Arbeitsteilung  ,ob  Werkmeister .  Werkführer, 
Arbeiter.  Vorarbeiter.  Cehutfe.  Lehrling  etc. 

9.  Jahr  und  Tag  der  Anstellung  in  der  Be- 
triebsstätte : 

10.  Zahl  der  regelmässigen  tAgliehen  Arbeits- 
stunden: 

11.  Arbeitszeit  im  letzten  Jahr:  ai  Zahl  der 
Arbeitstage: 

h  Zahl  der  Ueberstundcn : 
c «  Zahl  der  Krankheitstage : 
d  Zahl  der  gefehlten  Tage  und  der  Tage 
ohne  Arbeit : 

12.  Jabresverdienst  dnreh  die  vorgenannte  Ar- 
beit :  Mark 
Hierüber  au«  besonderen  Vergünstigungen 

i  Welhnoi-htfRewlicnken.  (iratlnfcatlonen ,  Ver- 
»bheruncspraiuien.  freier  Koxl,  freier  Heizung 
nml  Be)enrhmn»»'t  und  zwar 
ai  in  barem  Geld 

b  i  in  Naturalbezügen  nach  ortsüblichem 
Preise  Mark 

13.  Löhnuugsart.  Anzugeben  ob  Tage-,  Ac- 
eordlohn.  Gewinnbeteiligung  etc. : 

14.  Führt  der  Artieiter  noch  einen  Nebenberuf, 

der  ein   Einkommen  bringt?  Welchen? 

15.  Ist  eigenes  Haus.  Feld  und  welche  Hans- 
Tiere  .Kuh.  7>«e'.  Sehwein  etc.)  vorhanden, 
welche   den   Lebensunterhalt  erleichtern? 


1(1 


Wieviel  beträgt  der  Züis  der  lennleieten 
Wohnung?  Mark  jährl.  Wie- 

viel beträgt,   der  Erlös  durch  Aftermiete. 
Schlafstellen? 
Mark  iährl. 

17.  Bemerkungen  über  besondere  Verhältnisse, 
welche  Arbeit  und  Lohn  beeinflussen : 


Entwurf  einer  Zählkarte  fllr  gewerbliche 
Betriebe. 

Staat:  Jahr  der  Er- 

hebung : 
Sitz  des  Unternehmens: 
Bezirk : 

Name  des  Unternehmers  >.i>oi  ueM-lKdwft!«-.  stiiat-* 
nn,l  ilenieinileunternehiiinniten  icenuue  Bezebli- 
mint  «lemellien 1 : 

Genaue  Amrabe  der  Art  des  Gewerbes  und  der 
etwaigen  Nebengewcrbe : 

Wird  bei  dein  Gewerbe  elementare  Kraft  iWin.t. 
Wwi .  Oamiit.  Cas,  Hi'ixxluft  zum  Betriebe 
von  Maschinen  benutzt?   
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An  den  Beratungen  des  von  dem  Intor-  :  künftig  für  die  vorgeschlagene  Itessere  Lohn- 


statistik mit  benutzt  werden  möge.  Das 
Plenum  war  damit  einverstanden  und  er- 
klärte im  übrigen  seine  Zustimmung  zu 
allen  vom  Komitee  für  Ar»»eit  und  Löhne 
empfohlenen  Resolutionen ,  welche  in  der 
vom  Institut  angenommenen  verkürzten 
Fassung  folgendermassen  lauten: 


nationalen  statistischen  Institut  eingesetzten 
»Komitees  für  Arbeit*  beteiligten  sich  u.  a. 
folgende  Mitglieder  des  Institut*:  von  den 
anwesenden  Deutsehen  Dr.  K.  Engel  als 
Präsident,  ferner  Sehmoller,  Conrad,  I^exis. 
Böhmert,  Rasp.  Kollmauu.  Böckh.  Edel- 
mann, Hasse,  sodann  die  Oesterreieher  von 
Jurascheck,  von  Dorn,  Singer,  der  Ungar 

Fuldes,  der  Franzose  Chevsson.  der  Eng-       Resolutionen  des  Internationalen 
länder  Bateman.  der  Norweger  Kiaer,  der1  statistischen  Instituts. 

Däne  Scharling,  der  Schwede  Sidenblath.  |  Das  Internationale  statistische  Institut 
der  Russe  Tchonprov.  die  Amerikaner  Gould  spricht  nach  den  Vorschlägen  des  Komitees 
und  Mayo-Smith  und  der  Serbe  Vaunacque.  I  für  die  Arbeitsstatistik,  in  Anbetracht,  dass 
Es  war  nicht  möglich,  in  zwei  Komitee-,  die  Herstellung  einer  guten  I»hnstatistik 
sitznugeru  welche  der  I/mnstatistik  gewidmet  von  Tag  zu  Tag  immer  notwendiger  wird, 
wurden,  alle  Vorschläge  des  Referenten  und  seine  Ansicht  dahin  aus: 
die  von  ihm  vorgelegten  Iteiden  Zählkarten-  I.  1.  dass  es  zur  Gewinnung  einer  guten 
entwürfe  gründlich  zu  beraten.    Man  go 


langte  jedoch  zu  einem  Einverständnis  über 
die  wichtigsten,  in  den  Resolutionen  II. 
III,  IV,  V  ausgesprochenen  Grundsätze.  Die 
beiden  anwesenden  Amerikaner  l>erichteten 
über  die  Erfahrungen  der  amerikanischen 
Arbeitsämter,  denen  bezüglich  der  Einsicht 
der  Lmulisten  von  Seiten  der  Unternehmer 
gar  keine  Schwierigkeiten  gemacht  würden, 
und  sprachen  sicli  für  Erhebung  von  In- 
dividuallöhnen  und  individuellen  Haushal- 
tungsbudgets aus.  Die  guten  Erfolge  der 
amerikanischen  Aemter  für  Arbeiterstatistik 
veranlassten  die  Professoren  Schmoller  und 
Conrad,  die  Errichtung  besonderer  Aemter 
für  Arbeiterstntistik  allgemein  zu  empfehlen, 
wogegen  die  Direktoren  mittlerer  und 
kleinerer  statistischer  Bureaus  b  merkten, 
dass  die  bestehenden  statistischen  Bureaus 
recht  wohl  geeignet  seien,  auch  die  Lthn- 
und  Arbeiterstatistik  eingehender  zu  pflogen, 
und  den  Vorzug  hättet»,  die  Ergebnisse  der 
Lohn-  und  Sozialstatistik  mit  der  von  ihnen 
ebenfalls  betrieb-nen  Bevölkerongs-,  Ge- 
werbe-, Finanz-.  Justiz-.  Moralstatistik  etc 


Lohnstatistik  nicht  genügt,  nach 
Durchschnittslöhnen  zu  fragen, 
sondern  dass  man  die  an  jeden  Ar- 
biter wirklich  gezahlten  Ar- 
heitslOhne  ermitteln  muss; 

2.  dass  man  sich  nicht  damit  begnügen 
darf,  die  Tage-  oder  Wochen- 
löhne  zu  erfragen,  sondern  den  Be- 
trag des  Jahresverdienstes  (in 
solchen  Industrieen.  welche  nicht  das 
ganze  Jahr  hindurch  arl>eiten,  des 
Campagneverdionstes)  eines  jeden  Ar- 
beiters oder  die  Höhe  der  Vergütung 
für  diejenigen  jährlichen  Arbeitstage, 
in  denen  der  Arbeiter  wirklich  be- 
schäftigt war.  unter  MitWücksich- 
tigung  von  Ueborstnnden  ermitteln 
muss : 

3.  dass  man  ferner  die  Zuschläge  zum 
regelmässigen  Arbeitslohn  und  die 
verschiedenen  Arten  der  I/>hnung  (ob 
Tagelohn .  Stundenlohn .  Aeeord'lohii, 
Grup|>enaeeord ,  Prämien.  Gewinn- 
anteile) mit  in  Betracht  ziehen  muss. 

II.   Das  Institut  empfiehlt,    die  nach 


aufs  genaueste  zu  vergleichen.  Das  Komitee  diesen  Grundsätzen  bereits  begonnenen  Unter- 
verzichtete  auch  darauf,  die  Errichtung  be-  suchungcri  fortzusetzen  und  neue  statistische 
soudertT  Aemter  für  Arbeitsstatistik  überall  Darstellungen  der  Arbeitslöhne  in  bestimmten 
und  allgemein  zu  empfehlen.  Von  Seiten  ;  Etablissements,  welche  als  Tyj)en  dienen 
des  Getieralirispoktors  der  Brücken  und  können,  zu  unternehmen  und  dieselben  durch 
Strassen,  Professor  Cheysson  in  Paris.  wurde  Monographieen  mit  Familienbudgets  nach 
l^esondeix  auf  die  Arbeiten  von  1,0  Play  und  den  durch  geschätzte  Publikationen  bereits 
seiner  Schüler  hingewiesen  und  l^otont,  dass  bewährten  Methoden  uud  Formularen  zu 
nicht  nur  die  Regierungen  und  Gemeinden  vervollständigen,  damit  die  Erhebungen  ver- 
im  Interesse  ihrer  eigenen  Werkstätten  den  gleichbar  werden. 

Anfang  mit  einer  guten  Lohnstatistik  machen J  III.  Das  Institut  empfiehlt  ferner,  diese 
sondern  auch  die  gelehrten  Gesellschaften  i  Erhebungen  mit  solchen  Etablissements, 
bessere  Erhebungen  organisieren  sollten. !  welche  vom  Staate,  von  Provinzen  oder  Ge- 
lbe Beschlüsse  des  »Komitees  für  Arbeit-  meinden  geleitet  oder  überwacht  werden, 
wurden  von  einem  Subkomiteo  in  5  Reso-  zu  beginnen  und  sie  dann  auf  solche  Privat- 
lutioneu  zusammengefasst.  Bei  der  Beratung  etablissements,  deren  l/>iter  dazu  bereit 
derselben  in  der  Plenarversammlung  dos  sind  und  Vertrauen  verdienen,  auszudehnen. 
Instituts  empfahl  der  frühere  Staatssekretär  IV.  Das  Institut  empfiehlt,  da.  wo  es 
Dr.  von  Mayr.  dass  auch  alles  durch  die  möglich  ist,  bei  allen  solchen  Untersuchungen 
Arbeiterversieherung    gewonnene    Material  i  auch  die  Arbeiter  mit  heranzuziehen  und 
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die  Erhebungen  untor  ihrer  Mitwirkung 
durchzuführen. 

V.  Das  Institut  empfiehlt,  dass  iu  den 
Landern,  in  welchen  die  Einrichtung  der 
Arbeiterversicherung  es  ermöglicht,  eine 
durchgreifende  Ausnutzung  des  durch  die- 
selbe gelieferten  Materials  für  die  Zwecke 
einer  allgemeinen  Lohnstatistik  erfolge. 

VI.  Das  Institut  spricht  endlieh  den 
Wunsch  aus: 

1.  Dass  die  gelehrten  Uesellscliaften, 
welche  sich  mit  der  methodischen 
Herstellung  solcher  Erhebungen  und 
Monographieen  befassen,  in  den  ver- 
schiedenen lindern  sieh  weiter  ent- 
wickeln und,  wo  sie  fehlen,  derartige 
ins  lieben  treten  möchten ; 

2.  Dass  die  Regiorungen,  nach  dem  Vor- 
gange der  Vereinigten  Staaten,  be- 
sondere statistische  Arbeitsämter,  in 
solchen  lündom,  wo  sie  noch  nicht 
bestehen,  neu  errichten  oder  innerhalb 
der  bereits  bestehenden  landesstatisti- 
schen  Aemter  organisieren  möchten. 

Die  Resolutionen  des  'Internationalen 
statistischen  Instituts«  über  die  Fragen  der 
Lohnstatistik  sind  insbesondere  in  betreff 
der  Ermittelung  des  Jahresverdienstes  durch 
Fabrikinspektor  Wörishoffer  und  Dr.  Karpeles 
in  ihren  von  uns  bereits  angeführten  hoch- 
ljeaehtens  werten  eigenen  Untersuchungen 
über  Arbeitslöhne  angefochten  worden. 
"Wörishoffer  rügt,  dass  diese  Resolutionen 
»eine  offene  Frage  dogmatisch  zum  Ab- 
schlüsse bringen  wolleu  und  Dr.  Kari>oles 
erklart'  es  für  dringeud  wünschenswert,  dass 
das  Institut  nicht  für  alle  Zukunft  das 
Problem  der  Lohnstatistik  durch  die  Wiener 
Resolutionen  als  gelöst  lictraehtc.  Auch  die 
Fragen  der  Lohnstatistik  gehören  zu  denen, 
Hin  ne  finissentpas  et  no  finiront  jamaisc 
Die  dogmatische  Festlegung  eines  wichtigen 
statistischen  Forschungsgebietes  ist  von  dem 
Internationalen  statistischen  Institut  nie  l>e- 
absichtigt  worden  und  kanu  auch  aus  den 
Resolutionen  nicht  herausgelesen  werden. 
Die  Fragen  nach  Durchschnittslöhnen  sowie 
nach  Tage-  oder  Wochenlöhnen  sind  als 
nicht  genügend  bezeichnet  worden,  und  man 
liat  statt  dessen  die  Ermittelung  des  Jnhres- 
vertlienstes  verlangt,  aber  ausdrücklich  sich 
auch  mit  dem  Cam|)agncverdienst  begnügt 
>in  solchen  ludustrieen,  welche  nicht  das 
ganze  Jalir  lündurch  arbeiten < .  Es  muss 
jedoch  zugestanden  werden,  dass  je  nach 
dem  Ziele  der  Untersuchung  auch  manche 
inneren  Gründe  für  Monats  löhne  sprechen 
uud  dass  in  einer  Statistik  der  Bewegung 
der  Löhne  nach  Monaten  natürlich 
den  Jaliresverdiensten  nur  eine  minder 
wichtige  Rolle  zukommt.  —  Im  übrigen  ist 
zu  bemerken,  dass  die  Wiener  Resolutionen 
iu  der  Hauptsache  auch  nur  zu  Einzelunter- 

H&ndwörterbuch  der  Staatawisscasi-harton.  Zweite 


suchungen  und  zu  immer  neuen  selbst- 
schöpferischen Experimenten  auf  dem  Ge- 
biete der  Lohustatistik  anregen  wollen  und 
dass  mit  den  von  so  vielen  Seiten  als  wolü- 
golungen  bezeichneten  »Lohnstatisti- 
schon  Untersuchungen  in  der  Ci- 
garrenfabrikation«  von  Alban  Förster 
fZeitselirift  des  sächs.  Statist.  Bureaus  1892) 
jedenfalls  ein  vielversprechender  Anfang  mit 
der  Erprobung  der  in  Wien  empfohlenen 
Forschungsmethode  gemacht  worden  ist 
Aehnliche  Untersuchungen  wie  die  von 
Förster,  Wörishoffer,  Karpeles  u.  a.  werden 
gewiss  nicht  verfehlen,  immer  neue  wich- 
tige Bausteine  herbeizuschaffen,  um  zu  ge- 
wissen Wahrheiten  auf  dorn  Gebiete  der 
Lohnstatistik  zu  gelangen. 

Deu  Verliandlungen  des  Internationalen 
statistischen  Instituts  in  Wien  waren  in  der 
Woche  vorher  am  22.,  23.  und  24.  September 
1891  in  Köln  Verhandlungen  der  deutschen 
Städtestatistiker  vorangegangen,  welche  sich 
ebenfalls  mit  der  Lohnstatistik  eingehend 
lieschäftigten  und  Entwürfe  von  Fragebogen 
und  andere  Vorschläge  empfohlen  liaben. 
Unter  den  Resolutionen  der  in  Köm  ver- 
sammelten Städtestatistiker  verdient  die 
Empfehlung  des  Direktors  Pröbst  in  München 
ganz  besondere  Beachtung,  die  dahin 
»da,  wo  es  möglich  ist,  bei  aJ 
lohn  statistischen  Untersuchungen 
auch  die  Arbeiter  mit  heranzu- 
ziehen und  die  Erhebungen  unter 
ihrer  Mitwirkung  durchzuf ühreiK. 
Diese  Resolution  ist  glcicldautend  mit  der 
Resolution  IVdes  Internationalen  statistischen 
Instituts.  Schon  dieser  einzige  Grundsatz 
enthält  einen  Bruch  mit  dem  ganzen  System 
lohnstatistischer  Erhebungen,  da  man  sich 
früher  in  den  meisten  Iiindern  mit  nichts- 
sagenden allgemeinen  Durchschnittsangaben 
der  Unternehmer  begnügt  hat. 

Die  in  Köln  und  Wien  gepflogenen  Be- 
ratungen   und    gemachten   Vorschläge  im 
Bunde  mit  so  vielen  amtlichen  und  privaten 
Berichten  und  Arbeiten  über  Lohnstatistik 
haben  rasch  Früchte  gezeitigt.  Schon  wenige 
Monate  nach  der  Wiener  Konferenz  beriet 
i  der  deutsche  Reichstag    über   eine  V»>r- 
'  besserung  der  Lohnstatistik,  und  der  Staats- 
sekretär v.  Böttieher  gab  in  der  Reichstags- 
•  sitzung  am  13.  Januar  1S92  die  Erklärung 
I  ab,  dass  sich  die  Reichsregierung  entschlossen 
'  habe,  eiue  Kommission  für  Arteiterstatistik 
I  einzusetzen,  an  welcher  Mitglieder  desReichs- 
i  tags,  des  Bundesrats,  Statistiker  und  solche 
Mitglieder,  welche  im  gewerblichen  Lehen 
stehen  und  also  ein  sachverständiges  Urteil 
baten,  teilnehmen  sollten.   Hierauf  erfolgte 
am  20.  Januar  einstimmig   die  Annahme 
eines  Antrags  des  württembergischen  Reichs- 
tagsabgeordneten Siegle,  dahin  lautend :  *den 
Reichskanzler  zu  ersuchen,  statistische 
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Aufnahmen  (Iber  die  Lage  der  ar- 
beitenden Klassen,  insbesondere 
fih  e  r  Arbeitszeit.  L  o  h  n  v  e  r  h  ii  1 1  n  i  s  s  e 
und  Kosten  der  Lebenshaltung  der 
Arbeiter  in  den  verschiedenen  Be- 
rufszweigen vornehmen  zu  lassen.» 

In  der  Dehatte  über  diesen  Antrag  la- 
tente der  Antragsteller  Siegle:  -dass  ein 
Ijjind.  welches,  wie  Deutschland,  in  der 
Sozialgeset /gebung  allen  anderen  lin- 
dern vorausgegangen  sei.  auch  in  der  Sozial- 
st at  ist  ik  nicht  zurückbleiben  dürfe«  und 
dass  namentlich  die  Nach  Weisung  der 
Loh  nbe züge  von  grösster  "Wichtigkeit  sei. 
woliei  die  5  Millionen  Arbeiter  umfassende 
Statistik  der  deutschen  Berufsgenossen- 
schaften als  Grundstock  dienen  könne,  an 
den  sich  die  anderen  l^ohnübersichton  an- 
gliedern könnten.  Auch  der  sozialdemo- 
kratische Abgoonlnetc  Frohme  hegrüsste  den 
Antrag  und  die  Arlieiton  der  Kommission 
mit  Freude  und  betonte  dabei  ausdrücklich, 
dass  er  und  seine  Partei  keinen  Wert  auf 
Durchschnittsziffern  lege.  Der  deutschfrei- 
sinnige Abgeordnete  Schräder  stimmte  ihm 
darin  bei  und  bemerkte  unter  Berufung  auf 
die  Verhandlungen  des  Internationalen  sta- 
tistischen Instituts  in  Wien,  dass  es  vor- 
zugsweise darauf  ankommen  werde,  die  rich- 
tige Methode  für  die  statistischen 
Krhe Innigen  zu  finden. 

Die  vom  Bundesrat  und  Keichstag  ge- 
wählte Kommission  für  Arheiterstatistik 
begann  schon  im  Juni  181*2  ihre  Sitzungen 
und  hat  in  den  verflossenen  Jahren  auch 
wichtige  Berichte  über  l/>hn  Verhältnisse, 
Arbeitszeit,  ljehrlingsverhältnisse  in  ver- 
schiedenen (icvcrU'ii  veröffentlicht,  welche 
die  Beichsregiemng  und  den  Boichstag  zu 
verschiedenen  gesetzgeberischen  Schritten 
veranlasst  haben. 

Schon  sehr  bald  nach  den  Verhandlungen  im 
deutschen  Reichstage  ist  die  Frage  der  Kmch- 
tung  eines  liesnnderen  Amtes  für  Arbeitssta- 
tistik auch  in  Oesterreich  lebhaft  erörtert 
wurden.  Die  österreichischen  Abg>-ordneten 
Nenwirth  und  Genossen  haben  am  3o.  Januar 
ls)»2  einen  darauf  liezügliohon  Gesetzont- 
wurf  In'i  dem  Ahgoordnetonhause  einge- 
bracht, de>sen  s.  1  lautet:  Der  Handels- 
minister  wird  ermächtigt,  ein  Amt  für  Ar- 
beitsstatistik  als  gesonderte  Abteilung  seines 
Hessorts  zu  errichten  und  zu  diesem  Behuf 
die  erforderliche  Anzahl  von  Beamten  und 
Hilfskräften  zu  ernennen  und  zu  bestellen. 
Das  Amt  soll  nach  S  '-  liesonders  Umfang 
und  Lage  der  gewerblichen  Produktion, 
ferner  die  Lage  der  arlieitenderi  Klassen, 
ihre  I/ohn-  und  Wohlfnhrtsverhältnisse  sowie 
Ursachen,  Dauer  und  Folgen  der  Arbeiteraus- 
stände und  die  Krfolge  der  zu  Gunsten  der 
Arbeiter  erlassenen  Gesetze  u.s.w.untersnehen. 

Mit  Hecht  hat  man  von  seium  des  Inter- 


nationalen statistischen  Instituts  allen  diesen 
Bestrebungen  und  namentlich  den  ameri- 
kanischen Arbeitsämtern  grosse  Beachtung 
geschenkt  und  ihre  Nachahmung  in  Euroj« 
warm  empfohlen. 

IV.  Neueste  lohnstatistische  Mitteilungen 
aus  den  Jahresberichten  der  deutschen 
Gewerbeauf  Sichtsbeamten  im  Jahre  1896. 

Die  neueren  Jahreslierichte  der  deutschen 
Fabrikinspektoren  zeigen  wie  die  früheren  ge- 
I  waltige  l  ntorschiede  der  I>"lhne  in  den  ver- 
i  Kchicdenen  Gegenden  und  Betriebszweigen. 
!  Da  die  ortsüblichen  Tagelöhne  in  Bremen, 
Geestemünde  und  Umgegend  am  höchsten 
,  bis  zu  300  Pfennige  steigen,  so  ist  es  er- 
'■■  klärlich,  dass  in  den  eigentlichen  Fabriken 
j  und  grösseren  Betrieben  jener  Gegend  weit 
:  höhere  L'ihne  vorkommen.  Selbst  über  die 
Ziegeleien ,  die  doch  in  vielen  Gegenden 
Deutschlands  noch  ziemlich  niedrige  Löhne 
zahlen ,  wird  berichtet :  >  Die  erwachsenen 
Arbiter  in  den  Ziegeleien  der  Kreise  Geeste- 
münde und  Osterholz  verdienen  täglich  durch- 
schnittlich 3 — 4  M.  In  der  Nähe  von  Geeste- 
münde beläuft  sich  der  Durchschnitts  verdienst 
höher  als  3  M.  50  Pf.  Die  jüngeren  Arbeiter 
verdienen  durchschnittlich  2  M.  W)  Pf.  Es 
!  verdienen  in  einer  Töpferei  und  Steingut- 
|  fnbrik  im  Kreise  Blumenthal :  I.  Akkord- 
arbiter: Schlemmer.  Dreher,  Schüssel-  und 
Tellermacher.  Hohlformer  3,<»0  M.  täglich ; 
II.  Ix>hnarbiter  in  der  Trommelmühle,  in 
der  Thonschneiderei  und  bei  der  Uhamotte- 
breitung  2.17  M..  Ofenarbiter,  Brenner. 
Einträger  und  Austräger  2.b7  M..  Maschinist 
4.70  M.«  Schmied  3.03  M.,  Heizer  3  M.. 
Arbeitsleute  2.50  M.  Es  erhielten  Former. 
Giesser  in  Geestemünde  3.70  M.,  in  Oster- 
holz 3.W  M..  in  Blumenthal  3,50  M..  in 
Achim  4,5h  M.-  Aus  den  Bezirken  Dort- 
mund. Bochum,  l'nna  wird  brichtet:  -Der 
durchschnittliche  Jahresverdienst  eines  Ar- 
biters einschliesslich  der  Jugendlichen 
schwankt  zwischen  lOÖO  und  1200  M.  und 
betrug  auf  den  grössten  WTerken  des  Bezirkes 
im  Jahre  ls*>r»  «16  im  Aufsichtsbzirk  Dort- 
mund 122:),»  M.,  111K.3  M.,  K»70  M.  und 
1065.8  M..  im  Aufsichtsbzirk  Bochum: 
1 124.2  M..  1 114,5  M..  1  111.5 M.,  in  Unna  1023 
M.  Aus  der  Gewerbeinspektiori  Stade  wird 
berichtet :  Es  sind  in  einer  Anzahl  von  Ziege- 
leien an  der  lTnterelbc  mit  insgesamt  430  Ar- 
bitern Lohnermittelungcn  «angestellt  worden. 
Der  Höehstbtrag  des  wälirend  der  ganzen 
Ziegeloampagne  verdienten  I/mnes  belief 
sich  bi  einem  geschulten  Arbeiter  auf  etwa 
!»Ho  M.  für  40  Wochen,  der  geringste  auf 
etwa  3«Hi  M.  bi  einem  jugendlichen  Arbiter 
!  für  flie  Zeit  von  26  Wochen.  Die  Wochen- 
löhne schwankten  je  nach  Leistung  und 
Alter  zwischen  11,50  und  28  M.* 

Die  neuesten  Jahresberichte  der  deut- 
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sehen  Fabrikinspektoron  ontlialteu  eiue  auch 
wogen  der  Methode  der  Bearbeitung  be- 
achten swerte  Tabelle  dos  Aufsiehtsl)oamten 
in  Baden  über  den  durchschnittliehen  Woehen- 


verdienst  von  5  chemischen  Fabriken 
in  den  Jahren  1890  und  1890,  worin  dio 
Ijohne  so  angegeben  sind,  wie  sie  sieh  auf 
je  100  Arbeiter  nach  ihrer  Höhe  verteilen: 


Vergleichende  Zusammenstellung  der  durchschnittlichen  Wochenverdionste  von  fflnf 
chemischen  Betrieben  in  den  Jahren  1890  und  1N90. 


['uivhsrhninürli,  ZmIiI         Arbeiter  in  je<lrr  Kl.isse  hei 
\\  HclH-nvcrrli.  iist  in  Mark 
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Diesen  und  anderen  noch  höheren  lehnen 
in  manchen  Teilen  Deutscldands  stehen  im 
Berufsjahre  1S'J5 !)(!  anderwärts  auch  noch 
recht  niedrige  I/ihne  gegenüber,  namentlich 
in  der  Textilindustrie.  So  wird  aus  dem 
Bezirk  Annal>erg  in  Sachsen  u.  a.  folgend»* 
berichtet:  »Am  schlimmsten  geht  es  zur 
Zeit  den  Strumpfwirkern  und  deren  Hilfs- 
arbeitern. Ein  Strumpffabrikant ,  welcher 
grösstenteils  im  deutschen  <  iesehäft  arlx'itet, 
gab  au.  er  könne1  gar  nicht  mehr  arbeitet! 
lassen,  wenn  er  noch  weiter  gedruckt  werde, 
denn  die  Löhne  seien  so  weit  herunter 
(Durchsclmittswoehonverdienst  für  Männer 
S,50  9  M..  für  Frauen  0.5«»- 7  M.l,  dass 
die  lioute  kaum  noch  dabei  bestehen  könnten, 
und  der  rnternehmergewinn  sei  ohnehin 
nahezu  gleich  Null.  Etwas  bosser  ist  es 
in  den  grösseivn,  mit  P,Iementarkraff  arbeiten- 
d>'U  Fabriken,  namentlich  dort,  wo  die  viel 
leistungsfähigeren  ( 'ottonmasehinen  berriolien 
werden.  An  einer  solchen  Maschine  ver- 
dient ein  Arbeiter  wöchentlich  bis  zu  11 
und  17  M.  bei  voller  Arbeitszeit :  jedoch 
sind  hier  teilweise  die  ArK-itszoiten  wegen 
Mangel  an  Aufttägen  gekürzt  worden,  so 
dass  die  obige  Ixihidtöhe  selten  erreicht 
werden  dürfte.  An  den  übrigen  (Page*-) 
Maschinen  dagegen  beträgt  in  diesen  Fabriken 
bei  voller  Arbeitszeit  der  durchschnittliche 
Wochen  verdienst  auch  nur  9    11  M. 

Weiter  entnehmen  wir  der  Dresdener 
Wochenschrift  Volkswohl  >~r.  17  Jalng. 
1898  noch  folgende  statistische  Mitteilungen 
über  Arlieiterzahl  und  I/thne  bei  den  deut- 
schen Eisenbahnen  und  aus  der  neuesten  amt- 
lichen deutsehen  Eisenhuhnstntistik ,  deren 
Original  uns  beim  Abschluss  dieser  Arbeit 


(Mai  lSitS)  noch  nicht  zu  Gebote  stand 
Die  Beamten  und  Arbeiter  der 
Eise  11  b  a  hnon  I)  e  u  t  s  c  h  1  a  n  d  s  haben  nach 
dieser  neuesten  Statistik  nahezu  die  Zahl 
von  einer  halben  Million  Köpfe  erreicht. 
Es  waren  nämlich  beschäftigt  im  Jahre 
lSIMi  97  bei  den  vollspurigen  Eisenbahnen 
im  Jahresdurchschnitt  174778  Beamte  und 
207  038  Ari>eiter,  zusammen  442410  Be- 
amte und  Arbeiter  gegen  13591t  Beamte 
und  2O1012  Arlieiter,  zusammen  330706 
Beamte  und  Arbeiter  vor  10  Jahren,  im 
Betriebsjahr  1880  87.  Es  kommt  hiernach 
gegenwärtig  auf  je  119  Einwohner  des 
Deutschen  Reichs  ein  Eisenbahnbedieiisteter. 
Innerhalb  der  letzten  10  Jahre  hat  demnach 
eine  Vennehrung  der  Eisenkdinboamten  und 
Arbeiter  um  105710  —  31,4%  stattgefunden. 
Die  höchste  Steigerung  der  Eisonliahnbe- 
diensteten  erfolgte  in  der  Trausportver- 
waltung, nämlich  von  88  073  Beamten  und 
80  0o9  Arbeitern  auf  125335  Beamte  und 
113  704  Arbeiter,  d.  i.  zusammen  von  1092*2 
Köpfe  auf  239099  —  54,04%.  Die  Besol- 
dungen, I/»hne  und  sonstigen  persönlichen 
Ausgaben  für  Beamte  und  Arbeiter  betrugen 
im  Jahre  1890  97  im  ganzen  550.53  Millionen 
M.  gegen  300,27  Millionen  M.  im  Jalire 
1880  s7,  sie  haben  mithin  um  190,20  Millionen 
M.  51,9%  zugenommen.  Während  also 
die  (iesaintznnahme  der  Eisenbahnbedienste- 
ten innerhalb  des  letzten  Jahrzehntes  31,4% 
betragt,  hat  die  Ausgabe  für  Besoldungen 
etc.  eine  Zunahme  von  51,9%  erfahren,  in 
Durchschnittszahlen  ausgedrückt  ist  die  Auf- 
wendung für  jede,  bei  den  Eisenbahnen 
Deutschlands  beschäftigte  Person  von  1088 
M.  auf  1258  M.  —  15.0%  gestiegen. 
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Obwohl  diese  zuletzt  erwähnten  Zahlen 
de»  im  vorstehenden  Aufsatze  entwickelten 
Anforderungen  einer  genauen  liOlui  Statistik 
wenig  entsprechen,  weil  sie  viel  zu  allgemein 
sind  und  die  einzelnen  Orupi>en  der  ArU-iter 
von  den  höher  bezahlten  Besamten  bis  zu 
den  am  niedrigsten  besoldeten  Tagoarbeiteni 
nicht  unterscheiden ,  so  sind  sie  doch  als 
das  Resultat  von  Massenbeol»achtungen  und 
wegen  der  Vorgleichung  der  Jahre  Inno  h~ 
mit  1890  97  im  Hierhin  Ireaehtenswert  und 
geeignet,  zu  anderen  Forschungen  und  Unter- 
scheidungen und  namentlich  zu  einer  Unter- 
suchung über  die  Steigerung  der  Löhne  der 
früher  am  niedrigsten  liezahlten  einfachen 
Tagelöhner  anzuregen. 

V.  Ergänzung  der  Lohnstatistik  durch 
die  Einkomiiiensteuerstatistik. 

Einen  nicht  unwichtigen,  wenn  auch  nur 
indirekten  Beweis  für  die  gewaltige  Steige- 
rungder  l»hnhöhe  in  den  letzten  Jahrzehnten 
liefert  die  Einkommen  Statistik.  Vor 
allem  kommt  hier  das  Königreich  Sachsen  in 
Betracht,  das  seit  dem  Jahre  1**0  eine  bis 
jetzt  im  wesentlichen  unveränderte ,  vor- 
züglich funktionierende  Einkommensteuer 
besitzt.  Von  besonderer  lit^bMitmitr  ist  auch, 
dass  die  Stenerj»flicht  in  Sachsen  bereit«  l»ei 
einem  Einkommen  von  4<mi  M.  beginnt  und 
das«  auch  die  noch  geringeren  Einkommen 
genau  abgeschätzt  weitlen.  In  allen  diesen 
Beziehungen  ist  die  sächsische  Einkommen- 
Statistik  >H'i  weitem  die  wichtigste.  Preussen 
iK'sit/.t  eine  genaue,  gleichmäßige  Erhebung 
eist  seit  dein  Jahre '  \s\K\  94.  Die  für  die 
Finge  der  l/>hnhöhe  so  wichtigen  Klassen 
von  U00 — rNn>  M.  kommen  dal>ei  überhaupt 
nicht  zur  Geltung,  da  die  Einschätzung  nur 
die  Klassen  mit  mehr  als  1KMI  M.  Einkommen 
erfasst.  Immerhin  zeigt  auch  die  preussische 
Statistik  deutlich,  wieviel  höher  die  Löhne 
in  den  induMriell  entwickelten  Städten  sind 
als  in  den  in  dieser  Hinsicht  mehr  zurück - 
get.liel«_-iieii  Städten  des  <  Istens.  Auf  UM  NN» 
Einwohner  kamen  im  Jahre  ISO»;  07  Per- 
Bonen  mit  einem  Einkommen  von  900—  ir>00 
M.  (in  Preu»en)  und  von  9.">M — l.'rfMi  M.  (in 
Sachsen)  in  Berlin  l.'WJ.  in  Dortmund  1J0*'? 
in  Essen  1177,  in  Dresden  10;"),  in  Leipzig 
UM,  in  Chemnitz  SIT,  in  Breslau  äi»4,  in 
Königsberg  41").  in  Dan /ig  i$77. 

Für  das  Jahr  IS-SO  waren  dieselU*»  Zahlen 
in  den  sächsischen  Städten: 

für  Leipzig  685 
„  Dresden  602 
,.  <  heimiitz  465 
Die  Besserung  der  Lage  der  arlieilenden 
Klassen  in  Sachsen  veranschaulicht  noch 
besonders  folgende  Tabelle. 

Von  1U0  Personen,  die  weniger  als  2200 
Mark  Einkommen  liatteu,  gehörten  au: 


in 

Dresden 
1880  180«; 

in 

Leipzig 
1880  189H 

in 

Chemnitz 
1880  1896 

ilen  Klagen 

unter  0)0  M. 
ttb.fiOO— 9ä0  „ 
,.  9fi0—  12fi0„ 
1250-10)0  „ 
..  10)0-  2201)  „ 

>o  32 

28  37 
10.5  16 
6  8 
5-5  7 

47  36 

28.5  «9,5 
11.5  17.? 
7  10 
6  7 

;6  41 

25  30 
10  145 
5  8.5 
4  6 

Es  sind  also  ülierall  untere  Einkommen 
in  höhere  Stufen  aufgestiegen. 

Auch  die  Bruttosummeu  der  Einkommen 
zeigen  dasselbe  Kesiütat.  Im  ganzen  König- 
reich Sachsen  entfielen  nämlich 


auf  die  Klassen 


1880  1896 


bis  950  Mk.  44  s  6%o 

«Iber   HjO-IätO  Mk.      7s  «77 
„    1200-1600  59  121 


Das  Gesamteinkommen  stieg  in  derselben 
[Zeit  von  ISsu— 1M0H  in  Sachsen  von  9S3 
auf  1704  Millionen  M.  Auf  die  Klassen  mit 
weniger  als  10*)  M.  Einkommeu  entfiel  also 
fast  die  Hälfte  der  gesamten  Steigerung  des 
Einkommens. 

So  zeigt  auch  die  Einkommenstatistik 
deutlich,  wie  ungemein  sich  die  I^age  der 
|  arlteitenden  Klassen  in  den  letzten  beiden 
\  Jahrzehnten  verl>ossert  hat  (vgl.  Eh-.  \V  i  1  h  e  1  m 
Böh  inert,  Die  mittleren  Klassen  der  Ein- 
kommensteuer in  einigen  deutschen  (iross- 
j  Städten  in  den  Jahren  issO — lMO.'HSchmollers 
,  Jahrb.  1*90),  Die  Verteilung  des  Einkommens 
in  Preussen  und  Sachsen.  Dresden  lsOS). 

VI.  Schlussbeiuerkungen. 

Die   vorstehenden    Erörterungen  haben 
'  nur  dazu  dienen  sollen,  die  in  der  Einleitimg 
'aufgestellte  Behauptung,  dass  es  an  einer 
;  vergleichend»1!!  Statistik  ülier  Arbeitslöhne 
i  fehlt,  näher  zu  beweisen.    Die  Bausteine  für 
I  eine  internationale  Ldinstatistik  müssen  erst 
!  durch  sorgfältige,  in  verschiedenen  Staaten 
angestellte  lohnstatistische  Untersuchungen, 
welche  grosse,  mittlere  und  kleinere  Betriebe 
vier  wichtigsten  Erwerbszweige  eines  I^andes 
typisch  behandeln,  allmählich  herbeige- 
schafft werden.     Private  uud  freie  Vereint? 
können  sich  an  dieser  Arbeit  ebenso  l»e- 
I  teiligen  wie  die  amtlichen  statistischen  Cen- 
;  tndstellen ;   es  empfiehlt  sich  jetloch  ein 
j  einheitliches  Vorgehen  und  eine  Verteilung 
des  Stoffes  auf  Grund  eines  systematischen 
Planes,  damit  die  grossen  Verschiedenheiten 
der  Inline  innerhalb  eines  und  desselben 
Landes  und  Erwerbezweiges  näher  ermittelt 
und  beschrieben  uud  gleichzeitig  in  iiireu 
Ursachen  erkannt  werden.    Die  Erhebung 
der  Zahlen  uud  Thatsachen  Ist  schwieriger 
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als  die  Bearbeitung.  Ist  die  Wahrheit  Unt- 
erst gefunden,  so  kann  sie  leieht  bearbeitet 
und  durch  tnliollarisehe  oder  graphische 
Darstellungen  oder  auf  andere  Weise  dem 
Publikum  vorgeführt  werden.  Man  wird 
sich  daVi  alx'r  vor  allen  Einseitigkeiten, 
vor  zu  kleineu  Zahlen  und  vor  der  Berück- 
sichtigung auffälliger  und  zufälliger  Erschei- 
nungen ohne  nähere  Erläuterung  hüten 
müssen. 

Die  höchste  Aufgabe  der  I/ihnstatistik 
dürfte  darin  bestehen,  die  Beziehungen  der 
I«ohngeber  und  Ixthnempfängcr  zu  verbessern, 
Arbeitseinstellungen  und  Arbeiterbewegungen 
zu  verhüten  und  die  gegenseitigen  Vertrags- 
verhältuisse  auf  der  Uruudlage  der  Gerech- 
tigkeit  und  Billigkeit  immer  sicherer  zu  ge- 
stalten. Zu  diesem  Zwecke  sollte  möglichst 
für  alle  Teile  klargestellt  werden,  welchen 
Anteil  die  ArU  it,  das  Kapital  und  die  l'nter- 
nehmer-  oder  Ixntungsthatigkeit  am  Gesamt- 
produkte halten  und  aus  welchen  Ursachen 
sich  die  Verschiedenheiten  der  Auslöhnung 
erklären  und  rechtfertigen  lassen.  Ferner 
ist  zu  untersuchen,  welchen  Einfluss  die : 
Löhnungsmothoden  nach  der  Zeit  oder  nach  j 
dem  Stück  oder  nach  Gruppenaccord  oder  | 
nach  Gewinnanteil  auf  die  I/>lmhöhe  und 
auf  die  Leistung  ausüben;  in  welchem  Um-  j 
fange  die  l/»hne  für  gelernte  und  ungelernte 
Arbeit  in  gewissen  Zeiträumen  gestiegen  oder  | 
hinter  einander  zurüekgeblielien  sind  ;  inwie- 
weit Uelierzeit  oder  Nacht-  oder  Sonntags- 
arbeit auf  die  Höhe  des  Lohnes  eingewirkt 
haben.  Ferner  ist  zu  beachten,  inwieweit 
die  billigere  Frauen-  und  Kinderarlieit  in 
gewissen  Erworbszweigen  die  männliche 
Arl»eit  verdrängt  oder  den  Lohn  der  Männer 
herabdrückt,  inwieweit  die  sichere  An- 
stellung und  Pensionsl»erecht  igung  Itoi  staat- 
lichen und  kommunalen  Betrieben  zur  Aus- 
gleichung der  L'thne  dient  und  zuweilen 
den  höheren  lehnen  von  Privatbetrieben  vor- 
gezogen wird.  Das  Streben  eines  jeden  Unter-  : 
nehmers  sollte  darauf  gerichtet  sein,  den 1 
Arbeitern  womöglich  d  a  u  e  r  n  d  e  Beschäfti- 
gung zu  sichern  und  sie  niemals  ihre  Zeit 
durch  Warten  und  Arbeitsuchen  vergeuden 
zu  lassen.  Arbeitgelter,  die  so  verfahren 
und  auch  in  ungünstiger  Zeit  ihre  Arbeiter 
fort lieschäft igen,  pflegen  sich  auch  bei  etwas 
niedrigeren  Jahnen  einen  festen  Arbeiter- 
stamm zu  sichern. 

Von  grösster  Wichtigkeit  erscheinen 
ferner  die  Versuche,  die  Willkür  in  der 
Auslöhnung  zu  beschränken  und  einem  Ver- 
trauonsaussehnsse  der  Arbeiter  Einblick  in 
die  finanzielle  Lige  des  Betriebes  und  eine 
gewisse  Mitwirkung  bei  Bestimmung  von 
Ixjhntarifeii  und  Gewinnanteilen  einzuräumen. 
Das  Verhältnis  des  Arbeitgebers  und  Arl>eit- 
nehmers  sollte  das  einer  wirklichen  Arbeits- 
genos sen schaft   sein,  in  welcher  alle 


Beteiligten  sich  über  die  lxthnfrage  und 
andere  Vertragspunkte  regelmässig  zu  ver- 
ständigen suchen.  Das  Beispiel  der  deutsehen 
Buchdrucker,  welche  die  Ixihn  frage  und 
andere  Punkte  auf  Grund  eines  zwischen 
Unternehmern  und  Gehilfen  vereinbarten 
Tarifes  für  gewisse  Zeitperioden  und  Plätze 
entschieden  haben,  und  ilie  in  England  in 
verschiedenen  Industriezweigen  bestehenden 
Mundellaschen  Einigungsämter,  welche  auch 
in  Itetreff  der  Lohnhöhe  und  Arbeitszeit 
unter  Berücksichtigung  der  steigenden  oder 
fallenden  Preise  der  Fabriken  Verein  Körungen 
treffen,  zeigen,  in  welcher  Richtung  das 
Lohnsystem  verändert  werden  kann.  Die 
Ixthnstatistik  hat  die  Aufgalte,  auch  diese 
Versuche  ziffermässig  zu  Iteleuchten  und 
die  Lohnhöhe  der  friedlichen  und  der  un- 
friodlieheu  Industriezweige  mit  einander  zu 
vergleichen. 

Alle  Methoden  zur  Erhebung  und  Dar- 
stellung der  Arbeitslöhne  halten  natürlich 
nur  einen  relativen  Wert,  sie  geben  immer 
nur  ein  unvollkommenes  Bild  der  wirklichen 
sozialen  Zustände,  die  sich  nicht  bloss  von 
Land  zu  L*»nd.  sondern  auch  von  <  >rt  zu 
Ort  und  von  Person  zu  Person  sowie  nach 
Alter,  Geschlecht.  Jahreszeit  etc.  beständig 
ändern  und  niemals  in  ihrer  Totalität  erfasst 
werden  können.  Noch  weniger  lassen  dio 
L'ihne  und  Preise  das  Mass  der  }>ersönlichcn 
Behandlung,  der  fortgesetzten  Beschäftigung 
und  des  sozialen  Glückes  erkenneu,  dessen 
sich  die  Arbeiter  eines  Betrielies  oder  dio 
Bewohner  einer  Gemeinde  erfreuen,  weil 
der  Kernpunkt  der  sozialen  Frage  nicht 
allein  in  dem  Unterschiede  des  Besitzes  und 
Genusses  materieller  Güter  liegt,  sondern 
zum  grossen  Teil  auch  mit  auf  der  Empfin- 
dung lieruht,  welche  die  Lohnarbeiterklassen 
von  ihren  sozialen  Zuständen  und  von  dem 
Gegensätze  ihrer  I>age  zu  der  I>age  der 
besser  gestellten  Klassen  haben.  Dies  darf 
das  Streben  nicht  beeinträchtigen,  auch  die 
äusseren  Dnseinslicdiiigungen  eines  Volkes 
klarer  zu  erfassen,  und  der  Anfang  einer 
richtigen  Erkenntnis  ist  mit  einer  Verbesse- 
rung der  Ixthnstatistik  zu  machen. 

Iiittoriltur!  Von  drr  tiltrrru  I.ittemtur  mriihnm 
irir  mixtrr  drn  in  dimrr  Arln-it  nclum  onge- 
führten  Schriften  frrnrr:  Schmoller,  Kniwirke- 
/«Ii«/  und  AVlVi*  drr  UW/riW,  Jirrlin  lf<?.i.  — 
JttcoM,  ArbeiUliihnr  in  Schletitn,  in  der 
Zrititchf.  drx  kijl.  premt».  »Uli.  Jiun-au*  l#tilt.  — 
Hiltrop,  Ail>iil»lilhn<  im  <>btr1>rr'jamt*l>eiirk 
/iortmuud,  in  der  Zrittrhi:  dr»  Loh  prtit*».  tUd. 
JturruiiA  /.*,-,;.  —  HtnjtiMtMur  Vrirf.  IHe  irirl- 
ßchnjllirhr  I.oi/r  drr  Kubriktirbritcr  in  Schlr*icn 
und  die  zum  lir*tm  drr*elbrn  br»trhrndrn  Kin- 
rirhtnnijrn  (lirethiu  l.S'ti).  l)irtr  Srhrift  fjitbt 
tirtr  Kinblirkr  in  dir  h'hn-,  Urdurfn-  und  Iluiu- 
h'ilt»i  i  r/nil(ui**r  drr  *rlde*i*rhcn  Fnhrikarliritn . 
—  ron  drr  (Salix,  Dir  JAuje  drr  liiudlirhrn 
Arbtilrr   im   druUrbm  h'rirbe,   ll.  rhu  — 
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Thun,  Industrie  </iu  Siederrhein,  Leipzig  IST'.*.' 

—  Jentnch,  Die  Ai-beiterrerhäll  niste  in  de,  \ 
Forstirirfchaß  des  Staates,  Herl  in  IS.*;'.  — 
Schnapper- Arndt,  f»\.  Fünf  lhaf gemeinde,, 
auf  dem  hohen  Taunus,  Leipzig  issl.  E.  Sajr, 
Hausindustrie  in  Thüringen,  Jena  ISSi,  und 
1SS7.  —  •/.  Herktirr ,  IHr  „lierelsässisrhr  ' 
BaitmiroUenindastrie  und  ihre  Arlwitec,  Sli-as*.  ' 
Innyi  IssT.  —  K.  Franken*teln,  Brrälkemng 
und  Hausindustrie  im  Kreise  Schmalkalden, 
Tübingen  ISST  und  Der  Hellte,  Die  Lige  der 
Arliritrrinnrn  in  den  deutschen  (inissstädte,,  in 
./«Ar/,.  /.  (,'-*.  u.  Vene.  XII,  -'.  —  tt.  Sehfin- 
lank.  IHr  Fürt  her  (fuerk*illM~r*pirg,lheteger  n. 
ihre  Arbeite,-,  iriitsrhaftsgesrhirhtlirhr  Fnter- 
suehiingen,  Stuttgart  ISSS.  —  Rallln,  Haushalt 
der  arbeilende,,  Kimmen,  Berlin  tSSt.  -  firtt- 
ber,  Haushaltung  der  mitritt ndrn  Klassen, 
Jena  ISST.  —  Ferner  Hein  ,  Industrie  des 
sächsischen  Voigtlandes,  Leipzig  ISS.}.  llraf. 
Studien  über  noidbiihmisrhr  Arbeitrrrrrhältnissr, 
Prag  Issl.  —  1*.  Hehn  in  Hirlh»  Ann, ihn, 
JSSO  und  7,\>7.  —  Einige  dieser  oben  rrirähnten 
Sjir,  ialbe*rhrribi,ngri,  nie  dir  rm,  Suj,  llerknrr, 
Srhönlei,,k  Indien  lebhaften  Widerspruch  auf 
reiten  der  A  ,-t,eilgeber  gefunden  und  (legen- 
Schriften  hcrtorgrriifrn  >on  Flelnchmann,  IHr  1 
Sinnel» njer  Spirlirorr„-Hau*indu*trie  und  ihr 
Handel,  Ii,  Hin  tss.i  und  t  on  X.  Mvmimann, 
Offene,  I trief  au  Herrn  Irr.  Jlerkner,  Mül- 
hausen /•».*.  -  Dr.  Dietrich,  Kritik  der  Schrift 
»'"/i  ]>r.  Iii 'iii"  Schönlank  im  uA^ieitrrfreundu, 
Jahrg.  1SSS,  S.  ,'<>7 — _.'//.  Oer  (leid-  und  lind, 
lohn  in  den  Vereinigten  Stauten  in  der  Zeitsehr.  ] 
/.  Staatsir.,  Jahrg.  Heß  I  und  II  (in  An- 
lehnung an  den  lliiw/mirttmud  XX  de*  Zehn- 
jahrerntus  der  Vereinigten  Stauten  rnn  Is>").  — 
Kuno  Frankentiteln,  Zur  Organisation  der 
amtlichen    Lohnstatislik    im    Deutschen  lleirhr. 

I  Leipzig  ISS'.i).      Ihr   letztere  Schrift  gieht  einen 
l'cbcrldirk  über  rersrhirdeitr  Enguele,,  und  lohn- 
»tatistist he    Erhebungen    und   beul  übt    sieh,  auf 
dir  I  nzulänqlirhkeit  der  mntltrhen  Lohnstatislik 
de»  /tratsche»  Reiches   hinzmreisen  und  herror-  J 
zuheben,    in    irrlrhrr    Weise    dir    Statistik    der  ■ 
Lühne  zu  //entölten  *ei.     Ih  r   Verf.  kommt  dabei  | 
in  der  Hauptsache  zu  einer  Empfehlung  der  in 
Sachsen    bereits    zur   Amrrndung  gekommenen 
Methode  der  Lohnstatislik  und  bringt  eine  He  ihr 
ton  Fiilgebi.gr n    und    Vorschlägen    der  Zeitsehr. 
des   kgl.   räch*,   »tat.   Bureaus   in   den  Anlagen 
seiner  Itrosrhüre  zum  Abdrurk. 

Vmi    der    amtlichen    periodisch  trirder- 
kehrenden  J.ittrratur  älter   L  a  h  n  *  t  a  t  i  *  t  i  k  er-  ■ 
w  ah  neu  irir: 

Arilin inus-  »rh  l'ensionsstatiitik  i.  Srerrii/e,  ' 
Stockholm,  P.  A.  Xorsteds  Söner.  —  Industrie- 
Statistik  f.  Finland,  Hrlsingfors,  Finsk- Litterutnr- 
Srlskapet*  Trgkeri.  ■  Hrport*  of  Ihr  Hu  renn  uj 
statistirs  of  hdua-  of  the  State  of  Xew  )'ark,  fh- 
Trog  l'rrss  Company,  Printer*. —  Hrports  of  the 
Statt  of  Massachusetts,  Bilstein.  Wright  «C  l\ittrr 
Hi-inting  t  ',,.  ~—  Heports  of  the  t  'omniissiouer  of 
Labor,   Washington,  tiorrrnmeul  Prutting  ttfficr. 

—  l.'niiittrliingrn  über  dir  I.  o  h  n  r  r  r  h  ä  1 1  n  i  s  »  r  i 
Berlins.     Eingezogen     durch     die  städtische, 
(l< ii irbeiie/iiilalii'ii,  zusammengi utrllt   im  statisti- 
sehen  Amt  der  Stadl  Berlin.     Im  übrigen  bieten  \ 
auch  die  Hrrirlite  der  Handelskammern  und  der 
deutschen  ini't  aiir.o-iilriiisrhen  Fala  iL  nispi  Ltorru 
reichhaltige*  Material  idt.  d.  Frage  d.  Lohn.itatistik. 


Von  treitrrrn  Schriften,  die  sich  im  iresent- 
liehen  ebenfall*  mit  der  Lohnntatittik  liesehäftigen, 
teien  nachfolgende  aufgeführt: 

E.  tA*»pe\jre*,  WrhsrlU-.irhungen  Heischen 
Volkneermrhrniig  und  Höhr  des  Lohnes,  Heidel- 
berg IS'U).  —  Rfinler,  Fetter  den  Wert  der 
Arlteit,  Tübingen  ISili).  —  O.  Kinn,  Die  Preis- 
und  Lohnet ehält nissr  des  PI.  Jahrhundert*  in 
Thüringen,  Jena  IS'ilt.  —  E.  Engel,  Iter  Preis 
der  Arlteit,  Berlin  ISM.  —  .4.  Frege,  Zur 
hdml»  icegung  der  Irizte,,  hundert  Jahre,  lsipzig 
isil.  —  Tagcto  hn,  durchschnittlicher,  für  ge- 
tn'ihnlirhr  Tagelöhner  uwl  Arliriter  ran  IS3S — 
l.s'a,  (title, ihn rg  /.v;,J.  —  E.  Brentano,  Fetter 
das  Verhältnis  rou  Arlteitslahn  und  Arbeitszeil 
zur  Arlfitslcistnng,  Leipzig  IST'i.  —  Charte* 
(Iratl.  Arbeitslöhne  in  den  Fabriken  I Ilirth* 
Anntden.  ISSJ).  —  Steph.  BeltHtel.  deldteert 
und  Arbeitslohn  im  Mittelalter.  Mit  statistischen 
TaUllen,  Freibnri,  lS»j.  —  II.  Fan'Cett.  lAttumr 
and  Wage*,  London  JSS^ •  —  Majc  Ilirnch. 
ArUitsstatistik     ih  r     deutschet,     1 1,  tr<  rkre,  ei,,r, 

/»<>_/.<•. ;.  _  j,  E,  T.  Hoger*.  Sir  t  enturie* 
of  Works  and  Wagrs.  The  History  ,,f  english 
Inhi.ur.  Leipzig  ISS}.  -  .To*.  D.  lVeek*. 
Report  tf  the  sttitistir*  of  Wage*  in  Mannf ac- 
ta ring  Indiisti  iis  irith  supplententarg  Heports, 
Washington  IsSO.  -  F..  IHrnehberg,  Löhne 
der  Arl"  itrrinu'  n  in  Berlin  fjahrlt.  I.  Xat.  u.  Stal. 
X.  F.  1.1.  S.  HU  ff.).  —  M.  Xeefe.  Ermittelung.-,, 

über  dir  Lohnt  e,  hältnisse  in  Hirslau  (Beitrage 
zur  Sozialstatistik,  Hrrsbin  ISST,.  —  E.  Che- 
ralller.  1.,»  saluirrs  an  XIX'  sierle,  Arrc 
„tu  prefare  de  M.   E.   Lcrastrur,  Ptris  ISft7. 

-  Statistin,  dei  snlniii.  Roma  ISST.  — 
Fertl.  Schmidt.  Ih  r  derzeitige  Stand  der  amt- 
lichen Lohnstatistik  (in  Itohrn,  Vulksir.  Woche n- 
schr.,  Wim  JSSS,  X,;  il>  u.  Zl.1).  —  Arheids- 
Ion  „Inger  i.  Amene  ISTt  —  lS'.nJ,  tarnt  deh-is 
tidligrre  Aar.  ( Xorg.s  ofc.  Statistik).  Kristi- 
ania Iss:,—IS!,T.  --  K.  itanp.  Ileg.-Hat,  Zu- 
sammenstellung d.  durrhschnittl.  Jabrrsarlvits- 
rrrdirnsl'-s  lainl-  und  forxttrirtsrhaßl.  .li'beiter 
in  der  Zeilsrhr.  de*  königl.  iHiyrisch.  statistischen 
Bureaus,  isss,  Xr.  .1.  —  Majr  Schieninger, 
Dir  Hahr  der  Lohne  in  den  Berufsgenossen- 
schaften des  Deutschen  Reichs.  (Annale,,  für 
tSen-erhe.  und  Bauirr*,  „  ISSIt,  Hefte  U  -U,  auch 
rielfarh  in  der  rou  ihm  redigierten  Zeitschrift 
i>  Iti,  fl  e  r  ufs  g  e  n  o  »  s  e  n  s  r  h  af  t  « ,  Berlin). — 
Labour  Statistin.  Rrturns  of  Erpendilnre 
bg  Working  Men.,  Landau  1SSH ,  Egre  and 
Spottisiroode .  —  Jg.  (i ruber.  Zur  Methodik 
der  lsdinstatistik  (Slot.  Jl"  na  Issel,  riß.  Wien  lSS'J. 
Urft  t,).  —  .1.  I'etcrttcu-Studultz.  Oni  Ar- 
heitslii,,- Statistik,»  (Xat.  ark.  Tidskriß  MÄJ),  .>". 
.'.<•:.).  —  Werner  Sombart.  Lohnstatistisch. 
Studien  (Hratius  Arrhir  für  soziale  (irsrlz- 
gebang  u.  Statist,!,  ISS9,  s'.  >:Sff.). 

Die  J.ittrratur  der  letzten  Zehn  Jahre 
zeigt  im  allgemeinen  einen  erfreulichen  Fort- 
schrill  in  der  M'lhodr  der  bdinstutistischrn 
I  ntersiichnnge „ .  Die  rou  der  sächsischen  Sta- 
tistik zuerst  angetrainltrn  Principiru  sind  mehr 
uwl  mehr  tlemeingnt  nicht  allein  für  die  Einzel. 
,,,,(,  ■rstieh  ii  „gm,  sondern  auch  für  die  amtliche 
Statistik  geirt.rdeu.  Für  />  e  "  t'  C  h  la  ,,  d  hat 
namentlich  der  arosse  B-igarheileiiittestnnd  zu 
eingeh,  „deien  Fntern, rhu  „gen  über  dir  lohn- 
,  erhält nissr  dieser  Arl»  iterk(a**r  grführt.  Wir 
irä /,„.-,,  .■  Xach»  eisniig   der  in   den  haupt*äch- 
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liebsten  Bergbaubrxirken  Preussetts  während  des  ' 
Jahre*  1SHU  rrrdienten  Bergarbeiterlöhne  fAu- 
iialen  des  deutschen  Reich*  lS'.ia  S.  H7i).  — 
Ihr.  Karl  Oldenberg.  Studien  zur  rheinisrh-  ■ 
westfälischen  Bergarbeiterbewegting.  —  Berg-  ' 
hnuptnuntn  Taegllchnbeck .  Dir  Belegschaft 
der  Bergwerke  und  Salinen  im  Obcrhergamts- 
liezirk  Dortmund  nach  der  Zählung  mm  16.  De- 
zember lü'M.  zusammengestellt  vom  kgl.  DbrrUrg- 
amt  Dortmund,  Tl.  ( Lohustatistik)  D>>rlm. 
K<">ppen.  —  ö.  Keller,  Die  Arbeitsrerhältnisse 
und  der  Ausstand  von  lSJt'J  auf  den  prvtis*.  ■ 
Sleinkoklengruben.  —  Stat  int  i*c  h  *  Mittei- 
lungen Uber  die  lieim  Brrgltau  Preussens  im 
Jahre  ISW  gezahlten  Arbeitslöhne.  (Zeitschr.  für 
da»  Berg-  und  Iliittenw.  l.S'.ilj.  Vergleich  mit 
den  Lohnen  frnnzäs.  Brrgarb.  da*.  —  Einen  tw- 
sonder*  frischen  Aufschwung  halten  die  lohn- 
statistischen I  'ntettuch  Hilgen  durch  dir  immer 
irritcr  ausgreifende  Thätigkeit  der  tiewerlte-  ; 
Inspektoren  und  die  der  Commissiott  für  Ar-  | 
Iteiteistalistik  (siehe  nlten)  genommen,  leider 
lässt  die  lettttre  tteurrdings  wrnii/  mehr  eon 
sieh  hören.  Itoch  sintl  auch  die  Unternehmer- 
Ii n  d  A  rlteitrirrrUin  de,  Beruf sge ,i-«f nschaftc  n , 
Gewerkschaften,  endlich  auch  speciell  die  f.zial- 
demokratische  Ititiei  mit  lohtistntisliscben  Ar- 
beiten allcrtling*  von  sehr  rrrrrhiedcitem  Werte 
hrrrorgetreten.  Wir  heben  wiederholt  >lie  t-or- 
trefflichen  Untersuchungen  des  Imilisrhcn  Fabrik- 
inepektnr*  Wörlnhoff'er  über  dir  Isdnirerhält- 
nisse  der  l'igarrenarbeiter  Badens  ll.SS'.i)  und 
der  Fabrikarbeiter  Mannheims  (1.SUI)  hermr.  — 
Von  gcirerhlichcH  Vereinen  haben  Lohnuntrr- 
suchungen  reranstaltct :  Die  Maurer  nach  dem 
Maurerkongirs*  in  Gotha ;  der  Fachrerein  der 
Tischler  Berlins ;  die  Leipziger  Bäcker  etc. 
Auch  die  Ilerufsgenossenschaflrn  sind  r  irlfach 
thätig  gewesen,  ((f.  die  Arbeitslöhne  der  wärt- 
temb.  Bauberufsgenossrnsrhaß  MS'.* — U'.  Slat. 
Jahrb.  für  Würtl.  und  andere).  Besondere  Ver- 
dienste hat  sich  das  statistische  Amt  der  Stadt 
Berlin  rnrorlteu.  Wir  heben  hr.rror:  hthnrerh. 
der  ll'ds-  und  Feinmechanikindustric  im  Jahre 
IS!t?.  —  E.  Illrachberg,  t'onmmpreise  und 
■löhne  (Stat.  Jahrtt.  deutscher  Städte,  Breslau) 
Lnhnrerh.  tler  Berliner  Mölwltischlerci  IS'ai.  i 
Von  sozialdemokratischer  Seite  trerden  vielfach  ! 
einzelne  Untersuchungen  veranstaltet.  Die  \ 
»Xcue  Zeit',  »Brauns  Archiv»  etc.,  auch  der 
n  Vorwärts«  und  andere  Tageszeitungen  ver- 
öffentlichen solche  Erhebungen,  die  freihrh  fast 
immer  eine  meth-Hlische  Durcharbeitung  ver- 
missen lassen.  Aurh  der  Abgeordnete  Bebel 
bat  eine  Untersuchung  iilter  die  Verhältnisse  ini 
Bäckereigewerbe  (IS'.tt)j  hrrausgegehen.  —  Soilmin 
sintl  hervorzuheben  die  tiründlirhrn  Unter- 
suchungen des  Vereins  für  Soxialpiditik  über  die 
Verhältnisse  der  ländlichen  Arbeiter  in  Deutsch- 
land (besonders  im  Osten),  ferner  über  die. 
Verhältnisse  dir  Hausindustrie  im  Fichtelge- 
birge, in  Osnabrück,  Berlin  und  in  Srhlrsien. 
Von  gelegentlichen  Einzeldarstellungen  statitlicher 
und  anderer  Behörden  nennen  trie:  Zahl  und 
Durchschnittslöhne  tler  in  den  kgl.  Württemberg. 
Eisenbahn  Werkstätten  besrhäft igten  Arbeiter 
am  1.  April  lSS'.i  u.  Ott.  (Stat.  Jahrb.  f.  Württ.i 
—  Allonaer  A  rbe  i  I  e  rs  t  a  t  i  s  t  i  k  ,  veran- 
staltet com  kgl.  Kommerzkollegium  Jsir,.  Durch- 
schnitt/.  JahresoHteitsrerdienst  der  bind-  und 
torstn titsch.    Arbeit*,-    ,t.   ortsüblicher  TngehJtu 


gewöhnt.  Arbeiter  in  Bayern  (Zschr.  des  kgl.  stat. 
Bur.  IS'M'o- 

In  der  Zeitschrift  des  kgl.  stirb*,  stat. 
Bureau*  erschien  eine  gründliche  Arltcit  über 
die  Löhne  der  t'ignrrrnarlirUer  mit  besonderer 
Rücksicht  auf  die  Methode  der  hdtnstatistik 
von  Allxin  Förster  OSOlf,  ferner  Ihofrssor  Dr. 
Böhmert,  Untersuchungen  über  Arbeitslöhne  tä:»X, 
Der  gegenwärtige  Stand  und  dir  neueren  Auf- 
gaben der  f.obiistatistik  etc.  IS!»J  (auch  ols 
Srparatabziig  Ini  O.  J'  Höhuo-rt,  Dresden). 

('eher  englische  Verhältnisse  findet  sich 
rieles  in  dem  Journal  of  Ihr  Statistical  Society, 
aber  auch  in  den  Itrsondereu  Vert'ilTentlirhiingen , 
die  dem  Pttrlamrnt  vorgelegt  trerden.  So :  Re- 
turn of  rate*  of  trage*  in  the  minor  textile  trade* 
of  Ihr  United  Kingdom  ]S'J0  ( Egrc  <k  Spot  In 
Wage*  in  Ihr  princijnil  textile  trade*  (Stat. 
Journal,  June  IS'.H). 

Dir  neueste  irtrtioltt  eiailischc  Schrift  ist 
ron  Ihivltl  F.  Schimm.  Methods  of  iutlustriul 
rrmuueratiou.  Third  edition.  Isuolon.  Wil- 
liams and  Sorgatr  J,s!lS.  — 

Fr  a  n  k  reich.  Reparation  </<■,«  salaire* 
du  perstamel  onor.  des  chemins  de  fer.  Poris. 
Impr.  nat.  IS'j:.  Off  ire  dutraroil.  Xotes 
sur  le  miit im ii 'ii  de  salaire  dun*  le*  truraux 
publit's  rn  Anglet,  en  llelg.,  rn  Holl.,  en  Suis*.-, 
aar  Et.-Un.  rt  rn  Franre.  Ferner:  Salaire 
et  dürfe  du  traruil  dans  I' industr.  franr.  —  E. 
Ilelatre,  l.c*  Variation*  de*  salaire*  tlans  i'in- 
dustrie  du  InUinunt  ä  I\iri*  depni*  1S40. 

Oesterreich.  Strph.  Bauer.  Die  Ar- 
Iteitrr  der  Bräunet-  Maschineniudu*trie  ,  Lohn- 
rerh.  l.i'J-;.  Statistik  üln-r  die  Betrirtntverh.. 
iA-bensmittelpnise  u.  Löhne  in  den  ö*t.  Druck- 
orten.  Wien.  Verband  der  Buchdrurkerrerrine 
IS!*?.  —  Srhullem-Sehratlenhofev.  Die 
Lohnarbeit  in  der  österr.  jMtnltrirtsrh.  (Zschr. 
für  Volksu:  Wim  1SM).  —  L.  Schüller,  Die 
Lohnrerh.  der  industr.  Arlt.  in  Schlesien  (Stat. 
Moitatsschr.  Wien 

Verein  ig  te  Staaten.  Bichmond  Vajo 
Smith,  Watte  Statisties  and  the  nert  tensn*  „f 
the  U.-St.  Bali,  is.s.s.  -  Ca  t  roll  U.  Wrtghi, 
t'omparolive  träges,  priers  und  eost  of  liring, 
Boston  IMS!».  —  Ethelb.  Stewart,  States  of 
ictujcs  jHtid  linder  public  and  private  contract. 
(Bullet,  of  the  dep.  of  taltor  1SUH).  E.  Lerasteur. 
L'ourrier  auirrirain.  SaUtire  de*  htnnmes  { Ann. 
de  l'erole  libre  dett  *c.  pol.  Js:nij.  —  E.  Hamm, 
Die  Arbeitslöhne  u.  Arbeitst  erb.  in  der  html- 
w irisch .  der  Ver.  Staufen, 

Voii  den  übrige t»  Staaten  mögen  noch  er- 
wähnt werden:  Dr.  .V.  H'<iM(/<ir>/T,  Versuch 
einer  L<Jtn*tat.  der  M''tallftrh,  in  Bern  fSrhipeiz 
III.  f.  Wirl*rh,  ii.  Soz.  /»J.  IS'.n'ii ,  ferner  ans 
drin  Bulletin  de  t' Institut  internal,  de  statitt. 
(Rom,  Tome  VI).  -  ScharUny,  Arlieitslöhue 
in  lUinemark.  —  II.  Benin,  Statist,  de*  salaire* 
en  Belgit/ne.  —  E.  Cheytuton,  Rapport  *nr  la 
»ttttist.  ile*  salaire*.  —  ,/.  Iseffler,  Zur  Kenntnis 
der  Lettens-  u.  Ijohnrrrh.  iutlnstr.  Arlteiterinnen 
in  Stockholm.  —  /„  le  Foyer,  l.e  minimum 
de  salaire  rn  Itelgii/ttr.  J'itri*  JS!t/i.  —  .1. 
Barthe,  Le  salaire  de*  loirrivr*  en  Espagtie, 
Matlritl  JS'"i.  —  Regelmässige  Uebersiehten  über 
die  Lilterotur  der  Lohnstatistik  erscheinen  in 
der  Zeitschrift  »Arbeiterfreund-i   < Berlin,  Leotth. 

Simion  .  Viktor  Böhmer!. 
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Arbeitslosigkeit. 

I.  PieArb<Mt*loftigkeitinden  welt- 
geschichtlichen Epochen  und  ihre  l'r- 
»achen.  1.  Altertum.  2.  Mittelalter.  3.  Neu- 
zeit. II.  Mittel  zur  Abhilfe.  1.  Einleitendes. 
2.  .Selbsthilfe.  3.  Armenpflege  und  Verwandtes. 
4.  .Sozialreform.  III.  Refor  maturische  Ver- 
suche. 1.  Einleitendeü.  2.  Reform  de*  Arbeits- 
nachweises. 3.  Planmässige  öffentliche  Arbeiten. 
4.  Staatliche  Arbeit  »Wen  Versicherung.  IV.  I)er 
gegenwärtige  S  t  n  n  d  d  e  r  A  r  b  e  i  t  s  1  o  s  e  n  - 
frage.  1.  Der  gegenwärtige  Stand  der  Re- 
formbewegung. 2.  l»ie  Zählung  der  Arbeitslosen 
im  Deutschen  Reich.  3.  Die  nächsten  Aufgaben 
der  Regierung  in  der  Arbeitslosenfrage. 

I.  Die  Arbeitslosigkeit  in  den 
weltgeschichtlichen  Knochen  nnd  ihre 
Ursachen. 
1.  Altertum.  Alle  historisch«;  Gesell- 
s«haftsonlnung  ist  auf  <lcr  regelmässigen 
Arlx'it  «ler  M«'hrzahl  «ler  LatulesUjwohnor 
Imsiert.  Ks  werden  sich  dahe  r  meist  schw  eif 
Missstände  ergelien,  wenn  ein  grösserer  Teil 
davon  ans  seiner  regelmässigen  Ifc-sehäfti- 
ung  geworfen  winl.  So  lange  nun  die  I'ro- 
itkti<  >n  für  den  Eigenliedarf  vorherrscht, 
winl  «lie>«-  Gefahr  mir  in  geringem  Masse 
vorhanden  sein.  Erst  wenn  Produktion  für 
den  Verkauf  die  Ih.-gel  ist  und  gleich- 
zeitig Gewerl»efn.»iheit  «lurehgeführt  ist,  winl 
zu  liefurchten  sein,  dass  irgendwann  einmal 
dureh  Verstopfung  des  bisherigen  Absatz- 
gebietes eine  Menge  Mensch« -n  aus  ihren 
alten  Hernien  gesclihmdert  wenlen. 

l'nter  solchen  Umständen  konnten  in  den 
Zeiten  primitiver  Kultur  I^eute,  die 
einmal  Arl«eit  harten,  nur  selten  unver- 
schuldet ausser  Thätigkeit  kom- 
men, l'nd  di-ser  Thatsache  entsprechend 
kennen  die  ältesten  Gesetzbücher  von  Hellas 
(aus  dem  7.  u.  ü.  Jahrh.  v.  Chr.)  nur  eine 
v  e  r  s  c  h  u  1  d  e  t  e  Arbeitslosigkeit,  welche  als 
Verbrechen  mit  harten  Strafen  belegt  winl. 

Andererseits  musste  die  Gewerbefn-iheit 
im  Lmfe  der  Wirtschaftsentwickelung  dureh 
den  Wechsel  der  gesellschaftlich«!!  IVdflrf- 
nisse  thatsäehlich  zu  Komplikationen  der 
genannten  Art  führen,  un«l  noch  mehr 
wirkte  in  dieser  Hiclitung  das  Aufkommen 
der  Sklavenarljeit.  Dies«'  venlrilngte  dun-li 
ihre  Hilligkeit  die  Arlieit  des  freien  Bürgers 
oder  nötigte  ihn  zum  mindesten,  zu  einem 
Hungerlohn  zu  arbeiten. 

Auf  diese  Weise  kamen  die  Regierungen 
der  hellenischen  Grossstädte,  soweit  sie  auf  die 
Massen  der  Bürger  angewiesen  waren  —  nlso 
die  „Tyrannien"  und  die  Demokrat  ieen  — .  dazu, 
Massrcgeln  gegen  die  Arbeitslosigkeit  der  Bürger 
zu  ergreifen. 

Ein  System  bestand  darin,  die  über- 
schüssigen Bürger  in  eroberten  Ländern  als 
Banernirutsbesitzer  nnznsie«lcln.  Natnrgeinäss 
setzte  dasselbe  aber,  wenn  es  iu  grossem  Um- 
f untre  betrieben  werden  sollte,  eine  siegreich 
expansive     und    erfolgreich  kolonisatorische 


Thätigkeit  voraus:  es  konnte  daher  vornehm- 
lich nur  von  Athen  auf  der  Höhe  seiuer  Macht 
(im  5.  Jahrb.)  in  umfassendem  Massstabe  prak- 
tiziert werden.  Ein  anderes  System  bestand  in 
sozialpolitischen  Massregeln  der  inneren  Politik, 
vor  allem  in  irrossen  Bauten.  Es  fand  vor- 
nehmlich Anwendnnir:  in  Korint h  unter  dem 
caesarist ischeu  Regime  l'eriander»  (ca.  faM)  v. 
Chr.;.  in  Athen  nnter  Pisistratus  (seit  ca.  560 
v.  ehr  t  nnd  dann  im  Zeitalter  der  Demokratie, 
zumal  unter  Perikles. 

Daneben  entstand  im  5.  Jahrhundert  eine 
neue  Art  .Arbeitslosigkeit":  jene  «les  städtischen 
Bummlers,  oder,  nach  einem  modernen  Aus- 
drucke, des  „Lumpenpridetariers-,  Nachdem  die 
hellenischen  Waffen  der  übermächtig  drohenden 
barbarischen  Invasion  so  glorreich  Herr  ge- 
worden,  hatte  mancher  Bürgersmann  keine  Lust 
mehr,  sein  Hütchen  von  neuem  zu  kultivieren, 
wo  alles  von  Feimh-shand  verwüstet  war:  er 
zog  in  «lie  Stadt  nnd  erwartete,  dass  der  Staat 
die  Seinen  nicht  verlassen  würde,  l'nd  ange- 
sichts der  demokratischen  Verfassung,  welche 
«las  Schwergewicht  der  |«olitis«-heii  Macht  in  «lie 
Abstimmungen  «ler  Wdksversammlung  legte, 
war  kein  anderer  Ausweg  möglich,  als  <ler.  dass 
der  Staat  die  Arbeitslosen,  soweit  er  ihnen 
nicht  lohnen«le  Arbeit  zuweisen  konnte,  alimen- 
tierte. Das  konnte  auf  verschiedene  Weise  ne- 
schehen.  Die  «lern  Volke  erwünschteste  Methode 
war  die  Zuweisung  von  Grundbesitz  ausserhalb 
Attikas:  wie  sie  z.  B.  446  in  Euböa  und  427 
in  Lesbos  an  Tausende  von  athenischen  Bürgern 
stattfand;  diese  verpachteten  trern  ihre  Par- 
zellen nn<!  lebten  dann  als  kleine  Landlords  in 
«ler  Weltstadt  von  «ler  Pachtrente,  «lie  zwar 
müssiir  genug  war,  alwr  nnter  «lern  grie«'hisihen 
Himmel  für  die  Lazzaronibcdürfnisse  eines  Prole- 
tariers ausreicht«'.  Nur  bätt«-  «lie  «lauernde  An- 
wemlung  dieser  Politik  eine  von  Erfolg  zu  Er- 
folg schreitende,  grossartig  expansive  Erobe- 
rtings|s>litik  zur  Voraussetzung  gehabt!  In 
Ermangelung  einer  solchen  musste  man  sich 
also  nach  anderen  Arten  «ler  Versorgung  «ler 
Arbeitslosen  umsehen :  und  so  kam  man  «lazu.  «lern 
Volk,  soweit  es  Gesehw«»renendicnste  leistete 
izu-  Tausenden  !i,  das  Theater  liesitehte  etc., 
einen  kleineu  Sold  zu  zahlen.  Dazu  kamen 
mitunter  direkte  Getreidcsprnden  durch  den 
Staat  und  regelmässige  Speisungen  bei  «len 
religiösen  Festlichkeiten  dnreh  reiche  Private. 
So  entwickelte  sich  ein  Zustand,  bei  dem  ein 
sehr  erheblicher  Prozentsatz  der  Bürgerschaft, 
ganze  Tausende  in  einer  Stadt  zu  hommes 
entretenus  herabsanken.  — 

In  Rom  bildeten  sich  im  Laufe  der  Zeit 
ähnliche  Zustande  heraus,  nur  «iass  sie  weit 
grossartig«  reDim«>nsionen  annahmen.  Hier  konnte 
sich  der  Kleinbauer  nicht  halten,  weil  er  durch 
die  häufigen  Feldzüge  iu  «ler  Bestellung  seines 
Ackers  gestört  und  überdies  noch  durch  «lie 
Konkurrenz  des  billigen  sicilischen  Getreides 
erdrückt  wurde.  Aiulers  «lie  Uitifundien  mit 
Sklavenbetrieb;  denn  die  Kosten  «ler  Sklaven- 
arbeit waren  dort  auf  ein  Minimum  reduziert, 
wo  der  Sklave  so  billig  zu  bekommen  utol  zu 
ersetzen  war.  wo  er  ohne  Familie  leben  musste 
und  -  im  Gegensatze  zum  Freien  —  nicht  zu 
den  Waffen  abberufen  werden  durfte.  So 
sammelten  sich  in  Korn  dnreh  die  Proletari- 
siernng  der  kleinbäuerlichen  Schichten,  die  in 
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den  Gewerben  —  wo  ebenfalls  die  Grossbetriebe 
«ich  immer  mehr  einbürgerten  —  kein  Unter- 
kommen fanden,  arbeitslose  Massen  an.  die  buhl 
gänzlicher  Verkommenheit  anheimfielen,  für 
jeden  zu  haben  waren,  der  etwas  zu  bieten 
hatte,  tind  den  römischen  t'asaren  .,pancm  et 
eireenses"  abloekten.  Ks  handelte  sich  also 
wieder  um  die  Alimentierung  eines  großstäd- 
tischen Pöbels  an»  der  Staatskrippc. 

Kine  eigentliche  Arbeitslosigkeit  unter  den 
Sklaven  konnte  es  dagegen  nicht  gehen,  — 
einfach  in  Konsequenz  der  antiken  Anschauungen 
über  das  Sklaventum,  welche  durch  eine  skrupel- 
lose Brutalität  charakterisiert  sind:  den  un- 
brauchbaren Sklaven  verkaufte  man  weiter  oder 
setzte  ihn  auch  aus.  und  überdies  gestatteten 
die  Moralansihauungen  des  Altertums  dem  Be- 
sitzer der  Sklaven,  die  Vermehrung  der  Sklaven- 
hevolkerung  ganz  nach  Bedürfnis  zu  regulieren. 
i>.  übrigens  dm  Art.  Sozialreform  in  diesem 
Handwörterbuch,  i 

In  den  späteren  Jahrhunderten  der  römischen 
Kaiserzeit  trat  übrigens  die  entgegengesetzte 
Krseheiniing.  der  Mangel  an  Arbeitern,  zu 
Tage,  da  infolge  der  aller  Erfolge  baren  äusseren 
Politik  die  Zufuhr  von  Sklaven  stockte  und 
du  auch  innerhalb  der  Keichsgrenzen  infolge 
der  immer  wachsenden  Entartung  und  der  wirt- 
schaftlichen Misere  die  Bevölkerung  abnahm. 

2.  Mittelalter.  In  den  nach  der  Völker- 
wanderung Vgründeteu  Reichen  waren  die 
gewerblichen  Verhältnisse  zu  primitiv,  das 
Land  im  Verhältnis  zur  Bevölkerungsmnsse 
zu  ergiebig,  als  dass  von  einer  Arbeitslosig- 
keit hätte  geredet  werden  können.  Seit  dem 
1 1.  Jalirhundert  unserer  Zeitrechnung  begann 
die  grossartige  Epoche  der  Begründung  von 
Städten  und  der  lokalen  Extension  des 
deutschen  Volkes.  Hier  war  für  jeden,  der 
arbeitsfähig  und  arbeitswillig  war.  thatsäeh- 
1  ich  Gelegenheit,  sieh  zu  Itothätigon:  l^aud 
war  in  Menge  da  für  häuerliche' Ansiedler, 
und  noch  weit  grösser  war  die  Erwerbsge- 
legenheit in  den  ueubegründeteu  und 
rasch  aufblühenden  Städten. 

Binnen  wenigen  Jahrhunderten  aber  hatte 
die  starke  Bevölkerungszunahme  den  Bedarf 
an  Arbeitskräften  gedeckt,  und  die  überall 
••in-  und  durchgeführte  Gewerbe-  und 
Zunftverfassung,  welche  die  Zahl  der  lle- 
triel>e  begrenzte  und  die  Grösse  jedes  ein- 
zelnen Betriebs  direkt  oder  indirekt  be- 
schränkte, musste  jene  Arlteiter,  die  in 
den  Zünften  kein  Unterkommen  fanden,  in 
eine  sehr  prekäre  I-ige  versetzen:  hier 
wurden  sicherlich  Jahr  für  Jahr  Tansende 
in  unverdiente  Arbeitslosigkeit  und  Not  ge- 
stossen  und  gingen  dann  in  Vagabundentum 
und  Bettel  elendiglich  zu  Grunde. 

Andrerseits  sicherte  jene  Gewerbe-  und 
Zunftverfassung  den  Elementen,  die  in  den 
damals  geschaffenen  Organisationen  ein 
Unterkommen  gefunden  hatten,  eine  dauernde 
Existenz,  woü  die  Absatzverhältnisse  leid- 
lich stabil  blieben.  Und  soweit  jemand  hier 
zeitweiliger  Arbeitslosigkeit  (ziun   Teil  in 


Konsequenz  gewisser  zünftiger  Einrichtungen) 
verfiel,  ward  für  ihn  durch  genossenschaft- 
liche Institutionen  gesorgt.   Der  wandernde 
Handwerksgesell,  der  zünftige  Ausbildung 
genossen,  erhielt  an  jedem  Orte,  wo  er  ver- 
gebens tun  Arbeit  angehalten ,  Obdach  und 
Unterhalt  für  ein  paar  Tage  sowie  oft  noch 
einen  Zehrpfenuig  auf  die  Reise,  das  soge- 
.  nannte    Geschenk.      »Seine    Idee  war 
augenscheinlieh .    die    Durchführung  der 
Wunderpflicht  zu  erleichtern  und  jeden  Ge- 
sellen davor  bewahren  zu  wollen,  die  öffent- 
!  liehe  Mildthätigkeit  in  Anspruch  nehmen 
i  zu  müssen.    Die  Mittel  dazu  brachten  die 
I  Gesollen   unter  sich  auf,  indem  sie  all- 
j  wöchentlich  kleine  Zahlungen  sui  die  Gc- 
sellenkasse  leisteten,  und  erst  sjtäter  scheint 
I  es  aufgekommen  zu  sein,  dass  auch  die 
j  Meister  Zuschüsse  leisteten  oder  gar  aus 
i  ihrer  Tasche  die  ganze  Summe  bestritten. 
Sicher  fehlte  jener  Einrichtung  jede  Grund- 
lage einer  wirklicher»  Versicherung;  immer- 
hin ist  es  doch  wahrscheinlich,  das»  der  be- 
scheidene   Ausweg  damals  genügte,  und 
j  charakteristisch,  dass  man   überliaupt  auf 
I  den  Gedanken  kam.    Denn  mit  dem  Al- 
j  mosen  darf  man  das  Geschenk  nicht  iden- 
I  tifizieren ,  da  unter  den  lieregten  Umstän- 
|  den  jeder  Anspruch  darauf  hatte  und  nicht 
nur  der  wirklich  Bedürftige,  sondern  alle 
wandernden  Gesellen  ohne  Ausnahme  es 
erhalten  halten  werden«    (W.  Stieda  im 
,  Art.  --Zur  Frage  der  Arl>eitslosenvorsiehe- 
rung"  im  »Deutschen  Wochenblatt«.  Nr.  30 
vom  23.  Juli  1896). 

Freilich  sicherte  die  Zunftverfassung 
eine  dauernde  Existenz  nur  jenen  Elementen, 
die  Solidität  und  Fügsamkeit  genug  bc- 
sassen,  um  es  in  der  harten  Schule  und 
unter  den  strengen  Reglements  des  Zunft- 
wesens auszubauen.  Die  sicherlich  nicht 
geringe  Zahl  derjenigen,  welche  hier  über 
Bord  gingen  —  musste  doch  schon  das  üb- 
liche -Wandern«  der  Gesellen  den  Leicht- 
sinn befördern!  --,  stand  nicht  bloss  ohne 
jeden  schützenden  Anhalt  da,  sondern  war 
in  der  Regel  der  Möglichkeit,  sich  gewerb- 
lich zu  bethätigen,  beraubt:  so  wurden  sie 
meist  Landstreicher  und  verfingen  sich  in 
den  Maschen  der  mit  solcherlei  Volk  nicht 
viel  Federlesens  machenden  Gesetzgebung. 
Diese  kannte,  wegen  der  mangelhaften 
volkswirtschaftlichen  Einsicht  der  Zeit,  im 
wesentlichen  nur  den  Unterschied  zwischen 
arbeitsfähigen  und  arbeitsunfälligen  Bettlern 
und  bestrafte  die  ersteren,  gleichgültig, 
welches  die  Gründe  der  Arbeitslosigkeit 
waren,  mit  Gefängnis,  Pranger  und  Aus- 
peitsehung. 

Wenn  somit  auch  in  der  m  i  1 1  e  1  a  1 1  e  r- 
1  i  c  h  e  n  G  e  s  e  1 1  s  c  h  a  f  t  verschiedeueC^uelleu 
unverschuldeter  Arbeitslosigkeit  vorhanden 
waren,  so  konnte  doch  daraus  für  sie  keine 
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Gefahr,  keine  »soziale  Frage*  entstehen. 
Denn  die  mittelalterliche  Wirtsohaftsvor- 
fassnng  sichorte  der  Gesellschaft  durch  die 
Stabilität  von  Produktion  und  Absatz  und 
dunh  ihre  andoien  Institutionen  einen 
breiten,  soliden  Mittelstand  und  |in  den 
zünftigen  Gesellen)  eine  in  ihnr  Existenz 
unbedingt  gesicherte  Arboitennaa.se,  so  dass 
ein  festes,  unerschütterliches  Fundament 
geschaffen  war.  Cnd  zu  dessen  völliger 
Sichersteilling  gegen  alle  Angriffe  arbeits- 
loser Elemente  diente  die  Lehonsanschauung 
der  Zeit,  die  Simplieitüt  des  mittelalter- 
lichen Denkens ,  welche  alles  Bottolvolk 
unterschiedslos  in  einen  Topf  warf,  und 
die  rücksichtslose  und  naive  Brutalität  der 
Mittel,  mit  der  man  alles,  was  nicht  seinen 
regelmässigen  Erwerb  hatte,  ekrasierle. 

Gegenülicr  den  .gefährlichen  Klassetn 
der  Gesellschaft  war  das  von  einem 
<  f  lauUm.  einer  Lebensanschauung  und 
einem  Inteivsse  beseelte  Bürgertum  that- 
sächlich  eine  reaktionäre  Masse,  die 
von  all  ihren  Machtmitteln  gutgläubig  und 
ohne  Phrasen  ilen  weitgehendsten  Gebrauch 
machte.  Von  jener  Seit««  war  daher  da- 
mals keine  Gefährdung  kein  » Umsturz  «^  zu 
besorgen. 

U.  Neuzeit.  Die  neuen-  Wirtschaftsge- 
schichte wird  durch  eine  böse  Zeit  der  Ar- 
beitslosigkeit eingeleitet:  in  England,  wo 
sich  der  Industrialismus  zuerst  llahn  bricht 
ffdirt  er  gleichzeitig  •--  eiu  schlimmes 
Omen!  indirekt  viele  Tausende  dem 
Vagabundentum  zu.  Da  nämlich  die  rasche 
Etitwickelung  der  Tuchproduktion  seit  dem 
1").  Jahrhundert  zum  Steigen  der  Woll- 
preise geführt  hatte,  erwies  es  sich  für  die 
Grundherren  rentabler,  Schafe  zu  halten 
als  Liudhau  zu  tiv'iben.  Jetzt  genügte  ein 
einziger  Hirt  auf  einem  I»indstriche.  zu 
dessen  Bestellung  früher  zahlreiche  Bauern 
erforderlich  gewesen.  ^Dio  Schafe.«  — 
klagte  ein  Zeitgenosse.  Thomas  Morus  — 
die  sonst  so  sanft  und  genügsam  waren, 
sind  nun  so  gierige,  lvissende  Bestien  ge- 
worden ,  dass  sie  selbst  Menschen  ver- 
schlingen und  ganze  Felder,  Häuser  und 
Gemeinden  verzehren  und  entvölkern.' 
Durch  diesen  Prozess  wurden  unter  Hein- 
rich VIII.  (lTiOl»— 1547)  ca.  .öoimn)  hörige 
Dauern  von  der  väterlichen  Scholle  ver- 
trieben und  in  freie  Proletarier  verwandelt. 
Sie  zogen  teils  in  die  Städte,  um  sich  in 
den  «iewerbon  als  Arlx-iter  zu  verdingen, 
teils  fanden  sie  auch  hier  kein  Unter- 
kommen und  wurden  so  zu  Hott  lern  oder 
Dieben.  Letzten'*  wurden  ohne  weiteres 
gehängt  -  T'Jooi  unter  die>em  Regiment, 
wenn  wir  einem  Chronisten  trauen  dürfen  •••  : 
das  Schicksal  der  anderen  war  indes  kaum 
viel  Im'ss'T,  denn  gegen  sie  wunie  eine 
fuirhtbare     Blutges.-tzgebnng  inauguriert. 


Sie  >wunleu  —  sagt  Marx  mit  Hecht  — 
zunächst  gezüchtigt  für  die  ihnen  aug»- 
thane  Verwandlung  in  Vagabunden  und 
Pauj>ers.  Die  Gesetzgebung  beliandelte  sie 
als  »fniwillige  Verbrvcher  und  unterstellte, 
dass  es  von  ihrem  guten  Willen  abhänge, 
in  deu  nicht  mehr  existierenden  alten  Ver- 
hältnissen fortzuarl weiten  ....  Alte  arbeits- 
unfähige Bettler  erhalten  eine  Bettellizenz. 
Dagegen  Anspeitschutig  und  Einsperrung 
für  handfeste  Vagabunden.  Sie  sollen  an 
einen  Karren  hinten  angebunden  und  ge- 
geisselt  werden,  bis  «las  Blut  von  ihrem 
Körper  strömt,  dann  einen  Eid  schwören, 
zu  ihrem  Geburtsplatz  oder  dorthin,  wo  >ie. 
die  letzten  ü  Jahre  gewohnt,  zurückzu- 
kehren und  -sich  an  die  ArW'it  zu  setzen« . 
Welche  grausame  Ironie!  .  .  .  Bei  zweiter 
Ertappung  auf  Vagabundage  soll  die  Aus- 
peitschung wiederholt  und  das  halbe  Ohr 
abgeschnitten,  beim  dritten  Rückfall  al>er 
der  Betroffene  als  schwerer  Veibivelu  r  und 
Feind  des  Gemeinwesens  hingerichtet  wei- 
den.- Auch  eine  Gesetzgebung  gegen  Ar- 
beitslosigkeit ! 

Die  durch  die  soziale  Organisation  er- 
zeugte Arbeitslosigkeit  arbeitsfähiger  und 
arbeitswilliger  Personen  hat  seitdem  wie 
ein  düsteres  Fragezeichen  auf  der  bürger- 
lichen Gesellschaft  gelastet;  sie  hat  bisher 
aller  Anstrengungen  zu  ihre r  Beseitigung  ge- 
spottet, und  je  gn)ssartiger  Gowerl**  und 
Industrie  sich  entwickeln,  je  lauter  die 
Stimme  der  unteren  Klassen  erschallt,  — 
desto  drückender  winl  diese  atra  eura  der 
modernen  Gesellschaft  und  desto  mehr  Be- 
deutung gewinnt  sie  für  die  Ent Wickelung 
der  sozialen  Thoorieen,  welche  stellen- 
weise ganz  auf  dieses  Problem  radiziert  er- 
scheinen. 

Schon  in  der  Epoche  der  Manu  faktur 
und  des  Merkantilismus  (also  vom  16. 
bis  ls.  Jahrhundert)  war  das  Uebel  liösartiir 
genug,  obwohl  man  es  hier,  auf  dem  Kon- 
tinente wenigstens!,  kaum  so  sehr  mit  dem 
industriellen  Fortschritt  als  vielmehr  mit 
der  Entartung  des  Zunftwesens  und  den 
schlimmen  Wirkungen  der  grossen  Kriege 
in  Zusammenhang  bringen  darf. 

Die  Zünfte,  die  immer  mehr  ge- 
schlossene Kli<|iien  darstellten,  verwehrten 
der  wachsenden  Bevölkerung  eiu  solides 
rnterkommeu  in  einem  grossen  Teile  der 
Gewerbe;  das  -Wandern«  der  Gesellen  de- 
generierte zum  coinmentmäasigen  Fechten 
und  Betteln;  die  Kriege  machten,  durch 
die  Zerrüttung  der  Geworbsthätigkeit.  viele 
brotlos  und  verführten  andere  zum  Ixtttor- 
lebon.  So  wurden  Bettelei  und  l„and- 
streichoivi  überall  zur  Lindplage  und  ver- 
anlassten eine  staatliche  Intervention,  die 
teils  in  Armenoplnungen  für  mehr  oder 
minder  bedürftige  Personen  bestand,  teils 


Digitized  by  Google 


Arbeitslosigkeit 


923 


—  wenn  auch  selten  genug  —  in  der  Ver- 
anstaltung von  Arbeiten  und  in  der  Ein- 
richtung von  ArlKHt.sliau.sern,  teils  endlich 
in  strenger  gesetzlicher  Repression.  Als 
Beispiele  der  letzteren  sei  angeführt,  dass 
in  Frankreich  noch  im  Jahre  1777  jedem 
arlteitsfähigen  Manne ,  clor  sich  nicht  er- 
nähren konnte  und  0  Monate  lang  keine 
Arbeit  hatte.  Galeerenstrafe  angedroht 
wurde  und  dass  —  am  anderen  Knde  des 
civillsierten  Europa  —  in  Polen  die  Ver- 
ordnung galt:  -»Bettler,  Männer  sowohl  wie 
Weiber,  müssen  über  ihre  Verkuppelung 
oder  Unfähigkeit  zur  Arbeit  ein  ärztliches 
Zeugnis  beibringen;  wer  alter  kein  solches 
hat  und  zur  Arlteit  tauglich  ist.  den  soll 
die  Polizei  aufgreifen,  das  bei  ihm  gefun- 
dene Geld  ihm  abnehmen,  ihn  4  Wochen 
gefangen  setzen  und  zu  öffentlichen  Ar- 
Iteiten  verwenden  und  ihm  alle  Freitage 
f»0  Kutenhiebe  aufzählen  lassen.« 

Die  i  n  d  i  v  i  d  u  a  1  i  s  t  i  s  c  h  e  K  i  c  h  t  u  n  g 
in  der  Nationalökonomie,  die  gegen  Ende 
des  vorigen  .lahrhunderls  zur  Herrschaft 
gelangte,  musste,  ihren  Grundprineipien 
gemäss,  eine  wesentlich  andere  I  Äsung 
der  Arbeitslosen  frage  ins  Auge  fassen.  Wie 
sie  sonst  als  Folge  der  ungehinderten  Be- 
wegung der  Bevölkerung  die  bestmögliche 
Gestaltung  der  |iolitischcn  und  sozialen 
Welt  erwartete,  so  auch  hier:  die  unver- 
schuldete Arlteitslosigkeit  schien  ihr  beim 
Systeme  obrigkeitlichen  Besserwissens  und 
zünftiger  Privilegierung  nur  eine  natürliche 
Folge  zu  sein,  während  sie  bei  fi-eier  Ver- 
wertung aller  Kräfte  —  soweit  eben  über- 
haupt möglich  —  aus  der  Welt  geschafft 
war.  War  eist  ihr  Ideal  des  freien  Spiels 
der  wirtschaftlichen  Elemente  realisiert,  so 
■ward  dauach  sonder  Zweifel  joder  thätige 
Mann  auf  den  ihm  gebührenden  Platz  ge- 
stellt :  im  Notfälle  musste  oben  die  Armen- 
pflege helfen.  Praktisch  konnte  es  sich 
also  für  die  aufkommende  individualistische 
Schule  nur  um  eine  Beseitigung  der 
Schranken  handeln,  die  durch  das 
alte  und  damals  arg  verrottete  Zunft-  und 
Konzessionssystem  so  viele  in  «ler  freien 
Venvertuug  ihrer  Kräfte  hemmten.  So 
musste  damals  die  Parole  ausgegeben 
werden:  die  Arbeit  aus  einem  Privileg, 
was  sie  grnssonteils  bisher  gewesen,  zu 
einem  allgemeinen  Hecht  zu  machen. 
Auf  diese  Weise  kamen  die  Physiokraten 
zu  ihrem  »droit  de  travailler  .  in  dem  sie 
die  Panacee  gegen  die  sozialen  Gohresten 
erblickten.  Zum  ersten  Male  wurde  dieser 
Grundsatz  gesetzlich  in  dem  von  Turgot 
verfasston  Ed.  v.  12.  März  177«»  anerkannt, 
das  in  Frankreich  die  Gewerhofroihoit  pro- 
klamierte (freilich  damals  nicht  zur  Durch- 
führung gebracht  werden  konnte). 

Es  ist  l^kannt.  dass  die  —  schliesslich 


überall  siegreiche  —  Gewerltefreiheit  das 
I'ebel  der  Arbeitslosigkeit  nicht  beseitigt 
hat.  welches  vielmehr  gerade  seitdem  — 
mindestens  zeitweise  —  nie  geahnte  Dimen- 
sionen angenommen  und  sich  zu  einem 
immer  schwierigeren  und  komplizierteren 
Problem  gestaltet  liat.  Die  Ursache  hier- 
von liegt  in  den  ungünstigen  Konjunkturen 
und  den  durch  sie  herbeigefülu'ten  Kata- 
strophen, den  Krisen.  Diesclltou  bestehen 
im  wesentlichen  in  der  Unniögliclikeit.  ent- 
weder die  produzierten  Waren  massen  auch 
nur  annähernd  zu  den  bisherigen  Preisen 
abzusetzen  oder  ülicrhaupt  das  Gewerbe  im 
alten  Umfange  produktiv  fortzusetzen.  Die 
i  Verkäufer.  Fabrikanten  und  Kaufleute,  or- 
I  leiden  schwere  Verluste,  machen  vielleicht 
i  Rinkerott.  —  jedenfalls  muss  die  Produk- 
I  tion  eingeschränkt  werden .  und  Tauscnde 
von  Arbeitern  kommen  schuldlos  ausser 
|  Stellung.  Solche  Krisen  sind  als  typische 
:  Erscheinung  eist  in  der  modernen  Zeit 
möglich  geworden,  wo  die  Produktion  für 
den  Weltmarkt  oder  für  unbekannte  Käufer 
vorherrscht,  statt  —  wie  früher  —  für  die 
Lokalität  und  ihr  genau  bekanntes  und  fest- 
stehendes Bedürfnis.  Da  zudem  jeder 
Unternehmer  unabhängig  vom  anderen  pro- 
duziert, können  über  che  Grösse  der  ren- 
tablen Produktion  leicht  Irrtümer  eutstehoti. 
Jeder  Grund  nun,  der  in  irgend  einem  Ge- 
werbe die  Nachfrage  rasch  sinken  macht 
oder  die  Produktion  über  die  —  zur 
Deckung  der  Kosten  (einschliesslich  eines 
ausreichenden  Gewinnes)  bereit«?  —  Nach- 
frage hinaus  rasch  steigen  lässt,  ruft  uatur- 
gemäss  einen  Preissturz  und  eine  Absatz- 
krise hervor.  Es  giobt  daher  für  letztere 
schier  unzählige  Entstehungsursachen,  da 
schlechthin  alles,  was  «lie  gewohnte  '  trd- 
nung  der  Produktion,  der  Konsumtion,  der 
Verteilung,  der  Verkehre-,  Geld-  oder 
Krcditveriiältnissc  erschüttert,  ja  ül>erhaupt 
nur  verändert,  Anlass  zur  Krise  gelten  kann. 
Diese  Krisen  sind  dann  teils  speciclle. 
die  einzelne  Branchen  heimsuchen,  teils 
allgemeine,  «lie  Handel,  Gewerbe  und 
Industrie  in  ihrer  Gesamtheit  ver- 
wüsten und  manchmal  sogar  international 
auftreten.  Don  Krisen  der  letzteren  Art 
geht  eine  allgemeinere  Preissteigerung  vor- 
aus, die  überall  Vertrauen  auf  die  gün- 
stigen Konjunkturen  des  Marktes  erzeugt 
und  dadurch  eine  fieberhafte  Anspannung 
der  Produktion  veranlasst  Die  Spekulation 
thnt  überdies  das  ihrige,  um  Produzenten 
und  Publikum  in  immer  wachsend«»  Sicher- 
heit  zu  wiegen.  In  einem  bestimmten  Mo- 
ment ist  schliesslich  die  aufgestapelte  Pro- 
duktenniasse  zu  gross  geworden,  um  noeh 
zu  guten  Preisen  abgesetzt  werden  zu 
können,  und  so  bricht  das  Umrewittor  los. 
Und  jetzt  wird  die  Panik  so  allgemein,  wie 
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früher  «las  Vertrauen  gewesen  war.  Die 
Folgen  sind  dann  natürlich:  -»ein  rasches 
Sinken  aller  Warenpreise,  die  noch  vor 
kurzem  so  lohnend  waren ;  eine  bis  zur 
Entwertung  gehende  Wertverringerung  der 
produktiven  Vermögen  ;  eine  fast  allgemeine 
Unmöglichkeit,  eingegangenen  Verpfliehtun- 
gen  naehzukomiiien ;  zahlreiche  bankerotte 
oder  Zahlungseinstellungen ;  zeit-  oder  teil- 
weise Beschränkung  oder  Einstellung  der 
Produktion;  Brotlosigkeit  von  Tausenden 
von  Arbitern.  Uns  sind  die  in  rascher 
Folge  und  Wechselwirkung  sich  äussernden 
Symptome  von  Erscheinungen,  die  das  Ka- 
pital »leeimieren  und  dem  Arbeiter  aucli 
noch  s.  iue  Lumjicii  rauben.  Weun  dann 
am  Ende  solcher  Vcrnichtungsseenen  die 
Nationalökonomie  ihre  Toten  zählt ,  so 
rechnet  sie  den  Ruin  der  Kapitalisten  nach 
Millionen  Werten  und  den  der  Arlieiter 
nach  tausend  und  abertausend  Familien, 
die  sich  niemals  wieder  in  ihren  Kellern 
und  unter  ihren  Dächern  aus  ihrem  Elend 
aufzuraffen  vennügen  -  (R  o  d  b  e  r  t  u  s). 

Hiermit  ist  jedoch  ei-st  der  Charakter  der 
akuteu  Krisen  gekennzeichnet;  von  nicht 
minderer  Be»lcutung  für  unser  Jahrhundert 
sind  aber  die  schleichenden  Krisen, 
welche  sich  vornehmlich  im  Anschluss  an 
die  in  vielen  Branchen  stattfindend"'  Ver- 
drängung des  Handwerks  und  der  Haus- 
industrie durch  die  Fabrikindustrie  ent- 
wickeln: die  technisch  wenig' t  vollkom- 
mene Betriebsart  wird  unproduktiv,  und 
ihre  Arbeiter  werden  gewöhnlich  nur  zum 
Teil  von  den  aus  dem  Konkurrenzkämpfe 
siegreich  hervorgehenden  BetrieU-n  über- 
nommen. Eine  ähnliche  Gefahr  der  schlei- 
chenden Krise  liegt  für  alle  Exportiudu- 
strieen  eines  Landes  in  der  —  sich  oft 
realisierenden!  —  Möglichkeit,  dass  die 
fremdländische  Konkurrenz  erstarkt. 

Gorado  die  Krisen  dieser  zweiten  Art 
sind  heute  ganz  besonders  wichtig,  weil 
wenigstens  eine  allgemein»!  Krise  der 
oben  geschilderten  Art,  —  -die  Krise  nach 
dem  älteren,  gewissermassen  englischen 
Typus  (Lexis)  —  die  Welt  seit  IST!}  nicht 
mehr  heimgesucht  hat,  während  >die  Ge- 
fahr der  chronischen  wirtschaftlichen  Depres- 
sion, nach  Lexis'  treffender  Bemerkung, 
zu  wachsen  scheint*.  l'ebrigens  nimmt 
auch  Lexis  an,  dass  »die  Verhältnisse 
jedenfalls  gegenwärtig,  nachdem  das  Ma- 
schinenwesen das  ihm  zustehende  Gebiet 
im  wesentlichen  vollständig  erobert  hat  und 
die  Arbeiter! levölkerung  sich  der  neuen 
Produktionsweise  angepasst  hat,  für  die  Be- 
schäftigimg der  Arbeiter  weit  günstiger 
sind  als  in  der  rebergangsperiode.  als  die 
Maschine  ihren  Siegeszug  erst  eben  begonnen 
hatte  und  die  Handarbeit  noch  einen  nutz- 
losen VerzweifJnngskampf  gegen  sie  ver- 


suchtet (vergl.  Lexis'  Art.  ^Sozialismus 
und  Kapitalismus«,  im  *  Deutschen  Wochen- 
blatt«, Nr.  23  vom  8.  Juni  1893). 

Die  Folgen  einer  jeden  Krise  für  den 
Arbeiterstand  sind  furchtbar.  Je  nach  dem 
Charakter  »ler  Krise  werden  Tausende  oder 
Zehntausende  fleissiger  Arbeiter  brotlos  und 
fallen  der  entehrenden  und  oft  noch  dazu 
unzureichenden  Armenpflege  anheim.  Dauert 
»lie  Arbeitslosigkeit  längere  Zeit,  so  gewöhnen 
sich  viele  Arl>eitslose  an  den  Müssiggaug, 
werden  arbeitsscheu,  verkommen  und  sinken 
schliesslich  häufig  ins  Verbrechertum  hinab. 
Und  falls  der  Arltoitslose  Familie  hat,  macht 
dann  sein  Kind  oft  genug  schon  im  elter- 
lichen Hause  die  Sehlde  der  l'nsittlichkeit 
und  dew  Verbrechens  durch.  Auf  solche 
Weise  entsteht  eine  Bevölkerung,  wie  sto 
das  Ostend»?  Ivondons  bewohnt,  dessen  Zu- 
stände vonHeaney,  einem  dortigen  Geist- 
liehen, wie  folgt ,  charakterisiert  worden : 
»Das  Elend  im  Ostende  ist  nicht  vorüber- 
gehend, es  ist  chronisch  un»l  tieruht  in  den 
wirtschaftlichen  Bedingungen.  Die  lernte 
kämpfen  dagegen,  aber  es  ist  ein  Kampf 
mit  dem  Schicksal« ;  so  sammelt  sich  hier 
schliesslich  ■»der  Auswurf  Londons,  trunk- 
süchtig und  faid,  schlau  wie  ein  Fuchs,  geil 
wie  ein  Bock  und  mit  Begierden,  die  uu- 
nennbar  sind«. 

Neben  der  mit  der  Ungunst  der  wirt- 
schaftlichen Konjunkturen  zusammenhängen- 
den und  darum  unregelmässig  auftretenden 
Beschäftigungslosigk»?it  giebt  es  dann  mx-h. 
eine  regelmässig  Kommende  und  vorülxr- 
gehende  Arbeitslosigkeit:  die  Saison- 
Arbeitslosigkeit  *Ist  die  Arbeits- 
saison kurz,  wie  z.  B.  Iiei  der  Spiritus- 


brennerei oder  Z 


so  macht 


r  Zuckergewinnung, 
es  sich  ganz  von  selbst,  dass  die  Arbeiter 
für  den  grösseren  Best  »les  Jalires  einer 
anderen  Beschäftigung  obliegen«  (Ed.  v. 
H  a  r  t  in  a  n  n).  Hier  wird  daher  die  Arbeits- 
losigkeit mehr  eine  Ausnahnicorseheiuung 
sein.  Dauert  dagegen  die  Saisonarbeit 
längere  Zeit ,  wie  z.  B.  bei  den  Bauge- 
werben,  so  wird  der  Arbiter  während  der 
Zeit  der  Besehäftigungslosigkeit  nur  schwer 
in  einem  anderen  Gewerbe  ein  Unterkommen 
finden.  Er  ist  daher  darauf  angewiesen, 
während  der  Dauer  seiner  Beschäftigung 
soviel  zurückzulegen,  dass  er  in  den  Zeiten 
der  Verdienstlosigkoit  von  seinen  Erspar- 
nissen leben  kann,  leider  siud  die  meisten 
Saisonarl)oitor  zu  unwirtschaftlich,  um  hier 
ausreichend  vorzusorgen :  sie  geraten  datier 
bald  in  eine  recht  schlimme  Lage,  aus  der 
sie  erst  der  Wiederbeginn  der  Saisonarbeit 
befreit. 

Dieses  Elend  der  Bauarbeiter  zur  Winters- 
zeit hat  nun  im  19.  Jahrhumlert  ganz  be- 
sonders grosse  Dimensionen  an- 
nehmen müssen.    Denn  in  den  früheren 
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Jahrhunderten ,  wo  die  Städte  uoch  klein 
waren  und  sehr  langsam  zunahmen,  gab  es 
auch   nur  eine  geringe  Zahl  von  Bau- 
arbeitern ;  die  Not  hatte  daher  quantitativ  | 
einen  geringen  Umfang,  und  für  die  kleine  | 
Zahl  Arl^eitsloser  lies»  sieh  um  so  eher  diese ! 
otler   jene   anderweite   Beschäftigung  be- 
scliaffen.     Die    rasch    in    die    Höhe  ge- 1 
kommenen  Gross-  und  Weltstädte  der  Gegen- 
wart haben  hingegen  ganze  Heere  von  Bau- 
arbeitern nötig  gemacht,  die  im  AVinter 
ebensolche  Heere  von  Arbeitslosen  repräsen- . 
tiereu,  welche  —  zumal  l«i  den  teuren 
Mieten  und  Lebensmitteln  in  den  grossen 
Städten  —  bald  in  eine  höchst  prekäre  Lage 
geraten.  — 

Schliesslich  muss  noch  eine  fernere 1 
wichtige  Ursache  der  modernen  Arbeits- 
losigkeit berührt  werden,  die  für  gewöhn- 
lich übersehen  wird:  die  in  allen  Ländern 
(ausser  Frankreich)  erfolgte  rasche  Be- 
v  ö  1  k  e  r  u  n  g  s  v  e  r  m  e  h  r  u  n  g.  Man  vergesse 
nicht,  dass  die  Bevölkerung  sich  in  manchen 
Ländern  binnen  DK)  Jahren  verfünffacht  hat 
und  dass  ein  immer  kleinerer  Prozentsatz 
des  Zuwachses  in  der  Urproduktion  sein 
Unterkommen  findet.  Die  Mehrheit  der 
Hinzukommenden  muss  also  in  der  Haiipt- 
sache  regelmässig  in  den  gewerblichen  Be- 
rufen ihr  Unterkommen  finden,  und  das 
erfordert  einen  schwierigen  Verteilungs- 
prozess  der  Menschen  üt>er  das  ^anze  i^and, 
der  bei  den  starken  Keibungswiderständen 
innerhalb  der  pnvatwirtsehaftlichen  Organi- 
sation und  bei  der  Unfähigkeit  der  Pro- 
duktion zur  Aufnahme  einer  grösseren  Pro- 
duzentenzalü  dazu  führt,  dass  entweder  die 
neuen  Kräfte  oder  nlier  ältere  ArWiter  ütar- 
schüssig  und  überflüssig  werden.  — 

Danach  int  es  mir  natürlich.  dass  die  Ar- 
beitslosigkeit im  jiolitisch-sozialen  Lebeu  de« 
19.  Jahrhundert-«  ein»'  bedeutsame  Kolle  gespielt 
hat  und  für  die  Entwickelnng  der  sozialen 
Kritik  in  gleicher  Weise  massgebend  gewesen 
ist.  Vor  allem  wirkte  hei  fast  allen  Revo- 
lut  innen  die  Arbeitslosigkeit  als  treibende 
Kraft  mit  :  IKK)  waren  es  in  Paris  Arbeitslose 

—  zum  grossen  Teile  solche,  welche  aus  den 
Druckereien  der  liberalen  Zeitungen  entlassen 
worden  waren,  -  -  die  den  Strassenkampf  be- 
gannen: das  Jahr  184«  folgte  auf  eine  Welt- 
krise, und  eine  allenvärts  missrateue  Krnte;  der 
Pariser  Juniaufstand  war  ausschliesslich  eine 
Rebellion  der  Arbeitslosen;  die  Pariser  ..Com- 
mune" vou  1871  stand  im  engsten  Zusammen- 
hang mit  der  Beschäftigungslosigkcit,  der  Klein- 
bürger und  Arbeiter.  Und  nenerdings  hat  man 
schon  allenthalben  —  von  der  Themse  bis  zur 
Donau  und  von  der  Spree  bis  zum  Manzanares 

—  Krawalle  und  Demonstrationen  Arbeitsloser 
zu  verzeichnen.  Die  interessanteste  Kundgebung 
dieser  Art  fand  freilich  jenseits  des  Oceans  statt, 
wo  sie  echt  yankeemässig  in  Sceue  gesetzt 
wurde.  Ihr  Urheber  war  Coxey,  ein  Farmer 
in  Massülon  (Ohio),  der  angesichts  der  furcht- 
baren Arbeitslosennot   des  Jahres  1693  den 


Vorschlag  machte,  eine  ..lebendige  Petition" 
nach  Washington  zu  senden,  damit  der  Staat 
durch  Veranstaltung  öffentlicher  Arbeiteu 
die  Not  beseitige.  Diese  sollten  —  nach  Coxeys 
Plane  —  im  Bau  von  guten  Landstrassen  (..good 
roads")  bestehen,  an  denen  es  in  Amerika  zum 
grossen  Schaden  der  ländlichen  Bevölkerung 
noch  sehr  gebricht;  die  Kosten  sollten  durch 
Ausgabe  der  benötigten  Summe  unverzinsbarer 
Bonds  i  ..nou-interest  bearing  bonds"i  aufgebracht 
werden.  Der  Ruf  „Auf-  nach  Washington!" 
zündete  unter  den  Arbeitslosen,  die  —  einzeln 
als  „tramps"'  behandelt  —  als  organisierte  Masse 
darauf  rechnen  durften,  einen  gewissen  Respekt 
einzuflössen.  Am  Ostersonntag  1894.  mittags 
12  Uhr,  setzte  sich  von  Massillon  aus  der  erste 
Zng  der  „Common weal  Army  of  Christ"  (wie 
sie  sich  nannte)  unter  Coxeys  Führung  in 
Bewegung,  am  2.  April  folgte  vou  San  Francisko 
her  ein  zweiter  Trupp  Arbeitsloser  unter  Füh- 
rung des  Schriftsetzers  Kelly,  und  bald  waren 
von  allen  Seiten  her  ca.  20  Fähnlein  der  Ar- 
beitslosenarmee auf  dem  Wege  nach  Washington. 
Nach  unsäglichen  Mühen  und  Strapazen  — 
mussten  sich  doch  die  hungernden  und  dursten- 
den Arbeitslosen  die  Wege  über  Prflrieen  und 
Sümpfe  meist  selbst  bahnen!  —  kamen  die 
ersten  Scharen,  die  übrigetis  vortrefflich  Manns- 
zncht  gehalten  hatten,  richtig  am  1.  Mai.  wie 
Coxey  prophezeit  hatte,  in  Washington  an 
und  demonstrierten  ganz  programmäßig  auf 
dein  dortigen  Kapitolplatz.  Sonst  freilich  hatte 
der  Zug  keine  Folgen :  um  die  schwerfällige 
amerikanische  Staatsmaschine  wirklich  zu 
Gunsten  der  Arbeitsloseninteressen  in  Gang  zu 
setzen,  dazu  hatte  er  doch  nicht  Wucht  genug. 

Unter  solchen  Umständen  musste  die  Knt- 
wickelung  der  neuen  sozialen  Ideeen  von  der 
modernen  Gestaltung  des  Problems  der  Arbeits- 
losigkeit wesentlich  beeinflnsst  werden.  Die 
ersten  Kritiker  der  bürgerlichen  Gesellschaft  in 
der  Neuzeit  überhaupt  wie  speciell  auch  im 
19.  Jahrb.  knüpfen  direkt  daran  an:  Thomas 
Morus  war  durch  die  unter  Beinrich  VIII. 
herrschende  Arbeitslosigkeit  zu  seinem  Zweifel 
an  der  Güte  des  Bestehenden  veranlasst  worden, 
der  ihn  dann,  im  Anschluss  an  das  Studium 
Piatos,  zum  Kommunismus  seiner  „Utopia" 
ilölfit  hinführte,  -  -  und  Owen  und  Sismondi 
haben  angesichts  der  ersten  Arbeitslosennot 
unseres  Jahrhundert»  ll817l  dem  Individualis- 
mus den  Rücken  gekehrt.  Bei  allen  bedeut- 
samen sozialistischen  und  sozialreforma torischen 
Systemen  und  Bewegungen  steht  dann  die 
Lösung  dieser  Frage  mehr  oder  weniger  im 
Vordergrunde.  In  Frankreich,  wo  in  den 
30er  und  40er  Jahren  in  weitem  Umfange  die 
Verdrängung  der  Bandarbeit  durch  die  Ma- 
schinenindustrie stattfand,  stand  fast  die  ganze 
soziale  Bewegung  unter  dem  Zeichen  der  Auf- 
hebung der  Arbeitslosigkeit:  das  beweisen  die 
Schlagworte,  die  gerade  damals  in  den  Köpfen 
des  Proletariats  und  seiner  Theoretiker  sich 
festsetzten:  „Organisation  der  Arbeit"  und 
„Recht  auf  Arbeit".  Genane  Pläne  zur  Reali- 
sierung dieser  Ideeen  wurden  freilich  weniger 
erwogen:  was  im  Augenblicke  ebenso  sehr  zu 
ihrer  Popularität  ( —  man  vergleiche  Lamartines 
Ausspruch:  „Le  mot  d'organisation  du  travail 
etait  devenu  gr&ce  ä  l'obscuritc  des 
termes  depuis  dix  ans  le  mot  de  la  croisade 
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des  pndetaires  contra  letat  politiqno  et  social" — 
wie  später  zu  ihrem  raschen  Fiasko  beitrug. 

Hie  für  die  soziale  Bewegung  Frankreichs 
seit  1850  massgebende  Doktrin  Froudhons 
setzt  negativ  und  positiv  ein- nfulls  au  der  frag- 
lichen Stelle  ein.  Danach  erzeugt  da?  Privat- 
eigentum die  Arbeitslosigkeit,  und  diene  macht 
den  Brotlosen  zum  Bettler  oder  zum  Verbrecher, 
wo  ihn  dann  die  Justiz  abstraft,  Proiidhon 
drückt  das  so  am»:  „Auf  das  erste  Zeichen  der 
Erschöpfung  des  Vorrats  füllen  sich  die  Werk- 
stätten, und  alle  Welt  geht  ans  Werk;  daun 
i*t  der  Handel  im  Schwung  und  Regierung  und 
Regierte  freuen  sich.  Aber  je  mehr  Arbeit- 
samkeit man  entwickelt,  desto  mehr  Feiertage 
macht  man  für  die  Folge;  je  mehr  man  jetzt 
lacht,  desto  mehr  wird  man  später  weinen. 
I'nter  der  Herrschaft  des  Eigentums  dienen  die 
Blumen  der  Industrie  nur  dazu,  Totenkriinze 
zu  schmücken:  der  Arbeiter,  der  arbeitet,  Kräht 
«ein  eigenes  (trab.  Heute  wird  die  Werkstätte 
geschlossen,  morgen  Fasttag  auf  den  öffent- 
lichen Plätzen;  übermorgen  Tod  im  Armenhaus 
oder  ein  Mahl  im  Gefängnis  .  .  .  lh>r  Eigen- 
tümer hält,  wie  ein  Kobinson  auf  seiner  Insel, 
mit  Lanzenstichen  und  Flintenschüssen  den 
Proletarier  ab,  den  die  Welle  der  l'ivilisation 
in  die  Tiefe  schleudert  und  der  sich  au  deu 
Felsenspitzen  des  Eigentums  anzuklammern 
trachtet.  „Hieb  mir  Arbeit,"  schreit  er  mit 
aller  Kraft  dein  Eigentümer  entgegen,  „stossc 
mich  nicht  zurück,  ich  werde  um  jeden  l'reis 
für  dich  arbeiten."  —  „Ich  bedarf  deiner  Dienste 
nicht,"  antwortet  der  Eigentümer  und  halt  ihm 
die  Spitze  seiner  Lanze  oder  die  Mündung  seines 
Gewehrs  entgegen.  —  „Wie  könnte  ich  dich 
bezahlen,  wenn  ich  keine  Arbeit  habe?"  —  „Das 
ist  deine  Sache!"  —  So  überlässt  sich  der 
unglückliche  Proletarier  dem  Strome,  der  ihn 
dahinreisst  oder,  wenn  er  es  versucht,  in  das 
Eigentum  einzudringen,  streckt  ihn  der  Eigen- 
tümer zu  Boden  und  tötet  ihn."  —  Proudhons 
positive  Vorschlüge,  die  darauf  abzielten,  mittels 
der  Tauschbank  den  Satz:  .ledern  das  Produkt 
seiner A  rbeit !  —  zu  realisieren,  sollten  dadurch  das 
fragliche  Lehel  wie  auch  alle  anderen  sozialen 
Gebrechen  aus  der  Welt  schaffen. 

In  Deutschland  knüpft  das  herrschende 
sozialistische.  System,  jenes  von  Karl  Marx, 
den  weltgeschichtlichen  Fortschritt  ausschliess- 
lich au  die  Lösung  der  Arbeitstoscnfrage  an. 
['anach  basiert  jede  Gesellschaft,  in  der  es 
herrschende  uud  beherrschte  Klassen  giebt.  da- 
rauf, dass  der  Sklave  die  ganze  Gesellschaft 
ernähre.  —  während  die  moderne  Gesellschaft 
infolge  von  Krisen  und  Arbeitslosigkeit  dazu 
gelange,  ihre  Sklaven  ernähren  zu  müssen. 
Folglich  negiere  sie  sich  selber,  steuere  also 
auf  einen  unhaltbaren  Zustand  hin  und  treibe 
dadurch  schliesslich  in  das  Reich  der  neuen  Ge- 
sellschaft hinüber.  —  Auch  die  Theorie  von 
K  o  d  b  e  r  t  u  s ,  dem  vornehmsten  Repräsentanten 
des  deutschen  Sozialismus  neben  Marx,  wurzelt 
im  gleichen  Boden.  Die  Arbeitslosigkeit  wird 
als  das  Grnndiibel  der  modernen  Ordnung  auf- 
gefasst,  und  zu  ihrer  Beseitigung  ist  von  Kod- 
bertus  ein  eigenartige«  System  sozialer  Reformen 
erdaehr  worden,  welches  Rente  und  Lohn  so 
gleich-massig  wachsen  lässt,  dass  Krise  und 
Arbeitslosigkeit,  angeblich  aus  der  Welt  schwin- 
den.   '.Vcrgl.  den  Art.  Sozialismus.; 


In  England  fand  seit  Owen  und  seiner 
Schule  keine  theoretische  Ent Wickelung  mehr 
statt.  Dafür  machte  man  si<h  um  so  mehr  an 
die  praktische  Heflinn  durch  Selbsthilfe,  und 
hier  standen  die  Hilfsmassregeln  gegen  Arbeits- 
losigkeit im  Mittelpunkte  der  Bestrebungen; 
man  schuf  auch  thatsächlich  für  einen  grossen 
Teil  der  Gcwerkvereinsmitgliedcr  —  im  ganzen 
für  ca.  7UUUUU  Arbeiter  —  eine  ausreichende 
Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  (die  Dar- 
stellung des  hierbei  befolgten  Systems  folgt  im 
IL  Abschnitte  dieser  Abhandlung!. 

In  Deutschland  endlich  hat  die  sozialrefor- 
matorische  Richtung  der  letzten  Jahrzehnte  im 
Problem  der  Arbeitslosigkeit  ebenfalls  ein  Haupt- 
problem aller  Sozialreform  erblickt:  bei  Bren- 
tano, dein  einzigen,  der  ein  System  der 
letzteren  aufgebaut  hat,  spitzt  sich  sogar  die 
ganze  Lösuug  der  Arbeiterfrage  auf  die  Siche- 
rung gegen  Arbeitslosigkeit  mach  dem  Muster 
der  englischen  Gcwerkvcreinci  zu.  Herkner 
wiederum  sucht  eine  Lösung  im  Sinne  einer 
Verwirklichung  des  „Hechtes  auf  Arbeit",  und 
G'eorg  Adler  schlägt  ein  (unten  dargestelltes) 
System  von  Massregeln  Vor,  die  die  obligato- 
rische Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  mit 
einer  gründlichen  Reform  der  Arbeitsnaek- 
weisung  nnd  mit  einer  planmässigeu  Veran- 
staltung öffentlicher  Arbeiten  kombinieren,  wo- 
durch wenigstens  die  Abhilfe  geleistet  werden 
könnte,  die  in  absehbarer  Zeit  möglich  ist. 
Julius  Wolf  endlich  will,  dass  in  erster  Linie 
Staat  und  Gemeinde  suchen  sollen,  die  Arbeits- 
losen mit  nützlichen  Arbeiten  z.  B.  Bau  von 
Arbeiterwohnnngeni  zu  hesekftftigcn ;  nur  soweit 
dadurch  nicht  aller  Not  der  fraglichen  Art  ge- 
steuert werden  kann,  soll  subsidiär  die  Arbeits- 
losenversicherung eintreten.  — 

So  bricht  sich  immer  mehr  die  Erkenntnis 
Bahn,  dass  hier  ein  furchtbares  gefahrdrohendes 
Gebrechen  der  Gesellschaft  Vorliegt,  zu  dessen 
Heilung  ein  grosses  Reformwerk  vollbracht 
werden  inuss :  und  diese  Erkenntnis  thut  sehr 
not :  denn  ..«Ii*-  grossen  Staat skörper  sind  hart, 
eiserne  Tiere,  denen  die  Gefuhr  nahe  ankommen 
muss,  ehe  sie  ihren  alten  Gang  »ludern"' 
Herd  e  n. 


II.  Mittel  zur  Abhilfe. 

1.  Kinleitendex.  Angesi<  bts  ein»  »  .so- 
zialen 1'ebehs  von  .solch  ungeheurer  Trag- 
weite ist  die  Frage  nach  der  Möglichkeit 
der  Abhilfe  einfach  selbstverständlich.  Zu- 
nächst wird  man  vielleicht  daran  denken, 
der  Arbeitslosigkeit  präventiv  zu  be- 
gegnen, also  die  Absdzkriseu  zu  beseitigen 
od.-r  doch  wesentlich  zu  mildern.  Indessen 
sind  die  Mittel,  die  hierzu  vorgesehlagen 
worden  sind,  nicht  anwendbar.  Der  Sozia- 
lismus freilich  hat  seine  Panacee  rasch  bei 
der  Hand  in  Gestalt  der  kommunisti- 
schen Gosel  lsehaft,  wo  die  Produktion 
planvoll  gemäss  dem  statistisch  zu  berech- 
nenden Bedarfe  der  Bevölkerung,  gestaltet 
werden  soll.  Wer  aber  mit  uns  eine  solche 
kommunistische  Gesellschaft  in  absehbarer 
Zeit  nicht  für  möglich  hält  (vgl.  den 
Art.  Sozialdemokratie,  Sclilusskritik),  muss 
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die 80  I/»sung  des  Problems  von  der  Hand  j 
weisen. 

Auf  dem  IMcn  der  bestehenden  Wirt- 1 
sehaftsord nung    ist   zur  Erreichung  jenes 
Zweckes  nur  ein  Mittel  denkbar:  die  Or-j 
ganisation  aller  lndustrieen  in  Kartellen,  I 
welche  durch  Fixierung  der  jeweilig  nötigen  : 
Produktion  zuvörderst  die  Feborproduktion  | 
und  damit  auch  die  nnchhorige  Krise  zu 
vorhindern  hatten.    Aber  die  zwangsweise , 
staatliche  Einführung  von  Kartellen  ist  i 
unstatthaft,  weil  durch  sie  der  individuelle  i 
l:nternehinnngsgeist ,  die  •  wichtigste  Trieb- 1 
kraft  der  bürgerlichen  Volkswirtschaft,  in  \ 
Kesseln  geschlagen  würde.    Fnd  die  frei-, 
willige  Bildung  von  Kartellen  ist  in  dem 
ausreichenden  nationalen  und  internationalen 
Fmfange  in  absehlarer  Zeit  nicht  zu  ge- 
wärtigen, so  dass  also  auch  in  Zukunft 
schlechte  Konjunkturen.  Krisen  und  Arbeits- 
losigkeit nicht  zu  vermeiden  sein  wenlen. 

Danach  ist  kaum  ein  Zweifel  dariiter 
möglich,  dass  es  sich  im  wesentlichen  nur 
um  einen  Kampf  gegen  die  Wirkungen 
hiindehi  kann.  Diese  Frage  ist  natürlich 
auch  schon  seit  langem  erwogen  worden, 
und  sie  hat  in  der  Geschichte  der  sozialen 
Theorioeii  und  Thatsachen  die  verschieden- 
sten Lösungen  gefunden.  Fnter  ihnen  lassen 
sich  gemäss  den  massgebenden  volkswirt- 
schaftlichen Principien  drei  Gruppen  unter- 
scheiden: die  il'T  Selbsthilfe'  ,  der  j  Armen- 
pflege und  der   Sozialreform  . 

*J.  Selbsthilfe.    Dies  l'rincip  ist  bisher  in 
grossi-rcm  Fmfuuge  mir  in  Katrin  ml  zur  An- 
wendung gekommen,  wo  die  G  e  w  e rk  v e rei  nc 
in  der  Fürsorge  für  ihn-  Mitglieder  im  Falle 
«ler  Arbeitslosigkeit  eine  ihrer  Hauptaufgaben 
erblicken,    l'eher  ihre  Wirk.«nnikeit  teilen  wir, 
nach  einem  Blaubuche  des  t-nyli^-heii  Arbeits- 
amtes, das  folgende  mit.     Im  .Jahre  1K91  — 
dein  letzten,  für  welches  eine  komplette  Statistik 
vorlag  —  verteilten  202  Gewcrkvereine  mit 
(»82025  Mitgliedern  an  ihre  Arbeitslosen  den 
Betrag  von  222  0*H  t.    Die  w fiehen  1 1  ich  en 
Filterst  II tzungeii  der  Arbeitslosen  sind  hei  den 
einzelnen  Vereinen  verschieden:  doch  fällt  der 
Betrag  der  Summe  prim  ipii  ll  entsprechend  der  j 
Dauer  der  Arbeitslosigkeit.    So  zahlen  z.  Ii. 
die  „Vereinigten  Ziminerleiite  und   S<  hreiner* 
in  den  ersten  12  Wochen  der  Arbeitslosigkeit  ; 
10  sh.  pro  Woche,  in  den  folgenden  12  Wochen  \ 
o  sh. ;  wahrend  andererseits  in  einigen  Vereinen 
der  Textilhrauche  die  anfängliche  Fnterstützniig 
nur  3  sh.  Ü  d.  pro  Woche  beträgt.    Notorisch  > 
ermutigt  übrigens  ein  zu  hohes  Mass  der  Fnfer-  ! 
Stützung  —  trotz  aller  Vorsichtsraassregeln  — 
den  Müssiggang.  —  Zum  Bezüge  von  l'nter- 
stützung  ist  natürlich  nur  derjenige  berechtigt, 
der  zuvor  längere  Zeit  Mitglicil  gewesen.    Der  I 
Arbeitslose  hat  sich,  der  Kontrolle  halber,  tag-  j 
lieh  zu  bestimmter  Stunde  in  ein  „Arbeitslose«-  [ 
blieb"  einzuschreiben;  er  ist  gehalten,  sich  selbst 
möglichst  um  Arbeit  zu  bemühen  und  eine  ihm 
etwa  angebotene  pussende  Stelle  anzunehmen. 
Wer  seine  Arbeit  durch  eigenes  Verschulden 


verloren  hat,  soll  nicht  unterstützt  werden :  aber 
in  der  Praxis  pflegt  man  das  Prineip  nicht 
streng  anzuwenden.  —  Viele  (iewerkvereine 
gewähren  ausserdem  noch  einen  Züsch  uss 
f  ür  Reisen  zum  Zwecke  der  Beschaffung  von 
Arbeit,  liegen  Betrug  ist  dadurch  Vorsorge 
getroffen,  dass  die  reisenden  Arbeitslosen  un- 
unterbrochen in  Bewegung  sein  müssen.  Trotz- 
dem haben  einige  Vereine  gefunden,  dass  die 
Keisetinterstützmig  —  ziiinul  im  Sommer  • 
öfters  nur  zum  Vagabundieren  ermuntert,  und 
haben  deshalb  dies  System  der  Fiiterstützuug 
gänzlich  fallen  lassen.  Bei  einigen  Vereinen 
wird  die  Arbeit  durch  den  Vorstand  vermittelt. 
Aber  in  den  meisten  Vereinen  wird  hier  die 
Hauptsache  den  Bemühungen  der  interessierten 
Person  überlassen,  die  indes  vom  Vereine 
durch  Mitteilungen  über  vakante  Stellen  unter- 
stützt wird.  lue  grossen  (iewerkvereine  publi- 
zieren periodische,  genau  speeialisiertc  Berichte 
Uber  den  Stand  des  Arbeitsmarktes.  zu  denen 
die  Zweigvereine  durch  regelmässige  detaillierte 
Korrespondenzen  über  die  Zahl  der  Arbeitslosen, 
der  vakanten  Stellen  etc.  in  ihren  Bezirken  das 
nötige  Material  liefern.  —  Eine  andere,  freilich 
nicht  oft  praktikable  Methode,  die  Zahl  der 
Arbeitslosen  zu  verringern.  I>estcht  in  der  sog. 
Ausgleichung  der  Arbeit.  Hier  wird 
durch  Verkürzung  der  Arbeitszeit,  Befolgung 
einer  Art  von  Keihenbeschäftigiiiig  und  beson- 
ders hohe  Bezahlung  von  Feherstunden  die  Be- 
schäftigung einer  möglichst  grossen  Zahl  von 
Arbeitern  bewirkt.  — 

Der  grösste  englische  Gewerk  verein,  jener 
der  Maschine  n  bauen  mit  73000  Mitgliedern  i, 
hat  die  Arbeitslosenversicherung  seit  1851  durch- 
geführt. Das  Verhältnis  der  Zahl  der  Arbeits- 
losen variierte  von  0,8  Proz.  im  Jahre  1853  bi* 
zu  13,3  Proz.  im  Jahre  187i>.  Der  durchschnitt- 
liche Prozentsatz  pro  Jahr  betrug  4.2.  Ks  wurde 
übrigens  die  Erfahrung  gemacht,  dass  es  jeder- 
zeit, selbst  hei  gutem  (ieschäftsgaiige.  Arbeits- 
lose gielit.  Der  Gesamtbetrag  der  Arbeits- 
losenunterstützung betrug  von  1851 — 18!»3; 
1718141  t,  d.  h.  48  t  8  sh.  5!4  d.  pro  Mit- 
glied in  42  Jahren. 

Die  mittlere  Zahl  der  Arbeitslosen  ipro 
Monat  i  betrug  in  der  Gesamtheit  der  statistisch 
beobachteten  (iewerkvereine:  18H7:  8,43",,: 
1888  :  5.2»  „:  1881»:  2.3%:  18!N):  2.02"0;  WIM: 


3,31»%:  1892:  5.25»,,. 

Diese  Selbsthilfeorganisation  kann  als-r 
nicht  als  ausreichend  angesehen  wenlen.  ..Die 
Wirksamkeit  der  Gcwerkvcreinc  —  heisst  es 
im  Besinne  des  arbeitsstatistischen  Amtes 
ist  gegenwärtig  der  Hauptsache  nach  auf  die 
gelernten  Berufe  beschrankt  und  .  .  .  lässt  die 
Masse  der  halhgeleniten  und  ungelernten  Ar- 
beiter unberührt,  deren  Vereine,  soweit  über- 
haupt welche  da  sind,  zu  geringe  Beiträge  er- 
halten, als  dass  sie  imstande  wären,  ausreichende 
Fiiterstützungen  für  den  Fall  der  Arbeitslosig- 
keit zu  gewähren." 

Das  Prineip  der  Selbsthilfe  hat  sich  somit 
keineswegs  als  ausreichend  erwiesen  :  unter  den 
acht  Millionen  Arbeitern  Knglaiids  sind  schließ- 
lich noch  nicht  dreiviertel  Millionen  ver- 
sichert! Thatsächlich  hat  sich  also,  streng 
..historisch-realistisch",  herausgestellt,  dass  auf 
diese  Weise  nur  einer  ganz  kleinen  Minderheit, 
geholfen    wird;    und    das    selbst    auf  dem 
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klassischen  Boden  der  Selbsthilfe !  Auf  dem 
Kontinente  sind  —  abgesehen  von  den  Buch- 
druckern—die  Erfolge  geradezu  minimal,  l'nd 
das  wird  »ich  auch  in  Zukunft  nicht  so  bald 
andern,  weil  in  den  deutschen  und  romanischen 
Ländern  nationaler  Massencharakter,  (icschichte 
und  Tradition  die  rastlose,  energische,  Schritt 
für  Sehritt  vordringende  und  so  häufig  ent- 
sagende Selbstthfttigkeit  nicht  begünstigen. 
Trotzdem  hat  das  fragliche  Princip  in  Lujo 
Brentano  einen  Theoretiker  gefunden,  der 
in  unbegreiflicher  Einseitigkeit  in  ihm  nicht 
nur  eine  glückliche,  sondern  überhaupt  die  einzig 
mögliche  Lösung  der  Arbeitslosennot  erblickt. 
„Finden  die  Arbeiter,  welche  beschäftigungslos 
sind,  keine  Arbeit  zu  einem  bestimmten  Preise, 
so  würden  sie  doch  vielleicht  einer  Nachfrage 
begegnen,  wenn  sie  sich  bereit  finden  Hessen, 
um  geringere  Bezahlung  zu  arbeiten.  So  oft 
dies  der  Fall  ist.  ist  daher  die  Frage,  welche 
die  Versicherungskasse  zu  beantworten  hat :  ob 
sie  einem  ihrer  arbeitslosen  Mitglieder  Unter- 
stützung gewähren  will,  die  Frage,  ob  sie  es 
billigt,  wenn  das  betreffende  Mitglied  sich 
weigert,  unter  einem  bestimmten  Lohnsatze  zu 
arbeiten.  .  .  .  l'nd  so  zeigt  sich  geboten :  die 
Versicherung1  für  den  Fall  der  Arbeitslosigkeit 
infolge  der  allgemeinen  Lage  des  Marktes  ist 
von  der  Versicherung  für  den  Fall  von  Arbeits- 
losigkeit infolge  von  Arbeits s t  rei  t  igkei  t  en 
nicht  treunbar.  Die  Versicherungskasse  für  den 
Fall  der  Arbeitslosigkeit  kann  nur  ein  <«e- 
w  e  r  k  v  e  r  e  i  n  sein"  ( B  r  e  u  t  a  n  o  i.  Diese  ganze 
Argumentation  lässt  sich  mit  der  Erwägung 
niederschlagen,  dass  nicht  abzusehen,  weshalb 
bloss  der  (iewerkvereinsvorstand  das  Privileg 
haben  soll,  über  die  Annahme  angebotener  Ar- 
beit zu  entscheiden,  -  und  weshalb  nicht  andere 
Instanzen  u.  B.  Behörden,  die  nach  Art  eines 
gewerblichen  Schiedsgerichts  organisiert  siudi 
auch  dazu  recht  tauglich  sind. 

Somit  ist  die  lirentanosche  Theorie  in 
ihrem  negativen  Teile  falsch  und  in  ihrem  posi- 
tiven nicht  zn  verwenden,  da  die  streitenden 
Armeen  der  Selbsthilfe  auf  dem  Kontinente  erst 
aus  dem  Boden  zu  stampfen  wären,  l'eberdies 
hat  die  gewaltige  Arl»eitslosigkcit.  die  im 
Winter  lSlM  U6  in  England  gewütet  hat  und 
die  Veranlassung  zur  Einsetzung  einer  s|ieciellen 
parlamentarischen  Kommission  gewesen  ist,  klar 
gezeigt,  wie  weit  entfernt  man  noch  selbst 
dort  von  einer  den  berechtigten  nationalen  An- 
sprüchen genügenden  Arbeitslosenversorguug 
ist.  Daher  giebt  sogar  Herkner.  sonst,  ein 
begeisterter  Schüler  Brentanos,  zu.  das»  „es 
nicht  möglich  sei,  die  Arbeiterschaft  zur  Siche- 
rung gegen  Arbeitslosigkeit  ausschliesslich  auf 
die  Ciewerkvereine  hinzuweisen." 

3.  Armenpflege  und  Verwandte».  Da 

die  Selbsthilfe  absolut  unzureichend  war  — 
und  früher  ja  noch  mehr  als  heute  — ,  so 
war  der  Staat  in  die  Zwangslage  versetzt 
«ich  wohl  oder  übel  um  die  arbeitsfähigen 
Elemente,  die  ausser  Arbeit  und  Brot  waren, 
zu  kümmern.  Aber  der  moderne  Staat  hat 
nicht  mehr  die  wirtsehaftspolitische  Naive- 
tat und  Brutalität  früherer  Jalirhuuderte. 
■welche  die  Arbeit  als  Privileg  ansahen  und 
allen  jeneu,  die  nicht  die  Berechtigung 


dazu  hatten,  überliessen.  sich  mit  Austand 
durch  die  Welt  zu  schlagen.  —  bei  Strafe 
der  Ausrottung  mit  Feuer  und  Schwert  im 
anderen  Falle :  im  Gegenteil,  die  •wirtschafts- 
politische Einsicht  und  die  Humanität  der 
Gegenwart  mussten  dem  Staate  die  Pflicht 
auferlegen,  seine  Arbeitslosen  wenigstens 
nicht  verkommen  zu  lassen,  —  und  dieses 
Minimum  der  Fürsorge  wird  thatsächlich 
geleistet  Uebrigens  ist  selbst  das.  auch 
vom  Standpunkte  der  individualistischen 
Lehre,  als  ein  zu  weitgehendes  Mass  der 
Fürsorge  bekämpft  worden.  So  schreibt  ein 
Klassiker  des  Individualismus,  nämlich 
Mal th us:  Ein  Mensch  hat,  wenn  seine 
Familie  ihn  nicht  ernilhren  noch  die  Ge- 
sellschaft seine  Arbeit  nicht  gebrauchen 
kann,  nicht  das  mindeste  Hecht,  irgend- 
welche Nahrungsmittel  zu  fordern,  und  ist 
wirklich  überflüssig  auf  der  Eitle.  An  dem 
grossen  Gastmahle  der  Natur  ist  für  ihn 
kein  l'ouvert  aufgelegt.  Die  Natur  gebietet 
ihm,  sich  wieder  zu  entfernen,  und  säumt 
nicht,  das  Gebot  selbst  in  Ausführung  zu 
bringen.« 

Es  sind  also,  unter  dem  Regime  des  In- 
dividualismus, die  Arbeitslosen  bei  längerer 
Dauer  der  Boscliäftignngslosigkeit  auf  die 
meist  geringfügige  und  enteluende  Armen- 
unterstützung  angewiesen.  Aber  selbst  diese 
wuchs  mit  der  Zahl  der  Armen  in  einigen 
Ländern  so  enorm,  dass  mau  hier  dazu 
überging,  die  arbeitsfähigen  Armen  in  Ar- 
beitshäuser zu  stecken,  in  denen  harte 
Arbeit  unter  furehtkaror  Disciplin  und  l>ei 
kärglicher  Kost  geleistet  werden  musste. 
Die  leitende  Absicht  war  dak'i.  alle  irgend- 
wie arljeitssr-heuen  Elemente  durch  die 
Furcht  vor  dem  Arbcitsliause  von  der 
Armenunterstützung  auszuschli essen. 

Dies  ganze  System  hat  immerhin  den 
Vorteil,  dass  niemand  verhungert.  Ein  aus- 
reichendes Mittel  gegen  die  Folgen  der 
Arbeitslosigkeit  kann  indessen  nun  und 
nimmer  darin  erblickt  werden,  dass  man 
dein  armen  Manne,  der  ohne  Verschulden 
sein  Brot  verloren  hat,  ein  Almosen  verak 
reicht,  das  kaum  die  geringste  Lebensnot- 
durft  deckt  ,  das  entehrend  wirkt  und  den 
Unterstützten  unter  Umständen  einem  furcht- 
baren Zwange  unterwirft.  Uebenlies  können 
viele  Arbeitslose  (iberliaupt  nicht  in  die 
Arbeitsliäuser  gehen,  weil  sie.  wegen  Huer 
früheren  Bescliäftigung,  zu  den  hier  ver- 
richteten gröberen  Arbeiten  nicht  tauglich 
sein  und  aii  ilirer  speciellen  Arbeitsgeschick- 
liclikeit  Einbusse  erleiden  würden. 

Es  hat  indessen  auch  an  Rückfällen  in 
die  Maximen  des  Polizeistaates  nicht 
gefelüt.  Typisch  liierfür  ist  das  Vorgehen 
Napoleons  L  Dieser  erliess  am  5.  Juli  1808 
ein  Dekret,  welches  das  Betteln  im  ganzen 
Reiche  verix>t  und  zugleich  anordnete,  dass 
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in  jedem  Departement  ein  Bettlerdepot! 
einzurichten  sei;  wer  bettelte,  wurde  dem  ■ 
Depot  überwiesen;  wer  als  Landstreicher 
aufgegriffen  wurde,   kam   ins  Gefängnis.  | 
Wie  weuig  indes  diese  Bettlerdepots  halfen, 
sieht  mau  daraus,  dass  der  Polizeipräfekt 
von  Paris  schon  im  Jahre  1812  dem  Kaiser 
melden  musste,  dass  es  allein  in  der  Haupt- 
stadt 22  <  KX>  Arbeitelose  gäbe  und  dass  nur  | 
vermehrte  Unterstützungen  und  staatliche 
Arbeiten  dem  Notstande  begegnen  konnten.! 
Dies  System  musste  mit  dem  Bankerott  l 
enden,  da  es  offenbar  ein  Ding  der  Unmög-  j 
lichkeit  ist,  die  grossen  Massen  Arbeits-! 
loser,  die  es  zeitweilig  giebt,  in  solche 
Bettlerzwinger  einzusperren.  — 

4.  Sozialreform.  Als  ältesten  refor- 
matorischen Vorschlag  hat  man  wohl  den- 
jenigen von  Malouet  anzusehen,  welcher 
angesichts  der  in  Stadt  und  Land  herrschen- 
den Krise  in  der  Nationalversammlung  (1789) 
den  Vorschlag  machte,  ein  ganzes  System  von 
"Werkstätten  und  Unterstützungs- 
bureaus  in  allen  Kirchspielen  des  Reiches 
zu  errichten,  damit  jene  den  Arbeitslosen, 
soweit  angängig.  Beschäftigung  gäben,  diese 
alle  Bedürftigen  unterstützten.  —  Dieser 
Anregung  konnte  oder  wollte  zwar  die 
Kanuner  keine  Folge  geben,  doch  sorgte 
schon  die  Wucht  der  Thatsachen  —  vor 
allem  die  zunehmende  Arbeitslosigkeit  — 
dafür,  dass  diese  Frage  nicht  von  der  Tages- 
ordnung verschwand.  So  kam  die  National- 
versammlung dazu,  ein  besonderes  »('omite 
ponr  lextinction  de  la  mendicite»  nieder- 
zusetzen. Dieses  schlug  in  einer  ausführ- 
lichen Denkschrift  ein  ganzes  System  von 
staatlichen  und  kommunalen  Massnahmen 
vor,  die  in  dem  Plane  einer  Versicherung 
der  unteren  Klassen  gegen  Krankheit  und 
Alter  sowie  der  Errichtung  öffentlicher  I 
Werkstätten  allerorten  zu  Gunsten  der 
Beschäftigungslosen  gipfelten.  Natürlich 
konnten  diese  Vorschläge  wahrend  der' 
Stürme  der  Revolution  nicht  zu  praktischer  | 
Anwendung  gelangen.  Doch  ist  im  An- 
sehluss  an  sie  die  Idee  dos  »Rechtes 
auf  Arbeit^  entstanden,  die  zeitweise  leb- j 
haften  Beifall  gefunden  hat  (s.  den  Art. 
Recht  auf  Arbeit  in  diesem  Handwörter-  i 
buch). 

Eine  Theorie  mit  specieller  Rücksicht 
auf  die  moderne  Form  der  Arbeitslosigkeit 
ist  dann  1819  von  Simon  de  de  Sis- 
raondi,  dem  Begründer  der  Theorie  der 
Sozialreform,  entwickelt  worden.  Er  schlug 
nämlich  vor,  die  Unternehmer  nach  ihren 
Berufen  in  Genossenschaften  zu  organi- 
sieren, die  dann  für  die  Erhaltung  aller 
feiernden  Arbeiter  ilirer  Branche  aufkommen 
sollten.  Er  motiviert  seinen  Vorschlag  da- 
mit, dass  der  Unternehmer  allen  Gewinn 
aus  der  Thätigkeit  seiner  Arbeiter  zöge, ; 

Handwörterbuch  der  Staatswtwecaebaften.  Zweit« 


folglich  auch  für  dieselben  bei  Ungunst  der 
Verhältnisse  einzutreten  hätte.  Wie  aber 
diese  -»Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit c 
—  denn  darauf  kommt  der  Sismondische 
Gedanke  heraus  —  im  einzelnen  zu  ge- 
stalten sei,  wagt  er  mit  Rücksicht  auf  die 
ungeheuren  Schwierigkeiten  der  Ausführung 
nicht  näher  anzugeben.  —  Dieser  Gedanke 
der  obligatorischen  Versicherung  gegen  un- 
verschuldete Erwerbslosigkeit  wird  dann 
mehrfach  wieder  aufgenommen :  vor  allem 
durch  Mario,  Schäffle  und  Adolf 
Wagner.  — 

Andere  Heformvorscldäge  wieder  knüpfen 
an  die  Bestrebungen  an,  die  überschüssigen 
Arbeiter  der  Industrie  dem  Land  bau  "zu- 
zuführen. Diese  Bestrebungen  gingen  von 
Holland  aus,  wo  General  van  den  Bosch 
1818  Ackcrbaukolonieen  zur  Beschäf- 
tigung Arbeitsloser  errichtet  hatte.  Ihr»?  an- 
fänglichen Erfolge  veranlassten  vielfache 
Nachahmung  dieser  Experimente  und  gaben 
den  Anstoss,  dass  der  ihnen  zu  Gruude 
liegende  Gedanke  von  manchen  Theoretikern 
zu  ganzen  Systemen  ausgesponneu  wurde: 
so  z.  B.  von  de  Morogues,  der  die  Ar- 
beitslosen in  lauter  kleine  ländliche  Eigen- 
tümer zu  verwandeln  hoffte.  —  Wichtiger 
war  es,  dass  jener  Gedanke  Mitte  der  70  er 
Jahre  vom  Pastor  von  Bodelschwingh 
wieder  aufgenommen  wurde,  auf  dessen 
Auregung  (1882)  die  erste  sogenannte  Ar- 
beiterkolonie begründet  wurde  (s.  Art. 
Arbeiterkolonieenoben  S.403f£).  SovielNutzeu 
solche  Kolonieen  auch  im  einzelnen  stiften  mö- 
gen —  als  a  1 1  g  e  m  e  i  n  e  s  Heilmittel  sind  sie 
nicht  anwendbar,  denn  ein  grosser  Teil  der 
Arbeitslosen  könnte  in  ihnen  nicht  unter- 
gebracht werden,  selbst  wenn  man  die  er- 
forderliche Zahl  von  Kolonieen  errichtete, 
weil  nur  der  kleinere  Teil  der  gewerblichen 
Arbeiter  zur  landwirtschaftlichen  Thätigkeit 
gebraucht  werden  kann,  zumal  wenn  sie 
später  bei  günstiger  Konjunktur  wieder  zur 
Industrie  zurückkehren  sollen.  — 

Ganz  allgemein  wird  der  Gedanke,  den 
Arbeitslosen  nach  Möglichkeit  durch  die 
öffentlichen  Körper  Beseliäftigung  zu  ge- 
währen, neuestens  von  Julius  Wolf  in 
der  Schrift  über  die  »Arbeitslosigkeit  und 
ihre  Bekämpfung.  (1896)  vertreten.  Da- 
nach hat  man  sich  durch  einige  verfehlte 
Anwendungen  jenes  Priucips  (z.  B.  in 
den  französischen  National  Werkstätten)  ab- 
sclirecken  hissen,  der  Arbeits be Schaffung 
durch  Staat  und  Gemeinde  die  ihr  ge- 
bührende Beachtung  zu  schenken.  Wolf 
eriunort  daran,  dass  ein  so  genialer  Prak- 
tiker wie  Bismarck  sich  öffentlich  als  un- 
bedingten Anhäuger  des  Rechtes  auf  Arbeit 
bekannt  und  im  Reichstage  erklärt  hat: 
»Wenn  Notstände  eiutreteu,  so  ist  der  Staat 
auch  noch  heute  verpflichtet,  den  Leuten 
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Arfioit  zu  verschaffen.  —  und  der  Staat  hat 
so  weit  reichende  Aufgaben,  dass  er  dieser 
seiner  Verpflichtung,  arlieitslosen  Bürgern, 
die  Arlieit  nieht  findet)  können,  solche  zu 
verschaffen ,  wohl  nachkommen  kann.  Kr 
lässt  Aufgaben  ausführen .  die  sonst  aus 
finanziellen  Bedenklichkeiten  vielleicht  nicht 
ausgeführt  wenlen  würden,  —  ich  will 
sagen,  grosse  Kanalbaiitcn  oder  was  dem 
analog  ist."  Wolf  ineint  nun.  dass  man 
schon  häufig  genug  gute  Erfahrungen  mit 
solchen  Not  stand  sarlieitcn  gemacht  hal»e: 
nur  seien  sie  nicht  recht  Ix-kannt  geworden. 
Der  grosste  Notstand,  welchen  England 
gesehen  hat,  war  der  der  Jahre  1*111— lHt»r> 
in  den  Spinnereidistrikton  der  Insel.  Die 
Verwendung,  welche  die  Arbeitslosen  da- 
mals durch  die  Gemeinden  fanden,  ist  heute 
noch  in  der  Sauberkeit  und  dem  wenig  ge- 
sundheitswidrigen Zustande  der  ineisten 
Städte  und  Dörfer  von  I,aneashire  erkenn- 
bar« (Wölfl.  Elienso  hat  man  auch  mit 
den  vom  Staat,  den  Kreisen  und  Kommunen 
in  Ostpreusson  1*67  organisierten  Notstands- 
arbeiten angeblich  ganz  vorzügliche  Kr- 
fahrungen gemacht.  Wolf  kommt  zum 
Resultat,  auf  dem  Lande  könnten  die  Ar- 
beitslosen damit  beschäftigt  werden:  Flüsse 
sehiffW  zu  machen,  unfruchtbaren  Hoden 
durch  Aufforstung  für  die  Kultur  zu  ge- 
winnen, Moore  und  Sümpfe  trocken  zu  legen. 
Dämme  gegen  l'elierschwemmungen  aufzu- 
werfen.  neue  Kanäle  zur  Vervollständigung 
unseres  mangelhaften  Kanalsvstems  zu  bauen. 
In  der  Stadt  dagegen  wäre  die  geeignetste 
Aufgab.«  für  die  Arbeitslosen:  der  Hau  von 
Wohnungen  für  die  ariieitcnderi  Klassen,  da 
es  in  allen  grossen  Städten .  schon  rein 
•  |uantitativ  ln»t  rächtet,  danin  mangelt.  Ich 
kenne  keine  grössere  und  schönere  Aufgabe 
für  die  Stä<ltc  Deutschlands  -  schlicsst 
Wolf  —  als  in  planmässiger  Verwendung 
der  hierfür  geeigneten  Arlieitslosen  schritt- 
weise die  Lösung  ihrer  Wohnungsfnige  an- 
zuKihuei» :  durch  Niederlogung  alter  lliius»^r. 
diuvh  Umbau  noch  hranchlwrcr.  durch  Anlage 
neuer,  l-ei  gleichzeitiger  Verbesserung  ihrer 
sanitarischen  Verhältnisse  im  all  gemeinen.-. 


Der  Reformplan,  den  der  Verfasser  dieses 
Artikels  entwickelt  hat.  wendet  sich  in  erster 
Linie  an  den  Staat  und  die  Kommunen. 
Das.  was  diese  für  die  unverschuldet  Arbeits- 
losen thun  können,  umfasst  danach  prin- 
<■  i  p  i  e  1 1  dreierlei :  einmal  die  Zuweisungohue- 
hin  vorhandener  Arl»oitsgolegenheit,  die 
von  den  Beschäftigungslosen  sonst  aus  irgend 
einem  Grunde  nicht  Wnutzt  werden  kann : 
dann  die  Beschaffung  neuer  Arbeitsgelegen- 
heit und  schliesslich  die  anderweite  Für- 
sorge für  solche,  denen  trotz  alledem  keine 
Beschäftigung  gewährt  werden  kann. 


I.  Fetier  die  Zuweisung  aller  vorhandenen 
Arlieitsgolegonhoit  durch  Verbesserung  des 
Arbeitsnachweises  (s.  d.  Art.  Arbeits- 
nachweis und  Arheitsbörsen  im  vorliegenden 
Bande  unten  S.  951  ff.). 

II.  Die  zweite  Gruppe  von  Massregoln 
l»est cht  in  der  Beschaffung  neuer  Ar- 
beitsgelegenheit. Aber  in  welchem 
Umfange  ist  diese  möglich  und  welcher  Art 
muss  sie  sein?  Das  ist  die  —  bisher  nur 
ganz  ungenügend  untersuchte  —  Hauptfrage. 

In  der  Hauptsache  soll  der  Arlieitslose 
bloss  vorübergehend  vom  Staate  be- 
schäftigt werden,  damit  er  n  a  c  h  h  e  r  M  ieder, 
bei  lassender  Gelegenheit,  seinem  frühe  re  n 
Krwcrlic  nachzugehen  vermag.  Deshalb 
dürfen  ihm  nur  solche  Arbeiten  zuge- 
mutet wenlen,  welche  die  Tauglich- 
keit für  seinen  erlernten  Beruf 
nicht  schädige  n.  Daher  muss  das  oberste 
I'rincip  bei  der  Beschäftigung  Arbeitsloser 
lauten :  dem  Arlieitslosen  darf  bloss  p  a  s  s  e  n  - 
de  Arbeit  zugewiesen  wenlen. 

Aber  welche  Arbeit  ist  als  .»passend  <  zu 
bezeichnen?  Für  einen  gelernten  Ar- 
beiter in  erster  Linie  nur  die  Arbeit  in 
seinem  früheren  Berufszweige  oder,  sofern 
er  in  einer  Kjiecialität  einer  Industrie  aus- 
gebildet ist,  die  Heschältiguug  in  einer  nah- 
verwandten  S(>ccialität  derselben  Industrie, 
Also  ist  z.  B.  für  einen  Mctallarlieitcr  nicht 
bloss  die  Branche  der  Eisenindustrie  (lassend, 
in  der  speciell  er  gelernt  hat,  sondern  auch 
andere  Branchen  der  gleichen  Industrie. 
In  zweiter  Linie  ist  für  den  gelernten  Ar- 
beiter die  vorübergehende  Beschäftigung 
auch  in  einem  anderen  Herufe  | lassend, 
wenn  diese  Beschäftigung  seine  Arbeits- 
fähigkeit für  den  früheren  Beruf  in  keiner 
Weis«;  schädigt,  vor  allem  seine  sjiecifische 
technische  Geschicklichkeit  nicht  mindert, 
seiner  Gewöhnung  nicht  zuwiderläuft  und 
seine  Gesundheit  nicht  angreift.  Denn  stets 
muss  dem  also  Beschäftigten  die  Möglich- 
keit. Itci  günstigerer  Gelegenheit  in  den 
früheren  Beruf  zurückzutreten,  voll  gewahrt 
bloil.cn.  —  Für  die  ungelernten  Arlieiter 
sind  alle  jene  Arbeiten  -(lassend«,  die  keiner 
Vorbildung  licdürfen  oder  doch  nach  kurzer 
1'nterweisung  üliernommen  wenlen  können, 
—  sofern  diese  Arbeiten  nicht  iliro  Kräfte 
üliersteigon  oder  ihrer  Gewöhnung  zuwider- 
laufen oder  ihre  bisherige  Arbeitskraft  und 
Erwerbsfähigkeit,  zu  mindern  vermögen. 

Nun  gewinnt  aber  eine  Arbeit  ihre  volle 
Bestimmtheit  erst  durch  ihren  Entgelt. 
Es  gehört  daher  zum  Begriffe  der  »passen- 
den Arbeit  auch  noch  die  Konstituierung 
eines  ^passenden-  Lohnes.  Welche  Er- 
wägungen wenlen  hier  für  ein  abselüiessen- 
des  Urteil  massgebend  sein?  —  Zunächst 
steht  soviel  fest :  Dem  Arbeitslosen  darf  i  m 
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Berufe,  den  er  gewohnter  Weise 
ausübt,  keine  Arbeit  zugemutet  werden, 
die  weniger  als  den  bisher  üblichen  I^ohn 
einbringt.  Denn  sonst  würde  ja  die  Insti- 
tution leicht  dazu  missbraucht  werden 
können,  um  den  Iy>hn  beschäftigter  Arbeiter 
herabzudrücken.  Wird  ihm—  sonst  passende« 
—  Arbeit  eines  anderen  Berufes  ange- 
boten, so  kann  er  wenigstens  den  dort  üblicher- 
weise gezaldten  Ix>hn  beanspruchen.  Wenn 
/..  B.  einem  Dachdecker  Schneeschippen  an- 
geboten wird,  so  muss  er  sich  mit  dem  hier 
üblichen  Entgelt  begnügen.  Ein  geringerer 
Entgelt  ist  aus  dem  gleichen  Grunde  wie 
vorhin  ausgeschlossen.  Etwas  anderes  ist 
dagegen,  wenn  Arbeiten  von  öffentlichen 
Körpern  bloss  zu  dem  Zwecke  unter- 
nommen werden,  um  den  feiernden  Händen 
Beschäftigung  zu  gewähren.  In  diesem 
Falle,  wo  der  erwähnte  Missbrauch  aus- 
geschlossen ist,  kann  der  Ix>hn  niedriger 
sein  als  der  sonst  hei  den  betreffenden  Ar- 
beiten übliche.  —  und  es  wird  genügen, 
dass  hier  der  Entgelt  überhaupt  in  einem 
günstigen  Verhältnis  zur  gehabten  Mühe, 
zur  Leistung  des  Arbeiters  steht.  Die  Be- 
nrteilnng  im  einzelneu  Falle  wird  natürlich 
immer  eine  Sache  des  bon  sens  sein  müssen. 

Wenn  aber  die  öffentlichen  Körper  den 
Arbeitslosen  nur  passende  Arbeiten  zu- 
weisen sollen,  so  ist  klar,  dass  eine  Beschäf- 
tigung der  grossen  Masse  der  Arbeitslosen 
in  der  Regel  unmöglich  sein  wird.  Vor 
allem  wird  es  meist  ausgeschlossen  sein,  den 
gelernten  Arbeitern,  die  ausser  Thätigkeit 
gekommen  sind ,  eine  Beschäftigung  im 
früheren  Berufe  oder  in  einer  nah  verwandten 
Branche  zu  verschaffen.  Denn  sonst  würde 
ja  der  Staat  meist  Waren  herstellen,  deren 
Preis  auf  dem  Markte  im  Weichen  begriffen 
ist.  Die  Veranstaltung  aber  von  Arlieiten, 
die  keine  Vorbildung  verlangen  und  zugleich 
den  angemerkten  Nebenhodingungen  für  ge- 
lernte und  ungelernte  Arl>eiter  genügen,  ist 
zwar  möglich,  erfordert  aber  eine  so  grosse 
Umsicht  und  ein  so  feines  Verständnis  der 
k'toüigteu  Behörden,  dass  ich  an  einer 
Unterbringung  der  Majorität  der  Arbeitslosen 
zweifle.  — 

W  e  1  c  h  e  Arbeiten  sind  es  nun,  die  vor- 
zugsweise in  Betracht  kommen  können?  — 
Die  Arbeiten,  welche  von  öffentlichen  Kör- 
pern in  erster  Linie  gebraucht  werden, 
sind  Bau-  und  Erdarbeiten  (nebst  Strasson- 
reinigung).  Da  der  Staat  damit  seine  eige- 
nen Bedürfnisse  deckt,  so  treffen  die  vorhin 
gemachten  Einwendungen  gegen  öffentliche 
Arbeiten  hier  nicht  zu.  Demgemäss  wird 
man  zunächst  immer  an  Arlieiten  dieser  Art 
denken,  wenn  man  den  Arbeitslosen  zur  Be- 
schäftigung verhelfen  will.  Am  leichtesten 
können  also  die  Bauarbeiter  im  Falle  einer 
Gewerbskrisis  geschützt  werden,  indem  die 


öffentlichen  Körper  bereits  beschlossene  Bau- 
ten schneller  ausführen  oder  Bauten,  an  die 
man  im  Augenblicke  sonst  nicht  gedacht 
hätte,  in  Angriff  nehmen.  Aber  auch  im 
Falle  der  Saisonarbeitslosigkeit  kann  man 
für  eben  diese  Arbeiterkategorie  am  leichtesten 
Vorsorge  treffen,  da  sie  zu  Erd-  und  ver- 
wandten Arbeiten  ohne  Schädigung  ilirer 
Gesundheit  oder  Berufstüchtigkeit  herange- 
zogen werden  kann.  —  Zweitens  müssen 
hier  jene  Arbeiten  in  Betracht  kommen,  die 
von  den  Beschäftigten  in  geschlossenen 
Käumeu  nach  kurzer  Unterweisung  vollbracht 
werden  können,  wie  z.  B.  Flechteu  von 
Matten  aus  Stroh  und  Binsen.  Es  ist  indes 
klar,  dass  für  solche  Produkte  nur  ein  be- 
seliränktcs  Absatzgebiet  vorhanden  ist  und 
dass  daher  der  Umfang,  in  dem  solche  Ar- 
beiten vorgenommen  werden  können,  eben- 
falls ein  beschränkter  ist.  —  Eine  dritte 
Methode.  Arbeitslose  iu  Thätigkeit  zu  setzen, 
!)csteht  darin,  diese  gewisse  Bedürfnisse  der 
Arbeitslosen  selber,  wie  Kleider,  Schuhe  etc., 
produzieren  zu  lassen.  Diese  Art  Beschäf- 
tigung kann  freilich  nur  bestimmten  Berufen 
zu  gute  kommen,  müsste  aber  sicherlich  in 
weit  grösserem  Umfange  als  bisher  prakti- 
kalwl  sein.  —  Eine  vierte  Methode  endlich 
würde  darin  bestehen,  dass  die  öffentlichen 
j  Kör]  >er  Gegenstände,  die  sie  brauchen  könnten, 
|auf  Vorrat  arlieiten  lassen.  Indessen  ist 
Ider  Umkreis  dieser  Gegenstände  ein  ausser- 
I  ordentlich  enger,  da  der  Staat  gerade  bei 
|  dem  umfassendsten  Produktionszweige  der 
!  fraglichen  Art.  nämlich  bei  der  Fabrikation 
von  Waren  für  den  Militärfiskus  (also  von 
Gewehren.  Uniformen  etc.),  —  wegen  der 
häufigen  Aendcrungen  —  nicht  zu  viel  auf 
Vorrat  herstellen  darf. 

Dies  sind  die  wichtigsten  möglichen 
Beschäftigungsweison  Arbeitsloser.  Sie  zeigen 
klar,  dass  »dir  viele  Beschäftigungslose  bei 
solchen  öffentlichen  Arbeiten  nicht  unter- 
gebracht werden  können.  Die  bisherige 
I  Praxis  der  Hilfsaktionen  von  Staat  und  Ge- 
i  meinde  ist  aber  noch  bedauerlich  weit  hinter 
dem,  was  zu  leisten  möglieh  war,  zurück- 
geblieben und  hat  sich  überhaupt  fast  nur 
auf  die  Ausführung  von  Arbeiten  der  zuerst 
angegel»eneu  Art,  also  von  Bau-  und  Erd- 
arbeiten, beschränkt.  Die  Sozialreform  wird 
hier  darin  Itestehen,  dass  künftighin  sowohl 
weit  mehr  Gemeinden  als  bisher  sich  an 
Werken  jener  Art  beteiligen,  als  auch,  dass 
die  fragliche  kommunale  und  staatliche  Sozial- 
politik, die  vorläufig  noch  durch  das  »Prin- 
cipe planlosen  Experimentierens  zum  Zweck 
der  Augenblickshilfe  charakterisiert  wird, 
einigermassen  planvoll  betrieben  wird. 
Es  müsste  angeregt  worden,  öffentliche  Ar- 
beiten, die  recht  gut  im  Winter  vollführt 
werden  könnten,  auch  möglichst  in  den 
Winter  zu  verlegen.  Es  liessc  sich  vielleicht 

09* 


Digitized  by  Google 


9:u 


Arbeitslosigkeit 


schon  etwas  erreichen.  wenn  l>ei  Beginn  des  also  mindestens  zeitweise  nnversehnldet  er- 
Winters amtlich  ein  Verzeichnis  aller  ltereits  werbJos.  und  es  handelt  sieh  danim.  Vor- 
ttewilligten.  aber  noch  nicht  ausgeführten  kehrungen  zu  treffen,  um  sie  vor  dem 
Staats-  und  städtischen  Arbeiten  gegeben  Elend  mit  allen  feeinen  Konsequenzen  zu 
würde.  Ferner  mösste  eine  staatliche  Central-  »«wahren, 
stelle  geschaffen  werden,  welche  in  der  vor-  *  • 

liegenden  Frage  den  Konnex  der  Kommunen  j  * 
(von  einer  gewissen  Grösse  an  oder  mit  er-  III.  Die  einzige  Möglichkeit  nun.  für 
lieblicher  Industriethatigkeit)  sowohl  unter-  dies«»  zeitweilig  Erwerbslosen  einen  modus 
einander  als  auch  mit  den  staatlichen  Be- ,  vivendi  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes 
hörden.  die  für  die  Beschäftigung  von  Ar- !  zu  schaffen,  l»osteht  in  der  Schaffung  einer 
beitslosen  in  Betracht  kommen,  herzustellen  j allgemeinen  Versicherung  der  go- 
hätte.  —  ohne  freilich  die  Autonomie  der ;  werblichen  AiViter  gegen  die  wirt- 
Gemeinden  zu  verkür/.en.  Auf  diese  Weise  |  schaft  liehen  Folgen  der  un  ver- 
wäre wenigstens  ein  wesentlicher  Schritt  i  schuldeten  Beschäftigungslosig- 
goschohen.  um  die  wichtigsten  admiuistra- 1  kei  t  Folgendes  wären  die  wichtigsten 
tiven  Stellen  aus  ilirer  Gleichgiltigkeit  auf-  j  Prineipien  dieser  Versicherungsorganisation, 
zurütteln  und  der  bisherigen  Zerfahrenheit  Der  Beitritt  muss  obligatorisch  go- 
in  der  Darbietung  öffentlicher  Hilfsleistungen  !  macht  werden.  Denn  sonst  ist  zu  U?fürchten. 


ein  Ende  zu  machen.  Solange  nicht  das 
zum  mindesten  geschieht,  halten  wir  bei  der 
Schwerfälligkeit  des  Schreibstuben  Wesens 
und  dem  Schneckengang  des  Instanzenzuges 
in  dieser  Sache  gar  keinen  Fortschritt  zu 
erwarteu.  - — 

Eine  weitere  Aufgabe  der  Verwaltung 
würde  in  der  Fürsorge  für  jene  Personen 


dass  eine  zu  geringe  Beteiligung  von  seiteu 
der  Arbeiter  stattfindet ;  dass  fast  ausschliess- 
lich solche  Personen  sich  versichern,  deuen 
die  Gefahr  der  ArU'itslosigkoit  am  meisten 
droht,  und  dass  der  Arbeitgeber,  der  einen 
Teil  seiner  Arbeiter  entlassen  muss,  gerade 
die  versicherten  entlässt.  weil  er  sie  vor 
Not  geschützt  weiss.  Die  Folge  hiervon 
bestellen,  welche  umlernen,  müssen,  weil ;  wäre  also:  ein  im  Verhältnis  zur  Zahl  der 
sie  voraussichtlich  nie  mehr  in  ihre  alten  |  Versicherten  enormer  Kostenbetrag,  während 
Benife  (weifen  der  hier  vermutlich  dauernd  ,  man  trotzdem  nicht  sicher  sein  könnte,  dem 
herrschenden  wirtschaftlichen  Depression  )zn- 1  Notstände  auch  nur  leidlich  zu  steuern, 
rilcktreten  können.  In  Amerika  hat  man  j  Uolierdies  entspricht  das  Princip  der  obiiga- 
hereits  das  Arltoitsfeld  der  Fabrikarbeiter  torisehen  Versicherung  dem  Grundsatze  der 
durch  Ausbildung  im  Maschinenwesen  vor- ;  Solidarität,  der  sich  immer  mehr  in  der 
schied  e  n  e  r  Branchen  zu  erweitern  gesucht !  modernen  iA'hensanschauung  und  Gesetz- 
Eincn   leisen   Anlauf  in    dieser   Richtung  gebung  durchringt. 

nehmen  auch  schon  einige  deutsche  Berufs-  Die  zu  schaffende  Versicherung  hat  also 
genossensehaften ,  welche  Ijohrwerkstätten  die  Aufgabe,  allen  ihren  Mitgliedern,  die 
für  die  durch  Betriebsunfall  in  ihrem  Er-  ohne  Verschulden  arbeitslos  worden, 
Werlte  beschränkten  Ari«eiter  eingerichtet  eine  Unterstützung  zu  gewähren.  Was  hoisst 
halten,  um  ihnen  den  UoU-rgang  zu  anderen  aber:  -ohne  Verschulden  arbeitslos-  sein? 
Berufen  zu  erleichtern.  Es  kann  kaum  einem  Oder  positiv  ausgedrückt:  wann  liegt  ein 
Zweifel  unterliegen,  dass  staatliche  Voran-  Verschulden  vor'/  Einmal  ist  da  jede 
staltungen,  die  eine  passende  Unterweisung  Unterstützung  von  Personen,  die  iufolge  von 
der  bezeichneten  ArU>itorkatogorie  zum  Arlteitsstroitigkoiten  (Strike  oder  Ixx-kout) 
Zwecke  der  Erwerbsthätigkeit  in  aussichts- 1  ihre  Stelle  aufgegolion  halten ,  abzuleluien. 
volleren  Branchen  ermöglichen,  höchst  segeus-  Denn  ein  anderes  Verhalten  würde  einen 
reich  wirken  müssten.  Bei  denjenigen  Ar-  tiefen  Eingriff  in  die  privaten  sozialen 
lteitslosen  der  Industrie,  die  kräftig  genug  Kämpfe  zwischen  Unternehmern  und  Ar- 
sind.  möchte  vielleicht  eine  Beschäftigung  Untern  Itodeuten.  für  dessen  Konsequenzen 
ländlicher  Art  in  Frage  kommen,  um  sie  heute  schwerlich  ein  Staat  die  Verantwor- 
der  I Landwirtschaft  zuzuführen,  welche  ja  tung  möchte  übernehmen  wollen.  —  Dann 
heute  eine  Vermehrung  der  Arbeitskräfte  ist  jede  Unterstützung  von  Personen  abzu- 
recht  wohl  brauchen  könnte.  —  lehnen,  welche  infolge  freiwilligen  Austritts 

Somit  lehrt  unsere  Betrachtung:  dass  arbeitslos  geworden  sind  oder  ihre  Ent- 
Staat und  Gemeinde  hier  noch  ein  grosses,  lassung  durch  Faulheit,  Liederlichkeit,  Un- 
bisher  nur  wenig  gepflegtes  Gebiet  für  Verträglichkeit,  Ungehorsam  oder  Trunksucht 
ihre  Thätigkeit  fimloji:  dass  alter  anderer-  verschuldet  halten.  —  Endlich  wird  keine 
?its  für  eine  grosso  Zald.  zumal  von  \ce-  Unterstützung  an  Arbeitslose  gezahlt  die  sich 


lernten  =■  Arbeitern,  die  unverschuldet  be- 
schäftigungslos geworden  sind,  so  bald  keine 


weigern,  eine  ihnen  angeUttene  *  passende  <- 
Arbeitsstelle  (im  früher  definierten  Sinne) 


passende  Beschäftigung  wird  ausfindig  anzunehmen.  —  Natürlich  ist  überdies  Vor- 
gemacht werden  können.    Diese  Klasse  ist  aussetzung  jeder  Unterstützung,  dass  der 
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Arbeitslose  längere  Zeit  (z.  B.  mindestens  | 
2ü  Wochen)  Mitglied  der  Versicherungsanstalt  j 
gewesen  ist  und  Beiträge  gezahlt  hat.    Das  j 
ist  einfach  die  Konsequenz  des  Selbsterhal- 
tungstriebes der  Anstalt. 

Wenn  keiner  dieser  Hüiderungsgründe 
vorliegt,  haben  die  Arbeitslosen  somit  einen 
Rechtsanspruch  auf  Unterstützung.  Der- 
selbe wäre  nach  folgenden  Grundsätzen  zu 
regeln. 

(Von  welchem  Zeitpunkt  an  be- 
ginnt die  Unter  Stützung?)  Während 
der  ersten  Zeit  der  Arbeitslosighcit  (z.  B. 
der  ersten  Woche)  dürfte  keiue  Unterstützung 
gezahlt  werden.  Aus  vielen  Gründen.  Das 
Individuum  soll  nicht  verlernen,  für  sich 
selber  zu  sorgen.  Ferner  würde  es  viel 
Mühe  und  Sclireiborei  für  die  Verwaltung 
ausmacheu ,  wenn  jedesmal  Unterstützung 
gewährt  werden  müsste.  wo  jemand  ein 
paar  Tage  arbeitslos  ist.  Sclüiesslich  macht 
die  Erfahrung  privater  Kassen,  dass 
manche  Mitglieder  eine  bedenkliehe  Neigung 
zu  fortwährendem  Stellenwechsel  haben, 
jene  Massivgel  notwendig.  — 

(Wann  endet  die  l  nterstützung?) 
Die  Versicherungsanstalt  kann  nicht  für  zu 
grosse  Perioden  des  Lebens  sorgen,  da  sonst 
die  Kosten  eine  zu  enorme  Höhe  erreichen 
würden  und  der  Eifer  der  Arbeitslosen  in 
der  Beschaffung  von  Arbeit  nachlassen  müsste. 
Deshalb  soll  ein  Termin  festgestellt  werden, 
an  dem  die  Unterstützung  aufhört.  Als  sol- 
cher kann  etwa  der  1)1.  Tag  nach  Beginn 
des  Empfanges  der  Unterstützung  gelten,  — 
weil  dann  die  Bauarbeiter  während  ihrer 
winterlichen  Arbeitslosigkeit  mehr  oder 
weniger  versorgt  sind.  Auch  darf  niemand 
im  I.Aufe  eines  Jahres  mehr  als  13  Wochen 
unterstützt  werden.  — 

(Wie  hoch  soll  die  Unterstützung 
sein?).  Es  ist  vorderhand  unmöglich,  eine 
hohe  Unterstützung  zu  versprechen,  da  bei 
.lieser  Versicherung,  die  vorläufig  manches 
vom  Experiment  in  sich  trägt,  grösste  Vor- 
sicht geboten  erscheint;  denn  sonst  könnten 
sich  leicht  —  bei  grösserer  als  der  erwarteten 
Arbeitslosigkeit  —  finanzielle  Verlegenheiten 
ergeben.  Eine  hohe  Unterstützung  unter- 
läge a)>or  auch  sozialpolitischen  Be- 
denken. Es  ist  sehr  bezeichnend,  dass  in 
den  Pariser  National  werkstät  ten 
nach  Lex  is'  Darstellung  (s.d.  Art.  I.Auf  1.  Bd. 
öS.  9  ff.)  —  die  Handwerker,  die  eine  Arbeits- 
losenunterstützung von  1  Fr.  erhielten, 
zur  Arlieit  in  ihrem  Berufe  bei  einem  Tage- 
lohn von  doppelter  Höhe  erst  durch  Zwang 
lrewogeu  werden  konnten.  Der  Gedanke, 
dass  der  Müssiggang  etwas  Schönes  sei, 
soll  nicht  Boden  gewinnen ,  und  deshalb 
darf  die  Unterstützung  nur  das  Existenz- 
minimum gewähren ;  der  Arbeiter,  der  bei 
voller  Gesundheit  unthätig  ist  (wenn  auch 


unverschuldet),  soll  Entsagung  üben. 
Es  wäre  eine  ganz  verfehlte  Sozialpolitik, 
wenn  die  Leute  nicht  den  Antrieb  behalten 
würden,  selbst  Arbeitsgelegenheit  zu  suchen. 
—  Demnach  kann  die  Versicherungsanstalt 
den  A  rbeitslosen  vorläufig  nurdas  Existenz  - 
m  i  n  i  m  u  m  versprechen.  Dieses  braucht  aber 
durchaus  nicht  für  alle  Arbeiter  die  gleiche 
Grösse  darzustellen.  Denn  für  einen  jungen 
Tagelöhner  ist  das  zum  Loipen  Nötige  ge- 
ringer als  für  einen  älteren,  qualifizierten 
Arlieiter.  der  Weib  und  Kind  zu  ernähren 
hat.  Demgemäss  sind  die  Leistungen  der 
Versicherung  einmal  nach  den  Lohn- 
klassen der  Versicherten  abzustufen  und 
dann  nach  dem  wesentlichen  individuellen 
Moment:  ob  der  Versicherte  verheiratet  ist 
und  eiue  Familie  zu  ernähren  hat.  — 

(Eine  andere  Leistung  der  Ver- 
sich c  r  u  n  g  s  k  a  s  s  e.)  Falls  ein  Arbeitsloser 
eine  Stelle  ausserhalb  seines  bisherigen 
Wohnorts  nachgewiesen  erhält,  wird  ihm 
die  Kasse  das  erforderliche  Reisegeld  zahlen 
müssen.  Natürlich  wird  bei  der  Aufforde- 
rung zur  Annahme  von  Arbeit  an  fremden 
Plätzen  Rücksicht  auf  die  gesamten  Familien- 
und  Erwerbsverhältnisse  der  fraglichen  Pci-sou 
zu  nehmen  sein.  — 

(Nebenverdienste  des  U  n  t  e  r  - 
stützten.)  Es  ist  unzweifelhaft,  dass  viele. 
Arbeitslose  zeitweilig  Nebenverdienste  haben 
werden.  Würde  man  diesem  ganzen 
Nebenverdienste  entsprechend  Abzüge  an 
der  Unterstützung  vornehmen,  so  stände  zu 
befürchten,  dass  in  manchen  Fällen,  wo  dem 
Arbeiter  solche  Beschäftigung  von  privater 
Seite  angetragen  würde,  diese  Arbeitsge- 
legenheit mangels  genügender  Kontrolle  von 
der  Hand  gewiesen  würde.  Auch  kann  nur 
gewünscht  werden,  dass  jemand,  der  arlieitet, 
mehr  Einnahmen  hat  als  der  Arbeitslose. 
Aus  diesen  Gründen  ist  zu  verlangen,  dass 
kleine  Arl»eitsnel>envordienste  bei  der  Be- 
rechnung der  Unterstützung  ganz  ausser 
Ansatz  bleiben,  während  bei  grösseren  Ein- 
nahmen ein  Teil  der  Unterstützung  in  Fort- 
fall kommt.  —  Nach  ähnlichen  Gesichts- 
punkten ist  der  Fall  zu  behandeln,  dass 
Arbeiter  infolge  einer  Geschäftsstockung 
nicht  mehr  volle  Beschäftigung  finden.  — 

(Die  Aufbringung  der  Mittel.) 
Principiell  wird  mau  verlangen  müssen,  dass 
Staat.  Arbeitgel>er  und  Arlieiter  sich  durch 
Beiträge  an  der  Versicherung  beteiligen. 
Der  Staat  kann  überall  in  Anspruch  ge- 
nommen werden,  wo  ein  hohes  öffentliches 
Interesse  vorliegt  und  die  Schultern  der 
zunächst  interessierten  Elemeute  nicht  stark 
genug  erscheinen,  um  alle  Lasten  zu  tragen. 
Hier  spricht  überdies  zu  Gunsten  der  (ie- 
währung  eiues  Staatszuschusses,  dass*  sich 
nach  Einführung  der  Versicherung  die 
Staatslasten  auf  anderen  Gebieten  (so  auf 
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denen  de«  Annen-.  .Tust iz-  und  Polizei  wesens) 
vermindern  müssen:  denn  danach  würden 
viele  vor  Armut,  Not  und  Verbrechen  be- 
wahrt werden.  •  -  Auch  die  Beitragsleistung 
des  Arbeitgebers  erscheint  aus  mehr- 
fachen Gründen  gerechtfertigt  Er  zieht 
grossen  Nutzen  aus  der  Thätigkoit  des  Ar- 
beiters in  den  Tagen  seiner  Beschäftigung, 
er  Inns.-;  daher  auch  mit  zu  denen  gehören, 
die  für  den  Arbeiter  in  den  Tagen  der  Not 
eintreten.  Dann  a1»er  haben  die  ArUitgeUr 
durch  die  neue  Versicherung  auch  noch  den 
SfMxiellen  Vorteil,  dass  ihnen  ein  fester 
Stamm  eingeschulter  Arlieiter  erhalten  bleibt. 
—  Den  grösston  Teil  der  Kosten  werden 
ininierhiri  diejenigen  zu  tragen  haben,  welche 
den  unmittelbaren  Nutzen  von  der  ganzen 
Institution  haben:  die  Arbeiter,  Unter 
dieser  Voraussetzung  wird  man  ihnen  auch 

i'enen  Einfluss  auf  die  Verwaltung  einräumen 
cönneu,  der  nötig  ist.  damit  nicht  die  Para- 
graphen, welche  zu  einer  V e rw e i gern n g 
der  Unterstützung  berechtigen,  zu  rigoros 
gehandhnbt  wenlen.  Kür  den  Fall,  dass 
die  Verwaltung  dies.«  Paragraphen  allzu  lax 
handhabt  — .  was  nur  die  Faulheit  befördern 
würde  — .  muss  «  ine  staatliche  Ap|»cllinstnnz 
geschaffen  worden,  mit  der  Befugnis,  Be- 
schlüsse der  Kassenverwaltung,  die  dem 
Geiste  der  Versicherung  nicht  gemäss  sind, 
zu  korrigieren.  - 

Die  Höh«'  der  Beiträg«'  darf  sich 
nicht  etwa  bloss  nach  der  Lohnklasse  richten, 
der  das  Mitglied  augehört  (und  der  ent- 
sprechend es  eine  mehr  oder  weniger  hohe 
l  utorstiitzung  bezieht),  sondern  sie  mnss 
auch  nach  (Je  werben  verschieden  sein,  da 
ja  verschiedene  Gewerbe  auch  verschieden 
unter  der  ArUitslosengefahr  zu  leiilen  haben. 
Man  könnte  in  den  Beiträgen  auch  noch 
Unterschiede  zwischen  Verheirateleu  und 
Unverheirateten  etc.  machen,  da  ja  zu 
wünschen  ist,  dass  die  Leistungen  der 
Kasse  auch  hiernach  verschieden  sind.  In- 
dessen scheint  es  empfehlenswerter  zu  sein, 
diese  Unterschiede  zu  ignorieren.  Denn 
sonst  mfissten  die  Arbeiter  mit  zahlreicher 
Familie,  dio  ohnehin  schon  sehr  schwer  be- 
lastet sind,  die  höchsten  Beiträg'?  zahlen, 
während  die  unverheirateten  Arbeiter,  die 
relativ  günstig  situiert  sind,  mit  den  kleinsten 
Sätzen  herangezogen  würden.  — 

(( )  r  g a  n  i  s a t  i  o  n  d  e  i  V  o r s  i e h  e  r  u  n  g.l 
EUn  wegen  der  Verschiedenheit  der  Bei- 
tragsloistuugen  in  verschiedenen  Gewerben 
dürfte  die  Arbeitslosenversicherung  wohl  am 
besten  he  i  u  f  sge  i)  osse  n  sc h a  f  1 1  i  <•  h  zu 
organisieren  sein.  In  diesem  Kalle  ist  un- 
entbehrlich, dass  diese  Vorsicherungskassen 
für  den  Fall  der  Arbeitslosigkeit  sich  auf 
alle  Orte  des  Lindes,  an  dem  das  be- 
treffende Gewerbe,  für  das  sie  errichtet 
sind.  Itctriehen  wird,  ersticken.    Es  giebl 


zwei  Grüntie  für  diese  Forderung.  Der  eine 
ist  die  gerade  l>ei  dieser  Art  der  Versiche- 
rung bestehende  Notwendigkeit,  die  Ver- 
sicherung auf  einer  möglichst  grossen  An- 
;  zahl  von  Schultern  zu  liasieren.   Eine  lokale 
!  Kas.se  würde  bei  jeder  Absatzstockung  von 
]  längerer  Dauer  der  Gefahr  der  Insolvenz 
;  ausgesetzt  sein.    Der  zweite  Grund  ist  die 
i  bei  einer  Ausdehnung  der  Kasse  über  das 
[  Uand  Urteilende  Möglichkeit  von  jeder  au 
:  irgend  einem  Orte  des  Landes  bestehenden 
Nachfrage  nach  Arl>eit  Kenntnis  zu  erlialten 
und  etwaige  arbeitslose  Mitglieder  sofort  au 
diesen  Ort  zu  senden  ...    Es  ist  das  eine 
I  wichtige  Kotitrollmassregcl  gegenüber  etwai- 
i  ger  Arbeitsscheu  der  Mitglieder;  es  ist  da-» 
'  ferner  im  Interesse  der  Entlastung  der  Kasse 
i  ein  dringendes  Erfordernis*  (Brentano). 

Doch  gilt  das  nur  für  grössere  Staaten. 
'  Klein  e     G  e  m  e  i  n  w  e se  n    würden  aus 
j  naheliegenden    praktischen    Gründen  am 
Usteu   thun.  eine  einzige  Versiche- 
|  r ii  n gsanst a 1 1  einzurichten,  bei  der  hier 
I  allein  <lio  zum  Gedeihen  der  Institution  nu- 
j  entbehrliche  breite  Basis  geschaffen  und  die 
Solvenz  der  Kasse  gesichert  werden  kann. 
Aber  selbstverständlich  müssten  besonders 
g e  f  ä  h  r  I  i  c  h  e  Gewerbe  (im  Sinne  dieser  Ver- 
sicherung) z.  B.  die  Baugewerl«?,  mit  höheren 
Beiträgen  belastet  werden.    Auf  alle  Fälle 
j  müsste  übrigens,  um  nicht  die  Selbsthilfo- 
:  Organisationen  der  Arbeiter  zu  schädigen,- 
der  Beitritt  zu  einem  gegen  Arbeitslosigkeit 
vorsorgenden    Gewerkverein    vom  Beitritt 
zur  staatlichen  Versichenmgskasse  dispen- 
sieren. —  ■ 

( K  e  s  e  r  v  e  f  o  n  d  s.)  Schliesslich  sei  noch 
Uinerkt,  dass  der  Reservefonds  auf  alle 
Fälle  von  beträchtlicher  Höhe  sein  muss,  — 
wegen  der  teil  weisen  Unberechenbarkeit  von 
Umfang  und  Art  der  Arbeitslosigkeit.  Wäh- 
rend z.  B.  Todesfälle,  Brände,  Schiffsunfälle 
Jahr  für  Jahr  mit  einer  gewissen  Hegel - 
mässigkeit  wiederkehren,  kann  man  von  der 
Arbeitslosigkeit,  die  von  der  fortwährend 
wechselnden  Gestaltung  der  Weltmarktskon- 
junktnren  abhängig  ist,  nicht  das  Gleiche 
sagen :  es  handelt  sich  also  hier  um  eine 
ganz  besonders  riskante  Form  der  Vei-siehe- 
nmg.  — 


Neben  den  erwähnten  Mitteln  gegen  die 
unverschuldete  ArUitslosigkeit  im  engeren 
Sinne  wird  man  dann  auch  noch  nach 
Mnssregeh)  suchen  müssen,  um  jener  Ar- 
beitslosigkeit vorzubeugen,  welche  sich  er- 
giebt  in  Konsequenz  der  Entartung  der 
Individuen  durch  Verwahrlosung  und 
schlechtes  Beispiel  in  ihrem  elterlichen 
Hause  und  im  Milieus  in  dem  sie  auf- 
gewachsen sind.  Hier  handelt  es  sich  also 
um    eine    präventive    Thätigkeit,  die 
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den  Nachwuchs  möglichst  gut  arten  lassen 
soll.  In  dieser  Richtung  wirkt  jede  soziale 
Reform  wie  überhaupt  alles,  was  die  Lige 
der  Massen  irgendwie  zu  heben  geeignet 
ist.  Dann  aber  wird  auch  eine  systematische 
reformatorisehe  Thätigkoit  durch  Zwangs- 
erziehung verwahrloster  K  i  n  d  e  r  in 
grossem  Massstabe  ins  Auge  zu  fassen  sein 
(nach  dem  angeblich  sehr  bewahrten  Muster 
einiger  Staaten  der  amerikanischen  Union). 
Hier  können  wir  uns  indes  mit  der  Signa- 
lisierung  der  Richtung  begnügen,  ohne  auf 

die  Details  einzugehen.  

Mit  der  Durchführung  dieses  ganzen 
Systems  von  Refornivorschlägeu  wäre  na- 
türlich durchaus  nicht  gegen  alle  Arbeits- 
losigkeit vorgesorgt.  Wie  allem  mensch- 
lichen Wirken  und  Streiten  eine  gewisse 
Grenze  gesetzt  ist,  wird  auch  hier  Resig- 
nation zu  illien  sein:  ganz  abgesehen  von 
jenen  Ständen,  die  in  diesem  Falle  fiber- 
liaupt  nicht  berücksichtigt  werden  können 
—  Kaufleute  ohne  Kunden,  Aerzte  ohne 
Patienten,  Anwälte  ohne  Klienten  •  wird 
es  immer  noch  einen  Rest  von  Erwerbs- 
losen neben :  unverträgliche,  undisziplinierte, 
zuc  htlose,  arlteitsscheue,  verwahrloste,  lieder- 
liche, verbrecherische  und  halbirre  (psycho- 
piithologisch  minderwertige)  Subjekte,  das 
»Lumpenproletariat',  das  nach  wie  vor  ein 
trauriges  Los  erleidet,  dem  aber  mit  mensch- 
lichen Mitteln  nicht  zu  helfen  ist  —  uud 
auch  nicht  einmal  geholfen  werden  soll. 
Ks  sind  die  »Missrateucn-.<  der  heutigen  Ge- 
sellschaft, die  über  Bord  gehen  müssen.  — 
in  der  Anlage  verfelilte  Existenzen,  die  je 
früher,  je  besser  ausgemerzt  werden.  Das 
erfordern  die  Grundsätze  der  Selektion, 
soweit  sie  auch  auf  che  menschliche  Gesell- , 
schaft  anwendbar  sind. 

III.  Reformatorische  Versuche. 

1.  Einleitendes.  Schon  früh  sind  prak- 
tische Vorsehläge,  die  auf  Abhilfe  gegen  dk 
Not  der  Arbeitslosen  zielten,  gemilcht  worden,  i 
So  hiess  es  bereits  1698  in  einer  Denk- 
schrift, welche  der  englische  Philosoph 
Locke  seiner  Regierung  überreichte:  »Die 
wahre  und  richtige  Armenunterstützung  ist 
die  Beschäftigung  der  Arbeits- 
losen, die  bewirkt,  dass  diese  nicht  wie 
die  Drohnen  von  der  Arbeit  anderer  leben. 
Jeder  Mensch  muss  Essen,  Trinken,  Klei- 
dung und  Beheizung  haben.  Das  wird  aus 
den  Vorräten  des  Königreichs  entnommen, 
gleichviel  ob  die  Armen  arbeiten  oder  nicht. 
Nehmen  wir  an.  es  gäbe  in  Knglaud  1 00  000 
Anne,  die  von  Gemeindeunterstützung  leiten, 
d.  h.  durch  die  Arl>eit  anderer  ernährt 
werden.  Wenn  jeder  von  diesen  durch 
irgendwelche  Arbeit  auch  nur  einen  Penny 
täglich  verdienen  würde,  möchte  dieses  für 
England  eiuen  Gewinn  von  130OOO  t  jähr- 


lich tiedeuten  und  in  S  Jahren  England  um 
mehr  als  eine  Mill.  £'  reicher  machen.*  Ein 
prineipiell  ähnlicher  Gedankengang  schwebt 
allen  jenen  Autoren  vor,  welche  in  Staats- 
werkstätten für  Beschäftigungslose  das  Heil- 
mittel sehen,  von  den  Vorläufern  des  Postu- 
lats vom  Recht  auf  Arbeit-  an  bis  herab 
zu  Herkner.  Dies  musste  natürlich  die 
Regierungen  oder  kommunalen.  Behörden 
zeitweise  zur  Veranstaltung  von  Arbeiten 
für  den  genannten  Zweck  veranlassen.  Aber 
es  blieb  in  der  Regel  bei  sporadischen 
Notstandsarbeiten  zur  notwendigsten 
Augenhlickshilfe;  regelmässig  und  prineipiell 
zum  Zwecke  lohnender  Beschäftigung  der 
Massen  wurden  öffentliche  Arbeiten  (be- 
sonders Bauten)  einzig  unter  Najwleon  III. 
ausgeführt,  der  schon  als  junger  Prinz  in 
der  Arbeitslosigkeit  das  wichtigste  soziale 
Problem  der  Gegenwart  erkannt  hatte 
(vergl.  den  Art.  Sozialreform). 

Wo  sich  alter  ausser  dieser  Napoleonisehen 
Praxis  —  die  schwere  Bedenken  gegen  sich 
hat,  weil  sie  in  den  Grossstädten  das  Prole- 
tariat noch  massenhafter  anhäuft  und  über- 
dies doch  keine  durchgreifende  Hilfe  zu  ge- 
währen vermag  —  der  moderne  Staat  zu 
Versuchen  der  fraglichen  Art  aufraffte,  hat 
es  bei  ganz  schwächlichen  oder  zersplitterten 
und  oft  sogar  irrliehterierenden  Anläufen 
sein  Bewenden  gehabt:  nirgendwo  hat 
man  System  in  all  die  kleinen 
Hilfsaktionen  zu  bringen  gesucht, 
welche  Not  und  Unzufriedenheit  bisher 
mühsam  genug  den  öffentlichen  Behörden 
haben  abringen  müssen. 

Erst  in  allerneuester  Zeit  beginnt  sich 
eine  Wendung,  wie  langsam  auch  immer, 
vorzubereiten,  indem  verschiedene  Staaten 
methodisch  iu  jener  Richtung  vorzugehen 
sich  anschicken,  die  wir  (in  der  Baseler  An- 
trittsrede) als  zum  Ziele  führend  signalisiert 
halten. 

2.  Reform  des  Arbeitsnachweises. 

In  Sachen  des  Arbeitsnachweises 
hatten  wir  in  Vorschlag  gebracht:  -allen 
Gemeinden,  die  eine  grössere  Einwohnerzahl 
haben,  die  Errichtung  von  Arbeitanachwci.se- 
ämtern  vorzuschreiben,  welche  das  Ver- 
trauen von  Arbeitnehmern  und  Arbeitgebern 
in  gleicher  Weise  zu  erwerben  im  stände 
sind  ,  für  sie  als  Norm  festzustellen,  dass 
ihr  Vorsitzender  keinem  der,  beiden  Inte- 
ressentenkreise angehören  dürfe  ,und  schliess- 
lich für  eine  ausreichende  C'entralisatiou 
dieser  Bestrebungen  Sorge  zu  tragen« .  Die 
privat  e  Stellenvermittelung  dagegen.moehte 
sie  nun  gewerbsmässig  betrieben  werden 
oder  von  gemeinnützigen  Vereinen  oder  aber 
von  Yerltäuden  der  Unternehmer  resp.  Ar- 
beiter ausgehen,  wurde  als  nicht  ausreichend 
gegenfilier  den  Ansprüchen  der  modernen 
Eutwickelung  gekennzeichnet.  — 
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Im  September  1894  erlies»  nun  da» 
preussisehe  Handels  minist  eriuni  eine 
Verfügung,  welche  die  eben  aufgeführten  bis- 
herigen Institute  zum  Zwecke  der  Arbeitsver- 
mittelung  als  nicht  genügend  bezeichnet  und, 
mit  Rücksicht  nuf  die  Arbeitslosigkeit,  das  „Be- 
dürfnis" konstatiert,  „den  Arbeitsnachweis  in 
grösserem  l'mfange  und  planmässiger  auszu- 
bilden. '•  Deshalb  sollen  „Arbeitsnachweise- 
bureanx  als  öffentliche  Veranstaltungen  der 
(iemeinden  wenigstens  in  allen  Städten  von  mehr 
als  KM»»)  Einwohnern  ins  Lehen  gerufen1' 
werden.  Sic  sollen  so  eingerichtet  werden,  dass 
sie  sich  des  t. Vertrauens  der  Arbeitgeber  und 
Arbeiter  erfreuen",  weshalb  sie  „einem  durch 
die  Gemeindebehörde  ernannten,  weder  den 
Arbeit «jelK-rn  noch  den  Arbeitern  angehörenden 
Leiter  zu  unterstellen"  seien ;  und  schliesslich 
sei  wünschenswert,  dass  die  Arbeitsnachweise- 
ämter „nach  und  nach  miteinander  in  eine 
organische  Verbindung  traten  und  »ich  damit 
in  den  Stand  setzten,  die  Arbeitsnachwcisefrage 
und  das  Arbeitsangebot  in  den  verschiedenen 
Orten  und  liegenden  auszugleichen." 

Faktisch  sind  auch  seitdem  die  öffentlichen 
Arhcitsnachwcisehnreatix  in  den  deutschen 
Städten  wie  Pilze  aus  dem  Erdboden  geschossen 
ivergl.  darüber  Näheres  im  Art.  Arbeitsnach- 
weis und  Arbeitabürsen  unten  Bd.  J.  8.951  ff.). 

3.  Plaitmilssige  öffentliche  Arbeiten. 
Nie  Vorschläge,  welche  wir  zur  Regelung  der 
öffentlichen  Arbeiten  gemacht  hatten, 
sind  bereits  im  II.  Abschnitt  dieses  Artikels 
dargestellt  worden.  Es  sollte  danach  in  erster 
Linie  „etwa»  mehr  Plan,  gerade  mit  Itück- 
siebt  auf  die  Frage  der  Arbeitslosigkeit,  in  die 
öffentlichen  Arbeiten  hineinkommen",  vor  allem 
sollte  man  Bedacht  darauf  nehmen,  öffentliche 
Arbeiten,  die  recht  gut  im  Winter  vollführt 
werden  könnten  auch  möglichst  in  die  Winter- 
monate zu  verlegen,  zumal  Arbeiten,  bei 
denen  auch  nichtgelemte  Arbeiter  Anstellung 
finden  könnten.  Ein  Erfolg  wurde  jedoch 
nur  dann  erwartet,  wenn  zuvor  bestimmte  - 
oben  auszugsweise  mitgeteilte  —  Massregeln 
ergriffen  würden.  — 

Im  September  1894  erliess  nun  da» 
p  r  e  u  s  s  i  s  c  Ii  e  Ministerium  des  Innern  an 
alle  Kreise  und  Gemeinden  eine  Verfügung,  in 
der  dieselben  auf  Massregeln  aufmerksam  ge- 
macht werdeu,  um  „ilem  Entstehen  weitver- 
breiteter Arbeitslosigkeit  vorzubeugen  und  die 
Wirkungen  eiues  unvermeidlichen  Arbeits- 
maiigels  zu  mildern.  Wie  der  Staat,  so  hätten 
auch  die  kommunalen  Vertretungen  in  ihrer 
Eigenschaft  als  Arbeitgeber  die  Pflicht,  der 
Arbeitslosigkeit  nach  Kräften  dadurch  entgegen- 
zuwirken, dass  sie  allgemein  und  plan- 
mässig  auf  eine  zweckmässige  Ver- 
teilung und  R e g e  1  un g  der  für  ihre 
Rechnung  auszuführenden  Arbeiten 
Bedacht  nähmen.  Insbesondere  sei  darauf 
zu  seilen,  dass  die  Arbeiten,  die  nicht  unbe- 
dingt un  die  Jahreszeit  oder  an  be- 
stimmte- Termine  gebunden  seien,  mög- 
lichst in  s o I c h e  M o u a t e  verlegt  würden- 
in' denen  ein  Mangel  an  Arbeitsgelegen- 
heit zu  befürchten  sei.  I>ics  gelte  namentlich 
von  solchen  Arbeitern,  bei  denen  auch  niebt- 
g  e  1  e  r  n  t  c  A  rbeiter  Verwendung  finden  könnten. 
Andrerseits  müssteu  aber  auch  Vorkehrungen 


getroffen  werden,  um  einen  zu  grossen  Zu  Alisa 
Arbeitsloser  nach  einzelnen  Orten  thunlichst  zu 
verhindern.  Deshalb  sollten  bei  Arbeiten  der 
erwähnten  Art  von  den  Kommunen  nur  solche 
Leute  beschäftigt  werden,  die  in  dem  betreffen- 
den Orte  den  rnterstiitzungswohusitz  haben 
und  dort  wenigstens  bereits  eine  bestimmte 
Zeit  in  regelmässiger  Arbeit  gewesen  sind." 

Soweit  der  Ministerialerlass.  Er  hat  bisher 
keinerlei  sichtbaren  Erfolg  gehabt.  —  was.  nicht 
zu  verwundern  ist.  da  die  Durchführung  jener 
erwähnten  Massregelu.  welche  einer  solchen  An- 
regung den  Erfolg  hätten  sichern  können,  unter- 
lassen worden  ist. 

4.  Staatliche  Arbeitslosenversiche- 
rung;.   Fast  alle  nennenswerten  praktischen 
Anläufe  zum  Zwecke  einer  durch  die  öffent- 
lichen Körper  zu  organisierenden  Arbeits- 
t  losen  Versicherung  fanden  bisher  auf  Schweizer 
Boden  statt.   Den  Anstoss  zur  Beschäftigung 
mit  dem  Problem  gab  hier  in  erster  Liuie 
die  von  den  Sozialdemokraten  (1*91)  in  Vor- 
i  schlag  gebrachte  Volksinitiative    für  das 
1   Hecht  auf  Arbeit«-:  der  Antrag  fiel  zwar 
mit  grosser  Majorität  in  der  Volksabstimmung 
|3.  VI.  1N94),  aber  er  übte  unzweifelhaft 
eine   kräftige  sozialpolitische  Anregung 
aus. 

Voran  ging  die  Stadt  Bern  mit  Errich- 
tung einer  freiwilligen  Arbeitslosenver- 
sicherung durch  Stadtratshesehluss  vom 
IM.  Januar  1S93.  Die  neue  Institution  trat 
am  1.  April  ls93  auf  Grund  der  folgenden 
Statuten  ins  Leben  :  »Jeder  in  der  Gemeinde 
Bern  sich  aufhaltende  oder  niedergelassene 
Arbeiter  schweizerischer  Herkunft  kann 
dieser  Kasse  lieitreten.<>  Er  ist  alsdann  ver- 
pflichtet, vom  Datum  der  Anmeldung  au 
monatlich  40  Centimes  als  Beitrag  au  die 
j  Kasse  zu  leisten«;.  Zugleich  hofft  man  auf 
Beitrage  der  Arl>eitgeber,  die  aber  hii.n7.u 
nicht  gesetzlich  angehalten  sind.  Den 
jährlichen  Fehlbetrag  der  Kasse  deckt  die 
Gemeinde  im  Maximum  mit  5t. tu}  Francs 
jkt  Jahr*  (neuerdings  hat  der  Stadttat  ein 
für  allemal  den  Jahresbeitrag  erst  auf  •"»<«*», 
dann  auf  "000  Flaues  fixiert).  Die  Ent- 
richtung des  Beitrages  (der  Versicherten) 
geschieht  vermittelst  Ankauf  von  Versicho- 
rungsmarken  und  Einkleben  derselben  in  die 
Mitgliederljfichlein.-  Die  Verwaltung  der 
Kasse  ruht  in  den  Händen  einer  Kommission 
von  7  Mitgliedern,  von  denen  2  von  den 
lieitragleistenden  Arbeitgeliero«  2  von  der 
Arbeiterinnen  Bern  und  die  übrigen  vom 
Genieinderat  gewählt  werden.  Die  Mit- 
glieder, w  elche  mindestens  G  Monate  regel- 
mässig gesteuert  haben,  >sind  liereehtigt, 
bei  eingetretener  Arlieitslosigkeit  während 
der  Monate  Dezemlier.  Januar  und  Februar 
Taggelder  aus  der  Versicherungskasse  r.u 
ziehen,  immerhin  höchstens  auf  die  Dauer 
von  2  Monaten  während  eines  Winters  . 
Für  die  ersten  30  arbeitslose»  Werktage  be- 
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trägt  das  Taggeld   1  Francs    für  allein- :      Im  zweiten  Geschäftsjahre  (April  1894 


bis  1895)  betrug  die  Zahl  der  Mitglieder  333, 
die  der  Arbeitslosen  226.  Sietien  davon  er- 
hielten sofort  Beschäftigung  zugewiesen,  so 
das»  219  Personen  unterstützt  wurden.  Au 
Tagegeldern  wurden  9084  Fr.  ausgezahlt, 


wall  renn 


stehende  Mitglieder  und  1.50  Francs  für 
solche,  die  für  andere  Faniilionglieder  zu 
sorgen  liabou.  Für  den  zweiten  Monat 
wird  das  Taggeld  je  nach  dem  Stand  der 
Kasse  durch  die  Verwaltungskommission  be- 
stimmt». Die  Unterstützimg  wird  abgelehnt, 
wenn  die  betreffenden  Mitglieder  -ihre 
Arbeitsleistung  durch  Faulheit.  Liederlich- 
keit. Unverträglichkeit .  Ungehorsam  und 
dergl.  selbst  verschuldet  oder  angel»otene 
Arbeit  ohne  genügenden  Grund  abgelehnt 
halten-  oder  infolge  von  J/mnstreitigkeiton  Mann  vor  Ablauf  von  8  Tagen  Arbeit,  so 
oder  Strikes    arbeitslos    geworden    sind  .  j  dass  257  Mitglieder  unterstützt  wurden.  An 


an  Mitgliederbeiträgen  nur  1300  Fr. 
eingingen. 

Im  dritten  Geschäftsjahr ;  (April  1895— 9(i) 
stieg  nach  lebhafter  Agitation  die  Zahl  der 
Mitglieder  auf  544.  von  denen  sieh  325  als 
arbeitslos  meldeten.     Davon  erhielten  08 


Sollten  sich  zwischen  der  Verwaltung  und 
Mitgliedern  der  Kasse  Anstände  erhöhen,  so 
entscheidet  dieselben  endgiltig  der  Gerichts- 
präsident von  Hern  als  Schiedsrichter.'  — 
Uebrigens  wurde  dieser  magere  Statuten- 
entwurf  festgestellt,  ohne  dass  irgend  welche 
statistischen  Ermittelungen  oder  vorsiche- 
rungstechuischen  Hechnuugen  zu  Grunde  ge- 
legt wurden. 

Was  die  Anhänger  der  obligatorischen 
Arbeitslosenversicherung  vorausgesagt ,  ist 
natürlich  eingetroffen:  die  freiwillige 
Versicherung  in  Hern  ist  von  den  Arbitern 
nur  spärlich  benutzt  worden,  und  die  Zahl 
der  Arbeitslosen  war  im  Verhältnis 
zur  Zahl  der  K  a  s  s  e  n  m  i  t  g  1  i  e  d  e  r  eine 


Tagegeldern  wurden  KMH1  Fr.  ausgezahlt, 
während  an  Mitgliederbeiträgen  nur  1010  Fr. 
eingingen. 

Im  vierten  Jahre  endlich  (April  1S96 — 97) 
lietrug  die  Zahl  der  Mitglieder  494,  die  der 
Arbeitslosen  242,  die  diesmal  anscheinend 
sämtlich  unterstützt  werden  mussten.  An 
Tilgegeldern  wurden  10043  Fr.  ausgezahlt, 
während  an  Mitgliederbeiträgen  nur  1901  Fr. 
eingingen. 

Nach  alledem  kann  der  Berner  Kasse 
eine  sachliche  Bedeutung  für  die 
soziale  Keform  nicht  zuerkannt  werden ; 
denn  hierzu  ist  sie  viel  zu  winzig,  einem 
Notstande  hilft  sie  nicht  ab,  —  und  über- 
dies stellt  sie  wegen  der  geradezu  minimalen 


enorm  hohe.  Es  traten  im  Laufe  des  ersten  Beiträge  der  Mitglieder  nur  ein  verkapptes 
Jahres  nur  1»>4  Mitglieder  bei,  und  von  Almosen  dar.  Wohl  aberwirkte  sie  auf- 
dieseti  mussten  noch  5<)  wegen   Niohtbo- 1  munternd  und  anregend,  so  dass  ihr  inso- 


zahltmg  ihrer  Beiträge  gestrichen  werden. 
Von  den  351  effektiven  Mitgliedern  meldeten 
sich  im  Winter  210  als  arbeitslos:  50  da- 
von erhielten  Beschäftigung  zugewiesen,  so 
dass  an  165  Mitglieder  Taggelder  ausge- 
zahlt wurden.  Von  der  Möglichkeit,  das 
Taggeld  zu  reduzieren,  wunle  kein  Gehrauch 


weit  das  Verdienst  zuerkannt  werden  muss, 
die  Wege  für  eiue  wirkliche,  ernste,  tief  ein- 
greifende Lösung,  wie  sie  die  obligato- 
rische Versicherung  giebt.  geebnet  zu 
haben.  Der  Staat,  der  zum  ersten  Male  Au- 
stalten  traf,  in  dieser  Art  vorzugehen,  ist 
der  Kanton  Basel-Stadt.    Hier  erteilte 


gemacht.  Die  Summe  der  Taggehler  Mrug  der  Kegierungsrat  am  8.  Februar  1893  dem 


0835  Francs.,  während  au  Mitgliederbeiträgen 
nur   1124  Francs  eingingen.    Das  Deficit 


Departement  des  Innnerti  den  Auftrag,  ihm 
über  die  Begründung  einer  Versicherungs- 


wurde  gedeckt:  durch  949  Francs  an  (frei- ,  kasse  für  Arbeitslosigkeit  zu  berichten.  Das 

Departement  des  Innern  seinerseits  beauf- 
tragte Georg  Adler  auf  Grund  seiner  eben 
gehaltenen  akademischen  Antrittsrede  über 
die  :> Aufgaben  des  Staates  angesichts  der 
Arbeitslosigkeit«  mit  der  Ausarbeitung  eines 
Gutachtens  und  des  Vorentwurfs  eines  Ge- 
setzes, das  diese  Frage  regeln  sollte. 
Beides  wurde  in  den  ersten  Tagen  des  Ok- 
toher  (1S93)  eingereicht.  Das  Departement 
(Präsident:  Begierungsrat  Philippi)  stellte 
dann  in  einer  Heihe  von  Sitzungen,  an  denen 


willigen)  Arbeitgeberbeiträgen,  durch  100." 
Francs  an  sonstigen  Gesehenken  und  durch 
einen  Staatszusehuss  von  4735  Franc*.  Aus 
dem  Berichte  der  Verwaltungskommission 
sind  schliesslich  noch  die  folgenden  Data 
hemerkenswert :  Der  Kasse  traten  vornehm- 
lich ungelernte  Arbeiter  bei.  also  gerade 
IiCute  der  auf  der  niedersten  Ijohustufo  be- 
findlichen Arbeiterschicht;  wenn  Arbeit 
nachgewiesen  werden  konnte,  hat  sich  jeder 
willig  dazu  eingestellt,  —  wiewohl  die  Ar 


l»eit  meist  nicht  dem  bisher  betriebenen  noch  Nationalrat  K  i  n  keli  n  (Prof.  der  Mathe- 
Berufe  angehörte.  »Kühniciid  sei  noch  er-  matik  an  der  Universität)  und  Adler  teil- 
wähnt, dass  clor  Gipser-  und  Malerfachverein  nahmen,  den  Gosetzesentwurf  in  seiner  ersten 
mit  29  Manu  der  Versieherungskas.se  beige-  amtlichen  Fassung  fertig.    Dann  w  urde  eine 


treten  war.  dann  aber  den  arbeitslos  ge 
wordenen  Mitgliedern  aus  der  Verbands 


Sachverständigenkommission  von  11  Mit- 
gliedern Udler   Parteien    und  Interesseu- 


kasse  die  betreffenden  Taggelder  bezahlte,  grut.j>en) -- in  der  Philippi  präsidierte,  auch 
um  die  Versicherungskasse  zu  schonen.«  —  Kinkeliu  und  Adler  Platz  hatten  —  einl>e- 
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rufen,  die  den  Gt>setzesentwurf  ikm-Ii  ein- 
mal durchberiet  und  —  nach  einigen  Modi- 
fikationen —  einstimmig  sein*»  Annahme 
befürwortete.  Von  da  gelangte  er  an  den 
liasoler  Regierungsrat,  der  ihn  schliesslich  am 
8.  Novcmlier  1894  dem  .»Grossen  Kate- 
<d.  h.  der  Kammer)  vorlegte.  Hier  fand  die 
erste  Beratung  am  14.  Marz  18?)"»  statt:  nur 
der  Redner  der  kleinen  klerikalen  Fraktion 
sprach  contra,  alle  an< leren  Redner  pro; 
doch  wurden  verschiedene  Aendemngeu  ge- 
wünscht. So  wurde  die  Vorlage  zur  noch- 
maligen Durchberatung  au  eine  Grossrats- 
kominission  (unter  dem  Präsidium  Kinko- 
lins)  verwiesen. 

Die  wichtigsten  Kestimmuugen  des  Ent- 
wurfs sind  die  folgenden  (nun  vergl.  damit 
die  im  zweiten  Teile  dieses  Art.  dargestellte 
Theorie  der  Arbeitslosenversicherung).  Der 
Keitritt  zur  Versicherungsanstalt  ist  obliga- 
torisch. Doch  hat  man  bei  der  Einführung 
der  Institution  den  Umfang  des  Obliga- 
toriums nicht  zu  weit  ausdehnen  zu  dürfen 
geglaubt.  Da  ja  dies«»  Versicherungsanstalt 
die  erste  ihrer  Art  ist,  empfahl  sich  zunächst 
eine  IKsehränkung  auf  die  der  Versicherung 
am  meisten  bedürftigen  Elemente  des  Ar- 
beiterstandos :  die  Fabrik-  und  die  Kau- 
und  Erdarbeiter.  In  diesen  Krauchen 
sind  aber  im  wesentlichen  alle  unselbständig 
erwerbenden  Personen  mänulichen  und  weib- 
lichen Gesclüeehts  zu  versichern,  soweit  sie 
wenigstens  seit  mehr  als  einem  Jahre  im 
Kanton  als  Kürger  oder  Niedergelassene 
wohnhaft  sind.  —  Ein  weiteirr  principieller 
Hauptpunkt  betrifft  che  Leistungen  der  Kasse 
an  die  unverschuldet  Arbeitslosen.  Hier  be- 
durfte zunächst  der  Kegriff  der  »unver- 
schuldeten« Arbeitslosigkeit  einer  Feststel- 
lung. Einmal  wird  da  die  Zahlung  der 
Unterstützung  an  Ix*ute  abgelehnt,  die  in- 
folge freiwilligen  Austritts  stellenlos  ge- 
worden sind.  Feiner  ist  selbstverständlich 
jede  Unterstützung  von  Personen  abzulehnen.! 
die  infolgt1  von  Arbeitsstiritigkeiten  (Strike  ' 
oder  Aussperrung)  ihre  Stelle  aufgegeben 
haben.  Dem  Arlieitslosen  wird  man  natür- 
lich in  erster  Linie  passende  Arbeit  (im 
früher  definierten  Sinne)  zu  verschaffen 
suchen.  —  unter  Umständen,  wenn  es  recht 
erscheint,  auch  ausserhalb  des  Kantons,  in 
welchem  Falle  dem  Arbeitslosen  eine  Reise- 
unterstützung gewährt  wird. 

Eine  wichtige  Unterfrage  war:  ob  auch: 
Arbeitsstellen,  die  durch  Arbeitsstreitigkeiten 
frei  geworden  sind,  gleich  allen  anderen  offenen 
Stellen  behandelt  und  daher  Arbeitslosen  unge- 1 
tragen  werden  sollen.    Der  Entwurf  ordnet  die 
Ignorierung  solcher  Arbeitsstilen  an.  Mass- 
gebend hierfür  war  die  folgende  Stelle  des  Gut- 
achtens:  „Ober  dies«'  Krage   hatte  sich  der 
lieferent  bereits  früher  in  seiner  Abhandlung 
,. Hecht  auf  Arbeit'-,  wie  folgt,  geäussert:  Soll! 
der  Staat  die  subventionierten  beschäftigungs- 


losen anweisen,  die  leeren  Plätze  auszufüllen, 
oder  soll  er  selber  die  infolge  von  Strikes 
arbeitslos  gewordenen  Übernehmen  'i  Die  Ent- 
scheidung hierüber  bangt  aufs  engste  mit  dem 
ganzen  System  der  Sozialpolitik  zusammen. 
Dieses  erfordert  nun  u.  F..  das*  jeder  Strike 
einem  Schiedsgericht  unterbreitet  wird,  das 
über  seine  Uercchtignng  zu  erkennen  hat.  Giebt 
dasselbe  den  Arbeitern  Unrecht  und  fügen  sieh 
diese  nicht,  so  werden  Arbeitslose  bei  Strafe 
«ler  Entziehung  der  Staatstinterstützuug  ange- 
wiesen, die  leerstehenden  Platze  einzunehmen. 
Wir«!  den  Kapitalisten  Unrecht  gegeben  und 
fügen  sich  diese  nicht,  so  bleibt  eine  solche  An- 
weisung aus.  Nur  eins  bleibt  ausgeschlossen: 
dass  strikende  Arbeiter  wahrend  der  Dauer 
«ler  Arbeitseinstellung  vom  Staat«-  übenioiiimeu 
oder  unterstützt  werden.  Die  Unterstützung 
Sinkender  kann  bloss  Sache  der  tiewerk  vereine 
sein.  Principiell  hiess  es  im  Gutachten  weiter 
—  miiss  der  lieferent  seinen  Standpunkt  auf- 
recht erhalten:  und  eutspivchend  ist  ja  auch 
die  Unterstützung  von  bellten,  die  wegen  Ar- 
beitsstreitigkeiten ausser  Stellung  gekommen 
sind,  aligelehnt  worden.  Aber  von  der  Forde- 
rung, alle  Strikes  einem  Schie«lsg«"richt  zu  unter- 
werfen, kann  auf  einem  kleinen  Gebiete  füg- 
lich abgesehen  werden.  Man  kann  sich  einfach 
damit  begnügen,  die  durch  Arheitsstreitigkeiteii 
offenen  Sielleu  zu  ignorieren,  also  wie  nicht- 
offene  zu  behandeln  Man  hat  dadurch  den 
grossen  Vorteil,  von  einem  sehr  umständlichen 
und  höchst  komplizierten  Verfahren  absehen  zu 
können,  ohne  dass  Arbeitgeber  oder  Arbeiter 
deshalb  eine  Schädigung  ihrer  Interessen  er- 
fuhren. Denn  ein  Pusuler  Arbeitgeber,  «lesseu 
Arbeiter  striken.  wird  in  «ler  Hauptsache  doch 
immer  Ersatz  von  auswärts  beschaffen."  — 
Gelingt  es  indes  nicht,  passende  Arlteit 
nachzuweisen,  so  erhält  der  ArWitslose  eine 
Unterstützung,  deren  Umfang  und  Höhe  sich 
nach  folgemleu  Grundsätzen  bestimmt.  Wäh- 
rend der  ersten  Woche  der  ArlK?itsIosigkeit 
wird  die  Unterstützung  versagt.  Nachher 
wird  sie  bis  zu  Ol  Tagen  im  Jahre  gezaldt. 
Ihre  II«".he  richtet  sich  nach  der  Lohnklasse 
und  der  Kedürftigkeit  des  Empfängers. 
Hierbei  werden  alle  Kassenmitglieder  In  Ii 
KIas.-cu  eingeteilt: 

I.  Klasse  für  Arbeiter  mit  einem  Wochen- 
hduie  bis  15  Fres.  einschliesslich.  Leistung  der 
Kasse  pro  Tag.  auch  Sonntag:  80  Uts.  an 
das  unverheiratete  Mitglied  und  die  verheiratete 
Frau.  1,20  Fres.  an  den  verheirateten  Mann 
ohne  Kinder  oder  mit  einem  Kinde  unter  14 
Jahren,  sofern  nicht  dessen  Frau  gleichzeitig 
eine  regelmässige,  volle  tägliche  Beschäftigung 
gebemle  Arbeitsstelle  versieht  oder  selbst  Ar- 
beitslosenunterstützung erhalt,  in  welch  letzteren 
Fidlen  der  verheiratet«'  Mann  uur  84)  Cts.  er- 
hält. 1.50  Frcs.  an  den  verheirateten  Mann 
mit  mehr  als  einem  Kinde  unter  14  .labr«>u, 
sofern  nicht  dessen  Frau  gleichzeitig  eine  Ar- 
beitsstelle versieht  oder  selbst  Arbeitsloseu- 
untersttltznng  erhält,  in  welch  letzteren  Füllen 
der  verheiratete  Mann  nur  1.20  Fn  s.  erhält. 

II.  Klasse  für  Arbeiter  mit  einem  Wochen- 
heim- v«>n  über  15  Fres.  bis  24  Frcs.  einschliess- 
lich.   Leistung  der  Kasse  pro  Tag.  auch  Sonn- 
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tag:  00  Cts.  resp.  1,40  Frcs.   resp.  1.70  Frcs. 

III.  Klasse  für  Arbeiter  mit  einem  Wochen- 
lohne  von  Uber  24  Frcs.  Leistung  der  Kasse 
pro  Tag,  auch  Sonntag:  1  Fre.  resp.  LnOFre*. 
resp.  2  Frcs. 

Das  Maximum  der  Ausgaben  ist  bei 
dieser  Skala  von  Leistungen  im  Groben  be- 
rechenbar. 

Die  Zahl  der  dem  Gesetze  unterstellten 
Arbiter  betragt  !H»<mi.  Ais  durchschnitt- 
liches .Maximum  der  Zahl  der  Arbeitslosen 
ist  auf  tirund  sorgfältiger  statistischer  und 
wirtschaftsjiolitischer  Erwägungen  20 0  o 
(ls<H)(  der  Vorsicherten  pro  Jahr  berechnet. 
Als  Maximum  der  durchschnittlichen  Zeit 
der  Arbeitslosigkeit  sind  07  Tage  berechnet, 
von  denen  alM-r  für  die  Unterstützung  nur 
0i»  Tage  in  Betracht  kommen.  Die  Arbeits- 
losen seil  »er  zerfallen  wieder  in  Verheiratete 
und  l'nverheirateto:  eine  statistische  Be- 
rechnung ergiebt  eine  kleine  Mehrheit  von 
Verheirateten,  also  etwa  l'»<»i»  verheiratete 
und  not  »unverheiratete  Arbeitslose.  Auf  Grund- 
lage dieser  Zahlen  wurden  bei  sehr  pessi- 
mistischer Rechnung  die  Kosten  sämt- 
licher Arbeitslosoiiimterstütziiiigeu  155  DK» 
Fr.  lietragen.  Dazu  kommen  dann  noch  ca. 
0»HM»  Fr.  Reiseuuterstützungsgelder  und 
15imm»  Fr.  Verwaltiingskosten.  so  dass  also 
die  (ivsamtsumme  aller  Auslagen  sich  auf 
170  Hut  Fr.  jährlieh  belaufen  würde. 

Dabei  ilnrf  nicht  vergessen  «erden:  nur 
nominell  reicht  die  Baseler  Kasse  für  20  % 
ArVitsloser  .Fabrik-  und  Itanarbeiter  zusammen- 
gerechnet! aus:  faktisch  kann  sie  30 
aussteuern.  Hei  den  1(100  verheirateten 
Arbeitslosen  bat  uümlich  die  Rechnung  ange- 
nommen, dass  sie  alle  die  höchste  Unterstützung 
ihrer  betr.  Uhnkhisse  empfangen  lalso  1.50. 
1.70  und  2  Frcs.  i.  während  in  Wirklichkeit  alle 
Frnuen  in  der  Oaseier  Textilindustrie  die  Ma- 
jorität !i  und  die  Männer,  deren  Frauen  unter- 
stützt werden,  viel  niedrigere  Satze  (bis  zu 
W)  Cts.  herab  i  erhalten.  Die  Hinnahmen  wer- 
den also  für  mehr  als  20  Arbeitsloser 
ausreichen;  wenn  man  einen  Zuschlag  von 
3  "„  macht,  wird  derselbe  als  «nissig  gelten 
müssen.  Ausserdem  ist  —  wie  weiter  unten 
gezeigt  wird  —  noch  der  jährliche  Ueberschuss 
von  4K1II0  Frcs.  da,  welcher  ja  bestimmt  sein 
«oll.  in  den  ungünstigen  Jahren  aufgebraucht 
zu  werden.  Wenn  101  KJU  Frcs.  zur  Versorgung 
von  23 0  ()  Arbeitsloser  ausreichen,  so  ermög- 
licht der  erwähnte  Ueberschuss  die  Versorgung 
von  weiteren  7  °l0  Also:  wenn  im  Durch- 
schnitt der  Jahre,  gute  und  schlechte  zusammen- 
gerechnet .  selbst  30°,,  aller  Versicherten 
jährlich  arbeitslos  werden  würden,  so  würde 
die  Kasse  trotzdem  leistungsfähig  bleiben.  - 

Wie  sollen  nun  die  nötigen  Mittel 
zur  Deckung  dieser  Auslagen  aufgebracht 
werden.' 

Einmal  werden  die  Arbeitgeber  mit 
einem  Heitrage  von  In  Cts.  wöchentlich  für 
jeden  versicherten  Arbeiter  herangezogen: 
bloss  in  den  Haugewerbon  wird  der  Heitrag 


auf  2o  Cts.  w«"»chentlich  erhöht.  —  Ferner 
;  wird  auch  der  Staat  in  Anspruch  genommen, 
j  Er  deckt  zunächst  die  \  erwaltungskosteii 
der  Versicherungsanstalt,  indem  man  an- 
nimmt, dass  es  für  den  Arbeiter  ein  be- 
ruhigendes Gefühl  sein  wird,  wenn  er  sieht, 
dass  alles,  was  er  in  die  Kasse  au  Bei- 
trägen hineinzahlt,  auch  u  n  m  i  1 1  e  1  b  a  r  iu 
Form  von  Unterstützungen  ihm  zu  gute 
kommt  und  nicht  auf  Schreibereien  und 
i  Beamtenbesoldungou  daraufgeht.  Diese  Ver- 
waltungskosten dürften  jährlich  ea.  15<mh» 
Fr.  betragen.  Ausserdem  thut  der  Staat 
noch  das  seinigt1  zur  Sieherstelluug  der 
Kasse,  indem  er  jährlich  25t MM»  Fr.  beiträgt, 
die  entweder  zur  Speisung  des  Reservefonds 
dienen  oder  als-r.  falls  die  sonstigen  Ein- 
nahmen nicht  reichen,  zur  Bestreitung  der 
Ausgaben  verwendet  werden.  Somit  wird 
der  ilauptteil  der  jährlichen  Ausgaben  durch 
die  Hei  träge  d  e  r  versicherten 
Kassenmitglie<lergedeckt.  Hierwerden 
zwei  Klassen  von  Versicherten  unterschied len  : 
die  Klasse  der  Hauarbeiter  und  die  der 
■  anderen  Arbeiter.  Ihn?  Heiträge  werden 
|  folgendennassen  fixiert:  Jeder  Versicherte 
aus  der  Klasse  der  Bauarbeiter  zahlt  lw-i 
einem  Wochenlohu  bis  15  Fr.  wöchentlich 
40  Cts.:  bei  einem  Wochenlohu  von  15— 24 
Fr.  5o  Cts.  und  bei  einem  Wochenlohu  von 
über  25  Fr.  Gl»  Cts.  Jeder  Versicherte  der 
anderen  Arbeiterkategorieen  zahlt  20  resp. 
30  resp.  10  Cts. 

Die  Summe  der  jährlichen  Einnahmen 
der  Versichenulgsanstcilt  aus  den  Beiträgen 
der  Arlteiter  und  Arbeitgeber  zusammen  be- 
ziffert  sich  auf  184  200  Fr.  Dazu  kommt 
eiti  Staatszuschuss  von  40000  Fr.  Folglich 
ist  eine  Gesamtsumme  von  224200  Fr.  zur 
Deckung  der  jährlichen  Ausgaben  da.  Mit- 
hin ist  ein  jährlicher  Uel»erschuss  im  Be- 
trage von  48  100  Fr.  zu  erwarten. 

Die  Leitung  der  Versicherungsanstalt 
wir»!  einem  angestellten  Beamten  üVrtragen. 
der  über  die  Richtigkeit  des  Seluvibw esens, 
der  Rechnungen  und  Zalüungen  wacht,  die 
Anmeldungen  aller  zu  versichernden  Arbeiter 
und  aller  Arbeitslosen  entgegen  nimmt,  den 
Verkelir  der  Anstalt  mit  dem  Arbeitsnach- 
weisebureau vermittelt,  die  angeb»tenen  Ar- 
beitsstellen auf  die  Opj»ortuiiität  der  Zu- 
weisung an  die  Arbeitslosen  hin  prüft  und 
die  Kontrolle  der  Arbeitslosen  durchführt. 

Doch  ist  klar,  dass  der  Vorsteher  der 
Anstalt  bloss  die  erste  Instanz  darstellen 
kann.  Gegen  seine  Entscheidung  kann  jeder 
kostenlos  an  die  Kommission  für  Versiche- 
rung gegen  Arbeitslosigkeit  appellieren, 
welche  aus  0  Mitgliedern  besteht:  eines 
davon,  nämlich  der  Präsident,  wird  vom 
Regierungsrate  ernannt.  3  wenlen  von  den 
lieitragspflichtigen  Arl>eitgebern  gewühlt  und 
5  von  jenen   beitragspflichtigen  Arbeitern 
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•»  eiche  in  kantonalen  Angelegenheiten  Stimm- 
recht besitzen.  Nach  Haseler  Tradition  Linn 
von  der  Kommission*  noch  an  den  Ke- 
gierungsrat  appelliert  werden.  — 

Von  den  Aenderungen.  welche  die  Gross- 
ratskommission in  Vorschlag  brachte,  ist  die 
wichtigste  die.  dass  vom  lieitritt  alle  Ar- 
beiter befreit  sein  sollen,  die  den  Nach- 
weis leisten,  dass  sie  einer  Kasse  zur  Ver- 
sicherung gegen  Arlteitslosigkcit  angehöreu, 
deren  Vei>icherungsl>edingungen  und  Ix-is- 
tungen  als  genügend  erachtet  werden.»  Diese 
mit  gutem  Grund  in  d»>n  Entwurf  aufge- 
nommene —  und  von  Adler  seinerzeit  auch 
bei  der  Kommission  befürwortete  —  Bestim- 
mung  soll  allen  jenen  Arbeitern,  die  sich 
lielier  in  Gewerkvereinen  gegen  Arbeitslosig- 
keit  versichern  wollen,  die  .Möglichkeit  dazu 
gewahren.  Ks  ist  danach  als  sicher  anzu- 
nehmen, dass  nach  Einführung  der  Arbeits- 
losenversicherung das  (iewerkveivinswesen 
sofort  einen  grossartigon  Aufschwung  nehmen 
mflsste,  indem  alle  Arl>eiter  vor  die  Alter- 
native gestellt  werden:  Anschluss  an  die 
staatliche  Versicherungskasse  oder  an  den 
Ii  e  werk  verein. 

Auf  die  Details  des  Entwiufs  kann  hier 
natürlich  nicht  eingegangen  werden.  Ange- 
merkt sei  nur  noch,  dass  in  ihm  eiu  Hin- 
weis auf  die  Arbeitsnaehweisanstalt  darum 
unnötig  war,  weil  diese  in  Basel  ohnehin 
staatlich  ist,  also  der  Konnex  zwischen  ihr 
und  der  Arbeitslosenkasse  sich  ganz  von 
selbst  ergiebt.  Sollten  sich  sonst  Bedenk- 
lichkeiten  im  Baseler  Entwurf  herausstellen, 
so  mögen  ihm  die  Kritiker  das  Wort  des 
grössteu  Keillisten  unserer  Zeit  zugute  lialten  : 
Man  geht  überhaupt  mit  der  sozialen  Ge- 
setzgebung in  unbekannte  Erdteile  und  findet 
den  richtigen  Weg  hierin  nicht  prima  facie» 
(Bismarck). 


Während  man  in  Basel  noch  über  die 
obligatorische  Arlieitslosenversieherung  be- 
riet, sah  man  in  St.  Gallen  eine  solche 
Institution  Kreits  leibhaft  erstehen,  lud 
das  kam  so. 

Im  Oktober  185)3  war  der  von  Basel  aus- 
gehende erste  Entwurf  eines  entsprechenden 
Gesetzes  durch  die  Presse  bekannt  gegeben 
worden.  Unmittelbar  danach,  im  November  18U3, 
wurde  im  Grossen  Kate  des  Kantons  St.  Gallen 
der  Antrag  gestellt,  den  Hegiernngsiat  einzu- 
laden: .dem  Grossen  Rate  Bericht  und  Antrag 
einzubringen,  ob  nicht  auf  dem  Wege  der  Ge- 
setzgebung den  politischen  (iemeinden  das  Kecht 
eingeräumt  werden  könne,  die  obligatorische 
Arbeitslosenversicherung  einzuführen."  So  lang- 
sam und  bedächtig  man  in  dieser  schwierigen 
Angelegenheit  in  Basel  vorging,  so  schnell,  ja 
hastig  wurde  in  St.  Gallen  die" Sache  in  Seene 
gesetzt.  Noch  im  irleichen  Monat  November 
wird  jener  Antrag  angenommen,  im  April  181*4 


wird  von  selten  der  Regierung  ein  Entwurf 
vorgelegt,  der  dann  im  Mai  desselben  Jahre« 
zum  Gesetz  erhoben  wird.  Aber  damit  war  nur 
erst  die  Erlaubnis  zur  Schaffung  einer  obliga- 
torischen Arbeitslosenversicherung  —  unter  Be- 
obachtung gewisser  Normativstatuten  —  ge- 
geben. Brei  Gemeinden:  St.  Gallen  und  die 
beiden  Vororte  Tablat  und  Straubenzell.  gingen 
sofort  gemeinsam  daran,  von  jener  Erlaubnis 
Gebrauch  zu  machen.  Aber  im  entscheidenden 
Momente  verwarfen  die  Burgerversammlungen 
von  Tablat  und  Straubenzell  das  ihnen  vorge- 
legte Projekt  (Herbst  1804).  Nun  wurde  iu  der 
Stadt  St.  Gallen  eine  neue  Vorlage  ausgearbeitet 
und  diese  faktisch  durch  die  St.  Galler  Biirgcr- 
versammlung  im  Jahre  1895  zum  Beschluss  er- 
hoben: schon  am  1.  Juli  1895  trat  die  obliga- 
torische Arbeitslosenversicherung  ins  Leben, 
i  Sie  war  nicht  bloss  eine  Früh-,  sondern  auch, 
eine  Missgeburt.  Bei  der  eilfertigen  Fabrikation 
und  Durchpeitschung  des  Gesetzes  hatte  man 
sich  mit  „zeitraubenden*  Erwägungen,  Studien 
uud  Berechnungen  nicht  weiter  abgegeben,  da- 
her war  dasselbe  in  den  Grundlagen  fehlerhaft 
und  in  den  Detailbestimiuungen  lückenhaft,  wie 
schon  einige  Blicke  darauf  zeigen. 

Einmal  war  schlankweg  angenommen  wor- 
den, dass  die  Zahl  der  Arl>eitslosen  jährlich 
10"  „  der  Versicherten  ltetragen  würde.  Als 
einzige  Grundlage  für  diese  Rechnung  findet 
man  in  den  Motiven  des  Regiernngsrates  ange- 
geben, dass  sich  „Ende  Dezember  1893  in  der 
Stadt  St.  Gallen  370  arbeitslose  Männer  ange- 
meldet hätten !" 

Daun  hatte  man  aus  der  Einrichtung  der 
deutschen   Arbeiterversicherung   nicht  einmal 
so  viel  gelernt,  dass  man  wusste,  die  Versiche- 
'  rungsbeiträge  müssteu  auf  alle  Fälle  beim  Ar- 
I  beitgeber  eingezogen  werdeu ;  man  hielt  sich 
I  vielmehr  unmittelbar  on  den  Arbeiter  und  l>e- 
stimmte:  „Jeder  Versicherte  erhält  ein  Büchlein, 
in  dem  die  Leistung  der  Beiträge  durch  Marken, 
die  der  Versicherte  einklebt,   und  die  von 
der  Zahlstelle  monatlich  abgestempelt  werden, 
auszuweisen  ist." 

l'eber  sehr  wichtige  Punkte,  z.  B.  das  Ver- 
halten der  Kasse  bei  Aussperrungen  durch  die 
Arbeitgeber,  bei  verkürzter  Arbeitszeit,  bei 
Nebenverdiensten  der  Arbeitslosen  etc.,  sprechen 
]  sich  Gesetz  wie  Statut  gar  nicht  aus. 

Dufür  aber  ist  ein  ganz  ausführlicher  Para- 
!  graph  vorhandeu,  der  angiebt.  was  man  alles 
i  mit  einem  versicherten  Lohnarbeiter  macht,  der 
seine  Beiträge  nicht  bezahlt.    Znuächst  wird 
[  eine  Busse  von  3 — 25  Fr.  verhängt,  dann  tritt 
Gefängnis  ein,  und  schliesslich  „ist  der  betreffende 
Lohnarbeiter  im  Falle  der  l'nterstütznngsbediirf- 
figkeit  wegen  Arbeitsmangel  von  der  Bezugs- 
berechtigung ous  der  Versicbernngskasse  aus- 
zuschliessen". 

Nur  schade,  dass  der  ganze  schöne  Para- 
graph nicht  angewendet  werden  konnte! 

Ich  will  nun  kurz  die  wichtigsten  That- 
sacheu  melden,  die  sich  im  jungen  Leben  der 
St.  Galler  Arbeitslosenversicherung  zugetragen 
haben. 

Sie  verpflichtete  zum  Beitritt  „alle  männ- 
lichen Lobnarbeiter,  deren  durchschnittlicher 
Tagelohu  5  Fr.  nicht  übersteigt".  Jeder  Ver- 
sicherte zahlte  je  nach  der  Lohnhöhe  15.  20 
oder  30  Cts.    Der  Arbeitgeber  leistete  keinen 
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Zuschuss,  wohl  aber  Gemeinde  und  Staat.  Der 
Beitrag  des  Staate«  sollte  „dnrch  das  Budget 
festgesetzt  werden",  während  derjenige  der  Ge- 
meinde „nicht  mehr  als  2  Fr.  jährlich  und  für 
jedes  Verbandsmitglied  betragen  sollte,  die  Ver- 
waltnngskosten  nicht  mitgerechnet*. 

Die  Unterstützung  wurde  hik-hsteus  60  Tage 
gezahlt  nnd  sollte  je  nach  der  Lohnklasse  täg- 
lich 1.80  resp.  2,10  resp.  2,40  Fr.  betragen. 

I  >ie  Zahl  der  präniien  Pflichtigen  Versicherten 
betrog  eigentlich  4220  Mann.  Aber  —  meldet 
der  Jahresbericht  —  „nach  Abgang  von  1185 
infolge  Tod,  Wegzug  etc.  verblieben  auf  neue 
Rechnung  1-1035  Prämienpflichtigeu.  Das  „etc." 
verhüllt  schamhaft,  dass  die  meisten  von  jenen 
1185  gestrichen  wurden,  weil  sie  zur  Entrich- 
tung der  Beiträge  absolut  nicht  zu  bewogen 
waren,  lieber  diesen  Punkt  wird  mit  komischer 
Naivetat  folgendes  mitgeteilt :  „Dass  der  Prämien- 
einzug ein  schwieriger  und  weitläufiger  sein 
mnsste.  war  abzusehen  (und  trotzdem  hielt  man 
sich  an  den  Arbeiter,  statt  an  den  Arbeitgeber!? 
D.  Ref.):  die  erlassenen  Mahnzcddel  zählen  nach 
Tausenden ;  die  angehobenen  Kechtsbeitreibungen 
führten  nur  teilweise  zum  Resultat:  es  giebt 
eben  immer  nnd  überall  Leute,  die  jahraus, 
jahrein  nie  bei  Kassa  sind  und  bei  denen  man 
auch  nicht  auf  die  ausgelegten  Rechtskosten 
kommt.1" 

Nähere  Zahlen  giebt  hier  der  Jahresbericht 
nicht  an,  obzwar  dieselben  schon  um  der  korrekten 
Abrechnung  willen  nötig  gewesen  wären.  Ich 
teile  daher,  nach  der  brieflichen  Mitteilung  eines 
höheren  St.  Galler  Beamten,  mit,  dass  im  ersten 
Jahre  nicht  weniger  als  —  1001  Mitglieder  mit 
den  Beitragen  rückständig  geblieben  sind. 

Weiter  wurde  mir  brieflich  das  merkwür- 
dige Faktum  mitgeteilt,  dass  gerade  von  diesen 
säumigen  Zahlern  sich  viele  zuerst  zum  Bezüge 
von  I'nterstützungen  meldeten.  Und  der  Vor- 
steher der  Versicbernngskasse  erklärte  meinem 
GewShrsmanne:  .dass  eigentlich  von  allen  Ar- 
beilslosen,  wenn  nach  Gesetz  verfahren  worden 
wäre,  nicht  20  bezugsberechtigt  gewesen  wären  !" 
Denn  das  Gesetz  bestimmt  ausdrücklich,  dass 
nur  der  bezugsberechtigt  sei,  der  mindestens 
sechs  Monat«  „ununterbrochen  die  statutarischen 
Beitrage  gezahlt  habe".  Aber  die  Verwaltungs- 
komniissiou  setzte  sich  kühn  über  das  Gesetz 
hinweg,  indem  sie  erlaubte,  dass  Arbeiter,  die 
mit.  ihren  Prämien  im  Rückstände  waren,  die 
restierende  Summe  auf  einmal  nachbezahlten 
und  somit  unterstützungsberechtigt  wurden! 
Lanter  Folgen  der  fehlerhaften  Organisation 
der  Kasse! 

Andere  Mängel  waren  die  Folgen  der  vielen 
Lücken  in  den  Statuten.  Der  Jahresbericht 
sagt  selber:  »Ungelöst  blieben  die  Fragen: 
ob  Arbiter,  die  infolge  Arbeitsreduktion  Lohn- 
kürzung erleiden,  in  irgend  einein  Masse  Ent- 
schädigung für  den  Ausfall  fordern  können? 
Ob  Versicherte,  die  tags  arbeitslos,  aber  nachts 
als  Wächter  etc.  beschäftigt  sind,  Ansprüche 
haben  ?  Ob  sogenannte  Ausgesperrte  den  Stri- 
kenden  gleichzustellen  und  deshalb  der  Ent- 
schädigungsansprüche verlustig  zu  erklären 
seien  ?u 

Und  trotz  alledem  konnte  der  Jahresbericht 
mitteilen,  dass  die  Kasse,  obzwar  „von  zahl- 
reichen Schwierigkeiten  und  Friktionen  begleitet, 
ihren  Hauptzweck  erfüllt  hat". 


Die  wichtigeren  Daten  sind  die  folgenden: 
Vou  den  3035  Versicherten,  auf  die  der  ursprüng- 
liche Mitgliederbestand  schliesslich  zusammen- 
geschmolzen war,  waren  430  arbeitslos.  Davon 
bekamen  67  keine  Entschädigung,  so  dass  die 
Zahl  der  unterstützten  Arbeitslosen  363  betrng. 
77  davon  bezogen  die  Unterstützung  60  Tage, 
152  mehr  als  40  Tage  und  255  mehr  als  20 
Tage.  Im  Ganzen  wurden  die  Arbeitslosen  mit 
23504  Fr.  unterstützt.  Ausserdem  wurden  für 
Einrichtung*-  und  Verwaltungskosten  5618  Fr. 
verausgabt. 

Zur  Deckung  dieser  Summen  brachten  die 
Versicherten  ca.  20000  Fr.  zusammen.  Der  Rest 
wurde  durch  Subvention  der  Gemeinde  gedeckt. 

Die  Gemeinde  hat  nämlich  (inkl.  Vcrwal- 
tungskosten)  11000  Fr.  zugeschossen  und  sich 
damit  —  laut  Jahresbericht  —  „von  einer  oft 
ungenügenden  Arbeitsbeschaffung  befreit,  deren 
Kosten  die  erzielten  Leistungen  stets  Uber- 
schritten haben".  Ueberdies  konnten  noch  2000 Fr. 
jenes  Gemeindezuschnsses,  ebenso  wie  ein  Staats- 
beitrag von  3000  Fr.,  der  nicht  zur  Verwendung 
gelangte,  für  das  nächste  Jahr  in  Reserve  ge- 
halten werden. 

Laut  Statut  war  min  die  Liquidation  der 
Versicherungskasse  auf  Ende  Juni  1807  vorge- 
sehen, sofern  uicht  im  Derbst  1896  die  Fort- 
setzung der  Versicherung  für  drei  weitere  Jahre 
von  der  Bürgerschaft  beschlossen  werden  würde. 
Der  Gemeinderat  beantragte,  diesen  definitiven 
Entscheid  noch  um  ein  Jahr  zu  verschieben, 
und  die  Führer  der  Arbciterjiartei  unterstützten 
diesen  Antrag,  indem  sie  das  Institut  trotz 
seiner  Mängel  als  „unzweifelhaft  segensreich" 
bezeichneten.  Aber  die  Bürgerversummluug 
lehnte  die  Fortführung  ab,  und  so  ist  das  In- 
stitut im  Juni  1807  ohue  Sang  und  Klang  be- 
graben worden.. 

St.  Gallen  hat  sein  Schicksal  vollauf  ver- 
dient. Und  darum  haben  auch  die  Anhänger 
1  der  obligatorischen  Arbeitslosenversicherung 
keinen  Grund,  sich  zu  bekehren.  Denn  wie 
unsere  eingehende  Darstellung  gelehrt  hat.  be- 
weist die  verunglückte  Anstalt  wahrlich  nichts 
gegen  die  Institution  der  Arbeitslosenversiche- 
rung, sondern  nur  gegen  den  Beruf  St.  Gallens 
zur  sozialpolitisch  bahnbrechenden  Gesetzgebung. 


Sonst  sei  noch  angeführt,  dass  Herbst 
I  1S87   in   der  Stadt  Zürich  der  >kletnc 
|  Stadtrate  (d.  Ii.  die  Exekutive)  dem  .»grossen 
'  Stadtrat*  einen  Entwurf  einer  obligatorischen 
ArWitslosenversieherung  vorgelegt  hat.  IVr- 
sell>e  ist  jedoch  sclüiesslich  abgelehnt  wurden. 

Schliesslich  ist  man  auch  in  Deutseh- 
land mittlerweile  an  die  Begründung  einer 
auf  freiwilligem  Beitritt  beruhenden  —  also 
nach  Berner  Muster  geschaffenen  —  Arl>eits- 
losenkasse  gegangen.  Und  zwar  geschah 
das  in  Kein,  wo  im  April  1S0G  die  Stadt- 
kölnische  Yerstieheningskaisse  gegen  Arbeits- 
losigkeit im  Winter«  ins  Leben  gerufen 
wurde.  Die  Zalü  der  beztigsbereehtigten 
Versicherten  betrug  im  zweiten  Ge- 
schäftsjahre (1.  April  1*07  bis  31.  März  1S0S) 
236:  als  arbeitslos  meldeten  sich  von 
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denen  43  Arbeit  zugewiesen  erhielten  und 
10S  Unteistfitzungsgelder  empfinden.  Natür- 
lich wird  man  längere  Zeit  warten  müssen. . 

eli..  man  ein  definitives  Urteil  i\Wr  die  An- !  n?chw^,1n:..,^w,e  alle^  diejeni^n  Arbe.ter.  die 


bis  15  M.,  bis  24  oder  mehr  als  24  beträgt. 
„Befreit  vom  Beitritt  zur  Kasse  sind  alle  Ar- 
beiter, welche  einen  Jahreslohn  von  20ÜÜ  M. 


stalt  winl  füllen  dürfen.  Doch  gewinnt  man 
schon  heute  den  Eindruck,  als  ob  hier  die 
gleichen  Erfahrungen  wie  mit  der  Börner 
Kasse  gemacht  wenlen  wurden :  wenigstens 
winl  in  einem  Communi.jue  des  Vorstandes 
bereits  jetzt  darüber  geklagt,  dass  die  Ar- 
heiter  d'-r  Kasse  nieht  das  richtige  Ver- 
ständnis entgegenbrächten,  indem  sie  sich 
in  so  geringer  Zahl  daran  Iteteiligteii. 

IV.  Der  gegenwärtige  Stand  der  Ar- 
beit*lo»enfrage. 

1.  Der  gegenwärtige  Stand  der  Re- 
formbewegnng.  Im  Augenblicke  koneen- 
triert  sich  das  Interesse  der  öffentlichen 
Meinimg  immer  mehr  und  mehr  auf  die 
staatlich  organisierte  Versicherung  gegen 
die  wirtschaftlichen  Folgen  der  Arbeitslosig- 
keit. Faktisch  hat  das  Baseler  Projekt  eine 
mächtige  Bewegung  entfesselt,  die  täglich 
immer  stärker  und  starker  winl,  eine  Partei 
nach  der  anderen  fortreisst  und  sicherlich , 
noch  zu  wichtigen  positiven  Schöpfungen  i 
führen  wird.    Zuerst  waren  es  die  Kleri- ! 


einer  freiwilligen  Verbindnug  angehören,  von 
der  sie  im  Falle  der  Arbeitslosigkeit  mindesten* 
die  gleichen  Bezüge  erhalten  wie  von  der  kom- 
munalen Kasse."  .Die  Höbe  der  Unterstützungen 
beträgt  mindestens  täglich  1  M.  und  höchstens 
21.,  M.  Verheiratete  Arlieiter  erhalten  höhere 
Unterstützungen  als  unverheiratete.  Die  l'uter- 
stiitznng  wird  auch  für  die  .Sonn-  und  Feiertage 
bezahlt  und  kann  an  einen  Versicherten  höchstens 
für  75  Tage  im  Jahre  vergütet  werden".  ..Vor- 
aussetzung der  Unterstützung  ist  die  Zahlung 
von  mindestens  2»>  Wochenbeiträgcn  an  die  Kasse, 
lin  Falle  freiwilligen  Austritt«  nnd  im  Falle 
von  Austritt  infolge  von  Lohnstreitigkeiten  wird 
keine  Unterstützung  bezahlt.  Ferner  wird  keine 
Unterstützung  gezahlt,  wenn  die  Arbeitslosigkeit 
Folge  von  Krankheit  oder  Unfall  ist  oder  wenn 
der  Versicherte  eine  ihm  angebotene  Arbeits- 
stelle ohne  genügende  Gründe  ablehnt."  Die 
Kosten  der  Anstalt  werden  gedeckt:  einmal 
durch  obligatorische  Beiträge  der  Arlteiter  nnd 
Arlieitgeber,  dann  durch  Zuschüsse  der  Kom- 
munen und  der  Kinzclstnatcn,  endlich  durch 
Uebernahme  der  Verwtdtuiigskostcn  auf  deu 
kommunalen  Etat.  Die  Beiträge  der  Arbeiter, 
die  nach  deu  beiden  erwähnten  Klassen  —  und 
innerhalb  jeder  Klasse  nach  den  Lohngruppen 
abgestuft  sind,  werden  l»eim  Arbeitgeber 


kalen.  die  auf  der  4L  (icneralvei Sammlung  eiugchobeii  „Die  wöchentlichen  I^istungen  der 
der  deutschen  Katholiken  sich  nach  einem  Arbeitgeber  dürfen  in  der  ersten  Klasse  nicht 


den  Betrag  vou  10  Pf.  für  jeden  bei  ihnen  be- 
schäftigten Arbeiter  und  in  der  zweiteu  Klasse 
von  Iii  Pf.  für  jeden  beschäftigten  Arbeiter 
übersteigen."  Die  unmittelbare  Verwaltung  der 
Anstalt  geschieht  durch  Beamte,  die  von  den 
städtischen  Behörden  auf  Vorschlag  des  Ver- 
waltniigsaiisschusses  gewählt  werden.  Der 
letztere  besteht  zur  einen  Hälfte  ans  Arbeit- 
gebern, zur  anderen  aus  versicherungspflichtigen 
Arbeitern,  die  von  den  Beisitzern  des  Gewerbe- 
gerichts  erwählt  werden.  ..Der  Vorwaltungs- 
ansschuss  hat  die  Geschäft sführnng  zu  über- 
wachen, die  Höhe  der  Prämien  nnd  Unter- 
stützungen festzustellen,  die  Juhrcsrechnung  zu 
prüfen  und  je  nach  dem  Ergebnisse  derselben 
Aenderungeii  in  den  Beiträgen  und  Unter- 
stützungen eintreten  zu  lasM-n.  Die  Jabres- 
rechnung  und  die  gesamte  Finanzverwaltung 
unter  der  Voraussetzung,  dass  dat>ei  gewisse  unterlieg,  n  der  Ueberprüfung  und  Genehmigung 
g.  setzlicb  festgestellte  —  dem   Baseler  .Modell  .lurch  die  städtisehen  Behörden."  Schliesslich 


Keferate  des  Fabrikanten  V  oge  n  s  (-Aachen)  i 
für  die  obligatorische  Arlteitslosenversiche- : 
rung  aussprachen .  dann  thaten  dies  die 
Nationalliberalen  im  Keiehstagc  dunh  den 
Mund  des  Fn-ihelTii  von  He  vi.  nachher 
kamen  zustimmende  Kundgebungen  von 
sciten  der  sozialdemokratischen  Wortführer, 
und  neuerdings  ist  innerhalb  der  Deutschen 
Volkspartei  durch  deren  Haupt.  Leopold 
Sonneinann.  eine  kräftig«' Agitation  dafür 
eingeleitet  worden.  Diese  letztere  ist  inso- 
fern ltesonders  wichtig  als  sie  mit  bestimmt 
formulierten  Vorschlägen  hervorgetreten  ist. 

Dieselben  gehen  dahin,  durch  Beieh«geset* 
den  Kitiiinniii.  il  die  Begründung  einer  koinniu-  j 
iiab-n   Arbeitslosenversicherung    zn  gestatten. 


entlehnte  -  Normen  beobachtet  werden  Der 
Sonne  in  an  tische  Gesetzentwurf  enthält  im  ein- 
zelnen die  folgenden  Bestimmungen.  Die  Ge- 
meinden von  mehr  als  1OU00  Einwohnern  können 
durch  Beschluss  iler  Gemeindebehörden  die  Ar- 
beitslosenversicherung einführen:  „Die  Ver- 
silberten sind  in  zwei  Klassen  geteilt :  1)  alle 


ist  noch  mit  der  Anstalt  ein  städtischer  Arbeits- 
nachweis zu  verbinden.  — 

Ganz  besonders  interessant  ist  es,  die 
Entwiekelung  der  Sozialdemokratie  zu  l>eob- 
achten.  Nach  der  Lehre  von  Karl  Marx 
soll  der  von  den  Sozialisten  erstrebte  welt- 


di.  jeiiigen  Klassen  von  Fabrik- und  Bergarbeitern  geschichtliche  Fortschritt  gerade  an  das  Ar- 
s..vvie  Handwerksgesellen  und  Ladenarbeitern.  hoitslosenpi-oblem  anknüpfen:  denn  danach 


l»i  welehen  die  Arlieitslosigkeif  nicht  ein. 
alljährlich  zn  gewisser  Jahreszeit  wiederkehrende 
ist:  —  2i  alle  Eni-,  Bau-,  und  überhaupt  solche 
Arbeiter,  bei  welchen  die  vorübergehende  Ar- 
beitslosigkeit eine  Folge  der  Jahreszeit  ist  und 
in  der  Natur  des  Gewerbes  begründet  ist.1*  Jede 
dieser  beiden  Klassen  zerfällt  dann  noch  in  drei 
Gruppen,  je  nachdem  nämlich  der  Wocheulohn 


Imitiert  jede  Gesellschaft,  in  der  es  herrschende 
und  Itelierrsclite  Klassen  giebt,  darauf,  dass 
der  Sklave  die  ganze  Gesellschaft  ernährt, 
während  die  moderne  Gesellschaft  in- 
folge von  Krisen  und  Arbeitslosigkeit  angeb- 
lich dazu  gelangt,  ihre  Sklaven  ernähivu  zu 
müssen,  folglich  sich  selbst  negiert,  also  auf 
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einen  unhaltbaren  Zustand  hinsteuert  nml 
dadurch  schliesslich  in  «las  Keich  der  neuen 
<  iest-llschaft  hin  übertreibt. 

Marx  misst  dalier  auch,  um  des  kommu- 
nistischen Zukunftsreiches  willen.  der  Siche- 
rung der  Existenz  der  Lohnarbeiter  auf  dem 
Boden  der  bürgerlichen  Ordnung  wenig  Wert 
l>ei,  wie  die  folgenden  Sätze  (aus  der  An- 
sprache des  Kommunistenhundes  vom  März 
\sr*i)  beweisen:  »Die  demokratischen  Klein- 
bflrger  wünschen  den  Arheiteni  besseren 
I»hn  und  eine  gesicherte  Existenz  und  hoffen 
dies  durch  teilweise  Beschäftigung  von  seiten 
lies  Staates  und  durch  Wohlthätigkeitsmass- 
regeln  zu  erreichen,  kurz,  sie  hoffen  die 
Arbiter  durch  mehr  oder  minder  versteckte 
Almosen  zu  bestechen  und  ihre  revolutionäre 
Kraft  durch  momentane  Erträgliehmaehung 
ihrer  I,age  zu  brechen.  .  .  .  Diese  Forde- 
rungen können  der  Partei  des  Proletariats 
aber  keineswegs  genügen.  ...  Es  kann 
sich  für  uns  nicht  um  Veränderung  des 
Privateigentums  handeln,  sondern  nur  um 
seine  Vernichtung,  nicht  um  Vertuschung 
der  Klassengegensätze,  sondern  um  Auf- 
hebung der  Klassen,  nicht  um  Verbesserung 
der  bestehenden  Gesellschaft,  sondern  um 
Gründung  einer  neuen. - 

Der  Wortführer  der  Sozialdemokratie  in 
theoretischen  Dingen  ist  gegenwärtig  Karl 
Kautsky.  Noch  1SK1.  wo  er  eine  längere 
Abhandlung  über  das  Recht  auf  Arlioit  ver- 
fasste,  hatte  er  p^gen  ilie  Arbeitslosigkeit 
kein  anderes  Mittel  anzusehen  gewusst  als 
den  K  st  findigen  Nonnalarbeitstag.  Man  höre: 

_Die  Industrie  entwickelt  sich  so  sprung- 
haft, heute  sich  rasch  entfaltend,  um  morgen 
ihren  Umfang  wieder  zu  verkleinern,  dnss  eine 
überschüssige  Anzahl  von  Arbeitern,  die  stets 
zu  ihrer  Verfügung  stehen,  eine  ihrer  Lebens- 
bedingungen bilden.  Dem  Staate  und  den  Ge- 
meinden hat  sie  die  Sorge  zugewiesen,  diese 
überschüssigen  Arbeiter  zu  ernähren  nnd  zum 
Zwecke  der  Ernährung  auch  zu  beschäftigen. 
Das  Recht  auf  Arbeit  ist  also  eine  notwendige 
Folge  der  modernen  Produktionsweise,  es  ist 
eine  ihrer  Lebensbedingungen.  Gleich  Prondhou 
hat  Louis  Blanc,  indem  er  diese  Forderung  als 
eine  sozialistische,  revolutionäre  stellte,  nichts 
gethan,  als  eine  bereits  bestehende,  der  modernen 
Produktionsweise  eigentümliche  Einrichtung  zu 
idealisieren.  ...  in  der  dürftigen  Form,  in 
der  das  Recht  auf  Arbeit  heute  durchgeführt 
ist.  bewahrt  es  bereits  die  Gesellschaft  vor  der 
Ueberflutung  durch  Verbrechen,  dämmt  es  diese 
auf  ein  gewisses  Mass  ein.  Würde  es  so  durch- 
geführt, wie  es  im  Ideale  den  kleinbürgerlichen 
Sozialisten  vorschwebt,  danu  würde  es  den  Be- 
stund der  gegenwärtigen  Produktionsform  sozu- 
sagen verewigen,  weil  es  die  Schäden  derselben, 
die  Arbeitslosigkeit,  die  l'ugewissheit  der  Lebens- 
stellung des  Lohnarbeiters,  mit  einem  Worte,  j 
dessen  Klend  beseitigte.  Aber  dasselbe  Recht 
führt  andrerseits  entweder  zum  Staatsbankerott, 
sobald  es  in  idealem  Sinne  durchgeführt  wird, 
oder  aber  zum  ans  Zuchthaus  grenzenden  Ar- 


beitshaus, sobald  man  es  den  bestehenden  Ver- 
hältnissen anpasst.  .  .  .  Bei  diesem  bloss 
kritischen,  negativen  Ergebnis  wollen 
wir  es  indes  nicht  bewenden  lassen.  Man  will 
positive  Vorschläge.  Nun  wir  wollen  anf 
einen  solchen  hinweisen,  .  .  .  den  Normal- 
arbeitstag. .  .  .  Das  Recht  auf  Arbeit  ver- 
mehrt die  Ueberproduktion  ins  Masslose,  die  Ab- 
kürzung der  Arbeitszeit  schränkt  die  Ueber- 
produktion ein.k 

Ganz  neuerdings  hat  nun  Kautsky  auch 
zu  einem  anderen  positiven  Vorschlage,  näm- 
lich zu  dem  der  Arteitslosenversicherung,  iu 
befürwortendem  Sinne  Stellung  genommen, 
indem  er  sehreibt  : 

rDie  Arbeitslosigkeitsversicherung  ist,  wie 
auch  die  anderen  Arten  der  Arbeiterversicheruug, 
nicht  viel  mehr  als  eine  Modifikation  der  Arnien- 
versorgung.  Als  solche  ist  sie  aber  nicht  zu 
unterschätzen.  Die  bisherige  Art  der  Armen-  * 
Unterstützung  wird  immer  ungenügender  und 
immer  degradierender,  denn  sie  ist  anf  das 
Lumpenproletariat  berechnet  nnd  gerät  immer 
mehr  in  Widerspruch  zu  dem  neuen  Geiste,  den  das 
arbeitende  Proletariat  erzeugt.  Diese«  will  nicht 
Almosen,  sondern  Rechte;  es  hält  fest  an  seinen 
dürftigen  politischen  Rechten  und  will  sie  nicht 
gegen  die  Armcnunterstütxung  verkaufen.  Da 
bietet  die  Arbeitslosigkeitsversicherung  ein 
Mittel,  zu  einer  dem  modernen  Empfinden  an- 
gepassten  Form  der  Armenunterstützuug  zu  ge- 
langen, die  nicht  demütigt  und  nicht  politisch 
entrechtet  und  die  dadurch  gerade  die  besten 
Teile  des  arbeitslosen  Proletariats  wenigstens 
bis  zu  einem  gewissen  Grade,  wenn  auch  nicht 
vor  Not  und  Elend,  so  doch  vor  der  Verzweif- 
lung und  dem  Verlust  der  Selbstachtung,  vor 
dem  Verkommen,  bewahrt.  Dies  ist,  glaube 
ich,  der  Punkt,  der  uns  die  Idee  der  Versiche- 
rung gegen  Arbeitslosigkeit  s  y  m  p  a  t  h  i  s c  h 
machen  mnss  Aber  damit  ist  noch  nicht 
gesagt,  dass  sie  zu  jenen  Aufgaben 
gehört,  die  uns  vor  allem  am  Herzen 
Tiegen  müssen.  Die  Entwicklung  des  Ar- 
beiterschutzes,  namentlich  die  gesetzliche  Ver- 
kürzung des  Arbeitstages  und  die  Schaffung 
eines  sicheren  Bodens  für  die  Gewerkschaften, 
sind  viel  wichtiger  für  die  Arbeiterschaft,  als 
die  Arheit.shwigkeitsversicherung."4 

Zu  diesen  Aeussemngen  ist  es  übrigens 
erst  gekommen,  nachdem  schon  vorher  das 
Baseler  Pro j ek tder Arlioitsloscnversidie- 
rung  im  Grossen  Kate  von  Eugen  Wull- 
sch leger,  dem  Führer  der  Fixier  Sozial- 
demokratie, empfohlen  worden  und  nachdem 
auch  Eduard  Bernstein  —  ebenfalls  einer 
der  offiziellen  Interpreten  der  marxistischen 
Doktrin  —  sich  in  der  »Neuen  Zeit  darüber 
wie  folgt  geäussert : 

„Im  Gutachten  selbst  wird  nnf  den  Umstand 
Rücksicht  genommeu,  dass  es  sich  im  ganzen 
um  ein  Experiment  handle,  bei  welchem  „die 
grösste  Vorsicht"  geboten  sei.  und  niemand  wird 
Herrn  Professor  Adler  bestreiten  können,  das« 
er  bei  seinen  Vorschlägen  diesem  Gesichtspunkte 
in  vollstem  Masse  Rechnung  getragen  hat.  Nur 
eine  sehr  kurzsichtige  oder  sehr  demagogische 
Anschauungsweise  wird  daran  Anstoss  nehmen, 
dass  bei  Bemessung  der  Unterstützungssätze, 
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der  Daner  der  Unterstatzung  etc.  überhaupt  i 
Kautelen  gegen  Mwsbrauch  der  und  Missleitutig  \ 
durch  die  Veriucherang  in  Vorschlag  gebracht 
werden.  .  .  .    Es  ist  "eine  Arbeit,  in  der  die 
schon  vorliegenden  —  besonders  auch  die  von 
den  Gewerkvereinen  gemachten  -  -  Erfahrungen  ; 
Uberall  zu  Rate  gezogen  werden  und  die  im 
engen  Rahmen  einen  durchführbaren  Plan 
aufweist* 

Fast  noch  grosser  als  im  politischen 
lieben  war  die  Wirkung  der  Idee  der  Ar- 
beitslosenversicherung in  der  Litteratur.  Die 
Zahl  der  Schriften  und  Abhandlungen,  die 
ül>er  dieses  Thema  seit  drei  Jahren  ver- 
öffentlicht worden  sind,  ist  einfach  unüber- 
sehl>ar:  ausser  eiuer  langen  Reihe  selbstän- 
diger Publikationen  in  allen  Sprachen  kommen 
grössere  Aufsätze  in  allen  Fachzeitschriften 
und  in  fast  sämtlichen  Revuen  und  Tages- 
zeitungen in  Betracht.  So  hat  sich  jene 
Idee,  die  noch  vor  wenigen  Jalu-ou  selbst 
beim  wissenschaftlich  gebildeten  Publikum 
kaum  einer  ernsthaften  Beachtung  für  wert 
gehalten  wurde,  in  ülterraschond  kum-r  Zeit 
Bahn  gebrochen.  Natürlich  sind  die  Autoren 
all  dieser  Publikationen  nicht  einhellig  in 
der  Beurteilung  der  Idee,  vielmehr  hat  diese 
—  neben  begeistert»-!!  Fürsprechern  —  noch 
immer  Oegner;  und  auch  ülier  die  Art  der 
Lösung  sind  die  Anhänger  der  Idee  keines- 
wegs einig.  Verschiedene  plädiereu  für 
öffentlich  verwaltete  und  subventionierte 
Kassen,  deren  Mitgliedschaft  auf  einem  Akt 
der  Freiwilligkeit  Utruht ;  die  weitaus  grösste 
Zahl  der  Bekenner  »ler  Mce  ist  freilich  von 
«ler  Notwendigkeit  des  Zwanges  zum  Bei- 
lritt fest  fuVrzeugt:  doch  wordeu  dann 
wieder  verschiedene  Methoden  «ler  Organi- 
sation der  Anstalt  diskutiert.  Die  einen 
wollen,  dass  die  Versicherung  der  arl»oits- 
Iositi  Angestellten  sich  im  Ansohluss  an  die 
Borufsgeiiosserisehaften  aufbaue;  andere  — 
unzweifelhaft  die  Majorität  halten  «He 
kommunale  Arlx-itsloseiivei-Mchoning.  lud  der 
gerade  die  Verschiedenheit  »ler  Berufe  nur 
in  bosehränkb'm  Mass.»  l*»rücksichtigt  \ver- 
ilen  kaun,  für  ganz  besonders  aussichtsvoll. 
Endlich  ist  neuerdings  no<'h  ein  eigenartig«^ 
Projekt  aufgetaucht :  dasjenige  d«\s  obligato- 
rischen Spanns  zm*  Sicherung  gegen  die 
Folgen  «ler  Arbeitslosigkeit.  Es  ist  Georg 
Schanz,  der  diesen  Plan  lanciert  hat,  die 
Arlieiter  gesetzlich  zum  SjKiren  zu  verpflichten 
und  die  ersten  100  M.  der  Spareinlage  für 
»Ion  Fall  der  Arbeitslosigkeit  zu  reservieren. 
Die  Frage :  ist  die  Arbeitslosigkeit  verschuldet? 

-  wird  dann  gar  nicht  weiter  untersucht, 
sondern  der  Arbeitslose  liat  in  jedem  Falle 
ein  Anrecht  auf  sein  Guthaben.  Freilich 
wir»l  —  wie  Herkn  er  sehr  richtig  bemerkt 
hat  —  föne  solch«1  Bestimmung  nur  dann 
Gesetzeskraft  erlangen  können,  wenn  der 
Arbeitgeber  von  allen  Beitragszahlungen 
dispensiert  wird  (der  Staat  soll  schon  nach 


der  von  Schanz  selber  gegebenen  Formu- 
lierung nicht  weiter  in  Anspruch  genommen 
werth'ii:  «lagegen  hatte  Schanz  Beiträge 
der  Arbeitgeber  in  Aussicht  genommen). 

Das  Projekt  liat  jedenfalls  den  Vorzug 
«ler  Einfachheit  und  der  leichten  Durch- 
führl>arkeit.  Aber  es  hat  den  grossen  Nach- 
teil, dass  der  Arbeiter  sehr  lange  sparen 
muss,  bis  überhaupt  eine  nennenswerte 
Summe  zusammenkommt:  er  wird  also  in 
unzähligen  Fällen  arbeitslos  werden,  —  und 
sein  GutlialHMi  wird  10,  20  oder  30  M.  Ia- 
trogen. Ausserdem  werden  Staat  und  Ar- 
beitgeber entlastet,  die  grossen  Kosten  aus- 
scldiesslich  auf  die  Schultern  d»»r  Arbeiter 
gewälzt,  was  principiell  die  schwersten  Be- 
denken gegen  sich  haben  muss. 

2.  Die  Zfihltmg  der  Arbeitslosen  im 
Deutschen  Reich.  Die  kräftige  Bewegung 
zu  Gunsten  von  Massregeln  gegen  die  Ar- 
beitslosigkeit hat  bereits  zur  rulge  gcliabt 
dass  man  sich  von  Rinehswogen  wenigstens 
mit  der  statistischen  Seite  des  Problems  der 
Arbeitslosigkeit  beschäftigte.  Das  geschah 
bei  Gelegenheit  der  Berufszählung  vom  14. 
Juni  1S95  und  der  Volkszählung  vom  2.  De- 
zember 1S95,  wo  man  den  Unifan g  der  Ar- 
beitslosigkeit im  Reiche  festzustellen  suchte. 
Die  Ergebnisse  wurden  dann  im  Dezember 
1896  in  den  ^  Viert»  >ljahrsh«>f  ton  zur  Statistik 
dos  Deutschen  Reiches  (Ergänzung  zum 
nerton  Heft)«  publiziert. 

Zur  Erfüllung  der  Zwex&e  der  Statistik 
wurden  in  den  bei  der  Berufszäldung  hin- 
nusgogebeneu  Ilauslialtungslisten  wie  in  deu 
bei  »1«t  Volkszählung  benutzten  Fonnularen 
an  die  männlichen  und  weiblichen  Arbeiter, 
Dienstbot«Mi,  Gesellen  und  sonstigen  Arbeit- 
nehmer, auch  Hausindiistrielle  und  Heim- 
arbeiter (mit  Ausschluss  »ler  dauernd  völlig 
Erwerbsunfähigen)  «lie  folgenden  Fragen  ge- 
richtet : 

a)  ob  gegenwärtig  in  Arbeit:  —  mit  ja 
oder  nein  zu  beantworten; 

h|  wenn  nein:  seit  wieviel  Tagen  ausser 
Arbeit; 

c)  ob  ausser  Arbeit  bei  vorübergehender 
Arbeitsunfähigkeit  ;  mit  ja  oder  nein  zu  be- 
antworten. —  Hier  war  speciell  hervorge- 
hoben, dass  diese  Frage  insbesondere  l>ei 
Beschäftigungslosigkeit  infolge  von  Krank- 
heit zu  bejahen  sei.  Dadurch  ist  die 
Statistik  im  stände  gewesen,  alle  jene  Fälle 
auszusondern,  in  «Jenen  sich  Krankheit  als 
Ursache  der  Arttcitelosigkeit  darstellte. 

Auf  solche  Weise  suchte  man  die  Zald 
jener  Arbeitnehmer  zu  erfassen,  die  am  14. 
Juni  oder  am  2.  Dezemt^r  1895  weder  in 
ihrem  gelernten  Berufe  noch  sonstwie  in 
einem  Arbeitsverhältnis  standen.  Freilich 
—  bemerkt  das  Kais,  statistische  Amt,  das 
»üe  Publikation  besorgt  hat,  —  »ist  die  er- 
mittelte Zalü  nur  Ergebnis  von  Momentauf- 
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nahmen  der  Arbeitslosigkeit,  «Ho  letzteren  I  gewendet,  dass  zu  viel  Personen  als  arl>eits 
haben  jedoeh  dadurch  besonderen  Wert,  dass  |  los  ermittelt  seien,  weil  man  bei  einer  er- 
sic    vorgenommen    wurden    einerseits  im 
Juni,  in  einem  von  denjenigen  Monaten, 


iu.>  <  i um k  ii  rw.-n.Tu,  « i -ii  111. in  i-iiu-i  er- 
hebliehen Anzahl  der  als  arbeitslos  bezeich- 
nen Leute  hinterher  gefunden  hatte,  dass 


Arbeitszweige 


wahrend  dercn  die  meisten 
in  flottem  Gange  sind,  andrerseits  Anfang 
Dezember,  also  zu  einem  Zeitpunkt,  wo 
die  Landwirtschaft  und  einige  grosse  Indu- 


diesei  Bezeichnung  unzutreffend  gewesen. 
Denn  —  sagt  er  —  die  l'eherprüfung  lie- 
zog  sich  überall  nur  auf  solche  Personen, 
die  sieh  als  arbeitslos  bezeichnet  hatten : 


striez weige  (Baugewerbe,  Schiffahrt)  schon  j  von  diesen  war  eine  gewisse  Anzahl  als 
in  abnehmender  Thätigkeit  begriffen  sind.-  :  nicht  arlieitslos  zu  streichen.    Dagegen  sind 
Die   Gesamtzahlen,   die    sich    ergaben,  J  die  Angalien  jener  Personen  —  und  das  ist 
waren  diese:  am  l  t.  April  29!)3ö2  Arbeits-  die  übergrossc  Mehrheit  — ,  welche  sich  als 


lose  und  am  2.  Dozeinlior  771  <Hjä.  Im  Vei 
gleich  zur  G  esa  in  t  be  v  ö  I  k  e  r  u  ng  (von 
5Üi:*  Millionen)  machten  die  Arbeitslosen 
im  Sommer  0,5s  °,'o,   dagegen   im  Winter 


im  Arbeitsverhältnis  stehend  bezeichnend 
hatten,  nicht  in  gleicher  Weise  übergeprüft. 
Ks  ist  alter  ganz  gewiss,  dass  auch  bei 
dieser  Gruppe  Missverständnisse  vorge- 
1,48  0  o  aus;  und  im  Vergleich  zur  er  wer  bs-  1  kommen  sind,  und  dass  deshalb  aus  der- 
t  hü  t  i ge  n  Bevölkerung  (filier  22'  «  Millionen)  selben  eine  Anzahl  von  Personen  thatsäch- 
entfallen  auf  1  »H>  Krwerbsthätigo  im  Sommer  lieh  zu  den  Arbeitslosen  gehört.  Ob  hier- 
l,oT>  und  im  Winter  H,4b  beschilft ignngs-  nach  die  Zahlen  Maximalzahlen,  oder  ob  sie 


lose  Arlieitnohmor.  Da  alter  unter  den  Er- 
werbsthätigen  im  Hauptberufe  auch  solche 
enthalten  sind,  die  wie  die  selbständigen 
Landwirte  und  <  hnverln-t  reihenden,  die 
öffentlichen  Beamten  und  Angestellten  als 
Arl>eitslose  im  Sinne  der  Zählung  nicht  in 
Betracht  kommen  können,  so  inuss  man  die, 
Beschäftigungslosen  lciliglich  mit  den  nicht 

selbständigen  Erwerbstätigen  in  Beziehung ,      Noch    aus    einigen  anderen 
setzen  und  überdies  die  zur  Berufsabteilung  scheint  übrigens  die  Ziffer  vom  ° 
>Oeffentlicber  Dienst-  sowie  zur  Kategorie 
''Ohne  Beruf  uti'l  Berufsangabe*  gehörigein 
Personen    hier    ausser    Hcchmmg  lassen. 
Dann   ergaben  sich 
nicht- Abständige 


Minimnlzahlcn  sind, 


nicht    vielleicht  gar 

lässt  sich  mit  Bestimmtheit  nicht  entschei- 
den. Man  darf  nur  im  allgemeinen  an- 
nehmen, dass  man  es  bei  den  ermittelten 
Zahlen  mit  Näherungswerten  zu  thun  hat, 
die  als  erstmalige  exakte  Erfassung  einer 
wichtigen  sozialen  Erscheinung  hervorragende 
Bedeutung  haben. 

Gründen 
Dezeinbor 

durchaus  nicht  den  Höhepunkt  der  winter- 
lichen Arbeitslosigkeit  darzustellen.  Kinmal 
gehört  der  Dezember  (wegen  des  Weihnachts- 
üVr   15'  s   Millionen  I  geschäftsi  in  verschiedenen  Geweilton  zur 
Krwerbsthätigo ,    von  eigentlichen   .Saisonporiodc<  :  folglich  sind 


denen  am  14.  Juni  2i  12078,  d.  h.  1,81) '-'o ;  gerade  um  diese  Zeit  viele  Hände  beschäf- 
nnd  am  2.  Dezemlier  702  078.  d.  h.  4,88  °o  tigt,  die  in  den  folgenden  Monaten,  zumal 
arlieitslos  waren.  j  Januar    und   Februar,   fivigesetzt  werden. 

Bei  einer  Nachprüfung  von  Angaben  ülier  Dann  war  siwiell  der  Dezember  ls'.tö  recht 

am  Zählungstagt 


Arbeitslosigkeit  wunleu  freilich  Fälle  kon- 
statiert, in  denen  sich  Leute  als  arlieitslos 


>  milde 
gewerlio 


so  das 
noch 


gearbeitet  werden 


im  Bau- 
konnte. 


bezeichneten,  die  überhaupt  nicht  in  die  während  dieses  sonst  um  die  gleich.-  Zeit 
Kategorie  der  Arbeitnehmer  fallen,  ferner  schon  grösstenteils  ruht:  und  endlich  stellte 
die  ihren  Beruf  aufgegeben  hatten,  um  sich  ganz  allgemein  das  Jahr  lK{)">eino  Zeit  au  f- 
solbständig  zu  machen  oder  die  ihren  seit-  steigender  Konjunkturen  und  allseitiger  ge- 
herigen Beruf  verlassen  und  einen  anderen  ;  schäftlicher  Prosjierität  dar.  Wir  sind  da- 
Beruf.  in  dem  sie  thatsäehlich  Iteschäftigt ,  her  der  lebi-r-zeugung,  dass  z.B.  der  1.  Fe- 
waren,  ergriffen  hatten :  wiederholt  hatten  |  bruar  jedesmal  eine  wesentlich  grössere 
sich  endlieh  solche  Personen  den  Arbeits-  Zahl  von  Arbeitslosen  ergeben  würde  als 


losen  zugerechnet,  die  zur  Zeit  der  Zählung 
überhaupt  nicht  arbeiten  wollten  oder  es 
nicht  nötig  hatten,  wie  Arbeitsscheue  oder 
.lediglieh  Beurlaubte  oder  auf  Ferien  Befind- 
liche, deren  Arlieitsvcrhältnis  aber  fortbestand. 


der  2.  Dezemlier,  —  und  in  einem  wirt- 
schaftlich ungünstigeren  Jahre  inüsste  die 
Zahl  der  Arbeitslosen  erst  n-cht  die  im 
Jahre  1895  ermittelte  übersteigen. 

Andererseits  ist  unzweifelhaft,  dass  die 


Aus  dem  Gesagten  ergiebt  sich,  -  fragliche  Statistik  durch  die  Aufnahme  der 
sohlicsst  daraus  das  kaiserliche  statistische !  wegen  Krankheit  arbeitslos  Gewordenen 
Amt  —  dass  die  ermittelten  Arbeitslosen-  eine  unzulässige  Ausdehnung  erfahren  hat. 
zahlen  den  Charakter  von  M  a  x  i  m  a  1  zahlen  Für  die  durch  Krankheit  erwerbsunfähigen 
haben,  während  der  wirkliche  I'mfang  der  Personen  sorgt  bereits  im  grossen  und 
Arlieitslosigkeit  im  Vergleich  zu  diesen  i  ganzen  die  Krankenversicherung;  man  muss 
Zahlen  niedriger  zu  veranschlagen  ist.-  mithin  die  letztgenannte  Ziffer  abziehen. 
Aber  sclmn  ein  Fachmann  der  Statistik,  um  die  Zahl  der  gesunden,  also  der  »eigent- 
Georg  v.  Mayr.  hat  sich  gegen  den  Sehluss  j  liehen «  Arbeitslosen,  zu  erhalten,  deren  Er- 

ibinilwurterbULh  der  StaatHwi-wn.-v  haUen.   /.weite  Auflage.    I.  60 
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mittelung  doch  der  schliesslich«-  Zweck 
dieser  ganzen  statistischen  Erhebung  war. 
Am  14.  Juni  waren  nun  wegen  Arbeitsun- 
fähigkeit —  worunter  hauptsächlich  Krank- 
heit zu  verstehen  war  —  120348  arlicitslos 
und  am  2.  Dezember  217  365.  Die  Zahl  der 
eigen  t  lieben  Arbeitslosen  betrug 
also  hei  der  Somtnerzfthlung  171MM>4  und 
bei  <ler  Winterzählung  553 04'».  —  was  dort 
1,11%,  hier  3,43%  der  Arbeitnehmer  cr- 
giebt.  Georg  v.  Mayr  findet  die«;  Zahlen 
nicht  eigentlich  l>eunruhigend.  Denn  — 
sagt  er  --  auch  diese  soziale  Arl«eitslosig- 
keit  schliefst  noch  einen  Bruchteil  durchaus 
normaler  Erscheinungen  in  sich. 
Wenn  auch  der  ehrliche  Handwerksbursche 
der  alten  Zeit  infolge  der  veränderten  Wirt- 
schafts- und  Yt-rkehrsverhältnisse  in  der 
Hauptsache  durch  den  neuzeitlichen  Stromer 
abgelöst  ist.  so  triebt  es  doch  auch  bei  der 
heutigen  Wirtschaftsordnung  noch  durchaus 
normale  rnt>  rbrechiingen  der  Arbeitst  hätig- 
keit.  namentlich  U*im  l"i*I.M'rgang  von  einem 
Arbeitsverhältnis  zum  anderen  .-»der  einer 
ArU'itsart  zur  anderen,  welch«*  nicht  den 
Charakter  einer  pathologischen  Sozialer- 
seheiniuig  tragen.  Krwägt  man  dies  alles, 
so  wird  man  zu  tief  greifender  Beunruhigung 
auch  in  dem  WintenTgebnis  keiw-u  Anhalt 
finden,  w<*nn  «*s  au«h  immerhin  eine  ernste 
Thatsaehc  bleibt,  dass  an  dem  Dezember- 
st ichtag  3'  i  %  der  Arbeiter  aus  anderen 
(irümlen  als  wegen  Krankheit  arbeitslos 
waren.'  Di«*se  Auffassung  «lflrfte  indessen 
zu  optimistisch  sein.  Kiiitua!.  weil  aus  den  : 
vorhin  ang»*geli«*nei)  Gründen  manche  Tage 
ein  traurigeres  Bild  liefern  würden  als 
g«*rade  «hr  2.  llezeinlxT  1-SU5;  iiikI  «laiin. 
weil  die  thatsäehliehe  ArlN'itslosigkeit  eines 
Winters  weit  grösser  ist  als  3«  ?%.  die ; 
«loch  bloss  die  Zahl  der  ArVitslosen  eines 
einz«'ln«*n  W  i  n  t  «•>  rt  ag«*s  ang«'b*n. 

So  haben  also  die  bei<len  Zählungen  nur 
zwei  einzelne  Ausschnitt.'  aus  der  Arbeits-  \ 
losenlM'Wesrung  «b*s  ganzen  Jahns  zur  Dar-' 
Stellung  gebracht.  -  mehr  ging  el»n  nicht' 
an.  weil  sonst  eine  fortlaufend«*  Registrierung 
•ler  Arb<'its|os.*n  notwemlig  gewesen  wäre, 
«lie  ihrerseits  wiederum  hulgosetzt«'  regel- 
mässige Ik-ohaehtuiigcn  zur  Voraussetzung 
gehabt  hätte,  l'nd  da  <*s  an  solchen  bisher 
gebrieht,  sn  sind  wir  einfach  ausser  stände 
die  Yollzahl  der  Arlieitsloson  eines  Jahres 
anzugehen.  Immerhin  Ii«  «gt  in  jener  durch 
die  Zähluni:  ermittelt«*!*  Ziffer  insofern  etwas 
Beruhigendes,  als  sie  Ustätigt,  was  die  Vor- 
kämpfer d«  r  Arl«cit<loscn  Versicherung  stets 
behauet. t  haben:  dass  man  sieh  näm- 
lich die  Zahl  «ler  Arbeitslosen 
nicht  allzuhot-h  vorstellen  dürf«*. 
Die-.*  Behauptung  ist  bekanntlich  von  sonst 
sachverständigen  Gelehrten,  wie  z.  U.  Karl 
(»M '.ii  Ii  erg.   lebhaft    bestritten    word.  n : 


von  nun  an  werden  «liese  letzteren  die  Be- 
weislast für  ihre  These  zu  trag«*n  haben, 
vorausgesetzt  nämlich,  dass  sie  sie  Oberhaupt 
noch  weiter  verfechten  wollen. 

Nun  hat  sich  die  amtliche  Statistik  na- 
türlich nicht  mit  der  Feststellung  bloss  der 
mitgeteilten  Ziffer  begnügt,  sondern  im  An- 
schluss  daran  noch  verschiedene  andere 
V«Thältniszahlen  ermittelt.  Von  besonderer 
Wichtigkeit  ist  da  «las  Verhältnis  der  Be- 
schäftigungslown  zur  Gesamtheit  der  Arlreit- 
n.'hmer  nach  den  Beruf sgr Uppen  speciell 
«ler  drei  grossen  Berufsabteilungen  I>and- 
wirtscliaft.  Industrie  und  Handel.  Darfliier 
giebt  die  folgende  übersichtliche  Talteile 
Aufschlug»: 

Die  Beschäftigungslosen  im  Ver- 
gleich zur  Gesamtzahl  der  Arbeit- 
n«-hm«T  nach  Berufsgruppen. 


Berursgrupiien 
«Irr 

Berufsabt<iluugeu 
A  bis  V 
;  Landwirts«  haft,  In- 
dustrie und  Handel' 


f.  bluidwtrtschnft  «*tc. 
II.  Forstwirtschaft 
iiihI  Fischerei    .  . 

III.  Bergbau ,  Hütten- 
wesen etc.    .    .  . 

IV.  Industrie  d.  Steine 
und  Knb-ii       .  . 

V.  Metallverarbeitung 
VI.  Maschine»,  Werk- 
zeuge  etc.     .    .  . 
VII.  (  hemis.he  Indu- 
strie ... 
VIII.  Forst wirtsch.  Ne- 
beii[-r<-«liiktc  et«*.  . 
IX.  Textilindustrie 

X.  Papier  

XI.  Lcder  

XII.  Holz-  und  Schnitz- 
stoffe  

XIII.  Nahrungs- und  Ge- 
iiussinit  t«)    .    .  . 

XIV.  Bekleidung  u.  Uei- 
nigiing         .    .  . 

XV.  Bange werhe .    .  . 
XVI.  l'«d>  grapliis«  he  Ge- 
werbe .... 

XVII.  Kiin*t!«T  u.  künst- 
lerische Betriebe  . 

XVIII.  Fabrikarbeiter.  Ge- 
sellen ete.  i».  näh. 
B.-z  

XIX.  Ilamb  lsg«  wi  rbe 
XX.  YerMchcrmigsge- 

werbe  

XXI.  Ycrkchrsgc  werbe  . 
XXII.  Beh«rl>crgnng  und 
Kniuiekuug  .    .  . 

Zusammen 


Von  dienen 
waren  tn 
Pro«,  be- 
üchufti- 


Ulli 

14.  VI. 
1HU5 

-1*  X 

; 

5  607  213  0.66 

3,62 

116713 

1.19 

4.76 

564  922 

'..47 

2,03 

408  489 
7'9  775 

'•47 

2.S9 

5.76 
3,75 

3°4  463 

2,57 

3,44 

92  3S2 

'•94 

2.29 

38  116 
S78  494 

121  526 
123  914 

2,09 
1.64 
2.60 

3,46 

2,74 
1.92 
2.86 
0.04 

456  22«) 

2.93 

4,00 

656  970 

3.27 

4.35 

77.s<>7« 
1  1  5  1  85  1 

3.  «3  5*42 
2,87  15.61 

K>6  526 

4.1S 

4.3-* 

18765 

5-5» 

28  <42  4.9<>  .;?,<* 

O20  037  3,52  4.24 

18  216 

533  15° 

i,5o 
*.3o 

',73 
3-04 

31695t 

2.54 

492 

|*3  725  825  1.77;  4.8o 
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Eine  eindringende  Betrachtung,  die  die  Mehrzahl  der  Arbeitslosen  «lern  ledigen 
aufgeführten  Berufsgrnppon  dann  noch  in  1  Stande  an:  59,39%  im  Juni,  51,77 °/o" im 
die  einzelnen  Spezialitäten  zerlegt,  ergiebt  Dezember.  Auch  hier  hatto  also  unsere  der 
dann  weiter  die  Thatsaoho,  dass  in  der  |  Baseler  Arbeitslosenversicherung  zu  Grunde 
Regel  die  Arleeitslosigkeit  am  stärksten  die  '  gelegte  statistische  Berechnung  das  Richtige 
Benifsarten  ungelernter  Arbeiter,  am  ge-  getroffen,  indem  sie  die  Zahl  der  ver- 
ringst en  die  höheren  Schichten  «nullifizierter  heirateten  Arbeitslosen  derjenigen  der  un- 
Arbeiter berührt.  An  diesem  Ergebnis  verheirateten  gleichsetzte,  gleichzeitig  aber 
ändert  sich  nichts,  wenn  man  aus  der  Zahl  erklärte,  das«  faktisch  jene  kleiner  als  diese 
der  Beschäftigungslosen  diejenigen,  die  wegen  sein  müsste. 

Krankheit  ausser  Arbeit  waren,  woglässt  Speciell  beim  weiblichen  Geschlecht  sind 
und  nur  die  übrigen  Beschäftigungslosen  in  Deutschland  die  ledigen  Arbeitslosen  im 
zur  Gesamtheit  der  Arbeitnehmer  in  Be-  Vergleich  mit  den  verheirateten  weitaus  in 
ziehung  setzt.  der  Uelterzahl.    Das  hat  seinen  natürlichen 

Die  Nachweise  Ober  die  Dauer  der  j  Grund  darin,  dass  verheiratete  weibliche 
Arbeitslosigkeit  scheinen  uns  von  ge-  Personen  überhaupt  viel  seltener  in  der 
ringerem  Belang  zu  sein :  denn  die  amtliche'  i  Klasse  der  Arl»eitnehmer  erscheinen  als 
Statistik  konnte»  nur  vom  Tage  Zählung  ledige  und  daher  auch  der  Gefahr  eler  Ar- 
ausgohen  und  feststollem,  wie  lange  die  Ar- ;  be-itslosigkcit  in  viel  geringerem  Masjse  aus- 
beitslosigkeit  bis  zum  Stichtag»*  der  Zählung  gesetzt  sind. 

gedauert  hat.  —  dagegen  war  sie  nicht  im-  Was  elie  Zahl  der  Izse-häftigungslosen 
stanele,  bei  den  einzelnem  Besehaftigungs-  H a u s h al t u n gs vo ist ä n d e  betrifft,  so 
losen  das  Ende  ihrer  Arlte-itslosigkeit  zu  wurden  deren  im  Juni  104521t.  im  Dezernlier 
konstatieren  und  so  ill>or  elie  wirkliche  317  2S2  gezählt.   Ks  waren  dies  34.92  resp. 


Dauer  der  Beschäftigungsksigkeit  Auskunft  41,15%  aller  Arbeitslosen.   Ks  wurde  ferner 

zu  gelten.    Immerhin  ergiebt  sich  auch  hier  festgestellt,  dass.  wo  Haushaltungsvorstflndo 

ein  neues  Resultat,  indem  festgestellt  wor-  arhe-itslos  gewonlcn.  nicht  sonderlich  viele 

den  ist.  dass  lange-  dauernde  Arbeitslosig-  Kinder  ela  waren,  deren  Ernährung  ihnen 

keit  im    Sommer  öfter  verkommt  als  im  zur  I,ast  fi«>l.     Die  amtliche  Publikation 

Winter.  führt  dies.-  Erscheinung  darauf  zurück,  dass 

Die   Klassifikation   der  Beschäftigung»-  Arbeitnehmer  mit   starken  Familien  ganz 

losen  nach  dem  Alter  führt  zu  der  merk-  besonders  darauf  liedaeht  wären,  ständig 

würdigen   Feststellung,    dass    gerade    die  Arbeit  und  Venlienst  zu  haln-n. 

jungen  Arbeiter  relativ  mein-  Arlx.'itslose  '      Endlich  hat  die  amtliche  Statistik  noch 

stellen   und   tlie    älteren   Arbeiter    ivlativ  untersucht,   inwieweit  elie  Arlieitslosigkoit 

weniger.     Die  amtliche   Publikation   giebt  sie  h  über  die  Grossstädte  und  über  «las 

für  dies  Faktum  die'  Krklärung.  dass  die  l^and  vorteilt.    Zu  diesem  Zwecke  worden 

jugendlichem,  unerpi-obten  Arbeiter  angeblich  drei  Grössouklnsson  von  Gemeinden  nnter- 

der  Gefahr  der  Kündigung  mehr  ausgesetzt  schie-don.  n.:lmlich: 

seien  und  auch  sedhst  es  mit  der  Kündigung  1>  Geineinden  mit  mehr  als  1 00 000  Ein- 


leichter nähmen  als  die-  Arbe-it'-r  in  vor- 
gerückterem Alter. 

Die  Souderung  nach  elem  G e sc hleeht 
ergiebt.  dass  die  männliche  Bevölkerung 
eine  weit  grössere-  Zald  Arl«'ilslos<>r  auf- 
weist   als  «Ii»-   weibliehe:    diese«    hat  im 


wohnern : 

2)  Gemeinden  von  10000—  BN »000  Ein- 
wohnern ; 

3)  Geineindeu   mit   weniger  als  10000 
Einwohnern. 

Auf  diese»   drei   Kategorieen  von  Ge- 


Sommer  1.44%  gehabt,  im  Winler  3.91%,  i nudnden  ve'rtoile-n  sieh  die  ArWitslosen  am 


jene;  2.13  re>p.  5.40"'«. 

Nach  dein  Farn  i  1  ie  n  st  a  n e|  gehörte 
sowohl   im    Sommer   wie-   im    Winter  elie 


14.  Juni  und  am  2.  D>.v.emb»-r  l><95  in 
folgender  Weis«': 


Orts- 
klasse 

litseliiiftigmigsleese 

Einwohner 

Veen  100  Rtsrhüf- 
ti-amrsleisen  «nt- 
f  allen  auf  «Iii-  «in- 
zeltien  Kate-geirieen 

Vi>n  100  Eiiiweihne-rn 
entfallen  auf  die? 
einzelnen 
Kate^orieeii 

»in 
14  VI. 

iv.'.7» 

am 
>.  XII. 
1895 

am  am 
14.  VI.     ,     2.  XU. 
IS!  15  1895 

am 
14  VI. 

18*15 

am 
•>.  XI f. 
1895 

am 
14.  VI. 
181)5 

um 
2.  XII. 
1895 

1. 

2. 
3. 

i  16  5>7 
'»7  734 

• 

170  770 

454  64s 

7  027  790        7  272  400 
8524.503  8771434 
3621S  131  36202750 

3S.93 
22.03 

3S.44 

22.93 
1S.10 

58.97 

I.v57 
16.47 
60,06 

1392 
16.70 
69.29 

290  35= 

771 005 

51  770  2S4  52246589 

100 

100 

100 

100 

60» 
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Die  wenigsten  IV'seliäftiguiigsloseu  trefh'ii 
demna<-h  auf  «Ii.-  zweite  Kategorie.  Dag« -gen 
haben  »Ho  bei»len  anderen  im  Juni  einen 
wesentlich  höheren,  alter  gleich  grossen 
Ant»'il  (;tNwo).  was  um  so  bemerkenswerter 
ist,  als  sie  'I «* r  He v ö  1  k e r  11  n  g s z a Ii  1  n ae h 
sich  um  »las  Fünf  fache  voneinander 
unterscheiden.  Im  Winter  freilich  ver- 
ringert sich  «lie  Kate  »1er  Res»  häftigungs- 
lo-eti    in    »len   (iressstädteii   auf  "  o. 


Sozialpolirikers  winl  <li»^ses  Dokument  nicht 
bloss  für  Woclien  und  Monate,  sondern  auf 
lange  hinaus  seinen  Platz  behaupten;  — 
und  j»*«l«*rz«*it  wenlen  die  Zahlen  der  Statistik 
von  IS!).")  als  Verghiohsinateriai  und  als  ein 
historisches  Dikuinent  der  deutschen  Sozial- 
statistik von  Wert  sein.» 

».  Die  nächsten  Aufgaben  der  Re- 
gierung in  der  Arbeit  slosenfrnge.  Die 
bisln-rigen  Erfahrungen  haben  das  Residtat 


während  sie  in  »l.'ti  Oenieintleii  mit  weniger  j  ergeben ,  dass  tiierht  »lie  Staatsregierungen. 

sondern  die  Kommunen  es  sin«! ,  welche 
<lie  Einführung  der  ArlMitslijsenveisiclu'rung 
ins  Auge  fassen.  Stellt  diese  nun  eine  Auf- 
gabe »lar.  die  »ler  Losung  auf  kommunalem 
Ro»len  fähig  ist?    Diese  Frage  winl  von 


in   gleichem  i 
o .  steigt.  Der 
zur  Erklärung 


als  Iimmm»  Einwohnern  fast 
Masse,  nämlich  auf  :>S,07 0 
amtlich»'  Hericht  erinnert 
dieser  Erscheinung  mit  Hecht  daran ,  dass 
in  »l.'ii  kleinen  Oomeimb'ii  viel.'  landwirt- 
schaftliche Arbeiter  in  Frag«;  kommen,  die 
im  Winter  die  Zahl  »ler  Arbeitslosen  natnr- 
gemäss  vermehren ;  au«h  kehn'ii  viele  Ar- 
beiter bei  Eintritt  »ler  Winterzeit  und  »1<>r 
damit  für  sie  in  »leu  (ln»ssstädt»>n  v»»r- 
bun»len«>u  R<schäftigungslosigkeit  in  »lie 
Previnzstädte  und  ländlichen  Ucin<*in«l«-n 
zurück,  wo  si«'  ihn-  Angehörigen  haben, 
eventuell  auch  von  d»-r  Ih'imatg»  mein«!»' 
einen  Zuschuss  zu  ihrem  L«'b«'n.suntiThalt 
erwarten  dürfen  und  so  <li>-  Zeit  der  He- 
schäftigungslosigkcü  leichter  übenlauern. 

Dass  di«'  I h>>ssstä»lte  als  Imlustriecentivn 
und  Anziehungspunkte  für  awlerwärts  ar- 
>«»itslos  Gewordene  l»esou«lors  stark  unter 
der  Arlteitslosigkeit  leiden,  ist  selbstver- 
ständlich. Di»'  Intensität  «ler  hier  zu  Tage 
getreten«'!!  Arbeit slosigk«>it  geht  aus  <l«r 
folgenden  Tabelle  hervor: 

Auf  KW  der  Bevölkerung 
kommen  in  den 


d.'s  lYohl 


■ms 


dit  werden 


Beschäftigungslose 
am  14.  VI.  «m  J .XII. 

ltftft 


Grossstädten  

Gemeintlen  v«>n   10  bis 

IUI  UHU  Einwohnern  . 
Gemeinden  unter  1000U 

Einwohnern  .... 


181)0 
1,66 

o,79 
0.32 


2.43 

'•59 
1.26 


Hloss  auf  die  Zahl  der  ArheitnehiinT 
berechnet,  betrug  in  den  Städten  mit  mehr 
als  KXMMiO  Einwohnern  di«-  Arlteiislosigkeit 
Mitte  Juni  4.sift0o  und  Anfang  Dezemltor 
7,l"J"o. 

Die  Publikation  des  kaiserlichen  statisti- 
schen Amtes,  deren  wichtigste  Resultate 
hiermit  skizziert  sind,  ist  nach  (ieorg 
v.  May rs  treff»'ii»len  Worten  »als  die  erste 
Keehenschaftsablago  über  eine  zweimalige, 
möglichst  «•rsehöpfeiule  ArUitslosenzäldung 
im  nämlichen  Kuhmdcrjahr  «in  wichtiges 
statistisches  l)okuin«>nt ,  dessen  W«'rt  nicht 
bloss  in  dem  Zahlciiinhalt,  »len  es  »larbietet, 
liegt,  sondern  mehr  noch  in  den  Anregungen, 
die  es  zu  weiteren  Ermittelungen  und 
Forschung«'!!  in  engeren  Kiviseti  gewälirt 


je.lem  Kenner 
müssen.  D«rin  »lie  Wrwaltung  eines  Yer- 
skhemugsiustituts  wivinfacht  sich  uu- 
geinein.  sobald  dasselbe  auf  «'in  eng  l»e- 
grenztes,  leicht  übersehbares,  genau  gekanutes 
und  ohixiiiu  schon  einheitlich  administriertes 
Territorium  Ih -schränkt  ist:  deshalb  wenlen 
auch  »lie  faux  frais  gerade  einer  s  t  äd  t  i  s  c  h  «•  u 
Ai*l»'itsloseiiv«i>ich<,ning  auf  «-in  Minimum 
iv«luziert  sein.  Fern«T sind  gewiss«*  Schwierig- 
keiten <b  r  geplanten  Anstalt  am  1«  ich  testen 
inu«-rhalb  ein«T  kouimunah  n  Oiganisation  zu 
ülwrwiiiden :  so  die  Schwierigkeiten,  «He 
sich  aus  der  Frage  «ler  Verschuldung  »ler 
Arbeitslosigkeit  und  aus  der  Pflicht  der 
Kontrolle  «1<t  Arbeitslosen  .'i-geU  n;  denn 
innerlialb  einer  einzelnen  Stadt  ist  man  am 
besten  ültor  jeden  Arbeiter,  steinen  Leumun»l 
und  sein  Verhältnis  zum  Art*itgeber  orien- 
tiert unel  ist  man  auch  am  ersten  befähigt, 
»len  einzelnen  Arbeitslosen  ins  Auge  zu 
fassen.  l'elienlies  liabeu  g«>rade  die  Städte 
um  so  mehr  (irun«l,  der  l^sung  «ler  Ar- 
beitslos»*nfiag«'  näher  zu  treten,  da  diese 
ihiM-n  jeden  Winter  sich  von  selbst  auf- 
drängt und  sie  zu  Opfern  für  die  Ver- 
sorgung bedürftiger  ArUitsloscr  veranlasst. 
Die  kommunale  Arbeitslosenversicherung 
trifft  auch  den  Kern  des  Problems;  d«*nn 
wie  di«*  neuest«'  amtlieh«'  Statistik  zahlen- 
mässig  festg« 'stellt  liat,  liefern  die  grösseren 
Stä«lte  relativ  die  meisten  Arbeitslosen. 

Freilich  winl  von  manch«*n  die  Befürch- 
tung  ausgesprochen,  dass  eine  solche  Ar- 
Iteitslosen Versicherung  «len  Zuzug  nach  dem 
Orte  derselben  künstlich  steigern  wünle; 
in»l«'ssen  genügt  zur  Vereitelung  etwaiger 
T<*ndcnzen  dieser  Art  die  einfache  Be- 
stimmung, dass  an  «ler  neuen  Institution 
n'sp.  iluvn  1  Leistungen  nur  Arbeiter  teil- 
n«iim«*n  können,  die  am  Orte  mindestens 
schon  ein  Jahr  regelmässig  beschäftigt 
gewes»'ii  sind. 

Nun  ist  aber  die  Anwendung  von  Z  wan  g 
zum  Reitritt  zur  Versichernngskasse  den 
Kommunen  bis  jetzt  noch  nicht  g»\stattet: 


auf  dem  Tische  des  Sozial  Statistik*.*«  und ,  und  das  ist  ja  der  Grund,   weshalb  die 
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deutschen  Kommunen  auf  diesem  Gebiete 
noch  nichts  Positivus  halten  schaffen  können. 
Darum  habe  ich  bereits  vor  mehr  als  zwei 
Jahren  in  der  Sozialen  Praxis«-  in  Anregung 
gebracht,  zunächst  ein  Reiehsgesotz  zu 
schaffen,  das  die  Kommunen  zur  Killführung 
der  obligatorischen  Arlteitslosenversiehorung 
ermächtigt,  —  sei  es  nun  unter  der  Voraus- 
setzung, dass  bestimmte  reichsgesetzlich  vor- 
zuschreibende Normen  innegehalten  werden, 
sei  es.  dass  tlen  Kommunen  volle  Freiheit 
in  der  Ordnung  und  Ausgestaltung  dieser 
Materie  gelassen  wird  (event.  die  Statuten 
der  Kasse  von  der  Regierung  nachträglich 
bestätigt  werden  müssen).  Seitdem  hat 
Leopold  S<> ii  11  r  m a  n  ri  einen  —  oben 
mitgeteilten  -  -  Vorschlag  ausgearbeitet,  der 
in  dieser  Richtung  liegt,  und  so  steht  zu 
hoffen,  dass  mau  sich  auch  in  der  praktischen 
Politik  bald  genug  mit  dieser  Frage  l>o- 
schäftigeii  wird. 

Wir  müssen  nun  weiter  fragen:  Wie  hat 
mau  sieh  die  erst  e  Form  einer  kommunalen 
Arboitslosenkasse  zu  denken  ?  Selbstverständ- 
lich muss  man  hier,  wo  so  viele  Vorurteile 
des  Bürgertums  und  so  viele  Widerstände 
innerhaJb  der  Stadtvertretungen  zu  über- 
winden sind,  sieh  zunächst  mit  dem  Not- 
wendigsten begnügen  und  doppelt  vorsichtig 
zu  Werke  gehen.  Deshalb  wird  man  sieh 
bei  der  Einführung  der  fraglichen  Insti- 
tution auf  die  der  Versicherung  am  meisten 
bedürftigen  Kiemente  des  Arboiterstandes 
beschränken  müssen,  und  das  sind  die  Hau- 
arbeiter. Ihr  Elend  nimmt  neuerdings 
zur  Winterszeit  immer  grössere  Dimensionen 
an.  Denn  früher,  wo  die  Städte  noch  klein 
waren  und  sehr  langsam  zunahmen,  gab  es 
auch  nur  eine  geringe  Zahl  vou  Bauarbeitern  : 
die  Not  hatte  daher  quantitativ  einen  ge- 
ringen Umfang,  und  für  die  kleine  Zahl 
Arltcitsloser  liess  sich  um  so  eher  diese 
oder  jene  anderweite  Beschäftigung  aus- 
findig machen:  die  rasch  in  die  Höhe  ge- 
kommenen Gross-  und  Weltstädte  der  Gegen- 
wart halten  hingegen  ganze  Heere  von  liau- 
arheitem  nötig  gemacht,  die  im  Winter 
ebensolche  Heere  von  Arltoitslosen  repräsen- 
tieren, die  —  zumal  liei  den  teueren  Mieten 
und  Lebensmitteln  in  den  grossen  Städten 
— •  bald  in  eine  höchst  jtrekäre  Lage  ge- 
raten. Der  Bauarbeiter  ist  also  heute  im 
Winter  auf  die  während  seiner  Arbeits- 
jM'riode  gemachten  Krsparnissc  angewiesen. 
Leider  sind  indessen  die  meisten  Bauar- 
beiter zu  unwirtschaftlich,  um  ausreichend 
vor/.usorgen ,  und  so  werden  sie  aus  ihrer 
schlimmen  Lnge  erst  durch  den  Wieder- 
beginn der  Bauthätigkcit  befnüt.  Die  Auf- 
galie  einer  Versicherung  gegen  die  wirt- 
schaftlichen Folgen  jener  Saison-Arbeitslosig- 
keit ist  danach  klar  vorgezeichnet :  sie  kann 
im  wesentlichen  nur  dann  bestehen,  die 


i  Bauarbeiter  zu  regelmässigen  Ersparnissen 
anzuhalten ,  um  hierdurch  sowie  durch  ge- 
nügende Zuschüsse  der  Arlteitgeher,  der 
Gemeinde  und  des  Reiches  —  die  alle  teils 
verpflichtet  zur  Mithilfe,  teils  interessiert 
am  Zustandekommen  dieses  Werkes  er- 
scheinen —  die  Not  im  Winter  hintanzu- 
halten.  Pud  die  Bauarlvitor  sind  recht 
wohl  im  stände,  die  für  ein  Arlteiterbudget 
immerhin  ansehnlichen  Beiträge  zu  er- 
j  schwingen,  da  sie  gerade  mit  Rücksicht  auf 
die  Saison-ArU'itslosigkeit  relativ  hohe  I/ihne 
lieanspruehen  und  ja  auch  erhalten. 

Wie  wir  uns  diese  in  Deutschland  zu- 
nächst anzustrebende  Versicherung  der 
'Bauarbeiter    gegen  Arbeitslosig- 
keit im  einzelnen  zu  denken  halten,  ist  hier 
nicht  auseinanderzusetzen.   (Ich  verweise  in 
dieser   Beziehung  auf   meinen  Art.   > Vor- 
schlüge   zu    kommunaler  Arltoitslosenver- 
1  Sicherung    in  der    Sozialen  Praxis  ,  Nr.  :U 
vom  21.  Mai  18%. ) 

*  * 

Die  Aufgaben  des  Reiches  resp. 
der  Landesregierungen    lassen  sich 
I  nach  all  dem  Gesagten  leicht  formulieren. 

Einmal  ist  durch  Reichs  -  resp.  Land  es- 
gesetz  den  Kommunen  die  Erlaubnis 
I  z  u  r  E i  n  f  ü  h  r  u  n  g  d  e r  o  b  1  i  ga  t o r  i s c  h  e  n 
Arbeitslose  n  v  e  r  s i  c  h  e r  u  u  g  zu  erteilen. 
Dabei  können  entweder  bestimmte  Nonnen 
vorgesehen  werden ,  oder  alier  es  kann  den 
Kommunen   zunächst   völlige  Freiheit  ge- 
I  gelten,  aber  die  nachherige  Bestätigung  der 
Kassenstatuten   durch  die  Rogioruug  vor- 
geschrieben werden.    Die  Regierung  sollter 
würde  sich  durch  dieses  Vorgehen  in  keiner 
Weise  engagieren,  sondern  im  Grunde  nur 
ein  in  der  deutschen  Gesetzgebung  wurzeln- 
des Hemmnis  kommunaler  Sozialreform  be- 
:  seitigen.    Und  der  Znschuss  von  Reichs- 
i  resp.  Staats  wegen  würde  schon  durch  die 
Erwägung  gerechtfertigt  sein,  dass  die  Re- 
'  gierung  ein   grosses  Interesse  daran  hat, 
'.  wenn  ein  neuer  Weg  friedlicher  Sozialreform 
mit  Erfolg  besehritten  werden  könnte. 

Sollte  al»or  die  Regierung  bei  ihrem  Vor- 
gehen volle  Deckung  und  Orientierung  bis 
in  alle  Details  hinein  wünschen,  so  wäre, 
i  vor  dem  Erlass  eines  solchen  Gesetzes  die 
Einsetzung  einer  Kommission  von  Sachver- 
ständigen in  Aussicht  zu  nehmen :  die  Frage 
der  Arbeitslosenversicherung  muss  heute  als 
geklärt   gelten,   dass  sich  auf  diesem 


so 

Weg.»  mühelos  eine  Einigung  würde  er- 
zielen hassen. 

Dagegen  muss  vor  der  Anschauung  ge- 
warnt weixlen .  als  ob  noch  vor  der  Ein- 
richtung einer  Artteitslosenversichomng  sta- 
tistische Erhebungen  und  dergleichen  nötig 
seien.  Wirklich  genaue  Zahlen  —  das  liegt 
im  Wesen  der  Arbeitslosigkeit  — 
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keine  Statistik  zu  liefern:  und  den  unge- 
fähren Umfang  der  Arlieitslosigkeit  kennt 
man  bereits,  wie  ja  auch  die  neueste  Statistik 
über  die  Arlieitslosigkeit  im  Deutschen 
Reiche  die  der  Raseler  Arbeitslosenversiche- 
rung zu  Orunile  gelegten  Annahmen  be- 
stätigt hat.  Wenn  man  vorsichtig  rechnet, : 
die  sofortige  Sammlung  eines  grösseren 
Reservefonds  ins  Auge  fasst  und  Kautelcn 
gegen  den  Missbrauch  der  Institution  durch 
I'arasiten  anbringt,  kann  man 's  auf  der  Stelle 
mit  der  Einrichtung  wagen! 

Aber  wir  wissen  ferner,  mit  der  Arbeits- 
losenversicherung allein  ist  es  nicht  gethau. 
Auch  das  System  der  öffentlichen  Arbeiten 
muss  im  Hinblick  auf  die  Rcschäftigung  der  1 
Ariieitslnseii  bis  zu  einem  gewissen  Orade , 
reorganisiert  werden.    Hierzu  ist  in  erster : 
Linie  nötig,  dass  jeder  grössere  Ein/elstaat 
eine    Central  st  eile    schafft,    die  den 
Konnex  der  Kommunen  sowohl  unter  ein- 
ander  als  auch  mit   den  staatlichen  Re- 1 
hörden,  die  für  die  Resehäftigung  der  Ar- j 
beitslosen  in  Retnicht  kommen,  herzustellen  i 
hätte.    Nur  auf  diese  Weis.-  wird  es  mög-  \ 
lieh  sein,  die  öffentlichen  Arlieiten  etwas1 
planvoller  zu  gestalten  als  bisher  und  unter 
Umstanden  auch  noch  darüber  hinaus  die 
öffentlichen    KörjKT    zur   Ausfüliruug  ge- 
eigneter Arl>eiten  zu  veranlassen. 

Wie  man  sieht,  ist  das,  was  hier  vom 
Staate  verlangt  winl ,  nicht  gar  zu  gross. 
Hoffen  wir,  dass  er  sich  recht  l«ald  seiner 
Aufgaben  auf  dem  Gebiete  der  Arbeitsloseu- 
fürsorge  klar  hewusst  werde! 

Litteratttr:      I>ie      rorttrhenden  Aufführungen 
tchlietten  sich  eng  an  des  Re  fr  rr  n  I  r  Schriften 
über  dir  Arlteiltlosenfrage  an  :    »l'eber  dir  Auf- 
gaben   de*    Staate*   angesichts    der    Arlieittlotig-  , 
krit,«  Bateier  Antrittsrede,    Tübingen  JK94,  und 
uIHr    Versicherung  </<•/•  Arbeiter  gegen  Arbeit*- 
lotigkeit    im    Kanton    Basel-Stadl«,    Hotel  189.'/. 
Ferner  sind  zu  rr, gleichen  des  Referenten  Auf- 
»ritte:    »  I 'orschläge  zu  kam  111  ii nuler  Arlwitsloten- ■ 
Versicherung»  'Soziale  Praxis,  Sr.  .14  com  .'/.  Mai  ■ 
lXlri'i)  und   »I.itteratur  Uber  Arbeitslosenirrsiche-  ' 
rungu  (Conrad»  Jahrb.  f.  Xat.  u.  Stat.,  Jahrgang  \ 
1898,  Juniheft/.  —  Für  die  Ikirstelluiuj  der  Arbeits-  i 
lotigkeit  im  Altertum  rgl.  jrttt :  Uro r ff  Adler, 
J>ie  Sozialreform  im  Altertum,  Jena  1898.  —  l>ie 
Darstellung    dir    mittelalterliche,,  Entwicklung 
ist   unmittelbar  an*   dem    Studium   der  Quellen, 
Zunfl*latule  n  ,   städtischen    ftrdnungen    ,,,        tr.  | 
getchöpf.  ■  ■  Si.ntt    mus*    auf     die    bekannten  \ 
Schriften  Schmollet'*  and  Sttrdatt  ,'dier  mittel-  I 
allediche  Zunft  geschickte   rerwirsen  -werden  und  i 
dann    nach    speeiell    auf   Stlrdan    lehrreichen  J 
Anfiiatz    »Zur    Frage    der    Arlwitslosenrersiche-  ■ 
rung«   im  »hellsehen    Wochenblatt»,  Xr.  .10  r„m 
JS.  Juli    t.S-.iti.  -  -  Für  da»  Zeitalter   der  Manu- 
faktur   rgl.    bfr.  Joannen*    ItenUrhe  i.escllichte, 
Bd.   VIII,  Frriburg  /,»:>,$.     Für  die  Xruzeif  mi- 
die Schriften  der  Klassiker  de*  Sozialismus  und 
der  Soziairrform,    sowril  „j,-/,   m,t  ,lrr  mo- 

dernen Arbeitslosigkeit  beschöitige,,r  frri,rr  den  Art. 
»Krisen«  diene«  Handwörterbuch*.  —  fr  her  C.-reus 


Arbeitslose  narmee  orientiert  Möhn,  Auf  nach 
Washington  !  in  der  »Xeuen  Zeit»,  Jahrgang  1894- 

—  I'elwr  du*  minlrrne  Arlwitslosenproblrm  find 
wichtig  die  Schriften  :  Brentano,  JHe  Arbeiter- 
remirherung  gemäss  der  heutigen  Wirttchaftt- 
ardnnng  ,  Leipzig  1879.  —  Charte»  Bootlt, 
hihour  and  Life  „f  the  people,   London  IH91  ff. 

—  HrookH,  The  unempbtt/ed,  I'hiladelphui  !89±. 

—  Bunchmann,  Ihr  ArbeiuUisitjke.it  und  dir  Be- 
rufsurgtinimilianen,  Merlin  1897. — Drage,  The 
unemptoycd,  Landau  l/i'J4.  —  Elutet'  U.  Kehm, 
Art.  »Arlwit*l»*igkeit*  im  » Wörterbuch  der 
Volkswirtschajt«,  Jena  IS9S.  —  llobnon,  The  pn>- 
blem  oflhe  iinrm/dot/rd,  London  JM!Hi.  —  SehO-HX, 
Zur  Frage  der  Arlieit*buirncersiehemng,  Barn- 
herg  1/iU'i.  —  Iterneibe,  Xcue  Beitrüge,  Berlin 
1  >'.'»;.  —  Richard  M'eyl,  Ibi*  Problem  einer 
Arlieitslaseiirrrsicherung  für  ItcutschLind,  in  der 
»Zeitschrift  für  \'er»irherumt*recht  und  -  Witten- 
schoß,«  Jahrg.  JS'.Hi.  -  JuliuM  Wolf.  Ihr  Ar- 
Iwittlusigkcil  u.  ihre  Bekämpfung,  Ihretdrn  1896.  — 
An  Fug  arten  u.  Statistiken  sind  wichtig: 
Report  on  agenries  and  melhodt  fw  driding 
wilh  the  unrmployrd,  London  Report  of 
the  Massachusetts  board  to  ineettig^tte  the 
tuhject  of  the  unempl'ii/ed,  Boston  IS9S.  StaUstiek 
der  Wrrklonien  ftlemeenle  Amsterdam), 
Amsterdam  IM9S.  Report,  IHttrett  from  tränt 
of  rmplogmriit,  London  lS'M~9ti.  Ihr  hetchäfti- 
gungtiosrn  Arheilnrhme.r  im  Dnittchen  Reich 
in  den  «  Virrtrljahrshrften  zur  Statistik  des 
Ihutsrheu  Reichrtu,  hrruitsg.  rom  kaiterlichrn 
statistischen  Amt,  Jahrg.  IsW.  Ibizn  dann  die 
städtischen  Arhritslosrnstutittikcn  ron  Dretden, 
Hamburg,  Stratshurg  und  Stuttgart, 
sämtlich  J/<'J6  piddizirrt.  ■ —  t'eher  die  gesetzgebe- 
rischen Aktionen  auf  dem  Crhietr  der  Arbeitt- 
liMicurrnrirheriing  rgl.  die  einschlägigen  LIetrU- 
entwürfe,  Statuten,  Jahresberichte  etc.  ron 
Basel,  Bern,  St.  tl  a  II  e  n  ,  Z  ii  r  i  c  h  ,  A'»/n  , 
sowie  die.  brlrrffrndrn  Publikationen  der  deut- 
schen Volkspartei.  Von  Abbtindlungeu  darüber 
ei/1,  idier  die  Berner  ArlyeittlosenrersicherMng : 
Seherx,  \'crtichemngtkaste  gegen  Arbeittlotig- 
keil  in  Hern  in  »Zeitschrift  für  Schweizeritchr 
Statistik«,  Jahrg.  M94.  —  Veber  die  Züricher 
Arlieittlotrnr,  rsicherung  t  gl.  Hofmann  ,  Ibis 
Projekt  einer  Arlieitslosrinersichcrnng  in  Zürich 
im  Arrltir  für  soziale  tlesrtigebung,  Jahrg.  IS97. 
I 'eher  die  Baseler  Arlwitslojuni'crsicherung  rgl. 
die  Aufsätze  r,,„:  Etluard  Rerntttein  in  der 

»S>  iie,i  Zeit«,  Jahr»,.  1S<>5 ,  V,  Biinlffk  in  der 
Tübinger  Zeitschr.  für  dir  gm.  Staattw.,  Jahrg. 
LT-it,  Bonn  in  der  Wiener  »Zeit«,  Jahrg.  1895, 
Itatrnon  im  «Economic  Journal»,  Jahi-g.  1897, 
Urätzer  in  Frankensteins  Vierteljahrsschr.  fiii 
Staats-  und  Volkswirtschaft,  Jahrg.  1897,  ron 
Hecke!  in  den  Jahrb.  f.  Xat.  u.  Stat.,  Jahrg.  I89i, 
Hofmann  im  Aichir  für  soziale  fictettgebung, 
Jahrg.  JsU.'t,  Raoul  Jan  in  der  Rerue  d'eco- 
lo -mir  i^ditigue,  Jahrg.  l#9-i,  Karl  JenU>ch  in 
dr„  »Uicnzliatriin,  Jahrg.  1895,  Oldenberff  in 
Schmoller*  Jahrbuch.  Jahrg.  IS9r,  und  Kudolf 
Singer  iSirghnrt)  in  der  ».W„,.„  Freien  Prc+te«,  . 
Jahrg.  ls'jr,'.  Ucorff  A<ll+r. 
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Arbeitsnachweis  und  Arbeitsbörsen. 

I.  Geschichtliches.  II.  Der  Ar- 
beitsnachweis unter  dein  indivi- 
dualistischen Wirtschaftssystem. 
1.  Ungeregelte  Arbeitsvermittel nug.  2.  Die 
Stellenvermittelung  als  Gewerbe.  3.  Arbeits- : 
vermittelnng  durch  berufsgenossenschaftliche , 
Organisationen.  4.  Arbeitsvermittelung  durch 
gemeinnutzige VeransUltungen.  III.  Die  Re- 
form der  Arbeitsvermittelung.  1. 
Principielles.  2.  Refurtuatorische  Organisationen 
der  letzten  Jahre  in  den  Ländern  deutscher 
Zunge.    3.  Die  ,.Arbeitsbörsenu  in  Frankreich. 

I.  Geschichtliches. 

Das    Zunftwesen    des  Mittelalters! 
musste  naturgemäss  eine  genossenschaft- 
liche Form  der  Arbeitsnachweisung  zur, 
Konsequenz  hal>cn :  wer  Arbeit  nachsuchte, ' 
sei  es  als  Lehrling,  sei  es  als  Gesell,  meldete  j 
sich  bei  der  Zunft,  die  ihre  Entscheidung' 
darüber  traf,  ob  alle  Voraussetzungen  züuf-  | 
tiger  Beschäftigung  gegeben  seien,  uud  ihn 
danach   dem    Meister,  der  ihn  brauchen 
konnte,  zuwies;  —  konnte  ihn  kein  Meister 
brauchen,  so  erhielt  wenigstens  der  Geselle  i 
von  der  Zunft  ein  paar  Tage  Obdach  und  i 
Unterludt ;  nachher  mochte  er  anderswo  sein  i 
Glück  versuchen.    Dies  alles  war  dann  noch 
im  einzelnen  durch  Zunftstatuten  oder  Tra- 
dition geordnet,  so  dass  z.  B.,  wenn  sich 
mehrere  Meister  um  einen  Gesellen  be- 
warben, derselbe  l>ei  demjenigen  eingestellt 
wurde,  der  zuerst  dem  Zunftvorstand  den 
Bedarf  kundgegeben  hatte,  wobei  freilich 
eine  Witwe,  die  das  Oewerbe  ihres  Mannes 
fortsetzen  wollte,  sowie  kranke  Meister,  die 
in  ilirem  Betriebe  Ersatz  brauchten,  den 
Vorzug  hatten. 

Ursprünglich  musste  die  I/eitung  des 
Arbeitsnachweisgeschäfts  gänzlich  in  den 
Händen  der  Meister  liegen:  als  aber  die 
Gesellen  anfingen  sieh  zu  organisieren,  war 
eines  ihrer  ersten  Ziele,  die  Regelung  des 
Arbeitsangebots  in  ihre  Hand  zu  bekommen. 
Und  in  vielen  Fällen  ist  es  ihnen  thatsäch- 
lich  gelungen,  durchzusetzen,  dass  jeder  Ge- 
selle sich  zuerst  auf  der  Herberge  des  Ge- 
sellen Verbandes  melden  musste  und  von 
dessen  Vorstande  dem  Meister,  der  ihn 
brauchte,  zugeführt  wurde.  In  diesem  Falle 
war  es  natürlich  einem  Oesellen,  der  von 
den  Gesellenvereinen  in  Verruf  gesteckt 
worden  war,  unmöglich.  Arbeit  zu  finden. 
Mit  dem  Verfall  der  GesobVnverbändc.  seit 
dem  17.  Jahrhundert,  gewinnen  dann  wieder 
die  Meister  die  Oberhand,  und  seitdem  finden 
wir  nur  teilweise  noch  che  Gesellen  als 
Leiter  der  Arbeitsnachweisung. 

Da  es  nun,  zumal  seit  Ausgang  des 
Mittelalters,  Beschäftigungen  gab,  die  nicht 
zunftmässig  organisiert  waren,  musste  man 
hier  daher  au  audere.  selbständige  Veran- 


staltungen denken.  So  erhielt  schon  ca. 
1330  —  wenn  wir  Reit zen Steins  Unter- 
suchungen glauben  dürfen  —  von  den  vier 
Töchtern  der  Amme  Königs  Johann  des  Outen 
jede  die  Ermächtigung,  eiu  Bureau  zur  An- 
nahme von  Nährmüttern  zu  errichten,  die 
aus  der  Provinz  kamen,  um  Pfleglinge  ab- 
zuholen. Nach  und  nach  erweiterten  diese 
Bureaux  ihre  Thätigkeit  und  widmeten  sieh 
allgemein  der  Unterbringung  weiblicher  Be- 
diensteter. 

Vermutlich  auf  einer  Verallgemeinerung 
dessen,  was  hier  geschah,  beruhte  die  Idee 
Montaignes.  ein  allgemeines  Vermitte- 
lungsbureau  für  Menschen  und  Produkte  zu 
schaffen.     »Mein    verstorbener  Vater  — 
schrieb  er  in  seinen  »Essais«-  (1580)  —  hat 
mir  einmal  gesagt,  er  wünsche  es  herbei- 
zuführen, dass  es  in  der  Stadt  eine  bestimmte 
Anstalt  gäbe,  an  welche  diejenigen,  die  Be- 
darf an  irgend  einer  Sache  hätten,  sich 
wenden  und  ihren  Wunsch  bei  einem  dazu 
bestellten  l>esoldcten  Beamten  in  die  Bücher 
eintragen  lassen  könnten.    Wie  ich  Perlen 
zu  kaufen  wünsche,  suche  ich  auch  solche 
zu  verkaufen;  der  eine  will  Oesellschaft, 
um  nach  Paris  zu  reisen,  ein  anderer  wünscht 
über  die  Eigenschaften  eines  Dieners  von 
bestimmter  Kategorie,  der  andere  über  die 
einer  Herrschaft  sich  zu  unterrichten;  noch 
ein  anderer  vorlangt  einen  Arbeiter,  der 
eine  dies,  der  andere  das,  jetler  nach  seinem 
Bedürfnis.    Wir  glauben,  dass  dies  Mittel, 
uns  Auskunft  zu  geben,  dem  öffentlichen 
Verkehr  eine  nicht  unbeträchtliche  Erleichte- 
rung zuführen  würde.    Denn  in  allen  Fällen 
giebt  es  Bedürfnisse,  die  sich  gegenseitig 
suchen,  während  bei  mangelnder  Gelegenheit 
zu  gegenseitiger  Verständigung  die  Menschen 
trotzdem  in  ärgster  Not  bleiben  können.* 
Durch  diese  Stelle  angeregt,  reichte  Re- 
naudot,  der  Ijcibnrzt  Ludwigs  XI IL.  bei 
diesem  eine  Denkschrift  ein,  die  die  Ver- 
wirklichung der  fraglichen  Idee  in  Vorschlag 
brachte,  und  erhielt  auch  wirklieh  durch 
königliches   Patent  vom  Jahre   1(512  das 
Recht  zur  Errichtung  eines  Instituts  der 
genannten  Art  zugebilligt.    Dieses  trat  indes 
erst  1625S  ins  Leben,  diente   übrigens  in 
Wirklichkeit  nur  zur  Ergänzung  der  zünftigen 
Arbeitsvermittelung,  wie  die  Angaben  über 
die  Thätigkeit  des  Instituts  beweisen:  denn 
es  besorgte  in  der  Hauptsache  die  Stellen- 
vermittelung für  ljadengeliilfen  sowie  für 
Uansgeistliehe.    Lehrer,    Sekretäre,  Stall- 
meister. Schreüter.  Köche.  Kellner,  Kutscher, 
Kammerdiener  u.  dgl.     Natürlich  kamen 
sriäter  in  Paris  noch  andere  Vermittelungs- 
stellen  auf,  und  auch  aus  anderen  lindern 
fehlt  es  nicht  an  Beispielen  solcher  An- 
stalten. Immerhin  blieben  sie  noch  vereinzelt. 

Das  musste  nun  ganz  anders  werden, 
sobald  die  zünftige  Ordnung  aufgelöst  wurde 
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und  an  ihre  Stelle  das  freie  Spiel  <lor  wirt- 
schaftlichen Kräfte  trat.  Alle  Arhoitsvor- 
mittelung  ward  jetzt  Sache  entweder  des 
i  n  d  i  v  id  ue  I  Ion  Bei  i  eben  s  oder  iler  f  roi- 
willigen  Organisation,  sei  es  nun  der 
geschäftlichen  zum  Zwecke  des  Profits  der 
Vermittler  oder  sei  es  der  herufsgenosson- 
schaftlichen  oder  s*.d  es  endlich  der  karitativen. 

II.  Der  Arbeitsnaehweis  unter  dem  incli- 
vidualistisehen  Wirtschaftssystem. 

1.  Ungeregelte  Arbeitsverinittelnng. 

Die  Arbeitsvermittelung,  soweit  sie  unorga- 
nisiert  ist.  findet  entweder  im  Wege  des 
I'  r  i  v  a  t  v  e  r  k  e  h  rs  oder  unter  Benutzung 
der  < l e f f c n 1 1  i <•  h k ei t  statt.  D>rt  kommt 
hauptsächlich  die  Umschau  <1.  h.  das  regel- 
lose Suchen  nach  einer  Arbeitsgelegenheit 
in  Betracht,  hier  das  Inserat,  l'ebor  den 
Umfang,  in  dem  von  letzterem  Mittel  Ge- 
bnuich  gemacht  wird,  sei  das  Residtnt  einer 
vom  englischen  Handclsamt  veranstalteten 
Zählung  mitgeteilt.  Diese  ergab,  dass  die 
15  hervorragendsten  Tageszeitungen  von 
Iiondou  und  den  Provinzen  an  einem  Tage 
(21.  .Iimi  !*<»;{)  1  22  Stcllenangolioto  und 
1*270  Stellengesuche  enthielten.  Die  Stelleu- 
angebote U'zogen  sich,  soweit  sich  erkennen 
Hess,  auf  731  Männer,  IHK»  Frauen  und 
Mädchen  und  2S  Knal.cn.  die  Stellengesuche 
auf  751  Männer.  497  Krauen  und  Mädchen 
und  31  Knaben. 

2.  Die  Stellenvermittelung  als  tie- 
werbe. Rs  war  mir  natürlich,  weil  dem 
individualistischen  Princip  entsprechend,  dass 
der  private  Erwerbsl»etrieb  sich  der  Arl«eits- 
verinittelung  iM-niächtigte.  um  sie  als  Gc- 
schäft  zu  betreiben,  zumal  schon  in  der 
früheren  Periode  erfolgreiche  Versuche  dieser 
Art  gemacht  wonlen  waren.  Speeiell  die 
Stellenvermittelung  für  Gesinde  aller  Art 
ist  fast  in  allen  Läudem  (iegenstaud  ge- 
schäftlich  betriebener  rnternehmuugeu  ge- 
worden. Dasjenige  Kulturland,  in  dem  die 
private  Stellenvermittelung  auch  sonst  den 
ausgedehntesten  Wirkungskreis  hat,  ist 
Frankreich.  Hier  hat  eine  Kmpicto  vom 
.Iahte  1*91  festgestellt,  dass  die  Pariser 
Stellenvcrmitlclungsbureaux  in  weiterem 
I Anfange  sorgen  für:  Hacker.  Fleischer, 
Schuhmacher,  Angestellte  von  Hauken  und 
industriellen  Unternehmungen,  I*ulondioner 
im  Spezereihando],  Personal  der  Hotels, 
Hestaunints  und  Cafes.  Lehrer  und  Lehre- 
rinnen. Erzieherinnen.  Kuchenbäcker.  Kondi- 
toren, Köche.  Friseure.  DienstWdon  und  Ge- 
sindc  jeder  Art.  Müller.  Knechte  für  Milch- 
viehwirtschaften. 

Ks  ist  begreiflich,  dass  gerade  Frankreich 
dies  Gewerbe  einer  genaueren  Reglemen- 
tierung unterworfen  hat,  da  die  Missstände 
sieh  hier  am  meisten  hemerkJich  machen 
mussten.    Ihnen  suchte  Napoleon  III.  dirrch 


das  Dekret  vom  25.  März  1852  zu  steuern: 
fortan  wurde  der  Hotrieb  des  Gewerbes  von 
einer  kommunalen  Konzession  abhängig  ge- 
macht, «Ii«'  nur  Personen  von  anerkaunter 
Rechtschaffenheit  erteilt  werden  sollte.  Ferner 
hatte  der  Inhaber  die  von  der  Gemeiude- 
liehördo  zu  erlassenden  Vorschriften  ül>er 
einen  loyalen  Geschäftsl»etrieb  sowie  einen 
etwa  aufgestellten  Tarif  genau  zu  befolgen. 
Verurteilungen  wegenZuwiderhamlelns  gegen 
dies  Dekret  oder  wegen  gewisser  anderer 
Delikte  konnten  zur  Entziehung  der  Kon- 
zession durch  die  Gemeindeverwaltung  führen. 
In  Paris  und  Lyon  sollte  übrigens  der  Polizei- 
präfekt  rosp.  der  Hhonopräfekt  die  hier  in 
Frage  kommenden  Hcfttguissc  ausüben. 

Der  Pariser  Polizeipräfekt  stellte 
noch  im  gleichen  Jahn-  in  einer  Ausführungs- 
verordnung die  Modalitäten  fest,  unter  denen 
die  Konzession  gewährt  und  der  Het rieb- 
ausgeübt worden  sollte.  Die  Konzession, 
die  immer  nur  bestimmten  Personen  als 
solchen  erteilt  wird,  hat  danach  zur  Voraus- 
setzung, dass  auch  das  Lokal,  in  dem  die 
Stellenvermittelung  betrieben  wird,  jenen 
Anforderungen  genügt,  die  im  Interesse  der 
Hygiene  und  Ordnung  gestellt  werden 
müssen.  Für  den  Geschäftsbetrieb  wird  als 
eiste-  Regel  die  Führung  eines  Registers 
vorgoselirielteri,  in  das  alle  Anmeldungen 
eingetragen  werden  müssen  :  niemandem  soll 
eine  Stelle  nachgewiesen  worden  dürfen,  der 
nicht  zuvor  ins  Register  eingetragen  wonlen. 
Ferner  ist  in  jeder  Konzession  auch  der 
Gohfihroutarif  für  den  Geschäftsbetrieb 
festzusetzen.  Etwaige  Vorschüsse,  die  sich 
der  Vermittler  auf -seine  Gebühr  zahlen  lässt, 
müssen  auf  Verlangen  jederzeit  zurückge- 
zahlt werden,  so  lauge  die  gewünschte  Stelle 
nicht  nachgewiesen  ist :  eine  Pflicht  zur 
Zahlung  der  Gebühr  erwachst  erst  nach 
einer  bestimmten  Frist  nach  Antritt  der 
nachgewiesenen  Stelle;  es  ist  unter  keinem 
Vorwand,  auch  nicht  unter  dem  der  Kaution, 
eine  Erhöhung  (und  ebensowenig  eine  Ver- 
minderung) der  vorsehriftsmässigon  Gebühr 
gestattet ;  die  Vermittler  dürfen  auf  keinen 
Fall  Stellen  anzeigen,  für  deren  Vermitte- 
lnng  sie  keinen  Auftrag  besitzen;  schliess- 
lich ist  ihnen  jede  Begünstigung  oder  Un- 
reellitflt  in  der  Geschäftsführung  untersagt. 
Eine  sjtätoro  Verordnung  vom  10.  Juni  1S57 
unterdrückte  dann  auch  noch  die  Ein- 
s  eh  reibegebühren,  die  zu  verschieden- 
artigen Missbräuchen  Anla.ss  gegeben  hatten. 

Auf  fliesen  Verordnungen  beruht  im 
wesentlichen  noch  heute  der  Betrieb  des 
Stellenvermittelungsgewerbes  in  Frankreich. 
Hier  gab  es  im  Jahre  1891  1374  solcher 
konzessionierter  Bureaux,  wovon  293  in 
Paris.  Entziehung  der  Konzession  erfolgte 
auf  Grund  »1er  erwähnten  Bestimmungen  in 
den  sechs  Jahren  1884—89  in  26  Fällen. 
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In    Deutschland    hat    das    private  I 
Stellenvermittelungsgoworbe  nicht  entfernt 
die  Bedeutung  wie  in  Frankreich  gewinnen 
können.    Immerhin  hat  es  auch  bei  uns 
eine  nicht  unbeträchtliche  Ausbreitung  er- 
langt, wie  eine  um  das  Jahr  18<»4  angelegte  1 
Statistik  beweist,  der  zufolge  es  damals  in  ' 
Berlin     -  ganz  abgesehen  von  den  Gesinde- 
vermietern —  neben  89  Gewerkschaft*-.  32 
Innungs-  und  52  von  rnternehmern  geleiteten 
Nachweisen  380   gewerbsmässig  lietriobene 
Vermittelungsstellen  gegeben  hat.  von  denen 
35  für  das  Hacker-,  42  für  das  Konditor-,  15 
für  das  Schlächter-,  10  für  das  Gärtner-,  7 
für  das  Barbier-  und  Friseur-,  3t»  für  das  j 
Gastwirtschafts-,  200  für  das  Handels-  und 
Transport-,  in  für  das  Musikgewerbe  und  4 
für  Sehreilier   und   Bureauangestollte   be- 1 
stimmt  waren. 

Das  hier  massgebende  Gesetz  ist  die 
Gew.-U.  von  1869,  wozu  dann  noch  das  i 
Nachtragsgesetz  vom  1.  Juli  1883  gekommen  ' 
ist.    Jene  hat  die  Stellenvermittelung  für 
ein  freies  Gewerbe  erklärt  und  der  Kontrolle 
der  Verwaltungsbehörden  enge  Grenzen  gc-  \ 
zogen,  während  das  Nachtragsgesetz  diese j 
Grenzen  etwas  erweiterte.     Danach  muss 
jetler,  der  das  fragliche  Gewerbe  lietreibcn 
will,  davon  Anzeige  bei   iler  zuständigen 
Behörde  machen,  die  das  Recht  liat,  den 
Gewerbebetrieb  zu  untersagen,  wenn  That- 
sachen  vorliegen,  die  die  Unzuvorlässigkeit 
des  Gowerlwtroibenden  bei  jenem  Geschäft 
darthun.    Ferner  sind  die  Ueutralbchördcn 
befugt,   Vorschriften  filier  die  Modalitäten 
ihret   Buchführung  zu   erlassen   und  über 
die  Art  der  Beaufsichtigung  ihres  Geschäfts- 
lietriebes  durch  die  Polizei. 

Faktisch  ist  dasPrincip  der  freien  Kon- 
kurrenz massgebend,  das  hier  —  wie  so 
häufig,  wo  es  sich  um  positive  Organisa- 
tionen handelt  -  ■  eine  Menge  Missstände 
zur  Folge  hat.  So  haben  allein  in  Berlin 
in  dem  Jahrzehnt  1871 — 8o  nicht  weniger 
als  566  Personen  das  Gewerbe  der  Gesinde- 
vermitteltuig  neu  angemeldet,  —  trotzdem 
at»er  gab  es  Knde  1H?S0  nur  464  Pei-sonen, 
die  dies  Gewerbe  betrieben:  eine  l'nstetig- 
keit.  die  —  nach  Reitzensteins  treffender 
Bemerkung  —  ein  ungünstiges  Licht  auf 
diese  Gattung  von  Gewerbetreil Menden  wirft  I 
und  der  Sachlichkeit  und  Zuverlässigkeit] 
<les  Betriebes  keineswegs  förderlich  sein 
kann.  Es  sind  auch  wirklich  viele  Klagen 
laut  geworden  :  da*s  z.  B.  Dienstboten  von 
diesen  Vermittlern  ausgebeutet  werden,  dass 
für  die  Landwirtschaft  gegen  hohe  Gebühr 
(der  die  Arbeit  vergebenden  Ijandwirte) 
Kräfte  herbeigeschafft  werden,  die  sich  liald 
als  gänzlich  untauglich  herausstellen,  und 
dergl.  mehr. 

Aus  einer  jüngst  publizierten  Enquete! 
des  preussischen  Handelsministeriums  sei : 


hervorgehoben,  dass  es  im  Jahre  1895  in 
Preussen  5216  gewerbsmässige  Stellen  ver- 
mittler gab,  von  denen  1646  bloss  für  Ge- 
sinde thätig  waren,  74  bloss  für  landwirt- 
schaftliche Arbeiter  und  3t»  bloss  für  Schau- 
spieler und  Artisten.  Gebühren  werden 
in  der  Regel  von  liciden  beteiligten  Parteien 
bezahlt  und  zwar  ln?i  Theaterju-rsonal  und 
Kellnern  ganz  besonders  hohe.  Von  den 
5216  Vermittlern  sind  nicht  weniger  als 
632  vorbestraft:  und  zwar  sind  hier  ver- 
zeichnet :  346  Bestrafungen  wegen  Diebstahl,, 
Hehlerei,  Betrug  oder  Unterschlagung,  105) 
wegen  Körperverletzung,  25  wegen  Kuppelei ; 
345  Vermittler  stehen,  nach  dem  Bericht 
der  Behörden,  in  schlechtem  Iicumund. 

8.  Arbeitsvermittelung:  durch  bernfs- 
genoHgensrhaftliche  Organisationen,  a) 
Arbeitsvermittelung  durch  Arbeiter- 
organisationen. Das  klassische  I^and  der 
Arbeiterorganisationen  ist  England;  hier 
haben  sie  auch  auf  dem  Gebiete  der  Arbeits- 
vermittelung eine  sehr  grosse  Bedeutung, 
die  sie  natürlich  anstreben  mussten,  um 
ihre  Mitglieder  in  die  freien  Stellen  zu 
bringen  und  den  Arbeitsmarkt  zu  lieherrschen. 
Das  Verfahren,  das  diese  Gewerkvereino 
anwenden,  um  eine  in  ihrem  Sinne  gelegene 
Arbeitsnachweisung  durchzuführen,  ist  dieses. 
Die  lokalen  Zweigvereine  jedes  Lmdesge- 
werkvereins  haben  an  dessen  Vorstand  all- 
monatlich über  die  zu  ihrem  Berufe  ge- 
hörenden indiesetzten  Arbeitsstellen  in  ihrem 
Bezirke  zu  berichten  und  ebenso  über  die 
Zahl  der  arbeitslosen  Vereinsmitglieder. 
Jedes  Mitglied  ist  verpflichtet,  über  jede 
frei  werdende  Stelle  in  dem  Geschäfte,  in 
dem  es  arbeitet,  und  erst  recht  natürlich, 
wenn  es  selber  kündigt,  dem  Vorstand  seines 
Zweigvereins  Mitteilung  zu  machen.  Ein  , 
Mitglied,  das  einem  Nichtmitgliode  zur  Er- 
langung einer  Stelle  irgendwie  behülflich 
ist,  wird  l>estraft.  Das  arbeitslose  Mitglied 
wird  natürlich  je  nach  Bedarf  von  einem 
Orte  an  einen  beliebigen  anderen  dirigiert. 
Selbst  die  Arbeitgeljer  machen  häufig  di- 
rekten Gebrauch  von  dieser  Arbeitsvermitte- 
lung, indem  sie  sich  mit  den  Gewcrk vereinen 
unmittelbar  in  Verbindung  setzen. 

In  keinem  Lande  Europas  sind  die  Ge- 
werkvereine zu  ähnlicher  Verbreitung  ge- 
langt wie  in  England :  und  folgerecht  ruht 
auch  die  Arbeitsvermittelung  in  keinem 
anderen  l^iude  so  sehr  in  den  Händen  der 
Arbeiter  wie  in  England. 

b)  A r b e i t s v e r m i 1 1 e  1  u n g d u r c h  Unter- 
nehmerorganisationen. Hier  müssen,  we- 
nigstens was  D  e  n  t  s  c  h  1  a  n  d  anbetrifft,  ein- 
mal die  »Innungen und  dann  die  berufs- 
geiuissensehaftliehen  Verbände  der  Arbeit- 
geber in  Betracht  gezogen  werden.  Auf 
Grund  des  Innungsgesetzes  vom  IN.  August 
1881   ist   vom  Reichsamt   des   Innern  'ein 
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Innungsstatut  entworfen  worden,  das  die 
Uebernahme  der  Arbeitsnachweisung  durch 
die  Innungen  vorsah.  »Jeder  zuwandernde 
Geselle,  welcher  liei  Iuuungsmcistorn  Be- 
schäftigung suchen  will,  soll  sich  auf  der 
(Innung**-)  Herberge  melden  und  erhält 
darüber  uuter  der  Voraussetzung,  dass  er  < 
sich  vorschriftsmässig  legitimiert  und  den ! 
Ordnungen  der  Innungen  unterwirft,  eine ! 
Bescheinigung.  Die  zur  I^egitimation  eines 
Gesellen  erforderliehen  Ausweise  werden \ 
durch  Innungsbeschluss  festgestellt.  Die 
Mitglieder  der  Innung,  die  Gesellen  suchen, 
haben  dies  beim  Ausseh uss  für  das  Ge- 
sellen- und  Herhergswesen  anzumelden :  sie 
dürfen  nur  solche  Gesellen  in  Arbeit  nehmen, 
die  die  erwälinte  Bescheinigung  beibringen : 
andere  Gesellen,  die  l»ei  einem  Innungs- 
meister Beschäftigung  suchen,  sind  von  ihm 
nach  der  Herberte  zu  weisen.  Jeder  In- 
nnngsmeister  endlieh,  der  einen  Gesellen  in 
AHieit  nimmt,  hat  densoHicn  Mmfs  Ein- 
tragung in  die  Geselleilrollen  l*?i  dem  Aus- 
schuss  für  das  Gesellenwesen  anzumelden.' 

Der  (Vntralaussohuss    der    vereinigten  j 
Innungsverbände  hat  nun  den  Arbeitsnach-  | 
weis  im  Ansehluss  an  diese  reichsamtliche  i 
Direktive  im   einzelnen  auszugestalten  ge- '. 
sucht;   speciell   forcierte   er  die  Innungen 
jedes  Ortes  auf.  zum  Zwecke  der  Ersparung 
von   Kosten   sich   zur   Unterhaltung  einer 
gemeinsamen  Herberge  zusammenzufinden. 
Alter  Erfolge  sind  nur  vereinzelt  zu  kon- 
statieren.   Herbergen,  sei's  für  einzelne  In- 
nungen, sei's  für  den  lokalen  Verband  von  j 
Innungen,  sind  nur  in  beschränkter  Zahl  j 
errichtet  worden ;   an  die  vorgeschrielieno 
l>'gitimation  kehivu  sich  die  Innungsmeister 
selber  nicht,  wenn  sie  Gesellen  brauchen ! 
und  legitimierte  nicht  iu  genügender  Zahl 
erhalten ;  die  ganze  Einrichtung  funktioniert 
meist  nur  unreal massig,  und  so  ist.  alles 
iu  allem  genommen,  das  Kesultat  nur  ein 
dürftiges. 

Erheblich  mein-  Erfolg  haben  die  anderen 
Arbeitgeb  erorganisation. mi  gehabt 
die  ursprünglich  meist  den  Zweck  hatten,  i 
die   Ansprüche   der  Ariviter  abzuwehren,  j 
wie  z.  B.  der  Verl>and  der  deutschen  Metall-  : 
industriellen  ,  der  Verein  der  < 'igarrenfabri- . 
kauten  von  Hamburg.    Diese  haben  es  als 
eine  ihrer  wichtigsten  Aufgaben  betrachtet, 
die  Arbeitsvermittelung  in  ihn-  Hand  zu 
bekommen,  um  auf  dies.«  Weis«-  gegenüber 
den  Arljeitetorgauisationeri  ihre  Machtposition 
zu  starken.    Denn  der  Arbeitsnachweis  dient 
liier  nicht  bloss  dazu,  die  Einstellung  ge- 
eigneter Arbeitskräfte  zu  vermitteln,  sondern  j 
auch  eine  Kontrolle  ül>er  die  Arb'iter  aus- 
zuüben.    Dies  geschieht,   iudem  Arbeiter, 
die  kontraktbrüchig  geworden  sind  oder  bei 
Strikes  eine  Rolle  gespielt  haben  oder  als 
sozialdemokratische  Agitatoren  hervorgetreten 


sind,  bei  den  zum  Verbände  gehörigen  Be- 
trieben  keine  Anstellung  erhalten.  Um  solche 
Zwecke  hesser  erreichen  zu  können,  müssen 
die  Arbeitgeber  oft  die  direkte  Verpflichtung 
eingehen,  Arbeiter  nur  durch  Vermittelung 
des  Verhandsnachweisbureaus  zu  engagieren. 

Es  muss  an  dieser  Stelle  schliesslich 
noch  erwähnt  werden,  dass  es  auch  hemfs- 
gonossensehaftliche  Arboitsnachweisstellen 
giebt.  die  von  Arbeitgebern  und  Arbeitern 
nach  erfolgter  Einigung  gemeinsam  unter- 
halten werden,  wie  z.  B.  jene  der  Topfer 
in  der  Kreishauptmannschaft  Dresden,  der 
Brauer  Berlins  und  Umgegend. 

4.  Arbeit» vermittelung  durch  gemein- 
nützige Veranstaltungen.  Mit  Hücksicht 
teils  auf  die  mangelnden  Erfolge,  teils  auf 
die  Missstände  der  gewerbsmässig  oder  be- 
ruf sgenossenschaftl ich  betriebenen  Stellen- 
vermittelung wurden  aus  gemeinnützigen 
Motiven  Organisationen  ins  Leben  gerufen, 
die  diesen  Zweck  unter  besserer  Wahrung 
der  Interessen  der  speeifisch  beteiligten 
Elemente  erreichen  sollten.  In  Deutschland 
ist  als  eine  der  ältesten  Institutionen  dieser 
Art  das  ist»"»  eröffnete  Stuttgarter 
Bureau  für  Arbeitsnachweis  zu 
nennen ,  dos  von  der  dortigen  Filiale  des 
Ucntralvoreins  für  «las  Wold  der  arbeitenden 
Klassen  in  Gemeinschaft  mit  dem  Gcwerhe- 
und  dem  ArbeiterbiKhingsverein  begründet 
wurde,  um  eine  völlig  unparteiische  und 
uneigennützige  Arbeitsnachweisung  zu  er- 
möglichen. Seit  1SGH  stellt  sich  das  Bureau 
auch  noch  die  Aufgabe.  Lehrstellen  zu  ver- 
mitteln. Jahrelang  bedurfte  es  der  Zuschüsse 
jener  Vereine,  erst  seit  1883  reichen  seine 
Betriebseinnahmen  zur  Deckung  der  Aus- 
gnlteu  aus.  Di<*se  Kinuahmen  werdeu  durch 
die  Einschreibegehflhr  repräsentiert,  die 
für  den  Arbe*itgelier.  «1er  Arbiter  sucht. 
40  Pfennig  (für  den  auswärtigen  Arbeitgeber 
."rf>  Pfennig),  für  den  stellesncheudeu  Arbeiter 
2<>  Pfennig  lieträgt :  doch  wird  letztere  Ge- 
bühr dem  Arbeiter,  der  den  Antritt  seiner 
Stelle  vorschriftsmässig  anzeigt,  zur  Hälfte 
zurüekgegclien  und.  wenn  ihm  keine  Arbeit 
nachgewiesen  werden  kann .  sogar  gänzlich 
erlassen.  Die  Arlieitgeber  können  übrigens 
die  ihnen  erwachsenden  Kosteu  noch  er- 
heblich verbilligen,  wenn  sie  Abonnements- 
karten nehmen. 

Von  Institutionen  verwandter  Art  ist  vor 
allem  der  Berliner  C  e  n  t  ra  1  v  e  r  e  i  n  für 
Arbeit  s  n  a  c  h  w  e  i  s  zu  nennen.  Seine  Or- 
ganisation ist.  laut  Statut  vom  19.  März  1S83 
diese:  Mitglied  ist  jeder,  der  einen  jähr- 
lichen Beitrag  von  mindestens  4  Mark  zahlt, 
doch  ist  die  Aufnahme  von  der  Genehmigung 
des  Vorstandes  abhängig;  die  Generalver- 
sammlung wählt  einen  Vorstand  von  15  Mit- 
gliedern (eine  Zahl,  die  sich  seitdem  erhöht 
hat);  die  Geschäfte  besorgt  unter  Leitung 
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eines  Vorsitzendem  ein  vom  Gesamtvorstande  I 
gewählter   geselu'lftsführender  Ausschüsse 
Um  die  ArheitgeW   möglichst    ziu-  Be- 
nutzung der  Anstalt  zu  veranlassen,  wird 
von  ihnen  keinerlei  Gebuhr  erholten;  der 
Stellesuchende  zahlt  eine  Einschreibegobühr 
von  20  Pfennig  und  für  dio  Karte,  die  ihn 
an  einen  Arlieitgeber  ültorweist,  30  Pfennig. 
Der  Betrag  wird  nicht  zurückgezahlt,  auch 
wenn  der  Arlieitgeber  jenen  Stellessuchenden 
nicht  annimmt,  doch   werden  letzterem 
noch   wiederholt    weitere  Ueberweisungs- 
karten  ohne  fernere  Zahlungen  ausgestellt. 1 
Seit   1890    fand    eiue  Reorganisation  des. 
Vereins  statt:  es  sind  für  mäuidiche  und 
weibliche  Stellesuchende  besondere  Xach- ' 
weisstellen  mit  getrennter  Verwaltung  er-  j 
richtet,  dann  besondere  Abteilungen  für  be- 
stimmte Gewellte  konstituiert  und  schliess- 
lich die  Gebühren    herabgesetzt  worden. 
Letzteres  ist  in  der  Weise  geschehen,  dass 
seitdem  nur  noch  Einsehreibegebfihren  er- ' 
holten  wurden,  indem  eine  Subvention  der] 
Stadt  Berlin  den  Verein  in  den  Stand  setzte. ' 
die  Vermittelungsgeltühr  aufzuheben.    Da-  ; 
durch  ist  natürlich  der  Wirkungskreis  dieses ' 
Berliner  Cenrralvercins  enorm  gewachsen. 
Seine  Bedeutung  für  den  Arbeitsnachweis 
geht  aus  dor  folgenden  Statistik  des  Jahres 
1X95  hervor :  die  Zahl  der  Arbeitsgesuehe  • 
betrug  23573.  der  Vermittelungen  17  095;! 
davon  kamen  auf  den  Allgemeinen  Arbeits- 
nachweis 12792  resp.  93*2;  auf  die  Fach- 
arboitsnachweise  der  Maler  und  Anstreicher 
4R57  resp.  3651.  der  Klempner  978  resp.  *75. 
der  Schlosser  134t»  resp.  1071.  der  Maurer 
und  Zimmerer  408  resp.  230.  der  weiblichen 
Abteilung  3352  resp.  1882. 

Schliesslich  sind  hier  noch  die  ver- 
schiedenen Vereine  zu  nennen,  die  sich  um 
Arbeitsnachweisung  für  besonders  hilfs- 
bedürftige Kat egorieen  von  Ste  1  le- 
snchenden  liemüheu,  also  z.  B.  für  mittel- 
los»? Wandernde,  für  entlassene  Gefangene 
u.s.w.  Hier  mag  der  einschlägigen  Thatig- 
keit  des  Schutz  Vereins  für  ent- 
lassene Gefangene,  gedacht  werden, 
der  eine  Reihe  von  Arbcitsnachwcisburcaus 
unterhält,  deren  grösstes  sich  in  Berlin  be- 
findet. Diesellien  suchen  die  entlassenen 
Gefangenen  vorzugsweise  in  kleinen  l  )rten 
unterzubringen,  einmal  um  sie  den  Gefahren 
der  Grossstadt  zu  entziehen  und  dann,  weil 
gerade  die  Arlteitgeltor  solcher  <  >rte  den 
Vereinen  mehr  entgegen  kommen,  da  ihuen 
die  Anwerbung  anderer  Arbeitskräfte  oft 
nicht  leicht  fallt.  Jetzt  pflegt  man  solche  \ 
Personen  auch  auf  Landgütern  je  nach  ihrem 
Alter  als  Knechte  oder  Pferdejungen  unter- 
zubringen. Schwieriger  als  die  Vennitte- 
lung  solcher  Arbeitsstellen  der  vorstehend 
gedachten  Art  ist  die  Auffindung  von  Ar- 
beitsstellen und  Lehrstellen  bei  Handwerkern, 


alter  auch  nach  <  lieser  Seite  hin  ist  der  Be- 
darf auf  dem  platteu  I^andc  und  in  den 
kleinen  Städten  grösser  als  in  den  Gross- 
städten :  die  grösste  Schwierigkeit  bietet 
die  Unterbringung  von  früheren  Beamten, 
Lehrern.  Kaufleuten,  überhaupt  von  solchen, 
die  einer  höheren  I^beussphäre  angehört 
haben ;  mancher  von  ihnen  muss  sich,  wenn 
sich  kein  anderer  Weg  der  Hilfe  zeigt, 
dazu  entsehliossen ,  eine  niedrigere  Arbeit 
zu  ülwrnehmen;  wer  aber  in  dem  festen 
Willen,  ein  neues  Leiten  zu  Iteginnen.  hierzu 
bereit  ist,  zeigt  gerade  durch  diesem  Ent- 
sehluss.  dass  er  vertrauenswürdig  ist.  Die 
Bothätigung  dieses  Entseldussos  führt  in 
manchen.  Fällen  dahin,  dass  der  einfache 
Arbeiter  zum  Aufseher,  Rechnungsführer 
oder  Buchhalter  wieder  aufrückt  und  so 
durch  Selbstzucht  und  Fleiss  eine  Stelle 
wieder  erringt  wie  diejenige,  welche  er 
durch  seine  Strafthat  verloren  hat.< 

l'eber  die  Wirksamkeit  des  fraglichen 
Vereins  giebt  die  folgende  Statistik  Aus- 
kunft. Im  Jahn»  1894  suchten  bei  ihm 
Arbeit  nach :  43(>8  entlassene  Gefangene, 
darunter  3431  erwachsene  und  937  jugend- 
liche. Er  wies  Arlwit  (resp.  Lehrstellen)  zu: 
3507,  darunter  2ti30  erwachsenen  und  877 
jugendlichen  Personen.  Und  zwar  wurden 
untergebracht :  als  Kaufleute,  Aufseher  und 
Schreiltcr  83,  als  Handwerker  151,  als 
Kutscher.  Hausdiener  und  Gärtner  139,  als 
Fabrikarlteiter  109.  als  Erd-  und  Ziegelei- 
arbeiter 284.  als  I^andarbciter.  Knechte  und 
Hofgänger  2751.  — 

III.  Die  Reform  der  Arbeits- 
vermittelung. 

1.  Principiellea.  Wohl  auf  keinem  Ge- 
biete positiver-  Sozialpolitik  hat  sich  in 
den  letzten  Jahren  ein  so  reger  Reform- 
eifer kund  gegeben  wie  auf  dem  der  Arbeits- 
vennittelung.  Es  hängt  das  aufs  engste  mit 
der  erhöhten  Aufmerksamkeit  zusammen, 
die  von  allen  Teilen  der  Geseliseliaft  der 
Frage  der  Arlteitslosigkeit  geschenkt  wurde: 
denn  in  einer  besseren  Organisation  des 
Arbeitsnachweises  glaubte  man  ein  ebenso 
einfaches  und  leicht  durchführbares  wie 
billiges  und  harmloses  Abhilfemittel  gegen 
einen  Teil  der  Arbeitslosen  not  gefunden  zu 
haben.  Ein  solches  Abhilfemittel  ist  es,  wie 
die  im  Art.  Arbeitslosigkeit  dargestellte 
Theorie  zeigt,  in  der  That  ;  eltenda  sind  in- 
des auch  die  Grenzen  der  Wirksamkeit  selbst 
der  besten  Arbeitsnaehweisinstitution  ange- 
merkt. —  natürlich  kann  das  aber  nicht 
dazu  führen,  das,  was  da  geboten  oder 
möglich  ist.  deshalb  geringer  zu  sehätzen. 
Vielmehr  wird  man  dahin  streben  müssen, 
hier,  wo  auf  anscheinend  neutraler  Zone 
die  -bürgerlichen«-  Elemente  der  verschie- 
denen Schattierungen  und  die  radikalsten 
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Reformer  sieh  die  Hand  zu  gemeinsamer 
Arbeit  reichen  können,  diese  Möglichkeit  mich 
voll  zu  Gunsten  der  sozialen  Reform 
auszunutzen!  Eine  solche  ist  allerdings 
dringend  vonnöten.  Denn  es  ist  unzweifel- 
haft, dass  die  modernen  komplizierten  Yer- 
kehrsverhültnisse  einen  mächtigeu  Apparat 
erfordern,  damit  seihst  auch  nur  innerhalb 
der  Grenzen  eines  jeden  lindes  alle  Ar- 
beitsgelegenheit den  Arbeitsuchenden  recht- 
zeitig iK'kannt  gegeben  werde.  Wenn  man 
mm  auch  annehmen  kann,  dass  ein 
grösserer  Bedarf  regelmässig  seine 
Deckung  finden  wird,  sobald  wenigstens 
irgendwo  innerhall»  der  Lmdesgronzon  ein 
Angeliot  {lassender  Arbeitskräfte  (|a  ist,  — 
so  erfolgt  doch  sicherlieh  die  Ausgleichung 
nicht  immer  mit  der  möglichen  Rasch  heit; 
und  eltenso  ist  sicher  —  man  hört  es  oft 
genug  von  Arl*ütgcbern  aus  allen  Gegen- 
den — .  dass  che  Ausgleichung  im  einzel- 
nen mangelhaft  genug  ist.  Diese  That- 
saehen.  die  unWstritton  sind,  zeigen  klar, 
dass  das  alte  System  des  Arbeits- 
nachweises nicht  ausreicht.  l'nd 
die  Gründe  dafür  liegen  auf  der  Hand. 

Die  ungeregelte  Arheitsvcrmittolung.  wie 
sie  vornehmlich  iu  der  Fenn  der  sog.  Fm- 
si-haii  statthat,  il.  h.  in  Form  des  regel- 
losen Suchens  nach  einer  Arbeitsgelegenheit, 
führt  zur  Zeitvergeudung  und  hat  auch 
sonst  leicht  verderbliche  Wirkungen.  Bei 
den  Arbeiterinnen  führt  die  rmschau  zu 
schweren,  sittlichen  Fohelständon ;  sie  ist 
die  Gclegenheitsinaeherin  der  Prostitution, 
sie  macht  aus  Arbeiterinnen  freie  fahrende 
Habe.  Den  Arbeiter  aber  treibt  die  Fm- 
schau  wider  seinen  Willen  zum  l,and- 
streichertum.  zur  Vaguhondage.  Man  ver- 
setze sich  in  die  Lige  eines  Arbeiters,  der 
hilflos  mit  seinem  einzigen  Bcsitztumo  — 
seiner  Arlnitskraft  —  von  Fabrik  zu  Fabrik 
hausiert,  ohne  tlmtsiichliche  Kenntuiss  der 
Verhältnisse;  (Rudolf  Singer).  • —  Das 
Inseiiereu  in  den  Zeitungen  ist  teuer 
und  vielfach  zweckwidrig.  Treffend  charak- 
terisiert Richard  Freund  (in  einem  dem 
Berliner  Magistrat  erstatteten  Gutachten) 
diese  Methode  als  höchst  lästig  für  den 
Arbeitgelier.  Auf  eine  verlangte  Arbeits- 
kraft melden  sich  Hunderte  von  Personen, 
und  es  sind  Fälle  bekannt  geworden,  in 
denen  schliesslich  die  Polizei  zum  Kin- 
sehreiten  requiriert  werden  rnusste.  Bei 
schriftlicher  Meldung  ist  das  Eröffnen  und 
lyesen  von  Hunderten  von  Briefen  nicht 
minder  belästigend.  Aber  auch  im  Inte- 
resse des  Arbeitnehmers  ist  das  Inserat  des 
Arbeitgebers  nicht  angebracht.  Wie  viel 
unnütze  Gänge,  welche  Aufwendung  von 
Schreibmaterial  und  Porto  verursachen  der- 
artige Inserate  den  Arbeitnehmern! 

Die  private  Stellenvermittelung  ferner. 


soweit  sie  gewerbsmässig  betrieben  wird, 
mutet  meist  den  Arbeitsuchenden  erheblicho 
Kosten  zu,  geht  oft  auch  direkt  auf  ihre 
Ausbeutung  aus,  —  während  sie  freilich 
dem  Arbeitgel^r  nicht  selten  sehr  zu  pass 
kommt.  Den  Wünschen  des  Arbeit- 
gebers wird  hier  häufig  mit  grosser  Sorg- 
falt Rechnung  getragen.  Deswegen  wird 
auch  ein  gemeinnütziger  Arlieitsnachweis 
dem  gewerbsmässigen  nur  dann  erfolgreich 
Konkurrenz  machen  können,  wenn  er  sich 
nicht  auf  eine  mechanische  Vermittelung 
beschränkt,  sondern  bestrebt  ist,  den  Wün- 
schen der  Arbeitgeber  nach  besonderen  per- 
sönlichen Eigenschaften  und  technischen 
(Qualifikationen  dos  Arbeitnehmers  nach 
Möglichkeit  Rechnung  zu  tragen.  Für  den 
Arbeit  nehm  er  ist  der  gewerbsmässige 
Arbeitsnachweis  vielfach  eine  wahre  Geissei. 
Es  worden  meist  sehr  hohe  Gebühren  er- 
hoben ;  und  der  minder  Bemittelte  muss 
hier  öfter  hinter  dem  gut  Bemittelten  zu- 
rückstehen. Dies»:-  Verhältnisse  erregen  viel 
Hassum!  Erbitterung'  (Freund).  Febrigens 
wird  neuerdings  auch  von  seilen  der 
Arbeitgeber,  namentlich  auf  dem  1  winde, 
lebhafte  Klage  ülier  die  gewerbsmässigen 
Steljenvermittler  geführt,  die  sich  dauernd 
der  Zuweisung  unbrauchk-irer  Arbeitskräfte 
und  der  Verleitung  zum  Stellenwechsel 
schuldig  machen.  —  Die  private  Stellenver- 
mittelung, soweit  sie  von  gemein- 
nützigen Vereinen  betrieben  wird,  hat, 
wie  alle  Wohlthätigkcit,  nur  eine  begrenzte 
Wirksamkeit.  Die  ArlM-itsnachwoisebureaux 
von  rntcrnehmerverliäuden  sind  in  der  Aera 
des  .-Klassenkampfes»  natürlich  den  Arliei- 
tern  verdächtig,  und  umgekehrt-  können  die 
Arlwitgcber  zu  den  Arbeitsnachweisebureaus 
der  Arheitervcrbände  nicht  volles  Vertrauen, 
gewinnen.  Fnd  schliesslich  mangelt  es  an 
einer  Gen  t  ralst  el  le  für  die  angeführten 
Veranstaltungen,  obwohl  deren  Zusammen- 
wirken die  Voraussetzung  eines  den  moder- 
neu Anforderungen  genügenden  Arbeits- 
nachweises wäre. 

Fnd  so  müssen,  wenn  auch  nicht  gerade 
an  Stelle,  so  doch  neben  die  alten  Ar- 
beitsnachweisanstalten  neue,  zeitgemäss  aus- 
gestaltete Organisationen  treten.  Mclirfaohe 
Wege  können  da  in  Frage  kommen.  Fnser 
Vorschlag  (in  der  Baseler  Antrittsrede,  1893) 
ging  dahin:  allen  Geineinden,  die  eine 
grössere  Einwohnerzahl  oder  eine  grössere, 
speeifiseh  industrielle  Bevölkerung  haben, 
die  Errichtung  von  Arbeitsnachweiseämtem 
vorznschreilien  und  für  diese  dann  wieder 
eine  staatliehe  Contralstelle  zu  liegründen, 
welche  die  einzelnen  ilir  zugehenden 
specialisierten  Berichte  über  Angebot  und 
Nachfrage  in  einem  eigenen  Journal  publi- 
zieren nnisste,  auch  zugleich  als  Aufsichts- 
instanz funktionieren  könnte.  In  bestimmten 
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fundamentalen  Punkten  mfissten  die  kom- 
munalen Aemter  auf  Grund  gewisser  Nor- 
mativbedingungen  organisiert  werden.  Der 
Vorstand  müsste  sich  regelmässig  zu 
gleichen  Teilen  aus  Vertretern  von  Arbeit- 
gebern und  von  Arbeitnehmern  —  ähnlich 
wie  beim  GewerWgericht  —  zusammen- 
setzen, während  der  Vorsitzend*'  keinem 
der  beiden  Interessentenkreise  angehören 
dürfte.  Die  Gebühren  für  die  Benutzung 
der  Institute  mwssten  natürlieh  minimal  sein 
oder  gänzlich  wegfallen ;  die  Deckung  der 
Kosten  wäre  durch  Subvention  der  Gemein- j 
den  zu  bewirken.  Uebrigeus  hätten  die 
Anstalten  —  die  ja.  wo  nur  immer  möglich. ! 
die  Arbeitslosigkeit  einschränken  sollen 
ihr  Augenmerk  auch  darauf  zu  richten,  dass 
sie  kräftige  Arbeitsuchende,  die  voraussicht- 
lich in  den  bisherigen  industriellen  Beruf 
wegen  wirtschaftlicher  Depression  nie  mehr 
werden  zurücktreten  können,  der  Land- 
wirtschaft zuzuführen  in  der  1-ige  seien. 

Schwierig  ist  die  Beantwortung  der 
Finge,  welche  Taktik  diese  Institute  im 
Falle  von  Strike  oder  Aussperrung 
befolgen  sollen.  Pritnip  muss  sein:  die  An- 
stalten sollen  absolute  Neutralität  bewahren, 
weil  dies  ja  die  Voraussetzung  dafür  ist. 
dass  sie  sich  »las  Vertrauen  beider  Inte- 
ressentenkreise erhalten.  AI  km-  was  heisst 
hier  Neutralität  .-'  Sehen  wir  näher  zu. 

Die  Absicht  bei  Begründung  der  frag- 
lichen Institutionen  geht  doch  dahin,  den 
Ilauptteil  des  Arlieitsvennittelungsgeschflfts 
durch  letztere  sich  abwickeln  zu  lassen.  Sie 


werden  sieh  mithi 


iin  im 


Liufe 


Zeit  zu 


der  Instanz  entwickeln,  welche  Arbeit  und 
Arbeiter  vorzugsweise  zu  beschaffen  in  der 
Lage  ist.  Also  kann  der  Arlieitgeber,  dem 
die  Anstalt  im  Falle  von  Strike  oder  Aus- 
sperrung ihn*  Hilfe  versagt,  neue  Arbeits- 
kräfte erheblich  schwerer  erwerben  als  bis- 
her üblich.  V ingekehrt  kann  der  Arbeiter, 
dem  die  Anstalt  die  Nachweisiing  einer 
neuen  Stelle  versagt.  schweier  als  bisher 
zu  Arbeit  und  Brot  kommen.  Nur  besteht, 
wie  eine  objektive  Betrachtung  lehrt,  inso- 
fern noch  ein  Unterschied  in  der  Tragweite 
dieser  Massregeln,  als  die  Sperre  gegenüber 
dem  Arbeitgeber  leichter  durchzuführen  ist. 
Denn  es  genügt,  die  Firma  des  Arbeitgebers 
allen  öffentlichen  ArlK'itsnachweisanstalteii 
mitzuteilen,  um  ihr  aus  dieser  Quelle  alle 
Zufuhr  von  Händen-  abzuschueiden :  wäh- 
lvnd  der  Arbeiter  bloss  in  die  nächste 
Stadt  zu  wandern  braucht,  um  hier  —  wenn 
er  nur  den  Grund  der  Arbeitslosigkeit  ver- 
schweigt —  eine  Stelle  zugewiesen  zu  er- 
halten, da  eine  so  genaue  Kontrolle  von 
Tausenden  von  Arbeitern  nicht  möglich  ist. 
Aus  dem  Gesagten  folgt,  dass  die  Schliessung 
der  Bureaux  für  heide  Teile  nicht  die  glei- 
chen  Konsequenzen    für   jeden  einzelnen 


Teil  hat  und  daher  dem  Ideale  der  Neutra- 
lität nicht  entspricht,  sondern  die  Wng- 
sehale  zu  Ungunsten  des  Unternehmers  senkt. 
Sind  nun  die  Unternehmer  trotzdem  mit 
einem  solchen  Paragraphen  einverstanden 
—  was  recht  wohl  vorkommen  kann  — .  so 
ist  es  ja  für  einen  Sozial  j*)litiker,  der  das 
Wohl  der  Arbeiter  in  erster  Linie  im  Aug»' 
hat,  äusserst  erfreulich,  dass  die  Arbeit- 
geber im  Interesse  der  Förderung  einer  ge- 
meinnützigen Institution  einen  Nachteil  auf 
sich  nehmen  wollen Aber  es  ist  klar, 
dass  lau  d esge se t  zl  i eh  der  Arlieitgeber 
zu  einein  solchen  Verhalten  nicht  ge- 
zwungen werden  sollte,  da  sonst  bei  einem 
vielleicht  ganz  leichtfertig  insceniertou  Strike 
den  Strikenden  eine  Waffe  gegen  ihn  in 
die  Hand  gedrückt  würde.  Der  Ausweg 
kann  nur  darin  gefunden  werden,  dass  über 
jeden  Strike  ei  n  Seh  iedsspruch  ge- 
fällt werden  muss  —  sei  es  nun  durch 
den  Vorstand  des  Nachweisbiireaus  oder 
einer  anderen  Behörde,  etwa  des  Gewerlte- 
geriehts  — ,  wonach  dann  die  Entscheidung 
zu  treffen  ist.  Unterwerfen  sieh  die  Ar- 
beiter dem  Schiedsspruch  nicht  (was  ihr 
gutes  Kecht  ist),  so  funktioniert  der  AnVits- 
naehweis  ruhig  weiter,  und  es  ist  die  Auf- 
gal>e  der  Sinkenden  und  der  mit  ihnen 
alliierten  Faehvereine,  «lein  Unternehmer 
den  Zuzug  abzuschneiden.  Unterwirft  sich 
der  A  rbeitgeber  nicht  (was  ebenfalls  sein 
gutes  Hecht  ist),  so  wird  der  Arbeitsnach- 
weis für  seine  Firma  geschlossen,  der  Name 
seiner  Firma  wird  allen  öffentlichen  Naeh- 
weisbureaux  des  ganzen  Reiches  zum  gleichen 
Zwecke  mitgeteilt  und  den  strikenden  Ar- 
beitern werden,  ganz  wie  anderen  stellen- 
I  suchenden  Personen,  in  allen  Bureaux  nach 
Möglichkeit  Plätze  vermittelt.  Tritt  endlich 
I  der  dritte  Fall  ein.  dass  beide  Teile  sich 
j  dem  Schiedssprüche  nicht  unterwerfen,  so 
bleibt  der  M ittehveg  übrig,  dass  die  Anstalt 
|  weder  dem  Arbeitgeber  für  Beschaffung  von 
Arlieitskräflen  noch  den  Strikenden  für 
StellenlM  schaffung  zur  Verfügung  steht  noch 
auch  üb  r  die  im  Strike  befindliche  Finna 
an  die  anderen  gleichartigen  Anstalten  des 
l^andes  berichtet. 

Schliesslich  sei  noch  betont,  dass  durch 

M  DieAViener  Arbcitsiiurhweisanstidt,  welch* 
von  einem  gemeinnützigen,  hauptsächlich  uns 
Unternehmern  bestehenden  Verein.-  unter- 
halten wird,  stellt  bei  Arbeitseinstellungen  ihre 
Thatigkeit  ein.    Und  -dieser  Paragraph  ist  in 
Wien  stets  gewissenhaft  gehiiudhabt  worden. 
F.s  sind  wiederholt  Unternehmer  während  eines 
|  Strikcs  nicht  bedient  worden,  obgleich  sie  zah- 
1  lende  Mitglieder  des  Vereins  für  Arlxitavcr- 
:  mittelung  waren.    Das  hat  sie  aber  nicht  ge- 
hindert, nach  Krledigung  des  .Strike*  doch  wieder- 
zukommen und   die   Arbcitsverinittelung  von 
neuem  zu  benutzen"  (Max  Quarcki. 
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diese  neuen  Institute  den  bisherigen  Arbeits- 
naohweisebureaux  der  versehiedenen  Arten 
nicht  der  Garaus  gemacht  -werden  soll;  für 
bestimmte  (Werke  oder  für  gewiss*-  Klassen 
von  Stellensudieiiden  |z.  B.  für  entlassene 
Strafgefangene)  wird  sieh  vermutlieh  na«-h 
wie  vor  die  Benutzung  korjiorativer,  gemein- 
nütziger ete.  Verniitteluiigsatistalteu  em- 
pfehlen. Ueberdies  werden  die  Interessenten- 
gruppeu  —  seien  es  nun  Fabrikanten,  In- 
nungstueister  oder  Arheiterfaehvereine  — 
da,  wo  es  ihnen  gelungen  ist.  «•••»  Arlsnts- 
naehweis  in  ihre  Hand  zu  Umkommen,  alles 
daran  setzen,  um  ihre  eiiiflussiviehe  Position 
auch  fürderhin  zu  behaupten. 

i.  Reformatorlscbe  Organisationen  der 
letzten  Jahre  In  den  Landern  deutscher 
Zunge.  Der  bedanke,  den  Arbeitsnachweis 
von  Gemeinde  w  egen  zu  organisieren,  hat  neuer- 
dings in  der  Praxis  zuerst  in  der  Schweiz  Ein- 
gang gefunden.  Die  (Semeinde  Hern  ging  1K88 
voran  und  Basel-Stadt  folgte  18Hi».  In  Hern 
trägt  die  Stadt  die  Unterhaltungskosten,  doch 
haben  private  Vereine  i  Handel««-  und  Gcwerbe- 
vereiu.  Grütlivercin,  Arbeiterverein:  als  Haupt  - 
Vertreter  der  Intcrcsscntciigruppen  deu  wesent- 
lichsten Einflnss  auf  die  Leitung  der  Anstalt. 
I>ie  Yeriiiittelung  geschieht  gegen  Zahlung 
je  einer  Anmeldungs-  und  einer  Vermitteliings- 
gehühr.  die  von  lieiden  Parteien  zu  entriehten 
sind.  Ferner  enthalt  das  Herner  Statut  die 
wichtige  Bestimmung,  dass  bei  Arbeitsein- 
stellungen die  Anstalt  ihre  Thutigkcit  für  die 
betr.  Branche  oder  den  betr.  Werkplatz  sofort 
und  bis  zur  definitiven  Friedigung  des  Streites 
einstellen,  zugleich  aber  die  Beilegung  des 
Streites  sich  angelegen  sein  lassen  solle.  In 
Basel  (wo  ja  Stadt  und  Staat  zusammenfallen i 
ist  die  Anstalt  rein  staatlich:  die  KeLrierung 
deckt  die  I'nrerbilauz  der  Anstalt,  hat  aber 
auch  ihre  Leitung  in  der  Hand,  indem  sie  die 
elf  Mitglieder  der  Aufsichtskomniission  wählt: 
von  letzteren  müssen  übrigens  3  Arbeitnehmer 
und  :\  ArUitgeltcr  sein. 

In  Bern  wie  in  Basel  /.erfüllt  die  Anstalt 
iu  eine  Männer-  und  eiue  Fraiieuahteilung.  In 
jener  betrugen  iu  Bern  lK'.'.'l  die  (iesitche  der 
Arbeiter  HNO.  die  vermittelten  Stellen  17t».  In 
der  Fratienahteilung  betrugen  die  Gesuche  der 
Arbeiterinnen  14.r>0.  die  vermittelten  Stellen  N44. 
—  In  Basel  hat  der  Arbeitsnachweis  eine  weit 
grossere  Bedeutung.  Port  betrugen  1N!IH  in  der 
einen  Abteilung  die  tiesuche  der  Arbeiter  2S27. 
die  vermittelten  Stellen  2lH>H;  in  der  weiblichen 
Abteilung  die  tiesuche  der  Arbeiterinnen  2223. 
die  vermittelten  Stellen  1770.  In  Bern  wie  in 
Basel  bestand  das  Gros  der  versorgten  Männer 
aus  ungelernten  Arbeitern,  das  oros  der  Frauen 
aus  PiciistTihidcheu  und  Köchinnen.  Pa  also 
sehr  viele  Branchen  sich  der  Anstalt  nicht  be- 
dienen. ..ist  demnach  von  einer  vollständigen 
<  VntrulUatioll  des  Arbeitsnachweises  keine  Bede, 
doch  braucht  da»  nach  unserer  Ansicht  nicht 
die  Folge  einer  mangelhaften  Fiuriehtung  des 
Bureaus  /.u  sein.  Ks  ist  ja  sehr  wohl  möglich, 
dass  einzelne  Branchen,  besonders  solche,  in 
denen  es  wesentlich  auf  gelernte  Arbeit  an- 
kommt, eine  eigene  i  Irganisation  des  Arbeits- 
nachweises erfordern,  die  ein  l'ni versa Iburcau 


nicht  bieten  kann.  Man  kann  eben  nicht  alles 
centralisieren,  und  da»  ist  auch  wohl  kein  Un- 
glück ,  die  Schablone  taugt  in  sozialen  Dingen 
überhaupt  nicht«,  es  handelt  sich  nur  darum, 
dass  sich  für  jedes  Bedürfnis  die  geeignete 
Organisation  zu  seiner  Befriedigung  frei  und 
ungehindert,  wenn  niitig  unter  Forderung  seitens 
der  öffentlichen  Verwaltung,  bilden  könne-* 
(Julius  Platter).  — 

Die  von  der  Schweiz  gegebene  Anregung 
wirkte  zunächst  auf  Süddeutschland,  indem  da» 
tie werbegericht  zu  Stuttgart  —  veranlasst 
durch  seinen  trefflichen  Vorsitzenden ,  Assessor 
!  La  u t  en sc  h  lager  —  bei  den  bürgerlichen 
Kollegien  der  Stadt  die  Errichtung  eine» 
städtischen  Arbeitsnachweisbureaus  beantragte. 
Aus  dem  damals  eingereichten  Entwurf  siud 
iM'inerkenswert :  55  3.  Das  Arbeitsamt  steht  unter 
der  Leitung  und  Aufsieht  einer  Kommission  von 
t>  Mitgliedern.  Der  Vorsitzende  derKotn- 
mission  ist  der  Vorsitzende  des  Ge- 
'  werbegerichts.  Die  übrigen  Mitglieder 
der  Kommission  werden  von  den  Beisitzern 
'des  ti  e  w  e  r  he  geric  h  t  s  aus  ihrer  Mitte  ge- 
wählt, und  zwar  werden  von  den  Arbeitgeliern 
und  von  den  Arbeitnehmern  je  4  Mitglieder 
I  gewählt.  Ü  7.  Die  Kosten  der  Unterhaltung 
des  Arbeitsamts  werden  von  der  Stadt  getragen. 
Die  Arbeitsvermittelung  geschieht  unentgeltlich. 
—  Leber  den  Strikefall  schweigt  sich  dieser 
Entwurf  aus.  Ehe  er  in  Stuttgart  selber  zur 
Annahme  gelangte,  gingen  Esslingen  und  Erfurt 
um  1.  April  1MM  mit  der  Errichtung  städtischer 
Vermittelnngsaustalten  voran.  Ihnen  folgte  eine 
Anzahl  rheinischer  Städte.  Gleichzeitig  er- 
schienen wissenschaftliche  Publikationen,  welche 
mit  positiven  Vorschlägen  hervortraten :  so 
Karl  Möller,  der  im  Jahrb.  f.  (»es.  u.  Verw.) 
i  einen  staatlichen  nationalen  Arbeitsnachweis 
forderte,  so  Johannes  Corvey,  der  im 
.. Arbeiterfrcund"/  gemeinnützige  Vereine  mit 
dieser  Aufgabe  betrauen  wollte,  und  so  Georg 
Adler,  der  i'in  der  Schrift  über  ..die  Aufgaben 
des  Staates  angesichts  der  Arbeitslosigkeit"!  die 
oben  dargestellte  Lösung,  also  in  erster  Linie 
kommunale  Aemter  und  dann  deren  Central]- 
sieruug  in  Anregung  brachte. 

Jetzt  beginnt  sich  die  Bewegung  den 
Ministerien  mit/.uteileti.  Das  w  u  r  1 1  e  m  be  r  - 
gische  Ministerium  forderte  im  April  von  der 
.•'entralstelle  für  Gewerbe  und  Handel"  ein 
Gutachten  über  die  Frage  ein,  welches  im 
August  1HD4  einlief  und  sich  für  Errichtung 
städtischer  Arbcitsuaehwcisitclleii .  event.  mit 
staatlicher  Subvention,  aussprach  und  das  Mini- 
sterium /.u  der  Erklärung  veranlasste,  dass  es 
seinen  Einflnss  iu  dieser  Hiebt ung  geltend 
machen  werde.  Aus  jenem  Gutachten  sind  die 
folgenden  Stellen  bemerkenswert,  welche  sich 
im  wesentlichen  mit  den  Schlüssen  unserer  Vor- 
schlüge iu  der  eben  erwähnten  Schrift) 
deckten.  ..Das  < iesamtkollegium  der  königl. 
t 'entralstelle  für  tiewerbe  und  Handel  hat 
angesichts  der  Erge  bnisse  seiner  Erhebungen 
durchaus  den  Eindruck,  dass  alles  bisher  in 
der  A  r  b  e  i  t  s  v  e  r  mittel  u  n  g  Geleistete/ 
durchaus  ungenügend  ist.  Weder  die 
l'riv atanstiilten  ,  welche  so  oft  die  Arbeitslosen 
inissbräuiblicli  ausbeuten,  noch  die  einseitigen 
Veranstaltungen  der  Arbeitgeber-  oder  Arbeiter- 
verbände  können  irgendw  ie  den  Anspruch  machen. 
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etwas  xu  leisten,  und  bei  den  anderen  Nach- 
weisen besteht  zum  minderten  der  Mangel,  dass 
ihre,  Thätigkeit  doch  nur  einem  kleinen  Bezirke 
dient  ,  während  der  Arbeitsausgleich  sich  nicht 
in  dieser  Weine  örtlich  beschranken  lässt.  Die 
Centralstelle  erklärt  es  daher  für  ein  dringende» 
Bedürfnis,  die  Arbeitsverraittelung  besser  zu 
regeln.  Zur  Anbahnung  einer  Reform  hält  die 
Zentralstelle  die  Schaffung  öffentlicher  Arbeits- 
nachweise für  nötig,  und  zwar  sieht  sie  unter 
den  dermaligen  Verhältnissen  für  den  berufensten 
Träger  die  Arbeitsvermittelung  der  Gemeinde 
an.  Für  alle  Fälle  empfiehlt  die  Centraisteile, 
dass  die  Gemeinde  dem  Organ,  welches  sie  für 
den  Arbeitsnachweis  vorsieht,  einen  kleinen 
Ausschuss  beigiebt.  der  in  gleicher  Zahl  von 
Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  zusammenzu- 
setzen wäre.  Den  bestehenden  Arbeitsnach- 
weisen will  sie  nicht  direkt  den  Garaus  machen, 
so  sehr  sie  die  lokale  Central isierung  der  Ver- 
mittelung  für  erstrebenswert  hält.  Den  Ge- 
meinden sollte  mun,  um  ihr  Vorgehen  zu  er- 
leichtem, ein  Musterstatut  nebst  Geschäfts- 
ordnung au  die  Hand  geben.  Endlich  aber  fasst 
die  Centralstelle  von  vornherein  ins  Auge,  dass 
der  Staat  von  sich  aus  und  auf  seine  Kosten 
eine  Verbindung  d  e  r  ö  r  1 1  i  c  h  e  n  Arbeits- 
nachweise untereinander  herstellt". 

Das  bayerische  Ministeriuni  des  Innern 
erliess  Ende  Juni  1894  eine  von  ähnlichen  Ge- 
sichtspunkten ausgehende  Verfügung  an  die 
Bezirksregierungen,  damit  diese  in  den  grosseren 
Städten  die  Einrichtung  von  kommunalen  Arbeit*- 
nach weisestellen  in  Anregung  brachten. 

Im  September  1894  sandte  dann  daspreus- 
sische  Handelsministerium  eine  Verfügung  an 
alle  Städte  mit  mehr  als  1UUU0  Eiiiwohuern, 
um  sie  zur  Begründung  kommunaler  Arbcits- 
vermitteliiugsämter  zu  veranlassen.  Diese  Ver- 
fügung lehnt  sich  aufs  engste  an  den  ganzen 
Gedankengang  unserer  Vorschläge  an  und  bringt 
daher  auch  die  ganze  Frage  mit  dem  Problem 
der  Arbeitslosigkeit  in  enge  Verbindung  (was 
die  vorbin  erwähnten  Verfügungen  unterlassen 
hatten:  vgl.  übrigens  auch  den  Art.  „Arbeits- 
losigkeit "\  Abschnitt  III.  oben  S.  93nfl'.):  bloss 
unsere  Ansicht  über  das  Verhalten  bei  Strikes 
wird  nicht  ausdrücklich  aeeeptiert,  vielmehr  wird 
dieser  l'nnkt  hier  überhaupt  nicht  erwähnt.  Das 
wichtige  Aktenstück  selber  hat  folgenden  Wort- 
laut . 

„In  den  Fällen  zeitweiliger  Arbeitslosigkeit, 
die  in  den  letzten  .Fuhren  buhl  in  grösserem, 
bald  in  geringerem  l'iutunge  namentlich  in  den 
Wiutermonateti  hervorgetreten  sind,  hat  sich 
gezeigt,  dass  den  Einrichtungen  und  Mass- 
nahmen, die  geeignet  sind,  der  Arbeitslosigkeit 
abzuhelfen,  noch  nicht  die  genügende  Aufmerk- 
samkeit geschenkt  worden  'ist.  Namentlich  hat 
sieb  das  Bedürfnis  ergeben,  den  Arbeitsnach- 
weis in  grosserem  Umfang«*  und  planmüssiger, 
als  bisher  geschehen  ist.  auszubilden.  Abgesehen 
von  vereinzelten  gemeinnützigen  Vereinen,  die 
sich  die  Vermittelung  von  Arbeitsgelegenheit 
zur  Aufgabe  gemacht  hoben,  und  von  l'rivat- 
tintcrnchmungcn,  die  *u-  als  Gewerbe  betreiben, 
haben  Untcriiehmiingsverhäudc  einerseits  und 
Vereinigungen  von  Arbeitern,  wie  Fach-  und 
Gcwcrbevcrcinc.  andererseits  die  Regelung  des 
Arbeitsnachweises  in  die  Hand  genommen.  Die 
Wirksamkeit  der  Veranstaltungen  der  letzteren 


Art,  die  der  Natur  der  Sache  nach  auf  den 
Kreis  einzelner  Gewerbe  beschränkt  bleibt,  wird 
auch  dadurch  beeinträchtigt,  dass  in  sie  von 
vornherein  der  Gegensatz  zwischen  Arbeitgebern 
und  Arbeitnehmern  hineingetragen  wiref  Die 
Benutzung  der  Privatarbeitsnachweise,  die  auf 
Bekämpfung  einer  Arbeitslosigkeit  von  grösserer 
Ausdehnung  überhaupt  nicht  berechnet  sind, 
nötigen  die  Beteiligten  zur  Zahlung  von  oft 
unverhältnismässig  hohen  Gebühren ,  und  die 
Thätigkeit  der  gemeinnützigen  Vereine  bleibt 
in  der  Kegel  bei  der  Beschränktheit  der  ihneu 
zur  Verfügung  stehenden  Mittel  und  bei  dem 
Wettbewerb  der  VermittelnngsstelJcn  anderer 
Art  auf  einen  bescheidenen  Umfang  beschränkt. 
Unter  diesen  Umständen  muss  es  als  ein  l>e- 
deutsamer  Fortschritt  betrachtet  werden,  wenn 
neuerdings  in  weiteren  Kreisen  das  Ziel  ver- 
folgt wird,  den  Arbeitsnach  w  eis  /,ur  A«f- 
gäbe  öffentlicher  Veranstaltung  der 
Gemeinden  zu  machen.  Wenn  es  gelingen 
sollte,  zunächst  in  allen  Städten  mit  einiger- 
massen  erheblicher  Einwohnerzahl  Arbeitsnach- 
weisestellen zu  errichten,  die  von  den  Beteiligten 
kostenlos  oder  gegen  geringe  Vergütung  be- 
nutzt werden  könnten  und  sich  des  Vertrauens 
der  Arbeitgeber  und  Arbeiter  erfreuten,  so 
würde  schon  deren  örtliche  Wirksamkeit  un- 
gleich bedeutsamer  werden  können  als  die  bis- 
herigen Arbeitsnachweise.  Sie  würden  aber 
diese  Wirksamkeit  noch  erheblich  dadurch  ver- 
stärken können,  dass  sie  nach  und  nach  mit- 
einander in  eine  organische  Verbindung 
träten  und  sich  damit  in  den  Stand  setzten, 
die  Arbeitsnach weisefrage  und  das  Arbeits- 
angebot in  den  verschiedenen  Orten  und  Gegenden 
auszugleichen.  Ebenso  würden  sie  sich  mit  den 
für  die  Arbeitsvermittlung  auf  dem  Lande  be- 
stehenden Vereinen  und  späterhin  mit  den 
Arbeitsnachweisestellen,  die  voraussichtlich  von 
den  Landwirtschaftskammern  werden  errichtet 
werden,  in  Beziehung  setzen  können .  um  den 
Arbeitslosen  in  Ermangelung  anderer  geeigneter 
Arbeitsgelegenheit  auf  dem  Lande  Beschäftigung 
zu  verschaffen.  Auch  würden  sie.  um  den 
Mannschaften,  die  im  Herbst  ans  dem  Heeres- 
dienst entlassen  werden .  die  Erlangung  von 
Arbeit  zu  erleichtern,  ihre  Dienste  den  Truppen- 
teilen zur  Verfügung  stellen  können.  Um  die 
Arbeitsnach weisestellen  zur  Lösung  der  vor- 
erwähnten, weitreichenden  Aufgaben  zu  be- 
fähigen, wird  es  notwendig  sein,  sie  einem 
durch  die  Gemeindebehörde  ernannten, 
weder  den  Arbeitgebern  noch  den  Ar- 
beit er n a n geh ör e n d en  Le i t e r zu  unter- 
stellen. In  den  grossen  Städten  können  die 
Leiter  aus  den  Beisitzern1)  zum  Gewcrbcgcricht 
gewählt  werden.  Wo  das  nicht  möglich  ist, 
könnten  die  städtischen  Behörden  eine  Auswahl 
treffen.  Es  ist  wünschenswert,  Arbeits- 
n  a  c  h  w  eise  Ii  n  r  e  a  u  s  w  e  n  i  g  s  t  e  n  s  in  all  e  n 
Städte  n  v  o  u  in  e  h  r  a  I  s  1(1  IM)  E  i  n  w  o  h  n  e  r  n 
ins  Leben  zu  rufen."  — 

Diese  lobenswerte  Intervention  der  mass- 
gebendstcu  Ministerien  Jiatte  den  Erfolg,  die 

')  Die  Verfügung  meint  hier  offenbar  den 
..Vorsitzenden"  des  Gewerbegeriehts.  da  die 
..Beisitzer"  ja  entweder  zu  den  Arbeitgebern 
oder  zu  den  Arbeitern  gehören .  die  von  der 
Leitung  gerade  ausgeschlossen  bleiben  sollen. 
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bereits  im  Fluss  befindliche  Bewegung  für  Ver- 
besserung de*  Arbeitsnachweises  noch  lebhafter 
zu  gestalten.  In  einer  grossen  Reihe  nnuient- 
lieh  sud-  und  mitteldeutscher  Städte  ist  man 
denn  mich  bald  zur  Begründung  kommunaler 
Nachweisehureaux  gesehritten,  wahrend  freilieh 
in  vielen  norddeutschen  Gemeinden,  zumal  in 
Berlin,  die  muuchcstcrlich  gesinnten  städtischen 
Kollegien  es  selbst  trotz  der  Ministeriellen 
Sirenengesänge  nicht  übers  Herz  bringen 
konnten,  sich  zu  einem  solchen  Akt  des  Staats- 
sozialismus  verführen  zu  lassen,  sich  vielmehr 
nur  zu  einer  Subventionicning  der  Arbeits- 
nachweisstellen gemeinnütziger  Vereine  bereit 
finden  Hessen.  Der  heikle  Punkt,  wie  das 
Bureau  im  Falle  von  Strike  oder  Aussperrung 
zu  fungieren  habe,  ist  in  den  meisten  Statuten 
überhaupt  nicht  berührt  worden.  Der  betr. 
Paragraph  im  Statut  von  Frankfurt  a.  M.. 
welcher  die  Fassung  hatte:  ..Bei  Arbeitsein- 
stellungen und  -aussperrungen  stellt  die 
städtische  Arbeitsvermittelung  ihre  Thiitigkeit 
für  das  beteiligte  Geschäft  oder  den  beteiligten 
Arbeitszweig  ein".  ist  von  der  kgl.  Regierung 
nicht  genehmigt  worden.  Dagegen  hat  der 
gemeinnützige  Arbeitsnachweis  in  Köln  in 
seinen  Statuten  den  Satz,  dass  er  bei  Strikes 
für  die  davou  betroffene  Branche  seine  Ver- 
mittelung  einzustellen  habe.  Einige  andere 
Anstalten  wieder,  z.  B.  das  Berliner,  lassen 
dagegen  keinen  Zweifel  darüber,  dass  sie  jeden 
Strike  ignorieret!  und  ihre  Thätigkeit  unter 
allen  Umständen  fortsetzen  würden.  Interessant 
ist  der  folgende  Vorschlag,  welchen  die 
sozialistische  Arbeiterschaft  Berlins  zur  Regelung 
des  fraglichen  Streitpunktes  gemacht  hat: 
ral  Der  Arbeitsnachweis  stellt  im  Falle  eines 
Ausstände*  seine  Thiitigkeit  für  die  betr. 
Branchen  ein.  jedoch  haben  die  strikenden 
Teile  innerhalb  2  Tagen  (d.  Ii.  Vom  folgenden 
Tage  am  das  Kinigungsamt  des  (Jewerbcgcrichts 
anzurufen,  und  soll  dasselbe  auf  dem  schnellsten 
Wege  entscheiden,  b  Geschieht  das  Anrufen 
des  Einiglingsamtes  nur  einseitig,  und  weigert 
sich  die  Partei  der  Arbeitnehmer,  so  tritt  der 
Arbeitsnachweis  nach  der  unter  »}  besagten 
Zeit  sofort  wieder  in  Thiitigkeit.  c\  Beide 
Parteien  haben  sich  dein  Urteil  des  Einigungs- 
nmtes  zu  unterwerfen ,  widrigenfalls  das 
Kinigungsamt  über  die  weiter«'  Thiitigkeit  des 
Arbeitsnachweises  zu  bestimmen  hat  ' 

Wie  man  sieht,  ist  in  dieser  Frage  noch 
manches  nicht  auf-  und  nicht  abgeklärt.  Aber 
die  Bewegung  ist .  wenigstens  iu  Deutschland 
und  der  Schweiz,  so  lebhaft,  die  Kritik  setzt  so 
von  allen  Seiten  ein ,  dass  zu  hoffen  steht .  es 
werde  sich  hier  schliesslich  als  Resultat  eine 
gesunde  öffentlich-recht  liehe  Organisation  des 
Arbeitsnachweises  ergeben. 

Gegenwärtig  ist  eine  lebhnfte,  auch  zum 
Teil  schon  von  Erfolg  gekrönte  Bewegung  im 
Gange,  um  die  Arbeitsnachweisstellen,  die  in 
den  Bänden  von  Kommunen  oder  gemeinnützigen 
Vereinen  sich  befinden,  zum  Beitritt  zu  l^andes- 
verbänden  zu  veranlassen ,  wodurch  die  Auf- 
gabe der  Arbeitsvermittelung  um  vieles  besser 
gelöst  werden  kann.  Schliesslich  ist  auch  noch 
im  Februar  1898  Uber  den  provinzialen  und 
Landes  verbünden  ein  nationaler  .,  Verband 
deutscher  Arbeitsnachweise-  begründet  worden, 
der  zu  seinem  publizistischen  Organ  die  von 


.1  a  s  t  r  o  w  herausgegebene  Monatsschrift  «Der 
Arbeitsmarkt*  erwählt  hat.  — 

Gleichzeitig  ist  die  gegen  das  gewerbs- 
mässige Stcllenverniittchingswesen  gerichtete 
Bewegung  stärker  geworden,  und,  wie  es  scheint, 
wird  nächstdem  in  Deutschland  für  solche  Unter- 
nehmungen die  Koirzessiouspflieht  und  Über- 
wachung vermutlich  mich  französischem 
Muster  —  angeordnet  werden.  — 

3.  Die  ,,Arbeit*börB«n"  in  Frankreich. 
In  Frankreich  knüpfen  die  Bestrebungen .  die 
eine  Reform  der  Arbeit«nach Weisung  bezwecken, 
an  die  sog.  ,.  Arbeitslosen"  an.  die  im  wesent- 
lichen kommunal  subventionierte  Geschäft*-  und 
Klubhäuser  der  Gewerkschaften  darstellen.  Die 
Einrichtung  der  Pariser  Arbeitsbtirse,  welche 
das  erste  Institut  dieser  Art  war  und  im  .1.  1887 
eröffnet   wurde,  ist  diese.     Der  Gemeinderat 
stellt  auf  seine  Kosten  allen  Arbeitern,  ins- 
besondere den   Vereinen   zur   Wahrung  ihrer 
Berufsiuteressen.  die  Lokalitäten  zur  Verfügung, 
in  denen  sie  ihre  Versammlungen  abhalten  und 
das  (ieschäft  der  Arbeitsvermittelung  abwickeln 
können.   Die  Oberaufsicht,  die  der  Gemeinderat 
übt.  ist  nur  scheinbar;  in  Wahrheit  wird  die 
Verwaltung  von   den   von   den  Arbeiterfach- 
vereinen gewählten  Kommissionen  geführt,  also 
von  dem   „comite  general",  der  „commission 
exeeutive'.  der  „commission  de  eontröle"  und 
dem  „comite  de  redaction-,  das  ein  eigenes 
Journal  Juilletin  de  la  boursedil  travail"  heraus- 
giebt.   Faktisch  wird  der  hier  bctriel>ene  Arbeits- 
nachweis ausschliesslich  von  den  Arbeiterfach- 
vereinen besorgt,  die  selbstverstämllich  bei  der 
Stellenzuweisung  ihre   Mitglieder  bevorzugen. 
Nachdem  ein  erstes  Lokal,  zu  dem  die  Stadt 
Haus  und  Mobiliar  sowie  eine  jährliche  Sub- 
vention von  20000  Fr.  gegeben .  sich  als  nicht 
ausreichend  erwiesen,  baute  die  Stadt  ein  neues 
grösseres  Gebäude  für  diese  Börse  mit  einem 
Kostenauf  wände  von  zwei  Millionen  Fr.  „Das 
Gebäude  ist  ein  Prachtbau,  der  —  abgesehen 
von  dem  im   unteren  Stockwerke  gelegenen, 
auf  2200  Personen  berechneten  Ausstandssaal  - 
in  den  oberen  Stockwerken  den  Bibliothekssaal 
und  etwa  löO  Räume  umfasst,  in  denen  die 
Syndikate  der  Arbeiter  der  verschiedenen  Berufs- 
zweige untergebracht  sind;  ausserdem  enthält 
das  Gebäude  einen  Saal,  in  dem  Beschäftigungs- 
lose den  Tag  über  bis  12  Uhr  nachts  sich  auf- 
halten können.   Es  war  selbstverständlich,  dass 
auch  die  jährlichen  Unterhaltungsbeilage  eine 
beträchtliche  Erhöhung  erfuhren;  wie  bei  der 
bisherigen  Börse,  welche  als  erst«  Filiale  der 
•  Vntralbörse  fort  fungierte .  ubernahm  die  Stadt 
den  jährlichen  Aufwand  für  elektrisches  Licht 
und  Beheizung  mit  fwOÜ  Fr.,  die  Beamten-  und 
Dienergehälter  mit  ItBOOÜ  Fr.;  endlich  leistete 
sie  zu  den  Betriebskosten  einen  jährlichen  Bei- 
trag von  50000  Fr.    Mit  den  der  Stadt  als 
Aequivalent   so  grosser  Opfer  vorbehaltenen 
Rechten  war  es  noch  dürftiger  als  früher  be- 
stellt:  nicht  einmal  die  vom  Stadtrat  beab- 
sichtigte Einrichtung  eines  städtischen  Bureaus 
für  volkswirtschaftliche  Statistik  wurde  von 
den  Syndikaten  zugebissen*  (Reitzenstein).  Da 
sich   iu   der    Arbeitsbörsc   immer   mehr  die 
revolutionäre    Arbeiterbewegung    zu  koncen- 
trieren  begann,  und  da  verschiedene  Ungesetz- 
lichkeiten und  Missbräuche  konstatiert  wurden, 
so  verfügte  das  Ministerium  Dupuy  im  Juli  18t« 
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die  Schliessung  de*  Institut*,  das  indessen  189Ü 
unter  dem  radikalen  Ministerium  Bourgeois 
abermals  eröffnet  wurde.  Nach  dem  Vorbilde 
desselbeu  sind  übrigens  noch  ca.  40  Arbeits- 
börsen in  anderen  Städten  entstanden,  die  aber 
sämtlich  nur  kleine  städtische  Subventionen 
empfangen.  Mataja.  der  diese  Institute  am 
eingehendsten  untersucht  bat  .  kommt  über  sie ' 
zu  folgendem  Schlug*:  „Die  Erfolge  der  Arbeits- 
börsen erscheinen  nicht  sehr  gross.  Hatte  die  , 
selbständige  Organisation  des  Arbeitsnachweises  • 
durch  die  Arbeiter  unter  allen  Umständen  wohl 
mit  Zurückhaltung,  vielleicht  mit  Behinderung 
auf  Seite  der  Arbeitgeber  zu  kämpfen  gehabt.  I 
so  hat  der  bisherige  Verlauf  der  Dinge  dies 
zur  bewnssten  und  entschiedenen  Gegnerschaft 
schon  mit  Rücksicht  auf  die  in  den  Arbeits- 
börsen zumeist  herrschenden  Tendenzen  ge- 
steigert. Daneben  ist  auch  nicht  zu  übersehen, 
dass  die  Stellenvermittelung  eine  Industrie  wie 
jede  andere  ist,  deren  erfolgreicher  Betrieb  be- 
stimmte Kenntnisse  und  Erfahrungen  und  ein 
Eingehen  auf  die  Wünsche  des  Publikums 
voraussetzt,  was  die  Syndikate  häufig  vermissen 
Hessen.  Versuche,  die  Unternehmer  in  der 
Freiheit  der  Wahl  zu  beschränken  und  ihnen 
Stellenbewerber  nach  der  Reihenfolge  der  Ein- 
zeiehnung  aufzunötigen  und  dergl.,  der  Mangel 
an  ständig  und  berufsmässig  sich  mit  der  Ab- 
wickelung der  Geschäfte  befassenden  Organen, 
die  Zurücksetzung  von  Arbeitern  anderer  J'artei- 
rtchtungen  als  jener  der  jeweils  am  Ruder  be- 
findlichen Majorität  und  ähnliches  mussten 
naturirenuiss  den  Zuspruch  hemmen."  — 

Ausserhalb  Frankreich»  sind  in  der  letzten 
Zeit  Einrichtungen  zur  Unterstützung  der  frag- 
lichen Zwecke  in  umfassenderem  Masse  vor- 
nehmlich im  Staate  Ohio,  in  Xeu-Seeland 
und  den  australischen  Staaten  begründet 
worden :  es  bandelt  sich  hier  allemal  um  staat- 
liche Arbeitsverinittelungsstellen ,  denen  zum 
Teil  auch  schon  die  schwierige  Aufgabe  der 
Zurllf  kführunir  unbeschäftigter  Arbeitskräfte 
der  Städte  aufs  Land  gelungen  sein  soll.  — 

Lltteratnr:  In  erster  Linie  ist  da*  reiche*  Ma- 
terial sammelnde  iiihI  sehr  gewissenhaft  gear- 
Iwitete  Werk  F.  v.  ItrltzenKtein»  »Der  Arbeits- 
nachweis» f  Berlin  1S1I7,  zu  nennen.  —  Bei  seineu 
fH,*itirrn  Vorsehlägen  hat  liefere  nt  rekapituliert, 
was  er  in  seiner  Schrift  iilter  «jHe  Aufgalwn 
de*  Staate*  angenicht*  der  Artn:it*lo»iijkeitu , 
Tübingen  I3!>4,  und  im  Art.  »Artwilsnarhweisu 
im  f.  Supplrmenttnindr  zur  1.  Auß.  de*  »Handir.«  [ 
(S.  1-K'ff.)  postulierte.  —  Veher  dm  Arbeits-  ', 
nur  hier  in  im  Mittelalter  find  vornehmlich  die 
/»kannten  Schriften  Scltmollera  und  Stleda* 
zn  vergleichen.  Speeietle  Thntsachen  s.  in 
Georg  Adlern  uGro*spolni*chem  Fleischer- 
gewerk i  trr  .KH)  Jahren",  Posen  J,s9-j.  Ih\*  ' 
W'riien  der  mittelalterlichen  Arlwits-rmniUetung 
knapp  und  treffend  gezeichnet  in  Stieda*  Art.  , 
»Zur  Fragt  der  Arbcilsloseiirrrsichertingu  im  ' 
o Deutschen  WochcnldaU« ,  Ar.  .it>  nun  J.l.  VII. 
lS'.'O.  —  l'eber  die  modernen  Fragen,  die  mit 
unterem  Thema  tvsammenhdngen,  unterrichtet 
eine  reiche  Littrratnr,  an*  der  die  folgenden 
wichtigeren  Schrißcn  angegelwn  «ein  mögen: 
Arbeitslosigkeit  und  Arbeitsrermittelimg, 
Bericht  über  den  sozialen  Kongreß»  in  Frank- 
furt a.  M.  (l.i'M),   Bertin   lfi'J^. —  Böhmert,  , 
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Zur  Statistik  der  Arbeitslosigkeit,  der  Arhnits- 
crrmitOluug  ii.  k.  fr.  ),i  der  Zeitschrift  de* 
sächsischen  statistischen  Bureau*,  Jahrg.  I.S94.  — 
Board  ff  trade,  lalxoir  depurtement,  lirport  on 
ngencie*  und  methods  for  dealing  with  the  un- 
emploged,  London  ISUi.  —  Corvey,  Herlwrgen 
und  ArlwiUrerinittt  hing  im  nArheilerfrcundt, 
Jahiij.  lS'.lj.  —  Den  tu.  Conference*  pre  pnratoire* 
a  l'organi*atitoi  d'iiw  hour»r  du  trarail  u 
Brn  feiles.  Brüssel  1,*$:,.  —  Drage.  The  un- 
emploged,  London  /.<■'."..'.—  Etvert,  Ihr  Arlwits- 
nacfurei*  im  Jahrb.  für  Ges.  und  )'erw.,  Jahrg. 
XII.  ■—  Derselbe,  Die  Arlwitsi Ermittelung  in 
Prru*sen  während  de*  Jahre*  1S'.>4  in  der  Zeit- 
schrift de*  prenssisrhen  stilistischen  Bureau*, 
Jahrg.  l.SM.  —  Freund,  liefrrat  lietr.  Errichtung 
eine*  städtischen  Arlwitsnachweise*  in  Berlin, 
Berlin  u.  J.  —  f.  Meckel.  Fürsorge  für  Arlieitslrme 
in  Engtand  im  Jahrb.  f.  Sat.  u.  Stat.  .{.F.,  Jahrg. 
Wt,.  —  Jantroir,  Die  Einrichtung  ro„  Arbeits- 
nachweisen in  Arbeitsnochweisverlxindei,,  Ver- 
handlungen der  ersten  deutschen  Art/citsnach- 
ireixkonferem  i  lS'.Ki,  Berlin  /.v.^.v.  -  -  Mataja, 
Städtische  So:i,djiolitik  in  der  Zeitschrift  für 
Volksir.,  Sozial/),  und  Vrriridtung,  Jahrg.  ■ — 
Malen',  L>>  lunirsr  ./«  trarail  </  Paris,  Brüssel 
ls#7.  —  Möller,  Die  Cenlraltsternng  de*  ge- 
verblithen  Artiritrnnrhtrrise*  i„>  Jahrb.  für 
Ce*.  und  Verir.,  Jahrg.  IS'J.',.  —  Molinart.  La 
txntrse  du  trarail  im  Journal  de»  Economistr», 
Jahra-  IS.SS,  —  Ih'r»elbe,  Le*  Ivurses  du  trarail, 
Paris  l.s'.i.:.  —  Oldenberg,  Dir  Errichtung  kom- 
munaler Arlieit*nachirei*r  im  Jahrb.  für  t,e*.  u. 
Venr.,  Jahrg.  !S'.<5. —  Dernelbe.  Arbeitslosen- 
*tati*tik,    Arbeit*rrrniittelung  etc.    im  Jahrb.  für 

Ces.  und  Venr.,  Jalrg.  /.».'/.;.  —  f.  Keltsenntefn, 
Art.  Arlieitsnarhireits  und  Arfiritsbinsrn  in 
ltd.    I   der   I.    Aufl.   des    Handle,    der  Staiitsir. 

(S.  711  f.),  Jena  tstio.  —  lludolf  Singer 
iSieg/uirl),  Dir  Organisation  des  Arbeitsnach- 
weise* in  Wien,  Zeitschrift  für  Volkswirtschaft, 
Sozialpolitik  und  Vene.,  Jahrg.  IS'J.'t.  Gegen- 
wärtig unterrichtet  über  alle  einschlägigen  Fra- 
i/en  die  ron  ,IaMtrow  trefflich  redigierte  Zeit- 
schrift »Ihr  Arbe  i  t*  m  a  r  l;t ,  Mtanifssrhriß 
der  Centralstelle  Jiir  ArbeitxMarktberichte  und 
Organ  des  Verbandes  DeuUrhrr  AH>e,it*uarh- 
weise,,  ueit  Oktober  1$:>7  erscheinend j. 

Georg  Adler. 


Arbeitsordnungen  und  Arbeiter- 
ausschüsse. 

1.  Wesen  und  fharakter  der  Arbeitsord- 
nungen. 2.  Frühere  Arbeitsordnungen.  3. 
Neuere  Gesetzgebung.  4.  Durchführung.  5. 
Arbeiternusschüssc.  ü.  Aufgaben  der  Arbeiter- 
nnssehüsse.  7.  Organisation  der  Arbeiteraus- 
schüsse.  8.  Kritik. 

1.  Wesen  nnd  Charakter  der  Arbeit«- 
ordnungen.  IndomMiisse,  als  iu  nouerer  Zeit 
Neigung  vorhorrsL-ht.  die  einzelnen  Betriel)e 
immer  grTisser  zu  inaeheii,  tritt  die  Notwendig- 
keit, Arbeitsonlnungeii  zu  erlassen,  deutlieh 
hervor.  Kine  vielköpfig»?  Masse  von  Arbeitern 
lässt  sii  h  nicht  andersi  zweckmässig  beschäf- 
tigen, als  iudem  für  alle  gleiche  Regeln  auf- 

Aufl»KC.  I.  öl 
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gestellt  werden,  an  die  man  sich  in  Zweifels- 
füllen zu  halten  vermag.  Das  Verhältnis 
«l.  r  Arbeiter  zum  Unternehmer  i>t  eU«n  ein 
anderes  als  in  der  engen  WerkstAtte  des 
Handwerks,  wo  die  Autorität  des  Ixiters 
in  iuündliehen  Hefehlen  die  Ordnung  auf- 
recht erhält.  Jetler  Ungch<trsain,  jede  Un- 
sicherheit im  Thun  und  I«i.ssen,  jede  Un- 
achtsamkeit führt  zu  Störungen,  die  den 
günstigen  Erfolg  der  gemeinst  •haftlichen  Ar- 
l«eit  lähmen,  also  ancli  alle  «liejenigcn,  die 
an  der  Störung  keinen  Teil  hatten.  Iteein- 
träclitigeu.  Wenn  das  Spuhnädchen  nicht 
anwesend  ist.  kann  der  Weber  nicht  weiten, 
und  wenn  die  Fädlerin  zu  spät  erscheint, 
muss  der  Stieker  mit  dem  Beginn  der  Ar- 
beit  warten. 

Die  Existenz  und  genaue  Befolgung  einer 
zweekmässip-n  Arbeitsordnung  ist  daher  für 
den  Arbeiter  seihst  wichtig.  Sie  schützt 
ihn  gegen  Gefahren,  wie  sie  der  Betrieb 
mit  sieh  hringt,  und  sie  leistet  für  si'ine 
wirtschaftliehe  Lage  Gewähr,  insoweit  diese 
«huvh  den  Krfolg  «ler  Gesamtarlioit  bedingt 
ist.  Eine  Arlieitsordnung  verfolgt  somit 
«■inen  doppelten  Zweck.  Sie  stellt  ein  für 
alle  Male  die  Bedingungen  auf,  die  der  Ar- 
l»eitgel>er  den  bei  ihm  Beschäftigung  suchen- 
den Arbeitern  anbietet  und  denen  sich  jeder 
Arbeiter,  der  in  den  Betrieb  eintn-ten  will, 
unterwerfen  miiss.  Dadurch  erleichtert  sie 
den  Abschluss  des  Arbeitsvertrages  mit 
jedem  einzelnen  Arbeiter.  Zweitens  aber 
enthält  sie  Vorschriften,  die  zur  Aufivcht- 
erhaltung  der  technischen  und  wirtschaft- 
lichen Ordnung  des  Betriebes  dienen  sollen. 
Gleichzeitig  sichert  sie  deren  Befolgung 
durch  Straf  Vorschriften,  denen  sich  der  Ar- 
beiter, indem  er  auf  das  Arlteitsvcrhältnis 
eingelit.  unterwirft. 

Bei  welcher  Grösse  des  Etablissements 
eine  Arlieitsordnung  dringlich  ist.  zu  be- 
stimmen, hat  seine  Schwierigkeiten.  Richtig 
ist  es.  wenn  in  allen  grösseren  Anstalten 
die  Vertrags!  m<  Ii  ngungen  sowie  die  gegen- 
seitigen Beeilte  uud  J'flicluVn  zwischen  Ar- 
lieitgelier  und  Arbeitnehuier  in  einer  Ord- 
nung  zum  Ausdruck  gebracht  weiden.  Aber 
ob  man  nun  fliesen  Begriff  grössere  An- 
stalt- bei  20  «vier  25  Arbeitern  beginnen 
lassen  soll,  steht  dahin.  Für  kleinere 
Fabriken,  in  denen  mehr  persönliche  Be- 
ziehungen zwischen  Unternehmer  und  Be- 
schäftigten vorherrschen,  auch  der  Arlteits- 
\  ertrag  meist  in  pei-sön lieber  Bcsprcchnung 
geschlossen  winl,  wird  das  Be<hirfnis  sieh 
nicht  so  dring«*nd  zeigen.  In  gn">sseren 
Fabriken  dagegen  werden  mitunter  für  ver- 
schiedene Abteilungen,  den  be-omleren  tech- 
nischen Verhältnissen  entsprechend,  mehrere 
Arbeitsordnungen  nötig  sein.  Den  Erlass 
für  Anstalten  U-stimmten  Umfangs  <>bli- 
gatorisch  zu  machen,  empfiehlt  sich,  weil 


anders  keine  Garantie  gcliotcu  ist,  dass  die 
als  heilsam  anerkannte  Massregel  wirklieh 
überall  zur  Ausführung  gelangt. 

Dem  Grundsatz«»  des  freien  Arlteitsver- 
trages  entspricht  es,  wenn  ltei  «ler  Ab- 
fassung der  Arbeitsordnung  den  Arbeitern 
eine  gewisse  Teilnahmt'  zugestanden  winl. 
Dieser  wäre  sofort  in  Frage  gezogen,  wenn 
«lie  Arlteiter  infolge  der  wirtschaftlichen 
Uelvrmacht  der  ArUntgeVr  vor  die  Alter- 
native gestellt  würden,  entweder  das  fait 
accouipli  einer  ltest«>hcnden  Fabrikordnung 
anzuerkennen    oder    beschäftigungslos  zu 

■  bleiben.  Geht  dagegen  tlie  Arbeits«jrduung 
aus  gemeinsamer  Beratung  hervor,  so  er- 
fährt der  Arbeiter  d«>u  Inhalt  der  zu  er- 
lassenden Ordnung  doch  vorher  und  kann 
etwaige  abweichende  Meinunp.'ti  und  Wünsche 

j  vortragen.    Manche  Bestimmungen,  durch 

;  tlie  sich  die  Arlteiter  geschädigt  «ler  ge- 
kränkt fühlen .  wahrend  sie  vielleicht  für 

den  Unternehmer  s«>  geringen  Wert  haben, 
dass  er  auf  ihre  Aufnahme  verzichtet  haben 
würde,  wenn  ihm  die  Stimmung  seiner 
Arbeiter  Itckannt  geworden  wäre,  können 
dann  noch  wegfallen.  Gegen  die  Mit- 
wirkung der  Arlteiter  werden  gewöhnlich 
die  Schwierigkeiten  ins  Fehl  geführt,  «lie 
es   bereitet,   sie   heranzuziehen.    Bei  dem 


lebhaften  Wechsel  unter  <l«m  Arlteiteni  sei 
niemand  rocht-  geeignet .  um  mit  ihm  zu 
verhandeln.  Unter  den  Arltoitern  seien  selten 
Persönlichkeiten,  die  zu  Vertrauensmännern 
sich  schickten  und  dieses  Amt  namens  ihrer 
Kameraden  gerne  übernähmen.  Vermutlich 
werde  !>ci  den  Verhandlungen  die  Uneinig- 

I  keit  nur  w.«:h  grösser  werden  und  Unltc- 
frietligtheit  auf  beiden  Seiten  entstehen. 
In  Fällen,  wo  die  Arl«eitg«dier  sich  orgaui- 

'  sierten  Arbitern  gegenüber  befänden,  würde 
inöglir  herweise  die  Zuziehung  von  Art  «eitern 
das  Gegenteil  der  beabsichtigten  beruhigen- 
den Wirkung  ausülten. 

Bei  «ler  Eiupiete  von  1S7<>  sprich  man 

.  sich  namentlh  h  in  Baden  uud  Hessen  dahin 
aus.  dass  man  auf  di«>sem  Wege  schwerlich 

:  Bestimmungen,  die  an  «lie  Arlteiter  höhere 
AnfordennigiMi  stellten,  wenle  durchsetz«!!! 
können.  Nur  selten  wfmlen  die  Arlteiter 
von  <l«  r  Notwen«ligkeit  einer  Verlängerung 
der  Arbeitszeit  «vier  Herabsetzung  vou  1 /ihnen 
zu  überzeugen  sein.  In  stillen  Gesdiäfts- 
zeiteii  würden  sie  «len  Anforderungen  «ler 
Fabrikanten  gern  un«l  willig  entsproehen, 

i  b«  i    flottem   Gesehäftsgang  alter  sich  zu 

!  nichts  verstehen.  Solehen  Einwänden  kann 
ja  nicht  alle  Berechtigung  abgesprochen 
werden.  Dennoch  muss  man  sagen,  «lass 
es  «ler  Gerechtigkeit  "»d  Willigkeit  ent- 
spricht, dhrjenigen,  «lie  ihre  Arbeitskraft  in 
«len  Dienst  einer  Unternehmung  stellen, 
auch  von  den  Bedingungen  zu  verständigen. 

■  tinter  denen  sie  arbeiten  sollen.    Daher  hat 
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zweifellos  die  deutsehe  Oew.-O.  das  Problem 
glücklich  gelöst,  wenn  sie  vorschreibt,  das.« 
die  Arbeitsordnungen  vor  ihrem  Erlas;-'  den 
grossjährigen  Arlieitern  bekannt  gemacht 
und  diesen  die  Gelegenheit  erboten  werde, 
etwaige  Hedenken  schriftlich  oder  zu  Pro- 
tokoll äussern  zu  können. 

Bestritten  ist  die  Frage,  inwieweit  den 
Behörden  eine  Mitwirkung  beim  Erlas*  der 
Arlieitsordnung  zuzuerkennen  ist.  Die  Mo- 
tive zu  der  Novelle  der  Gew.-O.  von  1N91 
meinten,  dass  es  nicht  darauf  ankommen 
könne,  die  Gültigkeit  der  Arbeitsordnung 


schriftsmässig  erlassen  ist  oder  ihr  Inhalt 
den  gesetzlichen  Bestimmungen  zuwider- 
läuft, dem  Unternehmer  aufzutragen,  die 
entsprechende  Aendenmg  vorzunehmen. 

Ausserhalb  Deutschlands  ist  man,  und 
wohl  mit  Hecht,  einen  Schritt  weiterge- 
gangen. In  der  Schweiz  sind  die  Ar- 
beitsordnungen den  kantonalen  Regierungen 
zur  Genehmigung  vorzulegen  und  hernach 
in  den  Arbeitsräumen  anzuschlagen.  Inwie- 
weit dir  Inhalt  nicht  gegen  gesetzliehe  Be- 
stimmungen Verstössen  darf,  setzen  die 
2—14  des  Fabrikgesetzes  von  1x77  ausein- 


von  der  Genehmigung  der  zuständigen  Be-  ander.    In   Oesterreich  wiederum  ver- 


hörde  abhängig  zu  machen.  Dadurch  ent- 
stände die  Gefohr  einer  unzulässigen  Ein- 
misehung  in  die  inneren  Verhältnisse  der 
Betriebe,  und  es  würde  den  Behörden  eine 


langt  §  fc8a  (der  Gew.-O.  von  1nn">),  «las«  in 
Fabriken  und  Gewerbsnnternohmungen,  in 
denen  filier  2u  Arbeiter  in  gemeinschaft- 
lichen Lokalen  beschäftigt  sind,  eine  sämt- 


Verantwortliehkeit  aufgebürdet,  der  sie  nicht !  liehen  Hilfsarbeitern  hei  ihrem  Eintritt  zu 


gewachsen  schienen.  Sofern  z.  B.  in  einer 
Arbeitsordnung  Vorschriften  filier  den  Ge- 
brauch von  Werkzeugen  und  Maschinen 
enthalten  seien,  trugen  diese  dem  örtlichen 
Bedürfnis,  der  Individualität  der  Unter- 
nehmung Rechnung.  Das  alier  könne  keine 
Polizeiverwaltung  und  k>«in  Polizeigesetz 
wirksam  zu  kontrollieren  unternehmen. 
Vielmehr  müsse  man  sich  daran  geniigen 
lassen,  durch  Vorlegung  der  zu  erlassenden 
Arbeitsordnung  liei  der  zuständigen  Behörde 
dieser  die  Möglichkeit  einzuräumen,  zu 
prüfen,  ob  die  Arbeitsordnung  voischrifts- 
mässig  erlassen,  ob  sie  vollständig  sei  und 
ob  sie  keine  Bestimmungen  enthielte,  die 
mit  gesetzlichen  Vorschriften  im  Wider- 
spruch stünden.    Solche  Prüfung  sei  nicht 


verlautliarende  Arbeitsordnung  abgefasst  und 
im  Lokal  angeschlagen  werde.  Sattesten* 
s  Tage,  bevor  diese  Ordnung  als  Anschlag 
in  den  Werkstätten  angebracht  wird,  ist 
sie  in  zwei  gleichlautenden  Exemplaren  der 
Goworbehehörde  vorzulegen,  die,  wenn  sie 
in  ihr  nichts  Gesetzwidriges  findet,  ein 
Exemplar  mit  einem  Visum  zu  versehen 
und  an  den  Unternehmer  zurückzustellen, 
hat.  Den  hauptsächlichen  Inhalt  der  Ord- 
nung schreibt  der  lietreffende  Artikel  (§ 
MSn)  vor. 

2.  Frühere  Arbeitsordnungen.  Die  Ar- 
beitsordnungen der  älteivn  Zeit  wurden  als 
Hausordnungen  angesehen,  d.  h.  man  ging 
von  einem  Rechtssy.stem  aus.  wo  der  Herr  ein 
Recht  hatte  auf  die  Leistung  des  unfreien  Ar- 


an  einen  bestimmten  Tennin  zu  l<inden,  auch  J  beiters  und  als  imtriarchalischer  Wohlthäter 


nicht  von  ihrem  Ausfall  das  Inkrafttreten 
abhängig  zu  machen.  Die  Behörde  sollte 
jederzeit,  falls  sie  einen  Mangel  in  der 
Arbeitsordnung  entdecke,  auf  dessen  Besei- 
tigung dringen  können. 

Diesem  Standpunkt  gemäss  ist  die  neueste 
Vorschrift  in  der  Oew.-O.  gehalten.  Bisher 
hatten  die  Fabrikinspektoreu  keine  Befug- 
nis, auf  eine  Revision  der  <  )rdnungeu  hinzu- 
wirken, und  erst,  wenn  Besch  werden  der 
Arbeiter  an  sie  herantraten,  erwuchs  ihnen 
eine  Pflicht  dazu.  In  manchen  Fallen  war 
in  der  Arbeitsordnung  mitgeteilt,  dass  sie 
lieim   Gewerliegerieht   hinterlegt   sei,  wo- 


ersdiien.  wenn  er  ihn  überhaupt  beschäftigte. 
Sie  waren  »'inseitige  auf  dem  Herrsehafts- 
verhältnis  des  Unternehmers  über  den  Ar- 
lieiter  beruhende  Erlasse,  durch  <li**  Willkür 
der  Arbeitgelier  diktierte  Dienstordmuigen. 
Sie  hatten  die  Natur  von  reinen  Polizei- 
reglomonts  \\u<\  entsprachen  den  modernen 
Rechtsanschauungen  nicht.  Der  einzelne 
Arbeiter  war  natürlich  nicht  in  der  I^age. 
von  den  leiten»  eines  Geschäfts  zu  ver- 
langen, dass  diese  oder  jene  ihm  unzweek- 
mässig  erscheinende  Vorschrift  der  Arbeits- 
ordnung abgeändert  würde.  Entweder  er 
sagte  zu  und  unterwarf  sich  allen  Bedin- 


durch  die  Arbeiter  den  Eindruck  gewannen,  I  gungen  oder  er  lehnte  ab  und  konnte  dann 
al>  ob  dieses  Staatsorgan  oder  der  Staat  |  zusehen,  wo  er  Beschäftigung  fand.  Denn 


selbst  mit  allen  auch  ihren  bedenklichsten 
Vorschriften  einverstanden  sei,  während 
t  hat  sich  lieh  sich  die  Regierung  um  diese 
Verhältnisse  gar  nicht  kümmerte.  Nunmehr 
ist  insofern  Wandel  geschaffen,  als  die  Ar- 
beitsordnung in  zwei  Exemplaren  der  unteren 
Vcinvaltungslx'hördeeiiigeivicht  weiden  muss, 
die  sie  zwar  nicht  ausdrücklich  zu  geneh- 
migen hat,  der  aU  r  das  Recht  zugesprochen 
ist,    falls  die  Arbeitsordnung    nicht  vor- 


schliesslich  waren  die  Artoitsordnungen 
überall  in  ziemlich  gleicher  Weise  gehalten : 
ein  Ausfluss  der  Autokratie  des  Unternehmers, 
der  an  keine  Rücksicht  gebunden  war  und 
seine  Fabrikordnung  so  abfasste,  wie  sie 
seinen  Absichten  am  meisten  zu  entsprechen 
schien. 

Die  aus  solchem  Verliältius  sich  er- 
gebenden Zustände  gewannen  namentlich  in 
England    während    der   vierziger  Jahre 

<;i* 
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hässlichen  Zuschnitt.  Der  ArU-it-rcber 
könnt«?  di<-  wundcrli«-hsteu  Itestimmuugon 
in  steine  Ordnungen  hineinsetzen.  Niemand 
vermocht«1  ihn  «laran  zu  hindern.  Hra«'hen 
zwischen  ihm  und  seinen  lauten  Streitig- 
keiten  au»  und  hatten  die  letzteren  den 
Mut,  ihren  Herrn  zu  verklagen,  so  wurde 
ihnen  vor  Gericht  l>edoutet,  dass  st«?  ja  frei- 
willig in  tlie  Fabrik  getreten  wären.  Sie 
Jiätten  also  kein  Recht,  sich  zu  beschweren. 
Beispielsweise  war  von  einem  Faltrikanten 
«Ii«'  Anordnung  getroffen  worden,  dass  aus 
jedem  Arlieitszimuier  nie  mehr  als  zwei  Ar- 
beiter auf  einmal  kundigen  durften.  Naeh 
einem  anderen  Fahrikreglenicut  wurd«-  jedem, 
der  drei  Minuten  zu  spät  kam,  «'ine  Viertel- 
stuink\  j«*«lem.  der  20  Minuten  zu  spät  kam, 
ein  Vierteltag  am  Inline  in  Abzug  gebracht. 
Wer  vor  dem  Frühstück  ganz  wegblieb, 
verlor  am  Montag  einen  S<  hilliinr.  an  den 
anderen  Wochentagen  b'  Pfennig.  In  einer 
dritt«'t)  Ordnung  durfte  kein  Weber  ohne 
Aufkündigung,  die  eine  Woche  vorher  ge- 
schehen musste,  aus  dem  Dienst  treten. 
Der  Fabrikant  dagegen  durfte  jod«-u  Arbeiter 
ohne  Kündigung  für  schlechte  Arb«'it  oder 
unziemliches  Betragen  entlass«'n.  Dazu  kam, 
«kiss  naeh  Aussige  der  Arbeiter  die  meisten 
Fakrikanten  die  aufork'gton  G«'ldstraf«-n  mit 
herzlos««!-  Strenge  eintrieben.  Ks  wurde  be- 
hauptet, dass  die  Arb«'iter  oft  morgens  die 
Uhr  d«-r  Fabrik  um  eine  Viertelstunde  vor- 
gerückt und  inf<»lge«l«'ssen  b«*i  ihivr  Ankunft 
di«-  Thür  vei-schlosseii  fanden,  während  d«r 
Sehiviber  mit  dem  Strafbuch  drinnen  diuvh 
die  Zimmer  ging  und  die  gross«'  Menge 
der  Fehlenden  aufschrieb.  Glaubwürdige 
Zeugen  erzählten  von  einer  Fabrik,  «leren 
Uhr  abends  eine  Viertelstunde  hinter  und 
morgens  eine  Viertelstunde  vor  den  öffent- 
lichen Uhren  der  Stadt  ging. 

Mit  wenig  Abweichung«  n  werden  «liose 
englischen  Zustände  sich  in  manchen 
deutschen  Fahrikg«?gendeu  wieilerholt  haben, 
wenn  auch  nicht  viele  Kinzelln  iten  bekannt 
geworden  sind.  In  einer  vielfach  ange- 
troffenen Arbeitsordnung,  die  die  Coneordia 
(1S73)  veröffentlichte,  hi:*ss  es:  .bnler  Ar- 
b«>iter,  «1er  sohh-chte  Arbeit  liefert,  verfällt 
in  eine  dem  Fehler  angemessene  Straf«:-«, 
aber  die  Frage,  wer  das  Urteil  über  die 
geringe  Güte  der  I>eistung  abgehen  sollte, 
war  offen  gebissen.  §  18  derselben  Ordnung 
lautete:  -Der  Portier  ist  befugt,  alle  Ar- 
beiter beim  Ausgang  aus  der  Fabrik  zu 
untersuchen,  un«l  zwar  so  oft  er  es  für  gut 
befindet.  Der  Arbeiter,  «ler  eine  Untreue 
entdeckt  und  zur  Kenntnis  bringt,  erhält  eine 
angemessene  Belohnung.«'.  An  einer  anderen 
Stelle  war  den  Arb«.*iteru  für  jeden  Ungehor- 
sam, dessen  sie  sich  gegen  den  Vorgesetzten 
schuldig  machten,  mit  einem  Lohnabzug 
von  5  Tagen  gedroht,  und  es  klang  fast  w  ie 


Hohn,  wenn  «lieselbe  Ordnung  in  einem 
weiteivn  Artikel  äusserte:  Für  den  Schutz 
un«l  die  väterliche  Sorgfalt,  welche  «Iii- 
Arbeiter  von  ihrem  Vorgesetzten  zu  er- 
warten liabcu.  versprechen  sie  ihm  An- 
hänglichkeit und  Treue.'  Insbesondere  «iie 
hohen  Konventionalstrafen  und  die  Strafl*?- 
stimmungen  für  Vei>| tätungen  enthielten 
oft  grosse  Härten.  Ks  gab  Fabrikordnungen. 
«Ii«-  bei  einer  Verspätung  von  5  Minuten 
«len  Arbeiter  für  eine  Stunde  von  der  Arb«?it 
fernhalten  und  noch  eine  Strafe  von  "Hl 
Pfennig  über  ihn  verhängten.  Der  Arbiter 
musste  mithin,  je  nachdem,  welchen  Wert 
«lie  Stunde  Arbeitszeit  für  ihn  hatte,  die 
kleine  Verspätung  mit  70  od«-r  SO  Pfennig, 
möglicherweise  mit  einer  Mark  büssen, 
während  er  in  vielen  Fällen  eine  geuügeude 
Entschuldigung  vorzubringen  in  der  ljage 
war. 

In  «?iner  I leipziger  Fnbrikordnung  wiede- 
rum hi-ss  es:  Die  Arbeit  dauert  von  6  Uhr 
morgens  bis  7  Uhr  abends,  und  Pausen  sind 
von  S  Iiis  .s1  ?  Uhr  für  das  Frühstück  und 
von  V2  bis  1  Uhr  für  «las  Mittagsbrot,  also 
für  eine  13  stündige  Arbeitszeit  ll  *  Stuudeu. 
Dann  hiess  es  aber  weiter:  »Sollte  jedoch 
von  dem  Vorgesetzten  der  Werkstatt  die 
Anordnung  erfolgen,  dass  sowohl  während 
dieser  Freizeit  als  des  Abends  nach  7  Uhr. 
selbst  die  Nacht  hindurch,  ül>erhaupt  zu 
jtvler  Zeit  gegen  Extravergütung  gearbeitet 
werden  müsste.  so  hat  sich  jeder  Arbeiter 
dieser  Weisung  unweigerlich  zu  unter- 
ziehen.^ Also  die  ganze  Nacht  hindurch 
und  ohne  irgendwelche  Pause  zur  Erholung 
und  zur  Einnahme  seiner  Mittagsnahrung 
musste  der  Arbeiter  ohne  weiteres  fort- 
arboiten.  Kn«llich hiess  es  noch:  »Jeden  Sonn- 
abend und  Montag  ist  um  6  Ulir  Feier- 
aben«!, wenn  es  dringende  Arbeiten  nicht 
anders  bestimmen;  alstlann  muss  jeder  un- 
weigerlich sich  der  Arbeit  unterziehen^. 

Um  so  hässlicher  erschienen  alle  solche 
und  andere  Bestimmungen,  als  «len  Arbeitern 
beim  Eintritt  in  den  Betrieb  die  Arbeits- 
ordnung durchaus  nicht  regelmässig  vor- 
gelegt wurde  und  der  Fabrikant  meist  sich 
vorbehielt,  ülier  alle  nicht  durch  die  Fabrik- 
ordnung geregelten  Arbeitsangolegenheiteii 
ohne  weiteres  verbindliche  Anordnung  zu 
treffen.  Bis  üi  die  neueste  Zeit  hinein 
wurde  über  derartige  Zustände  geklagt. 
Im  Jahre  18s<)  z.  B.  ergab  sich  nach  den 
MitteUun gen  der  Fabrikaufsichtsbeamten,  dass 
in  der  Pfalz,  wo  Arbeitsordnungen  in  einer 
grössereu  Zahl  von  Betrieben  neu  eingeführt 
worden  waren,  mehrfach  harte  und  ungehörig«-1 
Bestimmungen,  wie  etwa  die  Verfügung,  dass 
die  >tVrbeiter  auch  Sonntags  auf  Verlangen 
zu  arbeiten  verpflichtet  seien,  beanstandet 
werden  mussten.  In  einer  grossen  Fabrik 
Badens  galt  1SS!)  wenigstens  formell  noch 
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eine  im  Jahn-  1SG2  erlassene  Arl»eitsordnung. 
Xaoh  ihr  mussten  die  Arbeiter  sich  auf  G 
Monate  binden  und  konnten  nicht  früher 
als  nach  Ablauf  des  fünften  .Monats  kündigen, 
wogegen  die  Fabrik  lierechtigt  war.  ihre 
Arbeiter  jederzeit  und  ohne  Angabe  des 
<  t rundes  gegen  Auszahlung  des  rückständigen 
Lohnes,  soweit  derselbe  nicht  durch  Strafen 
verfallen  war,  zu  entlassen.  Das  Verzeichnis 
der  Strafen  aber  enthielt  .$0  Positionen,  und 
ausserdem  besagte  ein  Paragraph,  dass 
Murren  und  Aufliogehron  beim  Abzug 
der  Strafen  vom  Lohne  ihren  Betrag 
sofort  venlo|»jt»"de.  Kin  anderes  Etablisso- 
ment.  ein  Hüttenwerk  im  Aufsiehtsbc- 
zirk  Oppeln,  hatte  eine  Arbeitsordnung 
von  .'G  Paragraphen,  die  ebons» »viele  Straf- 
bestiinmungeii  enthielt,  tiaeh  denen  Geld- 
stnifen  von  Iiis  10  Mark  festgesetzt 
werden  konnten.  Und  im  Jahre  IsiM» 
fand  der  Aufsiohtsbcamte  im  Bezirk 
Hauen  eine  Arbeitsordnung  mit  der  He- 
-timmnng.  dass  die  Reinigung  der  Ari»cits- 
lokale  auf  Kosten  der  darin  beschäftigten 
ArU'itoriinien  au  gewissen  von  dem  Arbeit- 
gel»or  näher  zu  bestimmentlen  Tag«-!!  zu 
geschehen  hätte. 

Ii.  Neuere  (JeHetzgebung.  Die  preus- 
>isehe  Gew.-O.  von  lsl."»  sprach  als 
obersten  (imndsatz  für  die  Feststellung  der 
Arbeitsverhältnisse  zwischen  den  selbstän- 
digen Gewerbetreibenden  und  ihren  Ge- 
sellen. Gehilfen  und  Arlieitoru  die  freie 
UeVreinknuft  aus.  Thatsächlich  aber  wann 
die  Arljeitsordnungen.  wo  sie  in  den  grösseren 
Etablissements,  am  Rhein,  in  Westfalen, 
Hessen,  in  Berlin  und  Umgegend  angetroffen 
wurden,  stets  ohne  die  Mitwirkung  der 
Arbeiter  abgefasst  und  entbehrten  gänzlich 
der  Kontrolle  durch  die  Obrigkcil.  Erst 
das  Fabrikgesetz  des  Kantons  Zürich  vom 
2-1.  Weinmonat  I8.">rt.  das  des  Kantons  Aar- 
gau vom  IG.  Mai  1NG2  und  die  kidische 
und  württembergische  Gew.-O.  aus  dem- 
selben .lahre  machten  den  Anfang  mit 
Vorschriften,  dass  Fabrikordnungen  zu  er- 
lassen und  polizeilicher  Genehmigung  zu 
unterbreiten  sind,  Sjüter  kamen  ISO  die 
Kantone  Basel-l-indsehaft  und  Thurgau,  1*G!) 
Basel-Stadt  mit  ähnlichen  Anordnungen.  Das 
badisch«'  Gewerbegesetz  bestimmte  in 
Art.  2.1.  dass  alle  Gewerbetreibenden,  die 
regelmässig  mehr  als  20  Personen  in  ihren 
Magazinen  und  Werkstätten  beschäftigten, 
verpflichtet  wären,  eine  Dienstordnung 
aufzustellen,  die  jedem  Arbeiter  U-\  seiner 
Anstellung  bekannt  zu  machen  und  in  den 
Arbeitsränmen  auzusehlagen  sei.  Nach  der 
VollzugsveiTofdnung  musste  di<>se  Dienst- 
ordnung geprüft,  und  wenn  unvollständig 
erfunden  oder  gegen  die  Gesetze  Verstössen»!, 
zur  Ergänzung  und  Abänderung  zurückge- 
geben werlen.     Die  VenvaltungsL-hönlen 


aber  «»Ilten  im  Wege  der  Belehrung  darauf 
hinwirken,  dass  Bestimmungen  ans  ihnen 
ferngehalten  würden,  die  Härten  gegen  das 
Arbeitspersonal ,  übermässige  Lohnabzüge 
u.  dergl.  im  Gefolge  haben  würden.  Da- 
gegen sollten  solche  Bestimmungen  darin 
Aufnahme  finden,  durch  die  der  Verpflegung 
der  »krankten  und  der  Unterstützung  der 
Verunglückten  und  ihrer  Familien  mögliehst 
Vorschub  geleistet  würde. 

Desgleichen  sah  die  württembergi- 
sehe Gew.-O.    aus  demsell>en   Jahr  für 
Unternehmungen,  die  in  geschlossenen  Eta- 
!  blissements   unter  Verwendung  von  mehr 
jals  2<»  Arbeitern  mit  Hilfe  elementarer  Be- 
1  triebskn'ifte  oder  nach  dem  Grundsatz  der 
Arbeitsteilung  betrieben  wurden,  den  Erlass 
'von   Dienst-  oder  Werkstättenordiinngen 
!  vor.    Dieselben  waren  dem  Ortsvorsteher 
'  und  Obenunt  zur  Kenntnisnahme  vorzulegen 
!  und  sollten  sich   über  Löhne.  Arln-itszcit, 
Arbeitsdauer,  Konventionalstrafen.  Kautionen, 
J  Kündigungsfristen  u.  dergl.  m.  verbreiten. 
In  einer  Beilage  wurde  ein  offizieller  Knt- 
I  wnrf  zur  Aufstellung  von  solchen  Dienst- 
ordnungen   mitgeteilt,    der  allerdings  die 
Möglichkeit  von   Lohnabzügen   hei  diesem 
oder  jenem   Vorkommnis.  ■/..   B.  bei  Ver- 
säumnissen der  Arbeitszeit  vorsah,  aber  sonst 
von  Goldstrafen  kein  Wort  sprach. 

Ausserdem  kannte  das  preussisehe 
Bergwerksgesetz  vom  21.  Mai  1*G0  eine 
Bestimmung,  die  freilich  nur  ganz  kurz 
dahingehend  lautete:  -Die  Bergbehörde  be- 
stätigt die  von  den  Bergwerkseigentümera 
für  ihre  Werke  erlassenen  Arbeitsordnungen.« 
Sie  wurde  aber  in  dem  neuen  Berggesetze 
vom  24.  Juni  1SG">  beseitigt,  obwohl  ihr 
Zweck  ausdrücklich  der  gewesen  war.  »un- 
zulässigen Beschränkungen  der  {»ersönlichen 
und  der  Gewerbefreiheit  entgegenzutreten*. 
In  den  übrigen  deutschen  Gewerbeordnungen 
hatte  man  derartige  Vorschriften,  wie  Baden 
und  Württemberg  sie  kannten,  nicht  für 
nötig  erachtet,  und  selbst  in  die  Gew.-O. 
des  norddeutschen  Bundes  von  1KG9  fanden 
sie  noch  keinen  Eingang.  Kin  von 
Basel  gestellter  Antrag,  den  Unternehmer, 
der  mehr  als  10  Arbeiter  in  gemeinschaft- 
lichen Werkstätten  l»eschäftige,  zur  Verein- 
barung einer  Arltcitsordiiung  mit  seinen  Ar- 
beitern zu  verpflichten,  drang  nicht  durch. 
Als  im  Jahre  1S7G  die  Ergebnisse  der  vom 
•  Bundesrate  angeordneten  Erhebungen  ül»er 
die  Verhältnisse  der  Lehrlinge.  Gesellen 
und  Fabrikarbeiter  bekannt  wurden,  ersah 
man .  dass  ArlM>itsordnuugcn  in  fast  allen 
Fabriken  üblich  waren,  indes  ihre  Auf- 
stellung ausschliesslich  durch  den  Arbeitgeber 
allein  zu  erfolgen  pflegte.  Höchstens  wurden 
gelegentlich  Werkmeister  oder  Vorarbeiter 
zur  Begutachtung  herangezogen.  Damals 
geschah  es.  dass  der  Mainzer  sozialdeinokrati- 
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sehe  Verein  die  Fabrikordnungen  mit  Rück- 
sicht auf  die  häufig  vorhandenen  schweren 
Strafhestimmungcn  als  Zuehthausordnungen 
bezeichnete. 

Gegenwärtig  ist  durch  die  Novelle 
zur  Gew.-O.  vom  1.  Juni  lslll  (sj  134a 
bis  134  c)  der  Erlaus  von  Arbeitsordnungen 
seit  dem  1.  April  ls!)2  obligatorisch  für 
jede  Fabrik,  in  der  in  der  Hegel  mindestens 
1?» >  Arbeiter  lieschäftigt  sind.  Dieselbe  inuss 
mindestens  Bestimmungen  enthalten  fiber 
die  tägliche  Arbeitszeit  und  ihre  Pausen, 
die  Zeit  und  Art  der  Abrechnung  und 
Lohnzahlung.  3)  die  Kündigungsfristen.  4) 
die  Ai1.  H>">lie,  Festsetzung  und  Verwendung 
der  Strafgelder.  "»(  die  Verwendung  von 
verwirkten  Lohnhoträgen.  Weiter  kann  die 
Arbeitsordnung  noch  Bestimmungen  filier , 
die  Ordnung  des  Betriebs  und  das  Verlialten 
der  Arbeiter  im  Betrielie  aufweisen.  Jeden- 
falls müssen  die  alteren  schon  vorhandenen 
Arbeitsordnungen  daraufhin  geprüft  werden, 
ob  nicht  die  obligatorischen  Bestimmungen 
fehlen  und  die  getmffonenen  Vorschriften  filier 
den  gesetzlich  zulässigen  Rahinen  hinaus- 
gehen. 

Ist  auf  diese  Weise  Vorkehrung  getroffen, 
dass  ein  Mindestmass  von  Vorschriften  in 
der  Ordnung  enthalten  ist.  so  wird  nach 
der  andeien  Seite  die  Aufnahme  gewisser 
Verfügungen  verboten  oder  nur  beschrankt 
zugelassen,   l'eber  das  Verhalten  der  gross- 
jährigen Arbeiter  ausserhalb  des  Betrioltes 
darf  die  Arlieitsonlnung  nichts  vorselireihen. 
und  Ober  das  der  minderjährigen  nur  dann, 
wenn  ein  ständiger  Arlieitorausschuss  der 
bezüglichen  Vorsciuift  zugestimmt  hat.  Das 
Gleiche  gilt  für  Vorschriften  filier  das  Ver- 
lialten aller  Arbeiter  l*?i   Benutzung  der 
mit  der  Fabrik  verbundenen  Wohlfahrtsein-  \ 
richtungen.      Ferner    dürfen  Strafliostim- 
mnngen.  die  das  Ehrgefühl  der  Arbeiter, 
oder  die  guten  Sitten  verletzen,  nicht  auf- ' 
genommen    werden    uud    die    verhängten  ! 
Strafgelder  die  Hälfte  des  durchschnittlichen  | 
Tngesarbeitsverdienstes  des  Bestraften  im 
allgemeinen  nicht  übersteigen.    Nur  soweit  : 
es  sich  um  besonders  folgenschwere  Ver-  j 
gehen,  wie  Thätliclikeit  getreu  Mitarlx'iter.  i 
erhebliche  Verstösse  gegen  die  guten  Sitten  j 
sowie  gegen  die  zur  Aufrcchternnltnng  der  j 
Ordnung  des  Betriel.es,  zur  Sicherung  eines' 
gefahrlosen  Betrielies  oder  zur  Durchführung 
der   Bestimmungen    der  Gewerbeordnung 
liandelt.  können  Strafen  bis.  zum  vollen  Be- 
trage  des  durchschnittlichen  Tagesnrbeits- 
venlionstes  ausgespi-oehon  wenlen.  Endlich 
sind  alle  Strafgelder  zum  Besten  der  Ar- 
beiter zu  verwenden. 

Jede  schon  in  dem  Stadium  des  Ent- 
wurfs den  Arbeitern  und  Behörden  liekannt 
gewordene  Ordnung  mu.ss  nach  ihrer  Fertig- 
stellung an  geeigneter,  allen  lieteiligten  Ar- 


beitern zugänglicher  Stelle  ausgehängt  sowie 
jedem  Arbeiter  bei  seinem  Eintritt  in  die  Be- 
schäftigung eingehändigt  werden.  Frühestens 
zwei  Wochen  nach  ihrem  Erlass  tritt  die 
Ordnung  in  Kraft  uud  kann  nur  durch  den 
Erlass  von  Nachträgen  oder  in  der  Weise 
abgeändert  wenlen,  dass  an  Stelle  «1er  be- 
stehenden eine  neue  Arbeitsordnung  tritt. 

4.  Durchführung.  l"el»er  die  Beachtung 
aller  der  auf  Arlieitsonlnungen  liezüglichon 
Vorschriften  wird  geklagt.  Mehrfach  fehlt 
die  erforderliche  Arbeitsordnung.  In  zahl- 
reichen anderen  Fällen  ergiebt  sich  die 
Notwendigkeit,  die  erlassenen  Arbeitsord- 
nungen zu  ändern.  Besonders  luindelt  es 
sich  nach  den  Mitteilungen  der  Gewerlie- 
anfsichtsboamten  um  gesetzwidrige  Regelung 
der  Bausen  und  Arl»citszeiten  wie  um  Be- 
stimmung1!) über  die  Eutlassungsgründe. 
Bestrafungen  und  Verwendung  der  Straf- 
gelder. Nicht  selteu  wenlen  auch  Verstösse 
gegen  die  Vorschriften  iil»er  den  Aushang 
der  Arbeitsordnung  und  iluv  Ausliäudigung 
an  die  Arbeiter  wahrgenommen.  Interessant 
ist  die  Betrachtung,  dass  die  Betriebe, 
welche  durch  saeligemässe  und  zweckent- 
sprechende Arlieitsonlnungen  sich  auszeich- 
nen, rclativ  selten  vordem  Geweibegerichte  zu 
tliuri  haben.  Dennoch  winl  von  beiden 
Seiten,  den  rnteinohmeru  und  den  Arlieitern. 
vielfach  noch  die  Bedeutung  der  Arbeits- 
ordnung verkannt.  Man  sieht  in  der  Arbeits- 
ordnung mehr  nur  eine  als  notwendiges  Uel»el 
erscheinende  formelle  Erfüllung  einer  ge- 
setzlichen Vorschrift  als  eine  im  Inte- 
ivsse  beider  Kontrahenten  gelegene  end- 
gültige Regelung  eines  Arbeitsvertrages. 
Zum  Teil  kann  mau  sich  filier  derartige 
Erscheinungen  durch  den  l 'instand,  dass 
die  neue  gesetzliche  Regelung  erst  kurze 
Zeit  in  Kraft  ist,  trösten.  Es  hat  elien  die 
Prüfung  der  ültercn  Arboitsordmmgen  und 
die  gründliche  Durchsicht  der  neu  erlassenen 
noch  nicht  beendet  wenlen  können.  Selt- 
sam aber  bleibt,  dass  Arbeitgeber  es  für 
möglich  halten,  die  in  den  Arbeitsordnungen 
festgesetzten  Arbeitszeiten  und  Bausen 
lediglich  durch  Anschlag  in  der  Fabrik 
ändern  zu  dürfen,  ohne  die  Vorschriften 
der  SS  134  d  und  e  der  Gew.-O.  ein- 
zuhalten und  namentlich  ohne  die  Ver- 
tretung der  Arbeiter  gehört  zu  haben, 
l'nd  wenn  ein  Aufsichtsbeamter  in  einer 
Arlieitsonlnung  die  Bestimmung  finden 
konnte,  dass  Steinbrucharbeiter  den  crfonler- 
lichen  Sprengstoff  käuflich  zu  erwerben 
haben,  so  beweist  die  Erfahruug,  wie  wonig 
die  neuen  Vorschriften  doch  die  Anschau- 
ungen gewisser  l.'nternehmerkreise  zu  beein- 
flussen vermocht  halieu.  Noch  merkwürdiger 
war  die  in  einer  Arbeitsordnung  (Baden» 
dem  Arlieitgeber  zugespn»chene  Befugnis, 
die  Arbeitet    auch    ohue  Einhaltung  der 
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Kündigungsfrist  in  der  Weis«?  entlassen  zu 
können,  dass  in  diesem  Falle  ein  durch- 
schnittlicher Wochenverdienst  des  Ent- 
lassenen für  verwirkt  galt.  Es  stellte  sich 
heraus,  dass  dieses  Verfahren  seit  längerer 
Zeit  üblich  gewesen  war  und  bedurfte  an- 
dauernder Korrespondenz,  die  bezügliche  Be- 
stimmung zu  beseitigen. 

5.  Arheiteraussehüsse.  Der  Vorschrift 
der  Gew.-O.  (§  134  d).  dass  vor  Erlass 
einer  Arbeitsordnung  dieselbe  den  gross- 
jährigen Arbeitern  zur  Kenntnis  mit- 
geteilt werden  soll,  wird  in  Fabriken,  wo 
ein  ständiger  Arbeiterausschuss  be- 
steht, dadurch  genügt,  dass  man  diesen 
hört.  Weiter  ist  vorgesehen  (§  184b).  dass 
mit  Zustimmung  des  Arbeiterausschusses  in 
die  Arbeitsordnung  Vorschriften  über  das 
Verhalten  der  Arbeiter  bei  Benutzung  der 
zu  ihrem  Besten  getroffenen,  mit  der  Fabrik 
verbundenen  Einrichtungen  und  filier  das 
Verhalten  minderjähriger  Arlieiter  ausser- 
halb des  Betriebs  aufgenommen  werden 
können.  Perartige  A  r  b e  i  t e r a u  s  s e h  0  s se , 
auch  Fabrikräte  und  Aoltestenkol- 
legien  genannt,  sind  Vertretungen  der 
Arlieiter  innerhalb  jeder  einzelnen  grösseren 
l'ntemehmung.  Seit  den  kaiserlichen  Er- 
lassen vom  4.  Januar  18!)U,  die  sie  fflr  die 
Pflege  des  Friedens  zwischen  Unternehmern 
und  Arbeitern  besonders  ins  Auge  fasste. 
ist  von  ihnen  viel  die  Rede  gewesen.  Sie 
sind  etwa  seit  30 — 40  Jahren  zuerst  auf- 
gekommen, doch  wohl  immer  auf  Initiative 
der  Unternehmer.  Veranlassung  dazu  boten 
die  Krankenkassen,  Konsumvereine,  die 
Wohlfahrtseinrichtungen  überhaupt,  für  deren 
Verwaltung  man  die  Arbeiter  selbst  zu 
interessieren  wünschte.  So  zog  man  die 
Arbeiter  heran,  forderte  sie  auf,  sich  über 
bestimmte  Piuge  zu  äussern  und  geriet  auf 
den  Gedanken,  ihnen  nach  und  nach  mehr 
anzuvertrauen.  Es  sollto  sich  nicht  nur  um 
die  Selbstverwaltung  irgend  einer  verein- 
zelten Einrichtung  handeln,  sondern  um  die 
I/fctung  grösserer  Aufgaben,  die  Feststellung 
und  Regelung  der  allgemeinen  Arbeitsbe- 
dingungen. 

In  gewissem  Sinne  wurde  mit  ihnen 
ein  Stück  sozialer  Reform,  wie  sie  in  den 
Jahren  1848  und  1845)  geplant  worden  war, 
verwirklicht.  In  einem  damals  von  den 
Abgeordneten  Ivette,  Degenkolb,  Veit  und 
Becker  abgegebenen  Minoritätsvotum  zu 
dem  Entwurf  einer  allgemeinen  Gew.-O., 
das  im  übrigen  dahin  strebte,  dem  Zunft- 
wesen mehr  Eingang  zu  verschaffen,  war 
u.  a.  auch  die  Errichtung  von  Fabriks- 
ausschüssen, Fabriksräten  und 
F a  b  r  i  k  s  s  c  h  i  e  d  s  g  e  r  i  c  h  t  e  n  vorgesehen. 
Die  letzteren  sind  den  heutigen  Gewerbe- 
gerichteu  gleich  zu  achten.  Eiu  Fabriksrat, 
der    für  alle  Industrieen    seines  Bezirks 


bindende  Normen  aufzustellen  gehabt  hätte* 
wird  wohl  stets  unausführbar  bleiben.  Den 
Fabriksausschüssen  aber  waren  Aufgaben 
zugedacht,  wie  sie  heute  die  Arbeiteraus- 
schüsse auf  sich  genommen  haben.  Ein 
Seitenstück  zu  den  Arbeiterausschüssen 
bilden  die  Geselleuausschüsse  im 
Handwerk,  wie  sie  seit  der  Novelle  von 
185)7  zur  Gew.-O.  obligatorisch  vorgesehen 
und  schon  in  dem  Musterstatut  für 
Innungen,  das  das  Reichskauzleramt  (11. 
Januar  1S82)  veröffentlichte,  erwähnt  waren. 

Der  erste,  der  in  Deutschland  einen 
Arbeiterausschuss  begründete,  war  der 
Fabrikant  David  Peters  in  Neviges-Elberfeld. 
Am  24.  Septenilier  1MJ1  trat  ein  Arbeiter- 
vorstand als  Organ  der  von  den  Arlieitern 
unter  Mitwirkung  der  Firma  errichteten 
»Unterstützungskasse  für  die  vereinigten 
Arbeiter-  ins' Leben.  Ungefähr  ein  Jahr 
nach  seinem  Bestehen  gründete  dieser  Vor- 
stand eine  eigene  Sparkasse.  Vier  Jahre 
später  war  ihm  ausser  der  Aufsicht  und 
Beschlussfassung  über  die  inneren  Angelegen- 
heiten der  Spar-  und  Krankenkasse  noch 
die  Regelung  und  nötig  werdende  Ver- 
änderung der  Stücklöhne  sowie  der  Fabrik- 
!  Ordnung  übertragen.  Seine  in  letzterer  Be- 
!  Ziehung  gefassten  Bescldüsse  bedurften  der 
Genehmigung  der  Finna.  Seit  188."»  führte 
dieser  Vorstand .  da  mittlerweile  das  neue 
Kraukenkassengesetz  eine  andere  Organi- 
sation bedingte,  den  Namen  >Acltestenratc 
Ob  die  Peterssche  Einrichtung,  die  sich  be- 
währte, in  Fabrikautenkreisen  bekannt  wurde 
mler  ob  der  Gedaukc  spontan  auch  in 
anderen  Gegenden  auftrat,  scheint  heute 
nicht  mehr  klargestellt  werden  zu  können 
—  genug,  seit  den  70  er  Jahren  kamen  der- 
I  artige  Schöpfungen  niclirfach  auf.  Im  Jahre 
'l89o,  als  der  Verein  für  Sozialpolitik  eine 
j  Enquete  darülier  veranstaltete,  wie  weit  die 
Einrichtung  sich  ungefähr  verbreitet  hatte, 
konnten  etwa  4o  Ausschüsse  nachgewiesen 
j  werden.  Heute  ist  ihre  Zahl  viel  grösser, 
lässt  sich  indes  auch  nicht  annähernd  schätzen. 

6.  Aufgaben  der  Arbeiterausschüsse, 
j  Ganz  im  allgemeinen  lässt  sich  ihre  Auf- 
i  gäbe  dahin  begrenzen,  dass  sie  alle  In- 
teressen der  Arlieiter  im  Wege  friedlichen 
Zusammenwirkens  zu  fördern ,  dem  Arbeit- 
geber gegenüber  alle  Wünsche  und  Forde- 
rungen der  Kameraden  zum  Ausdruck  zu 
bringen  haben.  Im  einzelnen  würde  ihrer 
eine  doppelte  Aufgabe  harren : 

1.  Die  Ausführung  der  Arbeitsordnung 
und  Regelung  des  Verhaltens  der  Arbeiter 
inner-  oder  ausserhalb  der  Fabrik.  Hier  wird 
der  Ausschuss  zur  Verwaltungsinstanz  und 
knüpft  an  die  Wohlfahrtseinrichtungen  an. 
deneu  er  teilweise  seinen  Ursprung  verdankt. 
Eine  geregelte  Zucht  inner-  und  ausserhalb 
der  Unternehmung,  unliedingte  Unterwerfung 
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unter  die  Anordnungen .  Pflege  dos  Geistes  denen  sie  sieh  leiten  lioss.  den  Arbitern 
der  Gemeinsamkeit  wird  er  anstreben  auseinanderzusetzen.  Wenn  Differenzen  ent- 
müssen. Kr  wird  das  Bewusstsein  der  stehen,  so  weiss  das  Unternehmertum  oft 
Pflichten  und  Rechte  in  jedem  Arbeiter  er-  nieht .  oh  diejenigen,  mit  denen  es  ver- 
welken und  die  Anschauungen  über  Zu-  .handeln  will,  aueh  wirklich  die  Reprisen- 
lässiges  und  Verkehrtes  auf  den  richtigen  tanten  der  Arl>eiter  sind.  Besteht  ein  Aus- 
Weg  zu  lenken  hnl»en.  So  kann  man  ihm  sehuss.  sr>  ist  eine  solche  Unsicherheit  der 
zugestehen,  die  Streitigkeiten  unter  den  I»ige  vermieden.  Man  gewinnt  dauernd 
Arbeitern  zu  sehliehten .  Verwanmngen  zu  Kühlung  mit  den  Arbitern .  bringt  durch 
erteilen.  Strafen  zu  verhänge!) .  Lehrlinge  ivgelmässige  Aussprache  die  Betriebsleiter 
und  jugendliehe  Arbeiter  zu  beaufsichtigen,  und  Arbeiter  mensehlieh  einander  nahe, 
Man  hat  immer  gerneint,  da*s  die  Arbeiter  beugt  Missverständnissen  vor,  hilft  vor- 
sieh dergleichen  Beurteilung  und  Bevor-  handelten  Missständen  rascher  ab.  kann  in 
mundung  nicht  gefallen  lassen  würden,  weil  .  Zukunft  das  Kinvorsländnis  mit  den  Ar- 
die  Autorität  fehle.  Aber  die  Erfahrung  lieiteru  besser  gestalten, 
lehrt  das  Gegenteil,  Gerade  von  einem  von  i  7.  Organisation  der  Arbeiteraa»»- 
den  Arbitern  fivigewiihlteii  Anssehuss  ver- '  schiinse.  Der  Unternehmer  erlaubt  der 
hängte  Sfrafeu  haben  für  die  bute  mehr ,  Gesamtheit  seiner  Arbeiter,  eine  Anzahl  von 
das  Gepräge  voller  Gerechtigkeit.  Selbst  ;  Vertrauens}  «orsonen  vollkommen  frei  zu  wäh- 
panz  stark  in  die  persönliche  Freiheit  «'in-  leii.  Kr  trägt  dabei  S>rge,  dass  die  ArU>iter- 
schn'  i<lende  Aitonlmingeii  lassen  die  Ar-  sehaft  in  ihren  verschiedenen  Boschäftigungs- 
Witer  über  sich  ergehen.  So  ist  z.  B.  in  weisen  und  bthnahstufungen  Vertretung  fin- 
eiiiem  Betrieb  (Mai  ienhütte  in  Schlesien)  den.  So  wird  z.  B.  auf  den  fürstlich  Plesssehen 
die  Anordnung  getroffen,  dass  bei  Vor-  Kohlengruben  aus  jeder  Gmbensteigorab- 
heiratung'-n  ein  Konsens  des  Ausschusses  teihitig  je  ein  Häuer  und  aus  jeder  Betriebs- 
eingelioli  werden  mit-s.  Wie  seltsam  das  tührerabteilung  je  ein  Schleper  und  Tage- 
kliugt .  so  hat  sich  diese  Massregel  doch  arbeiter  in  den  Anssehuss  gewählt.  Wähl- 
bewälirt.  Ehen  werden  eben  nur  zu  oft  luir  sind  in  der  Kegel  nur  männliche  Ar- 
leiehtsinnig  geschlossen.  Mann   kaum  heiler  von  einem  bestimmten  Alter  (etwa, 

mein-  als  Jit  Jahre  alt.  in  völliger  l'nkennt-  _\V-:i"  Jahren),  einem  gewissen  längeren 
nis  ,1er  Pflichten,  die  ihn  in  der  Ehe  er-  Aufenthalt  in  der  Fabrik  <:t-  Im  Jahren I  und 
warten,  nun  auch  Ernährer  der  entstehenden  _  tadellosem  Lelienswaudcl.  Welche  Grenzen 
Familie  zu  sein.  Das  Mädchen  mangelhaft  hier  massgebend  sein  sollen,  wird  dem  Er- 
int  Haus  erzogen,  ohne  Kenntnis  dessen,  i  messen  de*  l'nternehmers  anheimzustellen 
was  zur  Kühruug  eines  Hauswesens  gehört,  sein.  Arbeiterinnen  grundsätzlich  von  der 
Beide  ohne  einen  Pfennig,  so  dass  sie.  um  j  Wählbarkeit  ausziischliessen .  dürfte  kaum 
die  Kosten  der  Trauung  und  einer  he-  richtig  sein.  In  gewissen  Industrieon .  wo 
scheidenen  Hoehzcitsfeier  zu  bestreiten,  mit  !  ihrer  viele  thätig  sind,  wird  es  auf  die 
Schulden  anfangen  müssen.  Da  ist  es  in  j  Dauer  unvermeidlich  sein,  sie  zuzulassen, 
der  That  sehr  zweckmässig ,  wenn  das  \  In  der  Brandtsehen  Fabrik  zu  Mütichen- 
Aeltestenkollegium  die  Verhältnisse  genau,  j  Gladbach .  wo  es  schon  jetzt  der  Fall  ist, 
s'ichlich  .  eingehend  prüft  und  (hu  jungen  |  hat  man  sehr  glückliche  Wirkungen  erzielt. 
Kenten  bedeutet,  den  beabsichtigten  Schritt  1  Die  sittliche  Haltung  aller  Arbeiterinnen 
heU-r  etwas  später  zu  thun.  Aehnlieh  das  \  ist  dort  von  einem  Anstände  und  einer 
Verbot,  unmittelbar  nach  der  Lohnzahlung. 1  Zurückhaltung,  die  gegen  sonstige  Fabrik- 
ate mit  dem  verdienten  Lohn  in  der  Tasche. !  gogeiideu  wohlthuend  absticht.  Die  Wahl- 
ini Wirtsliaus  einzukehren.  Diese  Art  der  b'ivehtigung  wird  an  die  Grossjährigkcit 
Einkehr  auf  dem  Wege  naoh  Hause  ist  er-  und  au  eine  gewisse  Beschäftigungsdauer 
fahrungsgemäss  die  schlimmste  und  hat  in  der  Unternehmung  (höchstens  3  Jahre) 
manches  schöne  und  frohe  Familienleben  zu  landen  sein.  Die  Zahl  der  Mitglieder 
gestört.  Uft  ist  es  vorgekommen,  dass  in  muss  sich  naeh  den  Verhältnissen  richten: 
sträflichem  Leichtsinn  der  ganze  Wochen- ,  sie  ist  beispielsweise  in  der  Porzellaninanu- 
lohu  auf  einmal  vergeudet  wurde.  Da  kann  faktur  Selb  auf  S.  in  iler  Norder  Eisen- 
eine derartig  gegebene  Kichtschuur  des  .  hätte  auf  4.  in  der  mechanischen  Weherei 
Handelns  sehr  wohlthätig  wirken.  'zu  Linden  auf  2~>  angesetzt.    Soll  die  Zahl 

J.  Die  zweite  Hauptaufgabe  alter  würde  der  Ausschussmitglieder  in  einem  gewissen 
sein,  als  vermittelndes  Organ  zwischen  der  Verhältnis  zur  Gesamtzahl  der  Arbeiter 
Betriebsleitung  und  der  Arbeiterschaft  zu  stehen  —  vielleicht  auf  (JO— SM  Arbeiter  ein 
dienen.  Beschwerden  und  Wünsche.  Meinung  Mitglied  —  so  kann  bei  grösseren  l'nter- 
und  Stimmung  der  Arbeiter  soll  zum  Aus-  nehmungen,  die  Tausende  von  ArWitem 
druck  gebracht  werden.  Auf  der  anderen  beschäftigen,  eine  Schwierigkeit  entstehen. 
Seite  gewinnt  die  Betriebsleitung  die  Mög-  Zwanzig  bis  dreissig  Mitglieder  würden 
lichkeit.   die  Motive  und  Ansichten,   von  als  das  Maximum  zu  bezeichnen  sein,  wenn 
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nfX'h  eine  gedeihliche  Beratung  sich  ab- 
spielen soll.  Eine  derartige  Zahl  aber  er- 
scheint im  Hinblick  auf  grössere  Arbeiter- 
massen  ungenügend.  Aber  offenbar  niuss 
man  sich  damit  trösten,  dass  eine  numerisch 
schwache  Vertretung  immer  noch  besser  ist 
als  gar  keine. 

Mit  einem  derartig  zusammengesetzten 
Ausschuss  würde  nun  der  Unternehmer  in 
Verhandlungen  einzutreten  halten.  Die  Be- 
schlüsse waren  mit  Stimmenmehrheit  zu 
fasse»  und  in  ein  Protokollbiich  einzutragen. 
Bindende  Kraft  alter  erhielten  sie  erst, 
wenn  der  Fabrikherr  zugestimmt,  seine 
rnterschrift  darunter  gesetzt  hat.  Wenn 
nicht  ein  TeilhaLer  der  Finna  oder  der 
Unternehmer  selbst  den  Vorsitz  übernimmt, 
>n  wählt  d<r  Ausschuss  einen  Vorsitzenden, 
dem  die  Einberufung  und  Leitung  der  Ver- 
sammlung zufällt.  Die  Tagesordnung  muss 
dein  Fabrikhorru  vorgelebt  werden,  der  das 
Hecht  sieh  vorbehält,  sie  zu  vermehren  oder 
zu  vermindern. 

Der  Unternehmer  darf  idso  die  Macht 
nicht  ans  der  Hand  geben.  Schliesslich  ist 
es  ja  auch  seine  Anstalt,  und  es  ist  nur  na- 
türlieh.  dass  er  sich  die  Entscheidung  vor- 
behält. Ml»  die  Arbeiter  damit  auf  die 
Daner  zufrieden  sein  werden,  ist  eine  an- 
dere Frage.  Es  wird  ihnen  vielleicht  nicht 
gefallen,  Beschlüsse  zu  fassen,  die  unaus- 
geführt bleiben,  Wünsche  auszusprechen, 
die  als  fromme  verhallen.  Man  meint  nun. 
dass  kluge  Unternehmer  beroehl  igte  Wünsche 
und  Forderungen  erhören  werden.  Es  liege 
in  ihrem  eigenen  Interesse,  auf  die  ihnen 
unterbreiteten  Vorschläge,  soweit  es  irgend 
möglieh  sei,  einzugehen.  Gefahr  laufe  er 
daliei  auch  eigentlich  nicht,  sofern  die  Ar- 
biter, venu  sie  merkten,  dass  ihre  Vorstel- 
lungen auf  fruchtbaren  Boden  fielen,  be- 
scheiden würden.  Dire  Ueherlegung  sage 
ihnen  dann .  dass  sie  nicht  zu  viel  ver- 
langen dürften,  »im  nicht  alles  aufs  Spiel  zu 
setzen.  Immer  würde  es  sich  auf  diese 
Weise  doch  nur  um  ein  Institut  handeln, 
das  auf  dem  Princip  der  Freiwilligkeit  auf- 
gebaut ist  und  dessen  Lebensfähigkeit  im 
Grunde  von  dem  liebenswürdigen  oder  ver- 
ständnisvollen Entgegenkommen  des  Unter- 
nehmers abhängt. 

Die  grösste  Schwierigkeit  aber  liegt 
offenbar  in  der  Wahl  der  Gegenstände  der 
Beratungen.  Auf  welchen  Gebieten  kann 
der  Unternehmer  sich  den  Rat  gefallen 
lassen  oder  erscheint  er  desselben  bedürftig? 
Zieht  man  der  Thätigkeit  des  Ausschusses 
negativ  die  Grenzen,  so  scheint  es  unan- 
fechtbar, dass  er  mit  d»*r  technischen  Ivei- 
tung  der  Produktion  und  der  kaufmänni- 
schen Geschäftsführung  nichts  zu  thun  be- 
kommen kann.  Beides  muss  der  uneinge- 
schränkten Entscheidung  der  Besitzer  oder 


;  Ixitcr  vorbehalten  bleiben.    Alle  Anordnun- 
]  gen  in  Bezug  auf  die  auszuführenden  Ar- 
tleiten und  die  Art  der  Leitung  müssen  von 
diesen  ausgehen,   wenn  anders  die  wirt- 
schaftliche l-eistungsfühigkeit  der  Unterneh- 
mung sich  ungeschmälert  erhalten  soll. 

Somit  bliebe  für  den  Ausschuss  nach 
Betätigung  auf  sozialpolitischem  Gebiete : 
die  Regelung  aller  beide  Teile  gemeinsam 
interessierenden  Massregeiii  auf  dem  Ge- 
biete fies  Arbeitsvertrages.  Dahin  gehören 
Punkte  wie  Arbtntszeit.  Arbeitsordnung, 
Schutzvorrichtungen  gegen  Unfälle,  L">h- 
nungstermine.  Art  und  Weise  der  Löhnung, 
Tage  und  Art  der  Auszahlung.  Berechnung 
von  Prämien ,  falls  solche  gewährt  werden 
und  dergleichen  mehr.  Vor  Besprechung 
der  Lohnpolitik  schrecken  manche  Fabri- 
kanten noch  zurück.  Doch  wird  namentlich, 
wenn  anders  überhaupt  die  Einrichtung 
sich  lehensfähig  erweisen  soll,  dieses  Thema 
erheblich  mehr  in  den  Vonlergrund  der 
Verhandlungen  gezogen  werden  müssen. 

H.  Kritik.  Zweifellos  sind  die  Arbeiter- 
ausschüsse als  ein  zwischen  Unternehmer 
und  Arbeiter  vermittelndes  Organ  sehr 
glücklich  gedacht.  In  Wirklichkeit  steht 
jedoch  die  ganze  Bewegung  unter  dem 
Drucke  eines  geringen  Entgegenkommens 
von  seiten  der  Unternehmer.  Weder  macht 
—  nach  den  Mitteilungen  der  Fabrikaufsichts- 
lieamten  -  die  Errichtung  von  Ausschüssen 
wesentliche  Fortschritte  —  ausserhalb 
Deutschlands  kennt  man  sie  nicht  einmal 
dem  Namen  nach  — .  noch  weisen  die  vor- 
handenen ihrer  sozialpolitischen  Bedeutung 
entsprechende  l.<ebensäu.sserungen  auf.  Die 
Unternehmer  zeigen  Abneigung,  die  Ar- 
biter Gleichgültigkeit  und  Mangel  an  Ver- 
trauen:  die  Bemühungen  der  Aufsichts- 
beamten, neue  Ausschüsse  zu  stände  zu 
bringen,  sind  vergeblich.  Im  ganzen  führen 
die  Ausschüsse  ein  Scheindasein  und  ver- 
fallen einer  ruhmlosen  Vergessenheit.  Mit 
der  Begutachtung  von  Arbeitsordnungen  ist 
in  der  Hauptsache  ihre  Wirksamkeit  er- 
schöpft. Sie  bestehen  dem  Namen  nach ; 
aber  wenn  man  näher  zusieht,  so  findet 
sich,  dass  ein  Teil  der  Mitglieder  durch 
Tod  und  Austritt  ausgeschieden  ist  und 
durch  Neuwahlen  keine  Ergänzung  vorge- 
nommen wurde.  Sie  halten  keine  regel- 
mässigen Sitzungen,  und  es  ist  eine  rühm- 
liche Ausnahme,  wenn  ein  Ausschuss,  wie 
der  auf  den  Wächtersluicher  Steingutwerken 
im  Jahre  ls'13  23  Sitzungen  abgehalten  hat. 
Fast  überall  haben  die  Arbeitgeber  es  ver- 
säumt, der  Einrichtung,  die  bei  wohlwollen- 
der Förderung  ein  wichtiger  Faktor  zur 
Versöhnung  der  Gegensätze  hätte  werden 
können,  diejenige  Stellung  einzuräumen,  die 
ihr  von  der  Gesetzgebung  zugedacht  war. 
Sie  werden  vom  Unternehmer  nur  in  Neben- 
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sacben  gefragt  und  sinken  demnach  zu 
voller  Bedeutungslosigkeit  herab.  Wie 
Oasen  in  der  Wüste  tauchen  die  Behaup- 
tungen vereinzelter  Industrieller  auf.  dass 
seit  der  Krrichtung  von  Ausschüssen  ein 
neuer  Oeist  in  ihre  Fabrik  eingezogen  sei. 

Zum  Teil  mögen  die  Arl»eiter  selbst 
sehuld  an  dieser  Wendling  der  Dinge  sein. 
Sie  scheinen  sieh  unter  dem  Kind  rucke  zu 
befinden,  als  stünden  sie  einer  Falle  gegen- 
über. Seihst  die  offensten  Krkläruugen  der 
Fabrikins|>ektoren  vermochten  nicht  den 
Argwohn  zu  zerstreuen.  Demgemäss  haben 
sie  initutiter.  wo  man  sie  aufforderte,  mit- 
zuwirken an  der  I/isung  gewisser  Aufgaben, 
wie  Beaufsichtigung  des  Konsumvereins, 
der  Fortbildungsschule  u.  s.  w.  ihr»1  Mit- 
wirkung versagt  oder  nicht  Interesse  geuitg 
gezeigt.  Hauptsachlich  jedoch  liegt  die 
Schuld  am  Missliugen  auf  Seiten  der  Unter- 
nehmer. Viele  derselben  sehen  den  Aus- 
schuss  als  einen  bequemen  Weg  an.  auf 
dem  die  ausserhalb  der  Fabrik  stehenden 
<  »rgane  der  Arl>eitervorcine  oder  andere 
minder  benifene  Führer  der  Arbeiterbe- 
wegung in  die  Arlieitsverhältnisse  der  Fa- 
brik eingreifen  können.  Sie  sagen,  dass 
das  in  den  seltensten  Fallen  zum  Vorteil 
der  ArU'iter  ausschlage.  Aber  vermutlich 
steckt  dahinter  Furcht  und  Misstrauen.  Ja 
es  sind  die  Ausschüsse  sogar,  wie  Freiherr 
von  Heyl  im  Reichstage  gelegentlich  kon- 
statiert hat.  genüssbraueht,  um  Bestrebun- 
gen der  Arl>eiter  in  der  I>ohnbewegung 
niederzudrücken.  Manche  Unternehmer  lia- 
ben  die  Ausschüsse  heranzuziehen,  in  l»e- 
sonderor  Weise  zu  ehren  und  zu  begünsti- 
gen gewusst.  »im  dann  l>oi  vorkommenden 
l»hnstreitigkeitcn  durch  sie  die  Interessen 
der  Arl>eiter  zurückdrängen  zu  lassen. 

Ks  ist  nach  solchen  Urteilen  Sachver- 
ständiger nicht  wahrscheinlich,  dass  man 
auf  diesem  Wege  in  nächster  Zukunft  viel 
weiter  kommen  wird.  Die  bisherige  Knt- 
wickelung  liegt  an  der  Schwäche  der  Insti- 
tution selbst.  Obligatorisch  lässt  sie  sich 
nicht  machen.  Ks  wäre  offenbar  Widersinn, 
dem  Fabrikanten  einen  Arbeiterrat  aufzu- 
dringen. Selbst  wenn  man  es  könnte, 
würde  die  Sache  dadurch  nicht  gebessert. 
Ik'im  man  könnte  keinenfalls  ihn  dazu 
zwingen,  den  ihm  erteilten  Hat  wirklich  zu 
befolgen  und  also  käme  man  über  eine  pla- 
tonische Beratung  gewisser  Fragen  nicht 
heraus.  Als  freiwillige  Kinrichtung  werden 
alter  die  Ausschüsse  erst  dann  eine  gedeih- 
liche Wirksamkeit  entfalten  können,  wenn 
in  den  Anschauungen  weiter  Krei.se  der 
Fabrikanten  ein  völliger  Umschwung  sich 
vollzogen  halten  wird. 

Litteratnr:   Für  dir  .i,h,i  i  „ord  n  >.  »</<• » .- 

Hltzev,     Ih-r     nrur     Arlwit'rrrtnMI     und  dir 


ArbriUurdnunqrn.  1*7  i.  —  V.  Böhmerl. 
ArtiriUrrrhdlt»i**t  und  Fabrikrin  rieht  nwjm  drr 
Schweiz.  It>l.  i  S.  .1*?.  —  t' •>  n  r  •>  r  d  i  <r  , 
./-/Ari/.my  IS71 — 7.1.  —  Virilit,  l'rfwr  Fabrik- 
ludnnmjen    in    Arlwitrrfr-nien.      Ild.         >".  f.".'. 

—  Derselbe,  ArlwiUnrdnunijen.  IS'JJ.  — 
Engel»,  Ihr  l.etffr  der  urlMiteuden  Klauten  in 
Enalind,  Aull.  S.  lso,  —  K  ii  I  w  ii  rf  einer 
ArtwitAurdunutj,  herauf  q.  •:  Yurttnnd  dr$  link*- 
rheinif.he,,  Y.  f.  tirm'eiuw.hl.  IS?>.  Hat- 
mchek,  Fabi  ikordnuuqen  u.  FabriknuterntHtzunq»- 
kimtru,  1SSJ.  —  Itertelbe,  Entwurf  rinrr  Ar- 
brittiirdiuiuij,  tSPJ.  —  ||'.  OppcrmaHti,  An- 
Uttum]  mr  Aufttt llumi  ihr  Arbritfur-lnumirn  f. 
qnrrrblirhr  Aulaijen.  IS:'.'.  —  Fr.  •/.  .»MWlOllli. 
Eii'/urtr  betreffend  F'ibrikqenetzqebuuq  in  Jnhrti.  f. 

;       Xai.  ii.  Stuf.  ,'l  S.  77.  —  Platz,  h'atqrtwrf.  d.  Ent- 
wurf v, ii  Arlwitfurdnunqrn  /.»"</.    —  von  RQ- 
!      tilget',    Wrijirrirrr  lur  Aufutellung  '.,„  Arlwiti- 
I      urdnunqen,    IS''.'.    —    /».    Schult-'.  Pinktwehe 
Anlritnnq  zur  Ahfa**Hint  rinrr  für  alle  Fahrikrn 
ij'H'iilirh  i'trqmehrielwneu  Arlwittnrdiinnij,  IS'.t;. 

—  //.  Soetbeer,  Entwurf  eim-r  Arl»  itffhm  mj 
]*'>:.  —  V.  SIvtnert,  Xmui'u  zur 

Uri  . \nfntrUunq  nai  Fahriknrd nmiqe n ,  ISS'.  — • 
lleruelhe,  \rur  „Y."-»««*»  zur  lUnntxuiiq  h-i 
Aufufrlhina  rf>n  ArlwitJtiirditunijrii,  /.»'».».  -  II". 
Stteda,  Ariwitn:rd,iunijrn  in  IhuUrhlund  ,« 
vH.iudrUMUtrum«  fIM'.';  Ild.  7  Xr.  !".  —  7*1» MM. 
liritf'iyr  rlr.  in  ZriUrhr.  d.  l'jl.  jnruxi.  tt-d. 
!     Hur.  .V.  71.  — 

EU  r  A  r  Ii  i  i  t  r  r  n  u  1 1  r  Ii  ii  n  .«  r  :  I".  Riih- 
tnet't,  Eiw  1'nlrrsurhnmj  iili'r  Arltritrruun- 
»rliiijwr  und  .\rltmtrt\fi4lrijint,  Arlwitrrfr.  /*>'.'>, 
S.  4.i>.  —  «/.  Frfihauf.  IUe  Einrirlitnnn  r„n 
Arlwitrniutuchiijulrn  im  t  i  !■>•**•  fWrrtf  in  ;l>ir 
chrmißchr  Iuduttrir«,  IS'jn  .Vr.'j.  —  Fr,  Illlxe. 
Ihm  ArltrHrncdlryium    in    d-r    Fabrik   in    •  ii- 

briUrwuhl»  1.  S.  s:,.     -   Derselbe,  Wirldm 

und  Aufjolxii  drr  .\rl«ittjrlwr,  JSSS,  S,  i'.i.  - — 
OechelhAuter,  IHr  »nzüilm  A  ufijulw  n  drr 
Arbritfffb'i:  !Ss7,  s.         —  Hernelbe,  Frlwr 

dit '.  ltnrchfiih.ru  inj  der  »••n'nlrii  Anfij'ilirn  im  Yrrrin 
drr  Anludtitrhrn  Arbritijrlu  r,  ISSS,  S.  H  —  .*.'/,•  «i'J. 

—  lhrr*elbe.S.izi,dr  Tnitofnutcn,  i .<*:».  s.  >;i-  7<>; 
r-v- — —  fr.  Schmollet:  /.»r  Suti.xl-  und 
tirwrrtwjuditik,  IS!»»,  S..t7!'—U»-  ~  Schrif- 
ten   d  r  jt    l'r  r  r  i  n  .«  /  ii  r  S  <•  :  i  u  I  jt  »  /  i  I  i  k  , 

Bd.  4'J  (SriiiKji  und  47.  —  K.  Sehtcletllantl. 

IHr  Ei nfiihrnui)  tildiijiitoritchrr  Arl>,  itrrnu**rhii**r 
in  (Jrult  rrrirh  in  .bihrfi.  f.  > inrtttfrhum, ,  1',  S. 
l'Ufl-  —  lYllh.  Stletla,  Ai-twitrr«rO'iuir<ili-mrii 
in     \'rrh.    d.    'J.    ri;iw]>l .-*»:inlrn   K'tni»:  1S!»S 

s.  -Vf.  UUh.  Stletla. 


Ärbeitsbareaas  und  arbeits- 
statistische Aemter. 

1.  Die  Arbeits-;  Arbeiter-  suitistik  und  ihre 
|  Organisation.  Allgemeine*.  2.  Vereinigte  Staaten 
\  von  Nordamerika.    3.  Kugland    4.  Fraukreieh 

und  andere  Länder.  5.  Die  deutsche  Kommission 

für  Arbeiterxtatistikj 

1.  Die  Arbeitä-(ArbeUer-)stati#tik  und 
ihre  Organisation.  Allgemeines.  Kine 
wichtige  sozial jwlitische  Aufgal>e  ist  die 
Sorge  f ür  eine  gute  A  r  b  e  i  t  s  H  A  r  b  e  i  t  e  r-) 
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Statistik,  d.  h.  für  eine  richtige,  genaue 
und  erschöpfende  Feststellung  und  Klar- 
legung aller  auf  die  materielle  und  .soziale 
Lage  der  arbeitenden  Klassen  bezüglichen 
und  zu  deren  richtiger  Beurteilung  wesent- 
lichen Verhältnisse.  Eine  solche  Statistik 
für  diesen  grossen  Teil  der  Bevölkerung 
gehört  an  sich  schon  zu  den  Aufgal»en  der 
öffentlichen  Verwaltung  in  einem  geordneten 
Staatswesen,  sie  ist  insliesondere  aber  auch 
ein  dringendes  Bedürfnis  für  die  Be- 
strebungen zur  Verbesserung  der  I^age  der 
arl Hütenden  Klassen  und  für  die  Durch- 
führung der  friedlichen  sozialen  Reform. 
Sie  ist  notwendig,  um  Itourtoilen  zu  können, 
ob  und  in  welchem  Umfange  reformbedürf- 
tige Zustände  vorhanden  sind,  und  um  die 
richtigen,  zweckmässigen  Reformmassregeln 
zu  treffen.  Sie  giebt  der  Diskussion  über 
die  Notwendigkeit  und  Zweckmässigkeit  der 
Staatshilfe,  der  Gesellsehaftshilfo  und  der 
Selbsthilfe  die  feste,  sieben»  Grundlage.  Je 
weniger  in  einem  Linde  bereits  für  die 
soziale  Reform  geschehen  ist.  um  so  wich- 
tiger ist  die  Bedeutung  der  Arhcitsstatistik 
zu  diesem  Zweck.  Sie  vermag  aber  auch 
das  Material  zu  liefern,  um  in  der  Gegen- 
wart sozialistischen  Agitatoren  wirksamer 
entgegenzutreten,  die  durch  die  Behauptung 
falscher  Thatsaehen  oder  durch  die  falsche 
Verallgemeinerung  einzelner  an  sicli  rich- 
tiger Thatsaehen  bei  den  Massen  der  Lohn- 
arbeiter und  bei  anderen  falsche  übertriel>eno 
Vorstellungen  von  den  realen  Zuständen  er- 
zeugen und  nicht  wenig  dazu  beitragen,  die 
Erbitterung  und  den  Klassenhass  bei  ihren 
Anhängern  zu  schüren  und  die  friedliche 
Reform  zu  erschweren.  So  kann  sie  ihrer- 
seits auch  dazu  beitragen,  den  Kampf  der 
feindlichen  Parteien  zu  schlichten  oder  doch 
zu  mildern. 

Die  Arbeitet  Verhältnisse,  auf  welche  diese 
Statistik  sieh  zu  erstrecken  hat,  sind  nament- 
lich: die  Zahl  der  in  den  einzelnen  Unter- 
nehmungen beschäftigten  Arbiter  und  Ar- 
heiterkategorieen  (Kinder,  jugendliche  Per- 
sonen, weibliche  Arbeiter,  erwachsene 
männliche  Arbeiter;  Verheiratete,  Unver- 
heiratete), das  ^tatsächliche  Einkommen  der 
einzelnen  (I Lohnhöhe;  Lohnart  ob  Aceonl- 
löhne,  Zeitlohn  mit  und  ohne  Prämie,  Ge- 
winnbeteiligung: sonstiges  Einkommen; 
Lohnschwankungen  etc.),  die  Arbeitszeit 
(Dauer.  Anfang.  Ende,  Pausen;  Nachtarbeit. 
Sonntagsarlteit.  I*»i  diesen  Arbeiten  ob  mit  oder 
ohne  Schichtwechsel),  die  Arbeitsari  (ob  und 
wie  weit  für  die  Gesundheit  oder  sonst 
schädlich  und  gefährlich,  Zustand  der  Ar- 
beitsräume, Betriebsunfälle  etc.).  die  sons- 
tigen Bedingungen  des  Arlteitsvcrtrags 
(1/thnzahluiigstermine.  Kündigungsfristen. 
Lohnabzüge.  Rechte  und  Befugnisse  des 
Aufsichtspersouals.  sonstige  Bestimmungen 


der  Arbeits-,  Fabrikonlnuugen  etc.»,  Verltält- 
nis  zum  Arbeitgeber  und  zum  Aufsichts- 
personal,  Strikes  und  AussiK»rrungeu.  Zahl 
der  Arbeitslosen,  die  Verwendung  des  Ein- 
kommens und  Ausgabenwirtseliaft  der  Ar- 
beiter überhaupt  (Art  der  Ernährung.  Truck- 
system, Krämerunwesen,  auch  Preise  der 
Ijebensmittel,  der  Wohnungen,  Arbeiterhud- 
gets  etc.),  die  Wohnungszustände.  das  Fa- 
milienlelieu  (Zustaud  der  I  laus  wirf  schaff. 
Zahl  der  Kinder.  Art  der  Kiudererxichung 
und  -ausbildung,  Kindersterblichkeit.  Be- 
schäftigung der  Ehefrauen  etc.).  Arl>eiter- 
bildungswesen,  Schulunterricht  der  Kinder 
und  jugendlichen  Arbeiter,  lxdirlingswesen. 
Arbciterversicherungswesen.Arbeitsvermitte- 
lung,  sonstige  mondische  und  soziale  Ver- 
liältnisse  der  Arbeiter  etc.  Die  Arbeits- 
(Arbeiter-)statistik  muss  aber  auch  die  für 
die  Verbesserung  der  Arbeiterlage  ge- 
troffenen Einrichtungen  und  Massnahmen 
der  Selbst-  und  (resellschaftshilfe.  die  Wir- 
kungen der  Arbeiterschutz-  und  Versiche- 
rnngsgesetzgebung  und  der  sonstigen  so- 
zialen Massregeln  der  öffentlichen  Gewalt 
umfassen  und  sie  muss  endlich  auch  auf 
die  geschäftliche  I-age  der  Unternehmungen 
insofern  sich  richten,  um  das  Urteil  zu  er- 
möglichen, wie  weit  Massivgeln  im  Inte- 
resse der  Arbeiter,  deren  Durchführung  die 
Produktionskosten  der  Unternehmer  erhöhen, 
die  Konkurrenzfähigkeit  dersell>en  gefährden 
resp.  die  berechtigten  Ansprüche  auf  eine 
genügende  Rentabilität  ihrer  Unternehmun- 
gen schädigen. 

Eine  derartige  Arbeitsstatistik  ist  allein 
durch  den  Staat  möglich  und  deshalb  auch 
Pflicht  des  Staats.  Sie  erfonlert  erhebliche 
Geldmittel,  sie  erfonlort  aber  namentlich 
auch,  wenn  sie  eine  zuverlässige  und  er- 
schöpfende sein  soll,  für  die  damit  betrauten 
Personeu  die  Bohönleneigeuschaft  und 
obrigkeitliehe  Befugnisse,  so  insbosondeiv 
das  Recht  der  Inanspruchnahme  anderer 
Organe  der  staatlichen  und  kommunalen 
Verwaltung  für  deren  Mitwirkung  bei  Er- 
mittelungen, ciu  Zwangsreeht  gegen  private 
Personen  und  Körperschaften  zur  Abgabe 
von  Erklärungen  über  thatsächliche  Ver- 
hältnisse, ferner  das  Recht  des  freien  Ein- 
tritts in  alle  Arbeits-  und  Arbeiterwohnungs- 
räume, unter  Umständen  auch  zur  sicheren 
Feststellung  von  Thatsaehen  das  Recht  der 
eidlichen  Zeugenvernehmung.  Die  (aller- 
dings nicht  unwichtige)  Aufgabe  der  Pri- 
vaten kann  es  nur  sein,  die  amtlichen  Er- 
hebungen zu  unterstützen,  zu  ergänzen,  zu 
kontrollieren  und  eventuell  zu  lieriehtigen. 
In  dieser  Richt»mg  können  namentlich  und 
mit  Erfolg  auch  Korjiorationen  und  Ver- 
eine der  Itetrcffenden  Produktionszweige 
wirken. 

Die    arbeitsstatistischen  Ermittelungen 
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orfordern  in  verschh-denartitron  Mctho<len  fönh'rt  werden,  wenn  zu  «l» -m  Personal  der 
teil*  «-innialiir«-  und  uveiituell  mir  in  hin-  Aemter  auch  n-isemle  Beamte  l»ezw.  aus- 
treren  Z.'iträumen  zu  wie<U'rhf>leiid«-  alltr«'-  wäi^tiiT»*  Koinmissarb'n  tr« 'hören  ,  die  un- 
meiue  F-t  steiluntreu  U  -tiiniiit.-r  Zustand»'  mittelbar  örtliche  Krh<-bumr«'n  vomohmeii 
und  Verhältnisse,  welch«-  «ranze  Pn-duk-  oder  .Ii*-  oinp'jnm^m'n  AntraW-n  prüfen 
lion-zw«  i«ro  Ih-zw.  Art'«'itt'i-v<  rliältni--.'  «l>-s  und  l»-ri.  -htiiren,  und  w.-nu  die  A«inter  nb'ht 
tranz«-n  I  .-im  Ii 's  I«  -treffen,  teil«  fortlaufend«-  nur  ihre  n.'irelmä.<-itren  |>eri'>dischen  Bo- 
F«-stst<  lliiii<.'.-n  einzeln«  r  Verhältnisse  uikC  richte  und  di«-  Erirebniss«'  l-'-omh-rer  Fnter- 
ihn-r  Vriäiid.  i  uiiiren.  Fei»,  r  maii«!)«'  Vi  r-  -u«huniren  publizieren .  sondern  auch  für 
liattni-s.-  wie  z.  P».  Löhne.  Arbeitszeit,  weitere  Knise.  nain«>ntli.  h  auch  für  die  Ar- 
Striki-s  und  Au-sp.rruii'j-cii  <tc.  können  und  boit.-r.  bestimmte  Zoiisehriften  her.iusp  hen. 
si 'llt'-n  nj."<irli«.-hst  alljährlich  ivyehiiäss iir  B>'-  Wie  im  einzelnen  di«-  Uruanisation 
rieht.-  veröffentlicht  werden.  ab«-r  im  ül>riir«'n  -..l.-li.T  Aemter  zu  «.'.-stalten,  wird  naeli  den 
ist  d.i-  rnt.-i-suehiitifrsirel.ii-t  «  in  so  tri-os-.  s.  l.e->ii«i«'i>-n  Verhältnissen  eines  Staat«--  zu 
>la-s  mit  Rücksicht  auf  die  für  die  Arbeit  entscheiden  »  in.  Im  allgemeinen  dürfte  «'s 
«-rh.nlerli.-h.-u  Arl-itskräft.-.  Zeit  und  K«.st.-ii  zwe-  kmä— i<r«-r  s«-in.  .si«'  als  l.esoii<|eiv.  sell>- 
[ür  .-inen  sehr  .  rli. -Miellen  Teil  der  Vor-  ständi«.-«-  Aem1«M-  zu  «•rauiisi.'ren.  d.  h.  ihre 
liältni--.-  nur  «laran  p-«  hiebt  weiden  kann.  Funktionen  nicht  <hn  allgemeinen  statisti- 
si-  allmählich  na<h  einamh-r  der  F<— t-tel-  -i-h« n  Birnaus  zu  übertmiren  noch  sie  etwa 
luiiir  und  MearlH-itun«:  zu  unterziehen,  auch  als  l.e-on«h>re  Al>teihm«ren  jener 
Wenn  «lt.-  St;iatsir«-walt  «Ii--  ihr  hezü'-rii-h  Birnaus  zu  konstituier«'!!.  I'nlvdinirt  ire- 
d«'-r  Art«  its-tati.-tik  ohli.e.nde  Pflicht  so-  Imten  al»-r  ist.  wenn  in  einem  trn  ssen  Staat 
wohl  hitisiehth.-ii  «h-r  richliir«-n  Auswahl  .»der  in  eiii.ni  Bunde-staat  «-in.'  Mehrzahl 
.!♦  )-  rnteixiehune-'.l.j.-kte  iui'1  der  ri< htipii  solcher  A«'int«-r  als  Provinzialämn-r  l»zw. 
statistisch, n  Fests|ellunir<-n  wie  hinsichtlich  als  A>-int"i-  der  Kinzelstaat.-n  Usteht.  zu- 
il.-r  Uil'liir-'ii  und  zweckmässigen  It«-arh'«itun<:  trl'  i«  h  «  in  arl>eit>-tatistis(  h>  s  <  Vntralanit  zu 
<!«-s  ir«  wonn«-neii  Materials  in  n*«  liter  W.-i-e  schaffen. 

erfüllen  will.  ><>  p  nüirt  .-  ni«-ht.  lür  die  2.  Verehiijrtp  Staaten  von  Nonl- 
Arl.«-it>statistik  nur  «lun-h  «Ii«- für  «lie  Zweck«-  amerikn.  Mit  d«-r  Krri.-htunt:  soh-her  ar- 
«l«-r  liinen'ii  Vcrwaltuntr  sonst  vorhamh-neu .  U-it«>tatisti.-ch»-r  Aemter  sind  die  Yer- 
Bonmten  und  «Inn-h  Fabrik-  oder  Arboitsiu-  «ii(i<:teii  Staaten  allen  amh-i-en  Staaten  vor- 
sp^  ktoir-n  sowie  diip  h  Vei-.uistaltuiiL' von  Kn-  anir«-«_'aiip'n.  nml  soh  le'  Aemter  l»->teheü 
'piet.'ii  mit  l.«--<.nders  für  die-.-  einp'>et/.te»  dort  in  s«.  irn.s-er  Zahl  (filier  'M\\  Avie  in 
Kommis-iom'ii  zu  soivn .  sondern  müssen  k«'inem  an« h  n-n  Linde.  X«  l.«-n  den  Aeintern 
«lazu  l.«  >ondere  stiindiir«'  <  Mpin«-.  arhoits  - ,  in  den  nieist«-n  Hinzoistaaten  existiert  «'in 
stat  i>t  i  -i-ln-  Aemter.  errichtet  werden,  Amt  der  l'nion.  Ks  h:ih«-n  solche  Aemter 
weh  he.  mit  einem  irnt  «pwlifizh-rten.  aus- !  die  Staaten:  Mass,ichus«'tts  is«-it  1MJ1<>.  Sitz 
reich«-nd«-n  ArU-itspersonal  und  «renüireiKleu  1  Hostr.ui.  Pennsylvania  (IST-.  Harrisburv), 
<  i'-hlmitteln  ausire-tattet.  die  Auftr;d.e  halw-n. '(  onuecticut  lsT'i   anfirehÄst,  lss."> 

«Ii«-  s«  li'.n -onst  voihaiideiien.  auf  jene  Weise  wie«l«T  «  inp>rieht«'t,  Hartfonli.  Ohio  (1^77. 
gewonnenen  stati-tis.  hcn  I  »at«'ii  zu  sammeln,  i'olumhu.-).  New  -  Yersey  (lsTs.  Tivntonl, 
al.«  r  auch  sell.-tilndii:  Krlnd -untren  anzu-  Mis-onri  (1^7«».  Jeffersou  City).  Illinois  (ls7V», 
-telh-n  und  «la<  statistische  Material  zu  ver-  Spriinrfi.'hl i.  lmliana  (ls7f,  Iu«liann|.K>lis), 
arl.eit«-n.  Ihn-  statistischen  Krh«rl>unir»'n  (  New -York  «1ss-h  A!l«any),  California  ).  1  *-^3, 
Kind  häufitr  au«  h  «Inn  h  Yern«-hmunL'  von  San  Francis. -ok  Mi.  hitran  (lss:{,  Lansiiur), 
Sa«-hvi-rstilndiLren  zu  enrflnzen.  Wenn>rh'ieh  |  Wisconsin  ( 1  ss«5,  Madison).  J«»wa  [l^l.  l>es 
«Ii«-  HauptanfL^Le  dieser  Aemter  die  sta-  .Moinesi,  Maryland  (^sl.  Ualtiunuv).  Kandis 
ti-tis- heu  Feststellung-Ii  nml  Pul »likut i.meii  1 1  Toj-ekai.  Maine  (1ns7.  Auiru^ta). 
sind,  so  sollt.-  al.er  andrerseits  ihre  Th«tij;- ;  Minnesota  (1sn7.  St.  Paul).  North -Candiua 
k«  it  sieh  ni«  ht  nur  daninf  beschränken.  Ii1n<7.  Wal.'iirh).  Colorado  (lss7.  Deuver). 
s«iii<b  rn  zugleich  die  wi-  htiirc  s<-zial]M.liti-cli.'  Rh«.«!«'  1-laml  (lss7.  Pn-viih'ne»').  Nohnuska 
AnffraU'  «  rffilh-n.  das  ires;unte  Material  auch  il*s7.  lan«-«.lii),  Arkansas  ( 1  S*M»>.  Wcst- 
zu  praktis.'heu  Zwecken  zu  verw.-rten.  in-  Yirtrinia  (1MM»L  Nord-Dakota  ( l^tM»».  New- 
«lem  sie  Aniviruitiren  zur  Abhilf«'  li«'ol«nh-  M.-xiko  il^'.M).  Tenn«vssee  (ls»!H).  New- 
teter  Mi-sstänile  .>le-  zu  neuen  >ozial-  Hamp>hir«:-  <  ls!K$),  Montana  ( ls!i;{) ;  Kentucky 
j-«.litisehen  Foilschritten  jreUui.  Ihn-  Seil.-  un«l  T.-xas  ha)«en  kein  hesot»h'n>  Amt, 
ständitrkeit  und  Cnabhünciirkeit  mtiss  aber  aber  l-crücksiehtifren  «He  Arlwitsstatistik 
tr«'si<  h«-rt  wenh  n.  si«-  dürfen  nicht  nur  Mj-  einii:<'nnas-.-u  >*it  1s7s.  Die  Namen  «ler 
Kau«-  «h-r  Yorwalturur  und  in  «h-r  Art  der  A«'nit«  r  i  Umvaiis  )  sin«l  \ers«'hieilen 
Hrfülliinir  ihn  r  Aufirab«  n  nieht  nur  von  iHunau  «<f  labor.  P.  <-f  lal-or  statisties.  B. 
dk-ser  ai.hänu'iL'  sein.  Sehr  wesentlich  kann  of  statistb  -  of  laln  r.  B.  of  lal«or  and  in- 
ihre  Wirksamkeit    <_'estei«reil   und  die  Ar-  dnstrial  stati-ties  et.-.). 

Udtsstatislik   wie  die    -«.ziah-    H>  form  ir>-       The   Aemter    i  Bureaus  )  wunhui  und 
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wen  Ion  von  den  Arbeitern  als  ein  wesent- 
liches Mittel  zur  Verbesserung  ihrer  Ixige 
betrachtet,  seit  ls('»(j  waren  sie  «'ine  Forde- 
rung aller  Arl<eiterj»arteiei).  Da*  erste  Amt 
wurde  lHtt»  in  Massachusetts  errichtet,  nach- 
dem dort  schon  vorher  zwei  Special  kom- 


zeigen  die  Budgets  der  einzelnen  Aemter 
grosso  Unterschiede  (z.  B.  1S!M>:  Klat  in 
New- York  2."iiMH>  Michigan  11  5m»  S.  In- 
diana 11  OtNi  Massachusetts  losoo  »<t.  Penn- 
sylvania filier  Ol H> »  $.  Connecticut  JMXK) 
Illinois  s.'kmj  £  etc..   dagegen    in  Maine 


SU 


issionen  zur  Untersuchung  der  Arbeitszeit  i  3iXt<i  ■$,  Colorado  32<  h »  $. 


in  ein zi 


ilnen  Staaten 


thätig  gewesen  waren,  welche  die  Gründung 
einer  ständigen  Anstalt  für  arbeitsstatistische 
Zwecke  empfohlen  liatteu.  Die  andern  Staaten 
folgten,  zumeist  infolge  der  Agitation  der 
Arbeiter.  Anfaugs  fand  die  neue  Hinrichtung 


noch  weniger).  Sehr  unterschiedlich  sind 
deinentspivchond  auch  die  Leistungen :  Be- 
deutendes haben  insbesondere  das  Bureau 
von  Massachusetts,  das  lange  Zeit  das  Mustor- 
bureau  war,  und  die  Biuvaus  von  Pennsvl- 


keineswogs  in  allen  Kreisen  freundliche  >  vania.  New -York.  Connecticut.  New-Jersey. 
Aufnahme,  vielmehr  wurde  in  Massachusetts  ,  Illinois.  Michigan  geleistet,  aber  nur  gering- 


m  den  ersten  Jahren  mich  der  Gründung 
des  Bureaus  wiederholt  die  Aufhebung  des- 
selben beantragt,  und  Oliver,  der  erste  Vor- 
stand desselben,  niusste  (1>S73>  wegen  seiner 
zu  arbeiterfreiuidlichen  Tendenz  »lern  Oberst 
Carroll  D.  NVright,  dem  späteren  Chef  des 
Buudcsbureaus,  das  Held  räumen,  der  sich 
streng  auf  objektive  statistische  Erhebungen 
beschränkte.    Die  gesetzliche  Aufgaljc  der 


wertig  sind  die  Leistungen  der  meisten. 
Nach  Benus  (s.  unter  Litteratur)  hat  dies 
teilweise  seiueu  Grund  auch  in  dem  immer 
nochheiTschondenAoniteivrbeutungs-(S]>oils-) 
System.  Die  Gouverneure  der  meisten 
Staaten  sehen  in  den  Acmtern  lediglich  ein 
Mittel  zur  Belohnung  ihrer  politischen  An- 
hänger oder  wollen  nur  solche  I weiter,  die 
allein  jene  Missstände  in  den  Arlieitsverhält- 


Aemter  bezüglich  der  Arl>eitsstatistik  ist  über-  ,  nissen  oder  Monoitolfragen  erforschen,  ülier 
all  im  wesentlichen  die  gleiche.   Das  Gesetz'  welche  eine  Berichterstattung  der  regierenden 
(ähnlich  in  andern  Staaten)  Partei  am  föixleiiichsten  wäre.  Hs  ist  daher 

sehr  erklärlich,  dass  die  durchschnittliche 
Dienstzeit  der  als  Leiter  der  verschiedenen 
staatlichen  Aemter  im  Jahre  1H%  Funkt  io- 
nieivnden  sich  nur  auf  drei  Jahre  und  unter 
Ausschluss  von   Massachusetts  und  Maine 


für  Massachusetts 

bestimmt  dieselbe  dahin:  -Das  Bureau  soll 
statistische  Daten  sammeln,  aussuchen, 
ordnen  und  in  jährlichen  Beliebten  an  den 
gesetzgelienden  Körper  am  (Hier  vor  dem  1. 
März  jedes  Jahres  vorlogen,  hinsichtlich  aller 

Zweige  der  Arbeit  im  Staate,  insbesondere  1  sogar  nur  auf  '*;  m  Jahre  helief.«.  Die  Gegeu- 

'  stünde,  auf  welche  die  Krmittelungen  sich 
richteten,  sind  ausserordentlich  mannigfaltige; 
die  hauptsächlichsten  waren:  die  Kinder- 
arbeit in  Fabriken  :  die  Erziehung  von  Kindern. 


in  Beziehung  auf  die  kommerziellen,  in- 
dustriellen, sozialen,  erziehlichen  und  sani- 
tären Zustände  der  arbeitenden  Klassen  und 
auf  das  dauernde  Gedeihen  der  produktiven 
Thätigkeit  im  Staate.-  In  mehreren  Staaten 
geht  die  Auffraß  der  Aemter  über  die 
eigentliche  Arlieitorstatistik  hinaus  und  um- 
fasst  auch  die  Statistik  der  Gewerbe,  bezw. 
auch  der  Lindwütschaft,  des  Bergbaus  etc.. 
so  in  California.  Kansas.  Missouri.  West- 
Virginia.  Indiana:  in  einigen  sind  ihnen  auch 
noch  andere  als  statistische  Geschäfte  zuge- 
wiesen, so  z.  B.  in  Missouri,  West- Virginia 
die  Fabrik-  und  Werkstätteuinspektion.  in 
Colorado  und  Missouri  die  Verniittelung  bei 
Arbeitskonflikten,  in  Wiskonsin  die  Aufsicht 
über  Hotels  und  Unterkunftshäuser,  in  Ohio 
die  Gründung  unentgeltlicher  Arbeitsnaeh- 
weisstolleu  etc.  Die  äussere  <  irganLsation 
der  Aemter  ist  wenig  verschieden.  Sie  be- 
stehen aus  einem  Vorstand  phief.  oommis- 
ßioner.  secretary),  einem  oder  mehreren 
ordentlichen  Mitgliedern  (deputies.  assistants, 
Clerks)  und  weiteren  Hilfsarbeitern;  die 
Stelle  des  Vorstands  ist  in  der  Bogel  ein 
eigenes  Amt,  in  einigen  Staaten  aber  mit 
einem  anderen  Staatsamt  verbunden,  z.  B.  in 
Nebraska  mit  dem  des  Gouverneurs,  in  Colo- 
rado mit  dem  des  Staatssekretärs.  Aber  die 
Zahl  und  Qualität  der  Beamten  ist  iu  den 
einzelnen  Staaten  sehr  verschieden.  Ebenso 


welche  in  der  Industrio  beschäftigt  werden : 
die  Verhältnisse  der  Tenementhäuser  und 
der  Wohnungen  niedrig  gelohnter  Arbeiter 
in  den  Städten:  Strikes:  Kosten  des  Leliens- 
unterhalts;  die  Sj»arkassen  und  ihr  Verhältnis 
zum  WolJstand  dos  Volkes;  die  Arbeitszeit ; 
Löhne  und  Verdienst.  Gewinnbeteiligung: 
die  Ijige  der  Fabrikarbeiter  :  die  moralische, 
wirtschaftliche  und  gesundheitliehe  I*ige  der 
weiblichen  Arbeiter:  das  Trucksystem:  Un- 
fälle in  den  Fabriken :  das  Genossenscliafts- 
wesen;  Gewerkvereine:  Schiedsgerichte  und 
Eiuigungsämter;  vergleichende  Lohn-  und 
Preisstatistik  in  verschiedenen  Gegenden : 
Armut  und  Verbrechen:  die  Arbeitslosig- 
keit :  die  Gefängnisarbeit ;  Trunkenheit  und 
Branntweinhandel ;  die  Verbrechen :  die  Ehe- 
scheidungen ;  der  Gesundheitszustand  in  den 
Arljeitorwohnungen  und  Arbeitsstätten:  die 
Wirkungen  bestimmter  Beschäftigungszweige 
auf  die  Gesundheit  der  Frauen :  der  Einfluss 
der  Unmässigkeit  auf  Verbrechen:  Profit 
und  Einkommen:  die  Haftpflicht  der  Unter- 
nehmer für  Unfälle;  die  gewerbliche  Bildung: 
die  lia«e  der  Grubenarbeiter:  die  Sonntags- 
arbeit ;  die  Gesimdheitsstatistik  der  in  weib- 
lichen Schulen  Graduierten  ;  die  Konsumtions- 
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Statistik  etc.  etc.  (Wright).  Eine  vom  Unions-  selbständigen,  dem  Ministerium  koordiuiert.cn 
amt  1*5(3  herausgegelN-nc  Uehersicht  (s.  .Department  (United  States  Department  of 
unter  Litteratur)  der  Iiis  November  1*112  laW)  erhoben  und  mit  viel  grösserem 
erschienenen  Publikationen  zählt  deren  174  Personal  und  Geldmitteln  ausgestattet  (ca, 
auf,  die  zum  Teil  sehr  umfangreich  sind,  «i«>  ständige  Beamte,  darunter  2«>  Reise- 
Der  ungleiche  Wert  der  Erhebungen  und  agenton,  ausser  zeitweise  beschäftigten  Hilfs- 
die  sehr  ungleiche  Bearlieitung  auch  gleicher  personen.  Etat  Ins-*:  UVmnio  $).  Das  Ge- 
<  iegcustand«'  in  den  verschiedenen  Staaten  setz  vom  13.  Juni  1XSM  (Art.  1)  Umzeichnete 
erschweren  ausserordentlich  die  Vergleich-  als  Zweck  des  Departments,  -unter  der 
liarkeit  der  Arbeiten.  Es  findet  zwar  regel-  Bevölkerung  der  Vereinigten  Staaten  eiuzu- 
mässig  jährlich  eine  Versammlung  der  Vor-  holen  und  zu  verbreiten  nützliche  Nach- 
stände statt,  um  diesem  Ucbclstandc  abzn-  j  richten  über  die  mit  der  Arlieit  in  Zu- 
hclfen  und  eine  Gleichartigkeit  der  Er- :  sammenliang  stehenden  Gegenstand'»,  insbe- 
hebungen  und  grössere  Ueljereinstimrnung  i  sondere  ül>er  deren  Beziehung  zum  Kapital, 
in  den  Publikationen  herbeizuführen,  alier  zur  Arbeitszeit,  zum  Verdienst  der  männlichen 


diese  Bestrehungen  halten  doch  nicht  viel 
grliessert.  Von  den  drei  üblichen  Kr- 
le-bungsmothodon :  Ermittelungen  durch  Aus- 
seridung  von  Fragebogen,  durch  öffentliches 
Verhör  und  durch  besondere  Agenten  oder 


und  weiblichen  Arbeiter  und  die  Mittel  zur 
Fönlorung  ihrer  materiellen,  sozialen.geistigen 
und  sittlichen  Wohlfahrt-«.,  aber  beschrankte 
die  Aufgaben  des  Amts  nicht  nur  auf  die 
eigentliche  Arbeiterstatistik,  sondern  l<eauf- 

iin    Art.  7 


Kxpertcn,  welche  bei  denjenigen,  von  denen  tragte  den  Arbcitskommissär  im  Art. 
1  ««sondere  Auskünfte  gewünscht  werden.  (Wortlaut  in  Schmollcrs  Jahrbuch  X1N  S. 
[lersönliche  Erkundigungen  einziehen,  hat  3hn)  noch  weiter  nüt  Ermittelung  der  Pro- 
sich  die  letzte  im  allgemeinen  als  die  allein  duktionskosten  der  zollpflichtigen  Artikel, 
zuverlässige  erwiesen.  Die  Aemter  haben  j  der  Einwirkung  der  Zollgesetze  und  der 
/.war  in  der  Kegel  nach  dem  Wortlaut  der  |  Währungsvorhältuisse  in  den  Vereinigten 
für  sie  erlassenen  Gesetze  das  Recht,  Papiere  i  Staaten  auf  die  landwirtschaftliche  Krwerbs- 
zu  requirieren ,  schriftliche  Antworten  zu  thätigkeit.  namentlich  in  lN'treff  der  hyjw> 
verlangen,  Personen  vorzuladen  und  eidliche  thekarischen  Verschuldung,  der  von  Trusts 
Zeugnisse  abzunehmen,  und  die  meisten  Ge-  und  anderen  kapitalistischen,  geschäftlichen 
setze  enthalten  auch  Strafl>estiinmungiMi  oder  ArlMÜtskonlitioneii  beeinfhissten  Artikel 
(Geld-  und  Haftstrafen)  bei  Unterlassung  und  des  Einflusses  dieser  Verbindungen  auf 
oder  Verweigerung  der  Erteilung  von  Ans-  Produktion  und  Preise,  mit  der  periodischen 
künften,  insbesondere  auch  der  Ausfüllung  mindestens  zweijährig. mi  Berichterstattung 
von  Fragebogen,  aber  die  Bestimmungen  über  die  allgemeine  Produktionslage  der 
kommen  praktisch  nicht  zur  Ausführung,  und  hauptsächlichsten  Industriezweige  des]  lindes, 
die  Aemter  sind  im  wesentlichen  auf  frei- 1  endlich  auch  noch  mit  der  rntersuchung 
willige  mündliche  und  schriftliche  Mit- j  der  Ursachen  und  näheren  Umstände  aller 
teilungen  angewiesen.  Nach  Garroll  D.Wright  !  Streitigkeiten  zwischen  Arboitgeb'm  und  Ar- 
(Isns)  l>etrachten  die  Vorstände  es  als  eine  heitern  und  Berichterstattung  darüber  an 
ihrer  wesentlichen  Aufgaben,  durch  ver- j  den  Konirress.  Das  Department  ist  U-i 
-tändige  Untersuchungen  und  durch  furcht-  seinen  Ermittelungen  auf  freiwillige  Mit- 
lose Veröffentlichung  der  Ergebnisse  der-  teilungen  des  Publikums  angewiesen.  Es 
-.eibeii  die  l/eute  in  den  Stand  zu  setzen,  zu  sammelt  diese  an  Ort  und  Stelle  durch  seine 
einem  klareren  und  vollständigeren  Ver-  ständigen  2oJb>isespe<-ialagenton  und  eventuell 
-tändnis  der  sie  umgebenden  Verhältnisse  durch  weiter»' zeitweilige  lülfsagenten.  welche 
zu  gelangen  •  und  In -dienen  sich  die  gesotz-  die  im  Amt  festgestellten  Fragebogen  erhalten 
gebenden  Körperschaften  der  Aemter.  um  ;  und  auszufüllen  haben.  Dies«-  wenlen  nach 
genaue  Erfahrungen  anzustellen  üb»«r  Gegen- 1  ihrer  Einsendung  im  Department  geprüft, 
stände,  welche  zu  gesetzgeberischen  Mass-  Das  Arbeitspcrsonal  zerfällt  in  zwei  K  hissen ; 
nahmen  führen  sollen«. :  es  dürfte  di«?s  al<er  <lie  eine  (die  vorerwähnten  Agenten)  besorgt 
doch  nicht  für  alle  Staaten  zutreffen.  die  äussere  ArlN-it.  die  andere,  bestehend  aus 

Neben  den  Aemtern  in  den  Einzelstaaten  |  dem  chief  clerk.  den  statistischen  Experten, 
wurde  nach  langjährigen  Bemühungen  von  I  anderen  Beamten  und  Schreibern  (ca.  T* >— SO) 
Abgeordneten  im  Jahn?  1**4  ein  »lein  De-  die  sog.  Bureauarbeit.  Gchälb-r  des  Kom- 
jwrtment  of  the  Interior  (Ministerium  <l»-s  missars  ."hMH>  des  ersten  Clerk  •J'itM» 
Innern)  unterstelltes  ;  ArWitshureau«  der  »b-r  Bureauheamten  H M m ► — 2<HM>  der 
Union  in  Washington  errichtet  (Budget  S]N-cialagenten  1200— 2(H><»  $  und  Diäten  3  $ 
J.".<mmi  $\  und  rarroll  D.  Wright,  der  be- ;  ausser  Reisekosten.  Etat  1  X'JG :  ausser  Dnick- 
währte  (  lief  des  Birn  aus  von  Massachusetts, !  kosten  17217t!  Jt.  Der  Chef  des  Depart- 
wurdc  l  ss.'»  der  Vorstand  (Omunissioiier  of ;  ments  winl  vom  Präsidenten  mit  Zustimmung 
lal-or»  >lesselU-n  und  ist  das  noch  heute.  Im  des  Senats  auf  vier  Jahre  ernannt.  Unter 
Jahn-  lsss  aber  wunle  das  Bnnau  zu  einem  »1er  Leitung  von  Wright  und  dem  ersten 
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Clerk  Weawr  hat  «las  Department  ausser-  gefördert  worden,  alier  gerade  England 
ordentlich  wertvolle  regelmässige  Jahres-  liefert  den  Beweis,  dass  diese  beiden  Wege 
Vterichte.  welche  sieh  immer  nur  auf  die  zur  Aufklärung  der  Zustände  noeh  nicht 
rntersuehung  eines  einzelnen  Gegenstandes  genügen.  Seit  lN8ü  hat  man  auch  ein 
erstrecken,  und  ausserdem  Special  berichte  arbeitsstatistisehes  Amt  errichtet.  In  diesem 
veröffentlicht.  Die  Publikationen  sind  Jahre  wurde  im  Cntei-hause  auf  Antrag  des 
folgende:  Jahresberichte  (Annual  report  of  Abgeordneten  Hradlaugh  unter  Hinweis  auf 
the  Commissioner  of  latior):  I.  (1880)  Indus- ,  die  amerikanischen  Arlieitsbureaus  eine  Re- 
tinal Depressions.  490  S.S.  Washington  ISN») ;  I  Solution ,  nach  welcher  sofort  eine  voll- 
II.  ilss7)  (Vinvict  Ldior  (Sträflingsarbeit).  I  ständige  und  genaue  Arbeitsstatistik  or- 
S.S.  1sh7:  III.  (IHN?)  Strikes  and  ganisiert  werden  sollte,  einstimmig  ange- 
Lickouts  (1.  Januar  1881  bis  31.  Dezember  nommen  und  von  dem  damaligen  Präsi- 
lssii).  1172  S.S.  ISNS;  IV.  (1SSS)  Working  denten  des  Board  of  Trade,  Mundella,  zu- 
women  in  large  eitios.  031  S.S.  1*80;  A.  nächst  die  von  Giften  geleitete  Handels- 
(]ksi<)  HailiTkii<l  labor.  sss  S.S.  1n90;  VI.  j  abtoilung  des  Ministeriums  mit  dieser  Aufgabe 
(1H1MI)  Cost  of  produetion:  Iron,  Steel,  I  beauftragt  und  in  die  Abteilung  der  be- 
Coal  etc.  14« M-  S.S.  1*91;  VII.  (1*91)  Cost  kannte  Geworkvereinssokretär  John  Burnett 
of  produetion :  The  textiles  and  glass.  2' »4*  .als  :>  Ilhorn*  Correspoiidont«  berufen.  Nach 
S.S.  1*92:  VIII.  (1*92)  ludustrial  Education  |  dem  von  GiffenaiifgestelltenArbeitsprogramm 
(Handfertigkeitsuuterrieht).  7<»7  S.S.  1*93:  sollten  in  ei-ster  Linie  lohnstatistische  Ar- 
IX.  (1*93)  Buildiiur  and  Loan  Associations.  beiten  unternommen  werden,  und  zwar  mit 
S.  719  S.H.  1*94:  X.  (1*114)  Strikes  and  Zurückgreifen  auf  das  seit 1830  angesammelte 
Lockouts  (1.  Januar  1*87  bis  30.  Juni  1894). !  Material  und  mit  Berücksichtigung  der  I/)hn- 
19<>9  S.S.  lsW5;  XI.  (lS9."i90)  Work  and  1  Verhältnisse  anderer  Länder.  Daran  sollten 
Wages  of  inen,  womon  and  elüldreii.  «71  I  sich  statistische  Erhebungen  filier  das  Spar- 
S.S.  1SÜ7,  Special  tierichte :  I.  Marriage  an  wesen ,  die  soziale  Selbsthilfe  und  die  all- 
divoive.  l«i??  S.S.  1*S9.  H.  Libor  laws  gemeine  Lage  der  Arbeiterklasse,  Aber  die 
of  the  l'nited  States.  1*92  (Neue  Ausgabe. ,  Preise ,  die  Produktions-  und  Konsumtions- 
13*3  S.S.  1*90).  III.  Analysis  and  Index  verliältnisse  schliessen.  Da  der  Abteilung 
of  all  rcjMjrts  issued  by  burcaus  of  lalior  nicht  die  genügende  Zahl  von  Arlteitskräften 
statisties  in  the  Pnited  States  prior  tü  Nov.  |  (mir  ca.  10—13)  zur  Verfügung  stand,  hatte 
1.  1*92.  370  S.S.  1*93.  IV.  Compulsory  |  sie  anfangs  mit  vielen  Schwierigkeiten  zu 
iusurauee  in  fiennany  etc.  37  o  S.S.  1*93.  i  kämpfen ,  doch  lieferte  sie  schon  in  den 
V.  The  <ir .Ulenburg  sy stein  of  li^uor  traf fic.  I  nächsten  Jahren  eine  Heiho  wertvoller  Vcr- 
'_Ti3  S.S.  ls!)3.  VI.  The  plmsphate  industry  .  üffcntlichuiigcn :  so  eine  Ixihn. Statistik  für 
of  the  Cnitod  States.  14".  S.S.  1*93.  VII.  die  Jahre  1*30— ISMO  und  eine  speeiellere 
The  sl ums  of  Baltimore.  Chicago.  New-York  für  1880.  mehrere  Berichte  filier  die  Ge- 
and  Philadelphia.  02n  S.S.  1*94.  VIII.  werkvereine  und  älter  Arbeitseinstellungen 
The  housiug  of  the  working  i>oople.  l*9f>.  und  Aussj ^innigen ,  Berichte  über  die  Ar- 
In  Vorbereitunt;  sind  Berichte  über  1.  Hand-  beitszeit.  über  das  Sweatiiigsystem ,  Haus- 
und Maschinenarbeit.  2.  Frauen-  und  Kinder-  haltungsbiidgets  etc.  Eine  neue  Organisation 
arbeit.  3.  Spirituosenverkauf.  1.  die  untersten  ;  erfolgte  1893.  Das  Amt  wurde  als  >L*iliour- 
Klassen  Chicagos.  Ausserdem  veröffentlicht  Department'  des  Handelsministeriums  mit 
das  Amt  seit  ls9f)  ein  reichhaltiges  Bulletin  |  gn'Vssorom  Personal  in  Ixuidon  (ca.  3u  ständige 
of  the  Department  of  l^abor  (bis  Januar  1S9*  ,  Beamte,  darunter  der  Chef.  »Controller 
14  Nummern  erschienen),  ähnlich  der  eng-  i  Genend .  Giffen.  ein  *  Commissioner  for 
lisi  hen  I^lmiir  Gazette  (s.  unten i.  iLaboiin,  Uewellin  Smith,  ein  >Chief  Ijabour 

l'elier  die  Arboitsstalistik  in  den  Ver-  j  Corrospondeut Burnett ,  3  Labour  Corre- 
einigten  Staaten  liegt  auch  sonst  ein  reic  hes  j  spondents  etc.,  ausserdem  vorübergehend  be- 
amtliehes  Material"  vor  in  Publikationen  schäftigte  Speeialkommissare  und  Sachver- 
ander»T  statistischer  Bureaus,  in  den  Jahnas-  j  ständig«-)  und  mit  erweitertem  Programm 
berichten  von  Kahiikinspektoren,  in  Special-  eingerichtet;  ausserhalb  lxmdous  hat  es  noch 
lierichteri  besonderer  Kommissionen  des  Kon-  ca.  30  >lx>kalkorresj>ondenton  (je  einen  iu 
gi-esses  und  der  Einzelstaaten  etc.,  namenf-  jeder  bedeutenden  Handels-  und  Industrie- 
lieh alter  auch  in  dem  zehnjährigen  duted  Stadt),  welche  monatliche  Berichte  über  den 
States  <'ensus  (besonders  dem  von  1870,  Stand  von  Handel  und  Gewerbe,  über  die 
lssii.  ls'xi).  Nachfrage  nach  Waren  und  Arlioitern,  über 

3.  England.  In  England  ist  schon  seit  Aussichten  auf  Be?.serung  oder  Verschlechte- 
den  d reissiger  Jahren  durch  zaldreiche  rung  der  wirtsclmftlichcn  Verliältnisse  etc. 
Empieton  und  dun-h  die  FabrikinsjM»ktoren  .  in  ihivm  Bezirk  erstatten.  Das  Amt  ist  auf 
in  grossem  Masse  für  die  Ermittelung  von  freiwillige  Mitteilungen  des  Publikums  au- 
AiV'iterverhältnissen  gesorgt  und  dadurch  gewiesen.  Die  Ermittelungen  erfolgen  teils 
die  Ark'itersehutzgesetzgebnng  wesentlieh  dim.h  Ausseudung  von  Frageliogon  an  aus- 
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gewählt«.'  Personen,  teils  durch  die  Lokul- 
korrespondeuton.  Das  Amt  veröffentlicht 
seit  1*93.  !)4  jährlich  den  Amuial  report  of 
the  Laliour  Department  of  the  Board  of 
Trade  with  abstraet  of  labour  statisties  of 
the  1.' iiited  kingdom  (einer  gedrängten  Zu- 
sammenstellung der  wichtigsten  Ergebnisse 
der  ArMtcrstatistik),  ferner  jährliche  Be- 
richte filier  die  Trades  1'nions  seit  lss? 
(bis  1S07:JM.  fiber  strikes  and  W-kouts  seit 
ISSN  Chi,»  ls;i7:0).  fiber  wagos  and  Imurs 
of  labour  seit  1NH3  (bis  1SU7:4);  daneben 
hat  es  Sjiecialbcrichte  veröffentlicht,  be- 
treffend die  J/ohnstatistik  (ö  Bände  Inn}) 
bis  ls!>3).  die  GewinnMeiligung  in  den 
lieiden  Formen  des  Profit-sliaring  und  Gain- 
sharing  (2  Hände  1SU4,  1S95),  die  Beschäf- 
tigung von  Krauen  und  Mädchen  (1*94),  die 
Arbeitslosen  (1s93),  die  Einwanderung (2  Bde. 
1S93,  ls*H)  und  die  eontracts  givou  out  hy 
public  authoritics  to  associations  of  workmen 
<lS9b).  Aussenlem  giebt  es  seit  lsii3  auch 
eine  auf  weitere  Verbreitung  in  Arboiter- 
kreisen  berechnete  monatlich  erscheinende 
«Ijabour  Gazette  heraus,  die  ein  sehr 
wiches  und  interessantes  Material  für  die 
Kenntnis  der  Arbeiterverhältnisse  darbietet. 

Auch  in  Neuseeland  («Bureau  of  In- 
dustries*) und  in  einigen  anderen  austra- 
lischen Kolonie  eil  (Victoria.  Xeu-Süd- 
wales,  (Queensland (  sind  arl>citsstatistische 
Aemter.  zum  Teil  auch  mit  weitergehenden 
Aufgalten,  gegründet  worden. 

4.  Frankreich  und  lindere  IJinder. 
In  Frankreich  wurde  auf  Grund  eines 
Gutachtens  des  t'onsoil  supericur  du 
Travail  durch  G.  v.  20.  .luli  1*91  (dazu 
V.  v.  19.  August  1S91  und  V.  v.  1.  Febniar 
ls".)2)  ein  Office  du  travail <-  in  Paris  er- 
richtet, mit  der  Aufgabe,  alle  die  Statistik 
der  Arbeit  betreffenden  Daten  zu  .sammeln, 
fibersichtlioh  darzustellen  und  zu  veröffent- 
lichen. Ks  ist  reichlieh  ausgestattet  (Budget 
1S94:  1.72O0O  Kr.).  An  der  Spitze  steht 
ein  Direktor,  dein  drei  Abteilungsvorstohor 
untergeordnet  sind.  Kfir  den  Aussendienst 
in  den  Provinzen  sind  drei  ständige  Dele- 
gierte angestellt.  Die  bisherigen  Veröffent- 
lichungen |1S!>2—  1SD7)  Mroffen:  1.  die 
iäliriiehc  Statistik  der  Strikes  und  der 
Tätigkeit  der  Einigungsämter  und  Schieds- 
gerichte (ö  Bde.);  2.  1/öhne,  Arbeitsdauer 
und  Ar! leiterpersonal  von  Kabriken.  Werk- 
stätten und  Arbeitsplätzen  der  französischen 
Industrie  (Ii  Bde.);  3.  die  Knqueto  filier  den 
Arbeitsnachweis  für  Angestellte .  Arbeiter 
und  Gesinde  in  Frankreich  von  IS92  für 
1*91;  Mitteilungen  über  die  Frage  der  Ar- 
lieitslosigkeit,  gesammelt  Ende  iS'Jö;  Daten 
fil>er  Artelle  und  Gewinnbeteiligung  »ler 
Arbeiter  an  den  russischen  Eisenbahnen; 
die  Pnxluktivgenossensehafteu  in  der  franzö- 
sischen Imv\ [Wirtschaft :   4.  kritische  Zu- 


;  sammenstellung  von  Berichten  filier  Eini- 

i  gungsätnter  uud  Schiedsgerichte  in  England. 

i  den  Vereinigten  Staaten.  Belgien  und  Frank- 
reich; Hygiene  und  l'nfallsehutz  der  Ar- 
lieiter  in  gewerblichen  Betrieben  in  Frank- 
reich und  im  Ausland ;  ä.  die  obligatorische 
Arbeiterversichomng  in  Deutschland  und-  in 
Oesterreich.  Seit  Januar  1894  erscheint 
monatlich  das  sehr  billige  und  jMjpuläre 
-Bulletin  de  l'r.ffice  du  travail  ,  in  dem 
auch  die  Arbeiterbewegung  im  Auslande 
regelmässige  Berücksichtigung  findet.  —  Er- 
gänzt wird  die  Arboitsstatistik  des  Office 
durch  die  Publikationen  des  älteren  Bureau 
de  la  statistiipie  generale,  welches  jetzt  eine 
Abteilung  dessolMi  bildet,  betreffend  die 
allgemeine  Statistik  der  Bevölkerungsbe- 
wegung, der  Wohlthätigkeitsanstalten  etc.. 

t  der  Volkszählungen  und  der  damit  ver- 
bundenen    Gewerbestatistik    und  dessen 

1  Annuaire  statistitpic  de  la  France  (17  Bünde 
bis  1S97). 

Auch  in  Belgien  ist  durch  kgl.  V.  v. 
12.  November  1S94  ein  arbeitsstatistisches 
Amt  <  »ffieo  du  travail  bei  dem  Ministerium 
für  Landwirtscliaft,  Gewerlie  uud  öffentliche 

,  ArMten  —  dessen  Benennung  fortan  auch 
noch  den  Zusatz  'für  die  Arl>eit<  (du  travail) 
erfüllt,  geschaffen  worden,  aber  mit  wesent- 
lich erweiterten  Funktionen.  Schon  die  V. 
von  l*i>4  übertrug  ihm  ausser  der  ArMter- 
statistik  die  Aufgabe,  mitzuwirken  bei  den 
Vorstudien  fiber  neue  gesetzgeberische  Mass- 
regeln und  filier  die  Wr bessern ng  der  be- 
stehenden Arbeitergesetzgebung  und  ferner 
die  Ausführung  der  Arlx'itei-schutzgesetze 

i  zu  überwachen.  Durch  die  weitere  V.  v. 
12.  April  ist»."»,  welche  die  Organisation  des 
Arlieitsamts  regelte  und  die  Funktionen 
näher  bestimmte,  wunle  das  Amt  auch  zu 
einer  administrativen  Behörde  zur  l"el>er- 
wachung  der  Durchführung  der  Gesetzt? 
und  Verordnungen,  Mr.  die  Industrie  und 
Arbeitsausschüsse,  die  Gewerbegerichte,  den 
oliersten  Arbeitsausschuss,  die  Ivohnzah- 
lungcn,  die  Arbeitsordnungen ,  den  Arbeits- 
vertrag, das  Ijohrliugswesen ,  die  Arbeiter- 
versicherung, die  Fachvereine,  die  llilfs- 
vereine  auf  Gegenseitigkeit ,  die  Arbeits- 
polizei. Die  V.  v.  2S.  August  lM'Jf»  hat  dann 
noch  die  ('entralinspektion  fiber  die  Arbeits- 
inspektion und  die  V.  v.  2.  Januar  1*97  die 
Wohifahrtseinrichtungeu  und  Arbeiterwoh- 
nungen hinzugefügt.  Das  Amt  t»esteht  aus 
ffinf  Sektionen:  1.  Statistik;  2.  Gesetzgebung 
und  Interpretation  der  Gesetze  und  An- 
ordnungen; 3.  Durcliführung  der  Gesetze 
und  Verordnungen ;  4.  Arbeitsitispektion  uud 
Beaufsichtigung  der  gefährlichen,  ungesunden 
und  beschwerlichen  Betriebe ;  5.  Wohlfahrts- 
einrichtungen, Hilfsvereino  auf  Gegenseitig- 
keit, Arbeiterwolmungon  etc.  (Gesaintperso- 
nal  ohne  Diener  etc.  3G  Personen).  Das 
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Amt  giobt  monatlich  «lio  Revue  du  travail  I  Mitwirkung  an  den  Arbeiten  des  Amtes  ver- 
(nach  dem  Muster  des  französischen  Bulletin  pflichtet  werden.  l"eber  den  Entwurf,  den 
und  der  englischen  I^ahour  Gazette)  und  in  >  die  Kommission    des  Abgeordnetenhauses 


Verbindung  damit  das  Bulletin  de  l'inspection 
du  travail  heraus.  lokale  Arbeitskorro- 
sjiondenten  (10 — 18)  liefern  für  die  Revue 
entgeltlich  monatliche  Berichte  Ober  die 
Lage  des  Arbeitsmarktes.  Von  selbständigen 
Publikationen  der  1.  Sektion  (dem  eigent- 
lichen arlieitsstatistisehen  Amt)  ist  bisher 
<lie  noch  nicht  vollständige  Aber  Sonntags- 


wesentlich abänderte,  wurde  aber  keine 
Einigung  erzielt. 

In  der  Schweiz  wurde  1H*7  als  ein 
arbeitsstatistisches  Bureau  das  -Schweize- 
rische Arbeitersekretariat«  in  Zürich  (unter 
der  Leitung  des  Arbeitorsekretärs  Greulich) 
gegründet,  ein  Organ  des  grossen  »Sehweize- 
rischen  Arbeiterbundes«,   dessen  Vorstand 


arbeit  (3  Bde.  1,  3.  5)  erschienen  und  in  |  den  Sekretär  ernennt,  sein  Arbeitsprogramm 


Augriff  genommen  eine  Statistik  der  Wohl- 
fahrtseinrichtungen der  Arbeitgeber  und  die 
Frauenarbeit  im  Auslande.  Hauptsäeldieh 
aber  ist  deren  Thätigkeit  in  Anspruch  ge- 
nommen durch  die  Bearbeitung  der  Ge- 
werhezählung,  die  u.  a.  auch  auf  die  Löhne, 
Arbeitszeit  etc.  gerichtet  war.  Die  belgische 
Organisation  mit  ihrer  Voreinigung  so  wesent- 
lich verschiedener  Dinge  hat  unleugltnr 
auch  ihre  schweren  Bedenken  (s.  darüber  auch 
Varlez  a.  a.  O.). 

In  Spanien  ist  ebenfalls  durch  ein 
Dekret  v.  9.  August  189-1  eine  besondere 
Abteilung  für  Arbeiterstatistik  im  Ministe- 
rium des  Innern  errichtet  worden,  die  mit 
Hilfe  der  in  den  Provinzen  zu  organisieivn- 


bestimmt  und  seine  Geschäftsführung  über- 
wacht. Die  Eidgenossenschaft  gewährte  dem- 
selben einen  jährlichen  Züsch uss.  anfangs 
von  5O<>0,  sjKiter  von  10  000,  schliesslich  von 
20000  Fr.  Ein  Teil  der  Arbeiterschaft  wollte 
es  zu  einem  Organ  für  die  gesamte  Inte- 
ressenvertretung des  Arbeiterstandes  macheu, 
jedoch  drang  die  andere  Ansicht  durch,  nach 
der  es  sich  nur  auf  objektive  Untersuchungen 
und  statistische  Erhebungen  beschränken 
sollte.  Es  sollten  zunächst  die  Ixihnstatistik, 
die  Unfallstatistik  und  die  Vorarbeiten  zu 
einer  schweizerischen  Fabrik-  und  Gewerbe- 
statistik vorgenommen  werden,  jedoch  sind 
bisher  ausser  den  Jahresberichten  nur  eine 
wenig  umfangreiche  Unfallstatistik  und  einige 


den  Bureaus  und  ehrenamtlicher  Special-  kleinere  Arbeiten  veröffentlicht  worden,  was 
agenten  alle  Ix'bensverhältnisse  der  ar-  Anlass  zu  scharfer  Kritik  gegeben  hat.  und 
leitenden  Klassen   umfassende  statistische  '  die  Thätigkeit  des  Sekretariats  liat  sich  that- 


Ermittelungcn  veranstalten  und  darül*»r  so. 
wohl  monatliche  wie  jährliche  Berichte  ver- 
öffentlichen soll,  (Ueber  die  spez  iellen  Auf- 
gaben s.  Schmollen*  Jahrbuch  .XIX  S.  31">.) 

In  Oesterreich  wurde  im  Jahre  1894 
von  der  Regierung  der  Versuch  gemacht, 
gesetzlich  ein  arl>oitsstatistischos  Amt  als 
besondere  Abteilung  im  Handelsministerium 
zu  errichten.  Das  Amt  sollte  nach  dem  Ge- 
setzentwurf (s.  denselben  in  Schmollers  Jahr- 
buch XIX  S.  31">)  für  die  Zwecke  der 
sozialen  Oesetzgchnng  und  Verwaltung  ar- 
beit sstatistisehe  Daten  systematisch  erheben, 


sächlich  doch  mehr  auf  die  Vertretung  der 
sozialpolitischen  Interessen  der  gewerblichen 
Arbeiter  erstrockt,  so  dass  es  mehr  als  ein 
Organ  zti  diesem  Zweck  wie  als  ein  arlieits- 
statistisehes  Amt  zu  betrachten  ist. 

5.  Die  deutsch©  Kommission  für  Ar- 
beiterstntistik.  Das  Deutsche  Reich  hat 
noch  kein  eigentliches  arbeitsstatistisches 
Amt,  jedoch  wurde  1892  eine  Kommission 
für  Arboiterstatistik  eingesetzt,  die  aus 
höheren  Beamten  und  Reichstagsabgeordneten 
besteht.  Das  Reich  hat  auch  schon  vor- 
her mancherlei   Statistiken   geliefert .  die, 


verarbeiten  und  jieriodisch  veröffentlichen. :  ausser  zahlreichen  amtlichen  Publikationen 
welche  sich  auf  die  l*ige  der  arbeitenden  der  einzelstaatlichen  und   städtischen  sta- 


Klassen,  insbesondero  in  der  Industrie  und 
im  Gewerbe,  im  Handel  und  Verkehrswesen, 
ferner  auf  die  Wirksamkeit  der  Einrich- 
tungen und  Gesetze  zur  Förderung  der 
Wohlfahrt  derselben  sowie  auf  den  Zustand 
der    industriellen   und   gewerblichen  Pro- 


tistischen Bureaus,  Licht  über  Arboiter- 
verhältnisse  verbreiteten.  Altgesehen  von 
den  Berichten  der  Fabrikiuspektoren  seien 
nur  erwähnt  die  Berufs-  und  Gnwcrtwzählung 
vom  ö.  Juni  1SS2,  die  Statistik  der  Kranken-, 
rnfall-,  Invaliditäts-  un<l  Altersversicherung, 


duktiou  zu  beziehen  luiben.   Ausgeschlossen ;  die    Enuueten    über  die    Tabak-,  Eisen-, 
sollten  aber  sein  die  land-  und  forstwirt- !  Baumwollen-  und  Leinenindustrio  im  Jahre 
schaftlichen  Betriebe  und  der  Bergbau.  Die 
Betriebsinhaber  und  deren  Angestellte  sollten 


zur  Erteilung  der  verlangten  Auskünfte  vor-  !  Frauen-  und  Kinderarbeit 


1S78.  über  die  Verhältnisse  der  Lehrlinge. 
Gesellen  und  Fabrikarbeiter  (1870),  über  die 


pflichtet  sein  und  durch  Ordnungsstrafen 
ois  zu  100  fl.  dazu  angehalten  werden 
können.  Die  staatlichen  und  Gemeinde- 
behörden, die  Handels-  und  Gewerbekammern, 
die  Ilüfskasscn,  Unfall  Versicherungsanstalten 
und  sonstige  Ärbeiterinstitute  sollten  zur 


in  den  Fabriken 
(1877),  über  die  Lohnverhältnisse  der  Arlteite- 
rinueu  in  der  Wäschefabrikation  (1887)  und 
über  die  Sonntagsruhe  (18*7).  Die  Ein- 
setzung der  vorerwähnten  Kommission  ge- 
schah wesentlich  infolg«?  des  neuen  Arlieitor- 
schutzgesetzes  vom  1.  Juni  1891.    Das  am 


H an d Wörterbuch  der  StaatewUseiucUaften.   Zweite  Annage.  I. 
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1.  April  189_'  für  »lieselhe  aufgestellte  Re- 
gulativ (dazu  Geschäftsordnung  vom  7.  Januar 
1893) hat  1891  einige  Abänderungen  erfahren. 
Die  Kommission  ist  nur  zur  Mitwirkung  In-Dlen 
statistis»'hen  Erhebungen  berufen,  welche  bei 
der  V<irl»Teitung  hii< I  Ausführung  »ler  die 
Verhältnisse  der  gewerblichen  Arbeiter  (Titel 
VII  der  Gewerbe»  »rdnung)  betreffemlen  Ge- 
setzgebung erforderlich  werden,  und  sie  hat 
demnach  die  Anfgalie.  auf  Anordnung  des 
Bundesrats  oder  des  Reichskanzlers  die  Vor- 
nahme statistischer  Erhebungen,  ihr»'  Dureh- 
führung  und  Verarbeitung  sowie  ihre  Er- 
gebnisse zu  begutachten  vmd  ferner  dem 
Reichskanzler  Vorschläge  über  s»ilche  Er- 
hellungen zu  unterbreiten.  Die  Kommission 
ist  Ix'fugt,  Arl*'itgol>er  und  ArU-iter  in 
gleicher  Zahl  zu  ihren  Sitzungen  mit  1k?- 
ratender  Stimme  zuzuziehen  und,  wenn  es 
erforderlich  erscheint.  Auskunftsjiorsouen  zu 
vernehmen.  Die  Zuziehung  von  ArUntgeU-m 
und  ArlHL'itern  muss  erfolgen,  wenn  di»-s 
vom  Ihm» lesrat  oder  vom  Reichskanzler  an- 
geordnet wird.  Die  zugezogenen  Arbeitgelier. 
Arl>eiter  und  Auskunftspersonen  erlialtcn 
(wie  auch  »lie  Mitglieder  der  Kommission 
selbst)  nach  im  voraus  vom  Reichskanzler 
zu  bestiiumcu<lcu  Sätzen  Ei-satz  ünvr  baren 
Auslagen,  die  Arbeiter  auch  für  entgangenen 
Arbeitsverdienst.  Zui  Ausübung einesZeuguis- 
zwanges  hat  die  Kommission  keine  Befugnis ; 
zur  Beschaffung  des  nötigen  Materials  bietet 
imles  für  alle  Fülle  der  §  Iii!»  bder<i<;werboord- 
nung  eine  Handhab-,  in  dein  es  heisst :  »lie 
Arbeitgelier  sind  ferner  verpflichtet,  den  ge- 
nannten 1  Winten  (Fabrikaufsichtsbeamteii) 
oder  der  l'olizcilicliönle  diejenigen  statis- 
tischen Mitteilungen  über  die  Verhältnisse 
ilirer  Arl«eit<r  zu  maelien,  welche  vom 
Bundesrat  oder  von  der  I.andeseontrall>ehürdo 
unter  Festsetzung  «ler  dabei  zu  befrachten- 
den Fristen  und  Formen  vorgcschriclieu 
w»rd.u. 

Die  Kommission  hat  sich  also  mit  <len 
eigentlich  technischen  Arbeiten  der  Statistik 
ülwrhauot  nicht  zu  befassen :  dies»'  werden 
vom  reiclisstatistischen  Amt  — dessen  Direktor 
«ler  Kommission  angehört  —  ausgeführt. 
Auch  die  begutachtende  und  anregende 
Thätigkeit  der  Komnüssinn  erstreckt  sich 
nicht  von  vornherein  auf  die  ganze  Arlieiter- 
statistik.  sondern  sie  soll  Dienste  leisten  bei 
»ler  Ausführung  »ler  Bestimmungen  der  Ge- 
werbeordnung, wie  sie  sich  nach  »lein  Gesotz 
vom  1.  Juni  bs'.ll  gestaltet  halfen.  An  Ar- 
beitsstoff dieser  Art  wird  es  aber  nie  fehlen, 
und  »lie  Kommission  wird  daher  als  eine 
dauernde  Institution  zu  b»-trachtoii  sein.  Ihre 
Mitglieder  w»-t»l«>n  auf  fünf  Jahre  teils  vom 
Bundesrat  f<i).  teils  von  dem  Rcichskanzlcr 
(der  Vorsitzende  und  ein  Mitglied  des  reiehs- 
statistischen  Amtes)  ernannt,  teils  vom  Reichs- 
tage (7)  gewählt.   Die  bisher  unternommenen 


Erhebungen  Wtreffen :  Arbeitszeit  in  Bäcke- 
reien und  Konditoreien  ('2  Teile,  Berlin  1892 
und  1*113);  Arlioitszeit,  Kündigungsfrist  und 
Lehrlingsverhältnisse    im  Handelsgewerbe 
(3  Teile  1893  und  1894);  Arbeits-  und  Ge- 
haltsv«  rhältuisse  der  Kellner  und  Kellne- 
rinnen (1S94);  Arbeitszeit  in  den  Getreide- 
mühlen (2  Teile  1*94  und  1SÜ5);  die  Ver- 
hältnisse im  Handwerk  (3  Teile  1895  und 
l  sitü);  die  Arbeitsverhältnisse  in  der  Kleider- 
und Wflsehekonfektion  (1*9G).     Die  ango- 
wandte  Methode  ist  im  allgemeinen  die,  d:uss 
die  Kommission   eii»en  im  Reichsamt  d»>s 
Innern    ausgearbeiteten   Fragel>ogen  prüft 
und  nötigenfalls  abäudert,  der  dann  vom 
Reichskanzler  den  einzelnen  Regierungen 
übermittelt   wird.     Solche  Bogen  werden 
,  nun  aber  keineswegs  an  sämtliche  Gewerbe- 
i  treiliondo  der  betroffenilen  Klasse  zur  Be- 
|  antwortung  verteilt,  sondern  nur  an  etwa 
ein  Zehntel  derselben,  mit  angemessener  Be- 
:  rüekskhtigung  der  geograplüschen  und  <"rt- 
liehen  Verhältnisse.    Man  erhält  daher  keine 
vollständige  Statistik  »les  in  Frage  stehenden 
l'ntei-suchungsobjektes,  alter  es  werden  auch 
in  den   kleineren  Booliachtuiigszahlen  die 
typischen  Verhältnisse  mit  gelingender  Ge- 
nauigkeit zum  Ausdruck  gebracht,  da  sich 
I/ihnsätze  und  Arbeitsdauer  in  grosseren 
i  lokalen  oder  sozialen  Gruppen  einfach  gleich- 
;  massig  zu  stellen  pfleg»'ii  und  daher  «Ii*» 
i  NVrgrösscrung  der  Br-obachtungszahl  filier 
I  eine  gewisse  Grenze  hinaus  die  Genauigkeit 
I  nicht  mehr  erhöht.    Die  Fragebogen  wurden 
zur  Hälfte  an  Arbeitgelier  und  zur  Hälfte  an 
ArU-iter  verteilt,  woltei  »lie  Kntseheidung 
für  »Ii»,'  eine  o»ler  die  an»lore  Klasse  nur  von 
j  äusseren  M»'rkmalen,  wie  dein  Anfangsbuch- 
|  staben  des  Namens  abhängig  gemacht  wurde. 
!  Das  «•ing»"gai>gene  Material  wurde  dann  vom 
i  reichsstatistischeu  Amt   tabellarisch  verar- 
Iw-itet  und  zum  Druck  befördert.    Die  Kom- 
j  mission  vorhaiulelto  darauf  über  die  Ergeb- 
i  nisse.  Hess  Rückfragen  zur  Erklärung  auf- 
falleiKler  Erscheinungen  stellen  und  veran- 
lasste die  Vernehmung  einer  grosseren  An- 
,  zahl  von  ArU'itgeliern  sowold  wie  von  Ar- 
beitern »larfibor,  wie  weit  sie  liostimmto 
Vorschlüge  zur  Heining  der  festgestellten 
Missstünde  für  ausführbar  hielten.  Bei  diesen 
i  Vernehmungen  wurde  auch  »lie  Kommission 
«buch  einige  von  der  Behörde  ernannte  Sach- 
verständige verstärkt.  Ferner  wurden  schrift- 
liche Anfragen  zu  gleichem  Zwecke  an  viele 
Vorbände  und  Interessenvertretungen  beider 
Klassen  gerichtet,  die  namentlich  auch  Er- 
hellungen   ül»er    hygienische  Fragen  ein- 
'  schlössen,  auf  Grund  deren  das  Reichsgesund- 
heit samt  Gutachten  lieferte.    Die  Veröffent- 
lichungen »Mithalten  in  gedrängter  Form  »lie 
Ergebnisse  «lieser  Befragungen.  Schliesslich 
hat  dann  die  Kommission  auf  Grund  einer 
Beratung  des  von  dem  Referenten  auszuar- 
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leitenden  Schlu»>bcrichts  ihre  V< uschlägc 
zur  Regelung  der  betreffenden  Verhältnisse 
endgültig  zu  formulieren.  Die  bisherigen 
Leistungen  der  Kommission  sind  denen  der 
arlteitsstatistisehen  Aemter  in  England  und 
Frankreich  an  wissenschaftlichem  Wert 
mindestens  ebenbürtig,  wenn  auch  grund- 
sätzlich auf  engere-  konkrete  Gebiete  be- 
schränkt. 

Eine  -weitere  Ausdehnung  der  Arbeiter- 
Statistik  und  andere  Organisation  derselben 
im  Deutschen  Reich  erscheint  aber  gleich- 
wohl erwünscht  und  notwendig.  <  >b  die.» 
dnreh  eiue  Erweiterung  des  Statistischen 
Amts  des  Deutschen  Reichs  oder  durch  Grün- 
dung  eines  von  diesem  unabhängigen  be- 
sonderen  arbeitsstatistischen  Gcntralanits  er- 
reicht werden  soll,  ist  eine  Frage  der  Zweck- 
mässigkeit. Dem  Vorschlag  von  Georg 
v.  Mayr.  das  Roichsversichenmgsanit  mit  der 
Aufgabe  der  Arlteiterstatistik  zu  betrauen, 
hat  schon. abgesehen  von  anderen  Bedenken, 
der  Direktor  des  reichsstatistischen  Amts 
H.  v.  Scheel,  mit  Recht  entgegengehalten, 
dass  jenes  Amt  nur  Itcsonders  geeignet  sei 
zu  solchen  statistischen  Arbeiten,  die  mit 
Hilfe  der  Rcrufsgenosseiischaftcn  ausgeführt 
werden  können,  v.  Scheel  ist  der  Ansieht, 
dass  die  Arl>eiterstatistik  am  besten  mit  der 
vorhandenen  statistischen  (entralstello  ver- 
I »unden  werde,  da  dieser  Zweig  der  Statistik 
überhaii|it  nicht  als  ein  abgesonderter  für 
eine  bestimmte  Klasse  aufgefasst  werden 
dürfe,  somlern  in  Verbindung  mit  vielen 
anderen  Zweigen  gcliaJtcu  werden  müsse, 
mit  der  Berufs-  und  Gewerbestatistik,  der 
Einkommenstatistik,  der  I'ivisstatistik  ete. 
Solange  »lie  Aufgabe  tles  Amts  nur  eine 
statistische  und  informatorische  ist.  kommt 
in  der  That  wenig  darauf  an.  ob  es  selb- 
ständig gestellt  ist  oder  nur  einen  Teil  eines 
statistischen  Contralorgans  bildet,  alter  gerade 
zum  Zweck  der  Erfüllung  der  weiteren  Auf- 
gaben, die  ein  arboitsstatistisches  Amt  er- 
füllen sollte,  dürfte  doch  die  Errichtung 
eines  besonderen  Amts,  eventuell  vor 


>'.  -77_f.  --  V.  .1.  Melier.  l)<ix  liiiinl  Si«t>* 
!>• [Mituf  ni,  iij/jtilff  in  ./'//<W>.  /'.  Xni.  ii.  siitt.lll. 
F.,  IM.  XI  Ii',  S.  j.y'ß:  -  K,  II.  Bern  ix,  IHr 
min  rika ii ixrhr  Arln-itxxtnfixtik  in  llrnmix  Archiv 
Xf  <!>»?).  s.  47 Iß.  —  Zttkrzeuthl.  IHr  „mir,: 

k.inixrhrii  Arlirilninitrr  iiml  ihrr  /.„hiixtntixtik, 
Schm.itlir*  .Inhrfi.  XI'/  //.»*,'/,  *l4ff.  — Ann- 
ii/xix  ttiitl  /mlr.r  nj  nU  Ihr  /{ijHirt*  irmiril  Iii/ 
/Im hui*   oj   titln.r   in    Ihr    I'nilnl  Slmilrx,  firinr 

I"   X»r.  I,  ls'i.\    W'imh.  l.>:>4.  —  Wn uro.  IHr 

rn.ßixrh'  .  |  »7»  iti  rxlntixtik,  .hilirb.l.  Xnl.  u.  Stnl.  III. 
1.  /dl.  /I  (l.<:H),  S.  .smff.  —  FoT,  IH.  Arbritx- 
•ihti  itmii)  ilrx  rntfhW/i'ii  /Imiilrhu.iuixtrrimiix,  in 
llrnnnx  Arrhir  VII  (IS'.*.}),  S.  417  {f.  —  .1. 
Itotrley.  IHr  Thntiakrit  ihr  Arbritxnbtrilnn,, 
im  rnalixrhrn  Hnntlrlxuiinixtrrium,  in  Ilrnun* 
Arrhir  X  '7>.''."/,  .V  ~"4tff.  —  R.  •/«!#,  Urtrtz 
iimi  1 1  ■rnnlunntj  betr.  Frrirhtnni)  rinrx  Arbeits- 
amt*, in  Ilrunnx  Arrhir  IV  tlJiHI),  X  7»iff.  — 
.1.  Fontithte ,  IHr  I'nltliL'tHimirii  ihx  JiHutiMi- 
xrlit  n  Arliritxointx  in  </«  u  Jnhrrn  IK'i — 1W7,  in 
/tili mix  Arrhir  X  <  !M'7 ),  .V  i  74  f.  —  L,  Vit  riet, 
Ihix   bihjixrhr  Arlnilfimt,    in  Hinmtx  Arrhir  X 

'7.v",">,  >.  :>'-7ß:  -  II.  Karpele*.  Zur  Fmijt  d.r 
Ori/iiiti*itli„it  <lrr  Arii  ilrrxtalixlik  in  < texlt  rrrirh, 
/Inmlrlxiuiix,,  J.<i!>'.,  Xr.  .>.  -  II.  Krittln,  /Vr 
ICntirmJ  fimx  r-ixfi  m  ithixrfirii,  Uixrt;rx  /«•• 
trrii't  nil  ilir  Arbrili  r»tnlixlik,  in  llrmmx  Arrhir 
VII    n.H'4),  S.  .n*;ß.  -     II.    Sclwvvrv,  />»»* 

Ai  hiri  izi  i  ixrhr  .  |  rif  »Irrrrtrsttlfitll  /.•>»'.  —  //. 
Miillrv,  IHr  I*  ixt n mj*  h  ilrx  *<  hir<  i;rrixrhrit 
Arf»  ilnxt  lirt.i.intx,  lloxi  I  IM'}.  —  Itflfjhoß- 
Mtlfl.    IHr    *<,ii,i!ixlixrhr    ArbritrrhrirnjHnij  in 

.In-  Sihnm,  hiftzii,  .s.  ."// ß;  —  «•.  Scheel. 
/He  itintlirtit  Arln  itr rxUitixlik  ilrx  Ih-ntm-hrn 
Knchx,  SrliMiiJtrr*  Jahr)..  XVIII  IlS'.'i),  S.  SJ'.iff. 
—   f.\  V.  >/«|/»\   Ih.ilxrh,    Aihrttrrxtiitixlil;  Stnl. 

Arrhir  /.>.'•:,  \.  nuß'.  Schßnberg. 


Arbeitsteilung 

s.  Arbeit.  Arbeiter  sub  tj  oben  S.  l.Vlff. 


Arbeitsunterrieht 

s.  H  a  n  >\  f  e  r  t  i  g  k  >■  i  t  s  u  n  t . •  r  r  i  <- h  t . 


<lie  Enichtung  einer  besonderen  Abteilung 
im  reichsstatistisrhen  Amt  für  Arbeitsstati.-tik 
mit  eigener  Oiganisation  »len  Vorzug  ver- 
dienen. 

Litteratur:  u.  Schönbery.  Ari^HxUmirr,  linUu  ' 
1*71.  --Fr.  ./.  Xr  u  mann,  t'nxrir  K'iuiinix  rmi 
ihn  xtiziiürn  Xnxliimlrn  ./<-.,  i'»  Jahrb.  Jiir  Xnl.  I 
und  Slnl.  />  \.  47*jt.  —  Jtemelbe.  IHr  .lnitxr/ir  . 
Fnhrikijrxrlnjrbmuj   1.S74.     Aimln   Jiir  Arl»itrr-\ 
xlnlixtik  in  'Irn  l  inzilm  n  /.n.i'/rrn :  Xr.*  ;i  .Irr 
/frilmir,,  m  ,lr„  xt.myr.  I'rt>t»bilh  n   ilrx  iUlrrr. 
Abi/i  .tnlii'  Ii  iih'iiixi -x  ,  in  Srhm<-Ih  rx  Jnhrb.  XIX 

'lsu:.j,  s.  ''is ß.  —  ./.  Joachim,  In/tit»tr  ßir 

Arliritxxhilixtik  in  ihn    Irr.  Slmitrn  r .  Atnrrikit, 
Enghtmt   mnl  ihr   Srhirrii,     /.njizio  /*.'»(/.  - 
t'nrroll    It.    tl'rlfjht,    IHr    I  hyiiitixntom  ihr 
lirbritxxt'ilixlixrhrii  Armlrr   in  ihn     Vrr.  Stmttrn, 
in  /Srminx  Arrhir  fm -  x„s.  I i.x,  lujrbnmj  I 


Arbeitsvertrag. 

Einleitung.  I.  Geschichtliche  Ent- 
wickeln ui:.  1.  Das  rüniiüche  Recht.  2.  Das 
ilcnt-rhe  bVcht  <k-s  Mittelaltcrt*.  'A.  Kc«M'ptiuii 
des  römischen  Rechts  in  fHutschland.  4.  Das 
preussische  allgeuieiiie  Landrecht.  5.  Das  üster- 
rcicHiselic  Recht.  (».  Die  franzÖHische  Revolution 
und  der  Code  civil.  7.  Der  Arbeitsvertrag  und 
das  Hecht  der  Gegenwart.  II.  Der  Dienst - 
vertrag  nach  dem  bürgerlichen  Gesetz- 
buch. I.  Begriff.  2.  Pflichten  des  Dienstpflich- 
titren.  3.  Pflichten  des  Dieustherechtigten.  4. 
Kündigung  und  Beendigung  des  Dienstverhält- 
nisse». 

Einleitung.    Der  Arlteits-  oder  Dienst- 
verl rag  im  allgemeinen  Sinne  ist  ein  privat- 
iv 
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rechtlicher  Vortrag,  durch  welchen  der  eine 
Vortragsehliessen'l«»  —  «l«»r  Arlx'it.-r  —  si«;h 
dorn  anderen  Vertragsehli«»ss»»n<l.»ii  —  «lern 
ArljeitgeU-r  —  verpflichtet, b<  -stimmte  Dienste 
zu  leisten,  während  <1» *r  Arlx'itgelter  die 
Verpflichtung  übernimmt.  <lem  Arb«»iter  eint 


häuslichen  Lehens  zu  genügen,  bildete  sich 
ein  eigener  Geschäftszweig,  «las  Vermieten 
von  Sklaven,  aus.  I)a  der  Sklave  rechtlich 
nur  eine  Sache  war.  so  fanden  darauf  ein- 
fach die  Reehtssätze  über  die  Sachmiete 
Anwendung.    Der  Herr  stellte  seine  Sklaven 


Ustimmte   Gegenleistung  (ArtVitslohn)   zu  auf  dem  Markte  aus  und  bot  sie  zu  Dieust- 

entrichten.    Auf  d.»m  Arbeitsv«rtrage  beruht  leistungen  an  —  daher  heisst  vermieten 

heute  das   gesamte   wirtschaftlich«»  Indien  locare        «lerjonige,  der  ihrer  Dienste  he- 

aller    g«-bil<let.>ri    Völker.      Lux! Wirtschaft  durfte,    führte    sie   nach  abgeschlossenem 


und  BergUm,  Han«lwerk  und  Fabrik.  Handel 
und  Verkehr,  alle  Zweige  der  Erwerbstätig- 


Vertrage  mit  sieh  narh  Hause  —  daher 
heisst  mieten  eondueere.    Der  Freie  al*»r. 


keit  halten  in  «ler  (iep-nwart  «lie  (ilieilerung  ,  der  «lie  Ausbeutung  seiner  Arbeitskraft  einem 
der  Krwerbsgesellseliaft  in  die  Klasse»  d«»r '  anderen  vortragsmässig  zur  Verfügung 
ArU-itge(K?r  un«l  «l«»r  Arbeiter  zur  Voraus-  stellte,  machte  damit  seine  Arbeitskraft  zu 
Setzung,  eine  Gliederung,  die  rechtlieh  in  «»iner  Sache,  «lie  er  vermutet.  Der  Vertrag 
dem  Arbeitsverträge  ihren  Ausdruck  findet,  ward  demgemäss  auch  als  ein  Mietsvertrag 


Damit  ist  «ler  Arbeitsvertrag  zu  einem  d«»r 
wicht igsten  Hechtsinstitute  gewor«U»n.  für 
«h  sseii  Gestaltung  «lie  wenigen  Bestimmungen, 
die  <his  römische  Hecht  euthillt.  uirgends 
melir  ausreiVhen. 

I.  Genchichtliche  Entwickeluug. 

1.  Das  römische  Recht.  Di«1  Wirtschaft 
des  Alt«'rtums  V-ruht«»  nicht  wie  «lie  der 
neueren  Zeit  auf  «ler  freien  Arbeit, 
sondern  auf  der  Sk  1  a  v  e  n  a  rbei  t.  S«»lh-t 
einem  Manne  wie  Aristoteles  galt  eine  j.nle 


(loeatio  cnuductio)  aufgefasst.  in  welchem 
der  Artoiter  seine  Arlioitskraft  (operae)  gegen 
einen  Mietslohn  vermietet.  Zu  «lern  Begriffe 
der  locatin  conductio  gehörte  es  nach  römi- 
schem H«»«lit«»,  dass  der  Ixtlm  in  Geld  l>e- 
stand.  Wurde  nicht  Zahlung  des  l»hnes 
in  Geld,  somlern  eine  andere  Gegenleistung 
(Kost,  frei«»  Wohnung  etc.)  versprochen,  so 
fainlon  in«les  dieselben  Rechtssätze  Anwen- 
dung. Nur  ward  der  Vertrag  in  diesem 
Fall«?  erst  «lann  reohtsverbinilhVh.  wenn  v«>n 
einer  Partei  geleistet  worden  war.  —  Von 
dem  Arbeits-  <>«ler  D ie n s t vert ra g 
Arbeit  um  «l«-s  Krw«»rb«-s  willen  für  eines  (loeatio  «.»onductio  operarum)  wird  von  dem 
freien  Mannes  unwürdig,  ••denn  di«>  Ixlm-  n"»mis«  hen  Rechte  unterschieden  die  Wer k - 


arb«'it  iiux'ht  <len  (b  ist  unfivi  uti'l  erniedrigt  j  ve r«l 
ihic   (Politik  .*»  Jsl,  2i.    In  Hoin  galten  zwar 


I -ind  Wirtschaft. <  ie)<lt:cs«  Hüft  undGrosshandcl 
für  anständig,  je«  lein  anderen  Krwerbszweige  1 
alwr  kh'bte  ein  Makel  an.    Wer  seine  Arlnit 
ge^'ii  Kntgelt  einem  amleren  zur  Verfügung 
stellte,  «ler  wünliirt«»  si«-h  zu  einer  Sache , 
h«»nib.  «ler  verpflichtete  sich  zu  Leistungen. 


ruingung  (loeatio  conductio  oporis).  In 
«lern  Arbeits  vertrage  «>rdn«»t  <l«»r  Arl»eiter 
seine  Person,  wenn  auch  nur  vorübergehend, 
dem  Willen  d«'s  Arl«oitshemi  unter.  Eine 
solche  jH_»i"söuliche  Unterordnung  li«»gt  da- 
g»»gen  bei  der  Werkvenlingung  nicht  vor. 
In  <l*»ni  V.'rtrag«»  über  die  Werkvenlingung 
ülx-mimmt  die  eine  Partei  nur  die  Ver- 


zn  «lenen  <iei  Freie  sieh  «■igeiitlioh  nicht  \  pflichtung.  gegen  Kntgelt  irgend  ein  Work 
hergeben,  die  er  <l«»m  Sklaven  üVrlassen  j  herzustellen  oder  ein  rnteniehmen  auszu- 
solli«»  (««{«»rae  illiberale.».).  Ganz  in  derselben  führen.  Gegenstand  des  Vertrages  ist  dann 
Anschauung  befangen  wie  Aristoteles,  nennt  nicht  «-ine  Arbeitskraft,  sondern  vielmehr  das 
Cicero  «len  Krwerb  einer  je«|en  Lohnarbeit  Erzeugnis  (opus),  das  dnivh  <lie  Ariieit  her- 
schmutzig und  den  L>hu  «ler  Arb»it  «len  v<.n-gebracht  winl.  Nach  der  Auffassung  des 
Preis  für  die  Sklaverei  (merc»»s  auetoramen- ;  römischen  Recht»  vermietet  hierl»ei  derjenige, 
tum  servitutis  <  ic.  de  «»ff.  1.  4'J).  Die-or ,  der  «Ii«»  Herstellung  dos  Arl»eit.ser/ougnisses 
Au>chauung  entsprach  es.  dass,  wer  ein  vorspricht,  nicht  seine  Arbeitskraft,  sondern 
<iewerl<e  Im  »trieb  o«ler  für  s«»ine  Dienst- 1  er  ist  «ler  Mieter,  der  Arbeitsherr,  welcher 
leistungen  Lohn  lioanspruchle,  in  Rom  zu 1  «lie  Ausführung  eines  Werkes  oder  eines 
öffentlichen  Aemtern  nicht  gewählt  werden  rnt«»rnehmens  von  demjenigen  mietet,  der 
konnte  (vgl.  Moinmseu.  Röm.  Staatsrecht  I.  «lie  Arbeit  verhiebt,  d.  h.  vermietet.  Wer 
41*7 ).  Ward  demnach  schon  durch  den  ,  die  Herstellung  von  Rauten,  die  Anfertigung 
selhstäii'ligen  Betrieb  eiu«»s  Geworlres  die  oder  Pearl »oitung  von  beweglichen  Sachen, 
gesellschaftliche  und  («olitisohe  Elm?  ge-  den  Transport  von  Personen  oder  Waren, 
schmälert,  so  war  natürlich  der  unsolbstän-  die  Ausführung  eines  Kunstwerks  ete.  gegen 
dige  l/«hnarbeiter  kaum  höher  als  «ler  Sklave  :  Entgelt  übi'rnimmt,  der  lK?schi*nkt  seine 
g«'achtet.  In  «ler  Landwirtscliaft  wie  im  jH»i-sönliche  Freiheit  nicht  mehr  und  nicht 
Gewerlte-  un«l  Handelsbetrieb  erwies  sich  weniger,  als  dies  durch  den  Abschlm»  der 
aber  auch  die  Sklavenarl»eit  vi«-»!  vorteilhafter  ,  meisten  obligatorischen  Verträge  geschieht, 
als  die  freie  l/>hnarljcit.  l"m  «Jen  wechseln-  j  Er  räumt  nit^mandem  eine  Verfügtuig  ül>*r 
den  Hedürfnisseu  «les  gewerblichen  wie  des  !  seine  Arbeitskraft  ein,  er  hat  keinen  Arbeit*- 
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herrn.  Ilerartige  Verträge  haben  eine  grössere  i  statum  suum  in  jwtestate  habet,  et  pejorem 
Verwandtschaft  mit  den  Kaufverträgen  über  .  et  meliorein  facere  potest :  aUpie  ideo  oj)eras 
Lieferung  einer  Sache  als  mit  dem  Arbeits-  '  suas  dioroas  nocturnasque  locat.  (Pauli 
vertrage.  Obgleich  die  Befriedigung  zahl- 1  Sent.  II,  18,  §  1.)  Auch  Arbeits  vertrage 
reicher  Bedürfnisse,  die  heute  dem  freien !  mit  Kindern  unterlagen  keiner  -weiteren 
Oewerhelietriel*?  in  Handwerk  und  Industrie  Beschränkung,  als  dass  sie,  wie  alle  Ver- 
obliegt, in  dem  wirtschaftlichen  Leiten  des  träge  der  Unmündigen,  der  Zustimmung 


Altertums  durch  die  Arbeit  der  Sklaven 
••rfolgte,  so  musste  doch  auch  trotz  der 
Sklavenwirtschaft  namentlich  in  Grossstädten 
wie  Kom  das  wirtschaftliche  Igelten  sich  zu 
nicht  geringem  Teile  in  der  Form  von 
Werkverträgen  vollziehen.  Dagegen  zeigt 
schon  die  kleine  Zahl  der  Stellen  der  Keclits- 
« juellen,  in  welchen  der  Arbeitsvertrag  er- 
wähnt wird,  wie  geringfügig  die  Rolle  war. 


des  Vaters  oder  Vormundes  bedurften.  — 
Aus  dem  Arbeitsvertrage  haftet  der  Arbeiter 
dem  Arbeitgeber  wegen  Arglist  und  Nach- 
lässigkeit und  er  ist  verpflichtet,  den  An- 
weisungen des  Arbeitgebers  Folge  zu  leisten. 
Befindet  sich  der  Arbeiter  ohne  sein  Vor- 
schulden in  der  Unmöglichkeit,  die  über- 
nommenen Dienste  zu  leisten.  /..  B.  infolge 
von  Krankheit,  so  haftet  er  zwar  dem  Ar- 


welehe  derselbe  in  der  Volkswirtschaft  des  beitgeber  nicht  für  den  dadurch  verursachten 
römischen  Reiches  spielte.    Es  lag  kein  Be-  Schaden,  aber  er  verliert  auch  seinen  An- 
spruch auf  Lohn.    Irgendwelche  Verpflich- 
tung des  Arbeitgeber  gegenüber  dem  er- 
krankten Arbeiter  besteht  nicht.    Dem  Ar- 
beitgeber liegt  nur  die  Pflicht  ob,  den  Lohn 
zu  zahlen,  wenn  der  Arbeiter  seine  Dienste 
tragen,  dass  das  Recht  seine  Arljoitskraft !  zu  leisten  liep>it  und  fähig  ist.    Doch  kannte 
als  eine  Sache,  die  vermietet  wird,  behandelt,  das  römische  Recht  auch  Vortrüge,  welche 


dürfnis  vor,  für  ihn  besondere  Rechtssätze 
auszubilden.  Wer  sich  so  weit  erniedrigte, 
dass  er  seine  Arlicitskraft  vermietete  und 
sich  dadurch  mit  dein  Sklaven  auf  gleiche 
Stufe  stellte,  der  hatte  auch  die  Folge  zu 


Der   Arbeiter  konnte  nach  römischem 


Recht  seine  Arbeitskraft  zu  jedweder  Art  Der  Arlieitgeher  konnte  mit  einem  jugend 


unseren  Lehrlingsvertnlgcn  ähnlich  waren. 


von  Dienstleistung  vermieten.  Doch  liestand 
hiervon  eine  wichtige  und  für  das  römische 
Recht  charakteristische  Ausnahme.  War 
schon  die  Vermietung  der  Arbeitskraft  an 
sieh   nicht   ehrenvoll,   so  widersprach 


liehen  Arbeiter  einen  Arlieitsvertrag  al>- 
seh  Hessen  unter  Uebemahme  der  Verpflich- 
tung, ihn  in  dem  Handwerke  zu  unterweisen. 
Dem  Lehrherrn  stand  danu  gegen  den  Lehr- 
ling ein  mässiges  Zfichtigungsreeht  zu  (vorgl. 


durchaus  dem  Ehrbegriffe  des  römischen  1.  ."»  §  3  Dig.  ad  leg.  Aipiii.  9,  2;  1.  PI  § 
Volkes,  dass  ein  freier  Bürger  seine  geistige  4  Dig.  loe.  cond.  19,  2).  Hatte  der  Lehr- 
Thätigkeit  gegen  Entgelt  einem  anderen  |  herr  dies  Züchtigungsrecht  überschritten, 
zu  Diensten  gab.  Sie  konnte  nicht  den 
(«egenstand  eines  Arbeitsvertrages  bilden. 
Die  geistige  Thätigkeit,  die  ars  liberalis,  ist 
ein  Out,  das  jeder,  der  auf  Ehre  hält,  nach 
altrömischer  Auffassung  seinen  Mitbürgern 
und  dem  Staate  unentgeltlich  zur  Verfügung 
stellt,  für  das  er  sich  nicht  bezahlen  lassen 
darf.  Die  Ausübung  der  Rechtskunde,  der 
Heilkunde,  die  Erteilung  von  Unterricht  in 
einer  Wissenschaft  und  Kunst,  die  Thätig- 
keit des  Feldmessers  etc.  konnten  nicht  in 
der  Form  des  Arlieits Vertrages  erfolgen. 
Sie  konnten  geschehen  auf  Grund  eines  un- 
entgeltlich  übernommenen  Auftrages  oder 


so  stand  dem  Vater  des  Lelirtings  eine 
Klage  aus  dem  Arbeitsvertrage  gegen  den 
Ijehrheim  zu. 

Der  Arl>eits vertrag  kann  auf  bestimmte 
Zeit,  auch  auf  I^benszeit  abgeschlossen 
werden.  Aber  auch  von  dem  auf  Zeit  ab- 
geschlossenen Arlieitsvertrage  konnte  der 
Arlieitgeber  jederzeit  zurücktreten,  wenn 
der  Arbeiter  ziu-  Leistung  der  Dienste  un- 
fähig ward,  wahrend  dem  Arbeiter  der 
Rücktritt  nur  zustand,  wenn  der  Arlieitgelier 
mit  Zahlung  des  Lohnes  zwei  Jahre  im 
Rückstände  blieb  (nach  Analogie  der  für 
die  Sachtniete  in  den  Quellen  enthaltenen 


al»er  als  eine  ausserhalb  des  eigentlichen  Rechtssütze).  Ist  der  Vertrag  uicht  auf  be- 
Rechtsverkehrs liegende  Thätigkeit.     Erst  stimmte  Zeit  abgeschlossen  und  eine  Kündi- 


in  der  späteren  Kaisorzoit  wurden  auf 
artige  Verhältnisse  die  Grundsätze  des  Ar- 
beit s vertrag« -s,  wenn  auch  nicht  unbedingt, 
zur  Auwendung  gebracht.  Aber  noch  im 
dritten  Jahrhundert  wurde  den  Lehrern  der 
Rechtswissenschaft  und  der  Philosophie  ein 
Rechtsanspruch  auf  Honorar  nicht  zuerkannt. 


gungsfrist  nicht  vereinbart  worden,  so  kann 
jede  Partei  zu  jeder  Zeit  den  Vertrag  auf- 
heben. 

2.  Das  deutsche  Recht  des  Mittel- 
alters. Vertragsmäßige  Dienstleistungen  zwi- 
schen Freien  kannte  das  römische  Recht  nur 
in  der  Form  der  Dienstmiete,  der  looatio  con- 


nur  die  Annahme  eines  freiwillig  gewährten  duetio  operarum,  indem  es  die  körperliche 
Honorars  war  ihnen  gestattet  (s.  1.  1  §  L  Arlieilskraft  des  Menschen  als  Sache  lie- 


ft Dig.  de  extr.  cogn.  ft<>.  PI).  Kine  ander- 
weite  Beschränkung  der  Art  der  Dienst- 
leistung liestand   nicht.     Homo  über,  ipü 


trachtete  und  auf  das  Verhältnis  die  Rechts- 
sätze über  die  Sachmiete  zur  Anwendung 
brachte.     Ganz    anders    das  deutsche 
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Hecht  dos  Mittelalters.  Statt  eines 
einheitliehen  Hechtsinstitutes  tritt  uns  hier 
eine  kaum  übersehbare  Fülle  und  Mannig- 
faltigkeit der  verschieb  1< •nartigst» -ii  Dienst- 
verhältnisse entgegen,  clie  das  gesamte  wirt- 
schaftliche, gesellschaftliche  mid  selbst  das 
staatliche  Ia'U.mi  des  Volke«,  durchziehen, 
die  nicht  nach  einheitliehen  Reehtssätzen 
gerogelt  sind,  sondern  welche  in  ihrer  juris- 
tischen Gestaltung  soweit  von  einander  ab- 
weichet), dass  sie  nicht  unter  einen  einheit- 
lichen Rechtsbegriff  zusammengefasst  werden 
können.  Die  Auffassung  des  Altertums, 
dass  es  des  Freien  nicht  würdig  sei.  gegen 
Entgelt  in  ein  Dienstverhältnis  zu  einem 
andern  zu  treten,  ist  dein  deutsrhen  Volk« 
soweit  wir  seine  Ges< 

können,  fremd.  Ein-m  Herrn,  den  man  Gesindes 
sich  selbst  erwählt,  zu  dienen,  auch  gegen 
Eufirelt.  wai  schon  in  der  ältesten  Zeit 
nicht  eine  Erniedrigung,  sondern  die  Ehre 
<les  Herrn  erhöhte  die  Khre  de«.  Dienst- 
inannen  (Gefolgschaft  nach  der  Germania 
des  Tacitus).  Denn  das  Verhältnis  war 
nicht,  wie  da.«,  der  Dienstmiete.  ein  rein  ver- 
mögensrechtliches. Mit  den  vermögensreeht- 
licheu  Befugnissen  und  Verpflichtungen  ver- 
band sieh  ein    sittliches    Gewalt  Verhältnis. 


'  allerdings  jahrhundertelange  Entwicklung 
I  dahin,  dass  das  Dienstverhältnis  mehr  und 
!  mehr  abgeschwächt  wurde  und  nur  dem 
Namen  nach  noch  l*estehen  blieb,  bis  auch 
1  dieser  verschwand  und  da«  Nutzungsrecht 
in  freie*  Eigentum  verwandelt  wurde.  Neben 
diesen  mit  dinglichen  Nutzungsrechten  ver- 
bundeneu Abhängigkeitsverhältnissen  kamen 
|  alier  auch  zu  allen  Zeiten  rein  |*jrsönlielie 
Dienstverhältnisse   vor.    in   welchen  eine 
Partei  zu  Dienstleistungen,  die  andere  zur 
Entlohnung  verpflichtet  war.    Aber  auch  sie 
unterschieden  sich  von  der  n"miseh-reeht- 
lichen  Dienstmiete  dadurch,  dass  der  Dienende 
der  tfewalt  des  Dienstherrn  während  des 
dein  «icwst-nen  >oine.  Dienstverhältnisses  unterworfen  war.  Hier- 
hichte  zunickvei-folgen  her    gehört    das   Verhältnis  des  freien 

d.  h.  von  freien  Personen, 
welche  zum  Zwecke  der  Dienstleistung  in 
Haus  und  Wirtschaft  in  die  Hausgemeinschaft 
des  Herrn  eintraten  und  deren  Entlohnung 
in  Geld ,  aber  auch  in  Gewährung  von 
Wohnung,  Kost  und  Kleidung  bestand.  Sie 
unterstanden  einer,  wenn  auch  beschränkten 
Strafgewalt  des  Hansherrn,  der  alier  auch 
zu  ihrer  Vertretung  vor  Gerieht  und  zur 
l'ntorstützung  in  Not  und  Gefahr  verpflichtet 
war.    Das  Gesinderecht.  das  namentlich  in 


Der  Herr  war  dem  Dienstmanne  Vertretung  i  den  Städten  seine  Ausbildung  erhielt,  war 


und  Schutz  zu  gewähren  schuldig,  der 
Dienst  mann  war  dem  Herrn  zu  Treue  und 
Gehorsam  verpflichtet.  Mussten  schon  aus 
dieser  Verbindung  eines  vermögensrecht- 
lichen Vertragsverhältnisses  mit  einem 
Gcwaltvorhältnis  eigenartige,  dem  römischen 
Hechte  fremde  Kechtsiiistitute  entstehen,  so 
verbanden  sich  seit  dem  1).  Jahrhundert  da-  - 
mit  noch  dingliche  Rechtsverhältnisse,  indem  Gesel  1 
vielfach  und  mit  verschiedenem  Inhalte  dem 
Dienstmann  statt  des  l/)hnes  für  die  von 


ihm  zu  leistenden  Dienste  ein  dingliches 
Recht  an  Grundstücken  gegolten  ward. 
Endlich  erhielten  ursprünglich  nur  auf  Zeit, 
wenn  auch  auf  LelnMiszeit  der  Kontrahenten 
abgeschlossene  Verhältnisse  vielfach  auch 
einen  erblichen  Gharakter  und  gingen  nach 
dem  Tode  von  Hcit  und  Dienstmann  auf 
deren  Erben  über.  Ans  diesen  Elementen 
—  Verpflichtung  zu  Diensten,  Gewaltver- 
hältnis, dinglichem  Recht  an  dem  Gute. 
Erblichkeit  —  bildete  sich  nicht  nur  das 
Lehenrecht,  sondern  aus  ihrer  Mischung 
entstanden  auch  die  mannigfaltigsten  Dienst- 
verhältnisse, die  mit  sehr  verschiedenen 
Namen  bezeichnet  wurden  und  unter  zeit- 
lich und  örtlich  sein  verschiedenen  Rechts- 


ührigetis  nach  den  verschiedenen  Rechts- 
•piellen  in  sehr  verschiedener  Weise  ge- 
haltet. (S.  den  Art.  Gesinde.)  Zu  dem 
Gesinde  im  weiteren  Sinne  gehörten  die 
Gesellen  und  Jährlinge  der  Handwerker, 
über  deren  Verhältnisse  seit  der  Eilt  Wicke- 
lung des  Zunftwesens  die  Zunftordnungeu 
die  Bestimmungen  trafen  (vergl.  die  Artt. 

e  n  .  Lehrling e).  Auch  hier  ver- 
banden sich  in  einer  dem  Mittelalter  eigen- 
tümlichen Weise  Gie  obligatorischen  Bofug- 
nisse  und  Verpflichtungen,  die  durch  den 
Gesellen-  und  Lehrlingsvertrag  begründet 
wurden,  mit  einem  Gewalt  Verhältnis,  da«* 
auf  objektiver  Rechtssatzung  beruhte  und 
aus  welchem  für  den  Meister  Rechte,  aber 
,  auch  Pflichten  gegen  seine  Gesellen  und 
j  Lehrlinge  entsprangen. 

Ii.  Rceeption  des  römischen  Rechts 
j  in  Deutschland.    Mit  der  Rec»  ption  des 
römischen  Rechts  im  Traufe  des  1*3.  Jahr- 
hunderts wurden  in  Deutschland  auch  die 
Bestimmungen  desselben  üb»1!*  den  Dieust- 
vertrag.  über  die  loeatio  conduetio  operarum 
'  gemeines  Recht.    Nur  wurden  nach  einem 
|  unbestrittenen  Gewohnheitsrechte  die  Ver- 
I  träge,   in   welchen   als   Lohn   statt  Geld- 
eine 


normen  standen.  Ks  ist  hier  nicht  der  Ort.  j  Zahlung  eine  andere  Leistung  vereinbart 
des  näheren  darauf  einzugehen.  Es  würde  ;  wurde."  den  Arbeitsverträgen  völlig  gleieh- 
dies  von  dem  unmittelbaren  Gegenstände  -restellt.  «,o  dass  dieselben  schon  durch  die 
dieses  Artikels  zu  weit  abführen,  l'eberall 
da  alier,  wo  der  Verpflichtung  zur  Dienst- 
leistung  ein  dingliches   Nutzungsrecht  an 

einem   Gute  gegenüberstand .    führte  eine  dem  fremden  Ro  llte  keineswegs,  das  ein- 


Vereinl«arung,  nicht  erst  durch 
einer  Partei  rechtsverbindlich 
oben  S.  «»so).    Doch  gelang  e 


die  Leistung 
wurden  (s. 
;  auch  hier 
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heimische  Recht  völlig  zu  beseitigen,  das 
vielmehr  durch  jenes  nur  ergänzt  wanl. 
Alle  jene  dem  Mittelalter  eigenen  Dienst- 
verhältnisse, auf  die  soeben  hingedeutet 
worden  ist,  wurden  von  dem  römischen 
Rechte  nicht  berührt.  Das  Ixdienreeht,  das 
Recht  der  verschiedenartigen  Lindloihe.  das 
Gesinde-,  Gesellen-  un<l  Lehrlingsrecht,  sie 
blieben  als  Partikular-  und  Sonderrechte  in 
Kraft.  Auf  dem  Luide  ward  jetzt  erst  die 
persönliche  Unfreiheit  der  bäuerliehen  Be- 
völkerung auch  da,  wo  diese  im  Mittelalter 
die  j»ersönliehe  Freiheit  sieh  gewahrt  hatte, 
die  Regel.  Die  Arbeitskräfte,  deren  der 
Gutsbesitzer  zur  Wirtschaft  bedurfte,  ver- 
sehaffte  er  sieh  nicht  durch  Arbeitsverträge, 
sondern  die  leibeigenen,  hörigen  oder  erh- 
unterthänigou  Ixmte  hatten  dem  Herrn  die 
Dienste  zu  leisten,  zu  denen  sie  nach  dem 
Ortsrechte  in  bald  grösserem,  kald  geringerem 
Masse  verpflichtet  waren.  Mit  dieser  Ver- 
pflichtung zu  bäuerlichen  Diensten  ward 
jetzt  vielfach  auch  der  Dicustzwang  ver- 
bunden, d.  h.  die  Kinder  der  unterthäuigen 
I/'iite  waren  verpflichtet,  auf  Verlangen  der 
Herrschaft  auf  dem  Horrenhofe  für  be- 
stimmte Zeit  als  Gesinde  zu  dienen.  Konnte 
auch  hierdurch  das  Bedürfnis  nach  Arbeits- 
kräften nicht  befriedigt  werden  und  sah  sich 
der  Grundbesitzer  genötigt,  für  den  wirt- 
schaftlichen Betrieb  auf  dem  Wege  des 
freien  Vertrages  sich  noch  Arbeitskräfte  zu 
verschaffen,  so  wurden  doch  auch  fliese 
freien  ländlichen  Arlwiter  als  Gesinde  be- 
trachtet mul  dem  Oesinderecht  und  damit 
der  Gewalt  des  Herrn  unterworfen.  Auch 
auf  sie  fand  das  römische  Recht  des  Ar- 
lieitsvertragos  keine  Anwendung.  So  war 
dem  römischen  Rechte  auf  den  wichtigsten 
Gebieten  des  wirtschaftlichen  l/ebens  die 
Herrschaft  verschlossen,  und  das  sog.  ge- 
meine  Recht  konnte  nur  bei  solchen  Dienst- 
verhältnissen zur  Anwendung  kommen,  die 
nicht  durch  ein  SondeiTeeht  normiert  waren. 

4.  Dan  preussisehe  allgemeine  Land- 
recht.  Auch  das  erste  grosso  bürgerliche 
Gesetzbuch  der  neueren  Zeit,  das  prenssi- 
sche  allgemeine  Landrecht  von  1701, 
führte  eine  wesentliche  Veränderung  des 
liest ehenden  Rechtszustnndes  nicht  herliei. 
Für  alle  Dienstverhältnisse,  für  welche  ein 
Sonderrecht  bestand,  liess  das  Gesetzbuch 
dies»»  Sonderrechte  fortbestehen,  die  Provin- 
zial-  und  Lokalrechte  wurden  von  demselben 
überhaupt  nicht  aufgehoben.  Die  Heehts- 
sätze  aber,  die  in  das  (Gesetzbuch  über  den 
Arbeitsvertrag  aufgenommen  wurden,  um  in 
Prenssen  als  gemeinrechtliche  zu  gelten, 
schlössen  sich  meist  eng  an  das  bisherige 
Recht  an.  So  die  Bestimmungen  über  das 
Dienstverhältnis  der  Lindbewohner  zu  den 
Gutsherrschaften  (T.  11.  Tit.  7.  sj  87  ff.),  über 
das  Gesindeverhältni.s  (II,  5,  §  1 — 170).  über 


das  Gesellen-  und  Lohrlingsverhältnis  (H. 
S,  §  27s— 100).  über  das  Verhältnis  der 
Schiffsmannscliaft  (H,  8.  §  1534— 161!)). 
In  Beziig  auf  den  ausserhalb  solcher  Sonder- 
verhältnisse stehenden  Arbeitsvertrag  1m> 
freite  sich  zwar  ilas  allgemeine  Lind recht 
von  der  n'tmisch-rechtliehon  Auffassung,  dass 
der  Arbeitsvertrag  ein  Mietsveitrag  sei,  es 
charakterisiert  ilin  als  Vertrag,  wodurch 
Sachen  gegen  Handlungen  oder  Handlungen 
gegen  Handlungen  versprochen  werden, 
und  hebt  liesonders  hervor  die  Verträge 
mit  gedungenen  Haudarlieitern  und  Tage- 
löhnern sowie  die  Verträge  mit  Handwerkern 
und  Künstlern  (I,  11.  4j  89-1  ff.:  §  920  ff.). 
Aber  die  einzelnen  Reclitssätze.  die  das  all- 
gemeine Ijandreeht  hierüber  aufstellt,  nihen 
doch  auf  dem  Boden  des  römischen  Rechts, 
wenn  auch  mit  manchen  Abweichungen  in 
Einzelheiten.  Nur  in  einem  Punkte  weicht 
das  Land  recht  von  dem  römischen  Hechte 
grundsätzlich  ab.  Nach  römischem  Rechte 
war  ein  Arbeitsvertrag,  dessen  Gegenstand 
in  freier  geistiger  Thätigkoit  bestand,  nicht 
möglich.  Alter  die  sittliche  und  gesellschaft- 
liche l'eberzeuguug.  deren  Ausdruck  dieser 
Rechtssatz  war,  hatte  schon  in  der  sjiäteren 
Kaiserzeit  kaum  noch  bestanden,  dem 
deutschen  Volke  war  sie  völlig  fremd.  Die 
Praxis  hatte  sich  abgemüht,  auf  Umwegen 
unter  Vermeidung,  des  Namens  trotzdem  auf 
derartige  Verhältnisse  die  Grundsätze  des 
Arl>eit.svertrages  zm*  Anwendung  zu  bringen. 
Das  Landreeht  unterscheidet  überhaupt  nicht 
mehr  zwischen  Verträgen  filier  Leistung 
von  körperlichen  Diensten  und  filier  Leistung 
von  geistiger  Tbätigkeit.  —  Nur  filier  ein- 
zelne Verhältnisse,  die  einer  besonderen 
Regelung  bedürftig  erschienen,  stellte  das 
Gesetzbuch  besondert1  Rechtsnonnen  auf. 
So  gelten  Verträge  mit  gemeinen  Hand- 
arbeitern. Handwerkern  und  Künstlern,  wenn 
die  Dienstzeit  nicht  bestimmt  ist,  nur  für 
einen  Tag  geschlossen,  (I,  11,  §  905,  520). 
Verträge  dagegen  mit  Erziehern,  Haus- 
lehrern, Privatseki-etären  etc.,  die  in  das 
Haus  aufgenommen  werden,  gelten  für  ein 
Jahr  geschlossen,  und  die  Kündigungsfrist 
ist.  wenn  der  Vertrag  nicht  etwas  anderes 
festsetzt,  auf  ein  Vierteljahr  bestimmt  (II. 
5.  *  193.  195). 

5.  Da»  österreichische  Recht.  In 
Oesterreich  hatte  nach  langen  Vorarbeiten 
im  Jahre  1  Sl  1  Kaiser  Franz  I.  das  allge- 
meine bürgerliche  Gesetzbuch  ver- 
kündet, das  noch  heute  in  Cisleitlianien. 
Siebenbürgen,  Kroatien  und  Slavonien  in 
Geltung  steht.  DassellM»  hat.  wie  das 
preussische  allgemeine  Landreeht.  für  alle 
Souderverhältnisse  (Verhältnis  des  Gesindes, 
der  Gesellen,  Lehrlinge  etc.)  die  bestehenden 
Rechtsnormen  nicht  berührt,  es  hat  nur  für 
solche  Dienstverträge,  die  derartigen  Sonder- 
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Verhältnissen  nicht  angehören.  Rechtssätze 
aufgestellt,  die,  gering  an  Zahl,  dem  gemeinen 
Rechte  sieh  anschliffen.  Das  österreichische 
Hecht  onl riet  den  Arbeitsvertrag,  wie  das 
preussische  Recht,  nicht  dem  Umgriffe  des 
Mietsvertrages  unter,  aber  es  fasst  in  nicht 
angemessener  Weise  den  Arbeitsvertrag  und 
die  Werkverdingimg  unter  dem  Begriffe 
des  lx»hn vertrage*  zusammen  (§  1151,  11  TU). 
Gegenstand  des  Lohn Vertrages  können  so- 
wohl körperliche  Dienstleistungen  als  geistige 
Thiitigkeit  sein  ($  Hb"}).  Resteht  derU.hu 
nicht  in  Geld,  so  liozeichnet  das  (iesetzbuch 
einen  solchen  Vertrag  nicht  als  Lohn  vertrag, 
alier  es  behandelt  ihn  als  solchen,  und  es 
finden  darauf  die  Rechtssätze  über  den 
Lohn  vertrag  Anwendung  (ij  1173).  Die  Ge- 
staltung des  Arlteitsverhäitnisses  überlädst 
das  österreichische  Recht  vollständig  der 
Vereinl«arung  der  Parteien.  Doch  gestattet 
es  ans  rechtmässigen  Gründen*  sowohl  dem 
Arbeitgeher  wie  ilem  Arbeiter,  auch  den 
auf  Zeit  abgeschlossenen  Vertrag  vor  Ablauf ' 
d.*r  Zeit  aufzuheben,  freilich  ohne  zu  be- 1 
stimmen,  welch«'  Gründe  als  rechtmässig 
zu  betrachten  sind  (Sj  11  00).  Dem  Wesen, 
<les  Arbeitsvertrages,  dessen  Gegenstand  in 
der  Arlieit  einer  bestimmten  Person  besteht, 
entspricht  es  dagegen  nicht,  wenn  das 
Gesetzbuch  in  §  1U»2  bestimmt,  dass  Lohn-  j 
vertrage  über  Arbeiten,  l»ei  denen  auf  die  i 
k'sondere  Geschicklichkeit  der  Person  nicht 
Rücksicht  genommen  zu  werden  pflegt, 
durch  den  Tod  des  Arbeiters  nicht  aufge- 
hoben werden.  Die  Erben  sind  in  diesem 
Falle  verpflichtet,  den  Vertrag  fortzusetzen 
oder  den  Arbeitsherrn  schadlos  zu  halten. 
Wird  dagegen  auf  die  liesondere  Geschick- 
lichkeit des  Arlieiters  Rücksicht  genommen, 
so  wird  der  Vertrag  durch  den  Tod  des 
des  Arb  iters  aufgeholten      11  <►!>). 

0.  Die  französische  Revolution  und 
der  Code  civil.  Inzwischen  aber  hatte  in 
Frankreich  die  Gesetzgebung  der  Revolu- 
tion eine  völlige  Aenderung  in  der  Hechts- 
ordnung der  Arbeit  herbeigeführt.  Die  Ge- 
waltverhältnisse,  die  noch  immer  das  wirt- 
schaftliche liehen  beherrschten  und  die 
Freiheit  der  Arbeit  besehrunkten ,  hatten 
den  Grund  ihrer  Beivehtigung  verloren. 
Sie  waren  hervorgegangen  aus  (lern  Bedürf- 
nis nach  Schutz  und  Sicherheit,  das  im 
Mittelalter  der  Staat  nicht  zu  befriedigen 
vermochte.  Sie  hatten  sich  erhalten  durch 
das  rebergewicht.  welches  die  besitzenden 
Klassen  im  Staate  des  17.  und  1s.  Jahr- 
hunderts ausübten.  Die  Arbeitskraft  der 
grossen  Masse  der  Bevölkerung  ward  durch 
das  Recht  einer  kleinen  Minderzahl  dienst- 
bar gemacht.  Dem  positiven  Rechte  trat 
aber  im  IS.  Jahrhundert  das  Naturrocht, 
der  überlieferten  Arbeitsordnung  die  national- 
ökonomische  l/elire  der  Phvsiokraten  und 


Adam  Smiths  entgegen.  Dem  positiven 
Rechte,  das  dem  Arbeitsherrn  eine  Gewalt 
filier  den  Arbeiter  verlieh,  wurde  das  un- 
veräusserliche und  unverjährbare,  von  der 
Natur  selbst  gegebene  Recht  eines  jeden 
Menschen  entgegengesetzt,  nach  seinem 
freien  Willen  über  seine  Arbeitskraft  zu 
verfügen.  Der  Staat  hat  nicht  das  Recht, 
die  Arbeitskraft  des  Menschen  anderen 
Menschen  dienstlar  zu  machen.  Der  Staat 
hat  die  Pflicht,  die  Freiheit  der  einzelneu 
in  der  Verfügung  über  ihre  Arbeitskraft  zu 
schützen  und  alle  Beschränkungen,  die  eine 
ungerechte  Gesellschaftsordnung  dem  Volke 
zu  Gunsten  einer  kleinen  Minderheit  aufer- 
legt hat,  zu  beseitigen.  Diese  Beschränkungen 
und  Gewaltverhältnissc  sind  aber  uicht  nur 
ungerecht,  sondern  sie  sind  auch,  wie  die 
junp'  Wissensehaft  der  Nationalökonomie 
daizuthnn  sich  bemühte.  Hemmnisse  einer 
jeden  Ent  Wickelung  der  wirtschaftlichen 
Kultur  des  Volkes.  Die  l^andwirtschaft, 
der  Gewerbebetrieb,  der  Handel,  sie  fordern 
Freiheit  der  Arbeit.  Nur  in  dieser  Freiheit 
ist  es  allen  einzelnen  und  somit  dem  ganzen 
Volke  möglich,  die  volle  Arlieit skraft  zu 
entfalten  und  dadurch  die  grössest mögliche 
Masse  von  Gütern  zu  erzeugen.  Das  Natur- 
recht  wie  die  Wissenschaft  des  wirtschaft- 
lichen Lehens  verlangten  also  gleiehmässig 
eine  völlige  Cmgestaltung  des  Rechtes  der 
Arlieit.  Diese  l'ingeslaltung  vollzog  die 
Gesetzgebung  der  französischen  Revolution 
von  17*!).  Alle  dem  früheren  Rechte  an- 
gehörenden Abhängigkeitsverhältnisse  der 
Innerlichen  Bevölkerung,  der  Gesellen  und 
Ixmrlingo.  des  Hausgesiudes  wurden  aufge- 
heben. Die  Freiheit  und  Rechtsgleichheit 
aller  wurden  anerkannt«  und  jedermann  er- 
hielt die  rechtliche  Freiheit,  über  seine 
Arbeitskraft  zu  vertilgen.  Nur  durch  etuen 
in  voller  rechtlicher  Freiheit  abgeschlossenen 
Vertrag  kann  ein  Recht  auf  fremde  Dienst- 
leistung erworlien  werden.  In  gleicher 
Freiheit  und  Rechtsfähigkeit  steht  der  Ar- 
beiter • —  mag  seine  Arbeit  in  körjwrlicher 
oder  geistiger  lyistung  liestehen  —  dem 
Arbeitgeber  gegenüber.  An  Stelle  der  Ge- 
walt Verhältnisse  hat  ein  reines  Vertrags- 
verliältnis  zu  treten.  Der  Code  civil  sank- 
tionierte diese  Grundsätze.  Er  bezeichnet 
den  Vertrag  als  Arbeitermiete  (louage  des 
domestiques  et  ouvriers),  überlässt  aber  alle 
Bestimmungen  der  freien  Vereinbarung  der 
Parteien.  Abgesehen  von  den  Vorschriften 
ülier  die  Verjährung  der  aus  solchen  Ver- 
trägen entspringenden  Klagen  (in  Art.  2J71 
und  *J'J7'2)  hat  der  Code  civil  nur  eine 
der  Vereinbarung  der  Parteien  eutzogene 
Rechtsnonn  aufgestellt.  Auch  in  der  Form 
des  Arbeitsvertrages  kann  niemand  auf  seine 
persön liehe  Freiheit  verzichten.  Dies  aber 
wäre   möglieh,   wenn  Arbeitsverträge  auf 
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Lcttenszeit  abgeschlossen  werden  könnten. 
Der  Arbeitsvertrag  ist  mir  auf  bestimmte 
Zeit  abzuschliossen.  Ist  er  ohne  Bestim- 
mungen der  Zeit  oilcr  auf  Lebenszeit  abge- 
schlossen worden,  so  kann  der  Arbeiter 
(bestritten  ist  es,  ob  auch  '1er  Arbeitgeber) 
jederzeit,  wenn  auch  unter  Beobachtung  der 
ortsüblichen  Kündigungsfrist,  den  Vertrag 
aufsagen  (Art.  17s<)  nach  der  in  Theorie 
und  Praxis  feststehenden  Auslegung  des 
Artikels). 

7.  Der  Arbeitsvertrag  and  das  Recht 
der  Gegenwart.    Unter  »lern  Einfluss  der 
Ideeen,  von  «Ionen  die  französische  Kevo- 
lution   ausgegangen   war,  vollzog  sich  im 
I^aufe  des  lü.  Jahrhunderts  in  allen  Staaten 
Europas  die  Umgestaltung  der  Rechtsord- 
nung des  Arbeitsverhilltnisses.     Nach  Be- 
seitigung der  alten  Herrschaft*-  und  Dienst- 
verhältnisse in  der  Lindu  irtsehaft  und  dem  , 
GewerbelN 'trieb  fand  das  Arbeitsverhältnis ! 
ausschliesslich  seine  Regelung  in  dem  Ar-  j 
U-its  vertrag,  für  den  in  den  verschiedenen 
Hochtsgobh'ten  Deutschlands  die  oben  dar- 1 
gelegten     Bestimmungen     des     römischen  i 
Hechts,  des  ptvussischon  allgemeinen  Land- 1 
rechts,  des  österreichischen  bürgerlichen  Ge-  j 
setzbuches,  des  ( Y«l«-  civil  massgebend  waren. 
Nur  das  Verhältnis  des  Hausgesindes  wurde  : 
in  Deutschland  nicht  zu  einem  reinen  Vor-' 
tragsverhültnis  gestaltet.     Es   wanl  daran 
festgehalten ,  dass  »las  Hausgesinde  durch  i 
Eintritt  in  das  Dienstverhältnis  einer,  wenn  I 
auch  sehr  beschränkten  Gewalt  des  Dienst-  I 
herrn  unterworfen  werde.  (Vgl.  den  Artikel  I 
Gesinde.) 

Indes  zeigte  die  Erfahrung  sehr  l«ald, 
dass  die  Hoffnungen,  welche  von  der  Uni- 
gestaltung der  Rechtsordnung  ausschliess- 
lich nach  den  Prineipien  der  privatrocht- 1 
liehen  Freiheit  und  der  gleichen  Hechts-  j 
fähigkeit  gehegt  wurden,  sich  nicht  in  vollem  | 
Umfaugo  erfüllten.  Die  rechtliche  Unfrei- ' 
heit  war  beseitigt,  das  Hecht  verpflichtet«« 
niemanden  mehr,  in  ein  Dienstverhältnis 
einzutreten  und  legte  niemandem  einen 
Dienst  zwang  auf:  das  Hecht  schrieb  nicht 
mehr  die  Bedingungen  vor.  unter  welchen 
gearlK.it et  worden  musste;  das  Hecht  verlieh 
'lein  Arbeitsherrn  keine  Gewalt  mehr  über 
die  Person  des  Arbeiters.  Der  einzelne 
sollte  dem  einzelnen  frei  und  gleich  liereeh- 
tigt  gegenüberstehen  und  in  freier  Verein- 
barung der  Arbeiter  die  Bedingungen,  unter 
welchen  er  sein««  Arbeitskraft  zu  vermieten, 
der  Arbeitsherr  »lie  Bedingungen,  unter 
welchen  er  die  Arbeitskraft  des  Arbeiters 
zu  mieten  gewillt  sei.  bestimmen.  Es  schien 
deshalb  nicht  in  Widerspruch  mit  den ! 
Grundsätzen  der  Freiheit  und  lbrhtsglcich- 
heit  zu  stehen,  wenn  «len  Arlwitgehern  so- 
wohl w  ie  den  Arbeitern  unter  Strafandrohung 
vertaten  ward.  Vereine  zu  bilden  oder  Vor-  | 


abredungen  zu  treffen,  um  günstigere  Be- 
«lingungen  für  «len  Abschluss  des  Arbeits- 
vertrages der  Gegenpartei  aufzunötigen  (s. 
«I.Art.  Koalitionsrecht).  Die  Hoffnung 
«iIkt.  dass  aus  dem  freien  Spi«d  der  Kräfte, 
wenn  das  Hecht  demsellK-n  mir  Schutz  und 
Siclierlx'it  verleihe,  ein  rechtlu-her  und  wirt- 
schaftlicher Zustand  sich  bilde,  der  für  alle 
einzelnen  wie  für  «lie  Gesamtheit  befrie«li- 
gend  sei,  dies«'  H«»ffnung  verwirklichte  sich 
nicht. 

(.»leichzeitig  mit  dem  Sieg««  der  grossen 
Hoehtsprincipien  der  persfitdichen  Freiheit, 
und  d«-r  gleichen  Hechtsfähigkeit  vollzog  sich 
in  «lern  GewerliebetrieiV'  eine  Umgestaltung, 
die  von  el*«n  so  grosser  Bedeutung  für  die 
gesamte  Kulturentwiekelung  war  wie  die 
Umgestaltung  des  Hechts.  Infolge  der  Aus- 
bildung des  Maschinenwesens  und  insbe- 
sondt«re  der  Anwemlung  <l«'s  Dampfes  auf 
die  gewerbliche  Arlx-it  drängte  der  Fabrik- 
Mrieb  den  HaudwerkeiVtrieb,  der  Gross- 
betrieb den  Kleinbetrieb  mehr  und  mehr 
zurück.  Schon  im  vorigen  Jahrhundert  war 
d«>r  Fabrikbetrieb  den  Beschränkungen  und 
Rechtsordnungen  des  Hand werkerbetri« *bes 
nicht  unterworfen  gewesen.  Die  Arbeiter  in 
«ler  Fabrik  waren  nicht  Gesell«'!»  und  Lehr- 
linge, sondern  Fabrikat  iter  (oder  Fabri- 
kanten,  wie  die  Arbeiter  damals  genannt 
wurden),  mit]  ihr  Arbeitsverliilltnis  ward 
ausschliesslich  durch  d«*n  privat  rechtlichen 
Arbeitsvertrag  geregelt  (vgl.  Allg.  Ijaudrecht 
II,  8,  ss  417— 4J3).  Aber  die  Zahl  der 
Fabriken,  deren  Anlage  von  einer  jedes- 
maligen staatlichen  Konz««ssion  abhängig  war 
(Allg.  Umlrecht  II,  8,  §§  ilO,  411).  wie 
«Ii«1  Zahl  «ler  darin  beschäftigten  Arbeiter 
war  verhältnismässig  gering.  Im  Iii.  Jahr- 
hundert  bil«lete  sich  mit  der  immer  grösse- 
ren Ausdehnung,  die  der  Fabrik  betrieb  er- 
hielt, in  allen  Kulturstaaten  ein  eigener 
Stand  von  Fabrikarl «eitern,  «ler  einen  nicht 
geringen  Bruchteil  der  Nation  umfasst  Der 
rechtlichen  Freih«'it  aber,  den  Arbeitsvertrag 
abzusehliossen  und  die  Bedingungen  des- 
solben  zu  vereinlmren,  entspricht  nicht  die 
thatsächlich««  Freiheit  der  Fabrikarbeiter. 
In  «1er  rechtlichen  Form  der  Freiheit  ent- 
wickelte sich  ein  System  «ler  Unfreiheit, 
in  welchem  der  Arbeiter  härtere  Arbeitsite- 
dingungen  eingehen  musste,  als  ihm  jemals 
in  der  Z«it  der  früheren  Zunft-  und  Ge- 
werbeordnungen  auferlegt  wurden,  und  in 
welchem  er  in  einen  Znstand  von  persön- 
licher Abhängigkeit  von  den  Arbeitgeltern 
geriet,  die  vielfach  thatsächlich  grösser  war 
•ds  «lie  Abhängigkeit  in  den  älteren  Gewalts- 
verhältnissen (s.  die  Artt.  A  r  b  e  i  t ,  A  r  b  e  i  t  e  r, 
A  r  b  e i  t  e  r s  c  h  u  t  /.  g e s  e  t  z ge  b  u  n  g ,  Fa - 
brikgesetzgebuug).  Der  Grundsatz  der 
rechtlich«*!!  Freiheit,  der  in  der  Ges.'tzgebung 
zur  Durchführung  gelangt  war,  hatte  that- 
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sachlich  die  Unfreiheit  eines  grossen  Teils 
»Irr  Nation  zur  Folge  gehabt.  Durch  fliege 
unleugbare  Thatsacho  sind  aber  keineswegs 
Bestrebungen  gerechtfertigt,  die  darauf  aus- 
gehen, an  Stelle  »Irr  persönlichen  Freiheit 
und  Gleichheit  wieder  die  früheren  Gcwalt- 
verhältnisse  zu  setzen  oder  neue  Gewalt- 
Verhältnisse  zu  begründen.  Die  Voraus- 
setzungen ,  unter  denen  derartige  Gewalt- 
verhältuisse  sieh  bilden  und  erhalten  konnten, 
gehören  d«  r  Vergangenheit  au  und  können 
in  der  Gegenwart  und  in  einer  absehbaren 
Zukunft  nicht  mehr  hergestellt  werden. 
Sie  sollten  den  Rechtsschutz  gewähren  und 
ersetzen,  den  heute  der  Staat  in  vollstem 
Tinfange  gewährt.  Sie  stehen  im  Wider- 
spruch mit  dem  Bewusstsein  der  freien 
Persönlichkeit,  das  heute  nicht  nur  den  An- 
gehörigen der  besitzenden  und  der  höher 
gebildeten  Klasse  innewohnt,  sondern  das 
heute  unausrottbar  dein  ganzen  Volke  in 
allen  seinen  Schichten  eingewurzelt  ist. 
.Nur  auf  dem  Grund  eines  freien  Vertrages 
kann  U>i  dem  heutigen  Staude  der  geistigen 
Kntwickelung  des  Volkes  das  Arln-itsver- 
hälfnis  begründet  werden.  Das  ist  das  un- 
verlierbuv  Ergebnis  der  Kntwickelung  der 
letzten  hundert  Jahre,  und  ein  jeder  Ver- 
such, ein  Dienstverhältnis  von  Privatpersonen 
untereinander  wieder  auf  Zwang  zu  gründen, 
wird  und  muss  .scheitern.  Das  Recht  muss 
die  Freiheit  der  Parteien,  die  Bedingungen 
des  Arbeitsvertrages  festzusetzen,  als  die 
Regel  anerkennen.  Aber  das  Recht  darf 
die  Eigenart  des  Arbeitsvertrages  nicht  ver- 
kennen, es  darf  denselben  nicht,  wie  dies 
•las  römische  Recht  getlian  hat.  nur  als  eine 
Art  des  Mietvertrages  behandeln.  Der  fun- 
damentale Unterschied  zwischen  Miete  und 
Arbeitsvertrag,  den  das  römische  Recht 
nicht  berücksichtigt  hat.  l>estoht  darin,  dass 
Gegenstand  des  Mietvertrages  eine  Sache. 
Gegenstand  des  Arbeitsvertrages  die  Arl>eits- 
kraft  eines  Menschen  ist.  In  dem  Arbeits- 
verträge räumt  der  Arbeiter  dem  Arboits- 
herrn  eine  Verfügung  über  seine  Arbeits- 
kraft ein.  Die  Arlieitskraft  ist  zwar  un- 
zweifelhaft ein  Vermögensobjekt  und  der 
J/ohn,  den  der  Arbiter  erhält,  ist  der  Preis, 
den  der  Arbeitsherr  für  Verwertung  dieses 
Vormögensobjektes  zahlt.  Insofern  kann  die 
Arbeitskraft  als  Gegenstand  einer  Miete,  der 
Lohn  als  Mietpreis  betrachtet  werden. 
Doch  darf  nicht  ausser  acht  gelassen  wer- 
den, dass  diese  herkömmliche  Formulierung 
den  Inhalt  des  Rechtsverhältnisses  nicht 
zum  richtigen  Ausdruck  bringt.  Wie  die 
Arbeitskraft  keine  Sache  ist ,  an  welcher 
dem  Mieter  durch  den  Mietvertrag  ein  Ge- 
brauchsrecht eingeräumt  wird,  so  entspricht 
auch  das  Recht  des  Arlwitshorrn.  über  die 
Arbeitskraft  des  Arbeiters  zu  verfügen, 
nicht  dem  Rechte  des  Mieters  an  der  ver- 


mieteten Sache.  Der  Arbeit>herr  hat  nur 
einen  Rechtsanspruch  darauf,  dass  der  Ar- 
Iteiter  die  in  dem  Arbeitsvertrag  veroin- 
barten  I/oistungen  vollziehe,  dass  er  seine 
Arbeitskraft  nach  Massgabe  des  Vertrags  in 
den  Dienst  des  Herrn  stelle.  Immer  ist  es 
der  ArlKÜter.  der  in  rechtlich  freier  Selbst- 
bestimmung die  vertragsmäßig  übernom- 
menen Pflichten  erfüllt  und  die  Arbeit 
leistet.  Der  Arbeitsherr  kann  sie  nicht  un- 
mittelbar erzwingen,  er  kann  nur,  im  Fall 
der  Arbeiter  seinen  vertragsmässigen  Pf  lichten 
nicht  nachkommt,  den  Rechtsschutz  des 
Staates  anrufen  oder  aher  den  Arbiter  aus 
dem  Dienste  entlassen.  Immerhin  aher  ist 
der  Arbeiter  in  der  Verwertung  der  Arbeits- 
kraft von  dem  Arlieitsherrn  rechtlich  ab- 
hängig, und  insofern  kann  dem  Arlieits- 
herm  eine  Verfügungsgewalt  über  die  Ar- 
l>eitskraft  des  Arbeiters  zugeschrieben  wer- 
den, ohne  dass  Mißverständnisse  zu  be- 
fürchten wären.  Ist  die  Dienstleistung,  zu 
der  sich  der  Arbeiter  verpflichtet,  nur  eine 
einmalige  oder  eine  solche,  die  nur  einen 
geringen  Teil  seiner  Arbeitskraft  in  An- 
spruch nimmt,  so  kann  das  Recht  die  Re- 
gelung des  Vertragsverhältnisses  den  Par- 
teien überlassen.  Anders  dagegen,  wenn 
durch  den  Arbeitsvertrag  ein  dauerndes 
Arbeitsverhältnis  begründet  wird  oder  wenn 
der  Arbeiter  sein  gesamtes  Einkommen  oder 
wenigstens  den  weitaus  grössten  Teil  des- 
selben in  dem  Arbeitslohne  bezieht.  Dann 
räumt  der  Arbeiter  dem  Arbeitsherrn  eine 
Verfügung  ülier  seine  Person  ein.  Denn  er 
verpflichtet  sich  auf  die  Dauer,  nach  den 
Anordnungen  des  Arbeitsherrn  seine  Arbeits- 
kraft zu  verwerten,  und  er  ist  auf  den  Ar- 
beitslohn angewiesen,  um  sein  Ijoben  und 

I  das  Leben  seiner  Familie  zu  fristen.  Dann 

I  gestaltet  sich  das  rechtlich  freie  Vertrags- 
verhältiiis thatsäehlieh  zu  einem  Herrschafts- 
und    Abhängigkeitsverhältnis.    Das  Recht 

j  kann  dies  nicht  verhindern,  solange  die 
Grundlagen  unserer  gesellschaftlichen  und 
Wirtschaft  liehen  Ordnung  nicht  umgestürzt 
wenlen.  Das  Recht  aber  hat  die  Aufgabe, 
durch  Vorschriften,  die  dem  Belieben  der 
Parteien  entzogen  sind,  zu  verllindern,  dass 
die  persönliche  Unfreiheit  in  einer  neuen 
Form  wieder  eingeführt  werde,  und  es  hat 

,  die  Aufgabe,  der  Herrschaft,  welche  der 
Arlieitgobor  über  die  Person  des  Arbiters 
auszuüben  vermag.  Schranken  zu  ziehen, 
um  dem  Arbeiter  auch  innerhalb  dieses 
Dienstverhältnisses  ein  menschenwürdiges 
Dasein  zu  sichern  und  seine  körperliehe, 
wirtschaftliche  und  geistige  Entwicklung 
wie  seine  gesellseliaft liehe  und  politische 
Selbständigkeit  zu  schützen. 

Geben  die  Ansichten  über  die  Mittel, 
durch  welche  diese  Ziele  zu  erreichen  sind, 
auch  noch  auseinander,  so  werden  diese 
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Aufgaben  der  Gesetzgebung  doch  heute  in 
allen  Kulturstaaten  grundsätzlich  nuerkannt, 
und  die  einzelnen  Staaten  bemühen  sich, 
wenn  auch  in  verschiedenem  Umfange,  ihnen 
gerecht  zu  werden.  Das  Recht  hatte  zu- 
nächst die  Fessel  zu  lösen,  die  noch  die 
Gesetzgebung  der  französischen  Revolution 
und  der  ersten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts 
dem  Wortlaute  des  Gesetzes  nach  zwar  den 
Arbeitsherren  wie  den  Arbeitern  auferlegte, 
die  alter  thatsäehlich  in  den  meisten  Fallen 
nur  die  Arbeiter  in  der  Bethätignng  ihrer 
rühmlichen  Freiheit  hinderte.  Ine  Verbote, 
'ereine  zu  bilden  und  Vereinbarungen  zu 
treffen,  um  günstigere  Bedingungen  für  den 
Abschlusa  des  Arbeitsvertrages  zu  erzielen, 
konnten  von  den  Arbeitsherren  leicht  um- 
gangen werden,  während  sie  die  Arbeiter 
•  les  in  der  Hegel  einzigen  Mittels  beraubten, 
das  ihnen  zusteht,  um  die  Ungunst  ihrer 
I^age  gegenüber  den  ArbeitsheiTcn  beim 
Abseid  uss  des  Arbeitsvertrages  auszugleichen. 
Db'  Aufhebung  der  Koalitionsverbote 
(s.  die  Artt.  Arbeitseinstellungen  und 
K  oa  1  i  t  i  o  n  s  r  e  c  h  t  )  hat  nur  ans  dem  Grund- 
satze  der  Vertrags  frei  h  ei  t  und  der  Gleich- 
••erechtigung  der  Arbeitsherron  und  Arbeiter 
eine  unumgängliche  Folgerung  gezogen. 

Sodann  al>er  kann  das  Recht  nicht  ge- 
statten, dass  in  der  Form  eines  Dienstver- 
trages die  persönliche  Unfreiheit  rechtlich 
Itegrüudet  werde.  Wie  das  Recht  Verträge 
für  nichtig  erklärt,  durch  welche  Leibeigen- 
schaft, Hörigkeit,  Erbunterthänigkoit  etc. 
Itegrimdet  werden  sollen,  so  halten  die 
neueren  Gesetzbücher  Dienst  Verträge,  die 
auf  I^ebenszeit  oder  auf  unbestimmte  Zeit 
abgeschlossen  sind,  zwar  nicht  für  nichtig 
erklärt,  —  dies  würde  dem  zu  verfolgenden 
Zwecke  nicht  entsprechen  -  alter  sie  haben 
den  Parteien  die  Möglichkeit  gegelien.  nach 
vorheriger  Kündigung  das  Dienstverhältnis 
aufzulösen.  Nach  dem  Vorgange  des  fran- 
zösischen Rechts  (s.  oben  S.  i»<4)  hat  in 
l'reussen  die  Gesindeordnung  v.  S.  No- 
vember IHK»,  ilie  an  Stelle  «ler  Bestimmungen 
des  Allgemeinen  I^andreehts  getreten  ist.  in 
§  40  bestimmt,  dass  Gesiudeverträge,  die 
auf  Lebenszeit  oder  unbestimmte  Zeit  ab- 
geschlossen werden,  trotzdem  nach  ein- 
jähriger Kündigung  gelöst  werden  können. 
Nach  dem  Edikt  vom  14.  September  1S1 1 
§  7  dürfen  Dienst  Verträge  des  Gutsherrn 
mit  den  auf  seinem  Gute  angesessenen 
Arbeitern  längstens  auf  12  Jahre  abge- 
schlossen werden.  Nach  dem  sächsi- 
schen bürgerlichen  Gesetzbuehe  von  18G3 
4f  12.'U  ist  ein  jeder  Dienst  vertrag,  der  nicht 
auf  eine  bestimmte  Zeit  abgeschlossen  ist. 
nach  lialbjähriger  Kündigung  löslnir. 

Eine  weiten«  Folgerung  aus  der  eigen- 
artigen Natur  des  Dienstvertrages  als  eines 
Vertrages,  der  die  Persönlichkeit  selbst  er- 


greift, ist  es.  dass  beiden  Teilen  das  Recht 
zu  erteilen  ist.  auch  vor  Ablauf  der  verab- 
redeten Dienstzeit  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen sich  von  dem  Vertrage  loszusagen. 
So  haben  insbesondere  die  neueren  Gesetz- 
bücher und  die  neuere  gemeinrechtliche 
Praxis  (auf  Grund  der  hierzu  freilich  kaum 
ausreichenden  1.  22  Cod.  de  loc  et  cond. 
1,  65)  jeder  Partei  ein  Rücktrittsrecht  ge- 
geben, sofern  die  andere  Partei  ihre  Ver- 
tragspflichten nicht  erfüllt,  insbesondere  dem 
Arbeiter,  wenn  der  Arboitsherr  den  Lohn 
nicht  rechtzeitig  zahlt.  (Vgl.  Preuss.  All- 
gemeines Landrecht  I,  11  Jj  SSO— SS2;  Code 
civil  Art.  lUlö.  11S4;  (.»österreichisches 
bürgerliches  Gesetzbuch  §  1160).  Ist  alier 
damit  dem  Arbeiter  wie  dem  Arbeitsherrn 
das  Recht  des  Rücktritts  für  den  Fall  ge- 
gohen.  dass  die  andere  Partei  ihre  vertrags- 
mässigon  Pflichten  nicht  erfüllt,  auch  wenn 
dies  ohne  Verschuldung  geschieht,  so  bedarf 
es  hiervon  doch  einer  Ausnahme,  wenn  in 
dauernden  Dienstverhältnissen  der  Arbeiter 
ohne  sein  Verschulden  vorflltorgohend  an 
der  Leistung  der  Arbeit  verhindert  ist.  sei 
es  durch  Krankheit,  sei  es  durch  Einziehung 
zur  Ableistung  von  militärischen  Uebungen  etc. 
Der  Arbeiter,  der  ein  dauerndes  Dienstver- 
hältnis eingeht,  hat  darauf  seine  wirtschaft- 
liche Existenz  gegründet,  und  es  ist  eine 
Forderung  der  Gerechtigkeit,  dass  der 
Dienstherr,  der  die  Arbeitskraft  des  Arbeiters 
sich  dienstbar  macht,  die  Existenz  des  Ar- 
beiters auch  dann  zu  sichern  hat,  wenn  der- 
selbe vorübergehend  an  der  Leistung  der 
Dienste  vorlündert  ist. 

Das  Recht  wird  sich  mit  wenigen  Rechts- 
sätzeu  über  den  Arbeitsvertrag  im  allgemeinen 
begnügen  müssen.  Die  Vertragsfreiheit  muss 
die  Grundlage  bilden,  und  nur  nach  den  so- 
elien  angedeuteten  Richtungen  wird  durch 
zwingende  Rechtsvorschriften  der  Freiheit  der 
Parteien  eine  Schranke  zu  ziehen  sein.  Aber 
das  Recht  über  den  Arbeitsvertrag  im  allge- 
meinen in us*  seine  Ergänzung  finden  in  den 
l>esonderen  Rechtssätzen  über  die  einzelnen 
Arten  von  Arbeitsverhältnissen,  welche  aus 
wirtschaftlichen  und  sozialpolitischen  Gründen 
einer  besonderen  Normierung  bedürfen.  Nur 
soweit  durch  derartige  Sonderrechte  keine 
Vorschriften  gegeben  sind,  werden  die  allge- 
meinen Rechtssatze  ül>er  den  Arbeitsvertrag 
auf  diese  einzelnen  Arbeitsverhältnisse,  zur 
Anwendung  kommen.  Es  muss  demnach  auch 
zur  Ergänzung  der  allgemeinen  Erörterung, 
wie  sie  in  diesem  Artikel  gegeben  ist.  auf 
folgende  Artikel  verwiesen  werden:  Ar- 
bo i  t  e  r  s  c  h  u  t  z  g  e  s  e  t  z  g  e  h  u  n  g  (passim. 
s.  olieu  S.  470  ff.).  Arbeitslohn. 
B  e  r  g  a  r  b  e  i  t  e  r  .  F  a  b  r  i  k  a  r  b  e  i  t  e  r  . 
Frauenarbeit,  Gesellen.  Gesinde. 
Handelsgehilfen.  Jugendliche  Ar- 
beiter,   Kinderarbeit.  Landwirt- 
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schaftliche  Arbeiter,  Lehrlinge, 
Schiffs-  und  Flossmannschaft. 

Ferner  aber  findet  dieser  Artikel  seine 
Krgänznng  in  dem  folgenden  Artikel  älter 
•lie  Rechtsfolgen  der  Verletzung  «les  Ar- 
beitsvertrages, ülior  den  Bruch  des  Ar- 
beitsvertrages. Doch  vennag  der  Unter- 
zeichnete nicht  allen  in  diesem  Artikel  ver- 
treteneu Ansichten  beizupflichten,  insbe- 
sondere erachtet  er  es  n  i  c  h  t  f  ü  r  g  e  r  e  c  h  t- 
fertigt.  den  Wrtragsbruch  der  Arbeiter 
mit  öffentlichen  Strafen  zu  ahnden. 


II.  Der  Dienst  vertrag  nach  dem  Kurger 
liehen  Gesetzbuch. 


1.  Begriff.  Auch 
(leset z buch  für  das 


muss  hierfür  auf  die  oben  angeführten 
Artikel  verwiesen  werden. 

Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  bezeichnet 
den  Arbeitsvertrag  als  »Dienst vertrag*. 
Der  Ausdruck  »Arbeitsvertrag«  wurde  ver- 
mieden, weil,  wie  in  der  Kommission  des 
Reichtags  hervorgehol>en  wurde,  hiermit  sich 
leicht  die  Vorstellung  verbinden  könne, 
als  beziehe  sich  der  Vertrag  um*  auf  Ar- 
beiten der  sogenannten  arV  itendon  Klassen, 
wahrend  die  Bestimmungen  des  Bürgerliehen 
Gesetzbuches  sieh  auf  Verträge  über  jed- 
wede Dienstleistung,  möge  sie  höherer  oder 
niederer  Art  sein,  beziehen.  Wenn  der 
Wahl  des  Ausdruckes  auch  keine  grosse 
Bedeutung  beizumessen  ist,  so  wäre  es  doch 
wohl  richtiger  gewesen,  den  Ausdruck 
das  Bürgerliche  »Arbeitsvertrag«  in  das  Gesetz  aufzu- 
Deutsche  Reich  hat  nehmen.    Denn  nicht  jedes  Arbeitsverhältnis 

t  auch  ein  Dienstverhältnis,  und  es  kann 


•hiedenen  i  b 


in 


den  Arbeitsvertrag  in  seinen  versem 

Gestaltungen  nicht  in  erschöpfender  Weise  '  nicht  als  richtig  anerkannt  werden,  dass  . 

normiert.    Mit  Hecht   hat  das  Gesetzbuch  der  Sprache  des  Iltens  mit  Arbeitsvertrag 

hierauf  verzichtet.    Ks  hat  sich  damit  ho-  ausschliesslich  oder  auch  nur  vorzugsweise 

gnügt  und  musste  sich  damit  begnügen,  den  die  Arbeitsverträge  der  Mitglieder  der  so- 

Arbeitsvortrag  im  allgemeinen  zu  normieren,  genannten  arbeitenden   Klassen  bezeichnet 

Die  Regelung  der  besonders  gearteten  Ar-  werden.    Die  geistige  Arbeit  des  Gelehrten, 


Mtsverhältnisse  hat  es  besonderen  Gesetzen 
überlassen.  Deingeruilss  sind  die  Roichs- 
gesotze  über  die  Dienstverhältnisse  der  ge- 
werblichen Arbeiter,  uIh.h-  die  Schiffs-  und 
Flosstuannschaft.  ül«cr  «lie  Handlungsgehilfen 
und  Handlungslehrlinge,  übordio Bergarl»eiter 
(soweit  hierüber  die  Gewerbeortlnimg  Be- 
stimmungen enthält)  in  Kraft  geblieben 
(Kinf.-G.  Art.  .'52).  Ks  sind  ferner  diejenigen 
landesn-chtlichen  Vorschriften  in  Kraft  ge- 
hliebn,  welche  im  Zusammenhang  mit  den 
der  J-andesgesetzgebung  überhaupt  vorbe- 
halteneu Materien  liestimmuugen  über  Dienst- 
verträge treffen.  Ks  kommen  hier  insbe- 
sondere in  Betracht  das  Gosinilerecht  (Kinf.-G. 
Art.  !•."»).  soweit  hierfiltor  das  Bürgerliche  Ge- 


iles Künstlers,  des  Geschäftsführers  ist  eben- 
sogut Arbeit  wie  die  des  Tagelöhners  und 
des  Handarbeiters. 

lk*r  Dien  st  vertrag  wird  von  dein 
Bürgerlichen  Gesetzbuclie  der  heutigen 
Rechtsauffassung  gemäss  nicht  als  eine  Art 
des  Mietsvertrages,  sondern  als  selbständiger 
Vertrag  gefasst  und  demgemäß  durch  be- 
sondere Rechtssätzc  nonniert  (Buch  II,  Ab- 
schnitt 7,  Titel  G  §  (ill -  Km  Nach  $«11 
ist  der  Dienstvertrag  ein  Vertrag,  «lureh 
welchen  derjenige,  welcher  Dienste  zusagt, 
zur  Ijeistnng  der  versprochenen  Dienste, 
«ler  andere  Teil  zur  Gewährung  der  veivin- 
t Arten  Vergütung  verpflichtet  wird.  Gegen- 
stand des   Dien  st  Vertrags   können  Dienste 


setzbuch  nicht  selbst  Bestimmungen  gegeben  jeder  Art  sein.  Unter  Diensten  aber  ver- 
bat, und  «bis  Bergrecht  (Kinf.  G.  Art.  i'ü).  Die  :  steht  «las  Gesetz  eine  jede  Arlieitslt'istung, 
Vorschriften  dieser  Reichs-  und  l<andesge-  '  mag  die  Arbeit  vorzugsweise  in  körperlicher 

«Hier  in  geistiger  Thätigkeit  bestehen  (rein 
Arbeit  kann  ebensowenig  geleistet 


setze  gehen  «Ionen  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buches vor, 


.  Aber  sie  finden  ihre  Krgänzung  geistige 
«»meinen  Vorschriften  des  bürger-  werden 


en  des  bürger-  werden  wie  rein  körperlich«»),  mag  siehöhorer 
Sondergosctze  oder  niederer  Art  sein.    Mit  Rocht  hat  das 


in  den  ailg« 

liehen  Rechts.    Insoweit  die 

keine  Vorschriften  enthalten,  kommen  «lie  Bürgerliche  Gesetzbuch  die  Unterscheidung 
Bestimmungen  des  Bürgerlichen  <  iesetzbuches  «les  römischen  Rechts  zwischen  niederer 
zur  Anwendung.    Sie  sind  auch  insofern 
«lie  a  1 1  g  e  in  e  i  n  e  u  Normen  ,  als  sie  alle 
diejenigen     privatrechtlicheu  Verhältnisse 


Lernarbeit  und  der  Ausübung  der  artes 
liberales  verworfen,  obwohl  Vertreter  eines 
einseitigen  Klasseninteresses  dies  für  eine 


regeln,  welch«'  nicht  durch  andere  Reichs-  Herabwürdigung  der  freien  Geistesarbeit  er- 
gesetze  oder  duivh  I^amlesgesetze.  soweit  klärten   und    darin    eine  »Korrumpienmg 


solch«-  zugelassen  siml ,  geregelt  worden. 
Ob  und  inwieweit  «las  Sonderges«'tz  für  «lie 
Anwendung  «l.-s  bürgerlichen  Rechts  Raum 
lässt.  muss  sich  aus  d«.»in  Inhalt  des  Soinler- 
gesotzes  ergeben,  wenn  in  manchen  Fällen 
auch  die  Beantwortung  dieser  Fragen  mit 
Schwierigkeiten  verbunden  sein  wird.  Ks 


«l«»r  Berufsmoral «  erblickten.  Verwertet  der 
Gelehrte,  der  Schriftsteller,  der  Künstler 
u.  s.  w.  seine  geistige  Arbeit  wirtschaftlich, 
so  geschieht  dies  in  der  Regel  dadurch,  dass 
er  sich  gegen  Gewährung  einer  Vergütung 
zu  bestimmti'n  Leistungen  verpflichtet.  Aus 
«lein  von  ihm  abzusehlicssenden  Vertrage 
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mnss  er  ebenso  berechtigt  und  ebenso  ver- 
pflichtet werden,  Avie  ein  Handwerker,  ein 
Tagelöhner  u.  s.  w. ,  der  zu  anderweiten 
Arbeiten  sich  verpflichtet.    Es  liegt  kein 


Grund  vor,  den  erstercn  ein  Sonderrecht 
einzuräumen,  wenn  auch  in  einzelnen  Be- 
ziehungen (las  Hecht  den  Umstand,  dass 
die  Leistung  in  Ausübung  eines  geistigen 
Berufes  besteht,  zu  berücksichtigen  hat 
(vgl.  unten  S.  992).  Die  Verschiedenheit 
der  Arbeitsleistung  begründet  im  allgemeinen 


treffen.  Ks  kommt  auf  den  Inhalt  des  ein- 
zelnen Vertrags  an.  Da.  wo  es  sich  um 
höhere  geistige  Dienstleistungen  handelt,  wie 
bei  dem  Berufe  der  Schriftsteller,  Lehrer. 
Künstler  u.  s.  w..  wird  im  Zweifel  anzu- 
nehmen sein,  dass  der  Dienstpflichtige  in 
freier  Thätigkeit  seine  Arbeit  auszuführen 
hat.  Bei  den  Dienstvertragen  der  Aerzte, 
Hechtsanwälte  u.  s.  w.  wird  es  sogar  viel- 
fach diuch  die  Berufsnfliehten  ausgeschlossen 
sein,  dass  der  Arzt  oder  Rechtsanwalt  anders 


ebensowenig  eine  Verschiedenheit  des  Rechts  |  als  nach  bestem  Wissen  und  Können  seinen 
des  Arbeitsvertrags,  wie  die  Verschiedenheit 
der  Sachen  eine  Verschiedenheit  des  Kauf- 
vertrags. 

Dagegen  liat  das  Bürgerliche  Gesetzbuch 
mit  Recht  den  Dien  st  vertrag  von  der 
W  e  rk  v  erding u  n  g  oder  dem  W  erk- 
v  ort  rag  geschieden.  In  dem  Werkvertrag 
verpflichtet  sich  ein  rnternehmer  zur  Her- 


Beruf  ausübt.  Der  wesentliche  Unterschied 
besteht  nur  darin,  dass  bei  dem  Dienstver- 
trag die  Verpflichtung  auf  die  Ausübung 
einer  Arbeitsthiltigkeit,  bei  dem 
Werkvertrag  auf  Herstellung  eines 
Werkes  gerichtet  ist.  Insbesondere  wird 
bei  der  Hausindustrie  wohl  zu  beachten  sein, 
ob  das  Verhältnis  der  Hausinduslriellen  zu 


Stellung  des  versprochenen  Werkes,  ein  Be-  j  dem  Unternehmer  auf  einem  Dienstvertrage 
steller  zur   Kntnehtung    der  vereinbarten  |  einem  Werkvertrage  oder  einein  Kaufvertrag. 
Vergütung    (§  ii'M).     Während    bei  dein 
Dienstvertrag 


(g  Ml).     Während  b« 

<lie  Verpflichtung  in  einer 
lieslinunten  Arbeitsthiltigkeit  besteht,  ist  sie 
Ihm  dem  Werkvertrag  auf  ein  Arl>eitser- 
zeugnis  gerichtet.  Der  Werkvertrag  ist 
demnach  weit  mehr  mit  dem  Kaufvertrag 
als  mit  dem  Dienstvertrag  verwandt  und 
von  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch  auch  in 
ähnlicher  Weise  wie  dieser  gerogelt  (§  (131  ff. 
vgl.  Art-.  Werk  vertrag).  Im  einzelnen  Falle 
kann  es  allerdings  schwierig  sein,  festzu- 
stellen, ob  ein  Dienstvertrag  oder  ein  Werk- 
vertrag abgeschlossen  ist.  Entscheidend  ist 
hierfür  nicht,  ob  Zeitlohn  oder  Stücklohn 


liemht  (s.  den  Art.  Hausindustrie). 
2.  Pflichten  des  Dienstpflichtigen. 

In  dem  Dielistvertrag  giebt.  das  Gesetz  die 
allgemeine  Rechtsform,  in  welcher  die  Ver- 
pflichtung zu  Dienstleistungen  jeder  Art 
fnVruommen  werden  kann,  vorausgesetzt, 
dass  die  Dienstleistung  nicht  verboten  ist 
und  nicht  den  guten  Sitten  zuwiderläuft 
(B.ll.B.  S  13S).  Der  Vereinbarung  der  I'ar- 
teien  ist  es  überlassen,  die  Dienstleistung 
selbst  sowie  die  Art  und  Weise,  in  welcher 
die  Arbeit  auszuführen  ist.  zu  bestimmen. 
Die  Leistung,  die  übernommen  wird,  kann 
eine  individuell  bestimmte  und  einmalige 


vereinbart  wird.  Auch  wenn  Stücklohn  ge-  sein.  Die  Verpflichtung  kann  al»er  auch 
zahlt  wird,  kann  doch  ein  Dienst  vertrag  'dahin  gehen,  wahrend  der  Dauer  des  Dienst- 
vorliegen  und  in  den  meisten  Fällen  wird  Verhältnisses  alle  von  dein  Dienstherrn  an- 
sogar  ein  solcher  vorliegen.  In  dem  Dienst-  geordneten  Arbeiten  einer  bald  mehr,  ltald 
vertrag  kann  sowohl  bestimmt  werden,  dass  i  weniger  bestimmten  Art  auszuführen.  Nur 
der  Lohn   nach  Zeitabschnitten   bemessen  in  diesem  letzteren   Falle  liegt   nach  der 


und  nach  dem  Ablauf  der  einzelnen  Zeit- 
abschnitte entrichtet  wird,  wie  auch  dass  der 
Ijohn  nach  Leistung  der  Dienste  oder  Fertig- 
stellung bestimmter  Arbeitsorzougnisse  zu 
entrichten  ist  (B.G.B,  §  Gl  l).  Auch  darin 
liegt  nicht  der  Untersclüod,  dass  bei  dem 
Dienstvertrag  die  Arbeit  nach  Anweisung 
des  Dienstherrn  zu  verrichten  wäre',  l*ii 
dem  Werkvertrag  aber  in  freier  Thätigkeit. 
so  dass  nur  das  vereinbarte  Werk  fehlerfrei 


Auffassung  des  Lebens  ein  Dienstver- 
hältnis vor.  Nicht  immer,  alter  vielfach 
wird  damit  die  Verpflichtung  verbunden 
sein,  dem  Dienstherrn  Treue  zu  halten  und 
Achtung  zu  erweisen  sowie  Über  die  Dienst- 
angelegenheiten Verschwiegenheit  zu  wahren. 
Auch  soweit  derartige  Verpflichtungen  in 
dem  Die n  st  vertrag  nicht  ausdrücklich  be- 
stimmt sind,  ergeben  sie  sich  häufig  still- 
schweigend aus  der  Sitte  und  dem  für 
und  mit  den  zugesicherten  Eigenschaften  Verträge  dieser  Art  üblichen  Herkommen, 
herzustellen  wäre.  In  dem  Dienstvertrage  das  an  verschiedenen  Orten  verschieden 
kann  der  Dienstpflichtige  sich  verpflichten.  |  sein  kann.    Auch  die  Dienstverträge  sind 


den  Anweisungen  dos  Arbeitshemi  über  die 
Ausführung  der  Arl»eit  Folge  zu  leisten,  es 
ist  dies  aber  für  den  Dienstvertrag  nicht 
wesentlich.  Die  Pflicht  des  Dienstpfli 
kann  auch  darin  bestehen,  naeti  bestem 
Wissen  und  Können  die  Arbeit  auszuführen, 
ohne  dass  dem  Arbeitgebor  das  Recht  zu- 
stünde,  für  die   Arbeit   Anordnungen  zu 


sein  kann. 

so  auszulegen  uud  die  Leistungen  des 
Dienstpflichtigen  wie  des  Dienstliereehtigten 
so  zu  bewirken,  wie  Treue  und  < Hauben 
ehtigon  |  mit  Rücksicht  auf  die  Verkehrssitto  es  er- 
fordern (B.G.B.  §§  1Ö7,  242). 

Besondere  Verpflichtungen  liegen  dein 
Dienstpflichtigen  ob,  wenn  er  es  nher- 
noinmcn   hat,  bestimmte  Geschäfte. 
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seien  es  Rechtsgeschäft»-  oder  thatsäeh-  ist.  <lie  Besorgung  des  üi »ertragenen  Ge- 
liehe  Geschäfte,  zu  k-sorgen.  Zunächst  schäftes  fortzusetzen,  bis  der  Berechtigte 
ist  derjenige,  welcher  zur  Besorgung  ge-  anderweit  Fürsorge  treffen  kann.  Ist  der 
wi-sor  Geschäfte  üffeutlich  bestellt  ist  (wie  Vortrag  nur  auf  Lebzeiten  des  Dienstk-reeh- 
z.  B.  Dienstmäuner,  llebaninien  u.  s.  w.)  tigten  abgeschlossen  und  erlischt  er  dem- 
"d«  r  sich  hierzu  öffentlich  oder  eimr  he-  gemäss  durch  dessen  Tod.  so  hat  der  Diennt- 
stiminten  Person  gegenükr  erkteu  hat.  verpflichtete,  wenn  Gefalu-  mit  dem  Auf- 
ver]>flichtet.  den  Autrag  auf  Abschluß  des  schub  verbun<len  ist.  nichtsdestowemgor  die 
Dienstvertrags,  sofern  er  ihn  nicht  annehmen  Besorgung  des  ükrtragenen  Geschäftes  so 
will,  unverzüglich  unter  Mitteilung  an  den  lang».'  fortzusetzen,  bis  der  Erk*  des  Dienst- 
Antragsteller  abzidehoen  (P.G.B.  Sj  003.  07"»).  kreehtigten  anderweit  Fürsorge  treffen  Laim. 
Sodann  ist  derjenige,  welcher  die  Besorgung  Insoweit  gilt  in  beiden  Fällen  das  Vertrags- 
fremdor  Geschäfte  ükrnimmt,  verpflichtet.  Verhältnis  als  foilbcstehend  (4;  072,  073,  07Ö). 
dem  Dienstberechtigton  die  erforderlichen  3.  Pflichten  des  Dicnctberechtigten. 
Nachrichten  zu  geben,  auf  Verlangen  ük-r  Kingeliender  als  die  Pflichten  des  Dienst- 
deii  Stand  des  Geschäftes  Auskunft  zu  er-  verpflichteten  sind  durch  das  Gesetz  die 
teilen  und  nach  der  Ausführung  des  (Je-  Pflichten  des  Dienstkrechtigtou  normiert 
schäfts  Rechenschaft  abzulegen.  Er  hat  und  zwar  /.um  Teil  durch  Rochtssätze,  welche 
alles,  was  er  zur  Ausführung  des  Geschäfts  eine  absolute  (Jeltungin  Anspruch  nehmen  und 
erhält  und  was  er  aus  der  Gosehäftsksor-  durch  eine  Vereinbirung  iler  Parteien  nicht 
gung  erlangt,  dem  Dmnst  krocht  igten  her-  ausgex  blossen  werden  können.  Der  Dienst- 
atisziigcben.  Von  den  Anordnungen  dos  berechtigte  ist  zur  Gewährung  der  vereiu- 
Dienst  krocht  igten  darf  er  zwar  altweichen,  harten  V.igütung  vorpflichtet.  Kino  solche 
wenn  er  den  rmständen  nach  annehmen  gilt  auch  als  stillschweigend  vereinbart,  wenn 
darf,  dass  dieser  ki  Kenntnis  der  Sachlage  die  Dienstleistung  nach  der  Verkehrssitte 
die  Abweichung  billigen  würde,  akr  ohne  wie  nach  den  jK-rsönlichen  Verhältnissen 
vorherige  Genehmigung  doch  nur.  wenn  der  Beteiligten  nur  gegen  eine  Vergütung 
mit  dem  Aufschub  Gefahr  verbunden  ist  [  zu  erwarten  ist.  Ist  die  Höhe  der  Ver- 
iis«;  ()(»."),  007,  07.0).  '  gütung  nicht  bestimmt,  so  ist,  sofern  ei  im 

In  der  Hegel  will  der  Dienstberechtigte  obrigkeitliche  Taxe  besteht  (s.  diesen  Art.», 

durch  den  Dienst  vertrag  (im  Gegensitz  zu  die  taxmässigo  Vergütung,  in  Krmangelung 

dem   Werkvertrage)    sich    die   persönliche  einer  Taxe  die  übliche  Vergütung  als  vor- 

Dieustleistuug  d».-s   Verpflichteten   sichern,  einbart  anzusehen  (§  012).    IJisst  sich  nicht 

wie  dieser  nur  einer  bestimmten  Person  feststellen,  dass  eine  Vergütung  in  k>timmtom 

Iiienste  leisten  will.  Im  Zweifel,  d.  h.  sofern  Betrage  üblich  ist.  so  hat  der  DienstpOich- 

uicht  aus  dem  Inhalt  des  Vertrags  und  den  tigo  den  Betrag  nach  billigem  F.rmessen  zu 

Umständen   zu    entnehmen    ist.   dass    die  bestimmen.    Entspricht  seine  Bestimmung 

Parteien   das  Gegenteil  gewollt  haben,  hat  der  Billigkeit  nicht  oder  trifft  er  sie  nicht 

de>halb  der   Verpflichtete  die   Dienste   in  in  angeni<-sseu»T  Zeit,  so  wird  durch  riehter- 

l'erson  zu  leisten  und  kann  der  Berech-  liebes  Urteil  der  Betrag  festgesetzt  (B.G.B, 

tigte  seinen  Anspruch  auf  die  Dienste  nicht  sj§  ;>1."»,  Mi'»).    Die  Vergütung  wird  in  der 

auf    andere    Personen    übertragen  ;  Pegel  in  Geld  bestehen,  »loch  ist  dies  nicht 

(B.B.G.  sj  Ol.'J).  Deiiigemäss  führt  im  Zweif.-l  !  ertorderlich.  Sie  kann  nach  ausdrücklicher 
die  dauernde  Arbeitsunfähigkeit  sowie  der !  Veiviubarung  oder  nach  Herkommen  auch 

Tod  des  Dienstpflichtigen  die  Beendigung  ganz  oder  zum  Teil  in  Gewährung  dos  Untor- 
des  Dienst  Verhältnis*»*  herk-i,  während  da- ,  haltes.  in  Naturalien  u.  s.  w.  bestehen.  Ei-st 

geg»-ii  nach  dem  Tod  oder  Eintritt  der  Ge-  nach  der  Leistung  d»-r  Dienste  ist  sie  zu 

-chaftsunfähigkcit  des  Berechtigten  das  V.-r-  entrichten.   Ist  sie  aber  nach  Zeitabschnitten 

iiältuis  im  Zweifel   fortdauert  und  dessen  bemessen,  so  ist  sie,  wenn  nichts  anderes 

Ansprüche  und  Pflichten  kraft  Gesetzes  auf  vereinbart  ist.  nach  dem  Ablauf  der  einzelnen 

die  Erben  übergehen.  Zeitabschnitte  zu  entrichten  011). 

Wenn   die   Dienstleistung  in   der  Be-  Nicht  selten  kommt  der  Fall  vor.  dass 

sorgung   von  Geschäften   besteht,  der  Dienstpflichtige  ohne  sein  Verschulden 

so   gelten  dies»-   Sätze   zwar  auch,    akr  nicht  in  der  1-ige  ist.  die  vertragsmässigon 

das  (iesetz  enthält  besondere  Vorschriften  ■  Dienste  zu  leisten.  Es  finden  dann  die  all- 
für den  Fall ,  dass  durch  <lie  plötz- ;  gemeinen  Rechtssätze  über  Unmöglichkeit 
liehe  Unterbrechung  der  Ge.schäftsfühnmg !  der    Leistung    sowie    über   Verzug  des 

Nachteile  für  den  Dienstkrechtigtou  eut-  Schuldners  o»ler  Gläubigers  in  Vortragsvor- 

stelieu  würden.    Erlischt  das  Vertragsver-  hältnissen  Anwendung  (s.  die  Artt.  Schuld* 

hältnis  durch  Tod  des  Dienstverpflichteten,  v  e  rhä  1 1  nisse ,  V  e  rt  r  äge).  Jedoch  hat  das 

so  hat  sein  Erl>e  den  Tod  dem  Dienstbe-  Bürgerliche  Gesetzbuch  für  zwei  Fälle  hier- 

lvchtit.'tcn    unverzüglich    anzuzeigen    und.  von  abweieh.'iide  Rechtssätze  gegeben,  durch 

wenn  mit  «b  in  Aufschübe  Gefahr  verbünd»  !)  welche  der  Dienstpflichtige  wesentlich  güns- 
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liger  gestellt  wird.  Ist  der  Dienstpflichtige 
bereit,  die  Dienst»'  zu  leisten,  kommt  aber 
der  Dionstberechtigte  mit  der  Annahme  der 
Dienste  iu  Verzug,  d.  h.  tlnit  er  seinerseits 
nicht  dasjenige,  was  erforderlieh  ist,  damit 
der  Dienstpflichtige  die  Dienste  leisten  kann, 
so  wird  nach  allgemeinen  Kochtssätzen 
(B.G.B.  ^  :;<hi-:{(I1)  «^Dienstpflichtige 
dadurch  nicht  von  der  Verpflichtung,  die 
Dienste  später  zu  leisten,  Wfreit.  Es  tritt 
nur  »  ine  Vorämlerung  seiner  HafttiDg  und 
eine  Erweiterung  seiner  Rechte  ein.  Nach 
5j  < » 1  r»  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  kann 
dagegen  der  Dienstpflichtige  in  diesem  Falle 
für  die  infolge  des  Verzug*  des  Dienstbe- 
rechtigten nicht  geleisteten  Dienste  die 
vereinbarte  Vergütung  verlangen,  ohne  zu 
einer  nachträglichen  J^eistting  der  Dienste 
verpflichtet  zu  sein.  Doch  ist  der  Dienst- 
herr berechtigt,  von  dem  Betrage  der 
Vergütung  den  Wert  desjenigen  abzuziehen, 
was  der  Verpflichtete  infolge  des  l'nter- 
bleibens  der  Dienstleistung  erspart  oder 
durch  anderweitige  Verwendung  seiner 
Dienste  erwirbt  oder  zu  erwerben  Unwillig 
uutorlüsst.  Ul>  der  Dienstherr  mit  («1er  ohne 
Verschulden  in  Verzug  kommt,  ist  hierfür 
gleichgültig. 

Wichtiger  noch  ist  der  zweite  Fall.  Wird 
der  Dienstpflichtige  durch  einen  in  seiner 
Person  liegenden  (•rund,  wenn  auch  ohne 
*ein  Verschulden,  an  der  Dienstleistung  ver- 
hindert, so  verliert  er  nach  dem  Bürgerlichen 
Gesetzbuch  Sj  ;VS;i  auch  den  Anspruch  auf 
Vergütung.  Wenn  jedoch  die  Verhinderung 
nur  »eine  verhältnismässig  nicht 
erhebliche  Zeit'  andauert,  dann  bleibt 
nach  Bürgerlichem  Gesetzbuch  ?j  * 5 1  * »  der 
Dienstherr  zur  Gewährung  der  Vergütung 
verpflichtet.  Das  Gesetz  geht  davon  aus, 
dass  der  Arbeitgeber,  welcher  während  der 
Zeit.  w<<  der  Arbeiter  arbeiten  kann,  seine 
Arbeitskraft  ausnutzt,  auch  die  Kosten  des 
Unterhaltes  des  Arbeiters  wenigstens  für 
die  Zeit  einer  kurzen,  vorübergehenden 
Störung  in  der  Verwertung  der  Arbeitskraft 
zu  bestreiten  hat.  Bei  der  ausserordent- 
lichen Verschiedenheit  der  Arbeitsverhält- 
nisse hat  das  Gesetz  den  Zeitraum,  für 
welchen  der  Arbeitgeber  die  Vergütung 
weiter  zu  gewähren  hat.  nicht  näher  be- 
stimmt |  vorgl.  dagegen  Gew.  M.  Jj  Y&v  Abs.  2. 
Handelsgesetzbuch  §  tili  und  die  Artt.  Ge- 
w  e  r  1«  c  g  e  s  e  t  zg  e  b  u  n  g  und  H  a  n  d  e  1  s  g  e  - 
hilf»'  u).  In  dem  einzelnen  Falle  i.-t  unter 
Würdigung  aller  rinstände  zu  entscheiden,  ob 
die  Unterbrechung  eine  verhältnismässig  nicht 
erhebliche  Zeit  gedauert  hat.  Der  Arbeitgeber 
hat  demnach  die  Vergütung  weiter  zu  ge- 
währen, wenn  der  Dienstpflichtige  ohne  sein 
Verschulden  durch  vorül  Hergehende  Krankheit, 
militärische  Dienstleistung.  Kraukheit  oder 
Todesfall  in  seiner  Familie,  wohl  auch  durch 


unverschuldete  Untersuchungshaft  verhindert 
wird,  seinen  Verpflichtungen  nachzukommen. 
Wenn  ihm  j»xioch  auf  Grund  gesetzlicher 
Verpflichtung  für  die  Zeit  der  Verhinderung 
aus  einer  Kranken-  oder  Unfallversicherung 
Krankengeld  oder  andere  J^eistungon  (An- 
staltspflege  u.  s.  w.)  zukommen,  so  darf  der 
Dienstherr  deren  Betrag  von  der  Vergütung 
abrechnen. 

Weitergehend  ist  die  Verpflichtung  des 
Dienstherrn,  wenn  der  Dienstverpflichtete 
in  einem  dauernden  Dienstverhält- 
nisse, welches  seine  Erwerbsthätigkeit 
vollständig  oder  hauptsächlich  in  Anspruch 
nimmt,  steht  und  in  die  häusliche  Ge- 
meinschaft des  Dienstherrn  aufgenommen 
ist.  Erkrankt  der  Dienstpflichtige  und  hat 
er  die  Erkrankung  nicht  selbst  vorsätzlich 
oder  durch  grob«-  Fahrlässigkeit  herb'ige- 
führt,  so  ist  der  Dienstherr  verpflichtet,  auf 
die  Dauer  von  sechs  Wochen  ihm  entweder 
iu  seinem  Hause  die  erforderliche  Verpflegung 
und  ärztliche  Behandlung  zu  gewähren  oder 
ihn  auf  seine  Kosten  in  einer  Krankenanstalt 
verpflegen  zu  lassen.  In  beiden  Fällen  kann 
er  die  Kosten  auf  die  für  die  Zeit  der  Er- 
krankung geschuldete  Vergütung  anrechnen. 
Doeh  tritt  diese  Verpflichtung  des  Dienst- 
herrn nicht  »-in.  wenn  für  die  V»Tpflcgung 
uud  ärztliche  Behan-Uung  durch  eine  Ver- 
sicherung oder  durch  eine  Einrichtung  der 
öffentlichen  Krankenpflege  Vorsorge  getroffen 
ist.  Nicht  aber  ist  es  iu  diesem  Falle  er- 
forderlich, dass  die  Versicherung  auf  Grund 
einer  gesetzliehen  Verpflichtung 
ljcstcht  (B.G.B,  g  617).  Dieser  Hechtean- 
spruch, welchen  »1er  Dienstpflichtige  auf 
Verpflegung  im  Falle  »1er  Erkrankung  hat, 
kann  im  voraus  durch  Vertrag  weder  auf- 
gehoben noch  beschränkt  werden  | B.G.B. 
§  617).  Hatte  schon  bisher  iiach»l»-nGesinde- 
ordnungeu  der  meisten  Staaten  (s.  den 
Art.  G  esi ii de)  eine  solche  Verpflichtung  «l»-r 
Dienstherrschaft  g»'genüb»T  «lein  Hausgesinde 
obgelegen,  so  hat  das  Bürgerliche  Gesetzbuch 
sie  nun  verallgemeinert.  Die  sittli»  he  Pflicht, 
welch».'  durch  »lie  Aufnahme  in  die  Hausge- 
meinschaft begründet  wir!,  ist  dadiuvh  zu 
einer  Kei  htspflicht  erh»'ben  worden. 

Schon  nach  allgemeinen  Rochtssätzeu 
(B.G.B.  §  2-12)  ist  der  Dienstherr  verpflichtet, 
den  Dienstpflichtigen  thunlichst  gegen  Ge- 
fahren für  I/'ib  und  l>'bn.  welche  mit  der 
Vornahme  der  Arb'it  verbunden  sind,  ins»>- 
weit  zu  schützen,  als  er  selbst  Einrichtungen, 
die  zur  Ausführung  der  Dienste  erforderlich 
sind,  b-reit  zu  sollen  liat.  Diese  Verpflich- 
tung hat  das  Gesetzbuch  im  Interesse  der 
Arbeiter  erweitert  und  schärfer  bestimmt 
und  zugleich  ihre  vertragsmässig»'  B«'schrän- 
kung  oder  Aufhebung  ausgeschlossen  (ij  61!)). 
Demgemäss  hat  der  Dienstherr  Häume.  Vor- 
riehtungeu  o»ler  Gerätschaften,  die  er  zur 
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Vorrichtung  flor  Dienste  zu  Iteschaffen  hat, 
so  einzurichten  und  zu  unterhalten,  sowie 
Dienstleistungen,  «lie  unter  seiner  Anordnung 
oder  Leitung  vorzunehmen  sind.  so  zu  regeln, 
dass  der  Verpflichtete  gegen  Gefahr  für 
lieben  und  Gesundheit  soweit  geschützt  ist. 
als  die  Xatur  der  Dienstleistung  es  gestattet. 

Ist  der  Verpflichtete  in  die  häusliche 
Gemeinschaft  aufgenommen,  so  hat  der 
Dienstherr  ausserdem  in  Ansehung  des 
Wohn-  und  Schlafraums,  der  Verpflegung 
sowie  der  Arbeits-  und  Erholungszeit 
diejenigen  Einrichtunsren  und  Anordnungen 
zu  treffen,  welche  mit  Rücksicht  auf  die 
Gesundheit,  die  Sittlichkeit  und  die  Religion 
des  Verpflichteten  erforderlieh  sind  (§  «IS). 

4.  Kündigung  und  Beendigung  des 
Dienstverhältnisse*.  Ist  das  Dienstver- 
hältnis nicht  auf  bestimmte  Zeit  abgeschlossen 
worden,  so  kann  es  unter  Einhaltung  der 
vereinbarten  oder  der  im  Gesetzbuch  «21 
bis  «24}  näher  Umstimmten  Kündigungsfristen 
gekündigt  werden.  Im  allgemeinen  Helltet 
sich  die  Kündigungsfrist  nach  den  Zeitab- 
schnitten, nach  wek-hen  die  Vergütuni;  be- 
messen wird.  Jedoch  kann  den  Lehrern. 
Erziehern .  Privatbeamten .  Gesellschafte- 
rinnen, überhaupt  den  mit  festen  Bezügen 
zur  Leistung  von  Diensten  höherer  Art 
angestellten  Personen,  deren  Erwerbsfähig- 
keit durch  das  Dienstverhältnis  vollständig 
oder  hauptsächlich  in  Anspruch  genommen 
wird,  nur  für  den  Schluss  eines  Kalend.-r- 
vierteljahivs  und  nur  unter  Einhaltung  einer 
Kündigungsfrist  von  sechs  Wochen  ge- 
kündigt werden,  auch  wenn  die  Vergütung 
nach  kürzeren  Zeitabschnitten  als  Viertel- 
jahren bemessen  wird  («j  «22).  Ist  das 
Dienstverhältnis,  das  gekündigt  wird,  ein 
dauerndes,  d.  h.  ein  solches,  das  nach 
seinen  Zwecken  oder  nach  der  Absicht  der 
Parteien  für  längere  Zeit  eingegangen  wird 
(wenn  vielleicht  auch  kurze  Kündigungs- 
fristen vereinbart  werden),  dann  hat  der 
Dienstheir  nach  der  Kündigung  dem  Dienst- 
pflichtigen angemessene  Zeit  zum  Aufsuchen 
eines  anderen  Dienstverhältnisses  zu  geben 
(Ü  «21*)-  Auch  sei  hier  gleich  bemerkt, 
dass  bei  der  Beendigung  eines  solchen 
«lauernden  Dienstverhältnisses  «ler  Ver- 
pflichtete von  «lern  Dient herrn  ein  schrift- 
liches Zeugnis  über  «las  Dienstverhältnis 
und  «Jessen  Dauer  fonlorn  kann.  Nur  wenn 
«ler  Wrpflichtete  dies  ausdrücklich  verlangt, 
«larf  der  Dienstherr  auch  üljor  «lie  Leistungen 
und  «lie  Führung  im  Dienste  das  Zeugnis 
erstrecken.  Ein  Zeugnis,  das  gegen  den 
Willen  des  Dienstverpflichteten  Angaben 
hierüber  enthält ,  kann  zurückgewiesen 
werden  <§  «30). 

Wie  sieh  schon  aus  «len  bisher  ange- 
führten Bestimmungen  ergeben  hat.  erkennt 
«las  Bürgerliche  Gesetzbuch  in  vollem  Uni- 


fange an .  dass  das  Dienstverhältnis  nicht 
ein  rein  wirtschaftliches  Verhältnis  ist,  sondern 
dass  es  die  Persönlichkeit  «les  Dienstpflich- 
tigen ergreift  und  vielfach  ein  persönliches 

!  Vertrauensverhältnis  zu  seiner  Voraussetzung 
hat.  Das  Gesetz  hat  auch  für  die  Kündigung 
des  Dienstverhältnisses  die  hieraus  sich  er- 
gebenden Folgerungen  gezogen. 

Ist  das  Dienstverhältnis  für  die  Lebens- 
zeit einer  Person  «xler  für  längere  Zeit  als 
fünf  Jahn' eingegangen,  so  kann  es  trotzdem 
von  «lein  Verpfliehb-ten  n  a  c  h  «I  e  m  A  b  1  a  u  f  e 

I  von    fünf   Jahren    gekündigt  werden. 

'  Die  Kündigungsfrist  beträgt  dann  6  Monate 

1(8  im. 

Ein  jedes  Dienstverhältnis  kann  von 
j  jedem  Teil  ohne  Einhaltung  einer  Kündi- 
gungsfrist gekündigt  werden,  wenn  ein 
w  ich t ige r  0  rund  vorliegt  (S  «26).  Ob 
ein  Grund  wichtig  genug  ist,  um  die  Auf- 
lösung «les  Dienstverhältnisses  zu  recht- 
fertigen, hat  «las  (iesetz  «lein  Richter  über- 
lassen zu  bestimmen.  Es  hat  «len  Begriff 
nicht  näher  umgrenzt.  Alter  es  ist  davon 
ausgegangen,  dass  dem  Diensthemi  wie  dem 
Dienstpflichtigen  die  Fortsetzung  des  Dienst- 
verhältnisses nicht  zugemutet  worden  könne, 
wenn  die  persönlichen  oder  sachlichen  Vor- 
aussetzungen, deren  Vorhandensein  bei  Ein- 
gehung des  Verhältnisses  angen«>mmen  wer- 
den mussto.  in  Wegfall  kommen.  Es  braucht 
«lies  kvineswegs  immer  durch  ein  Ver- 
schuMen  «les  einen  Teils  herbeigeführt 
woiilon  zu  sein.  Auch  eine  völlige  Ver- 
änderung <Ici  XVnnögonsvcrhältnisse  «les 
einen  Teils  wird  eine  Kündigung  «les  Dienst- 
verhält nisses  n ><  htfert igen. 

Emllich  ist  alter  auch  die  Kündigung  zu 
j<*d<T  Zeit  und  ohne  Angabe  von  Grün- 
d<Mi  bei  solchen  Dienstverhältnissen  zu- 
lässig, in  welchen  der  Dienstpflichtige,  ohne 
in  ciiM-m  dauernden  Dienstverhältnisse  mit 
feston  B«'zügen  zu  stehen.  D  i  e  n  s  t  e  h  ö  h  e  re  r 
Art  zu  leisten  hat,  die  auf  Grund  besonderen 
Vertrauens  übertragen  zu  werden  pflegen. 
Es  komm«>n  hier  insltesondere  Aerzte, 
Künstler,  Lehrer.  Rechtsanwälte  in  Betracht, 
die  sich  zur  l>eistung  einzelner  Berufsarl>eiten 
verpflichtet  haben.  Das  Verhältnis  soll  hier 
durchaus  auf  1  km« lersei tigern  Vertrauen  lie- 
nihen  und  demgemäss  auch  jeder  Partei  ein 
freies  Kündigungsrecht  zustehen,  wenn  das 
Vertrauen  nicht  mehr  vorhanden  ist.  Doch 
«larf  «ier  Verpflichtete  nur  in  der  Art  kün- 
digeu,  dass  sitdi  der  Dienstbeivehtigte  die 
Dienste  anderweit  Itesehaffon  kann,  es  sei 
«lenn.  dass  ein  wichtiger  Gruiul  für  die 
unzeitige  Kündigung  vorliegt.  Kündigt  er 
ohne  solchen  Grund  zur  Unzeit,  so  hat  or- 
dern Dienst Itoivchtigten  «len  daraus  entstehen- 
den Sehaden  zu  ersetzen  ($  «271.  Dadurch 
ist  «lem  Missbrauch  des  Kündigungsiwhts 
vorgebeugt. 
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Lltterutnr;  \'<ß.  dir  Lehdmeher  de  Primtrechu 

üln-r  dir  IHenxlmietr  und  den  Pieu*trerlni<j. 
llem.rnihebcn  find:  Wlndnchetd,  Lehrbuch 
drr  l'undektm  j>  4<>1.  —  Iternbu  ra,  Lehrbuch 
der  Pnidekten  II  ?  11",.  —  Iier*elbc.  Lehrbuch 
drr  preuMÜcben  I'rivatrechtf  II.  i>  IUI,  IUJ.  — 
Itanckicardt,  l>er  Arbriterrrrtmy  in  den 
Jahrb.  für  Dfitiiufitik  der  rihni*chrn  und  deutschen 
l'rieatrechte*  XIV  (IS ?ö)  S.  lläß.  —  Schreiber, 
Jirr  Arbritxc,  rlrun  wich  <i*tt  rri -iehi*ch<  m  Pricat- 
reckt  Uns?).  —  Mol  Irr  dt*  Entwürfe* 
einer  lliirijcclicheu  fir*rt2ltiirhe*  für  du*  ItmUchc 
Reich  II,  S.  4.-;.5— —  II'.  Ende  mann, 
IHe  rrehlliclic  Itehundlumi  drr  Arbeit  im  Jahrb. 
f.  y„{.  u.  Slat.  ',.  F.  Ml  S.  r.jljf.  — 
I'tber  dm  IHruttrcrtrtiij  nach  dem  U.U. Ii. 
Andre*  in  dem  Kommentar  ran  Planck  Jl,  S. 
MKß'.  -  F.  Endemann,  Eiiijiihritnij  in  da* 
Studium  de*  H.H. Ii.  (.1.  Auß.)  I,  S.  7?Sß.  — 
Dir  >rirt*rhafl>/»>litinhen  und  *o:i<iljiolithchen 
Erörtern  inj, n  übe,-  den  Arh, lUerrtrinj  berück- 
iticlitiytii  fott  au**eld>c**'ich  n»r  den  Arbeits- 
rrrlratj  drr  <n  irt  rbltrhen  Arbeiter.  Jfrrcorni- 
heben  find:  Schmolte!',  IHe  .\<ttur  de*  Ar- 
hritxri  rtraije*  und  der  K<»itmktt>rnch  in  Xt*clir. 
f.  SUuiUtr.  ,V>,  H'JjT.  —  Brentano  in  Schön- 
lunj  I  (er *tr  Auß.)  S.  ujoff.  —  Hertel be.  D<i* 
Arbeitererhaltni*   ijnnöx»    dem    heutüjen  lircht, 

is::>.  Eda.  Loentng. 


Arbeitsvertragsbruch. 

1.  Begriff  und  Inhalt  des  Arbeitsvertrags. 
2.  Der  Vertragsbruch  des  Arbeitern.  !».  Die 
Rechtsfolgen  dieses  Vertragsbruchs:  a)  Mittel- 
alterliches Kceht;  bj  Neueres  Hecht;  ci  Keichs- 
ret'ht.  4.  Der  Vertragsbruch  de»  Arbeitgebers. 
5.  Die  neuereu  Gcsetzeiitw  iirfe  über  Bestrafung 
des  Vertragsbruchs.  6.  Die  Novelle  zur  (jew.-O. 
vom  1.  Juni  7.  Aufforderung  zum  Brueh 

des  Arbeitsvertrag. 

1.  Begriff  und  Inhalt  des  Arbeits- 
vertrages. Arbeitsvertrag  ist  im  allge- 
meinen je» ler  Vertrag,  der  die  Vornahme 
irgend  welcher,  nicht  in  blosser  Sachhin- 
gabe l>estehender  Thätigkeit  (Arbeit,  Dienste) 
gegen  Entgelt  zum  Gegenstand  hat:  der 
Dienstvertrag  bezw.  Werkvertrag  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  für  das  Deutsche 
Heich  (ifsj  <>1  1  ff.,  b3l  ff.).  In  einem  engeren, 
reehtlieli  wie  wirtschaftlich  erheblicheu  und 
hier  allein  in  Betnu  llt  kommenden  Sinn 
verstellt  man  dagegen  unter  Arbeitsvertrag 
diejenige  Vereinbarung  zweier  Personen, 
kraft  welcher  die  eine  (der  Arbeiter  oder 
Arlieitnehmer)  sich  der  anderen  (dem  Arbeit- 
geber) gegen  eine  von  letzterem  zu  gewäh- 
rende Vergütung  ( I  john)  zur  p e  r  s  ö  n  |  i  >•  h  e  u 
Verrichtung  gewisser  körperlicher, 
d  u  r  e  h  e  i  u  e  n  d  a  u  e  r  n  d  e  n  w  i  r  t  - 
Schaft  liehen  Zweck  fortlaufend 
geforderter  Arltcitcn  für  einen  kon- 
kret bestimmten  Zeitraum  ver- 
pflichtet.    Eine    solche    konkrete  Zeitl*»- 

HundiAorterlmi-h  der  Suarswisscnsehaften.  Zu-rite 


I  .Stimmung  für  die  zu  leistenden  Arbeiten, 
I  deren  Endpunkt  von  vorn  herein  bestimmt 
i  oder  durch  eine  sei  es  vertraglich,  sei  es 
'  gesetzlich  näher  normierte  Kündigung  her- 
beigeführt werden  kann,  ist  für  den  Arbeits- 
I  vertrag  in  diesem  Sinne  von  wesentlicher 
Bedeutung.    Sie  bezeichnet  keineswegs  bloss 
die  Dauer  des  Vertragverhältnisses  oder  das 
Mass  der  Arbeitsleistungen,  auch  nicht  bloss 
die  Zeit,  zu  welcher  oder  innerhalb  welcher 
die  zugesagten  Arbeiten  zu  vorrichten  sind; 
sie   macht  den  Arbeitsvertrag   nicht  etwa 
zu  einem  einfachen  Fixgeschäft  mit  der  Wir- 
kung, ihiss  bei  Nichteinhaltung  der  Zeit  der 
andere   Teil,   statt    Nachleistung  zu  ver- 
langen, nach  liebelten  vom  Vertrag  zurück- 
treten   kann    (B.G.B.    §    301.    H.O.B,  v. 
10.  Mai  1S'J7  §  37(i).    Vielmehr  liegt  die 
Bedeutung  dieser  Zeitliesijmmung  vor  allem 
darin,    dass    sie  den  Vertragsgegen- 
stand selbst,  die  zu  leistenden  Arbeiten, 
individualisiert.    Es  sollen  bei  einem 
solchen  Vertrag  weder  bestimmte  Eiuzel- 
|  arbeiten,  noch  ein  abstraktes  Mass  von  Ar- 
i  beiten    bestimmter    Art   geleistet  wurden, 
sondern    gerade   diejenigen    Arbeiten  be- 
,  stimmter  Art,  welche  für  den  andauernden 
wirtschaftlichen   Zweck   eben  währeud 
|  dieser    Vertragszeit  erforderlich 
werden.     Durch    die   Verknüpfung  mit 
einem  bestitnmton.konkroton  Zeitraum  werden 
die  den  Vertragsgegenstand  bildenden  Ar- 
1  Ifeiten  von  anderen  gleichartigen  und  dem- 
selben  Zweck  dienenden  Arbeiten  unter- 
i  schieden;  sie  verlieren  damit  gleichsam  den 
fungiheln  Charakter,  werden  speeifiziert  und 
(zeitlich)  individualisiert.    Eben  diese  Indi- 
vidualisierung-wie  die  wirtschaftliche  Zweck- 
bestimmung der  Arbeiten   giebt  dem  Ar- 
U'itsvertrag  in    diesem  Sinne   seinen  be- 
sonderen  rechtlichen   Charakter,  dem  die 
Keehtsordnung.  wo  immer  das  Leben  der- 
artige Verträge  erzeugt.  Rechnung  tragen 
mussuud  thntsächlich  Hechnung  trägt.  (Hier- 
an wird  durch  die  kurzsichtigen,  lediglich  auf 
römisches  Hecht  und  romanistisch  gestaltete 
Verträge  achtenden  Einwendungen,  welche 
Ltt  w  e  n  f  e  1  d  in  der  am  Sclüusse  genannten 
Schrift  gegen  die  Darlegung  in  der  1.  Auf- 
lage  des   '1  Lind  Wörterbuchs    erhoben  hat, 
nicht  das  mindeste  geändert.) 

Düe  wirtschaftliche  Zweckbestimmung 
der  Arbeiten  macht  eine  solche  zeitliche  lu- 
dividialisicrung  möglich,  aber  auch  not- 
wendig. Die  Arbeiten  sollen  einem  dauern  - 
den  wirtschaftlichen  Zweck  dienen:  dies 
kann  sein  die  Bewirtschaftung  eines  Haus- 
wesens oder  eines  (iruudstücks,  der  Betrieb 
eines  Bergwerks,  eines  industriellen  oder 
eines  sonstigen  Uewerlies.  Alle  diese  Wirt- 
schaften und  Betriebe  erfordern  für  die 
ganze  Zeit  ihrer  Dauer  die  ununterbrochen 
fortgesetzte   Vornahme  je  gewisser  Arten 
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von  körperlicher  Thätigkeit.  Sofern  der 
Wirtsehaftsinhaber  oder  Betriebsunternehmer 
diese  Thätigkeiton  nicht  in  Person  verrichten 
kann  oder  will,  muss  er  sich  dazu  dritter 
Personen  als  seiner  Gehilfen  (Gesellen,  Ge- 
sinde) bedienen,  und  er  muss  dabei  weiter, 
um  die  Wirtschaft  oder  den  Betrieb  nicht 
stillstehen  oder  sonst  stören  zu  lassen,  da- 
für Sorge  tragen,  das«  in  jedem  Zeitab- 
schnitte f Or  die  gerade  jetzt  erforderlichen 
Arbeiten  die  nötigen  Kräfte  zur  Verfügung 
stehen.  Dies  kann  nur  dadurch  erreicht 
werden,  dass  die  zu  benutzenden  Gehilfen 
je  für  eine  bestimmte  konkrete  Zeit  zur 
Verrichtung  der  gerade  in  diese  Zeit  fallen- 
den Arbeiten  berufen  werden.  Das  durch 
den  Gesamtbetrieb  erforderte  Gesamtmass 
von  Arbeiten  muss  gewissermassen  in  zeit- 
liche Abschnitte  zerlegt  und  jedem  Ge- 
hilfen ein  solcher  zeitlicher  Arbeitsteil  als 
Pensum  zugewiesen  werden. 

Erfolgt  daher  die  Berufung  der  Geniifen 
durch  Vertrag,  so  wird  dieser  seihst  auf  die 
Uebernahme  je  eines  zeitlich  bestimmten 
Arbeitsteils  zu  richten  sein,  und  die  Ver- 
pflichtung des  Gehilfen,  des  Arbeitnehmers, 
geht  dann  dahin,  eben  diesen  vereinbarten  Ar- 
beitsteil, d.h.  also  die  durch  die  Wirtschaft  oder 
das  Gewerbe  des  Arbeitgebers  innerhalb  der 
Vertragszeit  erforderten  Arbeiten  während 
dieser  Zeit  zu  verrichten,  diese  Wirtschaft  oder 
dieses  Gewerbe  während  dieser  Zeit  durch 
seine  Thätigkeit  zu  unterstützen  und  im 
(hinge  zu  erhalten.  Hierin  sowie  in  dem 
weiteren  Umstände,  dass  solche  Arbiter 
ihre  Arbeiten  nach  näherer  Anordnung  und 
unter  l^itung  des  Arbeitgebers,  des  Herrn 
der  Arbeit,  zu  vernichten  haben*  dass  sie 
diesem  damit  für  die  Vertragszeit  unter- 
geordnet sind  (Gew.-O.  §  121),  tatsäch- 
lich aber  leicht  in  noch  weitergehende  Ab- 
hängigkeit von  demselben  geraten,  liegt  der 
Grund  der  besonderen  Bedeutung  des  Ar- 
beitsvertrags für  das  wirtschaftliche  und 
soziale  lieben  der  Nation. 

Für  die  Verpflichtung  des  Arbeit- 
gebers hat  die  Vertragszeit  nicht  die 
gleiche  Bedeutung.  Seine  Verpflichtung  ist 
nicht  gerichtet  auf  Gewährung  bestimmter 
Arbeiten,  auf  Zulassung  des  Arbeiters  zur 
Arbeit  während  der  Vertragszeit.  Bezuglich 
der  TOrtragsmässigen  Arbeiten  ist  der  Ar- 
beitgebor  vielmehr  nur  forderungsbereehtigt 
und  es  steht  in  seinem  Belieben,  ob  er  sich 
dieselben  leisten  lassen  oder  ob  er  darauf 
verzichten  will.  Verpflichtet  ist  er  allein 
zur  Zahlung  des  vereinbarten  Lohnes  und 
etwa,  wie  beim  Hausgesindevertrag  und  beim 
seemännischen  Heuenertrag,  zur  Gewährung 
von  Kost  und  Unterkunft  Durch  die  Ver- 
tragszeit wird  also  nicht  der  konkrete 
Gegenstand  seiner  Verpflichtung  be- 
stimmt, sondern  nur  deren  Umfang,  so- 


fern dieser  Umfang  (der  Betrag  de«  zu 
zahlenden  I/ihnes,  die  Quantität  und  Dauer 
der  zu  gewährenden  Kost  und  Unterkunft 
bezw.  die  Höhe  der  für  letztere  erforder- 
lichen Aufwendungen)  nach  der  Länge  der 
Vertragszeit  oder  nach  periodischen  Ab- 
schnitten derselben  berechnet  wird. 

Hieraus  ergieht  eich,  dass  auch  die  Ver- 
letzung oder  der  Bruch  des  Arbeitsver- 
trags auf  seiten  des  Arbeitgel»ers  anders 
gestaltet  ist  als  auf  seiten  des  Arbeiters 
und  dass  daher  auch  die  rechtlichen  Folgen 
des  Arbeitsvertragsbruches  verschieden 
normiert  sein  können,  je  nachdem  es  sich 
um  einen  Bruch  seitens  des  eineu  oder  des 
anderen  Kontrahenten  handelt. 

Ausser  und  neben  den  durch  den  Ar- 
beitsvertrag seihst  übernommenen  Verpflich- 
tungen sind  den  Arbeitgebern  und  teilweise 
auch  den  Arbeitnehmern  durch  die  neuere  Ge- 
setzgebung noch  gewisse  besondere  Pflichten 
in  Bezug  auf  das  Arbeits-  oder  Dienst- 
verhältnis auferlegt  (vgl.  B.G.B.  S§  617  ff., 
«30,  E.G.  dazu  Art.  95,  H.G.B.  60  ff., 
73.  Gew.-O.  §§  lOöbff.,  107.  III,  113,  120ff., 
134 äff.,  154).  Von  diesen  und  ihrer  Ver- 
letzung ist  im  weiteren,  da  es  sich  nicht 
um  eigentlich  vertragliche  Verpflichtungen 
handelt,  abzusehen. 

2.  Der  Vertragsbruch  des  Arbeiters. 
Ein  Bruch  des  Arbeitsvertrags,  d.  h.  eine 
Verletzung  der  durch  denselben  begründeten 
rechtlichen  Verpflichttingen,  liegt  auf  seiten 
des  Arbiters  dann  vor,  wenn  dieser  die 
vertragsmässig  bestimmten  oder  innerhalb 
der  vertragsmässigen  Grenzen  ihm  zuge- 
wiesenen Arbeiten  während  der  Vertrags- 
dauer je  zu  der  gehörigen  Zeit  ganz  oder 
teilweise  nicht  verrichtet,  sei  es  dass  er  die- 
selben gar  nicht  anfängt  (Nichtantritt 
des  Dienstes  oder  der  Arbeit),  oder 
dass  er  dieselben  vor  Ablauf  der  Vertrags- 
zeit, insliesondere  eineretwaigen  Kündigungs- 
frist, einstellt,  nicht  fortsetzt  (vorzeitiges 
Verlassen  des  Dienstes,  Arbeits- 
einstellung). Wo  die  Vertragsdauer  auf 
jederzeitige  Kündigung  ohne  Kündigungs- 
frist, sonach  auf  den  blossen  Willen  der 
Kontrahenten  gestellt  ist,  wird  letztere  Art 
von  Vertragsverletzung  nicht  leicht  vor- 
kommen, da  hier  die  Arbeitseinstellung  selbst 
regelmässig  als  Kündigung  erscheinen  und 
daher  mit  der  Vertragszeit  auch  die  ver- 
traglichen Verpflichtungen  des  Arbeiters  be- 
endigen wird.  Auch  dann  ist  eine  Vertrags- 
verletzung nicht  vorhanden,  wenn  der  Ar- 
beiter den  Beginn  oder  die  Fortsetzung  der 
ArtVit  aus  einem  Grunde  verweigert,  welcher 
ihn  nach  gesetzlicher  Bestimmung  oder  auf 
Grund  einer  solchen  nach  richterlichem  Er- 
messen auch  vor  Ablauf  der  Vertragszeit 
und  ohne  Einhaltung  einer  Kündigungsfrist 
zum  Verlassen  der  Arbeit,  d.  h.  zur  ein- 
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seitigen  Auflösung  des  Vertrags  berechtigt 
(vgl.  z.  B.  Preuss.  öesindeordn.  v.  8. 
November  1810  §§  136  ff..  Previss.  Bergges. 
v.  24.  Juni  186f>  §  83,  R.-Gew.-0.  §  124, 
K.-Seem.-0.  §  61).  Zu  diesen  Kucktritte- 
gründen gehört  niemals  der  Umstand, 
daßs  der  Inhalt  der  (vom  Arbeiter  ange- 
nommenen) Vertragsbedingungen  einseitig 
vom  Arbeitgeber  festgesetzt  worden  war, 
wohl  aber  der  Fall,  dass  der  Arbeitgeber 
selbst  seinen  Verpflichtungen  gegen  den  Ar- 
beiter, insbesondere  zur  richtigen  Zahlung 
des  Lohnes,  nicht  nachkommt ;  ja,  die  neuere 
Gesetzgebung  gestattet  überhaupt  einseitige 
Aufhebung  des  Arbeits-  oder  Dienstverhält- 
nisses, »wenn  ein  wichtiger  Grund  vorliegt« 
(B.G.B.  §§  626,  628,  H.G.B.  §8,  70,  71, 
Gew.-O.  §  124  a,  133  b,  d). 

Das  Unrecht,  welches,  abgesehen  von 
letzteren  Fallen,  in  dem  Nichtantritt  des 
Dienstes  wie  in  der  vorzeitigen  Arlieitsein- 
stellung  enthalten  ist,  ist  an  sich  und  abge- 
sehen von  den  möglichen  Rechtsfolgen  pri- 
vater Jfatnr;  es  richtet  sich  nicht  gegen  ein 
Recht  des  Staates,  sondern  gegen  den  pri- 
vaten Anspruch  des  Arbeitgebers  auf  Leistung 
der  versprochenen  Arbeiten :  dieser  allein 
ist  der  Verletzte.  Sofern  die  zu  leistenden 
Arbeiten  einen  Vermögenswert  darstellen, 
kann  ihm  durch  Nichtleistung  derselben  zu- 
gleich ein  Vermögensschaden  zugefügt 
werden.  Vermögenswert  aber  haben  solche 
Arbeiten  einmal  als  Gegenleistung  für  den 
zu  zahlenden  Lohn  und  ausserdem  als 
Mittel  zur  Erzielung  von  Gewinn  oder  zur 
Abwehr  von  Verlust  in  dem  Wirtschafts- 
oder Gewerbebetriebe,  dem  sie  zu  dienen 
bestimmt  sind.  Der  durch  einen  solchen 
Vertragsbruch  herbeigeführte  Vermöpens- 
schaden  kann  daher  entweder  darin  liegen, 
•lass  für  die  nichtgeleisteten  Arbeiten  bereits 
im  voraus  ein  Lohn  bezahlt  worden  war, 
oder  darin,  dass  infolge  der  Nichtleistung 
der  Arbeiten  dem  Arbeitgeber  in  seinem 
Betriebe  Gewinne  entgangen  oder  Verluste 
erwachsen  sind.  Dagegen  wird  eine  Ver- 
mögensbeschädigung dann  nicht  eintreten, 
wenn  einerseits  der  Vertragsbrüchige  Ar- 
beiter einen  Ix>hn  noch  nicht  empfangen 
hatte  und  es  andererseits  dem  Arbeitgeber 
ohne  grösseren  Lohnaufwand  gelingt,  zur 
Verrichtung  der  im  Stiche  gelassenen  Ar- 
beiten alsbald  andere  Kräfte  heranzuziehen 
und  so  den  aus  dem  Vertragsbruche  drohen- 
den wirtschaftlichen  Nachteil  von  sich  ab- 
zuwenden. Das  im  Vertragsbruche  des 
Arbeiters  liegende  Unrecht,  die  Rechts- 
verletzung als  solche,  bleibt  freilich  trotzdem 
auch  hier  bestehen. 

Steht  der  Arbiter  kraft  seines  Gewerbe- 
betriebes in  rechtlichen  Beziehungen  zu 
dritten  Personen,  so  kann  der  Vertragsbruch 
des  Arbeiters  mittelbar  auch  zu  einer  Schä- 


digung dieser  führen,  und  zwar  nicht  mir 
zu  einer  Schädigung  am  Vermögen,  sondern 
auch  an  Leib  und  Leben,  sofern  der  Betrieb 
eben  auf  den  Schutz  dieser  Güter  oder  mit 
darauf  gerichtet  ist.  Hat  infolge  eines 
solchen  Vertragsbruches  (z.  B.  seitens  eines 
Eisenbahnarbeiters,  eines  Schiffsmanns,  eines 
Feuerwehrmannes)  eine  Person  den  Tod  oder 
eine  Gesundheitsbeschädigung  erlitten,  so 
geht  der  Vertragsbruch  in  das  Delikt  der 
Tötung  oder  Körperverletzung  über,  begangen 
durch  rechtswidrige  Nichtverhinderung  des 
schädlichen  Erfolges. 

Seiner  äusseren  Erscheinung  nach  ist  das 
im  Vertragsbruche  hegende  Unrecht  ein  rein 
passives;  es  besteht  in  einem  Nicht- 
handeln,  einer  blossen  Unterlassung. 
Verübt  ist  diese  rechtswidrige  Unterlassung 
zu  der  Zeit,  in  welcher  gehandelt,  gearbeitet 
werden  sollte.  Da  nun  der  Arbeiter  in 
jedem  vertragsmässig  zur  Arbeit  bestimmten 
(und  gesetzlich  —  Gew.-O.  §§  105a  ff.,  120, 
1 35 ff.  —  nicht  ausgeschlossenen)  Teile  der 
Vertragszeit  zu  arbeiten  verpflichtet  ist,  so 
liegt  das  Unterlassungsdelikt  vollendet  vor, 
wenn  er  auch  nur  in  einem  solchen  Zeit- 
teile die  in  diesen  fallenden  Arbeiten  nicht 
verrichtet  hat;  dasselbe  ist  aber  einer 
quantitativen  Steigerung  fähig  bis  zur  Ver- 
säumung der  ganzen  vertraglichen  Arbeits- 
zeit, eine  Steigerung,  die  sich  durch  das  ein- 
fache Verstreichen  der  Arbeitszeit  vollzieht. 

Die  oben  hervorgehobene  enge  Verknüp- 
fung der  vertraglich  zu  leistenden  Arbeiten 
mit  der  Vertragszeit  verleiht  dieser  rechts- 
widrigen Unterlassung  noch  einen  besonderen 
Charakter.  Während  nämlich  die  Unter- 
lassung rechtzeitiger  Leistung  sonst  (und 
zwar,  sofern  kein  Rücktritt  erfolgt,  auch  bei 
sog.  Fixgeschäften,  vgl.  oben  Nr.  1)  nur 
einen  Rechts  Verzug,  d.  h.  ein  zeitweiliges, 
vorübergehendes  Unrecht  darstellt,  welches 
durch  nachfolgende,  sei  es  freiwillige,  sei 
es  erzwungene  Leistung  wieder  beseitigt 
werden  kann,  ist  dagegen  hier,  wo  es  sich 
nicht  um  bloss  generisch  bestimmte,  son- 
dern um  zeitlich  individualisierte 
Arbeiten  handelt,  —  um  diejenigen  aus  dem 
gesamten  dauernden  Wirtschafts-  oder  Ge- 
werbebetrielK!  ausgeschiedenen  Arbeiten  be- 
stimmter Art,  welche  gerade  in  die  Ver- 
tragszeit bezw.  je  in  ihre  einzelnen  Teile 
hineinfallen,  —  eine  solche  nachträg- 
liche Erfüllung  des  Vertrages  nach 
ganz  oder  teilweise  verstrichener 
Vertragszeit  nicht  möglich.  Von 
der  Einhaltung  dieser  Zeit  hängt  hier  die 
Identität  des  Geschuldeten  und  des  Ge- 
leisteten ab.  Mit  dem  Ablaufe  dieser  Zeit 
sind  diejenigen  Arbeiten,  zu  welchen  sich 
der  Arbeiter  verpflichtet  hatte,  unmöglich 
geworden :  sie  können  nicht  mehr  vorge- 
nommen   werden,   weder   freiwillig  noch 
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zwangsweise,  eben  weil  ihiv  Zeit  vorfiW 
ist.  Nachträgliche  Arlteit  wäre  nicht  mehr 
Vertragserfüllung.  Diese  Wirkung  vollzieht 
sich  schrittweise  mit  dem  Verstreichen  eines 
jeden  Moments  der  vertragliehen  Arlteit.sy.eit, 
in  weletiem  rechtswidrig  nicht  gearbeitet 
wird:  mit  jedem  solchen  .Moment  wird  ein 
Teil  des  Vertragsgegenstandes,  der  geschul- 
deten Arbeiten  unmöglich  und  der  Vertrag 
daher  insoweit  unerfüllbar. 

Der  Vertragsbruch  des  Arbeiters  charak- 
terisiert sich  daher,  im  Gegensatz  zu  anderen 
Vertragsverletzungen,  trotz  seiner  Passivität 
nicht  als  ein  blosser  Heehtsver/.ug.  sondern 
als  ein  dauerndes,  an  sieh  n i e h t 
wieder  zu  beseitigendes  Unrecht, 
gleichviel,  ob  er  sich  auf  die  ganze  Vor- 
tnigszeit  oder  nur  auf  einen  Teil  derselben 
erstreckt. 

Hücksichtlieh  der  subjektiven  Ver- 
schuldung können  bei  diesem  Vertrags- 
brüche die  gleichen  Modalitäten  eintreten 
wie  bei  jedem  anderen  Unrecht  auch.  Er 
kann  .schuldhaft  oder  schuldlos  verfibt  werden, 
letzteres  inslwsondere  infolge  körperlicher 
Schwäche  oder  unverschuldeter  Unkenntnis 
des  Arbeiters  von  seinen  Verpflichtungen. 
Die  Schuld  kann  wieder  bestehen  entweder 
in  rechtswidrigem  Vorsatz  (dolus)  oder  iu 
Fahrlässigkeit  des  Arbeiters:  doch  setzt  man, 
wenn  man  von  Vertragsbruch  spricht,  ge- 
wöhnlich dolus  voraus.  Dieser  erfordert 
hier,  wie  sonst,  das  Bewusstsein  des  Arbei- 
ters von  der  ihm  zur  kritischen  Zeit  oblie- 
genden Arbeitspflicht,  und  er  wird  durch 
jeden  hierauf  bezüglichen  Irrtum,  insbeson- 
dere auch  durch  irrige  Annahme  eines  ge- 
setzlichen Riiektrittsgrundes.  ausgeschlossen. 
Sofern  daher  das  Gesetz  bei  jedem  :>•  wich- 
tigem. Grunde  den  Rücktritt  gestattet  (vgl. 
o.  S.  IHU»),  kann  auch  dann  von  dolus  keine 
Hede  sein,  wenn  der  Arbeiter  Itona  fide 
einen  "wichtigen,  Grund  zum  Nichtantritt 
oder  Verlassen  der  Arbeit  gegeben  glaubte. 
Im  übrigen  ist  das  jtlotiv,  aus  welchem,  und 
der  Zweck,  zu  welchem  die  Arbeil  vorsätz- 
lich nicht  angetreten  oder  verlassen  wird, 
gleichgilt  ig  und  ebenso,  ob  der  Arbeiter  lieim 
Verlassen  der  Arbeit  die  Absicht  späterer 
-.Fortsetzung  oder  Wiederaufnahme  halte 
oder  ob  er  dauernde  Einstellung  derselben 
beabsichtigte. 

3.  Die  Rechtsfolgen  diese«  Vertrags- 
bruches, a)  Mittelalterliches  Recht. 
Vorschriften  über  die  rechtliche  Behandlung 
des  Vertragsbruches  der  Arbeiter  finden  sich 
im  deutschen  Hechte  erst  seit  der  Periode 
der  Kechubücher.  Das  ältop«  Hecht  kennt 
einen  Arbeitsvertrag  in  dem  hier  besproche- 
nen Sinne  iuVrhnupt  noch  nicht :  die  betreffen- 
den Arbeiten  werden  von  Lei! ►eigenen  und 
Hörigen  verrichtet,  nicht  auf  (irund  eines 
Vertrages,  sondern  auf  «irund  ihrer  Unter- 


thanenpflicht.  Erst  mit  der  Eutwiekelung- 
eines  freien  Handwerkerstandes  in  den 
Städten  einerseits  und  der  Verarmung  eines 
Teiles  der  Gemeinfreien  und  «lein  dadurch 
bewirkten  Herabsinken  derselben  in  dio  nicht- 
hörige  dienende  Klasse  andrerseits  kommt 
der  freie  Arbeitsvertrag  auf,  der  nun  von 
den  zu  ähnlichen  I Leistungen  verpflichtenden 
Hörigkeitsverhältnissen  streng  geschieden 
wird.  (Glosse  z.  Sachsensp.  II.  'A2:  knechte 
seyn  zweyerley:  eygentliehen  heyssen 
knechte,  die  eygen  sein  ;  die  andern  heyssen 
dyener  vnd  seind  frei  lewte  die  vns 
dienen:  die  dienen  vmb  Ion  tzn  eyner  x-eit 
tzu  der  ander.) 

Mit  dem  Arbeitsverträge  erscheint  alsbald 
im  HechtsleU-n  auch  der  Bruch  desselben. 
Die  ersten  Bestimmungen  darül»er  finden 
sich  im  Sachsenspiegel  II,  32  und  sind 
von  da  in  die  meisten  sächsischen  Quellen 
des  13.  und  14.  Jahrhunderts  sowie  in  die 
gleichzeitigen  süddeutschen  Hechtshücher 
übergegangen.  Hiernach  soll  der  Knecht, 
welcher  seinem  Herrn  mutwillig,  d.  Jj.  vor- 
sätzlich und  ohne  i-eehtmässige  Ursache, 
aus  dem  Dienste  entgeht,  einmal  seinen  Lohn- 
anspruch verlieren  bezw.  den  bereits  em- 
pfangenen Ljhn  zurückerstatten  und  ausser- 
dem  dem  Herrn  eine  dem  bedungenen  ijohne 
gleichkommende  Summe  bezalden.  Unter 
Knechten  sind  dabei  alle  Arten  freier  Lohn- 
arbeiter verstanden:  Hausgesinde,  Hand- 
werksgesellen, Schiffsknechte  etc. 

Die  hier  angeonlnete  Rechtsfolge  ist  eine 
dem  Verletzten  gebührende  Privat  strafe, 
und  zwar  eine  jmena  dupli,  welche  nach 
Art  der  dem  älteren  Hechte  angehörigeu 
Kompositionen  sowohl  den  Ausgleich  des 
begangenen  Unrechts  wie  den  Ersatz  eines 
etwaigen  Vermögensschadens  bezweekt.  In 
der  folgenden  Zeit  hat  sich  aber  diese  an 
ältere  Institutionen  anknüpfende  Privatstrafe, 
entsprechend  der  allgemeinen  Entwickelnng 
des  Straf  rechts,  fast  durchweg  in  eine 
öffentliche,  d.  h.  der  öffentlichen  Gewalt 
verfallende  Strafe  verwandelt,  neben  welche 
dann  ein  besonderer  Schadenersatzanspruch 
des  Dienstherrn  getreten  ist.  Als  solche 
öffentliche  Strafen  für  rechtswidriges  Ver- 
hissen des  Dienstes  finden  sich  in  den 
späteren  Stadt-  und  Landreehtcn  bis  in  das 
Ib.  Jahrhundert:  Geldbussen,  Stadt-  oder 
Luid  Verweisung  oder  Untersagung.  des 
Dienstes  am  betreffenden  Ort  in  verschiedener 
zeitlicher  Ausdehnung,  Gefängnis,  und  zwr.r 
teils  allein,  teils  iu  alternativer  oder  auch 
kumulativer  Verbindung.  Besonders  die 
städtischen  Zunftrollen  enthalten  zahlreiche 
Strafbestimmungen  dieser  Art,  denen  man 
häufig  durch  Verträge  mit  anderen  Städten 
und  Zünften  eine  ausgedehntere,  und  schär- 
fere Wirksamkeit  zu  geben  suchte.  Teil- 
weise bewahren  jedoch  diese  öffentlichen 
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Strafen  insofern  noch  ein  privates  Element.  1«'/-usrlic]i  der  nach  ausstehenden,  erst  zu- 
als  sie  hier  und  da  durch  gütliche  Einigung  künftig  vorzunehmenden  Arbeiten  eine  wirk- 
mit  dem  Herrn  oder  Meister   über  Fort- 1  liehe  Verletzung  zur  Zeit  n« «-Ii  nicht  Ver- 


setzung oder  Aufhohimg  des  Dienstes  aus- 
geschlossen werden  können. 

Als  ein  qualifizierter  Fall  wird  es  mehr- 
faeh.  besonders  in  den  Seestädten  angesehen, 
wenn  der  Vertragsbrüchige  Knecht,  besonders 
ein  Schiffsknerht.  für  die  zu  leistenden  Ar- 


liegt.  nur  einen  j > r : i  vent  i  ven  ,  kantio- 
nellen  Charakter:  er  wäre  nicht  Exekution 
zur  Roseiliguug  einer  Rechtsverletzung, 
nicht  Rechtsfolge  des  s  t  ;i  1 1  ge  h  a  b  t  e  n  Ver- 
tragsbruches, sondern  eine  Siehorheitstnnss- 
regel  zu  dessen  V  <•  r  h  ü  t  u  n  tr ,  welche  eben 


beiten  Uroits  Lohn  empfangen  hatte  und  deshalb  je  nur  so  lange  dauern  kann,  als 
diesen  nun  dem  H-mtu  gewissermasseu  dieb- .  letztere  noch  möglich   ist.  d.  h.  bis  zum 


lieh  entführt  i  Entlaufen  mit  unvenliontein 
I»hne,  mit  Dienst  und  mit  (leid  Hier 
sind  zum  Teil  wie  gegen  einen  Dieb  pein- 


Ende  der  Vertragszeit.  Nur  in  diesem  Sinne 
sind  in  einigen  (.Miellen  des  mittelalterlichen 
wie  auch  des  spateren  Rechts  ausser  und 


liehe  Strafen  angeordnet,  und  den  Flüchtigen  ,  neben  der  Strafe  für  rechtswidriges  .Vicht- 


trifft Vorfostung  Ik-zw.  Zunftunfähigkeit. 

Diese  Strafharkeit  wogen  rechts widrigen 
Dienstaustrittes  erstreckt  sich  unter  Um- 
ständen auch  auf  dritte  Personen.  So  einmal 
auf  denjenigen,  welcher  den  Knecht  durch 


antreten  oder  Verlassen  des  Dienstes  auch 
polizeiliche  Zwangsinassreireln  für  das  Aus- 
halten desselben  zugelassen. 

El>en  die  in  der  Natur  dieser  Vertraue 
liegende  N  i  e  h  t  v  o  1 1  s  t  re  <•  k  b  a  r  k  e  i  t  hat 


Abmieten  oder  Abdingen  während  der  V er-  eine  strafrechtliche  Rehandlung  ihrer 
tragszeit  seinem  Herrn  abspenstig  gemacht.  Verletzung  zur  notwendigen  Folge  gehabt, 
ihn  dadurch  zum  Rruche  des  Vertrages  vor-  und  zwar  auch  dann  noch,  als  die  hei  Nieht- 
leitet  oder  angestiftet  hatte;  sodann  mehrfach  erfüllung  vollstreckbarer  Vertragsleis- 
auch  auf  denjenigen,  welcher  wie  ein  De-  hingen  nach  ältestem  Kocht  verfallenden 
nstiger  den  entlaufenen  Knecht  in  seinen  Verzugsstrafen  im  1-nufe  des  Mittelalters 
ionst  genommen  hatte;  beide  haben  hier  grossenteils  hinweggefallen  In'/w.  in  Strafen 

'  r  Zahlbe- 
n  sul»  4). 


und  da  dem  ersten  Herrn  auch  für  den  durch  wegen  Niehtbefolirung  richterlich 
<len  Vertragsbruch  des  Knechtes  entstandenen  fehle  umgewandelt  waren  (s.  unt 
Sc  haden  zu  haften. 


Denn  so  sehwankend  im  übrigen  die  Grenzen 
In  ähnlich  mannigfaltiger  Weise  wie  das  zwischen  strafbarein  und  nicht  strafbarem 


rechtswidrige  Vorlassen  des  Dienstes  ist  in 
den  Quollen  dieser  Periode  auch  der  wider- 
rechtliche Nichtantritt  deswillen  sowie 


Unrecht  auch  sein  mögen:  im  Geiste 
deutscher  Rechtsentwicklung  hat 
vollst  rec ku  u gs u  n  fä  h  i ge  s    vo  r sä  t  z - 


die   nur  zeitweilige,   mit  der  Absicht  Ii ch es    Unrecht    zu    seiner  Aus 
späterer  Fortsetzung  verbundene  Einstellung  j  g  1  e  i  e  h  u  n  g  s  t  o  t  >  d  e  r  S  t  r a  f  e  b  e  d  u  r  f  t 
oder  Weigerung  der   Arbeit   unter  Strafe  | 
gestellt,  teilweise  jedoch  nur  in  geringerem 

Grade.  Im  ersteren  Falle  wird  der  l  instand.  I  gezeigt  hat,  deren  sogenannte  Vollstreckung 


wie  sich  das  insbesondere  von  jeher  bei 
Verletzung    von  Unterlassungsohligationen 


dass  das  Dienstverhältnis  noch  nicht  that- 
sächlich  ins  Leiten  getreten  war,  als  Mil- 
derungsgrund angesehen. 


Von   Zwnngsinassrcgchi.  durch   welche  neue  Fassung  $  890). 


auch  im  heutigen  Recht  in  Wahrheit  nichts 
anderes  als  eine  Rest  ra  fu  n  g  wogen  statt- 
gehabter Zuwiderhandlung  ist  (vgl.  R.O.U.O. 


der  Vertragsbrüchige  Arbeiter  zur  Erfüllung 
der  verletzten  Verpflichtung  angehalten 
werden  soll,  von  einer  exeeutio  ad  faeien- 
dum,  ist  in  den  Quellen  dieser  Zeit  fast 
nirgends  die  Rede.  Und  in  der  That  ist 
eine  solche  mit  der  oben  dargelegten  Natur 
dieser  Verpflichtungen  nicht  vereinbar.  Die 
einmal  versäumten  Dienste  können  nach  Ab- 
lauf der  dafür  bestimmten  Zeit  überhaupt 


b)  NouoroB  Rocht.  Die  im  bisherigen 
dargelegten  Grundsätze  des  deutschen  Rechts 
üImt  die  rechtlichen  Folgen  des  Arl>eitsver- 
tragsbruches  sind  durch  die  Roeoption  des 
römischen  Rechts  in  ihrer  Geltung  nicht 
berührt  worden.  Aus  ähnlichen  Gründen 
wie  dem  ältesten  deutschen  ist  auch  dem 
römischen  Rechte  das  Institut  des  Arbeits- 
vertrages in  unserem  Sinne  unbekannt  (ver- 


nieht  mehr  geleistet,  daher  auch  nicht  er- j  einzelte  Spuren  finden  sich  in  1.  HS  D.  1« 


zwungen  werden;  ein  Zwang  zur  Arlx'it 
wünle  sich  auf  ein  Indebitum ,  auf  ein  nn- 
deres  als  den  Vertragsgegen stand  richten 


10,  2.  1.  22  Uod.  de  loc.  4.  «"•).  und  dasselbe 
enthält  daher  auch  keine  Voisehriften  über 
dessen  Verletzung,  welche  auf  das  deutsche 


Nur  insofern  könnte  ein  Zwang  als  berech-  J  Recht  unmittelbar  hätten  einwirken  können, 
tigt  erscheinen,  als  die  Vertragszeit  noch  J  Bei  anderweiten  Vertragsverletzungen.  I»ei 
nicht  abgelaufen  und  der  nicht  antretende  Leistungsverzug  und  selbst  Wi  schuldhafter 
oder  austretende  Knecht  zur  A u shal  t  u  ng  Unmöglichmaohung  der  Erfüllung,  kannte 
dieser  Zeit,  zur  Verrichtung  der  noch  das  römische  Recht  nur  die  auf  Interesse- 
ausstehenden Arbeiten  genötigt  werden  i  leistung  gerichtete  actio  aus  dem  Vor- 
soll.   Allein  ein  solcher  Zwang  hätte,  da 'trage  selbst,   worin   die  romanistiseho 
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Doktrin  nicht  sowohl  eine  Deliktsfolge  als 
vielmehr  «mim»  U«son<lerc  Modalität  der  Haftung 
aus  <lom  Vertrag  crblnkte,  so  <lass  der  Ge- 
sichtspunkt «-iner  Vertragsverletzung, 
eines  dabei  vorliegenden  Unrechts  ganz 
in  «len  Uintertrruinl  trat.  Einer  IVbertragung 
dieser  römischen  Bestimmungen  OImt  Verzug 
und  Unmöpliehkeit  der  lyistung  auf  den 
Bruch  des  deutschen  Arbeitsvertrags  wie 
einer  Hineinzwängung  des  letzteren  in  die 
rotnanistiselie  Vortnurslohre  überhaupt  trat 
aber  zunächst  der  l 'instand  entg«'gen.  dass 
der  Arlteitsvertrag  und  seine  Verletzung,  bei 
der  wachsenden  Bcd«»utung  des  Instituts  für 
das  wirtschaftliche  liehen  und  bei  seinem 
Zusammenhang  mit  öffentlich-rechtlichen 
Verhältnissen,  auch  weiterhin  Gegenstand 
besonderer  Regelung  durch  Reichs-  wie 
ljandesgesetze  blieb,  die  von  der  Praxis 
natürlich  nicht  ignoriert  werden  konnten. 
Wohl  aber  hat  die  unter  dem  ausschliess- 
lichen Einfluss  des  römischen  Rechts  stehende 
gemeinrechtliche  Doktrin  ihrerseits  dies«- 
Sondergesetzgebung  unlieacliM  gelassen  und 
so  die  deutschreehtlichen  Kigenthmlichkeiten 
des  Arbeitsvertrags  und  seiner  Verletzung 
allmählich  ganz  aus  dem  Auge  verloren  (vgl. 
noch  oben  S.  990.97'):  ein  Umstand,  dessen 
nachteilige  Wirkungen  sich  später  bei  den 
gesetzgeberischen  Reformen  unserer  Tage 
(s.  unten  sub  cS.  l<MHiund5S.  UM »2  ff.)  geltend 
gemacht  halten  und  auch  bei  der  Abfassung 
des  R.G.B,  ffu-  das  Deutsche  Reich  noch 
scharf  hervorgetreten  sind  (vgl.  Gierke. 
Der  Entwurf  eines  H.G.B,  und  das  deutsche 
Recht.  Leipzig  1**9.  S.  lo4f.,  245 ff.) 

Die  Ri  ichspolizeiordnuiujen  des  10.  Jahr- 
hunderts (von  ]53o  Tit.  31,  von  15ts  Tit.  24, 
von  1  "»77  Tit.  25)  verbieten  die  Annahme 
von  Dienstboten  und  Knechten  ohne  Ent- 
lassungsschein von  dein  früheivi  Hemi; 
ausserdem  machen  sie  den  Ijand>  sohrigkeiteu 
zur  Pflicht,  fflr  DienstUjten,  Handwerker 
und  Tagelöhn«'!-  Satzung«Mi  aufzurichteu. 
»damit  sie  ihres  Gefallens  nicht  aus  «leu 
Diensten  und  Arlieit  treten,  und  derselben 
Ungehorsam  und  eigenem  Will  fürkommen 
Werde.  Das  Reicllsg«_«s<tz  gegen  die  Hand- 
werksmissbräuche  von  1731  setzt  schwere 
Freiheitsstrafen,  bei  erschweremlen  Umstän- 
den selbst  Todesstrafe  auf  -das  bisshero  fast 
gemein  un«l  zur  Gewohnh«>it  wonlene  Auf- 
treil»en  der  'Gesellen,  wie  auch  derselben 
ohnvernünftiges  Aufstehen  und  Austreten*, 
insliesondore  auf  verabred«»te  Arbeitseinstel- 
lung  zur  Erzielung  liesseivr  Arbeitsliedin- 
gungen,  wol»ei  es  indes  auf  einen  wirklichen 
Vertragsbruch  nar  nicht  ankommt.  Vi»*l- 
nx'lir  erblickt  man.  nach  Massgabo  der  <la- 
maligcn  Zuiiftverfassung  und  unter  Ver- 
ki-nnung  «1er  v«  Hragliclien  Grundlage  des 
ganzen  Verhältnisses,  in  solchen  Handlung«'!) 
ein«-  Auflehnung  gegen  die  Obrigkeit.  Unter 


diesem  Gesichtspunkt*'  Itahon  sich  derartige, 
wenn  schon  gemässigter«?  Strafbestiinmungen 
für  Arbeiterkoalitionen  in  der  Partikular- 
gesetzgohung  bis  in  unsere  Zeit  erhalten 
und  sin«l  fflr  gewerbliche  Gehilfen,  Gesellen 
uml  Fabrikarbeiter  sowie  fflr  Berg-,  Salinen- 
Gruiten-  u.  a.  Arbeiter  erst  durch  die  Reiehs- 
Gew.-O.  §§  r,2.  174  allgemein  beseitigt 
woi-den. 

Abgesehen  hiervon  enthalten  <lie  jiartiku- 
lareu  Landes-.  Polizei-,  Gesinde-,  Zunftord- 
nungen.  die  Berg-  uu«l  Soerechto  des  17. 
und  ls.  Jahrhunderts  fflr  die  verschiedenen 
Fälle  von  Verletzung  «bis  Arlteitsvertrage* 
Bestimmungen,  die  im  ganaen  mit  «lern 
älteren  Ro«-hte  übereinstimmen,  nur  «lass  dio 
Strafen  allmählich  immer  mehr  arbiträre  Ge- 
stalt annehmen,  bis  sie  sich  dann  iu  neuerer 
Zeit  zu  massigen  Gehl-  und  alternativ  oder 
subsidiär  danelten  stehenden  Freiheitsstrafen 
fixieren.  Dieses  Recht  wird  dann  auch  vom 
19.  Jahrhundert  übernommen. 

In  Preussen  schieu  man  allerdings  zu- 
nächst teilweise  am  lere  Bahnen  einschlagen 
zu  wollen.  Das  Allgemeine  Landrevht  Itatie 
auf  den  Vertragsbruch  <l«»s  häuslichen  Ge- 
simles  keine  Strafen  gesetzt ;  vielmehr  sollte 
nach  II,  5  Sil  öl,  52.  107.  108  das  den 
Dienst  rechtswidrig  nicht  antretende  oder 
vorlassende  Gesinde  von  der  Obrigkeit  (d.  h. 
«ler  Polizeiltehörde)  zwangsweise  «lazu  au- 
gehalten werden  und  eventuell  die  durch 
Annahme  eines  anderen  Dienstboten  ent- 
steheinlen  Mehrkosten  zu  ersetzen  schuldig 
sein.  Allein  l»oroits  die  Gesiudeordnung  vom 
*.  Novemlter  1*10,  welche  nach  Aufhebung 
«ler  Gutsunterthänigkeit  auch  «las  ländliche 
Gesinde  mit  umfasste  und  «leren  Bestim- 
mungen durch  Kabinetsordres  vom  23.  No- 
vemiier  1*31  und  23.  September  1*35  auf 
«las  Verliältnis  «ler  See-  und  Stromschiffer 
zu  «ler  Schiffsmannschaft  ausgt^lehnt  wurden, 
drohte  in  51.  107.  10*  dem  vertrags- 
briii-higen  Gesinde  nebeu  dem  Zwange  zur 
Aushaltung  «les  Verti-ages  subsidiär  eine 
Geldstrafe  von  2 — 10  Thnlern  und  bei  Un- 
vonm'tgcu  verhält nismässiges  Gefängnis  an; 
im  Falle  des  rechtswidrigen  Verlassens  des 
Dienstes  sollte  dies«?  Strafe  eintreten,  wenn 
die  Ilen-schaft  «las  Gesinde  nicht  wieder 
annehmen  will.  Aehnliches  bestimmten  die 
Gesiudeonlnungeti  vom  19.  August  1*44  fflr 
«lie  Rheinprovinz  uml  vom  11.  April  1*45 
fflr  Neu-\  orpommern  und  Rügen.  Ein  Ge- 
setz vom  24.  April  1*51  machte  sodann  die 
Strafbarkeit  <l«:s  Vertragsbruches  der  Dienst- 
boten, «ler  Stromschiffskueehte  sowie  der 
laud-  und  forstwirtschaftlichen  Arlteiter  un- 
abhängig von  dem  Eintreten  oder  Gelingen 
«les  exekutivischen  Zwanges  und  kuöpfte 
dieselbe  vielmehr  fflr  alle  Fälle  an  den 
Strafantrag  «ler  verletzten  Dienstherrschaft. 
Gesetze  vom  0.  Februar  1*7*  und  27.  Juni 
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1880  führten  ähnliche  Bestimmungen  auch 
in  Schleswig-Holstein  sowie  in  Hessen- 
Nassau  ein. 

Für  Soesehiffsleute  blieben  ausserdem 
zunäclist  in  Kraft  die  Bestimmungen  des 
Allgemeinen  Landrechts  II.  8  §§  1546  f., 
wonach  ein  vor  Vollendung  der  Reise  eigen- 
mächtig austretender  Seemann  zur  Fort- 
setzung des  Dienstes  zwangsweise  ange- 
halten, wenn  ihn  der  Sclüffer  aber  nicht 
wieder  annehmen  will,  ausser  mit  Verlust 
von  Haudgeld  und  (verdiunter)  Heuer  wegen 
»eines  Unfugs  mit  einer  nach  Bewandtnis  der 
Umstünde  zu  bestimmenden  Leibesstrafe  be- 
legt werden  sollte:  durch  Gesetz  vom  20. 
März  1X54  über  die  Bestrafung  von  See- 
leuten, welche  sich  dem  übernommenen 
Dienste  entziehen,  wurde  letztere  Strafe, 
ohne  Rücksicht  auf  etwaige  Wiederannahme, 
auf  Gefängnis  bis  6  Wochen  oder  Geldbusse 
bis  50  Thaler  herabgem  Udert.  Ein  Schiffs- 
mann ferner,  der  mit  der  empfangenen  Heuer 
entläuft  oder  sich  verborgen  hält,  um  sich 
dem  übernommenen  Dienste  zu  entziehen, 
sollte  nach  I^andrecht  II,  H  §  1542  in  Ueber- 
einstimmung  mit  dem  älteren  Recht  als 
Dieb  angesehen  und  liestraft  werden,  wo- 
für das  preußische  Str.G.B.  von  1851  §  279 
Gefängnisstrafe  bis  zu  einem  Jahr  setzte. 
Die  Vorschriften  des  Landrechts  über  zwangs- 
weises Anhalten  zum  Dienst  sowie  über 
Verlust  der  verdienten  Heuer  gingen  in  das 
A.D.  H.G.B.  Art.  532  bezw.  das  preussische 
Ergänzungsgesetz  dazu  vom  26.  März  1*64 
§  27  über.  Durch  Verordnungen  vom  24.  Juni 
und  5.  Juli  lst>7  wunlen  alle  diese  seerecht- 
lichen  Bestimmungen  auf  Hannover  und 
Schleswig-Holstein  ausgedehnt. 

Für  Handwerksgesellen,  welche  a»  den 
nach  den  Gesetzen  des  Staates  zur 
Art>eit   bestimmten  Tagen  sich  derseHten 
entziehen,  hatte  das  I^audrecht  II,  S  !j  359  f. 
Gefängnis  bei  Wasser  und  Brct  von  3  Tagen, 
im  Wiederholungsfalle  von  14  Tagen,  bei 
hartnäckiger  Fortsetzung  Zuchthaus  von  4 
Wochen  und  Verlust  des  Ivehrbriefes  ange- 
droht.   An  Stelle  dieser  Bestimmung  trat 
§  1X4  der  Gew.-G.  vom  17.  Januar  1X45,  | 
wonach  Gesellen,  Gehilfen  und  Fabrikarbeiter,  ] 
welche  ohne  gesetzliche  Gründe  eigenmäch- , 
tig  die  Arbeit  verlassen  oder  ihreu  Verrich- 
tungen sich  entziehen  oder  sich  groben  Un- 
gehorsams oder  beharrlicher  Widerspenstig- 
keit, schiddig  machen,  mit  Geldbusse  bis  zu  [ 
2<»  Thalern  oder  Gefängnis  bis  zu  14  Tagen 
zu  Itestrafcn  sind.    Gleiche  Strafe  drohte  für  , 
gleiches  Vergehen  der  Bergleute  das  Gesetz  i 
ülier  den  Bergbau  vom  21.  Mai  l80o  §  In  an.  | 

Im  übrigen  liesehränkc  ich  mich  bezüg-  | 
lieh  der  l'artikulargesetzgebung  dieses  Jahr- 
hunderts auf  folgende  kurze  Notizen. 

In  Bayern  stellte  noch  das  I'olizei- 
Str.G.B.  vom  10.  November  1N61  Artt  211, 


214  sowie  dasjenige  vom  26.  Dezember  1*71 
,  Artt,  1<K>,  155  den  rechtswidrigen  Nichtan- 
i  tritt  sowie  das   vorzeitige  Verlassen  des 
;  Dienstes  oder  der  Arbeit  seitens  der  Dienst- 
j  boten,  landwirtschaftlichen  Arbeiter,  Haud- 
!  werksgesellen.  Gewerbegehilfen ,  Fabrikar- 
beiter unter  eine  auf  Antrag  eintretende 
Haftstrafe  bis  zu  8  Tagen  oder  Geldstrafe 
bis  zu  1")  Tlialern.     Ausserdem  sollte  die 
Polizeiliehörde  befugt  sein,  den  Vertrags- 
brüchigen  Dienstboten  oder  Arbeiter  auf 
Autrag  des  Herrn  zwangsweise  zur  Arlieit 
vorführen  zu  lassen ;  entzieht  sich  der  Vor- 
geführte wiederum  der  Arbeit,  so  trifft  ihn 
Haftstrafe  bis  zu  3  Wochen. 

Die  württem borg i sehen  Gewerbe- 
ordnungen von  1n2M,  ls:}(j,  1N62  lassen  zwar 
glcichmässig  den  Vertragsbruch  der  Gewerlm- 
gehilfen  straflos,  gegen  welchen  sie  nur  Er- 
füll ungszwang  und  Schadenersatz  statuieren. 
Dagegeu  hatte  schon  die  Gesiudeordnung 
vom  27.  Oktober  1819  §  99  für  vorzeitiges 
Austreten  der  Dienstljoten  ausser  jenen 
Rechtsfolgen  auf  Beschwerde  der  Herrschaft 
eine  »angemessene  Thurmstrafe«  angeordnet, 
und  das  Polizei-Str.G.B.  v.  27.  Dezember  1871 
Art.  16  setzte  auf  rechtswidriges  Nichtan- 
tritten wie  Verlassen  des  Dienstes  Geldstrafe 
bis  zu  10  Thalern  oder  Haft  bis  zu  8  Tagen. 

Die  Behandlung  des  Vertragsbruches  des 
Gesindes  in  der  königlich  sächsischen 
Gesindeorduung  vom  lu.  Januar  1835  «ig  23. 
111,  112  sowie  desjenigen  der  Bergarbeiter 
in  dem  sächsischen  liergbauges.  vom  22. 
Mai  1851  (Regulativ  B  §  XII)  stimmt  im 
wesentlichen  überein  mit  den  olien  ange- 
führten Vorschriften  der  preussisehen  Ges.-O. 
von  1810.  Für  gewerbliche  Arbeiter,  welche 
die  Arbeit  ohne  Kündigung  und  ohne  recht- 
lichen Grund  verlassen,  bestimmte  das  säch- 
sische Gewerbegesetz  vom  15.  Oktober  1801 
äj  »17  Abs.  2  eiue  auf  Antrag  des  Arl>eit- 
gebers  eintretende  Gefängnisstrafe  bis  zu  8 
Tagen  oder  Geldstrafe  bis  zu  3  Thalern. 
Diese  Strafbestimmung  wurde  aber  Itei  der 
Revision  des  Gewerbegesetzes  im  Jahre  1868 
aufgehoben  (sächs.  G.  v.  23.  Juni  1868  §  15) 
und  zwar  aus  ähnlichen  Gründen,  wie  wir 
sie  nachher  bei  der  Reichsgesetzgebuug 
kennen  lernen  werden. 

Endlich  bestimmt  §  80  der  österrei- 
chischen Gew.-O.  vom  20.  Dezember  1859: 
»Wenn  ein  Gelülfe  seiuen  Dienstgeber  ohne 
gesetzlichen  Grund  vorzeitig  verlässt,  so  ist 
der  Dienstgeber  berechtigt,  denselben  durch 
die  Behörde  zur  Rückkehr  in  die  Arbeit  für 
die  noch  fehlende  Zeit  zu  verhalten  und 
den  Ersatz  des  erlitteneu  Schadens  zu  ver- 
langen. Ueberdies  ist  ein  solcher  Gehilfe 
angemessen  zu  bestrafen.' 

c)  Reicbarecht.  Durch  die  Gesetz- 
gebung des  norddeutschen  Bundes  bez.  des 
deutschen  Reiches  ist  heutzutage  für  den 
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Vertragsbruch  der  gewerblichen  Gehilfen 
und  Fabrikarb«  >it«r.  der  Arbeiter  in  Berg- 
werken und  ähnlich»'»  Anstalten,  sowie  der 
Seoschiffslcute  ein  einheitliches  Hebt  her- 
gestellt, welches  jedoch,  abgesehen  von  d«n- 
letzteren  Klasse,  mit  der  bisherigen  Reehts- 
entwickelung  in  dem  bei  weitem  gn'.ssten 
Teile  von  Deutschland  gebrochen  liat. 

Seitdem  die  sogenannte  Arbeiter  frag«'  in 
den  Vordorgrunil  des  öffentlichen  Interesses 
getreten  war,  hatte  sieh  hei  den  Stimm- 
führern  dieser  Bewegung  die  auf  einer  un- 
genauen Krkenntnis  der  Saeh-  und  Rechts- 
lage hernhende  und  durch  die  ohen  siil ■  h 
angedeutet«-  Haltung  der  juristischen  Doktrin 
unterstützte  Meinuni:  gebildet,  dass  gegen- 
über der  Straflosigkeit  sonstiger  Vertrags- 
verletzungen, insbesondere  der  der  Arhcit- 
goltor  (s.  unten  sub  4),  die  Bestrafung  des  Ver- 
tragsbruches der  Arbeiter  eine  Hechtsun- 
gleiehhcit,  ein  den  Klassenkampf  ver- 
schärfendes A  u  s  n  a  h  in  e  ree  h  t  darstelle, 
welches  im  Interesse  der  Gerechtigkeit  wie 
einer  Versöhnung  der  Klassengegensätze  zu 
beseitigen  sei.  Mit  der  Aufhebung  der  nach 
früheivm  Rechte  den  A  vi  »eitern  von  Staats- 
wegen auferlegten  Verpflichtungen  und  Be- 
sehränkungen  sei  ihr  Verhältnis  zu  den  Ar- 
lieitgobern  ein  rein  privat  recht  lieh  es  gewor- 
den, «lesseii  Verletzung  ebenfalls  nur  privat- 
recht liehe,  nicht  stra  fr«  cht  liehe  Folgen  nach 
sieh  ziehen  dürfe.  -Wenn  der  Vertrags- 
bruch lediglich  auf  «lern  Gebiete  des  ("ivil- 
rechts  sich  In-wegt,  dann  picht  es  keine 
Brücke  von  dem  bürgerlichen  zum  Straf- 
mht,  und  es  ist  Willkür  und  eine  Beleidi- 
gung cler  Arbeiter,  dass  aus  ihren  l'erso- 
neu  der  Grund  entnommen  wird,  weshalb 
das,  was  allen  anderen  Personen  gegenülior 
lediglich  civilrechtlieh  und  mit  bürgerlichen 
Ansprüchen  verfolgt  wird,  gingen  sie  mit 
öffentlichen  Strafen  verfolgt  wird'  (I.asker 
in  den  Rcichstagsverh.  von  1n»>7).  Man 
übersah  dabei  nur,  dass  der  Grund  für  die 
StrafUirkeit  «les  Vertragsbruches  nicht  in 
der  l'erson  «1er  Arbeiter,  sondern  in  der 
sachlichen  Natur  ihrer  Verpflichtungen 
und  «leren  Verletzung  lag.  dass  diese  Straf- 
Itarkeit  historisch  auch  nicht  einen  Ausfluss 
der  <"»  f  f  e  n  1 1  i  c  h-r  c  c  h  1 1  i  c  h  e  n  B  c  s  c  h  r  ä  n  - 
klingen  der  Arbeitsfreiheit  biMete, 
da  sie  viel  älter  ist  als  letzter»',  sondern 
vielmehr  in  der  That  eine  Folge  des  nicht 
gehaltenen  privaten  Vertrages,  und 
dass  endlich,  w«>nn  private  Rechtsverletzungen 
keine  «".ffentli.  hen  Strafen  nach  sich  ziehen 
dürften,  man  vor  allem  auch  die  Diobstahls- 
strafen  beseitigen  müsste. 

Von  den  angegebenen  Gesichtspunkten 
aus  hatte  der  norddeutsche  Reichstag  Itereits 
in  seiner  ei>ten  Session  von  18(!7  einen  von 
den  Abgg.  Schnitze  un«l  Becker  beantragten 
Gesetzentwurf  angenommen,  durch  welchen 


ausser  den  Strnfbestimmungen  wegen  K<\ili- 
j-tionen  auch  diejenigen  wogen  Verletzung 
der  Dienst-  und  Arbeitsverträge  seitens  <ler 
Arbeiter  aller  Arten  mit  Ausnahme  der  Stv- 
schiffslcut.i  und  «les  häuslichen  Gesindes 
aufgehoben  wer«len  sollten.  Der  Bundesrat 
versagte  je« loch  diesem  F.nt würfe  «lie  Zu- 
stiuimung.  schlug  vielmehr  in  dem  IStiS 
und  ilann  ls.t>0  dem  Reichstage  vorgelegten 
Kntwurf  einer  Gew.-t  ».für  den  nonldcutschen 
Bun«l  ii  1(»">  Abs.  2  wieder  «'ine  dein  4? 
der  piviissisch«  n  (iew.-U.  von  IS-l.'i  ('s.  oben 
snb  h)  nachgebildete  Stnifb«stiminnng  für 
«len  Vertragsbruch  der  Gesellen.  Gehilfen 
und  Fabrikarbeiter  vor,  da,  wie  die  Motive 
sagten,  eine  solche  den  einzigen  Weg  zum 
wirksamen  Schutze  desArU'itsvertrages  gegen 
willkürliche  Verletzung  von  sehen  des  Ar- 
lw-iters  darbietet  und  gegenüber  der  Auf- 
hebung der  Koalitionsl«>scluünkungen  ein 
wirksamer  Schutz  des  Arbeitsvertrages  von 
<|er  Gesetzgebung  nicht  vernachlässigt  werden 
darf-  .  Trotzdem  wurde  diese  Bestimmung 
auf  Antrag  der  Abgg.  Lasker  und  Genossen 
vom  Reichstage  gestrichen  und  sie  ist  «laher 
in  das  Gesetz  nicht  ülterg« 'gangen.  Dio 
pari ikulaiToeht lieh« 'U  Vorschriften  ül«er  die 
Bestrafung  des  Vertragsbruches  waivn  durch 
diese  ivin  n.-gative  Entscheidung  an  sich 
nicht  ausser  Knvft  gesetzt  :  auch  die  durch 
S  1~>2  «les  Gesetzes  verfügte  Aufhellung  der 
Strafbarkeit  der  ArK'iterkonlitioncn  iwzog 
sieh  nicht  auf  den  Fall  «les  Vertragsbruches. 
Allein  trotzdem  hat  man  von  da  ab  all- 
gemein die  Straflosigkeit  des  Vertrags- 
bruches gewerblicher  («I.  h.  den  Nonnen  «ler 
Gew.-O.  unterstehender)  Arbeiter  als  im  Sinne 
des  Gesetzes  liegend  angenommen,  und  zwar 
um  so  mehr,  als  Gew.-i ).  £  1"»4  Abs.  2  die 
St rafl »est im inungen  gegen  Bergarbeiter 
wegen  Vorlassens  der  Arbeit  aus«lrücklich. 
für  aufgeholten  erklärt  hatte.  Auch  der 
polizeiliche  Sicherungszwang  galt  damit  als 
fiinweggefallen. 

Da  nun  eine  Vollstreckung  verweigerter 
Arbeit .  wie  ölten  gezeigt .  nicht  möglich, 
eine  zwangsweise  Sicherung  der  noch  aus- 
stehenden Arbeit  auf  prozessualem  W«'go 
aber  (mangels  der  in  §  iKi.'jff.  der  R.C.I'.O. 
1  geforderten  Voraussetzungen)  nicht  zulässig 
ist,  so  konnte  «Ii«1  Hechtsfolge  des  Vertrags- 
bruches gewerblicher  Arbeiter  hiernach  nur 
noch  die  allgemeine  «les  Privatreehtes,  «1.  h. 
die  roinatiistische  Vertrags«  haftung  für 
«las  Interesse,  für  Schadensersatz  sein  (vgl. 
oIk'ii  sub  V»  S.  !)i)7  KS:  heute  nach  B.G.B, 
g  270,  280,  284 ff.,  325 f.):  eine  Haftung, 
ie  sich  gerade  Ikü  «liescm  Vertrag,  sei  es 
wegen  rnerweislichkeit  eines  Vennögens- 
schadens  oder  wegen  Mittellosigkeit  des 
Pflichtigen  Arbeiters  zudem  häufig  genug 
ids  völlig  illusorisch  herausstellt. 

Auf  einem  anderen,  von  der  sozialen 
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Frage  weniger  berührten .  »Ion  schädlichen  I 
Folgen  einer  Strafloslassiing  aber  um  so  i 
mehr  ausgesetzten  Gebiete,  dem  der  See-! 
Schiffahrt  hat  (lageren  die  Roiehsgosetz- ■ 
gelmng  an  dem  altüi>orlioferten  Rechtetest-! 
gehalten.     Die  Scomannsordnung  vom  27. ; 
Dezember  1^72  bestimmt  in  £s  Sl  ff.  ver- 
schiedene, meist  nur  auf  Antrag  eintretende 
Held-  und  Freiheitsstrafen  für  Sehiffsleute. 
welche  nach  Ahsehliiss  des  Houorvertrages 
sich  verljorgen  halten  oder  entlaufen ,  um 
sich  dem  Antritt  oder  der  Fortsetzung  des 
Dienstes   zu  entziehen,  oder  welche  sieh 
sonst    einer    gröblichen    Verletzung  ihrer 


böswillig  zu  erwerben  unterlagst.  (Vgl.  auch 
Binnonsehiff.G.  sj  25  Abs.  4.  Flössereiges. 
SS  IG  Abs.  4.  21  Abi.  3.1  Die  vorzeitige 
Entlassung  kann  daher  ein  Unrecht  nur  in- 
sofern darstellen,  als  sie  ohne  sofortige 
A  b  1  o  h  n  u  n  g  erfolgt .  und  nur  hierauf  be- 
zieht es  sich,  wenn  hier  und  da  in  den 
Quellen,  wie  z.  H.  in  der  pi-eussisohen  Go- 
sindeordnuns  von  lslO  sjjj  Iii» > ff.»  die  Nicht- 
annahme und  vorzeitige  Entlassung  des  Ar- 
beiters als  Fälle  des  Vertragsbruches  ange- 
sehen und  mit  besonderen  Rechtsfolgen 
belegt  werden,  was  sich  freilich  die  Gesetz- 
geber, durch  die  rein  ausser], che  Aehnlich- 
Dienst pflichten  schuldig  machen.  Ergänzend  ;  keit  mit  dem  Nichtantritt  und  dem  Ver- 
tritt hinzu  der  dein  preussischen  St.G.B.  lassen  des  Dienstes  geblendet,  nicht  immer 
von  1S51  (s.  oben  sub  b)  entnommene  5;  2t»W  j  klar  gemacht  haben.  Wenn  ferner  die  Lie- 
des R.Str.G.B.,  wonach,  wenn  der  Schiffs- 1  sitze  (wie  Gew.-O.  12.-{.  121a,  138 b,  e, 
mann  mit  der  Heuer  entläuft  oder  sich  ;  B.G.B  4;  G2G,  H.G.B.  sj$  ~°.  "2:  vgl.  oben 
verborgen  hält.  Gefängnis  Iiis  zu  einem  Jahr  S.  !)!»"».  IihiI  )  dem  Arbeitgel>er  aus  gewinn 
eintritt.  —  Hingegen  unterstehen  Sehiffer  Gründen  ein  besonderes  Recht  zur  Ent- 
und  Schiffsmannschaft  auf  Binnengewässern  lassung  des  Arbeiters  vor  Ablauf  der  Ver- 
sowie  die  Flossführer  und  Flossmantiscbaft  tragszeit  gewähren,  so  hat  dies  nur  die 
nach  den  beiden  Reichsgesetzen  vom  15.  .liiui  !  Bedeutung,  dass,  wenn  aus  solchen  Gründen 
1S!>5,  betreffend  die  privatreehtl.  Verb,  der  |  eine  Entlassung  erfolgt,  die  Leistungspflicht 
Binnenschiff,  «?  2<i  Abs.  1,  ü  21  Abs.  2.  und  des  AHwitgelK-rs  auf  die  Zeit  oder  d;us  Mass 


betreffend  die  privatreehtl.  Verh.  der  FKisserei 
S»  lti  Abs.  1.  J?  17  Abs.  2,  der  Gow.U.,  so 
dass  auch  deren  Vertragsbruch  für  straflos 
gelten  muss. 

Endlich  ist  noch  zu  erwähnen,  dass,  wie 
vertragswidriges  Verhalten  des  Arbeitgebers 
den  Arbeiter  (s.  oben  sub  2  S.  IHM  ff.),  so  auch 
Vertragsverletzungen  seitens  des  letzteren 


der  wirklich  geleisteten  Arbeiten,  der  An- 
spruch des  Arbeiters  auf  den  hierdurch 
bereits  verdienten  Ix»hn  beschränkt  ist 
(vgl.  B.G.B.  5j  G2N).  .Manche  ältere  Quellen, 
besonders  die  der  Seestädte,  gestatten  dem 
Herrn  ausserdem,  den  Arbeiter  vor  wirk- 
lichem Dienstantritte  gegen  Zahlung  des 
halben   Lohnes   zu  entlassen,   was  sich 


den  erstcron  nach  unseren  Reichsgesetzen  !  analog  im  A.  D.  H.G.B.  Art.  515  sowie  in 


zu  sofortiger  Auflösung  des  Vertrages  be- 
rechtigen (vgl.  Gew.-O.  §S  123  n.  3.  133  e 
n.  3,  B.G.B,  $  G2S,  H.ti.B.  $  72  n.  2). 

4.  Der  Vertragsbruch  des  Arbeit- 
gebers.   Die  Vertragspflicht  des  Arheit- 


der  Seem.-< ».  §  5!)  erhalten  hat. 

Die  Leistungen,  zu  welchen  der  Arljoit- 
geber  vertraglich  verpflichtet  ist,  bestehen 
in  dem  nach  Ablauf  der  Vertragszeit  oder 
zu  (»estimmten  Terminen  während  derselben 


geben?  ist,  wie  liereits  oben  sub  1  (S.  St! )4 )  zu  zahlenden  Lohne  (B.G.B.  §  G14,  H.ti.B. 
bemerkt,  nicht  gerichtet  auf  Zulassung  des  §  G4,  Gew.-O.  jfjj  115 ff.,  Binnenschiff. G.  >5  24, 
Arlieiters  zu  gewissen  Arbeiten,  sondern  nur;  Flösseivi  G.  §  2»i)  und  bei  manchen  Arbeits- 
auf gewisse  Gegenleistungen.  Daher  Linn  Verträgen  ausserdem  in  Gewährung  von  Kost 
auch  in  der  Nichtannahme  oder  in  der  vor- 1  und  Unterkunft  während  der  Vertragszeit, 
zeitigen  Entlassung  des  Arbeiters  kein  Vor-  Allein  auch  wo  letzteres  der  Fall,  wie  be- 
tnvgsbruch  seitens  des  Arbeitgebers  hegen ;  sonders  Mm  Gesindevertrage,  braucht  Kost 
dieser  kann  den  Vertrag  verletzen  allein  und  Unterkunft,  abgesehen  von  unten  zu 
durch  Nichtgewährung  bezw.  durch  nicht  besprechenden  besonderen  Verhältnissen, 
rechtzeitige  Gewährimg  der  versprochenen  nicht  stets  in  natura  gewährt  zu  worden, 
Gegenleistung.  Nur  dass  bei  Verzug  in  der  |  sondern  der  Herr  kann  gegen  angemessene 
Annahme  der  Arbeiten  (B.G.B.  $.  015)  oder  I  Vergütung  die  Beschaffung  hiervon  jeder- 
lei einem  durch  vorzeitige  Entlassung  aus- 1  zeit  dem  Arbeiter  selbst  überlassen,  so  dass 
gesprochenen   Verzicht   auf  dieselben  der  I  in  letzter  Linie  die  Verpflichtung  des  Herrn 

nur  in  einer  Geldzahlung  besteht, 
dann  namentlich  auch  für  den 


Ijohnanspruch  des  Arbeiters,  ohne  dass  dieser  auch  hier 
zu  einer  Nachleistung  verpflichtet  wäre,  nicht  j  Dies  gilt 

r  Nichtannahme  und  vorzeitigen  Ent- 


nur  nicht  verloren  geht,  sondern  im  letzteren 
Falle  sogar  alsbald  und  zwar  für  die 
ganze  Vertragszeit  fällig  wird.  Nach  dem 
B.G.B.  §  Gl 5  muss  sich  jedoch  der  Arbeiter 
hierauf  dasjenige  anrechnen  lassen ,  was  er 
infolge  der  Nichtleistung  der  Arbeit  erspart 
oder  durch  anderweite  Arbeit  erwir  bt  bezw. 


Fall  ue 

lassnng  des  Arbeiters. 

Verletzt  der  Arbeitgeber  seine  Vertrags- 
pflicht, d.  h.  also:  zahlt  er  den  I/mn  und 
eventuell  das  Kost-  und  Wohngeld  nicht 
rechtzeitig  oder  nicht  in  der  vorgeschriebenen 
Weise  an  den  Arbeiter,  so  hat  diese  Ver- 
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Säumnis  nicht,  wie  beim  Vertragsbrüche  des ;  von  Verzugszinsen  (B.O.B.  §§  284.  288.  291) 
Arbeiters ,  die  Uumögliclikcit  der  Vertrags-  '  erhalten. 

erfüllung  zur  F<»lge:  die  Zahlpflicht  bleibt,  Bezüglich  der  Beköstigung  und  Unter- 
in ihrer  bisherigen  Gestalt  bestehen .  und  kunft  des  Arbeiters  gelten  l>esondere  Grund- 
auch  naehträglielie  Zahlung  ist  Vertrags-  \  sätze  bei  der  Seeschiffahrt.  Hier  ist  der 
erffülung  (vgl.  I>c«.  Gcw.-n.  s,  1Ui).  Auf :  Schiffsmaun  während  der  Reise  nicht  in  der 
Herl»eiführung  dieser  i>t  daher.  el»enso  wic.[<age,  sich  anderweit  Kost  und  Wohnung 
bei  allen  anderen  Geldschulden,  die  Hechts-  zu  verschaffen:  auch  liat  er  Anspruch  auf 
folge  der  Verletzung  gerichtet :  die  Zwangs-,  Rückbeförderung  mittelst  des  Schiffes  in 
Vollstreckung  oder  Kxekution  nach  die  Heimat  Die  hierauf  l»ezOglichen  Ver- 
vorangegangener gerichtlicher  Feststellung  i  pflichtungen  des  Schiffers  können  daher 
der  Zahlpflicht,  ohne  I'nterschied.  ob  die ;  nicht  in  Geld  abgemacht,  sie  müssen  gerade 
Nichtzahlung  vorsätzlich  geschehen  war  oder  I  während  der  Reise  und  für  deren  ganze 
nicht  Einer  ander  weiten  Reehtsfolge ;  Dauer  in  natura  geleistet  werden:  nach- 
an  Stelle  der  Vertragserfüllung  bedarf  es  trägliche  Erfüllung  wie  Exekutiou  ist  hier 
somit  nicht  So  war  «*s  zu  allen  Zeiten  und  i  unmöglich.  Aus  gleichem  Grunde  ist  hier 
so  ist  es  noch  im  heutigen  Hechte.  i  auch  die  grundlose  Entlassung  des  Sehiffs- 

Das  Unrecht,  welches  trotz  nachträg- 1  tuannes  während  der  Reise  au  sich  schon 
lieber  Vertragserfüllung  auf  seiten  des  Ar- 1  rechtswidrig.  Wie  hierfür  U-reits  das  mittel- 
beitgebers  bestehen  bleibt,  ist  ein  blosser  i  alterliche  Riecht  Strafe  angedroht  hatte,  so 
V  e  r  z  u  g .  die  Thatsuche.  dass  n  i  e  h  t  r  e  c  h  t  - !  bestraft  auch  die  R.-Seem.-« ».  1**,  W  Nr.  7 
zeitig  erfüllt  worden  ist  Für  ein  solches  i  den  Schiffer  mit  Geld-  oder  Freiheitsstrafe. 
Unrecht  hatte  allen lings  das  älteste  deutsche  l  welcher  einen  Schiffsniann    im  Auslande 


Recht  ausser  und  nel>en  der  Exekution  he-  ohue    Genehmigung  des 

sondere  Verzugsstrafen  angeordnet :  allein  zurücklässt  oder  einem  Schiffsmanne  grund- 

diese  waren  bereits  zur  Zeit  der  Rechts-  Jos  Speise  und  Trank  vorenthält 
hfleher  fast  ül>erall  hinweggefallen:  das  im       5.  Die  neueren  Gesetzentwürfe  aber 

Verzug  liegende  Uun^-htsmoment  war  für  Bestrafung  des  Vertragsbruches.  Der 

eine  Bestrafung  zu  unl>cdeutend  erschienen,  industrielle  Aufschwung  in  Deutschland  nach 

An  ihre  Stelle  waren  Strafen  getreten  für  dem  Kriege,  die  Koalitionsfreiheit  sowie  die 

Nichtbefolgung  der  im  Prozess  ergehenden  Freizügigkeit  hatten  zu  Anfang  der  7<>er 


r  i  <•  )i  t  e  r  1  i  c  h  e  n  Z  a  h  1  b  e  f  e  h  I  e,  und  dies  e  |  Jahre  massenhafte  Arbeitseinstellungen  (i 
Strafen.  Busse  und  Wette,  finden  sich  im  •  genannte  Strikes)  seitens  der  Arlioiter  zur 
Mittelalter  auch  bei  Nichtzahlung  des  richter-  Folge  gehabt,  von  welchen  ein  beträchtlicher 
lieh  zuerkannten  sogenannten  verdienten  Teil  mit  Vertragsbruch  verbunden  war.  ohne 


oder  Uidlohns.  Dal  «ei  machte  sich  jedoch 
in  einzelnen  Gegenden  noch  eine  Besonder- 
heit geltend.  Wie  nämlich  im  mittelalter- 
liehen Hecht  für  die  prozessuale  Heliand- 
lung  von  Uidlohnforderungen.  Iiehnfs  schien 


dass  in  dem  nun  bestehenden  Rechte  ein 
genügender  .Schutz  gegen  letzteren  gefundeu 
werden  konnte.  Von  allen  Seiten  ertönten 
Klagen  über  die  daraus  entstehenden  wirt- 
scliaftliehen  Kalamitäten   wie  über  die  da- 


niger Befriedigung  des  zum  Ucliensmiter-  1  mit  verbundenen  Gefahren  für  die  Rechts- 
halte darauf  angewiesenen  Gläubigers,  mehr-  Ordnung  und  das  Rechtsgefühl  der  Nation. 
fache  Privilegien  galten.  so  sollten  hier  auch  Angeregt  durch  eine  von  der  konservativen 
im  Falle  einer  Verurteilung  keine  richter-  Partei  ausgehende  Interpellation,  legte  die 
liehen  Zahlfristen  gewährt,  der  zuerkannte  Heichsregicrung  im  Juni  1873  dem  Reichs- 
Eidlohn  vielmehr  alslttld  nach  Krlass  des  tag  einen  Gesetzentwurf  vor.  wonach  in  die 
Urteils  entrichtet  oder  lieigetrielien  werden.  Gew.-O.  n.  a.  Strafl>estimmungen  eingefügt 
Daraus  hat  sich  dann,  hauptsächlich  in  werden  sollten  sowohl  gegen  Arbeit  ge her, 
österreichischen,  bayerischen  und  schweize- .  welche  ihre  Gesellen,  Gehilfen.  Fabrik-  oder 
Tischen  Quellen  der  Satz  gebildet,  dass  der  Hergwerksarbeiter  widerrechtlich  entlassen 
den  I»hu  vorenthaltende  AiV-itsherr  bereits !  bezw.  von   der  Arbeit   zurückweisen,  als 

gegen  die  genannten  Arbeiter,  welche 
die  Artieit  widerrechtlich  verlassen  bezw. 
aueh  diese  Strafen,  welche  sich  nur  höchst  verweigern,  sowie  auch  gegen  die  Anstifter 
indirekt  an  die  nicht  rechtzeitige  Zahlung  zu  solchen  Handlungen.  Nach  einem  zweiten 


mit  <ler  Verurteilung  selbst  in  die  ölten 
genannten  Strafen  verfalle.    Uebrigens  sind 


verdienten  I/»hnes  anschlössen,  seit  dem 
Ausgange  des  Mittelalters  allmählich  voll- 
ständig aus  dem  deutschen  Rechte  ver- 
schwunden, und  es  hat  sich  als  l*esondere 
Rechtsfolge  des  Zalü Verzuges  hier  wie  l»ei 
anderen  Forderungen  nur  ein  Anspruch  des 
Gläubigers  auf  Ersatz  des  hierdurch  etwa 


Gesetzentwürfe  sollten  die  gleichen  Straf- 
bestimmungen auch  gegen  land-  und  forst- 
wirtschaftliche Arlteitgeber  und  Arbeiter  Au- 
wendung finden.  Wegen  des  baldigen 
Schlusses  der  Session  konnten  diese  Ent- 
würfe nicht  mehr  zur  parlamentarischen 
Beratung  gelangen:  doch  wurde  der  erst1. 


veranlassten  Sehadens  bezw.  auf  Zahlung  nicht  al»er  der  zweite  Entwurf  in  der  nächst- 
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folgenden  Session  1874  dem  Reichstage 
wiederum  vorgelegt.  Die  Motive  bemerkten 
zur  Begründung  der  hier  in  Rede  stehenden 
Bestimmungen :  >  Nachdem  gleichzeitig  mit 
der  Gewährung  des  Koalitionsrechts  alle 
Strafbestimmungen  gegen  widerrechtliches 
Verlassen  der  Arbeit  beseitigt  und  jedes 
polizeiliche  Einschreiten  zu  Gunsten  der 
Aufrechthaltung  bestehender  Arbeitsver- 
haltnisse unzulässig  geworden.  Ist  den  Ar- 
lieitgebern  gegen  Arbeiter,  welche  die  Arbeit 
rechtswidrig  verlassen,  nur  die  Verfolgung 
ihrer  civilrechtlichen  Ansprüche  geblieben. 
Diese  aber  wird  schon  dadurch  erschwert 
und  in  vielen  Fällen  unmöglich  gemacht, 
dass  es  nach  Aufhebung  des  Passzwanges- 
ein Leichtes  geworden  ist,  sich  durch  den 
Wechsel  des  Aufenthaltsortes  der  Klage  zu 
entziehen.  —  Gelingt  es  trotz  dieser  Schwierig- 
keiten dem  Arljeitgeber,  gegen  einen  Vertrags- 
brüchigen Arbeiter  eine  verurteilende  Ent- 
scheidung rechtzeitig  zu  erwirken,  so  ist 
auch  damit  wenig  gewonnen.  Die  Wieder- 
aufnahme der  Arbeit  kann,  wo  dies  nach 
bestehendem  Rechte  überhaupt  möglich  er- 
scheint, nur  durch  ein  schwerfälliges  Ver- 
fahren erzwungen  werden  und  hat  bei 
Widerwilligkeit  des  Arbeiters  kaum  je  einen 
Wert.  Wird  aber  die  Vollstreckung  auf 
Leistung  des  Scliadenersatzes  gerichtet,  so 
fehlt  es  bei  dem  Arbeiter  meistens  an 
Exekutionsobjekten.*  Durch  diese  Lage  der 
Gesetzgebung  werde  einerseits  die  Nicht- 
berücksichtigung vertraglicher  Verpflich- 
tungen bei  vielen  zur  Gewohnheit,  während 
andrerseits  das  Gefühl  des  mangelnden 
Rechtsschutzes  die  Achtung  vor  dem  Gesetze 
in  weiten  Kreisen  des  Volkes  zu  unter- 
graben drohe.  Da  ferner  die  a  1 1  ge  m  e  i  n  e  u 
wirtschaftlichen  Interessen  hierdurch  ge- 
fährdet würden,  so  genüge  zur  Abhilfe 
gegen  diese  Missstände  nicht  eine  l>essere 
Einrichtung  der  civilen  Rechtshilfe,  viel- 
mehr seien  strafrechtliche  Nachteile 
erforderlich,  und  zwar  im  Interesse  der 
Rechtsgleichheit  sowohl  für  den  Vertrags- 
bruch der  Arbeitgeber  als  für  den  der  Ar- 
beitnehmer, -selltstverständlich«;  vorausge- 
setzt, dass  ein  doloses  Handeln  vorliege. 

Diese  schwächliche,  principlose  Begrün- 
dung wie  auch  die  matte  Verteidigung  des 
Entwurfes  seitens  der  Regierungskommissa- 
rien bot  den  Gegnern  desselben  im  Reichs- 
tage Anhaltspunkte  genug  zum  Angriff  dar. 
Gänzlich  haltlos  erschien  die  den  Arbeit- 
gebern angedrohte  Strafe  wegen  Dienst- 
entlassung, welche  von  dem  Abgeordneten 
Lasker  als  «juristischer  Unsinn«  bezeichnet 
wurde  und  welche  in  der  That  nur  deshalb 
in  den  Entwurf  aufgenommen  war,  um  durch 
eine  scheinbar  gleiche  Behandlung  beider 
Kontrahenten  die  früheren  Einwürfe  gegen 
eine  einseitige  Bestrafung   des  Vertrags- 


bruches der  Arbeiter  auszuschliessen.  Allein 
eben  diese  Anerkennung  des  Postulats  einer 
gleichen  Behandlung  l>eider  Teile  musste, 
bei  der  Grundlosigkeit  einer  Bestrafung  der 
Arbeitgeber,  konsoquentorweise  zu  der  Folge- 
rung führen,  dass  auch  diejenige  der  Arbeit- 
nehmer zu  verwerfen  sei.  Die  Recht- 
fertigung der  letzteren  selbst  war  nicht  auf 
die  eigentümliche  Natur  der  hier  vorhegen- 
den Rechtsverletzung  gestützt,  welche  nach 
ihrem  Eintritte  einen  exekutiven  Zwang  gar 
nicht  zulässt  und  durch  Schadensersatz 
höchstens  in  ihren  etwaigen  wirtschaftlichen 
Nachteilen,  nicht  aber  in  ihrem  Charakter 
als  Rechtsbruch  ausgeglichen  werden  kann, 
sondern  vielmehr  auf  die  persönlichen 
Verhältnisse  der  Arbeiter,  auf  ihre  Mobilität 
und  Besitzlosigkeit,  durch  welche  Exekution 
und  Schadensersatz  im  Einzelfalle  vereitelt 
werden  können.  Mit  Recht  konnte  hier 
darauf  hingewiesen  werden,  dass  eine  solche 
Vereitelung  bei  allen  Arten  von  Verträgen 
und  U'i  allen  Personenklassen  möglich  sei, 
und  dass  daher,  wenn  aus  diesem  Grunde 
gerade  nur  der  Vertragsbruch  der  Arbeiter 
bestraft  worde,  ein  solches  Gesetz  notwendig 
den  Cliarakter  einer  gegen  die  Arbeiter  als 
solche  gerichteten  Ausnahmemassregel  lud*. 
Die  allgemeinen  wirtschaftlichen  Nachteile 
alier  seien  nicht  so  sehr  eine  Folge  der 
Vertragsbrüche  als  der  Arbeitseinstellungen 
überhaupt.  Durch  Strafen  könnten  diese 
doch  nicht  verhindert  werden ;  vielmehr  sei 
hiergegen  mit  anderen  Mitteln  vorzugehen. 

Was  nun  freilich  in  dieser  Beziehung 
von  den  Gegnern  des  Entwurfs  vorge- 
schlagen wurde,  beruhte  teils,  wie  die  Ver- 
weisung auf  die  executio  ad  faciendum, 
auf  unklaren  Vorstellungen  ülier  die  in  Be- 
tracht kommenden  rechtlichen  Verhältnisse, 
teils  waren  es,  wie  die  Wiedereinführung 
von  Arl>eitsbüehenj,  die  Bestrafung  der  Auf- 
nahme Vertragsbrüchiger  Arbeiter,  die  Haft- 
barmachniig  der  Arbeitergcnossonseliaften 
(Gewerkvereinei  für  die  Vertragsbrüche 
ihrer  Mitglieder,  oder  gar  die  Hebung  des 
sitt liehen  und  Büdungsstandes  der  Arbeiter, 
höchst  problematische  Palliativmittel,  die 
jedenfalls  die  Tbatsache  unberührt  Hessen, 
dass  die  Rechtsordnung  dem  trotzdem  statt- 
gehabten Vertragsbruche  der  Arlieiter 
gegenüber  ohne  Statuierung  einer  Strafe 
wehrlos  ist 

Manche  wollten,  ohne  die  Strafbarkeit 
des  Arbeitsvertragsbruches  im  Princip  zu 
verwerfen,  dieselbe  doch  vou  dem  Nach- 
weise eines  eingetretenen  Schadens  oder 
einer  wirklichen  Gefährdung  der  öffent- 
lichen Interessen  abhängig  gemacht  wissen. 

Andrerseits  zeigte  sich  aber  auch  eine 
grosse  Reihe  von  Reichstagsmitgliedern  den 
Strafbestimmungen  des  Entwurfs  keines- 
wegs abgeneigt:  allein   trotzdem  wurden 
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dieselben  von  der  Mehrheit  «l«»r  Kommission,  j  Strafe,  aufgestellt  war.  Man  wollte  damit  »l<*n 
an  welche  der  Entwurf  zur  ersten  Beratung,  Vertragsbruch  unter  ein««  Rechtsfolge  stelle», 
verwiesen  wi.plen  war,  eU-uso  wie  alle  Ali-  <lie  einerseits  über  <len  für  unwirksam  er- 
äuderungs-  und  \^^-sserungsnntiäge  dazu  kannten  Schadensersatz  h i n a u s ge Ii o n , 
abgelehnt.  Für  <lie  zweite  rienarlM-mtunu andrerseits  aber  als  Schadensersatz  dem 
<les  Entwurfs  war  zwar  von  den  Abgeordneten  Hcichstair  annelnnliar  erscheinen  sollte. 
Heseler.  Hahr  und  v.  Sarwey  die  Wieder-  Allein  im  Reichstage,  wo  man  ängstlich 
hcrstcllung  dieser  Bestimmungen  beantragt  alles  zu  vermeiden  bestrebt  war.  was  in 
worden:  allein  infolge  l»aldig"ii  Schills-..*  Arbeitet kreisen  unangenehm  hätte  horühi'on 
der  Session  ist  es  zu  dieser  zweiten  lte-  kennen.  strich  man  die  Bezeichnung 
nitung  im  I'lenmii  übcrhau|i(  nieht  mehr  Bus-.-  und  setzte  dafür  ♦•inen,  an  den 
gekommen.  Nachweis  eines  Sehadens  im  Kinzelfall  nicht 

An  diese  lieset /.entwürfe  uu*l  iluv  [iarla-  gebundenen,  in  l'auschsät/.eu  fixierten  Selia- 
meiitariseli«'  Behandlung  hat  -ich  in  der :  dcu>crsatzn»s|>ruch,  dessen  Maximum  übri- 
Litteratur  ein  heftig«  r  Streit  für  um!  wider  '  gensgogenülier  der Busse dos  Kntwurfes  noch 
die  11.  stnifunpr  des  Ail>eitsveitr.iL>l»niehes  hedeiiti'iid  herabgesetzt  wuiile.  So  kam 
angeschl«  sse».  ohne  dass  jedoeh  die  Frage  j«  1211»  der  Novelle  zur  (i.O.  vom  1.  .1  tmi 
hierdurch  wesentlich  geklärt  oder  gefördert  1>'.U  zu  stände,  wonach  hei  rechtswidrigem 
worden  will-».'.  Die  Argumentationen  bo-  Verlassen  der  ArU-it  durch  einen  Arbeiter 
weiten  sieh  fast  durchweg  innerhalb  des  sowie  Ud  rechtswidriger  Entlassung  eines 
durch  die  Reiehstagsvorhaud hingen .  ins-  Arbeiters  durch  den  ArUdtgobor  der  Ver- 
liesrmdep-  den  Bericht  der  Keie|istau>kom-  letzte,  ohne  einen  Schaden  nachweisen  zu 
mUsin»  bezeichnete»  Kähmen*,  und  waren  :  m ü*.-,  n.  von  d<  in  Vertragsbrüchigen  Teile 
mehr  von  sozialpolitische»  als  von  recht-  für  jeden  Tag  d««s  Vertragsbruchs,  höchstens 
liehen  Gesichtspunkten  lieherrscht.  aber  für  eine  Woche,  den  Betrag  des  orts- 

6.  Die  Novelle  zur  Gew.-O.  vom  I.  Juni  üblichen  Tagolohns  (im  Sinne  des  s  des 
IHtM.  in  der  Gesetzgebung  ruhte  nun  die  Knmkeuvorsiohorungsgcset/.es  vom  15.  Juni 
Knute  einer  Bestrafung  des  Vertragsbruchs  |sS5)  als  Entschädigung  fordern  darf,  mit 
längere  Zeit  vollständig,  /war  machte  sich  der  Wirkung,  dass  ilureh  Geltendmachung 
bei  den  zahlreichen  Arbeitseinstellungen  mit  dieser  Forderung  sowohl  der  Anspruch  auf 
Vertragsbruch  je  länger  je  mehr  der  Miss-  fernere  Erfüllung  des  Vertraps  wie  auch 
stand  (reitend,  dass  die  Arbeitgeber  ihren  der  auf  weiteren  Schadensersatz,  auspe- 
vertm^sbrüchipen  Arbeitern  pefj-.  nüU-r  jeden  schlössen  wiiil.  Diese  Bestimmung  gilt 
ivehtlicheu  Schutzes  entbehrten :  allein  bei  auch  für  die  in  (i.O.  5j  YSin  bezeichneten 
der  geringen  Aussieht  ,  strafrechtliche  He-  Bolriehsbcaniton  und  Techniker  (Sj  13He), 
Stimmungen  im  Reichstage  zur  Annahme  zu  nicht  dagegen  für  Handtds-  und  Apothoker- 
bringen.  wan  n  die  Regierungen  zunilchst  irehilfen  is  l'i4  Abs.  1|,  ferner  nicht  für  Hertf- 
nicht  mehr  darauf  zurückgekommen.  Erst  arboitcr  und  dergleichen  (5;  l.r»4a).  Ausscr- 
in  dem  im  Mai  is'hi  dem  Reichstag  vor-  dem  aber  wunle  ihre  Geltung  (da  mau 
gelegten  Entwind  eine»  Gesetzes  betreffend  fürchtete,  dass  sich  die  giössoren  Fabri- 
Ahätidcruug  der  G.O..  durch  welchen,  im  kanten  mit  dieser  Entschädigung  sonst 
Zusammenhang  mit  d>'in  rmschwung  der  etwa  bereichern  (!)  könnten)  ausge- 
sozial[»)Iitis<  hen  Anschauungen  in  ih  n  lei-  schlössen  für  den  ganzen  Grossbotrieb,  d.  h. 
(enden  Kreisen  des  Weichs,  den  Arbeitern  für  Arlndtgobcr  und  Arbeiter  in  denjenigen 
in  weiterem  Masse  als  bisher  Fürsorge  und  Fabriken  und  anderen  in  §  151  Abs.  2  1**- 
Schutz  gegen  die  Macht  der  Arbeitgeber  i  zeichneten  Werkstittten ,  in  welchen  in  der 
gewahrt  werden  sollte,  waren  andrerseits !  Kegel  mindestens  2"  Arbeiter  beschäftigt 
auch  wieder  besondere  Bestimmungen  für .  werden.  Nur  durch  ausdrückliche  Yerein- 
deii  Bruch  des  Arbeitsvertrags  vorgesehen,  barung  können  sieh  daher  die  Iiihnher  solcher 
und  zwar  auc  h  jetzt  wieder,  um  den  grösseren  Betriebe  für  den  Kall  des  Yertmgs- 
Schein  der  Gleichheit  und  l*ii|»nrteilichkeit  bruohs  ihrer  Arbeiter  eine  fixierte  Entsehädi- 
zu  wahren,  sowohl  für  den  der  Arbeiter  als  '  gung  in  der  Korm  der  Yerwirkuug  riiekständi- 
den  der  Art  »ei  t  gelier.  Allerdings  wagte  gen  bdines  nusliedingen.  Allein  auch  diese 
man  auch  jetzt  nicht  .  eine  eigentliche  Bcdingnisso  wurden  in  der  Novelle  auf 
Strafe  für  das  Delikt  in  Vorschlag  zu  Initiative  der  Reichstagskommission  der  Be- 
bringen: vielmehr  irriff  man  auf  das  an  sclu-ünkung  unterworfen,  dass  die  vertnigs- 
sich  zweideutige,  in  seiner  Natur  kontro-  milssige  l^ihnverwirkung  den  Betrag  des 
verse  Institut  der  Busse,  welche  im  durchschnitt  liehen  Wochenlohns  nicht  über- 
RStr.G.B.  sowie  in  den  Heichsgt^setzen  ül>er  scluviteu  dai-f  («?  1.14  Abs.  1.  '2.  §  154 
•las  I  rheU'tTi  c  ht  lud  gewissen  Delikten  als  Abs.  2):  und  damit  ja  ein  solcher  Kabrikant 
eine  mit  Schadonsersatzfunktion  ausge-  nicht  in  Yei-snchung  komme,  derartige 
rüstete  I'rivatstrafe,  dort  indes  immer  nur  als  >  Entschädigungen für  sich  zu  behalten 
Nelieiifolge   einer    verwirkten    öffentlichen  ;  und   sich   damit   zu   »tiereichern«,  wurde 
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weiter  noch  hinzugefügt,  dass  flbor  die  Vor- 
wondung der  so' verwirkten  I/dmbcträgc 
von  vornherein  in  der  Arbeitsordnung  Be- 
stimmung getroffen  werden  muss  (5>  134  b 
AI«.  1  Nr.  f>:  dagegen  beziehen  sieh  hier- 
auf nicht  die  Bestimmungen  über  Straf- 
§  134  b  Abs.  21. 
durch  diese  Vorschriften  der  No- 
•  einen,  der  Ke  weis  seh  wierig- 


Zustän«ligkeit  iler  Gewerbegoriehte  bezw. 
der  Iunungsschiedsgcrichtc  gehören,  so  gilt 
dies  insbesondere  auch  für  die  in  der  No- 
velle vom  1.  Juni  18t)]  eingeführten  oder 
erwähnten  Ansprüche  wegen  Bruchs  des 
Arbeitsvertrages,  ll'eber  die  eigentümliche 
Art.  wie  das  Berliner  üewerbegericht  an- 
fänglich über  Entschädigungsansprüche  der 
Arltoitgeber  aus  §  124  b  der  Novelle  judi- 

don  Jahrbüchern  für 


gelder  in 

War 
velle  clor  « 

keit,  welche  den  Schadensersjitzansjirüchen  J  zierte,  vgl.  .last  row  in  i 
der  Arbeitgeber  gegen  Vertragsbrüchige  Ar-  Nationalök.  und  Statistik,  3.  Folge.  14.  Bd. 
heiter  bisher  hinderlich  gewesen  war.  inner-  S.  3»>7  f. :  über  die  sonstige  Rechtsprechung 
halb  gewisser,  wenn  auch  enger  Grenzen  !  dieses  Gerichts  l>ei  Vertragsbruch  vgl.l'  u  ge  r, 
leidlich  vorgebengt,  so  war  dagegen  für  die '  Entselk  d.  Gew.-Gerichts  zu  Berlin.  1SHH. 
Möglichkeit   thatsäehlicher  Healisie- 


Nr.  117  ff.) 

Kndlieh  ist  hier  noch  anzuführen,  dass 
bereits  durch  die  Novelle  zur  G.O.  vom 
17.  Juli  1S7S  J}5j  12"),  134  Arbeitgeber, 
welche  Gesellen.  Gehilfen  oder  Fabrik- 
arbeiter zum  Bruche  des  Arbeitsvertrags 
verleiten,  und  ebenso  solch«1,  welche  Ver- 
tragsbrüchige, einem  iindereu  Arbeitgeber 
noch  zur  Arbeit  verpflichtete  Gesellen  u.  s.  w. 
wissentlich  annehmen  oder  behalten,  dem 
früheren  Arbeitgeber  neben  dein  Vertrags- 
brüchigen Arbeiter  selbst  für  schadonsorsatz- 
pfliehtig  erklärt  worden  waren.  Durch  die 
Novelle  vom  1.  Juni  1S1M  ist  diese  Mithaf- 
tung des  anderen  Arbeitgebers  auch  auf  die 
fixierte  Entschädigung  des  124  b  ausge- 
dehnt, andrerseits  aber,  was  das  Behalten 
Vertragsbrüchiger  Arbeiter  betrifft,  auf  ein 
Behalten  während  der  Andaucr  der  ersten 
Verpflichtung  und  höchstens  während  der 
auf  den  Vertragsbruch  folgenden  14  Tage 
beschränkt  worden.  Nach  S  12ö  Abs.  3 
stehen  hierltei  den  Arlioitern  die  in  s.  11!»  b 
bezeichneten  llausgcworiM^troihendon  gleich. 
Zuständig  für  diese  Ei-satzansprücho  gegen 
den  neuen  Arbeitgeber  sind  die  ordentlichen 
Gerichte. 

Alle  diese  Vm-sehriften  der  G.O.  ühcr 
Schadensersatz  bei  Arbeitsvcrtragsbrueh 
werden  durch  «las  B.O.B,  nach  dessen  E.G. 
Art.  32  in  ihrer  Geltung  nicht  berührt 
werden. 

133 e.  l.">4  Abs.  1.  l.~4a).  Eine  weitem*  7.  Aufforderung  zum  Bruch  de»  Ar- 
Einschrär.kung  der  Aufrechnung  des  beitsvertrags.  Mit  dem  Wegfall  der  Straf- 
einbehalteticti  Lohns  w  ird  sich  aus  H.G.B.  K-irkeit  des  Arbeitsvertragsbruchs  selbst  war 
i>  3Ü4  in  Verbindung  mit  C.B.u.  §  s'iO  auch  eine  Bestrafimg  der  Anstiftung  und 
Nr.  1  und  K.G.  betreffend  Beschlagnahme  Aufforderung  dazu  auf  Grund  der  4* 
des  Arbeits-  oder  Di.nstiohns  vom  21.  Juni !  und  III  des  K.StrJ  i.  Bs.  ausgeschlossen.  Da- 
lMil»  ergeben.  liegen  hatte  das  Bedürfnis.  gegen  ülier  den 

Da  nach  dem  K.G.  betreffend  die  Ge-  ,  zahlreichen  Vertragsbrüchen  der  Arbeiter 
werlK>gerichte  vom  21».  Juli  ISito  ^  1— ',.  \  strengere  Maßregeln  in  Anwendung  zu 
71»  (jetzt  in  Verbindung  mit  Novelle  zur  \  brimren.  als  sie  die  Wslohendo  Gesetzgebung 
G.G.  vom  2(i.  Juli  ls!»<  Art.  •>  und  Art.  1  !  zur  Verfügung  stellte,  in  den  Jahren  istN'.i 
SS  81b  Nr.  4.  l'Mlc)  alle  Streitigkeiten  bis  1N<)3  zu  einer  Keihe  strafrechtlicher 
zwischen  Arbitern  untl  ihren  Arbeitgebern  Verfolgungen  wegen  öffentlicher  Auffonbv 
über  che  Leistungen  und  Entschädigung.*-  rutig  zum  Vertragsbruch  auf  Grund  des 
nnsprüche  aus  dem  Arbeitsverhältnis  sowie  jj  I  in  des  R.Str.G.Bs.  (Strafharkeit  öffent- 
fiber  eine  in  Beziehung  auf  dassell>e  l»o<lun-  iichci  Aufforderung  zum  In  gehorsam 
gerie  Konventionalstrafe  ausschliesslich  zur  gegen   Ge.-otzo  n.  s.  w.)  geführt,  und 


rnng  dieser  Ansprüche  hierdurch  nicht 
das  mindeste  gewonnen.  Ja  die  Novelle 
vom  1.  Juni  1*1»  1,  in  der  ihr  vom  Reichs- 
tag eingehauchten  Tendenz,  den  Arbeitern 
nur  ja  nicht  zu  nahe  zu  treten,  trug  Sorge, 
diese  Realisierung  dem  Arbeitgeber  noch 
mehr  zu  erschweren,  als  es  bisher  schon 
der  Fall  gewesen.  Das  einzige  Mittel,  durch 
welches  die  Arbeitgeber  sich  bisher  den 
Ersatz  des  aus  Vertragsbrüchen  ihrer  Ar- 
heiter  entstehenden  Schadens  praktisch 
einigermassen  zu  sichern  gewnsst  hatten, 
bestand  darin,  dass  sie  auf  Grund  der  Ver- 
trags! »orodungen  gewisse  Lohnbeträgo  !>oi 
Fälligkeit  zurückbehielten,  um  entstehenden 
Falls  ihre  Sehadcnsersalzfordernng  durch 
Aufrechnung  gegen  die  Lohnforderung  be- 
friedigen zu  können  (sogenannte  Lnhncinhc- 
haltung).  Hier  griff  nun  jj  119a  der  No- 
velle in  «ler  Art  Iteschränkend  ein.  dass 
auf  Grund  solcher  VereinUirungen  hei  «len 
einzelnen  1/ohnzahlungen  höchstens  ein 
Viertel  lies  fälligen  Lohns,  insgesamt  aber 
InVhstons  der  Betrag  eines  durchschnitt- 
lichen Wocheidohns  zurückbehalten  werden 
darf;  und  zwar  sollte  diese  Beschränkung 
für  all«»  Arten  gewerblicher  Arbeiter,  auch 
solche  «1er  Hausindustrie  gelten,  jedoch  mit 
Ausnahme  der  in  Jj  133a  bezeichneten 
Betriebsb(.>amt«'n  und  Techniker  sowie  der 
Handels-  und  Apothekergohilhm  111»!t. 
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da8  Reichsgericht  hat  daraufhin  in  mehreren 
Entscheidungen  den  Satz  aufgestellt,  dass 
dieser  $  110  in  der  That  auch  auf  öffent- 
liche Aufforderung  zum  Vertragsbruch  an- 
wendbar sei,  jedoch  nur  dann,  wenn  sich 
die  betreffende  Aufforderung  nicht  bloss 
auf  Verletzung  eines  einzelnen,  konkreten 
Vertrags,  sondern  auf  Ungehorsam  gegen 
das  die  Vertragserfüllung  fordernde  Gesetz 
schlechthin  und  Oberhaupt  richte  (Entseh. 
dos  R.Gs.  in  Strafsachen  XX  S.  63,  150, 
XXI  S.  299,  304,  355,  XXII  S.  1*5,  XXIV 
S.  189).  Diese  Rechtsprechung  kann  jedoch 
für  richtig  nicht  erachtet  werden  ;  sie  wider- 
spricht dem  Sinne  des  genannten  §  110 
ebenso,  wie  sie  die  rechtliehe  Bedeutung 
der  Gesetze  verkennt,  durch  welehe  die 
rechtlichen  Beziehungen  unter  Privaten 
geregelt  werden.  Allerdings  ist  im  Wort- 
laut des  {»  110  bezüglich  des  Inhalte 
der  Gesetze,  gegen  welehe  zum  Ungehor- 
sam aufgefordert  wird,  kein  Unterschied 
gemacht;  allein  zum  Ungehorsam  kann 
selbstverständlich  nur  gegen  solche  Gesetze 
aufgefordert  werden,  welche  seihst  Ge- 
horsam fordern,  in  welchen  der  Gesetz- 
geber, d.  h.  der  Staat  seihst,  ein  Gebot 
an  seine  Unterthanen  erlässt  und  welche 
daher  für  ihn  einen  Anspruch  auf  Gehor- 
sam, für  jene  eine  öffentlich-recht- 
liche Gehorsamspflicht  gegenüber 
dem  Staat  begründen.  Von  einem  solchen 
staatlichen  Gebot  und  einer  solchen  Gehor- 
samspflicht gegen  den  Staat  kann  aber  bei 
Gesetzen  über  Privatrechtsverhältnisse  keine 
Rede  sein ;  die  sogenannte  Imjierativen- 
theorie,  nach  welcher  alles  Recht  überhaupt 
nur  in  staatlichen  Befehlen  liestehen  soll 
und  unter  deren  Einfluss  das  R.G.  bei  den 
genannten  Entscheidungen  gestanden  zu 
haben  scheint,  steht  mit  dem  historischen 
Wesen  der  Privatrochtsgesotzgehung  durch- 
aus in  Widerspruch.  Sieht  man  von  unge- 
nauen (manchmal  freilich  recht  bequemen) 
Retlewendungen  ab,  wie  sie  im  Gefolge  der 
Verstaatlichung  der  Privatjvchtsformulierung 
und  mittelst  irriger  Identifizierung  tle.s  eines 
sehr  verschiedenartigen  Inhalts  fähigen  Ge- 
setzbegriffs  mit  staatlichen  Befehls- 
gesetzen (d.  h.  in  Gesetzesform  ergehen- 
den Befehlen  der  Staatsgewalt  an  die  Unter- 
thanen) sieh  in  älterer  wie  neuerer  Zeit 
gelegentlich  eingeschlichen  hal>en.  so  be- 
fehlen oder  gebieten  Privatroehtsgesetze 
inhaltlich  den  betreffenden  Privaten  gar  nichts, 
und  dein  Staat  steht  aus  ihnen  kein  Anspruch 
auf  Befolgung  zu :  vielmehr  deklarieren 
oder  konstatieren  sie  in  autoritativer 
Weise  und  in  abstracto  die  je  aus  gewissen 
Thatttestäudcn  entspringenden  Befugnisse 
und  Verpflichtungen  der  Privatpersonen 
unter  einander.  Der  Thatbestand,  der 
Vertrag  u.  a.,  nicht  der  Wille  des  Ge- 


setzgebers ist  es,  welcher  kraft  unseres  Rechts- 
gefühls das  Recht  des  Gläubigers  wie  die 
Pflicht  des  Schuldners  erzeugt  (worunter 
doch  nichts  anderes  verstanden  ist  als  je 
gewisse  Vorstellungen  von  der  dem 
lietreffenden  Thatbestand  gemässen  Richtig- 
keit oder  Znlässigkeit  eines  Verhaltens  seitens 
des  einen  und  der  dadurch  bedingten  Not- 
wendigkeit des  entsprechenden  Verlialtens 
seitens  eines  anderen  Subjekts),  und  das  Ge- 
setz spricht  lediglich  den  Satz,  das  Urteil 
aus.  dass  dein  so  ist  in  allen  zutreffenden 
Fällen,  in  abstracto,  gerade  wie  der  Richter 
das  Urteil  darüber  spricht  im  konkreten 
Falle  (vergl.  z.  B.  B.G.B.  §$  241,  242,  305; 
deutlicher  noch  1.  Entwurf  $  359).  Ver- 
bindlich ist  das  Privatrechtsgesetz  nur  in- 
sofern, als  es  die  massgebende  al*trakte 
Norm  bildet  für  die  Beurteilung  der 
konkreten  Privatrechte  und  Verbindlich- 
keiten, als  diese  im  Einzelfall  daraus  zu 
erkennen  sind.  Die  gesetzliche  Dekla- 
ration derselben  trifft  vielleicht  gar  nicht 
zu.  entspricht  vielleicht  gar  nicht  den  that- 
sächlich  obwaltenden  Reehtsvorstelhuigen ; 
trotzdem  gilt  sie.  ist  sie  hei  der  Beur- 
teilung zu  Grunde  zu  legen,  eben  weil  sie 
vom  Staate  gesetzt,  gewissermassen  als 
zutreffend  von  ihm  beglaubigt  ist.  Da- 
rin allein  liegt  ihre  Autorität,  ihre  Ge- 
setzeskraft, ganz  analog  der  Rechtskraft 
des  staatlichen,  richterlichen  Urteils.  Ver- 
letzt wird  daher  das  Privat rechtsgesetz  nur 
insofern,  als  es  bei  dieser  Beurteilung  nicht 
oder  nicht  richtig  angewendet  wird 
(U.P.O.  §  550).  Dagegen  ist  Nichterfüllung 
einer  gesetzlich  normierten,  privaten  Ver- 
tragspflicht keineswegs  Gesetzesverletznng 
im  eigentlichen  Sinne,  kein  Ungehorsam 
gegen  das  Gesetz,  den  Staat,  sondern  ledig- 
lich Verletzung  des  gegenüberstehenden 
Rechtes  des  Gläubigers,  und  daher  kann  auch 
Aufforderung  zu  solcher  Nichterfüllung  nicht 
Aufforderung  zum  Ungehorsam  gegen  das  Ge- 
setz sein  und  nicht  als  solche  liestraft  werden. 
Walirlich!  nicht  mehr  freie  Reehtssubjekte, 
sondern  Sklaven,  Staatssklaven  wären 
die  Einzelnen,  wenn  nach  der  entgegenge- 
setzten Anschauung  ihre  sämtlichen  Rechts- 
l>eziehungeu  lediglich  in  G  e  h  o  r  s  a  m  s  pflich- 
ten gegen  den  einen  omnipotenten  Staats- 
willen aufgingen,  und  höchst  l>edauerlich 
fürwahr  ist  es,  solche  jedem  natürlichen 
Rechtsgefühl  eljenso  wie  der  Geschichte  zu- 
widerlaufenden Theorieen  in  der  neueren 
Rechtswissenschaft  und  Rechtsprechung 
Boden  gewinnen  zu  sehen.  —  So  führt  die 
Frage  des  §  130  zu  den  obersten  Grundbe- 
griffen dos  Rechtes. 

Dass  der  §  110  des  Str.G.B.  selbst 
seiner  Idee  nach  auf  dein  hier  vertre- 
tenen Standpunkte  ruht ,  dass  dabei  nur 
an  Ungehorsam  gegen  Gesetze  gedacht  ist, 
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wolchc  öffontliche  Herrschaftsrechte  gegen 
die  Unterthanen  begründen,  im  Gegen- 
satz zur  Verletzung  gesetzlich  normierter 
privater  Verbindlichkeiten,  ergiebt  einer- 
seits seine  Stellung  in  dem,  den  »Wider- 
stand gegen  die  Staatsgewalt«  be- 
handelnden Abschnitt  des  Str.G.Bs.,  andrer- 
seits die  bis  dahin  allgemein  übliche,  ein- 
fach als  selbstverständlich  betrachtete  Aus- 
legung und  Handhabung  desselben  wie  auch 
der  ihm  vorangegangenen,  inhaltlich  ent- 
sprechenden Bestimmungen  der  Landesstraf- 
gesetoe  (vgl.  Goltdammer,  Materialien 
zum  Str.G.B.  für  die  preußischen  Staaten  II 
S.  112,  auch  Hufnagel,  Kommentar  über 
das  Str.G.B.  für  das  Königreich  Württemberg! 
S.  426  ff. ;  doch  ist  bei  letzteren»  das  oben 
sub  3  b  S.  999  Bemerkte  zu  beachten). 
In  der  That  war  bis  zu  jener  staats- 
anwaltschaftlich -  reichsgerichtlichen  > Ent- 
deckung« im  Jahre  1889  kein  Mensch  in 
Deutschland  noch  auf  den  Gedanken  ge- 
kommen, dass  Aufforderungen  zu  Vertrags- 
verletzungen unter  §  1 10  des  Str.G.B».  fallen 
und  als  Widerstand  gegen  die  Staatsgewalt 
bestraft  werden  könnten,  wie  denn  auch 
das  Reichsgericht  selbst  noch  kurz,  voiher 
in  einem  Urteil  vom  7.  Juni  1889  (Entsch. 
in  Straf».  XIX  Nr.  88  S.  316)  unbe- 
fangen das  gerade  Gegenteil  ausgesprochen 
hatte. 

Uebrigens  ist  noch  zu  liemerken,  dass, 
wenn  man  sich  trotzdem  einmal  auf  den 
hier  bekämpften  Boden  des  R.Gs.  stellen 
wollte,  es  doch  gerade  von  diesem  ans  wieder 
verfehlt,  erscheinen  würde,  die  Strnfbarkeit 
der  Aufforderung  zum  Vertragsbruch  nach 
§  110  in  der  Weise,  wie  es  das  K.G.  gethan, 
einzuschränken.  Gebieten  die  Gesetze  über 
Vertrag»*  überhaupt  deren  Erfüllung,  dann 
ist  jeder  vorsätzliche  Vertragsbruch  not- 
wendig auch  Ungehorsam  gegen  diese  Ge- 
setze, und  jede  Aufforderung  zu  jenem 
stets  zugleich  Aufforderung  zu  diesem,  wo- 
bei es  nichts  ausmachen  kann,  ob  sie  auf 
Verletzung  eines  bestimmten  oder  mehrerer 
oder  überhaupt  aller  unter  das  Gesetz  fallen- 
der Verträge  gerichtet  ist.  Wenn  das  R.G. 
die  Strafbarkeit  davon  abhängen  lässt,  dass 
zum  Ungehorsam  gegen  das  Gesetz  »schlecht- 
hin und  überhaupt«  aufgefordert  wird,  oder 
dass  die  Aufforderung  (ähnlich  wie  bei 
dem  »kriminellen  Unrecht«;  der  Hegeischen 
Schule)  auf  eine  grundsätzliche  Ver- 
neinung der  Autorität  und  bindenden  Kraft 
des  Gesetzes  abzielt,  so  trügt  es  damit 
Momente  in  den  §  110  hinein,  die  diesem 
vollkommen  fremd  sind  und  die  bei  Auf- 
forderung zum  Ungehorsam  gegen  andere 
als  Civilgesetze  auch  noch  niemals  zur 
Strafbarkeit  erfordert  worden  sind.  Das 
R.G.  scheint  zu  diesem  besonderen  (in  der 
Wirkliclikeit  übrigens,  wenn  es  ernst  ge- 


nommen würde,  kaum  jemals  anzutreffen- 
den) Erfordernis  der  Strafbarkeit  denn 
auch  nur  darum  gekommen  zu  sein,  um 
den  ihm  selbst  liedenklich  werdenden 
Konsequenzen  seiner  Interpretation  durch 
eine  Hinterthür  gelegentlich  wieder  ent- 
gehen zu  können.  (Uebrigens  spielen  in 
der  Begründung  der  betreffenden  Reichs- 
gerichts-Erkenntnisse näher  betrachtet  zwei 
verschiedene  Auffassungen  durch  einander, 
worauf  hier  nicht  näher  eingegangen  werden 
kann.) 

Durch  diese  Entscheidungen  des  obersten 
Gerichtshofes  waren  nun  die  Verfasser  des 
Entwurfes  zur  Gewerbenovelle  von  1890, 
welche  die  aussichtslose  Pönalisierung  des 
Arbeitsvertragsbruchos  selbst  durch  verschie- 
dene Surrogate  zu  ersetzen  bemüht  waren, 
auf  die  Möglichkeit  aufmerksam  geworden, 
wenigstens  die  öffentliche  Aufforderung  da- 
zu, worin  man  eines  der  hauptsächlichsten 
Mittel  zur  Durchführung  von  Strikes  er- 
blickte, unter  Strafe  zu  nehmen.  Jene  ein- 
schränkende Auslegung  des  §  110  des 
Str.G.Bs.  durch  das  R.G.  konnte  ihnen  aber 
nicht  geniigen,  und  so  wurde  im  Entwurf 
zur  Novelle  als  neuer  Abs.  2  zu  §  153  dor 
Gew.-O.  eine  besondere  Strafbestimmung  für 
jede  öffentliche  Aufforderung  zur  wider- 
rechtlichen Arbeitseinstellung  sowie  zur 
widerrechtlichen  Entlassung  von  Arbeitern 
ohne  weitere  Einschränkung  vorgeschlagen. 
Der  Reichstag  lehnte  jedoch  diese  Bestimmung 
abgesehen  von  anderen  Gründen  in  der  Er- 
wägung ab,  dass  »der  Absatz  2  überhaupt 
einen  That  bestand  bilde,  der  sich  zur  Be- 
strafung nicht  eigne*.,  dass  »es  vor  der  be- 
kannten Reichsgerichts-Entscheidung  vom  3. 
Dez.  1 889  niemand  eingefallen  sei,  in  der  Auf- 
forderung zum  Niederlegen  der  Arbeit  etwas 
Strafbares  zu  erblicken«,  dass  es  ferner  *dem 
Geiste  unserer  Strafgesetzgebung  wider- 
spreche, die  Aufforderung  zum  Ungehorsam 
gegen  Civilgesetze  mit  Strafen  zu  verfolgen«, 
dass  »man  eher  hätte  erwarten  dürfen,  dass 
die  Gesetzgebung,  um  die  Intentionen  des 
§  lö2  der  Gew.-O.  zu  schützen,  die  ganze 
Auffassung  des  R.G.  verwerfen  werde« 
(Kommiss.-Berieht).  Die  Frage  der  Anwend- 
i«rkeitdes§  1 10  des  Str.G.Bs.  war  mit  diesem 
Reichstagsbesehluss  freilich  gesetzgeberisch 
nicht  entschieden.  Aber  mau  darf  vielleicht 
hoffen,  dass  das  R.G.  selbst,  welches  seit 
1893  über  die  Frage  anscheinend  nicht 
mehr  erkannt  hat.  mit  der  Zeit  Anlas» 
nehmen  werde,  von  seiner  irrigen  und 
innerlich  widerspruchsvollen  Auffassung 
zurückzukommen  und  sich  mit  dem  Rechts- 

fvfühl  der  Nation ,  welches  durch  die 
nterpretationskünste  jener  früheren  Ent- 
scheidungen schwer  beunruhigt  worden 
war,  in  Einklang  zu  setzen. 
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LitteratUr:    IL    Loentng  .    Her  Yertraij*brurh 
und  »eine   HectiUfalijeii ,    l.  Ihr  Yertraij*- 

brach  im  deiit*rlun  Hecht,  Str,i**b.  1S7>',.  —  II'. 
Stehet,  IHe  ltr*trafiinq  iU*  Yi  etraa»liriirhr*  und 
tiH'doift  r  Rrrht*i  rrlrtzunijr u  in  Ih ul*c1dnnd, 
Halle  1S7H.  —  IS.  SehatlZ,  Zur  f,e»,hichte  der 
deutschen       < ir*elleui  erbdnde       im  Mittelatter. 

I.  e,pzii,  Ii.  Hertz,  IHe  /(reld*e.rf,.Vtiii»»r 
dr*  freien  (ii-iudr-ü  nach  den  deutschen  Hechts, 
i/uellen  de*  Mittelalter*,  Breslau  !s7'->  (I'ntrr- 
suchumjeii  zur  deutschen  St.-  und  Hei  htsi/escliic/dr 

he*,/,  mit  O.  tlterke,  Urft  Yl>. 

S  fr  n  i,  tf  r  a  ji  Ii  i  r  c  I,  e  II  t  r  i  r  h  t  •■  aber  d  ii'  I  rc- 
ha  ndl  u m fr ii    dm  ilrulmfiru  lieichstai/es,   ,'.  I.eiji*- 
laturj»  rinde,  l.  Sessimi  li*7 i,  Bd.  I  S.  //V- 
lld.    III     Xnlaifen     Vi.    ..'/    (S.    l-H'ff.),    Xr.  '.», 

(S.    .'S 7  1')}f.   —     Krifrbi,  issr  der  lihre  die 

Yrrhiittnissr  der  hlirliiuje,  lieselten  und  Fabrik- 
•irheit'r  auf  Ileschlits*  dm  Bundesrat*  anije- 
»teilte,,  r.ilirliilii'Un,  zusaiiiiiirni/ertellt  im  Ii,  ich*- 
kauzitruiut,    Hirtin  S.  !»:»■-  US,  Ise,  -  .'/•*. 

.''•1-  -  7-i.  —  .*>'  /  '  II  IUI  r  il  fl  Ii  I  »  r  Ii  r  II  e  r  i  r  h  t  r  tibi  r 
dir     Yi  ihittidlttnitru     den     Iii  ich-tuifr»,    >'.    /.'  ais- 
liiturftrii.de.     1.     Si 'i*ii,i i     ts:»u-  j.yij .     Ild.  I 
s.  ui(l,   ltd.  IY  s.  .//.< r- -u.'.i.  .'.>;:>— 
.'}<;:»—-'.'.}»,  Aid.iijrbd.  i  .Vi.  4  ,s.  ni:>.  An- 

hyeM.  II  Xr.  I'.h»  (S.  14*.',  ff,  Usu ff,  f. 

•f.     Landgraf,     Ihr    Sichren  n,j    der  Ar- 
Initsi erliiiijr*,    I'rilin    IS7-,    I />'  ulsclie    Zeit-  und 

Streitfragen,  .lahrtj.  II.  Urft  .;<>).  —  V.  Boteher, 
Ih  r  Hrur/i  dm  Art,. it.n rrtntijt  «  /  Ihntschr  Inda- 
striizritumi,    t'hriiinil:  IS71,  Xr.  -  -  .1. 

Held,  Iter  Fiitirurf  der  \.,,rlli  :nr  t.'nr.-O.  in 
.lahrti.  f.  \<tt.  11.  Stuf.  .Y.Y//  /.»■;{,  S.  '.1;  -l.'4,  — 
C.  Ii.  »:  Wilehter,  tintaehten  in  der  Spcner- 
schen  Keitum)  r.  I».  IY.  ts7',.  —  II.  B.  Oppen- 
IlfitU  ,      tirtcrrluarritht      und  Ktaitrakthruch, 

II,  1  Iii,  IS  7  }.  —  H  u  1 11  r  ht  e  11  iibrr  Bestrafung  de» 
.irlnitsrertraatbrurhe*  auf  Yciunlii**iiii</  dm  Y. 
J.     Suziulf,.    ubi/ri/rbin     mit     F.     K  t%(%H€V  ,  t\ 

HtmrUer,  Schmullev   i diene»   mn-h  ,du/r. 

druckt  in  der  Tüti.  Z,t»ilir.  J.  d,  i/r».  .Staut*- 
tri»*en»clt.  XXX,  1S7}  S.  44'<  '•  f~ J,  F.  II. 
Urämien.  T*.  Brentano,  M.  Hirtel»,  l.ripzn, 
IS74  iSrlir.  ,1.  Y.t.  Suzialp.  Ylli.  —  Ycrhand- 
In  nur  n  der  tirnrrulrir»aniiidniiii  d.  Y.  I. 
S,.zinlfi.  um  Ii.  und  U.  X.  1*74,  I-'ifiziiJ  /.>."•>. 
.v.  ,",    t;.its\iir.  etc.  IX).    -  F.  Hmralzlfi.  I'elirr 

ltr*lriljil  inj  de*  Arbrit»irrtl'<l</»l>rilillr»  und  Uber 
1  tcnerlieifcriclde,  l'in*rltiin  und  Kritik.  Iterlin 
—  (',  httetler,  (',>•,  r  dir  kruniniHi  He- 
*t  rata  Inf  dr*  Arl"it»k<nitr.iktbruclir*,  ein  ,ikad. 
Y.,rtr.ia.  Frtiniijrn  l.S77>.  —  K.  117**,  />/>  .Ii- 
l»itrr  und  dir  Stra/tmrkrit  de*  k',a,traktbrucl,r». 
Jterlin  1S7',.  Landgraf,  Art.  .,Arhrit*eiu- 
»trlluiiif.'  und  Hnehotf,  Art.  >  I  crtrni/»rrr- 
letzuuijii  111  r.  Il'iltzriiilnrjf»  lirrbt*li ,rik<oi, 
.1.  Aujt.,  I.eifizi'i  Issl.  —  f.  Ittel:,  Y,  itr,i,i»briirh 
im  Arbi  d»-  und  Ihr n»trrrtt .,  Iterlin  lS'il).  —  Ttl. 
Isötrrnfeld.  K'intraktbruch  und  K'>aliti',,i*rer/it 
im  lliulilirk  auf  dir  Urform  der  drnt*ehrn 
t;etr..i;r»et:a.   IS'"'  (Artliir  für  tut.  tienrtZtl.  und 

Statistik  IIIS,  .isi—fss).  —  I.  Böninger.  Di. 

Iie*trafii inj  dr»  7W»  it»iertiait*briirhr*  der  Ar- 
luitrr.    i'n».'«<.    der  ijrurrbl.  Atl»itre,  Tulaiu/rii 

/.»;»/. 

I n»l„  yiiudrrr  1,1  Xr.  7:  Blrh'mei/ef  in  di  r 
Mla.  '/.iHnnif  jy.u)  Xr.  f.'.  M»njeid>l.>.  ■  -  11'. 
Hottmann,  Zur  Aurhvaiuj  de*  i  HO  dr* 
I».  Str.ti.li*.,  Minirhrn  Is'J.'.  —  /{.  Frank  in 
ZU,/,,  f.   >l.   am.    Steafrrcht.nr,**.  XII  S.  f.. 


XI Y  S.  ,i7ä  ff.  —  P<  *  *  e  n  Kommentar  z.R.Str.G.B. 
S.  141  ff.  und  die  durt  < iruanntrn.  , 
ttlehard  Isoening. 


Arbeitszeit. 

I.  Einlcitunir.  II.  Die  A.  in  den  finxelnen 
Startt.'ii  (S.  1010). 

I. 

Einleitung. 

Dil'  ii.iclisMiomle  GrupjM»  von  Artikelu 
m>1I  iiiM-h  -lom  Plan«'  des  Haml Wörterbuches 
nicht  die  ijesotzlichen  lVstiinmung<rui  (r.  Ar- 
hcitcrschiitzi;«sctz^chunp  S.  401» ff.),  sondern 
ilic  t  hat  sächlichen  Verhältnissein 
iM'tivff  der  Arhcitszi-it  in  den  einzelnen 
Staaten,  für  welche  oinijjermassoii 
jj e  11  ii t*  11  d e s  Material  vorliegt,  Ik»- 
IuukIi'Iii.  Ausserdem  aber  werden  auch 
einige  allgemeine  Kn"n1erunir«'n  und  kritische 
l^'nierkiiiip  n  namentlich  über  das  Verhält- 
nis der  Leistungen  lK-i  al»jtrekilr/ter  Zeit  am 
l'lat/.e  sein. 

>Lin  pflect  Ihm  der  Kratre  der  Arb<>itszcit 
gewöhnlich  nur  die  til^liclie^  und  höch- 
stens die  vwöclientliehe  Arbeitszeit  in  llo- 
t  rächt  zuziehen;  ricliti<rer  ist  es  jedoch,  die 
>j ährliche-  Arbeitszeit  zu  l«<rücksichti^>n. 
um  ilie  l/'istnnp*n  von  einzelnen  Personen 
•  mIci-  tranzen  Völkern  miteinander  zu  ver- 
gleichen. -Das,  was  ein  Volk  im  Jahn.'  er- 
arbeitet, das  ist  die  (Quelle,  woraus  es  das 
Nötijire  für  die  Lebensbedürfnisse  und  Ge- 
nüsse schöpft,  die  es  jährlich  zu  befriedigen 
hat. *  Diese  Worte,  mit  denen  Adam  Smith 
sein  Werk  filier  die  Prsachen  des  Volks- 
wohlstandes beginnt,  deuten  die  Richtung 
an,  in  welcher  geforscht  werden  inuss,  um 
die  thatN'ichlichen  Verhältnisse  in  botreff 
der  Arbeitszeit  und  ihren  Kinfluss  auf  den 
Wohlstand  der  Völker  zu  ermitteln.  Das 
Jahr  ist  ein  Zeitraum,  gerade  gross  genug, 
um  mit  dem  Wechsel  seiner  warmen  und 
kalten,  hellen  und  trill*  n  Monate  und  unter 
IWücksiehtigung  seiner  hohen  Feste  und 
Ferienzeiten  als  Norm  zur  Berechnung  von 
Durchschnittsleistungen  und  Durchschnitts- 
erträgen  zu  dienen.  Wer  von  3G.r>  Jahres- 
tagen :it»  »  Tage  gearbeitet  hat.  ist  eine  nor- 
male Zeit  hindurch  thätig  gewesen.  Das 
neue  deutsche  Heichsgesetz.  betreffend  die 
Invalidität*-  und  Altersversicherung,  nimmt 
ausdrücklich  den  300  fachen  Retrag  des 
ortsüblichen  Tagelohnes  mehrfach  als  Norm 
zur  Rerechnung  des  Jahresarbeitsverdieustes 
an.  Mehr  als  Ii."»  freie  Tage  im  Jahre  wird 
sich  der  Durchschnitt  der  'Bevölkerung  vor- 
läufig noch  nicht  gestatten  können,  wenn  er 
im  Wettkampf  mit  anderen  Nationen  be- 
stehen will.    In  solchen  Gegenden,  wo  es 
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00  otler  mehr  Feiertage  im  Jahre  giebt  oder 
■wo  die  Unsitte  des  »blauen  Montag  üblich 
ist  oder  wo  die  Arbeitslosigkeit  sich  wie  iu 
Amerika  oft  über  mehrere  Monate  erstreckt, 
müssen  dio  Löhne  und  die  Verhältnisse  der 
Industrie  überhaupt  andere  sein  als  da,  wo 
man,  wie  in  Englnud  und  in  den  meisten 
europäischen  I-Ändcrn,  ausser  an  Sonntagen  1 
nur  noch  an  einigen  hohen  Feiertagen  zu 
"Weihnachten,  Ostern  und  Pfingsten  feiert. 

Man  wird  gut  thun,  bei  der  Frage  der 
> Arbeitszeit«  auch  die  in  neuester  Zeit  an- 
geregten und  hier  und  da  schon  gewahrten 
» Arbeiterferien  <  und  eine  durchschnittliche 
Zahl  von  Krankentagen  mit  zu  berücksich- 
tigen. Dagegen  wird  sich  der  Umfang  der 
Arbeitslosigkeit  (der  unfreiwilligen  ehomage) 
in  den  verschiedenen  Gewerl>en  und  Län- 
dern wohl  schwerlich  jemals  statistisch  fest- 
stellen lassen.  Im  allgemeinen  ist  ein  rich- 
tiges Mass  freier  Tage  im  Jahre  und  nament- 
lich die  Gewährung  eines  Ruhetages  in 
jeder  Woche  als  unbedingt  notwendig  zur 
Erhaltung  der  Gesundheit  und  Arbeits- 
frische zu  bezeichnen.  Die  Entziehung  der 
Sonntags-  und  Feiertagsruhe  ist  nicht  nur 
vom  moralischen  und  religiösen,  sondern 
auch  vom  geschäftlichen  Standpunkte  aus 
verwerflich.  TJeberall  da,  wo  kein  fester 
Ruhetag  in  jeder  Woche  gewährt,  wo  durch 
zu  lang  ausgedehnte  Tagesarbeit  die  Nacht- 
ruhe und  die  Auffrischung  des  Geistes  und 
Gemütes  verkümmert  wird,  erlahmen  rasch 
die  Körper-  und  Geisteskräfte,  noch  mehr 
aber  wird  der  sittliche  Mut ,  der  Charakter 
und  die  Gewissenhaftigkeit  «1er  Bevölkerung 
geschwächt.  Der  Arbeiterstand  fühlt  sich 
seiner  Freiheit  und  der  wichtigsten  Men- 
schenrechte beraubt,  er  wird  unbitmässig 
und  der  Verführung  oder  Verzweiflung 
preisgegeben.  Kino  Verkürzung  der  Ar- 
beitszeit hat  namentlich  da,  wo  sie  ganz 
freiwillig  von  Arl leitgehern  und  Arbeitneh- 
mern versucht  wurde,  ergeben,  dass  in  10 
oder  11  Stunden  ebensoviel  wie  in  12  otler 
13  Stunden  geleistet  werden  konnte,  dass 
mithin  der  Arbeitgeber  Heizungs-  und  Be- 
lenehtungskosten  ersparte,  während  die  Ar- 
beiter ebenso  viel  Lohn  Avie  früher  ver- 
dienten und  eine  wertvolle  Zeit  für  ihre 
Familien,  für  ihre  Ruhe  und  für  ihre  Aus- 
bildung erübrigten.  Ein  gerechter  Arbeit- 
geber, der  eine  möglichst  kurze  Arbeitszeit 
gewährt  und  gewissenhaft  den  Sonntag  hei- 
ligt, kann  tun  so  strenger  darauf  halten, 
dass  in  den  Arbeitsstunden  der  Wochentage 
gehörig  gearlieitet  und  kein  »blauer  Montag- 
gemacht  wird. 

Ebenso  wichtig  wie  die  Frage  nach  der 
Zahl  der  Ariieitstage  im  Jahre  ist  die  Frage 
nach  der  Dauer  der  »t  ä  glich  e  n  A  r  b  e  i  t  s  -  j 
zeit  f.  und  der  Arbeitspausen  in  den' 
verschiedenen  Ländern.    Die  Einrichtungen 

Handwörterbuch  der  Staut»» -iiweusc  haften.  Zweite 


und  Gewöhnungen  sind  in  dieser  Hinsicht 
so  verschiedenartig,  dass  man  niemals  ein 
getreues  Bild  von  der  Dauer  der  täglichen 
Arbeitszeit  in  einem  Lande  wird  entwerfen 
können :  denn  auch  da,  wo  die  Zeit  für  die 
gewerbliche  Lohnarbeit  in  Fabriken  gesetz- 
lich geregelt  ist,  wird  man  sich  in  l>etreff 
der  häuslichen  und  der  geistigen  Arbeit 
wie  auch  hinsichtlich  der  Arbeit  auf  dem 
Felde  und  in  den  Werkstätten  der  Hand- 
werker l>ei  dringlichen  Umständen  au  keine 
feste  Regel  binden  lassen.  —  Wer  in  eine 
Gegend  mit  lebhafter  Hausindustrie  kommt, 
hört  sehr  oft  noch  nachts  11  Uhr  den  Web- 
stuhl gehen  oder  sieht  je  nach  der  Jahres- 
zeit die  Leute  schon  früh  4  Uhr  in  Thätig- 
keit.  In  der  einen  Familie  benutzt  man  die 
Morgenstunden  und  in  einer  anderen  lieber 
die  Abendstunden.  Die  Dauer  der  täglichen 
Arbeitszeit  ist  vielfach  von  Bestellungen, 
Jalireszeiten  oder  von  der  Not  des  I>ebens 
abhängig  und  lässt  sich  thatsächlieh  schwer 
tiestimmen.  Nur  für  die  Arbeitszeit  in  Fa- 
briken hat  sich  auch  da,  wo  keine  gesetz- 
liche Vorschrift  besteht,  gewohnheitsmässig 
für  die  Mehrzahl  der  Fabriken  ein  normaler 
Arlteitstag  herausgebildet ,  meist  mit  der 
Dauer  von  früh  0  bis  abends  7  Uhr  und 
mit  den  Pausen  von  einer  halben  Stunde 
vormittags,  einer  Stunde  mittags  und  einer 
halben  Stunde  nachmittags.  In  neuerer 
Zeit  macht  sich  unter  manchen  Arbeiter- 
gruppen  eine  Bewegung  für  Verlängerung 
der  Mittagspause  bemerkbar,  indem  man 
auf  die  Nachteile  hinweist,  welche  bei  der 
gegenwärtigen  Notwendigkeit  des  Naeh- 
liaüseeilens  und  Verschlingen*  des  Mittags- 
mahles und  der  Unmöglichkeit  eines  kurzen 
Ausruhens  nach  dem  Essen  der  Gesundheit 
der  Arbeiter  drohen.  —  Hier  und  da  sind 
die  Frühstücks-  und  Nachniittagsjvuisen  auf 
eine  Viertelstunde  beschränkt  und  die  l^etite 
arbeiten  entweder  täglich  eine  halbe  Stunde 
länger  oder  gehen  eine  halbe  Stunde  eher 
nach  Hause  als  da,  wo  die  Pausen  verlän- 
gert sind.  »Aber  der  gewohnheitsmäßige 
Arbeitstag  erleidet  auch  viele  Ausnahmen 
teils  dauernder,  teils  vorübergehender  Natur. 
In  langen  Sommertagen  wird  die  Arbeit 
anders  gelegt  als  in  kurzen  Wintertagen ; 
gewisse  Industrien  werden  mir  iu  warmer, 
andere  in  kalter  Jahreszeit  betrieben  ;  nach 
dem  Verlaufe  des  nicht  unterbrechbaren 
Arbeitsprozesses  regelt  sich  die  Arbeitszeit. 
Die  Schwankungen  des  Absatzes  haben 
Ueborstunden  oder  Abbruch  vou  der  Ar- 
beitszeit im  Gefolge:  der  Gang  der  Mode 
erzeugt  eine  gesteigerte  oder  eine  schlaffe 
Fabrikthatigkeit.  Die  Gewohnheiten  der 
Ailieiter  üben  einen  wesentlichen  Eiufluss  : 
die  Entfernung  der  Arbeitorwohnungeu  von 
den  Arbeitsstätten  wirkt  auf  Beginn  und 
Ende,  Verlängerung  oder  Verkürzung  der 
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Pausen  ein:  bei  gewissen  Arphen,  welche  ;  IV.  A.  in  Frankreich  iS.  1020).   V.  A.  in  Grow- 


mit  Anspannung  geistiger  und  körperlicher 
Kräfte  verbunden  sind,  tritt  naturgemäss 
eiue  Verkürzung  der  Arbeitszeit  ein  ;  U-i 
Arl leiten,  die  einen  höheren  Fertigkeitsgrad 
erfordern,  wird  eine  kürzere  Arbeitszeit  be- 
ansprucht und  gewährt :  bei  gewissen  hoch- 
gelohnten Leistungen  bestellt  der  Brauch, 
ganze  Tage  in  der  Woche  auszusetzen. 


britannien  i!S.  1026...  VI.  A.  in  Italien  <S.  1027,. 
VII.  A.  in  «hu  Niederlanden  i.S.  102»).  VIII. 
A.  in  Kurland  (S.  1030j.  IX.  A.  iu  der  Schweiz 
fS.  HCUi.  X.  A.  in  den  Vereinigten  Staaten 
iS.  1U36i. 

I.  Arbeitszelt  in  Deutschland. 

Seit  dem  Erscheinen  der  1.  Auflage  liat 


Eine  besondere  Seite  in  der  Finge  der  sich  in  Deutschland  durch  die  am  1.  April 


Arbeitszeit  bildet  die  N  a c  h  t  a  r  b  e  i  t.  Diese 
Sitte  sowie  die  Arbeitszeit  für  Kinder  und 
jugendliehe    Arbeiter    wird    in    den    ein- 1 
schlägigen  gesetzlichen  Bestimmungen  be- 
sondere berücksichtigt. 

Man  findet  selbst  innerhalb  einer  und 
derselben  Industrie ,  wie  z.  B.  im  Berg- 
werksbetriebe, die  grössten  Verschieden- 
heiten in  der  Arbeitszeit.    Die  Schichtzeit 


1*92  in  Kraft  getretene  Novelle  ziu'  Ge- 
werbeordnung vom  1.  Juni  1891  und  durch 
einzelne  Verordnungen  des  Bundesrates 
!  manches  geändert.  Die  Novelle  der  Gcw.-O. 
,  v.  1.  Juni  1js91  bestimmt,  dass  Kinder  unter 
13  Jahren  nicht  hescliäftigt  werden  dürfeu, 
Kinder  zwischen  13  und  14  Jahren  nur. 
wenn  sie  nicht  mehr  schulpflichtig  sind, 
und  auch  dann  nur  0  Stunden  täglich. 


der  Bergleute  unter  Tage  dauert  hier  und  Junge  Leute  zwischen  14  und  IG  Jahren 


nur  10  Stunden      135)  und  Arbeiterinnen 
fdier  10  Jahren  täglich  nicht  über  11  Stunden 
und  zur  Nachtzeit  zwischen  8'  «  Uhr  abends 
bei  erheblicher  Hitze  oder  im  Wasser,  son-  und  f»1  2  Uhr  morgens  überhaupt  nicht; 
dem  auch  die  Gewohnheiten  massgebend,  haben  dieselben  eine  Hauswirtschaft  zu  be- 

l1.' s  stündige 


da  8— Ii),  anderwärts  aber  10—12  Stunden. 
Dabei  sind  nicht  nur  die  gesundheitlichen 
Gefahren  des  Arbeitens  in  grosser  Tiefe. 


Ausserdem  giebt  es  in  manchen  Bergwerken 
auch  noch  Ueberstunden,  welche  bekannt- 
lich eine  Hauptursache  des  gwssen  deut- 
scher) Bergarboiterstrikes  im  Mai  1*89  ge- 
wesen sind.  —  Da  Ueberstunden  mehr  oder 
weniger  in  allen  industriellen ,  landwirt- 
schaftlichen und  kaufmännischen  Betrieben 


sorgen,    so    haben    sie  auf 


Mittagpause  Anspruch  (§  137).  Auch  die 
Bestimmungen  hinsichtlich  der  Beobachtung 
der  Sonntagsruhe  sind  verschärft.  (Ueber 
diese  Vomltriften  s.  das  Nähere  in  den  be- 
treffenden Aufsätzen :  Arlieitcrechutzgesetz- 
gebung,  Sonntagsruhe  etc.)    Die  Arbeitszeit 


bei  lebhaftem  Geschäftsgänge  vorkommen,  so  erwachsener  männlicher  Personen  ist  durch 
wird  auch  dadurch  eine  Darstellung  der !  Gesetz  noch  nicht  geregelt  worden.  Im 
thatsächlich  bestehenden  täglichen  Arbeits-  '  Interesse  der  Volksgesundheit,  Volksbildung 


zeit  sehr  erschwert. 


und  höheren    Leistungsfähigkeit   des  Ar- 


uer  Wunsch  nach  einem  Normalarbeits- 
tag oder  mindestens  nach  einem  Maximal- 
arbeitstag.  wie  er  in  der  Schweiz  und  in 


Obwohl  es  nun  wegen  der  in  vorstehen-  lieiterstandes  wird  jedoch  in  neuerer  Zeit 
dem  geschilderten  Schwierigkeiten  nicht  er- 1 
reichbar  scheint,  etwas  Systematisches  und 
Zusammenhängendes  über  die   tägliche  Ar- ' 

leitszeit"  zu  liefern,  so  lässt  sich  doch  Oesterreich  bereits  eingeführt  ist,  auch  in 
durch  eine  Anzahl  prägnnuter  Beispiele  ein  Deutschland  immer  häufiger  geäussert.  Einen 
allgemeiner  Ueberblick  über  die  Ausdehnung  Anfang  dazu  macht  die  allerdings  noch 
der  Arbeitszeit  iu  verschiedenen  Industrie-  nicht  streng  gehandhabte  Bekanntmachung 
zweigen  und  Ländern  gew  innen.    Für  die  j  ^treffend  den  Betrieb  von  Bäckereien  und 

1  Konditoreien  vom  4.  März  189(5,  welche  als 
Maximalarbeitstag  nur  13l  2  Stunden  mit 


hier  zunächst  in  Frage  kommenden  liinder 
lässt  sich  die  Darstellung  auf  ein  treffliches 

Vuellenmaterial  stützen,  das  in  den  Jahres-  einstündiger  Pause  gestattet. 


berichten  der  deutschen,  österreichischen 
und  schweizerischen  Fabrikinspektoren  ent- 
halten ist. 

Vergl.  die  Artikel  Normalarbeitstag 
und  So un tagsarbeit ;  ebenso  die  dort 
angegebene  Litteratur. 

Victor  Böhmen. 


II. 

Die  Arbeitszeit  in  den 
einzelnen  Staaten. 

in 


Thatsächliche  Angaben  über  die  Arbeits- 
zeit in  den  einzelnen  Industrieen  und 
Distrikten  des  Deutschen  Reiches  finden 
sich  in  den  Berichten  der  Gewerbe- 
räte, in  den  Verhandlungen  und  Erhebungen 
der  unter  der  Leitung  des  Reichsamts  des 
Innern  arbeitenden  Kommission  für  Ar- 
beiterstatistik, in  den  Jahresbe- 
richten der  Krankenkassen  und 
Lan des versi eher ungsan stalten,  so- 
wie in  den  Erhebungen  des  Verbandes 
der  deutschen  Gewerkvereine.  Im 
Jahre  Inn»  bitten  auftragsgemäss  alle 
I.  A.  in  Deutschland  1010'.  II.  A.  in  deutschen  Aufsichtsbeamten  ihre  Aufmerk- 
Oesterreich  (S.  1017i.  III.  A.  in  Belgien  (S.  1020). ,  samkeit  der  in  den  verschiedenen  Indiistrie- 
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zweigen  zur  Zeit  üblichen  tätlichen  Arbeits- 
zeit zuzuwenden.  Im  Jahre  1*91  wurde 
von  der  Reichsregicrung  eine  gleiche  Vor- 
schrift erlassen  und  von  den  Aufsichts- 
t.ieamten  die  Beantwortung  der  Frage  ver- 
langt: >  Welche  Wahrnehmungen  sind  in 
Bezug  auf  die  Durchführung  und  die  Wir- 
kungen der  gesetzlichen  Beschränkungen 
der  Arbeitszeit  erwachsener  Arbeite- 
rinnen gemacht  worden?*  Im  Jahre  1897 
wurden  den  deutschen  Gewerbeaufsichts- 
k-amten  vom  Reichskanzler  wiederum  drei 
wichtige  Fragen  vorgelegt,  welche  die  Fest- 
setzung des  sanitären  Maximalar- 
beitstages betrafen.  Diese  Fragen  be- 
zogen sich  auf  4j  12Ue  Abs.  3  der  Gew.-Ü., 
wonach  durch  Beselduss  des  Bundesrates 
ffir  wiche  Gewerbe,  in  welchen  durch  über- 
mässige Dauer  der  täglichen  Arbeitszeit  die 
Gesundheit  der  Arbiter  gefährdet  wird, 
Dauer  und  Beginn  der  zulässigen 
täglicheu  Arbeitszeit  und  der  zu  ge- 
währenden Pausen  vorgeschrieben  und  die 
zur  Durchführung  dieser  Vorschriften  er- 
forderlichen Anordnungen  erlassen  werden 
können.  Bisher  sind  liestimmungen  solcher 
Art  bereits  getroffen  für  Walz-  und  Hammer- 
werke. Drahtziehereien  mit  Wasserbot  rieb, 
Glashütten,  Cichorienfabriken,  Steinkohlen-, 
Zink-,  Bleierzbcrgwerken  und  Kokereien, 
Kohzuckerfabriken  und  Zuekerraffinerieeu, 
He«helräume,Phosphor/.ündholzfabrikeu,Blei- 
farlje-,  Cigarren-  und  Giunmiwarenfabrikon, 
Ziegeleien,  Spinnereien,  Bäckereien  und 
Konditoreien,  Buchdruckereien  und  Selirift- 
giossereien  und  für  Konfektion  und  Wäsche- 
fabriken. Teilweise  ist  in  diesen  Betrielien 
eine  wöchentliche  Arlioitszeit  festgesetzt, 
teils  die  Ruhezeit  zwischen  den  Arbeits- 
schichten festgesetzt.  Die  Fragen,  die  der 
Reichskanzler  für  das  Jahr  1897  gestellt 
hatte,  lauteten: 

1.  In  welchen  Gewerben  sind  Wahr- 
nehmungen gemacht  worden,  die  den  Erlass 
weiterer  Vorschriften  auf  Grund  des  Sj  120e 
Abs.  3  der  Gew.-O.  —  Einführung  eines 
sanitären  Maximalarheitstages  —  erwünscht 
erscheinen  lassen?  —  2.  Worin  bestehen 
diese  Wahrnehmungen?  —  3.  In  welcher 
Zeit  wären  Arbeitszeit  und  Pausen  in  den 
\m\ reffenden  Gewerben  zu  regeln? 

Die  einzelnen  Berichte  haben  darauf  zum 
Teil  sehr-  eingehend  geantwortet.  Das  Er- 
gebnis der  preussischen  Berichte  ist, 
dass  für  folgende  fünfzig  Betrielisarten  ein 
Maximalarbeitstag  in  Anregung  ge- 
bracht wird. 

Accumulatorenfabriken ,  Anilinfabriken, 
Bleiuitritfabriken,  Bleihüttcnarbeit ,  Blei- 
weiss  und  Bleizuekerfabriken ,  Brenner  in 
Ziegeleien ,  Cementfabriken .  Chemische 
Fabriken.  Cldorgasfabriken,  Cigarrenfabriken. 
Dekatur-  und  Appreturanstalteu ,  Farben- 


fabriken ,  Fcilenfabriken ,  Flachsspinnerei, 
Gasanstalten,  Glasbläser.  Guinmifabriken, 
Hasenhaarschueidereicn,  Heizer  und  Maschi- 
nisten, Holzschraubenfabriken,  Jutespinnerei, 
Karbonisieren ,  Korkmüllcrei ,  Lackierer, 
Lotereieu ,  Liunnensortieranstalten ,  Ma- 
schinenfabriken, Mennigefabriken,  Metall- 
schleiferei, Methylfabriken,  MUitäreffekten- 
fabriken,  Müllerei,  Xaphtolfabriken ,  Ofen- 
fabriken, Oelinühlen.  Phosphorzündliolz- 
fabriken.  Sal(>etersäurefabrikeii,  Schleifereien, 
Schneidergewerbe,  Schoddyfabriken,  Sehuh- 
niaehergewerbe,  Schwefelsäurefabriken.  Sul- 
fofafabriken,  Tabakfabriken,  Textilindustrie, 
Thomasschlackcninülilen,  Verzinnung»-,  Ver- 
zinkungs-,  Vernickelungsanstalten,  Ziegeleien, 
Zink-  und  Gelbgiessereien  und  Zündholz- 
fabriken. 

Die  direkte  Einführung  einer  täglicheu 
achtstündigen  Arbeitszeit  wird  beantragt 
für  folgende  21  Betriebsarten : 

Blechlötereien ,  Bleiweissfabriken ,  Che- 
mische Fabriken,  gesundheitsschädliche  Be- 
triebe, Explosivstofffabriken,  Feilen fabriken, 
Gasanstalten,  Gefrierlialien ,  Glasbläser, 
Kachelbrenner,  Malzdarren,  Melasseentzuckc- 
rungsanstalten ,  Metallsehleifereieu ,  Nitrir- 
arbeit,  Porzellan  brennet',  Retorteuarbeiter, 
Roburitfabriken,  Säurefabrikeu.  nasse  Thon- 
stiehe, Verzinnungs-,  Verzinkungs-,  Ver- 
nickelungsanstalten, Ziegelbrenner,  Zucker- 
raffinerieen. 

Ein  sechsstündiger  Maximalarbeits- 
tag wird  vorgeschlagen  für 

Accumulatorenfabriken ,  Aescherarbeit, 
Bleifarben-  und  Bleizuckerfabriken,  Blei- 
nitritfabriken. Mennigefabriken,  Nitrobenzol- 
fabrikation,  Ofenfahriken,  Phosphorzündholz- 
fabriken. 

Eine  f  ii  n  f  s  t  ü  n  d  i  g  e  Arbeitszeit  schliess- 
lich wird  beantragt  für  Gummifabriken;  eine 
zwei-  bezw.  I1  jstündige  Arbeitszeit 
für  Gummifabriken,  welche  mit  Schwefel- 
kohlenstoff arbeiten. 

Hierbei  ist  allerdings  zunächst  zu  be- 
achten, dass  die  Vorschläge,  welche  die 
Festsetzung  der  Arbeitszeit  auf  acht  und 
weniger  Stunden  in  Anregung  bringen,  fast 
durchweg  nur  in  einem  Bericht,  dem  für 
den  Regierungsbezirk  Potsdam,  gemacht 
werden,  der  die  vom  Reichskanzler  ge- 
stellten Fragen  besonders  eingehend  unter 
Anführung  reichlichen  Tabellenbeiwerkes 
behandelt.  Ferner  ist  zu  berücksichtigen, 
dass  über  sehr  viele  der  genannten  Betriebe 
sich  nur  einzelne  Gewerbebeamto  äussern. 

Im  allgemeinen  weichen  die  neuesten 
Walirnehmungen  der  deutschen  Gewerbe- 
aufsichtsbeamten aus  dem  Jalirc  1897  in  den 
einzelnen  Bezirken  sehr  von  einander  ab, 
mehr  noch  die  Ratschläge,  welche  über  die 
Festsetzung  der  Pausen  in  den  betreffenden 
Betrieben    gemacht    werden.    Im  Bezirk 
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Potsdam  sagen  alle  Berichtorstattor.  sdass 
die  lokalen  Verhältnisse  und  Einrichtungen 
der  Fabriken,  die  sanitäre  Handhabung  der 
Betriebe,  das  Leltensaltcr  der  Arbeiter, 
günstige  Löhne,  gute  Ernälu-ung.  gesunde 
Wohnung  wichtigere  Rollen  bei  Beurteilung 
des  Gesundheitszustandes  der  Arbeiter 
spielen  als  ütwrmässig  lange  Daner  der 
Arbeitszeit.*  Sehr  wichtig  ist  auch  das 
Ergebnis  der  Rückfragen  bei  Krankenkassen- 
ärzten, welche  dahin  gehen,  dass  es  vor- 
läufig nicht  möglich  ist",  die  unmittelKaren 
Gesundheitsschädigungen,  welche  durch 
Eigenarten  der  Gowerbeltetriebe  verursacht 
werden,  von  denjenigen  Krankheiten  zu 
sondern,  welche  zu  den  Berufsthätigkeiten 
nur  in  mittelUirer  Beziehung  stehen.  Auch 
fehlt  es  vorläufig  an  einheitlichen,  seitens 
der  Krankenkassenärzte  innozulialtenden 
Krankheitsitezeichnungen  für  Geworbekrank- 
heiten.  Auf  der  an< leren  Seite  enthalten 
aber  die  Berichte  auch  eine  Fülle  von 
Einzelheiten,  welche  je  nach  den  betreffenden 
Verhältnissen  eine  Regelung  auf  dem  ge- 
setzlich geöffneten  Wege  dringend  ver- 
langen. Jedenfalls  gelten  die  Berichte  un- 
leugbar wertvolle  Hinweise.  "Wie  sehr  man 
sich  aber  noch  in»  »Stadium  der  Vorberei- 
tungen« Itefindet.  ergieht  sich  aus  dem  Be- 
richt für  Potsdam,  welcher  vorschlägt,  unter 
Zuhilfenahme  der  preussischen  Gewerbe- 
statistik und  der  bereits  in  ausserdoutschen 
Gesetzgebungen  liezeichneten  gesundheits- 
gefährlichen  Betriel>e  Talwllen  zu  entwerfen, 
auf  Grund  dieser  Tabellen  genauere  Fragen 
zu  formulieren  und  behufs  ihrer  Beant- 
wortung Gewerbetreibende  und  Arbeiter 
heranzuziehen.  Bei  diesen  mündlichen  Ver- 
handlungen werde  sich  sodann  herausstellen, 
für  welche  gesundheitsgefährlichen  Betriebe 
sanitäre  Massregeln  ülierhaupt  und  welche 
im  einzelnen  notwendig  erscheinen  und  in 
welchem  Unifange  Einschränkungen  der 
Arbeitszeit  und  der  Beschäftigung  von  Ar- 
beiterinnen und  jugendlichen  Arbeitern  zu- 
lässig seien.     Man  darf  nicht  annehmen. 


so  sehliesst 


Bericht 


nmme 


aller  gesnndheitsgefährlichon  Betriebe  uner- 
messlich  gross  sei.  Die  franzosische  Ge- 
setzgebung nimmt  127.  die  belgische  122 
an.  Manche  von  ihnen  sind  in  der  deutschen 
Industrie  entbehrlich,  andere  wenlen  sich 
für  de»  Zweck  des  sanitären  Maximal- 
ai  beitstages  unter  gemeinsame  Verordnungen 
bringen  lassen.  Ik'V  l'mfang  der  Arbeit 
lässt  sich  also  von  vornherein  ülwrsohen 
und  begrenzen.- 

Unter  Berücksichtigung  des  Materials, 
welches  nach  den  Erhebungen  von  1N97  in 
den  Berichten  der  Gewerboaufsiehtsbeamten  | 
von  Sachsen,  Württemberg,  Baden  und  ver- ; 
schiedeneri  deutschen  Kleinstaaten  vorliegt.' 
ergiebt  sich.  dass  die  thatsächliche  tägliche 


Arbeitszeit  der  deutschen  Arlieiter  gegen- 
wärtig (1897)  im  Durchschnitt  zwischen  9 
und  11  Stunden  schwankt.  Während  »lie 
1885  er  Einhebung  in  zahlreichen  Fällen, 
namentlich  in  dem  ostlichen  Deutschland 
und  im  Königreich  Sachsen,  eine  12  stündige 
und  längere  tägliche  Arbeitszeit  feststellte, 
weisen  alle  späteren  Berichte  stetig  sich 
mehrende  Fälle  von  einem  Zurückgehen  der 
täglichen  Arbeitsdauer  auf,  sodass  man 
eine  allmähliche  Verkürzung  der 
Arbeitszeit  als  die  Tendenz  der 
neuer  e  n  Zeit  festste!  len  kann.  Besonders 
bemerkenswert  ist  der  von  einzelnen  Auf- 
siehtsl>eamten  hervorgehobene  Umstand,  dass 
in  l>etreff  der  Verkürzung  des  Arbeitstages 
die  Arbeitgeber  »len  gerechten  Forderungen 
der  Arltoiter  nicht  mehr  so  schroff  wie 
früher  gogenülterstehon«  und  dass  in  industri- 
ellen Kreisen  »die  Erkenntnis  zunimmt,  dass 
Verkürzung  der  Arbeitszeit  in  gewissen 
Grenzen  keineswegs  ihren  Interessen  zu- 
widorläuftr.  |n  dem  das  ganze  Deutsche 
Boich  umfassenden  Beric  ht  pro  1896  berichten 
die Geworiteaufsiehtsbeamten  von  Magdehurg, 
Posen,  Merseburg,  Koblenz,  Minden,  Han- 
nover, ( H>erhayern .  Nioderbayern,  Gbcr- 
f ranken.  <  ü>erpfalz.  Pfalz,  Chemnitz,  Bautzen, 
Aue.  Bilden.  Hessen  I,  Moeklenbnrg-Strelitz, 
Braunschweig,  Sachsen -Altenbnrg,  Reilos 
ä.  L.  und  Hamburg,  dass  in  ihren  Bezirken 
—  also  in  intensiv  industriellen  Lmdes- 
teilen  —  die  täglichen  Arbeitszeiten  sich 
überwiegend  auf  in — 1 1  Stunden,  ausschliess- 
lich der  Pausen,  belaufen.  In  einzelnen 
Arbeitszweigen  komme  eine  Arbeitszeit  von 
über  11  Stunden  vor,  und  zwar  besondei-s 
in  Ziegeleien,  Kalkbrennereien.  Zuckerfa- 
briken. Sägewerken.  Masehinonhauanstalten, 
Brauereien,  Sehlächtereien  und  Mühlen: 
andererseits  seien  auch  aus  Anlas«  eines 
lebhaften  Geschäftsganges  in  vielen  für  den 
Export  arbeitenden  Industrieen  Uobcrstundon. 
in  Einzelfällen  bis  zu  einer  täglichen  16- 
stüudigen  Arbeitszeit  (z.  B.  während  der 
i'ampagne  in  den  Zuckerfabriken  des  Posenor 
Bezirks)  geleistet  worden,  während  anderer- 
seits auch  hier  und  da  —  namentlich  in 
der  Strumpfwirkerbranehe  —  Mangel  an 
Auftragen  zur  unfreiwilligen  Kürzung  der 
Arbeitszeit  führte.  Für  das  Königreich 
Hävern  ist  für  1896  seitens  der  Aufsichts- 
beamten  eine  besondere  Erhebung  u.  a.  auch 
über  die  Arbeitszeit  in  dem  Schlosser- 
gew o  r  b  e  und  in  den  B  u  c  h  d  r  u  c  k  o  r o  i  e  n 
angestellt  worden.  Als  zusammenfassendes 
Ergebnis  wird  in  der  Einleitung  des  baye- 
rischen  Jaliresberiehtes  1896  mitgeteilt,  dass 
in  der  Schlosserei  durchschnittlich  in  den 
Städten  eine  l<> — 11  stündige.  auf  dem  I,ande 
eine  11— 12  stündige  Arbeitszeit  üblich  sei. 
Im  Buehdmckerge werbe  ist  nach  langen 
Kämpfen  eine  Einigung  zwischen  Arbeit- 
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gebern  und  Arbeitnehmern  über  den  neun- 
stündigen Maximalarbeitstag  erzielt 
worden. 

Von  besonderem  Interesse  für  die  Frage 
der  tüglichen  Arbeitszeit  ist  eine  eingehende 
Erhebung  des  badischen  Fabrikinspektors 
Wörrisliof  fer  in  seinein  Berichte  über 
das  Jahr  1807.  Wörrishoffer  kommt  für 
«las  Gi-osshcrzogtum  Baden  vielfach  zu 
anderen  Residtatcn  als  andere  Aufsiehts- 
beamte.  Sinne  Untersuchungen  ergeben, 
dass  iu  17S  von  im  ganzen  1177  überhaupt 
erlassenen  Arbeitsordnungen  (für  Betriebe 
mit  mehr  als  20  Gehilfen),  also  in  etwa 
15  °o  derselben,  die  regelmässige  Arbeits- 
zeit der  Männer  auf  mehr  als  11  Stunden, 
in  der  Hegel  anf  II1.'  und  12  Stunden, 
manclimal  noch  höher  festgesetzt  worden 
ist  und  dass  eine  Arlieilszeit  von  mehr  als  11 
Stunden  für  männliche  Arbeiter  auch  in 
solchen  Industriezweigen  ziemlich  häufig 
vorkommt,  iu  denen  männliche  neben  den 
weiblichen  Arbeitern  beschäftigt  werden. 
Die  Beschränkung  der  Arbeitszeit  weiblicher 
Arlieitskräfte  hat  demnach  keineswegs 
eine  tl  u  r c  h  s  c  h  I  a ge  n  d  e  W  i  r  k u  n  g  a  u  f 
die  Dauer  der  Arbeitszeit  männ- 
licher Arbeiter  ausgeübt.  Dazu 
kommt  noch  in  Betracht,  dass  die  längsten 
Arbeitszeiten  meistens  iu  Klein- 
betrieben vorkommen,  die  zum  Erlass 
einer  Arlieitsordnung  nicht  verpflichtet  sind. 

Mehr  aber  als  wegen  der  täglichen 
regelmässigen  ArU  itsz»  iten  liegt  für  die 
männlichen  Arbeiter  eine  Ueberanstrengung 
in  den  stattfindenden  IVberstuuden  und  in 
der  langen  Dauer  der  Wechselschiehten  in 
den  auch  Sonntags  im  Gange  gehaltenen 
ununterbrochenen  Tag-  und  Nachtbetrieben. 
Würrishoffer  kommt  insbesondere  im 
Hinblick  auf  die  Verhältnisse  in  der  chemi- 
schen Industrie  zu  dem  Schluss.  dass 
»eine  strenge  Regelung  der  Arln-itszeit  mit 
entsprechenden  Bausen  eingeführt  werden 
sollte».  Ausser  von  Wörrishoffer  winl  auch 
von  vielen  anden.ru  Aufsiehtsbeamten  be- 
richtet, dass  die  Arbeitszeit  in  Handwerks- 
und Kleinbetrieben  eine  längere  sei  als  in 
den  Fabriken.  Die  Nachtarbeit  seheint 
sich  nach  den  Berichten  der  meisten  Auf- 
siehtsbeamten nurauf  die  Fidle  desdringeudeu 
Bedürfnisses  zu  beschränken. 

Was  die  Erfahrungen  mit  der  durch  das 
Gesetz  vom  1.  Juni  islH  erfolgten  Be- 
schränkung der  Arbeitszeit  der 
weiblichen  Arbeiter  auf  täglich  11 
Stunden  betrifft,  so  ermittelte  Würris- 
hoffer in  einer  eingehenden  Erhebung, 
zu  welcher  das  Reich  samt  des  Innern  sämt- 
liche Aufsichtsbeamte  für  das  Jahr  ls!M 
aufgefordert  hatte,  dass  allerdings  in  der 
hadischen  Textilindustrie,  welche  52.2  "o 
weibliche  Arbiter  beschäftige,  sich  die  Ar- 


beitskflrzung  für  die  Industriellen  recht 
nachteilig  mache,  weniger  in  vielen  anderen 
Iudustrieen.  als  z.  B.  in  manchen  Uhren-, 
Papier-,  < 'artonnage- .  Bürstenfabriken .  iu 
Cichorien  fabriken .  Konfektionsgeschäften, 
Oigarrenfabriken  u.  s.  w.,  wo  vor  Erlass  des 
1  SU  ler  Gesetzes  gleichfalls  eine  längere 
als  11  stündige  Arbeitszeit  auch  für  weib- 
liche Arbeiter  eingeführt  war.  Auch  die 
Erhebung  des  Dresdener  Aufsichtsbe- 
amteu  über  diese  Frage  ist  eine  besonders 
eingehende.  Nach  derselben  äusserten  sich 
175  Arl>eitgebcr  in  dem  Sinne,  dass  sie 
bis  dahin  (180-1)  weder  vorteilhafte  noch 
nachteilige  Wirkungen  des  Gesetzes  kon- 
statiert hätten,  21  sprachen  sich  sympathisch 
für  die  Beschränkung  aus,  3  wollen  sie 
nur  auf  verheiratete  Arbeiterinnen  ange- 
wendet wissen,  52  Arbeitgeber  Umzeichnen 
die  Beschränkung  als  eine  den  Geschäfts- 
gang nachteilig  beeinflussende  und  den  Betrieb 
störende,  37  Fabriken  konstatieren  gleich- 
falls die  Störung  mit  dem  Hinzufügen,  dass 
auch  die  Männer,  die  auf  das  Zusammen- 
arbeiten mit  den  Frauen  angewiesen  sind, 
niiiit  weiterarbeiten  könnten.  Die  Arbeite- 
rinnen von  2b  Fabriken,  welche  Saisonar- 
beiten anfertigen,  beklagen  sich  darüber, 
dass  ihnen  durch  das  Gesetz  ihr  bisheriger 
Mehrvenlienst  durch  reberstunden  entgangen 
sei.  Die  übrigen  Berichte  lauten  ähnlich. 
Die  I  ^iter  der  evangelischen  Artieitcrvereine, 
der  Hirsch-Dimkerschen  Gewerkvereine  u.s.w. 
konstatieren  fast  durchweg  eine  günstige 
Wirkung  des  Gesetzes,  auch  bestätigen  die 
Berichte  der  Gewerberäte  für  lsOü*  und  für 
1SU7,  soweit  die  letzteren  erschienen  sind, 
dass  die  Zuwiderhandlungen  gegen  die 
Schutzgesetze  und  Verordnungen,  betreffend 
die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen,  ins- 
besondre hinsichtlich  der  Arbeitsdauer  iu 
stetiger  Abnahme  begriffen  seien. 

Was  die  Ergebnisse  der  oben  erwähnten, 
vom  Reichsamt  des  lunern  für  1->U7  ange- 
ordneten Erhebung  über  die  ev.  Einführung 
eines  sanitären  M  a  x  i  m  a  1  a  r  b  e  i  t  s  t  a  g  e  s 
anlangt,  so  wird  in  den  Berichten  aus 
Bayern.  Sachsen,  Württemberg, 
Baden.  Sachsen- A  Itenburg,  Sach- 
se n  -  Me  i  u  i  n  ge  n ,  Hessen  und  Klsass- 
Lothringen  im  allgemeinen,  meistens 
auf  Grund"  von  eingehenden  Umfragen  bei 
städtischen  und  ländlichen  Behörden,  bei 
Aerzten,  Vorstehern  von  Orts-  und  Fahrik- 
krankenka-sen  und  mit  Bezug  auf  die  Sta- 
tistik der  Krankenkassen  die  gesetzliche 
Festlegung  eiues  MaximalarUntstages  aus 
sanitären  Gründen  als  zur  Zeit  wenigstens 
noch  nicht  für  nötig  erachtet,  dagegen 
spricht  der  württembergische  Bericht 
den  Wunsch  der  Einführung  eines  elf sl fin- 
digen Maximalarbeitstages  für  die  männ- 
lichen Arbeiter  aus.  bemerkt  aber,  dass 
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»solches  im  Hinblick  auf  «lie  wirtschaftliche 
Lage  der  Industriell«3!)  noch  nicht  thun- 
lich sei <.  Es  wird  b'rner  fast  allgemein 
von  den  Aufsiehtsbeamten  der  Wunsch  ge- 
äussert, auf  die  Feststellung  einer  be- 
schränkteren Arbeitszeit  für  die  Heizer  und 
das  sonstige  Bcdienuiigsmatenal  von  Dampf- 
uud  Elektrizitätswerken  sowie  für  die  in 
den  kleinen  Mahll.etriel.on  und  klein«'!) 
Brauereien  beschäftigten  Arbeiter  hinzu- 
wirken. Ausserdem  werden  folgende  gewerl*- 
liche  Branchen  als  solche  bezeichm't.  in 
welchen  ein»'  längen*  als  1<»— 11  ständige 
Arl>eitsz<sit,  welche  sehr  häufig  <h>rt  vor- 
kommt, recht  nachteilig  auf  die  Gesundheit 
d«T  Arbeiter  ein  wirkt :  Ziep*  >1- und  Tlionwanm- 
U'trieW,  Bleih'.tnngeit  und  metallurgische 
BetrielH\  Ha«lernsortier-  und  sonstige  staub- 
entwiekelnde  Betriehe,  Farbwerk«-,  Zneker- 
fahriken  (nur  wählen«  l  der  <"ani'*agneK 
Giunmiwaivnfahrikeii ,  manche  Betriehe 
des  Text  ilgew  eil  >es  n.  s.  w.  Aueh 
dieser  Erhebung  wiiil  fast  allgemein  die 
Thatsache  hervorgeholn-n.  dass  viel  eher  im 
Kloingowerlte.  im  Handwerk  nn«l  in  d-r 
Hausindustrie  die  gesetzliche  Einführung 
eines  Maxiinalarhoitstages  v«»n  m'.ten  wiliv 
als  in  der  Fahrikindustrie.  Der  Mannheimer 
Berichterstatter  konstatiert  für  die  Arbeiter 
i)n  dorti.iren  Pferdebahnliotrich  eine  ls1  •• 
bis  PJstüudige  Dienstzeit.  welch»*  nur  von 
einer  Pause  von  zusammen  2  Stuuden  — 
darunter  die  Mittagspause  von  nur  1."»  Mi- 
nuten Dauer  —  unterhiviehen  winl. 

Was  die  Erhebungen  der  *  K  e  i  ••  Ii  s  k  <>  in  - 
mission  für  Arbeiterstatistik',  an- 
langt, so  sind  die  Haupt resultate  folgende: 

Arbeitszeiten  von  Bäckern.  Müllern  und 
Kellnern. 

Bäcker  ("k147  Fragebogen  gat.cn  Aus- 
kunft über  i:DMM»  lVisoucn) : 


Dampf  in  üblen  (21t  Fragebogen  be- 
richten über  1829  Hilfsi-  rsonen): 

Zeit  Betriebe 
bis  12  Standen  93 
ftber  12—14      ..  67 
1*5      „  23 


43.5 
3'3 

!0.7 


Windmühlen  ({)!).'»  berichteten): 


Zeit 

unter     12  .Stunden 
,  12-14  „ 
,  14-1«  „ 
über  lfi 


Betriebe 
740 
141 

7i 
21 


Prozent 
74 
«4-2 

7.1 

2.1 


W  a  s  s  e  r  m  ü  h  1  e  n  (21 H2  Betriel  >e 
469.")  Hilfsarbeitern  berichteten): 


mit 


Zeit  Bet  riebe 

unter     12  Stunden  923 
.,  12-14      „  333 
..  14-1«      ..  3«4 
Uber  16  1  meist  12-24  St.  *  4S2 

K  e  1 1  n  e  r : 


Prozent 
43.3 

1S.0 

22.0 


Zahl  der 
Kellner 


4378 
4«« 

80:1 


eine  regelmässige   Arbeitszeit  mit 
Einschlnns  etwaiger  Pansen  von 
12  und  I  mehr  als 

weniger  |l2--14  14  - 16  1«-18,  18 
Stunden 


1S7     |   346  |  2154  |  1575  |  116 

Kellneri  11  neu: 
202     |  790    2121  |   959  |  21 

Oberkellner: 
22     |   61    ]  374  |  326  :  20 


j 

Tägliche  Arbeits-  Gewöhnliche 
zeit  mit  Aus-  Bäckereien 
Kchluss  vi>n  Pau-     mit  Nacht- 
uen umllebcrzeil  arl*cit 


bis  10  Stunden 
10-12 
12-14 
14—1« 

1«  und  mehr  ,. 
unbestimmt 


1014 
12S2 
652 
199 
18 
43 


Tag-  '  K«m-  | 
backe-    «lifo-  | 
reieii    rcien  1 


«3* 

3* 

1  " 
3 


61 
219 
1 12 


1.: 


In  grossen  Stä-lton  (über  pHMHMt  Ein- 
wohner) arbeiten  mehr  als  Wo  über  14 
Stunden,  in  :i« ► " f.  der  gewöhnlichen  Bäcke- 
reien ist  1'el.erzcit  an  1  oder  2  Tagen  pro 
Woche  mindestens  2  Stmnlen  üblich.  Die 
Sonntagsruhe  ist  sehr  gering.  —  In  7t  »2  kam 
Nachtarbeit  vor.  Meist  betrug  die  Schicht 
mehr  als  10  Stunden. 


Die  Ermittelungen  über  die  Arbeitsver- 
hältnisse in  der  Kleider-  und  Wäsche- 
fahrikation  ergaben,  dass  in  Berlin  die 
Plätterinnen  eine  11  stündige,  die  Nähe- 
rinnen eine  S— 11,  meistens  10  stündige,  je- 
doch auch  bis  17  stündige,  in  der  Saison 
durchschnittlich  eine  131  2  stündige  Ar- 
beitszeit hatten.  Für  die  Werkstätten 
schwanken  die  Angilben  für  die  effektive 
Arbeitszeit  zwischen  10  Stunden  (Damen- 
und  Wäschekonfektion)  und  17  Stunden 
(Herrenkonfektion).  In  den  übrigen  Städten 
wurde  meist  bei  den  Heimarbeiterinnen 
eine  durchschnittliche  Arbeitszeit  von  II1  i 
Stunden,  in  den  Werkstätten  eine  solche 
von  durchschnittlich  13  Stunden  ermittelt. 
Am  ungünstigsten  lagen  die  Verhältnisse  in 
der  süddeutschen  Herren-  und  Knahcnkon- 
fektion.  wo  meist  eine  14 stündige  Arbeits- 
zeit allgemein  üblich  war.  Zu  gesetzgebe- 
rischen Kinschreituugon  d.  h.  zur  Beschrän- 
kung d«'r  Ausnützung  der  Arbeitskräfte  und 
zur  Festsetzung  von  Mnximalarbeitstagen 
haben  diese  Erhebungen  bis  jetzt  geführt 
int  Bäck  eroige  werbe  und  in  der 
Kleider-     und  Wäschefabrikaton. 
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Seldiesslich  ist  noch  der  Ergebnisse  der 
Arbeitsstatistik  der  deutschen  Ge- 
w er k vc reine  zu  gedenken.  Für  1897 
weist  diese  Statistik  hinsichtlich  der  Dauer 
der  taglichen  Arbeitszeit  folgende  Haupter- 
gebnisse auf:  Durchschnittliche  tägliche 
Arbeitszeit  in  den  Gewerkvereinen  der 
Maschinen-  und  Metallarbeiter  10—11  Stun- 
den ;  der  Fabrik-  und  Ilandartaiter  ineist 
10—12,  ausnahmsweise  bis  17  Stunden 
(Glasartaiter  in  Radeberg  in  Sachsen); 
Tischler  und  verwandte  Hernie  meist  10 
bis  11,  aueh  8—9  Stunden  (Berlin),  7—10 
Stunden  (Elberfeld),  mitunter  12  Stunden 
(Oberschlesien.  Pommern,  Sachsen):  Schuh- 
macher meist  11  — 12  Stunden,  mitunter  10, 
auch  in  drei  Füllen  13 — 14  Stunden:  Gerlier 
und  Lederzurichter  meist  1 1  Stunden,  selten 
in,  einige  Male  12  Stunden;  Sattler  und 
Kürschner  meist  10 — 11  Stunden,  einmal 
1.1  Stunden:  Textilarbeiter  meist  11  Stunden, 

10  Stunden  in  Berlin,  Chemnitz,  Grossen- 
hain. I «ingeubielau.  Meissen.  Müuchsherg  in 
Bayern,  12  Stunden  in  Neuruppin;  Klemp- 
ner und  Metallarbeiter  meist  10 — 10'  > 
Stuuden,  11  Stunden  (Crottendorf  in  Sachsen, 
Hagen.  Königsbrück,  Rathenow.  Remscheid), 
8 — 12  Stunden  (Berlin  VI);  Sehneider  und 
verwandte  Berufe  ineist  11  Stunden,  viel- 
fach 13  und  14  Stunden,  10  Stunden  (Ans- 
bach in  Bayern.  Erlangen,  Hagen  in  "West- 
falen). 8—9  Stunden  (Quedlinburg),  14 — IT» 
Stunden  (Leobsehütz  in  Schlesien,  Berlin  I). 
13— 15  Stunden  (Ijandsberg),  13 — 14  Stunden 
(Merseburg),  12—14  Stunden  (Rostock, 
Sprottau,  Berlin  II).  15— IG  Stunden  (Königs- 
berg in  Preussen):  Bauhandwerker  meist  10 
bis  11  Stunden, 9 Stunden  (Berlin):  graphische 
Berufe  und  Maler  meist   9—10  Stunden, 

11  Stunden  (Annaberg,  Bautzen.  31  finster  in 
Westfalen.  Zittau):  Cigarrenartaiter  meist 
10—11  Stunden,  8  Stunden  (Bietarach) ; 
Tör.fer  und  andere  Arbeiter  10—11  Stunden, 
11'  3  Stunden  (Turnau  in  Bayern):  Bildhauer 
und  verwandte  Berufe  9 — 10  Stunden,  8 — 9 
Stunden  (Berlin).  11  Stunden  (Karlsruhe. 
Posen):  Konditoren,  Backer  etc.  10—14 
Stunden :  Bergarbeiter  8—9  Stunden ;  Schiffs- 
zimmerleute  10  Stunden,  11  Stunden  in 
Greifswald,  Wolgast;  im  Verein  der  Kauf- 
leute ist  die  tägliche  Arbeitszeit  zwischen 
9  und  14  Stunden  angegeben. 

In  der  Textilindustrie  des  Ol>erelsass, 
wo  die  effektive  Arbeitszeit  in  den  grösseren 
Geineinden  11  Stunden,  in  den  Gebirgs- 
gegenden vielfach  etwas  mehr  beträgt,  macht 
sich  die  Neigung  geltend,  die  Arbeitszeit 
z  u  verkürzen.  In  der  grossen  Fabrik 
Dollfuss-Mieg  in  Mülhausen  ist  seit  Mär/. 
1890  der  10 stündige  Arbeitstag  eingeführt; 
soweit  die  Handarbeit  überwiegt,  hat  sich 
die  Tagesproduktion  nicht  vermindert,  hin- 
sichtlich der  Maschinenproduktion  lässt  sieh 


ein  endgültiges  Urteil  noch  nicht  abgetan. 

In  Magdeburg  hat  ein  grosses  Eisen- 
und    Emaillewerk  für  Arbeiterinnen  eine 
achtstündige    Arbeitsdauer  einge- 
führt.   In  den  Vororten  Berlins  ist  jetzt  in 
einer  Anzahl  von  Betrieben  eine  verkürzte 
Arbeitszeit  von  7' 2 — 8'?  Stunden  einge- 
führt. In  Xiederbayern  und  der  Pfalz  hatten 
ca.  60°;o  der  revidierten  Fabrik  betriebe  unter 
11  Stunden  Artaitszeit.    In  Hamburg  be- 
trägt die  Arbeitszeit  für  Frauen  in  Fabriken 
nur  noch  selten  11  Stunden,  meist  9 — 9'  s 
Stunden.     Mannliche    Arbeiter    sind  ta- 
i  sonders  erschöpfenden  Arbeitszeiten  ( 1 4  bis 
18  Stunden)  nutunter  in  Ziegeleien.  Zucker- 
fabriken.  Sägereien.    Mühlen,  Brauereien 
!  unterworfen.    Ueber  die  langen  Arbeitszeiten 
der   Wechselsehiehtartaiter    berichten  die 
Gewerlteinspektoren    für    Posen.  Würzen, 
Württemberg I  aus  Ziegeleien,  Zuckerfabriken, 
|  Kalköfen,  Oelfabrikeu,   Draht-   und  Stifte- 
|  fabriken.  Die  Tendenz  zur  Abstellung  langer 
Arbeitszeit  wird  aber  bemerkt :  und  die  Kr- 
i  kenntnis,  dass  kürzere  Arbeitszeit  auch  im 
I  Interesse  des  Unternehmers  liege,  bricht 
|  sich    allmählich  Bahn  (Potsdam,  Minden, 
;  Schleswig,  Magdeburg.  Düsseldorf,  Frauken^ 


Lo 


»zig 


In  d, 


n  königlichen  Werkstätten 
in  Spandau  beträgt  die  Arbeitszeit  inkl.  zweier' 
1  1  stündiger  Pausen  lo  Stunden ;  Sonnabends 
8  Stunden.  Früher,  als  sie  11  Stunden  be- 
trug, verdienten  die  Leute  tai  gleichein 
Accordsatz  auch  nicht  mehr.  In  der  Sohwarz- 
walder  Uhrenindustrie  haben  die  Fabrikan- 
ten vielfach  die  Arbeitszeit  von  11  auf  10 
Stunden  herabgesetzt.  Die  Aufsichtstaamten 
bestätigen  vielfach,  dass  die  Unfälle  mit 
der  Verkürzung  der  Arbeitszeit  sichtlich 
abnehmen. 

Andererseits  wird  besonders  in  den  Hand- 
werks- und  Hausindustrioen  darüber  ge- 
klagt, dass  unter  der  laugen  Dauer  der  Ar- 
beitszeit Gesundheit  und  Familienleben  der 
Arbeiter  leide. 

Die  Gewerkschaft  der  Metallhrancho 
stellt  in  ihren  statistischen  Erhebungen  ütar 
die  I^age  der  Metallarbeiter  Leipzigs  und 
der  Umgebung  für  das  Winterhalbjahr  1890  97 
fest,  dass  die  Arbeitszeit  in  den  meisten 
Betrietan  10  Stundeu  beträgt ;  verschiedene 
Klempner-  und  Schmiedewerkstätten  haben 
\)xa  Stunden,  letztere  auch  mitunter  9  Stun- 
den, einzelne  Schmieden  atarauch  11  Stunden. 
In  Schlosserwerkstätten  haben  die  Gesellen 
vielfach  10  Stunden,  die  Lehrlinge  11  Stundeu. 
mitunter  sogar  12  Stunden  Arbeitszeit.  — 
Uetarstunden  kommen  vor  in  47,0  °o  der 
Betriebe,  haidig  2  Stunden  täglich.  Sonn- 
tagsarbeit  ist  üblich  in  einigen  Klempner- 
und  Scldosserwerkstätten.  Die  Eisentahn- 
Rej»aniturwerkstätten  artaiten  nur  10 Stundeu 
täglich.  Bio  Jalonsiefabrik  vou  II.  Freese- 
Berlin  tat  seit  1892  den  Achtstundentag  ein- 
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geführt.  Ks  ist  auch  bei  reiner  Maschinen- ;  «lie  Arbeit  der  jungen  Leute  nicht  entttehrt 
arU-it  in  S  Stunden  nicht  weniger,  sondern  j  wenlon  könne,  diesen  aber  nur  eine  Utstfln- 
mehr  und  ebensoviel  erzielt  worden  als  vor- '  dige  Arbeitszeit  zustehe,  die  von  den  älteren 
her  in  1*,  U1  *  und  mehr  Stunden  (Frcese  •  Arbitern  länger  gearbeitete  Zeit  eine  für 
Fabrikantensorgen  >.  I>  r  Achtstundentag '  diese  wenig  lohnende,  für  die  Unternehmer 
Wsti  ht  ferner  in  einigen  Berliner  Fabriken,  •  aber  ein»*  zu  kostspielige  werde.«.  Dass  die 
in  «'hier  Glashütte  zu  Gerresheim  und  teil-  wirtschaftliche  S  ite  dieser  Frage  etwas  für 
weis»-  in  einer  <  »elfabrik  in  Harburg.  sich  hat.  ist  nicht  zu  verkennen,  jedenfalls 

Ein  Erlass  des  iVenss.  Arbeitsministers  v.  würde  bei  Einführung  eines  Xormalarbeits- 
•_'."».  Aprill  v."2  setzt  die  tägliche  ArWitsdaner  tages  von  In  reinen  Arbeitsstmiden  ein 
der  liahnljeiü.  nst'  ten  z.  15.  Lokomotivführer ,  IVbersohrciten  der  zidüssigon  Arbeitszeit 
inkl.  der  für  Putzen.  Heizen,  Kehligen  etc.  junger  Leute  im  Alter  von  11— 10  Jahren 
aufgewendeten  Zeit  auf  12  Stunden  fest.  I  weniger  oft  vorkommen.  Besonders  bemerk- 
l  >ic  Verkürzung  der  Arl>eitszeit  in  den  königl.  I  lieh  Lb-iLr.  dass  dieser  Wunsch  zumeist  in 
pnuss.  For/ellanfabriken  |1M»2|  und  die  am  Kreisen  der  Spinnereiindustrie  laut  geworden 
7.  Juli  l^lM»  vom  Minister  des  Innern  ver-  ist.  Es  wird  auch  von  andeivu  Aufsiclits- 
fügte  Festsetzung  der  täglichen  Arbeitszeit  Warnten  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass 
der  Aufsieh tsbeamteu  i:i  den  Strafanstalten  die  Leistungsfähigkeit  der  Arbeiter  mit  einer 
auf  y  Stunden.  \ erdient  ebenfalls  Erwähnung,  zu  langen  Arlicitszeit  sich  verringere  und 
Am  Juli  1's'j7  nahm  die  .städtische  He-  die  Unglücksfälle  sich  vermehren,  da  natur- 
hönle  von  Frankfurt  a.  M.  eine  Vorlage  an.  gemäss  schon  nach  12  Arbeitsstunden  die 
welche  die  AH>oitsz<it  in  den  städtischen  Sjiannkraft  und  Aufmerksamkeit  der  Leute 
Anstalten,  die  besonders  gesundheitsschädlich  abnehme...  Andetvrseits  winl  an  der  Hand 
sind. auf  m  Stunden  beschränkt,  wähn-nd  die  praktischer  Erfahrungen  darzuthun  gesucht, 
Arbeitszeit  in  den  übrigen  »tädti-chen  l^t  - ,  dass  eine  angemessene  Herabsetzung  der 
trieU-n  auf  in  Stunden  festgesetzt  wurde.  Arbeit sdauor,  etwa  auf  In  Stunden,  die  Güte 
Beachtenswert  ist  eine  öffentliche  Mahnung  der  Arbeit  erhöhen  und  zugleich  die  Menge 
der  Ortskrnnkeiikasse  III  in  München  an  der  hergestellten  Produkte  nicht  vermindern 
die  kaufmännischen  Arbeitgeber  (April  lv"-s>,  werde. 

welche  die  typischen  Krankheiten  der  w.ib-  Angesichts  der  überwältigenden  Erfah- 
iiclien  Versicherten:  Bleichsucht.  Blutarmut,  rungon  zahlroicherAufsiehtsheamten  sowie  der 
nervöse  Erschöpfung  und  in  der  weiteren  Kommission  für  Arltciterstatistik  und  in  Au- 
Entwickelung  Tuberkulose  auf  die  Scliäd-  bet rächt,  dass  in  manchen  Gewerben  die 
liehkeit  des  Berufs,  insbesondere  auf  die  zu  tägliche  Arbeitszeit  sogar  noch  bis  16  St  un- 
lange Arbeitszeit  und  die  zu  kurzen  Pausen  den  ausgedehnt  winl  und  dass  gegen  diese 
wähn-nd  dorselU-u  znrüekfühil.  Mit  Kecht  Ausdehnung  der  täglichen  Arlxitszoit  und 
richtet  sich  die  Bitte  der  Krankenkassen-  der  Sonntagsarboit  einzelne  Behörden  und 
Verwaltung  um  Abhilfe  nicht  nur  an  die  Fabrikanten  machtlos  sind,  sobald  auch  nur 
kaufmännischen  Arbeitgeber,  sondern  auch  eiue  klein.'  Anzahl  von  I'nternehmen»  bei 
an  das  kaufende  Publikum.  schlechten  Sitten  verharrt,  erscheint  die  Frage 

Im  allgemeinen  ziehen  sich  die  Klagen  wohl  berechtigt,  ob  es  nicht  an  der  Zeit  ist, 
über  zu  lange  Arbeitszeit  wie  ein  roter  Faden  das,  was  bei  7n  oder  so  und  mehr  Prozent 
durch  die  Berichte  der  deutschen  Ge  worin der  Arl>oitgeher  b-n-its  löbliches  Gewohn- 
anlsichtsbeauiten.  Charakteristisch  ist  die  heitsiveht  geworden  ist,  nunmehr  zum  Ge- 
Mitteilung  eines  Zwiekauer  Berichtos  aus  si'tz  zu  erheben  und  wenn  auch  keinen 
dem  Jahre  lssS;  Hie  Fabrikanten  selbst  X o r in alarU-itstag,  doch  einen  Maximal- 
sind  Gegner  der  eingeführten  langen  Arbeits-  arlr.  itstag  als  Gnnzo  der  täglichen  Arbeits- 
zeit: aber  es  scheut  sich  jed.  r  Arbeitgeber,  zeit  einzuführen,  damit  notwendig»-  sani- 
mit  der  Verminderung  derselben  den  Anfang  täte  und  sittliche  Fortsehritte  nicht  länger 
zu  machen  in  der  Befürchtung,  dass  er  zu  aufgehalten  und  Missstimmungen  in  Arbeit- 
wenig Xachahnvr  fände  und  in  seiner  Kon-  geber-  und  Arbeitnehnierknnsen  vermieden 
kurren/.fähigkeit   geschädigt   würde.     Eine  weiden. 

gesetzliche  H.  gelung  der  Arbeitsdauor  und  Es  ist  besonders  auffallend,  dass  geworb- 
B-'schränkung  derselben  auf  die  Zeit  von  liehe  Sonntagsarboit  nicht  nur  in  Deutsch- 
früh «i  bis  abends  7  Ihr  würde  bei  dem  land.  sondern  elnrnso  in  Oesterreich,  in  der 
grössten  Teile  der  Arbeitgeber  auf  keinen  :  Schweiz,  in  Frankivieh.  Belgien  und  ül*r- 
Wiib-rspnich  stufen.-  Xach  der  Mitteilung  haupt  auf  dem  eunipäischeu  Kontinent  trotz 
des  Aufsiehtsbeamten  für  den  Bezirk  aller  g«>etzliehen  Vorschriften  noch  so  lein- 
<  heninitz  wurde  in  Fabrikantenkivisen  ludt  I»  trieben  winl  und  zu  so  vielen  Klagen 
mehrfach  der  Wuuseh  nach  Einführung  eim-s  der  Arbeit,  r  Veranlassung  bietet,  während 
XormalarlM.-itslages  von  In  Stunden  reiner  in  England  und  auch  iu  den  Yenunigten 
Arlicitszeit  ausgesprochen  und  damit  Ih>-  Staaten  von  Amerika  tn.rtz  eines  viel  regen 'ii 
gründet,  dass.  da  in  vielen  Industriekiviseii  Geschäftsk-Ums  und  Welthandels  doch  die 
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Sitte  auch  ohne  gesetzliche  Vorschriften 
den  Sonntag  streng  zu  hcUigen  pflogt  un«l 
sogar  di  r  Sonnabend  Nachmittag  meist  den 
Arbeitern  freigegeben  wüil.  Das  neue 
Jahrhundert,  wüil  in  dieser  Beziehung  ge- 
wiss bald  Waudel  schaffen  und  dafür  sorgen, 
dass,  wenn  edlere  Sitten  und  religiöse  Ge- 
sinnungen nicht  Macht  genug  lx»sitzen  sollten, 
«las  (je setz  des  Staates  od« t  der  Gemeinde 
die  noch  widerstrebende  Minorität  nötigt, 
ihren  Erwerbssinn  zu  bezähmen  und  un- 
lauteivn  Wettbewerb  auf  Kosten  von  Ange- 
stellten. Arlieitern  oder  Dienstlioten  zu  unter- 
lassen. Es  erscheint  notwendig,  dass  sieh 
all«-  Kulturmenschen,  mögen  sie  Protestanten 
o<ler  Katholiken  oder  Juden  sein,  recht  l>ald 
entsehliessen,  ebenso  wie  die  Engländer  und 
Amerikaner,  den  Sonntag  mit  allen  ihren 
Angehörigen  und  Hausgenossen  auch  da- 
durch zu  heiligen,  dass  sie  ihre  Hauiitlw- 
soiguugen  für  den  Sonntag  schon  am  Sonn- 
aU ud  Nachmittag  erledigen  und  sich  am 
Sonntag  mit  einfacher  Kost  und  wü-kiieher 
Einkehr  und  Hidie  begnügen,  damit  auch 
Bäcker,  Fleischer,  Friseure.  Blumen-  und 
Cigarrenhändlcr  und  andere  Verkäuferund  vor 
allem  auch  alle  Arlieiter  und  Dienstboten 
am  Sonntag  einen  wirkÜchen  Feiertag  und 
Feierabend  für  sich  haben,  anstatt  gerade 
am  Sonntag  für  Schlemmereien  und  Zeche- 
reien und  rauschende  Vergnügungen  aller 
höheren,  mittleren  und  auch  unl«'inittelten 
\  olksk  lassen  sorgen  zu  müssen.  Wenn  i'Uht- 
hau[tt  <  ioetzgebung.  Verwaltung  und  Polizei 
notwendig  sind,  so  müssen  sie  vor  allem 
zur  Wahruug  der  Sonntagsruhe  und  zum 
Schutze  der  Schwachen  gegen  l'eberarl>eit 
und  Ausbeutung  in  Anwendung  kommen: 

Litteratnr:  Itaoul  jay.  Li  Limitation  legal. 

<"  i'i  j,, ,»■„.'.  ,lr  tiantil  ,„  Sxitm,  7.v«/.  —  Jl. 
Martin.  Vrrkiirzung  dir  Arheitsu  it  i„  Hcinnx 
Acch. /.soziale  *;,;,/;,„ l„  ii.  Statistik,  /Iii.  Vlll, 
J* M.  -  -  i  oityii*  iiitrnifif.  d'Anrcr*  mir  In  legis- 
hitiuH  ,/,,  Trarail  ao'it.  l.v.'j.  Sietion  II:  Itnn* 
i/iiflli.t  conditions  In  limitation  des  Innres  dr 
a-t-'lle  -t-'  t'toUlir  f  C-mment  joiicionne 
>l    guris    e,i   out  Iis    n'xuluiur  Uapport« 

j,ar  II.  'Il*,n.  Sur.  gen.  du  Mmiet.  de  Linter. 
<!>  Xuncigr.  —  Ocrselbc.  Im  j,  mm  er  tili 
tfir, lil    it    *,/    ,,',!,„  tiuit    j*r<»trrs*irr.  Hnppurt 

jkii-  M.  ili  tj,o'cke>:  —  />»•.  Jternharü  Hont, 
Ih  r  achtstündige  X,rmal,irbeitstag,  L-  i/'zii/  l$Ut\. 
■ —  Hr.  Max  llirnch,  Arbeit,  rschntz  in*l,es.  iL 
Mu.fi uutln ein  itstag  •  uln  Standpunkte  ilrr  deutschen 
(ictrrrkrercilte,  Iterlin  lyjtl.  —  J'J'.  Theodor 
Traub.  Kürzirr  Arbeitszeit  mit  I»*.  Ilerücksich- 
tigu,,g  de*  I'rugr.  iL  er.ing.  Arbi.  it-  rrrr<  im 
i.  i-tnitj.-*iK.  Zeit/ragen  j,         —  Max  Stephan, 

!>•<    Xu r;i, tri..  ,/rlag,    L-iytig    }SU.'t.  ■ —  iVo/'. 

I.ujo    Hrcntano.    l.l-r    da*  Yerhdlt 

.Irin  dsiuhn    u„,l  Aii'eits;,  it    zur  Arbeitsleistung, 

It '.>■"..  •  ■■  Hr.  Max  JHrmh.  Arliritsstntistik  der 
"''  "''('/ii  «  (ieirrrkre.reine  'if.-ihi/iir  l.sui,  Ilrrlin. 

I>  r  ii  r  k  s  u  f  Ii ,  n    ihr    A'c  tu  In  *'.<.</<»  //    f  ,i  r 
A  ihr  i  tirstv  t  i .  1 1  k ,  \'trl,ui«ltu>,rj< «,  IWUr'l,,,,,- 


tjrii  «Ur  ,lif  ArlniUzril  it,.  »)  in  Htickrrrien 
und  Kiiniliturrirn,  U)  ilrr  Lehrlinge  im  llumhU- 
ijnrrrU,  n  (irHviihmühli  fi,  il)  ihr  K-Iliirr  und 
A'rllui rinnen,  r)  lim  Kilrlfiipermumh  in  Cut- 
und  SchankirirUehalttn,  /)  in  der  Kinder-  und 
Wiuxhckiinfiction.  —  Berichte  der  l:  k.  Oe- 
verlteintpektioHcn  filier  ihre  Amtrtluitiijkeit ,  Wien. 
• —  Hr  richte  der  Knnttnuiregitrnnijen  iiher  die 
Auußihiunij  de*  Humiettfewtxt*  betr.  die  Arbeit 
in  den  Fabriken.  —  Cuternuchunffen  Mir  di>- 
IaHJc  iL  Ilmhr.  V.  j.  .V.  /*.  /W.  1—10.  _  (hlv 
Olhri'U,  Ihm  Elend  in  d.  Ilmmimhmtrie  der 
Konfektion,  I^iftiuj  Mcyerrn,  Ihe  I>. 
yehunj  der  Arbeitszeit  in  Ilde krfeien  und  Kon- 
ditoreien, Ilrrlin  /.v.7ri.  —  Ur.  ./.  Fftff.  //«»/.»- 
ycirerbe  und  I'atirikln-trieb  in  it.  Herl.  \V,i*cl,e. 
induttrir  (.Schmolle™  «taats-  u.  *oi.  iriei».  Fi'Mcii. 
lid.  14,  l.suii/.  —  M.  Freene,  Fidirikanteim-nij,  u, 
Ilrrlin  l.SU'i.  —  Die  I.ebeim-  und  Arbeitt,  er- 
hiiltnUse  der  Wiener  Loltmirbeitriii,,,, -,i. 
l'iiter»urhun<jrn  nUr  die  hujr  dr*  lI„t,dirr>Li 
in  thttfi-rrieh.  --  Stnti*ti*rh~r  FrltcbuiKje,,  über 
/."Am-  und  Arbeits,  erh,iltuti*e  in  der  Metall- 
industrie   Leipzig*   lS'.it,  H7 ,     Leipzig  7>f','.   

ii.  IhjlirrnJ'urth  .  IHe  hnusiudustrielleu  Ar. 
beileriune»  in  der  Ilrrliner  libnisen-,  (  iitermck-, 
Sehürziu-  etc.  Konfektion  (Srhuuillrrx  mz.  tc/.-... 
Forschungen/,  lS'JÜ.  —  Sander.  IHe  I,,,gi  d.* 
Ihtrbier-  und  Frisritrgeirerbes,  München  /.vv.v. 
—  Allgeiu.  Schweiz,  (.'ru-erkscho/tsbund,  IS-rüht 
iL  Jtumlesromite*  lS'Jf.  !>7 ,  Zürich.  —  )Va<lllll. 
Ikiily  Wirkung  Time,  Boston  ly.it t.  -  -  Luthrty 
Knorr,  Der  XarvnilnrbtiWog,  .'.Aufl.,  Leipzig 
l.sso.  —  II'.  Ilrnnlyttcn,  Der  achtstündige 
Ai-Itcitstiig,  il.  Aufl.,  Kiel  und  Leipzig  iy>0.  — 
Heinrich  Frön  bei,  Bit  tägliche  Arbi  ■itszeit  in 
Industrie  und  La  10I ir i rt*c httjt ,  Leipzig  As>  .'.  — 
Sttlney  mul  Beatrire  »ebb,  Ihr  S.,m„>>- 

uebtiUhig  und  die.  r),gli*rhe,i  t ;,  ,1 r,k*cl,ofl, ü, 
Iii nuii.i  A cell iv,  IX.  Ild.,  Ilrrlin  l.s:>f,. 

Victor  lliihiiicrt. 


11.  Arbeitszeit  in  Oesterreich. 

Die  in  Österreich  für  fabrikmässige  Be- 
trielM-  ge>et/.Jich  festgesetzte  tägliche  Ar- 
beitszeit von  höchstens  11  Stund. -11  findet 
in  d<  n  Berichten  der  österreichischen  Ge- 
werlK'iiisjiektoivii  im  grossen  und  ganzen 
eine  günstige  Beurteilung  und  wird  von  der 
Kegierung  und  den  Aufsichtsbeaniteii  nach 
Kräften  aufrecht  erhalten.  Viele  Betriebe 
haben  iM'ii-its  eine  niedrigere  Arbeitszeit 
freiwillig  eingeführt.  Dies.1  Thatsaehe 
ist  luTcits  in  der  ersten  Auflage  dieses 
Werkes  ans  den  österiviehisehen  Gewerbe- 
iiis{>cktionsl>eri<  Ilten  von  1SS7  und  l>Ss  nach- 
gewiesen wonlen.  Ein  Eilass  des  öster- 
reichischen Handelsministeriums  vom  Juni 
lsss-  hatte  angeordnet,  dass  auch  diejenigen 
ü  fabrikniässig  I»  triebeneii .  haujitsächiieh 
der  Textilindustrie  angehörigen  Geweibe- 
kategorieeii.  denen  behufs  Erleichterung  des 
Uelierganges  zur  täglichen  3Iaximalai  l<eits- 
zeit  von  11  Stunden  noch  einige  Jahn-  lang 
eiy  Zeit  von   ]2  Arbeitsstunden  gewährt 
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worden  war.  vom  11.  Juni  18SS  an  nicht 
mehr  als  tätlich  1 1  Stunden  arbeiten  dürfen. 
>Die  weiten'  Krstroekung  schien  elteu  nicht 
mehr  geboten.  < 

Weiter  war  im  Jahre  1SXS  in  Oester- 
reieh  ein  Ministerialerkss  erfolgt,  welcher 
aussprach,  dass  die  Vor-  und  Nach- 
mittag s pa u s en  der  Arbeiter  der  Arlteits- 
zeit  anzurechnen  seien,  wenn  von  der  Ab- 
stellung der  Maschinen  abgesehen  wenle. 
Dieser  Erlass  war  dadurch  veranlasst  worden, 
dass  einzelne  Betriebe  es  mit  der  Einlialtung 
dieser  Pausen  genau  nahmen,  d.  h.  —  die 
Arbeit  wirklich  einstellten,  andere  al>er  el>en 
nur  das  Einnehmen  einer  Mahlzeit  wahrend 
des  Betrieltes  gestatteten,  dritte  endlich  dem 
Arbeiter  das  Verlassen  der  Maschinen  zu- 
gestanden, sobald  eine  wechselseitige  Ver- 
tretung, d.  h.  die  Ucbernahme  der  Arl>eit 
für  den  zeitweilig  Aastretenden  durch  andere 
Platz  griff. 

Die  an  den  Ausfall  der  12.  Arbeits- 
stunde sowie  au  die  Arbeitsverkürzung  durch 
schärfere  Fassung  des  Begriffes  Pause< 
geknüpften  Befürchtungen  liahen  sich  nicht 
erfüllt.  Die  Textilfabriken,  welche  einsichts- 
voll genug  waren,  den  Arlteitorn  den  Ver- 
dieiistentgang  der  12.  Stunde  durch  Lohn- 
erhöhung wett  zu  machen,  sehen  die  Aende- 
mng  sich  in  Ruhe  vollziehen.« 

Die  neuesten  Berichte  der  österreichischen 
Gewerheinspektnren  über  ihre  Amtsthätig- 
keit  im  Jahre  1*97  bestätigen  und  ergänzen 
jene  früheren  Angaben  von  1S-S~  und  lsss 
und  sind  den  nachstehenden  Mitteilungen 
vorzugsweise  zu  Grunde  gelegt.  Von  den 
im  Jahre  ISO?  durch  die  österreichischen 
( tewerbeinspoktoren  besuchten  4473  fabrik- 
mässigen  Betrieben  betrug  die  Arlteitszeit 
in  lSK-i  Unternehmungen,  also  in  mehr  als 
12  °o  »1er  Gesamtzahl  der  Itesuehten  Betriebe, 
weniger  als  11  Stunden,  was  i  minor- 
hiu  als  Beweis  dafür  gelten  kann,  dass  die 
Bemühungen  für  Abkürzung  der  Arbeits- 
zeit im  Laufe  der  Jahre  doch  nicht  ganz 
erfolglos  gebliclten  sind.  Am  günstigsten 
stellt  sich  das  Verhältnis  im  Buchdrucker- 
gewertn«,  in  welchem  alle  fabrikmassigen 
Betrieb  eine  kürzere  als  11  stündige  Ar- 
beitszeit aufwiesen ,  während  in  den  be- 
suchten Maschinenfabriken  7S°.o  und  in  den 
Betrieben  der  Metallverarbeitung  etwa  07  "  o 
weniger  als  11  Stunden  täglich  arbeiteten. 
Die  Textilindustrie  beharrt  in  der  über- 
wiegenden Mehrzahl  auf  dem  Elfstunden- 
tage; nur  22  °o  der  besuchten  Betriebe" 
«lieser  Branche  begnügten  sich  mit  einer 
kürzeren  Dauer  der  täglichen  Arbeitszeit] 
Der  allgemeine  Bericht  des  (..'entralgewerbe-  | 
Inspektors  hebt  hervor,  dass  die  iusl.icsondcrc  j 
v«.n  Seiten  der  organisierten  Arbeiterschaft 
ausgehenden  Bestreitungen  nach  Vcr- 
kürzuiig  der  täglichen  Arbeitszeit, 


den  gemachten  Wahrnehmungen  nach  im 
Jahre  ISO"  keine  besondere  Förderung  er- 
fahnm  haben . 
suche    in  die; 
worden  sind, 
tlie  Arbeitszeit 
kürzt  worden. 


dass  jedoch  einzelne  Ver- 
?r  Kiehtung  unternommen 
So  ist  im  Hauptmfinzamt 
von  10  auf  9  Stunden  ge- 
Es  winl  ferner  die  Herab- 
setzung der  Arbeitszeit  auf  lo  Stunden  in 
4  grosseren  Textilberrielten  erwähnt.  In 
einer  Spitzenfabrik  wurde  für  die  Spitzon- 
maschinon  die  S  stündige  Arbeit  eingeführt, 
ebenso  in  einem  Elektricitätswerke.  — • 

Der  Gewerbeinspektor  des  Bezirks  Brünn 
berichtet:  »Bezüglich  der  42  Fabriken  der 
Textilindustrie,  die  sich  zumeist  in  Brünn 
und  Umgebung  befinden,  kommt  zu  er- 
wähnen ,  dass  die  Arbeitszeit  nicht  genau 
B^  i  Stunden  dauert,  diesellieu  haben  viel- 
mehr nachfolgende  Arbeitszeit:  Montag 
10  Stunden,  Dienstag.  Mittwoch,  Donnerstag 
und  Freitag  10' i  Stunden.  Samstag  9*  i 
Stunden.-  Aus  dem  Bezirk  Troppau  wird 
berichtet:  «In  nahezu  25  "o  der  besuchten 
Betrielte  beträgt  die  effektive  Arbeitszeit 
weniger  als  11  Stunden,  was  zu  der  Hoff- 
nung heivchtigt,  dass  diese  mit  Rücksicht 
auf  den  Schutz  der  Gesundheit  der  Hilfs- 
arbeiter bedeutsame  Erscheinung  mit  der 
Zeit  immer  allgemeiner  werden  wird.< 

In  betreff  der  Uebersch  reitu  nge  n 
der  gesetzlich  n  o  r  m  i  e  r  t  e  n  A  r  b  e  i  t  s  - 
zeit  ist  den  österreichischen  Gowerbe- 
ins|M.'ktionsb< 'richten  zu  entnehmen,  dass  im 
Jahre  1S97  in  470  Betrieben  mit  Uelter- 
stunden  gearbeitet  wurde,  und  zwar  erfolgte 
diese  Ueberstundenarbeit  in  Hi9  Fällen  auf 
Grund  blosser  Anmeldung  und  in  04»  >  Fällen 
nach  vorhergegangener  Bewilligung  durch 
die  Gowerbebehördon.  (Die  Zahl  der  von 
den  österreichischen  Gewerltebehörden  erster 
und  zweiter  Instanz  bewilligten  Arbeitszeit- 
verlängerungeti  hatten  im  Jahre  1SS7  500 
und  1-SS8  591  betragen.)  Die  Gesamtzahl 
iler  in  den  mit  Ueberzeit  arbeitenden  Be- 
trieben beschäftigten  Arbeiter  betrug  im 
Jahre  1S97  10SS14,  von  welchen  nur  33751, 
also  30,0 °'o,  zur  Ueberstundenarbeit  heran- 
gezogen wurden.  Die  Verlängerung  der 
Arbeitszeit  war  nach  dem  Bedarfe  eine  sehr 
verschiedene  und  betrug  eine  hallte  Stunde 
bis  3  Stunden  über  11  Stunden.  —  Bei  Be- 
rücksichtigung der  Anzahl  der  Ueberstunden 
und  der  Dauer,  für  welche  dieselben  in 
Anspruch  genommen  bezw.  wahrend  welcher 
sie  ausgenützt  wurden,  und  der  Zahl  der 
zur  Ueberzeit  verwendeten  Arbeiter  ergiebt 
sich,  dass  im  Jahn.'  1S97  1900123  ausge- 
nützte Arbeitsstunden  ültor  die  llstündige 
Arbeitszeit  zu  verzeichnen  sind,  welche 
17S 193  elfstündigeuArbeitstagen  entsprechen. 
Es  wäivn  also  unter  der  Annahme  der  gleich- 
mässigeu  Verteilung  der  gesamten  UeWr- 
zeitarheit  auf  das  ganze  Jahr  594  Arbeiter 
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mit  30o  elfstündigen  Arbeitstagen  notwendig 
gewesen,  um  diese  Uebcrzeitarbeit  leisten 
zu  können,  eine  gegeni'dier  der  Gesamtzahl 
der  in  fabrikmäßig  betriel-enen  Unter- 
nehmungen lieschäftigten  Arbeiter,  die  un- 
gefähr hOO  Ol  M  i  beträgt,  gewiss  verschwin- 
dende Anzahl  (0,07  %).' 

Schon  im  Jahre  1SSS  sehrieb  der  da- 
malige österreichische  Centralgewerbeinspek- 
t->r  in  seinem  allgemeinen  Berichte:  'Die 
Zahl  der  Uel>erzeithe  willigungen  Wirde  schon 
wiederholt  als  eine  Durchlöcherung  eines 
humanen  Princips,  ja  als  förmliche  Ver- 
leugnung desselben  bezeichnet.  Dem  ist 
al*T  doch  entgegen  zu  halten,  dass  Rück- 
sichten auf  die  internationale  Konkurrenz 
den  Gesetzgeber  zwangen,  eine  längere  Ar- 
beitszeit unter  gewissen  Bedingungen  zu  ge- 
statten, ferner,  dass  schon  die  Notwendig- 
keit eines  Ansuchens  und  die  Begrenzung 
der  zulässigen  Erweiterungsfrist  der  Arl»eits- 1  besondere  aber  in 
zeit,  dann  die  Prüfung  des  Vorhandenseins  befolgt  worden 
der  gesetzlichen  Bedingungen  als  kräftige 
Beschränkung  der  Willkür  des  unbeschränkten 
Gebahretis  zu  betrachten  sein  dürfte.  Recht- 
lich denkende  Firmen  vermeiden  es  aus 
naheliegenden  Gründen,  sieh  Gesetzosver- 
letzungen  schuldig  zu  machen;  jenen  Unter- 
nehmern aber,  welchen  eine  Gesetzesül>er- 
tretnng  nur  Sache  eines  Kechenexempels  ist. 
winl  durch  Besuche  seitens  der  Gewerbe- 
insjiektoren  und  durch  UoU*rwaehung  seitens 
der Oewerbebohönlen  entgegengewirkt.  Nicht 
zu  übersehen  ist,  dass  sich  auch  hier  die 
Interessen  der  Arbeiter  mit  jenen  der  loyalen, 
das  Gesetz  achtenden  Unternehmer  decken 
und  aus  beiden  Kreisen  eine  Mit  wir 


die  in  einigen  Bezirken  gesteigerte  Anzahl 
von  l'eberschreitungen  der  gesetzlichen  Ar- 
beitszeit zu  erklären  sei,  ist  dem  Verfasser 
dieser  Zeilen  mitgeteilt  worden ,  dass  dies 
teils  von  der  Steigerung  der  Inspektionen 
herrühre,  teils  mit  der  Niehtlteschränkung 
der  Arbeitszeit  für  Erwachsene  in  Deutsch- 
land und  endlich  auch  damit  zusammen- 
hänge, dass  manche  Arbeitsprozesse  zwingen, 
entweder  einen  Zeitbruchteil  zu  verlieren 
oder  die  Zeit  zu  überschreit.  !).  Der  be- 
treffende Fachmann  fügt  jedoch  hinzu: 
^Naeh  meinen  Erfahrungen  erkennen  die 
Industriellen  mehr  und  mehr,  dass  die  Be- 
grenzung der  Arbeitszeit  ihnen  vorteilhaft  ist. 

Bezüglich  der  Sonntagsruhe  fasst 
die  grosse  Mehrzahl  der  österreichischen 
Gewerbeins[iektoren  ihre  Wahrnehmungen 
dahin  zusammen :  .■■dass  die  diesfalls  geltem  Ion 
Vorschriften  im  grossen  und  ganzen .  ins- 
den  Gross  bot  rieben 
Ungünstiger  klingen 
die  Berichte  über  die  Einhaltung  der  Sonn- 
tagsruhe im  Kleingewerbe.  Wold  kon- 
statiert ein  Berichterstatter,  dass  sich  die 
Sonntagsruhe  sowohl  im  Preduktious-  als 
im  Handelsgewerbe  immer  melir  einzu- 
bürgern lieginne  (1.  Bezirk»,  doch  erwähnt 
er  in  Uebereinstimmung  mit  anderen  Einzel  - 
berichten  (II..  XL,  XIV.,  XV..  XVII.).  dass 
bei  Drechslern.  Fedornschmüokem,  Kleider- 
machern,Kuustblumenerzeugern.Modistinncn, 
Pfändlorn,  Schuhmachern  und  Tischlern, 
deren  Werkstätten  gegen  den  Hof  zu  oder 
überhaupt  ausserhalb  des  Gesichtskreises 
der  Passanten  liegen,  häufig  au  Sonntagen 
gearbeitet  winl.  In  anderen  Betrieben  winl 


kung  bei  Handhabung  des  Gesetzes  zu  ver-  die  für  Sonntagsarbeiten  gestattete  Zeit  über- 
zeichnen ist.- 

Bezüglich  des  Bedürfnisses  an  Ueber- 
stunden  überragt  die  Textilindustrie  weitaus 
alle  übrigen  (iewerbeklnssen .  in  zweiter 
Linie  steht  die  Maschinenindustrie;  daran 

reiht  sich  die  Nahrungsmittelindustrie  und  j  Vorrat  gehalten  werden 
erst  dann  folgen  die  Betriebe  der  Metall  t 

industrio.     Von   Ueberstunden  gegen  An-  ;  Kost  und  (Quartier  stehen  und  sich  weigerten, 


schritten  wie  bei  Bäckern  (IL,  XVII.).  oder 
es  werden  am  Sonntag  andere  als  die  ge- 
statteten Arbeiten  verrichtet.  letzteres  ist 
z.  B.  bei  Zuckerbäckern  der  Fall,  welche 
auch  solche  Waren  erzeugen .  welche  im 

können.    Es  ist 
sogar  vorgekommen,  dass  Arbeitern,  die  in 


meld uu g  wird  hauptsä«. 


Wien  in  dt 


ler  Textil-  an  So 


nn tagen  zu  arbeiten,  die  Kost  an  Sonn- 
industrie und  in  den  graphischen  Gewerben  tagen   vorenthalten   wurde.«    —  Auch  in 
Gebrauch  gemacht.  —  Es  giebt  jedoch  sehr' manchen    Grossbetrieben    scheint    es  in 
industrielle  Bezirke,   welche  ohne  Ueber- 
stunden vorwärts  kommen.    So  wird  z.  B. 
aus  dem  Bezirk  Reichen  borg  im  Jahre  18!)7 
berichtet:     Von  den  Fabriken  der  Textil- 
industrie, welche  eine  regelmässige  tägliche 
Arbeitszeit   von   weniger  als   11  Stunden 
effektiv  pro  Tag  eingeführt  haben,  hat  im 
Berichtsjahre   keine   um   Bewilligung  von 
Ueberstundeu  nachgesucht.  <  —  I  n  den  Einzel- 
berichten  wird  hervorgehoben,  dass  es  in 
der  Regel  die  gleichen  Firmen  sind,  welche 


Grossbetrieben  scheint 
manchen  Provinzen  mit  der  Einhaltung  der 
Sonntagsruhe  noch  schlecht  zu  stehen.  So 
wird  z.  B.  aus  «lern  Bezirk  Lemberg 
folgendes  berichtet:  »Die  in  Galizien  und 
in  der  Bukowina  etablierten  Dampfmülden 
arlieiten  entgegen  der  Ministerialveronltiung 
vom  11.  August  lsVlö  fast  ausnahmslos  den 
ganzen  Sonntag  hindurch.  Weder  Anord- 
nungen noch  Anzeigen  vermögen  hier  den 
gewünschten  Erfolg  horlteizuführen.' 

Erfreulicher  lautet  folgende  Mitteilung 
alljährlich  Ueberstuuden  in  Anspruch  nehmen. '  des  </ontmlgeworbeins|tektr>rs:  -Erheblich  an 
—  Auf  die  an  einen  der  erfahrensten  Fach-  Verbreitung  gewonnen  hat  die  Sonntags- 
männer Oesterreichs  gerichtete  Anfrage,  wie  ruhe,  insbesondere  in  grösseren  Städten  im 
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Haudelsgewerbe.  Dio  für  den  Waren verkauf  Sonutagsarbeit  in  Belgien  noch  so  häufig  ist. 
fixierte  Zeit  wird  iimegehalteii  und  <len  |  Aus  den  Industrietazirken  Yerviers  und 
HUfsarMteni  mindestens  je<ler  zweite  Sonn-  Lüttich  wird,  heute  allerdings  schon  nur 


Zur  Erzielung  voller  Sonn-  ,  noeh  vereinzelt,  sogar  von  IG — IS  st  findiger 


lebhafte  Bewegung  ent- 1  Arbeitszeit  berichtet.    Iu  den  Zuckerfabriken 
lie  Zahl  jener  Handelsgeschäfte,  j  winl  während  der  Camj«gne  ohne  Unter- 


tag freigegeben 
tagsrulie  ist 
»landen,  und 

welche  an  Sonntagen  das  ganze  Jahr  »»der!  schied  des  Geschlechtes  und  Altere  13—14 
einen  Teil  des  Jahn  s  Olierhaupt  geschlossen  |  Stunden  effektiv  gearbeitet.  Dass  in  Belgien 
halten,  ist  in  steter  Zunahme,  j  die  höchst  mangelhafte  Fabrikgesetzgebung 

Indirekt  wirkte,  übrigens  die  Einrichtung !  selbst  in  den  höher  qualifizierten  lk*ru fa- 
der Ersatzruhe  an  Wochentagen  auf  die  arten  sehr  ungünstige,  unter  anderem  auch 
sorgfältigem  Einhaltung  der  Vorschriften  in  in  längerer  Arbeitszeit  sicli  äussernde  Ver- 
betreff  der  Sonntagsruhe  günstig  zurück,  hältnisse  zeitigt,  lässt  sieh  daraus  ersehen, 
iudeui  viele,  um  der  Ersatzruhe  auszuweichen,  dass  selbst  iu  den  Blichdruckereien  noch 
es  vorziehen,  auf  die  Sonntagsarhcit  ganz  durchschnittlich  Ii! stündige  Arbeitszeit  vor- 
zn  verzichten.  Der  CVutndgew-erhoiu.spektor  herrscht.  Die  häufig  beobachtete  Thatsache, 
lügt  hinzu:  Nicht  unerwähnt  soll  bleiben,  'dass  die  Länge  der  Arbeitsdauer  im  nmge- 
'la>s  auch  »laiin,  wenn  den  gesetzlichen  Au-  kehrten  Verhältnisse  zur  Hohe  des  I /ihn es 
f'-nleniiiuen  der  Ersatzruhe  durch  Freigehung  steht,  bewahrheitet  sich  in  Belgien  in  un- 
eines  Wochentages  vollkommen  entsprochen  ■  verkennbiuvr  Weise :  sie  tritt  aufs  deut- 


wunle.  dein  Wunsche  der  Arheitei>chaft  mu- 
teilweise  Beehuung getragen  ist.  DerWochen- 
tag  vermag  eben  den  Sonntag,  der  vom 
überwiegenden  Teil  .ler  Bevölkerung  ge- 
feiert wird,  nicht  zu  ersetzen.- 

LIHcrAtUr:  Iterishtf  .Irr  k.  h.  lim-.  rhriH-frktl'h 

für  ;>»  (IV.  js>y  •,„■! 

;.v ■■>.  Victor  Wh  wert. 


III.  Arbeitszeit  in  Belgien. 


liebste  bei  einer  Vergleichung  der  Löhne 
und  der  Arlieibszcit  in  den  englischen  mit 
denen  in  den  Mgisehen  Kohlengruben  zu 
T.ige.  Dass  auch  für  Belgien  die  Stunde  für 
1  austriebige  Arbeitszcit-Keduktiouen  bald  kom- 
men wird,  ilafür  sprechen  allerhand  An- 
zeichen, so  insbesondere,  dass  bei  Vergebung 
■öffentlicher  ArMtou  (l'rovinzialrat  von  Lüt- 
I  tich.  (ieiucinderat  von  Brüssel  u.  a.)  neben 
;  den  4air  wages  die  Maxiinalarbeitsdauor 
:  von  10  Stunden  in  den  Kontrakt  aufgeiioiumen 
1  wird  sowie  dass  seit  einigen  Jaiuvu  in  ein- 
zelnen Bergwerken  für  Arbeiter  unter  Tag 
Nach  den  reichhaltigen  En<|UetoMiehtoii  die  achtstündige  Arbeitszeit  mit  Erfolg  ein- 
.ier  im  Jahre  1SSÜ  eingesetzten  t'ommissioii  .geführt  wurde.  Andererseits  muss  erwähnt 
du  Travail  und  den  bisher  erschienenen  werden,  dass  den  belgischen  Arbeitern 
Berichten  der  belgischen  Fubiikinspektoren  der  hohe  Wert  der  ArMtszeit-Beduktiou 
ist  in  Belgien  die  Arbeitszeit  in  sämtlichen  offenltar  noch  nicht  zum  Bewusst.sein  ge- 


Berufszweigen  eine  sehr  ausgedehnte,  was 
dort  von  um  so  nachteiligeren  Folgen  be- 
gleitet war,  als  daselbst  bis  zum  kgl.  Dekret 
vom  22.  Januar  1  sitt;  keinerlei  schützende 
Vorsorge  für  Frauen  und  Kinder  getroffen 
war.  Dieses  Dekret  bestimmt,  dass  die 
Arbeitszeit  von  männlichen  Arbeitern  unter 
Jahren  und  ArU  itei innen  unter  '21  Jahren 
12  Stunden  (inklusive  mindestens  l'  j stän- 
diger Huhepaiisen)  nicht  übersteigen  dürfe. 
Bis  dahin  waren  sogar  iu  Kohlenbergwerken 
weibliche  und  jugendliche  Arbeiter  bei  den  10 
bis  12stündigeu  effektiven  Arheitssehichten 
stark  vertreten  und  erfuhren  dort  eine  Be- 
handlung, welche  der  über  Belgien  referie- 
rende Mitarbeiter  an  dem  von  der  Begierimg 
in  Washington  herausgegebenen  Werke 
Labor  in  Europe  (II,  S.  1Ö0Ö»  mit  den 
Worten  brandmarkt:  it  is  absolutely 
shockiug  to  American  uerves <. 

In  .N  r  Baum-  und  Schatwoileniudiistrie 
bilden  Tv— S4  Arbeitsstunden  in  der  Woche 
die  Hegel,  was  mit  dem  erwähnten  Kinder- 
ttnd  Frauensi-hntzdekrol  nur  dadurch  in 
Einklang  gebracht  Werden  kann,  dass  die 


kommen  ist.  da  man  bei  d<  ti  zahlreichen 
dortigen  Sfrikes  dem  Verlangen  nach  Ab- 
kürzung der  Arbeitszeit  nur  seilen  begegnet, 
und  dass  sich  auch  in  Belgien  die  Sonntags- 
arbeit  in  einem  ungewöhnlich  hohen  Aus- 
!  masse  erhalten  hat.  Von  14ö!J  im  .lahre 
\  lS!Ui  untersuchten  industriellen  Etablisse- 
ments fand  man  71.4%  an  jedem  Sonntag 
in  vollem  Betriebe. 

I.ltteratiir :  <  '••  m  m  i  *  *  i«  n  il  »  7'»'»  c  "  >' I  iu*(i- 
ttn'r  /"ir  Hrn'tt'  v»i<il  </•<  1~.  nrril  J*S'l,  j  Ji>J., 
Jlrurrh'i»         —  JSbS.   —  lt.   lierkner,  Ihr 

hrhtirchr  ^trheilcrrifjiiete  un<t  il>rc  totiatjmliti- 
»flirti  l;</ullnl>,  im  n.irrliir  /.»#•  fixi-tlc  i'.rnet;- 
.,rl,.„<j  «,../  St,tti*tit:«  I  'J.sv.v  >'.  -''-".[>"•   /  N. 

\:.s> ff'  —  »...  1',-i.rU,  J,ü,r>j.  .-<r.  hitnoir 
(;-i%'tt>,  ;.v<J— :■>.  ./.  Singer. 


IV.  Arbeitszeit  in  Frankreich. 

1.  te-s.  hiibtliclics.  2.  Statistik  der  gegen- 
wärtigen Arbeitszeit. 

1.  Geschiehtliehes.  Es  ist  eine  oft  kon- 
statierte Tin; t sache,   dass  Frankreich,  von 
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dem  die  modernen  Klassenkämpfe  ihren  Aus-  ci  palen  Sozialreform  bis  zu  den  Anarchisten, 
gangspunkt  nahmen  und  dessen  Bevölkerung  die  um  keinen  Preis  von  einer  Erweiterung 
von  jeher  eine  überaus  erregbare  und  über-  der  Aufgaben  des  Zwangsstaates  etwas  wissen 
schwängliehe  Neigung  zu  sozialen  Kevolu-  wollen.  Auf  der  einen  Seite  spukt  noch  die 
tionen  zeigte,  nie  frei  geworden  ist  von  alte  Idee  von  der  Preduktivgonossenschaft 
kleinbürgerlichem  Kinfluss.  Dieses  Vorwiegen  als  vornehmstes  Mittel  der  Bekämpfung  des 
der  französischen  Bourgeoisie  drückt  sieh  i  Kapitalismus  in  zahlreichen  Köpfen,  auf  der 
auch  in  der  Kntwickelung  der  sozialen  Be- !  anderen  Seite  schwärmt  man  für  das  uto- 
ziehungen  von  Kapital  und  Arbeit,  in  dem  [  pische  Mittel  des  »givve  generale Einig 
Beharrungsvermögen  der  den  Arbeitsvertrag ,  ist  man  nur  in  einer  überaus  lebhaften  und 
l*estimmeuden  Faktoren,  in  dem  Verhältnis-  |  tiefgehenden  Opposition  gegen  die  masslosc 
massig  geringen  Einfluss  ge  werk  vereinlicher ;  Centralisation.  wie  sie  bereits  in  der  politi- 
Koalitiouen  auf  dieselben  und  endlieh  in  der  j  sehen  Verwaltung  des  Landes  vorlianden  ist 
schwerfällig  in  Thätigkeit  gesetzten  und  und  deren  1'el.ertragung  auf  das  wirtschaft- 
schwächlich durchgefülirten  Initiative  der  liehe  und  sozialpolitische  Gebiet  dem  Fran- 
sozialen  Gesetzgebung  aus.  Freilich  kommt  zoson  durch  und  durch  unsympathisch  ist.  So 
auch  die  eigentümliche  Ejitwickelung  der  weist  Frankreich  heute  eine  bunte  Muster- 
Wirtseliaftstechnik  als  bedeutsames  Moment  karte  von  sozialistischen  und  sozialdemokra- 
hinzu.  In  Frankreich  sind  die  grossen  tischen  Richtungen  auf.  die.  so  radikal  sie 
Stapelindustrioon  mit  ihrer  gewaltigen  Kon-  auch  sein  mögen,  doch  vielfach  politisch  in 
centration  von  Kapital  und  Fabrik  Proletariat  den  erregten  j>arlamentarischen  Kämpfen 
nie  in  dem  Masse  zur  Herrschaft  gelangt  mit  den  bürgerlichen  Parteien  zu  paktieren 
wie  in  England  und  neuerdings  in  Deutsch- ,  suchen.  Es  ist  klar.  dass  unter  diesen  Um- 
land. Ein  grosser  Teil,  gerade  der  speeifisch- 1  ständen  die  goworkvereinliehe  Selbsthilfe  zu 
französischen  Industrieen  trägt,  wie  Sombart 1  Gunsten  der  Verbesserung  der  Arbeitsbe- 
in seiner  bekannten  vergleichenden  Studie  dingungen  ebenso  zu  kurz  kommen  musste 
über  die  sozialistischen  Bewegungen  der  wie  eine  energische,  von  den  fortgesetzten 
hauptsächlichsten  Industriestaaten  mit  Keeht  Forlerungen  der  L>hnarl>ei1erschaft  getragene 
hervorhebt,  dank  der  eigentümlichen  Orga-  staatliche  Sozialpolitik.  Einen  Staatssozialis- 
nisation  in  -Ateliers»-  noch  immer  einen  halb  !  mus  der  Gebildeten,  wie  wir  ihn  in  Detitsch- 
handwerksmässigen  kleinbetrieblichen  Cha- 1  land  halten  und  der  so  nachhaltigen  Einfluss 
rakter.  Von  2<»7  iMMi  der  1*1G  »ler  Fabrik-  auf  die  Gesetzgebung  ausznülteu  berufen 
inspektion  unterworfenen  Betriebe  lie.se häf-  war,  kennt  das  offizielle  Frankreich  nicht, 
tigteii  23 1311       und  weniger  ArU  iter.       In  weitesten  Kreisen  des  grossen  Publikums. 

Der  individualistische  Charakter  der  einschliesslich  der  herrschenden  national- 
französischen  Arbeiterschaft  verrät  sich  in  ökonomischen  Schule  i.-t  man  sozialpolitisch 
einer  eigentümlichen  Unreife  und  Zersplit- !  manchostoriieh,  befangen  in  «lern  Optimismus 
terung  der  dortigen  Gewcrkvereinshowegung. :  der  Bastiatschen  Schule.  Aus  der  Abneigung 
die  hinter  der  zielbewusston  und  kraftvollen  !  alier  der  meisten  gegen  die  Vielivgierorei  er- 
Kampfesweise  ihrer  britischen  Genossen  un-  i  klärt  sich  auch  die  für  deutsche  Beobachter  so 
endlich  weit  zurück  steht.  Aber  auch  einer :  auffallende  Thatsache.  dass  selbst  da,  wo 
grossen  und  geschlossenen  politischen  Aktion  '  der  Staat  sich  zum  Erlass  von  ArLdter- 
des  Proletariats,  wie  sie  die  deutsche  Sozial-  Schutzgesetzen  entschloss,  dieselben  an  der 
demokratie  zu  Wege  gebracht  hat,  steht  der  lauen  und  schwächlichen  Dur-hfülirung 
kleinbürgerliche  Charakter  der  französischen  seheiterten. 

Lohnarbeiter  im  Wege.  Es  fehlt  an  der  Alle  diese  (iesichtspunkte  sind  von 
einheitlichen  Führung  und  an  einer  gemein- 1  grösstem  Wert  bei  der  Boiuleilung  der  wirt- 
samen Taktik  und  au  der  geistigen  Uuab-  schaftlichen  Lage  dos  französischen  Prole- 
hängigkeit  di  r  industriellen  < .'entren  der  tariats.  Was  nun  insonderheit  die  Arbeils- 
Previnzou  von  der  Hauptstadt,  die  dank  der  zeit  anbetrifft,  so  wissen  wir,  soweit  hierfür 
Nervosität  in  den  politischen  und  gesell-  zuverlässige  Angaben  vorliegen,  dass  sie  in 
schaftlichen  Kämpfen  die  arbeitende  Klasse  der  ersten  Hälfte  unseres  Jahrhunderts  in 
von  der  Selbsterziehung  und  Küstutig  für  der  französischen  Fabrikindustrie  eine  über- 
die  koalierte  Emancipation  abzieht.  Es  1  triebene.  ja  wahrhaft  gemeinsehäd liehe  war. 
fehlt  überhaupt  au  der  nüchternen  und  I  Besonders  gilt  dies  hinsichtlich  der  Bauni- 
v*-rn findigen  Einfassung  der  ökonomischen !  wollfabriken  itn  Yogesen-  und  <  Mierrhein- 
Seite  der  sozialen  Frage  im  Sinne  der  ma- .  dej>artenieut,  wo  selbst  nach  Erlass  des 
terielleu  Evolution.  Kein  Lind  hat  zwar  |  Kinderschutzgesetzes  von  ] Sil  nicht  selten 
mehr  sozialistische  Vertreter  im  Parlament ;  Kinder  von  sechs  Jahren  zu  einer  effektiven 
als  Frankreich,  aber  nirgends  findet  man ,  Arbeit  von  Ii! — 11  Stunden  gezwungen 
soviel  Nuancen.  Spielarten  und  Sekten  der  j  wurden.  Für  Männer  und  Frauen  ging  die 
sozialistischen  Strömungen  von  den  Possi- ■  Arbeitszeit  nur  ausnahmsweise  unter  U 
bilisten  mit  ihren  kleinen  Mitteln  der  muni-  Stunden  herab,  häufig  alter  stieg  sie  auf  lö 
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und  Di  Stunden,  und  überdies  blieben  viele 
Fabriken  namentlich  in  den  Voosen  zur 
besseren  Ausnutzung  des  stehenden  Kapitals 
Tag  und  Nacht  unausgesetzt  im  Gange,  ein 
Luftig,  der  übrigens  noch  viele  .lalire  fort- 
gedauert hat  und  auch  gegenwärtig  durch 
die  Gesetzgebung  nicht  unmöglich  gemacht 
i<t.  Das  eben  erwähnte  erste  französische 
t resetz  zum  Schutze  der  gewerblichen  Ar- 
beiter datiert  vom  22.  März  1*41.  Dies 
Gesetz  beschäftigte  sich  lediglich  mit  der 
Kindorarlioit.  Erst  im  Jahre  1S74  ist  aber 
die  Fahrikinspoktion  in  Frankreich  wirk- 
lich  organisiert  worden.  Aus  diesem  Mangel 
des  sozialen  Verwaltungsapi»arat8  erklärt 
sich  hinlänglich  die  Thatsache,  dass  die 
dazwischen  liegenden  Arheitorsehutzgesetze 
mehr  oder  minder  den  Charakter  der 
lege*  imperfectae  trugen.  Nach  den  Revo- 
lotioristag'ii  von  1  MS  führte  Frankreich 
zwar  auf  dem  Papier  den  Maxirnalarbeits- 
tag  auch  für  Erwachsene  ein.  Das  Gesetz 
aber,  das  erst  In-nI  der  Vergessenheit 
entrissen  wurde  und  heute  noch  gilt.  Miel» 
schlechterdings  nndurchgeführt.  Von  lS-18 
bis  1N74  schaffte  ein  einziges  Gesetz  eine 
gelinge  Erweiterung  der  Bestimmungen  über 
den  Arboiterschutz.  Das  0.  v.  11).  Mai  187  1 
hatte  dagegen  einen  allgemeinen  Charakter. 

Durch  das  G.  v.  10.  Februar  1883  wunlen 
die  Aufgaben  der  Fabrikinspektionen  ver- 
schärft. Erst  seit  1n^7  geschieht al-er  die  Publi- 
zierungderUriginall»erichtederFabriksinspek- 
toren.  Du- ist  es  in  erster  Linie  zu  danken,  das* 
eine  weitere  sozialpolitische  Gesetzgebung, 
einsetzend  mit  dein  G.  v.  2.  November  1>1)2, 
das  fürs  erste  die  Grundlage  der  franzö- 
sischen ArUutorschutzgesetzgcbung  bildet, 
inauguriert  wurde.  Den  Inhalt  dieser  und 
der  ihr  folgenden  Gesetzgebung  findet  man 
oben  in  dem  Art.  Arbeiterschutzgesetzgebung 
in  Frankreich.  Bd.  I,  S.  ;>41ff. 

Hat  also  in  Frankreich  Gesetzgebung  und 
Verwaltung  erst  in  den  letzten  Jahren  manches 
auf  den)  Gebiete  des  Arbeitszeitschutzes 
nachgeholt,  so  blieb  doch  der  Hauptteil  der 
Besserung  der  gewerkvoreinliehen  Selbst- 
hilfe überlassen.  Es  gilt  allgemein  für  einen 
Massstab  der  sozialistischen  Reife  der 
Koiditionskämpfe.  wie  viele  von  ihnen  der 
Durchführung  kürzerer  Arbeitszeiten  gelten. 
Ist  die*  richtig,  so  steht  die  französische 
Arbeiterschaft  lünter  anderen  weit  zurück. 
In  den  »»  Jahren  von  ls!M) — IS'Jf»  wurden 
2271  Strikes  Ijoobachtet.  an  welchen  547  <HX» 
Ausständige  beteiligt  waren.  Von  den  Ar- 
beitseinstellungen kamen  nur  12%  und  von 
den  Ausständigen  nur  lSy  o  auf  Aktionen 
zu  (i misten  kürzerer  Arbeitszeit.  Von  diesen 
Strikes  sind  60"  o  verloren  gegangen.  In 
der  neuesten  Strikcstntistik  (1*1)7)  figurieren 
die  Arbeitszeitdifferenzen  sogar  nur  mit  s"o. 
Es  wiederholt  sich  hier  die  Erscheinung, 


dass  nur  da.  wo  eine  kräftige  gewerkvereiii- 
liehe  <  )rgauisation  vorhanden  ist,  ein  kürzerer 
Ar)»eit.stag  angestrebt  und  erreicht  werden 
kann.  Das  ist  alx-r  gerade  in  den  melir  hand- 
werksmässig lietrif  An  neu  Gewerben,  d ie  beson- 
ders unter  ausgedehnter  Arlteitslast  leiden, 
nicht  der  Fall.  Als  ein  erschwerendes  Moment 
kommt  in  Betracht,  dass  mehr  und  mehr  der 
feste  Tagelohn  durch  Stunden-  und  Stücklohn 
verdräugt  worden  ist  und  deswegen  die  Redu- 
zierung der  Arbeitsdauer  einen  Ixdinausfall 
bedingen  würde.  Dazu  kommt  der  Charakter 
vieler  Gewerbe  als  Saisonge  werbe.  — 

2.  Statistik  der  gegenwärtigen  Ar- 
betszeit.  Während  wir  früher  über  die 
Arbeitszeiten  in  der  französischen  Industrie 
nur  lückenhaft  unterrichtet  waren,  liesitzen 
wir  jetzt  ül>er  dieselben  ein  ausgezeichnetes 
[  und  übersichtliches  En<juetematerial.  In'.G 
wurde  das  <  »ffioe  du  travail  mit  der  Be- 
stimmung, alle  auf  die  gewerbliche  Arbeit 
bezüglichen  Informationen  zu  sammeln, 
systematisch  zu  ordnen  und  zu  publizieren, 
gegründet.  Die  von  ihm  vorgenommene 
Enouete  filier  die  Löhne  uud  Arbeitszeiten 
in  der  Industrie  liegen  jetzt  in  vier  statt- 
lichen Bänden  vor,  von  welchen  Band  l 
das  Seine-Departement,  Band  2  und  3  die 
übrigen  Provinzen  uud  der  1.  (Sehluss-)Baiid 
die  Gesamtergebnisse  wiodergiobt.  Beifol- 
gende Talell"n  versuchen  die  Resultate  der 
Erhebung  zusammenfassend  wiederzugeben : 
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Gewc  rix*  sr  nippen 
in  der  Provinz 


=  u 


Kohlenbergbau  .  . 
Mctallberirbau  .  . 
Steinbrüche  .  .  . 
Nahrmursiuittel .  . 
Chemische  Industrie 
Papier-  und  Gnmmi- 
fahrikation  .  .  . 
Biicherindmttrie .  . 
Lederwaren  u.  Ger- 

tKTfifll     .     .     .  . 

Textilindustrie 
Npecielle)     .    .  . 

Stoffbcarbeitung 

Holzbearbeitung 

Tischlerei  .    .    .  . 

Hüttenwerke.    .  . 

Eisenwarenfabri- 
katiuu  

Kesselmarherei,  Ei- 
sengießerei ,  Ma- 
schinenbau .    .  . 

Bearbeitung  ande- 
rer  gewöhnlicher 
Metalle    .    .    .  . 

Edelinetallinduntrie 

Steinschneidern  u. 
Schleiferei   .    .  . 

Kanalisntionsarbei- 
fen  

Oeffentl.  Arbeiten  . 

Steinhauerei  u.  Zie- 
geleien" .... 

Im  Mittel  für  die 
Privatindnstrie 

Im  Mittel  für  staat- 
liche oder  gemeind- 
liche Unternehmen 

Im  Mittel  für  die 
Industrie.    .    .  . 


Von  1000  Arbeitstagen 
haben  eine  Dauer  von 
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Zusammengefasst  ergiebt  sieh  folgenlos 
Bild  di  r  festgestellten  Arl>eitszeiton : 


Arbeitstag 

Für  °0  der 
Betriebe 

Für  "0  der 
Arbeiteruch. 

S.-ine- 
I>t*f.»r- 

Provinz 

SflTlp- 

Peyar 
tpnifnt 

Pro- 
vinz 

8   Std.u.  weniger 

2.5 

l 

2 

3,5 

8'  ,  „  oder  «  Md. 

3 

5 

1 

16 

9'  i    n       r     10  n 

57 

30 

59 

29 

10',  ,    „  11  „ 

3« 

37 

30 

31 

6ö 

24 

8 

20 

Mehr  als  12  Std.  . 

3 

0.5 

Für  die  gesamte  Privatindustrie  ergiebt 
sieh  demnach  eine  mittlere  Arbeitsdauer  von 
IOV»  Stunden,  für  die  staatlichen  Unterneh- 
mungen «-ine  solche  von  10'  4  Stunden.  In 


den  französischen  Staatstabakmanufaktnren.iu 
denen  1*0"»  l."»3Sl  Arbeiter  beschäftigt  waren, 
darunter  1390  Männer  und  13892  Weilar, 
fast  alle  gegen  Ac<ordlohu.  war  die  bis- 
herige Arbeitszeit  10  Stunden,  die  Zalil  der 
Arbeitstage  pro  Jahr  für  Männer  280,  für 
Weiber  219.  Gegenwärtig  (1898)  besteht, 
nachdem  die  Arbeitszeit  auf  11  Stunden 
ausgedehnt  worden  ist,  eine  lebhafte  Be- 
wegung zu  Gunsten  der  Wiedererlangung 
des  lO.stüiidigeu  Arbeitstages.  Ausserdem 
wird  das  Ann 'eht  auf  einen  14  tägigen  jähr- 
lichen Urlaub  und  einen  30 tägigen  alle 
2  Jahre,  ohne  Gehaltsabzug  verlangt.  In 
betreff  der  Arbeitszeit  der  Eisenbahnbc- 
diensteten  ergingen  in  administrativem  Wogt» 
einzelne  Anordnungen  an  die  Eisonliahiiver- 
waltungen,  so  z.  B.  das  Cirkular  vom 
4.  Mai  1894  rucksiohtlioh  der  Arlwits- 
leistungen  der  Ijokomotivfiihrer  und  Heizer 
(im  Durchschnitt  höchstens  lO  Stunden 
effektive  Arbeit  und  wenigstens  10  ununter- 
broehene  Kaststunden  im  Tag  etc.). 

Als  lymusystom  ist  angewandt  bei  9°o 
der  Arbeiterschaft  das  Monatsgehalt,  f>7"o 
der  Tag-  oder  Stundenlohn  und  lxi  dem 
Reste  der  Stücklohn.  Die  Projiortiouen  sind 
in  Provinz  und  Seine-Departement  ungefähr 
gleich.  Jedoch  zeigt  sich,  dass  der  Stück- 
lohn häufiger  l>ei  den  weiblichen  als  bei 
den  männlichen  Arbeitern  getroffen  wird. 

Im  einzelnen  sind  folgende  Angaben  von 
Interesse: 

Es  betrug  der  durchschnittliche  Arbeits- 
tag in  Stunden:  in  den  Metallgeworben  in 
Paris:  Gelbgicssereien  10' . 2,  sonst  meist 
UP  i  - 11;  in  den  Provinzen:  Gelbgiesse- 
reien  10,  Ilochöfenwerken ,  Stahlfahriken, 
Puddelwerken  und  Eisengiessereien  lot»; 
—  iu  dem  Bergbau  und  Steinbruchsberriob 
in  den  Provinzen:  Kohlengrubeu  91 ,4,  Erz- 
gruben 9:<  1.  Sehieferbrüehen  10,  sonstigen 
Steinbrüchen  10'  u :  —  in  der  Textilindustrie 
in  Paris:  Seilereien,  WeU»ivien,  Baumwoll- 
waren,  Strumpfwart»n,  Stickereien  K)1*;  in 
den  Provinzen:  Wollspinnereien  und  -Webe- 
reien Iiis,  Wollkämmereien  und  Trikotage 
11,  Baumwollspinnereien,  -weliereicn  und 
Sammetfabrikeu  lOri;  —  in  der  Beklei- 
dungsindustrie in  Paris:  einigen  unterge- 
ordneten Branchen  93  1 — 10,  Konfektion  9l  1 
bis  10'  i,  Putzwaren  lO3  4,  Schuhwaren  11; 
in  den  Provinzen:  Schuhwaren  11 — II1«, 
Konfektion  IG1  4.  Militäruniformen  9l im 
übrigen  meist  lO1,»;  —  in  den  Baugewerhen 
in  Paris:  meist  10— 10'  1,  Maler  9;  in  den 
Provinzen:  meist  10«  *;  —  in  der  Holzindu- 
strie in  Paris:  Tiscldereien  und  Waggon- 
bauereien 9:ii,  Kunsttisehlereien  10,  Säge- 
mühlcn  10!4;  in  den  Provinzen:  Kunst- 
tisclücreien  lol  4.  Tischlereien  10n  1.  Bött- 
chereien und  Wagenbauereien  11;  —  in  der 
Lebensmittelindustrie  in  Paris:  Mühlen  I0-V4, 
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Zuckerraffinerien  ^Vi  ^•.  in  den  Provinzen: 
Mühlen  und  Zuckerraffinerien  ll  l  i.  Sprit-, 
Wein-,  Likör-,  Marmelade-  und  Schokoladen- 
fabriken 10' .»;  —  in  der  Glas-  und  Thon- 
wareuindustrio  in  Pari.«:  Glasfabriken  10'  i, 
Porzellan-  und  Steinwaron  101/?.  Ziegeleien 
10*  4 ;  in  den  Provinzen:  FlasehenglasbUlserei 
0.  Tafolglasfabrikation  10^4.  Kunst-  und 
Fenstorglasorzeugung  11,  in  übrigen  Glas- 
waren  10'  i,  Ziegeleien,  Porzellan-  und 
Steingutwaren  lO'  i;  —  in  der  Papier-. 
Gummi-,  l  'hemikalionindustrie  in  Paris: 
Papierfabriken  Ii»1?,  Buchbindereien  und 
Druckereien  1<».  Gummifabriken  lo:f  i,  Chomi- 
kalienorzeugnng  nieist  1«H  i;  in  den  Pro- 
vinzen: Papierfabriken  meist  10.  Buchbinde- 
reieu  und  Druckereien  101  4.  Gummifabriken 
10'  (■hemikalienerzongung  meist  W  t, 
Gasfabriken.  Kalk-  und  Ceinonthrennoroicn 
10'  r,  —  in  den  Staatsbetrieben  in  Paris 
lo.  in  den  Provinzen  lo>  i  Stunden. 

Die  französische  Arbeitsstatistik  bestätig 
im  übrigen  einen  auch  anderswo  gemachten 
überaus  merk  würfligen  Erfahrungssatz,  näm- 
lich den.  dass  mit  der  Grosse  des  Betrielies 
die  soziale  I,age  der  Arl«iter  sich  bessert. 
In  dieser  Hinsieht  sprechen  folgende  Zahlen 
für  sieh  selbst: 

Ks  betrug  der  durchschnittliche  Arbeitstag 
SU  ,  Std.  I).  Betrieben  m.  1500  u.  mehr  Arbeitern 

10',    -  * 


- 


500- IHK» 
25— !W 


j  ii.  weniger 


Die  Nachtarlioit  ist  in  T-V'o  der  Geschäfte 
mit  öo('<>  d»  r  Gosamtarlieiterschaft  völlig 
ungebräuchlich.  Sie  findet  sieh  fast  nur  in 
den  Fabriken  mit  Inständigem  Feuer  oder 
in  der  Nahrungsmittellioreituiig.  Auch  die 
l'ebei-stiin<leji  sind  in  Ml "  o  der  provinziellen 
und  23 0  u  <ler  Pariser  Betriebe,  welche  ÖU"o 
l»zw.  10%  der  Arlieiterzahl  unischliessen. 
unbekannt.  — 

Soweit  die  statistischen  Ergebnisse  filier 
die  Fabrikiudustrie.  So  umfassend  dieselben 
sind  und  ein  so  verhält nismiissig  erfreu- 
liches Bild  sie  im  grossen  und  ganzen  ent- 
rollen, so  lückenhaft  ist  dagegen  unsere 
Kenntnis  über  die  Arbeitsdauor  in  den  hand- 
woiksmässigen  Betrieben,  und  so  bedenklich 
ist  das  wenige,  was  wir  über  die  dort  be- 
schäftigten Personen  wissen.  Die  Enquete 
des  französischen  Arbeitsamts  erstreckt  sich 
auch  auf  dieses  soziale  Gebiet.  Sie  ist  aber 
noch  nicht  weit  gediehen.  Nur  zwei  Mono- 
graphieen  über  das  Pariser  Nahrnngsmirtel- 
und  Bekleidungsgewerlie  liegen  bislang  vor. 
Als  besonderes  Kennzeichen  dieser  sehr 
lohnenden  Gewerbszweige  gilt  die  -  Sur- 
menage .  die  übermässig  lange  Dauer  der 
täglichen  Arbeitszeit,  der  Mangel  regelmäs- 
siger Kuhepausen,  die  Nachtarbeit  und  end- 


lich die  starken  Schwankungen  infolge  der 
Saison.  In  vielen  Geworben  der  Art  ist 
eine  Sonntngsruhe  gar  nicht  !>ekaniit.  Andere 
Italien  nur  einen  halben  Sonntag,  oder  wie 
die  Metzger  einen  freien  Freitag,  wieder 
andere  haben  wenigstens  eine  8  tägige  Ferien- 
zeit im  Jahre  zugestanden  erhalten.  Die  Pariser 
Bäcker  haben  eine  13— 14stilndige  Arbeits- 
zeit, die  die  ganze  Nacht  in  Anspruch 
nimmt.  Die  Metzger  arbeiten  im  Winter  vou 
(i'.s  früh  bis  0  Uhr  abends,  im  Sommer  so- 
gar von  1  iä  Hir  früh  bis  1  i  10  Uhr  abends. 
Neuerdings  verlangen  sie  die  Einführung 
von  Tag-  und  Nachtschichten  und  die  Be- 
seitigung des  Gn«pi>eriaecords.  In  derllenvn- 
und  Damenkonfektion  der  Stadt  Paris  herr- 
schen alle  jene  Missstünde.  wie  sie  mit  die- 
ser Hausindustrie  ül>orall  verbunden  sind; 
zeitweilig  ausgedehnte  Arbeitslosigkeit  in 
der  toten  Saison,  dagegen  1 1— lüstfindige 
Arbeitszeit  in  der  Hochflut  der  Bestellungen. 
,  Auch  die  Tischler  und  Ziminciieutc  dehnen 
|  dank  des  Systems  der  »marehandage-  ihre 
Arbeitszeit  oft  auf  14— 15  Stunden  aus,  um 
i  in  anderen  Zeiten  2 — 3  Monate  lang  !»e- 
i  schäftigungslos  zu  sein.  Auch  unter  den 
j  Gerbern  gehört  ein  massiger — 10-- 11  stün- 
diger—  Arbeitstag  zu  den  Seltenheiten.  Meis- 
tens wird  12  Stunden  gearlieitet.  Aehnlich 
ist  es  bei  den  Wagenkauern  und  Büchsen- 
machern. Die  Dachdecker,  die  Kupfordreohs- 
ler.  die  Bronzearbeiter,  die  Zuckerbäcker 
u.  s.  w.,  haben  mit  der  Zeit  eine  Kürzung 
der  Arbeitszeit  durchgesetzt.  Dagegen  ist 
im  Yerkehregewerhe,  der  Droschkenkutscher 
u.  s.  w..  eine  1 1—1."  stündige  Arbeitszeit  üb- 
lich. Wahrscheinlich  sieht  es  in  dieser  Be- 
ziehung in  den  Provinzen  nicht  andere  aus 
als  in  der  Hauptstadt. 

Lltteratlir:  Off <rc  ,l„  truvnil.  Moire*  rt 
ihtr>.  (hi  Intimi  ilmis  l'iuthmtrir  fnturaUr, 
Tom"  1-1Y,  Purin  /.-'/.;— /VC  —  Offic  <l  >i 
truruil,  !.<>  jirliti:  iniluntrir.  Turne  I  ffali- 
imtttiititiit  ö  Purin)  lS'Ji,  T'onc  //  f U  n't'iiiritt 
ii  P<iri»l  IS'n;.  -  -  I,ejTl*.  Ali.  Arlwit*;eif 
in  Friinhrrirh ,  Jlnmhr'irlrrlnirh  ihr  StanUtr., 
itil.  I,  isi'D,  s.  ;:if.  —  M.  J.  Bonn.  Art. 
Arbritmcit ,  llnntliriirtrrliuch  ihr  Stnittfirüuifn- 
tctmfti  i),  1.  S<if,j>l.-Jjtin<l  s.  l-l*ß.  —  Jf.  Jay.  Ihr 
l'ihrikintprktion  in  Fr» nkrrirh.  Arrh.  f.  *r,;. 
tirtrti,,.,  m.  ,r,  S.  US  f.  •  -  Itersrlbe,  Ihr 
)i>'ut  Arheiti-r»i'huttijt»rtztjrlmiiij  in  Frankreich, 
rhfmlan.,  IUI.  i>,  .V  .",[}.  —  .1.  Fontaim:  Ihr 
J'iitilikittitinri)  tlr«  fnim-i-tinchm  Arl>rit*nii>t*, 
,-ltrmla.i.,  Jtii.  in,  S.  4?ijff.  —  F.  Schotthöfrr. 
l>ir  fruDzi^ti-tclir  Fin/urtr  iihrr  <li*  l*int  ilrr  In- 
duftrinirUritrr.  \<-j.  I*rnri*,  Sr.  i't — j.", 
—  II'.  Sombart.  So:üüitntu*  vn-l  s»;iatr  J{, . 
iriijumj  im  V.l.  Jnhrlmmlrrt,   Je»U  l^'.'H. 

<i  r  e  if.i  >r   / ./.  lilermcr. 
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T.  Arbeitszeit  in  Grossbritannien. 

»Zeitatome  sind  Kiemente  des  Ge- 
winnes«. Diese  durch  die  Kinfflhrung  des 
Maschinenbetriebes  gesteigerte  Erkenntnis 
erzeugte  im  gewerblichen  Leben  die  Ten- 
denz, den  Arbeitstag  unbekümmert  um  die 
Schranken  der  Natur  und  Sitte,  des  I>ebens- 
alters  und  Geschlechts  möglichst  auszu- 
dehnen, bis  die  aus  massloser  Anspannung 
hervorgehende  physische,  moralische  und 
intellektuelle  Abspannung  und  Depoten- 
zierung  der  arbeitenden  Klasse  Abhilfe 
forderte.  Die  vom  Gebote  der  Arterhaltung 
diktierten  Arl^eiterschutzgesetze  haben  in  i  Mussehedürfnü 
den  meisten  civilisierten  Ijändern  eine 
solche  Alihilfe  wirksam  angebahnt  und  in 
einer  Wohlfahrtsbilanz  unseres  durch  Ueber- 
arbeitungsexcesse  so  arg  befleckten  Zeit- 
alters dürften  die  in  den  letzten  Jahrzehnton 
erzielten  Reduktionen  der  Arbeitszeit  einen 
ersten  Rang  unter  den  Gewinn  [Kisten  ein- 
nehmen. Die  Vergleiohung  der  durch- 
schnittlichen Arbeitsdauer  im  heutigen  Ge- 
worliobetriobo  mit  der  in  der  Mitte  unseres 
Jahrhunderts  beobachteten  weist  in  den 
eiuer  Arbeiterschutzgesetzgebung  teilhaftig 
gewordenen  Staaten  fast  ausnahmslos  eine 


massig  leicht  zu  ermitteln.  Der  grosse 
Vorteil,  der  sich  für  theoretische  und  prak- 
tische Zwecke  aus  umfassenden  Erhebungen 
über  die  Arbeitszeit  ergiebt,  liegt  auf  der 
Hand:  eine  Vergleichbarkeit  der  in  den 
einzelneu  Berufsarten  üblichen  Arbeits- 
methoden, -löhne  und  -Zeiten  mit  den  er- 
zielten Arbeitsresultaten  bietet  eine  wert- 
volle Information  zur  Beurteilung  der  wich- 
tigen, bisher  nahezu  ausseid iessüch  durch 
Kampf  zu  nur  lokaler  oder  specialer  Ijösung 
gelangenden  Frage,  innerhalb  welcher 
Grenzen  unter  weitestgehender  Rücksicht- 
nahme auf  das  berechtigte  Erholungs-  und 
ler  Arbeiter  bei  dem  je- 
weiligen Stande  der  Produktionstechnik  dio 
Arbeitszeit  normiert  werden  könnte,  ohne 
die  betreffenden  Industriezweige  in  ilirem 
Bestände  zu  gefährden.  Zu  einer  solchen 
Vergleichung  das  sich  gegenwärtig  dar- 
bietende produktions-,  lohn-  sowie  arbeits- 
zeitstatistisehe  Material  verwendbar  zu  ge- 
gestalten.  gehört  zu  den  wichtigsten  Auf- 
gaben der  Arl>eitsstatistik.  An  statistischen 
Ergebnissen  der  für  die  angedeuteten  Zwecke 
so  belangreichen  Ermittelung  der  Arlieits- 
zeit  liegen  für  England  folgende  stets  nur 
die  effektive  Arbeitszeit    umfassende  ße- 


Abkürzung  des  Arljoitstages  von  einem  zifferungen  vor. 
Viertel  bis  zu  einein  Drittel  aus.  Und  noch  -  Die  den  Greueln  der  ärgsten  Kindor- 
hat  die  einschlägige  Entwickedung  ihr  Ziel  und  Frauenausbeutung  ihren  Ursprung  ver- 
dankende englische  Fabrikgesetzgebung  be- 
wirkte infolge  des  bisherigen  Festlialtens  an 
dem  Principe,  den  Schutz  vor  Ueberarbeitung 
bloss  weiblichen  und  jugendlichen  Personen 
zu  teil  werden  zu  lassen,  nur  eine  mittel- 
bare Normierung  der  Arbeitszeit  und 
zwar  auch  nur  eine  solche  für  alle  jene 
Arbeitsstätten,  in  denen  erwachsene  männ- 
liche Arbeiter  zugleich  mit  Frauen  und 
Kindern  verwendet  werden.  Das  fast  allent- 
halben sich  geltend  machende  technische 
Erfordernis  des  gleichzeitigen  In-  und 
Aussorbetriebsetzens  sämtlicher  Werkzeug- 


u  n 

bei  weitem  nicht  erreicht.  Es  lässt  sich 
dies  wenigstens  für  die  kontinentalen  iJindcr 
Europas  im  Hinblick  auf  den  in  England, 
in  der  nordainerikanisehen  Union  sowie  in 
den  australischen  Kolonicen  immer  mehr 
sich  einbürgernden  8— 10 stündigen  Arbeits- 
tag mit  Sicherheit  annehmen.  Der  Vorteile 
dos  wöchentlichen  Ruhetages  orfreuen  sich 
immer  weitere  Kreise.  Auch  wird  die  all- 
gemeine Reduktion  der  Arlieitszeit  sehr  er- 
heblich dadurch  gefördert,  dass  wie  in  den 
I  hindern  englischer  Zunge  schon  seit  vielen 
Jahren  nun  auch  in  manchen  anderen  Staaten 


Kuropas  für  öffentliche,  im  Dienste  des  maschinell  bringt  es  mit  sich,  dass  dort  mit 
Staates  oder  der  Selbstverwaltungskörper  wenigen  Ausnahmen  überall  nach  Ablauf 
vollzogene  Arlteiten  eine  massige  Arbeitszeit  der  zehnten  Arbeitsstunde,  entsprechend 
voi-geschriehen  wird.  >  dem    Zehnstundengesotze  aus  dem  Jahre 

Daten  über  die  Arbeitszeit  in  den  vor- 1  187  s,  die  Arlndt  endigt.  Bezüglich  solcher 
sohiodenon  gewerblichen  Betriebszweigen  >  Industriezweige  —  es  sind  dies  in  vorder- 
werden  in  Ländern  mit  höher  ausgebildeter  ster  Reihe  die  Textil-,  Papier-,  Glas-  und 
Arbeitsstatistik,  in  erster  Reihe  in  England  Topfwarenfahriken  —  finden  sieh  in  der 


und  Nordamerika,  mit  wachsendem  Erfolg 
ermittelt.  Erhebliche  Schwierigkeiten  stellen 
sieh  einer  erschöpfenden  Berichterstattung 
ül)er  die  Arhoitsdauor  bloss  innerhalb  der 
liausindustriellen  und  kleingewerblichen 
Betriol  ie  in  den  Weg,  doeli  beginnen  auch 
hier  die  beiden  Schutzgesetze  vom  ">.  August 
„,„1  vom  6.  Juli  1895  Wandel' zu 
schaffen.  Bei  dem  Grossbetrieb  in  Produktion 
und  Vorkehr  sind  dio  Ausweise  über  dio 
thatsäehlicho  Besehäftigungsduucr  verhältnis- 


in sozialstatistischer  Beziehung  so  ergiebigen 
Quelle  der  Fabrikinspektorenberielite  zald- 
reiehe  Mitteilungen  über  die  Einhaltung  der 
die  Arbeitszeit  regelnden  Bestimmungen  der 
Fabrikgesetze.  Es  geht  nämlich  aus  der 
Klassifikation  der  Verurteilungen  wegen 
Uebertretung  der  factory  and  Workshop  acts 
der  Jahre  1*78,  18«)  1  und  189fi  hervor,  dass 
innerhalb  der  Jahre  1879—96  etwa  drei 
Siebentel  sämtlicher  infolge  Atizeigeerstattung 
seitens    der   Fabrikinspektoren  verhängten 
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die  Beschäftigung  geschützter  Per- 
sonen vor  oder  nach  der  vom  Gesetze  l»e- 
stimmten  Zeit  oder  während  «1er  fflr  Mahl- 
leiten vorgpsch riebe nen  Frist  zum  Gegen- 
rtand  hatte  un<l  etwa  1 7  der  Bestrafungen 
wegen  Beschäftigung  an  gesetzlich  geltotenen 
Feiertagen  erfolgte.  Pnter  Zugrundelegung 
de«  für  den  angegebenen  Zeitraum  ermittelten 
durchschnittlichen  Verhältnisses  zwischen 
der  Zahl  der  von  Fnbrikinspektoren  jährlich 
Itesichtigten  Fabriken  und  Werkstätten  (50 
bis  68000)  und  der  hierauf  jeweilig  ent- 
fallenden Zahl  von  Anzeigen  bezw.  Verur- 
teilungen (10UI— 241«))  Hesse  sich  somit  fflr 
England  die  Intensität  der  Nichteinhaltung 
der  gesetzlich  gebotenen  zehnstündigen 
Arbeitszeit  sowie  der  Sonn-  und  Feiertags- 
ruhe annäherungsweise  mit  nicht  ganz  2°o. 
einer  durchaus  nicht  hohen  Kontraventions- 
quote,  beziffern.  Wir  finden  dement- 
sprechend in  sämtlichen  statistischen  Nach- 
weisungen üt>er  die  Arbeitszeit  in  England 
die  letztere  in  den  Fabriken  der  ol*»n  an- 
geführten Art  in  der  Regel  mit  54 — 56 
Stunden  pn>  Woche  angegelten,  von  denen 
je  10  Stunden  auf  die  fflnf  ersten  Wochen- 
tage und  4  -6  Stunden  auf  den  gesetzlich 
als  Halbfeiertag  Itfhandelten  Sonnabend  ent- 
fallen. Durch  das  fOr  geschützte  Personen 
geltende  Verl»ot  der  Naehtarlteit  ist  eine 
solche  in  den  erwähnten  Industriezweigen 
so  gut  wie  ausgeschlossen. 

Was  die  Gesetzgebung  nur  einem  aller- 
dings ansehnlichen  Teile  der  erwachsenen 
männlichen  Arbeiter  indirekt  zu  statten 
kommen  Hess,  halten  sich  diese  vermittelst 
ihrer  Itewundorungswürdigen  Organisation 
«ler  Gewerkvereine  in  gleichem,  vielfach  so- 
gar noch  in  höherem  Ausniasse  errungen. 
Die  Vorkämpfer  um  die  Reduktion  der 
Arbeitszeit  waren  in  England  wie  auch 
anderwärts  die  Buchdrucker,  die  nach  dem 
Oommissionor  of  («ibenr  Burnett  nur  4  s 
bis  54  Stunden  wöchentlich  arlteiten.  Die 
Buchbinder,  deren  vor  mehr  als  100  Jahnin 
gegründete  Trade-Pnion  als  die  älteste  er- 
scheint, weisen  gleichfalls  bloss  eine  54- 
stündige  Arbeitszeit  per  Woche  auf ;  Ahnlich 
die  in  Eisengiessereion ,  Maschinenfabriken 
lind  Schiffswerften  Beschäftigten.  Selbst 
die  in  anderen  Landern  noch  so  überan- 
strengten Bäcker  arlieiten  in  der  Regel  nur 
von  3  Phr  morgens  bis  1  Phr  nachmittags. 
In  den  Bergwerken  besteht  für  die  -unter 
Tag"  Arbeitenden  zumeist  schon  die  acht- 
stündige Arbeitszeit,  und  auf  die  Pünktlich- 
keit des  Sehiehtenwechsels  achten  die  Berg- 
leute eifrigst.  Dagegen  sind  die  Bediens- 
teten der  Eisenliahnen  noch  immer  an  eine 
mindestens  zwölfstündige  Arbeitszeit  ge- 
bunden, und  der  im  Jahre  1888  erstattete 
jiarlamentarisehe  Empieteberieht,  betreffend 
die  Beschäftigung  der  Eisenbahnbediensteten, 


'  weiss  sogar  von  fünfzehnstündiger.  ununter- 
brochener Arbeitszeit  b«>i  der  I>.»ndon  and 
North  Western  Coinjtany  zu  erzählen.  Mit 
der  längsten  Arbeitszeit  sind  fllrrigens  jenem 
Berichte  zufolge  die  Maschinenführer  be- 
;  lastet.    Als  ob  nicht  die  Geschichte  der 
'  grossen  Kisenbahnunfälle  r.nr  Genüge  lehren 
:  würde,  dass  gerade  durch  dienstliche  Peber- 
|  anstrengung  der  den  verantwortlichen  Posten 
eines  Maschinenführers  Bekleidenden  die 
Pnfallgefahr  erheblich  gesteigert  winl.  Un- 
begreiflicherweise  hat  das  treffliche  Arbeiter- 
schutzgesotz vom  6.  Juli  181)5  an  diese  Ver- 
hältnisse nicht  gerührt,  wohl  alter  hat  es 
den  in  der  Hausindustrie  und  im  Kleinge- 
werl>e  Beschäftigten  sowie  den  in  Kaufläden 
Angestellten,    die  unter  der  sehr  ausge- 
dehnten Arbeitszeit   zu   leiden   liatten,  so 
manche  Erleichterung  gebracht. 

Aus  den  vom  Commissioner  of  Labour 
fortlaufend  herausgegebenen  Reports  of 
Wages  and  Hours  of  Ijibour  ergieht  sich 
die  stetige  Abnahme  der  Arlteitszeit  in  «Jen 
Bangeworlten,  im  Bergbau,  in  der  Metall-, 
Maschinen-  und  Sehiffttan-.  in  der  Textil- 
und  Konfektionsindustrie  zur  Evidenz.  In 
den  genannten  Industrien  wurde  im  Jahre 
1S93  bei  34  l'*4U  Iteoltaehteton  Arbeitern  eine 
durchschnittliche  Abnahme  der  Arbeitszeit 
von  2  Stunden  |«er  Woche,  im  Jahre  185*4 
l»ei  77  15s  Arbitern  eine  solche  von  4.04. 
im  Jahn«  1895  bei  22735  Arlieitern  eine  solche 
von  1.04  und  im  Jahre  1890boilll  50uArbeiteni 
eine  solche  von  0,73  Stunden  per  Woche 
ermittelt.  Im  seilten  Zeiträume  (1*93— 96> 
erhielten  56223  Arbiter  den  Achtstunden- 
tag, von  denen  nur  1131  wieder  allmählich 
zu  verlängerter  Arlieitszeit  zurückgekehrt 
sind.  Von  den  verbleibenden  551U2  sind 
45421  öffentlich  angestellt  untl  96X1  in  der 
Privatindustrie  thütig. 

Die  Arbeiterschutzgesetze  erschöpfen  ihre 
segensvollc  Bedeutung  dun  haus  nicht  in  den 
den  geschützten  Personen  gewährten  Wohl- 
thaten;  ihr  hoher  Wert  ist  Im  »sondere  noch 
darin  zu  erblicken,  dass  sie  die  unwider- 
stehliche Tendenz  äussern,  nicht  nur  auf 
noch  ungeschützte  Berufsgebiete,  sondern 
auch  auf  bisher  des  Arlicitcrechutzes  völlig 
entbehrende  Ländergebiete  überzugreifen. 
Dass  in  Canada  und  mehr  neh  in  den 
australischen  Kolonien  die  kürzeste  AriVits- 
/.eit  eingehalten  winl,  ist  der  besonders 
günstigen,  machtvollen  Stellung  der  dortigen 
Arbeiter  zuzuschreiben ;  dass  sich  jedoch  in 
England  gewichtige  Stimmen,  wie  im  Herbst 
1HS.S  die  der  londoner  Handelskammer,  er- 
heben, um  die  Einführung  der  factory  act 
in  die  Fabriken  Ostindiens  zu  forden),  ist 
der  der  Arbeiterschutzgesetzgebung  inne- 
wohnenden Expatision8kraft  zu  danken.  Die 
Enkel  der  unbedenklichsten  Ausbouter 
menschlicher  Arbeitskraft  suchen  die  stark 
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Jahren  hervor,  währen»!  sie 


in 


frflheren 


überbürdeten,  zu  14— IG  stündiger  Arbeit  [  gige  Bewogimg  tritt  auch  erst  in  den  letzten 
angehaltenen  indischen  Kulis  zu  schützen. 
Und  diese  Bestrebungen  haben  sieh  binnen 
kurzer  Zeit  verwirklieht,  da  sie  mehr  als 
von  den  der  Regel  nach  energielosen  hu- 
manitären Motiven  von  dem  kräftigen  Be- 
weggrunde geleitet  wurden,  die  heimische, 
durch  mannigfache  Beschränkungen  ge- 
hemmte Industrie  vor  der  bedrohlichen 
Konkurrenz  der  indischen  zu  schützen, 
welche  die  dortigen  um  so  vieles  billigeren 
Arbeitskräfte  bis  dahin  noch  schrankenlos 
auanützte.  Im  Hinblick  auf  solche  Beispiele 
segensvollen  Wirkens  liesse  sich  von  der 
Arbeiterschutzgesetzgebung  im  Dienste  der 
Civilisation  sehr  wohl  sagen,  sie  sei  ein  Teil 


Jahren  kaum  zu  bemerken  war. 

Ohne  weitere  Vorbemerkungen  gehen 
wir  zur  Beschreibung  des  Thatbestandes  über. 

Eine  Untersuchung  über  Arbeitsdauer 
wurde  1877  angestellt :  sie  wurde  181)3  mit 
Beschränkung  auf  Frauen-  und  Kinderarlteit 
erneuert :  sonst  giebt  es  fflr  die  neuere  Zeit 
nur  fragmentarische  Notizen.  Neue  und 
alte  über  die  Arbeitsdauer  gesammelte 
Materialien  beziehen  sich  nur  auf  Fabrik- 
arbeiter mit  Ausschluss  der  Klein-  und 
Hansindustrie. 

Die  Berichterstatter  der  Eiupiete  von 
1877  holten  die  Schwankungen  hervor,  denen 


von  jener  Kraft,  die  stets  das  Gute  will  und  |  die  Arbeitssrundenzahl  je  nach  der  Natur 

der  Industrie  unterworfen  ist  (von  nicht 
mehr  als  7  Stunden  in  den  Sehwefelhütteu 
Siciliens  bis  zu  15  Stunden  im  Sommer  in 


stets  das  Bessere  schafft. 

Lltteratnr:   Rrp<,rta  of  Ihr   Chief  hi*peetor  of, 
MidonV«  an    Workshops,    London.  —  Die 


ßurnetl.  Firtt  und  Second  Report  on  Sweti- 
tittg  .St/tfem ,  J^ondon  ISftS.  —  S/imllichr  Jahr- 
gänge der  »tMbnur  Valette«.         J.  Mnyrr. 


of  Trade  Journal  forüaufeud  reriiffmi.  I  den  bergama.sti  sehen  Spinnereien),  und  galten 
tiehte*  Kep»ru  de*  Cnmmi**ioner  „f  iMbour  |  als   einen    der    Wahrheit    ziemlich  nahe 

kommenden  Durchschnitt  11  bis  12  Stunden 
effektiver  Arbeit  für  den  Tag  an. 

Die«  passt  auch  auf  die  heutigen  Ver- 
hältnisse, mit  der  Bemerkung  jedoch,  dass 
die  äussersten  Fälle  von  14  bis  15  Stunden 
Tagesai'beit  viel  seltener,  wenn  nicht  ganz 
verschwunden  sind.  Folgendes  wird  dieses 
verständlich  machen. 

2.  Die  A.  in  den  Maschinenfabri- 
ken, auf  Schiffswerften  nnd  im  Ruch- 


VI.  Arbeitszeit  in  Italien. 

1.  Einleitung.  2.  Die  A.  in  den  Maschinen- 
fabriken, auf  Schiffswerften  und  im  Buch- 
drockereigewerbc.    3.  Die  A.  in  den  Berg- 


werken, Steinbrüchen  nnd  Bauunternehmer  druekereigewerbe.  Die  in  Betracht  kom- 
4.  Die  A.  in  der  Textilindustrie.  5.  Die  A.  in ;  menden  Arbiter  gehören  zu  den  in  jeder 
einigen  anderen  Betrieben  nnd  in  der  Land-  [  Begehung  hoehstgestellteu :  am  wenigsten 

Wirtschaft      fi   Kroroliniiijp  1  .       •-  .      .    *  ^.    ,•  .5 


Wirtschaft.   6.  Ergebnisse. 

1.  Einleitung.  Kein  Gesetz  beschränkt 
die  Arbeitszeit  für  erwachsene  Arbeiter. 
Nur  fflr  Kinderarbeit  schreibt  ein  Gesetz 
von  1880  einige  Beschränkungen  vor,  die, 
nebenbei  liemerkt,  nur  teilweise  beobachtet 
werden,  aber  doch  bewirkt  haben,  dass  die 
meisten  Fabriken,  um  der  lästigen  Behörden- 
aufsicht zu  entweichen,  keine  unter  12 
Jahren  alten  Kinder  mehr  aufnehmen.  Ausser 
für  jüngere  Kräfte  wird  also  die  Arbeits- 
zeit sowie  jede  andere  Bedingung  des  Ar- 
beitsvertrages frei  zwischen  Arbeitgebern  und 
-nehmern  verhandelt. 

Im  allgemeinen  sei  noch  bemerkt, 
dass  hier  zu  Ijuide  der  aus  der  anstrengen- 
den Arbeitsdauer  entstehenden  I«tge  keine 
entsprechende  Wichtigkeit  beigelegt  wird; 
die  öfter  über  jedes  Mass  langdauerrtde  Ar- 
beitszeit wird  anscheinend  nicht  so  peinlich 
gefühlt  wie  z.  B.  die  kärglichen  Lohne; 
daher  haben  die  auf  Verl>esseruiig  der  Ar- 
beitsbedingungen gerichteten  Anstrengungen 
eher  das  Lohnmass 
zum  Gegenstand.  So 

1673  Strikes,  die  von  1878  bis  1896  statt- 
fanden, nur  112,  d.  h.  uicht  voll  7%,  eine 
Abkürzung  der  Arbeitsdauer.    Die  einschlä- 


bereit,  sich  harten  Bedingungen  zu  fügen, 
sind  sie  auch  am  besten  im  stände,  denselben 
zu  entgehen.  Hohe  I/.hne  und  kurze  Ar- 
beitsdauer  gehen  ja  regelmässig  gleichen 
Schrittes. 

Durch  den  Verband  der  Buch- 
drucker zur  Einführung  und  Auf- 
rechterhaltung des  Tarifs  (ein  Ge- 
werkverein)  beziehungsweise  durch  das 
zwischen  demselben  und  den  Druckereilte- 
sitzern  getroffene  I. "oberem kommen,  gelingt 
es  den  Buchdruckern,  den  lOstündigen  Ar- 
beitstag unverändert  aufrecht  zu  erhalten. 
Nicht  ausgeschlossen  ist  Extraarbeit  über 
die  10  st  findige  Arbeitszeit  hinaus  gegen  be- 
sondere Vergütung.  Aber  in  den  Drucke- 
reien pflegen  die  Arbeiter,  sobald  die  Not- 
wendigkeit der  I'cberarbeit  andauert,  eine 
Vermehrung  des  Personals  zu  verlangen, 
und  sie  thun  dies  im  Geiste  der  Solidarität, 
denn  der  Verband  hat  auch  den  Zweck, 
den  unbeschäftigten  Kameraden  Stellung  zu 
verschaffen,  und  er  hat  ein  Interesse  daran, 
als  die  Arbeitsdauer  [  dieses  zu  besorgen,  um  nicht-Entschädigungen 
lezweckten  unter  den  ;  fflr  Arbeitslosigkeit  zahlen  zu  müssen. 

Zehn  Stunden  Arbeit  ist  die  Regel  aueh 
in  den  Maschinenfabriken.  Nur  ausnahms- 
weise und  in  weniger  wichtigen  Werkstätten 
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dauert  der  Arbeitstag  lO1.*— 11  Stunden. 
Bei  der  Guss-  und  Maschinenfabrik  Hawthorn- 
Gupny  in  Neapel  geht  man  auf  9  Stunden 
im  Winter  hinan,  aher  mit  verhältnismässiger 
Kürzung  des  Tagelohnes.  Umgekehrt 
pflegt  man  in  mehreren  Werkstätten  mit- 
unter Ober  die  gewöhnliche  Arlioitszeit 
hinaus  zu  arbeiten,  aber  mit  besonderer 
Vergütung,  die  für  die  Stunde  sogar  höher 
ist  als  clor  normale  Ijohnsatz.  Auf  diese 
Weise  erreicht  nicht  selten  der  Arbeitstag 
12  Stunden  effektiver  Art>eit,  wenn  nur  Ar- 
beit genug  vorhanden  ist.  Ein  12  stundiger 
Arl>eitstag  wird  regelmässig  von  den  zur 
Bedienung  der  Oefen  ^«stimmten  Arbeitern 
geleistet,  weil  die  Arbeit  Tag  und  Nacht 
dauert,  mit  Ablösung  der  Mannschaft  alle 
12  Stunden.  Solche  Arbeiter  bleiben  wirk- 
lich 12  aufeinander  folgende  Stunden  in 
den  Werkstätten,  aber  ihre  Beschäftigung 
erfordert  keine  kontinuierliche  Anspannung 
der  Kräfte:  im  Gegenteil  sind  die  Ruhe- 
pausen häufig. 

In  den  maritimen  Anlagen  und  Werk- 
stätten des  Staates  (Schiffswerften  etc.)  währt 
die  Arlieit  S1  s  effektive  Stunden  in  den 
Monaten  Dezember  und  Januar,  !M  .»  Stunden 
in  den  Monaten  Februar  und  Novemlter,  in 
allen  anderen  Monaten  lO'.'s  Stunden;  im 
jährlichen  Durchschnitt  10  Stunden. 

3.  Die  A.  in  den  Bergwerken, 
Steinbrüchen  und  Bauunternehmen.  In 
den  Bergwerken  ist  die  Kürze  des  Arbeits- 
tages durch  die  Art  der  Beschäftigung,  die 
Behrennudeiid  ist,  bedingt.  Ueberall  unter- 
scheidet man  Arbeit  »unter  Tage*  und  im 
Freien.  Erstere  währt  8  Stunden  mit  einer 
Stunde  Unterbrechung  in  den  Bergwerken 
Saniiniens  sowie  in  den  Schwefelgruben 
Siziliens  und  Mittelitaliens;  letztere  dauert 
10  Stunden.  In  den  Schwefelgruben  Siciliens 
aber  bleiljcn  die  Arbeiter  bei  n bringen 
Preisen  länger  am  Werk,  um  das  gewöhn- 
liche Tagesverdienst  durch  eine  vermehrte 
Produktion  zu  erlangen,  da  der  filr  jede 
Tonne  Mincralaushcutc  im  Accord  bedungene 
Preis  nach  dem  Preis  des  Schwefels  auf-  und 
absteigt. 

In  den  Steinbrüchen,  Kalk-  und  Ziegel- 
öfeit  und  bei  jeder  Art  von  Bauthätigkeit 
sowie  überall,  wo  es  sich  um  Arbeiten 
handelt,  die  im  Freien  vollendet  werden, 
ist  der  Arbeitsvertrag  verschieden,  je 
nach  den  Jahreszeiten :  man  fängt  mit  Sonnen- 
aufgang an  zu  arbeiten,  oft  auch  eine  halbe 
Stunde  später,  und  man  kehrt  mit  Sonnen- 
untergang oder  eine  halbe  Stunde  früher 
heim;  mittags  tritt  die  gewöhnliche  Pause 
ein,  im  Winter  l'  s  Stunden,  im  Sommer 
2  Stunden,  ausserdem  eine  kiuv.e  Pause  zum 
Frühstück. 

4.  Die    A.    in     der  Textilindus 


ist  die  Arbeitszeit  sehr  lang  und  lässt  sich 
länger  ausdehnen,  als  in  jeder  anderen  Art 
von  Beschäftigung.  In  den  Baumwolle-  und 
Seidespinnereien  sind  die  Verhältnisse  um 
so  ungünstiger,  als  darin  überwiegend 
Frauen  und  Kinder  verwendet  werden 
und  Nachtarbeit  sehr  oft  vorkommt.  Nacht- 
arbeit findet  namentlich  statt  in  deti  vielen 
Spinnereien,  die  Wasserfälle  als  Triebkraft 
benutzen,  die  also  ohne  Mehrkosten  ihre 
Maschinen  kontinuierlich  in  Bewegung  halten 
können.  Durch  eine  dopj>elte  oder  nahezu 
doppelte  Produktion  sind  sie  in  der  I>age, 
deu  Teil  der  Produktionskosten  zu  ver- 
mindern, welcher  von  den  allgemeinen  Ana- 
galicn  und  der  Amortisation»  piote  des 
stehenden  Kapitals  herrührt.  Von  den  l":i 
Millioneu  Spindeln,  die  der  Baumwollspinnerei 
gewidmet  sind,  sind  drei  viertel,  so  wird 
behauptet,  volle  24  Stunden  täglich  in 
ieit. 

Die  längste  Arbeitsdauer  kommt  aber 
immer  bei  den  Seidespinnereien  vor.  Zwar 
giebt  es  hier  keine  Nachtarbeit,  denn  als 
solche  darf  die  nicht  lietrachtet  werden,  die 
sich  im  Winter  in  die  eisten  Nachtstunden 
hinzieht.  12  volle  Stunden  Arbeit  ist  bei 
den  Seidenspinnereien  die  Kegel ,  uur  selten 
Itegnügt  man  sich  mit  1 1  Stunden ;  auch 
die  14 — lüstündigen  Arbeitstage  büdeu 
gegenwärtig  seltene  Ausnahmen.  In  der  Pro- 
vinz Bergamo,  wo  einst  14  Stunden  allge- 
mein üblich  waren,  ist  infolge  des  1893  mit 
Erfolg  durchgeführten  Strikes  der  Arbeits- 
tag auf  12  Stunden  vermindert  worden. 
Die  in  der  Seiden weberei  Iteschäftigten  Ar- 
beiter sind,  was  die  Arlteitsdauer  anbelangt, 
milderen  Bedingtingen  unterworfen :  überall 
Italien  sie  nur  11  Stunden  Arbeit  zu  leisten. 

Die  Baumwolleuindustrie  verlangt  Nacht- 
arbeit, stellt  aber  hinsichtlich  der  Arbeits- 
dauer weniger  hohe  Fordeningen  als  die 
Seidenindustrie.  Die  11  stündige  tägliche 
Arbeitszeit  ist  liei  der  Spinnerei  ziemlich 
allgemein  die  Kegel;  die  12  Stunden  sind 
aber  hie  und  da  nicht  ausgeschlossen,  mit 
oder  ohne  Entschädigung  für  die  Zeit  über 
11  Stunden.  Bei  der  Weberei  ist  der  Ar- 
beitstag eine  halbe  oder  auch  eine  ganze 
Stunde  kürzer.  Dasselbe  kann  von  der 
Leinen-  und  Hanfindustrie  gesagt  werden, 
während  die  Wolleuiudustrie  die.  besten  Ver- 
liältnisse  aufweist,  da  die  b-tre  ff  enden  Fa- 
briken nie  über  11  Stunden  im  Gange  ge- 
halten werden,  in  einem  Beispiel  sogar  nur 
i)  Stunden  im  Winter. 

5.  Die  A.  in  einigen  anderen  Betrieben 
und  in  der  Ijuidwirtschaft  Bei  einer 
Reihe  von  Betrieben,  so  in  den  Glas-,  Seifen-, 
Zucker-,  Leder-,  Papier-,  llut-,  Korallon- 
fabriken  ist  die  übliche  Arbeitsdauer  zwischen 
10  und  11  Stunden.    Eine  mit  Gasöfen  be- 


trie.     In  dieser  Grupjie  von  ludustrieen  i  triebene  Glasfabrik  beschäftigt  drei  sich  ab- 
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wechselnde  Abteilungen  von  Arbeitern,  von 
welchen  jede  also  8  Stunden  am  Werk  aus- 
tilUt :  eine  Korallenfabrik  begnügt  sich  auch 
mit  einem  8  stündigen  Arbeitstag. 

In  der  Landwirtschaft  währt  die  ge- 
wöhnliche Arbeitszeit  der  Tagelöhner  von 
Sonnenaufgang  bis  Sonnenuntorgang,  mit 
1  Stunde  Pause  im  Winter  und  2  Stunden 
im  Sommer  zum  Mittagessen.  In  der  heissen 
Jahreszeit  lässt  man  auch  eine  haltte  Stunde 
Pause  gegen  8  Uhr  für  das  Frühstück  ein- 
treten. Für  die  festangestellten  Arbeiter, 
Knechte  etc.  ist  die  Arbeitszeit  noch  länger. 
Vom  Tagesanbruch  bis  zur  Nacht  liegen  sie 
ihren  Arbeiten  ob,  alter  mit  häufigen  Paus»1'», 
wie  sie  die  Mannigfaltigkeit  ihrer  Beschäf- 
tigung mit  sich  bringt. 

Was  sich  von  den  Arbeil ern  des  I-ind- 
baues  sagen  liisst .  gilt  im  allgemeinen  von 
allen  im  Freien  beschäftigten  Handwerkern, 
als  Maurer,  Steinhauer,  Kniarbeiter  u.  s.  w. 

Uel>er  Klein-  und  Ilausindustrieen  sind 
wir  nicht  im  stände,  genaue  Auskünfte  zu 
geben:  wohl  hat  man  eine  unbestimmte 
Kenntnis  von  der  übermässig  langen  Ar- 
beitszeit, der  sich  die  in  den  Städten  bei  der 
Bekleidungsindustrio  ttesehäftigten  Arbei- 
terinnen (Nähterinnen,  Schneiderinnen,  Blu- 
men macherin  neu  etc.)  unterziehen  müssen, 
von  der  nicht  anstrengenden,  aber  andauern- 
den Arbeit  der  Mailänder  Frauen,  welche 
Knüpfe  fabrizieren,  und  der  venetianischen 
Frauen,  welche  Perlen  aufreihen  oder 
Stickerei  machen. 

6.  Ergebnisse.  Der  Gegenstand  lässt 
eine  Formulierung  allgemeiner  Sätze  nicht 
zu.  Dennoch  lässt  sich  im  grossen  und 
ganzen  wohl  behaupten: 

1.  dass  es  die  Tendenz  der  Unternehmer 
ist,  von  den  Arbeitern  die  längstmögliche 
Arbeitszeit  zu  fordern,  die  sich  mit  der  phy- 
sischen Kraft  des  Menschen  vereinbaren 
lässt: 

2.  dass  infolgedessen  eine  überlange  Ar- 
beitszeit in  denjenigen  Beschäftigungen  ge- 
fordert wird,  die  keiue  Anwendung  von 
Muskelkraft  verlangen. 

In  der  Niedrigkeit  der  Löhne  und  in  der 
Iiänge  der  Arlteitszeiten  sucht  die  italienische 
Industrie  einen  Ausgleich  für  die  nicht  we- 
nigen Ursachen  der  Inferiorität,  welche  ihr 
die  Konkurrenz  mit  der  fremden  Industrie 
erschweren. 

Andererseits  sind  die  Arbeiterklassen  mehr 
darauf  bedacht,  eiue  I Lohnerhöhung  zu  er- 
zwingen als  sich  um  die  übermässige  iJlnge 
der  Arbeitszeit  zu  kümmern. 

Seit  einigen  Jahren  fehlt  ob  aber  nicht 
an  Andeutungen  einer  möglichen  Wendung 
in  der  Art,  wie  die  Arbeitsverhältnisse  ge- 
ordnet werden.  Die  Einsicht,  dass  für  das 
Prodtiktionsquantum  und  allgemein  für  den 
Erfolg  des  Betriebes  die  übermässige  Ar- 


beitszeit unnütz  oder  gar  schädlich  sein  kann, 
1  hat  noch  nicht  viele  Fortechritte  gemacht  : 
aus  anderen  Gründen  und  hauptsächlich 
dem  Antriebe  folgend,  der  zur  Verbesserung 
der  sozialen  Lage  der  arbeitenden  Klassen 
drängt,  hatten  sich  doch  manche  Unter- 
nehmer bewegen  lassen,  die  Arbeitezeil  zu 
vermindern.  Zur  Erfüllung  dieser  Aufgnlto 
mag  die  Befestigung  und  erhöhte  Konkur- 
renzfähigkeit der  wichtigsten  Industrien 
beigetragen  haben.  Die  internationale  Be- 
wegung für  den  8 stündigen  Arbeitstag  hat 
übrigens  die  hiesigen  Arlwiterk lassen  so 
wie  die  aller  anderen  lJlnder  tnitergriffen 
und  das  Streiten  erweckt,  sich  zu  einer  wür- 
digeren Lebenshaltung  zu  helfen.  Wie  olieti 
bemerkt,  sind  die  eine  Verkürzung  der  Ar- 
beitsstunden bezweckenden  Strikes,  die  vor- 
her höchst  seltene  Erscheinungen  waren, 
in  der  letzten  Zeit  zahlreicher  geworden, 
und  bemerkenswerter  Weise  sind  es  unter 
den  nach  dem  Ziel  verschiedenen  Arten  von 
Strikes  diese,  die  den  höchsten  Anteil  von 
Fällen  aufweisen,  die  zu  Gunsten  der  Arbeiter 
abgelaufen  sind. 

SOrnfaracra. 


VII.  Arbeitszeit  in  den  Niederlanden. 

Bis  in  die  jüngste  Zeil  fehlte  es  hier  an 
einer  jeden  eine  Aufklärung  enthaltenden 
Quelle.  Eine  solche  wurde  erst  im  Jahre 
1S8(!  dadurch  geschaffen,  dass  von  der  zweiten 
Kammer  der  Generalstaaten  einer  parlamen- 
tarischen Untorsuchnngskommission  die  Er- 
mittelung der  Lage  der  arbeitenden  Klassen 
zur  Aufgabe  gemacht  wurde.  Die  Ergeb- 
nisse dieser  Untersuchung  wurden  im  dar- 
auffolgenden Jahre  veröffentlicht,  und  diese 
Publikation  enthält  auch  über  die  Ar- 
beitszeit manche  Daten.  Danach  fanden 
[  sich  dort  neben  dem  sehr  verbreiteten  kon- 
j  tinuierlichen  Betriebe  mit  zwölfstündigem, 
■,  nicht  immer  prompt  eingehaltenen  Schichten- 
weehsel  sehr  ausgedehnte  Arbeitszeiten,  an 
denen  weibliche  und  jugendliche  Personen 
in  einer  grossen  Vcrhältniszuhl  sich  be- 
teiligten. Besonders  arge  Zustände  herrsch- 
ten nach  dem  Bericht  im  Handwerke :  über 
masslos  lange  Arbeitszeit  wird  insbesondere 
im  Schuhmacher-  und  Konfektionsgewerbe 
geklagt;  Bäckerstehen  regelmässig  lfi  Stun- 
den pro  Tag,  vor  einem  Sonntag  mitunter 
sogar  26  Stunden  im  Dienste.  Diamanten- 
schleifer werden  12  Stunden  hindurch  ohne 
Ruhepause  beschäftigt.  Im  Grossbet riebe, 
der  jedoch  in  Holland  zur  Zeit  noch  keinen 
breiten  Raum  einnimmt,  dehnt  sich  der 
Arbeitstag  in  der  Regel  auf  13— 11  Stunden 
aus. 

Durch  das  unterm  5.  Mai  1889  veröffent- 
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Hellt«-  Gesotz,  betreffend  Massivtroln  zur  Ver- 
hinderung übermässiger  und  gefährlicher  Ar- 
iH'it  von  jungen  Leuten  un<l  Frauen  (cf.  oben 
S.  "i."»7  Art.  Arbeiterschlitzgesetzgebung) 
ist  eine  Besserung  <li<-«  r  Zustände  an- 
gelehnt worden.  Seithor  ist  bei  den 
meisten  städtischen  Submissionen  die  11- 
st findige  Maximalarbcitszeit  zur  Bedingung 
gestellt.  Die  Doberzeit  wird  in  solchen 
öffentlichen  Kontrakten  mit  10 — 50%igem 
ljohnziisehlage  bezahlt.  Dieses  Beispiel  hat 
zahlreich«-  Privatunternehmen,  besonders  im 
Baugewerbe,  bewogen,  die  Arbeitszeit  her- 
abzusetzen. Es  hatte  sich  nämlich  bei  den 
öffentlichen  Arbeiten  gezeigt,  das»  die  durch 
die  reduzierte  Arbeitezeit  und  den  bedun- 
genen Minimallohn  erwachsenen  Mehrkosten 
sich  nur  auf  2.19%  belaufen  hatten. 

Llttenttur:  Enquete  ttetreßend  werking  en  uit- 
Irreidiiuj  der  tret  ran  19.  Sept.  1X74  rn  naar 
de»  Ineitand  van  fnbrieken  en  trerkplaattrn 
( '  Drurktaehen  der  tweiten  Kammer,  Settion  ISSfl 
bi*  wr.  A>.  10.%).  ~  Pringtheim,  DU  läge 
der  nrbeitenden  Klotten  in  Holland  im  »Arrhi* 
für  tozinle  Uetrtxgebung  und  .StntUlik»  l  (IStiS) 
S.  Huf.  Not.  l'raxu  und  lAibour  Gazette. 

J.  Singer. 


Till.  Arbeitszeit  in  Rußland. 

Durch  das  G.  v.  2.  14.  Juni  1897  ist  die 
Maximaldauer  der  täglichen  Arbeitszeit  in 
Fabriken,  Hütten  und  Bergwerken  auf  HVe 
Stunden,  bei  teilweiser  Nachtarteit  auf  10 
Stunden  festgesetzt  worden  (s.  Arbeiter- 
schutzgesetzgebung S.  575  ff.).  Da  aber 
einerseits  Ueberstunden  zugelassen  werden 
und  andererseits  die  Arboitsdauer  in  vielen 
Unternehmungen  schon  erheblich  unter 
diesem  Maximum  steht,  so  wird  abzu- 
warten sein,  wie  sich  die  thatsäehlichen 
Verhältnisse  unter  dem  Einfluss  dieses  Ge- 
setzes gestalten.  Bemerkenswert  ist,  dass 
die  technischen  Betriebe  des  Kriegs-  und 
des  Marineministeriums  von  demselben  aus- 
drücklich ausgenommen  sind,  weil  in  diesen 
schon  ein  Maximalarbeitstag  von  nur  10  Stun- 
den besteht.  Was  im  übrigen  die  thatsäch- 
liche  Arbeitszeit  betrifft,  so  findet  sich  für 
die  80  er  Jahre  reiclüichea  Material  darüber 
in  dem  Generalbericht  des  Oberfabrikin- 
spektors für  1885,  der  eine  systematische 
Bearbeitung  der  Einzolberichte  der  Fabrik- 
inspektoren bietet  Freilich  ist  auch  dieses 
Maternd  durchaus  nicht  erschöpfend.  In 
jenem  ersten  Jahre  der  vollen  Wirksamkeit 
der  Fabrik insjK-ktion  sind  nur  4897  Eta- 
blissements von  den  25913,  die  ihr  unter- 
stellen, inspiziert  worden,  vollständige  Daten 
über  die  Arbeitszeit  enthalten  aber  die  Be- 
richte nur  über  1214,  die  zu  125  Betriebs- 
arten gehören. 


Aus  ihnen  ergiebt  sich,  dass  sowohl  die 
Arbeitszeit  im  weiteren  Sinne  (d.  i.  die 
wirkliche  Arbeitszeit  mit  den  Pausen  für 
die  Mahlzeiten  etc.)  wie  auch  die  (effektive) 
Arbeitszeit  im  engeren  Sinne  ausserordent- 
lich verschieden  ist,  und  zwar  nicht  allein 
in  den  verschiedenen  Betriebsarten,  sondern 
j  auch  in  denselben,  selbst  in  örtlich  nahe 
bei  einander  befindlichen  Fabriken,  die  unter 
gleichen  wirtschaftlichen  Bedingungen  thätig 
sind.  Diese  Unterschiede  erklären  sich  so- 
mit nicht  allein  aus  der  Grösse  der  Produk- 
tion, der  Nachfrage,  aus  lokalen  Bedingun- 
gen etc.,  sondern  das  nähere  Eingohen  auf 
diese  Frage  hat  vielfach  ergeben,  dass  die 
Arbeiter  um  so  längere  Zeit  in  Anspruch 
genommen  werden,  je  primitiver  die  Fabrik 
eingerichtet  ist  und  je  weniger  dio  tech- 
nischen Vervollkommnungen  der  Nouzoit  in 
ihr  Anwendung  gefunden  haben.  —  Die 
effektive  Arbeitszeit  überragto  in  der  grossen 
Mehrzahl  der  Fabriken  nicht  12  Stunden, 
nämlich  80%,  so  dass  auf  20%  derselben 
über  12  bis  zu  20  Stunden  gearbeitet  wurde. 
Eine  12  stündige  Arbeitszeit  wiesen  36,8% 
der  Fabriken  auf,  eine  11  stündige  20,8%, 
eine  10  st  find  ige  18,1%,  eine  9  stündige 
2,1%,  8stündige  1,6%,  7  stündige  0,4% 
und  eine  Ustündi^e  0,2%  derselben.  Was 
aber  die  Arbeitszeit  im  weiteren  Sinno  be- 
trifft, so  waren  es  nur  32,5%  der  Fabriken, 
in  welchen  diese  12  odor  weniger  Stunden 
betrug.  In  20%  der  Fabriken  war  Nacht- 
arbeit üblich,  auch  hierin  ergiebt  sich  die 
grösste  Verschiedenheit:  in  denselben  Be- 
triebsarten und  in  demsolben  Bezirke  wur- 
den die  Arbeiter  in  don  einen  zur  Nacht- 
arbeit angehalten,  in  den  anderen  aber 
nicht  ;  so  bestand  z.  B.  iin  Königreich  Polen 
in  6  Baumwollspinnereien  keine  Nachtarbeit, 
in  den  übrigen  4  aber  wold.  Am  verbreitet- 
sten  war  die  Nachtarbeit  im  Wladimirscheu 
und  Moskauschen.  —  Lassen  wir  die  Fa- 
briken mit  Nachtarbeit  bei  Seite,  auf  welchen 
der  Schichtwechsel  zumeist  um  6  Uhr  mor- 
gens erfolgt,  so  ergiebt  sich  nach  den  da- 
maligen Erhebungen ,  dass  in  74  %  der 
Fällo  die  Tagesarbeit  nicht  vor  5  Uhr  mor- 
gens beginnt  und  nicht  nach  9  Uhr  abends 
schliesst  —  somit  erscheint  die  im  G.  vom 
1.  Juni  1882  aufgestellte  Bestimmung,  dass 
dio  Zeit  von  5  Uhr  raorgenB  bis  9  Uhr 
abends  als  Tag  (im  Unterschiede  gegen  die 
Nachtarbeit)  zu  rechnen  ist  ah>  den  that- 
säehlichen Vorhältnissen  entsprechend,  wenn 
wohl  auch  jenes  die  Arbeit  Minderjähriger 
einschränkende  Gesetz  seinen  Einfluss  auf 
die  Tageszeit  der  Arbeit  der  Erwachsenen 
geübt  nahen  wird.  Von  749  Fabrikon  be- 
ginnt in  558  die  Arbeit  erst  um  6  Uhr  oder 
später  (bis  10  Uhr)  und  in  fast  ebenso  vielen 
schliesst  sie  vor  9  Uhr  abends  (bis  zu  4  Uhr 
nachmittags). 
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Um  ein  deutliches  Bild  d^r  bezüglichen  | 
Verhältnisse  zu  bieten,  stellen  wir  nach-| 
stehende  Tabelle  in  betreff  der  Betriebs-  i 
brauchen  zusammen,  in  betreff  welcher  wir! 
die  bezüglichen  Daten  über  30  und  mehr! 
Fabriken  Issitzen: 

Effektive  Arbeitszeit 


Fabriken  äbeJbbi 

zul2  13 14 15  16  17  18 
Stunden 

Baum  W  oll- 

webereien 

95 

86 

7 

l  — 

I 

—  — 

Bauinwofl- 

spinn-  und 

wehereien 

21 

«7 

4 

Färbereien 

22 

'5 

5 

2  — 

—   

Wollspinn-  u. 

Webereien 

34 

26 

5 

3  — 

Tuchfabriken 

40 

19 

4 

9  3 

5 

Papierfabri- 

ken 

40 

36 

1 

Eisengieße- 

reien 

4i 

40 

I 

Maschinen 

29 

26 

2 

1 

Silber  n.  Gold 

30 

29 

I 

Zündhölz- 

chen 

33 

20 

3 

-  4 

1 

1  2») 

Glasfabriken 

3' 

26 

3  I 

2  — 

Bäckereien 

28 

25 

1 

—  I 

—  1 

Rnnkelrü- 

benzncker 

n.  Raffinade 

20 

20 

Tabak 

111 

104 

7 

Leder 

36 

33 

2 

I  — 

Typoirra- 
phieen 

114 

113 

I 

Fabriken 


Arbeitszeit  im  w.  S. 

Nacht-  Bff1111  i2_St"n,' 
arbeit 


Baum  Wollwebereien  77  15 
Baumwollspinn-  und 

wehereien  6  1 1 

Färbereien  7  19 
Wollspinn-  und 

Webereien  1  32 

Tuchfabriken  12  18 

Papierfabriken  18  23 

Eisengiessereien  2  39 

Maschinen  1  28 

Silber  und  Gold  —  30 

ZUndh6l7.chen  9  28 

Glasfabriken  13  17 

Bäckereien  5  25 
Knnkelrttbenzucker 

und  Raffinade  9  i> 

Tabak  —  1 1 1 

Leder  —  32 

Typographicen  2  112 


nicht  vor  den  und 
5  Uhr  weniger 


19 


4 

2 

«4 

18 
1 1 

«9 
10 

8 

«9 

& 

1 

88 


Zu  dieser  Tabelle  sei  jedoch  noch  be- 
merkt, dass,  übrigens  nur  selten  in  einer 
Abteilung  einer  Fabrik  die  effektive  Ar- 

•)  Für  3  Fabriken  erscheint  mir  die  Arbeits- 
zeit fraglich. 

•)  Ausserdem  auf  2  Fabriken  vom  Auf-  bis 
znm  Untergang  der  Sonne. 


beitszeit  länger,  noch  seltener  kürzer  ist,  als 
sonst  auf  derselben  üblich;  diese  Ab- 
weichungen sind  in  der  Tabelle  nicht  be- 
rücksichtigt. Leider  ist  auch  die  Scheidung 
nach  Geschlecht  uicht  vorgenommen,  so 
dass  die  Frauenarbeit  nicht  gesondert  be- 
handelt werden  kann,  und  doch  ist  diese 
eine  sehr  bedeutende:  von  der  Gesamtzahl 
der  Arbeiter  auf  den  inspizierten  Fabriken 
sind  94,47  °  o  Erwachsene,  und  zwar  65,13'Vo 
männliche  und  29,34  °'o  weibliche,  sowie 
5,53  °o  Minderjährige,  und  zwar  3,46 °/o 
männliche  und  2,07%  weibliche. 

Da  die  russische  Fabrikgesetzgebung  die 
Arbeitszeit  der  Erwachsenen  damals  noch 
nicht  berührte,  so  geht  der  Generalbericht 
auf  diese  Frage  nicht  näher  ein.  Einige 
Fabrikinsi>ektoren  berücksichtigen  in  ihren 
Berichten  diese  eingehender,  insbesondere 
der  als  Fabrikinspektor  fungierende  Pro- 
fessor Janshul  in  seinem  ersten,  das  Gou- 
vernement Moskau  behandelnden  Berichte 
pro  1882/83.  Die  hier  gebotenen  Daten 
zeigen  eine  längere  Arbeitszeit  im  engeren 
Sinne:  auf  158  Fabriken,  die  in  betreff  der 
Arbeitszeit  in  217  Abteilungen  zerfallen,  be- 
trägt die  Arbeitsdauer  auf  151  solcher  Ab- 
teilungen, die  zum  Teil  auch  ganze  Fa- 
briken umfassen,  von  11  bis  14  Stunden  ohne 
Unterschied  des  Geschlechts  und  des  Alters, 
im  Durchschnitt  12*<s  Stunden.  Besonders 
dankenswert  ist  es,  dass  Professor  Janshul 
sein  Augenmerk  auf  die  Verteilung  der  Ar- 
beitszeit richtet.  So  findet  er,  dass  auf  fast 
allen  Tuchfabriken  der  Schichtwechsel  (bei 
Tag-  und  Nachtarbeit)  sich  mit 
Abweichungen  wie  folgt  gestaltet: 

Tagesschicht : 

von  4»;,  U.  morg.  bis   8  U.  morg.  =  3%  St 
8",  „     ,r      „  12'/,, ,  mitt.    =  4  „ 
IV,  „  mitt    „    8  „  abends  =  6'/,  „ 

14  St 


n 


Nachtschicht : 

von   8     U.  abends  bis  4",  U.  morg.  =  8'/,  St 
„     8      ,,  morg.    „  81,',  „     „    =  „ 
h   12%  „  mitt.     „  IV,  „  mitt  =1  „ 

10  St 

Die  Arbeiter  werden  eine  Woche  um 
die  andere  nachts  beschäftigt.  Die  Vertei- 
lung der  10  Arbeitsstunden  ist  ausser- 
ordentlich ungünstig,  die  Kräfte  des  Nacht- 
arbeiters erschöpfend:  die  halbstündige  Ar- 
beit von  8— Uhr  morgens  unterbricht 
in  empfindlichster  Weise  die  nach  S'/jstün- 
diger  Arbeit  erforderliche  Ruhe,  die  weiter- 
hin durch  die  einstündigo  Arbeit  von  12  Vi 
bis  IV«  Uhr  gestört  wird,  so  dass  er  erst 
in  der  längeren  Freizeit  (von  l1/» — 8  Uhr 
abends,  also  6V2  Stunden)  sich  dem  ruhigen 
Schlafe  hingeben  kann,  welche  Zeit  ihm 
dort,  wo  die  Wohnung  nicht  bei  der  Ka- 
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brik  belegen  ist,  noch  weiterhin  durch  das 
Hin-  und  Hergeben  verkürzt  wird.  Noch 
ungünstiger  für  den  Arbeiter  ist  die  Ver- 
teilung der  Arbeitszeit  in  Rotfilrbereien,  da 
kein  Wechsel  in  der  Nachtarbeit  besteht, 
d.  h.  die  eine  Hälfte  der  Arbeiter  ist  wäh- 
rend der  ganzen  Betriebsporiodo  (8 — 9  Mo- 
nate) nachts  thätig.  Eine  Fabrik  zeigt  fol- 
gende Arbeitszeit: 

Tagesschicht : 
von  4    U.  morg.  bis  12  C.  mitt.=B   St.  |ijh«£ 
>i  1*4     »>itt.        6  „  ab.   =6V4  ,.  biv,huii»;i 

14'  4St. 

Nachtschicht : 
von  8l\abd.  bis4    V.  niurg-  8    8t.  z<if>amtnrn 
12  „  initt.  ,  1* ,  .,  mitt.  ,-t«4  „  "^t" 


abd. 


-3     .i  urU-ilorti) 


12',4  ^t. 

Andere  Fabriken  dieser  Branche  weisen 
geringen'  Variationen  auf,  auch  zum  Schlim- 
meren (so  sind  die  Nachtarlieiter  auch  noch 
am  Morgen  von  8 — 9  Uhr  beschäftigt,  so 
das»  sie  überhaupt  keinen  ruhigen  Schlaf 
geniesäen).  Unter  den  Nachtarbeitern  be- 
fanden sich  auch  viele  Minderjährige  (auch 
Mädchen).  Dass  solch  eine  Arbeitsam»!  ren- 
guug  überhaupt  ertragen  werden  kann,  zu- 
mal bei  der  sehr  gesundheitswidrigen  Ar- 
beit und  hei  miserabelsten  und  überfüllten 
Wohnräumen,  mag  darin  seine  Erklärung 
finden,  dass  die  Arlieiter  dieser  Fabriken 
fast  ausschliesslich  hergewanderte  1  Handar- 
beiter sind  und  diese  Fabriken  nur  8  oder 
9  Monate  im  Betriebe  sind.  —  Fast  un- 
glaublieli  lauten  die  Angaben  in  betreff  der 
Matten fabri ken :  hier  ist  die  Anmietung 
ganzer  Familien  (zumeist  2  Erwachsene  und 
mindestens  2  llalbwüchslinge)  üblich,  die 
die  Woche  hindurch  ununterbrochen  die 
Arbeit  fortsetzt  mit  abwechselnden  gerin- 
gen Erholungspausen,  so  dass  eine  wirkliche 
Erholung  nur  des  Sonntags  (von  7  oder 
8  Uhr  abends  Sonnabends  bis  9  l'hr  abends 
Sonntags)  geboten  ist.  So  sind  denn  auch 
die  Arbeiter,  wenn  zu  Ostern  für  die  Som- 
merzeit die  Arbeit  eingestellt  wird .  so 
schwach,  dass  sie  >der  Wind  umbläst*', 
wie  es  in  einem  Bericht  heisst.  —  Auf  den 
grossen  Bäckereien  ist  die  Arlieit  und  die 
lange  Zeit  derselben  so  anstrengend,  dass 
hier  die  Gepflogenheit  sich  ausgebildet  hat, 
den  Arbeitern  einen  oder  anderthalb  Monate 
im  Jahre  »Urlaub«  zu  gewähren.  Was  die 
Feiertage  anbetrifft,  so  schliesst  in  der 
Mehrzahl  der  Fabriken  des  genannten  Gou- 
vernements, insliesondere  auf  den  grossen 
Fabriken,  die  Arbeit  des  Sonnabends  wie 
an  den  anderen  Tagen,  auf  nur  wenigen 
um  6  oder  7  Uhr  abends,  vielfach  um 
12  Uhr  nachts,  gar  erst  um  4 — (>  Uhr  mor- 
gens am  Sonntag  (mit  Einschluss  der  Rei- 


nigung der  Maschinen).  Die  Sonntagsheili- 
gung wird  sehr  häufig  verletzt,  auch  in 
Betrieben,  die  Unterbrechung  gestatten,  ins- 
besondere alier  wo  Stücklohn  üblich  ist. 

Aus  Mangel  an  Raum  kann  auf  weiteres 
Detail,  «las  in  diesem  wie  auch  zer- 
streut in  anderen  Berichten  geltoteu  wird 
i  und  die  Notwendigkeit  des  staatlichen  Ein- 
greifens in  dieser  Beziehung  beweist,  nicht 
eingegangen  werden,  es  sei  nur  noch  auf 
tlie  Art  der  Anmietung  der  Arbeiter  auf 
vielen  Zuckerfabriken  hingewiesen,  die  ins- 
liesondere in  Uodolien  an  der  Tagesordnung 
ist  und  von  dem  Gehilfen  des  Fabrikinspek- 
tors des  Kiewer  Bezirkes,  Dr.  med.  Mode- 
stow in  seinem  Bericht  von  1SS5  eingehend 
dargelegt  wird.  Hier  sind  die  Arlieiter  fast 
ausschliesslich  zusammongeworbenes  Volk 
aus  zum  Teil  sehr  entfernten  Gouverne- 
ments (Poltawo,  Tschcrnigow.  Minsk,  Smo- 
lensk,  Witebsk).  Zumeist  sind  Juden  die 
Arl>eitorlieferanten,  die  mit  den  Fabrikanten 
Lieferungsverträge  schliessen,  laut  welchen 
sie  gegen  eine  bestimmte  Zahlung,  oder 
was  verbreiteter  ist,  gegen  feste  Ixihnsätze 
für  Arlieiter  und  Halbarbeiter  (Frauen  und 
Minderjährige)  eine  bestimmte  Anzahl  sol- 
cher zur  Stelle  zu  schaffen  übernehmen, 
auch  die  Ernährung  der  Arbeiter  wird  zu- 
meist dou  Lieferanten  übertragen,  die  mit 
Hilfe  eines  weit  verzweigten  Netzes  von 
Agenten  den  richtigen  Zeitpunkt  zur  billigen 
Anmietung  (zur  Zeit  der  Abgaben  Zahlung, 
mit  Vorschussgewährung)  zu  treffen  wissen 
und  durch  eine  Reihe  geschickt  gestellter 
Bedingungen ,  wol»ei  die  Wolost-  (Iwuer- 
lichcr  Amtsbezirk)  Verwaltung  das  Uirigo 
thut,  die  unglücklichen  Arbeiter  vollständig 
in  ihre  Gewalt  bekommen.  Den  Fabrik- 
leitern ist  jegliche  Sorge  in  betreff  der  Ar- 
lieiter abgenommen,  die  Lieferanten  erwer- 
U?n  grosse  Vermögen,  die  Arbeiter  aber 
kehren  erschöpft,  verhungert  und  zumeist 
ohne  Geld  heim,  das  ihnen  zu  einem  grossea 
Teil  unter  dem  Titel  der  Strafgelder,  der 
Versäumnis,  Zinsen  für  die  Barzahlung  in 
den  ersten  Monaten,  für  welche  die  bei  der 
Anmietung  geleisteten  Vorschüsse  als  Zah- 
lung verrechnet  werden  etc.,  vorenthalten 
wird.  Zur  Illustration  mögen  folgende  An- 
gaben dienen  :  6-  -7  Rubel  Lohu  mit  Woh- 
nung und  Beköstigung  für  30  effektive  Ar- 
beitstage, also  20-  24  Kopeken  pro  Tag; 
der  entsprechende  Ixmn  für  ausgefallene 
Arbeitstage,  aus  welchen  Ursachen  auch 
gefeiert  werden  mag  (auch  wegen  Still- 
standes der  Fabrik  etc.),  wird  abgezogen 
und  der  Arbeiter  muss  sich  für  diese  Zeit 
selbst  beköstigen ;  ist  die  Fabrik  also  nur 
24  Tage  im  Betriebe,  so  erhält  der  Arbeiter 
nicht  7  Rubel,  sondern  kaum  5V*  Rubel, 
von  welcher  Summe  er  für  Beköstigung 
(25  Kopeten  pro  Tag)  IV*  Rubel  zu  rer- 
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ausgaben  hat,  so  dass  ihm  4  Rubel  ver- 
bleiben. Die  Geldnot  zwingt  aber  den 
Hauer,  auch  im  folgenden  Jahre  sich  in 
diesen  Sklavendienst  zu  begeben,  wenn 
er  sieh  nicht  gar  bereits  während  der  lau- 
fenden Verdingungszeit  auch  für  die  nächste 
Betriebsperiode  dem  Arbeiterlicferaiitcn  ver- 
pflichtet hat. 

Die  Arbeitszeit  (im  engeren  Sinne)  der 
jugendlichen  Arbeiter,  die  eigentliche 
Aufgab*«  der  Fabrikinspektion  (s.  Art.  Ar- 
beiterschutzgesetzgebuug  oben  S.  479  ff.), 
wird  im  erwähnten  General  bericht  cin- 
geheuder  liehandelt.  Nachstellende  Tal  «eile 
bietet  das  Gesamtbild  in  betreff  von  nur 
812  Fabriken,  ziisainmengefasst  in  7  Haupt- 
gruppen (während  auf  1970  Fabriken  von 
den  4897  inspizierten  Fabriken  Minderjährige 
thätig  sind): 

^"r'  Arbeitszeit  der  jugend- 
Gruppe  y'       liehen  Arbeiter,  auf 

brikeu    wu'v'el  Fabriken? 

8  7'  -—(»'  ,  (5  ö»  ä-3 
Stunden 

1.  ßenrbeit.  von 

Faserstoffen     353  Mi      57      ioo  44 
II.  Bear  bei  t.  von 

Hol«  13     5      —        8  — 

III.  Bearbeit.  von 

Metallen         109   83       5       15  6 

IV.  Bearbeit.  von 

Mineralien        54   25       4       10  15 
V.  Nahrung»-  u. 

Genussniittel    129  114       4       10  1 

"VI.  Tierprodukte     23     3       1        2  17 

VII.  Andere  Fa- 
briken (dar- 
unter 106  Ty- 
pe- u.  Litho- 

graphieen)       131  116        4       11  — 

812  489      75     165  83 

Mithin  werden  jugendliehe  Arbeiter  l»o- 
schäftigt : 

8     Stunden  auf  60,2 »,„  der  Fabriken 
7\,-«',  „  9,1% 


1 


« 


"  '°r2    i>     ••  •> 


Somit  wird  das  gesetzliehe  Maximum  nicht 
überschritten.  In  Wirklichkeit,  ist  aber  die 
Arbeitszeit  (besonders  im  Moskausehcn  Bezirk 
konstatiert)  melirfach  länger,  was  alx  r  durch 
die  Art  der  Stundeneinteilung  zur  riugehung 
des  Gesetzes  (Relaissystem  in  England)  ver- 
dunkelt wird.  So  besteht  folgende  Vertei- 
lung: von  7  Uhr  morgens  bis  9  Uhr.  von 
10-12,  von  2 — 4  und  von  5 — 7,  zusammen 
freilich  nur  8  Stunden;  oder  von  0-  S.  von 
9 — 11,  von  2 — 4  und  von  !>  -7  zusammen 
8  Stunden;  da  nun  diese  Arbeitsverteilung 
häufig  sogar  mit  der  der  erwachsenen  Ar- 
beiter ganz  auseinandergeht  und  der  Fabrik- 
Jeitnug  Unzuträglichkeiten   bereiten  muss. 


so  ergiebt  sich,  dass  hiermit  eine  längere 
Arbeitszeit,  als  gesetzlich  gestattet  ist,  ver- 
deckt werden  soll.  Auch  bei  dreimaligem 
und  selbst  zweimaligem  Antritt  zur  ArU'it 
seheint  dieses  Motiv  mitunter  zu  Grunde 
zu  liegen.  Andererseits  erscheint  mir  eine 
sehr  lange  Zwischenpause  (bei  S  stündiger 
Arbeit)  nicht  im  Interesse  der  Minder- 
jährigen, die  nocli  die  Schule  besuchen, 
und  selbst  schlimmer  als  die  nur  auf  Ik*- 
sonderes  A  nsucheii  gestattete  ununterbrochene 
(»stündige  Arbeit  (mit  Ausnahme  gewisser 
anstrengender  Beschäftigungsarten),  wenn 
dies«-,  wie  es  zumeist  der  Fall  ist,  in  Wirk- 
lichkeit durch  eine,  weun  auch  ganz  kurze 
Frühstücks|»ause  (20—30  Minuten)  jder 
durch  Bedingungen  des  IMrieljcs  unter- 
brochen wird.  Auch  der  Missstand  wird 
gerügt,  dass  die  jugendlichen  Arbiter  in 
Erwartung  der  Zeit  zum  Wiederantritt  zur 
Arbeit  die  Zwischenzeit  über  in  den  Fabrik- 
räumlichkeiten zurück-,  dem  häuslichen 
Herde  also  für  längen-  Zeit  als  erforderlich 
ferngehalten  werden. 

Nach  den  «späteren  Erhebungen  (vgl. 
Braun.  Archiv  für  soz.  Gesetzgebung  etc. 
XII  S.  4'.»3  und  f*<i7ff.)  hatten  sich  die 
Verhältnisse  der  Arlieitszeit  nicht  verbessert. 
In  den  Jahren  1S94  9f»  arbeiteten  von 
63r>9"»2  Arbeitern  in  9  versehied«>tieii  Pro- 
luktioiiszweigen  täglich  11  Stunden  und 
weniger.  33,73 %.  mehr  als  11  aber  we- 
niger als  12  Stunden  40,40  "  0.  mehr  als  12 
Stunden  19.10%.  In  den  20  industriell  am 
meisten  entwickelten  Gouvernements  des 
euro?>äischen  Russland  war  1*90  die  Ar- 
beitszeit 11  13  Stunden  von  24  Im  Gou- 
vernement Livland  betrug  sie  10  Stunden 
für  4t»°o.  11  Stunden  für  3S,S°o,  12  und 

13  Stunden  für  10,2%  der  Arbeiter,  im 
Gouvernement  St.  Petersburg  für  44%  we- 
niger, für  ,~>0  0  o  mehr  als  1 1 1  2  Stunden,  und  für 
Gouvernement  Moskau  waren  es  für  letztere 
Prozentsätze  von  32,7  und  07.3.  In  der 
Textilindustrie  entfielen  in  der  Baumwollen- 
spinnerei 84,3%  der  Spindeln  auf  die  Bo- 
triebe mit  mehr  als  II1*  Stunden,  in  der 
Baumwollcnweberei  ti9.K%  der  Webstühle, 
in  der  Wollfabrikation  .S7.1  "  0  der  Spindeln 
und  05,8%  der  Webstühle,  in  der  L'inen- 
fabrikatiou  77.0 %  der  Spindeln  und  "»7,7% 
der  Webstühle.  Von  den  Baumwollcnfahrikcn 
des  Gouvernements  Moskau  hatten  09% 
Tages-  und  Nachtarbeit  (mit  zwei  Arl»eits- 
schichten),  31%  nur  Tagesarbeit,  und  zwar 
!.">%  mit  effektiver  Arbeit  von  10-12 
Stunden.  11.2%  mit  12— 13  Stunden,  14,3% 
mit  13—14  Stunden,  4,0%  mit  mehr  als 

14  Stunden.  Im  Gouvernement  Petersburg 
dagegen  hatten  N3%  der  Fabriken  nur  Tages- 
arbeit  (12—14  Stunden),  in  dem  polnischen 
Gouvernement  Petrikau  MO  % .  und  zwar 
04%  mit  11    12  stündiger  Arbeitszeit.  Weit 
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längere  Arbeitszeiten  fiiulen  sieh,  wie  über- 
all, so  auch  in  Russlaml  in  «1«m  Imiulwerks- 
mässig  l>etriel>eiien  Haiisiudustri«'.  In  «I<t 
Moskauer  Handwelierei  erreicht  nach  <l«*i 
Aussage  <les  Fabrikins|N>kttu-s  «lie  reine  Ar- 
beitszeit IT  Stunden  täglich. 

Die  Frage  «ler  Arbeitszeit  der  in  der 
Landwirtschaft  Beschäftigten  hat  vom 
Standpunkt  der  regelnden  und  schützenden 
Gesetzgebung  in  Russland  nicht  die  Be- 
«leutung  wie  in  Westeurojvi.  Fast  die  ge- 
sainte ländliche  Bevölkerung  ist  grumlbe- 
sitzlieh,  und  wenn  auch  «lie  eigene  Seholle 
«lie  Famdie  nicht  vollständig  ernährt .  so 
tritt  doeh  «ler  landliehe  Arbeiter,  der  guts- 
herrliches  Land  liestellt.  zum  grössten  Teil 


zeigen.  —  Was  die  Arbeit  Minilerjähnger 
anbetrifft,  so  verlangt  das  G.  v.  12.  Juni 
18Sf>,  betreffen«!  die  Anmietung  landwirt- 
schaftlichcr  Arbiter,  nur,  dass  diese  zu 
keiner  ihrem  Alt«^r  und  ihrer  Kraft  nicht 
entsprechenden  Arbeit  angehalten  werden. 
Klagen  filier  zu  starke  1  eberbürdung  er- 
tönen  aus  einigen  SjH»cialgewerben,  so  nament- 
lich der  Fischerei.  So  schilderte  ein  (privater) 
Rerieht  aus  dem  Astrachansehen,  wo  dieser 
Betrieb  eine  sehr  grosse  Bedeutung  hat,  in 
sehr  düstep.'n  Farltfm  die  Lage  der  jugend- 
lichen Arbiter  (selbst  Kinder),  die  im  I^aufe 
von  Iii  Stunden  keinerlei  Erholung  haben 
und  den  grössten  Teil  dieser  Zeit  mit  sehr 
beschwerlichen  Hantierungen  belastet  sind, 


als  selbständiger  Uutermmmer  auf:  entweder  dazu  liei  kümmerlicher  Nahrung  fhauptsäch- 
als  Pächter,  im  Teilhat!  in  seinen  verschie- 1  lieh  Fiseh  und  in  der  Eile  nachlässig  ge- 
denen  Gestaltungen  (Anteil  an  «ler  Ernte, '  backenes,  meist  nur  halbgares  Brot)  und 
in  Bestellung  «Miie*  Lnulstückes  zum  Besten  schlechter  Behandlung.  Freilich  erstreckt 
des  Heini  gegen  Tel  »erlassung  eines  andereu  sich  die  heisse  Arl)eit  des  Fischfanges  nur 


zum  Besten  des  Bauern  etc.).  otler  auch  in 
Bearbeitung   fremden   L-unles  gegen  feste! 
Zahlung  etc.    Die  Anmietung  von  »Knech- ; 
ten     ist  (mit  Ausnahme    «l«*s   westliehen  j 
Lamlgebiets)  verhältnismässig  selten,  noch 
seltener  die  Anmietung   solcher  auf  das 
ganze  Jahr.    Im  allgemeinen  scheint  die 
Arbeitszeit  für  diese  kürzer,  jedenfalls  nicht 
länger  als  die  «ler  im  eigenen  Interesse 
Arbeitenden  zu  sein,    letztere  ist  während 
«ler   drängenden    landwirtschaftlichen  Zeit 
ein«1    ganz    ausserordentlich    lange,  von 
welcher  Ueberanstrengung  «lie  Bauern  sieh 


auf  etwa  2  Monate  (!).  März  bis  1.  Mai). 

Die  Beschäftigung  der  in  den  Kauf- 
läden der  Städte  Dienenden  ist  zumeist 
eine  sehr  langdauernde,  zumal  in  den  Ijftden 
für  Nahrungs-  und  Genassmittel  aller  Art. 
Diese  lüden  werden  in  grossen  Städten 
(Petersburg)  vor  10  Uhr  abends  nicht  ge- 
schlossen, was  eine  Erklärung  in  gewissen 
gesellschaftlichen  Einrichtungen  (unange- 
meldeter spät«*r  Abendhesuch)  findet.  Das 
Scldiessen  dieser  lüden  wie  der  anderen 
zur  Zeit  des  Gottt^sdienstes  hat  mehr  die 
Wahrung  des  äusseren  Dekorums  der  Sonn- 


im  Winter  l»ei  sehr  geringer  Arbeit  erholen:  j  tagsheiligung  im  Auge  als  das  Bedürfnis 
18  Stunden  anstrengender  Arbeit  ist  nichts ,  der  Angestellten,  das  hier  sich  um  so  dringen- 


der erweist,  als  unter  diesen  die  Zahl  der 
Minderjährigen  in  Russland  weit  grösser  zu 
sein  scheint  als  etwa  in  Deutschland. 


Ungewöhnlich«^.  Amlererseits  wird  alier  auch 
mit  Recht  über  die  grosse  Zahl  von  Feier- 
tagen  geklagt.  Aus  den  verschiedenen  Teilen 
des  Reichs  zusammenfassende  Daten  hier- 
über bietet  vor  allem  der  umfangreiche  Be- 
richt der  grossen  landwirtschaftlichen  En- 
ouete  vom  Jahre  18T2T3.  durchgeführt  vom 
damaligen  Domäneuminister  Walujew,  der 
mit  Klagen  von  Gutsbesitzern  über  diesen 
Missstand  angefüllt  ist :  ausser  den  Sonn- 
tagen werden  vielfach  noch  30 — 40  und  '  gemacht,  die  tägliche  Arbeitszeit  in  Fabriken 
mehr  Feiertage  l>ei  «hm  griechisch-orthodoxen  I  auf  1 1  Stunden  gesotzlich  festzusetzen, 
Bauern  gezählt,  weit  weniger  hei  den  katho- :  und  hat  in  Oesterreich,  aber  noch  nicht  in 
lischeu,  währen«  1  die  protestantische  Bevölke- 1  Deutschland  Nachahmung  gefunden,  und  der 


IX.  Arbeitszeit  in  der  Schweix. 

Die  Schweiz  liat  den  rühmlichen  Anfang 


rung  nur  einige  Tage  durch  Arlteitsenthal-  letztere  Umstand  mag  viel  mit  dazu  bei- 
tung  zu  feiern  sich  erlaubt.  Die  Zald  der  t  tragen,  dass  man  mit  Rücksicht  auf  die 
Arbeitstage  wird  2U0  gesehätzt,  auch  auf  deutsche  Konkurrenz,  welche  längere  Zeit 
22—24  Tage  im  Monat  «xler  auch  auf  120  arbeiten  darf,  das  Gesetz  auch  in  der  Schweiz 
Tage  für  die  Zeit  vom  23.  April  bis  23.  nicht  allzu  streng  handhabt  und  immer  noch 
November  etc.  Eine  Verminderung  der  't  viele  Bewilligungen  für  Ueberzeit,  Nachtarbeit 
Feiertage  zumal  in  «ler  landw-irtscliaftlichen  \  und  Sonntigsarlteit  erteilt  Es  sind  bereits  in 


Artieitflz«'it  wäre  sowohl  in  wirtschaftlicher 
als  auch  in  sittlicher  Beziehung  (Trinkgelage!) 
sehr  zu  wünschen,  der  Kampf  gingen  diese 
durch  religiös«?  Satzungen  geheiligte  Unsitte 
ist  alier  ein  sehr  schwieriger.  wie  die  von 
der  Staatsregierung  unternommenen  Versuche 


der  erst  eu  Auflage  dieses  Handwörterbuchs 
aus  den  schweizerischen  Fabrik  inspektions- 
berichten  von  1886—1888  viele  Thatsachen 
angeführt  worden,  welche  eine  sehr  milde 
Hamlhabung  «les  schweizerischen  Fabrik- 
gesetzes in  betreff  der  Arbeitszeit  bei 
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Fast  alle  Berichte  äusserten  sich  schon  vor 
10  Jahren  darüber  wenig  befriedigt,  indem 
sie  u.  a.  bemerkten  :  »Die  Zahl  der  Ueberzeit- 
bewiliiguugeu  ist  immer  noeh  eine  sehr 
gnwse,  das  Verhalten  der  Behörden  den- 
selben gegenüber  ein  sehr  ungleiches. 
Es  sind  damit  nicht  sowohl  Ungleichheiten 
gemeint  wie  die,  dass  der  eine  Kanton  den 
Sonntag  in  die  Bewilligungen  einbezieht,  der 
andere  nicht;  dass  der  eine  sie  raeist  nur 
für  I^eute  fll>er  18  Jahre  gewährt,  die  anderen 
für  alle  Arbeiter,  sondern  ungleiche  Würdi- 
gung der  Gründe.  Darin  liegt  eine  grosse 
Ungerechtigkeit,  die  immer  lebhafter,  selbst 
bei  den  Industriellen,  den  Wunsch  auftauchen 
lässt,  es  möchten  beschrankende  Bestim- 
mungen für  die  Erteilung  der  Ueberzeitbe- 
willigungen  aufgestellt  werden,  wie  sie  in 
England  bestehen.  Dabei  wiire  namentlich 
ins  Auge  zu  fassen,  dass  die  »pressante  Ar- 
beite nicht  mehr  so  leicht  als  Bewilligungs- 
grund anerkannt  werde.  Die  allzu  grosse  Lau- 
heit in  dieser  Beziehung  fördert  ein  gegen- 
seitiges Abjagen  der  Bestellungen  durch  An- 
erbietung schneller  Liefening,  es  fördert 
die  grossen  Schwankungen  in  der  Intensität 
des  Betriebes.« 

Thatsäcldich  ist  in  der  Schweiz  auch 
während  des  ganzen  letzten  Jahrzehnts  nicht 
allein  im  Handwerksitetrieb,  in  der  Haus- 
industrio und  Landwirtschaft,  sondern  auch 
in  Fabriken  an  vielen  Orten  über  11  Stun- 
den gearbeitet  worden,  während  allerdings 
an  anderen  Orten  in  verschiedenen  Indus- 
trieen  auch  bereits  eine  10  st  find  ige  tägliche 
Arbeitszeit  besteht. 

Eine  Verschärfung  des  eidgenössischen 
Gesetzes  (Iber  die  Arbeitszeit  ist  das  unter 
dem  12.  Nov.  1895  vom  Bundesrat  erlassene 
Verbot  der  Sonntagsarbeit  in  Mühlen  für 
das  Reinigen  und  Instandstellen  von  Ma- 
schinen und  Böden. 

Die  neuesten  Fabrikinspektionsberichte 
aus  den  Jahren  1895  und  1896  ergeben,  dass 
in  fast  allen  Kantonen  Verlängerungen  der 
täglichen  Arbeitszeit  über  11  Stunden  noch 
ziemlich  oft  bewilligt  werden. 

Am  deutlichsten  lassen  sich  die  vorge- 
kommenen UeberzeitbewUligungen  aus  dem 
sehr  ausführlichen  Bericht  des  St.  0 aller 
Regieruugsrats  vom  19.  Februar  1897  er- 
sehen, welcher  ausdrücklich  bemerkt:  »Die 
Zahl  der  eingereichten  Ueberzeitbowilligungs- 

Sesuche  hat  sich  in  den  verflossenen  10 
ahren  successive  gesteigert  uud  zwar  rocht 
namhaft,  wenn  nicht  zum  wenigsten  dio 
häufigere  und  intensivere  Kontrolle  Ursache 
gewesen  sein  mag.  Es  wurden  1887  —96 
zusammen  862  Ueberzeitbewilligungsgesuche 
eingereicht  und  zwar  u.  a.  1887:  43,  1891: 
85,  1895:  108,  1896:  143.  —  Den  sämt- 
lichen in  den  Jahren  1895  und  1896  einge- 
reichten 251  Gesuchen  ist  entsprochen  wor- 


den, und  zwar  erteilten  der  Regierungsrat 
zusammen  107  und  die  Ijokalbehnrden  zu- 
sammen 144  Ueberzeitbewilligungen.  —  Im 
Kanton  Aargau  wurden  in  den  beiden  Jahren 

1895  und  1896  zusammen  179  Bewilligungen 
von  UeborzeUarheit  erteilt.  Im  Kanton  Zürich 
wurden  im  Jahre  1S96  folgende  Bewilli- 
gungen erteilt  von  den  Statthalteränitern :  37 
nur  für  1  Tag,  152  für  2—14  Tage,  14  für 
Nachtarbeit ,  7  für  Sonntagsarbeit ,  feruer 
von  der  Direktion  des  Innern :  45  für  3 — 4 
Wochen  1  Stunde  täglich,  5  für  Nachtarbeit, 
7  für  Sonn  tagsarbeit  —  Geringer  ist  die 
Zahl  der  Ueberzeitbewilligungen  in  anderen 
Kantonen.  So  sind  z.  B.  im  Kanton  Schaff- 
hausen im  Jahre  1895  mir  29  Bewilligungen 
und  im  Jalire  1896  deren  34  erteilt.  Der 
Schaffhauscr  Bericht  bemerkt  ausdrücklich: 
»In  den  meisten  Geschäften  unseres  Kantons 
ist  seit  geraumer  Zeit  die  10  stündige  Ar- 
beitszeit eingeführt«  Im  Kauton  Genf  sind 
in  den  beiden  Jahren  1895  und  1896  nur 
27  Bewilligungen  für  Ueberzeit ,  11  für 
Nachtarbeit  und  11  für  Sonntags-  oder  Feier- 
tagaarbeit  erteilt  worden.  Der  Genfer  Staats- 
rat bemerkt  am  Schluss  :  man  habe  sich  in 
der  letzten  Berichtsperiode  von  1895  und 

1896  davon  überzeugen  können,  dass  es  unter 
den  Industriellen  immer  mehr  zur  Gewohn- 
heit werde,  die  Vorschriften  des  eidgenös- 
sischen Fabrikgesetzes  gewissenhaft  zu  er- 
füllen und  dass  man  anstatt  durch  Strafen 
besser  durch  duldsames  Einwirken  auf  die 
Einsicht  und  die  Ueberzeugungen  sowie 
durch  gutes  Beispiel  dahin  gelangen  werde, 
dass  sich  das  Fabrikgesetz  in  die  Sitten  der 
Bevölkerung  einbürgere. 

Weiter  verdient  noch  erwähnt  zu  werden, 
dass  der  neueste  Bericht  des  Kantons  Grau- 
bünden ausdrücklich  bemerkt:  »Den  Behör- 
den lagen  bei  allen  diesen  Gesuchen  um 
Ueberzeit bewilügung  (27  in  den  Jahren  1895 
und  1896)  die  vom  Gesetz  geforderten  be- 
züglichen Stundenpläne  sowie  die  Bescheini- 
gungen der  Arbeiter,  dass  sie  mit  der  Ueber- 
zeit einverstanden  sind,  vor.«  —  Endlich 
wird  noch  Über  einen  Schritt  des  Arbeiter- 
bundes Basel  berichtet,  dass  derselbe  beim 
eidgenössischen  Fabrikinspektor  Beschwerde 
gegen  eine  Schnellpressen  fabrik  wegen  miss- 
bräuchlicher  Anwendung  der  vom  Bundesrat 
erteilten  Bewilligung  zur  Nachtarbeit  ge- 
führt habe.  »Der  zur  Auskunft  aufgeforderte 
Geschäftsinhaber  gestand,  dass  die  Be- 
schwerde begründet  sei.  Entgegen  dem 
Stundenplan  und  ohne  sein  Wissen  habe 
der  neue  Werkführer  über  die  erlaubte  Zeit 
arbeiten  lassen ;  es  sei  nun  dafür  gesorgt, 
dass  Aehnliches  nicht  mehr  vorkomme.« 
Derselbe  Baselor  Bericht  gedenkt  auch  der 
Klage  des  Müllerfachvereins  Basel  beim  eid- 
genössischen Fabrikinspektor,  dass  bei  einem 
Müller  an  einem  Sonntag  den  ganzen  Tag 
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gearbeitet  worden  sei.  Kin  polizeilicher 
Rapport  ergab,  dnss  die  Klage  liegründet 
war  und  dass  ein  Arbeiter  sieh  zur  Sonu- 
tagsart>eit  erlioten  liatte. 

Litte ratD r:  llrrichtr  drr  Kanton*rt<jierHnijrn 
über  dir  Atutführttw)  d,*  Hunihtfffi-txt*,  he- 
trrfffnd  die  IH,,H  in  dvu  Fuhrikrn,  l.s.SS  und 
hs.su  „nd  IS'.*  und  LS'.»;,  rrri>ßr„tlicht  >om 
trhirriicrirrhri,  Indiittriedr^irtrnient. 

Victor  Mhmert. 


X.  Arbeitszeit  in  den  Vereinigten 
Staaten. 

1.  Geschichtlichen.  2.  Die  Gesetzgebung. 
3.  Stutintik. 

1.  Geschichtliches.  Im  Gegensatz  zu 
d«*r  Arlieiterbewegung  anderer  Industrie* 
Staaten  nahm  die  amerikanische  iluen  Aus- 
gang von  dem  Kampfe  für  die  Verkürzung 
der  Arlieitszeit.  Schon  in  den  20  er  Jahren 
unseres  Jahihutuhrts  wurde  dieses  Ziel  mit 
lebhaft  igkeit  und  in  grosserem  1'mfange 
verfolgt.  Bis  zum  Ende  des  Seccssious- 
krieges  trat  die  I»hn  frage  hinter  der  Ar- 
beitszeitfrage stark  zurib  k,  weil  die  Ein- 
komnu-nsverhältnissc  der  arKiteudcn  Klassen, 
wenn  man  von  den  Zeiten  der  Handels- 
krisen absieht,  sieh  verhältnismässig  günstig 
gestalteten.  Nachweislich  hat  das  Streiten 
nach  der  Verringerung  der  Arbeitsstunden 
auch  zuerst  gewerkvereinliche  Organisationen 
auf  lokaler  Basis  entstehen  lassen.  Das  ur- 
sprüngliche Programm  war  die  Zehnstunden- 
arbeit,  als  Maximalarbeitstag  gedacht  und 
zuerst  vom  Baugewerlie  Neil-Englands,  dann 
von  den  Maschinenliauorn  und  Schiffsbnuero, 
besonders  in  New- York  angeregt.  Die  Zim- 
merleute zogen  die  übrigen  Baugewerbe  in 
die  Bewegung  hinein,  freilich  fürs  erste 
nur  mit  wechselndem  Erfolg.  Fast  gleich- 
zeitig entstanden  Gewerkvereine  der  Schuh- 
macher. Schriftsetzer  und  Eisenbahnarbeiter, 
die  vorübergehend  eine  Reduktion  der  Ar- 
beitszeit erreichten,  sie  aber,  als  der  Lohn 
entsprechend  gekürzt  werden  sollte,  wieder 
verloren.  Nach  mancherlei  Arbeitseinstel- 
lungen erhielten  die  Zimmerleute  und  Maurer 
den  Zehnstundentag  dauernd  zugestanden. 
Seit  Mitte  dieses  Jahrhunderts  blieb  er  eine 
von  keiner  Seite  ernstlich  angefochtene  Ein- 
richtung. Dieser  Erfolg  war  auf  das  Nach- 
drücklichste durch  ein  Dekret  des  Präsi- 
denten van  Buren  (1840)  unterstützt  wor- 
den, durch  den  der  Zehnstundenmaximal- 
arbeitstag  in  allen  Werkstätten  der  Bundes- 
regierungen eingeführt  werden  sollte,  und 
zwar  ohne  Herabsetzung  des  Ixmnes.  Das 
erwähnte  Dekret  wurde  nicht  immer  streng 
durchgeführt,  wie  ein  Strike  der  zum  Res- 


sort des  Marinemiuisters  gehörigen  Arbeiter, 
die  sich  gegen  die  um  eine  Stunde  ver- 
längerte Arbeitszeit  wehrten,  licwcist.  Im- 
merhin bürgerte  sich  die  verkürzte  Arbeits- 
zeit mehr  und  mehr  ein,  und  in  den  50er 
Jahren  nahm  man  bei  gleichzeitiger  Stär- 
kung und  Ausbreitung  der  Arbeiterkoalitionen 
einen  verbreiteten  und  einheitlichen  Kampf 
zu  Gunsten  des  Maxim alarlieitstages  wahr. 
Je  mehr  sich  die  Gewerkvereine  zu  inter- 
lokalen Verbänden  vereinigten,  desto  weiter- 
gehender wurden  auch  ihre  Forderungen. 
Statt  der  Zehnstnndenarbeit  kam  der  Acht- 
stundentag auf  die  Tagesordnung,  und  in 
der  letzten  Zeit  des  Bürgerkrieges  gelang 
es  den  festorganisierten  Schiffszimmerleuten, 
dies»;  Forderung  durch  einen  Strike  wenig- 
stens zeitweilig  durchzusetzen.  Eine  all- 
gemeine Bedeutung  erhielt  »lie  Aehtstund«»n- 
bewegung  jedoch  «-rst  durch  die  1866  ge- 
gründete National  Litior  Association,  »lie 
ihre  Agitation  in  allen  Ari>eitszweigen  über 
das  ganze  Gebiet  der  Vereinigten  Staaten 
verbreitete  und  namentlich  in  W.  II.  Sylvis 
einen  talentvollen  und  unermüdlichen  Vor- 
kämpfer fand.  -Acht  Stunden  Arbeit,  acht 
Stunden  Schlaf  und  acht  Stunden  für  Er- 
holung uud  Bildung«  hiess  jetzt  das  Losungs- 
wort der  amerikanischen  Arbeiterlievölke- 
rung.  Natürlich  konnte  dieses  Ideal  nicht 
ohne  weiteres  verwirklicht  wenlen,  alier  es 
wurden  «loch  in  vielen  Betrieben  erhebliche 
Verkürzungen  der  Arbeitszeit  herbeigeführt. 
So  erlangten  die  Arbeiter  der  Baumwollen- 
fabriken von  Massachusetts,  in  denen  bis 
lN(j."»  noch  eine  dreizehnstündige  Arbeits- 
zeit bestand,  in  den  Jahren  18(J7  und  1S08 
den  zehnstündigen  Arbeitstag.  Wiederum 
war  es  «lie  Bundesregierung,  die  dem 
Achtstunderipnigramm  «lie  grösste  Förde- 
rung verschaffte ,  indem  sie  die  Tages- 
aiVit  in  ihren  Werkstätten  «lurch  eine  Ver- 
fügung des  Präsidenten  v.  25.  Mai  1868  auf 
8  Stunden  herabsetzte.  Diese  Massregel 
halt«,»  freilieh  mir  den  Zweck,  die  .Stimmen 
der  National  Libor  Union  für  die  Wahl 
Grants  zu  gewinnen,  uud  nachdem  «lies  gek- 
lungen war,  versuchte  man  ihre  Wirkung 
wieder  zu  in  utralisieren ,  indem  man  den 
Lohn  um  20  °o  herabsetzte.  Der  Wider- 
spruch der  Arbeiter  gegen  dieses  Verfahren 
war  jedoch  so  stark,  dass  l>ald  wieder  der 
volle,  bei  Privatunternehmern  übliche  Tage- 
lolm  für  die  verminderte  Arl>eit  zugestanden 
wurde.  1869  brachte  General  Bankseine  Acht- 
stundcnbill  in  den  Kongress  ein,  welche 
auch  angenommen  und  gesetzkräftig  wnrde, 
alter  trotzdem  ein  toter  Buchstabe  blieb,  da 
nicht  einmal  die  Regierung  grosse  Neigung 
bewies,  das  Gesetz  in  ihren  Werkstätten 
zur  Anwendung  zu  bringen.  1872  und  1873 
wurden  in  verschiedenen  Staaten  und  Städten 
Achtstundeidiguen  gebildet.  Am  1.  Mai  1886 
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strikten  mehrere  tausend  Arlieiter  für  den 
Achtstundentag;  ein  Teil  von  ihnen  erlangte 
denselben,  ein  grösserer  Teil  erlangte  die 
Verkürzung  auf  10  Stunden,  und  9  Stunden 
wurden  im  Baugewerbe  die  übliche  Arbeits- 
zeit. Im  Dezember  1888  beschloss  endlich 
die  grösste  amerikanische  Arbeitervereinigung, 
die  American  Föderation  of  I^abor,  auf  ihrer 
Konvention  zü  St.  lyniis,  am  1.  Mai  1890 
in  eine  allgemeine  Bewegung  für  den  Acht- 
stundentag einzutreten.  Es  sollten  die  dem 
Bunde  angehörigon  Vereine,  welche  die 
meiste  Aussicht  auf  Erfolg  hätten,  ausgesucht 
und  von  den  anderen  durch  eine  wöchent- 
liche Steuer  von  10  Cts.  den  Kopf  während 
der  Dauer  des  Kampfes  unterstützt  werden. 
Diese  Achtstundenbewegung,  zeitweilig  in 
den  Hintergrund  gegenüber  anderen  Fragen 
gedrängt,  kehrt  auch  jetzt  noch  in  der  Go- 
werkvereinsbewegung  und  ihren  Programmen 
wieder.  - 

Ob  eine  längere  Arbeit  gegen  ent- 
sprechende Mehrbezahlung  gegen  den  ge- 
setzlichen Maximalarbeitstag  Verstösse,  büdete 
in  der  Folge  den  Gegenstand  lobhafter  Dis- 
kussionen, ist  aber  gesetzlich  nicht  bestimmt 
entschieden  worden.  Es  liegen  Entschei- 
dungen höchster  Gerichtshöfe  vor,  welche 
betonen,  das»  allerdings  der  Gesetzgeber  sich 
vorgenommen  halte,  mit  dem  Maximalarbeits- 
tag den  Arbeitern  einen  Vorteil  zu  gewähren, 
das  Gesetz  verbiete  aber  nicht,  wenn  der 
Arbeiter  kontraktlich  länger  arbeiten  wolle; 
eine  höhere  Bezahlung  der  Ueberstunden 
kann  nur  dann  gefordert  werden,  wenn  dies 
ausdrücklich  im  Arbeitskontrakt  vorgesehen 
sei.  So  hat  z.  B.  der  oberste  Gerichtshof 
von  New- York,  in  welchem  Staate  1870  ein 
Gesetz  erlassen  worden  war,  wonach  bei 
allen  Allheiten  die  für  Rechnung  des  Staats 
oder  der  Kommunen  vorgenommen  werden, 
mit  Ausnahme  von  denen  ländlicher  Ar- 
beiter und  Dienstboten,  8  Stunden  die  ge- 
setzliche Arbeitszeit  bilden  solle,  entschieden, 
und  noch  weiter  ist  der  Gerichtshof  letzter 
Instanz  des  Staates  Illinois  gegangen  mit 
einem  Erkenntnis,  dass  «las  im  Jahre  1893 
in  Kraft  getretene  Gesetz,  welches  die  Ar- 
beitszeit der  Frauen  in  Fabriken  auf  acht 
Stunden  täglich  beschränkte,  gegen  die  Ver- 
fassung Verstösse  und  daher  als  nicht  zu 
Recht  bestehend  anzusehen  sei.  Das  deu 
Frauen  auferlegte  Verbot,  sich  zu  einer 
Atlieit  von  mehr  als  acht  Stunden  täglich 
vertragsmässig  zu  verpflichten,  sei  ein  Ein- 
griff in  ihre  Vertragsfreiheit,  der  durch 
Hinweis  auf  ihr  Geschlecht  nicht  gerecht- 
fertigt werden  könne.  Jede  Person  müsse 
täglich  und  wöchentlich  so  lange  arbeiten 
können,  als  es  ihr  belieb>.  Das  Verbot 
widerspreche  der  Verfassung  nicht  nur  des 
Staates  Illinois,  sondern  auch  der  gesamten 
Union.    Diese  gewährleiste  die  Yerfügungs- 


freiheit  über  jegliche  Art  des  Vermögens, 
und  die  Arbeitskraft  sei  ein  Vcrmögensstüek. 

2.  Die  Gesetzgebung.  Würde  der  hier 
ausgesprochene  Rechtsgrundsatz  allgoraeine 
Anerkennung  finden  und  konsequent  durch- 
geführt werden,  so  würden  damit  selbst  die 
Arboiterschutzgesetze  zu  Gunsten  der  Frauen 
und  Kinder  und  auch  die  gesetzlichen  Sonn- 
tagsarbeitsverbote an  dem  Widerstand  der 
Gerichtspraxis  scheitern.  Auch  diese  Legis- 
lative steht  den  Einzelstaaten  zu,  und  fast 
alle  Bundesstaaten  haben  davon  Gebrauch 
gemacht.  43  Staaten  haben  Gesetze  er- 
lassen, die  die  Verwendung  von  Kindern  zu 
beschränken  sttchen.  Das  umfassendste  auf 
diesem  Gebiete  ist  das  Gesetz  von  Massachu- 
setts (s.  Art.  Arbeitorschutzgesetzgebung 
oben  S.  601).  27  Staaten  beschranken  die 
Verwendung  von  Frauen,  und  alle  45  Staaten 
und  Territorien  (mit  einer  Ausnahme)  ver- 
bieten die  Sonntagsarbeit.  — 

Die  Gesetzgebung  betreffend  die  Maximal- 
arbeitstage für  Erwachsene  weist  gegen- 
wärtig folgenden  Stand  auf:  Allen  für  die 
Regierung  beschäftigten  Arlteitern  ist  in  der 
nordamenkanisehen  Union  der  achtstündige 
Arbeitstag  gewährt.  Auch  für  andere  öffent- 
liche Arbeiten  gilt  in  manchen  Einzel  Staaten 
der  Union  achtstündige  Arbeitszeit.  So  in 
Kalifornien,  in  Idaho,  wo  sie  auch  für  alle 
Gemeindearbeiten  eingeführt  ist,  in  Illinois, 
Indiana,  Missouri,  New-York.  Ohio,  Penn- 
sylvanien,  Wisconsin  und  Wynoming.  In 
diesen  Staaten  halten  auch  vielfach  die 
anderen  Arlteiter  deu  Achtstundentag.  Con- 
necticut liat  die  gesetzliche  Bestimmung, 
dass  acht  Stunden  Arbeit,  die  von  irgend 
einer  Person  für  irgend  jemanden  geleistet 
sind,  für  ein  Tagewerk  gelten.  In  Florida 
werden  dagegen  erst  zehn  Stunden  als  ein 
gesetzliches  Tagewerk  b-trachtet ;  für  Mehr- 
leistungen kann  der  Arbeiter  besondere  Be- 
'  Zahlung  verlangen,  wenn  nicht  in  Gegen- 
wart mindestens  eines  Zeugen  anderes  ver- 
einbart ist.  In  Georgia  ist  die  Arbeitszeit 
j  so  geordnet,  dass  sie  66  Stunden  in  der 
I  Woche  nicht  überschreitet.  Ein  durch  un- 
I  vorhergesehene  Umstände  Itewirkter  Zeit- 
verlust von  höchstens  zehn  Tagen  darf  wieder 
|  eingebracht  werden.  Die  Beschäftigung  der 
Arlieiter  in  Baumwoll-  und  Wollfabriken 
darf  elf  Stunden  täglich  nicht  übersteigen; 
eine  Ausnahme  ist  bei  Maschinisten,  Repara- 
teuren  und  deren  Hilfsarbeitern  gemacht. 
In  Illinois  werden  bei  allen  in  Tagelohn 
Beschäftigten  acht  Stunden  Arbeit  zwischen 
Sonnenaufgang  und  Sonnenuntergang  als  ein 
gesetzliches  Tagewerk  betrachtet,  wenn 
anderes  nicht  abgemacht  ist :  nur  die  land- 
wirtschaftlichen Arbeiter  sind  ausgenommen. 
Diese  sind  auch  in  Indiana,  gleich  wie  die 
Dienstboten,  von  dem  Achtstundentag  aus- 
drücklich ausgeschlossen.    Louisiana  hat  die 
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Bestimmung,  •  lass  für  Strasgenbahnarl»eiter 
zwölf  aufeinanderfolgende  Stundeu  mit  ent- 
sprechender Essenszeit  ein  gesetzliches  Tage- 
werk bilden.  Dieselbe  Arbeitszeit  gilt  für 
derartige  Angestellte  in  Kalifornien  und  in 
Maryland,  doch  mit  der  Bestimmung,  da*« 
Vertrüge  mit  längerer  Arbeitszeit  gesetzlich 
ungültig  sind.  Längere  Beschäftigung  dieser 
Angestellten  gilt  in  New-Jersey  als  Ver- 
gehen. In  Maine  gilt  der  zehnstündige  Ar- 
beitstag, wenn  nicht  kürzere  Zeit  ausge- 
macht ist  ;  landwirtschaftliche  Arbeiter  können 
auch  noch  länger  beschäftigt  werden,  ebenso 
solche,  die  monatliche  Kündigung  haben. 
In  allen  Geschäften  des  Staates  Michigan 
gilt  die  zehnstündige  Arbeitszeit  gesetzlich, 
wenn  nichts  anderes  vereinhart  ist.  Wer 
mehr  verlangt,  wird  augehalten,  die  l*el>er- 
stundeii  besonders  zu  bezahlen.  Als  ein 
Vergehen  wird  es  bestraft,  wenn  ein  Arbeit- 
gel»er  die  Armut  oder  das  Missgeschirk  eines 
Angestellten  oder  Arbeitsuchenden  mit  Um- 
gehung der  obigen  Vorschrift  zu  seinem 
Vorteil  zu  benutzen  sucht.  Haus-  und  land- 
wirtschaftliche Arltoiter  können  jedoch  länger 
lteKchäftigt  werden.  Wenn  nicht  vertrags- 
mässig  kürzere  Arln'itsdauer  vereinhart  ist, 
dann  gilt  in  New-Hampshire  der  Zehn- 
stundentag  gesetzlich,  und  niemand  darf 
dort  zu  einer  längeren  Arbeitszeit  angehalten 
werden.  In  New-Jersey  ist  seit  1892  für 
alle  gewerblichen  Arbiter  die  Arbeitsdaner 
auf  ">"»  Stunden  wöchentlich  festgesetzt.  Der 
Achtstundentag  gilt  in  Wyoming  in  Berg- 
werken, in  <  »hio  in  Bergwerken,  Fabriken 
und  Werkstätten,  in  IVnnsylvanien  für  jedes 
Geschäft  ausser  Ijuidwirtschaft,  wenn  nic  ht 
Jahres-,  Monats-  oder  Wochenlohn  abgemacht 
ist.  Im  Staate  New- York  bilden,  abgesehen 
gleichfalls  von  häuslichen  und  landwirtschaft- 
lichen Arbeitern,  acht  Stunden  ein  gesetz- 
liches Tagewerk,  doch  ist  l.'eberzeit  gegen 
besondere  Bezahlung  gemattet.  Für  Bücke- 
reien ist  der  Zehnstundentag  gesetzlich  ein- 
geführt; bei  den  Eisenbahnen  wirf  gleich- 
falls zehn  Stunden  genrlieitet.  Für  das 
Mittagsmahl  müssen  in  Fabriken  wenigstens 
45  Minuten  freigegeben  werden.  In  Texas 
gilt  für  Staatsarbeiter  der  Neunstundentag. 

8.  Statistik.  Aus  der  Strikestatistik  sind 
oben  in  dem  Art.  Arbeitseinstellungen  in 
den  Vereinigten  Staaten  S.  H">3  ff.  die  hier- 
her gehörigen  wichtigsten  Zahlen  mitgeteilt 
worden.  Dass  die  gewerkvcrcinlieh  organi- 
sierten ArUntorgruppen  auch  auf  dem  Ge- 
biete der  Arbeitszeitkürzung  die  grössten 
Erfolge  erzielt  haben,  geht  u.  a.  aus  einem 
Berichte  des  arbeitsstatistischen  Hureaus  des 
Staates  New- York  klar  hervor. 

Port  sind  im  ganzen  1014  Organisa- 
tionen aufgeführt ,  von  welchen  reichlich  ein 
drittel,  etwa  350  dem  Bau-,  etwa  HU  dem  Be- 
kleidungsgewerbe, etwa  85  dem  Verkehrswesen, 


|  etwa  60  dem  Buchdruck-  nnd  Buchbinder-, 
jetwa  ebensoviel  dem  Metallgewerbe ,  etwa  50 
der  Oigarrenbranche.  etwa  45  dem  Ingenietir- 
und  Maschinistenbernfe,  etwa  35  der  Textil- 
hranche  u.  s.  w.  angehören.  Von  diesen  1014 
Organisationen  haben  aber  nur  950  Angaben 
über  ihre  Arbeitszeit  gemacht,  nnd  auch  von 
dienen  950  Organisationen  müssen  noch  etwa 
80  ausser  Betracht  bleiben,  weil  ihre  Zeitan- 
gaben zur  Vergleichnng  ungeeignet  Hind.  Wir 
1  erhalten  auf  diese  Weise  folgende  Ucbersieht : 
111  Organisationen  bestanden  mit  einer  Arbeits- 
zeit von  8 — 9  Stunden,  226  mit  9— 10  Stunden, 
327  mit  10—11  Stunden,  83  mit  11 — 12  Stun- 
j  den,  107  mit  12—13  Stunden.  Von  104  Orga- 
nisationen mit  8stündiger  Arbeitszeit  gehörten 
42  zum  rigarren-  nnd  30  zum  Zimmergewerbe, 
von  den  211  Organisationen  mit  9  stündiger 
Arheitszeit  gehörten  54  zum  Zimmerer-,  38  zum 
Maurer-,  16  zum  Malergewerbe.  21  zu  anderen 
Baugewerben,  18  bestanden  aus  Steinmetzen, 
Marmorarbeitern  und  Steinschneidern  n.  s.  w. ; 
von  den  290  mit  lOstündiger  Arbeitszeit  ge- 
hörten 33  zum  Zimmerer-,  26  zum  Bnehdrueker- 
nnd  Bnchbindergewerbe,  28  zum  Metall-,  15 
zum  Maler-.  1»  zum  Schuhmacher-,  12  zum 
Textilge  werbe,  11  zu  anderen  Bekleidungsge- 
werben n.  s.  w.  Von  den  57  Organisationen, 
welche  eine  11  stundige  Arbeitszeit  hatten,  ge- 
hörten 9  zum  Ziegelniacher-,  7  zum  Bäcker- 
gewerhe  u.  s.  w.  Von  den  103  Organisationen 
mit  12  stttndiger  Arbeitszeit  bestanden  48  aus 
Eisenbahnbediensteten. 

1886  ist  der  erste  Report  des  ('ommissioner 
of  Labor  erschienen.  Dieser  Bericht  enthält 
sehr  umfassende,  zum  Teil  wohl  auch  heute 
n«H-h  giltige  Ansahen  Uber  die  in  Amerika  üb- 
liche Arbeitszeit.  Ein  von  Lexis  vorgenomme- 
ner Auszug  giebt  eine  ungefähre  Vorstellung 
von  den  in  Frage  kommenden  Verhaltnissen. 
Gegenstand  der  Fabrikation  oder  Produktion : 
Landwirtschaftlic  he  Werkzeuge.  Arbeitszeit  in 
Massachusetts  9  Stunden,  in  den  übrigen  Staaten, 
Uber  welche  Daten  vorliegen.  10  Stunden.  — 
Waffen  und  Munition:  Massachusetts  10  Stun- 
den.- Handwerkszenge:  Indiana  10  Stunden. — 
Schuhe  nnd  Stiefel :  Massachusetts  9  Stunden, 
andere  Staaten  10  Stunden.  —  Teppiche  10 
Stunden,  Wagen  10  Stundeu,  Uhren  10 Stunden.  — 
Kuhlen  und  Erze:  Pennsylvanien  und  Ohio  9 
Stunden,  Maryland  11  Stunden,  andere  Staaten 
10  Stunden.  -  Koch-  und  Heizungsapparate  10 
Stunden.  —  Baum  wollen  waren :  Massachusetts, 
New-Hampshire,  New-Jersey,  Pennsylvanien, 
Delaware  10  Stunden.  Maine,  Vermont,  New- 
York,  Connecticut,  Maryland.  Virginia,  beide 
Carolina,  (teorgia  11  Stunden.  Möbel  9  -10 
Stunden.  —  (das:  New-Jersey  8.  Pennsylvanien 
9.  andere  Staaten  10  Stunden.  —  Jutewaren  10 
Stunden.  —  Lederwaren  10  Stunden.  —  Lienen? 
und  Getränke:  Pennsvlvanien  10.  Illinois  11, 
Ohio  12  Stunden.  —  Bauholz  10  oder  11  Stunden, 
Maschinen  10  Stunden.  —  Mefallwaren:  Missouri 
8.  New-Jersey  9,  Pennsylvanien,  Kalifornien 
und  andere  Staaten  10  Stunden,  New- York, 
Ohio  11  Stunden,  Maryland.  Alabama.  Tenessee 
12  Stunden.  —  Musikalische  Instrumente  10 
Stunden.  —  Oel  und  Beleuchtungsmittel  10  Stun- 
den. —  Papier:  Massachusetts  10  Stunden,  andere 
Staaten  12  Stunden.  —  Eisenbahnbau  10  Stun- 
den. —  Seidenwaren  10  Stunden.  —  Tabakfabri- 
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kate:  New-Jersey,  Illinois,  Ohio,  U  Stunden, 
andere  Staaten  10  Standen  (andere  auch  8  Stun- 
den).—  Hulzwaren  10  Stunden.  —  Wollwaren: 
New-York,  New-Jersey,  Massachusetts,  Pennsyl- 
vanien,  Kalifornien  nnd  mehrere  andere  Staaten 

10  Standen,  Maine,  Xew-Hampshire,  Vermont, 
Connecticut,  Maryland,  Nordearolina,  Kentucky 

11  Standen.  Im  ganzen  bemerkt  man.  das« 
in  den  Südstaaten  die  längeren  Arbeitsreiten 
am  häufigsten  vorkommen. 

Eine  aus  derselben  Quelle,  ans  «lern  XL 
Itaj>ert.vQn  1895  96  (1897  erschienen),  ge- 
schöpfte Zusammenstellung  ergicbt  für  eine 
grössere  Reihe  wichtiger  Industriegruppen 


Fabrikation  von 


Wöchentliche 
Arbeittstundenzahl 

llurlmtr    S'0-    '  Unrcli- 


Alles  in  allem  kann  man  aber  immerhin 
sagen,  da*»  ausser  in  <leu  australischen  Kolonieen 
nirgends  die  grosse  Masse  der  Lohnarbeiterschaft 
sich  mit  der  Zeit  so  günstige  A  rheitszcitver- 
hältnisse  errungen  hat  als  in  der  amerika- 
nischen Union.  — 

fehcr  die  Sonntagsfeier,  die  Bestrebungen 
aar  Erlangung  de*  „Saturday  half  holiday"  d.  i. 
der  Beendigung  der  Arbeit  am  Sonnabend  Mit- 
tag, sowie  Ulier  die  hauptsächlich  das  Handels- 
gewerbe berührende  Bewegung  auf  „early  clo- 
sing".  d.  i.  das  frühzeitige  Schlieasen  der  Laden 
und  kaufmännischen  Kontor»,  siehe  die  Artt, 
Sonntagsfeier  und  Handelsgewerbe.  (Litte- 
ratur  s.  Art.  Gewerkvereine,  l 

C.rrijnrn\<\. 


Back-  und  Konditorwaren 

Kaumwollwaren  .... 

Besen,  Bunten,  Pinsel 

Druckschriften  .... 

Fleisch-  und  Gemüsekon- 
serven   

Gl  waren  

Holzwaren  

Hutwaren  

Jute  waren  ,  

Juwelier-  nnd  Ähnliche 
Waren  

Kartonnage  

Knöpfe,  Schnallen  und 
Spangen   

MiUllwaren  

Möbel  nnd  dergl.    .    .  . 

Papier  ....... 

Pelzwaren  

Sackleinen  und  Sacke. 

Segeltuch  u.  s.  w.  .   .  . 

Seidenwaren  

Seife  

Schuhwaren  

Strumpfwaren  .... 

Tabak   

Teppiche  

Tuch  nnd  Kleider  .    .  . 

Wolle  und  Kammgarn 

Wie  überall,  so  sind  auch  in  den  Vereinigten 
Staaten  in  den  Arbeitszeitstatistiken  besonders 
die  industriellen  Betriebe  berücksichtigt.  Im 
Handwerk,  in  der  Hansindustrie  \  Konfektions- 
gewerbe) und  im  Verkebrsgewerbe  sind  die 
sozialen  Verhältnisse  der  Angestellten  um  vieles 
weniger  erfreulich.  Das  Gleiche  gilt  von  den 
in  Ladengeschäften  beschäftigten  Personen.  Ver- 
schiedene Strikebewcgungen  in  den  80  er  und 
90er  Jahren,  so  bet  den  Bäckern  (1881  bis 
86),  Bootführeni  (1886),  Strassenbahnkutschern, 
Schneidern  u.  s.  w.  haben  hier  wenigstens  Er- 
folge im  Sinne  der  Elf-,  Zwölf-  bezw.  Zehn- 
stundenzeit erzielt.  In  der  Konfektionsindustrie 
sind  aber  nach  verschiedenen  Berichten  ebenso 
traurige,  der  Abhülfe  bedürftige  Zustünde  zu 
verzeichnen  wie  anderswo.  — 
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Arbitrage. 

1.  Begriffsbestimmaug.  2.  Geschichtliches 
and  Etymologisches.  3.  Gegenstände,  Metho- 
den nnd  Technik  der  A.  4.  Die  Bedentang 
der  Wechselparitäten,  des  Währungspari  und 
des  tioldpunktcs  für  die  A. 

1.  HegriffsibentimBiuDg.  Der  Handel 
mit  seinen  Hilfsgewerben  hat  die  produktive 
Aufgalte,  alle  Hindernisse  zu  überwinden, 
welche  der  OÜterverteilimg  durch  räumliche 
Entfernungen  bereitet  werden.  Bei  Lösung 
dieser  Aufgabe  macht  der  Handel  «ich  die 
zwischen  verschiedenen  Orten  bestehenden 
Preisdifferenzen  zu  nutze,  und  indem  er 
liierliei  die  Konkurrenz  wallten  lässt,  indem 
er  zugleich  auch  alle  Verbesserungen  der 
Kommunikationsmittel  seinen  Zwecken  dienst- 
bar macht,  verringert  er  jene  Preisdiffe- 
renzen, was  ebenfalls  im  Interesse  der 
Volkswirtschaft  gelegen  ist.  Diese  letztere 
Funktion  ist  der  ersteren  in  der  Hegel 
untergeordnet.  Wenn  nämlich  die  Preis- 
differenzen zwischen  mehreren  Orten  ledig- 
lieh durch  die  verschiedene  l^age  derselben 
zu  den  Produkt ions-  und  Konsumtionsstätten 
veranlasst  worden  sind,  so  erfüllt  der  Handel 
durch  Ausnutzung  dorsell>en  zunächst  nur 
seine  gewöhnliche  und  primäre  Aufgabe  der 
lokalen  Gflterverteihing:  er  ist  Bedarfs- 
handel. Danelien  aber  bestehen  ungemein 
h:lufig  zwischen  Börsenplätzen  Preisunter- 
schiede, die  nicht  durch  jenes  dauernde 
Moment  der  Ortsverschiedenheit,  sondern 
durch  irgendwelche  vnrflliergehende  Ttn- 
stände  veranlasst  worden  sind.  Ihre  Aus- 
gleichung ist  Aufgabe  der  Arbitrage. 
Im  weitesten  Sinne  des  Wortes  ist  also 
Arbitrage  jede  Handelstätigkeit, 
welche  der  Ausnutzung  gleich- 
zeitiger Preisunterschiede  zwi- 
schen Börsenplätzen  gewidmet  ist. 

Wenn  man  meist  von  einer  eigentlichen 
»Ware  n«  -  Arbitrage  nicht  zu  sprechen  pflegt, 
vielmehr  die  bezüglichen  Geschäfte  teils  als 
spekulative,  teils  als  gewöhnliche  Bedarfs- 
(Wfektiv-)geschäfte  ansieht  und  deu  Aus- 
druck ■> Arbitrage*   in  der  Kegel  auf  den 
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unter  die  obige  Begriffsl Stimmung  fallen- 
den Teil  des  Wechsel-,  Goldsorten- j 
und  Fonds band  eis  Wschräukt,  so  ist 
dies  zunächst  damuf  zurückzuführen ,  dass  , 
in  den  letztgenannten  Geschäftszweigen  eiue 
regelmässige  Arbitrage  am  leichtesteu  ent- 
stehen kann,  weil  \m  dcnsellien  die  Trans  -  : 
p  ort  kosten  nur  eine  vergleichsweise  sehr  I 
geringe  Rolle  spielen.  Anders  im  eigent- 
lichen Wareiihandel ,  wo  eine  regelmässige  ! 
Arbitrage  sieh  eist  dann  entwickeln  kann, 
w  e  n  n  nicht  ru  ehr  inj  e  d  e  m  e  i  n  z  e  1  n  e  n 
Falle  wirk  liehe  l'eberf  flhruug  der 
Ware  vom  Orte  des  niedrigen  nach 
dem  Orte  des  höheren  Preisstandes 
stattzufinden  braucht,  also  nach  hoher 
Ausbildung  der  Kommunikationsmittel  (Post, 
Telegraph,  Telephon  etc.),  der  stellvertreten- 
den Warenbescheinigungen  (Konnossementen, 
Warrants  etc.)  und  der  eigentlichen  Börsen- 
technik (Termingeschäft,  Waronliquidations- 
kassen  etc.).  Dcmgomass  hat  sich  denn 
nueh  im  Wechsel-,  Oeldsorten-  und  Fonds- 
handel historisch  eine  Arbitrage  am 
frühesten  entwickelt,  l'nd  obwohl  jetzt 
einer  I'el>ertragung  des  Ausdrucks  auf  den 
eigentlichen  Warenhandel ,  soweit  derselbe 
unter  obige  Begriffsbestimmung  fallt,  nichts 
mehr  im  Wege  steht,  so  ist  es  doeh  richtiger, 
sich  in  diesem  Wörterbuche  dem  üb- 
lichen Sprachgebrauehe  anzuschliessen.  mit- 
hin die  Bedeutung  des  Ausdrucks  *  Arbi- 
trage" zu  beschranken  auf  den  Wechsel-, 
Oeldsorten-  und  Fo n d sha  11  d el ,  so- 
weit derselbe  sich  beschäftigt  a)  mit  Aus- 
nutzung gleichzeitiger  rntersehiede  in  den 
Preisen  derselben  Ocld-,  Wechsel-  oder 
Fondssorten  zwischen  mehreren  Börsen- 
plätzen oder  -  was  hier  gleich  einzu- 1 
schalten  ist  —  b)  mit  der  Ausnutzung  gleich-  j 
zeitiger  Preisunterschiede  zwischen  mehre- 
ren, zur  interlnkalen  hezw.  internationalen! 
Zahltmgsliegleichnng  nach  einem  und 
demselben  Platze  verwendbaren  Geld-, 
Wechsel-  oder  (seltener)  auch  Fondssorten. 

2.  Geschichtliches  und   Ktymologi- 1 
sehe*.    Schon  im  Mittelalter  betrieben  die 
italienischen  Wechsler  wirkliche  Arbitrage- 
geschafte  in  Oeldsorten  und  Wechseln.  Von 
ihnen  lernten  diese  Operationen  im  Iti.  Jahr- 
hundert    die    Kaufleute    anderer  Völker, 
namentlich  und  mit  am  frühesten  diejenigen 
Oberdeutsch lauds.  in  deren  damaligen  Han- 
delsbriefcn  der  .»cambio  arbitrioc  liereits  sehr ' 
häufig  vorkommt.     Indes  vermischte  man 
unter     dieser     Bezeichnung  miteinander 
mancherlei   Oese.liäfte   der  verschiedensten 
Art.    Man  Hess  nämlich  nicht  allein  Kurs-, 
sondern  auch  verschleierte  Zinsgewinno  als 
Oegenstand  der  Arbitrage  gelten,  wodurch, 
das  weite  und  unendlich  fein  ausgebildete! 
Gebiet  der  /.trockenen  Wechsel«  grössten- ■ 
teils  unter  den  Begriff  des  cambio  arbitrio 


fiel.  So  verfuhr  wenigstens  die  Praxis,  der 
es  auf  solche  Weis«.'  gelang,  manche  ver- 
dachtigen Geschäftsarten  als  erlaubt  darzu- 
stellen. Die  Theorie  freilich  wusste  davon 
nichts,  und  selbst  der  vielerfahrene  Scaccia 
defiuiert  arglos  (Tract.  de  coinmercüs  [1618] 
8  1  qu.  7  pars  1  ampl.  2)  das  cambium 
arbitrium  (s.  cambium  per  viam  oommissio- 
nis)  folgendermassen :  »cum  et  quis,  n  u  1 1  ä 
alterius  negotii  occasione,  sed  s<>- 
1  i  u  s  I  u  c  r  i  causa  suas  perunias  negotiatur 
in  cambüs,  committendo ,  qnod  ex  nnndinht 
et  loeis  remittantur  per  viam  novorum  cam- 
biorum  ad  ea  loca  et  nlateas ,  in  q u i  b u s 
cambia  majus  reddent  hierum,«  was 
erlaubt  sei.  Die  Definition  ist  gar  nicht  so 
übel.  Doch  wird  sie  von  Peri  (II  nego- 
tiante  |103S)  II  c.  7)  bekämpf t,  der  die  Be- 
deutung des  Ausdrucks  »arbitrio  in  ter- 
mine  mercantile«  viel  weiter  fasst  und  im 
Grunde  dasselbe  darunter  versteht,  was  wir 
heutzutage  ->Spekidation<r  nennen,  recte 
*  Unternehmungsgeist«.  Arbitrio  ist  nach  ihm 
jede  »discreta  opinione  d'investigare  e  cer- 
care  guadagno«,  weshalb  er  denn  auch 
allerlei  Warenspekulationen  mit  wirklichen 
Arbitragegeschäften  zusammenbringt ,  ob- 
wohl er  das  Wort  sprachlich  nicht  von 
arbiträre  (  schätzen,  urteilen)  ableitet, 
sondern  direkt  die  ältere  Bedeutung  von 
arbitrio  (freier  Wille,  Willkür)  zu  Grunde 
legt,  was  meines  Erachtens  auch  richtig  ist ; 
denn  es  entspricht  durchaus  dein  ganzen 
Gedankengange  wie  der  Terminologie  der 
alten  romanischen  Woehsellehre  und  Praxis 
(auch  der  obigen  Definition  Seaccias).  dass 
dem  n  o  t  w  e  n  d  igen  Wechsel  (c.  neeessitatis 
causa)  ein  willkürlicher  Wechsel  (c. 
lucri  causa)  gegen ül»ergestellt  wurde,  ähn- 
lich wie  man  jetzt  dem  Bedarf shan de  1 
die  Spekulation  (der  sieh  in  dieser  Beziehung 
die  Arbitrage  angliedert)  gegenübersetzt, 
l  'ebrigens  Stessen  wir  hier  noch  auf  manche 
anderen  Oleichartigkeiten  im  Gedankengange 
der  alten  und  der  neuen  Terminologie,  z.  B. 
sind  die  Ausdrücke  -<catnhio  reale-.  — 
Effekt  ivgosehäft*  ziemlich  parallel  gedacht, 
i aml  auch  der  Terminus  -cambio  seecho- 
findet  ein  höchst  verständnisvolles  Echo  bei 
der  grossen  Menge  derjenigen,  welche  der 
Spekulation  jede  Produktivität  absprechen. 
Spekulation  und  Arbitrage,  die  Ausnutzung 
der  durch  Verschiedenheit  der  Zeit  und  der 
durch  Verschiedenheit  des  Ortes  ent- 
standenen Preisdifferenzen,  fliessen  nicht 
nur  bei  Peri.  sondern  noch  erheblich  spater 
terminologisch  ineinander  über  und  haben 
erst  in  unserem  Jahrhundert  sich  von  ein- 
ander geschieden. 

3.  Gegenstände ,  Methoden  und, 
Technik  der  A.  Die  Arbitrage  im  en- 
geren Sinne  erstreckt  sich  auf  Fonds. 
Geld-  und  Wechsolsorten,  diese  Kategorieen 
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geschäftlich  verstanden.  Denn  es  han- 
delt sich  hier  ja  lediglich  um  den  praktischen 
Gesichtspunkt  der  Verwendbarkeit  für  Ar- 
bitragezweoke.  Als  >0eld-  und  Wechsel- 
sorten« hat  man  also  unterschiedslos  un- 
gemfinztes  Edelmetall,  Münzen,  Papiergeld, 
Bankuoten ,  Wechsel,  Checks,  Coupons,  An- 
weisungen. Uoherweisungcn  und  alle  sons- 
tigen, zu  Zablungszwecken  dienenden  »Geld- 
surrogate« zu  verstehen,  jedoch  ausschliess- 
lich sämtlicher  Fondsarten,  die  eiue  ge- 
schäftliche Kategorie  für  sich  bilden.  \  on 
allen  diesen  »Werten«  können  selbstver- 
ständlich nur  diejenigen  der  Arbitrage  dienen, 
welche  gleichzeitig  an  mehreren  Börsen- 
plätzen geliandelt  werden,  und  von  diesen 
wiederum  regelmässig  nur  solche,  deren 
Umsatz  ein  fortgesetzter  und  ausreichend 
bedeutender  ist,  um  einen  wirklichen  »Markt* 
zu  bilden,  und  zugleich  ein  derartiger,  um 
ein  gewisses  Mass  von  Preisbeständig- 
keit zu  gewährleisten.  Letzteres  Erforder- 
nis setzt  voraus,  dass  eigentliche  Speku- 
lationsobjekte nicht  zugleich  eigentliche 
Arbitagewerte  sein  können.  Wenn  trotzdem 
auch  n  Spokulationspapieren  (z.  B.  in  öster- 
reichischen Kreditaktien,  in  » Franzosen <;  etc.) 
sogenannte  »Arbitragegesehäftec  im  gewal- 
tigsten Umfange  stattfinden,  so  liegt  hier  in 
Wahrheit  nicht  Arbitrage  vor.  sondern 
Spekulation.  Indes  ist  nicht  zu  verkennen, 
dass  diese  —  natürlich  stets  auf  tele- 
graphischem bezw.  telephonischem  Wege 
betrieben«'  —  »Arbitragen,  gleich  der  ihr 
dem  Wesen  nach  (nicht  in  Bezug  auf  die 
mc  betreibenden  Personen !)  sehr  nahestehende 
kb-inere  PI  atz  Spekulation  von  einer  Minute 
oder  Stunde  zur  anderen,  z.  B.  gleich  dem- 
jenigen, was  die  Börse  -das  Vorspringen» 
der  Makler  nennt,  überhaupt  das  Geschäft 
der  '('oulisse  ,  in  ihren  IIauptl>estandteilen 
zu  den  vergleichsweise  wenigstgefährlicheu 
und.  wenn  vorsichtig  betrieben,  zu 
den  nützlichsten  S{>ekulationsarten  gehört, 
da  diese  ganze  gewaltige  Masse  kurzfristiger 
Börsengeschäfte,  gleichsam  das  Füllsel  der 
grossen  Spekulationen,  weit  mehr  als  letztere 
zur  Glättung  des  Preisniveaus  beitragen  kann. 

Es  besteht  nun  ein  erheblicher  Unter- 
schied zwischen  der  Arbitrage  in  Geldsorten 
und  Wechseln  einerseits  und  derjenigen  in 
Fondsarten  andererseits,  insofern  es  sieh  1km 
letzteren  -  von  selteneren  Ausnahmen  ab- 
gesehen -  nur  darum  handelt,  auf  dem 
♦.•inen  Platze  zu  kaufen  und  auf  «lern  anderen 
zu  verkaufen  (cfr.  oben  la).  E*  braueht 
also  nur  der  Kurs  z.  B.  von  französischer 
Heute  in  London  mit  dem  Pariser  Kurse 
unter  Berücksichtigung  der  verschiedenen 
Notierungsart,  der  Kosten.  Zillsdifferenzen  etc. 
verglichen  zu  werden,  um  zu  ermitteln,  ob 
eine  Arbitrage  Gewinn  verspricht.  Dieses 
selbe  Verfahren  der  Kursvergleiehung  ist 
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auch  bei  der  Arbitrage  in  Geldsorten  und 
Wechseln  sehr  oft  anwendbar.  Ebenso 
häufig  aber  handelt  es  sich  liier  darum,  zu 
ermitteln ,  wie  hoch  sich  l*ei  Vorwendung 
dieser  oder  jener  Geld-  oder  Wechselsorte 
als  Zahlungsmittel  (unter  Berücksichtigung 
aller  Kosten  etc.)  der  Wechselkurs  (die 
-»Wechselparität«)  zwischen  den  beiden 
in  Frage  kommenden  Plätzen  stellen  würde, 
mit  anderen  Worten,  man  will  heraus- 
bringen, welche  Gold-  oder  Wechselart  am 
zweck  massigsten  als  Zalüungsmittcl  zwischen 
jenen  Plätzen  zu  verwenden  ist  (cfr.  oben 
I  1  b).  Die  F  onds  arhitrage  ist  regel- 
mässig ein  selbständiges  Geschäft ,  das 
j  mit  dauerndem  Nutzen  nur  von  Leuten  lie- 
|  trieben  werden  kann ,  wolche  fortwährend 
im  Fondsmarkte  sich  befinden  und  jede 
momentane  Konjimktur  benutzen  können. 
Dagegen  ist  die  Arbitrage  in  Wechseln 
und  Geldsorte n  sehr  häufig  nur  ein 
D  e  c  k  u  n  g  s  geschäft,  welches  lediglich  dazu 
dient ,  eine  internationale  Operation  irgend 
welcher  Art  auszugleichen ;  in  diesem  Falle 
braucht  sie  nicht  von  einem  berufsmässigen 
Wechselhändler,  ja  nicht  einmal  an  der 
Börse  unternommen  zu  werden,  wie  denn 
überhaupt  bei  solchen  g  e  1  e  g  e  n  1 1  i  ch  en 
Arbitragegeschäften  oft  nicht  ganz  so  scharf 
kalkuliert  wird  wie  bei  denen  der  ersteren 
Kategorie.  Der  Fondsarbit  rage  am  näelistcu 
steht  in  dieser  Richtung  die  Arbitrage  in 
Papiervalnten. 

Ein  tüchtiger  Arhitrageur  ist  ein  ge- 
suchter Mann.     Er  muss   vor  allem  die 
■  grösste  Gewandtheit  im  Rechnen  besitzen, 
'  namentlich  im  Kopfrechnen,  da  Itcsonders 
an  der  Börse  oft  Zeit  und  Ort  nicht  zu 
I  schriftlicher  Ausrechnung   angethan  sind. 
Ein  erfahrener  Arbitragour  wird  freilich  die 
I  wichtigeren  Relationen  gar  nicht  erst  aus- 
zurechnen brauchen.    Elxmso  wird  er  auch 
|  die  Usancen  der  Haujitbörsenplät7.e,  alle  die 
!  zahlreichen  kleinen  Zins-.  Kurs-  und  Zeit- 
1  ilifferenzon .    Stempel ,   Provisionen ,  Cour- 
i  tagen  etc.  stets  im   Kopfe  haben.  Doch 
'  siud  das  alles  nur  die  unentbehrlichsten 
technischen  Vorkenntnisse.   Um  mit  Nutzen 
i  zu  arbitragicren.  ist  es  ferner  natürlich  vor 
allem  notwendig,  dass  man  über  jede  Kurs- 
Veränderung  der  in  Krage  kommenden  Ar- 
bitragewerte von  den  für  dieselben  wich- 
tigen Börsenplätzen  stets  aufs  scldennigste 
benachrichtigt  wird,  und  zwar  genügt  es  in 
der  Regel    nicht,   die  von  den  grossen 
:  Telegraphenbureaus  alle  n  ihren  Abonnen- 
ten stündlich  oder  halbstündlich  gelieferten 
Kursdepeschon  zu  prüfen,  sondern  daneben 
sind  meist  noch  häufige,  womöglich  «drin- 
gende«  private  Kursmeldungen  erforder- 
lich, um  rasch  vorülforgehende  Konjunkturen 
auszunutzen.   Darauf  muss  der  Auftrag  tele- 
graphisch erteilt,  die  Ausfüllung  desselben 
Auflage.  1.  oG 


Digitized  by  Google 


Arbitrage 


ebenfalls  tolegrnphisch  gemeldet  und  endlich  kann.  s-.  ist  es  mit  der  Kursontwickelung 
dann  noch  oftmals  da»  KValisationsgeschäft  des  letzteren  naeh  dieser  Richtung  zu  Ende, 
angeschlossen  worden.  Hei  so  schwierigen  Als  solche  anderweitige.  Zahlungsmittel 
<  'peratiouen .  welche  so  ungemein  leicht  nun  können  entweder  beliebige  Weichsel 
diitch  geringfügige  Kursveründernngcu  ver-  dritter  Länder  dienen  oder  die  sonstigen, 
lustbringend  werden  können,  pflegt  man  ohen  meist  speeifizierten  Goldsorten<  be/.w. 
erklärlicherweise  inei>t  ä  conto  nu-ta.  auf  <Gcldsiirrogntc» ,  von  denen  man  indes 
gemeinschaftliche  Rechnung  mit  einem  Ge-  Haryeid  und  u  n  ge  mü  n  z  t  es  Edel- 
scMft*frounde  atu  anderen  Börsenplätze  m  c  t  a  11  (B  u  1 1  i  o  n),  w  e  n  u  irgend mög- 
zu  arbitragieren.  Der  Fernsprechverkehr  lieh,  vermeidet.  Will  man  wissen,  in 
vollends  hat  dieses  -ranze  Geschäft  derart  welcher  Reihenfolge  jeder  Geschäftsmann 
fieberhaft  und  für  das  Nervensystem  zer-  und  namentlich  der  Arbitragcur  die  vor- 
rüttend  gestaltet,  tlass  es  oft  kaum  noch  schiedenen  inteniationalen  Zahlungsmittel 
Oetriehen  werden  kann,  sofern  sich  nicht  verwendet,  so  dürfte  folgende  Stufenleiter 
Kj>ckulatio»en  darunter  verstecken.  Hie  freie  ausreichend  sein  :  a»  Wechsel,  unter  diesen 
Konkurrenz  ist  hier  eben  an  einem  jener  wieder  an  erster  Stelle  Sichtwechsel,  denen 
nicht  ganz  seltenen  Punkte  äu-serster  Knt-  t'heeks.  Anweisungen  und  reberweisungon 
faltung  angelangt,  wo  sie  sich  schliesslich  gleichstehen:  b)  Papiergeld,  Banknoten, 
selbst  zerstört.  Kingeengt  wird  das  tiebiet  ('ou{m:.us  und  dergleichen  leicht  transportable, 
der  Arbitrage  ferner  immer  mehr  durch  die  aber  im  Verlust  falle  schwer  amortisable 
Vereinfachung  der  internationalen  Zahlungs-  und  deshalb  auch  höhere  Transportversieho- 
beziehungen ,  durch  das  Verschwindender  rungskosten  bedingende  Zahlungsmittel: 
vielen  kleinen  Währungsgebiete  durch  den  <•)  Münzen,  die  doch  wenigstens  sofort  und 
Fortfall  von  Unterschieden  in  den  Kurs-' ohne  Abzug  als  Zahlungsmittel  verwendet 
notiemngon  und  sonstigen  Usancen,  durch  wenlen  können,  resp.  wenn  es  fremde  Mfinzx-n 
die  fortschreitende  Aufsaugung  der  kleinen  j  sind,  mit  Vorliebe  von  den  Banken  genommen 
Hörsen plätze  seitens  der  grossen.  Al*r  lie- ,  werden,  und  d)  endlieh  ungomünztes  Edel- 
vor  es  nicht  in  Wahrheit  nur  einen  Welt- 1  nietall.  Dal>oi  ist  zu  liemerken,  dass  von 
markt  mit  einheitlicher  Währung  giebt,  wird  .Münzen  nur  noch  Goldmünzen  und  von  mi- 
die Arbitrage  stets  ein  notwendiger  Ge-  gemünzten  Edelmetallen  nur  noch  Gold  in 
schäftszweig  hleil>en.  Humpa  als   internationales  Zahlungsmittel 

4.  Die  Bedeutung  der  Weelinelpari-  verwendbar  ist;  aber  auch  dieses  spielt 
tüten,  des*  Wührungspnri  and  de*  Gold- !  keine  so  grosse  Rolle  mehr,  wie  man  in  der 
punkten  für  die  A.  Wenn  oln-n  die  Kr-  [  Theorie  oft  noch  annimmt.  Nicht  selten 
mittelung  der  W  e  c  h  s  e  1  p  a  r  i  t  ä  t  e  u  |  kommt  es  vor.  dass  der  Wechselkurs  eine 
als  eine  der  beiden  Arbitragemethnden  be- 1  Zeit  lang  derart  steht,  um  den  TransjKjrt 
zeichnet  wurde  und  zwar  als  die  Methode,  j  von  Münzen  oder  BarrenmetaJl  mit  Vorteil 
welche  dazu  dient,  zwischen  mehreren  als 1  zu  ermöglichen,  ohne  dass  hiervon  in  er- 
ZahlungHiiittel  für  denselben  Platz  verwend- !  lieblichem  Masse  Gebrauch  gemacht  wird, 
baren  (Jehl-  und  Wechselsorten  die  vorteil-  was  freilieh  auch  hin  und  wieder  auf  zeit- 
hafteste ausfindig  zu  machen  icfr.  ol»*n  weiligen  Mangel  ausreichender  Massen  Bar- 
lb).  so  bedarf  dies  noch  einer  kurzen  geld  o<|er  Edelmetall  zurückzuführen  ist. 
Krläuterung.  Vollends  Arbitragen,  bei  tlenen  man  Münzen 

Zur  regelmässigen  Zahlungsaus-  oder  Hullion  ad  hoc  tnmsportiert  und  da- 
gleichung  zwischen  den  verschiedenen  gegen  auf  dem  Wechselwege  Deckung 
Währungsgebieten  dient  bekanntlich  der  schafft,  pflegen  nur  mit  relativ  hoher 
Wechsel  und  zwar  entweder  der  Wechsel  .Marge  vorgenommen  zu  w  eitlen.  So  kommt 
des  eigenen  oder  des  in  Krage  stehenden  i  es,  dass  nur  ein  ganz  kleiner  Teil  der  inter- 
fremden  Währungsgebietes.  Der  Preisstand  nationalen  Zahlungsausgleiehungeu  duivh 
der  fremden  Währung  auf  dem  inländischen  ;  Hargeld  und  Edelmetall  erfolgt,  wie  denn 
iin-l  der  inländischen  auf  dem  fremden  auch  derartige  Barsendungen  auf  die  Re- 
Wechselmarkte  wird  durch  den  Wechsel- 'gulierung  der  Wechselkurse  keineswegs 
kurs  (s.  d.  Art.i  ausgedrückt,  und  letzterer  !  einen  so  bedeutenden  Einfluss  auszuüben 
schwankt  wie  alle  anderen  Preise  infolge  j  pflegen,  wie  solchen  ihnen  die  Theorie  zu- 
der  Veränderungen  von  Angebot  und  Nach-  schreibt.  Pin  nämlich  die  Wechselkurse 
frage,  jedoch  nur  innerhalb  derjenigen  nicht  allzuweit  vom  »Paristandd  (d.  h. 
Grenzen,  welche  ihm  durch  die  gleich-  von  dem  Stande,  welcher  dem  Metallwert- 
zeitige  Verwendbarkeit  anderer  Zahlung*-  Verhältnisse  der  Währungen  entspricht)  ab- 
mittel gezogen  sind.  Wird  diese  Grenze  weichen  zu  lassen,  genügt  meist  schon  die 
soweit  überschritten.  i|a-s  unter  Berück-  Arbitrage  in  den  unter  a  und  b  genannten 
aichtigung  aller  Kosten,  Zi Indifferenzen  etc. ,  Zahlungsmitteln.  Zwar  achtet  die  Arbitrage 
eins  der  anderen  Zahlungsmittel  mit 1  auch  genau  auf  den  .»Goldpunkt*,  d.  h. 
Nutzen  an  die  Stelle  des  Wechsels  treten  auf  denjenigen  Stand  der  Wechselkurse,  bei 
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dem  zwischen  zwei  lilndern  mit  Gold- 
währung der  Tians)>oi-t  von  Banenmetall 
vorteilhaft  wird,  und  zwar  natürlich  unter 
ItenVksichtigutig  aller  hierdurch  erwachsen- 
den Kosten  (dies  zum  Unterschiede  vom 
Paristande  .  welcher  lediglich  das  Metall- 
wertverhältnis der  beiden  Währungen  ohne 
lleriicksiehtigung  irgendwelcher  Kosten  dar- 
stellt): aW  nur,  wenn  der  Goldpunkt  in- 
folge dauernd  passiver  Zahlungsbilanz 
eines  Landes  längere  Zeit  hindurch  über- 
schritten wird,  kann  sich  * l i* -  Arbitrage  in 
grossem  Massstahe  mit  dein  Trans|K»rte  von 
Goldmünzen  und  Bullion  befassen.  In 
anderen  Zeiten  werden  solche  Transporte 
weit  woniger  von  der  privaten  Arbitrage 
als  von  den  Regierungen  liezw.  von  den 
grossen  Centraibanken  veranlasst.  Doch 
schmälert  «las  den  volkswirtschaftlichen 
Nutzen  der  Arbitrage  in  keiner  Weise; 
vielmehr  trägt  dieselU»  aufs  wesentlichste 
ljei,  ein  wichtiges  Ziel  der  wirtschaftlichen 
Entwickelung :  möglichste  Vermeidung  aller 
Hartrausporto,  zu  erreichen. 

I.ltteratur:  o.  Sintboda,  T)i>-  kmi/m.  Arint ruy, 

!:  Aufl.  th'iish.  um  A.  >'</  n  dhti  w) ,  Jfrrliu 
.'.v/T.  —  O.  Haupt,  Aihitr.ni,*  rl  ,>,i,il''x,  .V.  riL, 
I',ir»  I*!'}.  —  .1«/.   li  nflner  Is-jrt*  I»  i 

s,  I,,.,,),.  l.  ii.i,r.,  II.  ;»}/.  Khrrnbcty, 
'/.,  ii.ilu  r  •!>!  I  II.  i. :■'.  [}: 

Kirim r<l  Ehvenltrtfi. 


Aristoteles. 


1.  Leben  und  politisch''  Sc  liriften.  2.  Ge- 
schichtliche Stelluni,'  der  Staatslehre  8.  Staats- 
lehre: ai  Entstehung  and  Zweck  des  Staates; 
Ii]  Elemente  des  Staates,  Freie  und  Unfreie; 
ri  Bürgerrecht;  di  Klassifikation  der  Staaten: 
'*)  Relativer  Wert  der  Verfassungen;  f)  Unter- 
gang und  Erhaltung  der  Verfassungen :  «rl  Ideal- 
staat.   4.  Wirtschaftslehre. 

1.  Leben  und  politische  Schriften.  Ari- 
stoteles ward  in  der  griechischen  Stadt  Stagiros, 
die  unter  macedoniseher  Herrschaft  stand,  im 
Jahre  384  v.  Chr.  irehoren  als  Sohn  des  Arztes 
Nikomachos,  in  dessen  Kunst  wohl  schon  der 
Knabe  eingeweiht  wnrde.  Nach  denj  frühen 
Tode  des  Vaters  begab  er  sic  h  nac  h  Athen,  wo 
er  sieh  rhetorischen  und  philosophisc  hen  Studien 
hinsah  und  insbesondere  den  Unterricht  Piatons 
iretios*.  Als  Piaton  im  Jahre  348  7  starb,  war  ; 
Aristoteles  noc  h  in  Athen,  wurde  aber  nicht ' 
zum  Nachfolger  Platous  iu  der  Leitung  der 1 
Akademie  erkoren.  Im  Jahre  343  2  folgte  er 
einein  Kufe  des  Macedonierkönigs  Philipp  als 
Lehrer  des  jungen  Alexander,  mit  welc  hem  er 
in  dem  kleinen  Laiidstiidtehen  Mieza  wohnte. 
Nach  der  Thronbesteigung  Alexander»  verlies» 
Aristoteles  den  maeedonis*  hen  Hof.  um  im  Jahre 
835  wieder  in  Athen  Aufenthalt  zu  nehmen  und 
daselbst  eine  eigene  .Schule  zu  gründen,  die ! 
vom  heiligen  Hain  des  Apollo  Lykcios.  in  dem 
*ie  sich  befand,  den  Namen  I.ykeion  empfing 
und  in  Gegensatz  zur  platonischen  Akademie, 


welche  am  entgegengesetzten  Kndi>  «1er  Stadt 
lag.  trat.  Da  er  in  Athen  kein  Bürgerrecht 
hatte,  innsste  er  als  Heisasse  'Meteike)  und 
maeedonischer  (iesinnvmir  Verdächtiger  nach 
Alexanders  Tode  Anfeindunsren  befürc  hten,  die, 
als  gegen  ihn  eine  Klage  wegen  Gottlosigkeit 
eingebracht  win  de,  sich  bis  zur  Gefahr  steisrertcn. 
Kr  floh  daher  nach  Chalkis  in  Knboea,  wo  er 
jedoch  schon  nach  Jahresfrist  t im  Jahre  322  1) 
an  einem  Mairenübel  starb. 

I'nter  den  Schriften  des  Aristoteles,  die  sic  h 
mit  der  Staatslehre  befassen,  nehmen  die  acht 
Büc  her  der  Politik  den  ersten  Platz  ein.  In 
diesem  unvollendeten  Werk,  das  aus  Kollegien- 
heften  hervorgegangen  zu  sein  scheint,  ist 
seine  tanze  Theorie  niedergelegt.  Kaum  eine 
audere  Schrift  des  Altertums  hat  in  irleich 
starkem  Masse  auf  die  Folgezeit  gewirkt,  und 
den  von  Aristoteles  aufgestellten  Theorieen  be- 
gegnen wir  noc  h  vielfach  in  modernen  Sc  hriften. 
Schon  als  Vorbereitung  zu  diesem  Werk  be- 
gonnen, aber  erst  später  vollendet  wurde  seine 
Sammlung  von  168  Staatsverfassungen,  die  in 
einzelnen  Monographieeu  Entwickelung  wie  that- 
sächlichen  Znstand  der  einzelnen  Verfassungen 
klarlegen  sollte.  Bis  auf  Fragmente  sind  uns 
dieselben  verloren  gegangen,  nur  die  Schrift 
ühcr  die  Verfassung  Athens  ist  vor  weuigen 
Jahren  in  einein  Papyrus  wieder  zu  Tage  ge- 
kommen. Von  geringerer  Bedeutung  sind  die 
anderen  politischen  Schriften  vötuan  ftnoHaotnd 
und  StxnnoftaTa  tüv  itöXtwv.  Von  zweifelhafter 
Echtheit  ist  die  Oekonomik.  deren  erstes  Buch 
auch  dem  Theophra.st  zugeschrieben  wird, 
während  das  zweite  ein  späterer  Zusatz  ist. 

2.  Geaehlchtllche  Stellang  «1er  Staats- 
lehre de»  AriMotele».  Obgleich  Aristoteles 
als  Begründer  der  Staatslehre-  gelten  kann,  weil 
er  zuerst  auf  Grundlage  weit  ausgedehnter 
historischer  Studien  die  vorhandenen  Staaten 
anf  ihre  Entstehung  und  die  Bedingungen  ihrer 
Existenz  prüfte,  so  hat  er  doch  nicht  blos»  in 
seinem  behrer  Pin  ton,  von  dem  er  abhängiger 
zu  sein  seheint,  als  man  ursprünglich  glaubte.  Vor- 
gänger gehabt,  die  eben  fast  ausschliesslich 
das  Problem  betrachteten,  wie  der  Staat  am 
besten  eingerichtet,  werden  könne.  Die  philo- 
sophische Frage,  ob  die  Dinge  co,«ff>  (durch 
menschliche  Vereinbarung)  oder  fv<>*i  (durch 
Natur i  seien,  hatte  sich  auch  auf  den  Staat  er- 
streckt, und  die  Aufklärungsperiode  des  5.  Jahr- 
hunderts vor  Chr.  hatte  bald  entschieden,  dass 
wenigstens  die  bestimmte  Staatsform  vöutp  und 
abänderungsfähig  sei.  Zu  einem  System  konnte 
aber  die  Politik  erst  durch  die  Philosophie  des 
Sokrates  werden,  der  zuerst  ethische  Fragen  be- 
handelt und  damit,  für  die  Politik  als  Lehre 
vom  besten  Staat  auch  die  Richtschnur  gegeben 
hat.  da  man  nun  die  gesichert  erscheinenden 
Ergebnisse  der  Ethik  verwenden  konnte,  um 
das  absolut  Gute  einer  Staatsform  zu  beurteilen. 
Da  das  staatliche  Beisammensein  der  Menschen 
einen  Konflikt  bedingt,  der  nur  durch  die  Ge- 
rechtigkeit beseitigt,  werden  kann,  so  deckte  sich 
vielfach  die  Untersuchung  über  den  besten  Staat 
mit  der  über  die  Gerechtigkeit.  Vom  Wesen 
der  Gerechtigkeit  ging  daher  auch  Plato  aus. 
als  er  in  seinem  „Staat*  ein  utopistisches  Ge- 
bäude aufführte,  das  durch  seine  Kühnheit  über- 
raschte und  das  er  selbst  in  späteren  U  lKiusjahren 
durc  h  eine  mehr  den  realen  Verhältnissen  sieh 
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nähernde  Konstruktion  in  seinen  „Gesetzen* 
ersetzte. 

Auf  diesen  Vorgängern  fusst  Aristoteles. 
Zwar  hat  er  als  induktiver  Force  her  auch  auf 
historisch-politischem  Gebiete  Einzelheiten  gc- 
sammelt  und  der  {ranzen  Anlage  »eine»  Geiste* 
nach  hauptsächlich  auf  die  Thatsachen  und  auf 
die  Gründe  des  staatliehen  Lebens  sein  Augen- 
merk gerichtet.  Er  lieferte  zum  erstenmal 
eine  Beschreibung  der  thatsiiehlich  existieren- 
den Staatsformen  und  zog  erst  daraus  seine 
Konsequenzen  für  die  Güte  der  Verfassungen. 
Aber  auch  er  verzichtet  noch  nicht  völlig  da- 
rauf, das  Ideal,  den  besten  ."Staat,  zu  finden, 
und  auch  er  bleibt  bei  dem  Satze  stehen,  das» 
die  Ethik  die  Grundlage  der  Politik  sein  müsse. 
Wie  ihm  die  Ethik  die  Lehre  vom  höchsten 
menschlichen  Lebenszweck  ist,  so  ist  ihm  die 
Politik  zugleich  die  Lehre,  wie  dieser  Lebens- 
zweck erfüllt  werden  kann.  I>ie  ethische  Lebens- 
führung und  damit  die  Glückseligkeit  kann 
ohne  Beihilfe  des  Staates  nicht  erreicht  werden, 
und  deshalb  ist  ihm  die  Politik  ein  Teil  der 
Ethik,  der  es  hauptsächlich  mit  der  Frage  der 
Gerechtigkeit  zu  thun  hat  und  in  die  Lehre 
vom  besten  Staat  zerfällt,  der  den  ethischen  Be- 
dingungen vollkommen  entspricht,  uud  in  die 
vom  gegebeneu  Staat,  in  dem  die  sittlichen 
Lehren  nur  unvollkommen  verwirklicht  werden 
können.  Zur  richtigen  Würdiguug  der  aristo- 
telischen Staatslehre  hat  man  sich  gegenwärtig 
zu  halten,  dass  er  nur  die  kleinen  griechischen 
Stadtstaaten  in  Betracht  gezogen  hat.  obgleich 
er  den  macedonischeu  Grussstaat  kaunte. 

3.  Staatslehre.  a.<  Entstehung  und 
Zweck  des  Staates.  Die  Frage,  die  die 
Diskussion  beherrschte,  ob  der  Staat  voutp  (durch 
Vereinbarung)  oder  <fxou  idiirch  Natur)  sei,  löst 
Aristoteles,  indem  er  den  Gegensatz  überbrückt. 
Ihm  ist  der  Staat  eine  bestimmte  Vereinigung 
von  Individuen  zu  einem  bestimmten  Zweck. 
Dieser  Zweck  ist  das  il  Cr,y,  das  sittlich  gute 
Leben,  weun  auch  häutig  bloss  das  Cj?»-  schlecht- 
hin, das  materielle  Leben,  als  der  sichtbare 
Zweck  erscheint.  Wenn  es  danach  scheinen 
könnte,  als  ob  der  Staat  töm?  wein  müsste,  weil 
er  als  Vereinigung  zu  einem  Zwecke  die  mensch- 
liche Willensfreiheit  sowohl  in  der  Form  der 
Vereinigung  als  auch  in  der  Statuieriing  des 
Zweckes  erheischt,  so  schwindet  dieser  Schein, 
wenn  man  sich  seiner  metaphysischen  Lehre 
von  der  Identität  von  Zweck  und  Natur  erinnert. 
Der  Zweck  ist  nach  dieser  Lehre  die  zum  Ab- 
schluss  gekommene  Natur  des  Dinges  selbst. 
Das  tl  ^iv  ist  daher  nicht  willkürlich  oder  durch 
Vereinbarung  gesetzter  Zweck  des  Staates,  son- 
dern sein  immanenter  Zweck  und  demnach  seine 
Natur  selbst.  Mit  der  Idee  des  Staates  ist  sein 
Zweck  gegel»en,  der  demnach  wie  der  Staat 
selbst  begrifflich  früher  ist  als  seine  Teile.  Diese 
Teile  selbst  aber,  ans  denen  die  Vereinigung 
besteht,  also  die  Individuen,  sind  <fion  noÄtuxa 
Zqm  {von  Natur  |K»litische  Lebewesen),  also  auch 
sie  können  nicht  nach  freiem  Willen  sich  zum 
Staate  vereinigen  oder  es  unterlassen,  sondern 
sie  müssen  ihrer  Natur  nach  diese  Vereinigung 
suchen.  Der  Staat  ist  also  nach  Aristoteles 
fCau,  insofern  er.  mit  Notwendigkeit  entstunden 
ist.  vöuat.  insofern  der  menschlichen  Willens- 
freiheit in  der  Wahl  der  Mittel  zur  Erreichung 
des  Zweckes  freier  Spielraum  gelassen  ist. 


Wie  in  dieser  Definition  die  Antithese  von 
toutft  und  fvatt  beseitigt  ist,  so  sind  in  der 
Staatslehre  des  Aristoteles  auch  die  Gegensätze 
ethisch-deduktiver  und  historisch-induktiver 
Betrachtung  versöhnt.  Während  einerseits  eine 
historische  Entwicklung  ans  kleinen  Anfängen 
zum  gegebeuen  und  darüber  hinaus  zum  wün- 
schenswerten Staat  anerkannt  wird,  die  organisch 
vor  sich  geht  und  bloss  an  die  Naturgesetze 
gebunden  ist,  wohnt  andererseits  dieser  Entwirke- 
lung  ein  ethisches  Moment  inne,  das  zu  dem 
gegebenen  Zwecke  hindrängt.  Die  Entwicke- 
lung  selbst  kann  nnr  durch  historisch-induktive 
Methode  erforscht,  der  immanente  Zweck  nur 
durch  ethische  I>ednktion  erfasst  werden.  Die 
historische  Betrachtung  lehrt  nun,  dass  es 
kleinere  Vereinigungen,  wie  Familien  und  Dorf- 
gemeinschaften giebt.  die  zeitlich  früher  als  der 
Staat  sind,  die  gleichfalls  der  Befriedigung  von 
Lebensbedürfnissen  dieuen.  die  aber  dennoch 
keine  Staaten  sind.  Dazu  fehlt  ihnen  die  avtäpntm, 
jenes  Ausmass  vou  Fähigkeit,  Bedürfnisse  zu 
befriedigen,  bei  dem  sich  die  Vereinigung  be- 
ruhigen kann  und  bei  dem  sie  ihren  Zweck  er- 
reicht. Jene  kleineren  Vereinigungen  gehen 
aber  auch  der  Staatetibildung  notwendig  voraus, 
weil  sie  gewisse  primitive  Bedürfnisse,  die  früher 
erwachen,  befriedigen.  Der  Staat  fasst  erst 
mehrere  solcher  Gemeinschaften  zusammen  und 
genügt  den  gesteigerten  Bedürfnissen.  Sowohl 
die  Dorfgemeinschaft  (xütii}),  als  dem  Staat  un- 
mittelbar vorausgehende  Einheit,  als  auch  die 
Familie  mlxos)  sind  daher  staatenähnliche  Ge- 
bilde. Die  Analogie  besteht  nicht  nur  in  der 
Vereinigung  und  in  ihrem  Zweck,  sondern  auch 
in  der  Vereinigung  ungleichartiger  Einheiten, 
die  eben,  weil  sie  ungleichartig  sind,  eine  höhere 
Einheit  ausmachen,  welche  sich  auch  qualitativ, 
nicht  bloss  quantitativ  von  ihren  Elementen 

unterscheidet. 

In  Elemente  des  Staates.  Freie  und 
Unfreie.  Die  letzten  Elemente,  aus  denen 
■ler  Staat  besteht,  sind  die  Individuen,  die  sich 
nach  Alter  uud  Geschlecht  gruppieren  und  schon 
aus  diesem  Einteilnngsgrunde  ungleichartig 
sind,  aber  auch  nach  Freiheit  und  Unfreiheit. 
Die  Sklaverei  hat  uämlich  im  Staate  nach  Ari- 
stoteles eine  Funktion,  die  wir  bezeichnen  können 
als  Verrichtung  derjenigen  notwendigen  Arbeit, 
die  auf  Befehl  und  in  Gehorsam  am  !>esten  ver- 
richtet wird.  Es  ist  also  die  Arbeit,  die  im 
modernen  Staat  die  Dienerschaft  und  etwa  noch 
die  Fabrikarbeiterschaft  verrichtet.  Da  sich 
im  Umkreis  der  ihm  bekannten  Staaten  dem 
Aristoteles  für  diese  Arbeit  keine  freie  Bevölke- 
rung darbot,  so  musste  er.  weil  der  Staat  ohne 
sie  nicht  bestehen  kann,  die  Sklaverei  als  ein 
notwendiges  Erfordernis  ansehen.  Ebenso  ist 
er  der  Meinung,  dass  es  Menschen  giebt,  die 
von  Natur  zur  Sklaverei  bestimmt  sind.  d.  h 
solche  Menschen,  die  ihnen  aufgetragene  i  mecha- 
nische) Arbeiten  zur  Zufriedenheit  verrichten 
können  und  zum  Gehorchen  geboren  sind,  im 
Gegensätze  zu  solchen,  die  von  Natur  zum  An- 
ordnen und  Leiteu  bestimmt  sind.  Aber  er  ver- 
kennt nicht,  dass  der  thatsüchliebc  Zustand 
unbefriedigend  ist,  weil  der  Zufall  —  wie  bei 
der  Sklaverei  infolge  von  Kriegsgefangenschaft 
Personen  in  die  Unfreiheit  drängt,  die  die 
Natur  zu  Besserem  bestimmt  hat.  Sieht  man 
also  vou  der  durch  die  Anschauungen  und  Zu- 
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stände  des  Altertums  bedingten  Identifizierung 
von  dienendem  Beruf  mit  persönlicher  Unfreiheit 
Hb.  so  nähert  sich  Aristoteles  hier  durchaus 
jenen  modernen  Anschauungen,  die  die  sozinle 
Stellung  des  Individuums  als  aus  dem  freien 
Wettbewerb  der  Kräfte  hervorgegangen  ansehen 
und  daher  der  dienenden  Klasse  mir  jenen  Grad 
von  natürlicher  Befähigung  zuerkennen,  der  für 
ihren  Beruf  ausreicht,  da  das  dienende  Indivi- 
duum sonst  eine  höhere  Staffel  erreicht  hätte. 
Die  Erblichkeit  des  unfreien  Standes  ist  freilich 
eine  Sache,  die  sich  mit  der  individuellen  Beur- 
teilung der  Befähigung  nicht  verträgt. 

Wenn  also  die  Unfreien  zwar  eine  notwen- 
dige Funktion  wie  im  Staate  so  in  der  Familie 
erfüllen,  so  muss  zwar  ihre  Existenz  in  jedem 
Staate  notwendig  vorausgesetzt  werden,  aber 
sie  nehmen  doch  eine  so  untergeordnete  Stellung 
ein.  dass  sie  für  die  Struktur  des  Staates  nicht 
in  Betracht  kommen. 

Die  freie  Bevölkerung  zerfiel  in  den  grie- 
chischen Staaten  in  Bürger  und  Meföken  (orts- 
ansässige Fremde i.  Obgleich  Aristoteles  die 
Letzteren  gelegentlich  erwähnt,  sieht  er  doch 
von  ihnen  in  der  Staatslehre  schon  deshalb  ab. 
weil  sie  kein  notwendiger  Faktor  im  Staate 
find.  Dieser  wird  vielmehr  von  den  Bürgern 
ausgemacht,  der  Staat  ist  nichts  als  eine  Menge 
von  Bürgern,  und  nin  ihn  zu  begreifen,  mnss 
man  zunächst  wissen,  was  die  Einheiten  sind, 
die  ihn  ausmachen,  und  daher  über  das  Bürger- 
recht klar  werden. 

ei  Bürgerrei  bt.  Bürger  ist  nach  Aristo- 
teles, wer  au  der  Herrschaft  teil  hat,  u.  z.  ist 
die  Herrschaft  entweder  die  heschliesaende  'in 
der  Volksversammlung  und  im  Kate]  oder  die 
ausführende  i Magistratur)  oder  die  richtende 
i  Schwurgericht).  Die  Teilnahme  an  diesen  Ge- 
walten heisst  öp/ij  und  diese  charakterisiert 
den  Bürger.  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  dem- 
nach Bürger  im  eigentlichen  Sinn  des  Wortes 
nur  in  einer  Demokratie  vorhanden  sein  können. 
Aber  auch  in  solchen  Staaten,  in  denen  die  Ent- 
scheidung in  den  Händen  einer  Minderzahl  Hegt, 
lässt  sich  die  Definition  aufrechterhalten,  indem 
man  entweder  nur  jene  Minderzahl  als  Bürger 
im  eigentlichen  Sinne  fasst  oder  indem  man  — 
was  bei  einer  Anzahl  von  Staaten  zutrifft  — 
auch  jene  eingeschränkten  Hechte,  die  der  Ge- 
samtheit verbleiben,  »hon  als  Herrsihaftsteil- 
nahme  anffasst.  Gar  nicht  mehr  trifft  aber  die 
Definition  zu  im  absoluten  Königtum  und  in 
jenen  Oligarchieen.  die  der  Gesamtheit  gar  keinen 
Anteil  an  der  «^z/'  gewähren.  Diese  Vertassungs- 
formen  würden  dann  neben  den  Bürgern  noch 
eine  Klasse  von  Indigenen  haben,  die  nur  iin- 
eigentlicb  Bürger  genannt  werden  können  und 
mir  die  Privat  rechte  des  Bürgers  —  wie  Nieder- 
laasnugarecht,  Hecht  auf  Grundbesitz,  allge- 
meines Klagrerht  vor  Gericht  n.  s.  w.  — ,  nicht 
aber  die  charakteristischen  politischen  Hechte 
besitzen.  Die  anderen  Definitionen  des  Bürgers 
wie  die  aus  dem  gemeinsamen  Wohnsitz  u.  a. 
weist  Aristoteles  zurück,  ilie  Definition  e  lege, 
nach  welcher  der  Bürger  ist.  der  die  im  Gesetze 
aufgestellte  (Qualifikation  nachweisen  kann,  lässt 
er  nur  zum  praktischen  Gebrauch  zu,  glaubt 
aber  nicht,  dass  sie  die  Einsicht  in  die  Sache 
fördert.  Zu  solchen  Definitionen  e  lege  zählt 
er  auch  diejenige,  die  den  als  Bürger  bezeichnet, 
der  von  bürgerlicher  Abstammung  ist.  Sie  reicht 


auch  deshalb  nicht  aus.  weil  sie  die  Neubürger 
nicht  mit  umfasst  und  weil  sie  die  Hechte  des 
Bürgers  und  demnach  den  Inhalt  de»  zu  be- 
schreibenden Begriffes  nicht  klarlegt. 

Der  Staat  ist  nun  eine  Vereinigung  von 
Bürgern,  die  innerhalb  dieser  Vereinigung  die 
Herrschnft  ausüben.  Es  kommt  auf  die  Form 
dieser  Vereinigung  an,  wenn  mau  die  Staaten 
klassifizieren  will.  Aristoteles  beantwortet  daher 
die  Frage,  ob  der  Staat  derselbe  bleibe,  wenn 
die  ihn  bildenden  Bürger  wechseln,  bejahend. 
Denn  der  natürliche  Wechsel,  der  durch  Tod 
und  Geburten  eintritt,  vermag  an  sich  die  Form 
der  Vereinigung  nicht  zu  ändern,  wie  auch  der 
Fluss  dersellte  bleibt,  obgleich  immer  anderes 
Wasser  in  ihm  Hiesst.  Aendert  sich  aber  die 
Verfassung,  also  die  Form  der  Vereinigung,  so 
ist  nach  Aristoteles  der  Staat  nicht  mehr  iler- 
sell>e.  wenn  auch  sämtliche  Individuen  dieselben 
geblieben  sind.  Innerhalb  der  freien  Einwohner- 
schaft des  Staates  giebt  es  aber  Verschieden- 
heiten in  der  Befähigung  und  Bethätigung  der 
Individuen.    Jede  dieser  Betätigungen  ist  für 

|  die  Erhaltung  des  Staates  notwendig,  aber 
während  die  eine  auf  die  Befriedigung  notwen- 

I  diger  Bedürfnisse  gerichtet  ist  und  soweit  sie 
nicht  von  Sklaven  geübt  wird,  von  den  Banausen 
geübt  wird,  geht  die  andere  direkt  auf  die  Be- 
friedigung politischer  Bedürfnisse,  also  auf  die 
Ausübung  der  Hegierung.  Sind  auch  die  Ba- 
nausen Bürger,  d.  h.  haben  sie  Anteil  an  der 
Hegierung.  so  ist  eine  politische  Gleichheit  un- 
gleichartiger Individuen  geschaffen,  ein  Zustand, 
der  an  sich  nicht  wünschenswert  wäre.  Schliesst 
man  —  wie  nach  Aristoteles  der  beste  Staat 
thun  muss  —  die  Banausen  vom  Bürgerrecht 
aus.  so  zerfällt  die  freie  Bevölkerung  iti  die 
Regierenden,  das  sind  die  Bürger,  die  die  Herr- 
schaft ausüben  und  vorzüglich  die  Tugenden 
des  Bürgers  zu  pflegen  haben,  was  sie  befreit 
von  der  niedrigen  Arbeit  leicht  können,  und  in 
die  Regierten,  die  durch  ihrer  Hände  Arbeit 
auch  fremde  Bedürfnisse  niederer  Art,  nämlich 
die  der  Regierenden  befriedigen  und  von  politi- 
schen Tugenden  fast  nur  die  des  Gehorsams  zu 
üben  halten. 

di  Klassifikation  der  Staaten.  Die 
Klassifikation  der  Staaten  ist  nicht  das  Werk 
des  Aristoteles,  er  fand  sie  schon  vor,  und  sie 
ist  ebenso  schon  in  der  Politik  Piatons  gegeben. 
Die  Staatsverfassungen  sind  nämlich  danach 
Verschieden,  ob  einer,  ob  eine  Minderzahl  oder 
ob  eine  Mehrheit  die  Herrschaft  hat.  Es  würde 
also  nur  drei  mögliche  Verfassungen  gelten, 
wenn  nicht  noch  ein  ethisches  Eintetlungspriucip 
zn  Hilfe  gerufen  würde.  Die  Herrschenden 
können  nämlich  entweder  das  Wohl  des  (tanzen 
oder  ihr  eigenes  Wohl.  d.  Ii  der  Alleinherrscher 
sein  persönliches,  die  Minderheit  das  Interesse 
ihrer  l'artei,  die  Mehrheit  das  Interesse  der 
ihrigen  im  Auge  haben.  Daher  nennt  er  die 
drei  Verfassungen,  die  das  Wohl  tler  Gesamtheit 
fördern  wollen,  richtige  öpöat),  die  anderen  Aus- 
schreitungen i  TttoExMatu).  Zu  den  richtigen 
gehören  Königtum,  Aristokratie  und  IVditie, 
zu  den  Ausschreitungen  Tyrann  is,  Oligarchie 
und  Demokratie. 

!>iese  sechs  Verfassungsformen  sind  aber 
nicht  starr,  jede  derselben  tritt  vielmehr  real 
in  verschiedenen  Arien  auf.  von  denen  die  eine 
strenger,  die  andere  weniger  streng  den  Typus 
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festhält.     So  kann  •Iii-'   KöniiMum   «  in    mibe-  iiidI  Freih«  it.  sm  dass  die  Majorität  d»-r  Armen 

s«-hräuktrs.  absolutes  »ein,  in  w«  l«  hrnt  iit-i  Köiiiir  in  V.-rhiniluiiir  mit  «Irr  Majorität  «Irr  Reichen 

«Irn  rntrrllianrii  ir«  !.'riiiUiri  «Ii«'  Boll«-  d< »  Haus-  Ix  riM  ht  umi  all«'  Teile  hciriediirt  sind.    In  «Irr 

vatcrs  spielt  und  Mtmit  rin  Maximum  von  Macht  D.-uiokrati«'  ist  bloss  «Ii«-  Freiheit  entscheiden«! 

hat.  «'s  kann   sirh  al»r  mu  li  auf  «h-n  ldo-»en  für  «Ich  ll«rr»>  herbcruf,  rs  tritt  «laiirr  eiii»eitiir«- 

Oberhefehl  im  Krieye  beziehen  und  »o  faktisch  l'artcihcrrs«  haft  «Irr  Arinrn  «  in.     Aber  unter 

nur   eine   hrstiindL'f   St  ratrsrir   darstellen,   s.»  «Irn  v.rs«  h if«l« m  n  J'orin«u  «Irr  Drinokrati».  die 

«lass  .l«  r  K«"iiit;  «  in  Minimum  von  Macht  hat.  möirlieli  sind,  uühern  sieh  man«  he  ander«  u  V«r- 

Dazwisrhen  «riebt  rs  -Ii  i«  hlalls  ni.  lir.  i «•  Stufen.  Ias»iiu<r«  n.    Aristoteles  mitrrs« -heiih-t  unter  den 

wir  «las  ^«-M-l/lii-h  hrs«  hräuktr  n -Miehe  Köllig-  D<mokratii-ii  1    sohlte,   wo  «  in  A«-iutrrr«-n*ns 

tum.  «las  trlH  nslaiiL'lii  Ii.-  I.« •».  hiänkte  uii«l  «ml-  zwar  besteht.  ab»-r  so  ircnti!;   ist.  <lass  es  für 

li«-h  «las  sogenannte  heroische,  «las  hervorir«--  niemanden  von  vornherein   ansires.  !ilo»s«'n  ist. 

<ran:r«ii  ist  au»  ih  r  l'csielluinr  <h-r  vorzüglichsten  I  ihn  zu  «-rif  i«  In  n.    iWir  ln-nneii  das  «lir  liberal«* 

\\  «dilthätcr  zu  «liorin  Amt«- und  ili-ssrii  Kotu|'ie-  Demokratie,  dir  si<  h  von  der  ersten  Form  «Irr 

t«  uz  kriegst iihnmir-  Au-ri« -lituni;  <l«-r  Opler  uiel  Oliirarrhie    nur    «|uantitativ  untrix  heidet  ,  2\ 

h'e«  lit.-pn  .  hun^  uintasst.  I  »ie  Auss« -lir«  itunir  des  solche,  in  denen  all.-  Biir^.  r  teil  an  «1«t  Ketrie- 

Kiitiiirt ums.  «Ii«-  Tvrannis,  z<  rtallt   L-h-'n -hfalls  runu    haben .  soweit   sir   tii«  ht    r>-. ■heu»«  h.ift»- 

iu  mehrere  Formen.    Der  Tyrann  kann  mit  F.iu-  pllichtiir   tili    .-in   ehni  verwaltetes  Amt  sin«l, 

«illi<;iiiiy  des  Volk»  -    umi  zwar  durch  aktive  und  wo  «las  (..  si  tz  hinseht,  3  Milche,  wo  alle 

oder  jiassive  —  reineren,  tliiit  «s  al..-r  immer  Hiiru«  r  »<  Ii  U«  lit  Ii  i  n  T.-il  ha  heu  au  d«-r  R«  rri.runir 
in    willkiirli« -her  Weise,   wenn   auch   zuweileii  |  und   das  <iY.»clz   herrs«  ht.    I    solche,   wo  da» 

nirlit  ohne  kuiistitutioiirlle  Beschräiikuiiir.  oder  letztere  der  Fall  ist,  aber  ni«  Iii  «las  (>c»otz. 
er  ist  vollkommen  unverantwortlich,                .sondern  der  j. -uciliye  Wille  ihr  .Masse,  «ler 

Wenn  wellig«  herrschen,  so  sind  die  beiden  seinen    Ausdruck     im    Volkshes«  hlnss  findet. 

Formen   «ler   Aristokratie   und   iler  Oli«rarchie  hrir-ehr.  1 ,    Di.»«   viVrtr  Form  der  Demokratie 

m.'-irlii-li.     Von  «ler  Aristokratie  sollte  e»  nur  nennt  Aristoteh-s  kaum  nein  eine  Verfassituir. 

eine  Form  «r«  ln-n.  da   sie  «Ii«'  Ihn.««  halt  «ler  si«-  ist  Willkürhcrr»rhatt  «ler  Mas».-  und  ähnelt 

lte.it.-n  s.  in  soll.    \h.  r  «riren  «In- Sehwieri<:k.  it.  «h-r  Tvrannis. 

ZU  «lits«  l(.iden.  w.-r  «Ii.  Kesten  sind,  eitstehen  «-''  Relativer  Wert  der  Vei  fa  »sll  n  vre  II. 
liierau.liManniirtalliirk.it.il.  Die  Distinktioio-n.  Alle  diese  \  crtassuuirsloruicn  o.-hen  vom  l»o- 
«lie  m«>i;!i«  h  >in  l.  Ii«  u'«  n  in  «h  i  Tugend,  im  Reich-  irriff  «Ii  s  (iVreehteii  aus  iiikI  -»'lauben  ihn  zu 
tum  und  in  «l«-i •  Fr«-iheit.  Das  Zusammentri  tten  verwirkliehen.  Aher  die  Demokratie .  welche 
ulier  drei  V«.ry.üife  hei  den  II«  rix  heii.lt  n.  uii Ii-  «las  <i«  r.  ehte  auf  die  <>leiehh«  il  zu  irrilnden 
d«  »tensah.  r«la>Vciihan«l«  iiseiii  der  Tugend  würde  sileht.  Verkennt  die  tliatsaehli«  he  Fnirleiehheit 
die  Ai  Utokiati.'  aiisinai  heu.  die  aher  selten  vor-  «ler  .Meli»«  heu  und  «Im  rthisehrii  <  iruinlsatz. 
kommt,  weil  das  lüstinktiv  d«  s  lJ.  iehtum»  viel  «las»  (ileiehes  für  l'niileit  he  ni«  ht  gw*  ht  sei. 
Iiauti'.'.'i  ai)Lrew«  ndet  winl  und  damit  die  Oliu-  «lie  olinar«-hi«ehrii  uml  monnr.  hiseheii  Ver- 
im-hie  <r.  ir«  l..  n  i>t.  l»ie  Oli^-ar.  hie  ist  zwar  fassiinosforuieii  erkenm-n  zwar  die  I  n^h-i«  hheit 
ein»-  H«  ri  »ehalt  der  Wenigen  iiher  «Ii«-  Vielen,  'h  r  Mens«  heu  an.  «  rhehen  aber  willkürlich  e  i  n  e  u 
und  «•»  ist  damit  noch  ni«  ht  i;e>asft.  «Ia»s  es  Voizuir  einer  Klasse  zum  unters«  heideiiden 
eine  llrrisehalt  «h  t  l«'«  i«  heu  iiher  «Ii«-  Arinrn  Mri  kiual  d>  r  herrschenden  Klasse,  iudt'in  sie 
sein  tuiiss;  aht  r  da  «lie  Wri<  heu  re^'-liniissi^  die  fälsehli.  h  aniiehineii.  dass  ein  Vorzug  iu  einer 
Minorität  hihlm  uml  da.»  \  «  rmi'irrn  zum  1  »istink-  Sa«  In-  Vorzii^'e  in  allen  Heziehuueren  he>;rüiide. 
tiv  der  lleiiseheic|Ualit«it  oeinm-ht  wird,  so  ■Diesen  Fehler  hen«dit  die  (»liiranhie  mit  dein 
kommt  es  ^tatsächlich  auf  «Ii«'  ll«  rrs«  haft  «l.  r  K«'i<  htunt.  wir  eiirentli«  Ii  au.-h  dir  Demokratie 
deichen  iiher  die  Annen  und  we-ren  des  Mand  ls  mit  der  Freiheit,  es  begeht  ihn  auch  die  Mün- 
der Tturend  ain  li  auf  einseitige  I'arteiliei  rs«  halt  ar<  hie  mit  «Irr  Annahme,  «lass  irtreiid  eiu  ihh-Ii 
hinaus.  Die  i  tliirurehie«  n  zerfallen  aber  wieder  »«'  hervorragender  Vorzug  persönlicher  Art  zur 
1)  in  solche,  in  denen  die  Aeiuterhekleidunir  an  Alleinherrschaft  berechtige.  Friiift  man.  welcher 
«  inen  hohen  t 'ensiis  ir«  knü|>ft  ist.  so  «las»  die  Verfassuntrsforni  an  sich  der  Vurznjr  zu  ireln'u 
Masse  au»ires(  hlosseii  ist.  '*•  in  s.dehe,  in  «h'neii  fei,  so  erifieltt  sieh,  dass  dir  Alleinherrschaft  «lie 
hoher  ( Vnstis  hesteht  uii«l  die  abtretenden  Main-  Hei  r»«  liaft  eines  Menschen  an  Stelle  der  llerr- 
strate  seil. st  die  Nachteil,'«-!  wahl«-n.  3.  in  soh  he.  s<  halt  der  liesetze  setzt  und  diese  Herrs«-haft 
bei  denen  Krbliehkeit  der  Aemter  besteht.  T  in  .  zwar  den  Vorzug  voraus  hat.  «lie  Fülle  iudivi- 
soh  he,  bei  «lenen  «liest-  hesteht  untl  atissenlem  «lualisi.  reu  zu  kt'.unen.  aber  den  Nachteil 
nicht  das  liesetz.  sondern  «lie  ..Herrs«  h«  ndeii"  treiiuirerer  Objektivität  und  höherer  Leiden- 
herrs«  hen.  «I.  h.  in  denen  «lie  Willkür  der  Mujri-  s«  haftli«  hkeif  besitzt.  Wenn  eine  Mehrzahl  von 
strate  nicht   dadurch  besehninkt   ist.  dass  sie  l'ersoiteu  reiri.  rt      sei  «  s  in  der  Dliirarchie  od«-r 

sich  au  bestellen«!«-  Liesetz«-  zu  halten  verpllielltet  

siml.  sondern  an  deren  Stelle  der  autrenhlicklich«- 

Wille  der  Mairistrate  tritt.    Diese  Form  führt  1   (««  setz  und  Volk»heschluss  uutei scheiden 

den  Namen  D.vnast.'ia  in»!  ähnelt  der  Tyraiinis.  sich  iu  «h-n  «jrie«  hisch.-n  Denntkratieeii.  wie  in 

wie  .lie  erst«-  Form  «ler  Demokratie  nahekommt,  modernen  (iesetz  und  Verordnunir.  uur  das«  dort 

Wenn  die  Mas»e  herrscht,  so  entsteht  als  rieh- :  die  V.  rorduuui;  vom  vi.  lköptit'«  n  Souverän,  der 

tiir«1   Keirierunusfoi in   die    l'olitie   im  emrereii  \ Olksvei samuiluiii:  aus«relit.   Formell  kann  z.  B. 

Sinn«',  als  Aiism  |irritunLr  «lie  Deniokraiir.     Die  in  Alben  ein  V<ilk»bcschluss  nach  vori,riin«;i4r«'r 

erst«  rr  ist  eine  selten  vorkommt- tele  Form,  «lie  Beirut««  htmii;  «les  Bat«-»  sofort  in  «ler  Volks- 

sich    ilurch    MitssiiruiiL'   ausz«  i«  hnet    und    al»  ver»aiuinliinir  iret'asst  «eitlen,  solern  er  tjetfen 

Misehunir  von  ( »liir.tn  hie  nu«l  Deiuokrntie  be-  kein  liesetz  \«-rstösst,  wahrend  für  die  »iesetz- 

xeichuet  winl     In  ihr  ist  das  Distinktiv  für  irebuiiir  «in  sehr  komplizierter  (tanir  nöti»;  ist, 

die  Ileus,  hei, den  dir  \  ei hinduii!r  von  Briehtuin  der  «las  Sehaf1«-u  u-uer  liesetze  erschwert. 
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Demokratie  so    ist    «Ins   wenigstens  in 

Zeiten,  in  denen  Einsicht  und  Fäbiir ktnt  ver- 
breitet sind,  vorzuziehen.  Die,  Massenherrschaft 
hat  den  Vorteil,  dass  die  Snmmc  der  Intelli- 
genzen grösser  ist  als  die  Intelligenz  eines  ein- 
zigen oder  als  die  weniger ,  dass  ferner  die 
Masse  unbestechlicher  ist  als  der  einzige,  aber 
den  Nachteil ,  dass  der  einzelne  zu  höheren 
Aemtern  Berufene  keine  genügende  Bürgschaft 
für  seine  Intelligenz  zti  leisten  vermag.  Ks 
wird  daher  dort,  wo  volle  Demokratie  besteht, 
darauf  zu  sehen  sein,  dass,  wo  Entscheidungen 
von  Majoritäten  zu  fällen  sind .  wie  in  der 
Volksversammlung  und  im  Schwurgericht,  mög- 
lichst viele  Anteil  an  diesen  Kuuktioiieti  der 
Herrsi  hergewalt  hüben,  wo  aber  die  Verantwort- 
lichkeit des  einzelnen  in  Be  tracht  kommt,  wie  bei 
den  .Wintern,  möglichst  wenige  die  Berechtigung 
haben.  Keineswegs  darf  man  aber  eine  be- 
stimmte Verfassniigsform  als  die  absolut  gute 
hinstellen,  sondern  muss  Itckcuuen.  dass  jede  der 
drei  richtigen  Verfassungen  für  bestimmte 
Zeiten.  Völker  und  Verhältnisse  den  Vorzug 
verdient,  und  Sache  der  Politik  kann  es  nicht 
sein,  dn-  eine  oder  andere  zu  empfehlen,  sondern 
nur  zu  untersuchen,  welche  relativ  am  geeig- 
netsten ist  oder  wie  eine  gegebene  Verfassung 
durch  besonnene  konservative  Beform  zu  einer 
relativ  besseren  gemacht  werden  kann,  Puter 
den  gegebenen  Verfassungen  kamen  aber  im  Rc- 
reiche  griechischer  Ansiedelungen  thatsächlieh 
nur  die  Oligarchie  und  die  Demokratie  in  Be- 
tracht, die  Aristoteles  auch  trotz  der  systema- 
tisch-ethischen Einteilung,  die  wir  oben  ausein- 
andergesetzt haben,  vorzüglich  im  Auge  hat. 
In  ihnen  wird  der  vernünftige  Politiker  haupt- 
sächlich auf  die  Stärkung  des  Mittelstandes 
hinzuarbeiten  haben.  Im  Mittelstand  wohnt 
das  Glück  und  die  Tugend,  die  überhaupt  in 
der  fitooirjt  besteht,  der  Mittelstand  ist  gleich 
weit  entfernt  von  der  Unfähigkeit  zu  gehorchen, 
nie  die  Klasse  der  Reichen,  und  vor  der  I  n- 
tähigkeit  zu  herrschen,  wie  die  der  Armen,  und 
wenn  er  stark  ist,  kann  er  durch  ein  Bündnis 
mit  einem  der  extremeu  Stände  den  anderen 
niederhalten  und  so  Aufstand  und  Bürgerkrieg 
verhüten. 

Ueber  diesen  polif  isch-ethischeu  Deduktionen 
vergisst  aber  Aristoteles  nicht  den  historischen 
Thatbestand.  Es  ist  nicht  Zufall  und  nicht 
Willkür,  dass  ein  Staat  eine  bestimmte  Ver- 
fassung hat.  sondern  sie  entwickelt  sich  aus  der 
Struktur  der  Bevölkerung.  Abgesehen  davon, 
dass  sich  Königtum,  Aristokratie  oder  Politie. 
Oligarchie.  Tyrannis  und  Demokratie  historisch 
in  dieser  Reihenfolge  ablösen,  weil  ursprünglich 
Verstand  und  Charakter  nur  bei  wenigen  oder 
einzelnen  zu  finden  waren,  dann  sich  die  Bildung 
verbreitete,  hierauf  einzelne  sich  widerrechtlich 
bereicherten,  dann  gegen  ihren  Druck  die  Er- 
lösung durch  einen  Alleinherrscher  willkommen 
schien,  der  dann  endlich  wieder  durch  die  Masse 
gestürzt  werde,  scheiden  sieh  auch  die  zu  Aris- 
toteles" Zeit  noch  «lauernd  gebliebenen  Ver- 
fassungen der  Oligarchie  und  Demokratie  nach 
den  Bevölkerungen.  In  einer  Demokratie, 
deren  Hanptbevölkerung  ackerbautreibend  ist. 
wird  die  Grundlage  für  die  beste  Form  der  De- 
mokratie, die  wir  als  erste  bezeichnet  haben, 
gegeben.  Die  Masse  einer  solchen  Bevölkerung 
wohnt  uuf  den  Aeekern.  kommt  wenig  und  un- 


willig zur  Stadt  und  ist  daher  nicht  geneigt' 
viele  Volksversammlungen  zuzulassen,  sondern 
begnügt  sieh  zur  Bethätigung  ihres  politischen 
Ehrgeizes   mit   den   Volksversammlungen,  die 
für  die  Beamtenwahlen  ausgeschrieben  werden, 
oder  kommt   nur  zur  Beeheiischaftsabnahme  in 
die  Stadt.    Sie  wünschen  daher  auch  die  Herr- 
schaft unveränderter  Gesetze.    Andererseits  ist 
auch   durch  allmähliches  Aufsteigen   im  Ver- 
mögen die  Möglichkeit  des   Krwerbs  höherer 
politischer  Ehre  gegeben,   wenn  ein  höherer 
teusiis  erreicht  wird.    Aehnlich  verhält  sich  die 
Sache,  wenn  die  Masse  der  Bevölkerung  Vieh- 
zucht   betreibt.     Bei    einer  gewerbetreibenden 
Bevölkerung,    bestehe  sie   aus  Kleingcweibe- 
i  treibenden.  Handelsleuten,  die  auf  dem  Markt 
,  verkaufen,  oder  aus  •freien;  Lohnarbeitern  ist  die 
',  Tendenz  zu  den  extremen  Formen  der  Denio- 
!  krafie   gegeben,    weil  eine   grosse    Menge  voll 
Menschen   in   die   Stadt   strömt,  dort  oft  he- 
,  schäftigungslos  ist  und  sich  deshalb  gern  der 
j  politischen  Beschäftigung  zuwendet,  ausserdem 
aber    bei    solcher    Gesellsclniftsstruktur  eine 
stärken-  (  irkulation  von  Bnargetd  eintritt,  das 
auch  die  Bezahlung  von  öffentlichen  Funktionen 
iwie  die  Teilnahme  an  der  Volksversammlung; 
ermöglicht.     In  der  Oligarchie  steht  wieder  in 
!  Frage,  oh  viele  einen  mittleren  Grad  des  br- 
;  rechtigeuden  Vermögens  besitzen  oder  wenige 
einen  höheren  (irad.     Im  ersten  Fall  ist  die 
'Oligarchie  weniger  streng  und  die  Herrschaft 
des  Gesetzes  gesichert,  zudem  den  Forderungen 
der  aufsteigenden   Massenbewegung  Kcchnung 
getragen,  im  zweiten  Falle  entstehen  die  ex- 
tremen Formen  der  Oligarchie,  unter  Umständen 
sogar    die   Dynastie,  die  absolut  verwerflich 
!  sind. 

Die  verschiedene  Struktur  der  Gesellschaft 
:  bewirkt  aber  nicht  nur  verschiedene  Verfassungs- 
formeti.  feinere  Nuancen  derselben  bewirken 
auch  je  nach  der  Stärke  der  wirksamen  Macht- 
faktoren Misehtoruicti.  indem  die  einzelnen  Ver- 
fassungen aus  Elementen  zusammengesetzt 
sind,  die  nicht  alle  notwendigerweise  derselben 
Verfassungsart  zu  subsumieren  sind.  So  kaun 
es  in  Demokratieen  einzelne  Institutionen  gehen, 
die  einen  ausgeprägt  oligarchischen  i  harakter 
haben  und  umgekehrt.  Diese  Thatsache,  die 
sich  ebenfalls  natürlich  entwickelt,  giebt  aber 
dem  Politiker  auch  die  Richtschnur,  wie  er  eine 
gegebene  Verfassung  verbessern  kann.  Er  kann 
es,  wie  wir  oben  bereits  gesehen  haben,  in  ex- 
tremen Verfassungen  durch  Stärkung  des  Mittel- 
standes, indem  er  der  Oligarchie  demokratische, 
der  Demokratie  oligarchischc  Elemente  bei- 
mischt und  in  dem  ersten  Falle  billige  Rück- 
sicht auf  den  Mittelstand  nehmen  lässt,  im 
zweiten  ihn  mit  zur  ptditi.se heu  Thätigkeit 
heranzieht.  Eine  Reihe  von  Kunstgriffen,  wie 
Besoldung  der  Aeinter,  Strafen  bei  Absentierung 
von  den  Beratungen  u.  a.  können  so  im  einen 
I  wie  im  anderen  Falle  verwendet  werden. 

f>  Untergang  und  Erhaltung  der 
I  Verfassungen.    Für  die  praktische  Thätig- 
!  keit  des  Politikers  kommt  auch  die  theoretische 
Lehre  von  den  Gründen  des  Untergangs  der 
,  Staatsverfassungen  sowie  von  ihrer  Erhaltung 
I  in  Betracht.    Die  grössfe  Gefahr  droht  dein  Be- 
stände von  Verfassungen  durch  den  Aufstand 
lotäoit)  oder  Bürgerkrieg,  der  entweder  den 
Sturz  der  Verfassung  schlechthin  und  F.ts.ttz 
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durch  eine  andere  oder  eine  partielle  Acndcrung  j  In  jeder  Verfassung  giebt  es  nun  »pecielle 
der  Verfassung  oder  endlich  (rar  keine  Ver-  Ursachen  der  Revolution,  die  »ich  ans  diesen 
tassungsänderung,  sondern  nur  »inen  Wechsel  allgemeinen  ableiten  lassen.  Die  relativ  hesto 
in  der  Person  der  Herrschenden  hexweckt.  Da»  Verfassung,  die  Politie,  kann  leicht  gefährdet 
letztere  findet  statt  in  der  Monarchie,  wenn  sein.  weil  sie  ans  einer  sorgfältigen  Mischung 
ein  anderer  die  Alleinherrschaft  anstrebt,  in  der  oligarchischer  und  demokratischer  Elemente  Ix— 
Oligarchie,  wenn  andere  Familien  als  die  äugen-  steht  und  daher  überhaupt  nur  durch  fort- 
blicklich  Berechtigten  die  Berechtigung  an  sich  wahrendes  Balancieren  erhalten  werden  kann, 
rcissen  wollen,  in  Dem<tkratien,  wenn  die  ohne-  Sie  kann  auch  durch  Aendernng  der  Vcrmögens- 
hin  schon  dem  grössten  Teile  des  Volke*  zn-  Verteilung  unmöglich  gemacht  wenlen.  Die  De- 
kninmendeii  Herrschaftsrechte  auf  einen  noch  inokratie  ist  Revolutionen  in  hohem  (irade  aus- 
grösscren  Kreis  ausgedehnt  werden  sollen,  ohne  gesetzt,  wenn  auch  weniger  als  die  Oligan  hie, 
«las.«  sich  die  Kompetenzen  der  Magistrate  und  i  weil  ihr  wenigstens  von  eigenen  Parteizerw  ürf- 
legislafiven  Körper  andern.  Der  Grund  zu  nissen  weniger  Gefahr  droht.  Diese  droht  ihr 
solchen  Aufständen  liegt  immer  in  einem  Ge-  zunächst  von  den  Heichen,  deren  (erfolgreiche) 
fühl  gestörter  Gerechtigkeit.  Wie  nämlich  die  revolutionäre  Verbindung  gegen  den  Demo*  aber 
Verwirklichung  des  Gerechten  überhaupt  zur  sehr  häufig  das  Werk  zügelloser  Demagogie 
Staatshildnng  führt,  so  führt  sie  auch  zur  ist,  welche  durch  masslose  Bedrückung  der 
Aendernng  der  Staatsfnrm.  Da  die  Menschen  Reichen.  Giiterkonfiskntioneii  und  Verhanniingcn 
nun  das  tierechte  im  Gleichen  sehen,  so  ist  das  deren  Widerstand  hervorruft.  Allmählich  kann 
Vorhandensein  von  l'ngleichheit  der  (irnnd  zum  die  gesetziiiässigc)  Demokratie  zu  Grunde  gehen. 
Aufstand.  Sieht  mau  das  Gleiche  ausschliess-  indem  sie  sich  durch  schädliche  Demagogie  zur 
lieh  im  Gleichen  der  Zahl  nach,  so  ist  die  De-  gesetzlosen  Forin  der  Pöbclherrschaft  allmählich 
inokratie  die  gegebene  Vcrfasstiugsform  und  entwickelt.  Schliesslich  kann  die  Demagogie 
jede  Störung  dieser  Gleichheit  ein  Grund  zum  auch  zur  Tvrannis  führen.  Die  Oligarchie  wird 
Aufstand.  Alle  nach  Gleichheit  Mn-hcnden,  die  gefährdet  durch  mnsslose  Bedrückung  des  Demos, 
hinter  andere  zurückgesetzt  sind  oder  zu  sein  wodurch  dieser  zum  Widerstande  ztisammenge- 
glaubcn.  sind  die  Träger  solcher  Aufstände.  Ks  halten  wenlen  kann,  oder  durch  inneren 
giebt  aber  auch  eine  Gleichheit  dem  Grade  Parteizwist  der  von  seite  der  nicht  in  den 
nach,  die  mit  der  arithmetischen  nichts  zu  thnn  Aemtern  befindlichen  Reichen  gegen  die  Macht- 
hat, die  vielmehr  die  graduell  1'iigleichen  in  ha  her  hervorgerufen  wird  oder  durch  eine  Art 
Klassen  scheitlet.    Das  ist  das  Gerechtigkeit*- 1  oligarchischer  Demagogie,  wenn  ein  OHgarch 

rrineip.  das  der  Oligarchie  zu  Grunde  liegt,  j  massgebenden  Einfluss  über  die  anderen  oder 
»ie  Störung  dieses  Glej.  hheitsgefühles  tritt  über  den  Demos  gewinnt.  Aus  inneren  Gründen 
ein.  wenn  Personen,  welche  glauben,  über  ihren  geht  die  Oligarchie  zu  Grunde,  wenn  einzelne 
Mitbürgern  zu  stehen,  doch  nur  gleiche  Hechte  die  Regierung  in  noch  weniger  Händen  ver- 
uiit  diesen  geniessen.  Der  Grund  zum  Auf-  einigen  wollen  uml  die  anderen  dadurch  nötigen, 
stand  liegt  also  wesentlich  in  denen,  die  die  beim  Volke  Hilfe  zu  suchen,  oder  wenn  die  Oli- 
Macht  im  Staate  haben  oder  erstreben,  sei  es.  garchen  durch  übertriebenen  Luxus  ihr  Wr- 
ilass  sie  selbst  wegen  ihrer  wirklichen  oder  mögen  zu  Grunde  richten.  Die  Aristokratie 
vermeintlichen  Vorzüge  mit  den  anderen  nicht  geht  zu  Grunde,  wenn  zu  wenige  zu  den 
gleichgestellt  sein  wollen,  sei  es,  dass  sie  Aemtern  Zutritt  haben  und  die  Ausgeschlossenen 
von  den  anderen  um  ihren  Vorrang  he-  eine  zu  hohe  Meinung  von  ihren  Regiertiugs- 
neidet  werden.  I'ebermut  der  Mächtigen,  fähigkeiten  haben  oder  wenn  die  hervorragenden 
Furcht  vor  ihnen,  wirkliche  Vorzüge  einzelner  Leute,  die  im  Besitz  der  Aemter  sind,  mi**- 
uud  daraus  entspringende  Verachtung  der  achtet  wenlen  oder  wenn  ein  Mann  von  hervoi- 
anderen .  aber  auch  direktes  Streben  nach  i  ragenden  persönlichen  Eigenschaften  ailsge- 
Ehrc  und  Besitz  sind  die  Veranlagungen  der  1  schlössen  wird  und  daher  die  Alleinherrschaft 
Aufstände,  die  aber  auch  ans  kleinen  zu-  anstrebt.  Ferner  ist  ihr  ein  zu  grosser  Unter- 
tänigen entstünden  hervorgehen  können,  wenn  schied  zwischen  Reich  und  Arm,  namentlich 
die  allgemeinen  Gründe  gegeben  sind.  Das  wenn  er  plötzlich  eintritt,  gefährlich,  die  hohe 
Vorhandensein  zweier  gleich  starker  extremer;  Krliebung  eines  einzelnen,  vor  allein  aber  eben 
Parteien  ohne  Mittelpartei  ist  besonders  förder-  jenes  freiwillige  oder  unwillkürliche  Verlassen 
lieh  für  Aufstände,  die  um  so  leichter  unter-  der  eigenen  Verfassungsprincipicii.  das  auch  bei 
nominell  wenlen.  ie  mehr  Aussicht  auf  Erfolg  der  Politik  bedenklich  ist  und  wie  diese  zur 
jeder  Teil  hat.  Die  Mittel,  die  die  Anfstän-  ;  Demokratie,  so  die  Aristokratie  zur  Oligarchie 
di-dun  betiiltzen,  sind  List  oder  Gewalt  oder  führt.  Die  Gründe  endlich  für  den  Untergang 
beides.  der  monarchischen  Verfassiingsfornien  liegen  in 
Neben  Milchen  revolutionären  Ursachen  und  der  Hegel  in  der  Person  des  Alleinherrschers. 
Mitteln  der  Verfassungsänderungen,  giebt  es  Sind  die  Gründe  bekannt,  die  den  Unter- 
auel! Ursachen  von  Verfassungsänderungen,  die  gang  der  Verfassungen  bewirken,  so  lassen  sich 
rein  evolutionistisch  sind.  K«  sind  kleine  all-  auch  Mittel  angeben,  wie  sie  erhalten  werden 
mählich  sich  entwickelnde  und  anhäufende  Ab-  können,  u.  z.  erörtert  Aristoteles  dieselben  eben 
Weichlingen  von  den  Grundlagen  der  bestehen-  so  für  die  guten  wie  für  die  verwerflichen  Ver- 
den Verfassungen,  wie  wenn  /..  B  in  einer  fassnngen.  Zunächst  hat  man  alles  zu  ver- 
Oligan -hie  die  Anzahl  der  Armen  numerisch  so  meiden,  was  zum  Ruin  der  Verfassung  l»eit ragt, 
anwachst,  das*  die  geringe  Zahl  der  Reichen  Es  darf  namentlich  in  gemischten  Verfassungen 
ihnen  nicht  mehr  stand  halten  kann,  oder  wenn  kein  Gesetz  übertreten  werden,  und  mau  darf 
der  allgemeine  Wohlstand  so  wachst,  dass  die  das  Volk  nicht  durch  kleinliche  Mittel  täuschen, 
gl..*,,.  Masse  der  ehemals  Annen  zu  einem  be-  l'ie  Regierenden  -  seien  es  wenige  oder  viele 
friedig,  ndi  n  Vermögensstand  gelangt.  — -  dürfen   den   Ehrge  izigen   nicht  au  seiio-r 
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Ehre,  das  Volk  nicht  an  seinem  Erwerb 
schädigen  und  müssen  mit  ihren  Mitrcgcntcn 
völlig  auf  dem  Fusse  demokratischer  Gleichheit 
verkehren,  Unmerkliche  Aenderungen  der  Ver- 
fassungen können  in  einzelnen  Fällen  ver- 
mieden werden.  Wenn  z.  B.  ein  «'cnsns  be- 
steht, «ich  aber  der  Reichtum  vermehrt,  so  ent- 
steht bei  gleichbleibendem  Census  au«  der  Oli- 
garchie eine  Demokratie,  bei  Verminderung  de« 
Gehlert  aus  der  Demokratie  eine  Oligarchie.  Es 
ist  daher  nicht  nur  die  Einschätzung,  Mindern 
üueh  die  Festsetzung  der  Ccnsnshöhe  in  ange- 
messenen Zeiträumen,  also  etwa  alle  4  bis  5  Jahre 
zu  erneuern.  Immer  empfiehlt  sich  ferner,  einen 
einzelnen  Bürger  nicht  zn  Kehr  emporsteigen  zu 
lassen  und  daher  lieber  viele  Aemter  mit  geringer, 
als  wenige  mit  grosser  Competenz  zu  machen. 
Das  wichtigste  Mittel  zur  Erhaltung  ist  aber 
die  Stärkung^  de*  Mittelstandes  einerseits  und 
Rücksichtnahme  auf  die  beherrschte  Klasse 
andrerseits  i Schutz  der  Minoritäten).  Ein 
massiges  Regiment,  das  in  Oligan  hieen  cin- 
komniensreiche  Aemter  den  Armen  überlässt, 
von  Reichen  begangene  Insulten  strenger  nhn- 
det.  in  Demokratieen  die  Reichen  vor  kost- 
spieligen Aufwänden  für  das  gemeine  Wohl  be- 
wahrt und  vor  allem  Vermögenskonfiskationen 
vermeidet,  wird  gerade  der  Erhaltung  dieser 
Verfassungen  zu  gute  kommen.  Ebenso  ist  die 
Aeiutcrbesohluug  überhaupt  namentlich  aber  in 
Oligarchieen  zu  vermeiden,  damit  beim  Volke 
nicht  der  Glaube  erweckt  werde,  dass  die  Re- 
gierenden materiellen  Vorteil  aus  ihren  Stellungen 
zögen.  Im  ganzen  werden  also  Demokratie  und 
Oligarchie  erhalten  durch  Festhalten  des  Grund- 
satzes, dass  der  herrschende  Teil  zwar  stärker 
sein  muss  als  der  beherrschte,  aber  von  seiner 
Stärke  keinen  nnmässigen  Gebrauch  machen 
darf.  Die  beiden  monarchischen  Verfassungen 
Königtum  und  Tvrannis  sind  im  ganzen  so  zu 
behandeln  wie  Aristokratie  und  Oligarchie. 
Das  Königtum  wird  durch  dieselben  Mittel 
erhalten  wie  die  Aristokratie.  Eingehender  hat 
sich  Aristoteles  mit  den  Mitteln  der  Erhaltung 
der  Tvrannis  befasst.  Die  llauptmitfel  lassen 
sich  zusammenfassen  in  die  Hegel,  dass  die 
l'nterthanen  gering  von  sich  denken  müssen, 
gegen  einander  missfrauisch  gemacht  und  in 
(Hinmacht  erhalten  werden  müssen.  Es  sind  da- 
her die  vorzüglicheren  Bürger  zu  erniedrigen, 
die  Mutvollen  zu  beseifigen,  das  Versammlungs- 
recht zu  beschränken  oder  aufzuhebeu.  Die  an- 
gesehenen Bürger  sind  zu  verhalten,  sich  so 
viel  als  möglich  bei  Hofe  aufzuhalten,  ein 
Spioniersystem  durch  eine  geheime  Polizei  ist 
einzurichten,  die  Klasseu  und  Stände  sind  gegen 
einander  aufzuhetzen,  das  Anwachsen  des  Ver- 
mögens ist  zn  verhindern,  um  bei  den  Bürgern 
die  Sorge  ums  tägliche  Brot  wach  zu  halten. 
Kriege  zur  Beschäftigung  der  Bürger  sind  zu 
erregen.  Misstrauen  gegen  Freunde  zu  säen  u.  s.  w. 
Wie  ferner  das  Königtum  zu  Grunde  geht,  je 
mehr  es  sich  der  Tvrannis  nähert,  so  wird  die 
Tvrannis  erhalten,  je  mehr  sie  sich  dem  König- 
tum nähert.  Man  kann  daher  auch  zur  Erhal- 
tung der  Tvrannis  solche  Mittel  anwenden,  die 
in  der  Erweckung  des  Scheins  bestehen,  als  ob 
es  sich  bei  allen  Mtissmihmcu  um  das  gemeine 
Wohl  und  nicht  um  das  des  Regenten  handle. 
Rechnungslegung  über  Ein-  und  Ausgaben,  um 
deii  Tyrannen  als  Finanzverwalter  des  Staates 


erscheinen  zu  lassen,  Einrichtung  der  Steuern 
und  Abgaben  in  solcher  Weise,  das«  durch  sie 
ein  Staatshcdürfnis  befriedigt  scheint,  würde- 
volles, aber  leutseliges  Benehmen  gegen  die 
l'nterthanen,  insliesondcrc  Enthaltung  von  Be- 
schimpfung und  Entehrung  namentlich  jüngerer 
Menschen,  Massigkeit  oder  doch  Verbergung 
de»  Luxus,  Verschönerung  der  Städte.  Er- 
zeugung des  Scherns  von  Frömmigkeit,  Ehrung 
verdienter  Männer,  keine  Ueberhehung  der 
Tyrannenfraueii,  das  sind  die  Mittel,  durch 
welche  sich  eine  mildere  Form  der  Tvrannis 
erhält. 

Welchen  Einfluss  Aristoteles  Lehre  von  den 
Revolutionen  und  insbesondere  von  der  Erhal- 
tung der  Tvrannis  auf  Macchiavellis  ..Principe" 
genommen  hat,  das  auzuführen,  ist  nicht  dieses 
Orts. 

g>  Ideal staat.  Obgleich  Aristoteles  mit 
der  Utopist ischen  Frage  nach  der  absolut  besten 
Verfassung,  die  vor  ihm  die  Staatsichre  be- 
herrschte, gebrochen  hntte.  indem  er  neben 
der  historisch  -  genetischen  Staatslehre  eigent- 
lich nur  die  Bestimmung  der  Relation  zu- 
liess.  welche  Verfassung  für  gegebene  Zu- 
stande die  zuträglichste  sei,  konnte  er  sich 
dennoch  im  Banne  überkommener  Doktrinen 
nicht  der  Konstruktion  eines  Idealstaates  ent- 
ziehen. Aber  abgesehen  davon,  dass  dieser  Teil 
seiner  Leistung  auf  wesentlich  tieferein  Niveau 
steht  als  der  reale  —  ging  ihm  doch  Phantasie 
und  damit  die  Gabe,  vom  real  GegelH-nen  zu 
abstrahieren,  ab  —  und  abgesehen  davon,  dass 
nns  nur  ein  Fragment  seines  Idealstaates  er- 
halten ist.  steht  er  selbst  in  dieser  erhaltenen 
Abhandlung  auf  viel  konkreterem  Boden  als 
seine  Vorgänger.  Die  logische  Berechtigung, 
die  Frage  nach  der  Einrichtung  des  Ideal- 
staates zn  stellen,  leitet  er  ans  der  an  sich  zu- 
lässigen Annahme  her.  dass  es  einmal  ideale. 
Menschen  geben  könnte,  für  die  dann  der  ideale 
Staat  ebenso  der  geeignete  und  „gereihte* 
wäre,  wie  er  für  die  gegebenen  Menschen  un- 
möglich wäre.  Im  Gegensätze  zu  seinem  un- 
mittelbaren Vorgänger  Piaton  steht  Aristoteles 
ferner  auf  streng  individualistischer  Grundluge, 
indem  er  das  Glück  des  einzelnen  Bürgers  zur 
Voraussetzung  des  absolut  besten  Staates 
machte;  er  bekämpft  daher  die  kommunistischen 
Lehren,  mögen  sie  sich  auf  Weilar-  und  Kinder- 
geiueinschaft  oder  auf  Gemeinsamkeit  des  Be- 
sitzes beziehen,  sowohl  wegen  ihrer  Umhin  h- 
führbarkeit,  als  auch  weil  sie  nicht  wünschens- 
wert wären,  indem  sie  im  Bestreben,  den  Staat 
einheitlich  zu  gestalten,  die  wahre  Einheit  des- 
halb zerstören  würden,  weil  die  Zusammen- 
i  Setzung  des  Staates  aus  heterogenen  Elementen 
'  eine  Notwendigkeit  ist.  Das  am  meisten 
j  einigende  Band,  das  der  Liebe  und  Verwandt- 
schaft, will  er  dem  platonischen  Phantom  der 
;  Einheit  nicht  opfern,  die  fördernde  Pflege  in— 
1  dividtiellen  Besitzes  nicht  für  eine  unpersön- 
liche und  widerwillige  Bearbeitung  allgemeiner 
Güter  preisgelten. 

Für  seinen  Idealstaat  braucht  aber  Aristo- 
teles, wie  schon  erwähnt,  ideale  Voraussetzungen. 
!  Da  der  Idealstaat  auf  Glückseligkeit  der  ein- 
j  zelnen  Bürger  als  Lelwnsziel  und  auf  allge- 
;  meine  Befähigung  der  Bürger  zur  Teilnahme  au 
der  Staatsgewalt  und  graduelle  i geometrische i 
Gleichheit  als  Massstab  dieser  Teilnahme  ab- 
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zweckt,  im.  fragt  »>  «ich .  \>  ••h  lt*—  LcIhmi  für '  scheMrt  als*  »Ii»:-  Klasse  der  Negierenden  v.m 
den  einzelnen  r|..-i  u  iiii«<  henswt rtestc  sei.  ohne  derjenigen,  die  hanausisi  In-  Beschäftigung  T r<*i l»r . 
al*  r  da«  WVdil  der  staatlichen  Vereinigung  zu  sre-  so  iriit  wie  der  platonische  Maat.  Innerhalb 
fiihrdcu-  Nii'  Ii  ethischen  Grundsätzen  ist  der  Bürirerklas-e  ist  vollkommene  Gleichheit 
mm  derjenige  Zustand  der  wüns<  hensw  crteste,  '  der  Berechtigung  erforderlich,  weil  es  l»i>  r 
in  dem  man  zwar  alle  Arten  \«.n  Gütern  be-  keinen  individuellen  Vorzug  giebt .  der  einen 
sitzt,  vorzüglich  aber  «Iii  Güter  der  Seile,  höheren  Grad  von  Herrschaft  begründete,  und 
also  die  «»tr/.  und  ebenso  miiss  der  wiiiisi  hens-  daher  gleichzeitige  Teilnahme  aller  an  der 
werteste  Staat  derjenige  -.ein.  in  dein  Tugend  Herrschaft  oder  Teilnahme  im  Turnus  nötig, 
herrscht,  jeder  Tugend  übt  und  glückselig  lebt.  Die  wirtschaftliche  Lage  der  Bttrirer  kann  da- 
Im  tugendhaften  Leben  selbst  kann  iiiiiii  aber  bei  durch  gemeinsame  Mahlzeiten  der  sämt- 
besi-hiinliches  .  theoretische« .  philosophisches»  liehen  Bürger  iSyssitieni.  die  auch  noch  andere 
Leben  oder  prakf  i-ehes  .politi-ches'  vorziehen.  Vorteile  haben,  aber  nur  dann  Iwstritten  werden. 
]>as  er-tc  liat  den  Vorzug,  weder  mit  Inge-  wenn  für  die  Kosten  der  Staat  aufkommt,  weil 
rechtigkeit  ^ii'i-ii  andere  noch  mit  Störung  hei  Privatbeiträgen  nicht  alle  Bürger  teilnehmen 
der  ]MT-i'i|ilii  bin  Glie  k-i ligkeit  verbunden  zu  konnten.  Auch  eine  Aufteilung  de«  Landes  in 
sein,  das  zweite  den  Vorzug,  mehr  Gutes  öffentliches  und  privates  empfiehlt  sich,  wobei 
-tifteii  zu  können  Für  den  einzelnen  ist  daher  aus  dem  öffentlichen  der  Aufwand  für  die  Religion 
eine  wei«>-  M i*<  Innig  de-  b.  ..  baulichen  und  des  und  die  Svssiticn  bestritten  werden  kann.  Da« 
prakti«chen  Leben-  wünschenswert.  l>as  Ziel  Privatland  mus.«  aber  unter  die  Bürger  a!» 
des  Idealstaat' s  i-t  also  das  gl  in  kscligc  Leben  Individualbesitz  verteilt  werden,  wie  überhaupt 
der  Bürger  in  tugendhaftem  Wandel  bei  ange-  am  Privateigentum  festgehalten  werden  uiiis«. 
iiic--eiii-r  Abwei'b-elunir  von  theontisi .-her  und  dessen  unvermeidliche  Härten  durch  eine  weit- 
praktischer  Lebensführung.  1  >ie  Voraussetzungen  gehende  Wohlthätigkeit  gemindert  werden  »ollen, 
für  einen  solchen  "-t  iat  sind  folgende :  I 'er  Stadt-  Wenn  möglich,  «dien  die  Aecker  von  Sklaven 
Staat  denn  i iin-sstaaten  schienen  dem  Aristo-  oder  stammfieinden  Barbaren  bebaut  werden, 
teb  s  als  mnuöglii  h.  und  mit  Ausnahme  monar-  weil  das  die  besten  Arbeiter  sind,  die  zu  politi- 
cbisi  her  waren  sie  am  Ii  außerhalb  des  Kreises  scheu  Neuerungen  nicht  neigen,  w  ohl  auch  weil 
-einer  Erfahrung  darf  nicht  so  gros«  sein,  dadurch  die  bäuerliche  Klasse  einheimischer 
dass  die  t'i  ber-ii  bfliebkeit  verloren  geht,  der  Herkunft  ohne  Bürgcrnsht  entfiele.  Für  die 
Feldherr  die  Truppen  nicht  mehr  übersieht,  der  Behandlung  der  Sklaven  ist  namentlich  ma--- 
Büi  trer  den  Bürger  nicht  mehr  kennt  Zu  klein  volle*  Verhalten  zu  empfehlen  und  ihnen  die 
darf  und  kann  er  nicht  -ein.  weil  er  sonst  Freiheit  al-  Frei;«  in  Aussicht  zu  stellen  Wir 
an— er  stände  ist.  die  staatlichen  Bedürfnisse  -eben  also,  dass  es  sich  auch  im  aristotelischen 
zu  befriedigen,  ihm  also  die  <  't<i<> .-«<.<  mangelt.  Idealstaat  wesentlich  um  die  Glückseligkeit  der 
I»as  Land,  da-  oecupiert  werden  niüsste.  mn.-s  in  ihrer  Zahl  eingeschränkten  Bürger  —  der 
trtuhtbar  sein  und  das  nötige  zur  Ernährung  Wai  htcrklasse  des  platonischen  Staate,  ver- 
der  Bewohner  hervorbringen  Lage  au  der ,  glcichhar  —  handelt:  ob  auch  die  relative 
See  ixt  aus  strategischen  und  handelspolitischen  ,  < ilückseligkeit  der  banausischen  Stünde  dabei 
Gründen  w ün-i  le  ii-wert :  die  Stadt  iiius*  ferner  gefördert  w  ird,  ist  eine  offene  Frage,  Aristoteles 
eine  gesunde,  wo  möglich  nach  Osten  oder,  i  scheint  »ie  gar  nicht  aufgeworfen  zu  haben, 
wenn  das  unmöglich  ist.  nach  Norden  geneigte  Zu  dieser  Glückseligkeit  gehören  äussere  Fm- 
Lage  haben,  so  situiert  sein,  das«  die  Truppen  stände,  deren  Abwesenheit  die  Erreichung  de- 
leicht  au-rücken.  der  Feind  schwer  eiinnarschieren  Zieles  unmöglich  macht.  Diese  Einstände  her- 
kann, und  reichlich  Quellen  und  Messenden  beizuführen  und  damit  diejenigen  Handlungen 
Wasser  zur  Verfügung  haben.  I>ie  Bewohner  zu  ermöglichen,  die  Wohlstand.  Achtum;  und 
endlich  sollen  weder  bloss  mutig  wie  die  nörd-  Vergnügen  verbreiten,  ist  Sache  desjenigen 
liehen  Barbaren  noch  bloss  civilisiert  wie  die  Gesetzgebers,  der  den  besten  Staat  einrichten 
Orientalen,  sondern  beides  sein,  wie  es  sich  fast  will.  I>ie  äusseren  Bedingungen  der  Glüek- 
nur  b«i  (trieeben  trifft.  selitrkeit  sind  eben  daryeleyt  worden  l>ie 
Welche  Bürger  sollen  nun  den  Idealstaat  inneren  Bedinürunsren ,  welche  in  der  l'cbuin: 
bilden?  Zur  Selbsterhaltuno  braucht  der  Staat  der  Tugend  lH/stehen,  miiss  sic  h  jeder  Biirsrer 
Ackerbauer,  industrielle  tliewerbetreibendei,  selbst  schaffen.  Die  Frajre.  wie  mau  sich  die-e 
Krietrer.  Kapitalisten,  Priester  und  endlich  inneren  Bedingungen  sichert,  wäre  somit  von 
Folitiker.  die  über  das  (iereebte  und  (xditisc  h  der  Politik  nusireschlossen.  wenn  nicht  in  der 
Nützliche  beraten,  hesrhlicsscn  und  richten.  Krziehunsr  ein  Mittel  cesreben  wäre,  das  unter 
Aber  alle  diese  notwendigen  (ilieder  können  Beniitzung  der  persönlichen  Anlage  durch  Vcr- 
nicht  Bürger  des  Idealstaates  sein,  weil  diese  nunft,  aber  amdi  durch  (iewöhnung  zur  Tugend 
glüekseliir  und  daher  im  Besitz  der  Tugend  |  leiten  könnte.  Da  dieses  Mittel  aber  existiert, 
sein  müssen.  I>as  ist  bei  Handwerkern  und  I  so  ist  es  für  den  Idealstaat  geradezu  das  Haupt- 
Kaufleiitcn  au-geschlos-en  we^en  der  unedlen  !  problein  der  Politik.  Erzogen  werden  miiss 
Beschäftigung,  bei  Bauern,  weil  ihnen  die  dazu  sowohl  zum  Herrschen  als  auch  zum  (iehorch«  n, 
nötige  Müsse  fehlt.  Kiese  müssen  also  von  den  weil  im  Idealstaat  jeder  Bürger  beides  leisten 
wesentlichen  staatlichen  Funktionen  und  damit  muss.  das  eine  in  der  Jugend,  das  audere  im 
vom  Bürgerrecht  ausgeschlossen  sein.  Krieger  Alter:  denn  so  hohe  persönliche  Vorzüge  ein- 
nnd  Politiker  -ollen  zwar  alle  übrig  bleibenden  ;  zelner  Menschen,  dass  sie  geborene  Herrscher 
Bewohner  sein  können,  aber  in  verschiedenen  wären,  giebt  es  nicht.  Im  Staate  gehorchen 
Febetisepocheii :  in  der  .lugend  sollen  sie  Krieger,  zu  müssen,  hat  aber  nichts  L'nfreies  an  sich, 
im  Alter  Berater  sein  Denselben  Ständen  da  es  um  den  Grund  des  Gehorsams  und  nicht 
müssen  aus  schuldiger  Verehrung  für  die  (iötter  aut  die  Thatsai  he  ankommt.  Aber  weder 
die  Priester  entnommen  werden.    Der  Idealstaat  Herrschen-  noch  <  lehorchenlernen  ist  Ziel  der 
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Erziehung,  sondern  ihr  Endzweck  ist  «las  lieste 
Leben.  Kinscitiire  kriegerische  Erziehung  ist 
also  verfehlt,  weil  sie  bloss  tausrli«  h  macht  zur 
Anwendung  eines  Mittels  für  d«ii  Frieden, 
dessen  Tutfeiideii  zu  pflegen .  sie  ireradezu 
<li*f|iialifizicrt.  l'enn  im  Frieden  ist  die  Philo- 
sophie die  angemessene  Beschäfiiiruni?.  W»'iiii  es 
aber  hanptsä«  hli«  h  auf  die  Erziehum;  zur  Tuirend 
ankommt,  so  ist  ein  stiifenmässiuer  Gunir  «1er 
Erziehung,  in  welchem  erst  «1er  Körper,  dann 
dio  Seile  ausgebildet  wird.  uuerläs.slii  Ii.  Da 
di<-  Erziehung  Staufssache  ist .  hat  der  Staat 
also  in  erster  Linie  für  die  vollkommenen 
Körper  der  Bürger  zu  sorgen  und  darf  daher 
Ehe  wie  KindererzeUirunir  reyeln.  Ehest  hlies- 
suiuren  sind  im  ein  Minimal-  und  Musimalaltcr 
zu  knüpfen,  als  Minimalalter  kommt  für  Frauen 
das  18..  für  Männer  das  ,H7.  Jahr  in  Betracht, 
als  Maximum  das  :><).  hezw.  70.  Jahr;  innerhalb 
dieser  »Wenzen  sind  ilie  Difierenztn  von  der 
MaxiiuaLn  enze  yleieh  w  eit  zu  nun  In  n  Ebenso 
hat  der  Staat  die  Schwangerschaft  zu  über- 
waihen.  ja  seihst  die  Zeturuim'  darf  nieht  üher 
eine  Zeit  hinaus  forfifsctzt  werden,  in  der  die 
Verstamleskräfte  schwinden.  I  YU-i  völkcruiiL' 
ist  dur.  Ii  Abtreibum;  der  Leibesfrucht  zu  ver- 
hüten Das  Kiml  seihst  muss  abgehärtet  und 
dureh  Bew-ejrunjr  ijeüht  werden.  Spiele  und  Er- 
zählungen sollen  dein  künftiireii  l'uterrieht  den 
Wi  ix  bahnen.  Die  Gesellschaft  der  Kinder  soll 
ein»*  an\\'  sein.  nichts  rnuusiäudiL.'cs  soll  ilno  u 
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miilde.  Gedicht«-  u.  s.  w.  ferngehalten  werden. 
I>ie  lliiupterziehuiii»'  vollzieht  sieh  vom  7.  Jahre 
l»is  zum  Eintritt  <hr  Mannbarkeit  und  hierauf 
iu  einer  zweiten  Klappe  von  da  bis  zum  '21. 
Jahre.  Hie  hiirtrcrlichc  Erzichum:  hat  sieh  da- 
bei aller  niedrigen  Bcschäftie-uiisjen  zu  ent- 
halt» n.  und  selbst  die  würditre  Bcsi-hüfliirumr 
mit  deu  Wissenschaften  darf  nur  um  der  persön- 
lichen Vervollkouiiunniiu'r  nieht  um  des  <  »<  -winnes 
willen  •.'»•pflejrt  werden,  l'm  nthehrli»  he  I.ehr- 
ireucii-tiuide  sind  Gymnastik.  Schreiben  und 
Lesen  zunächst  vveiren  ihres  unmittelbaren 
Nutzens,  aber  nicht  deshalb  alhiu.  sondern 
aueh  Weyen  der  höheren  Zwecke,  die  dureh 
diese  Kenntnisse  erreicht  werden.  Hei  der 
Gymnastik  hat  mau  durum'  zu  achten,  dass 
nicht  Athleten  herausgebildet  werden,  was  eine 
Erziehun-r  zu  Banausen  wäre,  sondern  durch 
leichte  Körpcri'ibiiiiijcn  ist  Gesundheit  und  Wachs- 
tum zu  fördern.  Als  wirksames  Krziehnnir*- 
niittel  ifilt  die  Musik,  deshalb  weil  sie  zum 
Leben  entbehrlich  ist.  und  eine  etile  Art.  die 
Müsse  zu  verbringen,  schafft.  In  der  wahren 
Müsse  liejit  ebeu  «lie  Glückseligkeit .  Und  «lie 
Menschen  müssen  dazu  erzogen  werden,  in  «ler 
Mu*s«*  auf  «Ii«-  beste  Art  thätiy  sein  zu  können. 
Dazu  dient  die  Mu.*ik  nicht  allein,  auch  Jb- 
schäftiirunsr  mit  der  Litteratur.  Zeichneu  u.  a. 
i*f  uns  diesem  (.runde  ins  Erziehun-r-proyramm 
aufzunehmen.  Eine  detailliertere  Ansfahe.  wie 
weit  Musik  zu  treiben  sei  und  in  welchem  Um- 
fange, übergehen  wir. 

Sonst  ist  uns  über  das  aristotelische  Staats- 
ideal  nichts  bekannt.  Das  System  wurde  von 
ihm  nicht  vollständig  ausgearbeitet,  und  auch 
das  Kapitel  über  die  Erziehuug  ist  unvollendet. 

4.  Wlrtsehaftslehre.  Veher  die  wirtsehaft- 
lii  heu  Lehren  des  Aristoteles  sind  w  ir  weniger 
genau    unterrichtet      Das    wenige,    das  wir 


wissen,  zeigt  aber  eine  weit  üher  die  Anschau- 
ungen seiner  Zeit  hinausragende  Einsicht.  Er 
teilt  die  Güter  in  Verbrau«  lisgütcr  und  iu  Werk- 
zeuge Produktionsmittel),  hehle  zum  unmittel- 
baren Gebrauch  dienend,  und  in  Tausehmitle]. 
sofern  sie  nur  zum  Erwerb  unmittelbarer  Gc- 
hrauehsirüter  dienen.  Die  Ökonomik  oder  Hau*- 
haltuugskuust  hat  es  mit  der  Lehre  zu  thun. 
wie  diese  unmittelbaren Ge brau«  bsgiiter  beschafft 
werden  können.  Ihren  Namen  hat  sie  daher, 
weil  die  wirtschaftliche  Einheit  das  Haus 
l/dxo,.  Familiei  ist  und  es  sich  zunächst  um  di» 
Erhaltung  dieser  wirtschaftlichen  Einheit  handelt. 
Hierbei  kommt  es  zuvörderst  auf  die  Nahrung 
als  das  unentbehrlichste  Gebräu«  hsgut  an.  Diese 
zu  beschaffen,  ist  Sache  d.-s  Hausvaters.  Historisch 
folgen  aufeinander  die  Wirtschaftsstufen  »les 
Nomaden,  des  Jägers  auch  Fischers,  Vogel- 
fungers uml  des  dun  h  Kaubzüge  Erwerbenden  . 
dann  des  Ackerbauers.  Alle  diese  Erwerbsarten 
zielen  auf  Gcbr.iuchsgüter  und  sind  »laher 
natürlich.  Künstlich  ist  erst  der  Erwerb  von 
Tausi  hiiiitt»  In. 

Di<  sc  entstehen  dun  Ii  reberprntluktion  eines 
(iebriHichs>,'Htes  in  dem  einen  und  l'nferpnidnk- 
tion  in  th  tu  anderen  ( >ikos  uml  das  nmirekehrt.' 
Verhältnis  bei  einem  anderen  (iebrauchsirute. 
Sndanjfe  diese  l'eberproiluktion  zufällij;  ist, 
bleibt  die  Verweuduiur  von  (iüteru  als  Taus«  h- 
inittel  in«  h  natürlich:  wenn  «lie  l  ebei-produktion 
mit  Bewusstsein  ir<  s«  hiebt,  um  <len  |iro«luzierteu 
(iei-viistaiKl  marktfiihiu:  zu  madien,  so  entwickelt 
sieh  eine  kiinstli«he  Erwerbsart.  deren  Beyeln 
nicht  mehr  ( »e'xenstau«!  tler  Oekonomik,  soinlern 
•h'r  Chreinatistik  siml.  Diese  Lehre  yeht  nicht 
mehr  «len  Hausvater  als  solchen,  somlern  nur 
den  Kaufmann  an,  der  Bezusrs-  uml  Ahsatz- 
«liielleii  kennen  muss.  Dun  hfiihrbar  wurde  diese 
auf  den  Marktverkauf  sich  irrümlen«l«-  Erwerbe- 
alt  erst  durch  Eiiituhriiuy  «les  Geldes  als  all- 
■remeinen  Wertmessers.  Sie  führt  auch  zur 
Anhiinfnnir  des  illegitimen  Bei«  litums.  d.  Ii.  de.*. 
jeniir<  n,  «ler  Taus«  hmittel  aufspeichert  lind  «la- 
her  unbegrenzt  ist,  wiShr«*nd  der  lejritime  Reich- 
tum bloss  Verbrauchsirüter  sammelt,  daher 
seine  natürliche  (irenze  hat  uml  sic  h  nach  «len 
Beiliniruiiyen  regelt,  die  die  Oekonomik.  ni«  ht 
die  l'hrematistik  feststellt.  Entstanden  ist  das 
Bestehen  nach  Häufung  von  Tauschniitteln  aus 
der  Sor«re  um  «las  Leben  schle«  hthiu.  während 
der  ri<  bti-ji-  Standpunkt  die  Sorye  um  das 
sittlich  yiite  Leben  ist.  Zu  d«-n  Pflichten  d»** 
Hausvaters  trehört  als«»  die  Sortre  um  die  V«-r- 
brau<  hsiiüter.  aber  au«  h  die  um  «lie  Produktions- 
mittel, als  «leren  wichtigstes  innerhalb  der 
Familie  der  Sklave  erscheint,  «ler  besoldetes 
Werkzeui;  ist.  Die  Art.  wie  «ler  Herr  über 
den  Sklaven  herrscht,  nicht  minder  aber  wie 
er  sich  der  Filterst ützuujr  der  Ehefrau  als  des 
«lie  erworbenen  Güter  bcwahremlen  Faktors  zum 
wirtschaftlich  richtigen  uml  zum  irlücklichon 
Leben  zu  versichern  hat,  und  endlich  die  Er- 
ziehum; der  Kinder  srehören  «laher  zur  Oekonomik 
Sind  ihre  Grumlsätze  auch  zunächst  nur  für 
die  letzt«-  wirtschaftliche  Einheit,  «lie  Familie, 
aufirestellt,  so  weisen  deutliche  Spuren  darauf, 
«lass  ähnliche  Grundsätze  auch  für  «lie  Staats- 
wirtschaft  aufgestellt  wurden.  Auch  hier  handelt 
<*s  sich  um  die  Herbeischaffune  der  für  den 
Bestami  des  Staates  notwendiiren  Verbrauchs- 
irüter und  Werkzeuge.    Die  bestimmte  Form 
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der  Maatswirtsihaft  ir*t  auf  die  bestimmte 
Form  der  lh-rr^huftaverukltnis*»  im  Staate  pe- 
irriindet.  Puch  «ml  uns  nähere  fMail*  nnbe- 
kaunt.  f~  Szunto. 


Armenwesen. 


I.  Einleitunp.    II.  (iesrhirhte  der  «".ffent- 
ücheii  Annen  priese  iS.  la"*!  .    III.  InV  Armen- 
pcsetzirelnuip  in  den  einzelnen  Staaten  S.  HWi. 
IV.   Armenprlepc  ;S.  HWt..     V.  Aruienp«>tizei 
s.  llifJi    VI.   Armenhi*t   und  Annensteiiern 
S.  12«»;»  .    VI!.  ArmenstHtistik   S.  1210, 

I. 

Kinleitunjc. 

I'nt.  r  Armut  versteht  man  technisch  den 
Zustand,  in  dem  sich  » » i » * » -  Person  dann  be- 
iiiulft.  wenn  si>-  «Ii»-  zum  iiotwcndipsten 
l,»'bctisunt«»rhalte  erforderlichen  Mittel  nicht 
besitzt  uii'l  ohne  die  Hilf«-  anderer  zu  (imnde 
L'»-h»'ii  musst«».  H«*i  allen  Völkern  und  zu 
all<  ii  Z«'iten  hat  man  «lie  allpemcin-iucnsch- 
li«  Ii.-  Pflicht  anerkannt.  <li«->r  notwendige 
Hilfe  zu  leisten  um)  niemau<leii  aus  Manpcl 
an  Existenzmitteln  umkommen  zu  lassen. 

I)ie>e.  zuiub'hst  vtin  der  Iblipion  und 
der  «Moral  «liktierte  Pflicht  liat  sieh  aber 
erst  allmählich  zu  einer  öffentlichen  Pflicht, 
zu  einem  (iep-nstande  der  Staatsthätipkeit 

herail>L'eliiMet. 

Wenn  es  auf  nied>>ier  Kulturstufe  dein 
einzelnen  (il »erlassen  hlcilicu  keimte,  seinem 
Nächsten  zu  helfen,  so  hat  es  sieh  iiliendl 
l«'i  Ausbivitunp  der  Bildunp  und  Krüftipunp 
der  staatlichen  <  »nliiunp  als  n«. t wendip  er- 
wiesen. neUii  <|en  vereinzelten  und  viel- 
fach von  Zufälligkeiten  ahhänpipen  privaten 
Hilfeleistungen  eine  ständige,  feste  Oppau  i- 
sati«ai  zu  setzen,  welel  inciseits  die  Samm- 
lung miMthätiper  < iaUn .  andererseits  die 
Verteilung  an  die  HiJf>l«.-dürfti^eii  i'i her- 
nahm. 

Ks  sind  reirelmässiir  kirch liehe  Urpan«» 
gewesen,  welche  zunächst  diese  Auffalle  zu 

erfüllen    suchten.      Allein,  dies«»  kirchlichen 

« hvaue  Hessen  die  zu  wirksamem  Kampfe 
tre-reii  die  Armut  unenthehrliehe  repressive 
Thätiu'keit  vermissen:        niitcrblieh«-n  alle 

Masslvp'lll,    Ulli    I'el  sOliCU.    die    im  stände 

waren.  ~i«  Ii  seihst  ihren  Lehensuiiterhalt  zu 
vei-sehaffeu .  von  der  Inanspruchnahme 
fremd«>r  Hilfe  ahzuhalt«>n.  1  > i - •  Zahl  «l«r 
Hilf«isu<-h«>n<leii  wix-hs  dadurch  immer  mehr 
an.  I'is  se|l.st  die  Kirch«»  mit  ihren  reichen 
Mitteln  unfähig  war.  alle  zu  befriedigen : 
aus  d.  ni  H«  tt|«  r.  «|.-r  in  seiner  «•iceii.-ii  Hei- 
mat  nicht  mehr  ausn-ichende  rnt«  rstützuuir 
f;ind.    wurde  dann   <I«t  Landstreicher  und 


Vajrahund,  «ler  im  ganzen  I^amle  betteln«! 

;  nmherzop.  «lie  «"»ffentlichc  Ordnung  und  Sitt- 
liehk.it.  das  Eigentum  nn«l  «las  IjAvix  der 

;  Hfuv*r  p'fährdete. 

Der  Staat  wurde  dadurch  in  die  Not- 
wendigkeit versetzt,  gegen  di«»se.  der  Allge- 
meinheit ilrohemlen  Gefahren  im  <iff«ntlich>'ii 
Interesse  einzuschreiten  und  <his  Gemein- 
wesen vor  den  Hettlersehan»n  zu  schützen. 
Ks  «~Ttriti«r**ii  zahlreiche  HertlenmliiunpMi : 
ebenso  «-inscitip.  wie  bisher  «Ii«»  kin-hlich«-ri 
Orpano  |e«liglich  «lie  |M>sitive  Seite  des 
Armenwesens,  di«»  Arineiiuiiterstützung,  aus- 
peübt  hatten,  vertrat  der  Staat  nun  die 
negative  Seit.»,  «lie  Armenpolizei.  Kin  d«»r- 
ai1ig<-s  NebeiieinaiMh'i-p'heii  zweier  innerlieh 
zusamiuengehötvnder  Kaktoivn  konnte  auf 
die  Daner  nicht  bestellen  bleiben.  Mehr 
und  m«'hr  sah  sich  «br  Staat  zu  <h»in  Kin- 
■.'«•stämlniss«'  genötigt,  dass  .-s  s«'ine  Pflicht 
sei,  nicht  nur  das  Gemeinwesen  vor  den 
unwürdig«-ii  Armen,  vor  «h'ii  Bcttlerschaivi» 
zu  schützen,  sondern  auch  dafür  zu  sorgen, 
dass  die  wirklich  Hilfshedürftipcn.  «Ii«,  wür- 
•  lip-n  AniH-n.  die  erforderliehe  Hilfe  iiU'i- 
all  im  I-mdc  fänden. 

M'dir  uinl  mehr  iiheinahm  «lamit  der 
Stallt  au«h  die  j-isitive  Seit.-  «les  Ann.'ii- 
wes«'iis.  die  ArnK'ni'fl«^-  l>*'i'  l'mfanir.  in 
dem  di«-s  in  den  einzelnen  Staaten  p  s«-heh>  ii 
ist.  ist  ein  sehr  vei-schiedenartiuer  >r«>wesen. 
Charakteristisch  ist  el«en  nur  die  That.sach«». 
ilass  si«  h  in  k«»incm  Luxl«'  «h-r  Staat  auf 
die  |  huter  «h-r  Notwendigst  hat  eiitzi«  h«»u 
k<iuiH»n.  selbst  in  'las  Arnunwescn  einzu- 
e-reifen  und.  abt:<s>hen  v«>n  «ler  Armen- 
|Hilizei,  auch  auf  dem  <iebi«»t«-  d«-r  eiuent- 
li«hen  Arnn'npfh'ije  eine  mehr  oder  weuivfr 
umfassende  Thätiirkvit  nelwu  der  Kiivlie 
un«l  n.'ben  «ler  l'rivatwohlthätiu'k.Mt  zu  «»nt- 
fnlten. 

Dies«»  Thatsache  ist  «lenn  am  h  <l<  r  ln»st«» 
Hechtfcrtie;tniLrsL'rund  für  <lie  besond«»rs  in 
früher«-!-  Zeit  vielfach  bestritt. >ne  H««re«-hti- 
L'iniir  «ler  staiitli«h  ir«'«.rdu.'teii  «mIci-,  kürzer 
ansp  drückt ,  «ler  staatlichen  Armenpfh  u»». 

Di«-  übiipMis  hi'Utip'iitap's  entscl)i.«h'ii 
in  <h  r  Abnahme  bcfin'lliehen  (it'-rtier  ein«-!- 
stant Ii« 'hen  Armen|iflep»  machen  b«»son«lers 
folL'«»nde  Kinw«>ndunp»n  p'lteml.  Di>>  staat- 
lich«» Armenpflege  füluv  eine  Vermehrnne; 
der  Armut  herl.«  i.  Die  «Inn  Ii  «N-n  p-s.  tz- 
li.h  ausp-spr>Mh.'nen  Zwam;  zur  l'nt«-r- 
stützuujr  vor  Au pen  eehalteii«'  Aussieht  auf 

rntel-StÜtZUlip  S«  l  pixilftlet.  «Ii«'  H»?V«".lk«'l1lllg 

davon  Abstand  nehmen  zu  lassen,  ihre  Knift«» 
I  zur  VerhütuiiL'  «ler  Verarmung  «'n«»rtris«»h 
'  anzu<|»atineu  un<l  in  put.'ii  Zeiten  s.-n>st 
Voi  srirp»  für  «Ii«'  Tai:«»  «'inti-»»tender  B«'«lürftip- 
keit  infolt:«'  von  Alter,  Krankheit  <»t«-.  zu 
livffeii.  Träpheit  un«l  Vcrschw.-n.luui; 
würd'  iise  beeünstiirt.  I »i«' staatliche  Armen- 
pll. -e  selbst  alter  führe  in  ihrer  Ausführung 
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Härte  und  Grausamkeit  für  die  Armen  mit 
sieh :  an  die  Stelle  eines  von  Menschenliebe 
hilfsbereiter  Personen  diktierten  Eingehens 
auf  die  Individualität  des  einzelnen  Bedürf- 
tigen trete  eine  burenukratischo  Verwaltung, 
die  sich  möglichst  billig  der  ihr  zwangs- 
weise auferlegten  Lasten  zu  eutledigeu  suche. 

Diese  Einwände  bezeichnen  ganz  richtig 
gewiss«'  Gefahren,  deueu  eine  staatliche 
Armenpflege  leicht  ausgesetzt  ist.  Aber  es 
sind  eben  mir  Gefahreu,  welche  zu  ver- 
meiden die  Aufgal>e  einer  rationellen  Armen- 
pflege sein  muss,  es  sind  nicht  Maugel, 
welche  mit  dem  Principe  der  staatlichen 
Armenpflege  untrennbar  verbunden  sind. 
Soweit  diese  Gefahren  hier  und  da  Wirk- 
lichkeit gewonnen  haben,  liegen  Mängel  in 
der  Ausführung  der  Armen verwaltnug  vor. 
Das  beste  Beispiel  dafür,  dass  derartige 
Mängel  beseitigt  werden  können,  bietet  das 
mit  Recht  als  Musterland  der  staatlichen 
Armenpflege  bezeichnete  England,  wo  in  der 
Tliat  die  von  den  Gegnern  der  staatlichen 
Armenpflege  angeführten  Momente  zu  Ende 
des  vorigen  und  zu  Anfang  dieses  Jahr- 
hunderts sich  in  der  bösesten  Form  gezeigt 
hatten,  wo  aber  diesen  Mängeln  durch  die 
seit  1KH  vorgenommenen  Verbesserungen 
in  der  Armeuverwaltuug  in  wirksamster 
Weise  cntgogengearltcitot  ist.  Auch  mag 
mau  nicht  vergessen,  das»  bei  der  rein 
kirchlichen  Armenpflege  zu  der  Zeit,  als 
der  Staat  sich  ül>erhaupt  noch  nicht  um 
das  Aruienwesen  bekümmerte,  ähnliche 
Mängel  hervorgetreten  sind. 

In  gewisser  Beziehung  erkennen  übrigens 
auch  die  Gegner  der  staatlichen  Armenpflege 
die  Berechtigung  des  staatlichen  Eingreifens 
in  das  Armenwesen  an.  Es  wird  auch  von 
ihnen  nicht  verkannt,  dass  der  Staat  seine 
Aufgabe  als  Rechtsstaat  nicht  erfüllen,  den 
notwendigen  Schutz  des  Eigentums  nicht 
durchführen  kann,  falls  er  nicht  ausreichende 
Vorkehrungen  trifft,  dass  jeder  seiner  Ange- 
hörigen vor  dem  l'ntergange  aus  Mangel 
an  Existenzmitteln  geschützt  ist.  Nur 
wenn  für  die  äussorste  Not  eine  Zusicherung 
öffentlicher  Hilfe  gegeben  ist,  kann  der 
Staat  unbedingt  Eigentumsverletzungen  ver- 
bieten und  bestrafen.*  Die  Wirksamkeit 
der  Strafgesetze  müsse  aufhören,  wenn  ein 
Armer.  weU  er  die  zum  Lebensunterhalte 
erforderlichen  Mittel  nicht  erhalte,  im  Not- 
stände vermöge  des  Selbsterhaltungstriebes 
sich  an  fremdem  Eigentume  vergreife;  die 
staatliche  Fürsorge  dafür,  dass  der  Hilfsbe- 
dürftige vor  der  äusserten  Not,  vor  dem 
Hungertode  geschützt  werde,  sei  notwendig, 
damit  derscll>e  nicht  ausserhalb  der  Rechts- 
ordnung stelle.  Von  diesem  nvhtspolitisehen 
Gesichtspunkte  aus  sei  ein  Eingreifen  des 
Staates  gegenüber  denjenigen  Armen  gerecht- 
fertigt,  vou   denen    eine  Gefährdung  der 


öffentlichen  Ordnung  und  des  Eigentums 
anderer  zu  befürchten  stehe.  Darüber  hinaus 
aller  dürfe  sich  das  staatliche  Eingreifen 
nicht  erstrecken :  die  Fürsorge  für  Kinder. 
Greise,  Kranke  und  andere  Hilfsliedürftige. 
von  deuen  eine  Verletzung  der  Strafgesetze 
nicht  zu  befürchten  sei.  liege  ausserhalb  des 
berechtigten  Gebietes  staatlicher  Thätigkeit. 

Wie  wenig  diese  letztere  Argumentation 
'  stichhaltig  ist,  ergiebt  sich  schon  daraus, 
dass,  wie  jedem  mit  der  praktischen  Armen- 
j  pflege  Vertrauten  bekannt  sein  muss.  eine 
;  scharfe  Abgrenzung  der  verschiedenen 
K Lassen  der  Hilfsbedürftigen  gar  nicht  durch- 
führbar ist.  dass  uns  vielmehr  in  der  prak- 
tischen Armenpflege  täglich  Fälle  entgegen- 
treten, in  denen  es  sich  um  feine,  häufig 
fast  verschwindende  Uebergänge  von  nnver- 
schiddeter  Arbeitslosigkeit  zu  Arbeitsscheu, 
von  Arbeitsunfähigkeit  zu  verminderter 
Arbeitsfähigkeit  etc.  handelt.  Sodann  aber 
hat  der  civilisierte  Staat  denn  doch  noch 
andere  Aufgaben  als  die  Aufreehterhaltung 
der  Rechtsordnung.  Kr  soll  Kulturstaat  im 
weitesten  Sinne  des  Wortes  sein  und  kann 
als  solcher  nicht  darüber  hinwegsehen,  ob 
hilfslHxlürftige  Kinder  zu  selbständigen,  nütz- 
lichen Gliedern  des  Gemeinwesens  erzogen 
werden  oder  ob  hilfsbedürftige  Kranke  die- 
jenige Pflege  fiuden.  welche  schon  aus 
Rücksicht  auf  das  öffentliche  Gesundheits- 
wesen geboten  ist.  Soweit  die  nach  allen 
diesen  Richtungen  hin  im  Interesse  der  All- 
gemeinheit zu  stellenden  Anforderungen 
durch  die  private  oder  organisierte  Wohl- 
thätigkeit  eine  genügende  Befriedigung  nicht 
finden,  ist  es  die  Pflicht  des  Staates,  einzu- 
greifen und  selbst  die  erforderliche  Thätig- 
keit zu  übernehmen. 

Wieweit  hiernach  die  staatliche  Armeu- 
pflege  zu  gehen  hat.  das  liängt  in  jedem 
einzelnen  Lande  einerseits  davon  ab.  in 
welchem  Umfange  jeweilig  ein  Bedürfnis 
nach  fremder  Hilfe  auftritt,  und  andererseits 
davon ,  wieweit  zur  Befriedigimg  dieses 
Bedürfnisses  die  private  oder  organisierte 
Wohlthätigkeit  einzutreten  in  der  Lage  ist. 

Die  hergebrachtel  "nterscheidting  zwischen 
Ländern  mit  obligatorischer,  d.  Ii.  staatlich 
i  geordneter  Armenpflege  und  Lindern  mit 
!  fakultativer  Armenpflege  widerspricht  voll- 
■  ständig  den   thatsächlicheu  Verhältnissen. 
;  Auch  in  dem  sogenannten  klassischen  Linde 
,  der  fakultativen  Armenpflege,  in  Frankreich, 
sind  von  jeher  einzelne  Gebiete  des  Armen- 
wcsciis,  die  Fürsorge  für  die  Waisenkinder 
,  und  für  die  Irren,  durch  staatliche  Zwangs- 
!  Vorschriften    geregelt,    gewesen,    und  es 
ist  diese  Regelung  neuerdings  durch  das 
Gesetz  vou  iNiW  auf  alle  hilfsbedürftigen 
Knuiken  ausgedehnt  worden.   Eine  ähnliche 
Ausdehnung  des  staatlichen  Eingreifens  ist 
in  Italien  besonders  seit  dein  Gesetze  von 
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1S1HI  zu  beobachten.  > 1 1 1<  1  iHM-h  iii'"hi'  ist  dies 
in  IMirion  der  Kall.  Wo  durch  das  (iesetz 
von  is'.M  i-itK- sehr  weitgehende  < >lt]iiraft n is-  h< ■ 
Armenpflege  eimMuhrt  \\  ■  »r<l.ti  i<t.  Ks 
lässt   sicli   überhaupt  nicht  verkennen.  •  l ; t —  — 

•  Iii-  Tendenz  der  ih  in  n-11  Zeit  dahin  u<  ht. 
die  staatlich  p  i>rilii.-t>'  Arm«1 1 1 ] «f !•  -lt- ■  immer 
weiter  au<zu<l'  )iii"n.  Zum  trit •~-»-u  Teile  ist 
«li»*s  darauf  zurückzuführen .  «la-<  >i>  !i  <li<' 
Staaten,  immer  mehr  bowiis-t  w«-r«l>-ii.  da-s 
dunh  «Ii«'  Kntwi<  k<  luiiir  <\<  v  iimdoriieii  In- 
dustrie, dun-h  (iioss-  und  Kabrikbotricb.  •  l i* ■ 
(iifalir  der  Verarmumr  bei  der  grossen 
Klasse  der  Ail-'  itt  il»  v.i|k..nnii;  erhebüih 
ir»'wa<-lisen  ist. 

Immerhin  bestehen  andi  heute 
zwischen  den  einzelnen  Stalten  Iw-zflsrli« -Ii 
dos  rmfaiiL's  der  staatlich  ircordnoten  Arnun- 
|>fli'P'  erheblich«*  Versrhieil,/iih«'itei).  Wo 
reiehe  ErtnUre  stiftiuiL'suifl->iL'<n  Verni<Vens 
für  Armenzwocke  vorhanden  sind,  wo  die 
Krivatwohlthäti^keit  reieh  entwickelt  tm<l 
urnt  «nyanis-ieil  ist.  wo  »Ii«-  niedenm  Volks- 

klassell    Selbst      -     sei    »S    freiwillig,    sei  es 

durch  staatliehe  Zwanirsvcisicheruiiir  £»■- 
nötigt  — -  in  umfassendem  Mass«-«  Ffirsnrire 
für  <lie  Tatr«*  'ler  HilfslMilürftiirkeit  tivffen, 
kann  die  staatlich«*  Thätiukeit  sich  auf  .-inen 
khinenm  Kreis  von  Hilfsbedürftigen  l«>- 
s«hn"uiken.  ---  Nielit  ob  eine  ohliiratoriseho 
Anm*npf|ej.*v  besteht  culi-r  nicht.  bild.-t  den 
rnters«hio«l  zwischen  dem  Armenwvson  der 
vei-schiedeiK'ii  Länder,  sotid«*rn  wieweit  die 
ArmenjtfK'L'v  durch  staatliche  Zwanirsv«>r- 
schrifteii  p'rep-lt  ist. 

I  ndohoiiMiehanikteristisch  für  das  Arnien- 
w«*sen  eines  lindes  wie  der  I  ndaim .  in 
w«de.hom  die  staatliche  Armcnpfh'src  ange- 
ordnet ist.  ist  die  Art  und  Weise,  in  welcher 
die  Ki*füllnii!L'<le!  I'ntei  stiit/.nntfsjdlicht  sicher- 
stellt ist.  Diesi-  Si>  her>tcllunir  umfasst 
U«inders  zwei  Punkte:  einmal  die  Or^;i- 
nisation  des  Arnnn  wesens.  atidcivtsoits  die 
Beschaffuui.'  der  Mittel  zur  Hestreitnnv"  «ler 

K'.stell  d«T  Arm«'IIJ-f|ei.'e. 

Was  die  ( »rpuiisatinn  des  Arnicnwc-  ns 
In'trifft.  s«i  sprechen  sc)ir  utcw ich t ip'  <irüud<' 
daire«jcn.  dass  d«*r  Staat  die  Arm«*uvcrwnltuii^ 
selbst  in  si-iiie  Hau«!  nimmt.  Kine  iredeih- 
lichc  Wirksaink«'it  der  Arm»*iijdl«-ure  verlangt 
«ine  genaue  Kenntnis  der  ortlichen  Zu- 
ständc  und  der  indivi«ln«dlen  Verhält- 
nisse. Di.  se  Kenntnis  kann  nur  innerhalb 
kleinerer  Hi'/.irkc  erworben  werden  und  nur 
von  1'eisonen.  «lic  seit  läiujejvr  Zeit  in  den- 
selben angesessen  und  ill  iler  sill«l. 
sich     filier    die    privaten    Verhältnisse  jedes 

•  •in/einen,  der  die  öffentliche  I 'nterstiitzunir 
in  Anspruch  nimmt,  zu  unterrichten.  Dazu 
kommt.  da«  ein  >trcnL'.  >  1  lanslialten.  eine 
-patsame  Verwaltumr.  am  ei-ten  da  zu  er- 
warten ist.  wo  die  Urbane  der  Wrwaltnue- 
cm  iii"<rli»  li-t  din-ktes  finanziell,/-  lnt«-r»-se 


an  dem  I "mfan^e  der  Arm- luu-ual-eii  haben. 
Das  l'i'iueip  der  1  »ee.  ntiali-atioii  ist  «leshall« 
Lei  ih  r  öffentlichen  Arnieiipfle-e  allgemein 
als  das  ri«  litiir«-  an«-rkamit. 

Aher  w  elchen  örtlii  lieii  <  »riranen  die 
Arm>'n\«  rwaltum.r  zu  üh«'itra'_*eii  s«-i.  darfd<«  r 
l»  -tehen  theoretisch  wi«-  in  der  praktischen 
<  ie-taltuiiLr  iii  den  einzelnen  Lmdcrn  crhel'- 
li<  ln-  Vei  H  hiedciiheit<*n.  l)er  aus  dein  Wesen 
der  öffentlichen  Armenpfleuo  als  einer  Auf- 
pil»-  «K  s  Staiites  sieh  erp  lH  ii<le  (inmdsatz. 
«lie  IwiMen  fiir  di.'  <"iffeutli<he  Anuonpflet.'«' 
inöirliehst  irl<  ichim'L^siir  in  d«in  p'samt«-n 
Staatsp'hiite  zu  vorteilen,  führt  irrosso 
Schwierigkeit«*!!  Iwi  «ler  Hestimmuujr  <1«m* 
l/iknllwliönlen.  denen  «Ii«'  Armenvenvaltum? 
ülM-rlasseti  sein  soll.  herl.ei. 

l'm  eine  p'p.^'ht«*  Veiloilun.c  «ler  Annen- 
Listen  zu  W.'L'e  zu  hrinpm.  ist  man  mehr- 
fach dazu  ülH  rp  f/anp-u.  nicht  die  üesanit«* 
Arm«Miv«Twaltunfr  einer  lK>sttminton  Kat«^»ri«' 
von  l/tkallM'hörden  zu  rtlH'rtrap.'n.  s«m<l«'ru 
zwis«  h«*n  den  einzelnen  Zw<*it;en  i|»*r  Ann«*n- 
pfle^e  j«-  nach  <l«*r  Il.ihe  d«>r  Kosten,  welch«* 
sie  v«  nii"sa<*h«'n.  zu  unterseluM'hm  und  Ih*- 
sondei-s  kostspielige  Zw«'ip*  vor  allem  der 
Anstaltspflep*  höheren  «xler  inittk*ivn  l/>kal- 
liehönlen  zu  ülieiiniv<*n.  «Ii«*  an<l«  n*n  Zw«'i«o 
aher  den  unteren  l/ikallM-höi-den  zu  l»elass.*n. 
Dieser  Weir  ist  z.  I?.  in  l'n'ussi-n  «lureh  «las 

(icsetz  von  lS!»l   liesclirittell  Woplell. 

K>  lM'st«*licn  dann  weiten*  Versehie«l«m- 
heiteii  zwis«*hen  den  einzeliK'ii  iJiudt^rn 
naeh  <  l< -r  Ki«*htun^  hin.  <>l»  «Ii«:*  Ver- 
waltung aiisschlii'sslicli  durch  unbesoldete- 
Heamte  o<ler  ^uiz  «mL-i-  t«*ilweise  dun  li  !M*si>l- 
dete  li«'aint<*  Lr«  fiihH  winl  und  event.  ob  di«? 
Anstellniiir  ilei-  lM.'s«»ldeten  IVainten  direkt 
vom  Staat«*  im l«*r  von  den  IjokalU'hönh'n 
erfolgt.  Kudli<*h  kommt  in  Hetnuht.  oh 
ülM-rden  einzelnen  l^»kalverwaltungsbehi"«rd«^n 
eine<'entmlinstaiizli«steht.  evout.mit  wekdien 
Machtbefuirni^sen  «liesellie  auspstattet  ist 
und  in  welcher  Weise  sie  ein.*  Aufsieht 
auszuüben  \erma«;. 

Die  Alt.  wi«1  die  ur«'sunte  t  >rc*auisitiou 
d«*s  Aiineiiw I  sens  in  einem  Sta;»te  jfen'*v?elt 
ist.  bildet  ein  wes«*ntliehes  Moment  bei  der 
Kraire.  ob  und  inwi«*wt'it  in  dein  Staate  die 
•.'csetzlich  ausp's j irocliene  I  nteistützuiifrs- 
pflicht  wirklich  zur  Dun-hführun^  trtdantrt. 

Zur  Diin  hführum.'  d«*r  Annenpfletre  ist 
neben  einer  richtigen  « »rtrauisation  ah*>r 
weiter  die  Siehe]*st«*lluu<;  «ler  Mittel  für  di«* 
entstellenden  Kosten  erfonleilich.  Die  l«^tz- 
ti'ivn  können  durch  eine  Im-soihIciv  Annen- 
steiier  oder  aus  dem  allgemeinen  Steueivi- 
tniL'»*  «ider  in  ei-ster  laiii«-  .*uis  freiwilligen 
Heitiäp-u  und  nur  «•rtranzend  dun-h  Auf- 
lee;nn^  von  Steuern  auftrelira«ht  wei-den. 
Das  wesentliche  Moment  ist  dal»oi,  ob  ge- 
setzlich die  Hc-chaffunu  der  Mittel  zur  IV*- 
stn.'itune  der  Armenlast  ^  sichert  ist  oder 
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ob  «lie   Leistungen  Armeuwesens  ab- 

hängig >in«l  von  «len  vorhan<kn>«n  Mitteln, 
>«■  dass  nicht  »'in  absolutes  Mass  für  die 
Aus'l.linuiiixi|>'rAni^Mij>fl»\i;<'host.'li1,s<»ii(l»'rti 
«Ii«-  letztere  sich  nach  den  vorhandenen 
.Mitteln  zu  richten  hat. 

Kmllich  ist  für  «lk  Beurteilung  des  Annen- 
wesen-  eines  Lindes  \<>n  Be«leutung.  uli 
l««liglieh  «Ii«'  Miuimnlkjstungeu  bestimmt  sind, 
in  «l<'ti»*n  «Ii«'  l "iitf'i-stHtzuii^ uuli^wliiipt  bestehen 
innss.  rulei  <>>»  daneben  auch  'Ii«1  Grenze 


bezweifelt  worden.  K-  ist  aber  s».«hw«.«r. 
andere  cinwan«lsf!-eie  B««schiänknugcn  zu 
fimlen  :  die  Leh<nsweis>'  des  unxermögeinkii 
Arb««iters  ist  schon  von  seihst  heutigen 
Taps  auf  «las  alkrnotw«  n«l  igst««  cinges««ln«änkt. 
sn  «lass  ein  weiteres  Zurückgehen  hinter 
«lieses  Existenzminimum  kaum  zulässig  un<l 
möglich  <«rs««h««int.  In  Enginn«!  ist  ««s  für 
angezeigt  erachkt  wonkn,  1  h *i  h<«stimmkn 
Klassen  von  Hilfsbe«lürftigen.  insbesoinkre 
bei  arbeitsfähigen  Männern,  mit  der  Unter- 


Unlcrstützurig  gehen  darf. 

Eine  Anonlnung  «kr  letzteivn  Art  ist 
g«re<litfertigt  und  erscheint  ««inpkhknswert 
aus  zwei  Gründen  a)  um  «ler  olx>n  erwähnten 
Gefahr  vorzub««ugcn,  «lass  «iureh  die  staat- 
lieh*'  Festsetzung  einer  Unterstützungspflicht 
i-itie  Yernuhrung  «ler  Zahl  <l«'r  Annen  go- 
schaffen  werde:  b)  um  da«lurch,  «lass  eine 
fest«-  Grenzlinie  gezogen  winl,  bis  wohin 
«lie  staatlkh  angeoi«<ln<«te  Armenpflege  gehen 
«larf.  «lie 


kstg»«s»«tzt  ist,  bis  zu  weh -her  «lie  öffentliche  Stützung  Beschränkungen  der  p.-i-sönlichoii 

Freiheit  in  der  Art  eintreten  zu  lassen,  «lass 
«lie  Unterstützung  hier  principkll  nur  durch 
Aufnahme  in  ein  W»trkhous««  gewährt  wir«!, 
wo  «ler  Unterst  ützt««  «-irier  stivng.«n«n  Diseiplin 
unterworfen.  .s«'ine  Beschäftigung  genagelt 
und  «lie  Freiheit  seiner  Bewegung  einge- 
schränkt ist. 

Was  «Ion  zweiten  Punkt  anbetrifft.  *»  ist 
es  von  der  grössten  Wichtigkeit,  dass  sich 
«lie  öffentlkhe  Annenpfleg««  der  ihr  «kr  Na- 


Kanäle  zu 


•ivatwohlthätigkeit  in  die  richtigen  I  tur  der  Sack*  naeli  g««zog««neu  lin«nze  gegen - 
knken.  !  über  «kr  Privatw«»hlthätigkeit  Uwusst  bleibt. 


Ikzügüeh  «h's  ersteien  Punktes  ist  oben  !  Die  öfkntlkh««  l'nteistützun 


schon  h«  «rvorgehof  >en  workn,  wie  ljedcuklic.h  I  Rücksiehton  «ler  allgem 


•  'Itlell 


;•  tritt  ein 
Wohlfahrt, 


aus 
aus 


•  s  sein 


würd« 


We 


ureh  «las  Verhissen  staatlichem  Interesse,  nicht  aus  Interesse  für 


auf  «Ii«4  öffentliche  Unterstützung  die  eigene  «las   betroffen«  k   Individuum.     Durch  G«- 
Knergie  un«l  Thätigkeit,  «lie  Yors«nge  und  Währung  <l«-r  «"»ffeut liehen  Unkrstützuug  soll 
•  kr  Spai-samkeitssinn  «ler  Bevölkerung  ab- 
geschwächt würtlo.    Der  Staat  hat  ein  «*r-  \ 
heblkhos  Interesse  daran,  «lass  bei  der  G«v 


«Miie  als  notwendig  anerkannte  staatliehe 
F*fli<-)it  .«rfüllt.  ni«  ht  ab«  r  MiMthätigkeit  ge- 
übt wenlen.    F^ine  durch  «las  tiesetz  ange- 

i|es 


Währung  von  Unterstützungen  auf  «las  euer- !  ordnet«*  MUdthätigkeit  wünk  «l.'s  für  niil« 
gischst««  darauf  Bedacht  genommen  wird,  i  thätige  Galten  charakteristischen  Momentes 
«lass  die  B«-vöJkerung  in  ihren  Bestrebungen, j  «ler  Fiviwilligkeit  «>ntbehreii.  Di«'  öffetit- 
s»lbst  für  sieh  zu  sorgen,  nicht  lässig  liehen  Hehler  ferner  «birkn  nur  im  lnt<- 
winl.  V»in  diesem  tkskhtspunkte  aus  darf  resse  «h-r  Gesamtheit,  nicht  zu  mihlthätigen 
«lie  Lage  «les  Unterstützten  nicht  über  das 
Niveau  «ks  ärmsten  selbständigen  Arbeiters 
erhoben  wenlen:  wenn  «Ii«*  «'jffentliehe  Für- 
sorge den  Unkrstützten  in  irg«*n«l  einer  Be- 
ziehung boss««r  stoJkn  wünl»-.  als  «lie  I,age 
des  selbstämligen.  wenn  auch  noch  so  In«- 


Zweckeu  verwendet  wenkn.  Es  ist  daher 
dun-haus  rationeil,  w«*nn  durch  staatlieh«' 
Festsetzung  der  Maxiinalgivnz««.  bis  zu  w  ei- 
ch« «r  «lie  öffentliche  Unterstützung  gehen 
darf,  den  AriiM'nbehöpkn  i>ine  unverrückbar«' 
Schrank«*  gi-zogen  wird,  «lainit  sie  nicht  aus 


«lürftigeii  Arbeit.-is  ist.  so  entmutigt  sie  <kn  der  Tasche  der  Steiioiznhkr  Gehler  für 
h'tzteivn  in  s.  iiu'iii  B«'stn-ben,  si.-ine  Seil»-  Zweck««  verw«'n«len,  welch««  auss««rhalb  der 
stän«ligk«-it  aufre«  ht  zu  erhalt«'n. 

•Ja.  es  ersc-ln-iiit  erfor*l««rlich ,  mit  «1«t 
rnlvrstützniig  B««sehränkungei)  zu  verbinden, 
welch««  für  «len  Kmpfäiiger  der  Unterstützung 
empfindlich  sintl  und  ihn  v«'ranlassen,  von 
der  Inanspruchnahme  der  öffentlichen  Unter- 
stützung, solange  es  noch  irgend  möglich 
ist.  Abstan«!  zu  nehmen  und  reehtz«*it ig  selbst 
Fürsoig»«  für  seine  Zukunft  un«l  etwaige 
schlechte  Zehvn  zu  treffen.  Fast  in  alh«n 
l«äu«lern  ist  «h'shalli  auch  mit  d«un  Empfange 
von  Armeiiunterstützung  der  Verlust  von 
öffcntlkhi'ii ,  insli«'s«.ndero  von  politiseh««n  '  «ler  Not  halber. 
Beeilten  verbumleu.   <  »b  diese  Beschränkung  1  sönlichk««it  un«l 


<"*>ff««ntli«-h««u  Fürs«Jtge] »flicht  liegen  uinl  für 
weh-he  dem  Staat  kein  H.-cht  zur  Flrhebung 
von  Zwangsbeit rägen  zusteht. 

Sache  «kr  Privatwohlthätigkeit  bleibt  es 
«lann,  skh  derj«Miigen  Fälle  anzunehmen,  in 
welchen  MiMthätigkeit  am  Platz««  ersch«'int. 
uinl  da  einzutn«t««n.  wo  mit  Hücksieht  auf 
«lie  P«'i>«.nliehk«  it  des  Hilfsbedürftigen  dk 
öffentliche  Unterstützung  mit  ihren  natur- 
g««inäss«*n  Besihnlnkungen  eine  ungeivcht- 
f««rtigte  Härt«1  mit  sieh  bringen  wünl«'. 
Die  öffentliche  Untt'rstützung  tritt  ein 
ohne  Unters« «hktl  «ler  Per- 
«ler  ihr  anhaftemlen  guten 


ausreichen«!  ist.  ob  man  inderThat  ann«'hm««n  ■  oder  sehhrhkn  Eig.-nschaften.  Di'«  fn  kMihl- 
kann.  «lass  in  «l««n  nkdemi  Volksschicht«'n  |  thätigkeit  «lag«*g««n  stützt  sich  auf  <lk  jK  ix'.n- 


«Ikser  Verlust  «'»ff.  ntli« 


I{««eht.' als  wirklich  i  liehen  Bezkh 


ungi« 


in  w< 


lch«  n  d»  r  (b-ber 


empfindliches  UcIk«)  erachtet  wird,  ist  liäufig  zu  dem  Empfang««!«  steht  <»|.  r  in  w««l««he  «*r 
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mit  Rücksicht  auf  die  Eigenschaften  und 
Verhältnisse  der  uideivrtützungsbedürftigen 
Person  sich  zu  setzen  für  angezeigt  hält. 
Diese  persönlichen  Beziehungen  zwischen 
Geber  und  Empfäuger  zu  fördern,  liegt 
im  allseitigen  Interesse:  sie  bilden  die  Brücke 
zwischen  den  Besitzenden  und  den  Besitz- 
losen. Dein  Bedürftigen  wird  die  Hand  ge- 
reicht, damit  er  sie  fassen  und  sich  darauf 
stützend  Kraft  zu  neuem  Streben  gewinne. 
Der  Geher  wird  durch  die  persönliche  Be- 
rührung mit  dem  Bedürftigen  lernen,  nicht 
nur  die  bevorzugte  Lage,  in  welcher  er  sich 
befindet,  zu  würdigen,  sondern  auch  die 
Verpflichtung  zu  erkennen,  die  ihm  als 
Mensch  gegenültcr  denjenigen  Mensehen  ob- 
liegt, welche  durch  Geburt  oder  Erziehung, 
durch  körperliehe  oder  geistige  Eigenschaften 
weniger  liegünstigt  sind.  Die  Mildthätigkcit 
erhebt  den  Gelier  wie  den  Empfänger. 

Die  beste  Förderung,  welche  der  Staat 
der  Entfaltung  des  Wohlthätigkeitssinnes 
angedeihen  lassen  kann.  Umsteht  tiarin,  dass 
«>r  durch  die  von  ihm  getroffenen  Anord- 
nungen die  allgemeine  Uelterzciigung  her- 
vorbringt, dass  jeder  Bedürftige  ohne  Unter- 
schied auf  seine  Würdigkeit  die  notwendige 
Unterstützung  findet,  dass  faktische  Not 
durch  Gewährung  des  unumgänglich  Not- 
wendigen beseitigt  wird.  Wenn  die  IVber- 
zeugung  sieh  durchbricht,  dass  diese  dein 
Kulturstaate  obliegende  Verpflichtung  in 
vollem  Masse  erfüllt  wird,  so  ist  jede  Ver- 
anlassung für  den  einzelnen  genommen, 
durch  die  Not  als  solche  sich  zu  einer 
Unterstützung  bestimmen  zu  lassen.  Er 
kann  für  die  Ausübung  seines  Wohlthätig- 
keitssinnes sich  auf  solche  Fälle  beschränken, 
in  denen  er  eine  Unterstützung  wegen  der 
Persönlichkeif,  nicht  wegen  der  Notlüge  des 
Bedürftigen  für  angezeigt  hält.  Er  kann  bei 
seine»  Gabe  individualisieren:  dem  Würdigen 
mag  er  rciclüicher  geben,  damit  derselbe 
nicht  nur  von  d-r  augenblicklichen  Not  be- 
freit, sondern  auch  in  die  Lige  gesetzt 
werde,  sich  zur  Selbständigkeit  und  in 
bessere  Verhältnisse  hinaufzuarU-iten :  den 
Unwürdigen  oder  denjenigen,  von  dessen 
Würdigkeit  er  sieb  nicht  |>ersönlich  hat 
überzeug»'!)  können,  überlässt  er  besser  der 
öffentlichen  Annenpflege. 

Auf  diese  Weise  halten  öffentliche  Armen- 
pflege und  Privatwohlthatigkeit  sieh  gegen- 
seitig zu  ergänzen  und  organisch  ineinander 

ZU  greifen. 

Idtteratlir:  Afchvott,  />«••<  ciuilixrhc  Aiincnwmrn 
in  nin'i-  hi*t»ri*clfn  Knlirifhhtng  und  ui  sriiirr 
l<tiiti<i<n  <i,*t<ilt,  I.r>i>2i>j  ISMi.  —  Chalntrr*. 

Tin  i-hri.ttinii  tittil  riric  louiony  »J  Inn/r  toirnx, 
o7.iA</.'ir  7.V.7--  /.v —  Jhichalrl,  t'xitnidt'rn- 
tiitii  il''f>it»mir  jnfliln/in  nur  hl,  tn'iU'tixmtrt 
IKU',.  —  I'.  (IrVHHllo,  \'i*itrnr  der  jntiirrrx  fim 
A>ii:i"l  i'iUrurtxt  und  mit  Anmerkungen  begleitet 


ron  Ru»*,   .Stuttgart  —   iAtenlng,  »Ar- 

tncnice*r„*  in  Schr.nherg,  llnndhurh  <Ur  /Vi'/. 
tleknnomir  4.  Au  f.  III,  S.  :i'J',  fg.  —  MÜMter- 
bet'ff,  IUe  deutliche  Armcngetettgelning  und  ihm 
Mnternil  tu  ihrer  Refnrm,  fs-ij>zig  J<S?.  — 
\arUle,  De  In  eintritt-  legale,  de  eß'ct*  et 
re*  rnutri  !*■<>;.  —  RaMnger,  Oetchichle  der 
kirchlichen  Armenfiilege,  Freihurg  i.  B.  ISK^.  — 
Rotehr r.  System  der  Armenjißrgr  und  Armen - 
yditik,  Stuttutirt  1S'J4.  —  Uhlhorn,  Die  ehrUt- 
liehe  l.iehe.thntigkeit,  Stuttgart  ISSi,  1**4- 

Antchrott, 


II. 

Geschichte  der  öffentlichen 
Armenpflege. 

1.  Das  Altertum.  2.  Uns  Mittelalter.  3. 
Das  16.  und  17.  Jahrhundert.  4.  Die  Zeit  der 
Aufklärung.   5.  Das  11).  Jahrhundert. 

1.  Da»  Altertum.  Eine  organisierte 
Armenpflege,  die  das  Ziel  verfolgt  hätte, 
alle  Armen  mit  dem  zum  Leben  Notwen- 
digen zu  versorgen,  kennt  das  Altertum 
nicht.  Doch  finden  sich  Ansätze  dazu.  In 
Athen  gab  es  wenigstens  eine  staatliche 
Armenpflege  für  die  Bürger.  Empfingen 
schon  zu  Pisistratus  Zeiten  die  im  Kriege 
Verstümmelten,  falls  sie  kein  Vermögen 
l»esasson.  eine  öffentliche  Unterstützung,  so 
wurde  diese  sj)äter  aus  Staatsmitteln  allen 
Bürgern  gewährt,  die  wegen  Schwäche  oder 
körj>erlieher  Gebrochen  ihren  Leltensunter- 
halt  zu  verdienen  nicht  imstande  waren 
(udtlvcrrot.i  und  weniger  als  3  Minen  (etwa 
'-MO  M.)  Vermögen  belassen.  Die  Unter- 
stützung belief  sich  anfänglich  auf  einen, 
später  auf  2  Oholen  (10  bezw.  2<»  Pf.)  und 
ivichte.  da  der  Tagelohn  etwa  2—3  Oholen 
betrug,  wenigstens  notdürftig  zum  Unterhalt 
aus.  so  dass  dem  Staate  nachgerühmt  wer- 
den konnte,  kein  Bürger  entbehre  des  Not- 
wendigen oder  beschäme  den  Staat  dadurch, 
dass  er  die  Vorül »ergehenden  um  Almosen 
anspreche.  Bewilligt  wurde  die  Unter- 
stützung nach  vorausgegangener  Prüfung 
durch  den  Hat  der  Fünfhundert.  Auch  gab 
es  in  Athen  loschen,  Häuser  ohne  Thüren. 
wo  Arme  ein  Nachtquartier  fanden.  Von 
Armernmterstützungon  ist  auch  anders- 
wo die  Kode.  z.  B.  in  Taren t  und  Kho- 
dus.  Nicht  zur  Armenpflege  zu  rechnen 
sind  dagegen  die  Kornspenden,  die  Theater- 
gelder und  die  Erziehung  der  Waisen  im 
Kriege  gefallener  Bürger  auf  Staatskosten. 
Auf  das  alles  hattet  jeder  Bürger,  nicht  bloss 
der  verarmte.  Anspruch.  (Vgl.  Böckh, 
Staatshaushalt  der  Athener,  2.  Aufl.  1. 342 ff.» 
Neben  der  staatlichen  Unterstützung  ist 
dann  an  die  znhhvichon  Vereine  (rpotvoi)  zu 
erinnern,  die    ihre   Mitglieder  wie  gegen 
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andere  Unglücksfälle,  so  auch  gegen  Ver- 
armung sicher  stellten. 

Die  ungleich  reichlicheren  Getreidever- 
teilungen in  Rom,  die  Kongiarien  und 
Üonative  der  Kaiser,  die  in  den  Kollegien 
verteilten  Spenden  und  die  Sportula  der 
Klienten  können  nicht  als  Armenpflege 
gelten,  wenn  sie  auch  tatsächlich  den  Er- 
folg hatten,  ärmeren  Bürgern  die  Existenz 
zu  erleichtern.  Schon  in  den  Zeiten  der 
Republik  nahm  der  Staat  die  Versorgung 
der  Stadt  Rom  mit  Getreide  in  die  Hand. 
Cajus  Gracchus  setzte  zuerst  durch,  dass  es 
den  Bürgern  unter  dem  Kostenpreise  ge- 
liefert wurde.  Seit  Clodius  wurde  es  är- 
meren Bürgern  unentgeltlich  ausgeteilt. 
Schon  33  v.  Chr.  kosteten  die  Getreide- 
spenden dem  Staate  10  Millionen  Sesterzien 
(ca.  1754000  M.).  46  n.  Chr.  waren  die 
Kosten  bereits  auf  77  Millionen  Sestertien 
(131  ■•  Millionen  M.)  gestiegen.  Cäsar  fand 
301  000  Getreidoempfänger  vor  und  fixierte 
die  Zahl  auf  150000,  Augustus  auf  200(100. 
Bedingung  des  Empfangs  war  das  volle 
römische  Bürgerrecht  und  die  Ansässigkeit 
in  Rom.  Seit  Aurelian  wurde  statt  des 
Getreides  Brot  verteilt,  ausserdem  Oel  und 
Fleisch.  Die  Motive  waren  nicht  humaner, 
sondern  politischer  Natur.  Das  Volk  erhielt 
in  den  Getreidespenden  und  Donariven  seinen 
Auteil  an  der  Beute  der  eroberten  Welt,  j 
Die  Folgen  waren  höchst  ungtinstißv ;  das 
Volk  in  Rom  gewöhnte  sich  an  Trägheit 
und  Arbeitsseheu,  die  Provinzen  wurden  | 
ausgesogen.  Die  zunehmende  Verarmung, 
des  ganzen  Staates  hat  hier  eine  ihrer 1 
Hauptquellen  (vgl.  Marquardt.  Römische 
Staatsverwaltung  II,  10«  ff.  Hirsch  fehl, 
Die  Getreidelieferung  in  der  römischen 
Kaiserzeit,  Göttingen  1S(>9). 

Mehr  schon  den  Charakter  wirklicher 
Armenpflege  trafen  die  Alimentationen,  i 
Stiftungen  zur  Erziehung  armer  Kinder,  die ' 
mit  Nerva  beginnen.  Auch  sie  harten  einen 
politischen  Zweck,  die  Kheschliessungen  zu 
fördern ,  der  rtcginnenden  Entvölkerung  j 
Italiens  entgegen  zu  arl>eiten  und  für  die 
Legionen  den  erfoi"derlichen  Nachschub 
sicher  zu  stellen.  Aber  daneben  machen 
sich  auch  schon  humane  Motive  geltend. 
Auch  Mädchen  hatten  an  ihnen  Anteil. 
Kaiser  machten  solche  Stiftungen  zum  Ehren- 
gedächtnis ihrer  Gemahlinnen,  z.  B.  Anto- 
ninus  Pius  zum  Gedächtnis  seiner  Gemahlin 
Faustina  (die  puellae  Faustiniauae).  Septi- 
mius  Serverus  zum  Gedächtnis  der  Jidia 
Mammaea  (pucri  puellaequc  Mammaeauitund 
auch  von  Privatpersonen .  z.  B.  Püning,  jrehen 
solche  Stiftungen  aus.  Neben  Kindern  von 
Bürgern  konnten  auch  Inquiünenkinder  in 
diese  Stiftungen  aufgenommen  werden  (vgl. 
M  a  r  q  u  a  r  d  t  a.  a,  < ).  S.  137  ff.).  Für  Nicht- 
bürger  geschah  sonst  nichts,  doch  ist  zu 


erinnern,  dass  die  grosse  Masse  der  Bevöl- 
kerung in  Rom  aus  Sklaven  bestand,  für 
die  ihr  Herr  zu  9orgen  liatte.  Ihr  Los  war 
freilich,  namentlich  bei  Krankheitsfällen  und 
im  Alter,  ein  sehr  hartes  und  begann  erst 
in  der  Kaiserzeit  allmählich  sich  zu  mildern. 

Auch  bei  den  Juden  finden  wir  keine 
geregelte  Annenpflege.  Armut  in  grösserem 
Massstalte,  ein  eigentliches  Proletariat,  gab 
es  nicht.  Der  Charakter  des  Volkes  als  eines 
ackerbauenden,  die  Einfachheit  des  ganzen 
Ijcbens»,  die  sittliche  Würdigung  der  Arbeit,  die 
Israel  auszeichnet,  Hessen  schwerere  soziale 
Notstände  nicht  aufkommen.  So  weit  den- 
noch Arme  vorhanden  waren,  genügte  die 
individuelle  Wohlthätigkeit  zu  ihrer  Ver- 
sorgung. Das  Gesetz  machte  dem  Israeüten 
Mildthfltigkeit  gegen  Anne  zur  heiligen 
Pflicht.  Das  ganze  I^and  ist  Jehovahs  Eigen- 
tum, die  einzelnen  tragen,  was  sie  besitzen, 
nur  von  ihm  zu  Lehen  und  haben  die  Pflicht, 
dem  Dürftigen  von  dem,  was  Gott  ihnen 
gegeben,  zu  leihen  und  mitzuteilen.  Die 
Armen  hal>en  sozusagen  einen  Anteil  am 
Acker,  der  eigentlich  Gott  gehört.  Deshalb 
soll  der  Gelbaum  nicht  nachgeschüttelt,  der 
Weinberg  nicht  nachgelesen,  die  vergessene 
Garlie  nicht  nachträglich  eingeholt  werden. 
Das  alles  gehört  den  Armen,  den  Witwen 
und  Waisen  (5.  Mos.  24,  1!)— 22).  Auch 
sonst  enthält  das  Mosaische  Gesetz  eine 
Reihe  von  Bestimmungen  zum  Schutze  der 
Armen.  Jede  Uebcrvorteilung  ist  aufs 
strengste  verboten.  Wucher  gegen  Volks- 
genossen ganz  untersagt,  das  Gelieheue  muss 
im  Sabbat  ja  luv  erlassen  werden,  dem  Dürf- 
tigen soll  man  seinen  Ijohn  vor  Abend  geben. 
Direkt  zur  Unterstützung  und  Erquickung 
der  Armen  war  der  zweite  Zehnten,  der 
sogenannte  Armenzehnten,  bestimmt  (5.  Mos. 
14.  2s.  20;  2«,  12.  13).  Wie  Gott  selbst 
als  barmherzig  gepriesen  wird,  so  ist  Barm- 
herzigkeit gegen  Arme  und  Notleidende 
auch  ein  Grundzug  im  Bilde  des  israeli- 
tischen Gerechten.  Er  ist  -'barmherzig  und 
milde  (Ps.  37,  20).  er  »nimmt  sich  des 
Dürftigen  aiu  (Ps.  41,  1),  er  ist  dwnnherzig 
und  leihet  gerne  (Ps.  112,  5).  Aber  frei- 
lich wie  die  Reügion  bei  Israel  noch  national 
beschränkt  ist,  so  auch  die  NäehstenUebe. 
Es  fehlt  noch  ihre  Beziehung  auf  den 
Menschen  als  Menschen  ganz  ohne  Rück- 
sicht auf  das  Volkstum.  Noch  stärker  tritt 
das  im  nachexilischen  Judentum  hervor. 
Es  legt  grosses  Gewicht  auf  das  Almosen- 
geben, aber  dieses  wird  wie  bei  den  Phari- 
säern zu  Jesu  Zeit  ein  äusserliches  Werk, 
das  an  sich  als  verdienstlich  galt.  Manche 
der  riahingehenden  Sprüche  aus  den  A)h>- 
kryphen  (z.  B.  Sirach  3.  33:  »Wie  das 
Wasser  ein  brennend  Feuer  auslöscht,  also 
tilgt  das  Almosen  die  Sünde« )  haben  später 
auf  die  christlichen  Anschauungen  stark  ein- 
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gewirkt.  Audi  der  Talmud  mahnt  häufig  ihr  Brot  sollet  zu  verdienen  nicht  im  Stande 
zum  Almosengeben.  Er  nennt  Almosengel  >en  waren.  Die  Strenge  der  Kirehenzucht  ljot 
ein  grosses  Gebot  und  rühmt  ihm  nach,  dass  |  ein  kräftiges  Mittel  gegen  Vergeudung  der 
es  zum  ewigen  lieben  bringt  und  vor  jähem  Armenmittel  an  Unwürdige.  Die  Unter- 
Tode  U 'hütet  (vgl.  Eisen  menger.  Ent- j  Stützung  liestand  meist  in  Naturalien  und 
decktos  Judentum  II,  287 ;  aus  dem  Tal-  ■  beschränkte  sieh  auf  das  Notwendigste, 
niud  besonders  den  Tractat  Pirke  Aboth  V.  I  Dauernd  Bedürftige  erhielten  eine  regel- 
10.  13).  Grosse  Mildthiitigkeit  gegen  Volks-  '  massige  monatliche  Unterstützung.  Eine 
genossen,  reichliches  AlmosengelK.ii  ist  zu  I  Armenliste  (matricula),  in  der  ihre  Verlialt- 
allen  Zeiten  einer  der  schönsten  Züge  im  nisse  genau  beschrieben  waren,  diente  dazu, 
lxd»en  des  Judentums.  !  dass  keiner  vergessen,  aber  auch  keinem  ge- 

Was  in  dem  Volke  Israel  vorbereitet  geben  wurde,  dessen  Verliältnisse  nicht  ge- 
war,  kommt  im  Christentum  zur  Er-  nau  erkundet  waren.  Die  Hilfe  der  Diakonen 
füllung.  Das  Himmelreich,  das  Gottesreich,  ermöglichte  bei  der  Kleinheit  und  Ueber- 
das  Christus  gebracht  liat,  ist  das  Reich  sichtlichkeit  der  Gemeinden  (noch  Cyprian, 
der  Liebe,  die  Gemeinschaft  derer,  die,  durch  der  258  starb,  kennt  die  ganze  Gemeinde  in 
Christum  mit  Gott  versöhnt,  ihn  als  den  •  Karthago  persönlich)  eine  weitgehende  In- 
Gott der  Liebe,  als  ihren  himmlischen  Vater  dividualisierung.  Man  suchte  jedem  so  zu 
erkennen  und  nun  auch  ilir  ganz.es  Leben,  helfen,  wie  es  eben  seine  Verhältnisse  er- 
ihr  Verhalten  zu  ihren  Brüdern  durch  die  forderten.  Vor  allem  strebte  man,  die  Annen 
Liebe  bestimmen  lassen.  Das  höchste  Gebot  wieder  arbeitsfähig  und  wirtschaftlich  selb- 
ist  das  Gebot  der  Liebe,  die  in  jedem  i  ständig  zu  machen.  Es  wurde  ihnen  Arbeit 
Menschen  ohne  Unterschied  den  Nächsten  nachgewiesen  und  "Werkzeug  angeschafft, 
sieht  und  ihm  zu  helfen  und  zu  dienen  sich  ,  Waisen  wurden  unter  der  Aufsicht  des 
schuldig  weiss.  Die  Liebe  ist  das  Zeichen  Bischofs  erzogen,  Fremde,  die  sich  durch 
der  Jüngerschaft,  und  an  den  (i  Werken  der  einen  Empfeldungsbrief  als  Brüder  auswiesen, 
Barmherzigkeit,  Hungrige  speisen.  Durstige  I »eherbergt,  jedoch  nur  für  einige  Tage, 
tränken.  Nackte  Meiden,  Fremde  beherbergen. ,  Bleibt  einer  länger,  so  muss  er  für  sein  Brot 
Kranke  verpflegen,  Gefangene  besuchen, :  arbeiten.  Will  er  das  nicht,  so  ist  er  als 
denen  die  Kirche  dann,  schon  um  die  heilige  ein  falscher  Bruder,  der  aus  dem  Christen- 
Siebenzahl  voll  zu  machen,  noch  als  sioltontes  tum  ein  Geschäft  macht,  zu  liehandeln.  In 
Tote  l»egraben  hinzugefügt  hat,  will  der  >  der  That  gelang  es  dieser  Annenpflege,  ihr 
Heir  am  grossen  Gerichtstage  die  Seinen  Ziel  zu  erreichen.  In  den  Christengemeinden 
erkennen.  So  ist  der  Christenheit  von  An-  litt  keiner  Mangel,  Bettler  gah  es  dort  nicht, 
fang  an  die  Uebung  der  Liehe  eingeboren..  Ganz  anders  wurden  die  Verliältnisse  nach 
und  in  ihrer  Mitte  entsteht  jetzt  eine  Armen-  dem  Siege  des  Christentums  unter  K  o  n  s  t  a  n  - 
pflege,  wie  sie  die  alte  Welt  bis  dahin  nicht  jt  in.  An  die  Stelle  der  kleinen,  meist  aus  leben- 
kannte.  Den  äusseren  Rahmen  dafür  l>ot ,  digen  Gliedern  l>ostehenden  Gemeinden  trateu 
die  Gemeinde,  und  ihre  Organe  waren  zu-  i  Massengemeinden  mit  oft  über  100000  Seeleu. 
gleich  die  Organe  der  Armenpflege.  Auch  \  In  fliesen  Gemeinden  war  eiue  solche  indivi- 
darin  liegt  ein  Neues ;  Genieinden,  wie  die  I  dualisioroudo  Annenpflege  nicht  durchführ- 
Christongemoinden  sie  darstellten,  kennt  die  !  \m:  Zwar  zunächst  gestaltete  sieh  die 
alte  Welt  nicht.  Geleitet  wurde  die  Armen- 1  Thätigkeit  der  Kirche  auf  diesem  Gebiete 
pflege  durch  den  Bischof,  dem  eine  Anzahl  !  noch  umfassender.  Die  ihr  zuströmenden 
von  Diakonen  als  die  Augen  und  Hände  |  Reichtümer,  die  Privilegien,  mit  denen  die 
des  Bischofs-  zur  Seite  standen.  Auch  eine  Kaiser  sie  überschütteten,  die  Vermächtnisse, 
weibliche  Diakouie  (Witwen  und  Diakonissen.)  I  die  ihr  zuflössen,  die  bisher  für  den  heid- 
war  vorhanden,  blieb  jedoch  für  die  Armen-  niseheu  Klüt  bestimmten  Güter,  die  ihr  zu 
pflege  ohne  grössere  Bedeutung.  Die  Mittel  \  einem  grossen  Teil  zugewiesen  wurden,  er- 
wurden durch  freie  Gaben  der  Gemeinde  inöglichteii  ihr,  Almosen  in  ungleich  grösserem 
zusammengebracht,  teils  durch  freiwillige  Masse  auszuteilen  als  früher.  Sodann  ent- 
Beiträge (stips)  zur  Gemeiudekasse  (arca  -  standen  jetzt  eine  Reihe  von  glänzenden  An- 
eorlKjna),  teils  und  hauptsächlich  durch  die  stalten.  Xciiodoehien,  Ptochotrophien,  Orpha- 
Ublationen,  meist  Natundgaben .  bei  der .  notronhicu.  Fremden-,  Armen-,  Waisen-, 
Feier  des  Aljcndmahls.  Diese  galten  als  Krankenhäuser  der  verschiedensten  Art. 
Gott  dargebrachte  Opfer,  und  früh  schon  j  Tau&eude  fanden  hier  eine  Zuflucht,  Tausende 
taucht  der  Gedanke  auf,  dass  Almosen  sün- '  wurdeu  sonst  versorgt.  In  Antiochien  zälüte 
dentilgende  Kraft  haben,  dass  man  sich  die  Matrikel  zu  Chrysostomus'  Zeit  allein 
durch  Verzicht  auf  einen  Teil  seines  Eigen- ,  3000  Witwen  uud  Jungfrauen  auf;  in  Ale- 
tunis zu  Gunsten  der  Armen  ein  Verdienst  xandrien  umfasste  sie  zur  Zeit  Johannes  des 
erwerben  und  sein  Seelenheil  fördern  kann.  Almosenpflegers  7800  Namen;  Rom  und 
Cntoi-stützt  wurden  nur  die  wirklich  Armen,  andere  grosse  Städte  waren  in  Regionen 
die  wegen  AJtei>sehwäche  oder  Krankheit  eingeteilt,  deren  jede  einem  Diakon  anver- 
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traut  war,  und  in  den  verschiedenen  Gegen- 
den der  Stadt  wäre»  Häuser  errichtet 
(Diakonieon),  in  denen  die  Annen  gespeist 
wurden.  Was  die  Kirehe  damals  geleistet, 
ist  in  der  That  grossartig;.  Sie  t»etraehtete 
wirklich  ihr  Gut  alsArmengut  oder  bestimmte 
wenigstens  da,  wo  eine  Teilung  desselben 
vorgenommen  wimle,  einen  Ted  des  Kirchen- 
guts  (in  Rom  und  den  von  ihm  abhängigen 
Kirchen  1  t)  für  die  Armen.  Jn  Notzeiten, 
und  solche  kamen  jetzt  oft,  nahmen  die 
Bischöfe  keinen  Anstand,  seihst  die  heiligen 
(iefässe  zu  verkaufen,  um  den  Armen  helfen 
zu  können.  Aber  die  alte  Gemeindearmen- 
pflege  war  das  doch  nicht  mehr.  Die  Obla- 
tionen  und  freien  Gaben  der  Gemeindeglieder 
hörten  auf,  oder  man  verwandelte  sie  in  Ge- 
bühren der  Geistlichen.  Die  Mittel  fflr  die 
Armenpflege  flössen  jetzt  aus  dem  unter  der 
Verwaltung  des  Bischofs  stehenden  Kirchen- 
gut Je  ausgedehnter  dessen  Verwaltung 
wurde,  desto  tiedeutender  wurde  die  Stellung 
des  Oekonomus,  in  dessen  Händen  sie  lag. 
Dieser  schob  sich  zwischen  den  Bischof  und 
die  Diakonen,  die  bald  ganz  aufhörten.  Träger 
der  Armenpflege  zu  sein.  Auch  die  weib- 
liche Diakonie  ging  unter.  Eine  Individuali- 
sierung wie  früher  war  dem  Massenelend 
gegenüber  nicht  möglich,  und  die  Gemeinde- 
armenpflege löst  sich  mehr  und  mehr  in 
niai^enh&ftes  Almoscngebeu  auf.  Seit  der 
zweiten  Hälfte  des  5.  Jahrhunderts  lässt  sich 
ihr  l'ntorgang  deutlich  wahrnehmen.  So 
ist  denn  auch  das  früher  erreichte  Ziel,  ge- 
rogelte Versorgung  aller  wahrhaft  Armen, 
nicht  mehr  erreiclil«ar.  Der  Bettel  nimmt 
überhand.  I Tnter  Valentinian  II.  winl  das 
erste  Bettelverbot  erlassen,  und  seitdem 
folgen  sie  sich  in  stets  wachsender  Strenge 
und  doch  vergeblich. 

2.  Da»  Mittelalter.  Noch  weniger  als  im 
römischen  Reich»-  war  eine  Gemeiudeannen- 
pflege  in  den  germanischen  Reichen 
durchführt« r.  Sie  war  auf  städtische  Ver- 
liültnisse  berechnet  und  entsprach  auch 
sonst  nicht  dem  Kulturzustande  und  der 
wirtschaftlichen  Lage  der  germanischen 
Völker.  Zwar  zeigt  die  fränkische  Kirche 
einen  grossen  Eifer  für  Armenpflege.  Viele 
Konzilien  beschäftigen  sich  mit  ihr  und 
geben  darüber  Bestimmungen.  Namentlich 
winl  verfügt,  dass  jede  Diöcese  ihre  Armen 
versorgen  st'H  Es  finden  sich  auch  Au- 
sätze dazu,  und  die  jetzt  beginnende  Aus- 
bildung der  Lokalparochieen  und  iluv  Aus- 
stattung mit  eigenem  Parochialkiixhengut 
hätte  bei  weiterer  Entwickelung  zu  einer 
Wiederbelebung  der  Gemeindearmenpflego 
führen  können.  Alier  der  rasche  \erfall 
der  fränkischen  Kirche,  die  Eingriffe  der 
weltlichen  Macht  in  das  Kirchengut  Hessen 
es  dazu  nicht  kommen.  Auch  liier  blieb  es 
Lei  einem  blossen  Almosengeben. 


Mehr  als  das  suchte  Karl  d  e  r  G  r  o  s  s  e  zu 
erreichen.  Er  erstrebte  eine  den  sozialen  und 
wirtschaftlichen  Verhältnissen  seines  Reiches 
angepasste  Armenpflege.  Nicht  nur  hielt 
er  die  Kirche  au.  den  Zehnten,  den  sie 
lange  erstrebt  und  jetzt  wirklich  erlangt 
hatte,  zu  Zwecken  der  Wohlthätigkeit  zu 
verwenden,  er  verpflichtete  auch  die  Grund- 
heiren,  ihre  abhängigen  Leute,  Hörige  und 
Hofgesinde,  zu  unterstützen.  »Jeder  soll 
die  Seineu  nach  Krilften  unterstützen  und 
sein  Getreide  nicht  zu  teuer  verkaufen* 
heisst  es  in  einem  Kapitulare  von  805.  Noch 
!  mehr  fonlert  er  von  den  seiner  wirtsehaft- 
I  liehen  Aufsicht  unterstellten  Grundherren. 
|  Auch  über  den  Kreis  der  von  ihnen  abhän- 
gigen Leute  hinaus  nimmt  er  ihre  Hilfo  in 
Anspruch.  Im  Notjahre  779  legt  er  den 
Bisehöfen,  Aebten,  Grafen  und  seiuen  Vasallen 
eine  förmliche  Annensteuer  auf.  Je  nach 
ihrem  Besitz  sollen  sie  1  Pfund  bis  5  SoHdi 
beisteuern  und  ausserdem  1—4  Anne  unter- 
halten. Dagegen  winl  das  Betteln  ausdrück- 
lich verboten.  Kein  Gnindhen-  soll  leiden, 
dass  seine  Armen  l»ettelnd  im  I^ande  umher- 
ziehen, und  keiner  soll  einem  Bettler,  der 
nicht  arl »eiten  will,  etwas  geben.  Auch  für 
die  Witwen,  die  Waisen  und  die  Reisenden 
traf  Karl  fürsorgliche  Bestimmungen.  Aber 
mit  seinem  Tode  verfiel  die  von  ihm  be- 
gründete Organisation  der  Armenpflege 
wieder,  und  der  mittelalterliche  Staat,  wenn 
von  einem  solchen  geredet  wenlen  darf, 
war  nicht  im  stände,  den  von  Karl  gemachten 
Versuch  wieder  aufzunehmen.  Eine  geordnete 
Annenpflege  kennt  das  Mittelalter,  vieUeicht 
die  skandinavischen!  jänder  (vgl.M  i  c  h  e  1  s  e  n , 
l'eber  altnonlisches  Annenrecht,  in  Falks 
Emilien  II,  S.  140 f.  —  Ratzinger,  Gesch. 
d.  kiivhl.  Armenpflege,  2.  Aufl.  S.  412  f.) 
ausgenommen,  nicht. 

Damit  soll  nicht  gesagt  sein,  dass  für 
die  Annen  nichts  geschehen  wäre.  Man 
giebt  Almosen  und  viel  Almosen,  vor  den 
Häusern,  auf  der  Strasse,  vor  den  Kirchen 
und  in  den  Kirchen,  bei  Hf>chzeitsfeiern  und 
Beenliguugen,  bei  kireldichen  und  bürger- 
Hohon  Festen:  man  stiftet  Spenden,  regel- 
mässig wenlen  au  bestimmten  Tagen,  nament- 
lich auch  bei  Seelenmessen  und  in  Verbin- 
dung mit  Memorien,  Brot,  Fleisch,  Fische 
und  sonstige  Nahningsmittel,  Kleider,  Schuhe, 
Feucrungsmatcrial  ausgeteilt ;  es  giebt  zahl- 
reiche Anstalten  der  Barmherzigkeit,  Hospi- 
täler aller  Art,  klösterliche  Spitäler,  Ordens- 
spitäler, städtische  Spitäler,  für  Alte,  Ge- 
brecldiche,  Kranke.  Aussätzige,  Pilger; 
die  Klöster  üben  eine  weitgehende  Gast- 
freundschaft und  Wohlthätigkeit;  es  giebt 
Seelbäder,  wo  der  Anne  au  gewissen  Tagen 
ein  freies  Bad,  dazu,  wenn  er  will,  freien 
Aderlass  und  eine  Mahlzeit  oder  einen  Trunk 
erliält;  es  giebt  Seelltäuser,  die  den  Armen 
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frei«  Wohnung  bieten  und  dazu  allerlei  Be- 
züge an  Geld  und  Naturalien :  es  fehlt  auch 
nicht  au  persönlicher  Liebesfibung,  unzählige 
Orden  und  Genossenscliafton  (die  ritterliehen 
Spitalorden,  der  Johanniterorden.  der  Deutsch- 
orden, die  Orlen  des  h.  freistes,  der  Anto- 
niter,  der  Alexianer  n.  a.  in.)  arlteiton  an 
den  Elenden  aller  Art.  oft  mit  der  grösston 
Aufopferung.  Dazu  kommt  eine  namentlich 
in  der  zweiten  Hillfte  des  Mittelalters  immer 
reicher  sich  entfaltende  genossenschaftliche 
Armenpflege  in  den  Genossenschaften  des 
Adels,  der  Patrieier,  in  den  Zünften  und 
(lüden  der  Handwerker,  den  Oesollenver- 
bindungen.  den  Kaianden,  den  Brüder- 
schaften etc.  Aber  das  alles  ist.  darin  liegt 
das  Charakteristische  der  mittelalterlichen 
Armenpflege,  zersplittert,  zu  einer  organi- 
sierten Annen  pflege,  die  der»  Zweck  ver- 
folgte, der  drohenden  Annut  vorzubeugen 
und  die  vorhandene  zu  bekämpfen,  «die  wirk- 
lich Annen  zu  versorgen,  kommt  es  nicht. 
Nirgends  macht  man  auch  nur  einen  Ver- 
such, einen  Ueberblick  über  das  Bedürfnis 
zu  gewinuen  und  eine  richtige  Verteilung 
der  vorhandenen  Mittel  zu  ermöglichen. 
Man  giebt,  ohne  die  Verhältnisse  der  Bitten- 
den eingehend  zu  prüfen,  ohne  sich  zu  fragen, 
wie  ihnen  gründlich  und  auf  die  Dauer  zu 
helfen  sei.  Eine  Verbindung  der  verschie- 
denen Wohltliätigkeitsanstalten  existiert  nicht. 
Jedes  Kloster,  jedes  Spital,  jede  Kirche  teilt 
Almosen  uns  oder  übt  die  ihm  sonst  stiftungs- 
mässig  obliegende  Barmherzigkeit,  ohne  sieh 
um  die  anderen  zu  kümmern.  Irgend  welche 
gemeinsame  <  >rdnungon,  die  auch  nur  für 
einen  kleineren  Kreis,  eine  einzelne  Stadt 
oder  Gemeinde,  die  vorhandenen  Mittel  zu- 
sammengefasst  und  die  Yorsoi-gung  der 
Armen  gefehlt  liätten,  sind  nicht  vorhanden. 
So  ist  es  denn,  von  denen,  die  etwa  au 
einer  Genossenschaft  im  Falle  der  Not  einen 
Rückhalt  hatten,  abgesehen,  ganz  zufällig, 
ob  ein  Notleidender  Hilfe  findet,  oder  es 
hangt  davon  ab,  wieweit  er  die  Kunst  des 
Bettelus  vorsteht.  Fanden  Hunderte  in  den 
Spitälern  freundliche  Aufnahme  und  gute, 
oft  üppige  Pflege,  so  öffnete  sich  anderen 
Hunderten  keine  Thür,  und  während  die 
einen,  und  meist  die  ansgolernteii  Bettler, 
an  den  Pforten  der  Klöster  nicht  bloss  Brot, 
sondern  auch  nach  der  freundlichen  Weise 
des  Mittelalters  eiuen  Trunk  Bier  oder  Wein, 
ja  wohl  gar  Kuchen  und  Braten  empfingen, 
mussten  andere  hungern.  Was  an  Stiftungen 
und  Anstalten  vorhanden  war.  beschränkte 
sieh  fast  ganz  auf  die  Städte  oder  einzelne 
kirchliehe  Mittelpunkte.  Stifter,  Klöster,  Wall- 
fahrtsorte, für  das  flache  Land  war  nur  sehr 
kümmerlich  gesorgt. 

Auf  der  einen  Seite  zu  viel,  auf  der  an- 
deren zu  wenig,  das  ist  die  Siguafur  der 
Armenpflege  des  Mittelalters,  und  das  zu 


viel  war  im  Grunde  ebenso  schädlich  wie 
das  zu  wenig,  denn  eben  mit  diesem  unge- 
i-egelten  Ahnosengeben  zog  man  sieh  ein 
arbeitsscheues,  in  allen  Listen  und  Trügereien 
ausgelerntes  Bettelvolk  gross,  das  gegen 
Ende  des  Mittelalters  in  allen  christlichen 
Ländern  zu  einer  wahren  Landplage  wurde 
und  zu  Gegenmassregeln  drängte.  Schon 
in  der  zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts 
beginnen  die  Bettel  verböte.  In  Frankreich 
wird  ein  solches  schon  1350  erlassen,  in 
England  begegnen  uns  1360,  1381,  138* 
Gesetze,  die  mit  drakonischer  Strenge  so- 
wohl das  Betteln  als  das  Almosengeben  an 
arlKÜtsfähigc  Anne  verbieten.  In  Deutsch- 
land erlassen  die  Städte  ähnliche  Verord- 
nungen (Esslingen  1384,  Braunschweig  140o. 
Wien  1442,  Köln  1446,  Nürnberg  1478». 
Auc  h  Kaiser  und  .Reich  sahen  sich  genötigt 
einzugreifen.  Auf  dem  Reichstage  zu  Lindau 
(1497)  wurde  verordnet,  dass  das  Betteln 
nur  sehwachen  und  mit  Gebrechen  beliafteten 
Personen  zu  gestatten  sei  und  dass  Kinder 
der  Bettler,  sobald  sie  ihr  Brot  zu  verdienen 
geschickt  seien.  l>oi  Handwerkern  oder  sonst 
in  Dienst  untergebracht  werden  sollen.  Es 
ist  die  moderne  Staatsidee,  die  sieh  geltend 
zu  machen  beginnt.  Wissenschaftlich  ver- 
tritt diese  die  nominal  istische  Schule:  sie 
verteidigt  die  Selbständigkeit  des  Staates 
und  schreibt  ihm  die  Aufgabe  zu,  das  Ge- 
meinwohl (bonum  commune)  zu  fördern. 
Dazu  gehört  auch  die  Fürsorge,  dass  das 
Gemeinwohl  nicht  durch  das  Bettelunwesen 
Schallen  leide.  Nominalistische  Theologen 
schreiben  dem  Staate  bereits  das  Hecht  zu. 
das  Hefteln  zu  verbieten  und  für  arbeits- 
unfähige Anne  zu  sorgeu.  Wurzeln  dies»» 
Massrogelu  gegen  den  Bettel  mehr  in  wirt- 
schaftlichen als  in  religiös-sittlichen  Motiven, 
so  tragen  sie  auch  vorwiegend  armenpolizei- 
lichen Charakter.  Das  Element  der  Armen- 
pflege  ist  uoch  recht  schwach.  Ganz 
fehlt  es  nicht,  schon  im  15.  Jahrhundert 
finden  sich  in  den  Städten  Ansätze  zu  einer 
kommunalen  Annenpflege.  Wie  früher  die 
kirchlichen  Organe,  so  werden  jetzt  immer 
häufiger  die  städtischen  Behörden  mit  der 
Verwaltung  von  Armeiistiftungen  betraut, 
der  Bat  nimmt  die  Aufsicht  über  die  oft 
vernachlässigten  Hospitäler  in  die  Hand  und 
stiftet  selbst  solche,  er  lässt  Spenden  aus- 
teilen und  sorgt  für  billiges  Brot.  In  Frank- 
furt am  Main  werden  schon  1437  städtische 
Armenpfleger  angestellt.  In  Kölu  wird  das 
Almosen  beim  heiligen  Geisthause  seit  145o 
von  städtischen  Beamten  verwaltet,  in  Ant- 
werpen giebt  es  seit  1458  einen  Annmeester. 
der  Hat  gilt  dort  als  Vormund  der  Waisen. 
Irren.  Blinden  und  Stummen.  (Woikowsky. 
Das  Armen weseu  des  mittelalterlichen  Köln. 
Breslau  ls!»l.  —  Albordingk-Thym,  De  Ge- 
stiebten van  Liefdadtgkcit  in  Belgie.  Leuven 
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188.'}.)  Aber  freilich  zu  einem  völligen  Ver- 
ltot «les  Betteins  und  zu  dem  Gedanken, 
«lass  es  die  Pflicht  des  Gemeinwesens  ist, 
alle  arbeitsunfähigen  Armen  regelmässig  zu 
versorgen,  kann  mau  sieh  noch  nicht  er- 
hellen. Die  erlassenen  Ordnungen  sind  mehr 
Bettel-  als  Annenordnungen.  Sie  organisieren 
den  Bettel,  indem  sie  tiestimmen,  wer  betteln 
darf  und  unter  welchen  Bedingungen,  wem 
ilagegen  das  Betteln  verboten  ist.  Deshalb 
konnten  sie  auch  gegen  die  Bettelplage 
nichts  ausrichten,  stärkten  den  Bettel  viel- 
mehr, indem  sie  ihn  legalisierten.  Sie  gingen 
nicht  aus  der  Einsicht  der  sittlichen  Ver- 
werflichkeit des  Bettels  und  aus  dem  Be- 
wußtsein der  sittlichen  Pflicht,  die  Annen 
zu  versorgen,  hervor,  sondern  waren  im 
Grunde  nur  ein  Akt  der  Notwehr  gegen 
die  unerträgliche  Belästigung  durch  den 
Bettel.  Sie  standen  überhaupt  mit  den 
religiös-sittlichen  Anschauungen,  wie  sie  im 
Mittelalter  gepflegt  waren,  in  "Widerspruch. 
Denn  ein  Widerspmeh  war  es  doch,  das 
Almosengeben  als  ein  gutes,  den  Himmel 
verdienendes  Werk  zu  preisen,  aber  das 
Almosenbitten  als  ein  Verbrechen  mit  Ohren- 
abschneiden  oder  gar  mit  dem  Strange  zu 
bestrafen.  Zwar  hat  auch  die  mittelalter- 
liche Kirche  gelehrt,  dass  ohne  Not  aus 
Arbeitsscheu  betteln  Sünde  sei,  aber  sie  hat 
doch  daneben  den  Bettel  mit  einem  Heiligen- 
schein umgelten;  sie  hat  zwar  einerseits 
dadurch,  dass  sie  das  Almosengeben  als  ein 
verdienstliches  Werk  empfahl,  eine  reiche 
Mildthätigkeit  henorgenifen ,  at»er  sie  hat 
im  Zusammenhang  damit  die  richtige  Ver- 
teilung der  Almosen  ausser  acht  gelassen. 
Der  Hauptzweck  blieb  doch,  sich  die  Gnade 
Gottes  zu  erwerben,  nicht  die  Armut  zu 
l*>kämpfen  und  zu  lindem.  Von  diesen 
sittlichen  Anschauungen  aus  konnte  es  nur 
zu  einem  zufälligen  Wohlthun ,  nicht  zu 
einer  geregelten  Armenpflege  kommen,  l'm 
dahin  zu  gelangen,  bedurfte  es  einer  völligen 
Umwandlung  der  religiös-sittlichen  An- 
schauungen. Diese  brachte  erst  die  Refor- 
mation. 

3.  Dan  16.  und  17.  Jahrhundert.  In 

seiner  Schrift  >An  den  Adel  deutscher 
Nation «  erklärt  Luther  es  für  >der  grössten 
Nöthe  eine,  dass  alle  Bettelei  abgethan  würde 
in  der  ganzen  Christenheit«  und  entwickelt 
dann  mit  sicherer  Hand  die  Gnindgedanken 
einer  gesunden  Armenordnung.  Jede  Stadt 
muss  ihre  Annen  selbst  versorgen,  fremde 
Bettler  weiden  ausgewiesen.  An  die  Stelle 
des  untersclüedslosen  Gebens  tritt  eine  ge- 
regelte Versorgung  '1er  Armen  auf  Grund 
einer  genauen  Prüfung  ihrer  Verhältnisse 
und  nach  Sondenmg  der  wirklich  Annen 
von  den  losen  Buben  und  1  .and lüu fern,  die 
Versorgung  erstreckt  sich  aber  nur  auf  das 
Notwendigste.    >Es  ist  genug,  dass  ziemlich 


die  Armen  vorsorgt  seien,  dabei  sie  nit 
Hungere  sterben  oder  erfrieren.  Es  fügt 
sich  nit,  dass  Einer  auf  des  Anderen  Arbeit 
müssig  gehe.  Es  ist  Niemand  von  der 
Anderen  Güter  zu  leben  verordnet.  Wer 
arm  sein  will,  soll  nit  reich  sein:  will  er 
aber  reich  seiu,  so  greif  er  mit  der  Hand 
an  den  Pflug  und  suchs  ihm  seltier  aus  der 
Erden.«  Das  Motiv,  durch  Almosen  sein 
Seelenheil  zu  fördern,  fällt  weg,  und  an  die 
Stelle  tritt  als  einziges  Motiv  die  Nächsten- 
liebe, die  dein  notleidenden  Mitmenschen 
helfen  will.  Damit  wird  aber  auch  das 
Ziel  eiu  anderes.  Suchte  man  durch  Almosen 
sein  Seelenheil  zu  fördern,  so  kam  es  darauf 
an,  möglichst  viel  Almosen  zu  geben,  jetzt 
!  ist  das  Ziel,  dem  Nächsten  wirklich  zu  helfen. 
Deshalb  kein  unterschiedsloses  Geben,  sondern 
ein  Geben  auf  Grund  genauer  Prüfung  der 
Verhältnisse.  Mit  Beseitigung  des  welt- 
,  flüchtigen  Zuges  der  mittelalterlichen  Ethik 
j  gelangt  Lutherauch  wieder  zu  einer  richtigen 
|  Würdigung  der  Arbeit  und  der  irdischen 
Güter.  Nicht  dass  jemand  auf  einen  Teil 
seiner  Güter  verzichtet,  hat  sittlichen  Wert, 
sondern  dass  er  damit  seinem  Nächsten 
hilft.  Jeder  ist  zur  Arbeit  verpflichtet, 
Betteln  ist  Pn  recht.  Iu  der  Christenheit 
soll  nicht  geltettclt  werden.  Wer  arbeits- 
fähig ist,  soll  auch  arbeiten,  wer  arbeitsun- 
fällig ist,  soll  ohne  Bettel  uuterlialton  werden. 
Nur  die  Arbeit  giebt  ein  Anrecht  an  die 
iniischen  Güter,  diese  Ordnung  Gottes  soll 
durch  Ahnosengaben  nicht  ausser  Kraft  ge- 
setzt werden.  Die  Armenpflege  liat  sieh 
!  auf  «las  Notwendige  zu  lteschränken,  sie 
darf  nicht  die  wirtschaftliche  Selbstverant- 
wortlichkeit jedes  einzelnen  schädigen,  nicht 
dem  einen  auf  Kosten  der  anderen  ein  Wohl- 
leben verschaffen. 

Es  waren  zunächst  die  Städte,  welche 
diese  Gedanken  verwirklichten.  Sie  hatten 
unter  der  Bettelplag«1  am  meisten  zu  leiden, 
in  ihnen  war  die  wichtigste  Voraussetzung 
einer  Gcmcindenrmenpflege  gegeben,  sie 
bildeten  eine  Gemeinde.  Bei  ilinen  waren 
auch  bereits  Ansätze  zu  einer  bürgerlichen 
Armenpflege  vorhanden,  die  jetzt  den  refor- 
matorischen Gedanken  entsprechend  fortge- 
bildet wurden.  An  die  Stelle  der  bisherigen 
Bettelordnungen  traten  nun  wirklich  Armen- 
ordnungen,  «lie  nicht  bloss  die  Armenpolizoi, 
sondern  auch  die  Armenpflege  regelten.  Die 
älteste  ist  die  Augsburger  vom  21.  März 
lf>22,  dann  folgte  die  Nürnl>ergcr  vom  23. 
Juli  desselben  Jahres,  die  oft  gednickt,  weit- 
hin  zum  Vorbilde  geworden  ist  («las  genau- 
este über  sie  giebt  Ehrle.  Beiträge  zur 
Geschichte  und  Reform  «1er  Armenpflege, 
Freiburg  i.  Br.  1*81  und  Histor.  Jahrb.  lSSS 
S.  A'A) ff.,  dort  auch  «1er  Abdruck  «ler  Ord- 
nung in  ihren  verschie«  Ionen  Fonnen).  Aelin- 
lich  wurde  in  Strassburg  und  Breslau  1.723, 
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in  R«*gensburg  und  Magthdmrg  1.7J4  «.las 
Armenwesen  geonlnot.  Diese  stä<ltiseh«*n 
Armenonlnungen  «lürfen  nicht,  wie  es  bisher 
meist  geschehen  ist,  auf  eine  Linie  mit  den 
späteren  Kastcnorduungen  gestellt  wenlen. 
obwohl  sie  im  wesentlichen  «liesollwn  Grund- 
sätze l»efoIgcn  wie  dies»-1.  Sic  sind  lediglich 
bürgerliche  Ordnungen  und  wenn  auch  unter 
dem  Einfluss  der  ivff.rmatorisch.  il  Ge«lankcn 
entstanden,  stehen  si«*  «lo«h  nicht  mit  '1er 
Neuonlnung  des  Kirchen wesens  in  diivkt<*m 
Zusammenhange.  Anders  «lie  Kastenord- 
nungeu:  sie  sind  «•in  Stück  <lcr  Neuordnung 
des  Kirchen wesens  selbst.  Sobald  die  letz- 
tere in  Angriff  genommeii  wurde,  war  auch 
eine  Neuordnung  der  Armeupfl.ge  unum- 
gänglich, denn  mit  «lern  alten  Kireh«>i.w.\sen 
fiel  auch  alles  weg.  was  von  Armen pflep- 
mit  ihm  bisher  aufs  engste  verbunden  war. 
Sobald  «lie  Messe  abgeschafft  wurde,  mnsstc 
auch  iwVr  die  unzähligen  mit  ihr  zusammen- 
hangenden Stiftungen  entschieden  wenlen, 
und  mit  der  Auflösung  «b-r  Klöster  und 
Spitalgenossenschaft«>n  sah  man  sich  vor  die 
Frage  gestellt,  wer  «lie  von  ihnen  bis  dahin 
geübte  Armei.pflege  ühcrin-hmcn  sollte. 

Die  ei-steti  Versuch«*  einer  Ni'itonluuiig 
des  Kiifh«-nwes«'ns  und  <l«'s  damit  zusammen- 
hängenden Annenwesens  sind  nicht  von 
Luther  selbst  ausgegangen.  In  Wittenlierg 
setzte  Karl stadt  1  .VJ jf  in  tumultuarischer 
Weis«-  eine  Kirehenordnung  «lurch,  welch«' 
zugleich  die  Armen pfl.'gc  n 'gelte,  in  Le is- 
nig vereinbarte  die  (iemein«|e  \~tXi  ili<- 
Onlnung  eines  gemeinen  Kastens  (bei 
Richter,  Khvhenordnungen  1.  10  ff.  — 
Vcrgl.  Kawerau.  N.  Aivhiv  f.  sä«hs.  0«^- 
schichte  und  Altertumskunde  III.  Ts. 
A nacker.  Mitteilungen  «h*s  Geschichts- 
un<l  Altertumsvcn'ins  zu  Leisnig.  lsst,  Heft 
(i).  die  Luther  mit  einer  Vorrede  herausgab 
(Erl.  Ausgabe.  Bd.  >  >.  S.  V22  ff.l.  Ks  wan-n 
Versuche,  das  Kirchenwesen  und  im  Zu- 
sammenhange damit  das  Arnn-nwe-en  auf 
genossenschaftlicher  Grundlage  zu  ordnen. 
Das  erwies  sich  al>er  als  unmöglich. 
Nach  «b'in  Bauernkriege  wurde  im  Gebiete 
der  lutherischen  Reformation  die  Neuord- 
nung ul>erall  von  «U-n  Obrigkeiten,  den 
Fürsten  und  Stadträten,  in  Angriff  genommen. 
Mit  d«>m  Kindienwesen  wird  das  Arnion- 
wesen  neu  geivg»'lt,  die  Kastcnonlnungcn, 
welche  dieses  ordneten,  bilden  meist  einen 
Teil  der  Kirchenordnungen  oder  treten  «Uesen 
zur  Seite.  (Eine  I 'ebersicht  «ler  Kastenonl- 
nuugen  gioht  Riggenbach.  Das  Annen- 
wesen der  Refonnation,  lss,{.  Vei-gl.Hering, 
l'eb»»r  die  I.iebesthätigkeit  der  Reformation. 
Studienund  Kritiken  ls.s;i.S4. S5. —  Nobbe. 
Die  Regelung  «ler  Armenpflege  im  10.  Jahr- 
hundert in  «ler  Zts.  hr.  f.  KirchongeseluVhte 
X,  .")<»!•  ff.  Abgedruckt  sind  «lie  m.  i-ten  bei 
Richter  KO«u 


Darf  man  auch  in  gewissem  Sinne  sagen, 
dass  in  «ler  Armenpflege  der  Refonnations- 
zeit  die  altkireldicho  wieder  auflebt,  so  ist 
«loch  ein  grosser  Tutei-schied  zwischen  beiden. 
Die  durch  die  Kastenordiiungen  organisierte 
Armenpflege  ist  keine  ausschliesslich  kirch- 
liche, wie  es  die  «ler  ersten  Jahrhunderte  war. 
sondern  eine  gemischt  büi^rlich-kirehliehe 
dem  entsprechend,  «lass  iu  «ler  Refonnations- 
z«'it  di«'  heutige  rnterseheidung  von  bürger- 
licher  und  kirchlicher  Gemeinde  nicht  vor- 
handen  ist.  Die  Kirchengemeinde  bildet 
zwar  den  Rahmen  für  die  Armenpflege, 
aber  «lie  Kirehengemoinde  «leckt  sich  mit 
der  bürgerlichen  oder  ist  «hx-h  «'ine  Abteilung 
1  «lorselben.  und  «lie  bürgerlich«1  <  »brigkeit  ist 
«•s.  w«dche  die  Annenpflege  durch  die  von 
ihr  erlassenen  Ordnungen  regelt  und  durch 
:  ihre  i  irgane  licaufsichtigt.  Der  Ontndgedanke 
«lieser  Onlmingen  ist  der,  dass  die  bisher 
verzettelten  Mittel  veivinigt  wenlen  un«l  statt 
einer  zufälligen  und  zusammenhangslosen 
Wohlthätigkeit  einer  geregelten  Versorgung 
aller  wirklich  Armen  dienen  sollen.  Deshalb 
winl  *ein  gemeiner  Kasten-  eingerichtet, 
in  «lein  alle  bisher  vereinzelten  Armen- 
stiftungen,  Spenden,  Mandate  u.  s.  w.  zu- 
samm.'nfliessen.  Dazu  kommen  dann  «lie 
i  Stiftungen  für  Seelmesson.  mit  denen  auch 
vielfach  Armenspenden  verbunden  wan*n. 
elionso  das  Vermögen  der  BiTblerseliaften. 
Kalande  u.  s.  w..  endlich  die  Ertrag«*  frei- 
williger Sammlungen.  «I«*r  Klingelbeutel- 
sammlungen in  «leu  Gott«»s«liensten  uwi  d«*r 
regelmässigen  Ilaussammlungen.  Arinen- 
steuern  k«-nnt  die  Reformationszeit  nicht. 
Man  vcrlässt  sich  darauf,  dass  die  freiwilligen 
Gnben  zusammen  mit  «b*n  Mitteln  der  alten 
Stiftungen  ausreichen  "wenlen. 

Verwaltet  winl  «ler  gemeine  Kasten  von 
«len  Knstcnmcistcni,  oder  Kastenhenvn,  «Ii«* 
oft  auc  h  nach  Apostelgeschichte«:*  und  l.Tim.^i 
Diakonen  heissen    und    über  «leren  Zahl 
und  Dienstzeit  die  Kasteiiordnungen  je  nach 
den  Verhält niss«'n  mannigfach  verschiedene 
Bestimmungen  treffen.    Die  Zahl  derselben 
ist  überall  nur  kl«*in,  in  Uraunsehweig  z.  Ii. 
nur  .'i  für  jeflen  Kasten,  meist  sind  ihrer  4. 
in  Hamburg  .i,  in  Lüb«*ek  ausnahmsweise  12. 
Ihn«   Dienstzeit   ist   kurz    bemessen.  An 
manchen  Orten  dienen   sie   nur  ein  oder 
j  zwei  Jahre,   «laiin  treten  andere  an  ihre 
|  Stell«-.    Sie  werden  von  der  Gemeinde  ge- 
!  wählt,  vielfach  unter  Mitwirkung  «les  Rats 
j  oiler  auf  dem  Linde  «ler  Amtleute.  Hier 
und    da     ergänzt     sich    «las  Kollegium 
der  Kastenherivn   auch  «lurch  Kooptation, 
!  und  fast  überall  winl  «lie  Wahl  nach  und 
nach  lM'deutinigslos;  Ernennung  «lurch  «Ii«' 
Obrigkeit  oder  Kooptation  tritt  an  die  Stell»* 
der  Gemeimlewahl. 

Für  die  Verwaltung  des  Kastens  war 
das  gute  Vorbild  der  stä'ltisehen  Finanzver- 
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waltung  massgeliend.  Die  Kastenordnuugeu 
geben  dieserhalb  die  genauesten  Vorschrif- 
ten. Die  Aufsicht  führte  in  den  Städten 
der  Rat.  auf  dem  Lande  die  Amtleute  oder 
die  Kirchenpatronen.  Jährlieh  musste  öffent- 
lich Reelinung  gelegt  werden.  Als  leitender 
Grundsatz  für  die  Verwendung  der  Mittel 
galt,  dass  nicht  Landläufer  und  Müssig- 
gänger,  sondern  nur  die  »rechten  Armen 
diese  aber  alle  und  nur  mit  dem  Notwen- 
digen unterstutzt  werden  sollen.  Die  Dia- 
konen werden  deslialb  angewiesen,  durch 
die  Stadt  zu  gehen,  die  Armen  in  ihren 
Wohnungen  aufzusuchen  und  ihrc  Verhält- 
nisse zu  untersuchen,  diese  Untersuchung  auch 
in  regelmässigen  Zeitabschnitten  zu  wieder- 
holen, um  fortgehend  von  der  Lige  der 
Armen  unterrichtet  zu  sein.  Auf  Grund 
gemeinsamer  Beratung  wird  dann  festge- 
stellt, welche  und  in  welcher  Weise  sie  zu 
unterstützen  sind.  Je  nach  den  Umständen 
besteht  die  Unterstützung  in  Geld  oder  in 
Naturalien,  die  auch  durch  Haussammlungen 
zusammengebracht  werden.  Die  Unter- 
stützungen werden  den  Annen  durch  die 
Diakonen  selbst  oder  durch  Unterbeamte 
des  Kastens,  Kastenknochto,  ins  Haus  ge- 
bracht, bisweilen  auch  in  der  Kirche  im 
Anschluss  an  einen  Gottesdienst  verteilt. 
Angestrebt  wird  eine  persönliche  Verbin- 
dung mit  den  Armen,  eine  Art  Patrouat 
über  dieselben  und  dadurch  die  religiöse 
und  sittliche  Hebung  der  Unterstützten.  Auf 
die  prophylaktische  Armenpflege  legen  die 
Kastenordnnngeu  besonderen  Wert.  Man 
ist  tiemüht,  die  Gemeindeglieder  vor  dem 
Armwerden  zu  bewahren  und  den  Arm  ge- 
wordenen wieder  zu  wirtschaftlicher  Selb- 
ständigkeit zu  helfen.  Den  Annen  soll 
deshalb  womöglich  Arbeit  verschafft,  den 
Handwerkern  sollen  Vorschüsse  gegeben, 
auch  Brotkorn  und  sonstige  Lel>ensbedürf- 
nissc  in  grösseren  Mengen  angeschafft  und 
den  Bedürftigen  zu  billigem'  Preist'  ab- 
gelassen werden.  Auch  über  die  Fürsorge 
für  Waisen  und  verlassene  Kinder,  für 
Kranke  und  Wöchnerinnen  enthalten  die 
Kastenord  nnngen  A  nweisungen . 

Finden  sich  so  die  heute  allgemein  an- 
erkannten Gnindsätze  einer  gesunden  Ar- ! 
menpflege  in  den  Kastenordnungen  bereits  j 
vorgezeichnet,  so  blieb  doch  die  Ausführung  > 
hinter  dem,  was  man  erstrebte,  weit  zurück. : 
Die  Aufgabe  war  zu  schwierig,  als  dass  sie  \ 
im  ersten  Anlauf  zu  lösen  gewesen  wäre. 1 
Man  hatte  in  der  ersten  Begeisterung  die 
Willigkeit  der  Gemeinden  überschätzt  und 
dagegen  die  von  den  Pflegern  zu  leistende 
Arbeit  unterschätzt.    Die  "alten  Stiftungen 
flössen  nur  zum   Teil    in   den  gemeinen 
Kasten,   viele  gingen    unter  oder  blieben 
neben  ihm  1-ostehen.  mit  ihren  Almosen- 
spenden die  öffentliche  Annenpflege  durch- 


kreuzend. Von  dem  eingezogenen  Kirchen- 
gut  floss  nur  ein  Ranz  geringer  Teil  der 
Amenpflege  zu.  Die  Kastcuhenen  waren 
ihrer  Aufgabe  nicht  gewachsen.  Man 
mutete  ihnen  zu  viel  zu.  Die  Bezirke 
waren  zu  gross,  der  nach  dem  Muster  der 
städtischen  Acmter  eingeführte  schnelle 
Wechsel  verhinderte,  dass  sie  sieh  in  ihr 
Amt  einlebten  und  ihre  Erfahrungen  ver- 
werteten. So  geriet  die  eigentliche  Armen- 
pflege in  die  Hand  der  ständig  angestellten 
Kastendieuer  und  Armen vögte.  Der  erste 
Eifer  Hess  bald  nach,  das  Amt  wurde  eine 
List,  von  der  man  sich  loskaufte.  Ein  ge- 
schultes Personal  gab  e«  nicht  ,  da  man  die 
alten  Pflegeorden  zerstört  hatte,  ohne  etwas 
Neues  an  die  Stelle  zu  setzen.  Die  Schei- 
dung der  arbeitsunfähigen  Annen  und  der 
arbeitsfähigen  Bettler  konnte  nicht  gelingen, 
weil  die  dazu  nötigen  Anstalten  fehlten. 
Schon  im  letzten  Drittel  des  16.  Jahrhun- 
derts hört  man  aller  Orten  wieder  klagen 
über  Zunahme  des  Bettels.  Was  der  ge- 
meine Kasten  <-  werden  sollte,  die  Oontral- 
stelle  für  eine  alle  wirklich  Armen  um- 
fassende Armenpflege,  ist  er  nicht  gewor- 
den, er  sinkt  zu  einer  Spocialstiftung  neben 
anderen  herab,  aus  welcher  Almosen  an 
einzelne  gegeben  werden. 

Völliger  als  in  der  lutherischen  sind  die 
informatorischen  Gedanken  ül>er  die  Armen- 
pflege in  der  reformierten  Kirche  zur 
Durchfühnmg  gekommen.  Den  Lutheranern 
gilt  zwar  die  Armenpflege  auch  als  eine 
notwendige  Betliätigung  des  christlichen 
Leliens  als  eines  Lebens  der  Nächstenliebe, 
aber  wer  die  Anneupfloge  walirnimmt,  ist 
ihnen  eine  blosse  Zweckmässigkeitsfrage,  ja 
sie  sind  von  vornherein  geneigt,  die  Leitung 
der  weltlichen  Obrigkeit  zu  Überlassen,  da 
die  Annenpflege  nicht  direkt  zu  den  Auf- 
gal>en  der  Kirche  gehört.  Calvin  dagegen 
rechnet  dazu  auch  die  Armenpflege.  Was 
das  Neue  Testament  davon  Iteriehtct.  gilt 
ihm  nicht  wie  Luther  bloss  als  Vorbild, 
sondern  als  göttliche  Ordnung,  und  neigen 
dem  Prcdigtatut  ist  der  Kircfie  das  Diako- 
nenaint  eingestiftet.  Das  Ziel  Ist  eine  vom 
Staate  unabhängige,  völlig  selbständige 
kirchliche  Armenpflege.  Freilich  da,  wo 
sich  die  refonnierte  Kirche  in  Uohereinstim- 
mung  mit  der  Obrigkeit  konstituierte,  wie 
z.  B.  in  Genf  selbst,  war  das  Ergebnis  eine 
der  lutherischen  ähnliche,  halb  kirclüiche. 
halb  bürgerliche  Armenpflege.  Zur  vollen 
Durchfühning  kommen  die  reformierten 
Gnindsätze  nur  da.  wo  das  Kirchenwesen 
sich  in  Unabhängigkeit  vom  Staate  oder 
gar  im  Gegensatz  zu  den  staatlichen  Ge- 
walten entwickelte.  Hier  besitzt  die  refor- 
mierte Kirche  aber  auch  in  den  unter 
a  Laseos  Einfluss  stehenden  Frcmdlings- 
gemeiuden    am    Niederrhein    ein  Muster 
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kirchlicher  Annenpflege,  wie  es  die  Refor- 
mationszeit sonst  nirgends  bietet  (vgl.  Ijc. 
Ed.  Simons.  Die  älteste  evangelische  Ge- 
meintleanneupflege  am  Niederrhein  und  ihre 
Bedeutung  für  unsere  Zeit.  Bonn  1894). 
Wie  diese  durch  völlig  freien  Zusammcn- 
schluss  der  Gläubigen  entstandenen  und  in 
ihrer  Verfassung  genossenschaftlich  ausge- 
stalteten Gemeinden  denen  der  apostolischen 
Zeit  ähnlich  waren,  so  haben  sie  auch  eine 
Gemeindearmenpflege  entwickelt,  die  der 
jener  Zeit  ebenbürtig  an  die  Seite  gestellt 
werden  kann. 

Grundlegend  für  dieselbe  wurde  die  von 
a  La sco  für  die  Niederländer  in  Ix>ndon 
gegebene  Kirchenordnung  (Richter,  Ev. 
K.V.U.  II,  S.  ;i9),  nur  dass  die  Bestimmun- 
gen derselben  in  den  Gemeinden  in  Kmden 
und  am  Niederrhein  noch  nach  manchen 
Seiten  hin  vervollständigt  und  weiter  aus- 
gebildet wurden,  ('harakteristisch  für  diese 
Armenpflege  sind  besonders  drei  Punkte. 
Zunächst  die  viel  zahlreicheren  und  sorg- 
samer ausgewählten  personlichen  Kräfte. 
Auf  die  rechte  Auswahl  der  Diakonen  wird 
gross»-  Sorgfalt  gewendet,  ihre  Wahl  und 
Einführung  ist  ein  feierlicher,  durch  Fasten 
und  Gebet  vorl»oroiteter  Akt.  ihre  Stellung  in 
der  Gemeinde  eine  hoch  angesehene.  Neben 
den  Diakonen  giebt  es  auch  Diakonissen  für 
die  Dienstleistung  l>ei  den  weiblichen  Ge- 
meindegliedern. Sodann  die  vertief  fliehe, 
läs  ins  einzelsto  durchgeführte  individuelle 
Behandlung  der  Annen,  die  möglich  wnr, 
weil  man  in  den  Diakonen  und  Diakonissen 
ein  besser  geschultes  Personal  hatte  als  in 
den  Kagtenhcrrcrt  der  lutherischen  Kirche 
und  weil  die  Gemeinden  kleiu  und  über- 
sichtlich waren.  Im  Herbst  gehen  die  Dia- 
konen und  Diakonissen  durch  alle  Wohnun- 
gen der  Annen  und  sehen  nach,  was  ihnen 
fehlt.  Für  d  ie  Anschaffung  von  Leinen, 
Wollen  Stoffen,  Kohlen,  Holz  und  Torf  ist 
schon  vorher  Sorge  getragen,  nach  Bedürf- 
nis werden  die  Vorräte  verteilt.  Bei  aller 
Zartheit  und  Rücksichtnahme  auf  die  Ver- 
hältnisse der  Annen  zeigt  sich  doch  nichts 
von  verkehrter  Weichlichkeit.  Mit  Ernst 
verfolgt  die  Armenpflege  das  Ziel,  die 
Armen  zu  erziehen.  Wer  sich  nicht  er- 
ziehen lassen  will,  die  Weisungen  der  Dia- 
konen nicht  beachtet,  wird  von  der  Unter- 
stützung ausgeschlossen.  Gesunden  wird 
Arbeit  zugewiesen ;  die  Diakonen  sollen  sich 
U'i  den  Innungsmeistern  nach  Arbeit  um- 
sehen. Beschäftigungen,  die  eine  besondere 
Versuchung  zum  Bettel  in  sich  scldiessen. 
sind  den  Annen  untersagt.  Um  Arme 
w in ler  erwerbsfällig  zu  machen,  dürfen  die 
Diakonen  auch  grössere  Summen  bewilligen. 
Der  dritte  charakteristische  Punkt  liegt  in 
der  Verbindung  der  Armenpflege  mit  der 
Kirchenzucht.      Gemeindeglieder,    die  in 


öffentlicher   Sünde    leben   und  gern  ilu-e 
Sünde  mit  grossen  Gaben  für  die  Annen 
zudecken  möchten,  sollen  bei  den  Samm- 
lungen übergangen  werden.    Bei  Uiren  Be- 
suchen haben  die  Diakonen  sich  auch  nach 
dem  kirchlichen  und  sittlichen  lieben  der 
Armen  zu  erkundigen  und  sie  nötigenfalls 
.  zu  ennahuen  und  zu  strafen.  Besondere 
Aufmerksamkeit  wird,  immer  ein  Zeichen 
einer  guten  Annenpflege,  der  Kinderpflege 
;  zugewendet.    Knaben  werden  bei  frommen 
■  Meistern  in  die  Lehre  gegeben  und  stehen 
I  dann  unter  der    Aufsicht    der  Diakonen, 
j  Mädchen  werden  in  Dienst  gebracht  und 
;  darin  von  den  Diakonissen  beaufsichtigt, 
l  Hat    sich   diese   Armenpflege   auch  nicht 
I  immer  auf  derselU'n  Höhe  gehalten,  so  ist 
sie  doch  auch  nicht  wieder  untergegangen. 
Die  17.N">  für  die  Grafschaft  Berg  erlassene 
Annenordnung  ist  im  Uuterselüede  von  an- 
deren gleichzeitigen  noch  eine  rein  kirch- 
liche, und  eben  aus  diesen  Kreisen  sind  in 
unserem  Jahrhundert  die  fruchtluirsteii  An- 
:  regungen  hervorgegangen.    Es  sei  nur  an 
Idas  sogenannte  Elberfelder  System,  au  die 
Herstellung  des  Diakonisseninstituts  und  an 
j  die  rheinisch- westfälische  Kirchenord  uuug 
mit   ihren   Bestimmungen   über  kirchliche 
I  Armenpflege  erinnert. 

Eigentümlich  ist  die  Entwickelung  der 
!  Anne u pflege  in  England,  Bettelverbote 
der  strengsten  Art  gab  es  dort  schon  vor 
der  Reformation,  und  die  von  Heinrich  VIII. 
erlassenen  Gesetze  unterscheiden  sich  nicht 
wesentlich  von  denen  in  anderen  lindern. 
Nachdem  unter  Eduard  VI.  das  Vermögen 
der  Brüderschaften  und  Gilden  eingezogen 
war,  drängte  sich  die  Pflicht  auf.  für  die 
Armen  ausgiebiger  zu  sorgen.  Zunächst 
wurde  das  ohne  eine  Annensteuer  versucht, 
al»er  schon  1"»73  wird  eine  Steuer  zur 
Unterhaltung  arbeitsunfähiger  Armen  auf 
das  Gmudeigentum  gelegt,  und  IGOl  erliess 
Elisabeth  das  Gesetz,  auf  dem  die  ganze 
englische  Armenpflege  bis  auf  diesen  Tag 
beruht  (Act  for  the  relief  of  the  Poor.  43 
Elisalteth  c.  2).  Danach  sollen  in  jeder 
Parochie  2 — 4  angesehene  wohlhabende  Ein- 
wohner durch  den  Friedensrichter  zu  Ar- 
menaufsehern  (oversoers  of  the  poor)  er- 
nannt werden.  Diese  haben  die  Pflicht, 
alle  Personen,  welche  ohne  Unterhalt  sind 
und  keinen  ordentlichen  ständigen  l^ebens- 
bemf  haben,  zur  Arbeit  zu  setzeu.  Sie 
können  die  Einwohner  des  Kirchspiels  ein- 
schätzen und  auhalten,  die  Mittel  aufzu- 
bringen, welche  nötig  sind,  um  Material  zur 
Bescliäftigung  der  arbeitsfähigen  Armen  zu 
beschaffen,  um  die  arbeitsunfähigen  Per- 
sonen zu  unterstützen  und  die  Knaben  bis 
zum  24..  die  Mädchen  bis  zum  21.  Jahre 
als  I^ehrlinge  auszuthun.  Die  ganze  Ent- 
wickelung der  Armenpflege  in  England  ist 
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eigentlich  nur  die  immer  vollkommenere 
Ausführung  dieses  Gesetzes.  Das  Eigen- 
tümliche derselben  liegt  nicht  darin,  das« 
sie  staatlich  ist  (auch  sie  bewegt  siel» 
ebenso  wie  die  Armenpflege  im  lutheiischen 
Deutschland  im  Rahmen  der  Kirchenge- 
meinde.  die  churchwardens,  die  Kirchenvor- 
Kteher,  sind  neben  den  overseers  die  Organe 
der  Armenpflege),  auch  nicht  darin,  dass 
sie  eine  Armensteuer  kennt  (die  kommt 
auch  sonst  vor),  sondern  darin,  dass  nicht 
die  Versorgung  der  arbeitsunfähigen  Annen, 
sondern  die  Pflicht,  die  arbeitsfähigen  zur 
Arbeit  anzulialten.  in  erster  Linie  steht. 
Die  Versorgung  der  arbeitsunfähigen  fehlt 
freilich  nicht,  aber  sie  setzt  die  Erfüllung 
jeuer  Aufgabe  voraus.  Zum  ersteumale 
wird  hier  ein  energischer  Versuch  gemacht, 
die  Annen,  namentlich  das  heranwachsende 
Geschlecht,  zur  Arbeit  anzulialten;  es  wird 
als  eine  Sache  der  bürgerlichen  Gemeinschaft 
angesehen,  dass  arbeitsscheue,  alier  arbeits- 
fähige Menschen  zur  Arbeit  herangezogen 
werden  (for  setting  to  work).  War  das  die 
Hauptsache,  dann  inusste  allerdings  der 
Staat  stärker  eingreifen,  die  Armenpflege 
inusste  i'Ü>er  den  Kähmen  der  Kireheiige- 
nieinde  hinauswachsen,  und  ebenso  unum- 
gänglich war  es.  dass  der  Staat  die  für 
diese  Aufgabe  erforderlichen  Mittel  nicht 
auf  dem  Wege  freier  und  deslialb  unbe- 
rchonliarer  Gaben,  sondern  als  Steuer  for- 
derte. Eltenso  mussten  hier  aber  auch  die 
Grenzen  hervortreten,  die  dein  staatlichen 
Handeln  auf  dem  Gebiete  der  Annenpflege 
.•»einer  Natur  nach  gesteckt  sind,  und  el»en 
das  musste  dann  zu  einer  um  so  reicheren 
Entfaltung  der  freien  I jebesthätigkeit  f  üliren. 

Auch  in  den  Iiindern,  welche  die  Refor- 
mation nicht  annahmen,  konnte  man  sich 
der  Aufgabe,  den  Bettel  zu  unterdrücken 
und  das  Armenwesen  neu  zu  ordnen,  nicht 
entziehen.  Aber  durchgreifende  Massregeln 
stiessen  hier  auf  die  Hedenken  der  Kirche 
und  den  Widerstand  der  Geistlichkeit.  In 
Yperu  hatte  der  Rat  1525  eine  der  Nürn- 
lierger  sehr  ähnliche  Armenorduung  (mag 
sie  von  ihr  abhängen  oder  nicht)  eingeführt 
und  ein  vom  Rate  der  Stadt  Brügge  erfor- 
dertes Gutachten  des  Humanisten  Vives 
(De  subventione  pauperum.  Bnigis  1526, 
auch  abgedruckt  in  den  gesammelten  Werken), 
welches  dieselben  Grundsätze  vertrat,  regte 
in  weiteren  Kreisen  die  Frage  an.  Aber 
die  Geistlichkeit  erhob  Widersprach,  und 
eine  von  der  Sorbonne  abgegebene  Entschei- 
dung gab  zwar  dem  Rate  Recht,  machte 
aber  so  viel  einschränkende  Bedingungen, 
dass  von  einer  konsequenten  Durchführung 
lies  Bettelverbots  und  der  Hausannenpflege 
nicht  die  Rede  sein  konnte.  Auch  sonst 
sticss  das  Bettelverl»ot  bei  den  katholischen 
Theologen  (z.  B.  dem  bedeutenden  spanischen 


Dominikaner  Soto)  auf  Widersprach,  und  das 
Tridentinum  stellte  sich  auch  in  diesem 
Punkte  ganz  auf  den  mittelalterlichen  Stand- 
punkt Es  l>estätigte  in  der  VII.  Session 
lediglieh  die  Bescldüsse  der  Synode  von 
Vienne  (1311)  bezüglich  der  Hospitäler,  die 
sämtlich  der  Aufsicht  der  Bischöfe  unter- 
stellt sein  sollen,  und  überwies  in  der  XXII. 
Session  diesen  auch  die  Ix>ituug  der  ge- 
samten Armenpflege.  Durchfuhr!  wir  waren 
diese  Bestimmungen  nicht.  Trotz  dem 
Konzil,  zum  Teil  mit  ausdrilcklichem  Pro- 
test gegen  dasselbe,  behaupteten  auch  ka- 
tholische Fürsten  die  Aufsicht  über  die  Spi- 
täler als  ein  ihnen  zustehendes  Recht  und 
erliessou  ihrerseits  staatliche  Anordnungen 
über  die  Annenpflege.  In  Deutschland 
hatte  schon  die  Reichspolizeiordnung  von 
1530  in  Tit.  34  bestimmt,  dass  auch  die 
Oberkeit  Vorsehung  thue,  dass  eine  jede 
Stadt  und  Commune  ilire  Annen  selbst  er- 
nähren und  erhalten  solle«,  und  die  Reichs- 
polizeiordnungen von  1548  und  1577  ent- 
halten diesellte  Bestimmung.  Für  die  Nie- 
derlande erliess  Karl  V.  eine  Armeuordnung, 
und  selbst  in  Spanien  fehlt  es  nicht  an 
einer  solchen.  Aber  alle  diese  Ordnungen 
tragen  eine  gewisse  Halbheit  an  sieh.  Das 
Betteln  wird  nicht  verboten,  sondern  nur 
geordnet  und  eine  geregelte  Hausarmenpflege 
nicht  durchgeführt.  Den  mittelalterlichen 
Anschauungen  entsprechend  fällt  in  der  ka- 
tholischen Kirche  das  Schweigewicht  auf 
die  anstaltliche  J  iiebesthätigkeit.  und  hier  hat 
sie  Bewunderungswertes  geschaffen.  Der 
Spanier  Johann  von  Gott  (f  1556),  der 
Stifter  des  Ordens  der  Barmherzigen  Brüder, 
ist  zugleich  der  Schopfer  des  modernen 
Hospitals,  und  Vincenz  von  Paulo,  der 
Stifter  des  Ordens  der  Barmherzigen  Schwes- 
tern, führte  der  Annenpflege  Scharen  von 
geschulten  Arbeiterinnen  zu. 

Am  charakteristischsten  ausgeprägt  uud 
zur  reichsten  Blüte  gelangt  ist  die  katholische 
Armenpflege  in  Frankreich.  Die  franzö- 
'  sische  Armenpflege  ist  in  gewissem  Sinne 
]  die  mittelalterliche  geblieben,  aber  voll- 
kommener ausgebildet.  Sie  ist  das  gerade 
Gegenteil  der  englischen,  und  man  kann 
sagen,  wie  in  der  englischen.  Annen  pflege 
die  protestantischen  Grundgedanken  zur 
schärfsten  Ausprägung  gelangen,  so  in  der 
französischen  dio  katholischen.  Dort  obli- 
gatorisch geordnet,  bleibt  hier  die  Armen- 
pflege, abgesehen  von  einzelnen  Gebieten, 
fakultativ;  bildet  dort  die  Gemeindearmeii- 
pflege  den  Mittelpunkt,  so  hier  die  austalt- 
liche.  das  Hospital:  ist  dort  der  Staat 
der  lianptfaktor,  so  verbleibt  hier  der 
Kirche  der  bedeutendste  Einfluss.  Zwar  zu- 
nächst schlagt  die  Gesetzgebung  in  Frank- 
reich ähnliche  Wege  ein  wie  die  der  pro- 
testantischen linder.    Franz  1.  verfügte 
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1536,  dass  jede  Gemeinde  ihre  Annen  zu 
verpflegen  habe.  Die  lioitung  der  Armen- 
pflege wird  dem  Pfarrer  und  dorn  Gemoinde- 
voretande  gemeinsam  übertragen.  Die  Mittel 
werden  durch  Sammlungen  aufgebracht.  Für 
Paris  wuifle  1544  ein  Genoraiarmenbureau 
ins  lieben  genifen  und  mit  dem  Recht,  eine 
Armensteuer  zu  erheben,  ausgestattet.  Die 
Onlonnanz  von  Moulins  dehnte  1566  die 
Annensteuer  auf  alle  Gemeinden  aus.  Zu- 
gleich wurde  das  Betteln  liei  harter  Strafe 
verlöten.  Die  Gesetze  kamen  aber  nicht 
zur  Durchführung,  und  der  Bettel  nahm 
immer  grössere  Ausdehnung  an.  Auch  die 
Verfügungen,  welche  die  alten  Stiftungen 
und  Spitäler  unter  staatliche  Aufsicht  stellten, 
um  den  bei  ihnen  eingerissenen  Missbrüncheu 
zu  wehren  (vom  U).  XII.  1543,  26.11.  1546 
und  das  Edikt  Karls  IX.  vom  Jahre  1561), 
hatten  nur  wenig  Erfolg.  Eine  Wendung 
trat  erst  ein,  als  mit  dem  Wiedererstarken 
des  katholischen  Geistes  eine  neue  Blfitezeit 
f fir  die  Kirche  anbrach.   Carl  B  o  r  r o  m  e  o , 


Franz  von  Sal< 


vor  allem  V  i  n  e  e  n  z 


von  Paulo  erweckten  in  weiten  Kreisen 
der  Bevölkerung,  namentlich  hei  dem  Adel, 
die  Liebe  zu  den  Armen.  Nene  Hospitaler 
für  Kranke,  für  Arme,  für  Findelkinder  wur- 
den gegründet,  alte  ivformiert  und  ihnen  in 
den  Kirmherzigcn  Schwestern  ein  opfer- 
freudiges, wohlgeschultes  Personal  zugeführt. 
Die  Regiening  kam  diesen  Bestrebungen 
fördernd  entgegen.  Auch  darin  grossartig, 
gründete  Lud  w  ig  XIV.  eine  Reihe  von  An- 
stalten grösseren  Umfangs,  danmter  «las 
Hospital  gencral,  das  Tausende  aufnehmen 
konnte.  Alle  arbeitsfähigen  Armen  sollten 
darin  untergebracht  und  zur  Arbeit  ange- 
halten werden.  Aehnliches  sollte  in  ganz 
Frankreich  geschehen.  Alter  der  Erfolg  war 
nur  ein  vorübergehender.  Trotz  der  2ls5 
Spitäler,  welche  das  von  der  Nationalver- 
sammlung niedergesetzte  comitc  de  mendi- 
cite  1790  zählte,  mit  3*  Mill.  Fr.  Einnahme, 
blieb  die  Armut  und  der  Bettel  eine  noch 
immer  wachsende  Plage. 

4.  Die  Zelt  der  Aufklärung.  Eine 
wesentliche  Fortentwiekelung  der  Armen- 
pflege bringt  erst  die  Zeit  der  Auf- 
klärung. Die  dazwischen  liegende  Zeit 
ist  ausgefüllt  durch  den  erfolglosen  Kampf 
gegen  die  Bettelei  mit  vorwiegend  polizei- 
lichen Massregeln.  In  Deutsehland  folgt 
seit  dem  Ende  des  30  jährigen  Krieges  eine 
Armenordnung  der  anderen.  Diese  Ord- 
nungen sind  alier  alle  mehr  Bettelordnnngen 
als  Armenordmmgen.  Der  Bettel  wird  ver- 
löten, die  Strafen  werden  verschärft,  glei- 
cherweise wird  das  Almosen  geben  unter 
Strafe  gestellt.  Erreicht  wurde  damit  weuig 
«Hier  nichts.  Kein  Bettelverlw>t  ist  dureh- 
führUir.  so  lang»,»  nicht  eine  ausreichend«» 
Armenpflege  dem  Publikum  die  Gewissheit 


giebt,  dass  kein  wahrhaft  Bedürftiger  ohne 
Unterstützung  bleibt.  Zwar  enthalteu  die 
Armennrduungen  dieser  Zeit  auch  Bestim- 
mungen, und  oft  sehr  eingehende,  über  die 
Armenpflege,  aber  diese  wurden  nur  sehr 
unvollkommen  ausgeführt.  Ein  wirklicher 
Fortschritt  liegt  einmal  in  den  Versuchen, 
genauer  zu  bestimmen,  welcher  Gemeinde 
die  Unterstützungspflicht  obliegt.  Damit 
steht  al)er  auch  eine  fortschreitende  Be- 
schränkung der  |K»rsönliehen  Freiheit  in 
ursächlichem  Zusammenhange,  .le  stärker 
die  Unterstützungspflicht  geltend  gemacht 
wurde,  desto  mebr  strebten  die  Gemeinden 
dahin,  sich  gegen  die  Aufnahme  solcher, 
die  möglicherweise  verarmen  konnten,  abzu- 
schliessen.  Die  Freizügigkeit,  die  Freiheit 
der  Eheschliessung  wird  in  steigendem 
Masse  beschränkt  und  dadurch  die  Zahl 
der  heimatlos  bettelnd  Umherziehenden  nur 
vermehrt.  Sodann  liegt  ein  Fortschritt  in 
der  Entstehung  von  Annen-  und  Zucht- 
häusern, die  seit  dem  Ende  des  17.  Jahr- 
hunderts zalüreich  eingerichtet  werden,  i  »ft 
dienen  sie  zugleich  als  Waisen-  und  Irren- 
häuser, eine  Kombination,  die  deutlich  das 
Uoberwiegeti  des  annenpolizeilichen  Gesichts- 
punktes zeigt. 

Um  darüber  hinaus  zu  einer  wirklichen 
Annenpflege  zu  kommen,  bedurfte  es  einer 
Umstimmung  des  Volksgeistes,  und  diese 
vollzieht  sich,  vom  Pietismus  vorbereitet,  in 
der  Aufklärung.  Es  ist  die  Idee  der  Hu- 
manität, die  jetzt  von  Thomasius  ange- 
kündigt, von  Geliert  noch  schüchtern  ge- 
predigt, in  Herder  ihren  begeisterten  Pro- 
pheten findet  und  von  allen  hervorragenden 
Geistern  der  Zeit  getragen,  wie  auf  allen 
Gebieten  des  Lehens,  so  auch  auf  dem  Ge- 
biete der  Armenpflege  zur  umgestaltenden 
Macht  wird.  In  den  moralischen  Wochen- 
schriften, in  denen  der  Bürgersland  wieder 
anfängt,  in  öffentlichen  Angelegenheiten  mit 
zu  reden,  werden  die  einschlagenden  Fragen 
nüchtern  und  verständig  behandelt:  zum 
ersten  Male  entsteht  eine  umfassende  Litte- 
rntur  über  Annenpflege  (Garve.  Rese- 
witz.  Bochow,  v.  Voght.  Büsch. 
Moser  u.  a.  in.).  Die  wieder  stark  über- 
handnehmende Bettelei,  die  Hungerjahre 
1772  und  1773  drängten  zum  Handeln.  In 
einer  Reihe  von  norddeutschen  Städten. 
Braunschweig.  Lübeck.  Bremen. 
Hamburg  u.  a.  bilden  sich  patriotische 
Gesellschaften,  die  in  Verbindung  mit  der 
Obrigkeit  eine  Neuordnung  der  Armenpflege 
in  die  Hand  nehmen.  Es  ist  der  wieder 
erstarkende  Bürgerstand,  der  die  von  Herder 
und  l/»ssing  gepflegten  Humanitätsgedankeu 
zu  verwirklichen  sucht,  vielfach  Leute,  die 
auch  den  littcrarisehen  Bestrebungen  der 
Zeit  nahe  stehen,  und  von  daher  namentlich 
von   Kessin  g  (in   Braunschweig  Leise - 
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witz.  in  Hamburg  der  Reim  am  s  sehe 
Kreis)  Anregung  empfangen  haben.  Vor 
allem  ist  Hainburg  zu  nennen,  wo  die  pa- 
triotische Gesellschaft  und  in  ihr  als  lei- 
tende Persönlichkeiten  der  Nationalökonom 
Büsch  und  der  Kaufmann  Voght  1788  die 
allgemeine  Annenanstalt  ^  ins  Ijebeu  riefen 
(vgl.  v.  Voght,  Gesammeltes  aus  der  Ge- 
schichte der  allgemeinen  Armenanstalt  1838; 
Busch,  Erfahrungen  aus  meinem  lieben; 
Die  Grundsätze  der  Hamburger  Armenan- 
stalt 1791:  v.  Melle,  Entwicklung  des 
öffentlichen  Annenwesens  in  Hamburg  1883). 
Durch  Bestellung  eiuer  grossen  Zahl  von 
Armeupflegern  (ISO)  suchte  man  eine  genaue 
Prüfung  der  Verhältnisse  und  möglichste 
Individualisierung  zu  erreichen.  Eingehende 
Instruktionen  und  eine  starke  Ucntralleitung 
sollten  die  Gleiehmässigkeit  des  Verfahrens 
verbürgen.  Als  oberster  Grundsatz  galt : 
Jeder  Arme  soll  soviel  erwerben,  als  er  kann. 
Was  er  zu  seinem  Unterhalt  nicht  verdienen 
kann,  wird  ihm  als  Almosen  gereicht,  alier 
nur.  was  er  nicht  verdienen  kann,  nicht, 
was  er  nicht  verdieuen  w  i  1 1.  Niemals  darf 
das  Almosen  so  reichlich  sein,  dass  der 
Anne  sich  besser  steht  beim  Müssiggang, 
als  wenn  er  arbeitete.  Kür  ganz  Unver- 
mögende ist  die  Unterstützung  gleich.  Sie 
muss  ohne  Aufschub  vermehrt  werden, 
wenn  der  Arme  durch  Krankheit  oder  sonst 
am  Erwerb  verhindert  wird,  aber  auch  ohne 
Aufschub  vermindert,  sobald  er  wieder  etwas 
erworben  kann.  Um  die  Armen  zur  Arbeit 
anzuhalten,  richtete  die  Annenanstalt  selbst 
Fabriken  (Spinnereien,  Bindgarnfabriken  etc.) 
ein:  ausserdem  für  die  Kinder  Spinn-  und 
Industrieschulen.  Die  Erfolge  waren  zu- 
nächst überaus  glanzende.  In  den  ersten 
10  Jahren  sank  die  Zahl  der  eingeschriebenen 
Armen  von  7301  auf  3090.  die  der  in  An- 
stalten untergebrachten  von  97  "ü  auf  4731. 
In  ihrem  Berichte  von  1791  konnte  die 
Direktion  der  Armenanstalt  sagen:  In  Ham- 
burg giebt  es  keine  öffentlichen  Bettler 
mehr;  niemand  kann  in  Hamburg  Not 
leiden.  Die  Hamburger  Armenanstalt  fand 
in  vielen  Städten  Nachahmung.  Der  deut- 
sche Kaiser  und  Napoleon  I.  zogen  Voght 
wegen  Neuregelung  des  Armenwesens  in 
Destenvich  und  Frankreich  zu  Kate,  und 
selbst  in  England  fand  die  Darstellung  Ham- 
burger Bestrebungen,  die  Voght  in  eng- 
lischer Sprache  verfasste,  Beachtung. 

Auch  die  aufgeklärten  Regierungen  ent- 
faltetcu  einen  grossen  Eifer  in  Verbesserung 
der  Armenpflege.  In  Oesterreich  wurde 
unter  Joseph  11..  in  Bayern  unter  dem 
Minister  Montgelas  das  Armenwesen  neu 
organisiert.  Hier  war  es  der  als  Erfinder 
der  nach  ihm  benannten  Suppe  lickannte 
Graf  Humford,  dort  der  Graf  Bou«|iioi, 
der  im  Sinne  d.-r  Humanität  dafür  wirkte. 


Die  von  dem  letzteren  auf  seinen  Gütern 
eingerichteten  Armeninstitute  wurden  seit 
1778  in  allen  deutschen  Provinzen  Oester- 
reichs eingeführt.  In  Preussen  stellte 
das  allgemeine  Landreeht  (T.  II.  Tit.  19, 
§  1  ff.)  die  Gnindsätze  auf.  nach  denen  die 
Armenpflege  geregelt  werden  soll.  Hier 
findet  sich  auch  zuerst  die  Unterscheidung, 
welche  für  die  weitere  Entwicklung  des 
Armenwesens  von  der  grössten  Bedeutung 
geworden  ist.  die  Unterscheidung  solcher 
Annen,  welche  von  der  Gemeinde  zu  unter- 
stützen sind,  und  solcher,  welche  durch 
Vermittel ung  des  Staates  in  öffentlichen 
j  Ijandarmenhüusern  untergebracht  wer  Jen 
!  sollen.  Die  Gemeinden  haben  nur  die- 
jenigen zu  unterstützen,  welche  von  ihnen 
als  Bürger  aufgenommen  sind  frfler  zu  den 
gemeinen  Lasten  der  Gemeinde  l>eigetrageii 
halten.  In  Ausfühning  dieser  Bestimmungen 
wurden  neben  den  kommunalen  Annenver- 
bänden grössere  Verbände.  Ijandannen ver- 
binde, enichtet.  die  nicht  bloss  für  grössere 
Anstalten.  Zwangsarbeit*-  und  Konvktious- 
häuser.  Blindeninstitnte.  Kraukenhäuser  etc. 
zu  sorgen  haben,  sondern  auch  subsidiär 
eintreten,  sofern  die  einzeluen  Gemeinden 
ihren  Verpflichtungen  nachzukommen  nicht 
imstande  sind.  Mit  der  Bildung  dieser 
|  grösseren  Armenverbände  wird  die  Möglich- 
keit gegeben,  den  Geineinden  die  Unter- 
stützungspflicht aufzuerlegen,  ohne  die  Frei- 
zügigkeit zu  beschränken,  da  mau  durch 
das  Eingreifen  der  grösseren  Verbünde  die 
Ueberbürdung  der  Aufenthaltsgemeinden  ver- 
hindern konnte.  Die  Gemeinden  dürfen  ar- 
beitsfähigen Personen  die  Aufnahme  nicht 
versagen.  Sie  Italien  im  Fall  der  Verarmung 
alle  zu  unterstützen,  die  durch  dreijährigen 
Aufenthalt  ein  Domizil  in  der  Gemeinde  er- 
worben Italien.  Arme,  die  keinen  Wohnsitz 
haben,  sind  aus  dem  Vagabondenfonds  oder 
der  Regierungshanntkasse  zu  unterstützen. 
Es  sind  dies  bereits  die  Gnindsätze,  die  später 
in  die  Gesetzgebung  des  Deutschen  Reiches 
übergegangen  sind. 

Noch  nach  manchen  anderen  Seiten  hin 
bringt  die  Aufklämngszeit  neue  Anfänge. 
Eifrig  arlieitet  sie  daran,  der  Verarmung 
auch  durch  bessere  Erziehung  der  unteren 
Stände  entgege  Mitwirken.  Es  entstehen 
Industrie-  und  Arbeitsschulen  (Wage- 
ntann.  Ueber  die  Bildung  des  Volkes  zur 
Industrie.  Güttingen  1791:  Göttingesches 
Magazin  für  Industrie  und  Armenpflege.) 
Pestalozzi  giebt  den  Anstoss  zu  An- 
stalten für  verwahrloste  Kinder:  zuerst  in 
Gotha  und  Weimar  fängt  man  an.  die  Waisen 
in  Familien  pflege  unterzubringen  :  die  ersten 
Taubstummen-  und  Blindenanstalten  fallen 
in  diese  Zeit.  Ebenso  danken  wir  der  Auf- 
klftmngszeit  eine  Reihe  von  Institutionen, 
die  in' dieser  oder  jener  Art  der  Annen- 
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pflege  zu  Hilfe  kommen,  ihr  entstammen ; 
die  Versicherungsanstalten  aller  Art,  <lie 
Witwen-    und    Waisenkassen,    die  Spar- 
kassen etc. 

Aber  so  reich  die  Zeit  an  neuen  Ge- 1 
danken  ist,  so  zahlreich  die  neuen  Aufängo : 
sind,  der  Erfolg  entspricht  dem  nicht.  Auf-i 
fallend  rasch  gerat  alles  wieder  ins  Stocken,  \ 
und  auf  kurze  Blüte  folgt  neuer  Verfall. 
In  Hamburg  hat  <Lic  allgemeine  Armeuan- 1 
»talt  schon  18*11  eiu  Deficit  von  über 
oi muh»  M..  und  das  Deficit  steigt  seitdem  j 
von  Jahr  zu  Jahr.  Aehnlieh  ist  es  anders- 
wo. Den»  JuU>l,  das»  es  gelungen,  der 
Bettelei  Herr  zu  werden,  folgen  bald  neue 
Klagen  über  die  alte  Plage.  Der  Gnind 
liegt  um-  ziun  Teil  in  der  Not  der  Kriegs- 
zeiten, welche  jetzt  anbrachen.  Der  Haupt- 
grund  liegt  tiefer.  Wie  alle  neu  auftauchen- 
den Ideeen  bildet  sich  auch  die  Idee  der 
Humanität  zunächst  einseitig  aus.  In  seinem 
Humanitätseuthusiasmus  ging  man  viel  zu 
weit  und  unternahm  Dinge,  die  sich  nicht 
durchführen  licssen.  Hatte  früher  die  Ar- 
men]tolizei  die  Armenpflege  überwuchert, 
so  fiel  man  jetzt  in  den  entgegengesetzten 
Fehler:  die  armenpolizeiJicheri  Rücksichten 
traten  zu  stark  zunick.  Möglichst  weit- 
gehende humane  Unterstützung  aller  Be- 
dürftigen war  der  einzig  massgebende  Ge- 
sichtspunkt. Die  Vorkehrungen,  welche  ge- 
troffen werden  müsset),  um  zu  verhindern, 
dass  Xiehtl>edürftige  unterstützt  w eitlen,  j 
wurden  bei  Seite  gesetzt  und  ebeuso  nicht, 
genug  erwogen,  welche  Wirkung  die  Unter- 
stützung auf  die  nicht  unterstützte  arhei- : 
tende  Bevölkerung  ausübt.  Man  gab  denen,  j 
die  nicht  genug  verdienten,  einen  Zuschuss 
und  sali  nicht,  dass  man  damit  den  I^ohn 
niederhielt,  dass  der  Zuschuss  eigentlich , 
den  Arbeitgebern  zufloss.  Wuchs  die  Fa- 
milie, so  wuchs  auch  der  Zuschuss,  damit 
zerstörte  man  den  Antrieb  zum  FleisB  und 
zur  Sjiarsamkeit.  Der  Unterschied  von  ar- 
beitsfähigen und  arbeitsunfähigen  Armen 
verschwand,  ja  sogar  der  Unteisclüed  zwi- 
schen wirklich  Armen  und  nur  Unvermögen- 
den, und  in  der  guten  Absicht,  der  Verar- 
mung vorzubeugen,  gab  man  schon,  wenn 
von  einer  wirklichen  Bedürftigkeit  noch  gar 
nicht  die  Hede  sein  konnte.  Das  alles  war 
um  so  gefährlicher,  als  mau  mit  freiwilligen 
Gaben  wirtschaftete  und  die  1  Mitling  in  den 
Händen  freier  Gesellschaften  lag.  die  zwar 
an  die  Obrigkeit  sich  anlehnten,  alter  doch 
kein  obrigkeitliches  Ansehen  hatten.  So 
erlahmt  denn  auch  der  Eifer  der  eifrigsten 
Menschenfreunde,  und  manche  schönen  An- 
fänge verkümmern.  Alter  auch  diese  Er- 
fahrungen waren  heilsam.  Man  musste  die 
Armenpflege  erst  lernen  und  vor  allem 
lernen,  dass  der  ideale  Schwung  humaner 
Ideem,  so  gern  man  ihm  Anerkennung  zollt. 


der  harten  Wirklichkeit  gegenüber  allein 
nichts  auszurichten  vermag. 

Ganz  ähnliche  Erscheinungen  zeigt  die 
Entwicklung  der  Armenpflege  in  E  n  g  - 
1  a  n  d.  Das  Gesetz  der  Königin  Elisabeth 
enthielt  keiue  Bestimmungen  über  das 
Heimatsrecht  der  Armen.  Sie  sollten  eben- 
da unterstützt  werden,  wo  sie  sind.  Das 
musste  zur  Ueberbürdung  einzelner  Ge- 
meinden führen,  und  dagegen  suchte  man 
sich  ebenso  zu  schützen  wie  in  Deutsch- 
land, durch  Beschränkung  der  Freizügig- 
keit. Die  Settlemeut  act  Carls  II.  (13  11 
Carl  II.  c.  12)  gab  den  Gemeindeu  das 
Hecht,  jede  Person,  die  mutmasflich  der 
Armenpflege  auheimfallen  kann,  binneu  40 
Tagen  auszuweisen.  Die  Folge  war  mir, 
dass  die  Zahl  der  Armen  sich  mehrte,  denn 
man  machte  es  damit  den  Arbeitern  un- 
möglich, ihre  Arbeit  ausgiebig  zu  verwerten. 
So  sali  man  sich  den  steigenden  Ansprüchen 
gegenüber  genötigt,  zu  einer  neuen  Mass- 
regel zu  greifen  zur  Errichtung  von  Werk- 
häusern. Das  erste  workhouse  oder,  wie 
sie  damals  hiesseu,  iudustrialhouse  eutstand 
1097  in  Bristol,  und  1713  erfolgte  das  Ge- 
setz (9  Georg  1.  c.  7).  dass  kein  Armer,  der 
die  Aufnahme  in  ein  solches  Haus  altlehnt, 
Anspruch  auf  anderweitige  Unterstützung 
hat.  Das  war  eine  Härte,  die  dem  seit  der 
Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  auch  in 
England  mächtig  werdenden  Humanitäts- 
gedanken  gegenüber  nicht  Bestand  liaben 
könnt«'.  Die  Unterbringung  im  workhouse 
wird  aufgegeben,  das  workhouse  dient  uur 
noch  zur  Aufnahme  alter  Frauen  und  Ge- 
breclüicher,  andere  Anne  empfangen  Unter- 
stützung im  Hause  (Gilbert  aet  1782  — 
Gesetz  von  1790  36  Georg  III.  c.  2:5).  Da- 
raus entwickelte  sich  dann  das  sog.  allowance- 
System.  Mit  Rücksicht  auf  die  Höhe  der 
Getreidepreisc  und  die  Grösse  der  Familio 
wurde  eine  I>ohnskala  fixiert  und  jedem 
ArU'iter,  der  diesen  I/>hn  nicht  durch  seinen 
und  seiner  Familie  Thätigkoit  zu  verdienen 
im  stände  war.  das  Fehlende  als  Zuschuss 
(allowance)  gegeben  (Speenhamlandaet  1795). 
Damit  war  man  auf  eine  schiefe  Ebene  gerateu, 
die  immer  weiter  bergab  führen  musste. 
Man  drückte  deu  Lohn  der  Arbeiter  herab, 
und  die  Hungerlöhne  wurden  aus  den  Taschen 
der  Steuerzahler  erhöht.  Die  Armensteuern 
stiegen  denn  auch  rasch  ins  Ungeheuere. 
Im  Jahre  1803  l>etrugen  sie  bereits  4077  891  IT, 
1818  stiegen  sie  auf  7  890 (MM)  f.  Hier  noch 
deutlicher  als  in  Deutschland  zeigte  sich, 
dass  die  Humanität  allein  der  Aufgabe  nicht 
gewachsen  ist. 

Ein  wahres  Zerrbild  der  Armenpflege 
brachte  die  abstrakte  Humanitätsidee  in 
Frankreich  hervor.  Hier  stand  die  Reform 
der  Armenpflege  schon  vor  der  Revolution 
auf  der  Tagesordnung.  Die  Auf  klär  mg  hatte 
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nie  auch  hiev  iu  Fluss  gebracht.  Der  Schwer- 
punkt ihn-  französischen  Armenpflege  lag 
noch  immer  in  den  Hospitälern.  Was  von 
sonstiger  Armenpflege  vorhanden  war,  hatte 
kaum  Bedeutung.  Auch  die  1774  zu  ihrer 
Ergänzung  geschaffenen  döpöts  de  la  mendi- 
cit»'\  denen  Bettler  zur  zwangsweisen  Be- 1 
schäftigung  überwiesen  werden  sollten,  hatten 
nur  geringe  Bedeutung  gewonnen.  Gerade  i 
gegen  die  Hospitäler  und  die  in  ihnen  herr- 1 
sehenden  Missbräuche  kehrte  sich  jetzt  eine 
heftige  Kritik.  Schon  forderte  man  ihre 
gänzliche  Beseitigung  und  Ersetzung  durch 
eine  geordnete  staatliche  Armenpflege,  Unter 
dem  Ministerium  Neck  er  wurde  denn  auch 
die  Reform  mit  Eifer  in  Angriff  genommen, 
manche  Missbränche  wurden  abgestellt, 
Necker  selbst  errichtete  iu  Paris  ein  Muster- 
hospital.  das  noch  heute  seinen  Namen 
trägt.  In  den  einzelneu  Parochioon  wurden 
Unterstützungsfouds  gebildet  und  diesen 
Beihilfen  aus  der  königlichen  Kasse  gegeben. 
Viel  Erfolg  hatten  diese  Bemühungen  nicht. 
In  den  Teuerungszeiten  nahm  die  Armen- 
frage eine  immer  drohendere  Gestalt  au. 
Die  Finanzuöte  des  Staates  drängten  zu 
der  Massregel ,  den  Hospitälern  die  Ver- 
wandlung ihres  Grundbesitzes  in  Staatsrente 
anzubieten  und  zu  empfehlen:  trotz  seiner 
Bedenken  Hess  sich  Necker  selbst  dahin 
fortdrängen,  öffentliche  Arbeitsstätten  einzu- 
richten, die  ungeheure  Summen  verschlangen 
und  noch  mehr  Proletariat  nach  Paris  zogen. 
So  waren  die  Wege  bereits  Ijetreten,  auf 
denen  die  Revolution  dann  rücksichtslos 
fortschritt.  Schon  die  Verfassung  von  1791  i 
stellte  das  Princip  der  staatlichen  Armen- 1 
pflegt*  auf,  und  der  Konvent  zog  daraus  die 
äussersten  Konsequenzen.  Die  Erklärung 
der  Menschenrechte  v.  28.  Mai  1793  stellte 
den  Satz  auf:  Die  öffentliche  Armen  pflege 
ist  ein.»  geheiligte  Schuld* ,  und  die  Konsti- 
tution v.  24.  Juni  desselben  Jahres  erläuterte  . 
das  mit  den  Worten:  Die  Gesellschaft 
schuldet  ihren  unglücklichen  Bürgern  den 
Unterhalt,  sei  es.  dass  sie  ihnen  Arlteit  ver- 
schafft, sei  es,  dass  sie  denen,  welche  zu 
anViten  ausser  stände  sind,  die  Existenzmittel 
gewährt.  Darauf  erbaut  man  dann  mit 
Nichtachtung  alles  historisch  Gewordenen . 
und  mit  einer  Schwärmerei,  die  keine 
Schwierigkeiten  kennt,  ein  wunderbares 
System  der  Armenpflege.  Für  die  arlieits- 
fälügen  Armen  sollen  in  allen  Städten  Ar- 
beitsstätten errichtet  werden,  die  ihnen  alle 
Tag»1  offen  stehen.  Die  Arbeitsunfähigen, 
die  Alten  und  Schwachen,  worden  in  das 
Buch  der  öffentlichen  Wohlthätigkoit«-  ein- 
getragen und  erhalten  eine  Pension  (Unter- 
stützung oder  Almosen  darf  man  nicht  mehr 
sagen),  die  ihnen  an  dem  jährlich  gefeierten 
Natioualfeste  zur  Verherrlichung  des  Un- 
glückes feierlich  ausgehändigt  wird.  Damit 


meint  man  das  Bettelunwesen,  »diesen  Aus- 
satz der  Monarchie«-  beseitigt,  den  Namen 
der  Armen  aus  den  Annalen  der  Republik 
ausgetilgt  zu  haben..  Was  dal>ei  wirklich 
herauskam,  stimmte  freilich  zu  diesen  hohen 
Worten  recht  wenig.  Der  Konvent  bewilligte 
einige  Millionen  wertloser  Assignaten,  und 
am  Feste  des  Unglücks  wurden  einige  arme 
Greise  beschenkt.  Das  war  alles.  Wohl 
aber  wirkten  diese  Träumereien  auf  die  be- 
stehende Armenpflege  zerstörend.  Die  j>aro- 
chiale  Annenpflege  hörte  gänzlich  auf.  die 
dopöts  de  la  mendicite  verfielen,  die  Hospi- 
täler wurden  durch  Einziehung  ihrer  liegenden 
Güter  {Dekret  v.  23.  messidor  II.  11.  Juli 
1797)  in  ihrer  ökonomischen  Existenz  unter- 
graben, die  Pflogeorden  aufgelöst,  mit  der 
Zerstörung  des  Organismus  der  Kirche  auch 
die  Armenpflege  zerstört.  (Vergl.  die  Schilde- 
rung l»ei  Taine,  La  reeonstruetion  de  la 
France  en  1800.  Revue  des  deux  mondes 
15  Mars  1*89,  S.  254  ff.)  Für  die  Aus- 
führung der  geplanten  neuen  Annenpflege 
mit  völliger  Koncentration  derselben  m  der 
Hand  des  Staates  fehlten  der  Republik  die 
Mittel  und  Kräfte.  Sollte  nicht  alle  Annen- 
pflege aufhören,  so  blieb  nichts  übrig  als 
Herstellung  des  Alten,  und  bereits  im  Jahre 
1795  begann  man  damit. 

5.  Da»  19.  Jahrhundert.  Die  mit  der 
Herstellung  des  Friedens  beginnende  Periode 
trägt  auch  auf  dem  Gebiete  der  Armen- 
gesetzgebuugund  Armenpflege  den  Uliaraktor 
der  Reaktion.  Man  suchte  den  Gemeinden 
die  Armenlast  dadurch  zu  erleichtern,  dass 
man  ihnen  ein  weitgehendes  Einspruchsrecht 
gegen  die  Niederlassung  Niehthcimatsbe- 
rechtigter  beilegte  und  die  Eheschliessung 
auch  Heimatsberechtigtor  von  ihrer  Ein- 
willigung abhängig  machte.  Der  ideale  Auf- 
schwung der  Aufkläningszeit  ist  erlahmt, 
die  freien  Gesellschaften,  welche  in  vielen 
Städten  die  Armenpflege  in  die  Hand  ge- 
nommen hatten,  die  Annenanstalten.  Armen- 
institute oder  wie  sie  heisseu.  verknöchern, 
um  so  mehr,  als  sie  ihre  Kräfte  nicht  der 
gesamten  Bürgerschaft,  sondern  meist  nur 
den  privilegierten  Ständen  entnehmen.  Halb 
private,  halb  öffentliche  Institutionen,  ent- 
behren sie  der  obrigkeitlichen  Gewalt,  und 
doch  fehlt  Urnen  andererseits  die  Beweg- 
liclikeit  freier  Vereine,  ihre  ganze  Geschäfts- 
thätigkeit  wird  mehr  und  mehr  hurcau- 
kratisch.  So  sind  sie  ihrer  Aufgatte  nicht 
gewachsen,  haben  beständig  mit  Fehlbeträgen 
zu  kämpfen  und  wissen  sich  mir  dadurch 
zu  retten,  dass  sie  die  Unterstützungen  ein- 
schränken oder  durch  die  damit  verknüpften 
Nachteile  und  Schande  vor  dein  Nachsuchen 
um  Unterstützung  zurückschrecken.  Auch 
da.  wo  die  örtliche  Armenpflege  den  kommu- 
nalen Behörden  obliegt  oder  kirchlich  ist. 
fehlt  jeder  frische  Zug.    Es  geht  meist  im 
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alten  Schlendrian  fort.  Kommt  es  doch 
noch  in  den  30fr  Jahren  vor.  dass  in  «lent- 
sehen  Städten  die  Armen  in  langer  Reihe 
vom  Bettelvogt  dnivh  die  Strassen  geführt 
werden,  um  vor  den  Thüreu  ihre  GaWn  zu 
sammeln. 

Inzwischen  erwies  sich  Itei  der  steigenden 
Bedeutung  der  Industrie  der  bisherige  Zu- 
stand mehr  und  mehr  als  ungenügend,  und 
etwa  seit  1*40  beginnt  wieder  eine  regere 
Thätigkeit  auf  dem  Gebiete  der  Annengesetz- 
gebung  wie  der  Armenpflege.  Unter  dem 
22,  OktoU-r  1840  wurde  eine  neue  Arinen- 
ordnung  für  das  Königreich  Sachsen  er- 
lassen (vergl.  v.  Schön  berg,  Armengesetz- 
gebung des  Königreichs  Sachsen,  Leipzig 
1 SG4 ).  in  P  r  e  u  s  s  e  u  fanden  die  langjährigen 
Verhandlungen  in  den  beiden  Gesetzen  v. 
31.  DezemU'r  1842  üt»er  die  Aufnahme  neu 
anziehender  Personen  und  über  die  Ver- 
pflichtung zur  Armenpflege  ihren  Abschluss. 
Dieses  Gesetz  hielt  die  Grundsätze  des  I-and- 
ivchts  fest,  namentlich  da*  Prineip  der 
Freizügigkeit,  den  Erwerb  des  Unterstützungs- 
wohnsitzos  durch  dreijährigen  Aufenthalt 
und  die  Unterscheidung  der  Orts-  und  I^and- 
armenverhände,  und  diese  Grundsätze  sind 
dann,  als  das  alte  Heimatsrecht  und  die 
damit  verbundene  Beschränkung  der  Frei- 
zügigkeit sich  den  veränderten  Verhältnissen 
gegenüber  überall  als  unhaltbar  auswies,  durch 
dicGG.v.  1.  November  1807  über  die  Freizügig- 
keit, v.  4.  Mai  1808  über  die  Aufhebung 
der  polizeilichen  Beschränkungen  der  Ehe- 
schlies8ung  und  v.  0.  Juni  ls"70  fil>er  den 
Unterstützimgswohusitz  auf  den  norddeut- 
schen Bund  und  später  auf  das  Deutsche 
Reich  ausgedehnt.  Das  G.  v.  0.  Juni  187o 
setzte  jedoch  die  Zeit,  in  welcher  der  Uuter- 
stfitzungswohnsitz  erworben  wird,  auf  2 
Jahre  herab.  Nur  Bayern  und  Elsass- 
Lothriugcn  behielten  ihre  frühere  (iosetz- 
gebung  bei  (vergl.  Roch  oll,  System  des 
deutschen  Armeupflegcrechts.  Berlin  1*73). 

Wie  man  auch  filier  den  viel  bestrittenen 
Wert  des  G.  v.  0.  Juni  1*70  denken  mag. 
jedenfalls  war  es  ein  Fortschritt,  dass  jetzt 
ein  fester  einheitlicher  Rahmen  vorhanden 
war,  innerhalb  dessen  die  einzelnen  deutschen 
Staaten  die  Organisation  der  Annenpflege 
je  nach  ihrer  Eigentümlichkeit  und  nach 
dem.  was  l»oi  ihnen  geschichtlich  geworden 
war.  vollziehen  konuteu;  denu  die  Reichs- 
ges.-tzgel»ung  umfasst  nur  das  eigentliche 
Hecht -gebiet ,  die  Armenpflege  selbst  zu 
ordnen,  den  Umfang  derselben,  die  Ein- 
richtung der  verpflichteten  Verbände,  die 
Beschaffung  der  Mittel  zu  bestimmen,  bleibt 
den  Einzclstaaten  überlassen,  und  hier  zeigt 
sich  nach  wie  vor  eine  grosse  Mannigfaltig- 
keit, nur  das»  jetzt  ein  fester  Halt  gewonnen 
mid  dadurch  eine  einheitliche  Eutwickelung 
l»ei  aller  Mannigfaltigkeit  möglich  geworden  ist. 


Auch  die  Armenpflege  macht  seit  1N4*) 
Fortschritte.  DieArmenordnung  für  das  König- 
reich Sachsen  von  1840  verdient  hier  be- 
sonders hervorgehoben  zu  werden.    In  einer 
Reihe  von  Städten  worden  die  von  freien 
Gesellschaften  gegrt'mdeten  Anneninstitute 
,  durch  eine  kommunale  Armenpflege  unter 
i  Mitwirkuug  freiwilliger  Kräfte  aus  der  Bürger- 
schaft ersetzt.    Eine  Reihe  von  städtischen 
j  Armenordnungen  enthalten  liereits  Grund- 
sätze, die  durch  v.  der  Heydt  in  Elberfeld 
konseouent  und  allseitig  durchgeführt  als 
das  Elberfelder  System  der  Armenpflege 
für  Deutschland  und  darüber  hinaus  das 
'  grosse  Muster  geworden  sind.     (Die  ge- 
i  naueste  Darstellung  des  Systems  findet  sich 
bei  Böhmert,  Das  Annenwesen  in  77  deut- 
schen Städten  I.  49 ff.  —  Vgl.  Seyffardt, 
Die  Reform  des  Armen  wesens.  2.  Aufl.,  Elber- 
feld 1874.  —  Ehrle  a.  a.  O.  S.  104 ff.  — 
Lammers.  Das  Armenwesen  von  Elberfeld 
in    dem    Sammelwerk    von  Emminghaus 
S.  80  ff.        Unter  dem  Titel  .Der  Gross- 
vater«   hat  Adolf  Zahn    ein  Lebensbild 
v.  d.  Heydts  entworfen.    Stuttgart  1881. 
Vergl.  das.  S.  %  ff.).    Die  Priucipien  des 
Elberfelder  Systems  sind  im  Gninde  keine 
anderen  als  die  Kreits  in  den  Kireheuord- 
nungen  der  Reformationszeit  vorgezeichneten, 
nur  dass  jetzt  die  schon  dort  erstrebte  In- 
dividualisierung der  Armenpflege  durch  eine 
Vermehrung  der  Zahl   der  Armenpfleger 
wirklich  erreicht  wird.    Kein  Armenpfleger 
soll  mehr  als  4  Armen  seine  Fürsorge  widmen, 
das  ist  der  Grundpfeiler  des  Systems.  In 
Wirklichkeit    kommen    auf   jedeu  durch- 
schnittlich nur  zwei.  Dazu  kommt  als  zweites, 
i  dass  die  Armenpfleger    nicht    von  einer 
1  burcaukratisch  verfügenden  Instanz  abhängig 
sind,  sondern  über  die  zu  gewälirende  Unter- 
stützung in  der  Bozirksversammlung  selbst 
l»eschliessen,  während  eingehende  Instruk- 
tionen und  die  möglichst  einfach  geordnete 
Kontrelie  eines  kleinen  Kollegiums  für  die 
Innehaltung  der  allgemeinen  Vorschriften 
sorgen,  und  die  Bestimmung,  dass  jode  Unter- 
stützung nur  auf  11  Tage  gewährt  wird, 
dann  aber  von  dem  Annenpfleger  ein  neuer 
Antrag  auf  Grund  wiederholter  "Untersuchung 
zu  stellen  ist.  den  fortgesetzten  Verkehr  des 
Armenpflegers  mit  seinen  Pfleglingen  sicher- 
stellt.    So  kann  der  Annenpfleger  nach 
Analogie  des  Arztes  vorgehen,  jeden  einzelnen 
Fall  nach  seiner  besonderen  Art  behandeln 
und  die  Mittel  auwenden,  welche  gerade  in 
!  diesem  Falle  am  geeignetsten  sind,  um  der 
Not  abzuhelfen.     Dabei  ist  Gnmdsatz.  dass 
Gewähmng  eines  Almosens  nicht  immer 
und  nicht  allein  die  rechte  Hilfe  ist;  das 
Almosen  darf  nicht  zum  Ruhekissen  werden, 
auf  welchem  die  IJebe  zur  Selbständigkeit, 
die  Lust  an  der  Arbeit  und  zur  Selbster- 
haltung  einschlummern. 


Die  Erfolge  dieser 
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Armenpflege  waren  so  günstige,  dass  nach 
und  nach  eine  grosse  Zahl  deutscher  Städte 
das  System  mehr  oder  minder  modifiziert 
annahmen,  reberall  erstrebt  man  möglichste 
Individualisierung  mich  Elberfelder  Muster. 

Um  die  nötigen  Arbeitskräfte  zu  gewinnen, 
hat  mau  neuerdings  auch  Frauen  in  den 
Dienst  der  Annenpflege  gezogen,  entweder 
so.  das.s  man  neben  den  Armenpflegern  auch 
Annenpflegeriiiuen  angestellt  hat  (wie  z.  B. 
in  Kassel,  Posen  u.  a.  O.).  oder  so,  dass  man 
mit  Frauenvereinen,  namentlich  dem  weit 
verbreiteten  vaterländischen  Frauenvereine 
in  Verbindung  getreten  ist  und  diesem 
einzelne  Gebiete  der  Armenpflege  (Krauken-, 
Kinder-,  Waisenpflege)  überwiesen  hat.  Es 
ist  nicht  zu  bezweifeln,  dass  gerade  von 
der  Mildthätigkeit  der  Frauen  eine  grosse 
Förderung  der  Armenpflege  zu  hoffen  ist, 
doch  gelien  die  Ansichten  über  die  zweek- 
mässigste  Verwendung  weiblicher  Kräfte  noch 
auseinander.  (Vgl.  die  Referate  über  die 
Heranziehung  von  Frauen  in  der  öffentlichen 
Armenpflege  von  Osius  und  Chuchul.  Sehr, 
ü.  d.  V.  f.  Armenpflege  und  Wohlthätigkeit, 
25.  Heft  und  die  Verhandlungen  der  Jahres- 
versammlung von  1S9G,  28.  Heft.) 

Neben  der  öffentlichen  Armenpflege  hat 
sich  nun  aber  auch  in  Deutschland  die  frei- 
willige immer  reicher  entfaltet.  Es  gehören 
dahin  nicht  nur  die  zahlreichen  Vereine  und 
Anstalten,  die  wir  in  der  evangelischen 
Kirche  unter  dem  Namen  Innere  Mission 
sondern  auch   die  nicht 


seu. 


zusammen  fas.- 
minder  zahlreichen  aus  der  Humanität  er- 
wachsenen Bestrebungen  zur  Bekämpfung 
der  Armut  und  des  Elends  in  allen  Gestalten, 
und  endlieh  die  wiodererwaehende  kirch- 
liehe Armenpflege.  In  der  evangelischen 
Kirche  hatte  dicLicbcsthätigkeit  ihre  mannig- 
fache Arbeit  zwar  zunächst  ohne  Zusammen- 
hang mit  der  verfassten  Kirche  begonnen, 
aber  unmöglich  konnte  die  Kirche  auf  die 
Dauer  diese  Arbeit  lediglich  freien  Vereinen 
überlassen.  Sie  musste  selbst  mit  in  die 
Arbeit  eintreten  und  konnte  es,  weil  sie  in 
den  Presbyterien  (Kirchen räten,  Kirchenvor- 
ständen) und  Synoden  geeignete  Orgaue 
dafür  erhalten  hatte.  War  die  alte  gemischt 
kirchlich-bürgerliche  Armenpflege  l»ei  der 
fortschreitenden  Vermischung  der  Konfessi- 
onen und  der  dadurch  bedingten  Sonderuug 
von  kirchlicher  und  bürgerlicher  Gemeinde 
uulialtbar  geworden  und  bis  auf  wenige 
Reste  im  Schwinden,  so  musste  die  Kirche, 
wollte  sie  überliaupt  an  der  Annenpflege 
teil  haben,  dahin  streben,  eine  rein  kirch- 
liche Annenpflege  wieder  ins  Leben  zu  nifen. 

Anfänge  einer  solchen  sind  bereits  vor- 
handen. Vorbildlich  dafür  wurde  die  Rhei- 
nisch-Westfälische Kirchenordnung  vom  5. 
März  1835,  der  die  meisten  neueren  Ver- 
fassungsgesetze der  evangelischen  I^andes- 


kirchen  auch  die  Bestimmungen  über  die 
von  der  Gemeinde  durch  ihre  Organe  zu 
übende  Armenpflege  entlehnten.  Neuerdings 
haben  dann  eine  Reihe  von  K ircheu ivgienmgeu 
eingehende  Anweisungen  erlassen  (vgl.  den 
Erlass  des  Oberkonsistoriums  in  Dannstadt 
vom  8.  Dezember  1879  und  des  I^andes- 
konsistoriums  in  Hannover  vom  1.  August 
1891  im  Allgemeinen  Kirchenblatt),  und  die 
Eisenacher  Konferenz  hat  1892  nach  eingehen- 
der Behandlung  die  Hauptgesichtspuukte. 
nach  denen  die  kirchliche  Armenpflege  sich 
zu  gestalteu  liat,  aufgestellt.  Dabei  gilt  als 
Grundsatz,  dass  die  kirchliche  Annenpflege 
nicht  berufen  sein  kann,  die  öffentliche  bürger- 
liche Armenpflege  zu  ersetzen,  sondern  sie  zu 
ergänzen,  und  dass  sie  deshalb  dahin  streben 
muss.  mit  derselben  Hand  in  Hand  zu  arbeiten. 

Auch  die  katholische  Kirche  hat  in 
unseren  Tagen  eine  bewundenmgswert  reiche 
und  umfassende  freie  Liebesthätigkeit  ent- 
faltet und  an  den  Verhandlungen  über  die 
Armenpflege  lebhaft  teilgenommen.  In  der 
seit  1890  erscheinenden  »Charitas,  Zeit- 
schrift für  die  Werke  der  Nächstenliebe  im 
katholischen  Deutschland  (Frciburg  i.  Br. 
bei  Herder)«  besitzt  sie  ein  trefflich  redi- 
giertes Organ,  und  der  Charitas  verband,  der 
alljährlich  einen  Charitastag  (1896  in 
Schwäbisch-Gmünd,  1897  in  Köln)  hält,  ent- 
spricht etwa  dem,  was  für  die  evangelische 
Kirche  der  Ceutralaussehuss  und  der  Kon- 
gross  für  innere  Mission  leistet.  Der  bürger- 
lichen Armenpflege  gegenüber  nimmt  man 
allerdings  in  katholischen  Kreisen  eine 
etwas  andere  Stellung  ein.  Nach  Ratzinger 
(Gesch.  der  kirchl.  Armenpflege  2.  Aufl. 
Frciburg  i.  Br.  1884  S.  588)  ist  die  staat- 
liche Staatsarmenpflege  >das  Produkt  jener 
religiösen  und  sozialen  Revolution,  die  Re- 
formation heisst«,  'das  notwendige  Resultat 
der  praktischen  Verleugnung  des  Christen- 
tums«. Er  stimmt  dann  Schunk  zu,  der 
(die  Armenpflege  vom  christl.  Standpunkt 
S.  IG)  sagt:  Der  SUiat  will  Armenpflege 
befehlen,  während  doch  die  Liebe  allein  im 
stände  ist,  sie  zu  Alton.  Lielie  aber  kennt 
der  Staat  als  solcher  nicht.  Er  kennt  nur 
das  Recht  und  die  Polizei.  Mit  Justiz  und 
Polizei  alleiu  lässt  sich  aber  nichts  aus- 
richten gegenüber  der  Armut  und  ihren 
Folgen.  Der  Staat  hat  es  durch  Jahr- 
hundorte bewiesen,  dass  er  dieser  Aufgabe 
nicht  gewachsen  ist.«  Ehrlo  (Beiträge  zur 
Gesch.  u.  Reform,  d.  Armenpflege  Freibury 
i.  B.  1881  S.  12G)  will  zwar  für  die  Kirche 
weder  das  Monopol  charitativen  Wirkens 
noch  dessen  ausschliessliche  Leitung  in  An- 
spruch nehmen,  aber  was  er  dem  Staate 
zuweist,  ist  doch  nur  die  Amienpolizei  und 
die  gelegentliche  Ergänzung  der  Privat- 
wohlthätigkeit.  Das  Ziel,  dem  man  nach- 
strebt, ist  die  Ersetzung  der  bürgerlichen 
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Armenpflege  durch  eine  rein  kirchliehe. 
Ratzinger  spricht  das  ganz  folgerichtig 
aus:  »Giebt  man  zu.  das»  die  staatliche 
Armenpflege  nicht  ausreicht,  dass  sie  das 
Mitwirken  der  freiwilligen  nötig  habe,  so 
soll  man  konsequenterweise  dieselbe  ganz 
fallen  lassen,  um  einer  besseren  Organisation 
Platz  zu  machen.  Die  Annen  pflege  der 
Zukunft  kann  nur  jene  Organisation  sein, 
welche  in  der  altkirchlichen  Gemeindepflege 
verwirklicht  war.«  Neuerdings  ist  al>or  eine 
Annäherung  an  den  protestantischen  Stand- 
punkt unverkennbar.  Der  Fürstbischof  D. 
Schuster  von  Graz  hat  sich  bei  Beratung 
eines  Annengesetzentwurfs  im  Steiermark- 
schen  Landtag  1806  dahin  ausgesprochen, 
dass  unter  den  heutigen  Verhältnissen  nicht 
nur  die  Privatwohlthätigkeit.  sondern  auch 
die  öffentliche  Armenpflege  notwendig  ge- 
worden ist.  »Beide  sind  heute  berechtigt, 
ja  beide  müssen  sich  gegenseitig  ergänzen 
und  unterstützen-  (Charitas  18tH>  S.  Mfi). 
Würmeling,  der  in  zwei  Aufsätzen  in  der 
-Charitas-  (Wesen  und  Aufgal<e  der  frei- 
willigen und  der  Zwangsarmenpflege  1S97 
S.  P>">,  90  und  Oertliche  Organisation  der 
freiwilligen  Armenpflege  1897  S.  139.  155. 
170)  die  einschlagenden  Fragen  besprochen 
hat,  teilt  allerdings  die  Ansicht  Ehrles.  dass 
die  Zwangsarmenpflege  nur  subsidiär  wirken 
soll,  will  aber  doch  den  Verhältnissen,  wie 
sie  sich  gestaltet  halten,  praktisch  Rechnung 
tragen  und  sieht  auch  als  das  Erstrebens- 
werte  ein  Zusammenwirken  der  organisierten 
freiwilligen  Armenpflege  mit  der  öffent- 
lichen an. 

Das  rechte  Verhältnis  der  freiwilligen 
und  der  öffentlichen  Annenpflege  zu  finden 
tind/.uvenvirklichen.isteiiiederdringendsten, 
aber  auch  schwierigsten  Aufsahen  der  Gegen- 
wart. Der  deutsche  Verein  für  Armenpflege 
und  Wohlthätigkeit  hat  sich  mehrmals  damit 
beschäftigt  (vgl.  den  Oeneralberioht  von  1M9G 
Heft  2J|.  ohne  zu  allseitig  befriedigenden 
Ergehnissen  gekommen  zu  sein.  Inzwischen 
hat  man  auch  vielfach  (in  Breslau.  Dresden. 
Posen.  Lübeck  u.  a.  <\)  die  praktische  I/tsung 
der  Frage  in  die  Hand  genommen  und  gute 
Resultate  erzielt,  die  hoffen  lassen,  dass  die 
Armenpflege  in  Deutschland  auch  in  dieser 
Beziehung  in  einer  erfreulichen  Fortent- 
wickelung begriffen  ist. 

Bedeutsam  für  ihr»'  fernere  Entwicke- 
lurig  ist  auch  der  Einfluss.  den  die  Ver- 
sicherungsgesetze, die  Kranken-,  Un- 
fall-, Alters-  und  Invaliditätsversichening, 
auf  sie  ausüben  und  voraussichtlich  in  den 
nächsten  Jahren  noch  erheblich  stärker  aus- 


üben werden.    Ks  ist 


Vordienst  des  deut- 


schen Vereins  für  Armenpflege  und  Wohl- 
thätigkeit, die  Aufmerksamkeit  auf  diesen 
Punkt  gerichtet  zu  haben.  Er  hat  auf 
Grund   eingehender  Nachforschungen  zwei 


Referate  von  Dr.  R.  Freu  ml  (Armenpflege 
und  Arl>eiterversichenmg,  1895,  21.  Heft»  und 
Brinkmann  (Die  Armenpflege  in  ihren 
Beziehungen  zu  den  Leistungen  der  Sozial- 
gesetzgebung, 1897,  29.  Heft)  ausarlieiten 
lassen  und  in  seiner  Versammlung  zu  Lei|>- 
zig  1S9S  darilber  verliandelt.  Darüber  kann 
nach  diesen  Untersuchungen  kein  Zweifel 
bestehen,  dass  die  Arheiterversichening  be- 
reits stark  auf  die  Annenpflege  eingewirkt 
hat.  Sie  hat  die  Annenpflege  entlastet,  iu- 
dem  sie  die  Arbeiter  vor  Inanspnich nähme 
der  Annenpflege  l>ewahrt.  Wenn  das  aller- 
dings in  den  Armenbudgets  noch  nicht  so 
stark  hervortritt,  wie  man  erwarten  sollte, 
so  hat  das  darin  soiuon  Gnind,  dass  die 
Annenpflege  da,  wo  sie  eintritt,  an  Intensität 
gewonnen  hat .  weil  das  gesteigerte  Mass 
an  Fürsorge,  das  durch  die  Versicherungs- 
gesetzgebung den  arbeitenden  Klassen  zu 
Teil  wird,  auf  die  Loltcnshaltung  der  ar- 
beitenden Klassen  ül>erhaupt  Einfluss  hat 
und  dieser  Einfluss  sieh  auch  bei  der  Ar- 
menpflege fühlbar  macht.  Die  volle  Wir- 
kung der  Versichern ngsgosotze  wird  sich 
erst  bei  den  Generationen  zeigen,  die  unter 
der  lleirschaft  dieser  Gesetze  gross  gewor- 
den sind. 

In  England  brachte  das  Jahr  ls34  die 
durch  das  Anwachsen  der  Annenstenem 
tiötig  gewordene  Refonn.  Das  damals  er- 
lassene neue  Armengesetz  (4  u.  5  William 
IV.  C.  7<>)  Hess  die  (irundlagen  der  Elisa- 
Itethiuischen  Gesetzgebung  bestehen,  suchte 
alter  die  Mängel  durch  drei  Massregeln  zu 
beseitigen.  Einmal  dadurch,  dass  es  durch 
Vereinigung  mehrerer  Kirchspiele  grössere 
Annenveritändo  schuf.  Jeder  Arnienverland 
(nuion)  hat  einen  Vorstand  (hoard  of  guar- 
dians),  der  aus  den  Friedensrichtern  des 
Bezirks  und  von  den  Kirchspielen  gewähl- 
ten Mitgliedern  (auch  Frauen)  Umsteht.  So- 
dann durch  möglichste  Beschränkung  des 
out-door-relief.  Als  Regel  gilt  die  Unter- 
bringung der  Armen  im  Werkhause  (in-door- 
relief),  nur  ausnahmsweise  sollen  Anne 
ausserhalb  des  Werkhauses  unterstützt 
worden.  Die  ins  Werkhaus  Aufgenommenen 
werden  dort,  nach  den  Geschlechtern  ge- 
trennt, nur  auf  das  notdürftigste  verpflegt 
und  unter  Beschränkung  ihrer  Freiheit  zu 
strenger  Arbeit  angehalten.  So  soll  da-» 
Werkhaus  zur  Prüfung  der  Hilfshedürftig- 
keit  werden  (workhouse-test  ).  Endlich  durch 
Errichtung  einer  Centraibehörde  für  das 
Armenwesen,  die  für  die  gleichmässige 
Durehfühning  des  Gesetzes  Sorge  zu  tragen 
hat  (poor  law  board).  Die  weitere  Ent- 
wickelung  der  Armenpflege  ging  auf  die 
immer  konsequentere  Durehfühning  dieser 
Grundsätze.  Die  Armenpflege  wird  mehr  und 
mehr  verstaatlicht ;  die  Central behörde  ist 
weiter  ausgebildet,  ilxr  Beamtenpersonal  ver- 
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mehrt,  ihr  Einfluss  auf  die  lokale  Armen- 
pflege gesteigert;  1871  wurde  der  poor  law 
loard  mit  dem  Ministeiium  für  lokale  Ver- 
waltung (loeal  government  board)  vereinigt 
Durch  die  Vermehrung  der  Beamten  hat 
jnan  allerdings  ein  geregeltes  Funktionieren 
der  Armenpflege  erreicht,  aber  die  gesamte 
Ausgalie  für  die  besoldeten  Armenbeamten 
betrug  1888  schon  1117  705  Ü,  d.  i.  mehr 
als  22  Millonen  Mark.  Andererseits  ten- 
diert die  Entwickelung  auf  stetigo  Be- 
schränkung der  gewahrten  l'nterstützung, 
um  nur  ja  nicht  den  gefährlichen  Oedanken 
aufkommen  zu  lassen,  die  Armen  hätten  es 
besser  als  die  Arbeitenden.  Damit  liat  man 
allerdings  erreicht,  dass  die  Armensteuer 
nicht  gestiegen  ist  und  die  Zahl  der  Unter- 
stützten abgenommen  liat.  Diese  betrug 
1863  5.3%  der  Bevölkerung.  1882  nur  3°,o. 
Namentlich  ist  die  Zahl  der  unterstützten 
arbeitsfähigen  Armen  von  20,5  °.o  aller 
Unterstützten  im  Jalire  1863  atif  13 0  o  im 
Jahre  1882  zurückgegangen,  obwohl  es  nicht 
gelungen  ist,  das  Werkhaussystem  mit 
vollster  Konsequenz  durchzuführen.  Die 
Zahl  der  out-door-paupers  ist  immer  noch 
grosser  als  die  der  in-door-paupers  (1872: 
S4,7°o:  1*82:  76,7  °  o).  Aber  deutlich  tritt 
in  Englaud  auch  dio  Schranke  der  staat- 
lichen Armenpflege  hervor.  Sic  liegt  in  der 
notwendigen  und  notwendig  steigenden 
Härte  gegen  die  Armen  oder  besser  ausge- 
drückt darin,  dass  das  erziehliche  Element 
in  der  Armenpflege  so  schwach  ist.  Die 
Werkhäuser  entsprechen  dem  nicht,  da  die 
dort  getriebene  Arbeit  nicht  danach  einge- 
richtet ist,  die  Insassen  anzuleiten,  sich 
künftig  ihr  Brot  selbst  zu  verdienen.  Noch 
weniger  ist  die  dumpfe  Atmosphäre  des 
Werkhauses  geeignet  für  die  Kinder.  Da 
bei  der  Annenpflege  an  Kindern  das  er- 
zieldicho  Moment  überwiegt,  ist  dieser 
Zweig  der  Armenpflege  in  England  natur- 
gemäss  der  schwächste,  obwohl  neuerdings 
mehr  dafür  gethan  ist.  Man  errichtete  zu- 
nächst von  den  workhouses  getrennte 
Schulen  für  die  armen  Kinder,  district 
schools,  aber  diese  mussten,  um  nicht  zu 
kostspielig  zu  werden,  sehr  gross  angelegt 
werden,  und  die  Häufuug  der  Kinder 
brachte  physische  und  moralische  Nachteile 
mit  sich.  Dann  griff  man  zum  boarding- 
out-System  und  neuerdings  zum  Cottage- 
System ,  indem  man  kleinere  Häuser  in 
ländlichen  Bezirken  baute  und  die  Kinder 
in  Gnippen  teilte.  Unserer  Zwangserziehung 
entsprechen  in  Eugland  die  industrial 
schools  und  die  roformatory  schools.  Aber 
bei  dem  allen  macht  sich  immer  wieder 
zurückhaltend  die  Sorge  geltend,  die  der 
Annenpflege  anvertrauten  Kinder  könnten 
es  besser  haben  als  die  der  Arbeiter,  und 
das  könnte  anreizen,   seine    Kinder  der 
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öffentlichen  Fürsorge  zu  überlassen.  Aus 
demselben  Grunde  scheut  man  auch  vor 
einer  durchgreifenden  Verbesserung  der 
Armenkraukeupflegc  geradezu  zuriiek.  Auch 
für  die  casual  paupers  ist  schlecht  gesorgt. 
Zwar  giebt  es  in  den  Werkhäusern  casual 
wards,  wo  sie  ein  Unterkommen  finden 
können,  aber  das  Volk  sieht  darin  nur  eine 
andere  Art  von  Gefängnis.  Nicht  vergessen 
darf  man  dabei  aber,  dass  gerade  in  diese 
Lücken  der  öffentlichen  Armenpflege  die 
Privatwohlthätigkeit  ergänzend  eintritt,  die 
in  keinem  Lande  eine  solche  Ausdehnung 
hat  wie  in  England.  Nirgends  giebt  es 
eine  solche  Menge  von  Vereinen  und  An- 
stalten der  Wohlthätigkeit  (vgl.  über  Txm- 
don  speciell  Herbert  Frv  s  royal  guide  to 
the  London  eharities  —  Low 's  handbook  of 
the  eharities  of  London  —  Ompteda,  Chari- 
ties.  Freiwillige  Armenpflege  in  London, 
Preuss.  Jahrb.  1882,  S.  252 ff.),  nirgends 
stellen  sich  auch  so  viel  persönliche  Kräfte 
namentlich  aus  den  höheren  Ständen  in  den 
Dienst  der  charity  nach  dem  Grundsatze, 
den  Prinz  Albert  einmal  ausgesprochen  hat : 
»Wir,  denen  die  Vorsehung  Rang.  Reich- 
tum und  Erziehung  gegeben  liat,  müssen 
alles,  was  in  unseren  Kräften  steht,  für  die 
vom  Glück  minder  Begünstigten  thuu.«  Ein 
um  so  dringenderes  Bedürfnis  war  des'nalb 
gerado  in  England  the  Organisation  der 
Privatwohlthätigkeit  und  ihre  Verbindung 
mit  der  öffentlichen  Annenpflego.  Für 
diesen  Zweck  hat  die  1869  gegründete 
Uharity  Organisation  society  in  steigendem 
Masse  Bedeutung  gewonnen  (vgl.  The  cha- 
rity Organisation  society.  Annual  report  of 
the  Council).  Auch  das  Bestreben,  Frauen 
in  die  l>oards  of  guardians  zu  wählen,  dient 
diesem  Zwecke.  Der  erste  weibliche  guar- 
dian  wurde  1875  in  Kensiugton  (Iiondon) 
gewählt.  1881  wurde  ein  eigener  Verein 
zur  Beförderung  solcher  Wahlen  gestiftet, 
und  es  ist  auch,  seit  1882  die  Zweifel  an 
der  Rechtmässigkeit  solcher  Waiden  be- 
seitigt sind,  gelungen,  eine  Anzahl  von 
Frauen  in  die  boards  zu  bringen  und  mit 
ihnen  ein  ganz  neues  Element ,  »las  un- 
zweifelhaft dazu  beiträgt  dio  Härten  der 
staatlichen  Armenpflege  zu  mildern.  Eine 
solche  Milderung  ist  in  den  letzten  Jahren 
unverkennbar.  Die  Strenge  des  workhouse- 
test  kommt  doch  nur  in  den  grösseren 
Städten  zur  Durchführung,  sonst  erhalten 
die  Armen  nach  wie  vor  meist  eine  Unter- 
stützung im  Hause.  Freilich  dio  Gestaltung 
der  Armenpflege  nach  dem  Elberfolder 
System  wird  abgelehnt,  weil  es  für  un- 
möglich erklärt  wird,  eine  Verpflichtung 
bürgerlicher  Elemente  ziu-  Mitwirkung  bei 
der  Armenpflege  in  England  einzuführen. 
Auch  einer  Arbeitervorsicherung  wie  die  in 
Deutscldand  ist  man  abgeneigt.  Doch  leisten 
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die  weit  verbreiteten  friendly  societies  etwas 
Aehnliches,  wenn  auch  nicht  in  so  umfassen- 
dem Masse,  und  durch  ein  Gesetz  von  1893 
ist  es  den  Armenkoinmissionen  Überlaasen, 
ob  sie  den  Zusehuss  der  friendly  societies 
anrechnen  wollen  oder  nicht  (vgl.  die  l'eher- 
sicht  Reitzeusteins  über  die  neueren 
Bestrebungen  auf  dem  Gebiete  der  Armen- 
pflege in  den  Staaten  des  Auslandes  Schriften 
des  deutschen  Vereins  für  Armenpflege 
Heft  23). 

Einen  gerade  entgegengesetzten  Weg  hat 
die  Entwicklung  der  Armenpf  lege  in  Frank- 
reich genommen.  Darumkehren  sieh  hier 
auch  die  Licht-  und  Schatteuseiten  völlig 
um.    Auf  dem  Gebiete,  auf  welchem  die 
englische  Armenpflege   schwach  ist  (vor 
allem  Kinder-  und  Krau ken pflege),  ist  die 
französische  stark,  und  umgekehrt.  Die  Re- 
volutionszeit hat  keine  wesentliche  Aende- 
rung  in  der  Armenpflege  hervorgebracht, 
sie  ist  wie  eine  Episode  rasch  verlaufen. 
Bereits  durch  ein  Gesetz  vom  28.  Germinal 
IV  (17.  April  1796)  wurde  der  Verkauf  der 
Hospitalgüter  suspendiert ,  und  kurz  darauf 
durch  Gesetz  vom  10.  Vendemiairo  V  (7.  Ok- 
tober 1790)  erfolgte  die  Wiederherstellung 
der  Hospitalverwaltungen.    Kur  die  bereits 
verkauften  Güter  sollte  durch  i'eborweisung 
von  Domänen  Ersatz  geleistet  werden.  Doch 
ging  es  damit  langsam,  bis  Naj>oleon,  der 
die  Bedeutung   der  Hospitaler    und  der 
Spitalorden  auch   für  seine  kriegerischen 
Zwecke  erkannt  hatte,  die  Sache  energisch, 
in  die  Hand  nahm.   Durch  Verordnung  vom  ! 
0.  November  1S(H»  überwies  er  den  Hospi- : 
talern  Doinanialgüter  mit   einem  Ertrags- 
werte von  -1  Millionen.    In  demselben  Jahre 
wurden  die  geistlichen  Pflegeorden  wieder- 1 
hergestellt   und   ]so7   durch    Dekret  des 
Kaisers  ein  Geueralkapitel  der  liarmhcrzigen 
Schwestern  nach  Paris  herufen  (vgl.  Bren- 
tano. Die  bannherzigen  Schwestern,  Main/, 
1886,  S.  171  ff.).  Hin  Dekret  vom  IS.  Februar  | 
1*09  stellte  alle  hierher  gehörigen  Kongre-  j 
gationen  unter  das  Protektorat  der  Mutter  I 
des  Kaisers  und  wies  ihnen  Unterstützungen  i 
aus  der  Staatskasse  an.    Bald  sammelten 
sich  die  zerstreuten  Schwestern  wieder,  uud, 
auch  von  den  nachfolgenden  Regierungen 
kräftig  gefördert,  nahmen  nicht  bloss  die 
alten  Kongregationen  eine  bis  daliin  nie  er- 
reichte Ausdehnung  an.    es    kameu  auch 
eine  Keilie  von  neuen  Kongregationen  hin- 
zu, von   denen  namentlich  die  18-10  ge- 
stifteten  petites   soeurs  des  pauvres  eine 
grosse  Verbreitung  gewonnen  haben  (eine  | 
rebersicht   bei   Keller.   Les  eongregations  \ 
religieuses  eti  Fiance.  Paris  1*NO|.    Bis  in 
die  neueste  Zeit  lial>en  denn  auch  die  geist- 
lichcn  Kongregationen  die  Armenpflege  in 
Frankreich  beherrscht.  Sie  haben  die  Funk- 
tionen   der   bürgerlichen    Elemente,  wie 


Reitzenstein  sich  ausdrückt,  -.zu  einer 
nahezu  nur  nominellen  herabgedrückt'. 

Neben  den  Hospitälern  wurden  durch 
!  das  Dekret  vom  7.  Frimaire  V  (27.  November 
1790)  in  den  einzelnen  Gemeiuden  Wohl- 
thätigkeitsbureaux  (bureaux  de  bienfaisanee) 
errichtet,  denen  die  Sorge  für  die  Haus- 
armen   zugewiesen  wurde,  aber  die  Be- 
stimmungen gehen  nicht  über  eine  fakul- 
tative Armenpflege  hinaus.  Die  Wohlthätig- 
keitsbureanx  sind  weder  selbst  eine  Ein- 
richtung, die  in  jeder  Gemeinde  vorhanden 
sein  müsste  (im  Jahre  1880  bestanden  solche 
nur  erst  in  38%  aller  Gemeinden),  noch  sind 
die  vorhandenen  verpflichtet,  sich  aller  Orts- 
armen anzunehmen.    Was  sie  darin  thun, 
richtet  sich  nach  dem  Bestände  der  vor- 
handenen Mittel,  und  diese  sind  in  sehr 
vielen  Gemeinden    nur   äusserst  geringe. 
Hier  liegt  die  Scliattenseite  dieser  fakul- 
tativen Armenpflege;  ebenso  wie  die  mittel- 
alterliche, als  dereu  direkte  Fortsetzung  sie 
gelten  kann,  ist  sie  zu  ungleielunässig,  und 
die  weiteren  Bestrebungen  sind  denn  auch 
dahin  gerichtet  gewesen,  mit  Beibehaltung 
der   einmal   gegebenen    Gnindlagen  eine 
grösser»1  Gleichmäßigkeit  zu  erzielen.  Da- 
hin gehört  die  Errichtung  einer  Aufsichts- 
behörde, die  ihre  abschliessende  Regelung 
durch  ein  Dekret   des  Präsidenten  vom 
5.  Dezemlier  1879  gefunden  hat,  sodann  die 
Vermehrung  der  Wohlthätigkeitsbureaux  und 
anderer  Anstalten,    ihre  Ausstattung  mit 
reichlicheren  Mitteln  und  die  Beförderung 
einer   gleichmassigen   Verwendung  dieser 
Mittel   durch   zahlreiche  Reglements.  Es 
ist  damit  auch  manches  erreicht,  aber  trotz- 
dem ist  die  Organisation  der  Lokalarmen- 
pflege noch  weit  davon  entfernt,  eine  all- 
gemeine und  gleiclimässige  zu  sein.  Nur 
zwei  Zweige  der  Annenpflege  sind  so  ge- 
ordnet, dass  sie  nicht  auf  freiwilligen  I^eis- 
tungen .  sondern  auf  verbindlichen  Nonnen 
beruhen,  die  Kinderpflege  und  die  Irren- 
pflege.   Sie  raachen  das  Gebiet  der  de- 
nartementalen  Armenpflege  aus,  und  nament- 
lich dem  ersterwähnten  Gebiete  ist  in  Frank- 
reich eine  Sorgfalt  zugewendet  wie  kaum 
in  einem  andereu  Laude. 

Die  Revolution  fand  auch  in  diesem 
Zweige  Zustände,  die  im  höchsten  Masse 
refornd>edürftig  waren.  Im  Pariser  Findel- 
hause war  die  Zahl  der  dort  untergebrachten 
Kinder  von  312  im  Jahre  1070  auf  091 8  im 
Jahre  1770  gestiegen.  Mehr  als  1  x  dieser 
Kinder  war  aus  den  Provinzen  nach  Paris 
gebracht.  Die  Grundhonvn,  denen  gesetzlich 
die  Verpflegung  solcher  Kinder  oblag,  ent- 
ledigten sich  dadurch  ihrer  Verpflichtung:. 
Die  Revolution  legte  nur  die  l>estehendeu 
Anstalten  lahm,  ohne  Ersatz  zu  schaffen, 
denn  die  von  ihr  dekretierten  (G.  v.  28.  Juni 
179H)  Anstalten  für  die  etifants  naturels  de 


Digitized  by  Google 


Armen  wesen  (Geschichte  der  öffentlichen  Armenpflege)  1075 


la  mtrie,  wie  sie  jetzt  heissen  sollten,  traten 
ni<-nt  ins  Leben.  Erst  Napoleon  legte  durch 
Dekret  vom  19.  Januar  1811  den  Grund  zu 
einer  wirklichen  Reform.  Die  Fürsorge  für 
die  enfants  assistes,  welche  in  die  3  Kate- 
gorioen  der  enfants  trouves,  enfants  aban- 
donnes  und  der  orphelins  pauvres  zerfallen, 
liegt  den  Spitälern  ob.  Jedes  zur  Aufnahmt? 
dieser  Kinder  bestimmte  Spital  soll  eine 
Drehlade  (tour)  liaben,  um  die  Kinder  dein 
Spital  im  geheimen  ubergeben  zu  können. 
Sotiald  als  möglich  sollen  die  Kinder  Fa- 
milien zur  Erziehung  anvertraut  werden. 
Zu  den  Kosten  giebt  der  Staat  einen  Zu- 
sehuss  von  jährhch  4  Milhonen  Franken. 
Das  Bedenklichste  war,  dass  die  bis  dahin 
fakultativen  tours  obligatorisch  gemacht 
wurden.  Die  Folgen  zeigten  sich  in  den» 
ganz  unverhältnismässigen  Anwachsen  der 
Zahl  der  eingelieferten  Kinder.  Im  Jahre 
1819  war  sie  schon  von  45000  auf  fast  I 
HiOOOO  gestiegen,  1833  betrug  sie  129  (529. 
Erst  die  Unterdrückung  der  tours,  mit  der 
1834  begonnen  wurde  und  die  1870  ganz 
vollzogen  war,  schaffte  liier  Wandel.  An ,' 
ihre  Stelle  traten  Auinahmehureaux  (bureaux 
d'admission),  in  denen  über  die  aufzu- 
nehmenden Kinder  die  erforderlichen  Mit- 
teilungen gemacht  werden  müssen.  Damit 
ist  zugleich  Gelegenheit  gegeben,  auf  die 
Mütter  einzuwirken,  dass  sie  ihre  Kinder 
selbst  in  Pflege  nehmen.  Für  diesen  Fall 
erhalten  sie  eine  Unterstützung,  und  diese 
secours  tomporaires  haben  mit  der  Zeit  eine 
grosse  Ausdehnung  gewonnen  und  sehr 
wesentlich  dazu  beigetragen,  die  Zahl  der 
in  die  Spitaler  aufgenommenen  Kinder  zu 
vennindern.  Auch  die  Pflege  der  Kinder 
selbst  wurde  immer  eingehender  geordnet. 
Versuche,  grössere  Anstalten  zu  ihrer  Er- 
ziehung einzurichten,  haben  sieh  ebenso- 
wenig liewährt  wie  die  in  Algerien  ge- 
gründeten Orphelinate.  Man  kehrte  wieder 
zur  Unterbringung  der  Kinder  in  Familien 
zurück  und  traf  durch  das  G.  v.  23.  Dezember 
ls74  die  eingehendsten  Bestimmungen  zum 
Schutz  solcher  in  Familien  aiisgethanen 
Kinder.  Die  Beschaffung  der  Mittel  ordnete 
das  G.  v.  5.  Mai  1869  dahin,  dass  die  Unter- 
haltung und  Erziehung  der  unterstützten 
Kimler  vorbehaltlich  einer  engbegrenzten ! 
Beteiligung  des  Staates  und  der  Gemeinden  j 
«  ine  List  der  Departements  ist. 

Seit  «lern  1.  Januar  189'»  ist  auch  ein 
Gesetz  fil»er  die  medizinale  Armenpflege  in  I 
Kraft  getreten,  dessen  Durchführung  freilich  , 
dadurch  ersehwert  ist,  dass  es  keine  Vor- ! 
pflichtung   zur  Errichtung  von  Kranken- 
anstalten enthält.  Doch  hat  die  rege  Thätig- 
keit  der  beim  Ministerium  des  Innern  be- 
stehenden Direktion  der  öffentlichen  Annen- 1 
pflege     und    des    Conseil    superieur  de 
l'assistanee  publique  eine  erhebliche  Ver- ! 


vollständigling  der  Hospitaleinrichtungeu  im 
Wege  der  Freiwilligkeit  erreicht. 

Auch  in  Frankreich  konunt  der  öffent- 
lichen Armenpflege  eine  reich  gegliederte 
freiwillige  zu  Hilfe  (eine  Uebersicht  giebt 
für  Paris  das  seit  1877  jährlich  erseheinende 
Manuel  des  oeuvres,  institutions  religicuses 
et  charitables;  eingehend  hat  Maxime  du 
Camp  die  katholische  Liebestliütigkeit  in 
seiner  Schrift  La  eliarito  privöe  a  Paris. 
Paris  1886,  die  protestantische  in  der  Revue 
des  deux  mondes  1.  Juni  1887  geschildert). 
Neuerdings  zeigen  sich  auch  hier  Bestre- 
bungen, die  Privatwoldthätigkeit  zu  centrali- 
sieren.  In  Paris  ist  ein  Office  central  de6 
Oeuvres  errichtet  und  ähnlich  in  Bordeaux, 
Marseille,  Lyon  u.  a.  a.  0.  Die  Frage  nach 
dem  Verhältnis  der  privaten  zur  öffentlichen 
Wohlthätigkeit  ist  in  Frankreich  bei  dem 
fakultativen  Charakter  der  öffentlichen 
Armenpflege  und  dem  grossen  Einfluss,  den 
die  geistlichen  Korporationen  auf  beide  Arten 
von  Armenpflege  ausüben,  weniger  schwierig. 
Doch  hat  sich  in  den  letzten  Jahrzehnten 
eine  starke  Reaktion  gegen  den  Einfluss  der 
geistlichen  Korporationen  erhoben,  die  mög- 
licherweise in  Zukunft  zu  einer  Umgestal- 
tung der  Armenpflege  führen  wird. 

In  noch  höherem  Masse  als  in  Frankreich 
hat  in  Italien  die  Armenpflege  den  mittel- 
alterlichen Charakter  bewahrt,  und  erst  in 
dem  geeinten  Reiche  sind  Versuche  einer 
Fortbildung  gemacht  (Bodio,  Attidellacom- 
missione  reale  per  d  inchiesta  sulle  opere 
pie.  Rom  1889).  Das  Gesetz  vom  3.  August 
1862  (legge  della  opere  pie)  liat  die  Auf- 
sicht des  Staates  über  die  Stiftungen  geregelt 
und  den  Gemeinden  eine  subsidiäre  \er- 
nflichtung  auferlegt.  Eine  Erweiterung  der 
Wirksamkeit  der  lokalen  Annenämter  (con- 
gregatione  di  carita)  ist  bis  jetzt  vergeblich 
versucht.  Die  politische  Lage  Italiens  ist 
eiuer  weiterem  gedeihlichen  Entwickeluug 
der  Armenpflege  nicht  günstig.  In  Holland 
hat  sich  die  dort  besonders  gut  geordnete 
kirchliche  Armenpflege,  die  in  den  einzelnen 
Gemeinden  durch  die  Diakonen  geübt  wird, 
zu  behaupten  gewusst.  Viel  ist  neuerdings 
in  Belgien  geschehen.  Namentlich  ist  die 
medizinale  Armenpflege  neu  geregelt  und 
die  Anstalten  für  Bettler  (depots  de  mendi- 
cite  und  maisons  de  refuge)  neu  gestaltet. 
Die  der  englischen  verwandte  Armenpflege 
in  Nordamerika  hat  Aschrott  in  Conrads 
Jahrbüchern  1*89  (auch  separat  ersclüenen) 
behandelt. 

So  mannigfach  verschieden  sich  auch  die 
Armenpflege  in  den  einzelnen  Ländern  auf 
Grund  der  Verschiedenheit  der  Konfessionen 
und  der  Volkseigentümlichkeit  entwickelt 
hat,  überblickt  man  die  letzten  Jahrzehnte, 
so  drängt  sich  die  Beobachtung  auf,  dass 
sich  gegenwärtig  wieder  eine  grössere  Ge- 
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meinscliaft  der  Ideeen  und  eine  grössere 
OleichnnUsigkeit  der  Organisation  anbahnt. 
Die  Fragen  der  Armenpflege  sind  inter- 
nationale geworden  und  werden  auch  l>ercits 
international  behandelt,  oine  Nation  lernt 
von  der  anderen,  und  gemeinsam  suchen 
»ie  die  Probleme,  welche  die  moderne  Ent- 
wickelung  der  Volkswirtscliaft  stellt,  zu 
I5sen.  Angeregt  durch  die  Soeiete  d'Eco- 
nomie  cliaritablc  in  Paris  bei  Gelegenheit 
der  Weltausstellung  von  1*5"»,  trat  ls">6, 
durch  die  Bemfdiungen  des  (ioneralins|)ektors 
<ler  Gefängnisse  in  Belgien,  Ducpctiaux.  ins 
liehen  gerufen,  die  erste  internationale 
Konferenz  für  die  Erörterung  der  auf  die 
ljogo  der  ärmeren  Klassen  l>eziiglichen  Fragen 
in  Brüssel  zusammen,  der  dann  weitere 
Konferenzen  folgten.  In  den  Grundfragen 
herrseht  bereits  eine  weitgehende  Ucberein- 
stimmung.  In  allen  Kulturstaaten  ist  die 
Pflicht  des  Gemeinwesens,  sich  der  not- 
leidenden (Mieder  anzunehmen,  anerkannt 
und  ebenso  das  Recht  und  die  Pflicht  des 
Staates,  die  darauf  abzielenden  Bestrebungen 
zu  leiten  und  zu  beaufsichtigen.  tSelhst  der 
scheinbar  schärfste  Gegensatz  der  obligato- 
rischen Armenpflege,  deren  Repräsentant 
England  ist,  und  der  fakultativen,  die  Frank- 
reich repräsentiert  ist  kein  ausschliesslicher 
melir,  denn  auch  da,  wo  die  fakultative 
Annenpflege  herrscht,  sind  doch  einzelne 
Gebiete  obligatorisch  geordnet,  und  da,  wo 
die  obligatorische  durchgeführt  ist,  ist  ihr 
doch  eine  mehr  und  mehr  erstarkte  fakul- 
tative ergänzend  zur  Seite  getreten.  Uebernll 
zeigt  sich  auch  mehr  oder  minder  lebendig 
ein  BestrelKMi.  die  arbeitende  Bevolkening 
durch  freiwillige  oder  zwangsweise  Ver- 
sicherung vor  Verarmung  durch  Krankheit. 
Unfall  und  Invalidität,  hier  und  da  auch 
schon  vor  der  Verarmung  durch  Arbeits- 
losigkeit zu  schützen  und  damit  die  Armen- 
pflege zu  entlasten. 

So  sind  denn  auch  die  Hauptprobleme, 
die  ihrer  Losung  harren,  überall  dieselben. 
Die  früher  lebhaft  diskutierten  Fragen,  ob 
obligatorische  oder  fakultative,  ob  bürger- 
liche oder  kirchliehe  Anneupflege,  sind  stark 
zurückgetreten.  Man  hat  eingesehen,  dass 
in  dieser  Beziehung  nicht  Thoorieen,  soudern 
die  historische  Entwicklung  der  Annen- 
pflege in  den  einzelnen  lindern  entscheidet 
und  dass  der  allein  richtige  Weg  der  ist. 
das  historisch  Gewordene  fortzubilden.  Alt- 
gesellen von  einer  Menge  von  Einzelfragen 
sind  es  zwei  Hauptprobleme,  welche  die 
nächste  Zukunft  beschäftige»  werden,  einmal 
die  durch  Hebung  der  I-ige  der  arbeitenden 
Bevölkening  und  ihre  Vcrsiehenmg  gegen 
Verarmung  zu  eiTeichende  Beschn'lnkung 
des  Gebietes  der  Armenpflege  und  sodann 
i  las  zweckentsprechende  Zusammenwirken 
der  bürgerlichen  Annenpflege  mit  der  kirch- 


lichen und  der  Privatwohlthätigkeit.  Von 
der  I/jtuing  dieser  beiden  Prohleme  wird 
die  weitere  Entwickelung  der  Annenpflege 
in  erster  Linie  abhängen. 
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hofen,  ISK.i.  —  Aichrott.  Das  englische  Armen- 
wi»-n,  Leipzig  l.sse.  rhlhorn* 
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III.  Elsnss-Lothringen.  IV.  Verhältnis« 
zum  A  Unlande. 

Einleitung;    Geschichtliches.  Die 

Unterstützung  Uer  Armen  ist  ein  Gebot  der 
Nächstenliebe.  Die  Kirche  wie  die  freie 
Liebesthätigkoit  haben  daher  stets  die  Armen- 
pflege als  ihre  Aufgabe  betrachtet.  Nicht 
weniger  liegt  die  Sorge,  dass  niemand  wegen 
Mangels  des  notdurftigen  Unterhalts  zu 
Grunde  gehe,  im  Interesse  jedes  wohlge- 
ordneten politischen  Gemeinwesens. 

In  Deutschland  hat  die  daraus  sich  er- 
gebende öffentbehreehtliche  Verpflichtung 
schon  in  den  Kejchsjnolizeiordnungen  von 
1  :">:}« ),  1  ~>4N,  l.~>77  ihren  Ausdruck  gefundeu. 
Jede  Stadt  und  Kommune  soll  ihre  Armen 
selbst  ernähren  und  unterhalten.  Seitdem 
ist  in  Deutschland  die  Gemeinde  die  Trägerin 
der  öffentlichen  Armonlast.  Die  nächste 
Folge  dieses  Grundsatzes  war  die  strenge 
Absehliessung  der  Gemeinden  gegen  den 
Zuzug  Fremder,  die  Erschwerung  der  Nieder- 
lassung, das  Abhängigmachen  des  Erwerbes 
der  Gemeindeangehörigkeit  wie  der  Ehe- 
schliessung von  der  Zustimmung  der  Ge- 
tneindeltehörden.  Wurde  auch  in  einzelnen 
Territorien  schon  in  der  zweiten  Hälfte  des 
vorigen  Jahrhunderts  die  Unterstützungs- 
pflicht vielfach  an  die  blosse  Thatsache 
eines  mehrjährigen  Aufenthalts  geknüpft 
und  von  dem  Erwerl)o  des  Gemeindebürger- 
rechts abgesehen,  so  blieb  doch  in  den 
deutschen  Mittel-  und  Kleinstaaten  die  Frei- 
heit der  Niederlassung  wie  der  Eheschliessung 
im  Interesse  der  Gemeinden  beschränkt. 
Das  Heimatsrecht  (Wohnrecht,  Einsitzrecht 
etc.)  wurde  je  nach  der  überall  verschieden 
gestalteten  Gesetzgebung  erworben:  durch 
Abstammung  oder  durch  ausdrückliche  Auf- 
nahme in  den  Gemeindeverband  oder  durch 
fortgesetzten  Aufenthalt,  dessen  Dauer  auf 
2,  3,  5,  b\  10,  auch  1")  Jahre  bestimmt  war 
und  welcher,  um  die  Unterstützungspflicht 
zu  Tiegründen,  meist  noch  an  besondere 
Bedingungen  geknüpft  wurde,  wie  Unbe- 
scholtenheit, polizeiliche  Anmeldung,  selb- 
ständige Wirtschaft  etc.  Das  einmal  er- 
worbene Hcimatsreeht  dauerte  so  lange,  bis 
ein  neues  an  einem  anderen  Orte  erworben 
war.  Die  Heimatsgemeinde  musste  den  Ver- 
armten aufnehmen,  mochte  er  ihr  auch  durch 
lang  dauernde  Abwesenheit  völlig  fremd  ge- 
worden sein.  Nach  diesem  System  (Hei- 
matsprineip)  gab  es  nur  Ortsarme. 

In  Preussen  begründete  nach  dem 
A.L.K,  nicht  bloss  die  Aufnahme  als  Ge- 
meiudemitglied,  sondern  auch  die  Zahlung 
der  Gemeindeabgaben  die  Unterstützungs- 
pflicht In  dem  Patente  v.  8.  September 
1804  (für  die  Kur-  und  Neumark  und  fflr 
I'ummern)  wird  die  Niederlassungsfreiheit 
anerkannt  Die  Kommunen  sollen  zur  Zu- 
rückweisung ortsfremder  Personen  nur  l>e- 


fugt  sein,  wenn  diese  zuvor  an  dem  Orte 
ihres  Aufenthalts  verarmt  gewesen  sind; 
das  Znrückweisungsreeht  nmss  binnen  Jahres- 
frist nach  dem  Zuzüge  geltend  gemacht 
werden.  Die  wirtschaftlichen  Beziehungen, 
welche  sich  in  dem  ausgedehnten  Staatsge- 
biete entwickelten,  geboten,  die  Rücksicht 
auf  die  lokalen  Interessen  der  Einzelgemeindo 
hinter  dem  allgemeinen  Interesse  des  Staates 
zurücktreten  zu  lasscu.  Die  Geschlossenheit 
der  Gemeinde  konnte  nicht  aufrecht  erhalten 
bloilien.  Die  blosse  Besorgnis  künftiger 
Verarmung  durfte  keinen  Grund  der  Zurück- 
weisung bilden,  die  Eheschliessung  von  der 
Genehmigung  der  Urtsbehörde  nicht  ab- 
hängig gemacht  werden.  Der  örtliche 
Armen  verband  (Gemeinde.  Gutsbezirk) 
war  abgesehen  von  dem  Schutze,  welcher 
in  der  Erhebung  eines  Einzugsgeldes  lag  — 
ohne  Selbsthilfe  gegen  die  durch  Zuzug  und 
Geburt  herbeigeführte  Zunahme  der  Bevölke- 
rung und  gegen  die  daraus  sich  er- 
gebende Erhöhung  der  Armenlast.  Eine 
Erleichterung  dieser  Last  gewährte  die  Her- 
anziehung höherer  kommunaler  Körj)er- 
schaften  (Kreise  und  Provinzen)  als  soge- 
nannter Landarmen  verbände  zu  den 
Kosten  der  Armenpflege.  Ihre  Aufgabe  war 
die  Unterhaltung  von  Arbeits-  und  Konfek- 
tionshäusern, von  Krankenanstalten,  Blinden- 
instituten  etc.:  sie  hatten  aushilfsweise  ein- 
zutreten, wo  die  Ortsarmenverbände  ihren 
Verpflichtungen  nicht  zu  genügen  vermochten. 
Ihuen  übertrug  das  Armengeset/,  v.  31.  De- 
zomlier  1N42  die  Armen  last  für  diejenigen 
Personen,  für  welche  eine  Fürsorgepflicht 
der  Ortsarmen  verbände,  d.  h.  ein  Unter- 
st üt  zun  gs  wohn  sitz  (vergl.  Art.  1,  G.  v. 
21.  Mai  1^:"kY)  nicht  begründet  war  (Land- 
arm e). 

In  Anknüpfung  an  die  historische  und 
wirtschaftliche  Entwiekelung  und  nach  lang- 
jährigen Vorarbeiten  wurde"  in  den  beiden 
Gesetzen  v.  .51.  Dezember  1S42  die  Frei- 
zügigkeit anerkannt,  der  Unterstützungswohn- 
sitz aber  an  den  fortgesetzten  gewöhnlichen 
Aufenthalt  im  Bezirke  eines  Ortsarmenver- 
bandes —  ein  Jahr  nach  erfolgter  polizei- 
licher Anmeldung,  drei  Jahre  in  Eimangelung 
einer  solchen  —  geknüpft.  Die  Befreiung 
des  einzelnen  von  den  örtlichen  Schranken 
führte  von  selbst  zu  einer  den  Wechsel  des  Un- 
terstützungswohnsitzes begünstigenden  Ge- 
setzgebung. Dabei  musste  mit  der  Mög- 
lichkeit gerechnet  werden,  dass  der  Orts- 
wechsel sich  in  kürzeren  Zeiträumen  voll- 
zog, als  zum  Erwerbe  eines  neuen  Unter- 
stützungswohnsitzes erforderlich  war.  Das 
Interesse  der  zur  Armenpflege  verpflichteten 
Gemeinde  erforderte  in  solchen  Fällen,  die 
Fürsorgepflicht  schon  durch  längere  (drei- 
jährige) Abwesenheit  erlöschen  zu  lassen. 
(Anfenthaltsprincip.) 
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Das  preussisehe  Recht  wurde  in  seinen 
Grundsätzen  auf  den  Norddeutschen  Bund 
und  demnächst  auf  das  Deutsche  Reich, 
wenn  auch  nicht  in  dessen  vollem  Umfange 
übertragen.  Das  Gesetz  üljer  die  Frei- 
zügigkeit v.  1.  November  1SÖ7  gilt  für 
das  ganze  Reichsgebiet:  das  Gesotz  ül*»r 
den  Unterstützungswohnsitz  v.  b. 
Jtini  187U  findet  dagegen  in  Bayern  und  in 
Elsass-Lot  bringen  keine  Anwendung.  Das 
letztere  Gesetz  ist  durch  die  Novelle  vom 
V_\  März  1«!»4  teilweis  abgeändert  worden  (s. 
unten  S.  1()7!«,  l<i.S4,  U&'ty.  Der  §  2  des  Frei- 
zügigkoitsgosotzes  ist  durch  den  Art.  M  des 
Einführungsgesetzes  zum  Büigerlichen  Ge- 
petzbuche mit  dessen  Bestimmungen  Ober 
elterliche  Gewalt  und  Yormundscliaft  in 
Ueboreinstimmung  gebracht  wollen.  Zu 
dem  Unterstützungswohnsitzgesetz  sind  in 
allen  Bundesstaaten  Ausführuugsgesetze  er- 
lassen. In  Bayern  bildet  das  Heimats- 
priueip  die  Grundlage  der  Untorsttttzungs- 
pflicht;  in  Kl  sas  s- Lot  h  rin  gen  besteht 
keine  obligatorische  Gemeindearmen  pflege. 
—  Während  im  übrigen  Deutsehland  jeder 
Angehörige  eines  Bundesstaates,  in  welchem 
das  Unterstützungswohnsitzgesetz  gilt,  in 
Bezug  auf  Erwerb  und  Verlust  des  Uuter- 
stützungswohusitzes  als  Inländer  behandelt 
wird  und  die  zulässige  Ausweisung  sich  un- 
mittelbar zwischen  den  einzelnen  Annen- 
verbändeu  vollzieht,  stehen  Bayern  und 
Elsass-Lothringen  den  anderen  Bundesstaaten 
als  Ausland  gegenüber  (s.  unten  sub  I V  S.  1(190). 

I.  Geltungsbereich  des  Genetzes 
über  den  U  nterstützu  hrs  wohn  - 
sitz. 

1.  Hilfsbedürftigkeit  im  armenrecht- 
lichen  Sinne  bildet  die  Voraussetzung  der 
öffentlichen  Unterstützung.  Kine  reichsge- 
setzliche Begriffsbestimmung  fehlt.  5?  4  des 
Freizügigkeitsgesetzes  gesta.iet  die  Abwei- 
sung eines  neu  Anziehenden,  wenn  derselbe 
nicht  hinreichende  Kräfte  besitzt,  um  sieh 
und  seinen  nicht  arbeitsfähigen  Angehörigen 
den  notdürftigen  l>'bonsuntorhalt  zu 
verschaffen  und  wenn  er  solchen  weder  aus 
eigenem  Vermögen  bestreiten  kann  noch 
von  einem  hieran  verpflichteten  Ver- 
wandten erhält.  —  Die  Notwendigkeit 
öffentlicher  Unterstützung  fällt  auch 
dann  fort,  wenn  anderweit  Verpflich- 
tete (Dienstherr.  Krankenkassen  etc.,  Ge- 
fängnisanstalten.  Uolizeibelxinlen  z.  B.  bei 
Kuren  in  sauitätsj>olizeiliehem  Interesse)  da* 
zur  Krhaltung  des  Ijehens  und  der  Gesund- 
heit Unentbehrliche  gewähren  oder  wenn 
dies  durch  Privat woblthätigkeit  oder  durch 
die  kirchliche  oder  die  freiwillige  Annen- 
flege  geschieht.  Insofern  tritt  die  öffent- 
iehe  Armenpflege  immer  eist  in  zweiter 
Linie  und  wenn  auf  auderni  Wege  nicht 


V 
Ii 


i  Abhilfe   geschafft  worden  ist.  ein.  Indes 
I  ist  zu  beachten,  dass  die  kirchliehe  und 
I  freiwillige  Annenpflege  ihre  selbständigen 
Aufgaben  liaben.   Die  öffentliche  Fürsorge 
geschieht  im  Interesse  der  staatlichen  Ord- 
nung: der  Hilfsbedürftige  ist  Gegenstand 
dersellien ;  sie  beschränkt  sieh  auf  das  Not- 
dürftigste:  die  kirchliche  und  freiwillige 
!  Armenpflege  übt  Liebest hätigkeit.  sie  wendet 
sich  an  den  Mitmenschen  als  Person,  sie 
soll  nicht  bloss  die  augenblickliche  Not  be- 
seitigen, sondern  auch  künftiger  Not  vor- 
beugen, nicht  bloss  helfen,  sondern  heilen. 
Sie  tritt  ergänzend  neben  die  öffentliche 
Armenpflege  und  würde  ihrer  Aufgabe  nicht 
gerecht  zu  werden  vermögen,  wenn  dies 
verkannt  würde.  —  Wo  die  Arbeitskraft 
eines  Menschen  ausreicht,  ihm  selbst  und 
seinen  nicht  arbeitsfälligen  Augehörigen  das 
1  Leben  zu  fristen,  ist  Hilfsbedürftigkeit  der 
!  Regel  nach  nicht  anzuerkennen.  Aufgal»> 
ider  Armenbehörde  ist  es,  dem  ihre  Hilfe 
in  Anspruch  Nehmenden,  soweit  angängig, 
die  seinen  Kräften  entsprechenden  Arbeiten 
anzuweisen.   Sie  ist  berechtigt  zu  diesem 
Zwecke,  ihn.  solange  er  Unterstützung  in 
Anspruch  nimmt,  auch  in  einem  Armen- 
hause   unterzubringen.  Arbeitsscheue 
sind  ausserdem  nach  S.  3G1  Nr.  3 — 5,  7  und 
M  Str.G.B.  zur  Bestrafung  zu  ziehen.  Die 
im  Augenblick  erforderliche  Hilfe  darf  aber 
auch  bei  verschuldeter  Not  uicht  versagt 
werden.    —  Vorhandenes  Vermögen 
seldiesst  die   Hilfsbedürftigkeit  nur  dann 
ans,  wenn  es  in  dem  Zeitpunkte  zur  Hainl 
j  und  zur  Bestreitung  des  notdürftigen  Unter- 
|  haltes  verfügbar  ist,  wo  das  Bedürfnis  her- 
|  vortritt.    Das  gilt  insbesondere  auch  von 
i  dem  Ansprüche  des  Hilfsbedürftigen  gegen 
'alimentationspflichtige    Verwandte,  gegen 
Dienstherren ,  Arbeitgeber,  Kranken-  oder 
Unterstützungskassen  u.  dergl.     Die  ent- 
sprechenden Verpflichtungen  werden  durch 
die  Vorschriften  des  Unterstützungswohn- 
sitzgesetzes nicht  berührt;  umgekehrt  aber 
wird  auch  die  gesetzliche  Fürsorgepflicht 
der  Armeuverbände  nicht  durch  das  olosse 
Vorhandensein  solcher  Ansprüche  beseitigt. 
Kine  Verweisung  des  Hilfsbedürftigen  au 
dritte  Verpflichtete  ist  nicht  zidässig,  wenn 
,  er  sich  in  einer  Lage  befindet,  welche  eine 
i  sofortige  Hilfeleistung  erfordert ,  die  von 
jenen  nicht  gewährt  werden  kann.  — ■  Parti- 
j  kidarrechtlieh  ist  die  Heranziehung  der  ali- 
j  mentationspflichtigen  Verwandten  zur  Ge- 
währung uer  entsprechenden  Beihilfe  durch 
sofort  vollstreckbaren  Besehluss  der  Ver- 
waltungsbehörde -    und  vorbehaltlieh  des 
Rechtswegs  —  gestattet. 

Die  Hilfsbedürftigkeit  der  AngehÖri- 
p  e  n  ist  mittelbar  eine  solche  des  F  a  m  i  - 
Ii  e  n  h  a  u  p  t e  s.  Die  Unterstützungen,  welche 
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dem  Familicnhaunte  gewährt.  Nach  der 
Rechtsprechung  des  Bundesamts  fflr  das 
Heimatwesen,  welche  dieser  Darstellung  des 
geltenden  Rechts  überall  zu  Grunde  gelegt 
ist.  gehören  zur  Familie  im  arraen- 
r  e  e  h  1 1  i  e  h  e  n  S  i  n  n  e  nicht  bloss  diejenigen 
Personen,  zu  deren  Alimentation  dasFamilieo- 
haupt  verpflichtet  ist,  sondern  alle  Personen, 
für  welche  nach  den  Vorschriften  des  Un- 
terstützungswohnsitzgesetzes die  Armeidast 
demselben  Armenverbande  obliegt,  der  diese 
I^ast  bezüglich  des  Familien haupt es  zu  tragen 
hat,  oder  mit  anderen  Worten:  alle  diejeni- 
gen Personen,  welche  an  den  Unterstützungs- 
wohusitzverhältnissen  des  Familien  Hauptes 
teilnehmen,  mag  letzteres  einen  Unter- 
stütznngswohnsitz  haben  oder  landarm  sein. 
Familienglieder  des  Ehemannes  sind 
demnach :  die  Ehefrau  während  der  Dauer 
der  ehelichen  Gemeinschaft,  die  ehelichen 
und  den  ehelichen  gesetzlich  gleichstehenden 
Kinder  sowie  die  in  die  Ehe  gebrachten 
ehelichen  und  ausserehelichen  Vorkinder  der 
Ehefrau  nebst  den  ihre  Unterstützungs- 
wohnsitzverhältnisse  teilenden  Personen  (Ehe- 
frau, eheliche  Stief-  etc.  Kinder).  Nach  dem 
Tode  des  Mannes  tritt  die  Witwe,  im  Falle 
der  Scheidung  und  bei  ^tatsächlicher  Tren- 
nung in  den  gesetzlichen  Fallen  die  selbständig 
gewordene  Ehefrau  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen zu  den  Kindern  und  deren  Fa- 
milienangehörigen in  das  Verhältnis  als  Fa- 
milienhaupt.  Uneheliche  Kinder  sind  Fami- 
lienangehörige der  Mutter  (s.  unten  sub  4  S. 
HKJ  84).  Die  Angehörigkeit  der  Kinder  zur 
Familie  des  Vaters  bezw.  der  Mutter  hört  mit 
der  Erreichung  des  annenmflndigen  Alters 
auf  <d.  h.  früher  mit  der  Zurücklegung  des 
24.  Lebensjahres,  seit  der  Novelle  v.  12. 
März  18!)4  des  18.  Lebensjahres). 

Die  Ursachen  der  Hilfsbedürf- 
tigkeit bedingen  ihrer  Natur  nach  das 
Eintreten  der  Öffentlichen  Armenpflege  in 
verschiedenem  Masse.  Genügt  zur  Beseiti- 
gung der  Hilfsbedürftigkeit  eine  einmalige 
oder  auf  kurze  oder  wenigstens  absehbare 
Zeit  beschränkte  Unterstützung,  so  spricht 
man  von  vorübergehender  Iülfsbedürf- 
tigkeit.  Unter  dauernder  Hilfsbedürftig- 
keit werden  die  Fälle  verstanden,  in  denen 
die  öffentliche  Unterstützung  aus  anderen 
Gründen  als  wegen  einer  nur  vorüber  gehendon 
Arbeitsunfähigkeit  oder  eines  anderen  in  ab- 
sehbarer Zeit  zu  l>eseitigenden  Notstandes 
notwendig  geworden  ist.  Nur  bei  dauernder 
Hilfsbedflrftigkeit  kann  die  Aufenthaltsge- 
meinde, in  welcher  der  Unterstützte  einen 
Unterstützungswohnsitz  nicht  besitzt,  diesem 
die  Fortsetzung  des  Aufenthaltes  versagen 
und  ist  der  Annenvorttand.  welchem  die 
Anw'nlast  endgültig  obliegt,  zur  Ueboraahme 
de.»  Hilfsbedürftigen  verpflichtet. 

Die  Hilfsbedürftigkeit  mus.s  eine  gegen- 


wärtige oiler  doch  unmittelbar  be- 
vorstehende sein.    Die  Vergangenheit, 
die  Schulden,  welche  der  Hilfebedürftige 
etwa  gemacht  hat,  gehen  die  öffentliche 
!  Armenpflege  nichts  au :  es  sei  deun.  da-ss 
,  deren  Bezahlung  als  billigster  und  zweck- 
!  massigster  Weg  erscheint,  einem  augenblick- 
lichen Notstände  abzuhelfen  (z.  B.  Zahlung 
rückständiger  Miete  zum  Zwecke  der  Be- 
.  Schaffung  ferneren  Obdachs). 

Die  Gewährung  eines  angemessenen  Be- 
gräbnisses ist  von  allen  Bundesstaaten 
jals  Akt  der  Armenpflege  anerkannt,  auch 
dann,  wenn  der  Verstorbene  bei  Lebzeiten 
!  öffentliche  Unterstützung  nicht  erhalten  liat. 

Dagegen  wird  die  Fürsorge  für  die  Er- 
ziehung der  Kinder  und  die  Gewährung 
des  Volksschulunterrichtes  nur  in  Württem- 
berg, Baden  (hier  auch  die  Sorge  für  die 
Erwerbsbefäliigung),  Aidialt,  Lippe,  Bremen 
zu  den  Aufgaben  der  öffentlichen  Armen- 
pflege gerechnet.  Die  Beteiligung  der  Ar- 
menverbände an  den  Kosten  der  Unter- 
bringung verwahrloster  Kinder  im  Wege 
der  Z  w  a  n  g  s  e  r  z  i  e  h  u  n  g  ( Preuss.  G.  v.  1  H. 
März  1878.  Bad.  G.  v.  4.  Mai  1886)  ist  als 
Armenunterstützung  im  Sinne  des  Reichs- 
gesetzes nicht  anzusehen.  Anders,  wo  die 
Fürsorge  für  die  Erziehuug  armer  Kinder 
ohnehin  zu  den  Aufgaben  der  Armenpflege 
gehört. 

2.  Organe  der  öffentlichen  Armen- 
pflege. Organe  der  öffentlichen  Armen- 
pflege sind  die  Ortsarmenverbünde  und  die 
Landarmenverbände.  Erstere  können  aus 
einer  oder  mehreren  Gemeinden  bezw.  aus 
einem  oder  mehreren  selbständigen  Bezirken 
oder  aus  Gemeinden  und  Gutsbezirken  zu- 
sammengesetzt seiu.  Alle  zu  einem  Orts- 
armenverbande  vereinigten  Gemeinden  und 
Gutsbezirke  (Gesamtannen verbände)  gelten 
nach  aussen  hin  als  eine  Einheit  insbeson- 
jdere  in  Beziehung  auf  den  Erwerb  und 
Verlust  des  Unterstützuugswolmsitzcs.  — 
|  Die  Verwaltung  der  Armenpflege  liegt 
|  in  den  Gemeinden  den  Gemeindebehörden, 
in  den  Gutsbezirken  dem  Gutsvorsteher,  in 
den  Gesamtarmenverbändeu  den  statuten- 
mässig  dazu  berufenen  Organen  ob.  —  Die 
Bildung  besonderer  Armendeputationen  oder 
Kommissionen  unter  Heranziehung  von  Geist- 
lichen, Aer/ten  und  Gemeindemitgliedcru  in 
ehrenamtlicher  Stellung  und  die  Bestellung 
licsonderer  Arinenpfleger  sind  ül>erall  ge- 
stattet, meist  landesgesetzlieh  sogar  vorge- 
I  schrieben.  Eine  individualisierende  Arm«-u- 
!  pflege  kann  der  Mitwirkung  zahlreicher  Hilfs- 
kräfte nicht  entbehren.  —  Gesamtarmenvor- 
bände  bestehen  ans  älterer  Zeit  iu  Schlesien. 
Neuvor|H>mmern  und  Rügen.  Neubildungen 
im  Wege  freier  Vereinbarung  sind  landes- 
gesetzlieh allgemein  zugelassen,  haben  aber 
fast  gar  nicht  stattgefunden.  —  Die  Ver- 
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waltung  der  Armenpflege  in  den  Ortsarmen- 
verbändon  untersteht  der  Aufsicht  der 
vorgesetzten  Dienstbehörde  (Kommunalauf- 
sichtsbehörde). Die  Ortsnolizoibehörde 
—  oft,  aber  nicht  überall  mit  der  Annen- 
behörde in  derselben  Person  vereinigt  — 
ist  der  Annenbehördo  zwar  nicht  überge- 
ordnet;  aber  sie  ist  berechtigt,  die  von  ilir 
in  Ausübung  der  obrigkeitlichen  Gewalt  in» 
Einzelfalle  getroffene  Anordnung  einer  Unter- 
stützung durch  Anwendung  der  gesetzlichen 
Zwangsmittel  durchzusetzen. 

Die  L  a  n  d  a  r  m  e  n  v  e  r  b  ü  n  d  e  bilden 
grössere,  in  der  Hegel  aus  einer  Mehrheit 
von  Ortsarmenverbänden  te»stehetide  räum- 
lich abgegi-enzte  Bezirke.  Jeder  Staat  kann 
die  Funktionen  des  Ijandannenverbandcs 
unmittelbar  übernehmen.  Das  ist  geschehen 
im  Königreich  Saehsen,  in  Sachsen-Weimar. 
Braunsehweig,  Sachson-Altenburg,  Saohsen- 
Coburg-Gotha ,  beiden  Schwarzburg.  Keuss 
j.  L.  und  in  den  drei  freien  Städten.  In 
Prcusseo  sind  die  Provinzen  zugleich  land- 
armen verbände,  nur  in  Ostpreussen  bildet 
jeder  Kreis,  in  Hessen-Nassau  jeder  Kegie- 
ruugstazirk  einen  l^andannenverkind.  eben- 
so die  liolienzollenihchen  Fürstentümer  und 
der  Kreis  Herzogtum  Idenburg.  Die  Städte 
Herl  in,  Breslau.  Königsberg  sind  zugleich 
» »Iis-  und  landarmen  verbände.  Als  l^and- 
armenverbäude  fungicivn  in  Württemberg 
die  Oberamtsl>ezirke  und  der  Stadtdirektions- 
hezirk  Stuttgart,  in  Baden,  Hessen,  Mecklen- 
burg-Strelitz.  Saehsen-Meiningeu  und  Wal- 
deek  die  Kreise.  Im  Herzogtum  Oldenburg 
sind  die  Amtsverbände  mit  der  Besorgimg 
des  landarmen wesens  tetraut.  In  Mecklen- 
burg-Schwerin und  in  Anhalt  bildet  das 
Staatsgebiet,  in  den  oldenburgischen  Fürsten- 
tümern Lül»eck  und  Birkenfeld  und  el»eiiso 
im  Fürstentum  Keuss  ä.  L.  die  Gesamtheit 
der  Gemeinden  einen  landarmen  vorband 
mit  besonderen  Korporationsroohten.  —  Die 
Verwaltung  und  Vertretung  der  I-mdarmen- 
verl>ände  geschieht  entweder  durch  be- 
sondere kommunale  Verwaltungsbehörden 
oder  durch  die  Organe  der  Staatsgewalt  in 
den  betreffenden  Verwaltungsbezirken. 

Die  reiehsgesetzliche  Verpflichtung  der 
Landarmen  verbände  beschränkt  sich  auf  die 
Tragung  der  endgültigen  Annenlast  für  die 
landarmen.  Landesgesetzlieh  sind  den- 
sell>en  weitergehende  Verpflichtungen  auf- 
erlegt (s.  unten  sub  (5  S.  lOHt».  87). 

In  zwei  Fällen  ist  der  einzelne  Bundes- 
staat als  solcher  (nicht  als  Landarmen- 
verband)  gesetzlich  zur  Tragung  der  Armen- 
last endgültig  verpflichtet:  a)  wenn  ein  land- 
armer Deutscher  (d.  h.  Angehöriger  eines 
zum  Geltungsbereich  des  Unterstützungs- 
wohnsitzgesetzes  gehörigen  Bundesstaates) 
aus  dem  Auslände  (einschl.  Bayern  und 
Elsass-I/.thringen)  auf  Verlangen'  ausländi- 


scher Staatsl»ehürden  übernommen  werden 
muss  und  l>ei  der  Uehernahme  lrilfsbedürftig 
ist  oder  es  binnen  sieben  Tagen  nacli  er- 
folgter l'ebernahme  wird :  b)  wenn  ein  Aus- 
länder (einschliesslich  Bayern  imd  Elsass- 
IiOthringen)  im  lnlande  vorläufig  unterstützt 
werden    muss.     In    ersterem   Falle  liegt 
die  endgültige  Armenlast  dem  Bundesstaate 
ob,  in  welchem  der  Hilfsbedürftige  seinen 
letzten    Uuterstützungswohnsitz    hatte,  im 
anderen  Falle  »lern  Bundesstaat,  welchem 
der  Annenverband  der  vorläufigen  Filter- 
st ützung    angehört.  —  In   leiden  Fällen 
hnl>eii  indes  die  meisten  Bundesstaaten  von 
der    roiehsgesetzlichon  Ermächtigung,  die 
Armenlast  auf  ihre  Armen  verbinde  zu  ül  »er- 
tragen, Geltrauch  gemacht.    Bezügheh  der 
aus  dem  Aus  lande  übernommenen 
Personen  ist  in  sämtlichen  Staaten  ausser 
Königreich    Sachsou .    Sachsen  -  Altenburg. 
Sachsen-Coburg-Gotha.  Sehwarzburg-Ru<h»l- 
stadt  und  den  drei  freien  Städten  die  end- 
gültige Fürsorge  den  landarmen  verbänden 
auferlegt;  im  Königreich  Sachsen  trägt  die 
Staatskasse  die  Kosten,  die  ül»ernommenen 
I  HilfslK'dürftigen  werden  aber  eiueui  » Ht>- 
armenverbande  überwiesen.    Eine  entspiv- 
ehende  Vorschrift  gilt  im  Königreich  Saeh- 
|  sen  für  Ausländer.  --   Im  übrigen  i>t 
:  für  dies»'  eiue  Fei  »ertragung  der  Armen  last 
'  auf  die  Ortsarmenverlwnde  und  die  l^andes- 
j  arnienverhände  in  I*reussen  dadurch  erfolgt. 
|  dass  dieselben,  so  lange  ihnen  der  Aufent- 
•  halt  im  lnlande  gestattet  ist.  in  Bezug  auf 
den  Erwerb  und  Verlust  des  Unterst  ützung»- 
wohnsitzos  wie  Inländer  l»oliandelt  werden. 
Kl»enso    ist    das    Verhältnis   geordnet  in 
Württemberg,  Hessen.  Oldenburg,  Sachsen- 
Altenburg.    Sachsen-Coburg-Gotha.  Anhalt. 
Schwarzburg-Kudolstadt.  Waldeck.  Keuss  j. 
1  L.  und  Iteidon  Lipi>e.   Eine  Uetertragung 
I  der  endgültigen  Armenlast  auf  die  I^and- 
i  armenverbände    ist    geschehen    in  l»eideu 
M  eck  le  n  bürg.  Sachsen -Wei  mar.Brau  ns*  h  wei  g , 
Sachsen  -  Meiiiingeu .  Sch  warzburg  -  Sonders- 
hausen.    Eine  l.ast  des  Staates  ist  die  end- 
gültige? Fürsorge  für  Ausländer  sonach  um 
im  Königreich  Sachsen,  in  Baden  und  iu 
den  drei  freien  Städten. 

3.  Vorläufige  Kürworgepflicht.  Ihre 
Erfüllung  liegt  demjenigen  Ortsannen  ver- 
band« ob,  in  dessen  Bezirke  der  Hilfsbe- 
dürftige (Inländer  oder  Ausländer)  sich  l»eim 
Eintritte   der    Hilfsbedürftigkeit  befindet, 
gleichgültig  ob  er  dort  seinen  Unterstützungs- 
wohnsitz  hat  oder  nicht.    Der  Besitz  eines 
Unterstützungswohnsitzes,  die  Zugehörigkeit 
zu  einem  <  »rtsartnenverhande  hat  für  die 
|  Unterstützungspflicht  der  Gemeinden  uud 
I  Gutsbezirke,  soweit  dabei  das  Interesse  der 
i  Gesamtheit  und  der  Hilfsbedürftigen  geltet 
an    der  Beseitigung  des  augenblickliehen 
Notstandes  in  Frage  kommt,  keine  Bedou- 
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tung.  Der  Annenverliand  des  jeweiligen  [ 
Aufenthaltsortes  handelt  nicht  in  Vertretung 
des  Armen  Verbandes  des  Unterstützungs- 
wohnsitzes, sondern  erfüllt  eine  ihm  selbst 
dem  Staate  gegenüber  obliegende  Pflicht. 
Dem  Hilfsbedürftigen  ist  nur  daran  gelegen, 
dass  seiner  Not  abgeholfen  werde.  Pur  ihn 
liat  der  Erwerb  des  Unterstützungswohn- 
sitzes nur  das  Interesse,  dass  er  am  Orte 
desselben  ein  Recht  zum  Aufenthalte  er- 
langt, welches  ihm  wegen  seiner  Verarmung 
nicht  entzogen  werden  kann.  Im  übrigen 
ist  der  Unlerstützungswohnsitz  lediglich  für  | 
das  Verhältnis  der  Armenverbände  zu  ein- 
ander von  Bedenfting.  Der  vorläufig  unter- 
stützende Annenverband  kann  nach  Er- 
füllung seiner  Fürsorgepflicht  eine  billige 
Ausgleichung  der  ihm  zufällig  erwachsenen 
Armenlast  («ansprachen.  Sie  wird  ihm, 
wenn  der  Hilfst  »edürftige  nicht  bei  ihm 
selbst  den  Unterstützungswohnsitz  hat.  da- 
durch zu  teil,  dass  ein  anderer  Annenver- 
tiand. sei  es  der  Ortsarmenverliand  des 
I  nterstützungswohnsitzes.  sei  es  ein  Ijand- 
armenverband,  ihm  die  gehabten  Kosten  zu- 
rückerstattet und  die  zukünftigen  durch  l  "ein- 
nähme des  Hilfsbedürftigen  in  eigene  Für- 
sorge abzunehmen  verpflichtet  ist  (s.unten  sub 
I  S.  UlSl  ff.).  —  Die  vorläufige  Fürsorge  für 
einen  Hilfsl»ed ürftigen  ist  als  Pflicht  gegen  den 
Staat  unabhängig  von  einem  Antrage  auf 
Unterstützung.  Sie  ist  von  dem  Armeuver- 
liande  zu  gewähren,  sobald  die  Hilfsbedürf- 
tigkeit ihn»  erkennbar  wird ;  sie  kann  poli- 
zeilich angeordnet,  auch  von  der  Kommu- 
nalaufsichtsbehörde  von  Amts  wegen  auf 
linind  irgendwie  erlangter  Kenntnis  ver- 
fügt werden.  In  beiden  Fällen  handelt  es 
sich  um  eine  innere  Angelegenheit  zwischen 
diesen  Behörden  und  dem  betreffenden  <  >rts- 
armenverbande.  Die  Anordnungen  und  Ver- 
fügungen der  Polizei-  und  Aufsichtsbehörden 
hatien  für  die  Erstattungspflicht  des  end- 
gültig verpflichteten  Armenverbandes  keine 
unbedingt  massgebende  Bedeutung,  wie  um- 
gekehrt die  Verneinung  der  Notwendigkeit 
einer  Unterstützung  Und  die  daraus  herge- 
leitete Abweisung  eines  Erstattungs-  und 
Uebernahmeanspnichs  im  Streitverfahren 
zwischen  Armen  verbänden  den  vorläufig 
fürsorgepflichtigen  ürtsarmeuverband  weder 
selbst  von  seiner  Fürsorgepflicht  befreit 
noch  jene  Behörden  hindert,  ihn  zwangs- 
weise oder  im  Aufsichtswege  zu  deren  Erlül- 
lnng  anzuhalten.  —  Jede  Vernachlässigung  der 
vorläufigen  Fürsorgepflicht  ist  von  der  Auf- 
sichtsbehörde im  Disciplinarwege  zu  rügen. 
Erwächst  daraus  für  einen  anderen  Orts- 
annenverband die  Notwendigkeit  armen- 
ivchtliehen  Einschreitens  ( A  b  s  c  h  i  e  b  u  n  g). 
so  steht  diesem  gegen  den  pflichtwidrigen 
<  »rtsarmenverban«!  ein  Anspruch  auf  Kosten- 
erstattung und  Uebernahme  der  weiteren 


Fürsorge  zu.  —  Die  Art  und  das  Mass  der 
öffentlichen  Unterstützung  liestimmt  sich  nach 
den  am  Orte  der  vorläufigen  Unterstützung 
geltenden  Vorschriften,  ohne  Unterschied,  ob 
der  Hilfsbedürftige  ein  Angehöriger  des 
betreffenden  Bundesstaates,  ein  Deutscher 
oder  ein  Ausländer  ist.  Nur  das  zum 
unentbehrlichen  Lebensunterhalte 
Erforderliche  darf  gereicht  werden.  Wo 
landesgesetzlich  auch  die  Kindererziehung 
zu  den  Aufgaben  der  Armenpflege  gehört, 
niuss  der  Ortsarmenverband  diese  auch  orts- 
fremden Kindern  zu  teil  werden  lassen.  — 
In  welcher  Höhe  und  in  welcher 
Weise  die  Unterstützung  zu  leisten  ist, 
nuterliegt  dem  pflichtmässigen  Ermessen  der 
Armenliehöi-de.  Der  Hilfsbedürftige  hat 
kein  Recht  auf  eine  Unterstützung  in  der 
von  ihm  gewünschten  Höhe  tind  in  der 
ihm  genehmen  Form.  Er  kann  überhaupt 
einen  Anspruch  auf  Unterstützung  im 
Hechtswege  nicht  geltend  machen,  insbe- 
sondere auch  nicht  gegen  den  Annenver- 
band des  Unterstützungswohnsitzes.  Da- 
gegen kann  er  im  Beschwerdewege  sich  an 
die  vorgesetzte  Behörde  wenden,  in  deren 
Pflicht  es  liegt,  keine  Ansprüche  zuzulassen, 
welche  über  das  Notwendige  hinausgehen. 
—  Die  Unterstützung  ist  so  lange  zu  ge- 
währen, bis  die  Hilfsbedürfrigkeit  beseitigt 
oder  im  Falle  dauernder  Hilfsbedürftigkeit 
der  Unterstützte  von  dem  dazu  verpflichte- 
ten Annen  verbände  üliernommen  ist,  es  sei 
denn,  dass  der  Hilfsbedürftige  sich  vorher 
freiwillig  (nicht  aber  infolge  einer  Ab- 
schiebung) entfernt  hat. 

4.  Endgültige  Fürsorgepflicht.  Die 
endgültige  Fürsorgepflicht,  soweit  sie  nicht 
dem  Annenverbande  der  vorläufigen  Un- 
terstützung als  Annenverband  des  Unter- 
stüt zungswohnsitzes  obliegt,  besteht  in  der 
einem  Annenverbande  obliegenden  Er- 
stattuugs-  und  Ueliernahniepflieht.  —  Die 
Erstattungspflicht  des  an  sich  zur  endgül- 
tigen Fürsorge  verpf  lichteten  Annenver- 
Ivmdes  fällt  fort,  wenn  Personen,  welche 
gegen  Lohn  oder  Uehalt  in  einem  Dienst- 
oder Arlieitsverbältuis  stehen  oder  «leren  ihren 
Unterstützungswohnsitz  teilende  Angehörige 
(s.  oben  sub  1  S.  1»)79),  oder  wenn  Ijehr- 
linge  am  Dienst-  oder  Artieitsort  infolge 
ihrer  Erkrankung  liilf »bedürftig  werden  und 
die  Krankenpflege  nicht  länger  als  13  Wo- 
chen dauert.  Während  dieses  Zeitraumes 
ist  der  Armenverband  des  Dieustortes  der 
endgültig  verpflichtete  Armenverlwuid,  auch 
wenn  er  nicht  Armenverhand  des  Unter- 
stützungswohnsitzes ist.  Hat  er  sich  der 
vorläufigen  Fürsorge  durch  Abschiebung  ent- 
ledigt, so  hat  der  dadurch  zur  Annenpflege 
genötigte  andere  Ortsannenverband  sich  nur 
an  ihn  zu  halten,  und  auch  der  Armenver- 
band des  Unterstützungswohnsitzes,  welcher 
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infolge  der  Abschiebung  sich  einer  solchen 
Person  hat  annehmen  müssen,  hat  gegen 
ihn  einen  Anspruch  wegen  Erstattung  der 
Kosten  der  ersten  dreizehn  Wochen.  Der 
Armenverltand  des  Dienstortes  ist  ausserdem 
verpflichtet,  dorn  zur  endgiltigen  Fürsorge 
an  sich  verpflichteten  Arnienverbande  8|>a- 
testons  sieben  Tage  vor  Ablauf  des  drei- 
zehnwöehigen  Zeitraumes  Nachricht  von  der 
Erkrankung  zu  geben,  widrigenfalls  die  Er- 
stattung der  Kosten  erst  von  dem  siebenten 
Tage  des  nach  dem  Eingange  der  Nachricht 
beginnenden  Zeitraumes  gefordert  werden 
kann.  Diese  Vorschriften  finden  keine  An- 
wendung, wenn  das  Dienst-  oder  Arbeits- 
verhältnis, durch  welches  der  Aufenthalt 
am  Dienst-  oder  Arbeitsorte  bedingt  wurde, 
nach  seiner  Natur  oder  im  voraus  durch 
Vertrag  auf  einen  Zeitraum  von  einer  Woche 
«•der  weniger  beschränkt  ist,  sowie  ferner, 
wenn  die  Hilfsbedürftigkeit  durch  Schwanger- 
schaft verursacht  wurde. 

a)  Die  endgiltige  Fürsorgepflicht  der 
Ortsarmen verbände  beruht  auf  der  Zu- 
gehörigkeit des  Hilfsbedürftigen  zu  dem  in 
Anspruch  genommenen  Ortsarmen  verbände, 
d.  h.  auf  dessen  Unterstützungswohn- 
sitz, und  hängt  davon  ab,  dass  dieser  l»eim 
Beginn  der  Unterstützung  bestand.  L>er 
Besitz  des  rnterstützungswolinsitzes  zu 
dieser  Zeit  muss  von  dem  klagenden  Armen- 
verbande  der  vorläufigen  Unterstützung  be- 
wiesen werden ;  der  Erwerb  obeuso  wie  der 
Nichtverlnst. 

Der  Erwerb  des  rnterstützungswolin- 
sitzes ist  entweder  ein  selbständiger  oder 
ein  abgeleiteter. 

1)  Der  selbständige  Erwerb  des 
l'nterstützungswohnsitzes  vollzieht  sich 
durch  zweijährigen  ununterbrochenen  ge- 
wöhnlichen Aufenthalt  innerhalb  der 
Grenzen  eines  Ortsarmenverbandes  nach 
zurückgelegtem  IS.  1  Lebensjahre,  als  einem 
Alter,  mit  welchem  der  Hegel  nach  die 
wirtschaftliche  Selbständigkeit  als  er- 
laugt angesehen  werden  kann.  Die  Auferle- 
gung der  Armenlast  wird  in  dem  Berichte  der 
Reicnstagskomraission  als  Aequivalent  für  die 
genossenen  wirtscliaftlichen  \  orteile  bezeich- 
net. Indes  ist  es  richtiger,  die  Auuahme  des 
Aufenthaltsprincips  an  Stelle  des  Heimats- 
prineips  als  Konsequenz  der  Freizügigkeit 
anzuerkennen  (s.  Einleitung  oben  S.  1077), 
und  die  Festsetzung  einer  Frist  mit  dem 
durch  längereu  Aufenthalt  an  den  Tag  ge- 
legten Willen  des  Angezogenen,  dort  den 
Mittelpunkt  seiner  wirtschaftlichen  Thätig- 
keit  zu  haben,  in  Verbindung  zu  bringen. 
Mit  solchem  Orte  verknüpfen  die  Hilfs- 
bedürftigen überdies  oft  engere  Beziehungen 
als  mit  der  Geburtsheimat.  Die  zwei- 
Frist  ist  als  Mittel  zwischen  dem 
ler  in  Preussen  geltenden  qualifizierten 


Aufenthalte  von  einem  Jahre  einerseits  und 
dem  gewöhnlichen  Aufenthalte  von  drei 
Jahren  andererseits  beliebt  worden. 

Der  Erwerb  durch  Aufenthalt  setzt  Sei  h  - 
s  t  ä  n  d  i  g  k  e  i  t  im  armenrechtlichen  Sinne,  d. 
h.  Unabhängigkeit  von  den  Unterstützungsver- 
hältnissen eines  Familionhauptes  (s.  oben  sub 
1  S.  1078  79)  voraus:  ferner  freie  Selbst- 
bestimmung in  Bezug  auf  die  Wahl  des 
Aufenthaltsortes  während  des  ganzen  zwei- 
jährigen Zeitraumes.  Umstände,  welche  die 
freie  Selbstbestimmung  in  dieser  Beziehung 
ausschliessen  (z.  B.  Verhaftung.  Internierung, 
Einstellung  zur  Erfüllung  der  Militärpflicht. 
Geisteskrankheit),  hemmen  sowohl  den  Be- 
ginn als  den  Fort  lauf  der  Erwerbsfrist.  Die 
Anstellung  oder  Versetzung  eines  Geistlichen. 
Lehrers,  öffentlichen  oder  Privatbeamten 
sowie  einer  nicht  bloss  zur  Erfüllung  der 
Militärpflicht  dienenden  Militärperson  gilt 
nicht  als  ein  die  freie  Selbstbestimmung  bei 
der  Wahl  des  Aufenthaltsortes  ausschliessen- 
der  Umstand.  —  Umstände,  welche  einen 
Zwang  auf  den  Willen  ausüben,  die  freie 
Selbstl*estimmung  aber  nicht  ausschliessen. 
z.  B.  der  durch  Siechtum  liodingte  Eintritt 
in  eine  Anstalt,  stehen  an  sich  weder  dem 
Beginn  noch  dem  Fortlauf  der  Erwerbsfrist 
entgegen.  Nur  im  Interesse  der  mit  Krankeu-. 
Bewahr-  oder  Heilanstalten  versehenen 
Armenverbände  ist  bestimmt,  dass  der  Ein- 
tritt in  eine  solche  Anstalt  unter  allen  Um- 
ständen den  Beginn  {nicht  auch  den  Fort- 
lauf) der  zweijährigen  Frist  hemmen  solL 

—  Die  Frist  läuft  von  dem  Tage,  an 
welchem  der  Aufenthalt  begonnen  ist.  Wo 
für  ländliches  oder  städtische*  Gesinde.  Ar- 
lieitsleute.  Wirtscliaftsbeamte ,  Pächter  oder 
Mieter  ein  bestimmter  Umzugstennin  ge- 
sotzlich oder  ort*üblich  ist,  soll  dieser  Tag 
als  Anfangstermin  der  Frist  angesehen 
werden,  sofern  nicht  zwischen  diesem  Tage 
und  dem  Tage  des  wirklichen  Anzuges  ein 
Zeitraum  von  mehr  als  sieben  Tagen  liegt. 

—  Das  Ende  der  Frist  ergiebt  sich  durch 
den  Anfang  von  selbst.  Ist  der  Zuzug  im 
Laufe  des  1.  Januar  1898  erfolgt,  so  ist  die 
Frist  mit  dem  Ablauf  des  31.  Dezember  189!» 
beendet,  —  nicht  schon,  wie  von  einzelnen 
Kommentatoren  angenommen  wird,  mit  dem 
Beginn  des  31.  Dezeml>er.  Es  handelt  sich 
l>ei  dem  Unterstützungswohnsitze  nicht  so- 
wohl um  ein  Recht  des  einzelnen,  als  um 
die  Erfüllung  einer  Voraussetzung  für  die 
Entstehung  der  endgiltigen  Armenlast  Nur 
für  die  Rochtsbeziehungen  zwischen  den 
Armen  verlanden  sind  die  Bestimmungen 
des  Unterstützungswohnsitzgesetzes  mass- 
gebend, —  Der  Aufenthalt  muss  während 
der  zwei  Jahre  ein  ununterbrochener, 
gewöhnlicher  gewesen  sein.  Schon  aus 
letzterer  Eigenschaft  folgt,  dass  nicht  jede 
noch  so  kurze  Entfernung  als  Unterbrcrhun? 
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angesehen  werden  kann.  Al>er  auch  wenn 
sonst  Umstände  vorliegen,  aus  denen  die 
Absicht  erhellt,  trotz  der  freiwillig  erfolgten 
Entfernung  den  (gewöhnlichen)  Aufenthalt 
beizubehalten,  gilt  dasselbe.  Eine  Kegel 
oder  Vermutung  für  die  unterbrechende 
Wirkung  der  Entfernung  besteht  nicht.  Es 
kommt  auf  die  Umstände  des  Einzelfalles 
an.  Die  Beweislast  trifft  den  Armenver- 
band, welcher  aus  der  Unterbrechung  oder 
Niehtunterbrechung  die  endgiltige  Fürsorge- 
pflicht eines  anderen  Armenverbandes  her- 
leitet. 

Der  Lauf  der  Erwerbsfrist  ruht,  ausser 
wegen  Mangels  freier  Selhstl)estimmung  bei 
der  Wahl  des  Aufenthaltsortes,  auch  wah- 
rend der  Dauer  der  von  einem  Armen- 
verbande  (gleichgiltig  von  welchem)  ge- 
währten (notwendigen)  Armenunterst  Atzung. 
Das  Huben  beginnt  mit  dem  Tage,  an 
welchem  zuerst  die  Unterstützung  that- 
sächlieh  gewährt  ist:  der  Fortlauf  mit 
dem  ersten  unterstützungsfreien  Tage.  Für 
welchen  Zeitraum  eine  Unterstützung  als 
gewährt  gilt,  muss  nach  den  Umständen 
entschieden  werden.  Die  Unterstützung 
eine*  Familienangehörigen  gilt  als  solche 
des  Fanülienhauptes,  auch  wenn  weder  eine 
Alimentationspflicht  besteht  noch  der  unter- 
stützte Angehörige  im  Haushalte  des  Fa- 
milienhauptes sich  b*findet  (s.  oben  sub  1).  — 
Ein  schuldhaft  die  Unterstützung  verzögern- 
der Annenverband,  in  dessen  Bezirke  sich 
hilfsbedürftige  Angehörige  eines  abwesenden 
Familien  hau  ptes  befinden,  kann  sich  auf  den 
durch  Ablauf  der  zweijährigen  (unter- 
stützungsfreien) Frist  herbeigeführten  Er- 
Averb  eines  Unterstützungswohnsitzes  (des 
Familienhauptes  an  dessen  zeitigem  Aufent- 
lialtsorte)  zu  seinen  Gunsten  nicht  berufeu 
(Fall  einer  Abschiebung  der  endgiltigen  Für- 
sorgepflicht). 

Der  Lauf  der  Frist  wird  unter- 
brochen durch  thatsächliehe  Entfernung, 
sofern  solche  Wirkung  nicht  nach  den  Um- 
ständen ausgeschlossen  erscheint  (s.  oben), 
Und  durch  den  Antrag  eines  Armenverbaudes 
auf  Anerkennung  der  Verpflichtung  zur 
Uebernahme  eines  dauernd  Hilfsbedürftigen. 
Die  Unterbrechung  erfolgt  mit  dem  Tage, 
an  welchem  der  Antrag  an  den  betreffenden 
Armen  verband  oder  an  die  vorgesetzte  Be- 
hörde eines  der  beteiligten  Armenverbände 
abgesandt  ist.  —  Erfolgt  kein  Anerkenntnis 
der  Uebenialunepflicht,  so  muss  der  Antrag 
binnen  zwei  Monaten  weiter  verfolgt  werden, 
sonst  gilt  die  Unterbrechung  als  nicht  ge- 
schehen. —  Die  Wirkung  der  Unterbrechung 
ist,  dass  die  bisherige  Aufenthaltszeit  l>ei 
der  Berechnung  der  Frist  nicht  weiter  in 
Betracht  kommt. 

2)  Der  abgeleitete  Unterstützungs- 
wohn  ;-itz  durch  V  e  r e  h  e  1  i  c  h  u  n  g  und  A  b  - 


stammung  wird  in  dem  Untcrstützungs- 
wohusitzgesetze  durch  die  Wendung  aus- 
gedrückt: Die  Ehefrau  (die  Kinder)  teilen 
den  Unterst (Itzlings wohnsitz  des  Ehemanns 
(des  Vaters  oder  der  Mutter),  d.  h.  sie  nehmen 
teü  an  den  Veränderungen,  denen  dieser 
unterworfen  ist.  Sie  sind  Familienangehörige 
des  Ehemannes  (des  Vaters  oder  der  Mutter) 
im  armenrechtlichen  Sinne.  Mit  dem  Familien- 
liaupte  teilen  sie  auch  den  Mangeleines  Unter- 
stützungswohnsitzes :  die  Landarmeneigen- 
schaft. —  Für  die  Ehefrau  tritt  der  Unter- 
stützungswohnsitz des  Ehemannes  mit  dem 
Zeitpunkte  der  formell  und  materiell  rechts- 
giltig  erfolgten  Eheschliessung  ein.  Sie  ver- 
liert den  bis  dahin  etwa  besessenen  Unter- 
stützuugswohnsitz  und,  solange  die  Ehe 
«lauert,  die  Fähigkeit,  selbständig  einen 
Unterstützungswohnsitz  zu  erwerben  und  zu 
verlieren.  Mit  der  Auflösung  der  Ehe  durch 
Tod  oder  rechtskräftige  Scheidung  wird  die 
Ehefrau  selbständig.  Sie  behält  zunächst 
den  bei  Auflösung  der  Ehe  für  sie  be- 
gründeten Unterstützimgswohusitz(ilires  Ehe- 
mannes), bis  sie  nach  zurückgelegtem  16. 
Lebensjahre  durch  ununterbrochene  zwei- 
jährige Abwesenheit  denselben  verloren  oder 
durch  ununterbrochenen  zweijährigen  Aufent- 
halt einen  anderen  Unterstütziingswohnsitz 
selbständig  erworben  hat.  Bis  zu  jenem 
Zeitpunkte  kann  die  Ehefrau  den  Unter- 
stützungswohnsitz ihres  gewesenen  Ehe- 
mannes nur  verlieren,  wenn  sie  durch  ander- 
I  weite  Verheiratung  oder  Annahme  an  Kindes- 
'  statt  einen  neuen  Unterstütziingswohnsitz 
i  erwirbt.  —  Dieselben  Regeln  finden  auch 
Anwendung,  wenn  die  Ehefrau  während 
I  der  Dauer  der  Ehe  als  selbständig  in  Bezug 
auf  den  Erwerb  und  Verlust  des  Unter- 
stützungswohnsitzes  behandelt  wird.  Dies»» 
Sell)ständigkeit  beginnt  mit  dem  Tage  des 
Eintrittes  der  Voraussetzungen  (bösliche  Ver- 
lassung, Haft  etc.);  sie  endet,  sobald  eine 
(auf  Dauer  berechnete)  Wiedervereinigung 
mit  dem  Manne  oder  wenigstens  die  Ge- 
währung den  Verhältnissen  entsprechender 
Beihilfen  zur  Ernähruug  der  Frau  durch 
den  letzteren  erfolgt.  Mit  diesem  Zeitpunkte 
teilt  die  Ehefrau  wieder  den  Unterstützungs- 
woliusitz  des  Ehemannes.  —  Eheliche  und 
den  ehelichen  gleichstehende  Kinder  teileu 
von  der  Geburt  (von  der  Adoption  oder  Legi- 
timation) an  den  Unterstützungswohnsitz  (die 
Landanneneigenschaft)des Vaters,  nach  dessen 
Tode  der  Mutter.  Letztere  ist  Familienhaupt, 
auch  wenn  die  Ehe  geschieden,  ihr  aber  die 
Erziehung  zusteht ;  ferner,  wenn  sie  selbst  in 
Bezug  auf  Erwerb  und  Verlust  des  Unterstüt- 
zungswohnsitzes selbständig  ist  und  die  Kin- 
der ihr  bei  der  Trennung  von  dem  Hausstande 
des  Vaters  gefolgt  sind.  Uneheliche  Kinder 
teilen  den  Unterstütziingswohnsitz  der  Mutter. 
Eheliche  oder  uneheliche  Vorkinder  einer 
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Khefrau  nelunen  mit  ihr  und  solange  als  sie 
selbst  an  den  Unterstützungswohnsitzver- 
hältnissen des  Stiefvaters  teil.  —  Die  armen- 
reehtliche  Selbständigkeit  aller  18  .lahre 
alten  Personen  hat  nach  der  Recht  Sprech  ung 
des  Bundesamtes  auch  für  Kinder  die  Folge, 
dass  sie  mit  diesem  Zeitpunkte  unabhängig 
werden  von  späteren  Veränderungen  in  den 
rnterstützungswohnsitzverhältuisseti  des  Va- 
ters (der  Mutter).  Den  bei  Zurücklegung 
des  18.  l/>bensjahres  durch  Abstammung 
begründeten  Unterstützungswohnsitz  be- 
halten  sie  als  ihren  eigeueu,  bis  sie  selb- 
ständig einen  anderen  Unterstützungswohn- 
>itz  erworben  oder  jenen  verloren  haben. 

3)  Der  Verlust  des  Unterstützungs- 
wohnsitzes  tritt  entweder  unter  und  mit 
gleichzeitiger  Erwerbung  eines  neueu  Unter- 
>tüt£ungswohnsitzes  oder  ohne  solche  durch 
zweijährige  ununterbrochene  Abwesenheit 
ein.  (Vgl.  Einleitung.)  —  Nicht  jede  Rück- 
kehr gilt  als  Unterbrechung  der  Abwesenheit. 
Auch  hier  unterliegt  es  der  freien  Beur- 
teilung im  einzelnen  Falle,  ob  eine  Rück- 
kehr als  Abwesenheit  im  Sinne  des  Gesetzes 
anzusehen  ist.  Die  Beweislast  trifft  den- 
jenigen Armenverband,  welcher  aus  der 
Unterbrechung  oder  NichtUnterbrechung 
der  Abwesenheit  die  endgültige  Fürsorge- 
pf licht  eines  anderen  Armenverbandes  her- 
leitet. —  Die  für  den  Erwerb  des  Unter- 
stützungswohnsitzes  durch  Aufenthalt  gel- 
tenden Bestimmungen  über  den  Beginn,  das 
Kühen  und  die  Unterbrechung  des  Fristen- 
laufes finden  auf  den  Verlust  des  Unter- 
stützungswohnsitzes  durch  Abwesenheit  ent- 
sprechende Anwendung. 

b)  Die  endgültige  Fürsorge] »flicht  der 
Landarmenverbände  ist  subsidiär.  Sie 
tritt  nach  der  urspriinglicheu  Fassung  des 
R.G.  vom  ö.  Juni  1N70  ein,  wenn  kein  Orts- 
arineuverljnnd  verpflichtet  ist,  <lie  durch  die 
Unterstützung  eines  Hilfsbedürftigen  (Deut- 
schen oder  in  einzelnen  Staaten  auch  Aus- 
länders, s.  ol>cn  sub  'JS.  1080)  entstandenen 
oder  entstehenden  Kosten  zu  tragen:  oder 
in.  a.  W.,  wenn  der  Unterstützte  keinen  Unter- 
stützungswohnsitz hat.  Der  Beweis  der  Nega- 
tion ist  oft  unmöglich :  dann  würde  also  die 
Annenlast  auf  dem  vorläufig  unterstützenden 
Armenverbande  nihen  biedren.  Diese  Folge 
erschien  unleidlich.  In  der  Novelle  vom 
12.  März  18!)4  ist  deshalb  die  Erstattungs- 
j>flicht  der  landarmen  verbände  schon  für 
den  Fall  verordnet,  wenn  ein  Unterstütznngs- 
wohnsitz  nicht  zu  ermitteln  ist.  Wird  aber 
nachträglich  ein  Unterstützungswohnsitz  des 
Unterstützten  ennittelt,  so  ist  der  land- 
armen vorhand,  welcher  die  Erstattung  vor- 
genommen hat.  liercchtigt,  von  dem  Armeu- 
verbande  des  Unterstützungswohnsitzes  Er- 
satz für  die  gewährte  Unterstützung  und  für 
die   Erniittolungskosteu    zu  beanspniehen. 


Die  endgültige  Fürsorgepflicht  für  einen 
bestimmten  Landai-menverband  hängt 
davon  ab,  dass  in  seinem  Bezirke  die  Hilfs- 
bedürftigkeit erkennbar  hervorgetreten  ist. 
Nur  wenn  die  Hilfsbedilrftigkeit  durch  die 
Entlassung  aus  einer  Straf-,  Kranken-.  Be- 
wahr- oder  Heilanstalt  entsteht,  ist  im  Inte- 
resse der  Armenverbände,  in  welchen  solche 
Anstalten  belegen  sind,  ausnahmsweise,  be- 
stimmt, dass  die  Annenlast  demjenigen 
liandarmenverbande  zufällt,  aus  dessen  Be- 
zirke s.  Z.  die  Kinliefemng  in  die  Anstalt 
geschah.  —  Nach  der  Rechtsprechung  des 
Bundesamtes  sind  die  Gnindsätze  über  di»> 
armenrechtliche  Familieneinheit  auch  auf 
die  endgültige  Fürsorgepflicht  der  Land- 
anneuverbände  anzuwenden.  Die  Unter- 
stützung, welche  einem  landanneu  Familien- 
liaupte  gewährt  wird,  bestimmt,  so  lange  sie 
andauert,  den  fürsorgej «flicht igen  Landannen- 
verband  für  alle  Familienglicder.  auch  wenn 
diew  seilet  in  einem  anderen  Ijuidarnieu- 
verbande  hilfsbedürftig  werden:  und  ferner 
die  Unterstützung  eines  Famüiengliedes  gilt 
als  solche  des  Familienhauptcs  und  tjestimmt 
den  fürsorgepflichtigen  Ijandarmcnverhand 
auch  für  dieses  und  andere  Familienglieder, 
welche  während  der  Dauer  dieser  Unter- 
stützung in  einem  anderen  Bezirke  hilfsbe- 
dürftig werden.  —  Die  Unterstützungspflicht 
der  Landarmenverbände  «lauert  so  lange,  als 
die  (unmittelbare  oder  mittelbare)  HÜfsbo- 
dürftigkeit  nicht  beseitigt  ist.  Die  Entfer- 
nung der  Hilfsbedürftigen  aus  dem  Bezirke 
des  landarmen  Verbandes  ist  auf  den  Fort- 
bestand der  Verpflichtung  desselben  ohne 
Einfluss,  mag  sie  von  »lern  verpflichteten 
liandarmenverbande  veranlasst  sein  oder  nicht. 

c)  Die  Erstattungspflicht  richtet  sich 
in  ihrem  Betrage  nach  den  am  Orte  der 
vorläufigen  Unterstützung  ül>or  das  Mass 
der  öffentlichen  Unterstützung  Hilfsl>ed wrf- 
tiger  geltenden  Grundsätzen.  Doch  dürfen 
die  allgemeinen  Verwaltungskoäteu  der 
Annenanstalton(Armonhäuser.Krankenliäusor, 
kommunale  Begräbnisplätze)  sowie  besondere 
Gebühren  fest  rem  mienerter  Armenärzte  nicht 
in  Ansatz  gebracht  werden.  — -  In  Preusseu, 
Kgr.  Sachsen.  Württemlierg,  Baden,  Saehson- 
AVeiniar,  Sachsen-Meiningen  Anhalt.  Schwarz- 
burg-HudolsjUult,  Wahleck,  Hcuss  ältere  Linie. 
Iteiilen  Lip|>e  sind  für  soldie  \m  der  Annen- 
pflege häufiger  vorkommenden  Aufwen- 
dungen, deren  täglicher  oder  wöchentlicher 
Betrag  sieh  in  Pauschquanten  feststellen 
lässt,  Tarife  aufgestellt,  welche  für  die  Er- 
stattungsnnsprüche  jeder  Art  (auch  im  Falle 
der  Abschiebung)  massgebend  sind,  jedoch 
nur.  wenn  beide  Annenverbände  dem  I an- 
treffenden Bundesstaate  angehören. 

Der  Erstattungsanspruch  des  vorläufig 
unterstützenden  Annenverbandes  wird  ver- 
wirkt:  a)   für  die   Folgezeit,  wenn 
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derselbe  einen  dauernd  Hilfsbedürftigen  auf 
den  Antrag  des  endgültig  verpflichteten  Ar- 
menverbandes schuldvoller  Weise  nicht  fiber- 
führt (s.  unten  subd);  b)  f  ür  dieVergaiigen- 
h  e  i  t ,  wenn  die  Anmeldung  des  Pflegefalles 
mii  der  Anfrage,  ob  der  Erstattungsanspruch 
anerkannt  werde,  bei  dem  endgültig  ver- 
pflichteten Annenverbande  nicht  binnen  sechs 
Monaten  nach  Beginn  der  Unterstützung  an- 
gemeldet ist.  In  solchem  Falle  wird  nach 
der  Rechtsprechung  des  Bundesamtes  nur 
der  Teil  des  Anspruches  verwirkt,  welcher 
sicli  auf  die  über  sechs  Monate  zurück- 
liegende Zeit  liezieht.  —  Ist  der  verpflichtete 
Armenverband  nicht  zu  ermitteln,  so  genügt 
zur  Wahrung  des  Erstattungsanspruches  die  i 
Anmeldung  bei  der  vorgesetzten  Behörde  ( 
des  vorläufig  unterstfitzenden  Armen verban-  | 
des  innerhalb  jener  Frist.  —  Durch  die 
Novelle  vom  12.  März  1894  ist  für  alle  Er- 
stattung«- und  Ersatzansprüche,  welche  auf 
Grund  des  R.G.  v.  G.  Juni  1870  erhoben 
werden,  eine  V  e  r  j  äh r  u  n  g  von  zwei  Jahren 
eingeführt,  beginnend  mit  dem  Ablauf  des- 
jenigen Jahres,  in  welchem  der  Anspruch 
entstanden  ist, 

d)  DieUebernahmopflicht  setzt  dauernde 
Hilfsbedürftigkeit  und  demgemäss  auch  fort- 
laufende Unterstützung  voraus.  Ist  trotz 
vorhandener  Hilfsbedürftigkeit  Unterstützung 
nicht  gewährt,  so  kaun  die  Uebemahme  des 
Hilfsbedürftigen  nicht  gefordert  werden.  Die 
Uebemahme  des  Famuiengliedes  kann  ohne 
die  des  Familienhanptes  nicht  verlangt  wer- 
den, wenn  auch  dieses  sich  in  dem  Bezirke 
des  vorläufig  unterstützenden  Armenver- 
bandes befindet.  —  Die  Feststellung  der 
Uebernahmcpflicht  (durch  Anerkenntnis  oder 
Urteil)  berechtigt  den  Armenverband  des 
Aufenthaltes  zur  Ausweisung,  welche 
erforderlichenfalls  im  Wege  des  Transportes 
geschehen  kann,  dessen  Kosten  als  Ted  der 
Unterstützung  dem  endgültig  verpflichteten 
Armenverbande  zur  I-ast  fallen.  Dieser  ist 
Ober  die  Ausführung  des  Transportes  zweck- 
mässig vorher  zu  verständigen.  Falls  die 
Notwendigkeit  des  Trausportes  überhaupt 
oder  in  der  beabsichtigten  Weise  bestritten 
wird,  ist  die  Entscheidung  der  erstinstanz- 
lichen Spniehbehörde  des  Armenvertumdes 
des  Aufenthaltes  einzuholen.  —  Der  end- 
gültig verpflichtete  Armen  verband  ist  seiner- 
seits berechtigt,  die  Ueberführnng  zu 
verlaugen.  Eine  Pflicht  zur  Abholung  be- 
steht für  ihn  nicht.  —  Der  Hilfsbedürftige 
ist  von  dem  Armenverbande  des  Aufent- 
haltsortes weiter  zu  unterstützen,  bis  die 
Ausweisung  thatsäclüich  vollstreckt  ist.  — 
Beide  beteiligten  Armen  verbände  können 
sich  indes  dahin  einigen,  dass  diese  ganz 
oder  zeitweilig  unterbleibt,  der  Hilfsbedürf- 
tige und  dessen  Familie  vielmehr  am  bis- 
herigen Aufenthaltsorte  belassen  wird,  der 


endgültig  verpflichtete  Annen  verband  aber 
einen  bestimmten  Unteretfitzungsbetrag  zu 
leisten  hat.  Dergleichen  Einigungen  sollen 
von  den  zuständigen  Behörden  möglichst 
gefördert  werden.  Auch  l)ci  nicht  eireichter 
Einigung  kann  das  Verbleiben  der  auszu- 
weisenden Person  oder  Familie  iu  dem  Auf- 
enthaltsorte gegen  Festsetzung  eines  solchen 
Unterstützungsbetrages  durch  die  zuständige 
erstinstanzliche  Spruehbehörde  des  Orts- 
armenverbandes des  Aufenthaltes  in  den  in 
§  56  des  Unteretützung8wohnsitzgesetzes  an- 
geführten Fällen  angeordnet  werden,  insbe- 
sondere auch  wenn  die  Ausweisung  mit  er- 
heblichen Härten  oder  Nachteilen  verbunden 
sein  würde. 

5.  Geltendmachung  der  Ansprüche. 
Die  Geltendmachung  der  Ansprüche  und 
der  endgültigen  Fürsorgepflicht  erfolgt  in 
allen  Bundesstaaten  im  Verwaltungsstreit- 
verfahren :  in  erster  Instanz  vor  den  landes- 
gesetzlich dazu  berufenen  Behörden.  Sach- 
lich und  örtlich  zuständig  ist  in  der  Regel 
die  Spruchbehörde,  zu  deren  Bezirke  der 
beklagte  Armenverband  gehört.  Nur  wo  es 
sich  um  die  Feststellung  der  Notwendigkeit 
und  die  Art  des  Transportes  eines  Auszu- 
weisenden oder  um  dessen  Verbleiben  am 
Aufenthaltsorte  handelt,  die  Spruchbehörde 
dieses  Ortes.  Die  Spruchbehörden  erster 
Instanz  sind  dieselben,  mögen  beide  beteiligte 
Armenverhande  ( L  a  n  d  e  s  s  a  c  h  e  n)  oder  nur 
der  beklagte  Armen  verband  dem  betreffen- 
den Bundesstaate  (interterritoriale 
Sachen)  angehören  (Ausnahme:  Württem- 
berg, wo  für  Landessachen  die  Kreisregie- 
rungen, für  interterritoriale  der  Verwaltungs- 
gerichtshof  die  erste  Instanz  bilden).  Drei 
Instanzen  für  Landessachen  hat  nur  Sachsen- 
Meiningen,  und  auch  nur.  wenn  der  Beklagte 
ein  Ortsannenverl iand  ist  —  In  interterri- 
torialen Sachen  entscheidet  sofern  der  Streit 
nicht  die  < )rganisation  oder  örtliche  Ab- 
grenzung der  einzelnen  Armenverbände  zum 
Gegenstande  hat,  wo  es  endgültig  bei  der 
Entscheidung  der  höchsten  Landesiustmz 
bleibt,  in  letzter  Instanz  das  Bundesamt 
für  <las  Heimat wesen.  Das  zulässige 
Rechtsmittel  bei  demsell>en  ist  als  Bcnifuni; 
konstnüert.  Die  Angabe  neuer  Thatsnchcu 
und  Beweismittel  ist  zulässig.  Das  Bundes- 
amt fungiert  als  zweite  und  letzte  Instanz 
auf  Gnind  reichsgesetzlicher  Ermächtigung 
auch  in  Landessachen  in  allen  Bundesstaaten 
mit  Ausnahme  von  Sachsen.  Württemberg. 
Baden,  Mecklenburg-Schwerin,  Mecklenburg- 
Strelitz,  Sachsen-Meiningen,  Reuss  ä.  Linie. 
Schaum burg-Lippe  (wo  das  Bundesamt  aber 
in  Streitsachen,  liei  denen  der  Landarmen- 
verband tds  Partei  auftritt,  zuständig  ist  ». 
Hamburg.  Zwischen  dem  Bundesamte  und 
den  Spruehbehörden  erster  Instanz  ist  für 
interterritoriale  Sachen  eine  zweite  Instanz 
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eingeschoben:  in  Sachsen,  Baden,  Saohsen- 
Mejningen.  Reuss  ä.  L.  —  Das  Vorfahren 
vor  «Ion  landesgesetzliehen  Spruch  behörden 
ist  durch  die  Laudesgesetze  geordnet.  Reichs- 
gesetzlich ist  für  die  interterritorialen  Streit- 
sachen nur  die  Befugnis  der  lamlesgesetz- 
lich  damit  liefas&ten  Spnichbohörden  zur 
Vnrnalune  der  erforderlichen  Beweiserhe- 
bungen und  sonstigen  Ermittelungen  vorge- 
sehen und  für  Form  und  Inhalt  der  Ent- 
scheidung bestimmt,  dass  dieselbe  durch 
schriftlichen,  mit  Gründen  versehenen  Be- 
schluss  zu  erfolgen  hat  und  dass  die  Leber- 
uahmevorpfliehtung  in  dem  Beschlüsse  aus- 
drücklich ausgesprochen  sein  muss.  —  Das 
Bundesamt  ist  eine  standige  kollegiale  Be- 
hörde, bestehend  aus  dem  Vorsitzenden  und 
mindestens  vier  Mitgliedern.  Der  Vorsitzende 
und  mindestens  die  Hälfte  der  Mitglieder 
müssen  die  Befähigung  zum  höheren  Richter- 
arate  besitzen.  Die  Notfrist  für  die  Anmel- 
dung der  Berufung  beträgt  14  Tage;  die 
Berufung  ist  bei  derjenigen  Spruchl>ehördo 
anzumelden,  deren  Entscheidung  angefochten 
wird.  Die  Rechtfertigung  kann  mit  der  An- 
meldung verbunden  oder  innerhalb  vier 
Wochen  nachgeholt  werden.  Die  Entschei- 
dung des  Bundesamtes  erfolgt  gebührenfrei 
in  öffentlicher  Sitzung  nach  Ladung  und 
Anhörung  der  Parteien. 

Die  Zuständigkeit  der  armenreeht- 
lichen  Spruchbehördou  ist  nicht  auf  die  An- 
sprüche des  vorläufig  unterstützenden  <  >rts- 
armonvorhandos  gegen  den  endgültig  ver- 
pflichteten Annen  verband  beschränkt,  sondern 
umfasHt  Streitigkeiten  aller  Art.  welche  sich 
auf  die  öffentliche  t'nterstützung  Hilfsbe- 
dürftiger l>eziehen;  insbesondere  Ansprüche 
wegen  Abselüebung,  wegen  Rückerstattung 
irrtümlich  gezahlter  Kosten,  auf  Grund  er- 
teilten Auftrags«,  sofern  dieser  im  öffent- 
lichen Hechte  wurzelt.  Auch  wenn  ein 
l^andarmenvcrhand  die  vorläufige  Fürsorge 
gewährt  hat.  was  häufig  durch  Aufnahme 
in  Krankenhäuser  geschieht,  wird  der  Er- 
stattungsanspruch  ans  dem  Rechte  des  vor- 
läufig verpflichteten  Annen verliandes  zuge- 
lassen. I  nbedingte  Voraussetzung  ist.  dass 
beide  Parteien  Arinonverhände  sind. 

Landesgesetzlich  ist  für  Armenvorliändo 
dos  Ictr.  Bundesstaates  ein  Sühne  ver- 
fahren —  welches  indes  nur  in  Saehsen- 
« 'otiurir-Gotha  (für  die  ländlichen  Armenver- 
huudc)  und  in  beiden  Schwarzburg  unerläss- 
liche  Voraussetzung  des  St  reit  Verfahrens 
bildet  —  vorgesehen  und  auch  schieds- 
richterliche Entscheidung  zugelassen;  insl.e- 
soiidore  in  Prciissen.  Braunschweig.  Anhalt 
und  Schaumhurg-Lip]»-. 

Die  Vollstreckung  der  Entscheidung, 
zu  welcher  auch  die  Festsetzung  der  ansser- 
goriehtliohon  Kosten  und  Auslagen  gehört, 
erfolgt   überall   durch    die  Spruehbehörde 


erster  Instanz.  Nach  der  I^andesgesetz- 
gebung  ist  zu  entscheiden,  ob  und  an  welche 
Instanz  treten  deren  Verfügungen  Besehwerde 
stattfindet.  Das  Bundesamt  ist  als  solche 
reichsgesetzlich  nicht  bestellt :  landesgesetz- 
lich darf  ihm  die  Funktion  einer  Besehwerde- 
instauz  nicht  l^eigeJegt  werden,  da  es  hier- 
zu an  einer  reichsgesotzliehen  Ennäehtigung 
fehlt. 

6.  Pflichten  and  Rechte  der  tand- 
armenverbände  gegenüber  den  Orts- 
armenverbänden. Ist  ein  Armen  vorband 
zur  Zahlung  der  ihm  endgültig  auferlegten 
Kosten  ganz  oder  teilweise  ausser  Staude, 
so  besteht  reichagesetzlich  für  den  Bundes- 
staat, welchem  er  angehört,  die  Verpflich- 
tung, mittelbar  oder  unmittelbar  für  die 
Erstattung  zu  sorgen.  Dieser  Verpflichtung 
ist  durch  die  l.andesgesetzgebung  ent- 
sprochen, nach  welcher  die  landarmen  vor- 
bände allgemein  (auch  aus  sonstigen  Ur- 
sachen) verpflichtet  sind?  den  Ortsannen- 
verbänden,  welche  den  ihnen  obliegenden 
Verpflichtungen  nicht  zu  genügen  vermögen, 
Beihilfen  zu  gewähren,  oder  auch  die 
dem  obsiegenden  Teile  entstandenen  Aus- 
Ligen des  Streitverfahrens  zu  erstatten. 
Ausserdem  ist  überall  den  I.an<larmenver- 
bftnden  gestartet,  gewisse  besonders  kost- 
spielige Zweige  der  öffentlichen  Armenpflege 
(für  Geisteskranke.  Idioten.  Taubstumme, 
Sieche  und  Blinde)  zu  übernehmen;  in  ein- 
zelnen Bundesstaaten  (Oldenburg  einschl.  der 
Fürstentümer  Birkenfeld  und  Lübeck,  und 
Anhalt)  ist  die  Fürsorge  für  solche  Hilfs- 
bedürftige gesetzliehe  Pflieht  der  laud- 
armonverbände.  Insbesondere  ist  in  Preussen 
durch  die  Novelle  vom  11.  Juli  1SJH  die 
Befugnis  der  Lindarmenverbändc,  für  Be- 
wahrung, Kur  und  Pflege  hilfsliedürftiger 
Geisteskranker.  Idioten,  Epileptischer.  Taub- 
stummer und  Blinder  zu  sorgen,  in  eine 
entsprechende  Verpflichtung  umgewandelt 
worden,  so  weit  Anstaltspflege  erforderlich 
ist.  -  Doch  findet  ein  Erstattungsaiispnieh 
wegen  der  Aufwendungen  gegen  den  Orts- 
armenverlwnd  des  rnterstützungswohnsitzes 
statt,  dorn  aber  der  Kreis  zwei  Drittel  als 
Beihilfe  zu  gewähren  hat.  Hinsichtlieh 
der  Siechen  bewendet  es  bei  der  Befugnis 
der  L'uidarmenverbAndo.  die  Fürsorge  un- 
mittelbar zu  übernehmen.  Don  Kreisen, 
sonstigen  kommunalen  Verbänden  oder  Ver- 
einigungen von  Armenvorbändcn  steht  es 
nach  der  l^andesgesctzgobung  frei,  für  iluv 
Bezirke  besondere  Einrichtungen  auf  dem 
Gebiete  der  Armenpflege  zu  treffen  (z.  H. 
durch  Errichtung  von  Krankenhäusern  und 
durch  rebernahme  der  sog.  ausserordent- 
lichen Annenlast).  Alle  solche  Erleichte- 
rungen der  Armenlast  der  <  »rtsannonverbände 
haben  auf  die  armenrechtliche  Verpflichtung 
zur  vorläufigen  Fürsorge  keinen  EinfJuss, 
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Jedoch  können  in  Preussen  die  Ortsarmen- 
verhände  verlangen,  dass  ihnen  die  vor- 
läufige Fürsorgepflieht  für  anstaltspflege- 
bedürftige Geisteskranke  u.  s.  w.  von  dem 
Ijaudarmenverbande,  zu  dem  sie  gehören, 
abgenommen  werde. 

Die  landarmen  verlulnde  sind  auch  landes- 
gesetzlich verpflichtet,  in  ihren  Anstalten, 
soweit  es  der  Kaum  gestattet,  die  der  Für- 
sorge der  Ortsnnneuverbäude  anheimfallen- 
den Personen  gegen  Entschädigung  aufzu- 
nehmen. Andererseits  können  sich  die 
Landarmen  verbände  der  Ortsarmenverbändc 
gegen  Entschädigung  als  ihrer  Hilfsorgane 
besonders  zur  Unterbringung  der  von  ihnen 
in  eigene  Fürsorge  zu  übernehmenden  Per- 
sonen bedienen.  Das  Ausweisungsrecht  der 
*  >rt«armen  verbände  ruht  diesen  gegenüber, 
so  lange  ihr  Aufenthalt  vom  Lmdarmenver- 
band  veranlasst  ist.  Die  Verpflichtung  ist 
landesgesetzlich  entweder  nur  dem  Orts- 
armenverbande  der  vorläufigen  Unterstützung 
auferlegt  (so  z.  B.  in  Preussen,  Württemberg, 
ilesseu,  Mecklenburg,  Oldenburg  etc.)  oder 
allen  zu  dem  Bezirke  des  Landarmenver- 
bandes gehörigen  Ortsarmenverbänden  (so  in 
Sachsen,  Baden,  Anhalt). 

7.  Verhältnis  der  Armenverbände  zu 
den  Unterstützten  und  zu  anderweit 
Verpflichteten.  Ebensowenig  wie  die  vor- 
läufige Fürsorge  verweigert  werden  kann, 
wenn  das  Vermögen  des  Unterstützten  zur 
Beseitigung  der  Hilfsbedürftigkeit  nicht  be- 
reit ist  (s.  oben  sub  1  8. 107*).  darf  in»  Streit- 
verfahren  dem  öffentlich-rechtlichen  durch  die 
Thatsache  der  (notwendigen)  vorläufigen  Un- 
terstützung begründeten  Erstattungsanspruch 
gegenüber  eingewendet  werden,  dass  die 
Kosten  aus  dem  Vermögen  des  Unterstützten 
oder  durch  Geltendmachung  der  Ansprüche 
dessell>en  gegen  Verwandte,  Diensthorrsehaft, 
Krankenkassen  etc.  beigetrieben  werden 
könnten.  Der  vorläufig  unterstützende  Armen- 
verband ist  dazu  berechtigt,  aber  nicht  ver- 
pflichtet. —  Dagegen  gehen  die  Ansprüche, 
welche  der  Unterstützte  aus  anderen  Titeln 
gegen  dritte  wegen  seines  Unterhaltes  hat,  in 
dein  Umfange  und  unter  den  Voraussetzungen, 
als  ihm  auf  die  betreffenden  I^istungen 
ein  Hecht  zustand,  auf  jeden  Armen  verband 
kraft  Gesetzes  über,  der  seiner  vorläufigen 
<»der  eudgültigen  Fürsorgepflicht  genügt  hat. 

Eine  Verpflichtung  des  Unterstützten, 
die  Annen  pflegekosten  aus  seinem  Vermögen 
zu  ersetzen,  ist  reiclisgesetzlich  nicht  be- 
gründet,  auch  aus  der  Natur  der  öffentlichen 
Unterstützung  als  Erfüllung  einer  öffentlich- 
rechtlichen  Verpflichtung  gegen  den  Staat 
nicht  herzidciten.  Indes  ist  sie  partikular- 
recht  lieh  anerkannt,  in  Preussen  durch  das 
A.L.K.,  ausserdem  in  den  Ausfflhrnngsgesetzen 
zum  Unterstützungswohnsitzgesetz  oder  den 
besonderen   Armenordnungen    in  Sachsen. 


I  Württemberg,  Baden,  beiden  Mecklenburg. 

'  Oldenburg. 

Dem  Armenverbande  der  vorläufigen 
Unterstützung  steht  hiernach  oftmals  neben 
dem  annenrechtlichen,  aber  durch  §  30  des 
Unterstützungswohnsitzgesetzes  beschränk- 
ten Erstattungsansprach  ein  vollständiger  An- 
spruch gegen  den  Unterstützten  oder  aus 
dessen  Recht  gegen  Drittverpfliehtete  zu. 
Was  er  von  diesen  Personen  erhält  oder 
beitreibt,  kann  er  auf  denjenigen  Teil  seiner 
Gesamtkosten  anrechnen,  für  den  ihm  ein 
Erstattungsanspnieh  armen  rechtlich  nicht 
zusteht;  es  sei  denn,  dass  der  Unterstützte 
oder  die  Drittverpflichteten  ausdrücklich  zur 
Tilgung  der  Schuld  des  endgültig  fürsorge- 
pflichtigen Armenverhandes  gezahlt  haben. 


II.  Bayern. 

Das  bayrische  Armenrecht  lieniht  auf 
dem    Heiraatsprincip.     Das  grundlegende 
;  Gesetz  über  Heimat,  Vereheuchung  und 


■  Aufenthalt  vom  IG.  April 
durch  die  Novellen  vom  23. 
21.  April  1884,  17.  März 


1868,  welches 


Febniar  1872, 
1892,  17.  Juni 
1896  ergänzt  ist,  bestimmt  den  Erwerb  und 
Verlust  sowie  den  Inhalt  der  Heimat;  das 
Gesetz,  die  öffentliche  Armen-  und  Kranken- 
pflege betr.  vom  29.  April  1869  (Novelle 
vom  3.  Febniar  1888)  enthält  Vorschriften 
über  die  Aufgaben  der  Armenpflege,  die 
lülfsbedürftigkeit,  über  Art  und  Mass  der 
Armenpflege  und  über  die  Verwaltung  der- 
selben. 

Wenngleich  als  Aufgabe  der  Annenpflege 
nicht  bloss  die  Unterstützung  hilfsbedürftiger 
Personen,  sondern  auch  die  Verhinderung 
der  Verarmung  bezeichnet  ist,  so  beschränken 
sich  die  näheren  Vorschriften  in  letzterer 
Beziehung  für  die  örtliche  Annen  Verwal- 
tung auf  die  Pflicht,  für  die  Erziehung  und 
Ausbildung  armer  Kinder  zu  sorgen,  und 
auf  die  freiwillige  Errichtung  von  Kranken- 
kassen für  Dienstboten,  Gewerbsgehilfen, 
Iiehrlinge,  Fabrik-  und  ändert;  Lohnarbeiter. 

i  Diese  erwerben  durch  ilire  Beiträge  ein 
Hecht  auf  Gewährung  der  erforderlichen 

!  Krankenpflege  etc.  für  90  Tag».«.  Die  von 
der  Gemeinde  des  Aufenthaltes  wälireud 

.  dieser  Zeit  zu  leistende  Krankenhilfe  wird 
dadurch  des  Charakters  öffentlicher  Annen- 
unterstützung entkleidet.    Im  übrigen  sind 

I  der  Begriff  der  Hilfsbedürftigkeit.  die  Art 

|  und  das  Mass  der  Unterstützung  ebenso  l»o- 
stimmt  wie  im  übrigen  Deutschland.  Als 
Organ  der  örtlichen  Armenpflege  ist  ein 
Armenpflegschaftsrat  angeordnet,  in  welchem 
nelten  dem  Bürgermeister  und  Mitgliedern 
der  Gemeindekörperschaften  die  Geistlichen, 

'  gewählte  Amienpflegsehaftsräte  und  der 
Bezirksarzt  thätig  sind.  Die  Mittel  der  Annen- 
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pflege  l>esteheu  aus  den  Nutzungen  eines 
ausgesonderten  Teils  dos  Gemeindeveruiögens 
und  örtlicher  Wohlthätigkeitsstiftungen,  ge- 
wissen der  Armenpflege  gesetzlich  zuge- 
wiesenen Einnahmen  und  Abgalten,  regel- 
mässigen oder  ausserordentlichen  Zuschüssen 
der  Gemeinde  oder  anderer  öffentlicher 
Kassen  etc.  Der  Mehrbedarf  ist  im  Notfall 
nach  den  Vorschriften  über  Bestreitung  der 
Geineindebedürfnisse  zu  decken.  Neben  der 
örtlichen  Armenpflege  stehen  die  Distrikts- 
und  Kreisarmenpflege  mit  der  Ver- 
pflichtung der  Unterstützung  überbürdeter 
Gemeinden  (vgl.  Novelle  vom  3.  Februar  Inns, 
Art.  ">),  der  Unterhaltung  und  Errichtung 
von  Krankenanstalten,  Armenhäusern,  Arraen- 
kolonicen,  Anstalten  für  arme  verwahrloste 
Kinder.  Spar-  und  Vorsehusskassen.  Die 
Verwaltung  liegt  den  Distrikts-  bezw.  Kreis- 
behörden ob. 

Als  Inlialt  des  Heimatsrechtes  wird  neben 
dem  Rechte,  sich  in  einem  Gemeindebezirke 
aufzuhalten,  auch  der  Anspruch  auf  Unter- 
stützung nach  Massgalic  des  Gesetzes  über  die 
Armenpflege  Ijezcichuct.  Dessenungeachtet 
ist  auch  in  Bayern  weder  dieser  Anspruch 
durch  Klage  verfolghar  noch  die  Pflicht  der 
Gemeinde  zur  Unterstützung  HUfsknlürftige r 
auf  die  Heimatsberechtigten  beschränkt.  Auch 
in  Bayern  ist  zwischen  der  vorläufigen 
Für  Sorgepflicht,  welche  der  Gemeinde 
des  Aufenthaltes  gegenüber  jedom  Hilfsbe- 
dürftigen  obliegt,  welche  aber  für  Fremde 
sich  nicht  auf  Kindererziehung  erstreckt  und 
auch  durch  Gewährung  von  Keisemitteln  ge- 
übt werden  kann,  und  der  endgültigen 
Fürsorgepflicht  zu  unterscheiden.  Diese 
ist  trotz  des  Heimatsprincips  und  obwohl 
iedermaun  in  Bayern  seine  örtliche  Heimat 
hai>en  muss,  für  die  betreffende  Gemeinde 
nur  dann  begründet ,  wenn  die  Heimat 
des  Unterstützten  in  derselben  eine  wirk- 
liche ist.  Für  Personen,  welchen  eine 
wirkliche  Heimat  mangelt  oder  deren  wirk- 
liche Heimat  nicht  ermittelt  werden  kann, 
liegt  die  Ei stattungspf licht  dem  Staate  ob, 
wenngleich  auch  solche  Personen  (Nicht- 
bayom  und  heimatlose  Bayern)  eine  vor- 
läufige Heimat  in  einer  Gemeinde  teils 
zugewiesen  erhalten,  teils  kraft  Gesetzes  er- 
werben. Die  armenrechtliche  Bedeutung 
der  Heimat  —  der  wirklichen  wie  der  vor- 
läufigen —  ist  für  den  einzelnen  also  genau 
dieselbe  wie  die  des  Uuterstützungswohn- 
sitzes  (s.oben  sub4  S.  10Nl  ff.).  Der  Besitz  der 
wirklichen  Heimat  ist  im  übrigen  armen- 
rechtlieh  nur  für  die  Ki-stattungs-  und  Uel>er- 
uahmepflicht  der  Heimatsgemeinden  wesent- 
lich. In  dieser  Beziehung  ist  durch  $  10 
der  Novelle  v.  17.  Juni  lS'Jü  das  Gesetz 
betr.  die  öffentliche  Armen-  und  Kranken- 
pflege in  Art.  Kl  Abs.  IV  dahin  abgeändert 
worden,  dass  hinsichtlich  fremder  Personen. 


die  sich  unmittelbar  vor  Eintritt  der  Hülfs- 
l)edürftigkeit  sechs  Monate  lang  freiwillig 
und  ununterbrochen  in  der  Gemeinde  auf- 
gehalten haben,  ein  Ersatzanspruch  wegen 
gewährter  Krankenhilfe  oder  Unterstützung 
zur  Bestreitung  des  I^ebensunterhalts  gegeu 
die  Heimatgemeinde  nur  stattfindet,  wenn 
und  soweit  die  Hilfeleistung  über  4  Wochen 
fortgesetzt  worden  ist.    Durch  diese  Vor- 
schrift wird  die  Verpflichtung  der  Gemeinde 
des  Beschäftigungsorts,  die  Kur  und  Pflege 
für  erkrankte  Dienstboten,  Gewerbsgehilfeii. 
Lehrlinge,  Fabrik-  und  Lohnarbeiter  während 
der  ersten  90  Tage  der  Hilfsbedürftigkeit 
zu  übernehmen,  nicht  berührt.  — ■  Die  vor- 
läufige Heimat  der  Ausländer  und  Heimat- 
losen unterscheidet  sich  von  dor  Unterbringung 
eines  landarmen  in  einem  Ortsanuenver- 
band  (s.  oben  sub  (>  S.  1087)  nur  dadurch, 
dass  die  vorläufige  Heimat  ein  Aufenthalts- 
recht der  Persou  gegenüber  der  Gemeinde 
begründet,  während  der  untergebrachte  land- 
arme zu  dieser  in  keinem  Rechtsverhältnis 
steht    und    nur  Aufnahme  und  Duldung 
|  findet,  weil  und  solange  der  Landarmen- 
verbaud  sich  des  Ortsarmenverlxandes  als 
I  seines  Urganes  bedient.    Die  praktische  Be- 
s  deutung  dieses  Untorsclüedes  ist  geriug. 
!  Die  Heimatlosen  des  bayerischen  Rechts  sind 
die  landarmen  des  Unterstützungwohnsitz- 
gesetzes. —  Freilich  führt  der  Grundsatz  des 
I  bayerischen  Rechts,  dass  joder  Bayer  seine 
«ursprüngliche  Heimat  in  der  politischen 
)  Gemeinde  hat,    in   welcher  seine  Eltern 
:  heimatsberechtigt  sind  oder  zuletzt  heimats- 
|  berechtigt  waren,  in  Verbindung  mit  dein 
anderen,  dass  die  Heimat  nur  durch  Er- 
langung einer  neuen  Heimat  verloren  geht, 
dazu,  dass  die  Zald  der  Heimatlosen  geringer 
sein  muss.    Aber  damit  ist  zugleich  eine 
Belastung  der  Gemeinden,  insbesondere  der 
ursprünglichen  Heimat,  mit  den  Armen- 
pflegekosten  für  Personen  verbunden,  welche 
tatsächlich  jede  Verbindung  mit  ihr  ver- 
loren halten  und  oft  zu  anderen  Gemeinden 
in  viel  näheren  Beziehungen  steheu.  Denn 
selbst  der  Erwerb  des  Bürgerrechts  und 
der  vier-  und  siebenjährige  Aufenthalt  in 
einer  anderen  Gemeinde  führen  für  heimnfe- 
tterechtigte  Personen  nicht  immer  zum  Er- 
werbe einer  neuen  Heimat.  Durch  die  Novelle 
v.  17.  Juni  lSIMi  (Art.  7  a)  ist  den  Heimats- 
gemeinden  ein  Mittel  an  die  Hand  gegelien, 
•las  rechtliche  Band  der  Heimat  zu  solchen 
Personen  zu  lösen,  welche  in  der  alten 
Heimat  thatsäohlieh  fremd  geworden  sind, 
aber  einen  Anspruch  auf  Heimaterwerb  in 
einer  arideren  Gemeinde  haben.    Dieser  An- 
spruch kann  auch  von  der  bisherigen  Heimat- 
gemeinde  des  Berechtigten  und  in  Beziehung 
auf  Personen,  welche  eine  vorläufige  Heimat 
besitzen,  vom  Fiskus  geltend  gemacht  werden, 
vorbelialtlich  eines  im  Vcrwaltungsreclits- 
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wege  zu  verfolgenden  Einspruchsrechts  des 
Berechtigten. 

Die  wirkliche  Heimat  ist  entweder 
die  ursprüngliche  oder  eine  erworbene.  — 
Die  ursprüngliche  Heimat  ist  eine  unselb- 
ständige, d.  h.  von  den  Veränderungen  der 
Heimat  des  Vaters  bezw.  der  Mutter  ab- 
hängige für  Kinder,  so  lange  jene  leben.  Sie 
setzt  sich  als  selbständige  naeh  dein  Tode 
und  nach  dem  Verluste  der  bayerischen 
Staatsangehörigkeit  seitens  der  Eltern  fort, 
wenn  damit  nicht  die  gleiche  Folge  für  die 
Kinder  verbunden  ist;  sie  bleibt  als  selb- 
ständige auch  für  Männer  bestehen,  welche 
sich  verheiraten,  und  für  Beamte,  Offiziere 
u.  s.  w.,  die  ausserhalb  Bayerns  angestellt 
werden  und  noch  ihre  ursprüngliche  Heimat 
besitzen.  Sie  geht  verloren  durch  deu  Er- 
werb einer  neuen  Heimat  Dieser  geschieht : 
a)  durch  definitive  Anstellung  als  Be- 
amter, Schullehrer,  Offizier  in  der  Gemeinde 
des  Amtssitzes  bezw.  der  Garnison  (wobei 
durch  die  Novelle  von  1892  für  den  Fall, 
dass  Garnison  oder  Amtssitz  nicht  in  Bayern 
belegen  sind,  besondere  Bestimmungen  ge- 
troffen werden);  b)  durch  Erwerbung  des 
Bürgerrechts  in  einer  anderen  Gemeinde 
(stets  in  der  Pfalz;  nach  Wald  beim  Vor- 
iiandcnsein  gewisser  Voraussetzungen  im 
übrigen  Bayern);  c)  durch  Verleihung 
seitens  einer  Gemeinde  entweder  auf  Gruna 
eines  Vertrages  oder  in  Erfüll ung  eines 
gesetzlichen  Auspruchs  auf  Heimatsver- 
leihung. Solcher  Anspruch  setzt  allgemein 
voraus :  Volljährigkeit ,  ununterbrochenen 
mehrjährigen  freiwilligen  Aufenthalt  und 
dass  Annenunterstfitzung  weder  beansprucht 
noch  empfangen  ist  Als  Unterbrechung 
des  Aufenthalts  gilt  eine  bloss  vorfilierge- 
hende  Entfernung  nicht;  die  Freiwilligkeit 
wird  diuch  Verbüssuug  geringfügiger  Frei- 
heitsstrafen nicht  ausgeschlossen.  Für  selb- 
ständige Personen  (solche  sind  nicht:  ent- 
mündigte Personen,  Dienstl>oten,  Gewerbs- 
gehilfen, Kinder,  welche  im  Brote  des 
Dienstherrn  oder  Familienliauptes  stehen 
und  keine  eigene  Wohnung  haben)  genügt 
ein  vierjähriger  Aufenthalt  wenn  sie  während 
desselben  direkte  Staatssteuern  gezahlt  und 
ihre  Verpflichtung  gegen  die  Gemeinde  und 
Armenkasse  erfüllt  haben.  Für  selbständige 
Personen,  welche  letzterem  Erfordernis  nicht 
genügt  haben,  und  für  unselbständige  Per- 
sonen ist  die  Aufenthaltsdauer  auf  sieben 
Jahre  bestimmt.  Der  Aufenthalt  muss  in 
allen  Fällen  bis  zur  Geltendmachung  des 
Anspruchs  auf  Verleihung  des  Heimats-  '■ 
rechts  fortbestehen ;  dieser  Anspruch  wird  I 
aber  nicht  dadurch  ausgeschlossen,  dass  die  j 
sonstigen  Voraussetzungen  dann  nicht  mehr  • 
gegeben  sind.  —  Dieselben  Vorschriften  \ 
finden  auch  auf  Nichtbuyern  beim  Erwerb 
der  ersten  Heimat  Anwendung:  doch  wird  | 
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die  Verleihung  erst  wirksam,  wenn  die 
bayerische  Staatsangehörigkeit  erworben  ist 
Die  Erwerbung  dieses  Heimatsrechts  erstreckt 
sich  unter  gleicher  Voraussetzung  auch  auf 
die  Ehefrau  und  die  selbständigen  Kinder: 

d)  für  Frauen  durch  gültige  E  h  e  - 
schliessiing.  Die  Frau  folgt  der  Heimat 
des  Mannes;  ihre  Heimat  ist  eiue  unselb- 
stlndige;  sie  wird  zur  selbständigen  durch 
die  Auflösung  der  Ehe  (vgl.  §  77  des  Reiclisges., 
betr.  Beurk.  des  Personenstandes  v.  6.  Febr. 
1875),  die  zeitweise  Trennung  von  Tisch 
und  Bett  (bis  zur  Wiedervereinigung)  und 
die  Nichtigkeitserklärung  einer  gutgläubig 
seitens  der  Frau  eingegangenen  Ehe.  —  Mit 
der  Frau  erwerben  auch  die  an  ilirer  Heimat 
toilnehmeudeu  Kinder  dieselbe  neue  Heimat ; 
Kinder  einer  Nichtbayerin  jedoch  nur,  wenn 
sie  durch  die  Heirat  legitimiert  werden;  — 

e)  in  der  Pfalz  und  für  selbständige  voll- 
jährige Pfälzer  durch  einseitige  Erklärung 
in  der  Niederlassungsgemeinde  nach  Ent- 
richtung der  Heimatsgebühr. 

Für  heimatlose  Bayern,  d.  h.  für 
solche,  welche  zwar  die  Staatsangehörigkeit 
besitzen,  aber  entweder  (z.  B.  Eingewanderte) 
eine  Heimat  in  Bayern  weder  als  ursprüng- 
liche .  noch  als  erworbene  besitzen  oder 
deren  Heimat  nicht  ermittelt  werden  kann, 
ebenso  für  Nichtbayern,  so  lange  deren  Weg- 
weisung aus  dem  Staatsgebiete  nicht  mög- 
lich ist,  wird  eine  vorläufige  Heimat 
liegründet  welche  für  sie,  ihre  Ehefrau  und 
die  Kinder,  welche  noch  keinen  eigenen 
Haushalt  liaben.  als  Heimat  gilt,  bis  sie 
eine  wirkliche  Heimat  erworben  liaben  oder 
eine  solche  für  sie  ermittelt  ist.  Die  vor- 
läufige Heimat  wird  erworben:  a)  durch 
Anweisung  seitens  der  zuständigen  Be- 
hörde nach  Massgabe  der  Vorschriften  in 
Art.  15,  16.  G.  v.  16.  April  1868  (Nov.  v. 
23.  Februar  1872);  b)  kraft  Oesetz  es 
für  Reiehsangehörige,  die  in  deu  bayerischen 
Staatsverband  aufgenommen  sind ,  in  der 
Gemeinde  der  Niederlassung  bezw.  der  (pro- 
visorischen) Anstellung.  —  Heimatlose  Staats- 
angehörige erwerben  die  wirkliche  Heimat 
ausser  durch  die  oben  erwähnten  Rechts- 
akte auch  durch  vier-  oder  siebenjährige  Er- 
sitzung unter  denselben  Voraussetzungen, 
unter  denen  der  Anspruch  auf  Heunatsver- 
leihung  ersessen  wird. 

Die  aus  der  Verteilung  der  Annenlast 
für  die  Gemeinde  sich  ergebenden  schwereren 
Verpflichtungen  finden  in  der  Zulassung  der 
Erhebung  einer  Heimatsgebühr  und  der  Ge- 
währung eines  Einspruchsrechts  gegen  die 
Erteilung  des  Verehelichiingszeugiüsses  nur 
ein  schwaches  Gegengewicht. 

Die  Erst  attuugsp  flicht  der  Heimats- 
gemeinde  bezw.  des  Staates  fällt  fort: 
a)  für  die  Verpflegung  erkrankter  Dienst- 
boten, Gewerbsgehilfen,  Lehrlinge,  Fabrik- 
Auflage    I.  69 
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und  anderer  lA>huarbeiter  während  der  ersten 
tMi  Tage  der  Erkrankung  (abgesehen  von 
Geisteskrankheit  und  Schwangerschaft):  b) 
für  die  Armenpflege  solcher  Personen,  die 
während  ihres  letzten  Aufenthaltes  in  der 
Gemeinde  Umlagen  entrichtet  haben,  während 
der  ersten  14  Tage;  c)  für  Beamte.  Offiziere, 
welche  ihren  Ponsionsanspnieh  durch  Ver- 
zicht oder  zur  .Strafe  verlohn  haben,  sowie 
tur  Sohidlohrer.  Die  Unterstützungen  für 
solche  Personen,  ihre  Frauen  und  ihn*  Kinder 
sind  von  der  Kasse  zu  tragen,  aus  welcher 
die  Pension  zu  zahlen  gewesen  wäre,  liezw. 
von  der  Schtdgemeinde.  —  Dm-  Erstattungs- 
ansprueh  wird  für  die  Vergangenheit  ver- 
wirkt, wenn  nicht  der  Pflogefall  binnen 
A  Tagen  nach  Ueginn  der  Hilfeleistung,  in 
den  Fällen  a  und  b  spätestens  5  Tage  nach 
Ablauf  der  Frist  bei  der  erstattungspflichtigen 
Stelle  angemeldet  ist.  Die  Anzeige  an  die 
vorgesetzte  Verwaltungshehönle  der  unter- 
stützenden Gemeinde  genügt  l>ei  unbekannter 
Heimat.  —  Die  Krstattungspflicht  beschränkt 
sich  auf  die  notwendigen  Kosten.  Für  die 
Verpflegung  und  ärztliche  Behandlung  der 
in  einein  Gemeinde-  oder  Distriktskrauken- 
hause  untergebrachten  Personen  können  nur 
die  tarifmässigeu  Heträge  gefordert  wenlen. 

Die  Streitigkeiten  über  das  Vor- 
handensein eines  gesetzlichen  Anspruchs  auf 
Verleihung  des  Hoimatsreehts  und  über  die 
rnterstützungspflicht  des  Staates,  der  Ge- 
meinden oder  einer  öffentlichen  Kasse  wenlen 
im  Verwaltungsstroitvorfahren  von  den 
durch  Art.  24  ff..  G.  v.  1<>.  April  ls(>s.  Art. 
13,  G.  v.  21).  Anril  ISO!»  bezeichneten  Be- 
honlen  entschieden. 

<  iegenülter  «lern  l '  n  t  e  r  s  t  ü  t  z  t  e  n  l>ozw. 
dessen  Nachlas*  wenlen  Ersatzansprüche 
anerkannt;  eine  resolutorische  Heninziehung 
der  alimentationspflichtigen  Verwandten  zur 
Unterstützung  ist  zulässig. 

III.  Elsa ss -Loth ringen. 

Das  Armonrocht  beruht  auf  dem  franzö- 
sischen System.  — -  Die  örtliche  Armen- 
pflege ist  nur  eine  freiwillige;  sie  winl 
für  geschlossene  Armenpflege  durch  Spitäler 
^hospices  et  höpitaux),  für  die  offene  durch 
besondere  Behönlon  (buroaux  de  bienfaisance, 
Annenräte)  geübt,  welche  beide  nach  Ver- 
hältnis ihivr  meist  auf  Stiftungen,  gewissen 
Abgaben  (insbesondere  für  Lustltarkeiten), 
freiwilligen  Heiträgen  Privater  und  Bei- 
hilfen der  Gemeinden  bezw.  d<*s  Staates  be- 
ruhenden Einnahmen  ihre  Leistungen  ein- 
richten. Die  Hospitäler  erfordern  für  die 
Aufnahme  meist  fünfjährigen  Aufenthalt: 
doch  sollen  sie  nach  dem  G.  v.  7.  August 
IS.M  verpflichtet  sein,  joden  am  Ort  Er- 
krankenden aufzunehmen:  und  Itestimmte 
Hospitäler  können  durch  den  Hezirksrat  ver- 


pflichtet wenlen,  ihre  Einrichtungen  den 
mit  solchen  Auslalteu  nicht  verseheneu  Ge- 
meinden gegen  Vergütung  zur  Verfügung,  zu 
stellen.  Die  Armenritte  köunen  einjährige» 
Aufenthalt  verlangen.  Direkte  Gemeinde - 
armenpflege  findet  mir  statt,  wo  Wolüthätig- 
keitsbureaus  nicht  bestehen.  Die  fakultative 
Natur  der  örtlichen  Armenpflege  sehliesst 
Erstattungsansprüche  gegen  andere  Gemein- 
den aus.  Die  Bezirksarmenpflege  be- 
mht  leils  auf  freiwilliger  Ueber- 
nahme  gewisser  Leistungen  (Pflegekosten 
für  Kranke  der  nicht  mit  Hospitälern  ver- 
sehenen Gemeinden,  Beiträge  au  die  Univer- 
sitätsklinik in  Srrassbiirg,  Bewilligungen  für 
Blinde,  Taubstumme,  Sieche  etc.,  —  auch 
Unterhaltung  besonderer  Armenpflegean- 
stalteu,  Subventionen  von  Wohlthätigkeits- 
anstalten.  Vereinen  und  Gemeinden  und 
Zuschüsse  zu  den  Gehältern  der  Kantonal- 

iärzle.  welche  zur  unentgeltlichen  Bchaud- 

•  hing  armer  Kranker  verpflichtet  sind) ;  teils 
auf  gesetzlicher  Verpflichtung  (Für- 
sorge für  Geistesskranke.  Findelkinder,  Waisen 
und  verlassene  Kinder,  beides  unter  Betei- 

;  liguug  der  Gemeinde,  in  welcher  der  Unter- 
stützte sein  doraicile  de  secours  durch  Ge- 
burt bezw.  einjährigen  Aufenthalt  erworben 

i  hat  ). 

Die  Beteiligung  des  Staates  bei  der 
!  Annenpflege  beschränkt  sich  auf  ein  er- 
gänzendes Eintreten  teils  durch  direkte  Ge- 
währung von  Unterstützungen,  wo  die  Mittel 
der  örtlichen  Institute  l>ezw.  der  Bezirke  nicht 
ausreichen,  teils  durch  Beihilfen  an  die 
Wohlthätigkeitsanstaltou.  —  Vgl.  wegen  des. 
Näheren  den  Artikel  Armengosetzgehung  in 
Frankreich  unten  S.  11 17  ff. 

IV.  Verhältnis  znm  Auslände. 

Die  völkerrechtliche  Verpflichtung  jedes 
i  Staates,  seine  Angehörigen  (bezw.  vonnalicen 
Angehörigen ,    welche    im   Auslande  eine 
anderweite  Staatsangehörigkeit  nicht  erlangt 
haben)  auf  Verlangen  aus  dem  Auslande  zu 
'  übernehmen,  ist  unabhängig  von  der  Ver- 
;  annung  des  Ausgewiesenen.  —  B  a  y  e  r  n  u  n  d 
E I  s  a  s  s  -  L  o  t  h  r  i  u  g  e  n  stehen  untereinander 
wie  zu  den  übrigen  Bundesstaaten  im  Ver- 
hältnis des  Auslandes.    Das  Verfahren  we- 
gen gegenseitiger  Verpflichtung  zur  Tleber- 
nahme  der  Auszuweisenden  regelt  sich  nach 
i  der  Gothaer  Konvention  vom  15.  Juli 
j  ls.")l.  —  Mit  Italien.  Belgien.  Däne- 
mark,   Kussland   und   der  Schweiz 
'  bestehen   völkerrechtliche    Verträge.  Mit 
i  Frankreich  ist  durch  Notenaustausch  im 
Jahn-  188t)  (teilweise  abgeändert  1888)  eine 
Vereinhanmg  über  das  Verfahren,  bei  der 
gegenseitigen  l  'obernahme  hülfloser  Personen 
getroffen  wonlen.    Bezüglich  der  Fürsorge 
für  die  im  Auslande  hilfsbedürftig  werdenden 
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1'ersonen  ist  im  Verhältnis  von  Bayern,  Elsass- 
Lotliringen  und  den  übrigen  Bundesstaaten 
«liirch  §  7  Abs.  2  des  Fivizügigkeitsgesetzes 
die  Verpflichtung  des  Aufonthaltsstaates  be- 
gründet, bis  zur  Ueberuahme  dies«:'  Fürsorge 
nach  den  für  die  öffentliche  Armenpflege 
in  dem  betreffenden  Staatsgebiet*»  geltenden 
Grundsätzen  zu  gewähren.  Ein  Erstattungs- 
ansprueli  findet  nur  .statt,  wenn  die  Fürsorge 
länger  als  drei  Monate  gedauert  hat.  — 
Derselbe  Grundsatz  hat  in  den  oben  er- 
wähnten Verträgen  Ausdruck  gefunden.  Ful- 
das Verhältiiis  zwischen  Oesterreich  und 
den  einzelneu  zum  Deutschen  Reiche  ge- 
hörigen Staaten  gilt  die  E  i  s  o  n  a  c  h  e  r  K  o  n  - 
vcntion  v.  11.  Juli  18513.  welche  nur  eine 
Gegenseitigkeit  bez.  der  Verpflegung  er- 
krankter und  Beerdigung  verstorbner  An- 
gehöriger verbürgt,  unter  Ausschluss  jedes 
Ersatzanspruches." 


Quellen  und  Litteratur:  /.  Die  .1  nsfuh . 

ru  nijstjentze  nun  rnterstütiiinijsnmltnsitzge- 
selze  in  den  einzelne»  Ruudexjttitatci  -«.  bri 
K  reell  ,  Hie  Hrirhstir.telze  über  tlen  l'nter- 
»tlitznnijsieohnsitz  etc.,  T'  .rtmisipdie  mit  Alf 
merlniuyen,  4.  Aufl.,  ftrrtiit  1.SU7.  —  Ent- 
scheid 11 11 1/  e  »  des  liundesmtes  für  da«  Heimat, 
irtten,  hrstj.  rtt)l  Wühler*  und  r,„»  1).  Hefte 
an  von  K  reell.  —  A'o  in  in  e  ntn  re  zum  I'n- 
tcr*liitzuntjiicobniiit*ijr,t(;e  etjn  Amolilt,  Rerliu 
197^  (enthalt  die  sämtlichen  Materialien).  — 
Hexit  ner  und  Her rf  11  rth.  Herl  in  I871—1.S7.}  ; 
Eger,  d.  Aufl.,  Hrrslou  /.s  —  1:  Rönne, 
/{tri in  I.s7<t  {Sonderaltdriirk  uns  de»  Erläute- 
runaen  und  Erija,tzuiujrn).  —  Wohler*- K  rech. 
.V  Auf.  V.V.v  lauf  Grund  der  Itechtsjtrerhnmj 
des  Hundt -mint» ) ;  für  I'rrussru  iturh  in  den 
Handbüchern  de*  jn'eti**.  Veriridtiiiitjsrecht*,  rvn 
Rrauehlt«ch  und  Illing;  für  K'iuitjreirh 
Sirlireii;  Wittgenstein,  {.  Aufl.,  Leipzig  isuj  ; 
für  Württeudtertj :  Srharpff.  It'i'i ;  für  linden 
Wlelaildt.  !.  .  I  itfl.,  /.»•;».  —  Sy .«  t  emittier  h  e 
Darstellungen:  in  den  Lehrbüchern  mit 
Meyer,  Selmltxe .  La  ha  ml .  Lönlng ,  v. 
Könne  f/V«**.  Staatsrecht),  Rö*ler  (S»z. 
VerirttUuuiinrerht)  ;  ausserdem:  JJining,  Armen- 
irtmn  bei  Schönbe  rg,  .:.  Aufl.  IK'M,  III,  S.  !>-iiiff., 
insbes.S.  Udiiff.;  Milnttterhrrg,  Die  deutsche  Ar- 
menijejtetzgebuiig,  Leipzig  /,s,s;  f.V.  — .//  tilphuh. 
Verse  ichn.  der  arme  11  rechtliche  11  Litteratur)  und  in 
V.  Stengel*  WUrterltuch  den  deutschen  Ver- 
iraltntigsr.chts  I,  S.  <:.',fl:,  //,  S.M}ff.,  Ert/.Ild. 
III,  S.  Wtf.  —  Rocholl.  System  de*  deutschen 
Armeii/ißeeji  rer/it*,  lleclin  ■ —  Seifdel,  Das 
Ke  ichsnrnienrecht,  in  llirlhs  An  utile  11,  1X77,  S. 
■r'44fl-  — Für  dir  EinzelsUwlen  auch  r.  Reltzen- 
*UHn  ,  Die  ländliche  Armenpflege  und  ihre 
Rejuritt ,  Freihurej  lnt<7.  —  //.  Kt>  111  in  e  u  ( ti  r  e  : 
v.  Riedel  (c.  Müller;,  zum  IhimaUje»e.n,  7. 
Aufl.,  zum    Arme  11  ptlttjetje fetz,    3.  Aufl., 

Xirdlintjru  l±Kl.  —  Reger,  zmn  Armenpflege, 
ijetetz,  -'.  Aufl.  ]£H,'  (beitritt itet  vuu  Kruif).  — 
—  Systematische  D <»  r .<  te  II  n  n  tj :  Seydct,' 
lku  bayerische  II'  inmUrecht,  in  llirthx  Aiinalen, 
J.sm,  S.  7Mfl\  —  III.  v.  Rellzen*tein,  Die 
Armentjttielztjtbitnij  Fntnkf  ich.',  I.eipiitj  Ihsl.  — 


Rlüaml.  in  den  Scliiijten  de.--  d.  uU,h,  »  Verein* 
Jiir  Armen/tfleijt   und   W-ddtlniti.jkeit,  Heft  .'7. 

K reeh. 


11.  Armengesetzgebung  in  Oesterreich. 

1.  Rechtsp'srhichtliclie  Einleitung.  2.  Da* 
Heitnatmiit  n!s  tirmitllnge  »lea  Anxpriiche«  auf 
öffentliche  Annenversorining.  Erwerb  und  Ver- 
lust des  Ileimatreehtes:  a)  Nach  dem  Heimat- 
ffesetze  vom  'A.  Oktober  1«(>3;  b)  Nach  der 
Novelle  zum  Heimatgesetze  (G.  v.  5.  Dezember 
181)»!).  'A.  Die  öffentliche  Armcuversorgung 
durch  die  tiemeinde.  Voraussetzungen  für 
deren  Eintritt.  4.  Deren  Umfang  und  Art. 
5.  Deren  Hilfsmittel.  6.  Deren  Verwaltung»- 
und  Aufsichtsbehörden.  7.  Vorläufige  Armen- 
nnterstützung  durch  die  (Gemeinde.  8.  Verhält- 
nis der  Gemeinde  zu  dritten  Personen  und 
anderen  Armenpflegschaften.  9.  Kompetenz  und 
Verfahren  in  Annensachen.  10.  Leistungen  der 
Bezirke  und  der  Länder  für  Zwecke  der  öffent- 
lichen Armen  Versorgung.  11.  Neuere  Armen- 
gesetze in  Niederösterreich   und  Steiermark. 

12.  Resultate. 

1.  Itechtügeschichtliche  Einleitung. 

Wie  in  anderen  christlichen  Landern,  so 
war  auch  in  Oesterreich  die  Armenpflege, 
auf  der  Idee  des  Almosens  als  der  Be- 
thätigung  der  christlichen  Nächstenliebe  auf- 
gebaut, m-spri'uiglich  eine  rein  kirchliche. 
Freiwillig  wurden  die  erforderlichen  Mittel 
zusammengesteuert,  ohne  Rücksicht  auf  da« 
Heimatrecht  der  Bedürftigen  erfolgte  deren 
Unterstützung.  Die  Verwaltung  der  Armen- 
pflege lag  in  den  Händen  der  Kirche  und 
der  Klöster  oder  anderer,  ihnen  vielfach 
verbundener  Institutionen,  wie  der  Gilden 
und  Bruderschaften  weltlicher  Mitglieder, 
welche  in  Wien  schon  im  13.  Jahrhunderte 
nachweisbar  sind. 

Zu  einer  Zeit,  wo  in  den  deutschen 
Nachbarländern  unter  dem  Einflüsse  der 
Reformation  die  Armen  Versorgung  durch  die 
Gemeinde  schon  längst  in  den  Vordergrund 
getreten  war,  wurde  in  Oesterreich  unter 
Kaiser  Josef  II.  durch  Einführung  der  Pfarr- 
armeninstitute  noch  ein  letzter  Versuch  ge- 
macht, mit  Benutzung  des  Organismus  der 
katholischen  Kirche  und  unter  Anrufung 
der  in  der  Bevölkerung  verbreiteten  Ge- 
sinnungen der  Religion  und  der  allgemeinen 
Menschenliebe  eine  staatliche  Institution  zu 
schaffen,  welche  den  Zweck  hatte,  die 
l'rivatwohlthätigkeit  aufzuklären  und  zu  or- 
ganisieren und,  auf  freiwillige  Beiträgt;  ge- 
gründet, bei  der  Auswahl  der  zu  Unter- 
stützenden lediglich  ihre  Dürftigkeit  und 
Würdigkeit  berücksichtigen  sollte. 

Die  PfaiTarmeninstitute  wurden  in  den 
Jahren  1782  bis  17-S7  (siehe  beispielsweise 
die  Nachricht  über  das  Armeninstitut,  in 
Wien  v.  1.  August  1783  Joseph.  G.  S.  Bd.  3, 
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Nr.  363)  in  allen  deutsch-slavischen  1  Andern 
der  Monarclüe  eingeführt  und  bestehen  zum 
Teil«1  noch  heute.  Sie  waren  auf  die  Pfarr- 
ointeilung  gegründet.  Ihre  Verwaltung 
führten  der  Pfarrer,  der  zu  Spenden  in 
erster  Linie  aufmuntern  sollte,  als  Vorsteher 
und  die  von  den  eingopfarrten  Gemeinden 

Sewählten  Armenväter,  denen  die  Abhöning 
er  Armen  und  im  Einverständnisse  mit 
dem  Pfarrer  die  Verteilung  der  Gaben  ob- 
lag. Die  Rechnuugskontrolle  sollte  durch 
die  Öffentlichkeit  geführt  werden.  —  Be- 
hufs Fundierung  der  Armem  nstitnte  über- 
wies  Josef  II.  ihnen  die  Hälfte  des  Ver- 
mögens der  aufgehobeneu  Bruderschaften, 
die  Barschaften  der  aufgehobenen  Zünfte, 
die  zur  Erlösung  anner  Christensklaven  ge- 
sammelten Kapitalien  und  andere  dergleichen 
Fonds.  Auch  andere  gesetzliche  Zuflüsse, 
wie  Strafgelder,  Licitationsprozente.  dann 
die  den  Armen  letzt  willig  zugewendeten 
Beträge  und  ein  drittel  des  lntestatnach- 
lasses  von  Weltgeistlichen  wurden  diesen 
Instituten  zugewiesen.  In  'erster  Linie 
sollten  die  erforderlichen  Mittel  jedoch  durch 
freiwillige  Stenden  (Subskription  monat- 
licher Beiträge,  Sammeln  mit  der  Armen- 
büchse von  Haus  zu  Haus  durch  angesehene 
Mitbürger,  mit  dem  Klingellwutel  oder 
mittelst  des  Opferstoekes  in  der  Kirche) 
aufgebracht  werden. 

Nur  nach  Massgabe  dieser  Mittel  waren 
die  Hilfsbedürftigen  und  zwar  in  Imrem 
Gelde  zu  unterstützen.  Eine  Unterscheidung 
zwischen  Heimatberechtigten  und  Fremden 
war  ursj)rilnglieh  nicht  beabsichtigt.  Da- 
gegen sollten  nur  die  bloss  vorübergehend 
oder  teilweise  Erwerbsunfähigen  vom  Armen- 
institute unterstützt,  die  dauernd  Krwerlw- 
unfähigen  dagegen  an  ihre  Heimatgemeinde 
gewiesen  werden. 

Der  Grundsatz,  dass  die  Armenver- 
sorgung in  letzter  Linie  der  Heimatgemeinde 
obliege,  hatte  nämlich  schon  lange  zuvor, 
wenigstens  theoretisch,  auch  in  die  öster- 
reichische Gesetzgebung  Eingang  gefunden. 
Er  erscheint  zum  erstenmal  in  der  Reichs- 
polizeiordnung  Ferdinand  I.  v.  lö.  Oktober 
1  f»r»2  ausgesprochen  und  erhielt  unter  den 
Regierungen  Leopolds  1.,  Karls  VI.  und  Maria 
Theresias  durch  strenge  Bestrafung  des 
Bettels,  durch  das  Verbot,  die  Armen  mit 
Bettelpässen  versehen  in  die  Fremde  zu 
schicken,  durch  Abschaffung  der  fremden 
Bettler  und  Abschiebung  dorsellten  in  «he 
Heimatgemeinde,  ferner  durch  Einführung 
des  sogenannten  politischen  Ehekonsenses, 
d.  i.  des  Erfordernisses  der  Zustimmung  der 
Heimatgemeinde  zur  Verehelichung  von 
Personen  ohne  gesicherte  Erwerl>sfäldgkeit, 
endlich  durch  genauere  Bestimmung  des 
Begriffes  des  Heimatrechtes  und  durch  Auf- 
stellung von  Grundsätzen  über  den  Erwerb 


und  Verlust  des  Heimatrechtes  seine  weitere 
Ausgestaltung.  In  letzterer  Beziehung  ist 
insbesondere  die  Hofentscld.  v.  16.  November 
17"4  (Theres.  G.  S.  Bd.  2  Nr.  365)  von 
Wichtigkeit.  Sie  verfügte,  dass  »diejenigen 
Personen ,  welche  sich  in  einem  anderen 
Erblande  ansässig  gemacht,  das  Bürgerrecht 
ordentlich  erworl>en  oder  als  nnhehaust*» 
Inwohner  ihr  Gewerb  oder  Profession  be- 
trieben und  sogestaltig  bis  zur  erfolgten 
Mühseligkeit  die  gemeine  Last  mitzutragen 
geholfen  haben c.  unabhängig  von  der  Dauer 
des  Aufenthaltes,  ferner  jene,  welche  an 
einem  Orte  durch  10  Jahre  in  Diensten  ge- 
standen oder  auch  nur  sonst  >verjährungs- 
weise*  diese  Zeit  hindurch  sich  daselbst 
aufgehalten  liabeu,  in  ihrem  Aufenthaltsorte, 
wo  sie  vollends  unkräftig  gewonlen,  von 
der  Gemeinde  zu  verpflegen  seien.  Alle 
anderen  Personen  sollten  bei  erfolgter  Un- 
fähigkeit, ihr  Brot  weiter  zu  verdienen, 
ganz  unbedenklich  in  ihr  Vaterland  und 
Geburtsort  weggeschoben  werden.  —  In  der 
That  bestanden  auch  in  einzelnen  Gemeinden 
schon  frühzeitig  Spitäler  und  Armenhäuser 
für  bedürftige  Genieindeglioder,  sie  l>eruhten 
aber  vorwiegend  auf  Stiftungen,  so  dass  von 
einer  Aruieiiversorgung  durch  die  Gemeinde 
auch  in  diesen  Fällen  nicht  die  Rede  sein 
kann. 

Die  Erkenntnis  von  der  Unzulänglichkeit 
der  von  den  Gemeinden  gewährten  Annen- 
versorgung und  die  immer  stärkere  Be- 
tonung des  Heimatreehtes  als  des  einzigen 
einen  Anspruch  auf  Aniicnversorgung  ge- 
währenden Titels  fülu-te  noch  unter  Josefs  II. 
Regierung  zu  einer  nahezu  vollständigen 
Verwischung  des  ursprünglich  kosmopoli- 
tischen Charakters  der  von  ihm  gegründeten 
Pfarrarmen institute,  nämlich  zur  Umwand- 
lung dieser  Institute  in  Ijokalinstitute  behufs 
Annen  Versorgung  der  Gemeindeangehörigen. 
Es  geschah  dies  durch  das  Hofdekret  v. 
ls.  April  178!»  (Joseph.  G.  S.  Bd.  10  Nr.  2,'>3), 
welches  bestimmte,  dass  die  Armeninstitute 
allemal  darauf  sehen  sollen .  ob  die  Annen 
die  in  jährige  Aufenthaltsfrist  daselbst  er- 
streckt halten,  und  dass  jeder  Arme,  der  an 
eben  dem  Orte  den  10jährigen  Aufenthalt 
für  sieh  hat.  nach  Zulängliclikoit  des  ein- 
gebrachten Almosens  zu  unterstützen  ist. 
Bei  anderen  Annen  hatte  deren  »Znrück- 
anweisung  an  den  Geburtsort*  einzutreten. 
Auf  fliese  Weise  war  der  Schwerpunkt  der 
(b^moindeannen  Versorgung  in  die  Pfarr- 
anneninstitute  verlegt,  denen  in  der  Folge 
auch  noch  aufgetragen  wurde,  die  Armen- 
versorgung an  die  im  Pfarrsprengel  Heimat- 
berechtigten,  ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe 
<les  vorhandenen  Armenfonds,  nur  nach 
Massgabe  des  zu  Tage  getretenen  Bedürf- 
nisses zu  leisten  und  die  hiernach  erforder- 
liche Deckung  von  der  beteiligten  Heünat- 
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gemeinde  gegen  Rechnungslegung  in  An- 
spruch zu  nehmen. 

Während  die  Gesetzgebung  (Iber  die 
Annenversorgung  im  allgemeinen  nach  der 
eben  besprochenen  Umgestaltung  der  Pfarr- 
armeninstitute  zu  eigentlichen  Organen  der 
Gemeindcarmenversorgung  zunächst  keine 
wesentliche  Aendening  mehr  erfuhr,  wurden 
die  Bestimmungen  über  Erwerb  und  Ver- 
lust des  Heimatrechtes  und  damit  des  An- 
sprache« auf  Annenversorgung  um  die  Mitte 
dieses  Jahrhunderts  wiederholt  geändert. 
Diese  Aondemngen  zeigen  deutlich  das  Be- 
streben, durch  fortwährende  Einschränkung 
der  selbständigen  Ueimatreehtserwerbung  die 
Begründung  eines  neuen  Heimat  rechtes  immer 
mehr  zu  erschweren.  Da«?  Knnskriptions-  > 
jwitent  v.  25.  Oktober  1 S04  (Pol.  G.S.  Bd.  23 
Nr.  1).  zunächst  nur  zur  Feststellung  des 
Begriffes  der  Zuständigkeit  im  Sinne  der ' 
Militärkonskription  erlassen,  al>er  auch  für 
die  Verpflichtung  zur  Armeriversorgung  ] 
massgebend,  stand  noch  im  wesentlichen! 
auf  dem  Boden  der  oben  erwähnten  There- 
sianischen Hofentschliessung  v.  16.  November 
1754.  Dagegen  kannte  das  provisorische 
Genieindegesetz  v.  17.  März  1840  (R.G.BI. 
Nr.  170)  als  Titel  der  Hoimatreehterwerbuug 
ipso  jure  nur  mehr  den  durch  einen  öffent- 
lichen Dienst  ltedingten  Aufenthalt,  ferner 
einen  durch  4  Jahre  ohne  Heimatschein 
fortgesetzten,  von  der  Gemeinde  geduldeten 
Aufenthalt.  Noch  engere  Grenzen  wurden 
der  selbständigen  Erwerbung  des  Heimat- 1 
rechtes  durch  das  Gomeindegosetz  v.  24.  April 
1*59  (R.G.BI.  Nr.  58)  gezogen,  welch«  die 
im  öffentlichen  Dienste  angestellten  Diener 
von  der  ipso  jure  -  Erwerbung  des  Heimat- 
rechtes  ansschloss,  und  die  mindestens 
4  Jahre  in  der  Gemeinde  wohnhaften  Per- 
sonen um'  unter  einer  ganzen  Reihe  von 
Bedingungen  für  berechtigt  erklärte,  bei  ihrer 
Aufenthaltsgemeinde  um  Aufnahme  in  den 
Gemeindeverband  nachzusuchen.  Das  Heimat- 
gesetz v.  3.  Dezember  1*63  (R.G.BI.  Nr.  105) 
endlich  kannte  als  Titel  der  Hoimatrocht- 
erwerhung  ipso  jure  nur  mehr  den  Antritt 
eines  öffentlichen  Amtes  in  der  Gemeinde. 

Erlek'htemngen  für  die  selbständige 
Heimatrochtserwerbuug  in  der  Aufenthalts- 
gemeinde  wurden  erst  in  neuester  Zeit 
durch  die  Novelle  zum  Heimatgesetze  (G.  v. 
5.  Dezember  1*96,  R.G.BI.  Nr.  222)  ge- 
schaffen. 

Die  Regelung  der  Heimat rechtsvorhält- 
nisso  und  damit,  da  das  Armenrecht  auf 
'lern  Heimatsprineip  beruht,  die  Aufstellung 
der  Gnindsätze  für  die  Verteilung  der 
Armen  last  unter  die  Gemeinden  ist  Sache 
«ler  Reiehsgesetzgobun.fi:.  Schon  in  Art.  2 
des  Reichsgemeindegesetzes  v.  5.  März  1*62 
(R.G.BI.  Nr.  18)  wurde  ausgesprochen,  dass 
jeder  Staatsbürger  in  einer  Gemeinde  heiniat- 


berechtigt  sein  soll  und  dass  die  Heimat- 
verhältnisse durch  ein  besonderes  Reichs- 
gesetz bestimmt  werden.  In  reberein- 
stimmung  damit  erklärt  auch  das  Staats- 
gnmdgesetz  v.  21.  Dezember  1*67  (R.G.B1. 
Nr.  141)  im  Art.  11  lit.  g,  dass  die  Gesetz- 
gebung über  Heimatrecht  in  den  Wirkungs- 
kreis des  Reichsrates  falle.  Das  Heimat- 
gesetz v.  3.  Dezeml>er  1863  enthält  aber 
nel>en  den  eigentlich  heimatrechtlichen  Be- 
stimmungen auch  grundsätzliche  Vorschriften 
über  die  der  Gemeinde  ohliegende  Armen- 
versorgung. Die  weitere  Regelung  des 
Armen  wesens,  das  nach  Art.  V  Z.  *  des 
Gemeindegesetzes  zum  selbständigen  Wir- 
kungskreise der  Gemeinden  gehört,  ist  da- 
gegen, den  einzelnen  Jjandesordnungen  ent- 
sprechend ,  der  Ivmdesgesetzgebung  über- 
wiesen, die  von  dieser  Kompetenz  auch  in 
doppelter  Richtung  Gebrauch  gemacht  hat. 

Auf  der  einen  Seite  schritt  die  I^andes- 
gesetzgebnng  nämlich  in  einer  Reihe  von 
Kronländern  zur  Aufhebung  der  Pfarrannen- 
institute,  deren  Agenden  behufs  Konoen- 
triemng  des  gesimten  öffentlichen  Armen- 
wesens in  der  Hand  der  ]»olitischeu  Ge- 
meinden auf  diese  ül»ert  ragen  wurden. 
Soweit  stiftungsmässige  Anordnungen  nicht 
entgegenstanden,  wurde  auch  d&s  Vermögen 
der  Armeninstitute  den  eingepfarrten  Ge- 
meinden überwiesen,  die  dasselbe  abgesondert 
von  dem  übrigen  Gemeinde  vermögen  als 
Armenfonds  zu  verwalten  haben.  Kbenso 
gingen  die  gesetzlichen  Zuflüsse  der  Pfarr- 
anneninstitute  (Strafgelder  etc.)  auf  die  Ge- 
meindearmenfonds über.  Die  Aufhebung 
der  Pfarrarmcninstitute  nageln  :  in  Nieder- 
östorreieh  das  G.  v.  21.  Februar  1*70  (L.G. 
Bl.  Nr.  21)  und  die  V.Y.  v.  12.  Juli 
1870.  (L.G.BI.  Nr.  46),  ferner  das  G.  v. 
28.  November  1*73  (L.G.BI.  Nr.  56):  in 
Oberösterreich  das  G.  v.  20.  Dezember  1869 
(L.G.B1.  Nr.  34)  und  die  Y.V.  vom  6.  Juli 
1870  (L.G.BI.  Nr.  29),  ferner  das  G.  v.  3. 
März  1873  (L.G.BI.  Nr.  33):  in  Kärnten  das 
G.  v.  21.  Februar  1*70  (L.G.BI.  Nr.  17)  und 
die  Y.V.  v.  1.  Juli  1*70  (L.G.BI.  Nr.  38): 
in  Krain  das  G.  v.  28.  August  1*83  (1*0. 
Bl.  Nr.  16);  endlich  in  Schlesien  das  G.  v. 
10.  Dezember  1869  (L.G.BI.  Nr.  5  von  1*7«») 
und  die  Y.V.  v.  12.  Febmar  1S7U  (L.G.B1. 
Nr.  6).  —  In  jenen  .Kronländern,  in  welchen 
die  Pfarranneuinstitute  fortbestehen  blieben, 
wimle  die  Gemeinde  unmittelbar  auf  Grund 
der  berufenen  Bestimmung  des  Gemeinde- 
gesetzes Organ  der  öffentlichen  Annenpflege 
und  den  Pfarrarmen instituten  dadurch  der 
Charakter  von  neben  derselben  bestehenden, 
privaten  Institutionen  aufgeprägt.  Dassel!«; 
gilt  von  einzelnen  den  Pf arrarmen instituten 
nachgebildeten  städtischen  Armeninstituten, 
welche  sich  bis  auf  den  heutigen  Tag  er- 
halten haben,  so  von  dem  in  Czernowitz, 


Digitized  by  Google 


10'M 


das  in  nahezu  vollständiger  Wiederaufnahme  2.  Das  Heimatrerht  als  Grundlage  de« 
der  den  Pfarrarmeninstituten  von  Joseph  II.  Ansprüche*  auf  öffentliche  Armenver- 
ursprünglieh  gesteckten  Ziele  anlässlieh  sei-  xorgung.  Erwerb  nnd  Verlust  des  Heimat- 
ner dun-h  Verf.  v.  7.  März  l>^s  (L.G. Hl.  rechte»* :  a)  Nach  dem  Heimatgesetze  v.  3. 

Xr.  10)  erfolgten  Reoi-ganisierung  die  Auf-  Dezember  1863.  Zufolge  s,  1  des  0.  v.  3.  IV- 
galie  erhielt,  unbeschadet  der  der  Gemeinde  zember  1  gewährt  das  Heimatm-ht  in  einer 
gesetzlieh  obliegenden  Annen  Versorgung,  die  Gemeinde  daselbst  das  Recht  des  im  gestörten 
in  «  V.ernowitz  wohnhaften.  also  nicht  bloss  Aufenthaltes  und  den  Anspruch  auf  Armenver- 
ilie  daselbst  hoimatl*eroeht  igten  Armen christ-  sorgimg.  Nur  Staatsbürger  können  das  Hei- 
lieher  Konfession  nach  Zuiängliehkeit  der  mativcht  in  einer  Gemeinde  erwerben.  Jeder 
vorhandenen  Mittel  und  freiwillig  zu-  Staatsbürger  soll  in  einer  Gemeinde  heimat- 
fliessenden  Beiträge  Zu  unterstützen.  ben-chtigt  sein.   Das  lleimatreoht  kann  ihm 

Auf  der  anderen  Seite  alwr  Minden  in  aber  nur  in  einer  Gemeinde  zustehen  (§  2). 
mehreren  Kroidätidern  umfassende  lindes-  Das   Hoimativcht   erstn-ekt   sich   auf  den 
gesetzo  erlassen,   welche  in  Ausgestaltung  ganzen  1'infang  des  Gomeindegebiotes  <S  3). 
der   i-.'iehsge,etzlichen    Best immungou    die        Das   lleimatrecht   winl   begründet:  1) 
öffentliche  Armenpflege  durch  die  Gemein- dun/h  die  lieburt:   2>  dun-h  die  Verehe- 
den  eingehend   regeln  und  in  Zusammen- .  lichuug :  :.|  dun-h   die  Aufnahme  in  den 
hang  mit  einer  Reihe  von  SjM-eialgesetzen  lleimatver  Umd :     I)  durch   die  Erlangung 
lfc 'Stimmungen  iil«-r  »lie  zur  Entlastung  der  eines  öffentlichen   Amtes  (!;   "»).  Eheliche 
tiemeinden    von   den    Bezirken    und   dem  Kinder  erlangen   in   jener  Gemeinde  das 
1-mde  zu  übernehmenden  1/eistungen  tnffen.   lleimatrecht,  in  welcher  der  Vater  zur  Zeit 
Solche   Liudesanneng -setze    bestehen:    in  ihrer  Geburt  lieiinntbetc*  htigt  ist,  oder,  falls 
Xiederösterrcieh  (G.  v.  Iii.  Oktolter  1  s;»:t.  er  fniher  verstorlNMi.  zur  Zeit  seines  Ab- 
L.G.BI.  Nr.  ."►.'!}.  in  <  »borösicrreich  <G.  v.  ."».  hV-ns    hcimatlicn-chtigt   war.  l'neheliehe 
Septemlrer  Isnm.   L.G.B1.  Xr.  12).  in  Salz-  Kinder  sind  in  jener  Gemeinde  hoimatlie- 
burg  (G  v.  .{it.  U  zember  1*74.  L.Ii. Hl.  Nr.  ivchligt,  in  welcher  ihrer  Mutter  zur  Zeit 
7   von    1  ST "»  und   Nov.  v.  12.  März  ls>0.  der   Entbindung  das  Heimatrecht  zusteht. 
L.G.BI.  Xr.  22).  in  Steiermark  (G.  v.  27.  Legitimierte  Kinder,  insofern  sie  nicht  eigen- 
Augnst   1*!»0,  L.G.H1.  Nr.  «'.:;  und  V.V.  v.  Itoivehtigt  sind,  wenlen  in  jener  Gemeinde 
2.">.  Oktober  und  27.  November  isur,.  L.G.  1  heimatU-reehtigt.  in  welcher  ihr  Vater  zur 
Hl.  Nr.  (14  und  70).  in  Kärnten  (G.  v.  22.  Zeit   der  staltfindenden    ljcgitimatioii  das- 
Mai  isso,  L.G.BI.  Xr.  IN),  in  Krain  ((i.  v.  ileimatrecht   besitzt.    Durch   Annahme  au 
2*.  August  iss.{.  L.G. Hl.  Nr.  17).  in  Höh-  Kindesstatt  oder  t'chcmahme  in  die  Pflege 
nien  (G.  v.  :t.  Dezember  IsOS.  L.G.BI.  Nr.  wird  das  Hoimativeht  nicht  begründet  (S  ti.) 
">0).  in  VorarllxTg  (G.  v.  7.  Jan.  I%M.  L.G.  Frauenspersonen  erlangen  durch  die  Ver- 
Hl.   Nr.  10),  endlich  in  Dalmatien  (Ii.  v.  |  eheliehung  das  Heimatrecht  in  der  Gemeinde, 
20.  Februar  1*70.  L.ti.HI.  Nr.  V.U.  Daneben  i  in  welcher  ihr  Khegatte  hei  niat  berechtigt  ist 
wurden   sowohl   in  den   Luidern,   welche  ($  7).    Kerner  winl  »las  lleimatrecht  durch 
eigene  Armongesetze  erhielten,  als  in  jenen,  ausdrückliche  Aufnahme  in  den  Heimatver- 
in  welchen  das  Armenwesen  nur  dun-h  die  kind  erworben.    I'el>er  das  Ansuchen  hier- 
Hestimmungen  tb-s  Reichstrosetzes  g.-regelt  um  entscheidet  mit  Ausschluss  jeder  H->- 
erseheint,    zumeist    in    den   Städten    und  rufung  lediglieh  die  Gemeinde.    Die  Auf- 
giössereii  Gemeinwesen,  kraft  der  der  Ge-  nähme  in  den  Heimatverband  darf  jedoch 
meinde  hinsichtlich  der  Onlnung  des  Ar-  weder  auf  eine  bestimmte  Zeit  lieschränkt 
inen wesens  zustehenden  weitgehenden  Au-  noch  unter  einer  den  gesetzlichen  Folgen 
tonomie,    mehr  oder   weniger  eingehende  des  Heimatrechtes  abträglichen  Bedingung 
Statute  zur  Kegeln ng  der  öffentlichen  Ar-  erteilt  werden.    Jede  solche  Beschränkung 
menpflege  erlassen,  auf  deren  nähen'  Wür-  oder  Bedingung  ist  nichtig  und  als  nicht 
digung  hier  nicht  eingegangen  wenlen  kann,  lieigesetzt   zu    betrachten.    (Dadurch  Mini 
Die  wichtigsten  Bestimmungen  der  Landes-  namentlich  ein  Verzicht  auf  das  Hecht  der 
armongesetze  erscheinen  im  folgenden  bei  Armen  Versorgung  ausgeschlossen.)    Für  die 
der  Besprechung  der  einschlägigen  Anonl-  freiwillige  Aufnahme  in  den  Heimatvcrband 
nungen   des   Roiehshoimatgesctzes  berück-  kann  dun-h  die  Lmdesgesetzgebung  für  die 
sichtigt.    Bezüglich  des  Details  muss  auf  einzelnen  (iemeinden  die  Abfonlonmg  einer 
die  «  it.  L.GG.  verwies« mi  wenlen.    Nur  die  Gebühr  als  zulässig  erklärt  wenlen       S. !)). 
Aniiengesetzgebuiig   NiedeW.sierreichs   und  .  Definitiv  angestellte  Hof-,  Staats-.  Lmdes- 
Steiennarks  erfonlert  eine  abgesonderte  Be-  i  und  öffentliche  Fondsbeamte.  Geistliche  und 
Sprech ung  (siehe  unten  sub  11  S.  1  UHrff.). :  öffentliche  Lehrer  erlangen   mit  dorn  An- 
Von  den  Sitecial gesetzen  über  die  Leistungen  tritte  ihres  Amtes  das  lleimatrecht  in  der 
der  Bezirke  und  liinder   für  Zwecke  der 1  Gemeinde,  iu  welcher  ihnen  ihr  ständiger 
öffentlichen  Armenpflege  sind   die  hervor-  Amtssitz  angewiesen  winl  |ij  1«»).  —  Iiei 
rageudstei,  unten  sub  1<»  S.  1|im(  b.-i-ufen.  Vcriiiideriiiigen   in  dem  lleimatn-chte  folgt 
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die  Ehefrau,  insofern  sie  nicht  gerichtlich 
geschieden  ist.  dem  Ehemanne ;  sie  be- 
lullt auch  als  Witwe  das  Heimatreelit  in 
jener  Gemeinde,  in  welcher  der  Gatte  zur 
Zeit  seines  Ablebens  heimatberechtigt  war. 
Gerichtlich  geschiedene  oder  getrennte  Ehe- 
frauen behalten  das  lleimatrecht.  welches 
sie  zur  Zeit  der  gerichtlichen  Scheidung 
oder  Trenuung  hatten.  Wird  eine  Ehe  für 
ungültig  erklärt,  so  tritt  die  Frauensperson, 
die  in  dieser  Ehe  gestanden  war,  in  jene 
Heimatverhrdtnisse  zurück,  in  welchen  sie! 
sich  bis  zum  Eingehen  der  Ehe  befunden . 
hat  (§  11).  Hei  Veränderungen  in  dem  j 
Heimatrechte  der  Eltern  folgen  eheliche  j 
und  legitimierte  Kinder  dem  Vater  und  un- 
eheliche der  Mutter,  wenn  sie  nicht  eigen- 
lierechtigt  sind.  Die  eigenberechtigten  Kin- 
der aber  bleiben  in  jener  Gemeinde  heimat- 
lierechtigt.  in  welcher  sie  bei  Erlangung 
der  Eigenberechtigung  heimatberechtigt  wa- 
ren. Uneheliche  Kinder,  welche  liei  der 
Verehclichung  nicht  legitimiert  werden,  be- 
halten, wenn  sie  auch  zur  Zeit  dieser 
Verehelichung  nicht  eigen  herecht  igt  sind, 
das  lleimatrecht,  welches  sie  bis  dahin 
liatteu  (5j  12).  Der  Tod  des  ehelichen 
Vaters  oder  der  unehelichen  Mutter  lindert 
nichts  an  dem  Heimatreehte  der  Kinder 
(Ü  13).  Wer  die  Staatsbürgerschaft  ver- 
liert, wird  seines  Heimatrechtes  dadurch 
verlustig  (§  lfi).  Das  Heimatrecht  in  einer 
Gemeinde  erlischt  durch  die  Erwerbung 
des  Heimatrechtes  in  einer  anderen  Ge- 
meinde. Die  Verzichtleistuug  auf  das  Hei- 
matrecht ist  ohne  Wirkung,  so  lange  nicht 
der  Verzichtleistende  anderwärts  ein  llei- 
matrecht erworben  hat  (§  17).  —  Heimat- 
rechte, welche  am  Tage  der  beginnenden 
Wirksamkeit  des  H.G.  v.  .1.  1SÖ3  nach  den 
früheren  Vorschriften  bereits  erworben 
waren,  verbleiben  solange  in  Kraft,  bis  sie 
nach  den  Hestimmungen  dieses  Gesetzes 
verloren  gehen  (S  45)).  (Diese  Anordnung 
bezieht  sich  auch  auf  die  abgeleiteten  Hei- 
matreehte. iüso  insbesondere  auch  auf  die 
Begründung  des  Heimatrechtes  durch  Ge- 
burt.) 

Heimatlose,  d.  h.  solche  Personen,  deren 
Heimatrecht  zur  Zeit  nicht  erweislich  ist. 
werden    einer  Gemeinde    zugewiesen,  in 
welcher  sie  so  lang»?  als  heimatberechtigt 
zu  behandeln  sind,  bis  das  ihnen  zustehende 
Heimatrecht  ausgcmittelt  ist  oder  bis  sie 
anderswo  ein  Heimatrecht  erworben  haben 
<?j  18).    Die  Heimatlosen   sind    in  nach- 
stehender Reihenfolge  zuzuweisen:    1)  der- 
jenigen Gemeinde,  in  welcher  sie  sich  zur! 
Zeit  ihrer  Gestellung  zum  Militär  oder  ihres '■ 
freiwilligen  Eintrittes  in  dossell*'  befunden 
haben:  2)  derjenigen  Gemeinde,  in  welcher, 
sie  sich  vor  dem  Zeitpunkte  des  zur  Frage 
gekommenen  Heimatrechtes    am  längsten, 


wenigstens  alter  ein  halbes  Jahr  ununter- 
brochen und  bei  gleichem  Aufenthalte  in 
zwei  oder  mehreren  Gemeinden  zidetzt, 
nicht  unfreiwillig  aufgelialten  halten ;  3)  der- 
jenigen Gemeinde«  in  welcher  sie  gel>oreii 
sind,  oder  bei  Findlingen,  in  welcher  sie 
aufgefunden  wurden,  oder  bei  solchen  in 
der  Verpflegung  einer  öffentlichen  Findel- 
anstalt stehenden  oder  gestandenen  Perso- 
nen, deren  Geburts-  oder  Fundort  unbekannt 
ist,  in  welcher  sich  diese  Anstalt  befindet; 
4|  derjenigen  Gemeinde,  in  welcher  sie  zur 
Zeit  des  zur  Frage  gekommenen  Heimat- 
rechtes  angetroffen  weiden  (S  1!)).  Die 
Ehefrau  eines  Heimatlosen  ist  derjenigen 
Gemeinde  zuzuweisen,  welcher  ihr  Ehemann 
zugeteilt  wird,  vorausgesetzt,  dass  sie  mit 
demsellH-n  in  Gemeinschaft  lebt.  Dagegen 
sind  die  Ehefrauen  der  Heimatlosen,  bei 
welchen  diese  Bedingung  nicht  vorliegt,  so- 
wie die  Witwen  derselben  nach  den  Be- 
stimmungen des  !j  19  zuzuteilen,  insofern 
sie  nicht  bereits  ein  Heimatrecht  erworben 
hatten  (5j  20).  Die  nicht  eigeuhereehtigteii 
Kinder  der  Heimatlosen  sind  jener  Gemeinde 
zuzuteilen,  welcher  ihr  Vater,  und  bei  un- 
ehelichen oder  auch  bei  ehelichen,  deren 
Vater  verstorben  ist,  ihre  Mutter  zugewiesen 
wird,  vorausgesetzt,  dass  sie  mit  dem  Vater 
liezw.  mit  der  Mutter  in  Gemeinschaft 
leben.  Die  eigenberechtigten,  ferner  die 
mit  ihrem  Vater  bezw.  mit  ihrer  Mutter 
nicht  in  Gemeinschaft  lobenden  nicht  eigen- 
bereehtigten  sowie  die  bez.  beide  Eltern 
verwaisten  Kinder  der  Heimatlosen  sind 
nach  dem  Sj  1!)  zuzuweisen,  wenn  sie  nicht 
bereits  eiu   Heimatrecht  erworben  haben 

b)  Nach  der  Novelle  zum  Heimat- 
gesetze (G.  v.  6.  Dezember  1896).  Durch 
diese  Novelle  wurden  zunächst  die  Bestim- 
mungen des  Heimatgesctzes  ülter  den  Erwerb 
des  Heimatrechtes  durch  Autritt  eines  öffent- 
lichen Amtes  einerseits  auf  die  Gememde- 
und  Bezirksvertretungsbeaniten  und  die  No- 
tare, andererseits  auf  alle  in  öffentlichen 
Diensten  stehenden  Pei-sonen  der  Diener- 
kategorie ausgedehnt. 

Ungleich  wichtiger  ist  aber,  dass  die 
Novelle  unter  bestimmten  Voraussetzungen 
einen  gesetzlichen  Anspruch  auf  Verleihung 
des  Heimatrcehtes  anerkennt.  Nach  §  2 
der  Novelle  kann  die  ausdrückliche  Auf- 
nahme in  den  HeimatsverUmd  von  der  Auf- 
entlialtsgemeinde  demjenigen  österreiclüsehen 
Staatsbürger  nicht  versagt  werden,  welcher 
nach  erlangter  Eigciilterechtigung  (regel- 
mässig Zurücklegung  des  24.  Loltensjahres) 
durch  zehn  der  Bewerbung  um  das  Heimat- 
recht unmittelbar  vorausgegangene  Jahre 
sich  freiwillig  und  ununterbrochen  und  ohne 
der  öffentlichen  Armenversorgung  dauernd 
anheimgefallen  zu  seiu,   in  der  Gemeinde 
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Aufgehalten  hat.  In  solchen  Füllen  kann 
eine  Gebühr  für  die  Verleihung  des  Hei- 
mat rechtes  nicht  erhoben  werden  ('§  9).  — 
Als  Zeitpunkt  des  Beginnes  der  zehnjährigen 
Ersitzungsfrist  wurde  (in  Art.  II)  der  1. 
Januar  1S91  bestimmt,  so  dass  sehon  i.  J. 
UHU  Yerleihungsansprüche  weiilen  erhoben 
werden  können.  —  Zur  Geltendmachung 
des  Anspniches  sind  berechtigt : 

1)  l>er  Anspmchsherechtigte  selbst,  dann 
seine  Nachfolger  im  Heimatreehte  (Deseen- 
denten  und  Ehegattin,  welche  ihr  Heimat- 
recht  von  dein  des  Anspnichsliereclitigten 
ableiten); 

2>  Die  bisherige  Heimatgemoiudo  und 
twi  Heimat  losen  jotit»  Gemeinde,  welcher 
diese  bis  auf  weiteres  zugewiesen  worden 
sind  (?}  .'{).  —  Der  Geltendmachung  des  An- 
spruches sind  zeitliche  Schranken  gesetzt, 
indem  die  aufzunehmenden  1'ersonen  nur 
binnen  zwei  Jahren,  deren  Heimntgemeinde 
nur  binnen  fünf  Jahren  nach  dem  (freiwUli- 
gen  oder  unfreiwilligen)  Aufhören  des  Auf- 
enthaltes den  Anspruch  erheben  können 
(tj  1).  Die  Entscheidung  steht  zunächst 
der  Gemeinde  zu.  den  politischen  Hehörden 
jedoch  dann,  wenn  die  Gemeinde  mit  der 
Entscheidung  mehr  als  sechs  Monate  säumig 
ist  oder  wenn  die  von  der  Gemeinde  aus- 
gesprochene Verweigerung  der  Aulnahme 
durch  Berufung  angefochten  wird  (ii  <!).  — 
Der  Anspruch  steht  auch  Ausländern  zu  für 
den  Fall,  dass  ihnen  die  österreichische 
»Staatsbürgerschaft  verliehen  wird  (5j  ."»). 

3.  Die  öffentliche  Armen  Versorgung 
durch  die  Gemeinde.  Voraussetzungen 
für  deren  Eintritt.  Die  Pflicht  der  Ge- 
meinde  zur  Armen  Versorgung  ist  nur  eine 
subsidiäre.  Sie  tritt  zunächst  nur  insoweit 
ein.  als  sich  der  Arme  den  notwendigen 
1'ntcrhalt  nicht  mit  eigenen  Kräften  zu  ver- 
schaffen vermag  (5j  '2b  H.G.).  Gelangt  er 
später  zu  Vermögen  oder  besass  er  zur  Zeit 
seiner  Annenversorgung  ein  damals  ver- 
schwiegenes Vennögcn,  so  ist  er  ersatz- 
pflichtig, sofern  dies  ohne  Beeinträchtigung 
seines  und  seiner  Familie  Nahrungsstandes 
und  Erwerl»os  geschehen  kann.  Sie  besteht 
ferner  nur  insoweit,  als  nicht  dritte  Personen 
muh  (lern  Civilivchto  oder  nach  anderen 
Gesetzen  zur  Versorgung  des  Armen  ver- 
pflichtet sind  ($  2.1  II.  G.).  Eine  solche 
Verpflichtung  haben  nach  dem  (Zivilrechte 
der  Ehegatte  gegen  seine  Ehegattin,  die 
Eltern  gegen  ihre  ehelichen  oder  unehe- 
lichen Kinder,  die  Grossoltern  gegen  ihre 
Knkel.  die  Kinder  gegen  ihre  Eltern,  der 
Beschenkte  gegen  den  Geschenkgelter  etc. 
Nach  anderen  Gesetzen  besteht  die  Unter- 
stützungspflicht in  gewissem  Umfange  bei 
Bel  gwerksbesitzern,  bei  Bmderladen.  bei  der 
Unfall-  und  Krankenversicherung,  ferner 
hinsichtlich  der  Handlungsgehilfen  und  der 


1  Dienstboten.  Die  Pflicht  der  Gemeinde  ist 
I  weiter  auch  insofern  nur  eine  subsidiäre, 
j  als  sie  nur  eintritt,  soweit  die  Armeuver- 
!  sorgung  in  der  Gemeinde  die  Pflichten  und 
Mittel  der  bestehenden  Armen-  und  Wohl- 
thätigkeitsanstalten  und  Stiftungen,  in  deren 
Einrichtung  durch  das  Heimatgesetz  nicht* 
geändert  wurde,  übersteigt  (§  22  H.G.). 
Wie  festgewurzelt  der  Gedanke  dieser  sub- 
sidiären Natur  der  öffentlichen  Armenver- 
sorgung ist.  beweist  eine  Bestimmung  des 
seither  aufgehobenen  steiermärkischen  Ar- 
mengesetzes  v.  Jahn1  ls73,  welche  lautete: 
>Die  Privatwohlthätigkeit,  vor  allem  lienifen, 
zur  Erleichterung  des  l/>ses  der  Armen  mit- 
zuwirken, bildet  keinen  Gegenstand  dieses 
Gesetzes  .  .  .<•  Endlieh  giebt  das  Reichs* 
heimatgesetz  der  I^andesgesetzgebung  an- 
heim.  Einrichtungen  zu  treffen,  wodurch 
den  Gemeinden  die  ihnen  gesetzlich  ob- 
liegende Verpflichtung  der  Annenversorgung 
erleichtert  wird  (§  22).  Auf  diese  Einrich- 
tungen wird  später  zurückzukommen  sein. 

-1.  Deren  l  mfang  and  Art.  Die  der 
Gemeinde  obliegende  Armen  Versorgung  1k*- 
schränkt  sich  auf  die  Verabreichung  des 
notwendigen  Unterhaltes  und  die  Verpfle- 
gung im  Falle  der  Erkrankung.  Die  Ar- 
menversorgung der  Kinder  umfasst  auch 
die  Sorge  für  deren  Erziehung  (5?  24  H.G.). 
Die  Alt  und  Weise  der  Anneuversorgung 
bestimmt  innerhalb  der  bestehenden  Gesetze 
die  Gemeinde.  Der  Arme  kann  eine  be- 
stimmte Art  der  Unterstützung  nicht  ver- 
langen 2f>  H.  G.).  —  Diese  im  Reichs- 
heimatgesetze allgemein  aufgestellten  Gnind- 
sätze  wurden  durch  die  1-mdo.sannengesetze 
vielfach  ausgestaltet.  Sie  unterscheiden 
zwischen  der  Versorgmig  (i.  e.  S.)  als  der 
gänzlichen  Unterhaltung'  des  Armen  und 
der  Unterstützung,  welche  den  nur  teilweise 
Erwerbsunfähigen  gewährt  wird.  Der  not- 
wendige Unterhalt  umfasst  die  zur  Erhal- 
tung des  I  seitens  unentbehrliche  Nahnmg, 
Kleidung  (mit  Wäsche),  Wohnung  (mit  Bett 
und  Beheizung)  und  im  Falle  der  Erkran- 
kung die  ärztliche  Hilfe.  Heilmittel  und 
Pflege.  Einzelne  Annengesetze  zählen  hier- 
her auch  die  sogenannte  Armenfuhr.  falls 
die  Beförderung  des  Armen  zu  Wagen  not- 
wendig ist.  ferner  die  Kosten  eines  ein- 
!  fachen  rituellen  Begräbnisses,  wählend 
1  andere  Gesetze  letztere  als  lokalpolizeilich 
der  Aufenthaltsgemeinde  auferlegen.  In 
der  Armenversorgung  stehende  Kinder  sind 
religiös-sittlich  zu  erziehen,  zum  Schullie- 
suche  anzuhalten  und  angemessen  zu  l>e- 
schäftigen.  damit  sie  erwerbsfähig  werden. 
Auch  ist  die  Gemeinde  angewiesen,  nötigen- 
falls die  Bestellung  eines  Vonnundes  zu  er- 
wirken, und  wenn  die  Erziehung  von  den 
Eltern' oiler  ihren  Stellvertretern  vernach- 
lässigt  wird.   U-i   der  PflegschaftsMiönle 
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Abhilfe  zu  suchen.  Es  gilt  als  Grundsatz, 
<lie  Annenversorgung  wenn  möglich  nicht 
in  barem  Gehle,  sondern  in  Verabreichung 
derjenigen  (gegenstände  zu  gewähren,  welche 
dem  Armen  unmittelbar  zur  Befriedigung 
seiner  Bedürfnisse  dienen.  Vollständig  Er- 
werbsunfähige sollen  im  Armenhause  unter- 
gebracht werden.  Die  Errichtung  von  Ge- 
meindearmenhäusern  wird  daher  durch  die 
I.andesgesotze  als  ein  dringendes  Erfordernis 
einer  geordneten  Armenpflege  erklärt  und 
<len  Gemeinden  nachdrücklichst  zur  Hlieht 
gemacht.  Bei  der  inneren  Einrichtung  der 
Armenhäuser  ist  auf  thunlichste  Trennung 
der  Geschlechter.  Reinlichkeit,  Wahnmg  der 
sanitären  Rücksichten  und  auf  eine  ange- 
messene Beschäftigung  der  Annen  Bedacht 
zu  halten.  Die  Behandlung  soll  human, 
die  Disciplin  strenge  sein.  Mit  Geld  oder 
I Lebensmitteln  sind  nur  die  vorübergehend 
cider  teilweise  Beilürftigen  zti  unterstützen. 
Arl*eitsfähigen  ist  nur  die  im  Augenblicke 
unentbehrliche  Hilfe  zu  gewähren.  Im 
Kalle  der  l'ebenjabe  des  Armen  in  Privat- 
iiflege  bewirkt  dies  den  Eintritt  in  die 
Hausgeuossenschaft.  —  Eine  besondere  Art 
der  Armenversorgung  ist  die  sogenannte 
Anneneinlage  oder  Natuialverpflegung  vou 
Haus  zu  Haus.  Sie  ist  derzeit  zumeist  nur 
mehr  in  I^andgemeinden  zugelassen,  da- 
selbst alier  sehr  verbreitet.  Die  Armenein- 
lage wird  von  den  einen  selbständigen 
Haushalt  führenden  Einwohnern  in  einer 
vom  Gcmcindcansschusse  bestimmten  Rei- 
henfolge geleistet.  Die  Gemeinde)  nsassen 
können  die  Einlage  in  Gehl  ablösen,  jedoch 
nur  der  Gemeinde,  nicht  dem  einzelnen 
Einleger  gegenüber.  Andererseits  wird  der 
erhobene  Geldwert  der  Einlage  den  dieselbe 
gewährenden  Gemeindeinsassen  in  Rechnung 
gestellt.  Die  Einlage  ist  Itei  solchen  Armen 
ausgeschlossen,  hei  welchen  allgemeine  Rück- 
sichten der  Humanität  dieser  Art  der  Ar- 
menvorsorgnng entgegenstehen.  lnsl»esoiidere 
sind  davon  ausgenommen:  Kinder  unter  14 
Jahren.  Irre,  Blinde.  Krüppel,  Eheleute  unter 
Störung  des  gemeinschaftlichen  Zusammen- 
lebens derselben  gegen  ihren  Willen,  Arme 
mit  ansteckenden  oder  ekelerregenden  Krank- 
heiten. Der  ^Einleger«,  ist  in  seinem  l'nter- 
standsorte  zur  Leistung  leichter  Arbeiten 
verpflichtet.  —  Der  Bettel  ist  im  allgemeinen 
verböte»,  einzelne  Armengesetze  (Oberöster- 
reieh,  Krain,  Vorarll>erg)  gestatten  jedoch 
noch  ausnahmsweise  das  Sammeln  von  mil- 
den  Galten  an  bestimmten  Tagen  in  der 
eigenen  Gemeinde  dureli  einheimische  Anne. 
weUhe  hierzu  die  Genehmigung  der  Ge- 
meindevertretung einzuholen  und  sich  mit 
einer  schriftlichen  Erlaubnis  der  Armenbe- 
hördc  auszuweisen  haben.  Einzelne  Armen- 
gesetze stellen  den  Gemeinden  frei,  für 
Dienstl<oten  und  andere  in  ständiger  ArMt 


befindliche  Personen,  welche  weder  im  ei- 
genen noch  im  Haushalte  ihrer  Eltern  leben, 
Krankenkassen  zu  errichten ,  vorausgesetzt, 
dass  diese  Personen  nicht  durch  Vertrag 
oder  Gesetz  zu  anderen  Krankenkassen  l>ei- 
tragspflichtig  sind.  —  Die  Gemeinde  kann 
die  Armenpflege  von  dem  Aufenthalte  in 
der  Heimatsgemeinde  abhängig  machen. 
Diese  Bedingung  ist  in  einzelnen  lindern 
für  den  Fall  unstattliaft,  dass  der  Arme 
durch  besondere  Erwerbsverhältnisse  ati  die 
fremde  Gemeinde  gebunden  oder  wegen 
Krankheit  nicht  reisefähig  ist  oder  dass  es 
sich  nur  um  eine  vorübergehende  Unter- 
stützung handelt  oder  dass  die  heimatliche 
Armenpflege  der  Gemeinde  einen  grösseren 
Aufwand  venirsaehen  würde. 

5.  Deren  Hilfsmittel.  Die  Kosten  der 
öffentlichen  Armenversorgung  durch  die  Ge- 
meinde werden  bestritten  :  1 )  aus  den  Nutzun- 
gen des  diesem  Zwecke  gewidmeten  Stanun- 
vermögens  und  den  hierzu  verfügbaren  Er- 
trityrnissonörtliehorWohlthätigkoitsstiftungeu; 
2)  aus  freiwilligen  Beiträgen;  Ii)  ausgesetz- 
liehen Zuflüssen. 

Die  Armengesetze  schreiben  vor,  dass 
das  Stammvennögen  des  Annenfonds  von 
dem  übrigen  Gemeindevermögen  abgesondert 
zu  verwalten  und  zu  verrechnen  ist.  Die 
Anlage  kann  nur  in  pupillnrsiehereu  Weilen 
geschehen.  Stiftungsmässige  Anordnungen 
sind  genau  zu  befolgen.  Erforderlichenfalls 
kann  auch  «las  Stammvennögen  angegriffen 
werden.  - —  Auf  die  Zuwendung  von  Spendeu 
ist  zufolge  Anordnung  der  einzelnen  Armen- 
gesetze durch  Einladung  zur  SmVkription 
regelmässiger  Beiträge,  durch  Sammlungen, 
Aufstellung  von  Sammelbüchsen  etc.  hinzu- 
wirken, die  l*rivatwohlthätigkeit  auch  aus 
Anlass  von  geistlichen  Funktionen,  von 
Festliclikeiten  und  Versammlungen,  durch 
Schaustellungen.  Vergnügungen  und  I/)tte- 
rieen  anzuregen  und  für  das  Wohl  der 
Annen  fnichtbringend  zu  machen.  Die  Ge- 
meinde kann  Sammlungen  für  die  eigenen 
Annen  oder  Verunglückten  in  der  Gemeinde 
vornehmen  lassen.  Ausserhalb  des  Gemeinde- 
gebietes ist  lderzu  die  Bewilligung  der  poli- 
tischen Behörde  erforderlich.  Zu  den  Zu- 
flüssen aus  freiwilligen  Beiträgen  gehören 
auch  die  Sammlungen  von  Naturalien,  ferner 
Zuwendungen  im  Wege  letztwilliger  Ver- 
fügungen. Die  einzelnen  Armengesetze  ent- 
halten genaue  Vorschriften  darüber,  welche 
Sj)enden  zu  kapitalisieren,  welche  als  laufende 
Einnahmen  zu  behandeln  sind.  Die  in  den 
Opferstocken  der  Kirchen  und  bei  geist- 
lichen Funktionen  für  die  Armen  gesammelten 
Beträge  fliessen  nicht  in  den"  Gemeinde- 
armenfonds, sondern  sind  von  der  Kirche 
unmittelbar  ihrem  Zwecke  zuzuführen.  — 
Die  gesetzlichen  Zuflüsse  des  Armoiifonds 
sind  :  a)  die  von  der  Gemeinde  selbst  oder 
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von  anderen  öffentlichen  Organen  auf«>r-l  Einzelne  I,andesgesetzo  gewähren  den  <  n  \.<- 
legton  Geldstrafen  oder  als  vorfallen  er-  Seelsorgern  bei  den  Verhandlungen  fiber 
klärten  Waren,  soweit  nicht  besondere  go-  Armenpflege  Sitz  und  Stinnno.  audore  üWr 


setzliche  Anordnungen  anders  verfügen. 
Hierher  gehören  insbesondeiv  die  nach  dem 
Strafgesetze  verhängten  Geldstrafen:  b)  der 


tragen  die  Verwaltung  der  Armenpflege  ent- 
weder nbligatoriseh  oder  fakultativ  einer 
liesonderen    Armenkommission   (Annen  rat). 


dritte  Teil  der  Verlassensehaft  der  ohne  in  welche  die  PfaiT-(Kultnsgoineindo-)v.>r- 
Testainent   verstört .enon   Weltpriester  und  stünde  als  Virilisten.  die  übrigen  Mitglieder 


säkularisierten  Klostergeistlichen:  e)  ein 
Prozent  des  Bruttoorlösos  aller  in  der  Ge- 
meinde vorgenommenen  freiwilligen  öffent- 
lichen Versteigerungen:  d)  die  Gebühr  für 
die  ausdrückliche  Aufnahme  in  ilen  Ge- 
meindeverband  oder  Erteilung  des  Bürger- 
rerhtes:  e)  sonstige  Gebühren,  zu  deren 
Kinhebung  in  bestimmten  Beträgen  das  Ge- 
setz, die  Gemeinden  ermächtigt,  wie  Ge- 
bühren für  Tanzmusiklizeuzen.  « >ffenhaltung 
von  Gast-  oder  Kaffeehäusern  filier  die  ge- 
setzliche Sperrstunde,  dramatische  oder  musi- 
kalische Vorstellungen  oder  andere  öffent- 
liche Schaustellungen,  für  Bestschiessen. 
Proisfahren,  Feuerwerke,  festliche  Hoch- 
zeiten, in  einzelnen  liiiideru  auch  für  das 
Halten  von  Hunden  (Hundesteuer),  für  Jagd- 
karten, für  die  Benutzung  eines  Bieycle,  für 
die  polizeiliche  Bauliewiliigung  etc. 

Heichen  die  angeführten  Einnahmsqucllcn 
nicht  aus.  so  ist  der  Mehrbedarf  nach  den 
Vorschriften  der  Gemeindeordnung  über  die 
Bestreitung  der  Gemeindehedürfuisse,  also 
nötigenfalls  durch  Gemeindeumlagon  zu 
decken. 

Das  böhmische  Armengesetz  ermächtigt 


(Armonvätor)  infolge  Wahl  durch  den  Ge- 
I  meindeausschuss  eintreten.  (In  1  >aliiiati<-n 
I  winl  ein  Teil  der  von  der  Gemeinde  un- 
'  abhängig  wirkenden  Kommission  für  öffent- 
i  liehe  Wohlthätigkeit  vom  Landosausseliusse 
ernannt.)  Den  Armenväteru .  welche  in 
allen  Ijandosgesetzen  vorgesehen  sind,  liegt 
es  ob.  die  unmittelbare  und  ]iersönliohe 
Gbsoige  über  die  Armen  zu  üben  (münd- 
liche Entgegennahme  ihrer  Bitten.  Besuch 
der  Annen),  ül »erhalt] >t  Erkundigungen  iil-er 
sie  einzuziehen  und  die  vorgebrachten  (be- 
suche zu  begutachten.  Ihr  Amt  ist  ein 
Ehrenamt,  das  mir  unter  bestimmten  Voraus- 
setzungen abgelehnt  werden  kann.  —  Ge- 
meinden dossellien  politischen  Bezirkes  körnen 
sich  mit  Genehmigung  des  jiolitischeu  I^andes- 
chefs  und  des  Landesausschusses  zu  gemein- 
schaftlicher Annenpflege  vereinigen  (tie- 
mein de  verband).  Diese  Vereinigung  kann 
alle  Arten  der  Armenpflege  oder  nur  be- 
stimmte Zweige  derselben  (Armenhäuser. 
Krankenanstalten)  umfassen.  — ■  Die  reber- 
wachung  der  Gemeinden  erfolgt  durch  die 
höherstehenden  autonomen  Organe  (Bezirks- 
ausschuss,  ljandesausschuss).  Die  Gemeinden 


Gemeinde»,   welche  durch  die  Annen  vor- !  haben  den  Anordnungen  dieser  Organe  zu 

entsprechen,  an  deren  vorgängige  Zustim- 
mung sie  in  einzelneu  wichtigeren  Ange- 
legenheiten gebunden  sind.  —  Die  Staats- 
verwaltung übt  das  ihr  in  Gemeindeamt'— 


Kräfte  ihrer  stouorpflich- 
in   Anspruch  genommen 


sorgung  üImt  di 
tigen  Mitglieder 

werden,  den  Bezirk  um  Bestreitung  des  uu 
beileckten  Betrages  anzugehen.    Sind  durch 
besondere  Verhältnisse  auch  die  Mittel  eines  i  legenheiten  im  allgemeinen  zustehende  Auf- 
Bezirkes  erschöpft,    so  kann   sich  dieser  |  sichtsrecht    (Sistierung    von  Ikscldüssen. 
w 


Befugnis  im  Falle  gesetzwidriger  Weigerung, 
auf  Kosten  der  Gemeinde  Abhilfe  zu  treffen) 
auch  in  Annensachen  ans. 

7.  Vorläufige  Artnennnterstütziiug 
durch  die  Gemeinde.  Wird  die  Ver- 
sorgung von  den  hierzu  verpflichteten  Per- 
sonen grundlos  verweigert,  st»  hat  die  Heimat- 
gemeinde die  erforderliche  Antienuritei- 
stiitznng  vorläufig  zu  leisten.  Sie  hat  je- 
doch  die  zahlungspflichtigen  Personen  im 
Die  Verwaltung  und  Be-  Kogresswegc  heranzuziehen  und  im  gesetz- 

mässigen  Wege  zur  Erfüllung  ihrer  Ver- 
bindlichkeiten zu  verhalten  (§  23  H.G.).  Die 
(Aufenthalts-) Gemeinde  darf  auch  auswär- 
tigen Armen  im  Falle  augenblicklichen  Be- 
dürfnisses die  nötige  Unterstützung  nicht 
versagen,  vorbehaltlich  des  Ersatzes,  den 
sie  nach  ihrer  Wald  von  der  Heimatgetueinde 
oder  von  dem  nach  dem  Uivilrechte  oder 
nach  anderen  Gesetzen  hier/u  Verpflichteten 
verlangen  kann  (§  2*  H.G.).  Unter  dem 
beschliessendes  und  überwachende*  Organ,  gleichen  Vorbehalte  hat  die  (Aufentlialts-) 


igen  Deckung  des  Abganges  an  die  Landes- 
vertretnng  wenden.  Eine  solche  ausnahms- 
weise Unterstützung  der  Gemeinde  durch 
den  Bezirk  oder  das  i<and  kommt  übrigens 
auch  in  anderen  Ländern  ab  und  zu  vor. 
In  Fällen  eines  /  ausserordentlichen  Not- 
standes in  einzelnen  Gegenden  wird  ülier- 
dies  nicht  selten  durch  liesondore  Heichs- 
gesetze  Staatshilfe  gewährt. 

6.  Deren  Verwaltung*-  und  Auf- 
sichtsbehörden, 
aufsiehtigung  der  öffentlichen  Gemeinde- 
armenpfloge  ist  in  den  verschiedenen  lün- 
dern  verschiedenartig  goregelt.  Zumeist 
erfolgt  sie  durch  die  nach  der  Gemeinde- 
ordnung zur  Besorgung  der  Gemeindean- 
gelegenheiteu  im  allgemeinen  bestehenden 
Organe,  nämlich  den  Gemeindevorstand  (Ge- 
meindevorsteher und  mindestens  zwei  Ge- 
inoindoräte)  als  vollziehendes  und  verwal- 
tendes   und    den   Gemeiudeausschuss  als 
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Gemeinde  auswärtige  Arme,  welche  in  ihrem  zuteilen. 
Gebiete  erkranken,  so  lange  zu  verpflegen,  stände 


Gesundheit  aus  der  Verpflegung  entlassen 
worden  können  (§  2!»  H.G.l.  Dir  Gemeinde, 
in  welcher  der  Kranke  sich  befindet,  hat  je- 


Ebenso  liabfii  die 
die    Glesse   dos  in 


Kirchein 
den  Kirchen 


bis  sie  ohne  Nachteil  für  ihre  oder  anderer  gesammeltcu  Almosens  und  die  AH  seiner 


Verwendung  anzuzeigen.  Die  Erteilung 
dieser  Auskünfte  kann  auch  von  ilen  Privat- 
wohlthätigkeitsveremon  und  -anstalten  ge- 


doehdoidleimatgonieindodesscIlKMiuuverzüg- 1  fordeil  worden,  wenn  solche  Mitteilungen 
lieh  Anzeige  zu  machen  und  ist .bei  Verzug  für  nicht  duivh  den  /.weck  des  Vereins  aus- 
alle daraus  entstellenden  Nachteile  verantwort-  ■  geschlossen  sind. 


lieh  (S  30  H.G.).  Ausländer  sind  in  Bezug  auf 
Art  und  Mass  der  im  Kalle  derllilfsbedürftig- 
keit  zu  gewahrenden  öffentlichen  Unter- 
stützung < 


i».  Kompetenz  und  Verfahren  in 
Armensnchen.  Die  Verhandlung  und  Ent- 
scheidung  der  Angelegenheiten,  welche  da* 


len  eigenen  Staatsangehörigen  Heimatrecht  M reffen,  gehören  in  der  Regel 
gleichg« -stellt.  (So  ausdrücklich  das  Salz- !  zur  Komjiotenz  der  politischen  Behörden 
buiiger  Annengesetz.)   Die  in  Bezug  auf  die !  (S  :{fj  H.G.i.  Insoweit  hieriVi  streitig«1  Fragen 


Verpflegung  erkrankter  und  auf  i.lie  Be- 
erdigung verstorbener  Ausländer  bestehenden 
StaatsveHräge  wurden  durch  das  Heimat- 
gesetz nicht  berührt  (§  31  H.Ü.).  Infolge- 
dessen erklären  die  tamdosarmengesetzo 
einen  Regress  in  das  Ausland  nur  nach 
Miussgabe  der  Staatsverträge  für  zulässig. 
Diese  Verträge  gewähren  der  Aufenthalts- 
gemeinde hinsichtlich  der  von  ihr  für  einen  Werden  solche  Ansprüc  he  wider  die  nicht 


des  Civilivehts.  z.  B.  über  die  eheliche  oder 
uneheliche  Geburt,  mit  einfliesseu.  steht  die 
Entscheidung  darüber  den  Gerichten  zu  (!?  :»7 
H.G.).  Vor  das  Gericht  gehören  auch  Er- 
satzansprüche, welche  Gemeinden  wegen  des 
Aufwandes  von  Vcrpflogskosten  gegen  die 
zur  Versorgung  nach  dem  Civilreehto  ver- 
iflichteten  Personen  erheben  (Sj  3*  H.G.). 


Ausländer  bestrittenen  Krankheits-  und  Be- 
erdigungskosten nur  einen  Regress  gegen 
den  Verpflegten  selbst  oder  dessen  alimen- 
tationspfliohtigo  Angehörige.  Der  gleiche 
Grundsitz  wird  auch  gegenüber  einer  Reihe 
anderer  Staaten  thatsäehlich  l>eobachtot.  Im 
Verhältnis  zu  einzelnen  Staaten  hat  jedoch 
das  Prineip  der  vollen  Kostenvergütung 
<  teltung,  welches  auch  in  den  gegenseitigen 
Beziehungen  der  beiden  Reiclishälften  der 
Monarchie  aufrecht  besteht.    Kosten,  deren 


nach  dem  Ci\  ilrechte.  sondern  nach  anderen 
Gesetzen  verpflichteten  Personen  oder  wider 
Gemeinden  erholten,  so  entscheidet  die  p»- 
litische  Behörde.  Auch  wo  die  richterliche 
Entscheidung  Platz  greift,  liat  die  jiolitische 
Behörde  vorerst  mit  bindender  Kraft  für 
den  Richter  den  Betrag  der  aufgewendeten 
Vcrpflogskosten  zu  bestimmen  (!j  3!t  H.G.). 
Nach  einzelnen  J.andesarmengesetzon  ent- 
scheiden die  politischen  Behörden  auch  über 
den  Ersatz  von  Kosten,  welche  einer  Ge- 


Ersatz  aus  dem  Auslande  nicht  angesprochen  j  meinde  oder  einem  Fonds  durch  Veruach- 
oder  nicht  erlangt  werden  kann,  sind  end- i  lässigung  der  Pflicht  zur  Armcnvorsorgung 


giltig  von  der  Aufeuthaltsgemeinde,  m 
einzelnen  Ländern  von  dem  I-indesfonds 
zu  tragen. 

8.  Verhältnis  der  Gemeinde  zu  dritten 
Personen    und    anderen  Armenpfleg- 


venirsacht  wurden,  ferner  über  Ersatzan- 
sprüche von  Privaten,  welche  an  Stelle  der 
Gemeinde  eine  Armcnversorgimg  gewährt 
halten.  Ersatzansprüche,  welche  die  Ge- 
meinde in  der  Folge  gegen  den  Unterstützten 
sehaften.  Nach  einzelnen  Landesarmen-  selbst  stellt,  unterliegen  der  Austragung  im 
gesetzen  steht  Privatpersonen,  insbesondere  .<  'ivilreohtswege.  —  Gegen  die  Entscheidung 


Aeizten,  gegen  die  Gemeinde  ein  Ersatzan- 
spruch für  die  von  ihnen  gewährte  Annen 


Her  |»f>litischen  Bezirksbehörde  steht  der 
Instauzenzug  an  die  politische  Lindesstelle 


pflege  zu,  wenn  die  Hilfeleistung  so  dringend  '  offen,  gegen  zwei  gleichlautende  Entschei 
war,  dass  eine  Anordnung  der  Gemeinde  ^  düngen  findet  eine  Beinfung  an  das  Minis- 
nicht  mehr  eingeholt  wenlen  konnte  und  terium  des  Innern  nicht  statt  (§  41  H.G.). 
ilie  Anzeige  an  die  Aufenthaltsgemeinde  In  einzelnen  Lindesgesetzen  ist  ausdrücklich 
ohne  unnötigen  Aufschub  erstattet  wurde, 
ferner  wenn  die  Aufenthaltsgemeinde  un- 
beachtet der  orfolgteu  Anzeige  sich  weigert 


bestimmt,  dass.  falls  der  Gemeinde  die  Ver- 
sorgung eines  Annen  aufgetragen  wird,  der 
Rekurs  keine  aufschiebende  Wirkung  hat. 
der  es  unterlässt,  die  ihr  obliegende  Armen-  —  Die  in  Armensachen  erflossenen  reohts- 


] »flöge  zu  leisten. 

Mehrere  der  geltenden  I^mdosanneu- 
gesetzo   bestimmen ,   dass  alle  ausser  der 


kräftigen  Ersatz-  und  Vergütungserken  nt- 
nisso  der  politischen  Behörden  sind  im  Woge 
der  politischen  Exekution  zur  Durchführung 


Gemeindearmenpflege  bestehenden  Verwal-  zu  bringen.  —  Einen  Anspruch  auf  Versor 


tungen  von  Annenstiftuiigou  und  öffentlichen 
Wohlthätigkeitsanstalten  verpflichtet  sind, 
'las  Verzeichnis  ihrer  Beteilten  sowie  ül)er- 
haupt  alle  die  Armenpflege  betreffenden 
Massnahmen  dem  Gemeindevorstande  mit- 


gung  kann  der  Arme  gegen  die  Gemeinde 
im  Rechtswege  nicht  geltend  machen.  Derlei 
Ansprüche  an  die  Gemeinde,  in  welchen 
der  Arme  das  Heimatreoht  unbestritten  be- 
sitzt, sind  in  dem  durch  die  Gemeindeord- 
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nung  festgesetzten  Besehwerdezuge  (au  den 
Bezirks-  Itezw.  an  den  I-andesausschuss)  aus- 
zutragen (§  44  H.G.).  Wer  eine  Annenver- 
sorgung ansprechen  will,  hat  sich  persönlich 
**ei  dein  Gemeindevorsteher  cm ler  einem  Ar- 
menvater  (Mitglied  der  Armenkommission) 
zu  melden.  Nur  verschämten  Armen  ist 
die  Anmeldung  durch  einen  dritten  ge- 
stattet. 

10.  Leistungen  der  Bezirke  und  der 
Iünder  für  Zwecke  der  öffentlichen 
Armen  Versorgung.  Es  bestehen  reichs- 
und  landesgosetzliche  Bestimmungen,  welche 
die  Bezirke  und  die  Linder  zur  Tragung 
eines  Teiles  der  leisten  der  öffentlichen 
Armonversorgung  heranziehen.  Ks  geschieht 
dies  einerseits  dadurch,  dass  gewisse  Zweige 
der  Armen Versorgung  ganz  oder  zum  Teile 
der  Gemeinde  abgenommen,  andererseits  — 
seltener  dadurch,  dass  die  Gemeinden 
hinsichtlich  gewisser  Kategorioen  von  Armen 
von  der  Pflicht,  sie  zu  versorgen,  gänzlich 
befreit  werden. 

Von  dem  Lindesfonds  jenes  1  «indes,  in 
dem  die  Heimat-  (eventuell  auch  nur  Zu- 
weisungs-lgemoinde  des  Annen  liegt,  sind 
die  uneinbringlichen  Verpflegskosten  zu  l»e- 
streiten,  welche  in  einer  öffentlichen  Kranken- 
anstalt während  der  Dauer  der  Krankheit  - 
also  mit  Ausschluss  der  der  Heimatgomeiiide 
zur  Last  fallenden  Kosten  für  rnheilhare  — 
(Erlässe  des  Ministeriums  des  Innern  vom 
<i.  Mär/.  Im."»  Z.  03*2  und  v.  4.  Dezember 
Isfio'  Z.  2bb41),  in  einer  öffentlichen  Gehär- 
oder  Irn'iianstalt  (G.  vom  17.  Februar  l^W 
B.G.Bl.  Nr.  22)  o<ler  in  einer  öffentlichen 
Kindelanstalt  (G.  v.  20.  Februar  ls(js  H.G.Bl. 
Nr.  Ki)  angelaufen  sind.  Bei  den  Geltär- 
und  Fi ndelan stalten  kann  die  Heranziehung 
der  Heiniatgemoinde  zur  Befundiorung  der 
Kisten  an  den  Lindesfonds  nicht  stattfinden, 
die  Kranken-  und  Irrenverpfleeskosten  können 
datregen  durch  die  Lindesgesetzgebung  ganz 
oder  teilweise  auf  die  Heimatgemeinde  ül »er- 
wälzt worden.  Einzelne  Ijandcsgcsctze  be- 
stimmen demnach  auch,  dass  eine  gewisse 
Uuote  der  bezeichneten  Verpflegskosten  — 
meistens  ein  fünftel,  zuweilen  auch  die 
Hälfte  —  von  der  Hcimatgcmeiudc  dem 
Luidosfonds  zu  ersetzen  sei.  l'nter  den 
Ko.-ten.  welche  in  den  verschiedenen  Lindern 
in  verschiedener  Weise  ganz  oder  teilweise 
auf  den  Landosfonds  übernommen  wurden, 
sind  noch  hcrvorzuhel»on :  uneinbringliche 
Heilung*-  und  Verpflegskosten  von  Auslän- 
dern, dann  von  Heimatlosen  bis  zu  ihrer 
Zuweisung,  uneinbringliche  Heilungskosten 
für  die  von  wütenden  Hunden  gebissenen 
Personen,  die  Beerdigungskosten  für  eine 
in  der  Gemeinde  aufgefundene  L  iehe  etc. 
1'el.enlies  bestehen  teils  von  den  Bezirken, 
teils  von  den  Lindein  erhaltene  Anstalten, 
wie  Siechen-.  Blinden-  und  Tauhstummen- 


häuser,  Heil-  und  Verpflegsanstalten,  Besse- 
rung*- und  Arlteitshäuser,  insbesondere  für 
die  verwahrloste  Jugend,  Institute  für 
schwach-  oder  nicht  vollsinnige  Kinder  und 
dergl.  mehr,  deren  Benutzung  unter  den 
statutenmäßigen  oder  durch  die  Landesver- 
tretung l»eschlossenen  Bestimmungen  statt- 
findet. Hierl»ei  gilt  —  aber  keineswegs  aus- 
nahmslos —  der  Grundsatz,  dass  die  Heitnat- 
gemeiuden  Verpflegskostenorsätze  leisten, 
welche  jedoch  nur  als  Beiträge  anzusehen 
sind  und  zur  Deckung  des  Gesamtaufwandes 
dieser  Anstalten  in  der  Begel  nicht  hin- 
reichen. 

Ein«!  Einschränkung  des  Kreises  der  Per- 
sonen, für  welche  die  Heimatgemeinde  die 
Annen  Versorgung  zu  leisten  hat,  verfügt  zu- 
nächst Jj  27  des  Heimatgesetzes  durch  die 
Bestimmung,  dass  die  Versorgung  der  nach 
Sj  19  Z.  1  H.G.  zup-wiesenen  Personen  im 
Vorannungsfalle  sämtliche  Gemeinden  des 
Stellungsltezirkos,  welchem  diesellien  zu  gute 
gerechnet  wurden,  zu  übernehmen  halten, 
ferner  dass  den  Gemeinden  aus  I^audes- 
mitteln  die  Vergütung  des  Aufwandes  für 
die  Armen  Versorgung  derjenigen  Personen 
gebührt,  welche  denselben  vermöge  ihrer 
Geburt  in  einer  im  Gemeindegebiete  ltefin«i- 
lichcn  öffentlichen  Gebäranstalt  nach  §  10 
Z.  3  H.G.  zugewiesen  werden.  Mehrere 
Ijandesarmengesetzo  ülierweisen  ferner  ganz 
oder  zum  Teile  auf  -c|»*n  Lindesfouds  auch 
den  Aufwand  für  die  Annonvorsorgung 
solcher  Personen,  welche  einer  Gemeinde 
des  Lindes  vermöge  ihres  Aufenthaltes  zur 
Zeit  des  zur  Frage  gekommenen  Heimat  - 

j  rechtes  nach   S  10  Z.  4  H.G.  zugewiesen 

I  werden. 

11.  Neuere  Armengesetze  in  Nieder- 
osterreich  und  Steiermark.    In  Nieder- 
österreich halten  die  KeformbestroLungen 
auf  dem  Gebi<  'te  des  Armen wesens  den  ( iesetz- 
gebungsap|»arat  neuerer  Zeit  nicht  zur  Buhe 
kommen  lassen,    l'm  die  durch  das  Annen- 
gesetz  vom    K>.   Dezember   1S!S2  (L.G.B1. 
Nr.  1.5  von  lSs.'l)  den  Gemeinden  auferlegten 
Lasten  zu  verringern,  wurde  durch  Gesetz 
j  vom  1.  Fcbniar  l*s5  (L.G.B1.  Nr.  24)  ein 
•  l^andarmenverband   geschaffen,   der  inslte- 
I  sondere  für  die  in  Niederösterreieh  dmvh 
'  Geburt   oder  Verehelichung  heimatsltorech- 
tigten,   jedoch  von   ihrer  Heiniatgemoinde 
'mehr  als  lo  Jahre  abwesenden  Hilfsbedürf- 
tigen aufkommen  sollte.     Die  ültonnässig 
grosse  Zahl  der  -  Lindarmen'  und  die  bei 
'der  Pnterstützung  dieser  auf  Kosten  des 
j  lindes    geübte    allzugrosse  Freigebigkeit 
I  schnellten  jedoch  die  Armeidasten  des  lindes 
binnen  kurzem  dermassen  in  die  Höhe,  dass 
die  ganze  Institution  sich  als  unhaltbar  er- 
wies.   An  Stelle  der  angeführten  Gesetze 
trat  mit  Beginn  des  Jahres  ISO'»  «las  tiesetz 
vom  13.  Oktober  1S03  (LG.B1.  Nr.  ;">3).  das 
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(üo  Armen  last  an  Stelle  der  Gemeinden 
eigenen  Annen  bezirken  (meist  im  Umfange 
der  Gerichtsbezirke)  auferlegte  und  den  Ver- 
such unternahm,  das  Elberfelder  System  auf 
das  flache  Land  zu  übertragen.  Annen- 
pfleger in  den  Gemeinden  (die  in  grösseren 
Gemeinden  zu  Armenkommissionen  vereinigt 
sind  )  sollen  den  un  mittel  baren  Kontakt 
mit  den  Armen  herstellen  und  für  die  In- 
formation des  Bezirksarmenrates  Sorge  tragen. 
Diesem  selbst  kommt  die  unmittelbare  Hand- 
habung der  gesamten  öffentlichen  Armen- 

Sflege  zu.  Namentlich  hat  er.  Fälle  dringen- 
er  Notlage  ausgenommen,  über  jedeu  Unter- 
stfltzungsantrag  kollegial  zu  beraten  und  zu 
beschliessen.  Kann  der  Bezirk  mit  den  Er- 
trägnissen des  Armen  vermögen  s  und  mit 
einem  5  %  igen  Steuerzusehlage  kein  Aus- 
kommen finden,  so  wird  der  Fehlbetrag  zur 
Hälfte  vom  Landesarmenfonds  bestritten. 
Für  den  Fall,  dass  trotzdem  eine  10  °/o  über- 
steigende Bezirksarmennmlage  erforderlich 
wäre,  sind  ausserordentliche  Zuschüsse  aus 
den  Landesarmeufonds  vorgesehen.  Hie  Auf- 
sicht über  die  Armenpflege  führt  derLandes- 
ausschuss,  der  sich  hierzu  besoldeter  Armen- 
inspektoren bedient 

Auch  dieses  Gesetz  erfüllte  die  gehegten 
Erwartungen  nicht  Dass  ganze  Bezirke  zu 
Trägern  der  Armenlast  gemacht  wurden, 
verursachte  eine  übermässige  Inanspruch- 
nahme der  öffentlichen  Mittel.  Der  ganze 
Verwaltungsapparat  erwies  sich  in  seiner 
bureaukratischen  Organisation  als  viel  zu 
schwerfällig.  Eine  wirkliche  Information 
des  grossen,  für  einen  ganzen  Bezirk  be- 
stellten Kollegiums  ist  nicht  durchführbar, 
dabei  muss  die  Hilfe,  die  es  gewährt,  viel- 
fach zu  spät  kommen.  Dies  hat  u.  a.  auch 
ein  Ueberwiegen  der  Unterstützungen  in 
Geld  zur  Folge,  wie  sich  daraus  ergiebt 
dass  von  1354  226  Gulden,  welche  die  Ar- 
menpflege des  Jahres  1895  l>eau  Spruch te. 
9*7  105  Gulden,  also  73  °o,  auf  Bargeld- 
unterstützungen kamen.  Aus  diesem  Grunde 
bescldoss  der  I^andtag  des  Jahres  189h  ein 
noch  nicht  sanktioniertes  Gesetz,  wodurch 
das  Gesetz  vom  13.  Oktober  1S03  wieder 
aufgehoben  wird.  An  Stelle  der  Armen- 
bezirke sollen  wieder  die  Gemeinden  treten, 
mit  einem  Gomeindcarraenrato  als  beschlies- 
sendem  und  ausführendem  Organ,  während 
die  Armenpfleger  und  Armenkommissionen 
beibehalten  werden.  Die  Beaufsichtigung 
durch  den  Landesausschuss  und  dessen  In- 
spektoren soll  intensiver  gestaltet,  auch  eine 
engere  Anlehnung  an  die  kirchliche  Armen- 
pflege (namentlich  an  den  St.  Vincentius- 
verein)  angehahnt  werden.  Die  Beitrags- 
leistung  des  Landes  zu  deu  Kosten  der  Ge- 
ineindearmeupflege  ißt  in  der  Wense  geplant, 
dass  jene  Beträge  auf  den  Lmdesarmenfonds 
übernommen  werden,  die  durch  eiuen  10  pro- 


■  zentigen  Steuerzuschlag  nicht  gedeckt  wer- 
] den  können. 

Zuflüsse  des  I^andarmeufonds  sind  ins- 
besondere eine  10  prozentige  Quote  des  Rein- 
gewinnes der  mederösterreichischen  Spar- 
kassen (zufolge  des  Landannengesetzes),  eine 
Erbscliaftssteuer  (Gesotz  vom  13.  Oktober  1*93 
L.G.B1.  Nr.  54).  welche  Nachlässe  von  mehr 
als  800  Gulden  mit  einem  progressiven 
Satze  von  10 — 35  °o  der  Staatssteuer  belastet, 
und  eine  Jagdsteuer  (Gesetz  vom  13.  Oktober 
1893  L.G.B1.  Nr.  55),  welche  für  je  115  ha 
jährlich  2  Gulden  betragt.  Weitere  »Luxus- 
steueni'  sind  verlangt,  aber  noch  nicht  ein- 
geführt worden.  Auch  die  Errichtung  un- 
entgeltlicher öffentlicher  Arbeitsvermitte- 
lungsbureaux  in  jeder  Gemeinde  ist  noch 
einem  besonderen  Gesetze  vorbehalten,  übri- 
gens ohne  ein  solches  im  Jahre  1898  in 
Wien  durch  die  Gemeinde  bereits  zur  Durch- 
führung gelangt. 

In  S  t  e  i  e  r  m  a  r  k  ist  die  Armengesetzgebung 
dem  Vorbilde  Niederösterreichs  in  der  obli- 
gatorischen Uebertragung  der  Annenpflege 
von  den  Gemeinden  auf  grössere  Anneu- 
bezirke  nicht  gefolgt.  Das  Armengesetz  v. 
J.  189b"  sucht  vielmehr  liauptsächlich  nur 
in  Anlehnung  an  die  bestehenden  Einrich- 
tungen jene  Verbesseningeu  vorzukelu-en, 
welche  im  Interesse  einer  geordneten,  mehr 
individualisierenden  Armenpflege  zu  fordern 
sind.  Durch  Aenderung  der  organisatori- 
schen Bestimmungen  soll  das  Schwergewicht 
der  Thätigkeit  in  die  Ortsarmenräte  verlegt 
werden,  denen  in  der  unmittelbaren  Aufsicht 
Ortsarmenauf  scher  zur  Seite  stehen.  Den 
i  Organen  der  öffentlichen  Armenpflege  ist 

■  das  thunlichste  Zusammenwirken  mit  der 
kirchlichen  und  privaten  Armenpflege,  ins- 
besondere auch  zur  Bekämpfimg  des  benifs- 
mässigen  Bettels,  dann  eine  besondere  Vor- 
sorge für  die  Arlieitsvermittelung  zur  Pflicht 
gemacht.  Die  sogenannte  Armenehdage  wird 
als  nach  den  Landesverhältnissen  unver- 
meidlich aufrecht  erhalten,  hierbei  jedoch 
Vorsorge  zur  Hintanhaltung  von  Missbräuchen 
und  Auswüchsen  getroffen.  —  Die  Unter- 
bringung Unheilbarer  in  Ijandessiechenhäu- 
sern  erhält  dadurch  grössere  Bedeutung, 
dass  sio  von  dem  I^andesausschusse  auch 
gegen  den  Willen  des  Armen  und  ohne 
Ansuchen  der  Gemeinde  erzwungen  w eitlen 
kann,  wenn  die  politische  Behörde  erkennt, 
dass  die  Gemeinde  eine  mit  den  Grund- 
sätzen der  Humanhät  vereinbare  Unterkunft 
und  Pflege  nicht  leisten  kann.  In  die  Siechen- 
häuser  sollen  auch  die  aus  öffentlichen 
Krankenhäusern  wegen  Unheilltarkeit  ent- 
lassenen Annen  aufgenommen  werden,  bis 
dio  Gemeinde  eine  entsprechende  ander- 
weitige Verfflgung  getroffen  hat.  —  Unter 
den  Arten  der  Annen  Versorgung  regelt  das 
Gesetz  weiter  die  Unterbringung  Armer  bei 
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Pflege|iarteion.  insbesondere  solcher  unter 
11  Jahren,  die  verwaist  oder  verlassen  sind. 
Eltern,  welche  die  Erziehung  ihtvr  Kinder 
vernachlässigen,  kam»  Armen  Versorgung  auch 
durch  rnterbringung  ihrer  Kiii'lcr  1-ei 
Pflcp  jailcicii  gewährt  werden.  -  Der 
Landeshauptstadt  und  anderen  grösseren 
Gemeinden  ist  die  Möglichkeit  gewahrt, 
durch  ein  eigenes  Statut  eine  «Ich  besonderen 
Likalverhältnissen  anire|Misst>'  Sondororgn- 
nisation  sich  zu  schaffen.  —  Behufs  Ent- 
lastung il<  r  Gemeinden  wurden  die  Kosten 
der  offeueu  Krankenpflege  (Beistcllung  ärzt- 
licher Hilfe,  geburtshilflichen  Beistandes  und 
der  erforderlichen  Heilmittel)  dorn  Bezirke 
der  lleimatgetneinde  auferlegt.  -  Das  ]«and 
(l^andesarmonfonds)  übernahm  zu  den  ihm 
schon  Iiisher  obliegenden  Verpflichtungen 
auch  weitere  Itediugt«*  Aufgalten,  die  es  je- 
doch nur  soweit  erfüllen  winl,  als  die  durch 
besondere  Gesetze  geschaffenen  Zuflüsse 
hierzu  ausn-ichon.  und  in  der  Kegel  nur 
dann,  wenn  der  Bezirk  oder  die  Gemeinde 
Itezw.  die  durch  diese  anzuregende  lokale 
Wohltliiltigkeit  sich  finanziell  beteiligen.  Zu 
den  bedingten  Aufgalien  des  l^andesirinen- 
londs  gehört  die  Gewährung  von  Beihilfen 
für  ülterhisteto  Gemeinden,  die  Beteiligung  an 
den  Kosten  d»T  geschlossenen  Anuenpfiego 
(teilweise  relK'rnahme  der  Vorpflegskosten 
in  Siecheuhäusern  und  in  besonderen  Pflege- 
und  Erziehungsanstalten  auf  den  Lindcs- 
armenfonds).  die  Mitwirkung  bei  der  Armen- 
kindorpflege.  endlieh  die  rnterstiit/.ung  von 
Wohlthätigkoitsvoivinen.  Uie  Deckung  der 
aus  den  bedingten  Aufgalien  dem  Luulos- 
armenfonds  erwachsenden  Auslagen  erfolgt 
nach  den  bisher  zu  stände  gekommenen  Ge- 
setzen <  GG. v. A.  und  1.  Se| .tember  1  s<»<;.  I J i.Bl. 
Nr.  «»7  und  <>N  und  v.  2.  Juni  1*Ms.  L.G.BI. 
Nr.  dtiivh  eine  Abgabe  von  der  Aus- 
übung des  Jagdrechtes  (jahrlich.  Ijei  ver- 
pachteten Gcmeindcjagdon  10%  des  jähr- 
liehen Paehtschillings.  bei  Kigeujagdcn  J 
fl.  für  je  Ii  M »  Im  Grundfläche),  durch  eine 
Aligabe  von  dem  Heingewinne  der  stoier- 
märkisihon  Sparkassen  (nach  <ler  Höhe  des 
Heingewinnes  jährlich  zwischen  .5%  und 
IM  ".o  des  Reingewinnes),  endlich  durch 
eine  Abgälte  von  dem  Bnittoerir.se  freiwilliger 
öffentliclier  Versteigeningen  (.'!%.  wovon  je- 
doch zwei  drittel  demOrtstrmeufondsund  nur 
ein  drittel  dem  I*mdosarmcnfonds  zufallen). 
Zur  weiteren  Alimentierung  des  Lmdcs- 
annenfonds  sind  auch  verschiedene  Luxus- 
stenem  und  eine  progres-ive  Abgälte  von 
allen  Verlasx-nsehaften  in  Aussicht  genom- 
men. Der  ztdet/.t  erwähnte  Gesetzentwurf 
Kisst  Nachlässe  bis  s»Kt  fl.  (bei  einer  Erb- 
folge in  direkter  Linie  oder  unter  Ehegatten 
bis  zu  jooo  fl.j  frei.  Von  S«m»  fl.  (bezw. 
JtMKt  fl.)  an  ist  die  beabsichtigte  rrogression 
eine  doppelte:  die  Abgabe  soll  nach  dem 


Verwandtschaftsgrade  und  der  Grösse  d».-« 
Nachlassvennögvns  zwischen  ti.'J't  Zehntel"  t>, 
und  -~»  °  i»  d.\s  reinen  Nach  lass  Vermögens  be- 
tragen. 

In  die-em  Zusammenhange  ist  auch  <k> 
steiermärkische  <i.  v.  4.  September  1*% 
(L.O.BI.  Nr.  bb).  betivffend  den  Schutz  d?r 
in  entgeltlicher  Pflege,  untergebrachten  Kinder 
unter  zwei  Jaluvn.  mit  VV.  v.  10.  Juni  1*97 
(I..G.B1.  Nr.  72)  zu  erwähnen.  Das  Kinder- 
schutzgesetz.  welches  alle  ausserhalb  der  Fa- 
milie in  entgeltlicher  Pflege  untergebrach- 
ten Kinder  unter /wei  Jahren  lietrifft.  greiftin- 
sofern  ülierdon  Hahmen  der  Armongesetzge- 
bung  hinaus,  als  nicht  nur  anne  Kinder  unter 
dem  Schutze  dieses  Gesetzes  stehen.  Der 
Schutz  winl  gewährt:  durch  Prüfung  der  Fie- 
nung  der  Pflogeparteion,  die  in  Ermangelung 
bestimmter  materieller  und  moralischer  Vor- 
aussetzungen von  der  Pflege  ausgeschlossen 
sind  U'/.w.  na<  hträglieh  ausgeschlossen  wer- 
den können  :  durch  periodisehe  l'eborwachtui|L' 
der  Pflege,  wobei  die  Ueberwaehung  duirli 
Mitglieder  des  < Jrtsarmenrates  und  durch 
den  Gemoindoarzt  durchgeführt  winl,  ein 
reberwaehungsrceht  aber  auch  dem  Orts- 
seel sorger.  dem  staatlichen  Bozirksarzte  und 
den  Organen  des  I,ando.sausschusses  zusteht; 
durch  ärztlichen  Beistand  in  Erkraukungs- 
fällen:  endlich  durch  geeignete  Vorsorgt1 
dafür,  dass  <luivh  die  gesetzlichen  Vertreter 
«ler  Kinder  alle  diesen  gegen  einzelne  Per- 
sonen oder  Fonds  (rnfallversicheningsan- 
stalten)  zustehenden  Hechte  gewahrt  werden. 

Der  Gedanke  thunlichster  Zusammen- 
fassung aller  demselben  Zwecke  dienenden 
Einrichtungen  und  Bestrebungen  kam  auch 
in  der  vom  steicnuärkiseheii  l^indtage  an- 
gelegten Bildung  des  Landesverbandes  für 
YA'ohlthätigkeit  zum  Ausdrucke.  Dieser  Ver- 
band, welcher  auf  vorcinsivchtlieher  Grund- 
lage  ruht,  soll  einen  Berührungspunkt  der 
öffentlichen  und  der  privaten,  insliesondere 
auch  der  kirchlichen  Wohlthätigkeit  bilden  und 
derFöplerungder  ArlMÜtsvermittehingdienen. 
Mitglieder  können  Vereine  sein,  dann  fle- 
meinden,  Sparkassen,  überhaupt  Korpora- 
tioneu  mit  wohlthätigeu  Zwecken,  endlich 
Personen,  welche  sich  um  die  Armenpflege 
verdient  gemacht  halten.  Durch  den  Ver- 
lland soll  die  Gründung  von  "NVohlthätig- 
keitsvereinen  namentlich  dort  angeregt  wer- 
den.  wo  <lie  Itestehenden  Einrichtungen 
nicht  genügen.  Auch  der  Verluiml  hat  alsi^ 
in  erster  Linie  den  Zweck,  durch  eine 
richtige  Organisierung  der  freiwilligen  Ar- 
menpflege die  Armoulasteu  der  Gemeinden 
thunlichst  zu  vermindorn. 

12.  Resultate.  Indem  das  Heimatgesetz 
vom  Jahn-  isii.'i  -  von  einer  doktrinären 
Auffassung  geleitet  und  in  massloser  lleber- 
spannung  des  Princips  der  Gemeindeauto- 
omie  -  -  «las  Institut   der  Ersitzung  des 
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Heimatreehtes  gänzlich  fallen  liess,  hat  es 
einer  durchaus  ungesunden  und  auf  die 
Dauer  unhaltbaren  Entwiekelung  der  Heimat - 
reehtsverhältnisse  und  damit  des  Armen- 
wesens selbst  den  Grund  gelegt.  Die  Ver- 
leihung des  Heimat  rechtes  —  neben  der 
Krlangung  eines  öffentlichen  Amtes  die 
einzige  Forin  der  selbständigen  Heimatreehts- 
erwerbnng  —  wurde  von  den  Gemeinden 
nur  in  ganz  unzureichendem  Masse  ge- 
übt. Vielfach  Hessen  sich  die  Gemeinden 
hierliei  nur  von  dem  beschränkten  Gesichts- 
punkte der  Wahrung  ihrer  vermögensrecht- 
lichen Interessen  leiten,  so  dass  die  selb- 
ständige Heimatrechtserwerbung  sich  zu 
einem  Privileg  der  besitzenden  Klasseu  ge- 
staltete. Auch  nationale  Momente  spielten 
hierbei,  sehr  mit  rurecht,  eine  Holle.  So 
kam  es,  dass  die  Erwerbung  des  Heimat- 
rechtes  durch  Geburt  die  Weitaus  häu- 
tigste Erwerbsart  bildete.  Das  durch  Geburt 
erworbene  Heimatrecht  trug  die  Mehrzahl 
dann  lebenslang  mit  sich  herum.  Hieraus 
ergaben  sich  aber  sehwerwiegende  Nachteile 
in  mehrfacher  Beziehung.  Behufs  Feststellung 
des  Heimatrechtes  musste  auf  das  der  Eltern 
und  Voreltern  zurückgegriffen  werden,  das 
nur  nach  älteren,  längst  ausser  Wirksamkeit 
uotreteuen  Vorschriften  beurteilt  werden 
konnte.  Die  Geltendmachung  des  Armen- 
rechtes  war  dadurch  von  einer  wahren 
probatio  diabetica  abhängig,  deren  Durch- 
führung ausser  Verhältnis  zu  »lern  hierbei 
verfolgten  Zwecke  stand.  War  die  Fest- 
stellung des  Heimatrechtes  endlich  unter 
einer  gauz  übermässigen  Inanspruchnahme 
des  Verwaltungsapparates  gelungen,  so  trat 
häufig  die  Rückverweisung  des  Armen  in 
seine  ihm  vollständig,  namentlich  auch 
sprachlich,  entfremdete  Heimatgemeinde  ein. 
Hierbei  erwuchsen  den  Gemeinden  namhafte, 
die  eigentlichen  Zwecke  der  Armenpflege  in 
keiner  Weise  fördernde  Auslagen.  Die  Rück- 
verwiesenen  alter  wurden  um  die  ihnen  staats- 
griindgesetzlich  gewährleistete  Freizügigkeit 
und  Aufenthalts-  und  Niederlasäungsfreiheit 
gebracht,  durch  die  Art  der  Durchführung 
der  Rückverweisung  (Schub)  schwer  be- 
troffen und  auch  in  ihrer  wirtschaftlichen 
Existenz  vielfach  beeinträchtigt,  besonders 
im  Falle  einer  nur  teilweiseu  Erwerbsun- 
fähigkeit, da  ihnen  infolge  des  Ortswechsels  oft 
die  letzte  Möglichkeit  einer  entsprechenden 
Verw'ertmigihrer  Arbeitskraft  entzogen  wurde. 
Diese  Verhältnisse  envicsensieh  auch  aus  staat- 
lichen Gesichtspunkten  nachteilig,  da  speciell 
in  Oesterreich  auf  eine  Verminderung  der 
Reibungsflächen  zwischen  national  verschie- 
denen Elementen  durch  eine  möglichst  weit- 
gehende Verschmelzung  der  Bewohner  Wert 
fielegt  werden  muss.  Es  kauu  nicht  als 
••ine  Milderung,  sondern  nur  als  eine  Ver- 
schärfung der  besprochenen  Zustände  ange- 


schen werden,  dass  mit  den  Schwierigkeiten 
des  Nachweises  des  Heimatrechtes  die  Zahl 
der  Heimatlosen  naturgemäss  wuchs.  Der 
Hegriff  der  Heimatlosigkeit  ist  doch  nur 
ein  Notbehelf  und  mit  den  Grundsätzen 
eines  Heimatrechtes  eigentlich  in  unlös- 
barem Widerspruche.  Das  formell  provisorisch 
erworbene  Heimatrecht  wurde  zwar  vielfach 
thatsäcldich  zu  einem  definitiven;  die  Art 
der  Erwerbung  und  die  viel  zu  nebensäch- 
lichen Momente,  nach  welchen  es  sich  be- 
stimmt, müssen  alier  jeder  wirklichen  Assi- 
milieruug  in  der  Zuweisungsgemeinde  hinder- 
lich sein. 

Zur  Kennzeichnung  der  nachteiligen 
Wirkungen  der  früheren  Hcimatrechtsgesetz- 
gcbuug  genügen  wenige  Daten. 

Auf  100  anwesende  Gemeindeangehörige 
kamen  in  Oesterreich  Gemeindefremde: 

im  Jahre  18*59  2;,; 
.,  _  1880  41,2 
„     -     1890  53.6 

Die  Zahl  der  Gemeiudefremden  l>eting 
im  Jahre  1890  also  schon  mehr  als  ein 
drittel  der  Anwesenden,  während  21  Jahre 
vorher  nur  ein  fünftel  der  Anwesenden  go- 
meindefremd  war. 

In  drei  Kronländern,  ferner  in  allen 
Städten  mit  eigenem  Statut  überstieg  die 
Zahl  der  Fremden  im  Jahre  1890  sogar  die 
der  Einheimischen,  mitunter  in  sehr  erheb- 
lichem Masse.  So  stellte  sich  das  Verhält- 
nis der  Fremden  zu  den  Einheimischen  im 
Jahre  1890; 

in  Wien  auf  65.2 °0  zu  34,8°  ft  (888130:476418) 
in  Prap  auf  74,7 %  25,3"..  (136372:  4(n&) 
in  Marburg  a.  I).  auf  85.7*0  zu  14.3%,  «!*'> 

auf  das  sechsfache, 
und  in  den  an  Prag  angrenzenden  Gemeinden 
Königliche  Weinberge  und  Zi/kow  kamen 
auf  583  Ik'zw.  387  Einheimische  sogar  33  948 
bezw.  40S49  Fremde.  Hier  wurde  das 
Heimatrecht  also  wirklich  schon  zur  Kari- 
katur. 

Aus  der  Kritik  des  Heimatgesetzes  vom 
Jahre  1863  ergiebt  sich  von  selbst  die  Recht- 
fertigung der  durch  die  Novelle  vom  Jahre 
1896  wenigstens  teilweise  vollzogenen  Rück- 
kehr zu  den  früheren,  die  selbständige  Er- 
werbung des  Heimat  rechtes  erleichternden 
Normen.  Nach  dem  Massstabo  des  früheren 
Rochtszustandes  gemessen,  bedeutet  die  No- 
velle also  unverkennbar  einen  erheblichen  Fort- 
schritt. Sachlich  beurteilt,  muss  sie  jedoch  .als 
viel  zu  wenig  weitgehend  bezeichnet  werden. 
Auf  Mängel  der  Novelle  in  Einzelheiten  kann 
liier  nicht  näher  eingegangen  werden.  Al>er 
auch  die  grundsätzlichen  Bestimmungen  der 
Novelle  über  die  Modalitäten  der  Anspruchs- 
ersitzung sind  nicht  durchaus  einwandfrei. 
Hervorgegangen  aus  einem  überaus  leb- 
haften Kampfe  zwischen  den  Vertretern  der 
Städte   und   den   grossen  Industrieoontreii 
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auf  der  einen  Seite  und  den  Vertretern  des 
flachen  Landes,  namentlich  der  Gebiete  mit 
starker  Auswanderung  auf  der  anderen 
Seite,  verleugnet  die  Novelle  ihren  Ursprung 
nicht.  Dies  gilt  zunächst  von  dem  Er- 
fordernisse eines  zehnjährigen  Aufenthaltes 
für  den  Erwerb  des  Heimatreehtsanspniches, 
ferner  von  der  Bestimmung,  dass  die  Frist 
erst  von  der  Erlangung  der  Eigenberech- 
tigung an  zu  laufen  beginnt.  Angesichts 
des  raschen  Fluktuierens  der  Arbeiterbe- 
völkerung, welches  einen  ununterbrochenen 
zehnjährigen  Aufenthalt  schon  als  Aus- 
nahme erscheinen  lässt.  ferner  der  That- 
sache,  dass  die  wirtschaftliche  Selbständig- 
keit der  grossen  Masse  der  ltevölkerung 
längst  vor  Erreichung  des  25.  Lebensjahres 
vollzogen  ist,  stellen  sich  die  angeführten 
Bestimmungen  als  tief  einschneidende  und 
mit  den  sozialj;>olitischen  Tendenzen  der 
Novelle  nicht  gut  vereinbare  Beschränkungen 
der  Erwerbung  des  Heimatrechtes  dar. 

In  gleicher  Richtung  wirkt,  uicht  so  sehr 
rechtlich  als  thatsächlirh,  die  Befristung  der 
Geltendmachung  des  Anspruches  mit  zwei 
bezw.  fünf  Jahren.  Rucksichten  auf  thun- 
lichste Ordnung  in  der  Administration  und 
auf  möglichst  rasche  Konstatierung  der  für 
die  Begründung  des  licimatrechtcs  mass- 
gebenden, nach  längerer  Zeit  nur  schwer 
feststellbaren  Umstände,  sprechen  immerhin 
dafür,  statt  der  unmittelbaren  Ersitzung  des 
Jleimatrechtos  mir,  wie  die  Novelle  es  thut, 
eine  Anspruchsersitzung  zu  statuieren,  um 
in  dieser  Weise  gegenüber  den  Beteiligten 
einen  Zwang  zur  Diligenz  zu  üben.  Bei 
der  durch  solche  Mittel  aber  wohl  kaum 
behebbaren  Indolenz  der  Bevölkerung  und 
bei  den  fast  unül>erwindJiehon  Schwierig- 
keiten, welche  den  Gemeinden  l»ei  der 
Evidenthaltung  des  Aufenthaltes  ihrer  aus- 
wärtigen Gemeindeangehörigen  erwachsen, 
steht  jedoch  zu  besorgen,  dass  die  dadurch 
angestrebte  Klärung  der  Heimatrechtsver- 
hältnisse  nur  sehr  unvollkommen  erreicht 
werden  winl.  Auf  der  andereu  Seite  liat 
«las  durch  die  Novelle  akzeptierte  System 
gegenüber  dem  System  der  Ersitzung  un- 
verkennliar  den  schwer  ins  Gewicht  fallen- 
den Nachteil,  dass  Hoimatrochten  nur  aus 
formellen  Gründen,  nämlieh,  weil  das  Recht 
nicht  rechtzeitig  reklamiert  worden  ist, 
präjudiziell  und  dass  in  solchen  gewiss 
uicht  selten  eintretenden  Fällen  der  Zweck 
des  Gesetzes  auf  dies«1  Weise  illusorisch 
gemacht  werden  wird.  Jedenfalls  hätte  es 
sieh  also  empfohlen,  die  Reklamationsfrist 
erheblich  länger  zu  lieinessen.  Auch  wäre 
die  Anwendung  des  G».'setzcs  nicht  uner- 
heblich erleichtert,  wenn  diese  uud  die 
übrigen  Fristen  nicht  schon  mit  dem  Ein- , 
tritte  des  für  den  Fristbeginn  massgebenden  I 
Ereignisses,  sondern  erst  mit  dem  Beginne] 


des  dem  Ereignisse  nachfolgenden  Kalender- 
jahres ihreu  Anfang  nehmen  würden. 

Als  eine  Härte  dos  Gesetzes  muss  es 
auch  bezeichnet  werden,  dass  die  sogenannten 
Nachfolger  im  Heimatrecht  im  Falle  einer 
durch  den  Tod  des  Familienhauptes  er- 
folgten   Unterbrechung   der  Anspruchser- 
|  sitzung  von  der  Fortsetzung  der  Ersitzung 
ausgeschlossen  sind.    Gleicherweise  ist  es 
unbillig  und  den  Tendenzen  des  Gesetzes 
zuwider,  dass  die  während  der  Ersitzungs- 
zeit  des  Vaters   grossjährig  gewordenen 
Kinder,  welche  noch  nicht  selbständig  ein 
Heimatrecht  erworben  haben,  ihr  Hciniat- 
recht  also  von  dem  des  Vaters  ableiten,  des 
von  dem  Vater  ersessenen  Heimatrechtes 
nicht  unmittelbar  teilhaftig  werden.  Winl 
dem   alten  Heiinatrechto  des   Vaters  die 
Existenzberechtigung  abgesprochen,  so  muss 
dies  in  «lern  vorausgesetzten  Falle  in  n«»ch 
höhorem   Grade  von  dem    seiner  Kinder 
gelten,  namentlich  dann,  wenn  sie  mit  ihm 
im  gemeinsamen  Haushalte  leben. 

Der  Erfolg  d«^r  Heimatrechtsreform  vom 
Jahre  1«%  winl  in  der  Hauptsache  davon 
abhängen,  ob  alle  Beteiligten,  die  Anspruchs- 
berechtigten und  die  bisherigen  Heimatge- 
meinden derselben,  in  einem  den  Absichten 
«ler  Novelle  entsprechenden  Umfange  von 
den  Bestimmungen  des  neuen  Gesetzes  Ge- 
brauch machen.  Aber  selbst  wenn  dies  der 
Fall  ist.  wird  das  Bedürfnis  nach  noch 
grösson'ii  Erleichterungen  für  die  selb- 
ständige Erwerbung  des  Heimatrechtes  als 
vorlianden  anzuerkennen  sein  und  eine 
weitere  Refonn  des  Heimatgesetzes,  so  ge- 
ring auch  die  Aussicht  hierfür  derzeit  ist. 
auf  die  Dauer  nicht  verweigert  werden 
können. 

Die  durch  die  Novelle  verursachte  Ver- 
schiebung in  der  Verteilung  der  Armenlast 
winl  gesetzgeberische  Massregeln  zu  «lein 
Zwecke  erheischen,  damit  den  Gemeinden, 
namentlich  solchem  «lie  in  der  Nähe  grosser 
Städte  und  bedeutender  Industrieorte  ge- 
legen sind,  die  Tragung  der  Armenlast  er- 
leichtert wenle.  Die  Erfolge,  welche  durch 
die  Sozialgesetzgebung  auch  in  dieser  Hin- 
sicht erzielt  wurden,  sind  zwar  nicht  zu 
übersehen.  Die  Leistungen  der  Kranken- 
kassen an  ihre  Mitglieder  (im  Durchschnitte 
der  Jahre  1890— 1K9G  jährlich  über  12  Mil- 
lionen Gulden,  i.  J.  1N9G  insbesondere  ül»er 
15  Mill.  Gulden),  die  von  den  Unfallversiche- 
ningsanstaltcn  gezahlten  Entschädigungen 
(im  Jahre  lis96  3,1  Millionen  Gulden),  end- 
lich die  Wirksamkeit  der  Naturalverpflegs- 
stationen,  durch  welche  für  eine  temporäre 
Unterstützung  Bedürftig«*  vorgesorgt  wird 
uud  das  I^aniLstreichertum  erheblich  einge- 
dämmt wurde,  bedeuten  auch  für  die  Ge- 
meinden  eine  namhafte  Entlastung.  Trotz- 
dem wird  auch  aus  dem  Gesichtspunkte 
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einer  noch  weitergehenden  Entlastung  der 
Gemeinden  mit  Recht  einerseits  die  Schaffung 
einer  Alters-  und  Invaliditätsversicherung, 
namentlich  für  die  industriellen  Arbeiter, 
andererseits  eine  Vorsorge  in  der  Richtung 
gefordert,  dass  Gemeinden  mit  besonders 
hohen  Armenlasten  von  grösseren  leistungs- 
fähigen Kreisen  —  als  welche  zunächst  wohl 
die  Bezirke  und  die  linder  in  Betracht 
kommen  —  Beiträge  für  die  Armenver- 
sorgung erhalten.  Auch  wird  es  notwendig 
sein,  dass  die  Bezirke  und  die  Länder  noch 
mehr  als  bisher  einzelne  Zweige  der  Armen- 
pflege, namentlich  die  Sorge  für  die  ge- 
schlossene Armenpflege,  ganz  oder  wenigstens 
teilweise  auf  ihr  Budget  übernehmen. 

Zu  einer  befriedigenden  Gestaltung  der 
Armenpflege  bedarf  es  im  übrigen  nient  so 
sehr  legislativer  Verfugungen,  als  einer  von 
charitativen  und  ethischen  Gesichtspunkten 
gehüteten  Durchführung  der  liesteheudeu 
Gesetze  —  in  welcher  Hinsicht  noch  vieles 
zu  leisten  ist  —  und  des  thunlichsten  In- 
einandorgreifens  der  gerade  in  Oesterreich 
mit  seiner  vorwiegend  katholischen  Bevöl- 
kerung noch  immer  bedeutenden  kirchlichen 
und  gesellschaftlichen  Armonpflego  mit  der 
öffentlichen.  Diese  Aufgaben  fallen  aber 
vermöge  der  den  Gemeinden  auf  dem  Ge- 
biete des  Armenwesens  gesetzlich  gewahrten 
weitgehenden  Autonomie  vorwiegend  in  den 
Wirkungskreis  der  Gemeinden. 

Litteratur:   Adolph   v    Arailza,  Das  öster- 
reichische Heimatrecht,    Wim  1889.  —  Anton 
Bauer,  Die  Sichcrungspalizei  und  das  Armen-  j 
weiten  in  Oesterreich,    Wim  18  48.  —  A.  Em-  , 
m  Uta  haust.   Am  Armenwesen  und  die  Armen- 
gestlzgebung  in  den  europäischen  Staaten,  Berlin 
1870.   —  Johann  Jegterek,    Das  Heimats- 
recht  etc.  in  Oesterreich,    Wien  1886.  —  Hu-  , 
dolph  Kobatsch,   Die  Armenpflege  in    Wien  | 
und  ihre  Reform,    Wten  lü'JJ.  —  Anton  Hu-  \ 
tlolph  Kratorhtclll,  Dir  Armenpflege  der  k.  k. 
Haupt-  und  Rrsidruz/tndt  Wim,   Wien  1*16.  — 
Emst  Mayrhofen:   Handbuch  für  drn  politi- 
schen   Verwaltungsdienst  im   Kaisertum  Oester- 
reich,  S.   Aufl.   3  Bde.    Wim   189S—1897.  — 
Ernst    Mtsehler,    Dir   Armenpflege    in  den 
österreichisc/ten  Städten  und  ihre  Reform,  Wien 
1890.  —  Derselbe,  Die  Xorelle  zum  österreichischen 
JIci$natrrrlitgr*>tzc     Vonradsche»  Jahrbuch,  Bd. 
XIJL  — Mtsehler  i«.  Ilbrlch,  Oesterreichist  he* 
Stautswörterhuch,   Wien  189Ö—1897,  *.  r.  Armen- 
pflege, Heimatsrecht  (auch  in  drn  Xachträgen), 
mit  irciteren  Litteraturangabrn.  —  Münster- 
berg,  Das  A  ruf  ntcesen  in  Steiermark,  Conrad-  I 
sehe*  Jahrbuch,  Bd.  XII.  —  Joseph  Redlich, 
Das  iisferr.  Heimatrechl  und  seine  Reform,  Braun- 
sches  Archiv,  Bd.  X.  —  Stephan  Sedlaezek,  IHe 
Armenpflege  im    Wiener  Armenbezirke   in   den  ( 
Jahren  1863— 1S82,  Wien  I884.  —  Maximilian 
Stelner.  Zur  Reform  der  Armenpflege  in  Oester- 
reich, Wien  law.  —  Moritx  v.  Stubenraueh, 
Handbuch   der  österreichischen  Verwaltungsge- 
setskunde,  1  Bde.,  8.  Aufl.,  Wien  1X80,  1881.  — 
kVriedrtch  Strier  zeny,  Das   Heimatrechl  in  \ 
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den  k.  k.  Österreichischen  Kronländern,  Wien 
1861.  —  Johann  Ememt  Tetllnek,  Die  Ar- 
nunpersorgung  in  Oesterreich,  Salzburg  18 id.  — 
Joseph  Ulbrlch,  Handbuch  <ter  österreichischen 
politischen  Verwaltung,  S  Bde.,  Wim  1888 — 189S.  — 
Karl  Weiss,  Geschichte  der  Öffentlichen  An- 
stalten, Fonds  und  Stiftungen  für  die  Armen- 
versorgung in  Wien,  Wien  1867.  —  Wien 
1848—1888,  Denkschrift  tum  t.  Dezember 
1888.  S  Bde.,  Wien  1888.  —  Wien,  Das  Ar- 
rnmwesen  in  —  und  die  Armenpflege  im  Jahr- 
sehent  1863— IST i,  2  Bde.,  Wien  1879.  —  Ste- 
nographische Pr  o  t  u  k  o  1 1  e  des  Abgeordneten- 
hauses, XI.  Sessvm  HG. — .'15.  Sitzung;  Beilagen 
dazu  Xr.  969  und  1300.  —  Stenographi- 
sche Protokoll  e  des  Herrenhauses,  XL  Session 
84.  Sitzung;  Beilage  dazu  Xr.  6.14.  —  Steno- 
graphische  Protokolle  der  einseinen  Land- 
tage ,  insbesondere  des  niederösterreiehischen 
Landtages,  s.  v.  » Landarmenverband  ( —fnnds ) 
und  » Armenpflege«,  und  des  steiermärkischen 
Landtages,  s.  f.  »  Armen  iresern*,  » Kindrrsrhutz- 
gesetx«  und  » Ijandesrcrband  für  Wohlthätigkeitu. 

Freiherr  v.  Call. 


III.  Armengesetzgebung  in  Ungarn. 

Das  Annenwesen  in  Ungarn  entbehrt 
bis  heute  beinahe  gänzlich  der  gesetzlichen 
Regelung.  Die  Pflege  desselben  ist  fast 
ausschliesslich  der  üescllscliaft  überlassen. 
Ein  das  Annenwesen  und  damit  im  Zu- 
samnieuhange  die  Annenpflege  regelndes 
Gesetz  haben  wir  nicht.  In  unseren  Gesetz- 
büchern finden  sich  nur  drei  Gesetzartikel, 
welche  sich  mit  der  Armenpflege  befassen 
und  zwar  Oesetzartikel  XXXVI  vom  Jahre 
1872,  ferner  Gosetzartikel  III  vom  Jahre 
187."»  und  endlich  Gesetzartikel  XXI 1  vom 
Jahre  1886. 

Der  über  die  Hauptstadt  Budapest  han- 
delnde Gesetzartikcl  XXXVI  vom  Jahre  1872 
verfügt  in  dem  §  loä,  dass,  insofern  die  Unter- 
stützung der  wohltltiltigen  Vereine  und  die 
milden  Senden  einzelner  zur  Versorgung 
der  Armen  der  Hauptstadt  nicht  ausreichend 
wären,  die  Hauptstadt  verpflichtet  ist,  für  die 
Versorgung  aller  jener  in  der  Hauptstadt 
zuständigen  Armen  zu  sorgen,  welche  sich 
ohne  öffentliche  Unterstützung  durchaus 
nicht  erhalten  können. 

In  ähnlichem  Sinne  verfügt  der  über 
die  Gemeinden  handelnde  Gesetzartikel 
XXII  vom  Jahre  1886:  §  14"»  macht  es 
nämlich  zur  Pflicht  der  Gemeinden,  für  die 
Versorgung  aller  jeuer  in  der  Gemeinde 
zuständigen  Annen,  die  sich  ohne  öffent- 
liche Unterstützung  nicht  erhalten  köunen, 
zu  sorgen.  Wenn  diese  Versorgung  nur 
durch  eine  übermässige  Belastung  der  Ge- 
meindein sassen  bewerkstelligt  werden  kann, 
dann  kann  die  Gemeinde  ausnahmsweise 
die  Unterstützung  des  Komitata,  und  wouu 
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dieses  dazu  unvermftgend  wäre,  des  Staates 
in  Anspruch  nehmen.  Ferner  ist  laut  die- 
sem (fesetze  jede  Gemeinde  verpflichtet, 
über  den  Stand  der  Armen  und  über  die 
auf  das  Armen wesen  bezüglichen  Verfügun- 
gen dem  betreffenden  Komitat  zum  Schlüsse 
eines  jeden  Jahres  einen  ausführlichen  Be- 
richt zu  erstatten. 

Mit  Genehmigung  des  Komitats  können 
mehrere  zu  einem  und  demselben  Konitat 
gehörende  Gemeinden  zum  Zwecke  der  Ar- 
menversorgung sich  voreinigen,  ja  das  Ko- 
mitat  kann  es  auch  anordnen,  dass  sämt- 
liche auf  seinem  Oebicte  befindliche  Ge- 
meinden zu  diesem  Zwecke  einen  einheit- 
lichen Armenfonds  bilden. 

Gegen  einen  solchen  Heschluss  ist  der 
Rekurs  an  den  Minister  des  Innern  statt- 
haft, und  auch  in  dem  Falle,  wenn  ein  Re- 
kurs nicht  ergriffen  worden  wäre,  unterliegt 
dieser  Komitatsbeschluss  der  Genehmigung 
des  Ministers  des  Innern. 

§  146  desselben  Gesetzartikels  verpflichtet 
ferner  jede  Gemeinde,  die  Verwaltung  aller 
von  derselben  erhaltenen  wolilthätigcn  und 
Kultusanstalten  regelmässig  zu  überwachen 
und  die  Rechnungen  derselben  jährlich  in 
der  ordentlichen  rrühjahrs-General Versamm- 
lung genau  zu  prüfen. 

Und  endlieh  bestimmt  §  147  dieses  Ge- 
setzartikels, dass  die  Gemeinden  verpflichtet 
sind,  die  in  ihrer  Verwaltung  befindlichen 
Stiftungen  ihrer  Bestimmung  entsprechend 
mit  der  gleichen  Sorgfalt  zu  verwalten  wie 
ihr  eigenes  Vermögen. 

Ueber  den  Stand  dieser  Stiftungen  ist 
jährlich  ein  Ausweis  zu  verfertigen  und  der 
Rechnungsabschluss  der  Generalversamm- 
lung vorzulegen. 

Der  Gesetzartikel  III  vom  Jahre  1875 
über  die  Versorgungs-  und  Krankenver- 
pflegungskosten bestimmt,  dass  diese  Kosten 
zu  tragen  verpflichtet  sind,  insofern  es  die 
Vennögensverhältnisse  gestatten : 

a)  die  Eltern  für  die  Kinder, 

b)  die  Kinder  für  die  Eltern, 
e)  die  Eheleute  gegenseitig, 

d)  der  Dienstgebcr  tür  seine  Bediensteten 
resp.  für  die  Arbeiter  30  Tage  lang. 

Nach  §  7  dieses  GesotzartikeJs  ist  iede 
Gemeinde  verpflichtet,  über  die  Kranken- 
verpfh'guugskosten  der  dort  zuständigen 
unbemittelten  Annen  zu  sorgen  in  dem 
Falle,  wenn  die  oben  Erwähnten  nicht  eru- 
ierbar sind  oder  dieselben  infolge  ihrer 
Verhältnisse  diese  Kosten  zu  tragen  nicht 
im  stände  sind. 

Laut  §  8  ist  es  Pflicht  der  Zuständig- 
keitsgemeinde, die  Versorgungskosten  der- 
jenigen Unbemittelten  zu  tragen,  welche 
zwar  unheilbar,  abor  nicht  gemeingefährlich 
sind;  hierzu  gehören  auch  die  nicht  ge- 
meingefährlichen Blödsinnigen  und  Idioten. 


Endlich  ist  es  laut  §  9  Pflicht  der  Zu- 
ständigkeitsgemeinde, die  in  den  öffentlichen 
Spitälorn  und  Heilanstalten  gepflegten  und 
als  unheilbar  erklärten  unbemittelten  Kran- 
ken zur  weiteren  Pflege  zu  Übernehmen. 
Die  Kosten  dieser  in  (Uesen  Spitälern  und 
Heilanstalten  untergebrachten  Kranken,  iiv- 
sofera  dieselben  aus  dem  Vermögen  der 
Ehehälfte  oder  diese  Kosten  zu  tragen  bo- 
müssigten  Verwandten  nicht  bestritten  wer- 
den können,  fallen  zu  Lasten  der  Zuständig- 
keitsgemeinde. 

Diese  sowie  die  in  den  §§  7  und  8  erwähn- 
ten Kosten  belasten  stets  die  Zuständige 
keitsgemeinde,  und  es  kann  hierzu  weder  die 
Hilfe  des  Knmitats  noch  des  Staates  in 
Anspruch  genommen  werden. 

In  obigem  haben  wir  die  gesetzlichen 
Verfügungen  über  die  Armenpflege  und  da« 
Armenwesen  in  Ungarn  mitgeteilt 

Das  Armen  wesen  gehört  somit  zunächst 
zu  den  Agenden  der  Gemeinde,  es  kann 
aber  auch  in  gewissen  Fällen  die  Unter- 
stützung des  Komitats  und  sogar  des  Staates 
verlaugt  werden.  Die  Gemeinde  ist  aber  in 
den  seltensten  Fällen  im  stände,  dieser 
Pflicht,  nämlich  ihre  Zuständigkeitsannen 
zu  versorgen,  zu  genügen,  denn  hierzu 
fehlen  den  meisten  Gomeiuden  sowolil  die 
materielle  Kraft  als  auch  die  hierzu  not- 
wendigen Organe.  Diese  Versorgung  besteht 
daher  grösstenteils  darin,  dass  den  Armen 
dio  Bewilligung  zum  Betteln  erteilt  wird, 
wodurch  nur  die  Zald  der  Bettler  und 
Landstreicher  vermehrt  wird. 

Sogar  den  vermögenden  Gemeinden, 
wolche  wohl  im  stände  wären,  ihre  Armen 
zu  unterstützen,  fehlen  hierzu  die  Organe, 
welche  notwendig  wären,  damit  diese 
schwere  Aufgabe  erfüllt  werden  könne. 

Alle  administrativen  Agenden  der  Ge- 
meinde in  Ungarn  gehören  in  den  Wirkungs- 
kreis der  Gemeindenotare,  welchen  die  Ein- 
hebung der  Staats-,  Komitats-  und  Gemeinde- 
steuern, die  lokale  und  politische  Admi- 
nistration der  Gemeinde,  die  Vorarbeiten 
zur  Rekrutierung,  Evideozhaltung  der  Mili- 
tlrpflichtigen  etc.  obliegt  Dazu  kommt 
noch,  dass  bloss  1832  sogenannte  Gross- 
Gemeinden  über  ie  einen  Gemeindenotar 
verfügen,  während  die  übrigen  10723  so- 
genannten Kleingemeinden  bloss  2336  Notare 
haben. 

Die  Agenden  der  Gemeinde  in  Bezug 
auf  das  Armenwesen  sind  zweierlei,  je 
nachdem  die  Armen  in  der  Gemeinde  selbst 
erhalten  werden  oder  aber  die  in  der  Ge- 
meinde zuständigen  Armen  anderwärts,  sei 
es  im  In-  oder  Auslande,  verpflegt  werden. 

Die  Ministerial Verordnung  vom  Jahre  1872 
Zahl  8803  bestimmt,  dass  betreffs  der  Pflege 
jener  Krankon,  Findelkinder  und  Schwach- 
sinnigen, welche  sich  in  der  Gemeinde  auf- 
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halten  und  -welche  auf  die  Hilfe  der  Ge- 
meinde angewiesen  sind,  die  Gemeindevor- 
stehnng  im  eigenen  Wirkungskreise  das 
Nötige  zu  veranlassen  hat,  die  Gemeinde 
aber  endgültig  die  Verpfkgungakosten  nur 
in  dem  Falle  zu  tragen  hak  wenn  der  zur 
Gemeinde  Zuständige  wirklich  gana  mittel- 
los ist  und  wenn  der  Betreffende  keine 
Verwandten  hat,  welche  für  ihn  zu  zahlen 
bemüssigt  sind,  oder  wenn  die  Verwandten 
selbst  ganz  unbemittelt  sind. 

Es  steht  natürlich  der  Gemeinde  frei, 
all  jene  Kosten,  welche  die  Gemeinde  be- 
hufe  Versorgung  ihrer  zuständigen  Armen 
zu  tragen  genötigt  war,  auf  dem  Verwal- 
tungswege gegen  diejenigen  geltend  zu 
machen  und  einzutreiben,  die  nach  ihrer 
Genesung  wieder  arbeits-  und  erwerbsfähig 
geworden  oder  aber  die  im  stände  sind,  die 
verursachten  Kosten,  wenn  auch  nicht  auf 
einmal,  so  doch  in  Katen,  zu  bezahlen. 

Die  Gemeinde  hat  die  Pflicht,  ent- 
sprechend dem  oben  citierten  Gemeinde- 
gesetze  sowie  infolge  der  diesbezüglichen 
Verordnung  des  Ministers  des  Innern  die 
armen  Einwohner  der  Gemeinde  zu  unter- 
stützen. Um  nun  aber  dieser  Verpflichtung 
ans  dem  Wege  gehen  zu  können,  versucht 
die  Gemeinde  die  Zuständigkeit  der  Unter- 
stützungsbedürftigen in  Frage  zu  stellen, 
was  zur  Folge  hat,  dass  die  Annen  von 
Gemeinde  zu  Gemeinde  geschickt  werden, 
ohne  öffentliche  Hilfe  zu  bekommen. 

Es  ist  gewiss,  dass  eine  Hilfe  nur  die 
wohlhabenderen  Gemeinden  leisten  können, 
diejenigen,  welche  mit  den  hierzu  notwen- 
digen Mitteln  versehen  sind,  sowie  auch  die 
Städte,  welche  nicht  nur  über  dio  Mittel, 
sondern  auch  über  die  notwendigen  admi- 
nistrativen Organe  verfügen.  Die  Unter- 
stützung erfolgt  meistens  in  Form  von  Geld, 
Lebensmitteln,  seltener  durch  Verabreichung 
der  notwendigsten  Gegenstände. 

Hier  muss  ich  eines  Uebelstandes  Er- 
wähnung thuu,  welcher  darin  besteht,  dass 
es  bei  uns  keine  Arbeitshäuser  wie  in  Eng- 
land, keine  Anstalten  wie  in  Deutschland, 
Oesterreich  und  Holland  giebt,  in  welchen 
gesunde  Individuen,  welche  bar  aller  Exis- 
tenzmittel, untergebracht  werden,  wodurch 
sie  im  stände  sind,  ihr  Brot  auf  anständige 
Art  zu  verdienen.  Die  in  diesen  Anstalten 
Untergebrachten  sind  nämlich  laut  Verein- 
barung verpflichtet,  eine  gewisse  Arbeit  zu 
leisten,  wofür  sie  als  Gegenwert  Wohnung, 
Verpflegung,  eventuell  auch  Geld  bekommen. 
Auf  diese  Weise  könnte  das  Vagabundieren 
hintangehalten  und  die  Leute  an  die  Arbeit 
gewöhnt  werden.  In  Ungarn  ist  es  Aufgabe 
der  Schubhäuser,  sowohl  die  Vagabunden 
als  auch  diejenigen  Armen,  welcho  ohne 
ihr  Hinzuthun  aller  Mittel  bar  sind,  aufzu- 
nehmen.  Der  Mangel  dieser  Arbeitshäuser 


und  Anstalten  ist  täglich  fühlbar,  da 
berufen  wären,  das  Vagabundieren  hintanzu- 
halten. Insbesondere  ist  dieser  Mangel  in 
der  Hauptstadt  Budapest  fühlbar,  wo  viele 
nach  Budapest  zuständige  Vagabunden  eine 
beständige  Gefahr  für  die  öffentliche  Sicher- 
heit sind.  Asyle,  welche  der  Staat  erhält, 
haben  wir  auch  nicht,  in  welchen  gefundene 
Kinder  untergebracht  werden  konnten.  Die 
Wohhhätigkeit  einzelner  hat  zwar  ein  sol- 
ches Asyl  in  der  Hauptstadt  gegründet,  wo 
die  in  Budapest  gefundenen  Kinder  aufge- 
nommen werden.  Die  Städte  und  Gemein- 
den, welche  keine  Kinderasyle  haben,  geben 
die  gefundenen  Kinder  in  Ammenschaft  an 
Personen,  welche  sich  als  Entlohnung  mit 
einer  möglichst  kleinen  Bezahlung  begnügen. 
Diesem  Umstände  ist  es  zuzuschreiben,  dass 
etwa  die  Hälfte  der  in  Ammenschaft  gege- 
benen Kinder  sterben.  Das  Sanitätsgesetz 
(G.A.  XIV  v.  J.  1876)  verpflichtet  zwar  die 
Gemeindeärzte,  die  Kontrolle  über  die  in 
Ammenschaft  gegebenen  Kinder  zu  ühen, 
da  aber  etwa  der  dritte  Teil  der  Ge- 
meinden über  keine  Aerzte  verfügt,  hat 
diese  Vorschrift  des  erwähnten  Gesetzes 
nur  wenig  praktischen  Wert. 

Die  Hauptstadt  sowie  auch  einige 
grössere  Städte  erhalten  Knaben-  und  Mäd- 
chen-Waisenhäuser, und  Überdies  besitzen 
auch  dio  Konfessionen  ähnliche  Institute. 
Dort,  wo  diese  Waisenhäuser  nicht  vorhan- 
den sind,  ist  die  Unterstützung  der  Waisen- 
kinder ähnlich  der  der  gefundenen  Kinder. 

Für  die  moralisch  verkommenen  Kinder 
sind  3  Korrektionshäuser  im  Lande;  und 
zwar  in  Aszod,  Riikospalota  und  Kolozsvar.  In 
diesen  Häusern  werden  auch  die  Verbrecher 
unter  IG  Jahren  untergebracht,  sie  dienen 
daher  sowohl  den  moralisch  Verkommenen 
als  auch  den  Verbrechern  unter  16  Jahren. 

Aus  dem  Gesagten  ist  nun  ersichtlich, 
dass  die  Gemeinde  für  die  Versorgung  resp. 
Verpflegung  der  zuständigen  Armen  aufzu- 
kommen hat;  doch  häufig  ist  sie  nicht  im 
stände,  dieser  ihrer  Verpflichtung  nachzu- 
kommen, daher  sie,  von  ihrem  Rechte  Ge- 
brauch machend,  das  Komitat  behufs  Unter- 
stützung anzugehen  gezwungen  ist 

Um  den  Gemeinden  hilfreich  beistehen 
zu  können,  haben  dio  Komitate  zwei  Wege 
eingeschlagen.  Entweder  haben  sie  Armen- 
fonds errichtet.  Die  Quelle  dieser  Fonds 
bildet  in  erster  Linie  der  Komitatszuschlag, 
welcher  auf  Grundlage  des  Gesetzartikels 
XV  vom  Jahre  1883  eingehoben  wird. 
Dieses  Gesetz  ermächtigt  nämlich  das  Ko- 
mitat, zu  gewissen  im  Gesetze  taxative  auf- 
gezählten direkten  Staatssteuern  für  Vor- 
waltungs-,  kulturelle,  wohlthätige  Zwecke 
bis  3  °.'o  oder  überdies  noch  nach  vorheriger 
Genehmigung  der  Minister  für  Finanzen 
und  für  Inneres  noch  2  °/o,  also  in  Summa 
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einen  öprozentigenSteuerzuscshlag  einzuheben. 
Oder  atier  das  Komitat  hat  die  zu  seinem 
Territorium  gehörenden  Gemeinden  auf 
Grundlage  des  Statuts,  welches  es  als  auto- 
nome Köi|ierschaft  errichtet,  angewiesen, 
in  ihren  Kostenvoranschlägen  jährlich  eine 
gewisse  Summe  zu  Zwecken  des  Armen- 
fouds  zu  prälimiuieren.  Diese  präliruinier- 
ten  Summen  wenlen  seitens  der  Gemeinden 
von  Zeit  zu  Zeit  an  die  Komitatskasse  ab- 
geliefert, woselbst  die  Gelder  fruchtbringend 
angelegt  und  unter  Aufsicht  der  Konutate 
als  Armenfonds  verwaltet  wenlen.  Aus  die- 
sen Fonds  winl  sodann  die  Gemeinde  im 
Bedarfsfälle  zu  Zwecken  ihrer  Annenpflege 
unterstützt. 

Die  Krankenverpflegungskosteu  fallen  in 
den  folgenden  Fällen  zu  Lasten  des  Staates: 
Für  die  Inländer,  deren  Zuständigkeit  nicht 
ermittelt  werden  kann :  ferner  für  die  Oester- 
reicher  oder  Ausländer,  insofern  nach  den 
bestehenden  internationalen  Verträgen  die 
im  Auslände  erkrankten  ungarischen  unbe- 
mittelten Staatsbürger  auch  auf  Kosten  des 
betreffenden  Staates  verpflegt  werden;  und 
endlich  für  die  in  den  dem  Staate  gehören- 
den Kraukenhäusern  in  Verpflegung  stehen- 
den Geisteskranken,  wenn  dieselben  oder 
die  für  sie  zu  zahlen  verpflichteten  Ange- 
hörigen unbemittelt  sind. 

liier  sei  noch  erwähnt,  dass  Gesetzartikel 
III  vom  Jahre  lb7f>  die  Komitate  ver- 
pflichtet, Krankenverpflegungsfonds  zu  er- 
richten, und  dass  §  3  dieses  Gesetzartikels 
den  Komitaten  das  Hecht  einräumt,  zu 
Zwecken  dieses  Fonds  sich  des  Komitnts- 
steuerzusclüagcs  zu  bedienen. 

Ferner  soll  noch  des  Gesetzartikels  XIV 
vom  Jahre  1*1)1  gedacht  wenlen,  welcher 
die  Unterstützung  der  in  Gewerbe-  und 
Fabriksetablissemeuts  Angestellten  bei  ein- 
tretenden Krankheitsfällen  regelt  und  gleich- 
zeitig die  Errichtung  von  Krankenunter- 
stützungskassen  anordnet. 

Es  würde  zu  weit  führen  und  der  zur 
Verfügung  stehende  Kaum  nicht  ausreichen, 
wollte  ich  auch  in  die  Details  dieser  Gesetze 
eindringen ;  hier  seien  nur  <lie  wesentlichsten 
Bestimmungen  erwähnt,  um  dem  Ausländer 
die  iu  Ungarn  diesbezüglich  zu  Keeht  l*e- 
stelienden  Nonnen  vorzuführen.  In  vielen 
wichtigen  Fragen  entbehrt  das  Annenwesen 
gegenwärtig  noch  der  gesetzlichen  Ordnung, 
und  die  Entscheidung  ist  daher  dem  Er- 
messen der  betreffenden  Behörden  anheim- 
gestellt. Doch  hoffentlich  winl  dem  bald 
allgeholfen  werden,  da  die  Kegiening  die 
Kefonu  der  Verwaltung  in  ihr  Programm 
aufgenommen,  und  so  dürfte  denn  die  ge- 
setzliche Regelung  dieser  Fragen  in  nicht 
zu  ferner  Zeit  auf  die  Tagesordnung  gesetzt 
wenleu.  — 

Zum  Schlüsse  will  ich  noch  erwähnen, 


dass  gegenwärtig  im  ungarischen  Abgeord- 
netenhause der  Gesetzentwurf  über  die 
öffentlichen  Krankenverpflegungskosteu  ver- 
handelt wird.  Laut  diesem  Gesetzentwurf 
werden  die  Bestimmungen  des  erwähnten 
Gesetzartikels  III  vom  Jahre  187f> 
Kraft  gesetzt.  —  Die  in  diesem  Gesetzentwi 
enthaltenen  wichtigsten  Bestimmungen  sind 
folgende : 

Zunächst  wird  ausgesprochen,  dass  be- 
hufs gleichmässiger  Verteilung  der  Lasten 
der  öffentlichen  Krankenverpflegungskosten 
ein  Landeskranken  verpf  legungsfonds  errichtet 
wird.  Dieser  Fond  wird  gebildet  aus  dem 
nach  den  direkten  Staatssteueru  cinzuheben- 
den  Steuerzuschlag,  welcher  Steuerztiachlag 
die  Höhe  von  3  °o  nicht  übersteigen  darf. 
Die  Höhe  des  Steucrzuschlages  wird  jähr- 
lich je  nach  dem  Stande  des  Landeskran  ken- 
verpflegungsfonds  durch  das  Parlament  be- 
stimmt. 

Aus  diesem  Landeskrankenverpflegungs- 
fouds  sollen  gedeckt  werden: 

a)  diejenigen  Verpflegungs-  und  Trans- 
portkosten der  iu  den  Spitälern  des  In-  und 
Auslandes  gepflegten  ungarischen  Staats- 
bürger, welche  nicht  zu  Lasten  der  Zu- 
ständigkeitsgemeinde,  der  Krankenunterstüt- 
zungskasse, des  Kranken  selbst  oder  seiner 
Angehörigen  fallen ; 

l>)  die  Kosten  der  für  die  behördlich 
konskribierten  Armen  verabreichten  Medi- 
kamente ; 

c)  die  Verpflegungskosten  der  gefunde- 
nen Kinder  bis  zu  ihrem  7.  Jahre  und 

d)  die  Verpflegungskosten  derjenigen 
Frauen,  welche  in  den  Spitälern  entbunden 
wonlen  sind. 

Ferner  bestimmt  dieser  Gesetzentwurf, 
dass  unbemittelte  Geisteskranke  zu  leisten 
des  Aerars  nur  nach  vorheriger  Erlaubnis 
des  Ministers  des  Innern  untergebracht 
wenlen  können. 

Die  Kranken  Verpflegungsfonds  der  Muni- 
eipien  (Komitate  und  Städte)  bleiben  auch 
weiter  Eigentum  derselben  und  sind  zu 
Zwoekon  der  Spitäler  oder  Irrenanstalteu 
zu  verwenden. 

Jhitkipett.  Singer. 


IV.  Armengesetzgebung  in  Belgien.* 

1.  Geschichtlicher  Rückblick.  2.  Die  gegen- 
wärtig geltende  Gesetzgebung.  (Die  Gesetze 
vom  27.  November  1801.  Bnreaux  de  Bienfai- 
sance.  Erstattungspnicht  der  Gemeinden.  Ün- 
terstützungswohusitz.  Fonds  common.  Unter- 
drückung von  Bettelei  und  Landstreicherei. 
Depots  de  mendicite.  Maisons  de  refuge.  Ecoles 
de  Bienfaisance.) 

*)  Der  Gegenstand  ist  in  der  ersten  Aus- 
gabe des  Handwörterbuchs  von  dem  verstorbenen 
Freiherrn  von  Reitxenstein  bearbeitet  worden. 
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1.  Geschichtlicher  Rück  blick.  Obwohl 
das  früher  in  Belgien  geltende,  auf  der 
deutschreehtlichen  Auffassung  der  Fürsorge- 
pflicht der  Geburtsgemeinde  beruhende  Ar- 
njen])flegcrecht  (Ordonnanzen  Karls  V.  rnm 
7.  Oktober  1531  und  3.  Juni  1538,  Edikt 
Philipps  II.  vom  24.  März  1562  und  Marin 
Theresias  vom  14.  Dezember  1705)  durch 
die  französische  Gesetzgebung  verdrängt 
worden  war.  so  scheint  das  System  dieser 
Gesetzgebung  doch  ebensowenig  hier  wie 
in  Holland  sich  eingelebt  zu  halten :  mit  der 
Abtrennung  von  Krankreich  begann  daher 
eine  Bewegung,  die  auf  die  Wiederannähe- 
rung an  den  früheren  Zustand  gerichtet  war 
und  in  der  Gesetzgebung  des  Königreichs 
der  Niederlande  Itald  ihren  Ausdruck  fand. 
Durch  das  Gesotz  vom  28.  November  1818 
wurde  die  Fürsorgepflicht  der  Gemeinde 
und  die  Verpflichtung  der  Heimatgemeinde 
zur  Erstattung  des  vorläufigen  Aufwandes 
im  Princip  anerkannt.  Die  zum  Erwerb 
des  Unterstützungswohnsitzes  erforderliche 
Frist  wurde  auf  4  Jahre  bemessen.  Eine 
Verordnung  vom  2.  Juli  1S25  belastete  die 
Gemeinden  mit  den  Kosten  des  Unterhalts 
der  in  den  Depots  verwahrten  Bettler,  ohne 
dem  Staate  eine  Verpflichtung  zur  Beteili- 
gung aufzuerlegen :  schon  vorher  —  kgl.  Er- 
lass  vom  7.  Dezember  1K22  —  war  die  Auf- 
lösung der  (nach  der  Gesetzgebung  des  Jahres) 
je  5  für  einen  Kanton  errichteten  Central- 
w  o  h  1 1  h  ä  t  i  g  k  e  i  t  s  h  u  r  e  a  u  s ,  wie  sie  sich 
in  den  Provinzen  Brabant,  Lüttich,  Namur, 
Limburg  und  Hainaut  forterhalten  hatten, 
ausgesprochen  und  die  Errichtung  eines 
eigenen  Bureaus  für  jede  Gemeinde 
angeordnet  worden.  Der  Gedanke  einer 
durch  die  grösseren  Verbände  herzustellen- 
den Ausgleichung  wurde  erst  nach  der 
Abtrennung  von  Holland  durch  die  belgische 
Gesetzgeltung  wieder  aufgenommen.  Es  ge- 
schah dies  zuerst  durch  das  Gesetz  vom  30. 
Juli  1834  über  den  Unterhalt  der  unter- 
stützten Kiuder,  dann  durch  das  Ge- 
mein degesetz  (30.  März)  und  das  Pro- 
vinz i  a  1  g  e  s  e  t  z  (30.  April)  des  Jahres  1836, 
durch  die  in  Ansehung  der  körperlich  und 
geistig  gebrechlichen  Personen  die  Fürsorge 
obligatorisch  gemacht  und  den  Gemeinden 
unter  Beihilfe  der  Provinzen  und  des  Staats 
auferlegt  wurde.  Das  Provinzialgesetz  vom 
30.  April  1836  hat  insbesondere  unter  dio 
obligatorischen  Ausgaben  der  Provinzen,  ab- 


Es  war  nicht  angängig,  diesen  Artikel  umzu- 
arbeiten oder  zu  ergänzen,  da  die  belgische 
Gesetzgebung  durch  die  Gesetze  von  1891  voll- 
ständig verändert  worden  ist.  Der  Artikel  ist 
daher  vollständig  neu  gearbeitet.  Per  frühere 
Artikel  wird  seinen  Wert  als  historische  Ein- 
leitung zu  der  Betrachtung  der  gegenwärtigen 
Gesetzgebung  unverändert  behalten. 


gesehen  von  dem  gesetzlich  diesen  obliegen- 
den Anteil  an  dem  Aufwände  für  die  Findel- 
kinder, die  Kosten  der  Behandlung  der 
armen  Geisteskranken  und  der  in  den  Bettler- 
depots verwahrten  Armen  aufgenommen,  so- 
weit die  Gemeinde  für  unvermögend  erachtet 
wird,  sie  zu  tragen. 

Eine  umfassendere  Regelung  fand  der 
Gegenstand  durch  das  Gesetz  über  den  Unter- 
stützungswohusitz  vom  29.  Februar  1845, 
da»  die  vorläufigen  Unterstützungen  weiter 
ausbildete  und  die  Motive  des  Unterstützungs- 
wohnsitzes neu  ordnete:  die  wichtigste 
Neuerung  bestand  darin,  dass  die  für  den 
Erwerb  des  Unterstützungswohnsitzes  er- 
forderliche Aufenthaltsdauer  auf  8  Jahre  er- 
höht wurde.  Trotzdem  wiederholten  sich 
Klagen  über  die  Härten,  mit  denen  die  An- 
wendung tles  auf  eine  so  lange  Aufenthalts- 
dauer gegründeten  Heimatrechts  verbunden 
sein  musste,  und  über  die  empfindliche  Be- 
lastung der  Gemeinden.  Nach  mannigfachen 
Anläufen  gelang  es,  das  Gesetz  vom  11.  März 
1876  zu  Stande  zu  bringen,  das  die  gesamte 
Materie  zusammenfassend  regelte.  Die  Ver- 
pflichtung der  Gemeinde  wurde  auf  die 
Kosten  der  gesamten  öffentlichen  Armen- 
pflege ausgedehnt:  doch  blieb  diese  Ver- 
pflichtung insofern  subsidiär,  als  die  Leistung 
der  Fürsorge  und  die  Bestreitung  der  Rosien 
in  erster  Linie  den  Spitälern  und  Wohl- 
t  h  ä  t  i  g  k  e  i  t  s  b  n  r  e  a  n  s  obliegen  sollte  und 
die  Gemeinden  nur  zu  Zuschüssen  bei  l'n- 
zulänglichkeit  der  Mittel  verpflichtet  wurden  : 
die  Gemeinden  wurden  ihrerseits  durch 
Provinzial-  und  Slaatsheiträgo  erleichtert. 
Die  zur  Erwerbung  des  Unterstützungswohn- 
sitzes erforderliche  Aufenthaltsdauer  wurde 
auf  5  Jahre  festgestellt;  der  einmal  erworbene 
Unterstützuugswohnsitz  sollte  nur  durch  den 
Erwerb  eines  neuen  Unterstützungswohn- 
sitzes verloren  gehen.  Zur  Beseitigung  der 
beim  Mangel  eines  Unterstfltzungswohnsitzes 
sich  ergebenden  Härten  wurde  bestimmt, 
dass  Findelkinder,  deren  Eltern  unbekannt 
sind,  verlassene  Kinder.  Waisen.  Geistes- 
kranke und  Taubstumme,  für  die  ein  sons- 
tiger Unterstützungswohnsitz  nicht  ermittelt 
werden  kann,  «len  Unterstützung*  wohnsitz 
zwar  in  der  Gemeinde  haben,  in  der  sie 
aufgefunden  worden  sind,  dass  jedoch  in 
diesem  Falle  drei  viertel  der  hosten  zu 
gleichen  Teilen  vom  Staate  und  von  den 
Provinzen  getragen  werden  sollten.  Für 
Hilfsbedürftige,  deren  Eltern  zur  Zeit  ihrer 
Geburt  in  Belgien  nicht  wohnhaft  waren 
und  die  einen  eigenen  Unterstfltzungswohn- 
sitz noch  nicht  erworben  halten,  bildet  den 
Unterstützungswohnsitz  zwar  der  Ort  der 
Geburt;  doch  wird  zu  drei  vierteln  der 
Kosten  der  f  o  n  d  s  c  o  m  m  u  n  herangezogen  ; 
das  gleiche  geschieht  in  Bezug  auf  die 
Kosten  der  Fürsorge  für  diejenigen  Hilfs- 
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bedürftigen,  die  vom  Orte  ihres  Unter- 
stützungswohnsitzes fünf  Jahre  hinter  einan- 
der abwesend  waren,  und  die  Fürsorge  für 
arme  Geisteskranke,  Blinde  und  Taubstumme ; 
an  der  Quoto  der  Kosten,  die  hiemach  den 
Gemeinden  noch  zur  Last  bleibt,  beteiligen 
sich  im  Falle  ihres  Unvermögens  Provinzen 
und  Staat  mit  angemessenen  Beihilfen.  Der 
fonds  commun  ist  eine  durch  das  Gesetz 
von  1876  neu  geschaffene  Einrichtung;  oin 
solcher  Fonds  soll  für  jede  Provinz  gebildet 
und  auf  sämtliche  Gemeinden  der  Provinz 
nach  der  Einwohnerzahl  umgelegt  werden. 
Zu  dem  hiornach  auf  die  einzelue  Gomeinde 
entfallenden  Anteile  haben  Spitäler  und 
Wohlthätigkeitsbureaus  angemessen  beizu- 
tragen. Unmittelbar  unter  der  Verwaltung 
des  Staats  standen  seit  dem  Gesetz  vom 
9.  März  1800  und  des  königlichen  Erlasses 
vom  2.  August  1878  Art  1  die  Bettler- 
depots, die  teils  zur  Verwahrung  bestrafter 
Bettler  und  iAndstreicher,  teils  zur  Auf- 
nahme mit  Zustimmung  der  Gemeindebe-  j 
hörden  des  Unterstützungswohnsitzes  sich 
meldender  Armer  dienon. 

2.  Die  gegenwärtig  geltende  Gesetz- j 
gebung.  Die  Gesetze  vom  27.  November 
1891.  Bureau x  de  Bienfaisanoe.  Erstattungs- 
pflicht der  Gemeinden.  Unterstützungs- 
wohnsitz.  Fonds  commun.  Unterdrückung 
von  Bettelei  und  Landstreicherei.  Depots 
de  mendicite.  Maisons  do  refuge.  Ecoles 
de  Bienfaisam«. 

Das  Gesetz  von  1876  erfuhr  kein  besseres 
Schicksal  als  die  von  1818—1845.  Die  Uebel- 
stätnie,  denen  der  Gesotzgober  hatte  abhelfen 
wollen,  dauerten  fort.  Namentlich  klagten 
die  kleinen  Gemeinden  über  die  aus  der 
langen  Dauer  der  Frist  zum  Erwerb  des 
Unterstützungswohnsitzes  sieh  für  sie  er- 
gebende Belastung.  Mehr  noch  wurde  der 
fonds  commun,  von  dem  man  sich  die  besten 
Ergebnisse  versprochen  hatte,  als  dio  wesent- 
lichste Ursache  des  starken  Anwachsens 
und  der  ungerechten  Verteilung  der  Kosten 
der  Armenpflege  betrachtet  Die  grosse 
Mehrzahl  der  Gemeinden  richtete  dringende 
Klagen  an  dio  Kammern,  um  die  unmittel- 
bare Aufhebung  des  fonds  commun  zu  er- 
langen, damit  dem  Ruin  zalüreieher  Gemein- 
den vorgebengt  werde.  Auch  fehlte  es  an 
genügender  Sicherstellung  derArmeukranken- 
pflege,  da  die  grosse  Mehrzahl  der  Gemein- 
den mit  Spitälern  oder  sonstigen  Kranken- 
pflegeeinrichtungon  nicht  versehen  war.  Be- 
züglich der  döpots  de  mendicite  wurde  es 
als  schwerer  Uebelstand  empfunden,  dass 
auch  Personen,  die  nur  durch  oiue  vorüber- 
gehende Notlage  zum  Betteln  veranlasst 
oder  durch  Gebrechlichkeit  oder  Siechtum 
zur  Aufsuchung  eines  solchen  Unterkommens 
genötigt  waren,  in  die  Depot«  zusammen 
mit  gewohnheitsmäßigen  Bettlern  und  Land- 


streichern aufgenommen  und  wie  jene 
behandelt  wurden,  was  sowohl  mit  erheb- 
licher Härte  verbunden  als  auch  in  sittlicher 
Beziehung  schädlich  war.  Dio  Wahrnehmung 
aller  dieser  Missstände  drängte  zu  einer 
neuen  Regelung  des  gesamten  Armenpflege- 
rechts. Sie  kam  in  lebhafteren  Fluss  durch 
die  Vorlage  des  Justizministers  Le  Jeune, 
die  in  den  Kammereitzungen  von  1888 — 90 
eingebracht  wurde.  Diese  Entwürfe  bewegten 
sich  in  einer  der  modernsten  Richtung  des 
Armenpflegerechts  entsprechenden  Bahn. 
Der  Unterstützungswohnsitz  und  der  Rück- 
griff der  vorläufig  unterstützenden  Gemeinde 
gegen  die  Ileimatgemeinde  sollten  ganz  ab- 
geschafft und  der  Grundsatz  zur  Durch- 
führung gebracht  werden,  dass  die  Fürsorge 
da  endgültig  zu  leisten  sei,  wo  die  Bedürf- 
tigkeit hervorgetreten  sei.  Gleichzeitig  sollte 
der  Gedanke  der  Entlastung  der  Gemeinden 
durch  Beteiligung  grösserer  Verbände  eine 
angemessene  Erweiterung  erfahren.  Doch 
nahmen  die  Kammern  Atistand  an  einer  so 
radikalen  Reform  und  liesson  es  bei  der 
Herabsetzung  der  Frist  für  den  Erwerb  des 
Unterstützungswohnsitzes  und  bei  der  Ein- 
schränkung dos  Rückgriffs  für  gewisse  Fälle 
bewenden.  Aus  den  hierüber  geführten  Be- 
ratungen sind  die  3Gesetze  vom  27.  No- 
vember 1891  hervorgegangen,  die  gegen- 
wärtig das  belgische  Armenpflegerecht  ab- 
schliessend regeln.  Es  sind  dies  die  loi 
sur  l'assistance  publique,  loi  sur 
l'assistance  medicale  und  loi  ponr 
la  repression  du  Vagabondage  et 
de  la  mendicite. 

Auch  nach  Lage  der  gegenwärtigen  Ge- 
setzgebung nimmt  die  Armenpflege  eine 
eigentümliche  Mittelstellung  zwischen  der 
deutschrechtlichen  Gemeindearmenpflege  und 
der  französischen  freiwilligen  Armenpflege 
ein.  In  Art.  1  ist  an  die  Spitze  des  Ge- 
setzes der  Satz  gestellt,  dass  dem  Bedürf- 
tigen die  Hilfe  seitens  derjenigen  Gemeinde 
geleistet  werden  soll,  in  deren  Bezirk  er 
sich  zur  Zeit  der  Bedürftigkeit  befindet. 
Art.  38  enthält  sehr  scharfe  Bestiramuugen 
wegen  etwaiger  Zuwiderhandlung  gegen 
diese  Verpflichtung  durch  Abschiebung; 
jedermann,  der  direkt  oder  indirekt  durch 
Versprechungen,  Drohungen,  Missbrauch  der 
Gewalt  u.  s.  w.  ein  Individuum  zum  Ver- 
lassen eines  Bezirkes  bewegt,  unterliegt  einer 
Geldstrafe  bis  zu  1000  Fr.;  machen  Ver- 
walter öffentlicher  Einrichtungen  sich  solcher 
Handlungen  schuldig,  so  kann  eine  Gefäng- 
nisstrafe bis  zu  drei  Monaten  verhängt  wer- 
don.  Gleichwohl  Ist  die  Verpflichtung  der 
hospices  und  der  bureaux  de  bienfaisano»1 
aufrecht  erhalten  worden,  zmiächst  nach 
Massgabe  ihrer  Mittel,  sofern  diese  nicht 
anderwoit  stiftungsmassig  zu  verwenden 
sind,  die  Kosten  der  Armenpflege  zu  be- 


Digitized  by  Google 


Armen  wesen  (Armengesetzgebuiig  in  Belgien) 


1111 


streiten;  ebenso  haben  sie  zu  den  Lasten 
des  fouds  oonimun  beizutragen.  Sofern  die 
Mittel  jedoch  unzulänglich  sind,  hat  die  Ge- 
meinde subsidiär  mit  den  erforderlichen  Zu- 
schüssen einzutreten. 

Für  die  Organisation  und  Zuständigkeit 
sind  die  älteren  Bestimmungen  massgebend ; 
dies  gilt  namentlich  in  Bezug  auf  die  Ab- 
grenzung ihres  Wirkungskreises;  auch  in 
Belgien  besteht  der  für  Frankreich  geläufige 
Unterschied  zwischen  hospioes  und  hopitaux. 
Ein  bureau  de  hienfaisance  soll  nach  den 
Bestimmungen  des  Gemeindegesetzes  in 
jeder  Gemeinde  errichtet  werden;  die  Ver- 
waltung erfolgt  durch  eine  Kommission,  die 
aus  5  Mitgliedern  bestellt.  Der  Gemeinde 
ist  auf  die  Geschäftsführung  dadurch  ein 
Eiufluss  gesichert,  dass  der  Bürgermeister 
befugt  ist,  an  den  Verhandlungen  mit  be- 
ratender Stimme  teilzunehmen  und  in  ihnen 
den  Vorsitz  zu  führen.  In  Brüssel  sind  die 
Kommissionen  für  beide  Arten  von  An- 
stalten zu  einer  gemeinsamen  Behörde  — 
dem  conseil  des  hospices  et  secours  —  ver- 
einigt. 

Die  selbständige  Stellung  der  Gemeinden 
in  der  Armenpflege  kommt  dagegen  in  einer 
Reihe  anderer  Vorschriften  zum  Ausdruck. 
So  ist  ihr  die  Kostenlast,  die  durch  Ver- 
pflegung und  Heilung  Prostituierter  ent- 
stehen, auferlegt  (Art.  44).  Auch  hat  sie 
die  Kosten  für  die  Internierung  von  Zu- 
hältern, die  in  ihrem  Bezirk  das  Gewerbe 
betreiben,  selbst  dann  zu  bestreiten,  wenn 
die  Betreffenden  den  Unterstützungswohn- 
sitz in  der  Gemeinde  nicht  besitzen  (Art  21 
loi  sur  la  repr.  d.  \\).  Ausserdem  liegt  der 
Gemeinde  die  Einrichtung  eines  armen- 
ärztlichen Dienstes  in  den  Armenbezirken 
ob  (loi  sur  l'ass.  med.,  grat.).  Das  Gesetz 
überlässt  es  hierbei  der  Gemeinde,  ob  sie 
dieser  Verpflichtung  durch  Einrichtung  eines 
Hospitaldienstes  in  ihren  Armenanstalten 
oder  durch  Abschluss  eines  Ueberein- 
kommens  mit  den  Spitälern  in  ihrem  Be- 
zirk oder  mit  königlicher  Genelunigung  mit 
Privatanstalten  nachkommen  oder  den  Dienst 
als  offene  Armeukrankenpflege  organisieren 
will.  Falls  sie  in  der  Erfüllung  dieser  Ver- 
pflichtungen säumig  ist,  ist  die  Regierung 
befugt,  an  ihrer  Stelle  das  Erforderliche  zu 
veranlassen. 

Art  und  Mass  der  Unterstützung  sind 
im  übrigen  an  keiner  Stelle  der  Gesetz- 
gebung näher  bezeichnet,  so  dass,  abgesehen 
von  der  durch  die  Natur  der  Unterstützung 

Sewiesenen  Anstaltspflege,  sich  diese  nach 
en  Verhältnissen  der  unterstützenden  Ge- 
meinde richten,  was  im  übrigen  in  anderen 
Ländern,  selbst  soweit  genauere  Vorschriften 
bestehen,  ebenso  der  rall  ist.  Thatsächlich 
sind  die  Leistungen  auch  in  Belgien  ganz 
überaus  ungleich.  Bedeuteudes  leisten  hierin 


',  raeist  nur  die  grösseren  Städte  und  die  zum 
Teil  mit  hervorragenden  Stiftungen  aus  alter 
Zeit  versehenen  Hospitäler  städtischer  Ge- 
meinden —  wie  /..  B.  Touroai  und  Brügge 
— ,  während  Mass  und  Art  der  Armenpflege 
auf  dem  Lande  sehr  viel  zu  wünschen  übrig 
lassen.  Die  Verteilung  der  Armen  last 
erfolgt  nach  dem  Princip  des  Unterstützungs- 
wohnsitzes  (domicile  de  seoours),  jedoch  mit 
sehr  erheblichen  Einschränkungen  im  Ver- 
hältnis zur  deutschen  Gesetzgebung.  Zu 
erstatten  sind  von  seiten  einer  anderen  Ge- 
meinde nur  die  Kosten  der  geschlossenen 
Krankenpflege,  während  in  der  offenen 
Armenpflege  nur  diejenigen  Kosten  erstattet 
werden,  die  für  die  Familien  der  Verpflegten 
während  der  Dauer  der  Pflege,  ferner  die 
für  Kinder  unter  IG  Jahren  und  für  alte 
j  Leute  über  70  Jahren  erwachsen  sind. 
>  Ausserdem  ist  bei  Personen ,  die  bereits 
länger  als  einen  Monat  in  der  Gemeinde 
|  wohnen,  die  Erstattungspflicht  auf  die  Zeit 
vom  elfteu  Tage  der  Aufnahme  ab  be- 
schränkt und  bei  Arbeitern,  Lehrlingen  und 
Dienstboten,  die  infolge  eines  bei  der  Arbeit 
erlittenen  Unfalles  aufgenommen  sind,  über- 
haupt ausgeschlossen.  Die  Kosten  des  Be- 
gräbnisses von  Seiten  der  Spitäler  werden 
zu  ihren  nicht  erstattungsfähigen  General- 
unkosten gerechnet.  Erstattungspflichtig  ist 
die  Gemeinde,  in  der  eine  Person  den  Unter- 
stützungswohnsitz besitzt.  Dieser  wird  er- 
worben durch  Geburt  oder  durch  drei- 
jährigen ununterbrochenen  Aufenthalt  in 
einer  Gemeinde  nach  vollendetem  21.  Lebens- 
jahre. Die  Ehefrauen  und  dio  Kinder  teilen 
den  Unterstützungswohnsitz  des  Ehemannes, 
des  Vaters  bezw.  der  Mutter.  Eheliche  oder 
legitimierte  Kinder  behalten  zunäclist  den 
Unterstützungswohnsitz,  den  der  sterbende 
Elternteil  zur  Zeit  des  Todes  hatte;  un- 
eheliche Kinder  teilen  den  Unterstützungs- 
wohnsitz der  Mutter.  Der  einmal  erworbene 
Unterstützungswohnsitz  wird  nur  durch  Er- 
werb eines  neuen  verloren.  Durch  Militär- 
dienst und  durch  Eintritt  in  eine  Pflege- 
anstalt wird  der  Aufenthalt  nicht  begonnon. 
Die  Erstattung  ist  von  Innehaltung  einer 
Anzeigefrist  abhängig  gemacht,  bei  deren 
Versäumnis  nur  die  lOtägigen  vor  der  An- 
zeige zurückliegenden  und  später  erwach- 
senen Kosten  erstattet  werden.  Die  Heimat- 
gemeinde kann  die  Rückkehr  des  Unter- 
stützten verlangen,  sofern  es  ohne  Gefahr 
für  die  Gesundheit  geschehen  kann.  Die 
Höhe  der  zu  erstattenden  Kosten  wird  in 
den  hospices  und  den  hopitaux  alljährlich 
durch  königliches  Dekret  festgesetzt  Im 
Gegensatz  zu  der  Vorschrift  des  deutschen 
Geraeindeunterstützungswohusitzes  erkennt 
Art.  37  an,  dass  bei  Verschiedenheit  des 
Kostensatzes  der  in  der  Gemeinde  des  Unter- 
stützungswohnsitzes geltende  Satz  zu  Grunde 
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zu  legen  ist ,  falls  dieser  niedriger  ist  als 
der  für  die  unterstützende  Gemeinde  geltende. 

Die  Beteiligung  grösserer  Verbände  ist 
in  dem  neuen  Gesetz  zweckentsprechend 
fortgebildet.  Der  fonds  cotomiin  int  I bei- 
behalten und  ihm  die  Kostenlast  für  Geistes- 
kranke und  für  bildungsfähige  Taubstumme 
und  Blinde  auferlegt.  Zu  den  Insten  des 
fonds  commun  tragen  der  Staat  und  die 
Provinzen,  für  die  der  fonds  commun  be- 
steht, je  ein  Viertel,  die  Gemeinden,  die  zu 
der  Provinz  gehören,  die  Hälfte  bei.  Doch 
ist  im  Hinblick  auf  die  Besch  worden  nament- 
lich der  kleineren  Gemeinden  über  den 
Umlagcfuss  dieser  dahin  geändert,  dass  die 
Umlage  zur  Hälfte  nach  der  Zahl  der  Ein- 
wohner,  zur  anderen  Hälfte  nach  dem  Ge- 
samterträge der  zur  Deckung  des  Gemeiude- 
bedarfs  erforderlichen  direkten  Steuern  er- 
folgen soll  (Art.  17).  Die  Beiträge  der  Ge- 
meinden sind  in  den  oben  genannten  Grenzen 
durch  die  hospiees  und  die  buroau  de 
bienfaisance  zu  leisten  (Art.  17,  IM).  Der 
fonds  commun  wird  durch  eine  ständige 
Deputation  des  Prorinzialruts  verwaltet.  Die 
Kosten  für  Personen,  die  in  Belgien  einen 
Unterstützungswohnsitz  nicht  besitzen,  und 
ebenso  für  die  Beerdigung  der  vom  Meer 
angeschwemmten  Leichen  trägt  dor  Staat. 

Das  Gesetz  über  die  Unterdrückung 
von  Bettelei  und  Landstreicherei 
gehört  nur  zum  Teil  dem  Gebiet  der  Armen- 
pflege an ;  zum  anderen  Teil  handelt  es  sich 
um  strafrechtliches  Einschreiten  gegen  ar- 
Iteitsfähige  Personen  und  um  die  Zwangs- 
erziehung jugendlicher  Personen.  Doch  ist 
der  Inhalt  des  Gesetzes  auch  in  Bezug  auf 
(üe  Kostenbeteiligung  für  die  Armenpflege 
von  Interesse.  Durch  das  Gesetz  ist  der 
Regierung  die  Verpflichtung  auferlegt,  drei 
Arten  von  Anstalten  einzurichten,  die  unter 
dem  Namen  der  etabki ssemoii  t  s  de 
correction  zu&ammengefa&st  worden.  Es 
sind  1.  depöts  de  mendicite,  2.  mai- 
s o n s  de  r e f n g e ,  cooles  de  bien- 
faisance. Die  depöts  de  mendicite  sind 
ausschliesslich  für  die  Internierung  arbeits- 
fähiger Personen  bestimmt,  die,  statt  durch 
Arbtut  ihren  Unterhalt  zu  erwertien,  gewerbs- 
mässig betteln,  und  für  die,  die  infolge  von 
Müssiggang,  Trunksucht«  Sittenlosigkeit  als 
landstreicher  und  Zuhälter  leben.  Der- 
artige Personen  sind  vor  den  Hichter  zu 
stellen  und  von  diesem  der  Regierung  zur 
Kins|K_'rrung  für  die  Dauer  von  2  bis 'zu  7 
Jahren  zu  überweisen.  Die  maisons  de 
rofuge  sind  als  eine  Art  Zwischending 
zwischen  Arbeitshaus  und  Armenhaus  ge- 
dacht und  sollen  eine  Heimstätte  für  die 
bilden,  die  durch  Alter,  Krankheit  und 
sonstige  Arbeitsunfähigkeit  in  die  I^age  ge- 
bracht worden  sind  zu  betteln.  Eine  Person, 
die  in  solchem  Zustande  beim  Betteln  be- 


troffen  wird,  kann  (pourra  im  Gegensatz 
zu  sera  für  arbeitsfähige  Bettler)  vor  den 
Richter  gestellt  werden,  um  dann  der  Ver- 
waltungsbehörde für  die  Dauer  von  1—7 
Jahren  überwiesen  zu  werden.  Auch  können 
hier  Personen  aufgenommen  werden,  die 
sich  wegen  Bedürftigkeit  freiwillig  Ihu  der 
Gemeinde  zur  Aufnahme  gemeldet  halten. 
Die  cooles  de  bienfaisance  sind  nur  zum 
Teil  das,  was  ihr  Name  besagt,  insoweit 
mänlich  jugendliche  Personen  unter  18  Jahren 
durch  die  Gemeinde  diesen  überwiesen 
werden.  Im  übrigen  sind  sie  für  jugend- 
liche Personen  tiestimmt,  die  wegen  Betteins, 
(jandstreichens  oder  wegen  sonstiger  Ver- 
gehen der  Verwaltungsbehörde  überwiesen 
sind:  im  ganzen  kann  man  sie  mit  dem 
Namen  -»Zwungserziehuugsanstalten«  be- 
zeichnen. Von  den  Unterhaltskosten  für  die 
in  die  depöts  de  mendicite  und  die  maisons 
«le  refuge  aufgenommenen  Personen  tragen 
Provinz  und  Staat  je  ein  Drittel,  während 
das  letzte  Drittel  der  Gemeinde  des  Unter- 
stützungswohnsitzes zur  Last  fällt:  sofern 
die  Gemeinde  des  Aufenthaltsortes  auf  die 
Aufnahme  angetragen  hat,  fallen  dieser  die 
Kosten  zu.  Fehlt  es  an  einem  Uuterstützungs- 
Wohnsitz,  so  tritt  die  Provinz  an  Stelle  der 
Gemeinde.  Handelt  es  sich  um  Insassen 
der  depöts  de  mendicite,  so  sind  die  Kosten 
aus  der  eigentlichen  Kommunalkasse  zu  be- 
streiten.  während  bei  den  Insassen  der 
maisons  de  refuge  die  Beiträge  von  deD 
hospices  und  bureaux  de  bioufaisance ,  wie 
obeu  augegeben,  zu  leisten  sind ;  das  gleiche 
gilt,  wenn  ein  Insasse  der  depöts  de  mendicite 
für  invalide  erklärt  wird.  Für  den  Unter- 
halt der  Zöglinge  der  cooles  de  bienfaisance 
tragen  Staat  und  Gemeinde  und  an  Stelle 
der  letzteren  mangels  eines  Unterstützungs- 
wohnsitzes die  Provinzen  die  Kosten. 

Gemäss  Art.  40  des  Gesetzes  ist  den 
Karamern  alle  drei  Jahre  ein  Bericht  über 
die  Ergebnisse  der  aus  dem  Gesetz  sich 
ergebenden  Massnahmen  zu  erstatten.  Der 
erste  dieser  Berichte  ist  in  der  Kaminer- 
sitzung  vom  HO.  Juni  1JSJJ7  vorgelegt  worden 
und  enthält  genaue  Angaben  über  die  Zahl 
der  in  den  verschiedenen  Staatsanstalten 
von  1H91 — 1S94  aufgenommenen  Personen. 
Der  Bericht  bemerkt  im  Eingang,  dass  der 
bisher  abgelaufene  Zeitraum  zu  kurz  ge- 
wesen sei,  um  schon  jetzt  ein  Urteil  über 
die  Erfolge  des  Gesetzes  zu  ermöglichen. 

Zunächst  hat  sich  die  Zahl  der  Inter- 
nierten wesentlich  vermehrt,  was.  wie  der 
Bericht  bemerkt ,  die  vorausgesehene  und 
gewollte  Konsequenz  der  längeren  Dauer 
der  Iiiterniorung  gewesen  sei.  Daun  ist 
aber  eine  Verminderung  eingetreten,  was 
zum  Teil  auch  damit  zusammenhängt,  dass 
diejenigen,  die  nun  für  längere  Zeit  inter- 
niert waren,  während  dieser  Zeit  keine 
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strafbare  Handlung  begehen  und  daher  von 
neuem  als  Bestrafte  erscheinen  konnten. 
Der  Bericht  ist  gegliedert  entsprechend  den 
3  Arten  von  Anstalten.  Es  sind  vorhanden 
depots  de  mendicite,  maisons  de  refuge  und 
ecoles  de  bienfaisnnee.  Die  depnts  de 
mendicite.  und  maisons  de  rcfiige  sind  in 
denselben  Anstalten  vereinigt,  sie  befinden 
sich  in  Wnrtel-Hoogstraeten-Merxplas  und 
Bruges.  —  Die  Zahl  der  Einlieferungon  be- 
trug 1891  16571,  fiel  1892  auf  12232,  1893 
auf  7803  und  1894  auf  «752.  —  Am  Jahres- 
schiuss  betrug  die  Zahl  der 


181)1 

1892 
1893 
1«»4 


1.  maisons  de  refage 
W.  i  Br.  zusammen 


20I 

25,6 
2 


394 


783 '444| 


497« 
241 1 

3U6 

3227 


2.  d6p<>ts  de 
mendicite 

W.  Br.  zus. 


—  I-  |  517 
3*7642614302 

3942  373  43»5 
4050  402 


43'  5 
4452 


1.  n.  2. 
zusam- 
men 


54» 
&7«3 
7461 
7679 


Wie  sieh  erwarten  Hess,  wird  von  «lern 
maison  de  refuge  ein  verhältnismässig  ge- 
ringer Gebrauch  gemacht:  es  wird  sehr 
schwer  sein ,  dieser  Art  Anstalten ,  so  gut 
sie  gemeint  sind,  den  Charakter  der  Arbeits- 
anstalt fern  zu  halten.  Sie  nähern  sieh 
ihrem  ganzen  Charakter  nach  etwa  den 
deutsehen  I.andarmenanstalten,  die  zugleich 
zur  Aufnahme  von  korrekt ionell  bestraften  Per- 
sonen und  von  <his-  und  landarmen  be- 
stimmt sind.  Durch  königlichen  Erlass  vom 
"1.  Januar  1894  sind  die  Grundsätze  ffir  die 
Arbeit  in  den  Anstalten  festgesetzt  worden, 
aus  denen  folgendes  hervorgehoben  sein 
möge.  Alle  arbeitsfähigen  Personen  sind 
zur  Arbeit  verpflichtet  und  sollen  thunlichst 
in  der  ihnen  gewohnten  Thfltigkeit  liesehäf- 
tigt  werden.  Eine  Beeinträchtigung  der 
Privatindustrie  soll  vermieden  und  daher 
thunliehst  die  Herstellung  von  Gegenständen, 
die  für  die  dem  Justizministerium  unter- 
stellten Anstalten  notwendig  sind,  betrieben 
werden.  Die  Arbeit  soll  thunlichst  der 
wirklichen  Arbeitsleistung  entsprechend  ver- 
gütet und  ein  den  I'nterhaltskosten  ent- 
sprechender Satz  in  Abzug  gebracht  werden. 

In  den  ecoles  de  bienfaisnnce  stellte  sich 
die  Zahl  der  Insassen  auf: 

1891     1892     1893  1894 
928     1242     1048  1251 
davon      79       166      131       227  Mildchen 

Die  Bewegung  für  besseren  Jugendschutz 
ist  gerade  in  Belgien  in  lebhaftem  Flusse, 
wie  namentlich  die  Verhandlungen  des 
Oongri*  International  ergeben,  der  bisher 
in  Antwerpen  1890  und  11S94  2  Sitzungen 
abgehalten  hat. 

1895  ist  eine  Kommission  niedergesetzt 


[  worden .  die  sich  mit  der  Reform  der  Ge- 
setze von  1891  beschäftigen  soll,  die  aber 
bisher  Aber  theoretische  Erwägungen  noch 
nicht  hioausgclangt  ist. 

Quellen  und Litteratnr:  Code  ndminUtratifdc* 

Etafdissrment*  de  Birnfai»nnce,  Umreite*  18.1S. 
—  Hollebaut  <v  de  Uronkel,  llrruril  de* 
arrftes,  rircvlaire*  et  in*truction*  relntij*  nur 
hvreaux  de  birnjaisanee,  ho*pices  et  mimt*  de 
pifti,  de  1880  >i  1879.  Bm  reite*  1880.  —  Loi 
du  14  Mars  1876  «ur  le  dvmirile  de  *ecour*. 
Document*  parlementaire*.  Bmreücs  1870.  — 
A.  de  Save,  Domirüe  de  secimrs,  loi  du  14. 
Mar*  1876  Am  er*  1677.  —  Emminghau*  in 
»einem  Wirk  nlta*  Armt  nireern  und  dir  Armen- 
ge*rt;gebuiuj  in  den  europäischen  Staaten,  Ab- 
schnitt  lirlgicn,  $.  O.tdjT.  und  dir  Abschnitte  in 
Girun,  Droit  mlminittrafif  de  la  Beigigue, 
Bmxrlic*  1881,  Bd.  II,  S.  188 f.  —  ThiJfH. 
Geschirhe  der  \\'ohlthätigkeiisan*laltcn  in  Belgien 
1011  Kurl  d.  (ir.  bis  zum  16.  Jahrhundert,  Her- 
der, Erriburg  im  Breisgau  1887.  —  Die  drei  im. 
Text  genannten  Ctsetse  find  unter  der  Bezeich- 
nung » llnriitneut*  li'ijirhitijuu  nebst  allen  dtxiu 
gehörigen  Entwürfen,  Bcrirfitrn  und  Kummer- 
rrrhnndlungen  in  einem  umfangreichen  Sammel- 
bande rom  .Institut inintcrium  rerüffmtlieht.  — 
Congres  International  pvnr  l'ttude  de» 
guestion*  rrlatire*  au  Pairanage  des  dr'tenu*  et 
ti  la  I'rotectiou  des  Enfaut»  murale  nie  nt  aban- 
dann»*,  Anrer*  1M'().  ■ —  Congre  s  Interna- 
tional pvur  t't'tudc  des  ifuentüms  rrlatire*  au 
J\itn>n<igc  <les  Cundnmne*,  den  Enfaut*  muralr- 
111  rnt  abandonnrs,  des  Vagabund»  rt  de*  Atienr*. 
Anrer*  18'J^.  —  Delattre,  Interjiretation  pra- 
tigue  par  les  trihunaur  de  ptdirr  de  In  loi  du 
Ü7  A7»r.  1S91  pour  la  Beprestion  du  Vagabun- 
dage et  de  la  Mendicite.    BrnrtUe*  1893. 

.Wlnnterherg. 


V.  Armengesetzgebuiig  in  Dänemark. 

Das  Verfassungsgesetz  vom  5.  Juni  1849 
enthielt  im  §  89  (ij  84  im  jetzigen  revidierten 
Grundgesetze  von  1866)  folgende  Bestim- 
mung: »Wer  nicht  sich  selbst  oder  die  Sei- 
nigen ernähren  kann,  ist,  wenn  seine  Ver- 
sorgung keinem  anderen  obliegt,  zur  Hilfe 
von  Seiten  des  Geineinwesens  berechtigt; 
doch  muss  er  sich  den  Verpflichtungen, 
welche  die  Gesetze  in  dieser  Beziehung  vor- 
schreiben, unterwerfen.»    Dieße  ausdrflek- 
!  liehe  Anerkennung  eines  Höchts  fflr  die 
Notleidenden  war  doch   im  wesentlichen 
:  kein  neues  Princip.  insofern  als  es  schon  in 
mehr  als  zwei  Jahrhunderten  sowohl  in 
i  Praxis  als  auch  in  den  Gesetzen  anerkannt 
I  war,  dasa  die  Versorgung  der  wirklich  Not- 
!  leidenden  eine  Pflicht  für  die  bürgerliche 
Gesellschaft  sei :    und  diese   Pflicht  galt 
1  nicht  nur  den  Kindern,  den  Kranken  und 
i  den  Altersschwachen  gegenüber,  sondern 
I  auch  den  »armen  Arbeitsfähigen«  (Instinkt. 
I  v.  26.  Oktober  1708). 
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Während  der  Anspruch  des  Dürftigen 
auf  Hilfe  in  älterer  Zeit  wesentlic  h  als  eine 
Berechtigung  zum  Betteln  aufgebest  wurde, 
fing  man  schon  seit  Anfang  des  IG.  Jahr- 
hunderts an,  das  Betteln  und  Umherstreifen 
der  Dürftigen  als  eine  I>andp)age  anzusehen 
und  bestrebte  sich  von  Zeit  zu  Zeit,  jedoch 
ohne  U-soiideres  Resultat,  das  Betteln  zu 
unterdrücken.  Eine  wirkliche  Organisation 
der  Armenversorgung  wurde  erst  1708  durch 
zwei  Verordnungen  durchgeführt.  Lange 
Zeit  hindurch  war  aber  diese  OrganiKation 
ziemlich  unvollkommen  und  das  Betteln  da- 
her fortwährend  ziemlich  ausgebreitet,  be- 
sonders weil  die  Kinnahmen  des  Armen- 
wesens mir  klein  und  unregelmässig  waren. 
Erst  1762  wurde  in  Kopenliagen  eine  lie- 
sondere  A  r m ensteuer  den  Grundbesitzern 
auferlegt,  und  eine  Verordnung  von  1792 
erklärte,  dass  es  eine  der  Armen  Verwaltung 
der  Sta<lt  obliegende  Pflicht  sei,  sämtliche 
Armen  zu  unterstützen.  Der  in  dieser  Hin- 
sicht von  einer  Kommission  mit  grosser 
Sorgfalt  ausgearbeitete  und  ausführliche 
Plan  vom  1.  Juli  17!»  war  bis  1891  die 
geltende  Grundlage  der  Annen  versorgung 
in  Ko|KM)hagen,  ebenso  wie  die  zwei  sich 
daran  anscliliessenden  Reglements  vom 
5.  Juli  1803  für  die  Städte  und  das  Land, 
und  wurde  durch  das  neue  G.  v.  9.  April 
1891  nicht  wesentlich  verändert.  Die 
eigentliche  Verwaltung  war  indes  schon 
früher  wesentlich  verändert  worden,  indom 
das  Armen weseu  in  Kopenhagen  durch  G. 
v.  4.  März  1HÖ7,  auf  dem  Lande  und  in  den 
Städten  durch  die  GG.  v.  6.  Juli  1807 
und  26.  Mai  1 808  den  K  o  tn  m  u  n  a  1  v  e  r  - 
waltungen  unterstellt  worden  ist  und 
durchaus  als  eine  kommunale  Angelegenheit 
behandelt  wird.  Insoweit  also  das  Annen- 
wesen nicht  besondere  Einnahmen  bewahrt 
hat  (in  Kojienhagen  ist  dies  insofern  der 
Fall,  als  noch  l  'i  °/o  der  Kaufsunimen  für 
Häuser  in  der  Stadt  (189:V.  ca.  60000  Kr.) 
und  eine  Abgabe  von  Schauspielen  u.  a. 
Darstellungen,  für  Inläuder  fi^'o,  für  Aus- 
länder 10  °  o  der  Bmttoeinuahmo  (1895:  ca. 
100  (XX)  Kr.)  nebst  einigen  Geldbussen  u.  dergl. 
(ca.  2000  Kr.)  als  »besondere  Einnahmen« 
des  Armenwesens  aufgeführt  werden;  da- 
neben besteht  ein  besonderes  Legatkapital 
von  ca.  IVj  Mill.  Kr.;  dio  Zinsen  von  ca. 
1,11  Mill.  Kr.  gehören  zu  den  »besonderen 
Einnahmen«,  während  die  übrigen  zu  Unter- 
stützungen ausserhalb  des  Armenwesens 
verwendet  werden),  müssen  die  Ausgaben 
ganz  wie  alle  anderen  kommunalen  Ausgaben 
gedeckt  werden. 

Das  scheinbar  so  humane  Princip,  allen, 
die  sich  selbst  für  dürftig  erklären,  ein 
Recht  zur  Unterstützung  zuzuerkennen,  hat 
notwendig  dazu  führen  müssen,  diese  Unter- 
stützung   so    knapp    und    unter  solchen 


Bedingungen  zu  geben,  dass  wirklich  nur 
die,  welche  Arbeit  nicht  finden  können, 
ihre  Zuflucht  zur  Armenversorgung  nehmen. 
Die  Aufgabe,  die  11.  a.  durch  den  Plan  von 
1799  dem  Armenwesen  gestellt  war,  durch 
rechtzeitige  Hilfe  der  Not  vorzubeugen  und 
den  Arbeitsfähigen  in  solchen  Stand  zu  ver- 
setzen, dass  er  später  sich  und  die  Seinigen 
sellist  unterhalten  könne,  hat  man  daher 
nach  uud  nach  den  privateu  Hilfevereinen 
überlassen  müssen,  und  während  man  einer- 
seits die  Unterstützung  auf  einen  dürftigen 
Unterhalt  hat  beschränken  müssen,  hat  man 
andererseits  den  Arbeitsfähigen  diesen  Unter- 
halt als  Regel  nur  in  Arbeitsanstalten  zu- 
geteilt.   Dies  ist  besonders  in  den  Land- 
distrikten der  Kall ;  man  sondert  da  zwischen 
»Armenhäusern«,  welche  für  die  »festen 
Armenhäusler«,  also  Altersschwache,  Kranke 
und  Invalide  nebst  Kindern  bestimmt  sind 
(meistens  kleine  Häuser,  jedes  für  eine  Ge- 
meinde bestimmt;  von  solchen  gab  es  1879 
in  den  ca.  1700  Gemeinden  1631  mit  ca. 
10400  Bewohnern)  —  und  »Armen-  oder 
Arbeitshöfe«,  grössere  Anstalten, gemein- 
schaftlich für  melirere  Gemeinden  und  haupt- 
sächlich dazu  bestimmt,    dio  einstweilen 
dürftigen  Personen  oder  Familien  aufzu- 
nehmen und  zu  beschäftigen;  von  solchen 
gab  es  1879  270,  die  grösstenteils  in  den 
letzten  20  Jahren  aufgeführt   waren  und 
ebenfalls  ca.  10400  Personen  aufnehmen 
können,  als  Regel  aber  nur  53 — 6000,  zum 
Teil  wechselnde,  Bewohner  haben.  Uebrigens 
wird  das  geltende  Recht  und  dio  bestehende 
Praxis,  die  Armenversorgung  betreffend,  in 
folgenden  Bestimmungen  des  G.  v.  9.  April 
1891  angegeben:  »Die  Armen  werden  ent- 
weder durch  Unterstützung  in  ihrer  Wohnung 
j  oder  durch  Unterbringung  zur  Pflege  in 
Privatfamilien   oder   durch  Aufnahme  in 
öffentliche  Anstalten  versorgt.    Es  ist  ver- 
boten, die  Armen  in  der  Weise  zu  versorgen, 
dass  man  sie  den  Bewohnern  in  der  Kom- 
mune der  Reihe  nach  zur  Pflege  überläset 
oder  ihre  Versorgung  einzelnen  Bewohnern 
nach  öffentlicher  Licitation  übergiebt«  (§  28). 
»Die  Armenverwaltung  soll  dafür  sorgen, 
dass  die  Dürftigen  das  zum  Unterhalt  Not- 
wendige nicht  vermissen  sowie  im  Falle 
der  Krankheit  die  gehörige  Kur  und  Pflege; 
übrigens  l>estimmt  sie  aber,   in  welcher 
Weise  dio  Versorgung  jedes  einzelnen  Armen 
geschehen  soll.  Wer  sich  zur  Unterstützung 
in  der  eigenen  Heimat  nicht  eignet,  den 
kann  die  Annenverwaltung  zum  Unterhalte 
in  eine  Versorgungsanstalt  (Armenhaus,  Ar- 
menhof, Arbeitsanstalt)  verweisen.    Mit  Zu- 
stimmung des  Arztes  kann  sie  jeden,  der 
im  Falle  der  Krankheit  hilfebedürftig  ist,  in 
einem  Krankenhaus  oder  in  der  Krankenstube 
einer  Versorgungsanstalt  anbringen«  (§  29). 
«Kinder,  welche  nicht  zusammen  mit  den 
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Eltern  versorgt  werden,  sollen  zuverlässigen 
Pflegeeltern,  wenn  solche  sich  finden  lassen, 
zur  Pflego  übergeben  werden  und  sonst 
nach  dem  G.  v.  20.  April  1888  über  Auf- 
sicht mit  Pflegekindern  in  Pflegeanstalten 
angebracht  werden.  Nach  dem  Ausscheiden 
aus  der  Schule  werdon  sie  in  Dienst  oder 
in  Iiehre  gesetzt,  bleiben  aber  bis  zum  18. 
Jahre  unter  Aufsicht  der  Armenvcrwaltuug. 
In  Versorgtlugsanstalten,  wo  würdige  alte 
oder  schwache  Personen  angebracht  werden, 
die  nicht  oder  nur  in  geringem  Grade  ar- 
beitsfähig sind,  oder  wo  Kinder  erzogen 
werden,  dürfen  Personen,  die  durch  Unver- 
träglichkeit, Faulheit,  Trunksucht  oder  andere 
Unordnung  stören  und  sclüechtes  Beispiel 
geben,  nicht  hingesetzt  werden,  es  sei  denn, 
dass  sie  ganz  al>gesondert  von  jenen  gehalten 
werden«  ^§  30).  »Die  Armenverwaltungen 
ausser  in  Kopenhagen  sind  mit  Rücksicht  auf 
die  Weise,  in  der  sie  die  Armen  versorgen, 
der  Aufsicht  der  Oberobrigkeit  unterworfen« 
(§  31).  Noch  muss  bemerkt  werden,  dass 
der  Schulunterricht  auf  dem  Lande  für  alle 
Kinder  gratis  ist ;  in  den  Städten  werden 
die  Kinder,  welche  unter  das  Armenwesen 
gehören,  in  den  »Freischuleu«  angebracht, 
in  welche  jede  tinbemittelte  Famdio  Uire 
Kinder  setzen  kann;  liegendere  in  Kopen- 
hagen ist  der  Unterricht  in  diesen  Schulen 
—  die  1895  von  ca.  24000  Kindern  gegen 
1 1  300  in  den  kommunalen  ßczaldungsscnulen 
besucht  werdon  —  sehr  gut. 

Als  Gegengewicht  gegen  das  fast  unbe- 
schränkte Recht  zur  Annenversorgung  liat 
das  Grundgesetz  von  1849  §  35  (jetzt  §  30) 
bestimmt,  dass  der,  welcher  Unterstützung 
vom  Armen  wesen  geniesst  oder  genossen 
hat,  die  nicht  entweder  nachgegeben  oder 
ztuiick  bezahlt  ist,  kein  Wahlrecht  zum 
Reichstage  hat.  Weiter  kann  unter  gleichen 
Verhältnissen  der  Mann,  der  in  den  letzten 
5  Jalireu  Unterstützung  bekommen  hat, 
nicht  heiraten.  Diese  Wirkungen  treten 
nicht  ein  bei  den  Unterstützungen,  welche 
als  »freie  Armenhilfe*  aus  der  durch  G.  v.  8. 
März  1856  errichteten  »Armenkasse» 
denen  zugeteilt  werden,  welche  in  einer 
oder  der  arideren  Beziehung  hilfsbedürftig 
sind  und  sich  noch  nicht  unter  die  öffent- 
liche Armen  Versorgung  gegeben  hal>en.  Diese 
in  jeder  Gemeinde  bestehende  Kasse  hat 
als  Einnahmen  nebeu  ein  paar  kleineren 
Abgaben  nur  freiwillige  Gaben,  besonders 
dio  in  den  Kirchen  eingesammelten. 

Die  Versorgungspflicht  liegt  der  Kommune 
ob,  in  welcher  der  Betreffende  festen 
Aufenthalt  in  den  letzten  5  Jahren  gehabt 
hat  (V.  v.  24.  Januar  1844),  und  wenn  er 
dies  nicht  gehabt  hat,  seinem  Geburtsorte. 
Die  Frau,  auch  dio  separierte  (nicht  die 
geschiedene),  folgt  ihrem  Manne.  Bis  zum 
18.  Jahre  sind  Kinder  in  der  Heimatskom- 


mune der  Eltern  (uneheliche  Kinder  in  der 
der  Mutter)  zur  Versorgung  berechtigt.  Für 
Ausnahmefälle  sind  sehr  detaillierte  Regeln 
gegeben.  Diese  Bestimmungen  haben  nicht 
selten  zu  Missbräuchen  Anlass  gegeben,  be- 
sonders in  der  Richtung,  dass  eiue  Kom- 
mune, in  welcher  eine  Person,  die  später 
Anspruch  auf  Versorgung  machen  konnte, 
Aufenthalt  in  ca.  4  Jahre n  gehabt  hat,  ihr 
Unterstützung  giebt,  damit  eine  neue  Periode 
von  5  Jahren  anfangen  könne. 

Ein  in  den  Jalireu  1872 — 73  nach  Ein- 
stellung eiuor  1869  zur  Untersuchung  der  be- 
treffenden Fragen  gebildeten  Kommission  von 
der  Regierung  dem  Reichstage  vorgelegter 
Vorschlag  zu  einem  allgemeinen  Armenge- 
setz wurde  nicht  durchgeführt.  Im  Oktober 
1889  hatte  die  Regierung  wieder  einen 
solchen  Vorschlag,  der  zuuächst  eine  Kodi- 
fikation der  schon  geltenden  Bestimmungen 
war,  unterbreitet;  unter  den  Neuerungen, 
die  dieser  Vorschlag  in  einigen  Richtungen 
einführte,  muss  hervorgehoben  werden,  dass 
dio  Versorgung,  welche  einer  nicht  be- 
straften Person  oder  deren  Familie  erst 
nach  dem  60.  Jahre  zugeteilt  wird,  nicht 
als  Armenhilfe  mit  deren  Wirkungen  be- 
trachtet werden  sollte,  wenn  der  Betreffende 
in  den  letzten  10  Jahren  Mitglied  einer  an- 
erkannten Krankenkasse  gewesen  ist.  Diese 
letzte  Bestimmung  veranlasste  unter  den 
Verhandlungen  im  Reichstage  die  Aus- 
arbeitung eines  besonderen  Gesetzes  über 
»Altersversorgung  würdiger  Dürftigen  ausser 
dem  Armenwesen«  und  verschwand  damit 
aus  dem  Armengesetze.  Dies  wurde  erst 
im  Frühjahr  1891  durchgeführt  und  emanierte 
als  G.  v.  9.  April  1891.  Dies  Gesetz,  das 
sehr  ausführliche  Vorschriften  über  die 
Unterstützungspflicht,  den  Erwerb  und  Ver- 
lust des  Unterstützungswohnsitzes,  die  Aus- 
übung der  öffentlichen  Armenpflege  etc. 
enthält,  während  es  sich  dagegen  nicht  auf 
die  Organisation  der  Armenbehördon  und 
die  Aufbringung  der  für  die  öffentliche 
Armenpflege  erforderlichen  Mittel  bezioht, 
modifizierte,  da  sein  Hauptzweck  eine  Kodi- 
fikation der  geltenden  Regel  war, 
nur  in  einigen  Punkten  und  zwar,  um 
noch  inelir  human  zu  raachen. 

Geändert  ist  das  frühere  Recht  nament- 
lich insofern,  als  durch  das  G.  v.  1891  §  67 
dio  besondere  Verpflichtung  der  Gemeinde« 
in  Bezug  auf  Krankenpflege  der  Personen, 
welche  drei  3Ionate  ununterbrochen  sich  in 
ihnen  aufgehalten  haben,  sowie  der  Dienst- 
boten aufgehoben  worden  ist  Ferner  sind 
die  Ausländer  nicht  mehr  wie  früher  den 
Inländern  gleichgestellt.  Den  Unterstützungs- 
wohnsitz können  vielmelir  nur  Inländer  er- 
werben, sofern  nicht  durch  völkerrechtlichen 
|  Vertrag  unter  Gewährung  der  Gegenseitig- 
I  keit  die  Angehörigen  eines  fremden  Staatos 
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den  Inländern  gleichgestellt  werden  (§  23). 
Endlich  sei  darauf  hingewiesen,  dass  die- 
jenige Gemeiude.  in  welcher  die  Hilfsbe- 
dürftigkeit einer  Person  hervortritt,  zu  deren 
vorläufiger  Unterstützung  verpflichtet  ist, 
gegen  die  Gemeinde  des  Unterstützungs- 
wohnsitzes aber  nur  einen  Anspruch  auf 
Erstattung  von  drei  Vierteilen  ihrer  Aus- 
lagcn  hat.  Einen  Ersatz  der  Ausgalien  für 
den  Ar/t  und  die  Hebamme  sowie  der  Be- 
gräbniskosten kann  ülterhaupt  nicht  ge- 
forrlert  werden  (§if  43— 55).  Auch  das 
Ke<*ht.  die  Ueberführung  eines  Hilfsbedürf- 
tigen in  die  Gemeinde  des  Unterstützungs-  1 
Wohnsitzes  zu  fordern,  ist  vielfach  be- 
schränkt (5}$    1  ~r*7 ). 

Einen  wichtigen  Teil  der  Gesetzgebung  '■ 
von  1MU  und  eine  Ergänzung  des  Armen- 
gesetzes bildet  das  am  gleichen  Tage  mit 
diesen  erlassene  tiesetz  über  ilie  Alters- 
versorgung. Hiernach  haben  Personen, 
die  das  00.  I>bensjahr  vollendet  halten  und 
hilfsbedürftig  werden,  einen  Anspruch  auf 
Altersversorgung,  die  an  die  Stell*'  der 
rnterstützung  durch  die  öffentliche  Armen- 
pflege tritt.  Weitere  Voraussetzungen  sind  : 
1)  dass  die  Person  nicht  wegen  einer  ent- 
ehrenden Handlung  verurteilt  worden  ist. 
sofern  sie  die  bürgerlichen  Ehrenrechte  nicht , 
wieder  erlangt  hat:  2|  dass  die  Hilfsbedürf- 
tigkeit  nicht  selbstverschuldet  «»der  durch  j 
l  eberlassimg  des  Vermögens  an  die  Kinder 
rtler  andere  Personen  verursacht  worden  ist  ; 
3>  dass  die  Person  wähnend  der  letzten  zehn 
Jahre  in  Dänemark  sich  aufgehalten  und 
nicht  aus  öffentlichen  .Mitteln  Armenunter- 
stützung erhalten  hat.  Auf  Auslander  be- 
zieht sich  das  Gesetz  nicht.  Die  Alters- 
versorgung l)esteht  in  der  Gewährung  des 
notwendigen  I/dtcnsttedarfos  sowie  in  Kur 
und  Pflege  im  Kalle  der  Erkrankung.  Sie 
kann  in  Gold  oder  in  Naturalien  oder  in 
den  hierzu  geeigneten  Fällen  durch  Auf- 
nahme in  eine  Anstalt  geleistet  werden. 
Jedoch  darf  niemand  gegen  seinen  Willen 
in  ein  Armenhaus  verbracht  werden.  Die 
Altersversorgung  wird  in  der  Hegel  solange 
gewährt,  als  die  Hilfsbedürftigkeit  dauert. 
Sie  fällt  aber  fort,  wenn  die  Person  wegen 
einer  entehrenden  Handhing  verurteilt  wird 
<nler  eine  Ehe  schliesst  und  dadurch  einer 
grösseren  Unterstützung  bedürftig  wird. 
I'eber  den  Antrag  auf  Altersversorgung  und 
deren  Botrag  liat  die  Kommunalbohörde  des 
Aufenthaltsortes  Beschluss  zu  fassen,  gegen 
welchen  Beschwerde  au  die  höhere  Ver- 
waltungsbehörde |  Amtmann)  zulässig  ist. 
Nur  die  Kommunalhchörde  kann,  wenn  der 
Beschwerde  durch  deren  Entscheidung  statt- 
gegeben wird.  Rekurs  an  das  Ministerium 
des  Innern  einlegen.  Die  Gerichte  sind  nicht  [ 
zuständig.  Zur  Leistung  der  Altersunter- 1 
Stützung  ist  die  Aufenthaltsgemeinde  ver-  i 


pflichtet,  jetloch  hat  sie  einen  Anspruch  auf 
Ersatz  von  drei  Vierteilen  ihrer  Aufwen- 
dungen gegen  die  Gemeinde,  in  welcher 
der  Unterstützte  seinen  Unterstützungswohn- 
sitz hat.  Der  Staat  alter  gewährt  einen  Zu- 
schnss,  dessen  Gesamtbetrag  indes  jährlich 
2  Millionen  Kronen  nicht  übersteigen  darf. 
Insoweit  dieser  Betrag  wicht,  wird  den  Ge- 
ineinden hieraus  die  Hälfte  der  von  ihnen 
gemachten  Aufwendungen  ersetzt.  Heicht 
der  Betrag  hierzu  nicht  aus.  so  wird  er 
nach  Verhältnis  der  von  den  einzelnen  Ge- 
meinden gemachten  Aufwendungen  verteilt, 
darf  alter  niemals  die  Hälfte  derselben  über- 
steigen. 

Das  Gesetz  hat  demnach  nur  in  eigen- 
tümlicher Weise  einen  Zweig  der  öffent- 
lichen Armenpflege  ausgestaltet,  es  steht 
grundsätzlich  auf  ganz  anderem  Boden  als 
die  deutsche  AltersveiMeherung.  Die  Alters- 
versorgung des  dänischen  Gesetzes  unter- 
scheidet sich  von  der  öffentlichen  Armen- 
pflege im  wesentlichen  nur  dadurch,  dass 
mit  ihr  eine  Minderung  der  Hechtstellung, 
welche  diese  im  Gefolge  hat.  nicht  ver- 
bunden ist  und  dass  eine  Aufnahme  in  eine 
Armenanstalt  gegen  den  Willen  des  Be- 
treffenden nicht  stattfinden  darf.  Weiler  ist 
ein  rechtlich  geschützter  Anspruch  auf 
Altersversorgung  gegelten  uoch  ist  der  Be- 
trag der  zu  gewährenden  Unterstützung  ge- 
setzlich bestimmt.  Wohl  aber  Itodeutet  das 
Gesetz  die  Unternähme  eines  Teils  der  Ar- 
menlast auf  die  Staatskasse,  indem  der  Staat 
bis  zu  2  Millionen  Kronen  einen  Zusehnss 
zu  den  Kosten  der  Altersversorgung  ge- 
währt. 

Der  Umfang  der  Armen  Versorgung  bis 
lSOl  wird  durch  folgende  Zahlen  charakte- 
risiert. In  Kopenhagen  war  die  tägliche 
Durchschnittszahl  der  Versorgten  D*86  bis 


Unter  fester 
Versorgung 

Vorüber- 
gehend 

Zusammen 

in  ei- 
gener 
Woh- 

in Ar- 
men- 
anatal- 

in  ei- 
gener 
Woh- 

in Ar- 
men- 
anstal- 

Beviä- 
ker- 

nung 

ten 

nung 

ten 

r  uwr 

IHK« 
18H8 
18110 

4  749 

5  349 
5  904 

1  776 

1  797 
1  Soy 

1858 
1  604 

1&97 

1  044 

1  062 
1  221 

9  427 
9812 
10631 

3Ö9 

Die  jährlichen  Ausgaben  für  das  Arnien- 
wesen  in  Kopenhagen  waren  in  diesen  drei 
Jahren  —  abgesehen  von  Ausgaben  zu  Neu- 
bauten —  1195000  bezw.  1246000  bezw. 
13Ö7O0O  Kr.  (l.r>,8,  15,4,  15,7  °o  der  Gesamt- 
ausgalten der  Stadt).  Ausserdem  bestehen 
in  Kopenhagen  50  milde  Stiftnnpen 
mit  1771  freien  Wohnungen  und  ca.  120« 
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zu  niedrigerer  Miete,  eine  Masse  Legat- 
kapitale für  Dürftige,  deren  Zinsen  1  Mil- 
lion Krön on  übersteigen,  und  eine  Menge 
wohltbätiger  Vereine,  die  sehon  in  der  Mitte 
der  70er  Jahre  jahrlich  ca.  800  000  Kr. 
verteilten,  jetzt  gewiss  mehr  als  1  Mill.  Kr. 
Im  ganzen  wurde  1876  gerechnet,  dass 
mehr  als  4  Mill.  Kr.  jährlich  den  Dürftigen 
Kopenhagens  als  Unterstützung  zufliessen: 
jetzt,  da  die  Bevölkerung  weit  mehr  als 
50  °  o  gestiegen  ist,  darf  diese  Zahl  gewiss 
auch  iuii  50  °o  erhöht  werden. 


Die  hier  mitgeteilten  Zahlen  gelten  der 
(Kommune  Kopenhagen  (1805 :  333  Ol  M) 
Einwohner),  nicht  zugleich  der  anstossenden 
Vorstadt  Frederiksberg  (mit  5600t»  Ein- 
wohnen)) oder  den  anderen  Vorstädten  (mit 
ca.  18000  Einwohnern). 

Ausser  der  Kommune  Kopenhagen  waren 
die  Nettoausgal>en  (d.  h.  abgesehen  von 
Ausgaben  zu  Neubauten)  in  den  Städten 
und  in  den  I^anddistiikten  (welche  auch 
Frederiksberg  und  die  anderen  Vorstädte 
Kopenhagens  umfassen)  folgende: 


1886 
1888 
1890 


Städte 

948000  K. 
986000  „ 
1073000 


Landdistrikte 
4  501  000  K. 
4753000  .. 
5034000  ., 


Kopenhagen 
1  196000  K. 
1  246  000  ,, 
1357000  .. 


Zusammen 
6645  000  K. 
6  984  000  ,, 
7464000  .. 


Die  Gesamtsumme  stieg  also  von  1886 
bis  1888  um  5,1  °o,  von  1H88— 90  um 
6.8  °o,  von  1886  -  90  um  12,3  °  o. 

Die  Altersversorgung,  welche  durch 
das  Oesetz  v.  9.  April   1Ö91  eingeführt 
wurde,  brachte  eine  Veränderung  in  diesem 
Verhältnis.    1891—94  gingen  die  Ausgaben 
der  Kommunen  zum  Armenwesen  recht  be- 
deutend zurück,  indem  ein  Teil  der  Dürftigen 
jetzt  durch  Altersversorgung  geholfen  wurde. 1 
Von  7  461 000  Kr.  war  die  Gesamtausgabe  ' 
der  Kommunen  1894  auf  6741  OOo  Kr.  ge-; 
sunken  —  also  um  723000  Kr.,  die  Brutto-  j 
ausgabeu  al>er  sogar  um  885  OOO  Kr.  Setzt  | 
man  aber  voraus,  dass  die  Ausgaben  ohne 
die   Einführung  der  Altersversorgung  im 
selben    Verhältnis    wie   bisher   gestiegen ! 
wären,  so  würden  die  Ausgaben  der  Kom- 
munen zum  Armenwesen  ca.  1644<JOO  Kr. 
grosser  gewesen  sein,  als  sie  faktisch  waren. 
Auf  der  anderen  Seite  hat  die  Altersversor- 
gung i.  J.  1894  eine  Gesamtausgabe  von  3.2 
Mill.  Kr.  mit  sich  geführt:  davon  hat  der 
Staat  die  1,6  Mill.  Kr.  bezahlt,  die  Kommunen 
selbst  also  1.6  Mill.  Kr. 

Rechnet  man  indessen  den  faktischen 
Heruntergnng  der  Ausgaben  zum  Armen- 
wesen als  Minimum  des  Ersparnissse  der 
Kommunen,  die  oben  genannten  1644000; 
Kr.  als  Maximum  und  nimmt  man  die 
Mittelzahl  als  das  wahrschei n  1  iche  Er- 
sparnis der  Kommunen  an,  so  ergiebt  sich 
für  die  drei  Gruppen  der  Kommunen  folgendes 
Resultat :  Die  Ijandkommunen  haben  ca. 
1  Mill.  Kr.  in  Armenausgaben  erspart  und 
ca.  1  Mill.  Kr.  zur  Altersversorgung  aus- 
geben müssen :  die  Veränderung  hat  ihnen 
also  nichts  gekostet ,  während  der  Staat 
jetzt  1  Mill.  Kr.  unter  den  Dürftigen  der 
Ijandkommunen  verteilte.  Die  gesamte  Aus- 
gabe zur  Altersversorgung  in  den  Land- 
kommunen war  nämlich  1894  2  000000  Kr., 
wovon  der  Staat  die  Hälfte  bezahlte.  Kopen- 
hagen hat  ca.  150000  Kr.  erspart,  aber  ca. 
300000    zur  Altersversorgung 


müssen  (ausser  3WhiOO  Kr.  vom  Staate 
refundiert),  und  die  anderen  Städte  haben 
ebenfalls  300000  Kr.  (ausser  300000  Kr. 
refundiert)  ausgel>en  müssen.  alx?r  nur  ca. 
100  000  Kr.  an  Ausgaben  zum  Armenwesen 
erspart. 

Litteratar:  TourbU,  iXinurht*  Armemechl,  2. 
Awtyabe,  (mit  Uebrrnetzttmjen  der  beiden 

ÜJi.  r.  u.  April  ixui).  —  C.  Trap,  in  Jahrb. 
f.  Xu.  u.  .Hot.  ,i.  F.  lid.  .5  (itiUJt,  S.  70f. 

William 


VI.  Armengesetzgebung  in 
Frankreich.*) 

I.  Geschichtlicher  Rückblick.  Cha- 
rakter der  Armenpflege.  II.  Die  Ein- 
richtungen der  Armenpflege.  A.  Fa- 
kultative Armenpflege.  Spitäler  und 
Wo  hl  t  hat  igkeitsliureaus.  1. Gemeinsame«. 
2.  Wirkungskreis  der  Spitäler.  3.  Wirkungskreis 
der  Woblthätigkcitsbureaus.  B.  Oef f entl iche 
Armenpflege.  1.  liiireaux  d*assistance.  2. 
Die  Departements,  a)  Die  Fürsorge  für  Kinder, 
b)  Irrenpflegc.  c)  Hettlerdepofc».  Reisennter- 
sttttzangen.  Armenpolizei,  di  Leistungen  auf 
Grund  autonomer  Beschlüsse.  3.  Der  Staat. 
III.  Armenlast  und  U  uterstüti nngs- 
wohusitz.  IV.  Obero  Leitung  uud  Auf- 
siebt. V.  Private  Armenpflege.  VI. 
Das  Office  Central.  VII.  Das  Äriueu- 
wesen  der  Stadt  Paris.  VIII  Zustände 
und  Reformbestrebnngen. 


*)  Die  Armengesetzgebung  Frankreichs  ist 
seit  Erscheinen  der  ersten  Ausgabe  des  Hand- 
wörterbuchs durch  das  Gesetz  von  1893  in  we- 
sentlichen Stücken  verändert  worden.  Es  ge- 
nügt« daher  nicht,  den  früheren,  von  dem  ver- 
storbenen Freihemi  von  Reitzeustein  herrühren- 
den Artikel  zu  ergänzen ;  vielmehr  war  in  vielen 
Punkteu  eine  vollständige  Umarbeitung  not- 
wendig. 
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1.  Geschichtlicher  Rüchblich. 
Charakter  der  Armenpflege. 

Frankreich  gehörte  bis  zum  Jahre  1893 
*ii  der  Gruppe  romanischer  Jjänder,  die  oine 
öffentliche,  auf  Zwangspflicht  beruhende 
Gemeindearmenpflege  nicht  kannten.  Es 
hängt  dies  mit  den  durch  die  Reformation 
hervorgerufenen  Gegensätzen  der  geschicht- 
lichen Entwickelung  zusammen.  Ergab  sich 
infolge  der  Einziehung  der  bis  dahin  haupt- 
sächlich der  Armenpflege  gewidmeten  Güter 
der  Kloster,  geistlichen  Institute  und  Stif- 
tungen für  die  von  der  Reformation  ergriffenen 
Länder  die  Notwendigkeit,  andere  Einrich- 
tungen an  die  Stelle  zu  setzen,  für  die  die 
Gemeinde  (zunächst  als  bürgerlich-kirchliche 
Gemeinde)  die  (i  rund  läge  bot,  so  blieb  in 
den  katholischen  I «ändern  das  stiftungs- 
mässige  Vermögen  im  ganzen  erhalten;  es 
konnte  daher  an  die  von  den  milden  Stif- 
tungen herkömmlich  geübte  Wohlthätigkeit 
in  der  weiteren  thatsächlichen  und  recht- 
lichen Entwickelung  angeknüpft  werden. 
Allerdings  fehlte  es  seit  «lern  Erstarken  der 
königlichen  Gewalt  nicht  an  Versuchen,  als 
Korrelat  der  gegen  den  Bettel  gerichteten 
Verbote  eine  bürgerliche  Armenpflege  der 
Kirchspiele  und  Gemeinden  zu  organisieren. 
Eine  Ordonnanz  Franz  I.  von  1536  legte  den 
Pfarreien  die  Verpflichtung  auf,  ihre  arbeits- 
unfähigen Armen  zu  unterhalten ;  weitere 
Verordnungen  desselben  Königs  bezw.  Hein- 
richs II.  vom  6.  November  15-14  liezw.  15. 
November  1551  vervollständigten  diese  Vor- 
schriften durch  die  den  Gemeinden  einge- 
räumte Ermächtigung  zur  Erhebung  von 
Zwangsbeiträgen;  die  von  Karl  IX.  erlassene 
Ordonnanz  von  Moulins  von  150(5  verpflichtete 
allgemein  die  Städte,  Dörfer  und  Flecken,  die  in 
den  betreffenden  Ortschaften  gebürtigen  oder 
daselbst  wohnhaften  Armen  zu  ernähren,  und 
legte  den  Einwohnern  die  Verpflichtung  auf, 
hierzu  angemessene  Beiträge  zu  leisten. 
Gleichwohl  blieb  der  Schwerpunkt  der  ört- 
lichen Armenpflege  in  den  Spitälern  ttenihen, 
so  diiss  jene  älteren  Vorschriften  nach  und 
nach  ganz  ausser  Uobung  kamen  und  der 
Ausbildung  der  Leistungsfähigkeit  der  Spitäler 
besondere  Aufmerksamkeit  zugewendet 
wurde.  Den  ersten  Schritt  hierzu  bildete 
die  Einführung  einer  geordneten  Verwal- 
tung dieser  Anstalten,  ihre  Unterstellung 
unter  die  weltlichen  Behörden  und  ihre  Um- 
wandlung aus  geistlichen  in  bürgersehaftliche 
Institute,  wie  sie  durch  das  Edikt  Franz  I. 
vom  19.  Dezember  1543  und  die  Ordonnanz 
Heinrichs  II.  vom  Mai  1579  zur  Durch- 
führung kamen;  einen  weiteren  wichtigen 
Impuls  erhielt  die  Gründung  derartiger  An- 
stalten durch  Ludwig  XIV.,  der  in  dem 
höpital  gcucral  in  Paris  eine  Art  Centrai- 
institut der  Armenpflege  ins  Leten  rief  uud 


die  Errichtung  ähnlicher  Anstalten  in  allen 
Städten  de«  Königreichs  vorschrieb;  die 
Ordonnanzen  vom  August  1693  und  12. 
Dezember  1698  stellten  demnächst  gleich- 
massige  Normen  für  die  Verwaltung  der 
Spitäler  auf,  die  immer  mehr  zu  Hittel- 
punkten der  örtlichen  Armenpflege  wurden 
und  durch  Aufnahme  besonderer  Veranstal- 
tungen für  ihre  einzelnen  Aufgaben  sich 
mehr  und  mehr  erweiterten  bezw.  speciali- 
sierten ;  namentlich  die  Fürsorge  für  Findel- 
kinder wurde  Gegenstand  besonderer  Sorg- 
falt ;  in  den  letzten  Jahrzehnten  vor  der  Revo- 
lution wendete  sich  das  öffentliche  Interesse 
anderen  Aufgaben,  vor  allem  der  Beschäfti- 
gung der  Arbeitslosen  und  Bettler,  sowie 
den  Versuchen  zur  Begründung  einer  welt- 
lichen offenen  Krankenpflege  zu.  Mit  die- 
ser Entwickelung  brach  die  Gesetzgebung 
der  Revolution ;  durch  die  Verfassung  vom 
24.  Juni  1793  wurden  die  öffentlichen  Unter- 
stützungen für  eino  geheiligte  Schuld  der 
Nation  und  gleichzeitig  das  Vermögen  der 
Spitäler  und  anderer  Anneninstitute  /.um 
Nationaleigentum  erklärt  Da  jedoch  auf 
der  einen  Seite  die  zum  Ersatz  des  Beste- 
henden bestimmtenEinrichtungen  nicht  durch- 
gefülirt  wurden,  auf  der  andern  Seite  den 
bestehenden  Einrichtungen  die  Mittel  zu 
ihrer  Wirksamkeit  entzogen  waren,  so  trat 
ein  Notstand  ein,  dem  die  Gesetzgebung  de» 
Direktoriums  dadurch  zu  begegnen  suchte, 
dass  sie  den  Verkauf  jener  Güter  sistierte, 
die  Rekonstruktion  des  Vermögens  der  In- 
stitute auordnete  und  im  Anschluss  an  die 
Scheidung  zwischen  p^schlossener  und  offener 
Armenpflege,  wie  sie  dem  Ancien  Regime 
eigentümlich  gewesen  war,  die  örtliche  Hand- 
habung der  Fürsorge  neu  organisierte;  da» 
Gesetz  vom  16.  vend.  V  ort  biete  die  Ver- 
waltung der  Spitäler ;  das  Gesetz  vom  7.  frim. 
desselben  Jahres  schrieb  die  Erhebung  einer 
Abgälte  vom  Besuche  der  Theatervorstellungen 
und  öffentlichen  Belustigungen  und  die  Ver- 
wendung des  Ertrages  zur  Unterstützung 
der  Armen  vor;  im  Anschluss  hieran  setzte 
es  in  den  bureaux  de  bienfaisance  Organe 
welche  die  Verteüung  der  diesen  und 


eu 


anderen  sich  darbietenden  Einkünften  zu 
entnehmenden  Unterstützungen  zur  Aufgabe 
halien  sollten.  Beide  gesetzgeberischen  Akte 
sind  für  die  weitere  Entwickelung  der  Ar- 
mengesetzgebung Frankreichs  grundlegend 
geblieben.  Napoleon  1.  fügte  die  Einführung 
einer  strengeren  Bettelpolizei  und  die  Er- 
richtung von  Bettlerdepots  —  Dekret  vom 
5.  Juli  1808  —  sowie  eine  Reorganisation 
der  Kinderannenpflege  hinzu,  der  eine  um- 
fassendere, auf  breiterer  Beteiligung  des 
Staates  beruhende  Gestaltung  gegeben  und 
der  aus  Staatsfonds  ein  jährlicher  Zuschuß* 
von  4  Millionen  Francs  zur  Verfügung  ge- 
stellt wurde  (Dekret  vom  19.  Januar  1811). 
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Die  Unterhaltung  der  Bettlerdcpots  wurde 
den  Departements  auferlegt 

In  der  weiteren  Entwickelung  bedeutet 
das  Oesetz  vom  10.  Mai  1838  aber  die  Zu- 
ständigkeit der  General- und  Arrondissements- 
räte  auch  für  die  Armenpflege  einen  Wende- 

5 unkt  insofern,  als  es  den  Departements 
ureh  das  Gesetz  eine  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  selbständige  Verfassung  gab;  die 
hauptsachlich  auf  Ijeistungen  des  Departe- 
ments gegründete  Regelung  der  Irrenpflege, 
wie  sie  durch  das  im  unmittelbaren  An- 
schluss  erlassene  Gesetz  vom  30.  Juni  1N38 
vollzogen  wurde,  steht  zu  jenem  Gesetz  in 
engster  Wechselbeziehung;  «las  gleiche  gilt, 
von  der  allmählich  diu"chgeführten  und  mit 
dem  Gesetz  vom  5.  Mai  18<»9  zum  Abschluss 
gebrachten  Umbildung  der  Fürsorge  für  ver- 
lassene Kinder  und  \Vaisen  zu  einem  Zweige 
der  dopartementalen  Armenpflege ;  auch  was 
die  Organisation  der  offenen  Krankenpflege 
anlangt,  liegt  der  Schwerpunkt  in  der  Betei- 
ligung der  Departements,  von  denen  grossen- 
teils  auch  die  Initiative  bezüglich  der  Her- 
stellung der  betreffenden  Einrichtungen  aus- 
gegangen ist.  Dagegen  ist  die  Beteiligung 
des  Staates  an  den  finanziellen  Leistungen 
für  die  Armeiipflege  zurückgeblieben ;  seine 
unmittelbare  Thätigkeit  wurde  namentlich 
von  Bedeutung  auf  dem  Gebiet  der  Organi- 
sation durch  Schaffung  einer  allgemeinen 
Aufsicht  über  die  Armenpflege  und  die  Auf- 
stellung gleichmäs8iger  Grundsätze  für  ihre 
Hebung. 

Neuerdings  ist  der  Grundsatz  der  Frei- 
willigkeit der  Gemeindearmonpflege  durch 
das  Gesetz  von  1893  über  die  Armenkranken- 
pflege  in  den  Gemeinden  durchbrochen 
worden.  Gleichwohl  muss  bei  Betrachtung 
der  französischen  wie  überhaupt  der  Armen- 
pflege in  den  romanischen  Ländern  beachtet 
werden,  dass  es  sich,  von  den  besonders 
hervorgehobenen  Ausnahmen  abgesehen,  um 
freiwillige,  d.  h.  nicht  auf  Zwangsbeiträgen 
beruhende  Armenpflege  handelt,  worin  sich 
die  Gestaltung  von  der  Armenpflege  germa- 
nischer Ijänder  unterscheidet.  Dies  recht- 
fertigt aber  nicht  die  Gleichstellung  der 
freiwilligen  Armenpflege  mit  der  privaten 
Wohlthätigkeit;  auch  die  Ausgaben  der 
Hospitäler  und  Wohlthätigkeitsbureaux,  die 
herkömmlich  und  stiftungsgemäss  für  die 
Armen  bestimmt  sind,  haben  in  gewissem 
Sinne  einen  öffentlichen  Charakter.  So  ist 
auch  in  der  grossen  französischen  Armen- 
statistik von  1885  unterschieden  zwischen 
döpenses  publiques  d'assistancc 
unddepenses  d'assistancc  publique, 
d.  h.  zwischen  Ausgaben,  die  auf  öffentliche 
Mittel  übernommen  und  in  die  Budgets  der 
betreffenden  Verwaltungskörper,  Staat,  De- 
partement, Gemeinde  eingestellt  werden  und 
denen,  die  von  öffentlichen  Einrichtungen, 


wie  die  hospioes,burcaux  de  bienfaisanoe  u.s.w. 
geleistet  werden.  Ganz  ähnlich  sind  auch 
in  Italien  durch  das  Oesetz  von  1890  die 
gesamten  Einrichtungen  dieser  Art  unter 
den  Begriff  der  istituzione  pubbliche  zu- 
sammen pe  fasst  Mit  dieser  Massgabe  hat 
man  nach  dem  Stand  der  gegenwärtigen 
Gesetzgebung  und  nach  Massgabe  der  that- 
sächlichen  Zustände  4  verschiedene,  einander 
ergänzende  Organisationen  zu  unterscheiden: 
a)  die  staatlich  überwachte  freiwillige  Armen- 
pflege, b)  die  öffentliche  Krankenpflege, 
c)  die  Armenpflege  der  Departements  und 
des  Staats,  d)  die  private  Wohlthätigkeit, 
die  neben,  vielfach  auch  in  Zusammenhang 
mit  den  übrigen  Veranstaltungen  der  Armen- 
pflege die  unzulänglichen  Leistungen  der 
übrigen  ergänzt  Dieser  Vierteilung  schliesst 
sich  die  nachfolgende  Darstellung  an.  Ab- 
gesondert behandelt  wird  die  Armenpflege 
von  Paris,  die  eine  besondere  gesetzliche 
Ordnung  erhalten  und  sich  auch  thatsäch- 
lich  durchaus  verschieden  von  der  Armen- 
pflege des  übrigen"  Landes  entwickelt  hat. 

II.  Die  Einrichtungen  der  Ar- 
menpflege. 

A.  Fakultative  Armenpflege.  —  Spitaler 
nnd  Wohlthätigkeitsbureaux. 

L  Gemeinsames.  Der  örtlichen  Armen- 
pflege liegt  das  Princip  der  Zweiteilung  zu 
Grunde,  das  am  besten  durch  den  Gegen- 
satz von  geschlossener  und  offener 
Armenpflege  bezeichnet  wird.  Als  Mittel- 
punkt der  ersteren  sind  die  Spitäler  (ho- 
spices  et  höpitaux),  als  Mittelpunkt  der 
anderen  die  Wohlthätigkeitsaus- 
schüsse  (bureaux  de  bienfaisanoe)  zu  be- 
traehten,  wobei  die  materiellen  Ijeistungen 
der  ersteren  jedoch  bei  weitem  überwiegen. 
Formell  stehen  die  Verwaltungen  beider 
gleich,  wie  sie  andrerseits  auch  der  Ge- 
meinde gegenüber  selbständig  sind;  es 
schliesst  dies  nicht  aus,  dass  sie  einem  Ein- 
fluss  der  Gemeindeverwaltung  unterstehen, 
der  sich  teils  in  einem  Anteil  der  Bestellung 
der  Verwaltungsorgane,  teils  in  einer  Mit- 
wirkung bei  wichtigen  Akten  der  Verwal- 
tung äussert  Die  unmittelbare  Verwaltung 
führen  unter  Mitwirkung  der  erforderlichen 
Hilfs-  und  ausführenden  Beamten  Kommis- 
sionen ;  regelmässig  besteht  für  alle  Spitäler 
derselbenOemeinde  eine  Kommission, während 
im  Gegensatz  dazu  jedem  Wohlthätigkeits- 
bureau  —  abgesehen  von  wenigen  Aus- 
nahmen besitzt  deren  jede  Gemeinde  nur 
eines  —  eine  besondere  Kommission  zu  ent- 
sprechen pflegt.  Die  Zusammensetzung  ist 
für  alle  Kommissionen  gleich.  Die  Ernen- 
nung erfolgte  ursprünglich  durch  die  Muni- 
cipal Verwaltung;  die  spätere  Gesetzgebung 
war  dagegen  von  dem  Bestreben  geleitet, 
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den  Anteil  des  Staates  an  der  Ernennung 
zu  erweitern,  sowie  den  Kirchen  bezw. 
Religionsgesellschaften  in  der  Kommission 
eine  angemessene  Repräsentation  zu  geben. 
Das  neueste,  zur  Zeit  noch  die  Materie 
regelnde  Gesetz  vom  5.  August  1879  ver- 
sucht zwischen  der  Wahrung  des  Einflusses 
der  Regierung  und  der  Rücksichtnahme  auf 
die  berechtigten  Interessen  der  Gemeinden 
die  Mitte  zu  finden :  es  bestimmt,  dass  jede 
Kommission  aus  dem  Maire  und  der  Regel 
nach  sechs  einer  periodischen  Knien  nung 
unterworfenen  Mitgliedern  liesteheu  solle, 
von  welchen  letzteren  2  durch  den  Ge- 
meinderat zu  wählen  und  4  durch  den  Prä- 
fekten  zu  ernennen  sind.  Ein  weiterer  Ein- 
fluss  der  Gemeinden  kann  «ich  au  die  von 
ihnen  den  Spitalern  und  WohlthätigkeitB- 
bureaus  bewilligten  Zuschüsse  anknüpfen: 
diese  Bewilligung  ist  für  die  Genieinderate, 
abgesehen  von  Fälleu,  in  denen  eine  auf 
iirivatreehtliehein  Titel  beruhende  Verbind- 
lichkeit vorliegt,  stets  fakultativ,  thatsächlich 
aber,  namentlich  in  den  grossen  Stödten,  vor 
allem  in  Paris,  sehr  bedeutend.  Die  grund- 
sätzliche Scheidung  zwischen  den  Wirkungs- 
kreisen beider  Organisationen  hat  sich  in 
«ler  Praxis  nicht  ülx-rall  aufrecht  erhalten 
lassen;  vielmehr  fanden  nicht  selten  seitens 
der  Hospitäler,  zumal  wenn  sie  mit  zu  reich- 
lichen Mitteln  ausgestattet  oder  aber  wenn 
ihre  Mittel  zur  Unterhaltung  einer  geord- 
neten Anstaltspflego  ülierhaupt  unzureichend 
waren,  Verwendungen  von  Einkünften  für 
die  Zwecke  der  offenen  Armenpflege  statt: 
♦lies  Verfahren  ist  durch  die  neuere  Gesetz- 
gebung —  Gesetz  vom  7.  August  lsfil  — 
insoweit  legalisiert  worden,  als  den  Hospital- 
anstalten mit  Zustimmung  des  Gomeinde- 
rats  und  vorbelialtlich  der  Genehmigung  des 
Präfekten  gestattet  worden  ist,  eine  (Junta 
ihrer  Einnahmen  zur  Pflege  von  Kranken  , 
ausserhalli  der  Anstalt  und  zur  Bewilligung  i 
jährlicher  Unterstützungen  an  Greise  und 
Sieche  zu  verwenden ;  nach  dem  Gesetz 
vom  21.  Novomter  1S73  darf  die  Uuote  ein 
Viertel,  und  wenn  der  Generalrat  seine  Zu- 
stimmung erteilt,  ein  Drittel  betragen ;  es 
haben  jedoch,  wenn  sie  sich  «lieser  Befugnis 
bedienen  wollen,  «lie  Spitäler  sich  mit  ilen 
Wohlthätigkeitsbureaus  in?*  Benehmen  zu 
setzen.  Dagegen  gilt  ein  Hinübergreifen , 
der  Wohlthätigkeitsbureaus  in  den  Kreis, 
der  geschlossenen  Armenpflege  durch  Unter-  ' 
haltung  von  Krankensälen  für  unzulässig 
(Entscheidung  des  Staatsrats  vom  14.  August 
ls.S.5).  Ungeachtet  dieser  Milderung  des 
Gegensätze*  ist  die  durch  jene  Zweiteilung 
gegebne  Zwiespältigkeit  der  Ix-istung  viel- 
fach als  ein  Uelielstand  empfunden  worden, 
der  wiederholte  Reform  voi-seh  läge  hervorge- 
rufen liat  und  «ler  diurh  den  Umstand,  «lass 
die  Verwaltuugskommissiouen  beiderlei  In- 


stitute in  dem  Maire  oineu  gemeinsamen 
Vorsitzenden  haben  bezw.  durch  «Jie  Mög- 
lichkeit, noch  weitere  gemeinsame  Mitglieder 
zu  wählen,  keineswegs  eine  genügende  Aus- 
gleichung erfährt.  Am  meisten  traten  die 
Nachteile  jener  Zwiespältigkeit  der  Leitung 
in  der  umfangreichen  Pariser  Armenpflege 
hervor,  die  in  der  Folge  abgesondert  geregelt 
wurde. 

2.  Wirkungskreis  der  Spitäler.  Die 

Spitäler  sind  örtliche,  zur  Ausübung  der  ge- 
schlossenen Armenpflege  berufene  Institute. 
Ursprünglich  sollte  die  Spitalpfloge,  mit  Aus- 
nahrae der  Fürsorge  für  Blinde  und  Taub- 
stumme, soweit  solche  von  Staatsinstituten 
geübt  wurde,  alle  Zweige  der  geschlossenen 
Annenpflege  zusammenfassen,  eine  Aufgabe, 
die  erst  durch  «len  Ausbau  der  departemen- 
talen  Fürsorge,  namentlich  für  Geisteskranke 
und  arme  Kinder,  eine  wachsende  und  er- 
hebliche  Entlastung  erfuhr.     Die  zeitige 
Gliederung  des  Wirkungsbereichs  der  ein- 
zelnen Spitalinstitute  gliedert  sich  nach  den 
zwei  Hauptrichtungen,  wie  sie  von  Alters 
her  in  der  Bethätigung  dieser  Anstalten 
unterschieden  wurden :  die  eine  hat  die  Für- 
sorge für  heilbare  Kranke,  «lie  andere  die 
für  Greise.  Gebrechliche  und  Sieche  sowie 
—  soweit  solcho  Fürsorge  noch  zur  Zeit 
durch  die  Spitäler  ausgeübt  wird  —  die  für 
Geisteskranke  und  arme  Kinder  zum  Gegen- 
stände.    Spitäler,  die  den  Aufgaben  der 
Kraukonpflege  diouen,  werden  höpitaux, 
Spitäler,  die  iler  Fürsorge  für  Greise,  Sieche 
und  arme  Kinder  bestimmt  sind,  hospices. 
solche  Anstalten  ondlich.  die  beide  Elemente 
in  ihrem  Aufgabenkreise  vereinigen,  ho- 
spices-hopitaux   genannt.     Eine  Er- 
weiterung ihres  Aufgabenkreises  erfährt  die 
durch  die  Spitäler  geübte  Fürsorge  insoweit 
als  sie.  wie  «>ben  erwähnt,  eine  Quote  ilirer 
Einnahmen  für  Zwecke  der  offenen  Armen- 
pflege verwenden.    Der  seit  der  Verwal- 
tungsorganisatiou  des  Jahres  VIII  wieder  zu' 
voller  Geltung  gelangte  Charakter  der  Spi- 
täler als  ortsgemeiwliicher  Institute  hat  zur 
Konse.|uenz,  «lass   ihre  Wirksamkeit  sich 
auf  Hdfsbedürftige,  die  der  Ortageraeinde 
angehören.  l*eschiänkt ;    ja   es    wird  für 
manche  Zweige  der  Bethätigung  die  Zulas- 
sung der  Hilfsbedürftigen  nicht  nur  au  die 
Voraussetzung  eines  HUfsdomizils,  sondern 
an  einen  längeren  tatsächlichen  Aufenthalt 
in  der  Gemeinde  geknüpft  (vgl.  unten  sub  III 
S.  1 129).  Doch  liat  die  neuere  Gesetzgebung 
dieses  Princip  mannigfach  durchlöchert;  an 
die  Spitze  der  in  dieser  Richtung  erlassene» 
Bestimmungen  stellt  das  Gesetz  vom  7.  August 
lSfil  die  Auonlnung,  dass  kein  zur  Auf- 
nahme von  Krauken  bestimmtes  Spital  eiw° 
am  Orte  erkrankten  Hilfsbedürftigen,  gleich- 
viel ob  er  der  Gemeinde  angehöre  oder 
nicht,  abweisen  dürfe.  Mit  grösserer  Strenge 
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ist  zwar  die  Ausschliessung  der  nicht  Orts- 
behörigen  in  Ansehung  der  nicht  am  Orte 
erkrankten  und  der  unheilbaren  Kranken 
beibehalten  worden,  indem  es  Sache  eines 
von  der  Spitalkommission  mit  Genehmigung 
des  Präfekten  zu  erlassenden  Reglements 
ist,  die  Aufenthaltsqualifikation  festzusetzen ; 
doch  kann  der  Generalrat  eino  Anzahl  von 
Spitälern  des  Departements  als  solche  be- 
zeichnen, in  denen  unheilbare  Kranke  aus 
Gemeinden,  die  keine  eigenen  Spitäler  be- 
sitzen, gegen  Entrichtung  eines  bestimmten, 
von  der  betreffenden  Gemeinde  zu  zahlen- 
den Pensionssatzes  Aufnahme  finden  müssen 
(Art.  23);  in  jenem  wie  in  diesem  Falle 
darf  die  Spitalkommission,  soweit  in  der  An- 
stalt unbesetzte  Betten  verhanden  sind,  auf 
die  Zahlung  der  Pension  verzichten  (Art.  4).  I 
Der  innere  Dienst  in  den  Spitälern  wird 
seit  der  durch  das  Dekret  vom  18.  Februar 
1809  erteilten  Ermächtigung  in  der  Regel 
von  Mitgliedern  der  weiblichen  geistlichen 
Krankonpflege  -  Kongregationen  wahrgenom- 
men; ein  Ministerialcirkular  vom  26.  Sej}- 
tember  1839  hat  für  die  mit  den  Kongre- 
gationen abzuschliessenden  V ertrage  Schemata 
vorgezeichnet.  Ungeachtet  der  in  neuerer  Zeit 
namentlich  in  den  grosseren  Städten  hervor- 
getretenen Gegenströmungen  hat,  wie  es 
scheint,  jener  Zustand  in  den  meisten  An- 
stalten sich  erhalten.  Auch  zahlreiche  Wold- 
thätigkeitsbureaus  bedienen  sich  der  Mit- 
glieder jener  Orden  als  ausführender  Organe. 
1884  besass  Frankreich  1654  Spitäler,  in 
denen  sich  47  978  Kranke  und  49051  alte,  I 
gebrechliche  und  sieche  Personen  Infamien ; : 
der  Aufwand  betrug  113,6  Millionen  Francs.  | 
Die  Anstalten  sind  örtlich  sehr  ungleich  ver-  i 
teilt;  gegenüber  einem  gewissen  Ueberfluss 
in  den  Städten  herrscht  bedeutender  Mangel 
daran  auf  dem  Ijande. 

3.  Wirkungskreis  der  Wohlthiitig 
keitsboreans.    Die  Begrenzung  des  Wir- 
kungskreises der  Wohlthätigkeitsbureaus  er- 
giebt  sich  aus  der  ihnen  gestellten  Aufgabe, 
ein  die  Anstaltspflege  ergänzendes  bezw. 
ersetzendes  Unterstützungswesen  zu  hand- 
haben.   Die  Aufreohterhaltung  dieser  Be- 
schränkung ist  mit  grösserer  Strenge  als 
bezüglich  der  Spitäler  erfolgt,  indem  die 
Verwendung  von  Mitteln  für  Zwecke  der 
geschlossenen  Armenpflege  den  Wohlthätig- 
keitsbureaus auch  gegenwärtig  noch  ver- 
boten ist.    Nach  den  Bestimmungen  des 
Frimairegesetze8  sollte  für  die  Organisation  j 
dieser  Institute  die  Kantonalgemeinde  die 
Basis  bilden ;  dies  änderte  sich  jedoch,  als  \ 
mit  der  Durchführung  der  Verwaltungs-  j 
Organisation  des  Jahres  VIII  an  die  Stelle  der  | 
Kantoualgemeinde  wieder  die  Ortsgemeinde  ; 
trat  und  damit  die  Wohlthätigkeitsbureaus 
zu  ortsgemeindlichen  Anstalten  wurden,  deren 
Begründung  fortan  im  Belieben  der  Gemcin- 

HandwörUrbach  der  Staat*«  i*sen»i-haften.  Zweite 


den  stand ;  die  Ausbreitung  der  Einrichtung 
ging  um  so  langsamer  von  statten,  als  unter 
den  Ortsgemeinden  sich  zahlreich  solche  be- 
fanden, die  die  Mittel  für  die  Dotatiou  der 
Bureaux  nicht  aufzubringen  vermochten; 
noch  zur  Zeit  sind  wenig  mehr  als  zwei 
fünftel  der  Gemeinden  Frankreichs  mit 
solchen  Instituten  versehen.  In  Gemeinden, 
in  denen  die  Mittel  für  jenen  Zweck  nicht 
zu  beschaffen  waren,  hat  man  durch  Er- 
richtung von  sog.  bureaux  de  charite, 
Anstalten  verwandter  Art,  jedoch  ohne  öffent- 
lichen Charakter  und  ohne  civilrechtliche 
Persönlichkeit  zu  helfen  gesucht;  doch 
scheint  diese  Einrichtung  auf  gewisse  Depar- 
tements beschränkt  und  im  grossen  und 
ganzen  vereinzelt  geblieben  zu  sein.  Wo 
diese  Art  des  Ersatzes  fehlt,  sind  die  Hilfs- 
bedürftigen im  einzelnen  Falle  lediglich  auf 
das  unmittelbare  Eintreten  der  Gemeinde 
verwiesen,  für  das  keinerlei  Grundsätze  be- 
stehen. Bei  den  im  Vergleich  zu  den  Spi- 
tälern geringeren  Einnahmequellen,  über  die 
die  Wohlthätigkeitsbureaus  verfügen,  tritt 
bei  ihren  Leistungen  der  Einfluss  der  be- 
schränkten Mittelbeschaffung  besonders  stark 
hervor,  wie  denn  auch  dio  Aufgabe  des  von 
ihnen  gehandhabten  Unterstützungswesens 
keineswegs  auf  die  Gewährung  auch  nur 
des  notdürftigen  Unterhalts  des  Hilfsbedürf- 
tigen ausgedehnt,  vielmehr  lediglich  in  einer 
geregelten,  mit  der  privaten  Verabreichung 
von  Almosen  konkurrierenden  Gabenvertei- 
lung gefunden  wird:  »l'assistance  publique 
assiste,  eile  n'entretient  lias«.  Hiermit  steht 
in  Einklang,  dass  die  1  Unterstützungen  so- 
weit als  möglich  in  Form  von  Naturalgaben 
gewährt  werden  sollen. 

Die  Erteilung  der  Ermächtigung  zur  Er- 
richtung von  Wohlthätigkeitsbureaus  ist 
dem  Staat  vorbehalten;  in  betreff  der  Or- 
gane, durch  die  diese  Befugnis  auszuübeu 
ist,  hat  die  Praxis  der  Gesetzgebung  melir- 
fach  geschwankt,  indem  die  bezugliche  Zu- 
ständigkeit bald  für  die  Centralgewalt  in 
Anspruch  genommen,  bald  dem  Präfekten 
übertragen  wurde.  Seit  dem  Gesetz  vom 
24.  Juni  1867  Art.  14  gehört  die  Erteilung 
jener  Ermächtigung  zur  Zuständigkeit  des 
Präfekten.  Demnach  erfordert  die  Errichtung 
eines  Wohlthätigkeitsbureaus  zur  Zeit  einen 
vom  Präfekten  genehmigten  Beschluss  des  Ge- 
meinderats, wobei  die  Gcnelimiguug  jedoch 
nach  dem  Ministerialcirkular  vom  3.  August 
1867  nur  erteilt  werden  darf,  wenn  der  Nach- 
weis geführt  ist,  dass  für  das  Bureau  eine  Do- 
tation von  mindestens  50  Franken  jährlichen 
Grund-  oder  Renteneinkommens  sichergestellt 
sei.  Für  den  Ocscliäftsbetricb  des  Bureaus  sind 
die  Ordonnanz  vom  31.  Oktober  1821,  die 
Instruktion  v.  8.  Februar  sowie  die  Ordon- 
nanz vom  17.  September  1837  noch  grossen- 
tcils  massgebend,  eine  Trennung  der  Listen- 
Auflage,  i.  71 
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fübruDg  für  die  dauernd  und  zeitweilig 
Unterstützten  ist  vorgeschrieben;  in  erster 
Linie  sollen  die  von  den  Bureaus  vorab- 
reichten Unterstützungen  in  Naturalien,  als 
Nahrungsmitteln,  Kleidern,  Brennmaterial, 
sowie  in  Medikamenten  bestehen;  in  Bezug 
auf  Geldalmosen  ist  ihnen  grosso  Zurück- 
haltung empfohlen.  Sie  sind  auch  ermäch- 
tigt, in  Zeiten  der  Arbeitslosigkeit  Werk- 
statten zur  Beschäftigung  von  Hilfsbedürf- 
tigen einzurichten.  Das  Vorwalten  der 
Naturalgaben  trägt  dazu  bei,  dem  Unter- 
stützungswesen der  Wbhlthätigkeitsbureaus 
den  Charakter  einer  Almosenverteilung  zu 
L.-'»ben.  Auch  die  erhebliche  Ausdehnung, 
die  infolge  des  starkeu  Wachsens  der  An- 
sprüche die  don  Woldthätigkeitsbureaus  in 
den  Gemeinden  geleisteten  Zuschüsse  vor 
allem  in  den  Grossstädten  erreicht  haben, 
hat  an  diesem  Charakter  der  Unterstützungen 
nur  wenig  geändert.  Bemerkenswert  ist 
dagegen,  dass  in  neuerer  Zoit  einige  Gross- 
städte dazu  übergegangen  sind,  einzelne 
Zweige  der  Armenpflege  der  unmittelbaren 
Ausübung  durch  die  Gemeindebehörde  vor- 
zubehalten :  so  sind  in  das  Budget  der  Stadt 
Lyon  u.  a.  Kredite  eingestellt,  aus  denen 
fortlaufende  Unterstützungen  an  Greise  bezw. 
einmalige  an  arme  Wöchnerinnen  bewilligt 
werdeu.  Die  Gespaltenheit  der  Verwaltung 
des  Unterstützungswesens  erhält  hierdurch 
eine  weitere  Vermehrung. 

Nach  einem  ministeriellen  Rundseluviben 
vom  1.  August  1SS8  waren  19111  Gemein- 
den ohno  bureaux  de  bienfaisance ;  aber  auch 
wo  sie  existierten,  erschienen  die  Unter- 
stützungen, deren  Betrag  zwischen  15—20 
Francs  für  das  Jahr  und  den  Unterstützten 
schwankten,  durchaus  unzureichend.  Die 
Statistik  von  1889  weist  für  1885  im  ganzen 
14454  bureaux  de  bienfaisance  nach,  die 
1,6  Millionen  Bedürftige  mit  einem  Gesamt- 
aufwande  von  20,5  Millionen  Francs  unter- 
stützten, wovon  17,5  Millionen  auf  Natural- 
gaben entfielen. 

B.  Oeffentlicbe  Armenpflege. 

1.  Bureaux  d'assistance.  —  Aus  den 

Erörterungen  zu  A  und  den  hierbei  mitge- 
teilten Zahlen  ergiebt  sich  zur  Geniige,  dass 
dem  Bedürfnis  nach  Armenpflege  iu  Frank- 
reich in  sehr  ungleicher  Weise  entsprochen, 
ein  gewisses  Mindestmass  von  Annenpflege 
alter  keineswegs  überall  siehergestellt  wird. 
Die  am  Schlüsse  noch  zu  betrachtenden  Re- 
formbestrebungen  (vgl.  unten  sub  VIII  S. 
1132  ff.)  bewegen  sich  daher  durchweg  in  der 
Rieht  ung  au  f  1  lerstellung  ei  ner  geord  neten  Fü  r- 
sorge  zum  wenigsten  für  die  der  Hilfe  unbe- 
dingt bed  iirftigenrersouen  d.  h.  für  die  Siechen, 
Gebrechlichen,  Alten  und  vor  allem  für  die 
Kranken.  Die  Fürsorge  für  Krauko  licss 
insofern  ganz  besbonders  zu  wünschen  übrig, 


als  die  kleineren  Städte  und  ländlichen  Ge- 
meinden der  Krankenhäuser  und  des  an  sie 
angegliederten  ärztlichen  Dienstes  überhaupt 
entbehrten  und  auch  die  grosseren  Städte 
mit  reich  ausgestatteten  Hospitälern  nur  für 
die  Anstaltspflege  zu  sorgen  hatten,  die  Ge- 
währung von  ärztlicher  Hilfe  und  Arznei 
in  offener  Pflege  dagegen  nieht  in  ihrem 
Aufgabenkreise  lag.  Die  Folge  war  daher 
entweder  der  gänzliche  Mangel  au  Kranken- 
fürsorge oder  eine  unnötig  teure  Anstalts- 
pflege für  Kranke,  die  nur  der  liäuslichea 
Behandlung  bedurften  und  denen  auch  aus 
andern  Gründen  durch  Aufnahrae  in  eine 
Anstalt  durchaus  kein  Dienst  erwiesen  wurde. 
Die  aus  der  Erkenntnis  dieses  Uebelstandea 
entspringenden  Versuche,  in  den  grösseren 
Städten  eine  offene  Armenkrankenpflege  zu 
begründen,  begegneten  aber  gerade  in  den 
Vorurteilen  der  Armenverwaltungeu  und 
dem  Wideretande  der  Organe  der  geschlos- 
senen Krankenpflege  Itosondcren  Schwierig- 
keiten. V6e,  dem  Verfasser  der  Schrift 
*Du  pauperisme  et  des  secours  publics«  ge- 
bührt das  Verdienst,  für  die  Errichtung  einer 
offenen  Krankenpflege  wirksame  Propaganda 
gemacht  und  die  reiche  Entfaltimg  vorbe- 
reitet zu  haben,  die  der  offenen  Krauken- 
pflege in  Paris  zu  teil  geworden  ist;  das 
dortige  Vorgehen  lieeinflusste  auch  andere 
grössere  Städte.  Hier  hat  dann  teils  die 
öffentliche  Annenpflege,  teils  dio  private 
Fürsorge  eine  ihrer  wichtigen  Aufgaben  da- 
rin erkannt,  Hinrichtungen  zur  Sicherstellung 
einer  saehgemässen  und  wirksamen  Fürsorge 
für  arme  Kranke  ausserhalb  der  Anstalten 
zu  treffen ,  sei  es  durch  Einrichtung  eiues 
von  den  Wohlthätigkeitsbureaus  unterhalte- 
nen armeuärztlichen  Dienstes,  sei  es  durch 
die  von  der  Privatwohlthätigkeit  vielfach 
Mriebene  Abgabe  von  Arzneimitteln,  von 
häuslicher  Pflege  u.  s.  w.  Dringender  noch 
machte  sich  das  Bedürfnis  in  den  kleineren 
Städteu  und  vor  allem  den  sehr  zahlreichen 
ländlichen  Gemeinden  fühlbar,  in  denen  dio 
Spitäler  bezw.  die  Wohlthätigkeitsbureaus 
j  sich  nicht  im  Besitze  ausreichender  Mittel 
(befinden  oder  denen  derartige  Anstalten 
ganz  fehlen,  wie  es  in  der  grossen  Mehrzahl 
j  der  Gemeinden  des  platten  Landes  der  Fall 
i  ist.  Die  auf  Abhilfe  gerichteten  Bestre- 
bungen haben  hier  jedoch  verhältnismässig 
früher  eingesetzt  als  in  den  grossen  Städten. 
Hierher  gehört  namentlich  das  Projekt  des 
Konvents,  den  in  den  Kantonen  zu  errichten- 
den agences  de  secours  Mediziualpersonen 
beizugeben.  Von  praktischem  Erfolge  begleitet 
ist  eine  Verordnung  vom  Jalire  181U,  mittels 
deren  die  Anstellung  von  Kantonalärzten, 
aber  auch  das  Impfwesen  und  andere  Auf- 
gaben der  Medizinalpolizei  geregelt  wurden ; 
eine  grössere  Anzahl  von  Departements  folgte 
diesem  Beispiel.    Einen  bemerkenswerten 
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Vorgang  enthielt  vor  allem  die  im  Jahre 
1850  im  I/)ire-Departement  geschaffene  Or- 
ganisation, die  auch  die  Unterstützung  armer 
Greise  und  unheilbarer  Kranker  mit  umfasste. 
Doch  wird  man  im  ganzen  genommen  das, 
-was  bis  in  die  neueste  Zeit  für  die  offene 
Krankenpflege  geschehen,  als  geringfügig 
bezeichnen  müssen. 

Bei  dieser  Sachlage  gewann  die  Idee 
der  gesetzlichen  Regelung  einer  obligato- 
rischen Fürsorge  für  arme  Kranke  um  so 
mehr  an  Boden,  als  das  inzwischen  von  der 
Regierung  aufgenommene  Projekt  der  Er- 
richtung von  Kantonalspitälern  auf  Hinder- 
nisse gestossen  und  wieder  aufgegeben 
worden  war;  mit  besonderer  Energie  be- 
mächtigte sieh  des  Gedankens  die  neu  er- 
richtete Direktion  der  öffentlichen  Armen- 
pflege; aus  dem  von  ihr  vorgelegten  Ent- 
wurf ist  das  Gesetz  betreffend  die 
unentgeltliche  A  r  m  e  n  k  ra  n  k  e  n- 
pflege  (l'assistance  medicale  gra- 
tuite)  vom  15.  Juli  1893  hervorgegangen. 
Seine  Bedeutung  beruht  darin,  dass  zum 
ersten  Mal  in  Frankreich  der  Gemeinde 
eine  öffentliche  Kechtspflicht  zur  Armen- 
pflege auferlegt  und  dir  die  Befugnis  erteilt 
wird,  zu  ihrer  Erfüllung  öffentliche  Mittel 
in  Anspruch  zu  nehmen.  Nach  dem  Ge- 
setz von  1893  hat  jeder  mittellose  Franzose 
im  Falle  von  Krankheit  Anspruch  auf  un- 
entgeltliche Krankenpflege  im  Hanse,  und 
wenn  er  hier  nicht  zweckmässig  behandelt 
werden  kann,  auf  Aufnahme  in  eine  Anstalt; 
"Wöchnerinnen  sind  den  Kranken  gleichge- 
stellt.   Nichtfranzosen  sollen  den  Franzossen 

Sieich  behandelt  werden,  sofern  mit  dem 
rsprungsstaat  ein  Reciproeitätsabkommon 
besteht.  Ueber  die  erforderlichen  Einrich- 
tungen bestimmt  im  Rahmen  des  Gesetzes 
das  Departement,  in  deren  jedem  unter  der 
Autorität  des  Präfekten  die  Hilfe  zu  orga- 
nisieren ist  (un  service  d'assistance 
medicale  gratuite  pour  les  malades 
prives  de  ressources).  Im  übrigen 
ist  die  Ausführung  im  einzelnen  den  Ge- 
meinden fibertrageu,  in  denen  zu  diesem  Be- 
huf bureaux  d'assistance  eingerichtet 
werden  sollen:  ihre  Verwaltung  wird  ge- 
bildet durch  die  vereinigten  Verwaltungen 
der  Hospitäler  und  Wohlthätigkeitsbureaus 
oder  durch  das  letztere  allein,  sofern  in  der 
Gemeinde  ein  Hospital  nicht  vorhanden  ist. 
Fehlt  es  an  beiden,  so  ist  das  bureau 
d'assistance  nach  Massgabe  des  Oesetzes  v. 

21.  Mai  1K73 

— r  ■  — —  zu  buden  und  besitzt  in 

5.  August  lb<9 

diesem  Falle  alle  Rechte  und  Eigenschaften, 
die  dem  bureau  de  bienfaisance  zukommen. 

Die  Fürsorgepflicht  der  Gemeinde  ist  im 
Princip  auf  solche  Hilfsbedürftige  beschränkt, 
die  dort  den  TTnterhaltungswohnsitz  besitzen, 
für  den  durch  das  Gesetz  ganz  neue  Grund- 


sätze aufgestellt  werden  (vgl.  unten  snb 
III  S.  113)).  Doch  ist  die  Gemeinde 
verpflichtet,  wenn  in  ihrem  Bezirk  sich  kein 
Hospital  liefindct,  in  Fällen  von  Verletzun- 
gen, in  akuten  Krankheiten  vorbehaltlich 
ihres  Anspruchs  auf  Erstattung  sich  auch 
anderer  hilfsbedürftiger  Kranker  anzunehmen. 
Die  auf  dem  Gesetz  von  1851  beruhende 
Verpflichtung  der  Hospitäler  zur  Hergabe 
der  für  ihre  Zwecke  nicht  erforderlichen 
Betten  für  die  Zwecke  der  Gemeindekran- 
kenpflege  wird  aufrecht  erhalten.  Behufs 
Sicherung  der  Anstaltspflege  in  den  erfor- 
j  derliehen  Fällen  ist  ausserdem  jede  Ge- 
j  meiude  mit  einem  oder  mehreren  Hospitä- 
j  lern  in  Verbindung  zu  bringen :  eine  Ver- 
bindung mit  mehreren  erweist  sich  nament- 
lich deshalb  als  notwendig,  weil  zahlreiche 
I  Spitäler  teils  durch  stiftungsmässigo  Be- 
]  Stimmungen  gebunden,  teils  nur  für  einzelne 
|  Kategorieen  von  Kranken  bestimmt  sind. 
Behufs  Sicherung  des  Anspruchs  auf  Kran- 
kenpflege soll  jedes  bureau  d'assistance  all- 
I  jährlich  eine  Kiste  derjenigen  Personen  auf- 
stellen, die  in  der  Gemeinde  den  Tnter- 
haltuogswohnsitz  besitzen  und  daher  im 
Falle  von  Krankheit  zur  Krankenpflege  zu- 
gelassen sind.  Die  Liste  soll  die  Namen 
der  Familienhäupter  und  diejenigen  der 
Familienmitglieder  enthalten.  Für  dringende 
Fälle,  die  zwischen  2  Sitzuntren  fallen  — 
deren  eine  mindestens  jedes  Vierteljalir 
stattzufinden  hat  —  ist  das  bureau  d'assis- 
tance auch  zur  vorläufigen  Zulassung  einer 
nicht  in  der  Liste  eingezeichneten  lVrson 
ermächtigt.  Wie  diese  Vorschrift  praktisch 
durchgeführt  werden  soll,  ist  nicht  recht 
ersichtlich,  nicht  nur  weil  Krankheitsfälle  in 
der  Hegel  dringlich  zu  sein  pflegen,  son- 
dern auch  weil  die  Verhältnisse  iu  Ansehung 
des  Aufenthalts  sich  jeden  Tag  verändern, 
die  Zald  der  Familienangehörigen  sich  jeden 
Tag  verringern  oder  vermehren  kann,  ganz 
abgesehen  von  dem  unermesslichen  Sehreibe- 
werk, das  in  grösseren  Stallten  aus  einer 
jährlichen  Aufstellung  einer  derartigen  Liste 
erwächst.  Den  Aufwand  der  assistance 
medicale  scheidet  das  Gesetz  in  den  ordent- 
lichen und  deu  ausserordentlichen.  Der 
ersten»  umfasst  die  Honorare  der  Aerzte 
und  Hekimmen  für  die  offene  Pflege,  die 
Arzneien  und  die  Anstaltspflege,  der  ausser- 
ordentliche den  Bau  neuer  und  die  Er- 
weiterung bestehender  Hospitäler.  Der 
Tagessatz  für  Kranke,  die  in  deu  Spitälern 
der  Gemeinde  verpflegt  werden,  ist  vom 
Präfekten  auf  Vorschlag  der  Verwaltnngs- 
kommissionen  dieser  Institute  und  nach  ein- 
geholtem Gutachten  des  Gemeinderats  fest- 
zusetzen, darf  jedoch  sich  auf  nicht  weniger 
als  die  Hälfte  des  fünfjährigen  Durch- 
schnittsbetrages der  Selbstkosten  belaufen. 
Au  der  finanziellen  Sieherstellung  der  ver- 
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schiedenen  Zwecke  nehmen  Gemeinde,  De- 
partement und  Staat  teil.  Die  Gemeinde 
ist,  soweit  mit  Einschluss  dor  besonderen 
Einnahmen  der  Krankenpflege  ihre  eigenen 
gewöhnlichen  Einnahmen  nicht  ausreichen, 
befugt,  die  Kosten  durch  Zuschläge  zu  den 
direkten  Staatssteueru  oder  durch  Üetroiauf- 
lagen  aufzubringen.  Muss  sie  auf  derartige  be- 
sondere Einnahmen  zurückgreifen,  so  hat  sie 
Anspruch  auf  einen  De|>artementalzuschuss, 
der  nach  einer  im  umgekehrton  Verhältnis 
des  Ertrages  eines  Steuercentiraes  in  der 
Gemeinde  aufsteigenden  Skala  zwischen  20 
und  90  °/o  sich  bewegt ;  in  entsprechender 
Weise  steht  den  Departements  ein  Staats- 
schuss  von  10  bis  /O'/o  der  Ausgabe  zu 


zusc 


der  im  umgekehrten  Verhältnis  des  für  den 
Quadratkilometer  sich  ergebenden  Ertrages 
eines  Departementalcentimes  ansteigt.  Aus- 
serhalb dieser  Zuschüsse  beteiligt  sich  der 
Staat  nach  Massgabe  der  in  seinem  Budget 
für  derartige  Zwecke  ausgeworfenen  Kredite 
an  den  ausserordentlichen  Ausgaben  mit 
Beihilfen.  Soweit  die  Gemeinden,  Departe- 
ments, Hospitäler  und  bureaux  de  bienfai- 
sance  im  Besitz  von  Vermögen  sich  befin- 
den, das  stift ungsgemäss  für  Zwecke  der 
Annenkrankenpflege  bestimmt  ist,  haben 
sie,  abgesehen  von  den  eben  genannten 
Verpflichtungen,  zu  den  Kosten  beizutragen. 

Zur  Ausführung  des  Gesetzes  von  1803 
sind  Instruktionen  des  Ministers  vom  18. 
Mai,  31.  Jiüi  und  8.  August  erlassen.  Aus- 
serdem hat  der  oonseil  superieur  sich  in 
der  Märzsitzung  von  1895  mit  der  Frage 
der  Ausführung  des  Gesetzes  hescliäftigt 
und  Grundzüge  für  die  Organisation  aufge- 
stellt, die  die  woldthätige  Absicht  des  Ge- 
setzes sicherstellen  sollen.  Am  1.  Januar 
1895  hatten  67  Generalräte  die  in  dem 
Gesetz  vorgesehenen  Reglements  erlassen, 
während  20  andere  sich  die  Beschluss- 
fassung noch  vorbehalten  hatten.  Im  gan- 
zen waren  für  1895  0,185  Millionen  Francs 
für  die  Zwecke  der  assistance  mcdicale  aus- 
geworfen, von  denen  3,485  auf  die  Gemein- 
den, 1,882  auf  die  Departement»,  der  Best 
auf  den  Staat  entfielen.  Eine  genauere 
Darlegung  der  Anwendung  des  Gesetzes  für 
die  VendtV  enthält  ein  in  der  Kevue  d 'assis- 
tance (189b"  S.  42)  veröffentlichter  Aufsatz 
von  Potier:  dort  wurden  1895  zur  Verfügung 
aus  öffentlichen  Mitteln  gestellt  52,212 
Francs,  wozu  uoch  50  (KM)  Francs  aus  pri- 
vater Woldthätigkeit  traten.  Die  öffent- 
lichen Ausgaben  verteilten  sich  auf  die 
Kommunen  mit  2(5486  Francs,  der  Rest  auf 
Departement  und  Staat  zu  ziemlich  gleichen 
Teüen.  Zur  Deckung  wurde  '  s  Centime 
des  Bedarfs  umgelegt.  Potier  berechnet 
den  in  Wahrheit  erforderliehen  Aufwand 
auf  rund  90  <  HM)  Francs  und  giebt  Beispiele 
von  Kommunen,  die  ihre  Listen  aufgestellt 


hatten,  wobei  er  hervorhebt,  dass  gerade 
die  bedürftigsten  Gemeinden  die  wenigsten 
Armen  eingezeichnet  hätten. 

Besondere  Aufmerksamkeit  ist  bei  Aus- 
führung des  Gesetzes  der  ärztlichen 
Behandlung  und  der  den  Aerzten  zu 

Sewährenden  Vergütung  zugewendet  wor- 
en.  Es  bestanden  schon  früher  verschie- 
dene Systeme,  entweder  in  der  Art,  dass 
ein  Arzt  für  einen  bestimmten  Bezirk  gegen 
feste  Vergütung  augestellt  oder  der  Arzt 
nach  der  Zahl  der  Kranken  vergütet  wurde. 
Sehr  viel  Anklang  hat  in  Frankreich  die 
freie  Aerztewahl  gefunden,  die  nach  dem 
Departement,  in  dem  sie  zuerst  eingeführt 
wurde,  Systeme  vosgien  ou  landais 
genannt  wird ;  danach  trifft  die  Verwaltung 
mit  mehreren,  wo  möglich  mit  allen  in  dem 
betreffenden  Bezirk  wohnenden  Aerzten 
über  die  für  jeden  einzelnen  Fall  zu  ge- 
währende Vergütung  Vereinbarung  und 
überlässt  dem  Armen  die  Auswahl  zwischen 
den  gedachten  Aerzten  im  gegebenen  Falle. 
1893  zählte  man  in  49  Departements  mit 
ärztlichem  Dienst  33    mit  Bezirksärzten, 

1 4  mit  freier  Aerztewahl,  2  mit  gemischtem 
System,  während  1895  von  67  Departements 
bereits  42  das  letztere  System  eingeführt 
hatten.  Die  festen  Vergütungen  bewegen 
sich  zwischen  100  und  1200  Francs.  Im 
ganzen  macht  diese  Frage  sehr  erhebliche 
Schwierigkeiten  und  hat  vielfache  gutacht- 
liche Aeusserungen  der  ärztlichen  Standes- 
vertretungeu  zur  Folge  gehabt,  die  sich, 
ähnlich  wie  es  in  Deutschland  aus  Anlass 
der  Sozialgesotzgebimg  der  Fall  gewesen 
ist,  gegen  die  infolge  des  Gesetzes  ver- 
suchte llerabdrückung  der  ärztlichen  Hono- 
rare wenden.  Vereinzelt  beträgt  das  Hono- 
rar für  einen  Besuch  1,50  Francs,  geht  aber 
sonst  fast  nirgends  über  1  Franc  hinaus 
und  fällt  sogar  bis  auf  I;j  Franc. 

Der  Hebammendienst  kommt  in  3 
verschiedenen  Formen  vor,  entweder  so, 
dass  die  Hebanune  allein  die  Entbindung 
besorgt  und  mir  in  Ausnahmefällen  den 
Arzt,  oder  dass  der  Arzt  die  Hebamme 
nach  Ermessen  hinzuzieht,  oder  drittens, 
dass  der  Wöchnerin  die  Wald  zwischeu 
beiden  gelassen  wird.  Die  Vergütungen  für 
die  Hebamme  schwanken  zwischen  3  und 

15  Francs;  15  Francs  kommen  nur  verein- 
zelt vor;  der  mittlere  Durchschnitt  beträgt 
8—10  Francs. 

Von  einer  vollständigen  oder  auch  nur 
annähernd  vollständigen  Durchführung  dos 
Gesetzes  ist  offenbar  noch  keine  Rede.  Zum 
Ted  liegt  es  daran,  dass  die  für  die  An- 
staltspflege erfordorlichen  Anstalten  noch 
vielfach  fehlen,  zum  Ted  an  dem  gewohnten 
Widerstande  namentlich  der  kleinen  länd- 
lichen Gemeinden,  sich  mit  derartigen  Aus- 
gaben zu  belasten.    Gegenüber  dem  Miss- 
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brauch  der  Öffentlichen  Einrichtungen  durch 
Nichtbedürftige  und  der  unnötigen  Aufnahme 
von  Hauskranken  in  die  Anstalten  hat  sich 
der  nationale  Kongress  zu  Rouen  im  Juni 
1897  dahin  ausgesprochen,  dass  die  Wohl- 
thateu  des  Gesetzes  unbedingt  auf  wirklich 
Bedürftige  zu  beschränken  seien  und  dass 
in  allen  Fällen,  in  denen  es  anginge,  die 
Hauspflege  einzutreten  habe.  Nach  dem 
von  Monod  Ende  1896  dem  Minister  er- 
statteten umfassenden  Bericht  über  die 
Ausführung  des  Gesetzes  von  1893  Mar  der 
Service  de  l'ass.  med.  1895  ganz  durchge- 
führt in  47,  teilweise  in  16  Departements, 
während  er  noch  ganz  fehlte  in  24  Departe- 
ments mit  etwa  7  Millionen  Einwohnern. 

2.  Die  Departements.  Die  Ausbildung 
der  Beteiligung  grösserer  Verbände  an  der 
Armenlast  hat  in  Frankreich  schon  früh- 
zeitig eine  reichere  Ausbildung  erfahren  als 
in  anderen  Ländern,  was  zum  Teil  mit  der  I 
Unzulänglichkeit  der  örtlichen  Institute,  zum 
Teil  mit  dem  centralisierenden  Charakter 
der  französischen  Verwaltung  zusammen- 
hängt Die  den  grösseren  Verbänden  auf- 
erlegten Leistungen  unterscheiden  sich,  ab- 
gesehen von  der  Krankenpflege,  von  den 
I/eistnngen  der  örtlichen  Institute  durch 
ihren  obligatorischen  Charakter;  doch  sind 
auch  die  Departements  zu  freiwilligen,  auf 
autonomen  Beschlüssen  beruhenden  Leistun- 
gen befugt.  So  gehört  die  Einrichtung  der 
depots  de  mendicite  zu  den  freiwilligen, 
jedoch  innerhalb  allgemeiner  durch  die  Ge- 
setzgebung bestimmter  Nonnen  sich  bewe- 
genden I^eistnngen.  Zu  den  obligatorischen 
Leistungen  gehören  die  Fürsorge  für  Kinder 
und  für  Geisteskranke. 

a)  Die  Fürsorge  für  Kinder.  Wie 
ohen  erwähnt,  liatte  schon  im  Ancien  Regime 
dieser  Zweig  der  Fürsorge  eine  gewisse  specia- 
li8ierte  Ausbildung  erhalten ;  es  beruht  diese 
Bevorzugung,  die  sich  auch  im  gegenwärtigen 
Jahrhundert  fortsetzt,  vor  allem  auf  präven- 
tiven Motiven,  zu  denen  die  in  Frankreich 
weitverbreitete  Sitte  des  Kinderaussetzens  An- 
las« gab;  hauptsächlich  waren  Findelkinder 
Gegenstand  der  Fürsorge;  ungeachtet  des 
emphatischen  Interesses,  das  die  Revolution 
für  die  unehelich  erzeugten  Kinder  (enfants 
de  la  patrie)  an  den  Tag  legte,  vermochte 
sie  doch  auf  diesem  Gebiete  es  nicht  zu 
lebensfähigen  Bildungen  zu  bringen;  es  nö- 
tigte dies  dazu,  bei  der  unter  dem  Kaiser- 
reich unternommenen  Neuregelung  an  die 
frühere  Entwickelung  wieder  anzuknüpfen, 
wie  dies  durch  das  Gesetz  vom  15.  Pluv. 
XIII  (4.  Febr.  1805)  geschah,  das  Tutel  und 
Pflege  der  Kinder  den  Spitälern  zurückgab; 
weitergreifend  war  die  Neugestaltung,  den 
dieser  Teil  der  Armenpflege  durch  das  De- 
kret vom  19.  Januar  1811  erhielt:  Gegen- 
stand der  Fürsorge  sind  danach  drei  Kate- 


gorieen  von  Kindern,  nämlich  atisgesetzte, 
von  ihren  Eltern  verlassene  und  Wai- 
sen (enfants  trouves,  abandonm'-s,  orphelins 
pauvres,  zusammengefasst  unter  dem  ge- 
meinsamen Namen  der  enfants  assistes); 
in  jedem  Arrondissement  sollte  es  ein  zur 
Annahme  vou  Kindern,  deren  ihre  Eltern 
sich  zu  entledigen  wünschten,  bestimmtes 
und  zu  diesem  Behuf  mit  einer  Drehscheibo 
—  tour  —  versehenes  hospice  (depositaire) 
geben ;  betreffs  der  Pflege  sind  Unterbrin- 
gung bei  Nähreltern  und  demnächst  in 
Kostpflege  bei  Ijandleuten  und  Handwerkern 
als  Regel  aufgestellt,  nur  schwächliche  und 
krüppelliafte  Kinder  sollen  im  Spital  be- 
lassen werden ;  mit  12  Jahren  soll  die  Unter- 
bringung der  Kinder,  soweit  nicht  über  die 
Knaben  die  Marineverwaltung  durch  ihre 
Einstellung  als  Schiffsjungen  verfügt,  in 
die  Lehre  oder  den  Gesindedienst  erfolgen. 
Während  dieser  gesamten  Zeit  unterstehen 
sie  der  Tutel  der  Spitäler;  diese  sind  es, 
die  vorbehaltlich  eines  Jahresbeitrages  von 
4  Millionen  Francs,  mit  denen  sich  der 
Staat  an  dem  Aufwände  der  für  enfants 
trouves  und  abandonm's  an  Nähr-  und  Pflege- 
eltern zu  zahlenden  Pensionen  beteiligt, 
die  Kosten  des  Dienstzweiges  tiagen.  Seit- 
dem ist  die  Einrichtung  der  tours  obsolet 
und  durch  die  Annahmebureans  (hureaux 
d'admission)  ersetzt  worden.  Im  übrigen 
beruht  die  fernere  Entwickelung  wesentlich 
in  der  Fortbildung  der  im  Dekret  von  1811 
niedergelegten  Grundzügo  und  der  ihnen 
von  den  Departements  gegebenen  Ausge- 
staltung. Die  erste  Verabschiedung  der 
durch  das  Dekret  von  1811  betreffs  der 
Aufbringung  der  Kosten  aufgestellten  Grund- 
sätze erfolgte  durch  die  Finanzgesetze  von 
1817  bis  1820,  die  die  Last  der  vom  Staate 
Übernommenen  Zuschussleistung  auf  die  De- 
partements übertrugen;  im  übrigen  ent- 
wickelte die  Erweiterung  des  auf  die  letz- 
teren entfallenden  Anteils  sich  an  der  Hand 
der  Scheidung  zwischen  inneren  und  äus- 
seren Ausgaben,  von  denen  die  ersteren  die 
Kosten  des  Aufenthalts  im  Spital  einschliess- 
lich von  Wickelzeug  und  Kleidern  (layettea 
et  velures),  dio  letzteren  die  an  Nähr-  und 
Pflegeeltern  zu  zahlenden  Pensionen  und 
Entschädigungen  in  sich  begriffen.  Die 
letzteren  waren  zu  Lasten  der  Spitäler, 
die  ausserdem  auch  die  Kosten  der  Pflege 
der  armen  Waisen  zu  tragen  hatten;  erst 
ein  Staatsratsgutachten  vom  20.  Juli  1842 
brach  mit  diesem  System,  indem  es  die 
Waisen  den  anderen  beiden  Kategorieen  un- 
terstützter Kinder  gleichstellte.  In  Bezug 
auf  die  äusseren  Kosten  bildete  sich  da- 
gegen ein  Verhältnis  heraus,  wonach  diese 
unter  Vorbehalt  der  Heranziehung  der  Ge- 
meinden zu  einem  gewissen  Anteil  vom 
Departement  zu  bestreiten  waren ;  gewisser- 
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masseti  als  eine  Zusammenfassung  «ler  Er- 
gebnisse «lieser  Fortbildung  sin«l  »las  Gesetz 
vom  5.  Mai  in  Verbindung  mit  «ler  daran 
sieh  anschliessenden  Instruktion  vom  3. 
August  1809  zu  lietrachten.  Uie  dadurch 
h<»rboigeführten  Aemlcningcn  U'stehen  haupt- 
sächlich in  dreierlei.  Einmal  <larin.  dass  an 
die  Seite  <ler  Spitalkommission,  was  die 
Ausübung  der  Tutel  und  die  Besorgung  des 
Dienstes  anlangt,  ein  vom  Staate  U*soldeter 
Borufsboamtor,  der  inspeeteur  des  en- 
f  ti  n  t  s  a  s  s  i  s  t  e  s  gesetzt  worden  ist.  der 
zugleich  als  Hilfsbeamter  des  l'räfekten  in 
allen  diesen  Zweig  der  Armenpflege  be- 
treffenden Angelegenheiten  fungiert;  der 
Einwirkung  «lieser  Beamten,  «lie  vor  allem 
die  Unterbringung  in  Pflegestellen  und  die 
Beaufsichtigung  der  letzteren  bewirken,  sind 
die  Verbesserungen  der  Waisenpflege  grossen- 
teils  zuzuschreiben.  Zweitens  «larin,  dass 
die  Kostenlast  grösstenteils  auf  «lie  Deiiarte- 
ments  übergegangen  ist;  nur  trägt  zu  den 
sogenannten  inneren  Kosten  der  Staat  ein 
Fünftel  Iw  i,  wogegen  zu  den  äusseren  Kosten 
die  Gemeinden  mit  einem  im  gnnzen  ein 
Fünftel  nicht  übersteigenden  Heitrage  heran- 
gezogen werden  können.  Drittens  darin, 
«lass  den  vorgenannten  Katcgorieen  der  un- 
terstützten Kimler  eine  neue  in  «ler  der 
enfants  secourus  tem  po rai re  me  n t 
hinzugetreten  ist:  es  beschränkte  die  An- 
weisung solcher  zeit  weisen  Unterstützung, 
die  stets  nur  vorübergehend  auf  einen  Zeit- 
raum von  ein,  zwei  o<ler  drei  Jahren  er- 
folgte, sich  ursprünglich  auf  Falle,  in  denen 
Aussicht  bestand,  Mütter  uneheli«'h  erzeug- 
ter Kimler  dadurch  abzuhalten,  sie  zu  ver- 
lassen;  wiewohl  ohne  Gleichmäßigkeit 
zwischen  den  Dejkirtements,  wurde  die  An- 
wendung dieser  Unterstützungen  dadurch 
erweitert,  «lass  solche  auch  längere  Zeit, 
bezw.  wiederholentlieh  und  in  dringenden 
Fallen  auch  für  Halbwaise,  d.  h.  nach  dem 
Tode  des  Vaters  bei  der  Muttor  verbleibende 
Kin'ler  bewilligt  wurden.  Kine  Erweiterung 
hat  die  Kinderarmcnpflege  in  neuester  Zeit 
durch  das  Gesetz  vom  24.  Juli  18*9  über 
den  Schutz  der  gemisshandolten  oder 
sittlich  verwahrlosten  Kimler  erhal- 
len, wonach  teils  in  gewissen  Fallen  gericht- 
licher Verurteilung,  teils  bei  konstatierter 
Trunksucht  oder  Ulisittlichkeit  «ler  Eltern 
o<ler  bei  Missliandlungen  der  Kimler  den 
Eltern  die  Ausübung  des  Erziehungsrechtes 
entzogen  und  diese  auf  einen  zu  ernennen- 
den Vormuinl  bezw.  auf  die  Organe  der 
öffentlichen  Armenpflege  übertragen  werden 
kann.  Was  die  Fürsorge  für  diese  Kinder 
anlangt,  so  ist  sie  den  Departements  als 
eiue  ihnen  rechtsverbindlich  obliegende 
Leistung  zwar  ni«;ht  ül ertragen  worden ; 
die  freiwillige  Uebernahme  wird  jedoch  da- 
durch begünstigt,  dass  in  den  Fallen,  in 


;  denen  «lie  Departements  die  Gleichstellung 
joner  Kinder  mit  den  unterstützten  Kindern 
boschliesson,  «ler  Staat  ein  fünftel  auch 
«ler  sogenannten  äusseren  Kosten  der  Annen- 
|  kinderpflege  übernimmt,  ausserdem  aber  die 
1  Beiträge  der  Gomeimh'U  zu  dem  von  ihnen 
zu  leistenden  fünftel  der  äusseren  Kosten 
den  Charakter  obligatorischer  I/eistungen 
erlialten  (Art.  25  d.  G.).  Mit  der  Fürsorge 
für  die  enfants  assistes  konkurriert  ein  weit- 
reichender organisierter  und  unter  Mitwir- 
kung freiwilliger  Kräfte  ausgeübter  Kinder- 
schutz, der  sich  auf  sämtliche  in  Kostpflege 
untergebrachte  Kinder  unter  zwei  Jahren 
bezieht  (Gesetz  v.  23.  Dezeml»er  1874;  so- 
genannt« lex  Rousscl). 

b)  Irrenpflege.  Die  rechtliche  Regelung 
der  Materie  ist  durch  das  unter  der  Re- 
giening    I/mis    Philipps    erlassene  ab- 
schliessende Gesetz  vom  30.  Juni  1838  ge- 
wissennassen  in    einem  Akte  vollzogen 
worden:  Veranlassung  zu  dieser  Regelung 
hatten  die  erhebliehen  Uebolständo  gegeben, 
wie  sio  teils  die  fast  überall  den  Anforde- 
rungen der  Zeit  nicht  mehr  entsprechende 
Pflege  der  Geisteskranken  in   «len  allge- 
meinen Spitälern,  teils  die  Behandlung  in 
den   Privatanstalten  aufwies;    «las  Gesetz 
normiert  ebenso  die  von  den  Privatanstalten 
für  Geisteskranke  zu  erfüllenden  Voraus- 
setzungen wie  die  Unterhaltung  «ler  öffent- 
lichen Irrenanstalt«»n  un«l  das  beiden  gegenüber 
«lern  Staate  zustohemle  Aufsichtsrecht.  Zur 
Herstellung  und  Unterhaltung  der  erforder- 
lichen Vorkehrungen  behufs  Sicherstelluug 
einer  geeigneten   Behandlung  un«l  Pfleg«? 
der  Geisteskranken  sind  die  Departements 
verpflichtet,  zu   diesem   Zweck  entweder 
eigene  Irrenanstalten  zu  errichten  oder  sich 
mit  and«'ren   Departements  dieserhalb  zu 
vereinigen  oder  durch  Verträge  mit  Privat- 
anstalten dem  Bedürfnis  zu  genügen.  So- 
weit öffentlichen  Anstalten  im  Wege  poli- 
zeilichen Zwanges  Geisteskranke  überwiesen 
werden,  trägt  im  Falle  der  Mittellosigkeit 
das  Departement  die  Kosten  vorbehaltlich 
der  Berechtigung,  nach  Massgabe  der  vom 
Gonoralrat  mit  Genehmigung  «ler  Regierung 
festgesetzten  Normen  die  Gemeinde,  in  der 
der  Erkrankte  seinen  Wohnsitz  hat,  anteilig 
heranzuziehen.  Die  Genendräte  pflegen  <üe 
Quote  d«?s  von  «ler  Gemeinde  zu  leistenden 
Beitrags  «len  in  den  MinLstorialcirkularen  vom 
5.  Juli  1839  und  6.  August  1840  entlialtenen 
Direktiven  entsprechend  nach  einer  mit  «lern 
Betrage  «ler  ordentlichen  Einnahmen  der  Ge- 
meimle  abwärts  gehenden,  zwischen  33  und 
5  %  sich  bewegenden  Skala  festzusetzen.  Im 
Jahre  1884  hatte  Frankreich  einschliesslich 
t'harentons  und  14  für  Irren  bestimmter 
Sektionen  von  Spitälern  02  öffentliche  Irren- 
anstalten, in  denen  sich  am  1.  Januar  30713 
Pfleglinge  befanden;  zum  Kostenaufwande 
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von  17  100783  Fr.  tragen  die  Departements1 
11840634.  die  Gemeinden  5560 199  Fr.  bei.  i 
Kino  weitere  Beteiligung  der  Spitäler  findet  | 
nur  insoweit  statt,  als  sio  unheilbare  Geistes-; 
kranke,  deren  Verwahrung  in  Irrenanstalten 
nicht  erforderlich .  aufnehmen  oder  als  sie 
einzelnen  Erkrankten  las  zur  Aufnahme  in 
eine  Anstalt  oder  auf  der  Heise  dorthin  vor- 
läufige Unterkunft  gewähren. 

o)  Bettlerdepots.  Reiseunterstüt- 
sungen.  Armenpolizei.  Nachdem  die 
unter  dem  Anden  Regime  geschaffenen  Ein- 
richtnngen  verfallen  und  die  von  der  Gesetz- 
gebung der  Revolution  an  die  Stelle  ge- 
setzten nicht  zur  Durchführung  gekommen 
■waren,  war  es  Napoleon  I..  der  zuerst  wieder 
eine  kräftige  Initiative  zur  Bekämpfung  des 
Bettels  ergriff:  Das  oben  erwähnte,  von  ihm 
am  5.  Juli  1808  erlassene  Dekret  ordnete 
für  jedes  Departement  die  Errichtung  eines 
Bottierdepots  an  und  wiederholte  das 
Verlort  des  Betteins  für  ganz  Frankreich ; 
vierzehn  Tage  nach  der  Inbetriebsetzung 
des  Depots  sollte  in  jedem  Departement  das 
luslebentreten  der  Anstalt  öffentlich  bekannt 
gemacht  und  an  alle  mit  Subsistenzmitteln 
•nicht  versehenen  Personen  die  Aufforderung 
gerichtet  werden,  sich  in  das  Depot  zu  be- 
geben ;  alle  alsdann  noch  betroffenen  Bettler 
sollten  verhaftet  und  der  Anstalt  zugeführt, 
nach  I.age  der  Umstände  auch  bestraft 
werden,  die  Kosten  von  Staat,  Departement 
und  Städten  gemeinsam  getragen  worden. 
Die  offenbare  Absicht  des  Dekrets,  die 
Depots  zu  einer  für  die  Departements  all- 
gemeinen Einrichtung  zu  machen,  ist  um  so 
weniger  verwirklicht  worden,  als  die  nach- 
folgenden Regierungen  es  vielfach  an  Inte- 
resse dafür  fehlen  Hessen.  Auch  wird  nach 
der  zur  Zeit  herrsehenden  Auffassung  die 
Errichtung  von  Depots  als  eine  fakultative 
liOistung  der  Üeiuirtements  betrachtet.  1894 
besass  Frankreich  30  Depots,  von  denen  die 
meisten  je  einer  Anzahl  von  Departements 
gemeinsam  waren:  teilweise  dienten  sie 
auch  Ruderen  Zwecken,  zuweilen  sind  frühere 
Depots  dadurch ,  dass  auch  Greise ,  Sieche  j 
und  Gebrechliche  aufgenommen  wurden,  in 
Anstalten  umgewandelt,  deren  vorwiegende 
Aufgab*»  dio  Aufnahme  und  Versorgung 
dauernd  erwerbsunfähiger  Anner  aus  solchen 
Gemeinden  ist,  denen  Spitäler  für  die  Auf- 
nahme derartiger  Hilfsl>edürftiger  nicht  zur 
Verfügung  stehen.  Mit  der  Einrichtung  der 
Depots  hängen  auch  die  Bestimmungen  über 
die  Bestrafung  des  Bettels  zusammen,  die 
in  Gefängnis  und  nachfolgender  Einsperrung 
in  das  Dej)ot  zu  bestehen  pflegt  und  bei 
qualifiziertem  Betteln  und  Ijandstreiehen  an- 
gemessen verschärft,  ja  sogar  unter  gewissen 
Voraussetzungen  gegen  Rückfällige  bis  zur 
Versendung  in  die  Koloniecn  gesteigert 
werden  darf  (Code  pönale  275 — 282). 


Zu  den  eben  erwähnten  Massregeln  tritt 
die  Gewährung  von  Reiseunterstüt- 
zungen, die  im  Dekret  vom  30.  Mai  und 
Gesetz  vom  17.  Juli  1790  eine  besondere 
Regelung  erfahren  hat.  Sie  bildet  eines  der 
wenigen  praktischen  Ergebnisse  der  An- 
strengung, die  die  Revolution  im  Gebiete 
der  Annengesetzgebung  gemacht  hatte.  Da- 
nach war  —  zunächst  allerdings  nur  für 
Arme,  die  mittelst  Zwangspasses  von  Paris 
nach  ihrem  Heimatsdepaitement  zurückzu- 
dirigiercn  waren  —  der  Betrag  der  zu  ge- 
währenden Reiseunterstützung  auf  3  Sous 
bezw.  30  Centimes  für  die  Person  und  den 
Myriameter  festgesetzt,  welchen  für  Ent- 
fernungen von  je  10  Meilen  die  Municipal- 
gemeinden  gewähren  soflten.  Die  spätere 
Praxis  hat  die  Bestimmungen  verallgemeinert, 
eine  Instruktion  des  Ministers  des  Innern 
vom  25.  Oktober  1833  demnächst  angeordnet, 
dass  für  jede  Familie  höchstens  drei  Mit- 
glieder zum  Empfange  dieser  Unterstützung 
zugelassen  seien ;  nach  dem  Ministerial- 
cirkular  vom  17.  April  1861,  18.  April  1872 
und  7.  NovemUu*  1890  sollte  an  die  Stello 
der  Zuiilcklegung  der  Reise  im  Wege  des 
Wanderns  zu  Fuss  so  weit  als  möglich  die 
Beförderang  mit  der  Eisenbahn  treten,  für 
welchen  Fall  die  Unterstützung  pro  Tag  auf 
2  Fr.  für  jede  Person  von  über  12  Jahren 
und  1  Fr.  für  jede  jüngere  Person  fest- 
gesetzt ist,  ohne  dass  die  vorgedachte  Be- 
schränkung auf  3  Personen  eingehalten  zu 
werden  braucht.  Zugelassen  zu  diesen  Unter- 
stützungen werden  ebensowohl  Bettler,  die 
in  ihre  Heimat  zurückdirigiert  werden,  als 
auch  Personen,  (he  sich  freiwillig  nach  ihrer 
Heimat  zunickbegeben.  Die  Tragung  des 
Aufwandes  hat  das  Gesetz  vom  10.  Mai  1838 
zu  einer  Last  des  Departements  gemacht; 
doch  konkurriert  der  Staat  mit  seinen 
Krediten  namentlich  in  Ansehung  solcher 
Personen,  die,  um  Arbeitsgelegenheit  an 
anderen  Orten  aufsuchen  zu  können,  zur 
Reiseunterstützung  zugelassen  werden. 

Im  ganzen  sind  alle  diese  Massregeln 
zum  Teil  wolü  wegen  der  Natur  des  über- 
haupt schwer  zu  bekämpfenden  Uebels,  zum 
Teil  infolge  ihrer  lässigen  Ausführung,  nicht 
erfolgreich  gewesen.  Klagen  über  das  Bettel- 
wesen sind  gerade  in  neuester  Zeit  besonders 
nachdriieklieh  erhoben  worden  und  haben 
die  öffentliche  Meinung  lebhaft  beschäftigt 
Insbesondere  haben  die  societe  generale 
des  prisons  und  die  sociotö  inter- 
nationale pour  l'6tude  des  ques- 
tions  d  'assistance  die  Frage  zum  Gegen- 
stand eingehenden  Studiums  auch  der  Ein- 
richtungen des  Auslandes  gemacht  und  durch 
ihren  Einfluss  auch  die  Aufmerksamkeit  der 
Regienmg  und  der  Departements  hierauf 
gelenkt.  Der  Minister  des  Innern  hat  in 
einer  Reihe  von  Reskripten,  so  vom  25.  Juni, 
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6.  August,  19.  Oktober  1894  die  Präfekten 
zu  energischem  Vorgehen  aufgefordert  und 
hierbei  die  Beschlüsse  jener  Gesellschaften 
als  zweckmässige  Onindlage  des  Verfahrens 
(«zeichnet.  Diese  Beschlüsse  nahern  sich 
im  wesentlichen  dem  in  der  deutschen  Be- 
wegung anerkannten  Onmdsatze,  diiss  nach 
einem  gemeinsamen  Grundplan  Stationen 
anzulegen  sind,  in  denen  die  "Wandernden 
Naturalverpflegnng,  thunlichst  gegen  Arbeits- 
leistung erhalten  sollen.  Besonders  wird 
auf  eine  vernünftigen  Anforderungen  der 
Hygiene  und  Reinlichkeit  entsprechende  Ein- 
richtung der  Unterkunftsstätten  Wert  gelegt, 
über  deren  derzeitige  Beschaffenheit  gerade 
in  dieser  Beziehung  sehr  geklagt  wird. 

d)  Leistungen  auf  Grund  autonomer 
Beschlüsse.  Ausser  den  durch  Gesetz 
ihnen  auferlegten  Ijcistungen  beteiligen  siel» 
die  Departements  in  sehr  mannigfaltiger 
Weiso  an  den  Aufgaben  der  Armenpflege, 
teils  durch  direkte  rebung  von  Armeufür- 
sorge,  teils  durch  Unterstützung  von  Ge- 
meinden, von  wohlthätigcn  Instituten  und 
Privatvereinen  behufs  besserer  Erreichung 
der  von  Urnen  augestrebten  Zwecke.  Je 
nach  der  Entwicklung  der  Armenpflege- 
einrichtungen in  den  De|>artcments  und  der 
bei  den  leitenden  Orgauen  massgebenden 
Ansichten  sind  die  I;eislungen  nach  Inhalt 
und  Form  sehr  verschieden.  Auch  die 
direkte  Bethätigung  verfolgt  meist  den 
Zweck,  die  Thätigkeit  der  öffentlichen 
Armenpflege  nach  denjenigen  Richtungen 
zu  ergänzen,  in  denen  sie  sich  als  besonders 
unzureichend  erweist ;  eine  liegendere  häufige 
Form  ist  die  Sichersteilling  der  Behandlung 
von  Kranken,  die  wie  Augen-  und  Ohreu- 
kranke  einer  speciellen  Behandlung  unter- 
liegen, durch  Abschluss  von  Verträgen  mit 
Specialinstituten  oder  atier  die  Unterhaltung 
von  Asylen  zur  Aufnahme  von  Greisen  und 
Siechen  und  die  Dotierung  von  Freistellen 
in  Spitälern  und  anderen  Instituten.  Neuer- 
dings ist  durch  Cirkular  des  Ministers  des 
Innen)  vom  1.  August  1888  eine  im  Dejiartc- 
ment  Indre  seit  1872  bestehende  Einrich- 
tung empfohlen  worden.  Dort  bewilligte 
der  Generalrat  in  geeigneten  Fällen  Pen- 
sionen von  jährlich  120  Fr.  an  Itedürftigc 
Greise,  deren  Unterstützungsgesuche  vom 
Maire  der  betreffenden  Gemeinde  liefür- 
wortet  werden,  unter  der  Voraussetzung 
jedoch ,  dass  die  Gemeinde  oder  in  Er- 
mangelung solcher  Bewilligung  ein  Privat- 
wohlthätcr  sich  zu  einem  Beitrage  von  jähr- 
lich 4M  Fr.  zu  jener  Pension  verpflichtet. 
Die  Einrichtung  hat  sich  bewährt;  seit  dem 
1.  Januar  1887  konnten  jährlich  100  Per- 
sonen mit  derartigen  Unterstützungen  be- 
dacht werden. 

1892  umfasste  der  Gesamtaufwand  der 
Departements  269  Millionen  Fr.,  von  denen 


57'  i  auf  assistance  entfielen.  Hiervon  kamen 
mit  ziemlich  gleichen  Summen  je  2-1  Millionen 
auf  die  gesetzliche  Verpflichtung  für  Kinder 
und  Geisteskranke  und  rund  9  Millionen  auf 
verschiedene  Zwecke,  unter  denen  sich  auch 
die  Ausgaben  für  Wandernde  und  für  die 
unentgeltliche  Krankenpflege  befinden ,  so 
dass  sich  die  gauz  freiwilligen  Beihilfen 
nicht  genau  scheiden  lassen.  Immerhin 
kommt  in  der  stetig  wachsenden  Ausgabe 
der  Departements  der  ausgleichende  Charakter 
ihrer  Thätigkeit  zu  glücklicher  Geltung. 

3.  Der  Staat   Der  Staat  l>ethätigt  sich 
in  dreifacher  Richtung:   1.   durch  Unter- 
haltung einer  Reihe  von  Anstalten,  2.  durch 
direkte  Unterstützung,  3.  durch   die  teils 
auf  Gesetzen,  teils  auf  freier  EntSchliessung 
beruhende  Beteiligung  an  dem  Aufwand  der 
Annenpflege  der  Departements,  der  Ge- 
meinden   und    einzelner  Wohlthätigkeits- 
institute.    Staatsiustitute  sind  in  der 
Reihenfolge  der  Zeit  ihrer  Gründung  die 
folgenden :    1 .  das  hospice   national  des 
Quinze-vingts  (1269),  2.  das  hospice  national 
des  Mont-Genevre  (1343),  3.  die  maison 
nationale  de  Chareuton  (1645),  4.  das  National- 
institut für  die  Taubstummen  in  Paris  (1778), 
5.  das  Nationalinstitut  für  die  jugendlichen 
Blinden  ebendaselbst  (1791),  6.  das  National- 
institut der  weiblichen  Taubstummen  in 
Bordeaux  (1791),  7.  das  Asyl  von  Vincennes 
(1855),  8.  das  Asyl  im  Vesinct  (1855),  9.  das 
Nationalinstitut  der  Taubstummen  in  Chara- 
berg  (1846),  10.  das  Asyl  in  Vacassy  (1876). 
Von  ihnen  dienen  1  und  5  der  Blindenfür- 
sorge. Das  Institut  der  Qiünze-Vingts  bildet 
den  Centralpuukt  für  die  Versorgung  er- 
wachsener Blinden,  indem  es  nicht  nur  3»K) 
Blinde  im  Hause  unterhält,  sondern  auch 
1750  regelmässige  Unterstützungen  erteilt. 
Das  Institut  zu  5  ist  die  Centralanstalt  für 
den  Blindenunterricht;  4,  6  und  9  haben 
ihro  Aufgabe  iu  dem  Unterricht  der  Taub- 
stummen ;  3  ist  eine  Irrenanstalt.  Die  Asyle 
von  Vincennes  und  Vesinet  sind  Anstalten 
für  Rekonvalescenten ,  die  eine  für  männ- 
liche, die  andere  für  weibliche;  das  Asyl 
Vacassy  ist  ein  Institut  zur  Aufnahme  von 
verletzten  Personen;  das  hospice  auf  dem 
Mont-Genevre  dient  der  Beherbergung  von 
Reisenden  beim  Uelicrgang  über  die  Alpen 
zwischen  Frankreich  und  Italien. 

Die  direkten  Unterstützungen  gehören, 
soweit  sie  sich  auf  solche  Personen  beziehen, 
die  aus  politischen  Grilnden  oder  wegen 
ihrer  in  den  Ressorts  der  Verwaltung  ge- 
leisteten Dienste  Anspruch  auf  die  Hufe 
des  Staates  haben,  nicht  zu  den  eigentlichen 
I/eistungen  der  Armenpflege.  Dagegen  ge- 
hören dazu  die  Unterstützungen,  die  nach 
bestimmten  Grundsätzen  und  innerhalb  der 
budgetmässigen  Grenzen  solchen  Personen 
gewährt  werden,  die  von  gewissen  sehädigen- 


Digitized  by  Google 


Annenwesen  (Armengesetzgebung  in  Frankreich) 


11  29 


den  Naturereignissen ,  als  Hagel-,  Kener- 1 
und  Ueberschwemrmmgssehäden,  Zerstörung ! 
durch  Krieg  betroffen  worden  sind :  während  j 
es  in  Fallen  der  letzteren  Art  regelmässig 
der  Bewilligung  besonderer  Kredite  bedarf,  | 
hat  der  grösste  Teil  der  in  Fällen  der 
ersteren  Art  gewährten  Unterstützungen  die 
Eigenschaft  einer   dauernden  Einrichtung 
erlangt,  wie  dies  namentlich  mit  dem  dem 
landwirtschaftlichen  Minister  für  derartige 
Zwecke  zur  Verfügung  gestellten  Kredite 
der  Fall  ist.  Die  Beteiligung  an  den  Kosten 
der  Armenpflege  ist  namentlich  durch  das 
Gesetz  von  1893  vorgesehen,  das  den  Staat 
zur  Gewährung  eines  bestimmten  Anteils 
an  den  Kosten  der  Krankenpflegeeinrich- 
tungen verpflichtet  und  ihm  ausserdem  die 
Last  für  Personen  auferlegt,  die  keinen 
Unteretütznngswohnsitz  besitzen. 

III.  Armenlast  und  Unter- 
stützongs  wohnsitz. 

Für  das  Verhältnis  der  Hilfsquellen  zu 
einander  und  die  Verteilung  der  Armenlast, 
wie  sie  sich  nach  der  im  Vorstehenden  ge- 
schilderten Lage  der  Gesetzgebung  vollzieht, 
ist  zu  beachten,  dass  die  Hauptgrundlage 
der  Armenpflege  die  eigenen  Einnahmen 
der  hospices  und  der  bureaux  de  bienfai- 
saoce  bilden ;  die  Zuschüsse  der  Gemeinden 
haben  den  Charakter  der  Freiwilligkeit  und 
der  Subsidiarität  ;  nur  die  Ijeistungen  der 
Departements  für  Kinder  und  Geisteskranke 
und  die  durch  das  Gesetz  von  1893  den 
Gemeinden  auferlegte  Krankenpflege  be- 
ruhen auf  Gesetz.  Hiermit  hängt  es  zu- 
sammen ,  dass  sich  ein  Armenpflegerecht 
im  Sinne  der  deutschen  und  englischen 
Gesetzgebung  in  Frankreich  bis  1893  nur 
unvollkommen  entwickelt  hat  und  erst  durch 
das  Gesetz  von  1893  für  das  von  ihm  be- 
rührte Gebiet  feste  Vorschriften  bezüglich 
der  rechtlichen  Verpflichtung  gegeben  worden 
sind.  Es  gilt  demnach  gegenwärtig  ein 
doppeltes  Armenrecht.  Der  ältere  Zustand 
beruht  auf  dem  G.  v.  21.  vend.  11:  Danach 
hatte  der  Hilfsbedürftige  Unterstützung  in 
der  Gemeinde  zu  erhnlten,  in  der  er  den 
Unteretütznngswohnsitz  (domicile  de  se- 
coutb)  besass,  der  durch  Geburt  oder, 
längeren  Aufenthalt  erworben  wurde.  Nie- 
mand kann  gleichzeitig  an  mehreren  Orten 
einen  Unterstützuugswohnsitz  haben.  Neben 
diesen  Hauptgrundsätzeu  werden  von  dem 
Detail  der  Bestimmungen  als  noch  in  Kraft 
stehend  angesehen  die  Vorschriften,  nach 
denen  durch  Geburt  der  Unterstützungs- 
wohnsitz in  dem  Ort  erworben  wird,  in 
dem  die  Mutter  zur  Zeit  der  Geburt  ihren 
regelmässigen  thatsächlichen  Wohnsitz  hatte, 
und  wonach  die  zum  Erwerb  erforderliche 
Aufenthaltsdauer  ein  Jahr  betrug,  von  wel- 
chem mindestens  die  Hälfte  in  die  Zeit 


nach  erreichter  Volljährigkeit  fallen  musste. 
Ihre  besondere  Bedeutung  erhielten  diese 
Bestimmungen  durch  den  übrigen  Inhalt 
des  Gesetzes,  das  ein  Recht  auf  Unterstützung 
sowie  eine  korrespondierende  Pflicht  des 
Staates  anerkannte  und  daher  die  Zuständig- 
keit der  Gemeinde,  durch  deren  Vermittelung 
die  Unterstützung  nachzusuchen  bezw.  zu 
leisten  war,  regeln  musste.  Nachdom  das 
Gesetz  ausser  Kraft  getreten  und  durch  die 
Gesetzgebung  des  Jahres  V  der  Uebergang 
zur  fakultativen  Armenpflege  vollzogen  war, 
kamen  die  Bestimmungen  über  den  Unter- 
stützungswohnsitz nur  noch  insoweit  zur 
Anwendung,  als  die  lokalen  Institute  be- 
scldiessen  können,  die  Unterstützung  auf 
Personen  mit  Unterstützungswohnsitz  in  der 
Gemeinde  zu  beschränken,  und  als  nach 
ihnen  der  Ort  sich  bestimmt,  nach  dem 
eventuell  eine  Zurückweisung  solcher  Per- 
sonen zu  erfolgen  hat.  Für  die  gesetzliche 
Kinder-  und  Irrenpflege  sind  die  Vorschriften 
bedeutungsvoller,  insofern  als  sich  nach 
ihnen  das  Departement  bestimmt,  dass  die 
Fürsorge  zu  übernehmen  hat ;  indessen  auch 
hier  werden,  soweit  bekannt,  die  Bestim- 
mungen nur  lax  gehandhabt,  da  die  meisten 
Departements  es  vorziehen,  gegen  einander 
liberal  zu  verfahren.  Wesentlich  andere 
steht  es  mit  den  Vorschriften  des  G.  v.  15. 
Juli  1893.  Die  durch  dieses  Gesetz  aufer- 
legten Verpflichtungen  haben  die  Verteilung 
der  Armenlast  nach  dem  Princip  des  Unter- 
stützungswohnsitzes  zur  Voraussetzung ;  nach 
ihm  bemis8t  sich  die  endgültige  und  vor- 
läufige Fürsorgepflicht  der  beteiligten  Fak- 
toren. Der  Unterstützungswohnsitz  (domi- 
cile de  secours)  wird  erworben  durch  ein- 
jährigen Aufenthalt  nach  vollendetem  21. 
Lebensjahre  oder  nach  der  Emancifiation. 
Kinder  teilen  den  Unterst ütznngswohnsitz 
der  Eltern,  die  Ehefrau  den  des  Mannes; 
Kinder,  deren  Eltern  unbekannt  sind  oder 
keinen  Unterstützungswohnsitz  in  einer  Ge- 
meinde besitzen,  haben  bis  zum  vollendeten 
21.  Jahre  den  Unterstfltzungswohnsitz  an 
ihrem  Geburtsorte.  Durch  einjährige  Ab- 
wesenheit nach  vollendetem  21.  Jahre  oder 
durch  Erwerb  des  Unterstützungswohnsitzes 
in  einer  anderen  Gemeinde  wird  der  Unter- 
stützungswohnsitz  verloren.  Für  Personen, 
die  sich  während  eines  Jahres  zwar  in  dem- 
selben Departement,  aber  in  verschiedenen 
Gemeinden  aufgehalten  haben,  liegt  die 
Fürsorgepflicht  dem  Departement,  für  Per- 
sonen, nie  eines  Unterstützungswohnsitzes 
ganz  entbehren,  dem  Staate  ob.  Die  Ge- 
meinde, die  eine  vorläufige  Hilfeleistung 
gewährt  hat,  hat  die  Kosten  für  die  ersten 
10  Tage  selbst  zu  tragen;  den  Ersatz  der 
weiteren  Aufwendungen  kann  sie  von  dem 
Departement  fordern,  dem  einerseits  wieder 
ein  Ersatzanspruch  gegen  die  Gemeinde  des 
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ünterstfitzung.*wohnsitzos  oder  gegen  das 
Dejiartement .  dorn  der  Krank»*  augehört, 
oder  gegen  den  Staat  zusteht.  Die  enfants 
nssistes  haben  den  Cnterstfitzungswohnsitz 
in  dem  Departement,  in  dem  sie  unterstützt 
werden.  Iiis  sie  einen  anderen  Cnter  Stützungs- 
wohnsitz  erworben  haben  <art.  <>—'.»). 

IV.  Obere  Leitung  und  Auf- 
sicht 

Die  Aufsieht  ist  in  oberster  Instanz  mit 
der  Aufsieht  ul»er  die  gesamte.  Kommunal- 
verwaltnng  in  der  Hand  des  Ministers  des 
Innern  vereinigt,  nach  dessen  Anordnung 
der  Präfekt  mit  Hilfe  der  Cnterpräfekten 
bozw.  des  Waisen insiiektoi-s  die  Aufsieht 
über  die  Armenpflege  der  ortliehen  Institute 
und  der  (iemeinden  führt:  im  Ministerium 
sind  die  Mreffenden  Funktionen  seit  dem 
Dekret  v.  4.  Novomljer  lssti  hei  einer  be- 
sonderen Abteilung  eentralisiert,  der  mittelst 
Dekrets  v.  5.  Januar  INNO  aneh  die  Bear- 
beitung der  auf  die  öffentliehe  Gesundheits- 
pflege bezüglichen  Angelegenheiten  über- 
trafen wurde:  sie  führt  ilen  Namen  direc- 
tum de  l'assistanee  et  de  l'hygiene 
puhlirjues;  ihr  bezw.  dem  Minister  steht 
als  lieratendes  Organ  für  Angelegenheiten 
von  grundsätzlicher  oder  allgemeiner  Wich- 
tigkeit der  durch  Dekret  v.  1.  April  INNS 
geschaffene  Consoil  supcrieur  de 
l'assistanee  publique  zur  Seite:  zu- 
geordnet endlich  ist  dem  Minister  als  ein 
fachmännisches  Hilfspersonal  eine  Auzalü  von 
G  e  n  e  r a  I  i  n  s  p e  k  t  o  r  e  n  .  die  die  Organe 
für  die  geschäftliche  und  örtliche  Ausübung 
der  Aufsichtsbefngnisse  bilden.  Ein  An- 
schluss  örtlicher  Organe  an  diese  in  der 
Centnilinstanz  getroffenen  Einrichtungen  be- 
steht nur  für  das  Gebiet  der  Armenkinder- 
pflege,  für  die  dem  Präfekten  in  dem  In- 
speeteur  des  enfants  assistes  und  den  Hilfs- 
insj»ektoren  ebenfalls  ein  fachmännisch  qiiali- 
fiziertes  Personal  zur  Seite  gesetzt  ist. 

Die  Einrichtung  der  Generalinspektion, 
die  zuerst  durch  Ministerialverordnung  v. 
29.  Juni  1828  eingeführt  und  demnächst 
mannigfach  erweitert  und  ausgestaltet  worden 
ist.  hat  neuerdings  durch  Dekret  v.  IN.  Ok- 
tober 1NN7  eine  dem  jetzigen  Zuständig- 
keitsverhältnissc  und  «1er  Art,  in  der  der 
Dienst  bei  dem  Ministerium  des  Innern  ge- 
regelt ist,  sich  anpassende  Organisation  er- 
halten. Der  Wirkungskreis  der  Behörde 
erstreckt  sich  jedoch  nicht  nur  auf  das 
Armen-,  sondern  auch  auf  das  Gefängnis- 
wesen; es  sind  daher  die  vorhandenen  13 
Ooneraliiispektoren  in  zwei  Sektionen  ver- 
teilt, deren  eine  mit  der  Ausübung  der  Auf- 
sicht über  die  Armenverwaltung  und  deren 
andere  mit  der  Aufsicht  fil>er  den  Gefäng- 
nisdienst betraut  ist.  Für  die  Ernennung 
zum  Generalinspektor,  die  durch  den  Minister 


erfolgt,  ist  vorzugsweise,  die  fachmännische 
Kenntnis  und  Befähigung  massgebend.  Di«1 
Obliegenheiten  der  der  ersteren  Sektion  ange- 
hörigen  Inspektionsbeamten  bestehen  vor- 
zugsweise in  den  im  Auftrage  des  Ministe- 
riums vorzunehmenden  Besichtigungen  und 
Revisionen  der  einzelnen  Institute  und  Ver- 
anstaltungen der  Armenpflege  sowie  in  der 
Ausarbeitung  von  Entwürfen  zu  Gesetzen 
und  Reglements;  in  geeigneten  Fällen  ge- 
schieht dies  auf  Grund  kollogialischer  Be- 
rn! ungen  in  der  Sektion,  die  für  gewisse 
Arten  der  Angelegenheiten  obligatorisch  ist. 
Die  Wirksamkeit  erstreckt  sich  auch  auf 
Stiftungen  und  Vereine,  die  die  Anerkennung 
als  Institute  des  öffentlichen  Nutzens  er- 
halten haben. 

V.  Private  Armenpflege. 

Infolge  des   eigentümlichen  Charakters 
der  französischen  Armenpflege  verliert  dt»> 
Scheidung  der  Armenpflege  in  öffentliche 
und  private  an  Schärfe;  häufig  greifen  die 
I/Mstnngen  der  öffentlichen  Armenpflege  in 
das  Gebiet  der  Fürsorge  ülier,  die  unter 
der  Herrschaft  anderer  Armenpflegosysteme 
der  privaten  Fürsorge  überlassen  zu  sein 
I  pflegt;  umgekehrt  liedient  die  private  Wohl- 
I  thätigkeit  sich  nicht  selten  der  für  die  Aus- 
übung der   öffentlichen  Armenpflege  be- 
stellten Organe,  um  eine  ihren  Ahsichten 
I  entsprechende  Verwendung  der  Mittel  sicher 
zu  stellen :  da  die  Reglements  der  Spitäler 
•  und  Wohlthätigkeitsbureaus  ihnen  meist  sehr 
I  weiten  Spielraum  hissen ,  liegt  es  häufig 
nahe,  die  Vermittelimg  dieser  Anstalten  inr 
Verwirklichung  der  Absichten  des  Gebers 
in  Anspruch  zu  nehmen.    Aber  auch,  so 
weit  es  sich  um  die  besonderen  Organe  der 

{irivaten  Armenpflege  handelt,   lassen  ihre 
Oinrichtung  und  Thätigkeit  eine  enge  Ver- 
wandtschaft  mit  der  öffentlichen  Armen- 
pflege erkennen.    Charakteristisch  ist  ins- 
liesondero  das  Bestreben,  die  Thätigkeit  in 
einer  Anstalt  zu  konsolidieren,  deren  Fort- 
bestand stiftungsmässig  gesichert  ist,  womit 
die  geringere  Ausdehnung  freier  Wohlthätig- 
keitsvereine  zusammenhängt.    Ebenso  hängt 
hiermit  die  weitverbreitete  Beliebtheit  der 
in  Frankreich  bestehenden  zahlreichen  geist- 
lichen, insbesondere  weiblichen  Kongrega- 
tionen zusammen.    Mit  Vorliebe  erfolgen 
Zuwendungen  für  Armenzwecke  an  solche 
Privatanstalten,  die,  wie  die  Mehrzahl  der 
öffentlichen  Spitäler,  ihre  ausübenden  Kräfte 
den  Ordensschwestern  entnehmen.  Soweit 
der   Ausführung    wohltliätigor  Absichten 
mittelst  einer  Stiftung  dauernde  Form  oder 
mittelst  der  Gründung  eines  Vereins  eine 
Organisation  gegeben  werden  soll,  bedarf 
es  der  staatlichen  Genehmigung.    In  An- 
sehung der  Stiftungen  wird  hierbei  unter- 
schieden, ob  es  sich  lediglich  um  eine  mit 
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einer  Zweckbestimmung  belastete  Zuwendung 
an  bestehende  öffentliche  oder  mit  den 
Rechten  der  juristischen  Pereon  ausge- 
stattete Institute  oder  um  die  Errichtung  | 
einer  selbständigen  Anstalt  handelt;  im 
erstereu  Falle  genügt  die  auf  Gutachten  des 
Uuterpräfekten  zu  erteilende  Ermächtigung 
des  Präfekten.  ausgenommen  wenn  die  Zu- 
wendung an  ein  Institut  religiösen  oder 
kirchlichen  Charakter»  erfolgt:  hier  bedarf 
es  eines  auf  Gutachteu  des  Bischofs  vom 
Staatsrat  erlassenen  Dekrets  des  Staatsober- 
hauptes (Code  civil  Art.  910,  0.  v.  2.  April 
1817  Art.  1);  im  zweiten  Falle  —  wenn  es 
sich  »im  die  Gründung  einer  selbständigen 
Anstalt  handelt  —  ist  Ermächtigung  des 
Staatsoberhauptes  vorgeschrieben  (Dekret  v. 
25.  März  1852  AI.  1),  die  jedoch  an  sich 
noch  nicht  die  Rechte  einer  juristischen 
Person  verleiht.  Die  Errichtung  von  Ver- 
einen, die  Wohlthätigkeitszwecke  verfolgen, 
unterliegt  den  Beschränkungen  des  Code 
pönal  Art.  2!>1  und  des  Vereinsgesetzes  v. 
10.  April  1X14,  wonach  Vereine  mit  mehr 
als  20  Mitgliedern  einer  Genehmigung  des 
Präfekten  bedürfen,  die  nach  Anhörung  des 
Maire  und  des  Unterpräfekten  erteilt  wird; 
derartige  Vereine  -  societes  autorisces  -  - 
sind  berechtigt,  sich  zu  versammeln  und 
Beiträge  zu  erheben.  Dagegen  besitzen  sie 
nicht  juristische  Peinlichkeit  und  können 
daher  auch  nicht  Subjekte  von  Vermögens- 
rechten sein.  Die  Eigenschaft  einer  juris- 
tischen Person  können  sowohl  Stiftungen 
als  Vereine  nur  dadurch  erwerben,  dass  sie 
durch  ein  vom  Staatsoberhaupt  auf  Grund 
eines  vorangegangenen  lnfonnationsver- 
fahrens  erlassenes  Dekret  als  Anstalten 
öffentlichen  Nutzens  (etablissements 
d  '  u  t  i  1  i  1 1'  publique)  anerkannt  werden ; 
in  dem  Informationsverfahren  ist  insbesondere 
auch  der  Nachweis  zu  führen,  dass  die  zur j 
Verfügung  stehenden  Mittel  zu  nachhaltiger ; 
Sicherung  der  Ausgaben  ausreichend  sind. 
Solche  Anstalten  können  alsdann  Vermögens-  j 
rechte  erwerben,  namentlich  auch  vorbo- j 
haltlich  der  in  den  einzelnen  Fällen  von 
ihnen  nachzusuchenden  Genehmigung,  Ge- 1 
schenke  und  Vermächtnisse  anzunehmen, 
unterliegen  aber  auch  der  Steuer,  die  vom 
Immobiliarvermögen  der  toten  Hand  er- 
hoben wird ;  sie  können  ferner  Niessbrauchs- 
rechte  nicht  über  30  Jahre  hinaus  ausüben. 

Auf  die  Gestaltung  der  Privatwohlthätig- 
keit  übt  der  Staat,  abgesehen  von  der  Ge- 
nehmigung  und   Anerkennung     von  Stif- 
tungen und  Vereinen,  durch  die  Gewährung 
von  Beihilfen  und  durch  die  Aufsichtsbe- 
fugnisse   der  Generalinspektoreu    mannig- ! 
fachen  Einfluss  aus.   Er  macht  sich  nameut-  [ 
lieh  in  den  Veranstaltungen  der  Kinder-i 
fürsorge  geltend,  der  sich  die  Privat-; 
wohlthätigkeit  in  ausgedehntem  Masse  zu- 1 


gewandt  hat.  Die  soeiett?  de  eharite  mater- 
ielle, die  Krippen,  die  Salles  d'asile,  die 
"Waisenliäuser  und  die  societes  de  patronage 
gehören  zu  den  in  Frankreich  am  meisten 
verbreiteten  Veranstaltungen  der  privaten 
Fürsorge  und  sind  grossenteils  zu  typischen 
Formen  entwickelt.  Eine  bevorzugte  Thätig- 
keit  ist  auch  die  Fürsorge  für  Kranke 
in  der  Form  von  offener  Krankenpflege 
(insbesondere  Verteilung  von  Arzneien)  und 
Rekonvalescenten pflege.  Auch  Asyle  für 
altersschwache  und  sieche  Personen  werden 
liäufig  von  privaten  Vereinen  oder  mit  Hilfe 
von  solchen  unterhalten.  Ein  besonders  er- 
giebiges Feld  für  die  private  Bestätigung 
büdet  in  neuerer  Zeit  die  Fürsorge  für 
obdaeh-  bezw.  arbeitslose  Personen ;  nament- 
lich in  den  grosseu  Städten  hat  sich  eine 
wachsende  Zahl  von  Anstalten  gebildet,  die 
solchen  Personen  Nachtherberge,  Unterhalt 
gegen  Arbeit  und  Nachweis  von  Arbeits- 
stellen und  Arbeitsgelegenheit  gewähren. 

VI.  Das  Office  Central. 

Das  Bestreben,  der  mannigfaltigen  und 
vielfach  planlosen  Wohlthätigkeit  einen  ge- 
wissen Mittelpunkt  zu  geben,  hat  auch  in 
Frankreich  zu  der  Gründung  einer  bedeu- 
tungsvollen Centraistelle  geführt ,  dem 
Office  Central.  Der  Hauptzweck  der 
18!M)  auf  Anregung  von  Ivofebure  gegründe- 
ten Einrichtung  ist ,  die  verschiedenen 
Wohlthätigkeitseinrichtungen  mit  einander 
in  Verbindung  zu  setzen,  fehlende  Veran- 
staltungen anzuregen ,  Erfahrungen  und 
Kenntnisse  auszutauschen,  Massregeln  zur 
Vorbeugung  der  Armut  und  dergleichen 
auszubreiten  und  endlich  sorgfältige  Erkun- 
digungen sowohl  ül>er  die  Bedürftigen  wie 
über  die  zur  Unterstützung  von  Bedürftigen 
vorhandenen  Wohlthätigkeitseinrichtungen 
einzuziehen.  Es  soll  hierbei  nicht  nur 
Paris,  sondern  das  ganze  Land  in  Betracht 
gezogen  werden.  Zur  Ausführung  der  ein- 
zelnen Zwecke  sind  5  Kommissionen  ge- 
bildet und  ausserdem  ein  besonderes  Damen- 
komitee. Das  Office  beabsichtigt  im  übrigen 
keinen  selbständigen  Unterstützungsverein 
darzustellen,  sondern  nur  in  denjenigen 
Fällen,  in  deneu  man  sich  dorthin  gewendet 
hat,  den  Bedürftigen  mit  der  geeigneten 
Unterstützungsstelle  in  Verbindung  zu 
setzen.  Doch  wird  dadurch  in  gewissen 
Fällen  eine  direkte  Unterstützung  nicht 
ausgesclüossen.  Inst>esonderc  lässt  sich  das 
Office  die  Rückschaffung  von  Personen 
angelegen  sein,  die  in  Paris  keine  Stelle 
finden,  aber  von  denen  man  hoffen  kann, 
dass  sie  auf  dem  Lande  Arbeit  finden  wer- 
den oder  in  der  Provinz  Angehörige  liabon 
oder  das  Heimatrecht  besitzen.  In  dieser 
Weise  wurden  im  Berichtsjahre  1S90797 
1205   Bedürftige   von   Paris  fortgebracht 


Digitized  by  Google 


1132 


Armenwesen  (Armengeaetzgebung  in  Frankreich) 


An  Unterstützten  meldeten  sich  gegen  [ 
7097  im  Jahre  1891  02.  1805  96:  16504, 
1896  97:  20756  Personen,  von  denen  2824 ' 
bezw.  5776  und  VA01  den  verschiedenen 
Organen  der  öffentlichen  und  der  privaten 
Fürsorge  überwiesen  wurden.  Ausserdem 
wurden  noch  551  Waisen  und  308  alte  und 
kranke  lernte  in  geeigneten  Anstalten 
untergebracht.  Mit  dem  Office  ist  ein  Ar- 
beitshaus für  Frauen  verbunden ,  das  im 
Jahre  180(5  07  3355  Frauen  beherbergte, 
von  denen  6H°/o  Arbeit  zugewiesen  werden 
konnte.  l'tn  die  Kenntnis  der  Wohlthätig- 
keitseiurichtungen  zu  verbreiten  und  die 
Bedürftigen  mit  den  Helfenden  in  Verbin- 
dung zu  setzen,  bereitet  das  Office  ein 
grösseres  Werk  vor  :  La  France  cliaritable, 
in  dem  die  sämtlichen  Wohlthätigkeitsein- 
richtungen  ganz  Frankreichs  nachgewiesen 
werden  sollen. 

VII.  Das  Armen wesen  der  Stadt 
Paris. 

Die  Nachteile,  die  sieh  aus  dem  Nel»en- 
einander  verschiedener  Organe  für  die  lei- 
den Hanptrichtungeu  der  Armenpflege  er- 

S;ben,  machten  «ich  namentlich  in  der 
auptstadt  empfindlich  geltend,  da  bei  der 
Grösse  der  Verwaltung  ein  persönliches  Be- 
nehmen zwischen  den  Vertretern  von  beider- 
lei Zweigen  der  Armenpflege  sich  in  nur 
geringem  Grade  als  ausführbar  zeigte.  Die 
Wahrnehmung  dieser  UeMstände  führte 
hier  zu  einer  Verschmelzung  der  getrennten 
Verwaltungen,  die  im  Jahre  1840  {O.  v. 
10.  Januar,  V.  v.  24.  April)  in  der  Weise 
zur  Ausführung  gelangte,  dass  die  1  Leitung 
beider  Zweige  der  Armenverwaltting  einer 
gemeinsamen  Behörde,  der  ad  min  ist  ra- 
tio n  generale  de  1 '  a  s  s  i  s  t  a  n  c  e 
publique  übertragen  wurde,  an  deren 
Spitze  ein  Direktor  Hteht:  Aufsichtsinstanz 
ist  tinter  dem  Minister  des  Innern  der 
Scinepräfekt ,  dem  ein  Aufsichtsrat  zuge- 
ordnet ist.  Die  offene  Armenpflege  hat 
durch  das  Dekret  vom  12.  August  1886 
eine  neue,  auf  dem  Princip  der  Decentrali- 
sation  beruhende  Organisation  erhalten.  Da- 
nach ist  die  offene  Armen-  und  Kranken- 
pflege für  jedes  Arrondissement  der 
Stadt  in  der  Hand  eines  bureau  de  bien- 
faisance  mit  sehr  selbstfindigen  Befug- 
nissen vereinigt.  Ks  werden  dauernde  und 
vorübergehende  Unterstützungen  gewährt, 
erstere  an  Greise  über  64  Jahre  und  sieche 
Leute  in  Beträgen  von  10—30  Francs,  letz- 
tere an  Familienhäupter  mit  starker  Familie, 
an  Witwen  mit  mehr  als  2  Kindern  oder 
mit  einem  kranken  Kinde.  Die  Unter- 
stützungen bestehen  in  Geld  und  Naturalien. 
Ausserdem  wird  unentgeltlich  Kranken- 
pflege gewährt.  Zur  dauernden  Unter- 
stützung werden  nur  Personen  zugelassen, 


[  die  mindestens  5  Jahre  in  Paris  gewohnt 
|  haben  und  seit  mindestens  2  Jahren  bereits 
i  als  Bedürftige  eingezeichnet  waren.  Ge- 
schlossene Krankenpflege  wird  in  15  allge- 
meinen und  einigen  S|tecialkrankcnhäuseni 
gewährt.  In  den  letzten  Nachweisungen 
sind  als  unterstützt  angegeben :  26  625 
Kinder,  11936  Hospitalkranke.  102117  Haus- 
kranke, 15248  Wöchnerinnen,  1 1 922  Geistes- 
kranke, 61820  schwache  und  alte  Leute 
110O31  andere  Unterstützte,  49000  Gäste 
'ler  Nachtasyle  ungerechnet  etwa  900(100 
ärztliche  Konsultationen.  Im  ganzen  werden 
sc  hliesslich  630 OOo  Unterstützte  gezählt,  wo- 
bei offenbar  nur  Unterstützungsfälle  in  Be- 
tracht kommen  ohne  Rücksicht  darauf,  ob 
dieselbe  Person  mehrfach  unterstützt  worden 
ist.  Der  Gesamtaufwand  beläuft  sich  auf 
63,6  Millionen,  von  denen  45,3  auf  die 
assistanoe  publique,  15.0  auf  das  Seine-De- 
partement. 2,4  auf  die  Polizeipräfektur  ent- 
fielen. Die  Subvention  der  Stadt  Paris  be- 
trägt rund  22  Millionen.  Zu  diesen  Leis- 
tungen tritt  eine  grosse  Zahl  konfessioneller 
und  privater  Wohlthätigkeitseinrichtungen, 
auf  die  hier  näher  einzugehen  zu  weit  führen 
würde  (vergl.  hierzu  die  Ijtteraturangaben). 

VIII.  Zustande  und  Reform- 
bestrebungen. 

Betrachtet  man  lediglich  die  für  die. 
französische  Armen  pfleg»?  aufgewendeten 
Mittel,  so  wird  man  zunächst,  ähnlich  wie 
bei  der  italienischen  Armenpflege  (vgL  Art 
Armengesetzgebung  in  Italien,  unten  S. 
1146ff.j,  zu  der  Annahme  geführt,  dass  mit 
solchen  Mitteln  der  im  Land  vorhandenen 
Armut  müsste  gesteuert  werden  können, 
namentlich  wenn  man  die  in  Frankreich 
ausserordentlich  ausgedehnte  Thätigkeit  der 
geistlichen  Genossenschaften  mit  in  Rech- 
nung zieht.  Gleichwohl  sind  die  Klagen, 
die  über  die  I^age  des  Armen wesens  in 
Frankreich  erhoben  werden,  den  in  Italien 
erhobenen  nieht  unähnlich.  Zwar  ist  durch 
die  den  Departements  auferlegte  Fürsorge 
für  Kinder  und  Geisteskranke  dieser  Teil 
der  Armenpflege  in  besserem  Zustande; 
auch  trägt  die  staatliche  Aufsicht  und  «he 
straffere  Handhabung  der  Regierungsgewalt 
in  Frankreich  nicht  unwesentlich  dazu  bei, 
die  zweckmässige  Verwaltung  der  vorhan- 
denen Mittel  zu  fördern.  Nichtsdestoweniger 
nehmen  die  Klagon  über  die  Bettelplage 
und  über  die  Unzulänglichkeit  der  zur  Ab- 
hilfe getroffenen  Massregeln  zu.  Man  findet 
sie  aber  keineswegs  nur  in  der  Verschlimme- 
rung der  moralischen  Zustände,  sondern  vor 
allem  auch  darin,  dass  für  eine  grosse  Zahl 
von  unzweifelhaft  hilfsbedürftigen  Personen 
nicht  oder  ganz  ungenügend  gesorgt  wird 
und  diese  geradezu  zum  Betteln  gezwunp?n 
werden.    Der  am  meisten  in  die  Augen 
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fallende  Uebelstand  wurde  zunächst  durch  das 
Oesetz  von  1893  (s.  oben  S.  1129)  zu  bessern 
gesucht;  die  Ausführung  des  Gesetzes  ist 
noch  nicht  weit  genug  vorgeschritten,  um 
schon  ein  zutreffendes  Urteil  über  die  Wir- 
kungen des  Gesetzes  zu  ermöglichen.  Seine 
Bedeutung  liegt  aber  nicht  nur  in  dem  Be- 
streben, diesen  Teil  der  Fürsorge  auf  ge- 
setzlichen Boden  zu  stellen,  sondern  vor 
allem  darin,  dass  zum  erstenmal  seitens  der 
französischen  Gesetzgebung  das  Prineip  der 
öffentlichen  Armenpflege  anerkannt  und  da- 
mit für  ein  weiteres  Vorgehen  in  dieser 
Richtung  Bahn  gebrochen  ist  Zur  Zeit 
sind  die  hervorragendsten  Sachverständigen 
in  Frankreich  darüber  einig,  dass  solch  ein 
weiteres  Vorgehen  geboten  sei.  Man  ist 
neuerdings  mit  grossem  Ernste  auf  diese 
Frage  eingegangen  und  hat  sieh  mittelst  Er- 
hebungen im  Innern  des  Landes  wie  auch 
durch  Studium  ausländischer  Einrichtungen 
über  die  Sachlage  Klarheit  zu  verschaffen 
gebucht.  In  erster  Linie  stehen  hierbei  der 
Direktor  der  ad  rainistration  generale,  Monod, 
der  Senator  Roussel,  der  Direktor  der 
Pariser  Arnicnverwaltung,  Regnard,  der 
Leiter  der  Armenpflege  in  Lyon,  Sabran 
u.a.m.  1889  wurde  im  Anscnluss  an  die  Welt- 
ausstellung ein  internationaler  Kongress  der 
Wohlthätigkeit  abgehalten,  dessen  Verhand- 
lungen in  zwei  Bänden  veröffentlicht  sind. 
An  den  Kongress  schioss  sich  die  Gründung 
der  soci«''tH  internationale  pour 
Letude  des  questions  d'assistance 
im  Jahre  1890  an,  die  sich  ein  ständiges 
Bureau  in  Paris  schuf  und  eine  nunmehr 
im  siebenten  Jahrgang  erscheinende  Zeit- 
schrift: die  Revue  d'assistance  herausgiebt, 
in  der  das  Ergebnis  der  monatlieh  abge- 
haltenen Sitzuugen  und  überaus  wertvolles 
Material  für  die  Fragen  des  Armenwesens 
veröffentlicht  wird.  Vorzugsweise  werden 
auch  hier  französische  Verhältnisse  behandelt. 
Hierzu  treten  die  nationalen  Kongresse,  deren 
einer  1894  in  Lyon,  der  folgende  1897  in 
Ronen  abgehalten  wurde.  Sehr  im  Gegen- 
satz zu  den  groben  Allgemeinheiten,  mit 
denen  ein  Jahrhundert  früher  der  Konvent 
die  Fragen  des  Armenwesens  lösen  zu  können 
glaubte,  sind  die  Sclirifteu  und  Verliand- 
lungen  von  grosser  Sachkenntnis  getragen 
und  auf  gutes,  zum  Teil  vortreffliches  that- 
sächliches  Material  gegründet.  Gleich  in 
der  ersten  Sitzung  von  1889  wurde  die 
Frage  erörtert,  inwieweit  öffentliche  Armen- 
pflege geboten  sei.  Monod  und  Regnard 
berichteten  über  den  Gegenstand.  Monod 
legte  dar,  wie  zweifelhaft  und  willkürlich 
bei  dem  französischen  System  das  Unter- 
stützungswesen gehandhabt  werde,  wie  wenig 
eine  Sicherheit  gegeben  sei,  dass  wirklich 
jeder  Bedürftige  vor  Not  geschützt  sei.  Er 
verglich  die  Zustände  des  Armenwesens  mit 


denen  der  Schule  und  fügte  hinzu, 
man  auf  diese  Zustände  genau  dieselben 
Worte  anwenden  könne,  die  J.  Simon  auf 
die  Schulzustände  des  Ancien  Regime  an- 
gewendet habe.  So  könne  man  sagen,  dass 
es  sehr  viele  hospices  und  höpitaux  ohne 
Regel,  ohne  Direktion,  ohne  hinreichende 
Einrichtungen  giebt,  zum  TeU  mit  einer 
Ueberzahl  von  unbenutzten  Platzen,  zu  zahl- 
reich an  einer  Reihe  von  Orten  und  viel  zu 
dünn  gesäet  an  anderen.  An  einer  anderen 
Stelle  beklagt  er  die  Zerfahrenheit  so 
vieler  armenpflegerischer  Einrichtungen,  den 
Mangel  am  Zusammenwirken  der  einzelnen 
Anstalten,  die  falsche  Anwendung  der 
Mittel  u.  s.  w.  Beide  Berichterstatter  kommen 
zu  dem  Sclduas,  dass  eine  gesetzliche  Armen- 
pflege notwendig  sei  für  alle  diejenigen,  die 
aus  körperliehen  Ursachen  bedürftig  seien. 
Dem  stimmt  der  Kongress  durch  folgenden 
Beschluss  bei:  »L'assistance  publique  doit 
etre  rendue  obligatoire  par  la  loi  en  faveur 
dos  indigents  qui  so  trouvont  temporairement 
ou  definitivement  dans  l'impossibilito  de 
pourvoir  aux  necessites  de  l'existence.«  Der 
Beschluss  wurde  dann  auf  dem  Kongress 
zu  Lyon  wiederholt.  Der  Antragsteller 
Isfort'  spricht  aus:  »Hors  de  l'assistance 
publique  pas  de  salut  pour  les  malheureux.« 
Eine  solche  Stellungnahme  blieb  nicht 
ohne  Widerspruch;  die  Gefahren  gesetz- 
licher Armenpflege,  die  Bedrohung  der 
Selbständigkeit  der  Wohlthätigkeitsanstalten 
wurde  hervorgehoben.  Doch  wurde  in- 
zwischen das  Gesetz  von  1893  erlassen, 
das  für  weitere  Entwicklung  die  geeignete 
Grundlage  bot  Als  das  neueste  Ziel  wurde 
nun  die  Sieherstellung  der  Fürsorge  für 
alte  Leute,  Gebrechliche  und  unheilbare 
Kranke  betrachtet.  1895  brachten  die  De- 
putierten Berry,  Rey  und  Lachiöze, 
der  erstere  einen  Gesetzentwurf  betreffend 
Beschränkung  der  Bettelei,  die  beiden 
anderen  einen  solchen  betreffend  Unter- 
stützung von  alten  und  schwachen  lauten 
ein.  Jener  gipfelte  in  dem  Vorschlage,  Ar- 
beiterkolonieen  zu  schaffen  und  an  die 
Bettler  für  längere  Zeit  zu  überlassen;  der 
andere  Entwurf  schioss  sich  zum  Teil  wört- 
lich dem  Gesetz  von  1893  an  und  fordert 
die  gesetzliche  Fürsorge  für  alte,  schwache 
und  unheilbare  Leute  (que  la  vieillesse, 
1'infirmite  ou  une  malad le  incurable  rend 
incapable).  Der  Unterstützungswohnsitz  sollte 
durch  einen  dauernden  Aufenthalt  von  fünf 
Jahren  erworben  werden;  zu  den  Kosten 
sollton  Gemeinde,  Departement  und  Staat 
nach  einem  ähnlichen  Verhältnis  wie  für 
die  Krankenpflege,  mit  noch  stärkerer  Ent- 
lastung der  leistungsfähigen  Gemeinden  l»ei- 
trageu.  Ueber  beide  Entwürfe  wurde  von 
der  commission  relative  ä  la  mendicite  in 
der  Dezemhersitzung  1895  Bericht  erstattet, 
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der  grundsätzliche  Standpunkt  der  Antrag- 
steller als  berechtigt  anerkannt  und  ein  etwa« 
veränderter  Gesetzentwurf  zur  Annahme  em- 

5 fohlen,  in  dem  namentlich  das  Alter  für 
en  Befrinn  der  Unterstützung  der  Greifte 
auf  das  70.  1/ebensjahr  festgesetzt  und  die 
Dauer  «los  für  den  Erwerb  des  Unterstützungs- 
wohnsitzcs  erforderlichen  Aufenthalts  auf 
6  Jahre  festgesetzt  wurde.  Bisher  ißt  dem 
Entwurf  weitere  Folge  nicht  gegeben  worden. 
Doch  dürfte  es  keinem  Zweifel  Unterliegen, 
dass  seine  Annahme  in  der  durch  die  An- 
nahme des  Gesetzes  von  18Ö3  gewiesenen 
Richtung  liegt.  Die  Regelung  der  Bettel- 
frage glaubte  man  zunäcl^t  bis  zur  Erledigung 
lüeser  Frage  zurückstellen  zu  sollen. 

0,nellen  und  Literatur:  Quellen:  Watte- 

rille,  Ugislatinn  charilable,  £  Bde.  —  .V/,». 
listit/ne  des  depenses  pnldiques  d'assistance  en 
l!<85  )><ir  Mt>Hi>d,  —  Die  Berichte  und 

Hutachten  in  den  Veröffentlichungen  de*  (Jon- 
seil  suprrieur,  bisher  55  Hefte;  davnu  ins- 
liesomhre  Execution  pendant  l'aunec  1X95  dt  la 
toi  tue  l'ass.  med.  grat.  mit  zahlreichen  stallst. 
Sachucisuugen.  —  Herue  d  '  a  ss  i  s  l  a  u  ce  ;  bul- 
letin  de  In  snrirtr.  internationale  pour  les  qurs- 
Hon*  d'assistanre  (gegenwärtig  ist  der  achte 
Jahrgang  beendigt)  enthält  überaus  reich'  «  Mate- 
rial illter  fast  alle  Fragen  der  Armenpflege  und 
insbesondere  auch  über  die  neuere  Entwickeluug 
der  tleseizgebung.  ■ — •  (.'»ngris  internatio- 
nal d '  a  ss  i  t  tu  nee.  Exposition  universelle, 
l'uris  lfij<i>.  (  „mpte  rendu  off.  2  Ilde.  —  Congr. 
national  d'ass.  Expos.  «mV.  Lyon  IMlj.  / 
Ilde.  Jttiuen  IH'J,.  Annale*  des  assem- 
biet*  d i  pa  r  t  e  m  e  n  tal  es.  Tralaus  de*  con- 
reih  geuert  nur  erscheint  nett  ISJjJi  und  ent- 
hält </(M  gesamte  die  Thiiligke.il  der  J)ejutrtcmenU 
betreffende  Material.     letzter  Hand  X  bis  IM*7. 

-  Desbats.   U  bndget  tnunieipal.     />im  1S95. 

—  fi/yeeielt  für  J'arit:  lumpte  moral  de 
l'assistance  publique  zuletzt  für  lHUi  er- 
schienen.  Aufsätze  in  Berne  d'assistancc  1SU5, 
,V.  i'iCiff.  und  (f.,  der  eine  beschreitenden,  der 
andere  statistischen  Inhalts.  -  Manuel  des 
neue  res.  Inst  it.  religienses  et  charitables  de 
l'uris  zuletzt  ISUf.  Manuel  de  In  sudele  de  St. 
Vineentde-hiul.  —  Maxime  du  Camp.  />• 
eharitc  prieee  ä  Paris  1S.ST.  —  Litteratur: 
Fr  Hr.  v.  Itrltzrtutteln ,  JHe  Aktiengesetz- 
gebung Frankreichs  in  den  Hrundziigeu  ihrer 
historischen  Entwicklung  {».  daselbst  auch  die 
ufficiellrn  Publikationen  und  die  SpccuilliUerattir 
über  die  einzelnen  Materien),  Leipzig  ItS'l.  ■■— 
Ihipln.  Ilistoirr  de  l' ad  min  istrat  ion  des  seeuurs 
publies,  l\uis  1SS1.  —  Lamarqur,  Tratte  des 
etnMissement*  de  bienfaisance,  Piris  und  Strass- 
bnrg  11*62.  —  üavrnne,  I)c  l' Organisation  et 
du  regime  des  seeours  publics  en  Franc*,  'J  Bd., 
l\iris  /.»<',<.  —  Hlonnier,  Hisloire  de  l'assistance 
publique  du ns  les  tem/is  ancieus  et  modernes, 
l\tris  I*>ji'>.  —  Hille,  J.e  trnitement  des  Malades 
a  dmnicile,  Parts  1S7'J.  —  Block,  I>u liminaire 
de  l'administratinn  francaisr ;  die  betretenden 
Artikel.  —  Keqitet,  Regime  et  Irgislation  de 
l'assistanee  publique  et  priree  en  France,  Baris 
/.V.v.7.  —  Lallematul,  Jlistoire  de*  enfanls 
abandonnes  et  delaissts,  J'arit  läSS.  —  Ifer- 


tirlbe,  De  l'assislan  re<le  classes  rurales  ats  JCJX*** 
SiicJe,  Pari*  1889.  —  Hubert-  Valrremx,  Ix* 
Charit*  avanl  et  deputs  178'J  dans  les 
nes,  Paris  1890. 


VII. 


Armengesetzgebung  in 
Großbritannien. 


1.  Vorbemerkungen.  I.  Die  historische 
Ent wickelung.  2.  Staatliche  Eingriffe  in 
da»  Armcuwescn  vor  dem  Jahre  1601.  3.  Dm 
Arrnengesetz  der  Elisabeth  vom  Jahre  1601. 
4.  Das  Heiraatgeaetz  Karls  II.  vom  Jahre 
und  seine  spateren  Abänderungen.  5.  Die 
sonstige  Armengesetxjfebnng  bis  «um  Jahre 
1834.    6.  Das  Armenfresetx  vom  Jahre  1K34. 

7.  Die  Weitcrentwickelunp  des  englischen 
Armen wesens  seit  dem  Gesetze  vom  Jahre  1834. 
II.  Das  heutige  englische  Armenwesen. 

8.  Principiell«  Gesichtspunkte.  9.  Die  Organi- 
sation der  Armenverwaltung.  10.  Die  Be- 
schaffung der  Mittel  für  das  Armen wesen.  11. 
Das  Kernt  auf  Unterstützung  und  die  Pflicht  zur 
Uuterstützuncr.  Die  Gesamtzahl  der  Unterstütz- 
ten. 12.  Die  einzelnen  Arten  der  Unterstützung. 
13.  Ercänzmui  des  öffentlichen  Armenwesens 
durch  die  Privatwohlthätigkeit. 

1.  Vorbemerkungen.  England  kann  das 
klassische  Ijind  der  staatlichen  Armenpflego 
genannt  werden;  denn  1.  die  Unterstützung 
der  Hilfsbedürftigen  ist  hier  als  eine  staat- 
liche Pflicht  ausdrücklich  anerkannt,  obgleich, 
der  Staat  die  Verwaltung  des  Artneuwesens 
aus  Zweckmässigkeitsgründen  auf  Lokal- 
behörden delegiert  hat.  *J.  Durch  gesetzliche 
Anordnung  und  staatliche  Aufsicht  ist  dafür 
Sorge  getragen,  dass  der  Hilfsbedürftige 
überall  im  I^ande  die  erforderliche  Hilf« 
findet  und  dass  die  gewahrte  Unterstützimg 
überall  einen  möglichst  gleichmassigen  Um- 
fang hat  3.  UetteraU  im  I^inde  ist  die 
Organisation  des  Armenweseus  eine  gleich- 

I  massige,  und  die  Beschaffung  der  für  das 
Armenwesen   erfortb'rlicheu  Mittel  erfolgt 

1  üWrall  in  gleicher  Weise.  —  Die  Durch- 
führung der  von»  Staate  als  richtig  aner- 
kannten und  aufgestellten  Unterstützungs- 
prineipien  ist  so  durch  staatliche  Aufsicht 
und  gesetzlich  geregelte  Beschaffung  der 
erforderlichen  Mittel  sichergestellt. 

Die  hier  angeführten  principiellen  Mo- 
mente des  Begriffes  der  staatlichen  Armen- 
pflege finden  sich  liereits,  wenn  auch  zum 
Teil  nur  in  schwachen  Andeutungen,  iu 
dem  Anupugesctze  der  Elisabeth  vom  Jahre 
1601.     Die  Entwickelung  des  englischen 
Armenwesens  seit  diesem  Gesetze  bewegt 
sich  nicht  durchweg  in  gleicher  Linie.  Es 
kommen  mehrfach  recht  erhebliche  Durch- 
brechungen der  Principien  vor:  allein  als 
Endresultat  ergiebt  sich  bei  all  diesen  Ab- 
weichungen inuner  wieder  ein  Zurückgehen 
auf  die  Principieu  des  Gesetzes  der  Elisabeth, 
und  eine  weitere  Ausbildung  und  energischere 
Durchführung  dieser  Principien. 
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Die  an  Erfahrungen  nach  den  verschie- 
densten Richtungen  liin  überaus  reicho  Ge- 
schichte des  englischen  Armenwesens  bietet 
80  eine  Fülle  des  Interessanten  und  lehr- 
reichen. Eine  Kenntnis  dieser  Geschichte 
ist  zugleich  zxvr  richtigen  Erfassung  des 
heutigen  englischen  Armenwesens  um  so 
mehr  erforderlich,  als  bei  dem  konservativen 
Charakter  der  englischen  Gesetzgebung  stets 
auch  bei  noch  so  umfassenden  Reformen  an 
vorhandene  Einrichtungen  angeknüpft  wird, 
so  dass  der  gegenwärtige  Zustand  noch  reich 
an  Remioisoenzen  aus  früheren  Zeiten  ist. 

"Wenn  in  dem  Nachfolgenden  die  Ge- 
schichte und  der  heutige  Zustand  des  eng- 
lischen Armenwesens  zur  Darstellung  gelangt 
ohne  Rücksieht  auf  Schottland  und  Irland, 
deren  Armenwesen  zwar  viel  Verwandtes 
mit  dem  englischen  zeigt,  aber  doch  in 
wesentlichen  Ptuikteu  abweicht,  so  liegt  die 
Rechtfertigung  hierfür  darin,  dass  es  lediglich 
Rücksichten  auf  die  besonderen  Zustände 
dieser  beiden  Königreiche  waren,  welche 
liier  von  einer  Durchführung  der  an  sich 
für  richtig  anerkannten  englischen  Principien 
abhielten ;  in  Schottland  hat  sich  der  kirch- 
liche Charakter  des  Armenwesens  in  er- 
heblichem Umfang«;  erhalten,  und  der  Staat 
ist  hier  nur  im  wesentlichen  zur  Ergänzung 
der  Lücken  der  kirchlichen  Armenpflege 
eingeschritten,  in  Irland  andererseits  haben 
die  abnormen  Verhältnisse  dieser  Insel  den 
Staat  gezwungen,  in  einer  sonst  kaum  zu 
rechtfertigenden  Weise  energisch  in  das 
Armen wesen  einzugreifen  und  die  Armen- 
verwaltung im  wesentlichen  selbst  in  die 
Hand  zu  nehmen.  Von  den  drei  König- 
reichen  Grossbritanniens  ist  es  somit  nur 
Euglaud,  in  welchem  dasjenige,  was  als 
Ideal  der  staatlichen  Armenpflege  anzusehen 
ist,  rein  zur  Durchführung  gekommen  ist. 

1.  Die  historische  Entwicklung. 

2.  Staatliche  Eingriffe  in  das  Arnien- 
wesen  vor  dem  Jahre  1601.  Die  ersten 
Schritte  staatlicher  Thätigkcit  auf  dem  Ge- 
biete des  Armenwesens  erfolgten  zu  einer 
Zeit,  als  die  eigentliche  Armeufilrsorge  noch 
vollständig  in  den  liändeu  der  Kirche  lag, 
und  bestanden  in  polizeilichen  Massregeln 
gegen  Bettler  und  Ijnndstreicher.  Die  zahl- 
reichen Gesetze,  welche  im  Luife  des  14. 
und  lf>.  und  der  ersten  30  Jahre  des  IG. 
Jahrhunderts  mit  der  Tendenz,  das  Gemein- 
wesen vor  den,  insbesondere  mit  dem  Ver- 
schwinden der  Hörigkeit  sich  stark  ver- 
mehrenden Ret  tierscharen  zu  schützen,  er- 
lassen wurden,  stimmen  im  wesentlichen 
überein.  Jedes  nachfolgende  Gesetz  ver- 
schärft nur  unter  dem  Eingeständnisse,  dass 
das  frührere  Gesetz  erfolglos  geblieben  sei, 
tlie  Strafbestimm ungeu  gegen  die  Bettler, 
bezüglich   derer   sich   ein  vollkommenes 


Strafensystem  mit  Abstufungen  herausbildet ; 
für  die  erste  Zuwiderhandlung:  öffentliches 
Auspeitschen,  für  die  zweite:  Stutzen  der 
Ohren,  für  die  dritte:  Hängen. 

Erst  in  einem  Gesetze  vom  Jahre  1531 
tritt  zu  diesen  Strafbestiramungen  die  An- 
ordnung, dass  für  arbeitsunfähige  Arme  das 
Betteln  innerhalb  bestimmter  Grenzen  auf 
Grund  von  Letters  of  Lieense,  Bettelbriefen, 
welche  von  den  Friedensrichtern  auszustellen 
waren,  gestattet  sein  solle.  Es  ist  das  Ein- 
geständnis, dass  die  kirchlichen  Mittel  in 
der  That  zur  Unterstützung  der  Hilfsbedürf- 
tigen nicht  mehr  ausreichten  und  dass  der 
Staat  sich  nicht  mehr  länger  auf  das  Verbot 
des  Betteins  beschränken  durfte,  sondern 
für  die  Unterstützungsbedürftigen  in  irgend 
einer  Weise  selbst  Vorsorge  treffen  musste. 

Nach  der  mit  der  Reformation  verbun- 
denen Säkularisation  des  Kirchengutes 
trat  diese  Pflicht  um  so  dringender  an  den 
Staat  heran.  In  einem  Gesetze  Heinrichs 
V1H.  vom  Jahre  1536  wird  es  den  Kirch- 
spielen zur  Pflicht  gemacht,  für  den  Unter- 
lud t  üirer  Armen  zu  sorgen,  indem  sie  die 
Arljeitsun  fähigen  unterstützen,  die  Arbeits- 
fähigen aber  zur  Arbeit  setzen  sollen.  Die 
Mittel  zur  Bestreitung  der  so  vom  Staate 
auerkannten,  aber  auf  tlie  Kirchspiele  dele- 
gierten Unterstützungspflicht  sollen  durch 
milde  Gaben  aufgebracht  werden,  welche 
durch  die  Geistlichen  und  die  Ortsbehördea 
an  Sonn-  und  Feierlagen  einzusammeln  sind. 
Damit  ist  der  Grundstein  für  die  Armen- 
kassen des  Kirchspiels  gelegt.  Zur  Stärkung 
dieser  Kassen  soll  das  gleichzeitig  erlassene 
Verbot  des  privaten  Gebens  von  Almosen 
an  Arme  dienen. 

Zahlreiche  während  der  weiteren  Regie- 
rung Heinrichs  VIJJ.  und  zu  Anfang  der 
Regierung  der  Königin  Elisabeth  ergangene 
Gesetze  Itezwecken  die  Einkünfte  der  Armen- 
kassen dadurch  zu  vermehren,  dass  besondere 
Beamte  zur  Einsammlung  der  Almosen 
(Collectors  of  alms  und  Overseers)  eingesetzt 
werden  und  da^s  ein  immer  weiter  gehender 
Zwang  gegen  iliejenigen  ausgeübt  wird, 
welche  nicht  freiwillig  milde  Gaben  spenden. 
Damit  war  der  Weg  für  eine  eigentliche 
Armensteuer  geebnet,  mit  deren  Einführung 
in  dem  Gesetze  vom  Jahre  1601  diese  Be- 
wegung ihren  Abschluss  findet. 

3.  Das  Armengesetz  der  Elisabeth 
vom  Jahre  1601.  Während  in  allen  bis- 
herigen Armengesetzen  der  armenpolizeiliche 
Gesichtspunkt  prävalierte,  tritt  dieser  in  dem 
Gesetze  vom  Jahre  1601  ganz  zurück;  dieStraf- 
bestimmungen  gegen  dio  Bettler,  welche  in 
dem  bisherigen  Gesetze  einen  so  breiten  Raum 
eingenommen  hatten,  fehlen  hier  gänzlich. 

Das  Gesetz  unterscheidet  drei  Klassen 
von  zu  imterstützenden  Personen :  die  Kinder, 
die  Arbeitsfähigen  und  die  Arbeitsunfähigen. 
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Bei  ddn  Kindern  soll  die  Unterstützung  vor 
allem  darin  bestehen,  dass  dieselben  als 
Lehrlinge  bis  zum  21.  bezw.  24.  Lebens- 
jahre untergebracht  werden.  Den  arbeits- 
fähigen Armen  soll  Arbeit  verschafft  werden, 
und  es  sollen  zu  diesem  Zwecke  Vorräte 
an  Flachs,  Hanf,  Wolle,  Zwirn,  Eisen  und 
anderen  Waren  und  Stoffen  angeschafft 
werden,  um  damit  die  Leute  zu  beschäftigen. 
Wenn  t  beseiten  die  Arbeit  verweigern,  so 
soll  Strafe  eintreten.  Bezüglich  der  Arbeits- 
unfähigen wird  nur  eine  Art  der  Unterstützung 
hervorgehoben :  es  soll  zulässig  sein,  Armen- 
häuser zur  Unterbringung  dieser  Klasse  von 
Armen  zu  errichten. 

Die  Kosten  des  Arroenwesens  sollen 
durch  eine  Steuer  aufgebracht  werden,  welche 
<lie  Overseere  je  nach  Bedürfnis  von  jedem 
Gemeindebewohner,  jedem  Inhaber  vou  Land, 
Häusern  oder  Zehnten  einzuziehen  haben. 
Für  den  Fall  der  l'eberbürdung  eines  Kirch- 
spiels mit  Armenlasten  sollen  andere  Kirch- 
spiele derselben  Hnndertscliaft,  event  weiter 
derselben  Grafschaft  zur  Steuer  herangezogen 
werden  (rate  in  aid).  Die  Ausgaben  sollen 
sich  nicht  mehr  wie  bisher  nach  den  Ein- 
nahmen richten,  sondern  nach  der  Höhe  der 
erforderlichen  Ausgaben  sollen  die  Steuern 
bemessen  werden. 

Die  Verwaltung  des  Annenwesens  wird 
nach  wie  vor  dem  Kirchspiele  überlassen 
und  soll  durch  Overseers  geführt  werden, 
welche  von  den  Friedensrichtern  zu  er- 
nennen sind.  Den  Friedensrichtern  ist  die 
Aufsicht  über  die  gesamte  Armenverwaltung 
übertragen. 

Das  sind  die  wesentlichsten  Bestimmungen 
des  Gesetzes  der  Elisabeth,  welches  noch  heute 
die  Gnuidlage  des  englischen  Armenwesens 
bildet.  Alles,  was  in  einein  Armengesetze 
enthalten  sein  muss,  ist  hier,  wenn  auch 
nur  kurz,  geordnet:  die  Aufbringung  der 
für  das  Armen wesen  erforderlichen  Mittel, 
die  Aufsicht  über  die  Armenverwaltung  und 
<lie  wesentlichen  Grundsätze  über  die  Ver- 
waltung, insbesondere  bezüglich  der  bei  den 
verschiedenen  Klassen  der  Bedürftigen  an- 
zuwendenden Unterstützungsarten,  sind  hier 
l»ereits  geregelt.  Auf  das  Kirchspiel  ist  die 
als  staatliche  Pflicht  anerkannte  Annenlast 
delegiert. 

Das  Kirchspiel  war  verpflichtet,  allen, 
welche  innerhalb  seiner  Grenzen  lülfsbe- 
dürftig  wurden,  Hilfe  angedeihen  zu  lassen, 
ohne  Rücksicht  auf  Heimat  oder  sonstige 
personliche  Beziehungen  des  Bedürftigen 
zu  dein  betreffenden  Kirchspiele.  Wenn 
diese  Anknüpfung  »1er  Armenlast  an  den 
Aufenthaltsort  als  richtige  Konsequenz  der 
in  dem  Gesetze  der  Elisabeth  zum  Ausdnick 
gebrachten  Auffassung  der  Annenlast  als 
einer  staatlichen  Pflicht  erscheint,  so  stellte 
es  sich  doch  bald  heraus,  dass  die  damalige 


Zeit  hierfür  noch  nicht  reif  war.  Hier  war 
es  denn  auch,  wo  das  Gesetz  der  Elisabeth 
zuerst  eine  Abänderung  erfuhr. 

4.  Das  Heimatgeseüs  Karls  II.  vom 
Jahre  1662  und  seine  spätere*  Ab- 
änderungen. Durch  den  sogen.  Settlement 
Act  vom  Jahre  1662  wird  (Tie  Pflicht  der 
Unterstützung  im  Falle  der  Bedürftigkeit  zu 
einem  Ausflusse  des  Hoimatrechts  gemacht. 
Das  Kirchspiel  soll  nur  zur  Unterstützung 
derjenigen  Armen  verpflichtet  sein,  welche 
in  demselben  heimatsberechtigt  sind.  Als 
Titel  zum  Erwerbe  eines  Heimatsrechts 
werden  dabei  genannt:  Geburt,  eigene  Wirt- 
schaft, Aufenthalt,  Dienst-  oderl>ehrverhalrnis 
während  eines  Zeitraumes  von  mindestens 
40  Tagen.  Alle  diejenigen,  welche  hiernach 
nicht  in  dem  Kirchspiele  heimatsberechtigt 
sind,  können  nicht  nur  in  dem  Falle  der 
Bedürftigkeit  nach  dem  Orte  ihrer  Heimat 
zurückgesandt  werden,  sondern  auch  schon 
dann,  wenn  eine  Wahrscheinlichkeit  vorliegt, 
dass  die  betreffende  Person  der 
anheimfallen  könnte. 


Aus  den  Einleitungs  worten  dieses  Gesetzes 
ergiebt  sich  dabei  klar,  dass  dasselbe  lediglich 
im  Interesse  der  reichen  Orte  erlassen  ist, 
um  der  Gefahr  vorzubeugen,  dass  die  Armen 
sich  hierhin  wenden,  wo  sie  an  dem  allge- 
meinen Reichtume  teilnehmen  könnten ;  der 
engherzige,  kleinlich  reaktionäre  Charakter 
des  Gesetzes  tritt  damit  deutlich  hervor. 

Unter  diesem  Gesetze  hat  die  Arlieiter- 
klasse  auf  das  schwerste  zu  leiden  gehabt 
Die  Kirchspiele  verhinderten  durch  strenge 
Anwendung  der  Ausweisungsbefugnis  jeden 
Zuzug  von  Unbemittelten,  und  der  Arbeiter 
wurde  so  an  die  Scholle  gebunden.  Die 
Zald  der  Armen  musste  sich  infolgedessen 
naturgemäss  vermehren,  da  den  Arbeits- 
fähigen, welche  in  ihrem  Heimatsorte  ge- 
nügende Arbeit  nicht  finden  konnten,  die 
Möglichkeit  genommen  war,  andere  Plätze 
aufzusuchen,  wo  sio  Beschäftigung  hätten 
finden  können. 

Die  nachfolgende  Gesetzgebung  hat  diesen 
Zustand  noch  verschlimmert,  indem  der  Er- 
werb einer  neuen  Heimat  immer  mehr  und 
mehr  erschwert  wurde.  Blosser  Aufenthalt 
und  Dienstverhältnis  wurden  als  Titel  zum 
Erwerbe  eines  Heimatrechtes  ganz  beseitigt 
der  Titel  zum  Erwerbe  einer  Heimat  durch 
eigene  Wirtscliaft  wurde  so  modifiziert,  dass 
derselbe  für  die  arbeitende  Klasse  überhaupt 
nicht  mehr  in  Betracht  kam.  Geburt  und 
I^hrzeit  blieben  so  praktisch  als  die  alleinigen 
Titel  übrig. 

Erst  im  Jahre  1795  trat  eine  teilweise 
Bessening  dadurch  ein,  dass  die  besonders 
harte  Bestimmung,  nach  welcher  jemand  auf 
Grund  der  blossen  Wahrscheinliclikeit  dass 
er  dem  Kirchspiele  zur  I^ast  fallen  möchte, 
ausgewiesen   werden   konnte,  aufgehoben 
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wurde.    Die  Ausweisung  war  fortab  nur  j 
dann  zulässig,  wenn  der  Betreffende  tliat- 1 
sächlich   hilfsbedürftig  wurde.  Immerhin 
blieben  die  Härten  und  die  grossen  Aus- 1 
gaben   bestehen,  welche  durch  die  noch 
immer  zahlreichen  Rücktransporte  von  Nicht- 
heimatsl>erechtigten  und  die  sich  hieran  an- 
knüpfenden vielfachen   Streitigkeiten  ver- 
ursacht wurden. 

5.  Die  gönnt  ige  Armengesetzgehung 
bis  zum  Jahre  1834.  Abgesehen  von  den 
Gesetzen,  welche  aus  der  Verbindung  des 
Unterstützungswesens  mit  dem  Heimatreehte 
sich  ergaben.  Lst  (üe  Zahl  der  bis  zum 
Jahr«?  1834  erlassenen  Gesetze,  durch  welche 
das  Armengeset«  der  Elisabeth  in  irgend 
erheblicher  Weise  modifiziert  wurde,  eine 
nur  geringe. 

Zu  erwähnen  ist  zunächst  ein  Gesetz 
vom  Jahre  1723.  in  welchem   uns  zum 
erstenmal    das    Wurkhouse    entgegentritt,  i 
welches  später  in  dem  englischen  Armen-  | 
wesen  eine  so  hervorragende  Holle  einnimmt.  | 
In  «lein  Gesetze  wird  auf  Grund  der  guten  j 
Erfahrungen ,   welche    einzelne    Orte  wie 
Bristol,  Plymouth  u.  a.  bereits  mit  der  Er- 1 
richtung  von  Arl»eitshäusern  (Workhonses) 
zur  Aufnahme  und  Bcscliäftigung  von  arbeits- 
fähigen Annen  gemacht  hatten,  angeordnet, 
dass  die  Kirchspiele  lierechtigt  sein  sollen, 
einzeln  oder  in   Verbindung  mit  anderen 
Kirchspielen  Workhouses  zu  emehten,  zu 
kaufen  oder  zu  mieten,  imd  dass  kein  Armer, 
welcher  die  Aufnalime   in  ein  derartiges 
Haus  ablehne,  einen  Anspruch  auf  ander- 
weitige Unterstützung  haben  soll.    Die  Auf- 
nahme in  das  Woikhouse  wird  hier  somit 
für  die  arbeitsfähigen  Armen  als  Maximal- 
leistung der  Unterstützung  aufgestellt.  Net« 
ist  in  diesem  Gesetze  ferner  die  Ztdassung 
einer  Vereinigung  mehrerer  Kirchspiele  zur 
Erreichung  eines  gemeinsamen  Zweckes. 

Eine  derartige  Vereinigung  lässt  dann  in 
erweitertem  Masse  der  sogenannte  Gilbert *s 
Act  vom  Jahre  1782  zu,  indem  er  gestattet, 
dass  sich  mehrere  Kirchspiele  zu  gemeinsamer 
Armenverwaltung  vereinigen,  womit  die  Er- 
richtung eines  gemeinsamen  Armenhauses 
zur  Aufnahme  von  alten  und  kranken  Leuten, 
von  Müttern  mit  unehelichen  Kindern  und 
von  noch  nicht  arbeitsfähigen  Kindern  ver- 
bunden ist.    Dies  Gesetz  enthält  die  feinere 
Neuerung,  dass  es  für  die  auf  Grund  des 
Gilberts  Act  gebildeten  Vereinigungen,  die 
sogenannte  Gilbert'«  Corporatious,  besoldete 
Armenbeamte  (Guardian»)  neben  den  Over-  | 
seera  einführt,  welch  letzteren  alsdann  nur ; 
die  Einschätzung  und  Einziehung  der  Armen-  j 
Steuer  oblag.    Zu  gleicher  Zeit  wird  die ; 
bisher  ausseldiesslich  von   den  Friedens- 
richtern ausgeübte  Aufsicht  über  die  Armen- ! 
Verwaltung  durch  die  Ernennung  von  Visitors  | 
verstärkt. 


Neben  diesen  Verbesserungen ,  deren 
Einführung  jedoch  von  der  Annahme  des 
Gesetzes  durch  Melirheitsbesclüuss  der  ein- 
zelnen Gemeinden  abhängig  war,  enthält 
der  Gilbert 's  Act  aber  weiter  eine  verhäng- 
nisvolle Abweichung  von  den  bisherigen 
Unterstützungsprincipien,  indem  angeordnet 
wird,  dass  für  die  arbeitsfähigen  Armen 
von  den  Guardians  nicht  nur  eine  geeignete 
Beschäftigung  ausfindig  gemacht,  sondern 
auch  der  gewonnene  Arbeitslohn  eingezogen 
und  zum  Unterteilte  mit  verwendet  werden 
solle,  ein  ungenügendes  Erträgnis  der 
Arbeit  also  aus  der  Armenkasse  zu  ergäuzen 
sei. 

In  direktem  Widerspruche  mit  dem  Ge- 
setze vom  Jalu-e  1723  und  nicht  minder  mit 
dem  Gesetze  vom  Jahre  1601,  welches  für 
die  Arbeitsfälligen  nur  eine  Unterstützung 
durch  Arbeitsgewährung  zidicss,  wird  somit 
hier  Unterstützung  durch  Geld  ausdrücklich 
anempfohlen.  Ob  der  Arbeiter  nunmehr 
für  sich  selbst  sorgt,  ob  er  fleissig,  strebsam 
und  tüchtig  ist  oder  ob  er  alles  dies  nicht 
ist  und  es  der  Gemeinde  überlasst,  für  ihn 
zu  sorgen:  er  erhält  seinen  vollen  Lebens- 
unterhalt, indem  aus  der  Armenkasse  hin- 
zugezahlt wird,  was  durch  das  Erträgnis 
der  ihm  von  den  Guardians  besorgten  Arbeit 
nicht  gedeckt  ist.  Die  Selbständigkeit  eines 
grossen  Teils  der  arbeitenden  Klasse  ward 
dadurch  untergraben.  Dieselben  betrachteten 
sich  fortab  als  Pensionäre  der  Armenkasseu, 
auf  welche  sie  rechtliche  Ansprüche  zu  haben 
glaubten,  unabhängig  von  (lern  Masse  und 
Werte  ihrer  Arbeit. 

Diese  unheilvolle  Neuerung  ist  auf  die 
damalige  humanitäre  Zeitstrdmnng  zurück- 
zuführen, welche  unter  Beiseitelassung  aller 
armenpolizeilichen  Gesichtspunkte  die  ge- 
samte Armenverwaltung  beherrschte.  Ein 
vollständiges  System  von  Ijohnzuschüssen 
(Allowance-System)  kam  1795  zunächst  in 
Berkshire  auf  (sogenannter  Speenhamland- 
Act)  und  verbreitete  sich  dann  über  das 
ganze  Land:  es  wurde  nach  der  Höhe  der 
Lebensmittelpreise  und  der  Stärke  der 
Familie  eine  lx)hnskala  fixiert  und  bestimmt, 
dass  dem  Arbeiter,  soweit  er  die  so  er- 
mittelte Summe  nicht  durch  eigene  Arbeit 
oder  die  Thätigkeit  seiner  Familienmitglieder 
erwerbe,  das  Fehlende  als  Zvischuss  (Allow- 
ance)  aus  der  Armenkasse  gezahlt  worden 
sollte. 

Die  Folgen  solcher  Massregeln  mussten 
naturgemäss,  von  der  sich  alsbald  zeigenden 
moralischen  und  sonstigen  Verschlechterung 
des  Albeiterstandes  abgesehen,  in  einer 
kolossalen  Steigening  des  Annenbudgets 
zum  Ausdruck  gelangen.  Dasselbe  erreichte 
im  Jahre  1817  die  enorme  Summe  von 
7  870  801  £  bei  einer  Bevölkening  von  etwa 
1 1 000  000  Personen.   Man  konnte  sich  dem 
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g»^gon  über  «lern  Schlüsse  nicht  mehrentzieluii, 
d.iss  eine  in  dieser  Weise  fortschreitende 
Annenlaat  selbst  den  Wohlstand  des  reichen 
England  vernichten  müsste. 

Im  Jahre  1*17  wurde  deshalb  vom  Par- 
lamente eine  besondere  Kommission  zur 
Untersuchung  der  Armen  Verhältnisse  ein- 
gesetzt ;  dieselbe  erkannt«'  in  ihrem  Berichte 
die  vorhandenen  Missstände  im  vollenUmfango 
an,  und  es  ergingen  infolge  dieses  Berichtes 
in  den  Jahren  1818  und  1819  die  Parish- 
und die  Select-Yestries-Aets  —  auch  als 
Stintes  -  Bounies"  -  Acts  l>czoi«;hnct  — ,  in 
welchen  wiederum  die  Grundsätze  des  Ge- 
setzes der  Elisabeth,  insbesondere  bezüglich 
der  Unterstützung  von  arlxitslähigen  Armen 
zur  Anerkennung  gelangten.  Diese  Gesetze 
entlialten  ferner  eine  wichtige  Neuerung, 
indem  sie  in  die  Armenverwaltung  mit  der 
Vestry  eine  freigewählte  I/okalvertretuiig 
einführen,  welche  die  entscheidende  Stimme 
über  die  Grundsätze  der  Verwaltung  wie 
über  «lie  Art  der  Einzelunterstützungen  haben 
soll  und  in  den  von  der  Vestry  ernannten 
hesol«l«>ten  Assistaut  -  Ovcrseers  ständige 
iKTufsinässig»-  Armenboamto  erliält .  nclien 
welchen  die  Bedeutung  der  von  den  Friedens- 
richtern ernannten  Overseers  zurücktritt. 

Zu  liedauem  ist  nur,  dass  dieses  neue 
Syst» .in.  die  Armenverwaltung  von  einem 
Gemeindeaussehlnsse  unter  Mitwirkung  von 
besoldeten  B«>amten  führen  zu  lass.ii.  nicht 
obligatorisch  eingeführt  wurde,  sondern  dass 
auch  hier  wh-dorum  die  Annahin«1  desselben 
von  einem  Mehrheitslx-sehlusse  der  Gemeinde 
abhängig  war.  Infolge  davon  traten  ausser- 
ordentlich grosse  Abweichungen  in  «len 
Armt;im;rwaltung«>n  iler  verschie«lenen  Kirch- 
spiel«* h«Tvr»r:  nelH.ii  den  Kirchspielen,  in 
wejehen  naclxlctn  neuen  System«; in  rationeller 
Weise  die  Armenverwaltung  geführt  wunl«;, 

f^ab  es  amhie  Kirchspiele,  in  welchen  die 
)isherig»  n  Missbntuehe  ruhig  fortbestand« -n. 
Um  eine  gleiehmässige  rationelle  Armen- 
verwaltung überall  im  I^ande  einzuführen, 
iM-durfte  es  einer  weiteren  gesetzlichen 
Massivgel,  welche  denn  auch  in  dem  grossen 
Gesetze  vom  Jalire  1834  erfolgte. 

ti.  Dum  Arm  engesetz  vom  Jahre  1834. 
Diesem  Gesetze  ist  eine  ganz  ausserordentlich 
gründliche  und  eingehende  Untersuchung 
«les  auf  «lein  Gebiete  d«"s  Armenwesons  be- 
stehemhm  Zustaudes  vorausgegangen.  Di«? 
am  1.  Februar  1832  zur  Untersuchung  ül»er 
die  praktische  Wirksamkeit  der  Armen- 
gesetze  «'ingesetzte  königliche  Kommission 
hatte  vmter  dem  20.  Febniar  1834  einen 
äusserst  umfangreichen  Bericht  erstattet, 
welcher  geradezu  als  ein  Meisterwerk  einer 
unparteiischen  Untersuchung  bezeichnet  wer- 
den kann.  Charakteristisch  für  diesen  Bericht 
ist  da«  stäntlige  Zurückgreifen  auf  das  »foun- 
«lation  and  textbook  of  the  English  Poor  J^aw«, 


«las  Gesetz  <1«t  Elisabeth  vom  Jahre  ItiOl. 
Die  in  diesem  G«>sotzo  aufgestelllten  Princi- 
pien  werden  als  «lie  richtigen  anerkannt,  an 
denen  nichts  geändert  werden  solle.  Durch 
die  vorgesclilagenen  Refonnen  solle  vielmehr 
nur  eine  stnmge  und  rationelle  Durchführung 
der  Principien  gesichert  werden,  welche  in- 
folge der  Unfähigkeit  der  bisherigen  Organe 
«ler  Verwaltung  untl  der  durchaus  nnge- 
nüg«>nden  Aufsicht  der  Friedensri«  hter  nicht 
eingehalten  worden  seien. 

Die  organisatorischen  Fragen  spielen  denn 
auch  in  «lein  neuen,  unter  dem  14.  August 
1K34  erlassenen  Gesetze  die  Hauptrolle.  In 
drei  von  der  Konigin  zn  ernennenden  Poor 
Ijaw  Conunissioners  wird  eine  mit  ausge- 
dohnten  Machtbefugnissen  gegenüber  den 
Ixikallx-lWirden  v«irsehene  CentraJarnienbe- 
hörde  geschaffen,  welcher  fortab  die  Direktion 
und  die  Kontrolle  «ler  gesamten  Armenver- 
waltung d«*s  lindes  obliegen  soll.  Bezüglich 
«1«t  l>okall>ehorden  wir!  das  in  den»  Sturgvs- 
Bournes's  Act  fakultativ  eingi^führte  neue 
Verwaltungssystem  überall  im  l<ande  obliga- 
torisch gemacht.  Die  laufende  Verwaltung 
wird  von  «-hier  frei  gewählten  lx)kalvertretuug. 
j  «len  Boards  of  Guardians,  geführt,  denen  als 
ausführende  Organe  in  den  BelievingOfficiers 
besoklote  Beamte  beigegeben  sind.  Daliei 
winl  «luruli  «lie  eltenfalls  bereits  in  früh«ivn 
Gesetzen  zugidasscnc  und  jetzt  obligatorisch 
gemachte  Vereinigung  mehrerer  Kirchspiel«- 
zu  einem  grösseren  V«>rbaude  (Union)  Vor- 
sorge getrofft'n,  «lass  es  an  deu  für  eiue 
rationelle  Verwaltung  erfonlerliehen  Persön- 
lichkeiten und  an  den  nötigen  Mitteln  ni«  bt 
fehle. 

Insliosontloro  soll  aber  durch  die  Schaffung 
leistungsfähiger  Annenverbände  überall  «lie 
Möglichkeit  gegolten  werden.  Workhouses 
einzufühnm  und  damit  «len  bereits  in  «lern 
Gesetze  vom  Jahre  1723  ausgespnx-heuen 
<ie<lanken   zur  Durchführung  zu  bringen, 
dass  in  «ler  Aufnahme  des  Hilfsbedürftigen 
in  das  Workhouse  eine  fest«;  Grenze  für  die 
Unterstützungspflicht  gegeben  winl.  Man 
ging  dabei  davon  aus,  dass  möglichst  weit- 
gehende Beseitigung  der  Geldunterstützungen 
und  mögli«;hstes  Festhalten  an  dem  Grun«l- 
satze,  Unterstützung  durch  Aufnahme  in  ein 
!  Workhouse  zu  gewähren,  notwendig  seien, 
wenn  der  schädliche  Einfluss  der  bisherigen 
;  Armenverwaltung   auf   die  Anschauungen 
j  und  Sitten  der  arbeitenden  Klassen  beseitigt 
i  und  in  den  Arbeiten«  wieder  der  Sinn  für 
!  den  Wert  freier,  selbständiger  Arbeit  geweckt 
*  "Werden  solle.    Durch  che  in  dem  Workhouse 
'  durchzuführende  Beschränkung  des  Unter- 
I  stützten  in  Beziehung  auf  seine  freie  Be- 
■  wegung,  seine  Kost  und  seine  Beschäftigung 
;  wenle  die  Lage  des  Unterstützten  zu  einer 
weniger  angenehmen  gemacht  werden,  als 
die  des  selbständigen,  wenn  auch  noch  so 
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unvermögenden  Arbeiters  ist,  und  der  Arlieiter 
werde  dadurch  veranlasst  werden,  wiederum 
selbst  Fürsorge  für  seine  Zukunft  zu  troffen. 
Es  werde  hierdurch  zu  gleicher  Zeit  bew  irkt, 
das«  nur  wirklich  Hilfsbedürftige  die  öffent- 
liche Unterstützung  erbäten,  und  das  Work- 
honse  werde  so  als  ein  zuverlässiger  Prüf- 
stein für  das  Vorhandensein  der  Hilfsbedürftig- 
keit dienen  (Workhonse  Test). 

Jeder  Armenverband  soll  fortab  mindestens 
ein  Workhonse  haben,  und  dieses  ist  als 
der  eigentliche  Eckstein  der  durch  das  Gesetz 
von-  •  1834  eingeführten  Reform  anzusehen. 

Bemerkenswert  ist  auch  bei  diesem  Ge- 
setze das  vorsichtige,  schrittweise  Vorgehe» 
der  englischen  Gesetzgebung.  Die  Centml- 
behörde  wird  zunächst  nur  versuchsweise 
mf  fünf  Jahre  eingesetzt  und  dann  immer 
nur  auf  einige  Jahre  erneuert,  bis  sie  im 
Jahre  1867  als  Pom  Liw  Board  zu  einer 
permanenten  Behörde  erhoben  winl.  Weiter 
wird  nicht  direkt  durch  das  Gesetz  die  neue 
einheitliche  Ordnung  des  Armenwesens  ein- 
geführt, sondern  es  wird  der  (Zentralbehörde 
überlassen,  alhnäldich,  wann  und  wo  sie  es 
für  geeignet  hält,  die  in  dem  Gesetze  nieder- 
gelegten Princi|>ien  in  Ausfülirung  zu  setzen. 

7.  Die  YVeiterentwickelung  de«  eng- 
lischen Armenweseos  seit  dem  Gesetze 
vom  Jahre  1834.  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung haben  seit  dem  Jahre  "1*34  eine 
ausserordentlich  rührige  Thätigkeit  auf  «lern 
Gehiete  des  Armenwesens  entwickelt.  Die 
Resultate  dieser  Thätigkeit  werden  aus  der 
nachfolgenden  Darstellung  des  heutigen 
englischen  Armeuwesens  sich  ergeben.  Hier 
kann  es  nur  darauf  ankommen,  die  wesent- 
lichsten Gesichtspunkte  dieser  Entwicklung 
kurz  zusammenzufassen. 

a)  Zunächst  handelte  es  sich  darum, 
wirklich  leistungsfähige  Armen  verbände  zu 
bildeu.  Die  diesbezügliche  Thätigkeit  der 
Ccntralbehörde  ist  eine  überaus  schwierige 
gewesen,  und  wiederholt  ist  die  Gesetzgebung 
eingesehritten,  um  der  (Zentralbehörde  völlig 
freie  Hand  zu  schaffen,  die  Verbände 
wirklich  so  zu  formieren,  wie  es  für  ein 
rationelles  Armenwesen  erforderlich  erschien. 
Noch  heute  ist  dieser  Pmzess  nicht  ganz 
vollendet,  noch  jetzt  kommen  alljährlich  Ver- 
änderungen in  der  Formation  der  Armen- 
verbände vor. 

Das  Gesetz  von  1834  hatte  die  eigent- 
liche Armeidast  den  Kirchspielen  gelassen 
und  nur  die  Kosten  der  Errichtung  und 
ünterhaltung  der  Workhouses  mit  Einschluss 
der  Besoldung  der  dabei  nötigen  Beamten 
(die  sogenannten  Estabhslunent  Charges) 
den  Armenverbänden  als  gemeinsame  Kosten 
übertragen.  Durch  die  nachfolgende  Gesetz- 
gebung sind  immer  weitere  Kosten  den 
einzelnen  Kirchspielen  abgenommen  und  auf 
die  Armenverbände  übertragen  worden,  bis 


schliesslich  durch  den  Union  Clwrgeability 
Act  vom  Jahre  1805  der  Armen  verband  an 
Stelle  des  Kirchspiels  zum  Träger  der  ge- 
samten Annenlast  gemacht  wurde. 

Die  Bewegung  auf  Herstellung  wirklich 
leistungsfähiger  Armonbezirke  ist  jedoch 
hiermit  nicht  zum  Ahschluss  gekommen. 
Es  hat  sich  herausgestellt,  dass  für  die 
rationelle  Erfüllung  einzelner  Aufgaben  der 
Armenverwaltung  auch  der  Armenverband 
zu  klein  war,  und  die  Gesetzgebung  hat 
zunächst  für  einzelne  Zwecke,  z.  B.  die  Er- 
richtung von  Armenschulen,  die  Herstellung 
von  Asylen  für  Obdachlose  etc.  die  Ver- 
einigung mehrerer  Verbinde  zu  einem 
Distrikt  zugelassen  und  dann  durch  ein 
Gesetz  vom  Jahre  187?)  der  Central behörde 
die  allgemeine  Befugnis  gegeben,  zwei  oder 
mehren'  Armcnvcrliändo  für  irgend  einen 
mit  dem  Armenwesen  zusammenhängenden 
Zweck  im  Interesse  des  allgemeinen  oder 
des  lokalen  Vorteils  zu  vereinet).  Die  Tendenz 
geht  dabei  im  allgemeinen  dahin,  die  be- 
sonders kost  spiel  igen  Zweige  der  sogenannten 
geschlossenen  Armenpflege  noch  grösseren 
Bezirken  als  den  Armen verUlnden  zu  über- 
tragen. 

Auf  diesell>o  Tendenz  ist  es  auch 
zurückzuführen,  dass  man  alhnäldich  dazu 
Überging,  den  lokalen  Armenbehörden  aus 
dem  allgemeinen  Staatsfonds  Zuschüsse  zu 
|  bestimmten  Zwecken  zu  gewähren,  um  da- 
durch die  Vornahme  von  Verbesserungen, 
welche  mit  besonderen  Kosten  verbunden 
waren,  zu  erleichtern.  Solche  Zuschüsse 
wurden  gogel>on  für  die  Besoldung  von 
Armenlehrern  und  Armenärzten  sowie  für 
die  Pflege  armer  Geisteskranker.  Als  dann 
durch  den  Local  Government  Act  vom  Jahre 
1M8S  in  den  neugebildeten  Grafschafts- 
hehördon  eine  leistungsfähige  Mittelinstanz 
geschaffen  war,  welcher  eine  Reihe  von 
Staatseinkünften  ülierwiesen  wurde,  hat  man 
der  Grafsehaftsbehörde  die  Verpflichtung 
auferlegt,  aus  der  ihr  bewilligten  Dotation 
an  die  Armenbehörden  nelien  den  bisherigen 
Staatszuschüssen  noch  weitere  Leistungen 
zu  machen;  so  werden  insbesondere  jetzt 
die  Gehälter  und  Pensionen  aller  Armen- 
beamten zum  grössten  Teil  von  der  Graf- 
schaftskasse gezahlt. 

b)  Eiue  weitere  Aufgabe  der  Oentral- 
behörde bestand  darin,  eine  Geschäftsordnung 
für  die  Boards  of  Guardians,  ein  Regulativ 
für  die  Verwaltung  der  Workhonseg  und 
insbesondere  Anordnungen  über  die  Zu- 
lassung der  Gewährung  von  Unterstützungen 
ausserhalb  des  Workhouse  (sogeuanntes  Out- 
door-Relief)  zu  erlassen.  Die  zahlreichen  in 
dieser  Richtung  ergangenen  Verfügungen 
sind  in  der  General  Consolidated  Order  vom 
24.  Juli  1847  zusammengefaßt,  welche 
in  ihren  sehr  ausführlichen  Bestimmungen 
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eine  fast  grossere  praktisch*'  Bedeutung  Ikv 
sitzt  als  «las  Armengosetz  selbst.  Dazu 
treten  noch  die  U'iden  bezüglich  des.  Out- 
door-Relief  erlassenen  Verordnungen ,  die 
Outdoor-Relief  Prohibitory  Order  vom  '21. 
Dezember  ls44  und  die  vorzugsweise  für 
die  grösseren  Städte  bestimmte  und  die  G«1- 
währung  von  < >utdoor-R«'liof  weniger  ein- 
sohränkendo  <  >utdo«»r- Relief  Regulation  Onler 
vom  14.  DezemlMT  1n.~»2. 

Was  die  Beziehungen  der  Ceiitnilbehöixle 
zu  den  Lokal«  »chorden  betrifft,  so  tritt  deut- 
lieh die  Tendenz  hervor,  die  Machtbefugnisse 
der  UentralMiöido  immer  mehr  zu  erweitern. 
Von  liesonderer  Wichtigkeit  in  «lieser  Richtung 
ist  es,  dass  jetzt  eine  fortlaufende  Ver- 
bindung zwischen  der  f'ontralinstanz  und 
den  lokalen  Armenbehönlen  durch  «lie  Ein- 
setzung von  unabhängigen  besoldeten  Staats- 
beamten als  Inspektoren  und  Reehniings- 
revisoren  hergestellt  worden  ist.  Die  (  entral- 
lieltfide  ist  dadurch  in  den  Stand  gesetzt, 
eine  durchgreifende  Kontrolle  flber  die 
Lokalbehörden  sowohl  in  administrativer  wie 
in  finanzieller  Hinsicht  zu  führen. 

Dal>ei  ist  gleichzeitig  hervorzuheben,  dass 
die  im  Jahn?  1H>7  als  Poor  Liw  Board  ge- 
schaffene pormauente  Ceiitmlarnienhehördo 
im  Jahre  1*71.  nachdem  inzwischen  ändert1 
Zweige  der  Ijokalverwaltung  ihrer  Aufsicht 
unterstellt  waren,  als  Local  Government 
Roartl  zur  Ministerialinstanz  erhoben  worden 
ist,  in  welcher  die  AnnenMiönle  als  Poor 
Law  Dejwirtment  nur  eine  einzelne  Abteilung 
bildet. 

c)  Während  sich  all  die  bisher  erwähnten 
Momente  der  Weitercntwiekelung  des  engli- 
schen Amienwesens  in  dem  Rahmen  und 
Geiste  des  Gesetzes  vom  Jahre  1KJ4  l>owegen, 
ist  die  spätere  Gesetzgebung  in  einem  Punkte 
über  dies  Gesetz  hinausgegangen.  Es  l»etrifft 
dies  die  in  dem  Gesetze  von  1*34  unver- 
ändert gelassene  Verbindung  des  Amien- 
wesens mit  dem  Heimat  rechte. 

Heivits  in  dem  Kommissionsberichte  vom 
Februar  1KM  war  auf  eine,  wenn  auch  nur 
allmähliche  Beseitigung  der  Liws  of  Settle- 
ment  and  Removal,  als  einer  mit  dein  Gesetze 
der  Elisabeth  in  Widerspruch  stehenden 
Bestimmung,  gedrängt  worden.  Allein  man 
hatte  sich  damals  zu  einem  so  gewichtigen 
Schritte  noch  uieht  cntschliessen  können. 
Erst  im  Jahre  l*4b'  gelanges  dem  Einflüsse 
von  Sir  Robert  Peel,  das  bisherige  Princip. 
nach  dem  das  Unterstützungswesen  als  Aus- 
flugs des  Ib'imativchts  zu  betrachten  war, 
dadurch  zu  durchbrochen,  dass  unabhängig 
von  dem  Erwerl»'  eines  Heimatsrechts  die 
Ausweisung  im  Falle  der  Hilfshedürftigkeit 
dann  ausgesclüossen  wuiil»1,  wenn  der  Be- 
treffende ö  Jahre  lang  im  Kirchspiele  gewohnt 
liatte.  Die  nachfolgende  Gesetzgebiuig  hat 
dann  die  Fälle  dieser  sogenannten  Irremova- 


bility,  in  denen  trotz  «eingetretener  Unter- 
stützungsbedürftigkeit  die  Aus  Weisung  unzu- 
lässig ist,  derartig  erweitert,  dass  heutigen- 
tages  tatsächlich  die  Unterstützung  am 
Aufentlialtsorte  zur  Regel  geworden  ist 
Ja,  wenn  nicht  besondere  Rücksichten  auf 
Irland  mitgesprochen  hätten,  würde  die  Be- 
fugnis zur  Ausweisung  im  Falle  der  Be- 
dürftigkeit schon  im  Jahr«'  1H79.  dein  -Vör- 
scldage  der  damals  zur  Beratung  dieser 
Frag»-  eingesetzten  Kominission  entspj-eeii*-n«i 
überitaupt  beseitigt  worden  sein.  Jedenfalls 
kann  die  gänzliche  Beseitigung  der  Ans- 
weisuugsltofugnis  und  damit  die  Einführuni: 
der  principiellen  Unterstützungspflicht  d«-~ 
Aufenthaltsortes  nur  als  eine  Frage  «1er  Zvn 
angilben  werden. 

Die  Unterstützungspflicht   erscheint  so 
nicht  mehr  als  Ausfluss  der  rechtlichen  Be- 
ziehungen, in  welchen  der  Bedürftige  zu 
seiner  Heimatgemeinde  steht,  sondern  hat 
wie  es  liercits  in  dem  seiner  Zeit  voraus- 
|  eilenden   (tesetze  der  Elisabeth    «1er  Fall 
1  war  und  erst  durch  das  Gesetz  Karls  IL 
|  geäiubrt  wunle,  wieder  den  Charakter  einer 
i  abstrakten  staatlichen  Verpflichtung  erhalten. 
j  deren   Erfüllung  der  Staat   lediglich  au> 
I  Zweckmässigkeitsgründen  bestimmten  lokalen 
i  Bezirken  überträgt. 

d|  Eine  für  «lie  praktische  Armenver- 
waltung sehr  wichtige  Aendernng  liat  der 
I/tcal  Government  Act  vom  Jahre  1894  ge- 
bracht, indem  er  für  die  Wald  der  Guardian* 
ein  fast  allgemeines,  gleiches  aktives  und 
«.»ssives  Wahlrecht  einführte.  Wälireud  bis 
dahin  ein  klassifiziertes  Walüreeht  l>estan<i. 
welch«.-«  den  Vemu'Vgendou  bis  zu  0  Stimmen 
gewährt«',  und  «lie  passive  Wählbarkeit  an 
einen  Zensus  gebunden  war,  wiid  jetzt  das 
gleiche  Wahlrecht  allen  erwachsenen  Personen 
ohne  Unterschied  des  Geselüechts  gegeben, 
welche  seit  1  Jahre  ihren  Aufenthalt  in  dem 
Annen verl »ande  haben.  Das  bisherige  Walii- 
recht  hatte  dazu  gefülirt.  dass  hi  den  Armen- 
behörden  die  »gentlemen  of  no  oceujiation 
überwogen,  wogegen  jetzt  die  Arbeiterklasse 
in  den  Armenbehönlen  stark  vertreten  ist  Vor 
allem  aber  ist  auf  Grund  des  neuen  Gesetzes 
eine  grosso  Zahl  von  Frauen  —  mich  der 
letzten  Erhebung:  U21  —  in  die  Armeube- 
hörden  hineingelangt ;  sie  haben  sich  vortreff- 
lich bewährt.  Die  von  mancher  Seite  gehegte 
Befürchtung,  dass  durch  die  Demokratisieruusr 
der  Arinenbehörden  eine  laxere  Haiulhabunp 
i  in  der  Gewährung  von  Unterstützungen  eiu- 
i  treten  weide,  hat  sich  nur  vereinzelt  und 
i  auch  hier  nur  vorübergehend,  erfüllt;  im 
,  grossen  Ganzen  hat  sich  die  Neugestaltung, 
die  frisches  lieben  in  die  Behörden  hinein- 
gebracht liat,  bewährt 

II.  Das  heutige  englische  Armen wesea. 
8.  PrincipieUe  Gesichtspunkte.  Der 
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staatliehe  Charakter  <ler  Armenlast  als  einer  l  Stützung  der  Not  halber  einzutreten  hat 
vom  Staate  delegierten  Pflicht  zeigt  sich  in .  ohne  Unterschied  der  Persönlichkeit  und  der 


dem  heutigen  englischen  Armenwesen  in 
folgenden  Punkten: 

1)  Durch  die  Organisation  des  Unter- 
stützungswesens ist  Vorsorge  getroffen,  dass 
kein  wirklich  Hilfsbedürftiger  irgendwo  in 
England  ohne  Unterstützung  bleibt.  Ueber- 
au im  Lande  besteht  infolge  der  gleich- 
massigen Organisation  des  Unterstützuugs- 


ihr  anhaftenden  guten  oder  schlechten  Eigen- 
schaften, soll  sich  die  Privatwohlthätigkeit 
auf  die  persönliche  Beziehung  stützen,  in 
welcher  der  Gelier  zu  dem  Empfänger  steht 
oder  in  welche  er  mit  Rücksicht  auf  die 
Eigenschaften  und  Verhältnisse  der  unter- 
stützungsbedürftigen Personen  sieh  zu  setzen 
für  angezeigt  hält.    Durch  die  scliarfe  Ab- 


wesens  in  gleicher  Weise  die  Sicherheit,  grenzung  der  öffentlichen  Untersuchung  ist 
dass  jedermann,  einerlei  welches  die  Ursache  |  der  Privatwohlthätigkeit  ein  fest  bestimmtes 


seiner  Hilfsbedürftigkeit  sein  mag,  vor  der  j  Gebiet  zugewie* 
äussersten  Not  geschützt  ist. 

2)  Diese  Sicherheit  wird  dadurch  erhöht, 
dass  die  Beschaffung  der  für  das  Armen- 
wesen erforderlichen  Mittel  durch  die  Er- 
hebung einer  Armenstener  erfolgt,  deren 
Höhe  sich  je  nach  dem  Bedarfe  richtet. 

3)  Bei  der  Frage,  welchen  lokalen  Be- 
zirken der  Staat  die  Verpflichtung  zur 
Unterstützung  delegieren  soll,  ist  neben  den 
Rücksichten  auf  eine  möglichst  gute  und 
rationelle  Verwaltung  des  Unterstützungs- 
wesens  dem  Ziele   einer  möglichst  weit- 


anf  welchem  sie  sich 
entfalten  kann  und  soll.  Dadurch,  dass  so 
eine  scharfe  unverrücklwire  Grenzscheide 
zwischen  dem  öffentlichen  Unterstützungs- 
wesen und  der  Privatwohlthätigkeit  gezogen 
ist,  ist  für  eine  rationelle,  wohlorganisierte 
Wohlthätigkeitspflegedie  erforderliche  Unter- 
lage geschaffen. 

tt.  Die  Organisation  der  Annenver- 
verwnltung.  Die  allgemeinen  Grundsätze, 
nach  denen  die  Armenverwaltung  zu  führen 
ist,  werden  von  der  Uentralltehönle  festge- 
setzt, und  die  Beobachtung  und  Einhaltung 


gehenden  Ausgleichung  in  der  Armoube-  i  dieser  Grundsätze  wird  fortdauernd  von  ihr 


lastung.  einer  möglichst  gleichmässigen  und 
gerechten  Verteilung  der  Armenkosten  mit 
Erfolg  nachgestrebt 


überwacht.  Die  Anwendung  der  Grundsätze 
auf  den  einzelnen  Kall  aber  erfolgt  durch 
die  LokiUbohördc ,  das  Board  of  Guardians, 


4)  Der  Umfang  der  Unterstützung  —  welches  frei  über  das  Ob?  und  über  die  Art 
d.  h.  sowohl  der  Kreis  der  Personen,  welche  I  und  Weis«-»  «1er  Unterstützung  im  Einzelfall 
einen    Anspruch    auf    Unterstützung   aus  entscheidet 


öffentlichen  Mitteln  haben,  wie  Minimum 
und  Maximum  der  Unterstützungsleistung 
—  ist  einheitlich  für  »las  ganze  Land  ge- 
regelt, und  es  sind  durch  die  Organisation 
des  Unterstützungswesens  die  notwendigen 
Vorkehrungen    getroffen,  damit  nicht  im 


D  i  e  G  u  a  r  d  i  a  u  s  sind  unl>esoldcte Ehren- 
beamte, welche  auf  3  Jahre  von  den  Gemeinde- 
wählern des  Armenverbandes  gewählt  werden. 
Die  gewählten  Guardians  sind  berechtigt, 
ihren  Vorsitzenden,  stellvertretenden  Vor- 
sitzenden sowie  zwei  weitere  Mitglieder  als 


Widerspruche  mit  diesen  Vorschriften  Unter-  additional  guardians   aus  den  wahlbereeh- 


stützungen  aus  öffentlichen  Mitteln  gewährt 
werden. 

i»)  Für  die  Bestimmung  des  Um- 
fangs  der  Unterstützungsleistung  sind  öffent- 
liche Interessen,  nicht  humanitäre  Rück- 
sichten massgebend.  Von  diesem  Gesichts- 
punkte aus  ist  die  öffentliche  Unterstützung 
auf  das  Minimum  desjenigen  beschränkt, 
was  zum  Lebensunterhalte  unltedingt  er- 
forderlich ist  Es  ist  die  Möglichkeit  aus- 
geschlossen, dass  die  1-age  des  Unterstützten 
sich  in  irgend  einer  Weise  zu  einer  besseren 
gestaltet,  als  die  des  ärmsten  selbständigen 
Arbeiters  ist.  Zu  gleicher  Zeit  liesteht  das 
Bestreben,  mit  der  Unterstützung  für  den 
Empfänger  empfindliche  Nachteile  zu  ver- 
binden, welche  denselben  veranlassen,  soweit 
os  in  seinen  Kräften  steht,  selbst  für  seine 
Zukunft  Vorsorge  zu  treffen. 

8)  Insoweit  sich  im  Einzelfalle  durch 
diese  Beschränkung  der  öffentlichen  Unter- 
stützungsleistung Härten  ergeben,  ist  es  der 
freien  Mildthätigkeit  überlassen,  Abhilfe  zu 

schaffen.    Während  die  öffentliche  Unter-  Ixtkalintercssen  befinden. 


tigten  Personen  des  Bezirks  hinzuzuwählen. 

Dem  Board  of  Guardians  stehen  als  aus- 
führende Orgaue  besoldete  Beamte,  Sekretäre 
(Clerks)  und  Untorstützungsbeamte  (Reheving 
Of f icers)  zur  Seite.  Die  besoldeten  Be- 
amten werden  von  den  Boards  of  Guardians 
gewählt ,  ihre  Wahl  unterliegt  jedoch  der 
Bestätigung  durch  die  Centralbehördo.  welche 
auch  die  entscheidende  Stimme  über  die 
Höhe  des  Gehalts  und  über  eine  etwa  später 
beantragte  Gohaltsvorbesseruug  hat.  Die 
besoldeten  Beamten  können  nur  von  der 
Centraibehörde  entlassen  werden;  wegen 
jeder  Pflichtverletzung  ist  ihre  Entlassung 
nach  vorheriger  Anhörung  des  Board  of 
Guardians  statthaft.  Durch  diese  Abgrenzung 
der  Befugnisse  zwischen  Central-  und  I^okal- 
behörden  hinsichtlich  der  Anstellung  und 
Entlassung  der  besoldeten  Beamten  ist  ein 
gedeihliches  Zusammenwirken  der  letzteren 
mit  den  Lokalvertretungen  herbeigeführt, 
ohne  dass  andererseits  die  Beamten  sich  in 
einer   nachteiligen  Abhängigkeit  von  den 
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Der  regelmässige  Gang  «los  1' n  tor- 
stütz u  ugs  verfall  !«•  n  s  ist  nun  f ölender : 
DerHilfsW-dürftige  hat  sich  U*hnfs  Erlangung 
einer  t'ntcrstützung  an  den  Kelieving  Officer 
seines  Bezirk«*  zu  wenden.  Der  letztere 
hat  dann  sofort  dir  näheren  Ermittelungen 
anzustellen  und  «larüiier  in  der  nächsten 
onlentlichen  Sitzung  des  Board  of  Guai-diaus. 
zu  w«'lcher  der  Antragsteller  ivgelmässig 
geladen  wird.  |»»*i>"»nlirli  Hineilt  zu  erstatten. 
Auf  diesen  Bericht  hin  und  nachdem  etwa 
crfonlerliehe  weitere  Frag»«!!  an  den  Antrag- 
steller gerichtet  sind,  entscheidet  das  Board 
of  Ouanlians  üU.t  die  G.währung  der  l'nter- 
stützung  und  event.  ülier  die  Art  «lersellien. 
Diese  Entscheidung,  welche  von  dem  Clerk 
in  ein  W.mileivs  Buch  (Relief  Order  Jfc">k) 
einzutragen  ist,  winl  von  »lein  Kelieving 
<  >fficer  alsdann  zur  Ausführung  gebracht, 
l'eher  diejenigen  HilfsU-dürftigen .  deren 
dauernd«'  rnterstützung  Im -schlössen  ist.  winl 
eine  fortlaufende  Kontrolle  durch  «'inen  Aus- 
schuss  des  Boanl  of  Guaidians  geführt. 
Derartige  Ausschüsse  (Standing  Committees) 
l.M'stelu'n  für  «Ii«-  v«<rschi«««lenen  Klassen  der 
Hilfslie«lürftigen :  die  Kin<l«>r,  «Ii«'  Kranken, 
die  in  das  Workhouso  l'ntergobraohten,  die 
mit  Gold  I *ntei>tützten  etc.  Von  diesen 
Ausschüssen,  in  denen  regelmässig  MUnner 
und  Frauen  vortivten  sind  und  nebeneinander 
arbeiten,  ist  dem  B<»ard  |M>riodisch  Bericht 
zu  erstatten,  so  <la*s  alle  l  nterstützungsfälle 
nach  gewisser  Zeit  dem  Board  wie«ler  unter- 
botet wenleu.  In  Fällen  dringender  Not 
kann  vorläufige  I  nter-stutzung  von  dem 
Fri«'«leiisrichter  angewiesen  «Hier  auch  ohne 
weiteres  von  dem  Kelieving  Officer  gegeben 
werden:  die  Sache  ist  dann  aber  zur  defi- 
nitiven B«'sehltissfnssung  dem  Board  of 
Guardian*  \m  seiner  nächsten  Sitzung  zu 
unterbreiten. 

Die  Centralarinenhohörd«'  besteht 
aus  «l<>iu  Dissidenten  <les  l^wal  (iovernement 
Boanl.  einem  stäinligcn  und  einem  jmrla- 
incntarischoii  Sekn-tär  (Permanent-  und 
Barliainentarv-S'cn'tarv).  mehivnn  llilfs- 
sekivtäivn.  einem  Gf-neralinspektor  und 
einem  juristischen  Katgel kt.  Dazu  treten 
17  Insiiektoron  und  M  Keehnungsivvisoivn. 

Das ganze  Land  ist  in  1."»  Inspcktionshczirk«' 
eingeteilt.  .Ie«ler  B«'zirk  untersteht  einem 
lnsjK>ktnr,  der  Bezirk  ]/>ndou  hat  ü  In- 
spektoren. D«->r  Inspektor  liat  fortlaufend  die 
Annenvei waltung  seines  Bezirkes  zu  über- 
wach«'ii,  alle  aus  dein  Bezirke  einlaufenden 
Beschwerden  zu  untersuchen  und  au  die 
Centralis  h.'.nle  regelmässig  Bericht  zu  er- 
statten. Alle  Eingaben  und  Anträge  der 
LokallM'höpIcii  gehen  «lunh  seine  Hand  an 
die  ( Viitralhchürde.  Der  Inspektor  bildet  so 
für  die  relltrallM'hörde  die  Mittelsperson 
zur  Ausübung  der  administrativen  Kontrolle. 

Diese  Konti-olle  winl  ergänzt  iliuvli  die- 


jimige  «los  Reohnuugsrevisors  (Aiulitor),  wel- 
chem die  ständig»1  Beaufsichtigung  aUer 
ArraenausgalHm  des  ihm  zugewiesenem  Be- 
zirkes obliegt.  Kr  hat  bezüglich  jedes  ein- 
zelnen Rechnungspostens  zu  entscheiden,  ob 
«lersell*?  gesetzlich  gerechtfertigt  und  in 
seiner  Höhe  für  angemessen  zu  erachten  ist. 
Alb?  uieht  gerechtfertigten  oder  nicht  auge- 
messonen  Ausgal»eposten  wenlen  von  ihm 
tb'foktiert  (disallowed)  und  «lemjenigen,  von 
dem  die  Ausgab«»  geschehen  oder  veranlasst  ist. 
zur  Ijast  gelegt,  Gegen  diese  Entscheidung 
kann  der  Betreffende  Berufung  an  die 
( Viitmlarmenbehönle  einlegen  oder  auch, 
was  alier  nur  selir  selten  geschieht ,  den 
gerichtlichen  W«»g  beschneiten. 

K».  Die  Beschaffung  der  Mittel  für 
das  Annen  wesen.  Die  Bestreitung1  «ler 
Armenlasten  geschieht  im  wesentlichen  aus 
der  Armensteuer  (l'oor  Rate). 

Daneben  kommen  noch  Zuschüsse  aus 
d««n  Grafschaftsfonds  in  Betracht ,  welche 
insliosondore  zu  «len  (ieliältern  und  Pensionen 
«l«'i-  Anneiibeamten  sowie  in  Höhe  von  4  sh. 
pn»  Kopf  und  W«xhe  für  die  Erlialtung 
armer  Geisteskranker  und  in  Iyjndon  in 
Höhe  von  4  sh.  taglich  für  jeden  in  ge- 
schlossener  Armenpflege  unterstützten  Annen 
geleistet  wenleu.  Diese  Zuschüsse  haben 
im  Verwaltungsjalire  1896  97  insgesamt 
L'u:U171  L  g«'genül>er  einer  Gosamtarmen- 
nusgabc  von  1021ä974  £  1  «tragen. 

Sodann  ist  es  den  Iy)kalbehördeu  für  be- 
stimmte  Armenzweeke ,  insbesondere  <leu 
Bau  von  Workhouses  und  von  anderen 
Armenanstalten,  gestattet,  Anleihen  unter 
(b-nehinigung  der  Centrallxmönlo,  welche 
auch  di«>  näheren  Bestimungeu  für  die  An- 
leihe festzusetzen  hat,  aufzunehmen.  Der 
Gesamt  Mrag  der  so  im  .lahre  189<i  geneh- 
migten Anleihen  l>etrug  1  081  UNI  f. 

Die  Einschätzung  und  Erhebung  der 
Annensteuer  ist  Sache  von  unbesoldeten 
Khivnheamtcn.  den  von  den  Frie<lensrichteni 
ernannten  <  »wrseers.  Als  ausführende  Or- 
gane stehen  denselben  in  den  Assistant 
Ovei-seers  und  den  (  ollectors  of  Poor  Kate 
besoldet«?  rnterbeamte  zur  Seite.  Die  Poor 
Kate,  welche  jetzt  die  Gnindlage  für  alle 
lokah  n  Steuern  bildet  un«l  insbesondere  auch 
zur  Deckung  von  Strassen-,  Schul-  und 
Polizi'ikost«'ii  «lient.  wird  von  dem  sichtbaren 
nutzltan'U  Eigentutne  na«-!!  dem  Micts-  und 
l'achtw.'rt«'  der  Liegenschaft  von  dem  nutzen- 
den Inhaber  dersi'lben  erholten. 

Von  den  Gesamtausgaben  für  Armen- 
zweeke wunlen  im  Wege  «ler  Annensteuer 
im  Jahn«  l^!»(i  !>7  atifgehracht  7Ü37  227  t*. 
Auf  den  K'ojif  der  Bev<">lkenmg  lierechnet. 
betrug  «ler  Armenaufwaud  in  dies«*m  Jahiv 
♦i  sh.  N;t  4  «I.  Im  Jahn-  \KU  \ K-lief en  sich 
«lie  Arnienkosten  auf  (>.'117  2?>i>  f.  d.  i.  auf 
den  Kopf  «l»'r  damaligen  B«'völkerung  s  sh. 
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91  :■>  d.  Dio  Armenkosten  sind  somit  relativ, 
(1.  h.  anf  den  Kopf  der  Bevölkerung  be- 
rechnet, seit  dem  neuen  Armengesetz  recht 
erheblich  gefallen.  In  den  letzten  Jahren 
habe»  sich  die  Anneuausgaben  nicht  un- 
wesentlich erhöht :  auf  den  Kopf  der  Unter- 
st Atzten  berechnet,  bernig  die  Ausgabe  im 
Jahn»  1896  97  12  t  10  sh.  4:*  i  d,  wahrend 
sie  sich  im  Jahre  1885  86  nur  auf  10  £ 
<i  sh.  101  i  d.  belief. 

II.  Das  Recht  auf  Unterstützung  and 
die  Pflicht  zur  Unterstützung.  Die  Ge- 
samtzahl der  Unterstützten.  Berechtigt 
zum  Empfange  von  Armenunterstützung  ist 
jede  völlig  mittellose  Person  (destitute  nerson). 
Personen,  welche  im  Besitze  von  Gold  oder 
sonstigen  Vermögensgegenständen  sind  und 
bei  dem  Antrage  auf  Öffentliche  Unterstützung 
in  dieser  Richtung  unrichtige  Angal>en 
machen,  werden  nach  den  Bestimmungen 
über  Bettler  als  Idle  and  Disorderly  Persona 
bestraft.  Die  Armenbehördo  hat  ausserdem 
fAr  die  iti  den  letzten  12  Monaten  gewahrten 
Unterstützungen  einen  rechtlichen  Anspruch 
auf  das  vorhandene  oder  s|«iter  dem  l  nter- 
stAtzten  zufallende  Vermögen. 

Verpflichtet  zur  Unterstützung  ist  zu- 
nächst der  Armenverband,  in  dessen  Grenzen 
sich  der  Hilfsbedürftige  befindet.  Falls  der 
Hilfshed Arftige  ein  Heiinatrecht  an  irgend 
einem  Orte  dieses  Verbandes  nicht  besitzt, 
so  kann  er  an  seinen  Heimatsort  zurückge- 
sandt werden,  falls  nicht  die  Zurücksendimg 
durch  besondere  gesetzliche  Bestimmungen 
ausgeschlossen  ist. 

Diese  Fälle  der  sogenannten  Ixremovability 
sind  jetzt  Aberaus  zahlreich.  Die  ticiden 
wichtigsten  sind  a)  wenn  sich  der  Betreffende 
ein  volles  Jahr  ohne  Unterstützung  innerhalb 
des  Annenverbandes  aufgehalten  hat;  b)  wenn 
die  Hilfsbedürftigkeit  nur  infolge  von  Krank- 
heit. Unfall  oder  Zufall  eingetreten  ist,  sofern 
nicht  die  Friedensrichter  ausdrücklich  fest- 
stellen ,  dass  eine  dauernde  und  völlige 
Arbeitsunfähigkeit  daraus  resultieren  wird. 
—  In  den  Fallen,  in  denen  eine  Zurück- 
sendimg ausgeschlossen  ist,  tragt  der  Armen- 
verliand  des  Aufenthaltsortes  definitiv  die 
Kosten  der  Unterstützung. 

Die  Zurücksendling  erfolgt,  nachdem  auf 
Antrag  der  Guardian»  von  zwei  Friedens- 
richtern oder  in  London  von  einem  Polizei- 
richter eine  Order  of  Reinoval  ausgestellt 
und  eine  Berufung  hiergegen,  für  welche 
eine  Frist  von  21  Tagen  besteht,  nicht  ein- 
gelegt ist.  Im  Falle  der  Benifung  entscheiden 
die  (^uartalssitzungen  der  Friedensrichter. 
Die  Zurücksendung  unterbleibt,  wenn  sich 
der  Heimatbezirk  zum  Ersätze  der  entstehen- 
den Unkosten  verpflichtet.  Die  Zahl  der 
Orders  of  Reinoval  liat  von  Jahr  zu  Jahr 
abgenommen. 

Eine  Person,  welche  in  den  letzten  12 


Monaten  Armenunterstützung  empfangen  hat, 
darf  in  die  Liste  der  Waldberechtigten  nicht 
eingetragen  werden.  Doch  tritt  bei  Unter- 
stützung durch  Bezahlung  von  Schulgeldern 
(Educational  Relief)  und  seit  einem  Gesetze 
von  188.")  bei  armenärztlicher  Hilfe  (Medical 
Relief)  Verlust  des  öffentlichen  Wahlrechtes 
nicht  ein. 

Die  Gesamtzahl  der  am  1.  Januar  1897 
in  England  und  Wales  unterstützten  Armen 
betnig  8H6  674,  d.  i.  2,72  °-o  der  Bevölkening. 
Im  Jahre  184!).  für  welches  Jahr  zuerst 
vergleichbare  Ziffern  vorliegen,  betrug  die 
Zahl  1088659  Personen,  d.  i.  6,2  °'o  der 
Bevölkerung.  Die  Zalü  der  Unterstützten 
hat  also  sowohl  absolut  wie  relativ  er- 
heblich abgenommen.  In  den  letzten  Jahren 
hat  dieselbe  koustaut  weniger  als  3"'o  der 
Bevölkening  betragen. 

12.  Die  einzelnen  Arten  der  Unter- 
stützung. Die  Armenhilfe  zerfällt  in  zwei 
Hauptgruppen :  Indoor  und  Outdoor  Relief. 
Diese  Ausdrücke  kann  man  im  allgemeinen 
richtig  durch  Anstaltspflege  und  Hausunter- 
st Atzung  wiedergeben.  Im  einzelnen  umfasst 
Indoor  Relief:  dio  Unterstützung  durch  Auf- 
nahme in  ein  Workhouse,  in  eine  Kranken- 
anstalt oder  in  eine  Schule;  alle  anderen 
Arten  von  Unterstützungen  gelten  als  Outdoor 
Relief. 

In  der  Gewähnmg  von  Outdoor  Relief 
an  arlteitsfähige  Arme  sind  die  Guardians 
diuvh  die  beiden  oben  angeführten  Verord- 
nungen der  Centralbohörde  eingeschränkt. 

Die  Outdoor  Relief  Prohibitory  Order, 
I  welche  in  den  meisten  Bezirken  Englands 
in  Geltung  steht,  lässt  bei  arbeitsfähigen 
Armen  Outdoor  Relief  nur  in  Ausnahme- 
fällen zu  unter  der  Androhung,  dass  Outdoor 
Relief,  welches  im  Widerspruche  mit  der 
Verordnung  gewährt  wird,  bei  der  Rechnungs- 
prüfung für  ungesetzlich  erklärt  und  den 
Guardians  persönlich  zur  iAst  geschrieben 
werdcu  soll.  Unter  den  zugelassenen  Aus- 
nahmefällen sind  die  wichtigsten  a)  wenn 
die  Unterstützung  wegen  plötzlicher  und 
dringender  Not  erbeten  wird,  1))  wenn  dio 
Unterstützung  erbeten  wird  infolge  von 
Krankheit,  Unglücksfällen,  körperlicher  oder 
geistiger  Schwäche  des  Antragstellers  oder 
eines  seiner  Familienmitglieder,  c)  bei  einer 
Witwe  in  den  ersten  ß  Monaten  ihres 
Witwenstandes,  d)  bei  einer  Witwe  mit 
ehelichen  Kindern,  welche  sich  noch  nicht 
selbst  ernähren  können. 

In  liondon  und  einer  Anzahl  grosser 
j  Städte,  insbesondere  in  den  Fabrikdistrikten, 
erschien  die  Durchfühnmg  dieser  Verordnung 
•  mit  Schwierigkeiten  verknüpft,  und  man  hat 
'  für  diese  Bezirke  durch  die  Outdoor  Relief 
I  Regulation  Order  die  Gewähnuig  von  Outdoor 
Relief  an  arbeitsfähige  Personen  weiblichen 
|  Geschlechts  überhaupt  nicht  eingeschränkt 
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und  für  männliche  Personen  lediglich  folgende 
Einschränkungen  getroffen :  a)  wenn  Outdoor 
Relief  gegolten  wird,  so  hat  die  Unterstützung 
zur  Hälfte  in  Nahrungsmitteln  oder  Feuerungs- 
materialien oder  sonstigen  Artikeln  von  abso- 
luter Notwendigkeit  zu  bestehen.  Die  Unter- 
stützung in  Geld  darf  also  nicht  mehr  als 
die  Hälfte  der  gesamten  Unterstützung  be- 
tragen ;  b)  die  Unterstützung  darf  an  einen 
Arlieitsfähigen  nur  gegen  eine  von  den 
Guardian*  vorher  zu  bestimmende  Arlteits- 
leistung  gewährt  werden ;  e)  wenn  der  Re- 
treffende sieh  gegen  J/>hn  oder  sonstiges 
Entgelt  in  Arbeit  befindet,  so  darf  ültcrhaupt 
kein  Outdoor  Relief  gewährt  werden  (no 
relief  in  aid  of  wages).  In  einigen  speziell 
angeführten  Ausnahmefällen  kann  von 
den  Bestimmungen  sub  b  und  e  Ab- 
stand genommen  werden,  im  übrigen  zieht 
ein  Verstoss  gegen  die  Outdoor  Relief  Re- 
gulation Order  dieselben  Folgen  nach 
sieh  wie  bei  der  Outdoor  Relief  Prohibitorv 
Order. 

Kine  Pflicht,  die  Unterstützung  nur  durch 
Aufnahme  in  ein  Workhouse  oder  eine  andere 
Anstalt  zu  gewähren.  Itesteht  somit  nur  in 
einem  lieschränkten  Mass*».  Die  möglichste 
Ausdehnung  der  Anstaltspflep*  entspricht 
aber,  wie  die  rcntraJW'hörde  fortgesetzt  den 
Lokalbohörden  einschärft,  «lern  Principe  des 
englischen  Annenwesens. 

Die  geschlossene  Armenpflege  verdient 
—  so  wird  in  den  Berichten  zweier  in  den 
Jahren  1888  und  18t)2  eingesetzter  Parla- 
mentskommissionen ausgeführt  —  den  Vor- 
zug von  A  Gesichtspunkten  aus:  a)  dem 
annentechnischen.  Nur  die  geschlossene 
Armenpflege  bietet  eine  sichere  Gewähr  da- 
für, dass  dem  Bedürftigen  alles,  was  zu 
seiner  Erhaltung  nötig  ist,  gewährt  wird, 
während  liei  der  offenen  Armenpflege  er- 
fahrungsgemäss  die  Unterstützung  häufig 
eine  unzureichende  ist  und  ein  gleichzeitiges, 
nicht  kontrollierbares  und  deshalb  mit  grossen 
Missständen  verbundenes  Angehen  der  1  'rivat- 
wohlthätigkeit  veranlasst,  b)  dem  erziehe- 
rischen. Die  Beschränkung  in  der  persön- 
lichen Freiheit  durch  die  Aufnahme  des 
Hilfesuchenden  in  eine  Anstalt  ist  geeignet, 
die  Bevölkerung  zur  eigenen  Fürsorge  in 
guten  Tagen  anzuregen  und  so  den  Spar- 
samkeitssinn  und  die  Arlieitsenorgie  der  Be- 
völkerung zu  holten,  c)  dem  wirtschaftlichen. 
Bei  der  geschlossenen  Armenpflege  kann 
jede  Konkurrenz  mit  der  freien  Arbeit  ver- 
mieden werden,  während  U»i  der  offenen 
Armenpflege  zu  Itefürchten  ist.  dass  der 
Unterstützte  auf  dem  allgemeinen  Arlieits- 
markte  mit  Rücksicht  auf  den  ihm  ans  der 
Armenkasse  gezahlten  Zuschuss  Arbeit  zu 
einem  geringeren  Lohne  nimmt,  als  es  der 
selbständige  Arbeiter  thun  kann,  und  da- 
durch das  Niveau  der  Arbeitslöhne  in  un- 


günstiger und  ungerechter  Weise  beein- 
fJusst. 

Dem  Anspruch  des  Hilfsbedürftigen  auf 
Unterstützung  wird  stets  dadurch  Genüge 
gethan,  dass  ihm  die  Aufnahme  in  das  Work- 
house  angeltoten  wird;  wenn  er  dieselbe 
ablehnt,  so  besteht  für  die  Armenbehörde 
keine  Verpflichtung  zur  Gewähiung  einer 
anderweitigen  Unterstützung.  Wenn  ferner 
eine  Arnieuunterstfltzung  in  anderer  Form 
bewilligt  ist  und  der  Betreffende  mit  der 
Höhe  der  bewilligten  Unterstützung  oder 
mit  etwaigen  damit  verknüpften  Einschrän- 
kungen unzufrieden  ist,  so  hat  die  Annen- 
Itehörde  dem  Hilfesuchenden  die  Aufnahme 
in  das  Workhouse  anzubieten.  In  dem 
Workhouse  ist  Vorsorge  getroffen,  dass  dem 
Bedürftigen  das  zum  Leben  Notwendig»*  ge- 
währt werde,  eine  darüber  hinausgehende 
Verpflichtung  besteht  nicht.  Aid  dies»1  Weise 
sind  Streitigkeiten  über  die  Höhe  und  die 
Art  der  Unterstützung  ausgeschlossen.  Das 
Workhouse  giebt  so  den  allgemeinen  Mass- 
stab für  die  Unterst ützungsJeistnng  ab.  die 
Unterstützung  im  Workhouse  ist  die  Basis 
des  englischen  Armenwesens. 

In  dem  Workhouse  koncentrierte  sieh 
nach  dem  Armeng<»setze  von  1834  die  ge- 
schlossene Armenpflege.  Das  Workhouse 
war  für  alle  drei  Klassen  der  Unterstützungs- 
bedürftigen: für  die  Armenkinder,  für  die 
arbeitsfähigen  und  für  die  arbeitsunfähigen 
Annen  bestimmt.    Alle  diese  Klassen  stillten 

,  in  dem  Workhouse  Aufnahme  finden.  Die 
sjtätere  Entwicklung  ist  jedoch  dahin  ge- 
gangen, in  der  Anstaltspflege  zu  speziali- 
sieren und  für  Itestimmte  Klassen  von  Annen 
specielle  Anstalten  vorzusehen. 

Zuerst  geschah  dies  l*n  den  Annen- 
kindern. Schon  1844  suchte  die  Gesetz- 
gebung auf  Ausscheidung  der  Kinder  ans 
den    Workhouses    durch    Errichtung  von 

,  Distriktschulen  hinzuwirken.  Neben  die 
Distriktschulen  sind  dann  mit  der  Zeit  noch 
andere  Einrichtungen  für  die  Erziehung  der 
Armenkinder  ausserhalb  des  Workhouse  ge- 
treten (Seitarate  und  Certified  Schools.  Vil- 
lages-,  Cottages-,  Seattered-Homes-,  Trainin g- 
Ships  etc.).  Immer  mehr  und  mehr  ist  bei 
der  Behandlung  der  Armenkinder  der  er- 
ziehliche Gesichtspunkt  in  den  Vonlergrund 
getreten.  Rücksichten  darauf,  in  welcher 
Weise  diese  Kinder  am  besten  zu  brauch- 
ltaren  Gliedern  des  Gemeinwesens  erzogen 
und  den  Fesseln  des  Pauperismus  entrissen 
werden  können,  sind  mehr  und  mehr  die 
allein  bestimmenden  geworden.   Von  diesem 

I  Gesichtspunkte  aus  hat  man  auch  bei  einzelnen 
Klassen  von  Armenkindern  von  der  Unter- 
bringung in  Anstalten  vielfach  überhaupt  ab- 
gesehen und  statt  dessen  die  Kinder  bei 
Pflegeeltern  gegen  Entgelt  in  Familien  unter- 
gebracht.   Doch  bestehen  grosse  Meinungs- 
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Verschiedenheiten  darüber,  wieweit  dieses 
Boarding-out  System  sich  bewährt  hat  und 
die  Tendenz  geht  neuerdings  wieder  dahin, 
den  Gebrauch  dieses  Systems  mit  Rücksicht 
auf  die  mancherlei  Gefahren,  die  trotz  aller 
zur  Beaufsichtigung  der  Pflegeeltern  und 
der  Pflegekinder  getroffenen  Anordnungen 
damit  verbunden  sind,  einzuschränken. 

Seit  dem  Beginn  der  00  er  Jahre  ist  man 
sodann  bestrebt  gewesen,  noch  eine  andere 
Klasse  von  Armen  aus  dem  AV'orkhouse  aus- 
zuscheiden, nämlich  die  armen  Kranken. 
Für  diese  sind,  wo  es  die  Verhältnisse  irgend 
gestatteten,  besondere  filr  sie  geeignete  An- 
stalten in  den  Infirmaries  und  SickAsylums  etc. 
errichtet  worden.  Wo  die  Errichtung  be- 
sonderer Anstalten  sich  nicht  ermöglichen 
Hess,  insbesondere  auf  dem  platten  Lande, 
werden  die  armen  Kranken  wenigstens  in 
einer  abgesonderten  Abteilung  des  Work- 
house,  dem  sogenannten  Sick  Ward,  unter- 
gebracht, und  man  ist  mit  grossem '  Erfolge 
bestrebt,  hier  wie  in  den  eigentlichen  Armen- 
Krankenanstalten  wissenschaftlich  vorge- 
bildete Krankenpfleger  und  Pflegerinnen 
(Traincd  Nurses)  anzustellen. 

Endlich  ist  an  vielen  '  >rten  noch  für  eine 
weitere  Klasse  von  Hilfsbedürftigen,  für  die 
sogenannten  Casual  Paupers,  eine  gesonderte 
Beliandlnng  eingeführt,  indem  man  die- 
scIIkmi  in  besonderen  Anstalten  oder  doch  in 
abgesonderten  Abteilungen  der  Workhouses, 
den  sogenannten  Casual  Wards,  untergebracht 
liat.  Puter  Casual  Paupers  werden  mittel- 
lose Wanderer  verstanden ,  welche  nur 
vorübergehend,  zumeist  nur.  um  Obdach 
während  der  Nacht  zu  erhalten,  die  öffent- 
liche Unterstützung  in  Anspruch  nehmen. 
Hier  hat  man  es  für  notwendig  erachtet,  das 
repressive  Moment  schärfer  zum  Ausdruck 
zu  bringen,  als  es  sonst  gegenüber  den  In- 
sassen der  "Workhouses  geschieht.  Die  Dis- 
ziplinarvorschriften und  die  Anforderungen 
bezüglich  der  Arbeitsleistung  sind  verschärft, 
und  es  ist  eine  Behandlung  eingeführt, 
welche  die  Mitte  zwischen  Unterstützung 
und  Strafe  zu  halten  sucht. 

Durch  diese  Speeialisiemng  der  ge- 
schlossenen Armenpflege  hat  sich  der  Kreis 
der  Insassen  des  allgemeinen  Workhouse 
immer  mehr  vermindert. 

Bezüglich  der  Verwaltung  der  Work- 
houses sind  von  der  Central behördo  sehr  in 
das  Detail  gehende  Bestimmungen  erlassen. 
Die  Ordnung  und  Disciplin  in  «Uesen  An- 
stalten ist  als  geradezu  musterhaft  zu  be- 
zeichnen. Was  die  Beschäftigung  der  In- 
sassen betrifft,  so  haben  sich  grosse  Schwierig- 
keiten infolge  des  Umstandes  ergeben, 
dass  neben  den  Arbeitsfälligen  sich  eine  sehr 
grosse  Anzald  von  Tauten  befanden,  welche 
durch  Alter.  Krankheit,  Gebrechen  und  Aus- 
schweifungen für  eine  regelmässige  oder  gar 


für  eine  anstrengende  Arbeit  untauglich 
waren.  Man  ist  deshalb  mehrfach  dazu 
übergegangen,  für  die  voll  arbeitsfähigen 
Armen  aus  mehreren  Armenbezirken  eine 
gemeinschaftliche  Specialanstalt  einzurichten, 
wo  ein  enorgischer  Arbeitszwang,  unter  Be- 
vorzugung von  landwirtschaftlichen  Arbeiten, 
durchgeführt  wurde.  Andererseits  hat  man 
die  zahlreichen,  im  letzten  .lahr/chnt  neu 
errichteten  allgemeinen  Workhouses  mit 
einem  gewissen  (trade  von  Komfort  ausge- 
stattet, so  dass  dieselben  jetzt  mehr  den 
Eindruck  von  Versorgungshausem  als  von 
wirklichen  Arbeitshäusern  machen. 

Bezüglich  des  sogenannten  Outdoor-Relief 
mag  noch  hervoi^genoben  werden,  dass  die 
Centraibehörde  energisch  auf  die  Verminde- 
rung fler  eigentlichen  Gelduuterstützungen 
hinwirkt  und  statt  dessen  die  Unterstützung 
in  Naturalien  anempfiehlt.  Ausdrücklich  ist 
die  Gewährung  von  Geldnnterstützungcu  zu 
bestimmten  namhaft  gemachten  Zwecken, 
insbesondere  zur  Bezahlung  fler  Wohnungs- 
mieten, verboten. 

Das  Verhältnis  zwischen  lndoor-  und  Out- 
door-Relief stellte  sich  am  1.  Januar  1807 
dahin,  dass  von  den  an  diesem  Tagt»  im 
Besitz  von  Annenunterstützungen  befind- 
lichen H36K74  Personen  22«  127  als  ln- 
door-Paupers  und  608709  als  Outdoor- 
Paupers  bezeichnet  wurden,  wobei  162  Per- 
sonen beide  Arten  von  Unterstützungen  em- 
pfingen. 

13.  Ergänzung  des  öffentlichen 
Arnienwesen*  durch  die  Privutwohl- 
thätigkeit.  Durch  die  scharfe  Abgrenzung 
des  Gebietes  des  öffentlichen  Unterstützungs- 
i  wesens  begünstigt.,  hat  die  private  Wohl- 
thätigkeitspflege  in  England  eine  Ausdehnung 
gewonnen  wie  wohl  in  keinem  anderen 
Lande.  Für  ein  gedeihliches  Ineinander- 
greifen der  Privatwohlthatigkcit  und  des 
öffentlichen  Annenwesens  sorgen  die  jetzt 
in  allen  grösseren  Städten  bestehenden 
Charity  Organisation  Societies.  An  der 
Spitze  derselben  sieht  die  im  Jahre  1N70  ins 
Ijeben  gerufene  London  Charity  Organi- 
sation Society,  deren  Leiter  C.  S.  Loch  sich 
durch  ein  mustergiltig  gemietetes  Classified 
Register  aller  Wohlfahrtseinrichtungen 
I/mdons  besonders  verdient  gemacht  hat. 
Nach  dem  Muster  der  Londoner  Gesellschaft 
sind  05  Organisationsgesellschaften  in  Eng- 
land gebildet  und  weitere  in  der  Entstehung 
begriffen.  Diese  Gesellschaften  sind  die  an- 
i  erkannten  Führer  einer  rationellen  Privat- 
wohlthätigkeit  in  England  geworden:  sie 
I  sorgen  dafür,  dass  überall  da,  wo  die 
I  Würdigkeit  eines  Unterstützungsbedürftigen 
j  es  nicht  angezeigt  erscheinen  lasst,  denselben 
der  öffentlichen  Fürsorge  mit  ihren  hnrd 
and  fast  rules  zu  überlassen,  in  geeigneter 
Weise  die  private  Wolüthätigkeit  eintritt. 
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Entwirtelutig  des  Artnemresens 
dem  Jahre  188.r,,  Leipzig  1898.  —  Chance,  The 
betler  administrativ  <>/  ihr.  Poor  Latr,  tondmt 
j^gs.  _  Eilen  (Sir  Frcderickt,  The  State  oj 
the  Poor,  3  Bde.,  London  1797.  ~  Fowle,  The 


Litterator:  AachroU,  Iku  englische  Armen-  in  der  die  öffentliche  Gewalt  das  Stiftungs- 

wesen  in  temer  kistnrisehen  Enhriekelung  und  wesen  der  Aufsicht  von  Staat  und  Gemeinde 

*n  »einer  heutigen  Gestalt,  Lciptig  188H  tu  unterwirft:  die  dritte,  in  der  eine  die 

englischer  Urt*T»ttiung  unter  dem  Titel:  The  Armenpflege    der    Stiftungen  ergänzende 

English    l\».r  I*,r  Sgste.n,   P,st  and   Presen! ,    Thati  JLejt  (jer  Gemeinden    Ulld   dos  Staats 

-  Ä      \  ******  vorgesehrieben  wird.  Gleichwohl 
ist  in  allen  drei  Perioden  die  Stirtungspllege 
von  überwiegender  Bedeutung  und  bildet 
nach  wie  vor  die    materielle  Grundlage 
der   Armenpflege.     Sie    ist    darin  dem 
/W  Ute,  London  i*9i.  —  Glen.  The  Statute»  j  französischen  System  ähnlich ;  nur  liaben 
i»  force  retating  to  the  /w,  3  Bde.,  L»nd,,n  j;e    staatue|,e   Zerrissenheit    des  Landes. 
ms  und  1879.  -  Derselbe   The  Pix*  Imh<  d     .  l{ahea  yiel  inachtigere  geistliche  Ein- 

Orders,  Wo»  188.1.  -  UneM  Seljgoren^n  y  .  }  y  f,  ,  u  ^f^^  ^ 
K<tmmunalrrrja*i>ung  und  \  ertraltungsgrrtchte  in   »<™  ;  »"'"-"  *   ,    .a  u^-lfirf 

England,  Berlin  1871  <in*r*.  Kapitel  X).  _  graphische  I*ge  Italiens  geforderte  Bewurf- 
Demeibe,  Pas  englische  Vencnitungsreeht  der  mslosigkert,  namentlich  der  südlichen  tfe- 
Gegenu-art,  Berlin'  w«  (inshe*.  i  ur,),  —  <  völkerung.  die  thatsäehliche  Entwicklung 
Klelnnchrod,  Der  Pauperismus  in  England,  \  des  Armeuweseu«  mannigfach  verschieden 
x  Bde.,  R*gen*t,urg  resp.  Augsburg  lsf.',,  1  |)eeinflusst.  Der  zum  Teil  radikale  Ein- 
„nd  ism.  —  Krie»,  Die  englische  Arme,,pßrge,  -jj  (jer  Staatsgewalt  in  die  Verwaltung 
Perlin  mit.  -  Loch.  The  Annueral  ''*••«''«"«!  ,|er  Kirchengüter  und  des  Armcnvermögeus 

y  J  ■    ■    ■  ■  liehen  Gewalt  und  der  damit  verbundene!! 


Prior  Lau-,  London  18S4,  neue  enteiterte  Auf- 
lage 1898.  —  Pashley.  Pauperism  and  Pmr 
Jahcs,  h>ndon  18.',.'.  Atchrott. 


VIII.  Armeiigesetzgebiuig 
in  Italien.*) 

I.  Geschichtlicher  Rückblick.  II. 
Die  Grundlagen  der  gegenwärtigen 
Geset  zgebung.  III.  Wesentlicher  In- 
halt der  geltenden  Gesetzgebung.  1. 
Die  Einrichtungen  der  öffentlichen  \\ohl- 
thätigkeit.  2.  ( 'ongregazione  di  caritä.  3. 
Verwaltung  und  Aufsicht.  4.  Die  Umwand- 
lung von  .Stiftungszwecken.  5.  Unterstützungs- 
wohnsitz.  ti.  Vorläufige  Fürsorge.  7.  Fürsorge 
für  Arbeitsunfähige.  8.  Popularklage.  9.  Die 
Fürsorge  für  Ausländer.  IV.  Reform  Be- 
strebungen. 

I.  Geschichtlicher  Rückblick. 

In  der  Entwickelung  des  italienischen 
Annenwesens  der  neueren  Zeit  sind  drei 
Perioden  zu  unterscheiden:  die  erste, 

in  der  ohne  Einmischung  der  öffentlichen  besondere  ('onsigli  degli  ospizi  für  die  Ver- 
Gewalt Woldthätigkeit  aus  den  überaus  zahl-  waltung  der  meisten  Stiftungen  eingesetzt, 
reichen  und  vielfach  sehr  reich  ausgestatte- !  ,ij0  im  wesentlichen  durch  die"  Gesetzgebung 
ten  Stiftungen  l * •trieben  wird :  die  zweite,  j  von  1*45—1*58  aufrecht  erhalten  wurden. 

  Das  Gesetz  von  1802  sucht«?  der  grossen 

*)  Der  Gegenstand  ist  in  der  ersten  Ans-  Mannigfaltigkeit  nicht  nur  in  der  Gesetz- 
gabe  des  Handwörterbuches  von  dem  vevstor-  gebung.  sondern  auch  in  den  thatsächhehen 
benen  Frhrn.  v.  Reitrenstein  bearbeitet  worden. :  Zustanden  nach  Möglichkeit  Rechnung  zu 
Es  war  nicht  angängig,  diesen  Artikel  unizn-  j  tragen.  Sein  Titel  lautet  nicht  wie  der 
arbeiten  oder  zu  ergänzen,  da  die  italienische  I  ,ies  Gesetzes  von  189»»:  Gesetz  Ober  die 
Gesetzgebung  durch  das  Gesetz  von  1890  voll-  >  (-,ff)int|jchon  *  Wohlthätigkeitseiuriehtungen. 
ständig  verändert  worden  ist    Der  Artikel  wt  s    d  Gesetz  über  die  milde» 

daher  vollständig  neu  gearbeitet.    Der  frühere  ^ " . '  J~  •11:tltM,:A,u, 

Artikel  wird  seinen  Wert  als  historische  Ein-  Stiftungen  (legge  sull  amministraziom 

leitiing  zu  der  Betrachtung  der  gegenwärtigen 
Zustände  unverändert  behalten. 


Missbrauche  und  ohne  die  gleichzeitige 
Betrachtung  der  um  Italiens  Einheit  ge- 
führten Kämpfe  nicht  zu  verstehen  sein. 
Die  neuere  Annengesetzgebung,  die  in  zwei 
grosseu  Kodifikationen  durch  G.  v.  8.  August 
18b2  und  das  dieses  Gesetz  ersetzende  G. 
v.  17.  Jiüi  1890  vollständig  geregelt  wird, 
bildet  mehr  als  irgend  eine  andere  neuere 
staatliche  Gesetzgebung  den  Ausdruck  einer 
öffentlichen  Meinung,  die  ebenso  sehr  das 
Ringen  nach  staatlicher  Einheit  wie  das 
Streben  nach  entscheidendem  Einfluss  des 
Staates  über  die  Kirche  zum  Ausdruck 
bringt.  Eine  in  der  Richtung  dieser  beiden 
Gesetze  sich  Itewegende  Gesetzgebung  war 
wenige  Jahre  vorher  den  sardiuischen  Staaten, 
der  Ijombardei  und  in  besonders  radikaler 
Weise  der  Romagua  durch  die  Gesetze  von 
1*59  zu  teil  gewordeu,  während  beispiels- 
weise Toscana  bis  dahin  einer  allgemeinen 
Gesetzgebung  ül>er  die  Gegenstände  des 
Armenwesens  entbehrte  und  die  Verwaltung 
der  einzelnen  Institute  lediglich  durch  deren 
Statuten  regelte.  In  den  neapolitanischen 
Provinzen  waren  durch  Dekret  von  1812 


delle  opere  pie|.  Sein  Hauptzweck  Ist.  für 
die   Verwaltung   der   Stiftungen  gewisse 
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Normen  aufzustellen,  die  Ausübung  <ler  Auf- 
sicht über  diese  Verwaltung  zu  regeln  und 
die  Möglichkeit  der  Umänderung  unzeit- 
gemäß gewordener  Stiftungen  zu  schaffen. 
Neben  die  Stiftungen  wird  als  ein  zur  Armen- 
pflege  geeignetes  Organ  der  Wohlthätig- 
keitsausschuss  gestellt  (congregazione  di 
earitä),  dem  sclion  in  der  früheren,  so  na- 
mentlich in  der  lombardischen  Gesetzgebung, 
die  Funktion  beigelegt  worden  war,  die 
rebung  der  Armenpflege  mehr  zu  koncen- 
trieren.  Eine  congregazione  di  earitä  sollte 
in  jeder  Gemeinde  errichtet  werden,  um 
solche  Galten  zu  verwalten,  die  ganz  all- 
gemein für  Arrnenzweeke  gesendet  sind 
und  bezüglich  deren  der  Stiftungsakt  weder 
eine  Itesondere  Verwaltung  eingesetzt  noch 
die  l'eljerweisung  an  eine  bereits  Itestehende 
Stiftung  oder  Verwaltung  angeordnet  hat. 
Die  Mitglieder  werden  vom  Gemeinderat 
gewäldt.  Hierzu  trat  dann  Art.  89  des  Ge- 
meinde- und  Provinzialgesetzes  von  18(55. 
der  dann  später  in  Art.  10(5  des  Gemeinde- 
uud  Provinzialgesetzes  von  1SS9  nahezu  un- 
verändert übergegangen  ist,  wonach  der 
amtliehen  Verwaltung  des  Gemeinderats  alle 
diejenigen  Anstalten  unterstellt  sein  sollen, 
die  zum  allgemeinen  Besten  der  Gemeinde 
oder  eines  Teiles  von  ihr  errichtet  sind. 
Daneben  Itcstand,  ähnlich  wie  in  Frankreich, 
au  dessen  hurcaux  de  bienfaisance  die  con- 
gregazioni  di  earitä  erinnern ,  eine  öffent- 
liche Fürsorge  für  Geisteskranke  uud  Findel- 
kinder; für  erstere  hatte  die  Provinz  allein, 
für  letzten*  Provinz  und  Gemeinde  zusammen 
die  Kosten  zu  tragen.  Eine  erhebliche  Er- 
weiterung erfuhr  die  Gemeindearmenpflege 
mehr  als  25  Jahre  später  durch  das  Gesetz 
über  die  Gesundheitspflege  vom  22.  Dezember 
ISNS,  das  die  Gemeinde  zur  Sieherstelluug 
armenärztlichen  Beistands  verpflichtet.  Es 
wird  der  Gnuidsatz  aufgestellt,  dass  die 
Gemeinde  je  nach  Bedürfnis  einen  oder 
mehrere  Aerzte,  Wundärzte  und  Hebammen 
zur  Hilfeleistung  au  Anno  zu  bestellen,  und 
wenn  ihr  Vermögenszustand,  die  besondere 
örtliche  Lage,  oder  die  geringe  Zald  der 
Einwohner  dies  nicht  gestatteu,  sich  mit 
anderen  Gemeinden  zu  diesem  Zweck  zu 
vereinigen  verpflichtet  ist.  Noch  weiter 
geht  das  Gesetz  üher  die  öffentliche  Sicher- 
heit vom  30.  Juni  1N89  Art.  87,  durch  das 
die  Gemeiude  verpflichtet  wird,  alle  arlieits- 
unfähigen  Personen  zu  unterstützen.  An- 
gesichts der  erheblichen  Bettelplage  soll 
das  Betteln  nicht  nur  gesetzlich  verbotet! 
werden,  soudern  es  sollen  auch  Einrich- 
tungen getroffen  werden,  die  eine  positive 
Fürsorge  für  die  ohne  Schuld  zum  Betteln 
Gezwungenen  Itcreit  stellen.  Es  sollen  dem- 
nach die  von  der  Polizeibehörde  als  arbeits- 
unfähig erkannten  mittellosen  Personen, 
wenn  nicht  anderweit  für  sie  gesorgt  werden 


j  kann,  von  Amts  wegen  einem  Bettlerdepot 
|  oder  einem  einer  solchen  Anstalt  gleich- 
artigen Institut  zugeführt  werden;  zu  den 
Kosten  sollen  nach  Verhältnis  ihres  Ver- 
mögens die  congregazione  di  earitä,  die 
Stiftungen  und  Brüderschaften  herangezogen 
werden,  soweit  nicht  die  Einkünfte  dieser 
Anstalten  zu  Zwecken  besonderer  Art  von 
Wohlthätigkeit    oder    zu  unentbehrlichen 
Kultusausgaben  bestimmt  sind.  Ist  die  Ge- 
|  meinde  und  zwar  diejenige ,  der  der  Be- 
1  dürftige  durch  Geburt  angehört,  zur  Tragung 
I  der  Kosten  nicht  in  der  I^age ,  ohne  sich 
I  neuere  oder  grössere  Steuern  aufzuerlegen, 
1  so  hat  der  Staat  die  Kosten  zu  tragen. 
Diese    Vorschriften    des   Gemeinde-  und 
Provinzgesetzes,   des   Gesetzes   über  die 
öffentliche  Sicherheit  und  über  die  Gesund- 
heitsfrage sind,  wie  sogleich  hier  t>emerkt 
werden  mag,  noch  gegenwärtig  in  Geltung, 
während  das  Gesetz  von  18G2  durch  das- 
jenige von  1890  ersetzt  ist. 

II.  Die  Grundlagen  der  gegen- 
wärtigen Gesetzgebung. 

Das  Gesetz  von  18(52  giebt  der  Staats- 
gewalt eine  Machtvollkommenheit  in  die 
Hand,  die  zur  Herbeiführung  gesünderer 
Zustände  dem  Fernstehenden  als  ausreichend 
erscheinen.  Auch  sind  die  Leistungen  der 
Gemeinden  und  Provinzen  auf  Grund  der 
sfxäter  erlassenen  Gesetze  sehr  ttedeutend ; 
so  l>eliefcn  sich  beispielsweise  die  Ausgaben 
für  öffentliche  Armenpflege  und  Wohlthätig- 
keit von  seiten  der  (»emeinden  und  Provinzen 
188(5  auf  nahe  an  63  Millionen  Lire,  wovon 
etwa  44  auf  die  Gemeinden  und  20  auf  die 
Provinzen  entfielen.  Ausserdem  betrug  das 
Gesamtvermögen  der  meisten  Stiftungen 
nach  der  Statistik  vom  Jahre  1880  nicht 
weniger  als  1,9  Milliarden  Lire  mit  einem 
Beinertrag  von  über  50  Millionen  Lire.  Man 
hätte  daher  annehmen  sollen,  dass  die  zur 
Verfügung  stehenden  Mittel  im  ganzen  aus- 
reichend gewesen  seien  uud  dass  die  durch 
das  (iesetz  gegebene  Möglichkeit,  die  Ver- 
waltungen zur  Orduung  anzuhalten,  eine 
zweckmässige  Verwendung  dieser  Mittel 
hätte  siehern  müssen.  Hiervon  ist  jedoch 
nicht  die  Hede.  Die  Klagen  über  die  Mängel 
der  Artneupflege  dauern  fort,  die  über  das 
!  Bettelwesen  nicht  minder.  Ja  sie  sind,  wie 
wir  weiter  unten  sehen  werden,  auch  noch 
1890  nicht  verstummt,  so  dass  angenommen 
werden  mnss,  dass  hier  innere  Gründe  vor- 
|  liegen,  tlie  eine  Ausführung  der  gesetzlichen 
:  Absichten  vereiteln.  Schon  187(5  setzte  die 
italienische  Regierung  eine  Ministerial- 
kommission  nietler,  um  die  Frage  erneut  zu 
studieren  und  einen  neuen  Gesetzentwurf 
vorzulegen.  Auf  den  Woldthätigkeitskou- 
gressen  von  Mailand  und  Neapel  (1878  und 
INNO)  werden  die  Reformfragen  erneut  er- 
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örtert  und  nach  und  nach  die  Uel>crzengnng 
von  der  Notwendigkeit  einer  vollständigen 
Reform  verbreitet.  Minister  Deprotis  er- 
klart 1879  in  der  Deputiertenkammer,  dass 
das  gegenwärtige  Gesetz  ungenügend  sei. 
in  vielen  Fällen  nicht  befolgt,  in  anderen 
oft  verletzt  werde.  Das  Rechnungswesen 
sei  nicht  in  <  Ordnung,  die  Führung  von  In- 
ventarien  sei  ein  frommer  Wunsch  :  auf  dem 
Laufenden  gehaltene  Inventarion  gehörten 
zu  den  seltensten  Ausnahmen :  er  kenne 
viele  fromme  Stiftungen,  alter  ihm  sei  kein 
Fall  eines  gut  gehaltenen  Inventars  bekannt. 
Die  allgemeine  relx-rzeugung  der  Sachver- 
ständigen ging  dahin .  dass  man  mit  einer 
teilweisen  Veränderung  des  Gesetzes  nichts 
gewinnen  würde  und  man  daher  an  eine 
vollständig  neue  Regelung  der  Materie 
•lenken  müsse.  In  diesem  Sinne  wurde 
mittelst  königlichen  Dekrets  vom  3.  Juni 
lHSid  eine  Kommission  von  21  hervorragen- 
den Fachleuten  niedergesetzt.  Die  Art.  wie 
die  Kommission  ihre  Aufgabe  erfnsste.  hat 
in  der  Geschichte  der  Armenreform  ein 
Soitenstück  nur  in  der  grossen  englischen 
Reform bewegnng  von  1*34  und  deren  sorg- 
fältigen jahrelangen  t'ntersuchungen.  Die 
Kommission  begann  ihre  Beratungen  am 
31.  Oktolter  lsso  und  löste  sich  an»  24. 
Februar  1SS9  auf,  nachdetn  sie  inzwischen 
IIS  Sitzungen  gebalten.  Sie  war  sich  von 
vornherein  darül»er  klar,  dass  sie  ihre  Auf- 
galte  nur  lösen  könne,  wenn  sie  die  von  ihr 
zu  machenden  Refonnvorsehläge  auf  voll- 
ständiges Material  stützen  könnte,  an  dem 
es  bisher  durchaus  gefehlt  hatte.  Die  He. 
Schaffung  des  Materials  erfolgte  mittelst 
einer  Erhebung,  die  in  einen  statistischen 
und  einen  Itesehreiltendon  Teil  zerfiel:  d.h. 
in  die  Aufnahme  über  den  Bestand  von  'Ver- 
mögensverhältnissen der  unter  das  tiesetz 
von  1802  fallenden  milden  Stiftungen  und 
zweitens  in  eine  Darstellung  der  Verfassung 
und  Verwaltung  der  wohlthätigen  Institute. 
Die  statistische  Aufnahme  wurde  dem  Gene- 
raldirektor der  Statistik  Bodio  Mtertragen, 
während  fflr  den  beschreiltenden  Teil  unter 
der  I^eitung  der  Kommission  eine  grosse 
Zahl  lokaler  Komitees  (232  in  t>9  Provinzen) 
niedergesetzt  wurden.  Pas  gesamte  Material 
ist  in  den  nenn  Bände  umfassenden  Ver- 
öffentlichungen der  Kommission  und  in  der 
dazu  gehörigen  achtbändigen  Statistik  ver- 
öffentlicht, eine,  wie  schon  angedeutet,  ge- 
radezu stauneneiTcgende ,  in  Fragestellung, 
Erörterung.  Ergebnissen  u.  s.  w.  weit  über 
die  Grenzen  Italiens  hinaus  bedeutsame  Er- 
hebung. Fehrigens  ist  die  Aufarbeitung  des 
Materials,  das  schliesslich  der  Kommission 
über  den  Kopf  wuchs,  nur  für  35  zu  diesem 
Zwecke  ausgewählte  Provinzen  erfolgt.  Aus 
den  Schlussergebnissen  möge  einiges  hier 
mitgeteilt  werden,  was  zum  Verständnis  der 


Reformgesetzgebung  von  Wert  ist.  Es  wurden 
in  ganz  Italien  21764  Stiftungen  gezählt, 
deren  Vermögen  sich  auf  1724  Millionen 
Lire  belief.    Bis  zum  Erlass  des  neuen  Ge- 
setzes wurde  diese  Aufnahme  Übrigens  noch 
vervollständigt,  so  dass  zur  Zeit  Zahlen  bis 
1895  vorliegen.  Danach  ist  in  den  15  Jahren 
von  1880—1895  durch  Stiftungen  und  Ver- 
mächtnisse das  Vermögen   der  Stiftungen 
um  rund  250  Millionen  vermehrt  ,  so  dass 
es  gegenwärtig  1897  Millionen  beträgt:  die 
Gesamtzahl  der  einzelnen  Vermächtnis-  und 
Stiftungsakte  lieträgt  17  414.    Das  Schwer- 
gewicht der  neuen  Vermächtnisse  entfällt 
auf  die  congregazione  di  carita  (19),  die 
Hospitäler  (So)  und  die  «1er  Fürsorge  für 
Kinder  gewidmeten  Einrichtungen  (51  Mil- 
lionen). Ziffern,  die  den  Beweis  für  einen 
wahrhaft  glänzend  entwickelten  Wohlthärig- 
keitssinn  ablegen.  Nach  der  geographischen 
Lage    kommen    anscheinend    die  meisten 
Stiftungen  in  Süditalien  vor.    Der  auf  HM 
Einwohner  berechnete  Durchschnitt  ergriebt 
jedoch,  dass  an  ^tatsächlichen  Leistungen 
den  höchsten  Satz  Rom  mit  503  Lire  auf 
den  Kopf  erreicht:   ihm   folgen  Piemont, 
Ligurien.  Iyombardoi  und  Emilia.  während 
in  den  Südprovinzen  der  Betrag  zwischen 
22(5  (Campanien)  und  42,4  (f'alabrien)  sich 
liewogt.  Auch  hier  stehen,  wie  anderwärts, 
die  grösseren  Städte  weit  voran.    Auf  der 
anderen  Seite  wird  das  Bild  noch  dadurch 
wesentlich  verändert,  dass  von  den  Gesamt- 
ausgaben ein  gewisser  Teil  für  Kultusaus- 
gaben zu  verwenden  ist  und  dass  dieser 
Teil  in  den  nördlichen  I,andesteilen  nicht 
fllier  4 — 5°o  hinausgeht,  während  er  in  den 
Ahmzzen  35.8,  in  Campanien  30,9,  in  Sici- 
lien  20,1  beträgt.    In  der  Richtung  auf  die 
innere  Verwaltung  bestätigt  die  Erhebung 
die  aufgestellten  Vermutungen   in  vollem 
Pmfange.    Wenn  das  Gesetz  von  1K02  be- 
hufs Felierwachung  der  Geschäftsführung 
der  Stiftungen  diese  der  Aufsicht  der  öffent- 
lichen Gewalten  unterstellt  und  zu  diesem 
Zweck  gefordert  hatte,  dass  jede  Stiftung 
ein  ihre  Beziehungen  zur  Aussenwelt  regeln- 
des Statut  und  eine  die  innere  Verwaltung 
ordnende  Geschäftsordnung  besitzen  sollte, 
so  zeigt  sich  jetzt,  dass  der  grösste  Teil  der 
Stiftungen  das  eine  oder  das  ander»'*  oder 
Itoides  entltchrten  und  dass  von  einer  ge- 
ordneten Feborwaehung  überhaupt  kaum  die 
Rede  war.  Auch  der  Besitz  eines  kolossalen 
unbeweglichen  Vermögens,   724  Millionen 
gegen  999  in  anderen  Werten  (in  einzelnen 
I*in<lesteilen  sogar  mehr  als   60  °o).  tritt 
hierbei  zu  Tage  und  nicht  minder,  dass  cto 
Verwaltungsanfwand  im  ganzen  nicht  gering, 
in  einigen  Ijandesteilen  sogar  (z.  B.  in  «Ion 
Marken  mit  29.2.  in  Sicilien  mit  29,5  %  des 
Gesamtaufwands)  erschreckend    hoch  war. 
Inwieweit  die  eigentlichen  Wohlthätigkeits- 
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ausgaben  den  an  der  Verwaltung  bcteUigten 
Personen  oder  deren  Angehörigen  zu  gute 
kommen  möchten,  lässt  sich  natürlich  schwer 
feststellen. 

In  der  Richtung  auf  Verbesserung  der 
Verwaltung,  auf  Verstärkung  der  Kontrolle, 
auf  Verminderung  des  unbeweglichen  Ver- 
mögens bewegten  sich  daher  auch  die  Vor- 
schläge der  Kommission  und  dem  ent- 
sprechend das  Gesetz,  das  am  18.  Februar 
1889  von  Crispi  der  Deputiertenkammer 
vorgelegt  wurde  und  nachdem  es  am  9. 
Juli  die  zweite  Lesung  im  Senat  passiert 
hatte,  unter  dem  17.  Juli  1890  als  Gesetz 
betreffend  die  öffentlichen  Wohl- 
t  hätigkcitseinrichtungen  publiziert 
wurde.  (I^egge  sulle  Lstituzioni  pubbliche 
della  tenificenza.)  Dazu  ergingen  sehr  sorg- 
fiütige  Ausführungsverordnungen:  die  eine 
(Regolamento  nmmiuistrativo)  betreffend  die 
Verwaltung,  die  andere  betreffend  die  Ge- 
schäfts- und  Rechnungsführung  (Regolamento 
di  eoutäbilitä)  wurden  genehmigt  mittelst 
königlichen  Dekrets  vom  5.  Februar  1891. 
Dazu  ist  dann  noch  ein  Ministerialreskript 
vom  20.  September  1*9»»  ergangen,  das  die 
genaue  Kassenführung  noch  besonders  regelt. 
Ausserdem  ist  zur  Ausführung  eines  Vor- 
behalts in  Art.  100  des  Gesetzes  betreffend 
Sicilien  ein  königliches  Ausführungsdekret 
vom  2G.  September  1893  und  das  Gesetz 
vom  30.  Juli  189G  erlasseu  worden. 
"Während  im  übrigen  die  früheren  Gesetze 
durch  «las  Gesetz  von  1890  aufgeboten  wer- 
den, bleiben  die  oten  erwähnten  Bestim- 
mungen der  Gesetze  betreffend  Gemeinde 
und  Provinz,  betreffend  die  öffentliche 
Sicherheit  und  die  öffentliche  Gesundheits- 
pflege in  Kraft.  In  diesen  ist  also  in  Ver- 
bindung mit  dem  Gesetz  von  1890  das  ge- 
samte gesetzliche  Material  betreffend  Ar- 
menpflege und  Woldthätigkeit  enthalten.  — 

III.  Wesentlicher  Inhalt 
der  geltenden  Gesetzgebung. 

1.  Die  Einrichtungen  der  öffentlichen 
Wohlthätigkeit  Dem  Gesetz  von  1890  sind 
unterworfeualleEiurichtungenderöffentlichen 
Wohlthätigkeit,  als  milde  Stiftuugeu,  An-' 
stiüten  u.  s.  w.,  die  Armenunterstützung,  i 
Erziehung,  Unterricht,    Fortkommen  oderi 
sonstige  wirtschaftliche  oder  sittliche  Besse-  j 
mng  zum  Gegenstande  baten.     Dagegen < 
unterliegen  dem  Gesetz    nicht  Genossen- 
schaften, Fainilienstiftungen,  Ilaudelsgesell- 
scliaften  u.  a.  m.    Es  ist  durch  das  Gesetz 
der  Begriff  der  öffentlichen  Wohlthätigkeit 
(pubblica  beneficenza)  neu  gebildet,  in  we- 
sentlicher Erweiterung   des  Begriffs  der 
mildeu  Stiftung,  wie  Uta  das  Gesetz  von 
18U2  enthielt.    Selbstverständlich  handelt 
es  sich  lüertei  nicht  um  öffentliche  Wohl- 
thätigkeit im  Sinne  der  deutschen  oder  eng- 


lischen Gesetzgebung,  sondern  um  die  Un- 
terstellung gewisser  der  Allgemeinheit  be- 
stimmter Einrichtungen,  die  der  Aufsicht 
der  öffentlichen  Gewalt  zu  unterstellen  sind. 
Dagegen  fällt  die  den  Provinzen  und  Ge- 
meinden auferlegte  Annenpflege  unter  den 
Begriff  der  öffentlichen  Armenpflege  im 
Sinne  der  germanischen  Gesetzgebung.  Du 
Zweifelsfalle  hat  der  Minister  des  Innern 
zu  entscheiden,  ob  eine  Wohltliätigkeitsein- 
richtung  den  Charakter  der  pubbliche  isti- 
tuzioni  hat.  Jedenfalls  gehören  dahin  alle  vor 
dem  Gesetz  von  1890  bereits  als  solche  aner- 
kannte Einrichtungen :  im  übrigen  müssen  die 
pubbliche  istituzioni  juristische  Persönlich- 
keit besitzen.  Fehlt  ihnen  diese,  so  fallen  sie 
unter  die  sogleich  zu  besprechenden  congre- 
gazioui  di  caritä  (Art.  12). 

2.  Congregazione  di  caritü.  In  jeder 
Gemeinde  muss  eine  congregazione  di 
caritä  vorhanden  sein;  dieser  fallen  alle 
Zuwendungen  gemäss  Artikel  832  des  Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs  zu,  d.  h.  alle  ohne 
nähere  Zweckbestimmung  den  Armen  ver- 
machten Spenden  tnler  solche,  deren  Zu- 
wendung die  tedachte  Person  oder  An- 
stalt ablehnt  (Art.  4).  Ausserdem  sollen  in 
der  congregazione  di  caritä  alle  Wohltliätig- 
keitseinrichtungen  der  Gemeinde  verschmol- 
zen werden.  Hierfür  sind  die  Bestimmungen 
in  Artikel  56— 57  massgebend,  aus  denen 
insbesondere  hervorzuheben  ist.  dass  der 
Verschmelzung  jedenfalls  unterliegen  sollen 
Einrichtungen,  die  über  eine  jährliche  Rente 
von  weniger  als  5000  Lire  verfügen,  und 
solche,  die  zum  Besten  der  gesamten  Ein- 
wohner bestimmt  sind,  wenn  die  Gemeinde 
oder  die  vereinigten  Gemeinden,  denen  die  Ein- 
richtungen bestimmt  siud,  weniger  als  10000 
Einwohner  zählen.  Aber  auch  sonst  kann 
im  Interesse  vereinfachter  Verwaltung  jede 
Art  von  Woldthätigkeitseinrichtung  mit  der 
congregazione  di  caritä  verschmolzen  wer- 
den. Wo  die  Verschmelzung  (ooncentra- 
mento)  nicht  statt  hat.  kann  gleichwohl 
eine  gruppenweise  Vereinigung  erfolgen 
(riunire  jier  gruppi  Art.  58).  Dagegen  siud 
der  Vereinigung  in  der  congregazione  di 
caritä  und  auch  der  Verschmelzung  nicht 
unterworfen  Einrichtungen,  für  die  stiftungs- 
mässig  eine  besondere  Verwaltung  vorge- 
schrieben ist.  Doch  liaten  auch  diese  Ein- 
richtungen in  jedem  Falle  an  eine  Revision 
ihrer  Statuten  heranzutreten.  Die  Anwen- 
dung der  Bestimmungen  im  einzelnen  un- 
terhegt königlichem  Dekret.  Die  congre- 
gazione di  caritä  ist  so  als  der  Mittelpunkt 
der  gesamten  örtlieheu  Woldthätigkeit  ge- 
dacht: ihr  ist  auch  die  von  der  Gemeinde 
zu  übende  Armenpflege  übertragen.  Sie 
hat  das  Interesse  der  Armen  wahrzunehmen 
und  über  die  Waisen  und  die  verlassenen 
Kinder,  die  Blinden  und  die  Taubstummen. 
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die  Tutel  zu  übernehmen  und  in  allen 
dringenden  Fällen  für  die  erst."  Hilfe  zu 
sorgen,  Uober  die  Zusammensetzung  der 
congregazione  enthalt  «las  Gesetz  sehr 
sorgfältige  Einzelbestimmungen.  Sie  soll 
aus  einem  Vorsitzenden  und  je  naeh  der 
Grosse  der  Gemeinde  4,  8  und  12  Mit- 
gliedern liestehen.  Im  übrigen  zeigen  die 
überaus  zahlreichen  Ansschliossungsgründe. 
die  das  Gesetz  angiobt,  wie  dies  auch  aus 
den  Verhandlungen  der  gesetzgebenden  Kör- 
j>erschaften  hervorgeht,  wie  sehr  man  bemüht 
war,  den  zu  Tage  getretenen  Missbräuehen 
entgegen  zu  treten.  So  sind  die  Angehörigen 
(l>'s  Kassenführers,  «Iii'  Mitglieder  und  Be- 
amten der  Vorwaltungsliohördeii  ausge- 
schlossen :  Aseendenton  und  Doscendenten 
sowie  Geschwister  dürfen  nicht  gleichzeitig 
«ler  congregazione  angehören.  Am  bedeut- 
samsten sind  die  in  den  gesetzgelwnden 
Versammlungen  und  auch  gegenwärtig  noch 
selbst  von  Freunden  iles  Gesetzes  lebhaft 
angefochtenen  Bestimmungen  über  die  Be- 
teiligung der  Geistlichen,  die  in  der  Hege] 
nicht  Mitglieder  »ler  congregazione  sein 
dürfen:  eine  Ausnahme  wird  zugelassen, 
wenn  sie  zur  Verwaltung  einer  bestimmten 
Wohlthätigkeitseiiirichtmig  berufen  sind  und 
auf  Grund  Vsonderen  Beschlusses  der  con- 
gregazione di  earitä,  der  der  Zustimmung 
des  (lemeinderats  und  Genehmigung  des 
Pn  »vinzial  verwalt  ungsausschusses(  ( i  iunta  pro- 
vinciale  ammiuistrativa)  bedarf,  ein  Vertreter 
dieser  Einrichtung  zur  c-ongregaziono  «Ii 
earitä  zugelassen  ist.  Abgesehen  hiervon 
dürfen  Geistliche,  Verwalter  und  Mitglieder 
der  Verwaltungen  aller  derjenigen  Hinrich- 
tungen sein,  zu  deneu  sie  besonders  \>e- 
rufen  sind. 

3.  Verwaltung  und  Aufsieht.  Die 
Einzelheiten  der  Verwaltung  und  Aufsieht 
sind  sowohl  in  dem  Gesetz  als  in  den  Aus- 
führungsverordnungen sehr  sorgfältig  ge- 
regelt. Die  Verwalter  sind  zur  Aufstellung 
eines  Inventars  und  zu  seiner  dauernden 
Ergänzung  sowie  jährlicher  Rechnungs- 
legung verpflichtet.  Die  Kassonführer  haben 
bei  grösseren  Verwaltungen  eine  dem  Jahres- 
aufwand entsprechende  Knution  zu  leisten. 
Die  zum  laufenden  Bedarf  nicht  erforder- 
liehen Summen  sollen  auf  den  Postspar- 
kassen oder  sonstigen  behördlich  geneh- 
migten Kassen  belegt  werden.  Das  Ver- 
mögen ist  in  Staatsschuldverschreibiuigen 
oder  in  Papieren  anzulegen,  die  vom  Staat 
angegeben  oder  garantiert  sind.  Die  allge- 
meinen Aufsichtsbefugnisse,  die  bereits  in 
dorn  Gemeindegesetz  festgestellt  sind,  wer- 
den noch  durch  das  Gesetz  von  1890  ver- 
stärkt. Alle  i.  p.  sind  der  Aufsicht  des 
Provinzialverwaltuugsausschusses  unterstellt. 
Eine  grosse  Reihe  wichtiger  Verwaltungs- 
akte bedarf  ihrer  Genehmigung,  so  der  Vor- 


anschlag. Erwerb  und   Voräusserung  von 
Grundvermögen,  Annahme  und  Ablehnung 
von  Geschenken  und  Vermächtnissen  u.  s.  w. 
Bei  Verwaltungen,  die  unter  Beihilfe  des 
Staates  unterhalten   werden,  tritt   an  die 
Stelle  des  Ausschusses  das  Ministerium  des 
Innern.    Im   übrigen    hat  von  selten  der 
Staatsverwaltung  für  jede  Provinz  ein  l'iä- 
fekturrat  die  AufgaU>,  die  Innehaltung  der 
Gesetze  zu  beobachten.    Eine  i.  p..  die  sieh 
dem  Gesetz  oder  den  Anordnungen  nicht 
fügt,  kann  mit  königlichem  Dekret  aufgelöst 
werden;  die  Verwaltung  geht,  wenn  es  sieh 
um  die  congrogaziono  di  earitä  selbst  han- 
delt, an  die  Gemeinde   über.  Ausserdem 
enthält  das  Gesetz  noch  an  vielen  Stellen 
Bestimmungen  der  verschiedensten  Art  über 
Bestrafung    nachlässiger,    säumiger  oder 
gar  ungesetzlich  verfahrender  Verwaltungen 
(so  z.  B.  Artt.  30—33,  17,  78,  90).    In  Ar- 
tikel 103  ist  ausdrücklich  die  Nichtigkeit 
aller  Hinzufügungen  in  privaten  Willens- 
akten ausgesprochen,  die  die  Anwciidliarkeit 
der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  verbieten. 
Hierher  gehört  auch  das  Gesetz  von»  21. 
Juni    1800    nebst    Ausführnngsverord  innig 
vom  20.  Juli  1*90,  betreffend  die  Annahme 
von  Vermächtnissen  und  Schenkungen  von 
seiteu  der  Provinz,  Gemeinde  und  Wohl- 
thätigkeitsanstalten,  die  in  jeden)  Falle  t»v- 
hördlichor  Genehmigung  l*edürfei).  Auch 
gehört  hierher  das  Ministorialreskript  i~ükt 
den  Dienst  der  dem  Ministerium  des  Innern 
unterstellten  Goneralinspektoren  von»  3.  Sep- 
tem l>er  I  SOö. 

4.  Die  Umwandlung  von  Stiftung*- 
zwecken.  Tief  einschneidende,  noch  weit 
über  das  Gesetz  von  1802  hinausgehende 
Bestimmungen  enthalten  die  Artikel  7o  und 
71,  betreffend  die  Umwandlung  von  Stif- 
tungen. Sie  lauten  wörtlich:  »Die  von  die- 
sem Gesetz  betroffenen  Einrichtungen,  die 
ihre  Zweckbestimmung  nicht  mehr  erfüllen 
können  oder  deren  Zweck  nicht  mein-  einem 
öffentlichen  Interesse  entspricht  oder  die 
deshalb  überflüssig  geworden  sind,  weil  für 
diese  Zwecke  anderweit  ausreichend  gesorgt 
ist,  sind  der  Umwandlung  unterworfen  (sono 
soggetto  a  trasformazionc).  Die  Umwandlung 
soll  in  der  Art  geschehen,  dass  sie  sieh  so 
wenig  wie  möglich  von  den  Absichten  des 
Stifters  entfernt  und  einem  zur  Zeit  vor- 
liandenen  und  weiter  dauernden  Interesse 
derjenigen  Provinz,  Gemeinde  u.  s.  w.  dient, 
denen  zu  dienen  es  ursprünglich  bestimmt 
war«.  Dazu  treten  noch  die  ilestimmungen 
in  Artikel  90  ff.,  in  denen  eine  Reihe  wohl- 
thätiger  Einrichtungen  bezeichnet  sind,  die 
jedenfalls  der  Umwandlung  unterliegen, 
wie  z.  B.  die  Stiftungen  für  Gefangene  und 
Verurteüte,  die  in  Stiftungen  für  entlassene 
Strafgefangene  umzuwandeln  sind.  Die  Um- 
wandlungsbestimmungen bilden,  wie  Crispi 
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in  der  Kammer  erklärte,  den  Eckstein  der 
Reform,  die  ohne  sie  ihren  Hauptzweck 
verfehlen  würde.  Crispi  wies  darauf  hin. 
wie  viel  von  vorhandenem  Vermögen  zer- 
splittert oder  zu  fremdem  Zwecke  ver- 
wendet werde  :  dies  alles  solle  dem  Armen 
wiedergegeben  werden.  Dennoch  liaben  gerade 
diese  Bestimmungen  sehr  lebhaften,  nament- 
lich auch  aus  geistlichen  Kreisen  stammen- 
den Wideretand  gefunden.  In  Wahrheit 
befriedigen  sie  ein  in  allen  Staaten  hervorge- 
tretenes Bedürfnis,  sich  in  der  Verwaltung 
von  Stiftungsmitteln  nicht  durch  einen 
längst  vergangenen  Willen  binden  zu  lassen, 
d.  h.  durch  Befolgung  des  Buchstabens  den 
Geist  der  Stiftung  zu  verändern.  Die  Richtig- 
keit dieses  Principe  wird  auch  in  dem  ersten 
Bericht  an  die  Kammer  anerkannt.  Es 
heisst  darin :  »Derartige  dauernde,  dem 
öffentlichen  Wohl  bestimmte  Stiftungen 
werden  in  Wahrheit  eine  Angelegenheit  des 
Volkes ;  Avas  aber  des  Volkes  ist,  muss  auch 
der  öffentlichen  Meinung  Rechnung  trageu. 
Ein  öffentliches  Recht,  das  sich  nicht  fort- 
dauernd dem  grösseren  öffentlichen  Nutzen 
anpassen  kann,  ist  unverständlich.  Ihm 
darf  nicht  der  Einzelwille  oder  das  Einzel- 
intcrcsso  entgegengesetzt  werden.«  Von 
gegnerischer  Seite  wies  man  auf  den 
schweren  Eingriff  in  das  Privatrecht  hin, 
dem  die  Willensbestiminung  des  Stifters 
angehöre,  auf  die  historischeu  und  örtlichen 
Vcrscldedenheiten,  die  hierbei  obwalteten, 
so  dass  in  der  einen  Gegend  eine  Einrich- 
tung als  wohlthätig,  in  der  anderen  als 
schädlich  betrachtet  werde,  dass  es  ganz 
ausserordentlich  schwer  sei,  festzustellen, 
ob  ein  Zweck  nützlich  oder  schädlich  oder 
gar  überflüssig  sei.  Auch  bereite  die 
Wald  der  geeigneten  Organe,  die  praktische 
Ausführung  überaus  grosse  Schwierigkeiten. 
Ja  ein  Redner,  der  selbst  der  Reformgesetz- 
gebung woldwollend  gegenüberstand,  sprach 
aus,  dass  eine  derartige  Bestimmung  in  der 
Gesetzgebung  aller  civilisierten  Völker  der 
Erde  etwas  ganz  Neues  sein  würde.  Dies 
ist  richtig:  Es  giebt  keine  Gesetzgebung, 
die  auch  nur  annähernd  so  weit  ginge  wie 
die  italienische;  das  wird  aber  nicht  als 
Fehler  von  ihr  zu  gelten  haben,  sondern 
umgekehrt  dazu  dieuen  können,  die  Gesetz- 
gebung der  anderen  Staaten  zu  ähnlichem 
Vorgenen  zu  veranlassen.  Um  ein  Beispiel 
der  praktischen  Anwendung  zu  geben,  sei 
eine  Entscheidung  des  Staatsrats  vom  33. 
Dezember  1892  hervorgehoben,  in  der  es 
sich  um  die  Umwandlung  einer  Stiftung 
handelte,  aus  der  an  allo  Einwohner  des 
Orte  Brot,  Oel  und  Salz  verteilt  -wurde,  ob- 
wohl die  Verteilung  ursprünglich  als  wohl- 
thätige  Einrichtung  beabsichtigt  war;  der 
Staatsrat  entschied,  dass  die  Verteilung 
wieder  auf  Bedürftige  beschränkt  werde, 


da  die  Vertedung  an  alle  Einwohner  nie- 
mandem oder  so  gut  wie  niemandem  Nutzen 
brächte. 

5.  Unterstützung» Wohnsitz.   Da  es  iu 

Italien,  wie  einganges  bemerkt,  keine  öffent- 
liche Armenpflege  im  Sinne  der  deutschen 
Gesetzgebung  giebt-,  so  sind  in  erster  Linie 
die  fundationsmässigen  Bedingungen  für  die 
Gewährung  von  Unterstützung  massgebend. 
Sofern  eine  dieser  Bedingungen  die  Zuge- 
hörigkeit zu  einer  Gemeinde  oder  der  Wohn- 
sitz bildet,  soll  die  Bedingung  als  erfüllt 
gelten,  wenn  der  Bedürftige  sich  in  einem 
Verhältnis  befindet,  wie  es  durch  Art.  72  ff. 
angegeben  ist,  wobei  ein  Verhältnis  dem 
anderen  nach  der  Reihenfolge  der  Nummern 
vorangeht,  a)  Nicht  unterbrochener  Aufent- 
halt von  mehr  ids  :*>  Jahren,  b)  Geburt  in 
der  Gemeinde  ohne  Rücksicht  auf  die  Ehe- 
lichkeit, c)  Besitz  eines  Domizils  in  der  Ge- 
meinde nach  den  Bestimmungen  des  Bürger- 
liehen  Gesetzbuchs  (daselbst  Art.  H> — 18); 
das  entscheidende  Merkmal  ist  hierbei  die 
Niederlassung  mit  der  Absicht  dauernden 
Verbleibens:  es  bedarf  hierzu  einer  Anmel- 
dung bei  der  Gemeinde,  die  man  verlässt, 
und  bei  der,  in  der  man  sich  niederlässt. 
Ehefrauen  und  Kinder  teilen  den  Wohnsitz 
des  Ehemannes  und  der  Eltern.  Das  in 
der  einen  oder  anderen  Weis*:*  tiegründete 
Verhältnis  heisst  Unterstfitzungswohnsitz 
(domicilio  di  soecorso).  Uebrigens  gilt  der 
Aufenthalt  durch  Eintritt  in  den  Militär- 
dienst oder  durch  Aufenthalt  in  einer  Pflege- 
anstalt nicht  als  unterbrochen,  wie  umge- 
kehrt durch  derartigen  Aufenthalt  auch  der 
Erwerb  des  domicilio  di  soecorso  nicht  be- 
gonnen werden  kann.  Der  Unterstützungs- 
wohnsitz wird  nur  durch  Erwerb  eines  neuen 
verloren.  Die  Vorschriften  über  den  Unter- 
stützungswohnsitz  finden  Anwendung,  so- 
weit es  sich  um  die  Erstattungspflicnt  der 
Provinzen,  Gemeinden  und  der  lokalen  Insti- 
tute handelt.  Eine  Ausnahme  ist  für  die 
sogenannte  gesetzliche  Armenpflege  zuge- 
lassen, indem  für  diese  die  besonderen  Vor- 
schriften bestehender  Gesetzo  in  Kraft  bleiben 
sollen.  Thatsäehlich  finden  aber  auch  auf 
diese  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  von 
1890  Anwendung,  da  dieses  die  Materie 
grundlegend  geregelt  hat.  So  hat  insbe- 
sondere in  Bezug  auf  den  Art.  81  des  Ge- 
setzes über  die  öffentliche  Sicherheit  der 
Staatsrat  in  wiederholten  Entscheidungen 
(z.  B.  vom  18.  Juli  bis  17.  August  1893) 
ausgesprochen,  dass  über  die  Erstattungs- 
pflicht, soweit  sie  die  Gemeinden  angehe, 
Art.  70  ff.  des  neuen  Gesetzes  Anwendung 
finde. 

6.  Vorläufig©  Fürsorge.  Eine  be- 
schränkte Verpflichtimg  zur  vorläufigen  Für- 
sorge ist  den  Woldthätigkeitseinrichtungen 
insoweit  auferlegt,  als  sie  über  die  erforder- 
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liehen  Mittel  verfügen:  doch  sollen  sie  in 
dringenden  Füllen  den  Bedürftigen  nicht 
unter  dem  Vorwaude  zurückweisen,  dass  er 
nieht  zur  Gemeinde  gehöre.  Ausserdem 
sind  die  Hospitäler  und  Krankenanstalten 
zur  I^eistung  von  Hilfe  in  dringenden  Fällen 
verpflichtet;  im  Weigerungsfälle  kann  die 
Ortsbehörde  für  die  Einweisimg  Sorge  tragen. 
Soweit  auf  (irund  dieser  Bestimmungen 
Hilfe  thatsäehlich  geleistet  Lst.  steht  ein  Er- 
stattnngsansprueh  an  die  Gemeinde  des  Unter- 
stützungswohnsitzes  zu.  Für  Ausländer  ist 
der  Staat  zur  Erstattung  verpflichtet.  Auch 
Anstalten,  die  an  und  für  sich  nach  ihrer 
Verfassimg  nur  für  die  Angehörigen  einer 
bestimmten  Rcligiunsgcmeinscliaft  bestimmt 
sind,  dürfen  sieh  der  Hilfe  für  audere  Kon- 
fessionen in  dringenden  Fällen  nicht  ent- 
ziehen. 

7.  Die  Fürsorge  für  Arbeitsunfähige. 

Die  ma.ssgeljenden  Bestimmungen  sind  ent- 
halten in  den  Artt.  80— S4  des  Gesetzes  über 
die  öffentliche  Sicherheit  (I.  d.  pubbl.  sicu- 
rezza)  vom  3o.  Jidi  1**1,  in  dorn  königlichen 
Dekret  vom  Ii».  November  Ins«)  und  den 
Ministerialverfügungen  vom  12.  .lanuar  und 
14.  März  l89o.  Das  Betteln  auf  öffentlichen 
Strassen  und  Plätzen  ist  bei  gesetzlicher 
Strafe  verboten,  wo  Bettlerdepots  (ricovero 
di  inendicitii)  vorlianden  sind;  wo  diese 
fehlen  oder  unzulänglich  sind,  soll  den  Ar- 
beitsunfähigen (inabili  ii  lavoro)  von  der 
Ortsbehörde  dieser  Zustand  bescheinigt  und 
für  sie  durch  Aufnahme  in  eine  andere  An- 
stalt oder  sonst  angemessen  gesorgt  werden. 
Die  Kosten  hierfür  hat  mangels  anderer  Ver- 
pflichteter die  Gemeinde  des  Unterstützungs- 
wohnsitzes,  und  falls  dies«1  leistungsunfähig 
ist,  der  Staat  zu  tragen.  Art.  83.  der  die 
Regelung  der  Erstattuugspflicht  königlichem 
Dekret  vorbehält,  ist,  wie  zu  7  bemerkt, 
durch  das  Gesetz  von  lMJMi  modifiziert.  — 
Den  ricoveri  di  mendieitä  werden  gleich 
geachtet  Hospitäler,  soferu  sie  invalide  Per- 
sonen aufnehmen,  sowie  alle  Wohlthätigkeits- 
anstalten,  die  nicht  besondere  Zwecke  ver- 
folgen u.  s.  w. 

Die  Keihenfolge  bestimmt  sich  nach  fol- 
gender Norm.  Zunächst  haben  die  für  die 
Armen  der  Gemeinde  bestimmten  Einrich- 
tungen, dann  die  der  Provinz  für  die  Armen 
der  Provinz  einzutreten.  Ist  eine  Anstalt 
nicht  ausreichend,  so  haben  die  übrigen 
nach  Verliältnis  l>eizutragen.  Für  die  Einzel- 
heiten, namentlich  wegen  der  Beteiligung 
der  religiösen  Genossenschaften,  sind  sehr 
genaue  Anordnungen  getroffen. 

8.  Popularklage.  Der  Schutz  der  In- 
teressen der  Armen  wird  durch  das  Gosetz 
von  1890  iu  weitgehender,  in  anderen  Ge- 
setzgebungen nicht  tekannter  Weise  dem 
Publikum  anvertraut.  Die  in  beschränktem 
Masse  schou  iu  dem  Gemeinde-  und  Pro- 


|  viuzialgesetz  enthaltene  Befugnis  zur  Wahr- 
|  nehmung  des  öffentlichen  Gemeindeinteres6es 
vou  seiten  der  Gemeindeangehörigen  ist 
trotz  vieler  in  den  Kammerverhandlungen 
geltend  gemachten  Bedenken  als  reine  Po- 
pularklage iu  Artt.  82,  83  gesetzlich  festge- 
stellt (vgl.  hierzu  Artt.  117—119  des  Regle- 
ments). Danach  ist  jeder  Bürger,  der  der 
Provinz,  der  Gemeinde  oder  demjenigen  Teile 
der  Gemeinde.  üU*r  die  sich  eine  l>estiminte 
Einrichtung  erstreckt,  oder  kraft  l'nter- 
stützungswohnsitz  der  Gemeinde  angehört, 
befugt,  die  öffentliche  Klage  im  Interesse 
der  Einrichtung  oder  der  Armen,  für  die 
sie  bestimmt  ist,  zu  erheben  und  zwar  ent- 
weder im  Einverstäuduis  mit  den  Vertretern 
der  Einrichtung  gegen  Dritte  oder  gegen 
die  Vertreter  und  Verwalter.  Für  die  Klagen 
gelten  im  allgemeinen  die  Vorschriften  über 
das  bürgerliehe  Streitverfahren :  die  Erhe- 
bung der  Klage  ist  von  der  Hinterlegung 
einer  Kaution  "abhängig  gemacht. 

9.  Die  Fürsorge  für  Ausländer.  In 
Bezug  auf  Ausländer  findet  sich   nur  in 
Art.  77  die  Bestimmung,  dass  die  den  Hos- 
pitälern durch  Verpflegung  von  Ausländern 
erwachsenen  Kosten  von  seiteu  des  Staates 
zu  erstatten  sind,  wozu  ein  Kunderlass  des 
Ministers  des  Innern  vom  1.  April  1891  er- 
gangen ist.    Doch  ergiebt  der  Zusamnien- 
'  hang,  dass  für  Bedürftige  zunächst  ohne 
j  Unterschied  der  Nationalität  gesorgt  werden 
soll.    Abgesehen  hiervon  wird  das  Verhält- 
nis zum  Ausland  durch  eine  Reihe  von 
internationalen    Vereinbarungen  geregelt, 
mittelst  deren  den  Angehörigen  eines  Staates 
unter  der  Voraussetzung  der  Wechselsoitig- 
I  keit  die  gleiche  Fürsorge  zugestanden  -wird 
!  wie  den  eigenen  Angehörigen,  sofern  sie  au 
körperlichen  oder  geistigen  tiebrechen  «lau- 
ernd erkrankt  sind  und  die  Uebernahme 
ohne  Gefahr  für  die  Gesundheit  erfolgen 
kann.     Eine  Vergütuug  der  dem  vorläufig 
,  verpflegenden  Lande  erwachsenen  Auslagen 
I  findet  in  keinem  Falle  statt    Solche  Ueber- 
,  einkünfte  sind  geschlossen  zwischen  Italien 
und  <  »esterreich-Ungarn  (bestätigt  durch  Ge- 
I  setz  vom  21.  Januar  1897  ),  Deutschland  vom 
j  8.  August  1873.  Belgien  vom  24.  Januar  18*0 
I  und  Spanien  vom  24.  Januar  1897.    Mit  den 
übrigen  Ländern  sind  keine  ausdrückliciien 
Konventionen  abgeschlossen ;  doch  besteht  ein 
ähnliches  gegenseitiges  Verliältnis  zwischen 
|  Italien  und  Frankreich,  der  Schweiz  und 
Russland,  wie  sich  aus  dorn  Rundschreiben 
des  Generalgouvernements  der  Ixmibardei 
vom  13.  August  1860  und  der  Anweisung 
des  Ministers  vom  9.  Juli  1860  bezüglich 
Frankreichs,   dem  Cirkular  des  Ministers 
vom  4.  Mai  1872  bezüglich  Russlands  und 
dem  Dekret  des  Ministers  des  Innern  vom 
24.  Dezember  1861  bezüglich  der  Schweiz 
ergiebt. 
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IV.  Reformbestrebungen. 

Man  ist  versucht,  anzunehmen,  dass  ein 
"Werk  wie  die  Gesetzgebung  von  1890  Re- 
formwerk in  dem  Sinne  sei,  dass  geraume 
Zeit  nach  ihrem  Erlass  von  grundlegenden 
Reformen  nicht  wohl  die  Rede  sein  könnte. 
Wer  das  Material,  das  dieser  Gesetzgebung 
zur  Grundlage  gedient  hat,  näher  betrachtet, 
überzeugt  sich,  dass  es  weder  an  Kenntnis 
der  vorhandenen  Zustäudc  im  eigenen  Lande, 
an  Studium  fremder  Einrichtungen  noch 
endlich  an  vielseitiger  sachkundiger  Be- 
leuchtung aller  einscldägigen  Fragen  seitens 
<ler  parlamentarischen  Körperschaften  ge- 
fehlt hat.  Nicht  weniger  als  9  Bände  Ver- 
handlungsmaterial, ebenso  vielo  Bände  Sta- 
tistik uud  nicht  viel  weniger  an  parlamen- 
tarischen Verhandlungen  hegen  vor,  die  an 
Umfang  und  Inhalt  das  Gesetzgebungs- 
material aller  anderen  Iünder  übertreffen. 
Auch  Ist  das  Gesetz  selbst  so  sorgfältig  ge- 
arbeitet und  von  so  sorgfältigen  Ausfülirungs- 
verordnungen  begleitet,  dass  lüerin  die  Not- 
wendigkeit von  Reformen  nicht  wold  gesucht 
werden  kann.  Das  gleicho  gilt  von  den 
zur  Verfügung  stehenden  und  thatsächlich 
verwendeten  Mitteln.  Wenn  in  15  Jahren 
•das  Kapital  der  milden  Stiftungen  um  rund 
250  Millionen  Lire  gewachsen  ist  und  zur 
Zeit  über  130  Millionen  jährlich  für  wohl- 
thätige  Zwecke  zur  Verfügung  stehen,  wenn 
Staat.  Provinz  und  Gemeinden  noch  über  70 
Millionen  aufwenden,  so  kann,  namentlich 
in  Würdigung  der  Bedürfnislosigkeit  der 
Italiener  und  des  sie  wesentlich  begünsti- 
genden Klimas  von  Unzulänglichkeit  der 
Mittel  nicht  wold  gesprochen  werden.  Auch 
geht  die  italienische  Gesetzgebung  mit  den 
Vorschriften  über  die  Fürsorge  für  Arbeits- 
unfähige weit  über  die  französische  Gesetz- 
gebung hinaus  und  nähert  sich  sehr  stark  der 
germanischen  Gesetzgebung.  Wenn  trotz 
allem  die  Klagen  über  das  italienische 
Armenwesen  fortdauern,  wenn  die  Unzu- 
länglichkeit der  Annenversorgung  immer 
wieder  beklagt  wird,  so  müssen  andere 
Gründe  hierfür  massgebend  sein.  Man  wird 
diese  vornehmlich  in  zwei  Richtungen  suchen 
müssen,  einmal  in  der  mangelhaften  Ver- 
waltung der  Gemeinden,  die  der  ihnen 
■durch  das  Gesetz  gestellten  Aufgabe  nicht 
gewachsen  sind  und  zweitens  iu  der  auch 
ausserhalb  Italiens  bekannton  Abneigung 
von  Stiftungsverwaltungen,  sich  durch  die 
Obrigkeit  in  die  Verwaltung  hineinreden 
zu  lassen.  Für  Italien  fällt  hierboi  aber 
noch  ganz  besonders  in  Gewicht,  dass  die 
Geistbchen,  die  das  Gesetz  in  der  Teil- 
nahme an  der  Verwaltung  sehr  beschränkt 
hat,  thatsäcldich  sehr  grossen  Einfluss  auf 
-diese  üben  und  ihrerseits  der  staatlichen 
Gesetzgebung  über  diesen  Gegenstand  durch- 
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aus  feindlich  gegenüberstehen.  Die 
gezeichneten  und  sorgfältigen  Bestimmungen 
über  die  Umwandlung  der  Stiftungen,  die 
zahlreichen  und  eingehenden  Vorschriften 
über  Revisionen  der  Statuten,  Einreichung 
von  Rechnungen  u.  s.  w.  (Artt.  93  ff.),  die 
zur  Erreichung  des  angestrebten  Zweckes 
an  und  für  sich  vollkommen  ausreichen,  sind 
thatsächlich  auf  dem  Papier  stehen  geblieben. 
Die  menschenfreundlichen  Bestimmungen  in 
dem  Gesetz  über  die  öffentliche  Sicherheit 
haben  nicht  eine  bessere  Fürsorge  für  Ar- 
beitsunfähige im  Sinue  unserer  Gemeinde- 
armenpflege, sondern  vor  allem  das  Be- 
streben der  Gemeindeverwaltung  zur  Folge 
gehabt,  die  durch  das  Gesetz  auferlegten 
Lasten  von  der  Gomeinde  auf  den  Staat  zu 
überwälzen.    Nach  der  vom  Ministerium 
des  Innern  am  11.  Juni  1897  eingebrachten 
Vorlage  betreffend  Aenderungen  der  Artt 
80 — 82  des  Gesetzes  über  die  öffentliche 
Sicherheit  ist  die  Summe,  die  für  die  Be- 
teiligung des  Staates  an  diesem  Ted  der 
Armenlasten  vorgesehen  war,  von  400  000 
auf  melir  als  6  Millionen  Lire  gestiegen. 
»Das  Gesetz  —  so  heisst  es  in  der  Vorlage 
—  obwohl  von  idealen  Gesichtspunkten  ge- 
tragen, liat  mehr  dazu  beigetragen,  die 
Sachlage  zu  verwickeln  als  sie  zu  lösen. 
Das  Missverhältnis  zwischen  den  Forderungen 
des  Gesetzes  und  den  zur  Verfügung  stehenden 
Mitteln  hat  das  Gesetz  nahezu  wirkungslos 
gemacht.   Die  Gemeinden  halten  sich  den 
Lasten  thunliehst  zu  entziehen  gesucht  und 
sie  dem  Staat  überlassen ;  so  herrscht  grosse 
Ungleichheit,  unendliche  Arbeit  und  wenig 
Erfolg.    Die  Gemeinden  müssen  zum  Mittel- 
punkte der  Thätigkeit  für  die  arbeitsunfähigen 
Bedürftigen  gemacht  werden.   Nur  an  der 
örtlichen  Stelle  kann  ein  Urteil  über  die 
Bedürftigkeit  gewonnen  werden,  namentlich 
wenn  die  Kommunen  nicht  die  alleinige 
List  tragen ;  im  Hinblick  auf  den  doppellen 
Zweck  der  Wohlthätigkeit  und  der  öffent- 
lichen Sicherheit  scheint  es  daher  am  besten, 
die  Ijast  zwischen  der  Gemeinde  und  den 
Wohlthätigkeitseinrichtungen    zu  teüen.« 
Dieser  Ausführung  entspricht  der  in  der 
Sitzung  vom  7.  Dezember  1896  eingebrachte 
Gesetzentwurf.   Es  ist  darin  ein  Verfahren 
vorgeschrieben,  um  die  beiderseitigen  Leistun- 
gen der  Kongregationen  und  der  übrigen 
Wohlthätigkeitsinstitute  ins  Einvernehmen 
zu  setzen.   In  das  Staatsbudget  sollen  jähr- 
lich 2  Millionen  für  diese  Zwecke  einge- 
setzt und  nach  der  Zahl  der  in  Armenpflege 
genommenen  Bedürftigen  verteilt  werden. 
Eine  andere  Vorlage  vom  31.  Mai  1897  beab- 
sichtigt eine  Reine  von  Aenderungen  in 
dem  Gesetz  von  1890,  die  jedoch  in  der 
Hauptsache   verwaltungsrechtlichcr  Natur 
sind;  hervorzuheben  sind  Art.  1,  der  die 
Festsetzung  des  Begriffs  der  pubblica  istitu- 
Auflagc.   1.  73 
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zione  durch  Präfekturedikt  einfuhren  will; 
Art.  8,  der  einige  Bestimmungen  bezüglich 
der  Fürsorge  für  Kinder  einfügt,  und  Art. 
72,  der  die  Frist  für  den  Erwerb  dos  Untor- 
stützungswolmsitzes  von  5  auf  2  Jahre  ver- 
kürzen will,  letztere»  im  Hinblick  auf  die 
vielen  Schwierigkeiten,  die  sich  bei  An- 
wendung des  Gesetzes  ergeben  haben.  Artt 
79 — 97,  die  die  vorläufige  Fürsorgepflicht 
regeln,  sollen  aufgehobeu  werden.  Gründe 
sind  für  diese  Aufhebung  in  den  Erläute- 
rungen zu  dem  Entwurf  nicht  angegeben. 
Eine  gesetzliche  Folge  ist  diesem  Gesetz- 
entwurf bisher  nicht  gegeben  worden. 

In  der  Litteratur  und  Presse  sind  die 
Wünsche  auf  Abänderung  der  Gesetzgebung 
sehr  zahlreich.  Bemängelt  wird  unter  anderem, 
das»  die  Bestellung  der  Mitglieder  der  Kongre- 
gationen lediglich  durch  den  Gemeinderat  er- 
folgt und  dass  «He  Geistlichen  in  der  Teil- 
nahme an  der  Verwaltung  so  beschränkt 
sind.  Selbst  von  Seiten  solcher,  die  jedem 
Uebergriff  der  Kirche  abgeneigt  und  Freunde 
der  bestehenden  starken  Staatsgewalt  sind, 
wird  hervorgeholien,  da-sses  nahezu  uumögtich 
sei,  in  den  zahlreichen  kleinen  Gemeindon 
(mehr  als  4000  mit  weniger  als  3000  Ein- 
wohnern) ohne  Heranziehung  der  Geist- 
lichen die  geeigneten  Persönlichkeiten  zu 
finden :  ihr  Ausschluss  habe  nicht  verhindert, 
dass  in  der  Verwaltung  der  Kongregationen 
sieh  zahlreiche  üble"  Elemente  befinden 
(amm  in  istrat  ori  inetti  espesso  disonesti).  Man 
wird  dieser  Erwägung  die  Berechtigung  nicht 
versagen  können.  Sie  weist  überhaupt  den 
Weg,  der  für  die  Armenpflege  auch  in 
Italien  vorgezeichnet  ist,  nämlich  die  l'eber- 
tragung  vortrefflicher  gesetzlicher  Vor- 
schriften in  das  praktische  Lohen,  die  nur 
durch  den  Anteil  der  mit  den  örtlichen 
Interessen  eng  verbundenen  Persönlichkeiten 
erfolgen  kann.  "Weder  fehlt  es  der  italieni- 
schen Armenpflege  an  Mitteln  noch  an  den 

r /.liehen  Nonnen.    Was  ihr  fehlt,  ist 
sachgemässo   Verwaltung    der  Mittel 
innerhalb  der  gesetzlichen  Grenzen. 

Quellen  and  Litteratur:  Atti  dclla  Com- 

«ttm'im«  Keule  per  l'Inchie*ta  nulle  upere 
pie.  Pont  18*4 — 9/.  Ri*  jtlzt  9  Bde.  (Bd. 
9  enthält  eine  vergleichende  I  Übersicht  der  t,'c- 
»etxgrbung  und  Vertraltung  in  Frankreich,  Eng- 
land, Oesterreich  und  der  Schweiz.)  —  Statis- 
tica  delle  Opere  Pie  e  delle  spese  di  Bene- 
fonia  »ostenute  dai  eitmuni  r  falle  Provincie. 
K  Bünde  1886-91.  (Bd.  1.  Piewoute,  II.  Lom- 
Itardia,  III.  Veneto,  IV.  IAguria,  V.  Toseana, 
VI.  Sicilia  e  Sardegna,  V/1.  Jsuio  e  Umbria, 
VIII.  Campagna.)  —  Lurhini,  1*  htiluzumi 
puUtlichc  di  Bcncficcnza  nella  LegUlazione  India- 
na. Floren:  I894.  (Ein  das  getarnte  legisla- 
tive Material  enthaltender  ausgezeichneter  Kom- 
mentar. Ueber  1300  Seiten.)  —  Lauona,  La 
Xuova  l^jge  sulle  Istitusioni  pubbliche  di  Be- 
Pom  1890.    (Gleichfalls  sehr  ausführ- 


licher Kommentar,  der  ebenjalls  da*  legislato- 
rische Material  enthält,)  —  Saratlo ,  Codiet 
delta  Iteneficensa  pubbliea.  (Enthält  die  rolltiöo- 
dige  Sammlung  alles  auf  das  Armenwesen  be- 
züglichen Materials  in  systematischer  Anordmnq. 
Mit  einer  historisch -statistischen  Einleitung.) 

Litteratur.  Bodio  in  Emminghasu,  Das 
Armenwesen  und  die  ArmerngescUgtbung  in  e*- 
ropäiseken  Staaten  (S.  68!  ff.).  —  Ferrari», 
Ia Jnütuzioni  di  Benefieensa  davanti  al  Paria- 
mento;  Xuora  Antologia  IS 89,  H.  v.  IS.  April 
u.  1.  Mai.  —  VMari,  Im  Ri/orma  della  Be 
neficensa.  Suova  Antologia  1890.  Jf.  e.  }. 
Mai.  —  Querini ,  La  Benefieensa  Jtotnjtw 
dagli  anficht  tempi  fino  ad  oggi.  Rom  189t.  — 
rmrttteo,  II  diritto  italiano  sulle  istiturüjm 
pubbliche  di  benefieensa,  1893.  —  Schmidt,  Iht 
italienische  Fm/uet*  über  die  teohltloitigen  Stif- 
tungen in  der  statistischen  Monatsschrift  ra 
1889,  S.  S8S  ff.  Münsterrbery. 


IX.  Armengesetzgebung  in  den 
Niederlanden. 


1.  Geschichtliche  Einleitung.  2.  Die  heo- 
tige  Armengesetigebung  und  ihre  Reform  3. 
Die  Statistik  der  Armenpflege. 

1.  Geschichtliche  Einleitung.  Die  Ge- 
schichte des  niederländischen  Armenwesen« 
im  Mittelalter  ist  fast  dieselbe  wie  in  ganz 
Westdeutschland.  Nach  dem  Verfall  der 
christlichen  Gemeindepfloge  treten  an  ihre 
Stelle  zahlreiche  Anstalten  für  Bedürftige. 
In  Spitäleru  aller  Ait  werden  arme  Kranke. 
Pilger  und  Hilfsbedürftige  verpflegt.  Bür- 

j  gerliche  Spitalorden  neben  geistlichen  Gil- 
den oder  frommen  Brüderschaften  entfalten 
die  grösste  Thätigkeit,  während  die  börger- 
liche Stadtgemeinde  seit  dem  14.  Jahrhundert 
dio  Uausarraen  durch  ihre  Armenaidseher 
versorgt.  Die  Masse  der  Bettler  und  Land- 
streicher war  trotzdem  eine  so  grosse  ge- 
worden uud  sie  fiel  bei  dem  zunehmenden 

[  Wohlstand  so  lästig,  dass  sich  der  Staat 
und  die  Stadtgemeinde  oft  veranlasst  sahen, 
polizeiliche  Vorscliriften  gegen  dieselben  zu 
erlassen,  ohne  jedoch  den  gewünschten  Erfolg 
zu  erzielen. 

Vor  allem  leidet  diese  ganze  Art  wo 
Annen  Versorgung  an  Zufall  und  Willkür. 
Der  fromme  Bürger  reicht  seine  Gaben 
jedem  Bedürftigen,  ohne  sich  darum  w 
bekümmern,  wie  dieselben  angewendet  wer- 
den. Man  giebt,  ohne  die  Verhältnisse  der 
Bittenden  zu  prüfen  und  ohne  sich  w 
fragen,  wie  ihnen  gründlich  und  auf  die 
Dauer  zu  helfen  sei.  Für  einzelne  Zwecke 
fliessen  vielfach  sehr  reiche  Mittel  während 
für  andere  nichts  da  ist  Alles  bleibt  ver- 
einzelt und  ohne  den  nötigen  Zusammen- 
hang. Erst  die  grosse  ArmenordnuD^ 
Karls  V.  vom  7.  Oktober  1531  hatte  de» 
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Zweck,  die  ganze  Armen  Versorgung  in  den 
Niederlanden  einheitlicher  zu  gestalten  nach 
dem  Vorbilde  der  durch  ein  Gutachten  der 
theologischen  Fakultät  der  Sorbonne  in 
Paris  anerkannten  Armenordnung  von  Ypern. 
Auch  war  die  genannte  Regelung  des  Ar- 
menwesens durch  eine  berühmte  Schrift  be- 
einflusst,  welche  selbst  in  der  gedrängtesten 
Abhandlung  über  die  niederländischen  Zu- 
stände nicht  ungenannt  bleiben  darf.  Ich 
meine  das  magistrale  Buch  von  Johannes 
de  Vivis  »de  subveutjone  paupcrum  sive  de 
humanis  necessitatibus«  (September  1526), 
das  genaue  Grundsätze  über  die  Für- 
sorge für  Bedürftige,  über  den  Ausschluss 
unwürdiger  und  arbeitsfähiger  Personen 
feststellt,  Grundsätze,  die  noch  jetzt  als 
mustergiltig  betrachtet  werdeD  können. 

Die  Armenordnung  von  1531  hatte  be- 
stimmt, dass  alle  Anstalten  seine  gcmeiuo 
Börse«  bilden  sollten;  die  Reformation  ver- 
hinderte aber  die  Durchführung  dieses 
glücklichen  Gedankens.  Die  Zeiten  waren 
zu  unruhig,  um  seitens  des  Fürsten  eine  so 
tief  in  die  privaten  Interessen  eingreifende 
Aenderung  mit  Kraft  dimihführen  zu 
können.  Die  grosse  Zahl  von  Stiftungen 
und  Spitälern  blieb  also  bestehen  mit  nur 
sehr  wenig  geänderter  Bestimmung.  Da- 
neben lebt  die  altkirchliche  Gemeindearmen- 
pflege wieder  auf,  im  Anfang  nur  die  der 
reformierten  Kirche,  später  aber  nach  deren 
Vorbild  die  Armenpflege  aller  anerkannten 
Konfessionen. 

Charakteristisch  für  diese  Armen  Versor- 
gung sind  besonders  zwei  Punkte.  Zunächst 
die  Einführung  der  Diakonen,  welche  aus 
den  Gomeindcgliedern  sorgfältig  ausgewählt 
wurden,  um  ihre  persönlichen  Kräfte  den 
bedürftigen  Brüdern  und  Schwestern  zu 
widmen.  Und  zweitens  die  individuelle  Be- 
handlung der  Armen.  Keine  Unterstützung 
wird  verabreicht  ohne  eine  sorgfältige  Vor- 
untersuchung. Im  Spätsommer  gehen  die 
Diakonen  durch  alle  Wohnungen  der  Armen 
und  sehen  nach,  was  ihnen  fehlt.  Wer  ihre 
Weisungen  nicht  beachtet,  wird  von  der 
weiteren  Unterstützung  ausgeschlossen. 

Die  ersten  auf  diesen  Grundsätzen  be- 
ruhenden Anstalten  einer  Kirchengemeinde 
waren  die  reformierten  Diakonieen  zu 
Emden  (errichtet  1571),  im  Haag  (1574) 
und  in  Amsterdam  (1578).  Wiewohl  das 
für  die  reformierte  Kirche  zu  erstrebende 
Ziel  eine  selbständige  rein  kirchliche  Ar- 
menpflege war,  ist  es  nicht  überall  zu 
einer  solchen  gekommen.  Vielfach  behielt 
die  Stadt  die  bürgerliche  Armenpflege  nicht 
in  eigener  Hand,  sondern  sie  bediente  sich 
der  kirchlichen  Organe,  über  welche  sie  die 
Oberaufsicht  führte.  Der  reformierten  Dia- 
konie  des  17.  Jahrhunderts  hegt  in  den 
meisten  Städten  Hollande  die  Versorgung 


der  allgemeinen  Armen ,  die  zu  keiner 
kirchlichen  Gemeinde  gehören,  ob. 

Selbstverständlich  hatte  die  Stadt  für 
die  Uebemahme  der  Unterstützungspflicht 
an  die  kirchliche  Armenkasse  jährliche  Zu- 
schüsse zu  entrichten. 

Es  ist  eine  durchaus  irrige  Meinung, 
dass  die  reformierte  Armenpflege  die  ein- 
zige kireliliche  war.  Denn  neben  die  re- 
formierten Diakonieen  traten  schon  im  An- 
fang des  17.  Jahrhunderts  die  wallonischen 
und  die  lutherischen,  i.  J.  1630  die  remon- 
strantischen  und  Anfang  des  18.  Jahrhun- 
derts die  katholischen  und  jüdischen  kirch- 
lichen Anstalten.  Um  die  Mitte  des  IS. 
Jahrhunderts  versorgte  also  jede  kirch- 
liche Gemeinde  ihre  eigenen  Armen.  Die 
übrigen  Bedürftigen  fielen  der  Pflege  der 
bürgerlichen  Armenanstalt  oder  der  refor- 
mierten Diakonie  anheim. 

In  der  Wahl  zwischen  der  direkten 
Pflege  der  allgemeinen  Armen  durch  die 
bürgerliehe  Anstalt  und  der  Ueberlassung 
dieser  Armen  an  die  reformierte  Diakonie, 
war  die  Stadtgemeinde  durchaus  frei.  Von 
einer  uniformen  Regelung  war  niemals  die 
Rede :  die  bunteste  \  erschiedenheit  herrschte 
auf  jedem  Gebiete  der  Armenpflege  in  der 
niederländischen  Republik.  Und  doch  treten 
zweierlei  Versorgungsmethoden  fast  bei 
jeder  Anstalt  hervor.  Die  Waisen,  die 
Alten,  die  Siechen  und  gebrechlichen  taute 
werden  in  besonderen  Häusern  und  Stiftun- 
J gen  untergebracht,  während  den  anderen 
Bedürftigen  meistens  eine  vorübergehende 
Unterstützung  in  ihrer  Wohnung  gewährt 
wird. 

Im  17.  und  18.  Jahrhundert  wurden  in 
den  meisten  Städten  Hollands  Kranken- 
häuser (gasthuizen)  und  Waisenhäuser 
(weeshuizen)  von  den  Kirchengemeinden 
neu  errichtet  oder  erweitert..  Auch  die  so- 
genannten Hofjes  (freie  Wohnungen  für 
alte  Frauen)  entstammen  grösstenteils  dieser 
Zeit.  Viele  dieser  Verpflegungsanstalten 
sind  lange  mit  Recht  als  musterhaft  ange- 
sehen, und  ihr  Vorbild  hat  auch  auf  das 
Ausland    nachweisbar    eingewirkt.  Die 


Mittel  der  Annenanstalh 


irden  beschafft 


durch  den  sonntäglichen  Klingelbeutel, 
durch  Hauskollekten  und  Legate.  Eigent- 
liche Annensteuern  wurden  niemals  er- 
hoben, selbst  da  nicht,  wo  einer  bürgerlichen 
Armenanstalt  die  Versorgung  der  allge- 
meinen Armen  oblag. 

2.  Die  heutige  Armengesetssgebnng 
und  ihre  Reform.  Mannigfaltigkeit  in  der 
Armenpflege  ist  nur  erwünscht,  insoweit  als 
sio  sich  zu  einem  geordneten  Zusammen- 
wirken verbinden  lässt,  so  dass  ein  plan- 
loses Durcheinander  und  Nebeneinander 
vermieden  wird.  Die  Wohlthätigkeit  in  der 
niederländischen  Republik  krankte  in  ge- 

73* 


Digitized  by  Google 


I 

11  50  Armenwesen  (Armengesetzgebung  in  den  Niederlanden) 


fährlicher  Weise  an  dem  Mangel  systema- 
tischen Zusammenwirkens.  Die  Revolution 
beabsichtigte,  auch  darin  Aenderung  zu 
bringen.  Schon  die  Erklärung  der  Men- 
schenrechte, welche  der  niederländischen 
Verfassung  von  1798  vorausging,  erklärte 
die  öffentliche  Armenpflege  als  eine  heilige 
Schuld  der  Nation  und  die  Gesellschaft 
für  verpflichtet,  für  den  Unterhalt  ihrer  un- 
glücklichen Mitbürger  zu  sorgen.  Auf 
diesem  Satz  beruhte  das  Gesetz  vom  15. 
Juli  1800,  welche«  die  bestehenden  kirch- 
lichen und  privaten  Anstalten  unberührt 
Hess,  insoweit  diese  beweisen  konnten,  die 
zur  Unterstützung  nötigen  Mittel  zu  be- 
sitzen, und  jede  Gemeinde  zur  Errichtung 
einer  öffentlichen  Armenanstalt  verpflich- 
tete, welcher  liaupt  sachlich  die  Armenpflege 
obliegen  sollte.  Das  Armengesetz  von  1800, 
das  den  Anschauungen  des  Volkes  völlig 
widerstrebte,  wurde  niemals  ausgeführt. 
Als  das  Königreich  der  Niederlande  1815 
entstand,  war  denn  auch  der  Zustand 
des  Armenwesens  noch  derselbe  wie  vor- 
her, nur  mit  einer  Ausnahme.  Dio  ersten 
Jahre  des  neuen  Jahrhunderts  waren  aus- 
serordentlich fruchtbar  an  Arbeitshäusern. 
Fast  in  jeder  bedeutenden  Stadt  Hollands 
wurden  diese  Anstalten  für  arbeitsfähige 
Männer  und  Frauen  errichtet.  Die  Lage 
der  arbeitenden  Klassen  war  damals  eine 
sehr  traurige,  und  die  Armenpflege  hatte 
einen  erstaunlichen  Umfang  erreicht  In 
Amsterdam  mussten  nicht  weniger  als  50% 
der  Bevölkerung  unterstützt  werden,  in 
Delft  30°/o,  in  Leiden  25%,  in  Rotterdam 
18%.  in  Haarlem  17%  und  im  Haag  13%. 
In  den  Arbeitshäusern  sollten  die  Armen 
Garn  spinnen,  I>;inen  weben,  Armenkleider 
machen,  Band  und  Teppich  weben  und 
Strümpfe  stricken.  Die  meisten  dieser  An- 
stalten konnten  auf  die  Dauer  die  Konkur- 
renz mit  der  freien  Industrie  nicht  aus- 
halten und  gingen  entweder  ganz  ein  oder 
gerieten  sehr  bald  in  tramige  Umstände. 
Die  von  der  Stadtgemeinde  zu  zahlenden 
Deficite  stiegen  von  Jaiir  zu  Jahr.  Auf 
knrzo  Blüte  folgte  rascher  Verfall. 

Wenn  ein  gewisser  Teil  des  Arraen- 
wesens  einer  allgemeinen  gesetzlichen  Re- 
gelung bedurfte,  so  war  es  die  Feststellung 
eines  Unterstützungswohnsitzes.  Dio  Ver- 
fassung von  1815  hatte  die  Armenversor- 
gung und  die  Erziehung  von  armen  Kin- 
dern zum  Gegenstand  fortwährender  Für- 
sorge seitens  der  Regierung  erklärt  An 
eine  einheitliche  Regelung  des  ganzen  Ar- 
menwesens dachte  damals  fast  niemand. 
Also  begnügte  sich  das  Gesetz  vom  28.  Nov. 
1818  damit,  das  Institut  der  vorläufigen 
Unterstützungen  einzuführen,  indem  es  in 
seinem  Art.  13  folgendes  bestimmte :  »Wenn 
der  Anspruch  einer  Person  auf  Gewährung 


öffentlicher  Unterstützung  in  einer  Ge- 
meinde begründet  erscheint,  ohne  dass  man 
in  der  Bestimmung  der  Gemeinde  oder  der 
Anstalt  an  die  der  Arme  sich  zu  wenden 
hat  einig  ist,  so  hat,  sofern  dringendes  Be- 
dürfnis vorliegt,  diejenige  Gemeinde,  in  der 
der  Arme  sich  befindet  angemessene  Hilfe 
zu  gewähren  unter  Vorbehalt  der  Geltend- 
machung ihres  Ersatzanspruches  gegen  den 
Verpflichteten.«  Es  hatte  die  Gemeinde, 
welche  sich  der  Fürsorge  unterzog,  der 
verpflichteten  Gemeinde  binnen  14  Tagen 
Nachricht  zu  geben.  Ausserdem  wurde  die 
zum  Erwerbe  des  Unterstützungswohnsitzes 
erforderliche  Aufenthaltsdauer  auf  vier  Jahre 
gesetzt. 

Weiter  belastete  eine  Verordnung  vom 
2.  Juli  1825  die  Gemeinde  mit  den  Kosten 
des  Unterhalts  der  in  den  Arbeiterkolonieen 
untergebi-achten  Bettler.  In  diesen  Be- 
stimmungen ist  gewissermassen  eine  Aner- 
kennung der  Fürsorgepflicht  der  Gemeinde 
enthalten.  Dieses  Gesetz,  das  bis  zum  28. 
Juni  1854  in  Kraft  blieb,  bewährte  sich  an- 
fänglich gut  wurde  aber  allmählich  ver- 
schlechtert aurch  eine  stattliche  Reihe  von 
Verordnungen,  in  denen  die  Tendenz  mass- 
gebend war,  dio  kirchlichen  Armenverwal- 
tungen wesentlich  zu  beeinflussen.  Die 
kirchlichen  Anstalten  fühlten  sich  in  ihrer 
Unabhängigkeit  gefährdet  Eine  Menge 
Streitigkeiten  entstand  über  den  Ersatz  ge- 
leisteter Vorschüsse.  Eine  neue  gesetzliche 
Regelung  konnte  deshalb  nicht  ausbleiben. 

Bevor  ich  aber  mit  einer  gedrängter) 
Darstellung  des  Hauptinhaltes  jener  Rege- 
lung einen  Anfang  mache,  will  ich  noch  die 
Wirksamkeit  einer  Wohlthätigkeitsanstah 
skizzieren,  welche  für  dergleichen  Anstalten 
in  Deutschland  das  Vorbild  gewesen.  Ich 
meine  die  sogenannten  Ackerbau-  oder  Ar- 
beiterkolonieen.  Diese  Kolonieen  wurden 
im  Jalire  1816  durch  den  früheren  General- 
gouverneur  von  Indien,  van  den  Bosch,  an- 
geregt, vom  Prinzen  Friedrich  beschfltit 
Unter  van  den  Boschs  Leitung  bildete  sieh 
die  Maatsehappy  van  Weldadighctd 
(Wohlthätigkeitsverein),  welche  1818  bereits 
21187  Mitglieder  zählte.  Ein  grösserer 
Komplex  bei  Stecnwijk  (Drente)  wurde  an- 
gekauft und  1818  der  erste  Versuch  mit 
der  Ansiedelung  armer  Familien  gemacht, 
meist  brotloser,  arbeitsfähiger  und  arbeits- 
williger Leute  aus  den  Grossstädten.  Neben- 
bei wollte  man  auch  Findelkinder  in  Er- 
ziehung nehmen  und  Gewohnheitsbettler  w 
Zwangsarbeit.  Zunächst  wurden  die  freien 
Kolot  ueen  Frederiksoord,  Willemfloord  n»,a 
Wilhelminasoord  errichtet  ferner  diej'iU" 
senkolonie  Veenhuizen  und  die  Ackerla"- 
schule  Watoren.  Die  Zwangskolonieen  be- 
fanden sich  in  dem  alten  Fort  Ommersch^' 
und  in  Veenhuizen.   Die  Gesellschaft  hatte 
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sich  der  Regierung  gegenüber  verpflichtet, 
jährlich  höchstens  9200  Bettler  und  Land- 
streicher aufzunehmen. 

Die  Beschäftigung  der  Kolonisten  bestand 
in  Ackerbau  und  Feldwirtschaft  und  in  einigen 
Gewerben,  deren  Erzeugnisse  für  den  Haushalt 
nötig  waren.  Jeder  Arme  bekam  auf  Kosten 
seiner  Gemeinde  ein  Haus,  Acker-  und 
Hausgeräte,  Saatkorn  und  Vieh.  Es  war 
die  Absicht,  dass  er  dies  allmählich  zurück- 
zahlen sollte.  Die  Resultate  waren  aber 
traurig.  Es  ergab  sich  i.  J.  1853,  dass  von 
vielen  Tausenden  Ansiedlern  nur  20  zu  freien 
Pächtern  geworden.  Bei  einem  Staatszu- 
schussc  von  jährlich  332000  Gulden  hatte 
die  Gesellschaft  i.  J.  1848  neben  einem  Ver- 
mögen von  3  Millionen  eine  Schuld  von 
8  Millionen.  Sie  war  denn  auch  froh,  i.  J. 
1859  mit  der  Regierung  eine  Vereinbarung 
treffen  zu  können,  nach  welcher  der  Staat 
die  Zwangskolonieen  übernahm.  Man  be- 
hielt nur  drei  Kolonieen:  Frederiksoord, 
WUlemsoord  und  Wilhelminasoord  und  be- 
schränkte sich  auf  die  Aufnahme  von  Ko- 
loniearbeitern, Freibauern  (Freipächtern  mit 
unverzinslichem  Vorschuss  auf  Ratenzah- 
lung) und  Pensionären  (die  gegen  ein  Jahr- 
geld von  120  Giüden  in  Familien  unterge- 
bracht werden).  Zur  Zeit  befindot  sich  in 
den  Kolonieen  eine  Bevölkerung  von  etwa 
2000  Seelen.  Eine  Elementarschule,  eine 
Ackerbauschule,  eine  Gartenbauschule,  eine 
Schulo  für  Forstwirtschaft  und  ein  Hospiz 
für  alte  I,eute  sind  mit  den  Kolonieen  ver- 
bunden. 

Eine  allgemeine  Regelung  des  Armen- 
wesens hatte  noch  keine  Staatsverfassung  ge- 
fordert. Dies  geschalt  durch  die  Verfassung 
von  1848  (Art.  195).  Nicht  nur  hiess  es  da, 
dass  die  Armenvereorgung  einen  Gegen- 
stand der  besonderen  Fürsorge  der  Regie- 
rung bilden  sollte,  sondern  die  Verfassung 
forderte  jetzt  eine  allgemeine  Armenordnung. 
Es  mag  zunächst  dahingestellt  bleiben,  was 
unter  »besonderer  Fürsorge«  eigentlich  zu 
verstehen  sei;  jedenfalls  war  der  zweito 
Teil  des  Satzes  deutlich  genug.  Das  Ge- 
setz vom  28.  Juni  1854  (Gesetzblatt  Nr.  100) 
sollte  die  Bestimmungen  der  Verfassungs- 
urkunde über  die  Armenversorgung  ver- 
wirklichen. 

Das  Armengesetz  unterscheidet  vier  Arten 
von  Armenverwaltungen 

a)  Staats-,  Provinzial-  und  Gemeindean- 
stalten, von  der  übrigkeit  geregelt 
und  verwaltet. 

b)  Anstalten  einer  Kirchengemeinde  zur 
Versorgung  von  Bedürftigen  einer 
bestimmten  Konfession  und  von 
dieser  Kirchengemeinde  geregelt  und 

c)  Private  Wohlthätigkeitsvereine  und 
Anstalten. 


d)  Gemischte  Anstalten,  geregelt  und 
verwaltet  von  der  Obrigkeit  in  Ver- 
bindung mit  einer  Kirchengeraeinde 
oder  mit  einem  privaten  Vereine. 

Der  beherrschende  Grundgedanke  des 
Gesetzes  ist,  dass  die  Unterstützung  der 
Armen  in  der  Regel  kirchlichen  und  pri- 
vaten Armenverwaltungen  zu  überlassen 
sei,  dass  eine  bürgerliche  Armenanstalt  nur 
zu  helfen  berechtigt  sei,  nachdem  sie  sich 
überzeugt  hat,  dass  der  Arme  keine  Versor- 
gung von  den  genannten  Verwaltungen  er- 
langen kann  und  dennoch  dio  äusserste 
Notwendigkeit  vorliegt  Dio  kirchlichen 
und  privaten  Anstalten  sollten  sich  so  frei 
als  möglich  bewegen  können,  wenn  nur  die 
Rechte  des  Staates  nicht  verkürzt  wurden. 
Um  die  Regierung  stets  unterrichtet  zu 
halten  über  die  Existenz  und  die  IiCistun- 
gen  der  nicht  öffentlichen  Anstalten,  sollen 
alle  jene  Anstalten  über  ihre  Einrichtung  und 
Verwaltung  an  die  Regierung  regelmässige 
Mitteilung  zu  machen  haben.  Für  alle  Samm- 
lungen mit  Ausnahme  der  Kirchenkollekten 
sollte  die  Genehmigung  der  Stadtregierung 
eingeholt  werden. 

Die  bürgerliche  Armenpflege  wurde  ein- 
gehender geregelt.  Eine  öffentliche  Armen- 
verwaltung kann  nur  durch  den  Gemeinderat 
ins  Leben  gerufen  werden.  Wenn  eine  solche 
fehlt,  hat  die  Gemeindeverwaltung  die  bürger- 
lichen Armen  zu  unterstützen.  Der  Gemeinde- 
rat bestimmt  im  Monat  Dezember  das  Maxi- 
mum der  Unterstützung,  welche  im  nächsten 
Jahre  je  nach  der  Jahreszeit,  der  Grösse  der 
Familie,  nach  dem  Alter  und  der  Erwerbs- 
fähigkeit  des  Bittstellers  zu  gewähren  ist 
Der  Naturalunterstützung  sei  vor  der  Geld- 
unterstützung der  Vorzug  zu  geben. 

Alle  Anstalten  und  Verwaltungen  haben 
ein  Rückforderuugsrecht  für  geleistete  Un- 
terstützungen an  die  Verwandten  des  Un- 
terstützten und  an  seine  Hinterlassenschaft. 
Der  Uuterstützungswohnsitz  ist  die  Ge- 
meinde, in  der  der  Bedürftige  geboren  ist 
Fremden  gegenüber  gilt  als  Wohnsitz  die 
Gemeinde,  in  der  sie  sechs  Jahre  gewohnt 
haben.  Der  Hauptmangel  des  Gesetzes 
lag  jedenfalls  in  diesen  Bestimmungen 
über  den  Unterstützungswohnsitz.  Nur 
zu  oft  wurden  diese  von  wenig  reichen 
kirchlichen  Armen  Verwaltungen  benutzt  um 
die  Armenlast  auf  die  Gemeindeverwaltun- 
gen abzuwälzen.  In  jeder  Gemeinde  be- 
fanden sich  zwei  Klassen  von  Unterstützten, 
die  der  Gemeinde  Angehörigen  und  die 
Fremden,  die  auf  Kosten  einer  fremden  Ge- 
meinde unterstützt  wurden.  Die  Rückzah- 
lung dieser  Kosten  verursachte  eine  um- 
fangreiche Korrespondenz  zwischen  den  Ge- 
meinden und  nicht  wenig  Streitigkeiten,  die 
in  höchster  Instanz  von  dem  König  ent- 
schieden werden  mussten. 
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Die  Beschwerden ,  welche  gegen  die 
Feststellung  des  Geburtsorts  als  l'nter- 
stützungswohnsitz  erhoben  wurden,  fQhrten 
zur  Novelle  vom  1.  Juni  1870  (Oesetzblatt 
Nr.  85),  wolehe  die  Bedürftigen  an  die- 
jenige Gemeinde  weist  ,  in  der  sio  sich 
zur  Stunde  aufhalten,  i.  e.  in  den  Bevölke- 
rungsregistern eingeschrieben  siud. 

Von  diesem  Augenblicke  an  konnte  der 
Grundgedanke  der  Armenordnung  erst  recht 
verwirklicht  werden.  Die  Ausgaben  der 
öffentlichen  Armenpflogo  verringerten  sich 
verhältnismässig  bis  zum  Jahre  1880.  Nach 
diesem  Jahre  strebten  andere  Ursachen  einer 


weiteren  Verminderung  entgegen.  Ein  weni- 
ger reges  religiöses  I,eljen  und  eine  gerin- 
gere Opferwilligkeit  im  Schosse  der  kirch- 
lichen Oemeindeu  machten  es  den  kirch- 
lichen Anstalten  unmöglich,  ihren  Kosten- 
aufwand dein  ungünstigeren  Verhältnisse 
der  letzten  Jahre  anzupassen.  Daher  der 
verhältnismässige  Rückgang  der  kirchlichen 
Armenpflege,  welche  ihre  l^ast  auf  die 
Schultern  der  öffentlichen  Armenpflege 
I  legte,  wie  die  folgeude  Tabelle  zeigen  wird. 

Von  100  Gulden  Armenausgabeu  ent- 
fallen auf  die : 


1.  Oeffentliche  Armenpflege     .   .    .  . 

2.  Kirchlichen  und  privaten  Anstalten 


186«  1874 
4»,4  42,7 
5«/>  57,3 


1879 
4»,i 

58,9 


1884 
4i,9 

5»,« 


1880  1894 
42,?  44,3 
57.5  55.7 


In  dem  kleinen  Holland  bestehen  jetzt 
nicht  weniger  als  4668  Hausartncnverwal- 
tungen,  56  Wöchnerinnenvereine,  778  Wai- 
senhäuser und  Asyle  für  alte  Leute,  90 
Krankenhäuser,  26  Arbeitshäuser  und  48 
Verwaltungen  für  Arbeitsbescliaffung.  Diese 
5666  Anstalten  arbeiten  nebeneinander  ohne 
organische  Verbindung.  Für  einen  an  sieh 
guten  Zweck  arbeiten  oft  vier  oder  mehr 
Vereine  in  demselben  Ort  mit  dem  Apparat 
voller  Vereinsorganisation.  Dies  ist  in  Wahr- 
heit einer  der  bedeutendsten  Uebelstände  der 
heutigen  niederländischen  Armenpflege. 

Um  aus  dieser  von  keinem  Sachkundigen 
verkannten  Wirrnis  herauszukommen,  hat 
man  oft  vorgeschlagen,  die  verschiedenen 
Anstalten  und  Verwaltungen  einer  Stadt 
durch  einen  centralen  Armenrat  zu  verbin- 
den. In  verschiedenen  Städten  ist  bisher  der 
Versuch  einer  solchen  Verbindung  stots  ge- 
scheitert Und  doch  ist  eine  Verständigung  über 
die  wecliselseitige  Thätigkeit  ein  Bedürfnis 
der  Zeit.  Man  mag  die  bürgerliche  und  dio 
kirchliche  Annenpflege  die  rechte,  die  pri- 
vate Wohlthätigkeit  die  linke  Hand  der 
Barmherzigkeit  nennen ;  für  einen  guten  Er- 
folg muss  die  Forderung  gestellt  werden, 
dass  hier  die  linke  durchaus  wisse,  was  die 
rechte  thut.  Der  aus  Vertretern  der  Armen- 
verwaltungen einer  Stadt  zusammengestellte 
centrale  Annenrat  hat  ein  Centralarraen- 
register  zu  führen,  damit  Doppelunter- 
stützung oder  gar  Ueberhäufung  eines 
einzelnen  mit  Gaben  unmöglich  wird.  Für 
beide  Zwecke  also,  Verhinderung  der  Doppel- 
unterstützung und  Meinungsaustausch  über 
die  Methoden  der  Armenpflege,  ist  die  Bil- 
dung einer  centralen  Annenkommission  und 
einer  centralen  Auskunftsstclle  in  jeder 
Stadt  erforderlich.  In  den  regelmässigen 
Konferenzen  des  allgemeinen  Armenrates 
können  infolge  einer  gemeinschaftlichen  Be- 
sprechung der  verschiedensten  Organe  dio 


Grnudzüge  für  das  Zusammenwirken  ver- 
einbart werden. 

Wo  nun  die  notwendige  nähere  Berilh- 
rung  der  Anstalten  nicht  freiwillig  zu  stände 
kommen  kann,  ist  es  vieler  Meinung  und 
Wunsch,  dass  der  Staat  die  gesetzliehe  Ein- 
setzung der  Generalversammlungen  durch- 
führen werde. 

An  eine  wirkliche  Zusammenfassung  von 
öffentlicher  Armenpflege  und  privater  Wohl- 
thätigkeit denkt  niemand  weder  iu  grossen 
noch  in  kleineren  Gemeindon.  Die  Grilnde 
hierfür  liegeu  klar  zu  Tagt«  und  sind  in 
Holland  vielleicht  noch  stärker  wirkend  als 
anderswo,  da  bei  uns  die  konfessionelle 
Sondcning  sich  nicht  mildert.  Eine  Ver- 
schmolzung wäre  auch  nicht  zu  wünschen, 
da  man  l'ngleiches  nicht  gleich  behandeln 
muss. 


Das  dringendste  Bedürfnis  der  jet» 
!  Armenversorgung  ist  also,  sich   über  die 
j  wichtigen  Fragen  klar  zu  werden  und  Mei- 
nungen  und  Erfahningen  austauschen  zu 
können.    Die  Freiheit   der  einzelnen  An- 
stalten kaun  unberührt  bleiben,  ohne  deshalb 
Anlass  zu  einor  traurigen  Wirrnis,  zu  einer 
j  sinnlosen  Vergeudung  von  Zeit,  von  Geld  und 
1  von  Kräften  zu  geben.    Die  gegenseitige 
i  Verständigung  ist  der  durch  die  besonderen 
Verhältnisse  der  Armenpflege  gebotene  und 
durch   reiche  Erfaliruugeu  vorgezeichnete 
Weg  zur  Reform. 

8.  Die  Statistik  der  Armenpflege 
Vor  1854  erliielt  dio  Regiening  nur  sehr 
spärlicho  Berichte  ül>er  die  Leistungen  der 
Armen  Verwaltungen.  Seitdem  ist  nach  Art 
10  des  Gesetzes  jede  Verwaltung  zur  Bericht- 
erstattung verpflichtet  iQ  einer  vom  Minist»* 
des  Innern  vorgeschriebeneu  Form.  Die  jähr- 
lichen Regienmgsberichte  beziehen  sich  auf 
die  Bezifferung  der  verschiedenartigen  »<* 
den  Arraenorganen  unterhaltenen  Einrich- 
tungen und  Anstalten  (a  zur  Hausarmen- 
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pflege,  b  für  vorübergehend  im  Winter 
Unterstützte,  r  für  Wöchnerinnen,  d 
Waisenhäuser  und  Asylo  für  alte  Leute,  e 
Spitäler,  f  für  Arbeitsbeschaffung),  auf  die 
Gesamtausgaben,  auf  die  Einnahmen  ans 
Kollekten  und  Zuschüssen  (nicht  aus  oige- 


nen  Fonds)  und  auf  die  dauernd  und  die 
vorübergehend  Unterstützten,  und  zwar  ge- 
sondert als  Einzelstehende  oder  Familien- 
häupter. Die  Angehörigen  der  Familien 
sind  nicht  berücksichtigt. 

Dio  Zahl  der  Anstalten  betrug: 


1864 

1864 

1874 

1884 

1894 

I.  Anstalten  für  Hausarme,  verschämte  Arme,  Hilfe 

während  de«  Wintere,  für  Wöchnerinnen  .   .  . 

II.  Armenhäuser  für  Kinder  und  alte  Leute  .... 

IV.  Arbeitshäuser  und  Anstalten  zur  Beschaffung  von 

4026 
687 
57 

1 19 

4  222 
708 
58 

97 

4405 
739 
73 

89_ 

4428 

769 
81 

81 

4  724 
778 
90 

74 

Zusammen     J  4  889  |  5  085  |  5  306  [  5  359  j  5  666 
oder  nach  der  Art  der  Verwaltung  gegliedert: 


I.  Gemeindeverwaltungen,  bürgerliche  und  gemischte 

Anstalten  

II.  Kirchliche  Anstalten  

III.  Private  Vereine  


Die  Zahl  der  von  den  verschiedenen  Anstalten  unterstützten  Parteion,  Hausarmen 
mnd  verschämten  Armen  betrug: 


»  497 

l  480 

1  461 

«  397 

•  3*5 

2776 

3014 

3  235 

3  329 

3608 

616 

59« 

610 

633 

743 

1869 

1874 

1879 

1884 

1889 

1894 

1 5 1  070 
82  424 

128  168 
7o5«7 

140  175 
72285 

139640 
70  «57 

«55  424 
73  334 

«67  373 
82  259 

Im  ganzen 
Auf  100  Einwohner 

233  494 

6,5% 

198685 
5,3% 

212460 

5,3% 

209797 
4,9% 

228  758 
5,«% 

249632 

5,2% 

Ausserdem  wurden  noch  jährlich  etwa  1  vinzialen  und  Reichsirrenanstalten  unterge- 
4400  Wöchnerinnen  unterstützt  und  4500  bracht. 

Personen  in  Arbeitshäusern  zur  Arbeit  heran-       Die  Zahl  der  unterstützten  Hausannou 


gezogen.  Die  armen  Irrsinnigen  wurden  auf 
Kosten  der  Gemeinden  mit  Zuschüssen  vom 
Staat  und  der  Provinz  in  privaten,  pro- 


und  die  Ausgaben  für  diese  Armenpflege, 
gegliedert  nach  den  Arten  der  Verwaltungen 
gelangen  in  nachstehenden  Ziffern  zum  Aus- 
drucke: 


1870 

1874 

1879 

1884 

1889 

1894 

I.  Zahl  der  Haasarmen 

a)  bürgerliche  u.  gemischte  Anstalt. 

b)  kirchliche  Anstalten  .... 

c)  private  Vereine  

95  506 
««5445 
4638 

70909 
106  140 
4  723 

61358 
117895 
4956 

60  569 
Ml  494 
5  556 

70854 
tio  113 
7981 

76510 
115902 
10  106 

im  ganzen 

2I5S89 

181  772 

184209 

177609 

188948 

202  518 

II.  Ausgaben 

in  1000  Gulden 

a)  bürgerliche  u.  gemischte  Anstalt 

b)  kirchliche  Anstalten  .... 

2  197 
3167 
90 

1  980 
3292 
98 

2  015 

3  545 
««3 

2  020 

3  645 
«36 

2  172 
3811 
180 

2470 
3996 
259 

im  ganzen 

5  453 

5  37o 

5  673 

5801 

6163 

6725 
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In  Armenhäusern,  Waisenhäusern,  Spitälern  wurden  verpflegt: 


1879 

1884 

1889 

1894 

18  064 

26  424 

22  502 

27  298 
23  121 

38826 
20605 

Die  Gesamtausgaben  für  die  Armenpflege  mit  Au 

43814 

48926  |    50419  |    59  43» 
er  Arbeitsbeschaffung  waren 

1869    |  1874 

1879 
in  lOCKi  G 

1884    |    1889    |  1894 
nlden 

a)  von  d.  Gemeindeverwaltungen 

b)  von  den  bürgerlichen  und  ge- 
mischten Anstalten  .... 

c)  von  den  kirchlichen  Anstalten 

d)  von  privaten  Vereinen  .   .  . 

1301 

4039 

4457 
101«; 

:o59 

3486 
4887 
1207 

'193 

3394 

558i 
1276 

143« 

3525 
5449 
>4»3 

1738 

3677 
5727 
1591 

2085 

4225 
607? 
1845 

Jahr  KopR.Tev«fkenuS 

Gulden  Gulden 

18f>9  10812303  3, — 

1874  10638831  3,84 

1879  11  145  835  2,78 

1884  11  817  522  2,78 

1889  12  733  359  2,81 

1894  14230493  2.97 


Von  100  Gulden  Ausgaben  wurden  auf- 
gebracht durch 

1869  1874  1879 1884  1889  1894 

1.  Kollekten,  Ga- 
ben, Legate  32,5  32,5  34,9  35,2  35,—  34,5 

2.  Zuschüsse      27,5  25,-24,627,725,7  30,— 

3.  eigene  Fonds  40,-42,5  40,5  37,1  39,3  35.5 

Aus  dem  ausführlichen  Specialbericht 
Aber  die  Armeupflege  in  Amsterdam,  her- 
ausgegeben vom  städtischen  statistischen 
Amt  will  ich  noch  die  folgenden  Zahlen 
hervorheben.  Dieselben  bezichen  sich  auf 
das  Jahr  1895.  Damals  zälüte  Amsterdam 
456192  Einwohner  (31.  Dezember)  und  123 
Armenvenvaltungen. 

Die  Gemeindcarmenpflege  umfasste  1629 
dauernd  und  21 00  vorübergehend  Unter- 
stützte und  75186  Personen,  welche  un- 
entgeltliche ärztliche  Hilfe  bekamen.  Die 
kirchlichen  Organe  unterstützten  8495  Per- 
sonen dauernd  und  6442  Personen  vorüber- 
gehend, während  13869  medizinisch  unter- 
stützt wurden.  Die  privaten  Vereine  unter- 
stützten 725  Anne  dauernd  und  2459  vor- 
übergehend. Also  wurden  im  ganzen  10849 
Personen  dauernd  und  11  001  vorübergehend 
unterstützt  und  bekamen  89055  Personen 
ärztliche  Hilfe.  Der  unterstützte  Prozent- 
satz der  Bevölkerung  war  4,8. 

Verpflegt  in  Anstalten  wurden: 

1.  für  Rechnung  der  Gemeindeanstalten 
587  alte  Leute,  10651  Kranke  und 
Gebrechliche  und  978  Kinder, 


2.  auf  Kosten  der  kirchlichen  Anstalten 
2608  alte  Leute,  1854  Kranke  und 
Gebrechliche  und  2166  Kinder, 

3.  auf  Kosten  von  privaten  Vereinen  278 
alte  Leute,  933  Kranke  und  Gebrech- 
liche und  395  Kinder. 

Im  ganzen  wurden  also  verpflegt  3563 
alte  Leute,  13438  Kranke  und  Gebrech- 
liche und  3539  Kinder,  insgesamt  2054O 
Personen  oder  4,5  °/o  der  Bevölkerung. 

Die  verausgabten  Beträge  waren 


a)  Gemeindeanneripdege 

b)  kirchliche  Armen  priese 

c)  private  Armenpflege  


1  275067  FL 
>  365  443  „ 
231070  m 
2871  580  Fl. 

Auf  1000  Mitglieder  einer  Kirchenge- 
meinde entfielen  auf  die 

«$£ 

a)  protestantische  Gemeinden   20,1  9,7 

b)  katholische  Gemeinde         81,1  27, — 

c)  altkatholische  Gemeinde     116,4  — 

d)  jüdische  Gemeinde            39,4  33. 1 

Von  100  G  lüden  Kostenaufwand  der 
kirchlichen  Armenpflege  entfielen  auf  die 

a)  protestantische  Anstalten        44,80  FL 

b)  katholische  „  34,89  „ 
I    c)  altkatholische       „  0,12  „ 

d)  niederl.  jüdische   „  17,02  „ 

e)  portng.      „        „  3,17  * 


Von  100  Gulden  Gesamtausgaben 
die  Armenpflege  entfielen  auf  die 

1.  Gemeindearmenpflege    44,40  FL 

2.  kirchliche  Armenpflege  47,55 


für 


3.  private  Armenpflege  8,05 


r 
- 


Literatur:  J.  de  Botch- Kemper.  Gt-tchied- 
htndig  rmdtnotk  naar  de  armoede  in  ont  rader- 
land,  Haar  lern  1851.  —  A.  Emminghnu«, 
Da»  Armenweeen  und  die  ArmengeteUgebung  in 
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europäischen  Sututen,  Berlin  IS  70.  —  G. 
Kotzing  er,  Geschiente  der  kirchliehen  Armen- 
pflege,  Freiburg  18*4.  —  H.  Smltwaert,  Het 
aandeel  van  den  Staat  in  de  rertorging  der 
armen,  Utrecht  1S9S.  —  H.  Goeman  Bor- 
ge*lu«,  A.  F.  K.  Hartogh,  J.  F.  1~  Blan- 
kenberg, JI.  «7.  de  Dompterre  de  Chau- 
fepii,  R.  J.  H.  Patyn,  Het  rraagstuk  der 
armenvenorging ,  Amsterdam  1895  (herausge- 
geben  vom  Gemeinnützigen  Veretn).  —  Versl'iQrn 
aangaande  de  rerriehtingen  van  het  armbcMuttr, 
lJfSi — 1894  (Jahresberichte  der  Regierung).  — 
Annuaire  statistique  d*  Ig  ville  d' Amsterdam 
pour  189S,  2*  Ihirtie:  l'usttisUince  et  In  bienfai- 
»(iure  «2  Amsterdam,  Amsterdam  1897  (heraus- 
gegeben vom  städtitchrn  statistischen  Amt).  — 
Ph,  Falkenburg,  Ife  armentorg  te  Amster- 
dam, Amsterdam  1893.  —  Verleibe,  De  ar- 
mentorg te  Rotterdam,  Amsterdam  1896.  — 
Derselbe,  JJe  armcntorg  te  's-Gravenhage, 
Amsterdam  1897.  —  J.  H.  van  Zanten,  De 
armenxorg  te  Groningen,  Amsterdam  i.S'I/?.  — 
H.  Smistmert,  De  armentorg  te  Utrecht,  Ams- 
terdam 1896  (die  5  letztgenannten  Arbeiten  her- 
ausgegeben rom  Verein  für  Nationalökonomie 
und  Statistik).  Ph.  Falleenburg. 


X.  Armengesetzgebnng  in  Schweden 
und  Norwegen. 

1.  Die  schwedische  Gesetzgebung.  2.  Die 
norwegische  Gesetzgebung.  3.  Erwerb  und 
Verlust  des  Heimatrechta.  4.  Umfang  der  Un- 
terstätzungspflicht. 5.  Verwaltungsorgane  und 
Kosten.  6.  Ausübung  der  Armenpflege.  Lägd- 
systeni.   7.  Statistik. 

1.  Die  schwedische  Gesetzgebung. 

Nach  dem  altgermanischen  Rechte 
überhaupt  war  die  Unterstützung  von  Per- 
sonen, die  sieh  nicht  selbst  unterhalten 
konnten,  in  erster  Linie  eine  Pflicht  der 
Verwandten  (»Aett«,  Sippe).  Die  Ver- 
pflegung der  Armen,  die  nicht  nuterstütznngs- 
pflichtige  Verwandte  hatten ,  wurde  in 
Schwedon  wahrend  des  Mittelalters  haupt- 
sächlich als  eine  kirchliche  Angelegenheit 
sufgefasst.  Mit  der  Reformation  fiel  sowohl 
der  für  die  Fürsorge  der  Annen  früher  ab- 
gehaltene Bruchteil  des  Zehnten  (*;»)  als 
auch  die  Armenpflege  der  Klöster  hinweg. 
Das  Bedürfnis  einer  Organisation  der  Armen- 
pflege von  Staatswegen  musste  sich  daher 
bald  dringend  geltend  machen.  Die  Kirchen- 
ordnung vom  Jahre  1571  deutete  schon  das 
Princip  der  Unterstützungspflicht  der  Kirch- 
spiele an ;  in  bestimmteren  Ausdrücken  aber 
wurde  dasselbe  erst  durch  die  Bottlerord- 
nung  von  1642  aufgestellt,  wozu  im  Kirchen- 
gesetze von  1686  der  Grundsatz  der  Bei- 
tragspflicht sämtlicher  Bewohner  der  Kirch- 
spiele hinzugefügt  wurde.  Nebst  diesen 
und  anderen  Anordnungen  zur  Regelung  der 
Armenpflege  beschäftigte  sich  die  Gesetz- 
des  17.  und  18.  Jahrhunderts  mit 


Veranstaltungen  gegen  die  Bettlerplage  (Be- 
schränkung der  Bettelei  binnen  der  Grenzen 
des  Kirchspiels,  Errichtung  von  Zwangsar- 
beits-  und  Korrektionshäusern  etc.).  Durch 
eine  Verordnung  von  1788  wurde  den  Kirch- 
spielen das  wichtige  Recht  gegeben,  nicht 
völlig  arbeitsfähigen  Personen  die  Ansiede- 
lung innerhalb  des  Bezirkes  zu  verwehren, 
ein  Recht,  das  bis  zur  Armenverordnung 
vom  25.  Mai  1847  unaufgehoben  verblieb. 
Die  letztgenannte  Verordnung  hatte  deu  Er- 
werb des  Heimatsrechts  durch  dreijährigen 
Aufenthalt  aufgestellt ;  aber  mit  einer  neuen 
Verordnung  von  1853  wurde  zum  älteren 
Princip  der  Unterstützungspflicht  des  Kirch- 
spiels jedem  steuerpflichtigen  Bewohner 
gegenüber  zurückgekehrt.  Die  gegen- 
wärtig geltende  Armenorduung  vom 
.9.  Juni  1871  (mit  Novellen  besonders  vom 
'l.  Juni  1883:  12.  Juni  1885;  13.  Juli  1887; 
22.  März  1889;  16.  November  1889:  18.  Mai 
1894  :  31.  Dezember  1894)  hat  einigermassen 
die  obligatorische  Armenpflege  beschränkt, 
hat  sich  aber  nicht  weit  von  den  Principien 
der  genannten  älteren  Verordnungen  entfernt 
2.  Die  norwegische  Gesetzgebung. 
Während  man  nach  dem  isländischen 
Rechte  eine  ziemlich  wohlgeordnete,  den 
Gemeinden  (»hreppr«)  obliegende  Armen- 
pflege kannte,  die  auch  nach  der  Einführung 
des  Christentums  seinen  hauptsächlich  weit- 
lichen Charakter  behauptete,  findet  man  in 
den  altnorwegischen  Gesetzen  nur  spär- 
liche Andeutungen  einer  solchen  kommu- 
nalen Armenpflege.  Arme,  die  nicht  unter- 
stfltzungspflichtige  Verwandte  hatten,  sollten 
von  den  Bauern  der  Gemeinde  nach  «lern 
System  des  Reihezugs  (*flutning«  später 
»  Lä  gd  <  )verpflegt  werden,  und  zurVersorgung 
der  auf  diese  Weise  nicht  verpflegten  Armen 
wurde  etwa  vom  Anfange  des  13.  Jahrhunderts 
ein  viertel  des  damals  eingeführten  Zehnten 
(»Bondelod«  Bauernanteil )  verwandt.  Auf 
diesen  Grundlagen  hatte  das  norwegische 
Armenwesen  in  den  letzten  Jahrhunderten 
des  Mittelalters  eine  verhältnismässig  hohe 
Stufe  erreicht,  wenngleich  seine  Vorzuge  im 
Vergleich  mit  den  damaligen  Zuständen  in 
anderen  I  Andern  —  besonders  von  fremden 
Verfassern  —  übertrieben  sind.  Die  ganze 
Ordnung  geriet  nach  dem  Verluste  der  Selb- 
ständigkeit des  Landes  und  nach  der  Ein- 
führung der  Reformation  in  vielen  Bezie- 
hungen in  Verfall.  Der  Bauernanteil  des 
[Zehnten,  der  in  dem  16.  Jahrhundert  erst 
leingezogen  wurde,  wurde  nur  in  einzelnen 
Landdistrikten  wieder  den  Bauern  zur 
l  Versorgung  der  Armen  zurückgegeben,  war 
1  aber  in  der  ersten  Hälfto  des  17.  Jahrhun- 
derts ganz  weggefallen.  Dies  war  auch  in 
[den  Städten  der  Fall,  und  in  denselben 
wurden  nach  der  Reformation  die  nicht  in 
:  den  Spitälern  unterhaltenen  Armen  durch  eine 
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Armenkasse  versorgt,  deren  Einkünfte  von 
Spenden  und  Strafgeldern  bestanden.  Die 
Verteilung  wurde  von  Diakonen  besorgt. 
Um  die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts 
wunle  durch  königliche  Verordnungen  (be- 
sonders Anordnung  vom  2.  Dezember  1741  und 
Reskript,  vom  2.  November  1742)  da»  öffent- 
liche Armenwesen  auf  Zwangsbeitrage  ge- 
gründet und  der  herrechenden  Zeitauffassung 
gemäss  von  neuem  organisiert.  Die  Müßig- 
gänger und  Bettler  sollten  in  Zwangsarbeits- 
und  Korrektionshauseni  unterbracht  wer- 
den, die  ohne  eigene  Schuld  Verarmten  ent- 
weder von  den  Bauern  der  Gemeinde  durch 
die  herkömmliche  Ijägdeinrichtung  verpflegt 
oder  durch  Beitrage  der  anderen  Bewohner 
der  Gemeinde  mit  Geld  oder  Naturalien 
unterstützt  werden.  Zwei  Gesetze  vom  20. 
September  1845  änderten  und  verbesserten 
das  Annenwesen  der  Städte  und  der  Land- 
gemeinden in  vielen  Beziehungen,  gaben 
aber  durch  ihre  Redaktion  zu  der  Auffassung 
Anlas«*,  dass  die  Armen  ein  subjektives  Recht 
zur  Unterstützung  besässen;  dadurch  aber 
wuchs  in  bedenklicher  Weiso  die  Armenlast. 
Als  auch  andere  Mangel  bei  der  praktischen 
Ausübung  der  Gesetze  von  1845  ins  Licht 
traten,  wurden  dieselben  durch  das  Gesetz 
vom  6.  Juni  1803  l>eseitigt,  welches  die 
Grundlage  des  gegenwärtigen  gesetzlich  ge- 
ordneten norwegischen  Armenwesens  bildet 
(einige  Zusätze  und  Verändemngcn  durch 
Gesetze  vom  14.  Juni  1884;  14.  Juni  1890; 
6.  Juü  1892;  10.  Juli  1894;  27.  Juli  1896). 

8.  Erwerb  und  Verlast  des  Heimat- 
recht«.  Neben  sehr  bedeutenden  Verschie- 
denheiten bietet  die  schwedische  und  die 
norwegische  Armengesetzgebung  auf  wich- 
tigen Punkten  eine  so  grosse  l Übereinstim- 
mung dar,  dass  es  am  zweck  massigsten  er- 
scheint, die  beiden  einheitlich  zu  behandeln. 

In  beiden  lindern  liegt  die  allge- 
meine Verpflegungspflicht  den  Ge- 
meinden ob,  und  da  das  Princip  der  Frei- 
zügigkeit in  Norwegen  von  Altera  her  und 
in  Schweden  mit  der  Armen  Verordnung  von 
1847  anerkannt  ist,  giebt  es  für  die  Ge- 
meinden kein  Mittel,  sich  gegen  die  Nietler- 
lassung  solcher  Personen  zu  schützen,  die 
möglicher-  oder  wahrscheinlicherweise  der 
Annenpflege  anheim  fallen  werden.  Jeder 
Staatsangehörige  hat  entweder  soine  ur- 
sprüngliche, mit  derjenigen  der  Eltern 
zusammenfallende  oder  nach  vollendetem 
15.  Altersjahre  seine  erworbenelleimat- 
ge  mein  de,  die  unter  den  legalen  Voraus- 
setzungen unterstützungspflichtig  ist.  Diese 
crworbenelleiraatgemeinde  ist  in  S  c  h  w  e  d  e  n 
diejenige,  in  welcher  der  bedürftige  schwe- 
dische Staatsangehörige  zuletzt  seinen  Wohn- 
sitz gehabt  hat  und  woselbst  er  in  die 
Matrikel  der  Steuerpflichtigen  eingeführt  ist 
oder  sein  sollte.  Hat  er  sich  jedoch  während 


der  Dauer  von  mindestens  5  Jahren  aua*ter- 
I  halb  eines  l'nterstfitzungswohusitzes  aufge- 
i  halten,  so  kann  nach  erfolgter  Priifung  dor 
Billigkeitsgründe  der  Gemeinde  ein  Beitrag 
vom   Staate  geleistet   werden.  Ueberdie» 
U'hält  der  Neuanziehende,  der  binnen  emeni 
Jahre  in  der  Niederlassungsgemoinde  unter- 
stützungsbedürftig wird  oder    im  letzten 
Jahre  vor  der  Niederlassung  Unterstützung  er- 
halten hat,  sein  früheres  Heimatrecht.  InNor- 
wegen  dagegen  wird  das  Heimatrecht  erst 
I  durch  zweijährigen  ununterbrochenen  Aufent- 
i  halt  in  der  Gemeinde  erworben.    Nach  dem 
Gesetz  vom  27.  Juli  1896  kann  das  Heimat- 
|  recht  von  dem  Ausländer  nicht  erworben 
I  werden.    Verloren  geht  nach  norwegischem 
!  Rechte  das  Heimatrecht  nicht  durch  die 
blosse  Abwesenheit,  sondern  erst  durch  Er- 
werb einer  anderen  Heimat.  Nach  erreichtem 
60.  (Schweden)  bezw.  62.  (Norwegen)  Lebens- 
jahre wild  der  zur  Zeit  erworbene  Unter- 
stützungswobnsitz  nicht  verloren  und  ein 
neuer  nicht  erworben. 

Die  Gemeinde,  in  doreu  Bezirk  die  Hilfs- 
hedürftigkeit  eintritt,  ist,  auch  wenn  sie 
nicht  die  Heimatgemeinde  ist.  zur  vorläu- 
figen Unterstützung  verpflichtet  gegen  die 
ganze  oder  teilweise  Erstattung  der  dadurch 
erwachsenen  Kosten  von  seiten  der  Hcimat- 
gemeinde.    In  solchen  Fällen  sind  sowohl 
die  vorläufig  unterstützende  als  die  heimat- 
liche Gemeinde  bedingungsweise  zur  Heim- 
sendung bezw.  Heimholung  der  betreffen- 
den Armen   berechtigt.     Die   Kosten  der 
Heimsendung  werden  von   der  Heimatge- 
meinde getragen.     Wird  vorläufige  Unter- 
stützung in  einem  der  zwei  Länder  einem 
i  in  dem  anderen  Ijande  Hei  matherech  tigten 
I  geleistot,  so  soll  die  Erstattung  durch  die 
|  Ijandesregiemngen  vennittelt  wenlen.  Hilfs- 
bedürftige Ausländer  können  nach  ihrem 
Heimatland  zurilckgeschickt  wenlen. 

Für  Armenstroitsachen  zwischen 
Gemeinden  ist  in  Norwegen  dor  Rechts- 
weg angewiesen,  wenn  nicht  entweder  die 
Parteien  sich  über  die  Entscheidung  des 
Streits  durch  Schiedsspruch  des  Kirchen- 
ministcriums  vereinigen  oder  —  in  Weineron 
Streitsachen  —  die  eine  Partei  einen  solchen 
Schiedsspmch  verlangt  In  Schweden  ist 
für  solche  Streitigkeiten  folgender  Instanxen- 
zug  angeordnet:  der  »Landshöfding«  (die 
obere  provinzielle  Verwaltungsbehörde)  und 
das  Kammergericht 

4.  Umfang  der  Unterstützungspflicht. 
Die  Verpflichtung  zur  öffentlichen  Armen- 
pflege umfasst  in  Schweden:  arme  Kinder 
(bis  zum  15.  Lebensjahre),  altersschwache 
kranke  oder  sonst  arbeitsunfähige  Arme,  in 
Norwegen:  unbedingt  verwaiste  Kinder 
und  Irrsinnige,  und  wo  die  Armenbehörde 
es  als  notwendig  erachtet,  auch  Alters- 
schwache, Gebrechliche  und  Kranke.  Ein 
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subjektives  Hecht  zur  Unterstützung  wird 
nicht  anerkannt. 

Die  Unterstützungspflicht  wird  durch  die 
Alimentationspflicht  der  nächsten  Verwandten 
d.  h.  der  Eltern,  der  Kinder  und  der  Ehe- 
leute (in  Schweden  des  Ehemannes)  begrenzt. 
Daneben  sind  in  Schweden  die  Hausherren 
für  die  Verpflegung  ihrer  Dienstleute  und 
Arbeiter  und  deren  Frauen  und  zu'  Hause 
wohnenden  minderjährigen  Kinder  verant- 
wortlich. In  Norwegen  ist  der  Hausherr 
nur  seine  Dienstleute  während  Krankheit 
von  kurzer  Dauer  zu  verpflegen  pflichtig. 
An  der  Grenze  zwischen  privater  Armen- 
pflege und  der  Anordnung  besonderer  Ar- 
menverbände liegt  in  Schweden  die  Unter- 
stützungspflicht der  Juden  ihren  Glaubens- 
genossen gegenüber,  die  Verpflegung  der 
Seeleute  und  ihrer  Familien  durch  die  so- 
genannten »Sjömanshus«  (Schiffahrtsbe- 
hörden,  denen  gewisse  Schiffzölle  zu  diesem 
Zwecke  angewiesen  sind)  etc.  und  ebenfalls 
in  Norwegen  die  Pflicht  der  Bergwerke 
und  das  Recht  anderer  grösserer  Werke, 
eigene  Armendistrikte  zu  bilden. 

Ausnahmsweise  liegt  die  Unterstützungs- 
oder Verpflegungspflicht  nicht  den  Gemein- 
den, sondern  dem  Staate  ob,  zum  Beispiel 
im  Falle  der  Unterstützungsbedürftigkeit  ge- 
worbener Militärpersonell  oder  Ausländer, 
oder  wenn  die  Ortsaugehörigkeit  nicht  fest- 
gestellt werden  kann.  In  den  norwe- 
gischen Landdistrikteu  werden  von  den 
Verpflegungskosten  der  Geisteskranken, 
welche  besonderer  Pflege  bedürftig  sind, 
*no  von  dem  Staate,  "/io  regelmässig  von 
der  » A  m  t  s  k  o  m  m  u  n  e «  (der  mit  dem 
Regierungsbezirke  zusammenfallenden  Pro- 
vinzialgemeindc)  getragen  (Gesetz  vom  27. 
Juni  1891). 

5.  Verwaltungsorgane  und  Kosten. 
In  Schweden  fallen  die  Armenbezirke 
mit  den  Gemeinden  zusammen,  während  in 
Norwegen  die  Gemeinde  in  mehrere  selb- 
ständige Armen  verlande  oder  Ortsbezirke, 
jeder  regelmässig  ein  Kirclispiel  umfassend, 
geteilt  werden  kann.  Der  Unterschied  ist 
jedoch  hauptsächlich  von  formeller  Bedeu- 
tung, indem  in  beiden  Ländern  der  Armen- 
bezirk rücksichtlich  der  Verteilung  der  Ar- 
menlast in  kleinere  Kreise  geteilt  werden 
kann.  Die  Gemeinde  bleibt  jedoch  anderen 
Gemeinden  gegenüber  für  die  Unterstützung 
ihrer  Armen  verantwortlich  und  muss  die 
Kosten  der  Verpflegung  derjenigen  Armen 
tragen,  welche  zwar  in  der  Gemeinde,  da- 
gegen nicht  in  irgend  einem  der  Ortsbezirke 
bezw.  Kreise  derselben  ihren  Unterstüteungs- 
wohnsitz  erworben  haben. 

Die  Verwaltung  der  öffentlichen 
Armenpflege  ist  in  den  schwedischen 
Landkoinmuncn  der  Gemeindebehörde  über- 
trafen, jedoch  kann  durch  Gemeindebeschluss 


eine  liesondere  Armendeputation  gebildet 
werden,  die  wenigstens  aus  3  Mitgliedern 
bestehen  muss.  Iii  den  Städten  ist  die  Or- 
ganisation der  Armenbehörde  der  Gemeinde 
selbst  überlassen,  muss  jedoch  wenigstens 
aus  5  Mitgliedern  bestehen.  Der  Ortspre- 
diger oder  sein  Vertreter  ist  zur  Teilnahme 
befugt. 

In  Norwegeu  wird  in  jedem  Armen- 
bezirk die  Verwaltung  der  Armenpflege  von 
einer  Armenkommission  geleitet,  die  aus  dem 
Ortsprediger  und  von  dorn  Gemeindevorstand 
gewählten  Mitgliedern  besteht  und  die  selbst 
ihren  Vorsitzenden  erwählt  In  den  Städten 
soll  regelmässig  eine  Magistratsperson  als 
Vorsitzender  der  Armeskommission  fungieren. 
Während  die  Entscheidung  der  Budgetange- 
legenheiten dem  Gemeiodovorstaud  zusteht, 
ist  der  Armenkommission  die  Anweudung 
der  bewilligten  Summen  und  die  Ausführung 
dei'Gemeindebeschlüsse,überhaupt  die  direkte 
Verwaltung  der  Armenpflege  zugewiesen. 
Zur  Förderung  der  Aufsicht  über  die  Armen 
kann  der  Bezirk  in  Unterbezirke  geteilt 
werden,  in  welchen  ein  in  dem  Unterbezirk 
wohnendes  Mitglied  der  Armenkommission 
die  Aufsicht  führen  soll  und  zu  dessen  Bei- 
stand Armenanfseher  (»Rod eines tre«)  an- 
gestellt werden  können.  Alle  Gemeiudemit- 
glieder  sind  zur  Uebernahme  der  olienge- 
nannten  unbesoldeten  Aemter  verpflichtet. 
Der  Gemeindevorstand  kann  auch  besoldete 
Armenämter  bilden.  In  einigen  Städten  ist 
das  Elberfelder  System  versucht  worden, 
meistens  doch  uicht  mit  grossem  Erfolge. 

Die  Kosten  der  Armoupflege  wer- 
den, insofern  sie  nicht  durcn  Stiftungen, 
Geldbussen,  Gaben  und  dergleichen  gedeckt 
werden,  in  beideu  Ländern  durch  Steuern 
bestritten.  Diese  Steuern  sind  in  Schweden 
zunächst  eine  Kopfsteuer,  wozu,  wenn  not- 
wendig, ein  Zuschlag  der  gewöhnlichen 
Kommunalsteuer  kommt.  In  Norwegen 
wird  nach  der  Kommunalsteuerordnung  vom 
Jahre  1882,  falls  die  Gemeinde  auch  den 
Armenbezirk  bildet,  keine  tasondere  Armen- 
steuer erhoben,  sondern  die  Ausgaben  dos 
Armenbudgets  werdeu  von  den  gewöhn- 
lichen Kommunalsteuern  getragen.  Zur  Ver- 

S flegung  der  Armen  können  jedoch  auch 
'aturalleistungen  oder  Einquartierung  der 
Armen  (»Lägd«  s.  unten)  den  Steuerpflich- 
tigen auferlegt  werden,  welche  Auflagen 
nach  Taxen  geschätzt  und  von  den  Geld- 
I  steuern  des  Leistenden  abgezogen  werden; 
|  würde  der  Geldwert  der  Leistung  den  Steuer- 
|  betrag  des  Leistenden  übersteigen,  so  wird 
ihm  die  Differenz  in  Geld  ausbezaldt 

6.  Ausübung  der  Armenpflege.  LBgd- 
systeni.  In  beiden  lindern  ist  die  Art 
und  Weise  der  Verpflegung  oder 
Unterstützung  hauptsächlich  den  Ge- 
meinden selbst  überlassen.    In  der  s  c  h  w  e  - 
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d  i  8  c  h  e  n  Armenonlnung  ist  nur  für  verlassene 
Kinder  vorgesohrieten,  «lass  sie  nicht  allein 
verpflegt  werden,  sondern  aueh  christliche 
Auierziehung  und  Unterricht  gemessen  sollen. 
Die  Vorschriften  der  norwegischen  Ge- 
setze gehen  mehr  auf  die  Einzelheiten  «1er 
Armenverpflegung  ein.  was  tasonders  durch 
das  hier  angewandte  alte  System  des  Natural- 
quartiers  und  ReüV'Zugs(»Lägd«)  notwendig 
gemacht  worden  ist. 

Dieses  System,  in  den  anderen  skandi- 
navischen Ulndern  — -  und  auch  anderswo 
—  freilich  nicht  völlig  unbekannt  (in  Schweden 
nur  in  einigen  an  Norwegen  grenzenden 
Distrikten),  ist  aber  auf  dem  Lande  in  Nor- 
wegen in  besonderem  Grade  ausgebildet 
und  bedarf  um  so  mehr  einer  kurzen  näheren 
Besprechung,  als  die  Erfahrungen  in  Nor- 
wegen die  allgemeine  Verwerfung  dieses 
Systems  als  ein  unl>edingt  schädliches  — 
allerdings  nach  den  norwegischen  Verhält- 
nissen nicht  berechtigen.  —  Dieses  relativ 
glinstige  Urteil  hat  die  Lägdseinrichtung 
in  Norwegen  zum  Teil  derjenigen  Vorschrift 
zu  verdanken,  welcher  zufolge  kleine  Kinder, 
Kranke  und  Irrsinnige,  überhaupt  Arme, 
die  sieh  nicht  seilest  warten  können,  nie 
durch  den  Reihezug,  sondern  nur  in  Fami- 
lien freiwilliger  Pfleger  untergebracht  werden 
dürfen.  Aeltere  Kinder  sollen  wenigstens; 
womöglich,  mehrere  Jahre  hindurch  hei 
demselben  L  ä  g  d  s  erstatter  verbleiben. 
Andere  kranke,  gebrechliche  und  alters- 
schwache Arme  köuncn  in  Lägd  gelegt 
werden  entweder  dergestalt,  dass  der  Pfleg- 
ling das  ganze  Jahr  hindurch  auf  demsell>en 
verpflichteten  Hofe  einquartiert  wird  (>A  a  r  s- 
läg«U,  Jahrcslägd),  ein  Verhältnis,  «las 
oftmals  jahraus  jahrein  fortgesetzt  wird, 
oder  auf  die  Weise,  dass  die  Verpflegung 
eines  Armen  auf  einen  gewissen  Kreis  ver- 
pflichteter Höfe  verteilt  wird,  von  welchen 
jeder  einen  Teil  des  Jahres,  einer  bestimmten 
Reihenfolge  gemäss,  den  Pflegling  (den 
»Lägd s lein«  d.  h.  Lägdsglied)  annehmen 
und  verpflegen  soll  ( »Om  gangslägd« , 
Keihezug).  Es  ist  bei  der  Anordnung  dieser 
Kreise  zu  beobachten,  dass  die  Armen  so 
selten  wie  möglieh  zum  Umziehen  genötigt 
werden  sollen.  Von  der  Seite  der  Armen- 
komraission  und  der  Armenaufseher  soll 
eine  genaue  Kontrolle  mit  der  Verpflegung 
in  den  Lägden  geführt  werden.  Giebt 
die  Verpflegung  zu  berechtigten  Beschwerden 
AnJass,  so  kann  die  Annenkommission  den 
betreffenden  Armen  auf  Kosten  des  ver- 
pflichteten Hofbesitzers  verpflegen  lassen. 

Auf  die  nähere  Argumentation  für  und 
gegen  die  Lägdseinrichtung  werden  wir 
uns  hier  nicht  einlassen.  Hat  dieselbe  einer- 
seits in  diesem  dünnbevölkerten  I^ande  mit 
den  teilweise  noch  erhaltenen  patriarchali- 
schen Sitten  bessere  Resultate  erwiesen,  als 


man  vielleicht  annehmen  möchte,  so  bietet 
sie  andererseits  Schattenseiten  dar,  in  Be- 
tracht deren  man  kaum  bedauern  darf,  dass 
diese  alte  Einrichtung  der  Naturalwirtschaft 
allmählich,  wenn  auch  langsam,  der  Gcld- 
wirtscliaft  unserer  Zeit  den  Platz  räumt. 
Dieses  Sinken  der  Verpflegung  durch  Lägd 
geht  atis  folgenden  Zahlen  hervor:  1806 
wurden  auf  diese  Weise  10114,  1885 
4496  und  1894  nur  2610  Personen  ver- 
pflegt. Im  Verhältnis  zur  Gesamtbevölke- 
rung des  Reiches  Itetmg  diese  Anzahl  1806 
0  pr.  Mille  und  zur  Bevölkerung  der  Land- 
distrikte (wo  diese  Verpflegungsart  alleio 
vorkommt)  7,1  pr.  Mille,  1885  bezw.  2.3 
und  2,9  pr.  Mille  und  1894  nur  l»ezw. 
1,2  und  1,7  pr.  Mille.  Im  Vergleich  mit 
der  Anzahl  der  im  gauzen  Reiche  und  in 
den  Landdistrikten  unmittelbar  unterstützten 
Armen  betrugen  die  ^Lägdslemmer  < 
180Ü  14,8  <Vo  und  18,8  °,o,  188".  0.7  und 
9.7  "  0  und  1894  3.2  und  4,9  °  o.  In  ziem- 
lich gleicher  Progression  steigt  die  Zahl 
der  ausverdingten  Armen. 

Die  Verpflegung  durch  Unterbringung  in 
Armenhäusern  und  derartigen  Anstalten  ist  in 
Schweden  allgemeiner  als  in  Norwegen.  So 
gab  es  von  solchen  Anstalten  in  S  c  h  w  e  d  e  n  i.  J. 
1895  eine  Anzahl  von  5397  (1580  Armenhäuser, 
214  Armenhöfe,  38  Arbeitshäuser,  16  Kinder- 
bewahranstalten  und  3543  kleine  »Armen- 
stuben«), in  denen  44404  Personen  «xler 
17,3°  0  der  sämtlichen  unterstützten  Armen 
verpflegt  wurden  (davon  9802  oder  3,8 
in  den  kleinen  »Armenstuben«  und  34  542 
«■nler  13,5  °,  o  in  anderen  Armenanstalten). 
In  Krankenhäusern  waren  in  demselben 
Jahre  0477  Personen  oder  2,5  °o  der  unter- 
stützten Armen  der  Verpflegung  teilhaftig. 
In  Norwegen  wurden  1.  J.  1894  in  Armen- 
häusern nur  2390  Personen  oder  von  den 
unmittelbar  Unterstützten  ca.  3  °/o  verpflegt. 
Seit  einiger  Zeit  ist  sowohl  in  Norwegen 
als  in  Schwedeu  die  Einführung  einer  neuen 
Art  ruraler  Armenverpflegung  versucht 
worden,  welche  darin  besteht,  dass  auf 
schon  angebauten  Höfen,  die  von  dem  Ar- 
menwesen  der  betreffenden  Landgemeinde 
zu  diesem  Zwecke  angekauft  werden,  soge- 
nannte >Fattiggärde«  d.  h.  Armenhöfe 
eingerichtet  werden.  Auf  diesen  Fattig- 
gärde  werden  die  Armen  verpflegt  \md 
hauptsächlich  mit  landwirtschaftlichen  Ar- 
beiten beschäftigt  Oewissermassen  ist  so- 
mit durch  diese  Einrichtungen  eine  Art 
Kombination  von  Verpflegungsanstalten  und 
den  in  den  letzten  Jahren  in  Deutschland 
errichteten  Arbeiterkoloniecn  hergestellt  wor- 
den. Die  Zahl  dieser  Anstalten  war  in 
Schweden  i.  J.  1895,  wie  schon  oben  er- 
wähnt, 214,  während  in  Norwegen  ent- 
sprechende statistische  Angaben  noch  vermisst 
werden,  aber  jedenfalls  die  Zahl  viel  kleiner  ist 
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Die  Armen  Verwaltung  ist  in  beiden  Län- 
dern berechtigt,  von  den  Unterstützten  die 
Erstattung  der  zur  Unterstützung  oder  Ver- 
pflegung —  in  Norwegen  nach  erreichtem 
15.  Jahre  —  aufgewandten  Kosten  zu  fordern. 
Ausserdem  hat  die  Armenverwaltung  in 
Norwegen  am  Nachlasse  dor  Insassen  der 
Armen-  und  Krankenhäuser  ein  Erbrecht, 
wenn  es  nicht  Intestat-  oder  testamentari- 
sche Erben  giebt,  also  dem  Staate  voran. 
Ueber  die  Unterstützten  steht  in  Schweden 
der  Armenverwaltung  hausväterliche  Gewalt 
zu,  und  dio  Armenbehörden  sind  berechtigt, 
den  arbeitsfähigen  Armen  Zwangsarbeit  an- 
zuweisen. In  Norwegen  ist  den  Armen- 
behörden nur  das  Aufsichtsrechl  über  die 
Unterstützten  eingeräumt.  Wo  die  Armen- 
kommission es  für  wünschenswert  erachtet, 
kann  sie  jedoch  auch  verlangen,  dass  der 
Unterstützte  unter  Vormundschaft  gestellt 
werde.  Nur  ausnahmsweise  kann  sie  die 
Unterstützten  in  Zwangsarbeitshäuser  ein- 
setzen lassen.  Eines  Rechtes,  Einspruch  gegen 
Eheschliessungen  der  Unterstützten  zu  thun, 
entbehren  durchaus  die  Armenbehörden  in 
beiden  Ländern. 

7.  Statistik.  Dass  die  Zahl  der 
unterstützten  Armen  im  Vergleich 
mit  der  Bevölkerung  in  beiden  Ländern, 
besonders  aber  in  Norwegen,  eine  verhält- 
nismässig sehr  grosse  ist,  wird  aus  der 
folgenden  Tabelle  hervorgehen,  in  welcher 
die  abweichenden  Berochnungsmethoden  der 
schwedischen  und  der  norwegischen  Armen- 
statistik, soweit  möglich,  in  Uebereinstimmung 
gebracht  sind.  Es  sei  bemerkt,  dass  unter 
»unmittelbar  Unterstützten*  hier  weder  die 
Frauen  der  unterstützten  Männer  noch  die 
minderjährigen  Kinder  der  unterstützten 
Hausarraen  inbegriffen  sind. 


Insofern  man  auf  die  ältere  Armensta- 
tist ik  vertrauen  darf,  scheint  es  indessen, 
als  sei  die  Prozentzahl  der  Unterstützten 
in  den  letzten  30  Jahren  in  Norwegen  etwas 
gesunken,  während  dieselbe  in  Schweden 
eine  steigende  Tendenz  gehabt  hat. 

Der  Gesamtaufwand  der  örtlichen 
i  Armenpflege  betrug  inSchwedenLJ.  1895 
j  12  169  000  Kronen  und  der  Durchschnitts- 
aufwand  für  einen  Unterstützten  (wobei 
1  sämtliche  unmittelbar  und  mittelbar  unter- 
'  stützten  Armen  mit  berechnet  sind)  47,73 
1  Kr.  (53,93  Reichsmark) ,  nämlich  in  den 
Landdistrikten  44,39  Kr.  (50,16  M.)  und  in 
den  Städten  54,25  Kr.  (61,30  M.).  Dieser 
Durchschnittsaufwand   ist  allmählich  ge- 
stiegen und  betrug  z.  B.  1881  37,5  Kr. 
(in  den  I>anddistrikten  31,1  Kr.  und  in  den 
Städten  58,7  Kr.). 

Verteilt  man  den  Gesamtaufwand  auf 
die  unmittelbar  Unterstützten  (s.  oben),  so 
kommt  auf  jeden  solchen  i.  J.  1895  ca.  77 
Kr.  (87  M.). 

Die  Armenlast  im  Vergleich  mit  der 
Bevölkerung  geht  aus  der  folgenden  Be- 
rechnung hervor: 

Von  dem  Aufwand  der  Armenpflege  fiel 
in  den  Jahren: 


188t; 


1895 


auf  jeden 
I  Einwohner: 

des  Reichs    1,96  Kr.  (2,20  M.)  2,47  Kr.  (2,79  M.) 


der  Laaddis- 
trikte 1,44 
„    Städte  4,42 


„  («,62  „  )  1,91  „  (2,16  „] 
„  (5,oo  „  )  4,70  „  (5,31  „  ) 


) 


Unmittelbar 
unterstutzte 

Sämtliche 
unterstützte 
Arme 

Anzahl 

Prozent 
d.  Bevöl- 
kerung 

'Prozent 
Anzahl  d.Bevöl- 
1  kerung 

In  den  Land- 
distrikten 

Sch  we 
1 10  885 

den  (1« 

2,8 

iö). 

170  148 

4,3 

In  den  Städten 

46  804 

4,8 

S6  447 

8.7 

Im  Reich 

In  den  Land- 
distrikten 

157689 

Nor1 
18, 

3,2 

«regen. 
94 

256  595 

5,2 

90 

53  365 

3,5 

U0809 

7,2 

In  den  Städten 

27  384 

5,4 

54807 

Im  Reich 

80  749 

3,9 

165  538 

8,3 

Also,  wie  man  sieht,  eine  ganz  beträcht- 
liche Steigerung: 

In  Norwegen  betrug  der  Gesamtauf- 
wand der  örtlichen  Armenpflege  und  der 
Durchschnittsaufwand  fflr  einen  Unterstützten 
in  folgenden,  für  die  Schwankungen  typischen 
Jahren : 

1878  4632208  Kr.  und  34,0  Kr.  (38,2  M.) 
1878  5601870  „  ,.  43,0  „  (48,3  „) 
1885  5813433  „  „  38,7  „  143,5  „) 
1890   6.63508  „     „    37,2   „   (42,o  „) 

Im  letztgenannten  Jahre  betrug  der 
1  Durchschnittsaufwand  in  den  Landdistrikten 
32,7  Kr.  und  in  den  Städten  47,6  Kr.  Ver- 
teilt man  den  Gesamtaufwand  auf  die  un- 
mittclbar  Unterstützten  (s.  oben),  so  kommt 
auf  jeden  solchen  1890  ca.  84  Kr.  (95  M.) 
und  1894  ca.  85  Kr.  (90  M.).  Von  dem 
Aufwände  der  Armenpflege  fiel  in  Norwegen 
in  den  Jahren: 


1885 


1894 


auf  jeden  Ein- 
wohner : 

des  Reichs  3,0  Kr.  (3,3  M.)  3,4  Kr.  (3,8  M.) 
der  Landdis- 

trikte      2,2   „  (2,6  „)  24   „   (2.7  „1 

„   Städte     5,7    „   IM  „)  5,9   „   (6,7  „) 
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Litterator:  Für  beide  Länder:  H.  Blomberg,  l 

Den  nordiska  förvaltningsrätten  (Das  nord.  Ver- 
waltungsrecht) II,  1  &  SOG  ff.,  Kjöbenhaen  1S87. 
—  Karl  v.  Amlra,  Xordgermanischrs  Obtiga- 
tionmreeht  I,  S.  ?50ff.  II,  S.  907 ff.,  Isipzig  188i 
und  1896.  —  Kür  S  r  h  jc  r  d  e  n  :  Th,  Rabe- 
nitm,  Handbolc  i  Srcrigc*  gilllande  Jörwall- 
»ingsriitt  (Handbuch  des  geltenden  schwedischen 
Vrrwaltungsrechts),  II,  S.  129 ff,  l'peala  1871.  — 
O.  Broome",  <hn  svenska  allmiinna  fattigrärds- 
lagstifiningen  (  Von  dem  allgemeinen  schwedischen 
Armenrechie),  Lund  1856.  —  Für  Xorwr. gen: 
T.  II.  AachehouQ,  Dt  norskt ■  Kommune  rs  Bets/or- 
fittning  förl8T7.  (Die  Keehtsrerfnssung  der  wnrwe- 
gischen  Kommunen  rorl8S7),  Kristiania  1897, pas- 
rrim.  —  K'.  H.  Dahl,  I^anddistrikterncs  Kommunal- 
/orfatning  (Die  Kommunaherfassung  der  Land- 
distrikte), Kristiania  18XX,  S.SSt(f.  —  H.  YoM, 
Om  Fattigforsorgclsens  historiskc  Udvikling  (Von 
der  gesehirhtliehen  Entirickelunq  der  Artnrnpflege), 
Kristiania  188S.  —  Statistik:  Bidrag  Iii 
Sreriges  ojßcicla  Statistik  V  Kommunenas  Faltig- 
vartl  oeh  Finanser  XXII  Jür  ar  1*95  (Beiträge 
sur  offiziellen  Statistik  Schirr  den* ;  die  Armen- 
pflege und  Finanzen  der  firmelnden  für  das 
Jahr  189ü),  Storkholm  1897.  —  Xerqrs  nfficielle 
Statistik,  FattigrtatSstik  Jor  1894  (7*>  offltirllc 
Statistik  Xoru-eqeiis,  Die  Armenstfitislik  für  1S94) 
Kristiania  1897. 

Kristiania.  Breüo  Morgensterne. 


XI.  Armetigesetzgebung  in  der 
Schweiz.*) 

I.  Grundzttge.  II.  Öffentliche 
Armenpflege.  A.  Die  Gemeinden.  1. 
Das  Ort«btirgerprincip.  2.  Das  Territorial- 
princip.  3.  Freiwillige  Armenpflege.  B.  Der 
staat  (Kanton).  <\  Die  hidgenossen- 
schaft  (Bund).  III.  Art  und  Mass  der 
Fürsorge.  IV.  Wanderweseu  und  Ver- 
pflegungsBtationen. 

I.  OruniUfige. 

Das  schweizerische  Annenwesen  ist  in 
den  deutschen  Kantonen  mit  Ausnahme  von 
Hasel-Stadt  der  germanischen,  in  den  franzö- 
sischen Kantonen  der  romanischen  Reehts- 
ontwiekelung  gefolgt ;  dementsprechend  voll- 
zog sich  in  den  orsteren  mit  der  Reformation 
der  Uebergang  zur  bürgerlichen  Armenpflege, 
wahrend  in  den  anderen  und  in  Hasel-Stadt 
es  bei  der  auf  stiftungsmassiger  Grundlage 
lK?ruhenden  freiwilligen  Armenpflege  zu- 
nächst sein  Bewenden  behielt. 


*)  Der  in  der  ersten  Auflage  des  Hand- 
wörterbuch» enthaltene,  von  dem  verstorbenen 
Freiberrn  von  Reitzenstein  herrührende  Artikel 
hat  einer  vollständigen  Umarbeitung  unterzogen 
werden  müsseu,  da  durch  die  neuen  Gesetze 
von  Bern  und  Basel  ein  wesentlicher  Teil  der 
bisherigen  Armengesetzgebung  verändert  wor- 
den ist,  auch  im  übrigen  mannitfacbt  Ver- 
änderungen stattgefunden  haben. 


Die  Bettelplage,  unter  der  nach  der  Re- 
formation allo  Länder  litten,  machte  sich  in 
der  Schweiz  dadurch  noch  besonders  fühl- 
bar, dass  gerade  die  Schweiz  zahlreiche 
Soldner  lieferte,  die  einmal  überhaupt  nicht 
in  ihre  Heimat  zurückkehrten  oder,  wenn 
sie  zurückkehrten,  sich  eines  sesshaften, 
arbeitsamen  Lebens  entwöhnt  hatten.  Mit 
dem  strengeren  Vorgehen  gegen  die  Bettler 
verband  sich  das  Bestreben  nach  Sesshaft- 
raachtmg.  Demgomäss  stellt  die  Tagsatzung 
von  Baden  1551  den  Grundsatz  fest,  das* 
künftig  jeder  Ort  und  jedes  Kirchspiel  seine 
Armen  erhalten  sollte.  Diesem  Grundsatz 
entsprach  die  Armenpflege  der  Gemeinden 
für  ihre  Angehörigen,  die  nach  und  nach 
durchgefülirt  wurde.  Neuerdings  sind  auch 
die  französischen  Kantone  Frei  bürg  (G.  v. 
17 

5j*  November  1869),  Waadtland  (G.  v. 

24]  August  1888),  Neuenburg  (G.  v.  23. 
Mär/.  1889)  und  der  Berner  Jura  (G.  v. 
22.  Sept. 

,v-.y—  1897)  nachgefolgt,  so  dass  nur  noch 

28.  Nov.        '       "  0 

Genf  und  Basel -Stadt  der  öffentlichen 
Armenpflege  entbehren,  wenn  auch  letzteres 
durch  die  weiter  unten  zu  erwähnenden  tie- 
setze einen  entscheidenden  Schritt  in  der 
Richtung  auf  die  öffentliche  Armenpflege 
gethan  hat.    Im  übrigen  hat  die  Entwicke- 
!  long  der  gesamten  schweizerischen  Armen- 
gesetzgebung mit  der  der  deutschen  Gesetz- 
gebung nicht  Schritt  gehalten.  Das  schweize- 
rische Armenrecht  ist  vielmehr  mit  ganz 
geringen  Ausnahmen  noch  hinter  der  Ge- 
setzgebung mit  streugem  Heimatrecht  zurück- 
geblieben, indem  es  nicht  die  Einwohner- 
oder Heimatgemeinde  im  weiteren  Sinne 
zur  Grundlage  der  Armenfürsorge  macht, 
sondern  diese  der  Bürgergemeinde  im  engsten 
Sinne,  d.  h.  der  bürgerliehen  Nutzungs- 
gemeinde  auferlegt   und  gleichzeitig  zur 
Armenpflege  nur  Bürger,  d.  h.  Angehörige 
der  bürgerlichen  Nutzungsgemeindo  zulässt. 
Damit  hängen  zwei  von  der  Armenpflege 
germanischer  1  Ander  abweicheude  sehr  be- 
merkenswerte Eigentümlichkeiten  zusammen : 
einmal,  dass  die  Armenpflege  dem  Bürger 
überall  hin  nachfolgt,  wo  immer  er  seinen 
Aufenthalt  genommnn  hat,  ob  in  dem  Heimate- 
kanton, ob  in  einem  anderen  Kanton  der 
Schweiz  oder  gar  im  Ausland.    Auf  der 
anderen  Seite  hat  der  Ausschluss  der  Nicht- 
bürger von  der  Armenpflege  die  Folge,  dass 
die  freiwillige  Liebesthütigkeit,  die  in  Deutsch- 
land die  öffentliche  Armenpflege  zu  ergänzen 
und  sich  mit  Bewusstsein  auf  die  Einge- 
sosseneu  zu  beschränken  pflegt,  in  erster 
Linie  sich  der  Nichtbürger,  der  sogenannten 
Niedergelassenen,  annimmt  Diese  Scheidung 
trat  selbst  in  den  Kantonen  mit  nichtöffent- 
licher Armenpflege  hervor,  so  dass  Genf  iu 
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Keinem  hospico  general 
seinem  Almosonamt 


und  Basel-Stadt  in 
ediglich  Ortsbürger 


unterstützen  ?  wälirend  in  Genf  das  bureau 
central  de  bienfaisance  in  der  Hauptsache, 
in  Basel  das  Institut  der  freiwilligen  Armen- 
pflege ausschliesslich  für  die  Unterstützung 
der  Niedergelassenen  und  Fremden  be- 
stimmt ist.  Eine  Ausnahme  von  dem  Orte- 
bürgerpriticip  bilden  die  Kantone  Bern  und 
Neuenburg,  obwohl  auch  liier  noch 
mannigfache  Beschränkungen  zu  Gunsten 
des  Ortsbürgerprincips  zugestanden  werden. 
Aber  abgesehen  von  der  Verschiedenheit 
der  gesetzlichen  Grundlage  ist  auch  die 
^tatsächliche  Entwicklung  des  Armen- 
wesens in  den  verschiedenen  Kantonen 
nach  landschaftlichen  Eigentümlichkeiten, 
nach  vorwiegend  ländlicher  oder  städtischer 
Bevölkerung  u.  s.  w.  überaus  verschieden. 
In  hohem  Masse  tritt  netten  der  öffent- 
lichen Thätigkeit  die  gemeinnützige  Arbeit 
hervor,  der  es  auch  beschieden  war,  wesent- 
liche Lücken  der  durch  die  Gesetzgebung 
geschaffenen  Zustände  zu  mildem;  aus- 
gleichend hat  auch  die  Thätigkeit  der  Kan- 
tone auf  dorn  Gebiete  der  öffentlichen  Wold- 
fahrts-  und  Gesundheitspflege  gewirkt,  wäh- 
rend der  Anteil  des  Rundes  an  den  Auf- 
gaben der  Armenpflege  ziemlich  zurücktritt 

II.  Oeff entliehe  Armenpflege. 
A.  Die  Gemeinden. 

1.  Dan  Ortsbürgerprincip.  Unter  der 
Ortebürgergemeinde  als  Trägerin  der  Ffir- 
Borgepflieht  ist  die  aus  der  ursprünglichen 
Rechts-  und  Interessengemeinschaft  hervor- 
gegangene Nutzungsgemeinde  zu  verstehen, 
<lic  früher  auch  Trägerin  der  politischen 
Aufgaben  war.  Bei  weiterer  Ausbildung 
dieser  Aufgaben  hat  sich  die  Orteeinwohner- 
oder politische  Gemeinde  ausgeschieden  als 
diejenige,  der  regelmässig  die  Erfüllung  der 
im  öffentlichen  Interesse  begründeten  ge- 
meinsamen Aufgaben  des  örtlichen  Gemeinde- 
lebens, als  Polizei,  Schulverwaltung,  Wege- 
wesen und  andere  Zweige  der  Wohlfahrts- 

Sflege,  zufällt,  wogegen  die  Verwaltung  des 
iflrgervermögens  und  der  lediglich  im  In- 
teresse des  engeren  Kreises  der  Nutzungs- 
berechtigten hervorgerufenen  Einrichtungen 
der  Bürgergemeinde  vorbehalten  blieb.  Regel- 
mässig entspricht  dieser  Trennung  des  Äuf- 
gabenkreises  auch  eine  verschiedene  Organi- 
sation ;  um  die  Abgrenzung  der  beiderseitigen 
Wirkungskreise  zu  verwirklichen,  hat  es 
meist  auch  einer  Auseinandersetzung  be- 
züglich der  der  Bürgergemeinde  vorzube- 
haltenden und  der  der  Ortsgemeinde  zu 
überweisenden  Vermögensobjekto  bediirft, 
wie  sie  öfter  erst  nach  mühevollen  Verhand- 
lungen —  vgl.  u.  a.  die  Vorgänge  im  Kanton 
St  Gallen,  insbesondere  die  Ausscheidungs- 


urkunde zwischen  beiden  Gemeinden  vom 
29.  Brachmonat  1832  —  ihren  Ahechlnss 
fand.  Das  Ortebürgei^nossensehaf tsrecht 
wird  ausschliesslich  durch  Abstammung  oder 
ausdrückliche  Aufnahme,  die  regelmässig  die 
Zahlung  eines  Einstandsgeldes  voraussetzt, 
erworben  und  geht  mit  der  Verlegung  des 
Aufenthalts  in  andere  Gemeinden  oder  Kan- 
tone, ja  selbst  in  das  Ausland  nicht  ver- 
loren; als  ein  Ausfluss  dieses  genossen- 
schaftlichen Verhältnisses  wird  die  der 
Bürgergemeinde  gegen  ihre  Genossen  ob- 
liegende Verpflichtung  zur  Armenfürsorge 
aufgefasst.  Die  strenge  Konsequenz  des 
Genossen  schafteprineips  fülirt  zu  der  Forde- 
rung, dass  lediglich  die  Genossen  zum  Auf- 
wände der  ortsbürgerlichen  Armenpflege 
beizutragen  haben,  so  dass  die  Fürsorge- 
pflicht  nicht  nur  die  in  der  Gemeinde  wohn- 
haften, sondern  auch  die  ausserhalb  der  Ge- 
meinde sich  aufhaltenden  Genossen  umfasst ; 
die  Durchführung  dieser  Forderung  ist  in- 
dessen, je  mehr  mit  zunehmender  Beweg- 
liclikeit  der  Bevölkerung  Bürger-  und  Wohn- 
gemeinde  sich  zu  decken  aufhörten,  desto 
mehr  auf  Schwierigkeiten  gestossen,  denen 
demnächst  auch  rechtliche  Einschränkungen 

{'euer  Konsequenzen  gefolgt  sind;  so  gilt  es 
mndesrechthch  längst  als  festgestellt,  dass 
die  Ortsbürgergemeinde  ihre  in  anderen 
Kantonen  niedergelassenen  Bürger,  abgesehen 
von  dem  in  der  Gemeinde  belegenen  realen 
Vermögen,  zur  Besteuerung  nicht  heran- 
ziehen dürfe ;  andererseits  giebt  es  Kantone, 
die  ihre  Fürsorge  der  Regel  nach  auf  die 
am  Orte  wohnenden  Bürger  beschränken 
oder  die  den  Gemeinden  das  Recht  vorbe- 
halten, zu  verlangen,  dass  die  Hilfsbedürftigen 
dahin  zurückkehren  und  die  Unterstützung 
dort  gemessen.  Eine  Fürsorge  der  Ortebürger- 
gemeinde für  Arme,  die  bürgerrechtlich  einem 
anderen  Kanton  oder  dem  Auslande  ange- 
hören, kommt  nur  ausnahmsweise  vor. 

2.  Das  Territorialprincip.  Das  Terri- 
torialprincip  beruht  im  Gegensatz  zu  dem 
Ortsbürgerpriucip  auf  der  Gemeinschaft  der 
sämtlichen  Einwohner;  aus  der  Thateacho 
der  Niederlassung  fliessen  gewisse  Rechte 
und  Pflichten,  zu  denen  vor  allem  auch  die 
Pflicht  zur  Unterstützung  notleidender  Ein- 
wohner gehört.  Das  Territorialprincip  ist 
für  die  neuere  bernische  Gesetzgebung 
massgebend  geworden.  Nachdem  ein  Ver- 
such, an  die  Stelle  der  obligatorischen  orts- 
bürgerlichen Armenpflege  die  freie  Vereins- 
thätigkeit  mit  Unterstützung  des  Staates  zu 
setzen,  feldgeschlagen  war,  stellte  das  G.  v. 
1.  Juli  1857  die  Verpflichtung  der  Ge- 
meinden zur  Armenfürsorge  wieder  her, 
jedoch  mit  der  Massgabe,  dass  an  die  Stelle. 
der  Ortsbörgergemeinde  die  Ortsgemeindo 
treten  sollte;  eine  ortsbürgerliche  Fürsorge 
sollten  nur  die  Gemeinden  beibehalten  dürfen, 
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«He  den  gesamten  Aufwand  dafür  zu  decken 
vermochten ;  die  Zahl  dieser  Gemeinden  hat 
sich  fortdauernd  vermindert.  Sie  betragt 
gegenwärtig  nur  noch  13,  worunter  dio 
Stadt  Bern  selbst  sich  befindet.  Die  Ffir- 
sorgepflicht  der  Gemeinde  beschrankte  sich 
auf  die  in  der  Gemeinde  wohnhaften  Bürger 
und  Niedergelassenen,  wobei  unterschieden 
wurde  zwischen  Notarmen  und  Dürf- 
tigen, d.  h.  zwischen  dauernd  und  vorüber- 
gehend Bedürftigen.  Die  Notarraen  waren 
fünnlieh  aufzunehmen  und  bildeten  einen 
feststehenden  Etat,  während  der  Etat  der 
Dürftigen  beweglich  blieb.  Auch  waren 
durchaus  verschuKleuc  Mittel  und  Organi- 
sationen für  beide  Arten  von  Bedürftigen 
l>estimmt  Wälirend  die  Notarmen  aus  den 
Einkünften  aus  gewissen  Gebühren,  dem 
Ertrage  der  Ortsbürger-  und  Gemeinde- 
annengüter mit  Beihilfen  des  Staates  zu 
unterhalten  waren,  wurde  die  Fürsorge  für 
die  Dürftigen  im  wesentlichen  der  organi- 
sierten freien  Liebesthätigkeit  —  «lern  so- 
genannten Spendgut  und  Krankeugut  — 
überlassen.  Das  Gesetz  von  1n57  erfüllte 
die  darauf  gesetzten  Erwartungen  nicht; 
namentlich  zeigte  sich  die  Armenpflege  der 
Dürftigen  den  Anforderungen  nicht  ge- 
wachsen, da  die  erhofften  Einnahmequellen 
sehr  spärlich  flössen  und  die  Gemeinden 
vielfach  nötigten,  auf  die  gesetzlich  ver- 
botene Annensteuer  (Teile)  dennoch  zurück- 
zugreifen. Daneben  machten  sich  erheb- 
liche Mängel  in  der  Organisation  und  in 
der  praktischen  Ausführung  des  Gesetzes, 
vor  allem  aber  auch  die  Ungleichheit  mit 
dem  sogenannten  neuen  Kantonsteil,  dem 
beniLschen  Jura,  geltend,  auf  den  das  Gesetz 
von  1857  nicht  erstreckt  war  und  der  dalier 
seine  auf  ortsbürgerlicher  Gnindlage  be- 
ruhende freiwillige  Armenpflege  beibehalten 
hatte.  Eine  gesetzliche  Neuregelung  des 
Armenwesens  für  den  gesamten  Kanton  war 
geboten,  nachdem  die  Verfassung  vom  4.  Juni 
1*93  den  Grundsatz  aufgestellt  hatte,  dass 
die  öffentliche  Armenpflege  Aufgabe  der 
organisierten  freiwilligen  Thätigkeit  »1er  Ge- 
meinden und  des  Staates  sei.  Die  Neu- 
regelung ist  durch  das  Gesetz  über  das 
Annen-    und    Niederlassungswesen  vom 

oö  "v      1897  erfolgt,  nachdem  sie  durch 

Jö.  I>ov. 

sehr  sorgfältige  Vorarbeiten,  namentlich  sehr 
gutes  statistisches  Material  von  seiten  des 
um  die  Ueform  hochverdienten'  Direktors  des 
Annen wesons,  Kitschani,  vorbereitet  war. 
Durch  das  Gesetz  ist  die  Armenpflege  für 
den  ganzen  Kanton  einheitlich  geregelt  und 
der  Jura  in  das  Geltungsgebiet  des  Gesetzes 
unter  Zubilligung  einer  I  Vhergangsfrist  und 
nicht  unerheh lieber  finanzieller  Ausgleichung 
hinein  bezogen  worden.  Das  l'rincip  der 
auf   der   Emwohnergemeinde  beruhenden 


'  Unterstützungspflicht  wurde  nicht  nur  bei- 
behalten ,  sondern  noch  durch  ausführliche 
1  Vorschriften  über  das  Niederlassungsweeen 
i(§§  96—114)  auf  sichereren  Boden  gestellt 
|  Der  Wohnsitz  bedingt  die  Annengenössig- 
keit  Et  wird  begründet  durch  Nieder- 
lassung in  der  Absicht  dauernder  Einwoh- 
nung  und  als  solcher  Unterstützungs- 
wohnsitz genannt  Den  Wohnsitz  teilen 
nach  gewissen  Massgaben  die  Angehörigen. 
Doch  wird  die  Einschreibung  in  das  Wohn- 
sitzregister nicht  unbedingt  gewährt  j  sie 
kann  vielmehr  von  dem  Besitz  eines  Heimat- 
scheines oder  einer  gleichbedeutenden  Aus- 
weissehrift  abhängig  gemacht  werden.  Eine 
Wegweisung  darf  stattfinden,  wenn  der  Be- 
treffende der  öffentlichen  Wohl  thätigkeit 
dauernd  zur  Last  fällt  und  die  Heimat- 
gemeinde trotz  erfolgter  amtlicher  Aufforde- 
rung eine  angemessene  Unterstützung  nicht 
gewährt. 

Die  Unterstützung  liegt  der  Wohnsitz- 
gemeinde  mit  der  Massgabe  ob,  dass  sie 
befugt  ist  wenn  der  Unterstützte  noch  nicht 
2  volle  Jahre  in  der  Gemeinde  den  Wohnsitz 
hat,  Erstattung  der  Kosten  von  der  früheren 
Wohnsitzgemeinde  zu  fordern.  Wenn  eio 
Kantonsangehöriger  das  Gebiet  des  Kantons 
zum  Zweck  auswärtigen  Aufenthalts  oder 
auswärtiger  Niederlassung  verlässt,  so  be- 
hält er  während  der  Dauer  von  2  Jahren, 
vom  Zeitpunkt  seines  Austrittes  an  ge- 
rechnet, seinen  bisherigen  Wohnsitz  (Unter- 
stützungswohnsitz) bei.  Doch  wird  unter 
gewissen  Voraussetzungen  ein  dann  etwa 
erwachsender  Aufwand  durch  den  Staat 
ersetzt. 

Zu  bemerken  ist  aber,  worin  eine  selt- 
same Inkonsequenz  des  Gesetzes  liegt,  dass 
die  Erstattungspflicht  der  früheren  Wohn- 
sitzgemeindo  nicht  den  Aufenthalt  des  Unter- 
stützten während  zweier  Jahre  zur  Voraus- 
setzung hat,  sondern  die  Verpflichtung 
lediglich  durch  den  Wohnsitz  begründet 
wird.  Abgesehen  von  dieser  neuen  Bestim- 
mung enthält  das  Gesetz  keine  wesentlichen 
Neuerungen.  Sein  Schwerpunkt  liegt  in  der 
sehr  weitgehenden  Heranziehung  des  Staats 
zur  Ausgleichung  der  Armenlast  und  in  der 
sorgfältigen  Organisation  der  Armenpflege 
und  der  über  sie  zu  führenden  Autsicht 
Die  Scheidung  zwischen  Notann  und  Dürf- 
tig wird  beibehalten,  ebenso  die  Schei- 
dung des  gesonderten  Etats,  von  denen  der 
ersten?  im  wesentlichen  auf  die  Gebühren 
und  rlie  Ertrage  der  Armengüter,  der  letz- 
tere auf  die  freiwilligen  Beiträge  angewiesen 
bleibt.  Nur  ist  hier  die  wichtige  Aendening 
eingetreten,  dass  für  den  Notarmenetat  der 
Staat  Beitrage  von  60  bis  höchstens  70°» 
des  in  einer  Gomeinde  sich  ergebenden 
Fehlbetrages  leistet  (g  39—41)  und  dass  die 
freiwilligen  Beiträge  des  Spend-  und  de» 
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Krankenguts  nötigenfalls  durch  Beiträge  der 
Gemeinden  und  des  Staats  zu  ergänzen 
sind. 

Falls  nämlich  die  anderweit  aus  freien 
Gaben,  Geschenken,  Bussen,  Rückerstattungen 
u.  s.  w.  fliessenden  Einnahmen  nicht  zu- 
reichen und  eine  Gemeinde  in  den  Fall 
kommt,  Zuschüsse  aus 
zu  machen  (51,  litt,  h),  so  leistet  der  Staat 
an  die  Ausgaben  der  Gemeindekasse  einen 
Beitrag  von  wenigstens  40  und  höchstens 
50  °/o  für  die  Erwachsenen  und  von  wenig- 
stens 60  und  höchstens  70  °/o  für  die  Kinder. 
Hierzu  tritt  die  auswärtige  Armenpflege; 
sie  umfasst  die  ausserhalb  des  Kantons,  je- 
doch innerhalb  der  Schweiz  wohnenden 
Angehörigen  von  Gemeinden,  die  örtliche 
Armenpflege  führen*  sie  sind  während  2 
Jahren  nach  ihrem  Fortzuge  von  ihrer  bis- 
herigen Wohnsitzgemeinde  aus  der  Spend- 
kasse zu  unterstützen.  Dagegen  fallen  Arme, 
die  länger  als  2  Jahre  abwesend  und  nicht 
bereits  bei  ihrem  Fortzuge  unterstützt  oder 
gar  wegen  der  Verarmung  abgeschoben 
werden,  dem  staatlichen  Etat  für  die  aus- 
wärtige Armenpfege  zu.  Der  Aufwand  des 
Staats  für  die  Uürftigenpflege  wird  für  den 
alten  Kanton  auf  205 OHM)  Fr.,  für  den 
neuen  auf  39500  Fr.,  für  die  'auswärtige 
Armenpflege  auf  150000  Fr.  berechnet. 
Dazu  tritt  endlich  eine  ausgedehnte  Be- 
teiligung des  Staats  au  der  Anstaltspflege, 
die  in  der  Weise  geschieht,  dass  der  Staat 
gewisse  Anstalten  errichtet,  die  aus  tech- 
nischen und  finanziellen  Gründen  besser 
von  ihm  ausgehen,  zu  denen  aber  die  Ge- 
meinden Beiträge  zu  leisten  haben.  Der 
Gesamtaufwand  der  staatlichen  Ausgaben 
für  das  Armenwesen  wird  auf  nahe  an  2 
Millionen  Francs  veranschlagt,  darunter  etwa 
50U00  Francs  Verwaltungskosten. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Uebung  der  Armen- 
pflege enthält  da«  Gesetz  eine  Reihe  zweck- 
mässiger Vorschriften  wie  z.  B.  die,  dass 
schulpflichtige  Kinder  von  der  Unterbringung 
in  ein  Gemeindeannen  haus  ausgenommen 
bleiben  sollen;  auch  soll  die  Fürsorge  für 
schiüpilichtige  Kinder  über  die  Zeit  der 
Schulentlassung  ausgedehnt  werden ;  die 
ihnen  hierbei  zu  teil  werdende  Hilfeleistung 
ist  in  erster  Linie  moralischer  Art,  darf 
aber  auch,  wo  notwendig,  finanzieller  Natur 
sein.  Kinder,  die  das  10.  Lebensjahr  noch 
nicht  zurückgelegt  haben,  können  im  Falle 
der  Verwahrlosung  durch  den  Regierungs- 
rat zur  Zwangserziehung  überwiesen  werden. 
Organe  der  örtlichen  Armenpflege  süid  die 
Einwohnergemeiudeu.  Die  Oberaufsicht  übt  | 
«He  Direktion  des  Armeuwesens  in  Vor- 1 
Hindling  mit  der  Kantonalarmenkommission, . 
denen  2  besoldete  Inspektoren,  der  eine  für 
die  offene,  der  andere  für  die  Anstaltspflege 
zugeordnet  sind.  Ausserdem  bildet  (He  Amts-  j 
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Versammlung  das  Zwischenglied  zwischen 
Gemeinden  und  Regierung.  Endlich  wird 
das  Institut  von  Armeninspektoren  für  al>- 
gegrenzte  grössere  Kreise  eingeführt,  deren 
Thätigkeit  jedoch  keine  ständige  Beamtung 
bildet 

Für  etwaige  Absclüebungen  mid  Ver- 
säumung der  Unterstützungspflicht  werden 
verliältnismässig  strenge  Strafen  angedroht 
und  die  Gewährung  von  Staatsbeiträgen 
davon  abliäugig  gemacht,  dass  dio  Gemoinde 
den  gesetzlichen  Vorschriften  über  die  Ar- 
menpflege Folge  leistet.  Neben  der  Armen- 
pflege der  Einwohnergemeinde  kann  die 
Armenpflege  der  Bürgergemeinde  insoweit 
beibehalten  werden,  als  die  Gemeinde  den 
Nachweis  führt,  dass  sie  ihre  säinüichen 
auswärts  wolinenden  Armen  auch  fernerhin 
hinlänglich  zu  unterstützen  vermag.  Prak- 
tisch ist  diese  Vorschrift  hauptsächlich  für 
die  Stadt  Bern  und  demnächst  auch  für  die 
Armenpflege  des  Jura  von  Bedeutung. 

Ausser  Bern  ist  es  nur  noch  der  Kanton 
Neuonburg.  der  durch  Gemeiudogesotz 
vom  5.  März  und  Armengesetz  vom  22.  März 
1888  mit  dem  Princip  der  obligatorischen 
Armenpflege  zugleich  das  Territorial  princip 
einführte.  Die  iürsorgepflicht  erstreckt  sieh 
auf  alle  im  Gemeindegebiet  wohnliaften 
Bürger  der  Gemeinde  bezw.  anderer  Ge- 
meinden desselben  Kantons:  das  Ortsbürger- 
prineip  ist  nur  insoweit  beibehalten,  als  die 
Fürsorge  für  ausserhalb  des  Kantons  wohn- 
hafte Ortsbürger  Sache  der  Heiraatgeraeindo 
bleibt,  in  welchem  Falle  ihre  Verpflichtung 
sich  jedoch  regelmässig  auf  die  Wiederüber- 
nahme des  Armen  beschränkt.  Auch  in 
«Hesein  Kanton  sind  die  Leistungen  nur  in 
Ansehung  der  Notarmen,  denen  jedoch  hier 
auch  Kranke  beigezählt  werden,  obHga- 
torisch. 

3.  Freiwillige  Armenpflege.  Frei- 
willigkeit ist  liier  zu  verstehen  als  Gegen- 
satz zu  steuerlichen  Leistungen  für  Zwecke 
«ler  Armenpflege.  Da  die  Armenpflege  in 
der  Schweiz  liauptsächlieh  auf  dem  Orts- 
bürgernrineip  beruht  und  selbst  im  Kanton 
Bern  die  Annengüter  und  «He  freiwilligen 
Beiträge  eine  bedeutende  Holle  spielen,  so 
besteht  zwischen  öffentHcher  und  freiwilliger 
Annenpflege  nicht  immer  ein  so  bedeutender 
Unterschied,  wie  denn  z.  B.  1895  von  276 
Ortsbürgergemeinileu  des  Kantons  Aargau 
115  keine  Armensteuern  zu  erheben  brauch- 
ten. Umgekehrt  schliesst  der  Mangel  ge- 
setzlichen Zwangs  Beiträge  der  Gemeinden 
zu  den  unzureichenden  Einkünften  der  frei- 
willigen Annenpflege  nicht  aus,  wie  dies 
nach  dem  Gesetz  von  1857  im  Kanton  Bern 
in  sehr  bedeutendem  Masse  der  Fall  war. 
Auf  der  anderen  Seite  kann  «He  Armen- 
pflege auch  in  den  beiden  Kantonen.  «He 
einer  gesetzlichen  Regelung  des  Aniieu- 
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Wesens  entl»ehren.  Genf  und  Basel  -  Stadt, 
nicht  als  vollständig  freiwillig  liezciehnet 
werden  —  so  wenig  wie  die  französische 
oder  italienische  —  weil  die  Ei-träge  der 
Armengüter  und  andere  Einnahmen  und  vor 
allem  die  Hospitäler  herkömmlich  zum  l'ntnr- 
halt  der  Armen  V'stimmt  sind.  In  Er- 
gänzung zu  den  Bemerkungen  in  dorn  ersten 
Abschnitt  ist  hier  noch  filier  die  Armen- 
pflege Masels  nachzutraben,  dass  neuerdings 
die  sogenannte  freiwillige  Armenpflege  durch 
das  (resetz  vom  2">.  November  1897  einer 
Aenderung  unterworfen  ist.  In  Basel  sind 
das  Almosenaint.  das  I*fründnorhaus  und  das 
Waisenhans  grundsätzlich  für  Ortsbürger 
bestimmt,  während  die  freiwillige  Armen- 
pflege sich  der  Versorgung  der  niederge- 
lassenen Hilfsbedürftigen,  widmet.  Die  Un- 
ziüänglichkeit  dieser  Armenpflege  würfle 
von  massgebender  Seite  anerkannt.  Die 
hieran  sich  anschliessenden  Erwägungen 
und  Gesetzentwürfe  führten  zu  dem  eben 
genannten  Gesetz,  dass  zwar  die  Unter- 
scheidung zwischen  bürgerlicher  und  frei- 
williger Armenpflege  beiliehält,  jedoch  durch 
Gewährung  von  Staatsl>eiträgen  zu  den  Kos- 
ten der  freiwilligen  Armenpflege  und  durch 
Anerkennung  der  Verpflichtung  zur  Unter- 
stützung einer  gewissen  Klasse  von  Bedürf- 
tigen, auch  wenn  sie  nicht  Bürger  sind, 
einen  Schritt  in  der  Richtung  der  obligati>- 
rischen  Armenpflege  vollzieht.  Während 
dem  Almosenaint  die  Armenpflege  für  dau- 
ernd liedürftige  Ortsbürger  verbleibt,  fällt 
der  allgemeinen  Armenpflege  die  Aufgabe 
zu.  Bürger  und  Niedergelassene  zu  unter- 
stützen, die  durch  eigene  Krankheit,  durch 
Krankheit  des  Ernährers,  ungenügenden 
A'erdienst  oder  durch  unverschuldete  Yer- 
dienstlosigkeit  zeitweise  in  Not  geraten  sind. 
Soweit  sich  bei  Bürgern  eine  dauernde  Not- 
lage herausstellt,  werden  sie  an  die  bürger- 
liche Armenpflege  gewiesen.  Niedergelassene 
anderer  Kantone  und  Ausländer  können  sich 
erst  nach  einem  Aufenthalte  von  2  Jahren 
in  einer  Gemeinde  des  Kantons  in  den  vor- 
1  «'zeichneten  Fällen  au  die  Allgemeine  Ar- 
menpflege wenden.  Ihn?  Unterstützung  er- 
folgt in  der  Voraussetzung  einer  Beteiligung 
der  heimatlichen  Amienbohörde  an  der 
Hilfeleistung.  Jede  Art  der  Unterstützung 
an  Niedergelassene  kann  durch  die  Behörde 
der  Allgemeinen  Armenpflege  eingestellt 
werden,  wenn  die  heimatliche  Almenbehörde 
keinen  Beitrag  leistet.  Zu  den  Ausgaben 
dieser  Armenpflege  soll  seitens  des  Staats 
ein  Beitrag  geleistet  werden,  der  ein  Drittel 
dorJahresausgaben  nicht  übersteigen  soll.  Ganz 
neu  sind  die  Bestimmungen  über  die  Alters- 
versorgung. Danach  übernimmt  der  Staat 
die  Versorgung  l «dürftiger  Niedergelassener, 
welche  das  b<>.  Altersjahr  erreicht  und,  vom  20. 
Altersjahr  an  gerechnet,  während  2"i  Jahren, 


wovon  wenigstens  5  Jahre  unmittell>ar  vor  der 
Anmeldung,  mit  gutem  Leumund  im  Kanton 
gewohnt  und  gearbeitet  haben.  Die  Versor- 
gung geschieht  durch  Unterbringung  (Ver- 
nfründung)  in  einer  Anstalt  oder  durch 
Unterstützung  iu  anderweitiger  Unterkunft. 
Ausserdem  behält  es  sein  Bewenden  hei 
den  durch  frühere  Gesetze  angeordneten 
unentgeltlichen  Bestattungen  und  die  Be- 
handlung erkrankter  Personen  (Gesetze  vom 

S.Juni  188-,«.  \^^:  DO).  Gleichzeitig  ent- 

,  hält  das  Gesetz  Vorschriften  über  die  Be- 
j  sorgung  der  Armenpflege  durch  Pfleger,  ein 
Amt,  das  trotz  des  freiwilligen  Charakters 
jeder  Einwoliner  des  Kantons  durch  Ord- 
nungsstrafen anzunehmen  gezwungen  werden 
kann.  Der  Beteiligung  von  Frauen  an  der 
Armenpflege  ist  hierbei  eine  Stelle  offen 
gehalten. 

B.  Der  Staat  (Kanton). 

Die  Ausgleichung  der  örtlichen  Annen- 
last durch  die  Beteiligimg  grösserer  Ver- 
bände, wie  sie  neuerdings  in  allen  Kulttir- 
ländern  stark  entwickelt  worden  ist,  findet 
sich  auch  in  der  Schweiz,  wenn  auch  in 
sehr  ungleichem  und  durchaus  nicht  immer 
dem  wirklichen  Bedürfnis  entsprechenden 
i  Umfange.   So  treten  Beiträge  des  Kantons 
Un  höherem  Masse  hervor  in  Bern,  Zürich, 
i  Aargau,  Thurgau  und  ganz  neuerdings  auch 
in  Basel,  während  sie  in  Zug,  St.  Gallen 
«.  a.  sich  auf  sehr  geringe  Summen  be- 
scliränken,  in  Genf,  Appenzell  a.  Rh.  u.  a. 
i  ganz  fehlen.   Die  Formen  der  Beteiligung 
sind  sehr  mannigfaltig :  oft  erfolgt  die  Ent- 
lastung der  Gemeinden  nm-  mittelbar,  indem 
der  Staat  gewissen  Institnten  und  Armen- 
vereinen  Beihilfe  leistet  oder  aber  Anstalten 
(Irren-,  Krankenhäuser,  Spitäler)  unterhält, 
in  denen  kantonsangehörige  Arme  unent- 
geltlich oder  zu  ermässigten  Sätzen  Auf- 
nahme finden.    Direkte  Beihilfen  an  Ge- 
meinden erfolgen  teils  in  der  Weise,  dass 
der  Staat  sich  an  dem  Aufwände  für  be- 
stimmte Zweige  der  Fürsorgethätigkoit  - — 
Blinde,  Taubstumme,  Irre,  Schwachsinnige, 
Erziehung  von  Kindern,  Unterbringung  von 
Ijehrlingen  —  sowie  an  dem  Aufwände  der 
freiwilligen    Armenpflege   durch  Beitrage 
beteiligt,  teils  in  Form  von  allgemeinen  Be- 
j  dürftigkeitszuschüssen  an  die  Gemeinden: 
i  die  früher  sehr   ^schränkte  Anwendung 
I  solcher    direkter    Zuwendungen     hat  in 
|  neuerer  Zeit  beträchtlich  an  Ausdehnung 
gewonnen,  ja  in  einer  wachsenden  Zahl  von 
;  Kautonen  eine  n>chtliche  und  selbst  ver- 
;  fassungsrechtliche  Regelung  erfahren.  Die 
bedeutendsten  Beispiele  bieten  Bern  (vergl. 
die  oben  augeführton  Zahlen)  und  Zürich, 
für  dessen  Leistungen  noch  besonders  her- 
|  vorzuheben  ist,  dass  neben  den  auf  gesetz- 
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liehtr  Grundlage  beruhe nden,  naeh  gewissen 
Steuemormen    abgestuften  Staatsbeiträgen 
der  Regierung  noch  ein  Sondorkredit  zur 
Verfugung  steht,  um    Gemeinden  beizu- 
stehen, die  trotzdem  zu  stark  belastet  er- 
scheinen.   So  beliefen  sich  1*95  die  allge- 
meinen Zuschüsse  an  die  Gemeinden  auf 
U»7  951  Fr.,  wozu  22  185  Fr.  fflr  besonders 
1  »einstete  Gemeinden  hinzutraten.  Ausser- 
dem wendete  der  Kanton  noch  10  000  Fr. 
für  bessere  Ausbildung  armengenössi scher 
junger  Leute  auf.    Im  Kanton  Aargnu  hat 
der  Staat  denjenigen  Gemeindon,  in  welchen 
für  die  Hostreitling  der  Armenbedürfnisse 
der  Bezug  von  l1  i  Steuern  nicht  ausreicht, 
unter  Berücksichtigung  der  gesamten  Steuer-  ; 
Verhältnisse    und    des  Bürgern utzons  Zu-  i 
schüsse   von    1i — *  i  von   dem  noch  zu ! 
deckenden    Mehrbedarf    zu    leisten;  der| 
Staat  fördert  und  unterstützt  die  freiwillige 
Armenpflege;  er  errichtet  und  unterstützt 
Anstalten  für  die  Erziehung  armer,  ver- 
wahrloster und  gebrechlicher  Kinder  sowie 
jugendlicher  Verbrecher  und  Taugenichtse 
und  für  Unterbringung  armer  erwerbsun- 
fähiger Erwachsener.    Die  I Leistungen  aus 
der  Staatskasse  betnuren  für  1896  im  ganzen 
53  523  Fr.,  davon  13  702  für  bedürftige  Ge-  | 
meinden,    8900    für  direkte  Armenlasten. 
30800  an  wohlthätige  Vereine  und  Anstal-' 
ten.    Dazu  kommen  aber  noch  die  sehr  Ijc-  f 
deutenden  Iieistungen  der  kantonalen  An- 
stalten und  die  auf  50  959  Fr.  sich  be- 
laufenden Erträgnisse  des  Kantonalarmen- 
fonds.    In  ähnlicher  Weise  leistet  der  Kan- 
ton  Lnzcru    den   Gemeinden  Zuschüsse. 
Ausserdem  trägt  er  die  Entschädigung  der 
Armenärzte  und  beteiligt  sich  indirekt  da- 
durch, dass  er  eine  Anzahl  von  Anstalten, 
als  die  Inen-  und  Taubstummenanstalten, 
die  Zwangsarbeitsanstalt ,  entweder  unter- 
hält oder  subventioniert.   Neuenbürg  (G.  v.  i 
23.  März  1889)  übernimmt  auf  den  Resorve- 
und  Hilfsfonds  des  Kantons  denjenigen  Teil 
des  Annenaufwaiides,  den  die  Gemeinde) 
mit  den  für  Armenzwecke  zur  Verfügung  j 
stehenden  eigenen  Mitteln  nicht  zu  decken  > 
vermag.    Kantonalanstalten  sind  in  ziemlich  ! 
bedeutendem  Masse  vorhanden,  namentlich  | 


solche  für  Krankenpflege,  während  die  An- 
staltsfürsorge für  Gebrechliche  sehr  un- 
gleich entwickelt  ist  und  nicht  als  aus- 
reichend bezeichnet  werden  kann.  Die 
neuere  Tendenz  kommt  namentlich  in  der 
Gesetzgebung  von  Bcru  zum  Ausdruck,  das 
die  Schaffung  von  Anstalten,  die  besondere 
technische  und  finanzielle  Anforderungen 
»teilen,  als  Aufgabe  des  Kantons  bezeichnet. 

('.  Die  Eidgenossenschaft  (Band). 

Die  Bundesgesetzgebung  hat  im  allge- 
meinen nur  insoweit  eingegriffen,  als  es 
sich  um  Sicherstellung  der  Niederlassungs  * 


froilieit  handelte;  während  das  frühere 
Bundesrerht  den  Kantonen  gestattete,  die 
Niederlassung  denen  zu  versagen,  die  sich 
über  einen  zu  ihrem  und  ihrer  Familie 
Unterhalt  ausreichenden  Erwerb  nicht  aus- 
zuweisen vermochten ,  und  diejenigen  Nie- 
dergelassenen wegzuweisen,  die  durch  Verar- 
mung zur  Last  fielen,  darf  nach  Art.  45 
der  Bundesverfassung  vom  29.  Mai  1874 
die  Niederlassung  nur  denjenigen  versagt 
werden,  die  dauernd  der  öffentlichen  Wolü- 
thätigkeit  zur  Last  fallen  und  deren  Hei- 
matgemeinde bezw.  Heimatkaiiton  eine  an- 
gemessene Unterstützung  trotz  amtlicher 
Aufforderung  nicht  gewährten.  J<<de  Aus- 
weisung ist  überdies  dem  Heimatkanton 
vorher  anzuzeigen.  Eine  Ausnahme  ist  nur 
für  diejenigen  Kantone,  die  eine  territoriale 
Armenpflege  eingeführt  haben,  zugelassen 
hier  darf  die  Gestattung  der  Niederlassung  an 
die  Bedingung  geknüpft  werden,  dass  die  Zu- 
ziehenden arbeitsfällig  und  in  ihrem  bisherigen 
Wohnorte  im  Heimatkaiiton  nicht  bereits  in 
dauernder  Weise  der  öffentlichen  Wohl- 
thätigkeit  zur  liast  gefallen  sind.  Das 
Recht  der  Eheschliessung  gewährleistet 
Art.  54  der  Bundesverfassung.  Abgesehen 
hiervon  hat  ein  Punkt  des  interkantonalen 
Armenpflegerechts  durch  das  Bnndesgesetz 
vom  12./ 22.  Juni  1875  Regelung  gefunden; 
es  legt  den  Kantonen  die  Pflicht  auf,  dafür 
zu  sorgen,  das*  unbemittelten  Angehörigen 
anderer  Kantone,  die  erkranken  und  deren 
Rückkehr  in  die  Heimatkantone  oline  Nach- 
teil für  ihre  und  anderer  Gesundheit  nicht 
geschehen  kann,  die  erforderliche  Pflege 
und  ärztliche  Behandlung  und  im  Sterbefall 
schicklich«;  Beerdigung  zu  teil  werde;  ein 
Ersatz  der  entstandenen  Kosten  fiudet  nur 
insoweit,  als  er  vom  Hilfsbedürftigen  selbst 
oder  privatrechtlich  Verpflichteten  geleistet 
werden  kann,  nicht  aber  aus  öffentlichen 
Kassen  oder  Anstalten  des  Heimatknntons 
statt.  Die  gleiche  Verpflichtung  Hegt  den 
Kantonen  in  Ansehung  der  Ausländer  ob, 
soweit  der  Bund  mit  den  Heimatsstaaten 
Gegenseitigkeitsverträge  abgeschlossen  hat, 
wie  dies  mit  Oesterreich-Ungarn,  Deutsch- 
land, Italien,  Frankreich  und  Belgien  der 
Fall  ist.  Direkte  Unterstützungen  seitens 
des  Bundes  kommen  nur  in  sehr  bescheide- 
nem Masse  vor.  Davon  nimmt  die  in  der 
schweizerischen  Armenstatistik  mit  aufge- 
führte, auf  G.  v.  13.  November  1874  be- 
ruhende Unterstützung  invalider  MUitärper- 
sonen  oder  deren  HiuterbHebenen  eine 
Mittelstellung  zwischen  Staatspensiou  und 
Unterstützung  ein.  1890  wurden  an  41 
vorübergehend  und  225  dauernd  Bedürftige 
dieser  Art  rund  70000  Fr.  gewährt.  Ausser- 
dem leistet  der  Bund  Beiträge  an  auswär- 
tige HilfsgcseHschaftcn  aUer  Länder  im  Ge- 
samtbetrage   von   2300O  Fr.,  wozu  noch 
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20500  Fr.  seitens  der  Kantono  treten.  Die 
Hilfsgesellscliaften  unterstützten  1894)  im 
ganzen  27  200  Personen  mit  einem  Gesamt- 
aufwandc  von  245220  Fr.  Endlich  stellt 
der  Bund  in  dem  sog.  Alkoholzehntel  den 
Kantonen  finanzielle  Mittel  zur  Verfügung, 
die  zum  Teil  für  Zwecke  des  Armenwesens 
verwendet  weiden. 

III.  Art  und  Mass  der  Fürsorge. 

"Wenn  auch  dem  Ermessen  der  Armen- 
behörden in  Bezug  auf  die  Abgrenzung 
ihres  Aufgabenkreises  durch  die  Gesetz- 
gebung meist  Spielraum  gelassen  ist,  so  hat 
doch  die  Praxis  dieser  Behörden  der  Regel 
nach  die  Fürsorgepflicht  auf  sogenannte 
Notarme.  d.  h.  zeitweilig  oder  dauernd  Ar- 
beitsunfähige ("Waisen  und  hilfsbedürftige 
Kinder,  Greise,  Sieche  und  Gebrechliche, 
Kranke)  beschränkt;  in  den  Armengosetzen 
der  letzten  Jahrzehnte  pflegt  dieser  Be- 
grenzung ein  bestimmt  formulierter  Aus- 
druck gegeben  zu  sein.  Es  sclüiesst  das 
nicht  aus,  dass  auch  im  Interesse  arbeits- 
fähiger, durch  Notstände  irgend  welcher 
Art  erwerbslos  gewordener  Personen  gewisse 
Veranstaltungen  getroffen  werden ;  nur  wird 
derartigen  I Leistungen  ein  obligatorischer 
Charakter  in  der  Kegel  nicht  zuerkannt. 
Die  Unterstfitzungen  pflegen  insoweit,  als 
bei  künftiger  Besserung  seiner  Verhältnisse 
bezw.  bei  Vermögenserwerb  der  Unterstflzte 
zur  Erstattung  herangezogen  werden  kann, 
als  Vorschüsse  zu  gelten :  sie  sind  vermöge 
der  den  Gesetzgebungen  gemeinsamen  Voran- 
stellung der  Fürsorgepflicht  der  Familie 
liezw.  der  näh  ruf  lichtigen  Verwandten,  die 
eventuell  zum  Ersatz  der  Auslagen  heran- 
gezogen werden  können,  subsidiärer  Natur; 
in  Bezug  auf  Regelung  und  Abgrenzung 
der  Nährpflicht  pflegen  die  Gesetzgebungen 
der  einzelnen  Kantone  zwar  detaillierte  lle- 
stimmungen  zu  enthalten,  die  jedoch  unter 
einander  weit  abweichen.  Von  den 
Formen,  in  denen  die  Fürsorge  hieb  voll- 
zieht, nimmt  die  Unterstützung  der  Haus- 
armen  das  grösste  Gebiet  in  Anspruch: 
daneben  ist  je  nach  den  in  den  einzelnen 
Kantonen  herrschenden  Anschauungen  die 
Verkostgeldung.  d.  h.  die  Uebergal»e  in 
Familienpflege,  die  namentlich  auch  in  der 
Waisonpflege  immer  mehr  Bauin  gewonnen 
hat,  in  lebung;  die  Verpflegung  im  soge- 
nannten Umgänge  oder  Kehr  ist  in  einer 
Anzahl  von  Kantonen  noch  mehr  oder  minder 
gebräuchlich,  in  anderen  verboten:  «lies  gilt 
auch  von  der  Verkostgeldung  an  den  Mindest- 
fordernden :  die  sogenannte  Hof  Verpflegung 
der  Kinder  nimmt"  immer  mehr  ab.  Die 
Anstaltspflege  kommt  am  allgemeinsten  in 
den  Gebieten  der  Irren-,  Kranken-  und 
Waisen  pflege,  vielfach  aber  auch  zum  Bo- 
hufe  der  Verpflegung  alter,  siecher  und  ge- 


brechlicher Personen  zur  Anwendung:  Ge- 
meindearmenhäuser  sind  vorzugsweise  iu 
den  Kantonen  der  nordöstlichen  Schweiz 
verbreitet.  Bestimmungen  über  Zwangs- 
mittel gegen  solche  Unterstützte,  die  sich 
den  Anforderungen  der  Armenpflege  nicht 
unterziehen,  sowie  gegen  Personen,  die  sich 
der  Fürsorge  für  ihre  Angehörigen  entziehen 
oder  durch  Leichtsinn  oder  Liederlichkeit 
deren  Unterstützimg  notwendig  machen,  sind 
den  Gesetzgebungen  der  meisten  Kantone 
eigen;  in  der  Regel  können  die  Zwangs- 
mittel bis  zur  Einsperrung  in  eine  Arbeits-. 
Korrektions-  oder  Gefängnisanstalt  bezw. 
zur  Verwendung  zur  Zwangsarbeit  gesteigert 
werden :  auch  zeitweiser  \  erlust  der  bürger- 
lichen Ehrenrechte  kommt  vor.  Im  einzelnen 
gehen  die  Gesetzgebungen,  namentlich  was 
Begrenzung  und  Stufenfolge  der  Zwangs- 
mittel sowie  das  Verfahren  anlangt,  weit 
auseinander. 

IV.  Wanderwegen  und  Ver- 
pflegnogsstationen. 

Die  Lücke,  die  durch  Beschränkung  der 
ortsbürgerlichen  Armenpflege  auf  Ortsbürger 
gegel>en  ist,  erweitert  sich  noch  dadurclu 
dass  diese  Armenpflege  lediglich  die  Für- 
sorge für  Notarme  zur  rechtlich  festge- 
stellten Aufgabe  hat.  Es  blieben  daher  vor 
allem  die  zeitweilig  erwerbslosen  Arlieit«- 
fähigen  sowie  vor  allem  die  niedergelassenen 
von  der  ortsbürgorlichen  Armenpflege  aus- 
geschlossenen Personen  auf  freiwillige  Liebes- 
thätigkeit  angewiesen.  Die  hiermit  ver- 
bundeneu Nachteile  des  Ansprechens  um 
Galten  und  des  planlosen  Almosengebens 
machten  sich  naturgeinäss  in  den  Mittel- 
punkten des  Verkelirs  ganz  besonders  geltend. 
Der  Bet  telplage  gegenülter  entstanden  nament- 
lich um  die  Mitte  der  70 er  Jahre  zahlreiche 
Vcreinsgrfindungen,  die  speciell  die  durch- 
reisenden Bettler  in  geregelter  Form  durch 
Verabreichung  eiues  Geldgeschenkes  oder 
durch  Gewährung  von  Natural  Verpflegung 
unterstützten.  Mehr  und  mehr  hat  mau 
sich  hierbei  eleu  Formen  des  deutschen 
Natm-alverpflegungswesens  angenähert  und 
Ende  1887  einen  gewissen  Ahsehliiss  der 
Bewegung  gefunden,  die  zugleich  den  An- 
fang eines  vollständigen  einheitlichen  Vor- 
gehens bildete,  indem  am  1.  Dezeml>er  1-SS7 
der  interkantonale  Verband  für  Natural  Ver- 
pflegung begründet  wurde.  Er  macht  es 
sich  zur  Aufgabe  (vgl.  Statuten  v.  12.  Juli 
ls!»3.  durch  die  die  Statuten  v.  1.  Dezember 
1SN7  ersetzt  sind),  ein  Netz  von  Verpflegungs- 
stationen einzurichten  und  auf  ihnen  die 
bedürftigen  Durchreisenden  durch  Gewäh- 
rung von  Obdach  und  Nahrung  zu  unter- 
stützen. Es  wird  hierbei  der  Besitz  ge- 
nügender Ausweisschriften  und  eines  Unter- 
stfitzungswanderschoines  gefordert  und  thun- 
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liehst  anf  Gewährung  der  Xahtralverpflegung 
gegen  Arbeitsleistung  hingewirkt.  Dem  Ver- 
bände gehören  nach  dem  letzten  für  1896 
erstatteten  Jahresberichte  11  Kantone  an. 
Von  diesen  ist  in  Aargau,  Thurgau.  Schaff- 
hausen, Luzcrn  und  St.  Gallen  die  Natural- 
verpflegung  gesetzlich  eingeführt,  während 
sie  in  Zürich,  Bern,  Glanis.  Solothurn, 
Basel-Land  und  Zug  auf  Freiwilligkeit  beruht. 
Der  Verl»and  umfasst  demnach  hauptsächlich 
ilie  Nonlostsehweiz,  für  die  mit  Rücksicht 
auf  die  Nachbarschaft  von  Oesteireich  und 
Deutschland  wohl  auch  das  lebhafteste  Be- 
dürfnis einer  solchen  Einrichtung  bestehen 
möchte.  Während  mit  Württemberg  und 
Oesterreich  noch  nähere  Verbindung  gesucht 
wird,  ist  eine  solche  vollständig  mit  Baden 
durchgeführt:  die  jährlichen  Verbandstage 
finden  abwechselnd  in  Baden  und  in  der 
Schweiz  statt.  Die  Arbeitsvermittelung  auf 
den  Stationen  wird  thunlichst  gefördert,  ist 
aber  vorläufig  noch  nicht  über  Kleinere  An- 
fänge lünausgediehen.  Die  Zahl  der  Durch- 
reisenden betrug  in  dem  Berichtjahre 
18%.  97  im  ganzen  129234,  von  denen  70463 
Schweizer  nnd  41 703  Deutsche  waren.  Die 
Gesamtausgabe  betrug  112305  Fr.,  von  denen 
fast  die  Hälfte  durch  Staatsbeiträge  gedeckt 
wurden.  Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
kamen  von  den  Ausgalien  8  Rp.  gegen  12,5 
in  den  Vorjahren.  Ueterhaupt  hat  sich 
eine  wesentliche  Verminderung  in  der  Zahl 
der  Durchreisenden  bemerkbar  gemacht,  die 
in  dem  Berichtsjahre  etwa  44000,  in  dem 
Vorjahre  über  47000  betrug. 

Quellen  nnd  Litteraturt  Jhi*  wichtigste  Mate- 
rial enthalten  die  Gesetze,  Ansfü hru ngsven >rd- 
Hungen  sowie  die  z.  T.  *rhr  ausführlichen  Be- 
richte der  Kantnnsregieningen,  wie  namentlich 
diejenigen  von  Zürich,  Hern,  Hotel,  Aargau  n. 
(i.  ni.  —  .Statistisches  Material  enthält 
Niederer.  Das  Arm  enterten  der  Schireiz,  Ar- 
meugesetzgebung  und  statistische  Darstellung 
der  amtlichen  Armenpflege  (im  Auftragt-  der 
Schweiz,  «tat.  Gesellschaft),  reichhaltig  und  treff- 
lich, alter  ireil  auf  das  Jahr  1870  Itrzüglirh, 
leider  schon  vielfach  veraltet.  Xeuerdingt  ist 
"iten*  des  Hundes  eine  eingehende  Statistik 
des  Armenwesens  der  Schweiz  begonnen,  die  auf 
einer  Erhebung  vom  Jahre  1890  fusst  und  ganz 
vortreffliche»  und  vollständige«  Material  sowohl 
über  die  Lage  der  Gesetzgebung  wie  die  thut- 
«ächlichen  Zustände  enthält.  Jlisher  sind  unter 
dem  Titel:  II.  Schweizerische  Statistik 
der  amtlichen  A  r  »>  r  n  pfl  rge ,  vom  statis- 
tischen Bureau  des  eidgenossischen  llejmrtments 
des  Innern,  bisher  lieft  1  (Hund)  und  1 
(Zürich),  J  (Bern)  u.  s.  w.  bis  8  (Ghiruti  er- 
schienen. —  Ferner  Sie  tiermann.  Die  An- 
stalten und  Vereine  der  Schweiz  für  Armeucr- 
iichitng  und  Armenversorgung,  Zürich  IS'.ni.  — 
Litte  ralu  r:  Höh  met't  in  A .  Em  m  ingha  ns,  Das 
Armenwesen  und  die  Armrngesetzgebung  in  den 
europäischen  Staaten,  Berlin  1870,  S.  i-Wff.  — 
Kambli,  Di«  Verhältnis  von  bii elterlicher  und 
territorialer  Armenpßege,  1874.  —  Bitter,  Da* 


Recht  der  Annen  auf  l'ntcrstützutuj,  Zürich  1889. 
—  Xilfteheler,  Beiträge  zur  Geschichte  des 
heimatlichen  Gerichtsstandes,  Zürich  1890.  — 
Xaef,  Da«  Armenwesen  im  Aargau  und  die 
liefnrmbestrrbungrn ,  Aarnu  1888. — ChrMinger, 
Grundlinien  der  gegenwärtigen  Armrngetetigc- 
bung  u.  s.  w.  Li  der  Schweix,  Bl.  f.  Gemein- 
nützigkeit 1898  II.  .t  S.  190.  —  SpecieU  Bern 
behandeln  Schenk.  Die  Eutwiekelung  der 
Armrnrerhältnisse  des  Kantons  Bern  in  der 
neueren  Zeit,  hauptsächlich  während  der  Jahre 
184*>  bis  Ende  18.T>5,  Bern  18'iC.  —  Geiser, 
Getchichte  de*  Armenwesen*  im  Kanton  Bern 
von  der  Reformation  bis  auf  die  neuere  Zeil, 
Bern  1*<*4.  Für  das  Gesamtarmenwesen  der 
Schweiz  von  Bedeutung.  —  Die  Vorlagen  der 
Direktion  des  Armenwesen«,  1895—97  zur  Be- 
gründung der  Gesetzentwürfe  und  die  dazu  ge- 
hörigen Herirhte  älter  die  <  irossrat  »Sitzungen.  — 
Ausserdem  enthalten  zahlreiche  Beiträge  die 
schweizerischen  Blätter  für  Sozial- 
politik und  die  Zeitschrift  der  schwei- 
zerischen ge  nie  in  11  Uli  igen  Gesell  schuft 
zu  der  auch  zu  irnjleichcn  :  Hunztker,  Ge- 
schichte der  schweizerischen  gemeinnützigen  Ge- 
sellschaft, Zürich  1897.  Mttnuterberg. 


XII.  Armengesetxgebung  in  den 
Vereinigten  Staaten. 

I.  Einleitung.  1.  Die  Principien  der 
Arbeiteruntorstütznng  in  den  Vereinigten  Staaten. 
2.  Unterscheidende  Grundzüge  in  den  Selbstver- 
waltungen der  Einzelstaaten  und  die  daraus 
entspringenden  Unterschiede  in  den  Methoden 
der  Armenpflege.  II.  Ocffentliche  Unter- 
stützung. 1.  Stadt  und  Ortschaft  als  ein- 
beitliche  Verwaltungsorgane.  2.  Üic  staatlichen 
Kommissionen.  3.  Statistik  der  Bundesregierung. 

I.  Einleitung. 

1.  Die  Principien  der  Armenunter- 
stutzung  in  den  Vereinigten  Staaten. 

Diese  lassen  sich  ebensowenig  in  einen  ein- 
zigen Ausdruck  zusammenfassen  wie  die 
Principien,  nach  denen  die  gesamten  Staaten 
Europas  in  dieser  Angelegenheit  liandeln. 

Die  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas 
bestehen  aus  45  Staaten  und  5  Territorien, 
welche  allerdings  zu  Zwecken  gegenseitigen 
Schutzes  und  gemeinsamer  \\  ohlfahrt  eng 
verbündet  sind,  aber  dennoch  ihre  inneren 
Interessen  unabhängig  von  einander  und 
unter  sehr  verschiedenen  Verwaltungsformen 
zu  wahren  suchen.  Jeder  Staat  hat  seine 
eigene  Geschichte  und  seinen  eigenen  Be- 
völkerungstypus, jeder  wurde  unter  eigen- 
artigen Verhältnissen  der  Ansiedelung  wie 
der  Weiterentwickelung  zugänglich  gemacht. 
In  einigen  fühlt  man  sich  mit  deu  staat- 
lichen Kinrichtungen  und  der  geschichtlichen 
Ueberlieferung  schon  ganz  verwachsen,  in 
anderen  war  der  Boden  noch  vor  einem 
Menschenalter  ein  fast  unerforschtes  Gebiet. 
Manche  erfreuen  sieb  einer  erprobten  und 
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auf  wissenscliaftlieher  Grundlage  ruhenden 
Armenpf lege :  in  anderen,  wo  man  Iiis  jetzt 
den  Druck  Armut  kaum  verspürt  hat, 
ist  zu  systematischer  Ahhilfe  noch  keine 
Veranlassung  gewesen;  und  in  noch  anderen 
Staaten,  wo  man  aus  l'nkeimtnis  <lie  Erfah- 
rungen älterer  Nationen  nicht  verweiten 
konnte,  hat  eine  solche  Ahhilfe  zu  allerdings 
originellen,  aber  auch  oft  unwirksamen  und 
kostspieligen  Experimenten  geführt.  Kurz,  wir 
müssen  von  vornherein  darauf  verzichten, 
die  Armenpflege  in  den  Vereinigten  Staaten 
als  ein  organisiertes  Ganzes  zu  betrachten, 
ilas,  wie  die  Systeme  der  Armenpflege  in 
europäischen  l  .ändern,  den  lietreffenden  Be- 
zirken von  einer  centralen  Autorität  aufer- 
legt wird:  und  zuvörderst  dürfen  wir  ge- 
rade dies  nicht  aus  den  Augen  lassen,  dass 
wir  es  mit  einem  1-inde  iler  Mannigfaltig- 
keit, der  <  »riginalitüt  und  des  Kxperimen- 
tieivns  zu  tluin  halten.  Thatsaeho  ist.  dass 
etwas  wie  ein  amerikanisches  System 
der  Armenpflege  nicht  existiert.  .Jedoch 
braucht  dadurch,  dass  wir  dieses  als  that- 
säehlich  zugel»en.  das  Studium  der  ameri- 
kani.sciien  I  nterstützungsmethoden  keines- 
wegs an  Interesse  zu  verlieren:  im  Gegen- 
teil, es  dürfte  sich  in  mancher  Beziehung 
als  besonders  lehrreich  erweisen,  heim  vor 
uns  sehen  wir  ein  Volk,  in  hohem  (finde 
vom  Glück  begünstigt,  fruchtbar  an  Ideeen 
und  mit  stark  entwickeltem  Gemeinsinn. 
Abgeschieden  von  den  Traditionen  Eurojtas 
lebend,  schafft  es  sich  für  die  eigenen  Ge- 
fahren seine  eigene  Abhilfe;  nur  allzu  oft 
begeht  es  Fehler,  die  ihm  teuer  zu  stehen 
kommen,  oft  alter  auch  stösst  es  daliei  auf 
ein  neues  Verfahren,  das  von  ülierrasohender 
Wirkung  ist.  In  der  öffentlichen  wie  in 
der  privaten  Annenpflege  zeigt  sieh  uns  bis- 
weilen ein  verschwenderischer  l'olterfluss. 
wie  man  ihn  anderswo  selten  findet,  und 
aus  einer  verkehrten  Freigebigkeit  nicht 
minder  als  nus  der  politischen  Maschinerie 
erwachsen  grosse  und  schwere  Uebelstände. 
AI  «er  von  der  frühesten  Ansiedelung  her  bis 
auf  den  heutigen  Tag  ist  ein  gewisser  natio- 
naler Instinkt  der  gesellschaftlichen  Verant- 
wortlichkeit nicht  ausgestorlien,  und  ol»en 
diesem  rmstaiide  ist  es  zuzuschreiben,  dass 
die  immer  wachsenden  Listen  der  Armen- 
unterstützung willig  getragen  worden  und 
dass  sich  aus  der  unendlichen  Mannigfaltig- 
keit allmählich  einige  Gnmdtypen  abhoben, 
welche  die  fernere  Ausbildung  der  Armen- 
pflege in  Amerika  anzudeuten  scheinen. 

2.  lTnterscheidende  Grundzuge  in  den 
Selbstverwaltungen  der  Einzelstaaten 
und  die  daraus  entspringenden  Unter- 
schiede in  den  Methoden  derArinenuflege. 
( WoodrowWilson.  The  State.  Boston  1*!>  1 :  (  ar- 
lier,  Li  He|Miblii|Ue  Aincricaiue  des  Etat.—  l  nis. 
Baris  In'.m»;  Brvce.  American  <  'oininonwealth. 


N'ew-York  ]*'Xt;  Howard,  Koeal  and  Const. 
Hisfory  of  U.  S..  Johns  Hopkins  Studie*.  IV« 
Ks  ist  unni.'tglioh,  sieh  die  nianiügfaltigeu 
Formen  der  Armenpflege  in  den  Vereinigten 
Staaten  klar  zu  machen,  ohne  zuvor  einen 
Blick  auf  gewisse  Formen  und  Traditionen 
in  der  Selbstverwaltung  der  einzelnen  Staa- 
ten zu  werfen.  Die  ersten  Niederlassungen 
im  Westen  des  Kontinents  fanden  statt  unter 
Vorhaltnissen,  die  den  Charakter  der  Selbst- 
verwallung noch  jetzt  beeinflussen.  So  wur- 
den z.  B.  die  Kolonieen  an  der  Küste  Neil- 
Englands  als  von  einander  unabhängige  An- 
spielungen nach  dem  Muster  der  alt-eng- 
lischen Stadt-  oder  <  »rtschaftsverwaltung  1r.>- 
gründot.  und  diese  ererbte  DeoontraJisati'm 
sucht  man  auch  heute  noch  aufs  eifrigste 
zu  erludten.  Auswanderer  von  Neil-England 
halieii  vielen  Gebenden  des  Westens  das 
altheimische  Gepräge  aufgedrückt.  da»a 
uns  in  einer  Entfernung  von  mehr  als  l'Hm 
Meilen  wieder  das  Bild  der  unahliängigen 
Stadt  oder  Ortschaft  entgegentritt,  mit  der 
ganzen  hergebrachten  Autonomie,  mit  den 
jährlichen  Versammlungen  der  Stimmltereeh- 
tiglen.  dein  aus  ihrer  Mitte  gewählten  Ge- 
meinderat und  .schliesslich  dem  Verband  mit 
umliegenden  Orten  zur  Gründung  eines  staat- 
lichen LeU'iis.  Dagegen  ging  die  Bcsiedo- 
lung  der  südlichen  Kolonieen,  wie  in  Vir- 
ginion,  meistens  von  privilegierten  Handels- 
gesellschaften mit  Kochten  auf  die  Verwal- 
tung ausgedehnter  Territorien  aus.  Deshalb 
ist  die  ]>olitisohe  Einheit  hier  nicht  ideutix.ii 
mit  Stadt  oder  Ortschaft,  sondern  ei-streekt 
sich  auf  einen  Bezirk  oder  Kivis  (countyt. 
in  dem  sich  die  kleinere  örtliche  Verwal- 
tung erst  s|täter  gestaltete.  Hier  -war  die 
vorherrschende  Idee  eine  Stufenfolge  der 
Regierungsgewalten  nach  unten,  nicht  vom 
Volke  hinauf  nach  oben»  (Johns  Hopkins 
Studies,  III.  S7.  l/>eal  Goveniment  in  Vir- 
ginia), l'enusylvanien  »steht  in  der  Matt-- 
zwischen  diesen  beiden  entgegengesetzten 
Typen  des  Gemeinwesens,  es  suchte  di-- 
Regierungsbefugnisse  auf  Staat  und  KreL- 
gleichmiLssig  zu  verteilen ^  (Studies  I.  32». 

In  einigen  westlichen  Staaten,  deren  Be- 
völkerung iluv  Abkunft  teils  aus  Neu-Kng- 
land.  teils  aus  dem  Süden  herleilet,  findet 
sich  domgemäss  eine  Mischung  von  jenen 
beiden  überlieferten  Verwaltungsei nheiteti. 
bald  die  örtliche,  l«ald  die  des  Bezirkes  oder 
Kreises.  Die  Bewohner  des  südlichen  Illi- 
nois z.  B.  stammen  aus  Virgiuien  und  an- 
deren Südstaaten,  während  die  des  nöpi- 
licheu  grösstenteils  aus  Massachusetts  un-l 
anderen  Staaten  Neu-Eughinds  stammen  •- 
( Johns  Hopkins  Studies.  III,  ti). 

Endlich  giebt  es  Staaten,  in  denen  sich 
die  (  eiitralgew;Ut  zuerst  ausbildete  und  dann 
ihren  Charakter  der  Kominunalverwaltuug 
in  den  Kreisen  und  Städten  vorlieh.  Dies 
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war  z.  B.  der  Fall  in  Kalifornien,  das  nicht 
wie  Massachusetts  durch  de»  Verband  iso- 
lierter Ortschaften  entstand,  sondern  iin  Jahre 
184(>  sieh  von  Mexiko  ablöste  und  gleich 
als  Staatseiiiheit  in  den  Bund  eintrat;  es 
sind  daher  seine  Städte  und  Ortschaften 
meist  jüngeren  Ursprungs  als  der  Staat 
selbst. 

Fragt  man  nun,  ob  sieh  in  dieser  Ent- 
faltung des  nationalen  Letalis  keine  wich- 
tigen Yerwaltungsfunktionen  entwickelt 
haben,  die  von  Rechtswegen  der  Bundesge- 
walt zukamen,  so  ist  die  Antwort,  dass  das 
Volk,  als  nationale  Einheit  betrachtet,  sich 
mit  Sachen  wie  die  Armenpflege  nur  wenig 
tafasst.  Es  lässt  sich  von  der  Bundes- 
regierung, die  nicht  wie  in  Europa  die  Haupt- 
quelle der  Gesetzgebung  für  die  Einzelstaaten 
ist,  tadiaupten,  dass  sie  die  Probleme  der 
Selbstverwaltung  kaum  je  berührt.  Was 
sie  beschäftigt,  sind  die  äusseren  Angelegen- 
heiten und  alles,  was  die  nationale  Wohl- 
fahrt betrifft,  wie  die  Geldwilhrung,  das 
l'ost wesen,  das  Heer  und  die  Flotte.  Die 
Einzelstaaten  halten  Ordnung  und  Recht  in 
ihren  Gebieten  selber  aufrecht,  sorgen  für 
Erziehung  und  Armenpflege  und  erheben 
zu  diesen  Zwecken  auch  die  eigenen  Steuern. 
•  Die  Selbstverwaltung  geht  durchaus  nur 
den  Einzelstaat  an«  (Bryce,  Amer.  Common- 
wealth 1,  425).  Allerdings  kommt  die  Bundes- 
regierung in  die  1-rfigo,  sich  mit  Armen- 
sachen abzugehen,  so  in  der  Verwaltung  des 
Distrikts  Kolumbia,  eines  Gebietes  von  10 
0,uadxatmeileu,  das  zum  Sitz  der  Bundes- 
regierung abgesondert  ist,  unter  der  unmittel- 
baren Kontrolle  des  Kongresses  steht  und 
seine  eigene  Armenpflege  liat.  Desgleichen 
bei  der  Unterstützung  kranker  oder  dienst- 
unfähiger Soldaten  und  Matrosen,  bei  den 
Bewilligungen  der  ungeheuren  Tensionen  und 
bei  der  Unterhaltung  der  vielen  Invalideu- 
häuser,  alles  Sachen,  die  ein  Nachlass  des 
Bürgerkrieges  von  18G165  sind  und  der 
Vollständigkeit  halber  in  einer  Abhandlung 
ütar  die  allgemeine  Wohltliätigkeit  vielleicht 
zu  erwähnen  wären.  Dennoch  brauchen  für 
unseren  Zweck  diese  speeiellcn  Verpflich- 
tungen der  Bundesregierung  nicht  tariiek- 
sichtigt  zu  werden.  Wir  können  den  Distrikt 
Kolumbia  einfach  als  einen  Staat  ansehen, 
der  seine  besondere  Regieruugsform  hat,  und 
die  Fürsorge  für  die  Soldaten  und  Matrosen 
ist  in  der  That  mehr  ein  Akt  der  Gerech- 
tigkeit als  der  Wohltliätigkeit,  In  dem  Lande 
«ds  Ganzes  kommen  für  uns  nur  in  Betracht : 
erstens  die  lokalen  Einheiten  der  Stadt- 
ilm! Kreisverwaltung  und  zweitens  die 
grössere  Einheit  des  Einzelstaates,  wie  die- 
selbe entweder  aus  den  Ortscliaftsverbänden 
hervorgegangen  oder  gleich  von  Anfang  her 
eingesetzt  worden  ist.  Die  Geschichte  der 
Armeiiunterstützung  findet  ihre  Erklärung 


!  einzig  iii  ihrem  Verhältnis  zu  diesen  Mittel- 
J  punkten  der  Kontrolle. 

So  erscheint  in  Xeu-Euglaud  noch  jetzt 
die  Ortschaft  als  der  Haupttrilger  der  Ar- 
menverwaltung. Sie  allein  entscheidet  ütar 
l  Fragen  des  Unterstützungswohnsitzes  inner- 
I  hallt  ihres  Gebietes  und  wacht  mit  Eifer- 
I  sucht  über  die  Unabhängigkeit  ihrer  Ge- 
schäftsführung. Im  Staate  New- York  da- 
I  gegen  waren  Unterstützungen  anfangs  Sache 
der  Kreisknmmissioneu ;  Steuern  wiu-de» 
von  Krcistaamtcu  erhoben;  Armenhäuser 
wurden  vom  Kreise  errichtet  und  unter- 
halten, und  Iiis  zum  Beginn  dieses  Jahr- 
hunderts spielte  in  derartigen  Angelegen- 
heiten weder  der  Staat  noch  die  Ortschaft 
eine  bedeutende  Rolle.  Städtische  oder  Dorf- 
armenhäuscr  wurden  vom  Kreise  eben  nur 
geduldet,  und  jedem  Kreise  war  es  ül er- 
lassen, in  Armensachen  nach  eigenem  Gut- 
dünke» zu  verfahren  (Cunimings,  Poor-I^iws 
of  Massachusetts  and  New- York.  Amer. 
Economic  Association  X.  -1).  Dieser  Unter- 
schied zwischen  Kreis  und  Stadt  ist  jedoch 
melir  von  historischer  als  praktischer  Wich- 
tigkeit, denn  die  grösseren  Kreisstädte  hatan 
ihre  Verwaltung  in  der  Regel  Iiis  auf  die 
Grenzen  des  Kreisgebietes  ausgedehnt,  so 
dass  die  Unterstütziuigsgaben  leider  häufig 
eiu  und  dieseltan  sind.  In  mehreren  west- 
lichen Staaten,  wie  in  Illinois,  Minnesota. 
Nebraska  u.  a.,  kommt  es  wiederum  auf 
eine  Abstimmung  au,  ob  Stadt  oder  Kreis 
die  Armenpflege  auf  sich  nehmen  soll.  In 
Kalifornien  ging  das  erste  Annengesetz  vom 
Staate  aus  (an  act  for  the  relief  of  indigent 
sick.  1852.  Root,  A  study  of  poor  relief  in 
California,  nicht  im  Buchhandel  erschienen). 
Bis  zum  Jahre  1855  waren  noch  nicht  ein- 
mal die  Kreise  mit  der  Aufsicht  ütar  die 
Unterstützungen  betraut  (Statutes  of  185-1, 
p.  179).  Im  Jahre  1806  brach  sich  in  einem 
einzelnen  Kreise  das  städtische  oder  Ort- 
schaftssystem  Bahn,  und  endlich,  im  Jahre 
1893,  wurde  die  örtliche  Kontrolle  als  allein 
gültig  vorgeschrietan.  Die  Ijokalaufsicht, 
von  der  in  Neu-England  die  Armenunter- 
stützung  ausging,  wurde  in  Kalifornien  also 
erst  als  Endresultat  erreicht. 

Schliesslich  bleibt  zu  erwähnen,  dass 
einige  Staaten,  in  denen  die  Unterstützung 
j  als  Ortsangelcgenheit  güt.  angefangen  hatan, 
,  die  Kontrolle  teilweise  dem  Staat  zu  über- 
;  tragen  und  die  Befugnisse  der  staatliche» 
j  Kommissionen  mit  Bezug  auf  lokale  Ange- 
legenheiten demgemäss  zu  erweitern.  Und 
so  hatan  wir  denn  eine  den  Verhältnissen 
und  Bedingungen  des  amerikanischen  letalis 
entsprechende,  geradezu  verwirrende  Mannig- 
faltigkeit  von  Type»  der  Armonfürsorgo: 
Unterstützung  vou  seiteu  der  Stadt  oder 
des  Orts,  die  sich  bisweilen  gar  nicht  von 
der  des  Kreises  unterscheiden  lä>st.  und 
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l>cide  wieder  zum  Teil  in  der  wachsenden 
Kontrolle  von  Seiten  de6  Staates  verschwin- 
dend. In  diesem  bunten  Verwaltungsgewirr 
irgend  ein  einheitliches  Priucip  zu  entdecken 
ist,  wie  gesagt,  unmöglich.  Es  hiesse  in 
der  That  ein  falsche«  Bild  vom  amerika- 
nischen I>'lien  entwerfen,  wollte  man  sieh 
auch  nur  einbilden,  dass  es  ausser  der  all- 
gemeinen Bereitwilligkeit,  die  Insten  des 
Armenwesen»  als  utizcrtroiinltar  von  der 
Bflrgerpflicht  zu  Itctrachten,  ültorhaupt  ein 
solches  einheitliches  Princij»  galie.  Alles, 
was  sich  hier  thnn  lässt,  ist,  durch  eine  Aus- 
wahl von  erläuternd,  n  Beispielen  die  Haupt- 
methoden der  öffentlichen  Armenpflege  zu 
kennzeichnen,  zunächst  die  Methoden  der 
Ortschafts-  und  Stadtverwaltungen,  sodann 
die  des  Staates,  und  schliesslich  mit  Hilfe 
der  von  der  Bundesregierung  mühsam  und 
genau  aufgestellten  Statistik  zu  zeigen,  wel- 
chen Umfang  die  Unterstützungen  Erreicht 
haben. 

II.  Oeff  entliehe  Unterstützung. 

1.  Stadt  nnd  Ortschaft  als  einheitliche 
Verwaltungsorgane.  Als  Beispiel  aus 
einer  Menge  Ähnlicher  charakteristischer  und 
U-währter  städtischer  oder  örtlicher  Ver- 
waltungsorgane genügt  es,  Boston,  die 
Hauptstadt  von  Massachusetts,  anzuführen. 

Schon  im  Jahre  10'.»  1  wurden  daselbst 
Armenaufseher  ernannt,  und  im  Jahre  17W 
wurden  die  Pflichten  dersell>on  durch  ein 
Statut  umgrenzt,  welches  im  allgemeinen 
noeh  jetzt  zu  Kraft  besteht:  'Jede  ( »rtsehaft 
soll  gehalten  sein,  allen  armen  und  bedürf- 
tigen Personen,  so  darin  ihr  Heimatsrecht 
haben,  Unterstützung  und  Unterhalt  ange- 
deihen  zu  lassen,  wenn  sie  deren  benötigt 
sind.  Den  Aiwenpflegerri  liegt  es  ob,  für 
alle  solche  Arme  und  Hilfsliedürftige  Sorge 
zu  tragen,  sie  zu  beaufsichtigen  und  ferner 
darauf  Oiucht  zu  geben,  dass  ihnen  auf 
Kosten  der  <  »rtscliaften  und  Distrikte  in  an- 
gemessener Weise  Unterstützung,  Unterhalt 
und  ArUit  verschafft  werden!«  Solcher 
Armenaufscher  gab  es  in  Boston  im  Jahn» 
1HH5  zwölf,  zwei  davon  waren  Frauen  und 
alle  waren  unbesoldet.  Ihnen  fallen  alle 
Entscheidungen  OVr  Untcrstfltzungswohn- 
sitze  sowie  die  gesamte  Hausunterstützung 
(out-door  relief)  zu.  Untcrstützungswohnsitz 
erwirbt  jeder  Volljährig»'  (21  jährige),  der  5 
Jahre  im  Staate  ansässig  gewesen  ist  und 
während  dieser  Zeit  3  Jahre  lang  seine 
Kopfsteuer  entrichtet  hat,  sowie  jede  Frau, 
die  5  Jahn-  ansässig  gewesen  ist  und  kein 
Armengeld  empfangen  hat.  Ha  die  Stadt 
an  Einwohnern  zunahm  und  verschiedene 
Armen  Versorgungsanstalten  errichtet  wurden, 
ernannte  man,  um  der  wachsenden  Anzahl 
der  darin  aufgenommenen  Annen  (in-door 
poor)  gerecht  zu  werden,  einen  zweiten  Auf- 


sichtsrat. Derselbe  ist  aber  jetzt  durch 
einen  einzigen  Kommissar  der  öffentlichen 
Anstalten  ersetzt  worden,  einen  besoldeten 
Beamten,  der  die  Errichtung  der  städtischen 
Institute  für  Irre,  Anne,  Verbrecher  und 
Kinder  leitet.  Diese  Institute  sind:  zwei 
Besseningsanstalten,  eine  Zwangsschule  oder 
Strafanstalt  für  Schul  versäumer  (tniana- 
sehool).  ein  Hospital  für  Geisteskranke,  ein 
Kinderheim  und  drei  Armenhäuser.  Ueber 
eine  weitere  Differenzierung  der  Aufsichts- 
pflichten wird  zur  Zeit  (1897)  beraten.  und 
in  der  I^gislatnr  ist  eine  Vorlage  in  Be- 
ratung, infolge  welcher  die  Fürsorge  für  die 
Irren  und  Armen  sowie  für  die  verwahr- 
losten Kinder  der  Stadt  drei  getrennten  und 
unbesoldeten  Kommissionen  übergeben  »er- 
den soll,  so  dass  dem  jetzigen  Kommissar 
der  öffentlichen  Anstalten  nur  die  Strafan- 
stalten hleilion  würden. 

Die  Oesehichte  der  städtischen  Anneu- 
pflego  während  der  letzten  zwei  Jahrhunderte 
zeigt  also  eine  fortschreitende  Entwickeln? 
von  den  einfachsten  Verhältnissen  an.  wo 
eine  einzige  unbesoldete  Kommission  sich 
aller  Klassen  von  Bedürftigen  auuchnien 
konnte,  durch  immer  komplizierter  werdend* 
Anforderungen  hindurch,  bis  man  schliess- 
lich im  Begriffe  ist,  eine  durchgängige  DihV- 
renziemng  der  abhängigen  Klassen  unter 
getrennter  Aufsicht  mit  besonderer  Versor- 
gung derselben  nach  verschiedenen  Methoden 
zu  erreichen.  Ausserdem  erseheinen  in  fast 
jeder  amerikanischen  Stadt  speeielle  Vor- 
keimingen, die  mitunter  höchst  originell  sind 
und  viel  Gutes  leisten.  So  unterhält  z.  B. 
die  Stadt  Boston  eine  Verpflegungsstation 
(wayfarer  s  lodge)  fttt  Arbeit  suchende  Und- 
st  reicher,  wo  der  heimatlose  Wanderer  sich 
durch  eine  Arbeitsleistung  zeitweilig  Aufent- 
halt und  Kost  sichern  kann.  Im  Jahre  USU 
wunlen  daselbst  32508  Leute  beherbergt 
und  74  508  Maidzeiten  verabreicht.  Es  ist 
sogar  in  der  Legislatur  vorgeschlagen  wer- 
den, allen  grosseren  Städten  von  Massachu- 
setts die  Errichtung  solcher  Anstalten  zur 
Pflicht  zu  inachen,  um  der  Vagabunden  plap? 
zu  steuern. 

Boston,  welches  im  Jahre  189i>  eine  Ein- 
wohnerzahl von  448  477  hatte,  zahlte  im 
Jahre  1x04  für  öffentliche  Armenpflege 
738  594  $  (Ausgalien  des  Anfsichtsrats 
12.0MH»  *;  für  Anstalten  015 594  *):  dies 
belauft  sich  auf  1,00  •  pro  Emwoluier. 
Hierzu  kommen  die  viel  beträchtlicheren 
und  später  anzuführenden  Ausgaben  für 
Privatannenpflege  von  Seiten  der  Vereine 
sowohl  wie  von  einzelnen  Geliern.  Man 
kann  die  Armensteuer  und  die  freiwillige 
Oaben  zur  Unterstützung  der  Armen  iimcr- 
halb  der  Stadt  auf  nicht  weniger  als  4  * 
pro  Kopf  veranschlagen.  Es  ist  dies  also 
einer  von  den  vielen  Fällen,  in  denen  sieh 
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ein  unabhängiges  Geraeinwesen  bereitwillig 
eine  schwere  Taxe  znr  Unterstützung  seiner 
Mitbürger  auferlegt. 

In  der   ferneren  Eutwickelung  dieser 
föderierten  Ortschaften  wird  es  jedoch  un- 
vermeidlich, einige  Typen  von  llüfsbedürf- 
tigen  zu  sj>eciellerer  Fürsorge  und  Behand- 
lung auszuscheiden.     Der  Irren.  Blinden 
und  Schwachsinnigen  sind  in  jeder  Ortschaft 
zu  wenige,  um  besondere  Anstalten  für  sie 
zu  errichten.    Ks  greift  also  der  Staat  ein, 
anfangs  zwar  mir  aus  Zweckmässigkeits- 
rücksichten ,  schliesslich  aber  wird  seine 
Kontrolle  unentbehrlich.    Auch  muss  liier 
hinzugefügt  werden,  dass  diesem  Bestreben 
nach  einem  grosseren  und  stärkeren  Auf- 
sichtsorgan   hin  Vorschub  geleistet  wird 
durch  die  Unfähigkeit  vieler  amerikanischer 
Stadtverwaltungen,  woraus  dann  naturgemäss 
der  Wunsch  entspringt,  wenigstens  die  Ar- 
menpflege in  sicheren  Händen  zu  wissen.  I 
Die  Grossstädte  sind  zur  Zeit  die  wundesten 
Punkte  im  öffentlichen   l,eben   Amerikas.  | 
Durch  die  grosse  Masse  von  unwissenden  j 
und  eingewanderten  Stimnil>erechtigten  ist  | 
der  politischen  Korruption  Thür  und  Thorj 
geöffnet,  und  die  Leitung  der  städtischen ! 
Institute    wird    nur   allzu  oft   politischen  [ 
Zwecken  dienstbar  gemacht.    Die  Staatsver- 
waltung dagegen  basiert  in  der  Kegel  nicht 
so  sehr  auf  Sondcriiiteressen  und  tritt  mehr 
au  das  Licht  der  öffentlichen  Meinung  und 
Kritik.    Die  wichtigste  Aenderung  in  der 
jüngsten  Geschichte  der  Armenpflege  sind 
daher  die  Einsetzung  und  die  erhöhten  Macht- 
tafugnisse  der  Staatskommissionen. 

2.  Die  staatlichen  Kommissionen.  Die 
erste  staatliche  Wohlthätigkeitskommission 
(State  Board  of  Charit  ics)  finden  wir  in 
Massachusetts  im  Jalire  1803.  Ohio  und 
New-York  folgten  im  Jahre  1807;  und  Illi- 
nois:, Pennsylvanien ,  Rhode  Island  1809. 
Im  Jahre  1893  hatten  in  Staaten  älinliche 
Organe.  Einige  dieser  Staatskomnüssionen 
haben  nur  Aufsichtsrechte  und  bestehen  aus 
unbesoldeten  Mitgliedern  (New- York.  Massa- 
chusetts, Minnesota  etc.) ;  andere  haben  direkte 
Exekutivgewalt  über  die  ^'treffenden  An- 
stalten (Rhode  Island,  Kansas,  Wisconsin). 
In  Wisconsin  besteht  die  Kommission  aus 
5  Mitgliedern,  die  sich  ausschliesslich  ihrem 
Dienste  widmen  und  dafür  ein  Gehalt  von 
je  20OU  *  l»eziehen. 

In  lieiden  Fällen  dienen  diese  Kommis- 
sionen auch  dazu,  den  örtlichen  Instituten 
neue  Gesichtspunkte  in  betreff  ihrer  Funk- 
tionen zu  eröffnen,  Fragen  ül>er  Unter- 
stütznngswohnsitze  zu  entscheiden  und  für 
das  Land  im  ganzen  einige  allgemeingültige 
Principien  der  Arnienunterstützung  aufzu- 
stellen. In  einigen  Staaten,  wie  in  New- 
York,  liat  die  Kommission  sogar  das  Rechte 
private  Wohlthätigkeitsanstalten   zu  inspi- 


zieren, und  neue  Austaltcn  für  Kinder  dürfen 
nicht  ohne  ihre  Zustimmung  errichtet  wer- 
den. In  New- York  und  New-Jersey  ist  der 
Staatskommission  noch  ein  frewilliger  Wohl- 
thätigkeits-llilfsverein  (State  Charitv  Aid 
Association)  beigesellt,  um  die  Aufsicht  über 
die  Anstalten  des  Staates  zu  verschärfon. 
Schliesslich  haben  sich  die  Mitglieder  dieser 
Kommissionen  und  andere  bei  der  Armen- 
pflege Iteteiligte  Personen  noch  freiwillig  zu 
einer  allgemeinen  oder  nationalen  Konferenz 
der  Wohlthätigkeits-  und  Besserungsvereine 
(National  Conference  of  Charities  and  Cor- 
rections)  assoeiiert,  deren  jährliche  Versamm- 
lungen den  Austausch  der  verschiedenen  An- 
sichten und  Meinungen  sowie  die  gegen- 
seitige Verbesserung  der  Methoden  herbei- 
führen und  Irrtümer  wie  Missgriffe  verhüten 
sollen. 

Die  Berichte  dieser  Staatskoinmissionen 
setzen  uns  in  den  Stand,  uns  einen  Begriff 
von  dem  weiten  Umfange  dieses  Wohlthätig- 
keitsdienst**  zu  machen. 

Der  Staat  New- York  z.  B.  hat  eine  Be- 
völkerung von  5997  853  Einwohnern.  Die 
Kommission  dieses  Staates  inspizierte  im 
Jahre  1895  öffentliche  Wohlthätigkeitsinsti- 
tute.  deren  Wert  auf  14000000  und  pri- 
vate, deren  Wert  auf  6601)0000  *  geschätzt 
wird.  Die  gesamten  jährlichen  Einkünfte 
der  öffentlichen  Anstalten  waren  nahezu 
5OOU0O0  $,  die  der  privaten  über  14000000  *. 
In  den  öffentlichen  Instituten  wurden  bei- 
nahe 20000  Personen  verpflegt,  in  den  pri- 
vaten 480<>0.  Die  Totaleinnahmen  der  öffent- 
lichen und  privaten  Anstalten  zusammen 
repräsentieren  die  Rente  eines  Fonds  von 
450 000 000  *  zu  4°/o  (Report  of  State  Board 
1895).  Die  Unterstützungen  in  den  Anstalten 
des  Staates  New-York  Miefen  sich  also  im 
Jahre  1895  auf  eine  Taxe  von  nahezu  4  $ 

Kro  Einwohner,  und  rechnet  man  die  unge- 
eueren  Summen,  die  von  Privatpersonen, 
Kirchen  und  nichtinkorporierten  Wohlthätig- 
keitsvereinen  gegeben  werden,  hinzu,  so  wird 
mau  ilie  obigen  4  $  wenigstens  noch  um 
50  °o  höher  anschlagen  müssen. 

Massachusetts  hat  2238943  Einwohner, 
und  die  Armenkommission  überwachte  im 
Jahre  1895  die  Ausgaben  von  1497  973  * 
für  Anstaltspflege  (in-door  relief)  und  von 
1133  248  $  für  Ilausuntersützung  (out-door 
relief),  im  ganzen  von  2631221  *  oder  un- 
gefähr 1  8  pro  Kopf.  Die  sämtlichen  Dienste 
der  Kommission  kosteten  dem  Staate  nur 
2347  *,  worin  allerdings  Sclireibergehälter 
nicht  mitberechnet  sind. 

Minnesota  zählt  1 301 826  Einwohner.  Die 
sämtlichen  Ausgaben  des  Staates  im  Jahre 
1892  betrugen  2  391  000  $,  wovon  1  325000  * 
oder  55,4  0  o  für  wohlthätipe  und  Besserungs- 
anstalten verwendet  wurden,  eine  Kopfsteuer 
von  1  9  für  Armenzwecke  allein. 
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Der  Staat  <  >hio,  der  im  Jahre 1  sl»o  m  >  316 
Einwohner  hatte.  unterhielt  im  Jahr»1  1NV>4 
Kanz  oder  zum  Teil  lsstitiS  Personen  mit 
einem  Kostenaufwande  v« >n  4  17.">1<1."».47  *. 
Ks  fielen  als*»  wahrend  dieses  Jahres  Ü°o 
der  Pevölkerunjr  oder  unpdähr  jode  17. 
Person.  wenie>tens  zeitweilig,  der  staat- 
lichen Fürsorge  anheini  (Honnl  of  State 
Charit  ie*  1*04.  p.  2*».  I *■« -  gesamten  laufen- 
den Ausgaben  für  die  staatlichen  Anstalten 
ohios  betrugen  im  Jahre  IstU  1  Ns7  7»).l.d*  *. 
Die  tägliche  Durchschnittszahl  der  in  «ler» 
Anstalten  verpflegten  Personen  war  I2'j'»d. 
U«i  einem  jährlichen  Kostenaufwande  von 
VJti.oJ  *  für  jeden  Annen.  Die  Zahl  der 
in  Staatsanwälten  befindlichen  Personen  l>e- 
trug  im  Jahn*  LV.M  17 H>4  oder  1  ;;s  der 
Pevölkerung. 

<  onii. Mii-ut  hat  74t! '_'."».x  Kinwohncr  (ls!M>). 
Die  /mm  l  iiterlialt  aller  Delinquenten.  Ver- 
armten und  Arlieitsnntangliehen  nötigen  <ie- 
sjuntaiiMnilM  n  Iwliefen  sich  im  Jahn*  1nH."> 
für  den  Sta;»t  allein  auf  "k i  •  >7 1  .x.">  für 
ilie  Ortschaften  auf  sl.'CJ7.">$:  zusaniiueu 
auf  1  .'{(»lüUti.sö  S  oder  für  jeden  Kinvohner 
durchschnittlich  auf  l,7u  ?. 

Die  ungeheuren  Ausruhen,  von  denen 
liier  einige  Ileispiele  angeführt  wunlen.  halten 
viele  zu  der  reber/engung  gebracht,  dass 
auf  die  eine  oder  andeiv  Weis*»  enorme 
Summen  verschwendet  werden  und  dass  es 
zum  mindesten  fraglich  bleibt,  ob  nicht  ge- 
wisse  Finnen  der  Armonuntorstützung  weit 
eher  den  Pauperismus  begünstigen  und  fort- 
pflanzcn  als  ihm  Kinhalt  thun.  Zweifel 
dieser  Art  richten  sich  gewöhnlich  gegen 
die  Hausunterstützumren  (out-door  reliof), 
eine  Konu,  die  sich  allzu  leicht  der  Peiier- 
waehung  seitens  der  wenigen  IVamten  ent- 
zieht. In  einigen  Städten,  wie  in  Brooklyn, 
N.-Y..  hat  man  zu  Zeiten  die  Hausunter- 
stützung  ganz  fallen  lassen,  ohne  dass  da- 
durch eine  anscheinende  Zunalune  der  Not 
herbeigeführt  wunlen  wäre  (National  Con- 
fei-ence  of  Charit  ics  isss.  p.  lol»,  und  die 
Ansichten  neigen  sieh  im  ganzen  einer 
stiviigeren  Einschränkung  der  Gaben  zu. 
Dennoch  hlejht  der  ( bsamtbetrag  solcher 
Unterstützungen  überaus  gros*,  wie  die  fol- 
genden ZahlenangaUuliewcison(A.Ci.  Warner. 
Aniericaii  Charities.  p.  1»'»4>. 

Hau.stinterstützuii-en  in  ö  Staaten: 

Ma«t         Jahr     IVrs""f'  Kosten 
unterstützt      ^  " 

Pennst  lvanien  25  029  474  ^47.78  $ 

Ncvv-York  .    .  1S'J"2  131  439  6S1  934.99  r 

Ohio  ....  1W1  671)27  442281.51  ,. 

Wini  uiiMin  .    .  ]!S92  4492  148691.4s;  .. 

Kalifornien.    .  18113  304790—  .. 

3.  Statistik  der  liundesrejcierung.  Ks 

erhellt  aus  dieser  Mai  mißfall  ij^kt-it  in  den 
Methylen  der  staatlichen  Armenpflege  so- 


wie aus  der  unabhängigen  Verwaltung  j«^le, 
Kinzelstaates.  dass  von  einer  vollstämligefi 
Darstellung  der  Armenpflege  seitens  der 
amerikanischen  Nation,  als  Einheit  l»etraoht»  t. 
nicht  die  Kode  sein  kann.  Die  folgenden 
statistisehen  Angaben  mögen  jedoch  zum 
Vergleich  mit  anderen  Ländern  von  Wich- 
tigkeit sein. 

Die  Einwohnerzahl  der  Yoiviuigteii  Staa- 
ten betrug  im  Jahn*  lS!Mi  G2ü^2  jr»<».  I>i.- 
üehivehlichen,  Arheitsuntanulichen  und  Al- 
men verteilten  sich  damals  wie  foltrt : 


A.  Im-: 


b>  Karbide 
o  «  hinesfti 


9<>7J9 
*»  535 


Japaner  ....  231 
Civilis  Indianer  I 


initnnlirlie  53  473 
weibliche  530:1 


Irrsinn  kommt  verhältnismä>sitr  viel  häu- 
fiir-'r  unter  Weissen  als  unter  Karbii^ni  \<>r 
und  ikm  Ii  häufiger  unter  Eiii^  waudei  t.  :i 
als  unter  Ein^Uavnen. 


H.  Sehwaehsiniiiije : 
ei,».-    .    .    .    .    84  907 1 

•    10 iiiänrili,  h<-  ;2>*f.2 

,sj  weibliche  4264: 


In  Farbige 
vi  (  hiuex'ii 


.lapauei  .  .  .  . 
Civilis.  Indianer  I 


9?  «'l>' 


a  Wei»».' 
le  Farbitte 
c,  »  hilleseli 
Japiuicr 


95  iKX) 

Hlii.de: 

43  35 1 1 
'        luÄnnliche  2S0S0 


'57 


•  ivilis.  Indianer  I 

50  50S 
D.  Taubstumme: 


weibliehe   22  4Ü 


a  1  Wf-issf  .... 

b>  Farbiife  .... 

n  Chinesen  .  .  .] 
.lajiutur  .  .  .  .: 
Civilis.  Indianer  I 


37  447 

3  "5 

30 
40  592 


männliche  22  42^ 
weibliche  18:63 


40  592 


E.  Arme  in  Armenanstalteu : 


ai  Weisse  .  .  . 
b)  Farbiire  .  .  . 
ei  Chinesen  .  .  . 
d  Civilis.  Indianer 


56  57SI 

64181  männliche  40741 
weibliche  32304 


131 
3*1 


73  045 


73045 

Das  Durchschnittsalter  der  Armen  l^i- 
derlei  «iesehle«:ht.s  in  den  Armenhäusern  .ier 
Vereinigten  Staat eu  war  ö*).4!».  «las  .ier 
männlichen  .VJ,1 5,  das  der  weiblichen  4-S,d't. 
Die  Zahl  derjenigen,  die  sowohl  lesen  als 
sehreiben  konnten  (einsclüiesslicdi  der»»r.  .lic 
wähtvn.l  jener  Zeit  Schulunterricht  ^noss**tu, 
war  41  ~)2H   (mänuliehe   27>s~~y  weibliche 
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1Ö040);  die  Ziilü  derjenigen,  die  nur  lesf-n 
konnten,  war  4434  (männliche  1038,  weib- 
liche 2496}:  derer,  die  weder  lesen  noch 
sehreihen  konnten,  27 085  (männliche  12020, 
weibliche  14150).  Von  73()4ä  Armen  (40741 
männlichen  und  32304  weiblichen)  konnten 
00500  Englisch  sprechen  (30708  inünnliche  j 
und  2t »822  weibliehe):  4021  konnten  kein' 
Englisch  (2731  männliche  und  1500  weib- 
lichel.  In  den  übrigen  2104  Fällen  wurde 
die  Frage  nicht  beantwortet, 

F.  Insassen  der  Wuhlthätigkcitsanstalten : 

a)  Weisse  ....  loöSjöj 

b)  Farbige  .  .  .  4  io^|  männliche  *5  245 
ei  Chinesen  .  4 ' t  weibliche  56665 
d>  Japaner     ...  8| 

e>  <  ivilix.  Indianer  923 ' 

1 1 1  910  1 1 1  910 

Diese  waren  verteilt  auf  Anstalten: 
für  Kinder  65651  oder  56.67  °|0 


II 


..   Krwaehsene  . 
„  Spitäler    .  . 
andere  Anstalten 


15.78 
20.08  „ 

5-47  r 


17  66l 
22  473 

6  125 

Die  Zahl  derer,  die  lesen  und  schreiben 
konnten  (mit  Einschluss  derer,  die  in  der 
Anstalt  unterrichtet  wurden),  betrug  03  270 
(milnuliche  4<> ">Gü,  weibliche  40713);  die 
Zald  derer,  die   nur   lesen  konnten,  2521 
(männliche  S03,  weibliche  1028):  derjenigen, 
welche  weder  lesen  noch  schreiben  konnten, 
101 1<)  (männliche  77*0,  weibliche  8324). 
Der  Prozentsatz  der  Analphabeten  war  im 
ganzen  14.4U;  unter  den  männlichen  14,00;; 
unter  den  weibliehen  14,00.  Von  den  111 010  j 
Insassen  konnten  IM"» 821  Englisch  sprechen! 
(">1002  männliche  und  53s50  weibliche);' 
die  Zahl    derjenigen,  die    kein    Englisch  j 
konnten,  war  2747  (13*S  männliche   und  | 
1359  weibliche).    In  3342  Fällen  (männliche 
1N95,  weibliche  1447)  wurde  diese  Frage 
nicht  beantwortet. 

Die  Woldthätigkeit  für  Itcsondere  Klassen 
von  Hilflosen  und  Bedürftigen  erseheint  in 
den  Vereinigten  Staaten  am  vollkommensten 
entwickelt  in  der  Fürsorge  für  Kindel-,  einer 
Form,  deren  Bedeutung  aus  den  folgenden 
Zahlen  erhellt.  Es  giebt  in  den  ge- 
samten Bundesstaaten  25000000  Kinder 
unter  10  Jahren.  Von  diesen  stehen,  so- 
weit sieh  ermitteln  lässt,  etwa  100  000  unter 
der  Fürsorge  der  Gemeinde,  des  Staates 
oder  privater  Stiftungen,  und  zwar 

in  Waiseuhäusern,  Armenhäusern  etc.  74000 

„  Besserungsanstalten   15000 

„  Schulen  für  Schwachsinnige    ...  5  000 

„       r        r  Taube   4  500 

r       „        „  Blinde   1  500 

Alle  Kinderanstalteu  zusammen  werden 
auf  einen  Kapitalwert  von  55500  000  £  ge- 
schützt, die  jährlichen  Ausgaben  auf 
13  00OOO0  $,  die  Zahl  der  mit  der  Pflege 


beauftragten  Personen  wird  auf  120oo  an- 
gegeben  (H.  H.  Hart,  National  Conference 
of  Charities.  1*02.  p.  102—193). 

Als  Antwort  auf  die  Frage,  wie  hoch 
man  wohl  den  gesamten  Kostenaufwand  für 
Woldthätigkeit s-  und  Besserungsanstalten  in 
den  Vereinigten  Staaten  veranschlagen  müsse, 
diene  hier  ein  Auszug  aus  dem  Bericht  der 
23.  National  Conference  of  Charities  (1800, 
17).  wo  zwei  der  1  testen  Gewährsmänner, 
.  H.  Hart  und  F.  Sauborn,  den  Gegenstand 
berühren:  Nach  New- York  und  Massachu- 
setts zu  urteilen,  wo  die  Kosten  am  höchsten 
sind,  müsste  man  annehmen,  dass  jeder  Ein- 
wohner jährlich  1,00— 3  *  zum  Unterhalt 
unserer  Wohlthätigkeitsanstalten,  Gefäng- 
nisse etc.  beitrüge:  doch  sind  die  Ausgaben 
^tatsächlich  viel  geringer.  Anstatt  der  jähr- 
lichen 114000000  *,  die  wir  nach  dem 
Massstab  von  Massachusetts  aufbringen 
müssten,  oder  der  225  000  000  $,  die,  nach 
New- York  zu  rechnen,  erforderlich  wären, 
worden  von  der  ganzen  Bevölkerung  dei 
Uuiou  (jetzt  71—72  Mill.)  wahrscheinlich 
weniger  als  75oooOo0  $  oder  etwa  1  •?  pro 
Einwohner  aufgewandt.  In  einigen  Staaten 
beträgt  der  Durchschnitt  bedeutend  weniger, 
in  anderen  wieder  mehr:  im  ganzen  aber 
scheint  obige  Schützung  die  richtigste  zu 
sein.  Die  Wichtigkeit  der  Massregelu  zur 
Einscliränkuug  uud  Verhütuug  von  Ver- 
blichen. Intimi  und  Verarmung  liegt  nach 
dieser  Berechnung  auf  der  Haud.< 

In  der  Stadt  Sau  Francisco  z.  B..  die 
208007  Einwohner  zäldt.  gab  es  im  Jahn' 
1803  204  öffentliche  und  private  Wolüthätig- 
keitsvereiue.  ausser  75  Kirchen,  über  die 
keine  statistische  Auskunft  zu  erlangen  war. 
Diese  204  Organe  verausgabten  im  Jahn» 
185)3  1308  509$,  durchschnittlich  also  etwa 
4  $  pro  Einwohner;  dazu  kommen  bedeu- 
tende Summen  von  eiuzelnen  Gebern  (The 
Charities  of  San  Francisco,  1*94). 

Litteratur:  H.  B.  Adam*,  Xote*  on  thf  LH*- 

roturr  of  Churitir»,  John»  Hopkins  Stndir*,  .5. 
,Srn>*.  —  C.  R.  Hendernon,  Ifepmdvnt, 
Ifrfrctirr  und  jM-linifueiU  Uaw* ,  liotton 
l»9ä.  —  Cfooker,  Problem*  in  Amr  rifun  ,V<- 
ci-ty,  B»*(<»i  iSüi:  —  John  Cummlngt,  P»>r 
Isars  of  Mtumchiuittn  and  Xtw-York,  Am>-rirun 
Economic  Atioci'itinn,  X,  4.  MuH  lf»uf  Map« 
und  Pafft*,  Crt,>rrll,  lS'j:..  —  Josephtne  & 
IjOtcelt,  Public  Relief  find  I*rir<ttr  Charit y, 
Xfir-  l\>rk  —  It.  Mayo-Smlth,  Soaütie* 
und  fririotw/y,  Mucmillon  IXUS.  —  A.  O.  llra»'- 
net',  American  Charitir»,  Button  UVJö.  The 
Paar  in  tircat  fit  in,  Sa-ibner,  IX'Jä.  Report 
of  thrnmitUe  Ott  tht  llittury  of  t  hiid-nu  iwj, 
of  Ihr  Xutioual  Confrreuee  of  t  haritir«  of 
J{o»ton  lS'j.i.  llrport*  of  International  C»ngr?** 
of  t'horitif*  and  I  'orrrrtion*  <it  Chieuy»,  Juif 
iftU.t:,  4  rt.h.;  Hnltiinor'-  1K'.>4.  -  Rr^ot*  »f 
X'itioiml  t'nnfrrruer  of  fharitie»  und  t '»rrftimin 
/l.";.i—js:0.  '?.i  roh.,'  Rotton,  U.  H.  Elli».  — 
Rr/i-rt»  of  Statr  R.Hinl»  of  Charit  in,  X>»-York, 


Digitized  by  Google 


11N4J    Annenwesen  (Armengesetzgebnng  in  den  Vereinigten  Staaten — Armenpflege) 


Jf>t**achußrtt*.  .Viunrf"t'i,  Ohio,  Mirhit/tw  rtc.  — 
F.  B.  Sanbam,  hilor*  Eitryrlopnlia,  Art.: 
hiuptrittn.  —  B.  Sanbom,  Thr  ihuritit» 
of  Mwneh*t*tU*.  Supplrturnt  to  12.  Rrpart  of 
H<«ml  of  SUitr  rhurilir*  of  M>i*mehu*ttU.  Civic 
(lud  Ih'fftut,  fhihitlri/thoi  /*!*.".  IHrrrtoiy  of 
t'haritim  of  lirmtun,  lsUl.  —  <*urtem,  Jlnnil- 
hi'ok  of  Chnrity  ( >nj<inimti»ii,  Bufftü».  —  f. 
K.  Jennc**,  Thr  t'haritie*  of  Am  FmncUco, 
lüUi.  —  f.  Iß.  KelUtgy,  IHrtory  of  Charily 
l>ra>tuix<ttion  in  thr  f'iiilttl  SUitr*,  1#93.  Me- 
morial Jfistortf  of  Bogtot,,  W.»/,  /)',  041.  Xrit- 
York    t  hnrittr*    IHrrrtory ,  —    t'h.  R. 

Hrtulcrxttu,  iMi»  .{rmtnurtrn  in  tlru  1'trrin. 
.V.iufr«  ron  Xonlomtriko  in  it.  Juhrh.  f.  Xtit. 
«.  >lat.        F-hjr,  IM.  XV,  S.  Iß  f. 

Franct*  <•'.  Peabody. 


IV. 

Armenpflege. 

I.  Allgemeiner  Teil.  1.  Anfgabe  der 
Armen  pflege.    2.  Die  Träger  der 

H.  Ilie  Organe  der  AriueupnYg 
der  Individualisierung,  ö.  Da»  Elberfelder  Sv- 
Mtein.  ai  Grumlzilge.  Ii,  Ausbreitung.  6.  Die 
Verbindung  von  öffentlicher  Armenpflege  und 
privater  Wuhlthätigkcit.  ai  Auskunft  Uber  be- 
dürftige Personen,  h)  Auskunft  über  Wohl- 
tMtigkeitseinrkhtungen.  <•■  Zusammenfassung 
nnd  Meiumiguanatanwh.  II.  Besonderer  Teil. 

I.  Die  Persönliehkeit  des  bedürftigen.  2.  Die 
Mittel  der  Hilfe.   3.  Unten*twt*uiigwirten. 


1.  Allgemeiner  Teil. 

1.  Anfgabe  der  Armenpflege.  Auf- 
gnlte  «ler  Armenpflege  ist  das.  was  der  Wort- 
sinn besagt:  die  Pflöge  des  Annen.  Die 
Pfleg«'  bestellt  in  der  Bewährung  derjenigen 
Hilfsmittel,  die  erforderlieh  sind,  um  den 
Zustund  der  Armut  zu  verhüten  oder,  wenn 
■  T  l»ereits  eingetreten,  wieder  zu  Inseitigen. 
Man  unterscheidet  hiernach  zwischen  vor- 
beugender und  zwischen  eigentlich  hel- 
fender Annenpflege.  Doch  miiss  der  Ke- 
griff der  Vorlrf-ugung  mit  specieller  Be- 
ziehung  auf  das  Annenwesen  insofern  enger 
gefjisst  werden,  als  in  letzter  Linie  alle  die 
Wohlfahrt  lK'fördoniden  Massregeln  geeignet 
sind.  Wohlstand  und  wirtschaftliche  Selb- 
ständigkeit herlieizufnhren  und  somit  Annut 
zu  verhüten.  Man  pflegt  daher  unter  vor- 
beugender Annenpflege  nur  diejenigen  Mass- 
regeln zu  verstehen,  die  in  nächster  Be- 
ziehung zu  dem  /weck  der  Annutsvcrhütung 
stehen  und  den  durch  Stand  und  Erwerhs- 
art  dem  Verfall  in  Armut  am  leichtesten 
ausgesetzten  Personen  zu  dienen  bestimmt 
sind.  Nicht  gehören  daher  zur  vork-ugon- 
deu  Annenpflege  Sparkassen  wesen  und  die 
Einrichtungen    <ler  Selbsthilfe,    wie  Ver- 


wahrend die  Einrichtung  von  Leihhäusern, 
Arljeitsversehammg  für  Bedürftige.  Gewäh- 
niug  von  Darlehen  zur  Beschaffung  von 
Handwerkszeug  nnd  dergleichen ,  zur  vor- 
beugenden Armenpflege  gerechnet  zu  werden 
pflegen.  Im  übrigen  liat  jede  zielbewusste 
Art  von  Wohlthätigkeit  und  Annenpflege 
den  Charakter  der  Vorl>eugung  insofern  zu 
tragen,  als  die  vornehmste  Art  der  Be- 
thätigung  gegenüber  dem  Bedürftigen  ittuner 
das  Bemühen  bleil>en  muss.  ihm  wieder  zur 
wirtschaftlichen  Selbständigkeit  zu  verhelfen 
und  seine  körperlichen  und  geistigen  Kräfte 
zu  heben.  Dies  kann  lediglich  durch  Ver- 
schaffung von  ArWit,  durch  Gewähniug 
von  Werkzeugen  zur  Arbeit,  es  kann  n\*-r 
auch  durch  Hilfe  im  engeren  Sinne,  d.  h. 
durch  Gewährung  von  Geld ,  Nahrungs- 
mitteln, Obdach  u.  8.  w.  für  die  Dauereines 
Zeitraumes  geschehen,  dessen  der  Bedürftige 
Itedarf,  um  die  wirtschaftliche  Selbständig- 
keit, tun  körjterliche  oder  geistige  Gesund- 
heit wieder  zu  erlangen.  Ist  al»er  die 
Wiedererlangung  von  Selbständigkeit  und 
•  Armenpflege.  |  von  Gesundheit  ausgeschlossen ,  so  Lst  es 
V™1.^'' '  Aufgal»e  der  Armenpflege,  dem,  der  zum 
Unterhalt  seiner  selbst  und  seiner  Familie 
aus  eigenen  Mitteln  nicht  fällig  ist,  die  ihm 
feldendeu  Mittel  zum  Unterhalt  zu  ge- 
währen. Welche  Mittel  für  den  einzelnen 
Bedürftigkoitsfall  anzuwenden  sin»l ,  hängt 
von  der  Persönlichkeit  des  Bedürftigen  auf 
der  einen  Seite,  von  dem  Umfang  der  zur 
Verfügung  stehenden  Mittel  und  Kräfte  auf 
der  anderen  S-ite  ab;  diese  werden  wieder 
durch  geschichtliche  Entwiekelung,  durch 
die  örtlichen  Verhältnisse,   die  I>eistungs- 


fähigkeit  der  an  der  Annenpflege  beteiligten 
Kivise  und  verwandte  Unistände  bestimmt 
2.  Die  Träger  der  Armenpflege.  Es 

wird  unterschieden  zwischen  öffentlich  e  r . 
kirchliche  r  und  privater  Armenpflege. 
Die  letztere  nmfasst  die  Stiftungspflogc,  die 
Vereinsthätigkeit  und  die  Wohlthätigkeit 
einzelner  Personen.  Auch  findet  sich  wohl 
die  Unterscheidung  zwischen  öffentlicher 
Armenpflege  auf  der  einen  Seite  und  privater 
Wohlthätigkeit  auf  der  anderen  Seite,  wobei 
«las  V«jrhandenseiu  oder  der  Mangel  des 
öffentlh'hen  Charakters  entscheidet,  so  dass 
unter  öffentlicher  Armenpflege  nur  die  ver- 
standen wird,  die  zu  ihrer  Ausübung  öffent- 
liche  Mittel,  nötigenfalls  mit  steuerlichem 
Zwange,  in  Anspruch  nehmen  darf.  Die 
Unterscheidung  lässt  sich  scharf  nur  «da 
durchführen,  wo,  wie  in  1  >eutschlaml  und 
England,  durch  das  Gesetz  ein  «lerartiger 
Zwang  zugelassen  und  bestimmten  öffent- 
lichen Kör]H'rschaften  die  Verpflichtung  zur 
Armenpflege  auferlegt  ist.  Thatsächliih 
trägt  auch  die  kirchliche  Armenpflege  einen 
öffentlichen  Charakter,  soweit  die  Kirchen- 
sichening  gegen  Krankheit,  Unfall  u.  s.  w..  gemeinden   öffentliche   Korporationen  und 
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durch  die  Kirehenordnungeu  zur  Armen- 
pflege verpflichtet  sind.  In  den  romani- 
schen Ländern,  in  einigen  Kantoneu  der 
Schweiz,  in  Elsass-I/>thringen  darf  zwar  der 
Aufwand  für  die  Armenpflege  nicht  durch 
steuerliche  Leistungen  beschafft  werden; 
doch  dürfen  andererseits  die  der  Armen- 

Eflege  bestimmten  Stiftungen,  Armenguter, 
lospitäler  und  dergleichen  nicht  zu  auderen 
Zwecken  als  denen  der  Armenpflege  vor- 
waltet werden;  ebenso  sind  die  bei  ihrer 
Entstehung  der  freien  Erschliessung  des 
Gebers  den  Ursprung  verdankenden  Stif- 
tungen, wenn  einmal  ins  Leben  getreten, 
der  freien  Verfügung  entzogen.  Die  orts- 
Mirgerliche  Armenpflege  der  Mehrzahl  der 
schweizerischen  Kantone  beruht  auf  der  von 
der  politischen  Gemeinde  völlig  getrennten 
alten  Nutzungsgemeinde;  sie  schöpft  die 
Mittel  zu  ilirer  Ausübung  aus  den  Armen- 
gütern und  beschrankt  ihre  Wirksamkeit 
auf  die  Angehörigen  dieser  eng  begrenzten 
Nutzungsgemeinde:  gleichwohl  wird  sie  in 
der  Regel  zur  öffentlichen  Armenpflege  ge- 
rechnet Der  thatsächliche  Unterschied 
zwischen  den  verschiedenen  Arten  der 
Armenpflege  vermindert  sich  aber  noch  da- 
durch, daes  in  erster  Linie  die  thateächlich 
zur  Verfügung  stehenden  Mittel  und  die  sie 
verwaltenden  Organe  über  Mass  und  Aal 
der  Annenpflege  entscheiden,  so  dass  selbst 
da,  wo  eine  im  strengsten  Sinne  öffentliche 
Armenpflege  gesetzlieh  vorgesclirielten  ist, 
die  Leistungen  dieserArmenpflege  thatsach- 
lich häufig  hinter  denen  der  privaten  Wohl- 
thätigkeit  zurückbleiben,  wälireud  anderer- 
seits da.  wo  reiche  stiftuugsmässige  oder 
private  Mittel  zur  Verfügung  stehen,  die 
stift ungsmässige  oder  private  Anneupflege 
weit  mehr  als  die  öffentliche  Armenpflege 
leistet.  Heispiele  hierfür  ergeben  sich  aus 
der  hierzu  zu  vergleichenden  Darstellung 
des  Armenwesens  der  einzelnen  Liinder  in 
reichem  Masse.  Vollständig  verschwindet 
der  Unterschied  aber,  insoweit  es  sich  um 
die  Uebung  der  Armenpflege  selbst  handelt, 
da  ih\s  Ziel  jeder  Armenpflege  und  Wohl- 
thätigkeit  eine  den  individuellen  Umständen 
des  Bedürftigen  entsprechende  Hilfe  sein 
muss  und  die  Mittel,  durch  die  Hilfe  ge- 
währt werden  kann,  kein  anderes  Anseheu 
gewinnen,  wenn  sie  von  der  öffentlichen 
Armenpflege  oder  von  der  privaten  Wohl- 
thätigkeit  angewandt  werden.  Die  Unter- 
schiede liegen  daher  vielmehr  in  den  inneren 
Beweggründen  zum  Handeln,  in  der  Ab- 
grenzung der  Arl»eitsgebiete,  auf  denen  die 
verschiedenen  Träger  der  Anneupflege  tliätig 
sein  wollen  oder  müssen. 

3.  Die  Organe  der  Armenpflege.  Um 
die  Anneupflege  praktisch  auszuiU>eu,  be- 
darf es  der  ausführenden  Organe.  Je  nach- 
dem eine  öffentliche  Körperschaft,  die  kirch- 


liche oder  die  private  Wohlthätigkoit  Träger 
der  Annenpflege  sind,  pflegen  ihre  Organe 
auch  als  Organe  der  Armenpflege  thätig  zu 
sein,  so  dass  in  der  öffentlichen  Armen* 

Eflege  Beamte  der  Gemeinde,  in  der  kirch- 
chen Annenpflege  die  Geistlichen  und 
ihre  Helfer,  in  der  privaten  Woldthätig- 
keit  die  Voreinsmitgheder  uud  einzelne 
Privatpersonen  die  Armenpflege  ausüben. 
Doch  hat  sich  angesichts  der  im  vorher- 
gehenden Abschiritt  hervorgehobenen  naheu 
Beziehungen  der  verschiedenen  Träger  der 
Armenpflege  vielfach  eine  Mischung  der 
Organe  in  der  Weise  vollzogen,  dass  in  der 
öffentlichen  Armenpflege  bürgerliche  ehren- 
amtliche Organe  thätig  sind  und  in  der 
privaten  Annenpflege  auch  besoldeto  Beamte 
vorkommen,  während  die  Kirche  sich  viel- 
fach mit  Gemeindeangehörigen  im  Sinne 
des  alten  Diakonats  zur  Uebung  der  Armen- 
pflege in  Verbindung  setzt.  Die  öffentliche 
Armonpf  lege  ist  b  u  r  e  a  u  k  r  a  t  i  s  c  h ,  e  h  r  e  n  - 
amtlich  oder  gemischt;  bureaukratiseh 
da,  wo  die  zur  allgemeinen  Vorwaltung  der 
Gemeindeangelegenheiten  benifenen  Beamten 
wie  Bürgenneister,  Ortsschulzen ,  Ortsgoist- 
liche,  Vorstände  der  Wohlthätigkeitsbureaux, 
Vorstände  der  bureaux  de  hienfaisance,  der 
exmgregazioni  di  carita  u.  s.  w.  direkt  mit 
den  ihnen  zur  Verfügung  stehenden  Be- 
amten die  Geschäfte  besorgen.  Die  Ver- 
waltung ist  gemischt,  wenn  sich  diese  Or- 
gane zur  Ausführung  der  Geschäfte  helfen- 
der nicht  bezahlter  Personeu  bedienen ;  sie 
ist  endlich  ehrenamtlich  da,  wo  die  Helfer 
nicht  nur  Hilfsorgane  der  amtlichen  Ver- 
waltung sind,  sondern  direkt  an  der  Ent- 
scheidung über  die  Oewähning  von  Unter- 
stützungen teilnehmen,  wie  dies  bei  dem 
sogleich  darzustellenden  Elberfelder  System 
der  Fall  ist. 

Die  Gesetzgebung  pflegt  meist  die  Be- 
zeichnung der  Armen pflegeorgane  der  ört- 
lichen Bestimmung  durch  Genieindestatut 
zu  überlassen  und  sich  auf  die  Bezeichnung 
der  politischen  Körijerscliaft,  die  die  Armen- 
pflege üben  soll,  zu  beschränken ;  doch  gehen 
die  verschiedenen  Gesetzgebungen  liier  in 
vorschieden  weit.  Während  die  preussische 
Gesetzgebung  beispielsweise  nur  die  Ge- 
meinde als  Armenpflegeorgan  bezeichnet 
und  hinzufügt,  dass  jeder  Einwohner  zur 
Uebcrnahmc  eines  Ehrenamtes  in  der  Armen- 
pflege verpflichtet  sei,  enthält  die  bayerische 
Gesetzgebung  bestimmte  Vorschriften  über 
die  Zusammensetzung  des  Armenpfleu- 
schaftsrats.  Ebenso  sind  in  der  neuereu 
österreichischen  Gesetzgebung  die  Organe 
der  Armenpflege  genau  bezeichnet,  und  auch 
in  der  neueren  italienischen  nnd  franzö- 
sischen Gesetzgebung  finden  sich  genaue 
Bestimmungen  über  die  Zusammensetzung 
der  congregazioni  di  carita  und  der  bureaux 
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d'assi>tance.  Das  Gleiche  gilt  von  dem 
neuesten  Bem.-r  Annengesetz.  Al»er  auch 
«In .  wo  die  Organe  der  Annenpflege  von 
vornherein  näher  l>ezeichnet  sind,  Ix'darf 
es  einer  «"rtlichen  <  »rgsanisation .  »Ii»  sich 
•  Ion  örtlichen  Verhältnissen  anjusst  und  hier- 
iianieutlich  die  Grösse  des  Ort«?s.  di«> 
Verteilung  der  Einwohnerschaft  nach  Be- 
zirken u.  s.  w.  zu  berücksichtigen  hat.  Für 
dio  Armenpflege  von  Kirehengeun-indou  liegt 
das  gleiche  Bedürfnis  vor:  vielfach  sind  für 
die  <  »rpanisationen  der  Armenpflege  noch 
heute  die  kiivhlichen  Gpnzen  massgcltcnd, 
indem  sich  die  öffentliche  Annen  pflege  aus 
der  bfugerlioh-kmdiliohen  Armenpflege  ent- 
wickelt hat  und  auf  der  Grundlage  der 
Kirchspielsointeilung  geübt  worden  ist.  Für 
die  Stift  uugspf  lege  sind  die  Fundationsur- 
urkunden  massgciicnd :  doch  kann  auch  hier 
l»ei  ausgedehnterem  Wirkungskreise  der 
Stiftung»-!»  eine  örtliche  Einteilung  nicht 
entliehrt  werden.  In  noch  höherem  Masse 
gilt  dies  von  der  privaten  Wohlthätigkeit, 
wenn  sie  sich  in  grösseren  Gemeinden  ül«er 
das  ganze  Gemeindogehiet  erstn»cken  soll. 
Die  (frösso  «les  Gemeinwesens  ist  insofern 
massgebend  für  diese  Einrichtungen,  als 
kleine  Verhältnisse  leicht  übersehbar  sind, 
während  es  hei  einer  gewissen  Ausdehnung 
für  die  leitenden  Persönlichkeiten  unmög- 
lich ist,  joden  einzelnen  Fall  prüfen  und  er- 
ledigen zu  können.  Der  unumstössliche 
<  irundKatz  jeder  gesunden  Armenpflege,  d.  h. 
der  (»nindsatz  der  Hilfe  von  .Mensch  zu 
Mensch,  kann  nur  dann  verwirklicht  werden, 
wenn  so  viel  Helfer  zur  Verfügung  stehen, 
als  die  Zahl  der  Bedürftigen  erfordert. 

Die  Frage,  oh  das  bureaukratisehe  oder 
das  ehrenamtliche  System  den  Vorzug  ver- 
diene, ist  in  neuerer  Zeit  häufig  erörtert 
worden.    Sie  beantwortet  sieh  verschieden 
für  die  verschrienen  linder.   In  den  ger- 
manischen Ländern  hat  von  jclicr  eine  starke  | 
Beteiligung  ehrenamtlicher  Kräfte  an  der 
Gemeindeverwaltung  stattgefunden,  die  sich 
auch  in  hohem  Masse  auf  die  Annenpflege 
erstreckt  und  sich  da.  wo  sie  zweckmässig1 
durchgeführt  ist.  auf  das  glücklichste  he- ' 
währt  hat.    Namentlich  ist   die  lettcmligc 
Beziehung  aller  Kreise  der  Bevölkerung  zu  | 
den  Bedürftigen  von  grossem  Wert.   In  den  i 
romanischen   .Lindern   nehmen  die  Wohl- 1 
thätigkeitsbureaux  eine  mittlen?  Stellung  ein. 
insofern  sie  halb  öffentliche,  halb  private 
Verwaltungen  sind.    In  Amerika  wird  die 
öffentliche  Armenpflege  lediglich  durch  be- 
soldete Beamte  geführt,  ein  l  instand,  der 
von  amerikanischen  Schriftstellern  wieder- 
holt l>cklagt  worden  ist. 

N euerd i uirs  w i nl  d ic  1 1 < -ran ziel i ung  w  e  i  b - 
lieber  KriUte  zur  Armenpflege  nachdrück- 
lich betont.  Sie  findet  sich  schon  gegen- 
wärtig in  mannigfachen  Ausgestaltungen,  wie 


,  namentlich   in   den  kiivhlichen  Genossen- 
:  schaffen    der    katholisc  hen  harmherzigen 
j  Schwestern  und  der  evangelischeu  Diako- 
I  uissen.     Danelien  bestehen    ür>oraus  zahl- 
n-iche  Frauenven'ine,  die  namentlich  Kran- 
:  kenpfleg«?.  \V<Vhnorinneupflege  und  Kinder- 
pflege   sich   zur  Aufgabe  g«?setzt  lutben. 
In  «1er  öffentlichen  Armenpflege  sind  Frauen 
j  in  grösserem    Massstabe   nur   in  England 
'  zu   finden ,   wo  sie  mit  gleichen  Rechten 
|  und     Pflichten     neben     den  männlichen 
i  Armen pf legem    stehen.     In  Deutschland 
sind    sachverständige    Kreise    einer  ähn- 
.  liehen  Stellung  der  Frau   in    der  üffent- 
i  liehen  Armenpfli?ge    sehr  geneigt ;    so  hat 
.  die  Jahresversammlung  «les  Deutschen  Ver- 
eins   für   Armenpflege    und  Wohltliätig- 
keit  im  Herbst  IKilb'  eine  Resolution  ange- 
nommen, in  der  es  heisst,  dass  die  Heran- 
;  ziehung  der  Frauen  zur  öffentlichen  Armen- 
pflege als  eine  dringende  Notwendigkeit  zu 
W.eiehneii  sei.    Sie  müsse  in  orst»*r  Linie 
durch  Eingliederung  der   Frauen    in  die 
öffentliche  Armenpflege  mit  gleichen  Rechten 
und  Pflichten  wie  die  Männer  erfolgen  und 
in  zweiter  durch  Ermöglichung  einer  er- 
gänzenden, mit  der  öffentlichen  Armenpflege 
eng  verbundenen  Thätigkeit,  zum  mindesten 
alter  durch    Herstellung    geordneter  Ver- 
bindung zwischen  der  öffentlichen  Armen- 
pflege und  Vertmtern  weiblicher  Hilfstätig- 
keit.   Doch  ist  bis  jetzt  die  praktische  Ver- 
wirklichung dieses  Wunsches  nur  erst  in 
vereinzelten  Fällen  in  vollem  Umfange  er- 
folgt; so  sind  beispielsweise  iu  Kassel  die 
Frauen  den  städtischen  Bezirken  angegliedert, 
in  denen  sie  gleich  den  männlichen  Pflegern 
mitwirken:  auch  sind  sie  in  der  Anneu- 
direktion  vertreten,  lu  Kol  mar  i.  E.  werden 
Pflegerinnen  von  Fall  zu  Fall  für  bestimmte, 
für  sie  geeignete  Fälle  herangezogen.  In 
ähnlicher  Weise  wird  ganz  neuenlings  das 
Verhältnis  in  Hamburg  zu  regeln  gesucht. 
In  einigen  anderen  Städten,  wie  z.  B.  in 
Elberfeld  und  Krefeld,  sind  die  Bezirke  der 
Fraueuvereino  denen  der  städtischen  Armen- 
pflege   entsprechend    eingeteilt    uu«l  eine 
regelmässige  Verbindung  zwischen  öffent- 
licher Armenpflege  und  Fnuienvereinstliätig- 
keit  hergestellt.   In  den  Gesetzen  von  Bern 
und  Basel  vom  November  1897  ist  die  Heran- 
ziehung von  Frauen  zur  .Vnnenpflege  aus- 
drücklich vorgesehen,   ohne  dass  in  dem 
Gesetz    selbst    nähen?   Bestimmungen  ge- 
troffen sind,  die  vielmehr  der  örtlichen  Ge- 
staltung überlassen   bleiben   sollen.  Sehr 
stark  tritt  «las  weibliche  Fllemeut  in  der 
französischen  Armenpflege  hervor,  -wo  sich 
die  bnreaux  <le  bienfaisance  vielfach  der 
Ordensschwestern    als  ausültendcr  Organe 
(«'dienen.    Jedenfalls    muss    die  stärken» 
Heranziehung  der  Frauen  und  ihre  beson- 
dere Verwertung  für  die  armenpfl«?gerisehe 
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Arlteit  als  äusserst  wertvoll  bezeichnet 
werden,  wobei  namentlich  diejenige  Thätig- 
keit  ins  Auge  zu  fassen  ist.  die  unmittel- 
Iwr  an  das  hausliche  leiten  der  Bedürftigen 
anknüpft. 

4.  Das  Princip  der  Individualisierung. 

Der  finanzielle  sittliche  und  wirtschaftliche 
Erfolg  joder  Annen  pflege  hängt  in  erster 
Linie  von  der  IoImmisvoIIcu  Beobachtung  und 
Behandlung  je<les  einzelnen  in  die  Erschei- 
nung tretenden  Annenpflegefalles  ab.  Tau- 
sendfältig verschiedene  Ursachen  führen  zu 
dem  die  öffentliche  Fürsorge  in  Anspruch 
nehmenden  Zustande  der  Bedürftigkeit.  Die 
für  die  Erkenntnis  dieser  Zustände  wichtigste 
Einteilung  der  Armutsursaehen  ist  diejenige 
in  verschuldete  und  nnversclnddeto  Armut. 
Verschuldet  ist  sie,  wenn  Müssiggang,  Ver- 
schwendung, Spiel-,  Trunksucht  u.  s.  w.  den 
wirtschaftlichen  Ruin  herbeiführen,  unver- 
schuldet,  wenn  entweder  allgemeine  schäd- 
liche Ereignisse  (wie  Ueborschwemmunge», 
Hagel-  und  Feuerschaden,  Epidemieen  u.  s.  w.  j 
oder  persönliche  Mängel,  wie  Krankheit, 
Gebrechen,  jugendliches  oder  Greisenalter 
zu  Vermögens verlust,  zu  vorübergehender 
oder  dauernder  Erwerbsunfähigkeit  führen. 
Schwer  zu  erkennen  und  zu  erfassen  sind 
namentlich  die  fast  unmerklichen  Ueber- 
gänge  von  unverschuldeter  zu  verschuldeter 
Armut,  lind  schlechthin  unerschöpflich  die 
reiche  Mannigfaltigkeit  seelischer  und  körper- 
licher Glücks-  und  Leidenszustände,  durch 
welche  der  einzelne  hindurchzugehen  hat. 
um  in  die  1-uge  eines  Bedürftigen  zu  ge- 
langen. Und  weil  so  jeder  Bedürftige  nach 
Erwerbsart  und  Lebensgewohnheit ,  nach 
moralischer  und  körperlicher  Begabung  von 
jedem  anderen  Bedürftigen  individuell  ver- 
schieden ist,  so  bedarf  auch  jeder  derjenigen 
Behandlung,  welche  gerade  ihm,  gerade 
den  seine  Bedürftigkeit  veranlassenden  in- 
dividuellen Umständen  entspricht. 

Dies  ist  nun  von  ganz  besonderer 
Wichtigkeit  und  Schwierigkeit  in  Ansehung 
derjenigen  Arme» ,  welche  nicht  in  äusser- 
lich  erkennbarer  Weise  —  Krankheit,  körper- 
liche oder  geistige  Gebreche»  —  bedürftig 
sind,  namentlich  also  dann,  wenn  manuig- 
fache  ferner  liegende  Einflüsse,  wie  die 
wirtseliaftlicheu  Verhältnisse  im  allgemeinen, 
Wohnungsnot.  Ijehensmittelteuerung  sowie 
lediglich  innere  Momente,  wie  Arbeits- 
scheu etc.,  auf  den  Zustand  der  Bedürftig- 
keit bei  ganzer  oder  teilweiser  Arbeitsfähig- 
keit des  einzelnen  und  seiner  Angehörigen 
einwirken.  Während  den  Fällen  der  ersteren 
Art  durch  eine  ihrer  ganzen  Natur  nach 
nicht  leicht  zu  missbrauchende  Verpflegung 
in  besonderen  Anstalten  abgeholfen  werden 
kann  und  muss,  ist  in  allen  anderen  Fällen 
die  Unterstützung  in  der  Wohnung  an  und 
für  sich  ausreichend,  aber  daneben  strenge 


und  dauernde  Beaufsichtigung  der  Unter- 
stützten unumgänglich  notwendig.  Eine 
derartige  Aufsicht  zu  üben  ist  alter  nur 
möglich .  wenn  eine  genügend  grosse  Zahl 
von  Personen  vorhanden  ist.  welche  als 
;  Armenpfleger  hierzu  fähig  und  willens  sind, 
|  mit  anderen  Worten,  wenn  den  Nehmenden 
Gebende  gegenüberstehen,  welche  die  Ver- 
hältnisse dos  Nehmenden  genau  kennen  und 
die  Galten  diesen  Verhaltnissen  entsprechend 
einzurichten  wissen. 

5.  Das  Elberfelder  System,  a)  Grund- 
züge. Die  Forderung  der  Individualisie- 
rung ist  keineswegs  neu.  Sie  findet  sich 
schon  in  der  armenpflegerisehen  l'ebung 
der  ersten  christlichen  Ejtoche  und  ist  immer 
und  immer  wieder  nachdrücklich  l>etont 
worden,  wo  irgend  eine  neue  Ordnung  der 
Armenpflege  angestrebt  wurde;  speciell  ent- 
halten die  älteren  sogenannten  Kastenord- 
nungen in  dieser  Beziehung  sehr  bemerkens- 
werte Grundzüge.  Das  Wesen  dieser  Forde- 
rung ist :  genaue  Untersuchung  des  einzelnen 
Pflegefalles,  fortdauernde  sorgfältige  Ueber- 
wachung  des  Unterstützten  während  der 
Dauer  der  Unterstützung  und  fortgesetzte 
Bemühung,  dem  Bedürftigen  zur  Wieder- 
erlangung wirtschaftlicher  Selbständigkeit 
behilflich  zu  sei».  Diese  Forderung  in  einer 
nach  dem  Masse  lnensclilicher  Erfahrung 
und  menschlichen  Könnens  musterhaften 
Weise  durchgeführt  zu  haben,  ist  die  wesent- 
liche Eigentümlichkeit  des  sogenannten 
Elberfeld  er  Systems.  Nach  mannig- 
fachen Versuchen,  der  wachsenden  Bettel- 
plage zu  begegnen  und  der  steigenden 
Annenlast  entgegenzuwirken,  gelang  es  den 
Bemühungen  des  hochverdienten  Daniel  von 
der  Heydt  in  Elberfeld  (ßeboreu  181  »2,  ge- 
storben 1N74),  eine  Armenordnung  aufzu- 
stellen, die  im  wesentlichen  an  jenen  alten 
Grundsitz  der  alten  eliristliehen  Gemeinde 
wieder  anknüpfte  und  namentlich  Wert  und 
|  Wichtigkeit  der  Gemeindepflege  im  ältere» 
!  Sinne  betonte.  Auf  diesem  Gedanken  l>o- 
!  ruht  die  noch  heute  in  Uehung  stehende 
'  Armenordnung  von  1852.  Ihr  Schwerpunkt 
!  liegt  in  folgende»  drei  Stücken:  1.  Indi- 
vidualisierung. 2.  Beteiligung  «1er  armen- 
pflegerisehen Organe  an  der  Entscheidung, 
3.  Decentralisatio».  1.  Die  Individuali- 
sierung wird  erreicht  dadurch,  dass  die 
ganze  Stadt  dergestalt  in  Quartiere  ein- 
geteilt ist,  dass  auf  jedes  Quartier  in  der 
Hegel  nicht  mehr  als  4  Arme  (Eiuzelsteheude 
oder  Familienhäupter)  entfallen  (t  hat  sächlich 
sind  es  meistens  nur 
etwa  überbürdet  ist , 
Weisung  einer  Zahl  von  Armen  an  weniger 
beschwerte  Quartiere  erleichtert  werden. 
Jedem  Quartier  ist  ein  Annenpfleger  vor- 
gesetzt. Der  Armenpfleger  ist  das  wesent- 
lichste Organ   der  Armenpflege.     Er  hat 


2):  wo  ein  Quartier 
soll  es  durch  Zu- 
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mindestens  alle  14  Tage  die  Armen  seines 
Bezirks  zu  besuchen,  von  den  Verhältnissen, 
insbesondere  von  dem  Vorhandensein  von 
Vermögen  oder  sonstigem  Einkommen  aus 
Arbeitsverdienst ,  Versicherungsgeldern  und 
dergleichen  sich  Kenntnis  zu  verschaffen, 
das  Ergebnis  seiner  Ermittelungen  in  einem 
Abhörbogel  i  zu  vermerken  und  erziehlich 
auf  die  Bedürftigen  und  ihre  Familienange- 
hörigen einwirken.  Er  soll  Freund  und  Be- 
rater der  Armen  sein,  aber  auch  strenge 
auf  Zucht  und  Ordnung  halten,  insbesondere 
auch  böswillige,  müssiggäiigerische  Personen 
zur  polizeiliehen  Verfolgung  bringen.  Der 
hohe  Wert,  welcher  dem  Amte  des  Armen- 
pflegers beigemessen  wird,  kommt  in  «lern 
Wortlaut  der  Geschäftsordnung  ti  zu  be- 
deutendem Ausdruck. 

2.  Die  Beteiligung  der  Armen- 
pfleger —  und  in  dieser  und  der  De- 
centralisation  liegt  das  wesentlich  Neue  und 
Bahnbrechende  der  Organisation  —  wird  da- 
durch erreicht,  dass  die  Bewilligung  der 
einzelnen  Filterst iltzuugen  aus  den  Händen 
der  Hauptverwaltung  in  die  Hände  der  ver- 
einigten Annen pfleger  gelangt  ist.  Zu  diesem 
Behufe  sind  eine  Zahl  von  je  14  Quartieren 
zu  Bezirken  zusammengelegt,  welchen  ein 
Bezirksvorsteher  vorgesetzt  ist.  Die  Armen- 
pfleger  der  Bezirke  versammeln  sieh  alle 
14  Tage,  um  Ober  die  Unterstützungsanträge 
gemein sehaft lieh  zu  beraten  tuid  zu  ent- 
scheiden. Die  Versammlung  wird  geleitet 
von  dem  Bezirksvorsteher:  es  nehmen  an  der- 
selben teil  nicht  mir  diejenigen  Armen  pfleger, 
die  gerade  einen  Antrag  aus  ihrem  Quartier 
zu  vertreten  haben,  sondern  alle  Annen- 
pfleger des  ganzen  Bezirks.  Der  Besch  Inss 
im  einzelneu  Falle  wird  vorbereitet  durch 
Vorlegung  des  Abhürhogens,  dessen  jedes- 
malige Erneuerung  uiclit  notwendig  ist, 
wenn  es  sieh  um  bereits  in  dauernder  Unter- 
stützung befindliche  Personen  handelt. 

Im  Falle  dringender  Not  ist  der  Armen- 
pfleger liefugt.  Hilfe  sofort  und  ohne  Kück- 
frago  eintreten  zu  hissen;  nur  ist  ihm  die 
Befragung  des  Bezirksvorstehers  empfohlen : 
alter  auch  derartige  Gaben  unterliegen  der 
nachträgliehcn  Genehmigung  der  Bozirks- 
versammlung.  Die  Gewährung  von  l'nter- 
stützung  geschieht  in  der  offenen  Armen- 
pflege durch  Bewilligung  von  Geld,  welches 
die  Kegel  bildet  sowie  durch  Gewähning 
von  Naturalien,  wie  Brot.  Milch,  Bit t werk, 
Kleider.  Schuhe  u.  s.  w.  l'eber  die  Be- 
schlüsse wird  Protokoll  nach  einem  be- 
stimmten Muster  geführt. 

3.  Die  Dece  n  t  ral  i sat  ion  besteht  in 
der  zu  a  angegebenen  Beteiligung  der  Armen- 
pfloger  an  der  Entscheidung.  Ihr  tritt 
gegenüber  eine  nunmehr  wesentlich  anders 
geartete  Thütigkoit  der  Hauptverwaltung. 
Diese  besteht  ausser  dem  Bürgermeister. 


beziehungsweise  einem  von  ilim  Beauftragten, 
aus  vier  'Stadtverordneten  und  vier  stimm- 
fähigen Bürgern.    Ihr  hegt  ob  die  gesamte 
Oberleitung  der  Armenpflege  und  in  Bezug 
auf  die  Uehung  der  Armenpflege  im  Einzel- 
fall die  Besch!  iissfassung  über  jeden  Fall 
der  geschlossenen  Armenpflege  sowie  die 
Genehmigung  der  von  der  Bezirksvei'samni- 
lung  gefassten  Beschlüsse  in  Bezug  auf  die 
offene  Armenpflege.    Im  übrigen  hat  sie 
die  Verhältnisse  der  ärmeren  Klasse  der 
Bevölkenmg  und  die  Ursachen  ihrer  Ver- 
annuug  zu  erforschen,  die  zur  Vorbeugung 
und  Abhilfe  dienlichen  Eüuichtungen  zu 
treffen,  den  Etat  zu  entwerfen,  die  vor- 
handenen Mittel  bestimm ungsgemäes  zu  ver- 
wenden,   die  Jahresrechuung  vorzupriifen 
und  endlich  alljährlich  einen  Verwaltuugs- 
bericht  zu  erstatten.  —  Was  speciell  die 
Uebung  der  offenen  Armenpflege  betrifft, 
so  ist  hervorzuheben,  dass  es  sich  in  An- 
sehung der  von  den  Bezirks  Versammlungen 
beschlossenen    Unterstützungen  selbstver- 
ständlich nur  um  eine  Nachprüfung  handelt 
und   dass  in  der  Kegel  diese  Beschlüsse 
unbeanstandet  ausgeführt  werden,  weil  ge- 
rade   diese    unmittelbare    Teilnahme  der 
Armenpfleger  die  besondere  Gewähr  saeh- 
gemässer  Behandlung  bietet.    Die  Haupt- 
verwaltung richtet  daher  ihr  Augenmerk  im 
wesentlichen  nur  darauf,  ob  in  den  einzelnen 
Fallen  die  allgemeinen  Grundsätze  betreffend 
Bewilligung  von  Unterstützungen  befolgt 
sind  sowie  ob  nach  I^age  der  Akten  mate- 
rielle Bedenken  sich  ergeben,  die  l>ei  der 
Besclüussfassung  etwa  übersehen  sind.  Auf 
der  anderen  Seite  wirkt  in  Bezug  auf  die 
geschlossene  Annenpflege  die  Bezirksver- 
.  Sammlung  wiederum  insofern  mit,  als  sie 
!  die  Aufnahme  der  betreffenden  Personen  iii 
!  eine  Anstalt  bei  der  Hauptverwaltung  be- 
antragt.    Das   Mittelglied    zwischen  der 
Hauptverwaltung  und  den  Annetinflegeni 
I  bildet .  abgesehen  von  den  Protokollen  der 
■  Bezirksversainmlung    und    »lern   dazu  ge- 
hörigen Aktenmaterial,  in  allen  Fällen  der 
Bezirksvorsteher.    Er  ist  verantwortlich  für 
|  die  Befolgung  der  Armeuordnung  und  hat 
]  darauf  hinzuwirken,  dass  eine  grundsätzliche 
|  Uebereinstimmung  in  der  Behandlung  der 
j  Fälle  herbeigef ührt  werde ;  er  empfängt  Mit- 
teilungen ,  Beschlüsse,  Anweisungen  seiten-s 
der  Hauptverwaltung    zur  weiteren  Mit- 
teilung an  die  Armenpfleger  bezw.  die  Be- 
zirksversammlung, wie  er  andererseits  an 
die   Verwaltung  lieriehtet    und    von  den 
Armenpflegern  die  ausschliesslich  an  ihn  zu 
richtenden  Anträge  und  Berichte  erhält. 
Nelken    diesen    Vorschriften,    welche  die 
Grundzüge  dos  Systems  darstellen,  ist  noch 
besonderes  Gewicht  auf  einzelne  Bestini- 
j  mungen  zu  legen ,    welche  dem  Armen- 
;  pfleger  eine  gewisse  Richtschnur  für  die 
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Behandlung  eines  Armcnpflegefalles  gelten. 
Dieses  gilt  insbesondere  von  denjenigen  über 
die  Behandlung  arbeitsfähiger  Personen  und 
denjenigen  über  die  Fürsorge  für  Kinder 
und  Kranke,  die  mit  erziehlicher  Strenge 
auf  der  einen  und  lielx'voller  Sorgfalt  auf 
der  anderen  Seite  aufgestellt  sind.  Für  die 
Uebung  der  Aussenarmenpflege  ist  die 
wichtigste  generelle  Vorschrift,  dass  Unter- 
stützungen immer  nur  auf  die  Dauer  von 
14  Tagen  bewilligt  werden,  so. dass  zwar 
durch  stete  Wiederholung  der  Bewilligung 
eine  Zalü  von  Bedürftigen  dauernd  unter- 
stützt wird,  in  keinem  Falle  aber  die  Dauer 
im  voraus  ausgesprochen  oder  sichergestellt 
wird.  Hieraus  ergiebt  sich  dann  von  selbst 
die  Notwendigkeit,  fortwährend  in  erneuerte 
Prüfung  der  persönlichen  Verhältnisse  ein- 
zutreten, die  Bedürftigen  angemessen  zu 
überwachen  und  ihnen  das  Bewusstsein 
eines  gesicherten  Rentenbezuges  fernzu- 
halten. Praktisch  und  finanziell  ist  dies 
auch  insofern  von  grosser  Bedeutung,  als 
in  der  That  durch  äussere  Veränderungen, 
wie  Absterben  eines  Familien mitgli« 'des,  Ein- 
tritt einer  Erbsehaft,  Wiedervorheiratung 
einer  Witwe,  Verschaffung  von  Arbeits- 
gelegenheit u.  8.  w.,  die  Unterstützung  ganz 
in  Fortfall  gebracht  oder  doch  wenigstens 
herabgesetzt  werden  kann.    Man  bemerkt, 


geworden  ist.  Namentlich  dieser  finanzielle 
Erfolg  war  es,  der  die  öffentliche  Aufmerk- 
samkeit auf  die  Elberfelder  Einrichtung  hin- 
lenkte und  viele  Städte,  zunächst  im  Rhein- 
land, veranlasste,  auch  ihre  Armenpflege 
nach  diesem  Muster  zu  reformieren.  Hier 
sind  namentlich  Köln,  Krefeld,  Düsseldorf, 
Aachen,  Remscheid  u.  a.  zu  nennen.  Ham- 
burg besass  bereits  in  seiner  Armenordnung 
von  1788  eine  Ordnung,  die  durchaus  auf 
ahnlichen  gesunden  Grundsätzen  aufgebaut 
war  und  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts 
grosses  Ansehen  weit  über  die  Grenzen 
der  Stadt  hinaus  genoss.  Als  1892  das  ham- 
burgische Armenwesen  reformiert  wurde, 
handelte  es  sich  dabei  mehr  um  eine  An- 
passung an  veränderte  Verhältnisse  als  um 
eine  vollständige  Umgestaltung.  Im  übrigen 
liat  in  Deutschland  die  Thätigkeit  des 
deutschen  Vereins  für  Armenpflege  und 
Wohlthätigkeit  in  hohem  Masse  für  die  Ver- 
breitung des  Elberfelder  Systems  gewirkt, 
so  dass  gegenwärtig  wenig  grössere  Städte 
namentlich  Norddeutseldands  vorhanden  sind, 
die  nicht  in  neuerer  Zeit  ihr  Armenwesen 
auf  dieser  Grundlage  reformiert  hätten. 
Auch  ausserhalb  Deutschlands  hat  das 
System  die  Aufmerksamkeit  und  Aner- 
kennung aller  Sachverständigen  gefunden; 
j  ein  Versuch ,  es  in  einigen  Pariser  Arron- 
dass  bei  der  vorstehend  skizzierten  Regelung !  dissements  einzuführen,  ist  jedoch  vorläufig 


die  Armenpfleger  aus  ihrer  Stellung  als 
blosse,  gewissermassen  uninteressierte  Be- 
richterstatter auf  (he  höhere  Stufe  von  mit- 
beschliessenden  Beamten  heraufgeholx-n 
werden  und  in  demselben  Masse  die  Armen- 
verwaltuug.  statt  mit  jedem  unl>edeutenden 
Detail  des  einzelnen  Pflegefalles  belastet 
zu  werden,  in  die  bedeutungsvollere  Stellung 
einer  Centralleitung  des  gesamten  Armen- 
wesens aufsteigt.    So  wird  auf  der  einen 


nicht  als  geglückt  zu  bezeichnen.  Das 
Nioderöstorreichisehe  Gesetz  vom  13.  Oktober 
1S93  über  das  Armenwesen  ruht  auf  der 
Grundlage  des  Elberfelder  Systems.  So- 
weit es  .sich  bei  dem  Elberfelder  System 
um  den  Grundsatz  der  Individualisierung 
und  die  Forderung  handelt,  dass  eine  der 
Zahl  der  Bedürftigen  entsprechende  Zahl 
von  pflegerisehen  Kräften  zur  Verfügung 
steh«' ,  ist  seine  Anwendung  auch  dureh- 


Seite  die  grosse  Last  auf  viele  Schultern  aus  für  die  Privatwohlthätigkeit  geboten, 


verteilt  und  eine  thätigere,  lebhaftere,  an 
dem  wirtschaftlichen  wie  an  dem  finan- 
ziellen Ergebnis  der  Annenpflege  in  gleichem 
Masse  interessierte  Thätigkeit  vieler  Bürger 
herausgefordert,  während  es  auf  der  anderen 
Seite  der  kleinen  Zalü  leitender  Persönlich- 
keiten ermöglicht  wird,  das  Ganze  im  Auge 
zu  behalten  und  von  höherem  Standpunkte 
Ursachen  und  Wirkungen  zu  enuessen  und 


lie  in  grösseren  Verhältnissen  nicht  ohne 
zahlreiche  helfende  Kräfte  zu  wirken  ver- 
mag. Es  sind  daher  meist  auch  «lie  grossen 
Wohlthätigkeitsvoreino ,  wie  z.  B.  der  Ber- 
liner Verein  gegen  Verannung  und  Bettelei 
und  zahlreiche  äluüiehe  Vereine  mit  einer 
den  städtischen  Bezirken  entsprechenden 
Bezirkseinteilung  und  mit  einer  entsprechen- 
den Zahl  helfender  Kräfte  versehen.  In 


die  Uebung  der  Armenpflege  aus  einheit- :  der  Schweiz«   wo  die  öffentliche  Aruien- 


lichen  Gesichtspunkten  sicherzustellen. 

b)  Ausbreitung.  Zwei  That  Sachen 
sprechen  für  die  innere  Güte  des  Elber- 
felder Systems.  Einmal  die  Thatsache, 
dass  noch  heute,  nach  einem  fast  50 jährigen 
Bestehen,  die  Hingabe  der  an  der  Armen- 
pflege Beteiligten  nicht  nur  dieselbe  ge- 
blieben, sondern  von  Jahr  zu  Jahr  gewachsen 
ist  und  dass  der  Aufwand  für  die  Armen- 


i: 


flege  in  der  Hauptsache  auf  dem  orts- 
ürgerlichen  Prineip  beruht,  so  dass  die- 
jenigen .  die  nicht  <  >rtshürger  sind ,  hilflos 
bleiben,  ist  die  freiwillige  Armenpflege  viel- 
fach an  die  Stelle  der  öffentlichen  Annen- 
pflege getreten.  Hier  hat  sich  in  den 
grösseren  Städten,  so  namentlich  in  Base), 
Zürich.  Genf,  Lausanne  u.  a.  die  freiwillige 
Thätigkeit  nach  den  Grundsätzen  des  Elbor- 


pflego  von  Jahr  zu  Jahr  bei  dauernder  Ver-  fehler  Systems  mit  BozirkseimVilung  und 
bosserung  der  Pflegeeinrichtungeu  geriuger  freiwilligen  helfenden  Kräften  entwickelt. 


Handwörterbuch  der  Muatswlmcnaehaften.   Zweite  Auflagt*.  I. 
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Das  neue  Baseler  Annengosetz  vom  2ö.  No- 1  vor  allein  da  einsetzt,  wo  die  Gffout liehe 
vomlter  ls07  enthält  sogar  die  merkwürdige  Armenpflege  ganz  oder  teilweise  vorsagt. 
Bestimmung,  dass  jeder  Eiuwohner  bei  Ord-  Beispiele  lüorfür  bietet  die  Entwickehmg 
nungsstrafe  verpflichtet  ist,  eiu  Amt  in  der  der  Kinderfürsorge  in  Amerika,  die  ganz 
freiwilligen  Armenpflege  anzunehmen.         '•  wesentlich  der  privaten  Fürsorge  ül*Mlassen 

Selbstverständlich  genügt  für  die  Durch-  ist,  während  in  Deutsehland,  wo  die  öffeut- 
führung  des  Ellierfelder  Systems  nicht  allein  liehe  Waisenpflege  viel  starker  und  zweck- 
die  Einteilung  in  Bezirke  und  (Quartiere  und  j  massiger  ausgebildet  ist .  die  freie  LieW-s- 
die  Vorschrift  individueller  Fürsorp«:  wesent-  t  hätigkeit  sieh  in  der  Hauptsache  auf  eine 
lieh  ist  dem  System  die  Beteiligung  der  ergänzende  Fürsorp*-,  wie  Ferienkolonieen, 
l'flegeorgaue    mit  einer  gewissen   Seilet- ,  Bowahranstalten,  llorte  und  dergleichen,  l>c- 
verantwortuug  und  der  Beschränkung  der  schränkt.    Noch  stärker  tritt  dieses  Ver- 
Putei-stützungen  auf  eine  nicht  zu  ansge-  liältuis  in  den  i-omanisehon  I  rändern  hervor; 
•lehnte  Zeitdauer.    Wo  daher  die  Pfleger  auch  die  Schweiz  bietet  in  dem  Verhältnis 
lediglich    als   Berichterstatter  der  Haupt-  der  ortsbürgerliehen  Armenpflege  und  der 
leitung  fungierten  oder  wo  rnterstntznngen,  Annenpflege  für  Niedergelassene  sehr  gute 
wenn  einmal  bewilligt,  unverändert  jähre-  Beispiele.  Für  die  Wirksamkeit  der  Annen- 
lang  fortlaufen,  fehlen  wesentliche  Stücke  pflege  kommt  in  letzter  Linie  nicht  sosehr 
des  Elberfelder  Systems.    Dagegen  ist  ein  ,  viel  darauf  an,  ob  sie  aus  öffentlichen  oder 
anderes  Stuck  des  Systems  ohne  Schaden  privaten  Mitteln  geübt  wird,  sofern  mir  der 
vielfach  aufgegel>en  worden.     Es  ist  dies  /weck ,  der  erreicht  werden  soll,  d.  h.  die 
«las  sogenannte  t^uartiersystem ,  demzufolge  Versorgung  der  gesamten  bedürftigen  Be- 
Strassen  und  Plätze  von  vornherein   der-  völkorung  oder  eines  bestimmten  Kreises 
p«stalt  in  (Quartiere  zerlegt  worden,  dass 1  in  finanzieller  und  pflegerischer  Beziehung 
jeder   Pfleger   eine   Umstimmte    Zahl    von  sichergestellt  wird.   Allordings  hat  sich  die 
Häusern  in  seinem  (Quartier  zugewiesen  er-  freie  Liebest hätigkeit  allein  nirgends  der  Auf- 
hält.  Es  ergiebt  sich  lüoraus  namentlich  in  .  gsdx?  vollständiger ArmeupflegegewaclL'*enge- 
grösseren  Stallten,  wo  Btnlürftige  in  einzelnen  zeigt,  so  dass, abp'sehen  von  den  germamsche» 
Strassen  und  Häusern  dicht  gedrängt  zu-  I  rändern,  in  denen  öffentliche  Armenpflege  vor- 
sammenwohnen ,   während   andere  Bezirke  i  geschrieben  ist,  auch  in  den  romanischen  Län- 
nahezu  von   Bedürftigen  frei  sind,  leicht  i  dem  sich  das  Bedürfnis  danach  herausgestellt 
eine  .sehr  grosse  l'ngleichheit  in  der  Thätig- '  liat(vgl.die Artt. Armongosetzgobungin  Frank- 
keit.   Es  empfiehlt  sieh  daher  mehr  das!  reich.  Italien  und  Belgien  oben  S.  1117 ff., 
neuerdings   in   verschiedenen   Grossstädten  !  1 1 1*» ff..  llOMff.).  Bei  den  sehr  mannigfaltigen 
wie  Hamburg,  Dresden,  Leipzig  u.  a.  zur  I  Bedürfnissen,  die  im  Bereich  der  Armenpflege 
Durchführung   p-langte  System,  die  de- 1  erwachsen,  ist  die  Mannigfaltigkeit  der  Liebes- 
nieiude  nur  in  Bezirke  einzuteilen,  au  deren  t  hätigkeit  an  und  für  sich  kein  Fehler:  nur  ist 
Spitze  eiu  Vorsteher  gestellt  und  dem  die  ■  es  notwendig,  diese  Mannigfaltigkeit  zu  einem 
nötige  Zahl  von  Pflegern   zugeteilt   wird,  geordneten  Zusammenwirken  zu  verbinden. 
In  diesem  Falle  hat  sich  der  Bedürftige  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  mangels  ge- 
zunächst  Vi  dem  Vorsteher  zu  melden,  der  eigneter  Verbindung  es  sehr  wohl  möglich 
ihn  nun  einem  bestimmten  Pfleger  zuweist,  ist,  dass  zwei  oder  mehr  Organisationen 
wodurch    eine    viel    gleiehmässigcre   Ver-  dieselU«   Art   von   Armenpflep>  betreiben, 
teilung  der  Fälle  und  eine  stärkere  Berück-  ohne  von  einander  zu  wissen,  oder  dass  vou 
siehtigung  der  Individualität  des  einzelnen  keiner  Seite  einem  bestimmten  Bedürfnis 
Falles  ermöglicht  wird.  Uechnnng  getrap'ii  wird.    In  einem  Falle 

6.  Di«  Verbindung  von  öffentlicher  :  ist  schädliche  l'eberhäufung  dersellien  Per- 
Armenpflege und  privater  Wohlthätig- '  sonen  mit  rnterstützung  und  eine  unzweck- 
keit  Der  als  Z w an gsarmenpf lege  gekenn-  ■  massige  Verwendung  der  vorhandenen  Mittel 
zeichneten  öffentlichen  Armenpflege  steht  die  unauslilcibliche  Folgt«,  während  im 
iregetiülier  die  freie  Liebe>thätigkeit ,  d.  h.  -anderen  Falle  ein  ebenso  schädlicher  Mangel 
diejenige,  deren  Lehmig  nicht  durch  Gesotz  '  an  die  Stelle  tritt.  Die  zur  Abhilfe  dieser 
vorgesehriol ten  ist  und  die  zu  ihrem  Auf-  PeUdstilnde  gemachten  Vorsehläge,  alle 
wände  öffentliche  Mittel  heranzuziehen  nicht  private  Liebest  hätigkeit  zu  verbieten  oder 
ii'fngt  ist.  Doch  ist,  wie  schon  oben  aus-  die  öffentliche  Armenpflege  völlig  aufzn- 
geführt,  die  rntersehoidung  nach  Massgabe  heben.  können  ernstlich  nicht  in  Erwägiui«; 
der  historischen  Kutwickelung  und  der  öii-  gezogen  wenlen.  l  ebrip-ns  würde  ihre  Ver- 
liehen Verhältnisse  durchaus  nicht  immer  wirklichung  durchaus  die  Abhilfe  gerade 
strenge  aufrecht  zu  halten.  Thatsächlich  dieser  1'el.elstände  nicht  sicherstellen,  da 
>ind  die  Gebiete  der  Armenpflege  von  den  '  auch  innerhalb  der  freien  Lieltesthätigkeit 
verschiedensten  Fauriehtungen  besetzt,  wo- !  eine  grosse  Mannigfaltigkeit  übrig  bleiben 
U-i  die  charakteristische  Krsohcinung  zu  und  zu  p«uau  densell»en  Bedenken  führe» 
Tag«::  tritt,  dass  die  freie  Liebest  hätigkeit  |  würde.    Der  einzige  Weg,  auf  dem  hier 
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Wandel  geschaffen  werden  kann,  ist  die 
wechselseitige  Verständigung  der 
verschiedenen  an  der  Annenpflege  und  Wohl- 
thätigkeit  beteiligten  Einrichtungen  und  die 
Herstellung  fester  Beziehungen  zu  einander, 
mit  anderen  Worten,  die  planmässigo 


lassen  sieh  derartige?  Auskunftserteilung  die 
Charity  Soeieties  angelegen  sein.  Die  Be- 
wegung hat  in  Deutschland  durch  wieder- 
holte Erörterung  des  Gegenstandes  im 
deutschen  Vorein  für  Armenpflege  an  Aus- 
dehnung  gewonnen.     In    Steioiuinrk  ist 


Verbindung  zwischen  der  öf  fe nt -  j  kürzlich  ein  Landesverband  für  Wohlthätig- 
liohen  Armenpflege  und  der  freien  keit  gegründet   worden,    der    sich  unter 
Li  ehest  hat  igkeit,  wobei  die  besondere 
Aufgabe  der  öffentlichen  Armenpflege  in  der 
Richtung  auf  das  Unentbehrliche,  die  der 
freien  LieV-sthätigkeit  in  der  Richtung  auf 

'las  Nützliche  und  Wünschenswerte  zu  Schwierigkeiten  aus  der  Unzuverlässigkeit 
würdigen  ist.    Die  plan  massige  Verbindung ,  der  Nachrichten,  die  über  bedürftige  Per- 


anderen  Zwecken  auch  die  Fühlung  von 
Registern  und  Auskunftserteilung  für  das 
ganze  Land  zur  Aufgabe  macht.  Den  Aus- 
kunftsstellen  erwachsei»  die  hauptsächlichsten 


kann  in  den  verschiedensten  Formen  statt 
finden,  die  sich  jedoch  in  zwei  Gruppen 
zusammenfassen  lassen :  in  die  Auskunfts- 
erteilung und  den  wechselseitigen  Mei- 
n  u  ngsaustau sc h. 

a)  Auskunft  über  bedürftige  Per- 
sonen. Das  Princip  der  AuskunftserteiluDg 
ist  an  und  für  sieh  ganz  einfach.  Da  man 
die  einzelnen  Bedürftigen,  namentlich  in 
grösseren  Orten,  nicht  persönlich  kennen 
und  auch  nicht  wissen  kann,  wo  man  sie 
suchen  soll,  so  ergiobt  sieh  die  Notwendig- 
keit, alles,  was  Über  die  Bedürftigen  be- 
kannt ist,  an  einer  Stelle  zu  sammeln  und 
von  ilieser  Stelle  aus  denjenigen,  die  hieran 
Interesse  haben,  über  die  bedürftigen  Per- 
sonen Auskunft  zu  erteilen.    In  einfachster 


souen  erteilt  werden  und  in  der  Abneigung 
der  freien  Liebesthäligkeit ,  die  Namen  der 
von  ihr  unterstützten  Personen  bekannt  zu 
geben. 

b)  Auskunft  über  Wohlthätigkeitsein- 
richtungen.  Eine  notwendige  Ergänzung 
von  Nachrichten  über  die  einzelnen  Unter- 
stützten bilden  Nachrichten  über  die  Wohl- 
thätigkeitseiiirichtungen,  die  zu  ihrer  Hilfe 
bestehen,  um  denen,  die  Wohlthätigkeit  zu 
ülx>u  wünschen,  nachzuweisen,  welche  Mittel 
und  Einrichtungen  dafür  vorhanden  sind, 
und  denen,  die  Hilfe  suchen,  anzuzeigen, 
an  wen  sie  sich  wenden  müssen,  um  dazu 
zu  gelangen.  In  grösseren  Verhältnissen 
empfiehlt  sich  durchaus  ein  gedrucktes 
systematisches  Verzeichnis  der  Wohltliätig- 


Forin  wird  derartige  Auskunft  in  der  Hegel  keitseinrichtungen.    Ein  solches  ist  neuer 


dadurch  erteilt,  dass  die  meisten  Anneu- 
verwalt Hilgen  lioreit  sind,  auf  Aufragen  aus 
Privatkreison  Auskunft  über  etwaige  öffent- 
liche Unterstützung  zu  gewähren.  Zum 
Teil  sind  aber  auch  förmliche  Register  und 
Auskunftsstellen  durch  Privatvereine  oder 
durch  die  öffentliche  Armenpflege  einge- 
richtet, an  der  sich  mit  mehr  oder  weniger 
grosser  Vollständigkeit  die  übrigen  <  hgane 
der  Kirche  und  der  freien  Liebesthätigkeii 
Itoteiligen.  Solche  Auskunftsstellen  bestehen 
beispielsweise  bei  den  Annenverwaltungen 
in  Dresden.  Frankfurt  a  M.,  Charlotten  bürg, 
Darmstadt,  Strassbnrg,  Posen  u.  a.  in.  In 
Berlin  hat  die  Stift  ungsdeputation 
rentralstollo    eingerichtet,    die  mit 


lings  in  Berlin  von  der  Gesellschaft  für 
ethische  Kidtur  heniusgegeben  wonlen,  das 
trotz  mancher  Bedenken  gegen  die  syste- 
matische Anordnung  als  Muster  ähnlicher 
Zusammenstellungen  dienen  kaun :  es  weist 
mehr  als  tausend  Hinrichtungen  der  Wohl- 
thätigkeit und  eines  Teiles  der  sogeuannten 
Wohlfahrtspflege  nach.  In  bedeutenderem 
Masse  finden  sieh  derartige  Ausknnftshücher 
in  England  und  Amerika  in  den  sogenannten 
Chnrity  Registers  und  Digests,  unter  denen 
namentlich  »las  londoner  Ausknnftsbuch  und 
diejenigen  von  Boston  und  Baltimore  hervor- 
ragen. Hierher  gehört  auch  das  von  dem 
eine  j  l  »ffice  central  in  Paris  herausgegebene 
der  Manuel  des  Oeuvres. 


Direktion  der  Armenpflege  und  mit.  zahl-,  e)  Zusammenfassung  und  Meinungs- 
reichen Privatvereinen  in  Verbindung  steht. :  austausch.  Gegenüber  der  so  häufig  em- 
In  Hamburg  ist  durch  die  Aufsichtsbehörde  pfundenen  Planlosigkeit  des  Almosengebens 
für  di.-  milden  Stiftungen  eine  Auskunfts- j  und  der  Machtlosigkeit  des  einzelnen  gegen- 
stelle  für  Wohlthätigkeit  begründet  wonlen,  'über  dem  Bettelwesen  hat  sich  als  ein- 
die  ihrerseits  mit  der  Armen  Verwaltung  und  fachste  Form  der  Vereinigung  die  Gründung 
der   Polizeibehörde    in   naher   Verbindung .  von  centralen  W'ohlthätigkeitsveroinen  er- 


steht und  der  sich  neuen.lings  auch  Privat- 
vereine angegliedert  haben.  Die  Erfolge 
>ind  namentlich  in  Hamburg  und  Dresden 
sehr  K-deutend.  Bemerkenswert  ist  auch 
der  Verband  jüdischer  Wohlthütigkoitsvoreine 
in  Berlin  und  in  Hamburg.  deren  Glieder 
sich  ebenfalls  zu  wechselseitiger  Auskunft 
verpflichten.     In    England    und  Amerika 


wiesen,  wie  deren  in  den  sogenannten  Anti- 
bettel  vereinen  in  den  meisten  grossen 
Städten  Ix'steheu.  Die  Mitglieder  dieser 
Vereine  sind  befugt,  unbekannte  Bettler  au 
die  Leitung  des  Vereins  zu  verweisen,  der 
seinerseits  dafür  Sorge  trägt,  dass  dem 
wirklich  Bedürftigen  in  angemessener  Weise 
geholfen     wird.      Eine  Zwischenstellung 
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zwischen  diesen  Voreinen  und  den  Aus- 
kunftstelleu nehmen  Einrichtungen  ein,  «Ue 
os  sich  zur  Aufgal>e  machen,  neben  ihrer 
allgemeinen  Thätigkeit  gewissermasson  als 
l*rivatagonten  wohlhabender  Leute  zu  ar- 
beiton.  Diese  überweisen  ihnen  Summen, 
die  sie  ein  für  alle  mal  für  Filterst iitzungs- 
zwecke  bestimmt  haben  und  die  sie  selbst 
in  richtiger  Weise  zu  verwenden  nicht  in 
der  Lage  sind.  Hierher  gehört  für  Deutsch- 
land die  Auskunftsstelle  für  ethische  Kultur 
in  Kerlin,  die  Armeudiakonie  des  Veroins- 
liauses  in  Ixnpzig  u.  a.  m.,  in  Paris  das 
Office  central  des  Oeuvres,  in  I»ndon  die 
Charity  Soc  iety,  die  mit  einem  ausgedehn- 
ten Stab  von  bezahlten  und  freiwilligen 
Helfern  arl>eitet.  Eine  andere  Richtung 
der  Zusammenfassung  bildet  «lie  wechsel- 
seitige Vertretung  iu  den  verschiedenen 
Einrichtungen  der  Armenpflege  und  Wohl- 
thatigkeit.  so  dnss  die  Abgeordneten  Im> 
stimmter  Wohlthätigkeitsvereinc,  Geistliehe, 
Stiftungsverwalter  und  dergleichen  an  der 
öffentlichen  Armenpflege  beteiligt  sind  und 
umgekehrt  die  Verwaltung  der  öffentlichen 
Armenpflege  als  Aufsichtsorgan  einen  Ein- 
fluss  auf  Stiftungen  und  dergleichen  übt 
«Hier  si«-h  eine  massgebende  Stelle  vorbe- 
hält, wenn  sie  bestimmte  Wohlthätigkeitsoin- 
richtungen  finanziell  unterstützt.  So  ist  bei- 
spielsweise in  Süddeutschland  dem  Geist- 
lichen und  dem  Rezirksarzt  Sitz  und  Stimme 
in  der  Armenverwnltung  eingeräumt,  wäh- 
rend in  der  Mehrzahl  der  Städte  der  Ma- 


I. 


II.  Besonderer  Teil. 
Die  Persönlichkeit  de«  Bedürf- 


gistrat   Aufsichtsorgan    für    das  gesamte 


tigen.  Abgesehen  von  der  Individualität 
des  Hilfesuchenden,  die  in  erster  Linie  für 
Art  und  Mass  der  Hilft?  entscheidend  sein 
muss,  giebt  es  gewisse  äusserliohe  Merk- 
male der  Bedürftigkeit,  nach  «Ionen  die 
Bedürftigen  klassifiziert  werden  können. 
Diese  sind  Geschlecht,  Lebensalter. 
Familienstand  und  Gesundheits- 
zustand. Aus  ilu-er  Verbindung  ergeben 
sich  mannigfache  Kombinationen,  wie  flenn 
beispielsweise  «1er  R-dÜritigkeitszustaud 
weiblicher  Personen  wesentlich  durch  «lie 
Witwensehaft  erhöht  wird,  während  da* 
Kindesalter  an  und  für  sich  einen  Zustand 
der  Hilflosigkeit  darstellt,  der  dadtm-li  zum 
Zustand  «1er  Bedürftigkeit  wir«!,  dass  die 
zur  Ernährung  verpflichteten  Angehörigen 
entw«ilor  selbst  bedürftig  oder  nicht  melir 
am  I/clioii  sind. 

Nach  den  angegebenen  Merkmalen  i»t 
zu  unterscheiden  die  Fürsorge  nach  «Ion 
Gesundheitszuständen  (Kranke.  Sieche  und 
Gobmhlieho),  die  Fürsorge  nach  dem 
LelMMisalter  (Kinder.  Erwachsene  und  alt«- 
Leute),  nach  dem  Familienstande  (Witwen 
und  Waisen).  Die  Fürsorge  ist  dauernd 
oder  vorübergehen«!,  je  nachdem  *> 
sich  um  einen  dauernden  oder  vorüber- 
gehemlen  Bcdürftigkcitszustaud  handelt.  Sie 
ist  allgemein  oder  ergän  ze nd  .  je  nach- 
dem der  vollständige,  alle  LebenslH^lürfuiss«' 
umfassende  Unterhalt  «xler  um*  einzelne 
Mängel  ergänzt  werden  sollen.   Andere  fie- 


Stiftungen  bestellt  ist 
in  Italien  ist  «lureh  die  Reteiligung  des 
Bürgermeisters  in  den  Wohlthätigkeits- 
bureaus  ein  Anteil  der  öffentlichen  Gewalt 
an  der  stiftungsinässig«-n  Armenpflege 
sichergestellt.  Neuerdings  winl  auch  viel- 
fach ein  ganz  geregelter  Meinungsaustausch 
zwischen  <l«'n  verschiedenen  Organen  der 
Armenpflege  und  Wohlthätigkeit  durch  Ver- 
bände und  regelmässige  Konferenzen  ange- 
strebt, wie  z.  R.  für  Deutschlainl  iu  Dres- 
«len,  Posen.  Darmstadt,  Brandenburg.  Slettin 
u.  a.,  in  Stci.  iniark  «lureh  den  Limb-saus- 
sehuss  für  Wohlthätigkeit.  in  England  durch 
die  mehr  erwähnten  <  'harity  Socii'ties.  Doch 
darf  es  sich  bei  allen  fh-nirtigen  R-stro- 
bungen  nie  um  eine  <  Vntralisalion  in  dem 
Sinne  handeln,  dass  die  Mittel  der  ver- 
schiedenen Einrichtungen  zusammengi -häuft 
w«i-«len  und  dieselben  < »rgane  die  ver- 
schiedenen  Einrielitungcn    verwalten,  \vo- 


aus  der  moralischen  Beschaffenheit  «les  Be- 
dürftigen, indem  zwischen  würdigen  und 
u  n  w  ü  r  d  i  ge  n  Redürftigen  gesehiod«?n  wird, 
und  aus  der  sogenannten  sozialen  Ar- 
beitsfähigkeit, d.  h.  der  Fähigkeit,  die 
vorlumdenen  Körper-  und  Geisteskräfte  zur 
Arbeit  verwenden  zu  können.  Wenn  über- 
haupt keine  Arbeit  vorhanden  ist  oder  k«?itie 
ArVit.  die  d»-r  Betreffende  versteht.  * «*ler 
nur  Arbeit,  deren  Ertrag  nicht  zum  Piiter- 
halt  für  ihn  und  seine  Familie  ausreicht, 
dann  ist  der  Arbeitsfähige  ganz  oder  zum 
Teil  hilflos,  dann  auch  ganz  oder  zum  Teil 
Gegenstand  der  Hilfe.  Die  Schwierigkeit 
liegt  hier  weniger  iu  dem  Bogriff  der  Ar- 
lH'itslosigk«-it  als  iu  der  l'nsicherheit.  in 
jedem  Falle  ihre  thatsü«:hliohe  Voraussetzung 


festzustellen.  Von  der  natiu-gomässou  Reg'1!, 
ilass  nur  Persom*n  unterstützt  worden  sollen, 
die  «1er  körperlichen  oder  geistigen  Kräfte 
,  i  ntbeliivii.  iiin  sich  ihren  eigenen  l'nter- 
'AÄ  lt  {^T?}^^^  halt    zu  •  erwerben,    muss   bei  mangeln- 


faltigkeit  durchaus  bedarf,  zum  Schallen 
der  Bedürftigen  eingeschränkt  und  in  ihren 
Leistungen  sehr  vennindert  worden  würde. 
Worauf  es  ankommt,  ist  die  Herstellung  plan- 
mäßiger Verbindung  und  dauernder  Fühlung. 


i|er  sozialer  Arbeitsfälligkeit,  ja  selbst  I*1' 
l'n Würdigkeit  des  Bedürftigen,  eine  aller- 
dings eng  zu  beirivn/.ende  Ausnahm«'  zuge- 
lassen werden. 
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2.  Die  Mittel  der  Hille.  Wenn  Armut 
als  Mangel  an  den  notdürftigen  Unterlialts- 
mitteln  zu  bezeichnen  ist,  30  hat  dio  Ar- 
menpflege die  Aufgabe,  diesen  Mangel  aus- 
zugleichen. Doch  ist  wiederum  der  Begriff 
des  notdürftigen  Unterhalts  abhängig  von 
einer  grossen  Zahl  von  Voraussetzungen, 
wie  namentlich  der  öffentlichen  Meinung, 
den  örtlichen  Gewohnheiten,  dem  Klima, 
dem  allgemeinen  Kultnrzustande,  so  das* ' 
auch  nur  für  einen  örtlich  umgrenzten  Be-  1 
zirk  festgestellt  werden  kann,  welche  Mittel 
zur  Abhilfe  der  Bedürftigkeit  in  Anspruch 
genommen  werden  sollen.  Die  Gesetzgebung 
pflegt  sich  auf  die  Vorschrift  zu  beschrän- 
ken, dass  Unterstützung  gewährt  werden 
soll,  ohne  über  Art,  Mass  und  Höhe  nähere 
Vorschriften  zu  geben,  die  vielmehr  der 
ortsstatutarischen  Bestimmung  der  Gemeinde 
überlassen  werden.  So  begnügt  die  Mehr- 
zahl der  deutschen  Ausführungsgesetze  zum 
Gesetz  über  den  Unterstützungswohnsitz  sich 
mit  der  Vorschrift,  dass  dem  Hilfsbedürftigen 
Ubdach,  unentbehrlicher  Lebensunterhalt. 
Pflege  in  Krankheitsfällen  und  ein  angemesse- 
nes Begräbnis  zu  gewähren  ist  In  der  aus- 
ländischen Gesetzgebung  findet  sieh  jedoch 
häufig  ein  näheres  Eingehen  auf  Mass  und 
Art  der  Unterstützung,  wie  beispielsweise 
in  den  neueren  österreichischen  und  schwei- 
zerischen Gesetzen  die  Art  der  Kinderfür- 1 
sorge  und  der  Familienpflege  besondere  Be-  ! 
rücksichtigung  gefunden  hat.  Ebenso  ist 
in  dem  französischen  Gesetz  über  die  öf- 
fentliche Krankenpflege  Art  und  Mass  der 
Krankenpflege  genauer  bestimmt.  Gleich- 
wohl sind  auch  in  diesen  Fällen  nähere ; 
Ausführungsverordnungen  für  einen  grösse- 
ren oder  kleineren  örtlichen  Bezirk,  wie  i 
ihn  die  Provinz,  «las  Departement,  der  Kau- ! 
ton  und  der  Kreis  u.  s.  w.  oder  die  Ge- 
meinde, das  Kirchspiel,  der  Stadtbezirk 
11.  s.  w.  darstellen,  unerlässlicb.  In  Deutsch- 
land bildet  die  ortsstatutarische  Festsetzung 
ül»er  die  Ausführimg  «ler  Armenpflege  die 
Kegel.  Im  übrigen  können  auch  die  Ein- 
richtungen der  Privatwohlthätigkoit  solcher 
Ausführungsverordnungen  nicht  entehren, 
wie  sie  für  die  kirchliche  Armenpflege  in 
den  Kirchenordnungen,  für  die  Stiftungen 
in  den  Fundationsnrkundeii.  für  Vereine  in 
Vereiussatzungen  enthalten  zu  sein  pflegen. 

Nach  Art  und  Umfang  sind  zu  unter-  i 
scheiden:    Gehl-  und  Natural  unter-! 
Stützung,  offene  und  geschlossene! 
Plege,    die    man    vielleicht    besser  mit' 
Hauspflege  un«l  mit  Anstaltspflege 
bezeichnet.    Das  unterscheiden« lo  Merkmal 
liegt  darin,  das*  in  dem  einen  Falle  der  Be- 
dürftige die  ihm  gewahrte  Hilfe  in  seinem 
Hause  verwendet  und  daher  sein  eigener 
Herr  bleibt,   währen- 1  er  durch  Eintritt  in 
.•ine  Anstalt  seine  eigene  Wirtschaft  auf- 


giebt  und  alles  zum  Lebensunterhalt  Er- 
fonlorlicho  in  der  Anstalt  erhält  Die  An- 
staltspflege ist  Naturalunterstützung  in  wei- 
terem Sinne  insofern,  als  in  «ler  Anstalt 
Wohnung,  Kost,  Arzneimittel  u.  s.  w.  in 
Natur  gewährt  werden.  Doch  pflegt  man 
unter  Naturalunterstützung  im  engeren 
Sinne  die  nicht  in  Geld  gewälirte  Hilfe  in 
«ler  offenen  Armenpflege  zu  verstehen. 
l)i«?se  kann  im  einzelnen  in  allem  bestehen, 
was  zum  Lebensunterhalt,  zur  Kratiken- 
pfleg<\  zur  Erziehung  u.  s.  w.  erforderlich 
ist,  also  in  Nahrung,  Wohnung.  Kleidung, 
Arzneien.  Heilmitteln.  Lehrmitteln  u.  s.  w. 
Gegenwärtig  überwiegen  entsprechend  der 
Geld  Wirtschaft  die  Geldunterstntzungen  in 
den  Städten,  während  auf  «lern  Lande  sich 
noch  vielfach  die  Naturalunterstützung.  na- 
mentlich in  «ler  Form  der  Familien- 
pflege und  «les  sogenannten  Keihen- 
ganges  erhalten  hat.  Letzterer  Ix -steht 
«tarin,  «lass  «ler  Bedürftige  der  Keihe  nach 
den  Bewohnern  «los  Ortes  zugewiesen  wird, 
um  dort  seine  tägliche  Nahrung,  unter  Um- 
ständen auch  Wohnung  zu  erhalten.  Da 
«liese  Art  «ler  Unterstützung  meist  mit 
grosser  Härte  für  die  Bedürftigen  verbunden 
ist.  so  ist  sie  neuenlings  vielfach  verboten 
oder,  wie  durch  das  steiormärkischc  Gesetz 
vom  27.  August  ls!)0,  unter  bestimmte  Ga- 
rantien gestellt.  .Eine  der  Keihenpflege 
verwan«lte  Form,  die  namentlich  in  der 
Schweiz  und  in  Amerika  häufig  angewendet 
wird,  ist  «lie  Unterbringung  älterer  und  ge- 
brechlieher  lernte  in  meist  ländliche  Fami- 
lienpflege gegen  ein  von  der  Behörde  zu 
zahlen« los  Pflegegeld,  l'nerlässlieh  ist  hier- 
bei eine  sorgfältige  Auswald  der  Pflege- 
familien und  ihre  fortgi^sotzt«?  Uel>erwaehuiig. 
Soweit  NaturalunteishUzungfürsuulereKreise 
von  Bedürftigen  in  Frage  kommt,  handelt 
es  sich  um  «lie  direkte  Versorgung  mit 
Lebensmitteln,  Kleidung  u.  s.  w.  statt  Geld. 
Die  Meinungen  über  die  Vorzüge  «ler  einen 
vor  «ler  anderen  Form  der  Unterstützung 
sind  geteilt.  Für  den  Wert  der  Natural- 
unterstützung wird  angeführt,  dass  «ler  Be- 
«lürftige  sie  nicht  nüssbi-äuchlieh  verwenden 
kann  und  «lasjenige,  «lessen  er  zum  Ijebens- 
unteibalt  Iwdarf,  in  der  für  ihn  am  Wsteu 
geeigm-ten  Form  gewährt  wenle.  Dagegeu 
machen  die  Gegnt.T  vollständiger  Natural- 
unterstützung g»dtend,  dass  Missbrauch 
durch  Verkauf  «ler  gewährten  Naturalien 
keineswegs  vermie«len  werden  könne  und 
dass  es  vor  allem  wünschenswert  sei.  den 
Bedürftigen  in  der  Führung  d«T  eigenen 
Wirtschaft  zu  stärken  uu«l  zu  erhalten. 
Diese  Meinung  «lürfto  «len  Vorzug  ver- 
dienen, wie  sie  auch  that sächlich  «lie  über- 
wiegemle  Zahl  deutscher  Armenvorwaltung-m 
angenommen  hat:  dagegen  ist  in  Amerika 
das  System  «ler  Naturalunterstützung  noch 
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sehr  verbreitet.  Im  übrigen  findet  sich  sehreitet,  von  clor  (»«"«nehmigung  clor  vorgv«- 
Xaturaluntcrstützung  als  Ergänzung  der  setzten  Behörde  abhängig  «»»macht.  Priu- 
<  n-Munterstützung  in  <l««r  mannigfaltigsten  cipiell  dürfte  das  erste  System  das  Richtig- 
WVis»'.  S>  sind  ganz  allgemein  und  überall  i  treffen ;  doch  maehen  sieh  bei  seiner  Au- 
zugelassen  Arzneien,  diätetische  Heilmittel  I  Wendung  in  der  Praxis  gn>sse  Sehwierig- 
für  kränklich««  Personen,  wie  Mileh.  Kleis«'}).  I  koiten  iVinerkliar.  weil  es  sehr  schwer  ist 
AVfin.  Kier  und  dergleichen :  vielfach  kommt  das  Einkommen  der  Familie  dauernd  richti«; 
auch  die  AbgaK*  von  Kcuerungsinat««rial, :  zu  liereehnen  und  weil  andererseits  ein- 
von  Bett  werk  und  von  Hausrat  vor.  Sehr  i  strenge  Befolgung  des  Tarifs  unter  Um- 
allgomein  verbreitet  ist  auch  die  (Je Währung  ständen  eine  bedürftige  Familie  Ijesser 
von   Kleidun«   für  schulpflichtige    Kinder ,  stellen  würde  als  den  freien  Arbeiter.  So- 


lange es  der  Sozialstatistik  an  genauere 
Unterlagen    für  die  I>ohnverhältnisse  und 


sowie  die  Abgabe  von  Speiden,  die  in  Ar- 
menküchen zubereitet  werden. 

Kür  die  Höbe. ierticldu  n  te  rst  n  tzu  ng  j  die  1 /«boushaltung  der  arl«eiten«1en  Klass»- 
ist  es  sehr  schwierig,  feste  Grundsätze  zu  j  mangelt,  wird  «las  dritte  System  vorzuziehen 
finden,  weil  die  Armenpflege  nur  den  not-  sein,  weil  es  in  viel  höherem  Masse  »Ii-1 
dürftigen  Unterhalt  gewähren  soll.  ;dso  genau  ,  Würdigung  aller  einzelnen  Umstände  voü 
ermitteln  muss.  auf  wie  lioch  sich  die  ei-  Kall  zu  Kall  zulässt.  So  wird  sich  l»eispiel.«- 
genen  Einnahmen  rles  Bedürftig«'!)  belauf««!)  I  weise  die  Unterstützung  bei  gleicher  An- 
und  was  im  einzelnen  Kalle  zum  notdürf- 1  zahl  der  Familienmitglieder  ganz  ander* 
tigen  I/.'bensunt«>rhalt  gehört.  In  der  Praxis  gestalten,  wenn  etwa  die  Mutter  der  Frau 
werden  drei  Richtungen  unterschieden.  Die  im  Haushalt  lebt  und  die  Kinder  während 
eine,  in  der  sich  das  Klberfelder  System  1  der  Abwesenheit  der  Frau  in  auswärtiger 
bewegt,  stellt  eine  sogenannte  Skala  auf.  '<  Arbeit  versorgen  kann,  als  wenn  die  Frau 
mittelst  «leren  si.«  «las  zum  notdürftigen  I  gar  keine  Hilf««  hat  und  sich  wegen  der 
rnterhalt  «•rbmlerlieho  Einkommen  einer ;  Kimk'r  zu  Haus«1  halten  muss.  Auch  wird 
Familie  berechnet  und  hierlwi  für  j«.*«les :  sehr  viel  davon  abhängen,  inwieweit  «Ii»- 
Familienglied  ««inen  liestimmten  GrundlMtrag  j  Privatwohlthätigkeit  eingreift.  Die  «"ffenl- 
ansetzt.  So  winl  lieispielsweiso  für  das  I  liehe  Arm««n  pfleg««  wird  erhebliche  Ijeistun- 
Familienhaup»  H  M..  für  die  Frau  2..»  M.,  j  gen  «1er  freien  Liebesthätigkeit  nicht  ganz 
für  «lie  Kinder  ««in  B««tmg  angesetzt,  der :  unl»eriicksi«;htigt  lassen:  auf  der  auderen 
nach  dem  I«eb««nsalter  zwischen  1 — 'A  M. !  Seite  würde  es  zu  grosser  Härte  führen, 
schwankt,  sodass  sich  für  eine  aus  den  wenn  von  der  öffentlichen  Unterst ütznns. 
Eitern  und  .">  Kimlern  best«'b««n«lc  Familie  i  die  als  notwendig  erkannt  ist,  einfach  «las. 


die  Summ«?  von  14.."iil  M.  ergiebt.  In  Krank 
fui1  a.  M.  ergiebt  eine  ähnliche  Boreehiiung 
den  Betrag  von  lÜ  M.  Die  Armenpfl<«ge 
soll  nun  so  verfahivn.  dass  si«*  diesen  <ie- 
tamtltetrag  zu  Grunde  legt,  die  dem  Be- 
dürftigen aus  eigener  und  s»'inor  Angehö- 
rigen Arbeit.  Pensionen,  Renten  und  der- 
gleichen erwachsenden  Einnahmen  abzieht 
und  die  dann  f«*hlen«le  Summe  als  Unter- 
stützung  gewährt.  Doch  ist  hierbei  viel- 
fa««h  v«»n  vornherein  ein  Maximalbetrag  fest- 
gesetzt, der  nicht  überschritten  wenloii  darf. 
Eine  zweite  (iruppe  bestimmt  die  Unter- 
stützungssätze nicht  nach  der  (i rosse  der 


.......       '..liii»."  «•■«• 

lätigkeit  Ersparnisse  machen 
rcr  Bethätigung  abst-hmkeii 


1  was  aus  freien  (iahen  fliesst,  rechuungs- 
mässig  abgezogen   würde,  weil   dann  die 
öffentliche  Armenpflege  einfach  auf  Kost*?» 
«I««r  Privatwohlthät 
und  diese«  von  ihrer 

würde.  Gorade  hier  macht  sich  die  Not- 
wendigkeit einer  angemessenen  Verbindung 
zwischen  den  verschiedenen  Zweigen  de 
Armeimf  leg«?  und  Wohlthätigkeit  ü^sonders 
geltend. 

11.  Unterstiitzungsnrten.  Die  einzelnen 
Zw.'ige  der  Fürsoigethätigkeit  entsprechen 
den  «dien  angegebenen  Merkmalen  der  Ik«- 
dürftigkeit,  indem  sie  dem  Bedürftigen  an 


Famiii««,  sondern  nach  gewissen  Merkmalen, 1  d««mjenigen  Teil  der  Lebensnotdurft  Hilf*1 
z.  B.  für  ein««  all«'inst««hende  Person,  für  i  leisten,  an  dem  er  Mangel  leidet  So  er- 
ein  Eheitaar.  für  eine  Familie  mit  I,  '2,  '.i  geben  sich  als  eiuzelne  Zweige  der  Für- 


u.  s.  w.  Kindein,  wobei  angegelton  wird, 
wie  hoch  im  äussersteu  Falle  gegangen 
werden  darf,  sodass  z.  B.  für  ein««  gesund«« 
Frau  mit  nur  1  oder  2  Kindern  eine  Unter- 
stützung überhaupt  unzulässig  sein  soll  od««r 
für  ein  Kind  ein  Pflcgegehl  von  ii—H  M. 
gewährt  winl  uml  «lerglekhen.  Die  dritte 
< iruppe  ültcrlässt  dagegen  die  Festsetzung 
«lern  Erm«*ssen  von  Kall  zu  Kall,  sodass 
«;in<»  Grenze  nach  oben  nicht  gegeb««u  winl. 
Höchstens  winl  die  Gewährung  einer  l'nter- 


sorgethätigkeit  die  Fürsorge  für  Arbeits- 
lose, für  Kranke,  für  Gebrechlich«1, 
für  Kinder,  für  Erwachsene  und  für 
alte  Leute. 

Die  Kilrsorge  für  Arbeitslose  macht 
aas  den  schon  angedeuteten  Gründen  be- 
somlere  Schwierigkeit.  Um  die  Sicherheit 
zu  schaffen,  dass  der  Arbeitsfähige  kein 
Mittel  unversucht  gelassen  halte,  um  a»s 
eigener  Kraft  sich  zu  helfen,  sind  «he  man- 
nigfachsten Veranstaltungen  getroffen  wor- 


stützung,  die  einen  gewissen  Betrag  i\ber-  den.     Die  weitaus  grösste  BedeutuDg  ha« 
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in  dieser  Beziehung  «las  sogenannte  Ar- 
beitshausprincip.  wie  es  namentlich 
in  England  durchgeführt  ist,  erlangt.  Es 
wird  hierbei  von  der  Erwägung  ausgegangen, 
das«*  der  arbeitsfähige  Bedürftige,  der  öffent- 
lich*- Hilfe  in  Anspruch  nimmt,  dadurch 
sein  Unvermögen  zeige,  sich  aus  eigener 
Kraft  zu  erhalten;  er  bedürfe  daher  einer 
gewissen  Aufsicht,  ilie  zu  üU?n  nur  in  einer 
geschlossenen  Anstalt  möglich  sei.  Auch 
müsse  die  Unterstützung  so  gering  wie  mög- 
lich gemacht  werden,  was  am  besten  durch 
Darbietung  von  nicht  ganz  bequemer  Arbeit, 
durch  strenge  Hausordnung,  durch  Sonde- 
rling der  Geschlechter,  durch  Entziehung 
gewisser  Genüsse  wie  Branntwein,  Tabak 
u.  s.  w.  geschehen  könne.  Dies  alles  könne 
alter  nur  in  einer  Anstalt  erfolgreich  durch- 
geführt werden.  In  weiterer  Fortführung 
dieses  Gedankenganges  wird  dann  ganz 
allgemein  gefolgert,  dass  es  wünschenswert 
sei.  alle  bedürftigen  Personen  dieser  Probe 
auf  ihre  Bedürftigkeit  (workhouse  test)  zu 
unterwerfen  und  Unterstützung  überhaupt  nur 
durch  Aufnahme  in  eine  Armcnanstält  zu 
gewiihreu  (workhouse,  almshouse).  Die  An- 
wendung des  Arbeitshausprincips  hat  in 
der  That  iu  England  und  auch  in  anderen 
Ländern  zeitweise  zu  eiuer  starken  Ver- 
minderung der  Zahl  der  Bedürftigen  ge- 
führt. Gleichwohl  ist  man  sowohl  in  Eng- 
land wie  namentlich  auch  in  Deutschland, 
wo  das  System  der  offenen  Pflege  über- 
wiegt, von  einer  strengen  Durchführung  des 
Priucips  aus  vielfachen  Gründen  zurückge- 
kommen. Es  giebt  eine  ganze  Reihe  von 
Armutszuständen,  wie  z.  B.  diejenigen  der 
Witwen  und  Waisen,  der  alten  und  ge- 
brechlichen Leute,  wo  von  einem  Miss- 
braueh  der  Armenpflege  nicht  wohl  die 
Bede  sein  kann,  wo  aber  auf  der  anderen 
Seite  mit  der  Nötigung  zum  Eintritt  in  ein 
Annenhaus  grosse  Härten  verbunden  sind, 
namentlich  dann,  wenn  in  den  Armenhäusern 
unterschiedslos  Personen  jeden  Geschlechts, 
jeden  Alters  und  jeden  Gesundheitszustan- 
des zusam mengesperrt  werden.  Als  Mei- 
nung der  Sachverständigen  ist  zu  bezeich- 
nen, dass  Anstaltspflege  zwar  nicht  zu  ent- 
behren, aber  auf  gewisse,  bestimmt  be- 
zeichnete Kategorieen  zu  beschränken  sei. 
Wo  es  sich  um  die  Prüfung  der  Arbeits- 
wüligkeit  und  Arl>eitsfähigkeit  handelt,  sind 
Einrichtungen,  in  denen  Arbeit  angeboten 
wird,  nicht  zu  cntl>ehren.  Dieser  Erwägung 
liegen  die  neueren  Bestrebungen  der  Arbeiter- 
kolouieen(s.  d.obenS.  4*33  ff.)  und  Nat  ural ver- 
pflegungsstatiouen  (s.  d.)  sowie  der  Armen- 
arbeitshäuser und  der  Korrektionsanstalten  zu 
Grunde.  Die  geschlossene  Wiege  ist  daher  für 
arbeitsscheue,  liederliche,  trunk- 
fällige  Personen  in  der  Form  von  An- 
stalten mit  Arbeitszwang  durchaus 


geboten.  Abgesehen  von  diesen  erscheint 
sie  jedoch  nur  noch  erwünscht  für  alte 
alleinstehende  Leute  in  der  Form  von  Al- 
tenheimen, für  Kranke  iu  der  Form 
von  Heilstätten,  für  Gebrechliche 
in  der  Form  von  Irren-,  Blinden-.  Taub- 
stummen-, Idioten-  und  ähnlichen  P  fl  ege- 
a »stalten,  für  Kinder  in  der  Form  von 
Waisen-  und  Erziehungsanstalten 
(s.  Kinderfürsorge).  Namentlich  ist  die  an 
vorletzter  Stelle  gedachte  Anstaltspflege  für 
Gebrechliche  in  hervorragendem  Masse  unter 
besonderer  Beihilfe  der  grösseren  Verbinde, 
wie  Staat,  Provinz,  Departement,  Kreis, 
Kanton  u.  s.  w.,  ausgebildet  worden.  Da- 
neben findet  sich  eine  ausgedehnte  Für- 
sorge für  Kranke  in  offener  Pflege;  dahin 
gehört  namentlich  die  Fürsorge  durch  ärzt- 
liche Hilfe,  die  Gewährung  von  Arzneien 
und  Heilmitteln,  von  Bädern,  von  Kranken- 
geräten und  damit  in  Verbindung  die  Kran- 
kenpflege im  engeren  Sinne,  die  Wochen- 
pflege, die  Hauspflege  und  die  Kürsorge  für 
Genesende.  Die  ärztliche  Hilfe  wird  meist 
in  der  Art  gewährt,  dass  Armenärzte  für 
bestimmte  Bezirke  angestellt  werden,  die 
en  feste  Vergütung  die  Armeu  iluvs 
irks  zu  l>ehandeln  haben.  In  neuerer 
Zeit  ist  das  System  der  freien  Aerztewahl 
wiederholt  zur  Anwendung  gebracht,  so 
namentlich  in  Krankreich,  wo  das  System 
nach  dem  Vorgang  des  Departements  des 
I «indes  den  Namen  Systeme  landais  erhalten 
hat.  Wenn  an  und  für  sich  auch  der  Ge- 
danke, jedem'  Bedürftigen  die  Wahl  des 
Arztes  seines  Vertrauens  frei  zu  lassen,  viel 
für  sich  hat,  so  machen  sich  auf  der  andern 
Seite  verschiedene  Bedenken  geltend.  Da- 
hin gehört  namentlich  die  Schwierigkeit, 
eine  angemessene  Vergütung  festzustellen 
und  die  Aerzte  in  dauernde  Beziehung  zu 
der  Verwaltung  zu  setzen.  Auch  die  Kran- 
kenpflege hat  in  neuerer  Zeit  einen  beson- 
deren Aufschwung  genommen,  namentlich 
durch  stärkere  Heranziehung  und  Ausbildung 
weiblicher  Personen  zu  Krankenpflegerinnen. 
Die  Bewegung  ist  hauptsäcldich  von  Eng- 
land ausgegangen,  wo  zaldreicho  Vereini- 
gungen zur  Ausbildung  von  Krankenpflege- 
rinnen bestehen.  Für  Deutschland  ist  na- 
mentlich die  Tliätigkeit  der  kirchlichen 
weiblicheu  Genossenschaften  vorbildlich  ge- 
worden und  hat  eine  Reihe  von  Frauen- 
vereinen veranlasst.  Einrichtungen  zur  Aus- 
bildung von  Krankenpflegerinnen  zu  treffen. 
So  ist  insbesondere  der  Vaterländische 
Fraueuvcreiu ,  dessen  Pflegerinnen  als 
Schwestern  vom  Roten  Kreuz  bezeichnet 
werden,  in  dieser  Richtung  thätig  gewesen. 
Auch  der  Wochenpflege,  die  ganz  besonders 
zu  wünschen  übrig  Hess,  wird  neuerdings 
grösseres  Interesse  zugewendet.  Bemerkens- 
wert ist  der  Vorgang  von  Magdeburg,  wo 
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im  Ansehluss  an  'las  Wöchnerinnonasyl 
Wochenpflegerinnou  ausgebildet  und  nach 
Bedarf  in  die  Hauser  entsendet  worden. 
Zu  der  Kranken-  und  Wochenpflege  hat  die 
Hauspfloge  zu  treten,  der  die  Aufgab*'  ol>- 
liegt,  in  denjenigen  Fallen ,  in  denen  die 
Hausfrau  krank  daruiedorliegt  oder  gar  aus 
irgoud  einem  Grunde  vom  Hause  für  längere 
Zeit  abwesend  sein  niiiss,  die  Hausfrau  in 
ihrer  Wirtschaft  lieben  und  mütterlichen 
Tliätigkeit  zu  ersetzen.  Vorbildlich  ist  in 
dieser  Beziehung  der  1S!)J  gegründete  Frank- 
furter Hauspf  legeverein ;  er  stellt  ältere 
Frauen  von  unbescholtenem  Huf  an  und 
ülierträgt  ihnen  gegen  angemessene  Be- 
zahlung die  Besorgung  des  Hauswesens. 
Die  Pflegerinnen  werden  hierbei  durch  den 
Verein  überwacht.  Auf  dem  Gebiet  der 
Krauken-  und  Hauspflege  liegt  ein  noch 
zum  geringsten  Teil  U»setztes,  sehr  wert- 
volles Feld  für  die  weibliche  Hilfstätigkeit. 

Lltteratur:  Fi  sind  hier  dir  Artikel  iiher  Ar- 
mrutrt*r„,  Armrn*tnti*tik  und  du*  Armeinrexen 
der  einzelnen  Länder  zu  nreileichen,  die  mich 
für  dir  rurßtehrnde  Ihmtrllninj  durchirrt)  zu 
nutzen  trumi.  Im  iihrit/ra  iit  >hi»  irrnrntlich*t' 
Material  in  den  Stitzuntten  und  Iteriehtrn  der 
crritchiedtnrii  iiffentlicht  n  l'rriridtiinijeii,  Stif 
lunijen,  Vereine  u.  ».  ir.  zu  *iif//cw.  Zunimmt  n- 
out,  it, Ii  Ihn  rli  lt ><it<l>  ii,  die  s/tecirll  die  Fiiuje 
du-  pniktifrlieu  Aiinrnjtßeije  enitirrn,  lind  nur 
in  ijtringntt  Mit**r  erkunden,  dur>;i  iii*ln-x<,nd(,r 
Biihmert.  7  7  deutsche  Stadt-  und  Istwlurmtn- 
eerhiinde.  Im  Anftrnije  de»  )'.  /.  .1.  n.  H". 
Dntdrti  ;,s,V»;  und  MftHHtrrbeiy,  IHc  Armrn- 
fißrifr.  Finfiihruny  in  die  fimktitche  Pflege- 
thütiijk'it.  Liehnuinn,  Hrrlin  IS'JT.  —  Specieil  für 
•  Iii  Zirecke  dir  eeuut/elißchen  Lirlirnthiitigkeit : 
Schäfer,  Dir  leibliche  lHnkuuie  und  Schflfer. 

Isitfuden    ilrr   in  nei  n    Mineiun,    Hamhurij  ISU.t. 

I'rluf  dir  Yrrhindunn  der  W'uhltltiititjkeitji- 
ln  *ti  clmnijen  infttruunilrre  Schriften  de»  di  iituchen 
IV/-.  f.  A.  ii.  W.,  Urft  t/t  und  l!l  mirii  .Wrtll- 
Hterberfl ,  <  cntinUtt  llen  für  Arinrnpßtijr  und 
Wuhlthiitiijkrit,  Jrwi  1SU7.  —  Sehr  maiiniijfnehcß 
Mntrriul  nurh  in  fuli/endrn  Zeituchriffe,,  :  Mm 
AV.f/  Kreuz,  Ihr  Helfer,  Se.zi.de  Pniritt,  Cha- 
rit'!* ,  Munatttuchrift  für  dir  in  iu  re  Mi**i:u, 
Malier  für  das  Jlmn/nirt/mchr  Ai  iiu  nirt  urn,  de*. 
Ulrichen  für  du«  Her  itlaurr  Armt  inet  seil.  /V/V 
1'nijliind :  t.'hurit»)  >  trt/u  nitittiun  Uerieir.  Für 
Frankreich:  Herne  d' Aitintu nee.  Amerika:  The 
Charit;,*  Uerinr.  Für  Italien:  Ilirhta  drlht 
t«  „i  tin  nvi.  Mün*trvbcrg. 


V. 

A  rmenpol  izei. 

I.  A.  in  Deuts«  bland  f>.  Ilir2  .  II.  A.  in 
(»«•sterrt-ich  S.  IV.)K<.  III.  A.  in  anderen  Stauten 
'S  1201, 

I.  Armenpolizei  in  Deutschland. 

1.  Einleitung.  2.  (ieschiebtliche  Kntwieke- 
liiii^'.    '.i.  fJeireiiwärtiger  Iteclitszustnud  im  all- 


tremeinen.  4.  Vorbeugende  Mass  regeln.  5. 
Massregeln  gegen  Personen,  die  ihre  Krnährer- 
pflichten  verabsäumen.  6.  Massregeln  gegen 
Bettler  und  Landstreicher.  7.  Bettlerstatistik. 
8.  Reformvorsrhläge  für  die  Behandlung  der 
Bettler  und  Landstreicher.  9.  Verbote  des  Al- 
mosengebens und  Gnbensammelns.  10.  Polizei- 
liche Massregeln  in  Bezug  auf  die  Empfänger 
von  Armeiiunterstützung.  11.  Minderung  der 
politischen  Ehrenrechte. 

1.  Einleitung.  Armeuiiolizei  ist  diejenige 
staatliche  Tliiitigkeit.  welche  dmvh  Beschrän- 
kung der  ]fc'rsönlichen  Freiheit  der  Verar- 
mung vorzulieugon  und  die  der  öffentlichen 
Ordnung  nachteiligen  Erscheinungen  der  Ar- 
mut zu  Wseitigeu  strebt.  Hiernach  kommen 
armenpolizeiliche  Gesichtspunkte  an  sich  auf 
den  verschiedensten  Gebietett  iu  Betracht, 
/..  B.  l»ei  der  Geworbepolizei  (Seliank-.  Hau- 
sierwesen  u.  dgl.),  der  Sittenpolizei  (Bekäm- 
pfung des  Hazardspiels  und  der  Trunksucht), 
der  Freizügigkeit,  dem  Ehesehliessungs- 
m-hte  ete.  tm  eigentlichen  Sinne  fallen 
unter  den  Begriff  der  Armenpolizei  nur  die 
der  Verwaltung  des  Annenweseiis  zuge- 
hörigen Massregoln  und  gliedern  sieh  hier 
in  vorbeugende,  einsehreitende  und  endlich 
in  .sfdehe  Massregeln,  welche  die  Itesondere 
Beaufsichtigung  und  r«dnTWaehung  uuter- 
stützter  Pei-sonen  zum  Zweckt*  haben. 

2.  Geschichtliche  Knt wickelunp.  Auch 
hier  U'gann  das  Eingreifen  der  Staats- 
gewalt mit  Akten  der  |xdizeilichen  Not- 
wehr geg»"!!  das  Bettelunwesen,  welches 
die  kirehliche  Armenpflege  vielfach  giuss 
gezogen  hatte  und  nicht  mehr  zu  Im»- 
waltigen  vermochte.  Neben  den  K.P.O. 
von  1'kIO,  \~*4H.  1577,  welche  sich  mit  der 
Angelegenheit  lieschäftigten.  bestimmte  ins- 
besondere die  K.P.O.  Kaiser  Ferdinands  I. 
vom  lä.  Oktober  1;W2,  dass  jede  Kommune 
ilux'  Ann(>(»  selbst  erniihren  U.»zw..  wenn  sie 
hierzu  nieht  im  stände  sei,  mit  Bettel- 
pilssen  versehen  und  in  die  Fremde  sen- 
den solle.  Die  Gemeinden  erfüllten  ihre 
Filterst ützungsof licht  in  der  Regel  dadurch, 
dass  sie  den  einheimischen  Armen  clas  Gaben- 
sammeln am  <  >rto  gestatteten.  Fremde  Bettler 
wurden  von  den  I^uideshehörden  ausge- 
wiesen und  über  die  Grenze  gebracht,  in- 
folge der  Kriege  des  1(5.  und  J7.  Jahrhunderts 
und  vor  allem  des  30jührigen  Krieges  sowie 
der  hieraus  entstandenen  wirtschaftlichen 
Not  wuchs  das  Bettler-  und  Vagantentum 
zu    einer    furchtbaren    Ijandplage  heran. 

I  Scharenweise  belagerten  die  J^wdstreieher 
Strassen  und  Hansthiiren,  Almosen  fordernd, 
allerhand  Unfug  verübend  und  Krankheiten 

I  von  einem  <  >rte  zum  anderen  schleppend. 
Deshalb  suchten  nunmehr  auch  die  Ijandes- 
regiemngen  dem  Febel  zu  steuern,  so  z.  B. 
Kursachson  durch  Edikt  von  1588.  später 

i  diu-ch  Mandat  von  1684.  Oldenburg  durch 

I  die  Armenordnung  von  KV40,  Anhalt  durch 
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die  Almosenordnung  von  1018.  Brandenburg 
durch  die  Armen-  und  Bettlerordnung  von 
1708,  Prenssen  durch  Edikt  von  171:"».  Man 
ging  dazu  i'ibor,  das  Betteln  allgemein,  so- 
wohl für  Einheimische  wie  für  Fremde  zu 
verbieten  und  Uebertretungen  mit  den  här- 
testen Strafinassregoln  zu  Mögen,  deren 
wiederholte  Audrohiingeii  freilich  einen  deut- 
lichen Beweis  für  die  damalige  Hilflosigkeit 
«ler  Staatsgewalt  liefern.  So  wurde  in  Frank- 
furt schon  1G2<».  in  Anhalt  1770,  in  Hessen 
1777.  in  Mecklenburg-Schwerin  ISOl  das 
Betteln  ausnahmslos  untersagt.  In  Frankfurt 
sollten  die  Bettler  zum  (iasseukehren  ver- 
wendet, >auf  die  Schantze  gebracht  oder  den 
Herren  Werb-Offiziers  üM-lassen«  werden. 
Auch  Oesterreich  ordnete  105)5  die  Einstel- 
lung der  Bettler  zu  harter  Arbeit  bezw.  zum 
Kriegsdienste  an.  Aehnliches  wurde  174"» 
in  Oldenburg  bestimmt,  zugleich  das  Al- 
mosen selten  mit  Geldstrafe  von  2  Thalern 
Gold  bedroht.  Die  Hamburger  Armenord- 
nnng  von  178N  enthielt  strenge  Strafen  gegen 
das  Betteln  und  verbot  aticti  die  Aufnahme 
von  fremden  Bettlern  und  das  Almosengelten 
an  Bettler  bei  Strafe.  Besonders  hart  waren 
die  Vorschriften  des  ljayerisohen  Kriminal- 
eodox  von  1751.  welcher  für  die  auslän- 
dischen Bettler  Brandmarkung,  im  Wieder- 
holungsfalle Hinrichtung,  für  die  inländischen 
Züchtigung  und  Arljeitshaus  anordnete.  Da 
der  Erfolg  indessen  deunoch  ausblieb,  Hess 
(iraf  Kumford  17!*»  plötzlich  durch  militä- 
rische Hilfe  in  ganz  Bayern  gegen  1 00  000 
Ijand stivichor  aufgreifen  und  in  vorher  ein- 
gerichtete ArMtsanstaltcu  unterbringen,  eine 
Massregel,  die  das  erste  Anzeichen  eines 
Umschwunges  in  der  Handhabung  der  Ar- 
menpolizei wurde. 

3.  Gegenwärtiger  Keehtszustand  im 
allgemeinen.  Nach  Artt.  3  und  4  der 
Keichsverfassung  unterliegt  das  Armenwesen 
nur  teilweise,  die  Arinenpolizei  au  sich  i\Wr- 
haupt  nicht  der  Gesetzgebung  und  Beauf- 
sichtigung seitens  des  Meiches.  Wenn  trotz- 
dem in  $  301  Ziff  3 — ">,  7.  si  und  10  und 
Sj  302  des  M.Str.G.B.s  «'innen |n>lizciliche 
Bestimmungen  getroffen  wonlen  sind,  so 
hat  damit  nach  den  zum  121).  Abschnitt  des 
M.Str.G.B.s  überhaupt  gegebenen  Erläute- 
rungen das  Gebiet  der  Armen [lolizci  keines- 
wegs erschöpft  worden  sollen.  Es  gelten 
daher  die  landesgesetzlichen  Vorschriften, 
soweit  sie  mit  orsteren  nicht  in  Widerspruch 
stehen,  unverändert  fort,  auch  ist  die  Ivindes- 
gesetzgebung  unter  derselben  Voraussetzung 
nicht  Miindert,  neue  anneni>olizeilicho 
Kegelungen  vorzunehmen.  Ausserdem  greifen 
aber  auch  vielfach  ortsgesetzliche  und 
ortspolizeiliche  Bestimmungen  ergänzend  ein. 

4.  Vorbeugende  Mnssregeln.  Es  ist 
eine  notwendige  Folge  der  von  der  staat- 
lich organisierten  Gesollschaft  übernommenen 


Fürsorgepflicht  für  die  Hilfsbedürftigen,  dass 
der  Staat  sich  auch  für  berechtigt  erachtet, 
durch  geeignete  Vorkehrungen,  nötigenfalls 
selbst  durch  Zwang,  zu  verllindern,  dass 
jemand  die  wirtschaftliche  Selltständigkeit 
verliert  und  der  öffentlichen  Armenpflege 
zur  Last  fällt.  Derartige  vorMigende  Mass- 
regeln finden  sich  auf  den  verschiedensten 
Gebieten  der  Staatsthätigkeit  und  sind  dort 
an  ihrer  Stelle  zu  behandeln :  s.  u.  a.  S  i  1 1  e  n  - 
polizei,  Freizügigkeit,  Eheschlies- 
sung, auch  Sparkassen  und  Leih- 
häuser. Auf  dem  Gebiete  des  eigent- 
lichen Annenwesens  kommen  insbesondere 
die  Strafltestimmungen  M.Str.G.B.s  ij  301 
Ziffer  5  und  8  in  Betracht.  Hiernach  wird 
mit  Haft  von  einein  Tage  bis  zu  6  Wochen 
Ivestraft.  wer  sich  dem  Spiel.  Trunk  oder 
Mflssiggang  dergestalt  hingiebt,  dass  er  in 
einen  Zustand  gerät,  in  welchem  zu  seinem 
Unterhalte  oder  zum  Unterhalte  derjenigen, 
zu  deren  Ernährung  er  verpflichtet  ist,  durch 
Vermittelung  der  Behörde  fremde  Hilfe  in 
Anspnieh  genommen  werden  muss,  sowie 
wer  nach  Verlust  seines  bisherigen  Unter- 
kommens binnen  der  ihm  von  der  zustän- 
digen Behörde  bestimmten  Frist  sich  kein 
anderweitiges  Unterkommen  verschafft  hat 
und  auch  nicht  nachweisen  kann,  dass  er 
solches  der  von  ihm  angewandten  Bemü- 
hungen ungeachtet  nicht  vennocht  habe. 
(Wegen  der  gleichfalls  zulässigen  korrek- 
tionollen Nachhaft  s.  unten  sub  0.)  Der  Wert 
dieser  Bestimmungen  ist  ein  sehr  fragwür- 
diger, da  sie  sich,  namentlich  im  gericht- 
lichen Verfahren,  wegen  der  Schwierigkeit 
der  Beweisfühnmg  als  selten  anwendbar  er- 
wiesen liaben.  Nach  Art.  10  Ziff.  2  und  3. 
Art.  11  des  w  ü  r  1 1  e  m  b  e  r  g  i  s  c  h  e  n  Polizei- 
gesetzes von  1871  wird  mit  Haft  und  Ar- 
beitszwang Itestraft,  wer  aus  Mutwillen  oder 
Bosheit  in  die  Lige  sich  versetzt,  öffentliche 
Unterstützung  ansprechen  zu  müssen,  ins- 
besondere wer  zu  diesem  Zwecke  seine 
Kleider  zenvisst  sowie  wer  durch  unwahres 
Vorgeben  oder  Hinterhaltung  der  Wahrheit 
von  öffentlichen  Behörden  oder  von  Wohl- 
thätigkeitsvereinen  Unterstützung  erschleicht, 
sofern  nicht  die  Handlung  den  Thatbestand 
des  Betrugs  oder  der  Fälschung  begründet. 
Aehnliches  bestimmt  in  0 1  d  e  n  b  u  rgGom.-O. 
Art.  72  Ü  2. 

5.  Massregeln  gegen  Personen,  die 
ihre  Ernährerpflichten  verabsäumen.  In 
einzelnen  deutschen  Staaten,  so  namentlich 
in  Sachsen  und  Württemberg,  werdon  die 
landesgesetzlichen  Vorschriften,  welche  die 
Armenltehördoii  ermächtigten,  böswillige  oder 
arbeitsscheue  Familienväter  durch  polizei- 
lichen Zwang  und  nötigenfalls  durch  Unter- 
bringung in  einem  Arlteitshauso  zur  Er- 
füllung ihrer  Ernährerpflichten  anzuhalten, 
als  fortdauernd  gültig  angesehen.  Im  Gegen- 
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satz  hierzu  nahm  man  jedoch  in  Preussen 
an,  dass  der  entsprechende  Art.  13  dos  Ge- 
setzes vfmi  21.  Mai  l*."»r»  durch  361 
Ziffer  ">  und  7  und  362  des  R.Str.G.B.s 
aufgehoben  sei.  Diese  vielheklagte  Lücke 
sollte  durch  Art.  2  des  R.G.  vom  12.  Mar/. 
1S04  ausgefüllt  worden,  welcher  in  S,  361 
des  R.Str.G.B.s  als  Ziff.  10  eine  neue  Straf- 
hestimmung  einfügte.  Hiernach  wird  mit 
Haft,  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  15oM.  bestraft, 
wer.  ohschon  er  in  der  I^age  ist.  diejenigen, 
zu  deren  Ernährung  er  verpflichtet  ist.  zu 
unterhalten,  siel»  der  Unterhaltspflicht  trotz 
der  Aufforderung  der  zuständigen  Behörde 
derart  entzieht,  dass  durch  Vormittelung 
der  rWifirde  fremde  Hilfe  in  Anspruch  ge- 
nommen werden  muss«.  Die  Anwendung 
von  S  362  des  R.Str.G.B.s  ist  ausgeschlossen, 
die  im  Entwürfe  vorgesehene  Zulässigkeit 
der  Ueberweisung  derartiger  Personen  an 
die  Jjandespolizeiiiehorde  zum  Zwecke  ihrer 
Unterbringung  in  ein  Arbeitshaus  wurde 
vom  Reichstage  abgelehnt.  Doch  waren  die 
gesetzgebenden  Faktoren  darüber  einverstan- 
den, dass  durch  die  neue  Bestimmung  nur 
die  entsprechenden  landesgesetzlichen  Straf- 
vorsehnften.  nicht  aber  die  von  der  Landes- 
gesetzgebung zugelassenen  polizeilichen 
Zwangsmittel  berührt  würden.  Hiernach 
wird  z.  B.  in  Württemberg  die  fortdauernde 
Gültigkeit  von  Art.  14  des  Gesetzes  vom  2. 
Juli  18S9  angenommen,  welche  den  Armen- 
behördeu  das  Recht  giebt.  pflichtvergessene 
Kamilienhäupter  in  einer  öffentlichen  Armen- 
anstalt  zur  Arbeit  anzuhalten.  Wo  jedoch 
eine  solche  lnndesgesetzliche  Aushilfe  nicht 
oder  nicht  mehr  zur  Verfügung  steht,  wie 
z.  B.  in  Preussen  und  Bavem,  wird  die  neue 
Ziff.  10  von  §  361  des  R.Str.G.B.s  als  un- 
genügend empfunden.  Dies  kam  insbe- 
sondere in  der  Jahresversammlung  des 
deutschen  Vereins  für  Armenpflege  und 
Wrohlthätigkeit  1N95  allseitig  zum  Ausdruck 
und  führte  dort  zur  Einsetzung  einer  Kom- 
mission behufs  erneuter  Prüfung  der  Ange- 
legenheit. In  der  Jahresversammlung  189s 
ist  alsdann  durch  Mehrheitsbeschluss  eine 
Verschärfung  der  Bestimmung  und  die  Zu- 
lassung verwaltungsbehördlichen  Zwanges 
beantragt  worden. 

6.  Massregeln  gegen  Bettler  und 
Landstreicher.  Nach  R.Str.G.B.  §  361 
wird  mit  Haft  von  1  Tage  bis  zu  6  Wochen 
bestraft,  wer  als  Landstreicher  umherzieht 
(Ziff.  3)  sowie  wer  bettelt  oder  Kinder  zum 
Betteln  anleitet  oder  Personen,  welche  seiner 
Gewalt  und  Aufsicht  untergeben  sind  und 
zu  seiner  Hausgenossenschaft  gehören,  vom 
Betteln  abzuhalten  unterlägst  (Ziff.  4).  Als 
1  Handstreich  er  ist  derjenige  anzusehen,  der 
arlfcits-  und  zwecklos,  ohne  die  Mittel  zu 
seinem  Unterhalte  zu  besitzen,  im  I^ande 
umherzieht.  Unter  Betteln  ist  das  Ansprechen 


von  Gaben  (Geld  oder  Naturalien)  gegenüU»r 
solchen  Personen  zu  verstehen,  denen  die 
Gewährung  von  Unterstützung  weder  auf 
Grund  eines  Verwandtschafts-,  Vertrags- 
oder ähnlichen  Verhältnisses  zugemutet 
werden  kann  noch  auch  die  Ausübung  einer 
geordneten  privaten  oder  öffentlichen  Armeu- 

J »flöge  obliegt.  Es  genügt  zur  Erfüllung 
los  Thatbestandes,  dass  eine  einzig«»  Person 
angesprochen  worden  ist  (Urt.  dos  U.L.G. 
München  vom  18.  Oktober  und  31.  März  18S7). 
Auch  der  scliriftliehe  Bettel  unterliegt  der 
Strafbestimmung  (Erk.  des  vorm.  O.A.G. 
Dresden  vom  6.  Dezember  1S7n).  nach  An- 
sicht des  O.L.G.  München  (Urteil  vom  7. 
August  1885)  sogar  der  sogenannte  Kloster- 
bettel, und  zwar  auch  dann,  wenn  die  Kloster- 
leute nach  ihren  Orden srogeln  verpflichtet 
sind.  Lebensmittel  u.  dgl.  unentgeltlich  zu 
verabreichen  und  Almosen  zu  sjtenden.  Die 
Aburteilung  erfolgt  durch  den  Amtsrichter 
l>ezw.  das  Schöffengericht,  doch  kann  auch 
mittelst  jiolizeüicher  Strafverfügung  Haft- 
strafe bis  zu  14  Tagen  vorhängt  werden 
(Jj  4ä3  der  Str.P.O.).  In  Bayern,  Hessen 
und  Elsass-IiOthringen  besteht  keine  polizei- 
liche Straf  Verfügung,  in  Sachsen-Weimar 
und  Oldenburg  nicht  bei  den  vorstehenden 
Uebertrctungen.  Nach  §  362  des  K.Str.G.B.s 
können  verurteilte  Bettler  und  Landstreicher 
zu  Arbeiten,  welche  ihren  Fähigkeiten  und 
Verhältnissen  angemessen  sind,  innerhalb, 
und  soferu  sie  von  anderen  freien  Arbeitern 
getrennt  gehalten  werden,  auch  ausserhalb 
der  Strafanstalt  angehalten  werden.  Doch 
ist  diese  Bestimmung  in  den  kleineren  Haft- 
anstalten und  Polizeigefängnissen  wegen 
Mangels  ausreichender  Arbeitsgelegenheit 
selten  zur  Ausführung  gekommen.  Das  Haft- 
lokal bildete  daher  gerade  für  den  berufs- 
mässigen Bettler  nur  eine  erwünschte  Unter- 
kunft Mährend  der  schlechteren  Jahreszeit, 
eine  bequeme  Ruhestätte,  wo  er  sich  reinigen, 
durch  kräftiges  Essen  stärken  und  etwaige 
lieibosschäden  ausheilen  lassen  kann.  Weiter- 
hin kann  bei  der  Verurteilung  zur  Haft  — 
aber  nur  vom  Gericht,  nicht  auch  mittelst 
polizeilicher  Strafverfügung  —  zugleich  er- 
kaunt  werden,  dass  die  verurteilte  Person 
nach  verbüsster  Strafe  der  I„andcspolizei- 
behörde  zu  überweisen  sei.  Die  letztere 
erhält  dadurch  die  Befugnis,  die  verurteilte 
Person  entweder  bis  zu  2  Jahren  in  ein 
Arbeitshaus  unterzubringen  oder  zu  gemein- 
nützigen Arbeiten  zu  verwenden.  Im  Falle 
des  Betteins  ist  die  Ueberweisung  jedoch 
nur  dann  zulässig,  wenn  der  Verurteilte  in 
den  letzten  3  Jahren  wegen  dieser  Ueber- 
tretung  mehrmals  rechtskräftig  verurteilt 
worden  ist  oder  wenn  derselbe  unter  Dro- 
hungen oder  mit  Waffen  gebettelt  hat.  Die 
Anwendung  der  sogenannteu  korrektionellen 
Nachhaft  war  früher  in  den  einzelnen  Btuides- 
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stauten  eine  sehr  verschiedene,  und  zwar 
sowohl  in  Bezug  auf  die  Voraussetzungen 
als  auch  auf  die  Dauer  derselben.  Inslie- 
sondere  beschränkte  man  sieh  vielfach  da- 
rauf, eintretenden  Falles  nur  die  eigenen 
Staatsangehörigen  in  die  Korrektionsanstalten 
einzuliefern,  die  (Ihrigen  aber,  auch  wonn 
sie  sonst  Reichsangehf>rige  waren,  unter  Be- 
rufung auf  Jj  3  Abs.  2  des  Freizügigkeits- 
gesetzes  aus  dem  Staatsgebiete  auszuweisen. 
Zwar  erklärte  das  Reichsamt  des  Innern 
und  später  188,0  auch  der  Bundesrat  dieses 
Verfahren  für  unzulässig,  da  die  fragliche 
Bestimmung  nicht  demjenigen  Staate,  in 
welchem  die  Bestrafung  erfolgt  ist,  sondern 
nur  den  anderen  Bundesstaaten  ein  Aus- 
weisungsrecht verleihe,  gerade  um  den 
eistercn  zur  Vornahme  korrektioneller  Mass- 
rcgelu  zu  veranlassen.  Doch  wehrte  sich 
namentlich  Bayern  länget«  Zeit  gegen  dies«» 
Auslegung.  Auf  wiederholtes  Betreiben  hat 
der  Bundesrat  etidlieh  durch  Besehluss  vom 
2«.  Juni  1881)  für  die  korrektionelle  Nach- 
haft folgende  Grundsätze  festgestellt: 

Ii  Hinsichtlich  der  Festsetzung  der  kor- 
rekiiuiiellen  Nachhaft  sind  ulk-  Iteicksangehö- 
rigen  den  Angehörigen  des  eigenen  Bundes- 
staaten gleich  zu  behuiideln.  2|  Ist  auf  Grund 
des  §  362  des  Strafgesetzbuches  auf  Ueber- 
weisnng an  die  Landespolizeibehörde  erkannt 
worden,  so  sind  die  gerichtliehen  Akten  nebst 
den  für  das  Ermessen  der  Verwaltungsbehörde 
erheblich  erscheinenden  Beilagen  auf  dem  von 
der  Bundesregierung  zu  bezeichnenden  Wege 
an  die  Landespolizeibehördc  zur  Entscheidung 
über  die  Verliäugung  der  korrektionellen  Nach- 
hält einzusenden.  3)  Die  korrektionelle  Nach- 
haft ist.  sofern  die  Voraussetzungen  des  S,  362 
Absatz  2  des  Strafgesetzbuches  vorliegen,  in 
der  Kegel  gegen  jeden  der  Landespolizeihehtfrde 
überwiesenen  Reichsangehörigen  festzusetzen. 
Eine  Ausnahme  hiervon  findet  statt,  wenn  be- 
sondere individuelle  Verhältnisse,  insbesondere 
durch  ärztliche  Untersuchung  festgestellt*  Un- 
fähigkeit zur  Verrichtung  selbst  leichter  Haus-, 
Garten-  und  Feldarbeit,  infolge  körperlicher 
oder  geistiger  Gebrechen  oder  vorgeschrittenen 
Alters  die  Aufnahme  in  ein  Arbeitshaus  unan- 
gemessen erscheinen  lussen.  4i  Bei  der  Be- 
schlussfassung Uber  die  Verhängung  der  kor- 
rektionellen Nachhaft  wird  zugleich  die  Dauer 
der  letzteren  von  der  Landespolizeitehörde  fest- 
gesetzt. Dabei  ist  derartig  zu  verfahren,  dass 
die  I  lauer  der  Detention  im  Falle  erstmaliger 
Ueberweisnng  auf  sechs  Monate  und  bei  jeuer 
spateren  Uebcrweisuug  jedesmal  entsprechend 
höher  bis  zu  der  gesetzlich  zulässigen  Maximal- 
zeit von  zwei  Jahren  zu  bemessen  ist.  Das 
Vorleben  der  betreffenden  PerBon,  die  Schwere 
der  ihr  zur  Last  fallenden  Uebertretung  und 
insbesondere  auch  der  Zeitraum  seit  Verbilssung 
der  letzten  korrektionellen  Nachhaft  ist  hierbei 
angeinesseu  zu  berücksichtigen.  5)  Lässt  das 
Verhalten  des  Definierten  die  Erwartung  ge- 
rechtfertigt erscheinen,  dass  der  Zweck  der 
korrektionellen  Nachhaft  durch  eine  kürzere  als 
die  festgesetzte  Detcntionszeit  erreicht  werde. 


oder  liegen  in  den  Familien-  und  Erwerbsver- 
hältnissen des  Definierten  erhebliche  Gründe, 
welche  eine  Abkürzung  der  Deteutiouszeit 
wünschenswert  machen,  so  kann  die  letztere 
von  der  Landespolizeibehörde  nach  Anhörung 
der  Direktion  des  Arbeitshauses  und  der  obereu 
Anstaltsbeamten  einschliesslich  des  Anstults- 
geistlichen  bis  zur  Hälfte,  jedoch  nicht  unter 
drei  Monate,  ermässigt  werden.  Bei  schlechter 
Führung  des  Definierten  kann  die  Detentions- 
zeit  von  der  Laudespolizeibehürde  nach  An- 
hörung der  Direktion  des  Arbeitshauses  nach- 
träglich verlängert  werden. 

Ist  gegen  einen  Reichsausländer  auf 
Ueberweisnng  an  die  Landesiwlizeibehörde 
erkannt,  so  kann  an  Stelle  der  Unterbringung 
in  ein  Arl>eitshaus  Verweisung  aus  dem 
Bundesgebiete  eintreten.  Die  Xamen  der 
Ausgewiesenen  werden  im  Uentralblatte  für 
das  Deutsche  Reich  bekannt  gemacht.  Gegen 
die  auf  Grund  von  §  362  des  R.Str.G.B.s  ge- 
fassten  Entschliessungen  der  Landespol izei- 
liehörde  hat  der  Betroffene  die  nach  der 
< »rganisation  der  I  *indesverwaltnng  zulässigen 
Rechtsmittel.  Oft  tritt  der  Bettel  nur  in 
verschleierter  Gestalt  auf.  Nach  l*»ge  der 
Sache  ist  auch  dann  z.  B.  bei  einer  unter 
dem  Deckmantel  von  Darlehnsgesuchen  be- 
triebenen Bettelei  die  Anwendung  von  §  361 
Ziff.  4  des  RStr.G.B.s  gegeben  (Erk.  des 
vorm.  O.A.G.  Dresden  v.  6.  Dezember  1878), 
desgleichen  wenn  Kinder  zum  Hausieren 
mit  geringwertigen  Gegenständen  in  der 
Absicht  ausgeschickt  werden,  das  Mitleid 
zu  erregen  und  Geldgeschenke  in  Empfang 
zu  nehmen  (Erk.  des  O.L.G.  Dresdem  v.  2. 
Mai  1889).  Personen,  welche  wegen  ge- 
wohnheitsmässiger  Arbeitsscheu ,  Betteins 
oder  ljandstreiohens  l»eriichtigt  sind,  ist  der 
Watidergewerbeschein  nach  §  57.  4  der 
Gew.-O.  zu  versagen.  Die  Verliaftung  von 
Heimatlosen,  Landstreichern  und  Ijegitima- 
tionslosen  ist  nach  §  112  der  Str.P.O.  ohne 
weitere  Begründung  dos  Fluchtverdachts 
zulässig. 

7.  Bettlerstatistik.  Eine  eingehende 
Statistik  der  Bettler  und  Vaganten  nach 
Alter,  Geschlecht  und  Heimat  hat  Bayern 
bereits  für  die  Jahre  1835—61.  Als  nach 
Mitte  der  7(1  er  Jahre  infolge  der  damals 
eingetretenen  wirtschaftlichen  Krisis  das 
Bettler-  und  Landstreichertum  abermals  einen 
bedrohlichen  Umfang  annahm  und  die  Be- 
kämpfung desselben  zur  stehenden  Tages- 
frage wurde,  begannen  zunächst  einzelne 
Landes-  und  Provinzialregierungen  (z.  B. 
Königreich  Sachsen  1879,  Schleswig-Holstein) 
das  reliol  durch  statistische  Erhebungen 
genauer  feststellen  zu  lassen.  Seit  1882 
wurden  diesellion  auf  Veranlassung  des 
Reichskanzlers  allgemein  und  unter  Benut- 
zung gleichartiger  Talndlen  veranstaltet. 
Hierbei  haben  sich  u.  a.  folgende  Zahlen 
ergeben : 
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Zahl  drr  BfMrafuncrn  Zahl  <l.  Kinli«>frnmif<>n 

.lahr    auf  tirumi  v.  *      Ziff  fn  ein  Arl>«Mt»liao*  zur 

1  (1.  R.StrtJ.B  *  konvktinnrll.Xac'lihsft 

219  3'4  '5  57? 

280  518  1 7  O78 

316  846  21  229 

320548  2126Q 

319259  23379 

278040  24482 

242473  23  752 

203  478  21  259 


1877 
1878 
18711 
1880 
1881 
1882 
1883 
1HH4 

Diese  Statistik,  deren  Wort  daduivh 
etwas  zweifelhaft  geworden  ist,  dass  man 
nicht  weis»,  ob  in  sämtlichen  Staaten  gleich- 
mässig  aueli  ilio  Verurteilungen  mittelst 
jiolizeilieher  Strafverfügung  mitgezählt  sind, 
ist  bis  zum  1.  April  ls>S  fortgesetzt  worden. 
Doch  sind  die  Ergebnisse  für  1SSÜ—1SSS 
nicht  bekannt  geworde««. 

Bemerkenswert  ist  auch,  dass  unter  den 
V»l  litt  Personen,  welche  von  lKSO—  ISN?  in 
Sachsen  wogen  Betlelns  oder  ljandstreichens 
Itestraft  wurden,  nur  ("».-P-o)  Weiher 

und  der  Staatsangehörigkeit  nach  12  7M» 
(  17,0%)  Sachsen.  :jss72  (42,7  0 o)  Angehörige 
anderer  deutscher  Bundesstaaten  und  iW7t> 
llo.:t° «)  Roiehsausläudoi  waren. 

8.  Reformvorsehlhge  für  die  Behand- 
lung der  Bettler  und  1  Landstreicher. 
Die  Wege,  welche  seit  dem  Ende  der  70 er 
Jahre  zur  Unterdrückung  des  damals  zum 
öffentlichen  Notstand  gewordenen  Bettler- 
und  I^andstreiehorwesens  empfohlen  wunlen, 
gehen  weit  aus  einander.  Zunächst  siegte 
die  Ansicht,  dass  auch  diese  Frage  nur  im 
Zusammenhange  mit  der  Beform  des  Armen- 
wcseiis  ülierhaupt  erledigt  worden  könne. 
Die  neuerdings  unzweifelhaft  eingetretene 
und  auch  ziffermässig  festgestellte  Besserung 
ist  gewiss  nicht  bloss  dem  eingetretenen 
wirtschaftlichem  Aufschwünge,  sondern  auch 
der  Errichtung  von  Natural vorpflogstationon, 
Arbeitcrkolon  ieen.  Arbeitsstätten  etc.  zu 
danken.  Aber  die  Vertreter  dieser  Bestre- 
bungen gehen  doch  fehl,  wenn  sie  glauben, 
dass  damit  alles  erreicht  werden  und  der 
Staat  auf  jiolizcilichc  Massregoln  verziehten 
könne.  Die  Hoffnung,  dass  mit  dem  unge- 
ordneten Almosongoben  auch  der  Bettel  von 
seilet  aufhören  werde,  winl  sich  nicht  or- 
füllon.  namentlich  nicht  bei  etwaiger  Wieder- 
kehr wirtschaftlicher  Krisen.  Droht  aber 
die  Bettelei  schon  in  friedlichen  Zeiten  ^in 
der  Stadt  in  Diebstahl,  auf  dem  Unido  in 
Kaub  und  Erpressung  überzugehen«  (I^ain- 
ni« ts),  so  hat  das  Vagantentum  in  unruhigen 
Tagen  sich  stets  als  das  Element  der  Hefe 
U»währt,  das  (tewaltthat  und  Cmsturz  in 
Dang  bringt.  Der  Staat  muss  dalier  diesen 
Gefahren  gegenüber  scharfe  und  schneidige 
Waffen  bereit  halten.  Die  einzige  geivchte, 
wirksame  und  empfindliche  Straf.-  für  den 
bettelnden  Müßiggänger  ist  aber  der  Zwang 
zu  harter,  andauernder  ArW'it.  Prügelstrafe. 


Kostentziehung  etc.  sind  schon  deshalb  un- 
geeignet, weil  sie  den  durch  das  Herum- 
streichen ohnehin  geschwächten  Körper  nur 
noch  mehr  entkräften  mid  arlieitsun fähiger 
machen.  So  hat  denn  auch  der  3.  inter- 
nationale Gefängniskongress  1885  zu  Horn 
unter  der  Voraussetzung,  dass  für  jedeu 
arbeitswilligen  Armen  durch  die  Behörde 
eine  zweckmässige  Arbeitsgelegenheit  ge- 
schaffen wenle,  beschlossen:  quo  Tindigent 
ijiii,  malgre  cetto  assistance  ainsi  reglee.  se 
hvre  au  vagaltondage  et  tombo  par  eonse- 
qnent  sous  le  coup  de  la  loi ,  soit  puni 
severeinent  par  des  traveaux  obligatoiivs  dans 
des  maisons  de  travail.  Die  vollkommen 
überflüssige  Haftstrafe,  welche  in  Deutsch- 
land jetzt  der  Einlieferung  in  die  Korrek- 
tionsanstalt  vorauszugehen  hat.  könnt«'  dann 
ganz  in  Wegfall  kommen.  Von  Neueren 
verlangt  von  Hippel  die  Aufhebung  der 
koiTektionellen  Nachhaft  als  NeiVnstrafe  und 
Verwendung  des  Arlieitshauses  in  der  Dauer 
von  b"  Monaten  bis  zu  2  Jahren  als  Haupt- 
strafe gegen  gewerbsmässigen  Bettel  und 
wiederholten  Bettel  aus  Arlieitsscheu.  Die 
äussere  und  innere  Organisation  der  ebenso 
von  den  Annenhäuseni  als  von  den  eigent- 
lichen Strafanstalten  zu  trennenden  Arbeits- 
häuser müsse  für  ganz  Deutsehland  nach 
einheitliehen  Grundsätzen  erfolgen.  Aus- 
weisung von  Ausländern  soll  erst  nach  ver- 
büsster  Art>eitshausstrafe  eintreten .  nicht 
an  Stelle  dieser.  Kür  einfachen  Bettel 
fonlert  von  Hipi>ol  Haft  nicht  unter  einer 
Woche,  welche  geeigneten  Kalles  durch 
hartes  Iwiger  und  Verbüssung  l>ei  Wasser 
und  Brot  verschärft  wenlen  könne.  Bettel 
im  Notstande  soll  straflos  sein.  Diesen 
Vorscldägen  sehliosst  sich  im  allgemeinen 
auch  Esche  an.  nur  wünscht  er  für  un- 
verliessorlichc  Bettler  und  Vagnhuuden 
leltenslängliche  rnterbringung  im  Ariwits- 
hause.  Beide  wollen  jedoch  die  Aburteilung 
ausschliesslich  dem  Richter  übertragen  wissen. 
Ob  dies  wirklieh  zweckmässig  sein  wünle. 
scheint  mindestens  fraglich,  Unseres  Er- 
achtens  sind  die  Armenpolizeiljehönien, 
welche  die  Gesamtheit  der  einschlagenden 
Verhältnisse  am  besten  übersehen,  geeig- 
neter, unter  zweckentsprechenden  Reehts- 
schutzvorkehrungen  über  die  Beliandlung 
der  Bettler  und  I^mdstreicher  zu  Umstimmen. 

9.  Verbote  de»  Almosengebens  nnd 
Gaben&aminelns.  Regelloses  Ahnosengelien 
ist  ein  Akt  falscher  Gutherzigkeit,  oft  sogar 
Gedankenlosigkeit  und  Feigheit  und  verliert 
jede  Entschuldigung,  sobald  eine  geordnete 
öffentliche  oder  private  Annenpflege  l>esteht, 
deren  Wirksamkeit  hionlureh  nur  gelähmt 
und  vereitelt  winl.  Domgemäss  finden  sich 
zu  allen  Zeiten  neben  den  Bottoiverboten 
auch  Straf  Vorschriften  gegen  das  Almosen- 
geben.   Noch  ISO'J  hat  Hamburg  eine  solche 
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erneuert,  und  ebenso  ist  in  Sackten,  als  gegen 
(las  Endo  der  70  er  Jahre  öffentliche  Gaben- 
stellen für  Durchreisende  eröffnet  wurden, 
das  Almosengeben  durch  Bezirks-  oder  Orts- 
polizei verordemi  igen  bei  Strafe  vrrhoten 
worden.  Doch  sind  diese  Bestimmungen, 
gegen  deren  Ziüässigkcit  auch  das  Ministerium 
des  Innern  Zweifel  äusserte,  wohl  ebenso- 
wenig wie  früher  zur  Durchführung  gelangt. 
Es  widerstrebt  dem  Rechtsgefühle,  das 
WohJthun,  und  wäre  es  auch  unverständig, 
unter  Strafe  zu  stellen.  Jenes  Almosen- 
geben ist  ein  wirtschaftliches  und  soziales, 
aber  kein  eigentlich  polizeiliches  Unrecht 
und  muss  dem  Publikum  durch  Belehrung 
und  Erziehung  abgewöhnt  werden.  Auch 
das  Gabensammeln  für  andere  ist  im 
allgemeinen  nicht  ohne  weiteres  erlaubt. 
In  Preussen  ist  jede  öffentliche  Kollekte, 
mit  Ausnahme  der  Kirchenkollekten,  ohne 
Genehmigung  des  Olterpräsidenton  unzu- 
lässig und  durch  bezirKspolizeüiche  Ver- 
ordnung mit  Strafe  bedroht  ($  11  Ziff.  4 
der  Instr.  f.  d.  Oberpräs.).  In  Bayern 
P.Str.G.B.  Artt.  52.  53,  Württemberg 
P.Str.<i.  Aitt.  13,  Hessen  P.Str.G.B.  Art.  99 
sind  Kollekten  ohne  Genehmigung  verboten, 
mit  Ausnahme  der  Sammlungen  in  Freuudes- 
und  Familienkreisen  und  der  mit  Unter- 
schrift versehenen  Aufrufe  in  öffentlichen 
Blättern.  In  Baden  P.Str.G.B.  $  02  be- 
dürfen nur  Kollekten  von  Haus  zu  Haus 
der  obrigkeitlichen  Genehmigung,  in  Sach- 
sen Arm.-O.  §S  103  und  104  Ist  die  Samm- 
lung von  Kollekten  zu  wob lthät igen  Zwecken 
mir  nach  vorher  eingeholter  Genehmigung 
der  Behörde,  die  Aufnahme  \uu  Aufrufen 
zu  derartigen  Sammlungen  in  die  öffent- 
lichen Blätter  nicht  anders  erlaubt  als  gegen 
beigebrachte  Genehmigung  der  Amtshaupt- 
mann sehaft  desjenigen  Bezirkes,  in  welchem 
sich  die  zur  Unterstützung  Empfohlenen  be- 
finden (in  Dresden  und  Ijeipzig  der  dortigen 
städtischen  Behörden),  und  wenn  es  Aus- 
länder sind,  des  Ministeriums  des  Innern. 

10.  Polizeiliehe  Muswregeln  in  Bezug 
auf  die  Empfänger  von  Armenunter- 
stützung. Die  Behörden  haben  das  Hecht 
und  die  Pflicht,  zu  verhüten,  dass  die  Ar- 
menkassen mehr  als  unbedingt  nötig  in  An- 
spruch genommen  werden  und  die  Lage 
der  Unterstützten  den  zahlreichen  Volks- 
klassen, die  mn  ihre  wirtschaftliehe  Selb- 
ständigkeit ringen,  als  eine  beneidenswerte 
erscheint.  Die  Unterstützung  soll,  wenn 
irgend  möglich,  in  Gewährung  oder  Ver- 
mittelung  von  Arbeit  bestehen,  vgl.  u.  a. 
säohs.  Arm.-O.  §5j  27,  2«.  bayer.  Gesetz 
von  1309  Art.  0.  Wer,  wenn  er  aus  öffent- 
lichen Armenmitteln  eine  Unterstützung 
empfängt,  sich  aus  Arbeitsscheu  weigert, 
tlie  von  der  Behörde  angewiesene,  seinen 
Kräften  angemessene  ArV-it  zu  vorrichten. 


wird    nach   §  3G1  Ziffer 


S  302  des 


RStr.G.B.  mit  Haft  und  bezw.  korrek- 
tioneller  Naclüiaft  bestraft.  Ueber  die  polizei- 
liche Unterbringung  des  Untorstütztenin  einem 
Arbeitshause  s.  d.  Art.  (oben  S.  859 ff.». 
In  Sachsen  steht  derselbe  unter  der  Auf- 
sicht der  Armenbehörde  und  ist  verbunden, 
derselben  zu  jeder  Zeit  von  seinem  Thun 
und  lassen,  seinem  häuslichen  Leben,  von 
dem,  was  er  erwirbt  und  was  er  verzehrt, 
auf  Verlangen  Rechenschaft  zu  geben,  hat 
auch  den  hierauf  sich  'beziehenden  Anord- 
nungen und  Erinnerungen  Folge  zu  leisten. 
Veräusserung  oder  Verpfändung  der  empfan- 

fnnen    Kleidungsstücke ,  Nahrungsmittel, 
euerungsmaterialien  etc.  ist  mit  Strafe  V- 
droht,  ebenso  kann  der  mit  Aufwand  ver- 
bundene Besuch  öffentlicher  Vergnügungs- 
orte und   überhaupt  die  Verwendung  der 
empfangenen  Unterstützung  zu  entbehrlichen 
Genüssen  und  Ausgaben  aller  Art  jiolizeilich 
bestraft  werden.    Almosenenipfänger  dürfen 
in  der  Regel  keine  Hunde  oder  andere,  für 
sie  nutzlose,  gleich wolü  durch  ihn*  Unter- 
haltung ihnen  Aufwand  verursachende  Haus- 
tiere halten.    Seliankwirten  ist  bei  Strafe 
verboten,  unterstützten  Personen,  arbeits- 
scheuen Müssiggängern  oder  Bettlern  das 
Aufliegen .  Zechen   und  Spielen  in  ihren 
Schankstätten  zu  gestatten.  Arm.-O.  Ol. 
03,  Ol,  133.  134.    In  Bayern  kann  den 
Beamten  der  öffentlichen  Armenpflege  der 
Eintritt  in  die  Wohnungen  der  unterstützten 
Armen   zu  keiner  Zeit  verwehrt  werden. 
I  Die  letzteren  werden  mit  Haft  bis  zu  3.  im 
Rückfalle  bis  zu  30  Tagen  bestraft ,  wenn 
sie  entweder  durch  ungeziemendes  Benehmen 
|  die  den  Beamten  gobttlirende  Achtung  ver- 
:  letzen    oder    wenn   sie  die  empfangenen 
;  Tvoliensmittel,  Heizungsmaterial,  Kleidungs- 
stücke, Heilmittel.  Arbeitsstoffe,  Werkzeuge 
I  u.  dgl.  unbefugt  veräussern  oder  mutwillig 
I  unbrauchbar    machen.     Gesetz   von  ISO!*. 
;  Artt.  30,  44.    Ebenso  wird  in  Württem- 
berg mit  Haft  derjenige  bestraft,  wer  die 
J  aus  öffentlichen  Kassen  oder  von  Wohlthä- 
:  tigkeitsanstalten    erhaltene  Unteixtützung 
i  missbraucht  oder  vergeudet,  namentlich  die 
S  ihm    übergebenen    Kleider.  Arbeitsstoffe. 
Werkzeuge  u.  dgl.  veräussort.    l'.Str.G.  Art. 
10.  Ziffer  ». 

11.  Minderung  der  politischen  Ehren- 
rechte. Der  in  der  Anuahme  öffentlicher 
Unterstützung  liegende  Verzicht  auf  die 
wirtschaftliche  Selbständigkeit  bedingt  der 
staatlichen  Gemeinschaft  gegenüber,  von 
dessen  Fürsorge  der  Unterstützte  nunmehr 
abhängt,  eine  Minderung  der  politischen 
Ehrenrechte.  Demgemäss  sohliesst  S  3  de- 
Wahlgesetzes  zum  deutschen  Reichstage  von 
der  Berechtigung  zum  Wählen  solche  Per- 
sonen aus.  welche  eine  Armeuunterstützunir 
aus  öffentlichen  oder  Gemeindemitteln  V- 
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ziehen  oder  im  letzton.  »1er  Wahl  vorher- 
gehenden Jahre  Vtezogon  haben.  Aohnliche 
Bestimmungen  enthalten  die  meisten  Und- 
tagswahlgesotze  und  Uemoindeordnungon. 
Desgleichen  sf»ll  naeli  33.  85  cles 
(i.V.O.  nicht  zum  Amte  eines  Schöffen  oder 
beschworenen  l>einfeii  werden .  wer  für 
sieh  oder  seine  Familie  Armenunterstützung 
aus  öffentlichen  Mitteln  empfängt  oder  in 
den  3  letzten  Jahren,  von  Aufstellung  der 
I* rüste  zurückgoroehnet ,  empfangen  hat. 
Diese  Beschränkungen,  welche  übrigens 
erst  seit  lsl*  auftreten,  sind  nicht  als 
Strafe,  sondern  als  armenpolizeiliehe  Mass- 
ivgeln  anzusehen  und  finden  ihre  Begründung 
lediglieh  in  dem  Verluste  der  Wirtschaft-  j 
liehen  Selbständigkeit  auf  seiteil  des  Unter- : 
stützten.  Von  der  Sozialdemokratie  und , 
dieser  nahe  stehenden  Sozialpolitiken!  wird 
der  Wegfall  des  Wahlrecht*  grundsätzlich 
als  ungerechtfertigt  bekämpft  :  gerade  der 
Arme  habe  ein  besonderes  Recht  und  Inte- 
resse, an  der  Weitergestaltmig  und  Ver- 

liessenuig  der  staatlichen  Verhältnisse  mit-  I  gnngwttatiüiien.  6-  Polizeiliche  Beschränkungen 


»irr*.  Ih'e  Itettclpi,igc,  liedi.i  ts:<».  —  Liinltig. 
\rwHirr»r >i  in  SchUnbei;/  III,  S.  (f.  —  - 
r.  Mit |/#'.- V«/.  ihr  ISetflrr  ttit't  Yiiijonteit  int  K"otii,r. 
lUttjTu,  Mihi,  heu  /.v/;.'.  —  com  der  Mauel,  tlnwl- 
lutrlt  ile*  A',,1.  Stich*.  Veriraltitiiijrrerbt»,  S  Anft., 
l.eipzi,,  ISlK,  »Itter  ••Armenpolizei,..—  Miin*trr- 
brrg.  IHr  ,b„t»cl,e  Ar,Hen,,r*etu,eh„no  ,,,„l,bi»  Mo- 
trriiil  zu  ihrer  Reform,  lsipiü)  M>T.  —  Bocholt, 
l'cftrr  die  Reform  <lr*  Arm* Hirnen*,  ISretln»  1S.SH, 
—  Srharpff,  llnmibticb  ,le*  Armenrecht*,  Stiill,fiit 
J.stli).  Sr  h  r  ift  r  n  ilc*  i(riit*chrn  I  'ereilt*  f.  Arme n- 
pßrije  u.  Wohlthiitiijkeit,  ,'.S.  n.  lieft, 
l.eipti,,  IS'.'.'t,  I.W,  Ii.  LVJS.  —  Stell  Infi,  l'eher  <(■!< 
l'uiherzirheii  nl*  biii.htrricher,  llnmhunj  iS'll.   

Fvhv.  v.  Wintzinart'otle-Knoi'r.DieJexUrhr., 

Acbeit*hiiu*rr,  Halle  /.«.*.?.  Humpelt. 


II.  Arnienpolizei  in  Oesterreich. 

1.  Einleitung.  2.  Massreireln  zur  Hintan- 
haltung  eintretender  Subsistenzlosigkeit.  3  Be- 
«trafiiug  Arbeitsscheuer.  4.  Zwangsarheits- 
und  Besserungsanstalten.    6.  NatundverpnV- 


der  in  öffentlicher  Armenversorgung  stehenden 
Personen.  7.  Beschränkung  der  politischen 
Rechte  solcher  Personen.   8.  Resultate. 

1.  Einleitung.    Armenpolizeiliehe  Vor- 


zuwirken,  unter  denen  seine  Untorstützungs 
bedürftigkeit   eingetreten   sei.     Auch  der: 
deutsche  Verein  für  Armenpflege  und  Wohl- 
thätlgkeit  liat  sich  seit  1894  mit  der  Fraget 

beschäftigt  und  durch  eine  Reihe  von  Kr-  j  sehriften  wurden  in  Oesterreich  schon  früh- 
hebungen  festgestellt,  dass  die  einschlagende  \  zeitig  und  in  grosser  Menge  erlassen.  Sie 
Ilestimmung  des  Reiehstngswahlgesetzes  in  '■  richteten  sich  vorwiegend  gegen  die  umher- 
den  einzelnen  Teilen  Deutschlands  ganz  I  ziehenden  Bettler  und  I^andst  reicher,  welche 
verschieden  gehandhabt  wird,  namentlich  i  sie  mit  schweren  Strafen  und  Abseliaffung 
hinsichtlich  der  Frage,  ob  auch  vnriiber-  j  und  sogar,  noch  am  Beginne  des  18.  Jahr- 
behende  Unterstützung  den  Verlust  des  I  hunderts,  mit  dein  Tode  bedrehten.  Viele 
Wahlrechts  herbeiführt  und  ob  dieser  durch  dieser  kaiserlichen  Patente  müssen  als  ge- 
Rückzahlung der  empfangenen  rntei-stützung  radezu  drakonisch  bezeichnet  werden.  Wohl 
abgewendet  'worden   kann.     lHiHi    einigte  gerade  deswegen  blieben  sie  jedoch,  wie 


sieh  der  Armenpflogerkongress  dahin,  eine 
authentische  Interpretation  von  Sj  3  des 
Reichstairswahlgesetzes  zu  verlangen,  welche 
insbesondere  den  Begriff  der  hier  gemeinten 
Armenunterstützung  feststellen  und  dabei 
namentlich  die  Fälle  von  Unterstützung 
alimentationsberechtigter  Familienmitglieder 
durch  Anstaltspflege  sowie  zu  Ktziehungs- 
zwecken .  desgleichen  von  freier  ärztlicher 
Behandlung.  Arzenei  und  Krankenpflege  und 
endlich  auch  die  Fälle  der  Rückzahlung  vor 
Aussehreibung  der  Wahl  ausscheiden  soll. 


Litterntur:  Böhmen,  s,i<h*i*rh,  is,nb,-  »„ii 

V,„i,il,„,„b  ,i*t>iti*tii;  not  /.-Vir).  .■;{.  .Inhnj. 

Xt.-i  hr.   ,b*  niich*.  "tut.    Ibiri  .tt'.' ,  Ihr. ■ob, t  ■ 

Ihm  An»,, <„;,,„  „,„l  am  Knde  dos  L.  Jahrhunderts  geltend.  In 


He  häufige  Wiederholung  solcher  Ver- 
fügungen beweist,  nahezu  vollständig  wir- 
kungslos. Kin  weiterer  Grund  für  die  Kr- 
folglosigkeit  der  Bemühungen,  dem  Bett  ler- 
und  Laudstreieheruiiwosen  zu  steutvn.  liegt 
darin,  dass  man  sich  auf  die  Krhissung  von 
Verboten  Iteschränkte.  es  jedoch  unterlies,-., 
auf  die  Be  seitigung  der  Ursachen  der  be- 
kämpften Missstände  hinzuwirken .  nämlich 
den  Ililfsbodürftigvn  die  Möglichkeit  eiues 
Krwerbcs  zu  verscluiffen  oder  wenigstens 
den  notwendigsten  Lebensunterhalt  zu  ge- 
währen. So  erwiesen  sich  auch  da  die  Ver- 
hältnisse stärker  als  die  Gesetze.  —  Kin 
Umschwung  der  Anschauungen  macht  sich 


;<*».  —  KttimiiinhaitH,  . 

■  n,   \,  „„  l„i,.-,  t'.,jei„,,„,  in  ,;,n,,^i*rh>  „  st„,itf„.  dem  Mandate  Leopuds  1. 

ISirlin  />,'".  —  Knche.  l>.r  Stoit rieht, <;•  ijeijciiiibr ,- 
•Irr  )\',i„,l,  rlf  tt,  Ipbni'  tttnl  Yoijiiliiiiitlciiiiot  in 
Sr.  .;J:>  mt'l  .:;<!  ,l,r  nli,tn*tfiitrK,  lh,*,bi,  />.'"/. 
—  v.  Flottiert, .  Ar  im  „rn/tt  utt'l  Armriipoliiei, 
Li,'/,zi,j  /.vf.v;.  —  r.  Hippel.  IH>  *tr,tf,;,l,tli>h, 

IS-  löm/'fini'l     '  Heitel,     hnoUtn  ir/„ ,;  i  u,ol 

Arbiihrch,  ,,,  IS,  diu  —  höhne .  S.:öib 

Fr,,.,,;.  „,,f  ,bm      i„t,,;.„t.  t ;,fö ,,,,,i,i,.,,,r, ,,  wied-T.    Bettler,  welche  ungt«a«  htet  der  er 


v.  2ü.  März  Km 
winl  verfügt,  dasw  diejenigen,  welche  sich 
des  Betteins  nicht  enthalten,  eine  Zeit  lang 
im  Werkhause  mit  der  Arbeit  ernährt  werden 
sollen.  Der  Gedanke,  durch  Anhaltung  zur 
Zwangsarbeit  der  Arljiütssf-heu  zu  begegnen, 
kehrt  in  den  folgenden  Verfügungen  immer 


i,„.l.,i,,i,f.  <;,,.  ,„„'i  Ve,-,r.  x,  s.  ^u'f.     Lnm-  folgten  Abschiebung  zurückkehren,  sollten 
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—  zufolge  kaiserlichen  Patentes  v.  .">.  De- 
zember  172.H  —  in  Banden  und  Eisen  zu 
Herrschafts-(Feld-  und  Kultur-)Arbciton.  \m 
al>ermaligem  Rückfalle  zur  Schanzarlx'it  auf 
eine  ungarische  Festung.  heim  dritten  Rück- 
falle af>er  auf  2— .'i  Jahre  zur  Galeere  nach 
Neapel  abgegeben  werden.  —  Kaiserin  Maria 
Theresia  blieb  es  vorbehalten,  durch  die  An- 
ordnung, dass  verwahrloste  jugendliche  Per- 
sonen in  Spinnsclnden  abzugeben  seien,  die 
EiTichtung  von  Besserungsanstalten  anzu- 
bahnen. —  Aber  von  der  ersten  Erfassung 
des  richtigen  Prineips  bis  zur  praktischen 
Verwirklichung  desselben  war  ein  weiter 
Weg.  Hauptsächlich  fehlte  es  an  einer  ent- 
sprechenden Zahl  und  Ausdehnung  der  zur 
Aufnahme  Arbeitsscheuer  bestimmten  An- 
stalten. 

Da  das  Strafgesetzbuch  vom  Jahre  18o3 
und  das  vom  Jahre  18.72  die  Vorkehrungen 
gegen  das  Betteln  im  allgemeinen  der<  >rts- 
liolizei  übertrugen  und  nur  besonders  quali- 
fizierte Fälle  als  schwere  Polizeiübertretungen 
behandelten,  so  galten  die  Zwangsarbeits- 
und Besserungsanstalten  zunächst  als  Polizei- 
anstalten. Für  jede  Anstalt  wurden  be- 
sondere Statute  erlassen  (so  die  Direktiven 
für  die  Wiener  Zwangsarbeitsanstalt  v.  12. 
Oktober  1S39.  niedeiöstorreichische  Prov.- 
G.-S.  Nr.  179),  welche  im  allgemeinen 
Müssiggänger  und  Bettler  mit  der  Abgabe 
in  die  Zwangsarbeitsanstalt  bedrohten.  Die 
Entscheidung  über  die  Abgabe  stand  der 
PolizeiMiörde  zu.  —  In  der  Folge  schritten 
einzelne  Uinder  auf  Grund  l*?sonderor 
Landesgesetze  zur  Errichtung  von  Zwangs- 
arbeitsanstalteu ,  aber  auch  dadurch  konnte 
dem  vorhandenen  Bedürfnisse  nur  in  un- 
zulänglichem Masse  entsprochen  werden. 
Als  das  G.  v.  lo.  Mai  1*73  (R.G.BI.  Nr.  10S) 
den  Ausspruch  fil»er  die  Znlässigkeit  der 
Anhaltung  in  einer  Zwangsarheitsanstalt  den  i 
Gerichten  übertrug  und  u.  a.  auch  Ijand- 
st reicher  und  rückfällige  Bettler  damit  be- 
drohte, zeigte  sich  erst."  wie  gross  das  Miss- 
verhältnis war  zwischen  der  Zahl  der  Per-  | 
sonen,  deren  Anhaltung  erfolgen  sollte,  und 
jenen,  die  in  den  Anstalten  thatsächlich 
Aufnahme  finden  konnten.  So  kam  man 
denn  endlich  dazu,  durch  das  (i.  v.  24.  Mai 
lssf,  (R.G.BI.  Nr.  90)  den  lindern  die  Ver- 
pflichtung aufzuerlegen,  für  eine  den  An- 
forderungen der  öffentlichen  Sicherheit  ent- 
sprechende Anzahl  von  Zwangsarlieitsan- 
Malten  vorziisorgeu .  weleher  Verpflichtung 
einzelne  Länder  bereits  entsprochen  haben, 
andere  zu  entsprechen  im  Begriffe  stehen. 

Gleichzeitig  erfolgte  durch  das  G.  v. 
2-1.  Mai  lssf,  (R.li.Bl.  Nr.  89)  unter  Auf- 
hebung des  grössten  Teiles  der  Bestimmungen 
des  Gesetzes  vom  Jahre  1*73  eine  nicht 
unerhebliche  Erweiterung  der  Fälle,  in 
welchen  das  Gerieht  die  Anhaltung  in  einer 


i  Zwangsarbeit s-  oder  Besserungsanstalt  für 
zulässig  erklären  kann. 

Hand  iu  Hand  mit  dieser  Verschärfung 
der  Strafbestimmungen  ging,  zunächst  in 
;  Nioderosterreich  und  seinen  Nachbarländern, 
das  Bestreben,  durch  Gewährung  von  I'nter- 
kunft  und  Verpflegung  an  mittellose,  jedoch 
arbeitsbeflissene  Reisende  die  Unterschei- 
dung dieser  von  den  eigentlichen  I^and- 
,  Streichern  zu  ermöglichen.  Es  geschah  dies 
durch  die  Einführung  der  im  folgenden 
noch  näher  zu  besprechenden  Naturalver- 
pflegsstationen. 

Im  Zusammenhang  mit  diesen  Massregeln 
verdient  auch  das  Institut  des  politischen 
Ehekonsenses  Erwähnung,  das  ist  das  Er- 
fordernis der  Zustimmung  der  Gemeinde 
zur  Verehelichung  gewisser  Gemeindeauge- 
höriger.  Man  begegnet  demselben  in  Ober- 
österreich  schon  im  Jahre  1716.  Von  dort 
aus  fand  es  seine  Verbreitung  über  die  ge- 
samten Erblande  und  die  linder  der  böh- 
mischen Krone.  Obwohl  die  Anschauung, 
dass  der  politische  Ehekonseus  schon  durch 
das  allgemeine  Bürgerliehe  Gesetzbuch  vom 
Jahre  1811  aufgehoben  worden  sei,  mit 
Hfkzd.  vom  14.  März  1818  (kundgem.  mit 
Gub.-Cirk.-V.  v.  18.  April  1*1*  Nr.  8774. 
tirol.  Prov.-G.-S.  Bd.  5,  Nr.  77.  1)  sogar 
ausdrücklich  ausgesprochen  worden  war, 
wurde  der  politische  Ehekonseus  thatsäch- 
lich doch  auch  noch  fortan  allgemein  ire- 
handhaht.  Mit  Ausnahme  Tirols  und  Vorarl- 
bergs ist  er  jedoch  heute  übend  1  als  in 
Wegfall  gekommen  anzusehen.  Teils  er- 
folgte seine  ausdrückliche  Aufhebung  durch 
verschiedene  im  Jahre  1868  erlassene  Landes- 
gesetze, teils  wurde  dersoll>e  als  nur  auf 
einem  faktischen  Gebrauche  beruhend  neuerer 
Zeit  durch  Ministerialerlasse  beseitigt,  eine 
Verfügung,  die  auch  von  dein  Verwaltungs- 
gerichtshofe  aufrechterhalten  worden  ist.  Zwar 
verlangten  die  I<andtage  mehrerer  AIjkmi- 
läuder  wiederholt  mit  Nachdruck  die  Wieder- 
einführung dieser  Institution,  wenigstens  so- 
weit, dass  Männern,  welche  in  der  Armen- 
versorgung stehen  oder  naehgewiesener- 
massen  auf  gesetzlich  unerlaubte  Weise  ihren 
Lebensunterhalt  suchen,  die  Eingehung  einer 
Ehe  von  der  Heimatgemeiude  untersagt 
werden  dürfe,  die  Regierung  hat  sich  jedoch 
bisher  dagegen  ablehnend  verhalten,  da  sie 
solche  Beschränkungen  als  den  moderneu 
Rechtspriueipien  widerstreitend  und  auch 
wenig  Erfolg  versprechend  erachtet. 

2.  Massregeln  zur  Hintanhaltung  ein- 
tretender Snbsistenzlosigkeit.  Die  ver- 
schiedenen l,andesainiengesotze  räumen  der 
Gemeinde  ausdrücklich  das  Kocht  ein.  die- 
jenigen Persemen,  welche  durch  Verschwen- 
dung oder  andere  nachteilige  Vermögous- 
gcltahrung  zur  Besorgnis  Veranlassung  gel>on, 
da<s  sie  verarmen  und  mit  ihrer  Familie 
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der  Gemeinde  zur  Last  fallen  werden.  I»e- 
hufs  Verhängung  der  Kuratel  der  Gerich ts- 
liehönle  anzuzeigen.  In  gleicher  Weise 
machen  sie  es  den  Gemeinden  zur  Pflicht, 
darauf  zu  achten,  dass  Fabriken,  Gewerbs- 
und IV*rgbauunternehmungen  den  gesetz- 
lichen Vorschriften  in  Bezug  auf  Unter- 
stützungskasscn  und  Brudorladen  für  hilfs- 
W-dürftige  Arbeiter  pflichtmässig  entsprechen, 
und  erforderlichenfalls  bei  der  kompetenten 
Behörde  Abhilfe  zu  suchen.  Auch  die  Ge- 
richte in  ihrer  Eigenschaft  als  Pflegsohafts- 
behörden  sind  angewiesen,  für  die  Geltend- 
machung der  den  Pflegcttefoldenen  zustehen- 
den Ansprüche  der  bezeichneten  Art  Sorge 
zu  tragen. 

In  Tirol  und  Vorarlberg  ist  ,  wie  schon 
erwähnt,  für  gewiss»?  Geineindeangehörige 
zur  Elleschliessung  die  Zustimmung  der  Ge- 
meinde erforderlich  (sogenannter  politischer 
Ehekonsens).  Dieses  mit  der  Kraft  eines 
Eheverbotes  ausgestattete  Erfordernis  wurde 
durch  da*  Hfkzd.  v.  12.  Mai  1820  Z.  12  014 
(kundgem.  mit  Oub.-Uirk.-V.  v.  17.  Juni  182(1 
Nr.  UtGll,  tirol.  Pn>v.-G.-S.  Bd.  7  Nr.  94), 
welches  angeblich  zur  Erläuterung  des  in 
der  Einleitung  erwähnten  Hfkzd.  v.  I  I.  .März 
181s  erlassen  wunle,  tlmtsäcldich  neu  auf- 
gestellt, llieruach  lialwn  unansässigc  Per- 
sonen aus  der  Klasse  der  Dienstboten,  Ge- 
sellen und  Tagwerker,  oder  sogenannte  In- 
wohner, die  sich  verehelichen  wollen,  die 
Zustimmung  der  politischen  » )brigkeit  ein- 
zuholen. Diese  kann  die  Verehclichungs- 
bewilligung  solchen  Personen  verweigern, 
welche  an  einer  Annenversorguug  Anteil 
hal>en  oder  dem  Bettel  ergeben  sind  oder 
sonst  ein  unstetes,  erwerbsloses  Ijchcn  füllreu. 
UeWr  die  Verweigerung  wunle  den  Parteien 
der  Kekurs  selbst  an  die  Hofstelle  vorbe- 
halten. -  Der  Fortbestand  des  jxditisehen 
FJH'kousenses  in  Tin>l  und  Vorarll»erg  wunle 
durch  zahlreiche  Ministcrialvcronlnungcti  in 
Erinnerung  gebracht.  Von  Bedeutung  ist 
nur  die  V.  v.  IT».  Oktober  lNoG  (L.G.B1.  Nr. 
7"0,  welche  ausspricht.  dass  die  Kntsehei- 
dung  nicht  dem  Gcmeiudevorstaudc,  sondern 
dein  Geineindeausschusse  (Gemeiudevertrc- 
tungskörper)  zustehe. 

3.  Bestrafung  Arbeitsscheuer.  Das 
«i.  v.  21.  Mai  lss.",  (K.G.M.  Nr.  81»)  — 
Vagabnndcrigesetz'.  —  bestimmt  in  Bezug  auf 
Arbeitsscheue  folgendes:  Wer  gesehüfts- 
uiid  arbeitslos  umherzieht  und  nicht  nach- 
zuweisen vermag,  dass  er  die  Mittel  zu 
seinem  Unterhalte  Iwsitze  oder  redlich  zu 
erwerben  su«;he.  ist  als  Landstreicher  zu  be- 
strafen. Di"  Strafe  ist  strenger  Anvst  von 
»■in  Iiis  zu  drei  Monaten  und  kann  durch 
■Ii.-  nach  dem  Strafgesetzbuchc  zulässigen 
V.>i>,  half  untren  verschärft  wenb-n  tg  l'C  — 
W.'gen  |{,-tte]ns  ist  zu  bestnifen :  1)  Wer 
an  öffentlichen  «Uten  oder  von   Haus  zu 


Haus  bettelt  oder  aus  Arbeitsscheu  die 
öffentliche  Mildtliätigkeit  in  Ansprach  nimmt : 
2)  wer  rnmündige  zum  Betteln  verleitet, 
ausschickt  oder  anderen  überlässt  Die 
Strafe  ist  in  den  unter  1  und  2  erwähnten 
Fällen  strenger  Arrest  von  acht  Tagen  bis 
zu  drei  Monaten  (g  2).  —  Arl>eitsfähige 
Personeu,  welche  kein  Einkommen  und 
keinen  erlaubten  Erwerb  haben  und  die 
Sicherheit  der  Person  oder  des  Eigentums 
gefähnlen,  können  von  der  Sicherheitsbe- 
hönle  angewiesen  werden,  innerhalb  einer 
ihnen  bestimmten  Frist  nachzuweisen,  dass  sie 
sich  auf  erlaubte  Weise  ernähren.  Kommen 
sie  diesem  Auftrage  aus  Arbeitsscheu  nicht 
nach,  so  sind  sie  mit  strengem  Arrest  von 
acht  Tagen  bis  zu  drei  Monaten  zu  lxt- 
strafen ;  auch  kann  die  Strafe  in  der  im  $  1 
bezeichneten  Weise  verschärft  werden  (g  3 >. 
—  Jede  Gemeinde,  in  deren  Gebiete  eine 
arbeitsfähige  Person  sich  befindet  oder  l>e- 
treteu  wird,  welche  weder  die  Mittel  zu 
ihrem  Unterhalte  noch  einen  erlaubten  Er- 
werb hat,  ist  berechtigt,  derselben  eine 
ihren  Fälligkeiten  entsprechende  Arbeit 
gegen  Entlohnung  oder  Nattiralverpflegung 
zuzuweisen.  Wenn  diese  Person  sich  wei- 
gert, die  ihr  zugewiesene  Arbeit  zu  leisten, 
so  ist  sie  mit  strengem  Aroest  von  acht 
Tagen  bis  zu  einem  Monate  zu  Strafen 
(g  4).  —  Die  Untersuchung  und  Bestrafung 
dieser  Uel»ertretungen  findet  durch  die  Ge- 
richte statt.  Das  Gericht  kann  im  Falle  der 
Verurteilung  im  Urteile  die  Zulässigkeit  der 
Allhaltung  in  einer  Zwangsari  »ei  ts-  (oder 
Besserungs-i  an  st  alt  aussprechen  (g  7). 

Zur  llintanhaltiing  des  Bettels  steht 
auch  der  Gemeinde  in  Ausübung  der  Orts- 
polizei  ein  Strafrecht  zu.  In  den  verschie- 
denen Ijandesarmengesetzen  ist  die  Befugnis 
der  Gemeinde,  Anne,  welche  im  Bettel  In>- 
treton  werden,  sofern  nicht  der  Thatbestand 
einer  gerichtlich  zu  ahndenden  Uebortivtung 
vorliegt,  mit  Arrest  zu  l»estrafen,  ausdrück- 
lich normiert.  Die  Maximaldauer  der  an- 
gedrohten Anvststrafe  beträgt  nach  den 
einzelnen  Landesgesetzen  zwischen  -i  und 
8  Tagen. 

Als  Vorkehrung  gegen  den  Bettel  muss 
hier  endlich  auch  noch" der  g  3 des  G.  v.  1»». 
Mai  1N73  (H.G.B1.  Nr.  108)  envähnt  wer- 
den, der  die  Ausstellung  von  Zeugnissen 
über  Unglücksfälle  oder  Armut  zum  Zwecke 
des  Betteln*  im  Herumziehen  von  Ort  zu  Ort 
untersagt  und  den  Gerichten  zur  Ahndung 
mit  Geldstrafen  von  1<>  bis  1<»0  fl.  überweist. 

4.  Zwangsarbeit»-  und  Besserungs- 
anstalten. Die  massgebenden  gesetzlichen 
Grundlagen  der  Zwangsarbeits-  und  Bes.se- 
rungsaustalteu  sind  derzeit  einerseits  das 
oben  bezogene  G.  v.  24.  Mai  1885  {HM. 
Bl.  Nr.  810  über  die  Anhaltuug  in  sol- 
chen Anstalten,  andererseits  das  Gesetz  vom 
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gleichen  Tage  (RG.B1.  Nr.  90)  über  die  Er- 
richtung und  Erhaltung  der  Zwaagsarbeits- 
und  Besserungsanstalten.  Zu  letzterem  Ge- 
setze erfloss  eine  V.V.  v.  26.  Juli  1885 
(RGBl.  Nr.  106). 

Zweck  der  Zwangsarbeitsanstalten  ist, 
die  Zwänglinge  zu  angemessener  Arbeit  an- 
zuhalten, ihnen  den  Wert  der  Arbeit  klar 
zu  machen  und  hierdurch  die  Lust  zur  Ar- 
beit wachzurufen :  Zweck  der  Besserungs- 
(Korrigendeu-)anstalten,  jugendliche  Perso- 
nen vom  angehenden  11.  bis  zum  vollen- 1 
deten  18.  Lebensjahre   aufzunehmen  und; 
für  ihre  moralische  und  religiöse  Erziehung , 
und  Unterweisung  in  einer  ihren  Fähig- 
keiten entsprechenden  und  ihrem  künftigen 
Fortkommen  dienlichen  Beschäftigung  vor- 
zusorgen. 

Der  Ausspruch  über  die  Zulässigkeit 
der  Auhaltung  in  einer  Zwangsarbeits-  oder 
Besserungsanstalt  steht  den  Gerichten  zu. 
Ausser  den  in  dem  unmittelbar  vorher- 
gehenden Paragraphen  erwähnten  vier  Fällen 
kann  das  Gericht  einen  solchen  Ausspruch 
unter  bestimmten  Voraussetzungen  auch 
gegen  Prostituierte,  ferner  gegen  jene, 
welche  aus  der  Thätigkoit  dieser  ihren 
Unterhalt  suchen,  endlich  gegen  solche  Per- 
sonen fällen ,  die.  luiter  Polizeiaufsicht 
gestellt,  den  ihnen  hiernach  auferlegten  Be- 
schränkungen oder  Verpflichtungen  zuwider- 
handeln. —  Hinsichtlich  Unmündiger  kann 
das  Gericht  ihre  Abgabe  in  eine  Besserungs- 
anstalt auch  dann  für  zulässig  erklären , 
wenn  sie  wegen  einer  nur  infolge  der  Un- 
mündigkeit nicht  als  Verbrechen  zuzurech- 
nenden Handlung  l>cstraft  werden.  —  Ohne 
gerichtlichen  Ausspruch  ist  die  Abgabe  eines 
Unmündigen  in  eine  Besserungsanstalt  zu- 
lässig, wenn  dersell>e  sich  einer  strafbaren 
Handlung  schuldig  gemacht  hat,  deren  Ahn- 
dung infolge  der  Unmündigkeit  der  Sieher- 
heitshchörde  zusteht,  vorausgesetzt,  dass  der 
Unmündige  gänzlich  verwahrlost  und  ein 
anderes  Mittel  zur  Erzielung  einer  ordent- 
lichen Erziehimg  und  Beaufsichtigung  des- 
selben nicht  ausfindig  zu  machen  ist.  — 
Ausser  in  den  gesetzlich  bestimmten  Fällen 
darf  niemand  in  eine  Zwangsarbeits-  oder 
Besserungsanstalt  abgegelien  werden.  Durch 
diese  Bestimmung  ist  jedoch  nicht  ausge- 
schlossen, dass  auf  Autrag  »1er  gesotzliehen 
Vertreter  und  mit  Zustimmung  der  Pfleg- 
scliaftsbehörde  jugendliche  Personen  auch 
ausser  den  in  dem  Gesetze  bezeichneten 
Fällen  in  eine  Besserungsanstalt  für  jugend- 
liche Korrigenden  abgegeben  werden. 

Thatsächlich  verfügt  wird  die  Anleitung 
in  einer  Zwangsarbeits-  oder  Besserungsan- 
stalt von  der  politischen  Laiidesbehöitle, 
welche  hierbei  an  die  Entscheidung  einer 
besonderen,  aus  zwei  Delegierten  der  poli- 
tischen Landesbehörde  und  einem  Vertreter 
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des  Landesausschusses  bestehenden  Kom- 
mission gebunden  ist.  Die  Aufnahme  findet 
ohne  Rücksicht  auf  das  Heiraatrecht  des 
Aufzunehmenden  statt.  Von  der  Aufnahme 
ausgeschlossen  sind  Personen,  welche  selbst 
nicht  zu  leichteren  Arbeiten  verwendbar 
oder  mit  ansteckenden  Uebeln  oder  Krank- 
heiten behaftet  sind,  ferner  Geisteskranke 
und  schwangere  und  säugende  Personen. 

Die  Auhaltung  in  einer  Zwangsarbeits- 
anstalt darf  ununterbrochen  nicht  länger  als 
drei  Jahre  dauern.  Die  Entlassung  findet 
früher  statt,  wenn  dio  Kommission,  welche 
dio  Auhaltung  verfügt  hat,  den  Zwängling 
für  gebessert  ansieht.  Wird  der  Angehaltene 
vor  Ablauf  von  2  Jahren  entlassen  und 
zeigt  sich  aus  dessen  Verhalten,  dass  seine 
Besserung  nicht  eingetreten  ist,  so  kann  die 
Kommission  erkennen,  dass  derselbe  noch 
während  der  ganzen  Zeit  in  der  Zwangs- 
arbeitsanstalt anzuhalten  sei,  welche  bei 
seiner  Entlassung  von  dem  Zeiträume  von 
drei  Jahren  noch  nicht  abgelaufen  war.  — 
Die  Anhaltung  in  einer  Besserungsanstalt 
hat  so  lange  zu  dauern,  als  es  der  Zweck 
der  Anhaltung  erheischt,  darf  jedoch  über 
das  20.  Lebensjahr  nicht  ausgedehnt  werden. 

Die  Vorsorge  für  die  Zwangsarbeits- 
uud  Besserungsanstalten  ist  Sache  des  Lan- 
des, doch  kann  die  Ijandesgesetzgehung  mit 
den  Kosten  ganz  oder  teilweise  die  Be- 
zirke oder  Gemeinden  belasten.  Uebrigens 
hat  auch  der  Staat  zugesagt,  zu  den  Er- 
richtungskosten nach  Massgabe  der  Not- 
wendigkeit und  Zweckmässigkeit  der  ein- 
zelnen Anstalten  beizutragen.  Es  können 
auch  mehrere  Länder  sich  zur  Errichtung 
einer  gemeinschaftlichen  Anstalt  vereinigen. 
—  Für  die  dem  Lande  nicht  angehörigen 
Zwänglinge  und  Korrigenden  liat  das  Land, 
in  dem  sie  heimatberechtigt  sind,  die  Ver- 
pflegungskosten  zu  ersetzen. 

Die  oberste  polizeiliche  Aufsicht  und 
Ueberwachung  der  Zwangsarbeits-  und 
Besserungsanstalten  ist  der  Staatsverwal- 
tung vorl>ehalten.  Eine  aus  Delegierten  der 
Ijahdesbehörde  und  des  Landesausschusses 
bestehende  (iauskoinmission  hat  mindestens 
einmal  im  Monate  in  der  Anstalt  zu  er- 
scheinen, um  insbesondere  Bitten  und  Be- 
schwerden entgegenzimelunen. 

Die  politische  I^andesbehoule  genehmigt 
die  Ernennung  der  Vorsteher,  ferner  die 
Statuten  und  Hausordnungen  der  einzelnen 
Anstalten.  Die  Statuten  enthalten  die  näheren 
Bestimmungen  über  die  Art  und  Weise  der 
Beschäftigung  der  Zwänglinge  und  Korri- 
genden, über  deren  Klassifizierung,  über 
die  Vorsichtsmassregeln,  unter  deren  Vor- 
aussetzung sie  ausserhalb  der  Anstalt  zu 
Arbeiten  verwendet  werden  dürfen,  und 
über  die  Durchführung  der  vollstän- 
digen Absonderung  der  Korrigenden  von 
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tlon  Zwänglingcu  in  Anstalten,  welch«'  gleich- 
zeitig beiden  Zwecken  dienen. 

Die  Diseiplinarstrafgewalt  wird  nach  der 
Ministorialvorordnung  vom  4.  Juli  1860  (R- 
O.BI.  Nr.  173)  und  dem  G.  v.  1").  No- 
vember 1*67  (H.O.Bl.  Nr.  131)  von  der  An- 
staltsverwaltung  ausgeübt.  Hei  unmündigen 
Korrigenden  int  tinter  bestimmten  Voraus- 
setzungen auch  die  körperliche  Züchtigung 
mit  Kutenstreichen  statthaft. 

In  den  westlichen  Kronländern  genügt 
die  Anzahl  der  Zwangsarboits-  und  Besse- 
rungsanstalten den»  derzeit  vorhandenen  Be- 
dürfnisse. Zwar  fehlen  statistische  Daten 
üIkt  die  Personen,  »leren  Anhaltung  in  einer 
solchen  Anstalt  für  zuhlssig  erklilrt  wurde, 
und  über  die  thatsilehlich  abgegebenen  Per- 
sonen. Für  das  Jahr  1894  liegt  aber  eine 
Zusammenstellung  vor,  der  zu  entnehmen 
ist.  dass  die  Aufnahmsfähigkeit  der  bestehen- 
den  Anstalten  weitaus  nicht  erschöpft  wurde. 
I'ebrip'iis  gestattet  das  (leset/.,  Korrigenden, 
solange  l»eson»lere  Besserungsanstalt«'!!  nicht 
l>estohen,  mit  Genehmigung  der  Staatsver- 
waltung auch  in  PrivatWsserungsanstalten 
unterzubringen.  In  Galizien  und  in  der 
Bukowina,  wo,  eUmso  wie  in  Didmatien,  die 
Krriehtung  von  Zwangsari  >oits-  und  Besse- 
rungsanstalten noch  nicht  erfolgt  ist.  hat 
die  Regierung  sich  vorbehalten,  sobald  auch 
dort  die  Möglichkeit  zur  thatsiiehlichen  Ab- 
gabe von  Zwänglingcn  und  Korrigenden  in 
entsprechende  Anstalten  vorhanden  sein 
wir»!,  den  Zeitpunkt  zu  bestimmen,  von 
welchem  an  die  Strafgerichte  die  Abgabe 
an  solche  Anstalten  für  zulässig  zu  erklären 
haben. 

5.  Natural  Verpflegungsstationen.  Na- 

turalwrpflegsstationen  Ixstehen  derzeit  in 
Niederösterroich  (G.  v.  Ml  l.  März  ISSti,  L.G.BI. 
Nr.  29  und  Nov.  v.  23.  März  1SS8,  L.G.BI. 
Nr.  45),  in  Mähren  (G.  v.  19.  Februar  ls.ss, 
L.G.BI.  Nr.  45),  in  Steiermark  (G.  v.  30. 
Oktober  Ishs,  L.G.B1.  Nr.  50,  abgeändert 
durch  G.  v.  13.  Juni  1892,  L.G.BI.  Nr.  26, 
V.Y.  v.  11.  Juli  1S92,  L.G.B1.  Nr.  34),  in 
( »berösterreieh  (0.  v.  7.  November  isss, 
L.G.BI.  Nr.  23  und  Knndm.  v.  6.  März  1SS9, 
IJi.Bl.  Nr.  7).  in  Yorarltierg  (G.  v.  17.  Ja- 
nuar 1S91,  L.G.BI.  Nr.  13),  in  Schlesien  (G. 
v.  11.  April  1*92,  L.G.BI.  Nr.  32)  und  in 
Böhmen  (G.  v.  29.  April  1895.  L.G.BI.  Nr.  3s 
und  V.V.  v.  IS.  Dezember  1895,  L.G.BI. 
Nr.  9S).  In  Tirol.  Salzburg  und  Kärnten 
beschlossen  die  Landtage,  vorwiegend  aus 
finanziellen  Gründen,  von  der  Einführung 
dieser  Institution  einstweilen  abzusehen.  — 
Zweck  der  Natural  Verpflegungsstationen  ist 
Hintanhaltung  des  Haus-  und  Strassen l*ettels 
sowie    Verminderung  der  Ijandstreioherei. 

Iu  die  Naturalverpfleguugsstationen  wer- 
den arbeits-,  subsistenz-  und  mittellose,  je- 
doch arbeitsfähige  und  arbeitswillige  Reisende 


ohne  Unterschied  der  Zuständigkeit  und 
der  Konfession  aufgenommen.  Arme  des 
Ortes  oder  der  angrenzenden  Gemeinden, 
Reisende  ohne  Reisedokumente,  Reisende, 
welche  nicht  nachweisen  können,  in  der 
letzten  Zeit  (2—3  Monate)  gearbeitet  zu 
halten  oder  welche  im  I^aufe  derselben  Zeit 
Itereits  einmal  in  derselben  Station  eine  Un- 
terstützung erhalten  liaben,  sind  von  der 
Aufnahme  ausgeschlossen.  Die  Aufgenom- 
menen sind  zur  Ijeistung  angemessener  Ar- 
beit verpflichtet  und  erhalten  dagegen  Nacht- 
Liger  und  entsprechende  Verpflegung.  Viel- 
fach erfolgt  die  Zuweisung  von  Arbeit 
übrigens  nur  behufs  Erprobung  der  Bereit- 
willigkeit zur  Arbeit.  Die  Dauer  des  Aufent- 
haltes darf  IS  Stunden  nicht  überschreiten. 
Jede  Station  muss  den  Reisenden  Auskunft 
geben,  wo  und  in  welcher  Entfernung  sich 
die  nächsten  Stationen  befinden.  Diese  Ent- 
fernung soll  in  der  Regel  nicht  mehr  als 
15  Kilometer  betragen.  Dem  Stationsleiter 
Hegt  auch  die  Arl>eitsvormitteluug  und  zu 
lieseni  Zwecke  die  Entgegennahme  der  An- 
meldungen von  Personen,  welche  Arbeiter 
suchen,  ob. 

Die  interne  Organisation  und  die  Uol>er- 
wachung  des  regelmässigen  Dienstltetrieltes 
steht  dem  Ijandesausschusse  zu,  der  sich 
hierzu  mit  Erfolg  besonderer  Inspektion  s- 
orgaue  bedient.  Daneben  besteht  da*  all- 
gomeiiie  Aufsichtsrecht  der  staatlichen  Organe. 

Die  Erhaltung  und  Einrichtung  der  Na- 
turalverpflegsstationen  sowie  die  Verpflegung 
und  Beherbergung  der  Reisenden  belastet 
zufolg»'  einzelner  Gesetze  das  Land,  zufolge 
anderer  die  Bezirke.  Das  Land  gewährt 
den  Bezirken  hierzu  freiwillig  Subventionen. 

In  jeder  Gemeinde  ist  durch  bleibenden 
Anschlag  nebst  dem  Verl>ote  des  Hottelns 
kundzumachen,  wo  sich  die  nächste  Natural- 
verpflegungsstation  befindet  und  dass  mittel- 
lose Reisende  daselbst  Aufnahme  finden. 

6.  Polizeiliche  Beschrankungen  der 
in  öffentlicher  Armen  Versorgung  stehen- 
den Personen.  Das  Heimatgesetz  vom  3. 
Dezember  1863  (RG.B1.  Nr.  105)  erklärt  im 
§  26,  dass  arbeitsfähige  Bewerber  um  Ar- 
men Versorgung  zur  liOistung  geeigneter 
Arbeit  nötigenfalls  zwangsweise  zu  verhalten 
sind. 

Die  verschiedenen  Landeearniengesetze 
räumen  der  Gemeinde  ferner  gegen  Arme, 
welche  sich  gegen  die  Organe  der  öffent- 
lichen Annenpflege  ausschreitend  und  be- 
leidigend  benehmen,  welche  den  Anord- 
nungen derselben  beharrlichen  Ungehorsam 
entgegensetzen,  oder  welche  im  Annenhause 
die  Hausordnung  gröblich  verletzen,  ein 
Strafrecht  ein.  Die  Strafe  ist  Arrest,  in  der 
Maximaldauer  mit  3—8  Tagen  begrenzt, 
unter  Umständen  auch  Entfernung  aus  dem 
Armenhause.    Die  ausführlichsten  Bestim- 
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mungen  hierüber  enthält  das  Steiermark  isehe 
Arniengesetz,  welches  Rückfällige  mit  eiuer 
Arreststrafe  bis  zu  14  Tagen  bedroht  und 
auch  das  Einschleichen  einer  öffentlichen 
Amenunterstützung,  dann  die  unbefugte  Ver- 
äusserung  sowie  die  mutwillige  Unbrauch- 
barmachung der  Gaben  der  öffentlichen 
Armenpflege  oder  einer  öffentlichen  Wohl- 
thätigkeitsanstalt,  sofern  nicht  darin  eine 
gerichtlich  zu  bestrafende  Handlung  liegt, 
unter  Polizeistreife  stellt. 

7.  Beschränkung  der  politischen  Rechte 
der  in  öffentlicher  Annenversorjrung 
stehenden  Personen.  Nach  den  verschie- 
denenGemeinde-  und  Landtagswahlord  innigen 
sind  reraunen,  welche  eine  Anneuversorgung 
gemessen,  von  der  Wählbarkeit  in  die  Ge- 
meindevertretung beziehungsweise  in  den 
Landtag  ausgeschlossen.  Die  Reichsrats- 
wahlordnung (G.  v.  2.  April  1873,  R.G.B1. 
Nr.  41  und  v.  14.  Juni  18%,  R.G.B1.  Nr. 
169)  sehliesst  im  §  20  Personen,  die  eine 
Annen  Versorgung  aus  öffentlichen  oder  Ge- 
meindemitteln  geniessen  oder  in  dem  der 
Wahl  unmittelbar  vorangegangenen  Jalire 
genossen  hal>en  oder  die  überhaupt  der 
öffentlichen  Mildthätigkeit  zur  List  fallen, 
von  dem  Wahlrechte  und  der  Wählliarkeit 
liei  der  Wahl  der  Abgeordneten  und  der 
Wahlmänner  aus. 

8.  Resultate.  Gegen  die  Prineipieu, 
auf  welchen  die  auf  dem  Gebiete  des  Ar- 
men|>olizeirechtes  bestehenden  Gesetze  be- 
ruhen, wird  ein  begründeter  Einwand  kaum 
erhohen  werden  können.  Nur  die  ausnahms- 
lose Bestrafung  des  Bettels  wird  mit  Recht 
als  ungerechtfertigt  hart  getadelt,  da  sie 
eiue  ungleich  grössere  Armen fürsorge  als 
die  ^tatsächlich  geübte  zur  Voraussetzung 
haben  muss.  Dagegen  ist  es  sicherlich  nur 
zu  hilligen,  wenu  mit  grüsster  Strenge  gegen 
alle  jene  Formen  eingeschritten  wird,  in 
welchen  der  Müssiggang  aus  Arbeitsscheu 
auftritt.  Erweisen  sich  die  Strafen  als  un- 
zulänglich, so  erübrigt  nichts,  als  durch 
Anhaltung  in  einer  Zwangsarbeits-  oder 
Rcssemngsanstalt  solche  sicherheitsgefähr- 
lichen Personen  zu  einer  geregelten  Erwerbs- 
thätigkeit  zu  zwingen  und  dadurch,  wenn 
anders  es  noch  möglich  ist,  erziehlich  auf 
sie  zu  wirken,  um  sie  zu  nützlichen  Gliedern 
der  menschlichen  Gesellschaft  zu  machen. 
Wenn,  wie  es  seit  dem  Gesetze  vom  Jahre 
1873  der  Fall  ist,  die  Anhaltung  in  einer 
Zwangsarbeitsanstalt  nur  auf  Grund  eines 
gerichtlichen  Ausspruches  erfolgen  kann«  so 
erscheinen  auch  jene  Garantieen  in  aus- 
reichendem Masse  gegeben,  die  aus  dein 
Gesichtspunkte  des  Schutzes  der  persön- 
lichen Freiheit  zu  fordern  sind. 

Ueber  die  Erfolge  der  Zwangsarbeits- 
und Besseningsanstalten  wäre  ein  sicheres 
Urteil  nur  möglich,  wenn  Daten  über  die 


Rückfälligkeit  der  aus  solchen  Anstalten 
hervorgegangenen  Personen  vorliegen  würden. 
Eine  zusammenfassende  Statistik  hierüber 
fehlt  jedoch.  In  den  Berichten  einzelner 
Ijandesausschüsse  wird  zwar  auch  dieser 
Frage  Aufmerksamkeit  geschenkt,  das  Beo- 
bachtungsmaterial  ist  aber  zu  klein  und  die 
Beobachtungsmethode  allzu  verschiedenartig, 
als  dass  daraus  allgemeine  Schlüsse  mit 
Sicherheit  gezogen  werden  könnten.  Immer- 
hin verdient  es  Beachtung,  dass  die  Ab- 
strafuugen  nach  dem  Vagabundengesetze 
vom  Jahre  1885  seit  dem  ersten  Jahre  der 
Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  (188ü),  das 
113879  Fälle  anfwies,  im  Jahre  1895  auf 
(he  Zahl  von  80  43"»  gesunken  waren.  — 
Zum  überwiegenden  Teile  wird  dieser  Er- 
folg jedoch  der  Errichtung  von  Natnralver- 
pflegsstationen  zuzuschreiben  sein.  Dies  er- 
giebt  sich  zunächst  aus  einem  Berichte  des 
niederösterreichisehen  Liudesausschusses  für 
das  Jahr  1888/80,  wonach  in  jenen  Bezirken 
Niederösterreichs,  in  welchen  —  seit  15.  Mai 
1887  —  Naturalverpflegsstationen  bestehen, 
wegen  Betteins  und  Lindstreicherei  verur- 
teilt wurden: 

im  Jahre  1886  .   .   .    .    1 1 022  Personen 

"      12oZ  •    •    •    ■     7  553 
„      ,.     1888  ....     4  S76  ,. 

in  niederösterreichischen  Bezirken  ohne  solche 
Stationen  dagegeu : 

im  Jnhrc  188H  ....     7  095  Personen 
„      „     1887  ....     6 14s 
„      „     1888  ...    .  5387 

Es  gingen  somit  die  Vemrteiluiigon  we- 
gen Betteins  und  lindstreicherei  vom  Jahre 
1886  zum  Jahre  1888  in  NiederösteiTcich  im 
Gebiete  der  Naturalverpflegsstationen  um 
(50  °'o  zurück,  ausserhalb  dieses  Gebietes  nur 


Hill 


25  °o. 


Dass  diese  Erscheinung  nicht  vereinzelt 
war  und  auch  nachhaltig  auftrat,  ergiebt 
sich  daraus,  dass  in  Ländern  mit  Natural- 
verpflegsstationen die  Abstrafungen  nach 
dem  Vagabundengesetze  vom  Jahre  188b* 
zum  Jahre  1895  mitunter  gauz  ausserordent- 
lich zurückgegangen  sind,  so: 

in  Niederüsterreich  von  19  516  auf  6025 
„  Steiermark  „     5  940   „    1  S63 

dagegen  in  einzelnen  I Andern  ohne  diese  Ein- 
richtung Iteträchtlich  zugenommen  halten,  so : 

in  Tirol  von  3  406  auf  4  257 
imKttstcnlnmle  .,    1023    „  2113 

Die  Bedeutung  der  Naturalverpflegs- 
stationen. deren  Wert  dort,  wo  sie  bestehen, 
auch  von  der  Bevölkerung  rückhaltlos  an- 
erkannt wird,  lässt  sich  durch  wenige  Ziffern 
illustrieren.  Im  Jahn?  1896  Itcstandcn  in 
Niederösterreich  136  Naturalverpflegsstati- 
onen mit  einer  Frequenz  von  375782  Reisen- 
den, einem  Gesanitjahresaufwande  von  1 2< '  202 

7t5* 
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Gulden  und  821!)  erzielten  Arlxütsvormitte- 
lungen;  im  Jahre  ISO")  in  Steiermark  142 
Stationen  mit  eiuer  Frequenz  von  27 1  4«K) 
Reisenden,  einem  Gesamtjahresaufwande  von 
KXJ380  Gulden  und  5239  Arbeitsvermitte- 
lungen. 

Mit  der  Einführung  der  Xaturalverpfle- 
gungsstationcn  erfuhren  auch  die  Sehubfälle 
und  damit  die  Schubauslagen  eine  mitunter 
nicht  unbeträchtliche  Verminderung.  So 
kann  wohl  behauptet  werden,  dass  dio  Xatu- 
ralverpflcgsstationcn  ihrer  Bestimmung,  die 
I  Landstreicherei  und  den  Bettel  einzudämmen, 
iu  hohem  Masse  entsprochen  und  auch  da- 
rüber hinaus  sich  als  eine  sozial  wertvolle 
Institution  bewährt  haben. 

Litt^ruturt  Die.  beim  Art.  »  Armengetettgebung  in 
Oetterreiehn  (oben  S.  UtKi)  eil.  Handbücher  dt* 
iUterr.  Yrrirultungtf  chlf*,  ferner  Die  .1  ah  ren- 
ken rhtr  ,ier  einzelnen  f.ande,ausiiehil»»e  Uber 
ihre  AmUirirLn'iinL'  il  und  die  Sien.  Brut.  Uber 
die  betreffenden  Dindtagrrerhandlungen  *.  r. 
»Ehekowte fm u,  » lMnde*xvung*arl}eil$-  und  Ben- 
tcrtingganttnlteita  und  nXaturalrerftßegitng**ta. 
tionen«.  --  Ktinerer,  Die  0.  r.  Mni  1XH~> 
älter  die  Anhallung  in  XirangitarlteiU-  und  Met- 
terungtanstallen  und  Über  deren  Errichtung  und 
Erhaltung,  mit  Materialien,  Wien  IS.SS.  — 
Sehöffel,  Ihr  liiftilutixn  der  Natural  rerpfle- 
gungitttatiimcn  und  ihre  Einwirkung  auf  die 
Eindämmung  de»  Land*treicher-  und  Betteinn- 
treuen*  in  Xiederiinterrr ich,  Wien  1H.ST.  —  Prnbnt, 
Jhe  Xutiimlrer/ttlrgungiu'tatunien  in  Ocutrrreirh. 
Stat.  Monntftrhrifl,  Jahrg.  XX,  S.  H'.ff.,  Wien 
hH9i.  —  Schiff,  Die  Xu-angaarbeiU-  und  Be*- 
terungmnutnltcn  in  Orrtrrreirh,  ebenda,  Jahrg. 
XX f,  S.  11<> ff.,  Wten  IS'Jo.  Finger  in 
Minrhlrr*  und  I '/brich*  >l»trrr.  Staalmriirterbuch, 
Wien  IHM-  1.W7.  *.  v.  n hindnt reiche rei  und 
Bettel«,  nXatiu-alrerftßegungtiitatianeit"  und 
»Zicangnarl»  iU-  und  B<*i>eriiiig*an*talteu«  mit 
weiteren  Litteraturangaben. 

Freiherr  c.  Call. 


III.  Armenpolizei  in  anderen  Staaten. 

Massregeln  gegen  die  die  öffentliche 
Sicherheit  und  das  Gemeinwohl  gefährdende 
l^andplage  der  Bettler  und  Vagabunden 
gehören  zu  den  ersten  Aeusserungen  der 
mittelalterliehen  Staatsgewalt,  und  zwar  be- 
reits zu  einer  Zeit,  wo  die  Armenpflege  sich 
noch  ganz  in  den  Händen  der  Kirche  be- 
fand. In  noch  früherer  Zeit  wurde  sogar 
schon  von  den  isländischen  Grougnns  Bette- 
lei sowie  gleichzeitig  das  Almosengoben  an 
Bettler  und  Lmdstreicher  mit  Kriedlosigkeit 
bedroht.  Gegenwärtig  ist  das  Betteln  und 
ljandstreichcu  grundsätzlich  wohl  in  allen 
europäischen  Kulturstaatcn  verboten,  die 
Durchführung  des  Verbotes  aber  sowohl  in 
Bezug  auf  die  Mittel  als  auf  den  Erfolg  .sehr 
verschieden.  So  ist  in  Schweden  die 
Bestrafung  der  Bettler  und  I Landstreicher 


durch  Gesetz  und  königliche  Verordnung 
von  1885  geregelt,  reber  den  Vollunter- 
stützten übt  hier  die  Armenbehörde  eine 
gewisse  Vormundschaft  aas,  wie  sie  etwa 
dem  Rechte  des  Hausherrn  Über  sein  Ge- 
sinde entspricht  In  Norwegen  finden 
sich  die  entsprechenden  Bestimmungen  in 
den  beiden  Armengesetzen  von  18fi3.  In 
Dänemark  werden  nach  dem  G.  v.  3.  März 
18G0,  das  insoweit  durch  das  Gesetz 
über  das  öffentliche  Armenwesen  v.  9.  Ok- 
tober 1891  nicht  geändert  worden  ist,  Bett- 
ler und  Landstreicher  mit  Gefängnis  bei 
Wasser  und  Brot  und  beschäftigungslose 
Personen,  welche  die  ihnen  von  der  Obrig- 
keit aufgegebene  Arbeit  nicht  verrichten, 
bis  zu  8  Wochen  einfachen  Gefängnisses 
oder  mit  Gefängnis  bei  Wasser  una  Brot 
bis  zu  15  Tagen  bestraft.  Wo  Zwangs- 
arbeitshäuser eingerichtet  sind,  kann  statt 
auf  Wasser  und  Brot  auf  Zwangsarbeit  er- 
kannt werden,  und  es  werden  6  Tage  Zwangs- 
arbeit einem  Tage  (Gefängnis  bei  Wasser 
und  Brot  gleich  geachtet.  Nach  §  33  des 
G.  v.  9.  April  1891  sollte  spätestens  in  5 
Jahren  nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Ge- 
setzes für  jeden  Amtsnrtskreis  und  die  mit 
demselben  in  Verbindung  stehenden  Städte 
wenigstens  eine  liequem  gelegene  Zwangs- 
arbeitsansbdt  von  genügender  Grösse  vor- 
handen sein.  Arbeitsscheu,  unerlaubtes  Ver- 
lassen der  angewiesenen  Arl>eit  oder  Aufent- 
haltsstätte bezw.  der  Arbeits-  oder  Annen- 
anstalt, nachlässiges  Umgehen  mit  Eigentum 
des  Armen wesens  oder  Beschädigung  des- 
selben wird  gleichfalls  mit  Gefängnis  oder 
Zwangsarbeit  bis  zu  H  Monaten  bestraft. 
In  England  haben  die  Vorschriften  gegen 
das  Bettelwesen  eine  lange  lehrreiche  Ge- 
schichte. Auf  Grund  des  Gesetzes  von  1824 
ist  auch  heute  noch  der  beim  Betteln  Be- 
troffene erstmalig  als  idle  and  disorderly 
person  mit  Korrektionshaft  bis  zu  1  Monat 
und  harter  Arbeit,  im  Rückfalle  als  rogne 
and  vagabond  bis  zu  3  Monaten  und  im 
zweiten  Rückfalle  als  incorrigible  vagabond 
bis  zu  1  Jahre  und  unter  Zulassung  von 
Poitschonhiel>en  zu  bestrafen.  Diese  an  sich 
nicht  milden  Bestimmungen  werden  durch 
die  Nachsicht  der  Gerichte  vielfach  ver- 
eitelt. Immerhin  ist  die  Zahl  der  Be- 
strafungen von  4483  im  Jahre  1885  auf 
8539  im  Jahre  1895  gestiegen.  Auch  stellen 
die  Behörden  Scheine  zum  Hausieren  mit 
Streichhölzchen  u.  dgl. .  sog.  pedlars  certi- 
ficates  aus,  durch  welche  thatsächlich  nur 
ein  verschleierter  Bettel  legitimiert  wird. 
Wichtige  armenpolizeiliche  Einrichtungen 
sind  die  auf  Grund  der  Gesetze  von  1*71 
und  1*82  geschaffenen  casual  wards.  in 
welchen  den  casual  paupers  (in  der  Haupt- 
sache unterkunftslose  Vagabunden)  bei 
strenger  Beaufsichtigung  und  Arbeitsforde- 
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rung  Nachtunterkoramen  gewahrt  wird.   In  [  Simulierung  von  Gebrechen 
Frankreich  ist  durch  Art.  272  des  Code |  Russland  bedrohen  §§  59 — 61  des  Str.G.Bs. 


u.  s.  w. 


In 


penal  in  der  Fassung  des  Gesetzes  von  1808 
Betteln  und  Landstreichen  mit  Gefängnis  be- 
droht, doch  setzt  die  Bestrafung  des  ein- 
fachen, nicht  qualifizierten  BetteTns  voraus, 
dass  an  dem  betr.  Orte  ein  zur  Aufnahme 
der  Bettler  bestimmtes  depöt  de  mendieite 
besteht  und  im  Betriebe  ist.  Bei  der  1872  73 
vorgenommenen  Erhebung  befanden  sich 
eine  grosse  Anzahl  dieser  Anstalten  in 
schlechtestem  Zustande,  die  einschlagenden 
Bestimmungen  wurden  als  wirkungslos  be- 
zeichnet Nach  dem  Gesetze  über  die  rück- 
fälligen Verbrecher  vom  27.  Mai  1885  kann 
über  rückfällige  Arbeitsscheue  und  Bettler 
durch  die  ordentlichen  Gerichte  Verschickung 
in  eine  Strafkolonie  (n'-lrgation)  verhängt 
werden.  Auch  in  Belgien  bildet  das 
französische  Gesetz  von  1808  die  Grundlage 
der  Annen polizei,  doch  ist  liier  durch  das 


von  1864  den  Bettler  aus  Faulheit  und  Ge- 
wohuheit  zum  Müssiggange  mit  Gefängnis- 
haft von  2 — 4  Wochen ;  Frechheit  und  Be- 
trug des  Bettlers  erschweren  die  Strafe, 
mit  der  auch  Eltern  und  Personen,  denen 
Kinder  anvertraut  sind,  belegt  werden  können, 
wenn  sie  diese  gewerbsmässig  tietteln  lassen. 
Doch  hat  sich  die  in  blosser  Eiuschliessuug 
bestehende  Strafe  als  wirkungslos  erwiesen. 
Zwangsarbeitsanstalten  sind  nur  in  den 
Ostseeprovinzen,  in  Finnland  uud  in  Warscliau 
vorlianden.  Bettler,  die  man  ausserhalb 
ihrer  Geineinden  als  solche  antrifft,  werden 
in  ihre  Heimat  gesandt.  In  Petersburg  und 
Moskau  sind  besondere  Komitees  zur  Unter- 
suchung und  Entscheidung  der  Frage  ein- 
gesetzt, was  mit  den  von  der  Polizei  auf- 
gegriffenen Bettlern  (in  Moskau  wurden 
1878  gegen  20000  gezählt)  zu  geschehen 


G.  v.  27.  November  1891  über  die  Abwehr  habe.  Auch  in  den  Vereinigten  Staaten 
der  Landstreicherei  und  des  Bettels  zwischen  i  von  Nordamerika  wehrt  man  sich  mit 


gewerbsmässigen,  Gelegenheit.-»-  und  erwerbs- 
unfähigen Bettlern  unterschieden  worden. 
Die  gewerbsmässigen  Bettler  werden  be- 
straft und  kommen  unter  che  strenge  Disci- 
plin  der  depöts  de  mendieite.  Für  die  an- 
deren sind  die  maisons  de  refuge  bestimmt. 
In  den  Niederlanden  sind  t  rot  z  der 
napoleonischen  Herrschaft  die  depöts  that- 
sächlich  nie  eingerichtet  worden.  Nach 
den»  Str.G.B.  v.  1881  sind  Bettelei  und  Va- 
gabundage mit  Strafe  bedroht  und  hat  der 
Richter  die  Befugtiis,  Bettler  und  Land- 
streicher einer  Reiehsarlteitsanstalt ,  deren 
es  mehrere  giebt.  bis  zur  Dauer  von  3  Jahren 
zu  überweisen.  Auch  in  der  Schweiz  ist 
der  Bettel  überall  vertaten  und  den  Ge- 
meinden die  Ausstellung  von  Bettelbriefen 
untersagt.  Die  Ausführung  ist  jedoch  mangel- 
haft und  in  den  einzelnen  Kantonen  ver- 
schieden. Vielfach  bestehen  kantonale  oder : 
gemeindliche  Zwangsarbeitsanstalten ,  na- 
mentlich nueh  für  Säufer  und  solche  Per- 
sonen ,  die  ihre  Familien  verlassen.  In 
1 1  a  1  i  e  n  ist  durch  das  Gesetz  über  die  öffent- 
liche Sicherheit  v.  30.  Juni  1889  der  Bettel 
verboten  in  denjenigen  Gemeinden,  welche 
Bettlerdejxrts  (rieoveri  di  meiidicitä)  besitzen.  '■ 
Wo  dies  nicht  der  Fall  ist  oder  das  Depot 
keinen  ausreichenden  Raum  bietet,  tritt  die 
Bestrafung  nur  ein,  wenn  der  Bettler  nicht 
mit  einem  seine  Erwerbsunfähigkeit  fest- 
stellenden Atteste  der  Polizeibehörde  ver- 
sehen war.  Im  Jahre  1886  waren  67!*  De- 
pots mit  36752  Insassen  vorlianden.  Auch 
für  Ungarn  gilt  die  Regel,  dass  an  öffent- 
lichen Orten  und  von  Haus  zu  Haus  nur 
mit  obrigkeitlicher  Bewilligung  geltet  tclt 
werden  darf,  welche  nur  an  Erwerbsunfähige 
•  •rteilt  wird.    Vorboten  ist  der  Bettel  in 


jen  die  Bettler 


Hierzu  gehören 


strengen  Polizeimitteln  g» 
und  Luid.streicher  (tramps) 
u.  a.  die  Einwandemngsverbote.   Doch  feldt 
es  an  einer  Gleichmäßigkeit  der  Einrich- 
tungen und  ihrer  Handhabung. 

Lltteratnr:  AfWhrotU  Ihm  •  nißinchr . [,  mrniri*?n, 
J^ipziij  tSfii).—  v.  Bu.rhövden.  Die  Armenpßttje 
Ittmultiiitl*  im  Jahrb.  J.  (im.  h.  Verir.  X.  ,S.  7i?>. 
—  Chevallier,  Im  loi  >/<•*  paiirrt*  et  Li  weihe 
(nnjUiinr,  IStri*  J/in.r>.  Florian  r  CnragllrH, 
I  nujal»nt<ii,  Turin  l.SUT.  —  <.VIjW»»\  Uttehichte 
ilm  Artueiiirrneu*  im  h'<iiit»n  Urin,  /lern  JS'J.}.  — 
Hiinnterhrrg,  Ihm  aiml<iii<H*ehe  Amirmreuru, 
Lriptiff  lxi'K.  —  v.  ttettsenxtefn,  fh'r  Armen- 

fjrtrtnirhunij  fr'rnnkrrirh»  in  ilm  ( ,'rn  mltiifjrn  ihrer 
hiiti»ri*rhrn  Kitt  Wickelung,  Leipzig  1HS7.  —  l)rr~ 
nelbe  in  Jen  Schrifltn  Je*  Jeu  fachen  Verein*  fiir 
Armrnpßegr  u.  Wuhlthatigknl,  Urft  /.>  u.  M,  Leipzig 
IK'.'l  ii.  IS!!.;.  —  Rtpuri  t.jthe  PccerJingt  «/  the 
Inlrntatitiniil  ('»Hijrv**  »f  Chttritie* ,  ( urrrrtiu» 
iiikI  l'hitiinlhropie,  n>l.  I,  lUiltiminf  ltt'j.1  f  nament- 
lich Jir  Aufufitze  r<m  Vnlhmcr,  i'rtu'g,  .1/r.  t'itok 
,i.  Wright).  —  TourbW,  /WmV/if*  Armenrechl, 
1.  Anß.,  lirtliii  l.suj.  Rumpelt. 


VI. 

ArmcnlaHt  und  Ariuensteiiern. 

1.  Armeulast.  2.  Die  Deckung  ue»  Auf- 
wände*, a)  Allgemeine  Steuern,  bj  Armeuab- 
gaben.   e  i  Annensteuero. 

1.  Armenlast.  Der  charakteristische 
Unterschied  zwischen  öffentlicher  und  pri- 
vater Armenpflege  beruht  viel  weniger  in 
der  zu  übenden  Thätigkeit  selbst  jüs  in 
der  Verschiedenheit  der  die  Thätigkeit  be- 
stimmenden Motive  und  der  für  sie  aufzu- 
wendenden Mittel.    Wenn  die  private  Wohl- 


Gruppen,  bei  Nacht,  mit  Waffen  oder  unter  thätigkeit  sich  nach  freiem  Antriebe  bewegen 


Digitized  by  Google 


Armen  w«\sen  (Anuonlast  und  Armensteuern) 


darf,  nur  soviel  aufwendet,  als  sie  für  be- 
stimmte  Zwecke  aufwenden  will  und  mag, 
so  ist  die  öffentliche  Armenpflege  gehalten, 
soviel  aufzuwenden,  als  sie  niuss,  d.  h. 
soviel,  als  das  im  Hereich  ihrer  Thätigkeit 
vorhandene  Itolürfnis  orfordert.  Der  hieraus 
sieh  ergebende  Bedarf  bildet  eine  Last,  die 
mangels  and«Twcitor  Deckung  aus  öffent- 
lichen Mitteln  zu  tragen  ist.  Soweit  dies 
der  Fall,  heisst  die  Last  Armen  last:  die- 
jenigen öffentlichen  Körperschaften  oder 
derjeuigc  Pers«men  kreis,  <He  für  die  Deckung 
Sorge  zu  tragen  haben,  lieissen  Träger  der 
A  r  m  e  n  1  a  s  t.  Der  thatsilchliche  I  'mfang  der 
Armenlast  hängt  allerdings  nicht  allein  von  der 
Zahl  der  durch  die  öffentliche  Annenpflege 
unterstützten  Personen  und  dem  für  sie 
entstehenden  Aufwände,  sondern  auch  von 
den  für  «Uesen  Zweck  anderweit  zur  Ver- 
fügung stehenden  Mitteln  ab.  Vielfach  ge- 
bietet die  Armen  Verwaltung  über  Stiftungs- 
inittel, die  der  ehemals  kirchlich- bürger- 
lichen Armenpflege  dienten,  wie  dies  z.  Ii. 
in  Lübeck  und  Hamberg  in  besonderem 
Masse  der  Kall  ist,  die  beide  fast  den  ge- 
samten Aufwand  der  öffentlichen  Armen- 
pflege aus  solchen  Mitteln  zu  bestreiten  ver- 
mögen. In  Belgien  Italien  zwar  nach 
dem  (».  vom  27.  November  1891  die  Go- 
meinden  für  die  Bedürftigen  Sorge  zu  tragen; 
doch  sind  zunächst  die  hospiecs  und  die 
bureaux  de  hienfaisanre  verpflichtet,  die 
Deckung  des  erforderlichen  Aufwands,  soweit 
ihr».*  Mittel  reichen ,  zu  übernehmen ;  ein 
ganz  ähnliches  BeitragsverhältuLs  besteht  in 
Italien  in  Ansehung  der  Fürsorge  für  Ar- 
beitsunfähige. Sehr  viel  hängt  auch  von 
der  Kutwickeluug  des  Verhältnisses  zwischen 
öffentlicher  und  pri rater  Armenpflege  ab, 
wie  denn  in  Deutschland  die  Waisen  pflege 
mehr  und  mehr  Gegenstand  der  Fürsorge 
der  politischen  Gemeinde  geworden  ist, 
während  in  Amerika  die  Fürsorge  für 
Kinder  einen  der  bedeutendsten  Zweige  der 
privaten  Lhdtesthätigkoit  bildet.  Im  ganzen 
ist  die  neuere  Entwickelung  dem  stärkeren 
Eintreten  der  öffentlichen  Armenpflege  ge- 
neigt, weil  sich  die  private  Wohlthätigkeit 
vielfach  als  unzuroichcml  erwiesen  liat. 
Dies  tritt  namentlich  in  der  neueren  Gesetz- 
gebung derjenigen  Länder  hervor,  die  bis- 
her eine  eigentliche  Gcmeindoarmcnpflege 
nicht  gekannt  haben,  wie  «lies  in  Frankreich, 
Italien.  Belgien  und  einigen  Kantonen  der 
Schweiz,  z.  B.  Basel  un«l  Genf,  «1er  Fall  ist. 
Aber  auch  die  ältere  Geschichte  des  Armen- 
wesens  aller  Linder  bietet  zahllos«-  Beispiele 
für  das  Nachlassen  freiwilliger  Beiträge  zur 
Annenpfl«>ge  und  ihren  allmählichen  Ersatz 
durch  öff»ntli«he  Mittel.  Wie  sehr  hier 
der  Zwang  der  Cmstämie  selbst  über  ein 
Gesetz  den  Sieg  davon  trägt,  lehrt  beispiels- 
weise «lie  Entwickelung  im   Kanton  Bern 


(alter  Kantonsteil);  hier  hatte  «las  Gesetz 
von  1857  die  Annentelle  (Armensteuer)  für 
die  sogenannten  Dürftigen  nbgt'schafft  und 
:  freie  Armenvereine  an  die  Stelle  gesetzt ; 
:  die  somit  ungesotzlieh  gewordene  Armen- 
i  talle  wurde  durch  die  Praxis  jedoch  wieder 
I  belebt,  da  das  Vertrauen  auf  die  Geneigt- 
heit  der  ltovölkenmg  zu  freiwilliger  Liebes- 
tliätigkeit  sich  vielfach  als  ungerechtfertigt 
erwies.  Auf  gewissen  Gebieten  wird  wie- 
1  denim  die  private  Wohlthätigkeit  der  öffent- 
lichen Armenpflege  vorgezogen  und  durch 
Zuschüsse  aus  der  Armenkasse  unterstützt, 
wie  /..  B.  die  junge  Bewegung  der  Ferien- 
kolonieen,  der  W<jchn«*rinnenfürsorge  u.  s.  w. 
Auch  hier  hat  das  wachsende  Bedürfnis  in 
den  romanischen  lündern  zu  »dir  wesent- 
licher Beteiligung  der  politischen  Gemeinden 
an  der  freiwilligen  Armenpflege  geführt, 
die  in  ausserordentlich  hohen  Zuschüssen 
zur  Erscheinung  gelangen ,  wie  z.  B.  in 
Paris  die  Zuschüsse  zu  dem  Aufwand  der 
hurenux  de  bienfaisance  jährlich  mehr  als 
20  Millionen  Fr.  betragen.  Das  System  der 
Armenpflege  ändert  dureh  die  Gewäh- 
ning  soh-her  Zuschüsse  seinen  Charakter 
nicht.  Die  auf  Gesetz  bemhende  öffentliche 
Annenpflege  in  Lübeck  bleibt  Öffentliche 
AniK-npflego,  obwohl  fast  nur  Stiftungs- 
mittel zu  ihrer  l'ebung  verwendet  werden, 
i  «lie  Pariser  Annenpflege  bleibt  freiwillige 
i  Annenpflege  trotz  «les  bedeutenden  Zu- 
schusses von  seiten  der  politischen  Gemeinde. 
Dennoch  kann  von  einer  Armenlast  im 
'  materiellen  Sinne  nur  insoweit  die  Hede 
sein,  als  öffentliche  Mittel  zur  ganzen  oder 
toilweisen  Deckung  «les  Aufwands  in  An- 
spmeh  genommen  werden  und  diese  Mittel 
auf  Grund  von  Gesetzen,  nötigenfalls  im 
Zwangswege  erhoben  werden  dürfen.  In 
diesem  Sinne  würde  Lübeck  bei  lmzuläng- 
liehen  Mitteln  zur  Ergänzung  seines  Bedarfs 
im  Steuerwege  schreiten  müssen  und  ist 
Bolgh-n  durch  da1*  oben  erwähnte  Gesetz 
hierzu  übergangen,  während  in  Frankreich, 
abgesehen  von  den  auf  dem  Gesetz  über 
Kraukenpflege  beruhenden  Verpflichtungen, 
kein  gesetzlicher  Titel  vorhanden  ist,  um 
den  mangelnden  Bedarf  im  steuerlichen 
Weg«-  zu  ergänzen. 

H.  Die  Deckung  de»  Aufwandes,  a) 
Allgemeine  Steuern.  Für  die  Deckung 
des  Be«larfs  der  öffentlichen  Armenpflege 
kommen  drei  M«")glichkeiten  in  Betracht : 
erstens  «lie  Deckung  durch  allgemeine 
Steuern,  zw«>it«ms  diejenige  durch  Ar- 
meuabgaben.  drittens  diejenige  durch 
be  senilere  Z  weck  steuern.  Nur  die 
zuletzt  genannten  sin«l  Annensteuern  im 
engereu  Sinne  des  Wortes.  Wo  die  Ge- 
m«'inden  (commune,  munieipio,  township 
u.  s.  w.).  die  Kreise  oder  «lie  Provinzen 
(<le|v»rtoment,  provincia,  county  u.  s.  w.)  und 
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endlich  der  Staat  allgemeine  Steuern  zur 
Deckung  des  in  ihren  gesamten  Aufgaben- 
bereich fallenden  Aufwands  erheben,  ver- 
wenden sie  einen  Teil  davon  für  die  Zwecke 
der  öffentlichen  Armenpflege,  ohne  bei  der 
Steuererhebung  selbst  den  Umfang  der  für 
diesen  besonderen  Zweck  erforderlichen 
Mittel  im  voraus  anzugel>en.  Selbst  wenn, 
wie  es  bei  allen  grosseren  Gemeinden  und 
immer  bei  den  grösseren  Verbänden  und 
dem  Staate  der  Fall  ist,  der  auf  die  Armen- 
pflege bezügliche  Aufwand  gesondert  ver- 
bucht bezw.  einer  gesondert  verwalteten 
Kasse  zugeführt  wrird,  ändert  sich  hierdurch 
der  Charakter  der  Steuern  als  allgemeiner 
Steuern  nicht;  ebensowenig,  wenn  die  Ver- 
pflichtung der  genannten  öffentlichen  Körper- 
schaften zur  Armenpflege  dadurch  zu  er- 
kennbarem Ausdruck  gelangt,  dass  die  Ge- 
meinden in  dieser  ihrer  l>esouderen  Eigen- 
schaft als  Ortsarmenverljände,  die  grösseren 
Verbände  als  Landannenverbände  bezeichnet 
werden,  wie  dies  das  deutsche  G.U.W,  v. 
1.  Juni  1870  thut.  Nur  wenn  und  insoweit 
sie  von  der  gesetzlichen  Ermächtigung  Ge- 
brauch machen,  Sonderverbände  zu  bilden 
mit  gesonderter  juristischer  Persönlichkeit 
und  gesonderten,  lediglich  für  die  Zwecke 
der  Armenpflege  bestimmten  Umlagen,  er- 
halten die  zur  Deckung  des  Aufwands  er- 
hobenen Steuern  den  Charakter  von  Armen- 
steuern. (Vgl.  hierzu  den  Art.  Gemeinde- 
steuern.) 

b)  Armenabgaben.  Gleichfalls  nicht 
zu  den  Armensteuern  gehören  die  Armen- 
abgaben. Historisch  haben  sich  die  Armeu- 
abgaben  aus  zwei  Grundlagen  entwickelt, 
einmal  aus  dem  für  die  Zwecke  der  Armen- 
pflege vor  Einführung  einer  allgemeinen 
öffentlichen  Armenpflege  gebräuchlichen 
Kollektcuwesen  und  zweitens  aus  der  Vorstel- 
lung, dass  es  angemessen  sei,  gewisse  dem  Ver- 
gnügen der  wolühabenderen  Bevölkerungs- 
klassen dienende  Unternehmungen  sowie  den 
von  diesen  Klassen  etwa  betriebenen,  aus 
dem  Kähmen  des  Notwendigen  heraus- 
tretenden Aufwand  einer  Abgabe  zum  Besten 
der  Mindert)egüterten,  der  Armen  zu  unter- 
werfen. Hierher  gehören  auf  der  einen 
Seite  die  sogenannten  Lustbarkeiten 
und  auf  der  anderen  die  sogenannten  Luxus- 
ausgaben. Kr  finden  sich  fast  in  allen 
Staaten  derartige  Abgaben,  die  überwiegend 
der  Armenkasse  zufliessen.  Sie  unterscheiden 
sich  von  den  Gemeindesteuern  und  den 
Armensteuern  im  engereu  Sinne  dadurch, 
dass  sie  nicht  dem  Umfang  des  Bedürfnisses 
augej>asst  sind,  sondern  so  viel  oder  so 
wenig  ergeben,  als  dem  in  den  augedeuteten 
Richtungen  betriebenen  Aufwaude  und  dem 
festgesetzten  Abgabensatze  entspricht.  Doch 
sind  thatsächlich  die  Armenabgaben  dieser 
Art  im  Verhältnis  nicht  bedeutend,  so  dass 


sie  allermeist  durch  allgemeine  oder  be- 
sondere Steuern  ergänzt  worden  müssen. 
In  Deutschland  hat  die  Mehrzahl  der  Staaten 
derartige  Abgalten.  Für  Preussen  bestimmt 
bereits  das  allgemeine  Lindrecht,  das  durch 
sj  :>!)  Tit.  19  Teil  II  dem  Staate  den  Beruf 
zuweist,  für  die  Ernährung  und  den  Unter- 
halt seiner  bedürftigen  Angehörigen  zu 
sorgen,  dass  die  Gemeinde  mangels  anderer 
Einkünfte  befugt  sein  soll,  die  Vergnügungen 
der  wohlliabendeu  Einwohner  mit  einer 
massigen  Steuer  zu  belegen.  In  neuerer 
Zeit  ist  diese  Bestimmung  dadurch  wieder 
zu  lebhafterer  Anwendung  gelangt,  dass  dor 
Minister  des  Innern  durch  Erlass  vom  23. 
Februar  1889  normative  Bestimmungen  fest- 
gesetzt hat,  innerhalb  deren  die  vou  den 
Aufsichtsbehörden  zu  den  betreffenden  Ge- 
meindebescldüssen  zu  erteilende  Genehmi- 
gung sich  zu  bewegen  hat;  hierbei  ist  für 
die  einzelnen  Arten  von  Lustbarkeiten  ein 
als  angemessen  bezeichneter  Tarif  vor 
sehen.  In  ähnlicher  Weise  werden  häu 
die  Hundesteuern  den  Armenkassen,  so  z. 
in  Sachsen  (G.  v.  18.  August  1808)  ganz, 
in  Württemberg  zur  Hälfte  (GG.  v.  20.  Januar 
187f)und  1.  Januar  1879)  der  Armenkasse  über- 
wiesen. Lübeck  deckt  den  Hauptteil  der 
durch  die  Stiftungseinkünfte  nicht  gedeckten 
Ausgalmn  durch  die  Ertrüge  der  Abgabe 
von  Vergnügungen  und  die  der  Hunde- 
steuer. Ilierher  gehört  auch  die  Uelier- 
weisung  gewisser  polizeilicher  Strafgelder, 
der  Jagdscheingebühren  und  dergleichen. 
In  Frankreich  ist  das  System  der  Annen- 
abgabeu  zu  besonderer  Bedeutung  gelaugt, 
von  denen  die  Steuer  vou  Theatervorstellungen 
und  öffentlichen  Lusttorkoiten  die  wichtigste 
ist.  Diese  Steuer,  deren  Vorgeschichte  weit 
in  das  Ancieu  Regime  zurückreicht  und  die 
durch  das  zugleich  die  Wohlthätigkeits- 
burcaus  einsetzende  G.  v.  7.  Frim.  V.  wieder- 
hergestellt wurde,  bildet  den  ältestem 
Bestandteil  der  Dotation  der  bureaux  de 
bienfaisance.  Sie  wird  nach  einem  zwei- 
fachen Satze  erhoben;  entweder  in  Gestalt 
eines  Aufschlages  von  einem  zehntel  auf 
die  Eintrittspreis«?  oder  mit  einem  viertel 
der  Bruttoeinnahme;  dem  ersteren  Ansatz 
unterliegen  u.  a.  die  in  den  Theatern  ver- 
anstalteten regelmässigen  Opern-  und  Schau- 
spielaufführungen,  die  Schaustellungen  der 
Panoramas,  die  täglichen  Cirknsvorstellungen, 
die  täglich  stattfindenden  Konzerte;  nach 
dem  zweiten  Satze  werden  veranlagt :  die  in  den 
Theatern  veranstalteten  Bälle,  die  Feuerwerke, 
die  nicht  täglichen  Konzerte  und  Kunstreiter- 
vorstellungen, die  Vorstellungen  der  Seiltänzer 
und  im  allgemeinen  der  Besuch  aller  Orte, 
die  nur  gegen  Eintrittsgeld  zugänglich  sind. 
Den  Erhebuugsmodus  bildet  in  Paris  die 
Verpachtung  oder  die  sogenannte  Regio: 
in  den  Departements  kann  die  Erhebung 
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anch  im  Wege  deT  einfachen  Regie  oder 
in  Form  eines  Abonnemente  mit  den  Ver- 
anstaltern gestattet  werden.    (Tgl.  auch 
das  0.  v.  16.  Juli  1840.)   Ebenfalls  einen 
Teil  der  Dotationen  der  Wohlthätigkeits- 
bureaus  sowie  zugleich  der  Spitäler  bildet 
der  an  diese  Institute  zu  entrichtende  Teil 
der  Grabstellenabgahe :  es  bestimmt  nämlich 
die  Ordonnanz  vom  6.  Dezember  1843,  das» 
der  Erwerb   von   Privatbegrabnissen  nur 
gegen  Entrichtung  einer  Abgabe  stattfinden 
dürfe,  deren  Betrag  durch  einen  vom  Ge- 
meinderat festzustellenden  Tarif  l>estimmt 
wird  und  wovon  ein  drittel  den  Wohlthätig- 
keitsanstalten  der  Gemeinde  —  den  Spitälern 
und  bureaux  do  bieniaisance  —  zufliesst. 
In  England   liegt  dem  Grafschaftsrat  die 
Verpflichtung  ob,  den  Gemeinden  Subven- 
tionen für  die  Zwecke  der  Armenpflege  zu 
gewähren ;  er  erhält  diese  Mittel  durch 
l'eberweigung  eines  Teiles  des  Ertrages  der| 
Lizenzsteuer  vom  Kleinhandel  und  Aunschank  I 
geistiger  Getränke  und  dem  Handel   mit  I 
anderen  Luxusobjekten  —  duties  on  local  | 
luxation  lieences    -   und   der  Steuer  von  j 
Vererbungen  auf  Grund  letztwilliger  Ver- ; 
fugungen  (prolwte  duties). 

c)  Armenateuern.  Eigentliche  Armen-  j 
steuern  sind  auf  zweifacher  Grundlage  mög- 
lieh, je  nachdem  das  Subjekt  oder  das 
Objekt  der  Armenpflege  in  Betracht  kommt. 
Das  Subjekt  ist  entscheidend  da,  wo  für 
die  Zwecke  der  Armenpflege  eine  besondere 
mit  dem  Hecht  zur  Erhebung  von  Zwangs- 
beiträgen ausgestattete  Organisation  besteht, 
das  Objekt  da,  wo  eine  für  gemein  wirtschaft- 
liche Zwecke  verschiedener  Art  bestehende 
allgemeine  Organisation  wie  die  Gemeinde, 
die  Provinz,  das  Departement  für  die  Uebung 
der  Annenpflege  gesonderte,  nach  einein 
nur  für  die  Armenpflege  bestimmten  Fm- 
lagefuss  zu  bemessende  Zwangsl>eiträge  er- 
hebt. In  Deutschland  kommen  besondere 
Zweckverbände  nur  da  vor,  wo  von  der 
Befugnis  zur  Bildung  von  Gesamtarmen- 
verbänden Gebrauch  gemacht  ist;  solche 
bestehen  aus  älterer  Zeit  in  Sehleswig- 
Ilolstein  und  Schlesien,  sind  aber  neuerdings 
nur  ganz  vereinzelt  neu  gebildet  worden, 
so  namentlich  in  Lippe-Detmold,  wo  die 
155  Ortschaften  des  Fürstentums  auf  Grund 
der  00.  v.  12.  Dezember  1877  und 
5.  Januar  1888  zu  i;{  OrtsarmenverlAnden 
vereinigt  sind.  In  Oldenburg  und  König- 1 
reich  Sachsen  bestehen  besonder«1  Armen- ! 
kassen;  doch  sind  hier  etwaige  Fchllteträge  : 
durch  Vennittelung  der  Gemeinden  auszu- 
schreiben ;  für  Oldenburg  ist  besonders  vor- ! 
geschrieben,  dass  die  für  den  Annenaufwand  ; 
erforderliche  Umlage  nach  dem  Massstabe 
der  Einkommensteuer  auszuschreiben  ist. 

Von  Bedeutung  sind  die  Zweckverhände 
und  die  von  ihnen  aufzubringenden  Stenern 


nur  in  England  geworden;  während  die 
Armensteuer,  soweit  sie-'  in  Deutschland 
noch  vorkommt,  sich  an  die  Gemeindesteuern 
an  schliefst,  igt  in  England  umgekehrt  die 
Armensteuer  die  Grundlage  des  gesamten 
Kommunalsteuerwesens  geworden  und  bis 
zur  Gegenwart  geblieben ;  sie  hängt  mit  der 
eigentümlichen    historischen  Entwicklung 
der  kommunalen  Selbstverwaltung  zusammen. 
Die  rechtliche  Gnmdlage  für  die  Armen- 
steuer bildet  das  Armengesetz  der  Elisabeth 
von  1601.    Objekt  der  Bestenenmg  ist  der 
Reinertrag  des  Gnindvermögens,  von  dem 
nur  Hochwald  und  Bergwerke  ausgenommen 
waren.    Das  Einkommen  und  das  beweg- 
liche Vermögen  blieben  befreit,  soweit  es 
nicht  zu  Pfarrpfrflnden  gehörte:  erst  im 
Laufe  der  Zeit  und  mit  der  zunehmenden 
Bedeutung    des    beweglichen  Vermögens 
bildete  sich  eine  Ausnahme  bezüglich  des 
in  Gewerbe  und  Handel  angelegten  Kapitals 
—  stock  in  trade  —  heraus,  das  geraume 
Zeit  zur  Steuer  veranlagt  wurde,  bis  das 
St.  3  und   4   Vict.  c.  89  von   184«>  die 
Heranziehung  derartigen  Vennögeus  unter- 
sagte.   Wenn  hierdurch  der  Charakter  der 
St  euer  al  s  ei  ner  G  ni  ndertrags-  und  Wohn  u  n  gs- 
aufwandsteuer   in  seiner   Reinheit  wieder 
hergestellt  wurde,  so  entsprach  es  anderer- 
seits der  Konsequenz,  jene  zu  Gunsten  des 
Hochwaldes  und  der  Bergwerke  getroffenen 
Ausnahmebestimmungen   fallen  zu  lassen ; 
seit  dem  Rating-Act  von  1874  —  St.  37,  38 
Vict.  c  58  —  ist  «1er  Ertrag  auch  «lieser 
Objekte  «1er  Steuer  unterworfen.  Veranlagt 
zur  Steuer  wird  nicht  der  Eigentümer  als 
solcher,  sondern  «1er,  «ler  das  Objekt  in  der 
Benutzung  hat,  bei  einer  lease  dalier  «ler 
tenant,  bei  vermieteten  Wohngebäuden  «ler 
Mieter;  erst  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts 
haben  die  Schwierigkeiten,  mit  denen  die 
Steuereinziehung    bei    kleineren  Wohnge- 
bäuden mit  rasch  wechselnden  Mieten)  ver- 
bunden ist.  «lahin  geführt,  unter  gewissen 
Voraussetzungen  den  Eigentümer  direkt  fin- 
den Steuerbetrag  haftbar  zu  machen,  eine 
unter  dem  Namen  des  compoundintj-Systeins 
bekannte  Einrichtung,  die  sich  immer  mehr 
filier  die  euglischen  Städte  ausgebreitet  hat ; 
ihr  Wesen  besteht  darin,  dass  die  Steuer 
vom  Eigentümer  erfordert  wird,  der  jedoch 
als  Aeouivalent   für  das  ihm  zufallende 
Risico  der  Wiedereinziehung  einen  Naclüass 
im   Steuerbetrage  erhält.    Die  Gnmdlage 
für  die  Berechnung  des  steuerpflichtigen 
Ertrages  bildet  die  Rente,  die  vom  Grund- 
stück durch  Vermietung  oder  Verpachtung 
erzielt  wird  bezw.  bei  Anwendung  dieser 
Art  «ler  Verwertung  zu  erzielen  sein  würde; 
von  diesem  Bnittoertrage  —  annual  vahie 
werden  zunächst  der  Betrag  der  Steuern 
und  öffentlichen  Lasten   und  von  der  so 
gefundenen  Summe  —  gross  estimated  rental 
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—  der  Betrag  an  Reparaturkosten,  der  für 
die  Unterhaltung  des  Grundstückes  aufzu- 
wendende Betrag,  die  Versicherungsbetrage 
u.  s.  w.  in  Abzug  gebracht;  ho  wird  der 
steuerpflichtige  Reinertrag  —  rateable  value 

—  ermittelt;  nach  diesem  erfolgt  die  Ver- 
anlagung der  Steuer.  Die  englische  Armen- 
steuer ist  dadurch  besonders  merkwürdig, 
dass  nach  ihrem  Umlagefuss  auch  eine  Reihe 
anderer  Steuern  für  Zwecke  der  Selbstver- 
waltung erholien  werden,  ja,  dass  auch  die 
Staats-  und  Grafschaftssteuern ,  soweit  sie 
armenpflegerischen  Zwecken  dienen,  zum 
Prossen  Teil  als  Zuschläge  zur  Armensteuer 
erhoben  werden.  Die  englische  Annensteuer 
ist  vielfach  Gegenstand  der  Kritik  geworden. 
Zu  einer  Zeit  entstanden,  in  der  das  Ein- 
kommen hauptsächlich  im  Gnindertrage  be- 
stand und  die  Selbstbenutzung  des  Grund- 
eigentums durch  den  Eigentümer  die  Regel 
bildete,  entspricht  sie  den  durch  Handel 
und  Industrie  wesentlich  veränderten  Ver- 
hältnissen in  um  so  geringerem  Masse,  als 
heute  die  Annenpflege  in  der  Reihe  der 
kommunalen  Aufgaben  einen  sehr  viel  be- 
scheideneren Platz  einnimmt.  (Wegen  des 
Details  vgl.  die  Artikel  Annengesetzgebung 
in  Grossbritannien  und  Gemeindefinauzen.) 

Die  Besteuenmg  auf  der  Gntndlage  des 
Objekts  findet  sieh  verhältnismässig  häufiger, 
namentlich  bei  den  für  niincnpfJcgerische 
Zwecke  gebildeten  grösseren  Verbänden  und 
in  Fällen,  in  denen  ein  Teil  der  Armen- 
pflege obligatorisch  gemacht  worden  ist. 
lieispiele  bieten  für  Deutschland  die  Um- 
lagen für  die  durch  die  grösseren  Verbände 
geübte  Anneupflege ,  namentlich  auch  in 
Bezug  auf  Bediilfen  an  leistungsunfähige 
Gemeinden.  So  bestimmt  das  württembergi- 
sche (i.  v.  2.  Juli  1889,  dass  der  Auf- 
wand der  Ijandarmenverbände .  soweit  er 
nicht  aus  eigenen  Einnahmen  gedeckt  werden 
kann  oder  aus  der  Staatskas.se  ersetzt  wird, 
nach  dem  Verhältnis  der  Staatssteuer  aus 
Grundeigentum ,  Gefällen,  Gebäuden  und 
Gewerben  mit  Einschluss  des  fingierten 
Staatssteuerbetrags  der  nur  amts-  und  ge- 
meindestenerpflichtigon  Objekte  auf  die  dem 
Landiinucn verband  angehörigen  <  >beramts- 
liezirke  ausgeteilt  und  von  diesen  unter 
dem  Amtsschaden  zur  Umlage  gebracht 
wird.  Für  Baden  schreibt  das  G.  vom 
5.  Mai  1870  vor,  dass  die  Umlagen  zur 
Bestreitung  des  Aufwandes  für  die  Kreis- 
amienpflcge  in  gleicher  Weise  wie  die  Um- 
lagen für  ilie  Gemeindeanneiipflege  auszu- 
schreiben seien  und  dass.  wenn  die  nach  gesetz- 
licher Vorschrift  erforderliche  Umlage  auf  die 
zur  Kreisannenpflege  beizuziehenden  Steuer- 
kapitalien mehr  als  einen  hallten  Kreuzer 
von  hundert  Gidden  betrage,  die  Staatskasse 
verpflichtet  sein  solle,  den  Mehrbetrag  auf 
Antonlern  an  die  Kreiskasse  zu  ersetzen. 


In  Anhalt  ist,  soweit  die  Erträge  der  Land- 
armenfondsdotation  jsur  Bestreitung  der 
Ausgaben  für  das  Jjandarmenwesen  nicht 
ausreichen,  der  Landarmenverband  berech- 
tigt, Kreissteuern  auszuschreiben,  die  auf 
die  einzelnen  Kreise  nach  dem  Verhältnis 
der  für  letztere  festgestellten  Kreissteuer- 
einheit  zu  verteilen  sind.  In  Frankreich 
liaben  die  Gemeintlen.  departenients.  und 
der  Staat  den  aus  dem  Gesetz  vom  15.  Juli 
1893  erwachsenden  Aufwand  zu  bestreiten 
und  sind  befugt,  zu  diesem  Zwecke  Zu- 
schläge zu  den  Gemeindesteuern  nach  dem 
Centimefuss  zu  erheben  (vgl.  Art.  Armen- 
gesetzgebung in  Frankreich).  In  Belgien 
ist  liehufs  Ausgleichung  der  Armenlast 
ein  fonds  coinmun  für  jede  Provinz  ein- 
gerichtet, der  aus  Beiträgen  der  Gemein- 
den, der  Provinz  und  des  Staates  unter- 
halten winl.  Die  Beiträge  der  Gemeinden 
waren  nach  dem  Gesetz  von  1876  nach  der 
Einwohnerzahl  umzulegen,  was  durch  das  G. 
v.  27.  November  1891  wegen  der  daraus  für 
die  kleinen  Gemeinden  erwachsenden  Be- 
schwerden dahin  geändert  wurde,  dass  die 
Beitrüge  nur  zur  Hälfte  nach  der  Einwohner- 
zahl, zur  anderen  Hälfte  nach  dem  Ertrage 
der  direkten  Steuern  umzulegen  sind.  (Vgl. 
Art.  Annengesetzgebung  in  Belgien.)  In  den- 
jenigen schweizenschen  Kantonen,  in  denen 
die  Anneupflege  nach  dem  <  )rtsbürgerpriueip 
geübt  wird,  bedienen  sich  die  Ortsbürger- 
gemeinden der  Annensteuer  als  eioes  Mittels, 
den  aus  ihren  sonstigen  Einkünften ,  insbe- 
sondere den  Erträgen  der  Bürger-  und  Annen- 
güter  nicht  zu  bestreitenden  Teil  des  Annen- 
pflegebedarfs  zu  decken ;  als  Grundlage  der 
Steuer  kommen  Vermögens-,  Einkommens-, 
Erwerbs-,  Haushaltungs-  und  Kopfsteuern 
vor;  der  Regel  nach  sind  verschiedene 
dieser  Steuersätze  kombiniert. 

Notwendigkeit  und  Zweckmässigkeit  l>e- 
sonderer  Annensteuern  hängt  in  erster  Ii  nie 
von  der  allgemeinen  administrativen  uud 
kommunalen  Organisation  ab.  Wo  eine  l>e- 
sondere  konimuuale  Organisation  für  die 
Aufgaben  des  Armen  wesens  besteht,  bildet 
die  Erhebung  besonderer  Armensteuern  ihre 
einfache  Konsequenz.  Doch  ist  die  gegen- 
wärtige Strömung  der  Bildung  und  Erhal- 
tung solcher  Sonderorganisationen  nur  wenig 
günstig.  Mit  der  wachsenden  Bedeutung, 
die  andere  Wohlfahrt  sauf gaben  für  die  ört- 
lichen Verbände  gewinnen,  ergiebt  sich  auch 
die  Notwendigkeit,  die  örtlich  verfügbaren 
Mittel  thunlichst  in  dersellten  Haud  zu  ver- 
einigen. 

Littorutur:  Eine  reichhaltig»  LiUcintur  h<H  mir 
dir  Armrnstriirr  E>»yl>indx  hcrr»rtjerufru.  i'»n 
deuUchrn  Werken  »ind  zu  nennen:  Böiltckrr. 
Die  KommuniiU>e*Wnrmng  i«m  England  und 
Wale;  WS.  —  Aschrott.  lhi*  englische  Ar- 
memrr*eH    in   »einer  hhturUrhen  Entirickthtwj 
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u ud  in  »einer  hmligm  (ientalt,  Leipzig  ISJiti.  — 
Von  englischen  Werken :  (loschen,  Jleports  and 
Sfiercheji  «ji  Ltcal  Taxation,  Lical  tioccrnment 
diu/  Taxation  <>n  the  Untied  Kingdom,  <i  Serie* 
>ff  E**<ty*  publithid   uutter  the    Stmction  of  the 
C-iMeii  t'lnh;    Editrd  hy  Pn>bl/n  (lte$t,ndrr»  iler 
Umehnitt     I.ocal    Taxation    ton    t'hillips).  — 
IVHght  and  Hobhoune,  an  Outline  of  L>cal 
t;.,cernment  and  L-cal    Taxation,    Ismdon  . 
und   Supplement,  #S.    —    Im    übrigen   nind  tu  I 
rerglrichen   die  tonnt   in   dienern  Artikel  Armen- 
treten  genannten   allgemeinen  Schriften  und  die  | 
Artikel  ülier  die  Armenge*et:gibung  der  einzelnen 
Linda. 

.Hiinnlrrlterfh 


VII. 

A  rmenntat  ist  ik. 

I .  A  1 1  er  e  tu  e  i  im»  s.  I .  Schwierigkeiten  der 
A.  2.  Erfordernisse  der  A.  »nd  deren  bis- 
herige Lösungen.  3.  Die  Leistungen  der  A.  in 
Deutschland  (insbesondere  in  Bayern.  Olden- 
ImrtT.  Sachsen,  Wilrttemlierg  und  seitens  des 
Deutschen  Heiehe* i.  II  Die  Ergebnisse 
der  A.  im  deutschen  Bei  ehe.  4.  (Jcsnmt- 
ergebnis.  ö.  Der  l'mfaiiur  der  l'nterstützten. 
H.  Die  offene  und  geschlossene  Armenpflege. 
7.  Die  Verannungsursaehen.  8.  Der  Aufwand 
der  Armenpflege  und  der  durchschnitt  liehe 
l'nterstützungsbetrag.  51.  Bayern.  10.  Olden- 
burg. III.  Die  Leistungen  und  Ergeb- 
nisse der  A .  in  den  a u s s e r d e u t s c h e n 
Staaten.  11.  Italien.  12.  Frankreich.  13. 
Spauien.  14.  Belgien,  lü.  Grossbritumiien  und 
Irland.  1(5.  Oesterreich.  17.  Die  Niederlande. 
1K.  Die  Schweiz.  1».  Dänemark.  20.  Schweden. 
21.  Norwegen. 

I.  Allgemeines. 

1.  Schwierigkeiten  der  A.  Das  Armen- 
wesen ist  zwar  l>ereits  vielfach  und  nament- 
lich in  allerjttngster  Zeit  Gegenstand  statisti- 
scher Krmittelnng  und  Bearbeitung  gewesen : 
dennoch  hat  »'s  in  dieser  Beziehung  erst  in 
vereinzelten  Fällen  für  ganze  linder  oder 
grössere  Ijindosteile  —  also  altgesehen  von 
den  rein  örtlichen  Darstellungen  für  einzelne 
Städte  —  eine  umfassender»'  und  ausgiebigere 
Behandlung  erfahren.  Allerdings  bereitet 
die  Beschaffung  der  rnterlagen.  zumal  wenn 
es  gilt,  die  gesamte  gen -gelte  Armenfür- 
sorgo  zu  erfassen,  erhebliche  Schwierigkeiten. 
Das  trifft  vorzugsweise  zu  für  das  ausge- 
dehnte Gebiet  der  privaten  Wohlthätigkeits- 
ühung  durch  Vereine  und  Genossenschaften 
wie  durch  hallsdfentliche.  milde  Stiftungen, 
denen  eine  Verpflichtung  zur  Hergäbe  sta- 
tistischer Nach  Weisungen  in  der  Kegel  nicht 
obliegt:  gelingt  es  auch  wohl  meistens,  von 
dem  einfachen  Bestände  aller  dieser  oft 
zahlreichen  Anstalten  Kunde  zu  erhalten, 
so  doch  keineswegs  immer,  über  ihre  Wirk- 
samkeit das  Nähere  in  gewünschter  Gestillt 
zu  erfahren.     Anders  ist   der  Sachverhalt 


bezüglich  bloss  der  öffentlichen  Armen- 
pflege, wennschon  auch  diese,  je  nach  ihrer 
Verfassung,  sich  der  statistischen  Erforschung 
gegenül>er  mehr  oder  minder  spröde  zu  er- 
weisen vermag.  Das  trifft  besonders  dann 
zu,  weun  die  öffentliche  Armenpflege,  wie 
in  den  Hansestädten  und  dem  Königreiche 
Italien,  keine  einheitliche,  sondern  an  eine 
Reihe  von  einander  unabhängiger,  nach  ver- 
schiedenen Grundsätzen  und  Richtungen 
wirkender  Anstalten  und  Stiftungen  ge- 
knüpft ist.  Doch  auch,  wo  unter  staatlicher 
Aufsicht  ein  nach  einheitlichen  Vorschriften 
eingerichtetes  Unterstützungsverfahren  als 
Sache  der  Gemeinden  und  anderer  auf  Ge- 
setz beruhender  öffentlicher  Verbände  be- 
steht, hat  die  Gewinnung  eines  etniger- 
massen  zulänglichen  armenstatistischen  Ma- 
terials mancherlei  Hindernisse  zu  über- 
winden, da  die  Vorbedingung  hierfür,  eine 
gehörige  Buchung  der  zu  erhebenden  That- 
sachen,  noch  viel  und  gerade  in  der  Mehr- 
zahl der  in  Frage  kommenden  Verbände,  in 
denen  des  platten  Landes,  zu  wünschen 
übrig  lässt.  Auch  sind  die  Einrichtungen 
kleiner  ländlicher  Gemeinden  mit  ihrer 
reinen  Naruralverpfloguug,  ihrem  Reihezuge 
oftmals  einer  regelrechten  statistischen  Er- 
mittelung kaum  zugänglich.  Solche  er- 
schwerenden Umstände  fallen  um  so  mehr 
ins  Gewicht  und  erklären  die  bisherigen  im 
grossen  und  ganzen  nur  bescheidenen  Er- 
trägnisse der  Armenstatistik,  als  diese  letztere, 
ohne  in  wesentlichen  Puukten  Lücken  zu 
lassen ,  bereits  einen  ziemlich  weiten  Kreis 
von  Ermittelungen  zur  Voraussetzung  hat. 

g.  Erfordernin»e  der  A.  und  deren 
bisherige  Innungen.  Vier  Hauptpunkte 
sind  es.  welche  für  eine  gründliche  und  zu- 
reichende statistische  Behandlung  des  Armen- 
wesens in  Betracht  kommen.  Nächst  der 
Kenntnis  des  Systems,  des  gesetzlichen  Zu- 
stande1» ,  nach  welchem  sich  das  Unter- 
stützungswesen regelt  —  also  ob  uud  nach 
welchen  Grundsätzen  sie  besteht,  auf  wem 
sie  lastet,  auf  welchem  Wege  die  Unter- 
stützungskosten zu  decken  siud,  ob  eine 
Ersatzpflicht  des  Unterstützten  im  Falle  ge- 
hobener Notlage  vorgeschriel>en .  wer  als 
hilfsbedürftig  anzusehen,  welche  Art  von 
Hilfe  zu  leisten  ist,  welche  Zwangsmittel 
gegen  Arbeitsscheue  und  Bettler  anzuwenden 
und  dergleichen  — ,  bedarf  es  des  Nach- 
weises der  Verwaltungseiurichtungen  mit 
Einschluss  der  für  die  praktische  Hand- 
habung der  Annenpflege  geltenden  Grund- 
sätze und  vorhandenen  Anstalten  und  Ein- 
richtungen. An  dritter  Stelle  ist  sodann 
der  Umfang  der  Unterstützten  sowohl  in 
ihren  persönlichen  als  in  den  Beziehungen, 
in  welchen  sie  zur  Annenpflege  stehen,  zu 
ermitteln.  Nach  der  einen  Seite  sind  liier 
Geschlecht,  Alter,   Familienstand,  Beruf. 
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eheliche  oder  uneheliche  Abstammung,  nach 
der  anderen  die  Unterscheidungen  bedeu- 
tungsvoll, ob  die  Unterstützten  dauernd  oder 
vorübergehend  hilfsbedürftig,  ob  sie  ganz 
oder  teilweise  arbeitsunfähig,  ob  sie  allein 
odpr  im  Verein  mit  Familienangehörigen  die 
Hilfe  in  Anspruch  nehmen,  ferner  von  Re- 
lang die  Kenntnis  der  Verannungsursachen 
wie  die  Art  der  angewandten  Unterstützung. 
Endlich  gehört  noch  hierher,  die  Kosten 
der  Armenpflege  und  die  Mittel  zu  ihrer 
Deckung  in  genügender  Weise  in  Betracht 
zu  ziehen. 

Diese  für  eine  einigermassen  gründliche 
Erkenntnis  zumal  des  wichtigeren  öffent- 
lichen Annen  wesens  unerlässliohen  Erforder- 
nisse sind  freilich  erst  ganz  vereinzelt  in 
wünschenswerter  Vollständigkeit  beigebracht 
worden.  Namentlich  gebricht  es  vielfach 
noch  an  ausreichenden  Thatsachen  über  die 
bloss  von  der  gesetzlichen  Armenpflege 
Unterstützten ,  der  aus  privaten  Veranstal- 
tungen Versorgten  nicht  zu  gerlenken.  Doch 
sind  neuerlich  durch  die  vereinzelt  vor- 
genommene Individualennittelung  der  Unter- 
stützten und  ihrer  persönlichen  Verhältnisse 
zumal  mit  Hilfe  von  Zählkarten  für  die  Er- 
kenntnis der  Armenverhältnisse  lieinerkens- 
werte  Fortschritt«*  in  Bezug  auf  genaue  und 
umfassende  Feststellung  der  Thatsachen  er- 
zielt. Allerdings  sind  diese  Ermittelungen, 
an  denen  Röckh.  Böhmert,  Berthold. 
M  i  s  c  h  1  e  r ,  Münsterberg  besonderen 
Anteil  haben,  vorzugsweise  auf  grössere 
Städte  beschränkt  geblieben,  indessen  auch 
u.  a.  in  Sachsen,  Oldenburg,  Steiennark  aus- 
geführt worden.  Ergiebiger  ist  das  im  Hin- 
blick auf  die  finanzielle  Seite,  auf  das  Armen- 
vcrraögon.  auf  die  Kosten  der  Annenpflege 
und  deren  Aufbringung  zusammengetragene 
Material.  Ebenso  sind  dort,  wo  die  Annen- 
pflege vorzugsweise  in  geschlossenen  An- 
stalten geübt  wird,  reichere  Ergebnisse  über 
deren  Wirksamkeit  erzielt  worden.  Uebrigens 
sind  die  über  das  Armen  Wesen  vorge- 
nommenen Ennittelungen  staatenweise  sehr 
abweichend ,  da  sich  dieselben  je  nach  den 
bestehenden  Einrichtungen  eben  verschiedene 
Ziele  stecken  mussten.  Ks  sind  deshalb 
die  erhobenen  Thatsachen  für  die  einzelnen 
Iiänder  wenig  zu  Verglcichungen  geeignet. 
Ans  diesem  Uninde  sollen  hier  denn  auch 
sowohl  die  gefundenen  Ergebnisse  wie  die 
Beschaffenheit  der  statistischen  Forschungen 
länderweise  getrennt  behandelt  werden  und 
zwar  dergestalt,  dass  auf  die  deutschen  Er- 
scheinungen etwas  näher,  auf  die  aus- 
wärtigen nur  bezüglich  der  wichtigeren  in 
aller  Kürze  einzugehen  sein  wird. 

8.  Die  Leistungen  der  A.  in  Deutsch- 
land (insbesondere  in  Hävern.  Oldenburg. 
Sachsen,  Württemberg  und  seitens  des 
Deutschen  Reiches).    Die  hervorragendsten 


Leistungen  auf  dem  Gebiete  der  Aruien- 
statistik  gehören  Rayern  und  Oldenburg 
an.  Dazu  gesellt  sich  eine  für  das  gesamte 
Reichsgebiet  und  von  Reichs  wegen  im 
Jahre  18KF»  veranstaltete  Ermittelung,  welche 
für  die  meisten  deutschen  Staaten  erst  den 
Gnmd  zu  einer  Armenstatistik  gelegt  liat. 
Den  bayerischen  Nachweisungen  ge- 
bührt der  Vorzug,  am  längsten  zurückzu- 
reichen: seit  1847  sind  sie  der  Oeffentlich- 
keit  übergeben.  Ihrem  Gegenstande  nach 
haben  sie.  schon  mit  Rücksicht  auf  die  ver- 
änderte Armengesetzgebung,  manche  Ver- 
änderungen erfahren.  Nach  dem  neuesten 
Stande  behandeln  sie  in  Bezug  auf  die 
Armenpflege  der  politischen  Gemeinden: 
die  Anzahl  der  dauernd  und  der  vorüber- 
gehend Unterstützten  und  zwar  die  ersteren 
nach  der  Unterstützungsweise  (in  Geld,  in 
Naturalien,  in  Anstalten),  die  dazu  gehörigen 
Familienglieder,  die  darunter  befindlichen 
jugendlichen  Personen,  die  letzteren,  je  nach- 
dem sie  ganz  oder  teilweise  versorgt  und 
arbeitsfähig  sind.  Für  alle  Katogorieen  wird 
zudem  die  Höhe  des  aufgewendeten  Unter- 
stützungsbetrages beziffert.  Ferner  wird 
der  Abschluss  der  Armenkassenrechuungen 
nach  den  Hauptposten,  der  zu  Geld  ver- 
anschlagte Naturalaufwand  und  der  Wert 
des  Armenvennögens  mitgeteilt.  Endlich 
werden  sowohl  für  die  den  Gemeinden  an- 
gehörigen  als  ihrer  Verwaltung  unterstellten 
verschiedenartigen  Anstalten  und  Stiftungen 
wie  auch  für  die  privaten  WohJthätigkeits- 
einriehtungen  Einnahmen.  Ausgaben,  ren- 
tierendes Vermögen  und  Umfang  der  Unter- 
stützten summarisch  dargethan.  Ueber  die 
Gemeindearmen  pflege  hinaus  erfährt  dann 
auch  die  der  Distrikte  und  Kreise  Berück- 
sichtigung durch  den  Nachweis  der  für  die 
verschiedenen  Zwecke  aufgewendeten  Leis- 
tungen und  Itezüglich  der  ersteren  noch 
durch  den  ihrer  Anstalten.  Endlich  werden 
die  Privatwohlthätigkeitsanstalteu  und  -ver- 
eine hinsichtlich  ihrer  verschiedenen  Arten 
nach  Zahl,  Einnahmen,  Ausgaben,  rentieren- 
dem Vermögen  und  Unterstützten  und  zwar 
je  im  Gesamtlretrage  nachgewiesen. 

Während  es  die  bayerischen  Arbeiten, 
namentlich  die  jüngeren,  bei  der  einfachen 
Mitteilung  der  erhobenen  Thatsachen  tie- 
wendeu  lassen,  bietet  die  Statistik  des 
Grossherzogtums  Oldenburg  eine  abge- 
schlossene,' eingehend.«  Erforschung  des 
Annenwesens  für  den  Zeitraum  von  1  sr><* 
bis  187").  Nächst  einer  Schilderung  der 
Entwickelung  der  öffentlichen  Armenpflege 
und  des  gegenwärtigen  Zustandos  der  Oe- 
setzgebung  wie  der  praktischen  Handhabung 
werden  einmal  die  Unterstützten  als  dauernd 
und  vorübergehen« I ,  als  gänzlich  oder  teil- 
weise Verarmte,  nach  ihrem  Verhältnis  als 
Alleinstehende  und  Familienangehörige,  als 
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Erwachsene  und  Unerwachsene,  nach  ihrem 
Geschlechte ,  nach  ihren  beruflichen  Be- 
ziehungen wie  nach  der  Art  der  Unter- 
stützung vorgeführt.  Ergänzt  werden  diese 
Angaben  durch  solche  über  die  arraenpolizei- 
lichen  Bestrafungen  sowie  über  die  Frequenz 
und  Oekonomie  der  Armenarbeitshäuser. 
Diese  die  Unterstützten  betreffenden  Angaben 
sind  seither  durch  anderweite  Erhebungen, 
welche  noch  näher  auf  den  Sachverhalt 
eingehen,  vervollständigt  worden.  Sie  sollen 
für  jeden  derselben  nachweisen :  Geschlecht, 
Alter.  Familienstand.  Konfession,  die  ehe- 
liche oder  uneheliche  Abstammung  der 
Kinder,  den  körperlichen  oder  Gesundheits- 
zustand, den  Beruf  bezw.  für  Mitunterstützte 
das  Verhältnis  zum  Familienhaupte,  die  Er- 
werbsfähigkeit,  die  Verarmungsursache,  die 
rnterstützungsart ,  im  Falle  von  »Ausver- 
dingung"  den  gezahlten  Betrag,  den  Grad 
der  Unterstützungsbedürftigkeit,  ob  dauernd 
oder  vorüliergehend  l>edürftig  und  wie  lange 
im  Jahre  unterstützt,  endlich  den  Unter- 
stfltzungswohnsitz.  Dadurch.  dass  es  sich 
hierl>ei  nicht  um  eine  einmalige,  sondern 
um  fortdauernde  Erhebungen  handelt,  halten 
selbige  einen  vergleichsweise  hohen  Grad 
der  Vollständigkeit  erlangt.  Neben  den 
Unterstützten  gewährt  die  erwähnte  olden- 
burgische Veröffentlichung  ebenfalls  Aus- 
kunft über  die  finanzielle  Seite  des  öffent- 
lichen Armen  weaens  dadurch,  dass  die  Vei- 
mögenslage,  die  Aufwendungen  und  die 
Hinnahmen  der  Ortsverbände  im  einzelnen, 
insbesondere  auch  die  durchschnittlichen 
Kosten  der  Armen  und  die  steuerliehe  Be- 
lastung der  Bevölkerung  zu  Armenzwecken 
dargethau  werden.  Ebenso  wird  der  Haus- 
halt der  Landarmenvctbäude  l*elegt.  Ueber 
die  örtliche  Armenpflege  hinaus  erfolgen 
dann  noch  Ausweisungen  filter  die  Ein- 
nahmen. Ausgaben,  den  Vermögensstand 
und  teilweise  auch  über  die  Unterstützten 
der  allgemeinen  wie  der  unter  eigener 
(nicht  kommunaler)  Verwaltung  stehenden 
örtlichen  Fonds  und  Stiftungen,  der  kirch- 
lichen Gcmeindeartnenpflegc .  der  Wohl- 
thätigkeitsvereine  und  der  katholischen 
Kranknngtifte.  Dieses  in  der  Veröffent- 
lichung vorgeführte,  ziemlich  umfängliche 
Material  hat  gleichzeitig  zu  einer  weiter- 
gehenden Untersuchung  über  die  Anlässe 
und  Umstände  der  ermittelten  Thatsachen, 
namentlich  in  Hinblick  auf  die  Beziehungen 
zwischen  dcrAupdehnung  des  Unterstützungs- 
bedürfnisses einer-  und  der  zu  dessen  Be- 
friedigung verhandeuen  Mittel  wie  der  all- 
gemeinen Wohlhabenheit  andererseits  ge- 
dient, und  zu  dem  Ende  sind  jene  That- 
sachen mit  einer  grösseren  Heihe  sonstiger 
Erscheinungen  des  sozialen  und  wirtschaft- 
lichen Jicbeus  in  Zusammenhang  gebracht 
worden.    Eine  auf  das  Herzogtum  Oldeu- 


burg,  den  Hauptgehietsteü  des  Grossherzog- 
tums  beschränkte  Fortsetzung  der  Armen- 
statistik bis  1890  geht  auch  näher  auf  die 
Personalverhältnisse  der  Unterstützten  ein, 
insofern  sie  einzeln  und  in  Familieu,  Selbst- 
und  Mitunterstützte  unterscheidet  überdies 
auch  die  Ursachen  der  Unteretützungsbe- 
dürftigkeit  berücksichtigt 

Was  im  übrigen  aus  deutschen  Staaten 
(von  einzelnen  Städten  immer  abgesehen) 
vor  dem  Jahre  1885  an  armenstatistischen 
Leistungen  von  einiger  Bedeutung  vorliegt, 
beschränkt  sich  auf  Sachsen,  Württemtterg, 
Baden  und  die  Provinz  Hannover.  Während 
die  von  der  ständischen  Verwaltung  der 
letzteren  zur  Vorlage  an  den  Provinzial- 
landtag  veranlassten  Aufstellungen  von 
einigen  Hauptthatsachen  über  die  Unter- 
stützten und  deren  bemerken  8  werter- 
weise nach  den  einzelnen  Unterstützungs- 
arten ausgeschiedenen  —  Kosten  auf  den 
fortlaufenden  Aufzeichnungen  und  Berichten 
der  (iemeindeu  beruhen,  handelt  es  sich  in 
Württemberg  und  Saclisen  um  die  Ergeb- 
nisse besonderer,  für  ein  einzelnes  Jahr 
unternommener  Ermittelungen.  Von  ihnen 
ist  die  sächsische,  welche  sich  an  eine 
—  begrenzte  und  nicht  weiter  an  die  Oeffent- 
lichkeit  gelangte  — •  Reichsaufnahme  des 
Jahres  1881  anlehnt,  die  entschieden  um- 
fassender und  gründlicher  behandelte.  Ihr 
sind  ziemlich  gleichartige  188"»  und  1895 
gefolgt.  Doch  erstrecken  sie  sich  nur  a«if 
die  eine  Seite,  auf  die  der  Unterstützten, 
suchen  diese  allerdings  in  recht  eingehender 
Weise  nach  den  verschiedensten  Richtungen 
hin  zu  erforschen.  Nächst  der  Zahl  der 
unterstützten  Personen  und  Parteien  wird 
beigebracht,  wie  sich  die  Personen  mit 
dauernder  und  vorübergehender  Unter- 
stützung, mit  offener  und  geschlossener 
Pflege  stellten,  wird  mit  diesen  Unter- 
scheidimgen  weiter  das  Verhältnis  der 
Armen  nach  dem  Unterstützungswohnsitz 
untersucht,  werden  fenior  in  gauz  ausführ- 
licher Weise  die  Armutsursachen  je  der 
selbst-  und  der  mitunterstützten  Erwachse- 
neu und  Kinder  wie  die  persönlichen  und 
beruflichen  Verhältnisse  der  Unterstützten 
veranschaulicht.  Weiter  noch  gehen  die 
Mitteilungen  für  1N81  insbesondere  bezüg- 
lich der  beiden  Städte  Dresden  und  Leipzig, 
die  unter  anderem  auf  Iiebensalter  und  Dauer 
des  Aufenthaltes  bei  Eintritt  der  Unter- 
stützungsbedürftigkeit  wie  auf  den  Ijeuniund 
der  Unterstützten  Rücksicht  nehmen.  Eine 
gewisse  Ergänzuug  erfahren  diese  That- 
sachen durch  jene,  welche  ebenfalls  auf 
Grund  eigener  Aufnahrae  über  die  Bo- 
scltaffcnheit  und  die  —  nach  Art  der  In- 
sassen raid  Aidass  ihrer  Ueberweisung  aus- 
einandergehaltenen —  Frequenz  der  Be- 
zirksarmenanstalten   wie    der  Einrichtung 
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und  Beiegling  der  städtischen  Armenarbeite- 
häuser  Auskunft  erteilen.  Uel>er  die  Be- 
völkemug  der  sächsischen  Annoahäuser 
lagen  schon  frühere,  sehr  ins  einzelne 
gehende  Nachweise  vor,  welche  den  Volks- 
zählungen entnommen  waren.  Endlich  sind 
noch  Ermittelungen  über  die  Personalver- 
hältnisse der  von  1870—1883  bestraften 
Bettler  und  Vagabunden  hierher  zu  zählen. 

Die  auf  das  Jahr  1875  bezügliche  Auf- 
nahme Württembergs  bezweckte  für 
sämtliche  bei  der  eigentlichen  Armenpflege 
sowohl  als  bei  der  weiteren  Wohltliätigkeits- 
ttbung  beteiligton  öffentlichen  wie  privaten 
Organe,  Gemeinden,  Stiftungen,  Vereine, 
summarisch  die  durch  Geld  wie  sonst  Unter- 
stützten, das  Vermögen,  die  Ausgaben  und 
Einnahmen,  die  Verpflegungstage  und  die 
in  Anstalten  vorhandenen  Betten  festzu- 
stellen, war  demnach  weniger  tief  angelegt 
als  die  sächsische. 

Baden  hat  wiederholt  annenstatistische 
Aufnahmen  veranstaltet,  so  1868,  1873.  1878, 
1883,  welche  die  I*fründner-,  Krankon- 
Waisen-,  Rettungshäuser  und  ahnliche  Wohl- 
thätigkeitsanstalten  zum  Gegenstande  haben. 
Anfänglieh  iu  den  Einzelheiten  etwas  l>e- 
selirünkter,  bezogen  sie  sich  in  letzter  Zeit 
auf  Art  und  Organisation  der  Anstalten,  auf 
das  Austaltspersonal  nach  seinen  verschie- 
deneu Aufgaben,  auf  die  verschiedenen  Arten 
der  unterzubringenden  und  verpflegten  In- 


sassen, auf  die  Verpflegungstage,  auf  die 
Zusammensetzung  des  Vermögens,  der  laufen- 
den Einuahinen  und  der  Ausgaben.  Nicht 
eingeschlossen  waren  die  gewöhnlichen 
Armenhäuser  der  Gemeinden  und  sonstige 
Anstalten,  welche  nur  01>daeh  oder  Wohnung 
und  nicht  auch  Verpflegung  gewähren.  Nach 
dieser  Richtung  hat  1874  eine  Ermittelung 
stattgefunden,  welche  die  Zald  der  Ge- 
meindcarmenhäuser  und  Kinderbewahran- 
stalten  nach  Zald  dorsell>en  und  der  In- 
sassen hezw.  Kinder  sowie  die  aus  den  Ge- 
iiieiiidekasscn,  aus  Stiftungen  und  von  Ver- 
einen gezahlten  Armenunterstützungen  um- 
fassto.  In  neuester  Zeit  sind  auch  Mit- 
teilungen des  summarischen  Armenaufwandes 
von  Staat ,  Kreisen  und  Gemeinden .  ferner 
eine  solche  der  örtlichen  und  allgemeinen 
Stiftungen  nach  Vermögen  und  Gesamtein- 
nahmen und  Ausgaben  mit  Ausscheidung 
der  Annenunterstützung  erfolgt.  Nicht  da- 
gegen sind  ausser  den  Anstaltsinsasson  Er- 
hebungen über  die  Unterstützten  vorge- 
nommen. Wohl  aber  ist  auf  Grund  be- 
sonderer Erhebungen  die  Bekämpfung  der 
Bettelei  durch  Gemeindebehörden.  Vereine 
und  Xaturalverpflogsstationen  festgestellt 
worden. 

Erwähnt  sei  noch,  dass  für  Preussen 
in  seinen  wiederholten  Veröffentlichungen 
über  das  kommunale  Finanzwesen  auch  der 


Aufwand  für  Armenpflege  mit  Eiusclüuss 
jedoch  der  sonstigen  Wohlthätigkeit  beziffert 
ist.  Die  finanzielle  Seite  des  Armenwesens 
ist  ebenfalls  bereits  seit  längerer  Zeit  näher 
von  Bremen  statistisch  nachgewiesen 
worden. 

In  ein  neues  Stadium  ist  1885  die  Ar- 
menstatistik  dadurch  getreten,  dass  das 
Deutsche  Reich  im  Zusammenhang  mit 
den  Vorbereitungen  seiner  sozialpolitischen 
Reformen  für  jenes  Jahr  eine  allgemeine, 
die  öffentliche  Armenpflege  behandclude 
Erhebung  vornehmen  hess.  Durch  sie  ist 
zum  erstenmal  für  ganz  Deutschland  —  ab- 
gesehen von  den  mit  abweichender  Gesetz- 
gebung begabten  Bayern  und  Elsass-Loth- 
ringen  —  ein  einheitliches  und  brauch- 
bares, für  die  meisten  Bundesstaaten  zu- 
gleich das  erste  sie  betreffende  Material 
beseliafft  worden.  Die  auch  im  Hinblick 
auf  die  verschiedenen  Verwaltungseinrich- 
tungen der  einzelnen  Minder  schwierig»? 
Ermittelung  dankt  ihre  glückliche  Durch- 
führung wesentlich  der  thunlichsten  Be- 
schränkung der  Erhebungsgegenstände  wie 
der  sorgfältigen  Vorschriften,  welche  willkür- 
licher Beliaudlung  der  mancherlei  vieldeu- 
tigen Punkte  entgegenzutreten  suchten.  In 
der  Hauptsache  ltam  es  bloss  darauf  an, 
festzustellen:  die  Anzahl  und  (städtische, 
ländliche)  Art  der  Armenverbände,  die  von 
ihnen  einzeln  und  im  Familienverbande  Un- 
terstützten, die  Unterstützungsweise  der- 
selben in  offener  und  geschlossener  Armen- 
pflege, die  Verarmungsursachen,  die  ordent- 
lichen und  ausserordentlichen  Kosten  der 
Anuenpflege  —  die  ertseren  mit  Heraus- 
hebung  der  in  barem  Geldc  und  der  in 
Naturalien  verabreichten  Unterstützungen, 
dann  der  Ausgaben  für  Suppenanstalten  und 
des  Zehr-  und  Reisegeldes  für  Reisende  — , 
die  erfolgten  Erstattungen  vorschussweise 
geleisteter  Unterstützungen  sowie  die  Zahl 
und  Höhe  der  in  Armenstroitsaehon  einge- 
klagten Beträge.  Ist  hiernach  gleich  nur 
das  für  die  Erkenntnis  notwendige  Gerippe 
iu  Betracht  gezogen,  nehmen  die  gewonneneu 
Thatsachen  doch  bereits  ein  grösseres  In- 
teresse in  Ansprach.  Für  etliche  Einzel- 
staaten hat  die  Reichserhebung  zugleich 
den  Anstoss  zu  einer  näheren  Erforschung 
und  BeariVitung  ihrer  Armenverhältnisse 
gegeben.  So  hat  damals  Sachsen  (vgl. 
oben)  wiederum  die  Iiidividualverhältnisso 
gründlich  enuittelt  und  verwertet;  so  liat 
R  r a  u  n  s  c  h  w  e  i  g  neben  der  ebenfalls  unter- 
nommenen genaueren  Feststellung  der  per- 
sönlichen Beziehungen  der  Armen  die  Iveis- 
tungen  der  verschiedenen  weltlichen  wie 
kirclüichen  und  stiftischen  Organe  der  öf- 
fentlichen Annenpflege  in  eigener  Weise 
erhoben:  so  hat  Bremen  Bend,  Alter, 
Konfession   und  ander»?  die  Persönlichkeit 
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der  Annen  angehende  Momente  näher  er- 
gründet, vorzugsweise  aber  die  finanziellen 
Verhältnis'  der  einzelnen  Annen-  und 
Wohlthätigkcitsanstaltcu  behandelt,  so  hat 
endlieh  Württemberg  besonders  die  fi- 
nanziellen Verhältnisse,  die  Deckungsart  des 
Annenaufwandes,  die  Belastung  der  Bevöl- 
kening  dureh  letzteren,  sein  Verhältnis  zur 
Staatssteuer,  die  an  überbürdete  Verbünde 
gezahlten  Beihilfen,  der»  Vermögensstand 
zum  Gegenstande  von  Untersuchungen  ge- 
macht. 

Eine  neuere  1N'J4  von  Reichswegen  ver- 
anlasste Ennittelung  sollte  thunliehst  an  der 
Hand  bereits  vorliegenden  Materials  den 
Einfluss  der  sozial |K)Titischen  Gesetzgebung 
<les  Keiehes  auf  die  Armenpflege  darthun. 
Diese,  welche  sieh,  soweit  es  sich  dabei  um 
ziffermassige  Belege  handfite,  lediglieh  auf 
die  je  von  den  städtischen  und  ländlichen 
Ortsarmen-,  und  von  den  I«iudarnicnver- 
bänden  unmittelbar  unterstützten  iVrsoncn 
(und  zwar  den  Selbstunterstützten« }  und 
auf  den  Gesamtaufwand  für  die  öffentliche 
Armenpflege  in  dem  Jahrzehnt  1SK4— WA 
zu  erstrecken  hatte,  fiel  indessen  nicht  der- 
artig aus.  dass  eine  Bearbeitung  uud  Ver- 
öffentlichung der  Ergebnisse  angezeigt  er- 
schien.  W(»hl  al>er  ist  das  von  etlichen 
Einzelstaat en  geschehen,  von  denen  Sachsen 
und  namentlich  Braunschweig  sie  zu 
eingehenden  statistischen  Untersuchungen 
über  den  gedachten  Einfluss  gemacht  haben. 

Im  Anschluss  hieran  ist  auch  die  vom 
deutschen  Verein  für  Annonpflege  und  Wohl- 
thätigkeit  veranstaltete  statistische  Thätig- 
keit  hervorzuheben,  welche  in  einer  Ver- 
öffentlichung ül>er  das  Annenwesen  in  77 
•  leuischen  Städten  gipfelt.  In  diesem  unter 
Bö h  me  rt  s  Leitung  bearbeiteten  trefflichen 
Werke  werden  im  allgemeinen  Teile  die 
Aufgaben  und  bisherigen  I  Leistungen  der 
Armenstatistik  und  die  Bestrebungen  des 
genannten  Vereins  uud  deren  Durehfülining 
wie  ein  reberhhek  über  die  l>estehenden 
Hinrichtungen  der  Armenpflege  und  nament- 
lich des  Elberfelder  Systems  gegeben.  Da- 
ran reiht  sich  die  Mitteilung  der  ungewöhn- 
lich eingehend  erhobenen  und  fein  ge- 
gliederten Thatsachen.  Dieselben  erstrecken 
sich  in  der  Hauptsache  für  Selbst-  und 
Mitunterstützte  auf  die  dauernd  und  die 
vorübergehend,  auf  die  in  offener  und  die 
in  geschlossener  Pflege  Versorgten ,  auf 
Alter,  Geschlecht  und  Familienstand,  auf 
Aufenthaltsdauer  der  Zugezogeuen,  auf  Ge- 
hürtigkeits-  und  Untorstützuugswohnsitzvor- 
hältnisse  und  auf  die  Verarmungsursaehen. 
Hieran  reiht  sich  im  besonderen  Teile  eine 
bald  mehr,  bald  minder  umfängliche  Schil- 
derung der  Einrichtung  des  Armenwesens 
und  der  Handhabung  der  Armenpflege  in 
den  einzelnen  behandelten  Städten.  Steht 


hier    auch    bloss    ein  begrenzte 


bloss 


städtische  Wohnplätze  fassendes  Gebiet 
in  Frage,  bietet  die  Veröffentlichung  doch 
eine  sehr  wertvolle  Quelle  zur  Erkenntnis 
des  Annenwesens.  Ebenso  sind  in  der 
statistischen  Veröffentlichung  wie  in  den 
Verwaltungsberichten  der  einzelnen  grösseren 
Städte,  so  namentlich  vou  Frankfurt  a.  M.. 
Magdeburg,  Dresden,  Berlin,  Breslau,  Kölu 
sehr  eingehende  Nachweisungen  sowohl  über 
die  Individual Verhältnisse  der  Unterstützten 
als  ül»er  die  Einrichtungen,  die  Verwaltung 
und  die  finanzielle  Seite  enthalten.  Kann 
hierauf  nicht  weiter  eingegangen  werden, 
da  wesentlich  bloss  die  Armenstatistik  für 
ganze  Länder  ins  Auge  gefasst  ist,  muss 
doch  die  durch  das  »Statistische  Jahrbuch 
deutscher  Städte*  bezüglich  der  Städte  von 
über  500Ü0  Einwohner  begriindete  ein- 
heitliche —  wenn  auch  noch  nicht  ganz 
vollständig  erbrachte  —  Ermittelung  über 
die  Armenpflege  hervorgehoben  werden. 
Sie  begreift  in  Bezug  auf  die  offene  Armen- 
pflege die  dauernd  und  vorübergehenden 
Selbstunterstützten  und  ihren  Unterstützungs- 
wohnsitz,  unterscheidet  Erwachseue  und  Kin- 
der, giebt  die  in  Anstalten  Untergel  »rächten 
uud  die  Verstorbenen  au  und  belegt  über- 
dies die  entstandenen  Kosten  uud  ihn» 
Deckung.  Die  Angaben  über  die  geschlossene 
Armenpflege  thun  je  für  die  verschiedenen 
Anstalten  die  Zahl,  den  Stand  uud  die  Be- 
wegung der  Insassen  und  die  Höhe  und 
Art  der  Kosten  und  dereu  Deckungsbetrag 
durch  die  Städte  dar. 

II.  Die  Ergebnisse  der  Annenstatistik 
im  deutschen  Reiche. 

4.  Gesamtergebnis.  Was  die  Ergeb- 
nisse der  deutschen  Armenstatistik  «anlangt, 
so  können  in  der  Hauptsache  hierliei  nur 
die  der  einzigen  wirklich  erfolgreichen  und 
einheitlichen  Reichsermittelung  von  1SS5 
berücksichtigt  wenlen.  Anhangsweise  sind, 
namentlich  um  die  Elitwickelung  darzuthun, 
dann  aber  auch  die  wichtigsten  Erscheinungen 
aus  Bayern  und  Oldenburg,  welche  sich  für 
längere  Zeit  zurückx-erfolgen  lassen,  zu  be- 
legen. Die  wesentlichsten  Ergebnisse 
zunächst  der  ersteren  Erhebung  lassen  sich 
zu  folgender  länderweisen  Uebersicht  zu- 
sammenfassen (s.  Tab.  auf  S.  1215): 

Bei  der  vom  übrigen  Reichsgebiete  ab- 
weichenden annengesetzlichen  Stellung  Bay- 
erns und  Elsass-I /Öhringens  mussten  die 
auf  diese  bezüglichen  Thatsachen  abge- 
sondert behandelt  wenlen.  In  dem  über- 
wiegenden TeUe  des  Reiches  liegt  die  Unter- 
stützungspflicht besonderen  Orts-  wie  Land- 
armen verbänden  ob,  und  zwar  die  endgilrige 
dem  Verbände,  in  welchem  der  Hilfsbedürf- 
tige seinen  Unterstützungswohnsitz  liat,  die 
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vorläufige  hiugegen  demjenigen  Orfsanuen-  I  land  überhaupt  keinen  rnterstiitaungswohii- 
verbande,  in  dessen  Bezirk  clie  Bedürftigkeit  sitz  haben,  liegt  die  Erstattungspflicht  den 
eingetreten  ist.  Die  Kosten  der  vorläufig  ljandarmeuverliäuden  ob,  deren  Aufgalie  zu- 
oder  unmittelbar  geleisteten  Hilfe  sind  dann 'dem  nach  landesgesetzlichen  Bestimmungen 
von  dem  Verbände  des  Untcrstützungswohn-  meist  noch  in  der  Fürsorge  für  die  beson- 
sitzes  zu  erstatten.  Wo  Bedürftige  in  Deutsch-  j  derer  l'flege  bc.lürftigen  Siechen.  Geistes- 
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kranken,  Blinden  und  Taubstummen  besteht. 
Im  Gegensatze  hierzu  ist  in  Bayern  die 
öffentliche  Armenpflege  Sache  der  politi- 
schen Gemeinden,  welche  jene  allen  den 
Personen,  auch  fremden,  angedeihen  zu 
lassen  haben,  für  die  der  Nachweis  der  i 
Hilfsbedürftigkeit  und  der  Maugel  sonstiger 
hinlänglicher  Unterstützung  gefülu-t  ist. 
Bezüglich  fremder  Armer  sind  gewisse 
Kosten  von  deren  Hcimatsgemeindcn  zu 
ersetzen.  Die  weitere  Sorge  liegt  den 
Distrikts-  und  Kreisgeineinden  ob:  teils  im 
Hinblick  auf  Aberlastete  Gemeiuden,  teils 
rücksichtlich  der  Errichtung  und  Untcr- 
haltung  grösserer  gescldosseuer  Anstalten. 
In  Elsuss-I/Othriugen  endlich  besteht,  ent- 
sprechend den  französichen  Einrichtungen, 
bis  jetzt  eigentlich  gar  keino  gesetzmäßige 
Annen  pflege,  abgesehen  von  der  «den  Be- 
zirken zugewiesenen  Fürsorge  für  hilfsbe- 
dürftige Kinder  und  Geisteskranke.  Soweit 
eine  öffentliche  kommunale  Armenpflege 
vorhanden  ist  —  und  «las  war  188"»  unter 
1699  Gemeinden  bloss  in  696  derselben  der 
Kall  —  wird  sie  durch  sogenannte  Arraeu- 
bureaus  wahrgenommen,  welche  neben  den 
Erträgnissen  von  Stiftungen  und  den  Ab- 
gaben von  öffentlichen  Lustbarkeiten  auf 
freiwillige  Zuschüsse  der  Gemeinden  ange- 
wiesen sind.  Daneben  giebt  es  zur  Zeit 
77  Gemeindespitäler.  Fast  die  eine  ganze 
Hiilfte  der  Gemeinden  keimt  Aberhaupt 
keine  Aufwendungen  fOr  die  Armenpflege. 

5.  Der  rmfang  der  Unterstützten. 
Fasst  man  nunmehr  die  in  der  vorstehenden 
Uebersicht  gebrachten  Angalien  und  zwar 
zunächst  bezüglich  derU  n  t  e  r  s  t  ü  t  z  t  e  u  näher 
ins  Ange,  so  heolmehtet  man.  dass  das  Ver- 
hältnis derselben  zur  Gesamtbevölkenmg  — 
die  sogenannte  Armenziffer    -  nicht  bloss 


Es  wurden  nämlich 


unterstützt: 

Personen  %  der 
absolut  Bevölk. 


5,3° 
2.09 
3,00 


im  Geltungsbereiche  d. 
UnterstUtzungswohn- 
si  tzgesetzes 
von  städtischen  (iemeiuden  793084 
,,   ländlichen  Gemeinden  412234 
„    Gut«i>ezirken  54  944 

,t   gemischten  Arnienver- 

bänden  68  954  2,08 

in  Bayern 
„    Stadtgemeinden  55  458 

..   Landgemeinden  96  092 

in  EIshss  - Lothringen 
von  Stnd  tj; enternden  4'  649 

.,    Landgemeinden  24  794 


3,68 
2,46 

8,09 
2,36 


Indessen  bloss  aus  dem  Verhältnis  der 
j  einfachen  Anzahl  der  Unterstützten  zur  Be- 
!  völkerung  das  befriedigte  UnterstOtzungs- 
bedürfnis  der  verschiedenen  Länder  er- 
kennen zu  wollen,  wurde  nicht  ganz  zu- 
treffend sein.  Denn  es  bedarf  keiner  Aus- 
führung, dass  nelien  der  Zahl  der  Verarmten 
auch  der  Grad  ihrer  Verannuug  und  die 
davon  abhängige  Höhe  uud  Dauer  der  ge- 
wahrten Unterstützung  in  Frage  kommt, 
dass  zum  mindesten  die  ganz  und  die  teil- 
weise Unterstützten  beziffert  worden  müss- 
ten.  Indessen  auch  abgesehen  hiervon,  hat 
man  sich  vor  eiuer  Alwjrtriebeneu  Deutung 
der  Annenziffer  zu  hüten.  Aus  deren  ver- 
schiedener Grösse  in  den  einzelnen  I Ändern 
auf  das  Bestehen  tnelir  oder  minder  ver- 
breiteter Notstände,  auf  einen  mehr  oder 
weniger  ausgedehnten  Bnichteil  einer  ver- 
armten hilfsbedürftigen  Bevölkerungsschicht 
schliessen  zu  wollen,  wurde  ein  Felder  sein. 
Vielmehr  besagen  die  Thatsachen  zunächst 
nur,  eine  wie  grosse  Anzahl  von  hilfsbe- 
dürftigen  Personen  thatsächlich  eine  öffeut- 


l>ei  »1er  Verschiedenheit,  sondern  auch  unter  j  liehe  Unterstützung  irgeud  welcher  Art 
der  Herrschaft  des  gleichen  Kechtszustandes  |  empfangen  hat.   Was  daWi  als  hilfsbedürf- 


recht  beträchtlich  schwankt.  Im  Gebiet 
des  UnterstAtzungswohnsitzgesetzes  t>ewegt 
sich  das  Verhältnis  zwischen  9.06  und  L77 
Unterstützten;  in  dem  einen  Falle  ist  also 
die  Armenziffer  fünfmal  so  stark  als  in  dem 
anderen.  Das  erstere  liat  statt  in  dem 
hamburgischen  Freistaate,  dem  sich  Lülieck, 
Bremen,  Meeklenburg-Strelitz  und  der  Ber- 
liner Verwaltungsbezirk  nähern.  Auf  der 
entgegengesetzten  Seite  steht  Schaumburg- 
Lippe,  mit  dem  die  niedrige  Ziffer  Alten- 
burg und  beide  Schwarzburgs  teilen.  In 
gleicher  Weise  kommen  örtliche  Besonder- 
heiten zum  Vorschein,  wenn  man  den  Eigen 


Hg  angesehen,  ist  eine  Frage  des  einzelnen 
Falles,  die  je  nach  der  Auffassung  der  Ar- 
menbehörden  ihre  eigene  Entscheidung  er- 
halten hat,  fAr  die  es  an  einem  allgemeinen 
Merkmal  gebricht.  Bei  entsprechenden  Un- 
tersuchungen für  0 Idenburg  hat  sich  in 
dieser  Beziehung  die  Tltatsache  herausge- 
stellt, dass  die  Annenziffer,  also  die  an  der 
Bevölkenmg  gemessene  Zahl  der  unter- 
st Atzten  Armen  im  geraden  Verhältnis  zum 
"Wohlstande  der  Laudesteile  steht,  demnach 
mit  diesem  wächst  und  sinkt.  Das  erkennt 
!  mau  deutlich,  wenn  man  das  Grossherzog- 
i  tum  nach  dem  mittleren  Einkommen  eines 


tümüchkeiten  der  Armenverbändc,  wie  sie  Steuerzahlers  sowie  ebenfalls  danach  in 
der  städtische  oder  ländliche  Charakter  der-  seine  Gemeinden  zerlegt,  wie  sich  das  Ver- 
seilten bedingt.  Kechnung  trägt.  ;  hältnis  der  Kontribuenten  von  unter  600  M. 

j  Einkommen,  d.  h.  der  minder  Begüterten 
j  zu  dem  eines  solchen  von  über  3000  M. 
j  d.  h.  eines  Wohlhabenden  stellt.  Alsdann 
| betrug  für  den  Staat  im  ganzen: 
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beim  inittl. 


je  1  Kontril). 
von 

500—600  M. 

600-800  „ 
800—1000  r 
«her  1000  r 


dio 
Ar- 
men- 
ziffer 
3,52 
4.24 
5,32 
5, 10 


bei  folgenden 
minder  Begü- 
terten auf  1 
Wohlhubeml. 
über  100  M. 
50—100  - 

20-50  ; 

unter  20  „ 


die 
Ar- 
men- 
ziffer 
2,80 

3.17 
4.21 
5,45 


Und  eine  Ähnliche  Abstufung  wie  hier 
kehrte  innerhalb  aller  grösseren  Ijandesteile 
wieder.  Dabei  zeigte  zugleich  eine  nähere 
Prüfung,  dass  die  Anzahl  der  Unterstützten 
nicht  allein  von  dem  Untorstützungsbedürf- 
nisse.  sondern  ebenso  selu\  wenn  nieht 
mehr,  von  der  Möglichkeit  abhängt,  dasselbe 
zu  befriedigen.  So  sind  also  in  einem 
wissen  Grade  für  den  Punkt,  bei  dem 
Hilfsleistung  als  geboten  anerkannt  wird, 
die  dazu  liereiton  Mittel  massgebend.  Je 
leistungsfähiger  nun  in  wirtschaftlicher  Hin- 
sicht eine  Bevölkerung  ist.  um  so  mehr  ist 
sie  auch  im  stände,  für  öffentliche  Unter- 
stützung der  bedürftigen  Klassen  zu  sorgen, 
um  so  höher  wird  sie  die  l'ntergrenzc  des 
notwendige  n  Lebensunterhaltes  ziehen  ' 
und  dementsprechend  um  so  früher  in  die ! 
Loge  geraten,  tiefer  Gesunkene  zu  heben: 
ie  weniger  aber  der  Wohlstand  verbreitet 
jst.  desto  empfindlicher  werden  Opfer  für 
die  öffentliche  Mildthätigkeit  empfunden, 
um  st»  schärfer  wird  die  liedürftigkoifcdrage 
geprüft,  um  so  niedriger  das  zidässige  Mass 
der  Lehenshaltung  herabgedrüekt  werden.  I 
Eine  gewisse  Bestätigung  gelten  ja  auch 
die  für  das  Reich  mitgeteilten  Zahlen.  Sind 
es  doch  gerade  die  städtischen,  in  der  Kegel 
dem  platten  Lande  gegenüber  durch  grös- 
seren Wohlstand  ausgezeichneten  Verbünde, 
in  denen  sich  die  höhere  Annenziffer  findet; 
dazu  kommt,  dass  sie,  und  wesentlich  in- 
folge ilires  gehobenen  Wohlstandes,  meist 
mehr  mit  Stiftungen  ausgerüstet  sind,  welche 
zunächst  die  Mittel  der  Armenpflege  her- 
geben und  nicht  den  sofortigen  Rückgriff 
auf  die  Steuerkraft  der  Bevölkerung  ge- 
llten sein  lassen,  l'nd  weiter  sind  noch 
eine  ganze  Reihe  von  Umständen  mehr 
«nler  minder  für  die  Höhe  der  Armenziffer 
liestiiumond :  die  organisatorischen  Einrich- 
tungen der  öffentlichen  Armenpflege  selbst 
namentlich  in  Bezug  auf  die  Thätigkeit  der 
Armenpflege,  ob  z.  B.  das  sogenannte  Elber- 
felder System  der  Einzelltoobachtung  be- 
steht, dann  die  Mitwirkung  der  Kirche  und 
Privater  au  der  Fürsorge  für  Notleidende, 
die  Beschäftigungsweise  und  Erwerbsver- 
hältnisse der  arbeitenden  Klassen  und  die 
daraus  erwachsenden  Gefährdungen  der 
Gesundheit  und  des  Verdienstes,  der  wirt- 
schaftliche Sinn  oder  die  Neigung  zu 
Völlerei.  Trunksucht,  Arbeitsscheu,  das  Elir- 
gofühl  gegenül>or  öffentlicher  Unterstützung  I 
und  dergleichen.    Kurz  es  liegt  auf  der 

Hftndwurtorliurh  der  Slantswi^teiisihafirn,  Zweite 


Hand,  dass  die  örtlichen  Versclüedenheiten 
in  der  Ausdehnung  der  öffentlich  unter- 
slüzten  Armen  den  mannigfachsten  Ursachen 
entsprossen  sein  und  ohne  nähere  Unter- 
suchung nicht  schon  als  die  Folge  mehr 
oder  minder  verbreiteter  Notstände  ange- 
sehen werden  können. 

6.  Die  offene  und  geschlossene  Ar- 
menpflege. Für  die  Beurteilung  der  An- 
zahl der  Unterstützten  —  zum  Teil  schon 
Hinsichtlich  des  Grades  der  Unterstützungs- 
fälle, mehr  aber  noch  aus  dem  Gesichts- 
punkte der  Kostspieligkeit  —  würde  es 
wesentlich  sein,  auch  die  Weise,  in  der  die 
Unterstützung  gewährt  wurde,  in  Betracht 
ziehen  zu  können;  lässt  sich  das  auch  nur 
insoweit  bewirken,  als  jene  in  offener 
oder  geschlossener  Armenpflege, 
soll  heissen  iu  den  Wohnungen  der  Be- 
dürftigen selbst  otler  unter  Ijoslösung  aus 
ihren  bisherigen  Haushaltungsbeziehuugen 
in  Anstalten  irgend  einer  Gattung  bestand, 
so  ist  damit  doch  schon  eine  wichtige  Auf- 
klärung gewonnen.  Herausgestellt  hat  sich 
hierbei,  dass  im  Geltungsbereiche  des  Uuter- 
stützungswohnsitzgesetzes  unterstützt  wur- 
den in: 


von  den 


offener  Pflege 

Personen  °,0  Personen  u0 
Ortsariuenverbiind.    1  063  158  80,0  266058  20.0 
darunter  von 
stüdt.  Gemeinden      626012  78,9  167072  21,1 
liindl.  Gemeinden      33164380.5    80591  19,5 
Gutsbezirken  5060492,1     4340  7.9 

gemischten  Bezirken  54  899  79.6  14055  204 
Landarmenverb.  1 5  763  41  ,j  2236858.7 

Armen  verbünde  zu«.  1078  921  78,9  288426  21,1 

Entschieden  überwiegt  lucrnaeh  also  die 
Unterstützung  iu  offener  Pflege:  ihr  gehören 
bereits  etwa  vier,  der  anderen  Form  nur 
ungefähr  ein  Fünftel  an.  Dass  überhaupt 
die  offene  Fürsorge  die  vorherrschende, 
kann  nicht  Wunder  nehmen,  wenn  man 
l>edenkt,  dass  doch  eine  grosse  Anzahl  von 
Unterstützungsfällen  nur  leichterer  und  ganz 
vorübergehender  Natur  ist,  dass  es  hier  zu- 
gleich aus  sittlicheu  wie  aus  finanziellen 
Gründen  von  vornherein  angezeigt  ist.  die 
Pfleglinge  ihren  bisherigen  Kreisen  zu  er- 
halten. In  Bayern  l>eispiels\veiso  setzten 
sic  h  die  Unterstützten  im  Jahrzehnt  1871  SO 
durchschnittlich  aus  08.31  dauernd  und  mit- 
hin bloss  Hl.öt)%  vorübergehend  Versorgten 
zusammen.  In  Bezug  auf  «bis  Unterstützungs- 
verfahren traten  übrigens  recht  auffällig«? 
Verschiedenheiten  in  räumlicher  Beziehung 
hervor.  So  waren  unter  100  Versorgten  im 
Freistaate  Bremen  und  in  Meeklenburg- 
Strelitz  bloss  etwa  10,  hingegen  in  Schwarz- 
burg-Sondershausen,  Reuss  j.  L..  Hannover. 
Schleswig -Holstein  und  Sachsen -Weimar 
zwischen  A2  und  'M  in  Anstalten  unterge- 

Aufliijce.    I.  Tt 
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bracht.  Tr,i|."'ii  zur  Anwendung  «los  .'in.-ii 
oder  do>  anderen  Verfahrens  gewiss  di<" 
Beschaffenheit  'I<t  Fall«-.  so  doch  noch  mehr 
die  überkommen« 'ii  Einrichtungen  und  die 
Auffafsunpon  ül*  r  «b-n  Wert  «h*r  Ahhilfs- 
mittel  wie  auch  die  Hücksicht  auf  den 
Kostenpunkt  l*'i.  Jnsliesondcre  ist  hier  von 
Belang,  ob  sogenannt«-  ArincnarW'itshäuscr 
zur  Aufnahme  arlieitsfähiper  Bedürftiger 
zahlreich  Eingang  p-furidcn  hatten.  Einige 
Bedeutung  für  die  häufigere  oder  geringere 
Anwendung  der  geschlossenen  Pflege  scheint 
auch  der  railiche  Oiarakter  der  Armenver- 
K'inde  zu  haben.  Wenigstens  stehen  nach 
den  obigen  Ansahen  den  übrigen  Vorhäii'len 
die  (jntsltezirke  schroff  gegenülier,  welche, 
in  ihrer  Ausdehnung  wie  Leist  ungskraft 
mehr  ;bes«diränkt,  der  kost>pi«'ligeren  An- 
>taltspflVge  von  vornherein  weniger  ge- 
wachsen sind.  Wie  sehr  jene  Uddon  Um- 
stände ins  Ge wicht  fallen,  erkennt  man 
auch  Ix'i  der  Scheidung  von  Orts-  und 
J*indarmenvcrhänden,  von  denen  jene  klei- 
neren Verbände  einen  viel  geringeren  Teil 
ihrer  Unterstützten  anstaltsweise  verpflegt  I 
halten.  Freilieh  sin<l  die  grösseren  und 
leistungsfähigeren  Lindarnien  vorbände  auch 
-  und  eU'n  deshalb  -  vorzugsweise  zu 
Hilfsleistungen  bei  alh^rhan«!  Gebrochen  be- j 
rufen,  für  die  eine  geordnete  Anstaltspflego 
besonders  «gottotoil  ist. 

7.  Die  VernrniunKsurxnclien.  Teil- 
weise wegen  der  Wahl  der  Abhilfsinittel. 1 
teilweise  für  die  gehörige  Würdigung  der 
L'ige  der  notleidenden  Bevölkennigssehieht 
und  der  Thätigkcit  d«-r  öffentlichen  Armen- 
pflege dieser  g«_-genütter  ist  die  Berücksich- 
tigung der  V  e  rar  in  u  n  gsu  r  sa<-  Ii  e  n  von 
äusserst«.'!-  Wichtigkeit.  Hält  man  sich  «ler 
giöss.ren  Einhelligkeit  «ler  Thatsaohon 
w.geii  wiederum  allein  au  das  Geltungs- 
gebiet des  I  jiterstützuiigswohnsitzgt'Sf'tzes. 
so  pclangt  man  zu  Cutci-stützten : 


hIm«>- 
lut 

2  (>23 

1 1  S01 

2.»y  044 


Pio- 


ii  111 

/•«Mit  Ktnw 

2,'  0,73 
Ot2  O.Ob 

o,«j  0,30 
17,5  Mi 


wtet-ii 

eigener  Verletzung  |  .=  = 
Verletz.  «I.  Kniäbrcrs  J  |  | 
Tod  «Ie«  Krnülin-rs  I  'S— 
desglei«  heu  |--= 

Krkh.  «1. Tutel  stützt.  f£|   3NS  363  2S.4  «j.74 

kilrp.  od.  g<  ist.  Gehr.  )  =        167  047   12.3  4.21 

•4-1)  5-12 

7,1  2,43 

>A  1.86 

2.1  OJ2 

1.2  0,41 


Alterst  liwüc  he  204  078 

irrosM-r  Kind«rzalil  <><>  S32 

Arl«eitslosii;keit  74°77 

Trunk  28  638 

Arbeitsx  li«  u  10  330 
anderer  In  >t ininit  angeire- 

bciu-r  VisiK'lien  106  309 
anderer  nicht  ;iiureg«-bciu>r 

l'rsu  heu  1  3<H) 


7-S  2,67 


o.  1  0.03 


Bei  dieser  Aufstellung  ist  danach  vor- 
fahren  wurden,  dass  überall  dort,  wo  der 
Ihtorstützungsfall  mehrere  Personen  U-priff. 


wo  es  sich    also  um  eine  ganze  Familie 
hamlclte .  für  sämtliche  Familienmitglieder 
«Ii«*  Ursache  der  Verarmung  des  Familien- 
haupt.s  angenommen  ist.    Alsilanu  kommt 
mau  zu  dem  Ergebnisse,  dass  entschieden 
«lic  nndsten  Notleidenden  wogen  Krankheit 
«h-r  öffentlichen  Armenpflege  anheimfallen, 
ein  I 'instand,  «ler  wieder  «Inrauf  schlössen 
k"isst.  «Inss  in  zahlreichen  Fällen  das  Unter- 
stiitzungstfedürfnis  nur  ein  vorültorgohendcs. 
auf  di<>  Dauer  der  Krankheit  begrenztes, 
mithin   seiin'm  Gnide  nach  ein  leichteivs 
ist.   Nächst  Krankheiten,  jedoch  schon  sicht- 
lich geringer.  Inden  als  bedeutend  «ler  — 
nicht  aus  Unfall  entspringomle  —  Tod  «les 
Ernährers.  Altersschwäche  sowie  körperlich«' 
oder  geistige  Gebrechen  hervor.    Auf  jede 
dieser  Ursachen  kommt  über  ein  zehntel 
«ler   Gesamtheit    der   Unterstützten.  Von 
eiuigor   Bedeutung  ist   auch  noch  grosso 
Kin*ler»Uil ,  während  Arlieitslosigkeit  schon 
mehr  zurücktritt  und  Trunk  und  Arbeits- 
scheu nur  seh  wach  sich  bemerkl)ar  machen. 
Freilich  finden  sich  länderweise  von  diesem 
Gosamtduroh.sohnitt  nicht  ui.erhebliohe  Ab- 
weichungen.   So  erhebt  sich  ?..  B.  der  An- 
lass  «les  Trunkes  bis  zu  4.9  Personen  auf 
Ii  MM»  Einwohner  in  Bremen,  hingegen  bloss 
bis  auf  noch  nicht  ganz  oji  in  Sachsen- 
Meiningen  und  Berlin.  Krankheit  des  I'nter- 
stützten,  als«j  gemeinhin  die  häufigste  l'r- 
sa<'he,  steipt  bis  zu  gegen  und  etwas  über 
W  ,*i    der  Bevölkerung  an   in  Hamburg, 
Bremen  und  Meckleuburg-Strelitz  und  sinkt 
wiederum  bis  auf  je  T>  un«l  weniger  herab 
in    «len    lieiden    Schwarzburgs,  Waldeck, 
Sachsen-  Koburg-Gotha.  Sachsen  -  Meiningen, 
Schau mbuig- Lippe  un«l  bis  zu  noch  nicht 
8°  00  in  Saehsen-Altenbiirg.    Der  T«xl  d««s 
Ernähreis  führte  in   Mecklenburg  -  Strelitz 
13,7  Notl«»idend«>  von  Hkm»  Einwohnern,  im 
K«"miprtHch  Sachsen    nur  1,2  d«-r  Annen- 
pfl«ipe  zu.    Bezüglich  der  Altersschwäche 
waren  «>s  auf  der  einen  S«;ite  12,!*'  00  in 
Me«  klenburg-Strelitz.  auf  <b>r  anderen  noch 
nicht  2  in  Sachsen-Altenburg,  Schwarzburg- 
Kudolstadt  und  Bremen.  Selbstverständlich 
pilt,  was  oben  von  der  Armenziffer  ülierhaupt 
pesapt  ist.  auch  hi«'r  von  der  Verteilung 
«ler  Filterst  Atzten  auf  die  verschiedenen  Fr- 
sa<  hen  der  Bedürftigkeit.     Elten  falls  hier 
beb'piui  die  Zahlen  nur  das  thatsächlich  bc- 
friedigte  Bedürfnis,  ebenso  hier  macht  sieh 
auf  ch.'ivn  H«"he  «He  wirtschaftliche  l>eistunps- 
knift    fler   Bev«"dkening,    die  Grösse  «les 
Annen verm«"tgens.  das  ganze  Verfahren  und 
die  organisitorische  Einrichtung  der  Armen - 
beh«"nleu  sowie,  was  sonst  auf  die  Armen- 
ziffer Einfluss  hat,  geltend.  Immerhin  sind 
alter  die  räumlichen  Verschiedenheiten  der 
Armut su rsachen  für  die  einzelnen  Gegenden 
in  gewissem  Masse  bezeichnend. 

JH.  Der  Aufwand  der  Armenpflego  und 
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der  durchschnittliche  rnterstfitzungsbc- ]  Kopf 


Bevölkerung  im  Jahr*4  1HS5  er- 


trug.  Was  des  weiteren  den  durch  die 
bisher  nachgewiesene  Ausdehnung  der  Be- 
dürftigen bedingten  Aufwand  der  öffent- 
lichen Armenpflege  anlangt,  so  sind  nach 

den  zuvor  gewährten  Belegen  nicht  weniger  '  unmittelbar  gemacht  wurden, 
als  92  l"»2  517  M.  oder  nahezu  2  M.  für  den '  sammeti.  da<<  betrugen  «Ii«.': 


forderlich  gewesen.  Dieselbeu  setzten  sich 
im  Hinblick  auf  den  Charakter  der  Armen- 
verL'inde  nach  ordentlichen  und  ausserordent- 
lichen Ausgaben,  welche  einstweilig  um I 

derart  zu- 


ordent- 
lichen 

ausscr- 
ordentl. 

Gesamt- 

ordeut- 
lichen 

ausser- 
ordentl. 

(iesamt- 

Ausgaben  absolut 

Ausgaben  auf  KKJ  Einw. 

M. 

1  M. 

M. 

M. 

31. 

31. 

1 

•1 

a 

4 

5 

f> 

7 

A.  (i e  1 1 u n s s <r b i e r  <I r sl'n- 

lerstützunifsw  olin- 

1 1  z  g  e  s  e  t  z  e  s : 

Ortsa  r- 

stiidti* -heil  »jeincindfii 

4?  122  977 

1  426  574 

46  549  5  5 1 

301 

9.5 

311 

menver- 

ländlichen  Gemeinden 

1 6  966  000 

770  333 

' 7  73^  333 

86 

3-9 

90 

hände 

Gntsbezirken 

3  160520 

15676 

3  176  196 

172 

0.9 

173 

von 

■remisehten  Bezirken 

2  565  184 

130  287 

2695  471 

77 

3.9 

81 

üherhaiipr 

67  814  681 

2  342  870 

70  157 

170 

^.9 

176 

Landarmciiverbände 

6718574 

1 031  984 

7  7?o  558 

•7 

2.7 

20 

zusammen 

74  ?33  255 

3  374  8?4 

7790S  109 

187 

8.4 

'95 

B.  Bayern  : 

Oertl.  Ar-  /  städtischen  Gemeinden 

3  324  446 

98  778 

3423224 

221 

6.6 

227 

mciipfl.  iL  \  ländlichen  (ieinc'mdcn 

4  003  677 

245  974 

4  249  65 1 

103 

6.3 

109 

überhaupt 

7  328  123 

344  752 

7  672  875 

6,4 

'42 

Distrikts-  nnd  K rri sa rmeiipflt-tr«- 

2  550  520 

47 

zusammen 

10  223  195 

189 

t'.  Eis  u  ss  - Lot  Ii  ringen: 

Oertl.  Ar 

( städtischen  Gemeinden 

2  1S6  S74 

273804 

2  460  678 

425 

53,2 

478 

inenpfl  d.\  ländli«  heu  liemcinden 

488  S17 

38411 

527  22S 

46 

3:7 

so 

überhaupt 

2  675  691 

3)221; 

2  987  906 

17' 

20,0 

'9' 

Landes-  und  Bezirks- Armenpflege 

I  256  503 

76804 

1  333  307 

80 

»5 

zusammen 

3  032  194 

389019  4  321  213 

251 

24^9 

276 

Wie  zwischen  «Ion  «hei  Rechtsgebioten, 
so  bestehen  auch  wieder  innerhalb  derselben 
nach  der  Art  der  YerUlnde  recht  erheb- 
liche Abweichungen.  Der  überaus  erheb- 
lichste Anteil,  auch  verhältnismässig,  fällt 
durchweg  auf  die  örtliche  Armenpflege, 
gegen  die  die  weiteren  Verbände  durchaus 
zurfickstehcii.  In  Bezug  auf  die  städtischen 
wie  ländlichen  Verhältnisse  der  Ort »v er- 
lfände zeigt  sich  dem  Aufwände  nach  eine 
ähnliche  Verschiedenheit,  als  sie  sich  rflek- 
sichtlich  der  Ausdehnuni:  der  l'nterstützten 
ergab.  Audi  länderweise  schwanken  die 
unmittelbaren  Gesamtausgaben  nicht  unbe- 
deutend, wenn  sie  sich  nach  der  einen 
Richtung  bis  zu  nahezu  <500  M.  im  hambur- 
gisehen  Staate  und  bis  etwas  darüber  hinaus 
im  Berliner  Stadtbezirk  erhelten,  dagegen 
nach  der  anderen  bis  zu  unter  HO  in  Schaum- 
burg-Lippc,  ja  selbst  bis  zu  fast  50  M.  in 
Waldeck  herabsinken. 

Der  Armenanfwand  erfährt  eine  nähere 
Beleuchtung.  Sob;Ud  mau  die  ordentlichen 
Ausgaben  nach  ihren  hauptsächlichen  Ver- 


wendungszwecken scheidet.  Dann  zerfielen 
sie  in  solche,  wie  aus  der  Tabelle  auf  Seite 
1220  ersichtlich  ist. 

Richtet  man  das  Augenmerk  vorzugs- 
weise auf  das  weitaus  umfassendste  Gebiet 
:  des  rnterstiitzungswohnsitzgesetzes,  so  ent- 
:  fieleu  auf  die  baren  Almosen  der  Haupt- 
'  anteil    von    17.0.    auf    die   Natural  verab- 
reichungen  10.5  und  auf  die  übrigen  Kosten 
3(5,5  "  0.     Doch  stösst  man  wieder  je  nach 
der   Art    der  Verbände    auf   eine  grosse 
Mannigfaltigkeit  dieses  Verhältnisses.  Ein- 
mal heben  sich  auch  hier  Land-  und  Orts- 
armonverbäude  von  einander  ab  und  zwar 
namentlich  insofern,  als  dort  die  allgemeinen, 
nicht  auf  Almosen  verwendeten  Kosten  sich 
viel  höher,  d.  h.  auf  5(5,7,  hier  indessen  nur 
auf  31,(5%  belaufen.     Der  Grund  hiervon 
ist  zum  grossen  Teil  darin  zu  suchen,  dass 
eben,  wie  gezeigt,  bei  den  Landarmen  ver- 
I  bänden  die  "Anstaltspflege  im  Vonlergrunde 
I  steht,  diese  aber  an  Baulichkeiten,  Aus- 
:  stattung.  Personal  erhebliche  Kosten  verur- 
!  sacht.    Weiter  haben  dann  die  Ortsarmen- 
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verab- 
reichte 
Barunter- 

verab- 
reichte 
Natural- 
unter- 
stiitzungen 

die  übrig. 
Kosten  der 
Armen- 

Huppen 
anntalten  u 
Zehiwlder 

st  ützungen 

pflege 

olinriiwnii»* 

31. 

M. 

M. 

AI. 

1 

2 

3 

4 

5 

A  Geltuiurscebiet  d  e  <»  Unterstützung»- 

■                     u*  f  i  n  n  u  i  t  7  <r  i'  u  ^  t '/     4  ' 

20  5  1®  7"7 

5  395  ^49 

19  157  '61 

322  464 

Urwarmen-  J  ländlichen  (tcmcinden  

10  420  J02 

3  '  39  387 

3  4°5  91 1 

I4t  64O 

900  7'j 

1  998  534 

195  273 

7  43° 

I  537  477 

349812 

677 

30  156 

überhaupt 

33  495  6*9 

10882  782 

23  436  240 

S01  690 

1  499  827 

1  4»o9i3 

3  807  834 

«3«  357 

ZUSUUlllieU 

34  995  486 

12293695 

27244074 

633  047 

B.  Bayern: 

Oertliche    f  Htä<lti^4-h«*n  tiemeinden  

1  985  1 1 2 

492  214 

847  120 

71  728 

2609602 

936  444 

457  631 

91  932 

Uberhaupt 

4  594  7U 

I  428  658 

•  3°4  75« 

103  660 

C.  E 1  s  a  s  s  -  L  o  t  h  r  i  n  g  v  n : 

185  441 

1  367  592 

633  84 1 

13  794 

Anneiipfl.der\  ländlichen  Gemeinden  

123  120 

277  679 

88018 

1  <u  t 

Uberhaupt 

308  561 

1  645  27! 

721  859 

15  305 

Landes-  und  ßezirksarmeiipflcge  

895  107 

361  396 

zusammen 

3«8  561 

2  540  378 

1  083255 

15305 

verbünde  je  nach  der  örtlichen  Beschaffen- 
heit ihn?  Eigentümlichkeiten.    So  sind  die 
Unterstützungen  in  larem  Oelde  auffällig 
hoch  —  61,-1  bezw.  "/J.0%  • —  in  den  länd- 
lichen Gemeinden    und    gemischten  Ver- 
bänden, während  sie  in  den  Gutsbezirken; 
mit  bloss  30,0°' 0  sehr  zu  Gunsten  der  der 
Gutsherrschaft,  wie  nahe  liegt,  am  meisten 
zusagenden  Naturalleistungen    -  03.2"  o  — . 
zurücktreten.     In   den  Stallten  fallen  auf 
die  Geldalmosen  4.~>,6no  der  Ausgaben  »nid 
12,0°.u  auf   die  >'at  uralgaben.     Iiier  al>er 
machen  sich  neben  den  1'ntei-stützungen  die 
anderweiten  Aufwendungen  bedeutend  und 
viel  Im -deutender  als  in  den  übrigen  Gruppen 
geltend  und  lieeinflusscu  so  den  Anteil  der, 
Geldalmosen  im  besonderen.    Hier  steigen  : 
jene  bis  zu  42,4°  0  an :  in  den  ländlichen  Ge-  I 
meinden  und  gemischten  Verltänden  machen  , 
sie  hingegen  nicht  mehr  als  20,1  und  26,4°  0 
ans.    Von  ganz  untergeonlueter  Bedeutung 
sind  aber  die  sonstigen  Kosten  aus  den  be- 
reits erwähnten  Gründen  in  den  Gutsbe- 
zirken. 

Diese  je  nach  den  Arten  der  Verbände 
abweichende  Gestaltung  der  Kosten  kehrt 
auch  wieder  in  Bezug  auf  den  durch- 
schnittlich für  den  Kopf  eines 
A  r  111  e  11  aufgewendeten  I'  n  t  o  r  - 
s t  üt  zu ngsbet  rag.  Setzt  man,  um  sol- 
chen zutreffend  zu  erhalten,  von  dem  Ge- 
sam  tauf  wände  ihrer  mehr  zufälligen  Höhe 
wegen  die  ausserordentlichen  Ausgaben  und 
ebenso  diejenigen ,  die  für  Verabreichung 
von  Suppen.   Zehr-  und  Reisegeld  wegen 


der  nicht  festgestellten  Zahl  der  Empfänger 
ab.  so  kostete  im  Bereiche  des  Unterst  ützuugs- 
wohnsitzgesetzos  ein  Unterstützter  im  Mittel 
gerade  "4  AI.  Diesem  Durchschnittssatze 
kommt  etwa  der  besondere  Betrag  der  Urts- 
armenverljäude  —  ."»0,6  M.  —  nahe,  die, 
weil  die  hauptsächlichen  Träger  der  Unter- 
stützungspflicht, auch  numerisch  auf  jenen 
Betrag  den  erheblichsten  Einfluss  geübt 
haben.  Weit  und  mehr  als  dreimal  höher 
ist  die  Ziffer  für  die  I^andarmenverbände, 
Imü  denen  die  kostspielige  Verpflegung  der 
verhältnismässig  zahlreichen  Anstaltsbe- 
wohner, der  Siechen.  Geisteskranken,  Blinden 
und  Taubstummen,  sie  zu  172.8  M.  ansteigen 
liess.  Dass  die  Ijige  der  Bedürftigen  von 
massgebender  Rückwirkung  auf  die  mittlere 
Kostenhöhe  der  Unterstützungen  ist,  tritt 
wie  in  diesem  Falle  auch  bei  Unterscheidung 
des  örtlichen  Charakters  der  Ortsarmen  ver- 
bände dann  unverkennbar  zu  Tage,  wenn 
man  gleichzeitig  auf  die  Vertretung  der 
hervorragendsten  Arten  der  Bedürftigen 
einen  Blick  wirft.  Setzt  man  nämlich  neben 
den  durchschnittlichen  Aufwand  den  lYozent- 
anteil  der  vier  häufigsten  Vorkommnisse, 
so  erhält  man  an : 

»ui  100  Arme  solche  weifen 
,  Betrat  »  .      .  t  c 

in  d.  Ortsarmen-   fur  1    -jf  „    4t  £~ 
verbänden       Anm-n    «X  _* 


stüdt.  Gemeinden  56,5  36.1  14.4  12,4  9,8 

ländl.  Gemeinden  40,8  18,7  21,4  17.8  14,3 

(uitsbezirken  57.4     8,0  35,0  28,3  13,4 

gemischten  Verb.  36.7  15.2  20.9  20.8  14,6 
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Sind  hier  die  Abstände  auch  nirgends  so 
Kdangreich  wie  zwischen  Lind-  und  Orts- 
armenverbänden,  kommen  sie  doch  immer 
noch  kräftig  zur  Erscheinung.  Die  Gegen- 
sätze bilden  die  Gutsbezirke  und  die  ge- 
mischten Verbände.  Die-  ziemlich  viel  hö- 
lieren  Kopfbetriige  jener  dürften  neben  ihrer 
gemeinhin  doch  nur  geringen  Ausdehnung 
nach  den  vorliegenden  Angilben  durch  zald- 
n*iche  Witwen  und  "Waisen,  denen  der  Er- 
nährer gestorben,  und  durch  viele  Alters- 
schwache veranlasst  sein.  Das  aber  sind 
Redürftigkoitsfülle,  die  nicht  nur  umfassen- 
dere Fürsorge  bedingen,  sondern  auch  von 
längerer  Dauer  zu  sein  pflegen  und  daher 
die  Armenkasse  mehr  belasten.  Fast  auf 
gleicher  Höhe  steht  der  Durchsehnittsbetrng 
in  den  Städten;  doch  spielt  hier  die  meist 
kostspielige  Verpflegung  Erkrankter  die 
erste  Holle,  wozu  aber  auch  der  durchgängig 
höhere  Preisstand  kommen  wird.  Umgekehrt 
ist  es  und  teilweise  wegen  der  niedrigen 
Ijobensanspriiche  und  Preist-?  in  den  länd- 
lichen uud  gemischten  Verbänden.  Mehr 
aber  noch  mag  zu  dem  sichtlich  geringeren 
Mittelsatze  beitragen,  dass  hier  die  teuere 
Anstaltspflege  im  ganzen  nur  vereinzelt  zur 
Anwendung  gelangt.  Zieht  man  die  o  1  d  e  n  - 
burgischen  Erfahrungen  zu  Rate,  so  erhält 
man  ülter  die  mittlen1  Höhe  des  l'nter- 
stützungsaufwandes  und  el»enso  älter  die  der 
(lesamtkosten  der  Armonpflcire  noch  einige 
weitere  Aufschlüsse.  Hatte  sich  gezeigt, 
wie  für  den  Km  fang  der  als  unterstützungs- 
wfirdig  anerkannten  Notleidenden  die  wirt- 
schaftliche Lage  und  Leist ungsfähigkoit  der 
Bevölkening  von  Belang  ist,  so  wird  man 
sehen,  dass  sie  ebenfalls  für  die  Art  und 
Weise,  wie  die  Versorgung  erfolgt, 
was  zur  Befriedigung  des  L'bens- 
unterhaltes  als  notwendig  erachtet  wird, 
ein  Wort  mitspricht.  Stuft  man  nämlich 
wiederum  das  tirossherzogtum  gemeinde- 
weise  nach  dem  Verhältnis  der  kleinen  Ein- 
kommen (unter  f»00  M.)  zu  den  gröss<>n'n 
(über  3« KM »  M.)  ab,  so  erhält  man  an  Auf- 
wand : 

bei  folgenden  anf  1  auf  1 

minder  Hcgüterten  Unterstützten  Einwohner 
auf  1  Wohlhabenden  M.  M. 

über  100  3300  0.09 

6O-100  38,07  i,3^ 

20—  50  4^,;o  2,14 

unter  20  53.10  3,41 

Demgemäss  steigt  also  der  mittlere  Un- 
terstützungsltetrag,  den  ein  Armer  verur- 
sacht, mit  der  fallenden  Zahl  minder  Be- 
güterter, welche  einem  Wohlhnl>enden  ent- 
spricht, oder  mit  anderen  Worten:  mit  den 
sich  hebenden  Wohlstandsverhältnissen.  Die 
Bedeutung  der  Wohlhabenheit  für  »lie  Ver- 
sorgung der  Hilfsbedürftigen  Übst  sich  nach 
diesen  Thatsachen  füglich  nicht  verkennen: 


auch  erhält  man  das  gleiche  Ergebnis,  wenn 
man  statt  des  ganzen  Staatsgebietes  seine 
einzelnen  Gebietsteile  heranzieht.  Ebenso 
zeigt  sich  hier,  dass  die  Belastung  der  Be- 
völkerung durch  die  Kosten  der  Armen- 
pflege um  so  höher  ist,  je  zusagender  das 
Verhältnis  von  kleinen  zu  grossen  Ein- 
kommen sich  gestaltet.  Das  Itesngt  also, 
dass  die  allgemeine  Wohlhabenheit,  indem 
sie  die  Mittel,  den  Unbemittelten  zu  geben, 
schafft,  wesentlich  die  Höhe  des  Annen- 
aufwandes liedingt,  dass  dieser  zu  ihr  in 
geradem  Verhältnisse  steht,  mithin  mit  ihr 
steigt  und  fällt. 

Blickt  man  rücksiehtlich  der  mittleren 
Untei-stützungsweise  noch  auf  die  einzelnen 
Staaten  und  Provinzen,  wie  sie  in  der  ein- 
•gangs  gegebeneu  Uebersieht  aufgeführt  sind, 
1  begegnet  man  nicht  unbedeutenden  Schwan- 
;  klingen.    Die  erste  Stufe  nimmt  mit  SM.."»  M. 
1  der  Bezirk  Berlin  ein,  dem  erst  nach  etwas 
j  grösserem    Zwischenräume    mit    73,2  M. 
|  Schleswig  -  Holstein   folgt.     Hoch   ist  der 
Stand   weiter  im   Königreich  Sachsen,  in 
Haniburg,  dem  Rheinland,  Oldenburg,  Han- 
nover und  Hessen-Nassau:  überall  mehr  als 
tJO  M.    Auf  der  anden-n  Seite  betragen  die 
Durchschnittskosten   noch   keine    10,  aber 
doch  mehr  als  3«>M..  in  Sachsen-Meiningen 
und    Koburg-Gotha.    Hohenzollorn,  Braun- 
j  schweig,  Ostproussen,  Posen.  Sehwarzburg- 
'  Rudolstadt.  Lübeck,  Schlesien,  Lipjie  und 
|  Reu ss  ä.  L.    Endlich  sinkt  er  in  Mecklen- 
burg-Strelitz  anf  24,G  und  in*  Waldeck  gar 
auf  17.9  M.     Auch  hier  ist  natürlich  für 
die  Kostenhöhe,  welche  im  Mittel  die  Ver- 
sorgten mehr  oder  minder  erheischen,  diu 
vorherrschende  Art  und  der  Dürftigkeits- 
grad der  letzteren  wie  die  Dauer  der  Unter- 
stützung belangivieh.    Beachtung  venlient 
es  weiter  noch,  dass,  wie  sich  in  der  vor- 
angehenden tal<ellarischen  Uoljorsieht.  ver- 
folgen  lässt,   in  der  Regel  dort,  wo  das 
Dui-ehschnittsmass    für   den  Unterstützten 
ein  grösseres  ist,  auch  das  Verhältnis  der 
Unterstützten  wie  des  Aufwandes  zur  Be- 
völkerung eine   gn"»ssere  Ausdehnung  hat 
und  dass  umgekehrt  dort,  wo  im  Mittel  ein 
Versorgter  weniger  kostet,  gemeinhin  auch 
das  Verhältnis  der  anderen  beiden  Momente 
ein  gemindertes  ist.    Das  zeigen  beispiels- 
weise recht  deutlich  Berlin,  Hamburg,  I  >1- 
flenburg,  das  Rheinland.  Schleswig-Holstein 
i  nach  der  einen,  Schwarzburg- Rudolstadt, 
Lippe,   Reuss  ä.   L. ,    Wahbek    nach  der 
anderen  Richtung. 

Die  bisherigen  Angaben,  welche  sich  für 
das  Gebiet  des  Unterstütznngswohnsitzge- 
setzes  bloss  auf  die  von  den  Verbänden  un- 
iiiittclliar.  also  mit  Kiiu-echnung  der  vor- 
schussweise geleisteten  Atisgaben  l »exogen, 
erheischen,  um  vollständig  und  zutivffend 
zu  sein,  schliesslich  dahin  eine  Ergänzung, 
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dass  auch  ihkIi  kurz  der  Aufwand  für  his  zu  .~>»hmmi  Einwohnern  auf         M.  Es 


die  aus  eigenen  Mitteln  der  Ver- 
bände F  n  t  e  r  s  t  ü  t  z  t  «•  n  betrachtet  werde. 
Derselbe  helief  sich  für  die  <  »rtsarnienver- 
händo  auf  0-1  l'.U  ss'.»,  für  * I i+ *  Liudartnon- 
vorhände  auf  11  L'L'nO'.»  M.  Es  ist  das  in 
jenem  Fallt-  tun  .*» OOf» <i* »Lf  M.  weniger,  in 
diesem  um  :{Osl"ill  M.  mehr  als  der  un- 
mittelbare Aufwand.  Das  Verhältnis  zur 
Be\  ölkoruim  stellte  .-ich  dann  derart,  dass 

auf  K»o  Eiiiwel  r  dort  VY>.   hier  ;{n  M. 

kommen.  Die  einzelnen  Allen  der  <  >rts- 
ai  nieiiverhände  halten  in  dieser  Ri-zn-huiu: 
die  gleiche  Reihenfolge  iniic.  wie  sie  vorhin 
für  die  unmittelbaren  und  einst  w  -eiligen 
AuspilM'ii  darp'than  ist.  Dennoch  nehmen 
die  erste  Stufe  die  Städte  ein.  Dabei  lenkt 
die  Thatsaehc  die  Aufmerksamkeit  auf  sich, 
dass  der  endiriltiev  ordentliche  Aufwand, 
der  im  Durchschnitt  der  Städte  JU  M.  für 
HMt  Bewohner  Ix-Irfurt.  mit  deren  Grösse 
anschwillt.  Denn  wenn  in  den  trau/,  kleinen 
Städten  von  weniger  als  L'Ihhi  Köpfen  jener 
Bctn.fr  hloss  10_?  M.  aiisinacht,  steigt  er  bei 
einer  Bevölkernni:  bis  zu  "i^kmi  Kinwohnern 
auf  \sj.  weiter  his  Kmmni  Kinwohnern  auf 
his  zu  Juihh»  auf  l'.Vi  und  von  hier 
9.  Bayern.  Die  IW.^iuitr  der  Filterst 
< »eiiieindearmeniifleL'e  von  IsTI — isit."»  stellt 


hält  also  im  iranzen  und  ahfresehen  von  den 
jrrösscreti.  nur  durch  weniire  Fälle  veitre- 
tenen  Städten  der  Arim-nnufwand  mit  der 
Dichtigkeit  dieser  Wohnjdätze  «rleicheu 
Schritt.  Zur  Erklärung  solcher  immerhin 
zu  beachtenden  Eist-heinumren.  meint  die 
reichsstatistische  Veröffentlichuusr .  wird 
mau  in  erster  Linie  au  das  stärken'  Wachs- 
tum der  irWKseren  Städte  zu  denken  halten, 
an  die  prösseiv  Zuströmumr  von  solchen 
Elementen,  aus  welchen  sich  die  aus  öffent- 
lichen Mitteln  Interstützteu  vorwiegend 
rekrutieren.  Dauelsen  wcnlen  einesteils  die 
tresteitrerte  BHürftifrkeit  der  rnterstüt/.teu 
infolire  des  teuereren  Aufenthaltes  in  der 
grösseren  Stadt,  anderenteils  die  fjesbitrerte 


.eistun^sfähi^keit  der  letzteren  die  haupt- 
sächlichsten Faktoren  sein,  aus  denen  das 
erfundene  Resultat  hervorgeht.*  —  Aus 
allen  diesen  Belciren  ersieht  man.  dass  die 
erste,  wenn  auch  noch  entr  botrivuzte  reiehs- 
seiti^e  Erhehunj;  und  Bearbeitung  des  öffent- 
lichen Armeiiweseiis  bereits  eine  rei«  hliche 
Ausheute  geliefert  hat.  Welche  die  der 
meisten  ülirii.*en  eiirojtäisclien  Reiche  noch 
an  Weit  ül»eira"1. 

itzten  und  de<  Fntcistützunfrsaufwani 
sieh  in  jährlichem  Durchschnitte; 
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tum  (»Idenburg  ohne  die  li«>iden  ah^eleirenen  kleinen  Fürstentümer  Lüheck  und 

Jlirk.Mih  ld)  wurden  im  .lahresdiiivhs«  hnitt  von  l.sfili —  ]St!l."i  durch  die  (iemeindearmen- 
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III.  Die  Leistungen  und  Ergebnisse  der 
Armenstatistik  in  den  ausscrdeutschen 
Stauten. 

11.  Italien.  Zieht  man  jetzt  auch  im 
Fluge  die  a  nsserde titschen  Staaten 
herbei,  so  zählt  zu  denjenigen,  in  welchen 
im  Geyensatze  zu  Deutschland,  entsprechend 
den  gesetzliehen  Hinrichtungen  und  der 
^tatsächlichen  Handhabung  der  Armenpflege, 
die  Statistik  steh  fast  ausschliesslich  auf  die 
geschlossenen  Anstalten  und  finanziellen 
Verhältnisse  bezieht,  vor  allen  I  t  a  1  i  e  n. 
Nachdem  l>ereits  von  1X0X—  1872  auf  Grund 
einer  umfassenden  Aufuahme  ein  Nachweis 
der  verscliio»leuen  —  an  erster  Stelle  zur 
Hilfsleistung  herufeneii  —  Wohlthätigkeits- 
anstalten  erschienen  war.  ist  nach  dem 
Stande  vom  Knde  des  Jahres  INSU  eine 
uniSM'  Erhebung  veranstaltet,  den  n  »geh- 
nisse  noch  niciit  für  alle  Provinzen,  wohl 
aber  für  das  Königi-eich  im  ganzen  vor- 
liegen. Dieselbe  hefasst  sich  vorwiegend 
mit  den  der  Wohlthätigkeit  im  weitesten  \ 
Sinne  dienenden  Stiftungen  (opoiv  pie).  Fürj 
alle  die  einzelnen  Stiftungen  ist  neben 
einigen  auf  Gründung,  Zweck  und  Einrieb- 1 
tung  bezüglichen  Thatsachen  lediglich  die 
Finanzlage  erfragt  und  naelurowiesen  wor- 
deu.  diese  aber  nach  Vermögens-  und 
Sehuldenbestand,  nach  Einnahmen  wie  Aus- 
galien  in  der  ausführlichsten  Weise.  Da- 
hingegen ist  all  und  jedes,  was  die  von 
diesen  <  »rganeu  Verargten  anlangt,  also 
aueh  die  Zahl  der  rnterstützten.  Iiciscite 
gelassen.  Nelken  derartiger  Behandlung  der 
Itostcheiidon  opep»  pie  sind  auch  die  im 
Interesse  der  Wohlthätigkeit  neu  begrün- 
deten Stiftungen  (lasoiti  de  beneficenza) 
nach  Verfassung,  Zweck,  Vermögen  erhoben 
worden.  Die  —  subsidiären  —  Leistungen 
der  staatsrechtlichen  Verlwinde  (Gemeinden 
und  Provinzen)  sind  ebenfalls  nur  rück- 
sichtlich des  Geldaufwandes  teils  als  mittol- 
Uiro  in  Gestalt  von  Zuschüssen  an  stiftische 
Heil-  und  Pflegeanstalten,  teils  als  unmittel- 
I««'  in  Gestalt  der  Kosten  der  eigenen 
Asyle  oder  für  Almosen,  Arzneien.  Pflege- 
gelder dargethan  worden.  Von  dieser  ein- 
seitigen Behandlungsweise  abgesehen  ist  bei 
der  statistischen  Erforschung  jedoch  mit 
grosser  Gründlichkeit  verfahren  worden. 
Die  wesentlichsten  Ergebnisse  lassen  sich 
in  folgende  Angaben  zusammenfassen. 

Das  Bruttovennögen   sämtlicher  *_?  1 T * »t 
der  Wohlthätigkeit  dienenden  opere  pie  Um- 
lief sich  Ende  1880  auf  1*90017124  Lire, 
deren    Hauptl>estandtei]    das  Mohiliarver- 
mfigen  im  Betrage  von  1  Olli  825280  Lire  | 
ausmacht,   l'nter  den  letzteren  ragen  wieder  I 
454929  70X  Liiv  oder  24.1  °o  des  Gesamt- j 
Vermögens  als  öffentliche  Schuldtitel  hervor.  I 
Auf  das  Immobiliarvermögen  entfallen  dem- 
nach 88x791894  Lire  oder  47.0%.  Nach 


Abzug  der  Schulden  im  Belaufe  v.m 
1800*0  540  Lire  ergiebt  sieh  ein  Nett»tver- 
mögen  von  17»>458<i57s  Li.v.  Die  Roh- 
einnahmen  lietrugeu  Insu  im  «anzen 
185  188X50  Lire,  darunter  aus  Vermögen 
90  049  218  Lire,  die  Reineinnahme  (nach 
Abzug  der  Listen  und  Vorwaltungskosten) 
90  1  In  455,  ilarunter  wieder  die  ans  Ver- 
mögen .">  1  ( K 13  S 1 S  Lire.  Von  den  Reinein- 
nahmen kommen  8.8*  Lire  auf  den  Kopf 
der  Bevölkerung.  Die  Ausgal>en  erreichten 
insgi'samt  NX  447  N57  und  speciell  für  Wohl- 
thätigkeitszwecke  s7|o2G15  Lire  oder  8.11 
bezw.  8.07  Lire  auf  den  Einwohner.  Von 
isso  bis  1892  hat  sich  die  Anzahl  der  Stif- 
tungen von  21709  auf  21 7"»<>  vermehrt.  Es 
belief  sich  das  Stiftungsgut  auf  einen  Wert 
von  2004001(22  Lire,  tiarunter  die  Immo- 
bilien auf  X7  42XX04.  das  Mobiliarvennögen 
auf  122  08"<o5X  Lire.  Die  Verteilung  der 
oj'H'iv  pie  über  das  Königtum  ist  jedoch 
keine  gloichmässige.  insbesondere  nicht  im 
Hinblick  auf  den  ländlichen  und  städtischen 
Charakter  der  Wohnphitze.  Sie  herrschen 
unhi'diugt  in  den  grösseren  und  mittleren 
Städten  vor.  während  sie  auf  dem  platten 
l^ande  nur  äusserst  schwach  v«-rtreten  sind. 
So  betrugen  lSxo  in  ilen : 

l'rovinzial-  und  übrigi-n  (i<- 

Kicisstiidtcn  iiu'iiuli'ii 

.    .  .     auf  100     ,    ,  „    aut  KH) 
Linw.  hmw. 
Li  re         Lire        Lire  Lire 

«l.Brutto- 

Einuidmi.    102934664    1453   .52  nj9  1S6  151 
»He  Ausg. 
f.  Wolil- 

thiitigk.  66527616  939  179S8667  84 
(1.  Brutto- 

veniuig.  1360157873  19205  530459251  24S1 
«las  Itein- 

vermüg.  i2iS924  93s  172"  485  605  640  2272 
Die  Anzahl  der  Stiftungen  war  für  die 
grösseren  Orte  5785,  für  die  übrigen  10084. 
so  ilass  auf  je  eine  Stiftung  dort  ein  R»in- 
vermögen  von  212. ML  hier  hingegen  bloss 
von  80  2X0  Lire  kommt.  —  Was  die  von 
den  Provinzen  und  Gemeinden  im  Mittel 
der  Jahre  1X81  .85  für  Wohlthätigkeit  auf- 
gewendeten Summen  anlangt,  erreichten  sie 
für  erster»-  18845880.  für  ilie  letzteren 
87  128X80  Lire,  d.  h.  im  ersteren  Falle  2,00, 
im  anderen  1.74  Lire  auf  den  Einwohner: 
für  1X89  betrug  der  Aufwand  »ler  Pro- 
viuzen  20  278  500,  der  clor  Gemeinden 
02957  417  Lire.  —  Im  Jahre  18X8  ist  au»  h 
versucht  worden,  für  das  Vorjahr  die  »-in- 
fache  Gesamtzahl  der  von  den  Annen-  und 
Wohltliätigkoitsanstalten  und  Vereinen  wie 
von  den  Gemeinden  unterstützten  Armen 
und  den  für  si<-  aufgewendeten  Betrag  fest- 
zustellen. Abgesehen  von  851.  kleinen  Ge- 
meinden, welche  keine  Antwort  erteilten, 
war  »las  Ergebnis  für 
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Unterstützte 
Gemeinde  mit 

l  ntcrstützteu 
Unterst,  l'ers. 
Unterstützgs- 

bctrng  bire 
Auf  1«»»  Kiuw. 

Unterstützte 


•lir  l'rovin- 
zul-  und 
Kr.l-.MH.ltr 


»7 
265 

?  184  4M 
4,2 


.Ii 


übrig 
Ge- 
meinden 


das*  betreffenden  nur  geringfügig.  Es  handelt 
Könitf-  j  sich  dabei  um  die  —  lediglich  nach  dem 
rrirh  fn>i,>t,  Krmesseii  «1er  Gemeinden  zu  errich- 
tendem —  sogenannten  Wohlthätigkeits- 
bureaus,  für  die  zwar  die  Einnahmen  und 
Aussahen  ziemlich  sj>ociell.  die  Unterstützten 
mIm.t  mir  im  ganzen  dargethan  werden. 

Im  Jahre  1M94  itesass  Frankreich  1704 
etahlissements   hospitaliers.  unter 
denen  31K  Krankenhäuser,  530  Versoigiings- 
häuser  und  91b*  gemischte  Anstalten  (höpi- 
taux-hosniivs)  waren.    In  densellten  hatten 
12.   Frankreich.     Mit  Italien   stimmt  5b2  152  Kranke,  darunter  74  17 1  Kinder,  und 
Frankreich  darin  fil«eroiu.  das*  die  statis-  \  94  s4!>  Sieche  Aufnahme  gefunden,  was  1  ,4b 
tischen  Ermittelungen  des  Armen  wesons  sieh  i  bezw.  O2t'"o  der  Bevölkerung  giebt.  Die 
verwiegend  mit  den  geschlossenen  Anstalten  I  jährlichen   Ausgulien   erhohen  sieh  bis  zu 
lH  fjisscn.  welche  nach  Art  der  Gestaltung  12S 502  953  Fr.  oder  deren  3,34  auf  den  Ein- 


1  710 

n  <HJO 

40.;  bSo 
5  81 1  014 

2.1 


I  727 

7<*>  8oy 
10  90?  42? 

2.6 


der  französischen  Armen j>f lege  eine  hervor- 
ragende Holle  spielen.  Die  Nachweis*',  welche 
die  Statistiipie  de  |a  Frame  giebt.  reichen 
l>is  1  s;{  1  zurück  und  sind  besonders  in  ihren 
jfingeivn  Jahrgängen  recht  reichhaltig  an- 
gelegt. Sie  beziehen  sich  auf  die  Kranken-, 
die  Versorgungs-  oder  Siechenhäuser  (höpi- 
taux  und  hospices)  und  die  gemischten, 
beide  Zwecke  vereinigenden,  namentlich  in 
kleineren  Gemeinden  vorkommenden  höpi- 
laux-hospices,  auf  die  Findelhäuser  und 
Kiudcrpflogcnnstalteii  (etahlissements  d'on- 
fants  assisteg)  und  auf  die  Anstalten  für 
Geisteskranke  (asiles  d'alioiiesi.  Ucher  die 
Kranken-  und  Sicohenhäusor  wird  nachge- 
wiesen: deren  Zahl  und  Personal,  die  vor- 
handeneti  Frei-  und  anderen  Hettcu  für  die 


wohner,  welchen  13834N93S  Fr.  Einnahmen 
gegen ül »erstanden.  An  der  K  i  n  d  c  r  p  f  I  ege 
nahmen  zur  gleichen  Zeit  140995  Kinder 
oder  0.38  auf  100  Bewohner  teil,  von  denen 
45141  hei  den  Angehörigen  unterstützt 
wurden,  während  die  übrigen  Iis  auf  einen 
kleinen,  in  Anstalten  befindlichen  Ke>t  auf 
das  Ijind  in  Kost  und  Pflege  gegeben  waren. 
Der  Aufwand  für  die  letztereu  beiden  Arten 
verursachte  17  084  380,  für  die  bei  ihren 
Angehörigen  Unterstützten  5  70*978  Fr.  Die 
Kinder  setzten  sich  aus  N3o72  verlasseneu. 
lös« W  Waisen  und  2975  Findelkindern  zu- 
sammen. —  Die  allgemeine  offene  Armen- 
pflege der  bu  reau  x  de  bien  faisance, 
deren  es  im  Jahn»  1*93  15227  gab.  unter- 
stützte damals  in  Di  027  287  Fällen  1723904 


verschiedenen  Arten  Insassen,  die  Vi  r-  Personen,  darunter  59044  Ausländer,  was 
pflegten  und  ihn-  Bewegung  im  Jahre  für  bei  gleicher  Veileilung  über  das  Land  4.49 

Unterstützte  auf  100  Bewohner  ausmachen 


Erwachsene  und  Unerwachsenc  jedes  Ge- 
schlechtes, deren  Verpflegungstage,  die  wich- 
tigsten der  behandelten  Krankheitsfälle  und 
die  nAher  gesonderten  Hinnahmen  und  Aus- 
galien  der  Anstalten.  Nicht  minder  aus- 
führlich sind  die  Nachrichten  filier  die  Kinder- 
pflege, bezüglich  deren  neun  Arten  hilfs- 
bedürftiger Kinder   unterschieden  werden. 


würde.  Das  Verhältnis  trifft  aber  insofern 
nicht  genau  zu,  als  eben  die  Wohlthätig- 
keitsbmx'aus  keine  durchgängige  kommunale 
Einrichtung  sind  und  vielfach,  zumal  in  den 
kleineren  <  iemeinden,  felden.  Diese  Bureaus 
brauchten  im  ganzen  38243990  Fr.,  und 
zwar  5752  130  für  die  Verwaltung.  21  039757 


Für  jede  Art  ist  wie  l»ei  den  Krankenhäusern  '  für  Naturalverpflegung  und  10852097  für 
Bestand.  Zugang  und  Abgang  und  die  An-  I  Geldalmoson.  Das  macht  einen  Gesamtauf- 
lässe  des  letzteren,  Verpflegungstag»',  Ein- j  wand  von  0,9!)  Fr.  für  den  Einwohner  aus. 
nahmen  und  Kosten,  die  Art  der  Ueber-  \  Der  einzelne  Unterstützte  kostete  im  Durch- 
bringung  der  Kinder  in  den  Anstalten  selbst  J  schnitt  21,(30  oder  nach  Abzug  der  Vcrwal- 
auf  dem  feinde  etc.  beigebracht.  Bei  der  tungskosten  19,41  Fr.  Bestritten  ward  der 
entsprechenden  Beschaffenheit  der  Angaben  ■  Aufwand  durch  41359824  Fr.  Einnahmen, 


filier  die  Irrenanstalten  ist  das  .Missliche, 
dass  sich  nicht  genau  den  (Quellen  ent- 
nehmen Iflsst,  wie  weit  hier  eine  Armen- 
pflege im  üblichen  Sinne  vorliegt,  wenn 
schon  auseinandergehalten  wird,  wer  die 
Kosten  für  die  Pfleglinge  zu  tragen  hat. 
Die  statistischen  Knnittelimgen  rechnen  über- 
haupt die  Irrenanstalten,  auch  die,  welche 
bloss  gegen  Bezahlung  zugänglich,  zu  den 
etahlissements  de  bien  faisance. 

Diesen  rocht  umfänglichen  Thatsacheu 
g'  iretiülier  sind  die  die  offene  Armenpflege 


von  deneu  16370930  ans  eigenem  Ver- 
mögen. 13  537  827  aus  Zuschüssen  der  Ge- 
meinden, 7  787  004  aus  milden  Gaben  und 
3  003403  aus  sonstigen  Quellen  herrührten. 

13.  Spanien.  Die  wenigen  aus  Spanien 
vorliegenden  Angaben  filier  Armen wesen 
beschränken  sich  ebenfalls  bloss  auf  ge- 
schlossene Austalten  und  zwar  auch  nur  auf 
die.  welche  der  Kranken-,  Irren-  um!  Siechen- 
pflege  dienen.  Für  die  einzelnen  Anstalten 
dieser  Art  wird  lediglich  die  Anzahl  der 
vorhandenen  Stellen  und  der  in  den  allge- 
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meinen  Krankenhäusern  unentgeltlich  ver- 
pflegten Personen  mitgeteilt.  Es  waren  eins 
1880  nicht  mehr  als  6  solcher  allgemeinen 
Anstalten  mit  847  unentgeltlich  Aufgenom- 
menen. Im  übrigen  werden  noch  35(5  lö- 
senden? Hospitäler  aufgeführt. 

14.  Belffien.  Das  in  maucher  Beziehung 
dein  französischen  nachgebildete  Armenwesen 
Belgiens  wurde  iu  früheren  Veröffent- 
lichungen ziun  Teil  sehr  gründlich  und  ein- 
gehend statistisch  behandelt.  Insbesondere 
wmtlen  für  dieses  l«uid.  in  welchem  eine 
Armenpflege  durch  die  bureaux  de  bienfai- 
sance obligatorisch  besteht,  die  Unterstützten 
näher  dargethan.  Neuerlic  h  sind  die  Mit- 
teilungen, welche  die  jüngste  Ausgabe  des 
Expose,  de  la  Situation  du  royaume  wie  das 
Annuaire  statistupie  enthalten,  höchst  dürf- 
tiger Natur,  die  sich  nur  auf  finanzielle 
Gegenstände  beziehen.  Daraus  erfährt  man 
z.  B.,  dass  die  kommunalen  Annenanstalten 
im  Mittel  1861.70  jährlich  2  380  801  Fr.  frei- 
willige Zuwendungen,  dass  sie  1*7»»  an 
ordentlichen  Ausgaben  10677163  Fr.  oder 
deren  210  auf  lob  Einwohner  aufgewendet 
haben,  dass  197  Gemeinden  hospices  civils 
Insassen,  dass  1875  an  Findelkindern  406 
mit  38 4  P»  Fr.  Kosten  unterhalten  sind.  In 
dem  jüngsten  Jahrgange  von  1896  ist  noch 
weniger  über  die  Annenpflege  enthaltou. 
Man  kann  daraus  nur  ersehen,  dass  noch 
dazu  im  Jahre  ]sso  von  den  Gemeinden  an 
Beihilfen  für  Krankenhäuser  (hospicesi  und 
Armenanstalten  (bureaux  de  bienfaisance) 
4  207  600  und  an  sonstige  Wohlthätigkeits- 
an stalten  wie  für  UnterhaltungGoisteskranker, 
Blinder,  Taubstummer,  Findelkinder  und 
Korrektionäre  3  ."»17  427  Fr.  aufgewendet 
sind,  dass  der  Ertrag  des  eigenen  Vermögens 
der  bureaux  de  bienfaisance  lo  254  288  Fi-, 
ausmachte  und  diese  1895  an  fiviwUligen 
Zuwendungen  3076  719  Fr.  erhielten. 

15.  Großbritannien  und  Irland.  Er- 
heblich umfassender  ist,  was  Grossbri- 
tannien  und  Irland  darbieten,  zumal 
was,  nach  Monogrnphiecn  zu  schliessen,  in 
den  schwer  erlangharen  Annual  Imports  of 
the  Poor  l^iw  Board  enthalten  sein  muss. 
In  den  U-kannten  Statistical  absrraets  sind 
nur  einige  Hauptthatsachen  verzeichnet.  Die 
nach  einen»  bestimmten  Tage  im  Jahre  be- 
zifferten Unterstützten  worden  für  Eng- 
land und  Wales,  je  nachdem  sie  arbeits- 
fähig oder  nicht  und  in  den  eigenen  Woh- 
nungen oder  Annenliäuseni  untergebracht 
sind.  angegeUjn.  Für  Irland  werden  die 
Unterstützten,  je  nach  der  Unterstützungs- 
weise, ol.  iti  offener  oder  geschlossener 
Pflege  versorgt,  und  letztere  wieder  nach 
direr  Arljeitsfflhigkeit  angegel»en.  Ausge- 
schlossen sind  die  besonderen  Anstalten  über- 
wiesenen leidenden.  Von  Schottland 
wird  bloss  die  Zahl  der  .registrierten-,  und 


der  gelegentlichen  Armen  und  ihrer  Ange- 
hörigen beigebracht.  Dazu  kommen  dann 
noch  einige  Angaben  über  Einnahmen  und 
Ausgaben. 

Verfolgt  man  die  ermittelten  Thatsaehon 
bis  1871/75  zurück,  so  betrug  zunächst  die 
Zahl  der  Unterstützten  und  zwar  in 
Engl  a  n  d  : 


dir  erwach*.,  «r-  die  wonst  Armen 
hn        l>Hl*fah.  Armen     loline  Lumlxtr  )  im 

Jahn-*-      •*«       t«.       :  ■i  •-       <-  =-  «anzpn 

durvh-      £J?    s?*       ul?     ak?  I'nter- 

whnitt      -SC    -;c       CS=    -ic  Miiueie 


187175  23639  116523  131753  647049  918966 

187680  21619    S4973  145910  519301  771803 

18H1  85  24795    79866  164412  522  62S  791701 

188(5  90  26  9S5    80092  170081  532439809570 

1891  95  34765    72  515  167938  511926  787144 


In  Schottland  gab  es 


Solln»! - 
nnierxt. 
187175  71628 
1876/80  62380 
188185  f»9i> 
1886  90  62701 
1891.95  61499 


Hejristrierte  Anne 


Anw- 
horbV 
40  505 

34  Sn 
33  5°7 

35  341 
32964 


Oeleireml.  Anne 
Sellist-  Aufm- 
unterst 

? 

2472 
2464 

181 

•45 


hörige 

•j 

2093 
1  894 
79 
4; 


in. 
Künzell 
Anne 

? 

101  756 

97  78o 

98  303 
94  653 


In  Irland  wurden  gezahlt  Arme 


1871/75 
187680 
1881  85 
18845  90 
189195 


n  Arme  u  Ii  au  Hern 
arlieiMfah.  sonstige 


7  680 

7  ^72 

8205 

7  337 
6  198 


42001 
42  540 
44  1 10 

39  547 
36  630 


lnS|>ci\-  in  off  im 

anntalt.  Pflege  „.tnzen 

549  27832  78062 

660  36155  86927 

745  57  (>38  H0  734 

848  62954  11068t 

l  133  59862  103823 


Die  Gesamtzahl  dieser  Unterstützten 
machte  aus  von  der  Bevölkerung  iu : 

England     Schottland  Irland 

187l;75      3,93%  ?  i,46°„ 

1876.80      3.08  „  2,80  %        1,65  ,. 

188185      2,96  ..  2^6  „         2,20  ., 

1886.80      2,88  „  2,49  „         2.30  ;. 

1891,95      2,65  ,.  2,31  2.25  „ 

Bezüglich  sodann  der  finanziellen 
Seite  ist  hervorzuheben  für  England: 

(•examl-  darnnter  Oe!<«iullieii 

aufwand  direkte  Armen-  d.  erhoHenen 
der  Annen-         aut<Kal>on  Annen 

Verwaltung  alwoI.aufiKlnu .  Meuein 
£  Jt  f  t 

1871  75  12489160  7  747  947  0,33  12677306 

i  1876  80  13407152  7653874  0.31  13443182 

188185  ü;  080  168  8316411  0.31  15  087  258 

188690  t6  210  3«  8342928  0.30  16262978 

1 1891 95  19  574  395  9249724  0.31  19428912 

Für  Schottland  waren  die: 

Gesinnt-  Geaantt- 

einkünftc  aufwcnduiigen 

I  ohne  uns  Anleihen)  absolut  auf  1  Ein« 

c  C  t 

1871  75         S68943  862068  0.25 

187680         870412  S81  7^2  0,24 

1881  Ar>         038*63  886567  0.23 

18861)0         038266  887661  0,23 

189195         942003  934  134  023 
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In  I  rla  n  'I  endlich  »»-t i  h^  i»  die 

tu -aiiit-  (if*an»t- 

einkünl't«-  auf  w<  n.luiiir<ii 

aller  (^ii.  ll.  n  absolut    auf  1  Einw. 

t  t  1 

1871  T.'i         «i  w  444  910  76S  0,17 

187(180       io^i4S-,  10736;;;  0.20 

1881*0        120.)6;S  1  21.S  107       0.2  > 


Von  diesen  Aussahen  entfielen  in  Gulden 
auf  1  Einwohner      auf  1  Armen 


=  7 
<  = 


lwn  Ii") 


1  37«)  1M1 
1415  _;?4 


1  .vsi  •>.;.; 

1412  5S2 


O.20 

o.;i 


1«.  Oesterreich.  Die  armenstatistixchen 
Ermittelungen  aus  <>,•.-.  t c  rre i c )i  halten  oi-st 
in  jüngster  Z«it  eine  etwas  gedeihlichere 
Ausbildung  in  Verbindung  mit  der  Statistik 
des  Siinitäts\v>»iis  erfahren,  nachdem  si« ■ 
si.  Ii  lange  im  wesentlichen  auf  «Iii-  Zahl 
'l'  i  von  4 1 « •  1 1  sogenannten  Annoninstituteu 
rnt'  i-stiitzti-ii  und  die  Höh..'  des  dafür  ge- 
leisteten Auf  Wandos  sowie  auf  die  Insassen 
>\>>v  V.-r>oii:iiiiLrsli{lus.'r  und  die  Kosten  W- 
m  hränkten.  I  i<  genwärtig  wird  in  Ansehung 
di  r  .  rston  n,  den  eigentlichen,  jedem  l'farr- 
■-|.ivnge|  eigenen  Hiiranen  der  Armenpflege 
beigebracht:  deren  Zahl  wie  der  hetoilten' 
männlichen  und  weiblichen  Armen,  die  ge- 
wahrten Betrage  im  ganzen  wie  im  Höchst-, 
Mindest-  und  Mittclbetrage.  Edier  die  Ver- ! 
«orgungsanstalton  erffdirt  man  deren  und 
der  Pfleglinge  Anzahl  und  Bewegung,  den 
Anlass  dos  Abganges,  die  Yerpflegungstagc 
und  die  Ausgaben  für  die  Verpflegung. 
Ausserdem  erfolgen  Mitteilungen  üUt  die  J 
wohl  nur  teilweise  hierher  gehörigen  Findel- 
häuser. 

Nach  diesen  Ermittelungen  l»estandcn  im 
Jahresdurchschnitt : 


1871  7ö 

lH7t>80 

1881  K> 
18815  !Kl 
18«U 514 


Yersorgmigdiiinser  AnmninMitutr 


1  030 
l  264 
I  494 

I  600 

1  860 


7^>.i 
o  ;2i 
10  328 
10  S16 
1 2  035 


Die  Zahl  der  Armen  Im -trug: 

absolut  auf  lt >0  Einw. 


II 


11 


- 
= 
> 

- 


r- 


- 


1871. 7ö  27722  157800  185  522  0,13  0.75  0,88 

187*'.  80  31600  187  754  210  450  o,i;  0.86  1,01 

1881  8ö  ,15012  234  042  270854  0.16  1.04  1.20 

18NÜHI  40268  280005  3301930.14  1.00  1,14. 

18SM  !»5  44002  2670363110380,15  0,02  1.07 


Die  Ausbau-Ii  erreichten  in  den 

Versorgung*-      A  rmen- 
hiinsern  instituten 


1871  7ö 
1876  80 
1881  hö 
188*5  tü) 
18!»1  !M 


fl. 

1  7'>3  702 
2110  30 3 

2  33S  600 

2  82S  44 ; 

3  222  oSS 


fl. 

2  563  114 

3  148461 

3  874  103 

4  59;  336 

5  227  ;io 


Zusammen 
fl. 

4  356  906 

5  264  764 
6212  793 

7  423  779 
S  450  504 


5"  ? 

187 17.")    0.00    0.12  0.21  64.71  16.24  23.4S 

187*i8<l   0.10    0.14  0.24  66.77  l(,'77  23.09; 

1881  8ö    o.  io    0.17  0,27  65.12  16.40  22.04 

188i;<kl    0.00    0.1;  0.24  71,02  n.S;  22.4S 

18«>i;»4    0.11     0.1S  0,20  73.24  10.57  27,16 

IVber  das  hinaus,  was  für  die  Gesamt- 
heit des  oisloithanisehen  Bestandteils  der 
österreichischen  Monarchie  erhoheii  ist,  haK-u 
einzelne  Ki-oidilnder  eigene  und  weiter- 
gehende Krniitteluntcen  veranstaltet.  Das 
hetrifft  namentlieh  Steiermark  und  IV.lt n. 
In  Steiermark  sind  durch  Individualer- 
hehuntren  von  ls!l4  die  von  den  <iemeind.>n 
ruterstützten  »Einleger  (im  Keihezuee 
rnterstützten),  Armenhäusler.  Siecheiihans- 
insassen  und  Pflegekinder  nach  ihi>»u  ]»t- 
sönlichon  Verhältnissen,  ferner  summarisch 
die  <  ielduntei-stützten  festirestellt  und  nach- 
p  wiesu-n  worden.  Auch  wurde  die  l'rsache 
der  VerarmuiiK  ermittelt.  Ferner  ist  der 
Hestand  und  die  Bewe^un^  wie  die  Kinanz- 
LiiCe  tler  geschlossenen  Anstalten  d;u*.^'thaii 
wonlen.  In  Ixvchrankteretn  rmfantre  ist 
auch  rlie  kirchliclie  und  fuivate  Armenpflei;e 
Iterücksiehtigt.  —  In  Böhmen  wurden  lslWt 
ebenfalls  mittelst  Individualaufnahmc  die 
von  der  öffentlichen  Arnicnj.flece  Bt^tiv.ffeuen 
nach  (teschlecht.  Familienstand.  Beschäfti- 
tcinjr.  dauernder  oder  vorilhergeliender  rnter- 
stützungsweis4>  unrl  der  rnterstiUzungsur- 
sache  sowit1  der  Unterstützungsiiufwand  er- 
mittelt. Hiernach  wurden  von  der  öffent- 
lichen Armenpflep;  in  Steiermark  unter- 
stützt : 

Anzahl    auf  KM)  Ein w. 
Einlrirer    ....        4271  3.7 
Armenhäusler     .    .        1  820  1.0 
Sieohenhüu»lcr    .    .  732  0.0 

«icldtuiterstiit-zte  0513  8.4 

Waisfiinfründnor  .  o.S 
rfleyt  kiuder  .    .    .        3  45°  i 0 

Zusammen     20620  iS.: 

In  Böhmen  erreitthten  die  Selhstunter- 
stützten  die  Zahl  von  1»3!>4S  .xler  1_,«;2% 
der  < 'ivillievölkenmpr,  darunter  waren  7")  277 
«lauernd  und  21520  Yorübenrehend  Tnter- 
stfltzte.  Die  Unterstützung  geschah 
«2701  in  Gehl.  I»ci  4S0-i  in  Naturalien  und 
hei  <i.18;{  in  beideui.  Bei  Einrochnung  der 
Mit  unterstützten  waren  es  1H6  17s  JVrs«)nen 
cnler  2.3.t°  o  tler  Bevölkerung.  Aufgewendet 
wunlen  für  die  rnterstützten  l  s*2  Gl  4  Gul- 
den oder  20  Gulden  auf  den  Kopf. 

17.  Die  Niederlande.  In  den  N  i e d e  r- 
landen,  in  denen  in  erster  Einie  die  öffent- 
liche Armenpflege  Sache  der  Kircheuge- 
meinschaften.  unterstützt  von  Brivatanstalten. 
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ist,  während  «Uo  bürgerlichen  Gemeinden 
bloss  subsidiär  eintreten,  sind  in  dem  statis- 
tischen Jahrbuche  die  wenigen  vorliegenden 
AiigaUm  von  vornherein  getrennt  für  die 
religiösen  Genossenschaften,  für  die  bürger- 
liche Verwaltung  und  für  l'rivatveroine  ge- 
macht. Sie  beziehen  sich  auf  die  Beziffe- 
rung der  verschiedenartigen  von  diesen  Ar- 
menorganen  initerhalteneti  Einrichtungen  und 
Anstalten,  z.  B.  zur  Hausarmeiipflcge,  für 
Wöchnerinnen.  Hospitäler  etc.,  auf  die  Ge- 
samtausgaben, auf  die  Einnahmen  im  ganzen 
wie  aus  Kollekten  und  Zuschüssen  und  auf 
die  dauernd  und  die  vorüliergehend  rnter- 
stützten.  je  gesondert  als  Ein/.elstehonde 
oder  Kainilienulieder :  doch  sind  die  Ange- 
hörigen »|er  letzteren   nicht  berücksichtigt. 

Hiernach  Le-tanden  1N02  im  ganzen  "iMj! > 
Armeiianstalteii.  von  denen  KUl  <l-  r  bürger- 
lichen Verwaltung,  '.\~t'2'.\  den  IMigiousge- 
sellschaften  und  74."i  Privaten  gehörten. 
I  ntel  ihnen  dienten  424»)  der  Hausannen- 
pflege.  20:5  verschämten  Annen.  li:i  der 
Hilfe  während  des  Winters.  ."»."►  W<Vhne- 
rititi«-n.  4^  der  AnVit  und  Arlwitbeschaffung. 
7u7  waren  Vorsorgungs-,  s!l  Kranken-  und 
2S  Arbeitshäuser.  Mit  Ausnahme  der  Ar- 
l)eitsin>talten  hatten  sie  14:i2:U02  fl.  Aus- 
gaben, d.  Ii.  3.1  11.  auf  1  Einwohner.  Den 
Hauptanteil  trup  hiervon  die  Hansarmen- 
pflcge  mit  ()s7uimi()  fl..  wozu  man  noch  die 
rnterstützuug  der  verschämten  Annen  mit 
."»<;.; oihi  fl.  zählen  kaum  Die  Hinnahmen 
Miefen  sieli  ;iuf  .*»s;U01(5  fl..  darunter 
3o71  722  fl.  aus  Kollekten.  Die  Anzahl  der 
l'nterstntzten.  welche  von  den  bürgerlichen 
Gemeinden  unmittelbar  sowie  sonst  als 
Hausanne  und  Verschämte  unterstützt  wur- 
den, betrug: 

im  ganzen 
K .i i ii 1 1 1<  ii -  Kinzig-  auf  Ii» 

Ii;iii|iIiT  •ili'lii'inlr    nl)«ol.  Kluw. 

Dauernd  65  0S7    41  7.;o  106817  2.29 

Vorübergehend  109  28S  37713  147  001  3,15 
Zusammen          1/4  375    70  443  253  81S  5.44 

IM.  Die  Schweiz.  Inhaltroichor  als  die 
meisten  der  genannten  Tiinder  sind  die  auf 
die  Schweiz  bezüglichen  Thatsuhon. 
wenigstens  soweit  sie  sich  auf  die  1n70 
vom  Bundesrate  angeordnete  Aufnahme  lie- 
ziehen.  Selbige  umfnsste  nicht  bloss  die 
öffentliche,  sondern  auch  die  JYivatannen- 
pflego.  »He  hier  mehr  als  sonst  Gegenstand 
der  Erforschung  gewesen  ist.  Von  ersterer 
wurden  erhöhen:  die  l'ntorstützten  als  Er- 
wachsene, im  Familienverbande  oder  ein- 
zeln stehend,  eheliehe  oder  uneheliche  Kin- 
der, ferner  nach  ihrer  dauernden  oder  vor- 
üherpehenden  Hedürftipkeit  und  im  Hinblick 
auf  die  näher  unterschiedene  Unterstützungs- 
art.  sodann  die  Kosten  je  nach  dieser  Art, 
die  Aufbrinpunp  der  Mittel  und  das  Ver- 
möpen.  IVber  die  freiwillige  Armenpflege 
ist  festgestellt:  das  Gründungsjahr,  die  er- 


wachsenen und  unerwachsonen  Fntei-stütz- 
ten.   die   Versorgung  in   eigener  oder  in 
fremder  Familie,  in  Anstalten  oder  ander- 
weitig, unil  das  Vermögen,  die  verschiedenen 
Hinnahmen   und  die  Ausgaben  nach  jenen 
riiter.->tützungszw eigen.    Hieran  reihlen  sieh 
noch  entsprechend  dein  Gharakter  der  be- 
sonderen Anstalten,  wie  Waisen-  und  Kran- 
kenhäuser. Krmitteliuipen   über  ludividual- 
verhältnisse  der  Verpflegten,  etwaiges  Kost- 
geld, Yorpflegungstage  und  -kosten  11.  derpl. 
Alle  diese  Momente  sind  in  eingehender 
Weise  und  n'iumlich  bis  zu  den  Gemeinden 
j  herab  in  Verbindung  mit  den  wüuseheiis- 
j  werten  sachlichen  Erläuterungen  veranschau- 
licht   worden.    Eine   zweite,  anscheinend 
j  du  Ith  die  statistische  Gesellschaft  verati- 
|  lasste  Ermittelung  von   lS'.H)  war.  soweit 
i  sich  das  aus  den  mitgeteilten  Ergebnissen 
erkennen  lässt.  weniger  eingehend  und  auch 
i  nur  auf  die  öffentliche  Armenpflege  ausge- 
dehnt.   Es  erhellen  daraus  im  wesentlichen 
bloss  die  erwachsenen  und  unerwachsonen 
l 'literstützten    nach   den   einzelnen  Filter- 
st üt/.unpstrten  und  der  für  jede  Art  ent- 
standene   Kostenbetrag.     Die  Hauptergeb- 
nisse für  die  öffentliche  Armenpflege  sind 
folgende.    Es   betrugen   die  l'ntorstützten : 

1871)     18!X>       1870  185HI 
Anzahl  aufl<X)Kimv. 


H  .11  i  dauerinl 
Httll!~  vorüber- 
!,r,m'  |  gehend 

|  Kinder 

in  An-  I  Kiniler 
stalten!  Erwarhs. 


22  4?^ 


53  115    24  201 


I 


25  217 
14  100 

6  162 

7  7"7 


23  ;i6 
13  107 


1 .90     1 .00 


1.4S  1.26 


'   J  52 

Zusammen  109580  107692  4.13 
D-i  Kostenaufwand  erhob  sich: 
1870         181MI  IH7(» 


3-<>* 
3  "9 

i«*> 


iilu-rlmuiit 
i  für  eigcntl. 

Filterst. 
'   und  zwar 
,  für  Ihmx- 

aimc 
1  für  Verkost- 

geldi-tc 
fiiiAnstalts- 
pflcge 


Betrag  für  1  Interst. 

Fr.  Fr.        Fr.  Fr. 

1 1  557  S32  14  745  759  '05-47 


9930812  13191610  90.63 


3  055  262 
3047  915 


3427178  58.78 
3  612  81 S  77.50 


136,93 
122.4.» 

73o7 
98,49 


827635    6  151  612  274.80  214.90 


Auf  den  Einwohner  kamen  Gcsamtkosti-n 
!  1*71':  4.:C>.  lsoo;  r,,0">  Fr. 

11).  Dänemark.  Von  den  noch  zu  be- 
trachtenden skandinavischen  Reichen  tritt 
Dan«' mark  insofern  ganz  in  den  Hinter- 
grund, als  es  bisher  über  sein  Armenwesen 
nur  als  Bestandteil  der  kommunalen  Finanz- 
,  Statistik  die  Gesamtausgabe  der  Gemeinden 
für  die  Armenpflege  lioipebraeht  hat.  welche 
sich  für  ls!M  auf  :>4!WGb!«  Knme:i.  .1.  h. 
2..*>3auf  l  Einwohner  und  zwar  auf  l:!2!Hjö<i 
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für  «Ii»-  übrigen  Städte  im«  1  auf  -11  «4019 
Kronen  für  «lie  Lm«lgoinoinden  Ijezifferb». 

20.  Schweden.  Dahingegen  stehen  «lie 
nrmenstatistisehen  Pxitrügo  aus  Sc-h  wo  «Ion 
auf  w.-it  höherer  Stuf»-.  Auch  hier  und 
«■)h'ms<i  in  Xorwegcn  sb'hen  sie  in  Verbimlung 
mit  »Vn  Thatsachon  über  das  G.'ineinde- 
wos<-n.  Die  von  der  -"iffentliehen  Armen- 
pflege rnt.-rstützt.n  wenh-n  als  Erwachsene 
und  rm-rwaehsenc.  «l»-m  Geschlc-ehlc  und 
Familienstand»-  naeh  wi<"  nach  der  Art  «b*r 
Hilfeleistutur  «largethan.  Einige  b»;sondero 
AngaUn  erfolfzon  üWr  <li<-  Annen-  und 
Krankenhäuser  und  denn  Insassen.  Der 
Aufwaml  der  Anuenpfh'ire  wird  nur  nach 
d»'ii  llauptmoiin-utcn  b»-|i'gt.  Die  schwe»li- 
M-hen  V.-n"»ff«'ntii<hunireu  g»h»>n  bis  auf  das 
.Jahr  1*71  zurück. 

Xa«-h  dem  neuest» 'u  Ausweis«-  von  ] SU."» 
wurden  2.">0f)9.">  Personen,  »1.  h.  ."».22  "o  »b-r 
Pevölkorung  unterstützt,  davon  *0  447  in 
»Ion  Stedten  (S,07°o)  und  170  US  auf  »lein 
Luid»-  |4.34°o).  Die  unmitt.ll.ar  l'nter- 
>tüt/t»'ii  teilten  sieli  in  21.777  Kinder  unter 
l.'i  Jahren  und  in  1  ■"»."> 237  Erwachsene,  zu 
denen  n» »eh  74  ."»sl  Mitunt»M-stützt»-  kamen. 
Von  «'iNtei-en  waren  4700  Waisen.  317*  un- 
ehelich»« und  1*099  sonstige  Kinder.  I'nter 
den  erwachsenen  Si  Ibstunterst fitzten  In- 
famien si»di  40*4!l  rnv«'rheiratete.  47  414 
Wrlifiratoti-  und  »SÖ974  Verwitwete  und 
( iex  hiedene.  Vollständig  wunleii  von  der 
«iesuntheit  7HWI,  teilweise  131334,  ge- 
legentlich r»12ol  Personen  unb'rstützt.  Auf- 
g» -wendet  wunlo  für  »lie  öffentliche  Anncn- 
pflcg»-  seitens  der  Gi-im-imlen  121  (is yi »2 
Kronen  <>»|er  »leren  2.1s  auf  •  Ion  Einwohner. 

21.  Norwegen.  Etwas  vollki>iuui«>ner 
noch  sind  schli»'ssli«  h  die  Xachweisinigon  in 
X  nr  w  »  u  »•  n  .  soweit  sie  »lein  letzten  Jahrzehnt 
angi-hören.  Gezählt  werd.n  alle  von  Ge- 
nieimle  wogen  1'nterstützten  mit  Ausuahme 
<l»-tvr,  welch»'  in  ihren  Wohnungen  ledig- 
lieh  ärztliche  Hilfe  empfangen  halten.  Wüh- 
lend vor  1*72  hloss  die  Solhstunterstützten 
berücksichtigt  wurden,  sind  jetzt  auch  »lie 
mit  ihnen  unterstützten  Angehörigen  in- 
begriffen. Mit  Ausführlichkeit  werden  «Ii»! 
IVr*  mal  Verhältnis-*-  der  Annen  und  bo- 
somlers  die  des  Alters  uml  Familienstandes 
(»»•handelt.  Xicht  jedoch  ist  der  B«-«lürftig- 
k«'itsgrnd  aiigegolten.  Zudem  werden  die 
Annen  ersichtlich  gemacht,  wvli-he  ihr»' 
Putei-stützung  in  einer  fivmden  und  «h-s- 
halb  zu  »•nt.-chädigomlon  Gemeinde  erhalten. 
Ebenfalls  wir<l  »lie  Voi-armungsursache 
«largethan.  Auch  die  finanziellen  Aufschlüsse 
sin<l  i>'»  lit  eingehend.  Dios»dben  bringen 
»  Lenfalls  den  Aufwand  für  »lie  —  auf  oVm 
Luid«'  in  X»»rw«  gen  noch  allgemein  übliche 

n  ihi'nwtise  W-rpflogung  »ler  Annen  bei 
»len  Grundbesitzern,  »las  sogenannte  lai^gd. 
«lein  li«'l»lw»  i1e  na«  h  in  Ans»'hlag.    Ali  und 


an  wird  auch  die  Anzahl  und  »las  Orund- 
v»'nn»jgen  »ler  öffentlichen  und  der  privaten 
WohlthätiKkeitssriftungen  dargethan.  Dahin- 
gegen fehlen  Angaben  Olier  die  ges«-hlossonen 
Anstalten  »ler  <"f  fontlichen  Annenpflege: 
IfMÜglieh  die  von  Armonwegen  den  Kranken- 
häusern zugewiesenen  Personen  sind  sum- 
marisch beziffert. 

Die   neuesten   vorliegend»-!»  Thatsachon 
bezmhen  si».-h  vollständig ,  d.  h.  mit  Ein- 
sehluss  «l<>r  .Mitunterstützten,  auf  das  Jahr 
1*90.    Danach  wunlen  10.riT>3N  Köpfe,  «i.  Ii. 
*.3°o  »ler  Hevölkerung  unterstützt  und  zwar 
73304  uumitb-lhar  und  5)2174  mittelbar  als 
«leren  Angehörige.    In  den  Städten  Udiof 
sieh  »lie  Gesamtzahl  auf  ">4*'i7.  auf  «lein 
I^nih-  auf  110*09,  d.  h.  auf  11, *2  W.w. 
7.27  Arme  für  j«-  1"0  Einwohner.   Von  «len 
Selbstunterstütztoit  waivn  S4  0.X  Familmn- 
hüupb-r  uml  31>:io(»  alleinstehemh-  IVrsonen. 
Die   in   treM    aufgewendeten   Kosten  «ler 
Annonpflt-ge  sti»*gen  bis  zu  81.'{*J40s  Kn»n»_'n 
<«l»'r  <i,77  auf  den  Kopf  eines  Einwohners 
in   «len  Städten .  bis  37*1903  o»l»-r  2.4.S 
Kronen  in  »len  Iwindgeineinden,  «binnach 
bis  zu  <> 921 311  oder  3.4S  Kronen  im  König- 
reiche.   Auf  dem  Linde  tniten  al>er  n«x-h 
als  Wert   der  Xatumlverjdlegung  S~»< i 3» *5 
Kronen  hinzu,  so  »lass  sich  hier  «ler  Ge- 
samtaufwand auf  4  138  20S  mler  2.71  Kronen 
und  im  K«"»nigi-ei«-h«'  auf  7  277  01«)  oder  3.6»> 
Kronen   stellte.     Von   »lern  (iehlaufwande 
»les  h-tzterou  warou  4034  97»)  Kronen  etgent- 
|  liehe  Annengelder,  1  622  090  Kronen  Hospital- 
j  kosten  und  1  20304"»  sonstige  Ausgaben.  Die 
I  Durehsehnittskosten   eines  Armen  stellten 
I  sich  dem  Geldaufwands  nach  in  »len  Städten 
'  auf  ."»7.2h,  in  »len  I-iudgenu-inden  auf  81,13 
I  uml  im  ganzen  Reich»'  auf  41,79  Kronen, 
hingeg»'U  hier  auf  13.94  uml  in  »len  Land- 
|  gemeimlen  auf  37.3."i  Kronen,  wenn  man  die 
i  Naturalverpflegung  einmahnet.  — 

Auss<-r  »len  hier  genannten  nennt  IV.hmeit 
in  s»-in»'r  Arbeit  über  «las  Arn»enw»  sen  in 
77  «leutsehen  Stä<lten  no»  h  armenstatisOV'  h»? 
Mitteilungen  aus  Finnland  (Statistik  Arshnk 
für  Finnland,  1*82),  ans  Ma.ssu.-husetts  (Iktaid 
of  State  Charities  of  Massachusetts)  und  aus 
Peiinsylvanien  (Annual  ropf.»rt  of  the  Hoard 
of  ('(»inmissionei-s  of  Public-  Charit i«'s  of  the 
State  of  Pennsylvania),  von  «Ionen  «lie  lieidon 
letzten  s«'hr  lvichlmltig  sein  sollen;  «loch 
kann  hier  ül»er  diese  in  Deutschland  nur 
schwer  zugänglichen  Veröffentlichungen 
nichts  Xähoros  g»'sagt  wenlen. 

Litteratur:  .1.  Emniinghan*.  />»-  .!<•»«.  »>r.*m 
innl  r/iV  A>-mrnf)v*rti<jrb»)iij  in  rnr<>jhii*t  I»  h 
St.i.Hrn,  Jtrrtin  /Ä."".  —  E.  \liinnl rtheiQ,  Ihr 
iliiituchr  Ariiiriiiiiatttifi'buHiJ  tlml  'Iii*  .V'"1'»""'/ 
tu  ihrrr  RtUirm  ,  tu  Schm»lk>*  Staut*-  nifl 
.-••.inliriwiiiirhttfllirhrit  l-'<ir*ch ««</<»(,  }1<I.  I 

ll>a  },s.  .a   :o.  ^   l*ev*ribr.  />»>  .lr»w»»/«»/. 

n,  .fohrh.  für  .\.,t.  „.  *„t.  .V.  F.  Ii,   >'.    r :  .ri. 
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I><  utsr  bland,  Slot.  des  Den  tsrheu  Reith'*, 
Ar«/,  r©»»  kaiserlichen  »tut.  Amt,  X.  F.  Bd.  -'!>, 
Berlin  1XX7.  —  Jf .  Schumann,  Die  Armenlatt 
im  Deutsrhru  Nr  ich  in  ./«Ar/»,  /fir  .Ylif.  «.  .SV<il. 
A*.  K  ,s.  .51*4  ff. —  IK  Holl  mann.  Die  Er-\ 
gebnitte  der  deutschen  Armenstatistik  com  Jahre 
lfti.'i  im  Deutschen  Wochentd.  1XXX,  Xr.  U  it.  In. 

—  Ad  Icke»,  Die  Verteilung  <lrr  Armenlatten  in 
Deutschland  null  ihre  Urform  in  Zeitschr.  für 
Staatsw.  47,  S.  J.iiff.,  4111  ff.  und  7. '7 ff.  "  — 
Zeitschr.  ilm  kijl.  prent*,  »tot.  Bureaus,  Berlin 
18X6,  Jahrg.  Sti,  S.  l-iff.:  die  ersten  Ergebnisse 
ilrr  Armrnstatistik  in  l*reus*en.  Tatollen  um! 
amtliche  Xarhrirhten  über  ilrn  preussischen  Staut 
für  das  .fuhr  IX4U,  hrsg.  ron  dem  stat.  Bureau, 
Berlin  1X.',4,  Bd.  IV,  S.  4.".* ff.  Berieht  iitor 
dir  Ergebnisse  der  pini inziulttäiidischen  Ver- 
waltung, erstattet  eint  dritt  ständischen  Vir- 
iridtuntpautschuts  01t  den  htimtoi  ersehen  Pro- 
ritiziaUandtag  :  Xarhweisitngen  iitor  die  Verweu- ^ 
düngen  behufs  Armenunterstiiiiungen  im  Bezirke  , 
de*  Ist ndnrmenrerlia ade*  der  /Vvriic  Ilannorer.  j 

—  Itemelbe,   Die  Armenlatten  in  der  l'inrinr  j 
Hannocer  in  »Xortlwest«.  Jahrg.  III,  Xr.  16 — /'', 
Bremm  lx*<>.  —  f».  Chr.  Hannen,  Schleswig- 
Iltdstein,  seine    Wohlfuhrtstostrebungen   und  ge- 
rn* ittuüttigen  Einrichtungen,  Kiel  ltt.11,    ■-    Kr-  . 
gäniungshefte  der  Zeitschr.  dm  kgl.  preuss.  »Int.  \ 
Bureaus,  Iterlin,    VI  (1X7'.*) :    1*  Herrfurth, 
Beitriiue  zur  Statistik  der  (lemeinden  in  I*rcu«sm 
VII  <~ixx<)>.    I«  Herrfurth   und   C.   Stüde,  , 
Finanxstutistik  ihr   Kreise  de»   preuss.  Staates 
für  das  ./-»Ar  1S7  7  7s,  XVI  (Ixx,,.    I*  Herr- 
furth  und    l~    v.    Tinrhoppe,    lleiträge  tut 
Finanzstatittik  der  tlemeinden   in  I'reuss,  n.    —  ; 
Hritriii/e  zur  Stuf,  den  Königreich»  Hagem,  hrsg. 
vom   /;//.   »tut.  Bureau,   München,  Heß   '.  (1X',4)  < 

*(mu),pi<lt*i7)tM  (IXXU).  --  v.  Mnur.  Stat.  | 
der  Bettler  und  Vagant  m  im  Königreich  Hagem,  \ 
München  1X6',.  Zeittrhc.  de«  kgl.  Imtgc.  »tut.  | 
Buren«»,  MS  nehm  I  (1X6H,  S.  puff,  und  4  -t 
{1X7.'i  s.  .'"»ff.  —  Itemelbe,  St<iti*ti»rhr  Xach- ! 

weite  iitor  da«  Arinenire»ru    in   Hagem  für  das  | 
.lithr  1X6X   mit    llückhlieken   auf  dir  Ert/cbnissr  ■ 
früherer  Jahre;   de«,,!,  für    is}.\    .Y/T—  XXII 
(MAV  •  /.-W.v     N.     ,*;<>ff.,    M.iff.,    l.s', ff.,    .'Ii ff., 
'.'7 ff.,  in.ff.,  pirff.  —  K.  Kamp,  »piter  Krieg, 
iuletlt  Stelner,   Stnti»ti»rhe  XuchtreituHtjen  ülier 
die  .iriitrnprir;r  im  Könii,reirh    Biii/rm  für  die 
Jahre  Ij<7I  -  ].*''. t. —  Th.  Laren,  Die  l«nipci»che 
Anmenpfiei,,-  run  IS47—IXSH  im  Juhrh.  für  tir*. 
und   Vene.  X,  S.   ',41  ß\  —  Stati*ti«rhr*  Jahrbuch 
für  da«  Königreich  Hamern,  Ar«/,   ron  dem  kgl. 
>tnt.  IIa  renn',  Jahrg.  I—III  (ISV},  18'JC.  1X<>7), 
S.  -/im;,  l'.'.l,  J-I.if.  —  \Vürttemlien,i*che  Juhrb.  f. 
Stat.  und  I.ande»k.,  hrsg.    r«n    dem    kgl.    »tat.-  '■ 
ttipagr.  Bureau,  »p'iler  run  dem  kgl.  »tat.  Ijande*- 
null  Stuttgart,  Jahrg.  lX7'i.  lieft      Jahrg.  1S'.»:>, 
Heft  ■{,  S.  -">'ff.-~  M'.  Camerrr.  Statistik  der  ■ 
Armen  und  Xntleidenden,  IXXii,  Heft  1,  S.  »Uff.  '■ 
Die  in  den  Reehnung»jnhren  1X7!  ,V  11.  1X7H  Xt>  ■ 
faeie  in  dem  Kalenderjahr  IXX.'i  in  Württemberg  j 
öffentlich     unlerttützten     l'ermatm.       i'eltcr»icht  , 
'.iiier  den   l'rnfarif,  der  öffentlichen   Armenuuter-  1 
rtütiung    im    Königreich    Wiirttend>crg    rar  und 
muh    der    Einführung    de»    l{rich*gr*etzr«  iihrr 
den  l~nter»tüt:ung*uohn*it:,   Ar«/,    run  dem  kgl.  ' 
Minist,    d.  Inn.,'  Stuttirirt  lxX-i.      Ileiträge  tur 
Statistik  der  öffentlichen   Armrnpßegr  im   König-  , 
itich    Württemberg,  hmg.   com  kgl.   Minist,  des 
Jan.,  Stuttgart  1XX7.    Xe.itmchr.  den  «tat.  Bureaus  \ 


de«  kgl.  säch*.  Minist,  d.  Inn.,  Jahrg.  VII  flxOl). 
S.  t.r.ff.  Statistik  der  Armenhäuser  im  König- 
reich Sachsen  in  den  Jahren  1X'>',  und  lx.'.s, 
XII  (tXiiii),  S.  1X1  ff.  Beiträge  zur  Statistik  der 
Armenhäuser  im  Königreich  Sachsen  in  den 
Jahren  lX«il  und  IX64,  XX  VII  (1XS1),  S.  .'»4  ff. 
insltes.  S.  UUff.  —  A.  r.  Studnitz.  Statistik  der 
Anstalten  im  Königreich  Suchten  am  1.  XII. 
lxx<>,  XXVIII  <ixxi>,  S.  iff.  —  V.  Bohmert. 
Dir  statistischen  Aufgalten  der  tieineindebrhörden 
mit  besuuderer  Rücksicht  auf  Armenpflege  und 
Armenstatistik ,  S.  J.lff.  —  DerHelhe,  l'rln-r 
Armentresen  und  Arutenstiltistik  mit  besonderer 
Rücksicht  auf  die  sächsische  Erhebung  für  das 
Jahr  ixx'i,  XXIX  iixx.t),  S.  iff.  —  Derne t be. 
Das  Armeniresen  der  Städte  Dresden  n.  I.eipti,, 
nach  der  Arm,  „Statistik  cm  Jahre  Ixxa,  .*. 
IM  ff.  —  Dernelhe,  Zur  Statistik  der  säch*. 
Beiirksarinenanstalteu,  S.  lH4ff.  —  Derttelhe, 
Zur  Sltitistik  der  »lädt.  Armeuuibcitshäuscr  nn 
Königreich  Sarhsen,  S.  11*6  ff.,  —  Jtemelhe, 
Die  Statistik  der  (tr straften  lirttlrr  und  Inga- 
blinden  im  Königreich  Sachsen  nau  1.  April 
1X7:>  bi«  Detentor  lxx.i,  XXX III  (1**7),  S. 
167 ff.  —  Derselbe,  Die  Ergebnisse  der  Reich»- 
armrnstatistik  für  dm  Jahr  IxS't  im  Königreich 
Sachsen,  XXXIV  ( txxx) ,  S.l}ff.  —  Itemelbe. 
Sxtchsixche  Bettler-  und  Vagubundenttatistik  run 
i.sxa — l>x,',  S.  4iff.  —  Iteraelbe,  Die  wetteren 
Ergebnisse  der  »äch»t»cht  u  Armrnstatistik  für 
das  Jahr  /.s.v.;.  —  Itcr*ell>e,  Di-  Ergebnis».- 
der  sächsischen  Armenstatistik  in  den  Jahn« 
1SX0,  1X.1.;  und  IXUO,  XXXIX  (is'-tj,.  -  Kalender 
iiud  statistisrhe»  Jahrb.  für  das  Königreich 
Sachsen  auf  die  Jahre  IXXX,  IS!>? — 1x1*4.  S.  HS, 
i-17,  IU7,  ./Ol ff..  Armenstatistik. —  Stat.  Jahrb.  f. 
ila«  (irhzt.  Hude,,,  I  (1S6X),  S.  'J'iff.,  VI  (1*7 
S.  ,'.17 ff.,  XI  (1X7X),  S.  .'<>;, ff,  XVI  (ix*.:),  S. 
.'41  ff.  —  Pfründner.  Krauken-,  Waisen,  und 
Rettnngshänser  und  ähnlich'  Wuhlthätigkeits- 
anstalte, 1  (VI  (1X74),  S.  246 ff.,  tiemeindearmeu- 
häuser  ,  Kindrrlwwahranslalten  ,  Armcuuntrr- 
stätzuugeit,  XIX  flSX'i),  S.  j:>6,  Armriuiufir« ml . 
S.  .".17,  Stiftungen.  —  Mitteilungen  der  grosshzl. 
hessischen  t  entralstrlte  für  die  htndrsstutistik, 
Ikirmstadt  1XXS,  Bd.  IX  S.  .'4lff.:  du  ,;,„  ,1, « 
htudarmenierlsinden  des  tirossherzaglum«  infolg, 
gesetzlicher  Verpflichtung  im  Etatsjahr  1XXU  x7 
unterstützten  fersiairn  und  für  dieselben  aufge- 
wendeten Iteiträge.  —  Statistische  Mitteilungen 
ülwr  das  tirossherzagtum  Baden,  Bd.  V  (IXX'i) 
Xr.  in;  die  Öffentliche  Armenpflege  im  tiross- 
hrrzogtitm  Raden  im  Jahre  IXS'i.  Jahnstoricht 
des  grotshtl.  badischeu  Ministeriums  des  Innern 
für  die  Jahre  is.s>>—lx!>6,  Karlsruhe  JXU7,  Bd. 
II,  S.  4X1  ff.  {Armeniresen).  Statistisches  Jahr- 
buch für  das  (iitisshrrzogtum  Raden,  Jahrg.  1 
— XXVIII,  Karlsruhe  1X6X—1XH7  unter  «  Arnim- 
weten  und  Wohlthäligkeilr.  —  Statistische  Xach- 
richten  ütor  da«  tlrasshrriotjtnin  Oldenburg, 
hrsg.  ron  dem  grotshtl.  stat.  Bureau,  Heft  7"\ 
Oldenburg  1XXI ;  das  Armmwesm  mit  Einschlus* 
dir  besonderen  Wohlthätigktilsanstaltcn,  Heft 
XX,  1XX6:  das  Finanzierten  der  Kommunalen  - 
toinde  in  den  Jahren  )>74 — 1XX4,  insbes.  auch 
S.  und  Tab.  XLIl.  —  r.  Holtmann. 

Das  Hertogttiiii  Oldenburg  in  «eiiiee  Wirtschaft, 
liehen  Entwickeinn,,  während  der  letzten  f,  hezw. 
4"  Jahre,  ttldenbnrg  1X7*  und  lx'j.i,  S.  4.V.,  und 
S.  .',01  ff.  -  Demelbe,  Statistische  Rrsi her  ihn  «g 
der     (iemrindtn     des     lleriogtuiiis  Oldenburg, 
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I tf,l,  i,l.„,,i  /.»:>;,  i„rh,f.  s.  ,'!,'()'. —  II.  iti-ii/'  :<»«• 

Slittirlik  dm  ll.iz.<t,hintr  llrunnrilnr.  iij,  hm.j. 
"■Hi    'Uil,  Hrn.. in  .hi.  tu;. iL  St.iiiißiniiiifh nmnr. 

ll-ti  ;,  Iii, im, *rh, r,i„  ]ss:.  —  f.  ii.  it. 
Zimmermann.    IHr   Ki<rl>iii*»    d.r  si,iti,t,k  ; 

dir  ..ff  nllichri,     |  mit  ii/iffr,;.    für    dur  Juhr  7>A  •  ; 
nrli.l     .in.r   I  'rhrmiiht     itl»  r    dir    i/i  rrhirhtltt In 
hnl "11I.1  Inn,)  iimt  ih  n  jttutl'  ii  Storni  ihr  ..[iint- 
lirlirn     \iiu>  u/.ri.  i).    im  H> rzni/tnm  Ihn  mirrh  irriii, 

Urft  XII.  ts<>:,[  s.  it.;  ff.  Itenwlbe.  Ih. 
I.iiißnrr  ih  r  in  in  •  ■  ii  K'irinlf^.lilinrhi  ii  '.'•*,/♦. 
il'hiiii'i  mif  dir  .tnii'  ii/ifl'ii.  im  Ihrzniitmn 
/{niiin*rtiii''  iii.  —  Mith  ilmitf  n  <hr  /(<  ,  r<//.  nnhtill. 
rt.tt.  Unit  .in*  Xr.  '~i  (1x7*/:  ilir  iiffntlirhr  Ai- 
wr ii f.fh  t/r  in  ih  n  St.idirn  Anhidtr  in  ih  n 
Julirrn  1X71-  lX7t,.  -  Stntirtik  ihn  Hiit'xjlii uir 
Surhr, ii-Mriiiimtf  n  Xr.  S  tlXXXj:  Stntirtik  ih  r 
i.ffmtlirltrn  Armrnpttnjr  für  dur  Juhr  /.-vi.  — 
Stntirtik  ll'i  .ffrntli.hrn  Aruiriifijlrtii  im  Fürrfr,,. 
tum  lirtm*  j.  I,.  für  ihm  Juhr  7AA».  — -  Stntirtik 
ihr  humhn  rtfirchrn  Stauten,  hrnrh,  um!  hmj. 
um  ilrm  rtutirtirrh'i,  litirrmt  ilrr  Striirrtlrpnttit imi 
XII',  Ilnmltiirij    lxX7.    —    Hötsinr ,  Ihr 

•ffrntlirh,   At  •nriij,rfri/i   im  humlinritini heu  Stnnlr 
im  Juhr»    l*S.;.     Stnlmtmchen  llundhitrh  für  .Im 
hiimhiirtjirchm    .Staut,    hrmj.    n,m    "tut.  Itiirrun 
•  In  Stenn  ihptttnti.ui  I  (1x7}),  S.  lt.' ff.,  II  tlS.sit}.  '■ 
S.    il'iff.,    III  flxfir.),   S.   .'!')ff.,   II    'Ix'U,,  S. 

•'   ''"     Wnhlthnti'jkeit.     Jnhrrrh.  rieht»  -hrl 
I  '  rirttltmtq*brh<>r'h  n   tief  treit  n  itiul  I In  iimmtn.lt  \ 
llmnhma.  tnlrtzt  für  IX'.t'i  t IXU7 )  tintrr  Vrrtrnl- 
tuiujrnhtriltinil     für     iiffmtlirhr  Wuhllhiili.jkrit. 
—  Jnhrfiiirh  für  hrrittmrli»   Slutmtik.    /</•«/.  mm 
Unmut   für    brrmmrhr    Stntirtik.  Jnhrij. 

/a7a,   lx?'.',   ixss   >.(,   7aa,\   ix*n,   lx'.m  i>4, 

7A.'«< :  ilir  Armmpßni.    und  ilir  ..ffr  „tlirhr  W"hl-\ 
thiitiak'  it.  —  Juhrrfilfrrittit  ilrr  t'riitruliirmriiilrf>ii- 
talimi    dir*    liilirclinrhi  ii    Stuutr»)  für   ihi*  Juhr 
IS'».  '>:.  >/.    Xrefr.   Staththrh.,  Juhrhurh 

ilmhrlirr  St.i,ltrr  .luhrg.  I  V,  Ibttin  l»'H~  '>4, 
!,*•»;:  Armru-  mi.l  h'nnih n/idn/..  —  V. 
Hfihmert.  I>u*  Aruiminnu  in  :;  ihiitMrh'ii 
St'iil/rii  mi.l  i  inii/m  I.n ndn rm.  >n  .  rliiiiiih  n ,  ' 
llriMihn  l.s.M,.  Itcutxrhr  ' •• mriinhzritmui  /.V?A, 
llril.    :n    Xr.  Arinrtij>flrtir.rtuli<itt    ih  nt*fht  r 

Stüiltr  für  ilir  J.ihrr  /,-<;.'     />,'<..    —   It.tlirn.  | 
/.<     u/irri    t,ii    t,rr    runi/iurHiiimti    nrl    /,»<;/,  /( 
ll'h.,    /><;,>  Atti    ilrllu    ri.Himifrfiir    it'th  I 

d  imfiiintii  ,««//»■  ..jnrr  pir  ihl  rrijmi,  ».  Ilrftr,  \ 
l{"iit.i  7»  ( — >  T.  Stntiftiiit  ihlh  iijim  f>ir  itl  \ 
■  din  ndirr  /.*>'«  <  ih  i  In.'i  iti  di  Ir^m  tir.-n;.t  futti  \ 
m  l  i/ii imjur iiiti.i  l.s.s/  —  >.;.  S/ir*r  di  Itrm  firruitt  ! 
.«.■.«/* mitr  ilni  riimiiiiiiii  '■  diillr  jiri.rinrir,  ll)  //</»■., 
I'i.iim    7>.V'<"  Aiiiitntri.i    Mtntintirii    it'tl  in  Ii'., 

>.»•,  ,v.  1/>U.'.  S.  t;>>jf.:  Ilmr/irmzu 

,.l  itsujnh  ii  T'i  j.ulilirn.  A'innli  ili  Slot  intim, 
><  rir   .J,i,     i'.J.    '1,    />>/,    .V  ,vr/f/.,    Srrir  .f<l,     }~ij.  >f 

!■■>>.:.  s.   >j s.,ir  .1,1,  i /,   /,»>;,  .v.  .s:,ß; 

-  I:  Hotllo.  Stnti'tiiti  d.lh  ii/i'ir  pir  in 
It.di.i  nrl  IS's.  —  l'rn  n  I,  rr  i  r  Ii.  Stnti/itiipir  dr 
l'i  l'iilin  '  ,  mit  i.V.;.;;  di,  n.  iirrlt  n  \'i  niffrnt- 
li.hmiijr,,  u/m  Xi'ttrrlh-  .„'rir,  t.,mi  ili  III 
A  .Y/1",  St.ttintii/nr  itiimirlh  ,  iimirr  /.*  >  -!'4, 
l'»ri*  i.v;;  r<;  t  !*"  purltr  Xi  .  III,  Ifurmus 
d.  I.i.  ufiitr.im  r  Xr.  /|",  HtidilinK,  niriiti,  Inmpi- 
f'd.'ir,  ,\f  .  I  ,  Anih  i  'l'nl irto  . / .  Anitttuirr 
>lnlistiipit  .1.  h,  l-'ninr.,  J'nri*  /a  ,"A — '>',. 
■V.  I.  J.CflOflt.  I..t  iinmr  rf  t'/trn miir,  l^irin 
•'•»*••'•.  ''".f'.   —    l'rl'ji.  n.   St'ltlrtnpir   itrur'fulr  ! 

di  In  l(,  h/ii/iir.  /■.>/,<..«.'  dr  hl  Htuuti.'H  dl, 
,-..j.l.i  i„r   dt    ;,s;,i—K«,    t-.iin    II,    Itru.rrlh*  !>'..-.; 


•  h    7a'./  nJ,   II.   lumt  f.nrii  idi  .     fS.  't.*Jfi.; 

Itl,  iifuiniiit    ptlhllipir.i      Aiu.n.liit  »/i,liffi./ur  .!. 

In  lirhn.pi,.  I-  XXVII.  li,,,j.!h, 
Ii  r.iimhrit,,  ii  ti  ir  „.     Mi*rrllnti,„,it  *lnti*tii* 
thr   i nihil  hiiiifhim,    I     XII,  l.m,d,;i  7a-" 'j  —  A 
Stntmtiiill    nhmtrurt  f"f    thr    l'nltni   Kin'ld.im  in 
rnrh    i.f   Ihr    lunt    l'i    tpiirr  fr" tu    7V.'.;    t<>  7a.«,", 
Lmiihn,    7aAA.    -  -    f».    f.    Awhfntt.    Ihi»  'n.J. 
linrhr    Armin  irr  tri,    in    *ri,,rr    hidi.rii.  Inn  /Cut- 
irirlcrl, um    ,,ud    h.  ill ii).  ii     tirxtull    in    St  hunJUct 
Stuutr-  und  *<.;iulirit»m*rh'ifllirli.      l'..i  srhn  mini, 
Ihl.    ■•>.    Il'ft    i   f  /AA/./,  inrhrm.ndi  rr   S.  .',11  ri,  — 
I )  i  *  t  r  r  r  >■  i  r  h.    Stuti*ti*rhm  Jnhrlmrh,  7a'..;    -.»  ;, 
hrmi.    im,    d,-r    k.    k.    *tnt.    t 'mtrulknuimi.-*ii.n. 
Wirn   /AdV;--A'  J.     Stilti*ti*rlir*  Iliiudhurh  für  dir 
im  I'ri,h*r"tr  rrrtirtrnrn  Knni,jrr irhr  u.  h'iuihr, 
hrxij.    r.m    drmrlhm ,  XVJ,    Wim  IKSJ—IK. 

Stnl.  dm  SunifnUirriuitß  ihr  im  Hri.Uj.inU  rrr- 
tirtrnrn K'in  iijrr  irhr  'lud  hindrr,  hr»n. 
drmrlliri,  für  /A,",/ — ?!),  Wim  ] A ," ,"  —  a /.  (trutrr- 
rrichinrhr  Statistik ,  Ar«/-  ''"»'  <lrr*rll,rn,  Hd. 
III,  I,  V.  VIII,  .1.  XII,  l,  XIII  .i,  XVIII, 
XXI,  4,  XXII.  .;.  XXVIII,  i,  XXXI,  4. 
XXXVII,  J,  XXXVIII,    >,   XL,  J,  XI.IV.  r, 

XI.VIII,  i,  Wim  y.v.V.<  — (Vrr*„yu„ipiu„lil,,ltr„, 

Armrni,,*tit,itr).     Slitt.    MonoUfrhrift ,    hrnj.  ,  

ilrr  k.  k.  *tut.  <\'Hlrulk"inmixriun  ,  Wirn,  II' 
/7a7a>,  .V  .'41  ff.  und  X  (t*S4h  S.  ^7 4 ff.  —  K. 
Hvatamwric,  I/ir  üffrntlii hr  Armruptli.ir  ,,i 
< tmtrrrrirh  triihmul  ilrr  Jnhrr  7A  *" — ?'!  und 
J.s:  ;—sj;  XIII  (1**7 1,  S.  .".ir.ff.—  K.  \U*chl<-v. 
l  'rlu  r  <li,  Arwrnprirtjr  mit!  ihr,  Statistik  in  dm 
ii»hrn irhi*rl,r„  htnilrr,,  mit  l«*n,tdrrrr  Uürk- 
m'rht  nuf  Stricruutrk.  —  Itevitetbr.  StutUtin-l.r 
Mittrihiu'jm  ütirr  Slrirmturk,  hrxu.  «•«.»«  rt.it. 
IaImI,  *uuil  dm  llrrzrn)tmtut  Sjrirruwrk,  Urft  /, 
(,'ruz  l*!'h:  iht*  Armrntrm n.  Stutirtik  d.r 
iiffrntlirhrn  Armrnjißrijr  im  K'Dii'irrirh  Itnhmto, 
hr»,).  nun  *t,itt*ti*rhm  Hiirrnu  dm  huidrrlidlui- 
rutm  ,  l'ni'j  J*'>4.  —  .V i r  ,1  r  rl .<  n  d e.  J.im  rijfrm 
uihirrr,,  i'h„,r  dr  Irntiittr  t.,mmi**ir  r.mr  d. 
Stitlintirk,  t'(irurrn4ihuijr  I.S't.'i :  Armir.  im,  S. 
'•"ff.  —  Srhirrii.  ii.  Xirdfrer.  A»x  Armm- 
irrArn  ihr  Srfitrriz.  ArmrntffurtzqrliHnft  uml 
»hitirtirrh.  IßiimhlltiHg  ilrr  nmtHrhrn  und  frri- 
irilliijin  Armrnpßri/r,  Zürich  1X7*.  Stutittitrhr* 
Jnhrliurh  ihr  Schirrt':,  hrxij.  r.,m  xtnt.  Unmut 
ihr  rida.  Ilrpurtriitrnlr  dm  Innern.  Jnhri/.  I  «. 

V,  llrrtt  MM  und  IS!»;.  Zritrctirift  für  rrhtrri- 
zrrirrhr  Stntiittik,  Ilmi  JA'.T ;  l'rltrr  dii  Arnim- 
pririjr  im  ulhjrniriii' n  t/ml  Jir  Knttrirkrhiiui  ih  r 
Stntirtik  der  Arniriijuritt'rijr  im  Kuntnn  A'trymt, 
ISt'.'J:   Hrri'  hlr  ilrr  h'nttt'UI*rtqicrutuj,  n   id„r  dir 

VrririiltiiHij  tlrti  Arinciiimrit*.  (Inn  Armmtrrrrn 
im  Kmitnn  Ap/trmrll ;  Stutirti'fitr  dr  Vurrirtmirr 
ptthli'/w  iluii.t  h-  Clinton  .1,  Frilu.itnr, 
1,'rfi  rot  iilier  ritte  Slntirtik  ilrr  frriirdli,).» 
.trmrnpßri/r  ;  'htr  . Irin,  ntrerrn  im  Kuittmi  linxrl- 
l..inthrhnft,  IS7.':  Zur  Krhrbmut  iiher  tltt* 
rrhirrifritrhr  Arniriitrisrn,  !S7ti:  llrrtclil  id*r 
dm  Storni  dir  jtfhtrrizcrUrht  n  AriwurhUirtik, 
1X7  7  it.  7*:  Ihr  Iltiiiplrmultotr  ihr  Stnt.  dm 
rrhtcritrrirrh.it  .lernen trcMtiir,  lx7l>:  Stutirlirckr 
Mittrilitnarn  ührr  ihm  Armmirmm  ihr  rrhtrri:'- 
rirrhm  hunlunr,  1H7">:  IHr  Trilumj  <hr  Armru- 
lurtrn  ztrirchm  Sinnt  un.l  (ieiHrinilrn,  I*xi :  Ihr 

Vrrrinr  und  Stiftiiiujm  de*  Kontmir  Il.mrl-Stn.il. 
7aaa  ;  Armmcerh'iltiii**r  mid  Arutrin  rform  im 
hnuinn    Hern,   l**'J:    Eine   nmr  rchtrrizrrm,^ 

lr,w  rnUut.  —  IM  ,t  t  m  n  rk.  Itunmnrk*  StutUhi. 
Siimmrii.Jruij  uf  ftutmtike  Oplyrn, n,jtr  ttii>rJ.jrn>h. 
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Kvn<l'ii<)rt  I  hin  „1,1,1;.     l'iltfift   tij    tirl  ft<ttiftikt 

HnA»*',  y».  >,       ky;i»»h.»„  /.>:>;, 

•    />•-•••.,    ;>.*:<,  Sl.,ti*«A  TnMvufk, 

#.  awju,  .V...  ;.         Kj'J»nk<t.„  i,vs,\ 

J>!'7  :  A'"iniii"ii'  r<  <in*k<il»r  /.v.v  -oj,  l><n,, wirkt 
Stolintil;,  Stnlintirkr  Mi  ,1,1t  t*rr.  Trnlir  llnkkt , 
/■Irl  lliittl.  l'Ujiitt  iif  iltt  flutiflifkr  Jinf  nti. 
Kjölicnhiiiii    /.S>«.     Ursmar  jiriiifi/»inr  /«Ii/* 

rUtlUtüfiirx  <hi  Ihinutnrk.  I'uhlö'  jxir  Ir  hmfui 
i,.i/,ll    <lr    *t<iflrtii/to.    y<:    J    h.    .',  (:)»,,I,<K)U< 

un,i  i.s;.s.    -  >v/,,r  ,■,/.•«.    y//./,nv  r/// 

.Sirrii/rs  <,ffiri'llti  Stntitlik.  Kinnmitiirrtlr  üiltiij- 
iiit  tl,  och  fiii'iH*rf.  Stnlisliko  < 'ritlrol-Itiim  nt 
I» nittihi -für  ttr  1x7 l,s7',.  IST?- -'-'■'>,  Stockholm 
1*77,  ;>;,v,  J.Sfii — U7.  Slnlitliskr  Tithkrift  nl- 
ijii  t  n  nf  kumiL  *tiili«ti*b<  'V/ifm//»»/»-««  l#sn — r«;, 
Sl..rkh;tm  /.>>"—  '«,.  —  .V«>  r  fr  r ,, ,  „.  .X„r<j,  *  <,jß. 
riilli    Slntirtik.     I  •>tli<l*t»li>t;k.      t'ilijii  r,,  ,i  f  ,),t 


,l,f„nt'i  „Hilft  Jur  kirriti  <-,/  n„,l,  ,-,■,'»„  im/tcii, t, 
für  /.v<W  tMi't  /tiirkMick  U,  /•>•//  /.•*  ZA."'.'. 
Krhti.iuia  ;A'»>.  /vr/,  /.v.v«,  />.x_' 


ftnti*ti'i>tr   ,lr  In  .Vurr./',  j.ulitü' 


lr  biirr-iu 


cntrnl  •!<   *tiiti*lii/nr,    1  Arixtiniu'ti  1S7'. 

— K.  Xorby.  Iir  l'<u*i*t>inrr  puMiijif 
,  t  ilr*  ,'tiiUinj"  inriit.i  ,1,  i  hm  iti'  '  t  Institution* 
pinisrs  rn  yorrrijr.  AV/x./rr  .7  tnhltnujr  j»>n> 
{'i  stnlistiniir  intfriitilion.il,  ,lr  l'nrsinlmirr  jmhli- 
qn>.  R»»ir  }.s,so.  -  Ii  u  ««/  ,i  ,i,l.  O.  Hr.  vun 
Jluj-hßvilen,  IHr  .Irr«.  >i/,ß>,i,  Ktissln,,,!*  i,„ 
Jtihrliurh  für  Urs.  ui»l  Yrrir.  1",  S.  7  J'' ß'.  — 
Sptinien.  Jlrsrüit  ijriHjr/itir,!  if  rstiitlirtim 
K*ptiim  fn,r  In  IHmriöii  ijr„,nil  ,lrl  IiuttitiiO, 
'i'iujri'niio  t/  ixtwliftif,,  M<t>tri<l  isss,  S. 
Jini' licr  nein  ij  »tui'Ui'l. 

Paul  Holl  mann. 


* 


i.i).|>«  K  »V         i;   V.\\/.  >.  h<-  l!n.  haru-  Ucrci    Nauml.ar«  a  S. 
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